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PRÄAMBEL 


SEINE  MAJESTÄT  DER  KÖNIG  DER  BELGIER  IHRE  MAJESTÄT  DIE  KÖNIGIN  VON  DÄNEMARK,  DER  PRÄSIDENT 
DER  BUNDESREPUBLIK  DEUTSCHLAND,  DER  PRÄSIDENT  DER  GRIECHISCHEN  REPUBLIK,  SEINE  MAJESTÄT  DER 
KÖNIG  VON  SPANIEN,  DER  PRÄSIDENT  DER  FRANZÖSISCHEN  REPUBLIK,  DER  PRÄSIDENT  IRLANDS,  DER  PRÄ- 
SIDENT DER  ITALIENISCHEN  REPUBLIK,  SEINE  KÖNIGLICHE  HOHEIT  DER  GROSSHERZOG  VON  LUXEMBURG,  IHRE 
MAJESTÄT  DIE  KÖNIGIN  DER  NIEDERLANDE,  DER  PRÄSIDENT  DER  PORTUGIESISCHEN  REPUBLIK,  IHRE  MAJESTÄT 
DIE  KÖNIGIN  DES  VEREINIGTEN  KÖNIGREICHS  GROSSBRITANNIEN  UND  NORDIRLAND  (i), 

ENTSCHLOSSEN,  den  mit  der  Gründung  der  Europäischen  Gemeinschaften  eingeleiteten  Prozess  der 
europäischen  Integration  auf  eine  neue  Stufe  zu  heben, 

SCHÖPFEND  aus  dem  kulturellen,  religiösen  und  humanistischen  Erbe  Europas,  aus  dem  sich  die 
unverletzlichen  und  unveräußerlichen  Rechte  des  Menschen  sowie  Freiheit,  Demokratie,  Gleichheit 
und  Rechtsstaatlichkeit  als  universelle  Werte  entwickelt  haben, 

EINGEDENK  der  historischen  Bedeutung  der  Überwindung  der  Teilung  des  europäischen  Kontinents 
und  der  Notwendigkeit,  feste  Grundlagen  für  die  Gestalt  des  zukünftigen  Europas  zu  schaffen, 

IN  BESTÄTIGUNG  ihres  Bekenntnisses  zu  den  Grundsätzen  der  Freiheit,  der  Demokratie  und  der 
Achtung  der  Menschenrechte  und  Grundfreiheiten  und  der  Rechtsstaatlichkeit, 

IN  BESTÄTIGUNG  der  Bedeutung,  die  sie  den  sozialen  Grundrechten  beimessen,  wie  sie  in  der  am 
18.  Oktober  1961  in  Turin  unterzeichneten  Europäischen  Sozialcharta  und  in  der  Unionscharta  der 
sozialen  Grundrechte  der  Arbeitnehmer  von  1989  festgelegt  sind, 

IN  DEM  WUNSCH,  die  Solidarität  zwischen  ihren  Völkern  unter  Achtung  ihrer  Geschichte,  ihrer  Kultur 
und  ihrer  Traditionen  zu  stärken, 

IN  DEM  WUNSCH,  Demokratie  und  Effizienz  in  der  Arbeit  der  Organe  weiter  zu  stärken,  damit  diese  in 
die  Lage  versetzt  werden,  die  ihnen  übertragenen  Aufgaben  in  einem  einheitlichen  institutionellen 
Rahmen  besser  wahrzunehmen, 

ENTSCHLOSSEN,  die  Stärkung  und  die  Konvergenz  ihrer  Volkswirtschaften  herbeizuführen  und  eine 
Wirtschafts-  und  Währungsunion  zu  errichten,  die  im  Einklang  mit  diesem  Vertrag  und  dem  Vertrag 
über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  eine  einheitliche,  stabile  Währung  einschließt, 

IN  DEM  FESTEN  WILLEN,  im  Rahmen  der  Verwirklichung  des  Binnenmarkts  sowie  der  Stärkung  des 
Zusammenhalts  und  des  Umweltschutzes  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fortschritt  ihrer  Völker 
unter  Berücksichtigung  des  Grundsatzes  der  nachhaltigen  Entwicklung  zu  fördern  und  Politiken  zu 
verfolgen,  die  gewährleisten,  dass  Fortschritte  bei  der  wirtschaftlichen  Integration  mit  parallelen 
Fortschritten  auf  anderen  Gebieten  einhergehen, 

(!)  Seit  dem  ursprünglichen  Vertragsschluss  sind  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union  geworden:  die  Republik  Bulga- 
rien, die  Tschechische  Republik,  die  Republik  Estland,  die  Republik  Zypern,  die  Republik  Lettland,  die  Republik 
Litauen,  die  Republik  Ungarn,  die  Republik  Malta,  die  Republik  Österreich,  die  Republik  Polen,  Rumänien,  die 
Republik  Slowenien,  die  Slowakische  Republik,  die  Republik  Finnland  und  das  Königreich  Schweden. 
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ENTSCHLOSSEN,  eine  gemeinsame  Unionsbürgerschaft  für  die  Staatsangehörigen  ihrer  Länder  einzufüh- 
ren, 

ENTSCHLOSSEN,  eine  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  zu  verfolgen,  wozu  nach  Maßgabe 
des  Artikels  42  auch  die  schrittweise  Festlegung  einer  gemeinsamen  Verteidigungspolitik  gehört,  die 
zu  einer  gemeinsamen  Verteidigung  führen  könnte,  und  so  die  Identität  und  Unabhängigkeit  Europas 
zu  stärken,  um  Frieden,  Sicherheit  und  Fortschritt  in  Europa  und  in  der  Welt  zu  fördern, 

ENTSCHLOSSEN,  die  Freizügigkeit  unter  gleichzeitiger  Gewährleistung  der  Sicherheit  ihrer  Bürger  durch 
den  Aufbau  eines  Raums  der  Freiheit,  der  Sicherheit  und  des  Rechts  nach  Maßgabe  der  Bestimmun- 
gen dieses  Vertrags  und  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  zu  fördern, 

ENTSCHLOSSEN,  den  Prozess  der  Schaffung  einer  immer  engeren  Union  der  Völker  Europas,  in  der  die 
Entscheidungen  entsprechend  dem  Subsidiaritätsprinzip  möglichst  bürgernah  getroffen  werden,  wei- 
terzuführen, 

IM  HINBLICK  auf  weitere  Schritte,  die  getan  werden  müssen,  um  die  europäische  Integration  voran- 
zutreiben, 

HABEN  BESCHLOSSEN,  eine  Europäische  Union  zu  gründen;  sie  haben  zu  diesem  Zweck  zu  ihren 
Bevollmächtigten  ernannt: 

(Aufzählung  der  Bevollmächtigten  nicht  wiedergegeben) 

DIESE  SIND  nach  Austausch  ihrer  als  gut  und  gehörig  befundenen  Vollmachten  wie  folgt  ÜBEREINGE- 
KOMMEN: 

TITEL  I 

GEMEINSAME  BESTIMMUNGEN 

Artikel  1 

(ex-Artikel  1  EUV)  (') 

Durch  diesen  Vertrag  gründen  die  HOHEN  VERTRAGSPARTEIEN  untereinander  eine  EUROPÄISCHE  UNION 
(im  Folgenden  „Union"),  der  die  Mitgliedstaaten  Zuständigkeiten  zur  Verwirklichung  ihrer  gemein- 
samen Ziele  übertragen. 

Dieser  Vertrag  stellt  eine  neue  Stufe  bei  der  Verwirklichung  einer  immer  engeren  Union  der  Völker 
Europas  dar,  in  der  die  Entscheidungen  möglichst  offen  und  möglichst  bürgernah  getroffen  werden. 

Grundlage  der  Union  sind  dieser  Vertrag  und  der  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union  (im  Folgenden  „Verträge").  Beide  Verträge  sind  rechtlich  gleichrangig.  Die  Union  tritt  an  die 
Stelle  der  Europäischen  Gemeinschaft,  deren  Rechtsnachfolgerin  sie  ist. 

(')  Dieser  Verweis  hat  lediglich  hinweisenden  Charakter.  Zur  Vertiefung  vgl.  die  Übereinstimmungstabellen  für  die  Ent- 
sprechung zwischen  bisheriger  und  neuer  Nummerierung  der  Verträge. 
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Artikel  2 

Die  Werte,  auf  die  sich  die  Union  gründet,  sind  die  Achtung  der  Menschenwürde,  Freiheit,  Demo- 
kratie, Gleichheit,  Rechtsstaatlichkeit  und  die  Wahrung  der  Menschenrechte  einschließlich  der  Rechte 
der  Personen,  die  Minderheiten  angehören.  Diese  Werte  sind  allen  Mitgliedstaaten  in  einer  Gesell- 
schaft gemeinsam,  die  sich  durch  Pluralismus,  Nichtdiskriminierung,  Toleranz,  Gerechtigkeit,  Solida- 
rität und  die  Gleichheit  von  Frauen  und  Männern  auszeichnet. 

Artikel  3 
(ex-Artikel  2  EUV) 

(1)  Ziel  der  Union  ist  es,  den  Frieden,  ihre  Werte  und  das  Wohlergehen  ihrer  Völker  zu  fördern. 

(2)  Die  Union  bietet  ihren  Bürgerinnen  und  Bürgern  einen  Raum  der  Freiheit,  der  Sicherheit  und 
des  Rechts  ohne  Binnengrenzen,  in  dem  -  in  Verbindung  mit  geeigneten  Maßnahmen  in  Bezug  auf 
die  Kontrollen  an  den  Außengrenzen,  das  Asyl,  die  Einwanderung  sowie  die  Verhütung  und  Be- 
kämpfung der  Kriminalität  -  der  freie  Personenverkehr  gewährleistet  ist. 

(3)  Die  Union  errichtet  einen  Binnenmarkt.  Sie  wirkt  auf  die  nachhaltige  Entwicklung  Europas  auf 
der  Grundlage  eines  ausgewogenen  Wirtschaftswachstums  und  von  Preisstabilität,  eine  in  hohem 
Maße  wettbewerbsfähige  soziale  Marktwirtschaft,  die  auf  Vollbeschäftigung  und  sozialen  Fortschritt 
abzielt,  sowie  ein  hohes  Maß  an  Umweltschutz  und  Verbesserung  der  Umweltqualität  hin.  Sie  fördert 
den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt. 

Sie  bekämpft  soziale  Ausgrenzung  und  Diskriminierungen  und  fördert  soziale  Gerechtigkeit  und 
sozialen  Schutz,  die  Gleichstellung  von  Frauen  und  Männern,  die  Solidarität  zwischen  den  Genera- 
tionen und  den  Schutz  der  Rechte  des  Kindes. 

Sie  fördert  den  wirtschaftlichen,  sozialen  und  territorialen  Zusammenhalt  und  die  Solidarität  zwi- 
schen den  Mitgliedstaaten. 

Sie  wahrt  den  Reichtum  ihrer  kulturellen  und  sprachlichen  Vielfalt  und  sorgt  für  den  Schutz  und  die 
Entwicklung  des  kulturellen  Erbes  Europas. 

(4)  Die  Union  errichtet  eine  Wirtschafts-  und  Währungsunion,  deren  Währung  der  Euro  ist. 

(5)  In  ihren  Beziehungen  zur  übrigen  Welt  schützt  und  fördert  die  Union  ihre  Werte  und  Inte- 
ressen und  trägt  zum  Schutz  ihrer  Bürgerinnen  und  Bürger  bei.  Sie  leistet  einen  Beitrag  zu  Frieden, 
Sicherheit,  globaler  nachhaltiger  Entwicklung,  Solidarität  und  gegenseitiger  Achtung  unter  den  Völ- 
kern, zu  freiem  und  gerechtem  Handel,  zur  Beseitigung  der  Armut  und  zum  Schutz  der  Menschen- 
rechte, insbesondere  der  Rechte  des  Kindes,  sowie  zur  strikten  Einhaltung  und  Weiterentwicklung  des 
Völkerrechts,  insbesondere  zur  Wahrung  der  Grundsätze  der  Charta  der  Vereinten  Nationen. 

(6)  Die  Union  verfolgt  ihre  Ziele  mit  geeigneten  Mitteln  entsprechend  den  Zuständigkeiten,  die  ihr 
in  den  Verträgen  übertragen  sind. 
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Artikel  4 


(1)  Alle  der  Union  nicht  in  den  Verträgen  übertragenen  Zuständigkeiten  verbleiben  gemäß  Ar- 
tikel 5  bei  den  Mitgliedstaaten. 

(2)  Die  Union  achtet  die  Gleichheit  der  Mitgliedstaaten  vor  den  Verträgen  und  ihre  jeweilige 
nationale  Identität,  die  in  ihren  grundlegenden  politischen  und  verfassungsmäßigen  Strukturen  ein- 
schließlich der  regionalen  und  lokalen  Selbstverwaltung  zum  Ausdruck  kommt.  Sie  achtet  die  grund- 
legenden Funktionen  des  Staates,  insbesondere  die  Wahrung  der  territorialen  Unversehrtheit,  die 
Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  und  den  Schutz  der  nationalen  Sicherheit.  Insbesondere 
die  nationale  Sicherheit  fällt  weiterhin  in  die  alleinige  Verantwortung  der  einzelnen  Mitgliedstaaten. 

(3)  Nach  dem  Grundsatz  der  loyalen  Zusammenarbeit  achten  und  unterstützen  sich  die  Union 
und  die  Mitgliedstaaten  gegenseitig  bei  der  Erfüllung  der  Aufgaben,  die  sich  aus  den  Verträgen 
ergeben. 

Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  alle  geeigneten  Maßnahmen  allgemeiner  oder  besonderer  Art  zur  Er- 
füllung der  Verpflichtungen,  die  sich  aus  den  Verträgen  oder  den  Handlungen  der  Organe  der  Union 
ergeben. 

Die  Mitgliedstaaten  unterstützen  die  Union  bei  der  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  und  unterlassen  alle 
Maßnahmen,  die  die  Verwirklichung  der  Ziele  der  Union  gefährden  könnten. 

Artikel  5 
(ex-Artikel  5  EGV) 

(1)  Für  die  Abgrenzung  der  Zuständigkeiten  der  Union  gilt  der  Grundsatz  der  begrenzten  Einzel- 
ermächtigung. Für  die  Ausübung  der  Zuständigkeiten  der  Union  gelten  die  Grundsätze  der  Subsidia- 
rität und  der  Verhältnismäßigkeit. 

(2)  Nach  dem  Grundsatz  der  begrenzten  Einzelermächtigung  wird  die  Union  nur  innerhalb  der 
Grenzen  der  Zuständigkeiten  tätig,  die  die  Mitgliedstaaten  ihr  in  den  Verträgen  zur  Verwirklichung 
der  darin  niedergelegten  Ziele  übertragen  haben.  Alle  der  Union  nicht  in  den  Verträgen  übertragenen 
Zuständigkeiten  verbleiben  bei  den  Mitgliedstaaten. 

(3)  Nach  dem  Subsidiaritätsprinzip  wird  die  Union  in  den  Bereichen,  die  nicht  in  ihre  ausschließ- 
liche Zuständigkeit  fallen,  nur  tätig,  sofern  und  soweit  die  Ziele  der  in  Betracht  gezogenen  Maß- 
nahmen von  den  Mitgliedstaaten  weder  auf  zentraler  noch  auf  regionaler  oder  lokaler  Ebene  aus- 
reichend verwirklicht  werden  können,  sondern  vielmehr  wegen  ihres  Umfangs  oder  ihrer  Wirkungen 
auf  Unionsebene  besser  zu  verwirklichen  sind. 

Die  Organe  der  Union  wenden  das  Subsidiaritätsprinzip  nach  dem  Protokoll  über  die  Anwendung 
der  Grundsätze  der  Subsidiarität  und  der  Verhältnismäßigkeit  an.  Die  nationalen  Parlamente  achten 
auf  die  Einhaltung  des  Subsidiaritätsprinzips  nach  dem  in  jenem  Protokoll  vorgesehenen  Verfahren. 

(4)  Nach  dem  Grundsatz  der  Verhältnismäßigkeit  gehen  die  Maßnahmen  der  Union  inhaltlich  wie 
formal  nicht  über  das  zur  Erreichung  der  Ziele  der  Verträge  erforderliche  Maß  hinaus. 

Die  Organe  der  Union  wenden  den  Grundsatz  der  Verhältnismäßigkeit  nach  dem  Protokoll  über  die 
Anwendung  der  Grundsätze  der  Subsidiarität  und  der  Verhältnismäßigkeit  an. 
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Artikel  6 
(ex-Artikel  6  EUV) 

(1)  Die  Union  erkennt  die  Rechte,  Freiheiten  und  Grundsätze  an,  die  in  der  Charta  der  Grund- 
rechte der  Europäischen  Union  vom  7.  Dezember  2000  in  der  am  12.  Dezember  2007  in  Straßburg 
angepassten  Fassung  niedergelegt  sind;  die  Charta  der  Grundrechte  und  die  Verträge  sind  rechtlich 
gleichrangig. 

Durch  die  Bestimmungen  der  Charta  werden  die  in  den  Verträgen  festgelegten  Zuständigkeiten  der 
Union  in  keiner  Weise  erweitert. 

Die  in  der  Charta  niedergelegten  Rechte,  Freiheiten  und  Grundsätze  werden  gemäß  den  allgemeinen 
Bestimmungen  des  Titels  VII  der  Charta,  der  ihre  Auslegung  und  Anwendung  regelt,  und  unter 
gebührender  Berücksichtigung  der  in  der  Charta  angeführten  Erläuterungen,  in  denen  die  Quellen 
dieser  Bestimmungen  angegeben  sind,  ausgelegt. 

(2)  Die  Union  tritt  der  Europäischen  Konvention  zum  Schutz  der  Menschenrechte  und  Grund- 
freiheiten bei.  Dieser  Beitritt  ändert  nicht  die  in  den  Verträgen  festgelegten  Zuständigkeiten  der 
Union. 

(3)  Die  Grundrechte,  wie  sie  in  der  Europäischen  Konvention  zum  Schutz  der  Menschenrechte 
und  Grundfreiheiten  gewährleistet  sind  und  wie  sie  sich  aus  den  gemeinsamen  Verfassungsüber- 
lieferungen der  Mitgliedstaaten  ergeben,  sind  als  allgemeine  Grundsätze  Teil  des  Unionsrechts. 

Artikel  7 

(ex-Artikel  7  EUV) 

(1)  Auf  begründeten  Vorschlag  eines  Drittels  der  Mitgliedstaaten,  des  Europäischen  Parlaments 
oder  der  Europäischen  Kommission  kann  der  Rat  mit  der  Mehrheit  von  vier  Fünfteln  seiner  Mit- 
glieder nach  Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments  feststellen,  dass  die  eindeutige  Gefahr  einer 
schwerwiegenden  Verletzung  der  in  Artikel  2  genannten  Werte  durch  einen  Mitgliedstaat  besteht.  Der 
Rat  hört,  bevor  er  eine  solche  Feststellung  trifft,  den  betroffenen  Mitgliedstaat  und  kann  Empfeh- 
lungen an  ihn  richten,  die  er  nach  demselben  Verfahren  beschließt. 

Der  Rat  überprüft  regelmäßig,  ob  die  Gründe,  die  zu  dieser  Feststellung  geführt  haben,  noch  zu- 
treffen. 

(2)  Auf  Vorschlag  eines  Drittels  der  Mitgliedstaaten  oder  der  Europäischen  Kommission  und  nach 
Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments  kann  der  Europäische  Rat  einstimmig  feststellen,  dass  eine 
schwerwiegende  und  anhaltende  Verletzung  der  in  Artikel  2  genannten  Werte  durch  einen  Mitglied- 
staat vorliegt,  nachdem  er  den  betroffenen  Mitgliedstaat  zu  einer  Stellungnahme  aufgefordert  hat. 

(3)  Wurde  die  Feststellung  nach  Absatz  2  getroffen,  so  kann  der  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit 
beschließen,  bestimmte  Rechte  auszusetzen,  die  sich  aus  der  Anwendung  der  Verträge  auf  den 
betroffenen  Mitgliedstaat  herleiten,  einschließlich  der  Stimmrechte  des  Vertreters  der  Regierung  dieses 
Mitgliedstaats  im  Rat.  Dabei  berücksichtigt  er  die  möglichen  Auswirkungen  einer  solchen  Aussetzung 
auf  die  Rechte  und  Pflichten  natürlicher  und  juristischer  Personen. 
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Die  sich  aus  den  Verträgen  ergebenden  Verpflichtungen  des  betroffenen  Mitgliedstaats  sind  für  diesen 
auf  jeden  Fall  weiterhin  verbindlich. 

(4)  Der  Rat  kann  zu  einem  späteren  Zeitpunkt  mit  qualifizierter  Mehrheit  beschließen,  nach 
Absatz  3  getroffene  Maßnahmen  abzuändern  oder  aufzuheben,  wenn  in  der  Lage,  die  zur  Verhän- 
gung dieser  Maßnahmen  geführt  hat,  Änderungen  eingetreten  sind. 

(5)  Die  Abstimmungsmodalitäten,  die  für  die  Zwecke  dieses  Artikels  für  das  Europäische  Par- 
lament, den  Europäischen  Rat  und  den  Rat  gelten,  sind  in  Artikel  354  des  Vertrags  über  die  Arbeits- 
weise der  Europäischen  Union  festgelegt. 

Artikel  8 

(1)  Die  Union  entwickelt  besondere  Beziehungen  zu  den  Ländern  in  ihrer  Nachbarschaft,  um 
einen  Raum  des  Wohlstands  und  der  guten  Nachbarschaft  zu  schaffen,  der  auf  den  Werten  der 
Union  aufbaut  und  sich  durch  enge,  friedliche  Beziehungen  auf  der  Grundlage  der  Zusammenarbeit 
auszeichnet. 

(2)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  kann  die  Union  spezielle  Übereinkünfte  mit  den  betreffenden 
Ländern  schließen.  Diese  Übereinkünfte  können  gegenseitige  Rechte  und  Pflichten  umfassen  und  die 
Möglichkeit  zu  gemeinsamem  Vorgehen  eröffnen.  Zur  Durchführung  der  Übereinkünfte  finden  regel- 
mäßige Konsultationen  statt. 

TITEL  II 

BESTIMMUNGEN  ÜBER  DIE  DEMOKRATISCHEN  GRUNDSÄTZE 

Artikel  9 

Die  Union  achtet  in  ihrem  gesamten  Handeln  den  Grundsatz  der  Gleichheit  ihrer  Bürgerinnen  und 
Bürger,  denen  ein  gleiches  Maß  an  Aufmerksamkeit  seitens  der  Organe,  Einrichtungen  und  sonstigen 
Stellen  der  Union  zuteil  wird.  Unionsbürger  ist,  wer  die  Staatsangehörigkeit  eines  Mitgliedstaats 
besitzt.  Die  Unionsbürgerschaft  tritt  zur  nationalen  Staatsbürgerschaft  hinzu,  ersetzt  sie  aber  nicht. 

Artikel  10 

(1)  Die  Arbeitsweise  der  Union  beruht  auf  der  repräsentativen  Demokratie. 

(2)  Die  Bürgerinnen  und  Bürger  sind  auf  Unionsebene  unmittelbar  im  Europäischen  Parlament 
vertreten. 

Die  Mitgliedstaaten  werden  im  Europäischen  Rat  von  ihrem  jeweiligen  Staats-  oder  Regierungschef 
und  im  Rat  von  ihrer  jeweiligen  Regierung  vertreten,  die  ihrerseits  in  demokratischer  Weise  gegen- 
über ihrem  nationalen  Parlament  oder  gegenüber  ihren  Bürgerinnen  und  Bürgern  Rechenschaft 
ablegen  müssen. 

(3)  Alle  Bürgerinnen  und  Bürger  haben  das  Recht,  am  demokratischen  Leben  der  Union  teil- 
zunehmen. Die  Entscheidungen  werden  so  offen  und  bürgernah  wie  möglich  getroffen. 

(4)  Politische  Parteien  auf  europäischer  Ebene  tragen  zur  Herausbildung  eines  europäischen  poli- 
tischen Bewusstseins  und  zum  Ausdruck  des  Willens  der  Bürgerinnen  und  Bürger  der  Union  bei. 
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Artikel  11 


(1)  Die  Organe  geben  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  und  den  repräsentativen  Verbänden  in  ge- 
eigneter Weise  die  Möglichkeit,  ihre  Ansichten  in  allen  Bereichen  des  Handelns  der  Union  öffentlich 
bekannt  zu  geben  und  auszutauschen. 

(2)  Die  Organe  pflegen  einen  offenen,  transparenten  und  regelmäßigen  Dialog  mit  den  repräsen- 
tativen Verbänden  und  der  Zivilgesellschaft. 

(3)  Um  die  Kohärenz  und  die  Transparenz  des  Handelns  der  Union  zu  gewährleisten,  führt  die 
Europäische  Kommission  umfangreiche  Anhörungen  der  Betroffenen  durch. 

(4)  Unionsbürgerinnen  und  Unionsbürger,  deren  Anzahl  mindestens  eine  Million  betragen  und  bei 
denen  es  sich  um  Staatsangehörige  einer  erheblichen  Anzahl  von  Mitgliedstaaten  handeln  muss, 
können  die  Initiative  ergreifen  und  die  Europäische  Kommission  auffordern,  im  Rahmen  ihrer  Befug- 
nisse geeignete  Vorschläge  zu  Themen  zu  unterbreiten,  zu  denen  es  nach  Ansicht  jener  Bürgerinnen 
und  Bürger  eines  Rechtsakts  der  Union  bedarf,  um  die  Verträge  umzusetzen. 

Die  Verfahren  und  Bedingungen,  die  für  eine  solche  Bürgerinitiative  gelten,  werden  nach  Artikel  24 
Absatz  1  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  festgelegt. 

Artikel  12 

Die  nationalen  Parlamente  tragen  aktiv  zur  guten  Arbeitsweise  der  Union  bei,  indem  sie 

a)  von  den  Organen  der  Union  unterrichtet  werden  und  ihnen  die  Entwürfe  von  Gesetzgebungsakten 
der  Union  gemäß  dem  Protokoll  über  die  Rolle  der  nationalen  Parlamente  in  der  Europäischen 
Union  zugeleitet  werden; 

b)  dafür  sorgen,  dass  der  Grundsatz  der  Subsidiarität  gemäß  den  in  dem  Protokoll  über  die  An- 
wendung der  Grundsätze  der  Subsidiarität  und  der  Verhältnismäßigkeit  vorgesehenen  Verfahren 
beachtet  wird; 

c)  sich  im  Rahmen  des  Raums  der  Freiheit,  der  Sicherheit  und  des  Rechts  an  den  Mechanismen  zur 
Bewertung  der  Durchführung  der  Unionspolitiken  in  diesem  Bereich  nach  Artikel  70  des  Vertrags 
über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  beteiligen  und  in  die  politische  Kontrolle  von 
Europol  und  die  Bewertung  der  Tätigkeit  von  Eurojust  nach  den  Artikeln  88  und  85  des  ge- 
nannten Vertrags  einbezogen  werden; 

d)  sich  an  den  Verfahren  zur  Änderung  der  Verträge  nach  Artikel  48  dieses  Vertrags  beteiligen; 

e)  über  Anträge  auf  Beitritt  zur  Union  nach  Artikel  49  dieses  Vertrags  unterrichtet  werden; 

f)  sich  an  der  interparlamentarischen  Zusammenarbeit  zwischen  den  nationalen  Parlamenten  und 
mit  dem  Europäischen  Parlament  gemäß  dem  Protokoll  über  die  Rolle  der  nationalen  Parlamente 
in  der  Europäischen  Union  beteiligen. 
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TITEL  III 


BESTIMMUNGEN  ÜBER  DIE  ORGANE 

Artikel  13 

(1)  Die  Union  verfügt  über  einen  institutionellen  Rahmen,  der  zum  Zweck  hat,  ihren  Werten 
Geltung  zu  verschaffen,  ihre  Ziele  zu  verfolgen,  ihren  Interessen,  denen  ihrer  Bürgerinnen  und  Bürger 
und  denen  der  Mitgliedstaaten  zu  dienen  sowie  die  Kohärenz,  Effizienz  und  Kontinuität  ihrer  Politik 
und  ihrer  Maßnahmen  sicherzustellen. 

Die  Organe  der  Union  sind 

—  das  Europäische  Parlament, 

—  der  Europäische  Rat, 

—  der  Rat, 

—  die  Europäische  Kommission  (im  Folgenden  „Kommission"), 

—  der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union, 

—  die  Europäische  Zentralbank, 

—  der  Rechnungshof. 

(2)  Jedes  Organ  handelt  nach  Maßgabe  der  ihm  in  den  Verträgen  zugewiesenen  Befugnisse  nach 
den  Verfahren,  Bedingungen  und  Zielen,  die  in  den  Verträgen  festgelegt  sind.  Die  Organe  arbeiten 
loyal  zusammen. 

(3)  Die  Bestimmungen  über  die  Europäische  Zentralbank  und  den  Rechnungshof  sowie  die  de- 
taillierten Bestimmungen  über  die  übrigen  Organe  sind  im  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Euro- 
päischen Union  enthalten. 

(4)  Das  Europäische  Parlament,  der  Rat  und  die  Kommission  werden  von  einem  Wirtschafts-  und 
Sozialausschuss  sowie  einem  Ausschuss  der  Regionen  unterstützt,  die  beratende  Aufgaben  wahr- 
nehmen. 

Artikel  14 

(1)  Das  Europäische  Parlament  wird  gemeinsam  mit  dem  Rat  als  Gesetzgeber  tätig  und  übt 
gemeinsam  mit  ihm  die  Haushaltsbefugnisse  aus.  Es  erfüllt  Aufgaben  der  politischen  Kontrolle  und 
Beratungsfunktionen  nach  Maßgabe  der  Verträge.  Es  wählt  den  Präsidenten  der  Kommission. 

(2)  Das  Europäische  Parlament  setzt  sich  aus  Vertretern  der  Unionsbürgerinnen  und  Unionsbürger 
zusammen.  Ihre  Anzahl  darf  750  nicht  überschreiten,  zuzüglich  des  Präsidenten.  Die  Bürgerinnen 
und  Bürger  sind  im  Europäischen  Parlament  degressiv  proportional,  mindestens  jedoch  mit  sechs 
Mitgliedern  je  Mitgliedstaat  vertreten.  Kein  Mitgliedstaat  erhält  mehr  als  96  Sitze. 
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Der  Europäische  Rat  erlässt  einstimmig  auf  Initiative  des  Europäischen  Parlaments  und  mit  dessen 
Zustimmung  einen  Beschluss  über  die  Zusammensetzung  des  Europäischen  Parlaments,  in  dem  die  in 
Unterabsatz  1  genannten  Grundsätze  gewahrt  sind. 

(3)  Die  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments  werden  in  allgemeiner,  unmittelbarer,  freier  und 
geheimer  Wahl  für  eine  Amtszeit  von  fünf  Jahren  gewählt. 

(4)  Das  Europäische  Parlament  wählt  aus  seiner  Mitte  seinen  Präsidenten  und  sein  Präsidium. 

Artikel  15 

(1)  Der  Europäische  Rat  gibt  der  Union  die  für  ihre  Entwicklung  erforderlichen  Impulse  und  legt 
die  allgemeinen  politischen  Zielvorstellungen  und  Prioritäten  hierfür  fest.  Er  wird  nicht  gesetzgebe- 
risch tätig. 

(2)  Der  Europäische  Rat  setzt  sich  zusammen  aus  den  Staats-  und  Regierungschefs  der  Mitglied- 
staaten sowie  dem  Präsidenten  des  Europäischen  Rates  und  dem  Präsidenten  der  Kommission.  Der 
Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  nimmt  an  seinen  Arbeiten  teil. 

(3)  Der  Europäische  Rat  tritt  zweimal  pro  Halbjahr  zusammen;  er  wird  von  seinem  Präsidenten 
einberufen.  Wenn  es  die  Tagesordnung  erfordert,  können  die  Mitglieder  des  Europäischen  Rates 
beschließen,  sich  jeweils  von  einem  Minister  oder  -  im  Fall  des  Präsidenten  der  Kommission  - 
von  einem  Mitglied  der  Kommission  unterstützen  zu  lassen.  Wenn  es  die  Lage  erfordert,  beruft 
der  Präsident  eine  außerordentliche  Tagung  des  Europäischen  Rates  ein. 

(4)  Soweit  in  den  Verträgen  nichts  anderes  festgelegt  ist,  entscheidet  der  Europäische  Rat  im 
Konsens. 

(5)  Der  Europäische  Rat  wählt  seinen  Präsidenten  mit  qualifizierter  Mehrheit  für  eine  Amtszeit  von 
zweieinhalb  Jahren;  der  Präsident  kann  einmal  wiedergewählt  werden.  Im  Falle  einer  Verhinderung 
oder  einer  schweren  Verfehlung  kann  der  Europäische  Rat  ihn  im  Wege  des  gleichen  Verfahrens  von 
seinem  Amt  entbinden. 

(6)  Der  Präsident  des  Europäischen  Rates 

a)  führt  den  Vorsitz  bei  den  Arbeiten  des  Europäischen  Rates  und  gibt  ihnen  Impulse, 

b)  sorgt  in  Zusammenarbeit  mit  dem  Präsidenten  der  Kommission  auf  der  Grundlage  der  Arbeiten 
des  Rates  „Allgemeine  Angelegenheiten"  für  die  Vorbereitung  und  Kontinuität  der  Arbeiten  des 
Europäischen  Rates, 

c)  wirkt  darauf  hin,  dass  Zusammenhalt  und  Konsens  im  Europäischen  Rat  gefördert  werden, 

d)  legt  dem  Europäischen  Parlament  im  Anschluss  an  jede  Tagung  des  Europäischen  Rates  einen 
Bericht  vor. 

Der  Präsident  des  Europäischen  Rates  nimmt  auf  seiner  Ebene  und  in  seiner  Eigenschaft,  unbeschadet 
der  Befugnisse  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  die  Außenver- 
tretung der  Union  in  Angelegenheiten  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik  wahr. 
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Der  Präsident  des  Europäischen  Rates  darf  kein  einzelstaatliches  Amt  ausüben. 

Artikel  16 

(1)  Der  Rat  wird  gemeinsam  mit  dem  Europäischen  Parlament  als  Gesetzgeber  tätig  und  übt 
gemeinsam  mit  ihm  die  Haushaltsbefugnisse  aus.  Zu  seinen  Aufgaben  gehört  die  Festlegung  der 
Politik  und  die  Koordinierung  nach  Maßgabe  der  Verträge. 

(2)  Der  Rat  besteht  aus  je  einem  Vertreter  jedes  Mitgliedstaats  auf  Ministerebene,  der  befugt  ist,  für 
die  Regierung  des  von  ihm  vertretenen  Mitgliedstaats  verbindlich  zu  handeln  und  das  Stimmrecht 
auszuüben. 

(3)  Soweit  in  den  Verträgen  nichts  anderes  festgelegt  ist,  beschließt  der  Rat  mit  qualifizierter 
Mehrheit. 

(4)  Ab  dem  1.  November  2014  gilt  als  qualifizierte  Mehrheit  eine  Mehrheit  von  mindestens  55  % 
der  Mitglieder  des  Rates,  gebildet  aus  mindestens  15  Mitgliedern,  sofern  die  von  diesen  vertretenen 
Mitgliedstaaten  zusammen  mindestens  65  %  der  Bevölkerung  der  Union  ausmachen. 

Für  eine  Sperrminorität  sind  mindestens  vier  Mitglieder  des  Rates  erforderlich,  andernfalls  gilt  die 
qualifizierte  Mehrheit  als  erreicht. 

Die  übrigen  Modalitäten  für  die  Abstimmung  mit  qualifizierter  Mehrheit  sind  in  Artikel  238  Absatz  2 
des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  festgelegt. 

(5)  Die  Übergangsbestimmungen  für  die  Definition  der  qualifizierten  Mehrheit,  die  bis  zum 
31.  Oktober  2014  gelten,  sowie  die  Übergangsbestimmungen,  die  zwischen  dem  1.  November 
2014  und  dem  31.  März  2017  gelten,  sind  im  Protokoll  über  die  Übergangsbestimmungen  festgelegt. 

(6)  Der  Rat  tagt  in  verschiedenen  Zusammensetzungen;  die  Liste  dieser  Zusammensetzungen  wird 
nach  Artikel  236  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  angenommen. 

Als  Rat  „Allgemeine  Angelegenheiten"  sorgt  er  für  die  Kohärenz  der  Arbeiten  des  Rates  in  seinen 
verschiedenen  Zusammensetzungen.  In  Verbindung  mit  dem  Präsidenten  des  Europäischen  Rates  und 
mit  der  Kommission  bereitet  er  die  Tagungen  des  Europäischen  Rates  vor  und  sorgt  für  das  weitere 
Vorgehen. 

Als  Rat  „Auswärtige  Angelegenheiten"  gestaltet  er  das  auswärtige  Handeln  der  Union  entsprechend 
den  strategischen  Vorgaben  des  Europäischen  Rates  und  sorgt  für  die  Kohärenz  des  Handelns  der 
Union. 

(7)  Ein  Ausschuss  der  Ständigen  Vertreter  der  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  ist  für  die  Vor- 
bereitung der  Arbeiten  des  Rates  verantwortlich. 

(8)  Der  Rat  tagt  öffentlich,  wenn  er  über  Entwürfe  zu  Gesetzgebungsakten  berät  und  abstimmt.  Zu 
diesem  Zweck  wird  jede  Ratstagung  in  zwei  Teile  unterteilt,  von  denen  der  eine  den  Beratungen  über 
die  Gesetzgebungsakte  der  Union  und  der  andere  den  nicht  die  Gesetzgebung  betreffenden  Tätig- 
keiten gewidmet  ist. 

(9)  Der  Vorsitz  im  Rat  in  allen  seinen  Zusammensetzungen  mit  Ausnahme  des  Rates  „Auswärtige 
Angelegenheiten"  wird  von  den  Vertretern  der  Mitgliedstaaten  im  Rat  unter  Bedingungen,  die  gemäß 
Artikel  236  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  festgelegt  werden,  nach 
einem  System  der  gleichberechtigten  Rotation  wahrgenommen. 
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Artikel  17 


(1)  Die  Kommission  fördert  die  allgemeinen  Interessen  der  Union  und  ergreift  geeignete  Initiativen 
zu  diesem  Zweck.  Sie  sorgt  für  die  Anwendung  der  Verträge  sowie  der  von  den  Organen  kraft  der 
Verträge  erlassenen  Maßnahmen.  Sie  überwacht  die  Anwendung  des  Unionsrechts  unter  der  Kontrolle 
des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union.  Sie  führt  den  Haushaltsplan  aus  und  verwaltet  die  Pro- 
gramme. Sie  übt  nach  Maßgabe  der  Verträge  Koordinierungs-,  Exekutiv-  und  Verwaltungsfunktionen 
aus.  Außer  in  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  den  übrigen  in  den  Verträgen 
vorgesehenen  Fällen  nimmt  sie  die  Vertretung  der  Union  nach  außen  wahr.  Sie  leitet  die  jährliche  und 
die  mehrjährige  Programmplanung  der  Union  mit  dem  Ziel  ein,  interinstitutionelle  Vereinbarungen 
zu  erreichen. 

(2)  Soweit  in  den  Verträgen  nichts  anderes  festgelegt  ist,  darf  ein  Gesetzgebungsakt  der  Union  nur 
auf  Vorschlag  der  Kommission  erlassen  werden.  Andere  Rechtsakte  werden  auf  der  Grundlage  eines 
Kommissionsvorschlags  erlassen,  wenn  dies  in  den  Verträgen  vorgesehen  ist. 

(3)  Die  Amtszeit  der  Kommission  beträgt  fünf  Jahre. 

Die  Mitglieder  der  Kommission  werden  aufgrund  ihrer  allgemeinen  Befähigung  und  ihres  Einsatzes 
für  Europa  unter  Persönlichkeiten  ausgewählt,  die  volle  Gewähr  für  ihre  Unabhängigkeit  bieten. 

Die  Kommission  übt  ihre  Tätigkeit  in  voller  Unabhängigkeit  aus.  Die  Mitglieder  der  Kommission 
dürfen  unbeschadet  des  Artikels  18  Absatz  2  Weisungen  von  einer  Regierung,  einem  Organ,  einer 
Einrichtung  oder  jeder  anderen  Stelle  weder  einholen  noch  entgegennehmen.  Sie  enthalten  sich  jeder 
Handlung,  die  mit  ihrem  Amt  oder  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  unvereinbar  ist. 

(4)  Die  Kommission,  die  zwischen  dem  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Vertrags  von  Lissabon 
und  dem  31.  Oktober  2014  ernannt  wird,  besteht  einschließlich  ihres  Präsidenten  und  des  Hohen 
Vertreters  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  der  einer  der  Vizepräsidenten  der  Kommis- 
sion ist,  aus  je  einem  Staatsangehörigen  jedes  Mitgliedstaats. 

(5)  Ab  dem  1.  November  2014  besteht  die  Kommission,  einschließlich  ihres  Präsidenten  und  des 
Hohen  Vertreters  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  aus  einer  Anzahl  von  Mitgliedern,  die 
zwei  Dritteln  der  Zahl  der  Mitgliedstaaten  entspricht,  sofern  der  Europäische  Rat  nicht  einstimmig 
eine  Änderung  dieser  Anzahl  beschließt. 

Die  Mitglieder  der  Kommission  werden  unter  den  Staatsangehörigen  der  Mitgliedstaaten  in  einem 
System  der  strikt  gleichberechtigten  Rotation  zwischen  den  Mitgliedstaaten  so  ausgewählt,  dass  das 
demografische  und  geografische  Spektrum  der  Gesamtheit  der  Mitgliedstaaten  zum  Ausdruck  kommt. 
Dieses  System  wird  vom  Europäischen  Rat  nach  Artikel  244  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der 
Europäischen  Union  einstimmig  festgelegt. 

(6)  Der  Präsident  der  Kommission 

a)  legt  die  Leitlinien  fest,  nach  denen  die  Kommission  ihre  Aufgaben  ausübt, 

b)  beschließt  über  die  interne  Organisation  der  Kommission,  um  die  Kohärenz,  die  Effizienz  und  das 
Kollegialitätsprinzip  im  Rahmen  ihrer  Tätigkeit  sicherzustellen, 
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c)  ernennt,  mit  Ausnahme  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  die 
Vizepräsidenten  aus  dem  Kreis  der  Mitglieder  der  Kommission. 

Ein  Mitglied  der  Kommission  legt  sein  Amt  nieder,  wenn  es  vom  Präsidenten  dazu  aufgefordert  wird. 
Der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  legt  sein  Amt  nach  dem  Verfahren 
des  Artikels  18  Absatz  1  nieder,  wenn  er  vom  Präsidenten  dazu  aufgefordert  wird. 

(7)  Der  Europäische  Rat  schlägt  dem  Europäischen  Parlament  nach  entsprechenden  Konsultationen 
mit  qualifizierter  Mehrheit  einen  Kandidaten  für  das  Amt  des  Präsidenten  der  Kommission  vor;  dabei 
berücksichtigt  er  das  Ergebnis  der  Wahlen  zum  Europäischen  Parlament.  Das  Europäische  Parlament 
wählt  diesen  Kandidaten  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder.  Erhält  dieser  Kandidat  nicht  die  Mehrheit, 
so  schlägt  der  Europäische  Rat  dem  Europäischen  Parlament  innerhalb  eines  Monats  mit  qualifizierter 
Mehrheit  einen  neuen  Kandidaten  vor,  für  dessen  Wahl  das  Europäische  Parlament  dasselbe  Verfahren 
anwendet. 

Der  Rat  nimmt,  im  Einvernehmen  mit  dem  gewählten  Präsidenten,  die  Liste  der  anderen  Persönlich- 
keiten an,  die  er  als  Mitglieder  der  Kommission  vorschlägt.  Diese  werden  auf  der  Grundlage  der 
Vorschläge  der  Mitgliedstaaten  entsprechend  den  Kriterien  nach  Absatz  3  Unterabsatz  2  und  Absatz 
5  Unterabsatz  2  ausgewählt. 

Der  Präsident,  der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  die  übrigen 
Mitglieder  der  Kommission  stellen  sich  als  Kollegium  einem  Zustimmungsvotum  des  Europäischen 
Parlaments.  Auf  der  Grundlage  dieser  Zustimmung  wird  die  Kommission  vom  Europäischen  Rat  mit 
qualifizierter  Mehrheit  ernannt. 

(8)  Die  Kommission  ist  als  Kollegium  dem  Europäischen  Parlament  verantwortlich.  Das  Europäi- 
sche Parlament  kann  nach  Artikel  234  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union 
einen  Misstrauensantrag  gegen  die  Kommission  annehmen.  Wird  ein  solcher  Antrag  angenommen, 
so  müssen  die  Mitglieder  der  Kommission  geschlossen  ihr  Amt  niederlegen,  und  der  Hohe  Vertreter 
der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  muss  sein  im  Rahmen  der  Kommission  ausgeübtes  Amt 
niederlegen. 

Artikel  18 

(1)  Der  Europäische  Rat  ernennt  mit  qualifizierter  Mehrheit  und  mit  Zustimmung  des  Präsidenten 
der  Kommission  den  Hohen  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik.  Der  Europäische 
Rat  kann  die  Amtszeit  des  Hohen  Vertreters  nach  dem  gleichen  Verfahren  beenden. 

(2)  Der  Hohe  Vertreter  leitet  die  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  der  Union.  Er  trägt 
durch  seine  Vorschläge  zur  Festlegung  dieser  Politik  bei  und  führt  sie  im  Auftrag  des  Rates  durch.  Er 
handelt  ebenso  im  Bereich  der  Gemeinsamen  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik. 

(3)  Der  Hohe  Vertreter  führt  den  Vorsitz  im  Rat  „Auswärtige  Angelegenheiten". 
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(4)  Der  Hohe  Vertreter  ist  einer  der  Vizepräsidenten  der  Kommission.  Er  sorgt  für  die  Kohärenz 
des  auswärtigen  Handelns  der  Union.  Er  ist  innerhalb  der  Kommission  mit  deren  Zuständigkeiten  im 
Bereich  der  Außenbeziehungen  und  mit  der  Koordinierung  der  übrigen  Aspekte  des  auswärtigen 
Handelns  der  Union  betraut.  Bei  der  Wahrnehmung  dieser  Zuständigkeiten  in  der  Kommission 
und  ausschließlich  im  Hinblick  auf  diese  Zuständigkeiten  unterliegt  der  Hohe  Vertreter  den  Verfahren, 
die  für  die  Arbeitsweise  der  Kommission  gelten,  soweit  dies  mit  den  Absätzen  2  und  3  vereinbar  ist. 

Artikel  19 

(1)  Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  umfasst  den  Gerichtshof,  das  Gericht  und  Fachge- 
richte. Er  sichert  die  Wahrung  des  Rechts  bei  der  Auslegung  und  Anwendung  der  Verträge. 

Die  Mitgliedstaaten  schaffen  die  erforderlichen  Rechtsbehelfe,  damit  ein  wirksamer  Rechtsschutz  in 
den  vom  Unionsrecht  erfassten  Bereichen  gewährleistet  ist. 

(2)  Der  Gerichtshof  besteht  aus  einem  Richter  je  Mitgliedstaat.  Er  wird  von  Generalanwälten 
unterstützt. 

Das  Gericht  besteht  aus  mindestens  einem  Richter  je  Mitgliedstaat. 

Als  Richter  und  Generalanwälte  des  Gerichtshofs  und  als  Richter  des  Gerichts  sind  Persönlichkeiten 
auszuwählen,  die  jede  Gewähr  für  Unabhängigkeit  bieten  und  die  Voraussetzungen  der  Artikel  253 
und  254  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  erfüllen.  Sie  werden  von  den 
Regierungen  der  Mitgliedstaaten  im  gegenseitigen  Einvernehmen  für  eine  Amtszeit  von  sechs  Jahren 
ernannt.  Die  Wiederernennung  ausscheidender  Richter  und  Generalanwälte  ist  zulässig. 

(3)  Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  entscheidet  nach  Maßgabe  der  Verträge 

a)  über  Klagen  eines  Mitgliedstaats,  eines  Organs  oder  natürlicher  oder  juristischer  Personen; 

b)  im  Wege  der  Vorabentscheidung  auf  Antrag  der  einzelstaatlichen  Gerichte  über  die  Auslegung  des 
Unionsrechts  oder  über  die  Gültigkeit  der  Handlungen  der  Organe; 

c)  in  allen  anderen  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Fällen. 

TITEL  IV 

BESTIMMUNGEN  ÜBER  EINE  VERSTÄRKTE  ZUSAMMENARBEIT 

Artikel  20 

(ex-Artikel  27a  bis  27t,  40  bis  40b  und  43  bis  45  EUV  und  ex-Artikel  11  und  IIa  EGV) 

(1)  Die  Mitgliedstaaten,  die  untereinander  eine  Verstärkte  Zusammenarbeit  im  Rahmen  der  nicht 
ausschließlichen  Zuständigkeiten  der  Union  begründen  wollen,  können,  in  den  Grenzen  und  nach 
Maßgabe  dieses  Artikels  und  der  Artikel  326  bis  334  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Euro- 
päischen Union,  die  Organe  der  Union  in  Anspruch  nehmen  und  diese  Zuständigkeiten  unter 
Anwendung  der  einschlägigen  Bestimmungen  der  Verträge  ausüben. 
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Eine  Verstärkte  Zusammenarbeit  ist  darauf  ausgerichtet,  die  Verwirklichung  der  Ziele  der  Union  zu 
fördern,  ihre  Interessen  zu  schützen  und  ihren  Integrationsprozess  zu  stärken.  Sie  steht  allen  Mit- 
gliedstaaten nach  Artikel  328  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  jederzeit 
offen. 

(2)  Der  Beschluss  über  die  Ermächtigung  zu  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  wird  vom  Rat  als 
letztes  Mittel  erlassen,  wenn  dieser  feststellt,  dass  die  mit  dieser  Zusammenarbeit  angestrebten  Ziele 
von  der  Union  in  ihrer  Gesamtheit  nicht  innerhalb  eines  vertretbaren  Zeitraums  verwirklicht  werden 
können,  und  sofern  an  der  Zusammenarbeit  mindestens  neun  Mitgliedstaaten  beteiligt  sind.  Der  Rat 
beschließt  nach  dem  in  Artikel  329  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union 
vorgesehenen  Verfahren. 

(3)  Alle  Mitglieder  des  Rates  können  an  dessen  Beratungen  teilnehmen,  aber  nur  die  Mitglieder  des 
Rates,  die  die  an  der  Verstärkten  Zusammenarbeit  beteiligten  Mitgliedstaaten  vertreten,  nehmen  an 
der  Abstimmung  teil.  Die  Abstimmungsmodalitäten  sind  in  Artikel  330  des  Vertrags  über  die 
Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  vorgesehen. 

(4)  An  die  im  Rahmen  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  erlassenen  Rechtsakte  sind  nur  die  an 
dieser  Zusammenarbeit  beteiligten  Mitgliedstaaten  gebunden.  Sie  gelten  nicht  als  Besitzstand,  der  von 
bei  tri  tts  willigen  Staaten  angenommen  werden  muss. 

TITEL  V 

ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN  ÜBER  DAS  AUSWÄRTIGE  HANDELN  DER  UNION  UND  BESONDERE 
BESTIMMUNGEN  ÜBER  DIE  GEMEINSAME  AUSSEN-  UND  SICHERHEITS POLITIK 

KAPITEL  1 

ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN  ÜBER  DAS  AUSWÄRTIGE  HANDELN  DER  UNION 

Artikel  21 

(1)  Die  Union  lässt  sich  bei  ihrem  Handeln  auf  internationaler  Ebene  von  den  Grundsätzen  leiten, 
die  für  ihre  eigene  Entstehung,  Entwicklung  und  Erweiterung  maßgebend  waren  und  denen  sie  auch 
weltweit  zu  stärkerer  Geltung  verhelfen  will:  Demokratie,  Rechtsstaatlichkeit,  die  universelle  Gültigkeit 
und  Unteilbarkeit  der  Menschenrechte  und  Grundfreiheiten,  die  Achtung  der  Menschenwürde,  der 
Grundsatz  der  Gleichheit  und  der  Grundsatz  der  Solidarität  sowie  die  Achtung  der  Grundsätze  der 
Charta  der  Vereinten  Nationen  und  des  Völkerrechts. 

Die  Union  strebt  an,  die  Beziehungen  zu  Drittländern  und  zu  regionalen  oder  weltweiten  interna- 
tionalen Organisationen,  die  die  in  Unterabsatz  1  aufgeführten  Grundsätze  teilen,  auszubauen  und 
Partnerschaften  mit  ihnen  aufzubauen.  Sie  setzt  sich  insbesondere  im  Rahmen  der  Vereinten  Natio- 
nen für  multilaterale  Lösungen  bei  gemeinsamen  Problemen  ein. 

(2)  Die  Union  legt  die  gemeinsame  Politik  sowie  Maßnahmen  fest,  führt  diese  durch  und  setzt  sich 
für  ein  hohes  Maß  an  Zusammenarbeit  auf  allen  Gebieten  der  internationalen  Beziehungen  ein,  um 

a)  ihre  Werte,  ihre  grundlegenden  Interessen,  ihre  Sicherheit,  ihre  Unabhängigkeit  und  ihre  Unver- 
sehrtheit zu  wahren; 
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b)  Demokratie,  Rechtsstaatlichkeit,  die  Menschenrechte  und  die  Grundsätze  des  Völkerrechts  zu 
festigen  und  zu  fördern; 

c)  nach  Maßgabe  der  Ziele  und  Grundsätze  der  Charta  der  Vereinten  Nationen  sowie  der  Prinzipien 
der  Schlussakte  von  Helsinki  und  der  Ziele  der  Charta  von  Paris,  einschließlich  derjenigen,  die  die 
Außengrenzen  betreffen,  den  Frieden  zu  erhalten,  Konflikte  zu  verhüten  und  die  internationale 
Sicherheit  zu  stärken; 

d)  die  nachhaltige  Entwicklung  in  Bezug  auf  Wirtschaft,  Gesellschaft  und  Umwelt  in  den  Entwick- 
lungsländern zu  fördern  mit  dem  vorrangigen  Ziel,  die  Armut  zu  beseitigen; 

e)  die  Integration  aller  Länder  in  die  Weltwirtschaft  zu  fördern,  unter  anderem  auch  durch  den 
schrittweisen  Abbau  internationaler  Handelshemmnisse; 

f)  zur  Entwicklung  von  internationalen  Maßnahmen  zur  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Qualität 
der  Umwelt  und  der  nachhaltigen  Bewirtschaftung  der  weltweiten  natürlichen  Ressourcen  bei- 
zutragen, um  eine  nachhaltige  Entwicklung  sicherzustellen; 

g)  den  Völkern,  Ländern  und  Regionen,  die  von  Naturkatastrophen  oder  von  vom  Menschen  ver- 
ursachten Katastrophen  betroffen  sind,  zu  helfen;  und 

h)  eine  Weltordnung  zu  fördern,  die  auf  einer  verstärkten  multilateralen  Zusammenarbeit  und  einer 
verantwortungsvollen  Weltordnungspolitik  beruht. 

(3)  Die  Union  wahrt  bei  der  Ausarbeitung  und  Umsetzung  ihres  auswärtigen  Handelns  in  den 
verschiedenen  unter  diesen  Titel  und  den  Fünften  Teil  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Euro- 
päischen Union  fallenden  Bereichen  sowie  der  externen  Aspekte  der  übrigen  Politikbereiche  die  in 
den  Absätzen  1  und  2  genannten  Grundsätze  und  Ziele. 

Die  Union  achtet  auf  die  Kohärenz  zwischen  den  einzelnen  Bereichen  ihres  auswärtigen  Handelns 
sowie  zwischen  diesen  und  ihren  übrigen  Politikbereichen.  Der  Rat  und  die  Kommission,  die  vom 
Hohen  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  unterstützt  werden,  stellen  diese 
Kohärenz  sicher  und  arbeiten  zu  diesem  Zweck  zusammen. 

Artikel  22 

(1)  Auf  der  Grundlage  der  in  Artikel  21  aufgeführten  Grundsätze  und  Ziele  legt  der  Europäische 
Rat  die  strategischen  Interessen  und  Ziele  der  Union  fest. 

Die  Beschlüsse  des  Europäischen  Rates  über  die  strategischen  Interessen  und  Ziele  der  Union  erstre- 
cken sich  auf  die  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  sowie  auf  andere  Bereiche  des  aus- 
wärtigen Handelns  der  Union.  Sie  können  die  Beziehungen  der  Union  zu  einem  Land  oder  einer 
Region  betreffen  oder  aber  ein  bestimmtes  Thema  zum  Gegenstand  haben.  Sie  enthalten  Bestim- 
mungen zu  ihrer  Geltungsdauer  und  zu  den  von  der  Union  und  den  Mitgliedstaaten  bereitzustellen- 
den Mitteln. 

Der  Europäische  Rat  beschließt  einstimmig  auf  Empfehlung  des  Rates,  die  dieser  nach  den  für  den 
jeweiligen  Bereich  vorgesehenen  Regelungen  abgibt.  Die  Beschlüsse  des  Europäischen  Rates  werden 
nach  Maßgabe  der  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Verfahren  durchgeführt. 
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(2)  Der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  die  Kommission  können 
dem  Rat  gemeinsame  Vorschläge  vorlegen,  wobei  der  Hohe  Vertreter  für  den  Bereich  der  Gemein- 
samen Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  die  Kommission  für  die  anderen  Bereiche  des  auswärtigen 
Handelns  zuständig  ist. 

KAPITEL  2 

BESONDERE  BESTIMMUNGEN  ÜBER  DIE  GEMEINSAME  AUSSEN-  UND  SICHERHEITSPOLITIK 

ABSCHNITT  1 
GEMEINSAME  BESTIMMUNGEN. 
Artikel  23 

Das  Handeln  der  Union  auf  internationaler  Ebene  im  Rahmen  dieses  Kapitels  beruht  auf  den  Grund- 
sätzen des  Kapitels  1,  verfolgt  die  darin  genannten  Ziele  und  steht  mit  den  allgemeinen  Bestimmun- 
gen jenes  Kapitels  im  Einklang. 

Artikel  24 
(ex- Artikel  11  EUV) 

(1)  Die  Zuständigkeit  der  Union  in  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik  erstreckt  sich 
auf  alle  Bereiche  der  Außenpolitik  sowie  auf  sämtliche  Fragen  im  Zusammenhang  mit  der  Sicherheit 
der  Union,  einschließlich  der  schrittweisen  Festlegung  einer  gemeinsamen  Verteidigungspolitik,  die  zu 
einer  gemeinsamen  Verteidigung  führen  kann. 

Für  die  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  gelten  besondere  Bestimmungen  und  Verfahren. 
Sie  wird  vom  Europäischen  Rat  und  vom  Rat  einstimmig  festgelegt  und  durchgeführt,  soweit  in  den 
Verträgen  nichts  anderes  vorgesehen  ist.  Der  Erlass  von  Gesetzgebungsakten  ist  ausgeschlossen.  Die 
Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  wird  vom  Hohen  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und 
Sicherheitspolitik  und  von  den  Mitgliedstaaten  gemäß  den  Verträgen  durchgeführt.  Die  spezifische 
Rolle  des  Europäischen  Parlaments  und  der  Kommission  in  diesem  Bereich  ist  in  den  Verträgen 
festgelegt.  Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  ist  in  Bezug  auf  diese  Bestimmungen  nicht 
zuständig;  hiervon  ausgenommen  ist  die  Kontrolle  der  Einhaltung  des  Artikels  40  dieses  Vertrags 
und  die  Überwachung  der  Rechtmäßigkeit  bestimmter  Beschlüsse  nach  Artikel  275  Absatz  2  des 
Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union. 

(2)  Die  Union  verfolgt,  bestimmt  und  verwirklicht  im  Rahmen  der  Grundsätze  und  Ziele  ihres 
auswärtigen  Handelns  eine  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  die  auf  einer  Entwicklung  der 
gegenseitigen  politischen  Solidarität  der  Mitgliedstaaten,  der  Ermittlung  der  Fragen  von  allgemeiner 
Bedeutung  und  der  Erreichung  einer  immer  stärkeren  Konvergenz  des  Handelns  der  Mitgliedstaaten 
beruht. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  unterstützen  die  Außen-  und  Sicherheitspolitik  der  Union  aktiv  und  vor- 
behaltlos im  Geiste  der  Loyalität  und  der  gegenseitigen  Solidarität  und  achten  das  Handeln  der  Union 
in  diesem  Bereich. 
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Die  Mitgliedstaaten  arbeiten  zusammen,  um  ihre  gegenseitige  politische  Solidarität  zu  stärken  und 
weiterzuentwickeln.  Sie  enthalten  sich  jeder  Handlung,  die  den  Interessen  der  Union  zuwiderläuft 
oder  ihrer  Wirksamkeit  als  kohärente  Kraft  in  den  internationalen  Beziehungen  schaden  könnte. 

Der  Rat  und  der  Hohe  Vertreter  tragen  für  die  Einhaltung  dieser  Grundsätze  Sorge. 

Artikel  25 
(ex- Artikel  12  EUV) 

Die  Union  verfolgt  ihre  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  indem  sie 

a)  die  allgemeinen  Leitlinien  bestimmt, 

b)  Beschlüsse  erlässt  zur  Festlegung 

i)  der  von  der  Union  durchzuführenden  Aktionen, 

ii)  der  von  der  Union  einzunehmenden  Standpunkte, 

iii)  der  Einzelheiten  der  Durchführung  der  unter  den  Ziffern  i  und  ii  genannten  Beschlüsse, 
und 

c)  die  systematische  Zusammenarbeit  der  Mitgliedstaaten  bei  der  Führung  ihrer  Politik  ausbaut. 

Artikel  26 
(ex- Artikel  13  EUV) 

(1)  Der  Europäische  Rat  bestimmt  die  strategischen  Interessen  der  Union  und  legt  die  Ziele  und 
die  allgemeinen  Leitlinien  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik  fest,  und  zwar  auch  bei 
Fragen  mit  verteidigungspolitischen  Bezügen.  Er  erlässt  die  erforderlichen  Beschlüsse. 

Wenn  eine  internationale  Entwicklung  es  erfordert,  beruft  der  Präsident  des  Europäischen  Rates  eine 
außerordentliche  Tagung  des  Europäischen  Rates  ein,  um  die  strategischen  Vorgaben  für  die  Politik 
der  Union  angesichts  dieser  Entwicklung  festzulegen. 

(2)  Der  Rat  gestaltet  die  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  fasst  die  für  die  Fest- 
legung und  Durchführung  dieser  Politik  erforderlichen  Beschlüsse  auf  der  Grundlage  der  vom  Euro- 
päischen Rat  festgelegten  allgemeinen  Leitlinien  und  strategischen  Vorgaben. 

Der  Rat  und  der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  tragen  für  ein  ein- 
heitliches, kohärentes  und  wirksames  Vorgehen  der  Union  Sorge. 

(3)  Die  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  wird  vom  Hohen  Vertreter  und  von  den 
Mitgliedstaaten  mit  einzelstaatlichen  Mitteln  und  den  Mitteln  der  Union  durchgeführt. 
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Artikel  27 


(1)  Der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  der  im  Rat  „Auswärtige 
Angelegenheiten"  den  Vorsitz  fuhrt,  trägt  durch  seine  Vorschläge  zur  Festlegung  der  Gemeinsamen 
Außen-  und  Sicherheitspolitik  bei  und  stellt  sicher,  dass  die  vom  Europäischen  Rat  und  vom  Rat 
erlassenen  Beschlüsse  durchgeführt  werden. 

(2)  Der  Hohe  Vertreter  vertritt  die  Union  in  den  Bereichen  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicher- 
heitspolitik. Er  führt  im  Namen  der  Union  den  politischen  Dialog  mit  Dritten  und  vertritt  den 
Standpunkt  der  Union  in  internationalen  Organisationen  und  auf  internationalen  Konferenzen. 

(3)  Bei  der  Erfüllung  seines  Auftrags  stützt  sich  der  Hohe  Vertreter  auf  einen  Europäischen  Aus- 
wärtigen Dienst.  Dieser  Dienst  arbeitet  mit  den  diplomatischen  Diensten  der  Mitgliedstaaten  zusam- 
men und  umfasst  Beamte  aus  den  einschlägigen  Abteilungen  des  Generalsekretariats  des  Rates  und 
der  Kommission  sowie  abgeordnetes  Personal  der  nationalen  diplomatischen  Dienste.  Die  Organisa- 
tion und  die  Arbeitsweise  des  Europäischen  Auswärtigen  Dienstes  werden  durch  einen  Beschluss  des 
Rates  festgelegt.  Der  Rat  beschließt  auf  Vorschlag  des  Hohen  Vertreters  nach  Anhörung  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  nach  Zustimmung  der  Kommission. 

Artikel  28 
(ex- Artikel  14  EUV) 

(1)  Verlangt  eine  internationale  Situation  ein  operatives  Vorgehen  der  Union,  so  erlässt  der  Rat  die 
erforderlichen  Beschlüsse.  In  den  Beschlüssen  sind  ihre  Ziele,  ihr  Umfang,  die  der  Union  zur  Ver- 
fügung zu  stellenden  Mittel  sowie  die  Bedingungen  und  erforderlichenfalls  der  Zeitraum  für  ihre 
Durchführung  festgelegt. 

Tritt  eine  Änderung  der  Umstände  mit  erheblichen  Auswirkungen  auf  eine  Angelegenheit  ein,  die 
Gegenstand  eines  solchen  Beschlusses  ist,  so  überprüft  der  Rat  die  Grundsätze  und  Ziele  dieses 
Beschlusses  und  erlässt  die  erforderlichen  Beschlüsse. 

(2)  Die  Beschlüsse  nach  Absatz  1  sind  für  die  Mitgliedstaaten  bei  ihren  Stellungnahmen  und  ihrem 
Vorgehen  bindend. 

(3)  Jede  einzelstaatliche  Stellungnahme  oder  Maßnahme,  die  im  Rahmen  eines  Beschlusses  nach 
Absatz  1  geplant  ist,  wird  von  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  so  rechtzeitig  mitgeteilt,  dass  erfor- 
derlichenfalls eine  vorherige  Abstimmung  im  Rat  stattfinden  kann.  Die  Pflicht  zur  vorherigen  Unter- 
richtung gilt  nicht  für  Maßnahmen,  die  eine  bloße  praktische  Umsetzung  der  Beschlüsse  des  Rates  auf 
einzelstaatlicher  Ebene  darstellen. 

(4)  Bei  zwingender  Notwendigkeit  aufgrund  der  Entwicklung  der  Lage  und  falls  eine  Überprüfung 
des  Beschlusses  des  Rates  nach  Absatz  1  nicht  stattfindet,  können  die  Mitgliedstaaten  unter  Berück- 
sichtigung der  allgemeinen  Ziele  des  genannten  Beschlusses  die  erforderlichen  Sofortmaßnahmen 
ergreifen.  Der  betreffende  Mitgliedstaat  unterrichtet  den  Rat  sofort  über  derartige  Maßnahmen. 

(5)  Ein  Mitgliedstaat  befasst  den  Rat,  wenn  sich  bei  der  Durchführung  eines  Beschlusses  nach 
diesem  Artikel  größere  Schwierigkeiten  ergeben;  der  Rat  berät  darüber  und  sucht  nach  angemessenen 
Lösungen.  Diese  dürfen  nicht  im  Widerspruch  zu  den  Zielen  des  Beschlusses  nach  Absatz  1  stehen 
oder  seiner  Wirksamkeit  schaden. 
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Artikel  29 
(ex- Artikel  15  EUV) 

Der  Rat  erlässt  Beschlüsse,  in  denen  der  Standpunkt  der  Union  zu  einer  bestimmten  Frage  geogra- 
fischer  oder  thematischer  Art  bestimmt  wird.  Die  Mitgliedstaaten  tragen  dafür  Sorge,  dass  ihre 
einzelstaatliche  Politik  mit  den  Standpunkten  der  Union  in  Einklang  steht. 

Artikel  30 
(ex- Artikel  22  EUV) 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat,  der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  oder  der 
Hohe  Vertreter  mit  Unterstützung  der  Kommission  kann  den  Rat  mit  einer  Frage  der  Gemeinsamen 
Außen-  und  Sicherheitspolitik  befassen  und  ihm  Initiativen  beziehungsweise  Vorschläge  unterbreiten. 

(2)  In  den  Fällen,  in  denen  eine  rasche  Entscheidung  notwendig  ist,  beruft  der  Hohe  Vertreter  von 
sich  aus  oder  auf  Antrag  eines  Mitgliedstaats  innerhalb  von  48  Stunden,  bei  absoluter  Notwendigkeit 
in  kürzerer  Zeit,  eine  außerordentliche  Tagung  des  Rates  ein. 

Artikel  31 
(ex- Artikel  23  EUV) 

(1)  Beschlüsse  nach  diesem  Kapitel  werden  vom  Europäischen  Rat  und  vom  Rat  einstimmig 
gefasst,  soweit  in  diesem  Kapitel  nichts  anderes  festgelegt  ist.  Der  Erlass  von  Gesetzgebungsakten 
ist  ausgeschlossen. 

Bei  einer  Stimmenthaltung  kann  jedes  Ratsmitglied  zu  seiner  Enthaltung  eine  förmliche  Erklärung  im 
Sinne  dieses  Unterabsatzes  abgeben.  In  diesem  Fall  ist  es  nicht  verpflichtet,  den  Beschluss  durch- 
zuführen, akzeptiert  jedoch,  dass  der  Beschluss  für  die  Union  bindend  ist.  Im  Geiste  gegenseitiger 
Solidarität  unterlässt  der  betreffende  Mitgliedstaat  alles,  was  dem  auf  diesem  Beschluss  beruhenden 
Vorgehen  der  Union  zuwiderlaufen  oder  es  behindern  könnte,  und  die  anderen  Mitgliedstaaten 
respektieren  seinen  Standpunkt.  Vertreten  die  Mitglieder  des  Rates,  die  bei  ihrer  Stimmenthaltung 
eine  solche  Erklärung  abgeben,  mindestens  ein  Drittel  der  Mitgliedstaaten,  die  mindestens  ein  Drittel 
der  Unionsbevölkerung  ausmachen,  so  wird  der  Beschluss  nicht  erlassen. 

(2)  Abweichend  von  Absatz  1  beschließt  der  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit,  wenn  er 

—  auf  der  Grundlage  eines  Beschlusses  des  Europäischen  Rates  über  die  strategischen  Interessen  und 
Ziele  der  Union  nach  Artikel  22  Absatz  1  einen  Beschluss  erlässt,  mit  dem  eine  Aktion  oder  ein 
Standpunkt  der  Union  festgelegt  wird; 

—  auf  einen  Vorschlag  hin,  den  ihm  der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik 
auf  spezielles  Ersuchen  des  Europäischen  Rates  unterbreitet  hat,  das  auf  dessen  eigene  Initiative 
oder  auf  eine  Initiative  des  Hohen  Vertreters  zurückgeht,  einen  Beschluss  erlässt,  mit  dem  eine 
Aktion  oder  ein  Standpunkt  der  Union  festgelegt  wird; 
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—  einen  Beschluss  zur  Durchführung  eines  Beschlusses,  mit  dem  eine  Aktion  oder  ein  Standpunkt 
der  Union  festgelegt  wird,  erlässt, 

—  nach  Artikel  33  einen  Sonderbeauftragten  ernennt. 

Erklärt  ein  Mitglied  des  Rates,  dass  es  aus  wesentlichen  Gründen  der  nationalen  Politik,  die  es  auch 
nennen  muss,  die  Absicht  hat,  einen  mit  qualifizierter  Mehrheit  zu  fassenden  Beschluss  abzulehnen, 
so  erfolgt  keine  Abstimmung.  Der  Hohe  Vertreter  bemüht  sich  in  engem  Benehmen  mit  dem 
betroffenen  Mitgliedstaat  um  eine  für  diesen  Mitgliedstaat  annehmbare  Lösung.  Gelingt  dies  nicht, 
so  kann  der  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit  veranlassen,  dass  die  Frage  im  Hinblick  auf  einen  ein- 
stimmigen Beschluss  an  den  Europäischen  Rat  verwiesen  wird. 

(3)  Der  Europäische  Rat  kann  einstimmig  einen  Beschluss  erlassen,  in  dem  vorgesehen  ist,  dass  der 
Rat  in  anderen  als  den  in  Absatz  2  genannten  Fällen  mit  qualifizierter  Mehrheit  beschließt. 

(4)  Die  Absätze  2  und  3  gelten  nicht  für  Beschlüsse  mit  militärischen  oder  verteidigungspoliti- 
schen Bezügen. 

(5)  In  Verfahrensfragen  beschließt  der  Rat  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder. 

Artikel  32 
(ex- Artikel  16  EUV) 

Die  Mitgliedstaaten  stimmen  sich  im  Europäischen  Rat  und  im  Rat  zu  jeder  außen-  und  sicherheits- 
politischen Frage  von  allgemeiner  Bedeutung  ab,  um  ein  gemeinsames  Vorgehen  festzulegen.  Bevor 
ein  Mitgliedstaat  in  einer  Weise,  die  die  Interessen  der  Union  berühren  könnte,  auf  internationaler 
Ebene  tätig  wird  oder  eine  Verpflichtung  eingeht,  konsultiert  er  die  anderen  Mitgliedstaaten  im 
Europäischen  Rat  oder  im  Rat.  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  durch  konvergentes  Handeln, 
dass  die  Union  ihre  Interessen  und  ihre  Werte  auf  internationaler  Ebene  geltend  machen  kann. 
Die  Mitgliedstaaten  sind  untereinander  solidarisch. 

Hat  der  Europäische  Rat  oder  der  Rat  ein  gemeinsames  Vorgehen  der  Union  im  Sinne  des  Absatzes  1 
festgelegt,  so  koordinieren  der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  die 
Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten  der  Mitgliedstaaten  ihre  Tätigkeiten  im  Rat. 

Die  diplomatischen  Vertretungen  der  Mitgliedstaaten  und  die  Delegationen  der  Union  in  Drittländern 
und  bei  internationalen  Organisationen  arbeiten  zusammen  und  tragen  zur  Festlegung  und  Durch- 
führung des  gemeinsamen  Vorgehens  bei. 

Artikel  33 
(ex- Artikel  18  EUV) 

Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  einen 
Sonderbeauftragten  für  besondere  politische  Fragen  ernennen.  Der  Sonderbeauftragte  übt  sein  Mandat 
unter  der  Verantwortung  des  Hohen  Vertreters  aus. 
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Artikel  34 
(ex- Artikel  19  EUV) 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  koordinieren  ihr  Handeln  in  internationalen  Organisationen  und  auf  in- 
ternationalen Konferenzen.  Sie  treten  dort  für  die  Standpunkte  der  Union  ein.  Der  Hohe  Vertreter  der 
Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  trägt  für  die  Organisation  dieser  Koordinierung  Sorge. 

In  den  internationalen  Organisationen  und  auf  internationalen  Konferenzen,  bei  denen  nicht  alle 
Mitgliedstaaten  vertreten  sind,  setzen  sich  die  dort  vertretenen  Mitgliedstaaten  für  die  Standpunkte 
der  Union  ein. 

(2)  Nach  Artikel  24  Absatz  3  unterrichten  die  Mitgliedstaaten,  die  in  internationalen  Organisatio- 
nen oder  auf  internationalen  Konferenzen  vertreten  sind,  die  dort  nicht  vertretenen  Mitgliedstaaten 
und  den  Hohen  Vertreter  laufend  über  alle  Fragen  von  gemeinsamem  Interesse. 

Die  Mitgliedstaaten,  die  auch  Mitglieder  des  Sicherheitsrats  der  Vereinten  Nationen  sind,  stimmen  sich 
ab  und  unterrichten  die  übrigen  Mitgliedstaaten  sowie  den  Hohen  Vertreter  in  vollem  Umfang.  Die 
Mitgliedstaaten,  die  Mitglieder  des  Sicherheitsrats  sind,  setzen  sich  bei  der  Wahrnehmung  ihrer 
Aufgaben  unbeschadet  ihrer  Verantwortlichkeiten  aufgrund  der  Charta  der  Vereinten  Nationen  für 
die  Standpunkte  und  Interessen  der  Union  ein. 

Wenn  die  Union  einen  Standpunkt  zu  einem  Thema  festgelegt  hat,  das  auf  der  Tagesordnung  des 
Sicherheitsrats  der  Vereinten  Nationen  steht,  beantragen  die  dort  vertretenen  Mitgliedstaaten,  dass  der 
Hohe  Vertreter  gebeten  wird,  den  Standpunkt  der  Union  vorzutragen. 

Artikel  35 

(ex-Artikel  20  EUV) 

Die  diplomatischen  und  konsularischen  Vertretungen  der  Mitgliedstaaten  und  die  Delegationen  der 
Union  in  dritten  Ländern  und  auf  internationalen  Konferenzen  sowie  ihre  Vertretungen  bei  interna- 
tionalen Organisationen  stimmen  sich  ab,  um  die  Einhaltung  und  Durchführung  der  nach  diesem 
Kapitel  erlassenen  Beschlüsse,  mit  denen  Standpunkte  und  Aktionen  der  Union  festgelegt  werden,  zu 
gewährleisten. 

Sie  intensivieren  ihre  Zusammenarbeit  durch  Informationsaustausch  und  gemeinsame  Bewertungen. 

Sie  tragen  zur  Verwirklichung  des  in  Artikel  20  Absatz  2  Buchstabe  c  des  Vertrags  über  die  Arbeits- 
weise der  Europäischen  Union  genannten  Rechts  der  Unionsbürgerinnen  und  Unionsbürger  auf 
Schutz  im  Hoheitsgebiet  von  Drittländern  und  zur  Durchführung  der  nach  Artikel  23  des  genannten 
Vertrags  erlassenen  Maßnahmen  bei. 

Artikel  36 
(ex- Artikel  21  EUV) 

Der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  hört  das  Europäische  Parlament 
regelmäßig  zu  den  wichtigsten  Aspekten  und  den  grundlegenden  Weichenstellungen  der  Gemein- 
samen Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  der  Gemeinsamen  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik 
und  unterrichtet  es  über  die  Entwicklung  der  Politik  in  diesen  Bereichen.  Er  achtet  darauf,  dass  die 
Auffassungen  des  Europäischen  Parlaments  gebührend  berücksichtigt  werden.  Die  Sonderbeauftragten 
können  zur  Unterrichtung  des  Europäischen  Parlaments  mit  herangezogen  werden. 
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Das  Europäische  Parlament  kann  Anfragen  oder  Empfehlungen  an  den  Rat  und  den  Hohen  Vertreter 
richten.  Zweimal  jährlich  führt  es  eine  Aussprache  über  die  Fortschritte  bei  der  Durchführung  der 
Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  einschließlich  der  Gemeinsamen  Sicherheits-  und  Ver- 
teidigungspolitik. 

Artikel  37 
(ex-Artikel  24  EUV) 

Die  Union  kann  in  den  unter  dieses  Kapitel  fallenden  Bereichen  Übereinkünfte  mit  einem  oder 
mehreren  Staaten  oder  internationalen  Organisationen  schließen. 


Artikel  38 
(ex- Artikel  25  EUV) 

Unbeschadet  des  Artikels  240  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  verfolgt  ein 
Politisches  und  Sicherheitspolitisches  Komitee  die  internationale  Lage  in  den  Bereichen  der  Gemein- 
samen Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  trägt  auf  Ersuchen  des  Rates,  des  Hohen  Vertreters  der 
Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  oder  von  sich  aus  durch  an  den  Rat  gerichtete  Stellung- 
nahmen zur  Festlegung  der  Politiken  bei.  Ferner  überwacht  es  die  Durchführung  vereinbarter  Poli- 
tiken; dies  gilt  unbeschadet  der  Zuständigkeiten  des  Hohen  Vertreters. 


Im  Rahmen  dieses  Kapitels  nimmt  das  Politische  und  Sicherheitspolitische  Komitee  unter  der  Ver- 
antwortung des  Rates  und  des  Hohen  Vertreters  die  politische  Kontrolle  und  strategische  Leitung  von 
Krisenbewältigungsoperationen  im  Sinne  des  Artikels  43  wahr. 


Der  Rat  kann  das  Komitee  für  den  Zweck  und  die  Dauer  einer  Operation  zur  Krisenbewältigung,  die 
vom  Rat  festgelegt  werden,  ermächtigen,  geeignete  Beschlüsse  hinsichtlich  der  politischen  Kontrolle 
und  strategischen  Leitung  der  Operation  zu  fassen. 


Artikel  39 

Gemäß  Artikel  16  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  und  abweichend  von 
Absatz  2  des  genannten  Artikels  erlässt  der  Rat  einen  Beschluss  zur  Festlegung  von  Vorschriften  über 
den  Schutz  natürlicher  Personen  bei  der  Verarbeitung  personenbezogener  Daten  durch  die  Mitglied- 
staaten im  Rahmen  der  Ausübung  von  Tätigkeiten,  die  in  den  Anwendungsbereich  dieses  Kapitels 
fallen,  und  über  den  freien  Datenverkehr.  Die  Einhaltung  dieser  Vorschriften  wird  von  unabhängigen 
Behörden  überwacht. 
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Artikel  40 
(ex- Artikel  47  EUV) 

Die  Durchführung  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik  lässt  die  Anwendung  der  Ver- 
fahren und  den  jeweiligen  Umfang  der  Befugnisse  der  Organe,  die  in  den  Verträgen  für  die  Ausübung 
der  in  den  Artikeln  3  bis  6  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  aufgeführten 
Zuständigkeiten  der  Union  vorgesehen  sind,  unberührt. 

Ebenso  lässt  die  Durchführung  der  Politik  nach  den  genannten  Artikeln  die  Anwendung  der  Ver- 
fahren und  den  jeweiligen  Umfang  der  Befugnisse  der  Organe,  die  in  den  Verträgen  für  die  Ausübung 
der  Zuständigkeiten  der  Union  nach  diesem  Kapitel  vorgesehen  sind,  unberührt. 

Artikel  41 
(ex- Artikel  28  EUV) 

(1)  Die  Verwaltungsausgaben,  die  den  Organen  aus  der  Durchführung  dieses  Kapitels  entstehen, 
gehen  zulasten  des  Haushalts  der  Union. 

(2)  Die  operativen  Ausgaben  im  Zusammenhang  mit  der  Durchführung  dieses  Kapitels  gehen 
ebenfalls  zulasten  des  Haushalts  der  Union,  mit  Ausnahme  der  Ausgaben  aufgrund  von  Maßnahmen 
mit  militärischen  oder  verteidigungspolitischen  Bezügen  und  von  Fällen,  in  denen  der  Rat  einstimmig 
etwas  anderes  beschließt. 

In  Fällen,  in  denen  die  Ausgaben  nicht  zulasten  des  Haushalts  der  Union  gehen,  gehen  sie  nach  dem 
Bruttosozialprodukt-Schlüssel  zulasten  der  Mitgliedstaaten,  sofern  der  Rat  nicht  einstimmig  etwas 
anderes  beschließt.  Die  Mitgliedstaaten,  deren  Vertreter  im  Rat  eine  förmliche  Erklärung  nach  Ar- 
tikel 31  Absatz  1  Unterabsatz  2  abgegeben  haben,  sind  nicht  verpflichtet,  zur  Finanzierung  von 
Ausgaben  für  Maßnahmen  mit  militärischen  oder  verteidigungspolitischen  Bezügen  beizutragen. 

(3)  Der  Rat  erlässt  einen  Beschluss  zur  Festlegung  besonderer  Verfahren,  um  den  schnellen  Zugriff 
auf  die  Haushaltsmittel  der  Union  zu  gewährleisten,  die  für  die  Sofortfinanzierung  von  Initiativen  im 
Rahmen  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  insbesondere  von  Tätigkeiten  zur  Vor- 
bereitung einer  Mission  nach  Artikel  42  Absatz  1  und  Artikel  43  bestimmt  sind.  Er  beschließt  nach 
Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 

Die  Tätigkeiten  zur  Vorbereitung  der  in  Artikel  42  Absatz  1  und  in  Artikel  43  genannten  Missionen, 
die  nicht  zulasten  des  Haushalts  der  Union  gehen,  werden  aus  einem  aus  Beiträgen  der  Mitglied- 
staaten gebildeten  Anschubfonds  finanziert. 

Der  Rat  erlässt  mit  qualifizierter  Mehrheit  auf  Vorschlag  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für  Außen- 
und  Sicherheitspolitik  die  Beschlüsse  über 

a)  die  Einzelheiten  für  die  Bildung  und  die  Finanzierung  des  Anschubfonds,  insbesondere  die  Höhe 
der  Mittelzuweisungen  für  den  Fonds; 

b)  die  Einzelheiten  für  die  Verwaltung  des  Anschubfonds; 
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c)  die  Einzelheiten  für  die  Finanzkontrolle. 

Kann  die  geplante  Mission  nach  Artikel  42  Absatz  1  und  Artikel  43  nicht  aus  dem  Haushalt  der 
Union  finanziert  werden,  so  ermächtigt  der  Rat  den  Hohen  Vertreter  zur  Inanspruchnahme  dieses 
Fonds.  Der  Hohe  Vertreter  erstattet  dem  Rat  Bericht  über  die  Erfüllung  dieses  Mandats. 

ABSCHNITT  2 

BESTIMMUNGEN  ÜBER  DIE  GEMEINSAME  SICHERHEITS-  UND  VERTEIDIGUNGSPOLITIK 

Artikel  42 
(ex- Artikel  17  EUV) 

(1)  Die  Gemeinsame  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik  ist  integraler  Bestandteil  der  Gemein- 
samen Außen-  und  Sicherheitspolitik.  Sie  sichert  der  Union  eine  auf  zivile  und  militärische  Mittel 
gestützte  Operationsfähigkeit.  Auf  diese  kann  die  Union  bei  Missionen  außerhalb  der  Union  zur 
Friedenssicherung,  Konfliktverhütung  und  Stärkung  der  internationalen  Sicherheit  in  Übereinstim- 
mung mit  den  Grundsätzen  der  Charta  der  Vereinten  Nationen  zurückgreifen.  Sie  erfüllt  diese 
Aufgaben  mit  Hilfe  der  Fähigkeiten,  die  von  den  Mitgliedstaaten  bereitgestellt  werden. 

(2)  Die  Gemeinsame  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik  umfasst  die  schrittweise  Festlegung 
einer  gemeinsamen  Verteidigungspolitik  der  Union.  Diese  führt  zu  einer  gemeinsamen  Verteidigung, 
sobald  der  Europäische  Rat  dies  einstimmig  beschlossen  hat.  Er  empfiehlt  in  diesem  Fall  den  Mit- 
gliedstaaten, einen  Beschluss  in  diesem  Sinne  im  Einklang  mit  ihren  verfassungsrechtlichen  Vor- 
schriften zu  erlassen. 

Die  Politik  der  Union  nach  diesem  Abschnitt  berührt  nicht  den  besonderen  Charakter  der  Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik  bestimmter  Mitgliedstaaten;  sie  achtet  die  Verpflichtungen  einiger  Mitglied- 
staaten, die  ihre  gemeinsame  Verteidigung  in  der  Nordatlantikvertrags-Organisation  (NATO)  verwirk- 
licht sehen,  aus  dem  Nordatlantikvertrag  und  ist  vereinbar  mit  der  in  jenem  Rahmen  festgelegten 
gemeinsamen  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  der  Union  für  die  Umsetzung  der  Gemeinsamen  Sicherheits-  und 
Verteidigungspolitik  zivile  und  militärische  Fähigkeiten  als  Beitrag  zur  Verwirklichung  der  vom  Rat 
festgelegten  Ziele  zur  Verfügung.  Die  Mitgliedstaaten,  die  zusammen  multinationale  Streitkräfte  auf- 
stellen, können  diese  auch  für  die  Gemeinsame  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik  zur  Verfügung 
stellen. 

Die  Mitgliedstaaten  verpflichten  sich,  ihre  militärischen  Fähigkeiten  schrittweise  zu  verbessern.  Die 
Agentur  für  die  Bereiche  Entwicklung  der  Verteidigungsfähigkeiten,  Forschung,  Beschaffung  und 
Rüstung  (im  Folgenden  „Europäische  Verteidigungsagentur")  ermittelt  den  operativen  Bedarf  und 
fördert  Maßnahmen  zur  Bedarfsdeckung,  trägt  zur  Ermittlung  von  Maßnahmen  zur  Stärkung  der 
industriellen  und  technologischen  Basis  des  Verteidigungssektors  bei  und  führt  diese  Maßnahmen 
gegebenenfalls  durch,  beteiligt  sich  an  der  Festlegung  einer  europäischen  Politik  im  Bereich  der 
Fähigkeiten  und  der  Rüstung  und  unterstützt  den  Rat  bei  der  Beurteilung  der  Verbesserung  der 
militärischen  Fähigkeiten. 
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(4)  Beschlüsse  zur  Gemeinsamen  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik,  einschließlich  der  Be- 
schlüsse über  die  Einleitung  einer  Mission  nach  diesem  Artikel,  werden  vom  Rat  einstimmig  auf 
Vorschlag  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  oder  auf  Initiative  eines 
Mitgliedstaats  erlassen.  Der  Hohe  Vertreter  kann  gegebenenfalls  gemeinsam  mit  der  Kommission  den 
Rückgriff  auf  einzelstaatliche  Mittel  sowie  auf  Instrumente  der  Union  vorschlagen. 

(5)  Der  Rat  kann  zur  Wahrung  der  Werte  der  Union  und  im  Dienste  ihrer  Interessen  eine  Gruppe 
von  Mitgliedstaaten  mit  der  Durchführung  einer  Mission  im  Rahmen  der  Union  beauftragen.  Die 
Durchführung  einer  solchen  Mission  fällt  unter  Artikel  44. 

(6)  Die  Mitgliedstaaten,  die  anspruchsvollere  Kriterien  in  Bezug  auf  die  militärischen  Fähigkeiten 
erfüllen  und  die  im  Hinblick  auf  Missionen  mit  höchsten  Anforderungen  untereinander  weiter 
gehende  Verpflichtungen  eingegangen  sind,  begründen  eine  Ständige  Strukturierte  Zusammenarbeit 
im  Rahmen  der  Union.  Diese  Zusammenarbeit  erfolgt  nach  Maßgabe  von  Artikel  46.  Sie  berührt 
nicht  die  Bestimmungen  des  Artikels  43. 

(7)  Im  Falle  eines  bewaffneten  Angriffs  auf  das  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  schulden  die 
anderen  Mitgliedstaaten  ihm  alle  in  ihrer  Macht  stehende  Hilfe  und  Unterstützung,  im  Einklang  mit 
Artikel  51  der  Charta  der  Vereinten  Nationen.  Dies  lässt  den  besonderen  Charakter  der  Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik  bestimmter  Mitgliedstaaten  unberührt. 

Die  Verpflichtungen  und  die  Zusammenarbeit  in  diesem  Bereich  bleiben  im  Einklang  mit  den  im 
Rahmen  der  Nordatlantikvertrags-Organisation  eingegangenen  Verpflichtungen,  die  für  die  ihr  ange- 
hörenden Staaten  weiterhin  das  Fundament  ihrer  kollektiven  Verteidigung  und  das  Instrument  für 
deren  Verwirklichung  ist. 

Artikel  43 

(1)  Die  in  Artikel  42  Absatz  1  vorgesehenen  Missionen,  bei  deren  Durchführung  die  Union  auf 
zivile  und  militärische  Mittel  zurückgreifen  kann,  umfassen  gemeinsame  Abrüstungsmaßnahmen, 
humanitäre  Aufgaben  und  Rettungseinsätze,  Aufgaben  der  militärischen  Beratung  und  Unterstützung, 
Aufgaben  der  Konfliktverhütung  und  der  Erhaltung  des  Friedens  sowie  Kampfeinsätze  im  Rahmen  der 
Krisenbewältigung  einschließlich  Frieden  schaffender  Maßnahmen  und  Operationen  zur  Stabilisierung 
der  Lage  nach  Konflikten.  Mit  allen  diesen  Missionen  kann  zur  Bekämpfung  des  Terrorismus  bei- 
getragen werden,  unter  anderem  auch  durch  die  Unterstützung  für  Drittländer  bei  der  Bekämpfung 
des  Terrorismus  in  ihrem  Hoheitsgebiet. 

(2)  Der  Rat  erlässt  die  Beschlüsse  über  Missionen  nach  Absatz  1;  in  den  Beschlüssen  sind  Ziel  und 
Umfang  der  Missionen  sowie  die  für  sie  geltenden  allgemeinen  Durchführungsbestimmungen  fest- 
gelegt. Der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  sorgt  unter  Aufsicht  des 
Rates  und  in  engem  und  ständigem  Benehmen  mit  dem  Politischen  und  Sicherheitspolitischen  Ko- 
mitee für  die  Koordinierung  der  zivilen  und  militärischen  Aspekte  dieser  Missionen. 

Artikel  44 

(1)  Im  Rahmen  der  nach  Artikel  43  erlassenen  Beschlüsse  kann  der  Rat  die  Durchführung  einer 
Mission  einer  Gruppe  von  Mitgliedstaaten  übertragen,  die  dies  wünschen  und  über  die  für  eine 
derartige  Mission  erforderlichen  Fähigkeiten  verfügen.  Die  betreffenden  Mitgliedstaaten  vereinbaren 
in  Absprache  mit  dem  Hohen  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  untereinander 
die  Ausführung  der  Mission. 
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(2)  Die  an  der  Durchführung  der  Mission  teilnehmenden  Mitgliedstaaten  unterrichten  den  Rat  von 
sich  aus  oder  auf  Antrag  eines  anderen  Mitgliedstaats  regelmäßig  über  den  Stand  der  Mission.  Die 
teilnehmenden  Mitgliedstaaten  befassen  den  Rat  sofort,  wenn  sich  aus  der  Durchführung  der  Mission 
schwerwiegende  Konsequenzen  ergeben  oder  das  Ziel  der  Mission,  ihr  Umfang  oder  die  für  sie 
geltenden  Regelungen,  wie  sie  in  den  in  Absatz  1  genannten  Beschlüssen  festgelegt  sind,  geändert 
werden  müssen.  Der  Rat  erlässt  in  diesen  Fällen  die  erforderlichen  Beschlüsse. 

Artikel  45 

(1)  Aufgabe  der  in  Artikel  42  Absatz  3  genannten,  dem  Rat  unterstellten  Europäischen  Verteidi- 
gungsagentur ist  es, 

a)  bei  der  Ermittlung  der  Ziele  im  Bereich  der  militärischen  Fähigkeiten  der  Mitgliedstaaten  und  der 
Beurteilung,  ob  die  von  den  Mitgliedstaaten  in  Bezug  auf  diese  Fähigkeiten  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen erfüllt  wurden,  mitzuwirken; 

b)  auf  eine  Harmonisierung  des  operativen  Bedarfs  sowie  die  Festlegung  effizienter  und  kompatibler 
Beschaffungsverfahren  hinzuwirken; 

c)  multilaterale  Projekte  zur  Erfüllung  der  Ziele  im  Bereich  der  militärischen  Fähigkeiten  vorzuschla- 
gen und  für  die  Koordinierung  der  von  den  Mitgliedstaaten  durchgeführten  Programme  sowie  die 
Verwaltung  spezifischer  Kooperationsprogramme  zu  sorgen; 

d)  die  Forschung  auf  dem  Gebiet  der  Verteidigungstechnologie  zu  unterstützen,  gemeinsame  For- 
schungsaktivitäten sowie  Studien  zu  technischen  Lösungen,  die  dem  künftigen  operativen  Bedarf 
gerecht  werden,  zu  koordinieren  und  zu  planen; 

e)  dazu  beizutragen,  dass  zweckdienliche  Maßnahmen  zur  Stärkung  der  industriellen  und  technolo- 
gischen Basis  des  Verteidigungssektors  und  für  einen  wirkungsvolleren  Einsatz  der  Verteidigungs- 
ausgaben ermittelt  werden,  und  diese  Maßnahmen  gegebenenfalls  durchzuführen. 

(2)  Alle  Mitgliedstaaten  können  auf  Wunsch  an  der  Arbeit  der  Europäischen  Verteidigungsagentur 
teilnehmen.  Der  Rat  erlässt  mit  qualifizierter  Mehrheit  einen  Beschluss,  in  dem  die  Rechtsstellung,  der 
Sitz  und  die  Funktionsweise  der  Agentur  festgelegt  werden.  Dieser  Beschluss  trägt  dem  Umfang  der 
effektiven  Beteiligung  an  den  Tätigkeiten  der  Agentur  Rechnung.  Innerhalb  der  Agentur  werden 
spezielle  Gruppen  gebildet,  in  denen  Mitgliedstaaten  zusammenkommen,  die  gemeinsame  Projekte 
durchführen.  Die  Agentur  versieht  ihre  Aufgaben  erforderlichenfalls  in  Verbindung  mit  der  Kommis- 
sion. 

Artikel  46 

(1)  Die  Mitgliedstaaten,  die  sich  an  der  Ständigen  Strukturierten  Zusammenarbeit  im  Sinne  des 
Artikels  42  Absatz  6  beteiligen  möchten  und  hinsichtlich  der  militärischen  Fähigkeiten  die  Kriterien 
erfüllen  und  die  Verpflichtungen  eingehen,  die  in  dem  Protokoll  über  die  Ständige  Strukturierte 
Zusammenarbeit  enthalten  sind,  teilen  dem  Rat  und  dem  Hohen  Vertreter  der  Union  für  Außen- 
und  Sicherheitspolitik  ihre  Absicht  mit. 

(2)  Der  Rat  erlässt  binnen  drei  Monaten  nach  der  in  Absatz  1  genannten  Mitteilung  einen  Be- 
schluss über  die  Begründung  der  Ständigen  Strukturierten  Zusammenarbeit  und  über  die  Liste  der 
daran  teilnehmenden  Mitgliedstaaten.  Der  Rat  beschließt  nach  Anhörung  des  Hohen  Vertreters  mit 
qualifizierter  Mehrheit. 
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(3)  Jeder  Mitgliedstaat,  der  sich  zu  einem  späteren  Zeitpunkt  an  der  Ständigen  Strukturierten 
Zusammenarbeit  beteiligen  möchte,  teilt  dem  Rat  und  dem  Hohen  Vertreter  seine  Absicht  mit. 

Der  Rat  erlässt  einen  Beschluss,  in  dem  die  Teilnahme  des  betreffenden  Mitgliedstaats,  der  die 
Kriterien  und  Verpflichtungen  nach  den  Artikeln  1  und  2  des  Protokolls  über  die  Ständige  Struktu- 
rierte Zusammenarbeit  erfüllt  beziehungsweise  eingeht,  bestätigt  wird.  Der  Rat  beschließt  mit  quali- 
fizierter Mehrheit  nach  Anhörung  des  Hohen  Vertreters.  Nur  die  Mitglieder  des  Rates,  die  die  teil- 
nehmenden Mitgliedstaaten  vertreten,  sind  stimmberechtigt. 

Die  qualifizierte  Mehrheit  bestimmt  sich  nach  Artikel  238  Absatz  3  Buchstabe  a  des  Vertrags  über 
die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union. 

(4)  Erfüllt  ein  teilnehmender  Mitgliedstaat  die  Kriterien  nach  den  Artikeln  1  und  2  des  Protokolls 
über  die  Ständige  Strukturierte  Zusammenarbeit  nicht  mehr  oder  kann  er  den  darin  genannten 
Verpflichtungen  nicht  mehr  nachkommen,  so  kann  der  Rat  einen  Beschluss  erlassen,  durch  den 
die  Teilnahme  dieses  Staates  ausgesetzt  wird. 

Der  Rat  beschließt  mit  qualifizierter  Mehrheit.  Nur  die  Mitglieder  des  Rates,  die  die  teilnehmenden 
Mitgliedstaaten  mit  Ausnahme  des  betroffenen  Mitgliedstaats  vertreten,  sind  stimmberechtigt. 

Die  qualifizierte  Mehrheit  bestimmt  sich  nach  Artikel  238  Absatz  3  Buchstabe  a  des  Vertrags  über 
die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union. 

(5)  Wünscht  ein  teilnehmender  Mitgliedstaat,  von  der  Ständigen  Strukturierten  Zusammenarbeit 
Abstand  zu  nehmen,  so  teilt  er  seine  Entscheidung  dem  Rat  mit,  der  zur  Kenntnis  nimmt,  dass  die 
Teilnahme  des  betreffenden  Mitgliedstaats  beendet  ist. 

(6)  Mit  Ausnahme  der  Beschlüsse  nach  den  Absätzen  2  bis  5  erlässt  der  Rat  die  Beschlüsse  und 
Empfehlungen  im  Rahmen  der  Ständigen  Strukturierten  Zusammenarbeit  einstimmig.  Für  die  Zwecke 
dieses  Absatzes  bezieht  sich  die  Einstimmigkeit  allein  auf  die  Stimmen  der  Vertreter  der  an  der 
Zusammenarbeit  teilnehmenden  Mitgliedstaaten. 

TITEL  VI 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel  47 

Die  Union  besitzt  Rechtspersönlichkeit. 

Artikel  48 
(ex-Artikel  48  EUV) 

(1)  Die  Verträge  können  gemäß  dem  ordentlichen  Änderungsverfahren  geändert  werden.  Sie 
können  ebenfalls  nach  vereinfachten  Änderungsverfahren  geändert  werden. 
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Ordentliches  Änderungsv erfahren 

(2)  Die  Regierung  jedes  Mitgliedstaats,  das  Europäische  Parlament  oder  die  Kommission  kann  dem 
Rat  Entwürfe  zur  Änderung  der  Verträge  vorlegen.  Diese  Entwürfe  können  unter  anderem  eine 
Ausdehnung  oder  Verringerung  der  der  Union  in  den  Verträgen  übertragenen  Zuständigkeiten 
zum  Ziel  haben.  Diese  Entwürfe  werden  vom  Rat  dem  Europäischen  Rat  übermittelt  und  den 
nationalen  Parlamenten  zur  Kenntnis  gebracht. 

(3)  Beschließt  der  Europäische  Rat  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  und  der  Kommis- 
sion mit  einfacher  Mehrheit  die  Prüfung  der  vorgeschlagenen  Änderungen,  so  beruft  der  Präsident  des 
Europäischen  Rates  einen  Konvent  von  Vertretern  der  nationalen  Parlamente,  der  Staats-  und  Regie- 
rungschefs der  Mitgliedstaaten,  des  Europäischen  Parlaments  und  der  Kommission  ein.  Bei  institutio- 
nellen Änderungen  im  Währungsbereich  wird  auch  die  Europäische  Zentralbank  gehört.  Der  Konvent 
prüft  die  Änderungsentwürfe  und  nimmt  im  Konsensverfahren  eine  Empfehlung  an,  die  an  eine 
Konferenz  der  Vertreter  der  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  nach  Absatz  4  gerichtet  ist. 

Der  Europäische  Rat  kann  mit  einfacher  Mehrheit  nach  Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments 
beschließen,  keinen  Konvent  einzuberufen,  wenn  seine  Einberufung  aufgrund  des  Umfangs  der 
geplanten  Änderungen  nicht  gerechtfertigt  ist.  In  diesem  Fall  legt  der  Europäische  Rat  das  Mandat 
für  eine  Konferenz  der  Vertreter  der  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  fest. 

(4)  Eine  Konferenz  der  Vertreter  der  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  wird  vom  Präsidenten  des 
Rates  einberufen,  um  die  an  den  Verträgen  vorzunehmenden  Änderungen  zu  vereinbaren. 

Die  Änderungen  treten  in  Kraft,  nachdem  sie  von  allen  Mitgliedstaaten  nach  Maßgabe  ihrer  ver- 
fassungsrechtlichen Vorschriften  ratifiziert  worden  sind. 

(5)  Haben  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  nach  der  Unterzeichnung  eines  Vertrags  zur  Änderung  der 
Verträge  vier  Fünftel  der  Mitgliedstaaten  den  genannten  Vertrag  ratifiziert  und  sind  in  einem  Mit- 
gliedstaat oder  mehreren  Mitgliedstaaten  Schwierigkeiten  bei  der  Ratifikation  aufgetreten,  so  befasst 
sich  der  Europäische  Rat  mit  der  Frage. 

Vereinfachte  Änderungsverfahren 

(6)  Die  Regierung  jedes  Mitgliedstaats,  das  Europäische  Parlament  oder  die  Kommission  kann  dem 
Europäischen  Rat  Entwürfe  zur  Änderung  aller  oder  eines  Teils  der  Bestimmungen  des  Dritten  Teils 
des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  über  die  internen  Politikbereiche  der 
Union  vorlegen. 

Der  Europäische  Rat  kann  einen  Beschluss  zur  Änderung  aller  oder  eines  Teils  der  Bestimmungen  des 
Dritten  Teils  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  erlassen.  Der  Europäische 
Rat  beschließt  einstimmig  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  und  der  Kommission  sowie, 
bei  institutionellen  Änderungen  im  Währungsbereich,  der  Europäischen  Zentralbank.  Dieser  Beschluss 
tritt  erst  nach  Zustimmung  der  Mitgliedstaaten  im  Einklang  mit  ihren  jeweiligen  verfassungsrecht- 
lichen Vorschriften  in  Kraft. 

Der  Beschluss  nach  Unterabsatz  2  darf  nicht  zu  einer  Ausdehnung  der  der  Union  im  Rahmen  der 
Verträge  übertragenen  Zuständigkeiten  führen. 
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(7)  In  Fällen,  in  denen  der  Rat  nach  Maßgabe  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union  oder  des  Titels  V  dieses  Vertrags  in  einem  Bereich  oder  in  einem  bestimmten  Fall  einstimmig 
beschließt,  kann  der  Europäische  Rat  einen  Beschluss  erlassen,  wonach  der  Rat  in  diesem  Bereich 
oder  in  diesem  Fall  mit  qualifizierter  Mehrheit  beschließen  kann.  Dieser  Unterabsatz  gilt  nicht  für 
Beschlüsse  mit  militärischen  oder  verteidigungspolitischen  Bezügen. 

In  Fällen,  in  denen  nach  Maßgabe  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union 
Gesetzgebungsakte  vom  Rat  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  erlassen  werden 
müssen,  kann  der  Europäische  Rat  einen  Beschluss  erlassen,  wonach  die  Gesetzgebungsakte  gemäß 
dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  erlassen  werden  können. 

Jede  vom  Europäischen  Rat  auf  der  Grundlage  von  Unterabsatz  1  oder  Unterabsatz  2  ergriffene 
Initiative  wird  den  nationalen  Parlamenten  übermittelt.  Wird  dieser  Vorschlag  innerhalb  von  sechs 
Monaten  nach  der  Übermittlung  von  einem  nationalen  Parlament  abgelehnt,  so  wird  der  Beschluss 
nach  Unterabsatz  1  oder  Unterabsatz  2  nicht  erlassen.  Wird  die  Initiative  nicht  abgelehnt,  so  kann 
der  Europäische  Rat  den  Beschluss  erlassen. 

Der  Europäische  Rat  erlässt  die  Beschlüsse  nach  den  Unterabsätzen  1  oder  2  einstimmig  nach 
Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments,  das  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  beschließt. 

Artikel  49 
(ex-Artikel  49  EUV) 

Jeder  europäische  Staat,  der  die  in  Artikel  2  genannten  Werte  achtet  und  sich  für  ihre  Förderung 
einsetzt,  kann  beantragen,  Mitglied  der  Union  zu  werden.  Das  Europäische  Parlament  und  die  na- 
tionalen Parlamente  werden  über  diesen  Antrag  unterrichtet.  Der  antragstellende  Staat  richtet  seinen 
Antrag  an  den  Rat;  dieser  beschließt  einstimmig  nach  Anhörung  der  Kommission  und  nach  Zu- 
stimmung des  Europäischen  Parlaments,  das  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  beschließt.  Die  vom 
Europäischen  Rat  vereinbarten  Kriterien  werden  berücksichtigt. 

Die  Aufnahmebedingungen  und  die  durch  eine  Aufnahme  erforderlich  werdenden  Anpassungen  der 
Verträge,  auf  denen  die  Union  beruht,  werden  durch  ein  Abkommen  zwischen  den  Mitgliedstaaten 
und  dem  antragstellenden  Staat  geregelt.  Das  Abkommen  bedarf  der  Ratifikation  durch  alle  Vertrags- 
staaten gemäß  ihren  verfassungsrechtlichen  Vorschriften. 

Artikel  50 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  kann  im  Einklang  mit  seinen  verfassungsrechtlichen  Vorschriften  beschlie- 
ßen, aus  der  Union  auszutreten. 

(2)  Ein  Mitgliedstaat,  der  auszutreten  beschließt,  teilt  dem  Europäischen  Rat  seine  Absicht  mit.  Auf 
der  Grundlage  der  Leitlinien  des  Europäischen  Rates  handelt  die  Union  mit  diesem  Staat  ein  Ab- 
kommen über  die  Einzelheiten  des  Austritts  aus  und  schließt  das  Abkommen,  wobei  der  Rahmen  für 
die  künftigen  Beziehungen  dieses  Staates  zur  Union  berücksichtigt  wird.  Das  Abkommen  wird  nach 
Artikel  218  Absatz  3  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  ausgehandelt.  Es 
wird  vom  Rat  im  Namen  der  Union  geschlossen;  der  Rat  beschließt  mit  qualifizierter  Mehrheit  nach 
Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments. 
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(3)  Die  Verträge  finden  auf  den  betroffenen  Staat  ab  dem  Tag  des  Inkrafttretens  des  Austritts- 
abkommens oder  andernfalls  zwei  Jahre  nach  der  in  Absatz  2  genannten  Mitteilung  keine  Anwen- 
dung mehr,  es  sei  denn,  der  Europäische  Rat  beschließt  im  Einvernehmen  mit  dem  betroffenen 
Mitgliedstaat  einstimmig,  diese  Frist  zu  verlängern. 

(4)  Für  die  Zwecke  der  Absätze  2  und  3  nimmt  das  Mitglied  des  Europäischen  Rates  und  des 
Rates,  das  den  austretenden  Mitgliedstaat  vertritt,  weder  an  den  diesen  Mitgliedstaat  betreffenden 
Beratungen  noch  an  der  entsprechenden  Beschlussfassung  des  Europäischen  Rates  oder  des  Rates  teil. 

Die  qualifizierte  Mehrheit  bestimmt  sich  nach  Artikel  238  Absatz  3  Buchstabe  b  des  Vertrags  über 
die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union. 

(5)  Ein  Staat,  der  aus  der  Union  ausgetreten  ist  und  erneut  Mitglied  werden  möchte,  muss  dies 
nach  dem  Verfahren  des  Artikels  49  beantragen. 

Artikel  51 

Die  Protokolle  und  Anhänge  der  Verträge  sind  Bestandteil  der  Verträge. 

Artikel  52 

(1)  Die  Verträge  gelten  für  das  Königreich  Belgien,  die  Republik  Bulgarien,  die  Tschechische 
Republik,  das  Königreich  Dänemark,  die  Bundesrepublik  Deutschland,  die  Republik  Estland,  Irland, 
die  Hellenische  Republik,  das  Königreich  Spanien,  die  Französische  Republik,  die  Italienische  Repu- 
blik, die  Republik  Zypern,  die  Republik  Lettland,  die  Republik  Litauen,  das  Großherzogtum  Luxem- 
burg, die  Republik  Ungarn,  die  Republik  Malta,  das  Königreich  der  Niederlande,  die  Republik  Öster- 
reich, die  Republik  Polen,  die  Portugiesische  Republik,  Rumänien,  die  Republik  Slowenien,  die  Slo- 
wakische Republik,  die  Republik  Finnland,  das  Königreich  Schweden  und  das  Vereinigte  Königreich 
Großbritannien  und  Nordirland. 

(2)  Der  räumliche  Geltungsbereich  der  Verträge  wird  in  Artikel  355  des  Vertrags  über  die  Arbeits- 
weise der  Europäischen  Union  im  Einzelnen  angegeben. 

Artikel  53 
(ex- Artikel  51  EUV) 

Dieser  Vertrag  gilt  auf  unbegrenzte  Zeit. 

Artikel  54 
(ex- Artikel  52  EUV) 

(1)  Dieser  Vertrag  bedarf  der  Ratifikation  durch  die  Hohen  Vertragsparteien  gemäß  ihren  ver- 
fassungsrechtlichen Vorschriften.  Die  Ratifikationsurkunden  werden  bei  der  Regierung  der  Italie- 
nischen Republik  hinterlegt. 
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(2)  Dieser  Vertrag  tritt  am  1.  Januar  1993  in  Kraft,  sofern  alle  Ratifikationsurkunden  hinterlegt 
worden  sind,  oder  andernfalls  am  ersten  Tag  des  auf  die  Hinterlegung  der  letzten  Ratifikations- 
urkunde folgenden  Monats. 

Artikel  55 
(ex- Artikel  53  EUV) 

(1)  Dieser  Vertrag  ist  in  einer  Urschrift  in  bulgarischer,  dänischer,  deutscher,  englischer,  estnischer, 
finnischer,  französischer,  griechischer,  irischer,  italienischer,  lettischer,  litauischer,  maltesischer,  nieder- 
ländischer, polnischer,  portugiesischer,  rumänischer,  schwedischer,  slowakischer,  slowenischer,  spa- 
nischer, tschechischer  und  ungarischer  Sprache  abgefasst,  wobei  jeder  Wortlaut  gleichermaßen  ver- 
bindlich ist;  er  wird  im  Archiv  der  Regierung  der  Italienischen  Republik  hinterlegt;  diese  übermittelt 
der  Regierung  jedes  anderen  Unterzeichnerstaats  eine  beglaubigte  Abschrift. 

(2)  Dieser  Vertrag  kann  ferner  in  jede  andere  von  den  Mitgliedstaaten  bestimmte  Sprache  übersetzt 
werden,  sofern  diese  Sprache  nach  der  Verfassungsordnung  des  jeweiligen  Mitgliedstaats  in  dessen 
gesamtem  Hoheitsgebiet  oder  in  Teilen  davon  Amtssprache  ist.  Die  betreffenden  Mitgliedstaaten 
stellen  eine  beglaubigte  Abschrift  dieser  Übersetzungen  zur  Verfügung,  die  in  den  Archiven  des  Rates 
hinterlegt  wird. 

ZU  URKUND  DESSEN  haben  die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  ihre  Unterschriften  unter  diesen 
Vertrag  gesetzt. 

Geschehen  zu  Maastricht  am  siebten  Februar  neunzehnhundertzweiundneunzig. 

(Aufzählung  der  Unterzeichner  nicht  wiedergegeben) 
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Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union 

(ABl.  2012  C  326/47) 
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PRÄAMBEL 


SEINE  MAJESTÄT  DER  KÖNIG  DER  BELGIER  DER  PRÄSIDENT  DER  BUNDESREPUBLIK  DEUTSCHLAND,  DER  PRÄ- 
SIDENT DER  FRANZÖSISCHEN  REPUBLIK,  DER  PRÄSIDENT  DER  ITALIENISCHEN  REPUBLIK,  IHRE  KÖNIGLICHE 
HOHEIT  DIE  GROSSHERZOGIN  VON  LUXEMBURG,  IHRE  MAJESTÄT  DIE  KÖNIGIN  DER  NIEDERLANDE 

IN  DEM  FESTEN  WILLEN,  die  Grundlagen  für  einen  immer  engeren  Zusammenschluss  der  europäischen 
Völker  zu  schaffen, 

ENTSCHLOSSEN,  durch  gemeinsames  Handeln  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fortschritt  ihrer  Staa- 
ten zu  sichern,  indem  sie  die  Europa  trennenden  Schranken  beseitigen, 

IN  DEM  VORSATZ,  die  stetige  Besserung  der  Lebens-  und  Beschäftigungsbedingungen  ihrer  Völker  als 
wesentliches  Ziel  anzustreben, 

IN  DER  ERKENNTNIS,  dass  zur  Beseitigung  der  bestehenden  Hindernisse  ein  einverständliches  Vorgehen 
erforderlich  ist,  um  eine  beständige  Wirtschaftsausweitung,  einen  ausgewogenen  Handelsverkehr  und 
einen  redlichen  Wettbewerb  zu  gewährleisten, 

IN  DEM  BESTREBEN,  ihre  Volkswirtschaften  zu  einigen  und  deren  harmonische  Entwicklung  zu  fördern, 
indem  sie  den  Abstand  zwischen  einzelnen  Gebieten  und  den  Rückstand  weniger  begünstigter 
Gebiete  verringern, 

IN  DEM  WUNSCH,  durch  eine  gemeinsame  Handelspolitik  zur  fortschreitenden  Beseitigung  der  Be- 
schränkungen im  zwischenstaatlichen  Wirtschaftsverkehr  beizutragen, 

IN  DER  ABSICHT,  die  Verbundenheit  Europas  mit  den  überseeischen  Ländern  zu  bekräftigen,  und  in 
dem  Wunsch,  entsprechend  den  Grundsätzen  der  Satzung  der  Vereinten  Nationen  den  Wohlstand 
der  überseeischen  Länder  zu  fördern, 

ENTSCHLOSSEN,  durch  diesen  Zusammenschluss  ihrer  Wirtschaftskräfte  Frieden  und  Freiheit  zu  wah- 
ren und  zu  festigen,  und  mit  der  Aufforderung  an  die  anderen  Völker  Europas,  die  sich  zu  dem 
gleichen  hohen  Ziel  bekennen,  sich  diesen  Bestrebungen  anzuschließen, 

ENTSCHLOSSEN,  durch  umfassenden  Zugang  zur  Bildung  und  durch  ständige  Weiterbildung  auf  einen 
möglichst  hohen  Wissensstand  ihrer  Völker  hinzuwirken, 

HABEN  zu  diesem  Zweck  zu  ihren  Bevollmächtigten  ERNANNT 

(Aufzählung  der  Bevollmächtigten  nicht  wiedergegeben) 

DIESE  SIND  nach  Austausch  ihrer  als  gut  und  gehörig  befundenen  Vollmachten  wie  folgt  übereinge- 
kommen: 


(!)  Seit  dem  ursprünglichen  Vertragsschluss  sind  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union  geworden:  die  Republik  Bulga- 
rien, die  Tschechische  Republik,  das  Königreich  Dänemark,  die  Republik  Estland,  Irland,  die  Hellenische  Republik,  das 
Königreich  Spanien,  die  Republik  Zypern,  die  Republik  Lettland,  die  Republik  Litauen,  die  Republik  Ungarn,  die 
Republik  Malta,  die  Republik  Österreich,  die  Republik  Polen,  die  Portugiesische  Republik,  Rumänien,  die  Republik 
Slowenien,  die  Slowakische  Republik,  die  Republik  Finnland,  das  Königreich  Schweden  und  das  Vereinigte  Königreich 
Großbritannien  und  Nordirland. 
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ERSTER  TEIL 
GRUNDSÄTZE 


Artikel  1 

(1)  Dieser  Vertrag  regelt  die  Arbeitsweise  der  Union  und  legt  die  Bereiche,  die  Abgrenzung  und  die 
Einzelheiten  der  Ausübung  ihrer  Zuständigkeiten  fest. 

(2)  Dieser  Vertrag  und  der  Vertrag  über  die  Europäische  Union  bilden  die  Verträge,  auf  die  sich  die 
Union  gründet.  Diese  beiden  Verträge,  die  rechtlich  gleichrangig  sind,  werden  als  „die  Verträge" 
bezeichnet. 

TITEL  I 

ARTEN  UND  BEREICHE  DER  ZUSTÄNDIGKEIT  DER  UNION 

Artikel  2 

(1)  Übertragen  die  Verträge  der  Union  für  einen  bestimmten  Bereich  eine  ausschließliche  Zustän- 
digkeit, so  kann  nur  die  Union  gesetzgeberisch  tätig  werden  und  verbindliche  Rechtsakte  erlassen;  die 
Mitgliedstaaten  dürfen  in  einem  solchen  Fall  nur  tätig  werden,  wenn  sie  von  der  Union  hierzu 
ermächtigt  werden,  oder  um  Rechtsakte  der  Union  durchzuführen. 

(2)  Übertragen  die  Verträge  der  Union  für  einen  bestimmten  Bereich  eine  mit  den  Mitgliedstaaten 
geteilte  Zuständigkeit,  so  können  die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  in  diesem  Bereich  gesetzgebe- 
risch tätig  werden  und  verbindliche  Rechtsakte  erlassen.  Die  Mitgliedstaaten  nehmen  ihre  Zuständig- 
keit wahr,  sofern  und  soweit  die  Union  ihre  Zuständigkeit  nicht  ausgeübt  hat.  Die  Mitgliedstaaten 
nehmen  ihre  Zuständigkeit  erneut  wahr,  sofern  und  soweit  die  Union  entschieden  hat,  ihre  Zustän- 
digkeit nicht  mehr  auszuüben. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  koordinieren  ihre  Wirtschafts-  und  Beschäftigungspolitik  im  Rahmen  von 
Regelungen  nach  Maßgabe  dieses  Vertrags,  für  deren  Festlegung  die  Union  zuständig  ist. 

(4)  Die  Union  ist  nach  Maßgabe  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  dafür  zuständig,  eine 
gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  einschließlich  der  schrittweisen  Festlegung  einer  gemein- 
samen Verteidigungspolitik  zu  erarbeiten  und  zu  verwirklichen. 

(5)  In  bestimmten  Bereichen  ist  die  Union  nach  Maßgabe  der  Verträge  dafür  zuständig,  Maß- 
nahmen zur  Unterstützung,  Koordinierung  oder  Ergänzung  der  Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten 
durchzuführen,  ohne  dass  dadurch  die  Zuständigkeit  der  Union  für  diese  Bereiche  an  die  Stelle 
der  Zuständigkeit  der  Mitgliedstaaten  tritt. 

Die  verbindlichen  Rechtsakte  der  Union,  die  aufgrund  der  diese  Bereiche  betreffenden  Bestimmungen 
der  Verträge  erlassen  werden,  dürfen  keine  Harmonisierung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten 
beinhalten. 

(6)  Der  Umfang  der  Zuständigkeiten  der  Union  und  die  Einzelheiten  ihrer  Ausübung  ergeben  sich 
aus  den  Bestimmungen  der  Verträge  zu  den  einzelnen  Bereichen. 
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Artikel  3 

(1)  Die  Union  hat  ausschließliche  Zuständigkeit  in  folgenden  Bereichen: 

a)  Zollunion, 

b)  Festlegung  der  für  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts  erforderlichen  Wettbewerbsregeln, 

c)  Währungspolitik  für  die  Mitgliedstaaten,  deren  Währung  der  Euro  ist, 

d)  Erhaltung  der  biologischen  Meeresschätze  im  Rahmen  der  gemeinsamen  Fischereipolitik, 

e)  gemeinsame  Handelspolitik. 

(2)  Die  Union  hat  ferner  die  ausschließliche  Zuständigkeit  für  den  Abschluss  internationaler  Über- 
einkünfte, wenn  der  Abschluss  einer  solchen  Übereinkunft  in  einem  Gesetzgebungsakt  der  Union 
vorgesehen  ist,  wenn  er  notwendig  ist,  damit  sie  ihre  interne  Zuständigkeit  ausüben  kann,  oder 
soweit  er  gemeinsame  Regeln  beeinträchtigen  oder  deren  Tragweite  verändern  könnte. 

Artikel  4 

(1)  Die  Union  teilt  ihre  Zuständigkeit  mit  den  Mitgliedstaaten,  wenn  ihr  die  Verträge  außerhalb  der 
in  den  Artikeln  3  und  6  genannten  Bereiche  eine  Zuständigkeit  übertragen. 

(2)  Die  von  der  Union  mit  den  Mitgliedstaaten  geteilte  Zuständigkeit  erstreckt  sich  auf  die  fol- 
genden Hauptbereiche: 

a)  Binnenmarkt, 

b)  Sozialpolitik  hinsichtlich  der  in  diesem  Vertrag  genannten  Aspekte, 

c)  wirtschaftlicher,  sozialer  und  territorialer  Zusammenhalt, 

d)  Landwirtschaft  und  Fischerei,  ausgenommen  die  Erhaltung  der  biologischen  Meeresschätze, 

e)  Umwelt, 

f)  Verbraucherschutz, 

g)  Verkehr, 

h)  transeuropäische  Netze, 

i)  Energie, 
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j)   Raum  der  Freiheit,  der  Sicherheit  und  des  Rechts, 

k)  gemeinsame  Sicherheitsanliegen  im  Bereich  der  öffentlichen  Gesundheit  hinsichtlich  der  in  diesem 
Vertrag  genannten  Aspekte. 

(3)  In  den  Bereichen  Forschung,  technologische  Entwicklung  und  Raumfahrt  erstreckt  sich  die 
Zuständigkeit  der  Union  darauf,  Maßnahmen  zu  treffen,  insbesondere  Programme  zu  erstellen  und 
durchzuführen,  ohne  dass  die  Ausübung  dieser  Zuständigkeit  die  Mitgliedstaaten  hindert,  ihre  Zu- 
ständigkeit auszuüben. 

(4)  In  den  Bereichen  Entwicklungszusammenarbeit  und  humanitäre  Hilfe  erstreckt  sich  die  Zu- 
ständigkeit der  Union  darauf,  Maßnahmen  zu  treffen  und  eine  gemeinsame  Politik  zu  verfolgen,  ohne 
dass  die  Ausübung  dieser  Zuständigkeit  die  Mitgliedstaaten  hindert,  ihre  Zuständigkeit  auszuüben. 

Artikel  5 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  koordinieren  ihre  Wirtschaftspolitik  innerhalb  der  Union.  Zu  diesem 
Zweck  erlässt  der  Rat  Maßnahmen;  insbesondere  beschließt  er  die  Grundzüge  dieser  Politik. 

Für  die  Mitgliedstaaten,  deren  Währung  der  Euro  ist,  gelten  besondere  Regelungen. 

(2)  Die  Union  trifft  Maßnahmen  zur  Koordinierung  der  Beschäftigungspolitik  der  Mitgliedstaaten, 
insbesondere  durch  die  Festlegung  von  Leitlinien  für  diese  Politik. 

(3)  Die  Union  kann  Initiativen  zur  Koordinierung  der  Sozialpolitik  der  Mitgliedstaaten  ergreifen. 

Artikel  6 

Die  Union  ist  für  die  Durchführung  von  Maßnahmen  zur  Unterstützung,  Koordinierung  oder  Ergän- 
zung der  Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten  zuständig.  Diese  Maßnahmen  mit  europäischer  Zielsetzung 
können  in  folgenden  Bereichen  getroffen  werden: 

a)  Schutz  und  Verbesserung  der  menschlichen  Gesundheit, 

b)  Industrie, 

c)  Kultur, 

d)  Tourismus, 

e)  allgemeine  und  berufliche  Bildung,  Jugend  und  Sport, 
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f)  Katastrophenschutz, 

g)  Verwaltungszusammenarbeit. 

TITEL  II 

ALLGEMEIN  GELTENDE  BESTIMMUNGEN 

Artikel  7 

Die  Union  achtet  auf  die  Kohärenz  zwischen  ihrer  Politik  und  ihren  Maßnahmen  in  den  verschie- 
denen Bereichen  und  trägt  dabei  unter  Einhaltung  des  Grundsatzes  der  begrenzten  Einzelermächti- 
gung ihren  Zielen  in  ihrer  Gesamtheit  Rechnung. 

Artikel  8 

(ex-Artikel  3  Absatz  2  EGV)  (l) 

Bei  allen  ihren  Tätigkeiten  wirkt  die  Union  darauf  hin,  Ungleichheiten  zu  beseitigen  und  die  Gleich- 
stellung von  Männern  und  Frauen  zu  fördern. 


Artikel  9 

Bei  der  Festlegung  und  Durchführung  ihrer  Politik  und  ihrer  Maßnahmen  trägt  die  Union  den 
Erfordernissen  im  Zusammenhang  mit  der  Förderung  eines  hohen  Beschäftigungsniveaus,  mit  der 
Gewährleistung  eines  angemessenen  sozialen  Schutzes,  mit  der  Bekämpfung  der  sozialen  Ausgren- 
zung sowie  mit  einem  hohen  Niveau  der  allgemeinen  und  beruflichen  Bildung  und  des  Gesundheits- 
schutzes Rechnung. 


Artikel  10 

Bei  der  Festlegung  und  Durchführung  ihrer  Politik  und  ihrer  Maßnahmen  zielt  die  Union  darauf  ab, 
Diskriminierungen  aus  Gründen  des  Geschlechts,  der  Rasse,  der  ethnischen  Herkunft,  der  Religion 
oder  der  Weltanschauung,  einer  Behinderung,  des  Alters  oder  der  sexuellen  Ausrichtung  zu  bekämp- 
fen. 


Artikel  11 

(ex-Artikel  6  EGV) 

Die  Erfordernisse  des  Umweltschutzes  müssen  bei  der  Festlegung  und  Durchführung  der  Unions- 
politiken und  -maßnahmen  insbesondere  zur  Förderung  einer  nachhaltigen  Entwicklung  einbezogen 
werden. 


(!)  Dieser  Verweis  hat  lediglich  hinweisenden  Charakter.  Zur  Vertiefung  vgl.  die  Übereinstimmungstabellen  für  die  Ent- 
sprechung zwischen  bisheriger  und  neuer  Nummerierung  der  Verträge. 
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Artikel  12 
(ex-Artikel  153  Absatz  2  EGV) 

Den  Erfordernissen  des  Verbraucherschutzes  wird  bei  der  Festlegung  und  Durchführung  der  anderen 
Unionspolitiken  und  -maßnahmen  Rechnung  getragen. 

Artikel  13 

Bei  der  Festlegung  und  Durchführung  der  Politik  der  Union  in  den  Bereichen  Landwirtschaft,  Fi- 
scherei, Verkehr,  Binnenmarkt,  Forschung,  technologische  Entwicklung  und  Raumfahrt  tragen  die 
Union  und  die  Mitgliedstaaten  den  Erfordernissen  des  Wohlergehens  der  Tiere  als  fühlende  Wesen 
in  vollem  Umfang  Rechnung;  sie  berücksichtigen  hierbei  die  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften 
und  die  Gepflogenheiten  der  Mitgliedstaaten  insbesondere  in  Bezug  auf  religiöse  Riten,  kulturelle 
Traditionen  und  das  regionale  Erbe. 

Artikel  14 
(ex- Artikel  16  EGV) 

Unbeschadet  des  Artikels  4  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  der  Artikel  93,  106  und 
107  dieses  Vertrags  und  in  Anbetracht  des  Stellenwerts,  den  Dienste  von  allgemeinem  wirtschaftli- 
chem Interesse  innerhalb  der  gemeinsamen  Werte  der  Union  einnehmen,  sowie  ihrer  Bedeutung  bei 
der  Förderung  des  sozialen  und  territorialen  Zusammenhalts  tragen  die  Union  und  die  Mitglied- 
staaten im  Rahmen  ihrer  jeweiligen  Befugnisse  im  Anwendungsbereich  der  Verträge  dafür  Sorge,  dass 
die  Grundsätze  und  Bedingungen,  insbesondere  jene  wirtschaftlicher  und  finanzieller  Art,  für  das 
Funktionieren  dieser  Dienste  so  gestaltet  sind,  dass  diese  ihren  Aufgaben  nachkommen  können.  Diese 
Grundsätze  und  Bedingungen  werden  vom  Europäischen  Parlament  und  vom  Rat  durch  Verordnun- 
gen gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  festgelegt,  unbeschadet  der  Zuständigkeit  der 
Mitgliedstaaten,  diese  Dienste  im  Einklang  mit  den  Verträgen  zur  Verfügung  zu  stellen,  in  Auftrag  zu 
geben  und  zu  finanzieren. 

Artikel  15 
(ex-Artikel  255  EGV) 

(1)  Um  eine  verantwortungsvolle  Verwaltung  zu  fördern  und  die  Beteiligung  der  Zivilgesellschaft 
sicherzustellen,  handeln  die  Organe,  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  der  Union  unter  weitest- 
gehender Beachtung  des  Grundsatzes  der  Offenheit. 

(2)  Das  Europäische  Parlament  tagt  öffentlich;  dies  gilt  auch  für  den  Rat,  wenn  er  über  Entwürfe 
zu  Gesetzgebungsakten  berät  oder  abstimmt. 

(3)  Jeder  Unionsbürger  sowie  jede  natürliche  oder  juristische  Person  mit  Wohnsitz  oder  satzungs- 
gemäßem Sitz  in  einem  Mitgliedstaat  hat  das  Recht  auf  Zugang  zu  Dokumenten  der  Organe, 
Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  der  Union,  unabhängig  von  der  Form  der  für  diese  Dokumente 
verwendeten  Träger,  vorbehaltlich  der  Grundsätze  und  Bedingungen,  die  nach  diesem  Absatz  fest- 
zulegen sind. 
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Die  allgemeinen  Grundsätze  und  die  aufgrund  öffentlicher  oder  privater  Interessen  geltenden  Ein- 
schränkungen für  die  Ausübung  dieses  Rechts  auf  Zugang  zu  Dokumenten  werden  vom  Europäi- 
schen Parlament  und  vom  Rat  durch  Verordnungen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfah- 
ren festgelegt. 

Die  Organe,  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  gewährleisten  die  Transparenz  ihrer  Tätigkeit  und 
legen  im  Einklang  mit  den  in  Unterabsatz  2  genannten  Verordnungen  in  ihrer  Geschäftsordnung 
Sonderbestimmungen  hinsichtlich  des  Zugangs  zu  ihren  Dokumenten  fest. 

Dieser  Absatz  gilt  für  den  Gerichtshof  der  Europäischen  Union,  die  Europäische  Zentralbank  und  die 
Europäische  Investitionsbank  nur  dann,  wenn  sie  Verwaltungsaufgaben  wahrnehmen. 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  sorgen  dafür,  dass  die  Dokumente,  die  die  Gesetzgebungs- 
verfahren betreffen,  nach  Maßgabe  der  in  Unterabsatz  2  genannten  Verordnungen  öffentlich  zugäng- 
lich gemacht  werden. 

Artikel  16 
(ex-Artikel  286  EGV) 

(1)  Jede  Person  hat  das  Recht  auf  Schutz  der  sie  betreffenden  personenbezogenen  Daten. 

(2)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren Vorschriften  über  den  Schutz  natürlicher  Personen  bei  der  Verarbeitung  personenbezogener 
Daten  durch  die  Organe,  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  der  Union  sowie  durch  die  Mitglied- 
staaten im  Rahmen  der  Ausübung  von  Tätigkeiten,  die  in  den  Anwendungsbereich  des  Unionsrechts 
fallen,  und  über  den  freien  Datenverkehr.  Die  Einhaltung  dieser  Vorschriften  wird  von  unabhängigen 
Behörden  überwacht. 

Die  auf  der  Grundlage  dieses  Artikels  erlassenen  Vorschriften  lassen  die  spezifischen  Bestimmungen 
des  Artikels  39  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  unberührt. 

Artikel  17 

(1)  Die  Union  achtet  den  Status,  den  Kirchen  und  religiöse  Vereinigungen  oder  Gemeinschaften  in 
den  Mitgliedstaaten  nach  deren  Rechtsvorschriften  genießen,  und  beeinträchtigt  ihn  nicht. 

(2)  Die  Union  achtet  in  gleicher  Weise  den  Status,  den  weltanschauliche  Gemeinschaften  nach  den 
einzelstaatlichen  Rechtsvorschriften  genießen. 

(3)  Die  Union  pflegt  mit  diesen  Kirchen  und  Gemeinschaften  in  Anerkennung  ihrer  Identität  und 
ihres  besonderen  Beitrags  einen  offenen,  transparenten  und  regelmäßigen  Dialog. 
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ZWEITER  TEIL 
NICHTDISKRIMINIERUNG  UND  UNIONSBÜRGERSCHAFT 


Artikel  18 
(ex- Artikel  12  EGV) 

Unbeschadet  besonderer  Bestimmungen  der  Verträge  ist  in  ihrem  Anwendungsbereich  jede  Diskri- 
minierung aus  Gründen  der  Staatsangehörigkeit  verboten. 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
Regelungen  für  das  Verbot  solcher  Diskriminierungen  treffen. 

Artikel  19 
(ex- Artikel  13  EGV) 

(1)  Unbeschadet  der  sonstigen  Bestimmungen  der  Verträge  kann  der  Rat  im  Rahmen  der  durch  die 
Verträge  auf  die  Union  übertragenen  Zuständigkeiten  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsver- 
fahren und  nach  Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments  einstimmig  geeignete  Vorkehrungen 
treffen,  um  Diskriminierungen  aus  Gründen  des  Geschlechts,  der  Rasse,  der  ethnischen  Herkunft, 
der  Religion  oder  der  Weltanschauung,  einer  Behinderung,  des  Alters  oder  der  sexuellen  Ausrichtung 
zu  bekämpfen. 

(2)  Abweichend  von  Absatz  1  können  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem 
ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  die  Grundprinzipien  für  Fördermaßnahmen  der  Union  unter 
Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  zur 
Unterstützung  der  Maßnahmen  festlegen,  die  die  Mitgliedstaaten  treffen,  um  zur  Verwirklichung  der 
in  Absatz  1  genannten  Ziele  beizutragen. 

Artikel  20 
(ex-Artikel  17  EGV) 

(1)  Es  wird  eine  Unionsbürgerschaft  eingeführt.  Unionsbürger  ist,  wer  die  Staatsangehörigkeit  eines 
Mitgliedstaats  besitzt.  Die  Unionsbürgerschaft  tritt  zur  nationalen  Staatsbürgerschaft  hinzu,  ersetzt  sie 
aber  nicht. 

(2)  Die  Unionsbürgerinnen  und  Unionsbürger  haben  die  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Rechte 
und  Pflichten.  Sie  haben  unter  anderem 

a)  das  Recht,  sich  im  Hoheitsgebiet  der  Mitgliedstaaten  frei  zu  bewegen  und  aufzuhalten; 

b)  in  dem  Mitgliedstaat,  in  dem  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  bei  den 
Wahlen  zum  Europäischen  Parlament  und  bei  den  Kommunalwahlen,  wobei  für  sie  dieselben 
Bedingungen  gelten  wie  für  die  Angehörigen  des  betreffenden  Mitgliedstaats; 
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c)  im  Hoheitsgebiet  eines  Drittlands,  in  dem  der  Mitgliedstaat,  dessen  Staatsangehörigkeit  sie  besit- 
zen, nicht  vertreten  ist,  Recht  auf  Schutz  durch  die  diplomatischen  und  konsularischen  Behörden 
eines  jeden  Mitgliedstaats  unter  denselben  Bedingungen  wie  Staatsangehörige  dieses  Staates; 

d)  das  Recht,  Petitionen  an  das  Europäische  Parlament  zu  richten  und  sich  an  den  Europäischen 
Bürgerbeauftragten  zu  wenden,  sowie  das  Recht,  sich  in  einer  der  Sprachen  der  Verträge  an  die 
Organe  und  die  beratenden  Einrichtungen  der  Union  zu  wenden  und  eine  Antwort  in  derselben 
Sprache  zu  erhalten. 

Diese  Rechte  werden  unter  den  Bedingungen  und  innerhalb  der  Grenzen  ausgeübt,  die  in  den  Ver- 
trägen und  durch  die  in  Anwendung  der  Verträge  erlassenen  Maßnahmen  festgelegt  sind. 

Artikel  21 
(ex- Artikel  18  EGV) 

(1)  Jeder  Unionsbürger  hat  das  Recht,  sich  im  Hoheitsgebiet  der  Mitgliedstaaten  vorbehaltlich  der 
in  den  Verträgen  und  in  den  Durchführungsvorschriften  vorgesehenen  Beschränkungen  und  Bedin- 
gungen frei  zu  bewegen  und  aufzuhalten. 

(2)  Erscheint  zur  Erreichung  dieses  Ziels  ein  Tätigwerden  der  Union  erforderlich  und  sehen  die 
Verträge  hierfür  keine  Befugnisse  vor,  so  können  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem 
ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  Vorschriften  erlassen,  mit  denen  die  Ausübung  der  Rechte  nach 
Absatz  1  erleichtert  wird. 

(3)  Zu  den  gleichen  wie  den  in  Absatz  1  genannten  Zwecken  kann  der  Rat,  sofern  die  Verträge 
hierfür  keine  Befugnisse  vorsehen,  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen 
erlassen,  die  die  soziale  Sicherheit  oder  den  sozialen  Schutz  betreffen.  Der  Rat  beschließt  einstimmig 
nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 

Artikel  22 
(ex- Artikel  19  EGV) 

(1)  Jeder  Unionsbürger  mit  Wohnsitz  in  einem  Mitgliedstaat,  dessen  Staatsangehörigkeit  er  nicht 
besitzt,  hat  in  dem  Mitgliedstaat,  in  dem  er  seinen  Wohnsitz  hat,  das  aktive  und  passive  Wahlrecht 
bei  Kommunalwahlen,  wobei  für  ihn  dieselben  Bedingungen  gelten  wie  für  die  Angehörigen  des 
betreffenden  Mitgliedstaats.  Dieses  Recht  wird  vorbehaltlich  der  Einzelheiten  ausgeübt,  die  vom  Rat 
einstimmig  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach  Anhörung  des  Europäischen 
Parlaments  festgelegt  werden;  in  diesen  können  Ausnahmeregelungen  vorgesehen  werden,  wenn  dies 
aufgrund  besonderer  Probleme  eines  Mitgliedstaats  gerechtfertigt  ist. 

(2)  Unbeschadet  des  Artikels  223  Absatz  1  und  der  Bestimmungen  zu  dessen  Durchführung 
besitzt  jeder  Unionsbürger  mit  Wohnsitz  in  einem  Mitgliedstaat,  dessen  Staatsangehörigkeit  er  nicht 
besitzt,  in  dem  Mitgliedstaat,  in  dem  er  seinen  Wohnsitz  hat,  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  bei 
den  Wahlen  zum  Europäischen  Parlament,  wobei  für  ihn  dieselben  Bedingungen  gelten  wie  für  die 
Angehörigen  des  betreffenden  Mitgliedstaats.  Dieses  Recht  wird  vorbehaltlich  der  Einzelheiten  aus- 
geübt, die  vom  Rat  einstimmig  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach  Anhö- 
rung des  Europäischen  Parlaments  festgelegt  werden;  in  diesen  können  Ausnahmeregelungen  vor- 
gesehen werden,  wenn  dies  aufgrund  besonderer  Probleme  eines  Mitgliedstaats  gerechtfertigt  ist. 
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Artikel  23 
(ex-Artikel  20  EGV) 

Jeder  Unionsbürger  genießt  im  Hoheitsgebiet  eines  dritten  Landes,  in  dem  der  Mitgliedstaat,  dessen 
Staatsangehörigkeit  er  besitzt,  nicht  vertreten  ist,  den  diplomatischen  und  konsularischen  Schutz 
eines  jeden  Mitgliedstaats  unter  denselben  Bedingungen  wie  Staatsangehörige  dieses  Staates.  Die 
Mitgliedstaaten  treffen  die  notwendigen  Vorkehrungen  und  leiten  die  für  diesen  Schutz  erforderlichen 
internationalen  Verhandlungen  ein. 

Der  Rat  kann  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach  Anhörung  des  Europäi- 
schen Parlaments  Richtlinien  zur  Festlegung  der  notwendigen  Koordinierungs-  und  Kooperations- 
maßnahmen zur  Erleichterung  dieses  Schutzes  erlassen. 

Artikel  24 
(ex- Artikel  21  EGV) 

Die  Bestimmungen  über  die  Verfahren  und  Bedingungen,  die  für  eine  Bürgerinitiative  im  Sinne  des 
Artikels  11  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  gelten,  einschließlich  der  Mindestzahl  der 
Mitgliedstaaten,  aus  denen  die  Bürgerinnen  und  Bürger,  die  diese  Initiative  ergreifen,  kommen  müs- 
sen, werden  vom  Europäischen  Parlament  und  vom  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungs- 
verfahren durch  Verordnungen  festgelegt. 

Jeder  Unionsbürger  besitzt  das  Petitionsrecht  beim  Europäischen  Parlament  nach  Artikel  227. 

Jeder  Unionsbürger  kann  sich  an  den  nach  Artikel  228  eingesetzten  Bürgerbeauftragten  wenden. 

Jeder  Unionsbürger  kann  sich  schriftlich  in  einer  der  in  Artikel  55  Absatz  1  des  Vertrags  über  die 
Europäische  Union  genannten  Sprachen  an  jedes  Organ  oder  an  jede  Einrichtung  wenden,  die  in  dem 
vorliegenden  Artikel  oder  in  Artikel  13  des  genannten  Vertrags  genannt  sind,  und  eine  Antwort  in 
derselben  Sprache  erhalten. 

Artikel  25 
(ex- Artikel  22  EGV) 

Die  Kommission  erstattet  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und  dem  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschuss  alle  drei  Jahre  über  die  Anwendung  dieses  Teils  Bericht.  In  dem  Bericht  wird  der  Fort- 
entwicklung der  Union  Rechnung  getragen. 

Auf  dieser  Grundlage  kann  der  Rat  unbeschadet  der  anderen  Bestimmungen  der  Verträge  zur  Ergän- 
zung der  in  Artikel  20  Absatz  2  aufgeführten  Rechte  einstimmig  gemäß  einem  besonderen  Gesetz- 
gebungsverfahren nach  Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments  Bestimmungen  erlassen.  Diese 
Bestimmungen  treten  nach  Zustimmung  der  Mitgliedstaaten  im  Einklang  mit  ihren  jeweiligen  ver- 
fassungsrechtlichen Vorschriften  in  Kraft. 
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DRITTER  TEIL 

DIE  INTERNEN  POLITIKEN  UND  MASSNAHMEN  DER  UNION 


TITEL  I 
DER  BINNENMARKT 

Artikel  26 
(ex- Artikel  14  EGV) 

(1)  Die  Union  erlässt  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um  nach  Maßgabe  der  einschlägigen  Be- 
stimmungen der  Verträge  den  Binnenmarkt  zu  verwirklichen  beziehungsweise  dessen  Funktionieren 
zu  gewährleisten. 

(2)  Der  Binnenmarkt  umfasst  einen  Raum  ohne  Binnengrenzen,  in  dem  der  freie  Verkehr  von 
Waren,  Personen,  Dienstleistungen  und  Kapital  gemäß  den  Bestimmungen  der  Verträge  gewährleistet 
ist. 


(3)  Der  Rat  legt  auf  Vorschlag  der  Kommission  die  Leitlinien  und  Bedingungen  fest,  die  erforder- 
lich sind,  um  in  allen  betroffenen  Sektoren  einen  ausgewogenen  Fortschritt  zu  gewährleisten. 

Artikel  27 
(ex- Artikel  15  EGV) 

Bei  der  Formulierung  ihrer  Vorschläge  zur  Verwirklichung  der  Ziele  des  Artikels  26  berücksichtigt  die 
Kommission  den  Umfang  der  Anstrengungen,  die  einigen  Volkswirtschaften  mit  unterschiedlichem 
Entwicklungsstand  für  die  Errichtung  des  Binnenmarkts  abverlangt  werden,  und  kann  geeignete 
Bestimmungen  vorschlagen. 

Erhalten  diese  Bestimmungen  die  Form  von  Ausnahmeregelungen,  so  müssen  sie  vorübergehender 
Art  sein  und  dürfen  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts  so  wenig  wie  möglich  stören. 

TITEL  II 
DER  FREIE  WARENVERKEHR 

Artikel  28 
(ex- Artikel  23  EGV) 

(1)  Die  Union  umfasst  eine  Zollunion,  die  sich  auf  den  gesamten  Warenaustausch  erstreckt;  sie 
umfasst  das  Verbot,  zwischen  den  Mitgliedstaaten  Ein-  und  Ausfuhrzölle  und  Abgaben  gleicher 
Wirkung  zu  erheben,  sowie  die  Einführung  eines  Gemeinsamen  Zolltarifs  gegenüber  dritten  Ländern. 
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(2)  Artikel  30  und  Kapitel  3  dieses  Titels  gelten  für  die  aus  den  Mitgliedstaaten  stammenden 
Waren  sowie  für  diejenigen  Waren  aus  dritten  Ländern,  die  sich  in  den  Mitgliedstaaten  im  freien 
Verkehr  befinden. 

Artikel  29 
(ex-Artikel  24  EGV) 

Als  im  freien  Verkehr  eines  Mitgliedstaats  befindlich  gelten  diejenigen  Waren  aus  dritten  Ländern,  für 
die  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  die  Einfuhrförmlichkeiten  erfüllt  sowie  die  vorgeschriebenen 
Zölle  und  Abgaben  gleicher  Wirkung  erhoben  und  nicht  ganz  oder  teilweise  rückvergütet  worden 
sind. 

KAPITEL  1 
DIE  ZOLLUNION 

Artikel  30 

(ex- Artikel  25  EGV) 

Ein-  und  Ausfuhrzölle  oder  Abgaben  gleicher  Wirkung  sind  zwischen  den  Mitgliedstaaten  verboten. 
Dieses  Verbot  gilt  auch  für  Finanzzölle. 

Artikel  31 

(ex- Artikel  26  EGV) 

Der  Rat  legt  die  Sätze  des  Gemeinsamen  Zolltarifs  auf  Vorschlag  der  Kommission  fest. 

Artikel  32 
(ex- Artikel  27  EGV) 

Bei  der  Ausübung  der  ihr  aufgrund  dieses  Kapitels  übertragenen  Aufgaben  geht  die  Kommission  von 
folgenden  Gesichtspunkten  aus: 

a)  der  Notwendigkeit,  den  Handelsverkehr  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und  dritten  Ländern  zu 
fördern; 

b)  der  Entwicklung  der  Wettbewerbsbedingungen  innerhalb  der  Union,  soweit  diese  Entwicklung  zu 
einer  Zunahme  der  Wettbewerbsfähigkeit  der  Unternehmen  führt; 

c)  dem  Versorgungsbedarf  der  Union  an  Rohstoffen  und  Halbfertigwaren;  hierbei  achtet  die  Kommis- 
sion darauf,  zwischen  den  Mitgliedstaaten  die  Wettbewerbsbedingungen  für  Fertigwaren  nicht  zu 
verfälschen; 

d)  der  Notwendigkeit,  ernsthafte  Störungen  im  Wirtschaftsleben  der  Mitgliedstaaten  zu  vermeiden 
und  eine  rationelle  Entwicklung  der  Erzeugung  sowie  eine  Ausweitung  des  Verbrauchs  innerhalb 
der  Union  zu  gewährleisten. 
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KAPITEL  2 

DIE  ZUSAMMENARBEIT  IM  ZOLLWESEN 


Artikel  33 
(ex-Artikel  135  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  treffen  im  Rahmen  des  Geltungsbereichs  der  Verträge  gemäß 
dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen  zum  Ausbau  der  Zusammenarbeit  im  Zoll- 
wesen zwischen  den  Mitgliedstaaten  sowie  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission. 

KAPITEL  3 

VERBOT  VON  MENGENMÄßIGEN  BESCHRÄNKUNGEN  ZWISCHEN  DEN  MITGLIEDSTAATEN 

Artikel  34 
(ex-Artikel  28  EGV) 

Mengenmäßige  Einfuhrbeschränkungen  sowie  alle  Maßnahmen  gleicher  Wirkung  sind  zwischen  den 
Mitgliedstaaten  verboten. 

Artikel  35 
(ex- Artikel  29  EGV) 

Mengenmäßige  Ausfuhrbeschränkungen  sowie  alle  Maßnahmen  gleicher  Wirkung  sind  zwischen  den 
Mitgliedstaaten  verboten. 

Artikel  36 
(ex-Artikel  30  EGV) 

Die  Bestimmungen  der  Artikel  34  und  35  stehen  Einfuhr-,  Ausfuhr-  und  Durchfuhrverboten  oder 
-beschränkungen  nicht  entgegen,  die  aus  Gründen  der  öffentlichen  Sittlichkeit,  Ordnung  und  Sicher- 
heit, zum  Schutze  der  Gesundheit  und  des  Lebens  von  Menschen,  Tieren  oder  Pflanzen,  des  na- 
tionalen Kulturguts  von  künstlerischem,  geschichtlichem  oder  archäologischem  Wert  oder  des  ge- 
werblichen und  kommerziellen  Eigentums  gerechtfertigt  sind.  Diese  Verbote  oder  Beschränkungen 
dürfen  jedoch  weder  ein  Mittel  zur  willkürlichen  Diskriminierung  noch  eine  verschleierte  Beschrän- 
kung des  Handels  zwischen  den  Mitgliedstaaten  darstellen. 


Artikel  37 
(ex- Artikel  31  EGV) 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  formen  ihre  staatlichen  Handelsmonopole  derart  um,  dass  jede  Diskrimi- 
nierung in  den  Versorgungs-  und  Absatzbedingungen  zwischen  den  Angehörigen  der  Mitgliedstaaten 
ausgeschlossen  ist. 
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Dieser  Artikel  gilt  für  alle  Einrichtungen,  durch  die  ein  Mitgliedstaat  unmittelbar  oder  mittelbar  die 
Einfuhr  oder  die  Ausfuhr  zwischen  den  Mitgliedstaaten  rechtlich  oder  tatsächlich  kontrolliert,  lenkt 
oder  merklich  beeinflusst.  Er  gilt  auch  für  die  von  einem  Staat  auf  andere  Rechtsträger  übertragenen 
Monopole. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  unterlassen  jede  neue  Maßnahme,  die  den  in  Absatz  1  genannten  Grund- 
sätzen widerspricht  oder  die  Tragweite  der  Artikel  über  das  Verbot  von  Zöllen  und  mengenmäßigen 
Beschränkungen  zwischen  den  Mitgliedstaaten  einengt. 

(3)  Ist  mit  einem  staatlichen  Handelsmonopol  eine  Regelung  zur  Erleichterung  des  Absatzes  oder 
der  Verwertung  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  verbunden,  so  sollen  bei  der  Anwendung  dieses 
Artikels  gleichwertige  Sicherheiten  für  die  Beschäftigung  und  Lebenshaltung  der  betreffenden  Erzeu- 
ger gewährleistet  werden. 

TITEL  III 

DIE  LANDWIRTSCHAFT  UND  DIE  FISCHEREI 

Artikel  38 
(ex- Artikel  32  EGV) 

(1)  Die  Union  legt  eine  gemeinsame  Agrar-  und  Fischereipolitik  fest  und  führt  sie  durch. 

Der  Binnenmarkt  umfasst  auch  die  Landwirtschaft,  die  Fischerei  und  den  Handel  mit  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen.  Unter  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  sind  die  Erzeugnisse  des  Bodens,  der 
Viehzucht  und  der  Fischerei  sowie  die  mit  diesen  in  unmittelbarem  Zusammenhang  stehenden 
Erzeugnisse  der  ersten  Verarbeitungsstufe  zu  verstehen.  Die  Bezugnahmen  auf  die  gemeinsame  Agrar- 
politik oder  auf  die  Landwirtschaft  und  die  Verwendung  des  Wortes  „landwirtschaftlich"  sind  in  dem 
Sinne  zu  verstehen,  dass  damit  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Merkmale  des  Fischereisektors 
auch  die  Fischerei  gemeint  ist. 

(2)  Die  Vorschriften  für  die  Errichtung  oder  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts  finden  auf  die 
landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  Anwendung,  soweit  in  den  Artikeln  39  bis  44  nicht  etwas  anderes 
bestimmt  ist. 

(3)  Die  Erzeugnisse,  für  welche  die  Artikel  39  bis  44  gelten,  sind  in  Anhang  I  aufgeführt. 

(4)  Mit  dem  Funktionieren  und  der  Entwicklung  des  Binnenmarkts  für  landwirtschaftliche  Erzeug- 
nisse muss  die  Gestaltung  einer  gemeinsamen  Agrarpolitik  Hand  in  Hand  gehen. 

Artikel  39 
(ex- Artikel  33  EGV) 

(1)      Ziel  der  gemeinsamen  Agrarpolitik  ist  es, 

a)  die  Produktivität  der  Landwirtschaft  durch  Förderung  des  technischen  Fortschritts,  Rationalisierung 
der  landwirtschaftlichen  Erzeugung  und  den  bestmöglichen  Einsatz  der  Produktionsfaktoren,  ins- 
besondere der  Arbeitskräfte,  zu  steigern; 
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b)  auf  diese  Weise  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung,  insbesondere  durch  Erhöhung  des  Pro-Kopf- 
Einkommens  der  in  der  Landwirtschaft  tätigen  Personen,  eine  angemessene  Lebenshaltung  zu 
gewährleisten; 

c)  die  Märkte  zu  stabilisieren; 

d)  die  Versorgung  sicherzustellen; 

e)  für  die  Belieferung  der  Verbraucher  zu  angemessenen  Preisen  Sorge  zu  tragen. 

(2)  Bei  der  Gestaltung  der  gemeinsamen  Agrarpolitik  und  der  hierfür  anzuwendenden  besonderen 
Methoden  ist  Folgendes  zu  berücksichtigen: 

a)  die  besondere  Eigenart  der  landwirtschaftlichen  Tätigkeit,  die  sich  aus  dem  sozialen  Aufbau  der 
Landwirtschaft  und  den  strukturellen  und  naturbedingten  Unterschieden  der  verschiedenen  land- 
wirtschaftlichen Gebiete  ergibt; 

b)  die  Notwendigkeit,  die  geeigneten  Anpassungen  stufenweise  durchzuführen; 

c)  die  Tatsache,  dass  die  Landwirtschaft  in  den  Mitgliedstaaten  einen  mit  der  gesamten  Volkswirt- 
schaft eng  verflochtenen  Wirtschaftsbereich  darstellt. 

Artikel  40 
(ex- Artikel  34  EGV) 

(1)  Um  die  Ziele  des  Artikels  39  zu  erreichen,  wird  eine  gemeinsame  Organisation  der  Agrar- 
märkte  geschaffen. 

Diese  besteht  je  nach  Erzeugnis  aus  einer  der  folgenden  Organisationsformen: 

a)  gemeinsame  Wettbewerbsregeln, 

b)  bindende  Koordinierung  der  verschiedenen  einzelstaatlichen  Marktordnungen, 

c)  eine  europäische  Marktordnung. 

(2)  Die  nach  Absatz  1  gestaltete  gemeinsame  Organisation  kann  alle  zur  Durchführung  des 
Artikels  39  erforderlichen  Maßnahmen  einschließen,  insbesondere  Preisregelungen,  Beihilfen  für  die 
Erzeugung  und  die  Verteilung  der  verschiedenen  Erzeugnisse,  Einlagerungs-  und  Ausgleichsmaßnah- 
men, gemeinsame  Einrichtungen  zur  Stabilisierung  der  Ein-  oder  Ausfuhr. 

Die  gemeinsame  Organisation  hat  sich  auf  die  Verfolgung  der  Ziele  des  Artikels  39  zu  beschränken 
und  jede  Diskriminierung  zwischen  Erzeugern  oder  Verbrauchern  innerhalb  der  Union  auszuschlie- 
ßen. 

Eine  etwaige  gemeinsame  Preispolitik  muss  auf  gemeinsamen  Grundsätzen  und  einheitlichen  Berech- 
nungsmethoden beruhen. 
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(3)  Um  der  in  Absatz  1  genannten  gemeinsamen  Organisation  die  Erreichung  ihrer  Ziele  zu 
ermöglichen,  können  ein  oder  mehrere  Ausrichtungs-  oder  Garantiefonds  für  die  Landwirtschaft 
geschaffen  werden. 

Artikel  41 
(ex- Artikel  35  EGV) 

Um  die  Ziele  des  Artikels  39  zu  erreichen,  können  im  Rahmen  der  gemeinsamen  Agrarpolitik 
folgende  Maßnahmen  vorgesehen  werden: 

a)  eine  wirksame  Koordinierung  der  Bestrebungen  auf  dem  Gebiet  der  Berufsausbildung,  der  For- 
schung und  der  Verbreitung  landwirtschaftlicher  Fachkenntnisse;  hierbei  können  Vorhaben  oder 
Einrichtungen  gemeinsam  finanziert  werden; 

b)  gemeinsame  Maßnahmen  zur  Förderung  des  Verbrauchs  bestimmter  Erzeugnisse. 

Artikel  42 
(ex- Artikel  36  EGV) 

Das  Kapitel  über  die  Wettbewerbsregeln  findet  auf  die  Produktion  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse 
und  den  Handel  mit  diesen  nur  insoweit  Anwendung,  als  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  dies 
unter  Berücksichtigung  der  Ziele  des  Artikels  39  im  Rahmen  des  Artikels  43  Absatz  2  und  gemäß 
dem  dort  vorgesehenen  Verfahren  bestimmt. 

Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  genehmigen,  dass  Beihilfen  gewährt  werden 

a)  zum  Schutz  von  Betrieben,  die  durch  strukturelle  oder  naturgegebene  Bedingungen  benachteiligt 
sind,  oder 

b)  im  Rahmen  wirtschaftlicher  Entwicklungsprogramme. 

Artikel  43 
(ex-Artikel  37  EGV) 

(1)  Die  Kommission  legt  zur  Gestaltung  und  Durchführung  der  gemeinsamen  Agrarpolitik  Vor- 
schläge vor,  welche  unter  anderem  die  Ablösung  der  einzelstaatlichen  Marktordnungen  durch  eine 
der  in  Artikel  40  Absatz  1  vorgesehenen  gemeinsamen  Organisationsformen  sowie  die  Durchführung 
der  in  diesem  Titel  bezeichneten  Maßnahmen  vorsehen. 

Diese  Vorschläge  müssen  dem  inneren  Zusammenhang  der  in  diesem  Titel  aufgeführten  landwirt- 
schaftlichen Fragen  Rechnung  tragen. 

(2)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  legen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfah- 
ren und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  die  gemeinsame  Organisation  der 
Agrarmärkte  nach  Artikel  40  Absatz  1  sowie  die  anderen  Bestimmungen  fest,  die  für  die  Verwirk- 
lichung der  Ziele  der  gemeinsamen  Agrar-  und  Fischereipolitik  notwendig  sind. 
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(3)  Der  Rat  erlässt  auf  Vorschlag  der  Kommission  die  Maßnahmen  zur  Festsetzung  der  Preise,  der 
Abschöpfungen,  der  Beihilfen  und  der  mengenmäßigen  Beschränkungen  sowie  zur  Festsetzung  und 
Aufteilung  der  Fangmöglichkeiten  in  der  Fischerei. 

(4)  Die  einzelstaatlichen  Marktordnungen  können  nach  Maßgabe  des  Absatzes  1  durch  die  in 
Artikel  40  Absatz  2  vorgesehene  gemeinsame  Organisation  ersetzt  werden, 

a)  wenn  sie  den  Mitgliedstaaten,  die  sich  gegen  diese  Maßnahme  ausgesprochen  haben  und  eine 
eigene  Marktordnung  für  die  in  Betracht  kommende  Erzeugung  besitzen,  gleichwertige  Sicherhei- 
ten für  die  Beschäftigung  und  Lebenshaltung  der  betreffenden  Erzeuger  bietet;  hierbei  sind  die  im 
Zeitablauf  möglichen  Anpassungen  und  erforderlichen  Spezialisierungen  zu  berücksichtigen,  und 

b)  wenn  die  gemeinsame  Organisation  für  den  Handelsverkehr  innerhalb  der  Union  Bedingungen 
sicherstellt,  die  denen  eines  Binnenmarkts  entsprechen. 

(5)  Wird  eine  gemeinsame  Organisation  für  bestimmte  Rohstoffe  geschaffen,  bevor  eine  gemein- 
same Organisation  für  die  entsprechenden  weiterverarbeiteten  Erzeugnisse  besteht,  so  können  die 
betreffenden  Rohstoffe  aus  Ländern  außerhalb  der  Union  eingeführt  werden,  wenn  sie  für  weiterver- 
arbeitete Erzeugnisse  verwendet  werden,  die  zur  Ausfuhr  nach  dritten  Ländern  bestimmt  sind. 

Artikel  44 
(ex- Artikel  38  EGV) 

Besteht  in  einem  Mitgliedstaat  für  ein  Erzeugnis  eine  innerstaatliche  Marktordnung  oder  Regelung 
gleicher  Wirkung  und  wird  dadurch  eine  gleichartige  Erzeugung  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  in 
ihrer  Wettbewerbslage  beeinträchtigt,  so  erheben  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Einfuhr  des  betreffenden 
Erzeugnisses  aus  dem  Mitgliedstaat,  in  dem  die  genannte  Marktordnung  oder  Regelung  besteht,  eine 
Ausgleichsabgabe,  es  sei  denn,  dass  dieser  Mitgliedstaat  eine  Ausgleichsabgabe  bei  der  Ausfuhr  erhebt. 

Die  Kommission  setzt  diese  Abgaben  in  der  zur  Wiederherstellung  des  Gleichgewichts  erforderlichen 
Höhe  fest;  sie  kann  auch  andere  Maßnahmen  genehmigen,  deren  Bedingungen  und  Einzelheiten  sie 
festlegt. 

TITEL  IV 

DIE  FREIZÜGIGKEIT,  DER  FREIE  DIENSTLEISTUNGS-  UND  KAPITALVERKEHR 

KAPITEL  1 
DIE  ARBEITSKRÄFTE 

Artikel  45 
(ex- Artikel  39  EGV) 

(1)      Innerhalb  der  Union  ist  die  Freizügigkeit  der  Arbeitnehmer  gewährleistet. 
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(2)  Sie  umfasst  die  Abschaffung  jeder  auf  der  Staatsangehörigkeit  beruhenden  unterschiedlichen 
Behandlung  der  Arbeitnehmer  der  Mitgliedstaaten  in  Bezug  auf  Beschäftigung,  Entlohnung  und  sons- 
tige Arbeitsbedingungen. 

(3)  Sie  gibt  -  vorbehaltlich  der  aus  Gründen  der  öffentlichen  Ordnung,  Sicherheit  und  Gesundheit 
gerechtfertigten  Beschränkungen  -  den  Arbeitnehmern  das  Recht, 

a)  sich  um  tatsächlich  angebotene  Stellen  zu  bewerben; 

b)  sich  zu  diesem  Zweck  im  Hoheitsgebiet  der  Mitgliedstaaten  frei  zu  bewegen; 

c)  sich  in  einem  Mitgliedstaat  aufzuhalten,  um  dort  nach  den  für  die  Arbeitnehmer  dieses  Staates 
geltenden  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  eine  Beschäftigung  auszuüben; 

d)  nach  Beendigung  einer  Beschäftigung  im  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  unter  Bedingungen  zu 
verbleiben,  welche  die  Kommission  durch  Verordnungen  festlegt. 

(4)  Dieser  Artikel  findet  keine  Anwendung  auf  die  Beschäftigung  in  der  öffentlichen  Verwaltung. 

Artikel  46 
(ex-Artikel  40  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  treffen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  und 
nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  durch  Richtlinien  oder  Verordnungen  alle 
erforderlichen  Maßnahmen,  um  die  Freizügigkeit  der  Arbeitnehmer  im  Sinne  des  Artikels  45  herzu- 
stellen, insbesondere 

a)  durch  Sicherstellung  einer  engen  Zusammenarbeit  zwischen  den  einzelstaatlichen  Arbeitsverwal- 
tungen; 

b)  durch  die  Beseitigung  der  Verwaltungsverfahren  und  -praktiken  sowie  der  für  den  Zugang  zu 
verfügbaren  Arbeitsplätzen  vorgeschriebenen  Fristen,  die  sich  aus  innerstaatlichen  Rechtsvorschrif- 
ten oder  vorher  zwischen  den  Mitgliedstaaten  geschlossenen  Übereinkünften  ergeben  und  deren 
Beibehaltung  die  Herstellung  der  Freizügigkeit  der  Arbeitnehmer  hindert; 

c)  durch  die  Beseitigung  aller  Fristen  und  sonstigen  Beschränkungen,  die  in  innerstaatlichen  Rechts- 
vorschriften oder  vorher  zwischen  den  Mitgliedstaaten  geschlossenen  Übereinkünften  vorgesehen 
sind  und  die  den  Arbeitnehmern  der  anderen  Mitgliedstaaten  für  die  freie  Wahl  des  Arbeitsplatzes 
andere  Bedingungen  als  den  inländischen  Arbeitnehmern  auferlegen; 

d)  durch  die  Schaffung  geeigneter  Verfahren  für  die  Zusammenführung  und  den  Ausgleich  von 
Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  Arbeitsmarkt  zu  Bedingungen,  die  eine  ernstliche  Gefährdung 
der  Lebenshaltung  und  des  Beschäftigungsstands  in  einzelnen  Gebieten  und  Industrien  ausschlie- 
ßen. 
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Artikel  47 
(ex- Artikel  41  EGV) 

Die  Mitgliedstaaten  fördern  den  Austausch  junger  Arbeitskräfte  im  Rahmen  eines  gemeinsamen 
Programms. 

Artikel  48 
(ex-Artikel  42  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beschließen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfah- 
ren die  auf  dem  Gebiet  der  sozialen  Sicherheit  für  die  Herstellung  der  Freizügigkeit  der  Arbeitnehmer 
notwendigen  Maßnahmen;  zu  diesem  Zweck  führen  sie  insbesondere  ein  System  ein,  das  zu-  und 
abwandernden  Arbeitnehmern  und  Selbstständigen  sowie  deren  anspruchsberechtigten  Angehörigen 
Folgendes  sichert: 

a)  die  Zusammenrechnung  aller  nach  den  verschiedenen  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  berück- 
sichtigten Zeiten  für  den  Erwerb  und  die  Aufrechterhaltung  des  Leistungsanspruchs  sowie  für  die 
Berechnung  der  Leistungen; 

b)  die  Zahlung  der  Leistungen  an  Personen,  die  in  den  Hoheitsgebieten  der  Mitgliedstaaten  wohnen. 

Erklärt  ein  Mitglied  des  Rates,  dass  ein  Entwurf  eines  Gesetzgebungsakts  nach  Absatz  1  wichtige 
Aspekte  seines  Systems  der  sozialen  Sicherheit,  insbesondere  dessen  Geltungsbereich,  Kosten  oder 
Finanzstruktur,  verletzen  oder  dessen  finanzielles  Gleichgewicht  beeinträchtigen  würde,  so  kann  es 
beantragen,  dass  der  Europäische  Rat  befasst  wird.  In  diesem  Fall  wird  das  ordentliche  Gesetz- 
gebungsverfahren ausgesetzt.  Nach  einer  Aussprache  geht  der  Europäische  Rat  binnen  vier  Monaten 
nach  Aussetzung  des  Verfahrens  wie  folgt  vor: 

a)  er  verweist  den  Entwurf  an  den  Rat  zurück,  wodurch  die  Aussetzung  des  ordentlichen  Gesetz- 
gebungsverfahrens beendet  wird,  oder 

b)  er  sieht  von  einem  Tätigwerden  ab,  oder  aber  er  ersucht  die  Kommission  um  Vorlage  eines  neuen 
Vorschlags;  in  diesem  Fall  gilt  der  ursprünglich  vorgeschlagene  Rechtsakt  als  nicht  erlassen. 

KAPITEL  2 
DAS  NIEDERLASSUNGSRECHT 

Artikel  49 
(ex- Artikel  43  EGV) 

Die  Beschränkungen  der  freien  Niederlassung  von  Staatsangehörigen  eines  Mitgliedstaats  im  Hoheits- 
gebiet eines  anderen  Mitgliedstaats  sind  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  verboten.  Das 
Gleiche  gilt  für  Beschränkungen  der  Gründung  von  Agenturen,  Zweigniederlassungen  oder  Toch- 
tergesellschaften durch  Angehörige  eines  Mitgliedstaats,  die  im  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats 
ansässig  sind. 

Vorbehaltlich  des  Kapitels  über  den  Kapitalverkehr  umfasst  die  Niederlassungsfreiheit  die  Aufnahme 
und  Ausübung  selbstständiger  Erwerbstätigkeiten  sowie  die  Gründung  und  Leitung  von  Unterneh- 
men, insbesondere  von  Gesellschaften  im  Sinne  des  Artikels  54  Absatz  2,  nach  den  Bestimmungen 
des  Aufnahmestaats  für  seine  eigenen  Angehörigen. 
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Artikel  50 
(ex-Artikel  44  EGV) 

(1)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  Richtlinien  zur  Verwirklichung 
der  Niederlassungsfreiheit  für  eine  bestimmte  Tätigkeit. 

(2)  Das  Europäische  Parlament,  der  Rat  und  die  Kommission  erfüllen  die  Aufgaben,  die  ihnen 
aufgrund  der  obigen  Bestimmungen  übertragen  sind,  indem  sie  insbesondere 

a)  im  Allgemeinen  diejenigen  Tätigkeiten  mit  Vorrang  behandeln,  bei  denen  die  Niederlassungs- 
freiheit die  Entwicklung  der  Produktion  und  des  Handels  in  besonderer  Weise  fördert; 

b)  eine  enge  Zusammenarbeit  zwischen  den  zuständigen  Verwaltungen  der  Mitgliedstaaten  sicher- 
stellen, um  sich  über  die  besondere  Lage  auf  den  verschiedenen  Tätigkeitsgebieten  innerhalb  der 
Union  zu  unterrichten; 

c)  die  aus  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  oder  vorher  zwischen  den  Mitgliedstaaten  geschlosse- 
nen Übereinkünften  abgeleiteten  Verwaltungsverfahren  und  -praktiken  ausschalten,  deren  Beibe- 
haltung der  Niederlassungsfreiheit  entgegensteht; 

d)  dafür  Sorge  tragen,  dass  Arbeitnehmer  eines  Mitgliedstaats,  die  im  Hoheitsgebiet  eines  anderen 
Mitgliedstaats  beschäftigt  sind,  dort  verbleiben  und  eine  selbstständige  Tätigkeit  unter  denselben 
Voraussetzungen  ausüben  können,  die  sie  erfüllen  müssten,  wenn  sie  in  diesen  Staat  erst  zu  dem 
Zeitpunkt  einreisen  würden,  in  dem  sie  diese  Tätigkeit  aufzunehmen  beabsichtigen; 

e)  den  Erwerb  und  die  Nutzung  von  Grundbesitz  im  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  durch  An- 
gehörige eines  anderen  Mitgliedstaats  ermöglichen,  soweit  hierdurch  die  Grundsätze  des  Artikels 
39  Absatz  2  nicht  beeinträchtigt  werden; 

f)  veranlassen,  dass  bei  jedem  in  Betracht  kommenden  Wirtschaftszweig  die  Beschränkungen  der 
Niederlassungsfreiheit  in  Bezug  auf  die  Voraussetzungen  für  die  Errichtung  von  Agenturen,  Zweig- 
niederlassungen und  Tochtergesellschaften  im  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  sowie  für  den 
Eintritt  des  Personals  der  Hauptniederlassung  in  ihre  Leitungs-  oder  Überwachungsorgane  schritt- 
weise aufgehoben  werden; 

g)  soweit  erforderlich,  die  Schutzbestimmungen  koordinieren,  die  in  den  Mitgliedstaaten  den  Gesell- 
schaften im  Sinne  des  Artikels  54  Absatz  2  im  Interesse  der  Gesellschafter  sowie  Dritter  vor- 
geschrieben sind,  um  diese  Bestimmungen  gleichwertig  zu  gestalten; 

h)  sicherstellen,  dass  die  Bedingungen  für  die  Niederlassung  nicht  durch  Beihilfen  der  Mitgliedstaaten 
verfälscht  werden. 

Artikel  51 
(ex- Artikel  45  EGV) 

Auf  Tätigkeiten,  die  in  einem  Mitgliedstaat  dauernd  oder  zeitweise  mit  der  Ausübung  öffentlicher 
Gewalt  verbunden  sind,  findet  dieses  Kapitel  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  keine  Anwendung. 
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Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
beschließen,  dass  dieses  Kapitel  auf  bestimmte  Tätigkeiten  keine  Anwendung  findet. 

Artikel  52 
(ex-Artikel  46  EGV) 

(1)  Dieses  Kapitel  und  die  aufgrund  desselben  getroffenen  Maßnahmen  beeinträchtigen  nicht  die 
Anwendbarkeit  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften,  die  eine  Sonderregelung  für  Ausländer 
vorsehen  und  aus  Gründen  der  öffentlichen  Ordnung,  Sicherheit  oder  Gesundheit  gerechtfertigt  sind. 

(2)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren Richtlinien  für  die  Koordinierung  der  genannten  Vorschriften. 

Artikel  53 
(ex- Artikel  47  EGV) 

(1)  Um  die  Aufnahme  und  Ausübung  selbstständiger  Tätigkeiten  zu  erleichtern,  erlassen  das 
Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  Richtlinien 
für  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Diplome,  Prüfungszeugnisse  und  sonstigen  Befähigungsnach- 
weise sowie  für  die  Koordinierung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über 
die  Aufnahme  und  Ausübung  selbstständiger  Tätigkeiten. 

(2)  Die  schrittweise  Aufhebung  der  Beschränkungen  für  die  ärztlichen,  arztähnlichen  und  phar- 
mazeutischen Berufe  setzt  die  Koordinierung  der  Bedingungen  für  die  Ausübung  dieser  Berufe  in  den 
einzelnen  Mitgliedstaaten  voraus. 

Artikel  54 
(ex-Artikel  48  EGV) 

Für  die  Anwendung  dieses  Kapitels  stehen  die  nach  den  Rechtsvorschriften  eines  Mitgliedstaats 
gegründeten  Gesellschaften,  die  ihren  satzungsmäßigen  Sitz,  ihre  Hauptverwaltung  oder  ihre  Haupt- 
niederlassung innerhalb  der  Union  haben,  den  natürlichen  Personen  gleich,  die  Angehörige  der  Mit- 
gliedstaaten sind. 

Als  Gesellschaften  gelten  die  Gesellschaften  des  bürgerlichen  Rechts  und  des  Handelsrechts  ein- 
schließlich der  Genossenschaften  und  die  sonstigen  juristischen  Personen  des  öffentlichen  und  pri- 
vaten Rechts  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  keinen  Erwerbszweck  verfolgen. 

Artikel  55 
(ex-Artikel  294  EGV) 

Unbeschadet  der  sonstigen  Bestimmungen  der  Verträge  stellen  die  Mitgliedstaaten  die  Staatsangehö- 
rigen der  anderen  Mitgliedstaaten  hinsichtlich  ihrer  Beteiligung  am  Kapital  von  Gesellschaften  im 
Sinne  des  Artikels  54  den  eigenen  Staatsangehörigen  gleich. 
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KAPITEL  3 
DIENSTLEISTUNGEN 


Artikel  56 
(ex- Artikel  49  EGV) 

Die  Beschränkungen  des  freien  Dienstleistungsverkehrs  innerhalb  der  Union  für  Angehörige  der 
Mitgliedstaaten,  die  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  als  demjenigen  des  Leistungsempfängers  ansässig 
sind,  sind  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  verboten. 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
beschließen,  dass  dieses  Kapitel  auch  auf  Erbringer  von  Dienstleistungen  Anwendung  findet,  welche 
die  Staatsangehörigkeit  eines  dritten  Landes  besitzen  und  innerhalb  der  Union  ansässig  sind. 

Artikel  57 
(ex-Artikel  50  EGV) 

Dienstleistungen  im  Sinne  der  Verträge  sind  Leistungen,  die  in  der  Regel  gegen  Entgelt  erbracht 
werden,  soweit  sie  nicht  den  Vorschriften  über  den  freien  Waren-  und  Kapitalverkehr  und  über 
die  Freizügigkeit  der  Personen  unterliegen. 

Als  Dienstleistungen  gelten  insbesondere: 

a)  gewerbliche  Tätigkeiten, 

b)  kaufmännische  Tätigkeiten, 

c)  handwerkliche  Tätigkeiten, 

d)  freiberufliche  Tätigkeiten. 

Unbeschadet  des  Kapitels  über  die  Niederlassungsfreiheit  kann  der  Leistende  zwecks  Erbringung 
seiner  Leistungen  seine  Tätigkeit  vorübergehend  in  dem  Mitgliedstaat  ausüben,  in  dem  die  Leistung 
erbracht  wird,  und  zwar  unter  den  Voraussetzungen,  welche  dieser  Mitgliedstaat  für  seine  eigenen 
Angehörigen  vorschreibt. 

Artikel  58 
(ex- Artikel  51  EGV) 

(1)  Für  den  freien  Dienstleistungsverkehr  auf  dem  Gebiet  des  Verkehrs  gelten  die  Bestimmungen 
des  Titels  über  den  Verkehr. 

(2)  Die  Liberalisierung  der  mit  dem  Kapitalverkehr  verbundenen  Dienstleistungen  der  Banken  und 
Versicherungen  wird  im  Einklang  mit  der  Liberalisierung  des  Kapitalverkehrs  durchgeführt. 
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Artikel  59 
(ex- Artikel  52  EGV) 

(1)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  Richtlinien  zur  Liberalisierung 
einer  bestimmten  Dienstleistung. 

(2)  Bei  den  in  Absatz  1  genannten  Richtlinien  sind  im  Allgemeinen  mit  Vorrang  diejenigen 
Dienstleistungen  zu  berücksichtigen,  welche  die  Produktionskosten  unmittelbar  beeinflussen  oder 
deren  Liberalisierung  zur  Förderung  des  Warenverkehrs  beiträgt. 

Artikel  60 
(ex-Artikel  53  EGV) 

Die  Mitgliedstaaten  bemühen  sich,  über  das  Ausmaß  der  Liberalisierung  der  Dienstleistungen,  zu  dem 
sie  aufgrund  der  Richtlinien  gemäß  Artikel  59  Absatz  1  verpflichtet  sind,  hinauszugehen,  falls  ihre 
wirtschaftliche  Gesamtlage  und  die  Lage  des  betreffenden  Wirtschaftszweigs  dies  zulassen. 

Die  Kommission  richtet  entsprechende  Empfehlungen  an  die  betreffenden  Staaten. 

Artikel  61 
(ex-Artikel  54  EGV) 

Solange  die  Beschränkungen  des  freien  Dienstleistungsverkehrs  nicht  aufgehoben  sind,  wendet  sie 
jeder  Mitgliedstaat  ohne  Unterscheidung  nach  Staatsangehörigkeit  oder  Aufenthaltsort  auf  alle  in 
Artikel  56  Absatz  1  bezeichneten  Erbringer  von  Dienstleistungen  an. 

Artikel  62 
(ex- Artikel  55  EGV) 

Die  Bestimmungen  der  Artikel  51  bis  54  finden  auf  das  in  diesem  Kapitel  geregelte  Sachgebiet 
Anwendung. 

KAPITEL  4 

DER  KAPITAL-  UND  ZAHLUNGSVERKEHR 

Artikel  63 
(ex- Artikel  56  EGV) 

(1)  Im  Rahmen  der  Bestimmungen  dieses  Kapitels  sind  alle  Beschränkungen  des  Kapitalverkehrs 
zwischen  den  Mitgliedstaaten  sowie  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und  dritten  Ländern  verboten. 

(2)  Im  Rahmen  der  Bestimmungen  dieses  Kapitels  sind  alle  Beschränkungen  des  Zahlungsverkehrs 
zwischen  den  Mitgliedstaaten  sowie  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und  dritten  Ländern  verboten. 
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Artikel  64 
(ex-Artikel  57  EGV) 

(1)  Artikel  63  berührt  nicht  die  Anwendung  derjenigen  Beschränkungen  auf  dritte  Länder,  die  am 
31.  Dezember  1993  aufgrund  einzelstaatlicher  Rechtsvorschriften  oder  aufgrund  von  Rechtsvorschrif- 
ten der  Union  für  den  Kapitalverkehr  mit  dritten  Ländern  im  Zusammenhang  mit  Direktinvestitionen 
einschließlich  Anlagen  in  Immobilien,  mit  der  Niederlassung,  der  Erbringung  von  Finanzdienstleis- 
tungen oder  der  Zulassung  von  Wertpapieren  zu  den  Kapitalmärkten  bestehen.  Für  in  Bulgarien, 
Estland  und  Ungarn  bestehende  Beschränkungen  nach  innerstaatlichem  Recht  ist  der  maßgebliche 
Zeitpunkt  der  31.  Dezember  1999. 

(2)  Unbeschadet  der  anderen  Kapitel  der  Verträge  sowie  ihrer  Bemühungen  um  eine  möglichst 
weit  gehende  Verwirklichung  des  Zieles  eines  freien  Kapitalverkehrs  zwischen  den  Mitgliedstaaten 
und  dritten  Ländern  beschließen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen  für  den  Kapitalverkehr  mit  dritten  Ländern  im  Zusammenhang 
mit  Direktinvestitionen  einschließlich  Anlagen  in  Immobilien,  mit  der  Niederlassung,  der  Erbringung 
von  Finanzdienstleistungen  oder  der  Zulassung  von  Wertpapieren  zu  den  Kapitalmärkten. 

(3)  Abweichend  von  Absatz  2  kann  nur  der  Rat  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfah- 
ren und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  Maßnahmen  einstimmig  beschließen,  die  im 
Rahmen  des  Unionsrechts  für  die  Liberalisierung  des  Kapitalverkehrs  mit  Drittländern  einen  Rück- 
schritt darstellen. 

Artikel  65 
(ex-Artikel  58  EGV) 

(1)  Artikel  63  berührt  nicht  das  Recht  der  Mitgliedstaaten, 

a)  die  einschlägigen  Vorschriften  ihres  Steuerrechts  anzuwenden,  die  Steuerpflichtige  mit  unterschied- 
lichem Wohnort  oder  Kapitalanlageort  unterschiedlich  behandeln, 

b)  die  unerlässlichen  Maßnahmen  zu  treffen,  um  Zuwiderhandlungen  gegen  innerstaatliche  Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften,  insbesondere  auf  dem  Gebiet  des  Steuerrechts  und  der  Aufsicht  über 
Finanzinstitute,  zu  verhindern,  sowie  Meldeverfahren  für  den  Kapitalverkehr  zwecks  administrati- 
ver oder  statistischer  Information  vorzusehen  oder  Maßnahmen  zu  ergreifen,  die  aus  Gründen  der 
öffentlichen  Ordnung  oder  Sicherheit  gerechtfertigt  sind. 

(2)  Dieses  Kapitel  berührt  nicht  die  Anwendbarkeit  von  Beschränkungen  des  Niederlassungsrechts, 
die  mit  den  Verträgen  vereinbar  sind. 

(3)  Die  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Maßnahmen  und  Verfahren  dürfen  weder  ein  Mittel 
zur  willkürlichen  Diskriminierung  noch  eine  verschleierte  Beschränkung  des  freien  Kapital-  und 
Zahlungsverkehrs  im  Sinne  des  Artikels  63  darstellen. 
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(4)  Sind  keine  Maßnahmen  nach  Artikel  64  Absatz  3  erlassen  worden,  so  kann  die  Kommission 
oder,  wenn  diese  binnen  drei  Monaten  nach  der  Vorlage  eines  entsprechenden  Antrags  des  betref- 
fenden Mitgliedstaats  keinen  Beschluss  erlassen  hat,  der  Rat  einen  Beschluss  erlassen,  mit  dem  fest- 
gelegt wird,  dass  die  von  einem  Mitgliedstaat  in  Bezug  auf  ein  oder  mehrere  Drittländer  getroffenen 
restriktiven  steuerlichen  Maßnahmen  insofern  als  mit  den  Verträgen  vereinbar  anzusehen  sind,  als  sie 
durch  eines  der  Ziele  der  Union  gerechtfertigt  und  mit  dem  ordnungsgemäßen  Funktionieren  des 
Binnenmarkts  vereinbar  sind.  Der  Rat  beschließt  einstimmig  auf  Antrag  eines  Mitgliedstaats. 

Artikel  66 
(ex-Artikel  59  EGV) 

Falls  Kapitalbewegungen  nach  oder  aus  dritten  Ländern  unter  außergewöhnlichen  Umständen  das 
Funktionieren  der  Wirtschafts-  und  Währungsunion  schwerwiegend  stören  oder  zu  stören  drohen, 
kann  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  der  Europäischen  Zentralbank 
gegenüber  dritten  Ländern  Schutzmaßnahmen  mit  einer  Geltungsdauer  von  höchstens  sechs  Monaten 
treffen,  wenn  diese  unbedingt  erforderlich  sind. 

TITEL  V 

DER  RAUM  DER  FREIHEIT,  DER  SICHERHEIT  UND  DES  RECHTS 

KAPITEL  1 
ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN 

Artikel  67 
(ex-Artikel  61  EGV  und  ex-Artikel  29  EUV) 

(1)  Die  Union  bildet  einen  Raum  der  Freiheit,  der  Sicherheit  und  des  Rechts,  in  dem  die  Grund- 
rechte und  die  verschiedenen  Rechtsordnungen  und  -traditionen  der  Mitgliedstaaten  geachtet  werden. 

(2)  Sie  stellt  sicher,  dass  Personen  an  den  Binnengrenzen  nicht  kontrolliert  werden,  und  entwickelt 
eine  gemeinsame  Politik  in  den  Bereichen  Asyl,  Einwanderung  und  Kontrollen  an  den  Außengrenzen, 
die  sich  auf  die  Solidarität  der  Mitgliedstaaten  gründet  und  gegenüber  Drittstaatsangehörigen  an- 
gemessen ist.  Für  die  Zwecke  dieses  Titels  werden  Staatenlose  den  Drittstaatsangehörigen  gleich- 
gestellt. 

(3)  Die  Union  wirkt  darauf  hin,  durch  Maßnahmen  zur  Verhütung  und  Bekämpfung  von  Krimi- 
nalität sowie  von  Rassismus  und  Fremdenfeindlichkeit,  zur  Koordinierung  und  Zusammenarbeit  von 
Polizeibehörden  und  Organen  der  Strafrechtspflege  und  den  anderen  zuständigen  Behörden  sowie 
durch  die  gegenseitige  Anerkennung  strafrechtlicher  Entscheidungen  und  erforderlichenfalls  durch  die 
Angleichung  der  strafrechtlichen  Rechtsvorschriften  ein  hohes  Maß  an  Sicherheit  zu  gewährleisten. 

(4)  Die  Union  erleichtert  den  Zugang  zum  Recht,  insbesondere  durch  den  Grundsatz  der  gegen- 
seitigen Anerkennung  gerichtlicher  und  außergerichtlicher  Entscheidungen  in  Zivilsachen. 
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Artikel  68 

Der  Europäische  Rat  legt  die  strategischen  Leitlinien  für  die  gesetzgeberische  und  operative  Pro- 
grammplanung im  Raum  der  Freiheit,  der  Sicherheit  und  des  Rechts  fest. 

Artikel  69 

Die  nationalen  Parlamente  tragen  bei  Gesetzgebungsvorschlägen  und  -initiativen,  die  im  Rahmen  der 
Kapitel  4  und  5  vorgelegt  werden,  Sorge  für  die  Achtung  des  Subsidiaritätsprinzips  nach  Maßgabe 
des  Protokolls  über  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Subsidiarität  und  der  Verhältnismäßigkeit. 


Artikel  70 

Unbeschadet  der  Artikel  258,  259  und  260  kann  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  Maß- 
nahmen erlassen,  mit  denen  Einzelheiten  festgelegt  werden,  nach  denen  die  Mitgliedstaaten  in  Zu- 
sammenarbeit mit  der  Kommission  eine  objektive  und  unparteiische  Bewertung  der  Durchführung 
der  unter  diesen  Titel  fallenden  Unionspolitik  durch  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  vornehmen, 
insbesondere  um  die  umfassende  Anwendung  des  Grundsatzes  der  gegenseitigen  Anerkennung  zu 
fördern.  Das  Europäische  Parlament  und  die  nationalen  Parlamente  werden  vom  Inhalt  und  den 
Ergebnissen  dieser  Bewertung  unterrichtet. 


Artikel  71 
(ex- Artikel  36  EUV) 

Im  Rat  wird  ein  ständiger  Ausschuss  eingesetzt,  um  sicherzustellen,  dass  innerhalb  der  Union  die 
operative  Zusammenarbeit  im  Bereich  der  inneren  Sicherheit  gefördert  und  verstärkt  wird.  Er  fördert 
unbeschadet  des  Artikels  240  die  Koordinierung  der  Maßnahmen  der  zuständigen  Behörden  der 
Mitgliedstaaten.  Die  Vertreter  der  betroffenen  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  der  Union  können 
an  den  Arbeiten  des  Ausschusses  beteiligt  werden.  Das  Europäische  Parlament  und  die  nationalen 
Parlamente  werden  über  die  Arbeiten  des  Ausschusses  auf  dem  Laufenden  gehalten. 

Artikel  72 

(ex-Artikel  64  Absatz  1  EGV  und  ex- Artikel  33  EUV) 

Dieser  Titel  berührt  nicht  die  Wahrnehmung  der  Zuständigkeiten  der  Mitgliedstaaten  für  die  Auf- 
rechterhaltung der  öffentlichen  Ordnung  und  den  Schutz  der  inneren  Sicherheit. 

Artikel  73 

Es  steht  den  Mitgliedstaaten  frei,  untereinander  und  in  eigener  Verantwortung  Formen  der  Zusam- 
menarbeit und  Koordinierung  zwischen  den  zuständigen  Dienststellen  ihrer  für  den  Schutz  der 
nationalen  Sicherheit  verantwortlichen  Verwaltungen  einzurichten,  die  sie  für  geeignet  halten. 
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Artikel  74 
(ex- Artikel  66  EGV) 

Der  Rat  erlässt  Maßnahmen,  um  die  Verwaltungszusammenarbeit  zwischen  den  zuständigen  Dienst- 
stellen der  Mitgliedstaaten  in  den  Bereichen  dieses  Titels  sowie  die  Zusammenarbeit  zwischen  diesen 
Dienststellen  und  der  Kommission  zu  gewährleisten.  Dabei  beschließt  er  auf  Vorschlag  der  Kommis- 
sion vorbehaltlich  des  Artikels  76  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 

Artikel  75 
(ex-Artikel  60  EGV) 

Sofern  dies  notwendig  ist,  um  die  Ziele  des  Artikels  67  in  Bezug  auf  die  Verhütung  und  Bekämpfung 
von  Terrorismus  und  damit  verbundener  Aktivitäten  zu  verwirklichen,  schaffen  das  Europäische 
Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  durch  Verordnungen  einen 
Rahmen  für  Verwaltungsmaßnahmen  in  Bezug  auf  Kapitalbewegungen  und  Zahlungen,  wozu  das 
Einfrieren  von  Geldern,  finanziellen  Vermögenswerten  oder  wirtschaftlichen  Erträgen  gehören  kann, 
deren  Eigentümer  oder  Besitzer  natürliche  oder  juristische  Personen,  Gruppierungen  oder  nichtstaat- 
liche Einheiten  sind. 

Der  Rat  erlässt  auf  Vorschlag  der  Kommission  Maßnahmen  zur  Umsetzung  des  in  Absatz  1  genann- 
ten Rahmens. 

In  den  Rechtsakten  nach  diesem  Artikel  müssen  die  erforderlichen  Bestimmungen  über  den  Rechts- 
schutz vorgesehen  sein. 

Artikel  76 

Die  in  den  Kapiteln  4  und  5  genannten  Rechtsakte  sowie  die  in  Artikel  74  genannten  Maßnahmen, 
mit  denen  die  Verwaltungszusammenarbeit  in  den  Bereichen  der  genannten  Kapitel  gewährleistet 
wird,  werden  wie  folgt  erlassen: 

a)  auf  Vorschlag  der  Kommission  oder 

b)  auf  Initiative  eines  Viertels  der  Mitgliedstaaten. 

KAPITEL  2 

POLITIK  IM  BEREICH  GRENZKONTROLLEN,  ASYL  UND  EINWANDERUNG 

Artikel  77 
(ex- Artikel  62  EGV) 

(1)      Die  Union  entwickelt  eine  Politik,  mit  der 

a)  sichergestellt  werden  soll,  dass  Personen  unabhängig  von  ihrer  Staatsangehörigkeit  beim  Über- 
schreiten der  Binnengrenzen  nicht  kontrolliert  werden; 
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b)  die  Personenkontrolle  und  die  wirksame  Überwachung  des  Grenzübertritts  an  den  Außengrenzen 
sichergestellt  werden  soll; 

c)  schrittweise  ein  integriertes  Grenzschutzsystem  an  den  Außengrenzen  eingeführt  werden  soll. 

(2)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  erlassen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem 
ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen,  die  folgende  Bereiche  betreffen: 

a)  die  gemeinsame  Politik  in  Bezug  auf  Visa  und  andere  kurzfristige  Aufenthaltstitel; 

b)  die  Kontrollen,  denen  Personen  beim  Überschreiten  der  Außengrenzen  unterzogen  werden; 

c)  die  Voraussetzungen,  unter  denen  sich  Drittstaatsangehörige  innerhalb  der  Union  während  eines 
kurzen  Zeitraums  frei  bewegen  können; 

d)  alle  Maßnahmen,  die  für  die  schrittweise  Einführung  eines  integrierten  Grenzschutzsystems  an  den 
Außengrenzen  erforderlich  sind; 

e)  die  Abschaffung  der  Kontrolle  von  Personen  gleich  welcher  Staatsangehörigkeit  beim  Überschrei- 
ten der  Binnengrenzen. 

(3)  Erscheint  zur  Erleichterung  der  Ausübung  des  in  Artikel  20  Absatz  2  Buchstabe  a  genannten 
Rechts  ein  Tätigwerden  der  Union  erforderlich,  so  kann  der  Rat  gemäß  einem  besonderen  Gesetz- 
gebungsverfahren Bestimmungen  betreffend  Pässe,  Personalausweise,  Aufenthaltstitel  oder  diesen 
gleichgestellte  Dokumente  erlassen,  sofern  die  Verträge  hierfür  anderweitig  keine  Befugnisse  vorsehen. 
Der  Rat  beschließt  einstimmig  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 

(4)  Dieser  Artikel  berührt  nicht  die  Zuständigkeit  der  Mitgliedstaaten  für  die  geografische  Fest- 
legung ihrer  Grenzen  nach  dem  Völkerrecht. 

Artikel  78 

(ex-Artikel  63  Nummern  1  und  2  und  ex-Artikel  64  Absatz  2  EGV) 

(1)  Die  Union  entwickelt  eine  gemeinsame  Politik  im  Bereich  Asyl,  subsidiärer  Schutz  und  vorü- 
bergehender Schutz,  mit  der  jedem  Drittstaatsangehörigen,  der  internationalen  Schutz  benötigt,  ein 
angemessener  Status  angeboten  und  die  Einhaltung  des  Grundsatzes  der  Nicht-Zurückweisung  ge- 
währleistet werden  soll.  Diese  Politik  muss  mit  dem  Genfer  Abkommen  vom  28.  Juli  1951  und  dem 
Protokoll  vom  31.  Januar  1967  über  die  Rechtsstellung  der  Flüchtlinge  sowie  den  anderen  ein- 
schlägigen Verträgen  im  Einklang  stehen. 

(2)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  erlassen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem 
ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen  in  Bezug  auf  ein  gemeinsames  europäisches  Asyl- 
system, das  Folgendes  umfasst: 

a)  einen  in  der  ganzen  Union  gültigen  einheitlichen  Asylstatus  für  Drittstaatsangehörige; 

b)  einen  einheitlichen  subsidiären  Schutzstatus  für  Drittstaatsangehörige,  die  keinen  europäischen 
Asylstatus  erhalten,  aber  internationalen  Schutz  benötigen; 


75 

Copyrighled  maerial 


c)  eine  gemeinsame  Regelung  für  den  vorübergehenden  Schutz  von  Vertriebenen  im  Falle  eines 
Massenzustroms; 

d)  gemeinsame  Verfahren  für  die  Gewährung  und  den  Entzug  des  einheitlichen  Asylstatus  bezie- 
hungsweise des  subsidiären  Schutzstatus; 

e)  Kriterien  und  Verfahren  zur  Bestimmung  des  Mitgliedstaats,  der  für  die  Prüfung  eines  Antrags  auf 
Asyl  oder  subsidiären  Schutz  zuständig  ist; 

f)  Normen  über  die  Aufnahmebedingungen  von  Personen,  die  Asyl  oder  subsidiären  Schutz  be- 
antragen; 

g)  Partnerschaft  und  Zusammenarbeit  mit  Drittländern  zur  Steuerung  des  Zustroms  von  Personen, 
die  Asyl  oder  subsidiären  beziehungsweise  vorübergehenden  Schutz  beantragen. 

(3)  Befinden  sich  ein  oder  mehrere  Mitgliedstaaten  aufgrund  eines  plötzlichen  Zustroms  von 
Drittstaatsangehörigen  in  einer  Notlage,  so  kann  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  vorläufige 
Maßnahmen  zugunsten  der  betreffenden  Mitgliedstaaten  erlassen.  Er  beschließt  nach  Anhörung  des 
Europäischen  Parlaments. 

Artikel  79 
(ex-Artikel  63  Nummern  3  und  4  EGV) 

(1)  Die  Union  entwickelt  eine  gemeinsame  Einwanderungspolitik,  die  in  allen  Phasen  eine  wirk- 
same Steuerung  der  Migrationsströme,  eine  angemessene  Behandlung  von  Drittstaatsangehörigen,  die 
sich  rechtmäßig  in  einem  Mitgliedstaat  aufhalten,  sowie  die  Verhütung  und  verstärkte  Bekämpfung 
von  illegaler  Einwanderung  und  Menschenhandel  gewährleisten  soll. 

(2)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  erlassen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem 
ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen  in  folgenden  Bereichen: 

a)  Einreise-  und  Aufenthaltsvoraussetzungen  sowie  Normen  für  die  Erteilung  von  Visa  und  Auf- 
enthaltstiteln für  einen  langfristigen  Aufenthalt,  einschließlich  solcher  zur  Familienzusammenfüh- 
rung, durch  die  Mitgliedstaaten; 

b)  Festlegung  der  Rechte  von  Drittstaatsangehörigen,  die  sich  rechtmäßig  in  einem  Mitgliedstaat 
aufhalten,  einschließlich  der  Bedingungen,  unter  denen  sie  sich  in  den  anderen  Mitgliedstaaten 
frei  bewegen  und  aufhalten  dürfen; 

c)  illegale  Einwanderung  und  illegaler  Aufenthalt,  einschließlich  Abschiebung  und  Rückführung 
solcher  Personen,  die  sich  illegal  in  einem  Mitgliedstaat  aufhalten; 

d)  Bekämpfung  des  Menschenhandels,  insbesondere  des  Handels  mit  Frauen  und  Kindern. 

(3)  Die  Union  kann  mit  Drittländern  Übereinkünfte  über  eine  Rückübernahme  von  Drittstaats- 
angehörigen in  ihr  Ursprungs-  oder  Herkunftsland  schließen,  die  die  Voraussetzungen  für  die  Einreise 
in  das  Hoheitsgebiet  eines  der  Mitgliedstaaten  oder  die  Anwesenheit  oder  den  Aufenthalt  in  diesem 
Gebiet  nicht  oder  nicht  mehr  erfüllen. 
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(4)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren unter  Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  Maß- 
nahmen festlegen,  mit  denen  die  Bemühungen  der  Mitgliedstaaten  um  die  Integration  der  sich  recht- 
mäßig in  ihrem  Hoheitsgebiet  aufhaltenden  Drittstaatsangehörigen  gefördert  und  unterstützt  werden. 

(5)  Dieser  Artikel  berührt  nicht  das  Recht  der  Mitgliedstaaten,  festzulegen,  wie  viele  Drittstaats- 
angehörige aus  Drittländern  in  ihr  Hoheitsgebiet  einreisen  dürfen,  um  dort  als  Arbeitnehmer  oder 
Selbstständige  Arbeit  zu  suchen. 

Artikel  80 

Für  die  unter  dieses  Kapitel  fallende  Politik  der  Union  und  ihre  Umsetzung  gilt  der  Grundsatz  der 
Solidarität  und  der  gerechten  Aufteilung  der  Verantwortlichkeiten  unter  den  Mitgliedstaaten,  ein- 
schließlich in  finanzieller  Hinsicht.  Die  aufgrund  dieses  Kapitels  erlassenen  Rechtsakte  der  Union 
enthalten,  immer  wenn  dies  erforderlich  ist,  entsprechende  Maßnahmen  für  die  Anwendung  dieses 
Grundsatzes. 

KAPITEL  3 

JUSTIZIELLE  ZUSAMMENARBEIT  IN  ZIVILSACHEN 

Artikel  81 
(ex- Artikel  65  EGV) 

(1)  Die  Union  entwickelt  eine  justizielle  Zusammenarbeit  in  Zivilsachen  mit  grenzüberschreiten- 
dem Bezug,  die  auf  dem  Grundsatz  der  gegenseitigen  Anerkennung  gerichtlicher  und  außergericht- 
licher Entscheidungen  beruht.  Diese  Zusammenarbeit  kann  den  Erlass  von  Maßnahmen  zur  Anglei- 
chung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  umfassen. 

(2)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  erlassen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat,  insbesondere 
wenn  dies  für  das  reibungslose  Funktionieren  des  Binnenmarkts  erforderlich  ist,  gemäß  dem  ordent- 
lichen Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen,  die  Folgendes  sicherstellen  sollen: 

a)  die  gegenseitige  Anerkennung  und  die  Vollstreckung  gerichtlicher  und  außergerichtlicher  Ent- 
scheidungen zwischen  den  Mitgliedstaaten; 

b)  die  grenzüberschreitende  Zustellung  gerichtlicher  und  außergerichtlicher  Schriftstücke; 

c)  die  Vereinbarkeit  der  in  den  Mitgliedstaaten  geltenden  Kollisionsnormen  und  Vorschriften  zur 
Vermeidung  von  Kompetenzkonflikten; 

d)  die  Zusammenarbeit  bei  der  Erhebung  von  Beweismitteln; 

e)  einen  effektiven  Zugang  zum  Recht; 

f)  die  Beseitigung  von  Hindernissen  für  die  reibungslose  Abwicklung  von  Zivilverfahren,  erforderli- 
chenfalls durch  Förderung  der  Vereinbarkeit  der  in  den  Mitgliedstaaten  geltenden  zivilrechtlichen 
Verfahrensvorschriften; 
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g)  die  Entwicklung  von  alternativen  Methoden  für  die  Beilegung  von  Streitigkeiten; 

h)  die  Förderung  der  Weiterbildung  von  Richtern  und  Justizbediensteten. 

(3)  Abweichend  von  Absatz  2  werden  Maßnahmen  zum  Familienrecht  mit  grenzüberschreitendem 
Bezug  vom  Rat  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  festgelegt.  Dieser  beschließt  ein- 
stimmig nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 

Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  einen  Beschluss  erlassen,  durch  den  die  Aspekte  des 
Familienrechts  mit  grenzüberschreitendem  Bezug  bestimmt  werden,  die  Gegenstand  von  Rechtsakten 
sein  können,  die  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  erlassen  werden.  Der  Rat  be- 
schließt einstimmig  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 

Der  in  Unterabsatz  2  genannte  Vorschlag  wird  den  nationalen  Parlamenten  übermittelt.  Wird  dieser 
Vorschlag  innerhalb  von  sechs  Monaten  nach  der  Übermittlung  von  einem  nationalen  Parlament 
abgelehnt,  so  wird  der  Beschluss  nicht  erlassen.  Wird  der  Vorschlag  nicht  abgelehnt,  so  kann  der  Rat 
den  Beschluss  erlassen. 

KAPITEL  4 

JUSTIZIELLE  ZUSAMMENARBEIT  IN  STRAFSACHEN 

Artikel  82 
(ex- Artikel  31  EUV) 

(1)  Die  justizielle  Zusammenarbeit  in  Strafsachen  in  der  Union  beruht  auf  dem  Grundsatz  der 
gegenseitigen  Anerkennung  gerichtlicher  Urteile  und  Entscheidungen  und  umfasst  die  Angleichung 
der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  in  den  in  Absatz  2  und  in  Artikel  83  genannten  Bereichen. 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
Maßnahmen,  um 

a)  Regeln  und  Verfahren  festzulegen,  mit  denen  die  Anerkennung  aller  Arten  von  Urteilen  und 
gerichtlichen  Entscheidungen  in  der  gesamten  Union  sichergestellt  wird; 

b)  Kompetenzkonflikte  zwischen  den  Mitgliedstaaten  zu  verhindern  und  beizulegen; 

c)  die  Weiterbildung  von  Richtern  und  Staatsanwälten  sowie  Justizbediensteten  zu  fördern; 

d)  die  Zusammenarbeit  zwischen  den  Justizbehörden  oder  entsprechenden  Behörden  der  Mitglied- 
staaten im  Rahmen  der  Strafverfolgung  sowie  des  Vollzugs  und  der  Vollstreckung  von  Entschei- 
dungen zu  erleichtern. 


78 

Copyrkjhted  material 


(2)  Soweit  dies  zur  Erleichterung  der  gegenseitigen  Anerkennung  gerichtlicher  Urteile  und  Ent- 
scheidungen und  der  polizeilichen  und  justiziellen  Zusammenarbeit  in  Strafsachen  mit  grenzüber- 
schreitender Dimension  erforderlich  ist,  können  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem 
ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  durch  Richtlinien  Mindestvorschriften  festlegen.  Bei  diesen  Min- 
destvorschriften werden  die  Unterschiede  zwischen  den  Rechtsordnungen  und  -traditionen  der  Mit- 
gliedstaaten berücksichtigt. 

Die  Vorschriften  betreffen  Folgendes: 

a)  die  Zulässigkeit  von  Beweismitteln  auf  gegenseitiger  Basis  zwischen  den  Mitgliedstaaten; 

b)  die  Rechte  des  Einzelnen  im  Strafverfahren; 

c)  die  Rechte  der  Opfer  von  Straftaten; 

d)  sonstige  spezifische  Aspekte  des  Strafverfahrens,  die  zuvor  vom  Rat  durch  Beschluss  bestimmt 
worden  sind;  dieser  Beschluss  wird  vom  Rat  einstimmig  nach  Zustimmung  des  Europäischen 
Parlaments  erlassen. 

Der  Erlass  von  Mindestvorschriften  nach  diesem  Absatz  hindert  die  Mitgliedstaaten  nicht  daran,  ein 
höheres  Schutzniveau  für  den  Einzelnen  beizubehalten  oder  einzuführen. 

(3)  Ist  ein  Mitglied  des  Rates  der  Auffassung,  dass  ein  Entwurf  einer  Richtlinie  nach  Absatz  2 
grundlegende  Aspekte  seiner  Strafrechtsordnung  berühren  würde,  so  kann  es  beantragen,  dass  der 
Europäische  Rat  befasst  wird.  In  diesem  Fall  wird  das  ordentliche  Gesetzgebungsverfahren  ausgesetzt. 
Nach  einer  Aussprache  verweist  der  Europäische  Rat  im  Falle  eines  Einvernehmens  den  Entwurf 
binnen  vier  Monaten  nach  Aussetzung  des  Verfahrens  an  den  Rat  zurück,  wodurch  die  Aussetzung 
des  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahrens  beendet  wird. 

Sofern  kein  Einvernehmen  erzielt  wird,  mindestens  neun  Mitgliedstaaten  aber  eine  Verstärkte  Zu- 
sammenarbeit auf  der  Grundlage  des  betreffenden  Entwurfs  einer  Richtlinie  begründen  möchten, 
teilen  diese  Mitgliedstaaten  dies  binnen  derselben  Frist  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und 
der  Kommission  mit.  In  diesem  Fall  gilt  die  Ermächtigung  zu  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  nach 
Artikel  20  Absatz  2  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  Artikel  329  Absatz  1  dieses 
Vertrags  als  erteilt,  und  die  Bestimmungen  über  die  Verstärkte  Zusammenarbeit  finden  Anwendung. 

Artikel  83 
(ex- Artikel  31  EUV) 

(1)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren durch  Richtlinien  Mindestvorschriften  zur  Festlegung  von  Straftaten  und  Strafen  in  Bereichen 
besonders  schwerer  Kriminalität  festlegen,  die  aufgrund  der  Art  oder  der  Auswirkungen  der  Straftaten 
oder  aufgrund  einer  besonderen  Notwendigkeit,  sie  auf  einer  gemeinsamen  Grundlage  zu  bekämpfen, 
eine  grenzüberschreitende  Dimension  haben. 
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Derartige  Kriminalitätsbereiche  sind:  Terrorismus,  Menschenhandel  und  sexuelle  Ausbeutung  von 
Frauen  und  Kindern,  illegaler  Drogenhandel,  illegaler  Waffenhandel,  Geldwäsche,  Korruption,  Fäl- 
schung von  Zahlungsmitteln,  Computerkriminalität  und  organisierte  Kriminalität. 

Je  nach  Entwicklung  der  Kriminalität  kann  der  Rat  einen  Beschluss  erlassen,  in  dem  andere  Krimi- 
nalitätsbereiche bestimmt  werden,  die  die  Kriterien  dieses  Absatzes  erfüllen.  Er  beschließt  einstimmig 
nach  Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments. 

(2)  Erweist  sich  die  Angleichung  der  strafrechtlichen  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  als 
unerlässlich  für  die  wirksame  Durchführung  der  Politik  der  Union  auf  einem  Gebiet,  auf  dem 
Harmonisierungsmaßnahmen  erfolgt  sind,  so  können  durch  Richtlinien  Mindestvorschriften  für  die 
Festlegung  von  Straftaten  und  Strafen  auf  dem  betreffenden  Gebiet  festgelegt  werden.  Diese  Richt- 
linien werden  unbeschadet  des  Artikels  76  gemäß  dem  gleichen  ordentlichen  oder  besonderen 
Gesetzgebungsverfahren  wie  die  betreffenden  Harmonisierungsmaßnahmen  erlassen. 

(3)  Ist  ein  Mitglied  des  Rates  der  Auffassung,  dass  der  Entwurf  einer  Richtlinie  nach  den  Absätzen 
1  oder  2  grundlegende  Aspekte  seiner  Strafrechtsordnung  berühren  würde,  so  kann  es  beantragen, 
dass  der  Europäische  Rat  befasst  wird.  In  diesem  Fall  wird  das  ordentliche  Gesetzgebungsverfahren 
ausgesetzt.  Nach  einer  Aussprache  verweist  der  Europäische  Rat  im  Falle  eines  Einvernehmens  den 
Entwurf  binnen  vier  Monaten  nach  Aussetzung  des  Verfahrens  an  den  Rat  zurück,  wodurch  die 
Aussetzung  des  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahrens  beendet  wird. 

Sofern  kein  Einvernehmen  erzielt  wird,  mindestens  neun  Mitgliedstaaten  aber  eine  Verstärkte  Zu- 
sammenarbeit auf  der  Grundlage  des  betreffenden  Entwurfs  einer  Richtlinie  begründen  möchten, 
teilen  diese  Mitgliedstaaten  dies  binnen  derselben  Frist  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und 
der  Kommission  mit.  In  diesem  Fall  gilt  die  Ermächtigung  zu  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  nach 
Artikel  20  Absatz  2  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  Artikel  329  Absatz  1  dieses 
Vertrags  als  erteilt,  und  die  Bestimmungen  über  die  Verstärkte  Zusammenarbeit  finden  Anwendung. 

Artikel  84 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
unter  Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  Maßnahmen 
festlegen,  um  das  Vorgehen  der  Mitgliedstaaten  im  Bereich  der  Kriminalprävention  zu  fördern  und  zu 
unterstützen. 

Artikel  85 
(ex- Artikel  31  EUV) 

(1)  Eurojust  hat  den  Auftrag,  die  Koordinierung  und  Zusammenarbeit  zwischen  den  nationalen 
Behörden  zu  unterstützen  und  zu  verstärken,  die  für  die  Ermittlung  und  Verfolgung  von  schwerer 
Kriminalität  zuständig  sind,  wenn  zwei  oder  mehr  Mitgliedstaaten  betroffen  sind  oder  eine  Ver- 
folgung auf  gemeinsamer  Grundlage  erforderlich  ist;  Eurojust  stützt  sich  dabei  auf  die  von  den 
Behörden  der  Mitgliedstaaten  und  von  Europol  durchgeführten  Operationen  und  gelieferten  Infor- 
mationen. 
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Zu  diesem  Zweck  legen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetz- 
gebungsverfahren durch  Verordnungen  den  Aufbau,  die  Arbeitsweise,  den  Tätigkeitsbereich  und  die 
Aufgaben  von  Eurojust  fest.  Zu  diesen  Aufgaben  kann  Folgendes  gehören: 

a)  Einleitung  von  strafrechtlichen  Ermittlungsmaßnahmen  sowie  Vorschläge  zur  Einleitung  von  straf- 
rechtlichen Verfolgungsmaßnahmen,  die  von  den  zuständigen  nationalen  Behörden  durchgeführt 
werden,  insbesondere  bei  Straftaten  zum  Nachteil  der  finanziellen  Interessen  der  Union; 

b)  Koordinierung  der  unter  Buchstabe  a  genannten  Ermittlungs-  und  Verfolgungsmaßnahmen; 

c)  Verstärkung  der  justiziellen  Zusammenarbeit,  unter  anderem  auch  durch  die  Beilegung  von  Kom- 
petenzkonflikten und  eine  enge  Zusammenarbeit  mit  dem  Europäischen  Justiziellen  Netz. 

Durch  diese  Verordnungen  werden  ferner  die  Einzelheiten  für  die  Beteiligung  des  Europäischen 
Parlaments  und  der  nationalen  Parlamente  an  der  Bewertung  der  Tätigkeit  von  Eurojust  festgelegt. 

(2)  Im  Rahmen  der  Strafverfolgungsmaßnahmen  nach  Absatz  1  werden  die  förmlichen  Prozess- 
handlungen unbeschadet  des  Artikels  86  durch  die  zuständigen  einzelstaatlichen  Bediensteten  vor- 
genommen. 

Artikel  86 

(1)  Zur  Bekämpfung  von  Straftaten  zum  Nachteil  der  finanziellen  Interessen  der  Union  kann  der 
Rat  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  durch  Verordnungen  ausgehend  von  Eurojust 
eine  Europäische  Staatsanwaltschaft  einsetzen.  Der  Rat  beschließt  einstimmig  nach  Zustimmung  des 
Europäischen  Parlaments. 

Sofern  keine  Einstimmigkeit  besteht,  kann  eine  Gruppe  von  mindestens  neun  Mitgliedstaaten  be- 
antragen, dass  der  Europäische  Rat  mit  dem  Entwurf  einer  Verordnung  befasst  wird.  In  diesem  Fall 
wird  das  Verfahren  im  Rat  ausgesetzt.  Nach  einer  Aussprache  verweist  der  Europäische  Rat  im  Falle 
eines  Einvernehmens  den  Entwurf  binnen  vier  Monaten  nach  Aussetzung  des  Verfahrens  an  den  Rat 
zur  Annahme  zurück. 

Sofern  kein  Einvernehmen  erzielt  wird,  mindestens  neun  Mitgliedstaaten  aber  eine  Verstärkte  Zu- 
sammenarbeit auf  der  Grundlage  des  betreffenden  Entwurfs  einer  Verordnung  begründen  möchten, 
teilen  diese  Mitgliedstaaten  dies  binnen  derselben  Frist  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und  der 
Kommission  mit.  In  diesem  Fall  gilt  die  Ermächtigung  zu  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  nach 
Artikel  20  Absatz  2  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  Artikel  329  Absatz  1  dieses 
Vertrags  als  erteilt,  und  die  Bestimmungen  über  die  Verstärkte  Zusammenarbeit  finden  Anwendung. 

(2)  Die  Europäische  Staatsanwaltschaft  ist,  gegebenenfalls  in  Verbindung  mit  Europol,  zuständig 
für  die  strafrechtliche  Untersuchung  und  Verfolgung  sowie  die  Anklageerhebung  in  Bezug  auf  Per- 
sonen, die  als  Täter  oder  Teilnehmer  Straftaten  zum  Nachteil  der  finanziellen  Interessen  der  Union 
begangen  haben,  die  in  der  Verordnung  nach  Absatz  1  festgelegt  sind.  Die  Europäische  Staatsanwalt- 
schaft nimmt  bei  diesen  Straftaten  vor  den  zuständigen  Gerichten  der  Mitgliedstaaten  die  Aufgaben 
der  Staatsanwaltschaft  wahr. 
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(3)  Die  in  Absatz  1  genannte  Verordnung  legt  die  Satzung  der  Europäischen  Staatsanwaltschaft, 
die  Einzelheiten  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben,  die  für  ihre  Tätigkeit  geltenden  Verfahrensvor- 
schriften sowie  die  Regeln  für  die  Zulässigkeit  von  Beweismitteln  und  für  die  gerichtliche  Kontrolle 
der  von  der  Europäischen  Staatsanwaltschaft  bei  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  vorgenommenen 
Prozesshandlungen  fest. 

(4)  Der  Europäische  Rat  kann  gleichzeitig  mit  der  Annahme  der  Verordnung  oder  im  Anschluss 
daran  einen  Beschluss  zur  Änderung  des  Absatzes  1  mit  dem  Ziel  einer  Ausdehnung  der  Befugnisse 
der  Europäischen  Staatsanwaltschaft  auf  die  Bekämpfung  der  schweren  Kriminalität  mit  grenzüber- 
schreitender Dimension  und  zur  entsprechenden  Änderung  des  Absatzes  2  hinsichtlich  Personen,  die 
als  Täter  oder  Teilnehmer  schwere,  mehr  als  einen  Mitgliedstaat  betreffende  Straftaten  begangen 
haben,  erlassen.  Der  Europäische  Rat  beschließt  einstimmig  nach  Zustimmung  des  Europäischen 
Parlaments  und  nach  Anhörung  der  Kommission. 

KAPITEL  5 

POLIZEILICHE  ZUSAMMENARBEIT 

Artikel  87 
(ex-Artikel  30  EUV) 

(1)  Die  Union  entwickelt  eine  polizeiliche  Zusammenarbeit  zwischen  allen  zuständigen  Behörden 
der  Mitgliedstaaten,  einschließlich  der  Polizei,  des  Zolls  und  anderer  auf  die  Verhütung  oder  die 
Aufdeckung  von  Straftaten  sowie  entsprechende  Ermittlungen  spezialisierter  Strafverfolgungsbehör- 
den. 

(2)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  können  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem 
ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen  erlassen,  die  Folgendes  betreffen: 

a)  Einholen,  Speichern,  Verarbeiten,  Analysieren  und  Austauschen  sachdienlicher  Informationen; 

b)  Unterstützung  bei  der  Aus-  und  Weiterbildung  von  Personal  sowie  Zusammenarbeit  in  Bezug  auf 
den  Austausch  von  Personal,  die  Ausrüstungsgegenstände  und  die  kriminaltechnische  Forschung; 

c)  gemeinsame  Ermittlungstechniken  zur  Aufdeckung  schwerwiegender  Formen  der  organisierten 
Kriminalität. 

(3)  Der  Rat  kann  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen  erlassen,  die  die 
operative  Zusammenarbeit  zwischen  den  in  diesem  Artikel  genannten  Behörden  betreffen.  Der  Rat 
beschließt  einstimmig  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 

Sofern  keine  Einstimmigkeit  besteht,  kann  eine  Gruppe  von  mindestens  neun  Mitgliedstaaten  be- 
antragen, dass  der  Europäische  Rat  mit  dem  Entwurf  von  Maßnahmen  befasst  wird.  In  diesem  Fall 
wird  das  Verfahren  im  Rat  ausgesetzt.  Nach  einer  Aussprache  verweist  der  Europäische  Rat  im  Falle 
eines  Einvernehmens  den  Entwurf  binnen  vier  Monaten  nach  Aussetzung  des  Verfahrens  an  den  Rat 
zur  Annahme  zurück. 
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Sofern  kein  Einvernehmen  erzielt  wird,  mindestens  neun  Mitgliedstaaten  aber  eine  Verstärkte  Zu- 
sammenarbeit auf  der  Grundlage  des  betreffenden  Entwurfs  von  Maßnahmen  begründen  möchten, 
teilen  diese  Mitgliedstaaten  dies  binnen  derselben  Frist  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und  der 
Kommission  mit.  In  diesem  Fall  gilt  die  Ermächtigung  zu  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  nach 
Artikel  20  Absatz  2  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  Artikel  329  Absatz  1  dieses 
Vertrags  als  erteilt,  und  die  Bestimmungen  über  die  Verstärkte  Zusammenarbeit  finden  Anwendung. 

Das  besondere  Verfahren  nach  den  Unterabsätzen  2  und  3  gilt  nicht  für  Rechtsakte,  die  eine  Weiter- 
entwicklung des  Schengen-Besitzstands  darstellen. 

Artikel  88 
(ex- Artikel  30  EUV) 

(1)  Europol  hat  den  Auftrag,  die  Tätigkeit  der  Polizeibehörden  und  der  anderen  Strafverfolgungs- 
behörden der  Mitgliedstaaten  sowie  deren  gegenseitige  Zusammenarbeit  bei  der  Verhütung  und 
Bekämpfung  der  zwei  oder  mehr  Mitgliedstaaten  betreffenden  schweren  Kriminalität,  des  Terrorismus 
und  der  Kriminalitätsformen,  die  ein  gemeinsames  Interesse  verletzen,  das  Gegenstand  einer  Politik 
der  Union  ist,  zu  unterstützen  und  zu  verstärken. 

(2)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  legen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfah- 
ren durch  Verordnungen  den  Aufbau,  die  Arbeitsweise,  den  Tätigkeitsbereich  und  die  Aufgaben  von 
Europol  fest.  Zu  diesen  Aufgaben  kann  Folgendes  gehören: 

a)  Einholen,  Speichern,  Verarbeiten,  Analysieren  und  Austauschen  von  Informationen,  die  insbeson- 
dere von  den  Behörden  der  Mitgliedstaaten  oder  Drittländern  beziehungsweise  Stellen  außerhalb 
der  Union  übermittelt  werden; 

b)  Koordinierung,  Organisation  und  Durchführung  von  Ermittlungen  und  von  operativen  Maßnah- 
men, die  gemeinsam  mit  den  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten  oder  im  Rahmen  gemein- 
samer Ermittlungsgruppen  durchgeführt  werden,  gegebenenfalls  in  Verbindung  mit  Eurojust. 

Durch  diese  Verordnungen  werden  ferner  die  Einzelheiten  für  die  Kontrolle  der  Tätigkeiten  von 
Europol  durch  das  Europäische  Parlament  festgelegt;  an  dieser  Kontrolle  werden  die  nationalen 
Parlamente  beteiligt. 

(3)  Europol  darf  operative  Maßnahmen  nur  in  Verbindung  und  in  Absprache  mit  den  Behörden 
des  Mitgliedstaats  oder  der  Mitgliedstaaten  ergreifen,  deren  Hoheitsgebiet  betroffen  ist.  Die  Anwen- 
dung von  Zwangsmaßnahmen  bleibt  ausschließlich  den  zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden  vor- 
behalten. 

Artikel  89 
(ex-Artikel  32  EUV) 

Der  Rat  legt  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  fest,  unter  welchen  Bedingungen  und 
innerhalb  welcher  Grenzen  die  in  den  Artikeln  82  und  87  genannten  zuständigen  Behörden  der 
Mitgliedstaaten  im  Hoheitsgebiet  eines  anderen  Mitgliedstaats  in  Verbindung  und  in  Absprache  mit 
dessen  Behörden  tätig  werden  dürfen.  Der  Rat  beschließt  einstimmig  nach  Anhörung  des  Europäi- 
schen Parlaments. 
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TITEL  VI 
DER  VERKEHR 


Artikel  90 
(ex-Artikel  70  EGV) 

Auf  dem  in  diesem  Titel  geregelten  Sachgebiet  werden  die  Ziele  der  Verträge  im  Rahmen  einer 
gemeinsamen  Verkehrspolitik  verfolgt. 

Artikel  91 
(ex- Artikel  71  EGV) 

(1)  Zur  Durchführung  des  Artikels  90  werden  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  unter 
Berücksichtigung  der  Besonderheiten  des  Verkehrs  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  sowie  des  Ausschusses  der  Regionen 

a)  für  den  internationalen  Verkehr  aus  oder  nach  dem  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  oder  für  den 
Durchgangsverkehr  durch  das  Hoheitsgebiet  eines  oder  mehrerer  Mitgliedstaaten  gemeinsame 
Regeln  aufstellen; 

b)  für  die  Zulassung  von  Verkehrsunternehmern  zum  Verkehr  innerhalb  eines  Mitgliedstaats,  in  dem 
sie  nicht  ansässig  sind,  die  Bedingungen  festlegen; 

c)  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Verkehrssicherheit  erlassen; 

d)  alle  sonstigen  zweckdienlichen  Vorschriften  erlassen. 

(2)  Beim  Erlass  von  Maßnahmen  nach  Absatz  1  wird  den  Fällen  Rechnung  getragen,  in  denen  die 
Anwendung  den  Lebensstandard  und  die  Beschäftigungslage  in  bestimmten  Regionen  sowie  den 
Betrieb  der  Verkehrseinrichtungen  ernstlich  beeinträchtigen  könnte. 

Artikel  92 
(ex- Artikel  72  EGV) 

Bis  zum  Erlass  der  in  Artikel  91  Absatz  1  genannten  Vorschriften  darf  ein  Mitgliedstaat  die  ver- 
schiedenen, am  1.  Januar  1958  oder,  im  Falle  später  beigetretener  Staaten,  zum  Zeitpunkt  ihres 
Beitritts  auf  diesem  Gebiet  geltenden  Vorschriften  in  ihren  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Auswir- 
kungen auf  die  Verkehrsunternehmer  anderer  Mitgliedstaaten  im  Vergleich  zu  den  inländischen 
Verkehrsunternehmern  nicht  ungünstiger  gestalten,  es  sei  denn,  dass  der  Rat  einstimmig  eine  Maß- 
nahme billigt,  die  eine  Ausnahmeregelung  gewährt. 


84 

Copyrighted  malerial 


Artikel  93 
(ex-Artikel  73  EGV) 

Mit  den  Verträgen  vereinbar  sind  Beihilfen,  die  den  Erfordernissen  der  Koordinierung  des  Verkehrs 
oder  der  Abgeltung  bestimmter,  mit  dem  Begriff  des  öffentlichen  Dienstes  zusammenhängender 
Leistungen  entsprechen. 


Artikel  94 
(ex- Artikel  74  EGV) 

Jede  Maßnahme  auf  dem  Gebiet  der  Beförderungsentgelte  und  -bedingungen,  die  im  Rahmen  der 
Verträge  getroffen  wird,  hat  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Verkehrsunternehmer  Rechnung  zu  tragen. 

Artikel  95 
(ex- Artikel  75  EGV) 

(1)  Im  Verkehr  innerhalb  der  Union  sind  Diskriminierungen  verboten,  die  darin  bestehen,  dass  ein 
Verkehrsunternehmer  in  denselben  Verkehrsverbindungen  für  die  gleichen  Güter  je  nach  ihrem  Her- 
kunfts-  oder  Bestimmungsland  unterschiedliche  Frachten  und  Beförderungsbedingungen  anwendet. 

(2)  Absatz  1  schließt  sonstige  Maßnahmen  nicht  aus,  die  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat 
gemäß  Artikel  91  Absatz  1  treffen  können. 


(3)  Der  Rat  trifft  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  eine  Regelung  zur  Durchführung  des  Absatzes  1. 


Er  kann  insbesondere  die  erforderlichen  Vorschriften  erlassen,  um  es  den  Organen  der  Union  zu 
ermöglichen,  für  die  Beachtung  des  Absatzes  1  Sorge  zu  tragen,  und  um  den  Verkehrsnutzern  die 
Vorteile  dieser  Bestimmung  voll  zukommen  zu  lassen. 


(4)  Die  Kommission  prüft  von  sich  aus  oder  auf  Antrag  eines  Mitgliedstaats  die  Diskriminierungs- 
fälle des  Absatzes  1  und  erlässt  nach  Beratung  mit  jedem  in  Betracht  kommenden  Mitgliedstaat  die 
erforderlichen  Beschlüsse  im  Rahmen  der  gemäß  Absatz  3  getroffenen  Regelung. 


Artikel  96 
(ex- Artikel  76  EGV) 

(1)  Im  Verkehr  innerhalb  der  Union  sind  die  von  einem  Mitgliedstaat  auferlegten  Frachten  und 
Beförderungsbedingungen  verboten,  die  in  irgendeiner  Weise  der  Unterstützung  oder  dem  Schutz 
eines  oder  mehrerer  bestimmter  Unternehmen  oder  Industrien  dienen,  es  sei  denn,  dass  die  Kommis- 
sion die  Genehmigung  hierzu  erteilt. 
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(2)  Die  Kommission  prüft  von  sich  aus  oder  auf  Antrag  eines  Mitgliedstaats  die  in  Absatz  1 
bezeichneten  Frachten  und  Beförderungsbedingungen;  hierbei  berücksichtigt  sie  insbesondere  sowohl 
die  Erfordernisse  einer  angemessenen  Standortpolitik,  die  Bedürfnisse  der  unterentwickelten  Gebiete 
und  die  Probleme  der  durch  politische  Umstände  schwer  betroffenen  Gebiete  als  auch  die  Aus- 
wirkungen dieser  Frachten  und  Beförderungsbedingungen  auf  den  Wettbewerb  zwischen  den  Ver- 
kehrsarten. 

Die  Kommission  erlässt  die  erforderlichen  Beschlüsse  nach  Beratung  mit  jedem  in  Betracht  kom- 
menden Mitgliedstaat. 

(3)  Das  in  Absatz  1  genannte  Verbot  trifft  nicht  die  Wettbewerbstarife. 

Artikel  97 
(ex- Artikel  77  EGV) 

Die  Abgaben  oder  Gebühren,  die  ein  Verkehrsunternehmer  neben  den  Frachten  beim  Grenzübergang 
in  Rechnung  stellt,  dürfen  unter  Berücksichtigung  der  hierdurch  tatsächlich  verursachten  Kosten  eine 
angemessene  Höhe  nicht  übersteigen. 

Die  Mitgliedstaaten  werden  bemüht  sein,  diese  Kosten  schrittweise  zu  verringern. 

Die  Kommission  kann  zur  Durchführung  dieses  Artikels  Empfehlungen  an  die  Mitgliedstaaten  rich- 
ten. 

Artikel  98 
(ex-Artikel  78  EGV) 

Die  Bestimmungen  dieses  Titels  stehen  Maßnahmen  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  nicht  ent- 
gegen, soweit  sie  erforderlich  sind,  um  die  wirtschaftlichen  Nachteile  auszugleichen,  die  der  Wirt- 
schaft bestimmter,  von  der  Teilung  Deutschlands  betroffener  Gebiete  der  Bundesrepublik  aus  dieser 
Teilung  entstehen.  Der  Rat  kann  fünf  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Vertrags  von  Lissabon  auf 
Vorschlag  der  Kommission  einen  Beschluss  erlassen,  mit  dem  dieser  Artikel  aufgehoben  wird. 

Artikel  99 
(ex- Artikel  79  EGV) 

Bei  der  Kommission  wird  ein  beratender  Ausschuss  gebildet;  er  besteht  aus  Sachverständigen,  die  von 
den  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  ernannt  werden.  Die  Kommission  hört  den  Ausschuss  je  nach 
Bedarf  in  Verkehrsfragen  an. 

Artikel  100 
(ex-Artikel  80  EGV) 

(1)      Dieser  Titel  gilt  für  die  Beförderungen  im  Eisenbahn-,  Straßen-  und  Binnenschiffsverkehr. 


86 

Copyrighted  material 


(2)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren geeignete  Vorschriften  für  die  Seeschifffahrt  und  die  Luftfahrt  erlassen.  Sie  beschließen  nach 
Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  und  des  Ausschusses  der  Regionen. 

TITEL  VII 

GEMEINSAME  REGELN  BETREFFEND  WETTBEWERB,  STEUERFRAGEN  UND 
ANGLEICHUNG  DER  RECHTSVORSCHRIFTEN 

KAPITEL  1 
WETTBEWERBSREGELN 

ABSCHNITT  1 
VORSCHRIFTEN  FÜR  UNTERNEHMEN 

Artikel  101 
(ex- Artikel  81  EGV) 

(1)  Mit  dem  Binnenmarkt  unvereinbar  und  verboten  sind  alle  Vereinbarungen  zwischen  Unter- 
nehmen, Beschlüsse  von  Unternehmensvereinigungen  und  aufeinander  abgestimmte  Verhaltenswei- 
sen, welche  den  Handel  zwischen  Mitgliedstaaten  zu  beeinträchtigen  geeignet  sind  und  eine  Ver- 
hinderung, Einschränkung  oder  Verfälschung  des  Wettbewerbs  innerhalb  des  Binnenmarkts  bezwe- 
cken oder  bewirken,  insbesondere 

a)  die  unmittelbare  oder  mittelbare  Festsetzung  der  An-  oder  Verkaufspreise  oder  sonstiger  Ge- 
schäftsbedingungen; 

b)  die  Einschränkung  oder  Kontrolle  der  Erzeugung,  des  Absatzes,  der  technischen  Entwicklung  oder 
der  Investitionen; 

c)  die  Aufteilung  der  Märkte  oder  Versorgungsquellen; 

d)  die  Anwendung  unterschiedlicher  Bedingungen  bei  gleichwertigen  Leistungen  gegenüber  Handels- 
partnern, wodurch  diese  im  Wettbewerb  benachteiligt  werden; 

e)  die  an  den  Abschluss  von  Verträgen  geknüpfte  Bedingung,  dass  die  Vertragspartner  zusätzliche 
Leistungen  annehmen,  die  weder  sachlich  noch  nach  Handelsbrauch  in  Beziehung  zum  Vertrags- 
gegenstand stehen. 

(2)  Die  nach  diesem  Artikel  verbotenen  Vereinbarungen  oder  Beschlüsse  sind  nichtig. 

(3)  Die  Bestimmungen  des  Absatzes  1  können  für  nicht  anwendbar  erklärt  werden  auf 

—  Vereinbarungen  oder  Gruppen  von  Vereinbarungen  zwischen  Unternehmen, 

—  Beschlüsse  oder  Gruppen  von  Beschlüssen  von  Unternehmensvereinigungen, 


87 

Copyrighted  material 


—  aufeinander  abgestimmte  Verhaltensweisen  oder  Gruppen  von  solchen, 

die  unter  angemessener  Beteiligung  der  Verbraucher  an  dem  entstehenden  Gewinn  zur  Verbesserung 
der  Warenerzeugung  oder  -Verteilung  oder  zur  Förderung  des  technischen  oder  wirtschaftlichen 
Fortschritts  beitragen,  ohne  dass  den  beteiligten  Unternehmen 

a)  Beschränkungen  auferlegt  werden,  die  für  die  Verwirklichung  dieser  Ziele  nicht  unerlässlich  sind, 
oder 

b)  Möglichkeiten  eröffnet  werden,  für  einen  wesentlichen  Teil  der  betreffenden  Waren  den  Wett- 
bewerb auszuschalten. 

Artikel  102 
(ex- Artikel  82  EGV) 

Mit  dem  Binnenmarkt  unvereinbar  und  verboten  ist  die  missbräuchliche  Ausnutzung  einer  beherr- 
schenden Stellung  auf  dem  Binnenmarkt  oder  auf  einem  wesentlichen  Teil  desselben  durch  ein  oder 
mehrere  Unternehmen,  soweit  dies  dazu  führen  kann,  den  Handel  zwischen  Mitgliedstaaten  zu 
beeinträchtigen. 

Dieser  Missbrauch  kann  insbesondere  in  Folgendem  bestehen: 

a)  der  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Erzwingung  von  unangemessenen  Einkaufs-  oder  Verkaufs- 
preisen oder  sonstigen  Geschäftsbedingungen; 

b)  der  Einschränkung  der  Erzeugung,  des  Absatzes  oder  der  technischen  Entwicklung  zum  Schaden 
der  Verbraucher; 

c)  der  Anwendung  unterschiedlicher  Bedingungen  bei  gleichwertigen  Leistungen  gegenüber  Handels- 
partnern, wodurch  diese  im  Wettbewerb  benachteiligt  werden; 

d)  der  an  den  Abschluss  von  Verträgen  geknüpften  Bedingung,  dass  die  Vertragspartner  zusätzliche 
Leistungen  annehmen,  die  weder  sachlich  noch  nach  Handelsbrauch  in  Beziehung  zum  Vertrags- 
gegenstand stehen. 

Artikel  103 
(ex-Artikel  83  EGV) 

(1)  Die  zweckdienlichen  Verordnungen  oder  Richtlinien  zur  Verwirklichung  der  in  den  Artikeln 
101  und  102  niedergelegten  Grundsätze  werden  vom  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach 
Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  beschlossen. 

(2)  Die  in  Absatz  1  vorgesehenen  Vorschriften  bezwecken  insbesondere, 

a)  die  Beachtung  der  in  Artikel  101  Absatz  1  und  Artikel  102  genannten  Verbote  durch  die 
Einführung  von  Geldbußen  und  Zwangsgeldern  zu  gewährleisten; 
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b)  die  Einzelheiten  der  Anwendung  des  Artikels  101  Absatz  3  festzulegen;  dabei  ist  dem  Erfordernis 
einer  wirksamen  Überwachung  bei  möglichst  einfacher  Verwaltungskontrolle  Rechnung  zu  tragen; 

c)  gegebenenfalls  den  Anwendungsbereich  der  Artikel  101  und  102  für  die  einzelnen  Wirtschafts- 
zweige näher  zu  bestimmen; 

d)  die  Aufgaben  der  Kommission  und  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  bei  der  Anwendung 
der  in  diesem  Absatz  vorgesehenen  Vorschriften  gegeneinander  abzugrenzen; 

e)  das  Verhältnis  zwischen  den  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  einerseits  und  den  in  diesem 
Abschnitt  enthaltenen  oder  aufgrund  dieses  Artikels  getroffenen  Bestimmungen  andererseits  fest- 
zulegen. 

Artikel  104 
(ex- Artikel  84  EGV) 

Bis  zum  Inkrafttreten  der  gemäß  Artikel  103  erlassenen  Vorschriften  entscheiden  die  Behörden  der 
Mitgliedstaaten  im  Einklang  mit  ihren  eigenen  Rechtsvorschriften  und  den  Bestimmungen  der  Ar- 
tikel 101,  insbesondere  Absatz  3,  und  102  über  die  Zulässigkeit  von  Vereinbarungen,  Beschlüssen 
und  aufeinander  abgestimmten  Verhaltensweisen  sowie  über  die  missbräuchliche  Ausnutzung  einer 
beherrschenden  Stellung  auf  dem  Binnenmarkt. 

Artikel  105 
(ex- Artikel  85  EGV) 

(1)  Unbeschadet  des  Artikels  104  achtet  die  Kommission  auf  die  Verwirklichung  der  in  den 
Artikeln  101  und  102  niedergelegten  Grundsätze.  Sie  untersucht  auf  Antrag  eines  Mitgliedstaats 
oder  von  Amts  wegen  in  Verbindung  mit  den  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten,  die  ihr 
Amtshilfe  zu  leisten  haben,  die  Fälle,  in  denen  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Grundsätze  vermutet 
werden.  Stellt  sie  eine  Zuwiderhandlung  fest,  so  schlägt  sie  geeignete  Mittel  vor,  um  diese  abzustellen. 

(2)  Wird  die  Zuwiderhandlung  nicht  abgestellt,  so  trifft  die  Kommission  in  einem  mit  Gründen 
versehenen  Beschluss  die  Feststellung,  dass  eine  derartige  Zuwiderhandlung  vorliegt.  Sie  kann  den 
Beschluss  veröffentlichen  und  die  Mitgliedstaaten  ermächtigen,  die  erforderlichen  Abhilfemaßnahmen 
zu  treffen,  deren  Bedingungen  und  Einzelheiten  sie  festlegt. 

(3)  Die  Kommission  kann  Verordnungen  zu  den  Gruppen  von  Vereinbarungen  erlassen,  zu  denen 
der  Rat  nach  Artikel  103  Absatz  2  Buchstabe  b  eine  Verordnung  oder  Richtlinie  erlassen  hat. 

Artikel  106 
(ex- Artikel  86  EGV) 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  werden  in  Bezug  auf  öffentliche  Unternehmen  und  auf  Unternehmen, 
denen  sie  besondere  oder  ausschließliche  Rechte  gewähren,  keine  den  Verträgen  und  insbesondere 
den  Artikeln  18  und  101  bis  109  widersprechende  Maßnahmen  treffen  oder  beibehalten. 
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(2)  Für  Unternehmen,  die  mit  Dienstleistungen  von  allgemeinem  wirtschaftlichem  Interesse  betraut 
sind  oder  den  Charakter  eines  Finanzmonopols  haben,  gelten  die  Vorschriften  der  Verträge,  ins- 
besondere die  Wettbewerbsregeln,  soweit  die  Anwendung  dieser  Vorschriften  nicht  die  Erfüllung 
der  ihnen  übertragenen  besonderen  Aufgabe  rechtlich  oder  tatsächlich  verhindert.  Die  Entwicklung 
des  Handelsverkehrs  darf  nicht  in  einem  Ausmaß  beeinträchtigt  werden,  das  dem  Interesse  der  Union 
zuwiderläuft. 

(3)  Die  Kommission  achtet  auf  die  Anwendung  dieses  Artikels  und  richtet  erforderlichenfalls 
geeignete  Richtlinien  oder  Beschlüsse  an  die  Mitgliedstaaten. 

ABSCHNITT  2 
STAATLICHE  BEIHILFEN 

Artikel  107 
(ex- Artikel  87  EGV) 

(1)  Soweit  in  den  Verträgen  nicht  etwas  anderes  bestimmt  ist,  sind  staatliche  oder  aus  staatlichen 
Mitteln  gewährte  Beihilfen  gleich  welcher  Art,  die  durch  die  Begünstigung  bestimmter  Unternehmen 
oder  Produktionszweige  den  Wettbewerb  verfälschen  oder  zu  verfälschen  drohen,  mit  dem  Binnen- 
markt unvereinbar,  soweit  sie  den  Handel  zwischen  Mitgliedstaaten  beeinträchtigen. 

(2)  Mit  dem  Binnenmarkt  vereinbar  sind: 

a)  Beihilfen  sozialer  Art  an  einzelne  Verbraucher,  wenn  sie  ohne  Diskriminierung  nach  der  Herkunft 
der  Waren  gewährt  werden; 

b)  Beihilfen  zur  Beseitigung  von  Schäden,  die  durch  Naturkatastrophen  oder  sonstige  außergewöhn- 
liche Ereignisse  entstanden  sind; 

c)  Beihilfen  für  die  Wirtschaft  bestimmter,  durch  die  Teilung  Deutschlands  betroffener  Gebiete  der 
Bundesrepublik  Deutschland,  soweit  sie  zum  Ausgleich  der  durch  die  Teilung  verursachten  wirt- 
schaftlichen Nachteile  erforderlich  sind.  Der  Rat  kann  fünf  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Vertrags  von  Lissabon  auf  Vorschlag  der  Kommission  einen  Beschluss  erlassen,  mit  dem  dieser 
Buchstabe  aufgehoben  wird. 

(3)  Als  mit  dem  Binnenmarkt  vereinbar  können  angesehen  werden: 

a)  Beihilfen  zur  Förderung  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  von  Gebieten,  in  denen  die  Lebens- 
haltung außergewöhnlich  niedrig  ist  oder  eine  erhebliche  Unterbeschäftigung  herrscht,  sowie 
der  in  Artikel  349  genannten  Gebiete  unter  Berücksichtigung  ihrer  strukturellen,  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Lage; 

b)  Beihilfen  zur  Förderung  wichtiger  Vorhaben  von  gemeinsamem  europäischem  Interesse  oder  zur 
Behebung  einer  beträchtlichen  Störung  im  Wirtschaftsleben  eines  Mitgliedstaats; 
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c)  Beihilfen  zur  Förderung  der  Entwicklung  gewisser  Wirtschaftszweige  oder  Wirtschaftsgebiete, 
soweit  sie  die  Handelsbedingungen  nicht  in  einer  Weise  verändern,  die  dem  gemeinsamen  Inte- 
resse zuwiderläuft; 

d)  Beihilfen  zur  Förderung  der  Kultur  und  der  Erhaltung  des  kulturellen  Erbes,  soweit  sie  die  Han- 
dels- und  Wettbewerbsbedingungen  in  der  Union  nicht  in  einem  Maß  beeinträchtigen,  das  dem 
gemeinsamen  Interesse  zuwiderläuft; 

e)  sonstige  Arten  von  Beihilfen,  die  der  Rat  durch  einen  Beschluss  auf  Vorschlag  der  Kommission 
bestimmt. 

Artikel  108 
(ex- Artikel  88  EGV) 

(1)  Die  Kommission  überprüft  fortlaufend  in  Zusammenarbeit  mit  den  Mitgliedstaaten  die  in 
diesen  bestehenden  Beihilferegelungen.  Sie  schlägt  ihnen  die  zweckdienlichen  Maßnahmen  vor,  wel- 
che die  fortschreitende  Entwicklung  und  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts  erfordern. 

(2)  Stellt  die  Kommission  fest,  nachdem  sie  den  Beteiligten  eine  Frist  zur  Äußerung  gesetzt  hat, 
dass  eine  von  einem  Staat  oder  aus  staatlichen  Mitteln  gewährte  Beihilfe  mit  dem  Binnenmarkt  nach 
Artikel  107  unvereinbar  ist  oder  dass  sie  missbräuchlich  angewandt  wird,  so  beschließt  sie,  dass  der 
betreffende  Staat  sie  binnen  einer  von  ihr  bestimmten  Frist  aufzuheben  oder  umzugestalten  hat. 

Kommt  der  betreffende  Staat  diesem  Beschluss  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  nicht  nach,  so  kann 
die  Kommission  oder  jeder  betroffene  Staat  in  Abweichung  von  den  Artikeln  258  und  259  den 
Gerichtshof  der  Europäischen  Union  unmittelbar  anrufen. 

Der  Rat  kann  einstimmig  auf  Antrag  eines  Mitgliedstaats  beschließen,  dass  eine  von  diesem  Staat 
gewährte  oder  geplante  Beihilfe  in  Abweichung  von  Artikel  107  oder  von  den  nach  Artikel  109 
erlassenen  Verordnungen  als  mit  dem  Binnenmarkt  vereinbar  gilt,  wenn  außergewöhnliche  Umstände 
einen  solchen  Beschluss  rechtfertigen.  Hat  die  Kommission  bezüglich  dieser  Beihilfe  das  in  Unter- 
absatz 1  dieses  Absatzes  vorgesehene  Verfahren  bereits  eingeleitet,  so  bewirkt  der  Antrag  des  be- 
treffenden Staates  an  den  Rat  die  Aussetzung  dieses  Verfahrens,  bis  der  Rat  sich  geäußert  hat. 

Äußert  sich  der  Rat  nicht  binnen  drei  Monaten  nach  Antragstellung,  so  beschließt  die  Kommission. 

(3)  Die  Kommission  wird  von  jeder  beabsichtigten  Einführung  oder  Umgestaltung  von  Beihilfen  so 
rechtzeitig  unterrichtet,  dass  sie  sich  dazu  äußern  kann.  Ist  sie  der  Auffassung,  dass  ein  derartiges 
Vorhaben  nach  Artikel  107  mit  dem  Binnenmarkt  unvereinbar  ist,  so  leitet  sie  unverzüglich  das  in 
Absatz  2  vorgesehene  Verfahren  ein.  Der  betreffende  Mitgliedstaat  darf  die  beabsichtigte  Maßnahme 
nicht  durchführen,  bevor  die  Kommission  einen  abschließenden  Beschluss  erlassen  hat. 
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(4)  Die  Kommission  kann  Verordnungen  zu  den  Arten  von  staatlichen  Beihilfen  erlassen,  für  die 
der  Rat  nach  Artikel  109  festgelegt  hat,  dass  sie  von  dem  Verfahren  nach  Absatz  3  ausgenommen 
werden  können. 


Artikel  109 
(ex-Artikel  89  EGV) 

Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  alle 
zweckdienlichen  Durchführungsverordnungen  zu  den  Artikeln  107  und  108  erlassen  und  insbeson- 
dere die  Bedingungen  für  die  Anwendung  des  Artikels  108  Absatz  3  sowie  diejenigen  Arten  von 
Beihilfen  festlegen,  die  von  diesem  Verfahren  ausgenommen  sind. 

KAPITEL  2 
STEUERLICHE  VORSCHRIFTEN 

Artikel  110 
(ex-Artikel  90  EGV) 

Die  Mitgliedstaaten  erheben  auf  Waren  aus  anderen  Mitgliedstaaten  weder  unmittelbar  noch  mittelbar 
höhere  inländische  Abgaben  gleich  welcher  Art,  als  gleichartige  inländische  Waren  unmittelbar  oder 
mittelbar  zu  tragen  haben. 


Die  Mitgliedstaaten  erheben  auf  Waren  aus  anderen  Mitgliedstaaten  keine  inländischen  Abgaben,  die 
geeignet  sind,  andere  Produktionen  mittelbar  zu  schützen. 


Artikel  111 
(ex- Artikel  91  EGV) 

Werden  Waren  in  das  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  ausgeführt,  so  darf  die  Rückvergütung  für 
inländische  Abgaben  nicht  höher  sein  als  die  auf  die  ausgeführten  Waren  mittelbar  oder  unmittelbar 
erhobenen  inländischen  Abgaben. 


Artikel  112 
(ex-Artikel  92  EGV) 

Für  Abgaben  außer  Umsatzsteuern,  Verbrauchsabgaben  und  sonstigen  indirekten  Steuern  sind  Ent- 
lastungen und  Rückvergütungen  bei  der  Ausfuhr  nach  anderen  Mitgliedstaaten  sowie  Ausgleichs- 
abgaben bei  der  Einfuhr  aus  den  Mitgliedstaaten  nur  zulässig,  soweit  der  Rat  sie  vorher  auf  Vorschlag 
der  Kommission  für  eine  begrenzte  Frist  genehmigt  hat. 
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Artikel  113 
(ex-Artikel  93  EGV) 

Der  Rat  erlässt  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach  Anhörung  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  einstimmig  die  Bestimmungen  zur 
Harmonisierung  der  Rechtsvorschriften  über  die  Umsatzsteuern,  die  Verbrauchsabgaben  und  sonstige 
indirekte  Steuern,  soweit  diese  Harmonisierung  für  die  Errichtung  und  das  Funktionieren  des  Bin- 
nenmarkts und  die  Vermeidung  von  Wettbewerbsverzerrungen  notwendig  ist. 

KAPITEL  3 

ANGLEICHUNG  DER  RECHTSVORSCHRIFTEN 

Artikel  114 
(ex- Artikel  95  EGV) 

(1)  Soweit  in  den  Verträgen  nichts  anderes  bestimmt  ist,  gilt  für  die  Verwirklichung  der  Ziele  des 
Artikels  26  die  nachstehende  Regelung.  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem 
ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  die 
Maßnahmen  zur  Angleichung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten,  welche 
die  Errichtung  und  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts  zum  Gegenstand  haben. 

(2)  Absatz  1  gilt  nicht  für  die  Bestimmungen  über  die  Steuern,  die  Bestimmungen  über  die 
Freizügigkeit  und  die  Bestimmungen  über  die  Rechte  und  Interessen  der  Arbeitnehmer. 

(3)  Die  Kommission  geht  in  ihren  Vorschlägen  nach  Absatz  1  in  den  Bereichen  Gesundheit, 
Sicherheit,  Umweltschutz  und  Verbraucherschutz  von  einem  hohen  Schutzniveau  aus  und  berück- 
sichtigt dabei  insbesondere  alle  auf  wissenschaftliche  Ergebnisse  gestützten  neuen  Entwicklungen.  Im 
Rahmen  ihrer  jeweiligen  Befugnisse  streben  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  dieses  Ziel 
ebenfalls  an. 

(4)  Hält  es  ein  Mitgliedstaat  nach  dem  Erlass  einer  Harmonisierungsmaßnahme  durch  das  Euro- 
päische Parlament  und  den  Rat  beziehungsweise  durch  den  Rat  oder  die  Kommission  für  erforderlich, 
einzelstaatliche  Bestimmungen  beizubehalten,  die  durch  wichtige  Erfordernisse  im  Sinne  des  Artikels 
36  oder  in  Bezug  auf  den  Schutz  der  Arbeitsumwelt  oder  den  Umweltschutz  gerechtfertigt  sind,  so 
teilt  er  diese  Bestimmungen  sowie  die  Gründe  für  ihre  Beibehaltung  der  Kommission  mit. 

(5)  Unbeschadet  des  Absatzes  4  teilt  ferner  ein  Mitgliedstaat,  der  es  nach  dem  Erlass  einer  Har- 
monisierungsmaßnahme durch  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat  beziehungsweise  durch  den 
Rat  oder  die  Kommission  für  erforderlich  hält,  auf  neue  wissenschaftliche  Erkenntnisse  gestützte 
einzelstaatliche  Bestimmungen  zum  Schutz  der  Umwelt  oder  der  Arbeitsumwelt  aufgrund  eines 
spezifischen  Problems  für  diesen  Mitgliedstaat,  das  sich  nach  dem  Erlass  der  Harmonisierungsmaß- 
nahme ergibt,  einzuführen,  die  in  Aussicht  genommenen  Bestimmungen  sowie  die  Gründe  für  ihre 
Einführung  der  Kommission  mit. 
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(6)  Die  Kommission  beschließt  binnen  sechs  Monaten  nach  den  Mitteilungen  nach  den  Absätzen 
4  und  5,  die  betreffenden  einzelstaatlichen  Bestimmungen  zu  billigen  oder  abzulehnen,  nachdem  sie 
geprüft  hat,  ob  sie  ein  Mittel  zur  willkürlichen  Diskriminierung  und  eine  verschleierte  Beschränkung 
des  Handels  zwischen  den  Mitgliedstaaten  darstellen  und  ob  sie  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts 
behindern. 

Erlässt  die  Kommission  innerhalb  dieses  Zeitraums  keinen  Beschluss,  so  gelten  die  in  den  Absätzen  4 
und  5  genannten  einzelstaatlichen  Bestimmungen  als  gebilligt. 

Die  Kommission  kann,  sofern  dies  aufgrund  des  schwierigen  Sachverhalts  gerechtfertigt  ist  und  keine 
Gefahr  für  die  menschliche  Gesundheit  besteht,  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  mitteilen,  dass  der  in 
diesem  Absatz  genannte  Zeitraum  gegebenenfalls  um  einen  weiteren  Zeitraum  von  bis  zu  sechs 
Monaten  verlängert  wird. 

(7)  Wird  es  einem  Mitgliedstaat  nach  Absatz  6  gestattet,  von  der  Harmonisierungsmaßnahme 
abweichende  einzelstaatliche  Bestimmungen  beizubehalten  oder  einzuführen,  so  prüft  die  Kommis- 
sion unverzüglich,  ob  sie  eine  Anpassung  dieser  Maßnahme  vorschlägt. 

(8)  Wirft  ein  Mitgliedstaat  in  einem  Bereich,  der  zuvor  bereits  Gegenstand  von  Harmonisierungs- 
maßnahmen war,  ein  spezielles  Gesundheitsproblem  auf,  so  teilt  er  dies  der  Kommission  mit,  die 
dann  umgehend  prüft,  ob  sie  dem  Rat  entsprechende  Maßnahmen  vorschlägt. 

(9)  In  Abweichung  von  dem  Verfahren  der  Artikel  258  und  259  kann  die  Kommission  oder  ein 
Mitgliedstaat  den  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  unmittelbar  anrufen,  wenn  die  Kommission 
oder  der  Staat  der  Auffassung  ist,  dass  ein  anderer  Mitgliedstaat  die  in  diesem  Artikel  vorgesehenen 
Befugnisse  missbraucht. 

(10)  Die  vorgenannten  Harmonisierungsmaßnahmen  sind  in  geeigneten  Fällen  mit  einer  Schutz- 
klausel verbunden,  welche  die  Mitgliedstaaten  ermächtigt,  aus  einem  oder  mehreren  der  in  Artikel  36 
genannten  nicht  wirtschaftlichen  Gründe  vorläufige  Maßnahmen  zu  treffen,  die  einem  Kontrollver- 
fahren der  Union  unterliegen. 

Artikel  115 
(ex- Artikel  94  EGV) 

Unbeschadet  des  Artikels  114  erlässt  der  Rat  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren 
einstimmig  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Wirtschafts-  und  Sozialaus- 
schusses Richtlinien  für  die  Angleichung  derjenigen  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der  Mit- 
gliedstaaten, die  sich  unmittelbar  auf  die  Errichtung  oder  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts  aus- 
wirken. 

Artikel  116 
(ex-Artikel  96  EGV) 

Stellt  die  Kommission  fest,  dass  vorhandene  Unterschiede  in  den  Rechts-  und  Verwaltungsvorschrif- 
ten der  Mitgliedstaaten  die  Wettbewerbsbedingungen  auf  dem  Binnenmarkt  verfälschen  und  dadurch 
eine  Verzerrung  hervorrufen,  die  zu  beseitigen  ist,  so  tritt  sie  mit  den  betreffenden  Mitgliedstaaten  in 
Beratungen  ein. 
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Führen  diese  Beratungen  nicht  zur  Beseitigung  dieser  Verzerrung,  so  erlassen  das  Europäische  Par- 
lament und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  die  erforderlichen  Richtlinien. 
Es  können  alle  sonstigen  in  den  Verträgen  vorgesehenen  zweckdienlichen  Maßnahmen  erlassen 
werden. 

Artikel  117 
(ex- Artikel  97  EGV) 

(1)  Ist  zu  befürchten,  dass  der  Erlass  oder  die  Änderung  einer  Rechts-  oder  Verwaltungsvorschrift 
eine  Verzerrung  im  Sinne  des  Artikels  116  verursacht,  so  setzt  sich  der  Mitgliedstaat,  der  diese 
Maßnahme  beabsichtigt,  mit  der  Kommission  ins  Benehmen.  Diese  empfiehlt  nach  Beratung  mit 
den  Mitgliedstaaten  den  beteiligten  Staaten  die  zur  Vermeidung  dieser  Verzerrung  geeigneten  Maß- 
nahmen. 


(2)  Kommt  der  Staat,  der  innerstaatliche  Vorschriften  erlassen  oder  ändern  will,  der  an  ihn  ge- 
richteten Empfehlung  der  Kommission  nicht  nach,  so  kann  nicht  gemäß  Artikel  116  verlangt  werden, 
dass  die  anderen  Mitgliedstaaten  ihre  innerstaatlichen  Vorschriften  ändern,  um  die  Verzerrung  zu 
beseitigen.  Verursacht  ein  Mitgliedstaat,  der  die  Empfehlung  der  Kommission  außer  Acht  lässt,  eine 
Verzerrung  lediglich  zu  seinem  eigenen  Nachteil,  so  findet  Artikel  116  keine  Anwendung. 

Artikel  118 

Im  Rahmen  der  Verwirklichung  oder  des  Funktionierens  des  Binnenmarkts  erlassen  das  Europäische 
Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen  zur  Schaffung 
europäischer  Rechtstitel  über  einen  einheitlichen  Schutz  der  Rechte  des  geistigen  Eigentums  in  der 
Union  sowie  zur  Einführung  von  zentralisierten  Zulassungs-,  Koordinierungs-  und  Kontrollregelun- 
gen auf  Unionsebene. 

Der  Rat  legt  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  durch  Verordnungen  die  Sprachen- 
regelungen für  die  europäischen  Rechtstitel  fest.  Der  Rat  beschließt  einstimmig  nach  Anhörung  des 
Europäischen  Parlaments. 

TITEL  VIII 

DIE  WIRTSCHAFTS-  UND  WÄHRUNGSPOLITIK 

Artikel  119 
(ex-Artikel  4  EGV) 

(1)  Die  Tätigkeit  der  Mitgliedstaaten  und  der  Union  im  Sinne  des  Artikels  3  des  Vertrags  über  die 
Europäische  Union  umfasst  nach  Maßgabe  der  Verträge  die  Einführung  einer  Wirtschaftspolitik,  die 
auf  einer  engen  Koordinierung  der  Wirtschaftspolitik  der  Mitgliedstaaten,  dem  Binnenmarkt  und  der 
Festlegung  gemeinsamer  Ziele  beruht  und  dem  Grundsatz  einer  offenen  Marktwirtschaft  mit  freiem 
Wettbewerb  verpflichtet  ist. 
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(2)  Parallel  dazu  umfasst  diese  Tätigkeit  nach  Maßgabe  der  Verträge  und  der  darin  vorgesehenen 
Verfahren  eine  einheitliche  Währung,  den  Euro,  sowie  die  Festlegung  und  Durchführung  einer  ein- 
heitlichen Geld-  sowie  Wechselkurspolitik,  die  beide  vorrangig  das  Ziel  der  Preisstabilität  verfolgen 
und  unbeschadet  dieses  Zieles  die  allgemeine  Wirtschaftspolitik  in  der  Union  unter  Beachtung  des 
Grundsatzes  einer  offenen  Marktwirtschaft  mit  freiem  Wettbewerb  unterstützen  sollen. 

(3)  Diese  Tätigkeit  der  Mitgliedstaaten  und  der  Union  setzt  die  Einhaltung  der  folgenden  richtung- 
weisenden Grundsätze  voraus:  stabile  Preise,  gesunde  öffentliche  Finanzen  und  monetäre  Rahmen- 
bedingungen sowie  eine  tragfähige  Zahlungsbilanz. 

KAPITEL  1 
DIE  WIRTSCHAFTSPOLITIK 

Artikel  120 
(ex- Artikel  98  EGV) 

Die  Mitgliedstaaten  richten  ihre  Wirtschaftspolitik  so  aus,  dass  sie  im  Rahmen  der  in  Artikel  121 
Absatz  2  genannten  Grundzüge  zur  Verwirklichung  der  Ziele  der  Union  im  Sinne  des  Artikels  3  des 
Vertrags  über  die  Europäische  Union  beitragen.  Die  Mitgliedstaaten  und  die  Union  handeln  im 
Einklang  mit  dem  Grundsatz  einer  offenen  Marktwirtschaft  mit  freiem  Wettbewerb,  wodurch  ein 
effizienter  Einsatz  der  Ressourcen  gefördert  wird,  und  halten  sich  dabei  an  die  in  Artikel  119 
genannten  Grundsätze. 

Artikel  121 
(ex- Artikel  99  EGV) 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  betrachten  ihre  Wirtschaftspolitik  als  eine  Angelegenheit  von  gemein- 
samem Interesse  und  koordinieren  sie  im  Rat  nach  Maßgabe  des  Artikels  120. 

(2)  Der  Rat  erstellt  auf  Empfehlung  der  Kommission  einen  Entwurf  für  die  Grundzüge  der  Wirt- 
schaftspolitik der  Mitgliedstaaten  und  der  Union  und  erstattet  dem  Europäischen  Rat  hierüber  Bericht. 

Der  Europäische  Rat  erörtert  auf  der  Grundlage  dieses  Berichtes  des  Rates  eine  Schlussfolgerung  zu 
den  Grundzügen  der  Wirtschaftspolitik  der  Mitgliedstaaten  und  der  Union. 

Auf  der  Grundlage  dieser  Schlussfolgerung  verabschiedet  der  Rat  eine  Empfehlung,  in  der  diese 
Grundzüge  dargelegt  werden.  Der  Rat  unterrichtet  das  Europäische  Parlament  über  seine  Empfehlung. 

(3)  Um  eine  engere  Koordinierung  der  Wirtschaftspolitik  und  eine  dauerhafte  Konvergenz  der 
Wirtschaftsleistungen  der  Mitgliedstaaten  zu  gewährleisten,  überwacht  der  Rat  anhand  von  Berichten 
der  Kommission  die  wirtschaftliche  Entwicklung  in  jedem  Mitgliedstaat  und  in  der  Union  sowie  die 
Vereinbarkeit  der  Wirtschaftspolitik  mit  den  in  Absatz  2  genannten  Grundzügen  und  nimmt  in 
regelmäßigen  Abständen  eine  Gesamtbewertung  vor. 
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Zum  Zwecke  dieser  multilateralen  Überwachung  übermitteln  die  Mitgliedstaaten  der  Kommission 
Angaben  zu  wichtigen  einzelstaatlichen  Maßnahmen  auf  dem  Gebiet  ihrer  Wirtschaftspolitik  sowie 
weitere  von  ihnen  für  erforderlich  erachtete  Angaben. 


(4)  Wird  im  Rahmen  des  Verfahrens  nach  Absatz  3  festgestellt,  dass  die  Wirtschaftspolitik  eines 
Mitgliedstaats  nicht  mit  den  in  Absatz  2  genannten  Grundzügen  vereinbar  ist  oder  das  ordnungs- 
gemäße Funktionieren  der  Wirtschafts-  und  Währungsunion  zu  gefährden  droht,  so  kann  die  Kom- 
mission eine  Verwarnung  an  den  betreffenden  Mitgliedstaat  richten.  Der  Rat  kann  auf  Empfehlung 
der  Kommission  die  erforderlichen  Empfehlungen  an  den  betreffenden  Mitgliedstaat  richten.  Der  Rat 
kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  beschließen,  seine  Empfehlungen  zu  veröffentlichen. 


Der  Rat  beschließt  im  Rahmen  dieses  Absatzes  ohne  Berücksichtigung  der  Stimme  des  den  betref- 
fenden Mitgliedstaat  vertretenden  Mitglieds  des  Rates. 


Die  qualifizierte  Mehrheit  der  übrigen  Mitglieder  des  Rates  bestimmt  sich  nach  Artikel  238  Absatz  3 
Buchstabe  a. 


(5)  Der  Präsident  des  Rates  und  die  Kommission  erstatten  dem  Europäischen  Parlament  über  die 
Ergebnisse  der  multilateralen  Überwachung  Bericht.  Der  Präsident  des  Rates  kann  ersucht  werden,  vor 
dem  zuständigen  Ausschuss  des  Europäischen  Parlaments  zu  erscheinen,  wenn  der  Rat  seine  Emp- 
fehlungen veröffentlicht  hat. 


(6)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren durch  Verordnungen  die  Einzelheiten  des  Verfahrens  der  multilateralen  Überwachung  im 
Sinne  der  Absätze  3  und  4  festlegen. 


Artikel  122 

(ex- Artikel  100  EGV) 

(1)  Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  unbeschadet  der  sonstigen  in  den  Verträgen 
vorgesehenen  Verfahren  im  Geiste  der  Solidarität  zwischen  den  Mitgliedstaaten  über  die  der  Wirt- 
schaftslage angemessenen  Maßnahmen  beschließen,  insbesondere  falls  gravierende  Schwierigkeiten  in 
der  Versorgung  mit  bestimmten  Waren,  vor  allem  im  Energiebereich,  auftreten. 


(2)  Ist  ein  Mitgliedstaat  aufgrund  von  Naturkatastrophen  oder  außergewöhnlichen  Ereignissen,  die 
sich  seiner  Kontrolle  entziehen,  von  Schwierigkeiten  betroffen  oder  von  gravierenden  Schwierigkeiten 
ernstlich  bedroht,  so  kann  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  beschließen,  dem  betreffenden 
Mitgliedstaat  unter  bestimmten  Bedingungen  einen  finanziellen  Beistand  der  Union  zu  gewähren.  Der 
Präsident  des  Rates  unterrichtet  das  Europäische  Parlament  über  den  Beschluss. 
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Artikel  123 
(ex-Artikel  101  EGV) 

(1)  Überziehungs-  oder  andere  Kreditfazilitäten  bei  der  Europäischen  Zentralbank  oder  den  Zen- 
tralbanken der  Mitgliedstaaten  (im  Folgenden  als  „nationale  Zentralbanken"  bezeichnet)  für  Organe, 
Einrichtungen  oder  sonstige  Stellen  der  Union,  Zentralregierungen,  regionale  oder  lokale  Gebiets- 
körperschaften oder  andere  öffentlich-rechtliche  Körperschaften,  sonstige  Einrichtungen  des  öffent- 
lichen Rechts  oder  öffentliche  Unternehmen  der  Mitgliedstaaten  sind  ebenso  verboten  wie  der  un- 
mittelbare Erwerb  von  Schuldtiteln  von  diesen  durch  die  Europäische  Zentralbank  oder  die  nationa- 
len Zentralbanken. 

(2)  Die  Bestimmungen  des  Absatzes  1  gelten  nicht  für  Kreditinstitute  in  öffentlichem  Eigentum; 
diese  werden  von  der  jeweiligen  nationalen  Zentralbank  und  der  Europäischen  Zentralbank,  was  die 
Bereitstellung  von  Zentralbankgeld  betrifft,  wie  private  Kreditinstitute  behandelt. 

Artikel  124 
(ex- Artikel  102  EGV) 

Maßnahmen,  die  nicht  aus  aufsichtsrechtlichen  Gründen  getroffen  werden  und  einen  bevorrechtigten 
Zugang  der  Organe,  Einrichtungen  oder  sonstigen  Stellen  der  Union,  der  Zentralregierungen,  der 
regionalen  oder  lokalen  Gebietskörperschaften  oder  anderen  öffentlich-rechtlichen  Körperschaften, 
sonstiger  Einrichtungen  des  öffentlichen  Rechts  oder  öffentlicher  Unternehmen  der  Mitgliedstaaten 
zu  den  Finanzinstituten  schaffen,  sind  verboten. 

Artikel  125 
(ex-Artikel  103  EGV) 

(1)  Die  Union  haftet  nicht  für  die  Verbindlichkeiten  der  Zentralregierungen,  der  regionalen  oder 
lokalen  Gebietskörperschaften  oder  anderen  öffentlich-rechtlichen  Körperschaften,  sonstiger  Einrich- 
tungen des  öffentlichen  Rechts  oder  öffentlicher  Unternehmen  von  Mitgliedstaaten  und  tritt  nicht  für 
derartige  Verbindlichkeiten  ein;  dies  gilt  unbeschadet  der  gegenseitigen  finanziellen  Garantien  für  die 
gemeinsame  Durchführung  eines  bestimmten  Vorhabens.  Ein  Mitgliedstaat  haftet  nicht  für  die  Ver- 
bindlichkeiten der  Zentralregierungen,  der  regionalen  oder  lokalen  Gebietskörperschaften  oder  ande- 
ren öffentlich-rechtlichen  Körperschaften,  sonstiger  Einrichtungen  des  öffentlichen  Rechts  oder  öffent- 
licher Unternehmen  eines  anderen  Mitgliedstaats  und  tritt  nicht  für  derartige  Verbindlichkeiten  ein; 
dies  gilt  unbeschadet  der  gegenseitigen  finanziellen  Garantien  für  die  gemeinsame  Durchführung 
eines  bestimmten  Vorhabens. 

(2)  Der  Rat  kann  erforderlichenfalls  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des 
Europäischen  Parlaments  die  Definitionen  für  die  Anwendung  der  in  den  Artikeln  123  und  124 
sowie  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Verbote  näher  bestimmen. 

Artikel  126 
(ex-Artikel  104  EGV) 

(1)      Die  Mitgliedstaaten  vermeiden  übermäßige  öffentliche  Defizite. 
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(2)  Die  Kommission  überwacht  die  Entwicklung  der  Haushaltslage  und  der  Höhe  des  öffentlichen 
Schuldenstands  in  den  Mitgliedstaaten  im  Hinblick  auf  die  Feststellung  schwerwiegender  Fehler.  Ins- 
besondere prüft  sie  die  Einhaltung  der  Haushaltsdisziplin  anhand  von  zwei  Kriterien,  nämlich  daran, 

a)  ob  das  Verhältnis  des  geplanten  oder  tatsächlichen  öffentlichen  Defizits  zum  Bruttoinlandsprodukt 
einen  bestimmten  Referenzwert  überschreitet,  es  sei  denn,  dass 

—  entweder  das  Verhältnis  erheblich  und  laufend  zurückgegangen  ist  und  einen  Wert  in  der 
Nähe  des  Referenzwerts  erreicht  hat 

—  oder  der  Referenzwert  nur  ausnahmsweise  und  vorübergehend  überschritten  wird  und  das 
Verhältnis  in  der  Nähe  des  Referenzwerts  bleibt, 

b)  ob  das  Verhältnis  des  öffentlichen  Schuldenstands  zum  Bruttoinlandsprodukt  einen  bestimmten 
Referenzwert  überschreitet,  es  sei  denn,  dass  das  Verhältnis  hinreichend  rückläufig  ist  und  sich 
rasch  genug  dem  Referenzwert  nähert. 

Die  Referenzwerte  werden  in  einem  den  Verträgen  beigefügten  Protokoll  über  das  Verfahren  bei 
einem  übermäßigen  Defizit  im  Einzelnen  festgelegt. 

(3)  Erfüllt  ein  Mitgliedstaat  keines  oder  nur  eines  dieser  Kriterien,  so  erstellt  die  Kommission  einen 
Bericht.  In  diesem  Bericht  wird  berücksichtigt,  ob  das  öffentliche  Defizit  die  öffentlichen  Ausgaben 
für  Investitionen  übertrifft;  berücksichtigt  werden  ferner  alle  sonstigen  einschlägigen  Faktoren,  ein- 
schließlich der  mittelfristigen  Wirtschafts-  und  Haushaltslage  des  Mitgliedstaats. 

Die  Kommission  kann  ferner  einen  Bericht  erstellen,  wenn  sie  ungeachtet  der  Erfüllung  der  Kriterien 
der  Auffassung  ist,  dass  in  einem  Mitgliedstaat  die  Gefahr  eines  übermäßigen  Defizits  besteht. 

(4)  Der  Wirtschafts-  und  Finanzausschuss  gibt  eine  Stellungnahme  zu  dem  Bericht  der  Kommis- 
sion ab. 

(5)  Ist  die  Kommission  der  Auffassung,  dass  in  einem  Mitgliedstaat  ein  übermäßiges  Defizit  besteht 
oder  sich  ergeben  könnte,  so  legt  sie  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  eine  Stellungnahme  vor  und 
unterrichtet  den  Rat. 

(6)  Der  Rat  beschließt  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  unter  Berücksichtigung  der  Bemerkun- 
gen, die  der  betreffende  Mitgliedstaat  gegebenenfalls  abzugeben  wünscht,  nach  Prüfung  der  Gesamt- 
lage, ob  ein  übermäßiges  Defizit  besteht. 

(7)  Stellt  der  Rat  nach  Absatz  6  ein  übermäßiges  Defizit  fest,  so  richtet  er  auf  Empfehlung  der 
Kommission  unverzüglich  Empfehlungen  an  den  betreffenden  Mitgliedstaat  mit  dem  Ziel,  dieser  Lage 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  abzuhelfen.  Vorbehaltlich  des  Absatzes  8  werden  diese  Empfeh- 
lungen nicht  veröffentlicht. 

(8)  Stellt  der  Rat  fest,  dass  seine  Empfehlungen  innerhalb  der  gesetzten  Frist  keine  wirksamen 
Maßnahmen  ausgelöst  haben,  so  kann  er  seine  Empfehlungen  veröffentlichen. 
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(9)  Falls  ein  Mitgliedstaat  den  Empfehlungen  des  Rates  weiterhin  nicht  Folge  leistet,  kann  der  Rat 
beschließen,  den  Mitgliedstaat  mit  der  Maßgabe  in  Verzug  zu  setzen,  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
Maßnahmen  für  den  nach  Auffassung  des  Rates  zur  Sanierung  erforderlichen  Defizitabbau  zu  treffen. 

Der  Rat  kann  in  diesem  Fall  den  betreffenden  Mitgliedstaat  ersuchen,  nach  einem  konkreten  Zeitplan 
Berichte  vorzulegen,  um  die  Anpassungsbemühungen  des  Mitgliedstaats  überprüfen  zu  können. 

(10)  Das  Recht  auf  Klageerhebung  nach  den  Artikeln  258  und  259  kann  im  Rahmen  der  Absätze 
1  bis  9  dieses  Artikels  nicht  ausgeübt  werden. 

(11)  Solange  ein  Mitgliedstaat  einen  Beschluss  nach  Absatz  9  nicht  befolgt,  kann  der  Rat  be- 
schließen, eine  oder  mehrere  der  nachstehenden  Maßnahmen  anzuwenden  oder  gegebenenfalls  zu 
verschärfen,  nämlich 

—  von  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  verlangen,  vor  der  Emission  von  Schuldverschreibungen  und 
sonstigen  Wertpapieren  vom  Rat  näher  zu  bezeichnende  zusätzliche  Angaben  zu  veröffentlichen, 

—  die  Europäische  Investitionsbank  ersuchen,  ihre  Darlehenspolitik  gegenüber  dem  Mitgliedstaat  zu 
überprüfen, 

—  von  dem  Mitgliedstaat  verlangen,  eine  unverzinsliche  Einlage  in  angemessener  Höhe  bei  der 
Union  zu  hinterlegen,  bis  das  übermäßige  Defizit  nach  Ansicht  des  Rates  korrigiert  worden  ist, 

—  Geldbußen  in  angemessener  Höhe  verhängen. 

Der  Präsident  des  Rates  unterrichtet  das  Europäische  Parlament  von  den  Beschlüssen. 

(1 2)  Der  Rat  hebt  einige  oder  sämtliche  Beschlüsse  oder  Empfehlungen  nach  den  Absätzen  6  bis  9 
und  1 1  so  weit  auf,  wie  das  übermäßige  Defizit  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  nach  Ansicht  des 
Rates  korrigiert  worden  ist.  Hat  der  Rat  zuvor  Empfehlungen  veröffentlicht,  so  stellt  er,  sobald  der 
Beschluss  nach  Absatz  8  aufgehoben  worden  ist,  in  einer  öffentlichen  Erklärung  fest,  dass  in  dem 
betreffenden  Mitgliedstaat  kein  übermäßiges  Defizit  mehr  besteht. 

(13)  Die  Beschlussfassung  und  die  Empfehlungen  des  Rates  nach  den  Absätzen  8,  9,  11  und  12 
erfolgen  auf  Empfehlung  der  Kommission. 

Erlässt  der  Rat  Maßnahmen  nach  den  Absätzen  6  bis  9  sowie  den  Absätzen  11  und  12,  so  beschließt 
er  ohne  Berücksichtigung  der  Stimme  des  den  betreffenden  Mitgliedstaat  vertretenden  Mitglieds  des 
Rates. 

Die  qualifizierte  Mehrheit  der  übrigen  Mitglieder  des  Rates  bestimmt  sich  nach  Artikel  238  Absatz  3 
Buchstabe  a. 

(14)  Weitere  Bestimmungen  über  die  Durchführung  des  in  diesem  Artikel  beschriebenen  Ver- 
fahrens sind  in  dem  den  Verträgen  beigefügten  Protokoll  über  das  Verfahren  bei  einem  übermäßigen 
Defizit  enthalten. 
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Der  Rat  verabschiedet  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  einstimmig  und  nach  An- 
hörung des  Europäischen  Parlaments  sowie  der  Europäischen  Zentralbank  die  geeigneten  Bestimmun- 
gen, die  sodann  das  genannte  Protokoll  ablösen. 

Der  Rat  beschließt  vorbehaltlich  der  sonstigen  Bestimmungen  dieses  Absatzes  auf  Vorschlag  der 
Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  nähere  Einzelheiten  und  Begriffs- 
bestimmungen für  die  Durchführung  des  genannten  Protokolls. 

KAPITEL  2 
DIE  WÄHRUNGSPOLITIK 

Artikel  127 
(ex- Artikel  105  EGV) 

(1)  Das  vorrangige  Ziel  des  Europäischen  Systems  der  Zentralbanken  (im  Folgenden  „ESZB")  ist  es, 
die  Preisstabilität  zu  gewährleisten.  Soweit  dies  ohne  Beeinträchtigung  des  Zieles  der  Preisstabilität 
möglich  ist,  unterstützt  das  ESZB  die  allgemeine  Wirtschaftspolitik  in  der  Union,  um  zur  Verwirk- 
lichung der  in  Artikel  3  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  festgelegten  Ziele  der  Union 
beizutragen.  Das  ESZB  handelt  im  Einklang  mit  dem  Grundsatz  einer  offenen  Marktwirtschaft  mit 
freiem  Wettbewerb,  wodurch  ein  effizienter  Einsatz  der  Ressourcen  gefördert  wird,  und  hält  sich 
dabei  an  die  in  Artikel  119  genannten  Grundsätze. 

(2)  Die  grundlegenden  Aufgaben  des  ESZB  bestehen  darin, 

—  die  Geldpolitik  der  Union  festzulegen  und  auszuführen, 

—  Devisengeschäfte  im  Einklang  mit  Artikel  219  durchzuführen, 

—  die  offiziellen  Währungsreserven  der  Mitgliedstaaten  zu  halten  und  zu  verwalten, 

—  das  reibungslose  Funktionieren  der  Zahlungssysteme  zu  fördern. 

(3)  Absatz  2  dritter  Gedankenstrich  berührt  nicht  die  Haltung  und  Verwaltung  von  Arbeitsgutha- 
ben in  Fremdwährungen  durch  die  Regierungen  der  Mitgliedstaaten. 

(4)  Die  Europäische  Zentralbank  wird  gehört 

—  zu  allen  Vorschlägen  für  Rechtsakte  der  Union  im  Zuständigkeitsbereich  der  Europäischen  Zen- 
tralbank, 

—  von  den  nationalen  Behörden  zu  allen  Entwürfen  für  Rechtsvorschriften  im  Zuständigkeitsbereich 
der  Europäischen  Zentralbank,  und  zwar  innerhalb  der  Grenzen  und  unter  den  Bedingungen,  die 
der  Rat  nach  dem  Verfahren  des  Artikels  129  Absatz  4  festlegt. 

Die  Europäische  Zentralbank  kann  gegenüber  den  zuständigen  Organen,  Einrichtungen  oder  sons- 
tigen Stellen  der  Union  und  gegenüber  den  nationalen  Behörden  Stellungnahmen  zu  in  ihren  Zu- 
ständigkeitsbereich fallenden  Fragen  abgeben. 
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(5)  Das  ESZB  trägt  zur  reibungslosen  Durchführung  der  von  den  zuständigen  Behörden  auf  dem 
Gebiet  der  Aufsicht  über  die  Kreditinstitute  und  der  Stabilität  des  Finanzsystems  ergriffenen  Maß- 
nahmen bei. 

(6)  Der  Rat  kann  einstimmig  durch  Verordnungen  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsver- 
fahren und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  und  der  Europäischen  Zentralbank  beson- 
dere Aufgaben  im  Zusammenhang  mit  der  Aufsicht  über  Kreditinstitute  und  sonstige  Finanzinstitute 
mit  Ausnahme  von  Versicherungsunternehmen  der  Europäischen  Zentralbank  übertragen. 

Artikel  128 
(ex-Artikel  106  EGV) 

(1)  Die  Europäische  Zentralbank  hat  das  ausschließliche  Recht,  die  Ausgabe  von  Euro-Banknoten 
innerhalb  der  Union  zu  genehmigen.  Die  Europäische  Zentralbank  und  die  nationalen  Zentralbanken 
sind  zur  Ausgabe  dieser  Banknoten  berechtigt.  Die  von  der  Europäischen  Zentralbank  und  den 
nationalen  Zentralbanken  ausgegebenen  Banknoten  sind  die  einzigen  Banknoten,  die  in  der  Union 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  gelten. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  haben  das  Recht  zur  Ausgabe  von  Euro-Münzen,  wobei  der  Umfang  dieser 
Ausgabe  der  Genehmigung  durch  die  Europäische  Zentralbank  bedarf.  Der  Rat  kann  auf  Vorschlag 
der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  und  der  Europäischen  Zentral- 
bank Maßnahmen  erlassen,  um  die  Stückelung  und  die  technischen  Merkmale  aller  für  den  Umlauf 
bestimmten  Münzen  so  weit  zu  harmonisieren,  wie  dies  für  deren  reibungslosen  Umlauf  innerhalb 
der  Union  erforderlich  ist. 

Artikel  129 
(ex-Artikel  107  EGV) 

(1)  Das  ESZB  wird  von  den  Beschlussorganen  der  Europäischen  Zentralbank,  nämlich  dem  Rat  der 
Europäischen  Zentralbank  und  dem  Direktorium,  geleitet. 

(2)  Die  Satzung  des  Europäischen  Systems  der  Zentralbanken  und  der  Europäischen  Zentralbank 
(im  Folgenden  „Satzung  des  ESZB  und  der  EZB")  ist  in  einem  den  Verträgen  beigefügten  Protokoll 
festgelegt. 

(3)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  die  Artikel  5.1,  5.2,  5.3,  17,  18,  19.1,  22,  23, 
24,  26,  32.2,  32.3,  32.4,  32.6,  33.1  Buchstabe  a  und  36  der  Satzung  des  ESZB  und  der  EZB  gemäß 
dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  ändern.  Sie  beschließen  entweder  auf  Empfehlung  der 
Europäischen  Zentralbank  nach  Anhörung  der  Kommission  oder  auf  Empfehlung  der  Kommission 
nach  Anhörung  der  Europäischen  Zentralbank. 

(4)  Der  Rat  erlässt  entweder  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäischen 
Parlaments  und  der  Europäischen  Zentralbank  oder  auf  Empfehlung  der  Europäischen  Zentralbank 
und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  und  der  Kommission  die  in  den  Artikeln  4,  5.4, 
19.2,  20,  28.1,  29.2,  30.4  und  34.3  der  Satzung  des  ESZB  und  der  EZB  genannten  Bestimmungen. 
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Artikel  130 
(ex-Artikel  108  EGV) 

Bei  der  Wahrnehmung  der  ihnen  durch  die  Verträge  und  die  Satzung  des  ESZB  und  der  EZB 
übertragenen  Befugnisse,  Aufgaben  und  Pflichten  darf  weder  die  Europäische  Zentralbank  noch 
eine  nationale  Zentralbank  noch  ein  Mitglied  ihrer  Beschlussorgane  Weisungen  von  Organen,  Ein- 
richtungen oder  sonstigen  Stellen  der  Union,  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  oder  anderen  Stellen 
einholen  oder  entgegennehmen.  Die  Organe,  Einrichtungen  oder  sonstigen  Stellen  der  Union  sowie 
die  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  verpflichten  sich,  diesen  Grundsatz  zu  beachten  und  nicht  zu 
versuchen,  die  Mitglieder  der  Beschlussorgane  der  Europäischen  Zentralbank  oder  der  nationalen 
Zentralbanken  bei  der  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  zu  beeinflussen. 

Artikel  131 
(ex- Artikel  109  EGV) 

Jeder  Mitgliedstaat  stellt  sicher,  dass  seine  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  einschließlich  der  Sat- 
zung seiner  nationalen  Zentralbank  mit  den  Verträgen  sowie  mit  der  Satzung  des  ESZB  und  der  EZB 
im  Einklang  stehen. 

Artikel  132 
(ex-Artikel  110  EGV) 

(1)  Zur  Erfüllung  der  dem  ESZB  übertragenen  Aufgaben  werden  von  der  Europäischen  Zentral- 
bank gemäß  den  Verträgen  und  unter  den  in  der  Satzung  des  ESZB  und  der  EZB  vorgesehenen 
Bedingungen 

—  Verordnungen  erlassen,  insoweit  dies  für  die  Erfüllung  der  in  Artikel  3.1  erster  Gedankenstrich, 
Artikel  19.1,  Artikel  22  oder  Artikel  25.2  der  Satzung  des  ESZB  und  der  EZB  festgelegten 
Aufgaben  erforderlich  ist;  sie  erlässt  Verordnungen  ferner  in  den  Fällen,  die  in  den  Rechtsakten 
des  Rates  nach  Artikel  129  Absatz  4  vorgesehen  werden, 

—  Beschlüsse  erlassen,  die  zur  Erfüllung  der  dem  ESZB  nach  den  Verträgen  und  der  Satzung  des 
ESZB  und  der  EZB  übertragenen  Aufgaben  erforderlich  sind, 

—  Empfehlungen  und  Stellungnahmen  abgegeben. 

(2)  Die  Europäische  Zentralbank  kann  die  Veröffentlichung  ihrer  Beschlüsse,  Empfehlungen  und 
Stellungnahmen  beschließen. 

(3)  Innerhalb  der  Grenzen  und  unter  den  Bedingungen,  die  der  Rat  nach  dem  Verfahren  des 
Artikels  129  Absatz  4  festlegt,  ist  die  Europäische  Zentralbank  befugt,  Unternehmen  bei  Nichtein- 
haltung der  Verpflichtungen,  die  sich  aus  ihren  Verordnungen  und  Beschlüssen  ergeben,  mit  Geld- 
bußen oder  in  regelmäßigen  Abständen  zu  zahlenden  Zwangsgeldern  zu  belegen. 
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Artikel  133 


Unbeschadet  der  Befugnisse  der  Europäischen  Zentralbank  erlassen  das  Europäische  Parlament  und 
der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  die  Maßnahmen,  die  für  die  Verwendung 
des  Euro  als  einheitliche  Währung  erforderlich  sind.  Diese  Maßnahmen  werden  nach  Anhörung  der 
Europäischen  Zentralbank  erlassen. 

KAPITEL  3 

INSTITUTIONELLE  BESTIMMUNGEN 

Artikel  134 
(ex-Artikel  114  EGV) 

(1)  Um  die  Koordinierung  der  Politiken  der  Mitgliedstaaten  in  dem  für  das  Funktionieren  des 
Binnenmarkts  erforderlichen  Umfang  zu  fördern,  wird  ein  Wirtschafts-  und  Finanzausschuss  einge- 
setzt. 

(2)  Der  Wirtschafts-  und  Finanzausschuss  hat  die  Aufgabe, 

—  auf  Ersuchen  des  Rates  oder  der  Kommission  oder  von  sich  aus  Stellungnahmen  an  diese  Organe 
abzugeben; 

—  die  Wirtschafts-  und  Finanzlage  der  Mitgliedstaaten  und  der  Union  zu  beobachten  und  dem  Rat 
und  der  Kommission  regelmäßig  darüber  Bericht  zu  erstatten,  insbesondere  über  die  finanziellen 
Beziehungen  zu  dritten  Ländern  und  internationalen  Einrichtungen; 

—  unbeschadet  des  Artikels  240  an  der  Vorbereitung  der  in  Artikel  66,  Artikel  75,  Artikel  121 
Absätze  2,  3,  4  und  6,  Artikel  122,  Artikel  124,  Artikel  125,  Artikel  126,  Artikel  127  Absatz  6, 
Artikel  128  Absatz  2,  Artikel  129  Absätze  3  und  4,  Artikel  138,  Artikel  140  Absätze  2  und  3, 
Artikel  143,  Artikel  144  Absätze  2  und  3  und  Artikel  219  genannten  Arbeiten  des  Rates 
mitzuwirken  und  die  sonstigen  ihm  vom  Rat  übertragenen  Beratungsaufgaben  und  vorbereiten- 
den Arbeiten  auszuführen; 

—  mindestens  einmal  jährlich  die  Lage  hinsichtlich  des  Kapitalverkehrs  und  der  Freiheit  des  Zah- 
lungsverkehrs, wie  sie  sich  aus  der  Anwendung  der  Verträge  und  der  Maßnahmen  des  Rates 
ergeben,  zu  prüfen;  die  Prüfung  erstreckt  sich  auf  alle  Maßnahmen  im  Zusammenhang  mit  dem 
Kapital-  und  Zahlungsverkehr;  der  Ausschuss  erstattet  der  Kommission  und  dem  Rat  Bericht  über 
das  Ergebnis  dieser  Prüfung. 

Jeder  Mitgliedstaat  sowie  die  Kommission  und  die  Europäische  Zentralbank  ernennen  jeweils  höchs- 
tens zwei  Mitglieder  des  Ausschusses. 
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(3)  Der  Rat  legt  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  der  Europäischen  Zentralbank 
und  des  in  diesem  Artikel  genannten  Ausschusses  im  Einzelnen  fest,  wie  sich  der  Wirtschafts-  und 
Finanzausschuss  zusammensetzt.  Der  Präsident  des  Rates  unterrichtet  das  Europäische  Parlament  über 
diesen  Beschluss. 


(4)  Sofern  und  solange  es  Mitgliedstaaten  gibt,  für  die  eine  Ausnahmeregelung  nach  Artikel  139 
gilt,  hat  der  Ausschuss  zusätzlich  zu  den  in  Absatz  2  beschriebenen  Aufgaben  die  Währungs-  und 
Finanzlage  sowie  den  allgemeinen  Zahlungsverkehr  der  betreffenden  Mitgliedstaaten  zu  beobachten 
und  dem  Rat  und  der  Kommission  regelmäßig  darüber  Bericht  zu  erstatten. 

Artikel  135 
(ex- Artikel  115  EGV) 

Bei  Fragen,  die  in  den  Geltungsbereich  von  Artikel  121  Absatz  4,  Artikel  126  mit  Ausnahme  von 
Absatz  14,  Artikel  138,  Artikel  140  Absatz  1,  Artikel  140  Absatz  2  Unterabsatz  1,  Artikel  140 
Absatz  3  und  Artikel  219  fallen,  kann  der  Rat  oder  ein  Mitgliedstaat  die  Kommission  ersuchen,  je 
nach  Zweckmäßigkeit  eine  Empfehlung  oder  einen  Vorschlag  zu  unterbreiten.  Die  Kommission  prüft 
dieses  Ersuchen  und  unterbreitet  dem  Rat  umgehend  ihre  Schlussfolgerungen. 

KAPITEL  4 

BESONDERE  BESTIMMUNGEN  FÜR  DIE  MITGLIEDSTAATEN,  DEREN 

WÄHRUNG  DER  EURO  IST 

Artikel  136 

(1)  Im  Hinblick  auf  das  reibungslose  Funktionieren  der  Wirtschafts-  und  Währungsunion  erlässt 
der  Rat  für  die  Mitgliedstaaten,  deren  Währung  der  Euro  ist,  Maßnahmen  nach  den  einschlägigen 
Bestimmungen  der  Verträge  und  dem  entsprechenden  Verfahren  unter  den  in  den  Artikeln  121  und 
126  genannten  Verfahren,  mit  Ausnahme  des  in  Artikel  126  Absatz  14  genannten  Verfahrens,  um 

a)  die  Koordinierung  und  Überwachung  ihrer  Haushaltsdisziplin  zu  verstärken, 

b)  für  diese  Staaten  Grundzüge  der  Wirtschaftspolitik  auszuarbeiten,  wobei  darauf  zu  achten  ist,  dass 
diese  mit  den  für  die  gesamte  Union  angenommenen  Grundzügen  der  Wirtschaftspolitik  vereinbar 
sind,  und  ihre  Einhaltung  zu  überwachen. 

(2)  Bei  den  in  Absatz  1  genannten  Maßnahmen  sind  nur  die  Mitglieder  des  Rates  stimmberechtigt, 
die  die  Mitgliedstaaten  vertreten,  deren  Währung  der  Euro  ist. 

Die  qualifizierte  Mehrheit  dieser  Mitglieder  bestimmt  sich  nach  Artikel  238  Absatz  3  Buchstabe  a. 
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Artikel  137 


Die  Einzelheiten  für  die  Tagungen  der  Minister  der  Mitgliedstaaten,  deren  Währung  der  Euro  ist,  sind 
in  dem  Protokoll  betreffend  die  Euro-Gruppe  festgelegt. 

Artikel  138 
(ex-Artikel  111  Absatz  4  EGV) 

(1)  Zur  Gewährleistung  der  Stellung  des  Euro  im  internationalen  Währungssystem  erlässt  der  Rat 
auf  Vorschlag  der  Kommission  einen  Beschluss  zur  Festlegung  der  innerhalb  der  zuständigen  interna- 
tionalen Einrichtungen  und  Konferenzen  im  Finanzbereich  einzunehmenden  gemeinsamen  Stand- 
punkte zu  den  Fragen,  die  von  besonderer  Bedeutung  für  die  Wirtschafts-  und  Währungsunion  sind. 
Der  Rat  beschließt  nach  Anhörung  der  Europäischen  Zentralbank. 

(2)  Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  geeignete  Maßnahmen  mit  dem  Ziel  erlassen, 
eine  einheitliche  Vertretung  bei  den  internationalen  Einrichtungen  und  Konferenzen  im  Finanzbereich 
sicherzustellen.  Der  Rat  beschließt  nach  Anhörung  der  Europäischen  Zentralbank. 

(3)  Bei  den  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Maßnahmen  sind  nur  die  Mitglieder  des  Rates 
stimmberechtigt,  die  die  Mitgliedstaaten  vertreten,  deren  Währung  der  Euro  ist. 

Die  qualifizierte  Mehrheit  dieser  Mitglieder  bestimmt  sich  nach  Artikel  238  Absatz  3  Buchstabe  a. 

KAPITEL  5 
ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

Artikel  139 

(1)  Die  Mitgliedstaaten,  für  die  der  Rat  nicht  beschlossen  hat,  dass  sie  die  erforderlichen  Voraus- 
setzungen für  die  Einführung  des  Euro  erfüllen,  werden  im  Folgenden  als  „Mitgliedstaaten,  für  die 
eine  Ausnahmeregelung  gilt"  oder  „Mitgliedstaaten  mit  Ausnahmeregelung"  bezeichnet. 

(2)  Auf  die  Mitgliedstaaten,  für  die  eine  Ausnahmeregelung  gilt,  finden  die  im  Folgenden  auf- 
geführten Bestimmungen  der  Verträge  keine  Anwendung: 

a)  Annahme  der  das  Euro-Währungsgebiet  generell  betreffenden  Teile  der  Grundzüge  der  Wirt- 
schaftspolitik (Artikel  121  Absatz  2); 

b)  Zwangsmittel  zum  Abbau  eines  übermäßigen  Defizits  (Artikel  126  Absätze  9  und  11); 

c)  Ziele  und  Aufgaben  des  ESZB  (Artikel  127  Absätze  1,  2,  3  und  5); 

d)  Ausgabe  des  Euro  (Artikel  128); 

e)  Rechtsakte  der  Europäischen  Zentralbank  (Artikel  132); 
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f)  Maßnahmen  bezüglich  der  Verwendung  des  Euro  (Artikel  133); 

g)  Währungsvereinbarungen  und  andere  Maßnahmen  bezüglich  der  Wechselkurspolitik  (Arti- 
kel 219); 

h)  Ernennung  der  Mitglieder  des  Direktoriums  der  Europäischen  Zentralbank  (Artikel  283  Absatz  2); 

i)  Beschlüsse  zur  Festlegung  der  innerhalb  der  zuständigen  internationalen  Einrichtungen  und  Kon- 
ferenzen im  Finanzbereich  einzunehmenden  gemeinsamen  Standpunkte  zu  den  Fragen,  die  von 
besonderer  Bedeutung  für  die  Wirtschafts-  und  Währungsunion  sind  (Artikel  138  Absatz  1); 

j)  Maßnahmen  zur  Sicherstellung  einer  einheitlichen  Vertretung  bei  den  internationalen  Einrichtun- 
gen und  Konferenzen  im  Finanzbereich  (Artikel  138  Absatz  2). 

Somit  sind  „Mitgliedstaaten"  im  Sinne  der  in  den  Buchstaben  a  bis  j  genannten  Artikel  die  Mitglied- 
staaten, deren  Währung  der  Euro  ist. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten,  für  die  eine  Ausnahmeregelung  gilt,  und  deren  nationale  Zentralbanken 
sind  nach  Kapitel  IX  der  Satzung  des  ESZB  und  der  EZB  von  den  Rechten  und  Pflichten  im  Rahmen 
des  ESZB  ausgeschlossen. 

(4)  Das  Stimmrecht  der  Mitglieder  des  Rates,  die  Mitgliedstaaten  mit  Ausnahmeregelung  vertreten, 
ruht  beim  Erlass  von  Maßnahmen  nach  den  in  Absatz  2  genannten  Artikeln  durch  den  Rat  sowie  bei 

a)  Empfehlungen  an  die  Mitgliedstaaten,  deren  Währung  der  Euro  ist,  im  Rahmen  der  multilateralen 
Überwachung,  einschließlich  Empfehlungen  zu  den  Stabilitätsprogrammen  und  Verwarnungen 
(Artikel  121  Absatz  4); 

b)  Maßnahmen  bei  übermäßigem  Defizit  von  Mitgliedstaaten,  deren  Währung  der  Euro  ist  (Arti- 
kel 126  Absätze  6,  7,  8,  12  und  13). 

Die  qualifizierte  Mehrheit  der  übrigen  Mitglieder  des  Rates  bestimmt  sich  nach  Artikel  238  Absatz  3 
Buchstabe  a. 

Artikel  140 

(ex-Artikel  121  Absatz  1,  ex-Artikel  122  Absatz  2  Satz  2  und  ex- Artikel  123  Absatz  5  EGV)) 

(1)  Mindestens  einmal  alle  zwei  Jahre  oder  auf  Antrag  eines  Mitgliedstaats,  für  den  eine  Aus- 
nahmeregelung gilt,  berichten  die  Kommission  und  die  Europäische  Zentralbank  dem  Rat,  inwieweit 
die  Mitgliedstaaten,  für  die  eine  Ausnahmeregelung  gilt,  bei  der  Verwirklichung  der  Wirtschafts-  und 
Währungsunion  ihren  Verpflichtungen  bereits  nachgekommen  sind.  In  ihren  Berichten  wird  auch  die 
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Frage  geprüft,  inwieweit  die  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  jedes  einzelnen  dieser  Mitgliedstaaten 
einschließlich  der  Satzung  der  jeweiligen  nationalen  Zentralbank  mit  Artikel  130  und  Artikel  131 
sowie  der  Satzung  des  ESZB  und  der  EZB  vereinbar  sind.  Ferner  wird  darin  geprüft,  ob  ein  hoher 
Grad  an  dauerhafter  Konvergenz  erreicht  ist;  Maßstab  hierfür  ist,  ob  die  einzelnen  Mitgliedstaaten 
folgende  Kriterien  erfüllen: 

—  Erreichung  eines  hohen  Grades  an  Preisstabilität,  ersichtlich  aus  einer  Inflationsrate,  die  der 
Inflationsrate  jener  -  höchstens  drei  -  Mitgliedstaaten  nahe  kommt,  die  auf  dem  Gebiet  der 
Preisstabilität  das  beste  Ergebnis  erzielt  haben; 

—  eine  auf  Dauer  tragbare  Finanzlage  der  öffentlichen  Hand,  ersichtlich  aus  einer  öffentlichen  Haus- 
haltslage ohne  übermäßiges  Defizit  im  Sinne  des  Artikels  126  Absatz  6; 

—  Einhaltung  der  normalen  Bandbreiten  des  Wechselkursmechanismus  des  Europäischen  Währungs- 
systems seit  mindestens  zwei  Jahren  ohne  Abwertung  gegenüber  dem  Euro; 

—  Dauerhaftigkeit  der  von  dem  Mitgliedstaat  mit  Ausnahmeregelung  erreichten  Konvergenz  und 
seiner  Teilnahme  am  Wechselkursmechanismus,  die  im  Niveau  der  langfristigen  Zinssätze  zum 
Ausdruck  kommt. 

Die  vier  Kriterien  in  diesem  Absatz  sowie  die  jeweils  erforderliche  Dauer  ihrer  Einhaltung  sind  in 
einem  den  Verträgen  beigefügten  Protokoll  näher  festgelegt.  Die  Berichte  der  Kommission  und  der 
Europäischen  Zentralbank  berücksichtigen  auch  die  Ergebnisse  bei  der  Integration  der  Märkte,  den 
Stand  und  die  Entwicklung  der  Leistungsbilanzen,  die  Entwicklung  bei  den  Lohnstückkosten  und 
andere  Preisindizes. 

(2)  Der  Rat  beschließt  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  und  nach  Aussprache  im 
Europäischen  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission,  welche  der  Mitgliedstaaten,  für  die  eine  Ausnahme- 
regelung gilt,  die  auf  den  Kriterien  des  Absatzes  1  beruhenden  Voraussetzungen  erfüllen,  und  hebt 
die  Ausnahmeregelungen  der  betreffenden  Mitgliedstaaten  auf. 

Der  Rat  beschließt  auf  Empfehlung  einer  qualifizierten  Mehrheit  derjenigen  seiner  Mitglieder,  die 
Mitgliedstaaten  vertreten,  deren  Währung  der  Euro  ist.  Diese  Mitglieder  beschließen  innerhalb  von 
sechs  Monaten  nach  Eingang  des  Vorschlags  der  Kommission  beim  Rat. 

Die  in  Unterabsatz  2  genannte  qualifizierte  Mehrheit  dieser  Mitglieder  bestimmt  sich  nach  Artikel  238 
Absatz  3  Buchstabe  a. 

(3)  Wird  nach  dem  Verfahren  des  Absatzes  2  beschlossen,  eine  Ausnahmeregelung  aufzuheben,  so 
legt  der  Rat  aufgrund  eines  einstimmigen  Beschlusses  der  Mitgliedstaaten,  deren  Währung  der  Euro 
ist,  und  des  betreffenden  Mitgliedstaats  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  der 
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Europäischen  Zentralbank  den  Kurs,  zu  dem  dessen  Währung  durch  den  Euro  ersetzt  wird,  unwider- 
ruflich fest  und  ergreift  die  sonstigen  erforderlichen  Maßnahmen  zur  Einführung  des  Euro  als  ein- 
heitliche Währung  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat. 

Artikel  141 

(ex-Artikel  123  Absatz  3  und  ex- Artikel  117  Absatz  2  erster  bis  fünfter  Gedankenstrich  EGV) 

(1)  Sofern  und  solange  es  Mitgliedstaaten  gibt,  für  die  eine  Ausnahmeregelung  gilt,  wird  unbe- 
schadet des  Artikels  129  Absatz  1  der  in  Artikel  44  der  Satzung  des  ESZB  und  der  EZB  bezeichnete 
Erweiterte  Rat  der  Europäischen  Zentralbank  als  drittes  Beschlussorgan  der  Europäischen  Zentralbank 
errichtet. 

(2)  Sofern  und  solange  es  Mitgliedstaaten  gibt,  für  die  eine  Ausnahmeregelung  gilt,  ist  es  die 
Aufgabe  der  Europäischen  Zentralbank,  in  Bezug  auf  diese  Mitgliedstaaten 

—  die  Zusammenarbeit  zwischen  den  nationalen  Zentralbanken  zu  verstärken; 

—  die  Koordinierung  der  Geldpolitiken  der  Mitgliedstaaten  mit  dem  Ziel  zu  verstärken,  die  Preis- 
stabilität aufrechtzuerhalten; 

—  das  Funktionieren  des  Wechselkursmechanismus  zu  überwachen; 

—  Konsultationen  zu  Fragen  durchzuführen,  die  in  die  Zuständigkeit  der  nationalen  Zentralbanken 
fallen  und  die  Stabilität  der  Finanzinstitute  und  -märkte  berühren; 

—  die  seinerzeitigen  Aufgaben  des  Europäischen  Fonds  für  währungspolitische  Zusammenarbeit,  die 
zuvor  vom  Europäischen  Währungsinstitut  übernommen  worden  waren,  wahrzunehmen. 

Artikel  142 
(ex-Artikel  124  Absatz  1  EGV) 

Jeder  Mitgliedstaat,  für  den  eine  Ausnahmeregelung  gilt,  behandelt  seine  Wechselkurspolitik  als  eine 
Angelegenheit  von  gemeinsamem  Interesse.  Er  berücksichtigt  dabei  die  Erfahrungen,  die  bei  der 
Zusammenarbeit  im  Rahmen  des  Wechselkursmechanismus  gesammelt  worden  sind. 

Artikel  143 
(ex- Artikel  119  EGV) 

(1)  Ist  ein  Mitgliedstaat,  für  den  eine  Ausnahmeregelung  gilt,  hinsichtlich  seiner  Zahlungsbilanz 
von  Schwierigkeiten  betroffen  oder  ernstlich  bedroht,  die  sich  entweder  aus  einem  Ungleichgewicht 
seiner  Gesamtzahlungsbilanz  oder  aus  der  Art  der  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Devisen  ergeben, 
und  sind  diese  Schwierigkeiten  geeignet,  insbesondere  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts  oder  die 
Verwirklichung  der  gemeinsamen  Handelspolitik  zu  gefährden,  so  prüft  die  Kommission  unverzüglich 
die  Lage  dieses  Staates  sowie  die  Maßnahmen,  die  er  getroffen  hat  oder  unter  Einsatz  aller  ihm  zur 
Verfügung  stehenden  Mittel  nach  den  Verträgen  treffen  kann.  Die  Kommission  gibt  die  Maßnahmen 
an,  die  sie  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  empfiehlt. 
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Erweisen  sich  die  von  einem  Mitgliedstaat  mit  Ausnahmeregelung  ergriffenen  und  die  von  der 
Kommission  angeregten  Maßnahmen  als  unzureichend,  die  aufgetretenen  oder  drohenden  Schwierig- 
keiten zu  beheben,  so  empfiehlt  die  Kommission  dem  Rat  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und 
Finanzausschusses  einen  gegenseitigen  Beistand  und  die  dafür  geeigneten  Methoden. 

Die  Kommission  unterrichtet  den  Rat  regelmäßig  über  die  Lage  und  ihre  Entwicklung. 

(2)  Der  Rat  gewährt  den  gegenseitigen  Beistand;  er  erlässt  Richtlinien  oder  Beschlüsse,  welche  die 
Bedingungen  und  Einzelheiten  hierfür  festlegen.  Der  gegenseitige  Beistand  kann  insbesondere  erfolgen 

a)  durch  ein  abgestimmtes  Vorgehen  bei  anderen  internationalen  Organisationen,  an  die  sich  die 
Mitgliedstaaten,  für  die  eine  Ausnahmeregelung  gilt,  wenden  können; 

b)  durch  Maßnahmen,  die  notwendig  sind,  um  Verlagerungen  von  Handelsströmen  zu  vermeiden, 
falls  der  in  Schwierigkeiten  befindliche  Mitgliedstaat  mit  Ausnahmeregelung  mengenmäßige  Be- 
schränkungen gegenüber  dritten  Ländern  beibehält  oder  wieder  einführt; 

c)  durch  Bereitstellung  von  Krediten  in  begrenzter  Höhe  seitens  anderer  Mitgliedstaaten;  hierzu  ist 
ihr  Einverständnis  erforderlich. 

(3)  Stimmt  der  Rat  dem  von  der  Kommission  empfohlenen  gegenseitigen  Beistand  nicht  zu  oder 
sind  der  gewährte  Beistand  und  die  getroffenen  Maßnahmen  unzureichend,  so  ermächtigt  die  Kom- 
mission den  in  Schwierigkeiten  befindlichen  Mitgliedstaat  mit  Ausnahmeregelung,  Schutzmaßnahmen 
zu  treffen,  deren  Bedingungen  und  Einzelheiten  sie  festlegt. 

Der  Rat  kann  diese  Ermächtigung  aufheben  und  die  Bedingungen  und  Einzelheiten  ändern. 

Artikel  144 
(ex-Artikel  120  EGV) 

(1)  Gerät  ein  Mitgliedstaat,  für  den  eine  Ausnahmeregelung  gilt,  in  eine  plötzliche  Zahlungsbilanz- 
krise und  wird  ein  Beschluss  im  Sinne  des  Artikels  143  Absatz  2  nicht  unverzüglich  getroffen,  so 
kann  der  betreffende  Staat  vorsorglich  die  erforderlichen  Schutzmaßnahmen  ergreifen.  Sie  dürfen  nur 
ein  Mindestmaß  an  Störungen  im  Funktionieren  des  Binnenmarkts  hervorrufen  und  nicht  über  das 
zur  Behebung  der  plötzlich  aufgetretenen  Schwierigkeiten  unbedingt  erforderliche  Ausmaß  hinaus- 
gehen. 

(2)  Die  Kommission  und  die  anderen  Mitgliedstaaten  werden  über  die  Schutzmaßnahmen  spätes- 
tens bei  deren  Inkrafttreten  unterrichtet.  Die  Kommission  kann  dem  Rat  den  gegenseitigen  Beistand 
nach  Artikel  143  empfehlen. 

(3)  Auf  Empfehlung  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Finanzausschusses 
kann  der  Rat  beschließen,  dass  der  betreffende  Mitgliedstaat  diese  Schutzmaßnahmen  zu  ändern, 
auszusetzen  oder  aufzuheben  hat. 
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TITEL  IX 
BESCHÄFTIGUNG 

Artikel  145 
(ex-Artikel  125  EGV) 

Die  Mitgliedstaaten  und  die  Union  arbeiten  nach  diesem  Titel  auf  die  Entwicklung  einer  koordinierten 
Beschäftigungsstrategie  und  insbesondere  auf  die  Förderung  der  Qualifizierung,  Ausbildung  und 
Anpassungsfähigkeit  der  Arbeitnehmer  sowie  der  Fähigkeit  der  Arbeitsmärkte  hin,  auf  die  Erforder- 
nisse des  wirtschaftlichen  Wandels  zu  reagieren,  um  die  Ziele  des  Artikels  3  des  Vertrags  über  die 
Europäische  Union  zu  erreichen. 

Artikel  146 
(ex-Artikel  126  EGV) 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  tragen  durch  ihre  Beschäftigungspolitik  im  Einklang  mit  den  nach  Arti- 
kel 121  Absatz  2  verabschiedeten  Grundzügen  der  Wirtschaftspolitik  der  Mitgliedstaaten  und  der 
Union  zur  Erreichung  der  in  Artikel  145  genannten  Ziele  bei. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  betrachten  die  Förderung  der  Beschäftigung  als  Angelegenheit  von  gemein- 
samem Interesse  und  stimmen  ihre  diesbezüglichen  Tätigkeiten  nach  Maßgabe  des  Artikels  148  im 
Rat  aufeinander  ab,  wobei  die  einzelstaatlichen  Gepflogenheiten  in  Bezug  auf  die  Verantwortung  der 
Sozialpartner  berücksichtigt  werden. 

Artikel  147 

(ex- Artikel  127  EGV) 

(1)  Die  Union  trägt  zu  einem  hohen  Beschäftigungsniveau  bei,  indem  sie  die  Zusammenarbeit 
zwischen  den  Mitgliedstaaten  fördert  und  deren  Maßnahmen  in  diesem  Bereich  unterstützt  und 
erforderlichenfalls  ergänzt.  Hierbei  wird  die  Zuständigkeit  der  Mitgliedstaaten  beachtet. 

(2)  Das  Ziel  eines  hohen  Beschäftigungsniveaus  wird  bei  der  Festlegung  und  Durchführung  der 
Unionspolitiken  und  -maßnahmen  berücksichtigt. 

Artikel  148 
(ex-Artikel  128  EGV) 

(1)  Anhand  eines  gemeinsamen  Jahresberichts  des  Rates  und  der  Kommission  prüft  der  Europäi- 
sche Rat  jährlich  die  Beschäftigungslage  in  der  Union  und  nimmt  hierzu  Schlussfolgerungen  an. 

(2)  Anhand  der  Schlussfolgerungen  des  Europäischen  Rates  legt  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kom- 
mission und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments,  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses, 
des  Ausschusses  der  Regionen  und  des  in  Artikel  150  genannten  Beschäftigungsausschusses  jährlich 
Leitlinien  fest,  welche  die  Mitgliedstaaten  in  ihrer  Beschäftigungspolitik  berücksichtigen.  Diese  Leit- 
linien müssen  mit  den  nach  Artikel  121  Absatz  2  verabschiedeten  Grundzügen  in  Einklang  stehen. 
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(3)  Jeder  Mitgliedstaat  übermittelt  dem  Rat  und  der  Kommission  jährlich  einen  Bericht  über  die 
wichtigsten  Maßnahmen,  die  er  zur  Durchführung  seiner  Beschäftigungspolitik  im  Lichte  der  be- 
schäftigungspolitischen Leitlinien  nach  Absatz  2  getroffen  hat. 

(4)  Anhand  der  in  Absatz  3  genannten  Berichte  und  nach  Stellungnahme  des  Beschäftigungs- 
ausschusses unterzieht  der  Rat  die  Durchführung  der  Beschäftigungspolitik  der  Mitgliedstaaten  im 
Lichte  der  beschäftigungspolitischen  Leitlinien  jährlich  einer  Prüfung.  Der  Rat  kann  dabei  auf  Emp- 
fehlung der  Kommission  Empfehlungen  an  die  Mitgliedstaaten  richten,  wenn  er  dies  aufgrund  der 
Ergebnisse  dieser  Prüfung  für  angebracht  hält. 

(5)  Auf  der  Grundlage  der  Ergebnisse  der  genannten  Prüfung  erstellen  der  Rat  und  die  Kommis- 
sion einen  gemeinsamen  Jahresbericht  für  den  Europäischen  Rat  über  die  Beschäftigungslage  in  der 
Union  und  über  die  Umsetzung  der  beschäftigungspolitischen  Leitlinien. 

Artikel  149 
(ex-Artikel  129  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  sowie  des  Ausschusses  der  Regionen 
Anreizmaßnahmen  zur  Förderung  der  Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und  zur  Unter- 
stützung ihrer  Beschäftigungsmaßnahmen  durch  Initiativen  beschließen,  die  darauf  abzielen,  den 
Austausch  von  Informationen  und  bewährten  Verfahren  zu  entwickeln,  vergleichende  Analysen 
und  Gutachten  bereitzustellen  sowie  innovative  Ansätze  zu  fördern  und  Erfahrungen  zu  bewerten, 
und  zwar  insbesondere  durch  den  Rückgriff  auf  Pilotvorhaben. 

Diese  Maßnahmen  schließen  keinerlei  Harmonisierung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der 
Mitgliedstaaten  ein. 

Artikel  150 
(ex-Artikel  130  EGV) 

Der  Rat,  der  mit  einfacher  Mehrheit  beschließt,  setzt  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments 
einen  Beschäftigungsausschuss  mit  beratender  Funktion  zur  Förderung  der  Koordinierung  der  Be- 
schäftigungs-  und  Arbeitsmarktpolitik  der  Mitgliedstaaten  ein.  Der  Ausschuss  hat  folgende  Aufgaben: 

—  Er  verfolgt  die  Beschäftigungslage  und  die  Beschäftigungspolitik  in  den  Mitgliedstaaten  und  der 
Union; 

—  er  gibt  unbeschadet  des  Artikels  240  auf  Ersuchen  des  Rates  oder  der  Kommission  oder  von  sich 
aus  Stellungnahmen  ab  und  trägt  zur  Vorbereitung  der  in  Artikel  148  genannten  Beratungen  des 
Rates  bei. 

Bei  der  Erfüllung  seines  Auftrags  hört  der  Ausschuss  die  Sozialpartner. 

Jeder  Mitgliedstaat  und  die  Kommission  entsenden  zwei  Mitglieder  in  den  Ausschuss. 
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TITEL  X 
SOZIALPOLITIK 


Artikel  151 
(ex-Artikel  136  EGV) 

Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  verfolgen  eingedenk  der  sozialen  Grundrechte,  wie  sie  in  der  am 
18.  Oktober  1961  in  Turin  unterzeichneten  Europäischen  Sozialcharta  und  in  der  Gemeinschafts- 
charta der  sozialen  Grundrechte  der  Arbeitnehmer  von  1989  festgelegt  sind,  folgende  Ziele:  die 
Förderung  der  Beschäftigung,  die  Verbesserung  der  Lebens-  und  Arbeitsbedingungen,  um  dadurch 
auf  dem  Wege  des  Fortschritts  ihre  Angleichung  zu  ermöglichen,  einen  angemessenen  sozialen 
Schutz,  den  sozialen  Dialog,  die  Entwicklung  des  Arbeitskräftepotenzials  im  Hinblick  auf  ein  dauer- 
haft hohes  Beschäftigungsniveau  und  die  Bekämpfung  von  Ausgrenzungen. 

Zu  diesem  Zweck  führen  die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  Maßnahmen  durch,  die  der  Vielfalt  der 
einzelstaatlichen  Gepflogenheiten,  insbesondere  in  den  vertraglichen  Beziehungen,  sowie  der  Notwen- 
digkeit, die  Wettbewerbsfähigkeit  der  Wirtschaft  der  Union  zu  erhalten,  Rechnung  tragen. 

Sie  sind  der  Auffassung,  dass  sich  eine  solche  Entwicklung  sowohl  aus  dem  eine  Abstimmung  der 
Sozialordnungen  begünstigenden  Wirken  des  Binnenmarkts  als  auch  aus  den  in  den  Verträgen 
vorgesehenen  Verfahren  sowie  aus  der  Angleichung  ihrer  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  er- 
geben wird. 

Artikel  152 

Die  Union  anerkennt  und  fördert  die  Rolle  der  Sozialpartner  auf  Ebene  der  Union  unter  Berück- 
sichtigung der  Unterschiedlichkeit  der  nationalen  Systeme.  Sie  fördert  den  sozialen  Dialog  und  achtet 
dabei  die  Autonomie  der  Sozialpartner. 

Der  Dreigliedrige  Sozialgipfel  für  Wachstum  und  Beschäftigung  trägt  zum  sozialen  Dialog  bei. 

Artikel  153 

(ex- Artikel  137  EGV) 

(1)  Zur  Verwirklichung  der  Ziele  des  Artikels  151  unterstützt  und  ergänzt  die  Union  die  Tätigkeit 
der  Mitgliedstaaten  auf  folgenden  Gebieten: 

a)  Verbesserung  insbesondere  der  Arbeitsumwelt  zum  Schutz  der  Gesundheit  und  der  Sicherheit  der 
Arbeitnehmer, 

b)  Arbeitsbedingungen, 

c)  soziale  Sicherheit  und  sozialer  Schutz  der  Arbeitnehmer, 

d)  Schutz  der  Arbeitnehmer  bei  Beendigung  des  Arbeitsvertrags, 

e)  Unterrichtung  und  Anhörung  der  Arbeitnehmer, 
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f)  Vertretung  und  kollektive  Wahrnehmung  der  Arbeitnehmer-  und  Arbeitgeberinteressen,  ein- 
schließlich der  Mitbestimmung,  vorbehaltlich  des  Absatzes  5, 

g)  Beschäftigungsbedingungen  der  Staatsangehörigen  dritter  Länder,  die  sich  rechtmäßig  im  Gebiet 
der  Union  aufhalten, 

h)  berufliche  Eingliederung  der  aus  dem  Arbeitsmarkt  ausgegrenzten  Personen,  unbeschadet  des 
Artikels  166, 

i)  Chancengleichheit  von  Männern  und  Frauen  auf  dem  Arbeitsmarkt  und  Gleichbehandlung  am 
Arbeitsplatz, 

j)  Bekämpfung  der  sozialen  Ausgrenzung, 

k)  Modernisierung  der  Systeme  des  sozialen  Schutzes,  unbeschadet  des  Buchstabens  c. 

(2)  Zu  diesem  Zweck  können  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat 

a)  unter  Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der  Mitglied- 
staaten Maßnahmen  annehmen,  die  dazu  bestimmt  sind,  die  Zusammenarbeit  zwischen  den 
Mitgliedstaaten  durch  Initiativen  zu  fördern,  die  die  Verbesserung  des  Wissensstands,  die  Entwick- 
lung des  Austauschs  von  Informationen  und  bewährten  Verfahren,  die  Förderung  innovativer 
Ansätze  und  die  Bewertung  von  Erfahrungen  zum  Ziel  haben; 

b)  in  den  in  Absatz  1  Buchstaben  a  bis  i  genannten  Bereichen  unter  Berücksichtigung  der  in  den 
einzelnen  Mitgliedstaaten  bestehenden  Bedingungen  und  technischen  Regelungen  durch  Richt- 
linien Mindestvorschriften  erlassen,  die  schrittweise  anzuwenden  sind.  Diese  Richtlinien  sollen 
keine  verwaltungsmäßigen,  finanziellen  oder  rechtlichen  Auflagen  vorschreiben,  die  der  Gründung 
und  Entwicklung  von  kleinen  und  mittleren  Unternehmen  entgegenstehen. 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beschließen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfah- 
ren nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  und  des  Ausschusses  der  Regionen. 

In  den  in  Absatz  1  Buchstaben  c,  d,  f  und  g  genannten  Bereichen  beschließt  der  Rat  einstimmig 
gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  und 
der  genannten  Ausschüsse. 

Der  Rat  kann  einstimmig  auf  Vorschlag  der  Kommission  nach  Anhörung  des  Europäischen  Par- 
laments beschließen,  dass  das  ordentliche  Gesetzgebungsverfahren  auf  Absatz  1  Buchstaben  d,  f  und 
g  angewandt  wird. 

(3)  Ein  Mitgliedstaat  kann  den  Sozialpartnern  auf  deren  gemeinsamen  Antrag  die  Durchführung 
von  aufgrund  des  Absatzes  2  angenommenen  Richtlinien  oder  gegebenenfalls  die  Durchführung  eines 
nach  Artikel  155  erlassenen  Beschlusses  des  Rates  übertragen. 

In  diesem  Fall  vergewissert  sich  der  Mitgliedstaat,  dass  die  Sozialpartner  spätestens  zu  dem  Zeitpunkt, 
zu  dem  eine  Richtlinie  umgesetzt  oder  ein  Beschluss  durchgeführt  sein  muss,  im  Wege  einer  Ver- 
einbarung die  erforderlichen  Vorkehrungen  getroffen  haben;  dabei  hat  der  Mitgliedstaat  alle  erfor- 
derlichen Maßnahmen  zu  treffen,  um  jederzeit  gewährleisten  zu  können,  dass  die  durch  diese  Richt- 
linie oder  diesen  Beschluss  vorgeschriebenen  Ergebnisse  erzielt  werden. 
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(4)  Die  aufgrund  dieses  Artikels  erlassenen  Bestimmungen 

—  berühren  nicht  die  anerkannte  Befugnis  der  Mitgliedstaaten,  die  Grundprinzipien  ihres  Systems 
der  sozialen  Sicherheit  festzulegen,  und  dürfen  das  finanzielle  Gleichgewicht  dieser  Systeme  nicht 
erheblich  beeinträchtigen; 

—  hindern  die  Mitgliedstaaten  nicht  daran,  strengere  Schutzmaßnahmen  beizubehalten  oder  zu 
treffen,  die  mit  den  Verträgen  vereinbar  sind. 

(5)  Dieser  Artikel  gilt  nicht  für  das  Arbeitsentgelt,  das  Koalitionsrecht,  das  Streikrecht  sowie  das 
Aussperrungsrecht. 

Artikel  154 
(ex- Artikel  138  EGV) 

(1)  Die  Kommission  hat  die  Aufgabe,  die  Anhörung  der  Sozialpartner  auf  Unionsebene  zu  fördern, 
und  erlässt  alle  zweckdienlichen  Maßnahmen,  um  den  Dialog  zwischen  den  Sozialpartnern  zu 
erleichtern,  wobei  sie  für  Ausgewogenheit  bei  der  Unterstützung  der  Parteien  sorgt. 

(2)  Zu  diesem  Zweck  hört  die  Kommission  vor  Unterbreitung  von  Vorschlägen  im  Bereich  der 
Sozialpolitik  die  Sozialpartner  zu  der  Frage,  wie  eine  Unionsaktion  gegebenenfalls  ausgerichtet  wer- 
den sollte. 

(3)  Hält  die  Kommission  nach  dieser  Anhörung  eine  Unionsmaßnahme  für  zweckmäßig,  so  hört 
sie  die  Sozialpartner  zum  Inhalt  des  in  Aussicht  genommenen  Vorschlags.  Die  Sozialpartner  über- 
mitteln der  Kommission  eine  Stellungnahme  oder  gegebenenfalls  eine  Empfehlung. 

(4)  Bei  den  Anhörungen  nach  den  Absätzen  2  und  3  können  die  Sozialpartner  der  Kommission 
mitteilen,  dass  sie  den  Prozess  nach  Artikel  1 5  5  in  Gang  setzen  wollen.  Die  Dauer  dieses  Prozesses 
darf  höchstens  neun  Monate  betragen,  sofern  die  betroffenen  Sozialpartner  und  die  Kommission 
nicht  gemeinsam  eine  Verlängerung  beschließen. 

Artikel  155 
(ex-Artikel  139  EGV) 

(1)  Der  Dialog  zwischen  den  Sozialpartnern  auf  Unionsebene  kann,  falls  sie  es  wünschen,  zur 
Herstellung  vertraglicher  Beziehungen  einschließlich  des  Abschlusses  von  Vereinbarungen  führen. 

(2)  Die  Durchführung  der  auf  Unionsebene  geschlossenen  Vereinbarungen  erfolgt  entweder  nach 
den  jeweiligen  Verfahren  und  Gepflogenheiten  der  Sozialpartner  und  der  Mitgliedstaaten  oder  -  in 
den  durch  Artikel  153  erfassten  Bereichen  -  auf  gemeinsamen  Antrag  der  Unterzeichnerparteien 
durch  einen  Beschluss  des  Rates  auf  Vorschlag  der  Kommission.  Das  Europäische  Parlament  wird 
unterrichtet. 

Der  Rat  beschließt  einstimmig,  sofern  die  betreffende  Vereinbarung  eine  oder  mehrere  Bestimmungen 
betreffend  einen  der  Bereiche  enthält,  für  die  nach  Artikel  153  Absatz  2  Einstimmigkeit  erforderlich 
ist. 
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Artikel  156 
(ex-Artikel  140  EGV) 

Unbeschadet  der  sonstigen  Bestimmungen  der  Verträge  fördert  die  Kommission  im  Hinblick  auf  die 
Erreichung  der  Ziele  des  Artikels  151  die  Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und  er- 
leichtert die  Abstimmung  ihres  Vorgehens  in  allen  unter  dieses  Kapitel  fallenden  Bereichen  der 
Sozialpolitik,  insbesondere  auf  dem  Gebiet 

—  der  Beschäftigung, 

—  des  Arbeitsrechts  und  der  Arbeitsbedingungen, 

—  der  beruflichen  Ausbildung  und  Fortbildung, 

—  der  sozialen  Sicherheit, 

—  der  Verhütung  von  Berufsunfällen  und  Berufskrankheiten, 

—  des  Gesundheitsschutzes  bei  der  Arbeit, 

—  des  Koalitionsrechts  und  der  Kollektiwerhandlungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern. 

Zu  diesem  Zweck  wird  die  Kommission  in  enger  Verbindung  mit  den  Mitgliedstaaten  durch  Unter- 
suchungen, Stellungnahmen  und  die  Durchführung  von  Konsultationen  in  Bezug  auf  innerstaatlich 
oder  in  den  internationalen  Organisationen  zu  behandelnde  Fragen  tätig,  und  zwar  insbesondere  im 
Wege  von  Initiativen,  die  darauf  abzielen,  Leitlinien  und  Indikatoren  festzulegen,  den  Austausch 
bewährter  Verfahren  durchzuführen  und  die  erforderlichen  Elemente  für  eine  regelmäßige  Über- 
wachung und  Bewertung  auszuarbeiten.  Das  Europäische  Parlament  wird  in  vollem  Umfang  unter- 
richtet. 

Vor  Abgabe  der  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Stellungnahmen  hört  die  Kommission  den  Wirt- 
schafts-  und  Sozialausschuss. 

Artikel  157 
(ex-Artikel  141  EGV) 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  stellt  die  Anwendung  des  Grundsatzes  des  gleichen  Entgelts  für  Männer  und 
Frauen  bei  gleicher  oder  gleichwertiger  Arbeit  sicher. 

(2)  Unter  „Entgelt"  im  Sinne  dieses  Artikels  sind  die  üblichen  Grund-  oder  Mindestlöhne  und 
-gehälter  sowie  alle  sonstigen  Vergütungen  zu  verstehen,  die  der  Arbeitgeber  aufgrund  des  Dienst- 
verhältnisses dem  Arbeitnehmer  unmittelbar  oder  mittelbar  in  bar  oder  in  Sachleistungen  zahlt. 

Gleichheit  des  Arbeitsentgelts  ohne  Diskriminierung  aufgrund  des  Geschlechts  bedeutet, 

a)  dass  das  Entgelt  für  eine  gleiche  nach  Akkord  bezahlte  Arbeit  aufgrund  der  gleichen  Maßeinheit 
festgesetzt  wird, 
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b)  dass  für  eine  nach  Zeit  bezahlte  Arbeit  das  Entgelt  bei  gleichem  Arbeitsplatz  gleich  ist. 

(3)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beschließen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungs- 
verfahren und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  Maßnahmen  zur  Gewährleis- 
tung der  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Chancengleichheit  und  der  Gleichbehandlung  von  Män- 
nern und  Frauen  in  Arbeits-  und  Beschäftigungsfragen,  einschließlich  des  Grundsatzes  des  gleichen 
Entgelts  bei  gleicher  oder  gleichwertiger  Arbeit. 

(4)  Im  Hinblick  auf  die  effektive  Gewährleistung  der  vollen  Gleichstellung  von  Männern  und 
Frauen  im  Arbeitsleben  hindert  der  Grundsatz  der  Gleichbehandlung  die  Mitgliedstaaten  nicht  daran, 
zur  Erleichterung  der  Berufstätigkeit  des  unterrepräsentierten  Geschlechts  oder  zur  Verhinderung 
bzw.  zum  Ausgleich  von  Benachteiligungen  in  der  beruflichen  Laufbahn  spezifische  Vergünstigungen 
beizubehalten  oder  zu  beschließen. 

Artikel  158 
(ex-Artikel  142  EGV) 

Die  Mitgliedstaaten  sind  bestrebt,  die  bestehende  Gleichwertigkeit  der  Ordnungen  über  die  bezahlte 
Freizeit  beizubehalten. 

Artikel  159 
(ex-Artikel  143  EGV) 

Die  Kommission  erstellt  jährlich  einen  Bericht  über  den  Stand  der  Verwirklichung  der  in  Artikel  151 
genannten  Ziele  sowie  über  die  demografische  Lage  in  der  Union.  Sie  übermittelt  diesen  Bericht  dem 
Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und  dem  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss. 

Artikel  160 
(ex- Artikel  144  EGV) 

Der  Rat,  der  mit  einfacher  Mehrheit  beschließt,  setzt  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments 
einen  Ausschuss  für  Sozialschutz  mit  beratender  Aufgabe  ein,  um  die  Zusammenarbeit  im  Bereich 
des  sozialen  Schutzes  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und  mit  der  Kommission  zu  fördern.  Der  Aus- 
schuss hat  folgende  Aufgaben: 

—  Er  verfolgt  die  soziale  Lage  und  die  Entwicklung  der  Politiken  im  Bereich  des  sozialen  Schutzes  in 
den  Mitgliedstaaten  und  der  Union; 

—  er  fördert  den  Austausch  von  Informationen,  Erfahrungen  und  bewährten  Verfahren  zwischen 
den  Mitgliedstaaten  und  mit  der  Kommission; 

—  unbeschadet  des  Artikels  240  arbeitet  er  auf  Ersuchen  des  Rates  oder  der  Kommission  oder  von 
sich  aus  in  seinem  Zuständigkeitsbereich  Berichte  aus,  gibt  Stellungnahmen  ab  oder  wird  auf 
andere  Weise  tätig. 

Bei  der  Erfüllung  seines  Auftrags  stellt  der  Ausschuss  geeignete  Kontakte  zu  den  Sozialpartnern  her. 
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Jeder  Mitgliedstaat  und  die  Kommission  ernennen  zwei  Mitglieder  des  Ausschusses. 


Artikel  161 
(ex-Artikel  145  EGV) 

Der  Jahresbericht  der  Kommission  an  das  Europäische  Parlament  hat  stets  ein  besonderes  Kapitel  über 
die  Entwicklung  der  sozialen  Lage  in  der  Union  zu  enthalten. 

Das  Europäische  Parlament  kann  die  Kommission  auffordern,  Berichte  über  besondere,  die  soziale 
Lage  betreffende  Fragen  auszuarbeiten. 

TITEL  XI 
DER  EUROPÄISCHE  SOZIALFONDS 

Artikel  162 
(ex-Artikel  146  EGV) 

Um  die  Beschäftigungsmöglichkeiten  der  Arbeitskräfte  im  Binnenmarkt  zu  verbessern  und  damit  zur 
Hebung  der  Lebenshaltung  beizutragen,  wird  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  ein  Euro- 
päischer Sozialfonds  errichtet,  dessen  Ziel  es  ist,  innerhalb  der  Union  die  berufliche  Verwendbarkeit 
und  die  örtliche  und  berufliche  Mobilität  der  Arbeitskräfte  zu  fördern  sowie  die  Anpassung  an  die 
industriellen  Wandlungsprozesse  und  an  Veränderungen  der  Produktionssysteme  insbesondere  durch 
berufliche  Bildung  und  Umschulung  zu  erleichtern. 

Artikel  163 
(ex-Artikel  147  EGV) 

Die  Verwaltung  des  Fonds  obliegt  der  Kommission. 

Die  Kommission  wird  hierbei  von  einem  Ausschuss  unterstützt,  der  aus  Vertretern  der  Regierungen 
sowie  der  Arbeitgeber-  und  der  Arbeitnehmerverbände  besteht;  den  Vorsitz  führt  ein  Mitglied  der 
Kommission. 


Artikel  164 
(ex-Artikel  148  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  sowie  des  Ausschusses  der  Regionen  die 
den  Europäischen  Sozialfonds  betreffenden  Durchführungsverordnungen. 
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TITEL  XII 

ALLGEMEINE  UND  BERUFLICHE  BILDUNG,  JUGEND  UND  SPORT 

Artikel  165 
(ex-Artikel  149  EGV) 

(1)  Die  Union  trägt  zur  Entwicklung  einer  qualitativ  hoch  stehenden  Bildung  dadurch  bei,  dass  sie 
die  Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten  fördert  und  die  Tätigkeit  der  Mitgliedstaaten  unter 
strikter  Beachtung  der  Verantwortung  der  Mitgliedstaaten  für  die  Lehrinhalte  und  die  Gestaltung  des 
Bildungssystems  sowie  der  Vielfalt  ihrer  Kulturen  und  Sprachen  erforderlichenfalls  unterstützt  und 
ergänzt. 

Die  Union  trägt  zur  Förderung  der  europäischen  Dimension  des  Sports  bei  und  berücksichtigt  dabei 
dessen  besondere  Merkmale,  dessen  auf  freiwilligem  Engagement  basierende  Strukturen  sowie  dessen 
soziale  und  pädagogische  Funktion. 

(2)  Die  Tätigkeit  der  Union  hat  folgende  Ziele: 

—  Entwicklung  der  europäischen  Dimension  im  Bildungswesen,  insbesondere  durch  Erlernen  und 
Verbreitung  der  Sprachen  der  Mitgliedstaaten; 

—  Förderung  der  Mobilität  von  Lernenden  und  Lehrenden,  auch  durch  die  Förderung  der  akademi- 
schen Anerkennung  der  Diplome  und  Studienzeiten; 

—  Förderung  der  Zusammenarbeit  zwischen  den  Bildungseinrichtungen; 

—  Ausbau  des  Informations-  und  Erfahrungsaustauschs  über  gemeinsame  Probleme  im  Rahmen  der 
Bildungssysteme  der  Mitgliedstaaten; 

—  Förderung  des  Ausbaus  des  Jugendaustauschs  und  des  Austauschs  sozialpädagogischer  Betreuer 
und  verstärkte  Beteiligung  der  Jugendlichen  am  demokratischen  Leben  in  Europa; 

—  Förderung  der  Entwicklung  der  Fernlehre; 

—  Entwicklung  der  europäischen  Dimension  des  Sports  durch  Förderung  der  Fairness  und  der 
Offenheit  von  Sportwettkämpfen  und  der  Zusammenarbeit  zwischen  den  für  den  Sport  verant- 
wortlichen Organisationen  sowie  durch  den  Schutz  der  körperlichen  und  seelischen  Unversehrt- 
heit der  Sportler,  insbesondere  der  jüngeren  Sportler. 

(3)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  fördern  die  Zusammenarbeit  mit  dritten  Ländern  und  den 
für  den  Bildungsbereich  und  den  Sport  zuständigen  internationalen  Organisationen,  insbesondere 
dem  Europarat. 

(4)  Als  Beitrag  zur  Verwirklichung  der  Ziele  dieses  Artikels 

—  erlassen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  und  des  Ausschusses  der  Regionen 
Fördermaßnahmen  unter  Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvor- 
schriften der  Mitgliedstaaten; 
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—  erlässt  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  Empfehlungen. 

Artikel  166 
(ex-Artikel  150  EGV) 

(1)  Die  Union  führt  eine  Politik  der  beruflichen  Bildung,  welche  die  Maßnahmen  der  Mitglied- 
staaten unter  strikter  Beachtung  der  Verantwortung  der  Mitgliedstaaten  für  Inhalt  und  Gestaltung  der 
beruflichen  Bildung  unterstützt  und  ergänzt. 

(2)  Die  Tätigkeit  der  Union  hat  folgende  Ziele: 

—  Erleichterung  der  Anpassung  an  die  industriellen  Wandlungsprozesse,  insbesondere  durch  beruf- 
liche Bildung  und  Umschulung; 

—  Verbesserung  der  beruflichen  Erstausbildung  und  Weiterbildung  zur  Erleichterung  der  beruflichen 
Eingliederung  und  Wiedereingliederung  in  den  Arbeitsmarkt; 

—  Erleichterung  der  Aufnahme  einer  beruflichen  Bildung  sowie  Förderung  der  Mobilität  der  Aus- 
bilder und  der  in  beruflicher  Bildung  befindlichen  Personen,  insbesondere  der  Jugendlichen; 

—  Förderung  der  Zusammenarbeit  in  Fragen  der  beruflichen  Bildung  zwischen  Unterrichtsanstalten 
und  Unternehmen; 

—  Ausbau  des  Informations-  und  Erfahrungsaustauschs  über  gemeinsame  Probleme  im  Rahmen  der 
Berufsbildungssysteme  der  Mitgliedstaaten. 

(3)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  fördern  die  Zusammenarbeit  mit  dritten  Ländern  und  den 
für  die  berufliche  Bildung  zuständigen  internationalen  Organisationen. 

(4)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  sowie  des  Ausschusses  der 
Regionen  Maßnahmen,  die  zur  Verwirklichung  der  Ziele  dieses  Artikels  beitragen,  unter  Ausschluss 
jeglicher  Harmonisierung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten,  und  der  Rat 
erlässt  auf  Vorschlag  der  Kommission  Empfehlungen. 

TITEL  XIII 
KULTUR 

Artikel  167 
(ex-Artikel  151  EGV) 

(1)  Die  Union  leistet  einen  Beitrag  zur  Entfaltung  der  Kulturen  der  Mitgliedstaaten  unter  Wahrung 
ihrer  nationalen  und  regionalen  Vielfalt  sowie  gleichzeitiger  Hervorhebung  des  gemeinsamen  kultu- 
rellen Erbes. 


120 

Copyrighted  material 


(2)  Die  Union  fördert  durch  ihre  Tätigkeit  die  Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und 
unterstützt  und  ergänzt  erforderlichenfalls  deren  Tätigkeit  in  folgenden  Bereichen: 

—  Verbesserung  der  Kenntnis  und  Verbreitung  der  Kultur  und  Geschichte  der  europäischen  Völker, 

—  Erhaltung  und  Schutz  des  kulturellen  Erbes  von  europäischer  Bedeutung, 

—  nichtkommerzieller  Kulturaustausch, 

—  künstlerisches  und  literarisches  Schaffen,  einschließlich  im  audiovisuellen  Bereich. 

(3)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  fördern  die  Zusammenarbeit  mit  dritten  Ländern  und  den 
für  den  Kulturbereich  zuständigen  internationalen  Organisationen,  insbesondere  mit  dem  Europarat. 

(4)  Die  Union  trägt  bei  ihrer  Tätigkeit  aufgrund  anderer  Bestimmungen  der  Verträge  den  kultu- 
rellen Aspekten  Rechnung,  insbesondere  zur  Wahrung  und  Förderung  der  Vielfalt  ihrer  Kulturen. 

(5)  Als  Beitrag  zur  Verwirklichung  der  Ziele  dieses  Artikels 

—  erlassen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
und  nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen  Fördermaßnahmen  unter  Ausschluss  jeglicher 
Harmonisierung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten. 

—  erlässt  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  Empfehlungen. 

TITEL  XIV 
GESUNDHEITSWESEN 

Artikel  168 

(ex- Artikel  152  EGV) 

(1)  Bei  der  Festlegung  und  Durchführung  aller  Unionspolitiken  und  -maßnahmen  wird  ein  hohes 
Gesundheitsschutzniveau  sichergestellt. 

Die  Tätigkeit  der  Union  ergänzt  die  Politik  der  Mitgliedstaaten  und  ist  auf  die  Verbesserung  der 
Gesundheit  der  Bevölkerung,  die  Verhütung  von  Humankrankheiten  und  die  Beseitigung  von  Ursa- 
chen für  die  Gefährdung  der  körperlichen  und  geistigen  Gesundheit  gerichtet.  Sie  umfasst  die  Be- 
kämpfung der  weit  verbreiteten  schweren  Krankheiten,  wobei  die  Erforschung  der  Ursachen,  der 
Übertragung  und  der  Verhütung  dieser  Krankheiten  sowie  Gesundheitsinformation  und  -erziehung 
gefördert  werden;  außerdem  umfasst  sie  die  Beobachtung,  frühzeitige  Meldung  und  Bekämpfung 
schwerwiegender  grenzüberschreitender  Gesundheitsgefahren. 

Die  Union  ergänzt  die  Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten  zur  Verringerung  drogenkonsumbedingter 
Gesundheitsschäden  einschließlich  der  Informations-  und  Vorbeugungsmaßnahmen. 
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(2)  Die  Union  fördert  die  Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten  in  den  in  diesem  Artikel 
genannten  Bereichen  und  unterstützt  erforderlichenfalls  deren  Tätigkeit.  Sie  fördert  insbesondere  die 
Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten,  die  darauf  abzielt,  die  Komplementarität  ihrer  Ge- 
sundheitsdienste in  den  Grenzgebieten  zu  verbessern. 

Die  Mitgliedstaaten  koordinieren  untereinander  im  Benehmen  mit  der  Kommission  ihre  Politiken  und 
Programme  in  den  in  Absatz  1  genannten  Bereichen.  Die  Kommission  kann  in  enger  Verbindung  mit 
den  Mitgliedstaaten  alle  Initiativen  ergreifen,  die  dieser  Koordinierung  förderlich  sind,  insbesondere 
Initiativen,  die  darauf  abzielen,  Leitlinien  und  Indikatoren  festzulegen,  den  Austausch  bewährter 
Verfahren  durchzuführen  und  die  erforderlichen  Elemente  für  eine  regelmäßige  Überwachung  und 
Bewertung  auszuarbeiten.  Das  Europäische  Parlament  wird  in  vollem  Umfang  unterrichtet. 

(3)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  fördern  die  Zusammenarbeit  mit  dritten  Ländern  und  den 
für  das  Gesundheitswesen  zuständigen  internationalen  Organisationen. 

(4)  Abweichend  von  Artikel  2  Absatz  5  und  Artikel  6  Buchstabe  a  tragen  das  Europäische 
Parlament  und  der  Rat  nach  Artikel  4  Absatz  2  Buchstabe  k  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetz- 
gebungsverfahren und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  sowie  des  Ausschusses 
der  Regionen  mit  folgenden  Maßnahmen  zur  Verwirklichung  der  Ziele  dieses  Artikels  bei,  um  den 
gemeinsamen  Sicherheitsanliegen  Rechnung  zu  tragen: 

a)  Maßnahmen  zur  Festlegung  hoher  Qualitäts-  und  Sicherheitsstandards  für  Organe  und  Substanzen 
menschlichen  Ursprungs  sowie  für  Blut  und  Blutderivate;  diese  Maßnahmen  hindern  die  Mitglied- 
staaten nicht  daran,  strengere  Schutzmaßnahmen  beizubehalten  oder  einzuführen; 

b)  Maßnahmen  in  den  Bereichen  Veterinärwesen  und  Pflanzenschutz,  die  unmittelbar  den  Schutz  der 
Gesundheit  der  Bevölkerung  zum  Ziel  haben; 

c)  Maßnahmen  zur  Festlegung  hoher  Qualitäts-  und  Sicherheitsstandards  für  Arzneimittel  und  Me- 
dizinprodukte. 

(5)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  unter  Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung  der 
Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach 
Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  und  des  Ausschusses  der  Regionen  auch  Förder- 
maßnahmen zum  Schutz  und  zur  Verbesserung  der  menschlichen  Gesundheit  sowie  insbesondere 
zur  Bekämpfung  der  weit  verbreiteten  schweren  grenzüberschreitenden  Krankheiten,  Maßnahmen  zur 
Beobachtung,  frühzeitigen  Meldung  und  Bekämpfung  schwerwiegender  grenzüberschreitender  Ge- 
sundheitsgefahren sowie  Maßnahmen,  die  unmittelbar  den  Schutz  der  Gesundheit  der  Bevölkerung 
vor  Tabakkonsum  und  Alkoholmissbrauch  zum  Ziel  haben,  erlassen. 

(6)  Der  Rat  kann  ferner  auf  Vorschlag  der  Kommission  für  die  in  diesem  Artikel  genannten 
Zwecke  Empfehlungen  erlassen. 

(7)  Bei  der  Tätigkeit  der  Union  wird  die  Verantwortung  der  Mitgliedstaaten  für  die  Festlegung  ihrer 
Gesundheitspolitik  sowie  für  die  Organisation  des  Gesundheitswesens  und  die  medizinische  Ver- 
sorgung   gewahrt.    Die    Verantwortung    der    Mitgliedstaaten    umfasst    die    Verwaltung  des 
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Gesundheitswesens  und  der  medizinischen  Versorgung  sowie  die  Zuweisung  der  dafür  bereitgestellten 
Mittel.  Die  Maßnahmen  nach  Absatz  4  Buchstabe  a  lassen  die  einzelstaatlichen  Regelungen  über  die 
Spende  oder  die  medizinische  Verwendung  von  Organen  und  Blut  unberührt. 

TITEL  XV 
VERBRAUCHERSCHUTZ 

Artikel  169 

(ex-Artikel  153  EGV) 

(1)  Zur  Förderung  der  Interessen  der  Verbraucher  und  zur  Gewährleistung  eines  hohen  Verbrau- 
cherschutzniveaus leistet  die  Union  einen  Beitrag  zum  Schutz  der  Gesundheit,  der  Sicherheit  und  der 
wirtschaftlichen  Interessen  der  Verbraucher  sowie  zur  Förderung  ihres  Rechtes  auf  Information, 
Erziehung  und  Bildung  von  Vereinigungen  zur  Wahrung  ihrer  Interessen. 

(2)  Die  Union  leistet  einen  Beitrag  zur  Erreichung  der  in  Absatz  1  genannten  Ziele  durch 

a)  Maßnahmen,  die  sie  im  Rahmen  der  Verwirklichung  des  Binnenmarkts  nach  Artikel  114  erlässt; 

b)  Maßnahmen  zur  Unterstützung,  Ergänzung  und  Überwachung  der  Politik  der  Mitgliedstaaten. 

(3)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beschließen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungs- 
verfahren und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  die  Maßnahmen  nach  Absatz 
2  Buchstabe  b. 

(4)  Die  nach  Absatz  3  beschlossenen  Maßnahmen  hindern  die  einzelnen  Mitgliedstaaten  nicht 
daran,  strengere  Schutzmaßnahmen  beizubehalten  oder  zu  ergreifen.  Diese  Maßnahmen  müssen  mit 
den  Verträgen  vereinbar  sein.  Sie  werden  der  Kommission  mitgeteilt. 

TITEL  XVI 
TRÄNSEUROPÄIS CHE  NETZE 

Artikel  170 
(ex-Artikel  1  54  EGV) 

(1)  Um  einen  Beitrag  zur  Verwirklichung  der  Ziele  der  Artikel  26  und  174  zu  leisten  und  den 
Bürgern  der  Union,  den  Wirtschaftsbeteiligten  sowie  den  regionalen  und  lokalen  Gebietskörperschaf- 
ten in  vollem  Umfang  die  Vorteile  zugute  kommen  zu  lassen,  die  sich  aus  der  Schaffung  eines 
Raumes  ohne  Binnengrenzen  ergeben,  trägt  die  Union  zum  Auf-  und  Ausbau  transeuropäischer 
Netze  in  den  Bereichen  der  Verkehrs-,  Telekommunikations-  und  Energieinfrastruktur  bei. 
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(2)  Die  Tätigkeit  der  Union  zielt  im  Rahmen  eines  Systems  offener  und  wettbewerbsorientierter 
Märkte  auf  die  Förderung  des  Verbunds  und  der  Interoperabilität  der  einzelstaatlichen  Netze  sowie 
des  Zugangs  zu  diesen  Netzen  ab.  Sie  trägt  insbesondere  der  Notwendigkeit  Rechnung,  insulare, 
eingeschlossene  und  am  Rande  gelegene  Gebiete  mit  den  zentralen  Gebieten  der  Union  zu  verbinden. 

Artikel  171 
(ex-Artikel  155  EGV) 

(1)  Zur  Erreichung  der  Ziele  des  Artikels  170  geht  die  Union  wie  folgt  vor: 

—  Sie  stellt  eine  Reihe  von  Leitlinien  auf,  in  denen  die  Ziele,  die  Prioritäten  und  die  Grundzüge  der 
im  Bereich  der  transeuropäischen  Netze  in  Betracht  gezogenen  Aktionen  erfasst  werden;  in  diesen 
Leitlinien  werden  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  ausgewiesen; 

—  sie  führt  jede  Aktion  durch,  die  sich  gegebenenfalls  als  notwendig  erweist,  um  die  Interoperabilität 
der  Netze  zu  gewährleisten,  insbesondere  im  Bereich  der  Harmonisierung  der  technischen  Nor- 
men; 

—  sie  kann  von  den  Mitgliedstaaten  unterstützte  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  im 
Rahmen  der  Leitlinien  gemäß  dem  ersten  Gedankenstrich  ausgewiesen  sind,  insbesondere  in 
Form  von  Durchführbarkeitsstudien,  Anleihebürgschaften  oder  Zinszuschüssen  unterstützen;  die 
Union  kann  auch  über  den  nach  Artikel  177  errichteten  Kohäsionsfonds  zu  spezifischen  Ver- 
kehrsinfrastrukturvorhaben in  den  Mitgliedstaaten  finanziell  beitragen. 

Die  Union  berücksichtigt  bei  ihren  Maßnahmen  die  potenzielle  wirtschaftliche  Lebensfähigkeit  der 
Vorhaben. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  koordinieren  untereinander  in  Verbindung  mit  der  Kommission  die  einzel- 
staatlichen Politiken,  die  sich  erheblich  auf  die  Verwirklichung  der  Ziele  des  Artikels  170  auswirken 
können.  Die  Kommission  kann  in  enger  Zusammenarbeit  mit  den  Mitgliedstaaten  alle  Initiativen 
ergreifen,  die  dieser  Koordinierung  förderlich  sind. 

(3)  Die  Union  kann  beschließen,  mit  dritten  Ländern  zur  Förderung  von  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  sowie  zur  Sicherstellung  der  Interoperabilität  der  Netze  zusammenzuarbeiten. 

Artikel  172 
(ex-Artikel  156  EGV) 

Die  Leitlinien  und  die  übrigen  Maßnahmen  nach  Artikel  171  Absatz  1  werden  vom  Europäischen 
Parlament  und  vom  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach  Anhörung  des 
Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  und  des  Ausschusses  der  Regionen  festgelegt. 

Leitlinien  und  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  das  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats 
betreffen,  bedürfen  der  Billigung  des  betroffenen  Mitgliedstaats. 
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TITEL  XVII 
INDUSTRIE 


Artikel  173 
(ex-Artikel  157  EGV) 

(1)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  notwendigen  Voraussetzungen  für  die 
Wettbewerbsfähigkeit  der  Industrie  der  Union  gewährleistet  sind. 

Zu  diesem  Zweck  zielt  ihre  Tätigkeit  entsprechend  einem  System  offener  und  wettbewerbsorientierter 
Märkte  auf  Folgendes  ab: 

—  Erleichterung  der  Anpassung  der  Industrie  an  die  strukturellen  Veränderungen; 

—  Förderung  eines  für  die  Initiative  und  Weiterentwicklung  der  Unternehmen  in  der  gesamten 
Union,  insbesondere  der  kleinen  und  mittleren  Unternehmen,  günstigen  Umfelds; 

—  Förderung  eines  für  die  Zusammenarbeit  zwischen  Unternehmen  günstigen  Umfelds; 

—  Förderung  einer  besseren  Nutzung  des  industriellen  Potenzials  der  Politik  in  den  Bereichen 
Innovation,  Forschung  und  technologische  Entwicklung. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  konsultieren  einander  in  Verbindung  mit  der  Kommission  und  koordinie- 
ren, soweit  erforderlich,  ihre  Maßnahmen.  Die  Kommission  kann  alle  Initiativen  ergreifen,  die  dieser 
Koordinierung  förderlich  sind,  insbesondere  Initiativen,  die  darauf  abzielen,  Leitlinien  und  Indikatoren 
festzulegen,  den  Austausch  bewährter  Verfahren  durchzuführen  und  die  erforderlichen  Elemente  für 
eine  regelmäßige  Überwachung  und  Bewertung  auszuarbeiten.  Das  Europäische  Parlament  wird  in 
vollem  Umfang  unterrichtet. 

(3)  Die  Union  trägt  durch  die  Politik  und  die  Maßnahmen,  die  sie  aufgrund  anderer  Bestimmungen 
der  Verträge  durchführt,  zur  Erreichung  der  Ziele  des  Absatzes  1  bei.  Das  Europäische  Parlament  und 
der  Rat  können  unter  Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten 
gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses spezifische  Maßnahmen  zur  Unterstützung  der  in  den  Mitgliedstaaten  durchgeführten 
Maßnahmen  im  Hinblick  auf  die  Verwirklichung  der  Ziele  des  Absatzes  1  beschließen. 

Dieser  Titel  bietet  keine  Grundlage  dafür,  dass  die  Union  irgendeine  Maßnahme  einführt,  die  zu 
Wettbewerbsverzerrungen  führen  könnte  oder  steuerliche  Vorschriften  oder  Bestimmungen  betref- 
fend die  Rechte  und  Interessen  der  Arbeitnehmer  enthält. 
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TITEL  XVIII 

WIRTSCHAFTLICHER,  SOZIALER  UND  TERRITORIALER  ZUSAMMENHALT 


Artikel  174 
(ex-Artikel  158  EGV) 

Die  Union  entwickelt  und  verfolgt  weiterhin  ihre  Politik  zur  Stärkung  ihres  wirtschaftlichen,  sozialen 
und  territorialen  Zusammenhalts,  um  eine  harmonische  Entwicklung  der  Union  als  Ganzes  zu  för- 
dern. 

Die  Union  setzt  sich  insbesondere  zum  Ziel,  die  Unterschiede  im  Entwicklungsstand  der  verschiede- 
nen Regionen  und  den  Rückstand  der  am  stärksten  benachteiligten  Gebiete  zu  verringern. 

Unter  den  betreffenden  Gebieten  gilt  besondere  Aufmerksamkeit  den  ländlichen  Gebieten,  den  vom 
industriellen  Wandel  betroffenen  Gebieten  und  den  Gebieten  mit  schweren  und  dauerhaften  natür- 
lichen oder  demografischen  Nachteilen,  wie  den  nördlichsten  Regionen  mit  sehr  geringer  Bevölke- 
rungsdichte sowie  den  Insel-,  Grenz-  und  Bergregionen. 

Artikel  175 
(ex-Artikel  159  EGV) 

Die  Mitgliedstaaten  führen  und  koordinieren  ihre  Wirtschaftspolitik  in  der  Weise,  dass  auch  die  in 
Artikel  1 74  genannten  Ziele  erreicht  werden.  Die  Festlegung  und  Durchführung  der  Politiken  und 
Aktionen  der  Union  sowie  die  Errichtung  des  Binnenmarkts  berücksichtigen  die  Ziele  des  Artikels 
174  und  tragen  zu  deren  Verwirklichung  bei.  Die  Union  unterstützt  auch  diese  Bemühungen  durch 
die  Politik,  die  sie  mit  Hilfe  der  Strukturfonds  (Europäischer  Ausrichtungs-  und  Garantiefonds  für  die 
Landwirtschaft  -  Abteilung  Ausrichtung,  Europäischer  Sozialfonds,  Europäischer  Fonds  für  regionale 
Entwicklung),  der  Europäischen  Investitionsbank  und  der  sonstigen  vorhandenen  Finanzierungsinstru- 
mente führt. 

Die  Kommission  erstattet  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat,  dem  Wirtschafts-  und  Sozialaus- 
schuss  und  dem  Ausschuss  der  Regionen  alle  drei  Jahre  Bericht  über  die  Fortschritte  bei  der  Ver- 
wirklichung des  wirtschaftlichen,  sozialen  und  territorialen  Zusammenhalts  und  über  die  Art  und 
Weise,  in  der  die  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Mittel  hierzu  beigetragen  haben.  Diesem  Bericht 
werden  erforderlichenfalls  entsprechende  Vorschläge  beigefügt. 

Falls  sich  spezifische  Aktionen  außerhalb  der  Fonds  und  unbeschadet  der  im  Rahmen  der  anderen 
Politiken  der  Union  beschlossenen  Maßnahmen  als  erforderlich  erweisen,  so  können  sie  vom  Euro- 
päischen Parlament  und  vom  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  nach  Anhörung 
des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  und  des  Ausschusses  der  Regionen  beschlossen  werden. 

Artikel  176 
(ex-Artikel  160  EGV) 

Aufgabe  des  Europäischen  Fonds  für  regionale  Entwicklung  ist  es,  durch  Beteiligung  an  der  Entwick- 
lung und  an  der  strukturellen  Anpassung  der  rückständigen  Gebiete  und  an  der  Umstellung  der 
Industriegebiete  mit  rückläufiger  Entwicklung  zum  Ausgleich  der  wichtigsten  regionalen  Ungleichge- 
wichte in  der  Union  beizutragen. 
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Artikel  177 
(ex-Artikel  161  EGV) 

Unbeschadet  des  Artikels  178  legen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  durch  Verordnungen 
gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses und  des  Ausschusses  der  Regionen  die  Aufgaben,  die  vorrangigen  Ziele  und  die  Orga- 
nisation der  Strukturfonds  fest,  was  ihre  Neuordnung  einschließen  kann.  Nach  demselben  Verfahren 
werden  ferner  die  für  die  Fonds  geltenden  allgemeinen  Regeln  sowie  die  Bestimmungen  festgelegt,  die 
zur  Gewährleistung  einer  wirksamen  Arbeitsweise  und  zur  Koordinierung  der  Fonds  sowohl  unter- 
einander als  auch  mit  den  anderen  vorhandenen  Finanzierungsinstrumenten  erforderlich  sind. 

Ein  nach  demselben  Verfahren  errichteter  Kohäsionsfonds  trägt  zu  Vorhaben  in  den  Bereichen  Um- 
welt und  transeuropäische  Netze  auf  dem  Gebiet  der  Verkehrsinfrastruktur  finanziell  bei. 

Artikel  178 
(ex- Artikel  162  EGV) 

Die  den  Europäischen  Fonds  für  regionale  Entwicklung  betreffenden  Durchführungsverordnungen 
werden  vom  Europäischen  Parlament  und  vom  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  sowie  des  Ausschusses  der  Regionen 
gefasst. 

Für  den  Europäischen  Ausrichtungs-  und  Garantiefonds  für  die  Landwirtschaft,  Abteilung  Ausrich- 
tung, und  den  Europäischen  Sozialfonds  sind  die  Artikel  43  bzw.  164  weiterhin  anwendbar. 

TITEL  XIX 

FORSCHUNG,  TECHNOLOGISCHE  ENTWICKLUNG  UND  RAUMFAHRT 

Artikel  179 

(ex- Artikel  163  EGV) 

(1)  Die  Union  hat  zum  Ziel,  ihre  wissenschaftlichen  und  technologischen  Grundlagen  dadurch  zu 
stärken,  dass  ein  europäischer  Raum  der  Forschung  geschaffen  wird,  in  dem  Freizügigkeit  für  Forscher 
herrscht  und  wissenschaftliche  Erkenntnisse  und  Technologien  frei  ausgetauscht  werden,  die  Entwick- 
lung ihrer  Wettbewerbsfähigkeit  einschließlich  der  ihrer  Industrie  zu  fördern  sowie  alle  Forschungs- 
maßnahmen zu  unterstützen,  die  aufgrund  anderer  Kapitel  der  Verträge  für  erforderlich  gehalten 
werden. 

(2)  In  diesem  Sinne  unterstützt  sie  in  der  gesamten  Union  die  Unternehmen  -  einschließlich  der 
kleinen  und  mittleren  Unternehmen  -,  die  Forschungszentren  und  die  Hochschulen  bei  ihren  Bemü- 
hungen auf  dem  Gebiet  der  Forschung  und  technologischen  Entwicklung  von  hoher  Qualität;  sie 
fördert  ihre  Zusammenarbeitsbestrebungen,  damit  vor  allem  die  Forscher  ungehindert  über  die 
Grenzen  hinweg  zusammenarbeiten  und  die  Unternehmen  die  Möglichkeiten  des  Binnenmarkts  in 
vollem  Umfang  nutzen  können,  und  zwar  insbesondere  durch  Öffnen  des  einzelstaatlichen  öffent- 
lichen Auftragswesens,  Festlegung  gemeinsamer  Normen  und  Beseitigung  der  dieser  Zusammenarbeit 
entgegenstehenden  rechtlichen  und  steuerlichen  Hindernisse. 
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(3)  Alle  Maßnahmen  der  Union  aufgrund  der  Verträge  auf  dem  Gebiet  der  Forschung  und  der 
technologischen  Entwicklung  einschließlich  der  Demonstrationsvorhaben  werden  nach  Maßgabe  die- 
ses Titels  beschlossen  und  durchgeführt. 

Artikel  180 
(ex- Artikel  164  EGV) 

Zur  Erreichung  dieser  Ziele  trifft  die  Union  folgende  Maßnahmen,  welche  die  in  den  Mitgliedstaaten 
durchgeführten  Aktionen  ergänzen: 

a)  Durchführung  von  Programmen  für  Forschung,  technologische  Entwicklung  und  Demonstration 
unter  Förderung  der  Zusammenarbeit  mit  und  zwischen  Unternehmen,  Forschungszentren  und 
Hochschulen; 

b)  Förderung  der  Zusammenarbeit  mit  dritten  Ländern  und  internationalen  Organisationen  auf  dem 
Gebiet  der  Forschung  der  Union,  technologischen  Entwicklung  und  Demonstration; 

c)  Verbreitung  und  Auswertung  der  Ergebnisse  der  Tätigkeiten  auf  dem  Gebiet  der  Forschung  der 
Union,  technologischen  Entwicklung  und  Demonstration; 

d)  Förderung  der  Ausbildung  und  der  Mobilität  der  Forscher  aus  der  Union. 

Artikel  181 
(ex-Artikel  165  EGV) 

(1)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  koordinieren  ihre  Tätigkeiten  auf  dem  Gebiet  der  Forschung 
und  der  technologischen  Entwicklung,  um  die  Kohärenz  der  einzelstaatlichen  Politiken  und  der 
Politik  der  Union  sicherzustellen. 

(2)  Die  Kommission  kann  in  enger  Zusammenarbeit  mit  den  Mitgliedstaaten  alle  Initiativen  er- 
greifen, die  der  Koordinierung  nach  Absatz  1  förderlich  sind,  insbesondere  Initiativen,  die  darauf 
abzielen,  Leitlinien  und  Indikatoren  festzulegen,  den  Austausch  bewährter  Verfahren  durchzuführen 
und  die  erforderlichen  Elemente  für  eine  regelmäßige  Überwachung  und  Bewertung  auszuarbeiten. 
Das  Europäische  Parlament  wird  in  vollem  Umfang  unterrichtet. 

Artikel  182 
(ex-Artikel  166  EGV) 

(1)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  stellen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  ein  mehrjähriges  Rahmenpro- 
gramm auf,  in  dem  alle  Aktionen  der  Union  zusammengefasst  werden. 

In  dem  Rahmenprogramm  werden 

—  die  wissenschaftlichen  und  technologischen  Ziele,  die  mit  den  Maßnahmen  nach  Artikel  180 
erreicht  werden  sollen,  sowie  die  jeweiligen  Prioritäten  festgelegt; 
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—  die  Grundzüge  dieser  Maßnahmen  angegeben; 

—  der  Gesamthöchstbetrag  und  die  Einzelheiten  der  finanziellen  Beteiligung  der  Union  am  Rahmen- 
programm sowie  die  jeweiligen  Anteile  der  vorgesehenen  Maßnahmen  festgelegt. 

(2)  Das  Rahmenprogramm  wird  je  nach  Entwicklung  der  Lage  angepasst  oder  ergänzt. 

(3)  Die  Durchführung  des  Rahmenprogramms  erfolgt  durch  spezifische  Programme,  die  innerhalb 
einer  jeden  Aktion  entwickelt  werden.  In  jedem  spezifischen  Programm  werden  die  Einzelheiten 
seiner  Durchführung,  seine  Laufzeit  und  die  für  notwendig  erachteten  Mittel  festgelegt.  Die  Summe 
der  in  den  spezifischen  Programmen  für  notwendig  erachteten  Beträge  darf  den  für  das  Rahmenpro- 
gramm und  für  jede  Aktion  festgesetzten  Gesamthöchstbetrag  nicht  überschreiten. 

(4)  Die  spezifischen  Programme  werden  vom  Rat  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsver- 
fahren nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses 
beschlossen. 

(5)  Ergänzend  zu  den  in  dem  mehrjährigen  Rahmenprogramm  vorgesehenen  Aktionen  erlassen 
das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach 
Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  die  Maßnahmen,  die  für  die  Verwirklichung  des 
Europäischen  Raums  der  Forschung  notwendig  sind. 

Artikel  183 
(ex-Artikel  167  EGV) 

Zur  Durchführung  des  mehrjährigen  Rahmenprogramms  legt  die  Union  Folgendes  fest: 

—  die  Regeln  für  die  Beteiligung  der  Unternehmen,  der  Forschungszentren  und  der  Hochschulen; 

—  die  Regeln  für  die  Verbreitung  der  Forschungsergebnisse. 

Artikel  184 
(ex-Artikel  168  EGV) 

Bei  der  Durchführung  des  mehrjährigen  Rahmenprogramms  können  Zusatzprogramme  beschlossen 
werden,  an  denen  nur  bestimmte  Mitgliedstaaten  teilnehmen,  die  sie  vorbehaltlich  einer  etwaigen 
Beteiligung  der  Union  auch  finanzieren. 

Die  Union  legt  die  Regeln  für  die  Zusatzprogramme  fest,  insbesondere  hinsichtlich  der  Verbreitung 
der  Kenntnisse  und  des  Zugangs  anderer  Mitgliedstaaten. 
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Artikel  185 
(ex-Artikel  169  EGV) 

Die  Union  kann  im  Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Mitgliedstaaten  bei  der  Durchführung  des 
mehrjährigen  Rahmenprogramms  eine  Beteiligung  an  Forschungs-  und  Entwicklungsprogrammen 
mehrerer  Mitgliedstaaten,  einschließlich  der  Beteiligung  an  den  zu  ihrer  Durchführung  geschaffenen 
Strukturen,  vorsehen. 


Artikel  186 
(ex-Artikel  170  EGV) 

Die  Union  kann  bei  der  Durchführung  des  mehrjährigen  Rahmenprogramms  eine  Zusammenarbeit 
auf  dem  Gebiet  der  Forschung,  technologischen  Entwicklung  und  Demonstration  der  Union  mit 
dritten  Ländern  oder  internationalen  Organisationen  vorsehen. 

Die  Einzelheiten  dieser  Zusammenarbeit  können  Gegenstand  von  Abkommen  zwischen  der  Union 
und  den  betreffenden  dritten  Parteien  sein. 


Artikel  187 
(ex-Artikel  171  EGV) 

Die  Union  kann  gemeinsame  Unternehmen  gründen  oder  andere  Strukturen  schaffen,  die  für  die 
ordnungsgemäße  Durchführung  der  Programme  für  Forschung,  technologische  Entwicklung  und 
Demonstration  der  Union  erforderlich  sind. 


Artikel  188 
(ex-Artikel  172) 

Der  Rat  legt  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  die  in  Artikel  187  vorgesehenen  Bestimmungen  fest. 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  legen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  und 
nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  die  in  den  Artikeln  183,  184  und  185 
vorgesehenen  Bestimmungen  fest.  Für  die  Verabschiedung  der  Zusatzprogramme  ist  die  Zustimmung 
der  daran  beteiligten  Mitgliedstaaten  erforderlich. 


Artikel  189 

(1)  Zur  Förderung  des  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritts,  der  Wettbewerbsfähigkeit 
der  Industrie  und  der  Durchführung  ihrer  Politik  arbeitet  die  Union  eine  europäische  Raumfahrt- 
politik aus.  Sie  kann  zu  diesem  Zweck  gemeinsame  Initiativen  fördern,  die  Forschung  und  tech- 
nologische Entwicklung  unterstützen  und  die  Anstrengungen  zur  Erforschung  und  Nutzung  des 
Weltraums  koordinieren. 
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(2)  Als  Beitrag  zur  Erreichung  der  Ziele  des  Absatzes  1  werden  vom  Europäischen  Parlament  und 
vom  Rat  unter  Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  gemäß 
dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  die  notwendigen  Maßnahmen  erlassen,  was  in  Form  eines 
europäischen  Raumfahrtprogramms  geschehen  kann. 

(3)  Die  Union  stellt  die  zweckdienlichen  Verbindungen  zur  Europäischen  Weltraumorganisation 
her. 

(4)  Dieser  Artikel  gilt  unbeschadet  der  sonstigen  Bestimmungen  dieses  Titels. 

Artikel  190 

(ex-Artikel  173  EGV) 

Zu  Beginn  jedes  Jahres  unterbreitet  die  Kommission  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  einen 
Bericht.  Dieser  Bericht  erstreckt  sich  insbesondere  auf  die  Tätigkeiten  auf  dem  Gebiet  der  Forschung 
und  technologischen  Entwicklung  und  der  Verbreitung  der  Ergebnisse  dieser  Tätigkeiten  während  des 
Vorjahres  sowie  auf  das  Arbeitsprogramm  des  laufenden  Jahres. 

TITEL  XX 
UMWELT 

Artikel  191 
(ex-Artikel  174  EGV) 

(1)  Die  Umweltpolitik  der  Union  trägt  zur  Verfolgung  der  nachstehenden  Ziele  bei: 

—  Erhaltung  und  Schutz  der  Umwelt  sowie  Verbesserung  ihrer  Qualität; 

—  Schutz  der  menschlichen  Gesundheit; 

—  umsichtige  und  rationelle  Verwendung  der  natürlichen  Ressourcen; 

—  Förderung  von  Maßnahmen  auf  internationaler  Ebene  zur  Bewältigung  regionaler  oder  globaler 
Umweltprobleme  und  insbesondere  zur  Bekämpfung  des  Klimawandels. 

(2)  Die  Umweltpolitik  der  Union  zielt  unter  Berücksichtigung  der  unterschiedlichen  Gegebenheiten 
in  den  einzelnen  Regionen  der  Union  auf  ein  hohes  Schutzniveau  ab.  Sie  beruht  auf  den  Grundsätzen 
der  Vorsorge  und  Vorbeugung,  auf  dem  Grundsatz,  Umweltbeeinträchtigungen  mit  Vorrang  an  ihrem 
Ursprung  zu  bekämpfen,  sowie  auf  dem  Verursacherprinzip. 

Im  Hinblick  hierauf  umfassen  die  den  Erfordernissen  des  Umweltschutzes  entsprechenden  Harmoni- 
sierungsmaßnahmen gegebenenfalls  eine  Schutzklausel,  mit  der  die  Mitgliedstaaten  ermächtigt  wer- 
den, aus  nicht  wirtschaftlich  bedingten  umweltpolitischen  Gründen  vorläufige  Maßnahmen  zu  treffen, 
die  einem  Kontrollverfahren  der  Union  unterliegen. 
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(3)  Bei  der  Erarbeitung  ihrer  Umweltpolitik  berücksichtigt  die  Union 

—  die  verfügbaren  wissenschaftlichen  und  technischen  Daten; 

—  die  Umweltbedingungen  in  den  einzelnen  Regionen  der  Union; 

—  die  Vorteile  und  die  Belastung  aufgrund  des  Tätigwerdens  bzw.  eines  Nichttätigwerdens; 

—  die  wirtschaftliche  und  soziale  Entwicklung  der  Union  insgesamt  sowie  die  ausgewogene  Entwick- 
lung ihrer  Regionen. 

(4)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  arbeiten  im  Rahmen  ihrer  jeweiligen  Befugnisse  mit  dritten 
Ländern  und  den  zuständigen  internationalen  Organisationen  zusammen.  Die  Einzelheiten  der  Zu- 
sammenarbeit der  Union  können  Gegenstand  von  Abkommen  zwischen  dieser  und  den  betreffenden 
dritten  Parteien  sein. 

Unterabsatz  1  berührt  nicht  die  Zuständigkeit  der  Mitgliedstaaten,  in  internationalen  Gremien  zu 
verhandeln  und  internationale  Abkommen  zu  schließen. 

Artikel  192 
(ex-Artikel  175  EGV) 

(1)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beschließen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungs- 
verfahren und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  sowie  des  Ausschusses  der 
Regionen  über  das  Tätigwerden  der  Union  zur  Erreichung  der  in  Artikel  191  genannten  Ziele. 

(2)  Abweichend  von  dem  Beschlussverfahren  des  Absatzes  1  und  unbeschadet  des  Artikels  114 
erlässt  der  Rat  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  nach  Anhörung  des  Europäischen 
Parlaments,  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  sowie  des  Ausschusses  der  Regionen  einstimmig 

a)  Vorschriften  überwiegend  steuerlicher  Art; 

b)  Maßnahmen,  die 

—  die  Raumordnung  berühren, 

—  die  mengenmäßige  Bewirtschaftung  der  Wasserressourcen  berühren  oder  die  Verfügbarkeit 
dieser  Ressourcen  mittelbar  oder  unmittelbar  betreffen, 

—  die  Bodennutzung  mit  Ausnahme  der  Abfallbewirtschaftung  berühren; 

c)  Maßnahmen,  welche  die  Wahl  eines  Mitgliedstaats  zwischen  verschiedenen  Energiequellen  und  die 
allgemeine  Struktur  seiner  Energieversorgung  erheblich  berühren. 

Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments,  des 
Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  und  des  Ausschusses  der  Regionen  einstimmig  festlegen,  dass  für 
die  in  Unterabsatz  1  genannten  Bereiche  das  ordentliche  Gesetzgebungsverfahren  gilt. 
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(3)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beschließen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungs- 
verfahren und  nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  sowie  des  Ausschusses  der 
Regionen  allgemeine  Aktionsprogramme,  in  denen  die  vorrangigen  Ziele  festgelegt  werden. 

Die  zur  Durchführung  dieser  Programme  erforderlichen  Maßnahmen  werden,  je  nach  Fall,  nach  dem 
in  Absatz  1  beziehungsweise  Absatz  2  vorgesehenen  Verfahren  erlassen. 

(4)  Unbeschadet  bestimmter  Maßnahmen  der  Union  tragen  die  Mitgliedstaaten  für  die  Finanzie- 
rung und  Durchführung  der  Umweltpolitik  Sorge. 

(5)  Sofern  eine  Maßnahme  nach  Absatz  1  mit  unverhältnismäßig  hohen  Kosten  für  die  Behörden 
eines  Mitgliedstaats  verbunden  ist,  werden  darin  unbeschadet  des  Verursacherprinzips  geeignete  Be- 
stimmungen in  folgender  Form  vorgesehen: 

—  vorübergehende  Ausnahmeregelungen  und/oder 

—  eine  finanzielle  Unterstützung  aus  dem  nach  Artikel  177  errichteten  Kohäsionsfonds. 

Artikel  193 

(ex- Artikel  176  EGV) 

Die  Schutzmaßnahmen,  die  aufgrund  des  Artikels  192  getroffen  werden,  hindern  die  einzelnen 
Mitgliedstaaten  nicht  daran,  verstärkte  Schutzmaßnahmen  beizubehalten  oder  zu  ergreifen.  Die  be- 
treffenden Maßnahmen  müssen  mit  den  Verträgen  vereinbar  sein.  Sie  werden  der  Kommission 
notifiziert. 

TITEL  XXI 
ENERGIE 

Artikel  194 

(1)  Die  Energiepolitik  der  Union  verfolgt  im  Geiste  der  Solidarität  zwischen  den  Mitgliedstaaten  im 
Rahmen  der  Verwirklichung  oder  des  Funktionierens  des  Binnenmarkts  und  unter  Berücksichtigung 
der  Notwendigkeit  der  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Umwelt  folgende  Ziele: 

a)  Sicherstellung  des  Funktionierens  des  Energiemarkts; 

b)  Gewährleistung  der  Energieversorgungssicherheit  in  der  Union; 

c)  Förderung  der  Energieeffizienz  und  von  Energieeinsparungen  sowie  Entwicklung  neuer  und  er- 
neuerbarer Energiequellen  und 

d)  Förderung  der  Interkonnektion  der  Energienetze. 
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(2)  Unbeschadet  der  Anwendung  anderer  Bestimmungen  der  Verträge  erlassen  das  Europäische 
Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  die  Maßnahmen,  die  er- 
forderlich sind,  um  die  Ziele  nach  Absatz  1  zu  verwirklichen.  Der  Erlass  dieser  Maßnahmen  erfolgt 
nach  Anhörung  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  und  des  Ausschusses  der  Regionen. 

Diese  Maßnahmen  berühren  unbeschadet  des  Artikels  192  Absatz  2  Buchstabe  c  nicht  das  Recht 
eines  Mitgliedstaats,  die  Bedingungen  für  die  Nutzung  seiner  Energieressourcen,  seine  Wahl  zwischen 
verschiedenen  Energiequellen  und  die  allgemeine  Struktur  seiner  Energieversorgung  zu  bestimmen. 

(3)  Abweichend  von  Absatz  2  erlässt  der  Rat  die  darin  genannten  Maßnahmen  gemäß  einem 
besonderen  Gesetzgebungsverfahren  einstimmig  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments,  wenn 
sie  überwiegend  steuerlicher  Art  sind. 

TITEL  XXII 
TOURISMUS 

Artikel  195 

(1)  Die  Union  ergänzt  die  Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten  im  Tourismussektor,  insbesondere 
durch  die  Förderung  der  Wettbewerbsfähigkeit  der  Unternehmen  der  Union  in  diesem  Sektor. 

Die  Union  verfolgt  zu  diesem  Zweck  mit  ihrer  Tätigkeit  das  Ziel, 

a)  die  Schaffung  eines  günstigen  Umfelds  für  die  Entwicklung  der  Unternehmen  in  diesem  Sektor 
anzuregen; 

b)  die  Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten  insbesondere  durch  den  Austausch  bewährter 
Praktiken  zu  unterstützen. 

(2)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  unter  Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung 
der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  die 
spezifischen  Maßnahmen  zur  Ergänzung  der  Maßnahmen,  die  die  Mitgliedstaaten  zur  Verwirklichung 
der  in  diesem  Artikel  genannten  Ziele  durchführen. 

TITEL  XXIII 
KATASTROPHENSCHUTZ 

Artikel  196 

(1)  Die  Union  fördert  die  Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten,  um  die  Systeme  zur 
Verhütung  von  Naturkatastrophen  oder  von  vom  Menschen  verursachten  Katastrophen  und  zum 
Schutz  vor  solchen  Katastrophen  wirksamer  zu  gestalten. 
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Die  Tätigkeit  der  Union  hat  folgende  Ziele: 


a)  Unterstützung  und  Ergänzung  der  Tätigkeit  der  Mitgliedstaaten  auf  nationaler,  regionaler  und 
kommunaler  Ebene  im  Hinblick  auf  die  Risikoprävention,  auf  die  Ausbildung  der  in  den  Mit- 
gliedstaaten am  Katastrophenschutz  Beteiligten  und  auf  Einsätze  im  Falle  von  Naturkatastrophen 
oder  von  vom  Menschen  verursachten  Katastrophen  in  der  Union; 


b)  Förderung  einer  schnellen  und  effizienten  Zusammenarbeit  in  der  Union  zwischen  den  einzel- 
staatlichen Katastrophenschutzsteilen; 


c)  Verbesserung  der  Kohärenz  der  Katastrophenschutzmaßnahmen  auf  internationaler  Ebene. 


(2)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  unter  Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung 
der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  die  er- 
forderlichen Maßnahmen  zur  Verfolgung  der  Ziele  des  Absatzes  1. 

TITEL  XXIV 
VERWALTUNGSZUSAMMENARBEIT 

Artikel  197 

(1)  Die  für  das  ordnungsgemäße  Funktionieren  der  Union  entscheidende  effektive  Durchführung 
des  Unionsrechts  durch  die  Mitgliedstaaten  ist  als  Frage  von  gemeinsamem  Interesse  anzusehen. 

(2)  Die  Union  kann  die  Mitgliedstaaten  in  ihren  Bemühungen  um  eine  Verbesserung  der  Fähigkeit 
ihrer  Verwaltung  zur  Durchführung  des  Unionsrechts  unterstützen.  Dies  kann  insbesondere  die 
Erleichterung  des  Austauschs  von  Informationen  und  von  Beamten  sowie  die  Unterstützung  von 
Aus-  und  Weiterbildungsprogrammen  beinhalten.  Die  Mitgliedstaaten  müssen  diese  Unterstützung 
nicht  in  Anspruch  nehmen.  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  die  erforderlichen 
Maßnahmen  unter  Ausschluss  jeglicher  Harmonisierung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten 
durch  Verordnungen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren. 


(3)  Dieser  Artikel  berührt  weder  die  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten,  das  Unionsrecht  durch- 
zuführen, noch  die  Befugnisse  und  Pflichten  der  Kommission.  Er  berührt  auch  nicht  die  übrigen 
Bestimmungen  der  Verträge,  in  denen  eine  Verwaltungszusammenarbeit  unter  den  Mitgliedstaaten 
sowie  zwischen  diesen  und  der  Union  vorgesehen  ist. 
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VIERTER  TEIL 

DIE  ASSOZIIERUNG  DER  ÜBERSEEISCHEN  LÄNDER  UND 

HOHEITSGEBIETE 

Artikel  198 
(ex-Artikel  182  EGV) 

Die  Mitgliedstaaten  kommen  überein,  die  außereuropäischen  Länder  und  Hoheitsgebiete,  die  mit 
Dänemark,  Frankreich,  den  Niederlanden  und  dem  Vereinigten  Königreich  besondere  Beziehungen 
unterhalten,  der  Union  zu  assoziieren.  Diese  Länder  und  Hoheitsgebiete,  im  Folgenden  als  „Länder 
und  Hoheitsgebiete"  bezeichnet,  sind  in  Anhang  II  aufgeführt. 

Ziel  der  Assoziierung  ist  die  Förderung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Entwicklung  der  Länder  und 
Hoheitsgebiete  und  die  Herstellung  enger  Wirtschaftsbeziehungen  zwischen  ihnen  und  der  gesamten 
Union. 

Entsprechend  den  in  der  Präambel  dieses  Vertrags  aufgestellten  Grundsätzen  soll  die  Assoziierung  in 
erster  Linie  den  Interessen  der  Einwohner  dieser  Länder  und  Hoheitsgebiete  dienen  und  ihren  Wohl- 
stand fördern,  um  sie  der  von  ihnen  erstrebten  wirtschaftlichen,  sozialen  und  kulturellen  Entwicklung 
entgegenzuführen. 

Artikel  199 
(ex-Artikel  183  EGV) 

Mit  der  Assoziierung  werden  folgende  Zwecke  verfolgt: 

1.  Die  Mitgliedstaaten  wenden  auf  ihren  Handelsverkehr  mit  den  Ländern  und  Hoheitsgebieten  das 
System  an,  das  sie  aufgrund  der  Verträge  untereinander  anwenden. 

2.  Jedes  Land  oder  Hoheitsgebiet  wendet  auf  seinen  Handelsverkehr  mit  den  Mitgliedstaaten  und  den 
anderen  Ländern  und  Hoheitsgebieten  das  System  an,  das  es  auf  den  europäischen  Staat  anwendet, 
mit  dem  es  besondere  Beziehungen  unterhält. 

3.  Die  Mitgliedstaaten  beteiligen  sich  an  den  Investitionen,  welche  die  fortschreitende  Entwicklung 
dieser  Länder  und  Hoheitsgebiete  erfordert. 

4.  Bei  Ausschreibungen  und  Lieferungen  für  Investitionen,  die  von  der  Union  finanziert  werden, 
steht  die  Beteiligung  zu  gleichen  Bedingungen  allen  natürlichen  und  juristischen  Personen  offen, 
welche  die  Staatsangehörigkeit  der  Mitgliedstaaten  oder  der  Länder  oder  Hoheitsgebiete  besitzen. 

5.  Soweit  aufgrund  des  Artikels  203  nicht  Sonderregelungen  getroffen  werden,  gelten  zwischen  den 
Mitgliedstaaten  und  den  Ländern  und  Hoheitsgebieten  für  das  Niederlassungsrecht  ihrer  Staats- 
angehörigen und  Gesellschaften  die  Bestimmungen  und  Verfahrensregeln  des  Kapitels  Niederlas- 
sungsfreiheit, und  zwar  unter  Ausschluss  jeder  Diskriminierung. 
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Artikel  200 
(ex-Artikel  184  EGV) 

(1)  Zölle  bei  der  Einfuhr  von  Waren  aus  den  Ländern  und  Hoheitsgebieten  in  die  Mitgliedstaaten 
sind  verboten;  dies  geschieht  nach  Maßgabe  des  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Verbots  von  Zöllen 
zwischen  den  Mitgliedstaaten. 


(2)  In  jedem  Land  und  Hoheitsgebiet  sind  Zölle  bei  der  Einfuhr  von  Waren  aus  den  Mitglied- 
staaten und  den  anderen  Ländern  und  Hoheitsgebieten  nach  Maßgabe  des  Artikels  30  verboten. 


(3)  Die  Länder  und  Hoheitsgebiete  können  jedoch  Zölle  erheben,  die  den  Erfordernissen  ihrer 
Entwicklung  und  Industrialisierung  entsprechen  oder  als  Finanzzölle  der  Finanzierung  ihres  Haushalts 
dienen. 


Die  in  Unterabsatz  1  genannten  Zölle  dürfen  nicht  höher  sein  als  diejenigen,  die  für  die  Einfuhr  von 
Waren  aus  dem  Mitgliedstaat  gelten,  mit  dem  das  entsprechende  Land  oder  Hoheitsgebiet  besondere 
Beziehungen  unterhält. 


(4)  Absatz  2  gilt  nicht  für  die  Länder  und  Hoheitsgebiete,  die  aufgrund  besonderer  internationaler 
Verpflichtungen  bereits  einen  nichtdiskriminierenden  Zolltarif  anwenden. 


(5)  Die  Festlegung  oder  Änderung  der  Zollsätze  für  Waren,  die  in  die  Länder  und  Hoheitsgebiete 
eingeführt  werden,  darf  weder  rechtlich  noch  tatsächlich  zu  einer  mittelbaren  oder  unmittelbaren 
Diskriminierung  zwischen  den  Einfuhren  aus  den  einzelnen  Mitgliedstaaten  führen. 


Artikel  201 
(ex-Artikel  185  EGV) 

Ist  die  Höhe  der  Zollsätze,  die  bei  der  Einfuhr  in  ein  Land  oder  Hoheitsgebiet  für  Waren  aus  einem 
dritten  Land  gelten,  bei  Anwendung  des  Artikels  200  Absatz  1  geeignet,  Verkehrsverlagerungen  zum 
Nachteil  eines  Mitgliedstaats  hervorzurufen,  so  kann  dieser  die  Kommission  ersuchen,  den  anderen 
Mitgliedstaaten  die  erforderlichen  Abhilfemaßnahmen  vorzuschlagen. 


Artikel  202 
(ex- Artikel  186  EGV) 

Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  über  die  Volksgesundheit  und  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ord- 
nung werden  für  die  Freizügigkeit  der  Arbeitskräfte  aus  den  Ländern  und  Hoheitsgebieten  in  den 
Mitgliedstaaten  und  der  Arbeitskräfte  aus  den  Mitgliedstaaten  in  den  Ländern  und  Hoheitsgebieten 
Rechtsakte  nach  Artikel  203  erlassen. 
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Artikel  203 
(ex-Artikel  187  EGV) 

Der  Rat  erlässt  einstimmig  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  aufgrund  der  im  Rahmen  der  Asso- 
ziierung der  Länder  und  Hoheitsgebiete  an  die  Union  erzielten  Ergebnisse  und  der  Grundsätze  der 
Verträge  die  Bestimmungen  über  die  Einzelheiten  und  das  Verfahren  für  die  Assoziierung  der  Länder 
und  Hoheitsgebiete  an  die  Union.  Werden  diese  Bestimmungen  vom  Rat  gemäß  einem  besonderen 
Gesetzgebungsverfahren  angenommen,  so  beschließt  er  einstimmig  auf  Vorschlag  der  Kommission 
nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 


Artikel  204 
(ex-Artikel  188  EGV) 

Die  Artikel  198  bis  203  sind  auf  Grönland  anwendbar,  vorbehaltlich  der  spezifischen  Bestimmungen 
für  Grönland  in  dem  Protokoll  über  die  Sonderregelung  für  Grönland  im  Anhang  zu  den  Verträgen. 


FÜNFTER  TEIL 
DAS  AUSWÄRTIGE  HANDELN  DER  UNION 

TITEL  I 

ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN  ÜBER  DAS  AUSWÄRTIGE  HANDELN  DER  UNION 

Artikel  205 

Das  Handeln  der  Union  auf  internationaler  Ebene  im  Rahmen  dieses  Teils  wird  von  den  Grundsätzen 
bestimmt,  von  den  Zielen  geleitet  und  an  den  allgemeinen  Bestimmungen  ausgerichtet,  die  in  Titel  V 
Kapitel  1  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  niedergelegt  sind. 


TITEL  II 
GEMEINSAME  HANDELSPOLITIK 

Artikel  206 
(ex-Artikel  131  EGV) 

Durch  die  Schaffung  einer  Zollunion  nach  den  Artikeln  28  bis  32  trägt  die  Union  im  gemeinsamen 
Interesse  zur  harmonischen  Entwicklung  des  Welthandels,  zur  schrittweisen  Beseitigung  der  Be- 
schränkungen im  internationalen  Handelsverkehr  und  bei  den  ausländischen  Direktinvestitionen 
sowie  zum  Abbau  der  Zollschranken  und  anderer  Schranken  bei. 
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Artikel  207 
(ex-Artikel  133  EGV) 

(1)  Die  gemeinsame  Handelspolitik  wird  nach  einheitlichen  Grundsätzen  gestaltet;  dies  gilt  ins- 
besondere für  die  Änderung  von  Zollsätzen,  für  den  Abschluss  von  Zoll-  und  Handelsabkommen,  die 
den  Handel  mit  Waren  und  Dienstleistungen  betreffen,  und  für  die  Handelsaspekte  des  geistigen 
Eigentums,  die  ausländischen  Direktinvestitionen,  die  Vereinheitlichung  der  Liberalisierungsmaßnah- 
men, die  Ausfuhrpolitik  sowie  die  handelspolitischen  Schutzmaßnahmen,  zum  Beispiel  im  Fall  von 
Dumping  und  Subventionen.  Die  gemeinsame  Handelspolitik  wird  im  Rahmen  der  Grundsätze  und 
Ziele  des  auswärtigen  Handelns  der  Union  gestaltet. 

(2)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  durch  Verordnungen  gemäß  dem  ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren  die  Maßnahmen,  mit  denen  der  Rahmen  für  die  Umsetzung  der  gemein- 
samen Handelspolitik  bestimmt  wird. 

(3)  Sind  mit  einem  oder  mehreren  Drittländern  oder  internationalen  Organisationen  Abkommen 
auszuhandeln  und  zu  schließen,  so  findet  Artikel  218  vorbehaltlich  der  besonderen  Bestimmungen 
dieses  Artikels  Anwendung. 

Die  Kommission  legt  dem  Rat  Empfehlungen  vor;  dieser  ermächtigt  die  Kommission  zur  Aufnahme 
der  erforderlichen  Verhandlungen.  Der  Rat  und  die  Kommission  haben  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass 
die  ausgehandelten  Abkommen  mit  der  internen  Politik  und  den  internen  Vorschriften  der  Union 
vereinbar  sind. 

Die  Kommission  führt  diese  Verhandlungen  im  Benehmen  mit  einem  zu  ihrer  Unterstützung  vom 
Rat  bestellten  Sonderausschuss  und  nach  Maßgabe  der  Richtlinien,  die  ihr  der  Rat  erteilen  kann.  Die 
Kommission  erstattet  dem  Sonderausschuss  sowie  dem  Europäischen  Parlament  regelmäßig  Bericht 
über  den  Stand  der  Verhandlungen. 

(4)  Über  die  Aushandlung  und  den  Abschluss  der  in  Absatz  3  genannten  Abkommen  beschließt 
der  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit. 

Über  die  Aushandlung  und  den  Abschluss  eines  Abkommens  über  den  Dienstleistungsverkehr,  über 
Handelsaspekte  des  geistigen  Eigentums  oder  über  ausländische  Direktinvestitionen  beschließt  der  Rat 
einstimmig,  wenn  das  betreffende  Abkommen  Bestimmungen  enthält,  bei  denen  für  die  Annahme 
interner  Vorschriften  Einstimmigkeit  erforderlich  ist. 

Der  Rat  beschließt  ebenfalls  einstimmig  über  die  Aushandlung  und  den  Abschluss  von  Abkommen  in 
den  folgenden  Bereichen: 

a)  Handel  mit  kulturellen  und  audiovisuellen  Dienstleistungen,  wenn  diese  Abkommen  die  kulturelle 
und  sprachliche  Vielfalt  in  der  Union  beeinträchtigen  könnten; 

b)  Handel  mit  Dienstleistungen  des  Sozial-,  des  Bildungs-  und  des  Gesundheitssektors,  wenn  diese 
Abkommen  die  einzelstaatliche  Organisation  dieser  Dienstleistungen  ernsthaft  stören  und  die 
Verantwortlichkeit  der  Mitgliedstaaten  für  ihre  Erbringung  beinträchtigen  könnten. 

(5)  Für  die  Aushandlung  und  den  Abschluss  von  internationalen  Abkommen  im  Bereich  des 
Verkehrs  gelten  der  Dritte  Teil  Titel  VI  sowie  Artikel  218. 
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(6)  Die  Ausübung  der  durch  diesen  Artikel  übertragenen  Zuständigkeiten  im  Bereich  der  gemein- 
samen Handelspolitik  hat  keine  Auswirkungen  auf  die  Abgrenzung  der  Zuständigkeiten  zwischen  der 
Union  und  den  Mitgliedstaaten  und  führt  nicht  zu  einer  Harmonisierung  der  Rechtsvorschriften  der 
Mitgliedstaaten,  soweit  eine  solche  Harmonisierung  in  den  Verträgen  ausgeschlossen  wird. 

TITEL  III 

ZUSAMMENARBEIT  MIT  DRITTLÄNDERN  UND  HUMANITÄRE  HILFE 

KAPITEL  1 

ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 

Artikel  208 
(ex-Artikel  177  EGV) 

(1)  Die  Politik  der  Union  auf  dem  Gebiet  der  Entwicklungszusammenarbeit  wird  im  Rahmen  der 
Grundsätze  und  Ziele  des  auswärtigen  Handelns  der  Union  durchgeführt.  Die  Politik  der  Union  und 
die  Politik  der  Mitgliedstaaten  auf  dem  Gebiet  der  Entwicklungszusammenarbeit  ergänzen  und  ver- 
stärken sich  gegenseitig. 

Hauptziel  der  Unionspolitik  in  diesem  Bereich  ist  die  Bekämpfung  und  auf  längere  Sicht  die  Besei- 
tigung der  Armut.  Bei  der  Durchführung  politischer  Maßnahmen,  die  sich  auf  die  Entwicklungsländer 
auswirken  können,  trägt  die  Union  den  Zielen  der  Entwicklungszusammenarbeit  Rechnung. 

(2)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  kommen  den  im  Rahmen  der  Vereinten  Nationen  und 
anderer  zuständiger  internationaler  Organisationen  gegebenen  Zusagen  nach  und  berücksichtigen  die 
in  diesem  Rahmen  gebilligten  Zielsetzungen. 

Artikel  209 
(ex-Artikel  179  EGV) 

(1)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren die  zur  Durchführung  der  Politik  im  Bereich  der  Entwicklungszusammenarbeit  erforderlichen 
Maßnahmen;  diese  Maßnahmen  können  Mehrjahresprogramme  für  die  Zusammenarbeit  mit  Entwick- 
lungsländern oder  thematische  Programme  betreffen. 

(2)  Die  Union  kann  mit  Drittländern  und  den  zuständigen  internationalen  Organisationen  alle 
Übereinkünfte  schließen,  die  zur  Verwirklichung  der  Ziele  des  Artikels  21  des  Vertrags  über  die 
Europäische  Union  und  des  Artikels  208  dieses  Vertrags  beitragen. 

Unterabsatz  1  berührt  nicht  die  Zuständigkeit  der  Mitgliedstaaten,  in  internationalen  Gremien  zu 
verhandeln  und  Übereinkünfte  zu  schließen. 

(3)  Die  Europäische  Investitionsbank  trägt  nach  Maßgabe  ihrer  Satzung  zur  Durchführung  der 
Maßnahmen  im  Sinne  des  Absatzes  1  bei. 
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Artikel  210 
(ex-Artikel  180  EGV) 

(1)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  koordinieren  ihre  Politik  auf  dem  Gebiet  der  Entwicklungs- 
zusammenarbeit und  stimmen  ihre  Hilfsprogramme  aufeinander  ab,  auch  in  internationalen  Organi- 
sationen und  auf  internationalen  Konferenzen,  damit  ihre  Maßnahmen  einander  besser  ergänzen  und 
wirksamer  sind.  Sie  können  gemeinsame  Maßnahmen  ergreifen.  Die  Mitgliedstaaten  tragen  erforder- 
lichenfalls zur  Durchführung  der  Hilfsprogramme  der  Union  bei. 

(2)  Die  Kommission  kann  alle  Initiativen  ergreifen,  die  der  in  Absatz  1  genannten  Koordinierung 
förderlich  sind. 

Artikel  211 
(ex-Artikel  181  EGV) 

Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  arbeiten  im  Rahmen  ihrer  jeweiligen  Befugnisse  mit  dritten 
Ländern  und  den  zuständigen  internationalen  Organisationen  zusammen. 

KAPITEL  2 

WIRTSCHAFTLICHE,  FINANZIELLE  UND  TECHNISCHE  ZUSAMMENARBEIT 

MIT  DRITTLÄNDERN 

Artikel  212 
(ex- Artikel  181a  EGV) 

(1)  Unbeschadet  der  übrigen  Bestimmungen  der  Verträge,  insbesondere  der  Artikel  208  bis  211, 
führt  die  Union  mit  Drittländern,  die  keine  Entwicklungsländer  sind,  Maßnahmen  der  wirtschaftli- 
chen, finanziellen  und  technischen  Zusammenarbeit  durch,  die  auch  Unterstützung,  insbesondere  im 
finanziellen  Bereich,  einschließen.  Diese  Maßnahmen  stehen  mit  der  Entwicklungspolitik  der  Union 
im  Einklang  und  werden  im  Rahmen  der  Grundsätze  und  Ziele  ihres  auswärtigen  Handelns  durch- 
geführt. Die  Maßnahmen  der  Union  und  die  Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten  ergänzen  und  ver- 
stärken sich  gegenseitig. 

(2)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren die  zur  Durchführung  des  Absatzes  1  erforderlichen  Maßnahmen. 

(3)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  arbeiten  im  Rahmen  ihrer  jeweiligen  Zuständigkeiten  mit 
Drittländern  und  den  zuständigen  internationalen  Organisationen  zusammen.  Die  Einzelheiten  der 
Zusammenarbeit  der  Union  können  in  Abkommen  zwischen  dieser  und  den  betreffenden  dritten 
Parteien  geregelt  werden. 

Unterabsatz  1  berührt  nicht  die  Zuständigkeit  der  Mitgliedstaaten,  in  internationalen  Gremien  zu 
verhandeln  und  internationale  Abkommen  zu  schließen. 
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Artikel  213 


Ist  es  aufgrund  der  Lage  in  einem  Drittland  notwendig,  dass  die  Union  umgehend  finanzielle  Hilfe 
leistet,  so  erlässt  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  die  erforderlichen  Beschlüsse. 

KAPITEL  3 
HUMANITÄRE  HILFE 

Artikel  214 

(1)  Den  Rahmen  für  die  Maßnahmen  der  Union  im  Bereich  der  humanitären  Hilfe  bilden  die 
Grundsätze  und  Ziele  des  auswärtigen  Handelns  der  Union.  Die  Maßnahmen  dienen  dazu,  Einwoh- 
nern von  Drittländern,  die  von  Naturkatastrophen  oder  von  vom  Menschen  verursachten  Katastro- 
phen betroffen  sind,  gezielt  Hilfe,  Rettung  und  Schutz  zu  bringen,  damit  die  aus  diesen  Notständen 
resultierenden  humanitären  Bedürfnisse  gedeckt  werden  können.  Die  Maßnahmen  der  Union  und  die 
Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten  ergänzen  und  verstärken  sich  gegenseitig. 

(2)  Die  Maßnahmen  der  humanitären  Hilfe  werden  im  Einklang  mit  den  Grundsätzen  des  Völker- 
rechts sowie  den  Grundsätzen  der  Unparteilichkeit,  der  Neutralität  und  der  Nichtdiskriminierung 
durchgeführt. 

(3)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  legen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfah- 
ren die  Maßnahmen  zur  Festlegung  des  Rahmens  fest,  innerhalb  dessen  die  Maßnahmen  der  huma- 
nitären Hilfe  der  Union  durchgeführt  werden. 

(4)  Die  Union  kann  mit  Drittländern  und  den  zuständigen  internationalen  Organisationen  alle 
Übereinkünfte  schließen,  die  zur  Verwirklichung  der  Ziele  des  Absatzes  1  und  des  Artikels  21  des 
Vertrags  über  die  Europäische  Union  beitragen. 

Unterabsatz  1  berührt  nicht  die  Zuständigkeit  der  Mitgliedstaaten,  in  internationalen  Gremien  zu 
verhandeln  und  Übereinkünfte  zu  schließen. 

(5)  Als  Rahmen  für  gemeinsame  Beiträge  der  jungen  Europäer  zu  den  Maßnahmen  der  humani- 
tären Hilfe  der  Union  wird  ein  Europäisches  Freiwilligenkorps  für  humanitäre  Hilfe  geschaffen.  Das 
Europäische  Parlament  und  der  Rat  legen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  durch 
Verordnungen  die  Rechtsstellung  und  die  Einzelheiten  der  Arbeitsweise  des  Korps  fest. 

(6)  Die  Kommission  kann  alle  Initiativen  ergreifen,  die  der  Koordinierung  zwischen  den  Maß- 
nahmen der  Union  und  denen  der  Mitgliedstaaten  förderlich  sind,  damit  die  Programme  der  Union 
und  der  Mitgliedstaaten  im  Bereich  der  humanitären  Hilfe  wirksamer  sind  und  einander  besser 
ergänzen. 

(7)  Die  Union  trägt  dafür  Sorge,  dass  ihre  Maßnahmen  der  humanitären  Hilfe  mit  den  Maß- 
nahmen der  internationalen  Organisationen  und  Einrichtungen,  insbesondere  derer,  die  zum  System 
der  Vereinten  Nationen  gehören,  abgestimmt  werden  und  im  Einklang  mit  ihnen  stehen. 
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TITEL  IV 
RESTRIKTIVE  MASSNAHMEN 


Artikel  215 
(ex-Artikel  301  EGV) 

(1)  Sieht  ein  nach  Titel  V  Kapitel  2  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  erlassener  Beschluss 
die  Aussetzung,  Einschränkung  oder  vollständige  Einstellung  der  Wirtschafts-  und  Finanzbeziehungen 
zu  einem  oder  mehreren  Drittländern  vor,  so  erlässt  der  Rat  die  erforderlichen  Maßnahmen  mit 
qualifizierter  Mehrheit  auf  gemeinsamen  Vorschlag  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für  Außen-  und 
Sicherheitspolitik  und  der  Kommission.  Er  unterrichtet  hierüber  das  Europäische  Parlament. 

(2)  Sieht  ein  nach  Titel  V  Kapitel  2  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  erlassener  Beschluss 
dies  vor,  so  kann  der  Rat  nach  dem  Verfahren  des  Absatzes  1  restriktive  Maßnahmen  gegen  natür- 
liche oder  juristische  Personen  sowie  Gruppierungen  oder  nichtstaatliche  Einheiten  erlassen. 

(3)  In  den  Rechtsakten  nach  diesem  Artikel  müssen  die  erforderlichen  Bestimmungen  über  den 
Rechtsschutz  vorgesehen  sein. 

TITEL  V 

INTERNATIONALE  ÜBEREINKÜNFTE 

Artikel  216 

(1)  Die  Union  kann  mit  einem  oder  mehreren  Drittländern  oder  einer  oder  mehreren  interna- 
tionalen Organisationen  eine  Übereinkunft  schließen,  wenn  dies  in  den  Verträgen  vorgesehen  ist  oder 
wenn  der  Abschluss  einer  Übereinkunft  im  Rahmen  der  Politik  der  Union  entweder  zur  Verwirk- 
lichung eines  der  in  den  Verträgen  festgesetzten  Ziele  erforderlich  oder  in  einem  verbindlichen 
Rechtsakt  der  Union  vorgesehen  ist  oder  aber  gemeinsame  Vorschriften  beeinträchtigen  oder  deren 
Anwendungsbereich  ändern  könnte. 

(2)  Die  von  der  Union  geschlossenen  Übereinkünfte  binden  die  Organe  der  Union  und  die  Mit- 
gliedstaaten. 

Artikel  217 
(ex- Artikel  310  EGV) 

Die  Union  kann  mit  einem  oder  mehreren  Drittländern  oder  einer  oder  mehreren  internationalen 
Organisationen  Abkommen  schließen,  die  eine  Assoziierung  mit  gegenseitigen  Rechten  und  Pflichten, 
gemeinsamem  Vorgehen  und  besonderen  Verfahren  herstellen. 

Artikel  218 
(ex-Artikel  300  EGV) 

(1)  Unbeschadet  der  besonderen  Bestimmungen  des  Artikels  207  werden  Übereinkünfte  zwischen 
der  Union  und  Drittländern  oder  internationalen  Organisationen  nach  dem  im  Folgenden  beschrie- 
benen Verfahren  ausgehandelt  und  geschlossen. 
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(2)  Der  Rat  erteilt  eine  Ermächtigung  zur  Aufnahme  von  Verhandlungen,  legt  Verhandlungsricht- 
linien fest,  genehmigt  die  Unterzeichnung  und  schließt  die  Übereinkünfte. 

(3)  Die  Kommission  oder,  wenn  sich  die  geplante  Übereinkunft  ausschließlich  oder  hauptsächlich 
auf  die  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  bezieht,  der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen- 
und  Sicherheitspolitik  legt  dem  Rat  Empfehlungen  vor;  dieser  erlässt  einen  Beschluss  über  die  Er- 
mächtigung zur  Aufnahme  von  Verhandlungen  und  über  die  Benennung,  je  nach  dem  Gegenstand 
der  geplanten  Übereinkunft,  des  Verhandlungsführers  oder  des  Leiters  des  Verhandlungsteams  der 
Union. 

(4)  Der  Rat  kann  dem  Verhandlungsführer  Richtlinien  erteilen  und  einen  Sonderausschuss  bestel- 
len; die  Verhandlungen  sind  im  Benehmen  mit  diesem  Ausschuss  zu  führen. 

(5)  Der  Rat  erlässt  auf  Vorschlag  des  Verhandlungsführers  einen  Beschluss,  mit  dem  die  Unter- 
zeichnung der  Übereinkunft  und  gegebenenfalls  deren  vorläufige  Anwendung  vor  dem  Inkrafttreten 
genehmigt  werden. 

(6)  Der  Rat  erlässt  auf  Vorschlag  des  Verhandlungsführers  einen  Beschluss  über  den  Abschluss  der 
Übereinkunft. 

Mit  Ausnahme  der  Übereinkünfte,  die  ausschließlich  die  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik 
betreffen,  erlässt  der  Rat  den  Beschluss  über  den  Abschluss  der  Übereinkunft 

a)  nach  Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments  in  folgenden  Fällen: 

i)  Assoziierungsabkommen; 

ii)  Übereinkunft  über  den  Beitritt  der  Union  zur  Europäischen  Konvention  zum  Schutz  der 
Menschenrechte  und  Grundfreiheiten; 

iii)  Übereinkünfte,  die  durch  die  Einführung  von  Zusammenarbeitsverfahren  einen  besonderen 
institutionellen  Rahmen  schaffen; 

iv)  Übereinkünfte  mit  erheblichen  finanziellen  Folgen  für  die  Union; 

v)  Übereinkünfte  in  Bereichen,  für  die  entweder  das  ordentliche  Gesetzgebungsverfahren  oder, 
wenn  die  Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments  erforderlich  ist,  das  besondere  Gesetz- 
gebungsverfahren gilt. 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  in  dringenden  Fällen  eine  Frist  für  die  Zustim- 
mung vereinbaren. 

b)  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  in  den  übrigen  Fällen.  Das  Europäische  Parlament 
gibt  seine  Stellungnahme  innerhalb  einer  Frist  ab,  die  der  Rat  entsprechend  der  Dringlichkeit 
festlegen  kann.  Ergeht  innerhalb  dieser  Frist  keine  Stellungnahme,  so  kann  der  Rat  einen  Beschluss 
fassen. 
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(7)  Abweichend  von  den  Absätzen  5,  6  und  9  kann  der  Rat  den  Verhandlungsführer  bei  Ab- 
schluss  einer  Übereinkunft  ermächtigen,  im  Namen  der  Union  Änderungen  der  Übereinkunft  zu 
billigen,  wenn  die  Übereinkunft  vorsieht,  dass  diese  Änderungen  im  Wege  eines  vereinfachten  Ver- 
fahrens oder  durch  ein  durch  die  Übereinkunft  eingesetztes  Gremium  anzunehmen  sind.  Der  Rat 
kann  diese  Ermächtigung  gegebenenfalls  mit  besonderen  Bedingungen  verbinden. 

(8)  Der  Rat  beschließt  während  des  gesamten  Verfahrens  mit  qualifizierter  Mehrheit. 

Er  beschließt  jedoch  einstimmig,  wenn  die  Übereinkunft  einen  Bereich  betrifft,  in  dem  für  den  Erlass 
eines  Rechtsakts  der  Union  Einstimmigkeit  erforderlich  ist,  sowie  bei  Assoziierungsabkommen  und 
Übereinkünften  nach  Artikel  212  mit  beitrittswilligen  Staaten.  Auch  über  die  Übereinkunft  über  den 
Beitritt  der  Union  zur  Europäischen  Konvention  zum  Schutz  der  Menschenrechte  und  Grundfreihei- 
ten beschließt  der  Rat  einstimmig;  der  Beschluss  zum  Abschluss  dieser  Übereinkunft  tritt  in  Kraft, 
nachdem  die  Mitgliedstaaten  im  Einklang  mit  ihren  jeweiligen  verfassungsrechtlichen  Vorschriften 
zugestimmt  haben. 

(9)  Der  Rat  erlässt  auf  Vorschlag  der  Kommission  oder  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für 
Außen-  und  Sicherheitspolitik  einen  Beschluss  über  die  Aussetzung  der  Anwendung  einer  Überein- 
kunft und  zur  Festlegung  der  Standpunkte,  die  im  Namen  der  Union  in  einem  durch  eine  Über- 
einkunft eingesetzten  Gremium  zu  vertreten  sind,  sofern  dieses  Gremium  rechtswirksame  Akte,  mit 
Ausnahme  von  Rechtsakten  zur  Ergänzung  oder  Änderung  des  institutionellen  Rahmens  der  betref- 
fenden Übereinkunft,  zu  erlassen  hat. 

(10)  Das  Europäische  Parlament  wird  in  allen  Phasen  des  Verfahrens  unverzüglich  und  umfassend 
unterrichtet. 

(11)  Ein  Mitgliedstaat,  das  Europäische  Parlament,  der  Rat  oder  die  Kommission  können  ein 
Gutachten  des  Gerichtshofs  über  die  Vereinbarkeit  einer  geplanten  Übereinkunft  mit  den  Verträgen 
einholen.  Ist  das  Gutachten  des  Gerichtshofs  ablehnend,  so  kann  die  geplante  Übereinkunft  nur  in 
Kraft  treten,  wenn  sie  oder  die  Verträge  geändert  werden. 

Artikel  219 
(ex-Artikel  111  Absätze  1  bis  3  und  Absatz  5  EGV) 

(1)  Abweichend  von  Artikel  218  kann  der  Rat  entweder  auf  Empfehlung  der  Europäischen  Zen- 
tralbank oder  auf  Empfehlung  der  Kommission  und  nach  Anhörung  der  Europäischen  Zentralbank  in 
dem  Bemühen,  zu  einem  mit  dem  Ziel  der  Preisstabilität  im  Einklang  stehenden  Konsens  zu  ge- 
langen, förmliche  Vereinbarungen  über  ein  Wechselkurssystem  für  den  Euro  gegenüber  den  Wäh- 
rungen von  Drittstaaten  treffen.  Der  Rat  beschließt  nach  dem  Verfahren  des  Absatzes  3  einstimmig 
nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 

Der  Rat  kann  entweder  auf  Empfehlung  der  Europäischen  Zentralbank  oder  auf  Empfehlung  der 
Kommission  und  nach  Anhörung  der  Europäischen  Zentralbank  in  dem  Bemühen,  zu  einem  mit  dem 
Ziel  der  Preisstabilität  im  Einklang  stehenden  Konsens  zu  gelangen,  die  Euro-Leitkurse  innerhalb  des 
Wechselkurssystems  festlegen,  ändern  oder  aufgeben.  Der  Präsident  des  Rates  unterrichtet  das  Euro- 
päische Parlament  von  der  Festlegung,  Änderung  oder  Aufgabe  der  Euro-Leitkurse. 
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(2)  Besteht  gegenüber  einer  oder  mehreren  Währungen  von  Drittstaaten  kein  Wechselkurssystem 
nach  Absatz  1 ,  so  kann  der  Rat  entweder  auf  Empfehlung  der  Kommission  und  nach  Anhörung  der 
Europäischen  Zentralbank  oder  auf  Empfehlung  der  Europäischen  Zentralbank  allgemeine  Orientie- 
rungen für  die  Wechselkurspolitik  gegenüber  diesen  Währungen  aufstellen.  Diese  allgemeinen  Ori- 
entierungen dürfen  das  vorrangige  Ziel  des  ESZB,  die  Preisstabilität  zu  gewährleisten,  nicht  beein- 
trächtigen. 

(3)  Wenn  von  der  Union  mit  einem  oder  mehreren  Drittstaaten  oder  internationalen  Organisa- 
tionen Vereinbarungen  im  Zusammenhang  mit  Währungsfragen  oder  Devisenregelungen  auszuhan- 
deln sind,  beschließt  der  Rat  abweichend  von  Artikel  218  auf  Empfehlung  der  Kommission  und  nach 
Anhörung  der  Europäischen  Zentralbank  die  Modalitäten  für  die  Aushandlung  und  den  Abschluss 
solcher  Vereinbarungen.  Mit  diesen  Modalitäten  wird  gewährleistet,  dass  die  Union  einen  einheitli- 
chen Standpunkt  vertritt.  Die  Kommission  wird  an  den  Verhandlungen  in  vollem  Umfang  beteiligt. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  haben  das  Recht,  unbeschadet  der  Unionszuständigkeit  und  der  Unions- 
vereinbarungen über  die  Wirtschafts-  und  Währungsunion  in  internationalen  Gremien  Verhandlun- 
gen zu  führen  und  internationale  Vereinbarungen  zu  treffen. 

TITEL  VI 

BEZIEHUNGEN  DER  UNION  ZU  INTERNATIONALEN  ORGANISATIONEN  UND 
DRITTLÄNDERN  SOWIE  DELEGATIONEN  DER  UNION 

Artikel  220 
(ex-Artikel  302  bis  304  EGV) 

(1)  Die  Union  betreibt  jede  zweckdienliche  Zusammenarbeit  mit  den  Organen  der  Vereinten 
Nationen  und  ihrer  Sonderorganisationen,  dem  Europarat,  der  Organisation  für  Sicherheit  und  Zu- 
sammenarbeit in  Europa  und  der  Organisation  für  wirtschaftliche  Zusammenarbeit  und  Entwicklung. 

Die  Union  unterhält  ferner,  soweit  zweckdienlich,  Beziehungen  zu  anderen  internationalen  Organi- 
sationen. 

(2)  Die  Durchführung  dieses  Artikels  obliegt  dem  Hohen  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und 
Sicherheitspolitik  und  der  Kommission. 

Artikel  221 

(1)  Die  Delegationen  der  Union  in  Drittländern  und  bei  internationalen  Organisationen  sorgen  für 
die  Vertretung  der  Union. 

(2)  Die  Delegationen  der  Union  unterstehen  der  Leitung  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für 
Außen-  und  Sicherheitspolitik.  Sie  werden  in  enger  Zusammenarbeit  mit  den  diplomatischen  und 
konsularischen  Vertretungen  der  Mitgliedstaaten  tätig. 
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TITEL  VII 
SOLIDARITÄTSKLAUSEL 

Artikel  222 

(1)  Die  Union  und  ihre  Mitgliedstaaten  handeln  gemeinsam  im  Geiste  der  Solidarität,  wenn  ein 
Mitgliedstaat  von  einem  Terroranschlag,  einer  Naturkatastrophe  oder  einer  vom  Menschen  verursach- 
ten Katastrophe  betroffen  ist.  Die  Union  mobilisiert  alle  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Mittel,  ein- 
schließlich der  ihr  von  den  Mitgliedstaaten  bereitgestellten  militärischen  Mittel,  um 

a)  —  terroristische  Bedrohungen  im  Hoheitsgebiet  von  Mitgliedstaaten  abzuwenden; 

—  die  demokratischen  Institutionen  und  die  Zivilbevölkerung  vor  etwaigen  Terroranschlägen  zu 
schützen; 

—  im  Falle  eines  Terroranschlags  einen  Mitgliedstaat  auf  Ersuchen  seiner  politischen  Organe 
innerhalb  seines  Hoheitsgebiets  zu  unterstützen; 

b)  im  Falle  einer  Naturkatastrophe  oder  einer  vom  Menschen  verursachten  Katastrophe  einen  Mit- 
gliedstaat auf  Ersuchen  seiner  politischen  Organe  innerhalb  seines  Hoheitsgebiets  zu  unterstützen. 

(2)  Ist  ein  Mitgliedstaat  von  einem  Terroranschlag,  einer  Naturkatastrophe  oder  einer  vom  Men- 
schen verursachten  Katastrophe  betroffen,  so  leisten  die  anderen  Mitgliedstaaten  ihm  auf  Ersuchen 
seiner  politischen  Organe  Unterstützung.  Zu  diesem  Zweck  sprechen  die  Mitgliedstaaten  sich  im  Rat 
ab. 


(3)  Die  Einzelheiten  für  die  Anwendung  dieser  Solidaritätsklausel  durch  die  Union  werden  durch 
einen  Beschluss  festgelegt,  den  der  Rat  aufgrund  eines  gemeinsamen  Vorschlags  der  Kommission  und 
des  Hohen  Vertreters  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  erlässt.  Hat  dieser  Beschluss 
Auswirkungen  im  Bereich  der  Verteidigung,  so  beschließt  der  Rat  nach  Artikel  31  Absatz  1  des 
Vertrags  über  die  Europäische  Union.  Das  Europäische  Parlament  wird  darüber  unterrichtet. 

Für  die  Zwecke  dieses  Absatzes  unterstützen  den  Rat  unbeschadet  des  Artikels  240  das  Politische  und 
Sicherheitspolitische  Komitee,  das  sich  hierbei  auf  die  im  Rahmen  der  Gemeinsamen  Sicherheits-  und 
Verteidigungspolitik  entwickelten  Strukturen  stützt,  sowie  der  Ausschuss  nach  Artikel  71,  die  dem 
Rat  gegebenenfalls  gemeinsame  Stellungnahmen  vorlegen. 

(4)  Damit  die  Union  und  ihre  Mitgliedstaaten  auf  effiziente  Weise  tätig  werden  können,  nimmt  der 
Europäische  Rat  regelmäßig  eine  Einschätzung  der  Bedrohungen  vor,  denen  die  Union  ausgesetzt  ist. 
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SECHSTER  TEIL 

INSTITUTIONELLE  BESTIMMUNGEN  UND  FINANZVORSCHRIFTEN 


TITEL  I 

VORSCHRIFTEN  ÜBER  DIE  ORGANE 

KAPITEL  1 
DIE  ORGANE 

ABSCHNITT  1 
DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT 

Artikel  223 
(ex-Artikel  190  Absätze  4  und  5  EGV) 

(1)  Das  Europäische  Parlament  erstellt  einen  Entwurf  der  erforderlichen  Bestimmungen  für  die 
allgemeine  unmittelbare  Wahl  seiner  Mitglieder  nach  einem  einheitlichen  Verfahren  in  allen  Mitglied- 
staaten oder  im  Einklang  mit  den  allen  Mitgliedstaaten  gemeinsamen  Grundsätzen. 


Der  Rat  erlässt  die  erforderlichen  Bestimmungen  einstimmig  gemäß  einem  besonderen  Gesetz- 
gebungsverfahren und  nach  Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments,  die  mit  der  Mehrheit  seiner 
Mitglieder  erteilt  wird.  Diese  Bestimmungen  treten  nach  Zustimmung  der  Mitgliedstaaten  im  Einklang 
mit  ihren  jeweiligen  verfassungsrechtlichen  Vorschriften  in  Kraft. 


(2)  Das  Europäische  Parlament  legt  aus  eigener  Initiative  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungs- 
verfahren durch  Verordnungen  nach  Anhörung  der  Kommission  und  mit  Zustimmung  des  Rates  die 
Regelungen  und  allgemeinen  Bedingungen  für  die  Wahrnehmung  der  Aufgaben  seiner  Mitglieder  fest. 
Alle  Vorschriften  und  Bedingungen,  die  die  Steuerregelung  für  die  Mitglieder  oder  ehemaligen  Mit- 
glieder betreffen,  sind  vom  Rat  einstimmig  festzulegen. 


Artikel  224 
(ex-Artikel  191  Absatz  2  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  legen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
durch  Verordnungen  die  Regelungen  für  die  politischen  Parteien  auf  europäischer  Ebene  nach  Ar- 
tikel 10  Absatz  4  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  insbesondere  die  Vorschriften  über 
ihre  Finanzierung  fest. 
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Artikel  225 
(ex-Artikel  192  Absatz  2  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  kann  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  die  Kommission  auffordern, 
geeignete  Vorschläge  zu  Fragen  zu  unterbreiten,  die  nach  seiner  Auffassung  die  Ausarbeitung  eines 
Unionsakts  zur  Durchführung  der  Verträge  erfordern.  Legt  die  Kommission  keinen  Vorschlag  vor,  so 
teilt  sie  dem  Europäischen  Parlament  die  Gründe  dafür  mit. 

Artikel  226 
(ex-Artikel  193  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  kann  bei  der  Erfüllung  seiner  Aufgaben  auf  Antrag  eines  Viertels  seiner 
Mitglieder  die  Einsetzung  eines  nichtständigen  Untersuchungsausschusses  beschließen,  der  unbescha- 
det der  Befugnisse,  die  anderen  Organen  oder  Einrichtungen  durch  die  Verträge  übertragen  sind, 
behauptete  Verstöße  gegen  das  Unionsrecht  oder  Missstände  bei  der  Anwendung  desselben  prüft;  dies 
gilt  nicht,  wenn  ein  Gericht  mit  den  behaupteten  Sachverhalten  befasst  ist,  solange  das  Gerichts- 
verfahren nicht  abgeschlossen  ist. 

Mit  der  Vorlage  seines  Berichts  hört  der  nichtständige  Untersuchungsausschuss  auf  zu  bestehen. 

Die  Einzelheiten  der  Ausübung  des  Untersuchungsrechts  werden  vom  Europäischen  Parlament  fest- 
gelegt, das  aus  eigener  Initiative  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  durch  Verord- 
nungen nach  Zustimmung  des  Rates  und  der  Kommission  beschließt. 

Artikel  227 
(ex-Artikel  194  EGV) 

Jeder  Bürger  der  Union  sowie  jede  natürliche  oder  juristische  Person  mit  Wohnort  oder  satzungs- 
mäßigem Sitz  in  einem  Mitgliedstaat  kann  allein  oder  zusammen  mit  anderen  Bürgern  oder  Personen 
in  Angelegenheiten,  die  in  die  Tätigkeitsbereiche  der  Union  fallen  und  die  ihn  oder  sie  unmittelbar 
betreffen,  eine  Petition  an  das  Europäische  Parlament  richten. 

Artikel  228 
(ex-Artikel  195  EGV) 

(1)  Ein  vom  Europäischen  Parlament  gewählter  Europäischer  Bürgerbeauftragter  ist  befugt,  Be- 
schwerden von  jedem  Bürger  der  Union  oder  von  jeder  natürlichen  oder  juristischen  Person  mit 
Wohnort  oder  satzungsmäßigem  Sitz  in  einem  Mitgliedstaat  über  Missstände  bei  der  Tätigkeit  der 
Organe,  Einrichtungen  oder  sonstigen  Stellen  der  Union,  mit  Ausnahme  des  Gerichtshofs  der  Euro- 
päischen Union  in  Ausübung  seiner  Rechtsprechungsbefugnisse,  entgegenzunehmen.  Er  untersucht 
diese  Beschwerden  und  erstattet  darüber  Bericht. 

Der  Bürgerbeauftragte  führt  im  Rahmen  seines  Auftrags  von  sich  aus  oder  aufgrund  von  Beschwer- 
den, die  ihm  unmittelbar  oder  über  ein  Mitglied  des  Europäischen  Parlaments  zugehen,  Untersuchun- 
gen durch,  die  er  für  gerechtfertigt  hält;  dies  gilt  nicht,  wenn  die  behaupteten  Sachverhalte  Gegen- 
stand eines  Gerichtsverfahrens  sind  oder  waren.  Hat  der  Bürgerbeauftragte  einen  Missstand  fest- 
gestellt, so  befasst  er  das  betreffende  Organ,  die  betreffende  Einrichtung  oder  sonstige  Stelle,  das 
bzw.  die  über  eine  Frist  von  drei  Monaten  verfügt,  um  ihm  seine  bzw.  ihre  Stellungnahme  zu 
übermitteln.  Der  Bürgerbeauftragte  legt  anschließend  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  betref- 
fenden Organ,  der  betreffenden  Einrichtung  oder  sonstigen  Stelle  einen  Bericht  vor.  Der  Beschwerde- 
führer wird  über  das  Ergebnis  dieser  Untersuchungen  unterrichtet. 
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Der  Bürgerbeauftragte  legt  dem  Europäischen  Parlament  jährlich  einen  Bericht  über  die  Ergebnisse 
seiner  Untersuchungen  vor. 

(2)  Der  Bürgerbeauftragte  wird  nach  jeder  Wahl  des  Europäischen  Parlaments  für  die  Dauer  der 
Wahlperiode  gewählt.  Wiederwahl  ist  zulässig. 

Der  Bürgerbeauftragte  kann  auf  Antrag  des  Europäischen  Parlaments  vom  Gerichtshof  seines  Amtes 
enthoben  werden,  wenn  er  die  Voraussetzungen  für  die  Ausübung  seines  Amtes  nicht  mehr  erfüllt 
oder  eine  schwere  Verfehlung  begangen  hat. 

(3)  Der  Bürgerbeauftragte  übt  sein  Amt  in  völliger  Unabhängigkeit  aus.  Er  darf  bei  der  Erfüllung 
seiner  Pflichten  von  keiner  Regierung,  keinem  Organ,  keiner  Einrichtung  oder  sonstigen  Stelle  Wei- 
sungen einholen  oder  entgegennehmen.  Der  Bürgerbeauftragte  darf  während  seiner  Amtszeit  keine 
andere  entgeltliche  oder  unentgeltliche  Berufstätigkeit  ausüben. 

(4)  Das  Europäische  Parlament  legt  aus  eigener  Initiative  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungs- 
verfahren durch  Verordnungen  nach  Stellungnahme  der  Kommission  und  nach  Zustimmung  des 
Rates  die  Regelungen  und  allgemeinen  Bedingungen  für  die  Ausübung  der  Aufgaben  des  Bürger- 
beauftragten fest. 

Artikel  229 
(ex-Artikel  196  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  hält  jährlich  eine  Sitzungsperiode  ab.  Es  tritt,  ohne  dass  es  einer  Ein- 
berufung bedarf,  am  zweiten  Dienstag  des  Monats  März  zusammen. 

Das  Europäische  Parlament  kann  auf  Antrag  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  sowie  auf  Antrag  des 
Rates  oder  der  Kommission  zu  einer  außerordentlichen  Sitzungsperiode  zusammentreten. 

Artikel  230 
(ex-Artikel  197  Absätze  2,  3  und  4  EGV) 

Die  Kommission  kann  an  allen  Sitzungen  des  Europäischen  Parlaments  teilnehmen  und  wird  auf 
ihren  Antrag  gehört. 

Die  Kommission  antwortet  mündlich  oder  schriftlich  auf  die  ihr  vom  Europäischen  Parlament  oder 
von  dessen  Mitgliedern  gestellten  Fragen. 

Der  Europäische  Rat  und  der  Rat  werden  vom  Europäischen  Parlament  nach  Maßgabe  der  Geschäfts- 
ordnung des  Europäischen  Rates  und  der  Geschäftsordnung  des  Rates  gehört. 
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Artikel  231 
(ex-Artikel  198  EGV) 


Soweit  die  Verträge  nicht  etwas  anderes  bestimmen,  beschließt  das  Europäische  Parlament  mit  der 
Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen. 

Die  Geschäftsordnung  legt  die  Beschlussfähigkeit  fest. 

Artikel  232 
(ex- Artikel  199  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  gibt  sich  seine  Geschäftsordnung;  hierzu  sind  die  Stimmen  der  Mehrheit 
seiner  Mitglieder  erforderlich. 

Die  Verhandlungsniederschriften  des  Europäischen  Parlaments  werden  nach  Maßgabe  der  Verträge 
und  seiner  Geschäftsordnung  veröffentlicht. 

Artikel  233 
(ex-Artikel  200  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  erörtert  in  öffentlicher  Sitzung  den  jährlichen  Gesamtbericht,  der  ihm  von 
der  Kommission  vorgelegt  wird. 

Artikel  234 
(ex- Artikel  201  EGV) 

Wird  wegen  der  Tätigkeit  der  Kommission  ein  Misstrauensantrag  eingebracht,  so  darf  das  Europäische 
Parlament  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Tagen  nach  seiner  Einbringung  und  nur  in  offener  Abstimmung 
darüber  entscheiden. 

Wird  der  Misstrauensantrag  mit  der  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stimmen  und  mit 
der  Mehrheit  der  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments  angenommen,  so  legen  die  Mitglieder  der 
Kommission  geschlossen  ihr  Amt  nieder,  und  der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicher- 
heitspolitik legt  sein  im  Rahmen  der  Kommission  ausgeübtes  Amt  nieder.  Sie  bleiben  im  Amt  und 
führen  die  laufenden  Geschäfte  bis  zu  ihrer  Ersetzung  nach  Artikel  17  des  Vertrags  über  die  Euro- 
päische Union  weiter.  In  diesem  Fall  endet  die  Amtszeit  der  zu  ihrer  Ersetzung  ernannten  Mitglieder 
der  Kommission  zu  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  die  Amtszeit  der  Mitglieder  der  Kommission,  die  ihr  Amt 
geschlossen  niederlegen  mussten,  geendet  hätte. 

ABSCHNITT  2 
DER  EUROPÄISCHE  RAT 

Artikel  235 

(1)  Jedes  Mitglied  des  Europäischen  Rates  kann  sich  das  Stimmrecht  höchstens  eines  anderen 
Mitglieds  übertragen  lassen. 
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Beschließt  der  Europäische  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit,  so  gelten  für  ihn  Artikel  1 6  Absatz  4  des 
Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  Artikel  238  Absatz  2  dieses  Vertrags.  An  Abstimmungen 
im  Europäischen  Rat  nehmen  dessen  Präsident  und  der  Präsident  der  Kommission  nicht  teil. 

Die  Stimmenthaltung  von  anwesenden  oder  vertretenen  Mitgliedern  steht  dem  Zustandekommen  von 
Beschlüssen  des  Europäischen  Rates,  zu  denen  Einstimmigkeit  erforderlich  ist,  nicht  entgegen. 

(2)  Der  Präsident  des  Europäischen  Parlaments  kann  vom  Europäischen  Rat  gehört  werden. 

(3)  Der  Europäische  Rat  beschließt  mit  einfacher  Mehrheit  über  Verfahrensfragen  sowie  über  den 
Erlass  seiner  Geschäftsordnung. 

(4)  Der  Europäische  Rat  wird  vom  Generalsekretariat  des  Rates  unterstützt. 

Artikel  236 

Der  Europäische  Rat  erlässt  mit  qualifizierter  Mehrheit 

a)  einen  Beschluss  zur  Festlegung  der  Zusammensetzungen  des  Rates,  mit  Ausnahme  des  Rates 
„Allgemeine  Angelegenheiten"  und  des  Rates  „Auswärtige  Angelegenheiten"  nach  Artikel  16  Ab- 
satz 6  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union; 

b)  einen  Beschluss  nach  Artikel  1 6  Absatz  9  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  zur  Festlegung 
des  Vorsitzes  im  Rat  in  allen  seinen  Zusammensetzungen  mit  Ausnahme  des  Rates  „Auswärtige 
Angelegenheiten". 

ABSCHNITT  3 
DER  RAT 

Artikel  237 
(ex-Artikel  204  EGV) 

Der  Rat  wird  von  seinem  Präsidenten  aus  eigenem  Entschluss  oder  auf  Antrag  eines  seiner  Mitglieder 
oder  der  Kommission  einberufen. 

Artikel  238 
(ex-Artikel  205  Absätze  1  und  2  EGV) 

(1)  Ist  zu  einem  Beschluss  des  Rates  die  einfache  Mehrheit  erforderlich,  so  beschließt  der  Rat  mit 
der  Mehrheit  seiner  Mitglieder. 

(2)  Beschließt  der  Rat  nicht  auf  Vorschlag  der  Kommission  oder  des  Hohen  Vertreters  der  Union 
für  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  so  gilt  ab  dem  1.  November  2014  abweichend  von  Artikel  16 
Absatz  4  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  vorbehaltlich  der  Vorschriften  des  Protokolls 
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über  die  Übergangsbestimmungen  als  qualifizierte  Mehrheit  eine  Mehrheit  von  mindestens  72  %  der 
Mitglieder  des  Rates,  sofern  die  von  ihnen  vertretenen  Mitgliedstaaten  zusammen  mindestens  65  % 
der  Bevölkerung  der  Union  ausmachen. 

(3)  In  den  Fällen,  in  denen  in  Anwendung  der  Verträge  nicht  alle  Mitglieder  des  Rates  stimm- 
berechtigt sind,  gilt  ab  dem  1.  November  2014  vorbehaltlich  der  Vorschriften  des  Protokolls  über  die 
Übergangsbestimmungen  für  die  qualifizierte  Mehrheit  Folgendes: 

a)  Als  qualifizierte  Mehrheit  gilt  eine  Mehrheit  von  mindestens  55%  derjenigen  Mitglieder  des  Rates, 
die  die  beteiligten  Mitgliedstaaten  vertreten,  sofern  die  von  ihnen  vertretenen  Mitgliedstaaten 
zusammen  mindestens  65  %  der  Bevölkerung  der  beteiligten  Mitgliedstaaten  ausmachen. 

Für  eine  Sperrminorität  bedarf  es  mindestens  der  Mindestzahl  von  Mitgliedern  des  Rates,  die 
zusammen  mehr  als  35  %  der  Bevölkerung  der  beteiligten  Mitgliedstaaten  vertreten,  zuzüglich 
eines  Mitglieds;  andernfalls  gilt  die  qualifizierte  Mehrheit  als  erreicht. 

b)  Beschließt  der  Rat  nicht  auf  Vorschlag  der  Kommission  oder  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für 
Außen-  und  Sicherheitspolitik,  so  gilt  abweichend  von  Buchstabe  a  als  qualifizierte  Mehrheit  eine 
Mehrheit  von  mindestens  72  %  derjenigen  Mitglieder  des  Rates,  die  die  beteiligten  Mitgliedstaaten 
vertreten,  sofern  die  von  ihnen  vertretenen  Mitgliedstaaten  zusammen  mindestens  65  %  der 
Bevölkerung  der  beteiligten  Mitgliedstaaten  ausmachen. 

(4)  Die  Stimmenthaltung  von  anwesenden  oder  vertretenen  Mitgliedern  steht  dem  Zustandekom- 
men von  Beschlüssen  des  Rates,  zu  denen  Einstimmigkeit  erforderlich  ist,  nicht  entgegen. 

Artikel  239 
(ex-Artikel  206  EGV) 

Jedes  Mitglied  kann  sich  das  Stimmrecht  höchstens  eines  anderen  Mitglieds  übertragen  lassen. 

Artikel  240 

(ex- Artikel  207  EGV) 

(1)  Ein  Ausschuss,  der  sich  aus  den  Ständigen  Vertretern  der  Regierungen  der  Mitgliedstaaten 
zusammensetzt,  trägt  die  Verantwortung,  die  Arbeiten  des  Rates  vorzubereiten  und  die  ihm  vom 
Rat  übertragenen  Aufträge  auszuführen.  Der  Ausschuss  kann  in  Fällen,  die  in  der  Geschäftsordnung 
des  Rates  vorgesehen  sind,  Verfahrensbeschlüsse  fassen. 

(2)  Der  Rat  wird  von  einem  Generalsekretariat  unterstützt,  das  einem  vom  Rat  ernannten  Ge- 
neralsekretär untersteht. 

Der  Rat  beschließt  mit  einfacher  Mehrheit  über  die  Organisation  des  Generalsekretariats. 

(3)  Der  Rat  beschließt  mit  einfacher  Mehrheit  über  Verfahrensfragen  sowie  über  den  Erlass  seiner 
Geschäftsordnung. 
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Artikel  241 
(ex-Artikel  208  EGV) 

Der  Rat,  der  mit  einfacher  Mehrheit  beschließt,  kann  die  Kommission  auffordern,  die  nach  seiner 
Ansicht  zur  Verwirklichung  der  gemeinsamen  Ziele  geeigneten  Untersuchungen  vorzunehmen  und 
ihm  entsprechende  Vorschläge  zu  unterbreiten.  Legt  die  Kommission  keinen  Vorschlag  vor,  so  teilt 
sie  dem  Rat  die  Gründe  dafür  mit. 

Artikel  242 
(ex-Artikel  209  EGV) 

Der  Rat,  der  mit  einfacher  Mehrheit  beschließt,  regelt  nach  Anhörung  der  Kommission  die  rechtliche 
Stellung  der  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Ausschüsse. 

Artikel  243 
(ex-Artikel  210  EGV) 

Der  Rat  setzt  die  Gehälter,  Vergütungen  und  Ruhegehälter  für  den  Präsidenten  des  Europäischen 
Rates,  den  Präsidenten  der  Kommission,  den  Hohen  Vertreter  der  Union  für  Außen-  und  Sicherheits- 
politik, die  Mitglieder  der  Kommission,  die  Präsidenten,  die  Mitglieder  und  die  Kanzler  des  Gerichts- 
hofs der  Europäischen  Union  sowie  den  Generalsekretär  des  Rates  fest.  Er  setzt  ebenfalls  alle  als 
Entgelt  gezahlten  Vergütungen  fest. 

ABSCHNITT  4 
DIE  KOMMISSION 

Artikel  244 

Gemäß  Artikel  17  Absatz  5  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  werden  die  Kommissions- 
mitglieder in  einem  vom  Europäischen  Rat  einstimmig  festgelegten  System  der  Rotation  ausgewählt, 
das  auf  folgenden  Grundsätzen  beruht: 


a)  Die  Mitgliedstaaten  werden  bei  der  Festlegung  der  Reihenfolge  und  der  Dauer  der  Amtszeiten  ihrer 
Staatsangehörigen  in  der  Kommission  vollkommen  gleich  behandelt;  demzufolge  kann  die  Ge- 
samtzahl der  Mandate,  welche  Staatsangehörige  zweier  beliebiger  Mitgliedstaaten  innehaben,  nie- 
mals um  mehr  als  eines  voneinander  abweichen. 


b)  Vorbehaltlich  des  Buchstabens  a  ist  jede  der  aufeinander  folgenden  Kommissionen  so  zusammen- 
gesetzt, dass  das  demografische  und  geografische  Spektrum  der  Gesamtheit  der  Mitgliedstaaten  auf 
zufrieden  stellende  Weise  zum  Ausdruck  kommt. 
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Artikel  245 
(ex-Artikel  213  EGV) 

Die  Mitglieder  der  Kommission  haben  jede  Handlung  zu  unterlassen,  die  mit  ihren  Aufgaben  unver- 
einbar ist.  Die  Mitgliedstaaten  achten  ihre  Unabhängigkeit  und  versuchen  nicht,  sie  bei  der  Erfüllung 
ihrer  Aufgaben  zu  beeinflussen. 

Die  Mitglieder  der  Kommission  dürfen  während  ihrer  Amtszeit  keine  andere  entgeltliche  oder  un- 
entgeltliche Berufstätigkeit  ausüben.  Bei  der  Aufnahme  ihrer  Tätigkeit  übernehmen  sie  die  feierliche 
Verpflichtung,  während  der  Ausübung  und  nach  Ablauf  ihrer  Amtstätigkeit  die  sich  aus  ihrem  Amt 
ergebenden  Pflichten  zu  erfüllen,  insbesondere  die  Pflicht,  bei  der  Annahme  gewisser  Tätigkeiten  oder 
Vorteile  nach  Ablauf  dieser  Tätigkeit  ehrenhaft  und  zurückhaltend  zu  sein.  Werden  diese  Pflichten 
verletzt,  so  kann  der  Gerichtshof  auf  Antrag  des  Rates,  der  mit  einfacher  Mehrheit  beschließt,  oder 
der  Kommission  das  Mitglied  je  nach  Lage  des  Falles  gemäß  Artikel  247  seines  Amtes  entheben  oder 
ihm  seine  Ruhegehaltsansprüche  oder  andere  an  ihrer  Stelle  gewährte  Vergünstigungen  aberkennen. 

Artikel  246 
(ex-Artikel  215  EGV) 

Abgesehen  von  den  regelmäßigen  Neubesetzungen  und  von  Todesfällen  endet  das  Amt  eines  Mit- 
glieds der  Kommission  durch  Rücktritt  oder  Amtsenthebung. 

Für  ein  zurückgetretenes,  seines  Amtes  enthobenes  oder  verstorbenes  Mitglied  wird  für  die  verblei- 
bende Amtszeit  vom  Rat  mit  Zustimmung  des  Präsidenten  der  Kommission  nach  Anhörung  des 
Europäischen  Parlaments  und  nach  den  Anforderungen  des  Artikels  17  Absatz  3  Unterabsatz  2  des 
Vertrags  über  die  Europäische  Union  ein  neues  Mitglied  derselben  Staatsangehörigkeit  ernannt. 

Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  der  Kommission  einstimmig  beschließen,  dass  ein 
ausscheidendes  Mitglied  der  Kommission  für  die  verbleibende  Amtszeit  nicht  ersetzt  werden  muss, 
insbesondere  wenn  es  sich  um  eine  kurze  Zeitspanne  handelt. 

Bei  Rücktritt,  Amtsenthebung  oder  Tod  des  Präsidenten  wird  für  die  verbleibende  Amtszeit  ein 
Nachfolger  ernannt.  Für  die  Ersetzung  findet  das  Verfahren  des  Artikels  17  Absatz  7  Unterabsatz 
1  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  Anwendung. 

Bei  Rücktritt,  Amtsenthebung  oder  Tod  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für  die  Außen-  und  Sicher- 
heitspolitik wird  für  die  verbleibende  Amtszeit  nach  Artikel  18  Absatz  1  des  Vertrags  über  die 
Europäische  Union  ein  Nachfolger  ernannt. 

Bei  Rücktritt  aller  Mitglieder  der  Kommission  bleiben  diese  bis  zur  Neubesetzung  ihres  Sitzes  nach 
Artikel  17  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  für  die  verbleibende  Amtszeit  im  Amt  und 
führen  die  laufenden  Geschäfte  weiter. 
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Artikel  247 
(ex-Artikel  216  EGV) 


Jedes  Mitglied  der  Kommission,  das  die  Voraussetzungen  für  die  Ausübung  seines  Amtes  nicht  mehr 
erfüllt  oder  eine  schwere  Verfehlung  begangen  hat,  kann  auf  Antrag  des  Rates,  der  mit  einfacher 
Mehrheit  beschließt,  oder  der  Kommission  durch  den  Gerichtshof  seines  Amtes  enthoben  werden. 


Artikel  248 
(ex-Artikel  217  Absatz  2  EGV) 

Die  Zuständigkeiten  der  Kommission  werden  unbeschadet  des  Artikels  1 8  Absatz  4  des  Vertrags  über 
die  Europäische  Union  von  ihrem  Präsidenten  nach  Artikel  17  Absatz  6  des  genannten  Vertrags 
gegliedert  und  zwischen  ihren  Mitgliedern  aufgeteilt.  Der  Präsident  kann  diese  Zuständigkeitsvertei- 
lung im  Laufe  der  Amtszeit  ändern.  Die  Mitglieder  der  Kommission  üben  die  ihnen  vom  Präsidenten 
übertragenen  Aufgaben  unter  dessen  Leitung  aus. 

Artikel  249 
(ex-Artikel  218  Absatz  2  und  ex- Artikel  212  EGV) 

(1)  Die  Kommission  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung,  um  ihr  ordnungsgemäßes  Arbeiten  und  das 
ihrer  Dienststellen  zu  gewährleisten.  Sie  sorgt  für  die  Veröffentlichung  dieser  Geschäftsordnung. 

(2)  Die  Kommission  veröffentlicht  jährlich,  und  zwar  spätestens  einen  Monat  vor  Beginn  der 
Sitzungsperiode  des  Europäischen  Parlaments,  einen  Gesamtbericht  über  die  Tätigkeit  der  Union. 

Artikel  250 
(ex-Artikel  219  EGV) 

Die  Beschlüsse  der  Kommission  werden  mit  der  Mehrheit  ihrer  Mitglieder  gefasst. 

Die  Beschlussfähigkeit  wird  in  ihrer  Geschäftsordnung  festgelegt. 

ABSCHNITT  5 
DER  GERICHTSHOF  DER  EUROPÄISCHEN  UNION 

Artikel  251 
(ex-Artikel  221  EGV) 

Der  Gerichtshof  tagt  in  Kammern  oder  als  Große  Kammer  entsprechend  den  hierfür  in  der  Satzung 
des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  vorgesehenen  Regeln. 

Wenn  die  Satzung  es  vorsieht,  kann  der  Gerichtshof  auch  als  Plenum  tagen. 
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Artikel  252 
(ex-Artikel  222  EGV) 

Der  Gerichtshof  wird  von  acht  Generalanwälten  unterstützt.  Auf  Antrag  des  Gerichtshofs  kann  der 
Rat  einstimmig  die  Zahl  der  Generalanwälte  erhöhen. 

Der  Generalanwalt  hat  öffentlich  in  völliger  Unparteilichkeit  und  Unabhängigkeit  begründete  Schluss- 
anträge zu  den  Rechtssachen  zu  stellen,  in  denen  nach  der  Satzung  des  Gerichtshofs  der  Europäi- 
schen Union  seine  Mitwirkung  erforderlich  ist. 

Artikel  253 

(ex- Artikel  223  EGV) 

Zu  Richtern  und  Generalanwälten  des  Gerichtshofs  sind  Persönlichkeiten  auszuwählen,  die  jede 
Gewähr  für  Unabhängigkeit  bieten  und  in  ihrem  Staat  die  für  die  höchsten  richterlichen  Ämter 
erforderlichen  Voraussetzungen  erfüllen  oder  Juristen  von  anerkannt  hervorragender  Befähigung  sind; 
sie  werden  von  den  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  im  gegenseitigen  Einvernehmen  nach  Anhörung 
des  in  Artikel  255  vorgesehenen  Ausschusses  auf  sechs  Jahre  ernannt. 

Alle  drei  Jahre  findet  nach  Maßgabe  der  Satzung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  eine 
teilweise  Neubesetzung  der  Stellen  der  Richter  und  Generalanwälte  statt. 

Die  Richter  wählen  aus  ihrer  Mitte  den  Präsidenten  des  Gerichtshofs  für  die  Dauer  von  drei  Jahren. 
Wiederwahl  ist  zulässig. 

Die  Wiederernennung  ausscheidender  Richter  und  Generalanwälte  ist  zulässig. 

Der  Gerichtshof  ernennt  seinen  Kanzler  und  bestimmt  dessen  Stellung. 

Der  Gerichtshof  erlässt  seine  Verfahrensordnung.  Sie  bedarf  der  Genehmigung  des  Rates. 

Artikel  254 
(ex- Artikel  224  EGV) 

Die  Zahl  der  Richter  des  Gerichts  wird  in  der  Satzung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union 
festgelegt.  In  der  Satzung  kann  vorgesehen  werden,  dass  das  Gericht  von  Generalanwälten  unterstützt 
wird. 

Zu  Mitgliedern  des  Gerichts  sind  Personen  auszuwählen,  die  jede  Gewähr  für  Unabhängigkeit  bieten 
und  über  die  Befähigung  zur  Ausübung  hoher  richterlicher  Tätigkeiten  verfügen.  Sie  werden  von  den 
Regierungen  der  Mitgliedstaaten  im  gegenseitigen  Einvernehmen  nach  Anhörung  des  in  Artikel  255 
vorgesehenen  Ausschusses  für  sechs  Jahre  ernannt.  Alle  drei  Jahre  wird  das  Gericht  teilweise  neu 
besetzt.  Die  Wiederernennung  ausscheidender  Mitglieder  ist  zulässig. 
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Die  Richter  wählen  aus  ihrer  Mitte  den  Präsidenten  des  Gerichts  für  die  Dauer  von  drei  Jahren. 
Wiederwahl  ist  zulässig. 

Das  Gericht  ernennt  seinen  Kanzler  und  bestimmt  dessen  Stellung. 

Das  Gericht  erlässt  seine  Verfahrensordnung  im  Einvernehmen  mit  dem  Gerichtshof.  Sie  bedarf  der 
Genehmigung  des  Rates. 

Soweit  die  Satzung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  nichts  anderes  vorsieht,  finden  die  den 
Gerichtshof  betreffenden  Bestimmungen  der  Verträge  auf  das  Gericht  Anwendung. 

Artikel  255 

Es  wird  ein  Ausschuss  eingerichtet,  der  die  Aufgabe  hat,  vor  einer  Ernennung  durch  die  Regierungen 
der  Mitgliedstaaten  nach  den  Artikeln  253  und  254  eine  Stellungnahme  zur  Eignung  der  Bewerber 
für  die  Ausübung  des  Amts  eines  Richters  oder  Generalanwalts  beim  Gerichtshof  oder  beim  Gericht 
abzugeben. 

Der  Ausschuss  setzt  sich  aus  sieben  Persönlichkeiten  zusammen,  die  aus  dem  Kreis  ehemaliger 
Mitglieder  des  Gerichtshofs  und  des  Gerichts,  der  Mitglieder  der  höchsten  einzelstaatlichen  Gerichte 
und  der  Juristen  von  anerkannt  hervorragender  Befähigung  ausgewählt  werden,  von  denen  einer  vom 
Europäischen  Parlament  vorgeschlagen  wird.  Der  Rat  erlässt  einen  Beschluss  zur  Festlegung  der 
Vorschriften  für  die  Arbeitsweise  und  einen  Beschluss  zur  Ernennung  der  Mitglieder  dieses  Aus- 
schusses. Er  beschließt  auf  Initiative  des  Präsidenten  des  Gerichtshofs. 

Artikel  256 
(ex-Artikel  225  EGV) 

(1)  Das  Gericht  ist  für  Entscheidungen  im  ersten  Rechtszug  über  die  in  den  Artikeln  263,  265, 
268,  270  und  272  genannten  Klagen  zuständig,  mit  Ausnahme  derjenigen  Klagen,  die  einem  nach 
Artikel  257  gebildeten  Fachgericht  übertragen  werden,  und  der  Klagen,  die  gemäß  der  Satzung  dem 
Gerichtshof  vorbehalten  sind.  In  der  Satzung  kann  vorgesehen  werden,  dass  das  Gericht  für  andere 
Kategorien  von  Klagen  zuständig  ist. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Gerichts  aufgrund  dieses  Absatzes  kann  nach  Maßgabe  der  Bedingun- 
gen und  innerhalb  der  Grenzen,  die  in  der  Satzung  vorgesehen  sind,  beim  Gerichtshof  ein  auf 
Rechtsfragen  beschränktes  Rechtsmittel  eingelegt  werden. 

(2)  Das  Gericht  ist  für  Entscheidungen  über  Rechtsmittel  gegen  die  Entscheidungen  der  Fachge- 
richte zuständig. 

Die  Entscheidungen  des  Gerichts  aufgrund  dieses  Absatzes  können  nach  Maßgabe  der  Bedingungen 
und  innerhalb  der  Grenzen,  die  in  der  Satzung  vorgesehen  sind,  in  Ausnahmefällen  vom  Gerichtshof 
überprüft  werden,  wenn  die  ernste  Gefahr  besteht,  dass  die  Einheit  oder  Kohärenz  des  Unionsrechts 
berührt  wird. 

(3)  Das  Gericht  ist  in  besonderen  in  der  Satzung  festgelegten  Sachgebieten  für  Vorabentscheidun- 
gen nach  Artikel  267  zuständig. 


158 

Copyrighted  material 


Wenn  das  Gericht  der  Auffassung  ist,  dass  eine  Rechtssache  eine  Grundsatzentscheidung  erfordert, 
die  die  Einheit  oder  die  Kohärenz  des  Unionsrechts  berühren  könnte,  kann  es  die  Rechtssache  zur 
Entscheidung  an  den  Gerichtshof  verweisen. 

Die  Entscheidungen  des  Gerichts  über  Anträge  auf  Vorabentscheidung  können  nach  Maßgabe  der 
Bedingungen  und  innerhalb  der  Grenzen,  die  in  der  Satzung  vorgesehen  sind,  in  Ausnahmefällen 
vom  Gerichtshof  überprüft  werden,  wenn  die  ernste  Gefahr  besteht,  dass  die  Einheit  oder  die 
Kohärenz  des  Unionsrechts  berührt  wird. 

Artikel  257 
(ex- Artikel  225a  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
dem  Gericht  beigeordnete  Fachgerichte  bilden,  die  für  Entscheidungen  im  ersten  Rechtszug  über 
bestimmte  Kategorien  von  Klagen  zuständig  sind,  die  auf  besonderen  Sachgebieten  erhoben  werden. 
Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beschließen  durch  Verordnungen  entweder  auf  Vorschlag  der 
Kommission  nach  Anhörung  des  Gerichtshofs  oder  auf  Antrag  des  Gerichtshofs  nach  Anhörung  der 
Kommission. 

In  der  Verordnung  über  die  Bildung  eines  Fachgerichts  werden  die  Regeln  für  die  Zusammensetzung 
dieses  Gerichts  und  der  ihm  übertragene  Zuständigkeitsbereich  festgelegt. 

Gegen  die  Entscheidungen  der  Fachgerichte  kann  vor  dem  Gericht  ein  auf  Rechtsfragen  beschränktes 
Rechtsmittel  oder,  wenn  die  Verordnung  über  die  Bildung  des  Fachgerichts  dies  vorsieht,  ein  auch 
Sachfragen  betreffendes  Rechtsmittel  eingelegt  werden. 

Zu  Mitgliedern  der  Fachgerichte  sind  Personen  auszuwählen,  die  jede  Gewähr  für  Unabhängigkeit 
bieten  und  über  die  Befähigung  zur  Ausübung  richterlicher  Tätigkeiten  verfügen.  Sie  werden  ein- 
stimmig vom  Rat  ernannt. 

Die  Fachgerichte  erlassen  ihre  Verfahrensordnung  im  Einvernehmen  mit  dem  Gerichtshof.  Diese 
Verfahrensordnung  bedarf  der  Genehmigung  des  Rates. 

Soweit  die  Verordnung  über  die  Bildung  der  Fachgerichte  nichts  anderes  vorsieht,  finden  die  den 
Gerichtshof  der  Europäischen  Union  betreffenden  Bestimmungen  der  Verträge  und  die  Satzung  des 
Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  auf  die  Fachgerichte  Anwendung.  Titel  I  und  Artikel  64  der 
Satzung  gelten  auf  jeden  Fall  für  die  Fachgerichte. 

Artikel  258 
(ex- Artikel  226  EGV) 

Hat  nach  Auffassung  der  Kommission  ein  Mitgliedstaat  gegen  eine  Verpflichtung  aus  den  Verträgen 
verstoßen,  so  gibt  sie  eine  mit  Gründen  versehene  Stellungnahme  hierzu  ab;  sie  hat  dem  Staat  zuvor 
Gelegenheit  zur  Äußerung  zu  geben. 

Kommt  der  Staat  dieser  Stellungnahme  innerhalb  der  von  der  Kommission  gesetzten  Frist  nicht  nach, 
so  kann  die  Kommission  den  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  anrufen. 
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Artikel  259 
(ex-Artikel  227  EGV) 

Jeder  Mitgliedstaat  kann  den  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  anrufen,  wenn  er  der  Auffassung 
ist,  dass  ein  anderer  Mitgliedstaat  gegen  eine  Verpflichtung  aus  den  Verträgen  verstoßen  hat. 

Bevor  ein  Mitgliedstaat  wegen  einer  angeblichen  Verletzung  der  Verpflichtungen  aus  den  Verträgen 
gegen  einen  anderen  Staat  Klage  erhebt,  muss  er  die  Kommission  damit  befassen. 

Die  Kommission  erlässt  eine  mit  Gründen  versehene  Stellungnahme;  sie  gibt  den  beteiligten  Staaten 
zuvor  Gelegenheit  zu  schriftlicher  und  mündlicher  Äußerung  in  einem  kontradiktorischen  Verfahren. 

Gibt  die  Kommission  binnen  drei  Monaten  nach  dem  Zeitpunkt,  in  dem  ein  entsprechender  Antrag 
gestellt  wurde,  keine  Stellungnahme  ab,  so  kann  ungeachtet  des  Fehlens  der  Stellungnahme  vor  dem 
Gerichtshof  geklagt  werden. 

Artikel  260 
(ex-Artikel  228  EGV) 

(1)  Stellt  der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  fest,  dass  ein  Mitgliedstaat  gegen  eine  Ver- 
pflichtung aus  den  Verträgen  verstoßen  hat,  so  hat  dieser  Staat  die  Maßnahmen  zu  ergreifen,  die 
sich  aus  dem  Urteil  des  Gerichtshofs  ergeben. 

(2)  Hat  der  betreffende  Mitgliedstaat  die  Maßnahmen,  die  sich  aus  dem  Urteil  des  Gerichtshofs 
ergeben,  nach  Auffassung  der  Kommission  nicht  getroffen,  so  kann  die  Kommission  den  Gerichtshof 
anrufen,  nachdem  sie  diesem  Staat  zuvor  Gelegenheit  zur  Äußerung  gegeben  hat.  Hierbei  benennt  sie 
die  Höhe  des  von  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  zu  zahlenden  Pauschalbetrags  oder  Zwangsgelds, 
die  sie  den  Umständen  nach  für  angemessen  hält. 

Stellt  der  Gerichtshof  fest,  dass  der  betreffende  Mitgliedstaat  seinem  Urteil  nicht  nachgekommen  ist, 
so  kann  er  die  Zahlung  eines  Pauschalbetrags  oder  Zwangsgelds  verhängen. 

Dieses  Verfahren  lässt  den  Artikel  259  unberührt. 

(3)  Erhebt  die  Kommission  beim  Gerichtshof  Klage  nach  Artikel  258,  weil  sie  der  Auffassung  ist, 
dass  der  betreffende  Mitgliedstaat  gegen  seine  Verpflichtung  verstoßen  hat,  Maßnahmen  zur  Umset- 
zung einer  gemäß  einem  Gesetzgebungsverfahren  erlassenen  Richtlinie  mitzuteilen,  so  kann  sie,  wenn 
sie  dies  für  zweckmäßig  hält,  die  Höhe  des  von  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  zu  zahlenden 
Pauschalbetrags  oder  Zwangsgelds  benennen,  die  sie  den  Umständen  nach  für  angemessen  hält. 

Stellt  der  Gerichtshof  einen  Verstoß  fest,  so  kann  er  gegen  den  betreffenden  Mitgliedstaat  die  Zahlung 
eines  Pauschalbetrags  oder  eines  Zwangsgelds  bis  zur  Höhe  des  von  der  Kommission  genannten 
Betrags  verhängen.  Die  Zahlungsverpflichtung  gilt  ab  dem  vom  Gerichtshof  in  seinem  Urteil  fest- 
gelegten Zeitpunkt. 
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Artikel  261 
(ex-Artikel  229  EGV) 

Aufgrund  der  Verträge  vom  Europäischen  Parlament  und  vom  Rat  gemeinsam  sowie  vom  Rat 
erlassene  Verordnungen  können  hinsichtlich  der  darin  vorgesehenen  Zwangsmaßnahmen  dem  Ge- 
richtshof der  Europäischen  Union  eine  Zuständigkeit  übertragen,  welche  die  Befugnis  zu  unbe- 
schränkter Ermessensnachprüfung  und  zur  Änderung  oder  Verhängung  solcher  Maßnahmen  umfasst. 

Artikel  262 
(ex- Artikel  229a  EGV) 

Unbeschadet  der  sonstigen  Bestimmungen  der  Verträge  kann  der  Rat  gemäß  einem  besonderen 
Gesetzgebungsverfahren  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  einstimmig  Bestimmungen 
erlassen,  mit  denen  dem  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  in  dem  vom  Rat  festgelegten  Umfang 
die  Zuständigkeit  übertragen  wird,  über  Rechtsstreitigkeiten  im  Zusammenhang  mit  der  Anwendung 
von  aufgrund  der  Verträge  erlassenen  Rechtsakten,  mit  denen  europäische  Rechtstitel  für  das  geistige 
Eigentum  geschaffen  werden,  zu  entscheiden.  Diese  Bestimmungen  treten  nach  Zustimmung  der 
Mitgliedstaaten  im  Einklang  mit  ihren  jeweiligen  verfassungsrechtlichen  Vorschriften  in  Kraft. 

Artikel  263 
(ex-Artikel  230  EGV) 

Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  überwacht  die  Rechtmäßigkeit  der  Gesetzgebungsakte  sowie 
der  Handlungen  des  Rates,  der  Kommission  und  der  Europäischen  Zentralbank,  soweit  es  sich  nicht 
um  Empfehlungen  oder  Stellungnahmen  handelt,  und  der  Handlungen  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Europäischen  Rates  mit  Rechtswirkung  gegenüber  Dritten.  Er  überwacht  ebenfalls  die  Recht- 
mäßigkeit der  Handlungen  der  Einrichtungen  oder  sonstigen  Stellen  der  Union  mit  Rechtswirkung 
gegenüber  Dritten. 

Zu  diesem  Zweck  ist  der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  für  Klagen  zuständig,  die  ein  Mit- 
gliedstaat, das  Europäische  Parlament,  der  Rat  oder  die  Kommission  wegen  Unzuständigkeit,  Ver- 
letzung wesentlicher  Formvorschriften,  Verletzung  der  Verträge  oder  einer  bei  seiner  Durchführung 
anzuwendenden  Rechtsnorm  oder  wegen  Ermessensmissbrauchs  erhebt. 

Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  ist  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  zuständig  für 
Klagen  des  Rechnungshofs,  der  Europäischen  Zentralbank  und  des  Ausschusses  der  Regionen,  die 
auf  die  Wahrung  ihrer  Rechte  abzielen. 

Jede  natürliche  oder  juristische  Person  kann  unter  den  Bedingungen  nach  den  Absätzen  1  und  2 
gegen  die  an  sie  gerichteten  oder  sie  unmittelbar  und  individuell  betreffenden  Handlungen  sowie 
gegen  Rechtsakte  mit  Verordnungscharakter,  die  sie  unmittelbar  betreffen  und  keine  Durchführungs- 
maßnahmen nach  sich  ziehen,  Klage  erheben. 

In  den  Rechtsakten  zur  Gründung  von  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  der  Union  können 
besondere  Bedingungen  und  Einzelheiten  für  die  Erhebung  von  Klagen  von  natürlichen  oder  juris- 
tischen Personen  gegen  Handlungen  dieser  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  vorgesehen  werden, 
die  eine  Rechtswirkung  gegenüber  diesen  Personen  haben. 
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Die  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Klagen  sind  binnen  zwei  Monaten  zu  erheben;  diese  Frist  läuft  je 
nach  Lage  des  Falles  von  der  Bekanntgabe  der  betreffenden  Handlung,  ihrer  Mitteilung  an  den  Kläger 
oder  in  Ermangelung  dessen  von  dem  Zeitpunkt  an,  zu  dem  der  Kläger  von  dieser  Handlung  Kennt- 
nis erlangt  hat. 

Artikel  264 
(ex-Artikel  231  EGV) 

Ist  die  Klage  begründet,  so  erklärt  der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  die  angefochtene  Hand- 
lung für  nichtig. 

Erklärt  der  Gerichtshof  eine  Handlung  für  nichtig,  so  bezeichnet  er,  falls  er  dies  für  notwendig  hält, 
diejenigen  ihrer  Wirkungen,  die  als  fortgeltend  zu  betrachten  sind. 


Artikel  265 
(ex-Artikel  232  EGV) 

Unterlässt  es  das  Europäische  Parlament,  der  Europäische  Rat,  der  Rat,  die  Kommission  oder  die 
Europäische  Zentralbank  unter  Verletzung  der  Verträge,  einen  Beschluss  zu  fassen,  so  können  die 
Mitgliedstaaten  und  die  anderen  Organe  der  Union  beim  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  Klage 
auf  Feststellung  dieser  Vertragsverletzung  erheben.  Dieser  Artikel  gilt  entsprechend  für  die  Einrich- 
tungen und  sonstigen  Stellen  der  Union,  die  es  unterlassen,  tätig  zu  werden. 

Diese  Klage  ist  nur  zulässig,  wenn  das  in  Frage  stehende  Organ,  die  in  Frage  stehende  Einrichtung 
oder  sonstige  Stelle  zuvor  aufgefordert  worden  ist,  tätig  zu  werden.  Hat  es  bzw.  sie  binnen  zwei 
Monaten  nach  dieser  Aufforderung  nicht  Stellung  genommen,  so  kann  die  Klage  innerhalb  einer 
weiteren  Frist  von  zwei  Monaten  erhoben  werden. 


Jede  natürliche  oder  juristische  Person  kann  nach  Maßgabe  der  Absätze  1  und  2  vor  dem  Gerichtshof 
Beschwerde  darüber  führen,  dass  ein  Organ  oder  eine  Einrichtung  oder  sonstige  Stelle  der  Union  es 
unterlassen  hat,  einen  anderen  Akt  als  eine  Empfehlung  oder  eine  Stellungnahme  an  sie  zu  richten. 

Artikel  266 
(ex-Artikel  233  EGV) 

Die  Organe,  Einrichtungen  oder  sonstigen  Stellen,  denen  das  für  nichtig  erklärte  Handeln  zur  Last 
fällt  oder  deren  Untätigkeit  als  vertragswidrig  erklärt  worden  ist,  haben  die  sich  aus  dem  Urteil  des 
Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  ergebenden  Maßnahmen  zu  ergreifen. 

Diese  Verpflichtung  besteht  unbeschadet  der  Verpflichtungen,  die  sich  aus  der  Anwendung  des 
Artikels  340  Absatz  2  ergeben. 
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Artikel  267 
(ex-Artikel  234  EGV) 

Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  entscheidet  im  Wege  der  Vorab entscheidung 

a)  über  die  Auslegung  der  Verträge, 

b)  über  die  Gültigkeit  und  die  Auslegung  der  Handlungen  der  Organe,  Einrichtungen  oder  sonstigen 
Stellen  der  Union, 

Wird  eine  derartige  Frage  einem  Gericht  eines  Mitgliedstaats  gestellt  und  hält  dieses  Gericht  eine 
Entscheidung  darüber  zum  Erlass  seines  Urteils  für  erforderlich,  so  kann  es  diese  Frage  dem  Gerichts- 
hof zur  Entscheidung  vorlegen. 

Wird  eine  derartige  Frage  in  einem  schwebenden  Verfahren  bei  einem  einzelstaatlichen  Gericht 
gestellt,  dessen  Entscheidungen  selbst  nicht  mehr  mit  Rechtsmitteln  des  innerstaatlichen  Rechts 
angefochten  werden  können,  so  ist  dieses  Gericht  zur  Anrufung  des  Gerichtshofs  verpflichtet. 

Wird  eine  derartige  Frage  in  einem  schwebenden  Verfahren,  das  eine  inhaftierte  Person  betrifft,  bei 
einem  einzelstaatlichen  Gericht  gestellt,  so  entscheidet  der  Gerichtshof  innerhalb  kürzester  Zeit. 

Artikel  268 
(ex- Artikel  235  EGV) 

Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  ist  für  Streitsachen  über  den  in  Artikel  340  Absätze  2  und 
3  vorgesehenen  Schadensersatz  zuständig. 

Artikel  269 

Der  Gerichtshof  ist  für  Entscheidungen  über  die  Rechtmäßigkeit  eines  nach  Artikel  7  des  Vertrags 
über  die  Europäische  Union  erlassenen  Rechtsakts  des  Europäischen  Rates  oder  des  Rates  nur  auf 
Antrag  des  von  einer  Feststellung  des  Europäischen  Rates  oder  des  Rates  betroffenen  Mitgliedstaats 
und  lediglich  im  Hinblick  auf  die  Einhaltung  der  in  dem  genannten  Artikel  vorgesehenen  Verfahrens- 
bestimmungen zuständig. 

Der  Antrag  muss  binnen  eines  Monats  nach  der  jeweiligen  Feststellung  gestellt  werden.  Der  Gerichts- 
hof entscheidet  binnen  eines  Monats  nach  Antragstellung. 

Artikel  270 
(ex- Artikel  236  EGV) 

Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  ist  für  alle  Streitsachen  zwischen  der  Union  und  deren 
Bediensteten  innerhalb  der  Grenzen  und  nach  Maßgabe  der  Bedingungen  zuständig,  die  im  Statut  der 
Beamten  der  Union  und  in  den  Beschäftigungsbedingungen  für  die  sonstigen  Bediensteten  der  Union 
festgelegt  sind. 
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Artikel  271 
(ex-Artikel  237  EGV) 

Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  ist  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  zuständig 
in  Streitsachen  über 

a)  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen  der  Mitgliedstaaten  aus  der  Satzung  der  Europäischen  Investi- 
tionsbank. Der  Verwaltungsrat  der  Bank  besitzt  hierbei  die  der  Kommission  in  Artikel  258  über- 
tragenen Befugnisse; 

b)  die  Beschlüsse  des  Rates  der  Gouverneure  der  Europäischen  Investitionsbank.  Jeder  Mitgliedstaat, 
die  Kommission  und  der  Verwaltungsrat  der  Bank  können  hierzu  nach  Maßgabe  des  Artikels  263 
Klage  erheben; 

c)  die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrats  der  Europäischen  Investitionsbank.  Diese  können  nach  Maß- 
gabe des  Artikels  263  nur  von  Mitgliedstaaten  oder  der  Kommission  und  lediglich  wegen  Ver- 
letzung der  Formvorschriften  des  Artikels  19  Absatz  2  und  Absätze  5  bis  7  der  Satzung  der 
Investitionsbank  angefochten  werden; 

d)  die  Erfüllung  der  sich  aus  den  Verträgen  und  der  Satzung  des  ESZB  und  der  EZB  ergebenden 
Verpflichtungen  durch  die  nationalen  Zentralbanken.  Der  Rat  der  Gouverneure  der  Europäischen 
Zentralbank  besitzt  hierbei  gegenüber  den  nationalen  Zentralbanken  die  Befugnisse,  die  der 
Kommission  in  Artikel  258  gegenüber  den  Mitgliedstaaten  eingeräumt  werden.  Stellt  der  Gerichts- 
hof der  Europäischen  Union  fest,  dass  eine  nationale  Zentralbank  gegen  eine  Verpflichtung  aus 
den  Verträgen  verstoßen  hat,  so  hat  diese  Bank  die  Maßnahmen  zu  ergreifen,  die  sich  aus  dem 
Urteil  des  Gerichtshofs  ergeben. 

Artikel  272 
(ex-Artikel  238  EGV) 

Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  ist  für  Entscheidungen  aufgrund  einer  Schiedsklausel  zu- 
ständig, die  in  einem  von  der  Union  oder  für  ihre  Rechnung  abgeschlossenen  öffentlich-rechtlichen 
oder  privatrechtlichen  Vertrag  enthalten  ist. 

Artikel  273 
(ex-Artikel  239  EGV) 

Der  Gerichtshof  ist  für  jede  mit  dem  Gegenstand  der  Verträge  in  Zusammenhang  stehende  Streitigkeit 
zwischen  Mitgliedstaaten  zuständig,  wenn  diese  bei  ihm  aufgrund  eines  Schiedsvertrags  anhängig 
gemacht  wird. 

Artikel  274 
(ex-Artikel  240  EGV) 

Soweit  keine  Zuständigkeit  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  aufgrund  der  Verträge  besteht, 
sind  Streitsachen,  bei  denen  die  Union  Partei  ist,  der  Zuständigkeit  der  einzelstaatlichen  Gerichte 
nicht  entzogen. 
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Artikel  275 

Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  ist  nicht  zuständig  für  die  Bestimmungen  hinsichtlich  der 
Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  für  die  auf  der  Grundlage  dieser  Bestimmungen 
erlassenen  Rechtsakte. 


Der  Gerichtshof  ist  jedoch  zuständig  für  die  Kontrolle  der  Einhaltung  von  Artikel  40  des  Vertrags 
über  die  Europäische  Union  und  für  die  unter  den  Voraussetzungen  des  Artikels  263  Absatz  4  dieses 
Vertrags  erhobenen  Klagen  im  Zusammenhang  mit  der  Überwachung  der  Rechtmäßigkeit  von  Be- 
schlüssen über  restriktive  Maßnahmen  gegenüber  natürlichen  oder  juristischen  Personen,  die  der  Rat 
auf  der  Grundlage  von  Titel  V  Kapitel  2  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  erlassen  hat. 


Artikel  276 

Bei  der  Ausübung  seiner  Befugnisse  im  Rahmen  der  Bestimmungen  des  Dritten  Teils  Titel  V  Kapitel  4 
und  5  über  den  Raum  der  Freiheit,  der  Sicherheit  und  des  Rechts  ist  der  Gerichtshof  der  Europäi- 
schen Union  nicht  zuständig  für  die  Überprüfung  der  Gültigkeit  oder  Verhältnismäßigkeit  von  Maß- 
nahmen der  Polizei  oder  anderer  Strafverfolgungsbehörden  eines  Mitgliedstaats  oder  der  Wahrneh- 
mung der  Zuständigkeiten  der  Mitgliedstaaten  für  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung 
und  den  Schutz  der  inneren  Sicherheit. 


Artikel  277 
(ex-Artikel  241  EGV) 

Ungeachtet  des  Ablaufs  der  in  Artikel  263  Absatz  6  genannten  Frist  kann  jede  Partei  in  einem 
Rechtsstreit,  bei  dem  die  Rechtmäßigkeit  eines  von  einem  Organ,  einer  Einrichtung  oder  einer  sons- 
tigen Stelle  der  Union  erlassenen  Rechtsakts  mit  allgemeiner  Geltung  angefochten  wird,  vor  dem 
Gerichtshof  der  Europäischen  Union  die  Unanwendbarkeit  dieses  Rechtsakts  aus  den  in  Artikel  263 
Absatz  2  genannten  Gründen  geltend  machen. 


Artikel  278 
(ex-Artikel  242  EGV) 

Klagen  bei  dem  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  haben  keine  aufschiebende  Wirkung.  Der 
Gerichtshof  kann  jedoch,  wenn  er  dies  den  Umständen  nach  für  nötig  hält,  die  Durchführung  der 
angefochtenen  Handlung  aussetzen. 

Artikel  279 

(ex- Artikel  243  EGV) 

Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  kann  in  den  bei  ihm  anhängigen  Sachen  die  erforderlichen 
einstweiligen  Anordnungen  treffen. 
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Artikel  280 
(ex-Artikel  244  EGV) 

Die  Urteile  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  sind  gemäß  Artikel  299  vollstreckbar. 

Artikel  281 
(ex-Artikel  245  EGV) 

Die  Satzung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  wird  in  einem  besonderen  Protokoll  festgelegt. 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
die  Satzung  mit  Ausnahme  ihres  Titels  I  und  ihres  Artikels  64  ändern.  Das  Europäische  Parlament 
und  der  Rat  beschließen  entweder  auf  Antrag  des  Gerichtshofs  nach  Anhörung  der  Kommission  oder 
auf  Vorschlag  der  Kommission  nach  Anhörung  des  Gerichtshofs. 

ABSCHNITT  6 
DIE  EUROPÄISCHE  ZENTRALBANK 

Artikel  282 

(1)  Die  Europäische  Zentralbank  und  die  nationalen  Zentralbanken  bilden  das  Europäische  System 
der  Zentralbanken  (ESZB).  Die  Europäische  Zentralbank  und  die  nationalen  Zentralbanken  der  Mit- 
gliedstaaten, deren  Währung  der  Euro  ist,  bilden  das  Eurosystem  und  betreiben  die  Währungspolitik 
der  Union. 

(2)  Das  ESZB  wird  von  den  Beschlussorganen  der  Europäischen  Zentralbank  geleitet.  Sein  vor- 
rangiges Ziel  ist  es,  die  Preisstabilität  zu  gewährleisten.  Unbeschadet  dieses  Zieles  unterstützt  es  die 
allgemeine  Wirtschaftspolitik  in  der  Union,  um  zur  Verwirklichung  ihrer  Ziele  beizutragen. 

(3)  Die  Europäische  Zentralbank  besitzt  Rechtspersönlichkeit.  Sie  allein  ist  befugt,  die  Ausgabe  des 
Euro  zu  genehmigen.  Sie  ist  in  der  Ausübung  ihrer  Befugnisse  und  der  Verwaltung  ihrer  Mittel 
unabhängig.  Die  Organe,  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  der  Union  sowie  die  Regierungen 
der  Mitgliedstaaten  achten  diese  Unabhängigkeit. 

(4)  Die  Europäische  Zentralbank  erlässt  die  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  erforderlichen  Maß- 
nahmen nach  den  Artikeln  127  bis  133  und  Artikel  138  und  nach  Maßgabe  der  Satzung  des  ESZB 
und  der  EZB.  Nach  diesen  Artikeln  behalten  die  Mitgliedstaaten,  deren  Währung  nicht  der  Euro  ist, 
sowie  deren  Zentralbanken  ihre  Zuständigkeiten  im  Währungsbereich. 

(5)  Die  Europäische  Zentralbank  wird  in  den  Bereichen,  auf  die  sich  ihre  Befugnisse  erstrecken,  zu 
allen  Entwürfen  für  Rechtsakte  der  Union  sowie  zu  allen  Entwürfen  für  Rechtsvorschriften  auf 
einzelstaatlicher  Ebene  gehört  und  kann  Stellungnahmen  abgeben. 
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Artikel  283 
(ex-Artikel  112  EGV) 

(1)  Der  Rat  der  Europäischen  Zentralbank  besteht  aus  den  Mitgliedern  des  Direktoriums  der 
Europäischen  Zentralbank  und  den  Präsidenten  der  nationalen  Zentralbanken  der  Mitgliedstaaten, 
deren  Währung  der  Euro  ist. 

(2)  Das  Direktorium  besteht  aus  dem  Präsidenten,  dem  Vizepräsidenten  und  vier  weiteren  Mit- 
gliedern. 

Der  Präsident,  der  Vizepräsident  und  die  weiteren  Mitglieder  des  Direktoriums  werden  vom  Euro- 
päischen Rat  auf  Empfehlung  des  Rates,  der  hierzu  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat  der 
Europäischen  Zentralbank  anhört,  aus  dem  Kreis  der  in  Währungs-  oder  Bankfragen  anerkannten  und 
erfahrenen  Persönlichkeiten  mit  qualifizierter  Mehrheit  ausgewählt  und  ernannt. 

Ihre  Amtszeit  beträgt  acht  Jahre;  Wiederernennung  ist  nicht  zulässig. 

Nur  Staatsangehörige  der  Mitgliedstaaten  können  Mitglieder  des  Direktoriums  werden. 

Artikel  284 
(ex-Artikel  113  EGV) 

(1)  Der  Präsident  des  Rates  und  ein  Mitglied  der  Kommission  können  ohne  Stimmrecht  an  den 
Sitzungen  des  Rates  der  Europäischen  Zentralbank  teilnehmen. 

Der  Präsident  des  Rates  kann  dem  Rat  der  Europäischen  Zentralbank  einen  Antrag  zur  Beratung 
vorlegen. 

(2)  Der  Präsident  der  Europäischen  Zentralbank  wird  zur  Teilnahme  an  den  Tagungen  des  Rates 
eingeladen,  wenn  dieser  Fragen  im  Zusammenhang  mit  den  Zielen  und  Aufgaben  des  ESZB  erörtert. 

(3)  Die  Europäische  Zentralbank  unterbreitet  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und  der 
Kommission  sowie  auch  dem  Europäischen  Rat  einen  Jahresbericht  über  die  Tätigkeit  des  ESZB 
und  die  Geld-  und  Währungspolitik  im  vergangenen  und  im  laufenden  Jahr.  Der  Präsident  der 
Europäischen  Zentralbank  legt  den  Bericht  dem  Rat  und  dem  Europäischen  Parlament  vor,  das  auf 
dieser  Grundlage  eine  allgemeine  Aussprache  durchführen  kann. 

Der  Präsident  der  Europäischen  Zentralbank  und  die  anderen  Mitglieder  des  Direktoriums  können  auf 
Ersuchen  des  Europäischen  Parlaments  oder  auf  ihre  Initiative  hin  von  den  zuständigen  Ausschüssen 
des  Europäischen  Parlaments  gehört  werden. 
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ABSCHNITT  7 
DER  RECHNUNGSHOF 


Artikel  285 
(ex-Artikel  246  EGV) 

Der  Rechnungshof  nimmt  die  Rechnungsprüfung  der  Union  wahr. 

Der  Rechnungshof  besteht  aus  einem  Staatsangehörigen  je  Mitgliedstaat.  Seine  Mitglieder  üben  ihre 
Aufgaben  in  voller  Unabhängigkeit  zum  allgemeinen  Wohl  der  Union  aus. 

Artikel  286 
(ex-Artikel  247  EGV) 

(1)  Zu  Mitgliedern  des  Rechnungshofs  sind  Persönlichkeiten  auszuwählen,  die  in  ihren  Staaten 
Rechnungsprüfungsorganen  angehören  oder  angehört  haben  oder  die  für  dieses  Amt  besonders 
geeignet  sind.  Sie  müssen  jede  Gewähr  für  Unabhängigkeit  bieten. 

(2)  Die  Mitglieder  des  Rechnungshofs  werden  auf  sechs  Jahre  ernannt.  Der  Rat  nimmt  die  gemäß 
den  Vorschlägen  der  einzelnen  Mitgliedstaaten  erstellte  Liste  der  Mitglieder  nach  Anhörung  des 
Europäischen  Parlaments  an.  Die  Wiederernennung  der  Mitglieder  des  Rechnungshofs  ist  zulässig. 

Sie  wählen  aus  ihrer  Mitte  den  Präsidenten  des  Rechnungshofs  für  drei  Jahre.  Wiederwahl  ist  zulässig. 

(3)  Die  Mitglieder  des  Rechnungshofs  dürfen  bei  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten  Anweisungen  von 
einer  Regierung  oder  einer  anderen  Stelle  weder  anfordern  noch  entgegennehmen.  Sie  haben  jede 
Handlung  zu  unterlassen,  die  mit  ihren  Aufgaben  unvereinbar  ist. 

(4)  Die  Mitglieder  des  Rechnungshofs  dürfen  während  ihrer  Amtszeit  keine  andere  entgeltliche 
oder  unentgeltliche  Berufstätigkeit  ausüben.  Bei  der  Aufnahme  ihrer  Tätigkeit  übernehmen  sie  die 
feierliche  Verpflichtung,  während  der  Ausübung  und  nach  Ablauf  ihrer  Amtstätigkeit  die  sich  aus 
ihrem  Amt  ergebenden  Pflichten  zu  erfüllen,  insbesondere  die  Pflicht,  bei  der  Annahme  gewisser 
Tätigkeiten  oder  Vorteile  nach  Ablauf  dieser  Tätigkeit  ehrenhaft  und  zurückhaltend  zu  sein. 

(5)  Abgesehen  von  regelmäßigen  Neubesetzungen  und  von  Todesfällen  endet  das  Amt  eines  Mit- 
glieds des  Rechnungshofs  durch  Rücktritt  oder  durch  Amtsenthebung  durch  den  Gerichtshof  gemäß 
Absatz  6. 

Für  das  ausscheidende  Mitglied  wird  für  die  verbleibende  Amtszeit  ein  Nachfolger  ernannt. 

Außer  im  Fall  der  Amtsenthebung  bleiben  die  Mitglieder  des  Rechnungshofs  bis  zur  Neubesetzung 
ihres  Sitzes  im  Amt. 
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(6)  Ein  Mitglied  des  Rechnungshofs  kann  nur  dann  seines  Amtes  enthoben  oder  seiner  Ruhe- 
gehaltsansprüche oder  anderer  an  ihrer  Stelle  gewährter  Vergünstigungen  für  verlustig  erklärt  werden, 
wenn  der  Gerichtshof  auf  Antrag  des  Rechnungshofs  feststellt,  dass  es  nicht  mehr  die  erforderlichen 
Voraussetzungen  erfüllt  oder  den  sich  aus  seinem  Amt  ergebenden  Verpflichtungen  nicht  mehr 
nachkommt. 

(7)  Der  Rat  setzt  die  Beschäftigungsbedingungen  für  den  Präsidenten  und  die  Mitglieder  des 
Rechnungshofs  fest,  insbesondere  die  Gehälter,  Vergütungen  und  Ruhegehälter.  Er  setzt  alle  sonstigen 
als  Entgelt  gezahlten  Vergütungen  fest. 

(8)  Die  für  die  Richter  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  geltenden  Bestimmungen  des 
Protokolls  über  die  Vorrechte  und  Befreiungen  der  Europäischen  Union  gelten  auch  für  die  Mitglieder 
des  Rechnungshofs. 

Artikel  287 
(ex-Artikel  248  EGV) 

(1)  Der  Rechnungshof  prüft  die  Rechnung  über  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Union.  Er  prüft 
ebenfalls  die  Rechnung  über  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  jeder  von  der  Union  geschaffenen 
Einrichtung  oder  sonstigen  Stelle,  soweit  der  Gründungsakt  dies  nicht  ausschließt. 

Der  Rechnungshof  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  eine  Erklärung  über  die  Zuver- 
lässigkeit der  Rechnungsführung  sowie  die  Rechtmäßigkeit  und  Ordnungsmäßigkeit  der  zugrunde 
liegenden  Vorgänge  vor,  die  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wird.  Diese  Erklärung 
kann  durch  spezifische  Beurteilungen  zu  allen  größeren  Tätigkeitsbereichen  der  Union  ergänzt  wer- 
den. 

(2)  Der  Rechungshof  prüft  die  Rechtmäßigkeit  und  Ordnungsmäßigkeit  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben und  überzeugt  sich  von  der  Wirtschaftlichkeit  der  Haushaltsführung.  Dabei  berichtet  er  ins- 
besondere über  alle  Fälle  von  Unregelmäßigkeiten. 

Die  Prüfung  der  Einnahmen  erfolgt  anhand  der  Feststellungen  und  der  Zahlungen  der  Einnahmen  an 
die  Union. 

Die  Prüfung  der  Ausgaben  erfolgt  anhand  der  Mittelbindungen  und  der  Zahlungen. 

Diese  Prüfungen  können  vor  Abschluss  der  Rechnung  des  betreffenden  Haushaltsjahrs  durchgeführt 
werden. 

(3)  Die  Prüfung  wird  anhand  der  Rechnungsunterlagen  und  erforderlichenfalls  an  Ort  und  Stelle 
bei  den  anderen  Organen  der  Union,  in  den  Räumlichkeiten  der  Einrichtungen  oder  sonstigen  Stellen, 
die  Einnahmen  oder  Ausgaben  für  Rechnung  der  Union  verwalten,  sowie  der  natürlichen  und 
juristischen  Personen,  die  Zahlungen  aus  dem  Haushalt  erhalten,  und  in  den  Mitgliedstaaten  durch- 
geführt. Die  Prüfung  in  den  Mitgliedstaaten  erfolgt  in  Verbindung  mit  den  einzelstaatlichen  Rech- 
nungsprüfungsorganen oder,  wenn  diese  nicht  über  die  erforderliche  Zuständigkeit  verfügen,  mit  den 
zuständigen  einzelstaatlichen  Dienststellen.  Der  Rechnungshof  und  die  einzelstaatlichen  Rechnungs- 
prüfungsorgane arbeiten  unter  Wahrung  ihrer  Unabhängigkeit  vertrauensvoll  zusammen.  Diese  Or- 
gane oder  Dienststellen  teilen  dem  Rechnungshof  mit,  ob  sie  an  der  Prüfung  teilzunehmen  beabsich- 
tigen. 
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Die  anderen  Organe  der  Union,  die  Einrichtungen  oder  sonstigen  Stellen,  die  Einnahmen  oder 
Ausgaben  für  Rechnung  der  Union  verwalten,  die  natürlichen  oder  juristischen  Personen,  die  Zah- 
lungen aus  dem  Haushalt  erhalten,  und  die  einzelstaatlichen  Rechnungsprüfungsorgane  oder,  wenn 
diese  nicht  über  die  erforderliche  Zuständigkeit  verfügen,  die  zuständigen  einzelstaatlichen  Dienst- 
stellen übermitteln  dem  Rechnungshof  auf  dessen  Antrag  die  für  die  Erfüllung  seiner  Aufgabe  er- 
forderlichen Unterlagen  oder  Informationen. 

Die  Rechte  des  Rechnungshofs  auf  Zugang  zu  Informationen  der  Europäischen  Investitionsbank  im 
Zusammenhang  mit  deren  Tätigkeit  bei  der  Verwaltung  von  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Union 
werden  in  einer  Vereinbarung  zwischen  dem  Rechnungshof,  der  Bank  und  der  Kommission  geregelt. 
Der  Rechnungshof  hat  auch  dann  Recht  auf  Zugang  zu  den  Informationen,  die  für  die  Prüfung  der 
von  der  Bank  verwalteten  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Union  erforderlich  sind,  wenn  eine  ent- 
sprechende Vereinbarung  nicht  besteht. 

(4)  Der  Rechnungshof  erstattet  nach  Abschluss  eines  jeden  Haushaltsjahrs  einen  Jahresbericht. 
Dieser  Bericht  wird  den  anderen  Organen  der  Union  vorgelegt  und  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Union  zusammen  mit  den  Antworten  dieser  Organe  auf  die  Bemerkungen  des  Rechnungshofs  ver- 
öffentlicht. 

Der  Rechnungshof  kann  ferner  jederzeit  seine  Bemerkungen  zu  besonderen  Fragen  vorlegen,  ins- 
besondere in  Form  von  Sonderberichten,  und  auf  Antrag  eines  der  anderen  Organe  der  Union 
Stellungnahmen  abgeben. 

Er  nimmt  seine  jährlichen  Berichte,  Sonderberichte  oder  Stellungnahmen  mit  der  Mehrheit  seiner 
Mitglieder  an.  Er  kann  jedoch  für  die  Annahme  bestimmter  Arten  von  Berichten  oder  Stellung- 
nahmen nach  Maßgabe  seiner  Geschäftsordnung  Kammern  bilden. 

Er  unterstützt  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat  bei  der  Kontrolle  der  Ausführung  des  Haus- 
haltsplans. 

Der  Rechnungshof  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung.  Diese  bedarf  der  Genehmigung  des  Rates. 

KAPITEL  2 

RECHTSAKTE  DER  UNION,  ANNAHMEVERFAHREN  UND  SONSTIGE 

VORSCHRIFTEN 

ABSCHNITT  1 
DIE  RECHTSAKTE  DER  UNION 

Artikel  288 
(ex-Artikel  249  EGV) 

Für  die  Ausübung  der  Zuständigkeiten  der  Union  nehmen  die  Organe  Verordnungen,  Richtlinien, 
Beschlüsse,  Empfehlungen  und  Stellungnahmen  an. 

Die  Verordnung  hat  allgemeine  Geltung.  Sie  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar 
in  jedem  Mitgliedstaat. 
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Die  Richtlinie  ist  für  jeden  Mitgliedstaat,  an  den  sie  gerichtet  wird,  hinsichtlich  des  zu  erreichenden 
Ziels  verbindlich,  überlässt  jedoch  den  innerstaatlichen  Stellen  die  Wahl  der  Form  und  der  Mittel. 

Beschlüsse  sind  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich.  Sind  sie  an  bestimmte  Adressaten  gerichtet,  so  sind 
sie  nur  für  diese  verbindlich. 

Die  Empfehlungen  und  Stellungnahmen  sind  nicht  verbindlich. 

Artikel  289 

(1)  Das  ordentliche  Gesetzgebungsverfahren  besteht  in  der  gemeinsamen  Annahme  einer  Verord- 
nung, einer  Richtlinie  oder  eines  Beschlusses  durch  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat  auf 
Vorschlag  der  Kommission.  Dieses  Verfahren  ist  in  Artikel  294  festgelegt. 

(2)  In  bestimmten,  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Fällen  erfolgt  als  besonderes  Gesetzgebungs- 
verfahren die  Annahme  einer  Verordnung,  einer  Richtlinie  oder  eines  Beschlusses  durch  das  Euro- 
päische Parlament  mit  Beteiligung  des  Rates  oder  durch  den  Rat  mit  Beteiligung  des  Europäischen 
Parlaments. 

(3)  Rechtsakte,  die  gemäß  einem  Gesetzgebungsverfahren  angenommen  werden,  sind  Gesetz- 
gebungsakte. 

(4)  In  bestimmten,  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Fällen  können  Gesetzgebungsakte  auf  Initiative 
einer  Gruppe  von  Mitgliedstaaten  oder  des  Europäischen  Parlaments,  auf  Empfehlung  der  Europäi- 
schen Zentralbank  oder  auf  Antrag  des  Gerichtshofs  oder  der  Europäischen  Investitionsbank  erlassen 
werden. 

Artikel  290 

(1)  In  Gesetzgebungsakten  kann  der  Kommission  die  Befugnis  übertragen  werden,  Rechtsakte 
ohne  Gesetzescharakter  mit  allgemeiner  Geltung  zur  Ergänzung  oder  Änderung  bestimmter  nicht 
wesentlicher  Vorschriften  des  betreffenden  Gesetzgebungsaktes  zu  erlassen. 

In  den  betreffenden  Gesetzgebungsakten  werden  Ziele,  Inhalt,  Geltungsbereich  und  Dauer  der  Befug- 
nisübertragung ausdrücklich  festgelegt.  Die  wesentlichen  Aspekte  eines  Bereichs  sind  dem  Gesetz- 
gebungsakt vorbehalten  und  eine  Befugnisübertragung  ist  für  sie  deshalb  ausgeschlossen. 

(2)  Die  Bedingungen,  unter  denen  die  Übertragung  erfolgt,  werden  in  Gesetzgebungsakten  aus- 
drücklich festgelegt,  wobei  folgende  Möglichkeiten  bestehen: 

a)  Das  Europäische  Parlament  oder  der  Rat  kann  beschließen,  die  Übertragung  zu  widerrufen. 

b)  Der  delegierte  Rechtsakt  kann  nur  in  Kraft  treten,  wenn  das  Europäische  Parlament  oder  der  Rat 
innerhalb  der  im  Gesetzgebungsakt  festgelegten  Frist  keine  Einwände  erhebt. 

Für  die  Zwecke  der  Buchstaben  a  und  b  beschließt  das  Europäische  Parlament  mit  der  Mehrheit  seiner 
Mitglieder  und  der  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit. 

(3)  In  den  Titel  der  delegierten  Rechtsakte  wird  das  Wort  „delegiert"  eingefügt. 
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Artikel  291 


(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  alle  zur  Durchführung  der  verbindlichen  Rechtsakte  der  Union 
erforderlichen  Maßnahmen  nach  innerstaatlichem  Recht. 

(2)  Bedarf  es  einheitlicher  Bedingungen  für  die  Durchführung  der  verbindlichen  Rechtsakte  der 
Union,  so  werden  mit  diesen  Rechtsakten  der  Kommission  oder,  in  entsprechend  begründeten 
Sonderfällen  und  in  den  in  den  Artikeln  24  und  26  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union 
vorgesehenen  Fällen,  dem  Rat  Durchführungsbefugnisse  übertragen. 

(3)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  2  legen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  gemäß  dem 
ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  durch  Verordnungen  im  Voraus  allgemeine  Regeln  und  Grund- 
sätze fest,  nach  denen  die  Mitgliedstaaten  die  Wahrnehmung  der  Durchführungsbefugnisse  durch  die 
Kommission  kontrollieren. 

(4)  In  den  Titel  der  Durchführungsrechtsakte  wird  der  Wortteil  „Durchführungs-"  eingefügt. 

Artikel  292 

Der  Rat  gibt  Empfehlungen  ab.  Er  beschließt  auf  Vorschlag  der  Kommission  in  allen  Fällen,  in  denen 
er  nach  Maßgabe  der  Verträge  Rechtsakte  auf  Vorschlag  der  Kommission  erlässt.  In  den  Bereichen,  in 
denen  für  den  Erlass  eines  Rechtsakts  der  Union  Einstimmigkeit  vorgesehen  ist,  beschließt  er  ein- 
stimmig. Die  Kommission  und,  in  bestimmten  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Fällen,  die  Europäische 
Zentralbank  geben  Empfehlungen  ab. 

ABSCHNITT  2 

ANNAHMEVERFAHREN  UND  SONSTIGE  VORSCHRIFTEN 

Artikel  293 
(ex-Artikel  250  EGV) 

(1)  Wird  der  Rat  aufgrund  der  Verträge  auf  Vorschlag  der  Kommission  tätig,  so  kann  er  diesen 
Vorschlag  nur  einstimmig  abändern;  dies  gilt  nicht  in  den  Fällen  nach  Artikel  294  Absätze  10  und 
13,  nach  Artikel  310,  Artikel  312,  Artikel  314  und  nach  Artikel  315  Absatz  2. 

(2)  Solange  ein  Beschluss  des  Rates  nicht  ergangen  ist,  kann  die  Kommission  ihren  Vorschlag 
jederzeit  im  Verlauf  der  Verfahren  zur  Annahme  eines  Rechtsakts  der  Union  ändern. 

Artikel  294 
(ex-Artikel  251  EGV) 

(1)  Wird  in  den  Verträgen  hinsichtlich  der  Annahme  eines  Rechtsakts  auf  das  ordentliche  Gesetz- 
gebungsverfahren Bezug  genommen,  so  gilt  das  nachstehende  Verfahren. 

(2)  Die  Kommission  unterbreitet  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  einen  Vorschlag. 
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Erste  Lesung 

(3)  Das  Europäische  Parlament  legt  seinen  Standpunkt  in  erster  Lesung  fest  und  übermittelt  ihn 
dem  Rat. 

(4)  Billigt  der  Rat  den  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments,  so  ist  der  betreffende  Rechtsakt  in 
der  Fassung  des  Standpunkts  des  Europäischen  Parlaments  erlassen. 

(5)  Billigt  der  Rat  den  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  nicht,  so  legt  er  seinen  Standpunkt 
in  erster  Lesung  fest  und  übermittelt  ihn  dem  Europäischen  Parlament. 

(6)  Der  Rat  unterrichtet  das  Europäische  Parlament  in  allen  Einzelheiten  über  die  Gründe,  aus 
denen  er  seinen  Standpunkt  in  erster  Lesung  festgelegt  hat.  Die  Kommission  unterrichtet  das  Euro- 
päische Parlament  in  vollem  Umfang  über  ihren  Standpunkt. 

Zweite  Lesung 

(7)  Hat  das  Europäische  Parlament  binnen  drei  Monaten  nach  der  Übermittlung 

a)  den  Standpunkt  des  Rates  in  erster  Lesung  gebilligt  oder  sich  nicht  geäußert,  so  gilt  der  betref- 
fende Rechtsakt  als  in  der  Fassung  des  Standpunkts  des  Rates  erlassen; 

b)  den  Standpunkt  des  Rates  in  erster  Lesung  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  abgelehnt,  so  gilt 
der  vorgeschlagene  Rechtsakt  als  nicht  erlassen; 

c)  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  Abänderungen  an  dem  Standpunkt  des  Rates  in  erster  Lesung 
vorgeschlagen,  so  wird  die  abgeänderte  Fassung  dem  Rat  und  der  Kommission  zugeleitet;  die 
Kommission  gibt  eine  Stellungnahme  zu  diesen  Abänderungen  ab. 

(8)  Hat  der  Rat  binnen  drei  Monaten  nach  Eingang  der  Abänderungen  des  Europäischen  Par- 
laments mit  qualifizierter  Mehrheit 

a)  alle  diese  Abänderungen  gebilligt,  so  gilt  der  betreffende  Rechtsakt  als  erlassen; 

b)  nicht  alle  Abänderungen  gebilligt,  so  beruft  der  Präsident  des  Rates  im  Einvernehmen  mit  dem 
Präsidenten  des  Europäischen  Parlaments  binnen  sechs  Wochen  den  Vermittlungsausschuss  ein. 

(9)  Über  Abänderungen,  zu  denen  die  Kommission  eine  ablehnende  Stellungnahme  abgegeben 
hat,  beschließt  der  Rat  einstimmig. 

Vermittlung 

(10)  Der  Vermittlungsausschuss,  der  aus  den  Mitgliedern  des  Rates  oder  deren  Vertretern  und 
ebenso  vielen  das  Europäische  Parlament  vertretenden  Mitgliedern  besteht,  hat  die  Aufgabe,  mit 
der  qualifizierten  Mehrheit  der  Mitglieder  des  Rates  oder  deren  Vertretern  und  der  Mehrheit  der 
das  Europäische  Parlament  vertretenden  Mitglieder  binnen  sechs  Wochen  nach  seiner  Einberufung 
eine  Einigung  auf  der  Grundlage  der  Standpunkte  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  in 
zweiter  Lesung  zu  erzielen. 
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(11)  Die  Kommission  nimmt  an  den  Arbeiten  des  Vermittlungsausschusses  teil  und  ergreift  alle 
erforderlichen  Initiativen,  um  auf  eine  Annäherung  der  Standpunkte  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  hinzuwirken. 

(12)  Billigt  der  Vermittlungsausschuss  binnen  sechs  Wochen  nach  seiner  Einberufung  keinen 
gemeinsamen  Entwurf,  so  gilt  der  vorgeschlagene  Rechtsakt  als  nicht  erlassen. 

Dritte  Lesung 

(1 3)  Billigt  der  Vermittlungsausschuss  innerhalb  dieser  Frist  einen  gemeinsamen  Entwurf,  so  ver- 
fügen das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  ab  dieser  Billigung  über  eine  Frist  von  sechs  Wochen, 
um  den  betreffenden  Rechtsakt  entsprechend  diesem  Entwurf  zu  erlassen,  wobei  im  Europäischen 
Parlament  die  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen  und  im  Rat  die  qualifizierte  Mehrheit  erforderlich 
ist.  Andernfalls  gilt  der  vorgeschlagene  Rechtsakt  als  nicht  erlassen. 

(14)  Die  in  diesem  Artikel  genannten  Fristen  von  drei  Monaten  beziehungsweise  sechs  Wochen 
werden  auf  Initiative  des  Europäischen  Parlaments  oder  des  Rates  um  höchstens  einen  Monat  bezie- 
hungsweise zwei  Wochen  verlängert. 

Besondere  Bestimmungen 

(1 5)  Wird  in  den  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Fällen  ein  Gesetzgebungsakt  auf  Initiative  einer 
Gruppe  von  Mitgliedstaaten,  auf  Empfehlung  der  Europäischen  Zentralbank  oder  auf  Antrag  des 
Gerichtshofs  im  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  erlassen,  so  finden  Absatz  2,  Absatz  6  Satz 
2  und  Absatz  9  keine  Anwendung. 

In  diesen  Fällen  übermitteln  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  der  Kommission  den  Entwurf  des 
Rechtsakts  sowie  ihre  jeweiligen  Standpunkte  in  erster  und  zweiter  Lesung.  Das  Europäische  Par- 
lament oder  der  Rat  kann  die  Kommission  während  des  gesamten  Verfahrens  um  eine  Stellungnahme 
bitten,  die  die  Kommission  auch  von  sich  aus  abgeben  kann.  Sie  kann  auch  nach  Maßgabe  des 
Absatzes  11  an  dem  Vermittlungsausschuss  teilnehmen,  sofern  sie  dies  für  erforderlich  hält. 

Artikel  295 

Das  Europäische  Parlament,  der  Rat  und  die  Kommission  beraten  sich  und  regeln  einvernehmlich  die 
Einzelheiten  ihrer  Zusammenarbeit.  Dazu  können  sie  unter  Wahrung  der  Verträge  interinstitutionelle 
Vereinbarungen  schließen,  die  auch  bindenden  Charakter  haben  können. 

Artikel  296 
(ex-Artikel  253  EGV) 

Wird  die  Art  des  zu  erlassenden  Rechtsakts  von  den  Verträgen  nicht  vorgegeben,  so  entscheiden  die 
Organe  darüber  von  Fall  zu  Fall  unter  Einhaltung  der  geltenden  Verfahren  und  des  Grundsatzes  der 
Verhältnismäßigkeit. 
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Die  Rechtsakte  sind  mit  einer  Begründung  zu  versehen  und  nehmen  auf  die  in  den  Verträgen 
vorgesehenen  Vorschläge,  Initiativen,  Empfehlungen,  Anträge  oder  Stellungnahmen  Bezug. 

Werden  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  mit  dem  Entwurf  eines  Gesetzgebungsakts  befasst,  so 
nehmen  sie  keine  Rechtsakte  an,  die  gemäß  dem  für  den  betreffenden  Bereich  geltenden  Gesetz- 
gebungsverfahren nicht  vorgesehen  sind. 

Artikel  297 
(ex- Artikel  254  EGV) 

(1)  Gesetzgebungsakte,  die  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  erlassen  wurden, 
werden  vom  Präsidenten  des  Europäischen  Parlaments  und  vom  Präsidenten  des  Rates  unterzeichnet. 

Gesetzgebungsakte,  die  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  erlassen  wurden,  werden 
vom  Präsidenten  des  Organs  unterzeichnet,  das  sie  erlassen  hat. 

Die  Gesetzgebungsakte  werden  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht.  Sie  treten  zu  dem 
durch  sie  festgelegten  Zeitpunkt  oder  anderenfalls  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  in 
Kraft. 

(2)  Rechtsakte  ohne  Gesetzescharakter,  die  als  Verordnung,  Richtlinie  oder  Beschluss,  der  an 
keinen  bestimmten  Adressaten  gerichtet  ist,  erlassen  wurden,  werden  vom  Präsidenten  des  Organs 
unterzeichnet,  das  sie  erlassen  hat. 

Verordnungen,  Richtlinien,  die  an  alle  Mitgliedstaaten  gerichtet  sind,  sowie  Beschlüsse,  die  an  keinen 
bestimmten  Adressaten  gerichtet  sind,  werden  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht.  Sie 
treten  zu  dem  durch  sie  festgelegten  Zeitpunkt  oder  anderenfalls  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer 
Veröffentlichung  in  Kraft. 

Die  anderen  Richtlinien  sowie  die  Beschlüsse,  die  an  einen  bestimmten  Adressaten  gerichtet  sind, 
werden  denjenigen,  für  die  sie  bestimmt  sind,  bekannt  gegeben  und  durch  diese  Bekanntgabe  wirk- 
sam. 

Artikel  298 

(1)  Zur  Ausübung  ihrer  Aufgaben  stützen  sich  die  Organe,  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen 
der  Union  auf  eine  offene,  effiziente  und  unabhängige  europäische  Verwaltung. 

(2)  Die  Bestimmungen  zu  diesem  Zweck  werden  unter  Beachtung  des  Statuts  und  der  Beschäfti- 
gungsbedingungen nach  Artikel  336  vom  Europäischen  Parlament  und  vom  Rat  gemäß  dem  or- 
dentlichen Gesetzgebungsverfahren  durch  Verordnungen  erlassen. 

Artikel  299 

(ex- Artikel  256  EGV) 

Die  Rechtsakte  des  Rates,  der  Kommission  oder  der  Europäischen  Zentralbank,  die  eine  Zahlung 
auferlegen,  sind  vollstreckbare  Titel;  dies  gilt  nicht  gegenüber  Staaten. 

Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  nach  den  Vorschriften  des  Zivilprozessrechts  des  Staates,  in  dessen 
Hoheitsgebiet  sie  stattfindet.  Die  Vollstreckungsklausel  wird  nach  einer  Prüfung,  die  sich  lediglich  auf 
die  Echtheit  des  Titels  erstrecken  darf,  von  der  staatlichen  Behörde  erteilt,  welche  die  Regierung  jedes 
Mitgliedstaats  zu  diesem  Zweck  bestimmt  und  der  Kommission  und  dem  Gerichtshof  der  Europäi- 
schen Union  benennt. 
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Sind  diese  Formvorschriften  auf  Antrag  der  die  Vollstreckung  betreibenden  Partei  erfüllt,  so  kann 
diese  die  Zwangsvollstreckung  nach  innerstaatlichem  Recht  betreiben,  indem  sie  die  zuständige  Stelle 
unmittelbar  anruft. 

Die  Zwangsvollstreckung  kann  nur  durch  eine  Entscheidung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen 
Union  ausgesetzt  werden.  Für  die  Prüfung  der  Ordnungsmäßigkeit  der  Vollstreckungsmaßnahmen 
sind  jedoch  die  einzelstaatlichen  Rechtsprechungsorgane  zuständig. 

KAPITEL  3 

DIE  BERATENDEN  EINRICHTUNGEN  DER  UNION 

Artikel  300 

(1)  Das  Europäische  Parlament,  der  Rat  und  die  Kommission  werden  von  einem  Wirtschafts-  und 
Sozialausschuss  sowie  einem  Ausschuss  der  Regionen  unterstützt,  die  beratende  Aufgaben  wahr- 
nehmen. 

(2)  Der  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  setzt  sich  zusammen  aus  Vertretern  der  Organisationen 
der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  sowie  anderen  Vertretern  der  Zivilgesellschaft,  insbesondere 
aus  dem  sozialen  und  wirtschaftlichen,  dem  staatsbürgerlichen,  dem  beruflichen  und  dem  kulturellen 
Bereich. 

(3)  Der  Ausschuss  der  Regionen  setzt  sich  zusammen  aus  Vertretern  der  regionalen  und  lokalen 
Gebietskörperschaften,  die  entweder  ein  auf  Wahlen  beruhendes  Mandat  in  einer  regionalen  oder 
lokalen  Gebietskörperschaft  innehaben  oder  gegenüber  einer  gewählten  Versammlung  politisch  ver- 
antwortlich sind. 

(4)  Die  Mitglieder  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  und  des  Ausschusses  der  Regionen  sind 
an  keine  Weisungen  gebunden.  Sie  üben  ihre  Tätigkeit  in  voller  Unabhängigkeit  zum  allgemeinen 
Wohl  der  Union  aus. 

(5)  Die  Vorschriften  der  Absätze  2  und  3  über  die  Art  der  Zusammensetzung  dieser  Ausschüsse 
werden  in  regelmäßigen  Abständen  vom  Rat  überprüft,  um  der  wirtschaftlichen,  sozialen  und  de- 
mografischen Entwicklung  in  der  Union  Rechnung  zu  tragen.  Der  Rat  erlässt  auf  Vorschlag  der 
Kommission  Beschlüsse  zu  diesem  Zweck. 

ABSCHNnJ  1 
DER  WIRTSCHAFTS-  UND  SOZIALAUSSCHUSS 

Artikel  301 
(ex-Artikel  258  EGV) 

Der  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  hat  höchstens  dreihundertfünfzig  Mitglieder. 

Der  Rat  erlässt  einstimmig  auf  Vorschlag  der  Kommission  einen  Beschluss  über  die  Zusammenset- 
zung des  Ausschusses. 

Der  Rat  setzt  die  Vergütungen  für  die  Mitglieder  des  Ausschusses  fest. 
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Artikel  302 
(ex-Artikel  259  EGV) 

(1)  Die  Mitglieder  des  Ausschusses  werden  für  fünf  Jahre  ernannt.  Der  Rat  nimmt  die  gemäß  den 
Vorschlägen  der  einzelnen  Mitgliedstaaten  erstellte  Liste  der  Mitglieder  an.  Die  Wiederernennung  der 
Mitglieder  des  Ausschusses  ist  zulässig. 

(2)  Der  Rat  beschließt  nach  Anhörung  der  Kommission.  Er  kann  die  Meinung  der  maßgeblichen 
europäischen  Organisationen  der  verschiedenen  Zweige  des  Wirtschafts-  und  Soziallebens  und  der 
Zivilgesellschaft  einholen,  die  von  der  Tätigkeit  der  Union  betroffen  sind. 

Artikel  303 
(ex-Artikel  260  EGV) 

Der  Ausschuss  wählt  aus  seiner  Mitte  seinen  Präsidenten  und  sein  Präsidium  auf  zweieinhalb  Jahre. 
Er  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

Der  Ausschuss  wird  von  seinem  Präsidenten  auf  Antrag  des  Europäischen  Parlaments,  des  Rates  oder 
der  Kommission  einberufen.  Er  kann  auch  von  sich  aus  zusammentreten. 

Artikel  304 
(ex-Artikel  262  EGV) 

Der  Ausschuss  wird  vom  Europäischen  Parlament,  vom  Rat  oder  der  Kommission  in  den  in  den 
Verträgen  vorgesehenen  Fällen  gehört.  Er  kann  von  diesen  Organen  in  allen  Fällen  gehört  werden,  in 
denen  diese  es  für  zweckmäßig  erachten.  Er  kann  von  sich  aus  eine  Stellungnahme  in  den  Fällen 
abgeben,  in  denen  er  dies  für  zweckmäßig  erachtet. 

Wenn  das  Europäische  Parlament,  der  Rat  oder  die  Kommission  es  für  notwendig  erachten,  setzen  sie 
dem  Ausschuss  für  die  Vorlage  seiner  Stellungnahme  eine  Frist;  diese  beträgt  mindestens  einen 
Monat,  vom  Eingang  der  Mitteilung  beim  Präsidenten  des  Ausschusses  an  gerechnet.  Nach  Ablauf 
der  Frist  kann  das  Fehlen  einer  Stellungnahme  unberücksichtigt  bleiben. 

Die  Stellungnahmen  des  Ausschusses  sowie  ein  Bericht  über  die  Beratungen  werden  dem  Europäi- 
schen Parlament,  dem  Rat  und  der  Kommission  übermittelt. 

ABSCHNITT  2 
DER  AUSSCHUSS  DER  REGIONEN 

Artikel  305 
(ex-Artikel  263  Absätze  2,  3  und  4  EGV) 

Der  Ausschuss  der  Regionen  hat  höchstens  dreihundertfünfzig  Mitglieder. 
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Der  Rat  erlässt  einstimmig  auf  Vorschlag  der  Kommission  einen  Beschluss  über  die  Zusammenset- 
zung des  Ausschusses. 

Die  Mitglieder  des  Ausschusses  sowie  eine  gleiche  Anzahl  von  Stellvertretern  werden  auf  fünf  Jahre 
ernannt.  Wiederernennung  ist  zulässig.  Der  Rat  nimmt  die  gemäß  den  Vorschlägen  der  einzelnen 
Mitgliedstaaten  erstellte  Liste  der  Mitglieder  und  Stellvertreter  an.  Die  Amtszeit  der  Mitglieder  des 
Ausschusses  endet  automatisch  bei  Ablauf  des  in  Artikel  300  Absatz  3  genannten  Mandats,  aufgrund 
dessen  sie  vorgeschlagen  wurden;  für  die  verbleibende  Amtszeit  wird  nach  demselben  Verfahren  ein 
Nachfolger  ernannt.  Ein  Mitglied  des  Ausschusses  darf  nicht  gleichzeitig  Mitglied  des  Europäischen 
Parlaments  sein. 

Artikel  306 
(ex- Artikel  264  EGV) 

Der  Ausschuss  der  Regionen  wählt  aus  seiner  Mitte  seinen  Präsidenten  und  sein  Präsidium  auf 
zweieinhalb  Jahre. 

Er  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

Der  Ausschuss  wird  von  seinem  Präsidenten  auf  Antrag  des  Europäischen  Parlaments,  des  Rates  oder 
der  Kommission  einberufen.  Er  kann  auch  von  sich  aus  zusammentreten. 

Artikel  307 
(ex-Artikel  265  EGV) 

Der  Ausschuss  der  Regionen  wird  vom  Europäischen  Parlament,  vom  Rat  oder  von  der  Kommission 
in  den  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Fällen  und  in  allen  anderen  Fällen  gehört,  in  denen  eines  dieser 
Organe  dies  für  zweckmäßig  erachtet,  insbesondere  in  Fällen,  welche  die  grenzüberschreitende  Zu- 
sammenarbeit betreffen. 

Wenn  das  Europäische  Parlament,  der  Rat  oder  die  Kommission  es  für  notwendig  erachten,  setzen  sie 
dem  Ausschuss  für  die  Vorlage  seiner  Stellungnahme  eine  Frist;  diese  beträgt  mindestens  einen 
Monat,  vom  Eingang  der  diesbezüglichen  Mitteilung  beim  Präsidenten  des  Ausschusses  an  gerechnet. 
Nach  Ablauf  der  Frist  kann  das  Fehlen  einer  Stellungnahme  unberücksichtigt  bleiben. 

Wird  der  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  nach  Artikel  304  gehört,  so  wird  der  Ausschuss  der 
Regionen  vom  Europäischen  Parlament,  vom  Rat  oder  von  der  Kommission  über  dieses  Ersuchen 
um  Stellungnahme  unterrichtet.  Der  Ausschuss  der  Regionen  kann,  wenn  er  der  Auffassung  ist,  dass 
spezifische  regionale  Interessen  berührt  werden,  eine  entsprechende  Stellungnahme  abgeben. 

Er  kann,  wenn  er  dies  für  zweckdienlich  erachtet,  von  sich  aus  eine  Stellungnahme  abgeben. 

Die  Stellungnahme  des  Ausschusses  sowie  ein  Bericht  über  die  Beratungen  werden  dem  Europäischen 
Parlament,  dem  Rat  und  der  Kommission  übermittelt. 
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KAPITEL  4 

DIE  EUROPÄISCHE  INVESTITIONSBANK 


Artikel  308 
(ex-Artikel  266  EGV) 

Die  Europäische  Investitionsbank  besitzt  Rechtspersönlichkeit. 
Mitglieder  der  Europäischen  Investitionsbank  sind  die  Mitgliedstaaten. 


Die  Satzung  der  Europäischen  Investitionsbank  ist  den  Verträgen  als  Protokoll  beigefügt.  Der  Rat 
kann  auf  Antrag  der  Europäischen  Investitionsbank  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Par- 
laments und  der  Kommission  oder  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  der  Europäischen  Investitionsbank  die  Satzung  der  Bank  einstimmig  gemäß 
einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  ändern. 


Artikel  309 

(ex- Artikel  267  EGV) 

Aufgabe  der  Europäischen  Investitionsbank  ist  es,  zu  einer  ausgewogenen  und  reibungslosen  Entwick- 
lung des  Binnenmarkts  im  Interesse  der  Union  beizutragen;  hierbei  bedient  sie  sich  des  Kapitalmarkts 
sowie  ihrer  eigenen  Mittel.  In  diesem  Sinne  erleichtert  sie  ohne  Verfolgung  eines  Erwerbszwecks 
durch  Gewährung  von  Darlehen  und  Bürgschaften  die  Finanzierung  der  nachstehend  bezeichneten 
Vorhaben  in  allen  Wirtschaftszweigen: 

a)  Vorhaben  zur  Erschließung  der  weniger  entwickelten  Gebiete; 


b)  Vorhaben  zur  Modernisierung  oder  Umstellung  von  Unternehmen  oder  zur  Schaffung  neuer 
Arbeitsmöglichkeiten,  die  sich  aus  der  Errichtung  oder  dem  Funktionieren  des  Binnenmarkts 
ergeben  und  wegen  ihres  Umfangs  oder  ihrer  Art  mit  den  in  den  einzelnen  Mitgliedstaaten 
vorhandenen  Mitteln  nicht  vollständig  finanziert  werden  können; 


c)  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  für  mehrere  Mitgliedstaaten,  die  wegen  ihres  Umfangs  oder 
ihrer  Art  mit  den  in  den  einzelnen  Mitgliedstaaten  vorhandenen  Mitteln  nicht  vollständig  finan- 
ziert werden  können. 


In  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  erleichtert  die  Bank  die  Finanzierung  von  Investitionsprogrammen  in 
Verbindung  mit  der  Unterstützung  aus  den  Strukturfonds  und  anderen  Finanzierungsinstrumenten 
der  Union. 
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TITEL  II 
FINANZVORSCHRIFTEN 


Artikel  310 
(ex-Artikel  268  EGV) 

(1)  Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Union  werden  für  jedes  Haushaltsjahr  veranschlagt  und  in 
den  Haushaltsplan  eingesetzt. 

Der  jährliche  Haushaltsplan  der  Union  wird  vom  Europäischen  Parlament  und  vom  Rat  nach  Maß- 
gabe des  Artikels  314  aufgestellt. 

Der  Haushaltsplan  ist  in  Einnahmen  und  Ausgaben  auszugleichen. 

(2)  Die  in  den  Haushaltsplan  eingesetzten  Ausgaben  werden  für  ein  Haushaltsjahr  entsprechend 
der  Verordnung  nach  Artikel  322  bewilligt. 

(3)  Die  Ausführung  der  in  den  Haushaltsplan  eingesetzten  Ausgaben  setzt  den  Erlass  eines  ver- 
bindlichen Rechtsakts  der  Union  voraus,  mit  dem  die  Maßnahme  der  Union  und  die  Ausführung  der 
entsprechenden  Ausgabe  entsprechend  der  Verordnung  nach  Artikel  322  eine  Rechtsgrundlage  er- 
halten, soweit  nicht  diese  Verordnung  Ausnahmen  vorsieht. 

(4)  Um  die  Haushaltsdisziplin  sicherzustellen,  erlässt  die  Union  keine  Rechtsakte,  die  erhebliche 
Auswirkungen  auf  den  Haushaltsplan  haben  könnten,  ohne  die  Gewähr  zu  bieten,  dass  die  mit  diesen 
Rechtsakten  verbundenen  Ausgaben  im  Rahmen  der  Eigenmittel  der  Union  und  unter  Einhaltung  des 
mehrjährigen  Finanzrahmens  nach  Artikel  312  finanziert  werden  können. 

(5)  Der  Haushaltsplan  wird  entsprechend  dem  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit  der  Haushalts- 
führung ausgeführt.  Die  Mitgliedstaaten  arbeiten  mit  der  Union  zusammen,  um  sicherzustellen, 
dass  die  in  den  Haushaltsplan  eingesetzten  Mittel  nach  diesem  Grundsatz  verwendet  werden. 

(6)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  bekämpfen  nach  Artikel  325  Betrügereien  und  sonstige 
gegen  die  finanziellen  Interessen  der  Union  gerichtete  rechtswidrige  Handlungen. 

KAPITEL  1 
DIE  EIGENMITTEL  DER  UNION 

Artikel  311 
(ex-Artikel  269  EGV) 

Die  Union  stattet  sich  mit  den  erforderlichen  Mitteln  aus,  um  ihre  Ziele  erreichen  und  ihre  Politik 
durchführen  zu  können. 
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Der  Haushalt  wird  unbeschadet  der  sonstigen  Einnahmen  vollständig  aus  Eigenmitteln  finanziert. 

Der  Rat  erlässt  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  einstimmig  und  nach  Anhörung 
des  Europäischen  Parlaments  einen  Beschluss,  mit  dem  die  Bestimmungen  über  das  System  der 
Eigenmittel  der  Union  festgelegt  werden.  Darin  können  neue  Kategorien  von  Eigenmitteln  eingeführt 
oder  bestehende  Kategorien  abgeschafft  werden.  Dieser  Beschluss  tritt  erst  nach  Zustimmung  der 
Mitgliedstaaten  im  Einklang  mit  ihren  jeweiligen  verfassungsrechtlichen  Vorschriften  in  Kraft. 

Der  Rat  legt  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  durch  Verordnungen  Durchführungs- 
maßnahmen zu  dem  System  der  Eigenmittel  der  Union  fest,  sofern  dies  in  dem  nach  Absatz  3 
erlassenen  Beschluss  vorgesehen  ist.  Der  Rat  beschließt  nach  Zustimmung  des  Europäischen  Par- 
laments. 

KAPITEL  2 

DER  MEHRJÄHRIGE  FINANZRAHMEN 
Artikel  312 

(1)  Mit  dem  mehrjährigen  Finanzrahmen  soll  sichergestellt  werden,  dass  die  Ausgaben  der  Union 
innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Eigenmittel  eine  geordnete  Entwicklung  nehmen. 

Er  wird  für  einen  Zeitraum  von  mindestens  fünf  Jahren  aufgestellt. 

Bei  der  Aufstellung  des  jährlichen  Haushaltsplans  der  Union  ist  der  mehrjährige  Finanzrahmen  ein- 
zuhalten. 

(2)  Der  Rat  erlässt  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  eine  Verordnung  zur  Fest- 
legung des  mehrjährigen  Finanzrahmens.  Er  beschließt  einstimmig  nach  Zustimmung  des  Europäi- 
schen Parlaments,  die  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  erteilt  wird. 

Der  Europäische  Rat  kann  einstimmig  einen  Beschluss  fassen,  wonach  der  Rat  mit  qualifizierter 
Mehrheit  beschließen  kann,  wenn  er  die  in  Unterabsatz  1  genannte  Verordnung  erlässt. 

(3)  In  dem  Finanzrahmen  werden  die  jährlichen  Obergrenzen  der  Mittel  für  Verpflichtungen  je 
Ausgabenkategorie  und  die  jährliche  Obergrenze  der  Mittel  für  Zahlungen  festgelegt.  Die  Ausgaben- 
kategorien, von  denen  es  nur  wenige  geben  darf,  entsprechen  den  Haupttätigkeitsbereichen  der 
Union. 

Der  Finanzrahmen  enthält  auch  alle  sonstigen  für  den  reibungslosen  Ablauf  des  jährlichen  Haus- 
haltsverfahrens sachdienlichen  Bestimmungen. 

(4)  Hat  der  Rat  bis  zum  Ablauf  des  vorangegangenen  Finanzrahmens  keine  Verordnung  zur 
Aufstellung  eines  neuen  Finanzrahmens  erlassen,  so  werden  die  Obergrenzen  und  sonstigen  Bestim- 
mungen des  letzten  Jahres  des  vorangegangenen  Finanzrahmens  bis  zum  Erlass  dieses  Rechtsakts 
fortgeschrieben. 
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(5)  Das  Europäische  Parlament,  der  Rat  und  die  Kommission  treffen  während  des  gesamten  Ver- 
fahrens zur  Annahme  des  Finanzrahmens  alle  erforderlichen  Maßnahmen,  um  den  Erlass  des  Rechts- 
akts zu  erleichtern. 

KAPITEL  3 

DER  JAHRESHAUSHALTSPLAN  DER  UNION 

Artikel  313 
(ex-Artikel  272  Absatz  1  EGV) 

Das  Haushaltsjahr  beginnt  am  1.  Januar  und  endet  am  31.  Dezember. 

Artikel  314 
(ex-Artikel  272  Absätze  2  bis  10  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  legen  den  Jahreshaushaltsplan  der  Union  im  Rahmen  eines 
besonderen  Gesetzgebungsverfahrens  nach  den  folgenden  Bestimmungen  fest: 

(1)  Jedes  Organ,  mit  Ausnahme  der  Europäischen  Zentralbank,  stellt  vor  dem  1.  Juli  einen  Haus- 
haltsvoranschlag für  seine  Ausgaben  für  das  folgende  Haushaltsjahr  auf.  Die  Kommission  fasst  diese 
Voranschläge  in  einem  Entwurf  für  den  Haushaltsplan  zusammen,  der  abweichende  Voranschläge 
enthalten  kann. 

Dieser  Entwurf  umfasst  den  Ansatz  der  Einnahmen  und  den  Ansatz  der  Ausgaben. 

(2)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  spätestens  am  1.  September 
des  Jahres,  das  dem  entsprechenden  Haushaltsjahr  vorausgeht,  einen  Vorschlag  mit  dem  Entwurf  des 
Haushaltsplans  vor. 

Die  Kommission  kann  den  Entwurf  des  Haushaltsplans  während  des  laufenden  Verfahrens  bis  zur 
Einberufung  des  in  Absatz  5  genannten  Vermittlungsausschusses  ändern. 

(3)  Der  Rat  legt  seinen  Standpunkt  zu  dem  Entwurf  des  Haushaltsplans  fest  und  leitet  ihn  spä- 
testens am  1.  Oktober  des  Jahres,  das  dem  entsprechenden  Haushaltsjahr  vorausgeht,  dem  Europäi- 
schen Parlament  zu.  Er  unterrichtet  das  Europäische  Parlament  in  vollem  Umfang  über  die  Gründe, 
aus  denen  er  seinen  Standpunkt  festgelegt  hat. 

(4)  Hat  das  Europäische  Parlament  binnen  42  Tagen  nach  der  Übermittlung 

a)  den  Standpunkt  des  Rates  gebilligt,  so  ist  der  Haushaltsplan  erlassen; 

b)  keinen  Beschluss  gefasst,  so  gilt  der  Haushaltsplan  als  erlassen; 

c)  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  Abänderungen  angenommen,  so  wird  die  abgeänderte  Fassung 
des  Entwurfs  dem  Rat  und  der  Kommission  zugeleitet.  Der  Präsident  des  Europäischen  Parlaments 
beruft  im  Einvernehmen  mit  dem  Präsidenten  des  Rates  umgehend  den  Vermittlungsausschuss  ein. 
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Der  Vermittlungsausschuss  tritt  jedoch  nicht  zusammen,  wenn  der  Rat  dem  Europäischen  Par- 
lament binnen  zehn  Tagen  nach  der  Übermittlung  des  geänderten  Entwurfs  mitteilt,  dass  er  alle 
seine  Abänderungen  billigt. 

(5)  Der  Vermittlungsausschuss,  der  aus  den  Mitgliedern  des  Rates  oder  deren  Vertretern  und 
ebenso  vielen  das  Europäische  Parlament  vertretenden  Mitgliedern  besteht,  hat  die  Aufgabe,  binnen 
21  Tagen  nach  seiner  Einberufung  auf  der  Grundlage  der  Standpunkte  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  mit  der  qualifizierten  Mehrheit  der  Mitglieder  des  Rates  oder  deren  Vertretern  und  der 
Mehrheit  der  das  Europäische  Parlament  vertretenden  Mitglieder  eine  Einigung  über  einen  gemein- 
samen Entwurf  zu  erzielen. 

Die  Kommission  nimmt  an  den  Arbeiten  des  Vermittlungsausschusses  teil  und  ergreift  alle  erforder- 
lichen Initiativen,  um  eine  Annäherung  der  Standpunkte  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
zu  bewirken. 

(6)  Einigt  sich  der  Vermittlungsausschuss  innerhalb  der  in  Absatz  5  genannten  Frist  von  21  Tagen 
auf  einen  gemeinsamen  Entwurf,  so  verfügen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  ab  dieser 
Einigung  über  eine  Frist  von  14  Tagen,  um  den  gemeinsamen  Entwurf  zu  billigen. 

(7)  Wenn  innerhalb  der  in  Absatz  6  genannten  Frist  von  14  Tagen 

a)  der  gemeinsame  Entwurf  sowohl  vom  Europäischen  Parlament  als  auch  vom  Rat  gebilligt  wird 
oder  beide  keinen  Beschluss  fassen  oder  eines  dieser  Organe  den  gemeinsamen  Entwurf  billigt, 
während  das  andere  Organ  keinen  Beschluss  fasst,  so  gilt  der  Haushaltsplan  als  entsprechend  dem 
gemeinsamen  Entwurf  endgültig  erlassen,  oder 

b)  der  gemeinsame  Entwurf  sowohl  vom  Europäischen  Parlament  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder 
als  auch  vom  Rat  abgelehnt  wird  oder  eines  dieser  Organe  den  gemeinsamen  Entwurf  ablehnt, 
während  das  andere  Organ  keinen  Beschluss  fasst,  so  legt  die  Kommission  einen  neuen  Entwurf 
für  den  Haushaltsplan  vor,  oder 

c)  der  gemeinsame  Entwurf  vom  Europäischen  Parlament  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  abge- 
lehnt wird,  während  er  vom  Rat  gebilligt  wird,  so  legt  die  Kommission  einen  neuen  Entwurf  für 
den  Haushaltsplan  vor,  oder 

d)  der  gemeinsame  Entwurf  vom  Europäischen  Parlament  gebilligt  wird,  während  er  vom  Rat  abge- 
lehnt wird,  so  kann  das  Europäische  Parlament  binnen  14  Tagen  ab  dem  Tag  der  Ablehnung 
durch  den  Rat  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  und  drei  Fünfteln  der  abgegebenen  Stimmen 
beschließen,  alle  oder  einige  der  in  Absatz  4  Buchstabe  c  genannten  Abänderungen  zu  bestätigen. 
Wird  eine  Abänderung  des  Europäischen  Parlaments  nicht  bestätigt,  so  wird  der  im  Vermittlungs- 
ausschuss vereinbarte  Standpunkt  zu  dem  Haushaltsposten,  der  Gegenstand  der  Abänderung  ist, 
übernommen.  Der  Haushaltsplan  gilt  als  auf  dieser  Grundlage  endgültig  erlassen. 

(8)  Einigt  sich  der  Vermittlungsausschuss  nicht  binnen  der  in  Absatz  5  genannten  Frist  von  21 
Tagen  auf  einen  gemeinsamen  Entwurf,  so  legt  die  Kommission  einen  neuen  Entwurf  für  den  Haus- 
haltsplan vor. 
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(9)  Nach  Abschluss  des  Verfahrens  dieses  Artikels  stellt  der  Präsident  des  Europäischen  Parlaments 
fest,  dass  der  Haushaltsplan  endgültig  erlassen  ist. 

(10)  Jedes  Organ  übt  die  ihm  aufgrund  dieses  Artikels  zufallenden  Befugnisse  unter  Wahrung  der 
Verträge  und  der  Rechtsakte  aus,  die  auf  der  Grundlage  der  Verträge  insbesondere  im  Bereich  der 
Eigenmittel  der  Union  und  des  Gleichgewichts  von  Einnahmen  und  Ausgaben  erlassen  wurden. 

Artikel  315 

(ex-Artikel  273  EGV) 

Ist  zu  Beginn  eines  Haushaltsjahres  der  Haushaltsplan  noch  nicht  endgültig  erlassen,  so  können  nach 
der  gemäß  Artikel  322  festgelegten  Haushaltsordnung  für  jedes  Kapitel  monatliche  Ausgaben  bis  zur 
Höhe  eines  Zwölftels  der  im  betreffenden  Kapitel  des  Haushaltsplans  des  vorangegangenen  Haus- 
haltsjahres eingesetzten  Mittel  vorgenommen  werden,  die  jedoch  ein  Zwölftel  der  Mittelansätze  des 
gleichen  Kapitels  des  Haushaltsplanentwurfs  nicht  überschreiten  dürfen. 

Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  unter  Beachtung  der  sonstigen  Bestimmungen  des 
Absatzes  1  entsprechend  der  nach  Artikel  322  erlassenen  Verordnung  Ausgaben  genehmigen,  die 
über  dieses  Zwölftel  hinausgehen.  Er  leitet  seinen  Beschluss  unverzüglich  dem  Europäischen  Par- 
lament zu. 

In  dem  Beschluss  nach  Absatz  2  werden  unter  Beachtung  der  in  Artikel  311  genannten  Rechtsakte 
die  zur  Durchführung  dieses  Artikels  erforderlichen  Maßnahmen  betreffend  die  Mittel  vorgesehen. 

Der  Beschluss  tritt  30  Tage  nach  seinem  Erlass  in  Kraft,  sofern  das  Europäische  Parlament  nicht 
innerhalb  dieser  Frist  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  beschließt,  diese  Ausgaben  zu  kürzen. 

Artikel  316 
(ex-Artikel  271  EGV) 

Nach  Maßgabe  der  aufgrund  des  Artikels  322  erlassenen  Vorschriften  dürfen  die  nicht  für  Personal- 
ausgaben vorgesehenen  Mittel,  die  bis  zum  Ende  der  Durchführungszeit  eines  Haushaltsplans  nicht 
verbraucht  worden  sind,  lediglich  auf  das  nächste  Haushaltsjahr  übertragen  werden. 

Die  vorgesehenen  Mittel  werden  nach  Kapiteln  gegliedert,  in  denen  die  Ausgaben  nach  Art  oder 
Bestimmung  zusammengefasst  sind;  die  Kapitel  werden  nach  der  gemäß  Artikel  322  festgelegten 
Haushaltsordnung  unterteilt. 

Die  Ausgaben  des  Europäischen  Parlaments,  des  Europäischen  Rates  und  des  Rates,  der  Kommission 
sowie  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  werden  unbeschadet  einer  besonderen  Regelung  für 
bestimmte  gemeinsame  Ausgaben  in  gesonderten  Teilen  des  Haushaltsplans  aufgeführt. 
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KAPITEL  4 

AUSFÜHRUNG  DES  HAUSHALTSPLANS  UND  ENTLASTUNG 


Artikel  317 
(ex-Artikel  274  EGV) 

Die  Kommission  führt  den  Haushaltsplan  zusammen  mit  den  Mitgliedstaaten  gemäß  der  nach  Ar- 
tikel 322  festgelegten  Haushaltsordnung  in  eigener  Verantwortung  und  im  Rahmen  der  zugewiesenen 
Mittel  entsprechend  dem  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit  der  Haushaltsführung  aus.  Die  Mitglied- 
staaten arbeiten  mit  der  Kommission  zusammen,  um  sicherzustellen,  dass  die  Mittel  nach  dem 
Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit  der  Haushaltsführung  verwendet  werden. 


In  der  Haushaltsordnung  sind  die  Kontroll-  und  Wirtschaftsprüfungspflichten  der  Mitgliedstaaten  bei 
der  Ausführung  des  Haushaltsplans  sowie  die  damit  verbundenen  Verantwortlichkeiten  geregelt. 
Darin  sind  ferner  die  Verantwortlichkeiten  und  die  besonderen  Einzelheiten  geregelt,  nach  denen 
jedes  Organ  an  der  Vornahme  seiner  Ausgaben  beteiligt  ist. 


Die  Kommission  kann  nach  der  gemäß  Artikel  322  festgelegten  Haushaltsordnung  Mittel  von  Kapitel 
zu  Kapitel  oder  von  Untergliederung  zu  Untergliederung  übertragen. 


Artikel  318 
(ex-Artikel  275  EGV) 

Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  jährlich  die  Rechnung  des  abge- 
laufenen Haushaltsjahres  für  die  Rechnungsvorgänge  des  Haushaltsplans  vor.  Sie  übermittelt  ihnen 
ferner  eine  Übersicht  über  das  Vermögen  und  die  Schulden  der  Union. 


Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  ferner  einen  Evaluierungsbericht  zu 
den  Finanzen  der  Union  vor,  der  sich  auf  die  Ergebnisse  stützt,  die  insbesondere  in  Bezug  auf  die 
Vorgaben  erzielt  wurden,  die  vom  Europäischen  Parlament  und  vom  Rat  nach  Artikel  319  erteilt 
wurden. 


Artikel  319 
(ex-Artikel  276  EGV) 

(1)  Auf  Empfehlung  des  Rates  erteilt  das  Europäische  Parlament  der  Kommission  Entlastung  zur 
Ausführung  des  Haushaltsplans.  Zu  diesem  Zweck  prüft  es  nach  dem  Rat  die  Rechnung,  die  Über- 
sicht und  den  Evaluierungsbericht  nach  Artikel  318  sowie  den  Jahresbericht  des  Rechnungshofs 
zusammen  mit  den  Antworten  der  kontrollierten  Organe  auf  dessen  Bemerkungen,  die  in  Artikel  287 
Absatz  1  Unterabsatz  2  genannte  Zuverlässigkeitserklärung  und  die  einschlägigen  Sonderberichte  des 
Rechnungshofs. 
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(2)  Das  Europäische  Parlament  kann  vor  der  Entlastung  der  Kommission  sowie  auch  zu  anderen 
Zwecken  im  Zusammenhang  mit  der  Ausübung  ihrer  Haushaltsbefugnisse  die  Kommission  auffor- 
dern, Auskunft  über  die  Vornahme  der  Ausgaben  oder  die  Arbeitsweise  der  Finanzkontrollsysteme  zu 
erteilen.  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  auf  dessen  Ersuchen  alle  notwendigen 
Informationen  vor. 

(3)  Die  Kommission  trifft  alle  zweckdienlichen  Maßnahmen,  um  den  Bemerkungen  in  den  Ent- 
lastungsbeschlüssen und  anderen  Bemerkungen  des  Europäischen  Parlaments  zur  Vornahme  der 
Ausgaben  sowie  den  Erläuterungen,  die  den  Entlastungsempfehlungen  des  Rates  beigefügt  sind,  nach- 
zukommen. 

Auf  Ersuchen  des  Europäischen  Parlaments  oder  des  Rates  erstattet  die  Kommission  Bericht  über  die 
Maßnahmen,  die  aufgrund  dieser  Bemerkungen  und  Erläuterungen  getroffen  wurden,  insbesondere 
über  die  Weisungen,  die  den  für  die  Ausführung  des  Haushaltsplans  zuständigen  Dienststellen  erteilt 
worden  sind.  Diese  Berichte  sind  auch  dem  Rechnungshof  zuzuleiten. 

KAPITEL  5 
GEMEINSAME  BESTIMMUNGEN 

Artikel  320 
(ex-Artikel  277  EGV) 

Der  mehrjährige  Finanzrahmen  und  der  Jahreshaushaltsplan  werden  in  Euro  aufgestellt. 

Artikel  321 
(ex-Artikel  278  EGV) 

Die  Kommission  kann  vorbehaltlich  der  Unterrichtung  der  zuständigen  Behörden  der  betreffenden 
Mitgliedstaaten  ihre  Guthaben  in  der  Währung  eines  dieser  Staaten  in  die  Währung  eines  anderen 
Mitgliedstaats  transferieren,  soweit  dies  erforderlich  ist,  um  diese  Guthaben  für  die  in  den  Verträgen 
vorgesehenen  Zwecke  zu  verwenden.  Besitzt  die  Kommission  verfügbare  oder  flüssige  Guthaben  in 
der  benötigten  Währung,  so  vermeidet  sie  soweit  möglich  derartige  Transferierungen. 

Die  Kommission  verkehrt  mit  jedem  Mitgliedstaat  über  die  von  diesem  bezeichnete  Behörde.  Bei  der 
Durchführung  ihrer  Finanzgeschäfte  nimmt  sie  die  Notenbank  des  betreffenden  Mitgliedstaats  oder 
ein  anderes  von  diesem  genehmigtes  Finanzinstitut  in  Anspruch. 

Artikel  322 
(ex-Artikel  279  EGV) 

(1)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsver- 
fahren durch  Verordnungen  nach  Anhörung  des  Rechnungshofs 

a)  die  Haushaltsvorschriften,  in  denen  insbesondere  die  Aufstellung  und  Ausführung  des  Haushalts- 
plans sowie  die  Rechnungslegung  und  Rechnungsprüfung  im  Einzelnen  geregelt  werden; 
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b)  die  Vorschriften,  die  die  Kontrolle  der  Verantwortung  der  Finanzakteure  und  insbesondere  der 
Anweisungsbefugten  und  der  Rechnungsführer  regeln. 

(2)  Der  Rat  legt  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rechnungshofs  die  Einzelheiten  und  das  Verfahren  fest,  nach  denen  die  Haushaltseinnahmen, 
die  in  der  Regelung  über  die  Eigenmittel  der  Union  vorgesehen  sind,  der  Kommission  zur  Verfügung 
gestellt  werden,  sowie  die  Maßnahmen,  die  zu  treffen  sind,  um  gegebenenfalls  die  erforderlichen 
Kassenmittel  bereitzustellen. 


Artikel  323 

Das  Europäische  Parlament,  der  Rat  und  die  Kommission  stellen  sicher,  dass  der  Union  die  Finanz- 
mittel zur  Verfügung  stehen,  die  es  ihr  ermöglichen,  ihren  rechtlichen  Verpflichtungen  gegenüber 
Dritten  nachzukommen. 


Artikel  324 

Auf  Initiative  der  Kommission  werden  im  Rahmen  der  nach  diesem  Titel  vorgesehenen  Haushalts- 
verfahren regelmäßige  Treffen  der  Präsidenten  des  Europäischen  Parlaments,  des  Rates  und  der 
Kommission  einberufen.  Diese  treffen  alle  erforderlichen  Maßnahmen,  um  die  Abstimmung  und 
Annäherung  der  Standpunkte  der  Organe,  denen  sie  vorstehen,  zu  fördern  und  so  die  Durchführung 
dieses  Titels  zu  erleichtern. 

KAPITEL  6 
BETRUGSBEKÄMPFUNG 

Artikel  325 

(ex- Artikel  280  EGV) 

(1)  Die  Union  und  die  Mitgliedstaaten  bekämpfen  Betrügereien  und  sonstige  gegen  die  finanziellen 
Interessen  der  Union  gerichtete  rechtswidrige  Handlungen  mit  Maßnahmen  nach  diesem  Artikel,  die 
abschreckend  sind  und  in  den  Mitgliedstaaten  sowie  in  den  Organen,  Einrichtungen  und  sonstigen 
Stellen  der  Union  einen  effektiven  Schutz  bewirken. 

(2)  Zur  Bekämpfung  von  Betrügereien,  die  sich  gegen  die  finanziellen  Interessen  der  Union  rich- 
ten, ergreifen  die  Mitgliedstaaten  die  gleichen  Maßnahmen,  die  sie  auch  zur  Bekämpfung  von  Be- 
trügereien ergreifen,  die  sich  gegen  ihre  eigenen  finanziellen  Interessen  richten. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  koordinieren  unbeschadet  der  sonstigen  Bestimmungen  der  Verträge  ihre 
Tätigkeit  zum  Schutz  der  finanziellen  Interessen  der  Union  vor  Betrügereien.  Sie  sorgen  zu  diesem 
Zweck  zusammen  mit  der  Kommission  für  eine  enge,  regelmäßige  Zusammenarbeit  zwischen  den 
zuständigen  Behörden. 
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(4)  Zur  Gewährleistung  eines  effektiven  und  gleichwertigen  Schutzes  in  den  Mitgliedstaaten  sowie 
in  den  Organen,  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  der  Union  beschließen  das  Europäische  Par- 
lament und  der  Rat  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  nach  Anhörung  des  Rech- 
nungshofs die  erforderlichen  Maßnahmen  zur  Verhütung  und  Bekämpfung  von  Betrügereien,  die  sich 
gegen  die  finanziellen  Interessen  der  Union  richten. 

(5)  Die  Kommission  legt  in  Zusammenarbeit  mit  den  Mitgliedstaaten  dem  Europäischen  Parlament 
und  dem  Rat  jährlich  einen  Bericht  über  die  Maßnahmen  vor,  die  zur  Durchführung  dieses  Artikels 
getroffen  wurden. 

TITEL  III 
VERSTÄRKTE  ZUSAMMENARBEIT 

Artikel  326 

(ex-Artikel  27a  bis  27 e,  40  bis  40b  und  43  bis  45  EUV  sowie  ex-Artikel  11  und  IIa  EGV) 
Eine  Verstärkte  Zusammenarbeit  achtet  die  Verträge  und  das  Recht  der  Union. 

Sie  darf  weder  den  Binnenmarkt  noch  den  wirtschaftlichen,  sozialen  und  territorialen  Zusammenhalt 
beeinträchtigen.  Sie  darf  für  den  Handel  zwischen  den  Mitgliedstaaten  weder  ein  Hindernis  noch  eine 
Diskriminierung  darstellen  noch  darf  sie  zu  Verzerrungen  des  Wettbewerbs  zwischen  den  Mitglied- 
staaten führen. 

Artikel  327 

(ex-Artikel  27a  bis  27e,  40  bis  40b  und  43  bis  45  EUV  sowie  ex-Artikel  11  und  IIa  EGV) 

Eine  Verstärkte  Zusammenarbeit  achtet  die  Zuständigkeiten,  Rechte  und  Pflichten  der  nicht  an  der 
Zusammenarbeit  beteiligten  Mitgliedstaaten.  Diese  stehen  der  Durchführung  der  Verstärkten  Zusam- 
menarbeit durch  die  daran  beteiligten  Mitgliedstaaten  nicht  im  Wege. 

Artikel  328 

(ex-Artikel  27a  bis  27e,  40  bis  40b  und  43  bis  45  EUV  sowie  ex-Artikel  11  und  IIa  EGV) 

(1)  Bei  ihrer  Begründung  steht  eine  Verstärkte  Zusammenarbeit  allen  Mitgliedstaaten  offen,  sofern 
sie  die  in  dem  hierzu  ermächtigenden  Beschluss  gegebenenfalls  festgelegten  Teilnahmevoraussetzun- 
gen erfüllen.  Dies  gilt  auch  zu  jedem  anderen  Zeitpunkt,  sofern  sie  neben  den  genannten  Voraus- 
setzungen auch  die  in  diesem  Rahmen  bereits  erlassenen  Rechtsakte  beachten. 

Die  Kommission  und  die  an  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  teilnehmenden  Mitgliedstaaten  tragen 
dafür  Sorge,  dass  die  Teilnahme  möglichst  vieler  Mitgliedstaaten  gefördert  wird. 

(2)  Die  Kommission  und  gegebenenfalls  der  Hohe  Vertreter  der  Union  für  die  Außen-  und  Sicher- 
heitspolitik unterrichten  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat  regelmäßig  über  die  Entwicklung 
einer  Verstärkten  Zusammenarbeit. 
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Artikel  329 

(ex-Artikel  27a  bis  27e,  40  bis  40b  und  43  bis  45  EUV  sowie  ex-Artikel  11  und  IIa  EGV) 

(1)  Die  Mitgliedstaaten,  die  in  einem  der  Bereiche  der  Verträge  -  mit  Ausnahme  der  Bereiche,  für 
die  die  Union  die  ausschließliche  Zuständigkeit  besitzt,  und  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicher- 
heitspolitik -  untereinander  eine  Verstärkte  Zusammenarbeit  begründen  möchten,  richten  einen 
Antrag  an  die  Kommission,  in  dem  der  Anwendungsbereich  und  die  Ziele  aufgeführt  werden,  die 
mit  der  beabsichtigten  Verstärkten  Zusammenarbeit  angestrebt  werden.  Die  Kommission  kann  dem 
Rat  einen  entsprechenden  Vorschlag  vorlegen.  Legt  die  Kommission  keinen  Vorschlag  vor,  so  teilt  sie 
den  betroffenen  Mitgliedstaaten  ihre  Gründe  dafür  mit. 

Die  Ermächtigung  zur  Einleitung  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  nach  Unterabsatz  1  wird  vom 
Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments  erteilt. 

(2)  Der  Antrag  der  Mitgliedstaaten,  die  untereinander  im  Rahmen  der  Gemeinsamen  Außen-  und 
Sicherheitspolitik  eine  Verstärkte  Zusammenarbeit  begründen  möchten,  wird  an  den  Rat  gerichtet.  Er 
wird  dem  Hohen  Vertreter  der  Union  für  die  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  der  zur  Kohärenz  der 
beabsichtigten  Verstärkten  Zusammenarbeit  mit  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik  der 
Union  Stellung  nimmt,  sowie  der  Kommission  übermittelt,  die  insbesondere  zur  Kohärenz  der 
beabsichtigten  Verstärkten  Zusammenarbeit  mit  der  Politik  der  Union  in  anderen  Bereichen  Stellung 
nimmt.  Der  Antrag  wird  ferner  dem  Europäischen  Parlament  zur  Unterrichtung  übermittelt. 

Die  Ermächtigung  zur  Einleitung  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  wird  mit  einem  Beschluss  des 
Rates  erteilt,  der  einstimmig  beschließt. 

Artikel  330 

(ex-Artikel  27a  bis  27e,  40  bis  40b  und  43  bis  45  EUV  sowie  ex-Artikel  11  und  IIa  EGV) 

Alle  Mitglieder  des  Rates  können  an  dessen  Beratungen  teilnehmen,  aber  nur  die  Mitglieder  des  Rates, 
die  die  an  der  Verstärkten  Zusammenarbeit  beteiligten  Mitgliedstaaten  vertreten,  sind  stimmberech- 
tigt. 

Die  Einstimmigkeit  bezieht  sich  allein  auf  die  Stimmen  der  Vertreter  der  an  der  Verstärkten  Zu- 
sammenarbeit beteiligten  Mitgliedstaaten. 

Die  qualifizierte  Mehrheit  bestimmt  sich  nach  Artikel  238  Absatz  3. 

Artikel  331 

(ex-Artikel  27a  bis  27e,  40  bis  40b  und  43  bis  45  EUV  sowie  ex-Artikel  11  und  IIa  EGV) 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat,  der  sich  einer  bestehenden  Verstärkten  Zusammenarbeit  in  einem  der  in 
Artikel  329  Absatz  1  genannten  Bereiche  anschließen  will,  teilt  dem  Rat  und  der  Kommission  seine 
Absicht  mit. 

Die  Kommission  bestätigt  binnen  vier  Monaten  nach  Eingang  der  Mitteilung  die  Beteiligung  des 
betreffenden  Mitgliedstaats.  Dabei  stellt  sie  gegebenenfalls  fest,  dass  die  Beteiligungsvoraussetzungen 
erfüllt  sind,  und  erlässt  die  notwendigen  Übergangsmaßnahmen  zur  Anwendung  der  im  Rahmen  der 
Verstärkten  Zusammenarbeit  bereits  erlassenen  Rechtsakte. 
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Ist  die  Kommission  jedoch  der  Auffassung,  dass  die  Beteiligungsvoraussetzungen  nicht  erfüllt  sind,  so 
gibt  sie  an,  welche  Bestimmungen  zur  Erfüllung  dieser  Voraussetzungen  erlassen  werden  müssen,  und 
legt  eine  Frist  für  die  erneute  Prüfung  des  Antrags  fest.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  prüft  sie  den  Antrag 
erneut  nach  dem  in  Unterabsatz  2  vorgesehenen  Verfahren.  Ist  die  Kommission  der  Auffassung,  dass 
die  Beteiligungsvoraussetzungen  weiterhin  nicht  erfüllt  sind,  so  kann  der  betreffende  Mitgliedstaat  mit 
dieser  Frage  den  Rat  befassen,  der  über  den  Antrag  befindet.  Der  Rat  beschließt  nach  Artikel  330.  Er 
kann  außerdem  auf  Vorschlag  der  Kommission  die  in  Unterabsatz  2  genannten  Übergangsmaßnah- 
men erlassen. 

(2)  Jeder  Mitgliedstaat,  der  an  einer  bestehenden  Verstärkten  Zusammenarbeit  im  Rahmen  der 
Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik  teilnehmen  möchte,  teilt  dem  Rat,  dem  Hohen  Vertreter 
der  Union  für  die  Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  der  Kommission  seine  Absicht  mit. 

Der  Rat  bestätigt  die  Teilnahme  des  betreffenden  Mitgliedstaats  nach  Anhörung  des  Hohen  Vertreters 
der  Union  für  die  Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  gegebenenfalls  nach  der  Feststellung,  dass  die 
Teilnahmevoraussetzungen  erfüllt  sind.  Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  des  Hohen  Vertreters  ferner  die 
notwendigen  Übergangsmaßnahmen  zur  Anwendung  der  im  Rahmen  der  Verstärkten  Zusammen- 
arbeit bereits  erlassenen  Rechtsakte  treffen.  Ist  der  Rat  jedoch  der  Auffassung,  dass  die  Teilnahme- 
voraussetzungen nicht  erfüllt  sind,  so  gibt  er  an,  welche  Schritte  zur  Erfüllung  dieser  Voraussetzun- 
gen notwendig  sind,  und  legt  eine  Frist  für  die  erneute  Prüfung  des  Antrags  auf  Teilnahme  fest. 

Für  die  Zwecke  dieses  Absatzes  beschließt  der  Rat  einstimmig  nach  Artikel  330. 

Artikel  332 

(ex-Artikel  27a  bis  27 e,  40  bis  40b  und  43  bis  45  EUV  sowie  ex-Artikel  11  und  IIa  EGV) 

Die  sich  aus  der  Durchführung  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  ergebenden  Ausgaben,  mit  Aus- 
nahme der  Verwaltungskosten  der  Organe,  werden  von  den  beteiligten  Mitgliedstaaten  getragen, 
sofern  der  Rat  nicht  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  durch  einstimmigen  Beschluss 
sämtlicher  Mitglieder  des  Rates  etwas  anderes  beschließt. 

Artikel  333 

(ex-Artikel  27a  bis  27e,  40  bis  40b  und  43  bis  45  EUV  sowie  ex-Artikel  11  und  IIa  EGV) 

(1)  Wenn  nach  einer  Bestimmung  der  Verträge,  die  im  Rahmen  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit 
angewendet  werden  könnte,  der  Rat  einstimmig  beschließen  muss,  kann  der  Rat  nach  Artikel  330 
einstimmig  einen  Beschluss  dahin  gehend  erlassen,  dass  er  mit  qualifizierter  Mehrheit  beschließt. 

(2)  Wenn  nach  einer  Bestimmung  der  Verträge,  die  im  Rahmen  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit 
angewendet  werden  könnte,  Rechtsakte  vom  Rat  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren 
erlassen  werden  müssen,  kann  der  Rat  nach  Artikel  330  einstimmig  einen  Beschluss  dahin  gehend 
erlassen,  dass  er  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  beschließt.  Der  Rat  beschließt 
nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 
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(3)  Die  Absätze  1  und  2  gelten  nicht  für  Beschlüsse  mit  militärischen  oder  verteidigungspoliti- 
schen Bezügen. 

Artikel  334 

(ex-Artikel  27a  bis  27e,  40  bis  40b  und  43  bis  45  EUV  sowie  ex-Artikel  11  und  IIa  EGV) 

Der  Rat  und  die  Kommission  stellen  sicher,  dass  die  im  Rahmen  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit 
durchgeführten  Maßnahmen  untereinander  und  mit  der  Politik  der  Union  im  Einklang  stehen,  und 
arbeiten  entsprechend  zusammen. 

SIEBTER  TEIL 
ALLGEMEINE  UND  SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel  335 
(ex-Artikel  282  EGV) 

Die  Union  besitzt  in  jedem  Mitgliedstaat  die  weitestgehende  Rechts-  und  Geschäftsfähigkeit,  die 
juristischen  Personen  nach  dessen  Rechtsvorschriften  zuerkannt  ist;  sie  kann  insbesondere  beweg- 
liches und  unbewegliches  Vermögen  erwerben  und  veräußern  sowie  vor  Gericht  stehen.  Zu  diesem 
Zweck  wird  sie  von  der  Kommission  vertreten.  In  Fragen,  die  das  Funktionieren  der  einzelnen  Organe 
betreffen,  wird  die  Union  hingegen  aufgrund  von  deren  Verwaltungsautonomie  von  dem  betreffenden 
Organ  vertreten. 

Artikel  336 
(ex-Artikel  283  EGV) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  erlassen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
durch  Verordnungen  nach  Anhörung  der  anderen  betroffenen  Organe  das  Statut  der  Beamten  der 
Europäischen  Union  und  die  Beschäftigungsbedingungen  für  die  sonstigen  Bediensteten  der  Union. 

Artikel  337 
(ex-Artikel  284  EGV) 

Zur  Erfüllung  der  ihr  übertragenen  Aufgaben  kann  die  Kommission  alle  erforderlichen  Auskünfte 
einholen  und  alle  erforderlichen  Nachprüfungen  vornehmen;  der  Rahmen  und  die  nähere  Maßgabe 
hierfür  werden  vom  Rat,  der  mit  einfacher  Mehrheit  beschließt,  gemäß  den  Bestimmungen  der 
Verträge  festgelegt. 

Artikel  338 
(ex- Artikel  285  EGV) 

(1)  Unbeschadet  des  Artikels  5  des  Protokolls  über  die  Satzung  des  Europäischen  Systems  der 
Zentralbanken  und  der  Europäischen  Zentralbank  beschließen  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat 
gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  Maßnahmen  für  die  Erstellung  von  Statistiken, 
wenn  dies  für  die  Durchführung  der  Tätigkeiten  der  Union  erforderlich  ist. 
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(2)  Die  Erstellung  der  Unionsstatistiken  erfolgt  unter  Wahrung  der  Unparteilichkeit,  der  Zuver- 
lässigkeit, der  Objektivität,  der  wissenschaftlichen  Unabhängigkeit,  der  Kostenwirksamkeit  und  der 
statistischen  Geheimhaltung;  der  Wirtschaft  dürfen  dadurch  keine  übermäßigen  Belastungen  entste- 
hen. 


Artikel  339 
(ex-Artikel  287  EGV) 

Die  Mitglieder  der  Organe  der  Union,  die  Mitglieder  der  Ausschüsse  sowie  die  Beamten  und  sonstigen 
Bediensteten  der  Union  sind  verpflichtet,  auch  nach  Beendigung  ihrer  Amtstätigkeit  Auskünfte,  die 
ihrem  Wesen  nach  unter  das  Berufsgeheimnis  fallen,  nicht  preiszugeben;  dies  gilt  insbesondere  für 
Auskünfte  über  Unternehmen  sowie  deren  Geschäftsbeziehungen  oder  Kostenelemente. 

Artikel  340 
(ex-Artikel  288  EGV) 

Die  vertragliche  Haftung  der  Union  bestimmt  sich  nach  dem  Recht,  das  auf  den  betreffenden  Vertrag 
anzuwenden  ist. 

Im  Bereich  der  außervertraglichen  Haftung  ersetzt  die  Union  den  durch  ihre  Organe  oder  Bediens- 
teten in  Ausübung  ihrer  Amtstätigkeit  verursachten  Schaden  nach  den  allgemeinen  Rechtsgrund- 
sätzen, die  den  Rechtsordnungen  der  Mitgliedstaaten  gemeinsam  sind. 

Abweichend  von  Absatz  2  ersetzt  die  Europäische  Zentralbank  den  durch  sie  oder  ihre  Bediensteten 
in  Ausübung  ihrer  Amtstätigkeit  verursachten  Schaden  nach  den  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen,  die 
den  Rechtsordnungen  der  Mitgliedstaaten  gemeinsam  sind. 

Die  persönliche  Haftung  der  Bediensteten  gegenüber  der  Union  bestimmt  sich  nach  den  Vorschriften 
ihres  Statuts  oder  der  für  sie  geltenden  Beschäftigungsbedingungen. 

Artikel  341 
(ex-Artikel  289  EGV) 

Der  Sitz  der  Organe  der  Union  wird  im  Einvernehmen  zwischen  den  Regierungen  der  Mitgliedstaaten 
bestimmt. 

Artikel  342 
(ex-Artikel  290  EGV) 

Die  Regelung  der  Sprachenfrage  für  die  Organe  der  Union  wird  unbeschadet  der  Satzung  des 
Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  vom  Rat  einstimmig  durch  Verordnungen  getroffen. 
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Artikel  343 
(ex-Artikel  291  EGV) 

Die  Union  genießt  im  Hoheitsgebiet  der  Mitgliedstaaten  die  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  erforderli- 
chen Vorrechte  und  Befreiungen  nach  Maßgabe  des  Protokolls  vom  8.  April  1965  über  die  Vorrechte 
und  Befreiungen  der  Europäischen  Union.  Dasselbe  gilt  für  die  Europäische  Zentralbank  und  die 
Europäische  Investitionsbank. 

Artikel  344 
(ex-Artikel  292  EGV) 

Die  Mitgliedstaaten  verpflichten  sich,  Streitigkeiten  über  die  Auslegung  oder  Anwendung  der  Verträge 
nicht  anders  als  hierin  vorgesehen  zu  regeln. 

Artikel  345 
(ex- Artikel  295  EGV) 

Die  Verträge  lassen  die  Eigentumsordnung  in  den  verschiedenen  Mitgliedstaaten  unberührt. 

Artikel  346 
(ex-Artikel  296  EGV) 

(1)  Die  Vorschriften  der  Verträge  stehen  folgenden  Bestimmungen  nicht  entgegen: 

a)  Ein  Mitgliedstaat  ist  nicht  verpflichtet,  Auskünfte  zu  erteilen,  deren  Preisgabe  seines  Erachtens 
seinen  wesentlichen  Sicherheitsinteressen  widerspricht; 

b)  jeder  Mitgliedstaat  kann  die  Maßnahmen  ergreifen,  die  seines  Erachtens  für  die  Wahrung  seiner 
wesentlichen  Sicherheitsinteressen  erforderlich  sind,  soweit  sie  die  Erzeugung  von  Waffen,  Muni- 
tion und  Kriegsmaterial  oder  den  Handel  damit  betreffen;  diese  Maßnahmen  dürfen  auf  dem 
Binnenmarkt  die  Wettbewerbsbedingungen  hinsichtlich  der  nicht  eigens  für  militärische  Zwecke 
bestimmten  Waren  nicht  beeinträchtigen. 

(2)  Der  Rat  kann  die  von  ihm  am  15.  April  1958  festgelegte  Liste  der  Waren,  auf  die  Absatz  1 
Buchstabe  b  Anwendung  findet,  einstimmig  auf  Vorschlag  der  Kommission  ändern. 

Artikel  347 
(ex-Artikel  297  EGV) 

Die  Mitgliedstaaten  setzen  sich  miteinander  ins  Benehmen,  um  durch  gemeinsames  Vorgehen  zu 
verhindern,  dass  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts  durch  Maßnahmen  beeinträchtigt  wird,  die  ein 
Mitgliedstaat  bei  einer  schwerwiegenden  innerstaatlichen  Störung  der  öffentlichen  Ordnung,  im 
Kriegsfall,  bei  einer  ernsten,  eine  Kriegsgefahr  darstellenden  internationalen  Spannung  oder  in  Erfül- 
lung der  Verpflichtungen  trifft,  die  er  im  Hinblick  auf  die  Aufrechterhaltung  des  Friedens  und  der 
internationalen  Sicherheit  übernommen  hat. 
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Artikel  348 
(ex-Artikel  298  EGV) 

Werden  auf  dem  Binnenmarkt  die  Wettbewerbsbedingungen  durch  Maßnahmen  aufgrund  der  Ar- 
tikel 346  und  347  verfälscht,  so  prüft  die  Kommission  gemeinsam  mit  dem  beteiligten  Staat,  wie 
diese  Maßnahmen  den  Vorschriften  der  Verträge  angepasst  werden  können. 

In  Abweichung  von  dem  in  den  Artikeln  258  und  259  vorgesehenen  Verfahren  kann  die  Kommis- 
sion oder  ein  Mitgliedstaat  den  Gerichtshof  unmittelbar  anrufen,  wenn  die  Kommission  oder  der 
Staat  der  Auffassung  ist,  dass  ein  anderer  Mitgliedstaat  die  in  den  Artikeln  346  und  347  vorgese- 
henen Befugnisse  missbraucht.  Der  Gerichtshof  entscheidet  unter  Ausschluss  der  Öffentlichkeit. 

Artikel  349 

(ex-Artikel  299  Absatz  2  Unterabsätze  2,  3  und  4  EGV) 

Unter  Berücksichtigung  der  strukturbedingten  sozialen  und  wirtschaftlichen  Lage  von  Guadeloupe, 
Französisch-Guayana,  Martinique,  Reunion,  Saint-Barthelemy  und  Saint-Martin,  der  Azoren,  Madeiras 
und  der  Kanarischen  Inseln,  die  durch  die  Faktoren  Abgelegenheit,  Insellage,  geringe  Größe,  schwie- 
rige Relief-  und  Klimabedingungen  und  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  einigen  wenigen  Erzeug- 
nissen erschwert  wird,  die  als  ständige  Gegebenheiten  und  durch  ihr  Zusammenwirken  die  Entwick- 
lung schwer  beeinträchtigen,  beschließt  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  nach  Anhörung  des 
Europäischen  Parlaments  spezifische  Maßnahmen,  die  insbesondere  darauf  abzielen,  die  Bedingungen 
für  die  Anwendung  der  Verträge  auf  die  genannten  Gebiete,  einschließlich  gemeinsamer  Politiken, 
festzulegen.  Werden  die  betreffenden  spezifischen  Maßnahmen  vom  Rat  gemäß  einem  besonderen 
Gesetzgebungsverfahren  erlassen,  so  beschließt  er  ebenfalls  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach 
Anhörung  des  Europäischen  Parlaments. 

Die  Maßnahmen  nach  Absatz  1  betreffen  insbesondere  die  Zoll-  und  Handelspolitik,  Steuerpolitik, 
Freizonen,  Agrar-  und  Fischereipolitik,  die  Bedingungen  für  die  Versorgung  mit  Rohstoffen  und 
grundlegenden  Verbrauchsgütern,  staatliche  Beihilfen  sowie  die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu 
den  Strukturfonds  und  zu  den  horizontalen  Unionsprogrammen. 

Der  Rat  beschließt  die  in  Absatz  1  genannten  Maßnahmen  unter  Berücksichtigung  der  besonderen 
Merkmale  und  Zwänge  der  Gebiete  in  äußerster  Randlage,  ohne  dabei  die  Integrität  und  Kohärenz  der 
Rechtsordnung  der  Union,  die  auch  den  Binnenmarkt  und  die  gemeinsamen  Politiken  umfasst,  aus- 
zuhöhlen. 


Artikel  350 
(ex-Artikel  306  EGV) 

Die  Verträge  stehen  dem  Bestehen  und  der  Durchführung  der  regionalen  Zusammenschlüsse  zwi- 
schen Belgien  und  Luxemburg  sowie  zwischen  Belgien,  Luxemburg  und  den  Niederlanden  nicht 
entgegen,  soweit  die  Ziele  dieser  Zusammenschlüsse  durch  Anwendung  der  Verträge  nicht  erreicht 
sind. 
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Artikel  351 
(ex-Artikel  307  EGV) 

Die  Rechte  und  Pflichten  aus  Übereinkünften,  die  vor  dem  1.  Januar  1958  oder,  im  Falle  später 
beigetretener  Staaten,  vor  dem  Zeitpunkt  ihres  Beitritts  zwischen  einem  oder  mehreren  Mitglied- 
staaten einerseits  und  einem  oder  mehreren  dritten  Ländern  andererseits  geschlossen  wurden,  werden 
durch  die  Verträge  nicht  berührt. 

Soweit  diese  Übereinkünfte  mit  den  Verträgen  nicht  vereinbar  sind,  wenden  der  oder  die  betreffenden 
Mitgliedstaaten  alle  geeigneten  Mittel  an,  um  die  festgestellten  Unvereinbarkeiten  zu  beheben.  Er- 
forderlichenfalls leisten  die  Mitgliedstaaten  zu  diesem  Zweck  einander  Hilfe;  sie  nehmen  gegebenen- 
falls eine  gemeinsame  Haltung  ein. 

Bei  Anwendung  der  in  Absatz  1  bezeichneten  Übereinkünfte  tragen  die  Mitgliedstaaten  dem  Um- 
stand Rechnung,  dass  die  in  den  Verträgen  von  jedem  Mitgliedstaat  gewährten  Vorteile  Bestandteil 
der  Errichtung  der  Union  sind  und  daher  in  untrennbarem  Zusammenhang  stehen  mit  der  Schaffung 
gemeinsamer  Organe,  der  Übertragung  von  Zuständigkeiten  auf  diese  und  der  Gewährung  der 
gleichen  Vorteile  durch  alle  anderen  Mitgliedstaaten. 

Artikel  352 
(ex- Artikel  308  EGV) 

(1)  Erscheint  ein  Tätigwerden  der  Union  im  Rahmen  der  in  den  Verträgen  festgelegten  Politik- 
bereiche erforderlich,  um  eines  der  Ziele  der  Verträge  zu  verwirklichen,  und  sind  in  den  Verträgen  die 
hierfür  erforderlichen  Befugnisse  nicht  vorgesehen,  so  erlässt  der  Rat  einstimmig  auf  Vorschlag  der 
Kommission  und  nach  Zustimmung  des  Europäischen  Parlaments  die  geeigneten  Vorschriften.  Wer- 
den diese  Vorschriften  vom  Rat  gemäß  einem  besonderen  Gesetzgebungsverfahren  erlassen,  so  be- 
schließt er  ebenfalls  einstimmig  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Zustimmung  des  Europäi- 
schen Parlaments. 


(2)  Die  Kommission  macht  die  nationalen  Parlamente  im  Rahmen  des  Verfahrens  zur  Kontrolle 
der  Einhaltung  des  Subsidiaritätsprinzips  nach  Artikel  5  Absatz  3  des  Vertrags  über  die  Europäische 
Union  auf  die  Vorschläge  aufmerksam,  die  sich  auf  diesen  Artikel  stützen. 

(3)  Die  auf  diesem  Artikel  beruhenden  Maßnahmen  dürfen  keine  Harmonisierung  der  Rechtsvor- 
schriften der  Mitgliedstaaten  in  den  Fällen  beinhalten,  in  denen  die  Verträge  eine  solche  Harmoni- 
sierung ausschließen. 

(4)  Dieser  Artikel  kann  nicht  als  Grundlage  für  die  Verwirklichung  von  Zielen  der  Gemeinsamen 
Außen-  und  Sicherheitspolitik  dienen,  und  Rechtsakte,  die  nach  diesem  Artikel  erlassen  werden, 
müssen  innerhalb  der  in  Artikel  40  Absatz  2  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  festgelegten 
Grenzen  bleiben. 
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Artikel  353 

Artikel  48  Absatz  7  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  findet  keine  Anwendung  auf  die 
folgenden  Artikel: 

—  Artikel  311  Absätze  3  und  4, 

—  Artikel  312  Absatz  2  Unterabsatz  1, 

—  Artikel  352  und 

—  Artikel  354. 

Artikel  354 
(ex-Artikel  309  EGV) 

Für  die  Zwecke  des  Artikels  7  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  über  die  Aussetzung  be- 
stimmter mit  der  Zugehörigkeit  zur  Union  verbundener  Rechte  ist  das  Mitglied  des  Europäischen 
Rates  oder  des  Rates,  das  den  betroffenen  Mitgliedstaat  vertritt,  nicht  stimmberechtigt  und  der 
betreffende  Mitgliedstaat  wird  bei  der  Berechnung  des  Drittels  oder  der  vier  Fünftel  der  Mitglied- 
staaten nach  den  Absätzen  1  und  2  des  genannten  Artikels  nicht  berücksichtigt.  Die  Stimmenthal- 
tung von  anwesenden  oder  vertretenen  Mitgliedern  steht  dem  Erlass  von  Beschlüssen  nach  Absatz  2 
des  genannten  Artikels  nicht  entgegen. 

Für  den  Erlass  von  Beschlüssen  nach  Artikel  7  Absätze  3  und  4  des  Vertrags  über  die  Europäische 
Union  bestimmt  sich  die  qualifizierte  Mehrheit  nach  Artikel  238  Absatz  3  Buchstabe  b  dieses  Ver- 
trags. 

Beschließt  der  Rat  nach  dem  Erlass  eines  Beschlusses  über  die  Aussetzung  der  Stimmrechte  nach 
Artikel  7  Absatz  3  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  auf  der  Grundlage  einer  Bestimmung  der 
Verträge  mit  qualifizierter  Mehrheit,  so  bestimmt  sich  die  qualifizierte  Mehrheit  hierfür  nach  Arti- 
kel 238  Absatz  3  Buchstabe  b  dieses  Vertrags  oder,  wenn  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission 
oder  des  Hohen  Vertreters  der  Union  für  die  Außen-  und  Sicherheitspolitik  handelt,  nach  Artikel  238 
Absatz  3  Buchstabe  a. 

Für  die  Zwecke  des  Artikels  7  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  beschließt  das  Europäische 
Parlament  mit  der  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stimmen  und  mit  der  Mehrheit  seiner 
Mitglieder. 

Artikel  355 

(ex- Artikel  299  Absatz  2  Unterabsatz  1  und  Absätze  3  bis  6  EGV) 

Zusätzlich  zu  den  Bestimmungen  des  Artikels  52  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  über  den 
räumlichen  Geltungsbereich  der  Verträge  gelten  folgende  Bestimmungen: 

(1)  Die  Verträge  gelten  nach  Artikel  349  für  Guadeloupe,  Französisch-Guayana,  Martinique,  Re- 
union,  Saint  Barthelemy,  Saint  Martin,  die  Azoren,  Madeira  und  die  Kanarischen  Inseln. 

(2)  Für  die  in  Anhang  II  aufgeführten  überseeischen  Länder  und  Hoheitsgebiete  gilt  das  besondere 
Assoziierungssystem,  das  im  Vierten  Teil  festgelegt  ist. 

Die  Verträge  finden  keine  Anwendung  auf  die  überseeischen  Länder  und  Hoheitsgebiete,  die  beson- 
dere Beziehungen  zum  Vereinigten  Königreich  Großbritannien  und  Nordirland  unterhalten  und  die  in 
dem  genannten  Anhang  nicht  aufgeführt  sind. 
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(3)  Die  Verträge  finden  auf  die  europäischen  Hoheitsgebiete  Anwendung,  deren  auswärtige  Bezie- 
hungen ein  Mitgliedstaat  wahrnimmt. 

(4)  Die  Verträge  finden  entsprechend  den  Bestimmungen  des  Protokolls  Nr.  2  zur  Akte  über  die 
Bedingungen  des  Beitritts  der  Republik  Österreich,  der  Republik  Finnland  und  des  Königreichs 
Schweden  auf  die  Alandinseln  Anwendung. 

(5)  Abweichend  von  Artikel  52  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  von  den  Absätzen  1 
bis  4  dieses  Artikels  gilt: 

a)  Die  Verträge  finden  auf  die  Färöer  keine  Anwendung. 

b)  Die  Verträge  finden  auf  die  Hoheitszonen  des  Vereinigten  Königreichs  auf  Zypern,  Akrotiri  und 
Dhekelia,  nur  insoweit  Anwendung,  als  dies  erforderlich  ist,  um  die  Anwendung  der  Regelungen 
des  Protokolls  über  die  Hoheitszonen  des  Vereinigten  Königreichs  Großbritannien  und  Nordirland 
in  Zypern,  das  der  Akte  über  die  Bedingungen  des  Beitritts  der  Tschechischen  Republik,  der 
Republik  Estland,  der  Republik  Zypern,  der  Republik  Lettland,  der  Republik  Litauen,  der  Republik 
Ungarn,  der  Republik  Malta,  der  Republik  Polen,  der  Republik  Slowenien  und  der  Slowakischen 
Republik  zur  Europäischen  Union  beigefügt  ist,  nach  Maßgabe  jenes  Protokolls  sicherzustellen. 

c)  Die  Verträge  finden  auf  die  Kanalinseln  und  die  Insel  Man  nur  insoweit  Anwendung,  als  dies 
erforderlich  ist,  um  die  Anwendung  der  Regelung  sicherzustellen,  die  in  dem  am  22.  Januar  1972 
unterzeichneten  Vertrag  über  den  Beitritt  neuer  Mitgliedstaaten  zur  Europäischen  Wirtschafts- 
gemeinschaft und  zur  Europäischen  Atomgemeinschaft  für  diese  Inseln  vorgesehen  ist. 

(6)  Der  Europäische  Rat  kann  auf  Initiative  des  betroffenen  Mitgliedstaats  einen  Beschluss  zur 
Änderung  des  Status  eines  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  dänischen,  französischen  oder 
niederländischen  Landes  oder  Hoheitsgebiets  gegenüber  der  Union  erlassen.  Der  Europäische  Rat 
beschließt  einstimmig  nach  Anhörung  der  Kommission. 

Artikel  356 
(ex-Artikel  312  EGV) 

Dieser  Vertrag  gilt  auf  unbegrenzte  Zeit. 

Artikel  357 
(ex-Artikel  313  EGV) 

Dieser  Vertrag  bedarf  der  Ratifizierung  durch  die  Hohen  Vertragsparteien  gemäß  ihren  verfassungs- 
rechtlichen Vorschriften.  Die  Ratifikationsurkunden  werden  bei  der  Regierung  der  Italienischen  Re- 
publik hinterlegt. 
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Dieser  Vertrag  tritt  am  ersten  Tag  des  auf  die  Hinterlegung  der  letzten  Ratifikationsurkunde  folgenden 
Monats  in  Kraft.  Findet  diese  Hinterlegung  weniger  als  fünfzehn  Tage  vor  Beginn  des  folgenden 
Monats  statt,  so  tritt  der  Vertrag  am  ersten  Tag  des  zweiten  Monats  nach  dieser  Hinterlegung  in  Kraft. 

Artikel  358 

Die  Bestimmungen  des  Artikels  55  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  sind  auf  diesen  Vertrag 
anwendbar. 

ZU  URKUND  DESSEN  haben  die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  ihre  Unterschriften  unter  diesen 
Vertrag  gesetzt. 

Geschehen  zu  Rom  am  fünfundzwanzigsten  März  neunzehnhundertsiebenundfünfzig. 

(Aufzählung  der  Unterzeichner  nicht  wiedergegeben) 
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Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschaft 

(ABl.  2012  C  327/1) 
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PRÄAMBEL 


SEINE  MAJESTÄT  DER  KÖNIG  DER  BELGIER  DER  PRÄSIDENT  DER  BUNDESREPUBLIK  DEUTSCHLAND,  DER  PRÄ- 
SIDENT DER  FRANZÖSISCHEN  REPUBLIK,  DER  PRÄSIDENT  DER  ITALIENISCHEN  REPUBLIK,  IHRE  KÖNIGLICHE 
HOHEIT  DIE  GROSSHERZOGIN  VON  LUXEMBURG,  IHRE  MAJESTÄT  DIE  KÖNIGIN  DER  NIEDERLANDE  (*), 

IN  DEM  BEWUSSTSEIN,  dass  die  Kernenergie  eine  unentbehrliche  Hilfsquelle  für  die  Entwicklung  und 
Belebung  der  Wirtschaft  und  für  den  friedlichen  Fortschritt  darstellt, 

IN  DER  ÜBERZEUGUNG,  dass  nur  ein  gemeinsames  Vorgehen,  ohne  Verzug  unternommen,  Aussicht 
bietet,  die  Leistungen  zu  verwirklichen,  die  der  schöpferischen  Kraft  ihrer  Länder  entsprechen, 

ENTSCHLOSSEN,  die  Voraussetzungen  für  die  Entwicklung  einer  mächtigen  Kernindustrie  zu  schaffen, 
welche  die  Energieerzeugung  erweitert,  die  Technik  modernisiert  und  auf  zahlreichen  anderen  Ge- 
bieten zum  Wohlstand  ihrer  Völker  beiträgt, 

IN  DEM  BESTREBEN,  die  Sicherheiten  zu  schaffen,  die  erforderlich  sind,  um  alle  Gefahren  für  das  Leben 
und  die  Gesundheit  ihrer  Völker  auszuschließen, 

IN  DEM  WUNSCH,  andere  Länder  an  ihrem  Werk  zu  beteiligen  und  mit  den  zwischenstaatlichen 
Einrichtungen  zusammenzuarbeiten,  die  sich  mit  der  friedlichen  Entwicklung  der  Kernenergie  befas- 
sen, 

HABEN  BESCHLOSSEN,  eine  EUROPÄISCHE  ATOMGEMEINSCHAFT  (EURATOM)  ZU  gründen;  sie  haben  ZU 
diesem  Zweck  zu  ihren  Bevollmächtigten  ernannt: 

(Aufzählung  der  Bevollmächtigten  nicht  wiedergegeben) 

DIESE  SIND  nach  Austausch  ihrer  in  guter  und  gehöriger  Form  befundenen  Vollmachten  wie  folgt 
übereingekommen: 

TITEL  I 

AUFGABEN  DER  GEMEINSCHAFT 

Artikel  1 

Durch  diesen  Vertrag  gründen  die  HOHEN  VERTRAGSPARTEIEN  untereinander  eine  EUROPÄISCHE  ATOM- 
GEMEINSCHAFT (EURATOM). 

(!)  Seit  dem  ursprünglichen  Vertragsschluss  sind  folgende  Staaten  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Atomgemeinschaft 
geworden:  die  Republik  Bulgarien,  die  Tschechische  Republik,  das  Königreich  Dänemark,  die  Republik  Estland,  Irland, 
die  Hellenische  Republik,  das  Königreich  Spanien,  die  Republik  Zypern,  die  Republik  Lettland,  die  Republik  Litauen, 
die  Republik  Ungarn,  die  Republik  Malta,  die  Republik  Österreich,  die  Republik  Polen,  die  Portugiesische  Republik, 
Rumänien,  die  Republik  Slowenien,  die  Slowakische  Republik,  die  Republik  Finnland,  das  Königreich  Schweden  und 
das  Vereinigte  Königreich  Großbritannien  und  Nordirland. 
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Aufgabe  der  Atomgemeinschaft  ist  es,  durch  die  Schaffung  der  für  die  schnelle  Bildung  und  Entwick- 
lung von  Kernindustrien  erforderlichen  Voraussetzungen  zur  Hebung  der  Lebenshaltung  in  den 
Mitgliedstaaten  und  zur  Entwicklung  der  Beziehungen  mit  den  anderen  Ländern  beizutragen. 

Artikel  2 

Zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  hat  die  Gemeinschaft  nach  Maßgabe  des  Vertrags 

a)  die  Forschung  zu  entwickeln  und  die  Verbreitung  der  technischen  Kenntnisse  sicherzustellen; 

b)  einheitliche  Sicherheitsnormen  für  den  Gesundheitsschutz  der  Bevölkerung  und  der  Arbeitskräfte 
aufzustellen  und  für  ihre  Anwendung  zu  sorgen; 

c)  die  Investitionen  zu  erleichtern  und,  insbesondere  durch  Förderung  der  Initiative  der  Unterneh- 
men, die  Schaffung  der  wesentlichen  Anlagen  sicherzustellen,  die  für  die  Entwicklung  der  Kern- 
energie in  der  Gemeinschaft  notwendig  sind; 

d)  für  regelmäßige  und  gerechte  Versorgung  aller  Benutzer  der  Gemeinschaft  mit  Erzen  und  Kern- 
brennstoffen Sorge  zu  tragen; 

e)  durch  geeignete  Überwachung  zu  gewährleisten,  dass  die  Kernstoffe  nicht  anderen  als  den  vor- 
gesehenen Zwecken  zugeführt  werden; 

f)  das  ihr  zuerkannte  Eigentumsrecht  an  besonderen  spaltbaren  Stoffen  auszuüben; 

g)  ausgedehnte  Absatzmärkte  und  den  Zugang  zu  den  besten  technischen  Mitteln  sicherzustellen, 
und  zwar  durch  die  Schaffung  eines  gemeinsamen  Marktes  für  die  besonderen  auf  dem  Kerngebiet 
verwendeten  Stoffe  und  Ausrüstungen,  durch  den  freien  Kapitalverkehr  für  Investitionen  auf  dem 
Kerngebiet  und  durch  die  Freiheit  der  Beschäftigung  für  die  Fachkräfte  innerhalb  der  Gemein- 
schaft; 

h)  zu  den  anderen  Ländern  und  den  zwischenstaatlichen  Einrichtungen  alle  Verbindungen  herzu- 
stellen, die  geeignet  sind,  den  Fortschritt  bei  der  friedlichen  Verwendung  der  Kernenergie  zu 
fördern. 

Artikel  3 
(Aufgehoben) 
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TITEL  II 

DIE  FÖRDERUNG  DES  FORTSCHRITTS  AUF  DEM  GEBIET  DER  KERNENERGIE 

KAPITEL  1 

Förderung  der  Forschung 

Artikel  4 

(1)  Die  Kommission  hat  die  Kernforschung  in  den  Mitgliedstaaten  zu  fördern  und  zu  erleichtern 
und  zu  ihrer  Ergänzung  das  Forschungs-  und  Ausbildungsprogramm  der  Gemeinschaft  durchzufüh- 
ren. 


(2)  Die  Kommission  übt  diese  Tätigkeit  auf  den  Gebieten  aus,  die  in  der  diesem  Vertrag  als 
Anhang  I  beigefügten  Liste  bezeichnet  sind. 

Diese  Liste  kann  vom  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit  auf  Vorschlag  der  Kommission  geändert  werden. 
Die  Kommission  hört  den  in  Artikel  134  vorgesehenen  Ausschuss  für  Wissenschaft  und  Technik  an. 

Artikel  5 

Um  die  Koordinierung  der  in  den  Mitgliedstaaten  betriebenen  Forschung  zu  fördern  und  sie  zu 
ergänzen,  fordert  die  Kommission  die  Mitgliedstaaten  sowie  Personen  oder  Unternehmen  auf,  ihr 
die  in  dieser  Aufforderung  bezeichneten  Forschungsprogramme  zu  übermitteln.  Sie  tut  dies  entweder 
durch  an  bestimmte  Empfänger  gerichtete  und  ihrer  Regierung  mitgeteilte  Anfragen  oder  durch 
allgemeine  Bekanntmachung. 

Nachdem  die  Kommission  den  Beteiligten  jede  Möglichkeit  zur  Äußerung  gegeben  hat,  kann  sie  zu 
jedem  ihr  übermittelten  Forschungsprogramm  eine  mit  Gründen  versehene  Stellungnahme  abgeben. 
Sie  muss  dies  tun,  wenn  der  Staat  oder  die  Person  oder  das  Unternehmen,  die  ein  Forschungspro- 
gramm übermittelt  haben,  es  beantragen. 

Durch  diese  Stellungnahmen  rät  die  Kommission  von  überflüssiger  Doppelarbeit  ab  und  weist  die 
Forschung  auf  noch  unzureichend  bearbeitete  Gebiete  hin.  Die  Kommission  darf  die  Programme  nur 
mit  Zustimmung  der  Staaten,  Personen  oder  Unternehmen  veröffentlichen,  die  sie  übermittelt  haben. 

Die  Kommission  veröffentlicht  in  regelmäßigen  Abständen  eine  Liste  der  Kernforschungsgebiete,  die 
nach  ihrer  Auffassung  noch  unzureichend  bearbeitet  sind. 

Die  Kommission  kann  die  Vertreter  öffentlicher  und  privater  Forschungszentren  sowie  alle  Sach- 
verständigen, die  auf  demselben  oder  einem  verwandten  Gebiet  Forschungsarbeit  leisten,  zu  Tagun- 
gen einladen,  die  der  gegenseitigen  Beratung  und  Unterrichtung  dienen. 
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Artikel  6 

Um  die  Durchführung  der  ihr  übermittelten  Forschungsprogramme  zu  fördern,  kann  die  Kommission 

a)  im  Rahmen  von  Forschungsverträgen  finanzielle  Hilfen  gewähren,  wobei  jedoch  Subventionen 
ausgeschlossen  sind, 

b)  Ausgangsstoffe  oder  besondere  spaltbare  Stoffe,  die  ihr  zur  Verfügung  stehen,  für  die  Durch- 
führung dieser  Programme  entgeltlich  oder  unentgeltlich  liefern, 

c)  den  Mitgliedstaaten,  Personen  oder  Unternehmen  Anlagen,  Ausrüstungen  oder  die  Hilfe  von 
Fachkräften  entgeltlich  oder  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellen, 

d)  die  betreffenden  Mitgliedstaaten,  Personen  oder  Unternehmen  zu  gemeinsamen  Finanzierungen 
veranlassen. 

Artikel  7 

Der  Rat  legt  einstimmig  auf  Vorschlag  der  Kommission,  die  den  Ausschuss  für  Wissenschaft  und 
Technik  anhört,  die  Forschungs-  und  Ausbildungsprogramme  der  Gemeinschaft  fest. 

Sie  werden  jeweils  für  einen  Zeitraum  von  höchstens  fünf  Jahren  festgelegt. 

Die  zur  Durchführung  dieser  Programme  erforderlichen  Mittel  werden  jährlich  in  den  Forschungs- 
und Investitionshaushalt  der  Gemeinschaft  aufgenommen. 

Die  Kommission  sorgt  für  die  Durchführung  der  Programme  und  erstattet  dem  Rat  hierüber  jährlich 
Bericht. 

Die  Kommission  übermittelt  dem  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  laufend  eine  allgemeine  Übersicht 
über  die  genannten  Programme. 

Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  errichtet  nach  Anhörung  des  Ausschusses  für  Wissenschaft  und  Technik  eine 
Gemeinsame  Kernforschungsstelle. 

Diese  sorgt  für  die  Durchführung  der  Forschungsprogramme  und  der  anderen,  ihr  von  der  Kommis- 
sion übertragenen  Aufgaben. 

Sie  sorgt  ferner  für  die  Festlegung  einer  einheitlichen  Fachsprache  und  eines  einheitlichen  Maßsystems 
auf  dem  Kerngebiet. 
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Sie  errichtet  eine  Zentralstelle  für  das  Messwesen  auf  dem  Kerngebiet. 

(2)  Die  Tätigkeit  der  Kernforschungsstelle  kann  aus  geographischen  oder  arbeitstechnischen  Grün- 
den in  getrennten  Anlagen  ausgeübt  werden. 

Artikel  9 

(1)  Die  Kommission  kann,  nachdem  sie  die  Stellungnahme  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses 
eingeholt  hat,  im  Rahmen  der  Gemeinsamen  Kernforschungsstelle  Schulen  für  die  Ausbildung  von 
Fachkräften  gründen,  insbesondere  auf  den  Gebieten  der  Erzschürfung,  der  Herstellung  von  Kern- 
stoffen  von  hohem  Reinheitsgrad,  der  Aufbereitung  bestrahlter  Kernbrennstoffe,  der  Bautechnik  für 
Atomanlagen,  des  Gesundheitsschutzes  und  der  Herstellung  und  Verwendung  von  radioaktiven  Ele- 
menten. 

Die  Kommission  legt  die  Einzelheiten  für  die  Durchführung  der  Ausbildung  fest. 

(2)  Es  wird  eine  Anstalt  im  Range  einer  Universität  gegründet;  die  Einzelheiten  ihrer  Einrichtung 
werden  vom  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit  auf  Vorschlag  der  Kommission  festgelegt. 

Artikel  10 

Die  Kommission  kann  Mitgliedstaaten,  Personen  oder  Unternehmen  sowie  dritte  Staaten,  zwischen- 
staatliche Einrichtungen  oder  Angehörige  dritter  Staaten  durch  Vertrag  mit  der  Durchführung  be- 
stimmter Teile  des  Forschungsprogramms  der  Gemeinschaft  betrauen. 

Artikel  11 

Die  Kommission  veröffentlicht  die  in  den  Artikeln  7,  8  und  10  genannten  Forschungsprogramme 
sowie  in  regelmäßigen  Zeitabständen  Berichte  über  den  Stand  und  Fortgang  dieser  Arbeiten. 

KAPITEL  2 
Verbreitung  der  Kenntnisse 

Abschnitt  1 
Kenntnisse,  über  welche  die  Kommission  verfügen  kann 

Artikel  12 

Auf  Antrag  bei  der  Kommission  können  die  Mitgliedstaaten  sowie  Personen  und  Unternehmen  die 
Einräumung  nichtausschließlicher  Lizenzen  an  den  Patenten,  vorläufig  geschützten  Rechten,  Ge- 
brauchsmustern oder  Patentanmeldungen  verlangen,  deren  Inhaberin  die  Gemeinschaft  ist,  soweit 
sie  die  Erfindungen,  die  Gegenstand  solcher  Rechte  oder  Anmeldungen  sind,  wirksam  zu  nutzen 
vermögen. 

Unter  den  gleichen  Voraussetzungen  erteilt  die  Kommission  Unterlizenzen  an  Patenten,  vorläufig 
geschützten  Rechten,  Gebrauchsmustern  oder  Patentanmeldungen,  sofern  die  Gemeinschaft  Inhaberin 
vertraglicher  Lizenzen  ist,  die  eine  derartige  Möglichkeit  vorsehen. 
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Die  Kommission  erteilt  diese  Lizenzen  oder  Unterlizenzen  zu  Bedingungen,  die  im  Einvernehmen  mit 
den  Lizenznehmern  festzulegen  sind,  und  stellt  ihnen  alle  zur  Nutzung  der  Lizenzen  erforderlichen 
Kenntnisse  zur  Verfügung.  Diese  Bedingungen  umfassen  insbesondere  eine  angemessene  Vergütung 
sowie  gegebenenfalls  die  Befugnis  des  Lizenznehmers,  dritten  Personen  Unterlizenzen  zu  erteilen,  und 
gegebenenfalls  die  Verpflichtung,  die  mitgeteilten  Kenntnisse  als  Betriebsgeheimnis  zu  behandeln. 

Wird  über  die  in  Absatz  3  genannten  Bedingungen  ein  Einvernehmen  nicht  erzielt,  so  können  die 
Lizenznehmer  beim  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  die  Festsetzung  angemessener  Bedingungen 
beantragen. 

Artikel  13 

Die  Kommission  teilt  den  Mitgliedstaaten,  Personen  und  Unternehmen  die  nicht  den  Bestimmungen 
des  Artikels  12  unterliegenden,  von  der  Gemeinschaft  erworbenen  Kenntnisse  mit,  welche  sie  ent- 
weder in  Durchführung  ihres  eigenen  Forschungsprogramms  erlangt  hat  oder  die  ihr  zur  freien 
Verfügung  mitgeteilt  wurden. 

Die  Kommission  kann  jedoch  die  Mitteilung  dieser  Kenntnisse  davon  abhängig  machen,  dass  sie 
vertraulich  behandelt  und  nicht  an  Dritte  weitergegeben  werden. 

Erwirbt  die  Kommission  Kenntnisse,  deren  Erwerb  an  gewisse  Beschränkungen  hinsichtlich  ihrer 
Nutzung  und  Verbreitung  geknüpft  ist  -  zum  Beispiel  so  genannte  Verschlusssachen  -,  so  dürfen 
sie  nur  unter  Beachtung  dieser  Beschränkungen  mitgeteilt  werden. 

Abschnitt  2 
Sonstige  Kenntnisse 

a)  Verbreitung  auf  gütlichem  Wege 

Artikel  14 

Die  Kommission  bemüht  sich  im  Wege  gütlicher  Verhandlung  um  die  Mitteilung  der  Kenntnisse,  die 
für  die  Erreichung  der  Ziele  der  Gemeinschaft  nützlich  sind,  und  um  die  Einräumung  von  Nutzungs- 
lizenzen an  Patenten,  vorläufig  geschützten  Rechten,  Gebrauchsmustern  oder  Patentanmeldungen,  die 
derartige  Kenntnisse  zum  Gegenstand  haben. 

Artikel  15 

Die  Kommission  legt  ein  Verfahren  fest,  nach  dem  durch  ihre  Vermittlung  Mitgliedstaaten,  Personen 
und  Unternehmen  die  vorläufigen  oder  endgültigen  Ergebnisse  ihrer  Forschungsarbeiten  austauschen 
können,  soweit  es  sich  nicht  um  Ergebnisse  handelt,  welche  der  Gemeinschaft  aus  der  Durchführung 
von  Forschungsaufträgen  der  Kommission  zustehen. 
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Dieses  Verfahren  muss  den  vertraulichen  Charakter  des  Austausches  gewährleisten.  Die  mitgeteilten 
Ergebnisse  können  jedoch  von  der  Kommission  an  die  Gemeinsame  Kernforschungsstelle  zu  Doku- 
mentationszwecken weitergeleitet  werden;  dies  hat  keinerlei  Nutzungsrecht  zur  Folge,  soweit  nicht 
derjenige,  von  dem  die  Mitteilung  ausgeht,  zugestimmt  hat. 

b)  Mitteilung  an  die  Kommission  von  Amts  wegen 

Artikel  16 

(1)  Unverzüglich  nach  Eingang  der  Anmeldung  eines  Patents  oder  Gebrauchsmusters  in  einem 
Mitgliedstaat,  das  für  das  Kerngebiet  eigentümlich  ist,  sucht  dieser  Mitgliedstaat  um  das  Einverständ- 
nis des  Anmelders  nach,  den  Inhalt  der  Anmeldung  sofort  der  Kommission  mitzuteilen. 

Stimmt  der  Anmelder  zu,  so  erfolgt  diese  Mitteilung  binnen  drei  Monaten  nach  Eingang  der  An- 
meldung. Stimmt  der  Anmelder  nicht  zu,  so  zeigt  der  Mitgliedstaat  der  Kommission  innerhalb 
derselben  Frist  das  Vorliegen  der  Anmeldung  an. 

Die  Kommission  kann  den  Mitgliedstaat  ersuchen,  ihr  den  Inhalt  einer  Anmeldung  mitzuteilen,  deren 
Vorliegen  ihr  angezeigt  worden  ist. 

Die  Kommission  überreicht  ihr  Ersuchen  binnen  zwei  Monaten  nach  der  Anzeige.  Jede  Verlängerung 
dieser  Frist  hat  eine  entsprechende  Verlängerung  der  in  Unterabsatz  6  vorgesehenen  Frist  zur  Folge. 

Erhält  ein  Mitgliedstaat  ein  solches  Ersuchen  der  Kommission,  so  fordert  er  den  Anmelder  erneut  auf, 
der  Mitteilung  des  Inhalts  seiner  Anmeldung  zuzustimmen.  Stimmt  der  Anmelder  zu,  so  erfolgt  diese 
Mitteilung  unverzüglich. 

Stimmt  der  Anmelder  nicht  zu,  so  ist  der  Mitgliedstaat  gleichwohl  verpflichtet,  nach  Ablauf  von 
achtzehn  Monaten  nach  Eingang  der  Anmeldung  der  Kommission  diese  Mitteilung  zu  machen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  binnen  achtzehn  Monaten  nach  Eingang  das  Vor- 
liegen jeder  noch  nicht  veröffentlichten  Anmeldung  eines  Patents  oder  Gebrauchsmusters  mit,  das 
aufgrund  einer  ersten  Prüfung  ihres  Erachtens  zwar  nicht  für  das  Kerngebiet  eigentümlich  ist,  jedoch 
mit  der  Entwicklung  der  Kernenergie  innerhalb  der  Gemeinschaft  unmittelbar  zusammenhängt  und 
hierfür  von  wesentlicher  Bedeutung  ist. 

Auf  Ersuchen  der  Kommission  wird  ihr  der  Inhalt  der  Anmeldung  binnen  zwei  Monaten  mitgeteilt. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  werden  die  Dauer  des  Anmeldeverfahrens  für  Patente  oder  Gebrauchs- 
muster, welche  die  in  den  Absätzen  1  und  2  bezeichneten  Gebiete  betreffen  und  Gegenstand  eines 
Ersuchens  der  Kommission  sind,  soweit  wie  möglich  verringern,  damit  die  Veröffentlichung  in 
kürzester  Frist  erfolgen  kann. 
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(4)  Die  genannten  Mitteilungen  sind  von  der  Kommission  vertraulich  zu  behandeln.  Sie  erfolgen 
nur  zu  Dokumentationszwecken.  Die  Kommission  kann  die  mitgeteilten  Erfindungen  nur  mit  Zu- 
stimmung des  Anmelders  oder  nach  Maßgabe  der  Artikel  17  bis  23  benutzen. 

(5)  Steht  ein  mit  einem  dritten  Staat  oder  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  geschlossenes 
Abkommen  der  Mitteilung  entgegen,  so  findet  dieser  Artikel  keine  Anwendung. 

c)  Erteilung  von  Lizenzen  im  Wege  des  Schiedsverfahrens  oder  von  Amts  wegen 

Artikel  17 

(1)  Wird  ein  gütliches  Einvernehmen  nicht  erzielt,  so  können  nach  Maßgabe  der  Artikel  18  bis  23 
im  Wege  des  Schiedsverfahrens  oder  von  Amts  wegen  nichtausschließliche  Lizenzen  erteilt  werden: 

a)  an  die  Gemeinschaft  oder  die  nach  Artikel  48  hierzu  berechtigten  gemeinsamen  Unternehmen  - 
für  Patente,  vorläufig  geschützte  Rechte  oder  Gebrauchsmuster  betreffend  Erfindungen  im  un- 
mittelbaren Zusammenhang  mit  der  Kernforschung,  soweit  die  Erteilung  dieser  Lizenzen  für  die 
Fortführung  ihrer  eigenen  Forschung  notwendig  oder  für  den  Betrieb  ihrer  Anlagen  unerlässlich 
ist. 

Auf  Antrag  der  Kommission  wird  mit  diesen  Lizenzen  das  Recht  verbunden,  die  Befugnis  zur 
Nutzung  der  Erfindung  Dritten  zuzusprechen,  soweit  sie  Arbeiten  oder  Aufträge  für  die  Gemein- 
schaft oder  gemeinsame  Unternehmen  ausführen; 

b)  an  Personen  oder  Unternehmen,  die  bei  der  Kommission  einen  entsprechenden  Antrag  gestellt 
haben  -  für  Patente,  vorläufig  geschützte  Rechte  oder  Gebrauchsmuster,  die  eine  Erfindung 
betreffen,  welche  mit  der  Entwicklung  der  Kernenergie  innerhalb  der  Gemeinschaft  unmittelbar 
zusammenhängt  und  hierfür  von  maßgeblicher  Bedeutung  ist,  soweit  alle  nachstehend  aufgeführ- 
ten Bedingungen  erfüllt  sind: 

i)  dass  nach  Eingang  der  Patentanmeldung  eine  Frist  von  mindestens  vier  Jahren  verstrichen  ist, 
es  sei  denn,  dass  es  sich  um  eine  für  das  Kerngebiet  eigentümliche  Erfindung  handelt; 

ii)  dass  in  einem  Mitgliedstaat,  in  dem  eine  Erfindung  geschützt  ist,  die  Bedürfnisse  der  nach 
Ansicht  der  Kommission  erwünschten  Entwicklung  der  Kernenergie  hinsichtlich  dieser  Erfin- 
dung nicht  gedeckt  sind; 

iii)  dass  der  Patentinhaber  aufgefordert  wurde,  diese  Bedürfnisse  selbst  oder  durch  seine  Lizenz- 
nehmer zu  decken,  und  dieser  Aufforderung  nicht  nachgekommen  ist; 

iv)  dass  die  Personen  und  Unternehmen,  welche  die  Lizenz  beantragen,  in  der  Lage  sind,  diese 
Bedürfnisse  durch  ihre  Nutzung  der  Erfindung  wirksam  zu  decken. 
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Die  Mitgliedstaaten  können  zur  Befriedigung  der  genannten  Bedürfnisse  ohne  vorherigen  Antrag 
der  Kommission  keine  in  ihren  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  vorgesehenen  Zwangsmaßnah- 
men treffen,  die  den  dieser  Erfindung  zustehenden  Schutz  einschränken. 

(2)  Eine  nichtausschließliche  Lizenz  nach  Maßgabe  des  Absatzes  1  kann  nicht  erteilt  werden,  wenn 
der  Inhaber  berechtigte  Gründe,  insbesondere  den  Umstand  geltend  macht,  dass  ihm  keine  angemes- 
sene Frist  zur  Verfügung  stand. 

(3)  Die  Gewährung  einer  Lizenz  gemäß  Absatz  1  berechtigt  zu  voller  Entschädigung,  deren  Höhe 
zwischen  dem  Inhaber  des  Patents,  des  vorläufig  geschützten  Rechts  oder  Gebrauchsmusters  einer- 
seits und  dem  Lizenznehmer  andererseits  zu  vereinbaren  ist. 

(4)  Die  Pariser  Verbandsübereinkunft  zum  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  wird  durch  diesen 
Artikel  nicht  berührt. 

Artikel  18 

Zu  den  in  diesem  Abschnitt  vorgesehenen  Zwecken  wird  ein  Schiedsausschuss  gebildet;  der  Rat 
bestellt  die  Mitglieder  und  legt  die  Geschäftsordnung  dieses  Ausschusses  auf  Vorschlag  des  Gerichts- 
hofs der  Europäischen  Union  fest. 

Die  Parteien  können  gegen  die  Entscheidung  des  Schiedsausschusses  binnen  einem  Monat  nach  deren 
Zustellung  beim  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  ein  Rechtsmittel  mit  aufschiebender  Wirkung 
einlegen.  Die  Nachprüfung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  beschränkt  sich  auf  die  förm- 
liche Rechtmäßigkeit  der  Entscheidung  und  auf  die  Auslegung  dieses  Vertrages  durch  den  Schieds- 
ausschuss. 

Die  endgültigen  Entscheidungen  des  Schiedsausschusses  haben  unter  den  Parteien  Rechtskraft.  Sie 
sind  gemäß  Artikel  164  vollstreckbar. 

Artikel  19 

Will  die  Kommission  in  Ermangelung  einer  gütlichen  Einigung  die  Erteilung  einer  Lizenz  gemäß 
Artikel  1 7  erwirken,  so  benachrichtigt  sie  den  Inhaber  des  Patents,  des  vorläufig  geschützten  Rechts, 
des  Gebrauchsmusters  oder  der  Patentanmeldung  und  bezeichnet  gleichzeitig  den  Lizenzantragsteller 
und  den  Umfang  der  Lizenz. 

Artikel  20 

Der  Inhaber  kann  binnen  einem  Monat  nach  Eingang  der  in  Artikel  19  bezeichneten  Benachrichti- 
gung der  Kommission  wie  auch  gegebenenfalls  dem  lizenzantragstellenden  Dritten  vorschlagen,  einen 
Schiedsvertrag  zu  schließen,  der  die  Zuständigkeit  des  Schiedsausschusses  begründet. 

Lehnt  die  Kommission  oder  der  Lizenzantragsteller  den  Abschluss  eines  solchen  Schiedsvertrags  ab, 
so  kann  die  Kommission  den  Mitgliedstaat  oder  seine  zuständigen  Stellen  nicht  ersuchen,  die  Lizenz 
zu  erteilen  oder  erteilen  zu  lassen. 
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Stellt  der  aufgrund  eines  Schiedsvertrags  angerufene  Schiedsausschuss  fest,  dass  das  Ersuchen  der 
Kommission  den  Bestimmungen  des  Artikels  1 7  entspricht,  so  erlässt  er  eine  mit  Gründen  versehene 
Entscheidung,  welche  die  Lizenzerteilung  zugunsten  des  Lizenzantragstellers  beinhaltet  und  in  der  die 
Bedingungen  und  die  Vergütung  für  die  Lizenz  festgesetzt  werden,  soweit  sich  die  Parteien  hierüber 
nicht  geeinigt  haben. 

Artikel  21 

Schlägt  der  Inhaber  nicht  vor,  den  Schiedsausschuss  anzurufen,  so  kann  die  Kommission  den  be- 
treffenden Mitgliedstaat  oder  seine  zuständigen  Stellen  ersuchen,  die  Lizenz  zu  erteilen  oder  erteilen 
zu  lassen. 

Sind  der  Mitgliedstaat  -  oder  seine  zuständigen  Stellen  -  nach  Anhörung  des  Inhabers  der  Auffas- 
sung, dass  die  Voraussetzungen  des  Artikels  1 7  nicht  erfüllt  sind,  so  teilen  sie  der  Kommission  mit, 
dass  sie  es  ablehnen,  die  Lizenz  zu  erteilen  oder  erteilen  zu  lassen. 

Lehnen  sie  es  ab,  die  Lizenz  zu  erteilen  oder  erteilen  zu  lassen,  oder  äußern  sie  sich  binnen  vier 
Monaten  nach  dem  Ersuchen  nicht  zur  Frage  der  Lizenzerteilung,  so  kann  die  Kommission  binnen 
zwei  Monaten  den  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  anrufen. 

Der  Inhaber  wird  in  dem  Verfahren  vor  dem  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  gehört. 

Wird  in  dem  Urteil  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  festgestellt,  dass  die  Voraussetzungen 
des  Artikels  17  erfüllt  sind,  so  sind  der  betreffende  Mitgliedstaat  oder  seine  zuständigen  Stellen 
verpflichtet,  die  zur  Vollstreckung  dieses  Urteils  erforderlichen  Maßnahmen  zu  treffen. 

Artikel  22 

(1)  Können  sich  der  Inhaber  des  Patents,  des  vorläufig  geschützten  Rechts  oder  des  Gebrauchs- 
musters und  der  Lizenznehmer  über  die  Höhe  der  Entschädigung  nicht  einigen,  so  können  die 
Beteiligten  einen  Schiedsvertrag  schließen,  der  die  Zuständigkeit  des  Schiedsausschusses  begründet. 

Die  Parteien  verzichten  damit  auf  jede  Klage;  Artikel  18  bleibt  unberührt. 

(2)  Lehnt  der  Lizenznehmer  den  Abschluss  eines  Schiedsvertrags  ab,  so  gilt  die  Lizenzerteilung  als 
nichtig. 

Lehnt  der  Inhaber  den  Abschluss  eines  Schiedsvertrags  ab,  so  wird  die  in  diesem  Artikel  vorgesehene 
Entschädigung  von  den  zuständigen  innerstaatlichen  Stellen  festgesetzt. 
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Artikel  23 


Nach  Ablauf  eines  Jahres  können  die  Entscheidungen  des  Schiedsausschusses  oder  der  zuständigen 
innerstaatlichen  Stellen  hinsichtlich  der  Lizenzbedingungen  überprüft  werden,  soweit  neue  Tatsachen 
dies  rechtfertigen. 

Die  Überprüfung  obliegt  der  Stelle,  welche  die  Entscheidung  erlassen  hat. 

Abschnitt  3 
Bestimmungen  über  die  Geheimhaltung 

Artikel  24 

Die  von  der  Gemeinschaft  in  Durchführung  ihres  Forschungsprogramms  erworbenen  Kenntnisse, 
deren  Preisgabe  den  Verteidigungsinteressen  eines  oder  mehrerer  Mitgliedstaaten  schaden  kann,  wer- 
den unter  Geheimschutz  gestellt;  hierbei  gelten  folgende  Bestimmungen: 

1.  Auf  Vorschlag  der  Kommission  beschließt  der  Rat  eine  Verschlusssachen-Verordnung,  die  unter 
Berücksichtigung  dieses  Artikels  die  verschiedenen  zur  Anwendung  gelangenden  Geheimschutz- 
grade und  die  entsprechenden  Sicherheitsmaßnahmen  festlegt. 

2.  Die  Kommission  stuft  die  Kenntnisse,  deren  Preisgabe  nach  ihrer  Ansicht  den  Verteidigungsinte- 
ressen eines  oder  mehrerer  Mitgliedstaaten  schaden  kann,  vorläufig  in  den  hierfür  in  der  Ver- 
schlusssachen-Verordnung vorgesehenen  Geheimschutzgrad  ein. 

Sie  teilt  den  Mitgliedstaaten  diese  Kenntnisse  unverzüglich  mit;  diese  stellen  den  Geheimschutz 
vorläufig  in  der  gleichen  Weise  sicher. 

Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  binnen  drei  Monaten  mit,  ob  sie  den  vorläufig  ange- 
wandten Geheimschutzgrad  beibehalten,  durch  einen  anderen  ersetzen  oder  den  Geheimschutz 
aufheben  wollen. 


Nach  Ablauf  dieser  Frist  gelangt  der  strengste  der  beantragten  Geheimschutzgrade  zur  Anwen- 
dung. Die  Kommission  zeigt  dies  den  Mitgliedstaaten  an. 

Auf  Antrag  der  Kommission  oder  eines  Mitgliedstaats  kann  der  Rat  jederzeit  einstimmig  die 
Anwendung  eines  anderen  Geheimschutzgrads  oder  die  Aufhebung  des  Geheimschutzes  beschlie- 
ßen. Vor  der  Beschlussfassung  über  den  Antrag  eines  Mitgliedstaats  holt  der  Rat  die  Stellung- 
nahme der  Kommission  ein. 
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3.  Die  Artikel  12  und  13  gelten  nicht  für  die  in  einen  Geheimschutzgrad  eingestuften  Kenntnisse. 
Vorbehaltlich  der  Beachtung  der  anzuwendenden  Sicherheitsmaßnahmen 

a)  kann  die  Kommission  jedoch  die  in  den  Artikeln  1 2  und  1 3  bezeichneten  Kenntnisse  mitteilen: 

i)  einem  gemeinsamen  Unternehmen, 

ii)  einer  Person  oder  einem  nicht  gemeinsamen  Unternehmen  durch  Vermittlung  des  Mitglied- 
staats, in  dessen  Hoheitsgebieten  diese  Person  oder  dieses  Unternehmen  tätig  ist; 

b)  kann  ein  Mitgliedstaat  die  in  Artikel  1 3  bezeichneten  Kenntnisse  einer  Person  oder  einem  nicht 
gemeinsamen  Unternehmen,  die  in  seinen  Hoheitsgebieten  tätig  sind,  mitteilen;  die  Mitteilung 
ist  der  Kommission  anzuzeigen; 

c)  ist  ferner  jeder  Mitgliedstaat  berechtigt,  von  der  Kommission  für  seine  eigenen  Bedürfnisse  oder 
diejenigen  einer  Person  oder  eines  Unternehmens,  die  in  seinen  Hoheitsgebieten  tätig  sind,  die 
Erteilung  einer  Lizenz  gemäß  Artikel  12  zu  verlangen. 

Artikel  25 

(1)  Teilt  ein  Mitgliedstaat  das  Bestehen  oder  den  Inhalt  einer  Patent-  oder  Gebrauchsmusteranmel- 
dung mit,  die  einen  in  Artikel  16  Absatz  1  oder  2  bezeichneten  Gegenstand  betrifft,  so  weist  er 
gegebenenfalls  auf  die  Notwendigkeit  hin,  diese  Anmeldung  aus  Verteidigungsgründen  in  den  von 
ihm  angegebenen  Geheimschutzgrad  einzustufen;  hierbei  teilt  er  die  voraussichtliche  Dauer  des 
Geheimschutzes  mit. 

Die  Kommission  leitet  alle  Mitteilungen,  die  sie  gemäß  dem  vorstehenden  Unterabsatz  erhält,  an  die 
anderen  Mitgliedstaaten  weiter.  Die  Kommission  und  die  Mitgliedstaaten  beachten  die  Vorkehrungen, 
welche  der  von  dem  Ursprungsstaat  verlangte  Geheimschutzgrad  nach  der  Verschlusssachen- Verord- 
nung erfordert. 

(2)  Die  Kommission  kann  diese  Mitteilungen  ferner  an  die  gemeinsamen  Unternehmen  oder  durch 
Vermittlung  eines  Mitgliedstaats  an  eine  Person  oder  ein  nicht  gemeinsames  Unternehmen  weiterlei- 
ten, die  in  den  Hoheitsgebieten  dieses  Staates  tätig  sind. 

Die  Erfindungen,  die  Gegenstand  der  in  Absatz  1  genannten  Anmeldungen  sind,  können  nur  mit 
Zustimmung  des  Anmelders  oder  nach  Maßgabe  der  Artikel  17  bis  23  genutzt  werden. 
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Die  Mitteilungen  und  gegebenenfalls  die  Nutzung  nach  Maßgabe  des  vorliegenden  Absatzes  unter- 
liegen den  Maßnahmen,  die  der  von  dem  Ursprungsstaat  verlangte  Geheimschutzgrad  gemäß  der 
Verschlusssachen-Verordnung  erfordert. 

Die  Mitteilungen  bedürfen  in  allen  Fällen  der  Zustimmung  des  Ursprungsstaats.  Die  Mitteilung  und 
die  Nutzung  können  nur  aus  Verteidigungsgründen  verweigert  werden. 

(3)  Der  Rat  kann  jederzeit  auf  Antrag  der  Kommission  oder  eines  Mitgliedstaats  einstimmig  die 
Anwendung  eines  anderen  Geheimschutzgrads  oder  die  Aufhebung  des  Geheimschutzes  beschließen. 
Vor  der  Beschlussfassung  über  den  Antrag  eines  Mitgliedstaats  holt  der  Rat  die  Stellungnahme  der 
Kommission  ein. 

Artikel  26 

(1)  Werden  Kenntnisse,  die  Gegenstand  von  Patenten,  Patentanmeldungen,  vorläufig  geschützten 
Rechten,  Gebrauchsmustern  oder  Gebrauchsmusteranmeldungen  sind,  nach  Maßgabe  der  Artikel  24 
und  25  unter  Geheimschutz  gestellt,  so  können  Staaten,  welche  die  Anwendung  des  Geheimschutzes 
beantragt  haben,  die  Genehmigung  zu  entsprechenden  Anmeldungen  in  den  anderen  Mitgliedstaaten 
nicht  verweigern. 

Jeder  Mitgliedstaat  trifft  die  notwendigen  Maßnahmen,  damit  derartige  Rechte  und  Anmeldungen 
nach  dem  in  seinen  innerstaatlichen  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  vorgesehenen  Verfahren 
weiterhin  unter  Geheimschutz  bleiben. 

(2)  Die  gemäß  Artikel  24  unter  Geheimschutz  gestellten  Kenntnisse  können  nur  mit  Zustimmung 
aller  Mitgliedstaaten  Gegenstand  von  Anmeldungen  außerhalb  dieser  Staaten  werden.  Nehmen  diese 
Staaten  nicht  Stellung,  so  gilt  die  Zustimmung  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten,  nachdem  die 
Kommission  den  Mitgliedstaaten  diese  Kenntnisse  übermittelt  hat,  als  erteilt. 

Artikel  27 

Der  Ersatz  des  Schadens,  der  dem  Anmelder  durch  die  Stellung  unter  Geheimschutz  aus  Verteidi- 
gungsgründen erwächst,  unterliegt  den  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten;  er  fällt  dem  Staat  zur 
Last,  der  die  Stellung  unter  Geheimschutz  beantragt  oder  entweder  eine  Verschärfung  oder  eine 
Verlängerung  des  Geheimschutzes  oder  das  Verbot  der  Anmeldung  außerhalb  der  Gemeinschaft 
erwirkt  hat. 

Haben  mehrere  Mitgliedstaaten  eine  Verschärfung  oder  Verlängerung  des  Geheimschutzes  oder  das 
Verbot  der  Anmeldung  außerhalb  der  Gemeinschaft  erwirkt,  so  haben  sie  für  den  aus  ihrem  Antrag 
erwachsenen  Schaden  gesamtschuldnerisch  aufzukommen. 

Die  Gemeinschaft  kann  keine  Schadensersatzansprüche  aufgrund  dieses  Artikels  geltend  machen. 


212 

Copyrighted  malerial 


Abschnitt  4 
Besondere  Bestimmungen 

Artikel  28 

Werden  Patent-  oder  Gebrauchsmusteranmeldungen,  die  noch  nicht  veröffentlicht  sind,  oder  Patente 
oder  Gebrauchsmuster,  die  aus  Verteidigungsgründen  geheim  gehalten  werden,  infolge  ihrer  Mittei- 
lung an  die  Kommission  unbefugt  genutzt  oder  einem  Unbefugten  bekannt,  so  ersetzt  die  Gemein- 
schaft dem  Berechtigten  den  hieraus  entstehenden  Schaden. 

Der  Schadensersatzanspruch  der  Berechtigten  gegen  Dritte  geht  unbeschadet  der  eigenen  Ansprüche 
der  Gemeinschaft  gegen  den  Urheber  des  Schadens  auf  die  Gemeinschaft  über,  soweit  sie  diesen 
ersetzt.  Das  Recht  der  Gemeinschaft,  gegen  den  Urheber  des  Schadens  nach  den  geltenden  allgemei- 
nen Vorschriften  vorzugehen,  bleibt  unberührt. 

Artikel  29 

Alle  Abkommen  oder  Verträge  über  den  Austausch  von  wissenschaftlichen  oder  gewerblichen  Kennt- 
nissen auf  dem  Kerngebiet  zwischen  einem  Mitgliedstaat  oder  einer  Person  oder  einem  Unternehmen 
einerseits  und  einem  dritten  Staat  oder  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder  einem  Angehöri- 
gen eines  dritten  Staates  andererseits  sind  von  der  Kommission  zu  schließen,  falls  sie  bei  einer  Partei 
die  Unterzeichnung  durch  einen  Staat  in  Ausübung  seiner  Hoheitsrechte  erfordern. 

Die  Kommission  kann  jedoch  einen  Mitgliedstaat  oder  eine  Person  oder  ein  Unternehmen  ermäch- 
tigen, derartige  Abkommen  unter  den  von  ihr  als  angemessen  erachteten  Voraussetzungen  vorbehalt- 
lich der  Artikel  103  und  104  selbst  zu  schließen. 

KAPITEL  3 
Der  Gesundheitsschutz 

Artikel  30 

In  der  Gemeinschaft  werden  Grundnormen  für  den  Gesundheitsschutz  der  Bevölkerung  und  der 
Arbeitskräfte  gegen  die  Gefahren  ionisierender  Strahlungen  festgesetzt. 

Unter  Grundnormen  sind  zu  verstehen: 

a)  die  zulässigen  Höchstdosen,  die  ausreichende  Sicherheit  gewähren, 

b)  die  Höchstgrenze  für  die  Aussetzung  gegenüber  schädlichen  Einflüssen  und  für  schädlichen  Befall, 

c)  die  Grundsätze  für  die  ärztliche  Überwachung  der  Arbeitskräfte. 
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Artikel  31 


Die  Grundnormen  werden  von  der  Kommission  nach  Stellungnahme  einer  Gruppe  von  Persönlich- 
keiten ausgearbeitet,  die  der  Ausschuss  für  Wissenschaft  und  Technik  aus  wissenschaftlichen  Sach- 
verständigen der  Mitgliedstaaten,  insbesondere  aus  Sachverständigen  für  Volksgesundheit,  ernennt. 
Die  Kommission  holt  zu  den  in  dieser  Weise  ausgearbeiteten  Grundnormen  die  Stellungnahme  des 
Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  ein. 

Nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  legt  der  Rat  die  Grundnormen  auf  Vorschlag  der 
Kommission,  die  ihm  die  von  ihr  eingeholten  Stellungnahmen  der  Ausschüsse  zuleitet,  mit  qualifi- 
zierter Mehrheit  fest. 

Artikel  32 

Die  Grundnormen  können  auf  Antrag  der  Kommission  oder  eines  Mitgliedstaats  nach  dem  Verfahren 
des  Artikels  31  überprüft  oder  ergänzt  werden. 

Die  Kommission  hat  jeden  von  einem  Mitgliedstaat  gestellten  Antrag  zu  prüfen. 

Artikel  33 

Jeder  Mitgliedstaat  erlässt  die  geeigneten  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften,  um  die  Beachtung  der 
festgesetzten  Grundnormen  sicherzustellen,  und  trifft  die  für  den  Unterricht,  die  Erziehung  und 
Berufsausbildung  erforderlichen  Maßnahmen. 

Die  Kommission  erlässt  die  geeigneten  Empfehlungen,  um  die  auf  diesem  Gebiet  in  den  Mitglied- 
staaten geltenden  Bestimmungen  miteinander  in  Einklang  zu  bringen. 

Zu  diesem  Zweck  haben  die  Mitgliedstaaten  der  Kommission  diese  Bestimmungen  nach  dem  Stande 
im  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieses  Vertrags  sowie  die  späteren  Entwürfe  gleichartiger  Bestimmun- 
gen bekannt  zu  geben. 

Etwaige  Empfehlungen  der  Kommission  zu  diesen  Entwürfen  sind  innerhalb  von  drei  Monaten  nach 
deren  Mitteilung  zu  erlassen. 

Artikel  34 

Jeder  Mitgliedstaat,  in  dessen  Hoheitsgebieten  besonders  gefährliche  Versuche  stattfinden  sollen,  ist 
verpflichtet,  zusätzliche  Vorkehrungen  für  den  Gesundheitsschutz  zu  treffen;  er  hat  hierzu  vorher  die 
Stellungnahme  der  Kommission  einzuholen. 

Besteht  die  Möglichkeit,  dass  sich  die  Auswirkungen  der  Versuche  auf  die  Hoheitsgebiete  anderer 
Mitgliedstaaten  erstrecken,  so  ist  die  Zustimmung  der  Kommission  erforderlich. 
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Artikel  35 

Jeder  Mitgliedstaat  schafft  die  notwendigen  Einrichtungen  zur  ständigen  Überwachung  des  Gehalts 
der  Luft,  des  Wassers  und  des  Bodens  an  Radioaktivität  sowie  zur  Überwachung  der  Einhaltung  der 
Grundnormen. 

Die  Kommission  hat  Zugang  zu  diesen  Überwachungseinrichtungen;  sie  kann  ihre  Arbeitsweise  und 
Wirksamkeit  nachprüfen. 

Artikel  36 

Die  Auskünfte  über  die  in  Artikel  35  genannten  Überwachungsmaßnahmen  sind  der  Kommission 
von  den  zuständigen  Behörden  regelmäßig  zu  übermitteln,  damit  die  Kommission  ständig  über  den 
Gehalt  an  Radioaktivität  unterrichtet  ist,  dem  die  Bevölkerung  ausgesetzt  ist. 

Artikel  37 

Jeder  Mitgliedstaat  ist  verpflichtet,  der  Kommission  über  jeden  Plan  zur  Ableitung  radioaktiver  Stoffe 
aller  Art  die  allgemeinen  Angaben  zu  übermitteln,  aufgrund  deren  festgestellt  werden  kann,  ob  die 
Durchführung  dieses  Plans  eine  radioaktive  Verseuchung  des  Wassers,  des  Bodens  oder  des  Luftraums 
eines  anderen  Mitgliedstaats  verursachen  kann. 

Die  Kommission  gibt  nach  Anhörung  der  in  Artikel  31  genannten  Sachverständigengruppe  innerhalb 
einer  Frist  von  sechs  Monaten  ihre  Stellungnahme  ab. 

Artikel  38 

Die  Kommission  richtet  an  die  Mitgliedstaaten  Empfehlungen  über  den  radioaktiven  Gehalt  der  Luft, 
des  Wassers  und  des  Bodens. 

In  dringenden  Fällen  erlässt  die  Kommission  eine  Richtlinie,  mit  der  sie  dem  betreffenden  Mitglied- 
staat aufgibt,  innerhalb  einer  von  ihr  festgesetzten  Frist  alle  erforderlichen  Maßnahmen  zu  treffen,  um 
eine  Überschreitung  der  Grundnormen  zu  vermeiden  und  die  Beachtung  dieser  Vorschriften  zu 
gewährleisten. 

Kommt  der  Staat  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  der  Richtlinie  der  Kommission  nicht  nach,  so  kann 
diese  oder  jeder  beteiligte  Mitgliedstaat  in  Abweichung  von  den  Artikeln  258  und  259  des  Vertrags 
über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  unmittelbar  den  Gerichtshof  der  Europäischen  Union 
anrufen. 

Artikel  39 

Die  Kommission  errichtet  im  Rahmen  der  Gemeinsamen  Kernforschungsstelle  unmittelbar  nach 
deren  Gründung  eine  Studien-  und  Dokumentationsabteilung  für  Fragen  des  Gesundheitsschutzes. 

Die  Aufgabe  dieser  Abteilung  besteht  vor  allem  darin,  die  in  den  Artikeln  33,  36  und  37  genannten 
Unterlagen  und  Auskünfte  zusammenzustellen  und  die  Kommission  bei  der  Erfüllung  der  ihr  durch 
dieses  Kapitel  übertragenen  Aufgaben  zu  unterstützen. 
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KAPITEL  4 
Investitionen 

Artikel  40 

Um  die  Initiative  der  Personen  und  Unternehmen  anzuregen  und  eine  abgestimmte  Entwicklung  ihrer 
Investitionen  auf  dem  Kerngebiet  zu  erleichtern,  veröffentlicht  die  Kommission  in  regelmäßigen 
Abständen  hinweisende  Programme,  insbesondere  hinsichtlich  der  Ziele  für  die  Erzeugung  von  Kern- 
energie und  der  im  Hinblick  hierauf  erforderlichen  Investitionen  aller  Art. 

Vor  der  Veröffentlichung  holt  die  Kommission  die  Stellungnahme  des  Wirtschafts-  und  Sozialaus- 
schusses zu  diesen  Programmen  ein. 

Artikel  41 

Personen  und  Unternehmen,  die  zu  den  in  Anhang  II  dieses  Vertrags  genannten  Industriezweigen 
gehören,  haben  der  Kommission  Investitionsvorhaben  für  neue  Anlagen  sowie  für  Ersatzanlagen  oder 
Umstellungen  anzuzeigen;  Art  und  Umfang  der  anzuzeigenden  Vorhaben  bestimmen  sich  nach 
Merkmalen,  die  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  festlegt. 

Die  Liste  der  vorgenannten  Industriezweige  kann  vom  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission,  die  zuvor 
die  Stellungnahme  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  einholt,  mit  qualifizierter  Mehrheit  geän- 
dert werden. 

Artikel  42 

Die  in  Artikel  41  bezeichneten  Vorhaben  sind  der  Kommission  sowie  zur  Unterrichtung  dem 
betreffenden  Mitgliedstaat  spätestens  drei  Monate  vor  Abschluss  der  ersten  Lieferverträge  oder,  falls 
die  Arbeiten  mit  Eigenmitteln  des  Unternehmens  durchgeführt  werden  sollen,  spätestens  drei  Monate 
vor  Beginn  der  Arbeiten  mitzuteilen. 

Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  eine  Änderung  dieser  Frist  beschließen. 

Artikel  43 

Die  Kommission  erörtert  mit  den  Personen  oder  Unternehmen  alle  Gesichtspunkte  der  Investitions- 
vorhaben, die  mit  den  Zielen  dieses  Vertrags  in  Zusammenhang  stehen. 

Sie  teilt  ihre  Auffassung  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  mit. 

Artikel  44 

Die  Kommission  kann  die  ihr  mitgeteilten  Investitionsvorhaben  mit  Zustimmung  der  beteiligten 
Mitgliedstaaten,  Personen  und  Unternehmen  veröffentlichen. 
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KAPITEL  5 


Gemeinsame  Unternehmen 

Artikel  45 

Unternehmen,  die  für  die  Entwicklung  der  Kernindustrie  in  der  Gemeinschaft  von  ausschlaggebender 
Bedeutung  sind,  können  als  gemeinsame  Unternehmen  im  Sinne  dieses  Vertrags  nach  Maßgabe  der 
folgenden  Artikel  errichtet  werden. 

Artikel  46 

(1)  Jeder  Plan  zur  Errichtung  eines  gemeinsamen  Unternehmens,  der  von  der  Kommission,  einem 
Mitgliedstaat  oder  einer  anderen  Seite  ausgeht,  wird  von  der  Kommission  geprüft. 

Hierzu  holt  die  Kommission  die  Stellungnahme  der  Mitgliedstaaten  sowie  aller  öffentlichen  oder 
privaten  Stellen  ein,  die  nach  ihrer  Auffassung  in  der  Lage  sind,  ihr  Aufschlüsse  zu  erteilen. 

(2)  Die  Kommission  übermittelt  dem  Rat  jeden  Plan  zur  Errichtung  eines  gemeinsamen  Unter- 
nehmens mit  ihrer  begründeten  Stellungnahme. 

Bejaht  sie  die  Notwendigkeit  des  geplanten  gemeinsamen  Unternehmens,  so  unterbreitet  sie  dem  Rat 
Vorschläge  über 

a)  den  Standort, 

b)  die  Satzung, 

c)  den  Umfang  und  die  Zeitfolge  der  Finanzierung, 

d)  die  etwaige  Beteiligung  der  Gemeinschaft  an  der  Finanzierung  des  gemeinsamen  Unternehmens, 

e)  die  etwaige  Beteiligung  eines  dritten  Staates,  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder  eines 
Angehörigen  eines  dritten  Staates  an  der  Finanzierung  oder  Geschäftsführung  des  gemeinsamen 
Unternehmens, 

f)  die  vollständige  oder  teilweise  Gewährung  der  in  Anhang  III  dieses  Vertrags  genannten  Vergüns- 
tigungen. 

Sie  fügt  einen  eingehenden  Bericht  über  den  gesamten  Plan  bei. 

Artikel  47 

Hat  die  Kommission  sich  in  dieser  Weise  an  den  Rat  gewandt,  so  kann  er  sie  um  zusätzliche 
Auskünfte  und  Prüfungen  ersuchen,  soweit  er  diese  als  notwendig  erachtet. 
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Ist  der  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit  der  Auffassung,  dass  ein  von  der  Kommission  mit  ablehnender 
Stellungnahme  übermittelter  Plan  trotzdem  durchzuführen  ist,  so  hat  die  Kommission  ihm  die  Vor- 
schläge und  den  eingehenden  Bericht  gemäß  Artikel  46  vorzulegen. 

Im  Fall  einer  günstigen  Stellungnahme  der  Kommission  oder  im  Fall  des  vorstehenden  Unterabsatzes 
beschließt  der  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit  über  jeden  Vorschlag  der  Kommission. 

Jedoch  ist  Einstimmigkeit  erforderlich  hinsichtlich 

a)  der  Beteiligung  der  Gemeinschaft  an  der  Finanzierung  des  gemeinsamen  Unternehmens; 

b)  der  Beteiligung  eines  dritten  Staates,  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder  eines  Angehörigen 
eines  dritten  Staates  an  der  Finanzierung  oder  Geschäftsführung  des  gemeinsamen  Unternehmens. 

Artikel  48 

Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  durch  einstimmigen  Beschluss  die  in  Anhang  III  dieses 
Vertrags  genannten  Vergünstigungen  auf  jedes  gemeinsame  Unternehmen  ganz  oder  teilweise  in 
Anwendung  bringen;  jeder  Mitgliedstaat  ist  alsdann  in  seinem  Bereich  zu  deren  Gewährung  ver- 
pflichtet. 

Der  Rat  kann  nach  demselben  Verfahren  die  Bedingungen  für  die  Gewährung  dieser  Vergünstigungen 
festlegen. 

Artikel  49 

Die  Errichtung  eines  gemeinsamen  Unternehmens  erfolgt  durch  Beschluss  des  Rates. 
Jedes  gemeinsame  Unternehmen  hat  Rechtspersönlichkeit. 

Es  hat  in  jedem  Mitgliedstaat  die  weitestgehende  Rechts-  und  Geschäftsfähigkeit,  die  das  jeweilige 
innerstaatliche  Recht  juristischen  Personen  zuerkennt;  es  kann  insbesondere  bewegliches  und  unbe- 
wegliches Vermögen  erwerben  oder  veräußern  sowie  klagen  und  verklagt  werden. 

Soweit  die  Bestimmungen  dieses  Vertrags  oder  seine  Satzung  nichts  anderes  vorsehen,  unterliegt  jedes 
gemeinsame  Unternehmen  den  für  gewerbliche  oder  kaufmännische  Unternehmen  geltenden  Vor- 
schriften; die  Satzung  kann  hilfsweise  auf  das  innerstaatliche  Recht  der  Mitgliedstaaten  Bezug  neh- 
men. 

Soweit  nicht  nach  den  Bestimmungen  dieses  Vertrags  der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union 
zuständig  ist,  werden  Streitigkeiten,  bei  denen  gemeinsame  Unternehmen  beteiligt  sind,  durch  die 
zuständigen  innerstaatlichen  Rechtsprechungsorgane  entschieden. 
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Artikel  50 


Die  Satzungen  der  gemeinsamen  Unternehmen  werden  gegebenenfalls  nach  den  darin  vorgesehenen 
besonderen  Vorschriften  geändert. 

Diese  Änderungen  können  jedoch  erst  in  Kraft  treten,  nachdem  sie  auf  Vorschlag  der  Kommission 
durch  den  Rat  nach  Maßgabe  des  Artikels  47  gebilligt  worden  sind. 

Artikel  51 

Solange  die  mit  dem  Betrieb  der  gemeinsamen  Unternehmen  betrauten  Organe  noch  nicht  eingesetzt 
sind,  sorgt  die  Kommission  für  die  Durchführung  der  Beschlüsse  des  Rates  über  die  Errichtung  dieser 
Unternehmen. 

KAPITEL  6 
Versorgung 

Artikel  52 

(1)  Die  Versorgung  mit  Erzen,  Ausgangsstoffen  und  besonderen  spaltbaren  Stoffen  wird  gemäß 
den  Bestimmungen  dieses  Kapitels  nach  dem  Grundsatz  des  gleichen  Zugangs  zu  den  Versorgungs- 
quellen durch  eine  gemeinsame  Versorgungspolitik  sichergestellt. 

(2)  Zu  diesem  Zweck  und  nach  Maßgabe  dieses  Kapitels 

a)  ist  jedes  Gebaren  verboten,  das  darauf  abzielt,  einzelnen  Verbrauchern  eine  bevorzugte  Stellung  zu 
sichern, 

b)  wird  eine  Agentur  geschaffen,  die  über  ein  Bezugsrecht  für  Erze,  Ausgangsstoffe  und  besondere 
spaltbare  Stoffe,  die  im  Gebiet  der  Mitgliedstaaten  erzeugt  werden,  sowie  über  das  ausschließliche 
Recht  verfügt,  Verträge  über  die  Lieferung  von  Erzen,  Ausgangsstoffen  oder  besonderen  spaltbaren 
Stoffen  aus  Ländern  innerhalb  oder  außerhalb  der  Gemeinschaft  abzuschließen. 

Die  Agentur  darf  die  Verbraucher  nicht  aufgrund  der  von  ihnen  beabsichtigten  Verwendung  der 
beantragten  Lieferungen  irgendwie  unterschiedlich  behandeln,  es  sei  denn,  dass  diese  Verwendung 
unzulässig  ist  oder  dass  sie  den  Bedingungen  widerspricht,  von  denen  die  nicht  der  Gemeinschaft 
angehörenden  Lieferer  die  Lieferung  abhängig  gemacht  haben. 

Abschnitt  1 
Die  Agentur 

Artikel  53 

Die  Agentur  steht  unter  der  Aufsicht  der  Kommission;  diese  erteilt  ihr  Richtlinien,  hat  gegen  ihre 
Entscheidungen  ein  Einspruchsrecht  und  ernennt  ihren  Generaldirektor  sowie  ihren  stellvertretenden 
Generaldirektor. 
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Jede  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Handlung  der  Agentur  bei  Ausübung  ihres  Bezugsrechts 
oder  ihres  ausschließlichen  Rechts  zum  Abschluss  von  Lieferverträgen  kann  durch  die  Beteiligten  der 
Kommission  unterbreitet  werden,  die  hierüber  innerhalb  eines  Monats  zu  beschließen  hat. 

Artikel  54 

Die  Agentur  hat  Rechtspersönlichkeit  und  genießt  finanzielle  Autonomie. 

Der  Rat  legt  auf  Vorschlag  der  Kommission  mit  qualifizierter  Mehrheit  die  Satzung  der  Agentur  fest. 
Die  Satzung  kann  in  derselben  Weise  geändert  werden. 

Sie  bestimmt  das  Kapital  der  Agentur  und  die  Art  und  Weise,  in  der  es  aufgebracht  wird.  Die 
Mehrheit  des  Kapitals  muss  in  jedem  Falle  der  Gemeinschaft  und  den  Mitgliedstaaten  gehören.  Die 
Aufteilung  des  Kapitals  wird  von  den  Mitgliedstaaten  im  gemeinsamen  Einvernehmen  beschlossen. 

Die  Satzung  legt  die  Art  und  Weise  der  kaufmännischen  Geschäftsführung  der  Agentur  fest.  Sie  kann 
zur  Deckung  der  Betriebskosten  der  Agentur  die  Erhebung  einer  Abgabe  auf  die  Umsätze  vorsehen. 

Artikel  55 

Die  Mitgliedstaaten  erteilen  der  Agentur  alle  Auskünfte  oder  lassen  ihr  alle  Auskünfte  erteilen,  die  zur 
Ausübung  ihres  Bezugsrechts  und  ihres  ausschließlichen  Rechts  zum  Abschluss  von  Lieferverträgen 
erforderlich  sind. 

Artikel  56 

Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  die  freie  Ausübung  der  Tätigkeit  der  Agentur  in  ihren  Hoheits- 
gebieten. 

Sie  können  das  Organ  oder  die  Organe  einsetzen,  die  zur  Vertretung  der  Erzeuger  und  Verbraucher 
aus  den  ihnen  unterstehenden  außereuropäischen  Hoheitsgebieten  in  den  Beziehungen  zur  Agentur 
zuständig  sind. 

Abschnitt  2 

Erze,  Ausgangsstoffe  und  besondere  spaltbare  Stoffe  aus  dem  Aufkommen  der  Gemeinschaft 

Artikel  57 

(1)      Das  Bezugsrecht  der  Agentur  erstreckt  sich 

a)  auf  den  Erwerb  der  Rechte  zur  Nutzung  und  zum  Verbrauch  der  Stoffe,  die  aufgrund  der  Be- 
stimmungen des  Kapitels  8  Eigentum  der  Gemeinschaft  sind; 

b)  auf  den  Erwerb  des  Eigentumsrechts  in  allen  anderen  Fällen. 
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(2)  Die  Agentur  übt  ihr  Bezugsrecht  durch  den  Abschluss  von  Verträgen  mit  den  Erzeugern  von 
Erzen,  Ausgangsstoffen  oder  besonderen  spaltbaren  Stoffen  aus. 

Vorbehaltlich  der  Artikel  58,  62  und  63  ist  jeder  Erzeuger  verpflichtet,  der  Agentur  die  von  ihm  in 
den  Hoheitsgebieten  der  Mitgliedstaaten  erzeugten  Erze,  Ausgangsstoffe  oder  besonderen  spaltbaren 
Stoffe  vor  ihrer  Verwendung,  Übertragung  oder  Lagerung  anzubieten. 

Artikel  58 

Erstreckt  sich  die  Tätigkeit  eines  Erzeugers  auf  mehrere  Produktionsstufen,  beginnend  mit  der  Ge- 
winnung des  Erzes  bis  zur  Herstellung  des  Metalls  einschließlich,  so  ist  er  nur  verpflichtet,  der 
Agentur  das  Erzeugnis  in  der  von  ihm  gewählten  Produktionsstufe  anzubieten. 

Das  gleiche  gilt  für  mehrere  Unternehmen,  zwischen  denen  Verbindungen  bestehen,  die  der  Kommis- 
sion rechtzeitig  mitgeteilt  und  mit  ihr  nach  dem  in  den  Artikeln  43  und  44  vorgesehenen  Verfahren 
erörtert  worden  sind. 

Artikel  59 

Übt  die  Agentur  ihr  Bezugsrecht  entweder  auf  die  gesamte  Produktion  oder  auf  einen  Teil  der 
Produktion  nicht  aus,  so 

a)  kann  der  Erzeuger  die  Erze,  Ausgangsstoffe  oder  besonderen  spaltbaren  Stoffe  entweder  mit 
eigenen  Mitteln  oder  im  Wege  von  Lohnveredelungsverträgen  unter  dem  Vorbehalt  verarbeiten 
oder  verarbeiten  lassen,  dass  er  der  Agentur  das  bei  dieser  Verarbeitung  gewonnene  Erzeugnis 
anbietet, 

b)  wird  der  Erzeuger  durch  Beschluss  der  Kommission  ermächtigt,  die  verfügbaren  Erzeugnisse 
außerhalb  der  Gemeinschaft  unter  dem  Vorbehalt  abzusetzen,  dass  er  hierbei  keine  günstigeren 
Bedingungen  gewährt,  als  sie  in  dem  der  Agentur  vorher  unterbreiteten  Angebot  enthalten  waren. 
Besondere  spaltbare  Stoffe  können  jedoch  nur  durch  die  Agentur  gemäß  Artikel  62  ausgeführt 
werden. 

Die  Kommission  kann  die  Ermächtigung  nicht  erteilen,  wenn  die  Empfänger  dieser  Lieferungen  nicht 
alle  Garantien  dafür  bieten,  dass  die  allgemeinen  Interessen  der  Gemeinschaft  gewahrt  werden,  oder 
wenn  die  Klauseln  und  Bedingungen  dieser  Verträge  den  Zielen  dieses  Vertrags  zuwiderlaufen. 

Artikel  60 

Die  Verbraucher  teilen  der  Agentur  in  regelmäßigen  Abständen  ihren  Bedarf  mit;  sie  geben  dabei  die 
Mengen,  die  physikalische  und  chemische  Beschaffenheit,  den  Herkunftsort,  die  Verwendung,  die 
einzelnen  Lieferfristen  und  die  Preisbestimmungen  an,  die  als  Klauseln  und  Bedingungen  in  den 
von  ihnen  gewünschten  Liefervertrag  aufzunehmen  wären. 
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Ebenso  teilen  die  Erzeuger  der  Agentur  die  Angebote,  die  sie  machen  können,  mit;  sie  geben  dabei 
alle  Einzelheiten,  insbesondere  die  Laufzeit  der  Verträge,  an,  die  für  die  Aufstellung  ihrer  Produktions- 
programme erforderlich  sind.  Die  Laufzeit  dieser  Verträge  darf  zehn  Jahre  nicht  überschreiten,  es  sei 
denn,  dass  die  Kommission  zustimmt. 

Die  Agentur  teilt  den  Verbrauchern  die  Angebote  und  den  Umfang  der  bei  ihr  eingegangenen 
Nachfragen  mit  und  fordert  sie  auf,  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  Aufträge  zu  erteilen. 

Ist  die  Agentur  im  Besitz  aller  Aufträge,  so  teilt  sie  die  Bedingungen  mit,  unter  denen  sie  diese 
ausführen  kann. 

Kann  die  Agentur  nicht  alle  eingegangenen  Aufträge  vollständig  ausführen,  so  verteilt  sie  die  Stoffe 
nach  dem  Verhältnis  der  Aufträge  zu  jedem  Angebot,  vorbehaltlich  der  Artikel  68  und  69. 

Eine  Vollzugsordnung  der  Agentur,  die  der  Billigung  der  Kommission  bedarf,  regelt  im  einzelnen,  wie 
Angebote  und  Nachfragen  einander  gegenüberzustellen  sind. 

Artikel  61 

Die  Agentur  ist  verpflichtet,  alle  Aufträge  auszuführen,  es  sei  denn,  dass  rechtliche  oder  sachliche 
Hindernisse  ihrer  Ausführung  entgegenstehen. 

Bei  Abschluss  eines  Vertrags  kann  sie  unter  Beachtung  der  Vorschriften  des  Artikels  52  von  den 
Verbrauchern  angemessene  Vorauszahlungen  als  Garantie  oder  zur  Erleichterung  ihrer  eigenen,  zur 
Ausführung  des  Auftrags  erforderlichen  langfristigen  Verpflichtungen  gegenüber  den  Erzeugern  ver- 
langen. 

Artikel  62 

(1)  Die  Agentur  übt  ihr  Bezugsrecht  auf  die  in  den  Hoheitsgebieten  der  Mitgliedstaaten  erzeugten 
besonderen  spaltbaren  Stoffe  zu  folgenden  Zwecken  aus: 

a)  um  die  Nachfrage  der  Verbraucher  der  Gemeinschaft  nach  Maßgabe  des  Artikels  60  zu  decken, 

b)  um  diese  Stoffe  selbst  zu  lagern  oder 

c)  um  sie  mit  Genehmigung  der  Kommission,  die  hierbei  Artikel  59  Buchstabe  b  Unterabsatz  2 
beachtet,  auszuführen. 

(2)  Jedoch  sind  diese  Stoffe  und  die  zur  Aufarbeitung  geeigneten  Rückstände  zu  folgenden  Zwe- 
cken dem  Erzeuger  zu  belassen: 

a)  um  mit  Genehmigung  der  Agentur  gelagert  zu  werden, 

b)  um  im  Rahmen  des  eigenen  Bedarfs  des  Erzeugers  verwendet  zu  werden  oder 
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c)  um  Unternehmen  im  Gebiet  der  Gemeinschaft  im  Rahmen  ihres  Bedarfs  zur  Verfügung  gestellt  zu 
werden,  soweit  diese  mit  dem  Erzeuger  zur  Durchführung  eines  der  Kommission  rechtzeitig 
mitgeteilten  Programms  in  unmittelbarer  Verbindung  stehen;  Voraussetzung  ist,  dass  die  Ver- 
bindung weder  eine  Beschränkung  der  Produktion,  der  technischen  Entwicklung  oder  der  Inves- 
titionen noch  die  missbräuchliche  Schaffung  von  Ungleichheiten  zwischen  den  Verbrauchern  der 
Gemeinschaft  bezweckt  oder  bewirkt. 

Die  Anwendung  der  Vorschriften  des  Kapitels  7  wird  hierdurch  nicht  berührt. 

(3)  Auf  die  in  den  Hoheitsgebieten  der  Mitgliedstaaten  erzeugten  besonderen  spaltbaren  Stoffe, 
bezüglich  derer  die  Agentur  ihr  Bezugsrecht  nicht  ausgeübt  hat,  findet  Artikel  89  Absatz  1  Buchstabe 
a  Anwendung. 

Artikel  63 

Die  Erze,  Ausgangsstoffe  oder  besonderen  spaltbaren  Stoffe,  die  von  den  gemeinsamen  Unternehmen 
erzeugt  werden,  werden  den  Verbrauchern  nach  den  satzungsmäßigen  oder  vertragsmäßigen  Bestim- 
mungen dieser  Unternehmen  zugeteilt. 

Abschnitt  3 

Erze,  Ausgangsstoffe  und  besondere  spaltbare  Stoffe  aus  dem  Aufkommen  außerhalb  der 

Gemeinschaft 

Artikel  64 

Die  Agentur  hat,  soweit  nicht  in  diesem  Vertrag  Ausnahmen  vorgesehen  sind,  das  ausschließliche 
Recht,  Abkommen  oder  Übereinkünfte  mit  dem  Hauptzweck  der  Lieferung  von  Erzen,  Ausgangs- 
stoffen oder  besonderen  spaltbaren  Stoffen  aus  dem  Aufkommen  außerhalb  der  Gemeinschaft  ab- 
zuschließen; sie  wird  dabei  gegebenenfalls  im  Rahmen  der  zwischen  der  Gemeinschaft  und  einem 
dritten  Staat  oder  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  abgeschlossenen  Abkommen  tätig. 

Artikel  65 

Artikel  60  findet  auf  die  Nachfragen  der  Verbraucher  und  die  Verträge  zwischen  den  Verbrauchern 
und  der  Agentur  Anwendung,  soweit  es  sich  um  die  Lieferung  von  Erzen,  Ausgangsstoffen  oder 
besonderen  spaltbaren  Stoffen  aus  dem  Aufkommen  außerhalb  der  Gemeinschaft  handelt. 

Die  Agentur  kann  jedoch  den  Herkunftsort  der  Stoffe  bestimmen,  soweit  sie  dem  Verbraucher 
Lieferungsbedingungen  zukommen  lässt,  die  mindestens  ebenso  günstig  sind  wie  die  in  dem  Auftrag 
angegebenen. 

Artikel  66 

Stellt  die  Kommission  auf  Antrag  der  beteiligten  Verbraucher  fest,  dass  die  Agentur  nicht  oder  nur  zu 
missbräuchlichen  Preisen  in  der  Lage  ist,  die  bestellten  Stoffe  ganz  oder  zum  Teil  innerhalb  einer 
angemessenen  Frist  zu  liefern,  so  sind  die  Verbraucher  berechtigt,  unmittelbar  Verträge  über  Liefe- 
rungen aus  dem  Aufkommen  außerhalb  der  Gemeinschaft  zu  schließen,  soweit  die  Verträge  in  den 
wesentlichen  Punkten  dem  in  ihrer  Bestellung  angegebenen  Bedarf  entsprechen. 
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Dieses  Recht  wird  auf  ein  Jahr  gewährt;  es  kann  verlängert  werden,  wenn  die  Lage,  die  seine 
Gewährung  gerechtfertigt  hat,  fortdauert. 

Die  Verbraucher,  die  von  diesem  Recht  Gebrauch  machen,  haben  der  Kommission  die  beabsichtigten 
unmittelbaren  Verträge  mitzuteilen.  Die  Kommission  kann  innerhalb  eines  Monats  gegen  den  Ab- 
schluss  dieser  Verträge  Einspruch  erheben,  wenn  sie  den  Zielen  dieses  Vertrags  zuwiderlaufen. 

Abschnitt  4 
Preise 

Artikel  67 

Soweit  in  diesem  Vertrag  keine  Ausnahmen  vorgesehen  sind,  ergeben  sich  die  Preise  aus  der  Gegen- 
überstellung von  Angebot  und  Nachfrage  nach  Maßgabe  des  Artikels  60;  widersprechende  inner- 
staatliche Vorschriften  der  Mitgliedstaaten  sind  unzulässig. 

Artikel  68 

Verboten  ist  ein  Preisgebaren,  das  darauf  abzielt,  einzelnen  Verbrauchern  unter  Umgehung  des 
Grundsatzes  des  gleichen  Zugangs,  der  sich  aus  diesem  Kapitel  ergibt,  eine  bevorzugte  Stellung  zu 
verschaffen. 

Stellt  die  Agentur  ein  derartiges  Gebaren  fest,  so  zeigt  sie  es  der  Kommission  an. 

Erachtet  die  Kommission  die  Feststellung  für  begründet,  so  kann  sie  für  die  strittigen  Angebote  die 
Preise  in  einer  Höhe  neu  festsetzen,  die  dem  Grundsatz  des  gleichen  Zugangs  entspricht. 

Artikel  69 

Der  Rat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission  durch  einstimmigen  Beschluss  Preise  festsetzen. 

Die  Agentur  kann,  wenn  sie  gemäß  Artikel  60  die  Bedingungen  für  die  Ausführung  der  Aufträge 
festlegt,  den  Verbrauchern,  die  Aufträge  erteilt  haben,  einen  Preisausgleich  vorschlagen. 

Abschnitt  5 
Bestimmungen  über  die  Versorgungspolitik 

Artikel  70 

Die  Kommission  kann  sich  im  Rahmen  des  Haushaltsplans  der  Gemeinschaft  finanziell  unter  den  von 
ihr  festgelegten  Bedingungen  an  Schürfungsvorhaben  in  den  Hoheitsgebieten  der  Mitgliedstaaten 
beteiligen. 

Die  Kommission  kann  an  die  Mitgliedstaaten  Empfehlungen  für  die  Entwicklung  der  Schürfung  und 
der  Erzgewinnung  richten. 
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Die  Mitgliedstaaten  haben  der  Kommission  jährlich  einen  Bericht  über  die  Entwicklung  der  Schürfung 
und  der  Erzeugung,  die  voraussichtlichen  Reserven  und  die  in  ihren  Hoheitsgebieten  durchgeführten 
oder  geplanten  Investitionen  im  Bergbau  vorzulegen.  Die  Berichte  werden  dem  Rat  mit  der  Stellung- 
nahme der  Kommission  vorgelegt;  diese  Stellungnahme  hat  insbesondere  auf  die  Maßnahmen  ein- 
zugehen, welche  die  Mitgliedstaaten  auf  die  gemäß  vorstehendem  Absatz  ausgesprochenen  Empfeh- 
lungen getroffen  haben. 

Stellt  der  Rat,  nachdem  die  Kommission  ihn  angerufen  hat,  mit  qualifizierter  Mehrheit  fest,  dass  die 
Schürfungsmaßnahmen  und  die  Steigerung  der  Erzgewinnung  in  erheblichem  Maße  unzureichend 
bleiben,  obwohl  Erzeugungsmöglichkeiten  wirtschaftlich  auf  lange  Sicht  gerechtfertigt  erscheinen,  so 
wird  unterstellt,  dass  der  betreffende  Mitgliedstaat,  solange  er  diese  Lage  nicht  behebt,  für  sich  und 
für  seine  Staatsangehörigen  auf  das  Recht  des  gleichen  Zugangs  zu  dem  sonstigen  Aufkommen 
innerhalb  der  Gemeinschaft  verzichtet. 

Artikel  71 

Die  Kommission  richtet  an  die  Mitgliedstaaten  sachdienliche  Empfehlungen  über  Steuer-  oder  berg- 
rechtliche Regelungen. 

Artikel  72 

Die  Agentur  kann  aus  den  innerhalb  oder  außerhalb  der  Gemeinschaft  zur  Verfügung  stehenden 
Mengen  die  notwendigen  Handelsbestände  anlegen,  um  die  Versorgung  oder  die  laufenden  Lieferun- 
gen der  Gemeinschaft  zu  erleichtern. 

Die  Kommission  kann  gegebenenfalls  die  Einrichtung  von  Sicherheitsbeständen  beschließen.  Die  Art 
und  Weise  der  Finanzierung  dieser  Bestände  wird  vom  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  mit 
qualifizierter  Mehrheit  gebilligt. 

Abschnitt  6 
Besondere  Vorschriften 

Artikel  73 

Umfasst  ein  Abkommen  oder  eine  Vereinbarung  zwischen  einem  Mitgliedstaat,  einer  Person  oder 
einem  Unternehmen  einerseits  und  einem  dritten  Staat,  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder 
einem  Angehörigen  eines  dritten  Staates  andererseits  auch  die  Lieferung  von  Erzeugnissen,  die  in  die 
Zuständigkeit  der  Agentur  fallen,  so  ist  zum  Abschluss  oder  zur  Erneuerung  des  Abkommens  oder 
der  Vereinbarung  die  vorherige  Zustimmung  der  Kommission  erforderlich,  soweit  es  sich  um  die 
Lieferung  dieser  Erzeugnisse  handelt. 

Artikel  74 

Die  Kommission  kann  die  Übertragung,  die  Einfuhr  oder  die  Ausfuhr  kleiner  Mengen  von  Erzen, 
Ausgangsstoffen  oder  besonderen  spaltbaren  Stoffen  in  dem  Maße,  wie  sie  üblicherweise  für  die 
Forschung  benutzt  werden,  von  den  Vorschriften  dieses  Kapitels  ausnehmen. 

Jede  Übertragung,  Einfuhr  oder  Ausfuhr  aufgrund  dieser  Bestimmung  ist  der  Agentur  anzuzeigen. 
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Artikel  75 


Die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  finden  keine  Anwendung  auf  Verpflichtungen,  welche  die  Auf- 
bereitung, Umwandlung  oder  Formung  von  Erzen,  Ausgangsstoffen  oder  besonderen  spaltbaren 
Stoffen  zum  Gegenstand  haben 

a)  bei  Verpflichtungen  zwischen  Personen  oder  Unternehmen  untereinander  -  falls  die  aufbereiteten, 
umgewandelten  oder  geformten  Stoffe  an  die  Person  oder  das  Unternehmen,  von  denen  sie 
stammen,  zurückgegeben  werden  müssen; 

b)  bei  Verpflichtungen  zwischen  einer  Person  oder  einem  Unternehmen  einerseits  und  einer  zwi- 
schenstaatlichen Einrichtung  oder  einem  Angehörigen  eines  dritten  Staates  andererseits  -  falls  die 
Stoffe  außerhalb  der  Gemeinschaft  aufbereitet,  umgewandelt  oder  geformt  werden  und  an  die 
Person  oder  das  Unternehmen,  von  denen  sie  stammen,  zurückgegeben  werden; 

c)  bei  Verpflichtungen  zwischen  einer  Person  oder  einem  Unternehmen  einerseits  und  einer  zwi- 
schenstaatlichen Einrichtung  oder  einem  Angehörigen  eines  dritten  Staates  andererseits  -  falls  die 
Stoffe  in  der  Gemeinschaft  aufbereitet,  umgewandelt  oder  geformt  werden  und  an  die  Einrichtung 
oder  den  Staatsangehörigen,  von  denen  sie  stammen,  oder  an  einen  anderen  von  dieser  Einrich- 
tung oder  diesem  Staatsangehörigen  bestimmten  Empfänger,  der  seinen  Sitz  ebenfalls  außerhalb 
der  Gemeinschaft  hat,  zurückgegeben  werden. 

Die  beteiligten  Personen  oder  Unternehmen  müssen  jedoch  der  Agentur  das  Bestehen  derartiger 
Verpflichtungen  und  sofort  nach  Unterzeichnung  der  Verträge  die  Mengen  der  Stoffe  anzeigen,  die 
Gegenstand  dieser  Umsätze  sind.  Den  unter  Buchstabe  b  genannten  Verpflichtungen  kann  die  Kom- 
mission widersprechen,  wenn  sie  der  Auffassung  ist,  dass  die  Umwandlung  oder  Formung  nicht 
wirksam  und  sicher  und  ohne  Substanzverlust  zum  Nachteil  der  Gemeinschaft  gewährleistet  werden 
kann. 

Die  Stoffe,  die  Gegenstand  dieser  Verpflichtungen  sind,  unterliegen  in  den  Hoheitsgebieten  der  Mit- 
gliedstaaten den  in  Kapitel  7  vorgesehenen  Überwachungsmaßnahmen.  Die  Bestimmungen  des  Ka- 
pitels 8  finden  jedoch  keine  Anwendung  auf  die  besonderen  spaltbaren  Stoffe,  die  Gegenstand  von 
Verpflichtungen  nach  Buchstabe  c  sind. 

Artikel  76 

Die  Vorschriften  dieses  Kapitels  können,  insbesondere  falls  unvorhergesehene  Umstände  eine  all- 
gemeine Mangellage  hervorrufen,  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäi- 
schen Parlaments  durch  einstimmigen  Beschluss  des  Rates  geändert  werden;  die  Veranlassung  dazu 
kann  von  einem  Mitgliedstaat  oder  von  der  Kommission  ausgehen.  Die  Kommission  hat  jeden  Antrag 
eines  Mitgliedstaats  zu  untersuchen. 

Nach  Ablauf  von  sieben  Jahren  ab  dem  1.  Januar  1958  kann  der  Rat  diese  Bestimmungen  in  ihrer 
Gesamtheit  bestätigen.  Bestätigt  er  sie  nicht,  so  werden  nach  dem  im  vorstehenden  Absatz  bestimm- 
ten Verfahren  neue  Vorschriften  über  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  erlassen. 
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KAPITEL  7 
Überwachung  der  Sicherheit 

Artikel  77 

Die  Kommission  hat  sich  nach  Maßgabe  dieses  Kapitels  in  den  Hoheitsgebieten  der  Mitgliedstaaten  zu 
vergewissern,  dass 

a)  die  Erze,  die  Ausgangsstoffe  und  besonderen  spaltbaren  Stoffe  nicht  zu  anderen  als  den  von  ihren 
Benutzern  angegebenen  Zwecken  verwendet  werden, 

b)  die  Vorschriften  über  die  Versorgung  und  alle  besonderen  Kontrollverpflichtungen  geachtet  wer- 
den, welche  die  Gemeinschaft  in  einem  Abkommen  mit  einem  dritten  Staat  oder  einer  zwischen- 
staatlichen Einrichtung  übernommen  hat. 

Artikel  78 

Wer  eine  Anlage  zur  Erzeugung,  Trennung  oder  sonstigen  Verwendung  von  Ausgangsstoffen  und 
besonderen  spaltbaren  Stoffen  oder  zur  Aufbereitung  bestrahlter  Kernbrennstoffe  errichtet  oder  be- 
treibt, hat  der  Kommission  die  grundlegenden  technischen  Merkmale  der  Anlage  anzugeben,  soweit 
deren  Kenntnis  für  die  Zwecke  des  Artikels  77  erforderlich  ist. 

Die  Verfahren  für  die  chemische  Aufbereitung  bestrahlter  Stoffe  bedürfen  insoweit  der  Genehmigung 
der  Kommission,  als  dies  für  die  Zwecke  des  Artikels  77  erforderlich  ist. 

Artikel  79 

Die  Kommission  verlangt,  dass  Aufstellungen  über  Betriebsvorgänge  geführt  und  vorgelegt  werden, 
um  die  Buchführung  über  verwendete  oder  erzeugte  Erze,  Ausgangsstoffe  und  besondere  spaltbare 
Stoffe  zu  ermöglichen.  Das  gleiche  gilt  für  die  Beförderung  der  Ausgangsstoffe  und  besonderen 
spaltbaren  Stoffe. 

Die  Betroffenen  geben  den  Behörden  des  betreffenden  Mitgliedstaats  die  Mitteilungen  bekannt,  die  sie 
gemäß  Artikel  78  und  Absatz  1  dieses  Artikels  an  die  Kommission  richten. 

Art  und  Umfang  der  Verpflichtungen  des  Absatzes  1  dieses  Artikels  werden  in  einer  Verordnung 
bestimmt,  die  von  der  Kommission  mit  Billigung  des  Rates  erlassen  wird. 

Artikel  80 

Die  Kommission  kann  verlangen,  dass  alle  überschüssigen  besonderen  spaltbaren  Stoffe,  die  als 
Nebenprodukt  wieder-  oder  neugewonnen  und  nicht  tatsächlich  verwendet  oder  zur  Verwendung 
bereitgestellt  werden,  bei  der  Agentur  oder  in  anderen  Lagern  hinterlegt  werden,  die  der  Über- 
wachung der  Kommission  unterstehen  oder  zugänglich  sind. 

Die  so  hinterlegten  besonderen  spaltbaren  Stoffe  sind  den  Beteiligten  auf  Antrag  unverzüglich  zu- 
rückzugeben. 
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Artikel  81 


Die  Kommission  kann  in  die  Hoheitsgebiete  der  Mitgliedstaaten  Inspektoren  entsenden.  Sie  hört  den 
Mitgliedstaat,  bevor  sie  einen  Inspektor  mit  seiner  ersten  Überwachungsaufgabe  in  den  Hoheitsgebie- 
ten dieses  Staates  betraut;  diese  Anhörung  wirkt  auch  für  alle  späteren  Aufgaben  dieses  Inspektors. 

Soweit  dies  für  die  Überwachung  der  Erze,  Ausgangsstoffe  und  besonderen  spaltbaren  Stoffe  und  zu 
der  Feststellung  erforderlich  ist,  ob  die  Bestimmungen  des  Artikels  77  beachtet  werden,  haben  die 
Inspektoren  unter  Vorlage  eines  Ausweises  über  ihre  Amtseigenschaft  jederzeit  zu  allen  Orten, 
Unterlagen  und  Personen  Zugang,  die  sich  von  Berufs  wegen  mit  Stoffen,  Ausrüstungsgegenständen 
oder  Anlagen  beschäftigen,  welche  gemäß  diesem  Kapitel  der  Überwachung  unterliegen.  Die  von  der 
Kommission  ernannten  Inspektoren  werden  auf  Antrag  des  beteiligten  Staates  von  Vertretern  der 
Behörden  dieses  Staates  begleitet;  doch  darf  hierdurch  für  die  Inspektoren  bei  der  Wahrnehmung 
ihrer  Aufgabe  keine  Verzögerung  oder  sonstige  Behinderung  eintreten. 

Wird  der  Durchführung  einer  Überwachungsmaßnahme  widersprochen,  so  hat  die  Kommission  beim 
Präsidenten  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  einen  Gerichtsbefehl  zu  beantragen,  um  die 
Durchführung  dieser  Überwachung  im  Zwangswege  sicherzustellen.  Der  Präsident  des  Gerichtshofs 
der  Europäischen  Union  entscheidet  innerhalb  von  drei  Tagen. 

Bei  Gefahr  im  Verzuge  kann  die  Kommission  durch  einen  eigenen  Beschluss  eine  schriftliche  An- 
ordnung der  Überwachungsmaßnahmen  erlassen.  Diese  Anordnung  ist  dem  Präsidenten  des  Gerichts- 
hofs der  Europäischen  Union  unverzüglich  zur  nachträglichen  Genehmigung  vorzulegen. 

Nach  Erlass  des  Befehls  oder  des  Beschlusses  haben  die  Behörden  des  betreffenden  Staates  den 
Inspektoren  Zugang  zu  den  Orten  zu  verschaffen,  die  in  dem  Befehl  oder  dem  Beschluss  bezeichnet 
sind. 

Artikel  82 

Die  Inspektoren  werden  von  der  Kommission  eingestellt. 

Ihnen  liegt  ob,  sich  die  in  Artikel  79  vorgesehene  Buchführung  vorlegen  zu  lassen  und  sie  zu  prüfen. 
Sie  berichten  der  Kommission  über  jeden  Verstoß. 

Die  Kommission  kann  eine  Richtlinie  erlassen,  mit  der  sie  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  aufgibt, 
innerhalb  einer  von  ihr  festgesetzten  Frist  alle  erforderlichen  Maßnahmen  zu  treffen,  um  dem  fest- 
gestellten Verstoß  ein  Ende  zu  setzen.  Sie  gibt  dem  Rat  hiervon  Kenntnis. 

Kommt  der  Mitgliedstaat  dieser  Richtlinie  der  Kommission  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  nicht 
nach,  so  kann  diese  oder  jeder  beteiligte  Mitgliedstaat,  in  Abweichung  von  den  Artikeln  258  und  259 
des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union,  unmittelbar  den  Gerichtshof  der  Euro- 
päischen Union  anrufen. 

Artikel  83 

(1)  Verletzen  Personen  oder  Unternehmen  die  ihnen  durch  dieses  Kapitel  auferlegten  Verpflich- 
tungen, so  kann  die  Kommission  gegen  sie  Zwangsmaßnahmen  verhängen. 
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Diese  werden  in  folgenden  Stufen  verhängt: 

a)  Verwarnung, 

b)  Entzug  besonderer  Vorteile,  wie  finanzielle  Unterstützung  oder  technische  Hilfe, 

c)  Übertragung  der  Verwaltung  des  Unternehmens  für  eine  Höchstdauer  von  vier  Monaten  an  eine 
Person  oder  eine  Personengruppe,  die  im  gemeinsamen  Einvernehmen  zwischen  der  Kommission 
und  dem  Staat,  dem  das  Unternehmen  untersteht,  bestellt  werden, 

d)  vollständiger  oder  teilweiser  Entzug  der  Ausgangsstoffe  oder  besonderen  spaltbaren  Stoffe. 

(2)  Die  zur  Durchführung  des  vorstehenden  Absatzes  erlassenen  Beschlüsse  der  Kommission,  die 
eine  Herausgabeverpflichtung  enthalten,  sind  vollstreckbar.  Sie  können  in  den  Hoheitsgebieten  der 
Mitgliedstaaten  nach  Maßgabe  des  Artikels  164  vollstreckt  werden. 

In  Abweichung  von  Artikel  157  haben  Klagen,  die  gegen  die  Beschlüsse  der  Kommission  über  die 
Verhängung  der  im  vorstehenden  Absatz  vorgesehenen  Zwangsmaßnahmen  beim  Gerichtshof  der 
Europäischen  Union  erhoben  werden,  aufschiebende  Wirkung.  Der  Gerichtshof  der  Europäischen 
Union  kann  jedoch  auf  Antrag  der  Kommission  oder  jedes  beteiligten  Mitgliedstaats  die  sofortige 
Vollstreckung  der  Beschlüsse  anordnen. 

Der  Schutz  der  verletzten  Interessen  ist  durch  ein  angemessenes  Rechtsverfahren  zu  gewährleisten. 

(3)  Die  Kommission  kann  an  die  Mitgliedstaaten  Empfehlungen  über  Rechtsvorschriften  richten, 
welche  die  Beachtung  der  Verpflichtungen  dieses  Kapitels  in  ihren  Hoheitsgebieten  sicherstellen 
sollen. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  haben  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Zwangsmaßnahmen  vollstreckt  und 
dass  die  Verletzung  gegebenenfalls  durch  deren  Urheber  behoben  werden. 

Artikel  84 

Bei  der  Überwachung  wird  kein  Unterschied  nach  dem  Verwendungszweck  der  Erze,  der  Ausgangs- 
stoffe und  der  besonderen  spaltbaren  Stoffe  gemacht. 

Der  Bereich,  die  Art  und  Weise  der  Überwachung  sowie  die  Befugnisse  der  mit  der  Überwachung 
beauftragten  Organe  sind  auf  die  Verwirklichung  der  in  diesem  Kapitel  bestimmten  Ziele  beschränkt. 

Die  Überwachung  erstreckt  sich  nicht  auf  Stoffe,  die  für  die  Zwecke  der  Verteidigung  bestimmt  sind, 
soweit  sie  sich  im  Vorgang  der  Einfügung  in  Sondergeräte  für  diese  Zwecke  befinden  oder  soweit  sie 
nach  Abschluss  dieser  Einfügung  gemäß  einem  Operationsplan  in  eine  militärische  Anlage  eingesetzt 
oder  dort  gelagert  werden. 
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Artikel  85 

Die  Einzelheiten  der  in  diesem  Kapitel  vorgesehenen  Überwachung  können,  falls  neu  eingetretene 
Umstände  es  erfordern,  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Par- 
laments durch  einstimmigen  Beschluss  des  Rates  diesen  Umständen  angepasst  werden;  die  Veranlas- 
sung dazu  kann  von  einem  Mitgliedstaat  oder  der  Kommission  ausgehen.  Die  Kommission  hat  jeden 
Antrag  eines  Mitgliedstaats  zu  untersuchen. 

KAPITEL  8 
Das  Eigentum 

Artikel  86 

Die  besonderen  spaltbaren  Stoffe  sind  Eigentum  der  Gemeinschaft. 

Das  Eigentumsrecht  der  Gemeinschaft  umfasst  alle  besonderen  spaltbaren  Stoffe,  die  von  einem 
Mitgliedstaat,  einer  Person  oder  einem  Unternehmen  erzeugt  oder  eingeführt  werden  und  der  in 
Kapitel  7  vorgesehenen  Sicherheitsüberwachung  unterliegen. 

Artikel  87 

Die  Mitgliedstaaten,  Personen  oder  Unternehmen  haben  an  den  besonderen  spaltbaren  Stoffen,  die 
ordnungsgemäß  in  ihren  Besitz  gelangt  sind,  das  unbeschränkte  Nutzungs-  und  Verbrauchsrecht, 
soweit  nicht  für  sie  Verpflichtungen  aus  diesem  Vertrag,  insbesondere  bezüglich  der  Sicherheitsüber- 
wachung, des  Bezugsrechts  der  Agentur  und  des  Gesundheitsschutzes,  entgegenstehen. 

Artikel  88 

Die  Agentur  führt  im  Namen  der  Gemeinschaft  ein  besonderes  Konto  mit  der  Bezeichnung  „Finanz- 
konto der  besonderen  spaltbaren  Stoffe". 

Artikel  89 

(1)      Das  Finanzkonto  der  besonderen  spaltbaren  Stoffe  wird  wie  folgt  geführt: 

a)  Der  Gemeinschaft  wird  der  Wert  der  besonderen  spaltbaren  Stoffe  gutgeschrieben,  die  einem 
Mitgliedstaat,  einer  Person  oder  einem  Unternehmen  überlassen  oder  zur  Verfügung  gestellt 
werden;  der  Mitgliedstaat,  die  Person  oder  das  Unternehmen  wird  mit  diesem  Wert  belastet; 

b)  die  Gemeinschaft  wird  mit  dem  Wert  der  besonderen  spaltbaren  Stoffe  belastet,  die  von  einem 
Mitgliedstaat,  einer  Person  oder  einem  Unternehmen  erzeugt  oder  eingeführt  und  Eigentum  der 
Gemeinschaft  werden;  dieser  Wert  wird  dem  Mitgliedstaat,  der  Person  oder  dem  Unternehmen 
gutgeschrieben.  Eine  entsprechende  Buchung  wird  vorgenommen,  wenn  ein  Mitgliedstaat,  eine 
Person  oder  ein  Unternehmen  der  Gemeinschaft  besondere  spaltbare  Stoffe  zurückgibt,  die  diesem 
Staat,  dieser  Person  oder  diesem  Unternehmen  vorher  überlassen  oder  zur  Verfügung  gestellt 
worden  waren. 
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(2)  Die  Wertschwankungen,  denen  die  besonderen  spaltbaren  Stoffe  unterliegen,  werden  rech- 
nungsmäßig so  behandelt,  dass  für  die  Gemeinschaft  weder  Verlust  noch  Gewinn  entsteht.  Die 
Gefahren  gehen  zu  Lasten  und  Gewinn  der  Besitzer. 

(3)  Die  Salden  aus  den  oben  genannten  Vorgängen  sind  auf  Verlangen  des  Gläubigers  sofort  fällig. 

(4)  Soweit  die  Agentur  auf  eigene  Rechnung  Geschäfte  vornimmt,  gilt  sie  für  die  Anwendung 
dieses  Kapitels  als  Unternehmen. 

Artikel  90 

Die  Vorschriften  dieses  Kapitels  über  das  Eigentumsrecht  der  Gemeinschaft  können,  falls  neu  einge- 
tretene Umstände  das  erfordern,  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäi- 
schen Parlaments  durch  einstimmigen  Beschluss  des  Rates  diesen  Umständen  angepasst  werden;  die 
Veranlassung  dazu  kann  von  einem  Mitgliedstaat  oder  von  der  Kommission  ausgehen.  Die  Kommis- 
sion hat  jeden  Antrag  eines  Mitgliedstaats  zu  untersuchen. 

Artikel  91 

Die  Ordnung  des  Eigentums  an  den  Gegenständen,  Stoffen  und  Vermögenswerten,  an  denen  kein 
Eigentumsrecht  der  Gemeinschaft  aufgrund  dieses  Kapitels  besteht,  richtet  sich  nach  dem  Recht  der 
einzelnen  Mitgliedstaaten. 

KAPITEL  9 

Der  gemeinsame  Markt  auf  dem  Kerngebiet 

Artikel  92 

Die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  finden  auf  die  Güter  und  Erzeugnisse  Anwendung,  die  in  den 
Listen  des  Anhangs  IV  dieses  Vertrags  aufgeführt  sind. 

Diese  Listen  können  vom  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  geändert  werden;  die  Veranlassung  dazu 
kann  von  der  Kommission  oder  einem  Mitgliedstaat  ausgehen. 

Artikel  93 

Die  Mitgliedstaaten  beseitigen  untereinander  alle  Einfuhr-  und  Ausfuhrzölle  oder  Abgaben  gleicher 
Wirkung  und  alle  mengenmäßigen  Beschränkungen  der  Ein-  und  Ausfuhr: 

a)  für  die  in  den  Listen  A1  und  A2  aufgeführten  Erzeugnisse, 

b)  für  die  in  der  Liste  B  aufgeführten  Erzeugnisse,  soweit  für  diese  Erzeugnisse  ein  Gemeinsamer 
Zolltarif  gilt  und  sie  mit  einer  Bescheinigung  der  Kommission  versehen  sind,  aus  der  ihre  Be- 
stimmung für  auf  dem  Kerngebiet  liegende  Zwecke  hervorgeht. 
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Die  einem  Mitgliedstaat  unterstehenden  außereuropäischen  Hoheitsgebiete  können  weiterhin  Ein-  und 
Ausfuhrzölle  oder  Abgaben  gleicher  Wirkung  erheben,  soweit  sie  ausschließlich  fiskalischen  Charak- 
ter haben.  Höhe  und  System  dieser  Zölle  und  Abgaben  dürfen  nicht  zu  einer  Diskriminierung  dieses 
Staates  und  der  übrigen  Mitgliedstaaten  führen. 

Artikel  94  und  95 
(Aufgehoben) 

Artikel  96 

Die  Mitgliedstaaten  beseitigen  gegenüber  den  Angehörigen  eines  Mitgliedstaats  alle  auf  die  Staats- 
angehörigkeit gegründeten  Beschränkungen  des  Zugangs  zu  qualifizierten  Beschäftigungen  auf  dem 
Kerngebiet;  vorbehalten  sind  lediglich  die  Einschränkungen,  die  sich  aus  den  grundlegenden  Erforder- 
nissen der  öffentlichen  Ordnung,  der  öffentlichen  Sicherheit  und  der  Volksgesundheit  ergeben. 

Der  Rat  kann  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  auf  Vorschlag  der  Kommission,  die  zuvor 
die  Stellungnahme  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  einholt,  mit  qualifizierter  Mehrheit  die 
Richtlinien  für  die  Art  und  Weise  der  Anwendung  dieses  Artikels  erlassen. 

Artikel  97 

Natürliche  oder  juristische  Personen  des  öffentlichen  oder  privaten  Rechts,  die  der  Gerichtsbarkeit 
eines  Mitgliedstaats  unterstehen,  unterliegen  keiner  Beschränkung  aufgrund  ihrer  Staatszugehörigkeit, 
wenn  sie  sich  am  Bau  von  Atomanlagen  wissenschaftlicher  oder  gewerblicher  Art  in  der  Gemein- 
schaft beteiligen  wollen. 

Artikel  98 

Die  Mitgliedstaaten  treffen  alle  Maßnahmen,  die  erforderlich  sind,  um  den  Abschluss  von  Versiche- 
rungsverträgen zur  Deckung  der  Gefahren  auf  dem  Kerngebiet  zu  erleichtern. 

Der  Rat  erlässt  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  auf  Vorschlag  der  Kommission,  die 
zuvor  die  Stellungnahme  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  einholt,  mit  qualifizierter  Mehrheit 
die  Richtlinien  für  die  Art  und  Weise  der  Anwendung  dieses  Artikels. 

Artikel  99 

Die  Kommission  kann  Empfehlungen  zur  Erleichterung  des  Kapitalverkehrs  aussprechen,  der  dazu 
bestimmt  ist,  die  in  der  Liste  des  Anhangs  II  dieses  Vertrags  genannten  Erzeugungszweige  zu 
finanzieren. 

Artikel  100 
(Aufgehoben) 
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KAPITEL  10 


Außenbeziehungen 

Artikel  101 

Die  Gemeinschaft  kann  im  Rahmen  ihrer  Zuständigkeit  Verpflichtungen  durch  Abkommen  und 
Vereinbarungen  mit  einem  dritten  Staat,  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder  einem  Angehö- 
rigen eines  dritten  Staates  eingehen. 

Die  Abkommen  und  Vereinbarungen  werden  von  der  Kommission  nach  den  Richtlinien  des  Rates 
ausgehandelt;  sie  werden  von  der  Kommission  mit  Zustimmung  des  Rates  abgeschlossen;  dieser 
beschließt  mit  qualifizierter  Mehrheit. 

Jedoch  werden  Abkommen  und  Vereinbarungen,  deren  Durchführung  keine  Mitwirkung  des  Rates 
erfordert  und  im  Rahmen  des  betreffenden  Haushaltsplans  möglich  ist,  von  der  Kommission  allein 
ausgehandelt  und  abgeschlossen;  die  Kommission  hat  lediglich  den  Rat  hierüber  ständig  zu  unter- 
richten. 

Artikel  102 

Falls  außer  der  Gemeinschaft  ein  oder  mehrere  Mitgliedstaaten  an  den  Abkommen  und  Vereinbarun- 
gen mit  einem  dritten  Staat,  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder  einem  Angehörigen  eines 
dritten  Staates  beteiligt  sind,  so  können  diese  Abkommen  und  Vereinbarungen  erst  in  Kraft  treten, 
wenn  alle  beteiligten  Mitgliedstaaten  der  Kommission  mitgeteilt  haben,  dass  sie  nach  den  Vorschriften 
ihrer  innerstaatlichen  Rechtsordnung  anwendbar  geworden  sind. 

Artikel  103 

Die  Mitgliedstaaten  haben  der  Kommission  ihre  Entwürfe  von  Abkommen  und  Vereinbarungen  mit 
einem  dritten  Staat,  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder  einem  Angehörigen  eines  dritten 
Staates  mitzuteilen,  soweit  diese  Abkommen  und  Vereinbarungen  den  Anwendungsbereich  dieses 
Vertrags  berühren. 

Enthält  der  Entwurf  Bestimmungen,  welche  die  Anwendung  dieses  Vertrags  beeinträchtigen,  so  gibt 
die  Kommission  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  innerhalb  eines  Monats  nach  Eingang  der  an  sie 
gerichteten  Mitteilung  ihre  Einwendungen  bekannt. 

Der  Staat  kann  das  beabsichtigte  Abkommen  oder  die  beabsichtigte  Vereinbarung  erst  schließen, 
wenn  er  die  Bedenken  der  Kommission  beseitigt  hat  oder  wenn  er  durch  Antrag  im  Dringlichkeits- 
verfahren einen  Beschluss  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  über  die  Vereinbarkeit  der 
beabsichtigten  Bestimmungen  mit  den  Vorschriften  dieses  Vertrags  herbeigeführt  und  diesem  Be- 
schluss entsprochen  hat.  Der  Antrag  kann  dem  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  jederzeit  vor- 
gelegt werden,  sobald  der  Staat  die  Einwendungen  der  Kommission  erhalten  hat. 
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Artikel  104 


Personen  oder  Unternehmen,  die  nach  dem  1.  Januar  1958  oder,  im  Falle  später  beigetretener 
Staaten,  nach  dem  Zeitpunkt  ihres  Beitritts  Abkommen  oder  Vereinbarungen  mit  einem  dritten  Staat, 
einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder  einem  Angehörigen  eines  dritten  Staates  schließen  oder 
erneuern,  können  sich  auf  diese  Abkommen  oder  Vereinbarungen  nicht  berufen,  um  sich  den  Ver- 
pflichtungen zu  entziehen,  die  ihnen  nach  diesem  Vertrag  obliegen. 

Jeder  Mitgliedstaat  trifft  alle  Maßnahmen,  die  er  für  erforderlich  hält,  um  der  Kommission  auf  deren 
Ersuchen  alle  Auskünfte  über  die  Abkommen  oder  Vereinbarungen  zu  erteilen,  die  nach  den  in 
Absatz  1  genannten  Zeitpunkten  im  Anwendungsbereich  dieses  Vertrags  von  Personen  oder  Unter- 
nehmen mit  einem  dritten  Staat,  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder  einem  Angehörigen  eines 
dritten  Staates  abgeschlossen  worden  sind.  Die  Kommission  darf  diese  Mitteilung  nur  anfordern,  um 
zu  prüfen,  ob  die  Abkommen  oder  Vereinbarungen  nicht  Bestimmungen  enthalten,  welche  die 
Anwendung  dieses  Vertrags  beeinträchtigen. 

Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  entscheidet  auf  Antrag  der  Kommission  über  die  Verein- 
barkeit dieser  Abkommen  und  Vereinbarungen  mit  den  Bestimmungen  dieses  Vertrags. 

Artikel  105 

Die  Durchführung  von  Abkommen  und  Vereinbarungen,  die  vor  dem  1.  Januar  1958  oder,  im  Falle 
später  beigetretener  Staaten,  vor  dem  Zeitpunkt  ihres  Beitritts  von  einem  Mitgliedstaat,  einer  Person 
oder  einem  Unternehmen  mit  einem  dritten  Staat,  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder  einem 
Angehörigen  eines  dritten  Staates  abgeschlossen  worden  sind,  kann  nicht  aufgrund  der  Vorschriften 
des  Vertrags  beanstandet  werden,  wenn  diese  Abkommen  oder  Vereinbarungen  der  Kommission 
spätestens  30  Tage  nach  den  genannten  Zeitpunkten  mitgeteilt  worden  sind. 

Jedoch  ist  die  Berufung  auf  Abkommen  und  Vereinbarungen  gegenüber  diesem  Vertrag  unzulässig, 
wenn  sie  zwischen  dem  25.  März  1957  und  dem  1.  Januar  1958  oder,  im  Falle  später  beigetretener 
Staaten,  zwischen  der  Unterzeichnung  der  Beitrittsakte  und  dem  Zeitpunkt  ihres  Beitritts  von  einer 
Person  oder  einem  Unternehmen  mit  einem  dritten  Staat,  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  oder 
einem  Angehörigen  eines  dritten  Staates  geschlossen  worden  sind  und  wenn  die  Absicht,  sich  den 
Vorschriften  dieses  Vertrags  zu  entziehen,  nach  Auffassung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union, 
der  auf  Antrag  der  Kommission  entscheidet,  für  eine  der  Vertragsparteien  ein  bestimmender  Grund 
für  den  Abschluss  war. 

Artikel  106 

Die  Mitgliedstaaten,  die  vor  dem  1 .  Januar  1958  oder,  im  Falle  später  beigetretener  Staaten,  vor  dem 
Zeitpunkt  ihres  Beitritts  Abkommen  mit  dritten  Staaten  über  die  Zusammenarbeit  auf  dem  Gebiet 
der  Kernenergie  geschlossen  haben,  sind  verpflichtet,  gemeinsam  mit  der  Kommission  Verhandlungen 
mit  diesen  dritten  Staaten  zu  führen,  damit  die  Gemeinschaft  soweit  wie  möglich  die  Rechte  und 
Pflichten  aus  den  Abkommen  übernimmt. 

Jedes  neue  Abkommen,  das  sich  aus  diesen  Verhandlungen  ergibt,  bedarf  der  Zustimmung  des 
Mitgliedstaats  oder  der  Mitgliedstaaten,  welche  die  oben  genannten  Abkommen  unterzeichnet  haben, 
sowie  der  Genehmigung  des  Rates,  der  mit  qualifizierter  Mehrheit  beschließt. 
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TITEL  III 

VORSCHRIFTEN  ÜBER  DIE  ORGANE  UND  FINANZVORSCHRIFTEN 

KAPITEL  1 

Anwendung  von  bestimmten  Bestimmungen  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  des 

Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union 

Artikel  106  a 

(1)  Artikel  7,  die  Artikel  13  bis  19,  Artikel  48  Absätze  2  bis  5  und  die  Artikel  49  und  50  des 
Vertrags  über  die  Europäische  Union,  Artikel  15,  die  Artikel  223  bis  236,  die  Artikel  237  bis  244, 
Artikel  245,  die  Artikel  246  bis  270,  die  Artikel  272,  273  und  274,  die  Artikel  277  bis  281,  die 
Artikel  285  bis  304,  die  Artikel  310  bis  320,  die  Artikel  322  bis  325  und  die  Artikel  336,  342  und 
344  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  sowie  das  Protokoll  über  die  Über- 
gangsbestimmungen gelten  auch  für  diesen  Vertrag. 

(2)  Im  Rahmen  dieses  Vertrags  sind  die  Bezugnahmen  auf  die  Union,  auf  den  „Vertrag  über  die 
Europäische  Union",  auf  den  „Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union"  oder  auf  die 
„Verträge"  in  den  in  Absatz  1  aufgeführten  Bestimmungen  sowie  in  den  Bestimmungen  der  Pro- 
tokolle, die  den  Verträgen  sowie  diesem  Vertrag  beigefügt  sind,  als  Bezugnahmen  auf  die  Europäische 
Atomgemeinschaft  und  diesen  Vertrag  zu  verstehen. 

(3)  Die  Vorschriften  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  des  Vertrags  über  die  Arbeits- 
weise der  Europäischen  Union  beeinträchtigen  nicht  die  Vorschriften  dieses  Vertrags. 

KAPITEL  2 
Die  Organe  der  Gemeinschaft 

Abschnitt  1 
Das  Europäische  Parlament 

Artikel  107  bis  114 
(Aufgehoben) 

Abschnitt  2 
Der  Rat 

Artikel  115  bis  123 
(Aufgehoben) 

Abschnitt  3 
Die  Kommission 

Artikel  124  bis  133 
(Aufgehoben) 
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Artikel  134 

(1)  Bei  der  Kommission  wird  ein  Ausschuss  für  Wissenschaft  und  Technik  mit  beratender  Aufgabe 
errichtet. 

Der  Ausschuss  muss  in  den  in  diesem  Vertrag  vorgesehenen  Fällen  gehört  werden.  Er  kann  außerdem 
in  allen  Fällen  gehört  werden,  in  denen  die  Kommission  es  für  angebracht  hält. 

(2)  Der  Ausschuss  besteht  aus  einundvierzig  Mitgliedern,  die  vom  Rat  nach  Anhörung  der  Kom- 
mission ernannt  werden 

Die  Mitglieder  werden  für  ihre  Person  auf  fünf  Jahre  ernannt.  Wiederernennung  ist  zulässig.  Sie  sind 
an  keine  Weisungen  gebunden. 

Der  Ausschuss  wählt  jährlich  aus  seiner  Mitte  seinen  Präsidenten  und  sein  Präsidium. 

Artikel  135 

Die  Kommission  kann  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  jederzeit  Gutachten  einholen  und  Studienaus- 
schüsse einsetzen. 

Abschnitt  4 
Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union 

Artikel  136  bis  143 
(Aufgehoben) 

Artikel  144 

Die  Zuständigkeit  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  umfasst  die  Befugnis  zu  unbeschränkter 
Ermessensnachprüfung  sowie  zur  Änderung  oder  Verhängung  von  Zwangsmaßnahmen 

a)  bei  Klagen,  die  gemäß  Artikel  1 2  zur  Festlegung  angemessener  Bedingungen  für  die  Erteilung  von 
Lizenzen  oder  Unterlizenzen  durch  die  Kommission  erhoben  werden; 

b)  bei  Klagen,  die  von  Personen  oder  Unternehmen  wegen  Zwangsmaßnahmen  erhoben  werden,  die 
gegen  sie  von  der  Kommission  gemäß  Artikel  83  verhängt  werden. 

Artikel  145 

Ist  die  Kommission  der  Auffassung,  dass  eine  Person  oder  ein  Unternehmen  eine  Verletzung  dieses 
Vertrags  begangen  hat,  auf  welche  Artikel  83  keine  Anwendung  findet,  so  fordert  sie  den  für  diese 
Person  oder  dieses  Unternehmen  zuständigen  Mitgliedstaat  auf,  wegen  dieser  Verletzung  Zwangs- 
maßnahmen nach  seinen  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  zu  verhängen. 
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Kommt  der  betreffende  Staat  innerhalb  der  von  der  Kommission  gesetzten  Frist  der  Aufforderung 
nicht  nach,  so  kann  die  Kommission  den  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  zur  Feststellung  der 
Verletzung  anrufen,  die  der  betreffenden  Person  oder  dem  betreffenden  Unternehmen  zur  Last  gelegt 
wird. 

Artikel  146  bis  156 
(Aufgehoben) 

Artikel  157 

Soweit  dieser  Vertrag  nichts  anderes  bestimmt,  haben  Klagen  bei  dem  Gerichtshof  der  Europäischen 
Union  keine  aufschiebende  Wirkung.  Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  kann  jedoch,  wenn  er 
es  den  Umständen  nach  für  nötig  hält,  die  Durchführung  der  angefochtenen  Handlung  aussetzen. 

Artikel  158  bis  160 
(Aufgehoben) 

Abschnitt  5 
Der  Rechnungshof 

Artikel  160  a  bis  160  c 
(Aufgehoben) 

KAPITEL  3 

Gemeinsame  Vorschriften  für  mehrere  Organe 

Artikel  161  bis  163 
(Aufgehoben) 

Artikel  164 

Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  nach  den  Vorschriften  des  Zivilprozessrechts  des  Staates,  in  dessen 
Hoheitsgebiet  sie  stattfindet.  Die  Vollstreckungsklausel  wird  nach  einer  Prüfung,  die  sich  lediglich  auf 
die  Echtheit  des  Titels  erstrecken  darf,  von  der  staatlichen  Behörde  erteilt,  welche  die  Regierung  jedes 
Mitgliedstaats  zu  diesem  Zweck  bestimmt  und  der  Kommission,  dem  Gerichtshof  der  Europäischen 
Union  sowie  dem  gemäß  Artikel  18  eingesetzten  Schiedsausschuss  benennt. 

Sind  diese  Formvorschriften  auf  Antrag  der  die  Vollstreckung  betreibenden  Partei  erfüllt,  so  kann 
diese  die  Zwangsvollstreckung  nach  innerstaatlichem  Recht  betreiben,  indem  sie  die  zuständige  Stelle 
unmittelbar  anruft. 

Die  Zwangsvollstreckung  kann  nur  durch  eine  Entscheidung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen 
Union  ausgesetzt  werden.  Für  die  Prüfung  der  Ordnungsmäßigkeit  der  Vollstreckungsmaßnahmen 
sind  jedoch  die  einzelstaatlichen  Rechtsprechungsorgane  zuständig. 
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KAPTTEL  4 

Der  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss 

Artikel  165  bis  170 
(Aufgehoben) 

TITEL  IV 

BESONDERE  FINANZ  VORSCHRIFTEN 

Artikel  171 

(1)  Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Gemeinschaft  mit  Ausnahme  derjenigen  der  Agentur  oder 
der  gemeinsamen  Unternehmen  werden  für  jedes  Haushaltsjahr  veranschlagt  und  in  den  Verwaltungs- 
haushalt oder  den  Forschungs-  und  Investitionshaushalt  eingesetzt. 

Jeder  Haushaltsplan  ist  in  Einnahmen  und  Ausgaben  auszugleichen. 

(2)  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  nach  kaufmännischen  Gesichtspunkten  arbeitenden  Agentur 
werden  in  einen  eigenen  Voranschlag  aufgenommen. 

Die  Bedingungen  für  die  Veranschlagung,  Durchführung  und  Kontrolle  dieser  Einnahmen  und  Aus- 
gaben werden  unter  Berücksichtigung  der  Satzung  der  Agentur  in  einer  gemäß  Artikel  322  des 
Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  festgelegten  Haushaltsordnung  bestimmt. 

(3)  Die  Voranschläge  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  sowie  die  Betriebskonten  und  Bilanzen  der 
gemeinsamen  Unternehmen  werden  der  Kommission,  dem  Rat  und  dem  Europäischen  Parlament  für 
jedes  Haushaltsjahr  nach  Maßgabe  der  Satzungen  dieser  Unternehmen  übermittelt. 

Artikel  172 

(1)  (aufgehoben) 

(2)  (aufgehoben) 

(3)  (aufgehoben) 

(4)  Anleihen,  die  zur  Finanzierung  der  Forschungen  oder  der  Investitionen  bestimmt  sind,  werden 
unter  den  vom  Rat  festgelegten  Bedingungen  aufgenommen;  der  Rat  beschließt  hierbei  nach  Maßgabe 
des  Artikels  314  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union. 

Die  Gemeinschaft  kann  auf  dem  Kapitalmarkt  eines  Mitgliedstaats  Anleihen  aufnehmen,  und  zwar 
entweder  nach  den  dort  für  Inlandsemissionen  geltenden  Vorschriften  oder  in  Ermangelung  solcher 
Vorschriften  aufgrund  einer  entsprechenden  Vereinbarung  zwischen  der  Kommission  und  dem  be- 
treffenden Staat. 
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Die  zuständigen  Stellen  des  Mitgliedstaats  können  ihre  Zustimmung  nur  versagen,  wenn  auf  dem 
Kapitalmarkt  dieses  Staates  schwere  Störungen  zu  befürchten  sind. 

Artikel  173  und  173  a 
(Aufgehoben) 

Artikel  174 

(1)  Die  im  Verwaltungshaushalt  enthaltenen  Ausgaben  umfassen  insbesondere 

a)  die  Verwaltungskosten  und 

b)  die  Ausgaben  für  die  Überwachung  der  Sicherheit  und  den  Gesundheitsschutz. 

(2)  Die  im  Forschungs-  und  Investitionshaushalt  enthaltenen  Ausgaben  umfassen  insbesondere 

a)  die  Ausgaben  für  die  Durchführung  des  Forschungsprogramms  der  Gemeinschaft, 

b)  die  etwaige  Beteiligung  an  dem  Kapital  der  Agentur  und  an  deren  Investitionsausgaben, 

c)  die  Ausgaben  für  die  Ausstattung  von  Unterrichtsanstalten, 

d)  die  etwaige  Beteiligung  an  den  gemeinsamen  Unternehmen  und  an  bestimmten  gemeinsamen 
Vorhaben. 

Artikel  175 
(Aufgehoben) 

Artikel  176 

(1)  Die  Zuweisungen  für  die  Forschungs-  und  Investitionsausgaben  umfassen  vorbehaltlich  der 
Grenzen,  die  sich  aus  den  mit  Ausgaben  verbundenen  Programmen  oder  Beschlüssen  ergeben,  welche 
aufgrund  dieses  Vertrags  die  Einstimmigkeit  des  Rates  erfordern, 

a)  Verpflichtungsermächtigungen  zur  Deckung  einer  Tranche,  die  eine  gesonderte  Einheit  darstellt 
und  ein  zusammenhängendes  Ganzes  bildet; 

b)  Zahlungsermächtigungen,  welche  die  Höchstgrenze  der  Ausgaben  darstellen,  die  jährlich  zur 
Deckung  der  gemäß  Buchstabe  a  eingegangenen  Verbindlichkeiten  geleistet  werden  können. 

(2)  Der  Fälligkeitsplan  für  die  Verbindlichkeiten  und  Zahlungen  wird  dem  Vorschlag  der  Kommis- 
sion für  den  entsprechenden  Haushaltsplan-Entwurf  als  Anlage  beigefügt. 
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(3)  Die  für  Forschungs-  und  Investitionsausgaben  bereitgestellten  Mittel  werden  nach  Kapiteln 
gegliedert,  in  denen  die  Beiträge  nach  Art  oder  Bestimmung  zusammengefasst  sind;  soweit  erforder- 
lich, werden  die  Kapitel  nach  der  gemäß  Artikel  322  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Euro- 
päischen Union  festgelegten  Haushaltsordnung  unterteilt. 

(4)  Die  verfügbaren  Zahlungsermächtigungen  werden  durch  Beschluss  der  Kommission  auf  das 
nächste  Haushaltsjahr  übertragen,  soweit  der  Rat  nicht  anders  beschließt. 

Artikel  177  bis  181 
(Aufgehoben) 

Artikel  182 

(1)  Die  Kommission  kann  vorbehaltlich  der  Unterrichtung  der  zuständigen  Behörden  der  betref- 
fenden Mitgliedstaaten  ihre  Guthaben  in  der  Währung  eines  dieser  Staaten  in  die  Währung  eines 
anderen  Mitgliedstaats  transferieren,  soweit  dies  erforderlich  ist,  um  diese  Guthaben  für  die  in  diesem 
Vertrag  vorgesehenen  Zwecke  zu  verwenden.  Besitzt  die  Kommission  verfügbare  oder  flüssige  Gut- 
haben in  der  benötigten  Währung,  so  vermeidet  sie  soweit  möglich  derartige  Transferierungen. 

(2)  Die  Kommission  verkehrt  mit  jedem  Mitgliedstaat  über  die  von  diesem  bezeichnete  Behörde. 
Bei  der  Durchführung  ihrer  Finanzgeschäfte  nimmt  sie  die  Notenbank  des  betreffenden  Mitgliedstaats 
oder  ein  anderes  von  diesem  genehmigtes  Finanzinstitut  in  Anspruch. 

(3)  Für  Ausgaben,  welche  die  Gemeinschaft  in  den  Währungen  dritter  Länder  vorzunehmen  hat, 
unterbreitet  die  Kommission  dem  Rat  vor  der  endgültigen  Feststellung  der  Haushaltspläne  einen  als 
Hinweis  dienenden  Plan  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  in  den  verschiedenen  Währungen. 

Dieser  Plan  wird  vom  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit  genehmigt.  Er  kann  im  Laufe  des  Haushalts- 
jahres nach  demselben  Verfahren  geändert  werden. 

(4)  Die  Währungsbeträge  dritter  Länder,  die  für  Ausgaben  nach  dem  in  Absatz  3  erwähnten  Plan 
erforderlich  sind,  werden  von  den  Mitgliedstaaten  nach  den  in  Artikel  172  festgelegten  Aufbringungs- 
schlüsseln an  die  Kommission  übertragen.  Die  von  der  Kommission  vereinnahmten  Währungsbeträge 
dritter  Länder  werden  nach  denselben  Schlüsseln  an  die  Mitgliedstaaten  übertragen. 

(5)  Die  Kommission  kann  frei  über  Währungsbeträge  dritter  Länder  verfügen,  die  aus  in  diesen 
Ländern  aufgenommenen  Anleihen  stammen. 

(6)  Der  Rat  kann  die  in  den  Absätzen  1  bis  5  vorgesehene  Regelung  des  Devisenverkehrs  auf 
Vorschlag  der  Kommission  einstimmig  ganz  oder  teilweise  auf  die  Agentur  und  die  gemeinsamen 
Unternehmen  für  anwendbar  erklären  und  gegebenenfalls  den  Erfordernissen  ihrer  Arbeitsweise 
anpassen. 
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Artikel  183  und  183  a 
(Aufgehoben) 


TITEL  V 

ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN 

Artikel  184 

Die  Gemeinschaft  besitzt  Rechtspersönlichkeit. 

Artikel  185 

Die  Gemeinschaft  besitzt  in  jedem  Mitgliedstaat  die  weitestgehende  Rechts-  und  Geschäftsfähigkeit, 
die  juristischen  Personen  nach  dessen  Rechtsvorschriften  zuerkannt  ist;  sie  kann  insbesondere  be- 
wegliches und  unbewegliches  Vermögen  erwerben  und  veräußern  sowie  vor  Gericht  stehen.  Zu 
diesem  Zweck  wird  sie  von  der  Kommission  vertreten. 

Artikel  186 
(Aufgehoben) 

Artikel  187 

Zur  Erfüllung  der  ihr  übertragenen  Aufgaben  kann  die  Kommission  alle  erforderlichen  Auskünfte 
einholen  und  alle  erforderlichen  Nachprüfungen  vornehmen;  der  Rahmen  und  die  nähere  Maßgabe 
hierfür  werden  vom  Rat  gemäß  den  Bestimmungen  dieses  Vertrags  festgelegt. 

Artikel  188 

Die  vertragliche  Haftung  der  Gemeinschaft  bestimmt  sich  nach  dem  Recht,  das  auf  den  betreffenden 
Vertrag  anzuwenden  ist. 

Im  Bereich  der  außervertraglichen  Haftung  ersetzt  die  Gemeinschaft  den  durch  ihre  Organe  oder 
Bediensteten  in  Ausübung  ihrer  Amtstätigkeit  verursachten  Schaden  nach  den  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen, die  den  Rechtsordnungen  der  Mitgliedstaaten  gemeinsam  sind. 

Die  persönliche  Haftung  der  Bediensteten  gegenüber  der  Gemeinschaft  bestimmt  sich  nach  den 
Vorschriften  ihres  Statuts  oder  der  für  sie  geltenden  Beschäftigungsbedingungen. 

Artikel  189 

Der  Sitz  der  Organe  der  Gemeinschaft  wird  im  Einvernehmen  zwischen  den  Regierungen  der  Mit- 
gliedstaaten bestimmt. 

Artikel  190 
(Aufgehoben) 
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Artikel  191 


Die  Gemeinschaft  genießt  im  Hoheitsgebiet  der  Mitgliedstaaten  die  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe 
erforderlichen  Vorrechte  und  Befreiungen  nach  Maßgabe  des  Protokolls  über  die  Vorrechte  und 
Befreiungen  der  Europäischen  Union. 


Artikel  192 

Die  Mitgliedstaaten  treffen  alle  geeigneten  Maßnahmen  allgemeiner  oder  besonderer  Art  zur  Erfüllung 
der  Verpflichtungen,  die  sich  aus  diesem  Vertrag  oder  aus  Handlungen  der  Organe  der  Gemeinschaft 
ergeben.  Sie  erleichtern  dieser  die  Erfüllung  ihrer  Aufgabe. 


Sie  unterlassen  alle  Maßnahmen,  welche  die  Verwirklichung  der  Ziele  dieses  Vertrags  gefährden 
könnten. 


Artikel  193 

Die  Mitgliedstaaten  verpflichten  sich,  Streitigkeiten  über  die  Auslegung  oder  Anwendung  dieses 
Vertrags  nicht  anders  als  hierin  vorgesehen  zu  regeln. 


Artikel  194 

(1)  Die  Mitglieder  der  Organe  der  Gemeinschaft,  die  Mitglieder  der  Ausschüsse,  die  Beamten  und 
Bediensteten  der  Gemeinschaft  sowie  alle  anderen  Personen,  die  durch  ihre  Amtstätigkeit  oder  durch 
ihre  öffentlichen  oder  privaten  Verbindungen  mit  den  Organen  oder  Einrichtungen  der  Gemeinschaft 
oder  mit  den  gemeinsamen  Unternehmen  von  den  Vorgängen,  Informationen,  Kenntnissen,  Unter- 
lagen oder  Gegenständen,  die  aufgrund  der  von  einem  Mitgliedstaat  oder  einem  Organ  der  Gemein- 
schaft erlassenen  Vorschriften  unter  Geheimschutz  stehen,  Kenntnis  nehmen  oder  Kenntnis  erhalten, 
sind  verpflichtet,  diese  Vorgänge,  Informationen,  Kenntnisse,  Unterlagen  oder  Gegenstände,  auch 
nach  Beendigung  dieser  Amtstätigkeit  oder  dieser  Verbindungen,  gegenüber  allen  nicht  berechtigten 
Personen  sowie  gegenüber  der  Öffentlichkeit  geheim  zu  halten. 


Jeder  Mitgliedstaat  behandelt  eine  Verletzung  dieser  Verpflichtung  als  einen  Verstoß  gegen  seine 
Geheimhaltungsvorschriften;  er  wendet  dabei  hinsichtlich  des  sachlichen  Rechts  und  der  Zuständig- 
keit seine  Rechtsvorschriften  über  die  Verletzung  der  Staatssicherheit  oder  die  Preisgabe  von  Berufs- 
geheimnissen an.  Er  verfolgt  jeden  seiner  Gerichtsbarkeit  unterstehenden  Urheber  einer  derartigen 
Verletzung  auf  Antrag  eines  beteiligten  Mitgliedstaats  oder  der  Kommission. 


(2)  Jeder  Mitgliedstaat  teilt  der  Kommission  alle  Vorschriften  mit,  die  in  seinen  Hoheitsgebieten  die 
Einstufung  und  die  Geheimhaltung  der  Informationen,  Kenntnisse,  Unterlagen  oder  Gegenstände 
regeln,  welche  in  den  Anwendungsbereich  dieses  Vertrags  gehören. 
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Die  Kommission  sorgt  für  die  Mitteilung  dieser  Vorschriften  an  die  übrigen  Mitgliedstaaten. 

Jeder  Mitgliedstaat  trifft  alle  zweckdienlichen  Maßnahmen  zur  Erleichterung  der  fortschreitenden 
Einführung  eines  möglichst  einheitlichen  und  weitgehenden  Geheimschutzes.  Die  Kommission 
kann  nach  Anhörung  der  beteiligten  Mitgliedstaaten  zu  diesem  Zweck  Empfehlungen  aussprechen. 

(3)  Die  Organe  der  Gemeinschaft  und  ihre  Einrichtungen  sowie  die  gemeinsamen  Unternehmen 
haben  die  Bestimmungen  über  den  Geheimschutz  anzuwenden,  die  in  dem  Gebiet,  in  dem  sie  ihren 
Sitz  haben,  gelten. 

(4)  Jede  durch  ein  Organ  der  Gemeinschaft  oder  durch  einen  Mitgliedstaat  einer  Person,  die  ihre 
Tätigkeit  im  Anwendungsbereich  dieses  Vertrags  ausübt,  erteilte  Ermächtigung,  von  den  Vorgängen, 
Informationen,  Unterlagen  oder  Gegenständen  Kenntnis  zu  nehmen,  die  sich  auf  den  Anwendungs- 
bereich dieses  Vertrags  beziehen  und  dem  Geheimschutz  unterliegen,  wird  von  jedem  Organ  und 
jedem  anderen  Mitgliedstaat  anerkannt. 

(5)  Die  Vorschriften  dieses  Artikels  stehen  der  Anwendung  besonderer  Vorschriften  nicht  ent- 
gegen, die  sich  aus  Abkommen  zwischen  einem  Mitgliedstaat  und  einem  dritten  Staat  oder  einer 
zwischenstaatlichen  Einrichtung  ergeben. 

Artikel  195 

Die  Organe  der  Gemeinschaft  sowie  die  Agentur  und  die  gemeinsamen  Unternehmen  haben  bei  der 
Anwendung  dieses  Vertrags  die  Bedingungen  zu  beachten,  denen  nach  den  aus  Gründen  der  öffent- 
lichen Ordnung  oder  der  Volksgesundheit  erlassenen  einzelstaatlichen  Vorschriften  der  Zugang  zu 
den  Erzen,  Ausgangsstoffen  und  besonderen  spaltbaren  Stoffen  unterliegt. 

Artikel  196 

Im  Sinne  dieses  Vertrags  bedeutet,  soweit  nichts  anderes  darin  bestimmt  ist, 

a)  „Person":  jede  natürliche  Person,  die  ihre  Tätigkeit  ganz  oder  teilweise  in  den  Hoheitsgebieten  der 
Mitgliedstaaten  auf  dem  Gebiet  ausübt,  das  in  dem  entsprechenden  Kapitel  dieses  Vertrags  be- 
zeichnet ist; 


b)  „Unternehmen":  jedes  Unternehmen  oder  jede  Einrichtung,  die  ihre  Tätigkeit  ganz  oder  teilweise  in 
den  Hoheitsgebieten  der  Mitgliedstaaten  auf  dem  Gebiet  ausübt,  das  in  dem  entsprechenden 
Kapitel  dieses  Vertrags  bezeichnet  ist;  die  öffentlich-rechtliche  oder  privatrechtliche  Stellung  der 
Unternehmen  und  Einrichtungen  spielt  dabei  keine  Rolle. 
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Artikel  197 

Im  Sinne  dieses  Vertrags  bedeutet 

1.  „besondere  spaltbare  Stoffe":  Plutonium  239;  Uran  233;  mit  Uran  235  oder  233  angereichertes 
Uran;  jedes  Erzeugnis,  in  dem  eines  oder  mehrere  der  oben  genannten  Isotope  enthalten  sind,  und 
sonstige  spaltbare  Stoffe,  die  durch  den  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  mit  qualifizierter 
Mehrheit  bestimmt  werden;  doch  zählen  Ausgangsstoffe  in  keinem  Fall  zu  den  besonderen  spalt- 
baren Stoffen; 

2.  „mit  Uran  235  oder  233  angereichertes  Uran":  Uran,  welches  entweder  Uran  235  oder  Uran  233 
oder  diese  beiden  Isotope  in  einer  solchen  Menge  enthält,  dass  das  Verhältnis  zwischen  der 
Summe  dieser  beiden  Isotope  und  dem  Isotop  238  über  dem  Verhältnis  zwischen  dem  Isotop 
235  und  dem  Isotop  238  in  natürlichem  Uran  liegt; 

3.  „Ausgangsstoffe":  Uran,  welches  das  in  der  Natur  vorkommende  Isotopengemisch  enthält;  Uran, 
dessen  Gehalt  an  Uran  235  unter  dem  normalen  Gehalt  liegt;  Thorium;  alle  oben  genannten 
Stoffe  in  Form  von  Metall,  Legierungen,  chemischen  Verbindungen  oder  Konzentraten;  jeder 
andere  Stoff,  der  einen  oder  mehrere  der  oben  genannten  Stoffe  mit  Konzentrierungen  enthält, 
welche  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  mit  qualifizierter  Mehrheit  bestimmt; 

4.  „Erze":  alle  Erze,  die  mit  mittleren  Konzentrierungen  Stoffe  enthalten,  die  durch  geeignete  che- 
mische und  physikalische  Aufbereitung  die  Gewinnung  der  oben  genannten  Ausgangsstoffe  er- 
möglichen; die  vorstehende  mittlere  Konzentrierung  wird  durch  den  Rat  auf  Vorschlag  der  Kom- 
mission mit  qualifizierter  Mehrheit  bestimmt. 

Artikel  198 

Soweit  nichts  anderes  bestimmt  ist,  finden  die  Vorschriften  dieses  Vertrags  auf  die  europäischen 
Hoheitsgebiete  der  Mitgliedstaaten  sowie  auf  die  ihnen  unterstehenden  außereuropäischen  Hoheits- 
gebiete Anwendung. 

Ebenso  finden  sie  auf  die  europäischen  Hoheitsgebiete  Anwendung,  deren  auswärtige  Beziehungen 
ein  Mitgliedstaat  wahrnimmt. 

Dieser  Vertrag  findet  entsprechend  den  Bestimmungen  des  Protokolls  Nr.  2  zur  Akte  über  die 
Bedingungen  des  Beitritts  der  Republik  Österreich,  der  Republik  Finnland  und  des  Königreichs 
Schweden  auf  die  Alandinseln  Anwendung. 

Abweichend  von  den  vorstehenden  Absätzen  gilt: 

a)  Dieser  Vertrag  findet  auf  die  Färöer  keine  Anwendung. 

Dieser  Vertrag  findet  auf  Grönland  keine  Anwendung. 
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b)  Dieser  Vertrag  findet  auf  die  Hoheitszonen  des  Vereinigten  Königreichs  Großbritannien  und 
Nordirland  auf  Zypern  keine  Anwendung. 

c)  Dieser  Vertrag  findet  keine  Anwendung  auf  die  überseeischen  Länder  und  Hoheitsgebiete,  die 
besondere  Beziehungen  zum  Vereinigten  Königreich  Großbritannien  und  Nordirland  unterhalten 
und  die  in  Anhang  II  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  und  des  Vertrags  über  die  Arbeits- 
weise der  Europäischen  Union  nicht  aufgeführt  sind. 

d)  Dieser  Vertrag  findet  auf  die  Kanalinseln  und  die  Insel  Man  nur  insoweit  Anwendung,  als  dies 
erforderlich  ist,  um  die  Anwendung  der  Regelung  sicherzustellen,  die  in  dem  am  22.  Januar  1972 
unterzeichneten  Vertrag  über  den  Beitritt  neuer  Mitgliedstaaten  zur  Europäischen  Wirtschafts- 
gemeinschaft und  zur  Europäischen  Atomgemeinschaft  für  diese  Inseln  vorgesehen  ist. 

(Buchstabe  e  ist  gestrichen) 

Artikel  199 

Die  Kommission  unterhält  alle  zweckdienlichen  Beziehungen  zu  den  Organen  der  Vereinten  Natio- 
nen, ihrer  Fachorganisationen  und  der  Welthandelsorganisation. 

Sie  unterhält  ferner,  soweit  zweckdienlich,  Beziehungen  zu  allen  internationalen  Organisationen. 

Artikel  200 

Die  Gemeinschaft  führt  jede  zweckdienliche  Zusammenarbeit  mit  dem  Europarat  herbei. 

Artikel  201 

Die  Gemeinschaft  führt  ein  enges  Zusammenwirken  mit  der  Organisation  für  Wirtschaftliche  Zu- 
sammenarbeit und  Entwicklung  herbei;  die  Einzelheiten  werden  im  gegenseitigen  Einvernehmen 
festgelegt. 

Artikel  202 

Dieser  Vertrag  steht  dem  Bestehen  und  der  Durchführung  der  regionalen  Zusammenschlüsse  zwi- 
schen Belgien  und  Luxemburg  sowie  zwischen  Belgien,  Luxemburg  und  den  Niederlanden  nicht 
entgegen,  soweit  die  Ziele  dieser  Zusammenschlüsse  durch  Anwendung  dieses  Vertrags  nicht  erreicht 
sind. 

Artikel  203 

Erscheint  ein  Tätigwerden  der  Gemeinschaft  erforderlich,  um  eines  ihrer  Ziele  zu  verwirklichen,  und 
sind  in  diesem  Vertrag  die  hierfür  erforderlichen  Befugnisse  nicht  vorgesehen,  so  erlässt  der  Rat 
einstimmig  auf  Vorschlag  der  Kommission  und  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  die 
geeigneten  Vorschriften. 
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Artikel  204  und  205 
(Aufgehoben) 


Artikel  206 

Die  Gemeinschaft  kann  mit  einem  Staat  oder  mehreren  Staaten  oder  einer  oder  mehreren  interna- 
tionalen Organisationen  Abkommen  schließen,  durch  die  eine  Assoziation  mit  gegenseitigen  Rechten 
und  Pflichten,  gemeinsamem  Vorgehen  und  besonderen  Verfahren  gegründet  wird. 

Diese  Abkommen  werden  nach  Anhörung  des  Europäischen  Parlaments  einstimmig  vom  Rat  ge- 
schlossen. 

Werden  durch  diese  Abkommen  Änderungen  dieses  Vertrags  erforderlich,  so  müssen  diese  zuvor 
nach  dem  Verfahren  des  Artikels  48  Absätze  2  bis  5  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union 
beschlossen  werden. 

Artikel  207 

Die  diesem  Vertrag  im  gegenseitigen  Einvernehmen  der  Mitgliedstaaten  beigefügten  Protokolle  sind 
Bestandteil  dieses  Vertrags. 

Artikel  208 

Dieser  Vertrag  gilt  auf  unbegrenzte  Zeit. 

TITEL  VI 

VORSCHRIFTEN  ÜBER  DIE  ANLAUFZEIT 

(Aufgehoben) 

Artikel  209  bis  223 
(Aufgehoben) 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel  224 

Dieser  Vertrag  bedarf  der  Ratifizierung  durch  die  Hohen  Vertragsparteien  gemäß  ihren  verfassungs- 
rechtlichen Vorschriften.  Die  Ratifikationsurkunden  werden  bei  der  Regierung  der  Italienischen  Re- 
publik hinterlegt. 

Dieser  Vertrag  tritt  am  ersten  Tag  des  auf  die  Hinterlegung  der  letzten  Ratifikationsurkunde  folgenden 
Monats  in  Kraft.  Findet  diese  Hinterlegung  weniger  als  fünfzehn  Tage  vor  Beginn  des  folgenden 
Monats  statt,  so  tritt  der  Vertrag  am  ersten  Tag  des  zweiten  Monats  nach  dieser  Hinterlegung  in  Kraft. 
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Artikel  225 


Dieser  Vertrag  ist  in  einer  Urschrift  in  deutscher,  französischer,  italienischer  und  niederländischer 
Sprache  abgefasst,  wobei  jeder  Wortlaut  gleichermaßen  verbindlich  ist;  er  wird  im  Archiv  der  Re- 
gierung der  Italienischen  Republik  hinterlegt;  diese  übermittelt  der  Regierung  jedes  anderen  Unter- 
zeichnerstaats eine  beglaubigte  Abschrift. 

Nach  den  Beitritts  vertragen  ist  der  Wortlaut  dieses  Vertrags  auch  in  bulgarischer,  dänischer,  eng- 
lischer, estnischer,  finnischer,  griechischer,  irischer,  lettischer,  litauischer,  maltesischer,  polnischer, 
portugiesischer,  rumänischer,  schwedischer,  slowakischer,  slowenischer,  spanischer,  tschechischer 
und  ungarischer  Sprache  verbindlich. 

ZU  URKUND  DESSEN  haben  die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  ihre  Unterschriften  unter  diesen 
Vertrag  gesetzt. 

Geschehen  zu  Rom  am  fünfundzwanzigsten  März  neunzehnhundertsiebenundfünfzig. 
(Aufzählung  der  Bevollmächtigten  nicht  wiedergegeben) 
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248 

Copyrighted  rnaKrial 


ANHANG  I 

FORSCHUNGSGEBIET  BETREFFEND  DIE  KERNENERGIE  GEMÄSS  ARTIKEL  4  DES  VERTRAGS 
I.  Rohstoffe 

1.  Verfahren  für  die  Schürfung  und  den  Abbau  von  Lagern,  die  Grundstoffe  enthalten  (Uran,  Thorium  und  andere 
Erzeugnisse,  die  für  die  Kernenergie  von  besonderer  Bedeutung  sind). 


2.  Verfahren  für  die  Konzentrierung  dieser  Stoffe  und  für  die  Umwandlung  in  technisch  reine  Verbindungen. 


3.  Verfahren  für  die  Umwandlung  dieser  technisch  reinen  Verbindungen  in  Verbindungen  und  Metalle  nuklearer 
Qualität. 


4.  Verfahren  für  die  Umwandlung  und  die  Verarbeitung  dieser  Verbindungen  und  Metalle  -  sowie  von  reinem  oder 
an  diese  Verbindungen  oder  Metalle  gebundenem  Plutonium,  Uran  235  oder  233  -  in  Brennstoffelemente  durch 
die  chemische,  keramische  oder  Hüttenindustrie. 


5.  Verfahren  für  den  Schutz  dieser  Brennstoffelemente  gegen  äußere  Korrosions-  oder  Erosionsfaktoren. 


6.  Verfahren  für  die  Erzeugung,  Reinigung,  Verarbeitung  und  Aufbewahrung  betreffend  die  übrigen  besonderen 
Stoffe  auf  dem  Gebiet  der  Kernenergie,  insbesondere: 


a)  Moderatoren,  wie  schweres  Wasser,  Graphit  nuklearer  Qualität,  Beryllium  und  Berylliumoxyd, 


b)  Konstruktionsmaterial,  wie  (hafniumfreies)  Zirkonium,  Niobium,  Lanthan,  Titan,  Beryllium  und  ihre  Oxyde, 
Kohlenstoffverbindungen  und  andere  Verbindungen,  die  auf  dem  Gebiet  der  Kernenergie  verwendet  werden 
können, 


c)  Kühlmittel,  wie  Helium,  organische  Thermofluide,  Natrium,  Natriumkaliumlegierungen,  Wismut,  Bleiwismut- 
legierungen. 


7.  Verfahren  für  die  Isotopentrennung: 


a)  von  Uran, 


b)  von  Stoffen  in  wägbaren  Mengen,  die  für  die  Kernenergieerzeugung  gebraucht  werden  können,  wie  Lithium  6 
und  7,  Stickstoff  15,  Bor  10, 


c)  von  Isotopen,  die  in  kleinen  Mengen  für  Forschungsarbeiten  verwendet  werden. 
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II.  Angewandte  Physik  auf  dem  Gebiet  der  Kernenergie 

1.  Angewandte  theoretische  Physik: 

a)  Kernreaktionen  mit  geringer  Energie,  insbesondere  durch  Neutronen  hervorgerufene  Reaktionen, 

b)  Spaltung, 

c)  Wechselwirkung  von  ionisierenden  Strahlungen  und  Photonen  mit  der  Materie, 

d)  Festkörpertheorie, 

e)  Untersuchung  über  die  Fusion,  insbesondere  über  das  Verhalten  eines  ionisierten  Plasmas  unter  Einwirkung 
elektromagnetischer  Kräfte  und  die  Thermodynamik  außergewöhnlich  hoher  Temperaturen. 

2.  Angewandte  experimentelle  Physik: 

a)  dieselben  Sachgebiete  wie  unter  Ziffer  1, 

b)  Untersuchung  der  Eigenschaften  der  Transurane,  die  für  die  Kernenergie  von  Bedeutung  sind. 

3.  Berechnung  der  Reaktoren: 

a)  makroskopische  Neutronentheorie, 

b)  experimentelle  Neutronenmessungen:  exponentielle  und  kritische  Messungen, 

c)  thermodynamische  Berechnungen  und  Berechnungen  über  die  Beständigkeit  der  Stoffe, 

d)  entsprechende  experimentelle  Messungen, 

e)  Kinetik  der  Reaktoren,  Problem  der  Kontrolle  ihres  Betriebes  und  entsprechende  Versuche, 

f)  Berechnungen  über  den  Strahlenschutz  und  entsprechende  Versuche. 

III.  Physikalische  Chemie  der  Reaktoren 

1.  Untersuchung  der  physikalischen  und  chemischen  Strukturänderungen  und  der  Wandlung  der  technischen  Ei- 
genschaften verschiedener  Stoffe  in  den  Reaktoren: 

a)  unter  Hitzewirkung, 

b)  bei  Berührung,  aufgrund  der  Art  der  Stoffe, 

c)  durch  mechanische  Wirkung. 
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2.  Untersuchung  der  Zersetzung  und  anderer  Wirkungen,  die  durch  Bestrahlung  hervorgerufen  werden: 

a)  bei  den  Brennstoffelementen, 

b)  beim  Konstruktionsmaterial  und  bei  den  Kühlmitteln, 

c)  bei  den  Moderatoren. 

3.  Analytische  Chemie  und  physikalische  Chemie  der  Reaktorbestandteile. 

4.  Physikalische  Chemie  der  homogenen  Reaktoren:  Radiochemie,  Korrosion. 

IV.  Behandlung  der  radioaktiven  Stoffe 

1.  Verfahren  für  die  Gewinnung  von  Plutonium  und  Uran  233  aus  bestrahlten  Brennstoffen,  gegebenenfalls  Rück- 
gewinnung von  Uran  oder  Thorium. 

2.  Chemie  und  Metallurgie  des  Plutoniums. 

3.  Verfahren  für  Gewinnung  und  Chemie  der  anderen  Transurane. 

4.  Verfahren  für  Gewinnung  und  Chemie  verwertbarer  Radioisotope: 

a)  Spaltprodukte, 

b)  mittels  Bestrahlung  gewonnener  Radioisotope. 

5.  Konzentrierung  und  Aufbewahrung  der  unbrauchbaren  radioaktiven  Abfälle. 

V.  Verwendung  der  Radioelemente 

Als  Bestrahlungselemente  oder  als  Spürelemente: 

a)  in  Industrie  und  Wissenschaft, 

b)  in  Therapie  und  Biologie, 

c)  in  der  Landwirtschaft. 

VI.  Untersuchung  der  schädlichen  Auswirkungen  der  Strahlungen  auf  Lebewesen 

1.  Untersuchung  über  Auffindung  und  Messung  schädlicher  Strahlungen. 

2.  Untersuchung  geeigneter  Vorbeugungs-  und  Schutzmaßnahmen  sowie  der  entsprechenden  Sicherheitsnormen. 

3.  Untersuchung  über  Therapie  gegen  Strahlenwirkungen. 
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VII.  Ausrüstungen 

Untersuchungen  über  die  Herstellung  und  Verbesserung  von  besonderen  Ausrüstungen  für  Reaktoren  und  für 
sämtliche  Forschungs-  und  industriellen  Anlagen,  die  für  die  vorstehend  erwähnten  Forschungen  erforderlich  sind, 
z.  B.: 

1.  folgende  mechanische  Ausrüstungen: 

a)  Pumpen  für  besondere  Flüssigkeiten, 

b)  Wärmeaustauscher, 

c)  Apparate  für  kernphysikalische  Forschung  (wie  z.  B.  Selektoren  für  Neutronengeschwindigkeiten), 

d)  Geräte  für  Fernbedienung; 

2.  folgende  elektrische  Ausrüstungen: 

a)  Geräte  für  Auffinden  und  Messung  von  Strahlungen,  insbesondere  zur  Verwendung  bei 

—  der  Schürfung  von  Erzen, 

—  der  wissenschaftlichen  und  technischen  Forschung, 

—  der  Kontrolle  von  Reaktoren, 

—  dem  Gesundheitsschutz, 

b)  Geräte  für  die  Steuerung  der  Reaktoren, 

c)  Teilchenbeschleuniger  mit  geringer  Energie  bis  10  MeV. 

VIII.  Wirtschaftliche  Gesichtspunkte  der  Energieerzeugung 

1.  Vergleichende  theoretische  und  experimentelle  Untersuchung  der  verschiedenen  Reaktortypen. 

2.  Technisch-wirtschaftliche  Untersuchung  der  Brennstoffzyklen. 
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ANHANG  II 

INDUSTRIEZWEIGE,  AUF  DIE  IN  ARTIKEL  41  DES  VERTRAGS  BEZUG  GENOMMEN  IST 

1.  Gewinnung  von  Uran-  und  Thoriumerzen 

2.  Konzentrierung  dieser  Erze 

3.  Chemische  Aufbereitung  und  Raffinierung  der  Uran-  und  Thoriumkonzentrate 

4.  Aufbereitung  der  Kernbrennstoffe  in  jeglicher  Form 

5.  Herstellung  von  Kernbrennstoffelementen 

6.  Herstellung  von  Uranhexafluorid 

7.  Erzeugung  angereicherten  Urans 

8.  Aufbereitung  bestrahlter  Brennstoffe  zur  Trennung  aller  oder  eines  Teils  der  darin  enthaltenen  Elemente 

9.  Herstellung  von  Reaktormoderatoren 

10.  Erzeugung  von  hafniumfreiem  Zirkonium  oder  von  Verbindungen  hafniumfreien  Zirkoniums 

1 1 .  Kernreaktoren  aller  Typen  und  für  jeglichen  Zweck 

12.  Anlagen  für  die  industrielle  Aufbereitung  radioaktiver  Abfälle,  die  in  Verbindung  mit  einer  oder  mehreren  der  in 
dieser  Liste  genannten  Anlagen  errichtet  werden 

13.  Halbindustrielle  Einrichtungen  für  die  Vorbereitung  des  Baus  von  Anlagen,  die  unter  die  Ziffern  3  bis  10  fallen 
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ANHANG  III 

VERGÜNSTIGUNGEN,  DIE  DEN  GEMEINSAMEN  UNTERNEHMEN  NACH  ARTIKEL  48  DES  VERTRAGS 

GEWÄHRT  WERDEN  KÖNNEN 

1 .  a)  Anerkennung  des  öffentlichen  Interesses  für  den  Erwerb  von  Grundstücken,  die  für  die  Errichtung  der  gemeinsamen 

Unternehmen  erforderlich  sind,  nach  dem  einzelstaatlichen  Recht 

b)  Anwendung  des  einzelstaatlichen  Enteignungsverfahrens  aus  Gründen  des  öffentlichen  Interesses  zur  Herbeiführung 
des  Grundstückerwerbs  in  Fällen,  in  denen  eine  gütliche  Einigung  nicht  zustande  kommt 

2.  Lizenzerteilung  durch  Schiedsverfahren  oder  von  Amts  wegen  nach  Artikel  17  bis  23 

3.  Befreiung  von  allen  Abgaben  und  Gebühren  für  die  Errichtung  gemeinsamer  Unternehmen  und  für  die  eingebrachten 
Einlagen 

4.  Befreiung  von  Abgaben  und  Gebühren  beim  Erwerb  von  Grundstücken  sowie  von  allen  Gebühren  für  die  Umschrei- 
bung und  die  Eintragung 

5.  Befreiung  von  allen  direkten  Steuern,  denen  die  gemeinsamen  Unternehmen,  ihr  Vermögen,  ihre  Guthaben  oder 
Einkünfte  unterliegen  könnten 

6.  Befreiung  von  allen  Zöllen  und  Abgaben  gleicher  Wirkung  sowie  von  allen  Ein-  und  Ausfuhrverboten  und  allen  Ein- 
und  Ausfuhrbeschränkungen  wirtschaftlicher  oder  fiskalischer  Art  für 

a)  wissenschaftliches  und  technisches  Material,  mit  Ausnahme  des  Baumaterials  und  des  Materials  für  Verwaltungs- 
zwecke 

b)  die  Stoffe,  die  in  dem  gemeinsamen  Unternehmen  aufbereitet  wurden  oder  dort  aufbereitet  werden  sollen 

7.  Erleichterungen  auf  dem  Gebiet  des  Devisenverkehrs  nach  Artikel  182  Absatz  6 

8.  Befreiung  der  im  Dienste  der  gemeinsamen  Unternehmen  stehenden  Staatsangehörigen  der  Mitgliedstaaten  sowie  ihrer 
Ehegatten  und  ihrer  Familienmitglieder,  für  deren  Unterhalt  sie  aufkommen,  von  Einreise-  und  Aufenthaltsbeschrän- 
kungen 
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ANHANG  IV 

LISTEN  DER  GÜTER  UND  ERZEUGNISSE,  DIE  DEN  BESTIMMUNGEN  DES  KAPITELS  9  ÜBER  DEN 

GEMEINSAMEN  MARKT  AUF  DEM  KERNGEBIET  UNTERLIEGEN 

Liste  A1 

Uranerze,  deren  Gehalt  an  natürlichem  Uran  gewichtsmäßig  mehr  als  5  v.  H.  beträgt 
Pechblende,  deren  Gehalt  an  natürlichem  Uran  gewichtsmäßig  mehr  als  5  v.  H.  beträgt 
Uranoxyd 

Anorganische  Verbindungen  des  natürlichen  Urans  außer  Oxyd  und  Hexafluorid 
Organische  Verbindungen  des  natürlichen  Urans 
Natürliches  Uran,  roh  oder  bearbeitet 
Plutoniumhaltige  Legierungen 

Organische  oder  anorganische  Uran  Verbindungen,  die  mit  organischen  oder  anorganischen  Verbindungen  des  Uran  235 
angereichert  sind 

Organische  oder  anorganische  Verbindungen  des  Uran  233 

Mit  Uran  233  angereichertes  Thorium 

Organische  oder  anorganische  Plutoniumverbindungen 

Mit  Plutonium  angereichertes  Uran 

Mit  Uran  235  angereichertes  Uran 

Legierungen,  die  mit  Uran  235  angereichertes  Uran  oder  Uran  233  enthalten 

Plutonium 

Uran  233 

Uranhexafluorid 

Monazit 

Thoriumerze,  die  gewichtsmäßig  mehr  als  20  v.  H.  Thorium  enthalten 
Uran-Thorianit  mit  einem  Thoriumgehalt  von  mehr  als  20  v.  H. 
Thorium,  roh  oder  bearbeitet 
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Thoriumoxyd 

Anorganische  Thoriumverbindungen  außer  Oxyd 
Organische  Thoriumverbindungen 
Liste  A2 

Deuterium  und  seine  Verbindungen  (einschließlich  des  schweren  Wassers),  bei  denen  das  Verhältnis  der  Deuteriumatome 
zu  den  Wasserstoffatomen  zahlenmäßig  1:5  000  überschreitet 

Schweres  Paraffin,  bei  dem  das  Verhältnis  der  Deuteriumatome  zu  den  Wasserstoffatomen  zahlenmäßig  1:5  000  über- 
schreitet 

Mischungen  und  Lösungen,  bei  denen  das  Verhältnis  der  Deuteriumatome  zu  den  Wasserstoffatomen  zahlenmäßig 
1:5  000  überschreitet 

Kernreaktoren 

Geräte  für  die  Trennung  der  Uranisotope  durch  Gasdiffusion  oder  andere  Verfahren 

Geräte  für  die  Erzeugung  von  Deuterium,  seinen  Verbindungen  (einschließlich  des  schweren  Wassers),  seinen  Derivaten 
sowie  von  deuteriumhaltigen  Mischungen  und  Lösungen,  bei  denen  das  Verhältnis  der  Deuteriumatome  zu  den  Wasser- 
stoffatomen zahlenmäßig  1:5  000  überschreitet: 

—  Geräte,  die  mit  Wasserelektrolyse  arbeiten 

—  Geräte,  die  mit  Destillation  des  Wassers,  des  flüssigen  Wasserstoffs  usw.  arbeiten 

—  Geräte,  die  mit  Isotopenaustausch  zwischen  Schwefelwasserstoff  und  Wasser  als  Funktion  einer  Temperaturänderung 
arbeiten 

—  Geräte,  die  mit  anderen  Techniken  arbeiten 

Eigens  für  die  chemische  Behandlung  radioaktiver  Stoffe  konstruierte  Geräte: 

—  Geräte  für  die  Trennung  bestrahlter  Brennstoffe: 

—  auf  chemischem  Weg  (durch  Lösungsmittel,  Ausfällen,  Ionenaustausch  usw.) 

—  auf  physikalischem  Weg  (durch  fraktionierte  Destillation  usw.) 

—  Geräte  für  die  Behandlung  der  Abfälle 

—  Geräte  für  die  Aufbereitung  der  Brennstoffe  zur  Wiederverwendung  (recyclage) 
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Fahrzeuge,  die  eigens  für  den  Transport  von  Erzeugnissen  mit  starker  Radioaktivität  konstruiert  sind: 

—  Wagen  und  Loren  zum  Fahren  auf  Gleisen  aller  Spurweiten 

—  Lastkraftwagen 

—  Verladewagen  mit  Motoren 

—  Anhänger  und  Sattelanhänger  sowie  andere  Fahrzeuge  ohne  Eigenantrieb 

Verpackungsmittel  mit  Abschirmung  aus  Blei  gegen  Strahlung  für  den  Transport  oder  die  Lagerung  radioaktiver  Stoffe 

Künstliche  radioaktive  Isotope  und  ihre  anorganischen  oder  organischen  Verbindungen 

Ferngesteuerte  mechanische  Greifer,  die  eigens  für  die  Handhabung  hochradioaktiver  Stoffe  konstruiert  sind: 

—  mechanische  Greifgeräte,  fest  oder  beweglich,  jedoch  nicht  mit  der  Hand  führbar 
Liste  B 

(Position  aufgehoben) 
Lithiumerze  und  -konzentrate 
Metalle  nuklearer  Qualität: 

—  Beryllium  (Glucinium),  roh 

—  Wismut,  roh 

—  Niobium  (Columbium),  roh 

—  Zirkonium  (hafniumfrei),  roh 

—  Lithium,  roh 

—  Aluminium,  roh 

—  Kalzium,  roh 

—  Magnesium,  roh 
Bortrifluorid 

Wasserfreie  Fluorwasserstoffsäure 
Chlortrifluorid 
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Bromtrifluorid 

Lithiumhydroxyd 

Lithiumfluorid 

Lithiumchlorid 

Lithiumhydrid 

Lithiumkarbonat 

Berylliumoxyd  (Glucin)  nuklearer  Qualität 

Hitzebeständige  Steine  aus  Berylliumoxyd  nuklearer  Qualität 

Andere  hitzebeständige  Erzeugnisse  aus  Berylliumoxyd  nuklearer  Qualität 

Künstlicher  Graphit  in  Form  von  Blöcken  oder  Stäben  mit  einem  Borgehalt  von  eins  oder  weniger  zu  einer  Million  und 
einem  mikroskopischen  Gesamtwirkungsquerschnitt  für  die  Absorption  thermischer  Neutronen  von  5  Millibarns/Atom 
oder  weniger 

Stabile  Isotope,  künstlich  getrennt 

Elektromagnetische  Ionentrenner,  einschließlich  der  Massenspektrographen  und  Massenspektrometer 
Reaktorsimulatoren  (Analogkalkulatoren  besonderer  Art) 
Ferngesteuerte  mechanische  Greifer: 

—  für  den  Handgebrauch  (d.  h.  mit  der  Hand  führbar  wie  ein  Werkzeug) 
Pumpen  für  Metalle  in  flüssigem  Zustand 

Hochvakuumpumpen 

Wärmeaustauscher,  die  eigens  für  eine  Kernzentrale  konstruiert  sind 

Strahlungsdetektorengeräte  (und  entsprechende  Ersatzteile)  einer  der  folgenden  Typen,  die  eigens  für  den  Nachweis  oder 
die  Messung  nuklearer  Strahlen  wie  der  Alpha-  und  Betateilchen,  der  Gammastrahlung,  der  Neutronen  und  Protonen 
konstruiert  sind  oder  diesen  Zwecken  angepasst  werden  können: 

—  Geigerzählrohre  und  Proportionalzählrohre 

—  Geräte  für  den  Nachweis  oder  die  Messung,  die  Geiger-Müller-Rohre  oder  Proportionalzählrohre  enthalten 

—  Ionisationskammern 
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—  Instrumente,  die  Ionisationskammern  enthalten 


—  Geräte  für  den  Nachweis  oder  die  Messung  von  Strahlen  bei  der  Schürfung  nach  Erzen,  der  Kontrolle  der  Reaktoren, 
der  Luft,  des  Wassers  und  des  Bodens 

—  Neutronendetektoren,  bei  denen  Bor,  Bortrifluorid,  Wasserstoff  oder  ein  spaltbares  Element  verwendet  wird 

—  Geräte  für  den  Nachweis  oder  die  Messung  mit  Neutronendetektoren,  bei  denen  Bor,  Bortrifluorid,  Wasserstoff  oder 
ein  spaltbares  Element  verwendet  wird 

—  Szintillationskristalle,  montiert  oder  mit  Metalleinhüllung  (feste  Szintillatoren) 

—  Geräte  für  den  Nachweis  oder  die  Messung,  die  flüssige,  feste  oder  gasförmige  Szintillatoren  enthalten 

—  Verstärker,  die  eigens  für  nukleare  Messungen  konstruiert  sind,  einschließlich  der  Linearverstärker,  der  Vorverstärker 
und  der  „Verteilerverstärker"  (distributed  amplifiers)  und  der  Analysatoren  (pulse  height  analysers) 

—  Koinzidenzgeräte  zur  Verwendung  mit  Strahlendetektoren 

—  Elektroskope  und  Elektrometer,  einschließlich  der  Dosimeter  (jedoch  ausschließlich  der  Geräte  für  den  Unterricht,  der 
einfachen  Elektroskope  mit  Metallblättchen,  der  Dosimeter,  die  eigens  für  die  Verwendung  mit  medizinischen  Rönt- 
genapparaten  konstruiert  sind,  sowie  der  elektrostatischen  Messgeräte) 

—  Instrumente,  mit  denen  ein  Strom  schwächer  als  1  Mikromikroampere  gemessen  werden  kann 

—  Photovervielfacherröhren  mit  einer  Photokathode,  die  mindestens  10  Mikroampere  je  Lumen  ergibt,  eine  mittlere 
Verstärkung  größer  als  105  haben,  sowie  jedes  andere  System  elektrischer  Vervielfacher,  das  durch  positive  Ionen 
aktiviert  wird 


—  „Skalers"  und  elektronische  Integratoren  für  Strahlendetektoren 

Zyklotrone,  elektrostatische  Generatoren  des  Typs  „van  de  Graaf  oder  „Cockroft  und  Walton",  Linearbeschleuniger  und 
andere  „elektro-nukleare"  Maschinen,  mit  denen  ein  Kernpartikel  auf  mehr  als  1  MeV  beschleunigt  werden  kann 

Magnete,  die  eigens  für  die  vorgenannten  Maschinen  und  Geräte  (Zyklotrone  usw.)  konstruiert  sind 

Beschleunigungsröhren  und  Röhren  zum  Fokussieren  derjenigen  Typen,  die  in  Massenspektrometern  und  Massenspektro- 
graphen  verwendet  werden 

Intensive  elektronische  Quellen  positiver  Ionen  für  eine  Verwendung  mit  Teilchenbeschleunigern,  Massenspektrometern 
und  anderen  Geräten  derselben  Art 
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Spiegelglas  (Strahlenschutzglas): 

—  Gussglas  (gegossenes  oder  gewalztes  Flachglas)  [auch  bereits  bei  der  Herstellung  mit  Drahteinlagen  verstärkt  oder 
überfangen],  nur  auf  einer  oder  auf  beiden  Seiten  geschliffen  oder  poliert,  in  quadratischen  oder  rechteckigen  Platten 
oder  Tafeln 

—  Gussglas  (gegossen  oder  gewalzt)  [geschliffen,  poliert  oder  nicht]  anders  als  quadratisch  oder  rechteckig  zugeschnitten, 
oder  gekrümmt,  oder  anderweitig  bearbeitet  (schräg  abgeschnitten  oder  graviert  usw.) 

—  Sicherheitsglas,  auch  bearbeitet,  bestehend  aus  getempertem  Glas  oder  aus  zwei  oder  mehreren  Glasschichten 
Schutzanzüge  gegen  Bestrahlung  oder  radioaktive  Verseuchung: 

—  aus  Kunststoff 

—  aus  Gummi 

—  aus  imprägnierten  oder  mit  einer  Schutzschicht  belegten  Geweben: 

—  für  Männer 

—  für  Frauen 

Diphenyl  (wenn  es  sich  tatsächlich  um  aromatischen  Kohlenwasserstoff  handelt:  C6H5C6H5) 
Triphenyl 
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ANHANG  V 

ERSTES  FORSCHUNGS-  UND  AUSBILDUNGSPROGRAMM  GEMÄSS  ARTIKEL  215  DES  VERTRAGS 

(aufgehoben) 


261 

Copyrighted  maKrial 


262 

Copyrighted  malerial 


PROTOKOLLE 
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PROTOKOLL  ÜBER  DIE  ROLLE  DER  NATIONALEN  PARLAMENTE  IN 

DER  EUROPÄISCHEN  UNION 


DIE  HOHEN  VERTRAGSPARTEIEN  - 

EINGEDENK  dessen,  dass  die  Art  der  Kontrolle  der  Regierungen  durch  die  nationalen  Parlamente 
hinsichtlich  der  Tätigkeiten  der  Europäischen  Union  Sache  der  besonderen  verfassungsrechtlichen 
Gestaltung  und  Praxis  jedes  Mitgliedstaats  ist, 

IN  DEM  WUNSCH,  eine  stärkere  Beteiligung  der  nationalen  Parlamente  an  den  Tätigkeiten  der  Euro- 
päischen Union  zu  fördern  und  ihnen  bessere  Möglichkeiten  zu  geben,  sich  zu  den  Entwürfen  von 
Gesetzgebungsakten  der  Europäischen  Union  sowie  zu  anderen  Fragen,  die  für  sie  von  besonderem 
Interesse  sein  können,  zu  äußern  - 

SIND  über  folgende  Bestimmungen  ÜBEREINGEKOMMEN,  die  dem  Vertrag  über  die  Europäische  Union, 
dem  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  und  dem  Vertrag  zur  Gründung  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft  beigefügt  sind: 

TITEL  I 

UNTERRICHTUNG  DER  NATIONALEN  PARLAMENTE 

Artikel  1 

Die  Konsultationsdokumente  der  Kommission  (Grün-  und  Weißbücher  sowie  Mitteilungen)  werden 
bei  ihrer  Veröffentlichung  von  der  Kommission  direkt  den  nationalen  Parlamenten  zugeleitet.  Ferner 
leitet  die  Kommission  den  nationalen  Parlamenten  gleichzeitig  mit  der  Übermittlung  an  das  Euro- 
päische Parlament  und  den  Rat  das  jährliche  Rechtsetzungsprogramm  sowie  alle  weiteren  Dokumente 
für  die  Ausarbeitung  der  Rechtsetzungsprogramme  oder  politischen  Strategien  zu. 

Artikel  2 

Die  an  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat  gerichteten  Entwürfe  von  Gesetzgebungsakten  werden 
den  nationalen  Parlamenten  zugeleitet. 

Im  Sinne  dieses  Protokolls  bezeichnet  „Entwurf  eines  Gesetzgebungsakts"  die  Vorschläge  der  Kom- 
mission, die  Initiativen  einer  Gruppe  von  Mitgliedstaaten,  die  Initiativen  des  Europäischen  Parlaments, 
die  Anträge  des  Gerichtshofs,  die  Empfehlungen  der  Europäischen  Zentralbank  und  die  Anträge  der 
Europäischen  Investitionsbank,  die  den  Erlass  eines  Gesetzgebungsaktes  zum  Ziel  haben. 

Die  von  der  Kommission  vorgelegten  Entwürfe  von  Gesetzgebungsakten  werden  von  der  Kommis- 
sion gleichzeitig  mit  der  Übermittlung  an  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat  direkt  den  na- 
tionalen Parlamenten  zugeleitet. 

Die  vom  Europäischen  Parlament  vorgelegten  Entwürfe  von  Gesetzgebungsakten  werden  vom  Euro- 
päischen Parlament  direkt  den  nationalen  Parlamenten  zugeleitet. 
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Die  von  einer  Gruppe  von  Mitgliedstaaten,  vom  Gerichtshof,  von  der  Europäischen  Zentralbank  oder 
von  der  Europäischen  Investitionsbank  vorgelegten  Entwürfe  von  Gesetzgebungsakten  werden  vom 
Rat  den  nationalen  Parlamenten  zugeleitet. 

Artikel  3 

Die  nationalen  Parlamente  können  nach  dem  im  Protokoll  über  die  Anwendung  der  Grundsätze  der 
Subsidiarität  und  der  Verhältnismäßigkeit  vorgesehenen  Verfahren  eine  begründete  Stellungnahme 
zur  Übereinstimmung  eines  Entwurfs  eines  Gesetzgebungsakts  mit  dem  Subsidiaritätsprinzip  an  die 
Präsidenten  des  Europäischen  Parlaments,  des  Rates  und  der  Kommission  richten. 

Wird  der  Entwurf  eines  Gesetzgebungsakts  von  einer  Gruppe  von  Mitgliedstaaten  vorgelegt,  so 
übermittelt  der  Präsident  des  Rates  die  begründete  Stellungnahme  oder  die  begründeten  Stellung- 
nahmen den  Regierungen  dieser  Mitgliedstaaten. 

Wird  der  Entwurf  eines  Gesetzgebungsakts  vom  Gerichtshof,  von  der  Europäischen  Zentralbank  oder 
von  der  Europäischen  Investitionsbank  vorgelegt,  so  übermittelt  der  Präsident  des  Rates  die  begrün- 
dete Stellungnahme  oder  die  begründeten  Stellungnahmen  dem  betreffenden  Organ  oder  der  betref- 
fenden Einrichtung. 

Artikel  4 

Zwischen  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  ein  Entwurf  eines  Gesetzgebungsakts  den  nationalen  Parlamenten 
in  den  Amtssprachen  der  Union  zugeleitet  wird,  und  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  er  zwecks  Erlass  oder 
zur  Festlegung  eines  Standpunkts  im  Rahmen  eines  Gesetzgebungsverfahrens  auf  die  vorläufige 
Tagesordnung  des  Rates  gesetzt  wird,  müssen  acht  Wochen  liegen.  In  dringenden  Fällen,  die  in 
dem  Rechtsakt  oder  dem  Standpunkt  des  Rates  begründet  werden,  sind  Ausnahmen  möglich.  Außer 
in  ordnungsgemäß  begründeten  dringenden  Fällen  darf  in  diesen  acht  Wochen  keine  Einigung  über 
den  Entwurf  eines  Gesetzgebungsakts  festgestellt  werden.  Außer  in  ordnungsgemäß  begründeten 
dringenden  Fällen  müssen  zwischen  der  Aufnahme  des  Entwurfs  eines  Gesetzgebungsakts  in  die 
vorläufige  Tagesordnung  für  die  Tagung  des  Rates  und  der  Festlegung  eines  Standpunkts  zehn 
Tage  liegen. 

Artikel  5 

Den  nationalen  Parlamenten  werden  die  Tagesordnungen  für  die  Tagungen  des  Rates  und  die  Ergeb- 
nisse dieser  Tagungen,  einschließlich  der  Protokolle  der  Tagungen,  auf  denen  der  Rat  über  Entwürfe 
von  Gesetzgebungsakten  berät,  gleichzeitig  mit  der  Übermittlung  an  die  Regierungen  der  Mitglied- 
staaten direkt  zugeleitet. 

Artikel  6 

Beabsichtigt  der  Europäische  Rat,  Artikel  48  Absatz  7  Unterabsatz  1  oder  Unterabsatz  2  des  Vertrags 
über  die  Europäische  Union  in  Anspruch  zu  nehmen,  so  werden  die  nationalen  Parlamente  mindes- 
tens sechs  Monate  vor  dem  Erlass  eines  Beschlusses  von  der  Initiative  des  Europäischen  Rates  unter- 
richtet. 

Artikel  7 

Der  Rechnungshof  übermittelt  den  nationalen  Parlamenten  gleichzeitig  mit  der  Übermittlung  an  das 
Europäische  Parlament  und  den  Rat  seinen  Jahresbericht  zur  Unterrichtung. 


266 

Copyrkjhted  maErial 


Artikel  8 


Handelt  es  sich  bei  dem  System  des  nationalen  Parlaments  nicht  um  ein  Einkammersystem,  so  gelten 
die  Artikel  1  bis  7  für  jede  der  Kammern  des  Parlaments. 

TITEL  II 

ZUSAMMENARBEIT  ZWISCHEN  DEN  PARLAMENTEN 

Artikel  9 

Das  Europäische  Parlament  und  die  nationalen  Parlamente  legen  gemeinsam  fest,  wie  eine  effiziente 
und  regelmäßige  Zusammenarbeit  zwischen  den  Parlamenten  innerhalb  der  Union  gestaltet  und 
gefördert  werden  kann. 

Artikel  10 

Eine  Konferenz  der  Europa-Ausschüsse  der  Parlamente  kann  jeden  ihr  zweckmäßig  erscheinenden 
Beitrag  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und  der  Kommission  zur  Kenntnis  bringen.  Diese 
Konferenz  fördert  ferner  den  Austausch  von  Informationen  und  bewährten  Praktiken  zwischen  den 
nationalen  Parlamenten  und  dem  Europäischen  Parlament,  einschließlich  ihrer  Fachausschüsse.  Sie 
kann  auch  interparlamentarische  Konferenzen  zu  Einzelthemen  organisieren,  insbesondere  zur  Erör- 
terung von  Fragen  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  einschließlich  der  Gemeinsamen 
Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik.  Die  Beiträge  der  Konferenz  binden  nicht  die  nationalen  Par- 
lamente und  greifen  ihrem  Standpunkt  nicht  vor. 


267 

Copyrighled  malerial 


PROTOKOLL  ÜBER  DIE  SATZUNG  DES  GERICHTSHOFS  DER  EUROPÄISCHEN  UNION 


DIE  HOHEN  VERTRAGSPARTEIEN  - 

IN  DEM  WUNSCH,  die  in  Artikel  281  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union 
(AEUV)  vorgesehene  Satzung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  festzulegen  - 

SIND  über  folgende  Bestimmungen  ÜBEREINGEKOMMEN,  die  dem  Vertrag  über  die  Europäische  Union, 
dem  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  und  dem  Vertrag  zur  Gründung  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft  beigefügt  sind: 

Artikel  1 

Für  die  Errichtung  und  die  Tätigkeit  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  gelten  die  Bestimmun- 
gen der  Verträge,  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschaft  (EAG-Vertrag)  und 
dieser  Satzung. 

TITEL  I 

DIE  RICHTER  UND  DIE  GENERALANWÄLTE 

Artikel  2 

Jeder  Richter  leistet  vor  Aufnahme  seiner  Amtstätigkeit  vor  dem  in  öffentlicher  Sitzung  tagenden 
Gerichtshof  den  Eid,  sein  Amt  unparteiisch  und  gewissenhaft  auszuüben  und  das  Beratungsgeheimnis 
zu  wahren. 

Artikel  3 

Die  Richter  sind  keiner  Gerichtsbarkeit  unterworfen.  Hinsichtlich  ihrer  in  amtlicher  Eigenschaft 
vorgenommenen  Handlungen,  einschließlich  ihrer  mündlichen  und  schriftlichen  Äußerungen,  steht 
ihnen  diese  Befreiung  auch  nach  Abschluss  ihrer  Amtstätigkeit  zu. 

Der  Gerichtshof  kann  die  Befreiung  durch  Plenarentscheidung  aufheben.  Betrifft  die  Entscheidung  ein 
Mitglied  des  Gerichts  oder  eines  Fachgerichts,  so  entscheidet  der  Gerichtshof  nach  Anhörung  des 
betreffenden  Gerichts. 

Wird  nach  Aufhebung  der  Befreiung  ein  Strafverfahren  gegen  einen  Richter  eingeleitet,  so  darf  dieser 
in  jedem  Mitgliedstaat  nur  vor  ein  Gericht  gestellt  werden,  das  für  Verfahren  gegen  Richter  der 
höchsten  Gerichte  dieses  Mitgliedstaats  zuständig  ist. 

Die  Artikel  11  bis  14  und  Artikel  17  des  Protokolls  über  die  Vorrechte  und  Befreiungen  der 
Europäischen  Union  finden  auf  die  Richter,  die  Generalanwälte,  den  Kanzler  und  die  Hilfsbericht- 
erstatter des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  Anwendung;  die  Bestimmungen  der  Absätze  1  bis 
3  betreffend  die  Befreiung  der  Richter  von  der  Gerichtsbarkeit  bleiben  hiervon  unberührt. 
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Artikel  4 

Die  Richter  dürfen  weder  ein  politisches  Amt  noch  ein  Amt  in  der  Verwaltung  ausüben. 

Sie  dürfen  keine  entgeltliche  oder  unentgeltliche  Berufstätigkeit  ausüben,  es  sei  denn,  dass  der  Rat  mit 
einfacher  Mehrheit  ausnahmsweise  von  dieser  Vorschrift  Befreiung  erteilt. 

Bei  der  Aufnahme  ihrer  Tätigkeit  übernehmen  sie  die  feierliche  Verpflichtung,  während  der  Ausübung 
und  nach  Ablauf  ihrer  Amtstätigkeit  die  sich  aus  ihrem  Amt  ergebenden  Pflichten  zu  erfüllen, 
insbesondere  die  Pflicht,  bei  der  Annahme  bestimmter  Tätigkeiten  oder  Vorteile  nach  Ablauf  dieser 
Tätigkeit  ehrenhaft  und  zurückhaltend  zu  sein. 

Im  Zweifelsfalle  entscheidet  der  Gerichtshof.  Betrifft  die  Entscheidung  ein  Mitglied  des  Gerichts  oder 
eines  Fachgerichts,  so  entscheidet  der  Gerichtshof  nach  Anhörung  des  betreffenden  Gerichts. 

Artikel  5 

Abgesehen  von  den  regelmäßigen  Neubesetzungen  und  von  Todesfällen  endet  das  Amt  eines  Richters 
durch  Rücktritt. 

Bei  Rücktritt  eines  Richters  ist  das  Rücktrittsschreiben  an  den  Präsidenten  des  Gerichtshofs  zur 
Weiterleitung  an  den  Präsidenten  des  Rates  zu  richten.  Mit  der  Benachrichtigung  des  Letzteren 
wird  der  Sitz  frei. 

Mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  denen  Artikel  6  Anwendung  findet,  bleibt  jeder  Richter  bis  zum  Amts- 
antritt seines  Nachfolgers  im  Amt. 

Artikel  6 

Ein  Richter  kann  nur  dann  seines  Amtes  enthoben  oder  seiner  Ruhegehaltsansprüche  oder  anderer  an 
ihrer  Stelle  gewährter  Vergünstigungen  für  verlustig  erklärt  werden,  wenn  er  nach  einstimmigem 
Urteil  der  Richter  und  Generalanwälte  des  Gerichtshofs  nicht  mehr  die  erforderlichen  Voraussetzun- 
gen erfüllt  oder  den  sich  aus  seinem  Amt  ergebenden  Verpflichtungen  nicht  mehr  nachkommt.  Der 
Betroffene  wirkt  bei  der  Beschlussfassung  nicht  mit.  Ist  der  Betroffene  ein  Mitglied  des  Gerichts  oder 
eines  Fachgerichts,  so  entscheidet  der  Gerichtshof  nach  Anhörung  des  betreffenden  Gerichts. 

Der  Kanzler  bringt  den  Präsidenten  des  Europäischen  Parlaments  und  der  Kommission  die  Entschei- 
dung des  Gerichtshofs  zur  Kenntnis  und  übermittelt  sie  dem  Präsidenten  des  Rates. 

Wird  durch  eine  solche  Entscheidung  ein  Richter  seines  Amtes  enthoben,  so  wird  sein  Sitz  mit  der 
Benachrichtigung  des  Präsidenten  des  Rates  frei. 

Artikel  7 

Endet  das  Amt  eines  Richters  vor  Ablauf  seiner  Amtszeit,  so  wird  es  für  die  verbleibende  Amtszeit 
neu  besetzt. 

Artikel  8 

Die  Artikel  2  bis  7  finden  auf  die  Generalanwälte  Anwendung. 
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TITEL  II 

ORGANISATION  DES  GERICHTSHOFS 

Artikel  9 

Die  teilweise  Neubesetzung  der  Richterstellen,  die  alle  drei  Jahre  stattfindet,  betrifft  abwechselnd 
vierzehn  und  dreizehn  Richter. 


Die  teilweise  Neubesetzung  der  Stellen  der  Generalanwälte,  die  alle  drei  Jahre  stattfindet,  betrifft  jedes 
Mal  vier  Generalanwälte. 


Artikel  10 

Der  Kanzler  leistet  vor  dem  Gerichtshof  den  Eid,  sein  Amt  unparteiisch  und  gewissenhaft  auszuüben 
und  das  Beratungsgeheimnis  zu  wahren. 


Artikel  11 

Der  Gerichtshof  regelt  die  Vertretung  des  Kanzlers  für  den  Fall  seiner  Verhinderung. 


Artikel  12 

Dem  Gerichtshof  werden  Beamte  und  sonstige  Bedienstete  beigegeben,  um  ihm  die  Erfüllung  seiner 
Aufgaben  zu  ermöglichen.  Sie  unterstehen  dem  Kanzler  unter  Aufsicht  des  Präsidenten. 


Artikel  13 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren 
auf  Antrag  des  Gerichtshofs  die  Ernennung  von  Hilfsberichterstattern  vorsehen  und  ihre  Stellung 
bestimmen.  Die  Hilfsberichterstatter  können  nach  Maßgabe  der  Verfahrensordnung  berufen  werden, 
an  der  Bearbeitung  der  beim  Gerichtshof  anhängigen  Sachen  teilzunehmen  und  mit  dem  Bericht- 
erstatter zusammenzuarbeiten. 


Zu  Hilfsberichterstattern  sind  Persönlichkeiten  auszuwählen,  die  jede  Gewähr  für  Unabhängigkeit 
bieten  und  die  erforderlichen  juristischen  Befähigungsnachweise  erbringen;  sie  werden  vom  Rat 
mit  einfacher  Mehrheit  ernannt.  Sie  leisten  vor  dem  Gerichtshof  den  Eid,  ihr  Amt  unparteiisch 
und  gewissenhaft  auszuüben  und  das  Beratungsgeheimnis  zu  wahren. 


Artikel  14 

Die  Richter,  die  Generalanwälte  und  der  Kanzler  sind  verpflichtet,  am  Sitz  des  Gerichtshofs  zu 
wohnen. 


Artikel  15 

Der  Gerichtshof  übt  seine  Tätigkeit  ständig  aus.  Die  Dauer  der  Gerichtsferien  wird  vom  Gerichtshof 
unter  Berücksichtigung  der  dienstlichen  Erfordernisse  festgesetzt. 
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Artikel  16 


Der  Gerichtshof  bildet  aus  seiner  Mitte  Kammern  mit  drei  und  mit  fünf  Richtern.  Die  Richter  wählen 
aus  ihrer  Mitte  die  Präsidenten  der  Kammern.  Die  Präsidenten  der  Kammern  mit  fünf  Richtern 
werden  für  drei  Jahre  gewählt.  Einmalige  Wiederwahl  ist  zulässig. 

Die  Große  Kammer  ist  mit  dreizehn  Richtern  besetzt.  Den  Vorsitz  führt  der  Präsident  des  Gerichts- 
hofs. Der  Großen  Kammer  gehören  außerdem  die  Präsidenten  der  Kammern  mit  fünf  Richtern  und 
weitere  Richter,  die  nach  Maßgabe  der  Verfahrensordnung  ernannt  werden,  an. 

Der  Gerichtshof  tagt  als  Große  Kammer,  wenn  ein  am  Verfahren  beteiligter  Mitgliedstaat  oder  ein  am 
Verfahren  beteiligtes  Unionsorgan  dies  beantragt. 

Der  Gerichtshof  tagt  als  Plenum,  wenn  er  gemäß  Artikel  228  Absatz  2,  Artikel  245  Absatz  2, 
Artikel  247  oder  Artikel  286  Absatz  6  AEUV  befasst  wird. 

Außerdem  kann  der  Gerichtshof,  wenn  er  zu  der  Auffassung  gelangt,  dass  eine  Rechtssache,  mit  der 
er  befasst  ist,  von  außergewöhnlicher  Bedeutung  ist,  nach  Anhörung  des  Generalanwalts  entscheiden, 
diese  Rechtssache  an  das  Plenum  zu  verweisen. 

Artikel  17 

Der  Gerichtshof  kann  nur  in  der  Besetzung  mit  einer  ungeraden  Zahl  von  Richtern  rechtswirksam 
entscheiden. 

Die  Entscheidungen  der  Kammern  mit  drei  oder  fünf  Richtern  sind  nur  dann  gültig,  wenn  sie  von 
drei  Richtern  getroffen  werden. 

Die  Entscheidungen  der  Großen  Kammer  sind  nur  dann  gültig,  wenn  neun  Richter  anwesend  sind. 

Die  vom  Plenum  getroffenen  Entscheidungen  des  Gerichtshofs  sind  nur  dann  gültig,  wenn  fünfzehn 
Richter  anwesend  sind. 

Bei  Verhinderung  eines  Richters  einer  Kammer  kann  nach  Maßgabe  der  Verfahrensordnung  ein 
Richter  einer  anderen  Kammer  herangezogen  werden. 

Artikel  18 

Die  Richter  und  Generalanwälte  dürfen  nicht  an  der  Erledigung  einer  Sache  teilnehmen,  in  der  sie 
vorher  als  Bevollmächtigte,  Beistände  oder  Anwälte  einer  der  Parteien  tätig  gewesen  sind  oder  über 
die  zu  befinden  sie  als  Mitglied  eines  Gerichts,  eines  Untersuchungsausschusses  oder  in  anderer 
Eigenschaft  berufen  waren. 
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Glaubt  ein  Richter  oder  Generalanwalt,  bei  der  Entscheidung  oder  Untersuchung  einer  bestimmten 
Sache  aus  einem  besonderen  Grund  nicht  mitwirken  zu  können,  so  macht  er  davon  dem  Präsidenten 
Mitteilung.  Hält  der  Präsident  die  Teilnahme  eines  Richters  oder  Generalanwalts  an  der  Verhandlung 
oder  Entscheidung  einer  bestimmten  Sache  aus  einem  besonderen  Grund  für  unangebracht,  so  setzt 
er  diesen  hiervon  in  Kenntnis. 

Ergibt  sich  bei  der  Anwendung  dieses  Artikels  eine  Schwierigkeit,  so  entscheidet  der  Gerichtshof. 

Eine  Partei  kann  den  Antrag  auf  Änderung  der  Zusammensetzung  des  Gerichtshofs  oder  einer  seiner 
Kammern  weder  mit  der  Staatsangehörigkeit  eines  Richters  noch  damit  begründen,  dass  dem  Ge- 
richtshof oder  einer  seiner  Kammern  kein  Richter  ihrer  Staatsangehörigkeit  angehört. 

TITEL  III 

VERFAHREN  VOR  DEM  GERICHTSHOF 

Artikel  19 

Die  Mitgliedstaaten  sowie  die  Unionsorgane  werden  vor  dem  Gerichtshof  durch  einen  Bevollmäch- 
tigten vertreten,  der  für  jede  Sache  bestellt  wird;  der  Bevollmächtigte  kann  sich  der  Hilfe  eines 
Beistands  oder  eines  Anwalts  bedienen. 

Die  Vertragsstaaten  des  Abkommens  über  den  Europäischen  Wirtschaftsraum,  die  nicht  Mitglied- 
staaten sind,  und  die  in  jenem  Abkommen  genannte  EFTA-Überwachungsbehörde  werden  in  der 
gleichen  Weise  vertreten. 

Die  anderen  Parteien  müssen  durch  einen  Anwalt  vertreten  sein. 

Nur  ein  Anwalt,  der  berechtigt  ist,  vor  einem  Gericht  eines  Mitgliedstaats  oder  eines  anderen  Ver- 
tragsstaats des  Abkommens  über  den  Europäischen  Wirtschaftsraum  aufzutreten,  kann  vor  dem 
Gerichtshof  als  Vertreter  oder  Beistand  einer  Partei  auftreten. 

Die  vor  dem  Gerichtshof  auftretenden  Bevollmächtigten,  Beistände  und  Anwälte  genießen  nach 
Maßgabe  der  Verfahrensordnung  die  zur  unabhängigen  Ausübung  ihrer  Aufgaben  erforderlichen 
Rechte  und  Sicherheiten. 

Der  Gerichtshof  hat  nach  Maßgabe  der  Verfahrensordnung  gegenüber  den  vor  ihm  auftretenden 
Beiständen  und  Anwälten  die  den  Gerichten  üblicherweise  zuerkannten  Befugnisse. 

Hochschullehrer,  die  Angehörige  von  Mitgliedstaaten  sind,  deren  Rechtsordnung  ihnen  gestattet,  vor 
Gericht  als  Vertreter  einer  Partei  aufzutreten,  haben  vor  dem  Gerichtshof  die  durch  diesen  Artikel  den 
Anwälten  eingeräumte  Rechtsstellung. 
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Artikel  20 

Das  Verfahren  vor  dem  Gerichtshof  gliedert  sich  in  ein  schriftliches  und  ein  mündliches  Verfahren. 


Das  schriftliche  Verfahren  umfasst  die  Übermittlung  der  Klageschriften,  Schriftsätze,  Klagebeantwor- 
tungen und  Erklärungen  und  gegebenenfalls  der  Repliken  sowie  aller  zur  Unterstützung  vorgelegten 
Belegstücke  und  Urkunden  oder  ihrer  beglaubigten  Abschriften  an  die  Parteien  sowie  an  diejenigen 
Unionsorgane,  deren  Entscheidungen  Gegenstand  des  Verfahrens  sind. 

Die  Übermittlung  obliegt  dem  Kanzler  in  der  Reihenfolge  und  innerhalb  der  Fristen,  die  die  Ver- 
fahrensordnung bestimmt. 

Das  mündliche  Verfahren  umfasst  die  Verlesung  des  von  einem  Berichterstatter  vorgelegten  Berichts, 
die  Anhörung  der  Bevollmächtigten,  Beistände  und  Anwälte  und  der  Schlussanträge  des  General- 
anwalts durch  den  Gerichtshof  sowie  gegebenenfalls  die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverstän- 
digen. 

Ist  der  Gerichtshof  der  Auffassung,  dass  eine  Rechtssache  keine  neue  Rechtsfrage  aufwirft,  so  kann  er 
nach  Anhörung  des  Generalanwalts  beschließen,  dass  ohne  Schlussanträge  des  Generalanwalts  über 
die  Sache  entschieden  wird. 

Artikel  21 

Die  Klageerhebung  bei  dem  Gerichtshof  erfolgt  durch  Einreichung  einer  an  den  Kanzler  zu  richtenden 
Klageschrift.  Die  Klageschrift  muss  Namen  und  Wohnsitz  des  Klägers,  die  Stellung  des  Unterzeich- 
nenden, die  Partei  oder  die  Parteien,  gegen  die  die  Klage  erhoben  wird,  und  den  Streitgegenstand 
angeben  sowie  die  Anträge  und  eine  kurze  Darstellung  der  Klagegründe  enthalten. 

Ihr  ist  gegebenenfalls  der  Rechtsakt  beizufügen,  dessen  Nichtigerklärung  beantragt  wird,  oder  in  dem 
in  Artikel  265  AEUV  geregelten  Fall  eine  Unterlage,  aus  der  sich  der  Zeitpunkt  der  in  dem  genannten 
Artikel  vorgesehenen  Aufforderung  ergibt.  Sind  der  Klageschrift  diese  Unterlagen  nicht  beigefügt,  so 
fordert  der  Kanzler  den  Kläger  auf,  sie  innerhalb  einer  angemessenen  Frist  beizubringen;  die  Klage 
kann  nicht  deshalb  zurückgewiesen  werden,  weil  die  Beibringung  erst  nach  Ablauf  der  für  die  Kla- 
geerhebung vorgeschriebenen  Frist  erfolgt. 

Artikel  22 

In  den  Fällen  nach  Artikel  1 8  des  EAG-Vertrags  erfolgt  die  Klageerhebung  bei  dem  Gerichtshof  durch 
Einreichung  einer  an  den  Kanzler  zu  richtenden  Klageschrift.  Die  Klageschrift  muss  Namen  und 
Wohnsitz  des  Klägers,  die  Stellung  des  Unterzeichnenden,  die  Entscheidung,  gegen  die  Klage  erhoben 
wird,  die  Gegenparteien  und  den  Streitgegenstand  angeben  sowie  die  Anträge  und  eine  kurze  Dar- 
stellung der  Klagegründe  enthalten. 

Eine  beglaubigte  Abschrift  der  angefochtenen  Entscheidung  des  Schiedsausschusses  ist  beizufügen. 
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Weist  der  Gerichtshof  die  Klage  ab,  so  wird  die  Entscheidung  des  Schiedsausschusses  rechtskräftig. 

Hebt  der  Gerichtshof  die  Entscheidung  des  Schiedsausschusses  auf,  so  kann  das  Verfahren  gegebe- 
nenfalls auf  Betreiben  einer  Prozesspartei  vor  dem  Schiedsausschuss  wieder  aufgenommen  werden. 
Dieser  ist  an  die  vom  Gerichtshof  gegebene  rechtliche  Beurteilung  gebunden. 

Artikel  23 

In  den  Fällen  nach  Artikel  267  AEUV  obliegt  es  dem  Gericht  des  Mitgliedstaats,  das  ein  Verfahren 
aussetzt  und  den  Gerichtshof  anruft,  diese  Entscheidung  dem  Gerichtshof  zu  übermitteln.  Der  Kanzler 
des  Gerichtshofs  stellt  diese  Entscheidung  den  beteiligten  Parteien,  den  Mitgliedstaaten  und  der 
Kommission  zu  und  außerdem  den  Organen,  Einrichtungen  oder  sonstigen  Stellen  der  Union,  von 
denen  die  Handlung,  deren  Gültigkeit  oder  Auslegung  streitig  ist,  ausgegangen  ist. 

Binnen  zwei  Monaten  nach  dieser  Zustellung  können  die  Parteien,  die  Mitgliedstaaten,  die  Kommis- 
sion und  gegebenenfalls  die  Organe,  Einrichtungen  oder  sonstigen  Stellen  der  Union,  von  denen  die 
Handlung,  deren  Gültigkeit  oder  Auslegung  streitig  ist,  ausgegangen  ist,  beim  Gerichtshof  Schriftsätze 
einreichen  oder  schriftliche  Erklärungen  abgeben. 

In  den  Fällen  nach  Artikel  267  AEUV  stellt  der  Kanzler  des  Gerichtshofs  die  Entscheidung  des 
Gerichts  des  Mitgliedstaats  darüber  hinaus  den  Vertragsstaaten  des  Abkommens  über  den  Europäi- 
schen Wirtschaftsraum,  die  nicht  Mitgliedstaaten  sind,  und  der  in  jenem  Abkommen  genannten 
EFTA-Überwachungsbehörde  zu,  die  binnen  zwei  Monaten  nach  der  Zustellung  beim  Gerichtshof 
Schriftsätze  einreichen  oder  schriftliche  Erklärungen  abgeben  können,  wenn  einer  der  Anwendungs- 
bereiche des  Abkommens  betroffen  ist. 

Sieht  ein  vom  Rat  mit  einem  oder  mehreren  Drittstaaten  über  einen  bestimmten  Bereich  geschlos- 
senes Abkommen  vor,  dass  diese  Staaten  Schriftsätze  einreichen  oder  schriftliche  Erklärungen  abge- 
ben können,  wenn  ein  Gericht  eines  Mitgliedstaats  dem  Gerichtshof  eine  in  den  Anwendungsbereich 
des  Abkommens  fallende  Frage  zur  Vorabentscheidung  vorgelegt  hat,  so  wird  die  Entscheidung  des 
Gerichts  des  Mitgliedstaats,  die  eine  solche  Frage  enthält,  auch  den  betreffenden  Drittstaaten  zu- 
gestellt, die  binnen  zwei  Monaten  nach  der  Zustellung  beim  Gerichtshof  Schriftsätze  einreichen 
oder  schriftliche  Erklärungen  abgeben  können. 

Artikel  23  a  (*) 

In  der  Verfahrensordnung  können  ein  beschleunigtes  Verfahren  und  für  Vorabentscheidungsersuchen 
zum  Raum  der  Freiheit,  der  Sicherheit  und  des  Rechts  ein  Eilverfahren  vorgesehen  werden. 

Diese  Verfahren  können  vorsehen,  dass  für  die  Einreichung  von  Schriftsätzen  oder  schriftlichen 
Erklärungen  eine  kürzere  Frist  als  die  des  Artikels  23  gilt  und  dass  abweichend  von  Artikel  20 
Absatz  4  keine  Schlussanträge  des  Generalanwalts  gestellt  werden. 

(*)  Artikel  eingefügt  durch  Beschluss  2008/79/EG,  Euratom  (ABl.  L  24  vom  29.1.2008,  S.  42). 
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Das  Eilverfahren  kann  außerdem  eine  Beschränkung  der  in  Artikel  23  bezeichneten  Parteien  und 
sonstigen  Beteiligten,  die  Schriftsätze  einreichen  oder  schriftliche  Erklärungen  abgeben  können,  und 
in  Fällen  äußerster  Dringlichkeit  das  Entfallen  des  schriftlichen  Verfahrens  vorsehen. 

Artikel  24 

Der  Gerichtshof  kann  von  den  Parteien  die  Vorlage  aller  Urkunden  und  die  Erteilung  aller  Auskünfte 
verlangen,  die  er  für  wünschenswert  hält.  Im  Falle  einer  Weigerung  stellt  der  Gerichtshof  diese 
ausdrücklich  fest. 

Der  Gerichtshof  kann  ferner  von  den  Mitgliedstaaten  und  den  Organen,  Einrichtungen  oder  sonstigen 
Stellen,  die  nicht  Parteien  in  einem  Rechtsstreit  sind,  alle  Auskünfte  verlangen,  die  er  zur  Regelung 
dieses  Rechtsstreits  für  erforderlich  erachtet. 

Artikel  25 

Der  Gerichtshof  kann  jederzeit  Personen,  Personengemeinschaften,  Dienststellen,  Ausschüsse  oder 
Einrichtungen  seiner  Wahl  mit  der  Abgabe  von  Gutachten  betrauen. 

Artikel  26 

Zeugen  können  nach  Maßgabe  der  Verfahrensordnung  vernommen  werden. 

Artikel  27 

Nach  Maßgabe  der  Verfahrensordnung  kann  der  Gerichtshof  gegenüber  ausbleibenden  Zeugen  die 
den  Gerichten  allgemein  zuerkannten  Befugnisse  ausüben  und  Geldbußen  verhängen. 

Artikel  28 

Zeugen  und  Sachverständige  können  unter  Benutzung  der  in  der  Verfahrensordnung  vorgeschriebe- 
nen Eidesformel  oder  in  der  in  der  Rechtsordnung  ihres  Landes  vorgesehenen  Weise  eidlich  ver- 
nommen werden. 

Artikel  29 

Der  Gerichtshof  kann  anordnen,  dass  ein  Zeuge  oder  Sachverständiger  von  dem  Gericht  seines 
Wohnsitzes  vernommen  wird. 

Diese  Anordnung  ist  gemäß  den  Bestimmungen  der  Verfahrensordnung  zur  Ausführung  an  das 
zuständige  Gericht  zu  richten.  Die  in  Ausführung  des  Rechtshilfeersuchens  abgefassten  Schriftstücke 
werden  dem  Gerichtshof  nach  denselben  Bestimmungen  übermittelt. 

Der  Gerichtshof  übernimmt  die  anfallenden  Auslagen;  er  erlegt  sie  gegebenenfalls  den  Parteien  auf. 
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Artikel  30 

Jeder  Mitgliedstaat  behandelt  die  Eidesverletzung  eines  Zeugen  oder  Sachverständigen  wie  eine  vor 
seinen  eigenen  in  Zivilsachen  zuständigen  Gerichten  begangene  Straftat.  Auf  Anzeige  des  Gerichts- 
hofs verfolgt  er  den  Täter  vor  seinen  zuständigen  Gerichten. 

Artikel  31 

Die  Verhandlung  ist  öffentlich,  es  sei  denn,  dass  der  Gerichtshof  von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag 
der  Parteien  aus  wichtigen  Gründen  anders  beschließt. 

Artikel  32 

Der  Gerichtshof  kann  während  der  Verhandlung  Sachverständige,  Zeugen  sowie  die  Parteien  selbst 
vernehmen.  Für  die  Letzteren  können  jedoch  nur  ihre  bevollmächtigten  Vertreter  mündlich  verhan- 
deln. 

Artikel  33 

Über  jede  mündliche  Verhandlung  ist  ein  vom  Präsidenten  und  vom  Kanzler  zu  unterschreibendes 
Protokoll  aufzunehmen. 

Artikel  34 

Die  Terminliste  wird  vom  Präsidenten  festgelegt. 

Artikel  35 

Die  Beratungen  des  Gerichtshofs  sind  und  bleiben  geheim. 

Artikel  36 

Die  Urteile  sind  mit  Gründen  zu  versehen.  Sie  enthalten  die  Namen  der  Richter,  die  bei  der  Ent- 
scheidung mitgewirkt  haben. 

Artikel  37 

Die  Urteile  sind  vom  Präsidenten  und  vom  Kanzler  zu  unterschreiben.  Sie  werden  in  öffentlicher 
Sitzung  verlesen. 

Artikel  38 

Der  Gerichtshof  entscheidet  über  die  Kosten. 

Artikel  39 

Der  Präsident  des  Gerichtshofs  kann  in  einem  abgekürzten  Verfahren,  das  erforderlichenfalls  von 
einzelnen  Bestimmungen  dieser  Satzung  abweichen  kann  und  in  der  Verfahrensordnung  geregelt  ist, 
über  Anträge  auf  Aussetzung  gemäß  Artikel  278  AEUV  und  Artikel  157  EAG-Vertrag,  auf  Erlass 
einstweiliger  Anordnungen  gemäß  Artikel  279  AEUV  oder  auf  Aussetzung  der  Zwangsvollstreckung 
gemäß  Artikel  299  Absatz  4  AEUV  oder  Artikel  164  Absatz  3  EAG-Vertrag  entscheiden. 
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Bei  Verhinderung  des  Präsidenten  wird  dieser  durch  einen  anderen  Richter  nach  Maßgabe  der  Ver- 
fahrensordnung vertreten. 

Die  von  dem  Präsidenten  oder  seinem  Vertreter  getroffene  Anordnung  stellt  eine  einstweilige  Re- 
gelung dar  und  greift  der  Entscheidung  des  Gerichtshofs  in  der  Hauptsache  nicht  vor. 

Artikel  40 

Die  Mitgliedstaaten  und  die  Unionsorgane  können  einem  bei  dem  Gerichtshof  anhängigen  Rechts- 
streit beitreten. 

Dasselbe  gilt  für  die  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  der  Union  sowie  alle  anderen  Personen, 
sofern  sie  ein  berechtigtes  Interesse  am  Ausgang  eines  bei  dem  Gerichtshof  anhängigen  Rechtsstreits 
glaubhaft  machen  können.  Natürliche  oder  juristische  Personen  können  Rechtssachen  zwischen  Mit- 
gliedstaaten, zwischen  Organen  der  Union  oder  zwischen  Mitgliedstaaten  und  Organen  der  Union 
nicht  beitreten. 

Unbeschadet  des  Absatzes  2  können  die  Vertragsstaaten  des  Abkommens  über  den  Europäischen 
Wirtschaftsraum,  die  nicht  Mitgliedstaaten  sind,  und  die  in  jenem  Abkommen  genannte  EFTA-Über- 
wachungsbehörde  einem  bei  dem  Gerichtshof  anhängigen  Rechtsstreit  beitreten,  wenn  dieser  einen 
der  Anwendungsbereiche  jenes  Abkommens  betrifft. 

Mit  den  aufgrund  des  Beitritts  gestellten  Anträgen  können  nur  die  Anträge  einer  Partei  unterstützt 
werden. 

Artikel  41 

Stellt  der  ordnungsmäßig  geladene  Beklagte  keine  schriftlichen  Anträge,  so  ergeht  gegen  ihn  Ver- 
säumnisurteil. Gegen  dieses  Urteil  kann  binnen  einem  Monat  nach  Zustellung  Einspruch  eingelegt 
werden.  Der  Einspruch  hat  keine  Aussetzung  der  Vollstreckung  aus  dem  Versäumnisurteil  zur  Folge, 
es  sei  denn,  dass  der  Gerichtshof  anders  beschließt. 

Artikel  42 

Mitgliedstaaten,  Organe,  Einrichtungen  oder  sonstige  Stellen  der  Union  und  alle  sonstigen  natürlichen 
und  juristischen  Personen  können  nach  Maßgabe  der  Verfahrensordnung  in  den  dort  genannten 
Fällen  Drittwiderspruch  gegen  ein  Urteil  erheben,  wenn  dieses  Urteil  ihre  Rechte  beeinträchtigt 
und  in  einem  Rechtsstreit  erlassen  worden  ist,  an  dem  sie  nicht  teilgenommen  haben. 

Artikel  43 

Bestehen  Zweifel  über  Sinn  und  Tragweite  eines  Urteils,  so  ist  der  Gerichtshof  zuständig,  dieses  Urteil 
auf  Antrag  einer  Partei  oder  eines  Unionsorgans  auszulegen,  wenn  diese  ein  berechtigtes  Interesse 
hieran  glaubhaft  machen. 
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Artikel  44 


Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  kann  beim  Gerichtshof  nur  dann  beantragt  werden,  wenn  eine 
Tatsache  von  entscheidender  Bedeutung  bekannt  wird,  die  vor  Verkündung  des  Urteils  dem  Gerichts- 
hof und  der  die  Wiederaufnahme  beantragenden  Partei  unbekannt  war. 

Das  Wiederaufnahmeverfahren  wird  durch  eine  Entscheidung  des  Gerichtshofs  eröffnet,  die  das  Vor- 
liegen der  neuen  Tatsache  ausdrücklich  feststellt,  ihr  die  für  die  Eröffnung  des  Wiederaufnahme- 
verfahrens erforderlichen  Merkmale  zuerkennt  und  deshalb  den  Antrag  für  zulässig  erklärt. 

Nach  Ablauf  von  zehn  Jahren  nach  Erlass  des  Urteils  kann  kein  Wiederaufnahmeantrag  mehr  gestellt 
werden. 

Artikel  45 

In  der  Verfahrensordnung  sind  besondere,  den  Entfernungen  Rechnung  tragende  Fristen  festzulegen. 

Der  Ablauf  von  Fristen  hat  keinen  Rechtsnachteil  zur  Folge,  wenn  der  Betroffene  nachweist,  dass  ein 
Zufall  oder  ein  Fall  höherer  Gewalt  vorliegt. 

Artikel  46 

Die  aus  außervertraglicher  Haftung  der  Union  hergeleiteten  Ansprüche  verjähren  in  fünf  Jahren  nach 
Eintritt  des  Ereignisses,  das  ihnen  zugrunde  liegt.  Die  Verjährung  wird  durch  Einreichung  der  Kla- 
geschrift beim  Gerichtshof  oder  dadurch  unterbrochen,  dass  der  Geschädigte  seinen  Anspruch  vorher 
gegenüber  dem  zuständigen  Unionsorgan  geltend  macht.  In  letzterem  Fall  muss  die  Klage  innerhalb 
der  in  Artikel  263  AEUV  vorgesehenen  Frist  von  zwei  Monaten  erhoben  werden;  gegebenenfalls 
findet  Artikel  265  Absatz  2  AEUV  Anwendung. 

Dieser  Artikel  gilt  auch  für  Ansprüche,  die  aus  außervertraglicher  Haftung  der  Europäischen  Zentral- 
bank hergeleitet  werden. 

TITEL  IV 
DAS  GERICHT 

Artikel  47 

Artikel  9  Absatz  1,  die  Artikel  14  und  15,  Artikel  17  Absätze  1,  2,  4  und  5  sowie  Artikel  18  finden 
auf  das  Gericht  und  dessen  Mitglieder  Anwendung. 

Artikel  3  Absatz  4  sowie  die  Artikel  10,  11  und  14  finden  auf  den  Kanzler  des  Gerichts  ent- 
sprechende Anwendung. 

Artikel  48 

Das  Gericht  besteht  aus  siebenundzwanzig  Mitgliedern. 
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Artikel  49 

Die  Mitglieder  des  Gerichts  können  dazu  bestellt  werden,  die  Tätigkeit  eines  Generalanwalts  aus- 
zuüben. 

Der  Generalanwalt  hat  in  völliger  Unparteilichkeit  und  Unabhängigkeit  begründete  Schlussanträge  zu 
bestimmten  dem  Gericht  unterbreiteten  Rechtssachen  öffentlich  zu  stellen,  um  das  Gericht  bei  der 
Erfüllung  seiner  Aufgaben  zu  unterstützen. 

Die  Kriterien  für  die  Bestimmung  solcher  Rechtssachen  sowie  die  Einzelheiten  für  die  Bestellung  der 
Generalanwälte  werden  in  der  Verfahrensordnung  des  Gerichts  festgelegt. 

Ein  in  einer  Rechtssache  zum  Generalanwalt  bestelltes  Mitglied  darf  bei  der  Entscheidung  dieser 
Rechtssache  nicht  mitwirken. 

Artikel  50 

Das  Gericht  tagt  in  Kammern  mit  drei  oder  mit  fünf  Richtern.  Die  Richter  wählen  aus  ihrer  Mitte  die 
Präsidenten  der  Kammern.  Die  Präsidenten  der  Kammern  mit  fünf  Richtern  werden  für  drei  Jahre 
gewählt.  Einmalige  Wiederwahl  ist  zulässig. 

Die  Besetzung  der  Kammern  und  die  Zuweisung  der  Rechtssachen  an  sie  richten  sich  nach  der 
Verfahrensordnung.  In  bestimmten  in  der  Verfahrensordnung  festgelegten  Fällen  kann  das  Gericht 
als  Plenum  oder  als  Einzelrichter  tagen. 

Die  Verfahrensordnung  kann  auch  vorsehen,  dass  das  Gericht  in  den  Fällen  und  unter  den  Bedin- 
gungen, die  in  der  Verfahrensordnung  festgelegt  sind,  als  Große  Kammer  tagt. 

Artikel  51 

Abweichend  von  der  in  Artikel  256  Absatz  1  AEUV  vorgesehenen  Regelung  sind  dem  Gerichtshof 
die  Klagen  gemäß  den  Artikeln  263  und  265  AEUV  vorbehalten, 

a)  die  von  einem  Mitgliedstaat  gegen  eine  Handlung  oder  wegen  unterlassener  Beschlussfassung  des 
Europäischen  Parlaments  oder  des  Rates  oder  dieser  beiden  Organe  in  den  Fällen,  in  denen  sie 
gemeinsam  beschließen,  erhoben  werden,  mit  Ausnahme 

—  der  Beschlüsse  des  Rates  gemäß  Artikel  108  Absatz  2  Unterabsatz  3  AEUV; 

—  der  Rechtsakte,  die  der  Rat  aufgrund  einer  Verordnung  des  Rates  über  handelspolitische 
Schutzmaßnahmen  im  Sinne  von  Artikel  207  AEUV  erlässt; 

—  der  Handlungen  des  Rates,  mit  denen  dieser  gemäß  Artikel  291  Absatz  2  AEUV  Durch- 
führungsbefugnisse ausübt; 
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b)  die  von  einem  Mitgliedstaat  gegen  eine  Handlung  oder  wegen  unterlassener  Beschlussfassung  der 
Kommission  gemäß  Artikel  331  Absatz  1  AEUV  erhoben  werden. 


Dem  Gerichtshof  sind  ebenfalls  die  Klagen  gemäß  denselben  Artikeln  vorbehalten,  die  von  einem 
Unionsorgan  gegen  eine  Handlung  oder  wegen  unterlassener  Beschlussfassung  des  Europäischen 
Parlaments,  des  Rates,  dieser  beiden  Organe  in  den  Fällen,  in  denen  sie  gemeinsam  beschließen, 
oder  der  Kommission  erhoben  werden,  sowie  die  Klagen,  die  von  einem  Unionsorgan  gegen  eine 
Handlung  oder  wegen  unterlassener  Beschlussfassung  der  Europäischen  Zentralbank  erhoben  werden. 


Artikel  52 

Der  Präsident  des  Gerichtshofs  und  der  Präsident  des  Gerichts  legen  einvernehmlich  fest,  in  welcher 
Weise  Beamte  und  sonstige  Bedienstete,  die  dem  Gerichtshof  beigegeben  sind,  dem  Gericht  Dienste 
leisten,  um  ihm  die  Erfüllung  seiner  Aufgaben  zu  ermöglichen.  Einzelne  Beamte  oder  sonstige 
Bedienstete  unterstehen  dem  Kanzler  des  Gerichts  unter  Aufsicht  des  Präsidenten  des  Gerichts. 


Artikel  53 

Das  Verfahren  vor  dem  Gericht  bestimmt  sich  nach  Titel  III. 


Das  Verfahren  vor  dem  Gericht  wird,  soweit  dies  erforderlich  ist,  durch  seine  Verfahrensordnung  im 
Einzelnen  geregelt  und  ergänzt.  Die  Verfahrensordnung  kann  von  Artikel  40  Absatz  4  und  Artikel  41 
abweichen,  um  den  Besonderheiten  der  Rechtsstreitigkeiten  auf  dem  Gebiet  des  geistigen  Eigentums 
Rechnung  zu  tragen. 


Abweichend  von  Artikel  20  Absatz  4  kann  der  Generalanwalt  seine  begründeten  Schlussanträge 
schriftlich  stellen. 


Artikel  54 

Wird  eine  Klageschrift  oder  ein  anderer  Schriftsatz,  die  an  das  Gericht  gerichtet  sind,  irrtümlich  beim 
Kanzler  des  Gerichtshofs  eingereicht,  so  übermittelt  dieser  sie  unverzüglich  an  den  Kanzler  des 
Gerichts;  wird  eine  Klageschrift  oder  ein  anderer  Schriftsatz,  die  an  den  Gerichtshof  gerichtet  sind, 
irrtümlich  beim  Kanzler  des  Gerichts  eingereicht,  so  übermittelt  dieser  sie  unverzüglich  an  den 
Kanzler  des  Gerichtshofs. 


Stellt  das  Gericht  fest,  dass  es  für  eine  Klage  nicht  zuständig  ist,  die  in  die  Zuständigkeit  des 
Gerichtshofs  fällt,  so  verweist  es  den  Rechtsstreit  an  den  Gerichtshof;  stellt  der  Gerichtshof  fest, 
dass  eine  Klage  in  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  fällt,  so  verweist  er  den  Rechtsstreit  an  das  Gericht, 
das  sich  dann  nicht  für  unzuständig  erklären  kann. 
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Sind  bei  dem  Gerichtshof  und  dem  Gericht  Rechtssachen  anhängig,  die  den  gleichen  Gegenstand 
haben,  die  gleiche  Auslegungsfrage  aufwerfen  oder  die  Gültigkeit  desselben  Rechtsaktes  betreffen,  so 
kann  das  Gericht  nach  Anhörung  der  Parteien  das  Verfahren  bis  zum  Erlass  des  Urteils  des  Gerichts- 
hofs aussetzen,  oder,  wenn  es  sich  um  Klagen  gemäß  Artikel  263  AEUV  handelt,  sich  für  nicht 
zuständig  erklären,  damit  der  Gerichtshof  über  diese  Klagen  entscheidet.  Unter  den  gleichen  Voraus- 
setzungen kann  auch  der  Gerichtshof  die  Aussetzung  des  bei  ihm  anhängigen  Verfahrens  beschließen; 
in  diesem  Fall  wird  das  Verfahren  vor  dem  Gericht  fortgeführt. 

Fechten  ein  Mitgliedstaat  und  ein  Unionsorgan  denselben  Rechtsakt  an,  so  erklärt  sich  das  Gericht  für 
nicht  zuständig,  damit  der  Gerichtshof  über  diese  Klagen  entscheidet. 

Artikel  55 

Der  Kanzler  des  Gerichts  übermittelt  jeder  Partei  sowie  allen  Mitgliedstaaten  und  den  Unionsorganen, 
auch  wenn  diese  vor  dem  Gericht  der  Rechtssache  nicht  als  Streithelfer  beigetreten  sind,  die  End- 
entscheidungen des  Gerichts  und  die  Entscheidungen,  die  über  einen  Teil  des  Streitgegenstands 
ergangen  sind  oder  die  einen  Zwischenstreit  beenden,  der  eine  Einrede  wegen  Unzuständigkeit 
oder  Unzulässigkeit  zum  Gegenstand  hat. 

Artikel  56 

Gegen  die  Endentscheidungen  des  Gerichts  und  gegen  die  Entscheidungen,  die  über  einen  Teil  des 
Streitgegenstands  ergangen  sind  oder  die  einen  Zwischenstreit  beenden,  der  eine  Einrede  der  Un- 
zuständigkeit oder  Unzulässigkeit  zum  Gegenstand  hat,  kann  ein  Rechtsmittel  beim  Gerichtshof 
eingelegt  werden;  die  Rechtsmittelfrist  beträgt  zwei  Monate  und  beginnt  mit  der  Zustellung  der 
angefochtenen  Entscheidung. 

Dieses  Rechtsmittel  kann  von  einer  Partei  eingelegt  werden,  die  mit  ihren  Anträgen  ganz  oder 
teilweise  unterlegen  ist.  Andere  Streithelfer  als  Mitgliedstaaten  oder  Unionsorgane  können  dieses 
Rechtsmittel  jedoch  nur  dann  einlegen,  wenn  die  Entscheidung  des  Gerichts  sie  unmittelbar  berührt. 

Mit  Ausnahme  von  Fällen,  die  sich  auf  Streitsachen  zwischen  der  Union  und  ihren  Bediensteten 
beziehen,  kann  dieses  Rechtsmittel  auch  von  den  Mitgliedstaaten  und  den  Unionsorganen  eingelegt 
werden,  die  dem  Rechtsstreit  vor  dem  Gericht  nicht  beigetreten  sind.  In  diesem  Fall  befinden  sie  sich 
in  derselben  Stellung  wie  Mitgliedstaaten  und  Organe,  die  dem  Rechtsstreit  im  ersten  Rechtszug 
beigetreten  sind. 

Artikel  57 

Wird  ein  Antrag  auf  Zulassung  als  Streithelfer  von  dem  Gericht  abgelehnt,  so  kann  der  Antragsteller 
binnen  zwei  Wochen  nach  Zustellung  der  ablehnenden  Entscheidung  ein  Rechtsmittel  beim  Gerichts- 
hof einlegen. 
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Gegen  die  aufgrund  des  Artikels  278,  des  Artikels  279  oder  des  Artikels  299  Absatz  4  AEUV  oder 
aufgrund  des  Artikels  157  oder  des  Artikels  164  Absatz  3  E AG-Vertrag  ergangenen  Entscheidungen 
des  Gerichts  können  die  Parteien  des  Verfahrens  binnen  zwei  Monaten  nach  Zustellung  ein  Rechts- 
mittel beim  Gerichtshof  einlegen. 

Die  Entscheidung  über  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  eingelegte  Rechtsmittel  ergeht  nach  Maßgabe 
des  Artikels  39. 

Artikel  58 

Das  beim  Gerichtshof  eingelegte  Rechtsmittel  ist  auf  Rechtsfragen  beschränkt.  Es  kann  nur  auf  die 
Unzuständigkeit  des  Gerichts,  auf  einen  Verfahrensfehler,  durch  den  die  Interessen  des  Rechtsmittel- 
führers beeinträchtigt  werden,  sowie  auf  eine  Verletzung  des  Unionsrechts  durch  das  Gericht  gestützt 
werden. 

Ein  Rechtsmittel  nur  gegen  die  Kostenentscheidung  oder  gegen  die  Kostenfestsetzung  ist  unzulässig. 

Artikel  59 

Wird  gegen  eine  Entscheidung  des  Gerichts  ein  Rechtsmittel  eingelegt,  so  besteht  das  Verfahren  vor 
dem  Gerichtshof  aus  einem  schriftlichen  und  einem  mündlichen  Verfahren.  Unter  den  in  der  Ver- 
fahrensordnung festgelegten  Voraussetzungen  kann  der  Gerichtshof  nach  Anhörung  des  General- 
anwalts und  der  Parteien  ohne  mündliches  Verfahren  entscheiden. 

Artikel  60 

Unbeschadet  der  Artikel  278  und  279  AEUV  oder  des  Artikels  157  EAG-Vertrag  haben  Rechtsmittel 
keine  aufschiebende  Wirkung. 

Abweichend  von  Artikel  280  AEUV  werden  die  Entscheidungen  des  Gerichts,  in  denen  eine  Ver- 
ordnung für  nichtig  erklärt  wird,  erst  nach  Ablauf  der  in  Artikel  56  Absatz  1  dieser  Satzung 
vorgesehenen  Frist  oder,  wenn  innerhalb  dieser  Frist  ein  Rechtsmittel  eingelegt  worden  ist,  nach 
dessen  Zurückweisung  wirksam;  ein  Beteiligter  kann  jedoch  gemäß  den  Artikeln  278  und  279 
AEUV  oder  dem  Artikel  157  EAG-Vertrag  beim  Gerichtshof  die  Aussetzung  der  Wirkungen  der 
für  nichtig  erklärten  Verordnung  oder  sonstige  einstweilige  Anordnungen  beantragen. 

Artikel  61 

Ist  das  Rechtsmittel  begründet,  so  hebt  der  Gerichtshof  die  Entscheidung  des  Gerichts  auf.  Er  kann 
sodann  den  Rechtsstreit  selbst  endgültig  entscheiden,  wenn  dieser  zur  Entscheidung  reif  ist,  oder  die 
Sache  zur  Entscheidung  an  das  Gericht  zurückverweisen. 

Im  Falle  der  Zurückverweisung  ist  das  Gericht  an  die  rechtliche  Beurteilung  in  der  Entscheidung  des 
Gerichtshofs  gebunden. 

Ist  das  von  einem  Mitgliedstaat  oder  einem  Unionsorgan,  die  dem  Rechtsstreit  vor  dem  Gericht  nicht 
beigetreten  sind,  eingelegte  Rechtsmittel  begründet,  so  kann  der  Gerichtshof,  falls  er  dies  für  not- 
wendig hält,  diejenigen  Wirkungen  der  aufgehobenen  Entscheidung  des  Gerichts  bezeichnen,  die  für 
die  Parteien  des  Rechtsstreits  als  fortgeltend  zu  betrachten  sind. 
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Artikel  62 


Wenn  in  Fällen  nach  Artikel  256  Absätze  2  und  3  AEUV  der  Erste  Generalanwalt  der  Auffassung  ist, 
dass  die  ernste  Gefahr  einer  Beeinträchtigung  der  Einheit  oder  der  Kohärenz  des  Unionsrechts  besteht, 
so  kann  er  dem  Gerichtshof  vorschlagen,  die  Entscheidung  des  Gerichts  zu  überprüfen. 

Der  Vorschlag  muss  innerhalb  eines  Monats  nach  Verkündung  der  Entscheidung  des  Gerichts  erfol- 
gen. Der  Gerichtshof  entscheidet  innerhalb  eines  Monats  nach  Vorlage  des  Vorschlags  durch  den 
Ersten  Generalanwalt,  ob  die  Entscheidung  zu  überprüfen  ist  oder  nicht. 

Artikel  62a 

Der  Gerichtshof  entscheidet  über  die  Fragen,  die  Gegenstand  der  Überprüfung  sind,  im  Wege  eines 
Eilverfahrens  auf  der  Grundlage  der  ihm  vom  Gericht  übermittelten  Akten. 

Die  in  Artikel  23  dieses  Statuts  bezeichneten  Beteiligten  sowie  -  in  den  Fällen  des  Artikels  256 
Absatz  2  AEUV  -  die  Parteien  des  Verfahrens  vor  dem  Gericht  können  zu  den  Fragen,  die  Gegen- 
stand der  Überprüfung  sind,  beim  Gerichtshof  innerhalb  einer  hierfür  bestimmten  Frist  Schriftsätze 
einreichen  oder  schriftliche  Erklärungen  abgeben. 

Der  Gerichtshof  kann  beschließen,  vor  einer  Entscheidung  das  mündliche  Verfahren  zu  eröffnen. 

Artikel  62b 

In  den  Fällen  des  Artikels  256  Absatz  2  AEUV  haben  unbeschadet  der  Artikel  278  und  279  AEUV 
der  Vorschlag  einer  Überprüfung  und  die  Entscheidung,  das  Überprüfungsverfahren  zu  eröffnen, 
keine  aufschiebende  Wirkung.  Stellt  der  Gerichtshof  fest,  dass  die  Entscheidung  des  Gerichts  die 
Einheit  oder  die  Kohärenz  des  Unionsrechts  beeinträchtigt,  verweist  er  die  Sache  an  das  Gericht 
zurück,  das  an  die  rechtliche  Beurteilung  durch  den  Gerichtshof  gebunden  ist;  der  Gerichtshof  kann 
die  Wirkungen  der  Entscheidung  des  Gerichts  bezeichnen,  die  für  die  Parteien  des  Rechtsstreits  als 
endgültig  zu  betrachten  sind.  Ergibt  sich  jedoch  der  Ausgang  des  Rechtsstreits  unter  Berücksichtigung 
des  Ergebnisses  der  Überprüfung  aus  den  Tatsachenfeststellungen,  auf  denen  die  Entscheidung  des 
Gerichts  beruht,  so  entscheidet  der  Gerichtshof  endgültig. 

In  den  Fällen  des  Artikels  256  Absatz  3  AEUV  werden,  sofern  ein  Überprüfungsvorschlag  oder  eine 
Entscheidung  zur  Eröffnung  des  Überprüfungsverfahrens  nicht  vorliegt,  die  Antwort  oder  die  Ant- 
worten des  Gerichts  auf  die  ihm  unterbreiteten  Fragen  nach  Ablauf  der  hierzu  in  Artikel  62  Absatz  2 
vorgesehenen  Fristen  wirksam.  Im  Fall  der  Eröffnung  eines  Überprüfungsverfahrens  werden  die  Ant- 
wort oder  die  Antworten,  die  Gegenstand  der  Überprüfung  sind,  am  Ende  dieses  Verfahrens  wirksam, 
es  sei  denn,  dass  der  Gerichtshof  anders  beschließt.  Stellt  der  Gerichtshof  fest,  dass  die  Entscheidung 
des  Gerichts  die  Einheit  oder  die  Kohärenz  des  Unionsrechts  beeinträchtigt,  so  ersetzt  die  Antwort 
des  Gerichtshofs  auf  die  Fragen,  die  Gegenstand  der  Überprüfung  waren,  die  Antwort  des  Gerichts. 
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TITEL  IV  a 
DIE  FACHGERICHTE 

Artikel  62c 

Die  Bestimmungen  über  die  Zuständigkeitsbereiche,  die  Zusammensetzung,  den  Aufbau  und  das 
Verfahren  der  gemäß  dem  Artikel  257  AEUV  errichteten  Fachgerichte  werden  im  Anhang  dieser 
Satzung  aufgeführt. 

TITEL  V 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel  63 

Die  Verfahrensordnungen  des  Gerichtshofs  und  des  Gerichts  enthalten  alle  Bestimmungen,  die  für  die 
Anwendung  dieser  Satzung  und  erforderlichenfalls  für  ihre  Ergänzung  notwendig  sind. 

Artikel  64 

Die  Vorschriften  über  die  Regelung  der  Sprachenfrage  für  den  Gerichtshof  der  Europäischen  Union 
werden  in  einer  vom  Rat  einstimmig  erlassenen  Verordnung  festgelegt.  Diese  Verordnung  wird 
entweder  auf  Antrag  des  Gerichtshofs  nach  Anhörung  der  Kommission  und  des  Europäischen  Par- 
laments oder  auf  Vorschlag  der  Kommission  nach  Anhörung  des  Gerichtshofs  und  des  Europäischen 
Parlaments  erlassen. 

Bis  zum  Erlass  dieser  Vorschriften  gelten  die  Bestimmungen  der  Verfahrensordnung  des  Gerichtshofs 
und  der  Verfahrensordnung  des  Gerichts,  die  die  Regelung  der  Sprachenfrage  betreffen,  fort.  Abwei- 
chend von  den  Artikeln  253  und  254  AEUV  bedürfen  Änderungen  der  genannten  Bestimmungen 
oder  deren  Aufhebung  der  einstimmigen  Genehmigung  durch  den  Rat. 
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ANHANG  1 


DAS  GERICHT  FÜR  DEN  ÖFFENTLICHEN  DIENST  DER  EUROPÄISCHEN  UNION 

Artikel  1 

Das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  der  Europäischen  Union,  nachstehend  „Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst" 
genannt,  ist  im  ersten  Rechtszug  für  Streitsachen  zwischen  der  Union  und  deren  Bediensteten  gemäß  Artikel  270 
AEUV  zuständig,  einschließlich  der  Streitsachen  zwischen  den  Einrichtungen  sowie  Ämtern  und  Agenturen  und  deren 
Bediensteten,  für  die  der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  zuständig  ist. 

Artikel  2 

Das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  besteht  aus  sieben  Richtern.  Auf  Antrag  des  Gerichtshofs  kann  der  Rat  be- 
schließen, die  Zahl  der  Richter  zu  erhöhen. 

Die  Richter  werden  für  die  Dauer  von  sechs  Jahren  ernannt.  Die  Wiederernennung  ausscheidender  Richter  ist  zulässig. 
Frei  werdende  Richterstellen  sind  durch  die  Ernennung  eines  neuen  Richters  für  die  Dauer  von  sechs  Jahren  zu  besetzen. 

Artikel  3 

(1)  Die  Richter  werden  vom  Rat,  der  gemäß  Artikel  257  Absatz  4  AEUV  beschließt,  nach  Anhörung  des  in  diesem 
Artikel  vorgesehenen  Ausschusses  ernannt.  Bei  der  Ernennung  der  Richter  achtet  der  Rat  auf  eine  ausgewogene  Zusam- 
mensetzung des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst,  indem  die  Richter  unter  den  Staatsangehörigen  der  Mitgliedstaaten 
auf  möglichst  breiter  geografischer  Grundlage  ausgewählt  und  die  vertretenen  einzelstaatlichen  Rechtsordnungen  berück- 
sichtigt werden. 

(2)  Jede  Person,  die  die  Unionsbürgerschaft  besitzt  und  die  Voraussetzungen  des  Artikels  257  Absatz  4  AEUV  erfüllt, 
kann  ihre  Bewerbung  einreichen.  Der  Rat  legt  auf  Empfehlung  des  Gerichtshofs  die  Bedingungen  und  Einzelheiten  für  die 
Vorlage  und  Behandlung  der  Bewerbungen  fest. 

(3)  Es  wird  ein  Ausschuss  eingerichtet,  der  sich  aus  sieben  Persönlichkeiten  zusammensetzt,  die  aus  dem  Kreis 
ehemaliger  Mitglieder  des  Gerichtshofs  und  des  Gerichts  sowie  Juristen  von  anerkannter  Befähigung  ausgewählt  werden. 
Der  Rat  ernennt  die  Mitglieder  des  Ausschusses  und  erlässt  die  Vorschriften  für  seine  Arbeitsweise  auf  Empfehlung  des 
Präsidenten  des  Gerichtshofs. 

(4)  Der  Ausschuss  gibt  eine  Stellungnahme  über  die  Eignung  der  Bewerber  für  die  Ausübung  des  Amts  eines  Richters 
beim  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  ab.  Der  Ausschuss  fügt  seiner  Stellungnahme  eine  Liste  von  Bewerbern  bei,  die 
aufgrund  ihrer  Erfahrung  auf  hoher  Ebene  am  geeignetsten  erscheinen.  Diese  Liste  enthält  mindestens  doppelt  so  viele 
Bewerber  wie  die  Zahl  der  vom  Rat  zu  ernennenden  Richter. 

Artikel  4 

(1)  Die  Richter  wählen  aus  ihrer  Mitte  den  Präsidenten  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst  für  die  Dauer  von  drei 
Jahren.  Wiederwahl  ist  zulässig. 

(2)  Das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  tagt  in  Kammern  mit  drei  Richtern.  In  bestimmten  in  der  Verfahrens- 
ordnung festgelegten  Fällen  kann  das  Gericht  als  Plenum,  als  Kammer  mit  fünf  Richtern  oder  als  Einzelrichter  tagen. 
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(3)  Der  Präsident  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst  steht  dem  Plenum  und  der  Kammer  mit  fünf  Richtern  vor. 
Die  Präsidenten  der  Kammern  mit  drei  Richtern  werden  nach  dem  Verfahren  des  Absatzes  1  gewählt.  Wird  der  Präsident 
des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst  einer  Kammer  mit  drei  Richtern  zugeteilt,  so  steht  er  dieser  Kammer  vor. 

(4)  Die  Zuständigkeiten  und  die  Beschlussfähigkeit  des  Plenums  sowie  die  Besetzung  der  Kammern  und  die  Zuweisung 
der  Rechtssachen  an  sie  richten  sich  nach  der  Verfahrensordnung. 

Artikel  5 

Die  Artikel  2  bis  6,  die  Artikel  14  und  15,  Artikel  17  Absätze  1,  2  und  5  sowie  Artikel  18  der  Satzung  des  Gerichtshofs 
der  Europäischen  Union  finden  auf  das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  und  dessen  Mitglieder  Anwendung. 

Der  Eid  nach  Artikel  2  der  Satzung  wird  vor  dem  Gerichtshof  geleistet,  und  die  Entscheidungen  nach  den  Artikeln  3,  4 
und  6  der  Satzung  werden  vom  Gerichtshof  nach  Anhörung  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst  getroffen. 

Artikel  6 

(1)  Das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  stützt  sich  auf  die  Dienste  des  Gerichtshofs  und  des  Gerichts.  Der  Präsident 
des  Gerichtshofs  oder  gegebenenfalls  der  Präsident  des  Gerichts  legt  einvernehmlich  mit  dem  Präsidenten  des  Gerichts  für 
den  öffentlichen  Dienst  fest,  in  welcher  Weise  Beamte  und  sonstige  Bedienstete,  die  dem  Gerichtshof  oder  dem  Gericht 
beigegeben  sind,  dem  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  Dienste  leisten,  um  diesem  die  Erfüllung  seiner  Aufgaben  zu 
ermöglichen.  Einzelne  Beamte  oder  sonstige  Bedienstete  unterstehen  dem  Kanzler  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst 
unter  Aufsicht  des  Präsidenten  dieses  Gerichts. 

(2)  Das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  ernennt  seinen  Kanzler  und  bestimmt  dessen  Stellung.  Artikel  3  Absatz  4 
sowie  die  Artikel  10,  11  und  14  der  Satzung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  finden  auf  den  Kanzler  dieses 
Gerichts  Anwendung. 

Artikel  7 

(1)  Das  Verfahren  vor  dem  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  bestimmt  sich  nach  Titel  III  der  Satzung  des  Gerichts- 
hofs der  Europäischen  Union  mit  Ausnahme  der  Artikel  22  und  23.  Es  wird,  soweit  dies  erforderlich  ist,  durch  die 
Verfahrensordnung  dieses  Gerichts  im  Einzelnen  geregelt  und  ergänzt. 

(2)  Die  Bestimmungen  des  Gerichts  über  die  Sprachenregelung  finden  auf  das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst 
entsprechende  Anwendung. 

(3)  Das  schriftliche  Verfahren  umfasst  die  Vorlage  der  Klageschrift  und  der  Klagebeantwortung,  sofern  das  Gericht  für 
den  öffentlichen  Dienst  nicht  beschließt,  dass  ein  zweiter  Austausch  von  Schriftsätzen  erforderlich  ist.  Hat  ein  zweiter 
Austausch  von  Schriftsätzen  stattgefunden,  so  kann  das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  mit  Zustimmung  der  Parteien 
beschließen,  ohne  mündliche  Verhandlung  zu  entscheiden. 

(4)  Das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  kann  in  jedem  Verfahrensabschnitt,  auch  bereits  ab  der  Einreichung  der 
Klageschrift,  die  Möglichkeiten  für  eine  gütliche  Beilegung  der  Streitsache  prüfen  und  versuchen,  eine  solche  Einigung  zu 
erleichtern. 

(5)  Das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  entscheidet  über  die  Kosten.  Vorbehaltlich  der  besonderen  Bestimmungen 
der  Verfahrensordnung  ist  die  unterliegende  Partei  auf  Antrag  zur  Tragung  der  Kosten  zu  verurteilen. 
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Artikel  8 


(1)  Wird  eine  Klageschrift  oder  ein  anderer  Schriftsatz,  die  an  das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  gerichtet  sind, 
irrtümlich  beim  Kanzler  des  Gerichtshofs  oder  des  Gerichts  eingereicht,  so  übermittelt  dieser  sie  unverzüglich  an  den 
Kanzler  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst.  Wird  eine  Klageschrift  oder  ein  anderer  Schriftsatz,  die  an  den  Gerichts- 
hof oder  das  Gericht  gerichtet  sind,  irrtümlich  beim  Kanzler  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst  eingereicht,  so 
übermittelt  dieser  sie  unverzüglich  an  den  Kanzler  des  Gerichtshofs  oder  des  Gerichts. 


(2)  Stellt  das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  fest,  dass  es  für  eine  Klage  nicht  zuständig  ist,  die  in  die  Zuständigkeit 
des  Gerichtshofs  oder  des  Gerichts  fällt,  so  verweist  es  den  Rechtsstreit  an  den  Gerichtshof  oder  das  Gericht.  Stellt  der 
Gerichtshof  oder  das  Gericht  fest,  dass  eine  Klage  in  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst  fällt,  so 
verweisen  sie  den  Rechtsstreit  an  das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst,  das  sich  dann  nicht  für  unzuständig  erklären 
kann. 


(3)  Sind  bei  dem  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  und  bei  dem  Gericht  Rechtssachen  anhängig,  die  die  gleiche 
Auslegungsfrage  aufwerfen  oder  die  Gültigkeit  desselben  Rechtsaktes  betreffen,  so  kann  das  Gericht  für  den  öffentlichen 
Dienst  nach  Anhörung  der  Streitparteien  das  Verfahren  aussetzen,  bis  das  Gericht  sein  Urteil  verkündet  hat. 


Sind  bei  dem  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  und  bei  dem  Gericht  Rechtssachen  anhängig,  die  den  gleichen  Gegen- 
stand haben,  so  erklärt  sich  das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  für  unzuständig,  damit  das  Gericht  über  diese  Klagen 
entscheiden  kann. 


Artikel  9 

Gegen  die  Endentscheidungen  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst  und  gegen  die  Entscheidungen,  die  über  einen  Teil 
des  Streitgegenstands  ergangen  sind  oder  die  einen  Zwischenstreit  beenden,  der  eine  Einrede  der  Unzuständigkeit  oder 
Unzulässigkeit  zum  Gegenstand  hat,  kann  ein  Rechtsmittel  beim  Gericht  eingelegt  werden;  die  Rechtsmittelfrist  beträgt 
zwei  Monate  und  beginnt  mit  der  Zustellung  der  angefochtenen  Entscheidung. 


Dieses  Rechtsmittel  kann  von  jeder  Partei  eingelegt  werden,  die  mit  ihren  Anträgen  ganz  oder  teilweise  unterlegen  ist. 
Andere  Streithelfer  als  Mitgliedstaaten  oder  Unionsorgane  können  dieses  Rechtsmittel  jedoch  nur  dann  einlegen,  wenn  die 
Entscheidung  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst  sie  unmittelbar  berührt. 


Artikel  10 

(1)  Wird  ein  Antrag  auf  Zulassung  als  Streithelfer  vom  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  abgelehnt,  so  kann  jede 
Person,  deren  Antrag  abgewiesen  wurde,  binnen  zwei  Wochen  nach  Zustellung  der  ablehnenden  Entscheidung  ein 
Rechtsmittel  beim  Gericht  einlegen. 


(2)  Gegen  die  aufgrund  des  Artikels  278,  des  Artikels  279  oder  des  Artikels  299  Absatz  4  AEUV  oder  aufgrund  des 
Artikels  157  oder  des  Artikels  164  Absatz  3  EAG-Vertrag  ergangenen  Entscheidungen  des  Gerichts  für  den  öffentlichen 
Dienst  können  die  Parteien  des  Verfahrens  binnen  zwei  Monaten  nach  Zustellung  ein  Rechtsmittel  beim  Gericht  einlegen. 


(3)  Der  Präsident  des  Gerichts  kann  über  die  Rechtsmittel  der  Absätze  1  und  2  in  einem  abgekürzten  Verfahren 
entscheiden,  das,  falls  erforderlich,  von  einzelnen  Bestimmungen  dieses  Anhangs  abweichen  kann  und  in  der  Verfahrens- 
ordnung des  Gerichts  geregelt  ist. 
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Artikel  11 


(1)  Das  beim  Gericht  eingelegte  Rechtsmittel  ist  auf  Rechtsfragen  beschränkt.  Es  kann  nur  auf  die  Unzuständigkeit  des 
Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst,  auf  einen  Verfahrensfehler  vor  diesem  Gericht,  durch  den  die  Interessen  des  Rechts- 
mittelführers beeinträchtigt  werden,  sowie  auf  eine  Verletzung  des  Unionsrechts  durch  das  Gericht  für  den  öffentlichen 
Dienst  gestützt  werden. 

(2)  Ein  Rechtsmittel,  das  sich  nur  gegen  die  Kostenentscheidung  oder  gegen  die  Kostenfestsetzung  wendet,  ist  un- 
zulässig. 

Artikel  12 

(1)  Unbeschadet  der  Artikel  278  und  279  AEUV  sowie  des  Artikels  157  EAG-Vertrag  haben  Rechtsmittel  beim  Gericht 
keine  aufschiebende  Wirkung. 

(2)  Wird  gegen  eine  Entscheidung  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst  ein  Rechtsmittel  eingelegt,  so  besteht  das 
Verfahren  vor  dem  Gericht  aus  einem  schriftlichen  und  einem  mündlichen  Verfahren.  Unter  den  in  der  Verfahrens- 
ordnung festgelegten  Voraussetzungen  kann  das  Gericht  nach  Anhörung  der  Parteien  ohne  mündliches  Verfahren  ent- 
scheiden. 

Artikel  13 

(1)  Ist  das  Rechtsmittel  begründet,  so  hebt  das  Gericht  die  Entscheidung  des  Gerichts  für  den  öffentlichen  Dienst  auf 
und  entscheidet  den  Rechtsstreit  selbst.  Das  Gericht  verweist  die  Sache  zur  Entscheidung  an  das  Gericht  für  den  öffent- 
lichen Dienst  zurück,  wenn  der  Rechtsstreit  noch  nicht  zur  Entscheidung  reif  ist. 

(2)  Im  Falle  der  Zurückverweisung  ist  das  Gericht  für  den  öffentlichen  Dienst  an  die  rechtliche  Beurteilung  in  der 
Entscheidung  des  Gerichts  gebunden. 
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PROTOKOLL  ÜBER  DIE  FESTLEGUNG  DER  SITZE  DER  ORGANE  UND  BESTIMMTER 
EINRICHTUNGEN,  SONSTIGER  STELLEN  UND  DIENSTSTELLEN  DER  EUROPÄISCHEN 

UNION 


DIE  VERTRETER  DER  REGIERUNGEN  DER  MITGLIEDSTAATEN  - 

GESTÜTZT  auf  Artikel  341  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union,  und  Arti- 
kel 189  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschaft, 

EINGEDENK  UND  IN  BESTÄTIGUNG  des  Beschlusses  vom  8.  April  1965,  jedoch  unbeschadet  der  Be- 
schlüsse über  den  Sitz  künftiger  Organe,  Einrichtungen,  sonstiger  Stellen  und  Dienststellen  - 

SIND  über  folgende  Bestimmungen  ÜBEREINGEKOMMEN,  die  dem  Vertrag  über  die  Europäische  Union, 
dem  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  und  dem  Vertrag  zur  Gründung  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft  beigefügt  sind: 

Einziger  Artikel 

a)  Das  Europäische  Parlament  hat  seinen  Sitz  in  Straßburg;  dort  finden  die  12  monatlichen  Ple- 
nartagungen einschließlich  der  Haushaltstagung  statt.  Zusätzliche  Plenartagungen  finden  in  Brüssel 
statt.  Die  Ausschüsse  des  Europäischen  Parlaments  treten  in  Brüssel  zusammen.  Das  Generalse- 
kretariat des  Europäischen  Parlaments  und  dessen  Dienststellen  verbleiben  in  Luxemburg. 

b)  Der  Rat  hat  seinen  Sitz  in  Brüssel.  In  den  Monaten  April,  Juni  und  Oktober  hält  der  Rat  seine 
Tagungen  in  Luxemburg  ab. 

c)  Die  Kommission  hat  ihren  Sitz  in  Brüssel.  Die  in  den  Artikeln  7,  8  und  9  des  Beschlusses  vom 
8.  April  1965  aufgeführten  Dienststellen  sind  in  Luxemburg  untergebracht. 

d)  Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  hat  seinen  Sitz  in  Luxemburg. 

e)  Der  Rechnungshof  hat  seinen  Sitz  in  Luxemburg. 

f)  Der  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  hat  seinen  Sitz  in  Brüssel. 

g)  Der  Ausschuss  der  Regionen  hat  seinen  Sitz  in  Brüssel. 

h)  Die  Europäische  Investitionsbank  hat  ihren  Sitz  in  Luxemburg. 

i)  Die  Europäische  Zentralbank  hat  ihren  Sitz  in  Frankfurt. 

j)  Das  Europäische  Polizeiamt  (Europol)  hat  seinen  Sitz  in  Den  Haag. 
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PROTOKOLL  ÜBER  DIE  VORRECHTE  UND  BEFREIUNGEN  DER  EUROPÄISCHEN  UNION 


DIE  HOHEN  VERTRAGSPARTEIEN, 

IN  DER  ERWÄGUNG,  dass  die  Europäische  Union  und  die  Europäische  Atomgemeinschaft  nach  Ar- 
tikel 343  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  und  Artikel  191  des  Vertrags 
zur  Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschaft  im  Hoheitsgebiet  der  Mitgliedstaaten  die  zur 
Erfüllung  ihrer  Aufgabe  erforderlichen  Vorrechte  und  Befreiungen  genießen, 

SIND  über  folgende  Bestimmungen  ÜBEREINGEKOMMEN,  die  dem  Vertrag  über  die  Europäische  Union, 
dem  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  und  dem  Vertrag  zur  Gründung  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft  beigefügt  sind: 

KAPITEL  I 

Vermögensgegenstände,  Liegenschaften,  Guthaben  und  Geschäfte  der  Europäischen  Union 

Artikel  1 

Die  Räumlichkeiten  und  Gebäude  der  Union  sind  unverletzlich.  Sie  dürfen  nicht  durchsucht,  be- 
schlagnahmt, eingezogen  oder  enteignet  werden.  Die  Vermögensgegenstände  und  Guthaben  der 
Union  dürfen  ohne  Ermächtigung  des  Gerichtshofs  nicht  Gegenstand  von  Zwangsmaßnahmen  der 
Verwaltungsbehörden  oder  Gerichte  sein. 

Artikel  2 

Die  Archive  der  Union  sind  unverletzlich. 

Artikel  3 

Die  Union,  ihre  Guthaben,  Einkünfte  und  sonstigen  Vermögensgegenstände  sind  von  jeder  direkten 
Steuer  befreit. 

Die  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  treffen  in  allen  Fällen,  in  denen  es  ihnen  möglich  ist,  geeignete 
Maßnahmen  für  den  Erlass  oder  die  Erstattung  des  Betrages  der  indirekten  Steuern  und  Verkaufs- 
abgaben, die  in  den  Preisen  für  bewegliche  oder  unbewegliche  Güter  inbegriffen  sind,  wenn  die 
Union  für  ihren  Dienstbedarf  größere  Einkäufe  tätigt,  bei  denen  derartige  Steuern  und  Abgaben 
im  Preis  enthalten  sind.  Die  Durchführung  dieser  Maßnahmen  darf  jedoch  den  Wettbewerb  innerhalb 
der  Union  nicht  verfälschen. 

Von  den  Abgaben,  die  lediglich  die  Vergütung  für  Leistungen  gemeinnütziger  Versorgungsbetriebe 
darstellen,  wird  keine  Befreiung  gewährt. 

Artikel  4 

Die  Union  ist  von  allen  Zöllen  sowie  Ein-  und  Ausfuhrverboten  und  -beschränkungen  bezüglich  der 
zu  ihrem  Dienstgebrauch  bestimmten  Gegenstände  befreit;  die  in  dieser  Weise  eingeführten  Gegen- 
stände dürfen  im  Hoheitsgebiet  des  Staates,  in  das  sie  eingeführt  worden  sind,  weder  entgeltlich  noch 
unentgeltlich  veräußert  werden,  es  sei  denn  zu  Bedingungen,  welche  die  Regierung  dieses  Staates 
genehmigt. 


290 

Copyrkjhted  material 


Der  Union  steht  ferner  für  ihre  Veröffentlichungen  Befreiung  von  Zöllen  sowie  Ein-  und  Ausfuhr- 
verboten und  -beschränkungen  zu. 

KAPITEL  II 

Nachrichtenübermittlung  und  Ausweise 

Artikel  5 
(ex- Artikel  6) 

Den  Organen  der  Union  steht  für  ihre  amtliche  Nachrichtenübermittlung  und  die  Übermittlung  aller 
ihrer  Schriftstücke  im  Hoheitsgebiet  jedes  Mitgliedstaats  die  gleiche  Behandlung  wie  den  diplomati- 
schen Vertretungen  zu. 

Der  amtliche  Schriftverkehr  und  die  sonstige  amtliche  Nachrichtenübermittlung  der  Organe  der 
Union  unterliegen  nicht  der  Zensur. 

Artikel  6 
(ex- Artikel  7) 

Die  Präsidenten  der  Organe  der  Union  können  den  Mitgliedern  und  Bediensteten  dieser  Organe 
Ausweise  ausstellen,  deren  Form  vom  Rat  mit  einfacher  Mehrheit  bestimmt  wird  und  die  von  den 
Behörden  der  Mitgliedstaaten  als  gültige  Reiseausweise  anerkannt  werden.  Diese  Ausweise  werden  den 
Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  nach  Maßgabe  des  Statuts  der  Beamten  und  der  Beschäftigungs- 
bedingungen für  die  sonstigen  Bediensteten  der  Union  ausgestellt. 

Die  Kommission  kann  Abkommen  zur  Anerkennung  dieser  Ausweise  als  im  Hoheitsgebiet  dritter 
Länder  gültige  Reiseausweise  schließen. 

KAPITEL  III 

Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments 

Artikel  7 
(ex- Artikel  8) 

Die  Reise  der  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments  zum  und  vom  Tagungsort  des  Europäischen 
Parlaments  unterliegt  keinen  verwaltungsmäßigen  oder  sonstigen  Beschränkungen. 

Die  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments  erhalten  bei  der  Zollabfertigung  und  Devisenkontrolle 

a)  seitens  ihrer  eigenen  Regierung  dieselben  Erleichterungen  wie  hohe  Beamte,  die  sich  in  offiziellem 
Auftrag  vorübergehend  ins  Ausland  begeben; 

b)  seitens  der  Regierungen  der  anderen  Mitgliedstaaten  dieselben  Erleichterungen  wie  ausländische 
Regierungsvertreter  mit  vorübergehendem  offiziellem  Auftrag. 
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Artikel  8 
(ex- Artikel  9) 

Wegen  einer  in  Ausübung  ihres  Amtes  erfolgten  Äußerung  oder  Abstimmung  dürfen  Mitglieder  des 
Europäischen  Parlaments  weder  in  ein  Ermittlungsverfahren  verwickelt  noch  festgenommen  oder 
verfolgt  werden. 

Artikel  9 
(ex- Artikel  10) 

Während  der  Dauer  der  Sitzungsperiode  des  Europäischen  Parlaments 

a)  steht  seinen  Mitgliedern  im  Hoheitsgebiet  ihres  eigenen  Staates  die  den  Parlamentsmitgliedern 
zuerkannte  Unverletzlichkeit  zu, 

b)  können  seine  Mitglieder  im  Hoheitsgebiet  jedes  anderen  Mitgliedstaats  weder  festgehalten  noch 
gerichtlich  verfolgt  werden. 

Die  Unverletzlichkeit  besteht  auch  während  der  Reise  zum  und  vom  Tagungsort  des  Europäischen 
Parlaments. 

Bei  Ergreifung  auf  frischer  Tat  kann  die  Unverletzlichkeit  nicht  geltend  gemacht  werden;  sie  steht 
auch  nicht  der  Befugnis  des  Europäischen  Parlaments  entgegen,  die  Unverletzlichkeit  eines  seiner 
Mitglieder  aufzuheben. 

KAPITEL  N 

Vertreter  der  Mitgliedstaaten,  die  an  den  Arbeiten  der  Organe  der  Europäischen  Union  teilnehmen 

Artikel  10 
(ex- Artikel  11) 

Den  Vertretern  der  Mitgliedstaaten,  die  an  den  Arbeiten  der  Organe  der  Union  teilnehmen,  sowie 
ihren  Beratern  und  Sachverständigen  stehen  während  der  Ausübung  ihrer  Tätigkeit  und  auf  der  Reise 
zum  und  vom  Tagungsort  die  üblichen  Vorrechte,  Befreiungen  und  Erleichterungen  zu. 

Dies  gilt  auch  für  die  Mitglieder  der  beratenden  Organe  der  Union. 

KAPITEL  V 

Beamte  und  sonstige  Bedienstete  der  Europäischen  Union 

Artikel  11 
(ex- Artikel  12) 

Den  Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  der  Union  stehen  im  Hoheitsgebiet  jedes  Mitgliedstaats 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  Staatsangehörigkeit  folgende  Vorrechte  und  Befreiungen  zu: 

a)  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  bezüglich  der  von  ihnen  in  amtlicher  Eigenschaft  vorgenom- 
menen Handlungen,  einschließlich  ihrer  mündlichen  und  schriftlichen  Äußerungen,  jedoch  vor- 
behaltlich der  Anwendung  der  Bestimmungen  der  Verträge  über  die  Vorschriften  betreffend  die 
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Haftung  der  Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  gegenüber  der  Union  und  über  die  Zuständig- 
keit des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  für  Streitsachen  zwischen  der  Union  und  ihren 
Beamten  sowie  sonstigen  Bediensteten.  Diese  Befreiung  gilt  auch  nach  Beendigung  ihrer  Amts- 
tätigkeit; 

b)  Befreiung  von  Einwanderungsbeschränkungen  und  von  der  Meldepflicht  für  Ausländer;  das  Glei- 
che gilt  für  ihre  Ehegatten  und  die  von  ihnen  unterhaltenen  Familienmitglieder; 

c)  die  den  Beamten  der  internationalen  Organisationen  üblicherweise  gewährten  Erleichterungen  auf 
dem  Gebiet  der  Vorschriften  des  Währungs-  und  Devisenrechts; 

d)  das  Recht,  ihre  Wohnungseinrichtung  und  ihre  persönlichen  Gebrauchsgegenstände  bei  Antritt 
ihres  Dienstes  in  das  in  Frage  stehende  Land  zollfrei  einzuführen  und  bei  Beendigung  ihrer 
Amtstätigkeit  in  diesem  Land  ihre  Wohnungseinrichtung  und  ihre  persönlichen  Gebrauchsgegen- 
stände zollfrei  wieder  auszuführen,  vorbehaltlich  der  Bedingungen,  welche  die  Regierung  des 
Landes,  in  dem  dieses  Recht  ausgeübt  wird,  in  dem  einen  und  anderen  Fall  für  erforderlich 
erachtet; 

e)  das  Recht,  das  zu  ihrem  eigenen  Gebrauch  bestimmte  Kraftfahrzeug,  sofern  es  im  Land  ihres 
letzten  ständigen  Aufenthalts  oder  in  dem  Land,  dem  sie  angehören,  zu  den  auf  dem  Binnenmarkt 
dieses  Landes  geltenden  Bedingungen  erworben  worden  ist,  zollfrei  einzuführen  und  es  zollfrei 
wieder  auszuführen,  vorbehaltlich  der  Bedingungen,  welche  die  Regierung  des  in  Frage  stehenden 
Landes  in  dem  einen  und  anderen  Fall  für  erforderlich  erachtet. 

Artikel  12 
(ex- Artikel  13) 

Von  den  Gehältern,  Löhnen  und  anderen  Bezügen,  welche  die  Union  ihren  Beamten  und  sonstigen 
Bediensteten  zahlt,  wird  zugunsten  der  Union  eine  Steuer  gemäß  den  Bestimmungen  und  dem 
Verfahren  erhoben,  die  vom  Europäischen  Parlament  und  vom  Rat  durch  Verordnungen  gemäß 
dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  und  nach  Anhörung  der  betroffenen  Organe  festgelegt 
werden. 

Die  Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  sind  von  innerstaatlichen  Steuern  auf  die  von  der  Union 
gezahlten  Gehälter,  Löhne  und  Bezüge  befreit. 

Artikel  13 
(ex- Artikel  14) 

Die  Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  der  Union,  die  sich  lediglich  zur  Ausübung  einer  Amts- 
tätigkeit im  Dienst  der  Union  im  Hoheitsgebiet  eines  anderen  Mitgliedstaats  als  des  Staates  nieder- 
lassen, in  dem  sie  zur  Zeit  des  Dienstantritts  bei  der  Union  ihren  steuerlichen  Wohnsitz  haben, 
werden  in  den  beiden  genannten  Staaten  für  die  Erhebung  der  Einkommen-,  Vermögen-  und  Erb- 
schaftsteuer sowie  für  die  Anwendung  der  zur  Vermeidung  der  Doppelbesteuerung  zwischen  den 
Mitgliedstaaten  der  Union  geschlossenen  Abkommen  so  behandelt,  als  hätten  sie  ihren  früheren 
Wohnsitz  beibehalten,  sofern  sich  dieser  in  einem  Mitgliedstaat  der  Union  befindet.  Dies  gilt  auch 
für  den  Ehegatten,  soweit  dieser  keine  eigene  Berufstätigkeit  ausübt,  sowie  für  die  Kinder,  die  unter 
der  Aufsicht  der  in  diesem  Artikel  bezeichneten  Personen  stehen  und  von  ihnen  unterhalten  werden. 
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Das  im  Hoheitsgebiet  des  Aufenthaltsstaats  befindliche  bewegliche  Vermögen  der  in  Absatz  1  be- 
zeichneten Personen  ist  in  diesem  Staat  von  der  Erbschaftsteuer  befreit;  für  die  Veranlagung  dieser 
Steuer  wird  es  vorbehaltlich  der  Rechte  dritter  Länder  und  der  etwaigen  Anwendung  internationaler 
Abkommen  über  die  Doppelbesteuerung  als  in  dem  Staat  des  steuerlichen  Wohnsitzes  befindlich 
betrachtet. 

Ein  lediglich  zur  Ausübung  einer  Amtstätigkeit  im  Dienste  anderer  internationaler  Organisationen 
begründeter  Wohnsitz  bleibt  bei  der  Anwendung  dieses  Artikels  unberücksichtigt. 

Artikel  14 
(ex- Artikel  15) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  legen  durch  Verordnungen  gemäß  dem  ordentlichen  Gesetz- 
gebungsverfahren nach  Anhörung  der  betroffenen  Organe  das  System  der  Sozialleistungen  für  die 
Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  der  Union  fest. 

Artikel  15 
(ex- Artikel  16) 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  bestimmen  durch  Verordnungen  gemäß  dem  ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren  nach  Anhörung  der  anderen  betroffenen  Organe  die  Gruppen  von  Beamten 
und  sonstigen  Bediensteten  der  Union,  auf  welche  Artikel  11,  Artikel  12  Absatz  2  und  Artikel  13 
ganz  oder  teilweise  Anwendung  finden. 

Namen,  Dienstrang  und  -Stellung  sowie  Anschrift  der  Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  dieser 
Gruppen  werden  den  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  in  regelmäßigen  Zeitabständen  mitgeteilt. 

KAPITEL  VI 

Vorrechte  und  Befreiungen  der  Vertretungen  dritter  Länder,  die  bei  der  Europäischen  Union 

beglaubigt  sind 

Artikel  16 

(ex- Artikel  17) 

Der  Mitgliedstaat,  in  dessen  Hoheitsgebiet  sich  der  Sitz  der  Union  befindet,  gewährt  den  bei  der 
Union  beglaubigten  Vertretungen  dritter  Länder  die  üblichen  diplomatischen  Vorrechte  und  Befrei- 
ungen. 

KAPLTEL  VII 
Allgemeine  Bestimmungen 

Artikel  17 
(ex- Artikel  18) 

Die  Vorrechte,  Befreiungen  und  Erleichterungen  werden  den  Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  der 
Union  ausschließlich  im  Interesse  der  Union  gewährt. 

Jedes  Organ  der  Union  hat  die  Befreiung  eines  Beamten  oder  sonstigen  Bediensteten  in  allen  Fällen 
aufzuheben,  in  denen  dies  nach  seiner  Auffassung  den  Interessen  der  Union  nicht  zuwiderläuft. 
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Artikel  18 


(ex- Artikel  19) 

Bei  der  Anwendung  dieses  Protokolls  handeln  die  Organe  der  Union  und  die  verantwortlichen 
Behörden  der  beteiligten  Mitgliedstaaten  im  gegenseitigen  Einvernehmen. 

Artikel  19 
(ex-Artikel  20) 

Die  Artikel  11  bis  14  und  Artikel  17  finden  auf  den  Präsidenten  des  Europäischen  Rates  Anwendung. 

Sie  finden  auch  auf  die  Mitglieder  der  Kommission  Anwendung. 

Artikel  20 
(ex- Artikel  21) 

Die  Artikel  11  bis  14  und  Artikel  1 7  finden  auf  die  Richter,  die  Generalanwälte,  die  Kanzler  und  die 
Hilfsberichterstatter  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  Anwendung;  die  Bestimmungen  des 
Artikels  3  des  Protokolls  über  die  Satzung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union  betreffend  die 
Befreiung  der  Richter  und  Generalanwälte  von  der  Gerichtsbarkeit  bleiben  hiervon  unberührt. 

Artikel  21 
(ex- Artikel  22) 

Dieses  Protokoll  gilt  auch  für  die  Europäische  Investitionsbank,  die  Mitglieder  ihrer  Organe,  ihr 
Personal  und  die  Vertreter  der  Mitgliedstaaten,  die  an  ihren  Arbeiten  teilnehmen;  die  Bestimmungen 
des  Protokolls  über  die  Satzung  der  Bank  bleiben  hiervon  unberührt. 

Die  Europäische  Investitionsbank  ist  außerdem  von  allen  Steuern  und  sonstigen  Abgaben  anlässlich 
der  Erhöhungen  ihres  Kapitals  sowie  von  den  verschiedenen  Förmlichkeiten  befreit,  die  hiermit  in 
dem  Staat,  in  dem  sie  ihren  Sitz  hat,  verbunden  sind.  Desgleichen  werden  bei  ihrer  etwaigen  Auf- 
lösung und  Liquidation  keine  Abgaben  erhoben.  Ferner  unterliegt  die  Tätigkeit  der  Bank  und  ihrer 
Organe,  soweit  sie  nach  Maßgabe  der  Satzung  ausgeübt  wird,  nicht  der  Umsatzsteuer. 

Artikel  22 
(ex- Artikel  23) 

Dieses  Protokoll  gilt  auch  für  die  Europäische  Zentralbank,  die  Mitglieder  ihrer  Beschlussorgane  und 
ihre  Bediensteten;  die  Bestimmungen  des  Protokolls  über  die  Satzung  des  Europäischen  Systems  der 
Zentralbanken  und  der  Europäischen  Zentralbank  bleiben  hiervon  unberührt. 

Die  Europäische  Zentralbank  ist  außerdem  von  allen  Steuern  und  sonstigen  Abgaben  anlässlich  der 
Erhöhungen  ihres  Kapitals  sowie  von  den  verschiedenen  Förmlichkeiten  befreit,  die  hiermit  in  dem 
Staat,  in  dem  sie  ihren  Sitz  hat,  verbunden  sind.  Ferner  unterliegt  die  Tätigkeit  der  Bank  und  ihrer 
Beschlussorgane,  soweit  sie  nach  Maßgabe  der  Satzung  des  Europäischen  Systems  der  Zentralbanken 
und  der  Europäischen  Zentralbank  ausgeübt  wird,  nicht  der  Umsatzsteuer. 
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PROTOKOLL  ÜBER  ARTIKEL  40.3.3  DER  VERFASSUNG  IRLANDS 


DIE  HOHEN  VERTRAGSPARTEIEN 

SIND  über  folgende  Bestimmungen  ÜBEREINGEKOMMEN,  die  dem  Vertrag  über  die  Europäische  Union, 
dem  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  und  dem  Vertrag  zur  Gründung  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft  beigefügt  sind: 

Die  Verträge,  der  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschaft  sowie  die  Verträge  und 
Akte  zur  Änderung  oder  Ergänzung  der  genannten  Verträge  berühren  nicht  die  Anwendung  des 
Artikels  40.3.3  der  irischen  Verfassung  in  Irland. 
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PROTOKOLL  ÜBER  DIE  ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 


DIE  HOHEN  VERTRAGSPARTEIEN  - 

IN  DER  ERWÄGUNG,  dass  zur  Regelung  des  Übergangs  von  den  institutionellen  Bestimmungen  der 
Verträge,  die  vor  dem  Inkrafttreten  des  Vertrags  von  Lissabon  anwendbar  sind,  zu  den  Bestimmungen 
des  genannten  Vertrags  Übergangsbestimmungen  vorgesehen  werden  müssen  - 

SIND  über  folgende  Bestimmungen  ÜBEREINGEKOMMEN,  die  dem  Vertrag  über  die  Europäische  Union, 
dem  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  und  dem  Vertrag  zur  Gründung  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft  beigefügt  sind: 

Artikel  1 

In  diesem  Protokoll  bezeichnet  der  Ausdruck  „die  Verträge"  den  Vertrag  über  die  Europäische  Union, 
den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  und  den  Vertrag  zur  Gründung  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft. 

TITEL  I 

BESTIMMUNGEN  ÜBER  DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT 

Artikel  2 

(1)  Für  den  ab  Inkrafttreten  dieses  Artikels  verbleibenden  Zeitraum  der  Legislaturperiode 
2009-2014  werden  in  Abweichung  von  Artikel  189  Absatz  2  und  Artikel  190  Absatz  2  des  Vertrags 
zur  Gründung  der  Europäischen  Gemeinschaft  sowie  von  Artikel  107  Absatz  2  und  Artikel  108 
Absatz  2  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschaft,  die  zum  Zeitpunkt  der 
Wahlen  zum  Europäischen  Parlament  im  Juni  2009  in  Kraft  waren,  sowie  in  Abweichung  von  der  in 
Artikel  14  Absatz  2  Unterabsatz  1  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  vorgesehenen  Anzahl 
der  Sitze  den  bestehenden  736  Sitzen  die  folgenden  18  Sitze  hinzugefügt,  wodurch  sich  die  Gesamt- 
zahl der  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments  bis  zum  Ende  der  Legislaturperiode  2009-2014 
vorübergehend  auf  754  erhöht: 


Bulgarien 

1 

Niederlande 

1 

Spanien 

4 

Österreich 

2 

Frankreich 

2 

Polen 

1 

Italien 

1 

Slowenien 

1 

Lettland 

1 

Schweden 

2 

Malta 

1 

Vereinigtes  Königreich 

1 

(2)  In  Abweichung  von  Artikel  14  Absatz  3  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  benennen  die 
betroffenen  Mitgliedstaaten  die  Personen,  die  die  zusätzlichen  Sitze  nach  Absatz  1  einnehmen  werden, 
nach  ihren  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  und  unter  der  Voraussetzung,  dass  diese  Personen  in 
allgemeinen  unmittelbaren  Wahlen  gewählt  wurden,  und  zwar: 

a)  in  allgemeinen,  unmittelbaren  Ad-hoc- Wahlen  in  dem  betroffenen  Mitgliedstaat  gemäß  den  für  die 
Wahlen  zum  Europäischen  Parlament  geltenden  Bestimmungen, 
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b)  auf  der  Grundlage  der  Ergebnisse  der  Wahlen  zum  Europäischen  Parlament  vom  4.  bis  7.  Juni 
2009  oder 

c)  indem  das  nationale  Parlament  des  betroffenen  Mitgliedstaats  die  erforderliche  Zahl  von  Mitglie- 
dern aus  seiner  Mitte  nach  dem  von  dem  jeweiligen  Mitgliedstaat  festgelegten  Verfahren  benennt. 

(3)  Rechtzeitig  vor  den  Wahlen  zum  Europäischen  Parlament  2014  erlässt  der  Europäische  Rat 
nach  Artikel  14  Absatz  2  Unterabsatz  2  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  einen  Beschluss 
über  die  Zusammensetzung  des  Europäischen  Parlaments. 

TITEL  II 

BESTIMMUNGEN  ÜBER  DIE  QUALIFIZIERTE  MEHRHEIT 

Artikel  3 

(1)  Nach  Artikel  16  Absatz  4  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  treten  die  Bestimmungen 
dieses  Absatzes  und  die  Bestimmungen  des  Artikels  238  Absatz  2  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise 
der  Europäischen  Union  zur  Definition  der  qualifizierten  Mehrheit  im  Europäischen  Rat  und  im  Rat 
am  1.  November  2014  in  Kraft. 

(2)  Für  den  Zeitraum  vom  1.  November  2014  bis  zum  31.  März  2017  gilt  Folgendes:  Ist  für  eine 
Beschlussfassung  eine  qualifizierte  Mehrheit  erforderlich,  kann  ein  Mitglied  des  Rates  beantragen,  dass 
die  Beschlussfassung  mit  der  qualifizierten  Mehrheit  nach  Absatz  3  erfolgt.  In  diesem  Fall  finden  die 
Absätze  3  und  4  Anwendung. 

(3)  Bis  zum  31.  Oktober  2014  gelten  unbeschadet  des  Artikels  235  Absatz  1  Unterabsatz  2  des 
Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  die  nachstehenden  Bestimmungen: 

Ist  für  die  Beschlussfassung  im  Europäischen  Rat  und  im  Rat  eine  qualifizierte  Mehrheit  erforderlich, 
so  werden  die  Stimmen  der  Mitglieder  wie  folgt  gewichtet: 


Belgien 

12 

Luxemburg 

4 

Bulgarien 

10 

Ungarn 

12 

Tschechische  Republik 

12 

Malta 

3 

Dänemark 

7 

Niederlande 

13 

Deutschland 

29 

Österreich 

10 

Estland 

4 

Polen 

27 

Irland 

7 

Portugal 

12 

Griechenland 

12 

Rumänien 

14 

Spanien 

27 

Slowenien 

4 

Frankreich 

29 

Slowakei 

7 

Italien 

29 

Finnland 

7 

Zypern 

4 

Schweden 

10 

Lettland 

4 

Vereinigtes  Königreich 

29 

Litauen 

7 
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In  den  Fällen,  in  denen  Beschlüsse  nach  den  Verträgen  auf  Vorschlag  der  Kommission  zu  fassen  sind, 
kommen  diese  Beschlüsse  mit  einer  Mindestzahl  von  255  Stimmen  zustande,  die  die  Zustimmung 
der  Mehrheit  der  Mitglieder  umfasst.  In  den  anderen  Fällen  kommen  die  Beschlüsse  mit  einer 
Mindestzahl  von  25  5  Stimmen  zustande,  die  die  Zustimmung  von  mindestens  zwei  Dritteln  der 
Mitglieder  umfasst. 

Ein  Mitglied  des  Europäischen  Rates  oder  des  Rates  kann  beantragen,  dass  beim  Erlass  eines  Rechts- 
akts des  Europäischen  Rates  oder  des  Rates  mit  qualifizierter  Mehrheit  überprüft  wird,  ob  die  Mit- 
gliedstaaten, die  diese  qualifizierte  Mehrheit  bilden,  mindestens  62  %  der  Gesamtbevölkerung  der 
Union  ausmachen.  Falls  sich  erweist,  dass  diese  Bedingung  nicht  erfüllt  ist,  wird  der  betreffende 
Rechtsakt  nicht  erlassen. 

(4)  Bis  zum  31.  Oktober  2014  gilt  in  den  Fällen,  in  denen  in  Anwendung  der  Verträge  nicht  alle 
Mitglieder  des  Rates  stimmberechtigt  sind,  das  heißt  in  den  Fällen,  in  denen  auf  die  qualifizierte 
Mehrheit  nach  Artikel  238  Absatz  3  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union 
Bezug  genommen  wird,  als  qualifizierte  Mehrheit  derselbe  Anteil  der  gewogenen  Stimmen  und 
derselbe  Anteil  der  Anzahl  der  Mitglieder  des  Rates  sowie  gegebenenfalls  derselbe  Prozentsatz  der 
Bevölkerung  der  betreffenden  Mitgliedstaaten  wie  in  Absatz  3  dieses  Artikels  festgelegt. 

TITEL  III 

BESTIMMUNGEN  ÜBER  DIE  ZUSAMMENSETZUNGEN  DES  RATES 

Artikel  4 

Bis  zum  Inkrafttreten  des  Beschlusses  nach  Artikel  1 6  Absatz  6  Unterabsatz  1  des  Vertrags  über  die 
Europäische  Union  kann  der  Rat  in  den  in  den  Unterabsätzen  2  und  3  des  genannten  Absatzes 
vorgesehenen  Zusammensetzungen  sowie  in  anderen  Zusammensetzungen  zusammentreten,  deren 
Liste  durch  einen  Beschluss  des  Rates  in  seiner  Zusammensetzung  „Allgemeine  Angelegenheiten" 
festgesetzt  wird,  der  mit  einfacher  Mehrheit  beschließt. 

TITEL  IV 

BESTIMMUNGEN  ÜBER  DIE  KOMMISSION  EINSCHLIESSLICH  DES  HOHEN  VERTRETERS  DER  UNION  FÜR 

AUSSEN-  UND  SICHERHEITSPOLITIK 

Artikel  5 

Die  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Vertrags  von  Lissabon  amtierenden  Mitglieder  der  Kommis- 
sion bleiben  bis  zum  Ende  ihrer  Amtszeit  im  Amt.  Am  Tag  der  Ernennung  des  Hohen  Vertreters  der 
Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  endet  jedoch  die  Amtszeit  des  Mitglieds,  das  die  gleiche 
Staatsangehörigkeit  wie  dieser  besitzt. 

TITEL  V 

BESTIMMUNGEN  BETREFFEND  DEN  GENERALSEKRETÄR  DES  RATES  UND  HOHEN  VERTRETER  FÜR  DIE 
GEMEINSAME  AUSSEN-  UND  SICHERHEITSPOLITIK  UND  DEN  STELLVERTRETENDEN  GENERALSEKRE- 
TÄR DES  RATES 

Artikel  6 

Die  Amtszeit  des  Generalsekretärs  des  Rates  und  Hohen  Vertreters  für  die  Gemeinsame  Außen-  und 
Sicherheitspolitik  sowie  des  Stellvertretenden  Generalsekretärs  des  Rates  endet  zum  Zeitpunkt  des 
Inkrafttretens  des  Vertrags  von  Lissabon.  Der  Rat  ernennt  seinen  Generalsekretär  nach  Artikel  240 
Absatz  2  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union. 
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TITEL  VI 

BESTIMMUNGEN  ÜBER  DIE  BERATENDEN  EINRICHTUNGEN 

Artikel  7 

Bis  zum  Inkrafttreten  des  Beschlusses  nach  Artikel  301  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der 
Europäischen  Union  verteilen  sich  die  Mitglieder  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschusses  wie  folgt: 


Belgien 

12 

Luxemburg 

6 

Bulgarien 

12 

Ungarn 

12 

Tschechische  Republik 

12 

Malta 

5 

Dänemark 

9 

Niederlande 

12 

Deutschland 

24 

Österreich 

12 

Estland 

7 

Polen 

21 

T     1  1 

Irland 

9 

T\  1 

Portugal 

12 

Griechenland 

12 

Rumänien 

15 

Spanien 

21 

Slowenien 

7 

Frankreich 

24 

Slowakei 

9 

Italien 

24 

Finnland 

9 

Zypern 

6 

Schweden 

12 

Lettland 

7 

Vereinigtes  Königreich 

24 

Litauen 

9 

Artikel  8 

Bis  zum  Inkrafttreten  des  Beschlusses  nach  Artikel  305  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der 
Europäischen  Union  verteilen  sich  die  Mitglieder  des  Ausschusses  der  Regionen  wie  folgt: 


Belgien 

12 

Luxemburg 

6 

Bulgarien 

12 

Ungarn 

12 

Tschechische  Republik 

12 

Malta 

5 

Dänemark 

9 

Niederlande 

12 

Deutschland 

24 

Österreich 

12 

Estland 

7 

Polen 

21 

Irland 

9 

Portugal 

12 

Griechenland 

12 

Rumänien 

15 

Spanien 

21 

Slowenien 

7 

Frankreich 

24 

Slowakei 

9 

Italien 

24 

Finnland 

9 

Zypern 

6 

Schweden 

12 

Lettland 

7 

Vereinigtes  Königreich 

24 

Litauen 

9 
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TITEL  VII 

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN  ÜBER  DIE  VOR  DEM  INKRAFTTRETEN  DES  VERTRAGS  VON  LISSABON 
AUF  DER  GRUNDLAGE  DER  TITEL  V  UND  VI  DES  VERTRAGS  ÜBER  DIE  EUROPÄISCHE  UNION 

ANGENOMMENEN  RECHTSAKTE 

Artikel  9 

Die  Rechtsakte  der  Organe,  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  der  Union,  die  vor  dem  Inkrafttreten 
des  Vertrags  von  Lissabon  auf  der  Grundlage  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  angenommen 
wurden,  behalten  so  lange  Rechtswirkung,  bis  sie  in  Anwendung  der  Verträge  aufgehoben,  für  nichtig 
erklärt  oder  geändert  werden.  Dies  gilt  auch  für  Übereinkommen,  die  auf  der  Grundlage  des  Vertrags 
über  die  Europäische  Union  zwischen  Mitgliedstaaten  geschlossen  wurden. 

Artikel  10 

(1)  Als  Übergangsmaßnahme  gilt  bezüglich  der  Befugnisse  der  Organe  bei  Rechtsakten  der  Union 
im  Bereich  der  polizeilichen  Zusammenarbeit  und  der  justiziellen  Zusammenarbeit  in  Strafsachen,  die 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Vertrags  von  Lissabon  angenommen  wurden,  bei  Inkrafttreten  des  genann- 
ten Vertrags  Folgendes:  Die  Befugnisse  der  Kommission  nach  Artikel  258  des  Vertrags  über  die 
Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  gelten  nicht,  und  die  Befugnisse  des  Gerichtshofs  der  Europäi- 
schen Union  nach  Titel  VI  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  in  der  vor  dem  Inkrafttreten  des 
Vertrags  von  Lissabon  geltenden  Fassung  bleiben  unverändert,  einschließlich  in  den  Fällen,  in  denen 
sie  nach  Artikel  3  5  Absatz  2  des  genannten  Vertrags  über  die  Europäische  Union  anerkannt  wurden. 

(2)  Die  Änderung  eines  in  Absatz  1  genannten  Rechtsakts  hat  zur  Folge,  dass  hinsichtlich  des 
geänderten  Rechtsakts  in  Bezug  auf  diejenigen  Mitgliedstaaten,  für  die  der  geänderte  Rechtsakt  gilt, 
die  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Befugnisse  der  in  Absatz  1  genannten  Organe  gelten. 

(3)  Die  Übergangsmaßnahme  nach  Absatz  1  tritt  auf  jeden  Fall  fünf  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten 
des  Vertrags  von  Lissabon  außer  Kraft. 

(4)  Das  Vereinigte  Königreich  kann  dem  Rat  spätestens  sechs  Monate  vor  dem  Ende  des  Über- 
gangszeitraums nach  Absatz  3  mitteilen,  dass  es  hinsichtlich  der  Rechtsakte  nach  Absatz  1  die  in  den 
Verträgen  festgelegten  Befugnisse  der  in  Absatz  1  genannten  Organe  nicht  anerkennt.  Im  Falle  einer 
solchen  Mitteilung  durch  das  Vereinigte  Königreich  gelten  alle  Rechtsakte  nach  Absatz  1  für  das 
Vereinigte  Königreich  nicht  mehr  ab  dem  Tag,  an  dem  der  Übergangszeitraum  nach  Absatz  3  endet. 
Dieser  Unterabsatz  gilt  nicht  in  Bezug  auf  die  geänderten  Rechtsakte  nach  Absatz  2,  die  für  das 
Vereinigte  Königreich  gelten. 

Der  Rat  beschließt  mit  qualifizierter  Mehrheit  auf  Vorschlag  der  Kommission  die  erforderlichen  Folge- 
und  Übergangsmaßnahmen.  Das  Vereinigte  Königreich  nimmt  an  der  Annahme  dieses  Beschlusses 
nicht  teil.  Die  qualifizierte  Mehrheit  des  Rates  bestimmt  sich  nach  Artikel  238  Absatz  3  Buchstabe  a 
des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union. 

Der  Rat  kann  mit  qualifizierter  Mehrheit  auf  Vorschlag  der  Kommission  ferner  einen  Beschluss 
annehmen,  mit  dem  bestimmt  wird,  dass  das  Vereinigte  Königreich  etwaige  unmittelbare  finanzielle 
Folgen  trägt,  die  sich  zwangsläufig  und  unvermeidbar  daraus  ergeben,  dass  es  sich  nicht  mehr  an 
diesen  Rechtsakten  beteiligt. 
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(5)  Das  Vereinigte  Königreich  kann  dem  Rat  in  der  Folge  jederzeit  mitteilen,  dass  es  sich  an 
Rechtsakten  beteiligen  möchte,  die  nach  Absatz  4  Unterabsatz  1  für  das  Vereinigte  Königreich  nicht 
mehr  gelten.  In  diesem  Fall  finden  die  einschlägigen  Bestimmungen  des  Protokolls  über  den  in  den 
Rahmen  der  Europäischen  Union  einbezogenen  Schengen-Besitzstand  bzw.  des  Protokolls  über  die 
Position  des  Vereinigten  Königreichs  und  Irlands  hinsichtlich  des  Raums  der  Freiheit,  der  Sicherheit 
und  des  Rechts  Anwendung.  In  Bezug  auf  diese  Rechtsakte  gelten  die  in  den  Verträgen  festgelegten 
Befugnisse  der  Organe.  Handeln  die  Organe  der  Union  und  das  Vereinigte  Königreich  im  Rahmen  der 
betreffenden  Protokolle,  so  bemühen  sie  sich,  das  größtmögliche  Maß  an  Beteiligung  des  Vereinigten 
Königreichs  am  Besitzstand  der  Union  bezüglich  des  Raums  der  Freiheit,  der  Sicherheit  und  des 
Rechts  wiederherzustellen,  ohne  dass  die  praktische  Funktionsfähigkeit  seiner  verschiedenen  Bestand- 
teile ernsthaft  beeinträchtigt  wird,  und  unter  Wahrung  von  deren  Kohärenz. 
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Verordnung  (EG)  Nr.  2964/95 

(ABl.  1995  L  310/5) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  2964/95  DES  RATES 

vom  20.  Dezember  1995 

zur  Schaffung  eines  Registrierungssystems  für  Rohöleinfuhren  und  -lieferungen 

in  der  Gemeinschaft 


DER  RAT  DER  EUROPÄISCHEN  UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  213, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe  : 

Die  Festlegung  einer  gemeinsamen  Energiepolitik  gehört 
zu  den  Zielen,  die  sich  die  Gemeinschaft  gesetzt  hat.  Es 
ist  Aufgabe  der  Kommission,  die  entsprechenden 
Maßnahmen  vorzuschlagen. 

Die  sichere  Versorgung  zu  stabilen  Preisen  stellt  eines  der 
wesentlichen  Ziele  dieser  Politik  dar. 

Eine  Transparenz  des  Marktes  ist  wünschenswert. 

Angesichts  der  Versorgungslage  ist  es  zur  Stabilisierung 
des  Gemeinschaftsmarkts  und  zur  Vermeidung  ungün- 
stiger Auswirkungen  anormaler  Fluktuationen  des  Welt- 
markts auf  den  Gemeinschaftsmarkt  angezeigt,  daß  die 
Mitgliedstaaten  und  die  Kommission  regelmäßig  über  die 
Kosten  der  Rohölversorgung  informiert  werden. 

Mit  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  1893/79  (')  hatte  der  Rat 
ein  System  zur  Registrierung  der  Rohöleinfuhren  in  der 
Gemeinschaft  geschaffen. 

Mit  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  2592/79  (2)  hatte  der  Rat 
die  Regeln  für  die  in  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  1893/79 
vorgesehene  Registrierung  der  Einfuhren  von  Rohöl  in 
der  Gemeinschaft  festgelegt. 

Die  Geltungsdauer  dieser  Verordnungen  ist  am 
31.  Dezember  1991  abgelaufen.  Es  erscheint  notwendig, 
die  seinerzeitigen  Regelungen  wieder  einzuführen  und 
gleichzeitig  an  die  Bedingungen  auf  den  internationalen 
Mineralölmärkten  sowie  an  die  Ziele  anzupassen,  die 
Qualität  der  Umwelt  zu  erhalten  und  zu  verbessern ; 
außerdem  sind  die  Anforderungen  hinsichtlich  der  mitzu- 
teilenden Informationen  nach  Möglichkeit  an  jene  der 
nationalen  Verwaltungen  und  der  Internationalen 
Energie-Agentur  anzugleichen  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN  : 
Artikel  1 

Jede  Person  oder  Gesellschaft,  die  eine  Einfuhr  von 
Rohöl  aus  Drittländern  vornimmt  oder  eine  Rohölliefe- 


(')  ABl.  Nr.  L  220  vom  30.  8.  1979,  S.  1.  Verordnung  zuletzt  ge- 
ändert durch  die  Verordnung  (EWG)  Nr.  1370/90  (ABl.  Nr.  L 
133  vom  24.  5.  1990,  S.  1). 

(J)  ABl.  Nr.  L  297  vom  24.  1 1.  1979,  S.  1.  Verordnung  zuletzt  ge- 
ändert durch  die  Verordnung  (EWG)  Nr.  1370/90  (ABl.  Nr.  L 
133  vom  24.  5.  1990,  S.  1). 


rung  aus  einem  anderen  Mitgliedstaat  erhält,  muß  dem 
Mitgliedstaat,  in  dem  sie  ansässig  bzw.  niedergelassen  ist, 
deren  Merkmale  mitteilen. 


Artikel  2 

Auf  der  Grundlage  der  Auskünfte  nach  Artikel  1  teilen 
die  Mitgliedstaaten  der  Kommission  in  regelmäßigen 
Zeitabständen  die  Angaben  mit,  die  es  ermöglichen,  sich 
von  der  Entwicklung  der  Bedingungen,  unter  denen  die 
Einfuhren  und  Lieferungen  getätigt  wurden,  ein  genaues 
Bild  zu  machen. 

Diese  Angaben  werden  an  die  Mitgliedstaaten  weiterge- 
leitet. 


Artikel  3 

Die  gemäß  dieser  Verordnung  eingeholten  und  übermit- 
telten Auskünfte  und  Angaben  sind  vertraulich. 

Diese  Bestimmung  steht  der  Veröffentlichung  allge- 
meiner oder  zusammengefaßter  Angaben,  die  keine 
Einzelangaben  über  die  Gesellschaften  enthalten,  nicht 
entgegen. 


Artikel  4 

(1)  Die  Auskünfte,  die  jede  Person  oder  Gesellschaft 
dem  Mitgliedstaat,  in  dem  sie  ansässig  bzw.  niedergelassen 
ist,  mitteilen  muß,  betreffen  die  einzelnen  Rohölein- 
fuhren oder  -lieferungen  zu  einem  bestimmten  Preis. 

(2)  Unter  Einfuhr  ist  jede  Menge  von  Rohöl  zu 
verstehen,  die  in  das  Zollgebiet  der  Gemeinschaft  gelangt 
und  nicht  zu  Transitzwecken  bestimmt  ist.  Unter  Liefe- 
rung ist  jede  Menge  von  Rohöl  zu  verstehen,  die  aus 
einem  anderen  Mitgliedstaat  stammt  und  nicht  zu  Tran- 
sitzwecken bestimmt  ist.  Einfuhren  oder  Lieferungen  für 
Rechnung  von  Gesellschaften  mit  Sitz  außerhalb  des 
Einfuhrlands,  welche  in  Lohnarbeit  raffiniert  und 
anschließend  in  vollem  Umfang  in  Form  von  raffinierten 
Erzeugnissen  ausgeführt  werden  sollen,  sind  auszu- 
schließen. 

(3)  Rohöl,  das  aus  dem  Meeresboden  gefördert  wird, 
über  den  ein  Mitgliedstaat  zu  Zwecken  der  Ausbeutung 
Alleinrechte  ausübt,  wird  jedoch  nicht  als  Gegenstand 
einer  Einfuhr  im  Sinne  des  Absatzes  2  betrachtet,  wenn  es 
in  das  Zollgebiet  dieses  Mitgliedstaats  verbracht  wird. 
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Artikel  5 

Im  Sinne  des  Artikels  1  umfassen  die  Merkmale  jeder 
Einfuhr  oder  Lieferung  von  Rohöl  in  bzw.  an  einen 
Mitgliedstaat 

—  die  Bezeichnung  des  Rohöls,  ergänzt  durch  die  API- 
Gradeinheit, 

—  die  Menge  in  Barrel, 

—  den  cif-Preis  je  Barrel, 

—  den  prozentualen  Schwefelgehalt. 

Artikel  6 

Die  Auskünfte  nach  den  Artikeln  4  und  5  werden  dem 
betreffenden  Mitgliedstaat  für  jeden  Zeitraum  bis  zu 
einem  Monat  mitgeteilt. 

Artikel  7 

Die  Angaben,  welche  die  Mitgliedstaaten  der  Kommission 
gemäß  Artikel  2  mitzuteilen  haben,  werden  binnen  einem 
Monat  nach  Ablauf  jedes  in  Artikel  6  genannten  Monats 
übermittelt.  Diese  Angaben  ergeben  sich  für  jede  Rohöl- 
sorte aus  der  Zusammenstellung  der  Daten,  welche  die 
Mitgliedstaaten  von  den  Personen  und  Gesellschaften 
erhalten.  Für  jede  Rohölsorte  umfassen  die  Angaben 
folgendes : 

—  die  Bezeichnung  des  Rohöls  mit  Angabe  der  durch- 
schnittlichen API-Dichte, 

—  die  Menge  in  Barrel, 

—  den  durchschnittlichen  cif-Preis, 

—  die  Zahl  der  betroffenen  Gesellschaften, 

—  den  prozentualen  Schwefelgehalt. 

Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  analysiert  die  Angaben,  die  sie 
gemäß  Artikel  7  erhalten  hat,  und  teilt  sie  den  Mitglied- 
staaten monatlich  mit. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  Kommission  konsul- 
tieren sich  auf  Antrag  eines  Mitgliedstaats  oder  auf  Veran- 
lassung der  Kommission  in  regelmäßigen  Zeitabständen. 
Die  Konsultationen  betreffen  insbesondere  die  in 
Absatz  1  genannten  Mitteilungen  der  Kommission. 

Es  können  Konsultationen  mit  internationalen  Organisa- 
tionen und  mit  Drittländern  stattfinden,  die  ähnliche 
Unterrichtungsverfahren  eingeführt  haben. 

Artikel  9 

(1)  Die  gemäß  Artikel  4  übermittelten  Auskünfte  und 
die  Angaben  nach  Artikel  7  sind  vertraulich.  Dies  hindert 
allerdings  nicht,  daß  Auskünfte  in  einer  Form  verteilt 
werden,  aus  der  sich  Einzelangaben  über  die  Gesell- 
schaften nicht  rekonstruieren  lassen,  das  heißt,  daß  diese 
Auskünfte  mindestens  drei  Gesellschaften  einschließen 
müssen. 

(2)  Die  der  Kommission  aufgrund  von  Artikel  7  mitge- 
teilten Angaben  und  die  Mitteilungen  nach  Artikel  8 
Absatz  1  dürfen  nur  für  den  in  Artikel  8  Absatz  2 
genannten  Zweck  verwendet  werden. 

(3)  Stellt  die  Kommission  in  den  ihr  von  den  Mitglied- 
staaten gemäß  Artikel  7  mitgeteilten  Angaben  Unregel- 
mäßigkeiten oder  Unstimmigkeiten  fest,  die  es  ihr 
unmöglich  machen,  die  tatsächliche  Entwicklung  der 
Einfuhrbedingungen  festzustellen,  so  kann  sie  die 
Mitgliedstaaten  auffordern,  ihr  die  geeigneten  Auskünfte 
zur  Verfügung  zu  stellen,  die  von  den  Gesellschaften  in 
nicht  zusammengefaßter  Form  mitgeteilt  wurden,  und  ihr 
Einblick  in  die  Berechnungs-  oder  Schätzverfahren  zu 
gewähren,  die  der  Zusammenstellung  dieser  Auskünfte 
zugrunde  liegen. 

Artikel  10 

Die  Kommission  erläßt  nach  Anhörung  der  Mitglied- 
staaten die  Durchführungsbestimmungen  zu  dieser 
Verordnung. 

Artikel  11 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  ihrer  Veröffentlichung  im 
Amtsblatt  der  Europäischen  Gemeinschaften  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen  zu  Brüssel  am  20.  Dezember  1995. 

Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident 
J.  M.  EGUIAGARAY 
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VERORDNUNG  (EURATOM)  Nr.  2587/1999  DES  RATES 

vom  2.  Dezember  1999 

zur  Bestimmung  der  Investitionsvorhaben,  die  der  Kommission  gemäß  Artikel  41  des  Vertrags  zur 
Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschaft  anzuzeigen  sind 


DER  RAT  DER  EUROPÄISCHEN  UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Atomgemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  41  Absatz  f, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Zur  Erreichung  der  Ziele  des  Vertrags  sind  der  Kommis- 
sion die  Investitionsvorhaben  für  neue  Anlagen,  Ersatz- 
anlagen oder  Umstellungen  der  in  Anhang  II  des 
Vertrags  aufgezählten  Industriezweige  anzuzeigen, 
sobald  diese  Vorhaben  einen  gewissen  Umfang  haben 
und  sich  unmittelbar  auf  die  Produktion  oder  die 
Produktivität  auswirken  können,  wobei  die  nukleare 
Sicherheit  zu  gewährleisten  ist. 

(2)  Es  liegt  in  der  Zuständigkeit  der  Kommission,  gemäß 
Artikel  40  des  Vertrags  in  regelmäßigen  Abständen 
hinweisende  Programme  zu  veröllentlichen  und  eine 
abgestimmte  Entwicklung  dieser  Investitionen  zu  erleich- 
tern und  ihren  diesbezüglichen  Standpunkt  bekanntzu- 
geben. 

(3)  Investitionen  im  gesamten  Kernbrennstoffkreislauf, 
einschließlich  der  Ablallentsorgung  und  der  Stillegung, 
sind  für  ein  ordnungsgemäßes  und  verantwortungsvolles 
Handeln  der  Kernindustrie  von  grundlegender  Bedeu- 
tung. 

(4)  Die  Grenzwerte  der  Verordnung  Nr.  4  (')  sollten  aktuali- 
siert und  durch  neue  Grenzwerte  ersetzt  werden. 

(5)  Die  Verordnung  Nr.  4  sollte  aufgehoben  und  durch  die 
vorliegende  Verordnung  ersetzt  werden  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

(1)  Die  Personen  und  Unternehmen,  die  zu  den  in  Anhang  II 
des  Vertrags  aufgezählten  Industriezweigen  gehören,  zeigen  der 
Kommission  unter  Einhaltung  der  in  Artikel  42  des  Vertrags 


(')  Verordnung  Nr.  4  zur  Bestimmung  der  Investitionsvorhaben,  die  der 
Kommission  gemäß  Artikel  41  des  Vertrags  zur  Gründung  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft  anzuzeigen  sind  (ABl.  1 7  vom 
6.10.1958,  S.  417/58). 


vorgesehenen  Fristen  ihre  Investitionsvorhaben  an,  die  folgende 
Zwecke  haben: 

a)  Schaltung  einer  Produktionskapazität, 

b)  Aufrechterhaltung  der  Produktionskapazität  nach  Menge 
und  Qualität, 

c)  unmittelbare  Steigerung  der  Produktionskapazität, 

d)  unmittelbare  Steigerung  der  Produktivität, 

e)  Verbesserung  der  Qualität  der  Produktion, 

I)  Schaffung  von  Anlagen  zur  Entsorgung  abgebrannter 
Brennstoffe  oder  radioaktiver  Abfälle  einschließlich  Behand- 
lung, Zwischen-  oder  Endlagerung  und/oder  Beseitigung; 

derartige  Investitionsvorhaben  sind  anzuzeigen,  wenn  in  den  in 
Spalte  I  der  Tabelle  im  Anhang  aufgelisteten  Industriezweigen 
die  Kosten  für  neue  Anlagen  den  entsprechenden  Betrag  in 
Spalte  II  der  Tabelle  im  Anhang  und  die  Kosten  für  Ersatzan- 
lagen und  Umstellungen  den  entsprechenden  Betrag  in  Spalte 
III  der  Tabelle  im  Anhang  übersteigen. 

(2)  Investitionsvorhaben  zur  Stillegung  von  Anlagen,  deren 
Kosten  den  entsprechenden  Betrag  in  Spalte  III  der  Tabelle 
übersteigen,  werden  mit  einer  Erklärung  gemeldet,  die  sich  auf 
die  wesentlichen  Merkmale  beschränken  kann,  ohne  daß  das 
Verfahren  gemäß  Artikel  43  des  Vertrags  angewendet  werden 
muß. 

(3)  Investitionsvorhaben  zur  Stillegung  von  Anlagen,  deren 
Kosten  unter  den  Schwellenbeträgen  in  Spalte  III  der  Tabelle  im 
Anhang  liegen,  können  freiwillig  gemeldet  werden,  ohne  daß 
das  Verfahren  gemäß  Artikel  43  des  Vertrags  angewendet 
werden  muß. 

(4)  Vorhaben  zur  Errichtung  neuer  Anlagen  von  Kernreak- 
toren aller  Typen  und  für  jeglichen  Zweck  sowie  Vorhaben  für 
Ersatzanlagen,  für  Umstellungen,  zur  Modernisierung  oder  zur 
Leistungssteigerung  solcher  Anlagen,  deren  Kosten  unter  den 
Schwellenbeträgen  der  Tabelle  im  Anhang  liegen,  können  frei- 
willig mit  einer  einfachen  Erklärung  gemeldet  werden,  in  der 
nur  ihre  wesentlichen  Merkmale  beschrieben  sind,  ohne  daß 
das  Verfahren  nach  Artikel  4  3  des  Vertrags  angewendet  werden 
muß. 
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Artikel  2 

Bei  der  Berechnung  der  in  Artikel  1  genannten  Kosten  werden 
sämtliche  mit  der  Durchführung  der  Investitionsvorhaben 
unmittelbar  zusammenhängenden  Ausgaben  ungeachtet  des 
Zeitpunkts  der  Aufwendung  berücksichtigt. 

Artikel  3 

In  den  Anzeigen  von  Vorhaben  nach  Artikel  1  Absatz  1  dieser 
Verordnung  sind  lediglich  Angaben  aufzuführen,  die  für  die  in 
Artikel  43  des  Vertrags  vorgesehene  Erörterung  erforderlich 
sind,  insbesondere  alle  Informationen  über 

a)  die  Art  der  Produkte  oder  Tätigkeit  und  die  Produktions- 
oder Lagerungskapazität, 

b)  den  Gesamtbetrag  der  auf  das  Vorhaben  unmittelbar  entfal- 
lenden Ausgaben, 


c)  die  voraussichtliche  Dauer  der  Durchführung  des  Vorha- 
bens, 

d)  die  Aussichten  für  die  Versorgung  und  die  Leistungsfähig- 
keit der  Anlage. 

Artikel  4 

Die  Verordnung  Nr.  4  des  Rates  der  Europäischen  Atomge- 
meinschaft vom  15.  September  19  58  wird  aufgehoben. 

Artikel  5 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  ihrer  Veröffentlichung  im  Amts- 
blatt der  Europäischen  Gemeinschaften  in  Kraft. 

Ihre  Geltungsdauer  beginnt  drei  Monate  nach  ihrem  Inkraft- 
treten. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Geschehen  zu  Brüssel  am  2.  Dezember  1999. 

Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident 
E.  TUOMIOJA 
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ANHANG 


TABELLE 

(in  Mio.  EUR) 


I 

Industriezweige 

II 

Neue  Anlagen 

III 

Ersatzanlagen  und 
Umstellungen 

1.  Gewinnung  von  Uran-  und  Thoriumerzen 

40 

20 

2.  Konzentrierung  dieser  Erze 

40 

20 

3.  Chemische  Aufbereitung  und  Raffinierung  der  Uran-  und  Thoriumkon- 
zentrate 

40 

20 

4.  Aufbereitung  der  Kernbrennstoffe  in  jeglicher  Form 

20 

10 

5.  Herstellung  von  Kernbrennstoffelementen 

20 

10 

6.  Herstellung  von  Uranhexafluorid 

20 

10 

7.  Erzeugung  angereicherten  Urans 

140 

70 

8.  Aufbereitung  bestrahlter  Brennstoffe  zur  Trennung  aller  oder  eines  Teils 
der  darin  enthaltenen  Elemente 

140 

70 

9.  Herstellung  von  Reaktormoderatoren 

40 

20 

10.  Erzeugung  von  hafniumfreiem  Zirkonium  oder  von  Verbindungen  hafni- 
umfreien Zirkoniums 

20 

10 

11.  Kernreaktoren  aller  Typen  und  für  jeglichen  Zweck 

100 

40 

12.  Anlagen  für  die  industrielle  Aufbereitung  radioaktiver  Abfälle,  die  in 
Verbindung  mit  einer  oder  mehreren  der  in  dieser  Liste  genannten 
Anlagen  errichtet  werden 

50 

20 

13.  Halb  industrielle  Einrichtungen  für  die  Vorbereitung  des  Baus  von 
Anlagen,  die  unter  die  Nummern  3  bis  10  fallen 

20 

10 

Anmerkungen  zur  Tabelle 

Unter  die  Aufbereitung  von  Kernbrennstoffen  in  jeglicher  Form  (Industriezweig  Nr.  4)  fällt  die  chemische  Aufbereitung 
und  die  Konversion  von  Ausgangsmaterialien  oder  besonderen  spaltbaren  Materialien. 

Die  Entfluorierung  von  Abwässern/Abfällen  nach  der  Anreicherung  gehört  zum  Industriezweig  Nr.  4,  6,  8  oder  12. 

Anlagen  zur  Behandlung,  Lagerung  oder  Beseitigung  radioaktiver  Abfälle  oder  abgebrannter  Brennstofe  gehören  zum 
Industriezweig  Nr.  12,  auch  wenn  sich  diese  Anlagen  nicht  am  Standort  einer  anderen  in  Anhang  II  des  Euratom-Vertrags 
genannten  kerntechnischen  Industrieanlage  befinden. 


Verordnung  (EURATOM)  Nr.  66/2006 

(ABl.  2006  L  11/6) 
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VERORDNUNG  (EURATOM)  Nr.  66/2006  DER  KOMMISSION 
vom  16.  Januar  2006 

betreffend  die  Ausnahme  kleiner  Mengen  von  Erzen,  Ausgangsstoffen  und  besonderen  spaltbaren 
Stoffen  von  den  Vorschriften  des  Kapitels  über  die  Versorgung 


DIE  KOMMISSION  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Atom- 
gemeinschaft, insbesondere  auf  Artikel  2  Buchstabe  d  sowie  die 
Artikel  74,  77,  124  und  161, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Verordnung  Nr.  1 7/ 6  6 /Euratom  der  Kommission 
vom  29.  November  1966  betreffend  die  Ausnahme  klei- 
ner Mengen  von  Erzen,  Ausgangsstoffen  und  besonderen 
spaltbaren  Stoffen  von  den  Vorschriften  des  Kapitels  über 
die  Versorgung  (l)  ist  in  wesentlichen  Punkten  geändert 
worden  (2).  Aus  Gründen  der  Übersichtlichkeit  und  Klar- 
heit empfiehlt  es  sich  daher,  die  genannte  Verordnung  zu 
kodifizieren. 


(2)  Die  Versorgungslage  der  Gemeinschaft  in  Bezug  auf 
Kernmaterialien  lässt,  sowohl  für  Erze  und  Ausgangs- 
stoffe als  auch  für  besondere  spaltbare  Stoffe,  die  An- 
wendung der  in  Artikel  74  Euratom- Vertrag  vorgesehe- 
nen Ausnahmeregelung  zu,  wobei  jedoch  eine  regelmä- 
ßige und  gleichmäßige  Versorgung  aller  Benutzer  zu  ge- 
währleisten ist  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Was  die  uran-  und  thoriumhaltigen  Erze  und  Ausgangsstoffe 
betrifft,  sind  von  den  Vorschriften  des  Titels  II  Kapitel  VI  Eura- 
tom-Vertrag ausgenommen: 


a)  die  Übertragung  innerhalb  der  Gemeinschaft  und  die  Einfuhr 
in  die  Gemeinschaft,  soweit  es  sich  um  Mengen  handelt,  die 
—  bezogen  auf  die  elementare  Form  —  1  Tonne  Uran 
und/oder  Thorium  pro  Transaktion  und  je  5  Tonnen  Uran 
und/oder  Thorium  pro  Jahr  und  Benutzer  nicht  übersteigen; 


Artikel  2 

Was  die  besonderen  spaltbaren  Stoffe  betrifft,  sind  von  den 
Vorschriften  des  Titels  II  Kapitel  VI  Euratom-Vertrag  ausgenom- 
men die  Übertragung  innerhalb  der  Gemeinschaft  und  die  Ein- 
fuhr in  die  Gemeinschaft  sowie  die  Ausfuhr  aus  der  Gemein- 
schaft, soweit  es  sich  um  Mengen  handelt,  die  —  bezogen  auf 
die  elementare  Form  —  200  g  Uran  235,  Uran  233  oder  Pluto- 
nium pro  Transaktion  und  1  000  g  eines  jeden  dieser  Stoffe  pro 
Jahr  und  Benutzer  nicht  übersteigen.  Dies  gilt  bezüglich  der 
eingeführten  und  ausgeführten  Stoffe  vorbehaltlich  der  Bestim- 
mungen der  von  der  Gemeinschaft  mit  dritten  Ländern  abge- 
schlossenen Abkommen  über  Zusammenarbeit. 


Artikel  3 

Wer  im  Rahmen  der  in  den  Artikeln  1  und  2  vorgesehenen 
Ausnahmeregelung  eine  Einfuhr  oder  eine  Ausfuhr  vornimmt 
oder  als  Lieferant  eine  Übertragung  innerhalb  der  Gemeinschaft 
vornimmt,  übermittelt  der  Versorgungsagentur  vierteljährlich 
eine  Aufstellung  über  diese  Transaktionen,  die  folgende  Anga- 
ben enthalten  muss: 


a)  Tag  des  Abschlusses  des  Lieferungsvertrages; 


b)  Namen  der  Vertragsparteien; 


c)  Ort,  an  dem  der  betreffende  Stoff  gewonnen  wurde; 


d)  chemische  und/oder  physikalische  Beschaffenheit  der  Erzeug- 
nisse; 


e)  Mengen  der  Stoffe  in  metrischen  Einheiten; 


f)  Verwendungszweck  dieser  Erze,  Ausgangsstoffe  und  beson- 
deren spaltbaren  Stoffe. 


b)  die  Ausfuhr  aus  der  Gemeinschaft,  soweit  es  sich  um  Men- 
gen handelt,  die  —  bezogen  auf  die  elementare  Form  — 
1  Tonne  Uran  und/oder  Thorium  pro  Transaktion  und  je 
5  Tonnen  Uran  und/oder  Thorium  pro  Jahr  und  Exporteur 
nicht  übersteigen. 


(!)  ABl.  241  vom  28.12.1966,  S.  4057/66.  Verordnung  geändert  durch 
die  Verordnung  (Euratom)  Nr.  3137/74  (ABl.  L  333  vom 
13.12.1974,  S.  27). 

(2)  Siehe  Anhang  I. 


Die  in  Absatz  1  Buchstabe  e  genannten  Meldungen  haben  für 
Erze  und  Ausgangsstoffe  in  Kilogramm  Uran  oder  Thorium, 
bezogen  auf  die  elementare  Form,  und  für  besondere  spaltbare 
Stoffe  in  Gramm  Uran  233,  Uran  235  oder  Plutonium,  bezogen 
auf  die  elementare  Form,  zu  erfolgen.  Zahlen  mit  Dezimalbrü- 
cken sind  ab-  oder  aufzurunden,  je  nachdem,  ob  die  Dezimalen 
unter  oder  über  0,5  liegen.  Beträgt  die  Dezimale  0,5,  so  ist  die 
Zahl  aufzurunden,  wenn  der  Dezimale  eine  gerade,  und  abzu- 
runden, wenn  der  Dezimale  eine  ungerade  Zahl  vorausgeht. 
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Die  vierteljährlichen  Aufstellungen  sind  innerhalb  eines  Monats 
nach  Ablauf  jedes  Vierteljahres,  in  dem  die  in  dieser  Verordnung 
vorgesehenen  Transaktionen  durchgeführt  worden  sind,  an  die 
Agentur  zu  richten. 

Artikel  4 

Die  Verordnung  Nr.  17/66/Euratom  wird  aufgehoben. 


Bezugnahmen  auf  die  aufgehobene  Verordnung  gelten  als  Be- 
zugnahmen auf  die  vorliegende  Verordnung  und  sind  nach 
Maßgabe  der  Entsprechungstabelle  in  Anhang  II  zu  lesen. 

Artikel  5 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröf- 
fentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  16.  Januar  2006 

Für  die  Kommission 
Jose  Manuel  BARROSO 
Der  Präsident 
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ANHANG  I 

Aufgehobene  Verordnung  mit  ihrer  nachfolgenden  Änderung 

Verordnung  Nr.  17/66/Euratom  der  Kommission  (ABl.  241  vom  28.12.1966,  S.  4057/66) 

Verordnung  (Euratom)  Nr.  3137/74  der  Kommission  (ABl.  L  333  vom  13.12.1974,  S.  27). 


ANHANG  II 
Entsprechungstabelle 


Verordnung  Nr.  17/66/Euratom 

Vorliegende  Verordnung 

Artikel  1  einleitende  Worte 

Artikel  1  einleitende  Worte 

Artikel  1  erster  Gedankenstrich 

Artikel  1  Buchstabe  a 

Artikel  1  zweiter  Gedankenstrich 

Artikel  1  Buchstabe  b 

Artikel  2 

Artikel  2 

Artikel  3  Absatz  1 

Artikel  3  Absatz  1 

Artikel  3  Absatz  1  Fußnote  Nr.  3 

Artikel  3  Absatz  2 

Artikel  3  Absatz  2 

Artikel  3  Absatz  3 

Artikel  4 

Artikel  4 

Artikel  5 

Anhang  I 

Anhang  II 

Verordnung  (EG)  Nr.  1990/2006 

(ABl.  2007  L  27/7) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  1990/2006  DES  RATES 

vom  21.  Dezember  2006 

über  die  Durchfuhrung  des  Protokolls  Nr.  4  über  das  Kernkraftwerk  Ignalina  in  Litauen  zur  Akte 
über  den  Beitritt  der  Tschechischen  Republik,  der  Republik  Estland,  der  Republik  Zypern,  der 
Republik  Lettland,  der  Republik  Litauen,  der  Republik  Ungarn,  der  Republik  Malta,  der  Republik 
Polen,  der  Republik  Slowenien  und  der  Slowakischen  Republik  —  „Ignalina-Programm" 


DER  RAT  DER  EUROPAISCHEN  UNION 


gestützt  auf  die  Beitrittsakte  von  2003,  insbesondere  auf  Artikel 
56  sowie  auf  das  zugehörige  Protokoll  Nr.  4, 


(2)  Litauen  hat  sich  angesichts  dieses  Ausdrucks  der  Solida- 
rität der  Union  verpflichtet,  Block  1  des  Kernkraftwerks 
Ignalina  vor  2005  und  Block  2  dieses  Kernkraftwerks 
spätestens  am  31.  Dezember  2009  abzuschalten  und 
diese  Reaktoren  anschließend  rückzubauen.  Für  den  Zeit- 
raum 2004  bis  2006  wurde  ein  mit  285  Mio.  EUR 
dotiertes  Hilfsprogramm  aufgelegt. 


gestützt  auf  die  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  1605/2002  des 
Rates  vom  25.  Juni  2002  über  die  Haushaltsordnung  für  den 
Gesamthaushaltsplan  der  Europäischen  Gemeinschaften  (') 
(nachstehend  „Haushaltsordnung"  genannt), 


gestützt  auf  die  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  2342/2002  der 
Kommission  vom  23.  Dezember  2002  mit  Durchführungsbe- 
stimmungen zur  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  1065/2002  des 
Rates  über  die  Haushaltsordnung  für  den  Gesamthaushaltsplan 
der  Europäischen  Gemeinschaften  (2), 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 


(3)  Die  Stilliegung  des  Kernkraftwerks  Ignalina  mit  seinen 
beiden  aus  den  Zeiten  der  Sowjetunion  stammenden 
1  500-MW-Reaktoren  vom  Typ  RBMK  ist  ein  beispiello- 
ser Vorgang  und  stellt  für  Litauen  eine  außergewöhnliche 
finanzielle  Belastung  dar,  die  in  keinem  Verhältnis  zur 
Größe  und  Wirtschaftskraft  des  Landes  steht.  Die  Stil- 
legung setzt  sich  über  die  Laufzeit  der  derzeitigen  Finan- 
ziellen Vorausschau  der  Gemeinschaft  hinaus  fort. 


(4)  Nach  dem  Protokoll  Nr.  4  wird  das  Ignalina-Programm 
im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  56  der  Beitrittsakte  von 
2003  geregelten  Verfahren  über  das  Jahr  2006  hinaus 
nahtlos  fortgesetzt  und  verlängert;  Grundlage  des  verlän- 
gerten Programms  werden  die  gleichen  Elemente  und 
Grundsätze  sein  wie  für  das  Programm  2004-2006. 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Europäische  Union  hat  sich  verpflichtet,  auch  nach 
dem  Beitritt  Litauens  zur  Union  im  Zeitraum  bis  2006 
und  darüber  hinaus  weiterhin  eine  angemessene  zusätz- 
liche Gemeinschaftshilfe  für  Maßnahmen  Litauens  zum 
Rückbau  des  Kernkraftwerks  Ignalina  zu  leisten.  Diese 
Verpflichtung  ist  im  Protokoll  Nr.  4  zur  Beitrittsakte 
von  2003  förmlich  niedergelegt,  das  das  Kernkraftwerk 
Ignalina  in  Litauen  betrifft. 


(')  ABl.  L  248  vom  16.9.2002,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  357  vom  31.12.2002,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Ver- 
ordnung (EG,  Euratom)  Nr.  1248/2006  der  Kommission  (ABl.  L  227 
vom  19.8.2006,  S.  3). 


(5)  Es  ist  daher  notwendig,  Durchführungsbestimmungen  für 
die  zusätzliche  Gemeinschaftshilfe  im  Zeitraum  2007  bis 
2013  zu  erlassen,  um  den  Folgen  der  Abschaltung  und 
des  Rückbaus  des  Kernkraftwerks  Ignalina  zu  begegnen. 


(6)  Nach  dem  Protokoll  Nr.  4  müssen  die  durchschnittlichen 
Gesamtmittel  im  Rahmen  des  verlängerten  Ignalina-Pro- 
gramms  für  den  Zeitraum  der  nächsten  Finanziellen  Vo- 
rausschau angemessen  gestaltet  sein.  Grundlage  der  Pro- 
grammierung der  Mittel  sind  der  tatsächliche  Zahlungs- 
bedarf und  die  Aufnahmekapazität. 
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(7)  Im  Protokoll  Nr.  4  sind  verschiedene  Möglichkeiten  für 
die  Bereitstellung  der  Beihilfe  vorgesehen,  um  die  ge- 
nannten Ziele  zu  erreichen,  einschließlich  der  direkten 
Bereitstellung  von  Beihilfe  für  Litauen  über  eine  auf  na- 
tionaler Ebene  verwaltete  Stelle,  die  zur  vollständig  de- 
zentralisierten Abwicklung  der  Beihilfe,  wie  sie  bei  der 
Durchführung  der  jährlichen  Programmen  im  Zeitraum 
2004  bis  2006  zur  Anwendung  kam,  bevollmächtigt  ist. 
Litauen  verfügt  folglich  über  eine  angemessene  nationale 
Durchführungsstruktur  für  den  Zweck  der  Durchführung 
von  Maßnahmen  im  Rahmen  des  Protokolls  Nr.  4  durch 
eine  nationale  Agentur  im  Einklang  mit  der  Übertragung 
von  Haushaltsvollzugsaufgaben  gemäß  Artikel  53  Ab- 
satz 2  und  Artikel  54  Absatz  2  Buchstabe  c  der  Haus- 
haltsordnung. 


(8)  Schon  seit  mehreren  Jahren  werden  in  dem  von  der  Eu- 
ropäischen Bank  für  Wiederaufbau  und  Entwicklung 
(EBWE)  verwalteten  internationalen  Stilllegungsfonds 
Rücklagen  geschaffen.  Dabei  ist  die  Gemeinschaft,  na- 
mentlich durch  das  Programm  Phare,  der  wichtigste  Geld- 
geber. 


(9)  Daher  sollte  für  den  Zeitraum  von  2007-2013  ein  Bei- 
trag zur  Finanzierung  des  Rückbaus  des  Kernkraftwerks 
Ignalina  zu  Lasten  des  Gesamthaushalts  der  Europäischen 
Union  vorgesehen  werden. 


(10)  Die  Finanzhilfe  kann  weiterhin  in  Form  eines  Beitrags  der 
Gemeinschaft  zu  dem  von  der  EBWE  verwalteten  inter- 
nationalen Fonds  zum  Rückbau  des  Kernkraftwerks  Igna- 
lina bereitgestellt  werden. 


(11)  Das  Ignalina-Programm  umfasst  auch  Maßnahmen,  mit 
denen  das  Personal  des  Kraftwerks  dabei  unterstützt  wer- 
den soll,  vor  der  Abschaltung  der  Reaktorblöcke  und 
während  ihres  Rückbaus  im  Kernkraftwerk  Ignalina  ein 
hohes  Maß  an  Betriebssicherheit  aufrechtzuerhalten. 


(12)  Zu  den  Aufgaben  der  EBWE  gehören  die  Verwaltung 
öffentlicher  Mittel  für  Programme  zum  Rückbau  kern- 
technischer Anlagen  sowie  die  Beaufsichtigung  der  fi- 
nanziellen Abwicklung  dieser  Programme  mit  dem  Ziel 
einer  optimalen  Verwendung  öffentlicher  Gelder.  Dane- 
ben nimmt  die  EBWE  Haushaltsaufgaben  wahr,  die  ihr 
von  der  Kommission  gemäß  Artikel  53  Absatz  7  der 
Haushaltsverordnung  übertragen  werden. 


(1 3)  Der  Rückbau  des  Kernkraftwerks  Ignalina  erfolgt  im  Ein- 
klang mit  den  Rechtsvorschriften  im  Umweltbereich,  ins- 
besondere der  Richtlinie  85/337/EWG  des  Rates  vom  27. 
Juni  1985  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  bei 
bestimmten  öffentlichen  und  privaten  Projekten  (1). 


(')  ABl.  L  175  vom  5.7.1985,  S.  40.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richt- 
linie 2003/35/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (ABl. 
L  156  vom  25.6.2003,  S.  17). 


(14)  Der  finanzielle  Bezugsrahmen  im  Sinne  der  Nummer  38 
der  Interinstitutionellen  Vereinbarung  vom  17.  Mai  2006 
zwischen  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und  der 
Kommission  über  die  Haushaltsdisziplin  und  die  wirt- 
schaftliche Haushaltsführung  (2)  wird  in  dieser  Verord- 
nung unbeschadet  der  im  Vertrag  zur  Gründung  der  Eu- 
ropäischen Gemeinschaft  festgelegten  Befugnisse  der 
Haushaltsbehörde  für  die  Gesamtdauer  des  Programms 
festgelegt. 


(15)  Die  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Moda- 
litäten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertrage- 
nen Durchführungsbefugnisse  (3)  erlassen  werden  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Diese  Verordnung  legt  für  den  Zeitraum  2007  bis  2013  die 
Modalitäten  der  Durchführung  des  Protokolls  Nr.  4  über  das 
Kernkraftwerk  Ignalina  in  Litauen  im  Anhang  der  Beitrittsakte 
von  2003  fest. 


Mit  diesen  Modalitäten  wird  sichergestellt,  dass  das  Ignalina- 
Programm  gemäß  Artikel  3  des  Protokolls  Nr.  4  nahtlos  fort- 
gesetzt und  verlängert  wird. 


Artikel  2 

Das  Ignalina-Programm  umfasst  unter  anderem  Maßnahmen  zur 
Unterstützung  des  Rückbaus  des  Kernkraftwerks  Ignalina  ohne 
Beeinträchtigung  der  nuklearen  Sicherheit,  Maßnahmen  zur  Un- 
terstützung der  für  die  nukleare  Sicherheit  zuständigen  Behör- 
den bei  der  Sicherheitsbewertung  und  Genehmigung  von  Still- 
legungsprojekten,  Maßnahmen  zur  Umweltsanierung  entspre- 
chend dem  Besitzstand  und  zur  Modernisierung  konventioneller 
Stromerzeugungskapazitäten,  mit  denen  die  Produktionskapazi- 
tät der  beiden  Reaktoren  des  Kernkraftwerks  Ignalina  ersetzt 
werden  soll,  sowie  sonstige  Maßnahmen,  die  sich  aus  dem  Be- 
schluss zur  Abschaltung  und  zum  Rückbau  dieses  Kernkraft- 
werks ergeben  und  die  zur  erforderlichen  Umstrukturierung, 
zur  Umweltsanierung  und  zur  Modernisierung  der  Energieerzeu- 
gung, -Übertragung  und  -Verteilung  in  Litauen  sowie  zur  Erhö- 
hung der  Energieversorgungssicherheit  und  zur  Steigerung  der 
Energieeffizienz  des  Landes  beitragen. 


Daneben  umfasst  das  Ignalina-Programm  Maßnahmen,  mit  de- 
nen das  Personal  des  Kraftwerks  dabei  unterstützt  werden  soll, 
vor  der  Abschaltung  der  Reaktorblöcke  und  während  ihres 
Rückbaus  im  Kernkraftwerk  Ignalina  ein  hohes  Maß  an  Betriebs- 
sicherheit aufrechtzuerhalten. 


(2)  ABl.  C  139  vom  14.6.2006,  S.  1. 

(3)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23.  Zuletzt  geändert  durch  den  Be- 
schluss 2006/512/EG  (ABl.  L  200  vom  22.7.2006,  S.  11). 
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Artikel  3 

(1)  Der  zur  Durchführung  des  in  Artikel  2  genannten  Igna- 
lina-Programms  erforderliche  finanzielle  Bezugsrahmen  beträgt 
für  den  Zeitraum  vom  1.  Januar  2007  bis  31.  Dezember  2013 
837  Mio.  EUR  zu  jeweiligen  Preisen  (:). 


(2)  Die  Haushaltsbehörde  bewilligt  die  jährlichen  Mittel  in- 
nerhalb der  durch  den  Finanzrahmen  gesetzten  Grenzen. 


(3)  Die  Höhe  der  für  das  Ignalina-Programm  bereitgestellten 
Mittel  kann  im  Laufe  des  Zeitraums  vom  1.  Januar  2007  bis  31. 
Dezember  2013  überprüft  werden,  um  den  bei  der  Durchfüh- 
rung des  Programms  erreichten  Fortschritten  Rechnung  zu  tra- 
gen und  zu  gewährleisten,  dass  Finanzplanung  und  Mittelzuwei- 
sung tatsächlich  nach  Maßgabe  des  Finanzbedarfs  und  der  Auf- 
nahmekapazität erfolgen. 


Artikel  4 

Bei  bestimmten  Maßnahmen  können  bis  zu  100  %  der  Gesamt- 
ausgaben aus  dem  Ignalina-Programm  finanziert  werden.  Es 
werden  alle  Anstrengungen  unternommen,  um  die  Praxis  der 
Kofinanzierung  fortzusetzen,  die  im  Rahmen  der  Heranfüh- 
rungsstrategie und  der  im  Zeitraum  2004-2006  geleisteten  Un- 
terstützung für  die  Rückbauarbeiten  in  Litauen  eingeführt  wor- 
den ist,  und  gegebenenfalls  weitere  Quellen  für  eine  Kofinanzie- 
rung zu  erschließen. 


Artikel  5 

(1)  Maßnahmen  im  Rahmen  des  Ignalina-Programms  werden 
gemäß  Artikel  53  Absatz  2  und  Artikel  54  Absatz  2 
Buchstabe  c  der  Haushaltsordnung  beschlossen  und  umgesetzt. 


(2)  Finanzhilfe  für  Maßnahmen  im  Rahmen  des  Ignalina-Pro- 
gramms oder  Teile  davon  kann  in  Form  eines  Beitrags  der 
Gemeinschaft  zu  dem  von  der  EBWE  verwalteten  internationa- 
len Fonds  zum  Rückbau  des  Kernkraftwerks  Ignalina  bereitge- 
stellt werden. 


(3)  Maßnahmen  und  Finanzhilfen  im  Rahmen  des  Ignalina- 
Programms  werden  gemäß  Artikel  4  des  Beschlusses 
1999/46 8 /EG  gebilligt. 


Artikel  6 

(1)  Staatliche  Beihilfen  nationaler,  gemeinschaftlicher  oder  in- 
ternationaler Herkunft 


—  für  Maßnahmen  zur  Umweltsanierung  entsprechend  dem 
Besitzstand  und  zur  Modernisierung  des  Elektrenai- Wärme- 
kraftwerks in  Litauen  als  wichtigster  Ersatz  für  die  Strom- 


(')  Das  heißt  743  Mio.  EUR  zu  Preisen  von  2004. 


erzeugungskapazität  der  beiden  Reaktoren  des  Kernkraft- 
werks Ignalina  sowie 


—  für  den  Rückbau  des  Kernkraftwerks  Ignalina 


müssen  mit  den  Binnenmarktbestimmungen  im  Sinne  des  Ver- 
trags vereinbar  sein. 


(2)  Staatliche  Beihilfen  nationaler,  gemeinschaftlicher  oder  in- 
ternationaler Herkunft  zur  Unterstützung  der  Bemühungen  Li- 
tauens, den  Folgen  der  Abschaltung  und  des  Rückbaus  des 
Kernkraftwerks  Ignalina  zu  begegnen,  können  auf  Einzelfallbasis 
als  nach  dem  Vertrag  mit  dem  Binnenmarkt  vereinbar  angese- 
hen werden;  dies  gilt  insbesondere  für  staatliche  Beihilfen  zur 
Erhöhung  der  Energieversorgungssicherheit. 


Artikel  7 

Unbeschadet  des  Artikels  1  des  Protokolls  Nr.  4  gilt  die  Schutz- 
klausel nach  Artikel  37  der  Beitrittsakte  von  2003  im  Falle  einer 
Unterbrechung  der  Energieversorgung  in  Litauen  bis  zum  31. 
Dezember  2012. 


Artikel  S 

(1)  Die  Kommission  ist  berechtigt,  die  Verwendung  der  Fi- 
nanzhilfe mittels  ihrer  Dienststellen  selbst  oder  mit  Hilfe  quali- 
fizierter externer  Beauftragter  ihrer  Wahl  zu  überprüfen.  Die 
Überprüfungen  können  während  der  gesamten  Vertragsdauer 
sowie  innerhalb  von  fünf  Jahren  nach  Auszahlung  der  letzten 
Tranche  der  Finanzhilfe  erfolgen.  Die  Kommission  kann  auf- 
grund der  Ergebnisse  dieser  Überprüfungen  gegebenenfalls  be- 
schließen, die  ausgezahlten  Mittel  teilweise  wieder  einzuziehen. 


(2)  Die  Mitarbeiter  und  externen  Beauftragten  der  Kommis- 
sion haben  das  Recht  auf  angemessenen  Zugang  insbesondere 
zu  den  Geschäftsräumen  des  Empfängers  sowie  zu  allen  für  die 
Durchführung  der  Überprüfungen  notwendigen  Informationen, 
und  zwar  auch  in  elektronischem  Format. 


Der  Rechnungshof  hat  die  gleichen  Rechte  —  namentlich  Zu- 
gangsrechte —  wie  die  Kommission. 


Zum  Schutz  der  finanziellen  Interessen  der  Gemeinschaft  vor 
Betrug  und  anderen  Unregelmäßigkeiten  ist  daneben  das  Euro- 
päische Amt  für  Betrugsbekämpfung  (OLAF)  berechtigt,  im  Rah- 
men dieses  Programms  gemäß  der  Verordnung  (Euratom/EG) 
Nr.  2185/1996  des  Rates  vom  11.  November  1996  betreffend 
die  Kontrollen  und  Überprüfungen  vor  Ort  durch  die  Kommis- 
sion zum  Schutz  der  finanziellen  Interessen  der  Europäischen 
Gemeinschaften  vor  Betrug  und  anderen  Unregelmäßigkeiten  (2) 
Kontrollen  und  Überprüfungen  vor  Ort  vorzunehmen. 


(2)  ABl.  L  292  vom  15.11.1996,  S.  2. 
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(3)  Bei  den  im  Rahmen  der  vorliegenden  Verordnung  finan- 
zierten Gemeinschaftsmaßnahmen  bedeutet  der  Begriff  der  Un- 
regelmäßigkeit in  Artikel  1  Absatz  2  der  Verordnung  (EG,  Eu- 
ratom) Nr.  2988/95  des  Rates  vom  18.  Dezember  1995  über 
den  Schutz  der  finanziellen  Interessen  der  Europäischen 
Gemeinschaft  (l)  jeden  Verstoß  gegen  eine  gemeinschaftsrecht- 
liche Bestimmung  und  jede  Missachtung  einer  vertraglichen  Ver- 
pflichtung in  der  Folge  einer  Handlung  oder  Unterlassung  eines 
Wirtschaftsteilnehmers,  die  durch  eine  ungerechtfertigte  Aus- 
gabe einen  Schaden  für  den  Gesamthaushalt  der  Europäischen 
Gemeinschaften  oder  die  Haushalte,  die  von  ihnen  oder  von 
einem  anderen  Organ  für  die  Gemeinschaften  verwaltet  werden, 
bewirkt  oder  bewirken  würde. 


ziellen  Interessen  der  Gemeinschaft  vor  Betrug,  Korruption  und 
anderen  Unregelmäßigkeiten  vor  und  ermöglichen  der  Kommis- 
sion, dem  OLAF  und  dem  Rechnungshof  die  Durchführung  von 
Kontrollen  an  Ort  und  Stelle. 


Artikel  9 

Die  Kommission  gewährleistet  die  Durchführung  dieser  Verord- 
nung und  erstattet  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat 
regelmäßig  Bericht.  Sie  nimmt  gemäß  Artikel  3  eine  Halbzeit- 
bewertung vor. 


(4)  Die  Vereinbarungen  zwischen  der  Gemeinschaft  und  der 
EBWE  über  die  Bereitstellung  von  Gemeinschaftsmitteln  für  den 
internationalen  Fonds  zur  Unterstützung  des  Rückbaus  von  Ig- 
nalina  sehen  geeignete  Bestimmungen  zum  Schutz  der  finan- 


Artikel  10 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröf- 
fentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Geschehen  zu  Brüssel  am  21.  Dezember  2006. 


Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident 
J.  KORKEAOJA 


(!)  ABl.  L  312  vom  23.12.1995,  S.  1. 
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Verordnung  (EURATOM)  Nr.  549/2007 

(ABl.  2007  L  131/1) 
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VERORDNUNG  (EURATOM)  Nr.  549/2007  DES  RATES 
vom  14.  Mai  2007 

über  die  Durchfuhrung  des  Protokolls  Nr.  9  über  die  Reaktoren  1  und  2  des  Kernkraftwerks 
Bohunice  VI  in  der  Slowakei  zur  Akte  über  die  Bedingungen  des  Beitritts  der  Tschechischen 
Republik,  der  Republik  Estland,  der  Republik  Zypern,  der  Republik  Lettland,  der  Republik 
Litauen,  der  Republik  Ungarn,  der  Republik  Malta,  der  Republik  Polen,  der  Republik  Slowenien 

und  der  Slowakischen  Republik 


DER  RAT  DER  EUROPAISCHEN  UNION 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Atom- 
gemeinschaft, insbesondere  Artikel  203, 


und  den  Reaktor  2  dieses  Kernkraftwerks  zum  31.  De- 
zember 2008  abzuschalten.  Die  Europäische  Union  hat 
ihre  Bereitschaft  bekundet,  bis  2006  weiterhin  Finanzhilfe 
als  Fortsetzung  der  Heranführungshilfe  zu  leisten,  die  im 
Rahmen  des  Programms  Phare  zur  Unterstützung  der 
Rückbaumaßnahmen  der  Slowakei  vorgesehen  ist. 


gestützt  auf  die  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  1605/2002  des  (2) 
Rates  vom  25.  Juni  2002  über  die  Haushaltsordnung  für  den 
Gesamthaushaltsplan  der  Europäischen  Gemeinschaften  (l)  (im 
Folgenden  als  „Haushaltsordnung"  bezeichnet),  insbesondere  Ar- 
tikel 110, 


Das  der  Beitrittsakte  von  200  3  beigefügte  Protokoll  Nr.  9 
über  die  Reaktoren  1  und  2  des  Kernkraftwerks  Bohunice 
VI  in  der  Slowakei  erinnert  an  die  Zusage  der  Slowakei, 
das  Kernkraftwerk  Bohunice  VI  abzuschalten,  und  legt 
zu  diesem  Zweck  ein  für  den  Zeitraum  2004 — 2006  mit 
90  Mio.  EUR  dotiertes  Hilfsprogramm  auf. 


gestützt  auf  die  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  2342/2002  der 
Kommission  vom  23.  Dezember  2002  mit  Durchführungsbe- 
stimmungen zur  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  1065/2002  des 
Rates  über  die  Haushaltsordnung  für  den  Gesamthaushaltsplan 
der  Europäischen  Gemeinschaften  (2),  insbesondere  Artikel  166, 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  (3), 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)      Die  Slowakei  hat  sich  verpflichtet,  den  Reaktor  1  des 
Kernkraftwerks  Bohunice  VI  zum  31.  Dezember  2006 


(!)  ABl.  L  248  vom  16.9.2002,  S.  1.  Verordnung  geändert  durch  die 
Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  1995/2006  (ABl.  L  390  vom 
30.12.2006,  S.  1). 

(2)  ABl.  L  357  vom  31.12.2002,  S.  1.  Verordnung  zuletzt  geändert 
durch  die  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  478/2007  (ABl.  L  111 
vom  28.4.2007,  S.  13). 

(3)  ABl.  C  280  E  vom  18.11.2006,  S.  108. 


(3)  Die  Union  hat  in  Protokoll  Nr.  9  darüber  hinaus  aner- 
kannt, dass  die  Maßnahmen  im  Zusammenhang  mit  dem 
Rückbau  des  Kernkraftwerks  Bohunice  VI  über  die  die 
Finanzielle  Vorausschau  2000 — 2006  hinaus  fortgesetzt 
werden  müssen  und  dass  diese  Maßnahmen  eine  be- 
trächtliche finanzielle  Belastung  für  die  Slowakei  darstel- 
len. Dieser  Umstand  wird  bei  den  Entscheidungen  über 
die  Fortsetzung  der  Finanzhilfe  der  Union  in  diesem  Be- 
reich nach  2006  berücksichtigt. 


(4)  Schon  seit  mehreren  Jahren  bestehen  von  der  Europä- 
ischen Bank  für  Wiederaufbau  und  Entwicklung  (EBWE) 
verwaltete  internationalen  Stilllegungsfonds.  Dabei  ist  die 
Gemeinschaft,  namentlich  durch  das  Programm  Phare, 
der  wichtigste  Geldgeber. 


(5)  Es  ist  daher  angezeigt,  für  den  Zeitraum  von  2007  bis 
2013  einen  Betrag  von  423  Mio.  EUR  (4)  zur  Finanzie- 
rung des  Rückbaus  des  Kernkraftwerks  Bohunice  VI  zu 
Lasten  des  Gesamthaushaltsplans  der  Europäischen  Union 
vorzusehen. 


(4)  Dieser  in  laufenden  Preisen  ausgedrückte  Betrag  entspricht  375  Mio. 
EUR  in  Preisen  von  2004. 
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(6)  Die  aus  dem  Gesamthaushaltsplan  der  Europäischen 
Union  für  den  Rückbau  aufzubringenden  Haushaltsmittel 
sollten  nicht  zu  Wettbewerbsverzerrungen  für  die  Strom- 
versorgungsunternehmen auf  dem  Energiemarkt  in  der 
Union  führen.  Diese  Haushaltsmittel  sollten  auch  im  Ein- 
klang mit  dem  Besitzstand  zur  Finanzierung  von  Maß- 
nahmen zum  Ausgleich  des  Verlusts  an  Produktionskapa- 
zität verwendet  werden. 


(7)  Die  Finanzhilfe  kann  in  Form  eines  Beitrags  der  Gemein- 
schaft zu  dem  von  der  EBWE  verwalteten  Internationalen 
Fonds  zum  Rückbau  des  Kernkraftwerks  Bohunice  bereit- 
gestellt werden. 


(8)  Zu  den  Aufgaben  der  EBWE  gehören  die  Verwaltung 
öffentlicher  Mittel  für  Programme  zum  Rückbau  kern- 
technischer Anlagen  sowie  die  Beaufsichtigung  der  fi- 
nanziellen Abwicklung  dieser  Programme  mit  dem  Ziel 
einer  optimalen  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder.  Da- 
neben nimmt  die  EBWE  Haushaltsaufgaben  wahr,  die  ihr 
von  der  Kommission  gemäß  Artikel  53  Absatz  7  der 
Haushaltsordnung  übertragen  werden. 


(9)  Das  Protokoll  Nr.  9  eröffnet  unterschiedliche  Möglichkei- 
ten für  die  Bereitstellung  der  Beihilfe,  um  die  Ziele  nach 
Artikel  2  zu  erreichen,  einschließlich  einer  auf  nationaler 
Ebene  verwalteten,  dazu  bevollmächtigten  Stelle.  Die 
Kommission  und  die  Slowakische  Republik  könnten  die 
Durchführungsmodalitäten  im  Einklang  mit  den  einschlä- 
gigen Abschnitten  der  Haushaltsordnung  ausarbeiten. 


(10)  Um  größtmögliche  Effizienz  zu  gewährleisten,  sollte  für 
den  Rückbau  des  Kernkraftwerks  Bohunice  VI  das  beste 
verfügbare  technische  Know-how  genutzt  werden;  dabei 
sollten  Bauart  und  technische  Merkmale  der  stillzulegen- 
den Reaktoren  gebührend  berücksichtigt  werden. 


(11)  Der  Rückbau  des  Kernkraftwerks  Bohunice  VI  sollte  im 
Einklang  mit  den  Rechtsvorschriften  im  Umweltbereich 
erfolgen,  insbesondere  der  Richtlinie  85/337/EWG  des 
Rates  vom  27.  Juni  1985  über  die  Umweltverträglich- 
keitsprüfung bei  bestimmten  öffentlichen  und  privaten 
Projekten  ('). 


(12)     Der  finanzielle  Bezugsrahmen  im  Sinne  der  Nummer  38 
der  Interinstitutionellen  Vereinbarung  vom  17.  Mai  2006 


(')  ABl.  L  175  vom  5.7.1985,  S.  40.  Richtlinie  geändert  durch  die 
Richtlinie  2 00  3/ 3  5 /EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  156  vom  25.6.2003,  S.  17). 


zwischen  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und  der 
Europäischen  Kommission  über  die  Haushaltsdisziplin 
und  die  wirtschaftliche  Haushaltsführung  (2)  wird  in  die- 
ser Verordnung  unbeschadet  der  im  Vertrag  zur  Grün- 
dung der  Europäischen  Gemeinschaft  festgelegten  Befug- 
nisse der  Haushaltsbehörde  für  die  Gesamtdauer  des  Pro- 
gramms festgelegt. 


(13)  Die  Kommission  sollte  bei  der  Annahme  der  für  die 
Durchführung  dieser  Verordnung  erforderlichen  Maßnah- 
men von  einem  Ausschuss  unterstützt  werden  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Durch  diese  Verordnung  wird  das  Programm  zur  Festlegung  der 
Modalitäten  der  im  Protokoll  Nr.  9  zur  Beitrittsakte  von  2003 
vorgesehenen  Finanzhilfe  der  Gemeinschaft  eingerichtet. 


Artikel  2 

Der  im  Rahmen  dieser  Verordnung  gewährte  Gemeinschaftsbei- 
trag zum  Programm  wird  geleistet  zur  finanziellen  Unterstüt- 
zung von  Maßnahmen  im  Rahmen  des  Rückbaus  des  Kernkraft- 
werks Bohunice  VI,  Maßnahmen  zur  Umweltsanierung  entspre- 
chend dem  Besitzstand  und  zur  Modernisierung  konventioneller 
Stromerzeugungskapazitäten,  mit  denen  die  Produktionskapazi- 
tät der  beiden  Reaktoren  des  Kernkraftwerks  Bohunice  VI  er- 
setzt werden  soll,  sowie  sonstigen  Maßnahmen,  die  sich  aus 
dem  Beschluss  zur  Abschaltung  und  zum  Rückbau  dieses  Kern- 
kraftwerks ergeben  und  die  zur  erforderlichen  Umstrukturie- 
rung, zur  Umweltsanierung  und  zur  Modernisierung  der  Ener- 
gieerzeugung, -Übertragung  und  -Verteilung  in  der  Slowakei  so- 
wie zur  Erhöhung  der  Energieversorgungssicherheit  und  zur 
Steigerung  der  Energieeffizienz  des  Landes  beitragen. 


Artikel  3 

(1)  Der  finanzielle  Bezugsrahmen  für  die  Durchführung  des 
in  Artikel  2  vorgesehenen  Programms  wird  für  den  Zeitraum 
vom  1.  Januar  2007  bis  31.  Dezember  2013  auf  423  Mio. 
EUR  (3)  festgesetzt. 


(2)  Die  jährlichen  Mittel  werden  von  der  Haushaltsbehörde  in 
den  Grenzen  des  Finanzrahmens  bewilligt. 


(3)  Die  Höhe  der  für  das  Programm  bereitgestellten  Mittel 
kann  im  Laufe  des  Zeitraums  vom  1.  Januar  2007  bis  31.  De- 
zember 2013  revidiert  werden,  um  den  bei  der  Durchführung 
des  Programms  erreichten  Fortschritten  Rechnung  zu  tragen 
und  zu  gewährleisten,  dass  Finanzplanung  und  Mittelzuweisung 
tatsächlich  nach  Maßgabe  des  Finanzbedarfs  und  der  Aufnahme- 
kapazität erfolgen. 


(2)  ABl.  C  139  vom  14.6.2006,  S.  1. 

(3)  Dieser  in  laufenden  Preisen  ausgedrückte  Betrag  entspricht  375  Mio. 
EUR  in  Preisen  von  2004. 
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Artikel  4 

Bei  bestimmten  Maßnahmen  kann  der  vorgesehene  Beitrag  sich 
auf  bis  zu  1 00  %  der  Gesamtausgaben  belaufen.  Es  sollten  alle 
Anstrengungen  unternommen  werden,  um  einerseits  die  Praxis 
der  Kofinanzierung  fortzusetzen,  die  im  Rahmen  der  Heranfüh- 
rungsstrategie und  der  im  Zeitraum  2004 — 2006  geleisteten 
Unterstützung  für  die  Rückbauarbeiten  in  der  Slowakei  einge- 
führt worden  ist,  und  um  andererseits  gegebenenfalls  weitere 
Quellen  für  eine  Kofinanzierung  zu  erschließen. 

Artikel  5 

(1)  Maßnahmen  und  Finanzhilfe  im  Rahmen  des  Programms 
werden  gemäß  Artikel  53  Absatz  2  und  Artikel  54  Absatz  2 
Buchstabe  c  der  Haushaltsordnung  beschlossen  und  umgesetzt. 

(2)  Die  Finanzhilfe  für  Maßnahmen  im  Rahmen  des  Pro- 
gramms oder  Teile  davon  kann  in  Form  eines  Beitrags  der 
Gemeinschaft  zu  dem  von  der  EBWE  verwalteten  Internationa- 
len Fonds  zum  Rückbau  des  Kernkraftwerks  Bohunice  bereitge- 
stellt werden. 


(3)  Bei  den  im  Rahmen  dieser  Verordnung  finanzierten  Ge- 
meinschaftsmaßnahmen gilt  jeder  Verstoß  gegen  eine  gemein- 
schaftsrechtliche Bestimmung  und  jede  Missachtung  einer  ver- 
traglichen Verpflichtung  in  der  Folge  einer  Handlung  oder  Un- 
terlassung eines  Wirtschaftsteilnehmers,  die  durch  eine  unge- 
rechtfertigte Ausgabe  einen  Schaden  für  den  Gesamthaushalts- 
plan der  Europäischen  Union  oder  die  Haushalte,  die  von  ihnen 
oder  von  Internationalen  Organisationen  für  die  Gemeinschaf- 
ten verwaltet  werden,  bewirkt  bzw.  bewirken  würde,  als  Unre- 
gelmäßigkeit im  Sinne  von  Artikel  1  Absatz  2  der  Verordnung 
(EG,  Euratom)  Nr.  2988/95  des  Rates  vom  18.  Dezember  1995 
über  den  Schutz  der  finanziellen  Interessen  der  Europäischen 
Gemeinschaften  (2). 


(4)  Die  Vereinbarungen  zwischen  der  Gemeinschaft  und  der 
EBWE  über  die  Bereitstellung  von  Gemeinschaftsmitteln  für  den 
Internationalen  Fonds  zur  Unterstützung  des  Rückbaus  von  Bo- 
hunice VI  sehen  geeignete  Bestimmungen  zum  Schutz  der  fi- 
nanziellen Interessen  der  Gemeinschaft  vor  Betrug,  Korruption 
und  anderen  Unregelmäßigkeiten  vor  und  ermöglichen  der 
Kommission,  dem  OLAF  und  dem  Rechnungshof  die  Durchfüh- 
rung von  Kontrollen  an  Ort  und  Stelle. 


(3)  Die  Maßnahmen  im  Rahmen  des  Programms  werden 
nach  dem  Verfahren  gemäß  Artikel  8  Absatz  2  erlassen. 

Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  ist  berechtigt,  die  Verwendung  der  Fi- 
nanzhilfe selbst  durch  ihre  eigenen  Bediensteten  oder  durch 
qualifizierte  externe  Stellen  ihrer  Wahl  zu  überprüfen.  Die  Über- 
prüfungen können  während  der  gesamten  Dauer  der  Vereinba- 
rungen zwischen  der  Gemeinschaft  und  der  EBWE  über  die 
Bereitstellung  von  Gemeinschaftsmitteln  für  den  Internationalen 
Fonds  zur  Unterstützung  des  Rückbaus  von  Bohunice  VI  sowie 
innerhalb  von  fünf  Jahren  nach  Auszahlung  der  letzten  Tranche 
der  Finanzhilfe  erfolgen.  Die  Kommission  kann  aufgrund  der 
Ergebnisse  dieser  Überprüfungen  gegebenenfalls  beschließen, 
die  ausgezahlten  Mittel  teilweise  wieder  einzuziehen. 

(2)  Die  Bediensteten  und  externen  Beauftragten  der  Kommis- 
sion haben  das  Recht  auf  angemessenen  Zugang  insbesondere 
zu  den  Geschäftsräumen  des  Empfängers  sowie  zu  allen  für  die 
Durchführung  der  Überprüfungen  notwendigen  Informationen, 
und  zwar  auch  in  elektronischem  Format. 


Der  Rechnungshof  hat  die  gleichen  Rechte  —  namentlich  Zu- 
gangsrechte —  wie  die  Kommission. 

Zum  Schutz  der  finanziellen  Interessen  der  Gemeinschaft  vor 
Betrug  und  anderen  Unregelmäßigkeiten  ist  daneben  das  Euro- 
päische Amt  für  Betrugsbekämpfung  (OLAF)  berechtigt,  im  Rah- 
men dieses  Programms  gemäß  der  Verordnung  (Euratom,  EG) 
Nr.  2185/1996  des  Rates  {l)  Kontrollen  und  Überprüfungen  vor 
Ort  vorzunehmen. 


(')  Verordnung  (Euratom,  EG)  Nr.  2185/1996  des  Rates  vom  11.  No- 
vember 1996  betreffend  die  Kontrollen  und  Überprüfungen  vor  Ort 
durch  die  Kommission  zum  Schutz  der  finanziellen  Interessen  der 
Europäischen  Gemeinschaften  vor  Betrug  und  anderen  Unregelmä- 
ßigkeiten (ABl.  L  292  vom  15.11.1996,  S.  2). 


Artikel  7 

Die  Kommission  gewährleistet  die  Durchführung  dieser  Verord- 
nung und  erstattet  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat 
regelmäßig  Bericht.  Sie  nimmt  gemäß  Artikel  3  eine  Halbzeit- 
bewertung vor. 

Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt, 
der  sich  aus  Vertretern  der  Mitgliedstaaten  zusammensetzt  und 
in  dem  der  Vertreter  der  Kommission  den  Vorsitz  führt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gilt  folgen- 
des Verfahren: 


—  Der  Vertreter  der  Kommission  unterbreitet  dem  Ausschuss 
einen  Entwurf  der  zu  treffenden  Maßnahmen.  Der  Ausschuss 
gibt  seine  Stellungnahme  zu  diesem  Entwurf  innerhalb  einer 
Frist  ab,  die  der  Vorsitzende  unter  Berücksichtigung  der 
Dringlichkeit  der  betreffenden  Frage  festsetzen  kann.  Die 
Stellungnahme  wird  mit  der  Mehrheit  abgegeben,  die  in 
Artikel  118  Absatz  2  des  Euratom-Vertrags  für  die  An- 
nahme der  vom  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  zu  fas- 
senden Beschlüsse  vorgesehen  ist.  Bei  der  Abstimmung  im 
Ausschuss  werden  die  Stimmen  der  Vertreter  der  Mitglied- 
staaten gemäß  dem  vorgenannten  Artikel  gewogen.  Der 
Vorsitzende  nimmt  an  der  Abstimmung  nicht  teil. 

—  Die  Kommission  erlässt  Maßnahmen,  die  unmittelbar  gelten. 
Stimmen  diese  Maßnahmen  jedoch  mit  der  Stellungnahme 
des  Ausschusses  nicht  überein,  so  werden  sie  unverzüglich 
von  der  Kommission  dem  Rat  mitgeteilt.  In  diesem  Fall  kann 
die  Kommission  die  Durchführung  der  von  ihr  beschlosse- 
nen Maßnahmen  um  einen  Zeitraum  von  30  Tagen  auf- 
schieben. 


(2)  ABl.  L  312  vom  23.12.1995,  S.  1. 
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—  Der  Rat  kann  innerhalb  des  vorgenannten  Zeitraums  mit 
qualifizierter  Mehrheit  einen  anders  lautenden  Beschluss  fas- 
sen. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  auf  Vorschlag  seines  Vorsitzen- 
den eine  Geschäftsordnung  auf  der  Grundlage  der  Standardge- 
schäftsordnung, die  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröf- 
fentlicht wurde.  Der  Ausschuss  legt  in  seiner  Geschäftsordnung 
spezifische  Regeln  für  die  Befassung  des  Ausschusses  fest,  die  es 
der  Kommission  ermöglichen,  die  Sondermaßnahmen  gegebe- 
nenfalls nach  einem  besonderen  Dringlichkeitsverfahren  zu  ver- 
abschieden. 

Die  für  die  Kommission  geltenden  Grundsätze  und  Bedingungen 
für  den  Zugang  der  Öffentlichkeit  zu  Dokumenten  gelten  auch 
für  den  Ausschuss. 


Das  Europäische  Parlament  wird  von  der  Kommission  regelmä- 
ßig über  die  Arbeit  des  Ausschusses  unterrichtet.  Zu  diesem 
Zweck  erhält  es  die  Tagesordnungen  der  Sitzungen  sowie  die 
Abstimmungsergebnisse,  die  Kurzniederschriften  über  die  Sit- 
zungen und  die  Listen  der  Behörden  und  Stellen,  denen  die 
Personen  angehören,  die  die  Mitgliedstaaten  in  deren  Auftrag 
vertreten. 


Artikel  9 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröf- 
fentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Geschehen  zu  Brüssel  am  14.  Mai  2007. 


Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident 
F.-W.  STEINMEIER 
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Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008 

(ABl.  2008  L  304/1) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  1099/2008  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  22.  Oktober  2008 


über  die  Energiestatistik 
(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EURO- 
PÄISCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  285  Absatz  1, 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 


gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (1), 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Um  die  Wirkung  und  die  Folgen  ihrer  energiepolitischen 
Maßnahmen  überwachen  zu  können,  braucht  die  Gemein- 
schaft genaue  und  zeitnahe  Daten  über  Energiemengen, 
-formen,  -quellen  sowie  Energieerzeugung,  -Versorgung, 
-Umwandlung  und  -verbrauch. 


(2)  In  der  Energiestatistik  stehen  traditionell  die  Energiever- 
sorgung und  die  fossilen  Energieträger  im  Mittelpunkt.  In 
den  kommenden  Jahren  muss  sie  mehr  auf  größere 
Erkenntnisse  über  den  Endverbrauch  an  Energie,  die 
erneuerbaren  Energieträger  und  die  Atomenergie  sowie 
auf  deren  Überwachung  ausgerichtet  werden. 


(3)  Die  Verfügbarkeit  präziser  und  aktueller  Energiedaten  ist  für 
die  Ermittlung  der  Auswirkungen  des  Energieverbrauchs 
auf  die  Umwelt,  insbesondere  hinsichtlich  der  Emission  von 
Treibhausgasen,  entscheidend;  solche  Daten  werden  mit  der 
Entscheidung  Nr.  280/2004/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  über  ein 


(')  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  12.  März  2008 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates 
vom  15.  September  2008. 


System  zur  Überwachung  der  Treibhausgasemissionen  in 
der  Gemeinschaft  und  zur  Umsetzung  des  Kyoto-Proto- 
kolls (2)  angefordert. 


(4)  Die  Richtlinie  2001/77/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  27.  September  2001  zur  Förderung  der 
Stromerzeugung  aus  erneuerbaren  Energiequellen  im 
Elektrizitätsbinnenmarkt  (3)  und  die  Richtlinie  2004/8/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  1 1 .  Februar 
2004  über  die  Förderung  einer  am  Nutzwärmebedarf 
orientierten  Kraft-Wärme-Kopplung  im  Energiebinnen- 
markt (4)  sehen  die  Übermittlung  quantitativer  Energiedaten 
durch  die  Mitgliedstaaten  vor.  Zur  Überwachung  der 
Fortschritte  bei  der  Erreichung  der  in  jenen  Richtlinien 
aufgestellten  Ziele  werden  detaillierte  und  aktualisierte 
Energiedaten  benötigt. 


(5)  In  der  Richtlinie  2002/91/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  1 6.  Dezember  2002  über  die  Gesamt- 
energieeffizienz von  Gebäuden  (5),  der  Richtlinie  2006/32/ 
EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
5.  April  2006  über  Endenergieeffizienz  und  Energie- 
dienstleistungen (6)  und  der  Richtlinie  2005/32/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005 
zur  Schaffung  eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  energie- 
betriebener Produkte  (7)  wird  von  den  Mitgliedstaaten 
gefordert,  Daten  über  die  Energieverbrauchsmengen  zu 
liefern.  Zur  Überwachung  der  Fortschritte  bei  der  Errei- 
chung der  in  jenen  Richtlinien  aufgestellten  Ziele  werden 
detaillierte  und  aktualisierte  Energiedaten  benötigt,  und  es 
muss  eine  bessere  Verknüpfung  zwischen  diesen  Energie- 
daten und  damit  im  Zusammenhang  stehenden  statisti- 
schen Daten,  z.  B.  über  Bevölkerung  und  Haushalte  und 
Daten  über  den  Verkehr,  bestehen. 


(2)  ABl.  L  49  vom  19.2.2004,  S.  1. 

(3)  ABl.  L  283  vom  27.10.2001,  S.  33 

(4)  ABl.  L  52  vom  21.2.2004,  S.  50. 

(5)  ABl.  L  1  vom  4.1.2003,  S.  65. 

(6)  ABl.  L  114  vom  27.4.2006,  S.  64. 

(7)  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 
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(6)  In  ihren  Grünbüchern  zu  „Energieeffizienz"  vom  22.  Juni 
2005  und  zu  „einer  europäischen  Strategie  für  nachhaltige, 
wettbewerbsfähige  und  sichere  Energie"  vom  8.  März  2006 
diskutiert  die  Kommission,  für  welche  Bereiche  der  EU- 
Energiepolitik  sie  Energiestatistiken  benötigt,  einschließlich 
für  die  Gründung  einer  europäischen  Stelle  zur  Beobach- 
tung des  Energiemarkts. 


(7)  Die  Einrichtung  eines  frei  verfügbaren  Energieprognosemo- 
dells, wie  dies  in  der  Entschließung  des  Europäischen 
Parlaments  vom  14.  Dezember  2006  zum  Thema  „Eine 
europäische  Strategie  für  nachhaltige  wettbewerbsfähige 
und  sichere  Energie"  (')  gefordert  wurde,  erfordert  detail- 
lierte und  aktualisierte  Daten  zur  Energie. 


(8)  In  den  kommenden  Jahren  muss  der  Sicherheit  der 
Versorgung  mit  den  wichtigsten  Treibstoffen  mehr  Beach- 
tung geschenkt  werden,  und  es  müssen  rechtzeitiger 
genauere  Daten  auf  EU-Ebene  vorliegen,  um  mögliche 
Versorgungsengpässe  frühzeitig  zu  erkennen  und  EU-weite 
Lösungen  abzustimmen. 


(9)  Durch  die  Liberalisierung  und  die  immer  größere  Kom- 
plexität des  Energiemarkts  wird  es  immer  schwieriger, 
verlässliche  und  aktuelle  Energiedaten  zu  erhalten,  da 
insbesondere  eine  Rechtsgrundlage  für  die  Bereitstellung 
solcher  Daten  fehlt. 


(10)  Damit  das  System  der  Energiestatistiken  bei  der  Ent- 
scheidungsfindung der  Europäischen  Union  und  ihrer 
Mitgliedstaaten  sowie  bei  der  öffentlichen  Debatte,  an  der 
auch  die  Bürger  teilnehmen,  als  Hilfestellung  taugt,  muss 
gewährleistet  sein,  dass  es  vergleichbar,  transparent,  flexibel 
und  ausbaufähig  ist.  So  sollten  in  naher  Zukunft  die 
statistischen  Angaben  über  die  Kernenergie  einbezogen 
werden,  und  die  einschlägigen  Daten  über  erneuerbare 
Energien  sollten  verstärkt  weiterentwickelt  werden.  Auch 
im  Bereich  der  Energieeffizienz  wäre  es  von  überaus 
großem  Nutzen,  wenn  detaillierte  statistische  Angaben 
über  das  Wohnungs-  und  Verkehrswesen  vorlägen. 


(11)  Die  Erstellung  von  Gemeinschaftsstatistiken  unterliegt  den 
Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  322/97  des  Rates 
vom  17.  Februar  1997  über  die  Gemeinschaftsstatisti- 
ken (2). 


(12)  Da  das  Ziel  dieser  Verordnung,  nämlich  die  Schaffung  eines 
gemeinsamen  Rahmens  für  die  Erstellung,  Übermittlung, 
Bewertung  und  Verbreitung  vergleichbarer  Energiestatisti- 
ken in  der  Gemeinschaft,  auf  der  Ebene  der  Mitgliedstaaten 
nicht  ausreichend  verwirklicht  werden  kann,  sondern 
besser  auf  Gemeinschaftsebene  zu  erreichen  ist,  kann  die 
Gemeinschaft  im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des 
Vertrags  genannten  Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden. 
Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel  genannten  Ver- 
hältnismäßigkeitsprinzip geht  diese  Verordnung  nicht  über 
das  zur  Erreichung  dieses  Ziels  erforderliche  Maß  hinaus. 


(!)  ABl.  C  317  E  vom  23.12.2006,  S.  876. 
(2)   ABl.  L  52  vom  22.2.1997,  S.  1. 


(13)  Bei  der  Erstellung  und  Verbreitung  von  Gemeinschaftssta- 
tistiken nach  dieser  Verordnung  sollten  die  statistischen 
Ämter  der  Mitgliedstaaten  und  der  Gemeinschaft  die 
Grundsätze  des  Verhaltenskodex  für  europäische  Statistiken 
berücksichtigen,  der  am  24.  Februar  2005  von  dem  durch 
den  Beschluss  89/382/EWG,  Euratom  des  Rates  (3)  einge- 
setzten Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  verab- 
schiedet und  der  Empfehlung  der  Kommission  zur 
Unabhängigkeit,  Integrität  und  Rechenschaftspflicht  der 
statistischen  Stellen  der  Mitgliedstaaten  und  der  Gemein- 
schaft angefügt  wurde. 


(14)  Die  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der 
Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der  Kommission  über- 
tragenen Durchführungsbefugnisse  (4)  erlassen  werden. 


(15)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten, 
die  Liste  der  Datenquellen,  die  nationalen  Statistiken,  die 
verwendeten  Fachbegriffe  sowie  die  Regelungen  für  die 
Übermittlung  zu  ändern,  die  jährlichen  Statistiken  über  die 
Atomenergie  zu  errichten  und  zu  ändern,  die  Statistik  über 
erneuerbare  Energieträger  zu  ändern  sowie  die  Statistiken 
über  den  Endverbrauch  an  Energie  zu  errichten  und  zu 
ändern.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  auch  durch  Ergänzung 
um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind 
diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG 
zu  erlassen. 


(16)  Es  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  Kommission 
Mitgliedstaaten  von  Teilen  der  Energiedatenerhebung 
befreien  oder  ausnehmen  kann,  die  zu  einem  übermäßigen 
Beantwortungsaufwand  führen  würden.  Die  Befreiungen 
oder  Ausnahmen  sollten  ausschließlich  auf  der  Grundlage 
einer  ordnungsgemäßen  Begründung  gewährt  werden,  die 
den  gegenwärtigen  Zustand  und  den  übermäßigen  Auf- 
wand transparent  darlegt.  Ihre  zeitliche  Gültigkeit  sollte  auf 
den  kürzesten  erforderlichen  Zeitraum  beschränkt  sein. 


(17)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen 
stimmen  mit  der  Stellungnahme  des  Ausschusses  für  das 
Statistische  Programm  überein  — 


HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

(1)  Mit  dieser  Verordnung  wird  ein  gemeinsamer  Rahmen  für 
die  Erstellung,  Übermittlung,  Bewertung  und  Verbreitung  ver- 
gleichbarer Energiestatistiken  in  der  Gemeinschaft  geschaffen. 


(5)  ABl.  L  181  vom  28.6.1989,  S.  47. 
(4)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 


327 


Copyrkjhted  maErial 


(2)  Diese  Verordnung  gilt  für  statistische  Daten  über  Energie- 
produkte und  die  sie  betreffenden  Aggregate  in  der  Gemein- 
schaft. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  folgende  Begriffsbe- 
stimmungen: 

a)  „Gemeinschaftsstatistiken":  Es  gilt  die  Definition  in  Artikel  2 
erster  Gedankenstrich  der  Verordnung  (EG)  Nr.  322/97; 

b)  „Erstellung  von  Statistiken":  Es  gilt  die  Definition  in 
Artikel  2  zweiter  Gedankenstrich  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  322/97; 

c)  „Kommission  (Eurostat)":  Es  gilt  die  Definition  in  Artikel  2 
vierter  Gedankenstrich  der  Verordnung  (EG)  Nr.  322/97; 

d)  „Energieprodukte":  Brennstoffe,  Wärme,  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen,  Elektrizität  oder  Energie  in  jeder 
anderen  Form; 

e)  „Aggregate":  auf  nationaler  Ebene  zusammengefasste  Daten 
über  die  Behandlung  oder  Nutzung  von  Energieprodukten 
wie  Erzeugung,  Handel,  Bestände,  Umwandlung,  Verbrauch, 
und  über  strukturelle  Merkmale  des  Energieversorgungs- 
systems wie  installierte  Leistung  von  Kraftwerken  oder 
Produktionskapazität  von  Mineralöl  verarbeitenden  Betrie- 
ben; 

f)  „Datenqualität":  Merkmale  der  Datenqualität  sind  Relevanz, 
Genauigkeit,  Aktualität,  Pünktlichkeit  der  Übermittlung, 
Zugänglichkeit,  Klarheit,  Vergleichbarkeit,  Kohärenz  und 
Vollständigkeit. 

Artikel  3 
Datenquellen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  nutzen  zur  Erhebung  von  Daten  über 
Energieprodukte  und  ihre  Aggregate  folgende  Quellen  und 
wenden  dabei  die  Prinzipien  der  Aufrechterhaltung  eines 
möglichst  geringen  Beantwortungsaufwands  und  der  Verein- 
fachung der  Verwaltungsabläufe  an: 

a)  spezielle  statistische  Erhebungen  bei  den  Erzeugern  von 
Primär-  und  Sekundärenergie  sowie  bei  den  Händlern  und 
Verteilern,  Transporteuren,  Importeuren  und  Exporteuren 
von  Energieprodukten; 

b)  andere  statistische  Erhebungen  bei  den  Energieendver- 
brauchern im  verarbeitenden  Gewerbe,  im  Verkehrssektor 
und  in  anderen  Sektoren  einschließlich  der  Haushalte; 

c)  sonstige  statistische  Schätzungen  oder  sonstige  Quellen, 
einschließlich  administrativer  Quellen,  wie  z.  B.  die 
Regulierungsbehörden  der  Strom-  und  Erdgasmärkte. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  legen  die  Modalitäten  fest,  nach  denen 
Unternehmen  und  sonstige  Quellen  die  für  die  nationalen 
Statistiken  erforderlichen  Daten  gemäß  Artikel  4  melden. 

(3)  Die  Liste  der  Datenquellen  kann  gemäß  dem  in  Artikel  11 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  geändert 
werden. 

Artikel  4 

Aggregate,  Energieprodukte  und  Häufigkeit  der 
Übermittlung  einzelstaatlicher  statistischer  Daten 

(1)  Die  anzugebenden  einzelstaatlichen  statistischen  Daten  sind 
in  den  Anhängen  dieser  Verordnung  aufgeführt.  Sie  sind  in 
folgenden  Zeitabständen  zu  übermitteln: 

a)  Energiestatistiken  nach  Anhang  B  jährlich; 

b)  Energiestatistiken  nach  Anhang  C  monatlich; 

c)  kurzfristige  Energiestatistiken  nach  Anhang  D  monatlich. 

(2)  Die  verwendeten  Fachbegriffe  werden  in  den  einzelnen 
Anhängen  und  in  Anhang  A  (Erläuterungen  zur  Terminologie) 
erläutert. 

(3)  Die  zu  übermittelnden  Daten  und  die  geltenden  Fachbe- 
griffe können  gemäß  dem  in  Artikel  11  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  geändert  werden. 

Artikel  5 
Übermittlung  und  Verbreitung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  der  Kommission  (Eurostat) 
die  in  Artikel  4  genannten  einzelstaatlichen  statistischen  Daten. 

(2)  Die  Regelungen  für  die  Übermittlung  und  die  dafür 
geltenden  Fristen  sowie  für  Ausnahmen  und  Befreiungen  von 
Datenerhebungen  sind  in  den  Anhängen  festgelegt. 

(3)  Die  Regelungen  für  die  Übermittlung  der  nationalen 
Statistiken  können  gemäß  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  geändert  werden. 

(4)  Auf  gebührend  begründeten  Antrag  eines  Mitgliedstaats 
kann  die  Kommission  gemäß  dem  in  Artikel  11  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  für  solche  Teile  der  nationalen 
Statistiken,  deren  Erhebung  zu  einem  übermäßigen  Beantwor- 
tungsaufwand führen  würde,  zusätzliche  Ausnahmen  oder 
Befreiungen  gewähren. 

(5)  Die  Kommission  (Eurostat)  stellt  eine  jährliche  Energie- 
statistik bis  zum  31.  Januar  des  zweiten  auf  den  Berichtszeitraum 
folgenden  Jahres  zur  Verfügung. 

Artikel  6 

Qualitätsbewertung  und  Berichte 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  die  Qualität  der  über- 
mittelten Daten. 
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(2)  Es  werden  alle  zumutbaren  Anstrengungen  unternommen, 
um  die  Kohärenz  der  gemäß  Anhang  B  gemeldeten  Energiedaten 
mit  denjenigen  Daten  zu  gewährleisten,  die  gemäß  der  Ent- 
scheidung 2005/166/EG  der  Kommission  vom  10.  Februar  2005 
zur  Festlegung  von  Durchführungsbestimmungen  für  die  Ent- 
scheidung Nr.  280/2004/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  über  ein  System  zur  Überwachung  der  Treibhaus- 
gasemissionen in  der  Gemeinschaft  und  zur  Umsetzung  des 
Kyoto-Protokolls  (')  gemeldet  werden. 

(3)  Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  für  die  zu 
übermittelnden  Daten  folgende  Qualitätsbewertungsmerkmale: 

a)  „Relevanz"  bezieht  sich  auf  den  Umfang,  in  dem  die 
Statistiken  dem  aktuellen  und  potenziellen  Nutzerbedarf 
entsprechen; 

b)  „Genauigkeit"  bezieht  sich  auf  den  Grund  der  Überein- 
stimmung der  Schätzungen  mit  den  unbekannten  wahren 
Werten; 

c)  „Aktualität"  bezieht  sich  auf  die  Zeitspanne  zwischen  dem 
Vorliegen  der  Information  und  dem  von  ihr  beschriebenen 
Ereignis  oder  Phänomen; 

d)  „Pünktlichkeit"  bezieht  sich  auf  die  Zeitspanne  zwischen 
dem  Zeitpunkt  der  Veröffentlichung  der  Daten  und  dem  für 
die  Datenlieferung  festgelegten  Termin; 

e)  „Zugänglichkeit"  und  „Klarheit"  beziehen  sich  auf  die 
Bedingungen  und  Modalitäten,  unter  denen  die  Nutzer 
Daten  erhalten,  verwenden  und  interpretieren  können; 

f)  „Vergleichbarkeit"  bezieht  sich  auf  die  Messung  der  Aus- 
wirkungen von  Unterschieden  in  den  verwendeten  statisti- 
schen Konzepten,  Messinstrumenten  und  -verfahren  bei 
Vergleichen  von  Statistiken  für  unterschiedliche  geografi- 
sche  Gebiete  oder  thematische  Bereiche  oder  bei  zeitlichen 
Vergleichen; 

g)  „Kohärenz"  bezieht  sich  auf  die  Eignung  der  Daten,  auf 
unterschiedliche  Weise  und  für  verschiedene  Zwecke 
zuverlässig  kombiniert  zu  werden. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  legen  der  Kommission  (Eurostat)  alle 
fünf  Jahre  einen  Bericht  über  die  Qualität  der  übermittelten 
Daten  und  über  eventuell  erfolgte  methodische  Änderungen  vor. 

(5)  Auf  Verlangen  der  Kommission  (Eurostat)  senden  ihr  die 
Mitgliedstaaten  innerhalb  von  sechs  Monaten  nach  Eingang  der 
Aufforderung  einen  Bericht  mit  allen  die  Durchführung  dieser 
Verordnung  betreffenden  Angaben,  anhand  deren  die  Kommis- 
sion die  Qualität  der  ihr  übermittelten  Daten  beurteilen  kann. 

Artikel  7 

Zeitplan  und  Periodizität 

Die  Mitgliedstaaten  erfassen  die  in  dieser  Verordnung  genannten 
Daten  von  Beginn  des  Kalenderjahres  an,  das  auf  das  Jahr  der 


0   ABl.  L  55  vom  1.3.2005,  S.  57. 


Verabschiedung  dieser  Verordnung  folgt,  und  übermitteln  sie 
danach  in  den  in  Artikel  4  Absatz  1  genannten  Zeitabständen. 

Artikel  8 

Jährliche  Statistiken  über  die  Atomenergie 

Die  Kommission  (Eurostat)  legt  in  Zusammenarbeit  mit  den 
Mitgliedstaaten  und  dem  Atomenergiesektor  in  der  Europäischen 
Union  eine  Reihe  von  jährlichen  Atomenergie-Statistiken  fest,  die 
ab  2009  zusammengetragen  und  gegebenenfalls  unter  Wahrung 
der  Vertraulichkeit  veröffentlicht  werden,  wobei  dieses  Jahr  als 
der  erste  Berichtszeitraum  gilt,  die  doppelte  Erhebung  von  Daten 
zu  vermeiden  ist  und  die  Produktionskosten  gering  sowie  die 
Meldebelastung  angemessen  zu  halten  sind. 

Diese  Zusammenstellung  der  jährlichen  Atomenergie-Statistiken 
wird  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  2  genannten  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  festgelegt  und  kann  nach  demselben 
Verfahren  geändert  werden. 

Artikel  9 

Statistiken  über  erneuerbare  Energieträger  und  den 
Endverbrauch  an  Energie 

(1)  Zur  Verbesserung  der  Qualität  der  Statistiken  über 
erneuerbare  Energieträger  und  den  Endverbrauch  an  Energie 
sorgt  die  Kommission  (Eurostat)  in  Zusammenarbeit  mit  den 
Mitgliedstaaten  dafür,  dass  diese  Statistiken  vergleichbar,  trans- 
parent, detailliert  und  flexibel  sind,  indem  sie 

a)  die  bei  der  Erstellung  von  Statistiken  über  erneuerbare 
Energieträger  angewandte  Methodik  überprüft,  um  weitere 
einschlägige  detaillierte  Statistiken  über  alle  erneuerbaren 
Energieträger  jährlich  und  kostenwirksam  bereitzustellen, 
wobei  sie  ab  2010  (Referenzjahr)  die  erstellten  Statistiken 
vorlegt  und  allgemein  zur  Verfügung  stellt; 

b)  die  auf  einzelstaatlicher  und  gemeinschaftlicher  Ebene 
angewandte  Methodik  überprüft  und  festlegt,  um  Statisti- 
ken über  den  Endverbrauch  an  Energie  (Quellen,  Variablen, 
Qualität,  Kosten)  zu  erstellen,  die  auf  dem  derzeitigen 
Sachstand,  bereits  vorliegenden  Studien  und  Pilotstudien 
über  die  Machbarkeit  sowie  auf  einer  noch  durchzufüh- 
renden Kosten-Nutzen-Analyse  beruhen,  und  die  Ergebnisse 
der  Pilotstudien  und  der  Kosten-Nutzen-Analyse  auswertet, 
damit  nach  Sektoren  und  den  wichtigsten  Energiever- 
wendungszwecken aufgeteilte  Schlüssel  für  die  Endenergie- 
träger festgelegt  und  die  entsprechenden  Angaben  ab  2012 
(Referenzjahr)  schrittweise  in  die  Statistiken  aufgenommen 
werden. 

(2)  Diese  Zusammenstellung  der  Statistiken  über  erneuerbare 
Energieträger  kann  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  geändert  werden. 

(3)  Diese  Zusammenstellung  der  Statistiken  über  den  Endver- 
brauch an  Energie  ist  nach  dem  in  Artikel  11  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  zu  errichten  und 
kann  nach  diesem  Verfahren  geändert  werden. 
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Artikel  10 

Durchführungsbestimmungen 

(1)  Die  folgenden  Durchführungsbestimmungen  zu  dieser 
Verordnung  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 1  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen: 

a)     Änderungen  der  Liste  der  Datenquellen  (Artikel  3  Absatz  3); 


b)  Änderungen  der  nationalen  Statistiken  und  der  verwende- 
ten Fachbegriffe  (Artikel  4  Absatz  3); 

c)  Änderungen  der  Regelungen  für  die  Übermittlung  (Artikel  5 
Absatz  3); 

d)  Errichtung  und  Änderungen  der  jährlichen  Statistik  über 
die  Atomenergie  (Artikel  8  Absatz  2); 

e)  Änderungen  der  Statistik  über  erneuerbare  Energieträger 
(Artikel  9  Absatz  2); 

f)  Errichtung  und  Änderungen  der  Statistik  über  den  Endver- 
brauch an  Energie  (Artikel  9  Absatz  3); 

(2)  Zusätzliche  Befreiungen  oder  Ausnahmen  (Artikel  5 
Absatz  4)  werden  nach  dem  in  Artikel  11  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  gewährt. 


(3)  Dabei  ist  darauf  zu  achten,  dass  sich  die  zusätzlichen  Kosten 
und  die  Meldebelastung  in  vernünftigen  Grenzen  halten. 

Artikel  1 1 
Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  durch  den  Ausschuss  für  das 
Statistische  Programm  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten 
Artikel  5  a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlus- 
ses 1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten 
Artikel  5  und  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  in  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG 
vorgesehene  Zeitraum  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

Artikel  12 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen  zu  Straßburg  am  22.  Oktober  2008. 

Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments  Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident  Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING  J.-P.  JOUYET 
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ANHANG  A 


ERLÄUTERUNGEN  ZUR  TERMINOLOGIE 


In  diesem  Anhang  werden  Begriffe  erläutert,  die  in  den  anderen  Anhängen  verwendet  werden. 


1.      GEOGRAFISCHE  HINWEISE 

Lediglich  für  statistische  Berichtszwecke  gelten  die  folgenden  geografischen  Definitionen: 

—  Australien:  ohne  überseeische  Gebiete; 

—  Dänemark:  ohne  die  Färöer  und  Grönland; 

—  Frankreich:  einschließlich  Monaco,  aber  ohne  die  überseeischen  Gebiete  Guadeloupe,  Martinique,  Französisch- 
Guayana,  Reunion,  St.-Pierre  und  Miquelon,  Neukaledonien,  Französisch-Polynesien,  Wallis  und  Futuna  und 
Mayotte; 

—  Italien:  einschließlich  San  Marino  und  Vatikanstadt; 

—  Japan:  einschließlich  Okinawa; 

—  Niederlande:  ohne  Suriname  und  die  Niederländischen  Antillen; 

—  Portugal:  einschließlich  Azoren  und  Madeira; 

—  Spanien:  einschließlich  Kanarische  Inseln,  Balearische  Inseln,  Ceuta  und  Melilla; 

—  Schweiz:  ohne  Liechtenstein; 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika:  umfasst  die  50  Bundesstaaten,  den  District  of  Columbia,  die  Amerikanischen 
Jungferninseln,  Puerto  Rico  und  Guam. 


2.  AGGREGATE 


Erzeuger  werden  nach  dem  Erzeugungszweck  eingeteilt: 

—  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätige  Unternehmen:  Unternehmen  in  privatem  oder  öffentlichem  Besitz, 
deren  Haupttätigkeit  die  Erzeugung  von  Elektrizität  und/oder  Wärme  zum  Verkauf  an  Dritte  ist; 

—  Eigenerzeuger:  Unternehmen  in  privatem  oder  öffentlichem  Besitz,  die  Elektrizität  und/oder  Wärme  ganz  oder 
teilweise  für  den  Eigenverbrauch  zur  Unterstützung  ihrer  Haupttätigkeit  erzeugen. 

Hinweis:  Die  Kommission  kann  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  weitere 
Klärungen  der  Terminologie  vornehmen,  indem  sie  nach  Inkrafttreten  der  überarbeiteten  Fassung  der  Statistischen 
Systematik  der  Wirtschaftszweige  in  der  Europäischen  Gemeinschaft  (NACE)  die  jeweiligen  NACE-Positionen 
hinzufügt. 


2.1.  Versorgungs-  und  Umwandlungssektor 


Erzeugung/einheimische  Erzeugung 

Menge  der  geförderten  oder  erzeugten  Brennstoffe  nach  der  Entfernung  inerter  Bestandteile.  Schließt  die  vom  Erzeuger 
während  des  Herstellungsprozesses  (z.  B.  zum  Heizen  oder  dem  Betrieb  von  Maschinen  und  Hilfsaggregaten) 
verbrauchten  Mengen  ebenso  ein  wie  die  an  andere  Energieerzeuger  zur  Umwandlung  oder  für  andere  Zwecke 
erfolgten  Lieferungen. 

„Einheimisch"  bedeutet:  Erzeugung  ausgehend  von  Ressourcen  im  jeweiligen  Land. 


Einfuhren/Ausfuhren 

Geografische  Definitionen  finden  sich  im  Abschnitt  „Geografische  Hinweise". 

Falls  nicht  anders  angegeben,  beziehen  sich  die  „Einfuhren"  auf  das  eigentliche  Ursprungsland  (das  Land,  in  dem  das 
Energieprodukt  hergestellt  wurde)  und  die  „Ausfuhren"  auf  das  Land,  in  dem  der  Endverbrauch  der  erzeugten 
Energieprodukte  erfolgt. 

Mengen  gelten  als  Ein-  bzw.  Ausfuhren,  wenn  sie  über  die  Grenzen  eines  Landes  hinweg  befördert  werden,  und  zwar 
unabhängig  davon,  ob  eine  Zollabfertigung  stattgefunden  hat  oder  nicht. 

Wo  keine  Angaben  zu  Herkunfts-  oder  Bestimmungsland  gemacht  werden  können,  kann  die  Kategorie  „Sonstiges" 
gewählt  werden. 

Statistische  Abweichungen  können  sich  ergeben,  wenn  nur  die  Gesamtein-  und  -ausfuhren  auf  der  oben  genannten 
Basis  vorliegen,  der  geografischen  Aufschlüsselung  aber  eine  andere  Erhebung,  Informationsquelle  oder  Konzeption 
zugrunde  liegt.  In  solchen  Fällen  sind  die  Differenzen  unter  „Sonstiges"  anzugeben. 


Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt 

Die  Brennstoffmengen,  die  an  Schiffe  gleich  welcher  Flagge  im  internationalen  Schiffsverkehr  geliefert  werden.  Der 
internationale  Schiffsverkehr  kann  sich  sowohl  auf  See,  als  auch  auf  Binnen-  oder  Küstengewässern  abspielen.  Nicht 
berücksichtigt  werden: 

—  der  Verbrauch  durch  Schiffe  im  Binnenverkehr.  Bei  der  Unterscheidung  zwischen  innerstaatlichem  und 
grenzüberschreitendem  Schiffsverkehr  sind  der  Auslauf-  und  der  Einlaufhafen  zugrunde  zu  legen,  nicht  die 
Flagge  oder  Staatszugehörigkeit  des  Schiffs; 

—  der  Verbrauch  von  Fischereifahrzeugen; 

—  der  Verbrauch  der  Streitkräfte. 


Bestandsveränderungen 

Differenz  zwischen  den  Beständen  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  am  Anfang  und  am  Ende  des  Bezugszeitraums. 


Berechneter  Bruttoverbrauch 
Rechnerisch  wie  folgt  ermittelter  Wert: 

Einheimische  Erzeugung  +  Aus  sonstigen  Quellen  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Bunkerbestände  für  die  internationale 
Seeschifffahrt  +  Bestandsveränderungen. 


Beobachteter  Bruttoverbrauch 

Tatsächlich  durch  Erhebungen  bei  den  Endverbrauchern  ermittelte  Mengen. 


Statistische  Differenz 

Rechnerisch  wie  folgt  ermittelter  Wert: 

Berechneter  Bruttoverbrauch  -  Beobachteter  Bruttoverbrauch. 

Einschließlich  Bestandsveränderungen  bei  den  Endverbrauchern,  die  nicht  unter  „Bestandsveränderungen"  angegeben 
werden  können. 

Die  Ursachen  für  wesentliche  Abweichungen  sind  anzugeben. 


Stromerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 
Für  die  Stromerzeugung  verwendete  Brennstoffmengen. 

Brennstoffe,  die  von  Anlagen  mit  mindestens  einer  KWK-Einheit  verbraucht  werden,  sind  unter  „KWK-Anlagen  von 
hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen"  anzugeben. 


Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen  (KWK-Anlagen)  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 
Für  die  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  verwendete  Brennstoffmenge. 


Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 
Für  die  Wärmeerzeugung  verwendete  Brennstoffmengen. 


Elektrizitätswerke  der  Eigenerzeuger 

Für  die  Stromerzeugung  verwendete  Brennstoffmengen. 

Brennstoffe,  die  von  Anlagen  mit  mindestens  einer  KWK-Einheit  verwendet  werden,  sind  unter  „KWK-Anlagen  von 
Eigenerzeugern"  anzugeben. 


Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen  (KWK-Anlagen)  von  Eigenerzeugern 

Brennstoffmengen,  die  der  Menge  des  erzeugten  Stroms  und  der  verkauften  Wärme  entsprechen. 


Wärmekraftwerke  von  Eigenerzeugern 

Brennstoffmengen,  die  der  Menge  der  verkauften  Wärme  entsprechen. 


Brikettfabriken 

Für  die  Briketterzeugung  verwendete  Mengen. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch  des 
Energiesektors  anzugeben. 

Kokereien 

In  Kokereien  verwendete  Mengen. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch  des 
Energiesektors  anzugeben. 

Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

Braunkohlemengen,  die  zur  Erzeugung  von  Braunkohlenbriketts  (BKB)  verwendet  werden,  bzw.  Torfmengen,  die  zur 
Erzeugung  von  Torfbriketts  verwendet  werden. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch  des 
Energiesektors  anzugeben. 

Gaswerke 

Mengen,  die  bei  der  Erzeugung  von  Gas  in  Gaswerken  und  Kohlevergasungsanlagen  verbraucht  werden. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch  des 
Energiesektors  anzugeben. 

Hochöfen 

Die  Mengen  an  in  Hochöfen  umgewandelter  Kokskohle  und/oder  bituminöser  Kohle  (Kohlenstaubeinblasung 
(Pulverized  Coal  Injection,  PCI))  und  Koksofenkoks. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Hochöfen  verwendeten  Mengen  (z.  B.  Hochofengas)  sind  nicht  hier,  sondern 
als  Verbrauch  des  Energiesektors  anzugeben. 

Kohleverflüssigungsanlagen 

Für  die  Erzeugung  von  synthetischem  Öl  verwendete  Brennstoffmengen. 
Erdölraffinerien 

Für  die  Herstellung  von  Mineralölerzeugnissen  verwendete  Mengen. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch  des 
Energiesektors  anzugeben. 

Nicht  anderweitig  genannt  —  Umwandlung 

Für  Umwandlungszwecke  verwendete  Mengen,  die  nicht  anderweitig  erfasst  werden.  Falls  hier  Angaben  gemacht 
werden,  sind  diese  im  Bericht  zu  erläutern. 


Energiesektor  und  Endverbrauch 


Energiesektor  insgesamt 

Von  der  Energiewirtschaft  für  die  Energieförderung  (Bergbau,  Öl-  und  Gaserzeugung)  oder  den  Betrieb  von 
Energieumwandlungsanlagen  verbrauchte  Mengen. 

Nicht  enthalten  sind  Mengen  von  Brennstoffen,  die  in  andere  Energieformen  umgewandelt  (im  Umwandlungssektor 
anzugeben)  oder  die  zum  Betrieb  von  Öl-,  Gas-  und  Kohlenschlammpipelines  (im  Verkehrssektor  anzugeben)  benötigt 
werden. 

Einschließlich  der  Herstellung  von  chemischen  Stoffen  für  die  Kernspaltung  und  -fusion  sowie  der  Produkte  dieser 
Prozesse. 

Elektrizitätswerke,  KWK-Anlagen  und  Wärmekraftwerke 

In  Elektrizitätswerken,  KWK-Anlagen  und  Wärmekraftwerken  verbrauchte  Energiemengen. 
Kohlebergwerke 

Für  die  Förderung  und  Aufbereitung  von  Kohle  im  Kohlebergbau  verbrauchte  Energiemengen. 
In  bergwerkseigenen  Kraftwerken  verbrannte  Kohle  ist  im  Umwandlungssektor  anzugeben. 

Brikettfabriken 

In  Brikettfabriken  verbrauchte  Energiemengen. 
Kokereien 

In  Kokereien  verbrauchte  Energiemengen. 
Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

In  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken  verbrauchte  Energiemengen. 


Gaswerke/Vergasungsanlagen 

In  Gaswerken  und  Anlagen  zur  Kohlevergasung  verbrauchte  Energiemengen. 
Hochöfen 

In  Hochöfen  verbrauchte  Energiemengen. 
Kohleverflüssigungsanlagen 

In  Kohleverflüssigungsanlagen  verbrauchte  Energiemengen. 
Erdölraffinerien 

In  Erdölraffinerien  verbrauchte  Energiemengen. 
Öl-  und  Gasförderung 

Bei  der  Öl-  und  Gasförderung  sowie  in  Erdgasverarbeitungsanlagen  verbrauchte  Brennstoffmengen. 

Ohne  Pipeline-Verluste  (als  Netzverluste  anzugeben)  und  für  den  Betrieb  von  Pipelines  erforderliche  Energiemengen 
(im  Verkehrssektor  anzugeben). 

Endverbrauch  insgesamt 
Definiert  (berechnet)  als: 

=  Nichtenergetischer  Endverbrauch  insgesamt  +  Energetischer  Endverbrauch  (Industrie  +  Verkehr  +  Sonstige  Sektoren). 

Ohne  Energielieferungen,  die  für  die  Umwandlung  bestimmt  sind,  den  Verbrauch  der  Energiewirtschaft  und 
Netzverluste. 

Nichtenergetische  Nutzung 

Als  Rohstoffe  in  den  verschiedenen  Sektoren  verwendete  Energieprodukte,  d.  h.  Energieprodukte,  die  nicht  als 
Brennstoffe  verbraucht  oder  in  andere  Brennstoffe  umgewandelt  werden. 


2.3.  Angabe  des  Energie-Endverbrauchs 


Energetischer  Endverbrauch 

Gesamtenergieverbrauch  in  Industrie,  Verkehr  und  sonstigen  Sektoren. 
Industrie 

Bezieht  sich  auf  die  Energiemengen,  die  Industrieunternehmen  bei  der  Ausübung  ihrer  Haupttätigkeiten  verbrauchen. 

Bei  reinen  Wärmeerzeugungsanlagen  oder  bei  KWK-Anlagen  sind  nur  die  Brennstoffmengen  anzugeben,  die  für  die 
Wärmeerzeugung  der  Anlage  selbst  verbraucht  werden.  Die  Brennstoffmengen,  die  bei  der  kommerziellen 
Wärmeerzeugung  und  bei  der  Stromerzeugung  verbraucht  werden,  sind  in  der  Rubrik  Umwandlungssektor 
anzugeben. 

Eisen  und  Stahl 

Chemische  (einschließlich  petrochemische)  Industrie 
Chemische  und  petrochemische  Industrie. 

NE-Metallindustrie 

Nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

Herstellung  von  Glas,  Keramik,  Zement  und  sonstigem  Baumaterial. 

Fahrzeugbau 

Maschinenbau 

Herstellung  von  Metallerzeugnissen,  Maschinen  und  Ausrüstungen  außer  Fahrzeugbau. 

Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 
Ohne  die  Energiewirtschaft. 

Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 
Einschließlich  Vervielfältigung  von  bespielten  Ton-,  Bild-  und  Datenträgern. 

Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren  (außer  Zellstoff  und  Papier) 

Baugewerbe 


Textilien  und  Leder 


Nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

Verbrauch  von  Sektoren,  die  nicht  oben  angeführt  werden. 


Verkehrssektor 

Bei  sämtlichen  Verkehrstätigkeiten  verbrauchte  Energie,  unabhängig  vom  Wirtschaftssektor,  für  den  der  Transport 
erfolgt. 


Verkehrssektor  —  Eisenbahnverkehr 

Gesamter  Verbrauch  im  Eisenbahnverkehr,  einschließlich  Werksverkehr. 


Verkehrssektor  —  Binnenschifffahrt 

Die  Brennstoffmengen,  die  an  Schiffe  gleich  welcher  Flagge  im  Binnenverkehr  geliefert  werden  (vergleiche 
„Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt").  Für  die  Unterscheidung  zwischen  innerstaatlichem  und 
grenzüberschreitendem  Schiffsverkehr  sind  der  Auslauf-  und  der  Einlaufhafen  maßgeblich,  nicht  die  Flagge  oder 
Staatszugehörigkeit  des  Schiffes. 


Verkehrssektor  —  Straßenverkehr 

Von  Straßenfahrzeugen  verbrauchte  Mengen. 

Einschließlich  des  Kraftstoffverbrauchs  von  landwirtschaftlichen  Nutzfahrzeugen  auf  öffentlichen  Straßen  und  des 
Schmierstoffverbrauchs  von  Straßenfahrzeugen. 

Nicht  enthalten  sind  der  Energieverbrauch  von  stationären  Motoren  (siehe  „Sonstige  Sektoren"),  landwirtschaftlichen 
Zugmaschinen,  die  sich  nicht  auf  öffentlichen  Straßen  befinden  (siehe  Landwirtschaft)  und  Militärfahrzeugen  (siehe 
„Sonstige  Sektoren  —  nicht  anderweitig  genannt")  sowie  die  Nutzung  von  Bitumen  als  Straßenbelag  und  der 
Energieverbrauch  von  Baustellenmaschinen  (siehe  Industrie,  Teilsektor  Baugewerbe). 


Verkehrssektor  —  Transport  in  Pipelines 

Beim  Betrieb  von  Pipelines  zum  Transport  von  Gasen,  Flüssigkeiten,  Schlämmen  und  anderen  Gütern  verbrauchte 
Energiemengen. 

Einschließlich  des  Energieverbrauchs  von  Pumpstationen  und  des  Energieverbrauchs  für  die  Instandhaltung  der 
Pipelines. 

Nicht  enthalten  ist  die  Energie,  die  für  die  Verteilung  von  Erdgas,  erzeugtem  Gas,  heißem  Wasser  oder  Dampf  vom 
Verteiler  zu  den  Endnutzern  benötigt  wird  (im  Energiesektor  anzuführen).  Ebenfalls  nicht  enthalten  sind  die  Energie, 
die  für  die  Endverteilung  von  Wasser  an  Haushalte,  die  Industrie,  gewerbliche  und  sonstige  Verbraucher  benötigt  wird 
(unter  „Gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen"  anzugeben),  sowie  die  Verluste  bei  diesem  Transport  vom 
Verteiler  zu  den  Endverbrauchern  (als  Netzverluste  anzugeben). 


Verkehrssektor  —  Grenzüberschreitender  Luftverkehr 

Menge  des  für  Flugzeuge  im  grenzüberschreitenden  Luftverkehr  gelieferten  Flugbenzins.  Für  die  Unterscheidung 
zwischen  innerstaatlichem  und  grenzüberschreitendem  Luftverkehr  ist  der  Abflug-  bzw.  Landeort  maßgeblich,  nicht 
die  Staatszugehörigkeit  der  Fluggesellschaft. 

Nicht  enthalten  ist  der  Treibstoffverbrauch  von  Straßenfahrzeugen  der  Fluggesellschaften  (unter:  „Verkehrssektor  — 
nicht  anderweitig  genannt"  anzugeben)  sowie  die  militärische  Verwendung  von  Flugbenzin  (unter:  „Sonstige  Sektoren 
—  nicht  anderweitig  genannt"  anzugeben). 


Verkehrssektor  —  Innerstaatlicher  Luftverkehr 

Menge  des  für  Flugzeuge  im  Inlandsluftverkehr  (für  gewerbliche,  private,  landwirtschaftliche  u.  a.  Zwecke)  gelieferten 
Flugbenzins. 

Einschließlich  des  Flugbenzins,  das  für  andere  Zwecke  als  das  Fliegen  verbraucht  wird,  z.  B.  für  die  Prüfung  von 
Motoren  auf  dem  Prüfstand.  Für  die  Unterscheidung  zwischen  innerstaatlichem  und  grenzüberschreitendem 
Luftverkehr  ist  der  Abflug-  bzw.  Landeort  maßgeblich,  nicht  die  Staatszugehörigkeit  der  Fluggesellschaft. 

Nicht  enthalten  ist  der  Treibstoffverbrauch  von  Straßenfahrzeugen  der  Fluggesellschaften  (unter:  „Verkehrssektor  — 
nicht  anderweitig  genannt"  anzugeben)  sowie  die  militärische  Verwendung  von  Flugbenzin  (unter:  „Sonstige  Sektoren 
—  nicht  anderweitig  genannt"  anzugeben). 


Verkehrssektor  —  nicht  anderweitig  genannt 

Für  Transportzwecke  verwendete  Mengen,  die  nicht  anderweitig  erfasst  werden. 

Umfasst  den  Treibstoffverbrauch  von  Straßenfahrzeugen  der  Fluggesellschaften  und  den  Verbrauch  von  Schiffs- 
entladern und  anderen  Hafenkränen. 

Anzugeben  ist,  was  unter  diese  Position  fällt. 


Sonstige  Sektoren 

Sektoren,  die  nicht  ausdrücklich  genannt  werden  oder  nicht  zu  den  Bereichen  Energiewirtschaft,  Industrie  oder 
Verkehr  zählen. 


Sonstige  Sektoren  —  Gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

Von  Unternehmen  und  Verwaltung  im  öffentlichen  oder  privaten  Sektor  verbrauchte  Brennstoffe. 


Sonstige  Sektoren  —  Haushalte 

Anzugeben  sind  die  in  sämtlichen  Haushalten  verbrauchten  Brennstoffe  einschließlich  der  „privaten  Haushalte  mit 
Hauspersonal". 


Sonstige  Sektoren  —  Land-  und  Forstwirtschaft 

Brennstoffverbrauch  von  Benutzern  aus  den  Bereichen  Landwirtschaft,  Jagd  und  Forstwirtschaft. 


Sonstige  Sektoren  —  Fischerei  und  Fischzucht 

An  die  Binnen-,  Küsten-  und  Hochseefischerei  gelieferte  Brennstoffe.  Die  Position  Fischerei  und  Fischzucht  umfasst  den 
Brennstoff,  mit  dem  Schiffe  gleich  welcher  Flagge  (einschließlich  internationaler  Fischfang)  im  Meldeland  betankt 
wurden,  sowie  den  Energieverbrauch  der  Fischereiwirtschaft. 


Sonstige  Sektoren  —  nicht  anderweitig  genannt 

Hierbei  handelt  es  sich  um  nicht  anderweitig  genannte  Wirtschaftszweige.  Zu  dieser  Kategorie  zählt  der 
Brennstoffverbrauch  mobiler  oder  fester  militärischer  Einrichtungen  (z.  B.  Schiffe,  Flugzeuge,  Landfahrzeuge  und 
Wohngebäude),  unabhängig  davon,  ob  die  Brennstoffe  für  die  einheimischen  oder  für  ausländische  Streitkräfte 
geliefert  werden.  Falls  hier  Angaben  gemacht  werden,  sind  diese  im  Bericht  zu  erläutern. 


SONSTIGE  BEGRIFFE 

Die  nachstehenden  Abkürzungen  bedeuten  Folgendes: 

—  TML:  Tetramethylblei; 

—  TEL:  Tetraethylblei; 

—  SBP:  Spezialbenzin; 

—  LPG:  Flüssiggas: 

—  NGL:  Erdgaskondensate; 

—  LNG:  verflüssigtes  Erdgas; 

—  CNG:  komprimiertes  Erdgas. 


ANHANG  ß 


JÄHRLICHE  ENERGIESTATISTIKEN 


In  diesem  Anhang  werden  der  Erfassungsbereich,  die  Einheiten,  der  Berichtszeitraum,  die  Erhebungshäufigkeit,  die  Fristen 
und  die  Übermittlungsmodalitäten  für  die  jährliche  Erhebung  von  Energiestatistiken  beschrieben. 


Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 


1.  FESTE  FOSSILE  BRENNSTOFFE  UND  INDUSTRIELL  ERZEUGTE  GASE 
1.1.      In  Frage  kommende  Energieprodukte 


Sofern  nicht  anders  angegeben,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 


Energieprodukt 

Definition 

1 .  Anthrazit 

Kohle  mit  hohem  Inkohlungsgrad  zur  Verwendung  in  Industrie  und  Haushalten. 
Anthrazit  enthält  für  gewöhnlich  weniger  als  10  %  flüchtige  Bestandteile  und  weist 
einen  hohen  Kohlenstoffgehalt  auf  (etwa  90  %  fester  Kohlenstoff).  Ihr  oberer 
Heizwert  liegt  bei  über  23  865  kj/kg  (5  700  kcal/kg),  aschefrei. 

2.  Kokskohle 

Bituminöse  Steinkohle,  die  zur  Herstellung  von  Hochofenkoks  geeignet  ist.  Ihr 
oberer  Heizwert  liegt  bei  über  23  865  kj/kg  (5  700  kcal/kg),  aschefrei. 

3.      Sonstige  bituminöse 
Kohle 

(Kesselkohle) 

Kohle  zur  Dampferzeugung;  umfasst  alle  Arten  bituminöser  Kohle  außer  Kokskohle 
und  Anthrazit.  Hat  im  Vergleich  zu  Anthrazit  einen  höheren  Anteil  an  flüchtigen 
Bestandteilen  (über  10  %)  und  einen  niedrigeren  Kohlenstoffgehalt  (unter  90  %  fester 
Kohlenstoff).  Ihr  oberer  Heizwert  liegt  bei  über  23  865  kj/kg  (5  700  kcal/kg), 
aschefrei.  In  Kokereien  verwendete  bituminöse  Kohle  ist  als  Kokskohle  anzugeben. 

4.  Subbituminöse 
Kohle 

Nicht  backende  Kohle  mit  einem  oberen  Heizwert  zwischen  17  435  kj/kg 
(4  165  kcal/kg)  und  23  865  kj/kg  (5  700  kcal/kg),  die  mehr  als  31  %  flüchtige 
Bestandteile  auf  trockener,  mineralstofffreier  Basis  enthält. 

5.  Braunkohle 

Nicht  backende  Kohle  mit  einem  oberen  Heizwert  von  unter  17  435  kj/kg 
(4  165  kcal/kg)  und  einem  Gehalt  von  über  31  %  an  flüchtigen  Bestandteilen  auf 
trockener,  mineralstofffreier  Basis. 

In  dieser  Kategorie  ist  auch  die  Produktion  an  direkt  verbranntem  Ölschiefer  und 
direkt  verbranntem  bituminösem  Sand  zu  erfassen.  Als  Input  für  sonstige 
Umwandlungsprozesse  eingesetzter  Ölschiefer  oder  bituminöser  Sand  sollten 
ebenfalls  hier  erfasst  werden. 

Hierzu  zählt  auch  der  Anteil  an  Ölschiefer  und  bituminösem  Sand,  der  während  der 
Umwandlung  verbraucht  wird.  Schieferöl  und  andere  durch  Verflüssigung 
gewonnene  Erzeugnisse  sind  im  fährlichen  Ölfragebogen  anzugeben. 

6.  Torf 

Brennbares  weiches,  poröses  oder  verdichtetes  Sediment  pflanzlichen  Ursprungs  mit 
hohem  Wassergehalt  (im  Ausgangszustand  bis  zu  90  %),  leicht  zu  schneiden,  von 
heller  bis  dunkelbrauner  Farbe.  Torf  für  die  nichtenergetische  Verwendung  wird  hier 
nicht  erfasst. 

Diese  Begriffsbestimmung  berührt  nicht  die  Begriffsbestimmung  von  erneuerbaren 
Energieträgern  gemäß  Richtlinie  2001/77/EG  und  den  IPCC-Leitlinien  für  nationale 
Treibhausgasinventare  aus  dem  Jahr  2006. 

7.  Steinkohlenbriketts 

Ein  Brennstoffmaterial  aus  Feinkohle,  das  unter  Zusatz  eines  Bindemittels  in  eine 
bestimmte  Form  gepresst  wird.  Wegen  des  zugesetzten  Bindemittels  kann  die  Menge 
der  erzeugten  Steinkohlebriketts  geringfügig  größer  sein  als  die  Menge  der  im 
Umwandlungsprozess  verbrauchten  Kohle. 

8.  Kokereikoks 

Durch  Verkokung  von  Kohle  (hauptsächlich  Kokskohle)  bei  hohen  Temperaturen 
entstandenes  festes  Produkt  mit  einem  niedrigen  Anteil  an  Feuchtigkeit  und 
flüchtigen  Bestandteilen.  Kokereikoks  wird  vorwiegend  in  der  Eisen-  und  Stahl- 
industrie als  Energieträger  und  als  chemischer  Zusatzstoff  eingesetzt.  Koksgrus  und 
Gießereikoks  werden  ebenfalls  zum  Kokereikoks  gezählt. 

Ferner  ist  auch  Halbkoks,  ein  durch  Kohleverkokung  bei  niedrigen  Temperaturen 
gewonnenes  festes  Erzeugnis,  dieser  Kategorie  zuzurechnen.  Halbkoks  wird  in 
Haushalten  sowie  in  den  Umwandlungsanlagen  selbst  als  Brennstoff  eingesetzt. 
Außerdem  zählen  auch  Koks,  Koksgrus  und  Halbkoks  aus  Braunkohle  zu  dieser 
Position. 

9.  Gaskoks 

Steinkohle-Nebenprodukt,  das  in  Gaswerken  zur  Erzeugung  von  Stadtgas  eingesetzt 
wird.  Gaskoks  wird  zur  Erzeugung  von  Heizwärme  genutzt. 

Energieprodukt 

Definition 

10.  Kohlenteer 

Entsteht  bei  der  Verkokung  von  bituminöser  Kohle.  Kohlenteer  fällt  entweder  als 
flüssiges  Nebenprodukt  der  Kokserzeugung  durch  Destillation  in  der  Kokerei  an  oder 
wird  aus  Braunkohle  hergestellt  („Schwelteer").  Aus  Kohlenteer  können  durch 
Destillation  weitere  organische  Erzeugnisse  gewonnen  werden  (z.  B.  Benzol,  Toluol, 
Naphthalin),  die  üblicherweise  als  Ausgangsstoffe  für  die  petrochemische  Industrie 
angegeben  werden. 

11.  BKB 

(Braunkohlenbri- 
ketts) 

Braunkohlenbriketts  werden  mittels  Hochdruckverpressung  bindemittelfrei  aus 
Braunkohle  hergestellt.  Zu  dieser  Kategorie  zählen  auch  Torfbriketts,  getrocknete 

•     1       1   1                 1            1   1  1 

Femkohle  und  Kohlenstaub. 

12.  Ortsgas 

Alle  Gastypen,  die  in  öffentlichen  oder  privaten  Anlagen  erzeugt  werden,  die 
vorwiegend  zur  Erzeugung,  zum  Transport  und  zur  Verteilung  von  Gas  betrieben 
werden.  Hierunter  fallen  auch  Gase,  die  durch  Verkokung  erzeugt  werden 
(einschließlich  der  in  Koksöfen  erzeugten  und  in  Ortsgas  umgewandelten  Gase), 
sowie  solche,  die  durch  vollständige  Vergasung  mit  oder  ohne  Anreicherung  mit 
Mineralölprodukten  (wie  z.  B.  Flüssiggas  oder  Rückstandsheizöl)  oder  durch 
Reformieren  und  einfaches  Mischen  von  Gasen  und/oder  Luft  entstehen;  diese  Gase 
werden  in  den  Zeilen  „Aus  sonstigen  Quellen"  erfasst.  Ortsgas,  das  in  Mischgas 
umgewandelt  wird,  welches  durch  das  Erdgasnetz  verteilt  und  verbraucht  wird,  ist 
unter  dem  Umwandlungssektor  zu  erfassen. 

Die  Erzeugung  anderer  Kohlegase  (d.  h.  Kokereigas,  Hochofengas  und  Gichtgas)  sollte 
jeweils  getrennt  erfasst  werden  und  nicht  zur  Ortsgaserzeugung  gerechnet  werden. 
Kohlegase,  die  in  Gaswerke  überführt  werden,  sollten  (in  ihrer  eigenen  Spalte)  unter 
dem  Umwandlungsbereich  in  der  Zeile  „Gaswerke"  erfasst  werden.  Die  Gesamtmenge 
an  Ortsgas,  die  aus  dem  Transfer  von  anderen  Kohlegasen  resultiert,  ist  unter 
„Ortsgas"  in  der  Zeile  „Erzeugung"  anzugeben. 

1 3.  Kokereigas 

Fällt  als  Nebenprodukt  bei  der  Herstellung  von  Kokereikoks  für  die  Eisen-  und 
Stahlerzeugung  an. 

1 4.  Hochofengas 

Fällt  bei  der  Verbrennung  von  Koks  in  den  Hochöfen  der  Eisen-  und  Stahlindustrie 
an.  Es  wird  zurückgewonnen  und  zum  Teil  in  der  Anlage  selbst,  zum  Teil  in  anderen 
Prozessen  der  Stahlproduktion  bzw.  in  zur  Verbrennung  von  Hochofengas 
ausgelegten  Kraftwerken  verwendet.  Die  Brennstoffmenge  sollte  auf  der  Basis  des 
oberen  Heizwerts  angegeben  werden. 

15.  Konvertergas 

Entsteht  als  Nebenprodukt  bei  der  Herstellung  von  Stahl  in  Sauerstofföfen  und  wird 
beim  Austreten  aus  dem  Ofen  gewonnen.  Konvertergas  wird  auch  als  Hochofengas, 
Sauerstoffblasstahlgas  oder  (im  Englischen)  LD  gas  bezeichnet. 

1 6.  Steinkohle 

Kohle  mit  einem  Bruttoheizwert  von  über  23  865  kj/kg  (5  700  kcal/kg),  aschefrei 
und  mit  einem  mittleren  Vitrinit-Reflexionskoeffizienten  von  mindestens  0,6. 
Steinkohle  umfasst  die  Energieprodukte  1  bis  3  (Anthrazit,  Kokskohle  und  sonstige 
bituminöse  Kohle). 

1.2.      Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 


1.2.1.    Energieversorgungs-  und  Energieumxvandlungssektor 


1 .  Erzeugung 

1.1.  Davon:  im  Untertagebau 

Gilt  nur  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle  und  Braunkohle. 

1.2.  Davon:  im  Tagebau 

Gilt  nur  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle  und  Braunkohle. 

2.  Sonstige  Quellen 

Hier  sind  zwei  Unterkategorien  zu  unterscheiden: 

—  aufbereitete  Schlämme,  Mittelgut  und  sonstige  weniger  hochwertige  Kohleprodukte,  die  nicht  nach 
Kohlesorten  klassifiziert  werden  können.  Außerdem  fällt  in  diese  Unterkategorie  die  aus 
Abräumhalden  und  Abfallbehältern  zurückgewonnene  Kohle; 

—  Lieferungen  an  Brennstoffen,  deren  Erzeugung  in  anderen  Energiebilanzen  erfasst  wird,  deren 
Verbrauch  jedoch  in  der  Energiebilanz  der  Kohle  angeführt  wird. 
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2.1.       Davon:  aus  Mineralölerzeugnissen 

Gilt  nicht  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle  und 
Torf. 

Zum  Beispiel:  Petrolkokszusätze  zur  Kokskohle  für  Kokereien 


2.2.       Davon:  aus  Erdgas 

Gilt  nicht  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle  und 
Torf. 

Zum  Beispiel:  Erdgaszusätze  zu  Ortsgas  für  den  direkten  Endverbrauch 


2.3.      Davon:  aus  erneuerbaren  Quellen 

Gilt  nicht  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle  und 
Torf. 

Zum  Beispiel:  Industrieabfälle  als  Bindemittel  bei  der  Herstellung  von  Steinkohlenbriketts 


3. 

Einfuhren 

4. 

Ausfuhren 

5. 

Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt 

6. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

7. 

Bruttoverbrauch 

8.        Statistische  Abweichung 

9. 

Umwandlungssektor  insgesamt 

Für  die  primäre  oder  sekundäre  Umwandlung  von  Energie  (z.  B.  Kohle  in  Strom,  Kokereigas  in  Strom)  oder 

die  Umwandlung  in  abgeleitete  Energieprodukte  (z.  B.  Kokskohle  in  Koks)  aufgewendete  Brennstoffmenge. 

9.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

9.2. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

9.3. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

9.4. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

9.5. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 

9.6. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

9.7. 

Davon:  Brikettfabriken 

9.8. 

Davon:  Kokereien 

9.9. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

9.10.     Davon:  Gaswerke 


9.11.     Davon:  Hochöfen 

Die  Mengen  an  in  Hochöfen  umgewandelter  Kokskohle  und/oder  bituminöser  Kohle  (Kohlenstaubeinbla- 
sung (Pulverized  Coal  Injection,  PCI))  und  Koksofenkoks.  Die  zur  Beheizung  und  zum  Betrieb  von 
Hochöfen  verwendeten  Mengen  (z.  B.  Hochofengas)  gehören  nicht  zum  Umwandlungssektor,  sondern 
sollten  im  Energiesektor  als  Verbrauch  angegeben  werden. 


9.12.     Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

Schieferöl  und  andere  durch  Verflüssigung  gewonnene  Erzeugnisse  sind  gemäß  Kapitel  4  dieses  Anhangs 
anzugeben. 


9.1 3.     Davon:  für  die  Mischgaserzeugung 

Menge  der  mit  Erdgas  vermischten  Kohlengase 


9.14.     Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Umwandlung 


1.2.2.  Energiesektor 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen 

1.2. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.3. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.6. 

Davon:  Gaswerke 

1.7. 

Davon:  Hochöfen 

1.8. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.9. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

1.10. 

Davon*  nicht  anderweitig  crpnannt  —  Fneroie 

2. 

Netzverluste 

Verluste  durch  Transport  und  Verteilung  sowie  durch  Abfackeln  erzeugter  Gase 

3. 

Endverbrauch  insgesamt 

4. 

Nichtenergetischer  Endverbrauch  insgesamt 

4.1. 

Davon:  Industrie-,  Umwandlungs-  und  Energiesektor 

Nichtenergetischer  Verbrauch  in  allen  Teilsektoren  der  Sektoren  Industrie,  Umwandlung  und  Energie- 

erzeugung, z.  B.  für  die  Methanol-  und  Ammoniakerzeugung  verwendete  Kohle 

4.1.1. 

Unter  4.1,  davon:  in  der  Petrochemie 

Nichtenergetischer  Verbrauch,  z.  B.  Kohle  als  Einsatzmaterial  zur  Herstellung  von  Düngemitteln  oder  von 

annprpn  netrorhemisrhen  Fr7euoni<;spn 

4.2. 

Davon:  Verkehrssektor 

Nichtenergetischer  Verbrauch  in  allen  Teilsektoren  des  Verkehrssektors 

4.3. 

Davon:  sonstige  Sektoren 

Nichtenergetischer  Verbrauch  in  gewerblichen  und  öffentlichen  Dienstleistungen,  in  Haushalten,  in  der 

Landwirtschaft  sowie  in  nicht  anderweitig  genannten  Bereichen 

Angabe  des  Energie-Endverbrauchs 

1. 

Energetischer  Endverbrauch 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 
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2.11.     Davon:  Baugewerbe 


2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 

Davon:  Binnenschifffahrt 

3.3. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Sonstige 

Ein-  und  Ausfuhren 

Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem  Bestimmungsland 

Gilt  nicht  für  Torf,  Gaskoks,  Ortsgas,  Kokereigas,  Hochofengas  und  Gichtgas. 

Inputs  für  Wärme-  und  Ekktrizitätskrafiwerke  der  Eigenerzeuger 

Der  Input  bei  den  Eigenerzeugern  von  Strom  und  Wärme  ist  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen 

und  für  reine  Wärmekraftanlagen  jeweils  getrennt  auszuweisen. 

Diese  Inputs  werden  für  die  unten  aufgeführten  Hauptwirtschaftszweige  separat  ausgewiesen. 

1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.3. 

Davon:  Kokereien 

1.4. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  Hochöfen 

1.7. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.8. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

1.9. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 
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2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor: 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

Heizwerte 

Für  die  in  unter  Ziffer  1.1  aufgeführten  Energieprodukte  sind  für  die  folgenden  Hauptaggregate  sowohl  die  Brutto- 
ais auch  die  Nettoheizwerte  anzugeben. 


Gilt  nicht  für  Ortsgas,  Kokereigas,  Hochofengas  und  Gichtgas. 


1. 

Erzeugung 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Einsatz  in  Kokereien 

5. 

Einsatz  in  Hochöfen 

6. 

Einsatz  in  Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als 

Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

7. 

Einsatz  in  der  Industrie 

8. 

Andere  Einsatzzwecke 

Erzeugung  und  Bestände  in  Kohlebergwerken 

Gilt  nur  für  Steinkohle  und  Braunkohle. 

Folgende  Mengen  sind  anzugeben: 

1.  Erzeugung  untertage 

2.  Erzeugung  im  Tagebau 


3.         Aus  sonstigen  Quellen 


4.        Bestände  am  Ende  der  Periode 


4.1.       Davon:  Bestände  in 

den  Zechen 

Maßeinheiten 

1.  Energiemengen 

103  Tonnen 

Ausnahme:  Bei  Gasen  (Ortsgas,  Kokereigas,  Hochofengas,  Konvertergas)  wird 
ummittelbar  der  Energiegehalt  gemessen,  weshalb  die  zu  verwendende  Einheit  TJ 
ist  (ausgehend  vom  Bruttoheizwert). 

2.  Heizwerte 

MJ/Tonne 

1.6.      Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 


2.  ERDGAS 

2.1.      In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Diese  Datenerhebung  betrifft  Erdgas,  bestehend  aus  vorwiegend  methanhaltigen  Gasen  in  flüssigem  oder 
gasförmigem  Zustand,  die  in  unterirdischen  Lagerstätten  vorkommen. 

Einbezogen  sind  „unabhängig  vorhandenes"  Gas  aus  Feldern,  in  denen  Kohlenwasserstoffe  nur  gasförmig 
vorkommen,  sowie  das  in  Verbindung  mit  Rohöl  erzeugte  so  genannte  „Begleitgas"  und  das  aus  Kohlegruben  oder 
-flözen  gewonnene  Methan  (Gruben-  bzw.  Flözgas). 

Nicht  einbezogen  sind  Gase,  die  durch  anaerobe  Faulung  von  Biomasse  entstehen  (z.  B.  Stadt-  oder  Klärgas)  oder 
Ortsgas. 


2.2.      Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


2.2.1.    Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektor 

Anzugeben  sind  Mengen  sowohl  in  Mengen-  als  auch  Energieeinheiten  einschließlich  der  Brutto-  und 
Nettoheizwerte  für  die  folgenden  Aggregate: 


1.        Einheimische  Erzeugung 

Alle  innerhalb  der  nationalen  Grenzen  geförderten  trockenen  vermarktbaren  Mengen,  einschließlich 
Offshore-Förderung.  Nach  Reinigung  und  Extraktion  von  Erdgaskondensaten  und  Schwefel  gemessene 
Mengen 

Ohne  Extraktionsverluste  und  zurück  gepresste,  abgeblasene  oder  abgefackelte  Mengen 

Einschließlich  der  in  der  Erdgasindustrie  bei  der  Erdgasförderung,  in  Pipelines  und  in  Verarbeitungsanlagen 

eingesetzten  Mengen 

1.1.  Davon:  Begleitgas 

Zusammen  mit  dem  Erdöl  gewonnenes  Erdgas 

1.2.  Davon:  unabhängig  vorhandenes  Gas 

Erdgas  aus  Lagerstätten,  die  nur  gasförmige  Kohlenwasserstoffe  enthalten 

1.3.  Davon:  Grubengas 

In  Kohlebergwerken  oder  Kohleflözen  anfallendes  Methan,  das  mit  Rohrleitungen  an  die  Oberfläche 
geleitet  und  in  Kohlebergwerken  verbraucht  wird  oder  durch  Pipelines  zu  den  Verbrauchern  befördert  wird 
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2.         Sonstige  Quellen 

Mit  Erdgas  vermischte  Kraftstoffe,  die  als  Gemisch  verbraucht  werden 


2.1. 

UdVUll.  ctUä  1V1111CI  ctlUlCI  iCU^  lila  Stil 

LPG  zur  Verbesserung  der  Qualität,  z.  B.  des  Heizwerts 

7  1 

UdVUll.  dUi  IVU111C 

Industriegas  zur  Mischung  mit  Erdgas 

2.3. 

Davon:  aus  erneuerbaren  Quellen 

Biogas  zur  Vermischung  mit  Erdgas 

3. 

Einfuhren 

4. 

Ausfuhren 

5. 

Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt 

6. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrolserung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

7. 

Bruttoverbrauch 

8. 

Statistische  Abweichung 

Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 

9.        Wiedergewinnbares  Gas:  Anfangs-  und  Endbestände 

Für  die  Lieferung  während  eines  beliebigen  Input-Output-Zyklus  verfügbare  Gasmengen.  Bezieht  sich  auf 
wiedergewinnbares  Erdgas,  das  in  speziellen  Speichereinrichtungen  gelagert  wird  (erschöpfte  Gas-  und/oder 
Ölfelder,  Aquifer,  Salzkavernen,  gemischte  Hohlräume  oder  Sonstiges)  sowie  auf  die  Speicherung  von 
Flüssiggas  (liquefied  natural  gas).  Gaspolster  sind  auszunehmen. 
Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 


10. 

Abgeblasenes  Gas 

Die  in  der  Produktionsstätte  oder  in  der  Gasaufbereitungsanlage  an  die  Atmosphäre  abgegebene  Gasmenge 

Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 

11. 

Abgefackeltes  Gas 

Die  in  Fackeln  in  der  Produktionsstätte  oder  in  der  Gasaufbereitungsanlage  verbrannte  Gasmenge 

Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 

12. 

Umwandlungssektor  insgesamt 

Brennstoffmengen,  die  für  die  Primär-  oder  Sekundärumwandlung  von  Energie  (z.  B.  Erdgas  in  Strom)  oder 

für  die  Umwandlung  in  Sekundärerzeugnisse  (z.  B.  Erdgas  in  Methanol)  verwendet  werden 

12.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

12.2. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

12.3. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

12.4. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 

12.5. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

12.6. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

12.7.     Davon:  Gaswerke 

12.8. 

Davon:  Kokereien 

12.9. 

Davon:  Hochöfen 

12.10. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

Erdgasmengen,  die  als  Ausgangsstoff  für  die  Umwandlung  in  Flüssigerzeugnisse  verwendet  werden,  z.  B. 

bei  der  Umwandlung  in  Methanol  eingesetzte  Brennstoffmengen 

12.11.  Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Umwandlung 


2.2.2.  Energiesektor 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Einsatz  in  Ölraffinerien 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Hochöfen 

1.6. 

Davon:  Gaswerke 

1.7. 

Davon:  Elektrizitätswerke,  KWK-Anlagen  und  Wärmekraftwerke 

1.8. 

Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.9. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.10. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Verteilungs-  und  Transportverluste 

2.2.3.    Angabe  des  Energie-Endverbrauchs 


Der  Erdgasverbrauch  ist  für  alle  folgenden  Aggregate  getrennt  nach  energetischer  Verwendung  und,  gegebenenfalls, 
nichtenergetischer  Verwendung  zu  melden: 


1. 

Endverbrauch  insgesamt 

Unter  dieser  Überschrift  sind  der  Energieendverbrauch  und  die  nichtenergetischen  Verwendungen  getrennt 

zu  melden. 

2. 

Verkehrssektor 

2.1. 

Davon:  Güterkraftverkehr 

Umfasst  sowohl  komprimiertes  Erdgas  als  auch  Biogas. 

2.1.1. 

Davon:  Anteil  Biogas  am  Güterkraftverkehr 

2.2. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

2.3. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

3. 

Industrie 

3.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

3.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

3.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

3.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

3.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

3.6. 

Davon:  Maschinenbau 

3.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

3.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

3.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

3.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

3.11. 

Davon:  Baugewerbe 

3.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 
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3.13.     Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 


4.        Sonstige  Sektoren 


4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Sonstige 

2.2.4.    Ein-  und  Ausfuhren 

Anzugeben  sind  sowohl  die  Gesamtmengen  an  Erdgas  als  auch  der  Flüssiggasanteil  (LNG)  pro  Ursprungsland  der 
Einfuhren  und  pro  Bestimmungsland  der  Ausfuhren. 


2.2.5.    Inputsfür  Wärme-  und  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

Der  Input  bei  den  Eigenerzeugern  von  Strom  und  Wärme  ist  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen 
und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  jeweils  getrennt  auszuweisen. 


Input  bezieht  sich  auf  folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Einsatz  in  Ölraffinerien 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  Hochöfen 

1.7. 

Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.8. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.9. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 
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2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Andere  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

Gasspeicherkapazitäten 

1. 

Name 

Name  des  Standorts  der  Speicheranlage 

2. 

Typ 

Speichertyp,  z.  B.  erschöpftes  Gasfeld,  Salzkaverne  usw. 

3. 

Arbeitskapazität 

Gesamte  Gasspeicherkapazität  abzüglich  Gaspolster.  Das  Gaspolster  ist  das  Gesamtvolumen  an  Gas,  das  als 
ständiger  Lagerbestand  benötigt  wird,  um  während  des  gesamten  Outputzyklus  einen  ausreichenden  Druck 
im  unterirdischen  Speicher  und  eine  ausreichende  Lieferkapazität  zu  erhalten. 

4. 

Spitzenoutput 

Höchstmögliche  Rate,  zu  der  Gas  aus  dem  jeweiligen  Speicher  entnommen  werden  kann 

2.3.  Maßeinheiten 


1. 

Energiemengen 

Soweit  nicht  anders  bestimmt,  werden  die  Erdgasmengen  nach  ihrem  Energiegehalt 
angegeben,  d.  h.  in  TJ  auf  der  Basis  des  Bruttoheizwerts. 

Soweit  Volumenangaben  verlangt  werden,  ist  die  Einheit  106  m3  unter  Refe- 
renzgasbedingungen (15  °C,  101,325  kPa). 

2. 

Heizwerte 

KJ/m3  unter  Referenzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa) 

3. 

Speicherarbeitskapa- 
zität 

106  m3  unter  Referenzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa) 

4. 

Spitzenoutput 

106  m3/Tag  unter  Referenzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa) 

2.4.      Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 

3.         STROM  UND  WÄRME 

3.1.  In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Dieses  Kapitel  betrifft  Strom  und  Wärme. 

3.2.  Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 
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Begriffe,  die  nicht  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert.  Die  in  den  Kapiteln  1,  2,  4 
und  5  angegebenen  Definitionen  und  Einheiten  gelten  für  Energieprodukte,  die  unter  feste  Brennstoffe,  industriell 
erzeugte  Gase,  Naturgase,  Rohöl  und  Mineralölprodukte,  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  Energie  aus  Abfall 
fallen. 


3.2.1.    Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektor 

In  diesem  Kapitel  gelten  folgende  spezifische  Definitionen  für  Strom  und  Wärme: 

—  Bruttostromerzeugung:  die  Summe  der  von  allen  erfassten  Anlagen  (einschließlich  Pumpspeicherwerke) 
erzeugten  elektrischen  Energie,  gemessen  an  den  Ausgangsklemmen  der  Hauptgeneratoren; 

—  Bruttowärmeerzeugung:  die  gesamte  von  einer  Anlage  erzeugte  Wärme,  einschließlich  der  in  Form  heißer 
flüssiger  oder  gasförmiger  Medien  (Raumheizung,  Heizung  mit  flüssigen  Brennstoffen)  in  den  Hilfsaggregaten 
der  Anlage  eingesetzten  Wärme  und  der  Verluste  durch  Wärmeaustausch  in  der  Anlage/im  Netz; 

—  Nettostromerzeugung:  die  Bruttostromerzeugung  abzüglich  der  von  den  Hilfsaggregaten  der  Anlage 
verbrauchten  elektrischen  Energie  und  der  Verluste  in  den  Haupttransformatoren; 

—  Nettowärmeerzeugung:  die  durch  Messung  der  Vorlauf-  und  der  Rücklauftemperatur  ermittelte  Wärme- 
menge, die  an  das  Verteilernetz  abgegeben  wird. 

Die  in  der  nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Aggregate  sind  für  Kraftwerke  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger 
tätigen  Unternehmen  und  Kraftwerke  von  Eigenerzeugern  getrennt  anzugeben.  Für  beide  Arten  von  Anlagen  sind 
die  Brutto-  und  die  Nettostromerzeugung  sowie  die  Brutto-  und  die  Nettowärmeerzeugung  getrennt  für  reine 
Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen  und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  für  folgende  Aggregate 
anzugeben,  soweit  zutreffend. 


1.  Gesamterzeugung 

1.1.  Davon:  Kernkraftwerke 

1.2.  Davon:  Wasserkraft 

1.2.1.  Davon:  Anteil  von  Pumpspeicherwerken  an  der  Erzeugung  aus  Wasserkraft 

1.3.  Davon:  geothermische  Energie 

1.4.  Davon:  Solarenergie 

1.5.  Davon:  Gezeiten-/Wellen-/Meeresenergie 

1.6.  Davon:  Windkraft 

1.7.  Davon:  flüssige  Brennstoffe 

Flüssigkeiten,  bei  deren  Reaktion  mit  Sauerstoff  Wärme  in  erheblicher  Menge  freigesetzt  wird  und  die 
unmittelbar  zur  Erzeugung  von  Strom  und/oder  Wärme  verwendet  werden 

1.8.  Davon:  Wärmepumpen 

Die  Wärmeerzeugung  von  Wärmepumpen  ist  nur  dann  anzugeben,  wenn  die  Wärme  an  Dritte  verkauft 
wird  (d.  h.  wenn  sie  im  Umwandlungssektor  anfällt). 

1.9.  Davon:  Elektrokessel 

Von  Elektrokesseln  erzeugte  Wärmemenge,  die  an  Dritte  verkauft  wird. 

1.10.  Davon:  Wärme  aus  chemischen  Prozessen 

Wärme  aus  exothermen  (ohne  Energiezufuhr  ablaufenden)  Prozessen  wie  chemische  Reaktionen. 

Ohne  Abwärme  aus  endothermen  Prozessen,  die  als  Wärme  aus  dem  jeweils  verwendeten  Brennstoff  zu 

erfassen  ist. 

1.11.  Davon:  andere  Quellen  —  Strom  (bitte  angeben) 


Die  in  der  nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Aggregate  sind  als  Gesamtwerte  für  Strom-  und  Wärmeerzeugung 
getrennt  anzugeben,  soweit  zutreffend.  Die  ersten  drei  von  ihnen  sind  aus  den  Angaben  für  die  in  der  vorstehenden 
Tabelle  aufgeführten  Aggregate  zu  errechnen  und  müssen  mit  diesen  übereinstimmen. 


1. 

Gesamtbruttoerzeugung 

2. 

Eigenverbrauch  der  Anlage 
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3.  Gesamtnettoerzeugung 


4.  Einfuhren 

Siehe  auch  die  Erläuterungen  unter  Ziffer  5  „Ausfuhren". 


5.  Ausfuhren 

Strommengen  gelten  als  Ein-  bzw.  Ausfuhren,  wenn  sie  über  die  Grenzen  eines  Landes  hinweg  befördert 
werden,  und  zwar  unabhängig  davon,  ob  eine  Zollabfertigung  stattgefunden  hat  oder  nicht.  Wird  Strom 
durch  ein  Land  hindurch  geleitet,  so  ist  die  Menge  als  Ein-  und  als  Ausfuhr  zu  erfassen. 


6. 

Verbrauch  von  Wärmepumpen 

7. 

Verbrauch  von  Elektrokesseln 

8.        Verbrauch  von  Pumpspeicherwerken 

9. 

Verbrauch  für  Stromerzeugung 

10. 

Abgegebene  Energie 

Für  Strom:  die  Nettostromerzeugung  aller  Kraftwerke  des  Landes,  abzüglich  des  gleichzeitig  in 
Wärmepumpen,  Elektrokesseln  und  Pumpspeicherwerken  verbrauchten  Stroms  und  abzüglich  oder 
zuzüglich  der  Aus-  und  Einfuhren. 

Für  Wärme:  die  zum  Verkauf  an  Dritte  erzeugte  Nettowärme  aller  Anlagen  des  Landes,  abzüglich  der  für 
die  Stromerzeugung  verbrauchten  Wärme  und  abzüglich  oder  zuzüglich  der  Aus-  und  Einfunren. 

11. 

Übertragungs-  und  Verteilungsverluste 

Alle  bei  Transport  und  Verteilung  von  Strom  und  Wärme  auftretenden  Verluste. 

Für  Strom  einschließlich  Transformationsverluste,  die  nicht  dem  Kraftwerk  zuzurechnen  sind. 

12. 

Berechneter  Gesamtverbrauch 

13. 

Statistische  Abweichung 

14.       Ermittelter  Bruttoverbrauch 

Der  erzeugte  Strom,  die  verkaufte  Wärme  und  die  aufgewendeten  Brennstoffmengen  und  die  in  ihnen  enthaltenen 
Gesamtenergiemengen  (auf  der  Grundlage  des  Nettoheizwerts,  für  Erdgas  auf  der  Grundlage  des  Bruttoheizwerts) 
sind  für  Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen  und  für  Anlagen  von  Eigenerzeugern 
getrennt  anzugeben.  Für  beide  Arten  von  Anlagen  sind  die  Strom-  und  die  Wärmeerzeugung  für  reine 
Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen  und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  getrennt  anzugeben,  soweit 
zutreffend. 


1. 

Feste  Brennstoffe  und  industriell  erzeugte  Gase: 

1.1. 

Anthrazit 

1.2. 

Kokskohle 

1.3. 

Sonstige  bituminöse  Kohle 

1.4. 

Subbituminöse  Kohle 

1.5. 

Braunkohle 

1.6. 

Torf 

1.7. 

Steinkohlenbriketts 

1.8. 

Kokereikoks 

1.9. 

Gaskoks 

1.10. 

Kohlenteer 

1.11. 

BKB  (Braunkohlenbriketts) 

1.12. 

Ortsgas 

1.13. 

Kokereigas 

1.14. 

Hochofengas 

1.15.  Konvertergas 


2.        Rohöl  und  Mineralölprodukte: 


2.1. 

Rohöl 

2.2. 

Erdgaskondensate 

2.3. 

Raffineriegas 

2.4. 

LPG 

2.5. 

Naphtha 

2.6. 

Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis 

2.7. 

Sonstiges  Kerosin 

2.8. 

Dieselkraftstoff/Heizöl  (destilliertes  Heizöl) 

2.9. 

Schweres  Heizöl 

2.10. 

Bitumen  (einschließlich  Orimulsion) 

2.11. 

Petrolkoks 

2.12. 

Sonstige  Mineralölerzeugnisse 

3. 

Erdgas 

4. 

Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall: 

4.1. 

Industrieabfälle  (nicht  erneuerbare  Energiequelle) 

4.2. 

Siedlungsabfälle  (erneuerbare  Energiequelle) 

4.3. 

Siedlungsabfälle  (nicht  erneuerbare  Energiequelle) 

4.4. 

Holz,  Holzabfälle  und  sonstige  feste  Abfälle 

4.5. 

Deponiegas 

4.6. 

Klärschlammgas 

4.7. 

Sonstige  Biogase 

4.8.       Flüssige  Biobrennstoffe 


3.2.2.    Strom-  und  Wärmeverbrauch  des  Energiesektors 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

Ohne  Eigenverbrauch  der  Anlagen  und  Verbrauch  in  Pumpspeicherwerken,  Wärmepumpen  und 
Elektrokesseln 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.6. 

Davon:  Gaswerke 

1.-. 

Davon:  Hochöfen 

1.8. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.9. 

Davon:  Nuklearindustrie 

1.10. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 
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1.11.     Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 


1.12.     Davon:  Vergasungsanlagen  (Biogas) 


1.13.     Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 


1.14.     Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 


3.2.3.    Angabe  des  Energie-Endverbmuchs 


Industrie 


1.1.       Davon:  Eisen  und  Stahl 


1.2.      Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 


1.3.       Davon:  NE-Metallindustrie 


1.4.       Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 


1.5.      Davon:  Fahrzeugbau 


1.6.       Davon:  Maschinenbau 


1.7.      Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 


1.8.  Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

1.9.  Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

1.10.  Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

1.11.  Davon:  Baugewerbe 

1.12.  Davon:  Textilien  und  Leder 

1.13.  Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 


2.1.       Davon:  Eisenbahn 


2.2.       Davon:  Transport  in  Pipelines 


2.3.       Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 


Haushalte 


Gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 


Land-  und  Forstwirtschaft 


Fischerei  und  Fischzucht 


7.         Nicht  anderweitig  genannt  —  Sonstige 


3.2.4.  Ein-  und  Ausfuhren 

Ein-  und  Ausfuhren  von  Strom  und  Wärme  nach  Ländern 

3.2.5.  Nettostrom-  und  -Wärmeerzeugung  der  Eigenerzeuger 

Für  folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige  ist  die  Nettostrom-  und  -Wärmeerzeugung  der  Eigenerzeuger  für  reine 
Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen  und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  getrennt  anzugeben: 


1.         Energiesektor  insgesamt 


1.1.      Davon:  Kohlebergwerke 
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1.2.       Davon:  Öl-  und  Gasförderung 


1.3.      Davon:  Brikettfabriken 


1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.6. 

Davon:  Gaswerke 

1.7. 

Davon:  Hochöfen 

1.8. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.9. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

1.10. 

Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.11. 

Davon:  Vergasungsanlagen  (Biogas) 

1.12. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.13. 

Davon:  Holzkohlefabriken 

1.14. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Übrige  Sektoren:  Es  gilt  die  Aggregateliste  unter  Ziffer  3.2.3  „Angabe  des  Energie-Endverbrauchs". 

Inputs  für  Wärme-  und  Stromerzeugungsanlagen  der  Eigenerzeuger 


Der  Input  bei  den  Eigenerzeugern  von  Strom  und  Wärme  ist  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen 
und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  jeweils  getrennt  auszuweisen. 


1.  Zu  den  von  Eigenerzeugern  verbrauchten  festen  Brennstoffen  und  industriell  erzeugten  Gasen  sind 
Mengenangaben  für  folgende  Produkte  zu  machen:  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Steinkohle, 
subbituminöse  Kohle,  Braunkohle,  Torf,  Steinkohlenbriketts,  Kokereikoks,  Gaskoks,  Kohlenteer,  Braun- 
kohlen- und  Torfbriketts,  Ortsgas,  Kokereigas,  Hochofengas  und  Konvertergas.  Die  Einsatzmengen  dieser 
Produkte  sind  für  folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige  anzugeben: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.3. 

Davon:  Kokereien 

1.4. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  Hochöfen 

1.7. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.8. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

1.9. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5.      Davon:  Fahrzeugbau 


2.6.       Davon:  Maschinenbau 


2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 
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Zu  den  von  Eigenerzeugern  verbrauchten  Mmeralolprodukten  sind  Mengen  für  folgende  Produkte  zu 

melden:  Rohöl,  Erdgaskondensate,  Raffineriegas,  Flüssiggas,  Naphtha,  Flugturbinenkraftstoff,  sonstiges 

Kerosin,  Dieselkraftstoff/Heizöl  (destilliertes  Heizöl),  schweres  Heizöl,  Bitumen  (einschließlich  Orimulsion), 

Petrolkoks  und  sonstige  Mineralölprodukte.  Die  Einsatzmengen  dieser  Produkte  sind  für  folgende  Anlagen 

oder  Wirtschaftszweige  anzugeben: 

1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Kokereien 

1.4. 

Davon:  Hochöfen 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8.      Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 


2.9. 


Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 


2.10.     Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 


2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

3.         Zu  dem  von  Eigenerzeugern  verbrauchten  Erdgas  sind  die  Einsatzmengen  für  folgende  Anlagen  oder 
Wirtschaftszweige  anzugeben: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Einsatz  in  Ölraffinerien 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  Hochöfen 

1.7. 

Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.8. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.9. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 
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2.10.     Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 


2.11.     Davon:  Baugewerbe 


2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

4.  Zu  der  von  Eigenerzeugern  verbrauchten  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall  sind  Mengen  für 
folgende  Energieprodukte  zu  melden:  geothermische  Energie,  thermische  Solarenergie,  Industrieabfälle 
(nicht  erneuerbar),  Siedlungsabfälle  (erneuerbar),  Siedlungsabfälle  (nicht  erneuerbar),  Holz,  Holzabfälle  und 
andere  feste  Abfälle,  Deponiegas,  Klärschlammgas,  sonstige  Biogase  und  flüssige  Biobrennstoffe.  Die 
Einsatzmengen  dieser  Produkte  sind  für  folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige  anzugeben: 


1 

1 . 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Vergasungsanlagen 

1.2. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.3. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Erdölraffinerien: 

1.6. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.7. 

Davon:  Gaswerke 

1.8. 

Davon:  Hochöfen 

1.9. 

Davon:  Holzkohlefabriken 

1.10. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9.       Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 


2.10.     Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 


2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

3.3.      Strukturdaten  zur  Strom-  und  Wärmeerzeugung 

3.3.1.    Installierte  elektrische  Leistung  und  Spitzenlast 

Die  installierte  elektrische  Gesamtleistung  ist  für  den  31.  Dezember  des  Berichtsjahres  anzugeben. 


Sie  umfasst  die  elektrische  Leistung  der  reinen  Stromerzeugungsanlagen  und  der  KWK-Anlagen. 


Die  installierte  elektrische  Leistung  ist  die  Summe  der  installierten  elektrischen  Leistungen  aller  Anlagen  während 
einer  bestimmten  Betriebsdauer.  Für  die  Zwecke  dieser  Statistik  wird  Dauerbetrieb  angenommen.  Das  sind  in  der 
Praxis  1 5  Betriebsstunden  täglich  oder  mehr.  Die  installierte  Leistung  ist  die  größte  Wirkleistung,  die  bei  vollem 
Betrieb  der  Anlage  am  Netzeinspeisungspunkt  kontinuierlich  abgegeben  werden  kann.  Die  Spitzenlast  ist  definiert 
als  der  höchste  Energiewert,  der  von  einem  Netz  oder  einem  Verbundnetz  innerhalb  des  Landes  aufgenommen  oder 
geliefert  wird. 


Folgende  Angaben  sind  ausschließlich  für  das  Netz  zu  machen: 


1. 

Insgesamt 

2. 

Kernkraftwerke 

3. 

Wasserkraft 

3.1. 

Davon:  Pumpspeicherwerke 

4. 

Geothermische  Energie 

5. 

Solarenergie 

6. 

Gezeiten-/Wellen-/Meeresenergie 

7. 

Windkraft 

8. 

Flüssige  Brennstoffe 

8.1. 

Davon:  Dampfkraftanlagen 

8.2. 

Davon:  Anlagen  mit  Verbrennungsmotoren 

8.3. 

Davon:  Gasturbinenanlagen 
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8.4. 


Davon:  Anlagen  mit  kombiniertem  Kreislauf 


O.J. 

LJaVULl.  SUIlSUgC  /illlagCIl 

Gegebenenfalls  nähere  Angaben  machen. 

9. 

Spitzenlast 

10. 

Verfügbare  Leistung  in  Spitzenlastzeiten 

11. 

Daten  und  Uhrzeiten  der  Spitzenlast 

Installierte  elektrische  Leistung  der  mit  Brennstoffen  betriebenen  Anlagen 

Die  installierte  elektrische  Leistung  der  mit  Brennstoffen  betriebenen  Anlagen  ist  sowohl  für  hauptsächlich  als 
Energieerzeuger  tätige  Unternehmen  als  auch  für  Eigenerzeuger  anzugeben,  und  zwar  getrennt  für  jeden  der  in  der 
nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Anlagentypen.  Für  Mehrstoffanlagen  ist  anzugeben,  welche  Brennstoffe 
hauptsächlich  und  welche  alternativ  verwendet  werden. 


1. 

Einstoffanlagen 

1.1. 

Mit  Kohle  oder  Kohleprodukten  betriebene  Anlagen 

Schließt  mit  Kokerei-,  Hochofen-  oder  Konvertergas  betriebene  Anlagen  ein. 

1.2. 

Mit  flüssigen  Brennstoffen  betriebene  Anlagen 

Schließt  mit  Raffineriegas  betriebene  Anlagen  ein. 

1.3. 

Mit  Erdgas  betriebene  Anlagen 

Schließt  mit  Ortsgas  betriebene  Anlagen  ein. 

1.4. 

Mit  Torf  betriebene  Anlagen 

1.5. 

Mit  erneuerbaren  Brennstoffen  und  Abfällen  betriebene  Anlagen 

2. 

Mehrstoffanlagen  für  feste  und  flüssige  Brennstoffe 

3. 

Mehrstoffanlagen  für  feste  Brennstoffe  und  Erdgas 

4. 

Mehrstoffanlagen  für  flüssige  Brennstoffe  und  Erdgas 

5. 

Mehrstoffanlagen  für  feste  und  flüssige  Brennstoffe  und  Erdgas 

Zu  den  Mehrstoffanlagen  zählen  nur  Anlagen,  die  ständig  mit  mehreren  Brennstoffen  betrieben  werden  können. 
Sind  in  einer  Anlage  mehrere  Blöcke  vorhanden,  die  mit  unterschiedlichen  Brennstoffen  betrieben  werden,  so  sind 
die  einzelnen  Blöcke  den  entsprechenden  Typen  von  Einstoffanlagen  zuzuordnen. 


Maßeinheiten 


1.  Energiemengen 

Strom:  GWh 
Wärme:  TJ 

Feste  Brennstoffe  und  industriell  erzeugte  Gase:  Es  gelten  die  in  Kapitel  1  dieses 
Anhangs  genannten  Maßeinheiten. 

Erdgas:  Es  gelten  die  in  Kapitel  2  dieses  Anhangs  genannten  Maßeinheiten. 

Rohöl  und  Mineralölprodukte:  Es  gelten  die  in  Kapitel  4  dieses  Anhangs  genannten 

Maßeinheiten. 

Erneuerbare  Energiequellen  und  Abfälle:  Es  gelten  die  in  Kapitel  5  dieses  Anhangs 
genannten  Maßeinheiten. 

2.  Leistung 

Stromerzeugungskapazität:  MWe 
Heizleistung:  MWt 

Ausnahmen  und  Abweichungen 

Die  Ausnahmeregelung  für  Frankreich  in  Bezug  auf  die  Angabe  für  Aggregate  für  Wärme  läuft  aus,  sobald 
Frankreich  in  der  Lage  ist,  diese  Angabe  zu  machen,  auf  jeden  Fall  aber  spätestens  vier  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung. 


4.         ROHÖL  UND  MINERALÖLPRODUKTE 


4.1.      In  Frage  kommende  Energieprodukte 


Sofern  nicht  anders  bestimmt,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 


Energieprodukt 

Definition 

1.  Rohöl 

Rohöl  ist  ein  Mineralöl  natürlichen  Ursprungs,  bestehend  aus  einem  Gemisch  aus 
Kohlenwasserstoffen  und  verschiedenen  Verunreinigungen  wie  z.  B.  Schwefel.  Bei 
Umgebungstemperatur  und  atmosphärischem  Druck  ist  Rohöl  flüssig,  seine 
physikalischen  Eigenschaften  (Dichte,  Viskosität  usw.)  sind  höchst  unterschiedlich. 
Als  Rohöl  gelten  auch  vor  Ort  aus  dem  jeweils  vorhandenen  Begleitgas  oder  aus 
unabhängig  vorhandenem  Gas  zurückgewonnene  Kondensate,  die  dem  gehandeltem 
Rohölstrom  zugeführt  werden. 

2.  Erdgaskondensate 

Erdgaskondensate  bestehen  aus  flüssigen  oder  verflüssigten  Kohlenwasserstoffen,  die 
in  Abtrennungsanlagen  oder  in  Anlagen  zur  Verarbeitung  von  Gasen  gewonnen 
wurden.  Zu  den  Erdgaskondensaten  zählen  Ethan,  Propan,  (Iso-)Butan  und  (Iso-) 
Pentan  sowie  die  verschiedenen  Pentan-Plus-Formen  (gelegentlich  auch  als  „Natur- 

3.  Raffinerieeinsatz- 
material 

Raffinerieeinsatzmaterial  besteht  aus  verarbeitetem  Öl,  das  zur  weiteren  Auf- 
bereitung vorgesehen  ist,  aber  nicht  gemischt  werden  soll  (z.  B.  Straight-Run-Heizöl 
oder  Vakuumgasöl).  Durch  die  anschließende  Verarbeitung  wird  das  Einsatzmaterial 
in  verschiedene  Ausgangs-  oder  Endprodukte  umgewandelt.  Diese  Definition  schließt 
Rückflüsse  aus  der  petrochemischen  Industrie  in  die  Raffinerien  ein  (z.  B. 
Pyrolysebenzin,  C4-Fraktionen,  Gasöl  und  Heizöl). 

4.  Zusatzstoffe/Oxige- 
nate 

Zusatzstoffe  sind  kohlenwasserstofffreie  Verbindungen,  die  einem  Produkt  zugesetzt 
oder  mit  einem  Produkt  gemischt  werden,  um  die  Brennstoffeigenschaften  des 
Produktes  zu  ändern  (Oktanzahl,  Cetanzahl,  Verhalten  bei  Kälte  usw.): 

—  Oxigenate  wie  z.  B.  Alkohole  (Methanol,  Ethanol),  Ether  wie  z.  B.  MTBE 
(Methyl-Tert-Butylether),   ETBE   (Ethyl-Tert-Butylether),   TAME  (Tert-Amyl- 
Methylether), 

—  Ester  (z.  B.  Raps-  oder  Dimethylester), 

—  chemische  Verbindungen  (z.  B.  Tetramethylblei,  Tetraethylblei  und  Tenside). 
Hinweis'.  Es  sind  nur  die  zum  Mischen  mit  Brennstoffen  oder  zur  Verwendung  als 
Brennstoffe  bestimmten  Mengen  von  Zusatzstoffen/Oxigenaten  (Alkohole,  Ether, 
Ester  und  sonstige  chemische  Verbindungen)  anzugeben. 

4.1.   Davon:  Biobrenn- 
stoffe 

Biobenzin  und  Biodiesel.  Es  gelten  die  Definitionen  für  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  und  aus  Abfall  in  Kapitel  5. 

Es  sind  die  Mengen  von  Biobrennstoffen  anzugeben,  die  anderen  flüssigen 
Brennstoffen  zugesetzt  werden,  nicht  die  Gesamtmengen  flüssige  Brenn- 
stoffe +  zugesetzte  Biobrennstoffe. 

Ohne  Biobrennstoffe,  die  nicht  mit  Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h. 
Biobrennstoffe  in  reiner  Form);  Letztere  sind  nach  den  Bestimmungen  von  Kapitel  5 
anzugeben.  Biobrennstoffe,  die  Bestandteil  von  Motorkraftstoffen  sind,  sind  als 
Anteile  am  jeweiligen  Produkt  anzugeben. 

5.      Sonstige  Kohlenwas- 
serstoffe 

Zu  dieser  Kategorie  zählen  aus  bituminösem  Sand,  Schieferöl  usw.  erzeugtes  Rohöl 
und  bei  der  Kohleverflüssigung  (siehe  Kapitel  1)  und  der  Umwandlung  von  Erdgas  in 
Motorenbenzin  entstehende  Flüssigkeiten  (siehe  Kapitel  2)  sowie  Wasserstoff  und 
emulgierte  Öle  (z.  B.  Orimulsion). 

Ohne  Schieferöl,  für  das  die  Bestimmungen  von  Kapitel  1  gelten. 

Die  Produktion  von  Schieferöl  (Sekundärprodukt)  ist  unter  der  Kategorie  „sonstige 

Kohlenwasserstoffe"  als  „aus  sonstigen  Quellen"  auszuweisen. 

6.      Raffineriegas  (nicht 
verflüssigt) 

Raffineriegas  enthält  ein  Gemisch  nicht  kondensierbarer  Gase  (vorwiegend  Wasser- 
stoff, Methan,  Ethan  und  Olefine),  die  bei  der  Destillation  von  Rohöl  oder  der 
Behandlung  von  Ölprodukten  in  Raffinerien  (z.  B.  beim  Cracken)  gewonnen  werden. 
Zu  dieser  Kategorie  zählen  auch  Gase,  die  aus  der  petrochemischen  Industrie 
zurückfließen. 

7.  Ethan 

Ein  in  natürlichem  Zustand  gasförmiger  geradkettiger  (unverzweigter)  Kohlenwasser- 
stoff (C2H6),  der  aus  Erdgas-  und  Raffineriegasströmen  gewonnen  wird. 

8.  LPG 

Leichte  Kohlenwasserstoffe  auf  Paraffinbasis,  die  als  sekundäre  Produkte  in 
Raffinierungsprozessen  sowie  bei  der  Stabilisierung  von  Rohöl  und  bei  der 
Verarbeitung  von  Erdgas  entstehen;  dabei  handelt  es  sich  in  erster  Linie  um  Propan 
(C,H8)  und/oder  Butan  (C4Hi0).  Propylen,  Buten,  Isobuten  und  Isobutylen  können 
ebenfalls  vorkommen.  Für  Transport  und  Lagerung  wird  LPG  im  Allgemeinen  unter 
Druck  verflüssigt. 
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Energieprodukt 

Definition 

9.  Naphtha 

Naphtha  ist  ein  Einsatzmaterial  für  die  petrochemische  Industrie  (z.  B.  für  die 
Herstellung  von  Ethylen  oder  Aromaten)  oder  für  die  Herstellung  von  Benzin  durch 
Reformieren  oder  Isomerisierung  in  der  Raffinerie. 

Es  umfasst  Materialien  im  Destillationsbereich  30  °C  bis  210  °C  bzw.  einem  Teil 
dieses  Bereichs. 

10.  Motorenbenzin 

Motorenbenzin  ist  ein  als  Kraftstoff  für  Ottomotoren  in  Kraftfahrzeugen  verwendetes 
Gemisch  leichter,  zwischen  35  °C  und  215  °C  destillierender  Kohlenwasserstoffe.  In 
Motorenbenzin  können  Zusatzstoffe,  Oxigenate  und  Mittel  zur  Verbesserung  der 
Oktanzahl  einschließlich  Bleiverbindungen  wie  z.  B.  TEL  (Tetraethylblei)  und  TML 
(Tetramethylblei)  enthalten  sein. 

Zu  dieser  Kategorie  gehört  auch  Motorenbenzin  mit  eingemischten  Erzeugnissen 
(ohne  Zusatzstoffe  und  Oxigenate)  wie  z.  B.  Alkylate,  Isomerate,  Reformate  und  zur 
Verwendung  als  Motorentreibstoff  vorgesehenes  gecracktes  Benzin. 

10.1.  Davon:  Biobenzin 

Es  gelten  die  Definitionen  für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall  in 
Kapitel  5. 

1 1 .  Flugbenzin 

Motorenbenzin,  das  speziell  für  Flugzeug-Kolbenmotoren  und  mit  der  für  sie 
erforderlichen  Oktanzahl  hergestellt  wurde;  der  Gefrierpunkt  liegt  bei  -  60  °C  und 
der  Destillationsbereich  üblicherweise  zwischen  30  °C  und  180  °C. 

1 2 .  Flugturbinenkraft- 
stoff (auf  Naphtha- 
basis  oder  JP4) 

Alle  leichten  Kohlenwasserstofföle  zur  Verwendung  in  Flugturbinenaggregaten,  die 
bei  Temperaturen  zwischen  100  °C  und  250  °C  destilliert  werden.  Bei  der 
Herstellung  werden  Kerosine  und  Motorenbenzin  oder  Naphthaöle  so  gemischt, 
dass  der  Anteil  an  Aromaten  maximal  2  5  Vol.-  %  beträgt  und  der  Dampfdruck 
zwischen  13,7  und  20,6  kPa  liegt. 

1 3.  Flugturbinenkraft- 
stoff auf  Petroleum- 
basis 

Destillat   zur  Nutzung   in   Flugturbinenaggregaten.   Flugturbinenkraftstoff  auf 
Petroleumbasis  weist  das  gleiche  Destillationsverhalten  wie  Kerosin  auf  (Destillations- 
temperatur zwischen  1 50  °C  und  300  °C,  im  Allgemeinen  maximal  250  °C)  und  hat 
den  gleichen  Flammpunkt.  Seine  besonderen  Eigenschaften  (z.  B.  der  Gefrierpunkt) 
werden  vom  Internationalen  Luftverkehrsverband  (IATA)  spezifiziert. 
Hierzu  gehören  auch  Petroleum-Mischprodukte. 

14.    Sonstiges  Kerosin 

Raffiniertes  Erdöldestillat,  das  in  Bereichen  außerhalb  der  Luftfahrt  verwendet  wird. 
Der  Destillationsbereich  liegt  zwischen  150  °C  und  300  °C. 

15.    Dieselöl/Gasöl  (des- 
tilliertes Heizöl) 

Dieselöl  und  Destillatheizöl  bestehen  vor  allem  aus  Mitteldestillat  (Destillationsbe- 
reich 180  "C  bis  380  "Q.  Sie  werden  für  unterschiedliche  Verwendung  in 
verschiedenen  Qualitäten  hergestellt. 

15.1.  Davon:  Kraftfahr- 
zeug-Diesel 

In  der  Regel  schwefelarmer  Kraftstoff  für  Kraftfahrzeuge  (Pkw,  Lkw  usw.)  mit 
Dieselmotoren. 

15.1.1.  Unter  15.1:  Bio- 
diesel 

Es  gelten  die  Definitionen  für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall  in 
Kapitel  5. 

15.2.  Davon:  Heizöl  und 
sonstiges  Gasöl 

Leichtes  Heizöl  für  Industrie  und  Gewerbe,  Dieselkraftstoff  für  Schiffe  und 
Eisenbahnen  und  andere  zwischen  380  °C  und  540  °C  destillierende  schwere 
Gasöle,  die  als  petrochemische  Halbfertigprodukte  eingesetzt  werden. 

16.  Heizöle 

Alle  Rückstandsöle  (schwere  Heizöle)  einschließlich  der  durch  Mischung  ent- 
standenen Heizöle.  Ihre  Viskosität  liegt  über  10  cSt  bei  80  °C,  ihr  Flammpunkt  liegt 
stets  über  50  °C  und  ihre  Dichte  stets  über  0,90  kg/1. 

'  Ol 

16.1.  Davon:  schwefelarm 

Schweres  Heizöl  mit  einem  Schwefelgehalt  <  1  % 

ö 

16.2.  Davon:  mit  hohem 
Schwefelgehalt 

Schweres  Heizöl  mit  einem  Schwefelgehalt  >  1  % 

Energieprodukt 

Definition 

1 7.    Testbenzin  und 

Industriebrennstoffe 

Zwischenprodukte  von  Destillationsprozessen  im  Naphtha-/Kerosinbereich.  Sie 
werden  unterteilt  in: 

—  Spezialbenzin  (Industriebrennstoff,  SBP):  leichte  Öle,  die  bei  Temperaturen 
zwischen  30  °C  und  200  °C  destillieren.  Sie  sind  je  nach  Trennung  in  der 
Destillationskolonne  in  7  bis  8  Sorten  erhältlich;  die  Sorten  werden  nach  dem 
Temperaturunterschied  zwischen  den  Volumina  bei  5  %iger  Destillation  und 
bei  90  %iger  Destillation  unterschieden  (maximal  60  °C); 

—  Testbenzin:  Spezialbenzin  mit  einem  Flammpunkt  über  30  °C;  der  Destilla- 
tionsbereich liegt  zwischen  135  °C  und  200  °C. 

18.  Schmierstoffe 

Aus  Destillationsnebenprodukten  gewonnene  Kohlenwasserstoffe;  sie  werden  vor 
allem  zur  Verringerung  der  Reibung  zwischen  aufeinander  gleitenden  Flächen 
eingesetzt. 

Einschließlich  fertiger  Schmieröle  vom  Spindelöl  bis  zum  Zylinderöl,  der  in 
Schmierfetten  enthaltenen  Öle,  auch  Motoröle,  und  aller  Arten  von  Rohstoffen  für 
Schmieröle. 

19.  Bitumen 

Bitumen  ist  ein  fester,  halbfester  oder  viskoser  Kohlenwasserstoff  mit  kolloidaler 
Struktur  und  brauner  bis  schwarzer  Färbung,  der  durch  die  Vakuumdestillation  der 
Ölrückstände  gewonnen  wird,  die  bei  der  atmosphärischen  Destillation  entstehen. 
Bitumen  wird  häufig  auch  als  Asphalt  bezeichnet  und  in  erster  Linie  im  Straßenbau 
und  für  Bedachungen  verwendet. 
Einschließlich  Flüssigbitumen  und  Verschnittbitumen. 

20.    Paraffin  wachse 

Gesättigte  aliphatische  Kohlenwasserstoffe.  Paraffinwachse  sind  Rückstände,  die  beim 
Entwachsen  von  Schmierölen  gewonnen  werden.  Sie  haben  eine  je  nach  Sorte  feinere 
oder  gröbere  kristalline  Struktur.  Wesentliche  Eigenschaften:  farblos,  geruchlos, 
lichtdurchlässig  und  Schmelzpunkt  über  45  °C. 

21.  Petrolkoks 

Petrolkoks  ist  ein  schwarzes  festes  Nebenprodukt,  das  vor  allem  beim  Cracken  und 
Verkoken  von  Mineralöl-Halbfertigerzeugnissen,  Rückständen  aus  der  Vakuum- 
destillation und  bei  der  Herstellung  von  Teer  und  Teerpechen  mit  verzögerter 
Verkokung  oder  nach  dem  Fließkoksverfahren  anfällt.  Er  besteht  hauptsächlich  (zu 
90  bis  95  96)  aus  Kohlenstoff  und  hat  einen  geringen  Aschegehalt.  Er  wird  in  der 
Stahlindustrie  als  Einsatzmaterial  in  Koksöfen  verwendet,  aber  auch  zu  Heizzwecken, 
für  die  Elektrodenherstellung  und  zur  Herstellung  von  Chemikalien.  Die  wichtigsten 
Formen  sind  Grünkoks  und  kalzinierter  Koks. 

Umfasst  auch  „Katalysatorkoks",  der  sich  während  der  Raffinierprozesse  auf  dem 
Katalysator  ablagert.  Dieser  Koks  kann  nicht  zurückgewonnen  werden  und  wird  in 
der  Regel  als  Raffineriebrennstoff  verwendet. 

22.    Andere  Erzeugnisse 

Alle  oben  nicht  ausdrücklich  genannten  Produkte,  z.  B.  Teer  und  Schwefel 

Zu  dieser  Kategorie  zählen  auch  Aromate  wie  BTX  (Benzol,  Toluol  und  Xylol)  sowie 

Olefine  (wie  Propylen),  die  in  Raffinerien  erzeugt  werden. 

4.2.      Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


4.2.1.    Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektor 

Die  in  der  folgenden  Tabelle  aufgeführten  Angaben  sind  nur  für  Rohöl,  Erdgaskondensate,  Raffinerieeinsatzmaterial, 
Zusatzstoffe,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe  zu  machen. 


1.  Einheimische  Erzeugung 

Gilt  nicht  für  Raffinerieeinsatzmaterial  und  Biobrennstoffe. 

2.  Sonstige  Quellen 

Zusatzstoffe,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe,  deren  Erzeugung  bereits  in  anderen 
Brennstoffbilanzen  erfasst  wird. 

Gilt  nicht  für  Rohöl,  NGL  und  Raffinerieeinsatzmaterial. 

2.1.  Davon:  aus  Kohle 

Einschließlich  Flüssigkeiten  aus  Kohleverflüssigungsanlagen  und  Kokereien. 

2.2.  Davon:  aus  Erdgas 

Für  die  Herstellung  von  synthetischem  Motorenbenzin  kann  Erdgas  als  Ausgangsstoff  erforderlich  sein.  Die 
zur  Methanolherstellung  verwendeten  Gasmengen  sind  nach  den  Bestimmungen  von  Kapitel  2  zu  erfassen, 
die  eingegangenen  Methanolmengen  nach  den  Bestimmungen  dieses  Kapitels. 
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2.3.       Davon:  aus  erneuerbaren  Energien 

Einschließlich  Biobrennstoffe,  die  zur  Vermischung  mit  Motorenkraftstoffen  bestimmt  sind. 

Die  Erzeugung  ist  nach  den  Bestimmungen  von  Kapitel  5  zu  erfassen,  die  zugemischten  Mengen  nach  den 

Bestimmungen  dieses  Kapitels. 

3.         Rückläufe  aus  der  petrochemischen  Industrie 

Fertig-  oder  Halbfertigerzeugnisse,  die  von  Endverbrauchern  zur  Weiterverarbeitung,  zur  Mischung  oder 
zum  Verkauf  zurückgegeben  werden.  Gewöhnlich  handelt  es  sich  dabei  um  Nebenprodukte  petrochemi- 
scher  Herstellungsprozesse. 
Gilt  nur  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 


Übertragene  Erzeugnisse 

Importierte  Mineralölerzeugnisse,  die  neu  zugeordnet  werden  als  zur  Weiterverarbeitung  in  der  Raffinerie 
und  nicht  zur  Lieferung  an  die  Endkunden  bestimmte  Halbfertigerzeugnisse. 
Gilt  nur  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 


5.  Ein-  und  Ausfuhren 

Einschließlich  Rohöl  und  Mineralölprodukte,  die  im  Rahmen  von  Verarbeitungsabkommen  ein-  oder 
ausgeführt  wurden  (d.  h.  Raffinieren  auf  Rechnung).  Bei  Rohöl  und  NGL  ist  das  eigentliche  Ursprungsland 
anzugeben;  bei  Raffinerieeinsatzmaterial  und  Fertigprodukten  ist  das  Land  des  letzten  Versands  anzugeben. 
Einschließlich  aller  Flüssiggase  (z.  B.  LPG),  die  durch  Rückvergasung  von  eingeführtem  Flüssigerdgas 
gewonnen  wurden,  und  aller  Mineralölprodukte,  die  von  der  petrochemischen  Industrie  direkt  ein-  oder 
ausgeführt  werden. 

Hinweis:  Der  Handel  mit  Biokraftstoffen,  die  nicht  mit  Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h.  in  Reinform), 
ist  grundsätzlich  im  Fragebogen  über  erneuerbare  Energien  anzugeben. 

Wiederausfuhren  von  Öl,  das  zur  Weiterverarbeitung  unter  Zollverschluss  eingeführt  wurde,  sind  als 
Ausfuhr  des  Produkts  vom  Verarbeitungsland  in  das  Bestimmungsland  anzugeben. 

6.  Direktverbrauch 

Rohöl,  NGL,  Zusatzstoffe  und  Oxigenate  (und  der  Anteil  der  Biobrennstoffe  daran)  sowie  sonstige 
Kohlenwasserstoffe,  die  direkt  und  ohne  vorherige  Verarbeitung  in  Raffinerien  verbraucht  werden. 
Einschließlich  des  zur  Stromerzeugung  verfeuerten  Rohöls. 

7.  Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

8.  Berechneter  Raffinerieeingang 

Rechnerisch  ermittelte  Gesamtmenge  an  Produkten,  die  dem  Raffinerieprozess  zugeführt  wurden.  Definiert 
als: 

Einheimische  Erzeugung  +  Aus  sonstigen  Quellen  +  Rückläufe  aus  der  Industrie  +  Übertragene  Produkte  + 
Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Direktverbrauch  +  Bestandsveränderungen 

9.  Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechneter  Raffinerieeingang  minus  erfasstem  Raffinerieeingang. 

10.  Erfasster  Raffinerieeingang 

Gemessene  Gesamtmenge  an  Produkten,  die  dem  Raffinerieprozess  zugeführt  wurden. 

1 1 .  Raffinerieverluste 

Differenz  zwischen  erfasstem  Raffinerieeingang  und  Brutto-Raffinerieausstoß.  Verluste  können  in 

Destillationsprozessen  durch  Verdampfung  entstehen.  Verluste  sind  als  positive  Werte  anzugeben. 
Volumengewinne  sind  möglich,  Massegewinne  nicht. 

12.  Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  am  Anfang  und  am  Ende  des  Bezugszeitraums 

Alle  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  vorhandenen  Bestände,  einschließlich  Bestände  von  staatlichen 
Stellen,  Großverbrauchern  und  Lagerunternehmen,  Bestände  an  Bord  einlaufender  Hochseeschiffe,  unter 
Zollverschluss  lagernde  Bestände  und  im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  oder  ohne  solche 
für  andere  gelagerte  Bestände.  Anfang  und  Ende  des  Bezugszeitraums  sind  dessen  erster  und  letzter  Tag. 

1 3.  Nettoheizwert 

Anzugeben  sind  der  Nettoheizwert  der  Erzeugung,  der  Einfuhren  und  der  Ausfuhren  sowie  der 
Gesamtdurchschnitt. 
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Die  in  der  folgenden  Tabelle  aufgeführten  Angaben  sind  nur  für  Fertigerzeugnisse  zu  machen  (Raffineriegas,  Ethan, 
LPG,  Naphtha,  Motorenbenzin,  Flugbenzin,  Flugturbinenkraftstoff  auf  Naphthabasis,  Flugturbinenkraftstoff  auf 
Petroleumbasis,  sonstiges  Kerosin,  Dieselkraftstoff/Heizöl,  schweres  Heizöl  mit  niedrigem  und  hohem  Schwefel- 
gehalt, Testbenzin  und  Industriebrennstoffe,  Schmierstoffe,  Bitumen,  Paraffinwachse,  Petrolkoks  und  Sonstige 
Erzeugnisse).  Direkt  verfeuertes  Rohöl  und  NGL  ist  unter  Lieferungen  von  Fertigerzeugnissen  und  Austausch 
zwischen  Erzeugnissen  auszuweisen. 


1. 

Rohstoffeingänge 

Menge  an  einheimischem  oder  eingeführtem  Rohöl  (einschließlich  Kondensat)  und  einheimischen  NGL,  die 
ohne  Aufbereitung  in  einer  Ölraffinerie  direkt  verwendet  werden,  und  Rückflüsse  aus  der  petrochemischen 
Industrie,  die  zwar  keine  Rohstoffe  sind,  aber  direkt  verwendet  werden. 

2. 

Brutto-Raffinerieausstoß 

In  einer  Raffinerie  oder  Mischanlage  erzeugte  Menge  an  Fertigerzeugnissen. 

Ohne  Raffinerieverluste,  aber  einschließlich  Raffineriebrennstoff. 

3. 

Recyclingprodukte 

Fertigprodukte,  die  ein  zweites  Mal  das  Vertriebsnetz  durchlaufen,  nachdem  sie  bereits  einmal  an 
Endverbraucher  ausgeliefert  wurden  (z.  B.  wiederaufbereitete  Schmierstoffe).  Diese  Mengen  sind  von 
Rückflüssen  aus  der  petrochemischen  Industrie  zu  unterscheiden. 

4.  Raffineriebrennstoff 

Erdölprodukte,  die  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebs  einer  Raffinerie  verbraucht  werden. 

Ohne  Produkte,  die  von  Erdölunternehmen  außerhalb  des  Raffinierprozesses  verwendet  werden,  z.  B.  in 

Bunkern  oder  Öltankern. 

Einschließlich  des  Brennstoffverbrauchs  der  Raffinerien  für  die  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  zum 
Verkauf  an  Dritte. 


4.1 

Davon:  für  die  Stromerzeugung  verwendet 

Zur  Stromerzeugung  in  raffinerieeigenen  Anlagen  verwendete  Mengen. 

4.2. 

Davon:  in  KWK-Anlagen  verwendet 

In  raffinerieeigenen  KWK-Anlagen  verwendete  Mengen. 

5. 

Ein-  und  Ausfuhren 

6. 

Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt 

7. 

Austausch  zwischen  Erzeugnissen 

Erzeugnisse,  die  infolge  einer  Änderung  ihrer  Spezifikation  oder  ihrer  Mischung  mit  einem  anderen 
Erzeugnis  neu  zugeordnet  werden. 

Ein  negativer  Eintrag  für  ein  Produkt  muss  durch  einen  positiven  Eintrag  (bzw.  mehrere  Einträge)  eines 
oder  mehrerer  anderer  Produkte  ausgeglichen  werden  und  umgekehrt.  Die  positiven  und  negativen 
Einträge  müssen  sich  zu  Null  addieren. 

8. 

Übertragene  Erzeugnisse 

Importierte  Mineralölerzeugnisse,  die  neu  zugeordnet  werden  als  zur  Weiterverarbeitung  in  der  Raffinerie 
und  nicht  zur  Lieferung  an  die  Endkunden  bestimmte  Halbfertigerzeugnisse. 

9. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

10. 

Berechnete  Bruttoinlandslieferungen 
Definiert  als: 

Rohstoffeingänge  +  Raffineriebruttoleistung  +  Recycling-Produkte  -  Raffineriebrennstoff  +  Einfuhren  - 
Ausfuhren  -  Bunkerkohle  (internationaler  Seeverkehr)  +  Austausch  zwischen  Erzeugnissen  -  Übertragene 
Erzeugnisse  +  Bestandsveränderungen 

11. 

Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechnete  Bruttoinlandslieferungen  minus  beobachtete  Bruttoinlandslieferungen. 

12.       Erfasste  Bruttoinlandslieferungen 

Erfasste  Lieferungen  fertiger  Mineralölprodukte  aus  Primärquellen  (z.  B.  Raffinerien,  Mischanlagen  usw.)  an 
den  Inlandsmarkt. 

Dieser  Wert  kann  vom  berechneten  Wert  abweichen,  was  u.  a.  auf  Unterschiede  im  Erfassungsbereich  oder 
auf  unterschiedliche  Definitionen  in  den  Berichtssystemen  zurückzuführen  ist. 


12.1.     Davon:  Nettolieferungen  an  die  petrochemische  Industrie 

An  die  petrochemische  Industrie  gelieferte  Brennstoffmengen. 


12.2.  Davon:  zur  energetischen  Verwendung  in  der  petrochemischen  Industrie 
Für  petrochemische  Prozesse  wie  das  Dampferacken  verwendete  Ölmengen. 

12.3.  Davon:  zur  nichtenergetischen  Verwendung  in  der  petrochemischen  Industrie 

In  der  Petrochemie  zur  Herstellung  von  Ethylen,  Propylen,  Butylen,  Synthesegas,  Aromaten,  Butadien  und 
anderen  Rohstoffen  auf  Kohlenwasserstoffbasis  in  Prozessen  wie  Dampferacken  oder  Dampfreformieren 
und  in  Aromatenanlagen  verwendete  Ölmenge.  Ohne  die  als  Brennstoff  verwendeten  Ölmenge. 

13.  Rückläufe  von  der  petrochemischen  Industrie  an  die  Raffinerien 

14.  Bestände  am  Anfang  und  am  Ende  des  Bezugszeitraums 

Alle  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  vorhandenen  Bestände,  einschließlich  Bestände  von  staatlichen 
Stellen,  Großverbrauchern  und  Lagerunternehmen,  Bestände  an  Bord  einlaufender  Hochseeschiffe,  unter 
Zollverschluss  lagernde  Bestände  und  im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  oder  ohne  solche 
für  andere  gelagerte  Bestände.  Anfang  und  Ende  des  Bezugszeitraums  sind  dessen  erster  und  letzter  Tag. 

15.  Bestandsveränderungen  bei  den  öffentlichen  Versorgungsbetrieben 

Anderweitig  nicht  unter  Bestände  und  Bestandsveränderungen  ausgewiesene  Veränderungen  der  Bestände 
der  öffentlichen  Versorgungsbetriebe.  Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für 
Bestandsverkleinerung. 

Gegebenenfalls  einschließlich  des  direkt  verfeuerten  Rohöls  und  NGL. 

16.  Nettoheizwert  der  Bruttoinlandslieferungen 


Für  den  Umwandlungssektor  sind  die  nachstehend  aufgeführten  Aggregate  für  alle  Brennstoffe  anzugeben. 
Ausgenommen  sind  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasser- 
stoffe, eingeschlossen  sind  jedoch  für  nichtenergetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffe  (Petrolkoks  und  andere),  die 
getrennt  auszuweisen  sind. 


1. 

Umwandlungssektor  insgesamt 

Für  die  primäre  oder  sekundäre  Umwandlung  von  Energie  insgesamt  verwendete  Brennstoffmenge. 

1.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

1.2. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

1.3. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

1.4. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 

1.5. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

1.6. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

1.7. 

Davon:  Gaswerke/Vergasungsanlagen 

1.8. 

Davon:  Anlagen  für  die  Mischgaserzeugung 

1.9. 

Davon:  Kokereien 

1.10. 

Davon:  Hochöfen 

1.11. 

Davon:  petrochemische  Industrie 

1.12. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Umwandlung 

Energiesektor 


Für  den  Energiesektor  sind  die  nachstehend  aufgeführten  Aggregate  für  alle  Brennstoffe  anzugeben.  Ausgenommen 
sind  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe,  einge- 
schlossen sind  jedoch  für  nichtenergetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffe  (Petrolkoks  und  andere),  die  getrennt 
auszuweisen  sind. 


1.        Energiesektor  insgesamt 

Im  Energiesektor  insgesamt  für  energetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffmenge 


1.1.      Davon:  Kohlebergwerke 


1.2. 


Davon:  Öl-  und  Gasförderung 


1.3.      Davon:  Kokereien 


1.4. 

Davon:  Hochöfen 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  Kraftwerke 

Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen. 

1  T 
1 ./  . 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Netzverluste 

Außerhalb  der  Raffinerie  bei  Transport  und  Verteilung  auftretende  Verluste. 

Einschließlich  Pipelineverluste. 

4.2.3.    Angabe  des  Energie-Endverbrauchs 


Zum  Energie-Endverbrauch  sind  die  nachstehend  aufgeführten  Aggregate  für  alle  Brennstoffe  anzugeben. 
Ausgenommen  sind  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasser- 
stoffe, eingeschlossen  sind  jedoch  für  nichtenergetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffe  (Petrolkoks  und  andere),  die 
getrennt  auszuweisen  sind. 


1. 

Energetischer  Endverbrauch 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  grenzüberschreitender  Luftverkehr 

3.2. 

Davon:  Inlandsluftverkehr 

3.3. 

Davon:  Straßenverkehr 

3.4. 

Davon:  Eisenbahn 

3.5. 

Davon:  Binnenschifffahrt 

3.6. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

3.7. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 
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4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Sonstige 

5. 

Nichtenergetischer  Endverbrauch  insgesamt 

Als  Rohstoffe  verwendete  Energieprodukte,  d.  h.  Energieprodukte,  die  nicht  als  Brennstoffe  verbraucht  oder 

in  andere  Brennstoffe  umgewandelt  werden.  Die  Mengen  dieser  Produkte  sind  Bestandteile  der  oben 

aufgeführten  Aggregate. 

5.1. 

Davon:  Umwandlungssektor 

5.2. 

Davon:  Energiesektor 

5.3. 

Davon:  Verkehrssektor 

5.4. 

Davon:  Industrie 

5.4.1. 

Davon:  chemische  (einschließlich  petrochemische)  Industrie 

5.5. 

Davon:  Sonstige  Sektoren 

4.2.4.    Ein-  und  Ausfuhren 


Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem  Bestimmungsland.  Siehe  auch  Anmerkungen  unter  4.2.1, 
Aggregat  5. 


4.2.5.    Inputsfür  Wärme-  und  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugem 

Der  Input  bei  den  Eigenerzeugern  von  Strom  und  Wärme  ist  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen 
und  für  reine  Wärmekraftanlagen  jeweils  getrennt  auszuweisen. 


Ausgenommen  sind  folgende  Energieprodukte:  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate,  Biobrennstoffe, 
sonstige  Kohlenwasserstoffe,  Ethan,  Motorenbenzin,  Biobenzin,  Flugbenzin,  Flugturbinenkraftstoff  (auf  Naphtha- 
basis  oder  JP4),  Testbenzin  und  Industriebrennstoffe  und  Schmierstoffe. 


Der  Input  bezieht  sich  auf  folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

Im  Energiesektor  insgesamt  für  energetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffmenge 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Kokereien 

1.4. 

Davon:  Hochöfen 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 
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2.8.       Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 


2.9.      Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 


2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Sonstige 

Maßeinheiten 

1. 

Energiemengen            10'  Tonnen 

2. 

Heizwerte  MJ/Tonne 

4.4.      Ausnahmen  und  Befreiungen 

Zypern  ist  von  der  Angabe  der  einzelnen  Aggregate  in  Abschnitt  4.2.3  Punkt  4  (sonstige  Sektoren)  und  Punkt  5 
(nichtenergetischer  Endverbrauch  insgesamt)  befreit;  nur  die  Gesamtwerte  für  diese  Aggregate  sind  anzugeben. 

Zypern  wird  für  einen  Zeitraum  von  drei  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  von  der  Angabe  der 
einzelnen  Aggregate  in  Abschnitt  4.2.3  Punkt  2  (Industrie)  und  Punkt  3  (Verkehr)  ausgenommen;  während  dieses 
Zeitraums  sind  nur  Gesamtwerte  für  diese  Aggregate  anzugeben. 


5.         ENERGIE  AUS  ERNEUERBAREN  QUELLEN  UND  AUS  ABFALL 
5.1.      In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Sofern  nicht  anders  bestimmt,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 


Energieprodukt 

Definition 

1 .  Wasserkraft 

Energiepotenzial  und  kinetische  Energie  des  Wassers  nach  Umwandlung  in 
Elektrizität  in  Wasserkraftwerken,  einschließlich  Pumpspeicherwerken.  Meldepflicht 
besteht  für  Kraftwerke  folgender  Leistung:  <  1  MW,  1  bis  <  1 0  MW,  >  1 0  MW  und 
für  Pumpspeicherwerke. 

2.  Geothermische 
Energie 

Energie  in  Form  der  von  der  Erdkruste  abgestrahlten  Wärme,  gewöhnlich  in  Form 
von  heißem  Wasser  oder  Dampf  genutzt.  Diese  Energieerzeugung  entspricht  dem 
Enthalpieunterschied  zwischen  dem  in  der  Förderbohrung  gewonnenen  und  dem  in 
der  Injektionsbohrung  in  den  Untergrund  zurückgepumpten  Fluidum.  Erdwärme 
wird  in  geologisch  geeigneten  Vorkommen  erschlossen: 

—  Nutzung  zur  Stromerzeugung  mit  Trockendampf  oder  mit  Sole  mit  hoher 
Enthalpie  nach  der  Verdampfung, 

—  direkte  Nutzung  zur  Bereitstellung  von  Fernwärme  sowie  für  Heizzwecke  in 
der  Landwirtschaft  usw. 
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Energieprodukt 

Definition 

3.  Solarenergie 

Zur  Heißwasserbereitung  und  zur  Stromerzeugung  genutzte  Sonneneinstrahlung. 
Die  Energieerzeugung  entspricht  der  für  das  Wärmeübertragungsmedium  ver- 
fügbaren Wärme,  d.  h.  der  einfallenden  Sonnenenergie  abzüglich  optischer  Verluste 
und  Kollektorverluste.  Direkt  genutzte  passive  Solarenergie  zum  Heizen,  Kühlen  und 
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zur  Beleuchtung  von  Haushalten  und  sonstigen  Gebäuden  wird  nicht  erfasst. 

3.1.  Davon:  fotovoltai- 
sche  Energie 

Sonnenlicht,  das  mit  Hilfe  von  Solarzellen  in  Elektrizität  umgewandelt  wird. 
Solarzellen  werden  in  der  Regel  aus  Halbleitermaterial  hergestellt,  das  Elektrizität 
erzeugt,  wenn  es  Sonnenlicht  ausgesetzt  wird. 

3.2.   Davon:  thermische 
Sonnenenergie 

Wärmeerzeugung  aus  Sonneneinstrahlung  durch 

a)  Solarkraftwerke  oder 

b)  Geräte  für  die  Brauchwassererhitzung  in  Haushalten  sowie  für  die  jahreszeitlich 
gebundene  Beheizung  von  Schwimmbädern  (z.  B.  Flachkollektoren,  in  erster 
Linie  Thermosiphon-Anlagen). 

4.      Gezeiten-/  Wellen-/ 
Meeresenergie 

Mechanische  Energie,  die  aus  der  Bewegung  der  Gezeiten  oder  der  Wellen  oder  der 
Meeresströmung  gewonnen  und  zur  Stromerzeugung  genutzt  wird. 

5.  Windkraft 

In  Windturbinen  zur  Erzeugung  von  Elektrizität  genutzte  kinetische  Energie  des 
Windes. 

6.  Industrieabfälle 
(nicht  erneuerbare 
Quellen) 

Industrieabfälle  (fest  oder  flüssig)  als  nicht  erneuerbare  Energiequelle,  die  zur 
Erzeugung  von  Elektrizität  und/oder  Wärme  direkt  verbrannt  werden.  Die 
verbrauchte  Brennstoffmenge  sollte  als  Nettoheizwert  angegeben  werden.  Industrie- 
abfälle aus  erneuerbaren  Energiequellen  sind  in  den  Kategorien  feste  Biomasse, 
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Biogas  und/oder  flüssige  Biobrennstoite  zu  erfassen. 

7.  Siedlungsabfälle: 

Abfälle  aus  Haushalten,  Krankenhäusern  und  dem  tertiären  Sektor,  die  in  besonderen 
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Anlagen  verbrannt  werden,  angegeben  als  Nettoheizwert. 

7.1.   Davon:  erneuerbare 
Energiequellen 

Der  Anteil  der  Siedlungsabfälle,  der  biologischen  Ursprungs  ist. 

7.2.   Davon:  nicht 

erneuerbare  Energie- 
quellen 

Der  Anteil  der  Siedlungsabfälle,  der  nicht  biologischen  Ursprungs  ist. 

8.      Feste  Biomasse: 

Organisches,  nicht  fossiles  Material  biologischen  Ursprungs,  das  als  Brennstoff  zur 
Erzeugung  von  Wärme  oder  Elektrizität  genutzt  werden  kann.  Folgende  Formen 
werden  unterschieden: 

8.1.  Davon:  Holzkohle 

Feste  Rückstände  der  zerstörenden  Destillation  und  der  Pyrolyse  von  Holz  und 
sonstigem  Pflanzenmaterial. 

8.2.  Davon:  Holz,  Holz- 
abfälle und  sonstige 
Abfälle 

Zum  Zwecke  der  Energiegewinnung  angebaute  Energiepflanzen  (Pappeln,  Weiden 
usw.)  sowie  viele  in  industriellen  Prozessen  (insbesondere  in  der  Holz-  und 
Papierindustrie)  als  Nebenprodukte  anfallende  oder  direkt  aus  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  gelieferte  Holzmaterialien  (Brennholz,  Holzschnitzel,  Rinde,  Hack-, 
Säge-  und  Hobelspäne,  Schwarzlauge  usw.)  und  Abfälle  wie  Stroh,  Reisspelzen, 
Nussschalen,  Geflügeleinstreu  oder  Weintreber.  Diese  festen  Abfälle  werden 
vorzugsweise  verbrannt.  Die  verbrauchte  Brennstoffmenge  sollte  als  Nettoheizwert 
angegeben  werden. 

9.  Biogas: 

Weitgehend  aus  Methan  und  Kohlendioxid  bestehendes  Gas,  das  durch  anaerobe 
Verstoffwechselung  von  Biomasse  gebildet  wird. 

9.1.  Davon:  Deponiegas 
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Aus  der  Verstoffwechselung  von  Deponieabfallen  gebildetes  Biogas. 

9.2.  Davon:  Klär- 
schlammgas 

Aus  der  anaeroben  Fermentierung  von  Klärschlamm  entstandenes  Biogas. 

9.3.   Davon:  Sonstige 
Biogase 

Aus  der  anaeroben  Fermentierung  von  Gülle  und  von  Abfällen  aus  Schlachthöfen, 
Brauereien  und  sonstigen  Betrieben  der  Agrar-  und  Ernährungswirtschaft  ent- 
standene Biogase. 

10.    Flüssige  Biobrenn- 
stoffe 

Es  sind  die  Mengen  von  Biobrennstoffen  anzugeben,  nicht  die  Mengen  der  flüssigen 
Brennstoffe,  denen  Biobrennstoffe  zugesetzt  werden.  Bei  Ein-  und  Ausfuhren  von 
flüssigen  Biobrennstoffen  sind  nur  die  Mengen  anzugeben,  die  nicht  mit 
Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h.  Biobrennstoffe  in  reiner  Form).  Der  Handel 
mit  Motorkraftstoffen,  denen  flüssige  Biobrennstoffe  zugesetzt  sind,  fällt  unter 
Kapitel  4,  Daten  über  Öl. 

Anzugeben  sind  folgende  flüssige  Biobrennstotfe: 

Energieprodukt 

Definition 

10.1.  Davon:  Biobenzin 

Dazu  zählen  Bioethanol  (aus  Biomasse  und/oder  aus  der  biologisch  abbaubaren 
Fraktion  von  Abfall  gewonnenes  Ethanol),  Biomethanol  (aus  Biomasse  und/oder  aus 
der  biologisch  abbaubaren  Fraktion  von  Abfall  gewonnenes  Methanol),  Bio-ETBE 
(auf  der  Basis  von  Bioethanol  erzeugter  Ethyl-Tert-Butyl-Ether;  der  Volumenprozent- 
anteil des  Biokraftstoffs  an  Bio-ETBE  beträgt  47  %)  und  Bio-MTBE  (auf  der  Basis  von 
Biomethanol  erzeugter  Methyl-Tert-Butyl-Ether;  der  Volumenprozentanteil  des 
Biokraftstoffs  an  Bio-MTBE  beträgt  36  %). 

10.2.  Davon:  Biodiesel 

Dazu  zählen  Biodiesel  (ein  aus  pflanzlichen  oder  tierischen  Ölen  gewonnener 
Methylester  mit  Dieseleigenschaften),  Biodimethylether  (ein  aus  Biomasse  gewonne- 
ner Dimethylether),  Fischer-Tropsch-Kraftstoffe  (aus  Biomasse  gewonnene  Fischer- 
Tropsch-Kraftstoffe),  kalt  extrahiertes  Bioöl  (nur  durch  mechanische  Behandlung  aus 
Ölsaaten  gewonnenes  Öl)  und  alle  sonstigen  flüssigen  Biobrennstoffe,  die  entweder 
mit  Dieselkraftstoff  vermischt  oder  diesem  hinzugefügt  oder  die  anstelle  von 
Dieselkraftstoff  verwendet  werden. 

10.3  Davon:  sonstige 
flüssige  Biobrenn- 
stoffe 

Flüssige  Biobrennstoffe,  die  direkt  als  Kraftstoff  verwendet  und  nicht  Biobenzin  oder 
Biodiesel  hinzugefügt  werden. 

5.2.      Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


5.2.1.    Bruttostrom-  und  -Wärmeerzeugung 

Die  Strom-  und  Wärmeerzeugung  aus  den  in  Abschnitt  5.1  genannten  Energieprodukten  (ohne  Kohle;  für  flüssige 
Biokraftstoffe  ist  nur  der  Gesamtwert  anzugeben)  sind  für  folgende  Erzeuger  getrennt  anzugeben,  soweit  zutreffend: 


—     für  Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen  und  Anlagen  von  Eigenerzeugern, 


—     für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  und  KWK-Anlagen. 


5.2.2.    Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektoren 

Für  die  in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Gezeiten-/ 
Wellen-/Meeresenergie  und  Windkraft),  die  in  den  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektoren 
verbraucht  werden,  sind  folgende  Aggregate  anzugeben: 


1. 

Erzeugung 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

5. 

Bruttoverbrauch 

6. 

Statistische  Abweichung 

7. 

Umwandlungssektor  insgesamt 

Die  für  die  Umwandlung  von  Primärenergie  in  Sekundärenergie  (z.  B.  von  Deponiegas  in  Elektrizität)  oder 

die  Umwandlung  in  abgeleitete  Energieprodukte  (z.  B.  für  Mischgas  verwendetes  Biogas)  verbrauchten 

Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 

7.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

7.2. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

7.3. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 
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7.4.       Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 


7.5.      Davon:  KWK- Anlagen  von  Eigenerzeugern 


7.6.       Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 


7.7.       Davon:  Brikettfabriken 

Die  für  die  Briketterzeugung  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 
Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  und  aus  Abfall  sind  im  Energiesektor  als  Verbrauch  anzugeben. 


7.8.       Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

Die  für  die  Braunkohlenbriketterzeugung  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und 
aus  Abfall.  Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall  sind  im  Energiesektor  als  Verbrauch  anzugeben. 


7.9.       Davon:  Ortsgas 

Die  für  die  Ortsgaserzeugung  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 
Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  und  aus  Abfall  sind  im  Energiesektor  als  Verbrauch  anzugeben. 


7.10.     Davon:  Verbrauch  zur  Herstellung  von  Mischgas 
Menge  der  mit  Erdgas  vermischten  Biogase. 


7.11.     Davon:  Verbrauch  als  Zusatz  zu  Motorenbenzin/Diesel 

Mengen  an  flüssigen  Biokraftstoffen,  die  nicht  an  Endverbraucher  geliefert  werden,  sondern  zusammen  mit 
anderen,  in  Kapitel  4  dieses  Anhangs  aufgeführten  Mineralölerzeugnissen  verbraucht  werden. 


7.12.     Davon:  Holzkohlefabriken 

Zur  Herstellung  von  Holzkohle  verbrauchte  Mengen. 


7.1 3.     Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Umwandlung 


5.2.3.  Energiesektor 


Für  die  in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Gezeiten-/ 
Wellen-/Meeresenergie  und  Windkraft),  die  im  Energiesektor  verbraucht  werden  oder  für  den  Endverbrauch  zur 
Verfügung  stehen,  sind  folgende  Aggregate  anzugeben: 


1.         Energiesektor  insgesamt 

Die  vom  Energiesektor  bei  seiner  Umwandlungstätigkeit  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall,  z.  B.  die  für  Heizzwecke,  zur  Beleuchtung  oder  zum  Betrieb  von 
Pumpen  oder  Kompressoren  verbrauchte  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 
Die  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall,  die  in  eine  andere  Energieform 
umgewandelt  werden,  sind  dem  Umwandlungssektor  zuzurechnen. 


1.1. 

Davon:  Vergasungsanlagen 

1.2. 

Davon:  öffentliche  Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen 

1.3. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.4. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.5. 

Davon:  Kokereien 

1.6. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.7. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.8. 

Davon:  Ortsgas 

1.9. 

Davon:  Hochöfen 

1.10. 

Davon:  Holzkohlefabriken 

1.11. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

2. 

Netzverluste 

Alle  bei  Transport  und  Verteilung  auftretenden  Verluste. 
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5.2.4.  Energie-Endverbrauch 


Für  die  in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Gezeiten-/ 
Wellen-/Meeresenergie  und  Windkraft)  sind  folgende  Aggregate  anzugeben: 


1. 

Energetischer  Endverbrauch 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 

Davon:  Straßenverkehr 

3.3. 

Davon:  Binnenschifffahrt 

3.4. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1.       Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2.      Davon:  Haushalte 

4.3. 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Sonstige 

5.2.5.    Technische  Merkmale  der  Anlagen 


Anzugeben  sind  folgende  Stromerzeugungskapazitäten  jeweils  zum  Ende  des  Berichtsjahres: 


1. 

Wasserkraft 

<  1  MW,  1  bis  <  10  MW,  >  10  MW  und  für  Pumpspeicherwerke  sowie  für  alle  Größenklassen  zusammen. 

Der  unter  Nutzung  der  Pumpspeicher  erzeugte  Strom  ist  nicht  zu  berücksichtigen. 

2. 

Geothermische  Energie 

3. 

Fotovoltaische  Energie 

4. 

Thermische  Sonnenenergie 

370 

Copyrkjhted  maBrial 


5. 

Gezeiten-/Wellen-/Meeresenergie 

6. 

Windkraft 

7. 

Industrieabfälle  (nicht  erneuerbare  Quellen) 

8. 

Siedlungsabfälle 

9. 

Holz,  Holzabfälle  und  sonstige  Abfälle 

10. 

Deponiegas 

11. 

Klärschlammgas 

12. 

Sonstige  Biogase 

13. 

Flüssige  Biobrennstoffe 

Anzugeben  ist  die  Gesamtfläche  installierter  Sonnenkollektoren. 


Anzugeben  ist  die  Produktionskapazität  folgender  Biobrennstoffe: 


1. 

Flüssige  Biobrennstoffe 

1.1. 

Davon:  Biobenzin 

1.2. 

Davon:  Biodiesel 

1.3. 

Davon:  sonstige  flüssige  Biobrennstoffe 

Inputs  für  Wärme-  und  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

Der  Input  bei  den  Eigenerzeugern  von  Strom  und  Wärme  ist  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen 

und  für 

reine  Wärmekraftanlagen  jeweils  getrennt  auszuweisen. 

Für  die 

in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Gezeiten-/ 

Wellen-/Meeresenergie  und  Windkraft)  sind  folgende  Aggregate  anzugeben: 

1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Vergasungsanlagen 

1.2. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.3. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.6. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.7. 

Davon:  Ortsgas 

1.8. 

Davon:  Hochöfen 

1.9. 

Davon:  Holzkohlefabriken 

1.10. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 


Davon:  NE-Metallindustrie 


2.4. 


Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 


2.5.      Davon:  Fahrzeugbau 


2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Sonstige 

Heizwerte 


Für  folgende  Produkte  sind  durchschnittliche  Nettoheizwerte  anzugeben: 


1. 

Biobenzin 

2. 

Biodiesel 

3. 

Sonstige  flüssige  Biobrennstoffe 

4. 

Holzkohle 

Maßeinheiten 


1 .  Stromerzeugung 

MWh 

2.  Wärmeerzeugung 

TJ 

3.      Energieprodukte  aus 
erneuerbaren  Quel- 
len 

Biobenzin,  Biodiesel  und  sonstige  flüssige  Biobrennstoffe:  Tonnen 
Holzkohle:  1  000  Tonnen 

Alle  anderen:  TJ  (auf  der  Basis  der  Nettoheizwerte) 

4.  Sonnenkollektorflä- 
che 

1  000  m2 

5.  Anlagenkapazität 

Biobrennstoffe:  Tonnen/Jahr 
Alle  anderen:  MWe 

6.  Heizwerte 

KJ/kg  (Nettoheizwert) 

Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 

BESTIMMUNGEN 

Folgende  Bestimmungen  gelten  für  die  Erhebung  aller  in  den  vorstehenden  Abschnitten  aufgeführten  Daten: 

1.  Berichtszeitraum 

Ein  Kalenderjahr  (1.  Januar  bis  31.  Dezember). 

2.  Häufigkeit 
Jährlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

30.  November  des  Jahres  nach  Ablauf  des  Berichtszeitraums. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 
Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen. 


ANHANG  C 


MONATLICHE  ENERGIESTATISTIKEN 


In  diesem  Anhang  werden  der  Erfassungsbereich,  die  Einheiten,  der  Berichtszeitraum,  die  Erhebungshäufigkeit,  die  Fristen 
und  die  Übermittlungsmodalitäten  für  die  monatliche  Erhebung  von  Energiestatistiken  beschrieben. 


Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 


1.         FESTE  BRENNSTOFFE 

1.1.      In  Frage  kommende  Energieprodukte 


Sofern  nicht  anders  bestimmt,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 


Energieprodukt 

Definition 

1 .  Steinkohle 

Schwarze,  brennbare,  feste,  organische  fossile  Ablagerung  mit  einem  auf  aschefreie 
Substanz  bezogenen  Bruttoheizwert  >  24  MJ/kg  und  einem  Wassergehalt,  der  sich 
bei  einer  Temperatur  von  30  °C  und  einer  relativen  Luftfeuchtigkeit  von  96  % 
einstellt. 

2.  Braunkohle 

Braune  bis  schwarze,  brennbare,  feste,  organische  fossile  Ablagerung  mit  einem  auf 
aschefreie  Substanz  bezogenen  Bruttoheizwert  <  24  MJ/kg  und  einem  Wassergehalt, 
der  sich  bei  einer  Temperatur  von  30  °C  und  einer  relativen  Luftfeuchtigkeit  von 
96  %  einstellt. 

2.1.   Davon:  ältere  Braun- 
kohle 

Ihr  Feuchtigkeitsgehalt  liegt  bei  20  bis  25  %,  ihr  Aschegehalt  bei  9  bis  13  %.  Sie  ist 
im  Erdmittelalter  entstanden.  In  der  EU  wird  sie  derzeit  nur  in  Frankreich  im 
Untertagebau  gefördert. 

2.2.   Davon:  jüngere 
Braunkohle 

Ihr  Feuchtigkeitsgehalt  liegt  zwischen  40  und  70  %,  ihr  Aschegehalt  normalerweise 
zwischen  2  und  6  %.  Je  nach  Lagerstätte  kann  sie  auch  bis  zu  12  %  Asche  enthalten. 
Die  jüngere  Braunkohle  ist  überwiegend  im  Tertiär  entstanden.  Sie  wird  überwiegend 
im  Tagebau  gefördert. 

3.  Torf 

Brennbare,  lockere  oder  komprimierte  Ablagerung  pflanzlichen  Ursprungs  mit 
hohem  Wassergehalt  (bis  zu  90  %),  von  hellbrauner  bis  dunkelbrauner  Farbe. 
Diese  Begriffsbestimmung  berührt  nicht  die  Begriffsbestimmung  von  erneuerbaren 
Energieträgern  gemäß  der  Richtlinie  2001/77/EG  und  den  IPCC-Leitlinien  für 
nationale  Treibhausgasinventare  aus  dem  Jahr  2006. 

4.  Steinkohlenbriketts 

Stücke  gleicher  Form  und  Abmessungen,  die  aus  gemahlener  Steinkohle  unter  Druck 
und  unter  Zusatz  eines  Bindemittels  (Pech)  geformt  werden. 

5.  Braunkohlenbriketts 

Stücke  gleicher  Form  und  Abmessungen,  die  aus  gemahlener  und  getrockneter 
Braunkohle  unter  hohem  Druck  und  ohne  Zusatz  eines  Bindemittels  geformt 
werden.  Einschließlich  Trockenbraunkohle  und  Braunkohlengrus. 

6.  Steinkohlenkoks 

Künstlicher  Brennstoff,  der  als  fester  Rückstand  einer  trockenen  Destillation  von 
Steinkohle  unter  gänzlichem  oder  teilweisem  Luftabschluss  entsteht. 
Dazu  gehören: 

—  Steinkohlenkoks:  durch  Hochtemperaturverkokung  erzeugt; 

—  Steinkohlenschwelkoks:  durch  Niedrigtemperaturverkokung  erzeugt; 

—  Koks  aus  Gaswerken:  in  Gaswerken  hergestellt. 

7.  Braunkohlenkoks 

Fester  Rückstand  einer  trockenen  Destillation  von  Braunkohle  unter  Luftabschluss. 

1.2.      Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 


1.2.1.  Versorgungssektor 


Folgende  Aggregate  sind  für  Steinkohle,  Braunkohle  insgesamt,  ältere  Braunkohle  und  Torf  anzugeben: 


1. 

Erzeugung 

2. 

Wiedergewinnung 

In  Bergwerken  wiedergewonnene  Schlammkohle  und  Brandschiefer. 

3. 

Einfuhren 

3.1. 

Davon:  aus  anderen  EU-Ländern 

A 
*+. 

Ausfuhren 

4.1. 

Davon*  in  anHprp  FIT-Tändpr 

5. 

Bestandsveränderungen 

Bestände  der  Bergwerke  und  Importeure. 
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Verbrauchern,  die  direkt  importieren. 

M^rt-afi^ra  7 q Vi  1  an  ctpnpn  ri'if  Rpctinnci 7e> m rr\ lipri  i n rr    r^r^eitiiro  Ti'ii"  Rpcrinn cuprUpin pn i n rr 
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6. 

Rprprntipfp  Irilann-xlipfpri  inopn 

UCl                           llildlHJollCld  Ulii'dl 

Berechnete  Gesamtmenge  der  für  den  inländischen  Verbrauch  gelieferten  Mengen.  Definiert  als: 

Erzeugung  +  Wiedergewinnung  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  +  Bestandsveränderungen. 

7. 

Erfasste  Inlandslieferungen 

Tatsächlich  an  den  inländischen  Markt  gelieferte  Mengen.  Summe  aller  Lieferungen  an  die  verschiedenen 

Verbraucher.  Berechnete  und  erfasste  Lieferungen  können  voneinander  abweichen. 

7.1. 

Davon:  Eigenverbrauch  des  Erzeugers 

In  den  Produktionsanlagen  selbst  verbrauchte  Mengen. 

Ohne  Verbrauch  von  bergwerkseigenen  Kraftwerken,  bergwerkseigenen  Brikettfabriken,  bergwerkseigenen 

Kokereien  und  Deputatlieferungen  an  Beschäftigte  der  Bergwerke. 

7.2. 

Davon:  hauptsächlich  der  Energieerzeugung  dienende  Kraftwerke 

7.3. 

Davon:  als  Eigenanlage  betriebene  Kraftwerke  in  Kohlebergwerken 

7.4. 

Davon:  Kokereien 

7.5. 

Davon:  Brikettfabriken 

Bei  der  Umwandlung  in  (bergwerkseigenen  und  unabhängigen)  Brikettfabriken  verbrauchte  Menge. 

7.6. 

Davon:  Industrie  insgesamt  (ohne  Eisen-  und  Stahlindustrie) 

7.7.       Davon:  Eisen-  und  Stahlindustrie 

7.8. 

Davon:  Sonstige  (Dienstleistungssektor,  Haushalte  usw.) 

Lieferungen  an  Haushalte  (einschließlich  Deputatlieferungen  an  Beschäftigte  der  Bergwerke  und  ihrer 

Nebenbetriebe),  an  den  Dienstleistungssektor  (Verwaltung,  Handel  usw.)  und  an  nicht  anderweitig 

8. 

Endbestände 

8.1. 

Davon:  Bergwerke 

8.2. 

Davon:  Importeure 

8.3. 

Davon:  in  Kokereien 

Gilt  nur  für  Steinkohle. 
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Folgende  Aggregate  sind  für  Steinkohlen-  und  Braunkohlenkoks  sowie  für  Steinkohlen-  und  Braunkohlenbriketts 
anzugeben: 


Erzeugung 


Einfuhren 


Ausfuhren 


3.1.       Davon:  in  andere  EU-Länder 


4.  Bestandsveränderungen 

Bestände  der  Kokereien  (an  Koks)  und  der  Brikettfabriken  (an  Briketts)  sowie  Bestände  der  Importeure. 
Ohne  Bestände  der  Verbraucher,  jedoch  einschließlich  der  Bestände  von  Verbrauchern,  die  direkt 
importieren. 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

5.  Berechnete  Inlandslieferungen 

Berechnete  Gesamtmenge  der  für  den  inländischen  Verbrauch  gelieferten  Mengen.  Definiert  als: 
Produktion  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  +  Bestandsveränderungen 

6.  Erfasste  Inlandslieferungen 

Tatsächlich  an  den  inländischen  Markt  gelieferte  Mengen.  Summe  aller  Lieferungen  an  die  verschiedenen 
Verbraucher.  Berechnete  und  erfasste  Lieferungen  können  voneinander  abweichen. 

6.1.  Davon:  Industrie  insgesamt  (ohne  Eisen-  und  Stahlindustrie) 

6.2.  Davon:  Eisen-  und  Stahlindustrie 

6.3.  Davon:  Sonstige  (Dienstleistungssektor,  Haushalte  usw.) 

Lieferungen  an  Haushalte  (einschließlich  Deputatlieferungen  an  Beschäftigte  der  Bergwerke  und  ihrer 
Nebenbetriebe)  und  an  den  Dienstleistungssektor  (Verwaltung,  Handel  usw.). 

7  Endbestände 

Es  handelt  sich  um  Bestände 

—  der  Kokereien  (gilt  nur  für  Steinkohlen-  und  Braunkohlenkoks), 

—  der  Brikettfabriken  (gilt  nur  für  Steinkohlen-  und  Braunkohlenbriketts), 

—  der  Importeure. 


1.2.2.  Einfahren 


Für  Braunkohle,  Braunkohlenkoks,  Steinkohlen-  und  Braunkohlenbriketts  sind  die  Gesamteinfuhren  aus  EU- 
Ländern  und  aus  Nicht-EU-Ländern  anzugeben. 


Für  Steinkohle  sind  die  Einfuhren  aus  folgenden  Ursprungsländern  anzugeben: 


1.         Einfuhren  aus  EU-Ländern 

1.1.  Davon:  Deutschland 

1.2.  Davon:  Vereinigtes  Königreich 


1.3.      Davon:  Polen 


1.4.       Davon:  sonstige  EU 

Die  jeweiligen  Länder  sind  anzugeben. 


Einfuhren  aus  Nicht-EU-Ländern 


2.1.       Davon:  USA 


2.2.       Davon:  Australien 


2.3.       Davon:  Republik  Südafrika 


2.4.       Davon:  GUS 
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2.4.1. 

Unter  2.4:  Russland 

2.4.2. 

Unter  2.4:  Ukraine 

2.5. 

Davon:  Kanada 

2.6. 

Davon:  Kolumbien 

2.7. 

Davon:  China 

2.8. 

Davon:  sonstige  Einfuhren  aus  Nicht-EU-Ländern 

Die  jeweiligen  Länder  sind  anzugeben. 

Maßeinheiten 

Alle  Mengen  sind  in  103  Tonnen  anzugeben. 

Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 

STROM 

In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Dieses  Kapitel  betrifft  Strom. 

Verzeichnis  der  Aggregate 

Folgende  Aggregate  sind  anzugeben: 

Erzeugung 

Für  die  nachstehenden  Aggregate  sind  Brutto-  und  Nettomengen  anzugeben: 

1.  Stromerzeugung  insgesamt 

1.1.  Davon:  Kernkraftwerke 

1.2.  Davon:  Wasserkraft 

1.2.1  Unter  1.2:  Anteil  von  Pumpspeicherwerken  an  der  Erzeugung  aus  Wasserkraft 

1.3.  Davon:  geothermische  Energie 

1.4.  Davon:  herkömmliche  Wärmekraftwerke 

1.5.  Davon:  Windkraft 

Außerdem  sind  folgende  Energiemengen  anzugeben: 

2.  Einfuhren 

2.1.  Davon:  aus  anderen  EU-Ländern 

3.  Ausfuhren 

3.1.  Davon:  in  Nicht-EU-Länder 

4.  Verbrauch  in  Pumpspeicherwerken 

5.  Inlandsverbrauch 

Wird  wie  folgt  berechnet: 

Gesamtnettoerzeugung  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Verbrauch  in  Pumpspeicherwerken 


Hinsichtlich  des  Brennstoffverbrauchs  in  Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen  sind 
folgende  Aggregate  anzugeben  (zur  Definition  von  Steinkohle  und  Braunkohle  siehe  Anhang  B): 


6. 

Gesamtbrennstorrverbrauch  in  Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tatigen  Unternehmen 
Gesamte  Brennstoffmenge,  die  für  die  Stromerzeugung  sowie  für  die  Erzeugung  von  Wärme,  die 
ausschließlich  zum  Verkauf  an  Dritte  bestimmt  ist,  verbraucht  wird. 

6.1. 

Davon:  Steinkohle 

6.2. 

Davon:  Braunkohle 

6.3. 

Davon:  Mineralölerzeugnisse 

6.4. 

Davon:  Erdgas 

6.5. 

Davon:  abgeleitetes  Gas  (industriell  erzeugte  Gase) 

6.6. 

Davon:  andere  Brennstoffe 

Brennstoffoestände  der  Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

Hierunter  versteht  man  Anlagen,  in  denen  Brennstoffe  als  Primärenergieträger  eingesetzt  werden  und  die  der 
öffentlichen  Stromversorgung  dienen.  Folgende  Endbestände  (Bestände  am  Ende  des  Berichtsmonats)  sind 
anzugeben: 


1. 

Steinkohle 

2. 

Braunkohle 

3. 

Mineralölerzeugnisse 

Maßeinheiten 


1 .  Energiemengen 

Strom:  GWh. 

Steinkohle,  Braunkohle  und  Mineralölerzeugnisse:  103  Tonnen  und  TJ  auf  der  Basis 
des  Nettoheizwerts. 

Erdgas  und  abgeleitete  Gase:  TJ  auf  der  Basis  des  Bruttoheizwerts. 
Andere  Brennstoffe:  TJ  auf  der  Basis  des  Nettoheizwerts. 
Nukleare  Wärme:  TJ. 

2.  Bestände 

Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 


ROHÖL  UND  MINERALÖLPRODUKTE 
In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Soweit  nicht  anders  bestimmt,  betrifft  diese  Datenerhebung  die  nachstehend  aufgeführten  Energieprodukte,  für  die 
die  Definitionen  in  Anhang  B  Kapitel  4  gelten:  Rohöl,  NGL,  Raffinerieeinsatzmaterial,  sonstige  Kohlenwasserstoffe, 
Raffineriegas  (nicht  verflüssigt),  Ethan,  LPG,  Naphtha,  Motorenbenzin,  Flugbenzin,  Flugturbinenkraftstoff  (auf 
Naphthabasis  oder  JP4),  Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis,  sonstiges  Kerosin,  Dieselkraftstoff/Heizöl 
(destilliertes  Heizöl),  Dieselkraftstoff  für  Kraftfahrzeuge,  Heizöl  und  sonstiges  Gasöl,  schweres  Heizöl  (mit  niedrigem 
und  hohem  Schwefelgehalt),  Testbenzin  und  Industriebrennstoffe,  Schmierstoffe,  Bitumen,  Paraffinwachse  und 
Petrolkoks. 


Bei  Motorenbenzin  ist,  soweit  zutreffend,  zu  unterscheiden  zwischen: 


—     bleifreiem  Motorenbenzin:  Motorenbenzin,  dem  keine  Bleiverbindungen  zur  Erhöhung  der  Oktanzahl 
zugesetzt  wurden;  es  kann  organisches  Blei  in  Spuren  enthalten; 


—     verbleitem  Motorenbenzin:  Motorenbenzin,  dem  zur  Erhöhung  der  Oktanzahl  Tetraethylblei  und/oder 
Tetramethylblei  zugesetzt  wurde. 


Die  „sonstigen  Erzeugnisse"  umfassen  sowohl  die  in  Anhang  B  Kapitel  4  definierten  Erzeugnisse  als  auch  Testbenzin 
und  Industriebrennstoffe,  Schmierstoffe,  Bitumen  und  Paraffinwachse.  Die  Mengen  dieser  Erzeugnisse  sind  nicht 
getrennt  anzugeben. 


3.2.      Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


3.2.1.  Versorgungssektor 

Die  folgende  Tabelle  gilt  nur  für  Rohöl,  NGL,  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate,  Biobrennstoffe  und 
sonstige  Kohlenwasserstoffe. 


1.  Einheimische  Erzeugung 

Gilt  nicht  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 

2.  Sonstige  Quellen 

Zusatzstoffe,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe,  deren  Erzeugung  bereits  in  anderen 
Brennstoffbilanzen  erfasst  wird. 

Gilt  nicht  für  Rohöl,  NGL  und  Raffinerieeinsatzmaterial. 

3.  Rückläufe  aus  der  petrochemischen  Industrie 

Fertig-  oder  Halbfertigerzeugnisse,  die  von  Endverbrauchern  zur  Weiterverarbeitung,  zur  Mischung  oder 
zum  Verkauf  zurückgegeben  werden.  Gewöhnlich  handelt  es  sich  dabei  um  Nebenprodukte  petrochemi- 
scher  Herstellungsprozesse. 
Gilt  nur  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 

4.  Übertragene  Erzeugnisse 

Importierte  Mineralölerzeugnisse,  die  neu  zugeordnet  werden  als  zur  Weiterverarbeitung  in  der  Raffinerie 
und  nicht  zur  Lieferung  an  die  Endkunden  bestimmte  Halbfertigerzeugnisse. 
Gilt  nur  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 

5.  Ein-  und  Ausfuhren 

Einschließlich  Rohöl  und  Mineralölprodukte,  die  im  Rahmen  von  Verarbeitungsabkommen  ein-  oder 
ausgeführt  wurden  (d.  h.  Raffinieren  auf  Rechnung).  Bei  Rohöl  und  NGL  ist  das  eigentliche  Ursprungsland 
anzugeben;  bei  Raffinerieeinsatzmaterial  und  Fertigprodukten  ist  das  Land  des  letzten  Versands  anzugeben. 
Einschließlich  aller  Flüssiggase  (z.  B.  LPG),  die  durch  Rückvergasung  von  eingeführtem  Flüssigerdgas 
gewonnen  wurden,  und  aller  Mineralölprodukte,  die  von  der  petrochemischen  Industrie  direkt  ein-  oder 
ausgeführt  werden. 

Hinweis:  Jeglicher  Handel  mit  Biokraftstoffen,  die  nicht  mit  Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h.  in 
Reinform  vorliegen),  ist  im  Fragebogen  über  erneuerbare  Energien  anzugeben. 

6.  Direktverbrauch 

Rohöl,  NGL  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe,  die  ohne  Aufbereitung  in  einer  Raffinerie  direkt  verwendet 
werden. 

Einschließlich  des  zur  Stromerzeugung  verfeuerten  Rohöls. 

7.  Bestandsveränderungen 

Positive  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  negative  für  Bestandsverkleinerung. 

8.  Berechneter  Raffinerieeingang 

Rechnerisch  ermittelte  Gesamtmenge  an  Produkten,  die  dem  Raffinerieprozess  zugeführt  wurden.  Definiert 
als: 

Einheimische  Erzeugung  +  Aus  sonstigen  Quellen  +  Rückläufe  aus  der  Industrie  +  Übertragene  Produkte  + 
Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Direktverbrauch  -  Bestandsveränderungen 

9.  Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechneter  Raffinerieeingang  minus  erfasstem  Raffinerieeingang. 

10.  Erfasster  Raffinerieeingang 

Gemessene  Gesamtmenge  an  Produkten,  die  dem  Raffinerieprozess  zugeführt  wurden. 
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1 1 .  Raffinerieverluste 

Differenz  zwischen  erfasstem  Raffinerieeingang  und  Brutto-Raffinerieausstoß.  Verluste  können  in 
Destillationsprozessen  durch  Verdampfung  entstehen.  Verluste  sind  als  positive  Werte  anzugeben. 
Volumengewinne  sind  möglich,  Massegewinne  nicht. 


12.       Erzeugung  von  Oxigenaten 

In  der  Erzeugung  angefallene  oder  aus  anderen  Quellen  stammende  Ether  wie  MTBE  (Methyl-Tert- 
Butylether)  und  TAME  (Tert-Amyl-Methylether),  Alkohole  (Methanol,  Ethanol)  und  Ester,  die  Benzin  und 
Dieselkraftstoff  beigemischt  werden. 


Die  folgende  Tabelle  gilt  nicht  für  Raffinerieeinsatzmaterial  und  Zusatzstoffe/Oxigenate. 


1. 

Rohstoffeingänge 

Menge  an  einheimischem  oder  eingeführtem  Rohöl  (einschließlich  Kondensat)  und  einheimischen  NGL,  die 
ohne  Aufbereitung  in  einer  Ölraffinerie  direkt  verwendet  werden,  und  Rückflüsse  aus  der  petrochemischen 
Industrie,  die  zwar  keine  Rohstoffe  sind,  aber  direkt  verwendet  werden. 

2. 

Brutto-Raffinerieausstoß 

In  einer  Raffinerie  oder  Mischanlage  erzeugte  Menge  an  Fertigerzeugnissen. 

Ohne  Raffinerieverluste,  aber  einschließlich  Raffineriebrennstoff. 

3. 

Recyclingprodukte 

Fertigprodukte,  die  ein  zweites  Mal  das  Vertriebsnetz  durchlaufen,  nachdem  sie  bereits  einmal  an 
Endverbraucher  ausgeliefert  wurden  (z.  B.  wiederaufbereitete  Schmierstoffe).  Diese  Mengen  sind  von 
Rückflüssen  aus  der  petrochemischen  Industrie  zu  unterscheiden. 

4.  Raffineriebrennstoff 

Erdölprodukte,  die  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebs  einer  Raffinerie  verbraucht  werden. 

Ohne  Produkte,  die  von  Erdöluntetnehmen  außerhalb  des  Raffinierprozesses  verwendet  werden,  z.  B.  in 

Bunkern  oder  Oltankern. 

Einschließlich  des  Brennstoffverbrauchs  der  Raffinerien  für  die  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  zum 
Verkauf  an  Dritte. 


5. 

Ein-  und  Ausfuhren 

6. 

Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt 

7.  Austausch  zwischen  Erzeugnissen 

Erzeugnisse,  die  infolge  einer  Änderung  ihrer  Spezifikation  oder  ihrer  Mischung  mit  einem  anderen 
Erzeugnis  neu  zugeordnet  werden. 

Ein  negativer  Eintrag  für  ein  Produkt  muss  durch  einen  positiven  Eintrag  (bzw.  mehrere  Einträge)  eines 
oder  mehrerer  anderer  Produkte  ausgeglichen  werden  und  umgekehrt.  Die  positiven  und  negativen 
Einträge  müssen  sich  zu  Null  addieren. 

8.  Übertragene  Erzeugnisse 

Importierte  Mineralölerzeugnisse,  die  neu  zugeordnet  werden  als  zur  Weiterverarbeitung  in  der  Raffinerie 
und  nicht  zur  Lieferung  an  die  Endkunden  bestimmte  Halbfertigerzeugnisse. 

9.  Bestandsveränderungen 

Positive  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  negative  für  Bestandsverkleinerung. 

10.  Berechnete  Bruttoinlandslieferungen 
Definiert  als: 

Rohstoffeingänge  +  Brutto-Raffinerieausstoß  +  Recycling-Produkte  -  Raffineriebrennstoff  +  Einfuhren  - 
Ausfuhren  -  Bunkerkohle  (Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt)  +  Austausch  zwischen 
Erzeugnissen  -  Übertragene  Erzeugnisse  -  Bestandsveränderungen. 

11.  Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechnete  Bruttoinlandslieferungen  minus  beobachtete  Bruttoinlandslieferungen. 

1 2.  Erfasste  Bruttoinlandslieferungen 

Erfasste  Lieferungen  fertiger  Mineralölprodukte  aus  Primärquellen  (z.  B.  Raffinerien,  Mischanlagen  usw.)  an 
den  Inlandsmarkt. 

Dieser  Wert  kann  vom  berechneten  Wert  abweichen,  was  u.  a.  auf  Unterschiede  im  Erfassungsbereich  oder 
auf  unterschiedliche  Definitionen  in  den  Berichtssystemen  zurückzuführen  ist. 

12.1.  Davon:  Lieferungen  an  die  internationale  Zivilluftfahrt 

12.2.  Davon:  Lieferungen  an  Kraftwerke 

12.3.  Davon:  Lieferungen  von  Kraftfahrzeug-LPG 


1 2.4.     Davon:  (Brutto-)  Lieferungen  an  die  petrochemische  Industrie 


13.  Rückläufe  von  der  petrochemischen  Industrie  an  die  Raffinerien 

14.  Nettoinlandslieferungen  insgesamt 


Bestände 


Folgende  Anfangs-  und  Endbestände  sind  für  alle  Energieprodukte  außer  Raffineriegas  anzugeben: 


1.         Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates 

Bestände  an  folgenden  Orten:  Raffinerietanks,  Massengutterminals,  Tanklager  an  Pipelines,  Binnenschiffe, 
Küstentankschiffe  (wenn  Abgangs-  und  Bestimmungshafen  im  selben  Land  liegen),  Tankschiffe  in  Häfen 
der  Mitgliedstaaten  (wenn  ihre  Ladung  dort  gelöscht  werden  soll),  Bunker  der  Binnenschifffahrt.  Ohne 
Bestände  in  Pipelines,  Eisenbahnkesselwagen,  Tank-Lkw,  Bunkern  der  Hochseeschifffahrt,  Tankstellen, 
Einzelhandelsbetrieben  und  Bunkern  auf  See. 


2.         Im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  für  andere  Staaten  gelagerte  Bestände 

Auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  vorhandene  Bestände,  die  Eigentum  eines  anderen  Staates  sind  und  zu 
denen  der  Zugang  durch  ein  Abkommen  zwischen  den  jeweiligen  Staaten  gewährleistet  ist. 


3.  Bestände  mit  bekannter  ausländischer  Bestimmung 

Unter  2  nicht  erfasste  Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates,  die  Eigentum  eines  anderen  Staates  und 
für  diesen  bestimmt  sind.  Diese  Bestände  können  sich  innerhalb  oder  außerhalb  eines  Zolllagers  befinden. 

4.  Sonstige  Bestände  unter  Zollverschluss 

Weder  unter  2  noch  unter  3  erfasste  Bestände,  unabhängig  davon,  ob  sie  verzollt  sind  oder  nicht. 

5.  Bestände  von  Großverbrauchern 

Umfasst  Bestände,  die  staatlicher  Kontrolle  unterliegen.  Umfasst  keine  Bestände  anderer  Verbraucher. 

6.  Bestände  an  Bord  einlaufender  Hochseeschiffe  im  Hafen  oder  auf  Reede 

Umfasst  Bestände  unabhängig  davon,  ob  sie  verzollt  sind  oder  nicht.  Ohne  Bestände  an  Bord  von  Schiffen 
auf  hoher  See. 

Einschließlich  Öl  in  Küstentankschiffen,  deren  Abgangs-  und  Bestimmungshafen  in  demselben  Land  liegen. 
Für  einlaufende  Schiffe  mit  mehreren  Entladehäfen  ist  nur  die  Menge  anzugeben,  die  in  ihrem  Land 
entladen  wird. 


7.  Von  staatlichen  Stellen  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  gelagerte  Bestände 

Umfasst  Bestände  für  nicht  militärische  Zwecke,  die  von  Staaten  auf  ihrem  Hoheitsgebiet  gelagert  werden, 
Eigentum  des  Staates  sind  oder  von  ihm  kontrolliert  werden  und  ausschließlich  für  den  Notfall  gelagert 
werden. 

Ohne  Bestände  staatlicher  Ölgesellschaften  und  Elektrizitätswerke  und  ohne  Bestände,  die  direkt  von 
Ölgesellschaften  im  Auftrag  des  Staates  gelagert  werden. 

8.  Auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  befindliche  Bestände  von  Lagerunternehmen 

Bestände  privater  und  staatlicher  Stellen,  die  eingerichtet  wurden,  um  Bestände  ausschließlich  für  Notfälle 
vorzuhalten. 

Ohne  Pflichtbestände  privater  Unternehmen. 

9.  Alle  übrigen  Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates 

Alle  übrigen  Bestände,  die  den  Bestimmungen  unter  1  entsprechen. 


10.       Im  Ausland  im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  lagernde  Bestände 

Bestände,  die  Eigentum  ihres  Landes  sind,  aber  in  einem  anderen  Land  lagern  und  zu  denen  der  Zugang 
durch  ein  zwischen  den  Regierungen  geschlossenes  Abkommen  gewährleistet  ist. 

10.1.     Davon:  Bestände  des  Staates 


10.2.     Davon:  Bestände  von  Lagerunternehmen 


10.3.     Davon:  sonstige  Bestände 


11.       Im  Ausland  lagernde  Bestände,  die  endgültig  für  die  Einfuhr  in  ihr  Land  vorgesehen  sind 

Nicht  unter  10  erfasste  Bestände,  die  Eigentum  ihres  Landes  sind,  in  einem  anderen  Land  lagern  und  auf  die 
Einfuhr  in  ihr  Land  warten. 


12.  Sonstige  Bestände  unter  Zollverschluss 

Sonstige  Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates,  die  in  den  obigen  Kategorien  nicht  erfasst  sind. 

13.  Pipelineinhalt 

In  den  Pipelines  befindliches  Öl  (Rohöl  und  Mineralölerzeugnisse),  das  für  die  Aufrechterhaltung  des 
Flusses  in  den  Pipelines  erforderlich  ist. 


Außerdem  sind  folgende  Mengen  nach  Ländern  aufzuschlüsseln: 

—  im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  für  andere  Länder  gelagerte  Endbestände, 

—  sonstige  Endbestände  mit  bekannter  ausländischer  Bestimmung, 

—  im  Ausland  im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  lagernde  Endbestände, 

—  sonstige  im  Ausland  lagernde  Endbestände,  die  endgültig  für  die  Einfuhr  in  ihr  Land  vorgesehen  sind. 

Anfangsbestände  sind  die  Bestände  am  letzten  Tag  des  dem  Berichtsmonat  vorausgehenden  Monats.  Endbestände 
sind  die  Bestände  am  letzten  Tag  des  Berichtsmonats. 

3.2.3.    Ein-  und  Ausfuhren 

Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem  Bestimmungsland. 

3.3.  Maßeinheiten 

Energiemengen:  103  Tonnen. 

3.4.  Geografische  Hinweise 

Lediglich  für  statistische  Berichtszwecke  gelten  die  Angaben  in  Anhang  A  Kapitel  1,  mit  folgenden  Ausnahmen: 

1.  Dänemark  einschließlich  Färöer  und  Grönland, 

2.  Schweiz  einschließlich  Liechtenstein. 

3.5.  Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 

4.  ERDGAS 

4.1.  In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Erdgas  wird  in  Anhang  B  Kapitel  2  definiert. 

4.2.  Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

4.2.1.  Versorgungssektor 

1.  Einheimische  Erzeugung 

Alle  innerhalb  der  nationalen  Grenzen  geförderten  trockenen  vermarktbaren  Mengen,  einschließlich 
Offshore-Förderung.  Nach  Reinigung  und  Extraktion  von  Erdgaskondensaten  und  Schwefel  gemessene 
Mengen. 

Ohne  Extraktionsverluste  und  zurückgepresste,  abgeblasene  oder  abgefackelte  Mengen. 

Einschließlich  der  in  der  Erdgasindustrie  bei  der  Erdgasförderung,  in  Pipelines  und  in  Verarbeitungsanlagen 

eingesetzten  Mengen. 

2.  Einfuhren 
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3. 

Ausfuhren 

4. 

Bestandsveränderungen 

Positive  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  negative  für  Bestandsverkleinerung. 

5 

Berechnete  Bruttoinlandslieferungen 
Definiert  als: 

Einheimische  Erzeugung  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Bestandsveränderungen 

6. 

Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechnete  Bruttoinlandslieferungen  minus  beobachtete  Bruttoinlandslieferungen. 

7. 

Erfasste  Bruttoinlandslieferungen 

Einschließlich  des  in  der  Gasindustrie  für  Wärmeerzeugung  und  Anlagenbetrieb  verbrauchten  Gases  (d.  h. 
Verbrauch  für  Gasförderung,  in  Pipelinesystemen  und  in  Verarbeitungsanlagen)  und  der  Verteilungsver- 
luste. 

8.         Auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  lagernde  Anfangs-  und  Endbestände 

In  besonderen  Speichereinrichtungen  (erschöpfte  Gas-  oder  Ölfelder,  Aquifer,  Salzkavernen,  gemischte 
Hohlräume  u.  a.)  oder  als  Flüssiggas  gelagerte  Mengen.  Anfangsbestände  sind  die  Bestände  am  letzten  Tag 
des  dem  Berichtsmonat  voraus  gehenden  Monats.  Endbestände  sind  die  Bestände  am  letzten  Tag  des 
Berichtsmonats. 

9. 

Eigenverbrauch  und  Verluste  in  der  Gasindustrie 

In  der  Gasindustrie  für  Wärmeerzeugung  und  Anlagenbetrieb  verbrauchtes  Gas  (d.  h.  Verbrauch  für 
Gasförderung,  in  Pipelinesystemen  und  in  Verarbeitungsanlagen). 
Einschließlich  Verteilungsverluste. 

4.2.2.    Ein-  und  Ausfuhren 

Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem  Bestimmungsland. 

4.3.  Maßeinheiten 

Die  Mengen  sind  in  zwei  Einheiten  anzugeben: 

—  in  Volumeneinheiten:  in  106  m3  bei  Referenzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa), 

—  in  Energieeinheiten:  in  TJ  auf  der  Basis  des  Bruttoheizwerts. 

4.4.  Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 


5.         ANWENDBARE  BESTIMMUNGEN 

Folgende  Bestimmungen  gelten  für  die  Erhebung  aller  in  den  vorstehenden  Abschnitten  aufgeführten  Daten: 

1 .  Berichtszeitraum 
Kalendermonat. 

2.  Häufigkeit 
Monatlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  dem  Berichtsmonat. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 
Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen. 
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ANHANG  D 

MONATLICH  ZU  ÜBERMITTELNDE  KURZFRISTIGE  STATISTIKEN 

In  diesem  Anhang  werden  der  Erfassungsbereich,  die  Einheiten,  der  Berichtszeitraum,  die  Erhebungshäufigkeit,  die  Fristen 
und  die  Übermittlungsmodalitäten  für  die  monatliche  Erhebung  von  Energiestatistiken  beschrieben. 

Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 
1.  ERDGAS 

1.1.  In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Dieses  Kapitel  betrifft  ausschließlich  Erdgas.  Erdgas  wird  in  Anhang  B  Kapitel  2  definiert. 

1.2.  Verzeichnis  der  Aggregate 

Folgende  Aggregate  sind  anzugeben: 


1. 

Erzeugung 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

5. 

Angebot 

Wird  wie  folgt  berechnet: 

Erzeugung  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  +  Bestandsveränderungen. 

1.3.  Maßeinheiten 

Erdgasmengen  sind  in  TJ  auf  der  Basis  des  Bruttoheizwerts  anzugeben. 

1.4.  Sonstige  Bestimmungen 

1 .  Berichtszeitraum 

Kalendermonat. 

2.  Häufigkeit 
Monatlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

Innerhalb  eines  Monats  nach  dem  Berichtsmonat. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 
Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen. 


1.5.      Ausnahmen  und  Befreiungen 

Deutschland  ist  von  dieser  Datenerhebung  befreit. 


2.  STROM 

2.1.  In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Dieses  Kapitel  betrifft  ausschließlich  Strom. 

2.2.  Verzeichnis  der  Aggregate 

Folgende  Aggregate  sind  anzugeben: 


1. 

Stromerzeugung  insgesamt 

Gesamte  Bruttomenge  der  erzeugten  elektrischen  Energie. 

Einschließlich  Eigenverbrauch  der  Kraftwerke. 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Bruttostromlieferungen 

Sie  werden  wie  folgt  berechnet: 

Gesamterzeugung  +  Einfuhren  -  Ausfuhren 

2.3.  Maßinheiten 

Energiemengen  sind  in  GWh  anzugeben. 

2.4.  Sonstige  Bestimmungen 

1 .  Berichtszeitraum 

Kalendermonat. 

2.  Häufigkeit 
Monatlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

Innerhalb  eines  Monats  nach  dem  Berichtsmonat. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 
Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen. 

2.5.  Ausnahmen  und  Befreiungen 

Deutschland  ist  von  dieser  Datenerhebung  befreit. 


3.         ROHÖL  UND  MINERALÖLPRODUKTE 

Diese  Datenerhebung  ist  allgemein  als  „JODI-Fragebogen"  bekannt. 
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3.1. 


In  Frage  kommende  Energieprodukte 


Soweit  nicht  anders  bestimmt,  betrifft  diese  Datenerhebung  die  nachstehend  aufgeführten  Energieprodukte,  für  die 
die  Definitionen  in  Anhang  B  Kapitel  4  gelten:  Rohöl,  LPG,  Benzin  (Summe  aus  Motorenbenzin  und  Flugbenzin), 
Kerosin  (Summe  aus  Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis  und  sonstigem  Kerosin),  Dieselkraftstoff/Heizöl, 
schweres  Heizöl  (mit  niedrigem  und  hohem  Schwefelgehalt). 

Die  Erhebung  betrifft  ferner  „Öl  insgesamt",  d.  h.  die  Summe  aller  dieser  Erzeugnisse  ausgenommen  Rohöl, 
einschließlich  sonstiger  Mineralölerzeugnisse  wie  Raffineriegas,  Ethan,  Naphtha,  Petrolkoks,  Testbenzin  und 
Industriebrennstoffe,  Paraffinwachse,  Bitumen,  Schmierstoffe  u.  a. 


3.2.      Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


3.2.1.  Versorgungssektor 

Die  folgende  Tabelle  gilt  nur  für  Rohöl: 


1. 

Erzeugung 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Endbestände 

5. 

Bestandsveränderungen 

Positive  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  negative  für  Bestandsverkleinerung. 

6. 

Raffinerieeingang 

Erfasster  Raffineriedurchsatz 

Die  folgende  Tabelle  gilt  für  Rohöl,  LPG,  Benzin,  Kerosin,  Dieselkraftstoff/Heizöl,  schweres  Heizöl  und  Öl 

insgesamt: 

1. 

Raffinerieausstoß 

Bruttoausstoß  (einschließlich  Brennstoffe  für  den  Eigenverbrauch  der  Raffinerien). 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Endbestände 

5. 

Bestandsveränderungen 

Positive  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  negative  für  Bestandsverkleinerung. 

6. 

Nachfrage 

Lieferungen  und  Verkäufe  an  den  inländischen  Markt  (Inlandsverbrauch)  zuzüglich  Eigenverbrauch  der 

Raffinerien  und  Lieferungen  für  die  Bunkerbestände  der  internationalen  See-  und  Luftfahrt.  Der 

Gesamtölbedarf  schließt  Rohöl  ein. 

3.3.  Maßeinheiten 

Energiemengen:  103  Tonnen. 


3.4.      Sonstige  Bestimmungen 

1 .  Berichtszeitraum 

Kalendermonat. 
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2.  Häufigkeit 
Monatlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

Innerhalb  von  25  Tagen  nach  dem  Berichtsmonat. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 
Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen. 

Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 


Berichtigung 

(ABl.  2009  L  41/43) 


388 

Copyrighled  rnaKrial 


Berichtigung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Oktober 

2008  über  die  Energiestatistik 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  304  vom  14.  November  2008) 


Seite  4,  Artikel  6  Absatz  3  Buchstabe  b: 

anstatt:  ,,b)  .Genauigkeit'  bezieht  sich  auf  den  Grund  der  Übereinstimmung  der  Schätzungen  mit  den  unbe- 

kannten wahren  Werten;" 

muss  es  heißen:    ,,b)  .Genauigkeit'  bezieht  sich  auf  den  Grad  der  Übereinstimmung  der  Schätzungen  mit  den  unbekann- 
ten wahren  Werten;". 


Verordnung  (EU)  Nr.  844/2010 

(ABl.  2010  L  258/1) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  844/2010  DER  KOMMISSION 


vom  20.  September  2010 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über 
die  Energiestatistik  hinsichtlich  der  Erstellung  einer  Reihe  von  jährlichen  Atomenergie-Statistiken 
und  der  Anpassung  der  Verweise  auf  die  Methodik  an  die  NACE  Rev.  2 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


(4)  Gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1893/2006  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember 
2006  zur  Aufstellung  der  statistischen  Systematik  der 
Wirtschaftszweige  NACE  Revision  2  und  zur  Änderung 
der  Verordnung  (EWG)  Nr.  3037/90  des  Rates  sowie 
einiger  Verordnungen  der  EG  über  bestimmte  Bereiche 
der  Statistik  (2)  müssen  Energiestatistiken  ab  dem 
1.  Januar  2009  nach  der  NACE  Rev.  2  erstellt  werden. 


gestützt  auf  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Oktober  2008  über 
die  Energiestatistik  ('),  insbesondere  auf  Artikel  4  Absatz  3  und 
Artikel  8, 


(5)      Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  sollte  daher  ent- 
sprechend geändert  werden. 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Mit  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  wird  ein  ge- 
meinsamer Rahmen  für  die  Erstellung,  Übermittlung,  Be- 
wertung und  Verbreitung  vergleichbarer  Energiestatistiken 
in  der  Union  geschaffen. 


(6)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ste- 
hen im  Einklang  mit  der  Stellungnahme  des  Ausschusses 
für  das  Europäische  Statistische  System  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


(2)  Gemäß  Artikel  8  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008 
sollte  die  Kommission  (Eurostat)  in  Zusammenarbeit  mit 
dem  Atomenergiesektor  in  der  Europäischen  Union  eine 
Reihe  von  jährlichen  Atomenergie-Statistiken  festlegen, 
die  ab  2009  zusammengetragen  und  veröffentlicht  wer- 
den sollten,  wobei  jenes  Jahr  als  der  erste  Berichtszeit- 
raum gilt. 


Artikel  1 

Die  Anhänge  A  und  B  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008 
werden  durch  den  Anhang  dieser  Verordnung  ersetzt. 


(3)  Die  Kommission  hat  die  verlangte  Datenreihe  entwickelt 
und  deren  Machbarkeit,  die  Kosten  für  ihre  Erstellung 
sowie  Fragen  der  Vertraulichkeit  und  der  Meldebelastung 
mit  den  Mitgliedstaaten  erörtert. 


(*)  ABl.  L  304  vom  14.11.2008,  S.  1. 


Artikel  2 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

(2)  ABl.  L  393  vom  30.12.2006,  S.  1. 
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Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  20.  September  2010 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG 


.ANHANG  A 

ERLÄUTERUNGEN  ZUR  TERMINOLOGIE 

In  diesem  Anhang  werden  Begriffe  erläutert,  die  in  den  anderen  Anhängen  verwendet  werden. 

1.  GEOGRAFISCHE  HINWEISE 

Lediglich  für  statistische  Berichtszwecke  gelten  die  folgenden  geografischen  Definitionen: 

—  Australien:  ohne  überseeische  Gebiete: 

—  Dänemark:  ohne  die  Färöer  und  Grönland: 

—  Frankreich:  einschließlich  Monaco,  aber  ohne  die  überseeischen  Gebiete  Guadeloupe,  Martinique,  Französisch- 
Guayana,  Reunion,  St.-Pierre  und  Miquelon,  Neukaledonien,  Französich-Polynesien,  Wallis  und  Futuna  und  May- 
otte: 

—  Italien:  einschließlich  San  Marino  und  Vatikanstadt; 

—  Japan:  einschließlich  Okinawa: 

—  Niederlande:  ohne  Suriname  und  die  Niederländischen  Antillen: 

—  Portugal:  einschließlich  Azoren  und  Madeira; 

—  Spanien:  einschließlich  Kanarische  Inseln,  Balearische  Inseln,  Ceuta  und  Melilla; 

—  Schweiz:  ohne  Liechtenstein; 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika:  umfasst  die  50  Bundesstaaten,  den  District  of  Columbia,  die  Amerikanischen 
Jungferninseln,  Puerto  Rico  und  Guam. 

2.  AGGREGATE 

Erzeuger  werden  nach  dem  Erzeugungszweck  eingeteilt: 

—  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätige  Unternehmen:  Unternehmen  in  privatem  oder  öffentlichem  Besitz,  deren 
Haupttätigkeit  die  Erzeugung  von  Elektrizität  und/oder  Wärme  zum  Verkauf  an  Dritte  ist. 

—  Eigenerzeuger:  Unternehmen  in  privatem  oder  öffentlichem  Besitz,  die  Elektrizität  und/oder  Wärme  ganz  oder 
teilweise  für  den  Eigenverbrauch  zur  Unterstützung  ihrer  Haupttätigkeit  erzeugen. 

Hinweis:  Die  Kommission  kann  nach  dem  in  Artikel  11  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
weitere  Klärungen  der  Terminologie  vornehmen,  indem  sie  nach  Inkrafttreten  der  überarbeiteten  Fassung  der  Sta- 
tistischen Systematik  der  Wirtschaftszweige  in  der  Europäischen  Gemeinschaft  (NACE)  die  jeweiligen  NACE-Positio- 
nen  hinzufügt. 

2.1.  Versorgungs-  und  Umwandlungssektor 

Erzeugung/einheimische  Erzeugung 

Menge  der  geförderten  oder  erzeugten  Brennstoffe  nach  der  Entfernung  inerter  Bestandteile.  Schließt  die  vom 
Erzeuger  während  des  Herstellungsprozesses  (z.  B.  zum  Heizen  oder  dem  Betrieb  von  Maschinen  und  Hilfsaggrega- 
ten) verbrauchten  Mengen  ebenso  ein  wie  die  an  andere  Energieerzeuger  zur  Umwandlung  oder  für  andere  Zwecke 
erfolgten  Lieferungen. 

.Einheimisch'  bedeutet:  Erzeugung  ausgehend  von  Ressourcen  im  jeweiligen  Land. 
Einfuhren/Ausfuhren 

Geografische  Definitionen  finden  sich  im  Abschnitt  .Geografische  Hinweise'. 

Falls  nicht  anders  angegeben,  beziehen  sich  die  .Einfuhren'  auf  das  eigentliche  Ursprungsland  (das  Land,  in  dem  das 
Energieprodukt  hergestellt  wurde)  und  die  Ausfuhren'  auf  das  Land,  in  dem  der  Endverbrauch  der  erzeugten 
Energieprodukte  erfolgt. 


393 


Mengen  gelten  als  Ein-  bzw.  Ausfuhren,  wenn  sie  über  die  Grenzen  eines  Landes  hinweg  befördert  werden,  und  zwar 
unabhängig  davon,  ob  eine  Zollabfertigung  stattgefunden  hat  oder  nicht. 

Wo  keine  Angaben  zu  Herkunfts-  oder  Bestimmungsland  gemacht  werden  können,  kann  die  Kategorie  Sonstiges' 
gewählt  werden. 

Statistische  Abweichungen  können  sich  ergeben,  wenn  nur  die  Gesamtein-  und  -ausfuhren  auf  der  oben  genannten 
Basis  vorliegen,  der  geografischen  Aufschlüsselung  aber  eine  andere  Erhebung,  Informationsquelle  oder  Konzeption 
zugrunde  liegt.  In  solchen  Fällen  sind  die  Differenzen  unter  .Sonstiges'  anzugeben. 

Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt 

Die  Brennstoffmengen,  die  an  Schiffe  gleich  welcher  Flagge  im  internationalen  Schiffsverkehr  geliefert  werden.  Der 
internationale  Schiffsverkehr  kann  sich  sowohl  auf  See  als  auch  auf  Binnen-  oder  Küstengewässern  abspielen.  Nicht 
berücksichtigt  werden: 

—  der  Verbrauch  durch  Schiffe  im  Binnenverkehr.  Bei  der  Unterscheidung  zwischen  innerstaatlichem  und  grenz- 
überschreitendem Schiffsverkehr  sind  der  Auslauf-  und  der  Einlaufhafen  zugrunde  zu  legen,  nicht  die  Flagge  oder 
Staatszugehörigkeit  des  Schiffs. 

—  der  Verbrauch  von  Fischereifahrzeugen 

—  der  Verbrauch  der  Streitkräfte. 

Bestandsveränderungen 

Differenz  zwischen  den  Beständen  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  am  Anfang  und  am  Ende  des  Bezugszeitraums. 


Berechneter  Bruttoverbrauch 
Rechnerisch  wie  folgt  ermittelter  Wert: 

Einheimische  Erzeugung  +  Aus  sonstigen  Quellen  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Bunkerbestände  für  die  internationale 
Seeschifffahrt  +  Bestandsveränderungen 


Beobachteter  Bruttoverbrauch 

Tatsächlich  durch  Erhebungen  bei  den  Endverbrauchern  ermittelte  Mengen. 

Statistische  Differenz 

Rechnerisch  wie  folgt  ermittelter  Wert: 

Berechneter  Bruttoverbrauch  -  beobachteter  Bruttoverbrauch. 

Einschließlich  Bestandsveränderungen  bei  den  Endverbrauchern,  die  nicht  unter  .Bestandsveränderungen'  angegeben 
werden  können. 

Die  Ursachen  für  wesentliche  Abweichungen  sind  anzugeben. 

Stromerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 
Für  die  Stromerzeugung  verwendete  Brennstoffmengen. 

Brennstoffe,  die  von  Anlagen  mit  mindestens  einer  KWK-Einheit  verbraucht  werden,  sind  unter  ,KWK-Anlagen  von 
hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen'  anzugeben. 


Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen  (KWK-Anlagen)  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen. 
Für  die  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  verwendete  Brennstoffmenge. 


Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 
Für  die  Wärmeerzeugung  verwendete  Brennstoffmengen. 
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Elektrizitätswerke  der  Eigenerzeuger 

Für  die  Stromerzeugung  verwendete  Brennstoffmengen. 


Brennstoffe,  die  von  Anlagen  mit  mindestens  einer  KWK-Einheit  verwendet  werden,  sind  unter  ,KWK-Anlagen  von 
Eigenerzeugern'  anzugeben. 


Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen  (KWK-Anlagen)  von  Eigenerzeugern 

Brennstoffmengen,  die  der  Menge  des  erzeugten  Stroms  und  der  verkauften  Wärme  entsprechen. 


Wärmekraftwerke  von  Eigenerzeugern 

Brennstoffmengen,  die  der  Menge  der  verkauften  Wärme  entsprechen. 


Brikettfabriken 

Für  die  Briketterzeugung  verwendete  Mengen. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch 
des  Energiesektors  anzugeben. 


Kokereien 

In  Kokereien  verwendete  Mengen. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch 
des  Energiesektors  anzugeben. 


Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

Braunkohlemengen,  die  zur  Erzeugung  von  Braunkohlenbriketts  (BKB)  verwendet  werden,  bzw.  Torfmengen,  die  zur 
Erzeugung  von  Torfbriketts  verwendet  werden. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch 
des  Energiesektors  anzugeben. 


Gaswerke 

Mengen,  die  bei  der  Erzeugung  von  Gas  in  Gaswerken  und  Kohlevergasungsanlagen  verbraucht  werden. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch 
des  Energiesektors  anzugeben. 


Hochöfen 

Die  Mengen  an  in  Hochöfen  umgewandelter  Kokskohle  und/oder  bituminöser  Kohle  (Kohlenstaubeinblasung  (Pul- 
verized  Coal  Injection,  PCI))  und  Koksofenkoks. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Hochöfen  verwendeten  Mengen  (z.  B.  Hochofengas)  sind  nicht  hier, 
sondern  als  Verbrauch  des  Energiesektors  anzugeben. 


Kohleverflüssigungsanlagen 

Für  die  Erzeugung  von  synthetischem  Öl  verwendete  Brennstoffmengen. 
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Erdölraffinerien: 

Für  die  Herstellung  von  Mineralölerzeugnissen  verwendete  Mengen. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch 
des  Energiesektors  anzugeben. 


Nicht  anderweitig  genannt  -  Umwandlung 

Für  Umwandlungszwecke  verwendete  Mengen,  die  nicht  anderweitig  erfasst  werden.  Falls  hier  Angaben  gemacht 
werden,  sind  diese  im  Bericht  zu  erläutern. 


2.2.  Energiesektor  und  Endverbrauch 

Energiesektor  insgesamt 

Von  der  Energiewirtschaft  für  die  Energieförderung  (Bergbau,  Öl-  und  Gaserzeugung)  oder  den  Betrieb  von  Energie- 
umwandlungsanlagen verbrauchte  Mengen.  Dies  entspricht  den  NACE-Abteilungen  05,  06,  08.92,  07.21,  09.1,  19 
und  35. 

Nicht  enthalten  sind  Mengen  von  Brennstoffen,  die  in  andere  Energieformen  umgewandelt  (im  Umwandlungssektor 
anzugeben)  oder  die  zum  Betrieb  von  Öl-,  Gas-  und  Kohlenschlammpipelines  (im  Verkehrssektor  anzugeben) 
benötigt  werden. 

Einschließlich  der  Herstellung  von  chemischen  Stoffen  für  die  Kernspaltung  und  -fusion  sowie  der  Produkte  dieser 
Prozesse. 


Elektrizitätswerke,  KWK-Anlagen  und  Wärmekraftwerke 

In  Elektrizitätswerken,  KWK-Anlagen  und  Wärmekraftwerken  verbrauchte  Energiemengen. 
Kohlebergwerke 

Für  die  Förderung  und  Aufbereitung  von  Kohle  im  Kohlebergbau  verbrauchte  Energiemengen. 
In  bergwerkseigenen  Kraftwerken  verbrannte  Kohle  ist  im  Umwandlungssektor  anzugeben. 

Brikettfabriken 

In  Brikettfabriken  verbrauchte  Energiemengen. 


Kokereien 

In  Kokereien  verbrauchte  Energiemengen. 


Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

In  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken  verbrauchte  Energiemengen. 


Gaswerke/Vergasungsanlagen 

In  Gaswerken  und  Anlagen  zur  Kohlevergasung  verbrauchte  Energiemengen. 


Hochöfen 

In  Hochöfen  verbrauchte  Energiemengen. 
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Kohleverflüssigungsanlagen 

In  Kohleverflüssigungsanlagen  verbrauchte  Energiemengen. 


Erdölraffinerien 

In  Erdölraffinerien  verbrauchte  Energiemengen. 


Öl-  und  Gasförderung 

Bei  der  Öl-  und  Gasförderung  sowie  in  Erdgasverarbeitungsanlagen  verbrauchte  Brennstoffmengen. 

Ohne  Pipeline-Verluste  (als  Netzverluste  anzugeben)  und  für  den  Betrieb  von  Pipelines  erforderliche  Energiemengen 
(im  Verkehrssektor  anzugeben). 


Endverbrauch  insgesamt 
Definiert  (berechnet)  als: 

=  Nichtenergetischer  Endverbrauch  insgesamt  +  Energetischer  Endverbrauch  (Industrie  +  Verkehr  +  Sonstige  Sekto- 
ren) 

Ohne  Energielieferungen,  die  für  die  Umwandlung  bestimmt  sind,  den  Verbrauch  der  Energiewirtschaft  und  Netz- 
verluste. 


Nichtenergetische  Nutzung 

Als  Rohstoffe  in  den  verschiedenen  Sektoren  verwendete  Energieprodukte,  d.  h.  Energieprodukte,  die  nicht  als 
Brennstoffe  verbraucht  oder  in  andere  Brennstoffe  umgewandelt  werden. 

2.3.  Angabe  des  Energie-Endverbrauchs 

Energetischer  Endverbrauch 

Gesamtenergieverbrauch  in  Industrie,  Verkehr  und  sonstigen  Sektoren. 


Industrie 

Bezieht  sich  auf  die  Energiemengen,  die  Industrieunternehmen  bei  der  Ausübung  ihrer  Haupttätigkeiten  verbrauchen. 

Bei  reinen  Wärmeerzeugungsanlagen  oder  bei  KWK-Anlagen  sind  nur  die  Brennstoffmengen  anzugeben,  die  für  die 
Wärmeerzeugung  der  Anlage  selbst  verbraucht  werden.  Die  Brennstoffmengen,  die  bei  der  kommerziellen  Wär- 
meerzeugung und  bei  der  Stromerzeugung  verbraucht  werden,  sind  in  der  Rubrik  Umwandlungssektor  anzugeben. 


Eisen  und  Stahl:  NACE-Abteilungen  24.1,  24.2,  24.3,  24.51  und  24.52. 


Chemische  (einschließlich  petrochemische)  Industrie 

Chemische  und  petrochemische  Industrie;  NACE-Abteilungen  20  und  21 


NE-Metallindustrie 

Nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie;  NACE-Abteilungen  24.4,  24.53  und  24.54. 


Nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

Herstellung  von  Glas,  Keramik,  Zement  und  sonstigem  Baumaterial:  NACE- Abteilung  23. 
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Fahrzeugbau 

Mit  dem  Fahrzeugbau  in  Verbindung  stehende  Sektoren:  NACE-Abteilungen  29  und  30. 


Maschinenbau 

Herstellung  von  Metallerzeugnissen,  Maschinen  und  Ausrüstungen  außer  Fahrzeugbau;  NACE-Abteilungen  25,  26, 
27  und  28. 


Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

NACE-Abteilungen  07  (außer  07.21),  08  (außer  08.92)  und  09.9;  ohne  die  Energiewirtschaft. 


Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung:  NACE-Abteilungen  10,  11  und  12. 


Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

Einschließlich  Vervielfältigung  von  bespielten  Ton-,  Bild-  und  Datenträgern:  NACE-Abteilungen  1 7  und  1 8 


Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren  (außer  Zellstoff  und  Papier)  NACE-Abteilung  16. 


Baugewerbe:  NACE-Abteilungen  41,  42  und  43. 


Textilien  und  Leder;  NACE-Abteilungen  13,  14  und  15. 


Nicht  anderweitig  genannt  -  Industrie 

Verbrauch  von  Sektoren,  die  nicht  oben  angeführt  werden. 


Verkehrssektor 

Bei  sämtlichen  Verkehrstätigkeiten  verbrauchte  Energie,  unabhängig  vom  Wirtschaftssektor,  für  den  der  Transport 
erfolgt;  NACE-Abteilungen  49,  50  und  51. 


Verkehrssektor  -  Eisenbahn 

Gesamter  Verbrauch  im  Eisenbahnverkehr,  einschließlich  Werksverkehr;  NACE-Abteilungen  49.1  und  49.2. 


Verkehrssektor  -  Binnenschifffahrt 

Die  Brennstoffmengen,  die  an  Schiffe  gleich  welcher  Flagge  im  Binnenverkehr  geliefert  werden  (vergleiche  .Bunker- 
bestände für  die  internationale  Seeschifffahrt').  Für  die  Unterscheidung  zwischen  innerstaatlichem  und  grenzüber- 
schreitendem Schiffsverkehr  sind  der  Auslauf-  und  der  Einlaufhafen  maßgeblich,  nicht  die  Flagge  oder  Staatszuge- 
hörigkeit des  Schiffs.  NACE-Abteilung  50. 


Verkehrssektor  -  Straßenverkehr 

Von  Straßenfahrzeugen  verbrauchte  Mengen. 

Einschließlich  des  Kraftstoffverbrauchs  von  landwirtschaftlichen  Nutzfahrzeugen  auf  öffentlichen  Straßen  und  des 
Schmierstoffverbrauchs  von  Straßenfahrzeugen. 

Nicht  enthalten  sind  der  Energieverbrauch  von  stationären  Motoren  (siehe  .Sonstige  Sektoren'),  landwirtschaftlichen 
Zugmaschinen,  die  sich  nicht  auf  öffentlichen  Straßen  befinden  (siehe  Landwirtschaft)  und  Militärfahrzeugen  (siehe 
.Sonstige  Sektoren  —  nicht  anderweitig  genannt')  sowie  die  Nutzung  von  Bitumen  als  Straßenbelag  und  der  Ener- 
gieverbrauch von  Baustellenmaschinen  (siehe  Industrie,  Teilsektor  Baugewerbe).  NACE-Abteilungen  49.3  und  49.4. 
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Verkehrssektor  -  Transport  in  Pipelines 


Beim  Betrieb  von  Pipelines  zum  Transport  von  Gasen,  Flüssigkeiten,  Schlämmen  und  anderen  Gütern  verbrauchte 
Energiemengen;  NACE-Abteilung  49.5. 

Einschließlich  des  Energieverbrauchs  von  Pumpstationen  und  des  Energieverbrauchs  für  die  Instandhaltung  der 
Pipelines. 

Nicht  enthalten  ist  die  Energie,  die  für  die  Verteilung  von  Erdgas,  erzeugtem  Gas,  heißem  Wasser  oder  Dampf  vom 
Verteiler  zu  den  Endnutzern  benötigt  wird  (im  Energiesektor  anzuführen).  Ebenfalls  nicht  enthalten  sind  die  Energie, 
die  für  die  Endverteilung  von  Wasser  an  Haushalte,  die  Industrie,  gewerbliche  und  sonstige  Verbraucher  benötigt 
wird  (unter  .Gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen'  anzugeben),  sowie  die  Verluste  bei  diesem  Transport  vom 
Verteiler  zu  den  Endverbrauchern  (als  Netzverluste  anzugeben). 


Verkehrssektor  -  Grenzüberschreitender  Luftverkehr 

Menge  des  für  Flugzeuge  im  grenzüberschreitenden  Luftverkehr  gelieferten  Flugbenzins.  Für  die  Unterscheidung 
zwischen  innerstaatlichem  und  grenzüberschreitendem  Luftverkehr  ist  der  Abflug-  bzw.  Landeort  maßgeblich,  nicht 
die  Staatszugehörigkeit  der  Fluggesellschaft.  Teil  der  NACE-Abteilung  51. 

Nicht  enthalten  ist  der  Treibstoffverbrauch  von  Straßenfahrzeugen  der  Fluggesellschaften  (unter:  Verkehrssektor  - 
nicht  anderweitig  genannt'  anzugeben)  sowie  die  militärische  Verwendung  von  Flugbenzin  (unter:  .Sonstige  Sektoren 
-  nicht  anderweitig  genannt'  anzugeben). 


Verkehrssektor  -  Innerstaatlicher  Luftverkehr 

Menge  des  für  Flugzeuge  im  Inlandsluftverkehr  (für  gewerbliche,  private,  landwirtschaftliche  u.  a.  Zwecke)  gelieferten 
Flugbenzins.  Teil  der  NACE-Abteilung  51. 

Einschließlich  des  Flugbenzins,  das  für  andere  Zwecke  als  das  Fliegen  verbraucht  wird,  z.  B.  für  die  Prüfung  von 
Motoren  auf  dem  Prüfstand.  Für  die  Unterscheidung  zwischen  innerstaatlichem  und  grenzüberschreitendem  Luft- 
verkehr ist  der  Abflug-  bzw.  Landeort  maßgeblich,  nicht  die  Staatszugehörigkeit  der  Fluggesellschaft. 

Nicht  enthalten  ist  der  Treibstoffverbrauch  von  Straßenfahrzeugen  der  Fluggesellschaften  (unter:  Verkehrssektor  — 
nicht  anderweitig  genannt'  anzugeben)  sowie  die  militärische  Verwendung  von  Flugbenzin  (unter:  .Sonstige  Sektoren 
—  nicht  anderweitig  genannt'  anzugeben). 


Verkehrssektor  -  nicht  anderweitig  genannt 

Für  Transportzwecke  verwendete  Mengen,  die  nicht  anderweitig  erfasst  werden. 

Umfasst  den  Treibstoffverbrauch  von  Straßenfahrzeugen  der  Fluggesellschaften  und  den  Verbrauch  von  Schiffsent- 
ladern und  anderen  Hafenkränen. 

Anzugeben  ist,  was  unter  diese  Position  fällt. 


Sonstige  Sektoren 

Sektoren,  die  nicht  ausdrücklich  genannt  werden  oder  nicht  zu  den  Bereichen  Energiewirtschaft,  Industrie  oder 
Verkehr  zählen. 


Sonstige  Sektoren  -  Gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

Von  Unternehmen  und  Verwaltung  im  öffentlichen  oder  privaten  Sektor  verbrauchte  Brennstoffe. 

NACE-Abteilungen  33,  36,  37,  38,  39,  45,  46,  47,  52,  53,  55,  56,  58,  59,  60,  61,  62,  63,  64,  65,  66,  68,  69,  70, 
71,  72,  73,  74,  75,  77,  78,  79,  80,  81,  82,  84,  85,  86,  87,  88,  90,  91,  92,  93,  94,  95,  96  und  99. 


Sonstige  Sektoren  -  Haushalte 

Anzugeben  sind  die  in  sämtlichen  Haushalten  verbrauchten  Brennstoffe  einschließlich  der  .privaten  Haushalte  mit 
Hauspersonal'.  NACE-Abteilungen  97  und  98. 
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Sonstige  Sektoren  -  Land-  und  Forstwirtschaft 

Brennstoffverbrauch  von  Benutzern  aus  den  Bereichen  Landwirtschaft,  Jagd  und  Forstwirtschaft;  NACE-Abteilungen 
Ol  und  02. 


Sonstige  Sektoren  -  Fischerei  und  Fischzucht 

An  die  Binnen-,  Küsten-  und  Hochseefischerei  gelieferte  Brennstoffe.  Die  Position  Fischerei  und  Fischzucht  umfasst 
den  Brennstoff,  mit  dem  Schiffe  gleich  welcher  Flagge  (einschließlich  internationaler  Fischfang)  im  Meldeland  betankt 
wurden,  sowie  den  Energieverbrauch  der  Fischereiwirtschaft.  NACE-Abteilung  03. 


Sonstige  Sektoren  -  nicht  anderweitig  genannt 

Hierbei  handelt  es  sich  um  nicht  anderweitig  genannte  Wirtschaftszweige.  Zu  dieser  Kategorie  zählt  der  Brennstoff- 
verbrauch mobiler  oder  fester  militärischer  Einrichtungen  (z.  B.  Schiffe,  Flugzeuge,  Landfahrzeuge  und  Wohn- 
gebäude), unabhängig  davon,  ob  die  Brennstoffe  für  die  einheimischen  oder  für  ausländische  Streitkräfte  geliefert 
werden.  Falls  hier  Angaben  gemacht  werden,  sind  diese  im  Bericht  zu  erläutern. 


SONSTIGE  BEGRIFFE 

Die  nachstehenden  Abkürzungen  bedeuten  Folgendes: 

—  TML:  Tetramethylblei; 

—  TEL:  Tetraethylblei; 

—  SBP:  Spezialbenzin; 

—  LPG:  Flüssiggas; 

—  NGL:  Erdgaskondensate; 

—  LNG:  verflüssigtes  Erdgas; 

—  CNG:  komprimiertes  Erdgas. 


ANHANG  ß 


JÄHRLICHE  ENERGIESTATISTIKEN 

In  diesem  Anhang  werden  der  Erfassungsbereich,  die  Einheiten,  der  Berichtszeitraum,  die  Erhebungshäufigkeit,  die  Fristen 
und  die  Übermittlungsmodalitäten  für  die  jährliche  Erhebung  von  Energiestatistiken  beschrieben. 

Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 

1.       FESTE  FOSSILE  BRENNSTOFFE  UND  INDUSTRIELL  ERZEUGTE  GASE 
1.1.     In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Sofern  nicht  anders  angegeben,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 


Energieprodukt 

Definition 

1 .  Anthrazit 

Kohle  mit  hohem  Inkohlungsgrad  zur  Verwendung  in  Industrie  und  Haushalten. 
Anthrazit  enthält  für  gewöhnlich  weniger  als  10%  flüchtige  Bestandteile  und 
weist  einen  hohen  Kohlenstoffgehalt  auf  (etwa  90  %  fester  Kohlenstoff).  Sein 
oberer  Heizwert  liegt  bei  über  23  865  kj/kg  (5  700  kcal/kg),  aschefrei. 

2.  Kokskohle 

Bituminöse  Steinkohle,  die  zur  Herstellung  von  Hochofenkoks  geeignet  ist.  Ihr 
oberer  Heizwert  liegt  bei  über  23  865  kj/kg  (5  700  kcal/kg),  aschefrei. 

3.    Sonstige  bituminöse 
Kohle 

(Kesselkohle) 

Kohle  zur  Dampferzeugung;  umfasst  alle  Arten  bituminöser  Kohle  außer  Koks- 
kohle und  Anthrazit.  Hat  im  Vergleich  zu  Anthrazit  einen  höheren  Anteil  an 
flüchtigen  Bestandteilen  (über  10  %)  und  einen  niedrigeren  Kohlenstoffgehalt 
(unter  90  %  fester  Kohlenstoff).  Ihr  oberer  Heizwert  liegt  bei  über  23  865  kj/kg 
(5  700  kcal/kg),  aschefrei.  In  Kokereien  verwendete  bituminöse  Kohle  ist  als 
Kokskohle  anzugeben. 

4.    Subbituminöse  Kohle 

Nicht  backende  Kohle  mit  einem  oberen  Heizwert  zwischen  17  435  kj/kg  (4  165 
kcal/kg)  und  23  865  kj/kg  (5  700  kcal/kg),  die  mehr  als  31  %  flüchtige  Bestand- 
teile auf  trockener,  mineralstofffreier  Basis  enthält. 

5.  Braunkohle 

Nicht  backende  Kohle  mit  einem  oberen  Heizwert  von  unter  17  435  kj/kg  (4  165 
kcal/kg)  und  einem  Gehalt  von  über  31  %  an  flüchtigen  Bestandteilen  auf  tro- 
ckener, mineralstofffreier  Basis. 

In  dieser  Kategorie  ist  auch  die  Produktion  an  direkt  verbranntem  Ölschiefer  und 
direkt  verbranntem  bituminösem  Sand  zu  erfassen.  Als  Input  tur  sonstige  Um- 
wandlungsprozesse eingesetzter  Ölschiefer  oder  bituminöser  Sand  sollten  eben- 
falls hier  erfasst  werden. 

Hierzu  zählt  auch  der  Anteil  an  Ölschiefer  und  bituminösem  Sand,  der  während 
der  Umwandlung  verbraucht  wird.  Schieferöl  und  andere  durch  Verflüssigung 
gewonnene  Erzeugnisse  sind  im  Jährlichen  Ölfragebogen  anzugeben. 

6.  Torf 

Brennbares  weiches,  poröses  oder  verdichtetes  Sediment  pflanzlichen  Ursprungs 
mit  hohem  Wassergehalt  (im  Ausgangszustand  bis  zu  90  %),  leicht  zu  schneiden, 
von  heller  bis  dunkelbrauner  Farbe.  Torf  für  die  nichtenergetische  Verwendung 
wird  hier  nicht  erfasst. 

Diese  Begriffsbestimmung  berührt  nicht  die  Begriffsbestimmung  von  erneuerbaren 
Energieträgern  gemäß  Richtlinie  2009/28/EG  und  den  IPCC-Leitlinien  für  natio- 
nale Treibhausgasinventare  aus  dem  Jahr  2006. 

7.  Steinkohlenbriketts 

Ein  Brennstoffmaterial  aus  Feinkohle,  das  unter  Zusatz  eines  Bindemittels  in  eine 
bestimmte  Form  gepresst  wird.  Wegen  des  zugesetzten  Bindemittels  kann  die 
Menge  der  erzeugten  Steinkohlebriketts  geringfügig  größer  sein  als  die  Menge 
der  im  Umwandlungsprozess  verbrauchten  Kohle. 

Energieprodukt 

Definition 

8.  Kokereikoks 

Durch  Verkokung  von  Kohle  (hauptsächlich  Kokskohle)  bei  hohen  Temperaturen 
entstandenes  festes  Produkt  mit  einem  niedrigen  Anteil  an  Feuchtigkeit  und 
flüchtigen  Bestandteilen.  Kokereikoks  wird  vorwiegend  in  der  Eisen-  und  Stahl- 
industrie als  Energieträger  und  als  chemischer  Zusatzstoff  eingesetzt.  Koksgrus 
und  Gießereikoks  werden  ebenfalls  zum  Kokereikoks  gezählt. 

Ferner  ist  auch  Halbkoks,  ein  durch  Kohleverkokung  bei  niedrigen  Temperaturen 
gewonnenes  festes  Erzeugnis,  dieser  Kategorie  zuzurechnen.  Halbkoks  wird  in 
Haushalten  sowie  in  den  Umwandlungsanlagen  selbst  als  Brennstoff  eingesetzt. 
Außerdem  zählen  auch  Koks,  Koksgrus  und  Halbkoks  aus  Braunkohle  zu  dieser 
Position. 

9.  Gaskoks 

Steinkohle-Nebenprodukt,  das  in  Gaswerken  zur  Erzeugung  von  Stadtgas  einge- 
setzt wird;  Gaskoks  wird  zur  Erzeugung  von  Heizwärme  genutzt. 

10.  Kohlenteer 

Entsteht  bei  der  Verkokung  von  bituminöser  Kohle.  Kohlenteer  fällt  entweder  als 
flüssiges  Nebenprodukt  der  Kokserzeugung  durch  Destillation  in  der  Kokerei  an 
oder  wird  aus  Braunkohle  hergestellt  (.Schwelteer').  Aus  Kohlenteer  können  durch 
Destillation  weitere  organische  Erzeugnisse  gewonnen  werden  (z.  B.  Benzol,  To- 
luol,  Naphthalin),  die  üblicherweise  als  Ausgangsstoffe  für  die  petrochemische 
Industrie  angegeben  werden. 

11.  BKB 

(Braunkohlenbriketts) 

Braunkohlenbriketts  werden  mittels  Hochdruckverpressung  bindemittelfrei  aus 
Braunkohle  hergestellt.  Zu  dieser  Kategorie  zählen  auch  Torfbriketts,  getrocknete 
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Feinkohle  und  Kohlenstaub. 

12.  Ortsgas 

Alle  Gastypen,  die  in  öffentlichen  oder  privaten  Anlagen  erzeugt  werden,  die 
vorwiegend  zur  Erzeugung,  zum  Transport  und  zur  Verteilung  von  Gas  betrieben 
werden.  Hierunter  fallen  auch  Gase,  die  durch  Verkokung  erzeugt  werden  (ein- 
schließlich der  in  Koksöfen  erzeugten  und  in  Ortsgas  umgewandelten  Gase), 
sowie  solche,  die  durch  vollständige  Vergasung  mit  oder  ohne  Anreicherung 
mit  Mineralölprodukten  (wie  z.  B.  Flüssiggas  oder  Rückstandsheizöl)  oder  durch 
Reformieren  und  einfaches  Mischen  von  Gasen  und/oder  Luft  entstehen;  diese 
Gase  werden  in  den  Zeilen  Aus  sonstigen  Quellen'  erfasst.  Ortsgas,  das  in  Misch- 
gas umgewandelt  wird,  welches  durch  das  Erdgasnetz  verteilt  und  verbraucht 
wird,  ist  unter  dem  Umwandlungssektor  zu  erfassen. 

Die  Erzeugung  anderer  Kohlegase  (d.  h.  Kokereigas,  Hochofengas  und  Gichtgas) 
sollte  jeweils  getrennt  erfasst  werden  und  nicht  zur  Ortsgaserzeugung  gerechnet 
werden.  Kohlegase,  die  in  Gaswerke  überführt  werden,  sollten  (in  ihrer  eigenen 
Spalte)  unter  dem  Umwandlungsbereich  in  der  Zeile  .Gaswerke'  erfasst  werden. 
Die  Gesamtmenge  an  Ortsgas,  die  aus  dem  Transfer  von  anderen  Kohlegasen 
resultiert,  ist  unter  , Ortsgas  in  der  Zeile  .Erzeugung  anzugeben. 

13.  Kokereigas 

Fällt  als  Nebenprodukt  bei  der  Herstellung  von  Kokereikoks  für  die  Eisen-  und 
i  i 

Stahlerzeugung  an. 

14.  Hochofengas 

Fällt  bei  der  Verbrennung  von  Koks  in  den  Hochöfen  der  Eisen-  und  Stahlindus- 
trie an.  Es  wird  zurückgewonnen  und  zum  Teil  in  der  Anlage  selbst,  zum  Teil  in 
anderen  Prozessen  der  Stahlproduktion  bzw.  in  zur  Verbrennung  von  Hochofen- 
gas ausgelegten  Kraftwerken  verwendet.  Die  Brennstoffmenge  sollte  auf  der  Basis 
des  oberen  Heizwertes  angegeben  werden. 

15.  Konvertergas 

Entsteht  als  Nebenprodukt  bei  der  Herstellung  von  Stahl  in  Sauerstofföfen  und 
wird  beim  Austreten  aus  dem  Ofen  gewonnen.  Konvertergas  wird  auch  als  Hoch- 
otengas,  Sauerstottblasstanlgas  oder  (im  Englischen)  LI)  gas  bezeichnet. 

16.  Steinkohle 

Kohle  mit  einem  Bruttoheizwert  von  über  23  865  kj/kg  (5  700  kcal/kg),  aschefrei 
und  mit  einem  mittleren  Vitrinit-Reflexionskoeffizienten  von  mindestens  0,6. 
Steinkohle  umfasst  die  Energieprodukte  1  bis  3  (Anthrazit,  Kokskohle  und  sons- 
tige bituminöse  Kohle). 

1.2.     Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 
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Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektor 


1.  Erzeugung 

1.1.      Davon:  im  Untertagebau 

Gilt  nur  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle  und  Braunkohle. 


1.2.       Davon:  im  Tagebau 

Gilt  nur  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle  und  Braunkohle. 


2. 

Sonstige  Quellen 

Hier  *;inn  7wpi  T TntpHcatportripn  711  nntprsrnpirlpn- 
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—  aufbereitete  Schlämme,  Mittelgut  und  sonstige  weniger  hochwertige  Kohleprodukte,  die  nicht  nach 
Kohlesorten  klassifiziert  werden  können.  Außerdem  fällt  in  diese  Unterkategorie  die  aus  Abräumhalden 
und  Abfallbehältern  zurückgewonnene  Kohle. 

—  Lieferungen  an  Brennstoffen,  deren  Erzeugung  in  anderen  Energiebilanzen  erfasst  wird,  deren  Ver- 
brauch jedoch  in  der  Energiebilanz  der  Kohle  angeführt  wird. 

2.1. 

Davon:  aus  Mineralölerzeugnissen 

Gilt  nicht  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle  und 
Torf. 

Zum  Beispiel:  Petrolkokszusätze  zur  Kokskohle  für  Kokereien 

2.2. 

Davon:  aus  Erdgas 

Gilt  nicht  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle  und 
Torf. 

Zum  Beispiel:  Erdgaszusätze  zu  Ortsgas  für  den  direkten  Endverbrauch 

2.3. 

Davon:  aus  erneuerbaren  Quellen 

Gilt  nicht  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle  und 
Torf. 

Zum  Beispiel:  Industrieabfälle  als  Bindemittel  bei  der  Herstellung  von  Steinkohlenbriketts 

3. 

Einfuhren 

4. 

Ausfuhren 

5. 

Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt 

6. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

7. 

Bruttoverbrauch 

8. 

Statistische  Abweichung 

9. 

Umwandlungssektor  insgesamt 

Für  die  primäre  oder  sekundäre  Umwandlung  von  Energie  (z.  B.  Kohle  in  Strom,  Kokereigas  in  Strom) 
oder  die  Umwandlung  in  abgeleitete  Energieprodukte  (z.  B.  Kokskohle  in  Koks)  aufgewendete  Brennstoff- 
menge. 


9.1.       Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 


9.2. 


Davon:  KWK-Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 


9.3.       Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 


9.4. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

9.5. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 

9.6. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

9.7. 

Davon:  Brikettfabriken 

O  0 

y.8. 

Davon:  Kokereien 

9.9. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

9.10.     Davon:  Gaswerke 


9.11.     Davon:  Hochöfen 

Die  Mengen  an  in  Hochöfen  umgewandelter  Kokskohle  und/oder  bituminöser  Kohle  (Kohlenstaubeinbla- 
sung (Pulverized  Coal  Injection,  PCI))  und  Koksofenkoks.  Die  zur  Beheizung  und  zum  Betrieb  von  Hoch- 
öfen verwendeten  Mengen  (z.  B.  Hochofengas)  gehören  nicht  zum  Umwandlungssektor,  sondern  sollten 
im  Energiesektor  als  Verbrauch  angegeben  werden. 


9.12.     Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

Schieferöl  und  andere  durch  Verflüssigung  gewonnene  Erzeugnisse  sind  gemäß  Kapitel  4  dieses  Anhangs 
anzugeben. 


9.13.     Davon:  für  die  Mischgaserzeugung 

Menge  der  mit  Erdgas  vermischten  Kohlengase. 


9.14.     Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Umwandlung 


1.2.2.  Energiesektor 


1.         Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen 

1.2. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.3. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.6. 

Davon:  Gaswerke 

1.7. 

Davon:  Hochöfen 

1.8.       Davon:  Erdölraffinerien 

1.9. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

1.10. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 

2. 

Netzverluste 

Verluste  durch  Transport  und  Verteilung  sowie  durch  Abfackeln  erzeugter  Gase. 
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3.         Endverbrauch  insgesamt 


4.         Nichtenergetischer  Endverbrauch  insgesamt 


4.1.      Davon:  Industrie-,  Umwandlungs-  und  Energiesektor 

Nichtenergetischer  Verbrauch  in  allen  Teilsektoren  der  Sektoren  Industrie,  Umwandlung  und  Energieerzeu- 
gung, z.  B.  für  die  Methanol-  und  Ammoniakerzeugung  verwendete  Kohle. 


4.1.1.    Unter  4.1:  Davon:  in  der  Petrochemie 

Nichtenergetischer  Verbrauch,  z.  B.  Kohle  als  Einsatzmaterial  zur  Herstellung  von  Düngemitteln  oder  von 
anderen  petrochemischen  Erzeugnissen. 


4.2.       Davon:  Verkehrssektor 

Nichtenergetischer  Verbrauch  in  allen  Teilsektoren  des  Verkehrssektors. 


4.3.      Davon:  Sonstige  Sektoren 

Nichtenergetischer  Verbrauch  in  gewerblichen  und  öffentlichen  Dienstleistungen,  in  Haushalten,  in  der 
Landwirtschaft  sowie  in  nicht  anderweitig  genannten  Bereichen. 


1.2.3.  Angabe  des  Energie-Endverbrauehs 


1.         Energetischer  Endverbrauch 


2.  Industrie 


2.1.       Davon:  Eisen  und  Stahl 


2.2.      Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 


2.3.      Davon:  NE-Metallindustrie 


2.4.       Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 


2.5.       Davon:  Fahrzeugbau 


2.6.       Davon:  Maschinenbau 


2.7.       Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 


2.8.      Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 


2.9.       Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 


2.10.     Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 


2.11.     Davon:  Baugewerbe 


2.12.     Davon:  Textilien  und  Leder 


2.13.     Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Industrie 


3 .  Verkehrssektor 


3.1.       Davon:  Eisenbahn 


3.2.       Davon:  Binnenschifffahrt 


3.3.       Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Verkehr 


4.         Sonstige  Sektoren 


A  1 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

A  1 

Davon:  Haushalte 

A  1 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5.      Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Sonstige 


1.2.4.  Ein-  und  Ausfuhren 

Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem  Bestimmungsland 
Gilt  nicht  für  Torf,  Gaskoks,  Ortsgas,  Kokereigas,  Hochofengas  und  Gichtgas. 

1.2.5.  Inputs  für  Wärme-  und  Stromerzeugungsaningen  von  Eigenerzeugern 

Der  Input  bei  den  Eigenerzeugern  von  Strom  und  Wärme  ist  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen 
und  für  reine  Wärmekraftanlagen  jeweils  getrennt  auszuweisen. 

Diese  Inputs  werden  für  die  unten  aufgeführten  Hauptwirtschaftszweige  separat  ausgewiesen. 


1 . 

Fnproipspktnr  insopsamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon"  Rrikeftfahn'kpn 

l/tl  V  Uli.     Ltl  1HL~  L  LI  cl  W  1  1HL~  1 1 

1.3. 

Davon'  Kokereien 

1.4. 

Davon  ■  Rran  nkohlp-/Torfbrikettfabrikpn 

1  '  aVL/11.     1_)1  CLL1111L.1_1 11  IL.    /  1  UUL'l  1  [VV_  lllllUl  1  1\  V   1  1 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  Hochöfen 

1.7. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.8. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

1.9. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 
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1  7 

Davon!  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

Z.o. 

Davon;  Herstellung  von  Nahrung s-  und  Genuss mittein,  Tabakverarbeitung 

1  Q 

Davon;  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

Z,1U. 

Davon;  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

0  1  1 
Z.  1  1 . 

Davon:  Baugewerbe 

z.  l  z. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

Z.  1  J. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

"2 

Verkehrs  sektor 

J  .  1  . 

Davon:  Eisenbahn 

J.Z. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

1 

Sonstige  Sektoren 

A  1 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

A  1 

L/avon.  nausnaiie 

A  1 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

A  A 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

A  5 

riavrtfi"   nicht"  a nH*sni7*»it in  nptii tint 

1.3.  Heizwerte 

Für  die  in  unter  Ziffer  1.1  aufgeführten  Energieprodukte  sind  für  die  folgenden  Hauptaggregate  sowohl  die  Brutto- 
ais auch  die  Nettoheizwerte  anzugeben. 

Gilt  nicht  für  Ortsgas,  Kokereigas,  Hochofengas  und  Gichtgas. 


1. 

Erzeugung 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Einsatz  in  Kokereien 

5. 

Einsatz  in  Hochöfen 

6. 

Einsatz  in  Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als 

Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

7. 

Einsatz  in  der  Industrie 

8. 

Andere  Einsatzzwecke 

407 


1.4. 


Erzeugung  und  Bestände  in  Kohlebergwerken 

Gilt  nur  für  Steinkohle  und  Braunkohle. 
Folgende  Mengen  sind  anzugeben: 


1.         Erzeugung  untertage 


2.         Erzeugung  im  Tagebau 


3.         Aus  sonstigen  Quellen 


4.         Bestände  am  Ende  der  Periode 


4.1.       Davon:  Bestände  in  den  Zechen 


1.5.  Maßeinheiten 


1.  Energiemengen 

103  Tonnen 

Ausnahme:  Bei  Gasen  (Ortsgas,  Kokerei; 
ummittelbar  der  Energiegehalt  gemessen, 
TJ  ist  (ausgehend  vom  Bruttoheizwert). 

>as,  Hochofengas,  Konvertergas)  wird 
weshalb  die  zu  verwendende  Einheit 

2.  Heizwerte 

MJ/Tonne 

1.6.     Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 
2.  ERDGAS 

2.1.  In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Diese  Datenerhebung  betrifft  Erdgas,  bestehend  aus  vorwiegend  methanhaltigen  Gasen  in  flüssigem  oder  gasför- 
migem Zustand,  die  in  unterirdischen  Lagerstätten  vorkommen. 

Einbezogen  sind  .unabhängig  vorhandenes'  Gas  aus  Feldern,  in  denen  Kohlenwasserstoffe  nur  gasförmig  vorkom- 
men, sowie  das  in  Verbindung  mit  Rohöl  erzeugte  so  genannte  .Begleitgas'  und  das  aus  Kohlegruben  oder  -flözen 
gewonnene  Methan  (Gruben-  bzw.  Flözgas). 

Nicht  einbezogen  sind  Gase,  die  durch  anaerobe  Faulung  von  Biomasse  entstehen  (z.  B.  Stadt-  oder  Klärgas)  oder 
Ortsgas. 

2.2.  Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

2.2.1.  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektor 

Anzugeben  sind  Mengen  sowohl  in  Mengen-  als  auch  Energieeinheiten  einschließlich  der  Brutto-  und  Nettoheiz- 
werte für  die  folgenden  Aggregate: 

1.  Einheimische  Erzeugung 

Alle  innerhalb  der  nationalen  Grenzen  geförderten  trockenen  vermarktbaren  Mengen,  einschließlich 
Offshore-Förderung.  Nach  Reinigung  und  Extraktion  von  Erdgaskondensaten  und  Schwefel  gemessene 
Mengen. 

Ohne  Extraktionsverluste  und  zurückgepresste,  abgeblasene  oder  abgefackelte  Mengen. 

Einschließlich  der  in  der  Erdgasindustrie  bei  der  Erdgasförderung,  in  Pipelines  und  in  Verarbeitungs- 
anlagen eingesetzten  Mengen. 
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1.1. 

Davon:  Begleitgas 

"7                                              *i     J                T*     J  "1                                                    T"  1 

Zusammen  mit  dem  Erdöl  gewonnenes  Erdgas 

1.2. 

Davon:  unabhängig  vorhandenes  Gas 

Erdgas  aus  Lagerstätten,  die  nur  gasförmige  Kohlenwasserstoffe  enthalten. 

1.3. 

Davon:  Grubengas 

In  Kohlebergwerken  oder  Kohleflözen  anfallendes  Methan,  das  mit  Rohrleitungen  an  die  Oberfläche 
geleitet  und  in  Kohlebergwerken  verbraucht  wird  oder  durch  Pipelines  zu  den  Verbrauchern  befördert 
wird. 

2. 

Sonstige  Quellen 

Mit  Erdgas  vermischte  Kraftstoffe,  die  als  Gemisch  verbraucht  werden 

2.1. 

Davon:  aus  Mineralölerzeugnissen 

T    l~i  Z*"*                             IT           1                                                           1                  /-\              1  •      ' '                                               1                  TT  ■ 

LPG  zur  Verbesserung  der  Qualität,  z.  B.  des  Heizwerts 

2.2. 

Davon:  aus  Kohle 

Industriegas  zur  Mischung  mit  Erdgas 

2.3. 

Davon:  aus  erneuerbaren  Quellen 
Biogas  zur  Vermischung  mit  Erdgas 

3. 

Einfuhren 

4. 

Ausfuhren 

5. 

r»      1     l             1     r-      1*     ■   .                   1     r         1  -ccc  1 

Bunkerbestande  tur  die  internationale  Seeschiiifahrt 

6. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergroiserung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

7. 

Bruttoverbrauch 

8. 

Statistische  Abweichung 

Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 

9. 

Wiedergewinnbares  Gas:  Anfangs-  und  Endbestände 

Für  die  Lieferung  während  eines  beliebigen  Input-Output-Zyklus  verfügbare  Gasmengen.  Bezieht  sich  auf 
wiedergewinnbares  Erdgas,  das  in  speziellen  Speichereinrichtungen  gelagert  wird  (erschöpfte  Gas-  und/ 
oder  Ülfelder,  Aquifer,  Salzkavernen,  gemischte  Hohlräume  oder  Sonstiges)  sowie  auf  die  Speicherung 
von  Flüssiggas  (liquefied  natural  gas).  Gaspolster  sind  auszunehmen. 

TT*                                   1       *            T  T     "                                            1  J 

Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 

10. 

Abgeblasenes  Gas 

Die  in  der  Produktionsstätte  oder  in  der  Gasaufbereitungsanlage  an  die  Atmosphäre  abgegebene  Gas- 
menge 

TT*                                         1        •             T  T     ■                                                   1  J 

Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 

11. 

Abgefackeltes  Gas 

Die  in  Fackeln  in  der  Produktionsstätte  oder  in  der  Gasaufbereitungsanlage  verbrannte  Gasmenge 


Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 


12.         Umwandlungssektor  insgesamt 

Brennstoffmengen,  die  für  die  Primär-  oder  Sekundärumwandlung  von  Energie  (z.  B.  Erdgas  in  Strom) 
oder  für  die  Umwandlung  in  Sekundärerzeugnisse  (z.  B.  Erdgas  in  Methanol)  verwendet  werden 


1  "1  1 

12.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

1 2.2. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

12.3. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tatigen  Unternehmen 

12 .4. 

T~\                             JT"I  T  TT/       1  1                                              T~  •  _ 

Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 

12.5. 

Davon:  Warmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  tnergieerzeuger  tatigen  Unternehmen 

12.6. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

12.7. 

Davon:  Gaswerke 

12.8. 

Davon:  Kokereien 

12.9. 

Davon:  Hochöfen 

12.10. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

Erdgasmengen,  die  als  Ausgangsstoff  für  die  Umwandlung  in  Flüssigerzeugnisse  verwendet  werden,  z.  B. 
bei  der  Umwandlung  in  Methanol  eingesetzte  Brennstoffmengen. 

12.11. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Umwandlung 

Energiesektor 

1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Einsatz  in  Ölraffinerien 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Hochöfen 

1.6. 

Davon:  Gaswerke 

1.7. 

Davon:  Elektrizitätswerke,  KWK-Anlagen  und  Wärmekraftwerke 

1.8. 

Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.9. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.10. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 

2. 

Verteilungs-  und  Transportverluste 

3.  Angabe  des  Energie-Endverbrauchs 

Der  Erdgasverbrauch  ist  für  alle  folgenden  Aggregate  getrennt  nach  energetischer  Verwendung  und,  gegebenenfalls, 
nichtenergetischer  Verwendung  zu  melden: 

1.         Endverbrauch  insgesamt 

Unter  dieser  Überschrift  sind  der  Energieendverbrauch  und  die  nichtenergetischen  Verwendungen  getrennt 
zu  melden. 


2.  Verkehrssektor 


2.1. 

Davon:  Güterkraftverkehr 

Umfasst  sowohl  komprimiertes  Erdgas  als  auch  Biogas. 

"7  11 
IAA. 

Davon:  Anteil  Biogas  am  Güterkraftverkehr 

1.1. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

l.j. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

-} 
J. 

Industrie 

DA. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

j.l. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

J.J. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

1  A 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

J.J. 

Davon:  Fahrzeugbau 

.5.0. 

Davon:  Maschinenbau 

J.  / . 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

j.ö. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

J.y. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

■?  i  n 

J.  1U. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

i  i  i 
j.l  1. 

Davon:  Baugewerbe 

J.l  1. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

).l  J. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4. 1 . 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

A  1 

Davon:  Haushalte 

A  1 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

A  A 

L^dVUIl.    rlSLllClCl   UHU  rl^LllZUCllL 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Sonstige 

2.2.4.  Ein-  und  Ausfuhren 

Anzugeben  sind  sowohl  die  Gesamtmengen  an  Erdgas  als  auch  der  Flüssiggasanteil  (LNG)  pro  Ursprungsland  der 
Einfuhren  und  pro  Bestimmungsland  der  Ausfuhren. 
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.5.  Inputs  für  Wärme-  und  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

Der  Input  bei  den  Eigenerzeugern  von  Strom  und  Wärme  ist  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen 
und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  jeweils  getrennt  auszuweisen. 

Input  bezieht  sich  auf  folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Ol-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Einsatz  in  Ölraffinerien 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  Hochöfen 

1.7. 

Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.8. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.9. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1.       Davon:  Transport  in  Pipelines 


3.2.       Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Verkehr 


4.         Sonstige  Sektoren 


4.1.       Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 


4.2.       Davon:  Haushalte 


4.3.       Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 


4.4.      Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 


4.5.      Davon:  nicht  anderweitig  genannt 


2.2.6.  Gasspeicherkapazitäten 


1.  Name 

Name  des  Standorts  der  Speicheranlage 


2.  Art 

Speichertyp,  z.  B.  erschöpftes  Gasfeld,  Salzkaverne  usw. 


3.  Arbeitskapazität 

Gesamte  Gasspeicherkapazität  abzüglich  Gaspolster.  Das  Gaspolster  ist  das  Gesamtvolumen  an  Gas,  das  als 
ständiger  Lagerbestand  benötigt  wird,  um  während  des  gesamten  Outputzyklus  einen  ausreichenden  Druck 
im  unterirdischen  Speicher  und  eine  ausreichende  Lieferkapazität  zu  erhalten. 


4.  Spitzenoutput 

Höchstmögliche  Rate,  zu  der  Gas  aus  dem  jeweiligen  Speicher  entnommen  werden  kann;  entspricht  der 
maximalen  Entnahmekapazität. 


Maßeinheiten 

1.  Energiemengen 

Soweit  nicht  anders  bestimmt  werden  die  Erdgasmengen  nach  ihrem  Energie- 
gehalt angegeben,  d.  h.  in  TJ  auf  der  Basis  des  Bruttoheizwerts. 

Soweit  Volumenangaben  verlangt  werden,  ist  die  Einheit  106  m3  unter  Referenz- 
gasbedingungen (15  °C,  101,325  kPa). 

2.  Heizwerte 

KJ/m3unter  Referenzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa) 

3.  Speicherarbeitskapazität 

106  m3  unter  Referenzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa) 

4.  Spitzenoutput 

106  m3/Tag  unter  Referenzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa) 

Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 

STROM  UND  WÄRME 

3.1.  In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Dieses  Kapitel  betrifft  Strom  und  Wärme. 

3.2.  Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 
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Begriffe,  die  nicht  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert.  Die  in  den  Kapiteln  1,  2,  4 
und  5  angegebenen  Definitionen  und  Einheiten  gelten  für  Energieprodukte,  die  unter  feste  Brennstoffe,  industriell 
erzeugte  Gase,  Naturgase,  Rohöl  und  Mineralölprodukte,  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  Energie  aus  Abfall 
fallen. 

3.2.1.  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektor 

In  diesem  Kapitel  gelten  folgende  spezifische  Definitionen  für  Strom  und  Wärme: 

—  Bruttostromerzeugung:  die  Summe  der  von  allen  erfassten  Anlagen  (einschließlich  Pumpspeicherwerke)  erzeug- 
ten elektrischen  Energie,  gemessen  an  den  Ausgangsklemmen  der  Hauptgeneratoren; 

—  Bruttowärmeerzeugung:  die  gesamte  von  einer  Anlage  erzeugte  Wärme,  einschließlich  der  in  Form  heißer 
flüssiger  oder  gasförmiger  Medien  (Raumheizung,  Heizung  mit  flüssigen  Brennstoffen)  in  den  Hilfsaggregaten 
der  Anlage  eingesetzten  Wärme  und  der  Verluste  durch  Wärmeaustausch  in  der  Anlage/im  Netz. 

—  Nettostromerzeugung:  die  Bruttostromerzeugung  abzüglich  der  von  den  Hilfsaggregaten  der  Anlage  verbrauch- 
ten elektrischen  Energie  und  der  Verluste  in  den  Haupttransformatoren; 

—  Nettowärmeerzeugung:  die  durch  Messung  der  Vorlauf-  und  der  Rücklauftemperatur  ermittelte  Wärmemenge, 
die  an  das  Verteilernetz  abgegeben  wird. 

Die  in  der  nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Aggregate  sind  für  Kraftwerke  von  hauptsächlich  als  Energieerzeu- 
ger tätigen  Unternehmen  und  Kraftwerke  von  Eigenerzeugern  getrennt  anzugeben.  Für  beide  Arten  von  Anlagen 
sind  die  Brutto-  und  die  Nettostromerzeugung  sowie  die  Brutto-  und  die  Nettowärmeerzeugung  getrennt  für  reine 
Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen  und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  für  folgende  Aggregate  an- 
zugeben, soweit  zutreffend. 


1. 

Gesamterzeugung 

1.1. 

Davon:  Kernkraftwerke 

1.2. 

Davon:  Wasserkraft 

1.2.1. 
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1.3. 

Davon:  geothermische  Energie 

1.4. 

Davon:  Solarenergie 

1.5. 

Davon:  Gezeiten-/Wellen-/Meeresenergie 

1.6. 

Davon:  Windkraft 

1.7. 

Davon:  flüssige  Brennstoffe 

Flüssigkeiten,  bei  deren  Reaktion  mit  Sauerstoff  Wärme  in  erheblicher  Menge  freigesetzt  wird  und  die 

unmittelbar  zur  Erzeugung  von  Strom  und/oder  Wärme  verwendet  werden. 

1.8. 

Davon:  Wärmepumpen 

Die  Wärmeerzeugung  von  Wärmepumpen  ist  nur  dann  anzugeben,  wenn  die  Wärme  an  Dritte  verkauft 

wird  (d.  h.  wenn  sie  im  Umwandlungssektor  anfällt). 

1.9. 

Davon:  Elektrokessel 

Von  Elektrokesseln  erzeugte  Wärmemenge,  die  an  Dritte  verkauft  wird. 

1.10. 

Davon:  Wärme  aus  chemischen  Prozessen 

Wärme  aus  exothermen  (ohne  Energiezufuhr  ablaufenden)  Prozessen  wie  chemische  Reaktionen. 

Ohne  Abwärme  aus  endothermen  Prozessen,  die  als  Wärme  aus  dem  jeweils  verwendeten  Brennstoff  zu 
erfassen  ist. 


1.11.     Davon:  sonstige  Quellen  -  Strom  (bitte  angeben) 
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Die  in  der  nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Aggregate  sind  als  Gesamtwerte  für  Strom-  und  Wärmeerzeugung 
getrennt  anzugeben,  soweit  zutreffend.  Die  ersten  drei  von  ihnen  sind  aus  den  Angaben  für  die  in  der  vorstehen- 
den Tabelle  aufgeführten  Aggregate  zu  errechnen  und  müssen  mit  diesen  übereinstimmen. 


1. 

Gesamtbruttoerzeugung 

2. 

Eigenverbrauch  der  Anlage 

3. 

Gesamtnettoerzeugung 

4. 

Einfuhren 

Siehe  auch  die  Erläuterungen  unter  Ziffer  5  Ausfuhren'. 

5. 

Ausfuhren 

Strommengen  gelten  als  Ein-  bzw.  Ausfuhren,  wenn  sie  über  die  Grenzen  eines  Landes  hinweg  befördert 

werden,  und  zwar  unabhängig  davon,  ob  eine  Zollabfertigung  stattgefunden  hat  oder  nicht.  Wird  Strom 

durch  ein  Land  hindurch  geleitet,  so  ist  die  Menge  als  Ein-  und  als  Ausfuhr  zu  erfassen. 

6. 

Verbrauch  von  Wärmepumpen 

7. 

Verbrauch  von  Elektrokesseln 

8. 

Verbrauch  von  Pumpspeicherwerken 

9. 

Verbrauch  für  Stromerzeugung 

10. 

Abgegebene  Energie 

Für  Strom:  die  Nettostromerzeugung  aller  Kraftwerke  des  Landes,  abzüglich  des  gleichzeitig  in  Wär- 

mepumpen, Elektrokesseln  und  Pumpspeicherwerken  verbrauchten  Stroms  und  abzüglich  oder  zuzüglich 

der  Aus-  und  Einfuhren. 

Für  Wärme:  die  zum  Verkauf  an  Dritte  erzeugte  Nettowärme  aller  Anlagen  des  Landes,  abzüglich  der  für 

die  Stromerzeugung  verbrauchten  Wärme  und  abzüglich  oder  zuzüglich  der  Aus-  und  Einfuhren. 

11. 

Ubertragungs-  und  Verteilungsverluste 

Alle  bei  Transport  und  Verteilung  von  Strom  und  Wärme  auftretenden  Verluste 

Für  Strom  einschließlich  Transformationsverluste,  die  nicht  dem  Kraftwerk  zuzurechnen  sind 

12. 

Berechneter  Gesamtverbrauch 

13. 

Statistische  Abweichung 

14. 

Ermittelter  Bruttoverbrauch 

Der  erzeugte  Strom,  die  verkaufte  Wärme  und  die  aufgewendeten  Brennstoffmengen  und  die  in  ihnen  enthaltenen 
Gesamtenergiemengen  (auf  der  Grundlage  des  Nettoheizwerts,  für  Erdgas  auf  der  Grundlage  des  Bruttoheizwerts) 
sind  für  Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen  und  für  Anlagen  von  Eigenerzeugern 
getrennt  anzugeben.  Für  beide  Arten  von  Anlagen  sind  die  Strom-  und  die  Wärmeerzeugung  für  reine  Strom- 
erzeugungsanlagen, für  KWK-Anlagen  und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  getrennt  anzugeben,  soweit  zutref- 
fend. 


1.         Feste  Brennstoffe  und  industriell  erzeugte  Gase: 


1.1.  Anthrazit 


1.2.  Kokskohle 


1.3.       Sonstige  bituminöse  Kohle 


1.4.       Subbituminöse  Kohle 


1.5. 

Braunkohle 

1.6. 

Torf 

1.7. 

Steinkohlenbriketts 

1.8. 
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Kokereikoks 

1.9. 
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Gaskoks 

1.10. 

Kohlenteer 

1.11. 

BKB  (Braunkohlenbriketts) 

1.12. 

Ortsgas 

1.1 3. 

Kokereigas 

1.14. 

TT  Li" 

Hocholengas 

1.15. 

Konvertergas 

2. 
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Rohöl  und  Mineralolprodukte: 

2.1. 

Rohöl 

2.2. 

Erdgaskondensate 

2.3. 

Rafhnenegas 

2.4. 

LPG, 

2.5. 

Naphtha 

2.6. 

Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis 

2.7. 

Sonstiges  Kerosin 

2.8. 

Dieselkraltstoft/Heizol  (destilliertes  Heizöl) 

2.9. 
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Schweres  Heizöl 

2.10. 

Bitumen  (einschließlich  Onmulsion) 

2.1 1. 

Petrolkoks 

2.12. 

Sonstige  Mineralölerzeugnisse 

3. 

Erdgas 

4. 

Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall: 

4.1. 
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Industneabtalle  (nicht  erneuerbare  Energiequelle) 

A  T 

4.2. 

Siedlungsabfälle  (erneuerbare  Energiequelle) 

4.3. 

Siedlungsabfälle  (nicht  erneuerbare  Energiequelle) 

4.4.       Holz,  Holzabfälle  und  sonstige  feste  Abfälle 


4.5.  Deponiegas 


4.6.  Klärschlammgas 


4.7.       Sonstige  Biogase 


4.S.       Flüssige  Biobrennstoffe 


3.2.2.  Strom-  und  Wärmeverbrauch  des  Energiesektors 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

Ohne  Eigenverbrauch  der  Anlagen  und  Verbrauch  in  Pumpspeicherwerken,  Wärmepumpen  und  Elektro- 

kesseln 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.6. 

Davon:  Gaswerke 

1.7. 

Davon:  Hochöfen 

l.S. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.9. 

Davon:  Nuklearindustrie 

1.10. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

1.11. 

Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.12. 

Davon:  Vergasungsanlagen  (Biogas) 

1.13. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.14.     Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 


3.2.3.  Angabe  des  Energie-Endverbrauchs 


1. 

Industrie 

1.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

1.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

1.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

1.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

1.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

1.6.       Davon:  Maschinenbau 


1.7.       Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 


1  s 
1 .0. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

1  0 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

1  1  n 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

111 
1.11. 

Davon:  Baugewerbe 

Iii 

Davon:  Textilien  und  Leder 

1  1  1 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

-1 
L. 

Verkehrs  sektor 

1.  1 . 

Davon:  Eisenbahn 

1.1. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

1.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

1 

5. 

Haushalte 

A 

4. 

Gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

c 

J. 

Land-  und  Forstwirtschaft 

0. 

Fischerei  und  Fischzucht 

7 

Nicht  anderweitig  genannt  —  Sonstige 

3.2.4.  Ein-  und  Ausfuhren 

Ein-  und  Ausfuhren  von  Strom  und  Wärme  nach  Ländern 

3.2.5.  Nettostrom-  und  -Wärmeerzeugung  der  Eigenerzeuger 

Für  folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige  ist  die  Nettostrom-  und  -Wärmeerzeugung  der  Eigenerzeuger  für 
reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen  und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  getrennt  anzugeben: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.6. 

Davon:  Gaswerke 

1.7. 

Davon:  Hochöfen 

1.8.       Davon:  Erdölraffinerien 


1.9.       Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 


1.10. 

Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.11. 

Davon:  Vergasungsanlagen  (Biogas) 

1.12. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.13. 

Davon:  Holzkonleiabnken 

1.14. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 

1. 

Übrige  Sektoren:  Es  gilt  die  Aggregateliste  unter  Ziffer  3.2.3  .Angabe  des  Energie-Endverbrauchs'. 

3.2.6.  Inputs  für  Wärme-  und  Stromerzeugungsanlagen  der  Eigenerzeuger 

Der  Input  bei  den  Eigenerzeugern  von  Strom  und  Wärme  ist  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen 
und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  jeweils  getrennt  auszuweisen. 

1.  Zu  den  von  Eigenerzeugern  verbrauchten  festen  Brennstoffen  und  industriell  erzeugten  Gasen  sind  Mengen- 
angaben für  folgende  Produkte  zu  machen:  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Steinkohle,  subbitumi- 
nöse Kohle,  Braunkohle,  Torf,  Steinkohlenbriketts,  Kokereikoks,  Gaskoks,  Kohlenteer,  Braunkohlen-  und  Torf- 
briketts, Ortsgas,  Kokereigas,  Hochofengas  und  Konvertergas.  Die  Einsatzmengen  dieser  Produkte  sind  für 
folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige  anzugeben: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.3. 

Davon:  Kokereien 

1.4. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  Hochöfen 

1.7. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.8. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

1.9. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7.       Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 


2.8.       Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 


2.9. 
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Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 
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Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.1 1. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.1 3. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Industrie 

3. 
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Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 
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Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 
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Davon:  Land-  und  Forstwirtschalt 

4.4. 
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Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

Zu  den  von  Eigenerzeugern  verbrauchten  Mineralölprodukten  sind  Mengen  für  folgende  Produkte  zu  melden: 
Rohöl,  Erdgaskondensate,  Raffineriegas,  Flüssiggas,  Naphtha,  Flugturbinenkraftstoff,  sonstiges  Kerosin,  Diesel- 
kraftstoff/Heizöl (destilliertes  Heizöl),  schweres  Heizöl,  Bitumen  (einschließlich  Orimulsion),  Petrolkoks  und 
sonstige  Mineralölprodukte.  Die  Einsatzmengen  dieser  Produkte  sind  für  folgende  Anlagen  oder  Wirtschafts- 
zweige anzugeben: 

1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Kokereien 

1.4. 

Davon:  Hochöfen 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5.       Davon:  Fahrzeugbau 


2.6.       Davon:  Maschinenbau 


2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Industrie 

3. 
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Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 
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Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

Zu  dem  von  Eigenerzeugern  verbrauchten  Erdgas  sind  die  Einsatzmengen  für  folgende  Anlagen  oder  Wirt- 
schaftszweige anzugeben: 

1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Einsatz  in  Ölraffinerien 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  Hochöfen 

1.7. 

Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.8. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.9.       Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 


2.  Industrie 


2.1.       Davon:  Eisen  und  Stahl 


2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

Zu  der  von  Eigenerzeugern  verbrauchten  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall  sind  Mengen  für 
folgende  Energieprodukte  zu  melden:  geothermische  Energie,  thermische  Solarenergie,  Industrieabfälle  (nicht 
erneuerbar),  Siedlungsabfälle  (erneuerbar),  Siedlungsabfälle  (nicht  erneuerbar),  Holz,  Holzabfälle  und  andere  feste 
Abfälle,  Deponiegas,  Klärschlammgas,  sonstige  Biogase  und  flüssige  Biobrennstoffe.  Die  Einsatzmengen  dieser 
Produkte  sind  für  folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige  anzugeben: 

1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Vergasungsanlagen 

1.2. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.3.       Davon:  Brikettfabriken 


1.4.       Davon:  Kokereien 


1.5.       Davon:  Erdölraffinerien: 


1  £ 
1.0. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1  "7 
1./. 

Davon:  Gaswerke 

1  o 

1  .0. 

Davon:  Hochöfen 

I.V. 

Davon:  Holzkohlefabriken 

1.1U. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

1.1. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  Nh-Metaüindustne 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.Z>. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.0. 

Davon:  Maschinenbau 

1.1  . 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.Ö. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.y. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

i  i  n 
2. 1U. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

T  1  1 

2. 1 1 . 

Davon:  Baugewerbe 

^  1  1 

2.1 2. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.1  3. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Verkehr 

4 

4. 

Sonstige  Sektoren 

/i  i 
4. 1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

A  1 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4.       Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 


4.5.       Davon:  nicht  anderweitig  genannt 


Strukturdaten  zur  Strom-  und  Wärmeerzeugung 

Installierte  elektrisehe  Leistung  und  Spitzeninst 

Die  installierte  elektrische  Gesamtleistung  ist  für  den  31.  Dezember  des  Berichtsjahres  anzugeben. 

Sie  umfasst  die  elektrische  Leistung  der  reinen  Stromerzeugungsanlagen  und  der  KWK-Anlagen. 

Die  installierte  elektrische  Leistung  ist  die  Summe  der  installierten  elektrischen  Leistungen  aller  Anlagen  während 
einer  bestimmten  Betriebsdauer.  Für  die  Zwecke  dieser  Statistik  wird  Dauerbetrieb  angenommen.  Das  sind  in  der 
Praxis  1  5  Betriebsstunden  täglich  oder  mehr.  Die  installierte  Leistung  ist  die  größte  Wirkleistung,  die  bei  vollem 
Betrieb  der  Anlage  am  Netzeinspeisungspunkt  kontinuierlich  abgegeben  werden  kann.  Die  Spitzenlast  ist  definiert 
als  der  höchste  Energiewert,  der  von  einem  Netz  oder  einem  Verbundnetz  innerhalb  des  Landes  aufgenommen 
oder  geliefert  wird. 

Die  installierte  elektrische  Leistung  ist  sowohl  für  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätige  Unternehmen  als  auch 
für  Eigenerzeuger  anzugeben. 


1.  Insgesamt 


2.  Kernkraftwerke 


3.  Wasserkraft 


3.1.       Davon:  Pumpspeicherwerke 


4.         Geothermische  Energie 


5.  Solarenergie 


6.  Gezeiten-/Wellen-/Meeresenergie 


7.  Windkraft 


8.         Flüssige  Brennstoffe 


8.1.       Davon:  Dampfkraftanlagen 


8.2.       Davon:  Anlagen  mit  Verbrennungsmotoren 


8.3.       Davon:  Gasturbinenanlagen 


8.4.       Davon:  Anlagen  mit  kombiniertem  Kreislauf 


8.5.       Davon:  sonstige  Anlagen 

Gegebenenfalls  nähere  Angaben  machen. 


Für  das  Netz  sind  folgende  Angaben  zur  Spitzenlast  zu  machen. 


9.  Spitzenlast 


10.       Verfügbare  Leistung  in  Spitzenlastzeiten 


11. 


Daten  und  Uhrzeiten  der  Spitzenlast 


.  Installierte  elektrisehe  Leistung  der  mit  Brennstoffen  betriebenen  Anlagen 

Die  installierte  elektrische  Leistung  der  mit  Brennstoffen  betriebenen  Anlagen  ist  sowohl  für  hauptsächlich  als 
Energieerzeuger  tätige  Unternehmen  als  auch  für  Eigenerzeuger  anzugeben,  und  zwar  getrennt  für  jeden  der  in  der 
nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Anlagentypen.  Für  Mehrstoffanlagen  ist  anzugeben,  welche  Brennstoffe  haupt- 
sächlich und  welche  alternativ  verwendet  werden. 


1. 

Einstoffanlagen: 

1.1. 

Mit  Kohle  oder  Kohleprodukten  betriebene  Anlagen 

l   1  -     i  '           '      ir    1                  t  t       1       C                1         tr                                 1-1                       l  ■ 

Schneist  mit  Kokerei-,  Hochofen-  oder  Konvertergas  betriebene  Anlagen  ein. 

1.2. 

Mit  flüssigen  Brennstoffen  betriebene  Anlagen 

Schließt  mit  Raffineriegas  betriebene  Anlagen  ein. 

1.3. 

Mit  Erdgas  betriebene  Anlagen 

Schließt  mit  Ortsgas  betriebene  Anlagen  ein. 

1.4. 

Mit  Torf  betriebene  Anlagen 

1.5. 

Mit  erneuerbaren  Brennstoffen  und  Abfällen  betriebene  Anlagen 

2. 

Mehrstoffanlagen  für  feste  und  flüssige  Brennstoffe 

3. 

Mehrstoffanlagen  für  feste  Brennstoffe  und  Erdgas 

4. 

Mehrstoffanlagen  für  flüssige  Brennstoffe  und  Erdgas 

5. 

Mehrstoffanlagen  für  feste  und  flüssige  Brennstoffe  und  Erdgas 

Zu  den  Mehrstoffanlagen  zählen  nur  Anlagen,  die  ständig  mit  mehreren  Brennstoffen  betrieben  werden  können. 
Sind  in  einer  Anlage  mehrere  Blöcke  vorhanden,  die  mit  unterschiedlichen  Brennstoffen  betrieben  werden,  so  sind 
die  einzelnen  Blöcke  den  entsprechenden  Typen  von  Einstoffanlagen  zuzuordnen. 

Daten  zur  Kernenergie 

Es  sind  folgende  Angaben  zur  zivilen  Nutzung  der  Kernenergie  zu  machen: 


1. 

Anreicherungskapazität 

Die  jährliche  Trennarbeitskapazität  von  in  Betrieb  befindlichen  Anreicherungsanlagen  (Uran-Isotopentren- 

nung). 

2. 

Kapazität  zur  Herstellung  neuer  Brennelemente 

Jahresproduktionskapazität  von  Brennelementefabriken.  MOX-Brennelementefabriken  sind  ausgenommen. 

3. 

Produktionskapazität  von  MOX-Brennelementefabriken 

Die  Jahresproduktionskapazität  von  MOX-Brennelementefabriken.  MOX-Brennstoff  besteht  aus  einer  Mi- 

schung aus  Plutonium-  und  Uranoxid  (Mischoxid  -  MOX). 

4. 

Herstellung  neuer  Brennelemente 

Herstellung  von  neuen  fertigen  Brennelementen  in  Anlagen  zur  Kernbrennstoffherstellung.  Brennstäbe  und 

andere  unvollständige  Erzeugnisse  sind  ausgenommen.  Ebenfalls  ausgenommen  sind  Anlagen  zur  Her- 

stellung von  MOX-Brennstoff. 

5. 

Herstellung  von  MOX-Brennelementen 

Herstellung  von  neuen  fertigen  Brennelementen  in  MOX-Brennelementefabriken.  Brennstäbe  und  andere 

unvollständige  Erzeugnisse  sind  ausgenommen. 

6.  Erzeugung  von  nuklearer  Wärme 

Die  Gesamtmenge  der  von  Kernreaktoren  erzeugten  Wärme  für  die  Stromerzeugung  oder  für  andere 
sinnvolle  Einsatzmöglichkeiten. 

7.  Jährlicher  mittlerer  Abbrand  an  endgültig  entnommenen  bestrahlten  Brennelementen 

Berechneter  Durchschnitt  des  Abbrands  der  Brennelemente,  die  während  des  Bezugsjahrs  endgültig  aus  den 
Kernreaktoren  entnommen  worden  sind.  Ausgenommen  sind  Brennelemente,  die  vorübergehend  entnom- 
men und  wahrscheinlich  zu  einem  späteren  Zeitpunkt  wieder  nachgeladen  werden. 

8.  Erzeugung  von  Uran  und  Plutonium  in  Wiederaufarbeitungsanlagen 

Während  des  Bezugsjahrs  in  Wiederaufarbeitungsanlagen  erzeugtes  Uran  und  Plutonium. 

9.  Kapazität  von  Wiederaufarbeitungsanlagen  (Uran  und  Plutonium) 
Jahreskapazität  zur  Wiederaufarbeitung  von  Uran  und  Plutonium. 


Maßeinheiten 

1.  Energiemengen 

Strom:  GWh 
Wärme:  TJ 

Feste  Brennstoffe  und  industriell  erzeugte  Gase:  Es  gelten  die  in  Kapitel  1  dieses 
Anhangs  genannten  Maßeinheiten. 

Erdgas:  Es  gelten  die  in  Kapitel  2  dieses  Anhangs  genannten  Maßeinheiten. 

Rohöl  und  Mineralölprodukte:  Es  gelten  die  in  Kapitel  4  dieses  Anhangs  genann- 
ten Maßeinheiten. 

Erneuerbare  Energiequellen  und  Abfälle:  Es  gelten  die  in  Kapitel  5  dieses  Anhangs 
genannten  Maßeinheiten. 

Uran  und  Plutonium:tSM  (Tonnen  Schwermetall). 

2.  Leistung 

Stromerzeugungskapazität:  MWe 
Heizleistung:  MWt 

Anreicherungskapazität  (Uran-Isotopentrennung):  (t  TAE)  Tonnen  Trennarbeits- 
einheiten. 

Kapazität  zur  Erzeugung  von  Brennelementen:  tSM  (Tonnen  Schwermetall). 

Ausnahmen  und  Befreiungen 

Die  Ausnahmeregelung  für  Frankreich  in  Bezug  auf  die  Angabe  für  Aggregate  für  Wärme  läuft  aus,  sobald 
Frankreich  in  der  Lage  ist,  diese  Angabe  zu  machen,  auf  jeden  Fall  aber  spätestens  vier  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung. 

ROHÖL  UND  MINERALÖLPRODUKTE 
In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Sofern  nicht  anders  bestimmt,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 

Energieprodukt 

Definition 

1.  Rohöl 

Rohöl  ist  ein  Mineralöl  natürlichen  Ursprungs,  bestehend  aus  einem  Gemisch  aus 
Kohlenwasserstoffen  und  verschiedenen  Verunreinigungen  wie  z.  B.  Schwefel.  Bei 
Umgebungstemperatur  und  atmosphärischem  Druck  ist  Rohöl  flüssig,  seine  phy- 
sikalischen Eigenschaften  (Dichte,  Viskosität  usw.)  sind  höchst  unterschiedlich.  Als 
Rohöl  gelten  auch  vor  Ort  aus  dem  jeweils  vorhandenen  Begleitgas  oder  aus 
unabhängig  vorhandenem  Gas  zurückgewonnene  Kondensate,  die  dem  gebändel- 
tem Rohölstrom  zugeführt  werden. 
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Energieprodukt 

Definition 

2.  Erdgaskondensate 

Erdgaskondensate  bestehen  aus  flüssigen  oder  verflüssigten  Kohlenwasserstoffen, 
die  in  Abtrennungsanlagen  oder  in  Anlagen  zur  Verarbeitung  von  Gasen  gewon- 
nen wurden.  Zu  den  Erdgaskondensaten  zählen  Ethan,  Propan,  (Iso-)Butan  und 
(Iso-)Pentan  sowie  die  verschiedenen  Pentan  Plus-Formen  (gelegentlich  auch  als 
, Naturbenzin'  oder  Prozesskondensat  bezeichnet). 

3.  Raffinerieeinsatzmate- 
rial 

Raffinerieeinsatzmaterial  besteht  aus  verarbeitetem  Ol,  das  zur  weiteren  Aufberei- 
tung vorgesehen  ist,  aber  nicht  gemischt  werden  soll  (z.  B.  Straight-Run-Heizöl 
oder  Vakuumgasöl).  Durch  die  anschließende  Verarbeitung  wird  das  Einsatzmate- 
rial in  verschiedene  Ausgangs-  oder  Endprodukte  umgewandelt.  Diese  Definition 
schließt  Rückflüsse  aus  der  petrochemischen  Industrie  in  die  Raffinerien  ein  (z.  B. 
Pyrolysebenzin,  C4-Fraktionen,  Gasöl  und  Heizöl). 

4.  Zusatzstoffe/Oxige- 
nate 

Zusatzstoffe  sind  kohlenwasserstofffreie  Verbindungen,  die  einem  Produkt  zuge- 
setzt oder  mit  einem  Produkt  gemischt  werden,  um  die  Brennstoffeigenschaften 
des  Produktes  zu  ändern  (Oktanzahl,  Cetanzahl,  Verhalten  bei  Kälte  usw.): 

—  Oxigenate  wie  z.  B.  Alkohole  (Methanol,  Ethanol),  Ether  wie  z.  B.  MTBE 
(Methyl-Tert-Butylether),  ETBE  (Ethyl-Tert-Butylether),  TAME  (Tert-Amyl-Me- 
thylether) 

—  Ester  (z.  B.  Rapsöl-  oder  Dimethylester) 

—  chemische  Verbindungen  (z.  B.  Tetramethylblei,  Tetraethylblei  und  Tenside). 

Hinweis:  Es  sind  nur  die  zum  Mischen  mit  Brennstoffen  oder  zur  Verwendung  als 
Brennstoffe  bestimmten  Mengen  von  Zusatzstoffen/Oxigenaten  (Alkohole,  Ether, 
Ester  und  sonstige  chemische  Verbindungen)  anzugeben. 

4.1.  Davon: 

Biobrennstoffe 

Biobenzin  und  Biodiesel.  Es  gelten  die  Definitionen  für  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  und  aus  Abfall  in  Kapitel  5. 

Es  sind  die  Mengen  von  Biobrennstoffen  anzugeben,  die  anderen  flüssigen  Brenn- 
stoffen zugesetzt  werden,  nicht  die  Gesamtmengen  flüssige  Brennstoffe  +  zuge- 
setzte Biobrennstoffe. 

Ohne  Biobrennstoffe,  die  nicht  mit  Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h.  Bio- 
brennstoffe in  reiner  Form).  Letztere  sind  nach  den  Bestimmungen  von  Kapitel  5 
anzugeben.  Biobrennstoffe,  die  Bestandteil  von  Motorkraftstoffen  sind,  sind  als 
Anteile  am  jeweiligen  Produkt  anzugeben. 

5.  Sonstige 

Kohlenwasserstoffe 

Zu  dieser  Kategorie  zählen  aus  bituminösem  Sand,  Schieferöl  usw.  erzeugtes 
Rohöl  und  bei  der  Kohleverflüssigung  (siehe  Kapitel  1)  und  der  Umwandlung 
von  Erdgas  in  Motorenbenzin  entstehende  Flüssigkeiten  (siehe  Kapitel  2)  sowie 
Wasserstoff  und  emulgierte  Öle  (z.  B.  Orimulsion). 

Ohne  Schieferöl,  für  das  die  Bestimmungen  von  Kapitel  1  gelten. 

Die  Produktion  von  Schieferöl  (Sekundärprodukt)  ist  unter  der  Kategorie  .sonstige 
Kohlenwasserstoffe'  als  ,aus  sonstigen  Quellen'  auszuweisen. 

6.  Raffineriegas 

(nicht  verflüssigt) 

Raffineriegas  enthält  ein  Gemisch  nicht  kondensierbarer  Gase  (vorwiegend  Was- 
serstoff, Methan,  Ethan  und  Olefine),  die  bei  der  Destillation  von  Rohöl  oder  der 
Behandlung  von  Ölprodukten  in  Raffinerien  (z.  B.  beim  Cracken)  gewonnen 
werden.  Zu  dieser  Kategorie  zählen  auch  Gase,  die  aus  der  petrochemischen 
Industrie  zurück  fließen. 

7.  Ethan 

Ein  in  natürlichem  Zustand  gasförmiger  geradkettiger  (unverzweigter)  Kohlenwas- 
serstoff (C2H^),  der  aus  Erdgas-  und  Raffineriegasströmen  gewonnen  wird. 

8.  LPG 

Leichte  Kohlenwasserstoffe  auf  Paraffinbasis,  die  als  sekundäre  Produkte  in  Raf- 
finierungsprozessen  sowie  bei  der  Stabilisierung  von  Rohöl  und  bei  der  Verarbei- 
tung von  Erdgas  entstehen:  dabei  handelt  es  sich  in  erster  Linie  um  Propan  (C3Hg) 
und/oder  Butan  (C4H]0).  Propylen,  Buten,  Isobuten  und  Isobutylen  können  eben- 
falls vorkommen.  Für  Transport  und  Lagerung  wird  LPG  im  Allgemeinen  unter 
Druck  verflüssigt. 

Energieprodukt 

Definition 

9.  Naphtha 

Naphtha  ist  ein  Einsatzmaterial  für  die  petrochemische  Industrie  (z.  B.  für  die 
Herstellung  von  Ethylen  oder  Aromaten)  oder  für  die  Herstellung  von  Benzin 
durch  Reformieren  oder  Isomerisierung  in  der  Raffinerie. 

Es  umfasst  Materialien  im  Destillationsbereich  30  °C  bis  210  °C  bzw.  einem  Teil 
dieses  Bereichs. 

10.  Motorenbenzin 

Motorenbenzin  ist  ein  als  Kraftstoff  für  Ottomotoren  in  Kraftfahrzeugen  verwen- 
detes Gemisch  leichter,  zwischen  35  °C  und  215  °C  destillierender  Kohlenwasser- 
stoffe. In  Motorenbenzin  können  Zusatzstoffe,  Oxigenate  und  Mittel  zur  Verbes- 
serung der  Oktanzahl  einschließlich  Bleiverbindungen  wie  z.  B.  TEL  (Tetraethyl- 
blei)  und  TML  (Tetramethylblei)  enthalten  sein. 

Zu  dieser  Kategorie  gehört  auch  Motorenbenzin  mit  eingemischten  Erzeugnissen 
(ohne  Zusatzstoffe  und  Oxigenate)  wie  z.  B.  Alkylate,  Isomerate,  Reformate  und 
zur  Verwendung  als  Motorentreibstoff  vorgesehenes  gecracktes  Benzin. 

10.1.     Davon:  Biobenzin 

Es  gelten  die  Definitionen  für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall  in 
Kapitel  5. 

1 1 .  Flugbenzin 

Motorenbenzin,  das  speziell  für  Flugzeug-Kolbenmotoren  und  mit  der  für  sie 
erforderlichen  Oktanzahl  hergestellt  wurde;  der  Gefrierpunkt  liegt  bei  -  60  °C 
und  der  Destillationsbereich  üblicherweise  zwischen  30  °C  und  180  °C. 

12.  Flugturbinenkraftstoff 
(auf  Naphthabasis 
oder  JP4): 

Alle  leichten  Kohlenwasserstofföle  zur  Verwendung  in  Flugturbinenaggregaten, 
die  bei  Temperaturen  zwischen  100  und  250°C  destilliert  werden.  Bei  der  Her- 
stellung werden  Kerosine  und  Motorenbenzin  oder  Naphthaöle  so  gemischt,  dass 
der  Anteil  an  Aromaten  maximal  25  Vol.-%  beträgt  und  der  Dampfdruck  zwi- 
schen 13,7  und  20,6  kPa  liegt. 

13.  Flugturbinenkraftstoff 
auf  Petroleumbasis 

Destillat  zur  Nutzung  in  Flugturbinenaggregaten.  Flugturbinenkraftstoff  auf  Petro- 
leumbasis weist  das  gleiche  Destillationsverhalten  wie  Kerosin  auf  (Destillations- 
temperatur zwischen  150°C  und  300°C,  im  Allgemeinen  maximal  250°C)  und 
hat  den  gleichen  Flammpunkt.  Seine  besonderen  Eigenschaften  (z.  B.  der  Gefrier- 
punkt) werden  vom  Internationalen  Luftverkehrsverband  (IATA)  spezifiziert. 

Hierzu  gehören  auch  Petroleum-Mischprodukte. 

14.       Sonstiges  Kerosin 

Raffiniertes  Erdöldestillat,  das  in  Bereichen  außerhalb  der  Luftfahrt  verwendet 
wird.  Der  Destillationsbereich  liegt  zwischen  150  °C  und  300  °C. 

15.        Dieselöl/Gasöl  (destil- 
liertes Heizöl) 

Dieselöl  und  Destillatheizöl  bestehen  vor  allem  aus  Mitteldestillat  (Destillations- 
bereich 180  °C  bis  380  °C).  Sie  werden  für  unterschiedliche  Verwendung  in 
verschiedenen  Qualitäten  hergestellt: 

15.1.     Davon:  Kraftfahrzeug- 
Diesel 

In  der  Regel  schwefelarmer  Kraftstoff  für  Kraftfahrzeuge  (Pkw,  Lkw  usw.)  mit 
Dieselmotoren. 

15.1.1.  Unter  15.1:  Biodiesel 

Es  gelten  die  Definitionen  für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall  in 
Kapitel  5. 

15.2     Davon:  Heizöl  und 
sonstiges  Gasöl 

Leichtes  Heizöl  für  Industrie  und  Gewerbe,  Dieselkraftstoff  für  Schiffe  und  Eisen- 
bahnen und  andere  zwischen  380  °C  und  540  °C  destillierende  schwere  Gasöle, 
die  als  petrochemische  Halbfertigprodukte  eingesetzt  werden. 

16.  Heizöle 

Alle  Rückstandsöle  (schwere  Heizöle)  einschließlich  der  durch  Mischung  entstan- 
denen Heizöle.  Ihre  Viskosität  liegt  über  10  cSt  bei  80  °C,  ihr  Flammpunkt  liegt 
stets  über  50  °C  und  ihre  Dichte  stets  über  0,90  kg/1. 

Energieprodukt 

Definition 

16.1.     Davon:  schwefelarm 

Schweres  Heizöl  mit  einem  Schwefelgehalt  <  1  % 

16.2.     Davon:    mit  hohem 
Schwefelgehalt 

Schweres  Heizöl  mit  einem  Schwefelgehalt  >  1  % 

17.       Testbenzin  und 

Industriebrennstoffe 

Zwischenprodukte  von  Destillationsprozessen  im  Naphtha-/Kerosinbereich.  Sie 
werden  unterteilt  in: 

—  Spezialbenzin  (Industriebrennstoff,  SBP):  leichte  Öle,  die  bei  Temperaturen 
zwischen  30  "C  und  200  °C  destillieren.  Sie  sind  je  nach  Trennung  in  der 
Destillationskolonne  in  7  bis  8  Sorten  erhältlich;  die  Sorten  werden  nach  dem 
Temperaturunterschied  zwischen  den  Volumina  bei  5  %iger  Destillation  und 
bei  90  %iger  Destillation  unterschieden  (maximal  60  °C). 

—  Testbenzin:  Spezialbenzin  mit  einem  Flammpunkt  über  30  °C:  Der  Destilla- 
tionsbereich liegt  zwischen  135  °C  und  200  "C. 

18.  Schmierstoffe 

Aus  Destillationsnebenprodukten  gewonnene  Kohlenwasserstoffe;  sie  werden  vor 
allem  zur  Verringerung  der  Reibung  zwischen  aufeinander  gleitenden  Flächen 
eingesetzt. 

Einschließlich  fertiger  Schmieröle  vom  Spindelöl  bis  zum  Zylinderöl,  der  in 
Schmierfetten  enthaltenen  Öle,  auch  Motoröle,  und  aller  Arten  von  Rohstoffen 
für  Schmieröle. 

19.  Bitumen 

Bitumen  ist  ein  fester,  halbfester  oder  viskoser  Kohlenwasserstoff  mit  kolloidaler 
Struktur  und  brauner  bis  schwarzer  Färbung,  der  durch  die  Vakuumdestillation 
der  Ölrückstände  gewonnen  wird,  die  bei  der  atmosphärischen  Destillation  ent- 
stehen. Bitumen  wird  häufig  auch  als  Asphalt  bezeichnet  und  in  erster  Linie  im 
Straßenbau  und  für  Bedachungen  verwendet. 

Einschließlich  Flüssigbitumen  und  Verschnittbitumen. 

20.  Paraffinwachse 

Gesättigte  aliphatische  Kohlenwasserstoffe.  Paraffinwachse  sind  Rückstände,  die 
beim  Entwachsen  von  Schmierölen  gewonnen  werden.  Sie  haben  eine  je  nach 
Sorte  feinere  oder  gröbere  kristalline  Struktur.  Wesentliche  Eigenschaften:  Farblos, 
geruchlos,  lichtdurchlässig  und  Schmelzpunkt  über  45  °C. 

21.  Petrolkoks 

Petrolkoks  ist  ein  schwarzes  festes  Nebenprodukt,  das  vor  allem  beim  Cracken 
und  Verkoken  von  Mineralöl-Halbfertigerzeugnissen,  Rückständen  aus  der  Vaku- 
umdestillation und  bei  der  Herstellung  von  Teer  und  Teerpechen  mit  verzögerter 
Verkokung  oder  nach  dem  Fließkoksverfahren  anfällt.  Er  besteht  hauptsächlich 
(zu  90  bis  95  %)  aus  Kohlenstoff  und  hat  einen  geringen  Aschegehalt.  Er  wird  in 
der  Stahlindustrie  als  Einsatzmaterial  in  Koksöfen  verwendet,  aber  auch  zu  Heiz- 
zwecken, für  die  Elektrodenherstellung  und  zur  Herstellung  von  Chemikalien.  Die 
wichtigsten  Formen  sind  Grünkoks  und  kalzinierter  Koks. 

Umfasst  auch  .Katalysatorkoks',  der  sich  während  der  Raffinierprozesse  auf  dem 
Katalysator  ablagert.  Dieser  Koks  kann  nicht  zurückgewonnen  werden  und  wird 
in  der  Regel  als  Raffineriebrennstoff  verwendet. 

22.       Andere  Erzeugnisse 

Alle  oben  nicht  ausdrücklich  genannten  Produkte,  z.  B.  Teer  und  Schwefel. 

Zu  dieser  Kategorie  zählen  auch  Aromate  wie  BTX  (Benzol,  Toluol  und  Xylol) 
sowie  Olefine  (wie  Propylen),  die  in  Raffinerien  erzeugt  werden. 

4.2.     Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


429 


4.2.1.  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektor 


Die  in  der  folgenden  Tabelle  aufgeführten  Angaben  sind  nur  für  Rohöl,  Erdgaskondensate,  Raffinerieeinsatzmate- 
rial, Zusatzstoffe,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe  zu  machen. 


1 . 

Einheimische  Erzeugung 

Gilt  nicht  für  Raffinerieeinsatzmaterial  und  Biobrennstoffe. 

2. 

Sonstige  Quellen  Zusatzstoffe,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe,  deren  Erzeugung  bereits  in 

anderen  Brennstoffbilanzen  erfasst  wird. 

Gilt  nicht  für  Rohöl,  NGL  und  Raffinerieeinsatzmaterial. 

2.1. 

Davon:  aus  Kohle 

Einschließlich  Flüssigkeiten  aus  Kohleverflüssigungsanlagen  und  Kokereien. 

2.2.       Davon:  aus  Erdgas 


Für  die  Herstellung  von  synthetischem  Motorenbenzin  kann  Erdgas  als  Ausgangsstoff  erforderlich  sein.  Die 
zur  Methanolherstellung  verwendeten  Gasmengen  sind  nach  den  Bestimmungen  von  Kapitel  2  erfassen, 
die  eingegangenen  Methanolmengen  nach  den  Bestimmungen  dieses  Kapitels. 


2.3.       Davon:  aus  erneuerbaren  Energien 

Einschließlich  Biobrennstoffe,  die  zur  Vermischung  mit  Motorenkraftstoffen  bestimmt  sind. 

Die  Erzeugung  ist  nach  den  Bestimmungen  von  Kapitel  5  zu  erfassen,  die  zugemischten  Mengen  nach  den 
Bestimmungen  dieses  Kapitels. 


3.         Rückläufe  aus  der  petrochemischen  Industrie 

Fertig-  oder  Halbfertigerzeugnisse,  die  von  Endverbrauchern  zur  Weiterverarbeitung,  zur  Mischung  oder 
zum  Verkauf  zurückgegeben  werden.  Gewöhnlich  handelt  es  sich  dabei  um  Nebenprodukte  petroche- 
mischer  Herstellungsprozesse. 

Gilt  nur  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 


4.         Übertragene  Erzeugnisse 

Importierte  Mineralölerzeugnisse,  die  neu  zugeordnet  werden  als  zur  Weiterverarbeitung  in  der  Raffinerie 
und  nicht  zur  Lieferung  an  die  Endkunden  bestimmte  Halbfertigerzeugnisse. 

Gilt  nur  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 


5.         Ein-  und  Ausfuhren 

Einschließlich  Rohöl  und  Mineralölprodukte,  die  im  Rahmen  von  Verarbeitungsabkommen  ein-  oder 
ausgeführt  wurden  (d.  h.  Raffinieren  auf  Rechnung).  Bei  Rohöl  und  NGL  ist  das  eigentliche  Ursprungsland 
anzugeben;  bei  Raffinerieeinsatzmaterial  und  Fertigprodukten  ist  das  Land  des  letzten  Versands  anzugeben. 

Einschließlich  aller  Flüssiggase  (z.  B.  LPG),  die  durch  Rückvergasung  von  eingeführtem  Flüssigerdgas 
gewonnen  wurden,  und  aller  Mineralölprodukte,  die  von  der  petrochemischen  Industrie  direkt  ein-  oder 
ausgeführt  werden. 


Hinweis:  Der  Handel  mit  Biokraftstoffen,  die  nicht  mit  Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h.  in  Reinform), 
ist  grundsätzlich  im  Fragebogen  über  erneuerbare  Energien  anzugeben. 

Wiederausfuhren  von  Ol,  das  zur  Weiterverarbeitung  unter  Zollverschluss  eingeführt  wurde,  sind  als 
Ausfuhr  des  Produkts  vom  Verarbeitungsland  in  das  Bestimmungsland  anzugeben. 


6.  Direktverbrauch 

Rohöl,  NGL,  Zusatzstoffe  und  Oxigenate  (und  der  Anteil  der  Biobrennstoffe  daran)  sowie  sonstige  Kohlen- 
wasserstoffe, die  direkt  und  ohne  vorherige  Verarbeitung  in  Raffinerien  verbraucht  werden. 

Einschließlich  des  zur  Stromerzeugung  verfeuerten  Rohöls. 


7.  Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 
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8.         Berechneter  Raffinerieeingang 

Rechnerisch  ermittelte  Gesamtmenge  an  Produkten,  die  dem  Raffinerieprozess  zugeführt  wurden.  Definiert 
als: 

Einheimische  Erzeugung  +  Aus  sonstigen  Quellen  +  Rückläufe  aus  der  Industrie  +  Übertragene  Produkte  + 
Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Direktverbrauch  +  Bestandsveränderungen 


9.         Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechneter  Raffinerieeingang  minus  erfasstem  Raffinerieeingang. 


10.       Erfasster  Raffinerieeingang 

Gemessene  Gesamtmenge  an  Produkten,  die  dem  Raffinerieprozess  zugeführt  wurden. 


1 1 .  Raffinerieverluste 

Differenz  zwischen  erfasstem  Raffinerieeingang  und  Brutto-Raffinerieausstoß.  Verluste  können  in  Destilla- 
tionsprozessen durch  Verdampfung  entstehen.  Verluste  sind  als  positive  Werte  anzugeben.  Volumenge- 
winne sind  möglich,  Massegewinne  nicht. 


12.       Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  am  Anfang  und  am  Ende  des  Bezugszeitraums 

Alle  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  vorhandenen  Bestände,  einschließlich  Bestände  von  staatlichen 
Stellen,  Großverbrauchern  und  Lagerunternehmen,  Bestände  an  Bord  einlaufender  Hochseeschiffe,  unter 
Zollverschluss  lagernde  Bestände  und  im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  oder  ohne  solche 
für  andere  gelagerte  Bestände.  Anfang  und  Ende  des  Bezugszeitraums  sind  dessen  erster  und  letzter  Tag. 


13.  Nettoheizwert 

Anzugeben  sind  der  Nettoheizwert  der  Erzeugung,  der  Einfuhren  und  der  Ausfuhren  sowie  der  Gesamt- 
durchschnitt. 


Die  in  der  folgenden  Tabelle  aufgeführten  Angaben  sind  nur  für  Fertigerzeugnisse  zu  machen  (Raffineriegas,  Ethan, 
LPG,  Naphtha,  Motorenbenzin,  Flugbenzin,  Flugturbinenkraftstoff  auf  Naphthabasis,  Flugturbinenkraftstoff  auf 
Petroleumbasis,  sonstiges  Kerosin,  Dieselkraftstoff/Heizöl,  schweres  Heizöl  mit  niedrigem  und  hohem  Schwefel- 
gehalt, Testbenzin  und  Industriebrennstoffe,  Schmierstoffe,  Bitumen,  Paraffinwachse,  Petrolkoks  und  Sonstige 
Erzeugnisse).  Direkt  verfeuertes  Rohöl  und  NGL  ist  unter  Lieferungen  von  Fertigerzeugnissen  und  Austausch 
zwischen  Erzeugnissen  auszuweisen. 


1 .  Rohstoffeingänge 

Menge  an  einheimischem  oder  eingeführtem  Rohöl  (einschließlich  Kondensat)  und  einheimischen  NGL,  die 
ohne  Aufbereitung  in  einer  Ölraffinerie  direkt  verwendet  werden,  und  Rückflüsse  aus  der  petrochemischen 
Industrie,  die  zwar  keine  Rohstoffe  sind,  aber  direkt  verwendet  werden. 


2.  Brutto-Raffinerieausstoß 

In  einer  Raffinerie  oder  Mischanlage  erzeugte  Menge  an  Fertigerzeugnissen. 
Ohne  Raffinerieverluste,  aber  einschließlich  Raffineriebrennstoff. 


3.  Recyclingprodukte 

Fertigprodukte,  die  ein  zweites  Mal  das  Vertriebsnetz  durchlaufen,  nachdem  sie  bereits  einmal  an  Endver- 
braucher ausgeliefert  wurden  (z.  B.  wiederaufbereitete  Schmierstoffe).  Diese  Mengen  sind  von  Rückflüssen 
aus  der  petrochemischen  Industrie  zu  unterscheiden. 


4.  Raffineriebrennstoff 

Erdölprodukte,  die  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebs  einer  Raffinerie  verbraucht  werden. 

Ohne  Produkte,  die  von  Erdölunternehmen  außerhalb  des  Raffinierprozesses  verwendet  werden,  z.  B.  in 
Bunkern  oder  Öltankern. 

Einschließlich  des  Brennstoffverbrauchs  der  Raffinerien  für  die  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  zum 
Verkauf  an  Dritte. 


4.1.       Davon:  für  die  Stromerzeugung  verwendet 

Zur  Stromerzeugung  in  raffinerieeigenen  Anlagen  verwendete  Mengen. 


4.2.       Davon:  in  KWK-Anlagen  verwendet 

In  raffinerieeigenen  KWK-Anlagen  verwendete  Mengen. 


5. 

Ein-  und  Ausfuhren 

6. 

Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt 

7. 

Austausch  zwischen  Erzeugnissen 

Erzeugnisse,  die  infolge  einer  Änderung  ihrer  Spezifikation  oder  ihrer  Mischung  mit  einem  anderen 

Erzeugnis  neu  zugeordnet  werden. 

Ein  negativer  Eintrag  für  ein  Produkt  muss  durch  einen  positiven  Eintrag  (bzw.  mehrere  Einträge)  eines 

ouei  uieineiei  anueiei  iiouuklc  ausgegnciicii  weiuen  unu  umgeKeni  l.  uic  positiven  unu  negativen  Ein- 

träge müssen  sich  zu  Null  addieren. 

8. 

Übertragene  Erzeugnisse 

Importierte  Mineralölerzeugnisse,  die  neu  zugeordnet  werden  als  zur  Weiterverarbeitung  in  der  Raffinerie 

und  nicht  zur  Lieferung  an  die  Endkunden  bestimmte  Halbfertigerzeugnisse. 

9. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

10. 

Berechnete  Bruttoinlandslieferungen 

Definiert  als: 

Rohstoffeingänge  +  Raffineriebruttoleistung  +  Recycling-Produkte  -  Raffineriebrennstoff  +  Einfuhren  - 

Ausfuhren  -  Bunkerkohle  (internationaler  Seeverkehr)  +  Austausch  zwischen  Erzeugnissen  -  Übertragene 

Erzeugnisse  +  Bestandsveränderungen 

11. 

Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechnete  Bruttoinlandslieferungen  minus  beobachtete  Bruttoinlandslieferungen. 

12. 

Erfasste  Bruttoinlandslieferungen 

Erfasste  Lieferungen  fertiger  Mineralölprodukte  aus  Primärquellen  (z.  B.  Raffinerien,  Mischanlagen  usw.)  an 

den  Inlandsmarkt. 

Dieser  Wert  kann  vom  berechneten  Wert  abweichen,  was  u.  a.  auf  Unterschiede  im  Erfassungsbereich  oder 

auf  unterschiedliche  Definitionen  in  den  Berichtssystemen  zurückzuführen  ist. 

12.1. 

Davon:  Nettolieferungen  an  die  petrochemische  Industrie 

An  die  petrochemische  Industrie  gelieferte  Brennstoffmengen. 

12.2. 

Davon:  zur  energetischen  Verwendung  in  der  petrochemischen  Industrie 

hui*  nptrnrnprrncrnp  Ptr^v^cc^  ixnf*  nac  TlarrinTrrarlfpn  \TP•t'WTP•YWlP•t^:•  (llrn^rirn^n 
rill    1JC11L>C11C1111*>C11C  ri(JZ.C*»>C    WIC  Udl    LydlUUld  aLJS.CH    VCI  WC11UCIC  \j  iiucuy  Cll. 

12.3. 

Davon:  zur  nichtenergetischen  Verwendung  in  der  petrochemischen  Industrie 

In  der  Petrochemie  zur  Herstellung  von  Ethylen,  Propylen,  Butylen,  Synthesegas,  Aromaten,  Butadien  und 

anderen  Rohstoffen  auf  Kohlenwasserstoffbasis  in  Prozessen  wie  Dampferacken  oder  Dampfreformieren 

und  in  Aromatenanlagen  verwendete  Ölmenge.  Ohne  die  als  Brennstoff  verwendeten  Ölmenge. 

13. 

Rückläufe  von  der  petrochemischen  Industrie  an  die  Raffinerien 
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14.  Bestände  am  Anfang  und  am  Ende  des  Bezugszeitraums 

Alle  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  vorhandenen  Bestände,  einschließlich  Bestände  von  staatlichen 
Stellen,  Großverbrauchern  und  Lagerunternehmen,  Bestände  an  Bord  einlaufender  Hochseeschiffe,  unter 
Zollverschluss  lagernde  Bestände  und  im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  oder  ohne  solche 
für  andere  gelagerte  Bestände.  Anfang  und  Ende  des  Bezugszeitraums  sind  dessen  erster  und  letzter  Tag. 

15.  Bestandsveränderungen  bei  den  öffentlichen  Versorgungsbetrieben 

Anderweitig  nicht  unter  Bestände  und  Bestandsveränderungen  ausgewiesene  Veränderungen  der  Bestände 
der  öffentlichen  Versorgungsbetriebe.  Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Be- 
standsverkleinerung. 

Gegebenenfalls  einschließlich  des  direkt  verfeuerten  Rohöls  und  NGL. 

16.  Nettoheizwert  der  Bruttoinlandslieferungen 


Für  den  Umwandlungssektor  sind  die  nachstehend  aufgeführten  Aggregate  für  alle  Brennstoffe  anzugeben.  Aus- 
genommen sind  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe, 
eingeschlossen  sind  jedoch  für  nichtenergetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffe  (Petrolkoks  und  andere),  die 
getrennt  auszuweisen  sind. 


1. 

Umwandlungssektor  insgesamt 

Für  die  primäre  oder  sekundäre  Umwandlung  von  Energie  insgesamt  verwendete  Brennstoffmenge. 

1.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

1.2. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

1.3. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

1.4. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 

1.5. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

1.6. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

1.7. 

Davon:  Gaswerke/Vergasungsanlagen 

1.8. 

Davon:  Anlagen  für  die  Mischgaserzeugung 

1.9. 

Davon:  Kokereien 

1.10. 

Davon:  Hochöfen 

1.11. 

Davon:  petrochemische  Industrie 

1.12. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Umwandlung 
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4.2.2.  Energiesektor 


Für  den  Energiesektor  sind  die  nachstehend  aufgeführten  Aggregate  für  alle  Brennstoffe  anzugeben.  Ausgenommen 
sind  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe,  eingeschlos- 
sen sind  jedoch  für  nichtenergetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffe  (Petrolkoks  und  andere),  die  getrennt  aus- 
zuweisen sind. 


1.         Energiesektor  insgesamt 

Im  Energiesektor  insgesamt  für  energetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffmenge 


1.1.      Davon:  Kohlebergwerke 


1.2.      Davon:  Öl-  und  Gasförderung 


1.3.       Davon:  Kokereien 


1.4.       Davon:  Hochöfen 


1.5.       Davon:  Gaswerke 


1.6.       Davon:  Kraftwerke 

Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen 


1.7.       Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 


2.  Netzverluste 

Außerhalb  der  Raffinerie  bei  Transport  und  Verteilung  auftretende  Verluste. 
Einschließlich  Pipelineverluste. 


4.2.3.  Angabe  des  Energie-Endverbrauchs 

Zum  Energie-Endverbrauch  sind  die  nachstehend  aufgeführten  Aggregate  für  alle  Brennstoffe  anzugeben.  Aus- 
genommen sind  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe, 
eingeschlossen  sind  jedoch  für  nichtenergetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffe  (Petrolkoks  und  andere),  die 
getrennt  auszuweisen  sind. 


1.         Energetischer  Endverbrauch 


2.  Industrie 


2.1.       Davon:  Eisen  und  Stahl 


2.2.       Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 


2.3.       Davon:  NE-Metallindustrie 


2.4.       Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 


2.5.      Davon:  Fahrzeugbau 


2.6.      Davon:  Maschinenbau 


2.7.       Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 


2.8.       Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 


2.9.       Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 


2.10.     Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 
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III 

Davon:  Baugewerbe 

i  1 1 
2.1  2. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

i  i  i 
1A5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Industrie 

i 
5. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  grenzüberschreitender  Luftverkehr 

5.1. 

Davon:  Inlandsluftverkehr 

5.5. 

Davon:  Straßenverkehr 

1  A 

5A. 

Davon:  Eisenbahn 

3.5. 

Davon:  Binnenschifffahrt 

5.0. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

1  T 

5./. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

A  1 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 

A  1 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

A  A 

4.4. 

Davon:  Mscnerei  und  riscnzucnt 

A  C 

4.X 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Sonstige 

5. 

Nichtenergetischer  Endverbrauch  insgesamt 

Ale  R  r\r\  ct/^TTf1  ^  r^nir^n  nAtp  P  nprriipnrnnl  i  Vt/^    r\    r»    P  n  cm  1*  f1  n      rl  1 1  Vti^    rlif»  ni/~rif  alc  Rrpnnctnfip  irprnranrnf  n/lpr 
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in  andere  Brennstoffe  umgewandelt  werden.  Die  Mengen  dieser  Produkte  sind  Bestandteile  der  oben 

aufgeführten  Aggregate. 

3.1. 

Davon:  Umwandlungssektor 

3.2 

Davon:  Energiesektor 

3.3 

Davon:  Verkehrssektor 

3.4 

Davon:  Industrie 

3.4.1 

Davon:  chemische  (einschließlich  petrochemische)  Industrie 

3.3 

Davon:  Sonstige  Sektoren 

4.2.4.  Ein-  und  Ausfuhren 

Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem  Bestimmungsland.  Siehe  auch  Anmerkungen  unter  4.2.1, 
Aggregat  5. 

4.2.5.  Inputs  für  Wärme-  und  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

Der  Input  bei  den  Eigenerzeugern  von  Strom  und  Wärme  ist  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen 
und  für  reine  Wärmekraftanlagen  jeweils  getrennt  auszuweisen. 
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Ausgenommen  sind  folgende  Energieprodukte:  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate,  Biobrennstoffe, 
sonstige  Kohlenwasserstoffe,  Ethan,  Motorenbenzin,  Biobenzin,  Flugbenzin,  Flugturbinenkraftstoff  (auf  Naphthaba- 
sis  oder  JP4),  Testbenzin  und  Industriebrennstoffe  und  Schmierstoffe. 

Input  bezieht  sich  auf  folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

Im  Energiesektor  insgesamt  für  energetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffmenge 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Kokereien 

1.4. 

Davon:  Hochöfen 

1.5. 

Davon:  Gaswerke 

1.6. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Energie 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

3.2. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1.       Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 


4.2.       Davon:  Haushalte 


4.3.       Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 


4.4.       Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 


4.5.       Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Sonstige 


4.3.  Maßeinheiten 


1.  Energiemengen  103  Tonnen 


2.  Heizwerte  MJ/Tonne 


4.4.     Ausnahmen  und  Befreiungen 

Zypern  ist  von  der  Angabe  der  einzelnen  Aggregate  in  Abschnitt  4.2.3  Punkt  4  (sonstige  Sektoren)  und  Punkt  5 
(nichtenergetischer  Endverbrauch  insgesamt)  befreit;  nur  die  Gesamtwerte  für  diese  Aggregate  sind  anzugeben. 

Zypern  wird  für  einen  Zeitraum  von  drei  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  von  der  Angabe  der 
einzelnen  Aggregate  in  Abschnitt  4.2.3  Punkt  2  (Industrie)  und  Punkt  3  (Verkehr)  ausgenommen:  während  dieses 
Zeitraums  sind  nur  Gesamtwerte  für  diese  Aggregate  anzugeben. 

5.       ENERGIE  AUS  ERNEUERBAREN  QUELLEN  UND  AUS  ABFALL 
5.1.     In  Frage  kommende  Energieprodukte 

Sofern  nicht  anders  bestimmt,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 


Energieprodukt 

Definition 

1.  Wasserkraft 

Energiepotenzial  und  kinetische  Energie  des  Wassers  nach  Umwandlung  in  Elek- 
trizität in  Wasserkraftwerken,  einschließlich  Pumpspeicherwerken.  Meldepflicht 
besteht  für  Kraftwerke  folgender  Leistung:  <  1  MW,  1  bis  <  10  MW,  >  10 
MW  und  für  Pumpspeicherwerke. 

2.       Geothermische  Energie 

Energie  in  Form  der  von  der  Erdkruste  abgestrahlten  Wärme,  gewöhnlich  in  Form 
von  heißem  Wasser  oder  Dampf  genutzt.  Diese  Energieerzeugung  entspricht  dem 
Enthalpieunterschied  zwischen  dem  in  der  Förderbohrung  gewonnenen  und  dem 
in  der  Injektionsbohrung  in  den  Untergrund  zurückgepumpten  Fluidum.  Erd- 
wärme wird  in  geologisch  geeigneten  Vorkommen  erschlossen: 

—  Nutzung  zur  Stromerzeugung  mit  Trockendampf  oder  mit  Sole  mit  hoher 
Enthalpie  nach  der  Verdampfung, 

—  direkte  Nutzung  zur  Bereitstellung  von  Fernwärme  sowie  für  Heizzwecke  in 
der  Landwirtschaft  usw. 

3.  Solarenergie 

Zur  Heißwasserbereitung  und  zur  Stromerzeugung  genutzte  Sonneneinstrahlung. 
Die  Energieerzeugung  entspricht  der  für  das  Wärmeübertragungsmedium  verfüg- 
baren Wärme,  d.  h.  der  einfallenden  Sonnenenergie  abzüglich  optischer  Verluste 
und  Kollektorverluste.  Direkt  genutzte  passive  Solarenergie  zum  Heizen,  Kühlen 
und  zur  Beleuchtung  von  Haushalten  und  sonstigen  Gebäuden  wird  nicht  erfasst. 

3.1.    Davon:  fotovoltaische 
Energie 

Sonnenlicht,  das  mit  Hilfe  von  Solarzellen  in  Elektrizität  umgewandelt  wird. 
Solarzellen  werden  in  der  Regel  aus  Halbleitermaterial  hergestellt,  das  Elektrizität 
erzeugt,  wenn  es  Sonnenlicht  ausgesetzt  wird. 

3.2.    Davon:  thermische  Son- 
nenenergie 

Wärmeerzeugung  aus  Sonneneinstrahlung  durch 

a)  Solarkraftwerke  oder 

b)  Geräte  für  die  Brauchwassererhitzung  in  Haushalten  sowie  für  die  jahreszeit- 
lich gebundene  Beheizung  von  Schwimmbädern  (z.  B.  Flachkollektoren,  in 
erster  Linie  Thermosiphon-Anlagen). 

Energieprodukt 

Definition 

4.  Gezeiten-/Wellen-/ 
Meeresenergie 

Mechanische  Energie,  die  aus  der  Bewegung  der  Gezeiten  oder  der  Wellen  oder 
der  Meeresströmung  gewonnen  und  zur  Stromerzeugung  genutzt  wird. 

5.  Windkraft 

In  Windturbinen  zur  Erzeugung  von  Elektrizität  genutzte  kinetische  Energie  des 
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Windes. 

6.       Industrieabfälle  (nicht 
erneuerbare  Quellen) 

Industrieabfälle  (fest  oder  flüssig)  als  nicht  erneuerbare  Energiequelle,  die  zur 
Erzeugung  von  Elektrizität  und/oder  Wärme  direkt  verbrannt  werden.  Die  ver- 
brauchte Brennstoffmenge  sollte  als  Nettoheizwert  angegeben  werden.  Industrie- 
abfälle aus  erneuerbaren  Energiequellen  sind  in  den  Kategorien  feste  Biomasse, 
Biogas  und/oder  flüssige  Biobrennstotte  zu  erfassen. 

7.  Siedlungsabfälle: 

Abfälle  aus  Haushalten,  Krankenhäusern  und  dem  tertiären  Sektor,  die  in  beson- 
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deren  Anlagen  verbrannt  werden,  angegeben  als  Nettoheizwert. 

7.1.    Davon:  erneuerbare 

r           •  11 

Energiequellen 

Der  Anteil  der  Siedlungsabfälle,  der  biologischen  Ursprungs  ist. 

7.2.    Davon:  nicht  erneuer- 
bare Energiequellen 

Der  Anteil  der  Siedlungsabfälle,  der  nicht  biologischen  Ursprungs  ist. 

8.       Feste  Biomasse: 

Organisches,  nicht  fossiles  Material  biologischen  Ursprungs,  das  als  Brennstoff  zur 

Erzeugung  von  Wärme  oder  Elektrizität  genutzt  werden  kann.  Folgende  Formen 

j  1-1 
werden  unterschieden: 

8.1.    Davon:  Holzkohle 

Feste  Rückstände  der  zerstörenden  Destillation  und  der  Pyrolyse  von  Holz  und 
sonstigem  Pflanzenmaterial. 

8.2.    Davon:  Holz, 

Holzabfälle  und 
sonstige  Abfälle 

Zum  Zwecke  der  Energiegewinnung  angebaute  Energiepflanzen  (Pappeln,  Weiden 
usw.)  sowie  viele  in  industriellen  Prozessen  (insbesondere  in  der  Holz-  und  Pa- 
pierindustrie) als  Nebenprodukte  anfallende  oder  direkt  aus  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft gelieferte  Holzmaterialien  (Brennholz,  Holzschnitzel,  Rinde,  Hack-, 
Säge-  und  Hobelspäne,  Schwarzlauge  usw.)  und  Abfälle  wie  Stroh,  Reisspelzen, 
Nussschalen,  Geflügeleinstreu  oder  Weintreber.  Diese  festen  Abfälle  werden  vor- 
zugsweise verbrannt.  Die  verbrauchte  Brennstoffmenge  sollte  als  Nettoheizwert 

i  j 
angegeben  werden. 

9.  Biogas: 

Weitgehend  aus  Methan  und  Kohlendioxid  bestehendes  Gas,  das  durch  anaerobe 

■\  t      .    rr        Ii                   n-                     i-ii.       •  1 

Verstoffwechselung  von  Biomasse  gebildet  wird. 

9.1.    Davon:  Deponiegas 

•          i       it.    rc        i       i                     i-i            •     ir--ii             i-ii.        n  ■ 

Aus  der  Verstoffwechselung  von  Depomeabtallen  gebildetes  Biogas 

9.2.    Davon:  Klärschlammgas 

Aus  der  anaeroben  Fermentierung  von  Klärschlamm  entstandenes  Biogas 

9.3.  Davon: 

Sonstige  Biogase 

Aus  der  anaeroben  Fermentierung  von  Gülle  und  von  Abfällen  aus  Schlachthöfen, 
Brauereien  und  sonstigen  Betrieben  der  Agrar-  und  Ernährungswirtschaft  entstan- 
dene Biogase 

10.     Flüssige  Biobrennstoffe 

Es  sind  die  Mengen  von  Biobrennstoffen  anzugeben,  nicht  die  Mengen  der  flüs- 
sigen Brennstoffe,  denen  Biobrennstoffe  zugesetzt  werden.  Bei  Ein-  und  Ausfuh- 
ren von  flüssigen  Biobrennstoffen  sind  nur  die  Mengen  anzugeben,  die  nicht  mit 
Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h.  Biobrennstoffe  in  reiner  Form).  Der  Han- 
del mit  Motorkraftstoffen,  denen  flüssige  Biobrennstoffe  zugesetzt  sind,  fällt  unter 
Kapitel  4,  Daten  über  Öl. 

Anzugeben  sind  folgende  flussige  Biobrennstotte: 

10.1.  Davon:  Biobenzin 

Dazu  zählen  Bioethanol  (aus  Biomasse  und/oder  aus  der  biologisch  abbaubaren 
Fraktion  von  Abfall  gewonnenes  Ethanol),  Biomethanol  (aus  Biomasse  und/oder 
aus  der  biologisch  abbaubaren  Fraktion  von  Abfall  gewonnenes  Methanol),  Bio- 
ETBE  (auf  der  Basis  von  Bioethanol  erzeugter  Ethyl-Tert-Butyl-Ether;  der  Volu- 
menprozentanteil des  Biokraftstoffs  an  Bio-ETBE  beträgt  47  %)  und  Bio-MTBE 
(auf  der  Basis  von  Biomethanol  erzeugter  Methyl-Tert-Butyl-Ether:  der  Volumen- 
prozentanteil  des  Biokraftstofts  an  Bio-MIBt  betragt  36%). 

Energieprodukt 

Definition 

10.2.  Davon:  Biodiesel 

Dazu  zählen  Biodiesel  (ein  aus  pflanzlichen  oder  tierischen  Ölen  gewonnener 
Methylester  mit  Dieseleigenschaften),  Biodimethylether  (ein  aus  Biomasse  gewon- 
nener Dimethylether),  Fischer-Tropsch-Kraftstoffe  (aus  Biomasse  gewonnene  Fi- 
scher-Tropsch-Kraftstoffe),  kalt  extrahiertes  Bioöl  (nur  durch  mechanische  Be- 
handlung aus  Ölsaaten  gewonnenes  Öl)  und  alle  sonstigen  flüssigen  Biobrenn- 
stoffe, die  entweder  mit  Dieselkraftstoff  vermischt  oder  diesem  hinzugefügt  oder 
die  anstelle  von  Dieselkraftstoff  verwendet  werden. 

10.3.  Davon:  sonstige  flüssige 
Biobrennstoffe 

Flüssige  Biobrennstoffe,  die  direkt  als  Kraftstoff  verwendet  und  nicht  Biobenzin 
oder  Biodiesel  hinzugefügt  werden. 

Verzeichnis  der  Aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


5.2.1.  Bruttostrom-  und  -Wärmeerzeugung 

Die  Strom-  und  Wärmeerzeugung  aus  den  in  Abschnitt  5.1  genannten  Energieprodukten  (ohne  Kohle:  für  flüssige 
Biokraftstoffe  ist  nur  der  Gesamtwert  anzugeben)  sind  für  folgende  Erzeuger  getrennt  anzugeben,  soweit  zutreffend: 

—  für  Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen  und  Anlagen  von  Eigenerzeugern, 

—  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  und  KWK-Anlagen. 

5.2.2.  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektor 

Für  die  in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Gezeiten-/Wel- 
len-/Meeresenergie  und  Windkraft),  die  in  den  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektoren  verbraucht 
werden,  sind  folgende  Aggregate  anzugeben: 


1. 

Erzeugung 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestands  Verkleinerung. 

5. 

Bruttoverbrauch 

6. 

Statistische  Abweichung 

7. 

Umwandlungssektor  insgesamt 

Die  für  die  Umwandlung  von  Primärenergie  in  Sekundärenergie  (z.  B.  von  Deponiegas  in  Elektrizität)  oder 

die  Umwandlung  in  abgeleitete  Energieprodukte  (z.  B.  für  Mischgas  verwendetes  Biogas)  verbrauchten 

Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 

7.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

7.2. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

7.3. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

7.4. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

7.5. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 
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7.6. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

7.7. 

Davon:  Brikettfabriken 

Die  für  die  Briketterzeugung  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 
Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  und  aus  Abfall  sind  im  Energiesektor  als  Verbrauch  anzugeben. 

7.8. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

Die  für  die  Braunkohlenbriketterzeugung  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und 
aus  Abfall.  Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall  sind  im  Energiesektor  als  Verbrauch  anzugeben. 

7.9. 

Davon:  Ortsgas 

Die  für  die  Ortsgaserzeugung  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 
Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  und  aus  Abfall  sind  im  Energiesektor  als  Verbrauch  anzugeben. 

7.10. 

Davon:  Verbrauch  zur  Herstellung  von  Mischgas 
Menge  der  mit  Erdgas  vermischten  Biogase 

7.11. 

Davon:  Verbrauch  als  Zusatz  zu  Motorenbenzin/Diesel 

Mengen  an  flüssigen  Biokraftstoffen,  die  nicht  an  Endverbraucher  geliefert  werden,  sondern  zusammen  mit 
anderen,  in  Kapitel  4  dieses  Anhangs  aufgeführten  Mineralölerzeugnissen  verbraucht  werden. 

7.12. 

Davon:  Holzkohlefabriken 

Zur  Herstellung  von  Holzkohle  verbrauchte  Mengen 

7.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Umwandlung 

.3.  Energiesektor 

Für  die  in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Gezeiten-/Wel- 
len-/Meeresenergie  und  Windkraft),  die  im  Energiesektor  verbraucht  werden  oder  für  den  Endverbrauch  zur  Ver- 
fügung stehen,  sind  folgende  Aggregate  anzugeben: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

Die  vom  Energiesektor  bei  seiner  Umwandlungstätigkeit  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  und  aus  Abfall,  z.  B.  die  für  Heizzwecke,  zur  Beleuchtung  oder  zum  Betrieb  von  Pumpen 
oder  Kompressoren  verbrauchte  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 

Die  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall,  die  in  eine  andere  Energieform  umge- 
wandelt werden,  sind  dem  Umwandlungssektor  zuzurechnen. 

1.1. 

Davon:  Vergasungsanlagen 

1.2. 

Davon:  öffentliche  Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen 

1.3. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.4. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.5. 

Davon:  Kokereien 

1.6. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.7. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.8.       Davon:  Ortsgas 


1.9.       Davon:  Hochöfen 


1.10.     Davon:  Holzkohlefabriken 


1.11.     Davon:  nicht  anderweitig  genannt 


2.  Netzverluste 

Alle  bei  Transport  und  Verteilung  auftretenden  Verluste 


5.2.4.  Energieendverbmuch 


Für  die  in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Gezeiten-/Wel- 
len-/Meeresenergie  und  Windkraft)  sind  folgende  Aggregate  anzugeben: 


1. 

Energetischer  Endverbrauch 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetalhsche  Mineralstolfe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

T~\                             TT                     11                                           V  1       1                                                 1                                             '            1                        11                         1  ■ 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 

Davon:  Straßenverkehr 

3.3. 

Davon:  Binnenschifffahrt 

3.4. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2. 

Davon:  Haushalte 
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4.3.       Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 


4.4.  Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5.  Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Sonstige 


5.2.5.  Technische  Merkmale  der  Anlagen 

Anzugeben  sind  folgende  Stromerzeugungskapazitäten  jeweils  zum  Ende  des  Berichtsjahres: 


1 .  Wasserkraft 

<  1  MW,  1  bis  <  10  MW,  >  10  MW  und  für  Pumpspeicherwerke  sowie  für  alle  Größenklassen  zusammen. 
Der  unter  Nutzung  der  Pumpspeicher  erzeugte  Strom  ist  nicht  zu  berücksichtigen. 


2. 

Geothermische  Energie 

3. 

Fotovoltaische  Energie 

4. 

Thermische  Sonnenenergie 

5. 

Gezeiten-/Wellen-/Meeresenergie 

6. 

Windkraft 

7. 

Industrieabfälle  (nicht  erneuerbare  Quellen) 

8.  Siedlungsabfälle 

9. 

Holz,  Holzabfälle  und  sonstige  Abfälle 

10. 

Deponiegas 

11. 

Klärschlammgas 

12. 

Sonstige  Biogase 

13. 

Flüssige  Biobrennstoffe 

Anzugeben  ist  die  Gesamtfläche  installierter  Sonnenkollektoren. 
Anzugeben  ist  die  Produktionskapazität  folgender  Biobrennstoffe: 


1. 

Flüssige  Biobrennstoffe: 

1.1. 

Davon:  Biobenzin 

1.2. 

Davon:  Biodiesel 

1.3. 

Davon:  sonstige  flüssige  Biobrennstoffe 
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.6.  Inputs  für  Wärme-  und  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

Der  Input  bei  den  Eigenerzeugern  von  Strom  und  Wärme  ist  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen 
und  für  reine  Wärmekraftanlagen  jeweils  getrennt  auszuweisen. 

Für  die  in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Gezeiten-/Wel- 
len-/Meeresenergie  und  Windkraft)  sind  folgende  Aggregate  anzugeben: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Vergasungsanlagen 

1.2. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.3. 

Davon:  Brikettfabriken 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.6. 

Davon:  Braunkohle-/Torfbrikettfabriken 

1.7. 

Davon:  Ortsgas 

1.8. 

Davon:  Hochöfen 

1.9. 

Davon:  Holzkohlefabriken 

1.10. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10.     Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 


2.11.     Davon:  Baugewerbe 


2.12.     Davon:  Textilien  und  Leder 


1  1  t> 

Z.l  J. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 
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4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  -  Sonstige 

Heizwerte 

Für  folgende  Produkte  sind  durchschnittliche  Nettoheizwerte  anzugeben: 

1. 

Biobenzin 

2. 

Biodiesel 

3. 

Sonstige  flüssige  Biokraftstoffe 

4. 

Holzkohle 

5.4.  Maßeinheiten 


1.  Stromerzeugung 

MWh 

2.  Wärmeerzeugung 

TJ 

3.  Energieprodukte  aus  erneu- 
erbaren Quellen 

Biobenzin,  Biodiesel  und  sonstige  flüssige  Biobrennstoffe:  Tonnen 
Holzkohle:  1  000  Tonnen 

Alle  anderen:  TJ  (auf  der  Basis  der  Nettoheizwerte) 

4.  Sonnenkollektorfläche 

1  000  m2 

5.  Anlagenkapazität 

Biobrennstoffe:  Tonnen/Jahr 
Alle  anderen:  MWe 

6.  Heizwerte 

KJ/kg  (Nettoheizwert) 
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Ausnahmen  und  Befreiungen 

Entfällt. 

BESTIMMUNGEN 

Folgende  Bestimmungen  gelten  für  die  Erhebung  aller  in  den  vorstehenden  Abschnitten  aufgeführten  Daten: 

1 .  Berichtszeitraum 

Ein  Kalenderjahr  (1.  Januar  bis  31.  Dezember). 

2.  Häufigkeit 
Jährlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

30.  November  des  Jahres  nach  Ablauf  des  Berichtszeitraums. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 

Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen." 


Verordnung  (EU)  Nr.  147/2013 

(ABl.  2013  L  50/1) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  147/2013  DER  KOMMISSION 
vom  13.  Februar  2013 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über 
die  Energiestatistik  hinsichtlich  der  Durchführung  von  Aktualisierungen  für  die  monatlichen  und 

jährlichen  Energiestatistiken 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Oktober  2008  über 
die  Energiestatistik,  (')  insbesondere  auf  Artikel  4  Absatz  3  und 
Artikel  8, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Die  Richtlinie  2004/8/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  über  die  Förderung 
einer  am  Nutzwärmebedarf  orientierten  Kraft-Wärme- 
Kopplung  im  Energiebinnenmarkt  (2)  und  Richtlinie 
2006/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  5.  April  2006  über  Endenergieeffizienz  und  Ener- 
giedienstleistungen (3)  sehen  die  Übermittlung  quantitati- 
ver Energiedaten  durch  die  Mitgliedstaaten  vor.  Zur  Über- 
wachung der  Fortschritte  bei  der  Erreichung  der  in  den 
genannten  Richtlinien  aufgestellten  Ziele  werden  detail- 
lierte und  aktualisierte  Energiedaten  benötigt,  deren  Er- 
fassung im  Rahmen  einer  harmonisierten  und  qualitativ 
hochwertigen  Methodik  zu  erfolgen  hat.  Solche  Bericht- 
erstattungspflichten sind  von  wesentlicher  Bedeutung  un- 
ter anderem  für  die  Verwirklichung  des  Ziels  der  Ener- 
gieeffizienz und  sollten  daher  weiterhin  fester  Bestandteil 
der  Entwicklung  eines  EU-Rechtsrahmens  in  diesem  Be- 
reich sein.  Teilweise  werden  diese  Daten  bereits  an  die 
Kommission  (Eurostat)  übermittelt  und  als  jährliche  Ener- 
giestatistiken verbreitet. 

(2)  Mit  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  wird  ein  ge- 
meinsamer Rahmen  für  die  Erstellung,  Übermittlung,  Be- 
wertung und  Verbreitung  vergleichbarer  Energiestatistiken 
in  der  Union  geschaffen. 

(3)  Die  Energiestatistik  umfasst  einen  sehr  dynamischen  Be- 
reich statistischer  Daten.  Ursache  hierfür  ist  die  intensive 
Entwicklung  der  Unionspolitik,  der  technische  Fortschritt 


(!)  ABl.  L  304  vom  14.11.2008,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  52  vom  21.2.2004,  S.  50. 

(3)  ABl.  L  114  vom  27.4.2006,  S.  64. 


sowie  die  Bedeutung  der  Energiedaten  als  Grundlage  der 
Unionsziele.  Folglich  sind  regelmäßige  Aktualisierungen 
zur  Anpassung  des  statistischen  Erfassungsbereichs  an 
die  steigenden  bzw.  im  Wandel  begriffenen  Anforderun- 
gen erforderlich. 

(4)  Mit  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  wurden  der 
Kommission  Durchführungsbefugnisse  im  Hinblick  auf 
die  Anpassung  der  statistischen  Anhänge  übertragen. 
Die  erste  Anpassung  dieser  Art  fand  im  Jahr  2010  statt. 
Seit  diesem  Zeitpunkt  sind  neue  Verbesserungen  und 
Anpassungen  sowohl  im  Bereich  der  monatlichen  als 
auch  der  jährlichen  Statistiken  erfolgt,  die  es  zu  berück- 
sichtigen gilt. 

(5)  Die  Kommission  hat  die  erforderlichen  Anpassungen  aus- 
gearbeitet und  deren  Machbarkeit,  die  entsprechenden 
Produktionskosten  für  ihre  Erstellung  sowie  Fragen  der 
Vertraulichkeit  und  der  Meldebelastung  mit  den  Mitglied- 
staaten erörtert. 

(6)  Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  ist  daher  entspre- 
chend zu  ändern. 

(7)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ste- 
hen im  Einklang  mit  der  Stellungnahme  des  Ausschusses 
für  das  Europäische  Statistische  System  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Die  Anhänge  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  werden 
durch  den  Anhang  dieser  Verordnung  ersetzt. 

Artikel  2 

Die  Verordnung  (EU)  Nr.  844/2010  der  Kommission  (4)  wird 
aufgehoben. 

Bezugnahmen  auf  die  aufgehobene  Verordnung  gelten  als  Be- 
zugnahmen auf  die  vorliegende  Verordnung. 


(4)  ABl.  L  258  vom  30.9.2010,  S.  1. 
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Artikel  3 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  13.  Februar  2013 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG 


„ANHANG  A 


ERLÄUTERUNGEN  ZUR  TERMINOLOGIE 


In  diesem  Anhang  werden  Begriffe  erläutert,  die  in  den  anderen  Anhängen  verwendet  werden. 

1.  GEOGRAFISCHE  HINWEISE 

Lediglich  für  statistische  Berichtszwecke  gelten  die  folgenden  geografischen  Definitionen: 

—  Australien:  ohne  überseeische  Gebiete: 

—  Dänemark:  ohne  die  Färöer  und  Grönland; 

—  Frankreich:  einschließlich  Monaco,  aber  ohne  seine  überseeischen  Gebiete  Guadeloupe,  Martinique,  Französisch- 
Guayana,  Reunion,  St.-Pierre  und  Miquelon,  Neukaledonien,  Französisch-Polynesien,  Wallis  und  Futuna  sowie 
Mayotte; 

—  Italien:  einschließlich  San  Marino  und  Vatikanstadt; 

—  Japan:  einschließlich  Okinawa; 

—  Niederlande:  ohne  Suriname  und  die  Niederländischen  Antillen: 

—  Portugal:  einschließlich  Azoren  und  Madeira; 

—  Spanien:  einschließlich  Kanarische  Inseln,  Balearische  Inseln,  Ceuta  und  Melilla; 

—  Schweiz:  ohne  Liechtenstein; 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika:  umfasst  die  50  Bundesstaaten,  den  District  of  Columbia,  die  Amerikanischen 
Jungferninseln,  Puerto  Rico  und  Guam. 

2.  AGGREGATE 

Erzeuger  werden  nach  dem  Erzeugungszweck  eingeteilt: 

—  Hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätige  Unternehmen:  Unternehmen  in  privatem  oder  öffentlichem  Besitz,  deren 
Haupttätigkeit  die  Erzeugung  von  Elektrizität  und/oder  Wärme  zum  Verkauf  an  Dritte  ist; 

—  Eigenerzeuger:  Unternehmen  in  privatem  oder  öffentlichem  Besitz,  die  Elektrizität  und/oder  Wärme  ganz  oder 
teilweise  für  den  Eigenverbrauch  zur  Unterstützung  ihrer  Haupttätigkeit  erzeugen. 

Anmerkung:  Die  Kommission  kann  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
weitere  Klärungen  der  Terminologie  vornehmen,  indem  sie  nach  Inkrafttreten  einer  überarbeiteten  Fassung  der 
Statistischen  Systematik  der  Wirtschaftszweige  in  der  Europäischen  Gemeinschaft  (NACE)  die  jeweiligen  NACE- 
Positionen  hinzufügt. 

2.1.  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektoren 


Erzeugung/einheimische  Erzeugung 

Menge  der  geförderten  oder  erzeugten  Brennstoffe  nach  der  Entfernung  inerter  Bestandteile.  Schließt  die  vom 
Erzeuger  während  des  Herstellungsprozesses  (z.  B.  zum  Heizen  oder  zum  Betrieb  von  Maschinen  und  Hilfsaggrega- 
ten) verbrauchten  Mengen  ebenso  ein  wie  die  an  andere  Energieerzeuger  zur  Umwandlung  oder  für  andere  Zwecke 
erfolgten  Lieferungen. 

„Einheimisch"  bedeutet:  Erzeugung  ausgehend  von  Ressourcen  im  jeweiligen  Land. 
Einfuhren/Ausfuhren 

Geografische  Definitionen  finden  sich  im  Abschnitt  „Geografische  Hinweise". 

Falls  nicht  anders  angegeben,  beziehen  sich  die  „Einfuhren"  auf  das  eigentliche  Ursprungsland  (das  Land,  in  dem  das 
Energieprodukt  hergestellt  wurde)  und  die  „Ausfuhren"  auf  das  Land,  in  dem  der  Endverbrauch  der  erzeugten 
Energieprodukte  erfolgt. 

Mengen  gelten  als  Ein-  bzw.  Ausfuhren,  wenn  sie  über  die  Grenzen  eines  Landes  hinweg  befördert  werden,  und  zwar 
unabhängig  davon,  ob  eine  Zollabfertigung  stattgefunden  hat  oder  nicht. 


449 

Copyrighted  malerial 


Wo  keine  Angaben  zu  Herkunfts-  oder  Bestimmungsland  gemacht  werden  können,  kann  die  Kategorie  „Sonstiges" 
gewählt  werden. 

Statistische  Abweichungen  können  sich  ergeben,  wenn  nur  die  Gesamtein-  und  -ausfuhren  auf  der  oben  genannten 
Basis  vorliegen,  der  geografischen  Aufschlüsselung  aber  eine  andere  Erhebung,  Informationsquelle  oder  Konzeption 
zugrunde  liegt.  In  solchen  Fällen  sind  die  Differenzen  unter  „Sonstiges"  anzugeben. 

Grenzüberschreitender  Seeverkehr  (Bunker) 

Die  Brennstoffmengen,  die  an  Schiffe  gleich  welcher  Flagge  im  internationalen  Schiffsverkehr  geliefert  werden.  Der 
internationale  Schiffsverkehr  kann  sich  sowohl  auf  See,  als  auch  auf  Binnen-  oder  Küstengewässern  abspielen.  Nicht 
berücksichtigt  werden: 

—  der  Verbrauch  durch  Schiffe  im  Binnenverkehr.  Für  die  Unterscheidung  zwischen  innerstaatlichem  und  grenz- 
überschreitendem Schiffsverkehr  sind  der  Auslauf-  und  der  Einlaufhafen  maßgeblich,  nicht  die  Flagge  oder 
Staatszugehörigkeit  des  Schiffes; 

—  der  Verbrauch  durch  Fischereifahrzeuge: 

—  der  Verbrauch  durch  Streitkräfte. 

Bestandsveränderungen 

Differenz  zwischen  den  Beständen  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  am  Anfang  und  am  Ende  des  Bezugszeitraums. 

Berechneter  Bruttoverbrauch 
Rechnerisch  wie  folgt  ermittelter  Wert: 

Einheimische  Erzeugung  +  Aus  sonstigen  Quellen  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Grenzüberschreitender  Seeverkehr 
(Bunker)  +  Bestandsveränderungen. 

Beobachteter  Bruttoverbrauch 

Tatsächlich  durch  Erhebungen  bei  den  Endverbrauchern  ermittelte  Mengen. 

Statistische  Differenz 

Rechnerisch  wie  folgt  ermittelter  Wert: 

Berechneter  Bruttoverbrauch  -  beobachteter  Bruttoverbrauch. 

Einschließlich  Bestandsveränderungen  bei  den  Endverbrauchern,  die  nicht  unter  „Bestandsveränderungen"  gemäß 
obiger  Definition  fallen. 

Die  Ursachen  für  wesentliche  Abweichungen  sind  anzugeben. 

Stromerzeugungsanlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 
Für  die  Stromerzeugung  verwendete  Brennstoffmengen. 

Brennstoffe,  die  von  Anlagen  mit  mindestens  einer  KWK-Einheit  verbraucht  werden,  sind  unter  „KWK-Anlagen 
hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen"  anzugeben. 

Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen  (KWK-Anlagen)  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 
Für  die  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  verwendete  Brennstoffmenge. 

Wärmeerzeugungsanlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 
Für  die  Wärmeerzeugung  verwendete  Brennstoffmengen. 

Elektrizitätswerke  der  Eigenerzeuger 

Für  die  Stromerzeugung  verwendete  Brennstoffmengen. 

Brennstoffe,  die  von  Anlagen  mit  mindestens  einer  KWK-Einheit  verwendet  werden,  sind  unter  „KWK-Anlagen  von 
Eigenerzeugern"  anzugeben. 

Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen  (KWK-Anlagen)  von  Eigenerzeugern 

Brennstoffmengen,  die  der  Menge  des  erzeugten  Stroms  und  der  verkauften  Wärme  entsprechen. 
Wärmekraftwerke  von  Eigenerzeugern 

Brennstoffmengen,  die  der  Menge  der  verkauften  Wärme  entsprechen. 


Steinkohlenbrikettfabriken 

Für  die  Briketterzeugung  verwendete  Mengen. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch 
des  Energiesektors  anzugeben. 

Kokereien 

In  Kokereien  verwendete  Mengen. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch 
des  Energiesektors  anzugeben. 

Braunkohlen-/Torfbrikettfabriken 

Braunkohlemengen,  die  zur  Erzeugung  von  Braunkohlenbriketts  (BKB)  verwendet  werden,  bzw.  Torfmengen,  die  zur 
Erzeugung  von  Torfbriketts  verwendet  werden. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch 
des  Energiesektors  anzugeben. 

Gaswerke 

Mengen,  die  bei  der  Erzeugung  von  Gas  in  Gaswerken  und  Kohlevergasungsanlagen  verbraucht  werden. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch 
des  Energiesektors  anzugeben. 

Hochöfen 

Die  Mengen  an  in  Hochöfen  umgewandelter  Kokskohle  und/oder  bituminöser  Kohle  (Kohlenstaubeinblasung  (Pul- 
verized  Goal  Injection,  PCI))  und  Koksofenkoks. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Hochöfen  verwendeten  Mengen  (z.  B.  Hochofengas)  sind  nicht  hier, 
sondern  als  Verbrauch  des  Energiesektors  anzugeben. 

Kohleverflüssigungsanlagen 

Für  die  Erzeugung  von  synthetischem  Öl  verwendete  Brennstoffmengen. 
Erdölraffinerien 

Für  die  Herstellung  von  Mineralölerzeugnissen  verwendete  Mengen. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  sind  nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch 
des  Energiesektors  anzugeben. 

Nicht  anderweitig  genannt  —  Umwandlung 

Für  Umwandlungszwecke  verwendete  Mengen,  die  nicht  anderweitig  erfasst  werden.  Falls  hier  Angaben  gemacht 
werden,  sind  diese  im  Bericht  zu  erläutern. 

2.2.  Energiesektor  und  Endverbrauch 

Energiesektor  insgesamt 

Von  der  Energiewirtschaft  für  die  Energieförderung  (Bergbau,  Ol-  und  Gaserzeugung)  oder  den  Betrieb  von  Energie- 
umwandlungsanlagen verbrauchte  Mengen.  Dies  entspricht  den  NACE-Abteilungen  05,  06,  08.92,  07.21,  09.1,  19 
und  35. 

Nicht  enthalten  sind  Mengen  von  Brennstoffen,  die  in  andere  Energieformen  umgewandelt  (im  Umwandlungssektor 
anzugeben)  oder  die  zum  Betrieb  von  Öl-,  Gas-  und  Kohlenschlammpipelines  (im  Verkehrssektor  anzugeben) 
benötigt  werden. 

Einschließlich  der  Herstellung  chemischer  Stoffe  für  die  Kernspaltung  und  -fusion  sowie  der  Produkte  dieser  Prozesse. 
Elektrizitätswerke,  KWK-Anlagen  und  Wärmekraftwerke 

In  Elektrizitätswerken,  KWK-Anlagen  und  Wärmekraftwerken  verbrauchte  Energiemengen. 
Kohlebergwerke 

Für  die  Förderung  und  Aufbereitung  von  Kohle  im  Kohlebergbau  verbrauchte  Energiemengen. 


In  bergwerkseigenen  Kraftwerken  verbrannte  Kohle  ist  im  Umwandlungssektor  anzugeben. 


Steinkohlenbrikettfabriken 

In  Steinkohlenbrikettfabriken  verbrauchte  Energiemengen. 
Kokereien 

In  Kokereien  verbrauchte  Energiemengen. 
Braunkohlen-/Torfbrikettfabriken 

In  Braunkohlen-/Torfbrikettfabriken  verbrauchte  Energiemengen. 
Gaswerke/Vergasungsanlagen 

In  Gaswerken  und  Anlagen  zur  Kohlevergasung  verbrauchte  Energiemengen. 
Hochöfen 

In  Hochöfen  verbrauchte  Energiemengen. 
Kohleverflüssigungsanlagen 

In  Kohleverflüssigungsanlagen  verbrauchte  Energiemengen. 
Erdölraffinerien 

In  Erdölraffinerien  verbrauchte  Energiemengen. 
Öl-  und  Gasförderung 

Bei  der  Öl-  und  Gasförderung  sowie  in  Erdgasverarbeitungsanlagen  verbrauchte  Brennstoffmengen. 

Ohne  Pipeline-Verluste  (als  Netzverluste  anzugeben)  und  für  den  Betrieb  von  Pipelines  erforderliche  Energiemengen 
(im  Verkehrssektor  anzugeben). 

Endverbrauch  insgesamt 
Definiert  (berechnet)  als: 

=  Nichtenergetischer  Endverbrauch  insgesamt  +  Energetischer  Endverbrauch  (Industrie  +  Verkehr  +  Sonstige  Sekto- 
ren) 

Ohne  Energielieferungen,  die  für  die  Umwandlung  bestimmt  sind,  den  Verbrauch  der  Energiewirtschaft  und  Netz- 
verluste. 

Nichtenergetische  Nutzung 

Als  Rohstoffe  in  den  verschiedenen  Sektoren  verwendete  Energieprodukte,  d.  h.  Energieprodukte,  die  nicht  als 
Brennstoffe  verbraucht  oder  in  andere  Brennstoffe  umgewandelt  werden. 

2.3.  Angabe  des  Energie-Endverbrauchs 

Energetischer  Endverbrauch 

Gesamtenergieverbrauch  in  Industrie,  Verkehr  und  sonstigen  Sektoren. 
Industrie 

Bezieht  sich  auf  die  Energiemengen,  die  Industrieunternehmen  bei  der  Ausübung  ihrer  Haupttätigkeiten  verbrauchen. 

Bei  reinen  Wärmeerzeugungsanlagen  oder  bei  KWK-Anlagen  sind  nur  die  Brennstoffmengen  anzugeben,  die  für  die 
Wärmeerzeugung  der  Anlage  selbst  verbraucht  werden.  Die  Brennstoffmengen,  die  bei  der  kommerziellen  Wär- 
meerzeugung und  bei  der  Stromerzeugung  verbraucht  werden,  sind  in  der  jeweiligen  Rubrik  des  Umwandlungs- 
sektors anzugeben. 

Eisen  und  Stahl;  NACE-Abteilungen  24.1,  24.2,  24.3,  24.51  und  24.52. 

Chemische  (einschließlich  petrochemische)  Industrie 

Chemische  und  petrochemische  Industrie:  NACE-Abteilungen  20  und  21. 

NE-Metallindustrie 

NE-Metallindustrie;  NACE-Abteilungen  24.4,  24.53  und  24.54. 


Nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

Herstellung  von  Glas,  Keramik,  Zement  und  sonstigem  Baumaterial;  NACE- Abteilung  23. 


Fahrzeugbau 

Mit  dem  Fahrzeugbau  in  Verbindung  stehende  Sektoren;  NACE-Abteilungen  29  und  30. 


Maschinenbau 

Herstellung  von  Metallerzeugnissen,  Maschinen  und  Ausrüstungen  außer  Fahrzeugbau;  NACE-Abteilungen  25,  26, 
27  und  28. 

Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

NACE-Abteilungen  07  (außer  07.21),  08  (außer  08.92)  und  09.9;  ohne  die  Energiewirtschaft. 
Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung:  NACE-Abteilungen  10,  11  und  12. 


Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

Einschließlich  Vervielfältigung  von  bespielten  Ton-,  Bild-  und  Datenträgern:  NACE-Abteilungen  17  und  18. 


Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren  (außer  Zellstoff  und  Papier);  NACE-Abteilung  16. 


Baugewerbe:  NACE-Abteilungen  41,  42  und  43. 


Textilien  und  Leder;  NACE-Abteilungen  13,  14  und  15. 


Nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

Verbrauch  in  Sektoren,  die  nicht  oben  angeführt  werden. 


Verkehrssektor 

Bei  sämtlichen  Verkehrstätigkeiten  verbrauchte  Energie,  unabhängig  vom  Wirtschaftssektor,  für  den  der  Transport 
erfolgt;  NACE-Abteilungen  49,  50  und  51. 


Verkehrssektor  —  Eisenbahnverkehr 

Gesamter  Verbrauch  im  Eisenbahnverkehr,  einschließlich  Werksverkehr;  NACE-Abteilungen  49.1  und  49.2. 


Verkehrssektor  —  Binnenschifffahrt 

Die  Brennstoffmengen,  die  an  Schiffe  gleich  welcher  Flagge  im  Binnenverkehr  geliefert  werden  (vergleiche  „Grenz- 
überschreitender Seeverkehr  (Bunker)").  Für  die  Unterscheidung  zwischen  innerstaatlichem  und  grenzüberschreiten- 
dem Schiffsverkehr  sind  der  Auslauf-  und  der  Einlaufhafen  maßgeblich,  nicht  die  Flagge  oder  Staatszugehörigkeit  des 
Schiffes;  NACE-Abteilung  50. 


Verkehrssektor  —  Straßenverkehr 

Von  Straßenfahrzeugen  verbrauchte  Mengen. 

Einschließlich  des  Kraftstoffverbrauchs  landwirtschaftlicher  Nutzfahrzeuge  auf  öffentlichen  Straßen  und  des  Schmier- 
stoffverbrauchs von  Straßenfahrzeugen. 

Nicht  enthalten  sind  der  Energieverbrauch  von  stationären  Motoren  (siehe  „Sonstige  Sektoren"),  landwirtschaftlichen 
Zugmaschinen,  die  sich  nicht  auf  öffentlichen  Straßen  befinden  (siehe  Landwirtschaft)  und  Militärfahrzeugen  (siehe: 
„Sonstige  Sektoren  —  Nicht  anderweitig  genannt")  sowie  die  Nutzung  von  Bitumen  als  Straßenbelag  und  der 
Energieverbrauch  von  Baustellenmaschinen  (siehe  Industrie,  Teilsektor  Baugewerbe):  NACE-Abteilungen  49.3  und 
49.4. 


Verkehrssektor  —  Transport  in  Pipelines 

Beim  Betrieb  von  Pipelines  zum  Transport  von  Gasen,  Flüssigkeiten,  Schlämmen  und  anderen  Gütern  verbrauchte 
Energiemengen;  NACE-Abteilung  49.5. 

Einschließlich  des  Energieverbrauchs  von  Pumpstationen  und  des  Energieverbrauchs  für  die  Instandhaltung  der 
Pipelines. 

Nicht  enthalten  ist  die  Energie,  die  für  die  Verteilung  von  Erdgas,  erzeugtem  Gas,  heißem  Wasser  oder  Dampf  vom 
Verteiler  zu  den  Endnutzern  benötigt  wird  (im  Energiesektor  anzuführen).  Ebenfalls  nicht  enthalten  sind  die  Energie, 
die  für  die  Endverteilung  von  Wasser  an  Haushalte,  die  Industrie,  gewerbliche  und  sonstige  Verbraucher  benötigt 
wird  (unter  „Gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen"  anzugeben),  sowie  die  Verluste  bei  diesem  Transport  vom 
Verteiler  zu  den  Endverbrauchern  (als  Netzverluste  anzugeben). 


Verkehrssektor  —  Grenzüberschreitender  Luftverkehr 


Menge  des  für  Flugzeuge  im  grenzüberschreitenden  Luftverkehr  gelieferten  Flugbenzins.  Für  die  Unterscheidung 
zwischen  innerstaatlichem  und  grenzüberschreitendem  Luftverkehr  ist  der  Abflug-  bzw.  Landeort  maßgeblich,  nicht 
die  Staatszugehörigkeit  der  Fluggesellschaft;  Teile  der  NACE-Abteilung  51. 

Nicht  enthalten  ist  der  Treibstoffverbrauch  von  Straßenfahrzeugen  der  Fluggesellschaften  (unter  „Verkehrssektor  — 
Nicht  anderweitig  genannt"  anzugeben)  sowie  die  militärische  Verwendung  von  Flugbenzin  (unter  „Sonstige  Sektoren 
—  Nicht  anderweitig  genannt"  anzugeben). 


Verkehrssektor  —  Innerstaatlicher  Luftverkehr 

Menge  des  für  Flugzeuge  im  Inlandsluftverkehr  (für  gewerbliche,  private,  landwirtschaftliche  u.  a.  Zwecke)  gelieferten 
Flugbenzins;  Teile  der  NACE-Abteilung  51. 

Einschließlich  des  Flugbenzins,  das  für  andere  Zwecke  als  das  Fliegen  verbraucht  wird,  z.  B.  für  die  Prüfung  von 
Motoren  auf  dem  Prüfstand.  Für  die  Unterscheidung  zwischen  innerstaatlichem  und  grenzüberschreitendem  Luft- 
verkehr ist  der  Abflug-  bzw.  Landeort  maßgeblich,  nicht  die  Staatszugehörigkeit  der  Fluggesellschaft. 

Nicht  enthalten  ist  der  Treibstoffverbrauch  von  Straßenfahrzeugen  der  Fluggesellschaften  (unter  „Verkehrssektor  — 
Nicht  anderweitig  genannt"  anzugeben)  sowie  die  militärische  Verwendung  von  Flugbenzin  (unter  „Sonstige  Sektoren 
—  Nicht  anderweitig  genannt"  anzugeben). 


Verkehrssektor  —  Nicht  anderweitig  genannt 

Für  Transportzwecke  verwendete  Mengen,  die  nicht  anderweitig  erfasst  werden. 

Umfasst  den  Treibstoffverbrauch  von  Straßenfahrzeugen  der  Fluggesellschaften  und  den  Verbrauch  von  Schiffsent- 
ladern und  anderen  Hafenkränen. 

Anzugeben  ist,  was  unter  diese  Position  fällt. 


Sonstige  Sektoren 

Sektoren,  die  nicht  ausdrücklich  genannt  werden  oder  nicht  zu  den  Bereichen  Energiewirtschaft,  Industrie  oder 
Verkehr  zählen. 


Sonstige  Sektoren  —  Gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

Von  Unternehmen  und  Verwaltung  im  öffentlichen  oder  privaten  Sektor  verbrauchte  Brennstoffe. 

NACE-Abteilungen  33,  36,  37,  38,  39,  45,  46,  47,  52,  53,  55,  56,  58,  59,  60,  61,  62,  63,  64,  65,  66,  68,  69,  70, 
71,  72,  73,  74,  75,  77,  78,  79,  80,  81,  82,  84,  85,  86,  87,  88,  90,  91,  92,  93,  94,  95,  96  und  99. 

Sonstige  Sektoren  —  Haushalte 

Anzugeben  sind  die  in  sämtlichen  Haushalten  einschließlich  der  „privaten  Haushalte  mit  Hauspersonal"  verbrauchten 
Brennstoffe;  NACE-Abteilungen  97  und  98. 


Sonstige  Sektoren  —  Land-  und  Forstwirtschaft 

Brennstoffverbrauch  von  Benutzern  aus  den  Bereichen  Landwirtschaft,  Jagd  und  Forstwirtschaft;  NACE-Abteilungen 
01  und  02. 


Sonstige  Sektoren  —  Fischerei  und  Fischzucht 

An  die  Binnen-,  Küsten-  und  Hochseefischerei  gelieferte  Brennstoffe.  Die  Position  Fischerei  und  Fischzucht  umfasst 
den  Brennstoff,  mit  dem  Schiffe  gleich  welcher  Flagge  (einschließlich  internationaler  Fischfang)  im  Meldeland  betankt 
wurden,  sowie  den  Energieverbrauch  der  Fischereiwirtschaft:  NACE-Abteilung  03. 


Sonstige  Sektoren  —  Nicht  anderweitig  genannt 

Hierbei  handelt  es  sich  um  nicht  anderweitig  genannte  Wirtschaftszweige.  Zu  dieser  Kategorie  zählt  der  Brennstoff- 
verbrauch mobiler  oder  fester  militärischer  Einrichtungen  (z.  B.  Schiffe,  Flugzeuge,  Landfahrzeuge  und  Wohngebäu- 
de), unabhängig  davon,  ob  die  Brennstoffe  für  die  einheimischen  oder  für  ausländische  Streitkräfte  geliefert  werden. 
Falls  hier  Angaben  gemacht  werden,  sind  diese  im  Bericht  zu  erläutern. 


SONSTIGE  BEGRIFFE 

Die  nachstehenden  Abkürzungen  bedeuten  Folgendes: 

—  TML:  Tetramethylblei 

—  TEL:  Tetraäthylblei 

—  SBP:  Spezialbenzin 


—  LPG:  Flüssiggas 

—  NGL:  Erdgaskondensate: 

—  LNG:  verflüssigtes  Erdgas: 

—  CNG:  komprimiertes  Erdgas. 
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ANHANG  ß 


JÄHRLICHE  ENERGIESTATISTIKEN 

In  diesem  Anhang  werden  der  Erfassungsbereich,  die  Einheiten,  der  Berichtszeitraum,  die  Erhebungshäufigkeit,  die  Fristen 
und  die  Übermittlungsmodalitäten  für  die  jährliche  Erhebung  von  Energiestatistiken  beschrieben. 

Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 

1.       FESTE  FOSSILE  BRENNSTOFFE  UND  INDUSTRIELL  ERZEUGTE  GASE 
1.1.     In  frage  kommende  energieprodukte 

Sofern  nicht  anders  bestimmt,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 


Energieprodukt 

Definition 

1.  Anthrazit 

Kohle  mit  hohem  Inkohlungsgrad  zur  Verwendung  in  Industrie  und  Haushal- 
ten. Anthrazit  enthält  für  gewöhnlich  weniger  als  1 0  %  flüchtige  Bestandteile 
und  weist  einen  hohen  Kohlenstoffgehalt  auf  (etwa  90  %  fester  Kohlenstoff). 
Sein  oberer  Heizwert  liegt  bei  über  24  000  kj/kg,  aschefrei. 

2.  Kokskohle 

Bituminöse  Steinkohle,  die  zur  Herstellung  von  Hochofenkoks  geeignet  ist.  Ihr 
oberer  Heizwert  liegt  bei  über  24  000  kj/kg,  aschefrei. 

3.    Sonstige  bituminöse  Kohle 
(Kesselkohle) 

Kohle  zur  Dampferzeugung;  umfasst  alle  Arten  bituminöser  Kohle  außer  Koks- 
kohle und  Anthrazit.  Hat  im  Vergleich  zu  Anthrazit  einen  höheren  Anteil  an 
flüchtigen  Bestandteilen  (über  10%)  und  einen  niedrigeren  Kohlenstoffgehalt 
(unter  90  %  fester  Kohlenstoff).  Ihr  oberer  Heizwert  liegt  bei  über  24  000 
kj/kg,  aschefrei.  In  Kokereien  verwendete  bituminöse  Kohle  ist  als  Kokskohle 
anzugeben. 

4.    Subbituminöse  Kohle 

Nicht  backende  Kohle  mit  einem  oberen  Heizwert  zwischen  20  000  kj/kg  und 
24  000  kj/kg,  die  mehr  als  31  %  flüchtige  Bestandteile  auf  trockener,  mineral- 
stofffreier  Basis  enthält. 

5.  Braunkohle 

Nicht  backende  Kohle  mit  einem  oberen  Heizwert  von  unter  20  000  kj/kg 
und  einem  Gehalt  von  über  31  %  an  flüchtigen  Bestandteilen  auf  trockener, 
mineralstofffreier  Basis. 

6.  Steinkohlenbriketts 

Ein  Brennstoffmaterial  aus  Feinkohle,  das  unter  Zusatz  eines  Bindemittels  in 
eine  bestimmte  Form  gepresst  wird.  Wegen  des  zugesetzten  Bindemittels  kann 
die  Menge  der  erzeugten  Steinkohlenbriketts  geringfügig  größer  sein  als  die 
Menge  der  im  Umwandlungsprozess  verbrauchten  Kohle. 

7.  Kokereikoks 

Durch  Verkokung  von  Kohle  (hauptsächlich  Kokskohle)  bei  hohen  Tempera- 
turen entstandenes  festes  Produkt  mit  einem  niedrigen  Anteil  an  Feuchtigkeit 
und  flüchtigen  Bestandteilen.  Kokereikoks  wird  vorwiegend  in  der  Eisen-  und 
Stahlindustrie  als  Energieträger  und  als  chemischer  Zusatzstoff  eingesetzt. 
Koksgrus  und  Gießereikoks  werden  ebenfalls  zum  Kokereikoks  gezählt. 

Ferner  ist  auch  Halbkoks,  ein  durch  Kohleverkokung  bei  niedrigen  Tempera- 
turen gewonnenes  festes  Erzeugnis,  dieser  Kategorie  zuzurechnen.  Halbkoks 
wird  in  Haushalten  sowie  in  den  Umwandlungsanlagen  selbst  als  Brennstoff 
eingesetzt.  Außerdem  zählen  auch  Koks,  Koksgrus  und  Halbkoks  aus  Braun- 
kohle zu  dieser  Position. 

8.  Gaskoks 

Steinkohle-Nebenprodukt,  das  in  Gaswerken  zur  Erzeugung  von  Stadtgas  ein- 
gesetzt wird;  Gaskoks  wird  zur  Erzeugung  von  Heizwärme  genutzt. 

Energieprodukt 

Definition 

9.  Kohlenteer 

Entsteht  bei  der  Verkokung  von  bituminöser  Kohle.  Kohlenteer  fällt  entweder 
als  flüssiges  Nebenprodukt  der  Kokserzeugung  durch  Destillation  in  der  Ko- 
kerei an  oder  wird  aus  Braunkohle  hergestellt  („Schwelteer").  Aus  Kohlenteer 
können  durch  Destillation  weitere  organische  Erzeugnisse  gewonnen  werden 
(z.  B.  Benzol,  Toluol,  Naphthalin),  die  üblicherweise  als  Ausgangsstoffe  für  die 
petrochemische  Industrie  angegeben  werden. 

10.  BKB 

(Braunkohlenbriketts) 

Braunkohlenbriketts  werden  mittels  Hochdruckverpressung  bindemittelfrei  aus 
Braunkohle  oder  subbituminöser  Kohle  unter  Beigabe  von  getrockneter  Fein- 
kohle und  Kohlenstaub  hergestellt. 

11.  Ortsgas 

Alle  Gastypen,  die  in  öffentlichen  oder  privaten  Anlagen  erzeugt  werden,  die 
vorwiegend  zur  Erzeugung,  zum  Transport  und  zur  Verteilung  von  Gas  be- 
trieben werden.  Hierunter  fallen  auch  Gase,  die  durch  Verkokung  erzeugt 
werden  (einschließlich  der  in  Koksöfen  erzeugten  und  in  Ortsgas  umgewan- 
delten Gase),  sowie  solche,  die  durch  vollständige  Vergasung  mit  oder  ohne 
Anreicherung  mit  Mineralölprodukten  (wie  z.  B.  Flüssiggas  oder  Rückstands- 
heizöl) oder  durch  Reformieren  und  einfaches  Mischen  von  Gasen  und/oder 
Luft  entstehen;  diese  Gase  werden  in  den  Zeilen  „Aus  sonstigen  Quellen" 
erfasst.  Ortsgas,  das  in  Mischgas  umgewandelt  wird,  welches  durch  das  Erd- 
gasnetz verteilt  und  verbraucht  wird,  ist  unter  dem  Umwandlungssektor  zu 
erfassen. 

Die  Erzeugung  anderer  Kohlegase  (d.  h.  Kokereigas,  Hochofengas  und  Gicht- 
gas) sollte  jeweils  getrennt  erfasst  werden  und  nicht  zur  Ortsgaserzeugung 
gerechnet  werden.  Kohlegase,  die  in  Gaswerke  überführt  werden,  sollten  (in 
ihrer  eigenen  Spalte)  unter  dem  Umwandlungsbereich  in  der  Zeile  „Gaswerke" 
erfasst  werden.  Die  Gesamtmenge  an  Ortsgas,  die  aus  dem  Transfer  von 
anderen  Kohlegasen  resultiert,  ist  unter  „Ortsgas"  in  der  Zeile  „Erzeugung" 
anzugeben. 

12.  Kokereigas 

Fällt  als  Nebenprodukt  bei  der  Herstellung  von  Kokereikoks  für  die  Eisen-  und 
Stahlerzeugung  an. 

13.  Hochofengas 

Fällt  bei  der  Verbrennung  von  Koks  in  den  Hochöfen  der  Eisen-  und  Stahl- 
industrie an.  Es  wird  zurückgewonnen  und  zum  Teil  in  der  Anlage  selbst,  zum 
Teil  in  anderen  Prozessen  der  Stahlproduktion  bzw.  in  zur  Verbrennung  von 
Hochofengas  ausgelegten  Kraftwerken  verwendet.  Die  Brennstoffmenge  sollte 
auf  der  Basis  des  oberen  Heizwerts  angegeben  werden. 

14.  Sonstiges  Konvertergas 

Entsteht  als  Nebenprodukt  bei  der  Herstellung  von  Stahl  in  Sauerstofföfen  und 
wird  beim  Austreten  aus  dem  Ofen  gewonnen.  Konvertergas  wird  auch  als 
Hochofengas,  Sauerstoffblasstahlgas  oder  (im  Englischen)  LD  gas  bezeichnet. 
Die  gewonnene  Brennstoffmenge  sollte  auf  der  Basis  des  oberen  Heizwerts 
angegeben  werden.  Gilt  auch  für  sonstige  nicht  anderweitig  genannte  indus- 
triell erzeugte  Gase,  z.  B  brennbare  Gase  aus  kohlenstoffhaltigen  Materialien, 
die  im  Rahmen  nicht  anderweitig  genannter  industrieller  und  chemischer  Ver- 
fahren gewonnen  werden. 

15.  Torf 

Brennbares  weiches,  poröses  oder  verdichtetes  Sediment  pflanzlichen  Ur- 
sprungs mit  hohem  Wassergehalt  (im  Ausgangszustand  bis  zu  90  %),  leicht 
zu  schneiden,  von  heller  bis  dunkelbrauner  Farbe.  Torf  für  die  nichtenergeti- 
sche Verwendung  wird  hier  nicht  erfasst. 

Diese  Begriffsbestimmung  berührt  nicht  die  Begriffsbestimmung  erneuerbarer 
Energieträger  gemäß  der  Richtlinie  2009/28/EG  (')  und  den  IPCC-Leitlinien  für 
nationale  Treibhausgasinventare  aus  dem  Jahr  2006. 

Energieprodukt 

Definition 

16.  Torferzeugnisse 

Erzeugnisse  wie  Torfbriketts,  indirekt  oder  indirekt  aus  Stich-  und  Brenntorf 
gewonnen. 

17.  Ölschiefer   und  bituminöse 
Sande 

Bei  Ölschiefer  und  bituminösen  Sanden  handelt  es  sich  um  Sedimentgestein, 
das  organische  Substanz  in  Form  von  Kerogen  enthält.  Kerogen  ist  eine  wachs- 
artige, kohlenwasserstoffreiche  Substanz,  die  als  Vorläufersubstanz  von  Erdöl 
gilt.  Ölschiefer  kann  direkt  verbrannt  werden  oder  behandelt  werden,  indem 
durch  Erhitzung  Schieferöl  extrahiert  wird.  Schieferöl  und  andere  durch  Ver- 
flüssigung gewonnene  Erzeugnisse  sind  im  Jährlichen  Ölfragebogen  im  Ab- 
schnitt „sonstige  Kohlenwasserstoffe"  anzugeben. 

(')  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  16. 

Verzeichnis  der  aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 
1.2.1.  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektoren 


1. 

Erzeugung 

1.1. 

Davon:  im  Untertagebau 

Gilt  nur  für  Anthrazit,  Kokskohle, 

sonstige  bituminöse 

Kohle, 

subbituminöse 

Kohle 

und  Braunkohle. 

1.2. 

Davon:  im  Tagebau 

Gilt  nur  für  Anthrazit,  Kokskohle, 

sonstige  bituminöse 

Kohle, 

subbituminöse 

Kohle 

und  Braunkohle. 

2. 

Sonstige  Quellen 

Hier  sind  zwei  Unterkategorien  zu 

unterscheiden: 

—  aufbereitete  Schlämme,  Mittelgut  und  sonstige  weniger  hochwertige  Kohleprodukte,  die  nicht  nach 
Kohlesorten  klassifiziert  werden  können.  Außerdem  fällt  in  diese  Unterkategorie  die  aus  Abräumhalden 
und  Abfallbehältern  zurückgewonnene  Kohle: 

—  Lieferungen  an  Brennstoffen,  deren  Erzeugung  in  anderen  Energiebilanzen  erfasst  wird,  deren  Verbrauch 
jedoch  in  der  Energiebilanz  der  Kohle  angeführt  wird. 


2.1.      Davon:  aus  Mineralölerzeugnissen 

Gilt  nicht  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle,  Torf, 
Torfprodukte  sowie  Ölschiefer  und  bituminöse  Sande. 

Z.  B.:  Petrolkokszusätze  zur  Kokskohle  für  Kokereien 


2.2.      Davon:  aus  Erdgas 

Gilt  nicht  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle,  Torf, 
Torfprodukte  sowie  Ölschiefer  und  bituminöse  Sande. 

Zum  Beispiel:  Erdgaszusätze  zu  Ortsgas  für  den  direkten  Endverbrauch 


2.3.      Davon:  aus  erneuerbaren  Quellen 

Gilt  nicht  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle,  Torf, 
Torfprodukte  sowie  Ölschiefer  und  bituminöse  Sande. 

Z.  B.:  Industrieabfälle  als  Bindemittel  bei  der  Herstellung  von  Steinkohlenbriketts 
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3.  Einfuhren 


4.  Ausfuhren 


5.        Grenzüberschreitender  Seeverkehr  (Bunker) 


6.  Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 


7.  Bruttoverbrauch 


8.        Statistische  Abweichung 


9.        Umwandlungssektor  insgesamt 

Für  die  primäre  oder  sekundäre  Umwandlung  von  Energie  (z.  B.  Kohle  in  Strom,  Kokereigas  in  Strom)  oder 
die  Umwandlung  in  abgeleitete  Energieprodukte  (z.  B.  Kokskohle  in  Koks)  aufgewendete  Brennstoffmenge. 


9.1.      Davon:  Stromerzeugungsanlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 


9.2.      Davon:  KWK-Anlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 


9.3.      Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 


9.4.      Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 


9.5.      Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 


9.6.      Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 


9.7.      Davon:  Steinkohlenbrikettfabriken 


9.8.      Davon:  Kokereien 


9.9.      Davon:  Braunkohlen-/Torfbrikettfabriken 


9.10.    Davon:  Gaswerke 


9.11.    Davon:  Hochöfen 

Die  Mengen  an  in  Hochöfen  umgewandelter  Kokskohle  und/oder  bituminöser  Kohle  (Kohlenstaubeinbla- 
sung (Pulverized  Coal  Injection,  PCI))  und  Koksofenkoks.  Die  zur  Beheizung  und  zum  Betrieb  von  Hoch- 
öfen verwendeten  Mengen  (z.  B.  Hochofengas)  gehören  nicht  zum  Umwandlungssektor,  sondern  sollten  im 
Energiesektor  als  Verbrauch  angegeben  werden. 


9.12.    Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

Schieferöl  und  andere  durch  Verflüssigung  gewonnene  Erzeugnisse  sind  gemäß  Kapitel  4  dieses  Anhangs 
anzugeben. 


9.13.    Davon:  für  die  Mischgaserzeugung 

Menge  der  mit  Erdgas  vermischten  Kohlengase 


9.14.    Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Umwandlung 


1.2.2.  Energiesektor 


1.        Energiesektor  insgesamt 


1.1.      Davon:  Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen 


1.2.      Davon:  Kohlebergwerke 


1.3. 

Davon:  Steinkohlenbrikettfabriken 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Braunkohlen-/Torfbrikettfabriken 

1.6. 

Davon:  Gaswerke 

1.7. 

Davon:  Hochöfen 

1.8. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.9. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

1.10. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Netzverluste 

Verluste  durch  Transport  und  Verteilung  sowie  durch  Abfackeln  erzeugter  Gase. 

3. 

Endverbrauch  insgesamt 

4. 

Nichtenergetischer  Endverbrauch  insgesamt 

4.1. 

T~>                             Tl.*               TT                             11                                          Ii-1                     ■             1  m 

Davon:  Industrie-,  Umwandlungs-  und  Energiesektor 

Nichtenergetischer  Verbrauch  in  allen  Teilsektoren  der  Sektoren  Industrie,  Umwandlung  und  Energieerzeu- 

gung, z.  B.  für  die  Methanol-  und  Ammoniakerzeugung  verwendete  Kohle. 

4.1.1. 

Unter  4.1:  Davon:  in  der  Petrochemie 

Nichtenergetischer  Verbrauch,  z.  B.  Kohle  als  Ausgangsstoff  zur  Herstellung  von  Düngemitteln  oder  von 

anderen  petrochemischen  Erzeugnissen 

4.2. 

Davon:  Verkehrssektor 

Nichtenergetischer  Verbrauch  in  allen  Teilsektoren  des  Verkehrssektors. 

4.3. 

Davon:  Sonstige  Sektoren 

Nichtenergetischer  Verbrauch  in  gewerblichen  und  öffentlichen  Dienstleistungen,  in  Haushalten,  in  der 

Landwirtschaft  sowie  in  nicht  anderweitig  genannten  Bereichen. 

Angabt 

1  des  Energie-Endverbrauchs 

1. 

Energetischer  Endverbrauch 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

2.5.      Davon:  Fahrzeugbau 


z.o. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

z.o. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

z.y. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

111 
Z.l  1. 

Davon:  Baugewerbe 

2.1 2. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

LA  i. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 

Davon:  Binnenschifffahrt 

3.3. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.z. 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

A  A 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.3. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  sonstige 

1.2.4.  Ein-  und  Ausfuhren 

Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem  Bestimmungsland. 

Gilt  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle,  Steinkohlenbriketts, 
Kokereikoks,  Kohlenteer,  Braunkohlenbriketts,  Torf,  Torfprodukte  sowie  Ölschiefer  und  bituminöse  Sande. 

1.3.  Heizwerte 

Gilt  für  Anthrazit,  Kokskohle,  sonstige  bituminöse  Kohle,  subbituminöse  Kohle,  Braunkohle,  Steinkohlenbriketts, 
Kokereikoks,  Gaskoks,  Kohlenteer,  Braunkohlenbriketts,  Torf,  Torfprodukte  sowie  Ölschiefer  und  bituminöse  San- 
de. 


Für  folgende  Hauptaggregate  sind  sowohl  die  Brutto-  als  auch  die  Nettoheizwerte  anzugeben: 


1. 

Erzeugung 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Einsatz  in  Kokereien 

5. 

Einsatz  in  Hochöfen 
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6.        Einsatz  in  Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen  hauptsächlich  als  Ener- 
gieerzeuger tätiger  Unternehmen 


7.        Einsatz  in  der  Industrie 


8.         Andere  Einsatzzwecke 

Masseinheiten 

1.  Energiemengen 

103  Tonnen 

Ausnahme:  bei  Gasen  (Ortsgas,  Kokereigas,  Hochofengas,  sonstiges  Konver- 
tergas) wird  ummittelbar  der  Energiegehalt  gemessen,  weshalb  die  zu  verwen- 
dende Einheit  TJ  ist  (ausgehend  vom  Bruttoheizwert). 

2.  Heizwerte 

MJ /Tonne 

Ausnahmen  und  befreiungen 

Entfallt. 

ERDGAS 

2.1.  In  frage  kommende  energieprodukte 

Diese  Datenerhebung  betrifft  Erdgas,  bestehend  aus  vorwiegend  methanhaltigen  Gasen  in  flüssigem  oder  gasför- 
migem Zustand,  die  in  unterirdischen  Lagerstätten  vorkommen. 

Einbezogen  sind  „unabhängig  vorhandenes"  Gas  aus  Feldern,  in  denen  Kohlenwasserstoffe  nur  gasförmig  vor- 
kommen, sowie  das  in  Verbindung  mit  Rohöl  erzeugte  sogenannte  „Begleitgas"  und  das  aus  Kohlegruben  oder 
-flözen  gewonnene  Methan  (Gruben-  bzw.  Flözgas). 

Nicht  einbezogen  sind  Gase,  die  durch  anaerobe  Faulung  von  Biomasse  entstehen  (z.  B.  Stadt-  oder  Klärgas)  oder 
Ortsgas. 

2.2.  Verzeichnis  der  aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

2.2.1.  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektoren 

Anzugeben  sind  Mengen  sowohl  in  Mengen-  als  auch  Energieeinheiten  einschließlich  der  Brutto-  und  Nettoheiz- 
werte für  die  folgenden  Aggregate: 

1.         Einheimische  Erzeugung 

Alle  innerhalb  der  nationalen  Grenzen  geförderten  trockenen  vermarktbaren  Mengen,  einschließlich  Off- 
shore-Förderung.  Nach  Reinigung  und  Extraktion  von  Erdgaskondensaten  und  Schwefel  gemessene  Men- 
gen. 

Ohne  Extraktionsverluste  und  zurückgepresste,  abgeblasene  oder  abgefackelte  Mengen. 

Einschließlich  der  in  der  Erdgasindustrie  bei  der  Erdgasförderung,  in  Pipelines  und  in  Verarbeitungsanlagen 
eingesetzten  Mengen. 

1.1.  Davon:  Begleitgas 

Zusammen  mit  dem  Erdöl  gewonnenes  Erdgas. 

1.2.  Davon:  unabhängig  vorhandenes  Gas 

Erdgas  aus  Lagerstätten,  die  nur  gasförmige  Kohlenwasserstoffe  enthalten. 

1.3.  Davon:  Grubengas 

In  Kohlebergwerken  oder  Kohleflözen  anfallendes  Methan,  das  mit  Rohrleitungen  an  die  Oberfläche  geleitet 
und  in  Kohlebergwerken  verbraucht  wird  oder  durch  Pipelines  zu  den  Verbrauchern  befördert  wird. 
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2.        Sonstige  Quellen 

Mit  Erdgas  vermischte  Kraftstoffe,  die  als  Gemisch  verbraucht  werden. 


2.1. 

Davon:  aus  Mineralölerzeugnissen 

LPG  zur  Verbesserung  der  Qualität,  z.  B.  des  Heizwerts 

2.2. 

Davon:  aus  Kohle 

Industriegas  zur  Mischung  mit  Erdgas 

2.3. 

Davon:  aus  erneuerbaren  Quellen 

Biogas  zur  Vermischung  mit  Erdgas 

3. 

Einfuhren 

4. 

Ausfuhren 

5. 

Grenzüberschreitender  Seeverkehr  (Bunker) 

6. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

7. 

Bruttoverbrauch 

o 
ö. 

Statistische  Abweichung 

Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 

9. 

Wiedergewinnbares  Gas:  Anfangs-  und  Endbestände 

Für  die  Lieferung  wahrend  eines  beliebigen  Input-Output-Zyklus  verfügbare  Gasmengen.  Bezieht  sich  aut 

wiedergewinnbares  Erdgas,  das  in  speziellen  Speichereinrichtungen  gelagert  wird  (erschöpfte  Gas-  und/oder 

Qlfelder,  Aquifer,  Salzkavernen,  gemischte  Hohlräume  oder  Sonstiges)  sowie  auf  die  Speicherung  von 

Flüssiggas.  Gaspolster  sind  auszunehmen. 

Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 

10. 

Abgeblasenes  Gas 

Die  in  der  Produktionsstätte  oder  in  der  Gasaufbereitungsanlage  an  die  Atmosphäre  abgegebene  Gasmenge. 

Hier  müssen  keine  Heizwerte  angegeben  werden. 

11. 

Abgefackeltes  Gas 

Die  in  Fackeln  in  der  Produktionsstätte  oder  in  der  Gasaufbereitungsanlage  verbrannte  Gasmenge. 
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12. 

Umwandlung  s selctor  insgesamt 

Brennstoffmengen,  die  für  die  Primär-  oder  Sekundärumwandlung  von  Energie  (z.  B.  Erdgas  in  Strom)  oder 
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12.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 

12.2. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

12.3. 

Davon:  KWK-Anlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 

12.4. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 

12.5.    Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 


12.6.  Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

12.7.  Davon:  Gaswerke 

12.8.  Davon:  Kokereien 

12.9.  Davon:  Hochöfen 

12.10.  Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

Erdgasmengen,  die  als  Ausgangsstoff  für  die  Umwandlung  in  Flüssigerzeugnisse  verwendet  werden,  z.  B.  bei 
der  Umwandlung  in  Methanol  eingesetzte  Brennstoffmengen. 

12.11.  Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Umwandlung 

2.  Energiesektor 

1.  Energiesektor  insgesamt 

1.1.  Davon:  Kohlebergwerke 

1.2.  Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3.  Davon:  Einsatz  in  Ölraffinerien 

1.4.  Davon:  Kokereien 

1.5.  Davon:  Hochöfen 

1.6.  Davon:  Gaswerke 

1.7.  Davon:  Elektrizitätswerke,  KWK-Anlagen  und  Wärmekraftwerke 

1.8.  Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.9.  Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.10.  Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2.  Verteilungs-  und  Transportverluste 

3.  Angabe  des  Energie-Endverbmuchs 

Der  Erdgasverbrauch  ist  für  alle  folgenden  Aggregate  getrennt  nach  energetischer  Verwendung  und,  gegebenenfalls, 
nichtenergetischer  Verwendung  zu  melden: 

1.  Endverbrauch  insgesamt 

Unter  dieser  Überschrift  sind  der  Energieendverbrauch  und  die  nichtenergetischen  Verwendungen  getrennt 
zu  melden. 

2.  Verkehrssektor 

2.1.      Davon:  Güterkraftverkehr 

Umfasst  sowohl  komprimiertes  Erdgas  als  auch  Biogas. 


2.1.1.    Davon:  Anteil  Biogas  am  Güterkraftverkehr 


1  1 
1.1. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

1.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

3. 

Industrie 

i.L. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

5.1. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

7  7 

5.5. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

7  A 

5A. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

7  C 

5.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

5.0. 

Davon:  Maschinenbau 

7  7 

5.1 . 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

7  0 

5.0. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

7  Cl 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

7  i  r\ 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

Iii 
5.1 1. 

Davon:  Baugewerbe 

7  1  1 

5.11. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

7  17 

5.1  5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

4. 

Sonstige  Sektoren 

A  1 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

Davon:  Haushalte 

4.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

4.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

4.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  sonstige 

4.  Ein-  und  Ausfuhren 

Anzugeben  sind  sowohl  die  Gesamtmengen  an  Erdgas  als  auch  der  Flüssiggasanteil  (LNG)  pro  Ursprungsland  der 
Einfuhren  und  pro  Bestimmungsland  der  Ausfuhren. 

5.  Gasspeicherkapazitäten 


1.  Name 

Name  des  Standorts  der  Speicheranlage. 


2.  Typ 

Speichertyp,  z.  B.  erschöpftes  Gasfeld,  Salzkaverne  usw. 


3.  Arbeitskapazität 


Gesamte  Gasspeicherkapazität  abzüglich  Gaspolster.  Das  Gaspolster  ist  das  Gesamtvolumen  an  Gas,  das  als 
ständiger  Lagerbestand  benötigt  wird,  um  während  des  gesamten  Outputzyklus  einen  ausreichenden  Druck 
im  unterirdischen  Speicher  und  eine  ausreichende  Lieferkapazität  zu  erhalten. 


4.  Spitzenoutput 

Höchstmögliche  Rate,  zu  der  Gas  aus  dem  jeweiligen  Speicher  entnommen  werden  kann:  entspricht  der 
maximalen  Entnahmekapazität. 


2.3.  Masseinheiten 


1.  Energiemengen 

Soweit  nicht  anders  bestimmt,  werden  die  Erdgasmengen  nach  ihrem  Energie- 
gehalt angegeben,  d.  h.  in  TJ  auf  der  Basis  des  Bruttoheizwerts. 

Soweit  Volumenangaben  verlangt  werden,  ist  die  Einheit  106  m3  unter  Refe- 
renzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa) 

2.  Heizwerte 

KJ/m3  unter  Referenzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa) 

3.  Speicherarbeitskapazität 

106  m3  unter  Referenzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa) 

4.  Spitzenoutput 

106  m3/Tag  unter  Referenzgasbedingungen  (15  °C,  101,325  kPa) 

Ausnahmen  und  befreiungen 

Entfällt. 

STROM  UND  WÄRME 

3.1.  In  frage  kommende  energieprodukte 

Dieses  Kapitel  betrifft  Strom  und  Wärme. 

3.2.  Verzeichnis  der  aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

Begriffe,  die  nicht  in  ausdrücklich  in  diesem  Kapitel  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert.  Die  in  den 
Kapiteln  1,  2,  4  und  5  angegebenen  Definitionen  und  Einheiten  gelten  für  Energieprodukte,  die  unter  feste 
Brennstoffe,  industriell  erzeugte  Gase,  Erdgas,  Rohöl  und  Mineralölprodukte,  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
und  Energie  aus  Abfall  fallen. 

3.2.1.  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektoren 

In  diesem  Kapitel  gelten  folgende  spezifische  Definitionen  für  Strom  und  Wärme: 

—  Bruttostromerzeugung:  die  Summe  der  von  allen  erfassten  Anlagen  (einschließlich  Pumpspeicherwerke)  erzeug- 
ten elektrischen  Energie,  gemessen  an  den  Ausgangsklemmen  der  Hauptgeneratoren. 

—  Bruttowärmeerzeugung:  die  gesamte  von  einer  Anlage  erzeugte  Wärme,  einschließlich  der  in  Form  heißer 
flüssiger  oder  gasförmiger  Medien  (Raumheizung,  Heizung  mit  flüssigen  Brennstoffen  usw.)  in  den  Hilfsaggre- 
gaten der  Anlage  eingesetzten  Wärme  und  der  Verluste  durch  Wärmeaustausch  in  der  Anlage/im  Netz  sowie 
Wärme  aus  chemischen  Prozessen,  die  als  Primärträger  eingesetzt  wird. 

—  Nettostromerzeugung:  die  Bruttostromerzeugung  abzüglich  der  von  den  Hilfsaggregaten  der  Anlage  verbrauch- 
ten elektrischen  Energie  und  der  Verluste  in  den  Haupttransformatoren. 

—  Netto  Wärmeerzeugung:  die  durch  Messung  der  Vorlauf-  und  der  Rücklauftemperatur  ermittelte  Wärmemenge, 
die  an  das  Verteilernetz  abgegeben  wird. 

Die  in  der  nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Aggregate  sind  für  Kraftwerke  hauptsächlich  als  Energieerzeuger 
tätiger  Unternehmen  und  Kraftwerke  von  Eigenerzeugern  getrennt  anzugeben.  Für  beide  Arten  von  Anlagen  sind 
die  Brutto-  und  die  Nettostromerzeugung  sowie  die  Brutto-  und  die  Nettowärmeerzeugung  getrennt  für  reine 
Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen  und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  für  folgende  Aggregate  an- 
zugeben, soweit  zutreffend: 
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1.  Gesamterzeugung 


1.1.      Davon:  Kernkraftwerke 


1.2. 

Davon:  Wasserkraft 

1.2.1. 

Davon:  Anteil  von  Pumpspeicherwerken  an  der  Erzeugung  aus  Wasserkraft 

1.3. 

Davon:  Geothermische  Energie 

1.4. 

Davon:  Solarenergie 

1.5. 

Davon:  Gezeiten-/Wellen-/Meeresenergie 

1.6. 

Davon:  Windkraft 

1.7. 

Davon:  Flüssige  Brennstoffe 
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Flüssigkeiten,  bei  deren  Reaktion  mit  Sauerstoff  Warme  in  erheblicher  Menge  freigesetzt  wird  und  die 

unmittelbar  zur  Erzeugung  von  Strom  und/oder  Wärme  verbrannt  werden. 

1.8. 

Davon:  Wärmepumpen 

Die  Wärmeerzeugung  von  Wärmepumpen  ist  nur  dann  anzugeben,  wenn  die  Wärme  an  Dritte  verkauft 

wird  (d.  h.  wenn  sie  im  Umwandlungssektor  anfällt). 

1.9. 

Davon:  Elektrokessel 

Von  Elektrokesseln  erzeugte  Wärmemenge,  die  an  Dritte  verkauft  wird. 

i  i  n 
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Wärme  aus  exothermen  (ohne  Energiezufuhr  ablaufenden)  Prozessen  wie  chemische  Reaktionen. 

Ohne  Abwärme  aus  endothermen  Prozessen,  die  als  Wärme  aus  dem  jeweils  verwendeten  Brennstoff  zu 

erfassen  ist. 

1.11. 

Davon:  Sonstiges  (bitte  angeben) 

Die  in 

der  nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Aggregate  sind  als  Gesamtwerte  für  Strom-  und  Wärmeerzeugung 

getrennt  anzugeben,  soweit  zutreffend.  Die  ersten  drei  von  ihnen  sind  aus  den  Angaben  für  die  in  der  vor- 

stehenden Tabelle  aufgeführten  Aggregate  zu  errechnen  und  müssen  mit  diesen  übereinstimmen. 

1. 

Gesamtbruttoerzeugung 

2. 

Eigenverbrauch  der  Anlage 

3. 

Gesamtnettoerzeugung 

4. 

Einfuhren 

Siehe  auch  die  Erläuterungen  unter  Ziffer  5  „Ausfuhren". 

5. 

Ausfuhren 

Strommengen  gelten  als  Ein-  bzw.  Ausfuhren,  wenn  sie  über  die  Grenzen  eines  Landes  hinweg  befördert 

werden,  und  zwar  unabhängig  davon,  ob  eine  Zollabfertigung  stattgefunden  hat  oder  nicht.  Wird  Strom 

durch  ein  Land  hindurch  geleitet,  so  ist  die  Menge  als  Ein-  und  als  Ausfuhr  zu  erfassen. 

6. 

Verbrauch  in  Wärmepumpen 

7. 

Verbrauch  in  Elektrokesseln 
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8.        Verbrauch  in  Pumpspeicherwerken 

9. 

Verbrauch  für  Stromerzeugung 

10. 

Abgegebene  Energie 

Für  Strom:  die  Nettostromerzeugung  aller  Kraftwerke  des  Landes,  abzüglich  des  gleichzeitig  in  Wärmepum- 

pen, Elektrokesseln  und  Pumpspeicherwerken  verbrauchten  Stroms  und  abzüglich  oder  zuzüglich  der  Aus- 

und  Einfuhren. 
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Für  Warme:  die  zum  Verkauf  an  Dritte  erzeugte  Nettowarme  aller  Anlagen  des  Landes,  abzüglich  der  tur 

die  Stromerzeugung  verbrauchten  Wärme  und  abzüglich  oder  zuzüglich  der  Aus-  und  Einfuhren. 

11. 

Übertragungs-  und  Verteilungsverluste 

Alle  bei  Transport  und  Verteilung  von  Strom  und  Wärme  auftretenden  Verluste. 

Für  Strom  einschließlich  Transformationsverluste,  die  nicht  dem  Kraftwerk  zuzurechnen  sind. 

12. 

Berechneter  Gesamtverbrauch 

13. 

Statistische  Abweichung 

14. 

Ermittelter  Gesamtverbrauch 

Der  erzeugte  Strom,  die  verkaufte  Wärme  und  die  aufgewendeten  Brennstoffmengen  und  die  in  ihnen  enthaltenen 
Gesamtenergiemengen  auf  der  Grundlage  der  in  den  folgenden  Tabelle  aufgelisteten  Brennstoffe  sind  für  Anlagen 
von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen  und  für  Anlagen  von  Eigenerzeugern  getrennt  an- 
zugeben. Für  beide  Arten  von  Anlagen  sind  die  Strom-  und  die  Wärmeerzeugung  für  reine  Stromerzeugungs- 
anlagen, für  KWK-Anlagen  und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  getrennt  anzugeben,  soweit  zutreffend. 


1. 

Feste  Brennstoffe  und  industriell  erzeugte  Gase: 

1.1. 

Anthrazit 

1.2. 

Kokskohle 

1.3. 

Sonstige  bituminöse  Kohle 

1.4. 

Subbituminöse  Kohle 

1.5. 

Braunkohle 

1.6. 

Torf 

1.7. 

Steinkohlenbriketts 

1.8. 

Kokereikoks 

1.9. 

Gaskoks 

1.10. 

Kohlenteer 

1.11. 

BKB  (Braunkohlenbriketts) 

1.12. 

Ortsgas 

1.13.  Kokereigas 


1.14.  Hochofengas 


1.15.    Sonstiges  Konvertergas 


1.16. 

Torferzeugnisse 

1.17. 

Ölschiefer  und  bituminöse  Sande 

2. 

Rohöl  und  Mineralölprodukte: 

2.1. 

Rohöl 

2.2. 

Erdgaskondensate 

2.3. 

Raffineriegas 

2.4. 

LPG 

2.5. 

Naphtha 

2.6. 

Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis 

2.7. 

Sonstiges  Kerosin 

2.8. 

Diesel-/Gasöl  (destilliertes  Heizöl) 

2.9. 

Schweres  Heizöl 

2.10. 

Bitumen  (einschließlich  Orimulsion) 

2.11. 

Petrolkoks 

2.12. 

Sonstige  Mineralölerzeugnisse 

3. 

Erdgas 

4. 

Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall 

4.1. 

Industrieabfälle  (nicht  erneuerbare  Energiequelle) 

4.2. 

Siedlungsabfälle  (erneuerbare  Energiequelle) 

4.3. 

Siedlungsabfälle  (nicht  erneuerbare  Energiequelle) 

4.4. 

Feste  Biobrennstoffe 

4.5. 

Biogase 

4.6. 

Biodiesel 

4.7. 

Sonstige  flüssige  Biobrennstoffe 

Strom- 

und  Wärmeverbrauch  des  Energiesektors 

1. 

Energiesektor  insgesamt 

Ohne  Eigenverbrauch  der  Anlagen  und  Verbrauch  in  Pumpspeicherwerken,  Wärmepumpen  und  Elektro- 

kesseln 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 
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1.3.      Davon:  Steinkohlenbrikettfabriken 


1.4.      Davon:  Kokereien 


1.5.      Davon:  Braunkohlen-/Torfbrikettfabriken 


1.6.      Davon:  Gaswerke 


1.7.      Davon:  Hochöfen 


1.8.      Davon:  Erdölraffinerien 


1.9.      Davon:  Nuklearindustrie 


1.10.    Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 


1.11.    Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 


1.12.    Davon:  Vergasungsanlagen  (Biogas) 


1.13.    Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 


1.14.    Davon:  Holzkohlefabriken 


1.15.    Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 


3.2.3.  Angabe  des  Energie-Endverbrauchs 


1 .  Industrie 


1.1.      Davon:  Eisen  und  Stahl 


1.2.      Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 


1.3.      Davon:  NE-Metallindustrie 


1.4.      Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 


1.5.      Davon:  Fahrzeugbau 


1.6.      Davon:  Maschinenbau 


1.7.      Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 


1.8.      Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 


1.9.      Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 


1.10.    Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 


1.11.    Davon:  Baugewerbe 


1.12.    Davon:  Textilien  und  Leder 


1.13.    Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 


2.  Verkehrssektor 


2.1.      Davon:  Eisenbahn 


2.2.      Davon:  Transport  in  Pipelines 


2.3.      Davon:  Güterkraftverkehr 


2.4.      Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 


3. 

Haushalte 

4. 

gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

5. 

Land-  und  Forstwirtschaft 

6. 

Fischerei  und  Fischzucht 

7. 

Nicht  anderweitig  genannt  —  sonstige 

Ein- 

und  Ausfuhren 

Ein- 

und  Ausfuhren  von  Strom  und  Wärme  nach  Ländern 

3.2.5.  Nettostrom-  und  -Wärmeerzeugung  der  Eigenerzeuger 

Für  folgende  Anlagen  oder  Wirtschaftszweige  ist  die  Nettostrom-  und  -Wärmeerzeugung  der  Eigenerzeuger  für 
reine  Stromerzeugungsanlagen,  für  KWK-Anlagen  und  für  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  getrennt  anzugeben: 


1. 

Energiesektor  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

1.3. 

Davon:  Steinkohlenbrikettfabriken 

1.4. 

Davon:  Kokereien 

1.5. 

Davon:  Braunkohlen-/Torfbrikettfabriken 

1.6. 

Davon:  Gaswerke 

1.7. 

Davon:  Hochöfen 

1.8. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.9. 

Davon:  Kohleverflüssigungsanlagen 

1.10. 

Davon:  Verflüssigung  (LNG)  oder  Vergasung 

1.11. 

Davon:  Vergasungsanlagen  (Biogas) 

1.12. 

Davon:  Umwandlung  von  Gas  in  Flüssigerzeugnisse 

1.13. 

Davon:  Holzkohlefabriken 

1.14. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

2. 

Verkehrssektor 

2.1. 

Davon:  Eisenbahn 

2.2. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

2.3. 

Davon:  Güterkraftverkehr 

2.4. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 
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3.        Übrige  Sektoren:  Es  gilt  das  Verzeichnis  der  Aggregate  unter  Ziffer  3.2.3  „Angabe  des  Energie-Endver- 
brauchs". 


3.3.     Struktur daten  zur  Strom-  und  Wärmeerzeugung 

3.3.1.  Installierte  elektrische  Leistung  und  Spitzeninst 

Die  installierte  elektrische  Gesamtleistung  ist  für  den  31.  Dezember  des  Berichtsjahres  anzugeben. 

Sie  umfasst  die  elektrische  Leistung  der  reinen  Stromerzeugungsanlagen  und  der  KWK-Anlagen. 

Die  installierte  elektrische  Leistung  ist  die  Summe  der  installierten  elektrischen  Leistungen  aller  Anlagen  während 
einer  bestimmten  Betriebsdauer.  Für  die  Zwecke  dieser  Statistik  wird  Dauerbetrieb  angenommen.  Das  sind  in  der 
Praxis  15  Betriebsstunden  täglich  oder  mehr.  Die  installierte  Leistung  ist  die  größte  Wirkleistung,  die  bei  vollem 
Betrieb  der  Anlage  am  Netzeinspeisungspunkt  kontinuierlich  abgegeben  werden  kann.  Die  Spitzenlast  ist  definiert 
als  der  höchste  Energiewert,  der  von  einem  Netz  oder  einem  Verbundnetz  innerhalb  des  Landes  aufgenommen 
oder  geliefert  wird. 


Folgende  Angaben  zur  installierten  elektrischen  Leistung  sind  sowohl  für  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätige 
Unternehmen  als  auch  für  Eigenerzeuger  zu  machen: 


1. 

Gesamtbetrag 

2. 

Kernkraftwerke 

7 
J. 
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3.1. 

Davon:  Gemischte  Anlagen 

3.2. 

Davon:  Reine  Pumpspeicherwerke 

4. 

Geothermische  Energie 

5. 

Fotovoltaische  Energie 

6. 

Thermische  Sonnenenergie 

7. 

Gezeiten-/Wellen-/Meeresenergie 

8. 

Windkraft 

9. 

Flüssige  Brennstoffe 

9.1. 

Davon:  Dampfkraftanlagen 

9.2. 

Davon:  Anlagen  mit  Verbrennungsmotoren 

9.3. 

Davon:  Gasturbinenanlagen 

9.4. 

Davon:  Anlagen  mit  kombiniertem  Kreislauf 

9.5. 

Davon:  Sonstiges 

Gegebenenfalls  nähere  Angaben  machen. 

Für  das  Netz  sind  folgende  Angaben  zur  Spitzenlast  zu  machen: 

10. 

Spitzenlast 

11. 

Verfügbare  Leistung  in  Spitzenlastzeiten 

12. 

Daten  und  Uhrzeiten  der  Spitzenlast 
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3.3.2.  Installierte  elektrisehe  Leistung  der  mit  Brennstoffen  betriebenen  Anlagen 


Die  installierte  elektrische  Leistung  der  mit  Brennstoffen  betriebenen  Anlagen  ist  sowohl  für  hauptsächlich  als 
Energieerzeuger  tätige  Unternehmen  als  auch  für  Eigenerzeuger  anzugeben,  und  zwar  getrennt  für  jeden  der  in  der 
nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Anlagentypen.  Für  Mehrstoffanlagen  ist  anzugeben,  welche  Brennstoffe  haupt- 
sächlich und  welche  alternativ  verwendet  werden. 


1. 

Einstoffanlagen: 

1.1. 

Mit  Kohle  oder  Kohleprodukten  betriebene  Anlagen 

Schließt  mit  Kokerei-,  Hochofen-  oder  Konvertergas  betriebene  Anlagen  ein. 

1.2. 

Mit  flüssigen  Brennstoffen  betriebene  Anlagen 

Schneist  mit  Kaifineriegas  betriebene  Anlagen  ein. 

1.3. 

Mit  Erdgas  betriebene  Anlagen 

Schließt  mit  Ortsgas  betriebene  Anlagen  ein. 

1.4. 

Mit  Torf  betriebene  Anlagen 

1.5. 

Mit  erneuerbaren  Brennstoffen  und  Abfällen  betriebene  Anlagen 

2. 

Mehrstoffanlagen  für  feste  und  flüssige  Brennstoffe 

3. 

Mehrstoffanlagen  für  feste  Brennstoffe  und  Erdgas 

4. 

Mehrstoffanlagen  für  flüssige  Brennstoffe  und  Erdgas 

5. 

Mehrstoffanlagen  für  feste  und  flüssige  Brennstoffe  sowie  Erdgas 

Zu  den  Mehrstoffanlagen  zählen  nur  Anlagen,  die  ständig  mit  mehreren  Brennstoffen  betrieben  werden  können. 
Sind  in  einer  Anlage  mehrere  Blöcke  vorhanden,  die  mit  unterschiedlichen  Brennstoffen  betrieben  werden,  so  sind 
die  einzelnen  Blöcke  den  entsprechenden  Typen  von  Einstoffanlagen  zuzuordnen. 


3.4.     Daten  zur  kernenergie 

Es  sind  folgende  Angaben  zur  zivilen  Nutzung  der  Kernenergie  zu  machen: 


1. 

Anreicherungskapazität 

Die  jährliche  Trennarbeitskapazität  von  in  Betrieb  befindlichen  Anreicherungsanlagen  (Uran-Isotopentren- 
nung). 

2. 

Kapazität  zur  Herstellung  neuer  Brennelemente 

Jahresproduktionskapazität  von  Brennelementefabriken.  MOX-Brennelementefabriken  sind  ausgenommen. 

3. 

Produktionskapazität  von  MOX-Brennelementefabriken 

Jahresproduktionskapazität  von  MOX-Brennelementefabriken.  MOX-Brennstoff  besteht  aus  einer  Mi- 
schung aus  Plutonium-  und  Uranoxid  (Mischoxid  —  MOX). 

4. 

Herstellung  neuer  Brennelemente 

Herstellung  neuer  fertiger  Brennelemente  in  Anlagen  zur  Kernbrennstoffherstellung.  Brennstäbe  und 
andere  unvollständige  Erzeugnisse  sind  ausgenommen.  Ebenfalls  ausgenommen  sind  Anlagen  zur  Her- 
stellung von  MOX-Brennstoff. 

5. 

Herstellung  von  MOX-Brennelementen 

Herstellung  neuer  fertiger  Brennelemente  in  MOX-Brennelementefabriken.  Brennstäbe  und  andere  unvoll- 
ständige Erzeugnisse  sind  ausgenommen. 
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Erzeugung  von  nuklearer  Wärme 

Die  Gesamtmenge  der  von  Kernreaktoren  erzeugten  Wärme  für  die  Stromerzeugung  oder  für  andere 
sinnvolle  Einsatzmöglichkeiten. 


Jährlicher  mittlerer  Abbrand  an  endgültig  entnommenen  bestrahlten  Brennelementen 

Berechneter  Durchschnitt  des  Abbrands  der  Brennelemente,  die  während  des  Bezugsjahrs  endgültig  aus 
den  Kernreaktoren  entnommen  worden  sind.  Ausgenommen  sind  Brennelemente,  die  vorübergehend 
entnommen  und  wahrscheinlich  zu  einem  späteren  Zeitpunkt  wieder  nachgeladen  werden. 


Erzeugung  von  Uran  und  Plutonium  in  Wiederaufarbeitungsanlagen 

Während  des  Bezugsjahrs  in  Wiederaufarbeitungsanlagen  erzeugtes  Uran  und  Plutonium. 


Kapazität  von  Wiederaufarbeitungsanlagen  (Uran  und  Plutonium) 
Jahreskapazität  zur  Wiederaufarbeitung  von  Uran  und  Plutonium. 


3.5.  Masseinheiten 


1.  Energiemengen 


Strom:  GWh 
Wärme:  TJ 

Feste  Brennstoffe  und  industriell  erzeugte  Gase:  Es  gelten  die  in  Kapitel  1 
dieses  Anhangs  genannten  Maßeinheiten. 

Erdgas:  Es  gelten  die  in  Kapitel  2  dieses  Anhangs  genannten  Maßeinheiten. 

Rohöl  und  Mineralölprodukte:  Es  gelten  die  in  Kapitel  4  dieses  Anhangs 
genannten  Maßeinheiten. 

Erneuerbare  Energiequellen  und  Abfälle:  Es  gelten  die  in  Kapitel  5  dieses 
Anhangs  genannten  Maßeinheiten. 

Uranium  und  Plutonium:  tSM  (Tonnen  Schwermetall). 


2.  Leistung 


Stromerzeugungskapazität:  MWe 
Heizleistung:  MWt 

Anreicherungskapazität  (Uran-Isotopentrennung):  (t  TAE)  Tonnen  Trenn- 
arbeitseinheiten). 

Kapazität  zur  Erzeugung  von  Brennelementen  tSM  (Tonnen  Schwermetall). 


3.6.     Ausnahmen  und  befreiungen 

Für  Frankreich  gilt  eine  Ausnahmeregelung  in  Bezug  auf  die  Angabe  für  Aggregate  für  Wärme.  Diese  Ausnahme- 
regelung läuft  aus,  sobald  Frankreich  in  der  Lage  ist,  diese  Angabe  zu  machen,  auf  jeden  Fall  aber  spätestens  vier 
Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung. 

4.  ROHÖL  UND  MINERALÖLPRODUKTE 
4.1.     In  frage  kommende  energieprodukte 

Sofern  nicht  anders  bestimmt,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 


Energieprodukt 


Definition 


1. 


Rohöl 


Rohöl  ist  ein  Mineralöl  natürlichen  Ursprungs,  bestehend  aus  einem  Gemisch 
aus  Kohlenwasserstoffen  und  verschiedenen  Verunreinigungen  wie  z.  B. 
Schwefel.  Bei  Umgebungstemperatur  und  atmosphärischem  Druck  ist  Rohöl 
flüssig,  seine  physikalischen  Eigenschaften  (Dichte,  Viskosität  usw.)  sind  höchst 
unterschiedlich.  Als  Rohöl  gelten  auch  vor  Ort  aus  dem  jeweils  vorhandenen 
Begleitgas  oder  aus  unabhängig  vorhandenem  Gas  zurückgewonnene  Konden- 
sate, die  dem  gehandeltem  Rohölstrom  zugeführt  werden. 
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Energieprodukt 

Definition 

2.  Erdgaskondensate 

Erdgaskondensate  bestehen  aus  flüssigen  oder  verflüssigten  Kohlenwasserstof- 
fen, die  in  Abtrennungsanlagen  oder  in  Anlagen  zur  Verarbeitung  von  Gasen 
gewonnen  wurden.  Zu  den  Erdgaskondensaten  zählen  Ethan,  Propan,  (Iso- 
)Butan  und  (Iso-)Pentan  sowie  die  verschiedenen  Pentan-Plus-Formen  (gele- 
gentlich auch  als  „Naturbenzin"  oder  Prozesskondensat  bezeichnet). 

3.  Raffinerieeinsatzmaterial 

Raffinerieeinsatzmaterial  besteht  aus  verarbeitetem  Öl,  das  zur  weiteren  Auf- 
bereitung vorgesehen  ist,  aber  nicht  gemischt  werden  soll  (z.  B.  Straight-Run- 
Heizöl  oder  Vakuumgasöl).  Durch  die  anschließende  Verarbeitung  wird  das 
Einsatzmaterial  in  verschiedene  Ausgangs-  oder  Endprodukte  umgewandelt. 
Diese  Definition  schließt  Rückflüsse  aus  der  petrochemischen  Industrie  in 
die  Raffinerien  ein  (z.  B.  Pyrolysebenzin,  C4-Fraktionen,  Gasöl-  und  Heiz- 
öl fralftionen  ^ 

um  aniii^iii.111 . 

4.  Zusatzstoffe/Oxigenate 

Zusatzstoffe  sind  kohlenwasserstofffreie  Verbindungen,  die  einem  Produkt  zu- 
gesetzt oder  mit  einem  Produkt  gemischt  werden,  um  die  Brennstoffeigen- 
schaften des  Produktes  zu  ändern  (Oktanzahl,  Cetanzahl,  Verhalten  bei  Kälte 
usw.): 

—  Oxigenate  wie  z.  B.  Alkohole  (Methanol,  Ethanol),  Ether  wie  z.  B.  MTBE 
(Methyl-Tert-Butylether),  ETBE  (Ethyl-Tert-Butylether),  TAME  (Tert-Amyl- 
Methylether); 

—  Ester  (z.  B.  Rapsöl  oder  Dimethylester  usw.): 

—  chemische  Verbindungen  (z.  B.  Tetramethylblei,  Tetraethylblei  und  Tensi- 
de). 

Anmerkung:  Es  sind  nur  die  zum  Mischen  mit  Brennstoffen  oder  zur  Verwen- 
dung als  Brennstoffe  bestimmten  Mengen  von  Zusatzstoffen/Oxigenaten  (Al- 
kohole, Ether,  Ester  und  sonstige  chemische  Verbindungen)  anzugeben. 

4.1.       Davon:  Biobrennstoffe 

Biobenzin  und  Biodiesel.  Es  gelten  die  Definitionen  für  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  und  aus  Abfall  in  Kapitel  5. 

Es  sind  die  Mengen  von  Biobrennstoffen  anzugeben,  die  anderen  flüssigen 
Brennstoffen  zugesetzt  werden,  nicht  die  Gesamtmengen  flüssige  Brennstoffe 
+  zugesetzte  Biobrennstoffe. 

Ohne  Biobrennstoffe,  die  nicht  mit  Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h. 
Biobrennstoffe  in  reiner  Form):  letztere  sind  nach  den  Bestimmungen  von 
Kapitel  5  anzugeben.  Biobrennstoffe,  die  Bestandteil  von  Motorkraftstoffen 
sinn    sinn  als  Anteile  am  ipwpiliopn  Produkt  an7iiopnpn 
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5.         Sonstige  Kohlenwasser- 
stoffe 

Zu  dieser  Kategorie  zählen  aus  bituminösem  Sand,  Schieferöl  usw.  erzeugtes 
Rohöl  und  bei  der  Kohleverflüssigung  (siehe  Kapitel  1)  und  der  Umwandlung 
von  Erdgas  in  Motorenbenzin  entstehende  Flüssigkeiten  (siehe  Kapitel  2)  sowie 
Wasserstoff  und  emulgierte  Öle  (z.B.  Orimulsion). 

Ohne  Schieferöl,  für  das  die  Bestimmungen  von  Kapitel  1  gelten. 

Die  Produktion  von  Schieferöl  (Sekundärprodukt)  ist  unter  der  Kategorie 

snnstiop  Knblpnwa  ssprstoffp"  als    ans  snnsriopn  Ollpllpn"  aliS7uwpispn 
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6.         Raffineriegas  (nicht  ver- 
flüssigt) 

Raffineriegas  enthält  ein  Gemisch  nicht  kondensierbarer  Gase  (vorwiegend 
Wasserstoff,  Methan,  Ethan  und  Olefine),  die  bei  der  Destillation  von  Rohöl 
oder  der  Behandlung  von  Ölprodukten  in  Raffinerien  (z.  B.  beim  Cracken) 
gewonnen  werden.  Zu  dieser  Kategorie  zählen  auch  Gase,  die  aus  der  petro- 
rhpmisrhpn  Industrie  7iirürkflipßpn 
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7.  Ethan 

Ein  in  natürlichem  Zustand  gasförmiger  geradkettiger  (unverzweigter)  Kohlen- 
wasserstoff (C2H5),  der  aus  Erdgas-  und  Raffineriegasströmen  gewonnen  wird. 

Energieprodukt 

Definition 

8.  LPG 

Leichte  Kohlenwasserstoffe  auf  Paraffinbasis,  die  als  sekundäre  Produkte  in 
Raffinierungsprozessen  sowie  bei  der  Stabilisierung  von  Rohöl  und  bei  der 
Verarbeitung  von  Erdgas  entstehen:  dabei  handelt  es  sich  in  erster  Linie  um 
Propan  (C3Hg)  und/oder  Butan  (C4H10).  Propylen,  Buten,  Isobuten  und  Isobu- 
tylen  können  ebenfalls  vorkommen.  Für  Transport  und  Lagerung  wird  LPG  im 
Allapmpinpn  unter  Fintel:  vprflüssiot 

9.  Naphtha 

Naphtha  ist  ein  Ausgangsstoff  für  die  petrochemische  Industrie  (z.  B.  für  die 
Herstellung  von  Ethylen  oder  Aromaten)  oder  für  die  Herstellung  von  Benzin 
durch  Reformieren  oder  Isomerisierung  in  der  Raffinerie. 

Es  umfasst  Materialien  im  Destillationsbereich  30  °C  bis  210  °C  bzw.  einem 
Teil  dieses  Bereichs. 

10.  Motorenbenzin 

Motorenbenzin  ist  ein  als  Kraftstoff  für  Ottomotoren  in  Kraftfahrzeugen  ver- 
wendetes Gemisch  leichter,  zwischen  35  °C  und  215  °C  destillierender  Kohlen- 
wasserstoffe. In  Motorenbenzin  können  Zusatzstoffe,  Oxigenate  und  Mittel  zur 
Verbesserung  der  Oktanzahl  einschließlich  Bleiverbindungen  wie  z.  B.  TEL 
(Tetraethylblei)  und  TML  (Tetramethylblei)  enthalten  sein. 

Zu  dieser  Kategorie  gehört  auch  Motorenbenzin  mit  eingemischten  Erzeug- 
nissen (ohne  Zusatzstoffe  und  Oxigenate)  wie  z.  B.  Alkylate,  Isomerate,  Re- 
formate  und  zur  Verwendung  als  Motorentreibstoff  vorgesehenes  gecracktes 
Benzin. 

10.1.     Davon:  Biobenzin 

Es  gelten  die  Definitionen  für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall 
in  Kanitpl  5 

1 1 .  Flugbenzin 

Motorenbenzin,  das  speziell  für  Flugzeug-Kolbenmotoren  und  mit  der  für  sie 
erforderlichen  Oktanzahl  hergestellt  wurde:  der  Gefrierpunkt  liegt  bei  -60  °C 
und  der  Destillationsbereich  üblicherweise  zwischen  30  und  180  °C. 

12.  Flugturbinenkraftstoff 

(auf  Naphthabasis  oder 
JP4): 

Alle  leichten  Kohlenwasserstofföle  zur  Verwendung  in  Flugturbinenaggregaten, 
die  bei  Temperaturen  zwischen  100  und  250  °C  destilliert  werden.  Bei  der 
Herstellung  werden  Kerosine  und  Motorenbenzin  oder  Naphthaöle  so  ge- 
mischt, dass  der  Anteil  an  Aromaten  maximal  25  Vol.-%  beträgt  und  der 
FlamnfnmrK  7wisrnpn  13  7  unn  70  fi  kPa  lipot 
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13.        Flugturbinenkraftstoff  auf 
Petroleumbasis 

Destillat  zur  Nutzung  in  Flugturbinenaggregaten.  Flugturbinenkraftstoff  auf 
Petroleumbasis  weist  das  gleiche  Destillationsverhalten  wie  Kerosin  auf  (Des- 
tillationstemperatur zwischen  150°C  und  300  °C,  im  Allgemeinen  maximal 
250  °C)  und  hat  den  gleichen  Flammpunkt.  Seine  besonderen  Eigenschaften  (z. 
B.  der  Gefrierpunkt)  werden  vom  Internationalen  Luftverkehrsverband  (IATA) 
spezifiziert. 

Hierzu  gehören  auch  Kerosin-Mischprodukte. 

13.1.  Bio-Flugturbinenkraft- 
stoff 

Aus  Biomasse  gewonnene  flüssige  Biobrennstoffe,  als  Zusatz  für  bzw.  Ersatz 
für  Flnotnrbinpnlcraft<;toff 

IUI      llLllfllll  LI  11 11.1  IUI  dllJlllll. 

14.       Sonstiges  Kerosin 

Raffiniertes  Erdöldestillat,  das  in  Bereichen  außerhalb  der  Luftfahrt  verwendet 

wird    Der  Dpstill^tintTjhprpirh  lipof  7WKrhpn   1  SO  "C  und   ^00  DC 
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15.  Diesel-/Gasöl 

(destilliertes  Heizöl) 

Diesel-/Gasöl  bestehen  vor  allem  aus  Mitteldestillat  (Destillationsbereich 
180  °C  bis  380  °C).  Sie  enthalten  Beimischungen  und  werden  für  unterschied- 
lir  hp  Vprwpndiino  in  vprsrhiedpnpn  On all" tüten  hpropstpllt* 
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15.1.     Davon:  Dieselkraftstoff 
für  den  Straßenverkehr 

In  der  Regel  schwefelarmer  Kraftstoff  für  Kraftfahrzeuge  (Pkw,  Lkw  usw.)  mit 
Dieselmotoren: 

Energieprodukt 

Definition 

15.1.1.  Unter  15.1:  Davon:  Bio- 
diesel 

Es  gelten  die  Definitionen  für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall 
in  Kanitel  5 

15.2      Davon:  Heizöl  und  sons- 
tiges Gasöl 

Leichtes  Heizöl  für  Industrie  und  Gewerbe,  Dieselkraftstoff  für  Schiffe  und 
Eisenbahnen  und  andere  Gasöle,  darunter  zwischen  380  °C  und  540  °C  des- 
tillierende schwere  Gasöle,  die  als  petrochemische  Ausgangsstoffe  eingesetzt 
werden 

16.  Heizöle 

Alle  Rückstandsöle  (schwere  Heizöle)  einschließlich  der  durch  Mischung  ent- 
standenen Heizöle.  Ihre  Viskosität  liegt  über  10  cSt  bei  80  °C,  ihr  Flammpunkt 
liegt  stets  über  50  "C  und  ihre  Dichte  stets  über  0,90  kg/1. 

16.1.     Davon:    Mit  niedrigem 
Sc  nwpfplcTPnfllt 

Schweres  Heizöl  mit  einem  Schwefelgehalt  <  1  %. 

16.2.     Davon:      mit  hohem 
Schwefelgehalt 

Schweres  Heizöl  mit  einem  Schwefelgehalt  >  1  %. 

17.       Testbenzin    und  Indus- 
triebrennstoffe 

Zwischenprodukte  von  Destillationsprozessen  im  Naphtha-/Kerosinbereich.  Sie 
werden  unterteilt  in: 

—  Spezialbenzin  (Industriebrennstoff,  SBP):  Leichte  Öle,  die  bei  Temperaturen 
zwischen  30  °C  und  200  °C  destillieren;  sie  sind  je  nach  Trennung  in  der 
Destillationskolonne  in  7  bis  8  Sorten  erhältlich;  die  Sorten  werden  nach 
dem  Temperaturunterschied  zwischen  den  Volumina  bei  5  %iger  Destilla- 
tion und  bei  90  %iger  Destillation  unterschieden  (maximal  60  °C). 

—  Testbenzin:  Spezialbenzin  mit  einem  Flammpunkt  über  30  C;  der  Destil- 
lationsbereich liegt  zwischen  135  °C  und  200  °C. 

IS.  Schmierstoffe 

Aus  Destillationsnebenprodukten  gewonnene  Kohlenwasserstoffe;  sie  werden 
vor  allem  zur  Verringerung  der  Reibung  zwischen  aufeinander  gleitenden 
Flächen  eingesetzt. 

Einschließlich  fertiger  Schmieröle  vom  Spindelöl  bis  zum  Zylinderöl,  der  in 
Schmierfetten  enthaltenen  Öle,  auch  Motoröle,  und  aller  Arten  von  Rohstoffen 
für  Schmieröle. 

19.  Bitumen 

Bitumen  ist  ein  fester,  halbfester  oder  viskoser  Kohlenwasserstoff  mit  kolloi- 
daler Struktur  und  brauner  bis  schwarzer  Färbung,  der  durch  die  Vakuum- 
destillation der  Ölrückstände  gewonnen  wird,  die  bei  der  atmosphärischen 
Destillation  entstehen.  Bitumen  wird  häufig  auch  als  Asphalt  bezeichnet  und 
in  erster  Linie  im  Straßenbau  und  für  Bedachungen  verwendet. 

Einschließlich  Flussigbitumen  und  Verschnittbitumen. 

20.  Paraffinwachse 

Gesättigte  aliphatische  Kohlenwasserstoffe.  Paraffinwachse  sind  Rückstände,  die 
beim  Entwachsen  von  Schmierölen  gewonnen  werden.  Sie  haben  eine  je  nach 
Sorte  feinere  oder  gröbere  kristalline  Struktur.  Wesentliche  Eigenschaften: 

Farblos   Geruchlos   lirbtdlircblässio  und  Srhmel7nunkt  über  4  5  °C 

21.  Petrolkoks 

Petrolkoks  ist  ein  schwarzes  festes  Nebenprodukt,  das  vor  allem  beim  Cracken 
und  Verkoken  von  Mineralöl-Halbfertigerzeugnissen,  Rückständen  aus  der  Va- 
kuumdestillation und  bei  der  Herstellung  von  Teer  und  Teerpechen  mit  ver- 
zögerter Verkokung  oder  nach  dem  Fließkoksverfahren  anfällt.  Er  besteht 
hauptsächlich  (zu  90  %  bis  95  %)  aus  Kohlenstoff  und  hat  einen  geringen 
Aschegehalt.  Er  wird  in  der  Stahlindustrie  als  Ausgangsstoff  in  Koksöfen  ver- 
wendet, aber  auch  zu  Heizzwecken,  für  die  Elektrodenherstellung  und  zur 
Herstellung  von  Chemikalien.  Die  wichtigsten  Formen  sind  Grünkoks  und 
kalzinierter  Koks. 

Energieprodukt 

Definition 

Umfasst  auch  „Katalysatorkoks",  der  sich  während  der  Raffinierprozesse  auf 
dem  Katalysator  ablagert.  Dieser  Koks  kann  nicht  zurückgewonnen  werden 
und  wird  in  der  Regel  als  Raffineriebrennstoff  verwendet. 

22.       Andere  Erzeugnisse 

Alle  oben  nicht  ausdrücklich  genannten  Produkte,  z.  B.  Teer  und  Schwefel. 
Zu  dieser  Kategorie  zählen  auch  Aromate  wie  BTX  (Benzol,  Toluol  und  Xylol) 
sowie  Olefine  (wie  Propylen),  die  in  Raffinerien  erzeugt  werden. 

Verzeichnis  der  aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 


4.2.1.  Bereitstellung  von  Rohöl,  NGL,  Raffmerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe 

Die  folgende  Tabelle  gilt  für  Rohöl,  NGL,  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate  (einschließlich  der  Bio- 
brennstoffanteile) und  sonstige  Kohlenwasserstoffe: 


1.         Einheimische  Erzeugung 

Gilt  nicht  für  Raffinerieeinsatzmaterial  und  Biobrennstoffe. 


2.         Aus  anderen  Quellen:  Zusatzstoffe,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe,  deren  Erzeugung 
bereits  in  anderen  Brennstoffbilanzen  erfasst  wird. 

Gilt  nicht  für  Rohöl,  NGL  und  Raffinerieeinsatzmaterial. 


2.1.      Davon:  aus  Kohle 

Einschließlich  Flüssigkeiten  aus  Kohleverflüssigungsanlagen  und  Kokereien. 


2.2.      Davon:  aus  Erdgas 

Für  die  Herstellung  synthetischen  Motorenbenzins  kann  Erdgas  als  Ausgangsstoff  erforderlich  sein.  Die  zur 
Methanolherstellung  verwendeten  Gasmengen  sind  nach  den  Bestimmungen  von  Kapitel  2  zu  erfassen,  die 
eingegangenen  Methanolmengen  nach  den  Bestimmungen  dieses  Kapitels. 


2.3.      Davon:  aus  erneuerbaren  Energien 

Einschließlich  Biobrennstoffe,  die  zur  Vermischung  mit  Motorenkraftstoffen  bestimmt  sind. 

Die  Erzeugung  ist  nach  den  Bestimmungen  von  Kapitel  5  zu  erfassen,  die  zugemischten  Mengen  nach  den 
Bestimmungen  dieses  Kapitels. 


3.        Rückläufe  aus  der  petrochemischen  Industrie 

Fertig-  oder  Halbfertigerzeugnisse,  die  von  Endverbrauchern  zur  Weiterverarbeitung,  zur  Mischung  oder 
zum  Verkauf  zurückgegeben  werden.  Gewöhnlich  handelt  es  sich  dabei  um  Nebenprodukte  petroche- 
mischer  Herstellungsprozesse. 

Gilt  nur  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 


4.        Übertragene  Erzeugnisse 

Importierte  Mineralölerzeugnisse,  die  neu  zugeordnet  werden  als  zur  Weiterverarbeitung  in  der  Raffinerie 
und  nicht  zur  Lieferung  an  die  Endkunden  bestimmte  Halbfertigerzeugnisse. 

Gilt  nur  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 


5.        Ein-  und  Ausfuhren 

Einschließlich  Rohöl  und  Mineralölprodukte,  die  im  Rahmen  von  Verarbeitungsabkommen  ein-  oder  aus- 
geführt wurden  (d.  h.  Raffinieren  auf  Rechnung).  Bei  Rohöl  und  NGL  ist  das  eigentliche  Ursprungsland 
anzugeben:  bei  Raffinerieeinsatzmaterial  und  Fertigprodukten  ist  das  Land  des  letzten  Versands  anzugeben. 
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Einschließlich  aller  Flüssiggase  (z.  B.  LPG),  die  durch  Rückvergasung  eingeführten  Flüssigerdgases  gewonnen 
wurden,  und  aller  Mineralölprodukte,  die  von  der  petrochemischen  Industrie  direkt  ein-  oder  ausgeführt 
werden. 


Anmerkung:  Jeglicher  Handel  mit  Biokraftstoffen,  die  nicht  mit  Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h.  in 
Reinform  vorliegen),  ist  im  Fragebogen  über  erneuerbare  Energien  anzugeben. 

Wiederausfuhren  von  Öl,  das  zur  Weiterverarbeitung  unter  Zollverschluss  eingeführt  wurde,  sind  als  Aus- 
fuhr des  Produkts  vom  Verarbeitungsland  in  das  Bestimmungsland  anzugeben. 


6.  Direktverbrauch 

Rohöl,  NGL,  Zusatzstoffe  und  Oxigenate  (und  der  Anteil  der  Biobrennstoffe  daran)  sowie  sonstige  Kohlen- 
wasserstoffe, die  direkt  und  ohne  vorherige  Verarbeitung  in  Raffinerien  verbraucht  werden. 

Einschließlich  des  zur  Stromerzeugung  verfeuerten  Rohöls. 


7.  Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 


8.         Berechneter  Raffinerieeingang 

Rechnerisch  ermittelte  Gesamtmenge  an  Produkten,  die  dem  Raffinerieprozess  zugeführt  wurden.  Definiert 
als: 


Einheimische  Erzeugung  +  Aus  sonstigen  Quellen  +  Rückläufe  aus  der  Industrie  +  Übertragene  Produkte  + 
Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Direktverbrauch  +  Bestandsveränderungen 


9.         Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechneter  Raffinerieeingang  minus  erfasstem  Raffinerieeingang. 


10.      Erfasster  Raffinerieeingang 

Gemessene  Gesamtmenge  an  Produkten,  die  dem  Raffinerieprozess  zugeführt  wurden. 


1 1 .  Raffinerieverluste 

Differenz  zwischen  erfasstem  Raffinerieeingang  und  Brutto-Raffinerieausstoß.  Verluste  können  in  Destilla- 
tionsprozessen durch  Verdampfung  entstehen.  Verluste  sind  als  positive  Werte  anzugeben.  Volumenge- 
winne sind  möglich,  Massegewinne  nicht. 


1 2.      Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  am  Anfang  und  am  Ende  des  Bezugszeitraums 

Alle  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  vorhandenen  Bestände,  einschließlich  Bestände  von  staatlichen 
Stellen,  Großverbrauchern  und  Lagerunternehmen,  Bestände  an  Bord  einlaufender  Hochseeschiffe,  unter 
Zollverschluss  lagernde  Bestände  und  im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  oder  ohne  solche 
für  andere  gelagerte  Bestände.  Anfang  und  Ende  des  Bezugszeitraums  sind  dessen  erster  und  letzter  Tag. 


13.  Nettoheizwert 

Anzugeben  sind  der  Nettoheizwert  der  Erzeugung,  der  Einfuhren  und  der  Ausfuhren  sowie  der  Gesamt- 
durchschnitt. 


4.2.2.  Bereitstellung  von  Rohölerzeugnissen 

Die  in  der  folgenden  Tabelle  aufgeführten  Angaben  sind  für  Fertigerzeugnisse  zu  machen  (Raffineriegas,  Ethan, 
LPG,  Naphtha,  Motorenbenzin  sowie  der  Anteil  an  Biobenzin,  Flugbenzin,  Flugturbinenkraftstoff  auf  Naphthabasis, 
Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis  einschließlich  des  Bioanteils,  sonstiges  Kerosin,  Diesel-/Gasöl,  schweres 
Heizöl  mit  niedrigem  und  hohem  Schwefelgehalt,  Testbenzin  und  Industriebrennstoffe,  Schmierstoffe,  Bitumen, 
Paraffinwachse,  Petrolkoks  und  sonstige  Erzeugnisse).  Direkt  verfeuertes  Rohöl  und  NGL  ist  unter  Lieferungen  von 
Fertigerzeugnissen  und  Austausch  zwischen  Erzeugnissen  auszuweisen. 
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1. 

Rohstoffeingänge 

Menge  an  einheimischem  oder  eingeführtem  Rohöl  (einschließlich  Kondensat)  und  einheimischen  NGL, 
die  ohne  Aufbereitung  in  einer  Ölraffinerie  direkt  verwendet  werden,  und  Rückflüsse  aus  der  petroche- 
mischen  Industrie,  die  zwar  keine  Rohstoffe  sind,  aber  direkt  verwendet  werden. 

2. 

Brutto-Raffinerieausstoß 

In  einer  Raffinerie  oder  Mischanlage  erzeugte  Menge  an  Fertigerzeugnissen. 
Ohne  Ralfineneverluste,  aber  einschließlich  Raffineriebrennstoff. 

3. 

Recyclingprodukte 

Fertigprodukte,  die  ein  zweites  Mal  das  Vertriebsnetz  durchlaufen,  nachdem  sie  bereits  einmal  an  End- 
verbraucher ausgeliefert  wurden  (z.  B.  wiederaufbereitete  Schmierstoffe).  Diese  Mengen  sind  von  Rück- 

("1"                                             1                                         1                  •         1                  T         1           .      •  1-1 

Hussen  aus  der  petrochemischen  Industrie  zu  unterscheiden. 

4. 

Raffineriebrennstoff 

Erdölprodukte,  die  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebs  einer  Raffinerie  verbraucht  werden. 

Ohne  Produkte,  die  von  Erdölunternehmen  außerhalb  des  Raffinierprozesses  verwendet  werden,  z.  B.  in 
Bunkern  oder  Öltankern. 

Einschließlich  des  Brennstoffverbrauchs  der  Raffinerien  für  die  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  zum 
Verkauf  an  Dritte. 

4.1. 

Davon:  für  die  Stromerzeugung  verwendet 

Zur  Stromerzeugung  in  raffinerieeigenen  Anlagen  verwendete  Mengen. 

4.2. 

Davon:  in  KWK-Anlagen  verwendet 

In  raffinerieeigenen  KWK-Anlagen  verwendete  Mengen. 

4.3. 

Davon:  für  die  Wärmeerzeugung  verwendet 

In  Raffinerien  zur  Wärmeerzeugung  verwendete  Mengen. 

5. 

Ein-  und  Ausfuhren 

6. 

Grenzüberschreitender  Seeverkehr  (Bunker) 

7. 

Austausch  zwischen  Erzeugnissen 

Erzeugnisse,  die  infolge  einer  Änderung  ihrer  Spezifikation  oder  ihrer  Mischung  mit  einem  anderen 
Erzeugnis  neu  zugeordnet  werden. 

Ein  negativer  Eintrag  für  ein  Produkt  muss  durch  einen  positiven  Eintrag  (bzw.  mehrere  Einträge)  eines 
oder  mehrerer  anderer  Produkte  ausgeglichen  werden  und  umgekehrt.  Die  positiven  und  negativen 
Eintrage  müssen  sich  zu  Null  addieren. 

8. 

Übertragene  Erzeugnisse 

Importierte  Mineralölerzeugnisse,  die  neu  zugeordnet  werden  als  zur  Weiterverarbeitung  in  der  Raffinerie 
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und  nicht  zur  Lieferung  an  die  Endkunden  bestimmte  Ausgangsstoffe. 

9. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  BestandsvergroKerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

10. 

Berechnete  Bruttoinlandslieferungen 
Definiert  als: 

Rohstoffeingänge  +  Raffineriebruttoleistung  +  Recycling-Produkte  -  Raffineriebrennstoff  +  Einfuhren  - 
Ausfuhren  -  Bunkerbestände  für  die  internationale  Schifffahrt  +  Austausch  zwischen  Erzeugnissen  - 
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Übertragene  Erzeugnisse  +  Bestandsveranderungen 

11. 

Statistische  Abweichung 
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12. 

Erfasste  Bruttoinlandslieferungen 

Erfasste  Lieferungen  fertiger  Mineralölprodukte  aus  Primärquellen  (z.  B.  Raffinerien,  Mischanlagen  usw.) 
an  den  Inlandsmarkt. 

Dieser  Wert  kann  vom  berechneten  Wert  abweichen,  was  u.  a.  auf  Unterschiede  im  Erfassungsbereich 
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12.1. 

Davon:  Bruttolieferungen  an  die  petrochemische  Industrie 
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12.2. 

Davon:  zur  energetischen  Verwendung  in  der  petrochemischen  Industrie 
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12.3. 

Davon:  zur  nichtenergetischen  Verwendung  in  der  petrochemischen  Industrie 

In  der  Petrochemie  zur  Herstellung  von  Ethylen,  Propylen,  Butylen,  Synthesegas,  Aromaten,  Butadien  und 
anderen  Rohstoffen  auf  Kohlenwasserstoffbasis  in  Prozessen  wie  Dampferacken  oder  Dampfreformieren 
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14. 

Bestände  am  Anfang  und  am  Ende  des  Bezugszeitraums 

Alle  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  vorhandenen  Bestände,  einschließlich  Bestände  von  staatlichen 
Stellen,  Großverbrauchern  und  Lagerunternehmen,  Bestände  an  Bord  einlaufender  Hochseeschiffe,  unter 
Zollverschluss  lagernde  Bestände  und  im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  oder  ohne  solche 
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15. 

Bestandsveränderungen  bei  den  öffentlichen  Versorgungsbetrieben 

Anderweitig  nicht  unter  Bestände  und  Bestandsveränderungen  ausgewiesene  Veränderungen  der  Bestände 
der  öffentlichen  Versorgungsbetriebe.  Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für 
Bestandsverkleinerung. 
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16. 

Nettoheizwert  der  Bruttoinlandslieferungen 

4.2.3.  Bruttoinlandslieferungen  nach  Sektor 

In  den  folgenden  Tabellen  sind  die  nachstehend  aufgeführten  Aggregate  für  folgende  Erzeugnisse  anzugeben: 
Rohöl,  NGL,  Raffineriegas,  Ethan,  LPG,  Naphtha,  Motorenbenzin  insgesamt  und  der  Bioanteil,  Flugbenzin,  Flug- 
turbinenkraftstoff auf  Naphthabasis,  Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis  insgesamt  und  der  Bioanteil,  sons- 
tiges Kerosin,  Diesel-/Gasöl  (einschließlich  der  Anteile  an  Dieselkraftstoff  für  den  Straßenverkehr,  Heiz-  und  sons- 
tiger Gasöle,  Biodiesel  und  Diesel-/Gasöl  ohne  Bioanteile),  schweres  Heizöl  insgesamt  (einschließlich  der  Anteile  an 
Heizöl  mit  niedrigem  und  hohem  Schwefelgehalt),  Testbenzin  und  Industriebrennstoff,  Schmierstoffe,  Bitumen, 
Paraffinwachse,  Petrolkoks,  sonstige  Olerzeugnisse. 

Anzugeben  sind  sowohl  die  Mengen  für  die  energetische  als  auch  für  die  nichtenergetische  Verwendung  sowie  die 
Gesamtmenge. 


1.        Umwandlungssektor  insgesamt 

Für  die  primäre  oder  sekundäre  Umwandlung  von  Energie  insgesamt  verwendete  Brennstoffmenge. 


1.1.      Davon:  Stromerzeugungsanlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 


1.2. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

1.3. 

Davon:  KWK-Anlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 

1.4. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 

1.5. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 

1.6. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

1.7. 

Davon:  Gaswerke/Vergasungsanlagen 

1.8. 

Davon:  Anlagen  lür  die  Mischgaserzeugung 

1.9. 

Davon:  Kokereien 

1.10. 

Davon:  Hochöfen 

1.11. 

Davon:  Petrochemische  Industrie 

1.12. 

Davon:  Steinkohlenbrikettfabriken 

1.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Umwandlung 

2. 

Energiesektor  insgesamt 

Im  Energiesektor  insgesamt  für  energetische  Zwecke  verwendete  Brennstoffmenge 

2.1. 

Davon:  Kohlebergwerke 

2.2. 

Davon:  Öl-  und  Gasförderung 

2.3. 

Davon:  Kokereien 

2.4. 

Davon:  Hochöfen 

2.5. 

Davon:  Gaswerke 

2.6. 

Davon:  Kraftwerke 

Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen. 

2.7. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Energie 

3. 

Netzverluste 

Außerhalb  der  Raffinerie  bei  Transport  und  Verteilung  auftretende  Verluste. 

Einschließlich  Pipelineverluste. 

4. 

Energetischer  Endverbrauch 

5. 

Industrie 

5.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

5.2. 

Davon:  chemische  und  petrochemische  Industrie 

5.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

5.4. 

Davon:  nichtmetallische  Mineralstoffe  verarbeitende  Industrie 

5.5.      Davon:  Fahrzeugbau 


5.6.      Davon:  Maschinenbau 


5.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

5.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

5.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

5.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

5.11. 

Davon:  Baugewerbe 

5.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

5.13. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

6. 

Verkehrssektor 

6.1. 

Davon:  grenzüberschreitender  Luftverkehr 

6.2. 

Davon:  Inlandsluftverkehr 

6.3. 

Davon:  Güterkraftverkehr 

6.4. 

Davon:  Eisenbahn 

6.5. 

Davon:  Binnenschifffahrt 

6.6. 

Davon:  Transport  in  Pipelines 

6.7. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

7. 

Sonstige  Sektoren 

7.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

7.2. 

Davon:  Haushalte 

7.3. 

Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 

7.4. 

Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 

7.5. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  sonstige 

8. 

Nichtenergetische  Verwendung  insgesamt 

Als  Rohstoffe  verwendete  Energieprodukte,  d.  h.  Energieprodukte,  die  nicht  als  Brennstoffe  verbraucht  oder 
in  andere  Brennstoffe  umgewandelt  werden.  Die  Mengen  dieser  Produkte  sind  Bestandteile  der  oben 
aufgeführten  Aggregate. 

8.1. 

Davon:  Umwandlungssektor 

8.2 

Davon:  Energiesektor 

8.3 

Davon:  Verkehrssektor 

8.4 

Davon:  Industrie 

8.4.1 

Industriesektor,  Davon:  Chemische  (einschließlich  petrochemische)  Industrie 

8.5 

Davon:  Sonstige  Sektoren 
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4.2.4.  Ein-  und  Ausfuhren 


Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem  Bestimmungsland.  Siehe  auch  die  Anmerkungen  unter 


4.2.1,  Aggregat  5. 

Masseinheiten 

1.  Energiemengen 

103  Tonnen 

2.  Heizwerte 

MJ /Tonne 

4.4.     Ausnahmen  und  befreiungen 

Zypern  ist  von  der  Angabe  der  einzelnen  Aggregate  in  Abschnitt  4.2.3  Punkt  4  (sonstige  Sektoren)  und  Punkt  5 
(nichtenergetische  Verwendung  insgesamt)  befreit;  nur  die  Gesamtwerte  für  diese  Aggregate  sind  anzugeben. 

Zypern  wird  für  einen  Zeitraum  von  drei  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  von  der  Angabe  der 
einzelnen  Aggregate  in  Abschnitt  4.2.3  Punkt  2  (Industrie)  und  Punkt  3  (Verkehr)  ausgenommen:  während  dieses 
Zeitraums  sind  nur  Gesamtwerte  für  diese  Aggregate  anzugeben. 

5.       ENERGIE  AUS  ERNEUERBAREN  QUELLEN  UND  AUS  ABFALL 
5.1.     In  frage  kommende  energieprodukte 

Sofern  nicht  anders  bestimmt,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 


Energieprodukt 

Definition 

1 .  Wasserkraft 

Energiepotenzial  und  kinetische  Energie  des  Wassers  nach  Umwandlung  in 
Elektrizität  in  Wasserkraftwerken,  einschließlich  Pumpspeicherwerken.  Melde- 

t"»TM*~ril"  npctpnt  tiic  TTt*  a  Ttr»/^1»*  TAlnpnnpr  T  cti i  nn ■  1  \4AX/  1  nie  <T  10  \/T\Xf  ~> 
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10  MW  und  für  Pumpspeicherwerke. 

2.         Geothermische  Energie 

Energie  in  Form  der  von  der  Erdkruste  abgestrahlten  Wärme,  gewöhnlich  in 
Form  von  heißem  Wasser  oder  Dampf  genutzt.  Diese  Energieerzeugung  ent- 
spricht dem  Enthalpieunterschied  zwischen  dem  in  der  Förderbohrung  gewon- 
nenen und  dem  in  der  Injektionsbohrung  in  den  Untergrund  zurückgepump- 
ten Fluidum.  Erdwärme  wird  in  geologisch  geeigneten  Vorkommen  erschlos- 
sen: 

—  Nutzung  zur  Stromerzeugung  mit  Trockendampf  oder  mit  Sole  mit  hoher 
Enthalpie  nach  der  Verdampfung, 

—  direkte  Nutzung  zur  Bereitstellung  von  Fernwärme  sowie  für  Heizzwecke 
in  der  Landwirtschaft  usw. 

3.  Solarenergie 

Zur  Heißwasserbereitung  und  zur  Stromerzeugung  genutzte  Sonneneinstrah- 
lung. Die  Energieerzeugung  entspricht  der  für  das  Wärmeübertragungsmedium 
verfügbaren  Wärme,  d.  h.  der  einfallenden  Sonnenenergie  abzüglich  optischer 
Verluste  und  Kollektorverluste.  Direkt  genutzte  passive  Solarenergie  zum  Hei- 
zen, Kühlen  und  zur  Beleuchtung  von  Wohn-  und  sonstigen  Gebäuden  wird 
nicht  erfasst. 

3.1.       Davon:  Fotovoltaische 
Energie 

Sonnenlicht,  das  mit  Hilfe  von  Solarzellen  in  Elektrizität  umgewandelt  wird. 
Solarzellen  werden  in  der  Regel  aus  Halbleitermaterial  hergestellt,  das  Elek- 
trizität erzeugt,  wenn  es  Sonnenlicht  ausgesetzt  wird. 

3.2.      Davon:  Thermische  Son- 
nenenergie 

Wärmeerzeugung  aus  Sonneneinstrahlung  durch: 

a)  Solarkraftwerke  oder 

b)  Geräte  für  die  Brauchwassererhitzung  in  Haushalten  sowie  für  die  jahres- 
zeitlich gebundene  Beheizung  von  Schwimmbädern  (z.  B.  Flachkollektoren, 
in  erster  Linie  Thermosiphon-Anlagen). 

4.  Gezeiten-/Wellen-/Mee- 
resenergie 

Mechanische  Energie,  die  aus  der  Bewegung  der  Gezeiten  oder  der  Wellen  oder 
der  Meeresströmung  gewonnen  und  zur  Stromerzeugung  genutzt  wird. 

5.  Windkraft 

In  Windturbinen  zur  Erzeugung  von  Elektrizität  genutzte  kinetische  Energie 
des  Windes. 
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Energieprodukt 

Definition 

6.         Industrieabfälle  (nicht  er- 
neuerbare Quellen) 

Industrieabfälle  (fest  oder  flüssig)  als  nicht  erneuerbare  Energiequelle,  die  zur 
Erzeugung  von  Elektrizität  und/oder  Wärme  direkt  verbrannt  werden.  Die 
verbrauchte  Brennstoffmenge  sollte  als  Nettoheizwert  angegeben  werden.  In- 
dustrieabfälle aus  erneuerbaren  Energiequellen  sind  in  den  Kategorien  feste 

Kintnat Rtr^nac  unrl/r^riPT"  tluccinp  Rinnrpntittnfip  vii  prfaccpri 
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7.  Siedlungsabfälle: 

Abfälle  aus  Haushalten,  Krankenhäusern  und  dem  tertiären  Sektor,  die  in 

npcnfifiprpti    AnlürrpTi   uprnrannf  TOPrnpn     anrFpripnpti   ülc  Mpftr^npiv^^pft" 
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7.1.       Davon:  erneuerbare  Ener- 

oipmipl  lpn 

Der  Anteil  der  Siedlungsabfälle,  der  biologischen  Ursprungs  ist. 

7.2.      Davon:  nicht  erneuerbare 

Fnproipniipllpn 

Der  Anteil  der  Siedlungsabfälle,  der  nicht  biologischen  Ursprungs  ist. 

8.         Feste  Biobrennstoffe 

Organisches,  nicht  fossiles  Material  biologischen  Ursprungs,  das  als  Brennstoff 
zur  Erzeugung  von  Wärme  oder  Elektrizität  genutzt  werden  kann.  Folgende 

HArmpn  urptvipn  iintPi"C/~nipi4ptT 
ruiiiicn   W  Cl UC11   Uli LCl SC111CUCII. 

8.1.      Davon:  Holzkohle 

Feste  Rückstände  der  zerstörenden  Destillation  und  der  Pyrolyse  von  Holz  und 

er» n ctiopm  Pfl an7pn m a fpfi al 
svjiij  uycui  i  i iiiii z.ci ii 1 1 Li  li.  i  itii. 

9.  Biogas: 

Weitgehend  aus  Methan  und  Kohlendioxid  bestehendes  Gas,  das  durch  anae- 

lv^nf*  V f^rctoTTTirp*" n c f^.  1 1 1 n rr  T7r~\n   Rlftmaccp  fipni l/ipt 
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10.       Flüssige  Biobrennstoffe 

Es  sind  die  Mengen  von  Biobrennstoffen  anzugeben,  nicht  die  Gesamtmenge 
der  flüssigen  Brennstoffe,  denen  Biobrennstoffe  zugesetzt  werden.  Bei  Ein-  und 
Ausfuhren  flüssiger  Biobrennstoffe  sind  nur  die  Mengen  anzugeben,  die  nicht 
mit  Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h.  Biobrennstoffe  in  reiner  Form).  Der 
Handel  mit  Motorkraftstoffen,  denen  flüssige  Biobrennstoffe  zugesetzt  sind, 
fällt  unter  Kapitel  4,  Daten  über  Öl. 

Am i ifipnpn       nn   frilnpnnp  fli i ccinp  Rinnrpn n «tnfip" 
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10.1.     Davon:  Biobenzin 

Dazu  zählen  Bioethanol  (aus  Biomasse  und/oder  aus  der  biologisch  abbauba- 
ren Fraktion  von  Abfall  gewonnenes  Ethanol),  Biomethanol  (aus  Biomasse 
und/oder  aus  der  biologisch  abbaubaren  Fraktion  von  Abfall  gewonnenes 
Methanol),  Bio-ETBE  (auf  der  Basis  von  Bioethanol  erzeugter  Ethyl-Tert-Bu- 
tyl-Ether;  der  Volumenprozentanteil  des  Biokraftstoffs  an  Bio-ETBE  beträgt 
47  %)  und  Bio-MTBE  (auf  der  Basis  von  Biomethanol  erzeugter  Methyl-Tert- 
Butyl-Ether;  der  Volumenprozentanteil  des  Biokraftstoffs  an  Bio-MTBE  beträgt 
36  %). 

10.1.1.  Biobenzin,  Davon:  Bioet- 

Aus  Biomasse  und/oder  aus  der  biologisch  abbaubaren  Fraktion  von  Abfall 

rr  (±w  ti~\  ntipnpt  Ktn^nr»! 
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10.2.     Davon:  Biodiesel 

Dazu  zählen  Biodiesel  (ein  aus  pflanzlichen  oder  tierischen  Ölen  gewonnener 
Methylester  mit  Dieseleigenschaften),  Biodimethylether  (ein  aus  Biomasse  ge- 
wonnener Dimethylether),  Fischer-Tropsch-Kraftstoffe  (aus  Biomasse  gewon- 
nene Fischer-Tropsch-Kraftstoffe),  kalt  extrahiertes  Bioöl  (nur  durch  mecha- 
nische Behandlung  aus  Ölsaaten  gewonnenes  Öl)  und  alle  sonstigen  flüssigen 
Biobrennstoffe,  die  entweder  mit  Dieselkraftstoff  vermischt  oder  diesem  hin- 

7iinPTiio1"  A/ipr  rlip  anctpllp  t/yih    lliPCpllrT"attctoTT  upnupnnpt  txt'ptyipti 
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10.3.  Bio-Flugturbinenkraft- 
stoff 

Aus  Biomasse  gewonnene  flüssige  Biobrennstoffe,  als  Zusatz  für  bzw.  Ersatz 

ti i  r  Fli i nti i  rn i npnVra ff ctrw  t 
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10.4.     Sonstige    flüssige  Bio- 
brennstoffe 

Flüssige  Biobrennstoffe,  die  direkt  als  Kraftstoff  verwendet  und  nicht  unter 
Biobenzin  oder  Biodiesel  fallen. 

5.2.     Verzeichnis  der  aggregate 


Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

5.2.1.  Bruttostrom-  und  -Wärmeerzeugung 

Die  Strom-  und  Wärmeerzeugung  aus  den  in  Abschnitt  5.1  genannten  Energieprodukten  (ohne  Holzkohle,  Bio- 
benzin und  Bio-Flugturbinenkraftstoff)  sind  für  folgende  Erzeuger  getrennt  anzugeben,  soweit  zutreffend: 

—  für  Anlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen  und  Anlagen  von  Eigenerzeugern: 

—  für  reine  Stromerzeugungsanlagen,  reine  Wärmeerzeugungsanlagen  und  KWK-Anlagen. 

Diese  Anforderung  gilt  nicht  für  Holzkohle.  Bei  den  flüssigen  Biobrennstoffen  sind  Biobenzin  und  Bio-Flugturbi- 
nenkraftstoff ausgenommen.  Für  Wasserkraftwerke  sind  die  Angaben  nach  folgendem  Muster  zu  unterteilen: 
Anlagen  mit  einer  elektrischen  Leistung  bis  1  MW,  zwischen  1  und  10  MW  und  über  10  MW. 

5.2.2.  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektoren 

Die  Mengen  der  in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Ge- 
zeiten-/Wellen-/Meeresenergie  und  Windkraft),  die  in  den  Energieversorgungs-  und  Energieumwandlungssektoren 
verbraucht  werden,  sind  in  folgenden  Aggregaten  anzugeben: 


1. 

Erzeugung 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

5. 

Brutto  verbrauch 

6. 

Statistische  Abweichung 

7. 

Umwandlungssektor  insgesamt 

Die  für  die  Umwandlung  von  Primärenergie  in  Sekundärenergie  (z.  B.  von  Deponiegas  in  Elektrizität)  oder 

die  Umwandlung  in  abgeleitete  Energieprodukte  (z.  B.  für  Mischgas  verwendetes  Biogas)  verbrauchten 

Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 

7.1. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 

7.2. 

Davon:  KWK-Anlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 

7.3. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätigen  Unternehmen 

7.4. 

Davon:  Stromerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

7.5. 

Davon:  KWK-Anlagen  von  Eigenerzeugern 

7.6. 

Davon:  Wärmeerzeugungsanlagen  von  Eigenerzeugern 

7.7. 

Davon:  Steinkohlenbrikettfabriken 

Die  für  die  Briketterzeugung  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 
Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  und  aus  Abfall  sind  im  Energiesektor  als  Verbrauch  anzugeben. 


7.8.      Davon:  Braunkohlen-/Torfbrikettfabriken 


Die  für  die  Braunkohlenbriketterzeugung  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und 
aus  Abfall.  Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall  sind  im  Energiesektor  als  Verbrauch  anzugeben. 


7.9. 

Davon:  Ortsgas 

Die  für  die  Ortsgaserzeugung  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren 

Quellen  und  aus  Abfall  sind  im  Energiesektor  als  Verbrauch  anzugeben. 

7.10. 

Davon:  Hochöfen 

Die  Mengen  an  in  Hochöfen  umgewandelten  erneuerbaren  Energien  (z.  B.  Holzkohle). 

Die  für  Heizzwecke  und  zum  Betrieb  von  Maschinen  verbrauchten  Mengen  an  erneuerbaren  Energien  sind 

nicht  hier,  sondern  als  Verbrauch  des  Energiesektors  anzugeben. 

7.11. 

Davon:  Erdgas-Mischanlagen 

Menge  der  mit  Erdgas  vermischten  Biogase,  die  dem  Erdgasnetz  zugeführt  werden. 

7.12. 

Davon:  Gemische  mit  Motorenbenzin/Diesel/Kerosin 

Mengen  an  flüssigen  Biokraftstoffen,  die  nicht  an  Endverbraucher  geliefert  werden,  sondern  zusammen  mit 

anderen,  im  Ölfragebogen  aufgeführten  Mineralölerzeugnissen  verbraucht  werden. 

7.13. 

Davon:  Holzkohlefabriken 

Zur  Herstellung  von  Holzkohle  verbrauchte  Holzmengen. 

7.14. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  Umwandlung 

Energiesektor 

Die  Mengen  der  in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Ge- 

zeiten-/Wellen-/Meeresenergie  und  Windkraft),  die  im  Energiesektor  verbraucht  werden  oder  für  den  Endverbrauch 

zur  Verfügung  stehen,  sind  in  folgenden  Aggregaten  anzugeben: 

1. 

Energiesektor  insgesamt 

Die  vom  Energiesektor  bei  seiner  Umwandlungstätigkeit  verbrauchten  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren 

Quellen  und  aus  Abfall.  Beispiel:  Die  für  Heizzwecke,  zur  Beleuchtung  oder  zum  Betrieb  von  Pumpen  oder 

Kompressoren  verbrauchte  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall. 

Die  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  aus  Abfall,  die  in  eine  andere  Energieform  umge- 

wandelt werden,  sind  dem  Umwandlungssektor  zuzurechnen. 

1.1. 

Davon:  Vergasungsanlagen 

1.2. 

Davon:  öffentliche  Stromerzeugungsanlagen,  KWK-Anlagen  und  Wärmeerzeugungsanlagen 

1.3. 

Davon:  Kohlebergwerke 

1.4. 

Davon:  Steinkohlenbrikettfabriken 

1.5. 

Davon:  Kokereien 

1.6. 

Davon:  Erdölraffinerien 

1.7. 

Davon:  Braunkohlen-/Torfbrikettfabriken 

1.8. 

Davon:  Ortsgas 

1.9. 

Davon:  Hochöfen 
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1.10.    Davon:  Holzkohlefabriken 


1.11. 

Davon:  nicht  anderweitig  genannt 

2. 

Netzverluste 

Alle  bei  Transport  und  Verteilung  auftretenden  Verluste. 

Energie 

-EnAverbraueh 

Für  die 

:  in  Abschnitt  5.1  aufgeführten  Energieprodukte  (außer  Wasserkraft,  fotovoltaische  Energie,  Gezeiten-/Wel- 

len-/Meeresenergie  und  Windkraft)  sind  folgende  Aggregate  anzugeben: 

1. 

Energetischer  Endverbrauch 

2. 

Industrie 

2.1. 

Davon:  Eisen  und  Stahl 

2.2. 

Davon:  Chemische  und  petrochemische  Industrie 

2.3. 

Davon:  NE-Metallindustrie 

2.4. 

T~»                            KT*     1     ä               .11-1             \   f                   1      .        CC                             1          • .  Iii 

Davon:  Nichtmetallische  Mineralstolle  verarbeitende  Industrie 

2.5. 

Davon:  Fahrzeugbau 

2.6. 

Davon:  Maschinenbau 

2.7. 

Davon:  Bergbau  und  Gewinnung  von  Steinen  und  Erden 

2.8. 

Davon:  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  Tabakverarbeitung 

2.9. 

Davon:  Herstellung  von  Papier,  Pappe  und  Waren  daraus,  Verlags-  und  Druckerzeugnissen 

2.10. 

Davon:  Herstellung  von  Holz  sowie  Holz-,  Kork-  und  Flechtwaren 

2.11. 

Davon:  Baugewerbe 

2.12. 

Davon:  Textilien  und  Leder 

2.13. 

Davon:  Nicht  anderweitig  genannt  —  Industrie 

3. 

Verkehrssektor 

3.1. 

Davon:  Eisenbahn 

3.2. 

Davon:  Straße 

3.3. 

Davon:  Binnenschifffahrt 

3.4. 

Davon:  Nicht  anderweitig  genannt  —  Verkehr 

4. 

Sonstige  Sektoren 

4.1. 

Davon:  gewerbliche  und  öffentliche  Dienstleistungen 

4.2.      Davon:  Haushalte 


4.3.      Davon:  Land-  und  Forstwirtschaft 


4.4.      Davon:  Fischerei  und  Fischzucht 


4.5.      Davon:  nicht  anderweitig  genannt  —  sonstige 

5.2.5.  Technische  Merkmale  der  Anlagen 

Anzugeben  sind  folgende  jeweils  zum  Ende  des  Berichtsjahres  geltende  Stromerzeugungskapazitäten: 


1. 

Wasserkraft 

Meldepflicht  besteht  für  Anlagen  folgender  Größenordnung:  <  1  MW,  1  bis  <  1 0  MW,  >  10  MW  für 
gemischte  Anlagen  und  für  reine  Pumpspeicherwerke  sowie  für  alle  Größenklassen  zusammen.  Der  unter 
Nutzung  der  Pumpspeicher  erzeugte  Strom  ist  nicht  zu  berücksichtigen. 

2. 

Geothermische  Energie 

3. 

Fotovoltaische  Energie 

4. 

Thermische  Sonnenenergie 

5. 

Gezeiten-/Wellen-/Meeresenergie 

6. 

Windkraft 

7. 

Industrieabfälle  (nicht  erneuerbare  Quellen) 

8.  Siedlungsabfälle 

9. 

Feste  Biobrennstoffe 

10. 

Biogase 

11. 

Biodiesel 

12. 

Sonstige  flüssige  Biobrennstoffe 

Anzugeben  ist  die  Gesamtfläche  installierter  Sonnenkollektoren. 
Anzugeben  ist  die  Produktionskapazität  für  folgende  Biobrennstoffe: 

1. 

Biobenzin 

2. 

Biodiesel 

3. 

Bio-Flugbenzin 

4. 

Sonstige  flüssige  Biobrennstoffe 

Ein-  und  Ausfuhren 

Für  folgende  Produkte  sind  Angaben  zu  machen  (Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem 
Bestimmungsland) : 

1. 

Biobenzin 

1.1. 

Davon:  Bioethanol 

2. 

Bio-Flugbenzin 

3. 

Biodiesel 

4. 

Sonstige  flüssige  Biobrennstoffe 

5. 

Holzpellets 

5.2.7.  Produktion  von  festen  Biobrennstoffen  und  Biogasen 

Anzugeben  sind  die  Produktionsmengen  für  folgende  Produkte: 


1.  Feste  Biobrennstoffe  (außer  Holzkohle) 

1.1.  Davon:  Brennholz,  Holzrückstände  und  Nebenprodukte 

1.1.1.  Aus  Brennholz,  Holzrückständen  und  Nebenprodukten,  Davon:  Holzpellets 

1.2.  Davon:  Schwarzlauge 

1.3.  Davon:  Bagasse 

1.4.  Davon:  Tierische  Abfälle 

1.5.  Davon:  Sonstige  pflanzliche  Materialien  und  Rückstände 

2.  Biogase  aus  anaerober  Gärung 

2.1.  Davon:  Deponiegas 

2.2.  Davon:  Klärschlammgas 

2.3.  Davon:  Sonstige  Biogase  aus  anaerober  Gärung 

3.  Biogase  aus  thermischen  Prozessen 

5.3.  Heizwerte 

Für  folgende  Produkte  sind  durchschnittliche  Nettoheizwerte  anzugeben: 

1.  Biobenzin 

2.  Bioethanol 

3.  Biodiesel 

4.  Bio-Flugbenzin 

5.  Sonstige  flüssige  Biobrennstoffe 

6.  Holzkohle 

5.4.  Masseinheiten 


1.  Stromerzeugung 

MWh 

2.  Wärmeerzeugung 

TJ 

3.  Energieprodukte  aus  erneuer- 
baren Quellen 

Biobenzin,  Biodiesel  und  sonstige  flüssige  Biobrennstoffe:  Tonnen 
Holzkohle:  1  000  Tonnen 

Alle  anderen:  TJ  (auf  der  Basis  der  Nettoheizwerte) 

4.  Sonnenkollektorfläche 

1  000  m2 

5.  Anlagenkapazität 

Biobrennstoffe:  Tonnen/Jahr 
Alle  anderen:  MWe 

6.  Heizwerte 

KJ/kg  (Nettoheizwert) 

5.5.     Ausnahmen  und  befreiungen 

Entfällt. 

6.       ANWENDBARE  BESTIMMUNGEN 

Folgende  Bestimmungen  gelten  für  die  Erhebung  aller  in  den  vorstehenden  Abschnitten  aufgeführten  Daten: 

1 .  Berichtszeitraum 

Ein  Kalenderjahr  (1.  Januar  bis  31.  Dezember). 

2.  Periodizität 
Jährlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

30.  November  des  Jahres  nach  Ablauf  des  Berichtszeitraums. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 
Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen. 


491 

Copyrighted  malerial 


ANHANG  C 


MONATLICHE  ENERGIESTATISTIKEN 

In  diesem  Anhang  werden  der  Erfassungsbereich,  die  Einheiten,  der  Berichtszeitraum,  die  Erhebungshäufigkeit,  die  Fristen 
und  die  Übermittlungsmodalitäten  für  die  monatliche  Erhebung  von  Energiestatistiken  beschrieben. 

Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 

1.       FESTE  BRENNSTOFFE 

1.1.     In  frage  kommende  energieprodukte 

Sofern  nicht  anders  bestimmt,  sind  Daten  zu  allen  folgenden  Energieprodukten  zu  erheben: 


Energieprodukt 

Definition 

1 .     J  LC111IS.U111C 

CtpJ  ri  Irin  1 r\i=''7i=»ii~rin*it  k*nnlp  mit  f\Y\e'  m  Ri,iitt(^ri^,i'7^iri=ir'1"  ^7Y"\n  iiri/^i*  t  f\  00A 
J  LtlilJSJJlllC  UCZ,CldlllCL  IVUHIE  II  Ii  L  C111C111  DI  ULLUIICIZ.  WCI  L  VUI1   UL/CI    ZU  UUU 

kj/kg,  aschefrei  aber  feucht  und  mit  einem  mittleren  Vitrinit-Reflexions- 
koeffizienten  von  mindestens  0,6  %. 

L.      DI  dUllKOIUL. 

imciil  uacKcnuc  Ironie  mit  einem  diuiioiiciz.wcii  von  uiiiei  a.\i  uuu  jvwis.g 
und  einem  Gehalt  von  über  31  %  an  flüchtigen  Bestandteilen  auf  tro- 
ckener, mineralstofffreier  Basis. 

3.  Torf 

Brennbares  weiches,  poröses  oder  verdichtetes  fossiles  Sediment  pflanz- 
lichen Ursprungs  mit  hohem  Wassergehalt  (im  Ausgangszustand  bis  zu 
90  %),  leicht  zu  schneiden  und  von  heller  bis  dunkelbrauner  Farbe.  Torf 
für  die  nichtenergetische  Verwendung  wird  hier  nicht  erfasst.  Brenntorf 
wird  hier  erfasst. 

4.  Steinkohlenbriketts 

Ein  Brennstoffmaterial  aus  Feinkohle,  das  unter  Zusatz  eines  Bindemittels 
in  eine  bestimmte  Form  gepresst  wird. 

5.  BKB 

(Braunkohlenbriketts) 

Braunkohlenbriketts  werden  mittels  Hochdruckverpressung  bindemittel- 
frei aus  Braunkohle  oder  subbituminöser  Kohle  unter  Beigabe  von  ge- 
trockneter Feinkohle  und  Kohlenstaub  hergestellt. 

6.  Koks 

Durch  Verkokung  von  Kohle  (hauptsächlich  Kokskohle)  bei  hohen  Tem- 
peraturen entstandenes  festes  Produkt  mit  einem  niedrigen  Anteil  an 
Feuchtigkeit  und  flüchtigen  Bestandteilen.  Kokereikoks  wird  vorwiegend 
in  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  als  Energieträger  und  als  chemischer 
Zusatzstoff  eingesetzt.  Koksgrus  und  Gießereikoks  werden  ebenfalls 
zum  Kokereikoks  gezählt.  Ferner  ist  auch  Halbkoks,  ein  durch  Kohle- 
verkokung bei  niedrigen  Temperaturen  gewonnenes  festes  Erzeugnis, 
dieser  Kategorie  zuzurechnen.  Halbkoks  wird  in  Haushalten  sowie  in 
den  Umwandlungsanlagen  selbst  als  Brennstoff  eingesetzt.  Außerdem 
zählen  auch  Koks,  Koksgrus,  Gaskoks  und  Halbkoks  aus  Braunkohle 
zu  dieser  Position. 

1.2.     Verzeichnis  der  aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 

1.2.1.  Versorgungssektor 

Folgende  Aggregate  sind  für  Steinkohle,  Braunkohle  und  Torf  anzugeben: 


1 .  Erzeugung 


2.       Wiedergewinnung  (gilt  nur  für  Steinkohle) 

In  Bergwerken  wiedergewonnene  Schlammkohle  und  Brandschiefer. 


3.  Gesamteinfuhren 


4.  Gesamtausfuhren 

5.  Bestände: 

—  Beginn  des  Zeitraums 

—  Ende  des  Zeitraums 

—  Bestandsveränderungen 

Bestände  der  Bergwerke  und  Importeure. 

Ohne  Verbraucherbestände  (z.  B.  in  Kraftwerken  und  Kokereien),  jedoch  einschließlich  der  Bestände  von 
Verbrauchern,  die  direkt  importieren. 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

6.  Berechnete  Inlandslieferungen 

Berechnete  Gesamtmenge  der  für  den  inländischen  Verbrauch  gelieferten  Mengen.  Definiert  als: 
Erzeugung  +  Wiedergewinnung  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  +  Bestandsveränderungen. 

7.  Statistische  Abweichung 

Berechnete  Inlandslieferungen  minus  erfasste  Inlandslieferungen. 
Gilt  nur  für  Steinkohle. 

8.  Erfasste  Inlandslieferungen 

Tatsächlich  an  den  inländischen  Markt  gelieferte  Mengen.  Summe  aller  Lieferungen  an  die  verschiedenen 
Verbraucher.  Berechnete  und  erfasste  Lieferungen  können  voneinander  abweichen. 

Gilt  nur  für  Steinkohle. 

8.1.  Davon:  Lieferungen  an  hauptsächlich  der  Energieerzeugung  dienende  Kraftwerke 

8.2.  Davon:  Lieferungen  an  Kokereien 

8.3.  Davon:  Lieferungen  an  Steinkohlenbrikettfabriken 

Bei  der  Umwandlung  in  (bergwerkseigenen  und  unabhängigen)  Brikettfabriken  verbrauchte  Menge. 

8.4.  Davon:  Lieferungen  an  die  Industrie  insgesamt 

8.5.  Davon:  sonstige  Lieferungen  (Dienstleistungssektor,  Haushalte  usw.) 

Lieferungen  an  Haushalte  (einschließlich  Deputatlieferungen  an  Beschäftigte  der  Bergwerke  und  ihrer  Neben- 
betriebe), an  den  Dienstleistungssektor  (Verwaltung,  Handel  usw.)  und  an  nicht  anderweitig  genannte 
Sektoren). 

Folgende  Aggregate  sind  für  Koks,  Steinkohlen-  und  Braunkohlenbriketts  anzugeben: 

1.  Erzeugung 

2.  Gesamteinfuhren 


3.  Gesamtausfuhren 


4.  Bestände: 

—  Beginn  des  Zeitraums 

—  Ende  des  Zeitraums 

—  Bestandsveränderungen 

Bestände  der  Kokereien  (an  Koks)  und  der  Steinkohlenbrikettfabriken  (an  Briketts). 

Ohne  Bestände  der  Verbraucher,  jedoch  einschließlich  der  Bestände  von  Verbrauchern,  die  direkt  importie- 
ren. 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

5.  Berechnete  Inlandslieferungen 

Berechnete  Gesamtmenge  der  für  den  inländischen  Verbrauch  gelieferten  Mengen.  Definiert  als: 
Produktion  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  +  Bestandsveränderungen 

6.  Lieferungen  an  die  Eisen-  und  Stahlindustrie  (gilt  nur  für  Koks) 
1.2.2.  Einfuhren 

Für  Steinkohle  sind  folgende  Angaben  zu  machen:  Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem 
Bestimmungsland. 

1.3.  Masseinheiten 

Alle  Mengen  sind  in  103  Tonnen  anzugeben. 

1.4.  Ausnahmen  und  befreiungen 

Entfällt. 
2.  STROM 

2.1.  In  frage  kommende  energieprodukte 

Dieses  Kapitel  betrifft  Strom. 

2.2.  Verzeichnis  der  aggregate 

Folgende  Aggregate  sind  anzugeben: 
2.2.1.  Stromerzeugung 

Für  die  nachstehenden  Aggregate  sind  Brutto-  und  Nettomengen  anzugeben: 


1. 

Stromerzeugung  insgesamt 

1.1. 

Davon:  Kernkraftwerke 

1.2. 

Davon:  Wasserkraft 

1.2.1. 

Unter  1.2:  Davon:  Anteil  von  Pumpspeicherwerken  an  der  Erzeugung  aus  Wasserkraft 

1.3. 

Davon:  Geothermische  Energie 

1.4. 

Davon:  Konventionelle  Wärmekraftwerke 

1.5.      Davon:  Windkraft 


Außerdem  sind  folgende  Energiemengen  anzugeben: 


2.  Einfuhren 


2.1.      Davon:  aus  anderen  EU-Ländern 
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3.  Ausfuhren 


3.1.     Davon:  in  Nicht-EU- Länder 


4.        Verbrauch  in  Pumpspeicherwerken 


5.  Inlandsverbrauch 

Wird  wie  folgt  berechnet: 

Gesamtnettoerzeugung  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Verbrauch  in  Pumpspeicherwerken 


Hinsichtlich  des  Brennstoffverbrauchs  in  Anlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen  sind 
folgende  Aggregate  anzugeben  (zur  Definition  von  Braunkohle  und  Steinkohle  siehe  Anhang  B  bzw.  Anhang  C): 


6.        Gesamtbrennstoffverbrauch  in  Anlagen  hauptsächlich  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 

Gesamte  Brennstoffmenge,  die  für  die  Stromerzeugung  sowie  für  die  Erzeugung  von  Wärme,  die  ausschließ- 
lich zum  Verkauf  an  Dritte  bestimmt  ist,  verbraucht  wird. 


6.1. 

Davon:  Steinkohle 

6.2. 

Davon:  Braunkohle 

6.3. 

Davon:  Mineralölerzeugnisse 

6.4. 

Davon:  Erdgas 

6.5. 

Davon:  abgeleitetes  Gas  (industriell  erzeugte  Gase) 

6.6. 

Davon:  andere  Brennstoffe 

2.  Brennstoffbestände  der  Anlagen  hauptsächlieh  als  Energieerzeuger  tätiger  Unternehmen 

Hierunter  versteht  man  Anlagen,  in  denen  Brennstoffe  als  Primärenergieträger  eingesetzt  werden  und  die  der 
öffentlichen  Stromversorgung  dienen.  Folgende  Endbestände  (Bestände  am  Ende  des  Berichtsmonats)  sind  anzuge- 
ben: 


1 .  Steinkohle 


2.  Braunkohle 


3.  Mineralölerzeugnisse 


Masseinheiten 


1.  Energiemengen 

Strom:  GWh 

Steinkohle,  Braunkohle  und  Mineralölerzeugnisse:  103  Tonnen  und  TJ 

auf  der  Basis  des  Nettoheizwertes. 

Erdgas  und  abgeleitete  Gase:  TJ  auf  der  Basis  des  Bruttoheizwertes. 

Andere  Brennstoffe:  TJ  auf  der  Basis  des  Nettoheizwertes. 

Nukleare  Wärme:  TJ. 

2.  Bestände 


10  Tonnen 


2.4.     Ausnahmen  und  befreiungen 

Entfällt. 

3.       ROHÖL  UND  MINERALÖLPRODUKTE 

3.1.  In  frage  kommende  energieprodukte 

Soweit  nicht  anders  bestimmt  betrifft  diese  Datenerhebung  die  nachstehend  aufgeführten  Energieprodukte,  für  die 
die  Definitionen  in  Anhang  B  Kapitel  4  gelten:  Rohöl,  NGL,  Raffinerieeinsatzmaterial,  sonstige  Kohlenwasserstoffe, 
Raffineriegas  (nicht  verflüssigt),  Ethan,  LPG,  Naphtha,  Motorenbenzin,  Flugbenzin,  Flugturbinenkraftstoff  (auf  Naph- 
thabasis  oder  JP4),  Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis,  sonstiges  Kerosin,  Diesel-/Gasöl  (destilliertes  Heizöl), 
Dieselkraftstoff  für  Kraftfahrzeuge,  Heizöl  und  sonstiges  Gasöl,  schweres  Heizöl  (mit  niedrigem  und  hohem 
Schwefelgehalt),  Testbenzin  und  Industriebrennstoffe,  Schmierstoffe,  Bitumen,  Paraffinwachse  und  Petrolkoks. 

Bei  Motorenbenzin  sind,  soweit  zutreffend,  zwei  Kategorien  zu  unterscheiden:  Biobenzin  und  Nicht-Biobenzin;  bei 
Flugturbinenkraftstoff  ist  zwischen  zwei  Kategorien  zu  unterscheiden:  Bio-Flugturbinenkraftstoff  und  Nicht-Bio- 
Flugturbinenkraftstoff;  bei  Diesel-/Gasöl  sind  vier  Kategorien  zu  unterscheiden:  Dieselkraftstoff  für  den  Straßenver- 
kehr, Heizöl  und  sonstiges  Gasöl,  Biodiesel  und  Heizöl/sonstiges  Gasöl  ohne  Bioanteile. 

Die  „sonstigen  Erzeugnisse"  umfassen  sowohl  die  in  Anhang  B  Kapitel  4  definierten  Erzeugnisse  als  auch  Test- 
benzin und  Industriebrennstoffe,  Schmierstoffe,  Bitumen  und  Paraffinwachse.  Die  Mengen  dieser  Erzeugnisse  sind 
nicht  getrennt  anzugeben. 

3.2.  Verzeichnis  der  aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

3.2.1.  Versorgungssektor 

Die  folgende  Tabelle  gilt  nur  für  Rohöl,  NGL,  Raffinerieeinsatzmaterial,  Zusatzstoffe/Oxigenate,  Biobrennstoffe  und 
sonstige  Kohlenwasserstoffe: 


1.       Einheimische  Erzeugung 

Gilt  nicht  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 


2.       Sonstige  Quellen 

Zusatzstoffe,  Biobrennstoffe  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe,  deren  Erzeugung  bereits  in  anderen  Brenn- 
stoffbilanzen erfasst  wird. 

Gilt  nicht  für  Rohöl,  NGL  und  Raffinerieeinsatzmaterial. 


3.       Rückläufe  aus  der  petrochemischen  Industrie 

Fertig-  oder  Halbfertigerzeugnisse,  die  von  Endverbrauchern  zur  Weiterverarbeitung,  zur  Mischung  oder 
zum  Verkauf  zurückgegeben  werden.  Gewöhnlich  handelt  es  sich  dabei  um  Nebenprodukte  petrochemischer 
Herstellungsprozesse.  Gilt  nur  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 


4.       Übertragene  Erzeugnisse 

Importierte  Mineralölerzeugnisse,  die  neu  zugeordnet  werden  als  zur  Weiterverarbeitung  in  der  Raffinerie 
und  nicht  zur  Lieferung  an  Endkunden  bestimmte  Halbfertigerzeugnisse. 

Gilt  nur  für  Raffinerieeinsatzmaterial. 


5.       Ein-  und  Ausfuhren 

Einschließlich  Rohöl  und  Mineralölprodukte,  die  im  Rahmen  von  Verarbeitungsabkommen  ein-  oder  aus- 
geführt wurden  (d.  h.  Raffinieren  auf  Rechnung).  Bei  Rohöl  und  NGL  ist  das  eigentliche  Ursprungsland 
anzugeben;  bei  Raffinerieeinsatzmaterial  und  Fertigprodukten  ist  das  Land  des  letzten  Versands  anzugeben. 
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Einschließlich  aller  Flüssiggase  (z.  B.  LPG),  die  durch  Rückvergasung  eingeführten  Flüssigerdgases  gewonnen 
wurden,  und  aller  Mineralölprodukte,  die  von  der  petrochemischen  Industrie  direkt  ein-  oder  ausgeführt 
werden. 

Anmerkung:  Jeglicher  Handel  mit  Biokraftstoffen,  die  nicht  mit  Motorkraftstoffen  vermischt  sind  (d.  h.  in 
Reinform  vorliegen),  ist  im  Fragebogen  über  erneuerbare  Energien  anzugeben. 


6.  Direktverbrauch 

Rohöl,  NGL  und  sonstige  Kohlenwasserstoffe,  die  ohne  Aufbereitung  in  einer  Raffinerie  direkt  verwendet 
werden. 

Einschließlich  des  zur  Stromerzeugung  verfeuerten  Rohöls. 


7.  Bestandsveränderungen 

Positive  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  negative  für  Bestandsverkleinerung. 


8.       Berechneter  Raffinerieeingang 

Rechnerisch  ermittelte  Gesamtmenge  an  Produkten,  die  dem  Raffinerieprozess  zugeführt  wurden.  Definiert 
als: 

Einheimische  Erzeugung  +  sonstige  Quellen  +  Rückläufe  aus  der  Industrie  +  Übertragene  Produkte  + 
Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Direktverbrauch  +  Bestandsveränderungen 


9.       Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechneter  Raffinerieeingang  minus  erfasstem  Raffinerieeingang. 


10.     Erfasster  Raffinerieeingang 

Gemessene  Gesamtmenge  an  Produkten,  die  dem  Raffinerieprozess  zugeführt  wurden. 


1 1 .  Raffinerieverluste 

Differenz  zwischen  erfasstem  Raffinerieeingang  und  Brutto-Raffinerieausstoß.  Verluste  können  in  Destillati- 
onsprozessen durch  Verdampfung  entstehen.  Verluste  sind  als  positive  Werte  anzugeben.  Volumengewinne 
sind  möglich,  Massegewinne  nicht. 


Die  folgende  Tabelle  gilt  nicht  für  Raffinerieeinsatzmaterial  und  Zusatzstoffe/Oxigenate. 


1 .  Rohstoffeingänge 

Menge  an  einheimischem  oder  eingeführtem  Rohöl  (einschließlich  Kondensat)  und  einheimischen  NGL,  die 
ohne  Aufbereitung  in  einer  Ölraffinerie  direkt  verwendet  werden,  und  Rückflüsse  aus  der  petrochemischen 
Industrie,  die  zwar  keine  Rohstoffe  sind,  aber  direkt  verwendet  werden. 


2.  Brutto-Raffinerieausstoß 

In  einer  Raffinerie  oder  Mischanlage  erzeugte  Menge  an  Fertigerzeugnissen. 

Ohne  Raffinerieverluste,  aber  einschließlich  Raffineriebrennstoff. 


3.  Recyclingprodukte 

Fertigprodukte,  die  ein  zweites  Mal  das  Vertriebsnetz  durchlaufen,  nachdem  sie  bereits  einmal  an  Endver- 
braucher ausgeliefert  wurden  (z.  B.  wiederaufbereitete  Schmierstoffe).  Diese  Mengen  sind  von  Rückflüssen 
aus  der  petrochemischen  Industrie  zu  unterscheiden. 


4.  Raffineriebrennstoff 

Erdölprodukte,  die  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebs  einer  Raffinerie  verbraucht  werden. 

Ohne  Produkte,  die  von  Erdölunternehmen  außerhalb  des  Raffinierprozesses  verwendet  werden,  z.  B.  in 
Bunkern  oder  Öltankern. 

Einschließlich  des  Brennstoffverbrauchs  der  Raffinerien  für  die  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  zum 
Verkauf  an  Dritte. 
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5.       Ein-  und  Ausfuhren 


6. 

Grenzüberschreitender  Seeverkehr  (Bunker) 

7. 

Austausch  zwischen  Erzeugnissen 

Erzeugnisse,  die  infolge  einer  Änderung  ihrer  Spezifikation  oder  ihrer  Mischung  mit  einem  anderen  Er- 

zeugnis neu  zugeordnet  werden. 

Ein  negativer  Eintrag  für  ein  Produkt  muss  durch  einen  positiven  Eintrag  (bzw.  mehrere  Einträge)  eines  oder 

mehrerer  anderer  Produkte  ausgeglichen  werden  und  umgekehrt.  Die  positiven  und  negativen  Einträge 

müssen  sich  zu  Null  addieren. 

8. 

Übertragene  Erzeugnisse 

Importierte  Mineralölerzeugnisse,  die  neu  zugeordnet  werden  als  zur  Weiterverarbeitung  in  der  Raffinerie 

und  nicht  zur  Lieferung  an  Endkunden  bestimmte  Halbfertigerzeugnisse. 

9. 

Bestandsveränderungen 

Positive  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  negative  für  Bestandsverkleinerung. 

10. 

Berechnete  Bruttoinlandshelerungen 

Definiert  als: 

Rohstoffeingänge  +  Raffineriebruttoleistung  +  Recycling-Produkte  —  Raffineriebrennstoff  +  Einfuhren  —  Aus- 

fuhren -  Grenzüberschreitender  Seeverkehr  (Bunker)  +  Austausch  zwischen  Erzeugnissen  -  Übertragene 

Erzeugnisse  +  Bestandsveränderungen 

11. 

Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechnete  Bruttoinlandslieferungen  minus  erfasste  Bruttoinlandslieferungen. 

12. 

Erfasste  Bruttoinlandslieferungen 

Erfasste  Lieferungen  fertiger  Mineralölprodukte  aus  Primärquellen  (z.  B.  Raffinerien,  Mischanlagen  usw.)  an 

den  Inlandsmarkt. 

Dieser  Wert  kann  vom  berechneten  Wert  abweichen,  was  u.  a.  auf  Unterschiede  im  Erfassungsbereich  oder 

auf  unterschiedliche  Definitionen  in  den  Berichtssystemen  zurückzuführen  ist. 

12.1. 

Davon:  Lieferungen  an  die  internationale  Zivilluftfahrt 

12.2. 

Davon:  Lieferungen  an  hauptsächlich  der  Energieerzeugung  dienende  Kraftwerke 

12.3. 

Davon:  Lieferungen  von  Kraftfahrzeug-LPG 

1  ~)  A 

1  2.4. 

Davon:  (Brutto-)  Lieferungen  an  die  petrochemische  Industrie 

13. 

Rückläufe  von  der  petrochemischen  Industrie  an  die  Raffinerien 

14. 

Nettoinlandslieferungen  insgesamt 

3.2.2.  Bestände 

Folgende  Anfangs-  und  Endbestände  sind  für  alle  Energieprodukte,  einschließlich  Zusatzstoffe/Oxigenate  jedoch 
ohne  Raffineriegas  anzugeben: 

1.       Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates 

Bestände  an  folgenden  Orten:  Raffinerietanks,  Massengutterminals,  Tanklager  an  Pipelines,  Binnenschiffe, 
Küstentankschiffe  (wenn  Abgangs-  und  Bestimmungshafen  im  selben  Land  liegen),  Tankschiffe  in  Häfen  der 
Mitgliedstaaten  (wenn  ihre  Ladung  dort  gelöscht  werden  soll),  Bunker  der  Binnenschifffahrt.  Ohne  Bestände 
in  Pipelines,  Eisenbahnkesselwagen,  Tank-Lkw,  Bunkern  der  Hochseeschifffahrt,  Tankstellen,  Einzelhandels- 
betrieben und  Bunkern  auf  See. 
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2.       Im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  für  andere  Staaten  gelagerte  Bestände 

Auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  vorhandene  Bestände,  die  Eigentum  eines  anderen  Staates  sind  und  zu 
denen  der  Zugang  durch  ein  Abkommen  zwischen  den  jeweiligen  Staaten  gewährleistet  ist. 


3.       Bestände  mit  bekannter  ausländischer  Bestimmung 

Unter  2  nicht  erfasste  Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates,  die  Eigentum  eines  anderen  Staates  und 
für  diesen  bestimmt  sind.  Diese  Bestände  können  sich  innerhalb  oder  außerhalb  eines  Zolllagers  befinden. 


4.       Sonstige  Bestände  unter  Zollverschluss 

Weder  unter  2  noch  unter  3  erfasste  Bestände,  unabhängig  davon,  ob  sie  verzollt  sind  oder  nicht. 


5.       Bestände  von  Großverbrauchern 

Umfasst  Bestände,  die  staatlicher  Kontrolle  unterliegen.  Umfasst  keine  Bestände  anderer  Verbraucher. 


6.       Bestände  an  Bord  einlaufender  Hochseeschiffe  im  Hafen  oder  auf  Reede 

Umfasst  Bestände  unabhängig  davon,  ob  sie  verzollt  sind  oder  nicht.  Ohne  Bestände  an  Bord  von  Schiffen 
auf  hoher  See. 

Einschließlich  Öl  in  Küstentankschiffen,  deren  Abgangs-  und  Bestimmungshafen  in  demselben  Land  liegen. 
Für  einlaufende  Schiffe  mit  mehreren  Entladehäfen  ist  nur  die  Menge  anzugeben,  die  im  Meldeland  entladen 
wird. 


7.  Von  staatlichen  Stellen  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  gelagerte  Bestände 

Umfasst  Bestände  für  nichtmilitärische  Zwecke,  die  von  Staaten  auf  ihrem  Hoheitsgebiet  gelagert  werden, 
Eigentum  des  Staates  sind  oder  von  ihm  kontrolliert  werden  und  ausschließlich  für  den  Notfall  gelagert 
werden. 

Ohne  Bestände  staatlicher  Ölgesellschaften  und  Elektrizitätswerke  und  ohne  Bestände,  die  direkt  von  Ölge- 
sellschaften  im  Auftrag  des  Staates  gelagert  werden. 

8.  Auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  befindliche  Bestände  von  Lagerunternehmen 

Bestände  privater  und  staatlicher  Stellen,  die  eingerichtet  wurden,  um  Bestände  ausschließlich  für  Notfälle 
vorzuhalten. 

Ohne  Pflichtbestände  privater  Unternehmen. 

9.  Alle  übrigen  Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates 

Alle  übrigen  Bestände,  die  den  Bestimmungen  unter  1  entsprechen. 


10.      Im  Ausland  im  Rahmen  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  lagernde  Bestände 

Bestände,  die  Eigentum  des  Meldelandes  sind,  aber  in  einem  anderen  Land  lagern  und  zu  denen  der  Zugang 
durch  ein  zwischen  den  Regierungen  geschlossenes  Abkommen  gewährleistet  ist. 


10.1.   Davon:  Bestände  des  Staates 


10.2.  Davon:  Bestände  von  Lagerunternehmen 


10.3.  Davon:  sonstige  Bestände 


11.     Im  Ausland  lagernde  Bestände,  die  endgültig  für  die  Einfuhr  in  ihr  Land  vorgesehen  sind 

Nicht  unter  10  erfasste  Bestände,  die  Eigentum  ihres  Landes  sind,  in  einem  anderen  Land  lagern  und  auf  die 
Einfuhr  in  ihr  Land  warten. 


12.      Sonstige  Bestände  unter  Zollverschluss 

Sonstige  Bestände  auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates,  die  in  den  obigen  Kategorien  nicht  erfasst  sind. 
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13.  Pipelineinhalt 


In  den  Pipelines  befindliches  Öl  (Rohöl  und  Mineralölerzeugnisse),  das  für  die  Aufrechterhaltung  des  Flusses 
in  den  Pipelines  erforderlich  ist. 

Außerdem  sind  folgende  Mengen  nach  Ländern  aufzuschlüsseln: 

—  im  Rahmen  von  Regierungsvereinbarungen  für  andere  Länder  gelagerte  Endbestände,  nach  Empfängerland: 

—  im  Rahmen  von  Regierungsvereinbarungen  für  andere  Länder  gelagerte  Endbestände,  davon  der  Delegation 
unterliegende,  nach  Empfängerland; 

—  sonstige  Endbestände  mit  bekannter  ausländischer  Bestimmung,  nach  Empfängerland; 

—  im  Ausland  im  Rahmen  von  Regierungsvereinbarungen  lagernde  Endbestände,  nach  Standort; 

—  im  Rahmen  von  Regierungsvereinbarungen  für  andere  Länder  gelagerte  Endbestände,  davon  der  Delegation 
unterliegende,  nach  Standort; 

—  im  Ausland  lagernde  Endbestände,  die  endgültig  für  die  Einfuhr  in  das  Meldeland  vorgesehen  sind,  nach 
Standort. 

Anfangsbestände  sind  die  Bestände  am  letzten  Tag  des  dem  Berichtsmonat  vorausgehenden  Monats.  Endbestände 
sind  die  Bestände  am  letzten  Tag  des  Berichtsmonats. 

3.2.3.  Ein-  und  Ausfuhren 

Einfuhren  nach  dem  Herkunftsland,  Ausfuhren  nach  dem  Bestimmungsland. 

3.3.  Masseinheiten 

Energiemengen:  103  Tonnen 

3.4.  Geografische  hinweise 

Lediglich  für  statistische  Berichtszwecke  gelten  die  Angaben  in  Anhang  A  Kapitel  1,  mit  folgenden  Ausnahmen: 

1.  Dänemark  einschließlich  Färöer  und  Grönland, 

2.  Schweiz  einschließlich  Liechtenstein. 

3.5.  Ausnahmen  und  befreiungen 

Entfällt. 

4.  ERDGAS 

4.1.  In  frage  kommende  energieprodukte 

Erdgas  wird  in  Anhang  B  Kapitel  2  definiert. 

4.2.  Verzeichnis  der  aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

4.2.1.  Versorgungssektor 

1.       Einheimische  Erzeugung 

Alle  innerhalb  der  nationalen  Grenzen  geförderten  trockenen  vermarktbaren  Mengen,  einschließlich  Off- 
shore-Förderung.  Nach  Reinigung  und  Extraktion  von  Erdgaskondensaten  und  Schwefel  gemessene  Mengen. 

Ohne  Extraktionsverluste  und  zurückgepresste,  abgeblasene  oder  abgefackelte  Mengen. 


Einschließlich  der  in  der  Erdgasindustrie  bei  der  Erdgasförderung,  in  Pipelines  und  in  Verarbeitungsanlagen 
eingesetzten  Mengen. 


2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 
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4.  Bestandsveränderungen 

Positive  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  negative  für  Bestandsverkleinerung. 


5.  Berechnete  Bruttoinlandslieferungen 
Definiert  als: 

Einheimische  Erzeugung  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  -  Bestandsveränderungen 

6.  Statistische  Abweichung 

Definiert  als  berechnete  Bruttoinlandslieferungen  minus  erfasste  Bruttoinlandslieferungen. 

7.  Erfasste  Bruttoinlandslieferungen 

Einschließlich  des  in  der  Gasindustrie  für  Wärmeerzeugung  und  Anlagenbetrieb  verbrauchten  Gases  (d.  h. 
Verbrauch  für  Gasförderung,  in  Pipelinesystemen  und  in  Verarbeitungsanlagen)  und  der  Verteilungsverluste. 

8.  Auf  dem  Hoheitsgebiet  des  Staates  lagernde  Anfangs-  und  Endbestände 

In  besonderen  Speichereinrichtungen  (erschöpfte  Gas-  oder  Ölfelder,  Aquifer,  Salzkavernen,  gemischte 
Hohlräume  u.  a.)  oder  als  Flüssiggas  gelagerte  Mengen.  Anfangsbestände  sind  die  Bestände  am  letzten 
Tag  des  dem  Berichtsmonat  vorausgehenden  Monats.  Endbestände  sind  die  Bestände  am  letzten  Tag  des 
Berichtsmonats. 

9.  Eigenverbrauch  und  Verluste  in  der  Gasindustrie 

In  der  Gasindustrie  für  Wärmeerzeugung  und  Anlagenbetrieb  verbrauchtes  Gas  (d.  h.  Verbrauch  für  Gas- 
förderung, in  Pipelinesystemen  und  in  Verarbeitungsanlagen). 

Einschließlich  Verteilungsverluste. 


4.2.2.  Ein-  und  Ausfuhren 

Im  Gegensatz  zu  den  Begriffsbestimmungen  in  Anhang  A  sind  die  Ein-  und  Ausfuhren  in  diesem  Fall  nach  den 
Nachbarländern  aufgeschlüsselt  anzugeben. 

4.3.  Masseinheiten 

Die  Mengen  sind  in  zwei  Einheiten  anzugeben: 

—  in  Volumeneinheiten:  in  106  m3  bei  Referenzgasbedingungen 
(15  °C,  101,325  kPa), 

—  in  Energieeinheiten:  in  TJ  auf  der  Basis  des  Bruttoheizwerts. 

4.4.  Ausnahmen  und  befreiungen 
Entfällt. 

5.       ANWENDBARE  BESTIMMUNGEN 

Folgende  Bestimmungen  gelten  für  die  Erhebung  aller  in  den  vorstehenden  Kapiteln  aufgeführten  Daten: 

1 .  Berichtszeitraum 
Kalendermonat. 

2.  Periodizität 
Monatlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

Für  alle  unter  Ziffer  3  (Rohöl-  und  Mineralölprodukte)  und  Ziffer  4  (Erdgas)  aufgeführten  Daten:  innerhalb  von 
55  Tagen  nach  dem  Berichtsmonat. 

Sonstige  Daten:  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  dem  Berichtsmonat. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 
Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen. 
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ANHANG  D 


MONATLICH  ZU  ÜBERMITTELNDE  KURZFRISTIGE  STATISTIKEN 

In  diesem  Anhang  werden  der  Erfassungsbereich,  die  Einheiten,  der  Berichtszeitraum,  die  Erhebungshäufigkeit,  die  Fristen 
und  die  Übermittlungsmodalitäten  für  die  monatliche  Erhebung  statistischer  Daten  beschrieben. 

Begriffe,  die  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Anhang  bestimmt  werden,  werden  in  Anhang  A  erläutert. 

1.  ERDGAS 

1.1.  In  frage  kommende  energieprodukte 

Dieses  Kapitel  betrifft  ausschließlich  Erdgas.  Erdgas  wird  in  Anhang  B  Kapitel  2  definiert. 

1.2.  Verzeichnis  der  aggregate 

Folgende  Aggregate  sind  anzugeben: 


1. 

Erzeugung 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Bestandsveränderungen 

Negative  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  positive  für  Bestandsverkleinerung. 

5. 

Versorgung 

Diese  Kategorie  wird  wie  folgt  berechnet: 

Erzeugung  +  Einfuhren  -  Ausfuhren  +  Bestandsveränderungen 

6 

Bestände  am  Ende  des  Monats 

1.3.  Masseinheiten 

Erdgasmengen  sind  in  TJ  auf  der  Basis  des  Bruttoheizwerts  anzugeben. 

1.4.  Sonstige  bestimmungen 

1.  Berichtszeitraum 
Kalendermonat. 

2.  Periodizität 
Monatlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

Innerhalb  eines  Monats  nach  dem  Berichtsmonat. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 

Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen. 

1.5.  Ausnahmen  und  befreiungen 

Deutschland  ist  von  der  Erhebung  dieser  Daten  bis  zum  30.  September  2014  befreit. 

2.  STROM 

2.1.  In  frage  kommende  energieprodukte 

Dieses  Kapitel  betrifft  ausschließlich  Strom. 

2.2.  Verzeichnis  der  aggregate 

Folgende  Aggregate  sind  anzugeben: 


1.  Stromerzeugung  insgesamt 

Gesamte  Bruttomenge  der  erzeugten  elektrischen  Energie. 
Einschließlich  Eigenverbrauch  der  Kraftwerke. 

2.  Einfuhren 

3.  Ausfuhren 

4.  Bruttostromversorgung 

Diese  Kategorie  wird  wie  folgt  berechnet: 
Gesamterzeugung  +  Einfuhren  -  Ausfuhren 

2.3.  MASSEINHEITEN 

Energiemengen  sind  in  GWh  anzugeben. 

2.4.  Sonstige  bestimmungen 

1.  Berichtszeitraum 
Kalendermonat. 

2.  Periodizität 
Monatlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

Innerhalb  eines  Monats  nach  dem  Berichtsmonat. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 
Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen. 

2.5.  Ausnahmen  und  befreiungen 

Deutschland  ist  von  dieser  Datenerhebung  befreit. 
3.       ROHÖL  UND  MINERALÖLPRODUKTE 

Diese  Datenerhebung  ist  allgemein  als  „JODI-Fragebogen"  bekannt. 

3.1.  In  frage  kommende  energieprodukte 

Soweit  nicht  anders  bestimmt  betrifft  diese  Datenerhebung  die  nachstehend  aufgeführten  Energieprodukte,  für  die 
die  Definitionen  in  Anhang  B  Kapitel  4  gelten:  Rohöl,  LPG,  Benzin  (Summe  aus  Motorenbenzin  und  Flugbenzin), 
Kerosin  (Summe  aus  Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis  und  sonstigem  Kerosin),  Diesel-/Gasöl,  schweres 
Heizöl  (mit  niedrigem  und  hohem  Schwefelgehalt). 

Die  Erhebung  betrifft  ferner  „Öl  insgesamt",  d.  h.  die  Summe  aller  dieser  Erzeugnisse  ausgenommen  Rohöl, 
einschließlich  sonstiger  Mineralölerzeugnisse  wie  Raffineriegas,  Ethan,  Naphtha,  Petrolkoks,  Testbenzin  und  Indus- 
triebrennstoffe, Paraffinwachse,  Bitumen,  Schmierstoffe  u.  a. 

3.2.  Verzeichnis  der  aggregate 

Für  alle  im  vorhergehenden  Abschnitt  angeführten  Energieprodukte  sind  die  folgenden  Aggregate  anzugeben, 
sofern  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

3.2.1.  Versorgungssektor 

Die  folgende  Tabelle  gilt  nur  für  Rohöl: 


1. 

Erzeugung 

2. 

Einfuhren 

3. 

Ausfuhren 

4. 

Endbestände 
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5.  Bestandsveränderungen 

Positive  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  negative  für  Bestandsverkleinerung. 


6.  Raffinerieeingang 

Erfasster  Raffineriedurchsatz 


Die  folgende  Tabelle  gilt  für  Rohöl,  LPG,  Benzin,  Kerosin,  Diesel-/Gasöl,  schweres  Heizöl  und  Öl  insgesamt: 

1.  Raffinerieausstoß 

Bruttoausstoß  (einschließlich  Brennstoffe  für  den  Eigenverbrauch  der  Raffinerien). 

2.  Einfuhren 

3.  Ausfuhren 

4.  Endbestände 

5.  Bestandsveränderungen 

Positive  Zahlen  stehen  für  Bestandsvergrößerung,  negative  für  Bestandsverkleinerung. 

6.  Nachfrage 

Lieferungen  und  Verkäufe  an  den  inländischen  Markt  (Inlandsverbrauch)  zuzüglich  Eigenverbrauch  der  Raf- 
finerien und  Lieferungen  für  die  Bunkerbestände  der  internationalen  See-  und  Luftfahrt.  Der  Gesamtölbedarf 
schließt  Rohöl  ein. 


3.3.  Masseinheiten 

Energiemengen:  103  Tonnen 

3.4.  Sonstige  bestimmungen 

1.  Berichtszeitraum 
Kalendermonat. 

2.  Periodizität 
Monatlich. 

3.  Frist  für  die  Datenübermittlung 

Innerhalb  von  25  Tagen  nach  dem  Berichtsmonat. 

4.  Übertragungsformat  und  -verfahren 

Die  Daten  sind  nach  einem  geeigneten,  von  Eurostat  festgelegten  Austauschstandard  zu  übermitteln. 
Die  Daten  werden  elektronisch  an  das  zentrale  Eurostat-Portal  übermittelt  oder  in  dieses  heraufgeladen. 

3.5.  Ausnahmen  und  befreiungen 
Entfällt." 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  663/2009  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  13.  Juli  2009 

über  ein  Programm  zur  Konjunkturbelebung  durch  eine  finanzielle  Unterstützung  der  Gemeinschaft 

zugunsten  von  Vorhaben  im  Energiebereich 


DAS  EUROPAISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPAI- 
SCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Ge- 
meinschaft, insbesondere  auf  Artikel  156  und  Artikel  175 
Absatz  1, 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 

nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 

gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (2), 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  europäische  Wirtschaft  erlebt  einen  starken  Ab- 
schwung  infolge  der  Finanzkrise.  Zur  Bewältigung  dieser 
schwierigen,  bisher  einmaligen  Wirtschaftslage  bedarf  es 
außergewöhnlicher  und  sofortiger  Anstrengungen.  Um 
das  Vertrauen  der  Marktteilnehmer  wiederherzustellen, 
müssen  unverzüglich  Maßnahmen  zur  Stützung  der 
Wirtschaft  ergriffen  werden. 


(2)  Gleichzeitig  ist  es  offensichtlich,  dass  die  langfristige 
Stärke  und  Nachhaltigkeit  der  europäischen  Wirtschaft 
davon  abhängt,  dass  sie  so  umgestaltet  wird,  dass  sie 
den  Anforderungen  der  Energieversorgungssicherheit 
und  der  Notwendigkeit  der  Minderung  der  Treibhausgas- 
emissionen Rechnung  trägt.  Diese  Erkenntnis  bekommt 
durch  die  zunehmende  Sorge  um  die  Sicherung  zuver- 
lässiger Gaslieferungen  zusätzliches  Gewicht. 


(3)  Angesichts  dieser  Problematik  hat  der  Europäische  Rat 
vom  11.  und  12.  Dezember  2008  in  seinen  Schlussfol- 
gerungen das  von  der  Kommission  am  26.  November 
2008  vorgelegte  Europäische  Konjunkturprogramm 
(Konjunkturprogramm)  verabschiedet,  in  dem  dargelegt 
ist,  wie  die  Mitgliedstaaten  und  die  Europäische  Union 
ihre  Politik  koordinieren  und  der  europäischen  Wirtschaft 
neue  Impulse  verleihen  können,  die  auf  die  langfristigen 
Ziele  der  Gemeinschaft  ausgerichtet  sind. 

(4)  Ein  wichtiger  Bestandteil  des  Konjunkturprogramms  ist 
der  Vorschlag,  die  Ausgaben  der  Gemeinschaft  in  be- 


(')  Stellungnahme  vom  13.  Mai  2009  (noch  nicht  im  Amtsblatt  ver- 
öffentlicht). 

(2)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  6.  Mai  2009  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates  vom 
7.  Juli  2009. 


stimmten  strategischen  Sektoren  zu  erhöhen,  um  dem 
Mangel  an  Vertrauen  bei  den  Investoren  entgegenzuwir- 
ken und  dazu  beizutragen,  die  Weichen  für  eine  künftige 
Stärkung  der  Wirtschaft  zu  stellen.  Der  Europäische  Rat 
hat  die  Kommission  aufgerufen,  eine  Liste  konkreter  Pro- 
jekte unter  Berücksichtigung  einer  angemessenen  geogra- 
fischen  Ausgewogenheit  vorzulegen,  um  die  Investitionen 
vor  allem  in  Infrastrukturprojekte  zu  erhöhen. 

(5)  Das  Konjunkturprogramm  wird  nur  dann  wirken,  wenn 
Maßnahmen  finanziert  werden,  die  sowohl  gegen  die 
Wirtschaftskrise  helfen  als  auch  den  dringenden  Energie- 
bedarf der  Gemeinschaft  befriedigen.  Gleichwohl  sollte 
das  mit  dieser  Verordnung  geschaffene  Sonderprogramm 
keinesfalls  einen  Präzedenzfall  für  künftige  Ko-Finanzie- 
rungssätze  bei  Infrastrukturinvestitionen  darstellen. 

(6)  Um  greifbare  und  wesentliche  Ergebnisse  erzielen  zu 
können,  sollten  diese  Investitionen  auf  einige  wenige  be- 
stimmte Sektoren  konzentriert  sein;  dabei  sollte  es  sich 
um  Sektoren  handeln,  in  denen  die  Maßnahmen  einen 
deutlichen  Beitrag  zu  den  Zielen  der  Energieversorgungs- 
sicherheit und  zur  Reduzierung  der  Treibhausgasemissio- 
nen leisten  würden,  es  große,  ausgereifte  Vorhaben  gibt, 
die  gewährleisten,  dass  erhebliche  Finanzhilfemittel  effi- 
zient und  effektiv  verwendet  und  erhebliche  Investitions- 
mittel aus  anderen  Quellen,  einschließlich  der  Europä- 
ischen Investitionsbank,  erschlossen  werden  können, 
und  in  denen  ein  Tätigwerden  auf  europäischer  Ebene 
einen  Mehrwert  schaffen  würde.  Die  Bereiche  der  Gas- 
und  Strominfrastrukturen,  der  Offshore-Windenergie  so- 
wie der  Kohlenstoffabscheidung  und  -speicherung  erfül- 
len diese  Kriterien.  Die  Wahl  dieser  Sektoren  erfolgte 
aufgrund  der  besonderen  Rahmenbedingungen  des  Kon- 
junkturprogramms und  sollte  nicht  in  Zweifel  ziehen, 
dass  der  Energieeffizienz  und  der  Förderung  von  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen,  die  in  dem  Konjunkturpro- 
gramm aufgeführt  sind,  weiterhin  oberste  Priorität  einge- 
räumt wird. 

(7)  Die  Kommission  hat  erklärt,  dass  sie  in  ihrem  Bericht 
über  die  Durchführung  der  Verordnung  im  Jahr  2010 
gegebenenfalls  Maßnahmen  vorschlagen  will,  mit  denen 
Vorhaben  im  Sinne  des  Konjunkturprogramms  finanziert 
werden  können,  beispielsweise  Vorhaben  in  den  Berei- 
chen Energieeffizienz  und  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len, sofern  nicht  alle  Mittel  bis  Ende  2010  gebunden 
werden  können. 

(8)  Im  Falle  der  Gas-  und  Strominfrastrukturen  sind  be- 
stimmte Herausforderungen  erst  in  den  letzten  Jahren 
entstanden.  Die  jüngsten  Gaskrisen  (Winter  2006  und 
Winter  2009)  sowie  der  Anstieg  des  Ölpreises  bis  Mitte 
2008  haben  gezeigt,  wie  verwundbar  Europa  ist.  Die 
heimischen  Energieressourcen,  d.  h.  Gas  und  Öl,  haben 
sich  in  einem  solchen  Maß  verringert,  dass  die  Energie- 
versorgung Europas  immer  mehr  von  Importen  abhängig 
ist.  Vor  diesem  Hintergrund  spielt  die  Energieinfrastruk- 
tur eine  entscheidende  Rolle. 
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(9)  Allerdings  wird  die  Durchführung  von  Energieinfrastruk- 
turvorhaben durch  die  aktuelle  Wirtschafts-  und  Finanz- 
krise beeinträchtigt.  Die  Durchführung  einiger  wichtiger 
Projekte,  darunter  solcher  von  gemeinschaftlichem  Inte- 
resse, könnte  sich  wegen  der  Geldknappheit  stark  ver- 
zögern. Daher  sind  dringlich  Maßnahmen  zur  Förderung 
von  Investitionen  in  die  Energieinfrastruktur  angezeigt. 
Wegen  des  erheblichen  Zeitaufwands,  der  für  die  Planung 
und  die  anschließende  Durchführung  solcher  Vorhaben 
notwendig  ist,  muss  die  Gemeinschaft  umgehend  in  diese 
Infrastruktur  investieren,  damit  insbesondere  die  Durch- 
führung von  Projekten  beschleunigt  wird,  die  in  der  Ge- 
meinschaft von  besonderer  Bedeutung  für  die  Energiever- 
sorgungssicherheit sind.  Dies  wird  unerlässlich  dafür  sein, 
dass  die  Energieversorgungssicherheit  der  Gemeinschaft 
zu  Wettbewerbspreisen  gewährleistet  wird,  sobald  die 
Wirtschaft  sich  erholt  und  die  weltweite  Energienachfrage 
steigt. 

(10)  Unter  den  Energieinfrastrukturvorhaben  müssen  diejeni- 
gen ausgewählt  werden,  die  für  das  Funktionieren  des 
Energiebinnenmarkts  und  für  die  Energieversorgungs- 
sicherheit wichtig  sind  und  auch  zur  wirtschaftlichen  Er- 
holung beitragen. 

(11)  Im  Falle  der  Kohlenstoffabscheidung  und  -speicherung 
sowie  insbesondere  der  Offshore- Windenergie  sollte  diese 
Verordnung  auf  dem  von  der  Kommission  am 
22.  November  2007  vorgelegten  Europäischen  Strategie- 
plan für  Energietechnologie  aufbauen,  in  dem  dazu  auf- 
gerufen wurde,  einen  gemeinsamen  strategischen  Plan  für 
Forschung  und  Innovation  im  Energiebereich  im  Einklang 
mit  den  energiepolitischen  Zielen  der  EU  zu  entwickeln, 
wobei  die  Erarbeitung  von  sechs  europäischen  Industrie- 
Initiativen  in  Aussicht  gestellt  wurde.  Der  Europäische 
Rat  vom  16.  Oktober  2008  hat  die  Kommission  in  sei- 
nen Schlussfolgerungen  dazu  aufgerufen,  die  Umsetzung 
des  Europäischen  Strategieplans  für  Energietechnologie 
deutlich  zu  beschleunigen.  Mit  dem  Programm  beginnt 
die  Finanzierung  der  Kohlenstoffabscheidung  und  -spei- 
cherung sowie  der  Offshore-Windenergievorhaben  unbe- 
schadet der  künftigen  Erarbeitung  der  sechs  Industrie-Ini- 
tiativen für  Demonstrationsprojekte  im  Energiebereich, 
die  im  Europäischen  Strategieplan  für  Energietechnologie 
umrissen  wurden. 

(12)  Damit  sich  diese  Verordnung  umgehend  auf  die  Wirt- 
schaftskrise auswirkt,  ist  es  unerlässlich,  dass  darin  die 
Vorhaben  aufgeführt  werden,  die  —  vorbehaltlich  der 
Erfüllung  der  Kriterien  zur  Gewährleistung  von  Effizienz 
und  Wirksamkeit  und  der  durch  die  Finanzausstattung 
gesetzten  Grenzen  —  eine  sofortige  finanzielle  Unterstüt- 
zung erhalten  können. 

(13)  Im  Falle  der  Projekte  im  Bereich  der  Gas-  und  Stromin- 
frastruktur wird  eine  Projektliste  nach  dem  Beitrag  des 
Vorhabens  zu  den  Zielen  der  Sicherheit  und  Diversifizie- 
rung der  Versorgung  erstellt,  die  in  der  am  1  3.  November 
2008  von  der  Kommission  vorgelegten  zweiten  Uberprü- 
fung der  Energiestrategie  aufgezeigt  und  vom  Europä- 
ischen Parlament  in  seiner  Entschließung  vom 
3.  Februar  2009  und  dem  Rat  in  seinen  Schlussfolgerun- 
gen vom  19.  Februar  2009  gebilligt  wurden.  Grundlage 
für  die  Auswahl  der  Vorhaben  sollte  sein,  dass  diese  die 
in  der  Überprüfung  festgestellten  Prioritäten  umsetzen, 
eine  angemessene  Projektreife  aufweisen  und  einen  Bei- 
trag zur  Sicherheit  und  Diversifizierung  der  Energie-  und 


Lieferquellen,  zur  Optimierung  der  Netzkapazität  und  In- 
tegration des  Energiebinnenmarkts,  insbesondere  hin- 
sichtlich der  grenzüberschreitenden  Abschnitte,  zum  Aus- 
bau des  Netzes  zur  Stärkung  des  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Zusammenhalts  durch  die  Verminderung  der 
Isolation  der  benachteiligten  Gebiete  und  der  Inselregio- 
nen der  Gemeinschaft,  zur  Anbindung  erneuerbarer  Ener- 
giequellen, Sicherheit,  Zuverlässigkeit  und  Interoperabili- 
tät der  Verbundnetze  sowie  zur  Solidarität  zwischen  den 
Mitgliedstaaten  leisten.  Voraussetzung  für  die  Durchfüh- 
rung dieser  Vorhaben  ist,  dass  sich  die  nationalen,  regio- 
nalen und  lokalen  Behörden  verpflichten,  die  Verwal- 
tungsverfahren und  die  Erteilung  von  Genehmigungen 
zu  beschleunigen.  Für  viele  Projekte  wird  es  ohne  diese 
Beschleunigung  keine  Unterstützung  innerhalb  des  ge- 
setzten zeitlichen  Rahmens  geben. 

(14)  Im  Falle  der  Offshore-Windenergie  sollte  die  Liste  Vor- 
haben enthalten,  von  denen  auf  der  Grundlage  von  In- 
formationen, die  von  an  der  Europäischen  Plattform  für 
Windenergietechnologie  beteiligten  Akteuren,  Industrie- 
quellen und  anderen  Quellen  eingeholt  wurden,  von  Fol- 
gendem ausgegangen  wird:  Sie  wurden  genehmigt  und 
sind  durchführungsreif,  sie  sind  innovativ  und  bauen 
gleichzeitig  auf  bewährten  Konzepten  auf,  sie  können 
durch  finanzielle  Anreize  beschleunigt  werden,  sie  sind 
von  grenzübergreifender  Bedeutung,  es  handelt  sich  um 
Großvorhaben,  und  sie  können  demonstrieren,  wie  die 
Ergebnisse  technischer  Fortschritte  unter  Berücksichti- 
gung der  im  Europäischen  Strategieplan  für  Energietech- 
nologie gebilligten  Ziele  und  Strukturen  wirksam  verbrei- 
tet werden.  Die  finanzielle  Unterstützung  sollte  für  Vor- 
haben bestimmt  sein,  deren  Entwicklung  in  den  Jahren 
2009  und  2010  erhebliche  Fortschritte  machen  kann. 

(15)  Im  Falle  der  Kohlenstoffabscheidung  und  -speicherung 
sollte  die  Liste  weitgehend  auf  der  Grundlage  von  Infor- 
mationen erstellt  werden,  die  von  am  Forum  für  fossile 
Brennstoffe  und  an  der  Technologieplattform  für  emis- 
sionsfreie fossile  Kraftwerke  beteiligten  Akteuren  und  von 
anderen  Quellen  eingeholt  wurden.  Die  finanzielle  Unter- 
stützung sollte  für  Vorhaben  bestimmt  sein,  deren  Ent- 
wicklung in  den  Jahren  2009  und  2010  erhebliche  Fort- 
schritte machen  kann.  Die  Projektreife  sollte  ausgehend 
von  Folgendem  bewertet  werden:  vom  Vorliegen  eines 
ausgereiften  und  machbaren  Konzepts  für  die  Industrie- 
anlage, einschließlich  ihrer  Kohlenstoffabscheidungskom- 
ponente,  vom  Vorliegen  eines  ausgereiften  und  mach- 
baren Konzepts  für  den  Transport  und  die  Speicherung 
des  CO  2  und  von  der  erklärten  Verpflichtung  der  lokalen 
Behörden,  das  Projekt  zu  unterstützen.  Ferner  sollte  bei 
den  Vorhaben  demonstriert  werden,  wie  die  Ergebnisse 
technischer  Fortschritte  wirksam  verbreitet  werden  sollen 
und  wie  sie  das  Erreichen  der  im  Europäischen  Strategie- 
plan für  Energietechnologie  festgelegten  Ziele  beschleuni- 
gen werden. 

(16)  Unter  den  in  Frage  kommenden  Vorschlägen  wird  eine 
Auswahl  getroffen  werden  müssen.  Diese  Auswahl  sollte 
unter  anderem  sicherstellen,  dass  in  jedem  Mitgliedstaat 
nicht  mehr  als  ein  Vorschlag  für  die  Kohlenstoffabschei- 
dung und  -speicherung  gefördert  wird,  damit  gewährleis- 
tet ist,  dass  ein  breites  Spektrum  geologischer  Speicher- 
bedingungen untersucht  und  das  Ziel  der  Konjunkturbe- 
lebung in  ganz  Europa  unterstützt  wird. 
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(17)  Die  Gemeinschaftsfinanzierung  sollte  weder  den  Wett- 
bewerb noch  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts  in  un- 
gebührlicher Weise  verzerren,  insbesondere  in  Bezug  auf 
die  Regeln  für  den  Netzzugang  Dritter  und  mögliche 
Ausnahmen  hinsichtlich  des  Netzzugangs  Dritter.  Bei  ei- 
ner etwaigen  weiteren,  über  diese  Gemeinschaftsfinanzie- 
rung hinausgehenden  nationalen  Finanzierung  sollten  die 
Regeln  für  staatliche  Beihilfen  beachtet  werden.  Ungeach- 
tet ihrer  Form  sollte  die  finanzielle  Unterstützung  der 
Gemeinschaft  gemäß  der  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr. 
1605/2002  des  Rates  vom  25.  Juni  2002  über  die  Haus- 
haltsordnung für  den  Gesamthaushaltsplan  der  Europä- 
ischen Gemeinschaften  (')  („Haushaltsordnung")  und  der 
Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  2342/2002  der  Kommis- 
sion vom  23.  Dezember  2002  mit  Durchführungsbestim- 
mungen zur  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  1605/2002 
des  Rates  über  die  Haushaltsordnung  für  den  Gesamt- 
haushaltsplan der  Europäischen  Gemeinschaften  (2)  ge- 
währt werden,  sofern  in  der  vorliegenden  Verordnung 
nicht  ausdrücklich  etwas  anderes  bestimmt  ist. 


(18)  Da  auf  die  Wirtschaftskrise  und  den  dringenden  Energie- 
bedarf der  Gemeinschaft  umgehend  reagiert  werden 
muss,  enthält  diese  Verordnung  bereits  detaillierte  Vor- 
schriften über  die  Modalitäten  für  die  Vergabe  der  För- 
dermittel, einschließlich  einer  Liste  der  förderfähigen  Vor- 
haben. Da  der  Impuls  sofort  erfolgen  muss,  sollten  zu- 
dem alle  rechtlichen  Verpflichtungen  zur  Ausführung  der 
Mittelbindungen  in  den  Jahren  2009  und  2010  vor  Ende 
2010  eingegangen  werden. 


(21)  Die  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Moda- 
litäten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertrage- 
nen Durchführungsbefugnisse  (6)  erlassen  werden. 

(22)  Da  die  Ziele  dieser  Verordnung  —  nämlich  die  Belebung 
der  Konjunktur  in  der  Gemeinschaft,  die  Bewältigung  der 
Anforderungen  an  die  Energieversorgungssicherheit  und 
die  Minderung  der  Treibhausgasemissionen  durch  Aus- 
gabensteigerungen in  bestimmten  strategischen  Sektoren 
—  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht  ausreichend  ver- 
wirklicht werden  können  und  daher  wegen  des  Geltungs- 
bereichs dieser  Verordnung  sowie  der  Art  der  Sektoren 
und  der  ausgewählten  Vorhaben  besser  auf  Gemein- 
schaftsebene zu  verwirklichen  sind,  kann  die  Gemein- 
schaft im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des  Vertrags 
niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden.  Entspre- 
chend dem  in  demselben  Artikel  genannten  Grundsatz 
der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Verordnung  nicht 
über  das  für  die  Erreichung  dieser  Ziele  erforderliche 
Maß  hinaus. 

(23)  Da  auf  die  Wirtschaftskrise  und  den  dringenden  Energie- 
bedarf der  Gemeinschaft  umgehend  reagiert  werden 
muss,  sollte  diese  Verordnung  unmittelbar  nach  ihrer 
Veröffentlichung  in  Kraft  treten  — 

HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


(19)  Bei  der  Durchführung  der  nach  dieser  Verordnung  finan- 
zierten Maßnahmen  müssen  die  finanziellen  Interessen 
der  Gemeinschaft  durch  Präventivmaßnahmen  gegen  Be- 
trug, Korruption  und  sonstige  illegale  Handlungen  ge- 
schützt werden,  und  zwar  durch  wirksame  Kontrollen, 
die  Einziehung  zu  Unrecht  gezahlter  Beträge  und,  falls 
Unregelmäßigkeiten  entdeckt  werden,  durch  wirksame, 
verhältnismäßige  und  abschreckende  Sanktionen  gemäß 
der  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  2988/95  des  Rates 
vom  18.  Dezember  1995  über  den  Schutz  der  finanziel- 
len Interessen  der  Europäischen  Gemeinschaften  (s),  der 
Verordnung  (Euratom,  EG)  Nr.  2185/96  des  Rates  vom 
11.  November  1996  betreffend  die  Kontrollen  und  Uber- 
prüfungen vor  Ort  durch  die  Kommission  zum  Schutz 
der  finanziellen  Interessen  der  Europäischen  Gemein- 
schaften vor  Betrug  und  anderen  Unregelmäßigkeiten  (4) 
und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1073/1999  des  Europä- 
ischen Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  Mai  1999 
über  die  Untersuchungen  des  Europäischen  Amtes  für 
Betrugsbekämpfung  (OLAF)  (5). 


KAPITEL  I 
EINLEITENDE  BESTIMMUNGEN 
Anikel  1 
Gegenstand 

Mit  dieser  Verordnung  wird  ein  Finanzierungsinstrument  ge- 
schaffen, das  europäische  Energieprogramm  zur  Konjunkturbe- 
lebung („EEPR"),  mit  dem  Vorhaben  im  Energiebereich  in  der 
Gemeinschaft  gefördert  werden  sollen,  die  durch  finanzielle  An- 
reize zur  wirtschaftlichen  Erholung,  zur  Energieversorgungs- 
sicherheit und  zur  Minderung  von  Treibhausgasemissionen  bei- 
tragen. 

Diese  Verordnung  legt  Unterprogramme  fest,  um  Fortschritte  im 
Hinblick  auf  diese  Ziele  in  folgenden  Bereichen  zu  erreichen: 

a)  Gas-  und  Strominfrastrukturen, 


(20)  In  Anbetracht  der  Thematik  der  Unterprogramme  sollte 
die  Kommission  von  gesonderten  Ausschüssen  für  die 
Auswahl  der  für  eine  Finanzierung  berücksichtigten  Vor- 
schläge und  für  die  Festlegung  der  Höhe  der  im  Rahmen 
der  einzelnen  Unterprogramme  zu  gewährenden  Mittel 
unterstützt  werden. 


0  ABl.  L  248  vom  16.9.2002,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  357  vom  31.12.2002,  S.  1. 

(3)  ABl.  L  312  vom  23.12.1995,  S.  1. 

(4)  ABl.  L  292  vom  15.11.1996,  S.  2. 

(5)  ABl.  L  136  vom  31.5.1999,  S.  1. 


b)  Offshore-Windenergie  und 

c)  Kohlenstoffabscheidung  und  -speicherung. 

Diese  Verordnung  bestimmt  Vorhaben,  die  im  Rahmen  der  ein- 
zelnen Unterprogramme  finanziert  werden  sollen,  und  legt  Kri- 
terien für  die  Ermittlung  und  Durchführung  von  Maßnahmen 
zur  Durchführung  dieser  Vorhaben  fest. 


(6)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 
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Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  die  folgenden  Begriffs- 
bestimmungen: 

a)  „Kohlenstoffabscheidung  und  -speicherung"  bezeichnet  die 
Abscheidung  von  Kohlendioxid  (C02)  aus  Industrieanlagen, 
seinen  Transport  zu  einer  Lagerstätte  und  seine  Einbringung 
in  eine  geeignete  unterirdische  geologische  Formation  zum 
Zwecke  der  dauerhaften  Speicherung; 

b)  „förderfähige  Kosten"  hat  dieselbe  Bedeutung  wie  in  der  Ver- 
ordnung (EG,  Euratom)  Nr.  2342/2002; 

c)  „Gas-  und  Strominfrastrukturen"  bezeichnet 

i)  alle  Hochspannungsleitungen,  mit  Ausnahme  derjenigen 
in  Verteilernetzen,  und  unterseeische  Verbindungen,  so- 
weit diese  Leitungen  der  interregionalen  oder  internatio- 
nalen Übertragung  oder  Verbindung  dienen, 

ii)  Hochdruck-Gasleitungen,  mit  Ausnahme  derjenigen  in 
Verteilernetzen, 


iii)  an  die  in  Ziffer  ii  genannten  Hochdruck-Gasleitungen 
angeschlossene  Untergrundspeicher, 

iv)  Terminals  zur  Übernahme,  Speicherung  und  Rücküber- 
führung  von  Flüssiggas  (LNG)  in  den  gasförmigen  Zu- 
stand und 


v)  alle  Anlagen  und  Ausrüstungen,  die  für  den  reibungs- 
losen Betrieb  der  in  den  Ziffern  i,  ii,  iii  oder  iv  genannten 
Infrastrukturen  unentbehrlich  sind,  einschließlich  der 
Schutz-,  Überwachungs-  und  Steuerungssysteme; 

d)  „Teilvorhaben"  bezeichnet  jede  in  finanzieller,  technischer 
oder  zeitlicher  Hinsicht  unabhängige  Tätigkeit,  die  zur 
Durchführung  eines  Vorhabens  beiträgt; 

e)  „Investitionsphase"  bezeichnet  die  Phase  eines  Vorhabens,  in 
der  der  Bau  erfolgt  und  Kapitalkosten  anfallen; 

f)  „Offshore-Windenergie"  bezeichnet  den  Strom,  der  aus  Tur- 
binen erzeugt  wird,  die  mit  Wind  betrieben  werden  und  sich 
—  küstennah  oder  -fern  —  im  Meer  befinden; 


g)  „Planungsphase"  bezeichnet  die  Phase  eines  Vorhabens,  die 
der  Investitionsphase  vorausgeht  und  in  der  die  Projekt- 
durchführung vorbereitet  wird  und  in  der  Kapitalkosten  an- 
fallen, wozu  gegebenenfalls  die  Bewertung  der  Durchführbar- 
keit, vorbereitende  und  technische  Studien  sowie  die  Ein- 
holung von  Bewilligungen  und  Genehmigungen  gehören. 


Artikel  3 
Budget 

(1)  Die  Finanzausstattung  für  die  Durchführung  des  EEPR  in 
den  Jahren  2009  und  2010  beträgt  3  980  000  000  EUR,  die 
wie  folgt  zugewiesen  werden: 


a)  Vorhaben  im  Bereich  der  Gas-  und  Strominfrastrukturen: 
2  365  000  000  EUR; 


b)  Vorhaben      im      Bereich      der  Offshore-Windenergie: 
565  000  000  EUR; 


c)  Vorhaben   der  Kohlenstoffabscheidung  und  -speicherung: 
1  050  000  000  EUR. 


(2)  Rechtliche  Einzelverpflichtungen  zur  Ausführung  der  Mit- 
telbindungen in  den  Jahren  2009  und  2010  müssen  bis  zum 
31.  Dezember  2010  eingegangen  werden. 

KAPITEL  II 
UNTERPROGRAMME 

ABSCHNITT  1 

Vorhaben  im  Bereich  der  Gas-  und  Strominfrastrukturen 

Artikel  4 
Ziele 

Die  Gemeinschaft  fördert  Vorhaben  im  Bereich  der  Gas-  und 
Strominfrastrukturen,  die  den  größten  Mehrwert  für  die  Ge- 
meinschaft haben  und  zu  den  folgenden  Zielen  beitragen: 


a)  Sicherheit  und  Diversifizierung  der  Energiequellen,  Versor- 
gungswege und  Lieferquellen, 


b)  Optimierung  der  Energienetzkapazität  und  Integration  des 
Energiebinnenmarkts,  insbesondere  hinsichtlich  der  grenz- 
überschreitenden Abschnitte, 


c)  Ausbau  des  Netzes  zur  Stärkung  des  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Zusammenhalts  durch  die  Verminderung  der  Iso- 
lation der  am  stärksten  benachteiligten  Gebiete  oder  Inseln 
der  Gemeinschaft, 


d)  Anbindung  und  Integration  erneuerbarer  Energiequellen  und 


e)  Sicherheit,  Zuverlässigkeit  und  Interoperabilität  der  zusam- 
mengeschalteten Energienetze  einschließlich  der  Möglichkeit 
der  Nutzung  der  Gasflüsse  in  mehrere  Richtungen,  wenn  dies 
erforderlich  ist. 
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Artikel  5 
Prioritäten 

Das  EEPR  dient  der  umgehenden  Anpassung  und  Weiterent- 
wicklung der  Energienetze,  die  für  die  Gemeinschaft  besonders 
wichtig  sind,  um  das  Funktionieren  des  Energiebinnenmarkts  zu 
unterstützen  sowie  insbesondere  die  Verbindungskapazität,  Si- 
cherheit und  Diversifizierung  der  Versorgung  zu  erhöhen  und 
ökologische,  technische  und  finanzielle  Hemmnisse  zu  überwin- 
den. Für  die  intensivere  Entwicklung  der  Energienetze  und  ihren 
beschleunigten  Bau  ist  eine  besondere  Unterstützung  der  Ge- 
meinschaft erforderlich,  insbesondere  dort,  wo  nur  eine  geringe 
Diversifizierung  bei  den  Versorgungswegen  und  Lieferquellen 
besteht. 

Artikel  6 

Gewährung  von  finanzieller  Unterstützung  der 
Gemeinschaft 

(1)  Eine  finanzielle  Unterstützung  im  Rahmen  des  EEPR 
(„EEPR-Unterstützung")  für  Vorhaben  im  Bereich  der  Gas-  und 
Strominfrastrukturen  wird  für  Maßnahmen  zur  Durchführung 
der  in  Teil  A  des  Anhangs  aufgeführten,  den  in  Artikel  4  ge- 
nannten Zielen  dienenden  Vorhaben  oder  von  Teilen  dieser 
Vorhaben  gewährt. 

(2)  Die  Kommission  fordert  zur  Einreichung  von  Vorschlä- 
gen auf,  um  die  Maßnahmen  gemäß  Absatz  1  zu  ermitteln,  und 
bewertet  die  Übereinstimmung  dieser  Vorschläge  mit  den  in 
Artikel  7  festgelegten  Förderkriterien  und  den  in  Artikel  8  fest- 
gelegten Auswahl-  und  Vergabekriterien. 

(3)  Die  Kommission  unterrichtet  die  Empfänger  über  die 
EEPR-Unterstützung,  die  gewährt  werden  soll. 

Artikel  7 
Förderfähigkeit 

(1)  Vorschläge  kommen  für  eine  EEPR-Unterstützung  nur  in 
Betracht,  wenn  sie  in  Teil  A  des  Anhangs  aufgeführte  Vorhaben 
verwirklichen,  den  dort  festgelegten  Höchstbetrag  für  die  EEPR- 
Unterstützung  nicht  übersteigen  und  die  Auswahl-  und  Vergabe- 
kriterien nach  Artikel  8  erfüllen. 

(2)  Die  Einreichung  der  Vorschläge  kann  erfolgen 

a)  durch  einzelne  oder  mehrere  gemeinsam  handelnde  Mitglied- 
staaten; 

b)  mit  der  Zustimmung  aller  unmittelbar  von  dem  Vorhaben 
betroffenen  Mitgliedstaaten 

i)  durch  einzelne  oder  mehrere  gemeinsam  handelnde  öf- 
fentliche oder  private  Unternehmen  oder  Einrichtungen, 

ii)  durch  einzelne  oder  mehrere  gemeinsam  handelnde  in- 
ternationale Organisationen  oder 

iii)  durch  ein  gemeinsames  Unternehmen. 


(3)  Von  natürlichen  Personen  eingereichte  Vorschläge  kom- 
men für  eine  Förderung  nicht  in  Betracht. 

Artikel  8 

Auswahl-  und  Vergabekriterien 

(1)  Bei  der  Bewertung  der  Vorschläge,  die  im  Rahmen  der 
Aufforderung  zur  Einreichung  von  Vorschlägen  gemäß  Artikel  6 
Absatz  2  eingehen,  wendet  die  Kommission  die  folgenden  Aus- 
wahlkriterien an: 


a)  Fundiertheit  und  technische  Angemessenheit  des  Konzepts, 

b)  Solidität  des  Finanzierungspakets  für  die  gesamte  Investiti- 
onsphase der  Maßnahme. 

(2)  Bei  der  Bewertung  der  Vorschläge,  die  im  Rahmen  der 
Aufforderung  zur  Einreichung  von  Vorschlägen  gemäß  Artikel  6 
Absatz  2  eingehen,  wendet  die  Kommission  die  folgenden  Ver- 
gabekriterien an: 

a)  Ausgereiftheit  des  Vorhabens,  d.  h.,  es  muss  das  Investitions- 
stadium erreicht  und  bis  zum  Ende  des  Jahres  2010  erheb- 
liche Investitionsaufwendungen  ausgelöst  haben; 

b)  Ausmaß,  in  dem  der  mangelnde  Zugang  zu  Finanzmitteln 
die  Durchführung  der  Maßnahme  aufhält; 

c)  Ausmaß,  in  dem  die  EEPR-Unterstützung  die  öffentliche  und 
private  Finanzierung  ankurbeln  wird; 

d)  sozioökonomische  Auswirkungen; 

e)  Auswirkungen  auf  die  Umwelt; 

f)  Beitrag  zur  Durchgängigkeit  und  Interoperabilität  des  Ener- 
gienetzes und  zur  Optimierung  seiner  Kapazität; 

g)  Beitrag  zur  Verbesserung  der  Dienstleistungsqualität  sowie 
der  Sicherheit  und  Gefahrenabwehr; 

h)  Beitrag  zum  Aufbau  eines  voll  integrierten  Energiemarkts. 

Artikel  9 
Finanzierungsbedingungen 

(1)  Die  EEPR-Unterstützung  leistet  einen  Beitrag  zu  den  pro- 
jektbezogenen Ausgaben,  die  von  den  Empfängern  oder  von 
den  für  die  Durchführung  verantwortlichen  Dritten  zur  Verwirk- 
lichung des  Vorhabens  getätigt  werden. 

(2)  Die  EEPR-Unterstützung  beträgt  höchstens  50  %  der  för- 
derfähigen Kosten. 
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Artikel  10 
Instrumente 

(1)  Nach  der  in  Artikel  6  Absatz  2  genannten  Aufforderung 
zur  Einreichung  von  Vorschlägen  wählt  die  Kommission  nach 
dem  Verwaltungsverfahren  gemäß  Artikel  26  Absatz  2  die  Vor- 
schläge aus,  die  eine  EEPR-Unterstützung  erhalten  sollen,  und 
legt  die  Höhe  der  zu  gewährenden  EEPR-Unterstützung  fest.  Die 
Kommission  legt  die  Durchführungsbedingungen  und  -modali- 
täten  fest. 


(2)  Die  EEPR-Unterstützung  wird  auf  der  Grundlage  von  Ent- 
scheidungen der  Kommission  gewährt. 


Artikel  11 

Pflichten  der  Mitgliedstaaten  in  finanzieller  Hinsicht 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  führen  die  technische  Überwachung 
und  finanzielle  Kontrolle  der  Vorhaben  in  enger  Zusammen- 
arbeit mit  der  Kommission  aus  und  bescheinigen  die  Höhe 
der  angefallenen  Kosten  und  die  Übereinstimmung  der  für  die 
Vorhaben  oder  Teilvorhaben  angefallenen  Aufwendungen  mit 
dieser  Verordnung.  Die  Mitgliedstaaten  können  die  Teilnahme 
der  Kommission  an  Kontrollen  vor  Ort  verlangen. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  unterrichten  die  Kommission  über  die 
nach  Absatz  1  getroffenen  Maßnahmen  und  stellen  insbeson- 
dere eine  Beschreibung  der  eingerichteten  Kontroll-,  Verwal- 
tungs-  und  Überwachungssysteme  bereit,  mit  denen  ein  erfolg- 
reicher Abschluss  der  Vorhaben  gewährleistet  werden  soll. 

ABSCHNITT  2 
Vorhaben  im  Bereich  Offshore-Windenergie 

Artikel  12 

Gewährung  von  EEPR-Unterstützung 

(1)  Eine  EEPR-Unterstützung  von  Offshore-Windenergievor- 
haben  wird  nach  einer  Aufforderung  zur  Einreichung  von  Vor- 
schlägen für  Maßnahmen  geleistet,  welche  die  in  Teil  B  des 
Anhangs  aufgeführten  Vorhaben  durchführen. 


(2)  Die  Kommission  fordert  zur  Einreichung  von  Vorschlä- 
gen zur  Ermittlung  der  Maßnahmen  gemäß  Absatz  1  auf  und 
bewertet  die  Übereinstimmung  dieser  Vorschläge  mit  den  in 
Artikel  13  festgelegten  Förderkriterien  und  den  in  Artikel  14 
festgelegten  Auswahl-  und  Vergabekriterien. 


(3)  Die  Kommission  unterrichtet  die  Empfänger  über  die 
EEPR-Unterstützung,  die  gewährt  werden  soll. 

Artikel  13 

Förderfähigkeit 

(1)  Vorschläge  kommen  für  eine  EEPR-Unterstützung  nur  in 
Betracht,  wenn  sie  die  in  Teil  B  des  Anhangs  aufgeführten  Vor- 


haben durchführen,  die  dort  festgelegten  Höchstbeträge  für  eine 
EEPR-Unterstützung  nicht  übersteigen  und  die  Auswahl-  und 
Vergabekriterien  nach  Artikel  14  erfüllen.  Diese  Vorhaben  müs- 
sen von  einem  Wirtschaftsunternehmen  geleitet  werden. 

(2)  Die  Vorschläge  können  von  einem  oder  mehreren  ge- 
meinsam handelnden  Unternehmen  eingereicht  werden. 

(3)  Von  natürlichen  Personen  eingereichte  Vorschläge  kom- 
men für  eine  Förderung  nicht  in  Betracht. 

Artikel  14 
Auswahl-  und  Vergabekriterien 

(1)  Bei  der  Bewertung  der  Vorschläge,  die  im  Rahmen  der 
Aufforderung  zur  Einreichung  von  Vorschlägen  gemäß 
Artikel  12  Absatz  1  eingehen,  wendet  die  Kommission  die 
folgenden  Auswahlkriterien  an: 

a)  Fundiertheit  und  technische  Angemessenheit  des  Konzepts; 

b)  Solidität  des  Finanzierungspakets  hinsichtlich  der  gesamten 
Investitionsphase  des  Vorhabens. 

(2)  Bei  der  Bewertung  der  Vorschläge,  die  im  Rahmen  der 
Aufforderung  zur  Einreichung  von  Vorschlägen  gemäß 
Artikel  12  Absatz  1  eingehen,  wendet  die  Kommission  die 
folgenden  Vergabekriterien  an: 

a)  Ausgereiftheit  des  Vorhabens,  d.  h.,  es  muss  das  Investitions- 
stadium erreicht  und  bis  zum  Ende  des  Jahres  2010  erheb- 
liche Investitionsaufwendungen  ausgelöst  haben; 

b)  Ausmaß,  bis  zu  dem  der  mangelnde  Zugang  zu  Finanzmit- 
teln die  Durchführung  der  Maßnahme  aufhält; 

c)  Ausmaß,  in  dem  das  Vorhaben  die  Größenordnung  der  be- 
reits im  Bau  oder  in  der  Planungsphase  befindlichen  Anlagen 
und  Infrastrukturen  verbessert  oder  steigert; 

d)  Ausmaß,  in  dem  das  Vorhaben  den  Bau  von  Anlagen  und 
Infrastrukturen  im  industriellen  Maßstab  und  im  Maßstab 
1:1  beinhaltet  und  insbesondere  Folgendes  betrifft: 

i)  Ausgleich  der  Variabilität  des  Windstroms  durch  integra- 
tive  Systeme, 

ii)  große  Speichersysteme, 

iii)  Management  von  Windparks  als  virtuelle  Kraftwerke 
(mehr  als  1  GW), 

iv)  Turbinen,  die  sich  in  größerer  Entfernung  von  der  Küste 
oder  in  tieferen  Gewässern  (20  bis  50  m)  befinden  als 
derzeit  üblich, 
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v)  neue  Fundamentkonstruktionen  oder 


vi)  Verfahren  für  Montage,  Installation,  Betrieb  und  Stil- 
legung sowie  Prüfung  dieser  Verfahren  an  lebensgroßen 
Projekten; 


e)  innovative  Merkmale  des  Projekts  und  Ausmaß,  in  dem  es 
die  Realisierung  solcher  Merkmale  demonstrieren  wird; 


f)  Auswirkungen  des  Projekts  und  sein  Beitrag  zum  Offshore- 
Windnetzsystem  der  Gemeinschaft,  einschließlich  seines  Re- 
plikationspotenzials; 


g)  nachweisliche  Verpflichtung  der  Empfänger,  die  Ergebnisse 
technologischer  Fortschritte  im  Rahmen  des  Vorhabens  an- 
deren europäischen  Wirtschaftsbeteiligten  in  einer  Weise  be- 
kannt zu  machen,  die  mit  dem  Gemeinschaftsrecht  und  ins- 
besondere mit  den  im  Europäischen  Strategieplan  für  Ener- 
gietechnologie dargelegten  Zielen  und  Strukturen  vereinbar 
ist. 


Artikel  15 

Finanzierungsbedingungen 

(1)  Die  EEPR-Unterstützung  leistet  einen  Beitrag  zu  den  pro- 
jektbezogenen Ausgaben,  die  zur  Verwirklichung  des  Vorhabens 
getätigt  werden. 


(2)  Die  EEPR-Unterstützung  beträgt  höchstens  50  %  der  för- 
derfähigen Kosten. 


Artikel  16 
Instrumente 

(1)  Nach  der  in  Artikel  12  Absatz  1  genannten  Aufforderung 
zur  Einreichung  von  Vorschlägen  wählt  die  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  26  Absatz  2  genannten  Verwaltungsverfahren 
die  Vorschläge  aus,  die  eine  EEPR-Unterstützung  erhalten  sollen, 
und  legt  die  Höhe  der  zu  gewährenden  Mittel  fest.  Die  Kommis- 
sion legt  die  Durchführungsbedingungen  und  -modalitäten  fest. 


(2)  Die  EEPR-Unterstützung  wird  auf  der  Grundlage  von  Fi- 
nanzierungsvereinbarungen gewährt. 

ABSCHNITT  3 

Vorhaben  zur  Kohlenstoff  ab  Scheidung  und  -speicherung 

Artikel  17 

Gewährung  von  EEPR-Unterstützung 

(1)  EEPR-Unterstützung  für  Vorhaben  zur  Kohlenstoff- 
abscheidung  und  -speicherung  wird  für  Maßnahmen  zur  Durch- 
führung der  in  Teil  C  des  Anhangs  aufgeführten  Vorhaben  ge- 
währt. 


(2)  Die  Kommission  fordert  zur  Einreichung  von  Vorschlä- 
gen zur  Ermittlung  der  Maßnahmen  gemäß  Absatz  1  des  vor- 
liegenden Artikels  auf  und  bewertet  die  Einhaltung  der  in 
Artikel  18  festgelegten  Förderkriterien  und  der  in  Artikel  19 
festgelegten  Auswahl-  und  Vergabekriterien. 


(3)  Erfüllen  mehrere  Vorschläge  aus  demselben  Mitgliedstaat 
die  in  Artikel  18  festgelegten  Förderkriterien  sowie  die  in 
Artikel  19  Absatz  1  festgelegten  Auswahlkriterien,  so  wählt 
die  Kommission  auf  der  Grundlage  der  Vergabekriterien  in 
Artikel  19  Absatz  2  höchstens  einen  Vorschlag  je  Mitgliedstaat 
für  die  EEPR-Unterstützung  aus. 


(4)  Die  Kommission  unterrichtet  die  Empfänger  über  die 
EEPR-Unterstützung,  die  gewährt  werden  soll. 

Artikel  18 

Förderfähigkeit 

(1)  Vorschläge  kommen  für  eine  EEPR-Unterstützung  nur  in 
Betracht,  wenn  sie  die  in  Teil  C  des  Anhangs  aufgeführten  Vor- 
haben verwirklichen  und  die  Auswahl-  und  Vergabekriterien 
nach  Artikel  19  sowie  folgende  Bedingungen  erfüllen: 


a)  Die  Vorhaben  sind  nachweislich  in  der  Lage,  mindestens 
80  %  des  C02  in  Industrieanlagen  abzuscheiden  sowie  dieses 
C02  zu  transportieren  und  unterirdisch  geologisch  sicher  zu 
speichern; 


b)  für  Stromerzeugungsanlagen  wird  die  C02-Abscheidung  bei 
einer  Anlage  mit  einer  elektrischen  Leistung  von  mindestens 
250  MW  oder  gleichwertiger  Leistung  nachgewiesen; 


c)  die  Projektverantwortlichen  erklären  verbindlich,  dass  sie  das 
durch  die  Demonstrationsanlage  erzeugte  allgemeine  Wissen 
der  gesamten  Industrie  und  der  Kommission  zur  Verfügung 
stellen,  um  einen  Beitrag  zum  Europäischen  Strategieplan  für 
Energietechnologie  zu  leisten. 


(2)  Vorschläge  sind  von  einem  Unternehmen  allein  oder  von 
mehreren  gemeinsam  handelnden  Unternehmen  einzureichen. 


(3)  Von  natürlichen  Personen  eingereichte  Vorschläge  kom- 
men für  eine  Förderung  nicht  in  Betracht. 

Artikel  19 

Auswahl-  und  Vergabekriterien 

(1)  Bei  der  Bewertung  der  Vorschläge,  die  im  Rahmen  der 
Aufforderung  zur  Einreichung  von  Vorschlägen  gemäß 
Artikel  17  Absatz  2  eingehen,  wendet  die  Kommission  die 
folgenden  Auswahlkriterien  an: 


a)  Fundiertheit  und  technische  Angemessenheit  des  Konzepts; 
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b)  Ausgereiftheit  des  Vorhabens,  d.  h.,  es  muss  das  Investitions- 
stadium erreicht  haben,  was  die  Erkundung  und  die  Entwick- 
lung von  Speichermöglichkeiten  einschließt,  und  es  muss  bis 
zum  Ende  des  Jahres  2010  erhebliche  investitionsbezogene 
Aufwendungen  ausgelöst  haben; 

c)  Solidität  des  Finanzierungspakets  für  die  gesamte  Investiti- 
onsphase des  Vorhabens; 

d)  Ermittlung  aller  für  die  Durchführung  des  Vorhabens  am 
vorgeschlagenen  Standort/an  den  vorgeschlagenen  Stand- 
orten erforderlichen  Bau-  und  Betriebsgenehmigungen  und 
Bestehen  einer  Strategie  für  deren  Beschaffung. 

(2)  Bei  der  Bewertung  der  Vorschläge,  die  im  Rahmen  der 
Aufforderung  zur  Einreichung  von  Vorschlägen  gemäß 
Artikel  17  Absatz  2  eingehen,  wendet  die  Kommission  die 
folgenden  Vergabekriterien  an: 

a)  Ausmaß,  bis  zu  dem  der  mangelnde  Zugang  zu  Finanzmit- 
teln die  Durchführung  der  Maßnahme  verzögert; 

b)  beantragter  Förderbetrag  je  Tonne  C02-Minderung  in  den 
ersten  fünf  Betriebsjahren  des  Vorhabens; 

c)  Komplexität  des  Vorhabens  und  Innovationsniveau  der  An- 
lage insgesamt  einschließlich  sonstiger  begleitender  For- 
schung sowie  der  nachweislichen  Verpflichtung  der  Empfän- 
ger, die  Ergebnisse  der  mit  dem  Vorhaben  erzielten  technolo- 
gischen Fortschritte  in  Einklang  mit  dem  Gemeinschaftsrecht 
und  insbesondere  mit  den  im  Europäischen  Strategieplan  für 
Energietechnologie  genannten  Zielen  und  Strukturen  den  üb- 
rigen europäischen  Betreibern  zukommen  zu  lassen; 

d)  Fundiertheit  und  Angemessenheit  des  Managementplans, 
auch  in  Bezug  auf  die  darin  enthaltenen  wissenschaftlichen 
und  ingenieurtechnischen  Angaben  und  Daten,  als  Beleg  für 
ein  ausgereiftes  Konzept,  das  den  Abschluss  des  Vorhabens 
bis  zum  31.  Dezember  2015  ermöglicht. 

Artikel  20 
Finanzierungsbedingungen 

(1)  Die  EEPR-Unterstützung  trägt  ausschließlich  zu  den  pro- 
jektbezogenen Ausgaben  bei,  die  zur  Verwirklichung  des  Vor- 
habens getätigt  werden  und  der  Kohlenstoffabscheidung,  -beför- 
derung  und  -speicherung  zuzurechnen  sind,  wobei  mögliche 
operative  Gewinne  berücksichtigt  werden. 

(2)  Die  EEPR-Unterstützung  beträgt  höchstens  80  %  der  ge- 
samten förderfähigen  Investitionskosten. 

Artikel  21 
Instrumente 

(1)  Nach  der  in  Artikel  17  Absatz  2  genannten  Aufforderung 
zur  Einreichung  von  Vorschlägen  wählt  die  Kommission  nach 


dem  in  Artikel  26  Absatz  2  genannten  Verwaltungsverfahren 
die  Vorschläge  aus,  die  eine  EEPR-Unterstützung  erhalten  sollen, 
und  legt  die  Höhe  der  zu  gewährenden  EEPR-Unterstützung  fest. 
Die  Kommission  legt  die  Bedingungen  und  Modalitäten  für  die 
Durchführung  der  Vorschläge  fest. 


(2)  Die  EEPR-Unterstützung  wird  auf  Grund  von  Finanzie- 
rungsvereinbarungen gewährt. 

KAPITEL  III 
GEMEINSAME  BESTIMMUNGEN 

Artikel  22 

Sonstige  EEPR-Unterstützung  und  Instrumente 

(1)  Ein  Teil  der  Gemeinschaftsunterstützung  für  die  im  An- 
hang aufgeführten  Vorhaben  kann  in  Form  eines  Beitrags  zu 
einem  geeigneten  Instrument  aus  den  Mitteln  der  Europäischen 
Investitionsbank  gewährt  werden.  Dieser  Beitrag  darf 
500  000  000  EUR  nicht  überschreiten. 


(2)  Das  Risiko  der  Gemeinschaft  für  das  Kreditgarantieinstru- 
ment oder  ein  anderes  Finanzierungsinstrument  einschließlich 
der  Verwaltungskosten  und  anderer  förderfähiger  Kosten  wird 
auf  den  Betrag  des  Beitrags  der  Gemeinschaft  zu  diesem  Instru- 
ment begrenzt;  eine  weiter  gehende  Haftung  des  Gesamthaus- 
haltsplans der  Europäischen  Union  ist  ausgeschlossen. 


(3)  Die  Kommission  entscheidet  nach  dem  in  Artikel  26  Ab- 
satz 2  genannten  Verwaltungsverfahren  über  die  Höhe  der  für 
dieses  Instrument  zu  gewährenden  EEPR-Unterstützung.  Die 
Kommission  und  die  Europäische  Investitionsbank  legen  in  ei- 
ner Vereinbarung  die  Bedingungen  und  Methoden  für  die  Um- 
setzung dieser  Entscheidung  fest. 


Artikel  23 

Programmplanung  und  Durchführungsmodalitäten 

(1)  Die  Aufforderungen  zur  Einreichung  von  Vorschlägen 
werden  auf  der  Grundlage  der  in  Artikel  3  Absatz  1  genannten 
verfügbaren  Haushaltsmittel  sowie  der  in  Kapitel  II  dargelegten 
Förder-,  Auswahl-  und  Vergabekriterien  unmittelbar  von  der 
Kommission  veröffentlicht. 


(2)  Die  EEPR-Unterstützung  darf  nur  zur  Deckung  von  pro- 
jektbezogenen Ausgaben  verwendet  werden,  die  von  den  für  die 
Projektdurchführung  zuständigen  Empfängern  und,  hinsichtlich 
von  Projekten  nach  Artikel  9,  auch  von  Dritten  getätigt  werden. 
Die  Ausgaben  sind  ab  dem  in  Artikel  29  genannten  Datum 
förderfähig. 


(3)  Die  Mehrwertsteuer  ist  keine  förderfähige  Ausgabe,  hier- 
von ausgenommen  ist  die  nicht  erstattungsfähige  Mehrwert- 
steuer. 
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(4)  Die  nach  dieser  Verordnung  geförderten  Vorhaben  und 
Maßnahmen  werden  im  Einklang  mit  dem  Gemeinschaftsrecht 
durchgeführt  und  berücksichtigen  alle  einschlägigen  Gemein- 
schaftspolitiken insbesondere  in  den  Bereichen  Wettbewerb  ein- 
schließlich der  geltenden  Vorschriften  für  staatliche  Beihilfen, 
Umweltschutz,  Gesundheit,  nachhaltige  Entwicklung  und  öffent- 
liches Auftragswesen. 


Artikel  24 

Allgemeine  Zuständigkeiten  der  Mitgliedstaaten 

Im  Rahmen  ihrer  Verantwortlichkeit  setzen  die  Mitgliedstaaten 
alles  daran,  die  Vorhaben  durchzuführen,  die  EEPR-Unterstüt- 
zung  erhalten,  insbesondere  durch  effiziente  Verwaltungs-  sowie 
Bewilligungs-,  Genehmigungs-  und  Zertifizierungsverfahren. 


Artikel  25 

Schutz    der    finanziellen    Interessen    der  Europäischen 
Gemeinschaften 

(1)  Die  Kommission  gewährleistet  bei  der  Durchführung  der 
nach  dieser  Verordnung  finanzierten  Maßnahmen  den  Schutz 
der  finanziellen  Interessen  der  Gemeinschaft  durch  Präventiv- 
maßnahmen gegen  Betrug,  Korruption  und  sonstige  rechtswid- 
rige Handlungen,  durch  wirksame  Kontrollen  und  Wiedereinzie- 
hung zu  Unrecht  gezahlter  Beträge  sowie  —  bei  Feststellung 
von  Unregelmäßigkeiten  —  durch  wirksame,  verhältnismäßige 
und  abschreckende  Sanktionen  gemäß  der  Verordnung  (EG, 
Euratom)  Nr.  2988/95,  der  Verordnung  (Euratom,  EG)  Nr. 
2185/96  und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1073/1999. 


(2)  Für  die  im  Rahmen  dieser  Verordnung  finanzierten  Ge- 
meinschaftsmaßnahmen bezeichnet  der  in  Artikel  1  Absatz  2 
der  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  2988/95  verwendete  Begriff 
der  Unregelmäßigkeit  jeden  Verstoß  gegen  eine  Gemeinschafts- 
bestimmung oder  jeden  Vertragsbruch  als  Folge  einer  Handlung 
oder  Unterlassung  eines  Wirtschaftsteilnehmers,  die  durch  eine 
ungerechtfertigte  Ausgabe  einen  Schaden  für  den  Gesamthaus- 
haltsplan der  Europäischen  Union  oder  die  von  ihr  verwalteten 
Haushalte  bewirkt  hat  oder  bewirken  würde. 


a)  für  Vorhaben  im  Bereich  Gas-  und  Strominfrastrukturen  von 
dem  durch  Artikel  15  der  Verordnung  (EG)  Nr.  680/2007 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Juni 
2007  über  die  Grundregeln  für  die  Gewährung  von  Gemein- 
schaftszuschüssen für  transeuropäische  Verkehrs-  und  Ener- 
gienetze (l)  eingesetzten  Ausschuss; 


b)  für  Vorhaben  im  Bereich  Offshore-Windenergie  von  dem 
durch  Artikel  8  der  Entscheidung  2006/97 1/EG  des  Rates 
vom  19.  Dezember  2006  über  das  spezifische  Programm 
Zusammenarbeit  zur  Durchführung  des  Siebten  Rahmenpro- 
gramms der  Europäischen  Gemeinschaft  für  Forschung, 
technologische  Entwicklung  und  Demonstration 
(2007 — 2013)  (2)  eingesetzten  Ausschuss; 


c)  für  Vorhaben  im  Bereich  Kohlenstoffabscheidung  und  -spei- 
cherung von  dem  durch  Artikel  8  der  Entscheidung 
2006/971/EG  eingesetzten  Ausschuss. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die 
Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung 
von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  in  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses 
1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 


Artikel  27 
Bewertung 

(1)  Die  Kommission  führt  bis  zum  31.  Dezember  2011  eine 
Bewertung  des  EEPR  durch,  um  festzustellen,  inwieweit  es  zum 
wirksamen  Einsatz  der  Haushaltsmittel  beiträgt. 


(2)  Die  Kommission  kann  einen  Empfängermitgliedstaat  auf- 
fordern, eine  gesonderte  Bewertung  der  im  Rahmen  von  Kapitel 
II  Abschnitt  1  dieser  Verordnung  geförderten  Vorhaben  vor- 
zunehmen oder  ihr  gegebenenfalls  die  für  eine  Bewertung  dieser 
Vorhaben  notwendigen  Informationen  und  die  erforderliche  Un- 
terstützung zur  Verfügung  zu  stellen. 


(3)  Alle  Durchführungsmaßnahmen  auf  der  Grundlage  dieser 
Verordnung  sehen  insbesondere  die  Überwachung  und  Finanz- 
kontrolle durch  die  Kommission  oder  einen  von  ihr  bevoll- 
mächtigten Vertreter  sowie  Audits  des  Europäischen  Rechnungs- 
hofes, erforderlichenfalls  auch  Audits  vor  Ort,  vor. 

KAPITEL  IV 

DURCHFÜHRUNGS-  UND  SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel  26 
Ausschüsse 

(1)  Die  Kommission  wird  von  folgenden  Ausschüssen  unter- 
stützt: 


(3)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament,  dem 
Rat,  dem  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  und 
dem  Ausschuss  der  Regionen  einen  Bewertungsbericht  über 
die  Ergebnisse  des  EEPR  vor. 


Artikel  28 

Unterrichtung  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 

Die  Kommission  überwacht  die  Durchführung  dieser  Verord- 
nung. Sie  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  all- 
jährlich bei  der  Vorlage  des  Haushaltsplanvorentwurfs  einen 
Bericht  über  die  Durchführung  des  EEPR  vor. 


O  ABl.  L  162  vom  22.6.2007,  S.  1. 
(2)  ABI.  L  400  vom  30.12.2006,  S.  86. 
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Kommt  sie  darin  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  Durchführung  der  vorrangigen  Vorhaben  ernsthaft  gefährdet  ist, 
so  empfiehlt  sie  Abhilfemaßnahmen  und  schlägt  gegebenenfalls  zusätzliche  Vorhaben,  die  im  Einklang  mit 
dem  Konjunkturprogramm  stehen,  vor. 

Artikel  29 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Geschehen  zu  Brüssel  am  13.  Juli  2009. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments 
Der  Präsident 
H.-G.  PÖTTERING 


Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident 
E.  ERLANDSSON 


ANHANG 

FÖRDERFÄHIGE  VORHABEN 
A.  Gas-  und  Strominfrastrukturvorhaben 

1 .  Gas-Verbindungsleitungen 


Vorhaben 

Standort  der  unterstützten 
Vorhaben 

Geplanter 
Gemeinschaftsbeitrag 
(Mio.  EUR) 

Südlicher  Gastransportkorridor 

NABUCCO 

Österreich,  Ungarn,  Bulgarien, 
Deutschland,  Rumänien 

200 

ITGI  —  Poseidon 

Italien,  Griechenland 

100 

Ostsee-Verbund 

Skanled/Baltic  Pipe 

Polen,  Dänemark,  Schweden 

1 

1  j\) 

LNG-Netz 

Terminal  für  verflüssigtes  Erdgas  an  der  polnischen  Küste 
im  Hafen  von  Swinoujscie 

rolen 

öU 

Mittel-  und  Südosteuropa 

Verbindungsleitung           Slowakei — Ungarn  (Vefky 
Krtis — Vecses) 

Slowakei,  Ungarn 

30 

Gasfernleitungsnetz  in  Slowenien  zwischen  der  österrei- 
chischen Grenze  und  Ljubljana  (ausgenommen  der  Ab- 
schnitt Rogatec — Kidricevo) 

Slowenien 

4U 

Verbund  Bulgarien-Griechenland  (Stara  Zagora — Dimitrov- 
grad — Komotini) 

Bulgarien,  Griechenland 

45 

Gas-Verbindungsleitung  Rumänien — Ungarn 

Rumänien,  Ungarn 

30 

Ausbau  der  Gasspeicherkapazität  am  tschechischen  Han- 
delsplatz 

Tschechische  Republik 

35 

Infrastruktur  und  Ausrüstung,  die  den  Gasfluss  in  umge- 
kehrter  Richtung  selbst  bei  kurzfristigen  Lieferunterbre- 
chungen ermöglichen 

Österreich,  Bulgarien,  Tschechische 
Republik,  Estland,  Griechenland, 
Ungarn,  Lettland,  Litauen,  Polen, 
Portugal,  Rumänien,  Slowakei 

80 

Verbund  Slowakei — Polen 

Slowakei,  Polen 

20 

Verbund  Ungarn — Kroatien 

Ungarn 

20 

Verbund  Bulgarien — Rumänien 

Bulgarien,  Rumänien 

10 

Mittelmeerraum 

Ausbau  des  französischen  Gasnetzes  auf  der  Achse  Afri- 
ka— Spanien — Frankreich 

Frankreich 

200 

(     4  |  Vi    / 1    i  cfam  Imhinrt     \    r ,  oft  or\  Tt"  i  Moni 

vj/\lji  ^vjasiernieiLung  Algerien — iiauen^ 

Italien 

i  id 

Gasverbund  Westachse,  Abschnitt  Larrau 

Spanien 

45 

Nordseegebiet 

Fernleitung  Deutschland — Belgien — Vereinigtes  Königreich 

Belgien 

35 

Verbindung  Frankreich — Belgien 

Frankreich,  Belgien 

200 

INSGESAMT 

1  440 

2.  Stromverbindungsleitungen 


Vorhaben 

Standort  der  unterstützten  Vorhaben 

Geplanter 
Gemeinschaftsbeitrag 
(Mio.  EUR) 

Ostsee-Verbund 

Estlink-2 

Estland,  Finnland 

100 

Verbindungsleitung  Schweden — Baltische  Staaten  und  Aus- 

r»a  1 1    rl ^»c    ^Tpt^pc    in    nAn    Ro  ltic/-  npn  Ctoof^n 
Udll    UCS   INCLZiCa   III   UCI1    DdlLlJtLl  lt.ll  jlddlCH 

Schweden,  Lettland,  Litauen 

175 

Mittel-  und  Südosteuropa 

ndiie^  jddie    jcii  weiniuri 

ueuLsciiidiiu 

1  uu 

^Vien — Gyor 

0  sterreich,  Ungarn 

ZU 

ivi  i  l  l  e  i  m  c  c  r  r d  u  m 

Ausbau  der  Verbindungsleitungen  Portugal — Spanien 

Portugal 

50 

Verbindungsleitung  Frankreich — Spanien  (Baixas — Sta  Llo- 
gaia) 

Frankreich,  Spanien 

225 

Neues  380-kV-Wechselstrom-Unterseekabel  zwischen  Sizi- 

lipn   ntin   fiAm   ifalipnitrnpn   T-pctla  nn   ( ^nrnpntp  R i7  7irAni\ 

11C11    UHU    UC111    ILallCIll jCIICU    rCSLldllU    ^JUI V C11LC  S\lLLl\.VJ\\lj 

Italien 

110 

Nordseegebiet 

^  0  O-XAW-Vprninnii  n  o   Tri  a  nn  WIq  Ip«   (\Ap%  tri  T")pp«in  p\ 

j  \J \J  ivi  v v    v  ci  uniu  uiiy   iiiaiiLi       vv  dies   iivicdiii  uccdiuci 

Tel a n n    Vprpinifitpc   K  nninrpirh 

110 

^trnmifprni  1  nn            l~a  It  a  lipn 

i3  II  Ulli  VGl  U  LI  HU   IVIdlLd  IldllCH 

IVldlLd/ ILdlldl 

20 

INSGESAMT 

910 

3.  Vorhaben  für  kleine  Inseln 

Initiativen  für  kleine  abgelegene  Inseln 

Zypern 

10 

Malta 

5 

INSGESAMT 

15 

B.  Offshore-Windenergie 


Vorhaben 

Kapazität 

Standort  der  unterstützten 
Vorhaben 

Geplanter 
Gemeinschaftsbeitrag 
(Mio.  EUR) 

1.  Netzintegration  der  Offshore-Windenergie 

1.1.  Baltic  —  Kriegers  Flak  I,  II,  III 

Baut  auf  Projekten  auf,  die  derzeit  entwickelt 
werden.    Finanzierung    dient    der  Absicherung 
von  Zusatzkosten  im  Hinblick  auf  eine  gemein- 
same Verbundlösung. 

1,5  GW 

Dänemark,  Schweden, 
Deutschland,  Polen 

150 

1.2.  Nordseenetz 

Modulare  Entwicklung  eines  Offshore-Netzes,  De- 
monstration eines  virtuellen  Offshore-Kraftwerks 
und  Anbindung  an  das  bestehende  Landnetzsys- 
tem 

1  GW 

Vereinigtes  Königreich,  Nie- 
derlande, Deutschland,  Ir- 
land, Dänemark,  Belgien, 
Frankreich,  Luxemburg 

165 

Vorhaben 

Kapazität 

Standort  der  unterstützten 
Vorhaben 

vjCLJiail  ICi 

Gemeinschaftsbeitrag 

(Mio.  EUR) 

2.  Neue  Turbinen,  Strukturen  und  Komponenten,  Optimierung  der  Produktionskapazitäten 


2.1.  Borkum  West  II  —  Bard  1  —  Nordsee  Ost 
—  Global  Tech  I 

Neue  Generation  von  Turbinen  mit  mehreren 
(5-7)  MW  Leistung  und  innovativen  Strukturen, 
in  größerer  Entfernung  von  der  Küste  (bis  zu 
100  km)  in  tieferen  Gewässern  (bis  zu  40  m) 
gelegen 

1,6  GW 

Deutschland 

200 

2.2.  Aberdeen  Offshore-Windpark  (Europäisches 
Prüfzentrum) 

Baut  auf  Projekten  auf,  die  derzeit  entwickelt 
werden  —  Prüfung  von  Turbinen  für  mehrere 
MW.  Entwicklung  innovativer  Strukturen  und  ei- 
nes innovativen  Fundaments  einschließlich  Opti- 
mierung der  Produktionskapazitäten  für  die  Aus- 
rüstung zur  Offshore-Windenergieerzeugung.  Ein 
Ausbau  auf  100  MW  ist  denkbar. 

0,25  GW 

Vereinigtes  Königreich 

40 

2.3.  Thornton  Bank 

Baut  auf  Projekten  auf,  die  derzeit  entwickelt 
werden.  Lehren  aus  dem  Downvind-Proiekt  (ko- 
finanziert  aus  dem  6.  RP).  Größere  Version  der 
Turbinen  der  Downvind-Anlage  (5  MW)  in  tiefen 
Gewässern  (bis  zu  30  m)  mit  geringen  Auswir- 
kungen auf  das  Landschaftsbild  (bis  zu  30  km) 

90  MW 

Belgien 

10 
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C.  COrAbscheidung  und  Speicherung 


Name  des  Vorhabens/Standort 

Geplanter 
Gemeinschafts- 
beitrag 
(Mio.  EUR) 

Brennstoff 

Kapazität 

Abscheidungs- 
technik 

Speicherkonzept 

Hürth 

Deutschland 

180 

Kohle 

450  MW 

IGCC 

Saline  Aquifere 

Jänschwalde 

Kohle 

500  MW 

Oxyfuel 

Öl/Gasfelder 

Eemshaven 

Niederlande 

180 

Kohle 

1  200  MW 

IGCC 

Öl/Gasfelder 

Rotterdam 

Kohle 

1  080  MW 

PC 

Öl/Gasfelder 

Rotterdam 

Kohle 

800  MW 

PC 

Öl/Gasfelder 

Belchatöw 

Polen 

180 

Kohle 

858  MW 

PC 

Saline  Aquifere 

Compostella 
(Leon) 

Spanien 

180 

Kohle 

500  MW 

Oxyfuel 

Saline  Aquifere 

Kingsnorth 

Vereinigtes 
Königreich 

180 

Kohle 

800  MW 

PC 

Öl/Gasfelder 

Longannet 

Kohle 

3  390  MW 

PC 

Saline  Aquifere 

Tilbury 

Kohle 

1  600  MW 

PC 

Öl/Gasfelder 

Hatfield 
(Yorkshire) 

Kohle 

900  MW 

IGCC 

Öl/Gasfelder 

Name  des  Vorhabens/Standort 

Geplanter 
Gemeinschafts- 
beitrag 
(Mio.  EUR) 

Brennstoff 

Kapazität 

Abscheidungs- 
technik 

Speicherkonzept 

Porto  Tolle 

Italien 

100 

Kohle 

660  MW 

PC 

Industrielle  C02-Abscheidung 

Florange 

Frankreich 

50 

Verbringung  von  C02  aus  einer  Industrieanlage  (Stahlwerk) 
zur  unterirdischen  Speicherung  (saline  Aquifere) 

INSGESAMT 
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ERKLÄRUNG  DER  KOMMISSION 


Die  Kommission  hebt  hervor,  dass  Energieeffizienz  und  erneuerbare  Energiequellen  sowohl  aus  ökologischer 
Sicht  als  auch  aus  Gründen  der  Versorgungssicherheit  Hauptprioritäten  der  Energiepolitik  der  EU  sind.  Die 
Verordnung  wird  zu  diesen  Prioritäten  beitragen,  da  sie  substanzielle  Unterstützung  für  Vorhaben  im  Bereich 
Offshore-Windenergie  vorsieht. 

Die  Kommission  weist  in  diesem  Zusammenhang  auf  die  weiteren  neuen  Initiativen  zur  Förderung  von 
Energieeffizienz  und  erneuerbaren  Energiequellen  hin,  die  von  der  Kommission  insbesondere  in  ihrem  vom 
Europäischen  Rat  auf  seiner  Tagung  im  Dezember  2008  gebilligten  Europäischen  Konjunkturprogramm 
vorgeschlagen  werden.  Hierzu  gehören: 

Eine  Änderung  der  EFRE-Verordnung  dahin  gehend,  dass  in  allen  Mitgliedstaaten  Investitionen  in  Höhe  von 
bis  zu  8  Mrd.  EUR  in  die  Verbesserung  der  Energieeffizienz  und  in  erneuerbare  Energien  im  Wohnungsbau 
möglich  sind. 

Eine  öffentlich-private  Partnerschaft  für  eine  „Europäische  Initiative  für  energieeffiziente  Gebäude"  zur  För- 
derung umweltfreundlicher  Technologien  und  der  Entwicklung  energieeffizienter  Systeme  und  Materialien 
für  neue  und  renovierte  Gebäude.  Der  geschätzte  Mittelbedarf  für  diese  Maßnahme  beläuft  sich  auf  1  Mrd. 
EUR;  davon  würden  500  Mio.  EUR  aus  dem  derzeitigen  Siebten  Forschungsrahmenprogramm  der  EG  für 
den  Zeitraum  2010  bis  2013  und  500  Mio.  EUR  von  der  Industrie  bereitgestellt. 

Die  von  EG  und  EIB  ausgearbeitete  „EU-Initiative  zur  Finanzierung  einer  nachhaltigen  Energiewirtschaft".  Sie 
soll  die  Finanzierung  von  Investitionen  in  Energieeffizienz  und  in  Vorhaben  im  Bereich  erneuerbare  Energie 
in  Städten  ermöglichen.  Die  Kommission  finanziert  eine  Fazilität  für  technische  Hilfe  aus  dem  Programm 
„Intelligente  Energie  —  Europa"  (jährliche  Mittelzuteilung  von  15  Mio.  EUR  für  2009).  Diese  von  der  EIB 
verwaltete  Fazilität  wird  den  Zugang  zu  EIB-Darlehen  erleichtern,  die  eine  beträchtliche  Hebelwirkung 
erzeugen. 

Die  Schaffung  eines  marktorientierten  Europäischen  Fonds  2020  für  Energie,  Klimaschutz  und  Infrastruktur 
—  genannt  „Fonds  Marguerite"  —  durch  die  institutionellen  Anleger  der  EU  unter  Federführung  der  EIB. 
Dieser  Fonds  wird  Investitionen  in  den  Bereichen  Energie  und  Klimawandel  tätigen  (TEN-E,  nachhaltige 
Energieerzeugung,  erneuerbare  Energie,  neue  Technologien,  Investitionen  in  Energieeffizienz,  Versorgungs- 
sicherheit und  Infrastruktur  im  Umweltbereich).  Die  Kommission  unterstützt  diese  Initiative. 

Ferner  wird  die  Kommission  vor  Ende  November  2009  die  Überarbeitung  des  Aktionsplans  für  Energieef- 
fizienz vorlegen,  wie  dies  vom  Europäischen  Rat  (Schlussfolgerungen  des  Europäischen  Rates  vom  März 
2009)  und  vom  Parlament  (Entschließung  des  EP  P6_TA(2009)0064)  gefordert  wird. 

Unter  Fachleuten  besteht  Einvernehmen  darüber,  dass  die  Energieeffizienz  die  derzeit  kostengünstigste 
Möglichkeit  zur  Verringerung  der  Treibhausgasemissionen  darstellt.  Die  Kommission  wird  bis  November 
2009  eine  detaillierte  Analyse  der  Hemmnisse  vorlegen,  die  höheren  Investitionen  in  Energieeffizienz  ent- 
gegenstehen. Sie  wird  insbesondere  prüfen,  ob  höhere  finanzielle  Anreize  in  Form  von  zinsverbilligten 
Darlehen  und/oder  Zuschüssen  erforderlich  sind  und  wie  europäische  Haushaltsmittel  zu  diesem  Zweck 
genutzt  werden  könnten,  und  gegebenenfalls  wird  die  Kommission  unter  anderem  zusätzliche  Mittel  für  die 
Finanzierung  der  Energieeffizienz  in  das  neue  EU-Instrument  für  Energieversorgungssicherheit  und  -infra- 
struktur aufnehmen,  das  2010  vorgelegt  werden  soll. 

Bei  der  Überprüfung  des  Aktionsplans  für  Energieeffizienz  wird  die  Kommission  der  nachbarschaftlichen 
Dimension  der  Energieeffizienz  besondere  Aufmerksamkeit  widmen.  Sie  wird  prüfen,  wie  sie  Nachbarstaaten 
finanzielle  und  ordnungspolitische  Anreize  bieten  kann,  damit  diese  stärker  in  Energieeffizienz  investieren. 

Sollte  die  Kommission  im  Rahmen  ihrer  Berichterstattung  2010  über  die  Durchführung  der  Verordnung 
gemäß  deren  Artikel  28  feststellen,  dass  es  nicht  möglich  sein  wird,  bis  Ende  2010  einen  Teil  der  Mittel  zu 
binden,  die  für  die  im  Anhang  zur  Verordnung  aufgeführten  Projekte  vorgesehen  sind,  so  wird  die  Kommis- 
sion gegebenenfalls  in  geografisch  ausgewogener  Weise  eine  Änderung  der  Verordnung  vorschlagen,  welche 
zusätzlich  zu  den  genannten  Initiativen  die  Finanzierung  von  Vorhaben  in  den  Bereichen  Energieeffizienz 
und  erneuerbare  Energiequellen  ermöglicht,  einschließlich  Förderfähigkeitskriterien,  die  mit  denen  vergleich- 
bar sind,  die  für  die  im  Anhang  zu  dieser  Verordnung  aufgeführten  Vorhaben  gelten. 

Erklärung  Portugals 

Portugal  stimmt  für  die  Verordnung,  vertritt  jedoch  die  Auffassung,  dass  bei  einer  Überarbeitung  des 
Programms  im  Rahmen  von  Artikel  28  die  Einbeziehung  von  Vorhaben  in  den  Bereichen  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  und  Energieeffizienz  insbesondere  auf  dem  Gebiet  der  Mikrogenerierung  sowie  der 
intelligenten  Netze  und  Messsysteme,  die  zur  Erreichung  der  in  Artikel  4  Buchstaben  a  und  b  der  Verord- 
nung festgelegten  Ziele  beitragen,  in  Betracht  gezogen  werden  muss. 


Verordnung  (EU)  Nr.  1233/2010 

(ABl.  2010  L  346/5) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1233/2010  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  15.  Dezember  2010 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  663/2009  über  ein  Programm  zur  Konjunkturbelebung 
durch  eine  finanzielle  Unterstützung  der  Gemeinschaft  zugunsten  von  Vorhaben  im  Energiebereich 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union,  insbesondere  auf  Artikel  194  Absatz  1  Buchstabe  c, 

auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 

nach  Zuleitung  des  Entwurfs  des  Gesetzgebungsakts  an  die  na- 
tionalen Parlamente, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 

nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 
gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  (2), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  663/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  (3)  wurde  das  Europäi- 
sche Energieprogramm  zur  Konjunkturbelebung  (EEPR  ) 
aufgelegt,  das  durch  Gewährung  einer  Finanzausstattung 
von  3,98  Mrd.  EUR  für  2009  und  2010  die  Konjunktur- 
belebung unterstützen  soll. 

(2)  Diese  Verordnung  sollte  nicht  das  Ziel  beeinträchtigen, 
einen  möglichst  großen  Teil  der  Finanzausstattung  von 
3,98  Mrd.  EUR  bis  Ende  2010  für  die  in  Kapitel  II  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  663/2009  genannten  Unterpro- 
gramme zu  gewähren.  Es  steht  jedoch  fest,  dass  ein 
Teil  dieses  Betrags  nicht  im  Rahmen  der  genannten  Un- 
terprogramme gebunden  werden  wird. 

(3)  Im  Geist  der  Strategie  für  nachhaltiges  Wachstum  und 
Beschäftigung  (Europa  2020)  und  entsprechend  dem 
Klima-  und  Energiepaket  der  EU  und  ihrem  Aktionsplan 
für  Energieeffizienz  von  2006  würden  die  Entwicklung 
weiterer  erneuerbarer  Energiequellen  und  die  Förderung 
von  Energieeffizienz  zu  einem  umweltverträglichen 
Wachstum,  zur  Schaffung  einer  wettbewerbsfähigen  und 
nachhaltigen  Wirtschaft  und  zur  Bekämpfung  des  Klima- 
wandels beitragen.  Durch  Unterstützung  dieser  politi- 
schen Ziele  wird  in  der  Union  die  Entstehung  neuer 
Arbeitsplätze  und  umweltfreundlicher  Marktchancen  ge- 
fördert, was  auch  die  Entwicklung  einer  wettbewerbsfähi- 
gen, sicheren  und  nachhaltigen  Wirtschaft  begünstigt. 
Hierbei  ist  es  entscheidend,  dass  die  verschiedenen  Regie- 
rungsebenen zusammenarbeiten  („multi-level  gover- 
nance"). 


(')  Stellungnahme  vom  15.  September  2010  (noch  nicht  im  Amtsblatt 
veröffentlicht). 

(2)  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  11.  November  2010 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates 
vom  7.  Dezember  2010. 

(3)  ABl.  L  200  vom  31.7.2009,  S.  31. 


(4)  Eine  Verbesserung  der  finanziellen  Anreize  ist  von  zen- 
traler Bedeutung,  um  die  Hürden,  die  die  hohen  Vorlauf- 
kosten darstellen,  zu  senken  und  Fortschritte  bei  der 
nachhaltigen  Energienutzung  zu  stimulieren.  Daher  sollte 
ein  spezielles  Finanzinstrument  („Fazilität")  geschaffen 
werden,  um  die  in  Kapitel  II  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
663/2009  aufgeführten  Mittel,  die  bis  Ende  2010  nicht 
gebunden  werden  können,  zu  nutzen.  Die  Schaffung  der 
Fazilität  ist  vor  dem  Hintergrund  der  von  der  Kommis- 
sion vorgeschlagenen  Initiative  zur  Finanzierung  einer 
nachhaltigen  Energiewirtschaft  zu  prüfen.  Die  Fazilität 
sollte  die  Entwicklung  von  Vorhaben  im  Bereich  Ener- 
gieeffizienz und  erneuerbarer  Energien  unterstützen  und 
die  Finanzierung  von  Investitionsvorhaben  lokaler,  regio- 
naler und  nationaler  Behörden  in  den  Bereichen  Energie- 
effizienz und  erneuerbare  Energien,  vor  allem  in  Städten, 
unterstützen.  Dabei  ist  auf  Synergien  mit  anderen  in  den 
Mitgliedstaaten  verfügbaren  finanziellen  Ressourcen  zu 
achten,  wie  den  Strukturfonds,  dem  Kohäsionsfonds 
und  der  Fazilität  European  Local  Energy  Assistance 
(ELENA  )  und  dem  Europäischen  Fonds  für  regionale 
Entwicklung  nach  der  Verordnung  (EG)  Nr.  397/2009  (4), 
damit  es  nicht  zu  Überschneidungen  mit  anderen  Finanz- 
instrumenten kommt. 


(5)  Investitionshilfen  für  eine  nachhaltige  Energienutzung 
können  am  ehesten  effektiv  und  nützlich  sein,  wenn  sie 
auf  die  lokale  Ebene  ausgerichtet  sind.  In  gebührend  be- 
gründeten Fällen,  z.  B.  aus  Gründen,  die  durch  das  Vor- 
handensein oder  die  Arbeitsweise  einschlägiger  Verwal- 
tungsstrukturen bedingt  sind,  kann  jedoch  die  Ausrich- 
tung auf  die  nationale  Ebene  wirksamer  sein. 

(6)  Um  kurzfristig  eine  möglichst  große  Wirkung  der  Mittel 
der  Union  zu  erreichen,  sollte  die  Fazilität  von  einem 
oder  mehreren  Finanzintermediären  wie  beispielsweise 
internationalen  Finanzinstitutionen  verwaltet  werden. 
Für  die  Auswahl  dieser  Finanzintermediäre  sollte  ihre 
nachgewiesene  Fähigkeit  ausschlaggebend  sein,  die  Mittel 
möglichst  effizient  und  effektiv  im  Hinblick  auf  das  Ziel 
zu  nutzen,  möglichst  rasch  eine  größtmögliche  Betei- 
ligung anderer  öffentlicher  und  privater  Investoren  und 
eine  möglichst  starke  Hebelwirkung  zwischen  den  Mitteln 
der  Union  und  der  Gesamtinvestition  zu  erzielen,  um 
bedeutende  Investitionen  in  der  Union  zu  erreichen.  In 
Zeiten  von  Finanz-  und  Wirtschaftskrisen,  die  auf  die 
Finanzen  lokaler  und  regionaler  Körperschaften  beson- 
ders nachteilige  Auswirkungen  haben,  sollte  jedoch  si- 
chergestellt werden,  dass  diese  Körperschaften  nicht 
durch  ihre  schwierige  Haushaltslage  daran  gehindert  wer- 
den, die  Mittel  in  Anspruch  zu  nehmen. 


(4)  Verordnung  (EG)  Nr.  397/2009  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  6.  Mai  2009  zur  Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
1080/2006  über  den  Europäischen  Fonds  für  regionale  Entwicklung 
in  Bezug  auf  die  Förderfähigkeit  der  Ausgaben  für  Investitionen  in 
Energieeffizienz  und  erneuerbare  Energien  im  Bereich  Wohnungsbau 
(ABl.  L  126  vom  21.5.2009,  S.  3). 
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(7)  Gemäß  den  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
663/2009  sollten  nur  solche  Investitionsvorhaben  durch 
die  Fazilität  finanziert  werden,  die  einen  raschen,  mess- 
baren und  erheblichen  Einfluss  auf  die  Konjunkturbele- 
bung in  der  Union,  die  Steigerung  der  Energieversor- 
gungssicherheit und  die  Verringerung  von  Treibhausgas- 
emissionen haben.  Solche  Investitionsvorhaben  tragen  im 
Einklang  mit  den  Zielen  von  „Europa  2020"  zu  einem 
umweltverträglichen  Wachstum,  zur  Schaffung  einer 
wettbewerbsfähigen,  vernetzten,  nachhaltigen  und  um- 
weltfreundlichen Wirtschaft  sowie  zur  Sicherung  der  Be- 
schäftigung, zur  Schaffung  von  Arbeitsplätzen  und  zur 
Bekämpfung  des  Klimawandels  bei. 


(8)  Die  in  der  Verordnung  (EG)  Nr.  663/2009  aufgestellten 
Kriterien  sollten  auf  die  Auswahl  und  die  Förderfähigkeit 
der  im  Rahmen  der  Fazilität  finanzierten  Vorhaben  An- 
wendung finden.  Auch  die  geografische  Ausgewogenheit 
der  Projekte  sollte  als  wesentliches  Element  einbezogen 
werden,  um  sicherzustellen,  dass  diese  Verordnung  für 
die  Konjunkturbelebung  in  der  gesamten  Union  Wirkung 
entfaltet  und  in  Anbetracht  des  Umstands,  dass  Vorhaben 
in  einzelnen  Mitgliedstaaten  nicht  oder  nur  teilweise  auf- 
grund des  Kapitels  II  der  Verordnung  (EG)  Nr.  663/2009 
finanziert  worden  sind. 


(9)  In  Anbetracht  der  geforderten  kurzfristigen  ökonomi- 
schen Wirkung  dieser  Verordnung  sollte  die  Zeitspanne 
zwischen  dem  Eingang  des  Antrags  für  ein  Vorhaben  und 
der  endgültigen  Entscheidung  nicht  mehr  als  sechs  Mo- 
nate betragen. 


(10)  Rechtliche  Einzelverpflichtungen  im  Rahmen  von  Kapitel 
IIa  zur  Ausführung  von  Mittelbindungen  sollten  bis  zum 
31.  März  2011  eingegangen  werden. 


(11)  Die  Fazilität  sollte  keinen  Präzedenzfall  für  die  Verwen- 
dung von  Mitteln  des  Gesamthaushalts  der  Union  und 
mögliche  künftige  Finanzierungsmaßnahmen,  auch  auf 
dem  Sektor  Energie,  schaffen,  sondern  sollte  vielmehr 
als  außergewöhnliche  Maßnahme  in  Zeiten  wirtschaftli- 
cher Schwierigkeiten  betrachtet  werden. 


(12)  Aufgrund  des  dringenden  Handlungsbedarfs  angesichts 
der  Wirtschaftskrise  sollten  Ausgaben  aufgrund  des  Ka- 
pitels II  der  Verordnung  (EG)  Nr.  663/2009  ab  dem 
13.  Juli  2009  förderfähig  sein,  weil  viele  Antragsteller 
die  Anerkennung  der  Förderfähigkeit  von  Projektausga- 
ben aus  Anträgen  auf  Finanzhilfe  nach  Artikel  112  der 
Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  1605/2002  des  Rates 
vom  25.  Juni  2002  über  die  Haushaltsordnung  für  den 
Gesamthaushaltsplan  der  Europäischen  Gemeinschaf- 
ten (')  („Haushaltsordnung")  beantragt  haben.  Ausgaben 
aufgrund  des  Kapitels  IIa  sollten  ab  dem  1.  Januar 
2011  förderfähig  sein. 


0  ABl.  L  248  vom  16.9.2002,  S.  1. 


(13)  Aufgrund  des  dringenden  Handlungsbedarfs  angesichts 
der  Wirtschaftskrise  sollte  diese  Verordnung  unmittelbar 
nach  ihrer  Veröffentlichung  in  Kraft  treten  — 


HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Änderungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  663/2009 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  663/2009  wird  wie  folgt  geändert: 

1.  In  Artikel  1  wird  folgender  Absatz  angefügt: 


„Diese  Verordnung  ermöglicht  die  Schaffung  einer  Finanzfa- 
zilität  (.Fazilität')  zur  Unterstützung  von  Initiativen  in  den 
Bereichen  Energieeffizienz  und  erneuerbare  Energien." 


2.  Artikel  3  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Rechtliche  Einzelverpflichtungen  aufgrund  des  Ka- 
pitels II  zur  Ausführung  der  Mittelbindungen  in  den  Jah- 
ren 2009  und  2010  müssen  bis  zum  31.  Dezember 

2010  eingegangen  werden.  Rechtliche  Einzelverpflichtun- 
gen aufgrund  des  Kapitels  IIa  müssen  bis  zum  31.  März 

2011  eingegangen  werden." 


b)  Folgender  Absatz  wird  angefügt: 


„(3)  Die  in  Anhang  II  genannten  Finanzintermediäre 
bemühen  sich,  bis  zum  31.  März  2014  die  gesamten  in 
der  Fazilität  als  Beitrag  der  Union  verfügbaren  Mittel  für 
Investitionsvorhaben  und  für  die  technische  Unterstüt- 
zung von  Vorhaben  in  den  Bereichen  Energieeffizienz 
und  erneuerbare  Energien  zuzuweisen.  Nach  dem  genann- 
ten Termin  dürfen  Mittel  des  Beitrags  der  Union  nicht 
mehr  zugewiesen  werden.  Sämtliche  Mittel  des  Beitrags 
der  Union,  die  bis  zum  31.  März  2014  nicht  von  den 
Finanzintermediären  zugewiesen  worden  sind,  werden 
wieder  in  den  Gesamthaushalt  der  Union  zurückgeführt. 
Die  den  Investitionsvorhaben  zugewiesenen  Mittel  des 
Beitrags  der  Union  müssen  während  einer  bestimmten 
Zeitspanne,  die  spätestens  am  31.  März  2034  endet,  in- 
vestiert bleiben.  Die  Union  hat  während  der  gesamten 
Dauer  des  Bestehens  der  Fazilität  entsprechend  ihrem  Bei- 
trag zur  Fazilität  und  entsprechend  ihren  Anteilseigner- 
rechten Anspruch  auf  die  Rendite  auf  ihre  Investitionen  in 
die  Fazilität." 
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3.  Folgendes  Kapitel  wird  eingefügt: 

„KAPITEL  IIa 
FINANZ  FA  Z ILITÄT 

Artikel  21a 

Mittel,  die  aufgrund  des  Kapitels  II  nicht  gebunden 
werden  können 

(1)  Mittel  in  Höhe  von  146  344  644,50  EUR,  für  die 
gemäß  Artikel  3  Absatz  2  keine  rechtlichen  Einzelverpflich- 
tungen aufgrund  des  Kapitels  II  zustande  kommen,  sind  für 
die  Fazilität  gemäß  Artikel  1  Absatz  4  vorzusehen,  und  zwar 
zu  dem  Zweck,  in  Zusammenarbeit  mit  Finanzinstituten  ge- 
eignete Finanzierungsinstrumente  zu  entwickeln,  um  starke 
Anreize  für  Vorhaben  im  Bereich  der  Energieeffizienz  und 
Vorhaben  zur  Nutzung  erneuerbarer  Energiequellen  zu  ge- 
ben. 


(2)  Die  Fazilität  wird  gemäß  Anhang  II  ausgeführt. 
Artikel  23  Absatz  1  findet  auf  die  Fazilität  keine  Anwen- 
dung. 


(3)  Das  Risiko  der  Union  in  Bezug  auf  die  Fazilität  ein- 
schließlich der  Verwaltungskosten  und  anderer  förderfähiger 
Kosten  ist  auf  den  Betrag  des  Beitrags  der  Union  zu  der  in 
Absatz  1  festgelegten  Fazilität  begrenzt;  eine  weitergehende 
Haftung  des  Gesamthaushalts  der  Union  ist  ausgeschlossen." 


4.  Artikel  22  wird  gestrichen. 


5.  Artikel  23  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Die  EEPR-Unterstützung  darf  nur  zur  Deckung 
von  projektbezogenen  Ausgaben  verwendet  werden,  die 
von  den  für  die  Durchführung  eines  Vorhabens  zuständi- 
gen Empfängern  und,  hinsichtlich  von  Vorhaben  nach 
Artikel  9,  auch  von  Dritten  getätigt  werden.  Ausgaben 
aufgrund  des  Kapitels  II  können  ab  dem  1 3.  Juli  2009 
förderfähig  sein." 


b)  Folgender  Absatz  wird  eingefügt: 


„(2a)  Die  finanzielle  Unterstützung  aufgrund  des  Kapi- 
tels IIa  dient  der  Deckung  der  Ausgaben  für  Investitions- 
vorhaben und  für  die  technische  Unterstützung  von  Vor- 
haben in  den  Bereichen  Energieeffizienz  und  erneuerbare 


Energien,  die  von  den  in  Anhang  II  Teil  A  Ziffer  3  auf- 
geführten Empfängern  getätigt  werden.  Solche  Ausgaben 
können  ab  dem  1.  Januar  2011  förderfähig  sein." 


6.  Artikel  27  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Folgender  Absatz  wird  eingefügt: 


„(la)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat  bis  zum  30.  Juni  2013  einen  Halb- 
zeitbewertungsbericht über  die  aufgrund  des  Kapitels  IIa 
getroffenen  Maßnahmen  vor,  in  dem  folgende  Schwer- 
punkte behandelt  werden: 


a)  erwiesene  Kosteneffizienz,  Hebelwirkung  und  Zusätz- 
lichkeit der  Mittel  der  Fazilität, 


b)  Nachweis  der  Wirtschaftlichkeit  der  Haushaltsführung, 


c)  Umfang,  in  dem  die  Fazilität  die  in  dieser  Verordnung 
festgelegten  Ziele  erreicht  hat, 


d)  Umfang,  in  dem  fortgesetzte  Unterstützung  der  Fazili- 
tät für  Vorhaben  in  den  Bereichen  Energieeffizienz  und 
erneuerbare  Energiequellen  erforderlich  ist. 


Dem  Halbzeitbewertungsbericht  ist  gegebenenfalls  —  be- 
sonders bei  positiver  Beurteilung  der  aufgrund  des  Kapi- 
tels IIa  getroffenen  Maßnahmen  durch  die  Kommission 
—  ein  Gesetzgebungsvorschlag  zur  Fortführung  der  Fazi- 
lität beizufügen." 


b)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Par- 
lament, dem  Rat,  dem  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschuss  und  dem  Ausschuss  der  Regionen  gemäß 
Artikel  27  Absatz  4  der  Haushaltsordnung  einen  Bewer- 
tungsbericht zu  den  Ergebnissen  des  EEPR  vor." 


7.  In  Artikel  28  wird  folgender  Unterabsatz  angefügt: 


„Der  Bericht  enthält  Angaben  über  alle  Gemeinkosten  im 
Zusammenhang  mit  der  Schaffung  und  Durchführung  der 
aufgrund  des  Kapitels  IIa  geschaffenen  Fazilität." 


8.  Der  Anhang  erhält  die  Bezeichnung  „Anhang  I",  und  folgen- 
der Anhang  wird  angefügt: 
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„ANHANG  II 


FINANZFAZILITÄT 

A.  Durchführung  der  Finanzfazilität  für  Vorhaben  zur  nachhaltigen  Energienutzung 

1.  Geltungsbereich  der  Fflziütnt 

Die  Finanzfazilität  (.Fazilität1)  wird  für  den  Aufbau  von  Vorhaben  in  den  Bereichen  Energieeinsparung,  Energieeffizienz 
und  erneuerbare  Energien  verwendet  und  erleichtert  die  Finanzierung  von  Investitionen  lokaler,  regionaler  und,  in 
ausreichend  begründeten  Fällen,  nationaler  Behörden  in  den  genannten  Bereichen.  Die  Fazilität  wird  in  Einklang  mit 
den  Vorschriften  über  die  Delegation  von  Aufgaben  der  Haushaltsausführung,  die  in  der  Haushaltsordnung  und  ihren 
Durchführungsbestimmungen  festgelegt  sind,  durchgeführt. 


Die  Fazilität  wird  für  Vorhaben  im  Bereich  nachhaltiger  Energienutzung  insbesondere  in  Städten  verwendet.  Dazu  gehören 
vor  allem  folgende  Vorhaben: 


a)  Lösungen  im  Bereich  erneuerbare  Energien  und/oder  Energieeffizienz  in  öffentlichen  und  privaten  Gebäuden,  ein- 
schließlich solcher,  die  auf  dem  Einsatz  von  Informations-  und  Kommunikationstechnologien  (IKT)  basieren: 


b)  Investitionen  in  hoch-energieeffiziente  Kraft-Wärme-Kopplungssysteme  (KWK),  einschließlich  Mikro-KWK,  und  Fern- 
wärme-/Fernkühlungsnetze,  insbesondere  wenn  aus  erneuerbaren  Energiequellen  gespeist; 


c)  dezentrale  erneuerbare  Energiequellen  im  lokalen  Kontext  und  ihre  Integration  in  Stromnetze: 


d)  Stromerzeugung  in  kleinstem  Maßstab  aus  erneuerbaren  Energiequellen; 


e)  saubere  städtische  Verkehrsmittel  zur  Steigerung  der  Energieeffizienz  und  der  Einbeziehung  erneuerbarer  Energiequel- 
len, mit  einem  Schwerpunkt  auf  öffentlichen  Verkehrsmitteln,  Elektro-  bzw.  Wasserstofffahrzeugen  und  der  Verrin- 
gerung von  Treibhausgasemissionen, 


f)  lokale  Infrastrukturen,  einschließlich  effizienter  Außenbeleuchtung  öffentlicher  Infrastrukturen  wie  beispielsweise  Stra- 
ßenbeleuchtung, Stromspeicherungslösungen,  intelligenter  Messsysteme  und  intelligenter  Netze,  die  in  vollem  Umfang 
die  Möglichkeiten  der  IKT  nutzen; 


g)  Technologien  für  Energieeffizienz  und  für  erneuerbare  Energien  mit  Innovationspotenzial  und  wirtschaftlichen  Chan- 
cen, bei  denen  die  besten  verfügbaren  Verfahren  angewandt  werden. 


Die  Fazilität  kann  auch  dazu  genutzt  werden,  Anreize  zu  setzen,  technische  Unterstützung  zu  leisten  und  lokale,  regionale 
und  nationale  Behörden  zu  sensibilisieren,  um  die  optimale  Nutzung  der  Strukturfonds  und  des  Kohäsionsfonds  sicher- 
zustellen, besonders  in  den  Bereichen  Energieeffizienz  und  erneuerbarer  Energien  hinsichtlich  Verbesserungen  an  Wohn- 
gebäuden und  anderen  Gebäudearten.  Die  Fazilität  unterstützt  die  Fortführung  solcher  Vorhaben,  bei  denen  wirtschaftliche 
und  finanzielle  Tragfähigkeit  nachgewiesen  wird,  damit  eine  Rückzahlung  der  aus  der  Fazilität  zugewiesenen  Investitions- 
mittel erfolgt  und  öffentliche  und  private  Investitionen  angezogen  werden.  Die  Fazilität  kann  demnach  unter  anderem 
Rückstellungen  und  Kapitalzuweisungen  für  Darlehen,  Bürgschaften,  Beteiligungen  und  andere  Finanzprodukte  umfassen. 
Zudem  können  bis  zu  1  5  %  der  Mittel  nach  Artikel  21a  verwendet  werden,  um  technische  Unterstützung  für  lokale, 
regionale  oder  nationale  Behörden  bei  der  Aufstellung  von  Vorhaben  in  den  Bereichen  Energieeffizienz  und  erneuerbare 
Energien  und  in  der  ersten  Phase  des  Einsatzes  der  entsprechenden  Technologie  zu  leisten. 

2.  Synergien 

Bei  der  Gewährung  finanzieller  oder  technischer  Unterstützung  ist  auch  auf  Synergien  mit  anderen  in  den  Mitgliedstaaten 
verfügbaren  finanziellen  Ressourcen  zu  achten,  wie  den  Strukturfonds,  dem  Kohäsionsfonds  und  der  Fazilität  ELENA,  um 
Überschneidungen  mit  anderen  Instrumenten  zu  vermeiden. 

3.  Begünstigte 

Begünstigte  der  Fazilität  sind  Behörden,  vorzugsweise  auf  lokaler  und  regionaler  Ebene,  und  öffentliche  oder  private 
Akteure,  die  im  Namen  dieser  Behörden  handeln. 


B.  Zusammenarbeit  mit  Finanzintermediären 


1.  Auswahl  und  allgemeine  Anforderungen,  einschließlich  Kosten 

Die  Fazilität  wird  in  Zusammenarbeit  mit  einem  oder  mehreren  Finanzintermediären  geschaffen  und  ist  für  die  Beteiligung 
geeigneter  Investoren  offen.  Für  die  Auswahl  der  Finanzintermediäre  ist  ihre  nachgewiesene  Fähigkeit  ausschlaggebend,  die 
Mittel  so  effizient  und  effektiv  wie  möglich  im  Einklang  mit  den  in  diesem  Anhang  festgelegten  Vorschriften  und  Kriterien 
zu  nutzen. 


Die  Kommission  stellt  sicher,  dass  die  gesamten  Gemeinkosten  für  Schaffung  und  Durchführung  der  Fazilität,  einschließ- 
lich der  von  den  Finanzintermediären  in  Rechnung  gestellten  Managementkosten  und  sonstigen  förderfähigen  Kosten  so 
gering  wie  möglich  gehalten  werden,  entsprechend  der  bewährten  Praxis  bei  vergleichbaren  Instrumenten  und  unter 
Wahrung  des  erforderlichen  Qualitätsniveaus  der  Fazilität. 

Der  Beitrag  der  Union  zu  der  Fazilität  wird  von  der  Kommission  im  Einklang  mit  den  Bestimmungen  der  Artikel  53  und 
54  der  Haushaltsordnung  ausgeführt. 

Die  Finanzintermediäre  beachten  die  einschlägigen  Anforderungen  an  die  Delegation  bezüglich  Aufgaben  der  Haushalts- 
ausführung, die  in  der  Haushaltsordnung  und  ihren  Durchführungsbestimmungen  festgelegt  sind,  insbesondere  im  Hin- 
blick auf  Beschaffungsvorschriften,  interne  Kontrolle,  Rechnungslegung  und  unabhängige  Prüfungen.  Den  Finanzinterme- 
diären werden  lediglich  für  Managementkosten  oder  für  die  Kosten  von  Einrichtung  und  Durchführung  der  Fazilität  Mittel 
zur  Verfügung  gestellt. 

Die  Einzelbestimmungen  und  Bedingungen  in  Bezug  auf  die  Einrichtung  und  den  Tätigkeitsrahmen  der  Fazilität,  ein- 
schließlich Überwachung  und  Kontrolle,  werden  in  einer  Vereinbarung  oder  mehreren  Vereinbarungen  zwischen  der 
Kommission  und  den  Finanzintermediären  festgelegt. 

2.  Verfügbarkeit  von  Informationen 

Die  Fazilität  stellt  sämtliche  für  Interessierte  relevanten  Informationen  über  die  Verwaltung  des  Programms  online  zur 
Verfügung.  Dazu  gehören  insbesondere  Antragsverfahren,  Informationen  über  bewährte  Praxis  und  eine  Übersicht  der 
Projekte  und  Berichte. 

C.  Bedingungen  für  die  Gewährung  von  Mitteln  sowie  Förderfähigkeits-  und  Auswahlkriterien 

1.  Anwendungsbereich  der  Finanzierung 

Gemäß  diesem  Anhang  dient  die  Fazilität  ausschließlich  der  Finanzierung 

a)  von  Investitionsvorhaben,  die  einen  raschen,  messbaren  und  erheblichen  Nutzen  für  die  Konjunkturbelebung  in  der 
Union,  die  Steigerung  der  Energieversorgungssicherheit  und  die  Verringerung  der  Treibhausgasemissionen  haben,  und 

b)  von  technischer  Unterstützung  für  Vorhaben  in  den  Bereichen  erneuerbare  Energien  und  Energieeffizienz. 

2.  Zu  berücksichtigende  Faktoren 

Bei  der  Auswahl  der  Vorhaben  ist  besonders  auf  die  geografische  Ausgewogenheit  zu  achten. 

Bei  der  Finanzierung  der  Investitionsvorhaben  ist  gebührend  auf  eine  starke  Hebelwirkung  zwischen  der  Gesamtinvestition 
und  den  Mitteln  der  Union  zu  achten,  um  umfangreiche  Investitionen  in  der  Union  zu  erreichen.  Die  Hebelwirkung  kann 
jedoch  bei  den  einzelnen  Investitionsvorhaben  unterschiedlich  ausfallen,  je  nach  Faktoren  wie  der  tatsächlichen  Größe  und 
der  Art  eines  Vorhabens  und  nach  den  Verhältnissen  vor  Ort,  zu  denen  die  Größe  und  das  finanzielle  Potenzial  des 
Begünstigten  zu  rechnen  ist. 

3.  Bedingungen  für  den  Zugang  von  Behörden  zu  Finanzmitteln  im  Rahmen  der  Fazilität 

Behörden,  die  Mittel  für  Investitionsvorhaben  oder  technische  Unterstützung  für  Vorhaben  in  den  Bereichen  Energieef- 
fizienz und  erneuerbare  Energien  beantragen,  müssen  folgende  Bedingungen  erfüllen: 

a)  sie  haben  sich  politisch  verpflichtet  oder  sind  im  Begriff,  sich  politisch  zu  verpflichten,  die  Klimaänderung  zu 
bekämpfen,  gegebenenfalls  mit  konkreten  Zielen,  z.  B.  für  die  Steigerung  der  Energieeffizienz  und/oder  den  Einsatz 
erneuerbarer  Energiequellen; 


b)  sie  arbeiten  entweder  auf  die  Aufstellung  von  Mehrjahresstrategien  zur  Eindämmung  des  Klimawandels  und  gegebe- 
nenfalls zur  Erreichung  derer  Ziele  hin  oder  beteiligen  sich  auf  örtlicher,  regionaler  oder  nationaler  Ebene  an  einer 
Mehrjahresstrategie  zur  Eindämmung  des  Klimawandels; 

c)  sie  übernehmen  vor  der  Öffentlichkeit  die  Verantwortung  für  Fortschritte  bei  ihrer  Gesamtstrategie. 

4.  Förderfähigkeits-  und  Auswahlkriterien  für  Investitionsvorhaben,  die  im  Rahmen  der  Fazilität  finanziert  werden 

Investitionsvorhaben,  die  im  Rahmen  der  Fazilität  finanziert  werden,  müssen  folgende  Förderfähigkeits-  und  Auswahl- 
kriterien erfüllen: 

a)  Fundiertheit  und  technische  Angemessenheit  des  Konzepts, 

b)  Solidität  und  Wirtschaftlichkeit  der  Finanzierung  hinsichtlich  der  gesamten  Investitionsphase  der  Maßnahme, 

c)  geografische  Ausgewogenheit  aller  unter  diese  Verordnung  fallender  Vorhaben, 

d)  Vorhabensfortschritt,  d.  h.,  es  muss  das  Investitionsstadium  erreicht  haben  und  so  bald  wie  möglich  erhebliche 
Investitionsaufwendungen  auslösen, 

e)  Ausmaß,  in  dem  der  fehlende  Zugang  zu  Finanzmitteln  die  Durchführung  der  Maßnahme  verzögert, 

f)  Ausmaß,  in  dem  die  Finanzierung  aus  der  Fazilität  die  öffentliche  und  private  Finanzierung  ankurbeln  werden, 

g)  quantifizierte  sozioökonomische  Auswirkungen, 

h)  quantifizierte  Auswirkungen  auf  die  Umwelt. 

5.  Förderfähigkeits-  und  Auswahlkriterien  für  Vorhaben  für  technische  Unterstützung,  die  im  Rahmen  der  Fazilität 
finanziert  werden 

Vorhaben  zur  technischen  Unterstützung,  die  im  Rahmen  der  Fazilität  finanziert  werden,  erfüllen  die  in  Ziffer  4  Buch- 
staben a,  c,  e,  f  und  g  genannten  Förderfähigkeits-  und  Auswahlkriterien." 

Artikel  2 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Geschehen  zu  Straßburg  am  15.  Dezember  2010. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments 
Der  Präsident 
J.  BUZEK 


Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident 
O.  CHASTEL 


Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009 

(ABl.  2009  L  211/1) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  713/2009  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  13.  Juli  2009 

zur  Gründung  einer  Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der  Energieregulierungsbehörden 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPAISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPAI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  95, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses  ('), 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  In  der  Mitteilung  der  Kommission  vom  10.  Januar  2007 
mit  dem  Titel  „Eine  Energiepolitik  für  Europa"  wurde  dar- 
gelegt, wie  wichtig  es  ist,  den  Elektrizitäts-  und  den  Erdgas- 
binnenmarkt zu  verwirklichen.  Als  eine  zentrale 
Maßnahme  zur  Verwirklichung  dieses  Ziels  wird  die  Ver- 
besserung des  Regulierungsrahmens  auf  Gemeinschafts- 
ebene genannt. 

(2)  Mit  dem  Beschluss  2003/796/EG  (4)  der  Kommission 
wurde  eine  beratende  unabhängige  Gruppe  für  Elektrizität 
und  Erdgas,  die  „Gruppe  der  europäischen  Regulierungs- 
behörden für  Elektrizität  und  Erdgas"  („ERGEG"),  einge- 
setzt, um  die  Konsultation,  Koordination  und  Kooperation 
zwischen  den  nationalen  Regulierungsbehörden  sowie 

(0  ABl.  C  211  vom  19.8.2008,  S.  23. 

(2)  ABl.  C  172  vom  5.7.2008,  S.  55. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  1 8.  Juni  2008  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Gemeinsamer  Standpunkt  des  Rates 
vom  9.  Januar  2009  (ABl.  C  75  E  vom  31.3.2009,  S.  1)  und  Stand- 
punkt des  Europäischen  Parlaments  vom  22.  April  2009  (noch  nicht 
im  Amtsblatt  veröffentlicht).  Beschluss  des  Rates  vom  25.  Juni  2009. 

(4)  ABl.  L  296  vom  14.11.2003,  S.  34. 


zwischen  diesen  Behörden  und  der  Kommission  zu  erleich- 
tern und  damit  den  Elektrizitäts-  und  den  Erdgas- 
binnenmarkt zu  festigen.  Diese  Gruppe  setzt  sich  aus 
Vertretern  der  nationalen  Regulierungsbehörden  zusam- 
men, die  gemäß  der  Richtlinie  2003/54/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Juni  2003 
über  gemeinsame  Vorschriften  für  den  Elektrizitäts- 
binnenmarkt (5)  und  gemäß  der  Richtlinie  2003/55/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Juni  2003 
über  gemeinsame  Vorschriften  für  den  Erdgas- 
binnenmarkt (6)  eingerichtet  wurden. 

(3)  Seit  ihrer  Einsetzung  hat  die  ERGEG  mit  ihrer  Arbeit  einen 
positiven  Beitrag  zur  Verwirklichung  des  Elektrizitäts-  und 
des  Erdgasbinnenmarkts  geleistet.  Innerhalb  des  Sektors 
wird  es  jedoch  weithin  für  wünschenswert  erachtet  und 
auch  von  der  ERGEG  selbst  vorgeschlagen,  die  freiwillige 
Zusammenarbeit  zwischen  den  nationalen  Regulierungs- 
behörden nun  auf  die  Ebene  einer  Gemeinschaftsstruktur 
mit  klaren  Kompetenzen  und  der  Befugnis  für  Einzelfall- 
entscheidungen in  spezifischen  Fällen  zu  verlagern. 

(4)  Der  Europäische  Rat  vom  8.  und  9.  März  2007  hat  die 
Kommission  aufgefordert,  Maßnahmen  zur  Einrichtung 
eines  unabhängigen  Mechanismus  für  die  Zusammenar- 
beit zwischen  den  nationalen  Regulierungsbehörden 
vorzuschlagen. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  zum  Erreichen  der  Ziele  der 
Energiepolitik  der  Gemeinschaft  eng  zusammenarbeiten 
und  die  Hemmnisse  für  den  grenzüberschreitenden  Aus- 
tausch von  Elektrizität  und  Erdgas  aus  dem  Weg  räumen. 
Aus  einer  Folgenabschätzung  zum  Ressourcenbedarf  für 
eine  zentrale  Stelle  geht  hervor,  dass  eine  unabhängige  zen- 
trale Stelle  gegenüber  anderen  Optionen  langfristig  eine 
Reihe  von  Vorteilen  bietet.  Eine  Agentur  für  die  Zusam- 
menarbeit der  Energieregulierungsbehörden  („Agentur") 
sollte  eingerichtet  werden,  um  die  Regulierungslücke  auf 


(5)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  37. 

(6)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  57. 
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Gemeinschaftsebene  zu  füllen  und  zu  einem  wirksamen 
Funktionieren  des  Elektrizitäts-  und  des  Erdgas- 
binnenmarkts beizutragen.  Die  Agentur  soll  außerdem  die 
nationalen  Regulierungsbehörden  in  die  Lage  versetzen, 
ihre  Zusammenarbeit  auf  Gemeinschaftsebene  zu  verstär- 
ken und  auf  der  Grundlage  der  Gegenseitigkeit  an  der 
Wahrnehmung  von  Aufgaben  mit  gemeinschaftlicher 
Dimension  teilzunehmen. 

(6)  Die  Agentur  sollte  gewährleisten,  dass  die  Regulierungsauf- 
gaben, die  gemäß  der  Richtlinie  2009/72/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009  über 
gemeinsame  Vorschriften  für  den  Elektrizitäts- 
binnenmarkt (')  und  der  Richtlinie  2009/7  3/EG  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  vom  1 3.  Juli  2009  über 
gemeinsame  Vorschriften  für  den  Erdgasbinnenmarkt  (2) 
von  den  nationalen  Regulierungsbehörden  wahrgenom- 
men werden,  gut  koordiniert  und  —  soweit  erforderlich  — 
auf  Gemeinschaftsebene  ergänzt  werden.  Daher  gilt  es,  die 
Unabhängigkeit  der  Agentur  von  öffentlichen  wie  auch 
den  privaten  Strom-  und  Gaserzeugern  und  Übertragungs- 
/Fernleitungsnetzbetreibern  und  Verteilernetzbetreibern 
und  den  Verbrauchern  sicherzustellen  und  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Agentur  im  Einklang  mit  dem  Gemeinschaftsrecht 
handelt,  über  die  erforderlichen  technischen  Kapazitäten 
und  Regulierungskapazitäten  verfügt  sowie  transparent, 
unter  demokratischer  Kontrolle  und  effizient  arbeitet. 

(7)  Die  Agentur  sollte  die  regionale  Zusammenarbeit  zwi- 
schen den  Übertragungs-/Fernleitungsnetzbetreibern  im 
Elektrizitäts-  und  im  Gassektor  sowie  die  Ausführung  der 
Aufgaben  des  Europäischen  Verbunds  der  Übertragungs- 
netzbetreiber („ENTSO  (Strom)")  sowie  des  Europäischen 
Verbunds  der  Fernleitungsnetzbetreiber  („ENTSO 
(Gas)")  beobachten.  Die  Beteiligung  der  Agentur  ist  unab- 
dingbar für  die  Gewährleistung  von  Effizienz  und  Trans- 
parenz bei  der  Zusammenarbeit  der  Übertragungs- 
/Fernleitungsnetzbetreiber  zum  Nutzen  des  Elektrizitäts- 
und des  Erdgasbinnenmarkts. 

(8)  Die  Agentur  sollte  in  Zusammenarbeit  mit  der  Kommis- 
sion, den  Mitgliedstaaten  und  den  zuständigen  nationalen 
Behörden  den  Elektrizitäts-  und  den  Erdgasbinnenmarkt 
beobachten  und  das  Europäische  Parlament,  die  Kommis- 
sion und  die  nationalen  Behörden  gegebenenfalls  über  ihre 
Feststellungen  informieren.  Diese  Beobachtungsfunktion 
der  Agentur  sollte  nicht  zusätzlich  zur  Beobachtung  durch 
die  Kommission  oder  die  nationalen  Behörden,  insbeson- 
dere die  nationalen  Wettbewerbsbehörden,  erfolgen,  noch 
sollte  sie  diese  behindern. 

(9)  Der  Agentur  kommt  bei  der  Ausarbeitung  der  nicht  bin- 
denden Rahmenleitlinien  („Rahmenleitlinien"),  denen  die 
Netzkodizes  entsprechen  müssen,  eine  bedeutende  Rolle 
zu.  Die  Agentur  sollte  entsprechend  ihrer  Zweck- 
bestimmung ferner  an  der  Prüfung  der  Netzkodizes 
(sowohl  bei  der  Erstellung  als  auch  bei  Änderungen)  betei- 
ligt werden,  um  zu  gewährleisten,  dass  die  Netzkodizes  den 
Rahmenleitlinien  entsprechen,  bevor  sie  diese  der  Kommis- 
sion gegebenenfalls  zur  Annahme  empfiehlt. 


(!)  Siehe  Seite  55  dieses  Amtsblatts. 
(2)  Siehe  Seite  94  dieses  Amtsblatts. 


(10)  Es  sollte  ein  integrierter  Rahmen  für  die  Beteiligung  und 
Zusammenarbeit  der  nationalen  Regulierungsbehörden 
geschaffen  werden.  Dieser  Rahmen  sollte  die  einheitliche 
Anwendung  der  Rechtsvorschriften  zum  Elektrizitäts-  und 
zum  Erdgasbinnenmarkt  in  der  ganzen  Gemeinschaft 
erleichtern.  In  Fällen,  in  denen  mehr  als  ein  Mitgliedstaat 
betroffen  ist,  sollte  die  Agentur  die  Befugnis  erhalten, 
Einzelfallentscheidungen  zu  treffen.  Diese  Befugnis  sollte 
sich  unter  bestimmten  Bedingungen  auf  technische  Fra- 
gen erstrecken,  auf  die  Regulierungsmechanismen  für 
Elektrizitäts-  und  Erdgasinfrastrukturen,  die  mindestens 
zwei  Mitgliedstaaten  verbinden  oder  verbinden  könnten, 
sowie  in  letzter  Instanz  auf  Ausnahmen  von  den 
Binnenmarktvorschriften  für  neue  Elektrizitäts- 
Verbindungsleitungen  und  für  neue  Erdgasinfrastrukturen, 
die  in  mehr  als  einem  Mitgliedstaat  gelegen  sind. 

(11)  Da  die  Agentur  einen  Überblick  über  die  nationalen 
Regulierungsbehörden  hat,  sollte  sie  auch  eine  Beratungs- 
funktion gegenüber  der  Kommission,  anderen 
Gemeinschaftsorganen  und  nationalen  Regulierungs- 
behörden in  Fragen  im  Zusammenhang  mit  den  Zwecken, 
für  die  sie  eingerichtet  wurde,  wahrnehmen.  Sie  sollte  fer- 
ner verpflichtet  sein,  die  Kommission  zu  unterrichten, 
wenn  sie  feststellt,  dass  die  Zusammenarbeit  zwischen 
Übertragungs-/Fernleitungsnetzbetreibern  nicht  die  gebo- 
tenen Ergebnisse  liefert  oder  dass  eine  nationale 
Regulierungsbehörde,  deren  Entscheidung  nicht  den  Leit- 
linien entspricht,  die  Stellungnahme,  Empfehlung  oder 
Entscheidung  der  Agentur  nicht  angemessen  umsetzt. 

(1 2)  Ferner  sollte  die  Agentur  die  Möglichkeit  haben,  Empfeh- 
lungen auszusprechen,  um  die  Regulierungsbehörden  und 
Marktteilnehmer  beim  Austausch  bewährter  Verfahren  zu 
unterstützen. 

(1 3)  Die  Agentur  sollte  gegebenenfalls  die  Betroffenen  konsul- 
tieren und  ihnen  eine  angemessene  Möglichkeit  geben,  zu 
den  vorgeschlagenen  Maßnahmen,  wie  Netzkodizes  und 
-regeln,  Stellung  zu  nehmen. 

(14)  Die  Agentur  sollte  zur  Anwendung  der  Leitlinien  für  die 
transeuropäischen  Energienetze  gemäß  der  Entscheidung 
Nr.  1364/2006/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  6.  September  2006  zur  Festlegung  von  Leitli- 
nien für  die  transeuropäischen  Energienetze  (3)  beitragen, 
namentlich  im  Zusammenhang  mit  der  Vorlage  ihrer  Stel- 
lungnahme zu  den  nicht  bindenden  gemeinschaftsweiten 
zehnjährigen  Netzentwicklungsplänen  („gemeinschafts- 
weite Netzentwicklungspläne")  gemäß  Artikel  6  Absatz  3 
dieser  Verordnung. 

(1 5)  Die  Agentur  sollte  zu  den  Bemühungen  zur  Verbesserung 
der  Energieversorgungssicherheit  beitragen. 

(16)  Die  Struktur  der  Agentur  sollte  an  die  spezifischen  Bedürf- 
nisse der  Regulierung  im  Energiebereich  angepasst  sein. 
Insbesondere  muss  der  spezifischen  Rolle  der  nationalen 
Regulierungsbehörden  in  vollem  Umfang  Rechnung  getra- 
gen und  ihre  Unabhängigkeit  sichergestellt  werden. 


(')  ABl.  L  262  vom  22.9.2006,  S.  1. 


530 

Copyrkjhted  material 


(1 7)  Der  Verwaltungsrat  sollte  die  notwendigen  Befugnisse  zur 
Aufstellung  des  Haushaltsplans,  zur  Kontrolle  seiner  Aus- 
führung, zur  Erstellung  der  Geschäftsordnung,  zum  Erlass 
der  Finanzregelung  und  zur  Ernennung  eines  Direktors 
erhalten.  Für  die  Ersetzung  der  vom  Rat  ernannten  Mitglie- 
der des  Verwaltungsrates  sollte  ein  Rotationssystem  ver- 
wendet werden,  damit  langfristig  eine  ausgewogene 
Beteiligung  der  Mitgliedstaaten  gewährleistet  ist.  Der  Ver- 
waltungsrat sollte  unabhängig  und  in  objektiver  Weise  im 
Allgemeininteresse  handeln  und  sollte  keine  politischen 
Weisungen  einholen  oder  befolgen. 

(1 8)  Die  Agentur  sollte  über  die  erforderlichen  Befugnisse  verfü- 
gen, um  ihre  Regulierungsaufgaben  effizient,  transparent, 
auf  tragfähige  Gründe  gestützt  und  vor  allem  unabhängig  zu 
erfüllen.  Die  Unabhängigkeit  der  Regulierungsbehörde 
gegenüber  den  Elektrizitäts-  und  Gaserzeugern  sowie  den 
Übertragungs-/Fernleitungsnetzbetreibern  und  Verteiler- 
netzbetreibern ist  nicht  nur  ein  zentrales  Prinzip  einer  guten 
Verwaltungspraxis  und  die  grundlegende  Voraussetzung  für 
die  Gewährleistung  des  Marktvertrauens.  Unbeschadet  des- 
sen, dass  seine  Mitglieder  im  Namen  ihrer  jeweiligen  natio- 
nalen Behörde  handeln,  sollte  der  Regulierungsrat  daher 
unabhängig  von  Marktinteressen  handeln,  Interessenkonf- 
likte vermeiden  und  weder  Weisungen  von  Regierungen  der 
Mitgliedstaaten,  der  Kommission  oder  anderen  öffentlichen 
oder  privaten  Stellen  einholen  oder  befolgen  noch  Empfeh- 
lungen von  ihnen  annehmen.  Gleichzeitig  sollten  die  Ent- 
scheidungen des  Regulierungsrats  im  Einklang  mit  dem 
Gemeinschaftsrecht  auf  den  Gebieten  der  Energie,  wie  dem 
Energiebinnenmarkt,  der  Umwelt  und  dem  Wettbewerb  ste- 
hen. Der  Regulierungsrat  sollte  den  Gemeinschaftsorganen 
über  seine  Stellungnahmen,  Empfehlungen  und  Beschlüsse 
Bericht  erstatten. 

(1 9)  In  Bezug  auf  die  Entscheidungsbefugnisse  der  Agentur  soll- 
ten die  Betroffenen  im  Interesse  eines  reibungslosen 
Verfahrensablaufs  das  Recht  erhalten,  einen  Beschwerde- 
ausschuss  anzurufen,  der  Teil  der  Agentur  sein  sollte,  aber 
von  der  Verwaltungs-  und  Regulierungsstruktur  der  Agen- 
tur unabhängig  sein  sollte.  Im  Interesse  der  Kontinuität 
sollte  der  Beschwerdeausschuss  bei  einer  Ernennung  von 
Mitgliedern  bzw.  der  Verlängerung  ihres  Mandats  auch  teil- 
weise neu  besetzt  werden  können.  Die  Entscheidungen  des 
Beschwerdeausschusses  sollten  vor  dem  Gerichtshof  der 
Europäischen  Gemeinschaften  anfechtbar  sein. 

(20)  Die  Agentur  sollte  in  erster  Linie  aus  dem  Gesamt- 
haushaltsplan der  Europäischen  Union,  aus  Gebühren  und 
aus  freiwilligen  Beiträgen  finanziert  werden.  Insbesondere 
sollten  die  derzeit  von  den  Regulierungsbehörden  für  die 
Zusammenarbeit  auf  Gemeinschaftsebene  bereitgestellten 
Ressourcen  weiterhin  für  die  Agentur  zur  Verfügung  ste- 
hen. Das  gemeinschaftliche  Haushaltsverfahren  sollte  inso- 
weit gelten,  als  Zuschüsse  aus  dem  Gesamthaushaltsplan 
der  Europäischen  Union  betroffen  sind.  Die  Rechnungs- 
prüfung sollte  gemäß  Artikel  9 1  der  Verordnung  (EG,  Eura- 
tom) Nr.  2343/2002  der  Kommission  vom  19.  November 
2002  betreffend  die  Rahmenfinanzregelung  für  Einrich- 
tungen gemäß  Artikel  185  der  Verordnung  (EG,  Euratom) 
Nr.  1605/2002  des  Rates  über  die  Haushaltsordnung  für 
den  Gesamthaushaltsplan  der  Europäischen  Gemeinschaf- 
ten (*)  vom  Rechnungshof  durchgeführt  werden. 


f1)  ABl.  L  357  vom  31.12.2002,  S.  72. 


(21)  Nach  Einrichtung  der  Agentur  sollte  ihr  Haushalt  von  der 
Haushaltsbehörde  kontinuierlich  mit  Blick  auf  ihre  Arbeits- 
belastung und  Leistung  bewertet  werden.  Die  Haushalts- 
behörde sollte  Sorge  dafür  tragen,  dass  die  höchsten 
Effizienznormen  erfüllt  werden. 


(22)  Das  Personal  der  Agentur  sollte  hohen  fachlichen  Anforde- 
rungen genügen.  Insbesondere  sollte  die  Agentur  von  der 
Kompetenz  und  Erfahrung  der  von  den  nationalen 
Regulierungsbehörden,  der  Kommission  und  den  Mitglied- 
staaten abgestellten  Mitarbeiter  profitieren.  Für  das  Personal 
der  Agentur  sollten  das  Statut  der  Beamten  der  Europäi- 
schen Gemeinschaften  („Statut")  und  die  Beschäftigungs- 
bedingungen für  die  sonstigen  Bediensteten  der 
Europäischen  Gemeinschaften  („Beschäftigungs- 
bedingungen"), wie  sie  in  der  Verordnung  (EWG,  Euratom, 
EGKS)  Nr.  259/68  (2)  niedergelegt  sind,  sowie  die  von  den 
Gemeinschaftsorganen  einvernehmlich  erlassenen  Regelun- 
gen für  die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  gelten.  Der 
Verwaltungsrat  sollte  im  Einvernehmen  mit  der  Kommis- 
sion geeignete  Durchführungsbestimmungen  erlassen. 


(2  3)  Die  Agentur  sollte  die  allgemeinen  Regeln  über  den  Zugang 
der  Öffentlichkeit  zu  Dokumenten  im  Besitz  der 
Gemeinschaftseinrichtungen  anwenden.  Der  Verwaltungs- 
rat sollte  die  praktischen  Maßnahmen  zum  Schutz  wirt- 
schaftlich sensibler  Daten  sowie  personenbezogener  Daten 
festlegen. 


(24)  Die  Agentur  sollte  gegebenenfalls  dem  Europäischen  Par- 
lament, dem  Rat  und  der  Kommission  gegenüber  rechen- 
schaftspflichtig sein. 


(25)  Länder,  die  nicht  der  Gemeinschaft  angehören,  sollten  sich 
an  den  Arbeiten  der  Agentur  im  Einklang  mit  den  entspre- 
chenden von  der  Gemeinschaft  zu  schließenden  Vereinba- 
rungen beteiligen  können. 


(26)  Die  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitä- 
ten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse  (3)  erlassen  werden. 


(27)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten, 
die  Leitlinien  zu  erlassen,  die  in  Situationen  notwendig 
sind,  in  denen  die  Agentur  zuständig  ist,  über  die  Modali- 
täten für  den  Zugang  zu  grenzüberschreitender  Infrastruk- 
tur und  über  deren  Betriebssicherheit  zu  entscheiden.  Da  es 
sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite 
handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmun- 
gen dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  um  neue  nicht 
wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnah- 
men nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Arti- 
kels 5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(2)  ABl.  L  56  vom  4.3.1968,  S.  1. 

(3)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 
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(28)  Die  Kommission  sollte  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  spätestens  drei  Jahre,  nachdem  der  erste  Direktor 
sein  Amt  angetreten  hat,  und  danach  alle  vier  Jahre  einen 
Bericht  über  die  spezifischen  Aufgaben  der  Agentur  und 
die  erzielten  Ergebnisse  sowie  geeignete  Vorschläge  vorle- 
gen. In  diesem  Bericht  sollte  die  Kommission  Vorschläge 
zu  zusätzlichen  Aufgaben  für  die  Agentur  unterbreiten. 

(29)  Da  die  Ziele  dieser  Verordnung,  nämlich  die  Mitwirkung 
und  die  Zusammenarbeit  der  nationalen  Regulierungs- 
behörden auf  Gemeinschaftsebene,  auf  Ebene  der  Mitglied- 
staaten nicht  ausreichend  verwirklicht  werden  können  und 
daher  besser  auf  Gemeinschaftsebene  zu  verwirklichen 
sind,  kann  die  Gemeinschaft  im  Einklang  mit  dem  in  Arti- 
kel 5  des  Vertrags  niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig 
werden.  Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel  genann- 
ten Grundsatz  der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Verord- 
nung nicht  über  das  zur  Erreichung  dieser  Ziele 
erforderliche  Maß  hinaus  — 


HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

KAPITEL  I 

GRÜNDUNG  UND  RECHTSSTELLUNG 

Artikel  1 
Gegenstand 

(1)  Es  wird  eine  Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der  Energie- 
regulierungsbehörden gegründet  („Agentur"). 

(2)  Zweck  dieser  Agentur  ist,  die  in  Artikel  3  5  der  Richtlinie 
2009/72/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
1 3.  Juli  2009  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den  Elektrizitäts- 
binnenmarkt (!)  und  in  Artikel  39  der  Richtlinie  2009/73/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009  über 
gemeinsame  Vorschriften  für  den  Erdgasbinnenmarkt  (2)  genann- 
ten Regulierungsbehörden  dabei  zu  unterstützen,  die  in  den  Mit- 
gliedstaaten wahrgenommenen  Regulierungsaufgaben  auf 
Gemeinschaftsebene  zu  erfüllen  und  —  soweit  erforderlich  —  die 
Maßnahmen  dieser  Behörden  zu  koordinieren. 

(3)  Bis  die  Räumlichkeiten  der  Agentur  verfügbar  sind,  wird  sie 
in  den  Räumlichkeiten  der  Kommission  untergebracht. 

Artikel  2 
Rechtsstellung 

(1)  Die  Agentur  ist  eine  Gemeinschaftseinrichtung  mit  eigener 
Rechtspersönlichkeit. 

(2)  Die  Agentur  verfügt  in  allen  Mitgliedstaaten  über  die 
weitestreichende  Rechtsfähigkeit,  die  juristischen  Personen  nach 
dem  jeweiligen  nationalen  Recht  zuerkannt  wird.  Sie  kann  insbe- 
sondere bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  erwerben  und 
veräußern  und  ist  vor  Gericht  parteifähig. 


(!)  Siehe  Seite  55  dieses  Amtsblatts. 
(2)  Siehe  Seite  94  dieses  Amtsblatts. 


(3)     Die  Agentur  wird  von  ihrem  Direktor  vertreten. 

Artikel  3 
Zusammensetzung 

Die  Agentur  besteht  aus 

a)  einem  Verwaltungsrat,  der  die  in  Artikel  1 3  vorgesehenen 
Aufgaben  wahrnimmt, 

b)  einem  Regulierungsrat,  der  die  in  Artikel  1 5  vorgesehenen 
Aufgaben  wahrnimmt, 

c)  einem  Direktor,  der  die  in  Artikel  1 7  vorgesehenen  Aufga- 
ben wahrnimmt,  und 

d)  einem  Beschwerdeausschuss,  der  die  in  Artikel  1 9  vorgese- 
henen Aufgaben  wahrnimmt. 

Artikel  4 
Tätigkeiten  der  Agentur 

Die  Agentur 

a)  gibt  Stellungnahmen  und  Empfehlungen  ab,  die  an  die 
Ubertragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber  gerichtet  sind; 

b)  gibt  Stellungnahmen  und  Empfehlungen  ab,  die  an  die 
Regulierungsbehörden  gerichtet  sind; 

c)  gibt  Stellungnahmen  und  Empfehlungen  ab,  die  an  das  Euro- 
päische Parlament,  den  Rat  oder  die  Kommission  gerichtet 
sind; 

d)  trifft  in  den  in  den  Artikeln  7,  8  und  9  genannten  spezifi- 
schen Fällen  Einzelfallentscheidungen  und 

e)  legt  der  Kommission  nicht  bindende  Rahmenleitlinien 
(„Rahmenleitlinien")  gemäß  Artikel  6  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  der  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  1 3.  Juli  2009  über  die  Netzzugangsbedingungen  für  den 
grenzüberschreitenden  Stromhandel  (j)  und  Artikel  6  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  1 3.  Juli  2009  über  die  Bedingungen  für 
den  Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen  (4)  vor. 

KAPITEL  II 
AUFGABEN 

Artikel  5 
Allgemeine  Aufgaben 

Die  Agentur  kann  auf  Verlangen  des  Europäischen  Parlaments, 
des  Rates  oder  der  Kommission  oder  von  sich  aus  Stellungnah- 
men oder  Empfehlungen  zu  allen  Fragen  im  Zusammenhang  mit 
den  Aufgaben,  für  die  sie  eingerichtet  wurde,  an  das  Europäische 
Parlament,  den  Rat  und  die  Kommission  richten. 


(3)  Siehe  Seite  1 5  dieses  Amtsblatts. 

(4)  Siehe  Seite  36  dieses  Amtsblatts. 
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Artikel  6 

Aufgaben  im  Zusammenhang  mit  der  Zusammenarbeit 
zwischen  den  Übertragungs-/Fernleitungsnetzbetreibern 

(1)  Die  Agentur  unterbreitet  der  Kommission  eine  Stellung- 
nahme zum  Entwurf  der  Satzung,  zur  Liste  der  Mitglieder  und 
zum  Entwurf  der  Geschäftsordnung  des  ENTSO  (Strom)  gemäß 
Artikel  5  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  sowie  zum 
Entwurf  der  Satzung,  zur  Liste  der  Mitglieder  und  zum  Entwurf 
der  Geschäftsordnung  des  ENTSO  (Gas)  gemäß  Artikel  5  Absatz  2 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009. 

(2)  Die  Agentur  beobachtet  die  Ausführung  der  Aufgaben 
des  ENTSO  (Strom)  gemäß  Artikel  9  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  und  des  ENTSO  (Gas)  gemäß  Artikel  9  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  715/2009. 

(3)  Die  Agentur  unterbreitet  folgende  Stellungnahmen: 

a)  gemäß  Artikel  8  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  7 1 4/2009 
dem  ENTSO  (Strom)  und  gemäß  Artikel  8  Absatz  2  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  71 5/2009  dem  ENTSO  (Gas)  zum  Entwurf 
der  Netzkodizes  und 

b)  gemäß  Artikel  9  Absatz  2  Unterabsatz  1  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009  dem  ENTSO  (Strom)  und  gemäß  Artikel  9 
Absatz  2  Unterabsatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009 
dem  ENTSO  (Gas)  zum  Entwurf  des  Jahresarbeitsprogramms, 
zum  Entwurf  des  gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungs- 
plans und  zu  anderen  einschlägigen  Dokumenten  gemäß 
Artikel  8  Absatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  und 
Artikel  8  Absatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  unter 
Berücksichtigung  der  Ziele  der  Nichtdiskriminierung,  des 
wirksamen  Wettbewerbs  und  des  effizienten  und  sicheren 
Funktionierens  des  Elektrizitäts-  und  des 
Erdgasbinnenmarkts. 

(4)  Die  Agentur  richtet,  gestützt  auf  tatsächliche  Umstände, 
eine  ordnungsgemäß  begründete  Stellungnahme  sowie  Empfeh- 
lungen an  den  ENTSO  (Strom),  den  ENTSO  (Gas),  das  Europäi- 
sche Parlament,  den  Rat  und  die  Kommission,  wenn  sie  der 
Auffassung  ist,  dass  der  Entwurf  des  Jahresarbeitsprogramms  oder 
der  gemeinschaftsweite  Netzentwicklungsplan,  der  ihr  gemäß 
Artikel  9  Absatz  2  Unterabsatz  2  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  und  Artikel  9  Absatz  2  Unterabsatz  2  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  715/2009  vorgelegt  werden,  keinen  ausreichenden 
Beitrag  zur  Nichtdiskriminierung,  zu  einem  wirksamen  Wettbe- 
werb und  dem  effizienten  Funktionieren  des  Marktes  oder  einem 
ausreichendes  Maß  an  grenzüberschreitenden  Verbindungs- 
leitungen, die  Dritten  offen  stehen,  leisten  oder  nicht  im  Einklang 
stehen  mit  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  Richtlinie 
2009/72/EG  und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  oder  der 
Richtlinie  2009/73/EG  und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009. 

Gemäß  Artikel  6  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  und  Arti- 
kel 6  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  wirkt  die  Agentur  bei 
der  Entwicklung  von  Netzkodizes  mit. 

Die  Agentur  legt  der  Kommission  eine  nicht  bindende  Rahmen- 
leitlinie vor,  wenn  sie  gemäß  Artikel  6  Absatz  2  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009  oder  Artikel  6  Absatz  2  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009  dazu  aufgefordert  wird.  Die  Agentur  überarbeitet 
die  nicht  bindende  Rahmenleitlinie  und  legt  sie  erneut  der  Kom- 
mission vor,  wenn  sie  gemäß  Artikel  6  Absatz  4  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009  oder  Artikel  6  Absatz  4  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009  dazu  aufgefordert  wird. 


Die  Agentur  richtet  gemäß  Artikel  6  Absatz  7  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009  oder  Artikel  6  Absatz  7  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  7 1 5/ 2009  eine  begründete  Stellungnahme  zu  dem  Netzkodex 
an  den  ENTSO  (Strom)  oder  den  ENTSO  (Gas). 


Die  Agentur  legt  der  Kommission  gemäß  Artikel  6  Absatz  9  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  oder  Artikel  6  Absatz  9  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  715/2009  den  Entwurf  eines  Netzkodex  vor 
und  kann  dessen  Annahme  empfehlen.  Die  Agentur  arbeitet  den 
Entwurf  eines  Netzkodex  aus  und  legt  ihn  der  Kommission  vor, 
wenn  sie  gemäß  Artikel  6  Absatz  10  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  oder  Artikel  6  Absatz  10  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009  dazu  aufgefordert  wird. 


(5)  Die  Agentur  richtet  gemäß  Artikel  9  Absatz  1  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  714/2009  oder  Artikel  9  Absatz  1  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  715/2009  eine  ordnungsgemäß  begründete  Stellung- 
nahme an  die  Kommission,  wenn  der  ENTSO  (Strom)  oder  der 
ENTSO  (Gas)  einen  gemäß  Artikel  8  Absatz  2  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009  oder  Artikel  8  Absatz  2  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009  ausgearbeiteten  Netzkodex  oder  einen  Netzkodex, 
der  nach  Artikel  6  Absätze  1  bis  10  der  genannten  Verordnun- 
gen erstellt  wurde,  aber  nicht  von  der  Kommission  nach  Artikel  6 
Absatz  11  der  genannten  Verordnungen  angenommen  wurde, 
nicht  umgesetzt  hat. 


(6)  Die  Agentur  beobachtet  und  analysiert  die  Umsetzung  der 
Kodizes  und  der  von  der  Kommission  gemäß  Artikel  6  Absatz  1 1 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  und  Artikel  6  Absatz  11  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  erlassenen  Leitlinien  und  ihre 
Auswirkungen  auf  die  Harmonisierung  der  geltenden  Regeln  zur 
Förderung  der  Marktintegration  sowie  auf  Nichtdiskriminierung, 
wirksamen  Wettbewerb  und  das  effiziente  Funktionieren  des 
Marktes  und  erstattet  der  Kommission  Bericht. 


(7)  Die  Agentur  beobachtet,  wie  die  Durchführung  der  Pro- 
jekte zur  Schaffung  neuer  Verbindungsleitungskapazitäten 
voranschreitet. 


(8)  Die  Agentur  beobachtet  die  Umsetzung  der  gemeinschafts- 
weiten Netzentwicklungspläne.  Stellt  sie  Widersprüche  zwischen 
einem  Plan  und  seiner  Durchführung  fest,  so  erforscht  sie  die 
Gründe  dieser  Widersprüche  und  gibt  den  betreffenden 
Übertragungs-/FemleitungsnetzbetreibernnationalerRegulierungs- 
behörden  bzw.  anderen  zuständigen  Einrichtungen  Empfehlun- 
gen zur  Durchführung  der  Investitionen  im  Einklang  mit  den 
gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplänen. 


(9)  Die  Agentur  beobachtet  die  regionale  Zusammenarbeit  der 
Ubertragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber  gemäß  Artikel  12  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  und  Artikel  12  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  715/2009  und  trägt  dem  Ergebnis  dieser  Zusammenar- 
beit bei  der  Ausarbeitung  ihrer  Stellungnahmen,  Empfehlungen 
und  Beschlüsse  gebührend  Rechnung. 
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Artikel  7 


Artikel  8 


Aufgaben  im  Zusammenhang  mit  den  nationalen 
Regulierungsbehörden 


(1)  Die  Agentur  trifft  Einzelfallentscheidungen  in  technischen 
Fragen,  soweit  dies  in  der  Richtlinie  2009/72/EG,  der  Richtlinie 
2009/73/EG,  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  oder  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  715/2009  vorgesehen  ist. 


(2)  Die  Agentur  kann  nach  Maßgabe  ihres  Arbeitsprogramms 
oder  auf  Verlangen  der  Kommission  Empfehlungen  aussprechen, 
um  Regulierungsbehörden  und  Marktteilnehmer  beim  Austausch 
zu  bewährten  Verfahren  zu  unterstützen. 


(3)  Die  Agentur  schafft  einen  Rahmen  für  die  Zusammenarbeit 
der  nationalen  Regulierungsbehörden.  Sie  fördert  die  Zusammen- 
arbeit zwischen  den  nationalen  Regulierungsbehörden  und  zwi- 
schen den  Regulierungsbehörden  auf  regionaler  und  auf 
Gemeinschaftsebene  und  trägt  dem  Ergebnis  dieser  Zusammen- 
arbeit bei  der  Ausarbeitung  ihrer  Stellungnahmen,  Empfehlungen 
und  Beschlüsse  gebührend  Rechnung.  Ist  die  Agentur  der  Auffas- 
sung, dass  verbindliche  Regeln  für  eine  derartige  Zusammenarbeit 
erforderlich  sind,  so  richtet  sie  entsprechende  Empfehlungen  an 
die  Kommission. 


(4)  Die  Agentur  gibt  auf  Antrag  einer  Regulierungsbehörde 
oder  der  Kommission  eine  auf  tatsächliche  Umstände  gestützte 
Stellungnahme  zu  der  Frage  ab,  ob  eine  von  einer  Regulierungs- 
behörde getroffene  Entscheidung  den  gemäß  der  Richtlinie 
2009/72/EG,  der  Richtlinie  2009/73/EG,  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  oder  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  festgeleg- 
ten Leitlinien  oder  anderen  einschlägigen  Bestimmungen  dieser 
Richtlinien  oder  Verordnungen  entspricht. 


(5)  Kommt  eine  nationale  Regulierungsbehörde  der  gemäß 
Absatz  4  abgegebenen  Stellungnahme  der  Agentur  nicht  inner- 
halb von  vier  Monaten  nach  dem  Tag  des  Eingangs  der  Stellung- 
nahme nach,  so  unterrichtet  die  Agentur  die  Kommission  und  die 
betreffenden  Mitgliedstaaten  entsprechend. 


(6)  Bereitet  einer  nationalen  Regulierungsbehörde  die  Anwen- 
dung der  gemäß  der  Richtlinie  2009/72/EG,  der  Richtlinie 
2009/73/EG,  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  oder  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  715/2009  festgelegten  Leitlinien  in  einem  spe- 
zifischen Fall  Schwierigkeiten,  so  kann  sie  bei  der  Agentur  eine 
Stellungnahme  beantragen.  Die  Agentur  gibt  ihre  Stellungnahme 
nach  Konsultation  der  Kommission  innerhalb  von  drei  Monaten 
nach  Eingang  des  Antrags  ab. 


(7)  Die  Agentur  entscheidet  gemäß  Artikel  8  über  die  Modali- 
täten für  den  Zugang  zu  den  Strom-  und  Gasinfrastrukturen,  die 
mindestens  zwei  Mitgliedstaaten  verbinden  oder  verbinden  könn- 
ten („grenzüberschreitende  Infrastrukturen"),  und  die  Betriebssi- 
cherheit dieser  Infrastrukturen. 


Aufgaben  in  Bezug  auf  die  Modalitäten  für  den  Zugang  zu 
grenzüberschreitenden  Infrastrukturen  und  für  deren 
Betriebssicherheit 

(1)  Bei  grenzüberschreitenden  Infrastrukturen  entscheidet  die 
Agentur  über  die  Regulierungs  fragen,  die  in  die  Zuständigkeit  der 
nationalen  Regulierungsbehörden  fallen  und  zu  denen  die  Moda- 
litäten für  den  Zugang  und  die  Betriebssicherheit  gehören  kön- 
nen, nur, 

a)  wenn  die  zuständigen  nationalen  Regulierungsbehörden 
innerhalb  eines  Zeitraums  von  sechs  Monaten  ab  dem  Tag, 
an  dem  die  letzte  dieser  Regulierungsbehörden  mit  der  Ange- 
legenheit befasst  wurde,  keine  Einigung  erzielen  konnten 
oder 

b)  auf  gemeinsamen  Antrag  der  zuständigen  nationalen 
Regulierungsbehörden. 

Die  zuständigen  nationalen  Regulierungsbehörden  können 
gemeinsam  beantragen,  dass  die  unter  Buchstabe  a  genannte  Frist 
um  bis  zu  sechs  Monate  verlängert  wird. 

Bei  der  Vorbereitung  ihrer  Entscheidung  konsultiert  die  Agentur 
die  nationalen  Regulierungsbehörden  und  die  betroffenen 
Übertragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber,  und  sie  wird  über  die 
Vorschläge  und  Bemerkungen  aller  betroffenen  Übertragungs- 
/Fernleitungsnetzbetreiber  unterrichtet. 

(2)  Die  Modalitäten  für  den  Zugang  zu  den  grenzüberschrei- 
tenden Infrastrukturen  beinhalten 

a)  ein  Verfahren  für  die  Kapazitätsvergabe, 

b)  einen  Zeitrahmen  der  Vergabe, 

c)  die  Verteilung  von  Engpasseinnahmen  und 

d)  die  von  den  Nutzern  der  Infrastruktur  verlangten  Entgelte 
gemäß  Artikel  1 7  Absatz  1  Buchstabe  d  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  oder  Artikel  36  Absatz  1  Buchstabe  d  der 
Richtlinie  2009/73/EG. 

(3)  Wird  die  Agentur  gemäß  Absatz  1  mit  einem  Fall  befasst, 
so 

a)  legt  sie  ihre  Entscheidung  innerhalb  eines  Zeitraums  von 
sechs  Monaten  ab  dem  Tag  nach  der  Befassung  vor  und 

b)  kann  sie  falls  erforderlich  eine  Zwischenentscheidung  erlas- 
sen, damit  die  Versorgungssicherheit  oder  die  Betriebssicher- 
heit der  fraglichen  Infrastruktur  sichergestellt  ist. 

(4)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  erlassen,  in  denen  festge- 
legt ist,  in  welchen  Situationen  die  Agentur  dafür  zuständig  ist, 
über  die  Modalitäten  für  den  Zugang  zu  den  grenzüberschreiten- 
den Infrastrukturen  und  für  deren  Betriebssicherheit  zu  entschei- 
den. Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  der  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  32  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 
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(5)  Schließen  die  in  Absatz  1  genannten  Regulierungsan- 
gelegenheiten Ausnahmen  im  Sinne  von  Artikel  1 7  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  714/2009  oder  Artikel  36  der  Richtlinie 
2009/7  3/EG  ein,  so  werden  die  in  dieser  Verordnung  festgelegten 
Fristen  nicht  mit  den  in  jenen  Vorschriften  genannten  Fristen 
kumuliert. 


Artikel  9 
Sonstige  Aufgaben 

(1)  Die  Agentur  kann  über  Ausnahmen  gemäß  Artikel  17 
Absatz  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  entscheiden.  Darü- 
ber hinaus  kann  sie  über  Ausnahmen  gemäß  Artikel  36  Absatz  4 
der  Richtlinie  2009/7  3/EG  entscheiden,  wenn  sich  die  betreffende 
Infrastruktur  im  Hoheitsgebiet  von  mehr  als  einem  Mitgliedstaat 
befindet. 


(2)  Die  Agentur  gibt  auf  Antrag  der  Kommission  eine  Stellung- 
nahme gemäß  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  2  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009  bzw.  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  2  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  über  die  Zertifizierungsentschei- 
dungen der  nationalen  Regulierungsbehörden  ab. 

Die  Agentur  kann  unter  Voraussetzungen,  die  von  der  Kommis- 
sion in  Leitlinien  gemäß  Artikel  18  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  oder  Artikel  23  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009 
klar  festgelegt  werden,  und  zu  Fragen  im  Zusammenhang  mit  den 
Zwecken,  für  die  sie  geschaffen  wurde,  mit  zusätzlichen  Aufga- 
ben betraut  werden,  die  keine  Entscheidungsbefugnisse  umfassen. 


Artikel  10 
Konsultationen  und  Transparenz 

(1)  Bei  der  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben,  insbesondere  bei 
der  Ausarbeitung  der  Rahmenleitlinien  gemäß  Artikel  6  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  714/2009  und  Artikel  6  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  71 5/2009  sowie  bei  der  Vorlage  von  Vorschlägen  von  Ände- 
rungen der  Netzkodizes  gemäß  Artikel  7  einer  dieser  Verordnun- 
gen, konsultiert  die  Agentur  ausführlich  und  frühzeitig  sowie  auf 
offene  und  transparente  Art  und  Weise  die  Marktteilnehmer,  die 
Ubertragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber,  die  Verbraucher,  die 
Endnutzer  und  gegebenenfalls  die  Wettbewerbsbehörden,  und 
zwar  unbeschadet  ihrer  jeweiligen  Zuständigkeit,  insbesondere 
wenn  ihre  Aufgaben  die  Ubertragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber 
betreffen. 

(2)  Die  Agentur  stellt  sicher,  dass  die  Öffentlichkeit  sowie 
sämtliche  interessierten  Parteien  objektive,  zuverlässige  und  leicht 
zugängliche  Informationen,  insbesondere  über  die  Ergebnisse  der 
Arbeit  der  Agentur,  erhalten,  sofern  dies  angezeigt  ist. 

Alle  Dokumente  und  Protokolle  von  Konsultationssitzungen,  die 
im  Rahmen  der  Ausarbeitung  der  Rahmenleitlinien  gemäß  Arti- 
kel 6  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  oder  Artikel  6  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  715/2009  oder  im  Rahmen  der  Änderung  von 
Netzkodizes  gemäß  Artikel  7  einer  dieser  Verordnungen  durch- 
geführt werden,  werden  veröffentlicht. 


(3)  Vor  der  Annahme  der  Rahmenleitlinien  gemäß  Artikel  6 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  oder  Artikel  6  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  715/2009  oder  vor  der  Unterbreitung  von  Vor- 
schlägen zur  Änderung  von  Netzkodizes  gemäß  Artikel  7  einer 
dieser  Verordnungen  gibt  die  Agentur  an,  wie  den  bei  den  Kon- 
sultationen gemachten  Beobachtungen  Rechnung  getragen 
wurde,  und  gibt  eine  Begründung  ab,  wenn  diese  Beobachtungen 
nicht  berücksichtigt  wurden. 

(4)  Die  Agentur  veröffentlicht  auf  ihrer  Internetseite  mindes- 
tens die  Tagesordnung,  die  Hintergrund-Papiere  sowie  gegebenen- 
falls die  Protokolle  der  Sitzungen  des  Verwaltungsrates,  des 
Regulierungsrates  und  des  Beschwerdeausschusses. 


Artikel  1 1 

Beobachtung  und  Berichterstattung  auf  dem  Strom-  und 
dem  Erdgassektor 


(1)  Die  Agentur  beobachtet  in  enger  Zusammenarbeit  mit  der 
Kommission,  den  Mitgliedstaaten  und  den  zuständigen  nationa- 
len Behörden  einschließlich  der  nationalen  Regulierungsbehörden 
und  unbeschadet  der  Zuständigkeiten  der  Wettbewerbsbehörden 
den  Strom-  und  Erdgassektor,  insbesondere  die  Endkundenpreise 
von  Strom  und  Erdgas,  den  Zugang  zu  den  Netzen,  einschließlich 
des  Zugangs  für  den  Strom  aus  erneuerbaren  Energiequellen,  und 
die  Einhaltung  der  in  der  Richtlinie  2009/72/EG  und  der  Richtli- 
nie 2009/73/EG  festgelegten  Verbraucherrechte. 


(2)  Die  Agentur  veröffentlicht  einen  Jahresbericht  über  die 
Ergebnisse  ihrer  Beobachtung  gemäß  Absatz  1 .  In  diesem  Bericht 
legt  sie  auch  die  Hemmnisse  für  die  Vollendung  des  Elektrizitäts- 
und des  Erdgasbinnenmarktes  dar. 


(3)  Bei  der  Veröffentlichung  dieses  Jahresberichts  kann  die 
Agentur  dem  Europäischen  Parlament  und  der  Kommission  eine 
Stellungnahme  zu  möglichen  Maßnahmen  zum  Abbau  der  in 
Absatz  2  genannten  Hemmnisse  vorlegen. 


KAPITEL  III 
ORGANISATION 

Artikel  12 
Verwaltungsrat 

(1)  Der  Verwaltungsrat  besteht  aus  neun  Mitgliedern.  Jedes 
Mitglied  hat  einen  Stellvertreter.  Zwei  Mitglieder  und  ihre  Stell- 
vertreter werden  von  der  Kommission,  zwei  Mitglieder  und  ihre 
Stellvertreter  werden  vom  Europäischen  Parlament  und  fünf  Mit- 
glieder und  ihre  Stellvertreter  werden  vom  Rat  ernannt.  Kein  Mit- 
glied des  Europäischen  Parlaments  darf  gleichzeitig  Mitglied  des 
Verwaltungsrates  sein.  Die  Amtszeit  der  Mitglieder  des  Verwal- 
tungsrates sowie  ihrer  Stellvertreter  beträgt  vier  Jahre  und  kann 
einmal  verlängert  werden.  Für  die  Hälfte  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrates und  ihre  Stellvertreter  beträgt  die  erste  Amtszeit 
sechs  Jahre. 
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(2)  Der  Verwaltungsrat  wählt  aus  dem  Kreis  seiner  Mitglieder 
einen  Vorsitzenden  und  einen  stellvertretenden  Vorsitzenden.  Der 
stellvertretende  Vorsitzende  vertritt  automatisch  den  Vorsitzen- 
den, wenn  dieser  seine  Aufgaben  nicht  wahrnehmen  kann.  Die 
Amtszeit  des  Vorsitzenden  und  des  stellvertretenden  Vorsitzen- 
den beträgt  zwei  Jahre  und  kann  einmal  verlängert  werden.  Die 
Amtzeit  des  Vorsitzenden  und  des  stellvertretenden  Vorsitzenden 
endet,  sobald  sie  dem  Verwaltungsrat  nicht  mehr  als  Mitglieder 
angehören. 


(3)  Der  Vorsitzende  beruft  die  Sitzungen  des  Verwaltungsrates 
ein.  Der  Vorsitzende  des  Regulierungsrates  oder  der  designierte 
Vertreter  aus  dem  Regulierungsrat  und  der  Direktor  nehmen, 
sofern  der  Verwaltungsrat  bezüglich  des  Direktors  nicht  anders 
entscheidet,  ohne  Stimmrecht  an  den  Beratungen  teil.  Der  Verwal- 
tungsrat tritt  mindestens  zweimal  jährlich  zu  einer  ordentlichen 
Sitzung  zusammen.  Darüber  hinaus  tritt  er  auf  Initiative  seines 
Vorsitzenden,  auf  Wunsch  der  Kommission  oder  auf  Antrag  von 
mindestens  einem  Drittel  seiner  Mitglieder  zusammen.  Der  Ver- 
waltungsrat kann  Personen,  deren  Auffassung  möglicherweise 
relevant  ist,  als  Beobachter  zu  seinen  Sitzungen  einladen.  Die  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrates  können  vorbehaltlich  seiner 
Geschäftsordnung  von  Beratern  oder  Sachverständigen  unter- 
stützt werden.  Die  Sekretariatsgeschäfte  des  Verwaltungsrates 
werden  von  der  Agentur  wahrgenommen. 


(4)  Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrates  werden,  soweit  in  die- 
ser Verordnung  nicht  anders  geregelt,  mit  einer  Zweidrittelmehr- 
heit der  anwesenden  Mitglieder  angenommen.  Jedes  Mitglied  des 
Verwaltungsrates  bzw.  sein  Stellvertreter  hat  eine  Stimme. 


(5)      Die  Geschäftsordnung  legt  Folgendes  im  Einzelnen  fest: 


a)  die  Abstimmungsregeln,  insbesondere  die  Bedingungen, 
unter  denen  ein  Mitglied  im  Namen  eines  anderen  Mitglieds 
abstimmen  kann,  sowie  gegebenenfalls  die  Bestimmungen 
über  das  Quorum  und 


b)  die  Regelungen  über  das  Rotationssystem  für  die  Ersetzung 
der  vom  Rat  ernannten  Mitglieder  des  Verwaltungsrates, 
damit  langfristig  eine  ausgewogene  Beteiligung  der  Mitglied- 
staaten gewährleistet  ist. 


(6)  Ein  Mitglied  des  Verwaltungsrates  kann  nicht  zugleich  Mit- 
glied des  Regulierungsrates  sein. 


(7)  Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates  verpflichten  sich,  im 
öffentlichen  Interesse  unabhängig  und  objektiv  zu  handeln  und 
keine  politischen  Weisungen  einzuholen  oder  zu  befolgen.  Hierzu 
gibt  jedes  Mitglied  eine  schriftliche  Verpflichtungserklärung  sowie 
eine  schriftliche  Interessenerklärung  ab,  aus  der  entweder  hervor- 
geht, dass  keinerlei  Interessen  bestehen,  die  als  seine  Unabhängig- 
keit beeinträchtigend  angesehen  werden  könnten,  oder  dass 
unmittelbare  oder  mittelbare  Interessen  vorhanden  sind,  die  als 
seine  Unabhängigkeit  beeinträchtigend  angesehen  werden  könn- 
ten. Diese  Erklärungen  werden  jedes  Jahr  öffentlich  bekannt 
gemacht. 


Artikel  13 
Aufgaben  des  Verwaltungsrates 

(1)  Der  Verwaltungsrat  ernennt  nach  Konsultation  des 
Regulierungsrates  und  nach  dessen  befürwortender  Stellung- 
nahme gemäß  Artikel  1 5  Absatz  2  den  Direktor  gemäß  Artikel  1 6 
Absatz  2. 

(2)  Der  Verwaltungsrat  ernennt  förmlich  die  Mitglieder  des 
Regulierungsrates  gemäß  Artikel  14  Absatz  1. 

(3)  Der  Verwaltungsrat  ernennt  förmlich  die  Mitglieder  des 
Beschwerdeausschusses  gemäß  Artikel  18  Absätze  1  und  2. 

(4)  Der  Verwaltungsrat  gewährleistet,  dass  die  Agentur  ihren 
Auftrag  erfüllt  und  die  ihr  zugewiesenen  Aufgaben  im  Einklang 
mit  dieser  Verordnung  wahrnimmt. 

(5)  Vor  dem  30.  September  eines  jeden  Jahres  legt  der  Verwal- 
tungsrat nach  Konsultation  der  Kommission  und  nach  Genehmi- 
gung durch  den  Regulierungsrat  gemäß  Artikel  1 5  Absatz  3  das 
Arbeitsprogramm  der  Agentur  für  das  darauf  folgende  Jahr  fest 
und  übermittelt  es  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und  der 
Kommission.  Das  Arbeitsprogramm  wird  unbeschadet  des  jährli- 
chen Haushaltsverfahrens  festgelegt  und  öffentlich  bekannt 
gemacht. 

(6)  Der  Verwaltungsrat  legt  ein  Mehrjahresprogramm  fest  und 
überarbeitet  dieses  erforderlichenfalls.  Diese  Überarbeitung  erfolgt 
auf  der  Grundlage  eines  Bewertungsberichts,  der  von  einem  unab- 
hängigen externen  Experten  auf  Verlangen  des  Verwaltungsrates 
erstellt  wird.  Diese  Dokumente  werden  öffentlich  bekannt 
gemacht. 

(7)  Der  Verwaltungsrat  übt  seine  Haushaltsbefugnisse  in  Über- 
einstimmung mit  den  Artikeln  21  bis  24  aus. 

(8)  Der  Verwaltungsrat  beschließt,  nachdem  er  die  Zustim- 
mung der  Kommission  eingeholt  hat,  über  die  Annahme  von 
Legaten,  Schenkungen  oder  Zuschüssen  aus  anderen  Quellen  der 
Gemeinschaft  oder  etwaigen  freiwillig  geleisteten  Beiträgen  der 
Mitgliedstaaten  oder  der  Regulierungsbehörden.  Der  Verwaltungs- 
rat geht  in  seiner  Stellungnahme  gemäß  Artikel  24  Absatz  5 
ausdrücklich  auf  die  in  diesem  Absatz  genannten  Finanzierungs- 
quellen ein. 

(9)  Der  Verwaltungsrat  übt  in  Abstimmung  mit  dem 
Regulierungsrat  die  Disziplinargewalt  über  den  Direktor  aus. 

(10)  Der  Verwaltungsrat  legt  —  soweit  erforderlich  —  die 
Durchführungsbestimmungen  der  Agentur  zum  Statut  gemäß 
Artikel  28  Absatz  2  fest. 

(11)  Der  Verwaltungsrat  erlässt  gemäß  Artikel  30  die  prakti- 
schen Maßnahmen  zum  Recht  auf  Zugang  zu  den  Dokumenten 
der  Agentur. 
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(12)  Der  Verwaltungsrat  nimmt  auf  der  Grundlage  des  Ent- 
wurfs des  Jahresberichts  gemäß  Artikel  1 7  Absatz  8  den  Jahres- 
bericht über  die  Tätigkeiten  der  Agentur  an  und  veröffentlicht 
diesen;  er  übermittelt  ihn  bis  zum  15.  Juni  eines  jeden  Jahres  dem 
Europäischen  Parlament,  dem  Rat,  der  Kommission,  dem  Rech- 
nungshof, dem  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss 
sowie  dem  Ausschuss  der  Regionen.  Dieser  Jahresbericht  über  die 
Tätigkeiten  der  Agentur  enthält  einen  separaten,  vom 
Regulierungsrat  zu  billigenden  Teil  über  die  Regulierungstätigkeit 
der  Agentur  im  Berichtsjahr. 

(1 3)  Der  Verwaltungsrat  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung  und 
veröffentlicht  diese. 


Artikel  14 
Regulierungsrat 

(1)  Der  Regulierungsrat  setzt  sich  zusammen  aus 

a)  ranghohen  Vertretern  der  Regulierungsbehörden  gemäß  Arti- 
kel 35  Absatz  1  der  Richtlinie  2009/72/EG  und  Artikel  39 
Absatz  1  der  Richtlinie  2009/73/EG  und  einem  Stellvertreter 
pro  Mitgliedstaat,  die  aus  den  derzeitigen  Führungskräften 
dieser  Behörden  ausgewählt  werden, 

b)  einem  nicht  stimmberechtigten  Vertreter  der  Kommission. 

Pro  Mitgliedstaat  wird  nur  ein  Vertreter  der  nationalen 
Regulierungsbehörde  im  Regulierungsrat  zugelassen. 

Jede  nationale  Regulierungsbehörde  ist  dafür  zuständig,  das  stell- 
vertretende Mitglied  aus  den  Reihen  ihrer  jeweiligen  Mitarbeiter 
zu  ernennen. 

(2)  Der  Regulierungsrat  wählt  aus  dem  Kreis  seiner  Mitglieder 
einen  Vorsitzenden  und  einen  stellvertretenden  Vorsitzenden.  Der 
stellvertretende  Vorsitzende  vertritt  den  Vorsitzenden,  wenn  die- 
ser seine  Pflichten  nicht  wahrnehmen  kann.  Die  Amtszeit  des 
Vorsitzenden  und  des  stellvertretenden  Vorsitzenden  beträgt 
zweieinhalb  Jahre  und  kann  verlängert  werden.  Die  Amtzeit  des 
Vorsitzenden  und  des  stellvertretenden  Vorsitzenden  endet 
jedoch,  sobald  sie  dem  Regulierungsrat  nicht  mehr  als  Mitglieder 
angehören. 

(3)  Der  Regulierungsrat  beschließt  mit  einer  Mehrheit  von 
zwei  Dritteln  seiner  anwesenden  Mitglieder.  Jedes  Mitglied  bzw. 
stellvertretende  Mitglied  hat  eine  Stimme. 

(4)  Der  Regulierungsrat  erlässt  und  veröffentlicht  seine 
Geschäftsordnung,  die  die  Abstimmungsmodalitäten  im  Einzel- 
nen festlegt,  insbesondere  die  Bedingungen,  unter  denen  ein  Mit- 
glied im  Namen  eines  anderen  Mitglieds  abstimmen  kann,  sowie 
gegebenenfalls  die  Bestimmungen  über  das  Quorum.  Die 
Geschäftsordnung  kann  spezifische  Arbeitsmethoden  zur  Erörte- 
rung von  Fragen  im  Rahmen  der  regionalen  Initiativen  für  Zusam- 
menarbeit vorsehen. 


(5)  Bei  der  Wahrnehmung  der  ihm  durch  diese  Verordnung 
übertragenen  Regulierungsaufgaben  und  unbeschadet  dessen, 
dass  seine  Mitglieder  im  Namen  ihrer  jeweiligen  Regulierungs- 
behörde handeln,  handelt  der  Regulierungsrat  unabhängig  und 
holt  keine  Weisungen  von  der  Regierung  eines  Mitgliedstaats,  von 
der  Kommission  oder  von  einer  anderen  öffentlichen  oder  priva- 
ten Stelle  ein  noch  befolgt  er  solche. 

(6)  Die  Sekretariatsgeschäfte  des  Regulierungsrates  werden  von 
der  Agentur  wahrgenommen. 

Artikel  15 
Aufgaben  des  Regulierungsrates 

(1)  Der  Regulierungsrat  unterbreitet  dem  Direktor  Stellung- 
nahmen zu  den  Stellungnahmen,  Empfehlungen  und  Beschlüssen 
gemäß  den  Artikeln  5,  6,  7,  8  und  9,  deren  Annahme  in  Erwä- 
gung gezogen  wird.  Darüber  hinaus  leitet  der  Regulierungsrat 
innerhalb  seines  Zuständigkeitsbereichs  den  Direktor  bei  der 
Wahrnehmung  seiner  Aufgaben  an. 

(2)  Der  Regulierungsrat  gibt  dem  Verwaltungsrat  eine  Stellung- 
nahme zu  dem  Bewerber,  der  gemäß  Artikel  1 3  Absatz  1  und 
Artikel  1 6  Absatz  2  zum  Direktor  ernannt  werden  soll.  Für  die 
Beschlussfassung  ist  eine  Mehrheit  von  drei  Vierteln  der  Mitglie- 
der des  Regulierungsrates  erforderlich. 

(3)  Der  Regulierungsrat  genehmigt  gemäß  Artikel  1 3  Absatz  5 
sowie  Artikel  1 7  Absatz  6  —  und  in  Übereinstimmung  mit  dem 
nach  Artikel  23  Absatz  1  aufgestellten  vorläufigen  Entwurf  des 
Haushaltsplans  —  das  Arbeitsprogramm  der  Agentur  für  das 
kommende  Jahr  und  legt  dieses  bis  zum  1.  September  eines  jeden 
Jahres  dem  Verwaltungsrat  zur  Genehmigung  vor. 

(4)  Der  Regulierungsrat  billigt  den  die  Regulierungstätigkeit 
betreffenden  separaten  Teil  des  Jahresberichts  gemäß  Artikel  1 3 
Absatz  12  und  Artikel  17  Absatz  8. 

(5)  Das  Europäische  Parlament  kann  den  Vorsitzenden  des 
Regulierungsrats  oder  seinen  Stellvertreter  unter  Achtung  ihrer 
Unabhängigkeit  auffordern,  vor  dem  zuständigen  Ausschuss  des 
Europäischen  Parlaments  eine  Erklärung  abzugeben  und  Fragen 
der  Mitglieder  des  Ausschusses  zu  beantworten. 


Artikel  16 
Direktor 

(1)  Die  Agentur  wird  von  ihrem  Direktor  geleitet,  der  sein  Amt 
im  Einklang  mit  der  Anleitung  gemäß  Artikel  1 5  Absatz  1  Satz  2 
und  —  sofern  in  dieser  Verordnung  vorgesehen  —  den  Stellung- 
nahmen des  Regulierungsrates  ausübt.  Unbeschadet  der  jeweili- 
gen Befugnisse  des  Verwaltungsrates  und  des  Regulierungsrates  in 
Bezug  auf  die  Aufgaben  des  Direktors  holt  der  Direktor  weder 
Weisungen  von  Regierungen,  von  der  Kommission  oder  von 
anderen  öffentlichen  oder  privaten  Stellen  ein  noch  befolgt  er 
solche. 
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(2)  Der  Direktor  wird  vom  Verwaltungsrat  nach  einer  befür- 
wortenden Stellungnahme  des  Regulierungsrates  aus  einer  Liste 
von  mindestens  drei  Bewerbern  ernannt,  die  von  der  Kommission 
im  Anschluss  an  einen  öffentlichen  Aufruf  zur  Interessen- 
bekundung vorgeschlagen  werden;  Kriterien  sind  die  erworbenen 
Verdienste  sowie  Qualifikation  und  Erfahrung  von  Relevanz  für 
den  Energiesektor.  Vor  der  Ernennung  kann  der  vom  Verwal- 
tungsrat  ausgewählte  Bewerber  aufgefordert  werden,  sich  vor  dem 
zuständigen  Ausschuss  des  Europäischen  Parlaments  zu  äußern 
und  Fragen  der  Mitglieder  des  Ausschusses  zu  beantworten. 

(3)  Die  Amtszeit  des  Direktors  beträgt  fünf  Jahre.  In  den  letz- 
ten neun  Monaten  vor  Ablauf  dieses  Zeitraums  nimmt  die  Kom- 
mission eine  Bewertung  vor.  In  dieser  Beurteilung  bewertet  die 
Kommission  insbesondere 

a)  die  Leistung  des  Direktors, 

b)  die  Aufgaben  und  Erfordernisse  der  Agentur  in  den  kommen- 
den Jahren. 

Die  Bewertung  zu  Buchstabe  b  wird  mit  der  Unterstützung  eines 
unabhängigen  externen  Experten  durchgeführt. 

(4)  Der  Verwaltungsrat  kann  auf  Vorschlag  der  Kommission 
nach  Prüfung  und  unter  möglichst  weitgehender  Berücksichti- 
gung der  Bewertung  sowie  der  Stellungnahme  des  Regulierungs- 
rates zu  dieser  Bewertung  und  nur  in  Fällen,  wo  dies  durch  die 
Aufgaben  und  Erfordernisse  der  Agentur  zu  rechtfertigen  ist,  die 
Amtszeit  des  Direktors  einmalig  um  höchstens  drei  Jahre 
verlängern. 

(5)  Der  Verwaltungsrat  unterrichtet  das  Europäische  Parlament 
über  seine  Absicht,  die  Amtszeit  des  Direktors  zu  verlängern. 
Innerhalb  eines  Monats  vor  der  Verlängerung  seiner  Amtszeit 
kann  der  Direktor  aufgefordert  werden,  sich  vor  dem  zuständi- 
gen Ausschuss  des  Parlaments  zu  äußern  und  Fragen  der  Mitglie- 
der dieses  Ausschusses  zu  beantworten. 

(6)  Wird  die  Amtszeit  nicht  verlängert,  so  bleibt  der  Direktor 
bis  zur  Ernennung  seines  Nachfolgers  im  Amt. 

(7)  Der  Direktor  kann  seines  Amtes  nur  aufgrund  eines 
Beschlusses  des  Verwaltungsrates  nach  einer  befürwortenden  Stel- 
lungnahme des  Regulierungsrates  enthoben  werden.  Für  die 
Beschlussfassung  ist  eine  Mehrheit  von  drei  Vierteln  der  Mitglie- 
der des  Verwaltungsrates  erforderlich. 

(8)  Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  können  den  Direk- 
tor auffordern,  einen  Bericht  über  die  Wahrnehmung  seiner  Auf- 
gaben vorzulegen.  Das  Europäische  Parlament  kann  den  Direktor 
auch  auffordern,  eine  Erklärung  vor  dem  zuständigen  Ausschuss 
des  Europäischen  Parlaments  abzugeben  und  Fragen  der  Mitglie- 
der des  Ausschusses  zu  beantworten. 

Artikel  17 
Aufgaben  des  Direktors 

(1 )  Der  Direktor  ist  der  bevollmächtigte  Vertreter  der  Agentur 
und  mit  ihrer  Verwaltung  beauftragt. 


(2)  Der  Direktor  bereitet  die  Arbeiten  des  Verwaltungsrates 
vor.  Er  nimmt  an  den  Arbeiten  des  Verwaltungsrates  teil,  besitzt 
jedoch  kein  Stimmrecht. 

(3)  Der  Direktor  nimmt  die  Stellungnahmen,  Empfehlungen 
und  Beschlüsse  gemäß  den  Artikeln  5,  6,  7,  8  und  9  an,  zu  denen 
der  Regulierungsrat  eine  befürwortende  Stellungnahme  abgege- 
ben hat,  und  veröffentlicht  diese. 

(4)  Der  Direktor  ist  für  die  Durchführung  des  Jahresarbeits- 
programms der  Agentur  verantwortlich,  wobei  der  Regulierungs- 
rat eine  Beratungs-  und  Lenkungsfunktion  übernimmt  und  der 
Verwaltungsrat  die  administrative  Kontrolle  ausübt. 

(5)  Der  Direktor  trifft  die  erforderlichen  Maßnahmen,  insbe- 
sondere im  Hinblick  auf  den  Erlass  interner  Verwaltungsan- 
weisungen und  die  Veröffentlichung  von  Mitteilungen,  um  die 
ordnungsgemäße  Arbeitsweise  der  Agentur  gemäß  dieser  Verord- 
nung zu  gewährleisten. 

(6)  Der  Direktor  erstellt  jedes  Jahr  den  Entwurf  des  Arbeits- 
programms der  Agentur  für  das  darauf  folgende  Jahr  und  unter- 
breitet diesen  bis  zum  30.  Juni  des  laufenden  Jahres  dem 
Regulierungsrat,  dem  Europäischen  Parlament  und  der 
Kommission. 

(7)  Der  Direktor  erstellt  einen  Vorentwurf  des  Haushaltsplans 
der  Agentur  gemäß  Artikel  23  Absatz  1  und  führt  den  Haushalts- 
plan der  Agentur  gemäß  Artikel  24  aus. 

(8)  Jedes  Jahr  erstellt  der  Direktor  den  Entwurf  des  Jahresbe- 
richts, der  einen  separaten  Teil  über  die  Regulierungstätigkeiten 
der  Agentur  und  einen  Teil  über  finanzielle  und  administrative 
Angelegenheiten  enthält. 

(9)  Gegenüber  den  Bediensteten  der  Agentur  übt  der  Direktor 
die  in  Artikel  28  Absatz  3  vorgesehenen  Befugnisse  aus. 

Artikel  18 
Beschwerdeausschuss 

(1)  Der  Beschwerdeausschuss  besteht  aus  sechs  Mitgliedern 
und  sechs  stellvertretenden  Mitgliedern,  die  aus  dem  Kreis  der  der- 
zeitigen oder  früheren  leitenden  Mitarbeiter  der  nationalen 
Regulierungsbehörden,  Wettbewerbsbehörden  oder  anderer  nati- 
onaler oder  gemeinschaftlicher  Einrichtungen  mit  einschlägiger 
Erfahrung  im  Energiesektor  ausgewählt  werden.  Der  Beschwerde- 
ausschuss ernennt  seinen  Vorsitzenden.  Die  Beschlüsse  des 
Beschwerdeausschusses  werden  mit  einer  qualifizierten  Mehrheit 
von  mindestens  vier  von  sechs  Mitgliedern  gefasst.  Der 
Beschwerdeausschuss  wird  bei  Bedarf  einberufen. 

(2)  Die  Mitglieder  des  Beschwerdeausschusses  werden  auf  Vor- 
schlag der  Kommission  im  Anschluss  an  einen  öffentlichen  Auf- 
ruf zur  Interessenbekundung  und  nach  Konsultation  des 
Regulierungsrates  vom  Verwaltungsrat  förmlich  ernannt. 
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(3)  Die  Amtszeit  der  Mitglieder  des  Beschwerdeausschusses 
beträgt  fünf  Jahre.  Sie  kann  verlängert  werden.  Die  Mitglieder  des 
Beschwerdeausschusses  sind  in  ihrer  Beschlussfassung  unabhän- 
gig. Sie  sind  an  keinerlei  Weisungen  gebunden.  Sie  dürfen  keine 
anderen  Aufgaben  innerhalb  der  Agentur,  in  deren  Verwaltungs- 
rat oder  in  deren  Regulierungsrat  wahrnehmen.  Ein  Mitglied  des 
Beschwerdeausschusses  kann  während  der  Laufzeit  seines  Man- 
dats nur  dann  seines  Amtes  enthoben  werden,  wenn  es  sich  eines 
schweren  Fehlverhaltens  schuldig  gemacht  hat  und  wenn  der  Ver- 
waltungsrat nach  Konsultation  des  Regulierungsrates  einen  ent- 
sprechenden Beschluss  gefasst  hat. 

(4)  Die  Mitglieder  des  Beschwerdeausschusses  dürfen  nicht  an 
einem  Beschwerdeverfahren  mitwirken,  wenn  dieses  Verfahren 
ihre  persönlichen  Interessen  berührt,  wenn  sie  vorher  als  Vertre- 
ter eines  Verfahrensbeteiligten  tätig  gewesen  sind  oder  wenn  sie 
an  der  Entscheidung  mitgewirkt  haben,  gegen  die  Beschwerde  ein- 
gelegt wurde. 

(5)  Ist  ein  Mitglied  des  Beschwerdeausschusses  aus  einem  der 
in  Absatz  4  genannten  Gründe  oder  aus  einem  sonstigen  Grund 
der  Ansicht,  dass  ein  anderes  Mitglied  nicht  an  einem  Beschwerde- 
verfahren mitwirken  sollte,  so  teilt  es  dies  dem  Beschwerdeaus- 
schuss  mit.  Jeder  am  Beschwerdeverfahren  Beteiligte  kann  die 
Mitwirkung  eines  Mitglieds  des  Beschwerdeausschusses  aus  einem 
der  in  Absatz  4  genannten  Gründe  oder  wegen  des  Verdachts  der 
Befangenheit  ablehnen.  Eine  solche  Ablehnung  ist  unzulässig, 
wenn  sie  auf  die  Staatsangehörigkeit  eines  Mitglieds  gestützt  wird 
oder  wenn  der  am  Beschwerdeverfahren  Beteiligte  eine  andere 
Verfahrenshandlung  als  die  Ablehnung  der  Zusammensetzung 
des  Beschwerdeausschusses  vorgenommen  hat,  obwohl  er  den 
Ablehnungsgrund  kannte. 

(6)  Der  Beschwerdausschuss  entscheidet  über  das  Vorgehen  in 
den  in  den  Absätzen  4  und  5  genannten  Fällen  ohne  Mitwirkung 
des  betroffenen  Mitglieds.  Das  betroffene  Mitglied  wird  bei  dieser 
Entscheidung  durch  seinen  Stellvertreter  im  Beschwerdeausschuss 
vertreten.  Wenn  sich  der  Stellvertreter  in  einer  ähnlichen  Situa- 
tion befindet  wie  das  Mitglied,  benennt  der  Vorsitzende  eine  Per- 
son aus  dem  Kreis  der  verfügbaren  Stellvertreter. 

(7)  Die  Mitglieder  des  Beschwerdeausschusses  verpflichten 
sich,  unabhängig  und  im  öffentlichen  Interesse  zu  handeln.  Zu 
diesem  Zweck  geben  sie  eine  schriftliche  Verpflichtungserklärung 
sowie  eine  schriftliche  Interessenerklärung  ab,  aus  der  entweder 
hervorgeht,  dass  keinerlei  Interessen  bestehen,  die  als  ihre  Unab- 
hängigkeit beeinträchtigend  angesehen  werden  könnten,  oder 
dass  unmittelbare  oder  mittelbare  Interessen  vorhanden  sind,  die 
als  ihre  Unabhängigkeit  beeinträchtigend  angesehen  werden 
könnten.  Diese  Erklärungen  werden  jedes  Jahr  öffentlich  bekannt 
gemacht. 

Artikel  1 9 
Beschwerden 

(1)  Jede  natürliche  oder  juristische  Person  einschließlich  der 
nationalen  Regulierungsbehörden  kann  gegen  gemäß  den  Arti- 
keln 7,  8  oder  9  an  sie  gerichtete  Entscheidungen  sowie  gegen 
Entscheidungen,  die  an  eine  andere  Person  gerichtet  sind,  sie  aber 
unmittelbar  und  individuell  betreffen,  Beschwerde  einlegen. 


(2)  Die  Beschwerde  ist  zusammen  mit  der  Begründung  inner- 
halb von  zwei  Monaten  nach  dem  Tag  der  Bekanntgabe  der  Ent- 
scheidung an  die  betreffenden  Person  oder,  sofern  eine  solche 
Bekanntgabe  nicht  erfolgt  ist,  innerhalb  von  zwei  Monaten  ab 
dem  Tag,  an  dem  die  Agentur  ihre  Entscheidung  bekannt  gege- 
ben hat,  schriftlich  bei  der  Agentur  einzulegen.  Der  Beschwerde- 
ausschuss entscheidet  über  Beschwerden  innerhalb  von  zwei 
Monaten  nach  deren  Einreichung. 

(3)  Eine  Beschwerde  nach  Absatz  1  hat  keine  aufschiebende 
Wirkung.  Der  Beschwerdeausschuss  kann  jedoch,  wenn  die 
Umstände  dies  nach  seiner  Auffassung  erfordern,  den  Vollzug  der 
angefochtenen  Entscheidung  aussetzen. 

(4)  Ist  die  Beschwerde  zulässig,  so  prüft  der  Beschwerdeaus- 
schuss, ob  sie  begründet  ist.  Er  fordert  die  am  Beschwerde- 
verfahren Beteiligten  so  oft  wie  erforderlich  auf,  innerhalb 
bestimmter  Fristen  eine  Stellungnahme  zu  seinen  Bescheiden  oder 
zu  den  Schriftsätzen  der  anderen  am  Beschwerdeverfahren  Betei- 
ligten einzureichen.  Die  am  Beschwerdeverfahren  Beteiligten 
haben  das  Recht,  mündliche  Erklärungen  abzugeben. 

(5)  Der  Beschwerdeausschuss  wird  entweder  auf  der  Grundlage 
dieses  Artikels  im  Rahmen  der  Zuständigkeit  der  Agentur  tätig 
oder  verweist  die  Angelegenheit  an  die  zuständige  Stelle  der  Agen- 
tur zurück.  Diese  ist  an  die  Entscheidung  des  Beschwerdeaus- 
schusses gebunden. 

(6)  Der  Beschwerdeausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung 
und  veröffentlicht  diese. 

(7)  Die  Entscheidungen  des  Beschwerdeausschusses  werden 
von  der  Agentur  veröffentlicht. 

Artikel  20 

Klagen  vor  dem  Gericht  erster  Instanz  und  vor  dem 
Gerichtshof 

(1)  Beim  Gericht  erster  Instanz  oder  dem  Gerichtshof  kann 
gemäß  Artikel  230  des  Vertrags  Klage  gegen  eine  Entscheidung 
des  Beschwerdeausschusses  oder  —  wenn  der  Beschwerdeaus- 
schuss nicht  zuständig  ist  —  der  Agentur  erhoben  werden. 

(2)  Unterlässt  es  die  Agentur,  eine  Entscheidung  zu  treffen,  so 
kann  vor  dem  Gericht  erster  Instanz  oder  vor  dem  Gerichtshof 
Untätigkeitsklage  nach  Artikel  232  des  Vertrags  erhoben  werden. 

(3)  Die  Agentur  ergreift  die  Maßnahmen,  die  sich  aus  dem 
Urteil  des  Gerichts  erster  Instanz  oder  des  Gerichtshofs  ergeben. 

KAPITEL  IV 
FINANZVORSCHRIFTEN 

Artikel  21 
Haushaltsplan  der  Agentur 

(1)      Die  Einnahmen  der  Agentur  bestehen  insbesondere  aus 

a)  einem  Zuschuss  der  Gemeinschaft  aus  dem  Gesamt- 
haushaltsplan der  Europäischen  Union  (Einzelplan 
Kommission), 
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b)  von  der  Agentur  gemäß  Artikel  22  erhobenen  Gebühren, 

c)  freiwillig  geleisteten  Beiträgen  der  Mitgliedstaaten  oder  der 
Regulierungsbehörden  gemäß  Artikel  1 3  Absatz  8  und 

d)  Legaten,  Schenkungen  oder  Zuschüssen  gemäß  Artikel  1 3 
Absatz  8. 

(2)  Die  Ausgaben  der  Agentur  umfassen  die  Ausgaben  für 
Personal-,  Verwaltungs-,  Infrastruktur-  und  Betriebsaufwendungen. 

(3)  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Agentur  müssen  ausgegli- 
chen sein. 

(4)  Für  jedes  Haushaltsjahr  —  wobei  ein  Haushaltsjahr  einem 
Kalenderjahr  entspricht  —  sind  sämtliche  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Agentur  zu  veranschlagen  und  in  den  Haushaltsplan 
einzustellen. 


Artikel  22 
Gebühren 

(1)  Bei  Beantragung  einer  Entscheidung  über  die  Gewährung 
einer  Ausnahme  gemäß  Artikel  9  Absatz  1  wird  von  der  Agentur 
eine  Gebühr  erhoben. 

(2)  Die  Höhe  der  Gebühr  nach  Absatz  1  wird  von  der  Kom- 
mission festgesetzt. 

Artikel  23 
Aufstellung  des  Haushaltsplans 

(1)  Bis  zum  1 5.  Februar  eines  jeden  Jahres  erstellt  der  Direktor 
einen  Vorentwurf  des  Haushaltsplans  mit  den  Betriebsauf- 
wendungen sowie  dem  Arbeitsprogramm  für  das  folgende  Haus- 
haltsjahr und  legt  diesen  Vorentwurf  des  Haushaltsplans 
zusammen  mit  einem  vorläufigen  Stellenplan  dem  Verwaltungs- 
rat vor.  Auf  der  Grundlage  des  vom  Direktor  erstellten  Vor- 
entwurfs des  Haushaltsplans  stellt  der  Verwaltungsrat  jährlich  den 
Voranschlag  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Agentur  für  das 
folgende  Haushaltsjahr  auf.  Dieser  Voranschlag,  der  auch  einen 
Entwurf  des  Stellenplans  umfasst,  wird  der  Kommission  bis  zum 
31.  März  vom  Verwaltungsrat  zugeleitet.  Vor  Annahme  des  Vor- 
anschlags wird  der  vom  Direktor  erstellte  Entwurf  dem 
Regulierungsrat  übermittelt,  der  dazu  eine  begründete  Stellung- 
nahme abgeben  kann. 

(2)  Die  Kommission  übermittelt  den  in  Absatz  1  genannten 
Voranschlag  zusammen  mit  dem  Vorentwurf  des  Gesamt- 
haushaltsplans der  Europäischen  Union  dem  Europäischen  Parla- 
ment und  dem  Rat  („Haushaltsbehörde"). 

(3)  Auf  der  Grundlage  des  Voranschlags  stellt  die  Kommission 
die  mit  Blick  auf  den  Stellenplan  für  erforderlich  erachteten  Mit- 
tel und  den  Betrag  des  aus  dem  Gesamthaushaltsplan  der  Euro- 
päischen Union  gemäß  Artikel  272  des  Vertrags  zu  zahlenden 
Zuschusses  in  den  Vorentwurf  des  Gesamthaushaltsplans  der 
Europäischen  Union  ein. 

(4)  Die  Haushaltsbehörde  stellt  den  Stellenplan  der  Agentur 
fest. 


(5)  Der  Haushaltsplan  der  Agentur  wird  vom  Verwaltungsrat 
festgestellt.  Er  wird  endgültig,  wenn  der  Gesamthaushaltsplan  der 
Europäischen  Union  endgültig  festgestellt  ist.  Gegebenenfalls  wird 
er  entsprechend  angepasst. 

(6)  Der  Verwaltungsrat  unterrichtet  die  Haushaltsbehörde 
unverzüglich  über  alle  von  ihm  geplanten  Vorhaben,  die  erhebli- 
che finanzielle  Auswirkungen  auf  die  Finanzierung  des  Haushalts- 
plans der  Agentur  haben  könnten,  was  insbesondere  für 
Immobilienvorhaben  wie  die  Anmietung  oder  den  Erwerb  von 
Gebäuden  gilt.  Der  Verwaltungsrat  informiert  auch  die  Kommis- 
sion über  seine  Vorhaben.  Beabsichtigt  ein  Teil  der  Haushalts- 
behörde, eine  Stellungnahme  abzugeben,  so  teilt  er  dies  der 
Agentur  innerhalb  von  zwei  Wochen  ab  Erhalt  der  Information 
über  das  Vorhaben  mit.  Bleibt  eine  Antwort  aus,  so  kann  die 
Agentur  das  geplante  Vorhaben  weiterführen. 

Artikel  24 

Ausführung  und  Kontrolle  des  Haushaltsplans 

(1)  Der  Direktor  führt  als  Anweisungsbefugter  den  Haushalts- 
plan der  Agentur  aus. 

(2)  Nach  Abschluss  eines  Haushaltsjahres  übermittelt  der 
Rechnungsführer  der  Agentur  dem  Rechnungsführer  der  Kom- 
mission und  dem  Rechnungshof  bis  zum  1.  März  die  vorläufigen 
Rechnungen  und  den  Bericht  über  die  Haushaltsführung  und  das 
Finanzmanagement  für  das  abgeschlossene  Haushaltsjahr.  Der 
Rechnungsführer  der  Agentur  übermittelt  den  Bericht  über  die 
Haushaltsführung  und  das  Finanzmanagement  außerdem  bis  zum 
31.  März  des  folgenden  Jahres  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat.  Der  Rechnungsführer  der  Kommission  konsolidiert 
anschließend  die  vorläufigen  Rechnungen  der  Organe  und  dezen- 
tralisierten Einrichtungen  gemäß  Artikel  128  der  Verordnung 
(EG,  Euratom)  Nr.  1605/2002  des  Rates  vom  25.  Juni  2002  über 
die  Haushaltsordnung  für  den  Gesamthaushaltsplan  der  Europä- 
ischen Gemeinschaften  (l)  („Haushaltsordnüng  ). 

(3)  Nach  dem  Ende  des  Haushaltsjahres  übermittelt  der  Rech- 
nungsführer der  Kommission  dem  Rechnungshof  bis  zum 
31.  März  die  vorläufigen  Rechnungen  der  Agentur  und  den 
Bericht  über  die  Haushaltsführung  und  das  Finanzmanagement 
für  das  abgeschlossene  Haushaltsjahr.  Der  Bericht  über  die  Haus- 
haltsführung und  das  Finanzmanagement  für  das  Haushaltsjahr 
wird  auch  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  übermittelt. 

(4)  Nach  Übermittlung  der  Anmerkungen  des  Rechnungshofs 
zu  den  vorläufigen  Rechnungen  der  Agentur  gemäß  Artikel  129 
der  Haushaltsordnung  erstellt  der  Direktor  in  eigener  Verantwor- 
tung den  endgültigen  Jahresabschluss  der  Agentur  und  übermit- 
telt diesen  dem  Verwaltungsrat  zur  Stellungnahme. 

(5)  Der  Verwaltungsrat  gibt  eine  Stellungnahme  zum  endgül- 
tigen Jahresabschluss  der  Agentur  ab. 

(6)  Der  Direktor  übermittelt  den  endgültigen  Jahresabschluss 
zusammen  mit  der  Stellungnahme  des  Verwaltungsrates  bis  zum 
1.  Juli  nach  Ende  des  Haushaltsjahres  dem  Europäischen  Parla- 
ment, dem  Rat,  der  Kommission  und  dem  Rechnungshof. 

(7)  Der  endgültige  Jahresabschluss  wird  veröffentlicht. 


(')  ABl.  L  248  vom  16.9.2002,  S.  1. 
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(8)  Der  Direktor  übermittelt  dem  Rechnungshof  bis  zum 
15.  Oktober  eine  Antwort  auf  seine  Bemerkungen.  Dem  Verwal- 
tungsrat und  der  Kommission  übermittelt  er  eine  Kopie  der 
Antwort. 

(9)  Der  Direktor  unterbreitet  dem  Europäischen  Parlament  auf 
dessen  Anfrage  gemäß  Artikel  146  Absatz  3  der  Haushalts- 
ordnung alle  Informationen,  die  für  die  ordnungsgemäße  Durch- 
führung des  Entlastungsverfahrens  für  das  betreffende 
Haushaltsjahr  erforderlich  sind. 

(1 0)  Auf  Empfehlung  des  Rates,  der  mit  qualifizierter  Mehrheit 
beschließt,  erteilt  das  Europäische  Parlament  dem  Direktor  vor 
dem  15.  Mai  des  Jahres  n  +  2  Entlastung  für  die  Ausführung  des 
Haushaltsplans  für  das  Haushaltsjahr  n. 

Artikel  25 
Finanzregelung 

Der  Verwaltungsrat  erlässt  nach  Anhörung  der  Kommission  die 
für  die  Agentur  geltende  Finanzregelung.  Diese  Regelung  darf  von 
der  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  2343/2002  dann  abweichen, 
wenn  die  besonderen  Erfordernisse  der  Arbeitsweise  der  Agentur 
dies  verlangen  und  sofern  die  Kommission  zuvor  ihre  Zustim- 
mung erteilt  hat. 

Artikel  26 
Betrugsbekämpfungsmaßnahmen 

(1)  Zur  Bekämpfung  von  Betrug,  Korruption  und  sonstigen 
rechtswidrigen  Handlungen  wird  die  Verordnung  (EG) 
Nr.  1073/1999  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
25.  Mai  1999  über  die  Untersuchungen  des  Europäischen  Amtes 
für  Betrugsbekämpfung  (OLAF)  (])  ohne  Einschränkung  auf  die 
Agentur  angewendet. 

(2)  Die  Agentur  tritt  der  zwischen  dem  Europäischen  Parla- 
ment, dem  Rat  der  Europäischen  Union  und  der  Kommission  der 
Europäischen  Gemeinschaften  geschlossenen  Interinstitutionellen 
Vereinbarung  vom  25.  Mai  1999  über  die  internen  Untersuchun- 
gen des  Europäischen  Amtes  für  Betrugsbekämpfung  (OLAF)  (2) 
bei  und  erlässt  unverzüglich  die  entsprechenden  Vorschriften,  die 
Geltung  für  sämtliche  Mitarbeiter  der  Agentur  haben. 

(3)  Die  Finanzierungsbeschlüsse  und  Vereinbarungen  sowie 
die  entsprechenden  Umsetzungsinstrumente  sehen  ausdrücklich 
vor,  dass  der  Rechnungshof  und  OLAF  bei  Bedarf  bei  den  Emp- 
fängern der  von  der  Agentur  ausgezahlten  Gelder  sowie  bei  den 
für  die  Vergabe  dieser  Gelder  Verantwortlichen  Kontrollen  vor 
Ort  durchführen  können. 

KAPITEL  V 
ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN 

Artikel  27 
Vorrechte  und  Befreiungen 

Auf  die  Agentur  findet  das  Protokoll  über  die  Vorrechte  und 
Befreiungen  der  Europäischen  Gemeinschaften  Anwendung. 


f1)  ABl.  L  136  vom  31.5.1999,  S.  1. 
(2)  ABl.  LI  36  vom  31.5.1999,  S.  15. 


Artikel  28 
Personal 

(1)  Für  das  Personal  der  Agentur,  einschließlich  ihres  Direk- 
tors, gelten  das  Statut  und  die  Beschäftigungsbedingungen  sowie 
die  von  den  Gemeinschaftsorganen  einvernehmlich  erlassenen 
Regelungen  für  die  Anwendung  des  Statuts  und  der 
Beschäftigungsbedingungen. 

(2)  Der  Verwaltungsrat  beschließt  im  Einvernehmen  mit  der 
Kommission  und  im  Einklang  mit  Artikel  1 10  des  Statuts  geeig- 
nete Durchführungsbestimmungen. 

(3)  In  Bezug  auf  ihr  Personal  übt  die  Agentur  die  Befugnisse 
aus,  die  der  Anstellungsbehörde  durch  das  Statut  und  der  vertrags- 
schließenden Behörde  durch  die  Beschäftigungsbedingungen 
übertragen  wurden. 

(4)  Der  Verwaltungsrat  kann  Vorschriften  erlassen,  nach  denen 
nationale  Sachverständige  aus  den  Mitgliedstaaten  als  Beschäftigte 
der  Agentur  abgeordnet  werden  können. 


Artikel  29 
Haftung  der  Agentur 

(1)  Im  Bereich  der  außervertraglichen  Haftung  ersetzt  die 
Agentur  den  durch  sie  oder  ihre  Bediensteten  in  Ausübung  ihrer 
Amtstätigkeit  verursachten  Schaden  nach  den  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen,  die  den  Rechtsordnungen  der  Mitgliedstaaten 
gemeinsam  sind.  Der  Gerichtshof  ist  für  Entscheidungen  in 
Schadensersatzstreitigkeiten  zuständig. 

(2)  Für  die  persönliche  finanzielle  und  disziplinarische  Haftung 
des  Personals  der  Agentur  gegenüber  der  Agentur  gelten  die  ein- 
schlägigen Vorschriften  für  das  Personal  der  Agentur. 

Artikel  30 
Zugang  zu  Dokumenten 

(1)  Für  die  Dokumente  der  Agentur  gilt  die  Verordnung  (EG) 
Nr.  1049/2001  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
30.  Mai  2001  über  den  Zugang  der  Öffentlichkeit  zu  Dokumen- 
ten des  Europäischen  Parlaments,  des  Rates  und  der 
Kommission  (3). 

(2)  Der  Verwaltungsrat  erlässt  bis  zum  3.  März  2010  prakti- 
sche Maßnahmen  zur  Anwendung  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1049/2001. 

(3)  Gegen  die  Beschlüsse  der  Agentur  gemäß  Artikel  8  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  1049/2001  kann  beim  Bürgerbeauftragten 
Beschwerde  eingelegt  oder  nach  Maßgabe  von  Artikel  195  bzw. 
Artikel  230  des  Vertrags  beim  Gerichtshof  Klage  erhoben  werden. 


(3)  ABl.  L  145  vom  31.5.2001,  S.  43. 
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Artikel  31 
Beteiligung  von  Drittländern 

(1)  An  der  Agentur  können  sich  auch  Drittländer  beteiligen, 
die  mit  der  Gemeinschaft  Abkommen  geschlossen  haben,  nach 
denen  sie  das  Gemeinschaftsrecht  im  Bereich  der  Energie  sowie 
gegebenenfalls  in  den  Bereichen  der  Umwelt  und  des  Wettbe- 
werbs übernommen  haben  und  anwenden. 

(2)  Im  Rahmen  der  einschlägigen  Bestimmungen  dieser 
Abkommen  werden  die  Modalitäten  festgelegt,  insbesondere  was 
Art  und  Umfang  der  Beteiligung  dieser  Länder  an  der  Arbeit  der 
Agentur  und  die  verfahrenstechnischen  Aspekte  anbelangt,  ein- 
schließlich Bestimmungen  betreffend  Finanzbeiträge  und 
Personal. 

Artikel  32 
Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Arti- 
kel 5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Artikel  33 
Sprachenregelung 

(1)  Für  die  Agentur  gelten  die  Bestimmungen  der  Verordnung 
Nr.  1  vom  1 5 .  April  1 9  5  8  zur  Regelung  der  Sprachenfrage  für  die 
Europäische  Wirtschaftsgemeinschaft  (2I). 

(2)  Der  Verwaltungsrat  entscheidet  über  die  interne  Sprachen- 
regelung der  Agentur. 

(3)  Die  für  die  Arbeit  der  Behörde  erforderlichen  Über- 
setzungsdienste werden  vom  Übersetzungszentrum  für  die  Ein- 
richtungen der  Europäischen  Union  erbracht. 


KAPITEL  VI 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 


Artikel  34 
Bewertung 

(1)  Die  Kommission  nimmt  mit  Unterstützung  eines  unabhän- 
gigen externen  Experten  eine  Bewertung  der  Tätigkeiten  der  Agen- 
tur vor.  Gegenstand  dieser  Bewertung  sind  die  von  der  Agentur 
erzielten  Ergebnisse  und  ihre  Arbeitsmethoden,  gemessen  an  Zie- 
len, Mandat  und  Aufgaben  der  Agentur,  wie  sie  in  dieser  Verord- 
nung und  in  ihrem  Jahresarbeitsprogramm  festgelegt  sind.  Die 
Bewertung  beruht  auf  einer  umfassenden  Konsultation  gemäß 
Artikel  10. 

(2)  Die  Kommission  übermittelt  die  in  Absatz  1  genannte 
Bewertung  dem  Regulierungsrat  der  Agentur.  Der  Regulierungs- 
rat legt  der  Kommission  Empfehlungen  für  Änderungen  dieser 
Verordnung,  der  Agentur  und  von  deren  Arbeitsmethoden  vor, 
die  diese  Empfehlungen  zusammen  mit  ihrer  Stellungnahme  und 
gegebenenfalls  mit  geeigneten  Vorschlägen  dem  Europäischen 
Parlament  und  dem  Rat  übermitteln  kann. 

(3)  Drei  Jahre  nachdem  der  erste  Direktor  sein  Amt  angetreten 
hat,  legt  die  Kommission  dem  Europäischen  Parlament  und  dem 
Rat  die  erste  Bewertung  vor.  Danach  legt  die  Kommission  min- 
destens alle  vier  Jahre  eine  Bewertung  vor. 

Artikel  35 

Inkrafttreten  und  Übergangsmaßnahmen 

(1 )  Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

(2)  Die  Artikel  5  bis  11  gelten  ab  dem  3.  März  2011. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitgliedstaat. 


Geschehen  zu  Brüssel  am  1 3.  Juli  2009. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments  Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident  Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING  E.  ERLANDSSON 


(')  ABl.  17  vom  6.10.1958,  S.  385  . 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  347/2013  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  17.  April  2013 

zu  Leitlinien  für  die  transeuropäische  Energieinfrastruktur  und  zur  Aufhebung  der  Entscheidung  Nr. 
1364/2006/EG  und  zur  Änderung  der  Verordnungen  (EG)  Nr.  713/2009,  (EG)  Nr.  714/2009  und  (EG) 

Nr.  715/2009 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union,  insbesondere  auf  Artikel  172, 

auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 

nach  Zuleitung  des  Entwurfs  des  Gesetzgebungsakts  an  die  na- 
tionalen Parlamente, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 
gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Am  26.  März  2010  billigte  der  Europäische  Rat  den 
Vorschlag  der  Kommission,  eine  neue  Strategie  „Europa 
2020"  anzustoßen.  Eine  der  Prioritäten  der  Strategie  Eu- 
ropa 2020  ist  nachhaltiges  Wachstum,  das  durch  die 
Förderung  einer  ressourceneffizienteren,  umweltverträgli- 
cheren, nachhaltigeren  und  wettbewerbsfähigeren  Wirt- 
schaft erreicht  werden  soll.  In  der  Strategie  wurden  die 
Energieinfrastrukturen  als  Teil  der  Leitinitiative  „Ressour- 
ceneffizientes Europa"  in  den  Vordergrund  gerückt,  wobei 
auf  den  dringenden  Modernisierungsbedarf  der  europäi- 
schen Netze  hingewiesen  wurde,  die  auf  dem  gesamten 
Kontinent  miteinander  verbunden  werden  sollen,  um  ins- 
besondere erneuerbare  Energiequellen  einzubinden. 

(2)  Das  von  allen  Mitgliedstaaten  auf  der  Tagung  des  Euro- 
päischen Rats  vom  März  2002  in  Barcelona  vereinbarte 
Ziel  für  den  Stromverbundgrad,  wonach  Verbindungslei- 
tungen für  mindestens  1 0  %  der  vorhandenen  Erzeu- 
gungskapazität herzustellen  waren,  wurde  bislang  nicht 
erreicht. 

(3)  In  der  Mitteilung  der  Kommission  mit  dem  Titel  „Ener- 
gieinfrastrukturprioritäten bis  2020  und  danach  —  ein 


0)  ABl.  C  143  vom  22.5.2012,  S.  125. 

(2)  ABl.  C  277  vom  13.9.2012,  S.  137. 

(3)  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  12.  März  2013  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates  vom 
21.  März  2013. 


Konzept  für  ein  integriertes  europäisches  Energienetz", 
auf  die  die  Schlussfolgerungen  des  Rates  vom  28.  Februar 
2011  und  die  Entschließung  des  Europäischen  Par- 
laments (4)  folgten,  wurde  eine  neue  Energieinfrastruktur- 
politik gefordert,  um  die  Netzentwicklung  auf  europäi- 
scher Ebene  für  den  Zeitraum  bis  2020  und  danach  zu 
optimieren,  damit  die  Union  ihre  energiepolitischen 
Kernziele  —  Wettbewerbsfähigkeit,  Nachhaltigkeit  und 
Versorgungssicherheit  —  erreichen  kann. 

(4)  Auf  der  Tagung  des  Europäischen  Rates  vom  4.  Februar 
2011  wurde  auf  die  Notwendigkeit  hingewiesen,  die 
Energieinfrastruktur  Europas  zu  modernisieren  und  aus- 
zubauen und  über  die  Grenzen  hinweg  einen  Verbund 
der  Netze  zu  schaffen,  damit  die  Solidarität  zwischen  den 
Mitgliedstaaten  in  der  Praxis  funktionieren  kann,  alterna- 
tive Versorgungs-  bzw.  Transitrouten  und  Energiequellen 
erschlossen  werden  und  sich  erneuerbare  Energiequellen 
entwickeln  und  mit  herkömmlichen  Quellen  in  Wett- 
bewerb treten.  Mit  Nachdruck  wurde  verlangt,  dass 
nach  2015  kein  Mitgliedstaat  mehr  von  den  europäi- 
schen Gas-  und  Stromnetzen  abgekoppelt  oder  mit 
dem  Problem  konfrontiert  sein  sollte,  dass  seine  Energie- 
versorgungssicherheit durch  einen  Mangel  an  angemesse- 
nen Verbindungen  gefährdet  ist. 

(5)  In  der  Entscheidung  Nr.  1364/2006/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (5)  sind  Leitlinien  für  transeuro- 
päische Energienetze  (TEN-E)  festgelegt.  Ziel  dieser  Leit- 
linien ist  es,  die  Vollendung  des  Energiebinnenmarkts  der 
Union  zu  unterstützen  und  gleichzeitig  die  rationelle  Er- 
zeugung, den  Transport,  die  Verteilung  und  Nutzung  von 
Energie  zu  fördern,  die  Isolation  benachteiligter  Gebiete 
und  Inselregionen  zu  vermindern,  die  Energieversorgung, 
die  Energiequellen  und  die  Versorgungswege  der  Union 
u.  a.  durch  die  Zusammenarbeit  mit  Drittländern  zu  si- 
chern und  zu  diversifizieren  und  einen  Beitrag  zur  nach- 
haltigen Entwicklung  und  zum  Umweltschutz  zu  leisten. 

(6)  Die  Evaluierung  des  aktuellen  TEN-E-Rahmens  hat  ein- 
deutig gezeigt,  dass  dieser  Rahmen  zwar  einen  positiven 
Beitrag  zu  ausgewählten  Vorhaben  leistet,  indem  sie  diese 
politisch  sichtbar  macht,  dass  es  ihr  jedoch  an  Vision, 
Fokussierung  und  Flexibilität  fehlt,  um  die  festgestellten 
Infrastrukturlücken  zu  schließen.  Die  Union  sollte  daher 
ihre  Anstrengungen  verstärken,  um  künftige  Herausforde- 
rungen in  diesem  Bereich  bewältigen  zu  können;  beson- 
ders zu  berücksichtigen  ist  hierbei,  wie  ermittelt  werden 
kann,  welche  Lücken  sich  in  Zukunft  bei  der  Energien- 
achfrage und  -Versorgung  ergeben. 


(4)  Entschließung  des  Europäischen  Parlaments  vom  5.  Juli  2011  zu 
dem  Thema  „Energieinfrastrukturprioritäten  bis  2020  und  danach" 
(ABl.  C  33  vom  5.2.2013,  S.  46.) 

(5)  ABl.  L  262  vom  22.9.2006,  S.  1. 
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(7)  Eine  schnellere  Modernisierung  der  vorhandenen  Energie- 
infrastruktur und  eine  schnellere  Realisierung  neuer  Ener- 
gieinfrastruktur sind  entscheidend  dafür,  dass  die  Ziele 
der  Energie-  und  Klimapolitik  der  Union  erreicht  werden, 
insbesondere  die  Vollendung  des  Energiebinnenmarkts, 
die  Gewährleistung  der  Versorgungssicherheit,  vor  allem 
bei  Gas  und  Erdöl,  die  Verringerung  der  Treibhausgas- 
emissionen um  20  %  (30  %  unter  den  richtigen  Voraus- 
setzungen), die  Steigerung  des  Anteils  erneuerbarer  Ener- 
gien am  Endenergieverbrauch  auf  20  %  (')  und  eine  Ver- 
besserung der  Energieeffizienz  um  20  %  bis  2020,  wobei 
Fortschritte  bei  der  Energieeffizienz  dazu  beitragen  kön- 
nen, dass  weniger  neue  Infrastrukturen  errichtet  werden 
müssen.  Gleichzeitig  muss  die  Union  ihre  Infrastruktur 
längerfristig  auf  eine  weitere  Dekarbonisierung  des  Ener- 
giesystems der  Union  bis  2050  vorbereiten.  Mit  dieser 
Verordnung  sollte  daher  auch  künftigen  Zielen  der  Ener- 
gie- und  Klimapolitik  der  Union  Rechnung  getragen  wer- 
den. 


beitragen,  dass  die  mit  dem  Erdöltransport  verbundenen 
Umweltrisiken  gemindert  werden. 


(11)  Die  Bedeutung  intelligenter  Netze  für  das  Erreichen  der 
energiepolitischen  Ziele  der  Union  wurde  in  der  Mittei- 
lung der  Kommission  „Intelligente  Stromnetze:  Von  der 
Innovation  zur  Realisierung"  vom  12.  April  2011  an- 
erkannt. 


(12)  Energiespeicher  sowie  Anlagen  für  die  Übernahme,  Spei- 
cherung und  Rückvergasung  oder  Dekomprimierung  von 
Flüssigerdgas  (LNG)  und  von  komprimiertem  Erdgas 
(CNG)  spielen  im  Zusammenhang  mit  der  europäischen 
Energieinfrastruktur  eine  immer  bedeutendere  Rolle.  Der 
Ausbau  solcher  Energieinfrastrukturanlagen  ist  ein  wich- 
tiger Bestandteil  einer  gut  funktionierenden  Netzinfra- 
struktur. 


(8)  Obwohl  ein  Energiebinnenmarkt  in  der  Richtlinie 
2009/72/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  1 3.  Juli  2009  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den 
Elektrizitätsbinnenmarkt  (2)  und  in  der  Richtlinie 
2009/7 3/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  1 3.  Juli  2009  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den 
Erdgasbinnenmarkt  (3)  vorgesehen  ist,  ist  der  Markt  wei- 
terhin zersplittert,  weil  es  keine  ausreichenden  Verbin- 
dungsleitungen zwischen  den  nationalen  Energienetzen 
gibt  und  die  bestehende  Energieinfrastruktur  nicht  opti- 
mal genutzt  wird.  Unionsweit  integrierte  Netze  und  der 
Ausbau  intelligenter  Netze  sind  jedoch  von  entscheiden- 
der Bedeutung,  um  einen  vom  Wettbewerb  geprägten 
und  ordnungsgemäß  funktionierenden  integrierten  Markt 
zu  gewährleisten,  eine  optimale  Nutzung  der  vorhande- 
nen Energieinfrastruktur  zu  erreichen,  die  Energieeffizienz 
und  die  Integration  dezentraler  erneuerbarer  Energieträ- 
ger zu  verbessern  und  Wachstum,  Beschäftigung  und 
nachhaltige  Entwicklung  zu  fördern. 


(9)  Die  Energieinfrastruktur  der  Union  sollte  aufgerüstet  wer- 
den, um  technisch  bedingten  Ausfällen  vorzubeugen  und 
die  Belastbarkeit  der  Infrastruktur  gegenüber  solchen 
Ausfällen,  natürlichen  oder  von  Menschen  verursachte 
Katastrophen,  negativen  Auswirkungen  des  Klimawandels 
und  Bedrohungen  für  ihre  Sicherheit  zu  stärken,  was  vor 
allem  europäische  kritische  Infrastrukturen  im  Sinne  der 
Richtlinie  2008/1 14/EG  des  Rates  vom  8.  Dezember 
2008  über  die  Ermittlung  und  Ausweisung  europäischer 
kritischer  Infrastrukturen  und  die  Bewertung  der  Notwen- 
digkeit, ihren  Schutz  zu  verbessern  (4),  betrifft. 


(1 3)  In  der  Mitteilung  der  Kommission  „Die  EU-Energiepolitik: 
Entwicklung  der  Beziehungen  zu  Partnern  außerhalb  der 
EU"  vom  7.  September  2011  wurde  deutlich  gemacht, 
dass  die  Union  die  Förderung  der  Energieinfrastrukturen- 
wicklung in  ihre  Außenbeziehungen  einbeziehen  muss, 
um  die  sozioökonomische  Entwicklung  außerhalb  der 
Union  zu  unterstützen.  Die  Union  sollte  Infrastrukturvor- 
haben erleichtern,  die  die  Energienetze  der  Union  mit 
Drittlandsnetzen  verbinden,  insbesondere  mit  Nachbar- 
ländern und  mit  Ländern,  mit  denen  die  Union  eine 
spezifische  Zusammenarbeit  im  Energiebereich  etabliert 
hat. 


(14)  Um  die  Spannungs-  und  Frequenzstabilität  sicherzustel- 
len, sollte  insbesondere  darauf  geachtet  werden,  dass  das 
europäische  Stromnetz  unter  den  sich  ändernden  Bedin- 
gungen stabil  bleibt,  die  durch  den  stärkeren  Umfang 
eingespeister  Energie  aus  erneuerbaren  Energiequellen, 
die  variabel  sind,  verursacht  werden. 


(15)  Der  Investitionsbedarf  für  die  Stromübertragungs-  und 
Gasfernleitungsinfrastruktur  von  europäischer  Bedeutung 
bis  2020  wurde  auf  etwa  200  Mrd.  EUR  geschätzt.  Die 
erhebliche  Steigerung  des  Investitionsvolumens  gegen- 
über vergangenen  Trends  und  die  Dringlichkeit  der  Um- 
setzung der  Energieinfrastrukturprioritäten  erfordern  ei- 
nen neuen  Ansatz  in  Bezug  auf  die  Art  und  Weise,  in 
der  vor  allem  grenzüberschreitende  Energieinfrastruktu- 
ren reguliert  und  finanziert  werden. 


(10)     Fernleitungen,  durch  die  Erdöl  über  Land  anstatt  über 
den  Seeweg  transportiert  wird,  können  erheblich  dazu 


(')  Richtlinie  2009/28/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  23.  April  2009  zur  Förderung  der  Nutzung  von  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  (ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  16). 

(2)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  55. 

(3)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  94. 

(4)  ABl.  L  345  vom  23.12.2008,  S.  75. 


(16)  Im  Arbeitspapier  der  Kommissionsdienststellen  an  den 
Rat  mit  dem  Titel  „Energieinfrastruktur:  Investitionsbedarf 
und  -lücken"  vom  10.  Juni  2011  wurde  hervorgehoben, 
dass  bei  ungefähr  der  Hälfte  der  für  den  Zeitraum  bis 
2020  benötigten  gesamten  Investitionen  die  Gefahr  be- 
steht, dass  sie  wegen  Hindernissen  im  Zusammenhang 
mit  der  Genehmigungserteilung,  Regulierung  und  Finan- 
zierung überhaupt  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  getätigt 
werden. 


545 

Copyrighted  material 


(17)  In  dieser  Verordnung  werden  Regeln  für  die  rechtzeitige 
Entwicklung  und  Interoperabilität  der  transeuropäischen 
Energienetze  festgelegt,  um  die  energiepolitischen  Ziele 
des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union  (AEUV)  zu  erreichen,  damit  das  Funktionieren 
des  Energiebinnenmarkts  und  die  Versorgungssicherheit 
der  Union  gewährleistet  und  Energieeffizienz,  Energieein- 
sparungen sowie  die  Entwicklung  neuer  und  erneuerbarer 
Energieformen  und  der  Verbund  der  Energienetze  geför- 
dert werden.  Mit  dem  Verfolgen  dieser  Ziele  leistet  diese 
Verordnung  einen  Beitrag  zu  intelligentem,  nachhaltigem 
und  integrativem  Wachstum  und  bringt  in  Bezug  auf  die 
Wettbewerbsfähigkeit  sowie  wirtschaftliche,  soziale  und 
territoriale  Kohäsion  Vorteile  für  die  gesamte  Union  mit 
sich. 


(21)  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  sollten  mit  Blick 
auf  deren  Beitrag  zu  den  energiepolitischen  Zielen  ge- 
meinsame, transparente  und  objektive  Kriterien  erfüllen. 
Hinsichtlich  Strom  und  Gas  sollten  Vorhaben  Teil  des 
letzten  verfügbaren  Zehnjahresnetzentwicklungsplans 
sein,  damit  sie  in  die  zweite  und  die  folgenden  Unions- 
listen aufgenommen  werden  können.  Dieser  Plan  sollte 
insbesondere  die  Schlussfolgerungen  der  Tagung  des  Eu- 
ropäischen Rates  vom  4.  Februar  2011  dahingehend  be- 
rücksichtigen, dass  periphere  Energiemärkte  integriert 
werden  müssen. 


(18)  Für  die  Entwicklung  der  transeuropäischen  Netze  und 
ihre  effektive  Interoperabilität  ist  es  von  entscheidender 
Bedeutung,  die  operative  Koordinierung  der  Übertra- 
gungsnetzbetreiber sicherzustellen.  Um  in  diesem  Zusam- 
menhang einheitliche  Bedingungen  für  die  Umsetzung 
der  einschlägigen  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes vom  1  3.  Juli  2009  über  die  Netzzugangsbedingungen 
für  den  grenzüberschreitenden  Stromhandel  (')  zu  ge- 
währleisten, sollten  der  Kommission  Durchführungs- 
befugnisse übertragen  werden.  Diese  Befugnisse  sollten 
im  Einklang  mit  der  Verordnung  (EU)  Nr.  182/2011 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Feb- 
ruar 2011  zur  Festlegung  der  allgemeinen  Regeln  und 
Grundsätze,  nach  denen  die  Mitgliedstaaten  die  Wahrneh- 
mung der  Durchführungsbefugnisse  durch  die  Kommis- 
sion kontrollieren  (2),  ausgeübt  werden.  Das  Prüfverfahren 
sollte  für  den  Erlass  von  Leitlinien  für  die  Umsetzung  der 
operativen  Koordinierung  der  Übertragungsnetzbetreiber 
auf  Unionsebene  angewandt  werden,  weil  diese  Leitlinien 
generell  für  alle  Übertragungsnetzbetreiber  gelten  werden. 


(22)  Es  sollten  regionale  Gruppen  eingerichtet  werden,  die 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  vorschlagen  und 
überprüfen,  sodass  anschließend  regionale  Listen  der  Vor- 
haben von  gemeinsamem  Interesse  erstellt  werden  kön- 
nen. Um  einen  breiten  Konsens  sicherzustellen,  sollten 
diese  regionalen  Gruppen  für  eine  enge  Zusammenarbeit 
zwischen  den  Mitgliedstaaten,  nationalen  Regulierungs- 
behörden, Vorhabenträgern  und  maßgeblichen  betroffe- 
nen Kreisen  sorgen.  Die  Zusammenarbeit  sollte  soweit 
wie  möglich  auf  den  vorhandenen  Strukturen  zur  regio- 
nalen Zusammenarbeit  der  nationalen  Regulierungs- 
behörden und  der  Übertragungs-  bzw.  Fernleitungsnetz- 
betreiber sowie  auf  anderen  von  den  Mitgliedstaaten  und 
der  Kommission  geschaffenen  Strukturen  beruhen.  Bei 
dieser  Zusammenarbeit  sollten  die  nationalen  Regulie- 
rungsbehörden erforderlichenfalls  die  regionalen  Gruppen 
beraten,  unter  anderem  im  Hinblick  auf  die  Durchführ- 
barkeit der  regulatorischen  Aspekte  der  vorgeschlagenen 
Vorhaben  und  die  Durchführbarkeit  der  vorgeschlagenen 
Zeitpläne  für  die  Genehmigungen  durch  die  Regulie- 
rungsbehörden. 


(19)  Der  Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der  Energieregulie- 
rungsbehörden (im  Folgenden  „Agentur"),  die  durch  die 
Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  (3)  gegründet  wurde,  werden  wich- 
tige zusätzliche  Aufgaben  zugewiesen,  und  ihr  sollte  das 
Recht  eingeräumt  werden,  für  einige  dieser  zusätzlichen 
Aufgaben  Gebühren  zu  erheben. 


(20)  Nach  engen  Konsultationen  mit  allen  Mitgliedstaaten  und 
den  betroffenen  Kreisen  hat  die  Kommission  12  strategi- 
sche transeuropäische  Energieinfrastrukturprioritäten  er- 
mittelt, deren  Umsetzung  bis  2020  für  das  Erreichen 
der  Energie-  und  Klimapolitikziele  der  Union  unerlässlich 
ist.  Diese  Prioritäten  umfassen  verschiedene  geografische 
Regionen  oder  thematische  Gebiete  im  Bereich  der 
Stromübertragungs-,  Stromspeicher-,  Gasfernleitungs-, 
Gasspeicher-  und  Flüssiggas-  oder  Druckgasinfrastruktur, 
intelligenter  Netze,  Stromautobahnen,  der  Kohlendioxid- 
transportinfrastruktur und  der  Erdölinfrastruktur. 


(')  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  15 

(2)  ABl.  L  55  vom  28.2.2011,  S.  13. 

(3)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  1. 


(23)  Um  sicherzustellen,  dass  die  Unionsliste  der  Vorhaben 
von  gemeinsamem  Interesse  (im  Folgenden  „Unionsliste") 
auf  Vorhaben  beschränkt  ist,  die  den  größten  Beitrag  zur 
Realisierung  der  vorrangigen  strategischen  Energieinfra- 
strukturkorridore und  -gebiete  leisten,  sollte  die  Befugnis 
zur  Festlegung  und  Überprüfung  der  Unionsliste  der 
Kommission  gemäß  Artikel  290  AEUV  übertragen  wer- 
den, wobei  das  Recht  der  Mitgliedstaaten  gewahrt  wird, 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  ihr  Hoheits- 
gebiet betreffen,  zu  genehmigen.  Aus  der  Analyse  der 
Folgenabschätzung,  die  dem  Vorschlag,  der  zu  dieser  Ver- 
ordnung geführt  hat,  beigefügt  war,  geht  hervor,  dass  die 
Zahl  solcher  Vorhaben  im  Stromsektor  auf  etwa  100  und 
im  Gassektor  auf  50  geschätzt  wird.  Angesichts  dieser 
Schätzung  und  der  Notwendigkeit,  das  Erreichen  der 
Ziele  dieser  Verordnung  zu  gewährleisten,  sollte  die  Ge- 
samtzahl der  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 
überschaubar  bleiben  und  zu  bewältigen  sein  und  nicht 
erheblich  über  220  liegen.  Bei  der  Vorbereitung  und  Aus- 
arbeitung delegierter  Rechtsakte  sollte  die  Kommission 
gewährleisten,  dass  die  einschlägigen  Dokumente  dem 
Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  gleichzeitig,  recht- 
zeitig und  auf  angemessene  Weise  übermittelt  werden. 
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(24)  Alle  zwei  Jahre  sollte  eine  neue  Unionsliste  festgelegt 
werden.  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  abge- 
schlossen sind  oder  nicht  mehr  die  in  dieser  Liste  vor- 
gesehenen einschlägigen  Kriterien  und  Anforderungen  er- 
füllen, sollten  in  der  nächsten  Unionsliste  nicht  mehr 
aufgeführt  werden.  Daher  sollten  die  bestehenden  Vor- 
haben von  gemeinsamem  Interesse,  die  in  die  nächste 
Unionsliste  aufgenommen  werden  sollen,  dem  gleichen 
Auswahlverfahren  für  die  Erstellung  regionaler  Listen 
und  für  die  Erstellung  der  Unionsliste  unterliegen  wie 
vorgeschlagene  Vorhaben;  zu  beachten  ist  jedoch,  dass 
sich  der  dadurch  bedingte  Verwaltungsaufwand  nach 
Möglichkeit  auf  ein  Mindestmaß  beschränkt,  indem  z. 
B.  die  bereits  früher  übermittelten  Informationen  soweit 
wie  möglich  ausgewertet  und  die  Jahresberichte  der  Vor- 
habenträger herangezogen  werden. 


(25)  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  sollten  so  schnell 
wie  möglich  realisiert  und  sorgfältig  überwacht  und  eva- 
luiert  werden,  wobei  der  Verwaltungsaufwand  für  die 
Vorhabenträger  auf  ein  Mindestmaß  zu  beschränken  ist. 
Die  Kommission  sollte  für  Vorhaben  von  gemeinsamem 
Interesse,  bei  denen  es  besondere  Schwierigkeiten  gibt, 
europäische  Koordinatoren  benennen. 


(26)  Die  Genehmigungsverfahren  sollten  weder  zu  Verwal- 
tungsaufwand führen,  der  gemessen  an  der  Größe  oder 
der  Komplexität  eines  Vorhabens  unverhältnismäßig  ist, 
noch  Hindernisse  für  die  Entwicklung  der  transeuropäi- 
schen Netze  und  den  Marktzugang  schaffen.  In  den 
Schlussfolgerungen  der  Tagung  des  Rates  vom  19.  Februar 
2009  wurde  hervorgehoben,  dass  Investitionshindernisse 
ermittelt  und  beseitigt  werden  müssen,  auch  durch  die 
Straffung  der  Planungs-  und  Anhörungsverfahren.  Diese 
Schlussfolgerungen  erhielten  zusätzliches  Gewicht  durch 
die  Schlussfolgerungen  des  Europäischen  Rates  vom 
4.  Februar  2011,  in  denen  erneut  auf  die  Bedeutung 
der  Straffung  und  der  Verbesserung  der  Genehmigungs- 
verfahren unter  Beachtung  der  nationalen  Zuständigkei- 
ten hingewiesen  wurde. 


(27)  Die  Planung  und  Umsetzung  von  Infrastrukturvorhaben 
der  Union  von  gemeinsamem  Interesse  in  den  Bereichen 
Energie,  Verkehr  und  Telekommunikation  sollte  koor- 
diniert werden,  um  dort  Synergien  zu  erzeugen,  wo 
dies  insgesamt  in  wirtschaftlicher,  technischer,  umwelt- 
politischer und  raumplanerischer  Hinsicht  sowie  unter 
angemessener  Berücksichtigung  der  relevanten  Sicher- 
heitsaspekte sinnvoll  ist.  Auf  diese  Weise  könnte  bei 
der  Planung  der  verschiedenen  europäischen  Netze  der 
Integration  von  Verkehrs-,  Kommunikations-  und  Ener- 
gienetzen Vorrang  eingeräumt  werden,  damit  ein  mög- 
lichst geringer  Flächenverbrauch  sichergestellt  und  nach 
Möglichkeit  stets  auf  die  Wiederverwendung  bereits  be- 
stehender und/oder  stillgelegter  Trassen  zurückgegriffen 
wird,  um  sozioökonomische,  ökologische  und  finanzielle 
Belastungen  auf  ein  Mindestmaß  zu  beschränken. 


(28)  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  sollten  auf  natio- 
naler Ebene  einen  „Vorrangstatus"  erhalten,  um  eine  ra- 
sche verwaltungstechnische  Bearbeitung  sicherzustellen. 


Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  sollten  von  den 
zuständigen  Behörden  als  Vorhaben  betrachtet  werden, 
die  im  öffentlichen  Interesse  sind.  Für  Vorhaben  mit  ne- 
gativen Auswirkungen  auf  die  Umwelt  sollte  eine  Geneh- 
migung aus  Gründen  des  überwiegenden  öffentlichen  In- 
teresses erteilt  werden,  wenn  alle  Voraussetzungen  gemäß 
der  Richtlinie  92/43/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai  1992 
zur  Erhaltung  der  natürlichen  Lebensräume  sowie  der 
wildlebenden  Tiere  und  Pflanzen  (')  und  der  Richtlinie 
2000/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  23.  Oktober  2000  zur  Schaffung  eines  Ordnungs- 
rahmens für  Maßnahmen  der  Gemeinschaft  im  Bereich 
der  Wasserpolitik  (2)  erfüllt  sind. 


(29)  Die  Schaffung  einer  oder  mehrerer  zuständiger  Behörden, 
die  alle  Genehmigungsverfahren  zusammenführen  oder 
koordinieren  (im  Folgenden  „einzige  Anlaufstellen"), 
sollte  die  Komplexität  mindern,  die  Effizienz  und  Trans- 
parenz verbessern  und  zu  einer  besseren  Zusammen- 
arbeit zwischen  den  Mitgliedstaaten  beitragen.  Nach  ihrer 
Benennung  sollten  die  zuständigen  Behörden  so  rasch 
wie  möglich  ihre  Tätigkeit  aufnehmen. 


(30)  Obwohl  es  etablierte  Standards  für  die  Beteiligung  der 
Öffentlichkeit  an  ökologischen  Entscheidungsfindungs- 
verfahren  gibt,  sind  zusätzliche  Maßnahmen  erforderlich, 
um  für  alle  relevanten  Angelegenheiten  im  Genehmi- 
gungsverfahren für  Vorhaben  von  gemeinsamem  Inte- 
resse die  höchstmöglichen  Standards  in  Bezug  auf  Trans- 
parenz und  die  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  sicher- 
zustellen. 


(31)  Für  die  Harmonisierung  der  wichtigsten  Grundsätze  für 
die  Umweltverträglichkeitsprüfung,  auch  in  einem  grenz- 
überschreitenden Rahmen,  sollte  dadurch  gesorgt  werden, 
dass  die  Richtlinie  2011/92/EU  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  13.  Dezember  2011  über 
die  Umweltverträglichkeitsprüfung  bei  bestimmten  öf- 
fentlichen und  privaten  Projekten  (3),  gegebenenfalls  die 
Richtlinie  2001/42/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  27.  Juni  2001  über  die  Prüfung  der  Um- 
weltauswirkungen bestimmter  Pläne  und  Programme  (4), 
das  Übereinkommen  über  den  Zugang  zu  Informationen, 
die  Öffentlichkeitsbeteiligung  an  Entscheidungsverfahren 
und  den  Zugang  zu  Gerichten  in  Umweltangelegenheiten, 
unterzeichnet  in  Aarhus  am  25.  Juni  1998  (5)  (im  Fol- 
genden „Ubereinkommen  von  Aarhus")  und  das  Uberein- 
kommen von  Espoo  über  die  Umweltverträglichkeitsprü- 
fung im  grenzüberschreitenden  Rahmen  (im  Folgenden 
„Ubereinkommen  von  Espoo")  korrekt  und  koordiniert 
durchgeführt  werden.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  bei  Vor- 
haben von  gemeinsamem  Interesse  ihre  Prüfungen  ab- 
stimmen und,  soweit  möglich,  gemeinsame  Prüfungen 
vorsehen.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  ermutigt  werden, 
sich  über  bewährte  Verfahren  und  den  Aufbau  von  Ver- 
waltungskapazitäten im  Bereich  Genehmigungsverfahren 
auszutauschen. 


0  ABl.  L  206  vom  22.7.1992,  S.  7. 

(2)  ABl.  L  327  vom  22.12.2000,  S.  1 

(3)  ABl.  L  26  vom  28.1.2012,  S.  1. 

(4)  ABl.  L  197  vom  21.7.2001,  S.  30 

(5)  ABl.  L  124  vom  17.5.2005,  S.  4. 
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(32)  Wichtig  ist,  dass  die  Genehmigungsverfahren  gestrafft 
und  verbessert  werden,  wobei  die  nationalen  Zuständig- 
keiten und  Verfahren  im  Zusammenhang  mit  dem  Bau 
neuer  Infrastrukturen  so  weit  wie  möglich  berücksichtigt 
werden  sollten,  um  dem  Subsidiaritätsprinzip  gebührend 
Rechnung  zu  tragen.  Angesichts  der  Dringlichkeit,  die 
hinsichtlich  der  Entwicklung  der  Energieinfrastrukturen 
geboten  ist,  sollte  die  Vereinfachung  der  Genehmigungs- 
verfahren mit  einer  eindeutigen  Frist  für  die  Entscheidung 
der  jeweiligen  Behörden  über  den  Bau  des  Vorhabens 
einhergehen.  Diese  Frist  sollte  zu  einer  effizienteren  Fest- 
legung und  Handhabung  der  Verfahren  und  in  keinem 
Fall  zu  Abstrichen  bei  den  hohen  Standards  für  den  Um- 
weltschutz und  die  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  führen. 
Was  die  in  dieser  Verordnung  festgelegten  Höchstfristen 
anbelangt,  können  die  Mitgliedstaaten  gleichwohl  eine 
weitere  Verkürzung  dieser  Fristen  anstreben,  sofern  dies 
durchführbar  ist.  Die  zuständigen  Behörden  sollten  die 
Einhaltung  der  Fristen  sicherstellen,  und  die  Mitgliedstaa- 
ten sollten  dafür  Sorge  tragen,  dass  Rechtsmittel  gegen 
die  materiellrechtliche  oder  verfahrensrechtliche  Recht- 
mäßigkeit einer  umfassenden  Entscheidung  so  effizient 
wie  möglich  behandelt  werden. 

(33)  Soweit  die  Mitgliedstaaten  es  für  angebracht  halten,  kön- 
nen sie  Entscheidungen  in  die  umfassende  Entscheidung 
aufnehmen,  die  in  den  folgenden  Fällen  getroffen  wur- 
den: Verhandlungen  mit  Grundeigentümern  über  die  Ge- 
währung von  Zugang  zu  Grundstücken,  die  eigentums- 
rechtliche Übertragung  von  Grundstücken  und  die  Ge- 
währung des  Rechts  auf  Nutzung  von  Grundstücken; 
Raumplanung,  in  deren  Rahmen  die  allgemeine  Flächen- 
nutzung in  einem  bestimmten  Gebiet  festgelegt  wird,  die 
andere  Vorhaben  wie  Autobahnen,  Eisenbahnstrecken, 
Gebäude  und  Naturschutzgebiete  umfasst  und  die  nicht 
für  die  spezifischen  Zwecke  des  geplanten  Vorhabens 
durchgeführt  wird;  Erteilung  von  Betriebsgenehmigungen. 
Im  Rahmen  der  Genehmigungsverfahren  können  bei  ei- 
nem Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  dazugehörige 
Infrastrukturen  insoweit  einbezogen  werden,  als  sie  für 
den  Bau  und  das  Funktionieren  dieses  Vorhabens  wesent- 
lich sind. 

(34)  Diese  Verordnung,  insbesondere  die  Bestimmungen  über 
die  Genehmigungserteilung,  die  Beteiligung  der  Öffent- 
lichkeit und  die  Durchführung  von  Vorhaben  von  ge- 
meinsamem Interesse,  sollte  unbeschadet  des  Völker- 
und  Unionsrechts,  einschließlich  der  Bestimmungen 
zum  Schutz  der  Umwelt  und  der  menschlichen  Gesund- 
heit sowie  der  im  Rahmen  der  Gemeinsamen  Fischerei- 
und  Meerespolitik  erlassenen  Bestimmungen,  gelten. 

(3  5)  Die  Kosten  für  die  Entwicklung,  den  Bau,  den  Betrieb 
oder  die  Instandhaltung  eines  Vorhabens  von  gemein- 
samem Interesse  sollten  generell  vollständig  von  den  Nut- 
zern der  Infrastruktur  getragen  werden.  Vorhaben  von 
gemeinsamem  Interesse  sollten  für  eine  grenzüberschrei- 
tende Kostenaufteilung  in  Betracht  kommen,  wenn  eine 
Bewertung  der  Marktnachfrage  oder  der  erwarteten  Aus- 
wirkungen auf  die  Tarife  ergibt,  dass  die  Kosten  voraus- 
sichtlich nicht  durch  die  von  den  Nutzern  der  Infrastruk- 
tur entrichteten  Tarife  gedeckt  werden  können. 

(36)  Als  Grundlage  für  die  Erörterung  der  angemessenen  Kos- 
tenaufteilung sollte  die  Kosten-Nutzen-Analyse  eines  In- 
frastrukturvorhabens herangezogen  werden,  und  zwar  auf 


der  Basis  einer  harmonisierten  Methode  für  eine  energie- 
systemweite Analyse  im  Rahmen  der  Zehnjahresnetzent- 
wicklungspläne,  die  vom  Europäischen  Verbund  der 
Übertragungsnetzbetreiber  und  vom  Europäischen  Ver- 
bund der  Fernleitungsnetzbetreiber  gemäß  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  714/2009  und  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
715/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  1 3.  Juli  2009  über  die  Bedingungen  für  den  Zugang 
zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen  (')  erstellt  und  von  der 
Agentur  überprüft  werden.  Bei  dieser  Analyse  könnten 
Indikatoren  und  entsprechende  Referenzwerte  für  einen 
Vergleich  der  Investitionskosten  pro  Einheit  berücksich- 
tigt werden. 

(37)  In  einem  zunehmend  integrierten  Energiebinnenmarkt 
sind  klare  und  transparente  Regeln  für  die  grenzüber- 
schreitende Kostenaufteilung  erforderlich,  um  die  Investi- 
tionen in  grenzüberschreitende  Infrastrukturen  zu  be- 
schleunigen. Auf  der  Tagung  des  Europäischen  Rates 
vom  4.  Februar  2011  wurde  erneut  daran  erinnert,  dass 
ein  Regulierungsrahmen  gefördert  werden  muss,  der  In- 
vestitionen in  die  Netze  attraktiv  macht,  wobei  die  Tarife 
entsprechend  dem  Finanzierungsbedarf  und  der  angemes- 
senen Kostenaufteilung  bei  grenzüberschreitenden  Inves- 
titionen festgelegt  und  gleichzeitig  der  Wettbewerb  und 
die  Wettbewerbsfähigkeit  gesteigert  werden  und  den  Aus- 
wirkungen auf  die  Verbraucher  Rechnung  getragen  wird. 
Bei  den  Entscheidungen  über  die  grenzüberschreitende 
Kostenaufteilung  sollten  die  nationalen  Regulierungs- 
behörden dafür  sorgen,  dass  die  Verbraucher  durch  deren 
Auswirkungen  auf  die  nationalen  Tarife  nicht  unverhält- 
nismäßig belastet  werden.  Zudem  sollten  die  nationalen 
Regulierungsbehörden  die  Gefahr  der  doppelten  För- 
derung von  Vorhaben  vermeiden,  indem  sie  die  tatsäch- 
lichen oder  die  veranschlagten  Entgelte  und  Erlöse  be- 
rücksichtigen. Diese  Entgelte  und  Erlöse  sollten  nur  inso- 
weit berücksichtigt  werden,  als  sie  der  Deckung  der  be- 
treffenden Kosten  dienen,  und  so  weit  wie  möglich  mit 
den  Vorhaben  in  Verbindung  stehen.  Werden  bei  einem 
Investitionsantrag  die  Vorteile,  die  außerhalb  der  Grenzen 
der  betreffenden  Mitgliedstaaten  eintreten,  berücksichtigt, 
sollten  die  nationalen  Regulierungsbehörden  die  betref- 
fenden Übertragungs-  bzw.  Fernleitungsnetzbetreiber  zu 
den  Ergebnissen  der  vorhabensspezifischen  Kosten-Nut- 
zen-Analyse anhören. 

(38)  Das  bestehende  Recht  für  den  Energiebinnenmarkt 
schreibt  vor,  dass  Tarife  für  den  Zugang  zu  Gas-  und 
Stromnetzen  angemessene  Investitionsanreize  bieten.  Bei 
der  Anwendung  des  Rechts  für  den  Energiebinnenmarkt 
sollten  die  nationalen  Regulierungsbehörden  für  einen 
stabilen  und  berechenbaren  Regulierungsrahmen  mit  An- 
reizen für  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  sorgen, 
einschließlich  langfristiger  Anreize,  die  dem  besonderen 
Risikograd  des  jeweiligen  Vorhabens  entsprechen.  Dies 
gilt  insbesondere  für  innovative  Stromübertragungstech- 
nologien, die  eine  in  großem  Maßstab  erfolgende  Integra- 
tion erneuerbarer  Energien,  dezentraler  Energieressourcen 
oder  der  Laststeuerung  in  miteinander  verbundenen  Net- 
zen ermöglichen,  und  im  Gassektor  für  die  Gasfernlei- 
tungsinfrastruktur, die  dem  Markt  eine  größere  Kapazität 
oder  zusätzliche  Flexibilität  für  den  kurzfristigen  Handel 
oder  die  Reserveversorgung  bei  Versorgungsunterbre- 
chungen zur  Verfügung  stellt. 
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(39)  Diese  Verordnung  gilt  nur  für  die  Erteilung  von  Geneh- 
migungen für  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  im 
Sinne  dieser  Verordnung,  die  Beteiligung  der  Öffentlich- 
keit an  diesen  Vorhaben  und  deren  Regulierung.  Die  Mit- 
gliedstaaten können  unbeschadet  dessen  im  Rahmen  des 
Geltungsbereichs  dieser  Verordnung  in  ihrem  nationalen 
Recht  gleiche  oder  ähnliche  Regelungen  für  Vorhaben 
vorsehen,  die  keine  Vorhaben  von  gemeinsamem  Inte- 
resse sind.  Im  Zusammenhang  mit  den  Regulierungs- 
anreizen können  Mitgliedstaaten  in  ihrem  nationalen 
Recht  gleiche  oder  ähnliche  Regelungen  für  Vorhaben 
von  gemeinsamem  Interesse  vorsehen,  die  unter  die  Ka- 
tegorie Stromspeicheranlagen  fallen. 


(40)  Mitgliedstaaten,  die  im  Rahmen  von  Genehmigungsver- 
fahren zurzeit  keinen  national  höchstmöglichen  Status 
für  Energieinfrastrukturvorhaben  vorsehen,  sollten  die 
Einführung  eines  solchen  Status  in  Betracht  ziehen  und 
dabei  insbesondere  prüfen,  ob  hierdurch  eine  Beschleuni- 
gung der  Genehmigungsverfahren  bewirkt  würde. 


wichtig,  jede  Wettbewerbsverzerrung  zu  vermeiden,  ins- 
besondere zwischen  Vorhaben,  die  der  Verwirklichung 
ein  und  desselben  vorrangigen  Korridors  der  Union  die- 
nen. Durch  eine  solche  finanzielle  Unterstützung  sollten 
die  erforderlichen  Synergien  mit  den  Strukturfonds  si- 
chergestellt werden,  mit  denen  intelligente  Energievertei- 
lernetze von  lokaler  oder  regionaler  Bedeutung  finanziert 
werden.  Für  Investitionen  in  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  gilt  ein  dreistufiger  Ansatz.  Erstens: 
Marktinvestitionen  sollten  Vorrang  haben.  Zweitens: 
Werden  die  Investitionen  nicht  über  den  Markt  getätigt, 
sollten  Regulierungsmaßnahmen  geprüft  werden,  erfor- 
derlichenfalls sollte  der  einschlägige  Regulierungsrahmen 
angepasst  und  die  ordnungsgemäße  Anwendung  des  ein- 
schlägigen Regulierungsrahmens  sichergestellt  werden. 
Drittens:  Reichen  die  ersten  beiden  Schritte  nicht  aus, 
um  die  erforderlichen  Investitionen  für  Vorhaben  von 
gemeinsamem  Interesse  bereitzustellen,  kann  finanzielle 
Unterstützung  der  Union  gewährt  werden,  wenn  das  Vor- 
haben von  gemeinsamem  Interesse  die  anzuwendenden 
Auswahlkriterien  erfüllt. 


(41)  Das  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  663/2009  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  (')  geschaffene  Euro- 
päische Programm  zur  Konjunkturbelebung  (EEPR)  hat 
gezeigt,  dass  die  Mobilisierung  privater  Mittel  durch 
eine  erhebliche  finanzielle  Unterstützung  der  Union  zu 
einem  Mehrwert  führt  und  die  Durchführung  von  Vor- 
haben von  europäischer  Bedeutung  ermöglicht.  Auf  der 
Tagung  des  Europäischen  Rates  vom  4.  Februar  2011 
wurde  anerkannt,  dass  für  einige  Energieinfrastrukturvor- 
haben in  beschränktem  Ausmaß  eine  Finanzierung  aus 
öffentlichen  Mitteln  erforderlich  sein  kann,  damit  auch 
private  Mittel  mobilisiert  werden.  Vor  dem  Hintergrund 
der  Wirtschafts-  und  Finanzkrise  und  der  Haushalts- 
zwänge  sollte  im  Wege  des  nächsten  mehrjährigen  Fi- 
nanzrahmens eine  gezielte  Unterstützung  durch  Finanz- 
hilfen und  Finanzierungsinstrumente  konzipiert  werden, 
die  neue  Investoren  für  Investitionen  in  die  vorrangigen 
Energieinfrastrukturkorridore  und  -gebiete  anzieht  und 
gleichzeitig  den  Haushaltsbeitrag  der  Union  auf  ein  Mi- 
nimum beschränkt.  Bei  den  einschlägigen  Maßnahmen 
sollte  auf  Erfahrungen  aus  der  Pilotphase  der  Projekt- 
bonds zur  Finanzierung  von  Infrastrukturvorhaben  zu- 
rückgegriffen werden. 


(43)  Da  das  Ziel  dieser  Verordnung,  nämlich  die  Entwicklung 
und  die  Interoperabilität  transeuropäischer  Energienetze 
und  die  Anbindung  an  solche  Netze,  auf  Ebene  der  Mit- 
gliedstaaten nicht  ausreichend  verwirklicht  werden  kann 
und  daher  besser  auf  Unionsebene  zu  verwirklichen  ist, 
kann  die  Union  im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des 
Vertrags  über  die  Europäische  Union  niedergelegten  Sub- 
sidiaritätsprinzip  tätig  werden.  Entsprechend  dem  in 
demselben  Artikel  genannten  Grundsatz  der  Verhältnis- 
mäßigkeit geht  diese  Verordnung  nicht  über  das  für  die 
Erreichung  dieses  Ziels  erforderliche  Maß  hinaus. 


(44)  Die  Verordnungen  (EG)  Nr.  713/2009,  (EG)  Nr. 
714/2009  und  (EG)  Nr.  715/2009  sollten  daher  entspre- 
chend geändert  werden. 


(45)     Die  Entscheidung  Nr.  1364/2006/EG  ist  daher  aufzuhe- 
ben — 


(42)  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  in  den  Bereichen 
Strom,  Gas  und  Kohlendioxid  sollten  für  eine  finanzielle 
Unterstützung  der  Union  in  Form  von  Finanzhilfen  oder 
in  Form  von  innovativen  Finanzierungsinstrumenten  ge- 
mäß der  einschlägigen  Verordnung  zur  Schaffung  der 
Fazilität  „Connecting  Europe"  für  Studien  und  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  für  Arbeiten  zur  Auswahl  ste- 
hen, sobald  die  entsprechenden  Mittel  zur  Verfügung 
stehen.  Dadurch  wird  sichergestellt,  dass  eine  maß- 
geschneiderte Unterstützung  für  jene  Vorhaben  von  ge- 
meinsamem Interesse  bereitgestellt  werden  kann,  die  mit 
dem  bestehenden  Regulierungsrahmen  und  unter  den  ge- 
gebenen Marktbedingungen  nicht  tragfähig  sind.  Es  ist 
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HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

KAPITEL  I 
ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN 

Artikel  I 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

(1)  In  dieser  Verordnung  werden  Leitlinien  für  die  rechtzei- 
tige Entwicklung  und  Interoperabilität  vorrangiger  transeuropäi- 
scher Energieinfrastrukturkorridore  und  -gebiete,  die  in  Anhang 
I  aufgeführt  sind,  festgelegt  (im  Folgenden  „vorrangige  Energie- 
infrastrukturkorridore und  -gebiete"). 
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(2)      Diese  Verordnung: 


a)  behandelt  die  Identifizierung  von  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse,  die  für  die  Realisierung  von  vorrangigen 
Korridoren  und  Gebieten  erforderlich  sind  und  unter  die  in 
Anhang  II  aufgeführten  Energieinfrastrukturkategorien  für 
Strom,  Gas,  Erdöl  und  Kohlendioxid  fallen  (im  Folgenden 
„Energieinfrastrukturkategorien"); 


b)  erleichtert  die  rechtzeitige  Durchführung  von  Vorhaben  von 
gemeinsamem  Interesse  durch  die  Straffung,  engere  Koor- 
dinierung und  Beschleunigung  der  Genehmigungsverfahren 
und  durch  eine  größere  Beteiligung  der  Öffentlichkeit; 


c)  sieht  Regeln  und  Leitfäden  für  die  grenzüberschreitende  Kos- 
tenaufteilung und  für  risikobezogene  Anreize  für  Vorhaben 
von  gemeinsamem  Interesse  vor; 


d)  legt  die  Bedingungen  dafür,  dass  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  für  eine  finanzielle  Unterstützung  durch 
die  Union  in  Betracht  kommen,  fest. 


Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  zusätzlich  zu  den 
Begriffsbestimmungen  in  den  Richtlinien  2009/28/EG, 
2009/72/EG  und  2009/7  3/EG,  den  Verordnungen  (EG)  Nr. 
713/2009,  (EG)  Nr.  714/2009  und  (EG)  Nr.  715/2009  die 
folgenden  Begriffsbestimmungen: 


1.  „Energieinfrastruktur"  bezeichnet  jede  materielle  Ausrüstung 
oder  Anlage,  die  unter  die  Energieinfrastrukturkategorien 
fällt  und  sich  in  der  Union  befindet  oder  die  Union  mit 
einem  oder  mehr  als  einem  Drittland  verbindet; 


2.  „umfassende  Entscheidung"  bezeichnet  die  von  einer  Be- 
hörde oder  mehreren  Behörden  eines  Mitgliedstaats  —  au- 
ßer Gerichten  —  getroffene  Entscheidung  oder  Reihe  von 
Entscheidungen  darüber,  ob  einem  Vorhabenträger  die  Ge- 
nehmigung für  den  Bau  der  Energieinfrastruktur  für  ein 
Vorhaben  erteilt  wird,  unbeschadet  etwaiger  Entscheidun- 
gen, die  in  einem  Rechtsbehelfsverfahren  vor  Verwaltungs- 
behörden getroffen  werden; 


3.  „Vorhaben"  bezeichnet  eine  oder  mehrere  Leitungen,  Rohr- 
leitungen, Einrichtungen,  Ausrüstungen  oder  Anlagen,  die 
unter  die  Infrastrukturkategorien  fallen; 


4.  „Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse"  bezeichnet  ein 
Vorhaben,  das  für  die  Realisierung  der  in  Anhang  I  auf- 
geführten vorrangigen  Energieinfrastrukturkorridore 
und  -gebiete  erforderlich  ist  und  das  Bestandteil  der  in 
Artikel  3  genannten  Unionsliste  der  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  ist; 


5.  „Energieinfrastrukturengpass"  bezeichnet  die  Beeinträchti- 
gung der  Lastflüsse  in  einem  Energiesystem  aufgrund  un- 
zureichender Übertragungskapazitäten,  die  unter  anderem 
auf  nicht  vorhandene  Infrastrukturen  zurückzuführen  sind; 


6.    „Vorhabenträger"  bezeichnet 


a)  einen  Übertragungs-  bzw.  Fernleitungsnetzbetreiber  oder 
Verteilernetzbetreiber  oder  sonstigen  Betreiber  oder  In- 
vestor, der  ein  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 
entwickelt  oder 


b)  im  Falle  mehrerer  Übertragungs-  bzw.  Fernleitungsnetz- 
betreiber, Verteilernetzbetreiber,  sonstiger  Betreiber,  In- 
vestoren oder  einer  Gruppe  dieser  Akteure,  diejenige 
Einrichtung  mit  Rechtspersönlichkeit  nach  dem  gelten- 
dem nationalen  Recht,  die  durch  eine  vertragliche  Ver- 
einbarung zwischen  ihnen  benannt  wurde  und  die  be- 
fugt ist,  im  Namen  der  Parteien  der  vertraglichen  Ver- 
einbarung rechtliche  Verpflichtungen  einzugehen  und 
für  sie  die  finanzielle  Haftung  zu  übernehmen; 


7.  „intelligentes  Stromnetz"  bezeichnet  ein  Stromnetz,  das  auf 
kosteneffiziente  Weise  das  Verhalten  und  die  Handlungen 
aller  daran  angeschlossenen  Nutzer  —  einschließlich  Erzeu- 
ger, Verbraucher  und  Akteure,  die  sowohl  Erzeuger  als  auch 
Verbraucher  sind  —  integrieren  kann,  damit  ein  wirtschaft- 
lich effizientes  und  nachhaltiges  Stromnetz  mit  geringen 
Verlusten,  hoher  Qualität,  großer  Versorgungssicherheit 
und  hoher  technischer  Sicherheit  gewährleistet  wird; 


8.  „Arbeiten"  bezeichnet  den  Erwerb,  die  Lieferung  und  den 
Einsatz  von  Komponenten,  Systemen  und  Dienstleistungen, 
einschließlich  Software,  die  Durchführung  der  ein  Vorhaben 
betreffenden  Entwicklungs-,  Bau-  und  Herstellungstätigkei- 
ten, die  Bauabnahme  und  die  Inbetriebnahme  eines  Vor- 
habens; 


9.  „Studien"  bezeichnen  die  zur  Vorbereitung  der  Durchfüh- 
rung eines  Vorhabens  erforderlichen  Tätigkeiten,  wie  Vor- 
studien, Durchführbarkeits-,  Evaluierungs-,  Prüf-  und  Vali- 
dierungsstudien, einschließlich  Software,  und  jede  andere 
technische  Unterstützungsmaßnahme,  einschließlich  der 
Vorarbeiten  zur  Festlegung  und  Entwicklung  eines  Vor- 
habens und  für  die  Entscheidungen  über  die  Finanzierung, 
wie  etwa  Erkundung  der  betreffenden  Standorte  und  Vor- 
bereitung des  Finanzierungspakets; 


10.  „nationale  Regulierungsbehörde"  bezeichnet  eine  nationale 
Regulierungsbehörde,  die  gemäß  Artikel  35  Absatz  1  der 
Richtlinie  2009/72/EG  oder  gemäß  Artikel  39  Absatz  1  der 
Richtlinie  2009/73/EG  benannt  wird; 


11.  „Inbetriebnahme"  bezeichnet  den  Vorgang,  bei  dem  ein 
Vorhaben  nach  seiner  Fertigstellung  in  Betrieb  genommen 
wird. 
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KAPITEL  II 

VORHABEN  VON  GEMEINSAMEM  INTERESSE 

Artikel  3 

Unionsliste  der  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 

(1)  In  dieser  Verordnung  werden  zwölf  regionale  Gruppen 
(im  Folgenden  „Gruppen")  im  Sinne  von  Anhang  III  Nummer 
1  festgelegt.  Die  Mitgliedschaft  in  jeder  Gruppe  beruht  auf  dem 
jeweiligen  vorrangigen  Korridor,  dem  jeweiligen  vorrangigen 
Gebiet  und  dem  jeweils  dazugehörigen  geografischen  Gebiet 
gemäß  Anhang  I.  In  den  Gruppen  verfügen  nur  die  Mitglied- 
staaten und  die  Kommission  über  Entscheidungsbefugnisse  und 
werden  als  Entscheidungsgremium  der  Gruppen  bezeichnet. 


(2)  Jede  Gruppe  erlässt  unter  Beachtung  der  in  Anhang  III 
festgelegten  Bedingungen  ihre  eigene  Geschäftsordnung. 


(3)  Das  Entscheidungsgremium  jeder  Gruppe  beschließt  eine 
regionale  Liste  der  vorgeschlagenen  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse,  die  gemäß  dem  in  Anhang  III  Nummer  2 
beschriebenen  Verfahren  anhand  des  Beitrags  eines  jeden  Vor- 
habens zur  Realisierung  der  vorrangigen  Energieinfrastrukt- 
urkorridore und  -gebiete  und  anhand  deren  Einhaltung  der  in 
Artikel  4  festgelegten  Kriterien  erstellt  wird. 


Wenn  eine  Gruppe  ihre  regionale  Liste  erstellt, 


a)  bedarf  jeder  einzelne  Vorschlag  für  ein  Vorhaben  von  ge- 
meinsamem Interesse  der  Genehmigung  durch  die  Mitglied- 
staaten, deren  Hoheitsgebiet  das  Vorhaben  betrifft;  beschließt 
ein  Mitgliedstaat,  diese  Genehmigung  nicht  zu  erteilen,  legt 
er  der  betreffenden  Gruppe  eine  angemessene  Begründung 
hierfür  vor; 


b)  berücksichtigt  sie  die  Empfehlungen  der  Kommission,  die 
darauf  abzielen,  dass  die  Gesamtzahl  an  Vorhaben  von  ge- 
meinsamem Interesse  überschaubar  bleibt  und  bewältigt  wer- 
den kann. 


(4)  Vorbehaltlich  des  Artikels  172  Absatz  2  AEUV  wird  der 
Kommission  die  Befugnis  übertragen,  gemäß  Artikel  16  in  Be- 
zug auf  die  Erstellung  einer  Unionsliste  der  Vorhaben  von  ge- 
meinsamem Interesse  (im  Folgenden  „Unionsliste"),  delegierte 
Rechtsakte  zu  erlassen.  Die  Unionsliste  wird  dieser  Verordnung 
in  Form  eines  Anhangs  beigefügt. 


Bei  der  Ausübung  ihrer  Befugnisse  stellt  die  Kommission  sicher, 
dass  die  Unionsliste  alle  zwei  Jahre  auf  der  Grundlage  der  von 
den  Entscheidungsgremien  der  Gruppen  gemäß  Anhang  III 
Nummer  1  Absatz  2  beschlossenen  regionalen  Listen  und 
nach  dem  in  Absatz  3  dieses  Artikels  festgelegten  Verfahrens 
erstellt  wird. 


Die  erste  Unionsliste  wird  bis  zum  30.  September  2013  ver- 
abschiedet. 


(5)  Bei  der  Annahme  der  Unionsliste  auf  der  Grundlage  der 
regionalen  Listen 

a)  stellt  die  Kommission  sicher,  dass  nur  solche  Vorhaben  auf- 
genommen werden,  die  die  Kriterien  gemäß  Artikel  4  erfül- 
len; 

b)  stellt  die  Kommission  die  überregionale  Kohärenz  sicher  und 
berücksichtigt  dabei  die  Stellungnahme  der  Agentur  gemäß 
Anhang  III  Nummer  2  Absatz  12; 

c)  berücksichtigt  die  Kommission  die  Stellungnahmen  der  Mit- 
gliedstaaten gemäß  Anhang  III  Nummer  2  Absatz  9  und 

d)  ist  die  Kommission  bestrebt,  dass  die  Gesamtzahl  an  Vor- 
haben von  gemeinsamem  Interesse  auf  der  Unionsliste  über- 
schaubar bleibt  und  bewältigt  werden  kann. 

(6)  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  in  die  Unions- 
liste gemäß  Absatz  4  dieses  Artikels  aufgenommen  sind,  werden 
zu  einem  festen  Bestandteil  der  entsprechenden  regionalen  In- 
vestitionspläne nach  Artikel  12  der  Verordnungen  (EG)  Nr. 
714/2009  und  (EG)  Nr.  715/2009  sowie  der  entsprechenden 
nationalen  Zehnjahresnetzentwicklungspläne  nach  Artikel  22 
der  Richtlinien  2009/72/EG  und  2009/7  3/EG  und  gegebenen- 
falls anderer  betroffener  nationaler  Infrastrukturpläne.  Diese 
Vorhaben  erhalten  innerhalb  dieser  Pläne  die  höchstmögliche 
Priorität. 

Artikel  4 

Kriterien  für  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 

(1)  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  erfüllen  die  fol- 
genden allgemeinen  Kriterien: 

a)  Das  Vorhaben  ist  für  mindestens  einen  bzw.  eines  der  vor- 
rangigen Energieinfrastrukturkorridore  und  -gebiete  erforder- 
lich; 

b)  der  potenzielle  Gesamtnutzen  des  anhand  der  in  Absatz  2 
aufgeführten  jeweiligen  spezifischen  Kriterien  bewerteten 
Vorhabens  übersteigt,  auch  langfristig,  seine  Kosten  und 

c)  das  Vorhaben  erfüllt  eines  der  nachfolgenden  Kriterien: 

i)  es  sind  mindestens  zwei  Mitgliedstaaten  dadurch  beteiligt, 
dass  es  die  Grenze  zweier  oder  mehrerer  Mitgliedstaaten 
direkt  quert, 

ii)  es  befindet  sich  im  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  und 
hat  erhebliche  grenzüberschreitende  Auswirkungen  im 
Sinne  von  Anhang  IV  Nummer  1, 

iii)  es  quert  die  Grenze  von  mindestens  einem  Mitgliedstaat 
und  einem  Staat  des  Europäischen  Wirtschaftsraums. 

(2)  Für  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  innerhalb  von 
spezifischen  Energieinfrastrukturkategorien  gelten  die  folgenden 
spezifischen  Kriterien: 
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a)  bei  Stromübertragungs-  und  -speichervorhaben,  die  unter  die 
in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstaben  a  bis  d  genannten 
Energieinfrastrukturkategorien  fallen,  trägt  das  Vorhaben  er- 
heblich zu  mindestens  einem  der  folgenden  spezifischen  Kri- 
terien bei: 


ii)  Effizienz  und  Interoperabilität  der  Stromübertragung  und 
-Verteilung  im  täglichen  Netzbetrieb, 


iii)  Netzsicherheit,  Systemsteuerung  und  Qualität  der  Versor- 
gung, 


i)  Marktintegration,  unter  anderem  durch  die  Beseitigung 
der  Isolation  mindestens  eines  Mitgliedstaats  und  die  Ver- 
ringerung der  Energieinfrastrukturengpässe;  Wettbewerb 
und  Systemflexibilität, 


iv)  optimierte  Planung  künftiger  kosteneffizienter  Netzinves- 
titionen, 


ii)  Nachhaltigkeit,  unter  anderem  durch  die  Einspeisung  er- 
neuerbarer Energie  in  das  Netz  und  die  Übertragung  von 
erneuerbar  erzeugtem  Strom  zu  großen  Verbrauchszen- 
tren und  Speicheranlagen, 


v)  Funktionieren  des  Markts  und  Kundenbetreuung, 


vi)  Beteiligung  der  Nutzer  an  der  Steuerung  ihrer  Energienut- 
zung; 


iii)  Versorgungssicherheit,  unter  anderem  durch  Interopera- 
bilität, angemessene  Verbindungen  und  einen  sicheren 
und  zuverlässigen  Netzbetrieb; 


d)  bei  Erdöltransportvorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Num- 
mer 3  genannten  Energieinfrastrukturkategorien  fallen,  trägt 
das  Vorhaben  erheblich  zu  allen  der  folgenden  spezifischen 
Kriterien  bei: 


b)  bei  Gasvorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  2 
genannten  Energieinfrastrukturkategorien  fallen,  trägt  das 
Vorhaben  erheblich  zu  mindestens  einem  der  folgenden  spe- 
zifischen Kriterien  bei: 


i)  Versorgungssicherheit  zur  Verringerung  der  Abhängigkeit 
von  einer  einzigen  Versorgungsquelle  oder  Versorgungs- 
route, 


i)  Marktintegration,  unter  anderem  durch  die  Beseitigung 
der  Isolation  mindestens  eines  Mitgliedstaats  und  die  Ver- 
ringerung der  Energieinfrastrukturengpässe,  Interoperabi- 
lität und  Systemflexibilität, 


ii)  Versorgungssicherheit,  unter  anderem  durch  angemes- 
sene Verbindungen  und  die  Diversifizierung  der  Versor- 
gungsquellen, Lieferanten  und  Versorgungswege, 


iii)  Wettbewerb,  unter  anderem  durch  die  Diversifizierung 
der  Versorgungsquellen,  Lieferanten  und  Versorgungs- 
wege, 


iv)  Nachhaltigkeit,  unter  anderem  durch  die  Reduzierung 
von  Emissionen,  die  Förderung  der  Erzeugung  ungleich- 
mäßig zur  Verfügung  stehender  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  und  die  verstärkte  Nutzung  von  Gas  aus  erneuer- 
baren Quellen; 


c)  bei  Vorhaben  für  intelligente  Stromnetze,  die  unter  die  in 
Anhang  II  Nummer  1  Buchstabe  e  genannten  Energieinfra- 
strukturkategorien fallen,  trägt  das  Vorhaben  erheblich  zu 
allen  der  folgenden  spezifischen  Kriterien  bei: 


ii)  effiziente   und   nachhaltige   Nutzung   von  Ressourcen 
durch  die  Verminderung  von  Umweltrisiken, 


iii)  Interoperabilität; 


e)  bei  Kohlendioxidtransportvorhaben,  die  unter  die  in  Anhang 
II  Nummer  4  genannten  Energieinfrastrukturkategorien  fal- 
len, trägt  das  Vorhaben  erheblich  zu  allen  der  folgenden 
spezifischen  Kriterien  bei: 


i)  Vermeidung  von   Kohlendioxidemissionen  unter  Auf- 
rechterhaltung der  Energieversorgungssicherheit, 


ii)  Stärkung  der  Belastbarkeit  und  der  Sicherheit  des  Kohlen- 
dioxidtransports, 


iii)  effiziente  Ressourcennutzung  dadurch,  dass  die  Verbin- 
dung vieler  Kohlendioxidquellen  und  -Speicheranlagen 
über  eine  gemeinsame  Infrastruktur  ermöglicht  wird  so- 
wie die  Umweltbelastung  und  Umweltrisiken  minimiert 
werden. 


i)  Einbeziehung  und  Beteiligung  von  Netznutzern  mit 
neuen  technischen  Anforderungen  an  ihre  Stromversor- 
gung und  Stromnachfrage, 


(3)  Bei  Vorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummern  1  bis 
3  genannten  Energieinfrastrukturkategorien  fallen,  werden  die  in 
diesem  Artikel  aufgeführten  Kriterien  nach  den  Indikatoren  in 
Anhang  IV  Nummern  2  bis  5  bewertet. 
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(4)  Um  die  Prüfung  aller  Vorhaben  zu  ermöglichen,  die  als 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  in  Betracht  kommen  und 
in  eine  regionale  Liste  aufgenommen  werden  könnten,  bewertet 
jede  Gruppe  den  Beitrag  des  Vorhabens  zur  Umsetzung  dessel- 
ben vorrangigen  Korridors  oder  Gebiets  in  transparenter  und 
objektiver  Weise.  Jede  Gruppe  bestimmt  ihre  Bewertungs- 
methode auf  der  Grundlage  des  aggregierten  Beitrags  zu  den 
Kriterien  gemäß  Absatz  2;  bei  dieser  Bewertung  werden  die 
Vorhaben  für  den  internen  Gebrauch  der  Gruppe  in  eine  Rang- 
folge gebracht.  Weder  enthalten  die  regionale  Liste  noch  die 
Unionsliste  eine  Rangfolge  noch  darf  die  Rangfolge  anschlie- 
ßend für  andere  Zwecke  verwendet  werden,  außer  in  den  in 
Anhang  III  Nummer  2  Absatz  14  beschriebenen  Fällen. 

Bei  der  Bewertung  von  Vorhaben  berücksichtigt  jede  Gruppe 
außerdem  gebührend  folgende  Aspekte: 

a)  die  Dringlichkeit  eines  jeden  vorgeschlagenen  Vorhabens  im 
Hinblick  auf  die  Erfüllung  der  energiepolitischen  Unionsziele 
der  Marktintegration,  unter  anderem  durch  die  Beseitigung 
der  Isolation  mindestens  eines  Mitgliedstaats,  und  des  Wett- 
bewerbs, der  Nachhaltigkeit  und  der  Versorgungssicherheit; 

b)  die  Zahl  der  von  jedem  Vorhaben  betroffenen  Mitgliedstaa- 
ten, wobei  gleiche  Chancen  für  Vorhaben,  die  Mitgliedstaaten 
in  Randlage  betreffen,  sicherzustellen  sind: 

c)  den  Beitrag  jedes  Vorhabens  zur  territorialen  Kohäsion  und 

d)  die  Frage,  inwieweit  das  Vorhaben  andere  vorgeschlagene 
Vorhaben  ergänzt. 

Bei  Vorhaben  im  Bereich  der  intelligenten  Netze,  die  unter  die 
in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstabe  e  genannte  Energieinfra- 
strukturkategorie fallen,  wird  jeweils  eine  Rangfolge  für  die  Vor- 
haben vorgenommen,  die  dieselben  beiden  Mitgliedstaaten  be- 
treffen; außerdem  sind  die  Zahl  der  vom  Vorhaben  betroffenen 
Nutzer,  der  jährliche  Energieverbrauch  und  der  Anteil  der  Er- 
zeugung aus  nichtregelbaren  Energiequellen  in  dem  von  diesen 
Nutzern  erfassten  Gebiet  angemessen  zu  berücksichtigen. 

Artikel  5 

Durchführung  und  Überwachung 

(1)  Vorhabenträger  erstellen  einen  Durchführungsplan  für 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  der  einen  Zeitplan  für 
jeden  der  folgenden  Punkte  enthält: 

a)  Machbarkeits-  und  Auslegungsstudien, 

b)  die  Genehmigung  durch  die  nationale  Regulierungsbehörde 
oder  jede  andere  betroffene  Behörde, 

c)  den  Bau  und  die  Inbetriebnahme, 

d)  den  Genehmigungsplan  gemäß  Artikel  10  Absatz  4  Buch- 
stabe b. 


(2)  Übertragungsnetzbetreiber,  Fernleitungsnetzbetreiber,  Ver- 
teilernetzbetreiber und  sonstige  Betreiber  arbeiten  zusammen, 
um  die  Entwicklung  von  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 
in  ihrem  Gebiet  zu  ermöglichen. 


(3)  Die  Agentur  und  die  betreffenden  Gruppen  überwachen 
die  bei  der  Durchführung  der  Vorhaben  von  gemeinsamem 
Interesse  erzielten  Fortschritte  und  geben  erforderlichenfalls 
Empfehlungen  ab,  um  die  Durchführung  der  Vorhaben  von 
gemeinsamem  Interesse  zu  erleichtern.  Die  Gruppen  können 
die  Bereitstellung  zusätzlicher  Informationen  gemäß  den  Absät- 
zen 4,  5  und  6  anfordern,  Sitzungen  mit  den  relevanten  Par- 
teien einberufen  und  die  Kommission  ersuchen,  die  bereitgestell- 
ten Informationen  vor  Ort  zu  überprüfen. 


(4)  Bis  zum  31.  März  jedes  Jahres,  das  dem  Jahr,  in  dem  ein 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  gemäß  Artikel  3  in  die 
Unionsliste  aufgenommen  wurde,  folgt,  legen  die  Vorhabenträ- 
ger für  jedes  Vorhaben,  das  unter  die  in  Anhang  II  Nummern  1 
und  2  genannten  Kategorien  fällt,  der  in  Artikel  8  genannten 
zuständigen  Behörde  und  entweder  der  Agentur,  oder  für  Vor- 
haben, die  unter  die  in  Anhang  II  Nummern  3  bis  4  genannten 
Kategorien  fallen,  der  jeweiligen  Gruppe  einen  Jahresbericht  vor. 
Anzugeben  sind  in  diesem  Bericht 


a)  die  Fortschritte,  die  bei  der  Entwicklung,  dem  Bau  und  der 
Inbetriebnahme  des  Vorhabens  erzielt  wurden,  insbesondere 
hinsichtlich  der  Genehmigungs-  und  Anhörungsverfahren; 


b)  gegebenenfalls  Verzögerungen  gegenüber  dem  Durchfüh- 
rungsplan, deren  Gründe  und  die  Einzelheiten  der  sonstigen 
aufgetretenen  Schwierigkeiten; 


c)  gegebenenfalls  ein  überarbeiteter  Plan,  der  die  Bewältigung 
der  Verzögerungen  zum  Ziel  hat. 


(5)  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Erhalt  der  in  Absatz  4 
dieses  Artikels  genannten  Jahresberichte  übermittelt  die  Agentur 
den  Gruppen  einen  konsolidierten  Bericht  für  die  Vorhaben  von 
gemeinsamem  Interesse,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummern  1 
und  2  genannten  Kategorien  fallen,  in  dem  die  erzielten  Fort- 
schritte bewertet  und  gegebenenfalls  Empfehlungen  für  die  Be- 
wältigung der  aufgetretenen  Verzögerungen  und  Schwierigkeiten 
gegeben  werden.  In  diesem  konsolidierten  Bericht  wird  gemäß 
Artikel  6  Absätze  8  und  9  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009 
auch  die  konsequente  Umsetzung  der  unionsweiten  Netzent- 
wicklungspläne im  Hinblick  auf  die  vorrangigen  Energieinfra- 
strukturkorridore und  -gebiete  bewertet. 


(6)  Die  betroffenen  zuständigen  Behörden  gemäß  Artikel  8 
erstatten  jedes  Jahr  der  jeweiligen  Gruppe  Bericht  über  Fort- 
schritte und  gegebenenfalls  über  Verzögerungen  bei  der  Durch- 
führung von  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  in  ihrem 
jeweiligen  Hoheitsgebiet  in  Bezug  auf  die  Genehmigungsverfah- 
ren und  über  die  Gründe  für  diese  Verzögerungen. 
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(7)  Tritt  bei  der  Inbetriebnahme  eines  Vorhabens  von  ge- 
meinsamem Interesse  eine  Verzögerung  gegenüber  dem  Durch- 
führungsplan auf,  die  nicht  auf  zwingenden  Gründen  außerhalb 
des  Einflusses  des  Vorhabenträgers  beruht, 

a)  stellen  die  nationalen  Regulierungsbehörden  sicher,  dass  die 
Investition  durchgeführt  wird,  falls  die  Maßnahmen  nach 
Artikel  22  Absatz  7  Buchstabe  a,  b  oder  c  der  Richtlinien 
2009/72/EG  und  2009/73/EG  gemäß  dem  jeweiligen  ein- 
schlägigen nationalen  Recht  anwendbar  sind; 

b)  wählt  der  Vorhabenträger  des  betreffenden  Vorhabens  eine 
dritte  Partei  aus,  die  das  Vorhaben  gänzlich  oder  teilweise 
finanziert  oder  baut,  falls  die  Maßnahmen  der  nationalen 
Regulierungsbehörden  gemäß  Buchstabe  a  nicht  anwendbar 
sind;  der  Vorhabenträger  trifft  diese  Wahl,  bevor  die  Ver- 
zögerung, gemessen  an  dem  im  Durchführungsplan  fest- 
gelegten Datum  der  Inbetriebnahme,  zwei  Jahre  überschrei- 
tet; 

c)  kann  der  Mitgliedstaat  oder  —  sofern  er  das  so  vorgesehen 
hat  —  die  nationale  Regulierungsbehörde  innerhalb  von  zwei 
Monaten  nach  dem  Auslaufen  der  in  Buchstabe  b  genannten 
Frist  zur  Finanzierung  oder  zum  Bau  des  Vorhabens  eine 
dritte  Partei,  die  der  Vorhabenträger  akzeptieren  muss,  be- 
nennen, falls  keine  dritte  Partei  gemäß  Buchstabe  b  gewählt 
wird; 

d)  kann  die  Kommission  vorbehaltlich  der  Zustimmung  der 
betroffenen  Mitgliedstaaten  und  im  vollständigen  Einverneh- 
men mit  diesen  eine  Aufforderung  zur  Einreichung  von  Vor- 
schlägen veröffentlichen,  die  jedem  Dritten,  der  in  der  Lage 
ist,  als  Vorhabenträger  tätig  zu  werden,  offensteht,  um  das 
Vorhaben  nach  einem  vereinbarten  Zeitplan  zu  bauen,  falls 
die  Verzögerung,  gemessen  an  dem  im  Umsetzungsplan  fest- 
gelegten Datum  der  Inbetriebnahme,  zwei  Jahre  und  zwei 
Monate  überschreitet; 

e)  stellt  der  Netzbetreiber,  in  dessen  Gebiet  die  Investition  an- 
gesiedelt ist,  falls  Buchstabe  c  oder  d  zur  Anwendung  kom- 
men, den  realisierenden  Betreibern  oder  Investoren  oder  der 
dritten  Partei  alle  für  die  Realisierung  der  Investition  erfor- 
derlichen Informationen  zur  Verfügung,  verbindet  neue  An- 
lagen mit  dem  Ubertragungs-  bzw.  Fernleitungsnetz  und  be- 
müht sich  nach  besten  Kräften,  die  Durchführung  der  Inves- 
tition zu  unterstützen  sowie  für  Sicherheit,  Zuverlässigkeit 
und  Effizienz  beim  Betrieb  und  bei  der  Instandhaltung  des 
Vorhabens  von  gemeinsamem  Interesse  zu  sorgen. 

(8)  Ein  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  kann  von  der 
Unionsliste  nach  dem  in  Artikel  3  Absatz  4  festgelegten  Ver- 
fahren entfernt  werden,  wenn  seine  Aufnahme  in  diese  Liste  auf 
fehlerhaften  Informationen  beruhte,  die  ein  ausschlaggebender 
Faktor  für  diese  Aufnahme  waren,  oder  das  Vorhaben  nicht  mit 
dem  Unionsrecht  in  Einklang  steht. 

(9)  Vorhaben,  die  sich  nicht  mehr  auf  der  Unionsliste  befin- 
den, verlieren  alle  Rechte  und  Pflichten,  die  mit  dem  Status  als 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  verbunden  sind  und  sich 
aus  dieser  Verordnung  ergeben. 


Allerdings  bleiben  bei  einem  Vorhaben,  das  zwar  nicht  mehr 
länger  in  der  Unionsliste  aufgeführt  ist,  für  das  aber  ein  Geneh- 
migungsantrag von  der  zuständigen  Behörde  zur  Prüfung  an- 
genommen wurde,  die  Rechte  und  Pflichten  nach  Kapitel  III 
bestehen,  es  sei  denn,  das  Vorhaben  befindet  sich  aus  den  in 
Absatz  8  genannten  Gründen  nicht  mehr  auf  der  Liste. 

(10)  Dieser  Artikel  berührt  nicht  etwaige  finanzielle  Unter- 
stützung der  Union,  die  einem  Vorhaben  von  gemeinsamem 
Interesse  vor  der  Entscheidung  über  seine  Entfernung  von  der 
Unionsliste  gewährt  wurde. 

Artikel  6 
Europäische  Koordinatoren 

(1)  Treten  bei  einem  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 
erhebliche  Durchführungsschwierigkeiten  auf,  kann  die  Kom- 
mission im  Einvernehmen  mit  den  betroffenen  Mitgliedstaaten 
für  einen  Zeitraum  von  bis  zu  einem  Jahr,  der  zweimal  ver- 
längerbar ist,  einen  europäischen  Koordinator  benennen. 

(2)  Der  europäische  Koordinator 

a)  fördert  die  Vorhaben,  für  die  er  zum  europäischen  Koor- 
dinator bestellt  wurde,  sowie  den  grenzüberschreitenden  Dia- 
log zwischen  den  Vorhaben  trägem  und  allen  betroffenen 
Kreisen; 

b)  unterstützt  soweit  erforderlich  alle  Parteien  bei  der  Anhö- 
rung der  betroffenen  Kreise  und  beim  Erhalt  der  für  die 
Vorhaben  erforderlichen  Genehmigungen; 

c)  berät  gegebenenfalls  die  Vorhabenträger  bei  der  Finanzierung 
des  Vorhabens; 

d)  stellt  eine  angemessene  Unterstützung  und  strategische  Lei- 
tung durch  die  betroffenen  Mitgliedstaaten  für  die  Vorberei- 
tung und  Durchführung  der  Vorhaben  sicher; 

e)  legt  jährlich  und  gegebenenfalls  nach  Ablauf  seiner  Amtszeit 
einen  Bericht  an  die  Kommission  über  die  Fortschritte  bei 
den  Vorhaben  und  über  etwaige  Schwierigkeiten  und  Hinder- 
nisse, die  voraussichtlich  zu  einer  erheblichen  Verzögerung 
bei  der  Inbetriebnahme  des  Vorhabens  bzw.  der  Vorhaben 
führen,  vor.  Die  Kommission  leitet  den  Bericht  an  das  Euro- 
päische Parlament  und  an  die  betroffenen  Gruppen  weiter. 

(3)  Der  europäische  Koordinator  wird  aufgrund  seiner  Erfah- 
rung mit  den  spezifischen  Aufgaben,  mit  denen  er  im  Zusam- 
menhang mit  den  jeweiligen  Vorhaben  betraut  wird,  ausgewählt. 

(4)  In  dem  Beschluss  zur  Benennung  des  europäischen  Koor- 
dinators werden  das  Mandat  mit  Angabe  der  Mandatsdauer,  die 
spezifischen  Aufgaben  und  die  entsprechenden  Fristen  sowie  die 
einzuhaltende  Methode  festgelegt.  Der  Koordinierungsaufwand 
entspricht  der  Komplexität  und  den  geschätzten  Kosten  des 
Vorhabens  bzw.  der  Vorhaben. 

(5)  Die  betroffenen  Mitgliedstaaten  arbeiten  in  vollem  Um- 
fang mit  dem  europäischen  Koordinator  bei  der  Wahrnehmung 
der  in  den  Absätzen  2  und  4  genannten  Aufgaben  zusammen. 
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KAPITEL  III 

ERTEILUNG  VON  GENEHMIGUNGEN  UND  BETEILIGUNG  DER 
ÖFFENTLICHKEIT 

Artikel  7 

„Vorrangstatus"  von  Vorhaben  von  gemeinsamem 
Interesse 

(1)  Die  Annahme  der  Unionsliste  begründet  für  Entscheidun- 
gen im  Rahmen  der  Genehmigungsverfahren  die  Erforderlichkeit 
dieser  Vorhaben  in  energiepolitischer  Hinsicht,  unbeschadet  des 
genauen  Standorts,  der  Trassenführung  oder  der  Technologie 
des  Vorhabens. 


(2)  Um  eine  effiziente  Bearbeitung  der  mit  den  Vorhaben 
von  gemeinsamem  Interesse  verbundenen  Antragsunterlagen 
durch  die  Verwaltung  zu  gewährleisten,  stellen  die  Vorhaben- 
träger und  alle  betroffenen  Behörden  sicher,  dass  diese  Unterla- 
gen so  zügig  bearbeitet  werden,  wie  es  rechtlich  möglich  ist. 


(3)  Ist  ein  solcher  Status  im  nationalen  Recht  vorgesehen, 
erhalten  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  den  national 
höchstmöglichen  Status  und  werden  in  den  Genehmigungsver- 
fahren und  —  falls  dies  im  nationalen  Recht  so  vorgesehen  ist 
—  in  Raumordnungsverfahren,  einschließlich  der  Verfahren  zur 
Prüfung  der  Umweltverträglichkeit,  entsprechend  behandelt,  so- 
fern und  soweit  eine  solche  Behandlung  in  dem  für  die  jeweilige 
Energieinfrastrukturkategorie  geltenden  nationalen  Recht  vor- 
gesehen ist. 


(4)  Bis  zum  16.  August  2013  veröffentlicht  die  Kommission 
unverbindliche  Leitlinien,  um  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Fest- 
legung angemessener  legislativer  und  nichtlegislativer  Maßnah- 
men zur  Straffung  der  Umweltverträglichkeitsprüfungen  zu  un- 
terstützen und  dafür  zu  sorgen,  dass  die  nach  Unionsrecht  über 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  vorgeschriebenen  Um- 
weltverträglichkeitsprüfungen kohärent  durchgeführt  werden. 


(8)  Hinsichtlich  der  in  Artikel  6  Absatz  4  der  Richtlinie 
92/43/EWG  und  in  Artikel  4  Absatz  7  der  Richtlinie 
2000/60/EG  angesprochenen  Umweltauswirkungen  gelten  Vor- 
haben von  gemeinsamem  Interesse  als  Vorhaben,  die  in  ener- 
giepolitischer Hinsicht  von  öffentlichem  Interesse  sind;  diese 
Vorhaben  können  als  Vorhaben  von  überwiegendem  öffent- 
lichen Interesse  betrachtet  werden,  sofern  alle  in  diesen  Richt- 
linien vorgesehenen  Voraussetzungen  erfüllt  sind. 


Falls  die  Stellungnahme  der  Kommission  gemäß  der  Richtlinie 
92/43/EWG  erforderlich  ist,  tragen  die  Kommission  und  die  in 
Artikel  9  dieser  Verordnung  genannte  zuständige  Behörde  dafür 
Sorge,  dass  die  Entscheidung  hinsichtlich  des  „überwiegenden 
öffentlichen  Interesses"  eines  Vorhabens  innerhalb  der  Frist  ge- 
mäß Artikel  10  Absatz  1  dieser  Verordnung  getroffen  wird. 

Artikel  8 

Organisation  des  Genehmigungsverfahrens 

(1)  Bis  zum  16.  November  2013  benennt  jeder  Mitgliedstaat 
eine  zuständige  nationale  Behörde,  die  für  die  Erleichterung  und 
Koordinierung  des  Genehmigungsverfahrens  für  Vorhaben  von 
gemeinsamem  Interesse  verantwortlich  ist. 


(2)  Die  Verantwortung  der  in  Absatz  1  genannten  zuständi- 
gen Behörde  und/oder  die  damit  zusammenhängenden  Auf- 
gaben können  —  für  ein  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 
oder  für  eine  bestimmte  Kategorie  von  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  —  einer  anderen  Behörde  übertragen  bzw.  von 
einer  anderen  Behörde  wahrgenommen  werden,  sofern: 


a)  die  zuständige  Behörde  die  Kommission  über  diese  Übertra- 
gung in  Kenntnis  setzt  und  die  darin  enthaltenen  Informa- 
tionen entweder  von  der  zuständigen  Behörde  oder  von  dem 
Vorhabenträger  auf  der  in  Artikel  9  Absatz  7  genannten 
Website  veröffentlicht  werden; 


(5)  Die  Mitgliedstaaten  überprüfen  unter  gebührender  Be- 
rücksichtigung der  in  Absatz  4  genannten  Leitlinien,  welche 
Maßnahmen  möglich  sind,  um  die  Umweltverträglichkeitsprü- 
fungen zu  straffen  und  ihre  kohärente  Durchführung  sicher- 
zustellen, und  unterrichten  die  Kommission  über  die  entspre- 
chenden Ergebnisse. 


b)  je  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  jeweils  nur  eine 
Behörde  zuständig  ist,  in  dem  Verfahren  zur  Annahme  einer 
umfassenden  Entscheidung  zu  dem  betreffenden  Vorhaben 
als  einziger  Ansprechpartner  des  Vorhabenträgers  fungiert 
und  die  Einreichung  der  einschlägigen  Unterlagen  und  An- 
gaben koordiniert. 


(6)  Neun  Monate  nach  Veröffentlichung  der  in  Absatz  4 
genannten  Leitlinien  ergreifen  die  Mitgliedstaaten  die  nichtlegis- 
lativen Maßnahmen,  die  sie  gemäß  Absatz  5  ermittelt  haben. 


Die  zuständige  Behörde  kann  weiter  für  die  Festlegung  der  Fris- 
ten zuständig  bleiben;  die  nach  Artikel  10  festgelegten  Fristen 
bleiben  davon  jedoch  unberührt. 


(7)  24  Monate  nach  Veröffentlichung  der  in  Absatz  4  ge- 
nannten Leitlinien  nehmen  die  Mitgliedstaaten  die  Änderungen 
der  gesetzgeberischen  Maßnahmen  vor,  die  sie  gemäß  Absatz  5 
ermittelt  haben.  Diese  Maßnahmen  berühren  nicht  die  aus  dem 
Unionsrecht  resultierenden  Verpflichtungen. 


(3)  Unbeschadet  einschlägiger  Anforderungen  des  Völker- 
rechts sowie  des  Unionsrechts  trifft  die  zuständige  Behörde 
Maßnahmen,  damit  die  umfassende  Entscheidung  getroffen  wer- 
den kann.  Die  umfassende  Entscheidung  wird  innerhalb  der  in 
Artikel  10  Absätze  1  und  2  genannten  Frist  nach  einem  der 
nachfolgenden  Schemata  getroffen: 
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a)  Integriertes  Schema:  Die  umfassende  Entscheidung  wird  von 
der  zuständigen  Behörde  erlassen  und  ist  die  einzige  rechts- 
verbindliche Entscheidung,  die  aus  dem  formalen  Genehmi- 
gungsabschnitt resultiert.  Sind  andere  Behörden  von  dem 
Vorhaben  betroffen,  so  können  diese  im  Einklang  mit 
dem  nationalen  Recht  ihre  Stellungnahme  in  das  Verfahren 
einbringen;  die  Stellungnahme  wird  von  der  zuständigen 
Behörde  berücksichtigt. 


Damit  die  nationalen  Besonderheiten  bei  den  Planungsverfahren 
und  Genehmigungsverfahren  berücksichtigt  werden  können, 
können  die  Mitgliedstaaten  eines  der  drei  in  Buchstabe  a,  b 
und  c  des  ersten  Unterabsatzes  genannten  Schemata  zur  Erleich- 
terung und  Koordinierung  der  Verfahren  wählen  und  sorgen 
dann  für  die  Umsetzung  des  ausgewählten  wirksamsten 
Schemas.  Entscheidet  sich  ein  Mitgliedstaat  für  das  Kooperati- 
onsschema, setzt  er  die  Kommission  von  den  Gründen  hierfür 
in  Kenntnis.  Die  Wirksamkeit  der  Schematas  wird  von  der  Kom- 
mission in  dem  Bericht  nach  Artikel  17  bewertet. 


b)  Koordiniertes  Schema:  Die  umfassende  Entscheidung  um- 
fasst  mehrere  rechtsverbindliche  Einzelentscheidungen  ande- 
rer betroffener  Behörden,  die  von  der  zuständigen  Behörde 
koordiniert  werden.  Die  zuständige  Behörde  kann  zur  Er- 
stellung eines  Genehmigungsplans  nach  Artikel  10  Absatz  4 
Buchstabe  b  und  zur  Überwachung  und  Koordinierung  der 
Umsetzung  dieses  Plans  eine  Arbeitsgruppe  einsetzen,  in  der 
alle  betroffenen  Behörden  vertreten  sind.  Die  zuständige 
Behörde  kann  —  sofern  einschlägig  im  Einklang  mit  dem 
nationalen  Recht  und  unbeschadet  der  nach  Artikel  10  fest- 
gelegten Fristen  —  in  Absprache  mit  den  anderen  betroffe- 
nen Behörden  von  Fall  zu  Fall  eine  angemessene  Frist  für  die 
einzelnen  Entscheidungen  festlegen.  Die  zuständige  Behörde 
kann  eine  Einzelentscheidung  für  eine  andere  betroffene  na- 
tionale Behörde  treffen,  wenn  die  Entscheidung  dieser  Be- 
hörde nicht  fristgerecht  getroffen  wird  und  die  Verzögerung 
nicht  angemessen  begründet  werden  kann,  oder  die  zustän- 
dige nationale  Behörde  kann,  sofern  dies  im  nationalen 
Recht  so  vorgesehen  ist,  in  dem  Maße,  in  dem  dies  mit 
dem  Unionsrecht  vereinbar  ist,  davon  ausgehen,  dass  das 
Vorhaben  durch  eine  andere  betroffene  nationale  Behörde 
genehmigt  oder  abgelehnt  wurde,  wenn  die  Entscheidung 
dieser  Behörde  nicht  fristgerecht  erlassen  wird.  Sofern  dies 
im  nationalen  Recht  so  vorgesehen  ist,  kann  die  zuständige 
Behörde  die  Einzelentscheidung  einer  anderen  betroffenen 
nationalen  Behörde  außer  Acht  lassen,  wenn  sie  der  Ansicht 
ist,  dass  die  Entscheidung  hinsichtlich  der  von  der  betroffe- 
nen nationalen  Behörde  vorgelegten  zugrunde  gelegten  Er- 
kenntnisse nicht  hinreichend  begründet  ist;  dabei  trägt  die 
zuständige  Behörde  dafür  Sorge,  dass  die  relevanten  Anfor- 
derungen des  Völker-  und  Unionsrechts  eingehalten  werden, 
und  begründet  ihre  Entscheidung  ordnungsgemäß. 


c)  Kooperationsschema:  Die  umfassende  Entscheidung  wird 
von  der  zuständigen  Behörde  koordiniert.  Die  zuständige 
Behörde  kann  —  gegebenenfalls  im  Einklang  mit  dem  na- 
tionalen Recht  und  unbeschadet  der  nach  Artikel  10  fest- 
gelegten Fristen  —  in  Absprache  mit  den  anderen  betroffe- 
nen Behörden  im  Einzelfall  eine  angemessene  Frist  für  die 
einzelnen  Entscheidungen  festlegen.  Sie  überwacht  die  Ein- 
haltung der  Fristen  durch  die  betroffenen  Behörden. 


Wenn  zu  erwarten  ist,  dass  eine  Einzelentscheidung  einer  be- 
troffenen Behörde  nicht  fristgerecht  erlassen  wird,  teilt  diese 
Behörde  dies  der  zuständigen  Behörde  einschließlich  einer  Be- 
gründung für  die  Verzögerung  unverzüglich  mit.  Anschließend 
legt  die  zuständige  Behörde  die  Frist,  binnen  derer  die  betref- 
fende Einzelentscheidung  zu  erlassen  ist,  neu  fest,  wobei  den 
gemäß  Artikel  10  festgelegten  Gesamtfristen  Rechnung  getragen 
wird. 


(4)  Bei  Onshore-  und  Offshore-Vorhaben  von  gemeinsamem 
Interesse  können  die  Mitgliedstaaten  unterschiedliche  Schemata 
gemäß  Absatz  3  anwenden. 


(5)  Sind  für  ein  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  Ent- 
scheidungen in  zwei  oder  mehr  Mitgliedstaaten  erforderlich, 
ergreifen  die  zuständigen  Behörden  alle  für  eine  effiziente  und 
effektive  Zusammenarbeit  und  Koordinierung  untereinander  er- 
forderlichen Schritte,  auch  in  Bezug  auf  die  Bestimmungen  des 
Artikels  10  Absatz  4.  Die  Mitgliedstaaten  bemühen  sich,  ge- 
meinsame Verfahren  vorzusehen,  vor  allem  für  die  Umweltver- 
träglichkeitsp  rüfung. 

Artikel  9 

Transparenz  und  Beteiligung  der  Öffentlichkeit 

(1)  Bis  zum  16.  Mai  2014  veröffentlicht  der  Mitgliedstaat 
oder  die  zuständige  Behörde,  gegebenenfalls  in  Zusammenarbeit 
mit  anderen  betroffenen  Behörden,  ein  Verfahrenshandbuch  für 
das  für  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  geltende  Geneh- 
migungsverfahren. Das  Handbuch  wird  nach  Bedarf  aktualisiert 
und  der  Öffentlichkeit  zur  Verfügung  gestellt.  Das  Handbuch 
enthält  mindestens  die  in  Anhang  VI  Nummer  1  angegebenen 
Informationen.  Das  Handbuch  ist  nicht  rechtsverbindlich,  in 
ihm  wird  jedoch  gegebenenfalls  auf  die  einschlägigen  Rechts- 
vorschriften Bezug  genommen  oder  daraus  zitiert. 


(2)  Unbeschadet  etwaiger  Anforderungen  der  Übereinkom- 
men von  Aarhus  und  Espoo  und  des  einschlägigen  Unionsrechts 
befolgen  alle  am  Genehmigungsverfahren  beteiligten  Parteien 
die  in  Anhang  VI  Nummer  3  aufgeführten  Grundsätze  für  die 
Beteiligung  der  Öffentlichkeit. 


(3)  Innerhalb  einer  indikativen  Frist  von  drei  Monaten  nach 
dem  Beginn  des  Genehmigungsverfahrens  nach  Artikel  10  Ab- 
satz 1  Buchstabe  a  erstellt  der  Vorhabenträger  ein  Konzept  für 
die  Beteiligung  der  Öffentlichkeit,  das  dem  im  Handbuch  gemäß 
Absatz  1  vorgegebenen  Verfahren  und  den  in  Anhang  VI  fest- 
gelegten Leitlinien  entspricht,  und  übermittelt  es  der  zuständi- 
gen Behörde.  Innerhalb  von  drei  Monaten  verlangt  die  zustän- 
dige Behörde  Änderungen  oder  genehmigt  das  Konzept  für  die 
Beteiligung  der  Öffentlichkeit;  dabei  berücksichtigt  die  zustän- 
dige Behörde  jegliche  Art  der  Beteiligung  und  Anhörung  der 
Öffentlichkeit,  die  vor  Beginn  des  Genehmigungsverfahrens 
stattgefunden  hat,  sofern  die  betreffende  Beteiligung  und  Anhö- 
rung der  Öffentlichkeit  den  Bestimmungen  dieses  Artikels  ent- 
spricht. 
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Wenn  der  Vorhabenträger  wesentliche  Änderungen  an  einem 
genehmigten  Konzept  plant,  setzt  er  die  zuständige  Behörde 
davon  in  Kenntnis.  In  diesem  Fall  kann  die  zuständige  Behörde 
Änderungen  verlangen. 


(4)  Vor  der  Einreichung  der  endgültigen  und  vollständigen 
Antragsunterlagen  bei  der  zuständigen  Behörde  nach  Artikel  1 0 
Absatz  1  Buchstabe  a  wird  mindestens  eine  Anhörung  der  Öf- 
fentlichkeit durch  den  Vorhabenträger  oder,  falls  dies  im  natio- 
nalen Recht  so  festgelegt  ist,  von  der  zuständigen  Behörde 
durchgeführt.  Anhörungen  der  Öffentlichkeit,  die  gemäß  Arti- 
kel 6  Absatz  2  der  Richtlinie  2011/92/EU  nach  Einreichung  des 
Genehmigungsantrags  stattfinden  müssen,  werden  davon  nicht 
berührt.  Im  Zuge  der  Anhörung  der  Öffentlichkeit  werden  die  in 
Anhang  VI  Nummer  3  Buchstabe  a  genannten  betroffenen 
Kreise  frühzeitig  über  das  Vorhaben  informiert,  und  die  Anhö- 
rungen tragen  dazu  bei,  den  am  besten  geeigneten  Standort 
oder  die  am  besten  geeignete  Trasse  und  die  in  den  Antrags- 
unterlagen zu  behandelnden  relevanten  Themen  festzustellen. 
Die  Mindestanforderungen,  die  auf  diese  Anhörung  der  Öffent- 
lichkeit anwendbar  sind,  sind  in  Anhang  VI  Nummer  5  ange- 
geben. 


Der  Vorhabenträger  erstellt  einen  Bericht  mit  einer  Zusammen- 
fassung der  Ergebnisse  der  Aktivitäten,  die  die  Beteiligung  der 
Öffentlichkeit  vor  der  Einreichung  der  Antragsunterlagen  betref- 
fen, einschließlich  der  vor  Beginn  des  Genehmigungsverfahrens 
erfolgten  Aktivitäten.  Der  Vorhabenträger  übermittelt  diesen  Be- 
richt zusammen  mit  den  Antragsunterlagen  der  zuständigen 
Behörde.  Die  betreffenden  Ergebnisse  werden  bei  der  umfassen- 
den Entscheidung  gebührend  berücksichtigt. 


(5)  Bei  Vorhaben,  die  die  Grenze  von  zwei  oder  mehr  Mit- 
gliedstaaten queren,  finden  die  Anhörungen  der  Öffentlichkeit 
gemäß  Absatz  4  in  jedem  der  betroffenen  Mitgliedstaaten  inner- 
halb von  maximal  zwei  Monaten  nach  dem  Beginn  der  ersten 
Anhörung  der  Öffentlichkeit  statt. 


(6)  Bei  Vorhaben,  die  voraussichtlich  erhebliche  negative 
grenzüberschreitende  Auswirkungen  in  einem  oder  in  mehreren 
Nachbarmitgliedstaaten  haben,  in  denen  Artikel  7  der  Richtlinie 
2011/92/EU  und  das  Ubereinkommen  von  Espoo  gelten,  wer- 
den die  relevanten  Informationen  der  zuständigen  Behörde  der 
Nachbarmitgliedstaaten  zur  Verfügung  gestellt.  Die  zuständige 
Behörde  der  Nachbarmitgliedstaaten  teilt  gegebenenfalls  im  Rah- 
men des  Mitteilungsverfahrens  mit,  ob  sie  oder  eine  andere 
betroffene  Behörde  sich  an  den  relevanten  öffentlichen  Anhö- 
rungsverfahren beteiligen  will. 


(7)  Der  Vorhabenträger  oder,  falls  dies  im  nationalen  Recht 
so  festgelegt  ist,  die  nationale  Behörde  richtet  eine  Website  mit 
relevanten  Informationen  über  das  Vorhaben  von  allgemeinem 
Interesse  ein  und  aktualisiert  diese  regelmäßig,  um  relevante 
Informationen  über  das  Vorhaben  zu  veröffentlichen;  die  Web- 
site wird  mit  der  Website  der  Kommission  verlinkt  und  erfüllt 
die  in  Anhang  VI  Nummer  6  genannten  Anforderungen.  Die 
Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler  Informationen  wird  ge- 
wahrt. 


Die  Vorhabenträger  veröffentlichen  auch  relevante  Informatio- 
nen über  andere  geeignete  Informationskanäle,  die  der  Öffent- 
lichkeit offenstehen. 


Artikel  10 

Dauer  und  Durchführung  des  Genehmigungsverfahrens 

(1)  Das  Genehmigungsverfahren  umfasst  zwei  Abschnitte: 

a)  Der  Vorantragsabschnitt,  der  sich  auf  den  Zeitraum  zwischen 
dem  Beginn  des  Genehmigungsverfahrens  und  der  Annahme 
der  eingereichten  Antragsunterlagen  durch  die  zuständige 
Behörde  erstreckt,  findet  binnen  einer  indikativen  Frist  von 
zwei  Jahren  statt. 

Dieser  Abschnitt  umfasst  die  Ausarbeitung  etwaiger  Umwelt- 
berichte durch  die  Vorhabenträger. 

Zur  Festlegung  des  Beginns  des  Genehmigungsverfahrens  tei- 
len die  Vorhabenträger  den  jeweils  zuständigen  Behörden  der 
betroffenen  Mitgliedstaaten  das  Vorhaben  zusammen  mit  ei- 
ner ausführlichen  Vorhabenbeschreibung  schriftlich  mit.  Spä- 
testens drei  Monate  nach  Erhalt  der  Mitteilung  wird  diese 
von  der  zuständigen  Behörde,  auch  im  Namen  anderer  be- 
troffener Behörden,  in  schriftlicher  Form  bestätigt  oder, 
wenn  sie  der  Ansicht  ist,  dass  das  Vorhaben  noch  nicht 
reif  für  den  Beginn  des  Genehmigungsverfahrens  ist,  abge- 
lehnt. Im  Fall  einer  Ablehnung  begründet  die  zuständige 
Behörde  ihre  Entscheidung  auch  im  Namen  anderer  betrof- 
fener Behörden.  Das  Datum  der  Unterschrift  der  Bestätigung 
der  Mitteilung  durch  die  zuständige  Behörde  markiert  den 
Beginn  des  Genehmigungsverfahrens.  Sind  zwei  oder  mehr 
Mitgliedstaaten  betroffen,  markiert  das  Datum  der  Annahme 
der  letzten  Mitteilung  durch  die  betroffene  zuständige  Be- 
hörde den  Beginn  des  Genehmigungsverfahrens. 

b)  Der  formale  Genehmigungsabschnitt,  der  sich  auf  den  Zeit- 
raum ab  dem  Datum  der  Annahme  der  eingereichten  An- 
tragsunterlagen bis  zum  Erlass  einer  umfassenden  Entschei- 
dung erstreckt,  dauert  maximal  ein  Jahr  und  sechs  Monate. 
Die  Mitgliedstaaten  können  eine  kürzere  Frist  festsetzen, 
wenn  sie  dies  für  zweckmäßig  erachten. 

(2)  Die  Gesamtdauer  der  beiden  in  Absatz  1  genannten  Ab- 
schnitte beträgt  maximal  drei  Jahre  und  sechs  Monate.  Wenn 
die  zuständige  Behörde  jedoch  zu  dem  Schluss  gelangt,  dass 
einer  der  beiden  oder  beide  Abschnitte  des  Genehmigungsver- 
fahrens nicht  innerhalb  der  in  Absatz  1  genannten  Fristen  abge- 
schlossen sein  werden,  kann  sie  die  Frist  einer  oder  beider  Ab- 
schnitte im  Einzelfall  und  vor  Fristablauf  um  höchstens  neun 
Monate  für  beide  Abschnitte  insgesamt  verlängern. 

In  diesem  Fall  setzt  die  zuständige  Behörde  die  betroffene 
Gruppe  davon  in  Kenntnis  und  legt  ihr  die  Maßnahmen  vor, 
die  getroffen  wurden  oder  zu  treffen  sind,  damit  das  Genehmi- 
gungsverfahren mit  möglichst  geringer  Verzögerung  abgeschlos- 
sen werden  kann.  Die  Gruppe  kann  die  zuständige  Behörde 
ersuchen,  regelmäßig  über  die  diesbezüglich  erzielten  Fort- 
schritte Bericht  zu  erstatten. 
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(3)  In  Mitgliedstaaten,  in  denen  die  Festlegung  des  Verlaufs 
einer  Trasse  oder  eines  Standorts,  die  ausschließlich  durch  das 
geplante  Vorhaben  —  einschließlich  der  Planung  bestimmter 
Korridore  für  die  Netzinfrastruktur  —  bedingt  sind,  nicht  im 
Rahmen  des  Verfahrens  zum  Erlass  einer  umfassenden  Entschei- 
dung berücksichtigt  werden  kann,  wird  die  betreffende  Entschei- 
dung innerhalb  einer  gesonderten  Frist  von  sechs  Monaten  ge- 
troffen, die  am  Datum  der  Einreichung  der  endgültigen  und 
vollständigen  Antragsunterlagen  durch  den  Vorhabenträger  be- 
ginnt. 


Die  in  Absatz  2  genannte  Fristverlängerung  verringert  sich  in 
diesem  Fall  auf  sechs  Monate  —  einschließlich  in  Bezug  auf  das 
im  vorliegenden  Absatz  genannte  Verfahren. 


(4)      Der  Vorantragsabschnitt  umfasst  die  folgenden  Stufen: 


a)  Bei  Bestätigung  der  Mitteilung  nach  Absatz  1  Buchstabe  a 
legt  die  zuständige  Behörde  in  enger  Zusammenarbeit  mit 
den  anderen  betroffenen  Behörden  sowie  gegebenenfalls  auf 
der  Grundlage  eines  Vorschlags  des  Vorhabenträgers  den 
Umfang  des  Materials  und  den  Detailgrad  der  Informationen 
fest,  die  vom  Vorhabenträger  als  Teil  der  Antragsunterlagen 
für  die  Beantragung  der  umfassenden  Entscheidung  einzurei- 
chen sind.  Die  in  Anhang  VI  Nummer  1  Buchstabe  e  ange- 
gebene Checkliste  dient  als  Grundlage  für  diese  Festlegung. 


b)  Die  zuständige  Behörde  erstellt  in  enger  Zusammenarbeit  mit 
dem  Vorhabenträger  und  mit  anderen  betroffenen  Behörden 
unter  Berücksichtigung  der  Ergebnisse  der  Tätigkeiten  gemäß 
Buchstabe  a  und  im  Einklang  mit  den  Leitlinien  nach  An- 
hang VI  Nummer  2  einen  detaillierten  Plan  für  das  Geneh- 
migungsverfahren. 


Bei  Vorhaben,  die  die  Grenze  von  zwei  oder  mehr  Mitglied- 
staaten queren,  arbeiten  die  zuständigen  Behörden  der  be- 
troffenen Mitgliedstaaten  einen  gemeinsamen  Plan  aus,  wobei 
sie  bestrebt  sind,  ihre  Zeitpläne  zu  harmonisieren. 


c)  Bei  Erhalt  der  Antragsunterlagen  stellt  die  zuständige  Be- 
hörde bei  Bedarf,  auch  im  Namen  anderer  betroffener  Behör- 
den, weitere  Auskunftsersuchen  zu  fehlenden,  vom  Vor- 
habenträger vorzulegenden  Informationen,  in  denen  nur 
die  in  Buchstabe  a  angegebenen  Themen  behandelt  werden 
dürfen.  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Übermittlung  der 
fehlenden  Informationen  wird  der  Antrag  von  der  zuständi- 
gen Behörde  schriftlich  zur  Prüfung  akzeptiert.  Ersuchen  um 
zusätzliche  Informationen  können  nur  gestellt  werden,  wenn 
sie  aufgrund  neuer  Gegebenheiten  gerechtfertigt  sind. 


(6)  Die  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Fristen  berühren  we- 
der die  aus  Völker-  und  Unionsrecht  resultierenden  Verpflich- 
tungen noch  die  Rechtsbehelfsverfahren  vor  Verwaltungsbehör- 
den und  die  für  ein  Verfahren  vor  einem  Gericht  vorgesehenen 
Rechtsbehelfe. 

KAPITEL  IV 
REGULIERUNG 

Artikel  11 

Energiesystemweite  Kosten-Nutzen-Analyse 

(1)  Bis  zum  16.  November  2013  veröffentlichen  der  Euro- 
päische Verbund  der  Übertragungsnetzbetreiber  für  Strom  (ENT- 
SO-Strom)  und  der  Europäische  Verbund  der  Fernleitungsnetz- 
betreiber für  Gas  (ENTSO-Gas)  für  Vorhaben  von  gemeinsamem 
Interesse,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstaben  a 
bis  d  und  Anhang  II  Nummer  2  genannten  Kategorien  fallen, 
ihre  jeweilige  Methode,  einschließlich  für  die  Netz-  und  Markt- 
modellierung, für  eine  harmonisierte  energiesystemweite  Kosten- 
Nutzen-Analyse  auf  Unionsebene  und  übermitteln  sie  den  Mit- 
gliedstaaten, der  Kommission  und  der  Agentur.  Diese  Methoden 
kommen  bei  der  Ausarbeitung  aller  späteren  Zehnjahresnetzent- 
wicklungspläne  für  Strom  oder  für  Gas  zur  Anwendung,  die 
vom  ENTSO-Strom  bzw.  dem  ENTSO-Gas  nach  Artikel  8  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  und  Artikel  8  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  715/2009  erstellt  werden.  Die  Methoden  werden  ge- 
mäß den  in  Anhang  V  festgelegten  Grundsätzen  entwickelt  und 
stehen  mit  den  in  Anhang  IV  festgelegten  Regeln  und  Indika- 
toren im  Einklang. 


Bevor  der  ENTSO-Strom  und  der  ENTSO-Gas  ihre  jeweiligen 
Methoden  übermitteln,  führen  sie  einen  umfassenden  Konsulta- 
tionsprozess  durch,  an  dem  sich  zumindest  die  Organisationen, 
die  alle  relevanten  betroffenen  Kreise  vertreten  —  und,  falls  dies 
als  zweckdienlich  erachtet  wird,  die  betroffenen  Kreise  selbst  — , 
die  nationalen  Regulierungsbehörden  und  andere  nationale  Be- 
hörden beteiligen. 


(2)  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Erhalt  der  Methoden 
übermittelt  die  Agentur  den  Mitgliedstaaten  und  der  Kommis- 
sion eine  Stellungnahme  zu  den  Methoden  und  veröffentlicht 
diese  Stellungnahme. 


(3)  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Erhalt  der  Stellung- 
nahme der  Agentur  nimmt  die  Kommission  zu  den  Methoden 
Stellung;  die  Mitgliedstaaten  können  zu  den  Methoden  Stellung 
nehmen.  Die  Stellungnahmen  werden  dem  ENTSO-Strom  bzw. 
dem  ENTSO-Gas  übermittelt. 


(5)  Der  Vorhabenträger  trägt  für  die  Vollständigkeit  und  an- 
gemessene Qualität  der  Antragsunterlagen  Sorge  und  holt 
hierzu  so  früh  wie  möglich  während  des  Vorantragsabschnitts 
die  Stellungnahme  der  zuständigen  Behörde  ein.  Der  Vorhaben- 
träger arbeitet  in  jeder  Hinsicht  mit  der  zuständigen  Behörde 
zusammen,  um  die  Fristen  und  den  detaillierten  Plan  gemäß 
Absatz  4  Buchstabe  b  einzuhalten. 


(4)  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Erhalt  der  letzten  ge- 
mäß Absatz  3  eingegangenen  Stellungnahme  passen  der  ENT- 
SO-Strom und  der  ENTSO-Gas  ihre  Methoden  unter  gebühren- 
der Berücksichtigung  der  Stellungnahmen  der  Mitgliedstaaten, 
der  Stellungnahme  der  Kommission  und  der  Stellungnahme 
der  Agentur  und  der  Stellungnahmen,  die  sie  erhalten  haben, 
an  und  übermitteln  sie  der  Kommission  zur  Genehmigung. 
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(5)  Innerhalb  von  zwei  Wochen  nach  der  Genehmigung 
durch  die  Kommission  veröffentlichen  der  ENTSO-Strom  und 
der  ENTSO-Gas  ihre  jeweiligen  Methoden  auf  ihrer  Website.  Sie 
übermitteln  der  Kommission  und  der  Agentur  auf  Anforderung 
die  entsprechenden  in  Anhang  V  Nummer  1  festgelegten  Input- 
Datensätze  und  andere  relevante  Netz-,  Lastfluss-  und  Markt- 
daten in  ausreichend  genauer  Form  nach  Maßgabe  des  nationa- 
len Rechts  und  relevanten  Vertraulichkeitsvereinbarungen.  Die 
Daten  sind  zum  Zeitpunkt  der  Anforderung  aktuell.  Die  Kom- 
mission und  die  Agentur  gewährleisten,  dass  sie  und  jedwede 
Partei,  die  für  sie  auf  der  Grundlage  dieser  Daten  analytische 
Arbeiten  durchführt,  die  übermittelten  Daten  vertraulich  behan- 
deln. 


(6)  Die  Methoden  werden  nach  dem  in  den  Absätzen  1  bis  5 
festgelegten  Verfahren  regelmäßig  aktualisiert  und  verbessert. 
Die  Agentur  kann  auf  eigene  Initiative  oder  aufgrund  eines  ent- 
sprechenden begründeten  Antrags  nationaler  Regulierungs- 
behörden oder  betroffener  Kreise  und  nach  einer  förmlichen 
Anhörung  der  Organisationen,  die  alle  relevanten  betroffenen 
Kreise  vertreten,  sowie  der  Kommission  solche  Aktualisierungen 
und  Verbesserungen  mit  einer  angemessenen  Begründung  und 
mit  angemessenen  Zeitplänen  anfordern.  Die  Agentur  veröffent- 
licht die  Anträge  nationaler  Regulierungsbehörden  oder  betrof- 
fener Kreise  und  alle  einschlägigen  wirtschaftlich  nicht  sensiblen 
Unterlagen  im  Zusammenhang  mit  einer  von  der  Agentur  ange- 
forderten Aktualisierung  oder  Verbesserung. 


(7)  Bis  zum  16.  Mai  2015  legen  die  im  Rahmen  der  Agentur 
zusammenarbeitenden  nationalen  Regulierungsbehörden  eine 
Reihe  von  Indikatoren  und  entsprechende  Referenzwerte  für 
einen  Vergleich  der  Investitionskosten  pro  Einheit  bei  vergleich- 
baren, unter  die  Infrastrukturkategorien  in  Anhang  II  Nummern 
1  und  2  fallenden  Vorhaben  fest  und  veröffentlichen  diese.  Die 
Referenzwerte  können  von  dem  ENTSO-Strom  und  dem  ENT- 
SO-Gas für  die  für  spätere  Zehnjahresnetzentwicklungspläne 
durchgeführten  Kosten-Nutzen-Analysen  verwendet  werden. 


(8)  Der  ENTSO-Strom  und  der  ENTSO-Gas  übermitteln  der 
Kommission  und  der  Agentur  gemeinsam  bis  zum  31.  Dezem- 
ber 2016  ein  schlüssiges  Strom-  und  Gasmarkt-  sowie  -ver- 
bundnetzmodell,  das  sowohl  die  Stromübertragungs-  und  Gas- 
fernleitungsinfrastruktur als  auch  Speicher-  und  LNG-Anlagen 
einschließt,  die  vorrangigen  Energieinfrastrukturkorridore  und 
-gebiete  abdeckt  und  nach  den  in  Anhang  V  festgelegten  Grund- 
sätzen erstellt  wurde.  Nach  der  Genehmigung  dieses  Modells 
durch  die  Kommission  nach  dem  in  den  Absätzen  2  bis  4 
dargelegten  Verfahren  wird  es  in  die  Methoden  aufgenommen. 


Artikel  12 

Ermöglichung  von  Investitionen  mit 
grenzüberschreitenden  Auswirkungen 

(1)  Die  auf  effiziente  Weise  angefallenen  Investitionskosten 
ohne  Berücksichtigung  von  Instandhaltungskosten  im  Zusam- 
menhang mit  einem  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse, 
das  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstaben  a,  b  und  d 
und  Anhang  II  Nummer  2  genannten  Kategorien  fällt,  werden 
von  den  betreffenden  Übertragungs-  oder  Fernleitungsnetz- 
betreibern oder  den  Vorhabenträgern  der  Übertragungs-  oder 


Fernleitungsinfrastruktur  der  Mitgliedstaaten  getragen,  für  die 
das  Vorhaben  eine  positive  Nettoauswirkung  hat,  und  werden 
in  dem  Umfang,  der  nicht  von  Engpasserlösen  oder  anderen 
Entgelten  gedeckt  wird,  durch  die  Netzzugangsentgelte  in  diesen 
Mitgliedstaaten  von  den  Netznutzern  gezahlt. 


(2)  Für  ein  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  das  unter 
die  in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstaben  a,  b  und  d  und  Anhang 
II  Nummer  2  genannten  Kategorien  fällt,  gilt  Absatz  1  nur, 
wenn  mindestens  ein  Vorhabenträger  bei  den  zuständigen  na- 
tionalen Behörden  die  Anwendung  dieses  Artikels  auf  alle  oder 
einen  Teil  der  Kosten  des  Vorhabens  beantragt.  Absatz  1  gilt  für 
ein  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  das  unter  die  in 
Anhang  II  Nummer  2  genannten  Kategorien  fällt  nur,  wenn 
bereits  eine  Bewertung  der  Nachfrage  am  Markt  durchgeführt 
wurde,  die  ergeben  hat,  dass  die  auf  effiziente  Weise  angefalle- 
nen Investitionskosten  voraussichtlich  nicht  von  den  Entgelten 
getragen  werden. 


Im  Fall  mehrerer  Vorhabenträger  fordern  die  zuständigen  na- 
tionalen Regulierungsbehörden  unverzüglich  alle  Vorhabenträ- 
ger auf,  den  Investitionsantrag  gemäß  Absatz  3  gemeinsam  zu 
stellen. 


(3)  Wenn  ein  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  unter 
Absatz  1  fällt,  halten  der  bzw.  die  Vorhaben  träger  alle  betrof- 
fenen nationalen  Regulierungsbehörden  regelmäßig,  mindestens 
einmal  im  Jahr,  über  die  Fortschritte  dieses  Vorhabens  sowie 
über  die  mit  ihm  verbundenen  ermittelten  Kosten  und  Auswir- 
kungen auf  dem  Laufenden  bis  das  Vorhaben  in  Betrieb  geht. 


Sobald  ein  solches  Vorhaben  ausreichend  ausgereift  ist  und  nach 
Anhörung  der  Übertragungs-  oder  Fernleitungsnetzbetreiber  der 
Mitgliedstaaten,  für  den  bzw.  die  das  Vorhaben  eine  positive 
Nettoauswirkung  hat,  übermittelt  bzw.  übermitteln  der  bzw. 
die  Vorhabenträger  den  relevanten  nationalen  Regulierungs- 
behörden einen  Investitionsantrag.  Der  Investitionsantrag  um- 
fasst  einen  Antrag  auf  grenzüberschreitende  Kostenaufteilung 
und  wird  allen  betroffenen  nationalen  Regulierungsbehörden 
zusammen  mit  Folgendem  übermittelt: 


a)  einer  vorhabenspezifischen  Kosten-Nutzen-Analyse  gemäß 
der  nach  Artikel  1 1  entwickelten  Methode  und  unter  Berück- 
sichtigung der  grenzüberschreitenden  Vorteile  der  betroffe- 
nen Mitgliedstaaten, 


b)  einem  Geschäftsplan,  in  dem  die  finanzielle  Tragfähigkeit  des 
Vorhabens,  einschließlich  der  gewählten  Finanzierungs- 
lösung, und  bei  einem  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interes- 
se, das  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  2  genannte  Kategorie 
fällt,  die  Ergebnisse  der  Marktprüfung  bewertet  werden  und 


c)  einem  stichhaltigen  Vorschlag  für  die  grenzüberschreitende 
Kostenaufteilung,  falls  die  Vorhabenträger  diesbezüglich  zu 
einer  Einigung  gelangen. 
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Wird  ein  Vorhaben  von  mehreren  Vorhabenträgern  oder  Inves- 
toren entwickelt,  so  reichen  sie  ihren  Investitionsantrag  gemein- 
sam ein. 


Bei  Vorhaben,  die  in  die  erste  Unionsliste  aufgenommen  sind, 
reichen  die  Vorhabenträger  den  Investitionsantrag  bis  zum 
31.  Oktober  2013  ein. 


Eine  Kopie  eines  jeden  Investitionsantrags  wird  der  Agentur  von 
den  nationalen  Regulierungsbehörden  unverzüglich  nach  Erhalt 
des  Antrags  zur  Information  übermittelt. 


Die  nationalen  Regulierungsbehörden  und  die  Agentur  behan- 
deln wirtschaftlich  sensible  Informationen  vertraulich. 


(4)  Innerhalb  von  sechs  Monaten  nach  Eingang  des  letzten 
Antrags  bei  den  betroffenen  nationalen  Regulierungsbehörden 
treffen  die  nationalen  Regulierungsbehörden  nach  Anhörung 
der  betroffenen  Vorhabenträger  koordinierte  Entscheidungen 
über  die  Aufteilung  der  von  jedem  Netzbetreiber  für  das  jewei- 
lige Vorhaben  zu  tragenden  Investitionskosten  sowie  über  ihre 
Einbeziehung  in  die  Nutzungsentgelte.  Die  nationalen  Regulie- 
rungsbehörden können  beschließen,  nur  einen  Teil  der  Kosten 
aufzuteilen  oder  die  Kosten  auf  ein  Paket  mehrerer  Vorhaben 
von  gemeinsamem  Interesse  aufzuteilen. 


Bei  der  Kostenaufteilung  berücksichtigen  die  nationalen  Regulie- 
rungsbehörden die  tatsächlichen  oder  die  veranschlagten 


—  Engpasserlöse  oder  sonstigen  Entgelte, 


—  Einnahmen  im  Rahmen  des  nach  Artikel  1 3  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009  eingeführten  Ausgleichsmechanismus 
zwischen  Übertragungsnetzbetreibern. 


Bei  der  Entscheidung  über  die  grenzüberschreitende  Kostenauf- 
teilung werden  die  wirtschaftlichen,  sozialen  und  ökologischen 
Kosten  und  Nutzeffekte  des  Vorhabens  bzw.  der  Vorhaben  in 
den  betroffenen  Mitgliedstaaten  und  die  möglicherweise  erfor- 
derliche finanzielle  Unterstützung  berücksichtigt. 


Bei  Entscheidungen  über  die  grenzüberschreitende  Kostenauftei- 
lung bemühen  sich  die  zuständigen  nationalen  Regulierungs- 
behörden nach  Anhörung  der  betroffenen  Übertragungsnetz- 
betreiber um  eine  einvernehmliche  Vereinbarung,  die,  ohne  da- 
rauf beschränkt  zu  sein,  auf  den  in  Absatz  3  Buchstaben  a  und 
b  angegebenen  Informationen  beruht. 


Wenn  durch  ein  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  negative 
externe  Effekte  wie  Ringflüsse  begrenzt  werden  und  das  betref- 
fende Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  in  dem  Mitglied- 
staat verwirklicht  wird,  auf  den  die  negativen  externen  Effekte 


zurückzuführen  sind,  wird  die  Begrenzung  der  negativen  Aus- 
wirkungen nicht  als  grenzübergreifender  Nutzen  gewertet  und 
zieht  demnach  keine  Kostenzuteilung  an  den  Übertragungs- 
oder Fernleitungsnetzbetreiber  der  von  den  negativen  externen 
Effekten  betroffenen  Mitgliedstaaten  nach  sich. 


(5)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  berücksichtigen 
ausgehend  von  der  grenzüberschreitenden  Kostenaufteilung  im 
Sinne  des  Absatzes  4  dieses  Artikels  bei  der  Festlegung  oder  der 
Genehmigung  von  Tarifen  gemäß  Artikel  37  Absatz  1  Buch- 
stabe a  der  Richtlinie  2009/72/EG  und  nach  Artikel  41  Absatz 
1  Buchstabe  a  der  Richtlinie  2009/73/EG  die  Kosten,  die  einem 
Übertragungs-  oder  Fernleitungsnetzbetreiber  oder  sonstigem 
Vorhabenträger  infolge  der  Investitionen  tatsächlich  angefallen 
sind,  sofern  diese  Kosten  denen  eines  effizienten  und  strukturell 
vergleichbaren  Betreibers  entsprechen. 


Die  nationalen  Regulierungsbehörden  übermitteln  der  Agentur 
die  Kostenaufteilungsentscheidung  unverzüglich  zusammen  mit 
allen  für  die  Entscheidung  relevanten  Informationen.  Die  Infor- 
mationen enthalten  insbesondere  detaillierte  Gründe  für  die  Ba- 
sis, auf  der  die  Kosten  auf  die  Mitgliedstaaten  aufgeteilt  wurden, 
wie  die  folgenden: 


a)  eine  Bewertung  der  ermittelten  Auswirkungen,  auch  hinsicht- 
lich der  Netztarife,  auf  jeden  der  betroffenen  Mitgliedstaaten, 


b)  eine  Bewertung  des  in  Absatz  3  Buchstabe  b  genannten 
Geschäftsplans, 


c)  regionale  oder  unionsweite  positive  externe  Effekte,  die  das 
Vorhaben  hervorbringen  würde, 


d)  das  Ergebnis  der  Anhörung  der  betroffenen  Vorhabenträger. 


Die  Kostenaufteilungsentscheidung  wird  veröffentlicht. 


(6)  Erzielen  die  betroffenen  nationalen  Regulierungsbehörden 
innerhalb  von  sechs  Monaten  nach  Eingang  des  Antrags  bei  der 
letzten  betroffenen  nationalen  Regulierungsbehörde  keine  Eini- 
gung hinsichtlich  des  Investitionsantrags,  so  setzen  sie  die  Agen- 
tur hiervon  unverzüglich  in  Kenntnis. 


In  diesem  Fall  oder  nach  einer  gemeinsamen  Aufforderung  der 
betroffenen  nationalen  Regulierungsbehörden  entscheidet  die 
Agentur  innerhalb  von  drei  Monaten  nach  ihrer  Befassung 
über  den  Investitionsantrag  einschließlich  der  grenzüberschrei- 
tenden Kostenaufteilung  gemäß  Absatz  3  sowie  darüber,  in 
welcher  Weise  sich  die  Investitionskosten  in  den  Netzzugangs- 
entgelten widerspiegeln. 
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Vor  einer  solchen  Entscheidung  hört  die  Agentur  die  betroffe- 
nen nationalen  Regulierungsbehörden  und  die  Vorhabenträger 
an.  Die  in  Unterabsatz  2  genannte  Frist  von  drei  Monaten  kann 
um  weitere  zwei  Monate  verlängert  werden,  wenn  die  Agentur 
zusätzliche  Informationen  anfordert.  Diese  zusätzliche  Frist  be- 
ginnt am  Tag  nach  dem  Eingang  der  vollständigen  Informatio- 
nen. 

Die  Kostenaufteilungsentscheidung  wird  veröffentlicht.  Es  gelten 
Artikel  19  und  20  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009. 

(7)  Die  Agentur  übermittelt  der  Kommission  unverzüglich 
eine  Kopie  aller  Kostenaufteilungsentscheidungen  zusammen 
mit  allen  relevanten  Informationen  zu  jeder  Entscheidung.  Diese 
Informationen  können  in  zusammengefasster  Form  übermittelt 
werden.  Die  Kommission  behandelt  wirtschaftlich  sensible  In- 
formationen vertraulich. 

(8)  Von  dieser  Kostenaufteilungsentscheidung  wird  weder  das 
Recht  der  Übertragungs-  und  Fernleitungsnetzbetreiber  auf  die 
Anwendung  von  Netzzugangsentgelten  gemäß  Artikel  32  der 
Richtlinie  2009/72/EG  und  der  Richtlinie  2009/73/EG  sowie 
gemäß  Artikel  14  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  und 
gemäß  Artikel  13  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  noch 
das  Recht  der  nationalen  Regulierungsbehörden  auf  die  Geneh- 
migung von  Netzzugangsentgelten  nach  den  genannten  Bestim- 
mungen berührt. 

(9)  Dieser  Artikel  gilt  nicht  für  Vorhaben  von  gemeinsamem 
Interesse,  für  die  eine  der  folgenden  Ausnahmen  gilt: 

a)  eine  Ausnahme  von  Artikel  32,  33,  34  und  Artikel  41  Ab- 
sätze 6,  8  und  10  der  Richtlinie  2009/73/EG  gemäß  Arti- 
kel 36  der  Richtlinie  2009/73/EG; 

b)  eine  Ausnahme  von  Artikel  16  Absatz  6  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009  oder  eine  Ausnahme  von  Artikel  32 
und  Artikel  37  Absätze  6  und  10  der  Richtlinie  2009/72/EG 
gemäß  Artikel  17  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009; 

c)  eine  Ausnahme  gemäß  Artikel  22  der  Richtlinie 
2003/55/EG  ([)  oder 

d)  eine  Ausnahme  gemäß  Artikel  7  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
1228/2003  (2). 

Artikel  13 
Anreize 

(1)  Geht  ein  Vorhabenträger  im  Vergleich  zu  den  normaler- 
weise mit  einem  vergleichbaren  Infrastrukturvorhaben  verbun- 
denen Risiken  mit  der  Entwicklung,  dem  Bau,  dem  Betrieb  oder 
der  Instandhaltung  eines  Vorhabens  von  gemeinsamem  Interes- 


(')  Richtlinie  2003/55/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  26.  Juni  2003  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den  Erdgas- 
binnenmarkt (ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  57). 

(2)  Verordnung  (EG)  Nr.  1228/2003  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  26.  Juni  2003  über  die  Netzzugangsbedingungen  für 
den  grenzüberschreitenden  Stromhandel  (ABl.  L  176  vom 
15.7.2003,  S.  1). 


se,  das  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstaben  a,  b  und  d 
und  Anhang  II  Nummer  2  genannten  Kategorien  fällt,  höhere 
Risiken  ein,  sorgen  die  Mitgliedstaaten  und  die  nationalen  Re- 
gulierungsbehörden dafür,  dass  für  das  Vorhaben  gemäß  Arti- 
kel 37  Absatz  8  der  Richtlinie  2009/72/EG,  gemäß  Artikel  41 
Absatz  8  der  Richtlinie  2009/73/EG,  gemäß  Artikel  14  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  und  gemäß  Artikel  13  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  715/2009  angemessene  Anreize  gewährt  wer- 
den. 


Unterabsatz  1  gilt  nicht,  wenn  für  das  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  eine  der  folgenden  Ausnahmen  gilt: 


a)  eine  Ausnahme  von  Artikel  32,  33,  34  und  Artikel  41  Ab- 
sätze 6,  8  und  10  der  Richtlinie  2009/73/EG  gemäß  Arti- 
kel 36  der  Richtlinie  2009/73/EG, 


b)  eine  Ausnahme  von  Artikel  16  Absatz  6  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009  oder  eine  Ausnahme  von  Artikel  32 
und  Artikel  37  Absätze  6  und  10  der  Richtlinie  2009/72/EG 
gemäß  Artikel  17  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009, 


c)  eine  Ausnahme  gemäß  Artikel  22  der  Richtlinie  2003/55/EG 
oder 


d)  eine  Ausnahme  gemäß  Artikel  7  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
1228/2003. 


(2)  Bei  der  Entscheidung  der  nationalen  Regulierungsbehör- 
den, die  Anreize  gemäß  Absatz  1  zu  gewähren,  werden  die 
Ergebnisse  der  Kosten-Nutzen-Analyse  auf  der  Grundlage  der 
nach  Artikel  1 1  entwickelten  Methode  und  insbesondere  die 
regionalen  oder  unionsweiten  positiven  externen  Effekte,  die 
das  Vorhaben  hervorbringt,  berücksichtigt.  Die  nationalen  Re- 
gulierungsbehörden analysieren  außerdem  die  von  den  Vor- 
habenträgern eingegangenen  spezifischen  Risiken,  die  getroffe- 
nen Maßnahmen  zur  Risikobegrenzung  und  die  Begründung 
dieses  Risikoprofils  im  Hinblick  auf  die  positive  Nettoauswir- 
kung des  Vorhabens  im  Vergleich  zu  einer  risikoärmeren  Alter- 
native. Zu  den  zulässigen  Risiken  gehören  insbesondere  Risiken 
im  Zusammenhang  mit  neuen  Übertragungs-  bzw.  Fernleitungs- 
technologien sowohl  an  Land  als  auch  im  Meer,  Risiken  im 
Zusammenhang  mit  der  Kostenunterdeckung  und  Entwicklungs- 
risiken. 


(3)  Der  durch  die  Entscheidung  gewährte  Anreiz  berücksich- 
tigt den  speziellen  Charakter  des  eingegangen  Risikos  und  kann 
unter  anderem  Folgendes  umfassen: 


a)  die  Regeln  für  vorgezogene  Investitionen  oder 


b)  die  Regeln  für  die  Anerkennung  von  auf  effiziente  Weise  vor 
der  Inbetriebnahme  des  Vorhabens  angefallenen  Kosten  oder 
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c)  die  Regeln  für  eine  zusätzliche  Rendite  für  das  in  das  Vor- 
haben investierte  Kapital  oder 

d)  jede  sonstige  für  erforderlich  und  zweckmäßig  erachtete 
Maßnahme. 

(4)  Bis  zum  31.  Juli  2013  übermittelt  jede  nationale  Regu- 
lierungsbehörde der  Agentur  sofern  verfügbar  ihre  Methode  und 
die  Kriterien,  die  für  die  Bewertung  von  Investitionen  in  Strom- 
und  Gasinfrastrukturvorhaben  und  der  bei  ihnen  eingegangenen 
höheren  Risiken  verwendet  werden. 

(5)  Bis  zum  31.  Dezember  2013  schafft  die  Agentur  unter 
gebührender  Berücksichtigung  der  nach  Absatz  4  dieses  Artikels 
bereitgestellten  Informationen  die  Voraussetzungen  dafür,  dass 
gemäß  Artikel  7  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009 
bewährte  Verfahren  und  Empfehlungen  zu  den  folgenden  Sach- 
verhalten weitergegeben  werden  können: 

a)  zu  den  Anreizen  gemäß  Absatz  1  ausgehend  von  einem  von 
den  nationalen  Regulierungsbehörden  vorgenommenen 
Benchmarking  der  bewährten  Verfahren; 

b)  zu  einer  gemeinsamen  Methode  für  die  Bewertung  der  bei 
Investitionen  in  Strom-  und  Gasinfrastrukturvorhaben  einge- 
gangenen höheren  Risiken. 

(6)  Bis  zum  31.  März  2014  veröffentlicht  jede  nationale  Re- 
gulierungsbehörde ihre  Methode  und  die  Kriterien,  die  für  die 
Bewertung  von  Investitionen  in  Strom-  und  Gasinfrastrukturvor- 
haben und  der  bei  ihnen  eingegangenen  höheren  Risiken  ver- 
wendet werden. 

(7)  Wenn  die  in  den  Absätzen  5  und  6  genannten  Maßnah- 
men nicht  ausreichen,  um  eine  rechtzeitige  Durchführung  von 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  sicherzustellen,  kann  die 
Kommission  Leitlinien  für  die  in  diesem  Artikel  festgelegten 
Anreize  erlassen. 

KAPITEL  V 
FINANZIERUNG 

Artikel  14 

Für  eine  finanzielle  Unterstützung  der  Union  in  Betracht 
kommende  Vorhaben 

(1)  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  unter  die  in 
Anhang  II  Nummern  1,  2  und  4  genannten  Kategorien  fallen, 
kommen  für  eine  finanzielle  Unterstützung  der  Union  in  Form 
von  Finanzhilfen  für  Studien  und  von  Finanzierungsinstrumen- 
ten in  Betracht. 

(2)  Mit  Ausnahme  von  Pumpspeicherkraftwerksvorhaben 
kommen  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  unter  die 
in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstaben  a  bis  d  und  Nummer  2 
genannten  Kategorien  fallen,  auch  für  eine  finanzielle  Unterstüt- 
zung der  Union  in  Form  von  Finanzhilfen  für  Arbeiten  in  Be- 
tracht, wenn  sie  sämtliche  der  folgenden  Kriterien  erfüllen: 

a)  die  vorhabenspezifische  Kosten-Nutzen-Analyse  nach  Arti- 
kel 12  Absatz  3  Buchstabe  a  liefert  Erkenntnisse  dafür, 


dass  erhebliche  positive  externe  Effekte  wie  Versorgungs- 
sicherheit, Solidarität  oder  Innovation  gegeben  sind; 


b)  für  das  Vorhaben  gibt  es  eine  Entscheidung  über  die  grenz- 
überschreitende Kostenaufteilung  gemäß  Artikel  12  oder  so- 
fern es  sich  um  ein  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 
handelt,  das  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstabe  c 
genannte  Kategorie  fällt  und  folglich  nicht  für  eine  Entschei- 
dung über  die  grenzüberschreitende  Kostenaufteilung  in 
Frage  kommt,  muss  das  Vorhaben  auf  die  Erbringung  grenz- 
überschreitender Dienstleistungen,  technologische  Innovation 
und  die  Gewährleistung  eines  sicheren  grenzüberschreitenden 
Netzbetriebs  ausgerichtet  sein; 


c)  das  Vorhaben  ist  nach  dem  Geschäftsplan  und  anderen,  ins- 
besondere von  potenziellen  Investoren  oder  Gläubigern  oder 
von  der  nationalen  Regulierungsbehörde  durchgeführten  Be- 
wertungen kommerziell  nicht  tragfähig.  Die  Entscheidung 
über  Anreize  und  ihre  Begründung  gemäß  Artikel  1 3  Absatz 
2  werden  bei  der  Bewertung  der  kommerziellen  Tragfähig- 
keit des  Vorhabens  berücksichtigt. 


(3)  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  nach  dem 
Verfahren  in  Artikel  5  Absatz  7  Buchstabe  d  durchgeführt  wer- 
den, kommen  ebenfalls  für  eine  finanzielle  Unterstützung  der 
Union  in  Form  von  Finanzhilfen  für  Arbeiten  in  Betracht,  wenn 
sie  die  in  Absatz  2  dieses  Artikels  genannten  Kriterien  erfüllen. 


(4)  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  unter  die  in 
Anhang  II  Nummer  1  Buchstabe  e  und  Nummer  4  genannten 
Kategorien  fallen,  kommen  auch  für  eine  finanzielle  Unterstüt- 
zung der  Union  in  Form  von  Finanzhilfen  für  Arbeiten  in  Be- 
tracht, wenn  die  betroffenen  Vorhaben  träger  anhand  des  Ge- 
schäftsplans und  anderer  Bewertungen  —  insbesondere  von  Be- 
wertungen, die  von  potenziellen  Investoren  oder  Gläubigern 
oder  gegebenenfalls  von  einer  nationalen  Regulierungsbehörde 
durchgeführt  wurden  —  die  von  den  Vorhaben  hervorgebrach- 
ten erheblichen  positiven  externen  Effekte  und  ihre  mangelnde 
kommerzielle  Tragfähigkeit  klar  belegen  können. 

Artikel  15 

Anleitung  bezüglich  der  Kriterien  für  die  Gewährung  einer 
finanziellen  Unterstützung  der  Union 

Die  in  Artikel  4  Absatz  2  genannten  konkreten  Kriterien  und 
die  in  Artikel  4  Absatz  4  genannten  Parameter  dienen  auch  als 
Richtwerte  bei  der  Festlegung  von  Kriterien  für  die  Gewährung 
der  finanziellen  Unterstützung  der  Union,  die  in  der  einschlägi- 
gen Verordnung  zur  Schaffung  der  Fazilität  „Connecting  Euro- 
pe"  vorgesehen  ist. 


Artikel  16 

Ausübung  der  Befugnisübertragung 

(1)  Die  Befugnis  zum  Erlass  delegierter  Rechtsakte  wird  der 
Kommission  unter  den  in  diesem  Artikel  festgelegten  Bedingun- 
gen übertragen. 
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(2)  Die  Befugnis  zum  Erlass  delegierter  Rechtsakte  gemäß 
Artikel  3  wird  der  Kommission  für  einen  Zeitraum  von  vier 
Jahren  ab  dem  15.  Mai  2013  übertragen.  Die  Kommission  er- 
stellt spätestens  neun  Monate  vor  Ablauf  dieses  Zeitraums  einen 
Bericht  über  die  Befugnisübertragung.  Die  Befugnisübertragung 
verlängert  sich  stillschweigend  um  Zeiträume  gleicher  Länge,  es 
sei  denn,  das  Europäische  Parlament  oder  der  Rat  widersprechen 
einer  solchen  Verlängerung  spätestens  drei  Monate  vor  Ablauf 
des  jeweiligen  Zeitraums. 


(3)  Die  Befugnisübertragung  gemäß  Artikel  3  kann  vom  Eu- 
ropäischen Parlament  oder  vom  Rat  jederzeit  widerrufen  wer- 
den. Der  Beschluss  über  den  Widerruf  beendet  die  Übertragung 
der  in  diesem  Beschluss  angegebenen  Befugnis.  Er  wird  am  Tag 
nach  seiner  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
oder  zu  einem  im  Beschluss  über  den  Widerruf  angegebenen 
späteren  Zeitpunkt  wirksam.  Die  Gültigkeit  von  delegierten 
Rechtsakten,  die  bereits  in  Kraft  sind,  wird  von  dem  Beschluss 
über  den  Widerruf  nicht  berührt. 


(4)  Sobald  die  Kommission  einen  delegierten  Rechtsakt  er- 
lässt,  übermittelt  sie  ihn  gleichzeitig  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat. 


(5)  Ein  delegierter  Rechtsakt,  der  gemäß  Artikel  3  erlassen 
wurde,  tritt  nur  in  Kraft,  wenn  weder  das  Europäische  Parlament 
noch  der  Rat  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Monaten  nach 
Übermittlung  dieses  Rechtsakts  an  das  Europäische  Parlament 
und  den  Rat  Einwände  erhoben  haben  oder  wenn  vor  Ablauf 
dieser  Frist  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beide  der 
Kommission  mitgeteilt  haben,  dass  sie  keine  Einwände  erheben 
werden.  Diese  Frist  wird  auf  Initiative  des  Europäischen  Par- 
laments oder  des  Rates  um  zwei  Monate  verlängert. 

KAPITEL  VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel  17 

Berichterstattung  und  Bewertung 

Die  Kommission  veröffentlicht  spätestens  2017  einen  Bericht 
über  die  Durchführung  von  Vorhaben  von  gemeinsamem  Inte- 
resse und  übermittelt  ihn  dem  Europäischen  Parlament  und  dem 
Rat.  Dieser  Bericht  enthält  eine  Bewertung 


a)  der  Fortschritte,  die  bei  Planung,  Entwicklung,  Bau  und  In- 
betriebnahme der  nach  Artikel  3  ausgewählten  Vorhaben 
von  gemeinsamem  Interesse  erzielt  wurden,  und,  sofern  re- 
levant, der  Verzögerungen  bei  der  Durchführung  sowie  sons- 
tiger aufgetretener  Schwierigkeiten; 


b)  der  von  der  Union  für  Vorhaben  von  gemeinsamem  Inte- 
resse gebundenen  und  aufgewandten  Mittel  im  Vergleich 
zum  Gesamtwert  der  finanzierten  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse; 


c)  für  den  Strom-  und  Gassektor:  der  Entwicklung  des  Ver- 
bundgrads zwischen  den  Mitgliedstaaten,  der  entsprechenden 


Entwicklung  der  Energiepreise  sowie  der  Zahl  der  Netzaus- 
fälle, ihrer  Ursachen  und  der  damit  verbundenen  wirtschaft- 
lichen Kosten; 

d)  der  Genehmigungserteilung  und  der  Beteiligung  der  Öffent- 
lichkeit, insbesondere: 

i)  der  durchschnittlichen  und  maximalen  Gesamtdauer  der 
Genehmigungsverfahren  für  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse,  einschließlich  der  Dauer  der  einzelnen 
Stufen  des  Vorantragsabschnitts  im  Vergleich  zu  dem  in 
den  ursprünglichen  wichtigsten  Meilensteinen  gemäß  Ar- 
tikel 10  Absatz  4  vorgesehenen  Zeitplan, 

ii)  des  Ausmaßes  des  Widerstands  gegen  Vorhaben  von  ge- 
meinsamem Interesse  (insbesondere  Zahl  der  schriftlichen 
Einwände  während  der  Anhörung  der  Öffentlichkeit, 
Zahl  der  Rechtsmittelverfahren), 

iii)  einer  Übersicht  bewährter  und  innovativer  Verfahren  be- 
züglich der  Beteiligung  von  betroffenen  Kreisen  und  der 
Begrenzung  der  Umweltauswirkungen  im  Zuge  der  Ge- 
nehmigungsverfahren und  der  Durchführung  der  Vor- 
haben, 

iv)  der  Wirksamkeit  der  nach  Artikel  8  Absatz  3  vorgesehe- 
nen Schemata  in  Bezug  auf  die  Einhaltung  der  in  Arti- 
kel 10  festgelegten  Fristen; 

e)  der  Regulierung,  insbesondere: 

i)  der  Zahl  der  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  für 
die  eine  Entscheidung  über  die  grenzüberschreitende  Kos- 
tenaufteilung gemäß  Artikel  12  vorliegt  und 

ii)  der  Zahl  und  Art  von  Vorhaben  von  gemeinsamem  Inte- 
resse, für  die  spezifische  Anreize  gemäß  Artikel  1 3  ge- 
währt wurden; 

f)  der  Wirksamkeit  des  Beitrags  dieser  Verordnung  zu  den  für 
2014  und  2015  angestrebten  Zielsetzungen  bezüglich  der 
Marktintegration,  zu  den  für  2020  angestrebten  klima-  und 
energiepolitischen  Zielen  sowie  —  langfristig  —  zum  Über- 
gang zu  einer  kohlenstoffarmen  Wirtschaft  bis  2050. 

Artikel  18 

Informationen  und  Publizität 

Die  Kommission  richtet  spätestens  sechs  Monate  nach  Annahme 
der  ersten  Unionsliste  eine  für  die  Öffentlichkeit  auch  über  das 
Internet  leicht  zugängliche  Infrastruktur-Transparenzplattform 
ein.  Diese  Plattform  enthält  die  folgenden  Informationen: 

a)  allgemeine,  aktualisierte  Informationen,  darunter  geografische 
Informationen,  über  jedes  Vorhaben  von  gemeinsamem  In- 
teresse; 

b)  den  Durchführungsplan  gemäß  Artikel  5  Absatz  1  für  jedes 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse; 
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c)  die  Hauptergebnisse  der  Kosten-Nutzen-Analyse  auf  der 
Grundlage  der  für  die  betroffenen  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  nach  Artikel  11  entwickelten  Methode 
mit  Ausnahme  aller  wirtschaftlich  sensiblen  Informationen; 


d)  die  Unionsliste; 


e)  die  von  der  Union  für  die  einzelnen  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  gebundenen  und  aufgewandten  Mittel. 


Artikel  19 

Übergangsbestimmungen 

Diese  Verordnung  berührt  nicht  die  Gewährung,  Fortführung 
oder  Änderung  einer  finanziellen  Unterstützung,  die  von  der 
Kommission  auf  der  Grundlage  von  Aufforderungen  zur  Ein- 
reichung von  Vorschlägen  im  Rahmen  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
680/2007  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
20.  Juni  2007  über  die  Grundregeln  für  die  Gewährung  von 
Gemeinschaftszuschüssen  für  transeuropäische  Verkehrs-  und 
Energienetze  (')  für  in  den  Anhängen  I  und  III  der  Entscheidung 
Nr.  1364/2006/EG  aufgeführte  Vorhaben  oder  im  Hinblick  auf 
die  Zielvorgaben  gewährt  wurde,  die  auf  den  in  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  1083/2006  des  Rates  vom  11.  Juli  2006  mit  allgemei- 
nen Bestimmungen  über  den  Europäischen  Fonds  für  regionale 
Entwicklung,  den  Europäischen  Sozialfonds  und  den  Kohäsions- 
fonds  (2)  festgelegten,  für  TEN-E  relevanten  Ausgabenkategorien 
beruhen. 


Die  Bestimmungen  nach  Kapitel  III  gelten  nicht  für  Vorhaben 
von  gemeinsamem  Interesse  im  Genehmigungsverfahren,  für  die 
ein  Vorhabenträger  vor  dem  16.  November  2013  Antragsunter- 
lagen eingereicht  hat. 

Artikel  20 

Änderungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009 

Artikel  22  Absatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  erhält 
folgende  Fassung: 

„(1)  Für  die  Beantragung  einer  Ausnahmeentscheidung 
nach  Artikel  9  Absatz  1  und  für  Entscheidungen  zur  grenz- 
überschreitenden Kostenaufteilung,  die  die  Agentur  nach  Ar- 
tikel 12  der  Verordnung  (EU)  Nr.  347/2013  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  17.  April  2013  zu  Leitlinien 
für  die  transeuropäische  Energieinfrastruktur  (*)  trifft,  sind  an 
die  Agentur  Gebühren  zu  entrichten. 


(*)  ABl  L  115  vom  25.4.2013,  S.  39." 


(!)  ABl.  L  162  vom  22.6.2007,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  210  vom  31.7.2006,  S.  25. 


Artikel  21 

Änderungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  wird  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  8  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Absatz  3  Buchstabe  a  erhält  folgende  Fassung: 


,,a)  gemeinsame  Instrumente  zum  Netzbetrieb  zur  Koor- 
dinierung des  Netzbetriebs  im  Normalbetrieb  und  in 
Notfällen  —  einschließlich  eines  gemeinsamen  Sys- 
tems zur  Einstufung  von  Störfällen  —  sowie  For- 
schungspläne; im  Zusammenhang  mit  diesen  Instru- 
menten wird  unter  anderem  Folgendes  angegeben 
bzw.  festgelegt: 


i)  Informationen,  die  für  die  Verbesserung  der  ope- 
rativen Koordinierung  hilfreich  sind,  einschließlich 
entsprechender  Informationen,  die  für  den  Folge- 
tag, am  selben  Tag  und  in  Echtzeit  eingehen,  so- 
wie die  optimale  Häufigkeit  der  Erfassung  und 
Weitergabe  dieser  Informationen; 


ii)  welche  Technologieplattform  für  den  Informati- 
onsaustausch in  Echtzeit  zu  verwenden  ist  und, 
falls  erforderlich,  welche  Technologieplattformen 
für  die  Erfassung,  Verarbeitung  und  Übermittlung 
der  sonstigen  Informationen  gemäß  Ziffer  i  sowie 
für  die  Umsetzung  der  Verfahren  zu  verwenden 
sind,  mit  denen  die  operative  Koordinierung  der 
Übertragungsnetzbetreiber  im  Hinblick  auf  die 
Möglichkeit  ausgeweitet  werden  kann,  dass  diese 
Koordinierung  unionsweit  erfolgt; 


iii)  wie  Übertragungsnetzbetreiber  anderen  Übertra- 
gungsnetzbetreibern oder  anderen  Einrichtungen, 
die  formell  beauftragt  wurden,  sie  bei  der  opera- 
tiven Koordinierung  zu  unterstützen,  und  der 
Agentur  betriebsbezogene  Informationen  zur  Ver- 
fügung stellen  und 


iv)  dass  die  Übertragungsnetzbetreiber  eine  Kontakt- 
stelle bestimmen,  die  Anfragen  anderer  Übertra- 
gungsnetzbetreiber oder  anderer  gemäß  Ziffer  iii 
formell  beauftragter  Einrichtungen  oder  der  Agen- 
tur nach  solchen  Informationen  zu  beantworten 
hat. 


Der  ENTSO-Strom  übermittelt  der  Agentur  und  der 
Kommission  bis  zum  16.  Mai  2015  die  verabschiede- 
ten Angaben  bzw.  Festlegungen  in  Bezug  auf  die  Zif- 
fern i  bis  iv. 
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Binnen  12  Monaten  nach  Verabschiedung  der  Anga- 
ben bzw.  Festlegungen  gibt  die  Agentur  eine  Stellung- 
nahme ab,  in  der  sie  prüft,  ob  sie  in  ausreichendem 
Maße  dazu  beitragen,  den  grenzüberschreitenden 
Handel  zu  fördern  und  für  die  optimale  Verwaltung, 
den  koordinierten  Betrieb,  die  effiziente  Nutzung  und 
die  sachgerechte  technische  Weiterentwicklung  des 
europäischen  Stromübertragungsnetzes  zu  sorgen." 


b)  Absatz  10  Buchstabe  a  erhält  folgende  Fassung: 


,,a)  Er  beruht  auf  den  nationalen  Investitionsplänen  — 
unter  Berücksichtigung  der  in  Artikel  12  Absatz  1 
genannten  regionalen  Investitionspläne  —  und  gege- 
benenfalls auf  den  unionsbezogenen  Aspekten 
der  Netzplanung  gemäß  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  347/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  17.  April  2013  zu  Leitlinien  für  die  trans- 
europäische Energieinfrastruktur  (*);  er  ist  Gegenstand 
einer  Kosten-Nutzen-Analyse  nach  der  Methode  ge- 
mäß Artikel  1 1  der  genannten  Verordnung. 


4.  In  Artikel  23  wird  folgender  Absatz  angefügt: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gilt 
Artikel  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  182/2011  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Februar  2011  zur 
Festlegung  der  allgemeinen  Regeln  und  Grundsätze,  nach 
denen  die  Mitgliedstaaten  die  Wahrnehmung  der  Durchfüh- 
rungsbefugnisse durch  die  Kommission  kontrollieren  (*). 


(*)  ABl.  L  55  vom  28.2.2011,  S.  13." 

Artikel  22 

Änderungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  wird  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  8  Absatz  10  Buchstabe  a  erhält  folgende  Fassung: 


(*)  ABl  L  115  vom  25.4.2013,  S.  39." 


2.  Artikel  11  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  11 
Kosten 

Die  Kosten  im  Zusammenhang  mit  den  in  den  Artikeln  4  bis 
12  dieser  Verordnung  und  in  Artikel  11  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  347/2013  genannten  Tätigkeiten  des  ENTSO 
(Strom)  werden  von  den  Übertragungsnetzbetreibern  getra- 
gen und  bei  der  Entgeltberechnung  berücksichtigt.  Die  Re- 
gulierungsbehörden genehmigen  diese  Kosten  nur  dann, 
wenn  sie  angemessen  und  sachbezogen  sind." 


3.  In  Artikel  18  wird  folgender  Absatz  angefügt: 


„(4a)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  für  die  Umsetzung 
der  operativen  Koordinierung  der  Übertragungsnetzbetreiber 
auf  Unionsebene  erlassen.  Diese  Leitlinien  sind  mit  den  Netz- 
kodizes  gemäß  Artikel  6  dieser  Verordnung  vereinbar  und 
beruhen  auf  diesen  Netzkodizes  und  den  angenommenen 
Spezifikationen  und  der  Stellungnahme  der  Agentur  gemäß 
Artikel  8  Absatz  3  Buchstabe  a  dieser  Verordnung.  Beim 
Erlass  dieser  Leitlinien  trägt  die  Kommission  den  regional 
und  national  unterschiedlichen  operativen  Anforderungen 
Rechnung. 


Diese  Leitlinien  werden  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  3 
genannten  Prüfverfahren  erlassen." 


,,a)  auf  den  nationalen  Investitionsplänen  unter  Berücksichti- 
gung der  in  Artikel  12  Absatz  1  genannten  regionalen 
Investitionspläne  und  gegebenenfalls  der  unionsbezoge- 
nen Aspekte  der  Netzplanung  gemäß  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  347/2013  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  17.  April  2013  zu  Leitlinien  für  die  trans- 
europäische Energieinfrastruktur  (*)  aufbauen;  er  ist  Ge- 
genstand einer  Kosten-Nutzen-Analyse  nach  der  Methode 
gemäß  Artikel  11  der  genannten  Verordnung. 


(*)  ABl  L  115  vom  25.4.2013,  S.  39." 


2.  Artikel  11  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  11 
Kosten 

Die  Kosten  im  Zusammenhang  mit  den  in  den  Artikeln  4  bis 
12  dieser  Verordnung  und  in  Artikel  11  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  347/2013  genannten  Tätigkeiten  des  ENTSO  (Gas) 
werden  von  den  Fernleitungsnetzbetreibern  getragen  und  bei 
der  Tarifberechnung  berücksichtigt.  Die  Regulierungsbehör- 
den genehmigen  diese  Kosten  nur  dann,  wenn  sie  angemes- 
sen und  sachbezogen  sind." 

Artikel  23 
Aufhebung 

Die  Entscheidung  Nr.  1364/2006/EG  wird  zum  1.  Januar  2014 
aufgehoben.  Für  in  den  Anhängen  I  und  III  der  Entscheidung 
Nr.  1364/2006/EG  aufgeführte  Vorhaben  entstehen  aus  dieser 
Verordnung  keine  Rechte. 
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Artikel  24 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
in  Kraft. 

Sie  gilt  ab  dem  1.  Juni  2013,  mit  Ausnahme  der  Artikel  14  und  15,  die  ab  dem  Geltungsbeginn  der 
einschlägigen  Verordnung  zur  Schaffung  der  Fazilität  „Connecting  Europe"  gelten. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Geschehen  zu  Straßburg  am  17.  April  2013. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments 
Der  Präsident 
M. SCHULZ 


Im  Namen  des  Rates 
Die  Präsidentin 
L.  CREIGHTON 


ANHANG  1 


VORRANGIGE  ENERGIEINFRASTRUKTURKORRIDORE  UND  -GEBIETE 

Diese  Verordnung  gilt  für  die  folgenden  transeuropäischen  Energieinfrastrukturkorridore  und  -gebiete: 


1.  VORRANGIGE  STROMKORRIDORE 

1.  Offshore-Netz  der  nördlichen  Meere  („NSOG"):  Ausbau  des  integrierten  Offshore-Stromnetzes  und  der  entsprechen- 
den Verbindungsleitungen  in  der  Nordsee,  in  der  Irischen  See,  im  Ärmelkanal,  in  der  Ostsee  und  in  angrenzenden 
Meeren,  um  Strom  aus  erneuerbaren  Offshore-Energiequellen  zu  den  Verbrauchs-  und  Speicherzentren  zu  trans- 
portieren und  den  grenzüberschreitenden  Stromaustausch  auszubauen. 

Betroffene  Mitgliedstaaten:  Belgien,  Dänemark,  Deutschland,  Frankreich,  Irland,  Luxemburg,  Niederlande,  Schweden 
und  Vereinigtes  Königreich. 

2.  Nord-Süd-Stromverbindungsleitungen  in  Westeuropa  („NSI  West  Electricity"):  Verbindungsleitungen  zwischen  Mit- 
gliedstaaten dieses  Raums  und  mit  dem  Mittelmeerraum,  einschließlich  der  Iberischen  Halbinsel,  insbesondere  um 
Strom  aus  erneuerbaren  Energiequellen  zu  integrieren  und  die  Binnennetzinfrastruktur  zur  Förderung  der  Markt- 
integration in  diesem  Raum  auszubauen. 

Betroffene  Mitgliedstaaten:  Belgien,  Deutschland,  Frankreich,  Irland,  Italien,  Luxemburg,  Malta,  Niederlande,  Öster- 
reich, Portugal,  Spanien  und  Vereinigtes  Königreich. 

3.  Nord-Süd-Stromverbindungsleitungen  in  Mittelosteuropa  und  Südosteuropa  („NSI  East  Electricity"):  Verbindungslei- 
tungen und  Binnenleitungen  in  Nord-Süd-  sowie  in  Ost-West-Richtung  zur  Vervollständigung  des  Binnenmarkts  und 
zur  Integration  der  Erzeugung  aus  erneuerbaren  Energiequellen. 

Betroffene  Mitgliedstaaten:  Bulgarien,  Deutschland,  Griechenland,  Italien,  Kroatien  ('),  Österreich,  Polen,  Rumänien, 
Slowakei,  Slowenien,  Tschechische  Republik,  Ungarn  und  Zypern. 

4.  Stromverbundplan  für  den  Energiemarkt  im  Ostseeraum  („BEMIP  Electricity"):  Verbindungsleitung  zwischen  Mitglied- 
staaten des  Ostseeraums  und  entsprechender  Ausbau  der  Binnennetzinfrastruktur  zur  Beendigung  der  Isolierung  der 
baltischen  Staaten  und  zur  Förderung  der  Marktintegration,  unter  anderem  durch  das  Hinwirken  auf  die  Integration 
erneuerbarer  Energieträger  in  diesem  Raum. 

Betroffene  Mitgliedstaaten:  Dänemark,  Deutschland,  Estland,  Finnland,  Lettland,  Litauen,  Polen  und  Schweden. 

2.  VORRANGIGE  GASKORRIDORE 

5.  Nord-Süd-Gasverbindungsleitungen  in  Westeuropa  („NSI  West  Gas"):  Gasinfrastruktur  für  Nord-Süd-Gaslastflüsse  in 
Westeuropa  zur  weiteren  Diversifizierung  der  Versorgungswege  und  zur  Steigerung  der  kurzfristig  lieferbaren  Gas- 
mengen. 

Betroffene  Mitgliedstaaten:  Belgien,  Dänemark,  Deutschland,  Frankreich,  Irland,  Italien,  Luxemburg,  Malta,  Nieder- 
lande, Portugal,  Spanien  und  Vereinigtes  Königreich. 

6.  Nord-Süd-Gasverbindungsleitungen  in  Mittelosteuropa  und  Südosteuropa  („NSI  East  Gas"):  Gasinfrastruktur  für  re- 
gionale Verbindungen  zwischen  dem  Ostseeraum,  der  Adria  und  der  Ägäis,  dem  östlichen  Mittelmeer  und  dem 
Schwarzen  Meer  sowie  in  diesen  Räumen  und  für  eine  stärker  diversifizierte  und  sicherere  Gasversorgung. 

Betroffene  Mitgliedstaaten:  Bulgarien,  Deutschland,  Griechenland,  Italien,  Kroatien  ('),  Österreich,  Polen,  Rumänien, 
Slowakei,  Slowenien,  Tschechische  Republik,  Ungarn  und  Zypern. 

7.  Südlicher  Gaskorridor  („SGC"):  Infrastruktur  für  eine  Gasfernleitung  vom  Kaspischen  Becken,  von  Zentralasien,  vom 
Nahen  Osten  und  vom  östlichen  Mittelmeerbecken  in  die  Union  für  eine  stärker  diversifizierte  Gasversorgung. 


(])  Vorbehaltlich  und  ab  dem  Datum  des  Beitritts  Kroatiens. 


Betroffene  Mitgliedstaaten:  Bulgarien,  Deutschland,  Frankreich,  Griechenland,  Italien,  Kroatien  ('),  Österreich,  Polen, 
Rumänien,  Slowakei,  Slowenien,  Tschechische  Republik,  Ungarn  und  Zypern. 

8.  Gasverbundplan  für  den  Energiemarkt  im  Ostseeraum  („BEMIP  Gas"):  Gasinfrastruktur  zur  Beendigung  der  Isolation 
der  drei  baltischen  Staaten  und  Finnlands  sowie  ihrer  Abhängigkeit  von  einem  einzigen  Lieferanten,  zum  entspre- 
chenden Ausbau  der  Binnennetzinfrastruktur  und  zur  stärkeren  Diversifizierung  und  Sicherung  der  Lieferungen  in 
den  Ostseeraum. 

Betroffene  Mitgliedstaaten:  Dänemark,  Deutschland,  Estland,  Finnland,  Lettland,  Litauen,  Polen  und  Schweden. 

3.  VORRANGIGE  ERDÖLKORRIDORE 

9.  Erdölversorgungsleitungen  in  Mittelosteuropa  („OSC"):  Interoperabilität  des  Erdölfernleitungsnetzes  in  Mittelosteuropa 
zur  Stärkung  der  Versorgungssicherheit  und  zur  Verminderung  von  Umweltrisiken. 

Betroffene  Mitgliedstaaten:  Deutschland,  Kroatien  ('),  Österreich,  Polen,  Slowakei,  Tschechische  Republik,  Ungarn. 

4.  VORRANGIGE  THEMATISCHE  GEBIETE 

10.  Realisierung  intelligenter  Netze:  Einführung  von  Technologien  für  intelligente  Netze  in  der  gesamten  Union,  um  das 
Verhalten  und  die  Handlungen  aller  an  das  Stromnetz  angeschlossenen  Nutzer  auf  effiziente  Weise  zu  integrieren, 
insbesondere  die  Erzeugung  großer  Strommengen  aus  erneuerbaren  oder  dezentralen  Energiequellen  und  die  Reaktion 
auf  der  Nachfrageseite  durch  die  Kunden. 

Betroffene  Mitgliedstaaten:  alle. 

11.  Stromautobahnen:  erste  Stromautobahnen  bis  2020  im  Hinblick  auf  den  Bau  eines  Stromautobahnsystems  in  der 
gesamten  Union,  das  in  der  Lage  ist, 

a)  die  ständig  zunehmende  Erzeugung  überschüssiger  Windenergie  in  den  nördlichen  Meeren  und  in  der  Ostsee  und 
die  zunehmende  Erzeugung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  in  Ost-  und  Südeuropa  und  auch  in  Nordafrika 
aufzunehmen: 

b)  diese  neuen  Stromerzeugungszentren  mit  großen  Speichern  in  den  nordischen  Ländern,  den  Alpen  und  anderen 
Gebieten  mit  großen  Verbrauchszentren  zu  verbinden  und 

c)  eine  zunehmend  variable  und  dezentrale  Stromversorgung  und  die  flexible  Stromnachfrage  zu  bewältigen. 
Betroffene  Mitgliedstaaten:  alle. 

12.  Grenzüberschreitendes  Kohlendioxidnetz:  Entwicklung  einer  Infrastruktur  für  den  Transport  von  Kohlendioxid  zwi- 
schen den  Mitgliedstaaten  und  benachbarten  Drittländern  im  Hinblick  auf  die  Realisierung  der  Kohlendioxidabschei- 
dung  und  -speicherung. 

Betroffene  Mitgliedstaaten:  alle. 


(')  Vorbehaltlich  und  ab  dem  Datum  des  Beitritts  Kroatiens. 


ANHANG  n 


ENERGIEINFRASTRUKTURKATEGORIEN 

Die  Energieinfrastrukturkategorien,  die  zur  Realisierung  der  in  Anhang  I  aufgeführten  Energieinfrastrukturprioritäten 
entwickelt  werden  müssen,  sind  wie  folgt: 

1.  Strom: 

a)  Hochspannungsfreileitungen,  sofern  sie  für  eine  Spannung  von  mindestens  220  kV  ausgelegt  wurden,  sowie  Erd- 
und  Seekabel,  sofern  sie  für  eine  Spannung  von  mindestens  150  kV  ausgelegt  wurden; 

b)  insbesondere  bei  Stromautobahnen:  jede  materielle  Ausrüstung,  die  für  den  Stromtransport  auf  der  Hoch-  und 
Höchstspannungsebene  ausgelegt  ist,  um  große  Strommengen,  die  in  einem  oder  mehreren  Mitgliedstaaten  oder  in 
Drittländern  erzeugt  oder  gespeichert  werden,  mit  großen  Stromverbrauchszentren  in  einem  oder  in  mehreren 
anderen  Mitgliedstaaten  zu  verbinden: 

c)  Stromspeicheranlagen,  die  zur  dauerhaften  oder  vorübergehenden  Stromspeicherung  in  überirdischen,  unterirdi- 
schen oder  geologischen  Speicherstätten  verwendet  werden,  sofern  sie  direkt  an  Hochspannungsübertragungslei- 
tungen  angeschlossen  sind,  die  für  eine  Spannung  von  110  kV  oder  mehr  ausgelegt  sind: 

d)  jede  Ausrüstung  oder  Anlage,  die  für  den  sicheren  und  effizienten  Betrieb  der  unter  den  Buchstaben  a  bis  c 
definierten  Systeme  unentbehrlich  sind,  einschließlich  der  Schutz-,  Überwachungs-  und  Steuerungssysteme  auf  allen 
Spannungsebenen  und  in  allen  Transformatorstationen; 

e)  jede  Ausrüstung  oder  Anlage  sowohl  auf  der  Übertragungs-  als  auch  auf  der  Mittelspannungsverteilerebene,  die  auf 
eine  bidirektionale  digitale  Kommunikation  in  Echtzeit  oder  echtzeitnah  und  auf  eine  interaktive,  intelligente 
Überwachung  und  Steuerung  von  Stromerzeugung,  -Übertragung,  -Verteilung  und  -verbrauch  innerhalb  eines 
Stromnetzes  abzielt,  um  ein  Netz  zu  entwickeln,  das  auf  effiziente  Weise  das  Verhalten  und  die  Handlungen  aller 
daran  angeschlossenen  Nutzer  —  Erzeuger,  Verbraucher  und  Akteure,  die  sowohl  Erzeuger  als  auch  Verbraucher 
sind  —  integriert,  damit  ein  wirtschaftlich  effizientes,  nachhaltiges  Stromnetz  mit  geringen  Verlusten,  hoher 
Qualität,  großer  Versorgungssicherheit  und  hoher  technischer  Sicherheit  gewährleistet  wird. 

2.  Gas: 

a)  Fernleitungen  für  den  Transport  von  Erdgas  und  Biogas,  die  Bestandteil  eines  Netzes  sind,  das  überwiegend  aus 
Hochdruckrohrleitungen  besteht,  ohne  Hochdruckrohrleitungen,  die  für  die  vorgelagerte  oder  lokale  Verteilung  von 
Erdgas  verwendet  werden, 

b)  an  die  genannten  Hochdruck-Gasleitungen  angeschlossene  Untergrundspeicher, 

c)  Anlagen  für  die  Übernahme,  Speicherung  und  Rückvergasung  oder  Dekomprimierung  von  Flüssigerdgas  (LNG)  oder 
von  komprimiertem  Erdgas  (CNG), 

d)  jede  Ausrüstung  oder  Anlage,  die  für  den  sicheren  und  effizienten  Betrieb  des  Systems  oder  für  die  Ermöglichung 
der  bidirektionalen  Kapazität  unentbehrlich  ist,  einschließlich  Verdichterstationen. 

3.  Erdöl: 

a)  Rohrleitungen  für  den  Transport  von  Rohöl, 

b)  Pumpstationen  und  Speicheranlagen,  die  für  den  Betrieb  der  Rohölrohrleitungen  erforderlich  sind, 

c)  alle  Ausrüstungen  und  Anlagen,  die  für  den  ordnungsgemäßen,  sicheren  und  effizienten  Betrieb  des  betreffenden 
Systems  unentbehrlich  sind,  einschließlich  der  Schutz-,  Überwachungs-  und  Steuerungssysteme. 

4.  Kohlendioxid: 

a)  spezielle  Rohrleitungen  mit  Ausnahme  des  vorgelagerten  Rohrleitungsnetzes,  die  verwendet  werden,  um  anthro- 
pogenes  Kohlendioxid  aus  mehr  als  einer  Quelle,  d.  h.  von  Industrieanlagen  (einschließlich  Kraftwerken),  die 
Kohlendioxidgas  bei  der  Verbrennung  oder  bei  anderen  chemischen  Reaktionen,  an  denen  fossile  oder  nichtfossile 
kohlenstoffhaltige  Komponenten  beteiligt  sind,  produzieren,  für  die  dauerhafte  geologische  Speicherung  von  Koh- 
lendioxid gemäß  der  Richtlinie  2009/31/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  zu  transportieren; 

b)  Anlagen  für  die  Verflüssigung  und  Pufferspeicherung  von  Kohlendioxid  im  Hinblick  auf  dessen  weiteren  Transport: 
darin  nicht  enthalten  sind  Infrastruktur  innerhalb  einer  geologischen  Formation,  die  für  die  dauerhafte  geologische 
Speicherung  von  Kohlendioxid  gemäß  der  Richtlinie  2009/31/EG  verwendet  wird,  damit  zusammenhängende 
Flächen  und  Injektionsanlagen; 

c)  alle  Ausrüstungen  und  Anlagen,  die  für  den  ordnungsgemäßen,  sicheren  und  effizienten  Betrieb  des  betreffenden 
Systems  unentbehrlich  sind,  einschließlich  der  Schutz-,  Überwachungs-  und  Steuerungssysteme. 


0  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  114. 


ANHANG  III 


REGIONALE  LISTEN  VON  VORHABEN  VON  GEMEINSAMEM  INTERESSE 

1.  REGELN  FÜR  GRUPPEN 

Bei  Stromvorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  1  genannten  Kategorien  fallen,  setzt  sich  jede  Gruppe  aus 
Vertretern  der  Mitgliedstaaten,  der  nationalen  Regulierungsbehörden,  der  Übertragungsnetzbetreiber  sowie  der  Kom- 
mission, der  Agentur  und  des  ENTSO-Strom  zusammen. 


Bei  Gasvorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  2  genannten  Kategorien  fallen,  setzt  sich  jede  Gruppe  aus 
Vertretern  der  Mitgliedstaaten,  der  nationalen  Regulierungsbehörden,  der  Übertragungsnetzbetreiber  sowie  der  Kom- 
mission, der  Agentur  und  des  ENTSO-Gas  zusammen. 


Bei  Erdöl-  und  Kohlendioxidtransportvorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummern  3  und  4  genannten  Kategorien 
fallen,  setzt  sich  jede  Gruppe  aus  Vertretern  der  Mitgliedstaaten,  der  von  jeder  der  in  Anhang  I  genannten  relevanten 
Prioritäten  betroffenen  Vorhabenträger  und  der  Kommission  zusammen. 


Die  Entscheidungsgremien  der  Gruppen  können  fusionieren.  Alle  Gruppen  oder  Entscheidungsgremien  kommen  bei 
Bedarf  zusammen,  um  Angelegenheiten,  die  alle  Gruppen  gemeinsam  betreffen,  zu  erörtern;  diese  Angelegenheiten 
können  Themen  umfassen,  die  einen  Bezug  zur  überregionalen  Kohärenz  oder  zur  Anzahl  der  vorgeschlagenen 
Vorhaben  aufweisen,  die  im  Entwurf  von  regionalen  Listen  enthalten  sind  und  bei  denen  die  Gefahr  besteht,  dass 
sie  nicht  mehr  zu  bewältigen  sind. 


Jede  Gruppe  organisiert  ihre  Arbeit  in  Einklang  mit  den  Bemühungen  um  eine  regionale  Zusammenarbeit  gemäß 
Artikel  6  der  Richtlinie  2009/72/EG,  Artikel  7  der  Richtlinie  2009/73/EG,  Artikel  12  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
714/2009  und  Artikel  12  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  und  anderen  bestehenden  Strukturen  der  regionalen 
Zusammenarbeit. 


Jede  Gruppe  lädt,  wie  dies  im  Hinblick  auf  die  Umsetzung  der  in  Anhang  I  genannten  relevanten  Prioritäten 
zweckmäßig  ist,  Träger  von  Vorhaben,  die  möglicherweise  als  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  in  Betracht 
kommen,  sowie  Vertreter  der  nationalen  Verwaltungen,  der  Regulierungsbehörden  und  der  Übertragungs-  bzw. 
Fernleitungsnetzbetreiber  der  EU-Kandidatenländer  und  potenzieller  Kandidaten,  der  Mitgliedstaaten  des  Europäischen 
Wirtschaftsraums  und  der  Europäischen  Freihandelsassoziation,  der  Einrichtungen  und  Gremien  der  Energiegemein- 
schaft, der  Länder,  die  Gegenstand  der  Europäischen  Nachbarschaftspolitik  sind,  und  der  Länder,  mit  denen  die  Union 
eine  spezielle  Zusammenarbeit  im  Energiebereich  etabliert  hat,  ein.  Die  Entscheidung,  Vertreter  von  Drittstaaten 
einzuladen,  wird  einvernehmlich  getroffen. 


Jede  Gruppe  hört  die  Organisationen,  die  die  relevanten  betroffenen  Kreise  vertreten,  und,  falls  dies  als  zweckdienlich 
erachtet  wird,  die  betroffenen  Kreise  direkt  an,  darunter  Erzeuger,  Verteilernetzbetreiber,  Lieferanten,  Verbraucher  und 
Umweltschutzorganisationen.  Die  Gruppe  kann  Anhörungen  organisieren,  wenn  dies  für  die  Durchführung  ihrer 
Aufgaben  relevant  ist. 


Die  Geschäftsordnung,  eine  aktuelle  Liste  der  Mitgliedsorganisationen,  regelmäßig  aktualisierte  Informationen  über  die 
bei  ihrer  Tätigkeit  erzielten  Fortschritte,  die  Tagesordnungen  der  Sitzungen  sowie  die  endgültigen  Schlussfolgerungen 
und  Beschlüsse  jeder  Gruppe  werden  von  der  Kommission  auf  der  Transparenzplattform  gemäß  Artikel  1 8  veröffent- 
licht. 


Die  Kommission,  die  Agentur  und  die  Gruppen  sind  bestrebt,  Kohärenz  zwischen  den  einzelnen  Gruppen  herzu- 
stellen. Zu  diesem  Zweck  sorgen  die  Kommission  und  die  Agentur,  falls  dies  sachdienlich  ist,  dafür,  dass  Informa- 
tionen über  alle  Tätigkeiten  von  regionenübergreifendem  Belang  unter  den  betroffenen  Gruppen  ausgetauscht  werden. 


Die  Mitwirkung  der  nationalen  Regulierungsbehörden  und  der  Agentur  in  den  Gruppen  darf  die  Erfüllung  der  ihnen 
gesetzten  Ziele  und  die  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  aufgrund  dieser  Verordnung  oder  der  Artikel  36  und  37  der 
Richtlinie  2009/72/EG  bzw.  der  Artikel  40  und  41  der  Richtlinie  2009/73/EG  oder  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
713/2009  nicht  beeinträchtigen. 
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2.  VERFAHREN  FÜR  DIE  ERSTELLUNG  REGIONALER  LISTEN 


Träger  von  Vorhaben,  die  möglicherweise  als  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  in  Betracht  kommen  und  für  die 
sie  den  Status  als  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  anstreben,  legen  der  Gruppe  einen  Antrag  auf  Auswahl  als 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  vor,  der  Folgendes  einschließt: 


—  eine  Beurteilung  ihrer  Vorhaben  im  Hinblick  auf  den  Beitrag  zur  Umsetzung  der  in  Anhang  I  aufgeführten 
Prioritäten; 


—  eine  Analyse  der  Einhaltung  der  nach  Artikel  4  festgelegten  relevanten  Kriterien; 


—  bei  Vorhaben,  die  ausreichend  ausgereift  sind,  eine  auf  das  jeweilige  Vorhaben  bezogene  Kosten-Nutzen-Analyse 
gemäß  Artikel  21  und  22,  die  auf  der  vom  ENTSO-Strom  oder  vom  ENTSO-Gas  gemäß  Artikel  11  entwickelten 
Methoden  beruht;  und 


—  alle  sonstigen  für  die  Bewertung  des  Vorhabens  relevanten  Informationen. 


Alle  Empfänger  behandeln  wirtschaftlich  sensible  Informationen  vertraulich. 


Nach  Verabschiedung  der  ersten  Unionsliste  gilt  für  alle  später  verabschiedeten  Unionslisten,  dass  vorgeschlagene 
Stromübertragungs-  und  -speichervorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstaben  a,  b  und  d  genannten 
Kategorien  fallen,  Teil  des  letzten  verfügbaren,  vom  ENTSO-Strom  gemäß  Artikel  8  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
714/2009  ausgearbeiteten  Zehnjahresnetzentwicklungsplans  für  Strom  sind. 


Nach  Verabschiedung  der  ersten  Unionsliste  gilt  für  alle  später  verabschiedeten  Unionslisten,  dass  vorgeschlagene 
Gasinfrastrukturvorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  2  genannten  Kategorien  fallen,  Teil  des  letzten 
verfügbaren,  vom  ENTSO-Gas  gemäß  Artikel  8  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  ausgearbeiteten  Zehnjahresnetz- 
entwicklungsplans  für  Gas  sind. 


Vorschläge  für  Vorhaben,  die  zur  Aufnahme  in  die  erste  Unionsliste  der  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 
eingereicht  wurden  und  nicht  zuvor  gemäß  Artikel  8  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  bewertet  worden  sind, 
werden  in  Bezug  auf  das  unionsweite  Energiesystem  wie  folgt  bewertet: 


—  Der  ENTSO-Strom  bewertet  nach  der  Methode,  die  im  letzten  verfügbaren  Zehnjahresnetzentwicklungsplan  für 
Vorhaben,  die  unter  Anhang  II  Nummer  1  Buchstaben  a,  b  und  d  fallen,  angewendet  wurde. 


—  Vorhaben,  die  unter  Anhang  II  Nummer  2  fallen,  werden  auf  der  Grundlage  einer  objektiven  Methode  vom 
ENTSO-Gas  oder  einem  Dritten  einheitlich  bewertet. 


Die  Kommission  veröffentlicht  bis  zum  16.  Januar  2014  Leitlinien  für  Kriterien,  die  vom  ENTSO-Strom  und  vom 
ENTSO-Gas  bei  der  Ausarbeitung  ihrer  jeweiligen  Zehnjahresnetzentwicklungspläne  gemäß  Nummern  3  und  4 
anzuwenden  sind,  um  für  Gleichbehandlung  und  ein  transparentes  Verfahren  zu  sorgen. 


Vorgeschlagene  Kohlendioxidtransportvorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  4  genannte  Kategorie  fallen, 
werden  als  Teil  eines  von  mindestens  zwei  Mitgliedstaaten  ausgearbeiteten  Plans  für  die  Entwicklung  einer  grenz- 
überschreitenden Kohlendioxidtransport-  und  -Speicherinfrastruktur  präsentiert,  den  die  betroffenen  Mitgliedstaaten 
oder  die  von  diesen  Mitgliedstaaten  benannten  Einrichtungen  der  Kommission  vorlegen  müssen. 


Bei  vorgeschlagenen  Vorhaben,  die  in  die  Kategorien  gemäß  Anhang  II  Nummern  1  und  2  fallen,  prüfen  die 
nationalen  Regulierungsbehörden  und,  falls  erforderlich,  die  Agentur  nach  Möglichkeit  im  Rahmen  der  regionalen 
Zusammenarbeit  (Artikel  6  der  Richtlinie  2009/72/EG,  Artikel  7  der  Richtlinie  2009/73/EG)  die  einheitliche  An- 
wendung der  Kriterien  und  der  Methoden  für  die  Kosten-Nutzen-Analysen  und  bewerten  die  grenzübergreifende 
Bedeutung  der  Vorhaben.  Sie  legen  ihre  Bewertungen  der  Gruppe  vor. 


8.  Bei  vorgeschlagenen  Erdöl-  und  Kohlendioxidtransportvorhaben,  die  unter  die  Kategorien  gemäß  Anhang  II  Num- 
mern 3  und  4  fallen,  bewertet  die  Kommission  die  Anwendung  der  in  Artikel  4  festgelegten  Kriterien.  Bei  Kohlen- 
dioxidvorhaben, die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  4  genannte  Kategorie  fallen,  berücksichtigt  die  Kommission 
außerdem  die  Möglichkeit  einer  künftigen  Erweiterung  auf  zusätzliche  Mitgliedstaaten.  Die  Kommission  legt  ihre 
Bewertungen  der  Gruppe  vor. 

9.  Jeder  Mitgliedstaat,  dessen  Hoheitsgebiet  von  einem  vorgeschlagenen  Vorhaben  nicht  betroffen  ist,  aber  für  den  das 
vorgeschlagene  Vorhaben  einen  positiven  Nettoeffekt  haben  könnte  bzw.  auf  den  es  sich  in  erheblichem  Maße  — 
beispielsweise  auf  die  Umwelt  oder  den  Betrieb  der  Energieinfrastruktur  auf  seinem  Hoheitsgebiet  —  auswirken 
könnte,  kann  der  Gruppe  eine  Stellungnahme,  in  der  er  seine  Anliegen  schildert,  vorlegen. 

10.  Das  Entscheidungsgremium  der  Gruppe  prüft  auf  Ersuchen  eines  Mitgliedstaats  der  Gruppe  die  von  einem  Mitglied- 
staat nach  Artikel  3  Absatz  3  vorgebrachten  stichhaltigen  Gründe,  aus  denen  er  ein  Vorhaben  von  gemeinsamem 
Interesse,  das  sein  Hoheitsgebiet  betrifft,  nicht  genehmigt. 

11.  Die  Gruppe  tritt  zusammen,  um  die  vorgeschlagenen  Vorhaben  zur  prüfen  und  in  eine  Rangfolge  zu  bringen,  wobei 
sie  der  Bewertung  der  Regulierungsbehörden  oder  —  bei  Erdöl-  und  Kohlendioxidtransportvorhaben  —  der  Bewer- 
tung der  Kommission  Rechnung  trägt. 

12.  Die  von  den  Gruppen  erstellten  Entwürfe  für  regionale  Listen  der  vorgeschlagenen  Vorhaben,  die  unter  die  Kategorien 
gemäß  Anhang  II  Nummern  1  und  2  fallen,  und  alle  Stellungnahmen  nach  Absatz  9  werden  der  Agentur  sechs 
Monate  vor  dem  Datum  der  Verabschiedung  der  Unionsliste  übermittelt.  Die  Entwürfe  für  regionale  Listen  und  die 
dazugehörigen  Stellungnahmen  werden  von  der  Agentur  innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Erhalt  bewertet.  Die 
Agentur  gibt  eine  Stellungnahme  zu  den  Entwürfen  für  regionale  Listen  ab,  insbesondere  in  Bezug  auf  die  einheitliche 
Anwendung  der  Kriterien  und  die  regionenübergreifende  Kosten-Nutzen-Analyse.  Die  Stellungnahme  der  Agentur 
wird  gemäß  Artikel  15  Absatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  angenommen. 

13.  Innerhalb  eines  Monats  nach  Erhalt  der  Stellungnahme  der  Agentur  verabschiedet  das  Entscheidungsgremium  jeder 
Gruppe  seine  jeweilige  endgültige  regionale  Liste  gemäß  Artikel  3  Absatz  3,  wobei  es  sich  auf  den  Vorschlag  der 
Gruppe  stützt  sowie  der  Stellungnahme  der  Agentur  und  der  nach  Absatz  7  übermittelten  Bewertung  der  nationalen 
Regulierungsstellen  oder  —  bei  Erdöl-  und  Kohlendioxidtransportvorhaben  —  der  nach  Absatz  8  übermittelten 
Bewertung  der  Kommission  Rechnung  trägt.  Die  Gruppen  übermitteln  der  Kommission  die  endgültigen  regionalen 
Listen  zusammen  mit  allen  Stellungnahmen  nach  Absatz  9. 

14.  Wenn  anhand  der  eingegangenen  regionalen  Listen  und  nach  Berücksichtigung  der  Stellungnahme  der  Agentur  die 
Gesamtzahl  der  vorgeschlagenen  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  auf  der  Unionsliste  nicht  mehr  zu  bewältigen 
wäre,  prüft  die  Kommission  nach  Anhörung  der  jeweils  betroffenen  Gruppen,  ob  Vorhaben,  denen  von  der  betrof- 
fenen Gruppe  die  niedrigste  Priorität  in  der  Reihung  gemäß  Artikel  4  Absatz  4  zugewiesen  wurde,  nicht  in  die 
Unionsliste  aufgenommen  werden. 


ANHANG  N 


REGELN  UND  INDIKATOREN  FÜR  DIE  KRITERIEN  FÜR  VORHABEN  VON  GEMEINSAMEM  INTERESSE 

1.  Ein  Vorhaben  mit  erheblichen  grenzüberschreitenden  Auswirkungen  ist  ein  Vorhaben  im  Hoheitsgebiet  eines  Mitglied- 
staats, das  die  folgenden  Bedingungen  erfüllt: 

a)  Stromübertragung:  Das  Vorhaben  erhöht  die  Übertragungskapazität  des  Netzes  oder  die  für  kommerzielle  Lastflüsse 
verfügbare  Kapazität  an  der  Grenze  dieses  Mitgliedstaats  zu  einem  oder  mehreren  anderen  Mitgliedstaaten  oder  an 
jeder  anderen  relevanten  Stelle  desselben  Übertragungskorridors  und  damit  auch  die  grenzübergreifende  Über- 
tragungskapazität des  Netzes  um  mindestens  500  Megawatt  gegenüber  der  Situation  ohne  die  Inbetriebnahme 
des  Vorhabens. 

b)  Stromspeicherung:  Das  Vorhaben  schafft  durch  den  Bau  von  Anlagen  eine  Kapazität  von  mindestens  225  Megawatt 
und  hat  eine  Speicherkapazität,  die  eine  jährliche  Nettostromerzeugung  von  250  Gigawattstunden  pro  Jahr 
ermöglicht. 

c)  Gasfernleitung:  Das  Vorhaben  betrifft  Investitionen  in  Lastflusskapazitäten  entgegen  der  Hauptflussrichtung  oder 
verändert  die  grenzüberschreitende  Fernleitungskapazität  der  betroffenen  Mitgliedstaaten  um  mindestens  10% 
gegenüber  der  Situation  vor  der  Inbetriebnahme  des  Vorhabens. 

d)  Gasspeicherung  oder  verflüssigtes  oder  verdichtetes  Erdgas:  Ziel  des  Vorhabens  ist  es,  mindestens  zwei  Mitglied- 
staaten direkt  oder  indirekt  zu  versorgen  oder  den  Infrastrukturstandard  (n-l-Regel)  auf  regionaler  Ebene  gemäß 
Artikel  6  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  994/2010  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (!)  zu  erfüllen. 

e)  intelligente  Netze:  Das  Vorhaben  ist  für  Ausrüstungen  und  Anlagen  auf  der  Hochspannungsebene  und  der  Mittel- 
spannungsebene ausgelegt,  die  für  eine  Spannung  von  mindestens  1 0  kV  konzipiert.  An  ihm  sind  Übertragungs- 
und Verteilernetzbetreiber  aus  mindestens  zwei  Mitgliedstaaten  beteiligt,  die  mindestens  50  000  Nutzer  abdecken, 
die  Strom  erzeugen  oder  verbrauchen  oder  sowohl  Strom  erzeugen  als  auch  verbrauchen,  und  zwar  in  einem 
Verbrauchsgebiet  von  mindestens  300  Gigawattstunden/Jahr,  von  denen  mindestens  20  %  aus  erneuerbaren  Ener- 
giequellen, die  variabel  sind,  stammen. 

2.  Bei  Vorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstaben  a  bis  d  genannten  Kategorien  fallen,  werden  die  in 
Artikel  4  aufgeführten  Kriterien  wie  folgt  bewertet: 

a)  Marktintegration,  Wettbewerb  und  Netzflexibilität  werden  entsprechend  der  im  Rahmen  des  letzten  verfügbaren 
unionsweiten  Zehnjahres-Netzentwicklungsplans  für  Strom  durchgeführten  Analyse  gemessen,  insbesondere 

—  indem  bei  grenzüberschreitenden  Vorhaben  die  Auswirkungen  auf  die  Netzübertragungskapazität  in  beide 
Lastflussrichtungen,  gemessen  als  Strommenge  (in  Megawatt),  und  ihr  Beitrag  zum  Erreichen  der  Mindestver- 
bindungskapazität  von  1 0  %  der  vorhandenen  Erzeugungskapazität  berechnet  werden  oder  indem  bei  Vorhaben 
mit  erheblichen  grenzüberschreitenden  Auswirkungen  die  Auswirkungen  auf  die  Netzübertragungskapazität  an 
den  Grenzen  zwischen  relevanten  Mitgliedstaaten,  zwischen  relevanten  Mitgliedstaaten  und  Drittländern  oder 
innerhalb  relevanter  Mitgliedstaaten,  auf  den  Ausgleich  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  und  auf  den  Netz- 
betrieb in  relevanten  Mitgliedstaaten  berechnet  werden; 

—  indem  für  das  in  Anhang  V  Nummer  1 0  definierte  Analysegebiet  die  Auswirkungen  eines  Vorhabens  hinsicht- 
lich der  energiesystemweiten  Erzeugungs-  und  Übertragungskosten  und  der  Entwicklung  und  Konvergenz  der 
Marktpreise  nach  verschiedenen  Planungsszenarios,  insbesondere  unter  Berücksichtigung  der  bei  der  Merit-Order 
(Einsatzreihenfolge  des  Kraftwerkparks)  entstehenden  Veränderungen,  bewertet  werden. 

b)  Die  Übertragung  regenerativ  erzeugten  Stroms  zu  großen  Verbrauchszentren  und  Speicheranlagen  wird  entspre- 
chend der  im  Rahmen  des  letzten  verfügbaren  Zehnjahres-Netzentwicklungsplans  für  Strom  durchgeführten  Ana- 
lyse gemessen,  insbesondere 

—  indem  bei  der  Stromübertragung  die  Kapazität  der  Erzeugung  aus  erneuerbaren  Energiequellen  (pro  Technologie 
in  Megawatt),  die  infolge  des  Vorhabens  angeschlossen  und  übertragen  wird,  im  Vergleich  zu  der  gesamten 
Erzeugungskapazität  aus  diesen  erneuerbaren  Energiequellen,  die  für  2020  nach  dem  in  Artikel  4  der  Richtlinie 
2009/28/EG  festgelegten  nationalen  Aktionsplan  für  erneuerbare  Energie  im  jeweiligen  Mitgliedstaat  geplant  ist, 
geschätzt  wird; 
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—  indem  bei  der  Stromspeicherung  die  durch  das  Vorhaben  bereitgestellte  neue  Kapazität  mit  der  für  die  gleiche 
Speichertechnologie  in  dem  in  Anhang  V  Nummer  1 0  definierten  Analysegebiet  vorhandenen  Gesamtkapazität 
verglichen  wird. 


c)  Die  Versorgungssicherheit,  die  Interoperabilität  und  der  sichere  Netzbetrieb  werden  entsprechend  der  im  Rahmen 
des  letzten  verfügbaren  Zehnjahres-Netzentwicklungsplans  für  Strom  durchgeführten  Analyse  gemessen,  insbeson- 
dere indem  für  das  in  Anhang  V  Nummer  10  definierte  Analysegebiet  die  Auswirkungen  des  Vorhabens  auf  die 
Unterbrechungserwartung  aufgrund  von  Erzeugungsdefiziten  hinsichtlich  der  Angemessenheit  der  Erzeugung  und 
der  Übertragung  für  eine  Reihe  charakteristischer  Lastzeiträume  bewertet  werden  unter  Berücksichtigung  voraus- 
sichtlicher Änderungen  bei  den  mit  dem  Klima  zusammenhängenden  extremen  Wetterereignissen  und  deren  Folgen 
für  die  Belastbarkeit  der  Infrastruktur.  Die  Auswirkungen  des  Vorhabens  auf  die  unabhängige  und  zuverlässige 
Kontrolle  des  Betriebs  und  der  Leistungen  des  Netzes  werden  gemessen,  sofern  dies  möglich  ist. 


3.  Bei  Vorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  2  genannten  Kategorien  fallen,  werden  die  in  Artikel  4  aufgeführten 
Kriterien  wie  folgt  bewertet: 


a)  Die  Marktintegration  und  die  Interoperabilität  werden  gemessen,  indem  der  Mehrwert  des  Vorhabens  für  die 
Integration  der  Marktgebiete,  die  Preiskonvergenz  und  die  Flexibilität  des  Netzes  insgesamt,  einschließlich  der 
Kapazität  für  Lastflüsse  entgegen  der  Hauptflussrichtung,  nach  verschiedenen  Szenarios  berechnet  wird. 


b)  Der  Wettbewerb  wird  auf  der  Grundlage  der  Diversifizierung  gemessen,  wobei  die  Erleichterung  des  Zugangs  zu 
heimischen  Versorgungsquellen  eingeschlossen  wird  und  —  in  dieser  Reihenfolge  —  die  Diversifizierung  der 
Quellen,  die  Diversifizierung  der  Lieferanten  und  die  Diversifizierung  der  Versorgungswege  sowie  die  Auswirkungen 
neuer  Kapazität  auf  den  Herfindahl-Hirschmann-Index  (HHI),  der  auf  Kapazitätsebene  für  das  in  Anhang  V  Nummer 
10  definierte  Analysegebiet  berechnet  wird,  berücksichtigt  werden. 


c)  Die  Gasversorgungssicherheit  wird  gemessen,  indem  der  Mehrwert  des  Vorhabens  für  die  kurz-  und  langfristige 
Belastbarkeit  des  Gasnetzes  der  Union  und  für  die  Verbesserung  der  verbleibenden  Flexibilität  des  Netzes  im 
Hinblick  auf  die  Bewältigung  von  Versorgungsunterbrechungen  in  den  Mitgliedstaaten  nach  verschiedenen  Szena- 
rios berechnet  wird  ebenso  wie  die  zusätzliche  durch  das  Vorhaben  bereitgestellte  Kapazität,  die  bezogen  auf  den 
Infrastrukturstandard  (n-1 -Regel)  auf  regionaler  Ebene  gemäß  Artikel  6  Absatz  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  994/2010  gemessen  wird. 


d)  Die  Nachhaltigkeit  wird  als  Beitrag  eines  Vorhabens  zur  Emissionsminderung,  zur  Absicherung  der  Stromerzeugung 
aus  erneuerbaren  Energiequellen  oder  von  Strom-zu-Gas-Konzepten  und  des  Biogastransports  unter  Berücksichti- 
gung erwarteter  Veränderungen  der  klimatischen  Bedingungen  gemessen. 


4.  Bei  Vorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstabe  e  genannten  Kategorien  fallen,  wird  jede  in  Artikel  4 
aufgeführte  Funktion  anhand  folgender  Kriterien  bewertet: 


a)  Grad  der  Nachhaltigkeit:  Dieses  Kriterium  wird  durch  die  Bewertung  der  Verringerung  der  Treibhausgasemissionen 
und  der  Auswirkungen  der  Stromnetzinfrastruktur  auf  die  Umwelt  gemessen. 


b)  Kapazität  der  Übertragungs-  und  Verteilernetze,  Nutzer  anzubinden  und  Strom  von  den  und  zu  den  Nutzern  zu 
transportieren:  Dieses  Kriterium  wird  durch  die  Schätzung  der  in  den  Verteilernetzen  installierten  Kapazität  dezen- 
traler Energiequellen,  der  ohne  Engpassrisiken  maximal  zulässigen  Stromeinspeisung  in  Übertragungsnetze  und  der 
wegen  Engpass-  oder  Sicherheitsrisiken  nicht  in  Anspruch  genommenen  Energie  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
gemessen. 


c)  Netzanbindung  und  Zugang  zu  allen  Kategorien  von  Netznutzern:  Dieses  Kriterium  wird  bemessen,  indem  für 
Erzeuger,  Verbraucher  und  Akteure,  die  sowohl  Erzeuger  als  auch  Verbraucher  sind,  die  für  die  Berechnung  der 
Entgelte  und  Tarife  festgelegten  Methoden  sowie  ihre  Struktur  beurteilt  werden  ebenso  wie  die  für  den  dynamischen 
Ausgleich  von  Mengenabweichungen  im  Stromnetz  vorhandene  betriebstechnische  Flexibilität. 


d)  Sicherheit  und  Qualität  der  Versorgung:  Dieses  Kriterium  wird  bemessen,  indem  das  Verhältnis  zwischen  zuver- 
lässiger verfügbarer  Erzeugungskapazität  und  Spitzennachfrage,  der  Anteil  erneuerbarer  Energiequellen  an  der 
Stromerzeugung,  die  Stabilität  des  Stromnetzes,  die  Dauer  und  Häufigkeit  von  Unterbrechungen  pro  Kunde,  ein- 
schließlich wetterabhängiger  Unterbrechungen,  und  die  Spannungsqualität  beurteilt  werden. 


e)  Effizienz  und  Dienstleistungsqualität  bei  der  Stromversorgung  und  dem  Netzbetrieb:  Dieses  Kriterium  wird  be- 
messen, in  dem  die  Höhe  der  Verluste  in  den  Übertragungs-  und  Verteilernetzen,  das  Verhältnis  zwischen  der 
niedrigsten  und  der  höchsten  Stromnachfrage  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraums,  die  Beteiligung  der  Nach- 
frageseite an  den  Strommärkten  und  an  Energieeffizienzmaßnahmen,  die  prozentuelle  Nutzung  (d.  h.  durchschnitt- 
liche Last)  von  Stromnetzkomponenten,  die  Verfügbarkeit  von  Netzkomponenten  (bezogen  auf  die  geplante  und 
ungeplante  Instandhaltung)  und  ihre  Auswirkungen  auf  die  Netzleistung  sowie  die  tatsächliche  Verfügbarkeit  der 
Netzkapazität  im  Vergleich  zu  dem  diesbezüglichen  Standardwert  beurteilt  werden. 

f)  Beitrag  zu  den  grenzüberschreitenden  Strommärkten  durch  Steuerung  der  Lastflüsse  zur  Begrenzung  von  Ring- 
flüssen und  zum  Ausbau  der  Verbindungskapazität:  Dieses  Kriterium  wird  bewertet,  indem  das  Verhältnis  zwischen 
der  Verbindungskapazität  eines  Mitgliedstaats  und  seiner  Stromnachfrage,  die  Nutzung  der  Verbindungskapazität 
und  die  Engpasserlöse  der  Verbindungsleitungen  beurteilt  werden. 

Bei  Erdöltransportvorhaben,  die  unter  die  in  Anhang  II  Nummer  3  genannten  Kategorien  fallen,  werden  die  in  Artikel  4 
aufgeführten  Kriterien  wie  folgt  bewertet: 

a)  Die  Erdölversorgungssicherheit  wird  gemessen,  indem  der  Mehrwert  der  neuen  Kapazität,  die  ein  Vorhaben  für  die 
kurz-  und  mittelfristige  Belastbarkeit  des  Netzes  schafft,  und  die  verbleibende  Flexibilität  des  Netzes  im  Hinblick  auf 
die  Bewältigung  von  Versorgungsunterbrechungen  nach  verschiedenen  Szenarios  bewertet  werden. 

b)  Die  Interoperabilität  wird  gemessen,  indem  beurteilt  wird,  in  welchem  Umfang  das  Vorhaben  den  Betrieb  des 
Erdölnetzes,  insbesondere  durch  die  Ermöglichung  von  Lastflüssen  entgegen  der  Hauptflussrichtung,  verbessert. 

c)  Die  effiziente  und  nachhaltige  Ressourcennutzung  wird  bemessen,  indem  beurteilt  wird,  in  welchem  Umfang  das 
Vorhaben  bereits  vorhandene  Infrastruktur  nutzt  und  zur  Minimierung  der  Umweltbelastung  und  -risiken  sowie  der 
Belastung  und  Risiken  infolge  des  Klimawandels  beiträgt. 


ANHANG  V 


ENERGIESYSTEMWEITE  KOSTEN-NUTZEN-ANALYSE 

Die  Methode  für  eine  harmonisierte  energiesystemweite  Kosten-Nutzen-Analyse  für  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 
genügt  den  folgenden,  in  diesem  Anhang  festgelegten  Grundsätzen. 


1.  Die  Methode  beruht  auf  einem  gemeinsamen  Input-Datensatz,  der  die  Strom-  und  Gassysteme  der  Union  in  den 
Jahren  n+5,  n+10,  n+15  und  n  +  20  repräsentiert,  wobei  n  das  Jahr  ist,  in  dem  die  Analyse  vorgenommen  wird. 
Der  Datensatz  umfasst  mindestens 


a)  im  Elektrizitätssektor:  Szenarios  für  Nachfrage,  Erzeugungskapazität  nach  Brennstoffart  (Biomasse,  Geothermie, 
Wasserkraft,  Gas,  Kernkraft,  Erdöl,  feste  Brennstoffe,  Windkraft,  Fotovoltaik,  solarthermische  Kraftwerke,  sonstige 
Technologien  auf  der  Basis  erneuerbarer  Energien)  und  ihrem  geografischen  Standort,  Brennstoffpreise  (einschließ- 
lich Biomasse,  Kohle,  Gas  und  Erdöl),  Kohlendioxidpreise,  Zusammensetzung  des  Übertragungs-  und,  sofern 
relevant,  des  Verteilernetzes  und  seine  Entwicklung  unter  Berücksichtigung  aller  neuen,  signifikanten  Erzeugungs- 
kapazitäten (einschließlich  der  für  die  Kohlendioxidabscheidung  ausgerüsteten  Kapazität),  Speicher-  und  Über- 
tragungsvorhaben, für  die  eine  endgültige  Investitionsentscheidung  getroffen  wurde  und  die  vor  Ende  des  Jahres 
n  +  5  in  Betrieb  gehen  sollen. 


b)  im  Gassektor:  Szenarios  für  Nachfrage,  Importe,  Brennstoffpreise  (einschließlich  Kohle,  Gas  und  Erdöl),  Kohlen- 
dioxidpreise, Zusammensetzung  des  Fernleitungsnetzes  und  seine  Entwicklung  unter  Berücksichtigung  aller  neuer 
Vorhaben,  für  die  eine  endgültige  Investitionsentscheidung  getroffen  wurde  und  die  vor  Ende  des  Jahres  n  +  5  in 
Betrieb  gehen  sollen. 


2.  Der  Datensatz  spiegelt  das  zum  Zeitpunkt  der  Analyse  geltende  Unionsrecht  und  nationale  Recht  wider.  Die  jeweils 
für  Strom  und  für  Gas  verwendeten  Datensätze  sind  insbesondere  mit  den  für  Jeden  Markt  zugrunde  gelegten  Preis- 
und  Volumenannahmen  vereinbar.  Der  Datensatz  wird  nach  der  formellen  Anhörung  der  Mitgliedstaaten  und  der 
Organisationen,  die  alle  relevanten  betroffenen  Kreise  vertreten,  erstellt.  Die  Kommission  und  die  Agentur  stellen 
gegebenenfalls  den  Zugang  zu  den  benötigten  kommerziellen  Daten  von  Dritten  sicher. 


3.    Die  Methode  bietet  eine  Orientierungshilfe  für  die  Entwicklung  der  für  die  Kosten-Nutzen-Analyse  erforderlichen 
Netz-  und  Marktmodellierung. 


4.    Die  Kosten-Nutzen-Analyse  beruht  auf  einer  harmonisierten  Bewertung  von  Kosten  und  Nutzen  der  verschiedenen 
analysierten  Kategorien  von  Vorhaben  und  erfasst  mindestens  den  unter  Nummer  1  genannten  Zeitraum. 


5.  Bei  der  Kosten-Nutzen-Analyse  werden  mindestens  die  folgenden  Kosten  berücksichtigt:  Investitionsausgaben,  Be- 
triebs- und  Instandhaltungsausgaben  während  der  technischen  Lebensdauer  des  Vorhabens  sowie  gegebenenfalls 
Stilllegungs-  und  Abfallentsorgungskosten.  Die  Methode  bietet  eine  Orientierungshilfe  in  Bezug  auf  die  für  die 
Berechnungen  zu  verwendenden  Diskontierungssätze. 


6.  Bei  der  Stromübertragung  und  -speicherung  berücksichtigt  die  Kosten-Nutzen-Analyse  mindestens  die  Auswirkungen 
und  Ausgleichszahlungen,  die  sich  aus  der  Anwendung  von  Artikel  13  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  ergeben, 
die  Auswirkungen  auf  die  in  Anhang  IV  festgelegten  Indikatoren  und  die  folgenden  Auswirkungen: 


a)  Treibhausgasemissionen  und  Übertragungsverluste  während  der  technischen  Lebensdauer  des  Vorhabens, 


b)  künftige  Kosten  für  neue  Investitionen  in  Erzeugung  und  Übertragung  während  der  technischen  Lebensdauer  des 
Vorhabens, 


c)  betriebliche  Flexibilität,  einschließlich  der  Optimierung  der  Regelenergie  und  Systemdienstleistungen, 


d)  Netzbelastbarkeit,  einschließlich  Katastrophen-  und  Klimafestigkeit,  und  Netzsicherheit,  insbesondere  der  in  der 
Richtlinie  2008/1 14/EG  definierten  europäischen  kritischen  Infrastrukturen. 


7.  Bei  Gas  werden  in  der  Kosten-Nutzen-Analyse  mindestens  die  Ergebnisse  der  Marktprüfung,  die  Auswirkungen  auf 
die  in  Anhang  IV  festgelegten  Indikatoren  und  die  folgenden  Auswirkungen  berücksichtigt: 

a)  Katastrophen-  und  Klimafestigkeit  sowie  Netzsicherheit,  insbesondere  der  in  der  Richtlinie  2008/1 14/EG  definier- 
ten europäischen  kritischen  Infrastrukturen, 

b)  Engpässe  im  Gasnetz. 

8.  Bei  intelligenten  Netzen  berücksichtigt  die  Kosten-Nutzen-Analyse  die  Auswirkungen  auf  die  in  Anhang  IV  fest- 
gelegten Indikatoren. 

9.  Die  detaillierte  Methode,  die  zur  Berücksichtigung  der  in  den  Nummern  6  bis  8  genannten  Indikatoren  verwendet 
wird,  wird  nach  der  förmlichen  Anhörung  der  Mitgliedstaaten  und  der  Organisationen,  die  alle  relevanten  betroffenen 
Kreise  vertreten,  entwickelt. 

10.  Die  Methode  legt  fest,  anhand  welcher  Analyse  —  ausgehend  von  dem  relevanten  Input-Datensatz  —  zu  ermitteln  ist, 
wie  die  Auswirkungen  mit  den  und  ohne  die  einzelnen  Vorhaben  beschaffen  sind.  Das  Gebiet  für  die  Analyse  eines 
einzelnen  Vorhabens  erstreckt  sich  auf  alle  Mitgliedstaaten  und  Drittländer,  in  deren  Hoheitsgebiet  das  Vorhaben 
gebaut  werden  soll,  auf  alle  direkt  angrenzenden  Mitgliedstaaten  und  auf  alle  anderen  Mitgliedstaaten,  auf  die  das 
Vorhaben  erhebliche  Auswirkungen  hat. 

1 1 .  Durch  die  Analyse  werden  die  Mitgliedstaaten  ermittelt,  auf  die  das  Vorhaben  positive  Nettoauswirkungen  hat 
(Begünstigte),  ebenso  wie  die  Mitgliedstaaten,  auf  die  das  Vorhaben  negative  Nettoauswirkungen  hat  (Kostenträger). 
Jede  Kosten-Nutzen-Analyse  enthält  Sensitivitätsanalysen  für  den  Input-Datensatz,  das  Datum  der  Inbetriebnahme 
verschiedener  Vorhaben  in  demselben  Analysegebiet  und  andere  relevante  Parameter. 

12.  Die  Betreiber  von  Übertragungsnetzen,  Speichern,  Druck-  und  Flüssigerdgasterminals  und  Fernleitungsnetzen  tau- 
schen die  Informationen  aus,  die  für  die  Entwicklung  der  Methode,  einschließlich  der  relevanten  Netz-  und  Markt- 
modellierung, erforderlich  sind.  Jeder  Übertragungs-  oder  Verteilernetzbetreiber,  der  Informationen  für  andere  Über- 
tragungs-  oder  Verteilernetzbetreiber  sammelt,  übermittelt  den  teilnehmenden  Übertragungs-  und  Verteilernetzbetrei- 
bern die  Ergebnisse  der  Datensammlung. 

13.  Für  das  gemeinsame  Strom-  und  Gasmarkt-  sowie  -netzmodell  gemäß  Artikel  11  Absatz  8  erstrecken  sich  die  Input- 
Datensätze,  auf  die  in  Nummer  1  Bezug  genommen  wird,  auf  die  Jahre  n  +  10,  n  +  20  und  n  +  30,  wobei  das  Modell 
eine  vollständige  Bewertung  der  wirtschaftlichen,  sozialen  und  ökologischen  Auswirkungen  ermöglichen  muss,  ins- 
besondere unter  Einbeziehung  der  externen  Kosten  wie  Jener,  die  mit  Treibhausgasemissionen  und  Emissionen 
herkömmlicher  Luftschadstoffe  oder  mit  der  Versorgungssicherheit  zusammenhängen. 


ANHANG  VI 


LEITLINIEN  FÜR  TRANSPARENZ  UND  FÜR  DIE  BETEILIGUNG  DER  ÖFFENTLICHKEIT 

1.  Das  Verfahrenshandbuch  gemäß  Artikel  9  Absatz  1  enthält  mindestens  die  folgenden  Angaben: 

a)  die  einschlägigen  Rechtsvorschriften,  auf  die  sich  Entscheidungen  und  Stellungnahmen  für  die  verschiedenen  Arten 
von  relevanten  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  stützen,  einschließlich  Umweltrechtsvorschriften, 

b)  die  relevanten  Entscheidungen  und  Stellungnahmen,  die  eingeholt  werden  müssen, 

c)  die  Namen  und  Kontaktdaten  der  zuständigen  Behörden,  anderer  Behörden  und  der  wichtigsten  betroffenen  Kreise, 

d)  die  Arbeitsabläufe,  in  denen  die  einzelnen  Phasen  des  Verfahrens  skizziert  werden,  mit  einem  vorläufigen  Zeit- 
rahmen und  einer  Kurzdarstellung  der  Entscheidungsverfahren, 

e)  Informationen  über  Umfang,  Gliederung  und  Detailgrad  der  bei  Entscheidungen  mit  dem  Antrag  mitzuliefernden 
Unterlagen,  einschließlich  einer  Checkliste, 

f)  die  Phasen  und  Instrumente  für  die  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  an  dem  Verfahren. 

2.  In  dem  detaillierten  Plan  gemäß  Artikel  10  Absatz  4  Buchstabe  b  wird  mindestens  Folgendes  angegeben: 

a)  die  einzuholenden  Entscheidungen  und  Stellungnahmen, 

b)  die  voraussichtlich  betroffenen  Behörden  und  Kreise  und  die  voraussichtlich  betroffene  Öffentlichkeit, 

c)  die  einzelnen  Phasen  des  Verfahrens  und  ihre  Dauer, 

d)  die  wichtigsten  Meilensteine,  die  im  Hinblick  auf  die  zu  treffende  umfassende  Entscheidung  zu  erreichen  sind,  und 
die  jeweiligen  Fristen, 

e)  die  von  den  Behörden  eingeplanten  Ressourcen  und  der  mögliche  Bedarf  an  zusätzlichen  Ressourcen. 

3.  Für  eine  stärkere  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  an  dem  Genehmigungsverfahren  und  die  Weitergabe  von  Informationen 
an  die  Öffentlichkeit  vorab  sowie  für  den  Dialog  mit  der  Öffentlichkeit  werden  die  folgenden  Grundsätze  angewendet: 

a)  Die  von  einem  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  betroffenen  Kreise,  darunter  relevante  nationale,  regionale 
und  lokale  Behörden,  Grundbesitzer  und  Bürger,  die  in  der  Nähe  des  Vorhabens  leben,  die  Öffentlichkeit  und  deren 
Verbände,  Organisationen  oder  Gruppen,  werden  umfassend  informiert  und  frühzeitig  auf  offene  und  transparente 
Weise  zu  einem  Zeitpunkt  angehört,  zu  dem  etwaige  Bedenken  der  Öffentlichkeit  noch  berücksichtigt  werden 
können.  Sofern  dies  relevant  ist,  unterstützt  die  zuständige  Behörde  diese  vom  Vorhabenträger  durchgeführten 
Aktivitäten  aktiv. 

b)  Die  zuständigen  Behörden  stellen  sicher,  dass  die  Verfahren  für  die  Anhörung  der  Öffentlichkeit  bei  Vorhaben  von 
gemeinsamem  Interesse  nach  Möglichkeit  in  Gruppen  zusammengefasst  werden.  Jede  Anhörung  der  Öffentlichkeit 
erstreckt  sich  auf  alle  Themen,  die  für  die  jeweilige  Verfahrensphase  relevant  sind,  wobei  ein  für  die  jeweilige 
Verfahrensphase  relevantes  Thema  nicht  in  mehr  als  einer  Anhörung  der  Öffentlichkeit  behandelt  wird,  die  jedoch 
an  mehreren  geografischen  Standorten  stattfinden  kann.  Die  Themen,  die  im  Rahmen  einer  Anhörung  der  Öffent- 
lichkeit behandelt  werden,  werden  in  der  dazugehörigen  Mitteilung  klar  angegeben. 

c)  Kommentare  und  Einwände  sind  nur  vom  Beginn  der  Anhörung  der  Öffentlichkeit  bis  zum  Ablauf  der  Frist 
zulässig. 

4.  Das  Konzept  für  die  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  umfasst  mindestens  Informationen  über 

a)  die  angesprochenen  betroffenen  Kreise, 

b)  die  geplanten  Maßnahmen,  einschließlich  der  vorgeschlagenen,  der  Allgemeinheit  offenstehenden  Örtlichkeiten  und 
der  Zeitpunkte  der  hierfür  vorgesehenen  Sitzungen, 

c)  den  zeitlichen  Rahmen, 


d)  das  den  jeweiligen  Aufgaben  zugewiesene  Personal. 


5.  Im  Rahmen  der  Anhörung  der  Öffentlichkeit,  die  vor  dem  Einreichen  der  Antragsunterlagen  durchzuführen  ist,  leisten 
die  relevanten  Parteien  mindestens  Folgendes: 

a)  Sie  veröffentlichen  eine  maximal  1 5  Seiten  lange  Informationsbroschüre  mit  einem  klaren,  knapp  gehaltenen 
Überblick  über  den  Zweck  und  den  vorläufigen  Zeitplan  des  Vorhabens  sowie  Angaben  zu  in  Betracht  kommenden 
alternativen  Trassen  für  den  nationalen  Netzentwicklungsplan,  den  voraussichtlichen  Auswirkungen  —  auch  grenz- 
überschreitender Art  —  und  möglichen  Folgenbegrenzungsmaßnahmen,  die  vor  Beginn  der  Anhörung  veröffent- 
licht werden;  in  der  Informationsbroschüre  werden  darüber  hinaus  die  Internet-Adressen  der  Transparenzplattform 
gemäß  Artikel  18  und  des  Verfahrenshandbuchs  gemäß  Nummer  1  aufgeführt; 

b)  sie  informieren  alle  betroffenen  Kreise  mittels  der  in  Artikel  9  Absatz  7  genannten  Website  und  sonstiger  geeigneter 
Informationsmittel  über  das  Vorhaben; 

c)  sie  laden  relevante  betroffene  Kreise  schriftlich  zu  speziellen  Sitzungen  ein,  auf  denen  die  Anliegen  erörtert  werden. 

6.  Auf  der  Website  zum  Vorhaben  wird  mindestens  Folgendes  bereitgestellt: 

a)  die  Informationsbroschüre  gemäß  Nummer  5, 

b)  eine  nichttechnische,  regelmäßig  aktualisierte  Zusammenfassung  von  höchstens  50  Seiten,  in  der  der  aktuelle  Stand 
des  Vorhabens  dargestellt  wird,  wobei  im  Fall  von  Aktualisierungen  Änderungen  gegenüber  vorherigen  Fassungen 
klar  angegeben  werden, 

c)  die  Planung  für  das  Vorhaben  und  für  die  Anhörung  der  Öffentlichkeit  mit  klarer  Angabe  der  Termine  und  der 
Örtlichkeiten  für  öffentliche  Anhörungen  und  der  für  diese  Anhörungen  vorgesehenen  Themen, 

d)  Kontaktdaten  im  Hinblick  auf  den  Erhalt  der  vollständigen  Antragsunterlagen, 


e)  Kontaktdaten  zur  Übermittlung  von  Anmerkungen  und  Einwänden  während  der  Anhörungen  der  Öffentlichkeit. 


Erklärung  der  Europäischen  Kommission  zu  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  für  eine 
finanzielle  Unterstützung  der  EU  im  Zusammenhang  mit  der  transeuropäischen  Energieinfrastruktur 
in  Betracht  kommen  (Kapitel  V  der  Verordnung  EU  Nr.  347/2013  des  Europäischen  Parlaments  und 

des  Rates  (')) 


Die  Kommission  betont,  dass  es  ihrer  Auffassung  nach  wichtig  ist,  dass  sich  die  Unterstützung  aus  EU-  und 
anderen  Quellen  auf  Finanzhilfen  für  Arbeiten  erstreckt,  die  die  Durchführung  von  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  im  Hinblick  auf  eine  stärkere  Diversifizierung  der  Versorgungsquellen,  Lieferanten  und 
Versorgungswege  ermöglichen.  Die  Kommission  behält  sich  das  Recht  vor,  ausgehend  von  den  bei  der 
Überwachung  der  Durchführung  von  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  im  Rahmen  des  in  Artikel  17 
der  Verordnung  zu  Leitlinien  für  die  transeuropäische  Energieinfrastruktur  vorgesehenen  Berichts  gewonne- 
nen Erfahrungen  entsprechende  Vorschläge  zu  unterbreiten. 


(!)  Siehe  Seite  39  dieses  Amtsblatts. 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  714/2009  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  13.  Juli  2009 

über  die  Netzzugangsbedingungen  für  den  grenzüberschreitenden  Stromhandel  und  zur  Aufhebung 

der  Verordnung  (EG)  Nr.  1228/2003 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  95, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Der  Elektrizitätsbinnenmarkt,  der  seit  1999  schrittweise 
geschaffen  wird,  soll  allen  privaten  und  gewerblichen  Ver- 
brauchern in  der  Gemeinschaft  eine  echte  Wahl  ermögli- 
chen, neue  Geschäftschancen  für  die  Unternehmen 
eröffnen  sowie  den  grenzüberschreitenden  Handel  fördern 
und  auf  diese  Weise  Effizienzgewinne,  wettbewerbsfähige 
Preise  und  höhere  Dienstleistungsstandards  bewirken  und 
zu  mehr  Versorgungssicherheit  und  Nachhaltigkeit 
beitragen. 

(2)  Die  Richtlinie  2003/54/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  26.  Juni  2003  über  gemeinsame  Vor- 
schriften für  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  (4)  und  die  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  1 228/2003  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  26.  Juni  2003  über  die  Netzzugangs- 
bedingungen für  den  grenzüberschreitenden  Strom- 
handel (5)  waren  ein  wichtiger  Beitrag  zur  Schaffung  des 
Elektrizitätsbinnenmarkts. 

(3)  Derzeit  gibt  es  jedoch  Hindernisse  für  den  Verkauf  von 
Strom  in  der  Gemeinschaft  zu  gleichen  Bedingungen  und 
ohne  Diskriminierung  oder  Benachteiligung.  Insbesondere 
gibt  es  noch  nicht  in  allen  Mitgliedstaaten  einen 
diskriminierungsfreien  Netzzugang  und  eine  gleicherma- 
ßen wirksame  Regulierungsaufsicht,  und  es  bestehen 
immer  noch  isolierte  Märkte. 


(!)  ABl.  C  211  vom  19.8.2008,  S.  23. 

(2)  ABl.  C  172  vom  5.7.2008,  S.  55. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  1 8.  Juni  2008  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Gemeinsamer  Standpunkt  des  Rates 
vom  9.  Januar  2009  (ABl.  C  75  E  vom  31.3.2009,  S.  16)  und  Stand- 
punkt des  Europäischen  Parlaments  vom  22.  April  2009  (noch  nicht 
im  Amtsblatt  veröffentlicht).  Beschluss  des  Rates  vom  25.  Juni  2009. 

(4)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  37. 

(5)  ABl.  L  1 76  vom  1 5.7.2003,  S.  1. 


(4)  In  der  Mitteilung  der  Kommission  vom  10.  Januar  2007 
mit  dem  Titel  „Eine  Energiepolitik  für  Europa"  wurde  dar- 
gelegt, wie  wichtig  es  ist,  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  zu 
vollenden  und  für  alle  Elektrizitätsunternehmen  in  der 
Gemeinschaft  gleiche  Ausgangsbedingungen  zu  schaffen. 
Die  Mitteilung  der  Kommission  vom  10.  Januar  2007  mit 
dem  Titel  „Aussichten  für  den  Erdgas-  und  den  Elektrizitäts- 
binnenmarkt" und  die  Mitteilung  der  Kommission  mit  dem 
Titel  „Untersuchung  der  europäischen  Gas-  und 
Elektrizitätssektoren  gemäß  Artikel  17  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  1/2003  (Abschlussbericht)"  haben  deutlich 
gemacht,  dass  die  derzeitigen  Vorschriften  und  Maßnah- 
men weder  einen  ausreichenden  Rahmen  noch  die  Schaf- 
fung der  notwendigen  Verbindungskapazitäten  vorsehen, 
um  das  Ziel  eines  gut  funktionierenden,  effizienten  und 
offenen  Binnenmarkts  zu  verwirklichen. 

(5)  Uber  eine  gründliche  Umsetzung  des  bestehenden 
Regulierungsrahmens  hinaus  sollte  der  in  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  1228/2003  festgelegte  Regulierungsrahmen  für 
den  Elektrizitätsbinnenmarkt  im  Einklang  mit  diesen  Mit- 
teilungen angepasst  werden. 

(6)  Es  ist  insbesondere  eine  stärkere  Zusammenarbeit  und 
Koordinierung  zwischen  den  Übertragungsnetzbetreibern 
erforderlich,  um  Netzkodizes  für  die  Bereitstellung  und  die 
Handhabung  des  konkreten  und  transparenten  Zugangs  zu 
den  Übertragungsnetzen  über  die  Grenzen  hinweg  zu 
schaffen  und  eine  abgestimmte,  ausreichend  zukunfts- 
orientierte Planung  und  solide  technische  Entwicklung  des 
Übertragungsnetzes  in  der  Gemeinschaft,  einschließlich 
der  Schaffung  von  Verbindungskapazitäten,  unter  gebüh- 
render Berücksichtigung  der  Umwelt  sicherzustellen.  Diese 
Netzkodizes  sollten  den  Rahmenleitlinien  entsprechen,  die 
ohne  bindende  Wirkung  sind  („Rahmenleitlinien")  und  die 
von  der  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  1 3.  Juli  2009 
zur  Gründung  einer  Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der 
Energieregulierungsbehörden  (6)  eingerichteten  Agentur 
für  die  Zusammenarbeit  der  Energieregulierungsbehörden 
(„Agentur")  ausgearbeitet  wurden.  Die  Agentur  sollte  bei 
der  auf  tatsächliche  Umstände  gestützten  Prüfung  der  Ent- 
würfe von  Netzkodizes  —  einschließlich  der  Frage,  ob  die 
Netzkodizes  den  Rahmenleitlinien  entsprechen  —  mitwir- 
ken und  diese  der  Kommission  zur  Annahme  empfehlen 
können.  Die  Agentur  sollte  geplante  Änderungen  der  Netz- 
kodizes bewerten  und  diese  der  Kommission  zur  Annahme 
empfehlen  können.  Die  Übertragungsnetzbetreiber  sollten 
ihre  Netze  nach  diesen  Netzkodizes  betreiben. 

(7)  Um  die  optimale  Verwaltung  des  Elektrizitätsübertragungs- 
netzes  zu  gewährleisten  und  den  grenzüberschreitenden 
Handel  und  die  grenzüberschreitende  Stromversorgung 


(6)  Siehe  Seite  1  dieses  Amtsblatts. 
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von  Endkunden  in  der  Gemeinschaft  zu  ermöglichen,  sollte 
ein  Europäischer  Verbund  der  Übertragungsnetzbetreiber 
(Strom)  („ENTSO  (Strom)")  gegründet  werden.  Die  Aufga- 
ben des  ENTSO  (Strom)  sollten  unter  Einhaltung  der 
Wettbewerbsvorschriften  der  Gemeinschaft  ausgeführt 
werden,  die  für  die  Entscheidungen  des  ENTSO  (Strom) 
weiter  gelten.  Die  Aufgaben  des  ENTSO  (Strom)  sollten 
genau  definiert  werden,  und  seine  Arbeitsmethode  sollte  so 
konzipiert  sein,  dass  sie  Effizienz,  Transparenz  und  die 
repräsentative  Natur  des  ENTSO  (Strom)  und  Transparenz 
gewährleistet.  Die  vom  ENTSO  (Strom)  ausgearbeiteten 
Netzkodizes  sollten  die  für  rein  inländische  Angelegenhei- 
ten erforderlichen  nationalen  Netzkodizes  nicht  ersetzen. 
Da  durch  einen  Ansatz,  der  auf  die  regionale  Ebene  abstellt, 
wirksamere  Fortschritte  erzielt  werden  können,  sollten  die 
Übertragungsnetzbetreiber  innerhalb  der  Gesamtstruktur, 
die  der  Zusammenarbeit  dient,  regionale  Strukturen  schaf- 
fen und  gleichzeitig  sicherstellen,  dass  die  auf  regionaler 
Ebene  erzielten  Ergebnisse  mit  den  auf  Gemeinschafts- 
ebene festgelegten  Netzkodizes  und  nicht  verbindlichen 
zehnjährigen  Netzentwicklungsplänen  vereinbar  sind.  Die 
Mitgliedstaaten  sollten  die  Zusammenarbeit  fördern  und 
die  Wirksamkeit  des  Netzes  auf  regionaler  Ebene  beobach- 
ten. Die  Zusammenarbeit  auf  regionaler  Ebene  sollte  mit 
den  Fortschritten  bei  der  Schaffung  eines  wettbewerbs- 
bestimmten und  effizienten  Elektrizitätsbinnenmarkts  ver- 
einbar sein. 


(8)  Alle  Marktteilnehmer  haben  ein  Interesse  an  der  Arbeit,  die 
vom  ENTSO  (Strom)  erwartet  wird.  Effektive  Konsultatio- 
nen sind  daher  unerlässlich,  und  vorhandene  Einrichtun- 
gen, die  zur  Erleichterung  und  zur  Straffung  des 
Konsultationsprozesses  geschaffen  wurden,  z.  B.  die  Union 
für  die  Koordinierung  des  Transports  elektrischer  Energie, 
die  nationalen  Regulierungsbehörden  oder  die  Agentur, 
sollten  eine  wichtige  Rolle  spielen. 


(9)  Um  eine  größere  Transparenz  beim  gesamten  Elektrizitäts- 
übertragungsnetz  in  der  Gemeinschaft  zu  gewährleisten, 
sollte  der  ENTSO  (Strom)  einen  nicht  bindenden 
gemeinschaftsweiten  zehnjährigen  Netzentwicklungsplan 
(„gemeinschaftsweiter  Netzentwicklungsplan")  erstellen, 
veröffentlichen  und  regelmäßig  aktualisieren.  In  diesem 
Netzentwicklungsplan  sollten  realisierbare  Elektrizitäts- 
übertragungsnetze  und  die  für  den  Handel  und  die 
Versorgungssicherheit  notwendigen  regionalen  Verbin- 
dungen verzeichnet  sein. 


(1 0)  In  dieser  Verordnung  sollten  die  Grundsätze  der  Tarifie- 
rung  und  Kapazitätsvergabe  festgelegt  und  gleichzeitig  der 
Erlass  von  Leitlinien  vorgesehen  werden,  die  die  einschlä- 
gigen Grundsätze  und  Methoden  näher  ausführen,  um  eine 
rasche  Anpassung  an  veränderte  Gegebenheiten  zu 
ermöglichen. 


(11)  In  einem  offenen,  von  Wettbewerb  geprägten  Markt  soll- 
ten Übertragungsnetzbetreiber  für  die  Kosten,  die  durch 
grenzüberschreitende  Stromflüsse  über  ihre  Netze  entste- 
hen, von  den  Betreibern  der  Übertragungsnetze,  aus  denen 
die  grenzüberschreitenden  Stromflüsse  stammen,  und  der 
Netze,  in  denen  diese  Stromflüsse  enden,  einen  Ausgleich 
erhalten. 


(1 2)  Die  zum  Ausgleich  zwischen  den  Übertragungsnetzbetrei- 
bern geleisteten  Zahlungen  und  verbuchten  Einnahmen 
sollten  bei  der  Festsetzung  der  nationalen  Netztarife 
berücksichtigt  werden. 

(1 3)  Der  für  den  Zugang  zu  einem  jenseits  der  Grenze  bestehen- 
den System  tatsächlich  zu  zahlende  Betrag  kann  je  nach 
den  beteiligten  Übertragungsnetzbetreibern  und  infolge 
der  unterschiedlich  gestalteten  Tarifierungs Systeme  der 
Mitgliedstaaten  erheblich  variieren.  Eine  gewisse  Harmoni- 
sierung ist  daher  zur  Vermeidung  von  Handels- 
verzerrungen erforderlich. 

(14)  Es  ist  ein  geeignetes  System  langfristiger  standortbezogener 
Preissignale  erforderlich,  das  auf  dem  Grundsatz  beruht, 
dass  sich  die  Höhe  der  Netzzugangsentgelte  nach  dem  Ver- 
hältnis zwischen  Erzeugung  und  Verbrauch  in  der  betrof- 
fenen Region  richten  sollte,  was  durch  eine  Differenzierung 
der  von  den  Erzeugern  und/oder  Verbrauchern  zu  entrich- 
tenden Netzzugangsentgelte  auszuführen  ist. 

(15)  Entfernungsabhängige  Tarife  oder,  soweit  geeignete 
standortbezogene  Preissignale  vorhanden  sind,  ein  spezi- 
eller, nur  von  Exporteuren  oder  Importeuren  zu  zahlender 
Tarif,  der  zusätzlich  zu  dem  generellen  Entgelt  für  den 
Zugang  zum  nationalen  Netz  verlangt  wird,  wären  nicht 
zweckmäßig. 

(1 6)  Voraussetzung  für  einen  funktionierenden  Wettbewerb  im 
Elektrizitätsbinnenmarkt  sind  nichtdiskriminierende  und 
transparente  Entgelte  für  die  Netznutzung  einschließlich 
der  Verbindungsleitungen  im  Übertragungsnetz.  Auf  die- 
sen Leitungen  sollte  unter  Einhaltung  der  Sicherheits- 
standards für  einen  sicheren  Netzbetrieb  eine  möglichst 
große  Kapazität  zur  Verfügung  stehen. 

(17)  Es  ist  wichtig,  zu  verhindern,  dass  unterschiedliche 
Sicherheits-,  Betriebs-  und  Planungsstandards,  die  von  Über- 
tragungsnetzbetreibern in  den  Mitgliedstaaten  verwendet 
werden,  zu  einer  Wettbewerbsverzerrung  führen.  Darüber 
hinaus  sollten  verfügbare  Übertragungskapazitäten  und  die 
Sicherheits-,  Planungs-  und  Betriebsstandards,  die  sich  auf 
die  verfügbaren  Übertragungskapazitäten  auswirken,  für  die 
Marktteilnehmer  transparent  sein. 

(18)  Die  Marktbeobachtung,  die  die  nationalen  Regulierungs- 
behörden und  die  Kommission  in  den  letzten  Jahren  durch- 
geführt haben,  hat  gezeigt,  dass  die  derzeit  geltenden 
Transparenzanforderungen  und  Regeln  für  den 
Infrastrukturzugang  nicht  dazu  ausreichen,  einen  echten, 
gut  funktionierenden,  offenen  und  effizienten  Elektrizitäts- 
binnenmarkt zu  schaffen. 

(19)  Damit  alle  Marktteilnehmer  die  gesamte  Angebots-  und 
Nachfragesituation  bewerten  und  die  Gründe  für  Änderun- 
gen des  Großhandelspreises  nachvollziehen  können,  ist  ein 
gleicher  Zugang  zu  Informationen  über  den  physischen 
Zustand  und  die  Effizienz  des  Systems  erforderlich.  Dieser 
umfasst  genauere  Informationen  über  Stromerzeugung, 
Angebot  und  Nachfrage  einschließlich  Prognosen,  Netz- 
und  Verbindungsleitungskapazität,  Stromflüsse  und 
Wartungsarbeiten,  Austausch  von  Ausgleichsenergie  und 
Reservekapazität. 
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(20)  Zur  Stärkung  des  Vertrauens  in  den  Markt  müssen  die 
Marktteilnehmer  sicher  sein,  dass  missbräuchliches  Verhal- 
ten mit  wirksamen,  verhältnismäßigen  und  abschrecken- 
den Sanktionen  geahndet  werden  kann.  Die  zuständigen 
Behörden  sollten  die  Befugnis  erhalten,  Fälle  von  behaup- 
tetem Marktmissbrauch  wirksam  zu  untersuchen.  Hierzu 
ist  es  erforderlich,  dass  die  zuständigen  Behörden  Zugang 
zu  Daten  haben,  die  Aufschluss  über  betriebliche  Entschei- 
dungen der  Versorgungsunternehmen  geben.  Auf  dem 
Elektrizitätsmarkt  werden  viele  wichtige  Entscheidungen 
von  den  Erzeugern  getroffen,  die  die  diesbezüglichen  Infor- 
mationen den  zuständigen  Behörden  in  leicht  zugänglicher 
Form  für  einen  bestimmten  Zeitraum  zur  Verfügung  hal- 
ten sollten.  Außerdem  sollten  die  zuständigen  Behörden 
die  Einhaltung  der  Regeln  durch  die  Übertragungsnetz- 
betreiber regelmäßig  beobachten.  Kleine  Erzeuger  ohne  die 
reale  Fähigkeit,  Marktverzerrungen  herbeizuführen,  sollten 
von  dieser  Verpflichtung  ausgenommen  werden. 

(21)  Die  Verwendung  von  Einnahmen  aus  einem  Engpass- 
management sollte  nach  bestimmten  Regeln  erfolgen,  es 
sei  denn,  die  spezifische  Art  der  betreffenden  Verbindungs- 
leitung rechtfertigt  eine  Ausnahme  von  diesen  Regeln. 

(22)  Die  Bewältigung  von  Engpässen  sollte  den  Ubertragungs- 
netzbetreibern  und  Marktteilnehmern  die  richtigen  wirt- 
schaftlichen Signale  geben  und  auf  Marktmechanismen 
beruhen. 

(23)  Investitionen  in  neue  Großinfrastrukturen  sollten  stark 
gefördert  werden,  wobei  es  das  ordnungsgemäße  Funktio- 
nieren des  Elektrizitätsbinnenmarkts  sicherzustellen  gilt. 
Zur  Förderung  der  positiven  Wirkung  von  Gleichstrom- 
Verbindungsleitungen,  für  die  eine  Ausnahme  gilt,  auf 
den  Wettbewerb  und  die  Versorgungssicherheit  sollte  das 
Marktinteresse  in  der  Projektplanungsphase  geprüft 
werden  und  sollten  Regeln  für  das  Engpassmanagement 
erlassen  werden.  Befinden  sich  die  Gleichstrom- 
Verbindungsleitungen  im  Hoheitsgebiet  von  mehr  als 
einem  Mitgliedstaat,  sollte  die  Agentur  in  letzter  Instanz 
den  Antrag  auf  Gewährung  einer  Ausnahme  bearbeiten, 
damit  seine  grenzüberschreitenden  Auswirkungen  besser 
berücksichtigt  werden  und  seine  administrative  Bearbei- 
tung erleichtert  wird.  Wegen  des  außergewöhnlichen 
Risikoprofils  solcher  Großinfrastrukturvorhaben,  für 
die  eine  Ausnahme  gilt,  sollten  Unternehmen,  die 
Versorgungs-  und  Erzeugungsinteressen  haben,  vorüberge- 
hend von  der  vollständigen  Anwendung  der  Entflechtungs- 
vorschriften ausgenommen  werden  können,  soweit  es  um 
die  betreffenden  Vorhaben  geht.  Die  Ausnahmen  gemäß 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  1228/2003  gelten  bis  zu  dem  in 
der  entsprechenden  Entscheidung  vorgesehenen  Ablauf- 
datum weiter. 

(24)  Für  das  reibungslose  Funktionieren  des  Elektrizitäts- 
binnenmarkts sollten  Verfahren  vorgesehen  werden,  nach 
denen  die  Kommission  Entscheidungen  und  Leitlinien 
unter  anderem  für  die  Tarifierung  und  Kapazitätsvergabe 
erlassen  kann  und  die  gleichzeitig  die  Beteiligung  der 
Regulierungsbehörden  der  Mitgliedstaaten  an  diesem  Pro- 
zess  —  gegebenenfalls  durch  ihren  europäischen  Verband 
—  gewährleisten.  Den  Regulierungsbehörden  kommt, 
zusammen  mit  anderen  einschlägigen  Behörden  der  Mit- 
gliedstaaten, im  Hinblick  auf  ihren  Beitrag  zum  reibungs- 
losen Funktionieren  des  Elektrizitätsbinnenmarkts  eine 
wichtige  Rolle  zu. 


(25)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  sollten  die  Einhal- 
tung dieser  Verordnung  und  der  auf  ihrer  Grundlage  erlas- 
senen Leitlinien  gewährleisten. 

(26)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  zuständigen  nationalen  Behör- 
den sollten  dazu  verpflichtet  sein,  der  Kommission  ein- 
schlägige Informationen  zu  liefern.  Diese  Informationen 
sollten  von  der  Kommission  vertraulich  behandelt  werden. 
Soweit  erforderlich,  sollte  die  Kommission  die  Möglichkeit 
haben,  einschlägige  Informationen  unmittelbar  von  den 
betreffenden  Unternehmen  anzufordern,  vorausgesetzt, 
dass  die  zuständigen  nationalen  Behörden  informiert  sind. 

(27)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  festlegen,  welche  Sanktionen 
bei  einem  Verstoß  gegen  diese  Verordnung  zu  verhängen 
sind,  und  für  ihre  Durchsetzung  sorgen.  Die  Sanktionen 
müssen  wirksam,  verhältnismäßig  und  abschreckend  sein. 

(28)  Die  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitä- 
ten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse  erlassen  werden  (1). 

(29)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten, 
Leitlinien  festzulegen  oder  zu  erlassen,  die  notwendig  sind, 
um  das  zur  Verwirklichung  des  Ziels  dieser  Verordnung 
erforderliche  Mindestmaß  an  Harmonisierung  zu  gewähr- 
leisten. Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemei- 
ner Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch 
Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 

(30)  Da  das  Ziel  der  Verordnung,  nämlich  die  Schaffung  eines 
harmonisierten  Rahmens  für  den  grenzüberschreitenden 
Stromhandel,  auf  der  Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht  aus- 
reichend verwirklicht  werden  kann  und  daher  besser  auf 
Gemeinschaftsebene  zu  verwirklichen  ist,  kann  die 
Gemeinschaft  im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des  Ver- 
trags niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden. 
Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel  genannten  Grund- 
satz der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Verordnung  nicht 
über  das  für  die  Erreichung  dieses  Ziels  erforderliche  Maß 
hinaus. 

(31)  Wegen  des  Umfangs  der  durch  den  vorliegenden  Rechts- 
akt an  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1228/2003  vorgenomme- 
nen Änderungen  sollten  die  betreffenden  Bestimmungen 
aus  Gründen  der  Klarheit  und  der  Vereinfachung  in  einem 
einzigen  Text  in  einer  neuen  Verordnung  neu  gefasst 
werden  — 

HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

Ziel  dieser  Verordnung  ist: 

a)  die  Festlegung  gerechter  Regeln  für  den  grenzüberschreiten- 
den Stromhandel  und  somit  eine  Verbesserung  des  Wettbe- 
werbs     auf     dem      Elektrizitätsbinnenmarkt  unter 


(0  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 
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Berücksichtigung  der  besonderen  Merkmale  nationaler  und 
regionaler  Märkte.  Dies  umfasst  die  Schaffung  eines  Aus- 
gleichsmechanismus für  grenzüberschreitende  Stromflüsse 
und  die  Festlegung  harmonisierter  Grundsätze  für  die  Ent- 
gelte für  die  grenzüberschreitende  Übertragung  und  für  die 
Vergabe  der  auf  den  Verbindungsleitungen  zwischen  natio- 
nalen Übertragungsnetzen  verfügbaren  Kapazitäten; 

b)  das  Entstehen  eines  reibungslos  funktionierenden  und  trans- 
parenten Großhandelsmarkts  mit  einem  hohen  Maß  an 
Stromversorgungssicherheit  zu  erleichtern.  Diese  Verord- 
nung enthält  Mechanismen  zur  Harmonisierung  der  Regeln 
für  den  grenzüberschreitenden  Stromhandel. 


Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

(1)  Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  die  in  Artikel  2 
der  Richtlinie  2009/7 2/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  1 3.  Juli  2009  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den 
Elektrizitätsbinnenmarkt  (')  aufgeführten  Begriffsbestimmungen 
mit  Ausnahme  der  Bestimmung  des  Begriffs  „Verbindungs- 
leitung", der  durch  folgende  Begriffsbestimmung  ersetzt  wird: 

—  „Verbindungsleitung"  bezeichnet  eine  Übertragungsleitung, 
die  eine  Grenze  zwischen  Mitgliedstaaten  überquert  oder 
überspannt  und  die  nationalen  Übertragungsnetze  der  Mit- 
gliedstaaten verbindet. 

(2)  Es  gelten  die  folgenden  Begriffsbestimmungen: 

a)  „Regulierungsbehörden"  sind  die  in  Artikel  35  Absatz  1  der 
Richtlinie  2009/72/EG  genannten  Regulierungsbehörden; 

b)  „grenzüberschreitender  Stromfluss"  bezeichnet  das  physika- 
lische Durchströmen  einer  elektrischen  Energiemenge  durch 
ein  Übertragungsnetz  eines  Mitgliedstaats  aufgrund  der  Aus- 
wirkungen der  Tätigkeit  von  Erzeugern  und/oder  Verbrau- 
chern außerhalb  dieses  Mitgliedstaats  auf  dessen 
Übertragungsnetz; 

c)  „Engpass"  ist  eine  Situation,  in  der  eine  Verbindung  zwischen 
nationalen  Übertragungsnetzen  wegen  unzureichender  Kapa- 
zität der  Verbindungsleitungen  und/oder  der  betreffenden 
nationalen  Übertragungsnetze  nicht  alle  Stromflüsse  im  Rah- 
men des  von  den  Marktteilnehmern  gewünschten  internati- 
onalen Handels  bewältigen  kann; 

d)  „deklarierte  Ausfuhr"  ist  die  Einspeisung  von  Strom  in  einem 
Mitgliedstaat  auf  der  Grundlage  einer  vertraglichen  Vereinba- 
rung, wonach  dessen  gleichzeitige  entsprechende  Entnahme 
(„deklarierte  Einfuhr")  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  oder 
einem  Drittland  erfolgt; 

e)  „deklarierter  Transit"  bezeichnet  den  Fall,  dass  eine  „dekla- 
rierte Ausfuhr"  von  Strom  stattfindet  und  der  angegebene 
Transaktionspfad  ein  Land  einbezieht,  in  dem  weder  die  Ein- 
speisung noch  die  gleichzeitige  entsprechende  Entnahme  des 
Stroms  erfolgt; 


(')  Siehe  Seite  55  dieses  Amtsblatts. 


f)  „deklarierte  Einfuhr"  bezeichnet  die  Entnahme  von  Strom  in 
einem  Mitgliedstaat  oder  einem  Drittland  bei  gleichzeitiger 
Einspeisung  von  Strom  („deklarierte  Ausfuhr")  in  einem  ande- 
ren Mitgliedstaat; 

g)  „neue  Verbindungsleitung"  bezeichnet  eine  Verbindungs- 
leitung, die  nicht  bis  zum  4.  August  2003  fertig  gestellt  war. 

Gehören  Übertragungsnetze  von  zwei  oder  mehr  Mitgliedstaaten 
ganz  oder  teilweise  als  Teil  zu  einem  einzigen  Regelblock,  so  wird 
ausschließlich  für  die  Zwecke  des  Ausgleichsmechanismus  zwi- 
schen Übertragungsnetzbetreibern  im  Sinne  des  Artikels  1 3  der 
Regelblock  in  seiner  Gesamtheit  als  Teil  des  Übertragungsnetzes 
eines  der  betreffenden  Mitgliedstaaten  angesehen,  um  zu  verhin- 
dern, dass  Stromflüsse  innerhalb  von  Regelblöcken  als  grenzüber- 
schreitende Stromflüsse  gemäß  Unterabsatz  1  Buchstabe  b  dieses 
Absatzes  angesehen  werden  und  Ausgleichszahlungen  gemäß 
Artikel  1 3  auslösen.  Die  Regulierungsbehörden  der  betroffenen 
Mitgliedstaaten  können  beschließen,  als  Teil  welches  betroffenen 
Mitgliedstaats  der  Regelblock  in  seiner  Gesamtheit  angesehen 
wird. 


Artikel  3 

Zertifizierung  von  Übertragungsnetzbetreibern 

(1)  Die  Kommission  prüft  die  Mitteilung  über  die  Zertifizie- 
rung eines  Übertragungsnetzbetreibers  nach  Artikel  1 0  Absatz  6 
der  Richtlinie  2009/72/EG  unmittelbar  nach  ihrem  Eingang. 
Die  Kommission  übermittelt  der  zuständigen  nationalen 
Regulierungsbehörde  innerhalb  von  zwei  Monaten  ab  dem  Ein- 
gang der  Mitteilung  ihre  Stellungnahme  bezüglich  der  Vereinbar- 
keit mit  Artikel  10  Absatz  2  oder  Artikel  11  sowie  mit  Artikel  9 
der  Richtlinie  2009/72/EG. 

Für  die  Erarbeitung  der  in  Unterabsatz  1  genannten  Stellung- 
nahme kann  die  Kommission  die  Stellungnahme  der  Agentur  zur 
Entscheidung  der  nationalen  Regulierungsbehörde  beantragen.  In 
diesem  Fall  wird  die  in  Unterabsatz  1  genannte  Zweimonatsfrist 
um  weitere  zwei  Monate  verlängert. 

Legt  die  Kommission  innerhalb  der  in  den  Unterabsätzen  1  und  2 
genannten  Fristen  keine  Stellungnahme  vor,  so  wird  davon  aus- 
gegangen, dass  sie  keine  Einwände  gegen  die  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  erhebt. 

(2)  Innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  Eingang  einer  Stellung- 
nahme der  Kommission  trifft  die  nationale  Regulierungsbehörde 
ihre  endgültige  Entscheidung  bezüglich  der  Zertifizierung  des 
Übertragungsnetzbetreibers,  wobei  sie  die  Stellungnahme  der 
Kommission  so  weit  wie  möglich  berücksichtigt.  Die  Entschei- 
dung der  Regulierungsbehörde  wird  zusammen  mit  der  Stellung- 
nahme der  Kommission  veröffentlicht. 

(3)  Die  Regulierungsbehörden  und/oder  die  Kommission  kön- 
nen zu  jedem  Zeitpunkt  des  Verfahrens  von  einem  Übertragungs- 
netzbetreiber und/oder  Unternehmen,  der/das  eine  der 
Funktionen  der  Erzeugung  oder  Versorgung  wahrnimmt,  die  Vor- 
lage sämtlicher  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  gemäß  diesem 
Artikel  relevanten  Informationen  verlangen. 

(4)  Die  Regulierungsbehörden  und  die  Kommission  behandeln 
wirtschaftlich  sensible  Informationen  vertraulich. 
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(5)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  erlassen,  in  denen  die  Ein- 
zelheiten des  Verfahrens  für  die  Anwendung  der  Absätze  1  und  2 
des  vorliegenden  Artikels  festgelegt  werden.  Diese  Maßnahme  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
durch  Ergänzung  wird  nach  dem  in  Artikel  2  3  Absatz  2  genann- 
ten Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(6)  Hat  die  Kommission  eine  Meldung  über  die  Zertifizierung 
eines  Übertragungsnetzbetreibers  gemäß  Artikel  9  Absatz  1 0  der 
Richtlinie  2009/7 2/EG  erhalten,  so  trifft  sie  eine  Entscheidung  zu 
der  Zertifizierung.  Die  Regulierungsbehörde  kommt  der  Entschei- 
dung der  Kommission  nach. 


Artikel  4 

Europäisches  Netz  der  Übertragungsnetzbetreiber  (Strom) 

Alle  Übertragungsnetzbetreiber  arbeiten  auf  Gemeinschaftsebene 
im  Rahmen  des  ENTSO  (Strom)  zusammen,  um  die  Vollendung 
und  das  Funktionieren  des  Elektrizitätsbinnenmarkts  und  des 
grenzüberschreitenden  Handels  zu  fördern  und  die  optimale  Ver- 
waltung, den  koordinierten  Betrieb  und  die  sachgerechte  technische 
Weiterentwicklung  des  europäischen  Stromübertragungsnetzes  zu 
gewährleisten. 

Artikel  5 
Gründung  des  ENTSO  (Strom) 

(1)  Spätestens  bis  zum  3.  März  2011  legen  die  Strom- 
übertragungsnetzbetreiber  der  Kommission  und  der  Agentur  den 
Entwurf  der  Satzung,  eine  Liste  der  Mitglieder  und  den  Entwurf 
der  Geschäftsordnung  —  einschließlich  der  Verfahrensregeln  für 
die  Konsultation  anderer  Akteure  —  des  zu  gründenden  ENTSO 
(Strom)  vor. 

(2)  Binnen  zwei  Monaten  ab  dem  Tag  des  Eingangs  der  Unter- 
lagen übermittelt  die  Agentur  nach  der  förmlichen  Anhörung  der 
alle  Akteure,  insbesondere  die  Netzbenutzer  einschließlich  der 
Kunden,  vertretenden  Organisationen  der  Kommission  eine  Stel- 
lungnahme zum  Entwurf  der  Satzung,  zur  Mitgliederliste  und 
zum  Entwurf  der  Geschäftsordnung. 

(3)  Binnen  drei  Monaten  nach  dem  Tag  des  Eingangs  der  Stel- 
lungnahme der  Agentur  gibt  die  Kommission  unter  Berücksichti- 
gung der  in  Absatz  2  vorgesehenen  Stellungnahme  der  Agentur 
eine  Stellungnahme  zum  Entwurf  der  Satzung,  zur  Mitgliederliste 
und  zum  Entwurf  der  Geschäftsordnung  ab. 

(4)  Binnen  drei  Monaten  nach  dem  Tag  des  Eingangs  der  Stel- 
lungnahme der  Kommission  gründen  die  Übertragungsnetz- 
betreiber den  ENTSO  (Strom)  und  verabschieden  und 
veröffentlichen  dessen  Satzung  und  Geschäftsordnung. 

Artikel  6 
Festlegung  der  Netzkodizes 

(1)  Die  Kommission  stellt  nach  Anhörung  der  Agentur,  des 
ENTSO  (Strom)  und  der  anderen  betroffenen  Akteure  eine  jährli- 
che Prioritätenliste  auf,  in  der  die  in  Artikel  8  Absatz  6  genannten 
Bereiche  aufgeführt  werden;  die  Liste  ist  in  die  Ausarbeitung  der 
Netzkodizes  einzubeziehen. 


(2)  Die  Kommission  beantragt  bei  der  Agentur,  ihr  innerhalb 
einer  angemessenen  Frist  von  höchstens  sechs  Monaten  eine  nicht 
bindende  Rahmenleitlinie  („Rahmenleitlinie")  vorzulegen,  die  ent- 
sprechend Artikel  8  Absatz  7  präzise  und  objektive  Grundsätze 
für  die  Entwicklung  von  Netzkodizes  für  die  in  der  Prioritätenliste 
aufgeführten  Bereiche  enthält.  Jede  Rahmenleitlinie  muss  zur 
Nichtdiskriminierung,  zu  einem  echten  Wettbewerb  und  zum  effi- 
zienten Funktionieren  des  Marktes  beitragen.  Auf  einen  mit  Grün- 
den versehenen  Antrag  der  Agentur  hin  kann  die  Kommission 
diese  Frist  verlängern. 

(3)  Die  Agentur  führt  über  einen  Zeitraum  von  mindestens 
zwei  Monaten  eine  offene  und  transparente  förmliche  Anhörung 
des  ENTSO  (Strom)  und  anderer  betroffener  Akteure  zu  der 
Rahmenleitlinie  durch. 

(4)  Trägt  die  Rahmenleitlinie  nach  Auffassung  der  Kommis- 
sion nicht  zur  Nichtdiskriminierung,  zu  einem  echten  Wettbe- 
werb und  zum  effizienten  Funktionieren  des  Marktes  bei,  so  kann 
sie  die  Agentur  auffordern,  die  Rahmenleitlinie  innerhalb  einer 
angemessenen  Frist  zu  überarbeiten  und  erneut  der  Kommission 
vorzulegen. 

(5)  Legt  die  Agentur  nicht  innerhalb  der  von  der  Kommission 
nach  Absatz  2  bzw.  Absatz  4  gesetzten  Frist  eine  Rahmenleitlinie 
erstmals  oder  erneut  vor,  so  arbeitet  die  Kommission  die  betref- 
fende Rahmenleitlinie  aus. 

(6)  Die  Kommission  fordert  den  ENTSO  (Strom)  auf,  der  Agen- 
tur innerhalb  einer  angemessenen  Frist  von  höchstens  zwölf 
Monaten  einen  Netzkodex  vorzulegen,  der  der  einschlägigen 
Rahmenleitlinie  entspricht. 

(7)  Die  Agentur  übermittelt  dem  ENTSO  (Strom)  innerhalb 
von  drei  Monaten  nach  Eingang  des  Netzkodex  eine  mit  Gründen 
versehene  Stellungnahme  zu  dem  Netzkodex;  innerhalb  dieses 
Zeitraums  kann  die  Agentur  eine  förmliche  Anhörung  der  betrof- 
fenen Akteure  durchführen. 

(8)  Der  ENTSO  (Strom)  kann  den  Netzkodex  unter  Berücksich- 
tigung der  Stellungnahme  der  Agentur  ändern  und  erneut  der 
Agentur  vorlegen. 

(9)  Sobald  sich  die  Agentur  davon  überzeugt  hat,  dass  der 
Netzkodex  den  einschlägigen  Rahmenleitlinien  entspricht,  legt  sie 
den  Netzkodex  der  Kommission  vor  und  kann  ihr  dessen 
Annahme  innerhalb  einer  angemessenen  Zeitspanne  empfehlen. 
Nimmt  die  Kommission  den  Netzkodex  nicht  an,  so  gibt  sie  die 
Gründe  dafür  an. 

(10)  Ist  der  ENTSO  (Strom)  außerstande,  innerhalb  der  von  der 
Kommission  nach  Absatz  6  gesetzten  Frist  einen  Netzkodex  aus- 
zuarbeiten, so  kann  die  Kommission  die  Agentur  auffordern,  auf 
der  Grundlage  der  einschlägigen  Rahmenleitlinie  den  Entwurf 
eines  Netzkodex  auszuarbeiten.  Die  Agentur  kann,  während  sie 
diesen  Entwurf  ausarbeitet,  eine  weitere  Anhörung  einleiten.  Die 
Agentur  legt  den  nach  diesem  Absatz  ausgearbeiteten  Entwurf 
eines  Netzkodex  der  Kommission  vor  und  kann  ihr  dessen 
Annahme  empfehlen. 

(11)  Die  Kommission  kann  von  sich  aus,  wenn  der  ENTSO 
(Strom)  keinen  Netzkodex  ausgearbeitet  hat  oder  die  Agentur  kei- 
nen Entwurf  eines  Netzkodex  gemäß  Absatz  10  des  vorliegenden 
Artikels  ausgearbeitet  hat,  oder  auf  Empfehlung  der  Agentur 
gemäß  Absatz  9  des  vorliegenden  Artikels  einen  oder  mehrere 
Netzkodizes  für  die  in  Artikel  8  Absatz  6  aufgeführten  Bereiche 
erlassen. 
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Plant  die  Kommission,  von  sich  aus  einen  Netzkodex  zu  erlassen, 
so  konsultiert  sie  die  Agentur,  den  ENTSO  (Strom)  und  alle  betrof- 
fenen Akteure  innerhalb  eines  Zeitraums  von  mindestens  zwei 
Monaten  zu  dem  Entwurf  eines  Kodex.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(12)  Dieser  Artikel  berührt  nicht  das  Recht  der  Kommission, 
die  Leitlinien  gemäß  Artikel  1 8  zu  erlassen  und  zu  ändern. 


Artikel  7 
Änderung  von  Netzkodizes 

(1)  Entwürfe  zur  Änderung  eines  gemäß  Artikel  6  angenom- 
menen Netzkodex  können  der  Agentur  von  Personen  vorgeschla- 
gen werden,  die  wahrscheinlich  ein  Interesse  an  diesem  Netzkodex 
haben,  unter  anderem  der  ENTSO(Strom),  Übertragungsnetz- 
betreiber, Netznutzer  und  Verbraucher.  Auch  die  Agentur  kann 
von  sich  aus  Änderungen  vorschlagen. 

(2)  Die  Agentur  konsultiert  alle  Interessenträger  in  Überein- 
stimmung mit  Artikel  10  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009.  Im 
Anschluss  an  dieses  Verfahren  kann  die  Agentur  der  Kommission 
mit  Gründen  versehene  Änderungsvorschläge  unterbreiten,  wobei 
zu  erläutern  ist,  inwieweit  die  Vorschläge  mit  den  Zielen  der  Netz- 
kodizes nach  Artikel  6  Absatz  2  übereinstimmen. 

(3)  Die  Kommission  kann  Änderungen  der  nach  Artikel  6 
angenommenen  Netzkodizes  vornehmen,  wobei  sie  den  Vor- 
schlägen der  Agentur  Rechnung  trägt.  Diese  Maßnahmen,  durch 
die  nicht  wesentliche  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch 
deren  Ergänzung  geändert  werden  sollen,  werden  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  gemäß  Artikel  23  Absatz  2 
erlassen. 

(4)  Die  Prüfung  der  vorgeschlagenen  Änderungen  nach  dem 
Verfahren  des  Artikels  23  Absatz  2  beschränkt  sich  auf  die 
Aspekte,  die  mit  der  vorgeschlagenen  Änderung  im  Zusammen- 
hang stehen.  Diese  vorgeschlagenen  Änderungen  erfolgen  unbe- 
schadet anderer  Änderungen,  die  die  Kommission  gegebenenfalls 
vorschlägt. 

Artikel  8 
Aufgaben  des  ENTSO  (Strom) 

(1)  Der  ENTSO  (Strom)  arbeitet  auf  Aufforderung  durch  die 
Kommission  gemäß  Artikel  6  Absatz  6  Netzkodizes  für  die  in 
Absatz  6  des  vorliegenden  Artikels  genannten  Bereiche  aus. 

(2)  Der  ENTSO  (Strom)  kann  in  den  in  Absatz  6  benannten 
Bereichen,  um  die  in  Artikel  4  genannten  Ziele  zu  erreichen,  Netz- 
kodizes ausarbeiten,  wenn  diese  Netzkodizes  nicht  die  Bereiche 
betreffen,  für  die  die  Kommission  eine  Aufforderung  an  das  Netz 
gerichtet  hat.  Diese  Netzkodizes  werden  der  Agentur  zur  Stellung- 
nahme zugeleitet.  Der  ENTSO  (Strom)  trägt  dieser  Stellungnahme 
gebührend  Rechnung. 


(3)  Der  ENTSO  (Strom)  verabschiedet  Folgendes: 

a)  gemeinsame  Instrumente  zum  Netzbetrieb  zur  Koordinie- 
rung des  Netzbetriebs  im  Normalbetrieb  und  in  Notfällen  — 
einschließlich  eines  gemeinsamen  Systems  zur  Einstufung 
von  Störfällen  —  sowie  Forschungspläne; 

b)  alle  zwei  Jahre  einen  nicht  bindenden  gemeinschaftsweiten 
zehnjährigen  Netzentwicklungsplan  („gemeinschaftsweiter 
Netzentwicklungsplan"),  einschließlich  einer  europäischen 
Prognose  zur  Angemessenheit  der  Stromerzeugung; 

c)  Empfehlungen  zur  Koordinierung  der  technischen  Zusam- 
menarbeit zwischen  der  Gemeinschaft  und  den  Übertra- 
gungsnetzbetreibern in  Drittstaaten; 

d)  ein  Jahresarbeitsprogramm; 

e)  einen  Jahresbericht; 

f)  jährliche  Sommer-  und  Winterprognosen  zur  Angemessen- 
heit der  Stromerzeugung. 

(4)  Die  europäische  Prognose  zur  Angemessenheit  der  Strom- 
erzeugung gemäß  Absatz  3  Buchstabe  b  erstreckt  sich  auf  die 
Gesamtangemessenheit  des  Stromsystems  zur  Deckung  des  beste- 
henden und  des  für  den  nächsten  Fünfjahreszeitraum  sowie  des 
für  den  Zeitraum  zwischen  5  und  1 5  Jahren  nach  dem  Berichts- 
datum zu  erwartenden  Bedarfs.  Diese  Europäische  Prognose  zur 
Angemessenheit  der  europäischen  Stromerzeugung  beruht  auf 
den  von  den  einzelnen  Übertragungsnetzbetreibern  aufgestellten 
Prognosen  für  die  Angemessenheit  der  jeweiligen  nationalen 
Stromerzeugung. 

(5)  Das  in  Absatz  3  Buchstabe  d  genannte  Jahresarbeits- 
programm enthält  eine  Auflistung  und  eine  Beschreibung  der  aus- 
zuarbeitenden Netzkodizes,  einen  Plan  für  die  Koordinierung  des 
Netzbetriebs  sowie  Forschungs-  und  Entwicklungstätigkeiten,  die 
in  dem  jeweiligen  Jahr  zu  erfolgen  haben,  und  einen  vorläufigen 
Zeitplan. 

(6)  Die  Netzkodizes  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  erstrecken 
sich  auf  die  folgenden  Bereiche,  wobei  gegebenenfalls  besondere 
regionale  Merkmale  zu  berücksichtigen  sind: 

a)  Regeln  für  Netzsicherheit  und  -Zuverlässigkeit  einschließlich 
der  Regeln  für  technische  Übertragungsreservekapazitäten 
zur  Sicherstellung  der  Netzbetriebssicherheit; 

b)  Regeln  für  den  Netzanschluss; 

c)  Regeln  für  den  Netzzugang  Dritter; 

d)  Regeln  für  den  Datenaustausch  und  die  Abrechnung; 

e)  Regeln  für  die  Interoperabilität; 

f)  operative  Verfahren  bei  Notfällen; 

g)  Regeln  für  Kapazitätsvergabe  und  Engpassmanagement; 

h)  Regeln  für  den  Handel  in  Bezug  auf  die  technische  und  ope- 
rative Bereitstellung  der  Netzzugangsdienste  und  den  Aus- 
tausch von  Ausgleichsenergie  zwischen  Netzen; 
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i)  Transparenzregeln; 

j)  Regeln  für  den  Austausch  von  Ausgleichsenergie,  einschließ- 
lich netzbezogener  Regeln  für  die  Reserveleistung; 

k)  Regeln  für  harmonisierte  Übertragungsentgeltstrukturen,  die 
ortsabhängige  Preissignale  einbeziehen,  und  Regeln  für  den 
Ausgleich  zwischen  den  Übertragungsnetzbetreibern; 

1)     Energieeffizienz  bei  Stromnetzen. 

(7)  Die  Netzkodizes  gelten  für  Angelegenheiten  der  grenzüber- 
schreitenden Netze  und  der  Marktintegration  und  berühren  nicht 
das  Recht  der  Mitgliedstaaten,  für  Angelegenheiten,  die  nicht  den 
grenzüberschreitenden  Handel  betreffen,  nationale  Netzkodizes 
aufzustellen. 

(8)  Der  ENTSO  (Strom)  beobachtet  und  analysiert  die  Umset- 
zung der  Netzkodizes  und  der  von  der  Kommission  nach  Arti- 
kel 6  Absatz  1 1  angenommenen  Leitlinien  und  deren  Wirkung 
auf  die  Harmonisierung  der  geltenden  Regeln  zur  Förderung  der 
Marktintegration.  Der  ENTSO  (Strom)  meldet  seine  Erkenntnisse 
der  Agentur  und  nimmt  die  Ergebnisse  der  Analyse  in  den  in 
Absatz  3  Buchstabe  e  des  vorliegenden  Artikels  genannten  Jah- 
resbericht auf. 

(9)  Der  ENTSO  (Strom)  stellt  alle  Informationen  zur  Verfü- 
gung, die  die  Agentur  benötigt,  um  ihre  Aufgaben  gemäß  Arti- 
kel 9  Absatz  1  zu  erfüllen. 

(10)  Der  ENTSO  (Strom)  verabschiedet  und  veröffentlicht  alle 
zwei  Jahre  einen  gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplan.  Der 
gemeinschaftsweite  Netzentwicklungsplan  beinhaltet  die  Model- 
lierung des  integrierten  Netzes,  die  Entwicklung  von  Szenarien, 
eine  europäische  Prognose  zur  Angemessenheit  der  Stromerzeu- 
gung und  eine  Bewertung  der  Belastbarkeit  des  Systems. 

Der  gemeinschaftsweite  Netzentwicklungsplan  erfüllt  insbeson- 
dere folgende  Anforderungen: 

a)  Er  beruht  auf  den  nationalen  Investitionsplänen  —  unter 
Berücksichtigung  der  in  Artikel  1 2  Absatz  1  genannten  regi- 
onalen Investitionspläne  —  und  gegebenenfalls  auf  den 
gemeinschaftlichen  Aspekten  der  Netzplanung  einschließlich 
der  Leitlinien  für  die  transeuropäischen  Energienetze  gemäß 
der  Entscheidung  Nr.  1  364/2006/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  ('). 

b)  Hinsichtlich  der  grenzüberschreitenden  Verbindungs- 
leitungen beruht  er  auch  auf  den  angemessenen  Bedürfnis- 
sen verschiedener  Netznutzer  und  schließt  langfristige 
Verpflichtungen  von  Investoren  nach  Artikel  8  sowie  den 
Artikeln  13  und  22  der  Richtlinie  2009/72/EG  ein. 

c)  Er  zeigt  Investitionslücken  auf,  insbesondere  in  Bezug  auf 
grenzüberschreitende  Kapazitäten. 

Hinsichtlich  Unterabsatz  1  Buchstabe  c  kann  eine  Analyse  der 
Hemmnisse  für  die  Erhöhung  der  grenzüberschreitenden  Netz- 
kapazitäten infolge  unterschiedlicher  Genehmigungsverfahren 
oder  -praktiken  dem  gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplan 
beigefügt  werden. 


(>)  ABl.  L  262  vom  22.9.2006,  S.  1. 


(11)  Die  Agentur  legt  eine  Stellungnahme  zu  den  nationalen 
zehnjährigen  Netzentwicklungsplänen  vor,  um  deren  Vereinbarkeit 
mit  dem  gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplan  zu  begutach- 
ten. Stellt  die  Agentur  Unvereinbarkeiten  zwischen  einem  nationa- 
len zehnjährigen  Netzentwicklungsplan  und  einem 
gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplan  fest,  so  empfiehlt  sie 
die  Änderung  des  nationalen  zehnjährigen  Netzentwicklungsplans 
oder  gegebenenfalls  des  gemeinschaftsweiten.  Falls  ein  solcher  nati- 
onaler zehnjähriger  Netzentwicklungsplan  gemäß  Artikel  22  der 
Richtlinie  2009/72/EG  ausgearbeitet  wird,  empfiehlt  die  Agentur 
der  zuständigen  nationalen  Regulierungsbehörde  die  Änderung  des 
nationalen  Zehnjahresnetzentwicklungsplans  nach  Maßgabe  von 
Artikel  22  Absatz  7  der  genannten  Richtlinie  und  unterrichtet  die 
Kommission  davon. 

(1 2)  Auf  Ersuchen  der  Kommission  übermittelt  der  ENTSO 
(Strom)  der  Kommission  seine  Stellungnahme  zu  dem  Erlass  von 
Leitlinien  nach  Artikel  18. 


Artikel  9 

Beobachtung  durch  die  Agentur 

(1)  Die  Agentur  beobachtet  die  Durchführung  der  in  Artikel  8 
Absätze  1 ,  2  und  3  genannten  Aufgaben  des  ENTSO  (Strom)  und 
erstattet  der  Kommission  Bericht. 

Die  Agentur  beobachtet  die  Umsetzung  der  Netzkodizes  durch 
den  ENTSO  (Strom),  die  gemäß  Artikel  8  Absatz  2  ausgearbeitet 
wurden,  und  der  Netzkodizes,  die  gemäß  Artikel  6  Absätze  1 
bis  10  ausgearbeitet  wurden,  aber  von  der  Kommission  nicht 
gemäß  Artikel  6  Absatz  11  angenommen  wurden.  Falls  der 
ENTSO  (Strom)  solche  Netzkodizes  nicht  umgesetzt  hat,  fordert 
die  Agentur  vom  ENTSO  (Strom)  eine  ordnungsgemäße  Erklä- 
rung der  Gründe  dieser  NichtUmsetzung.  Die  Agentur  informiert 
die  Kommission  über  diese  Erklärung  und  legt  ihre  Stellungnahme 
dazu  vor. 

Die  Agentur  beobachtet  und  analysiert  die  Umsetzung  der  Netz- 
kodizes und  der  von  der  Kommission  nach  Artikel  6  Absatz  1 1 
erlassenen  Leitlinien  sowie  deren  Auswirkungen  auf  die  Harmo- 
nisierung der  geltenden  Regeln  zur  Förderung  der  Markt- 
integration sowie  auf  Nichtdiskriminierung,  wirksamen 
Wettbewerb  und  effizientes  Funktionieren  des  Marktes  und  erstat- 
tet der  Kommission  Bericht. 

(2)  Der  ENTSO  (Strom)  unterbreitet  der  Agentur  den  Entwurf 
des  gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplans  und  den  Entwurf 
des  Jahresarbeitsprogramms  einschließlich  der  Informationen 
zum  Konsultationsverfahren  und  anderer  in  Artikel  8  Absatz  3 
genannter  Unterlagen  zur  Stellungnahme. 

Innerhalb  von  zwei  Monaten  ab  dem  Tag  des  Eingangs  der  Unter- 
lagen gibt  die  Agentur  eine  ordnungsgemäß  mit  Gründen  verse- 
hene Stellungnahme  ab  und  richtet  Empfehlungen  an  das  ENTSO 
(Strom)  und  an  die  Kommission,  falls  ihres  Erachtens  der  Entwurf 
des  Jahresarbeitsprogramms  oder  der  Entwurf  des  gemeinschafts- 
weiten Netzentwicklungsplans,  die  vom  ENTSO  (Strom)  vorgelegt 
wurden,  nicht  zur  Nichtdiskriminierung,  zum  wirksamen  Wett- 
bewerb, zum  effizienten  Funktionieren  des  Marktes  oder  zu  einem 
ausreichenden  Maß  an  grenzüberschreitenden  Verbindungs- 
leitungen, zu  denen  Dritte  Zugang  haben,  beiträgt. 
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Artikel  10 
Konsultationen 

(1)  Der  ENTSO  (Strom)  konsultiert  gemäß  der  in  Artikel  5 
Absatz  1  genannten  Geschäftsordnung  im  Rahmen  der  Ausarbei- 
tung der  Netzkodizes,  des  Entwurfs  des  gemeinschaftsweiten 
Netzentwicklungsplans  und  des  Jahresarbeitsprogramms  nach 
Artikel  8  Absätze  1 ,  2  und  3  umfassend,  frühzeitig  und  auf  offene 
und  transparente  Weise  alle  betroffenen  Marktteilnehmer,  insbe- 
sondere die  Organisationen,  die  alle  Akteure  vertreten.  Bei  den 
Konsultationen  werden  die  nationalen  Regulierungsbehörden  und 
andere  nationale  Behörden,  Versorgungs-  und  Erzeugungsunter- 
nehmen, Netznutzer,  einschließlich  der  Kunden,  Verteilernetz- 
betreiber sowie  die  relevanten  Branchenverbände,  technischen 
Gremien  und  Foren  der  Interessengruppen  einbezogen.  Dabei 
wird  das  Ziel  verfolgt,  während  des  EntScheidungsprozesses  die 
Standpunkte  und  Vorschläge  aller  relevanten  Kreise  einzuholen. 

(2)  Alle  Unterlagen  und  Sitzungsprotokolle  zu  den  in  Absatz  1 
genannten  Konsultationen  werden  der  Öffentlichkeit  zugänglich 
gemacht. 

(3)  Vor  der  Verabschiedung  des  Jahresarbeitsprogramms  sowie 
der  in  Artikel  8  Absätze  1 ,  2  und  3  genannten  Netzkodizes  teilt 
der  ENTSO  (Strom)  mit,  wie  die  im  Rahmen  der  Konsultationen 
erhaltenen  Stellungnahmen  berücksichtigt  wurden.  Wurden  Stel- 
lungnahmen nicht  berücksichtigt,  so  gibt  der  ENTSO  (Strom)  eine 
Begründung  ab. 


Artikel  11 
Kosten 


Die  Kosten  im  Zusammenhang  mit  den  in  den  Artikeln  4  bis  12 
genannten  Tätigkeiten  des  ENTSO  (Strom)  werden  von  den  Über- 
tragungsnetzbetreibern getragen  und  bei  der  Entgeltberechnung 
berücksichtigt.  Die  Regulierungsbehörden  genehmigen  diese  Kos- 
ten nur  dann,  wenn  sie  angemessen  und  verhältnismäßig  sind. 


Artikel  12 

Regionale  Zusammenarbeit  der  Übertragungsnetzbetreiber 

(1)  Die  Übertragungsnetzbetreiber  etablieren  innerhalb  des 
ENTSO  (Strom)  eine  regionale  Zusammenarbeit,  um  zu  den  in 
Artikel  8  Absätzen  1 ,  2  und  3  genannten  Tätigkeiten  beizutragen. 
Sie  veröffentlichen  insbesondere  alle  zwei  Jahre  einen  regionalen 
Investitionsplan  und  können  auf  der  Grundlage  des  regionalen 
Investitionsplans  Investitionsentscheidungen  treffen. 

(2)  Die  Übertragungsnetzbetreiber  fördern  netztechnische  Ver- 
einbarungen, um  eine  optimale  Netzführung  zu  gewährleisten, 
und  fördern  die  Entwicklung  von  Energiebörsen,  die  koordinierte 
Vergabe  grenzüberschreitender  Kapazitäten  durch  nicht- 
diskriminierende marktorientierte  Lösungen,  wobei  sie  die  spezi- 
fischen Vorteile  von  impliziten  Auktionen  für  die  kurzfristige 
Vergabe  gebührend  berücksichtigen,  und  die  Einbeziehung  von 
Mechanismen  für  den  Austausch  von  Ausgleichsenergie  und  für 
die  Reserveleistung. 


(3)  Zur  Erreichung  der  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten 
Ziele  kann  das  geografische  Gebiet,  auf  das  sich  die  einzelnen 
Strukturen  der  regionalen  Zusammenarbeit  erstrecken,  von  der 
Kommission  festgelegt  werden,  wobei  bestehenden  Strukturen  der 
regionalen  Zusammenarbeit  Rechnung  getragen  wird.  Jeder  Mit- 
gliedstaat kann  die  Zusammenarbeit  in  mehr  als  einem  geografi- 
schen  Gebiet  fördern.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung 
wird  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  erlassen. 

Zu  diesem  Zweck  konsultiert  die  Kommission  die  Agentur  und 
den  ENTSO  (Strom). 


Artikel  13 

Ausgleichsmechanismus  zwischen 
Übertragungsnetzbetreibern 

(1 )  Übertragungsnetzbetreiber  erhalten  einen  Ausgleich  für  die 
Kosten,  die  durch  grenzüberschreitende  Stromflüsse  über  ihre 
Netze  entstehen. 

(2)  Den  in  Absatz  1  genannten  Ausgleich  leisten  die  Betreiber 
der  nationalen  Übertragungsnetze,  aus  denen  die  grenzüberschrei- 
tenden Stromflüsse  stammen,  und  der  Netze,  in  denen  diese 
Stromflüsse  enden. 

(3)  Die  Ausgleichszahlungen  werden  regelmäßig  für  einen 
bestimmten  Zeitraum  in  der  Vergangenheit  geleistet.  Die  Zahlun- 
gen werden,  wenn  nötig,  nachträglich  den  tatsächlich  entstande- 
nen Kosten  angepasst. 

Der  erste  Zeitraum,  für  den  Ausgleichszahlungen  zu  leisten  sind, 
wird  in  den  Leitlinien  nach  Artikel  1 8  festgesetzt. 

(4)  Die  Kommission  entscheidet  über  die  Höhe  der  zu  leisten- 
den Ausgleichszahlungen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung 
wird  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  erlassen. 

(5)  Die  Größe  der  durchgeleiteten  grenzüberschreitenden 
Stromflüsse  und  die  Größe  der  als  aus  nationalen  Übertragungs- 
netzen stammend  und/oder  dort  endend  festgestellten  grenzüber- 
schreitenden Stromflüsse  werden  auf  der  Grundlage  der  in  einem 
bestimmten  Zeitraum  tatsächlich  gemessenen  materiellen 
Leistungsflüsse  bestimmt. 

(6)  Die  infolge  der  Durchleitung  grenzüberschreitender  Strom- 
flüsse  entstandenen  Kosten  werden  auf  der  Grundlage  der  zu  erwar- 
tenden langfristigen  durchschnittlichen  Inkrementalkosten 
ermittelt,  wobei  Verluste,  Investitionen  in  neue  Infrastrukturen  und 
ein  angemessener  Teil  der  Kosten  der  vorhandenen  Infrastruktur  zu 
berücksichtigen  sind,  soweit  diese  Infrastruktur  zur  Übertragung 
grenzüberschreitender  Stromflüsse  genutzt  wird,  wobei  insbeson- 
dere zu  berücksichtigen  ist,  dass  die  Versorgungssicherheit  zu 
gewährleisten  ist.  Bei  der  Ermittlung  der  entstandenen  Kosten  wer- 
den anerkannte  Standardkostenberechnungsverfahren  verwendet. 
Nutzen,  der  in  einem  Netz  infolge  der  Durchleitung  grenzüber- 
schreitender Stromflüsse  entsteht,  ist  zur  Verringerung  des  erhalte- 
nen Ausgleichs  zu  berücksichtigen. 
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Artikel  14 
Netzzugangsentgelte 

(1)  Die  Entgelte,  die  die  Netzbetreiber  für  den  Zugang  zu  den 
Netzen  berechnen,  müssen  transparent  sein,  der  Notwendigkeit 
der  Netzsicherheit  Rechnung  tragen  und  die  tatsächlichen  Kosten 
insofern  widerspiegeln,  als  sie  denen  eines  effizienten  und  struk- 
turell vergleichbaren  Netzbetreibers  entsprechen,  und  ohne  Dis- 
kriminierung angewandt  werden.  Diese  Entgelte  dürfen  nicht 
entfernungsabhängig  sein. 

(2)  Gegebenenfalls  müssen  von  der  Höhe  der  den  Erzeugern 
und/oder  Verbrauchern  berechneten  Tarife  standortbezogene 
Preissignale  auf  Gemeinschaftsebene  ausgehen,  und  diese  Tarife 
müssen  dem  Umfang  der  verursachten  Netzverluste  und  Engpässe 
und  Investitionskosten  für  Infrastrukturen  Rechnung  tragen. 

(3)  Bei  der  Festsetzung  der  Netzzugangsentgelte  ist  Folgendes 
zu  berücksichtigen: 

a)  die  im  Rahmen  des  Ausgleichsmechanismus  zwischen  Über- 
tragungsnetzbetreibern geleisteten  Zahlungen  und  verbuch- 
ten Einnahmen; 

b)  die  tatsächlich  geleisteten  und  eingegangenen  Zahlungen 
sowie  die  für  künftige  Zeiträume  erwarteten  Zahlungen,  die 
auf  der  Grundlage  vergangener  Zeiträume  geschätzt  werden. 

(4)  Die  Festsetzung  der  Netzzugangsentgelte  gilt  unbeschadet 
etwaiger  Entgelte  für  deklarierte  Ausfuhren  und  deklarierte 
Einfuhren  aufgrund  des  in  Artikel  16  genannten 
Engpassmanagements. 

(5)  Für  einzelne  Transaktionen  für  deklarierten  Stromtransit 
wird  kein  besonderes  Netzentgelt  verlangt. 

Artikel  15 
Bereitstellung  von  Informationen 

(1)  Die  Übertragungsnetzbetreiber  richten  Verfahren  für  die 
Koordinierung  und  den  Informationsaustausch  ein,  um  die 
Netzsicherheit  im  Rahmen  des  Engpassmanagements  zu 
gewährleisten. 

(2)  Die  von  den  Übertragungsnetzbetreibern  verwendeten 
Sicherheits-,  Betriebs-  und  Planungsstandards  werden  öffentlich 
bekannt  gemacht.  Zu  den  veröffentlichten  Informationen  gehört 
ein  allgemeines  Modell  für  die  Berechnung  der  Gesamt- 
übertragungskapazität und  der  Sicherheitsmarge,  das  auf  den 
elektrischen  und  physikalischen  Netzmerkmalen  beruht.  Derar- 
tige Modelle  müssen  durch  die  Regulierungsbehörden  genehmigt 
werden. 

(3)  Die  Übertragungsnetzbetreiber  veröffentlichen  die  für  jeden 
Tag  geschätzte  verfügbare  Übertragungskapazität  unter  Angabe 
etwaiger  bereits  reservierter  Kapazitäten.  Diese  Veröffentlichun- 
gen erfolgen  zu  bestimmten  Zeitpunkten  vor  dem  Übertragungs- 
tag und  umfassen  auf  jeden  Fall  Schätzungen  für  die  nächste 
Woche  und  den  nächsten  Monat  sowie  quantitative  Angaben  dar- 
über, wie  verlässlich  die  verfügbare  Kapazität  voraussichtlich 
bereitgestellt  werden  kann. 


(4)  Die  Übertragungsnetzbetreiber  veröffentlichen  relevante 
Daten  über  die  aggregierte  Prognose  und  über  die  tatsächliche 
Nachfrage,  über  die  Verfügbarkeit  und  die  tatsächliche  Nutzung 
der  Erzeugungskapazität  und  der  Lasten,  über  die  Verfügbarkeit 
und  die  Nutzung  des  Netzes  und  der  Verbindungsleitungen  und 
über  den  Ausgleichsstrom  und  die  Reservekapazität.  In  Bezug  auf 
die  Verfügbarkeit  und  die  tatsächliche  Verwendung  kleiner 
Stromerzeugungs-  und  Lasteinheiten  können  aggregierte  Schätz- 
werte verwendet  werden. 

(5)  Die  betreffenden  Marktteilnehmer  stellen  den  Übertra- 
gungsnetzbetreibern die  relevanten  Daten  zur  Verfügung. 

(6)  Erzeugungsunternehmen,  die  Eigentümer  oder  Betreiber 
von  Erzeugungsanlagen  sind,  von  denen  zumindest  eine  über  eine 
installierte  Kapazität  von  mindestens  250  MW  verfügt,  halten  für 
die  nationale  Regulierungsbehörde,  die  nationale  Wettbewerbs- 
behörde und  die  Kommission  fünf  Jahre  lang  für  jede  Anlage  alle 
Stundendaten  zur  Verfügung,  die  zur  Überprüfung  aller  betrieb- 
lichen Einsatzentscheidungen  und  des  Bieterverhaltens  an  Strom- 
börsen, bei  Auktionen  für  die  Verbindungskapazität,  auf  den 
Reserveleistungsmärkten  und  auf  den  außerbörslichen  Märkten 
erforderlich  sind.  Zu  den  pro  Anlage  und  pro  Stunde  zu  spei- 
chernden Daten  gehören  unter  anderem  Daten  über  die  zum 
Zeitpunkt  des  Gebots  und  der  Erzeugung  verfügbare  Erzeugungs- 
kapazität und  die  gebundenen  Reservekapazitäten,  einschließlich 
Daten  über  die  Vergabe  dieser  gebundenen  Reservekapazitäten 
pro  Anlage. 


Artikel  16 

Allgemeine  Grundsätze  für  das  Engpassmanagement 

(1)  Netzengpässen  wird  mit  nichtdiskriminierenden  markt- 
orientierten Lösungen  begegnet,  von  denen  wirksame  wirtschaft- 
liche Signale  an  die  Marktteilnehmer  und  beteiligten 
Übertragungsnetzbetreiber  ausgehen.  Netzengpässe  werden  vor- 
zugsweise durch  nichttransaktionsbezogene  Methoden  bewältigt, 
d.  h.  durch  Methoden,  die  keinen  Unterschied  zwischen  den  Ver- 
trägen einzelner  Marktteilnehmer  machen. 

(2)  Transaktionen  dürfen  nur  in  Notfällen  eingeschränkt  wer- 
den, in  denen  der  Übertragungsnetzbetreiber  schnell  handeln 
muss  und  ein  Redispatching  oder  Countertrading  nicht  möglich 
ist.  Jedes  diesbezügliche  Verfahren  muss  nichtdiskriminierend 
angewendet  werden. 

Abgesehen  von  Fällen  höherer  Gewalt  werden  Marktteilnehmer, 
denen  Kapazitäten  zugewiesen  wurden,  für  jede  Einschränkung 
entschädigt. 

(3)  Den  Marktteilnehmern  wird  unter  Beachtung  der 
Sicherheitsstandards  für  den  sicheren  Netzbetrieb  die  maximale 
Kapazität  der  Verbindungsleitungen  und/oder  der  die  grenzüber- 
schreitenden Stromflüsse  betreffenden  Übertragungsnetze  zur 
Verfügung  gestellt. 

(4)  Die  Marktteilnehmer  teilen  den  betreffenden  Übertragungs- 
netzbetreibern rechtzeitig  vor  dem  jeweiligen  Betriebszeitraum 
mit,  ob  sie  die  zugewiesene  Kapazität  zu  nutzen  gedenken.  Zuge- 
wiesene Kapazitäten,  die  nicht  in  Anspruch  genommen  werden, 
gehen  nach  einem  offenen,  transparenten  und  nicht- 
diskriminierenden Verfahren  an  den  Markt  zurück. 
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(5)  Die  Übertragungsnetzbetreiber  saldieren,  soweit  technisch 
möglich,  die  auf  der  überlasteten  Verbindungsleitung  in  gegenläu- 
figer Richtung  beanspruchten  Kapazitäten,  um  diese  Leitung  bis 
zu  ihrer  maximalen  Kapazität  zu  nutzen.  Unter  vollständiger 
Berücksichtigung  der  Netzsicherheit  dürfen  Transaktionen,  die 
mit  einer  Entlastung  verbunden  sind,  in  keinem  Fall  abgelehnt 
werden. 

(6)  Einnahmen  aus  der  Vergabe  von  Verbindungen  sind  für  fol- 
gende Zwecke  zu  verwenden: 

a)  Gewährleistung  der  tatsächlichen  Verfügbarkeit  der  vergebe- 
nen Kapazität  und/oder 

b)  Erhaltung  oder  Ausbau  von  Verbindungskapazitäten  insbe- 
sondere durch  Investitionen  in  die  Netze,  insbesondere  in 
neue  Verbindungsleitungen. 

Können  die  Einnahmen  nicht  effizient  für  die  in  Unterabsatz  1 
Buchstaben  a  und/oder  b  genannten  Zwecke  verwendet  werden, 
so  dürfen  sie  vorbehaltlich  der  Genehmigung  durch  die 
Regulierungsbehörden  der  betroffenen  Mitgliedstaaten  bis  zu 
einem  von  diesen  Regulierungsbehörden  festzusetzenden  Höchst- 
betrag als  Einkünfte  verwendet  werden,  die  von  den  Regulierungs- 
behörden bei  der  Genehmigung  der  Berechnungsmethode  für  die 
Netztarife  und/oder  bei  der  Festlegung  der  Netztarife  zu  berück- 
sichtigen sind. 

Die  übrigen  Einnahmen  sind  auf  ein  gesondertes  internes  Konto 
zu  übertragen,  bis  sie  für  die  in  Unterabsatz  1  Buchstaben  a 
und/oder  b  genannten  Zwecke  verwendet  werden  können.  Die 
Regulierungsbehörde  unterrichtet  die  Agentur  von  der  in  Unter- 
absatz 2  genannten  Genehmigung. 


Artikel  17 
Neue  Verbindungsleitungen 

(1)  Neue  Gleichstrom- Verbindungsleitungen  können  auf 
Antrag  für  eine  begrenzte  Dauer  von  den  Bestimmungen  des  Arti- 
kels 1 6  Absatz  6  dieser  Verordnung  und  der  Artikel  9,32  und  des 
Artikels  37  Absätze  6  und  10  der  Richtlinie  2009/72/EG  unter 
folgenden  Voraussetzungen  ausgenommen  werden: 

a)  Durch  die  Investition  wird  der  Wettbewerb  in  der  Stromver- 
sorgung verbessert; 

b)  das  mit  der  Investition  verbundene  Risiko  ist  so  hoch,  dass 
die  Investition  ohne  die  Gewährung  einer  Ausnahme  nicht 
getätigt  würde; 

c)  die  Verbindungsleitung  muss  Eigentum  einer  natürlichen 
oder  juristischen  Person  sein,  die  zumindest  der  Rechtsform 
nach  von  den  Netzbetreibern  getrennt  ist,  in  deren  Netzen  die 
entsprechende  Verbindungsleitung  gebaut  wird; 

d)  von  den  Nutzern  dieser  Verbindungsleitung  werden  Entgelte 
verlangt; 


e)  seit  der  teilweisen  Marktöffnung  gemäß  Artikel  1 9  der  Richt- 
linie 96/92/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  19.  Dezember  1996  betreffend  gemeinsame  Vorschrif- 
ten für  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  (')  dürfen  keine  Anteile 
der  Kapital-  oder  Betriebskosten  der  Verbindungsleitung 
über  irgendeine  Komponente  der  Entgelte  für  die  Nutzung 
der  Übertragungs-  oder  Verteilernetze,  die  durch  diese 
Verbindungsleitung  miteinander  verbunden  werden,  gedeckt 
worden  sein;  und 

f)  die  Ausnahme  darf  sich  nicht  nachteilig  auf  den  Wettbewerb 
oder  das  effektive  Funktionieren  des  Elektrizitäts- 
binnenmarkts oder  das  effiziente  Funktionieren  des  regulier- 
ten Netzes  auswirken,  an  das  die  Verbindungsleitung 
angeschlossen  ist. 

(2)  Absatz  1  gilt  in  Ausnahmefällen  auch  für  Wechselstrom- 
Verbindungsleitungen,  sofern  die  Kosten  und  die  Risiken  der 
betreffenden  Investition  im  Vergleich  zu  den  Kosten  und  Risiken, 
die  normalerweise  bei  einer  Verbindung  zweier  benachbarter 
nationaler  Übertragungsnetze  durch  eine  Wechselstrom- 
Verbindungsleitung  auftreten,  besonders  hoch  sind. 

(3)  Absatz  1  gilt  auch  für  erhebliche  Kapazitätserhöhungen  bei 
vorhandenen  Verbindungsleitungen. 

(4)  Die  Entscheidung  über  Ausnahmen  nach  den  Absätzen  1 , 
2  und  3  wird  in  jedem  Einzelfall  von  den  Regulierungsbehörden 
der  betreffenden  Mitgliedstaaten  getroffen.  Eine  Ausnahme  kann 
sich  auf  die  Gesamtkapazität  oder  nur  einen  Teil  der  Kapazität  der 
neuen  Verbindungsleitung  oder  der  vorhandenen  Verbindungs- 
leitung mit  erheblich  erhöhter  Kapazität  erstrecken. 

Binnen  zwei  Monaten  ab  der  Einreichung  des  Antrags  auf  eine 
Ausnahme  durch  die  letzte  betroffene  Regulierungsbehörde  kann 
die  Agentur  den  genannten  Regulierungsbehörden  eine  beratende 
Stellungnahme  übermitteln,  die  als  Grundlage  für  deren  Entschei- 
dung dienen  könnte. 

Bei  der  Entscheidung  über  die  Gewährung  einer  Ausnahme  wird 
in  jedem  Einzelfall  der  Notwendigkeit  Rechnung  getragen,  Bedin- 
gungen für  die  Dauer  der  Ausnahme  und  die  diskriminierungs- 
freie Gewährung  des  Zugangs  zu  der  Verbindungsleitung 
aufzuerlegen.  Bei  der  Entscheidung  über  diese  Bedingungen  wer- 
den insbesondere  die  neu  zu  schaffende  Kapazität  oder  die  Ände- 
rung der  bestehenden  Kapazität,  der  Zeitrahmen  des  Vorhabens 
und  die  nationalen  Gegebenheiten  berücksichtigt. 

Vor  der  Gewährung  einer  Ausnahme  entscheiden  die 
Regulierungsbehörden  der  betroffenen  Mitgliedstaaten  über  die 
Regeln  und  Mechanismen  für  das  Kapazitätsmanagement  und  die 
Kapazitätsvergabe.  Die  Regeln  für  das  Engpassmanagement  müs- 
sen die  Verpflichtung  einschließen,  ungenutzte  Kapazitäten  auf 
dem  Markt  anzubieten,  und  die  Nutzer  der  Infrastruktur  müssen 
das  Recht  erhalten,  ihre  kontrahierten  Kapazitäten  auf  dem 
Sekundärmarkt  zu  handeln.  Bei  der  Bewertung  der  in  Absatz  1 
Buchstaben  a,  b  und  f  genannten  Kriterien  werden  die  Ergebnisse 
des  Kapazitätsvergabeverfahrens  berücksichtigt. 

Haben  alle  betroffenen  Regulierungsbehörden  binnen  sechs 
Monaten  Einigung  über  die  Entscheidung  zur  Gewährung  einer 
Ausnahme  erzielt,  unterrichten  sie  die  Agentur  von  dieser 
Entscheidung. 


(')  ABl.  L  27  vom  30.1.1997,  S.  20. 
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Die  Entscheidung  zur  Gewährung  einer  Ausnahme  —  einschließ- 
lich der  in  Unterabsatz  2  genannten  Bedingungen  —  ist  ordnungs- 
gemäß zu  begründen  und  zu  veröffentlichen. 

(5)  Die  in  Absatz  4  genannten  Entscheidungen  werden  von  der 
Agentur  getroffen, 

a)  wenn  alle  betroffenen  nationalen  Regulierungsbehörden 
innerhalb  von  sechs  Monaten  ab  dem  Tag,  an  dem  die  letzte 
dieser  Regulierungsbehörden  mit  dem  Antrag  auf  eine  Aus- 
nahme befasst  wurde,  keine  Einigung  erzielen  konnten  oder 

b)  wenn  ein  gemeinsames  Ersuchen  der  betroffenen  nationalen 
Regulierungsbehörden  vorliegt. 

Vor  ihrer  Entscheidung  konsultiert  die  Agentur  die  betroffenen 
Regulierungsbehörden  und  die  Antragsteller. 

(6)  Ungeachtet  der  Absätze  4  und  5  können  die  Mitgliedstaa- 
ten jedoch  vorsehen,  dass  die  Regulierungsbehörde  bzw.  die 
Agentur  ihre  Stellungnahme  zu  dem  Antrag  auf  Gewährung  einer 
Ausnahme  der  zuständigen  Stelle  des  Mitgliedstaats  zur  förmli- 
chen Entscheidung  vorzulegen  hat.  Diese  Stellungnahme  wird 
zusammen  mit  der  Entscheidung  veröffentlicht. 

(7)  Eine  Abschrift  aller  Anträge  auf  Ausnahme  wird  von  den 
Regulierungsbehörden  unverzüglich  nach  ihrem  Eingang  der 
Agentur  und  der  Kommission  zur  Unterrichtung  übermittelt.  Die 
Entscheidung  wird  zusammen  mit  allen  für  die  Entscheidung 
bedeutsamen  Informationen  von  den  betreffenden  Regulierungs- 
behörden oder  der  Agentur  („meldende  Stellen")  der  Kommission 
gemeldet.  Diese  Informationen  können  der  Kommission  in  Form 
einer  Zusammenfassung  übermittelt  werden,  die  der  Kommission 
eine  fundierte  Entscheidung  ermöglicht.  Die  Informationen  müs- 
sen insbesondere  Folgendes  enthalten: 

a)  eine  ausführliche  Angabe  der  Gründe,  aus  denen  die  Aus- 
nahme gewährt  oder  abgelehnt  wurde,  einschließlich  der 
finanziellen  Informationen,  die  die  Notwendigkeit  der  Aus- 
nahme rechtfertigen; 

b)  eine  Untersuchung  bezüglich  der  Auswirkungen  der  Gewäh- 
rung der  Ausnahme  auf  den  Wettbewerb  und  das  effektive 
Funktionieren  des  Elektrizitätsbinnenmarkts; 

c)  eine  Begründung  der  Geltungsdauer  der  Ausnahme  sowie 
des  Anteils  an  der  Gesamtkapazität  der  betreffenden 
Verbindungsleitung,  für  den  die  Ausnahme  gewährt  wird, 
und 

d)  das  Ergebnis  der  Konsultation  der  betroffenen 
Regulierungsb  ehörde  n . 

(8)  Die  Kommission  kann  innerhalb  eines  Zeitraums  von  zwei 
Monaten  ab  dem  Tag  nach  dem  Eingang  einer  Meldung  gemäß 
Absatz  7  beschließen,  von  den  meldenden  Stellen  die  Änderung 
oder  den  Widerruf  der  Entscheidung  über  die  Gewährung  der 
Ausnahme  zu  verlangen.  Die  Zweimonatsfrist  kann  um  weitere 
zwei  Monate  verlängert  werden,  wenn  die  Kommission  zusätzli- 
che Informationen  anfordert.  Diese  weitere  Frist  beginnt  am  Tag 
nach  dem  Eingang  der  vollständigen  Informationen.  Die 
ursprüngliche  Zweimonatsfrist  kann  ferner  mit  Zustimmung 
sowohl  der  Kommission  als  auch  der  meldenden  Stellen  verlän- 
gert werden. 


Wenn  die  angeforderten  Informationen  nicht  innerhalb  der  in  der 
Aufforderung  festgesetzten  Frist  vorgelegt  werden,  gilt  die  Mel- 
dung als  widerrufen,  es  sei  denn,  diese  Frist  wird  mit  Zustimmung 
sowohl  der  Kommission  als  auch  der  meldenden  Stellen  vor  ihrem 
Ablauf  verlängert  oder  die  meldenden  Stellen  unterrichten  die 
Kommission  vor  Ablauf  der  festgesetzten  Frist  in  einer  ordnungs- 
gemäß mit  Gründen  versehenen  Erklärung  davon,  dass  sie  die 
Meldung  als  vollständig  betrachten. 

Die  meldenden  Stellen  kommen  einem  Beschluss  der  Kommission 
zur  Änderung  oder  zum  Widerruf  der  Entscheidung  über  die 
Gewährung  einer  Ausnahme  innerhalb  eines  Monats  nach  und 
setzen  die  Kommission  davon  in  Kenntnis. 

Die  Kommission  behandelt  wirtschaftlich  sensible  Informationen 
vertraulich. 

Die  von  der  Kommission  erteilte  Genehmigung  einer  Entschei- 
dung zur  Gewährung  einer  Ausnahme  wird  zwei  Jahre  nach  ihrer 
Erteilung  unwirksam,  wenn  mit  dem  Bau  der  Verbindungsleitung 
zu  diesem  Zeitpunkt  noch  nicht  begonnen  worden  ist,  und  sie 
wird  fünf  Jahre  nach  ihrer  Erteilung  unwirksam,  wenn  die 
Verbindungsleitung  zu  diesem  Zeitpunkt  nicht  in  Betrieb  genom- 
men worden  ist,  es  sei  denn,  die  Kommission  entscheidet,  dass 
eine  Verzögerung  auf  schwerwiegende  administrative  Hindernisse 
zurückzuführen  ist,  auf  die  die  Person,  die  von  der  Ausnahme 
begünstigt  ist,  keinen  Einfluss  hat. 

(9)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  für  die  Anwendung  der 
Bedingungen  gemäß  Absatz  1  und  für  die  Festlegung  des  zur 
Anwendung  der  Absätze  4,  7  und  8  einzuhaltenden  Verfahrens 
erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 


Artikel  18 
Leitlinien 

(1)  Gegebenenfalls  regeln  Leitlinien  für  den  Ausgleichs- 
mechanismus zwischen  Übertragungsnetzbetreibern  entspre- 
chend den  in  den  Artikeln  1 3  und  1 4  niedergelegten  Grundsätzen 
Folgendes: 

a)  Einzelheiten  des  Verfahrens  zur  Ermittlung  der  zu  Aus- 
gleichszahlungen für  grenzüberschreitende  Stromflüsse  ver- 
pflichteten Übertragungsnetzbetreiber,  einschließlich  der 
Aufteilung  zwischen  den  Betreibern  von  nationalen 
Übertragungsnetzen,  aus  denen  grenzüberschreitende  Strom- 
flüsse stammen,  und  von  Netzen,  in  denen  diese  Stromflüsse 
enden,  gemäß  Artikel  1 3  Absatz  2; 

b)  Einzelheiten  des  einzuhaltenden  Zahlungsverfahrens  ein- 
schließlich der  Festlegung  des  ersten  Zeitraums,  für  den  Aus- 
gleichszahlungen zu  leisten  sind,  gemäß  Artikel  1 3  Absatz  3 
Unterabsatz  2; 

c)  Einzelheiten  der  Methoden  für  die  Bestimmung  der  durch- 
geleiteten grenzüberschreitenden  Stromflüsse,  für  die  nach 
Artikel  1 3  Ausgleichszahlungen  zu  leisten  sind,  sowohl  hin- 
sichtlich der  Mengen  als  auch  der  Art  der  Flüsse,  und  die  Fest- 
stellung der  Größe  dieser  Flüsse  als  aus  Übertragungs  netzen 
einzelner  Mitgliedstaaten  stammend  und/oder  dort  endend 
gemäß  Artikel  13  Absatz  5; 
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d)  Einzelheiten  der  Methode  für  die  Ermittlung  des  Nutzens  und 
der  Kosten,  die  infolge  der  Durchleitung  grenzüberschreiten- 
der Stromflüsse  entstanden  sind,  gemäß  Artikel  1 3  Absatz  6; 

e)  Einzelheiten  der  Behandlung  von  Stromflüssen,  die  aus  Län- 
dern außerhalb  des  Europäischen  Wirtschaftsraums  stammen 
oder  in  diesen  Ländern  enden,  im  Rahmen  des  Ausgleichs- 
mechanismus zwischen  Übertragungsnetzbetreibern;  und 

f)  Beteiligung  nationaler,  durch  Gleichstromleitungen  mitein- 
ander verbundener  Netze  gemäß  Artikel  1 3. 

(2)  Die  Leitlinien  können  ferner  geeignete  Regeln  enthalten  für 
eine  schrittweise  Harmonisierung  der  zugrunde  liegenden  Grund- 
sätze für  die  Festsetzung  der  nach  den  nationalen  Tarifsystemen 
von  Erzeugern  und  Verbrauchern  (Last)  zu  zahlenden  Entgelte, 
einschließlich  der  Einbeziehung  des  Ausgleichsmechanismus  zwi- 
schen Übertragungsnetzbetreibern  in  die  nationalen  Netzentgelte 
und  der  Vermittlung  geeigneter  und  wirksamer  standort- 
bezogener Preissignale,  nach  den  in  Artikel  14  dargelegten 
Grundsätzen. 

Die  Leitlinien  sehen  geeignete  und  wirksame  harmonisierte 
standortbezogene  Preissignale  auf  Gemeinschaftsebene  vor. 

Eine  Harmonisierung  hindert  die  Mitgliedstaaten  nicht  daran, 
bestimmte  Mechanismen  anzuwenden,  um  sicherzustellen,  dass 
die  von  den  Verbrauchern  (Last)  zu  tragenden  Netzzugangs- 
entgelte in  ihrem  gesamten  Hoheitsgebiet  vergleichbar  sind. 

(3)  Gegebenenfalls  wird  in  Leitlinien,  die  das  zum  Erreichen 
der  Ziele  dieser  Verordnung  erforderliche  Mindestmaß  an  Harmo- 
nisierung bewirken,  überdies  Folgendes  geregelt: 

a)  Einzelheiten  zur  Bereitstellung  von  Informationen  gemäß 
den  in  Artikel  1 5  dargelegten  Grundsätzen; 

b)  Einzelheiten  der  Regeln  für  den  Stromhandel; 

c)  Einzelheiten  der  Regeln  für  Investitionsanreize  für 
Verbindungsleitungskapazitäten  einschließlich  ortsab- 
hängiger Preissignale; 

d)  Einzelheiten  zu  den  in  Artikel  8  Absatz  6  aufgeführten 
Bereichen. 

Hierzu  konsultiert  die  Kommission  die  Agentur  und  den  ENTSO 
(Strom). 

(4)  Leitlinien  für  die  Verwaltung  und  Vergabe  der  verfügbaren 
Übertragungskapazität  von  Verbindungsleitungen  zwischen  nati- 
onalen Netzen  sind  in  Anhang  I  niedergelegt. 

(5)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  zu  den  in  den  Absätzen  1, 
2  und  3  aufgeführten  Aspekten  erlassen.  Sie  kann  die  in  Absatz  4 
genannten  Leitlinien  nach  den  Grundsätzen  der  Artikel  1 5  und  1 6 
ändern,  insbesondere  um  detaillierte  Leitlinien  für  alle  in  der  Pra- 
xis angewandten  Kapazitätsvergabemethoden  einzubeziehen  und 
um  sicherzustellen,  dass  sich  die  Weiterentwicklung  der 
Engpassmanagement-Mechanismen  im  Einklang  mit  den  Zielen 
des  Binnenmarkts  vollzieht.  Gegebenenfalls  werden  im  Rahmen 
solcher  Änderungen  gemeinsame  Regeln  über  Mindestsicherheits- 
und  -betriebsstandards  für  die  Netznutzung  und  den  Netzbetrieb 
nach  Artikel  1 5  Absatz  2  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur  Ände- 
rung nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch 


Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Bei  Erlass  oder  Änderung  von  Leitlinien  trägt  die  Kommission 
dafür  Sorge,  dass 

a)  diese  Leitlinien  das  Mindestmaß  an  Harmonisierung  bewir- 
ken, das  zur  Erreichung  der  Ziele  dieser  Verordnung  erfor- 
derlich ist,  und  nicht  über  das  für  diesen  Zweck  erforderliche 
Maß  hinausgehen,  und 

b)  sie  bei  Erlass  oder  Änderung  von  Leitlinien  angibt,  welche 
Maßnahmen  sie  hinsichtlich  der  Übereinstimmung  der 
Regeln  in  Drittländern,  die  Teil  des  gemeinschaftlichen 
Stromnetzes  sind,  mit  den  betreffenden  Leitlinien  ergriffen 
hat. 

Beim  erstmaligen  Erlass  von  Leitlinien  gemäß  diesem  Artikel  trägt 
die  Kommission  dafür  Sorge,  dass  sie  in  einem  einzigen  Entwurf 
einer  Maßnahme  zumindest  die  in  Absatz  1  Buchstaben  a  und  d 
und  in  Absatz  2  aufgeführten  Aspekte  erfassen. 

Artikel  19 
Regulierungsbehörden 

Bei  der  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  sorgen  die  Regulierungs- 
behörden für  die  Einhaltung  dieser  Verordnung  und  der  gemäß 
Artikel  1 8  festgelegten  Leitlinien.  Soweit  dies  zur  Verwirklichung 
der  Ziele  dieser  Verordnung  angebracht  ist,  arbeiten  die 
Regulierungsbehörden  untereinander,  mit  der  Kommission  und 
mit  der  Agentur  gemäß  Kapitel  IX  der  Richtlinie  2009/72/EG 
zusammen. 


Artikel  20 

Übermittlung  von  Informationen  und  Vertraulichkeit 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  Regulierungsbehörden  über- 
mitteln der  Kommission  auf  Anforderung  alle  für  die  Zwecke  des 
Artikels  13  Absatz  4  und  des  Artikels  18  erforderlichen 
Informationen. 

Insbesondere  übermitteln  die  Regulierungsbehörden  für  die  Zwe- 
cke des  Artikels  1 3  Absätze  4  und  6  regelmäßig  Informationen 
über  die  den  nationalen  Übertragungsnetzbetreibern  tatsächlich 
entstandenen  Kosten  sowie  die  Daten  und  alle  relevanten  Infor- 
mationen zu  den  Stromflüssen  in  den  Netzen  der  Übertragungs- 
netzbetreiber und  zu  den  Netzkosten. 

Unter  Berücksichtigung  der  Komplexität  der  angeforderten  Infor- 
mationen und  der  Dringlichkeit,  mit  der  sie  benötigt  werden,  setzt 
die  Kommission  eine  angemessene  Frist  für  die  Übermittlung  der 
Informationen. 

(2)  Wenn  der  betroffene  Mitgliedstaat  oder  die  betroffene 
Regulierungsbehörde  die  in  Absatz  1  genannten  Informationen 
nicht  innerhalb  der  Frist  gemäß  Absatz  1  des  vorliegenden  Arti- 
kels übermittelt,  kann  die  Kommission  alle  Informationen,  die  für 
die  Zwecke  des  Artikels  1 3  Absatz  4  und  des  Artikels  1 8  erfor- 
derlich sind,  unmittelbar  von  den  jeweiligen  Unternehmen 
anfordern. 
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Fordert  die  Kommission  von  einem  Unternehmen  Informationen 
an,  so  übermittelt  sie  den  Regulierungsbehörden  des  Mitglied- 
staats, in  dessen  Hoheitsgebiet  sich  der  Sitz  des  Unternehmens 
befindet,  gleichzeitig  eine  Abschrift  dieser  Anforderung. 

(3)  In  ihrer  Anforderung  nach  Absatz  1  gibt  die  Kommission 
die  Rechtsgrundlage,  die  Frist  für  die  Übermittlung  der  Informa- 
tionen, den  Zweck  der  Anforderung  sowie  die  in  Artikel  22 
Absatz  2  für  den  Fall  der  Erteilung  unrichtiger,  unvollständiger 
oder  irreführender  Auskünfte  vorgesehenen  Sanktionen  an.  Die 
Kommission  setzt  dabei  eine  angemessene  Frist  unter  Berücksich- 
tigung der  Komplexität  der  angeforderten  Informationen  und  der 
Dringlichkeit,  mit  der  sie  benötigt  werden. 

(4)  Die  Inhaber  der  Unternehmen  oder  ihre  Vertreter  und  bei 
juristischen  Personen  die  nach  Gesetz  oder  Satzung  zu  ihrer  Ver- 
tretung bevollmächtigten  Personen  erteilen  die  verlangten  Aus- 
künfte. Wenn  ordnungsgemäß  bevollmächtigte  Rechtsanwälte  die 
Auskünfte  im  Auftrag  ihrer  Mandanten  erteilen,  haften  die  Man- 
danten in  vollem  Umfang,  falls  die  erteilten  Auskünfte  unvollstän- 
dig, unrichtig  oder  irreführend  sind. 

(5)  Wird  eine  von  einem  Unternehmen  verlangte  Auskunft 
innerhalb  einer  von  der  Kommission  gesetzten  Frist  nicht  oder 
nicht  vollständig  erteilt,  so  kann  die  Kommission  die  Information 
durch  Entscheidung  anfordern.  In  dieser  Entscheidung  werden  die 
angeforderten  Informationen  bezeichnet  und  eine  angemessene 
Frist  für  ihre  Übermittlung  bestimmt.  Sie  enthält  einen  Hinweis 
auf  die  in  Artikel  22  Absatz  2  vorgesehenen  Sanktionen.  Sie  ent- 
hält ferner  einen  Hinweis  auf  das  Recht,  vor  dem  Gerichtshof  der 
Europäischen  Gemeinschaften  gegen  die  Entscheidung  Klage  zu 
erheben. 

Die  Kommission  übermittelt  den  Regulierungsbehörden  des 
Mitgliedstaats,  in  dessen  Hoheitsgebiet  die  Person  ihren  Wohnsitz 
oder  das  Unternehmen  seinen  Sitz  hat,  gleichzeitig  eine  Abschrift 
ihrer  Entscheidung. 

(6)  Die  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Informationen 
werden  nur  für  die  Zwecke  des  Artikels  1 3  Absatz  4  und  des  Arti- 
kels 1 8  verwendet. 

Die  Kommission  darf  die  Informationen,  die  sie  im  Rahmen  die- 
ser Verordnung  erhalten  hat  und  die  ihrem  Wesen  nach  unter  das 
Geschäftsgeheimnis  fallen,  nicht  offenlegen. 

Artikel  21 

Recht  der  Mitgliedstaaten,  detailliertere  Maßnahmen 
vorzusehen 

Diese  Verordnung  berührt  nicht  die  Rechte  der  Mitgliedstaaten, 
Maßnahmen  beizubehalten  oder  einzuführen,  die  detailliertere 
Bestimmungen  als  diese  Verordnung  und  die  Leitlinien  nach  Arti- 
kel 1 8  enthalten. 


Artikel  22 
Sanktionen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  legen  unbeschadet  des  Absatzes  2  fest, 
welche  Sanktionen  bei  einem  Verstoß  gegen  die  Bestimmungen 


dieser  Verordnung  zu  verhängen  sind,  und  treffen  alle  zur  Durch- 
setzung dieser  Bestimmungen  erforderlichen  Maßnahmen.  Die 
Sanktionen  müssen  wirksam,  verhältnismäßig  und  abschreckend 
sein.  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  bis  zum  1.  Juli 
2004  die  Bestimmungen,  die  den  Bestimmungen  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  1 228/2003  entsprechen,  mit  und  teilen  der  Kommission 
unverzüglich  spätere  Änderungen  mit,  die  diese  betreffen.  Sie  tei- 
len der  Kommission  diese  Bestimmungen  ohne  Bezug  zu  den 
Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1228/2003  bis  zum 
3.  März  201 1  mit  und  teilen  der  Kommission  unverzüglich  spä- 
tere Änderungen  mit,  die  diese  betreffen. 


(2)  Die  Kommission  kann  Unternehmen  durch  Entscheidung 
Geldbußen  bis  zu  einem  Höchstbetrag  von  1  %  des  im  vorausge- 
gangenen Geschäftsjahr  erzielten  Gesamtumsatzes  auferlegen, 
wenn  sie  vorsätzlich  oder  fahrlässig  bei  der  Erteilung  einer  nach 
Artikel  20  Absatz  3  verlangten  Auskunft  unrichtige,  unvollstän- 
dige oder  irreführende  Angaben  oder  die  Angaben  nicht  innerhalb 
der  in  einer  Entscheidung  nach  Artikel  20  Absatz  5  Unterabsatz  1 
gesetzten  Frist  machen. 


Bei  der  Festsetzung  der  Höhe  der  Geldbuße  berücksichtigt  die 
Kommission  die  Schwere  der  Nichteinhaltung  der  Anforderungen 
des  Unterabsatzes  1. 


(3)  Sanktionen  nach  Absatz  1  und  Entscheidungen  nach 
Absatz  2  sind  nicht  strafrechtlicher  Art. 

Artikel  23 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  46  der  Richt- 
linie 2009/72/EG  eingesetzten  Ausschuss  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Arti- 
kel 5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Artikel  24 
Bericht  der  Kommission 


Die  Kommission  beobachtet  die  Anwendung  dieser  Verordnung. 
In  ihrem  Bericht  nach  Artikel  47  Absatz  6  der  Richtlinie 
2009/72/EG  berichtet  die  Kommission  auch  über  die  Erfahrun- 
gen bei  der  Anwendung  dieser  Verordnung.  In  dem  Bericht  ist  ins- 
besondere zu  analysieren,  in  welchem  Umfang  diese  Verordnung 
gewährleisten  konnte,  dass  der  grenzüberschreitende  Strom- 
handel unter  nichtdiskriminierenden  und  kostenorientierten 
Netzzugangsbedingungen  stattfindet  und  somit  zur  Angebots- 
vielfalt für  die  Kunden  in  einem  gut  funktionierenden  Elektrizitäts- 
binnenmarkt und  zur  langfristigen  Versorgungssicherheit  beiträgt, 
und  inwieweit  wirksame  standortbezogene  Preissignale  vorhan- 
den sind.  Der  Bericht  kann  erforderlichenfalls  geeignete  Vor- 
schläge und/oder  Empfehlungen  enthalten. 
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Artikel  25 


Artikel  26 


Aufhebung 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1228/2003  wird  ab  dem  3.  März  2011 
aufgehoben.  Verweisungen  auf  die  aufgehobene  Verordnung  gel- 
ten als  Verweisungen  auf  die  vorliegende  Verordnung  und  sind 
nach  der  Entsprechungstabelle  in  Anhang  II  zu  lesen. 


Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffent- 
lichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Sie  gilt  ab  dem  3.  März  2011. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitgliedstaat. 


Geschehen  zu  Brüssel  am  1 3.  Juli  2009. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments  Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident  Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING  E.  ERLANDSSON 
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ANHANG  I 


LEITLINIEN  FÜR  DAS  MANAGEMENT  UND  DIE  VERGABE  VERFÜGBARER 
ÜBERTRAGUNGSKAPAZITÄTEN  AUF  VERBINDUNGSLEITUNGEN  ZWISCHEN  NATIONALEN  NETZEN 


1.       Allgemeine  Bestimmungen 


1.1.     Die  Übertragungsnetzbetreiber  (ÜNB)  setzen  alle  verfügbaren  Mittel  ein,  um  alle  kommerziellen  Transaktionen,  ein- 
schließlich Transaktionen  zum  Zwecke  des  grenzüberschreitenden  Handels,  anzunehmen. 


1 .2.     Besteht  kein  Engpass,  darf  der  Netzzugang  für  den  grenzüberschreitenden  Handel  nicht  beschränkt  werden.  Wo  übli- 
cherweise keine  Engpässe  auftreten,  ist  kein  ständiges,  allgemeines  Engpassmanagementverfahren  erforderlich. 


1.3.  Soweit  fahrplanmäßige  kommerzielle  Transaktionen  mit  dem  sicheren  Netzbetrieb  nicht  vereinbar  sind,  wirken  die 
ÜNB  dem  Engpass  im  Einklang  mit  den  Anforderungen  an  den  sicheren  Netzbetrieb  entgegen  und  setzen  entspre- 
chende Maßnahmen  ein,  um  sicherzustellen,  dass  alle  damit  verbundenen  Kosten  ein  ökonomisch  effizientes  Niveau 
nicht  überschreiten.  Falls  kostengünstigere  Maßnahmen  nicht  angewandt  werden  können,  ist  ein  Redispatching  oder 
Countertrading  als  Abhilfemaßnahme  in  Betracht  zu  ziehen. 

1.4.  Falls  strukturelle  Engpässe  auftreten,  müssen  die  ÜNB  unverzüglich  geeignete,  im  Voraus  festgelegte  und  vereinbarte 
Regeln  und  Vereinbarungen  für  das  Engpassmanagement  anwenden.  Die  Engpassmanagementmethoden  gewährleis- 
ten, dass  die  mit  der  zugewiesenen  Übertragungskapazität  verbundenen  physikalischen  Stromflüsse  mit  den  Netz- 
sicherheitsstandards übereinstimmen. 


1.5.  Die  für  das  Engpassmanagement  angewandten  Methoden  senden  effiziente  ökonomische  Signale  an  die  Markt- 
teilnehmer und  ÜNB  aus,  fördern  den  Wettbewerb  und  sind  für  eine  regionale  und  gemeinschaftsweite  Anwendung 
geeignet. 


1.6.  Beim  Engpassmanagement  werden  keine  Unterschiede  aufgrund  der  unterschiedlichen  Transaktion  gemacht.  Ein 
Antrag  auf  Netzzugang  für  den  grenzüberschreitenden  Handel  darf  nur  dann  verweigert  werden,  wenn  alle  folgen- 
den Voraussetzungen  vorliegen: 


a)  Die  zusätzlichen  physikalischen  Stromflüsse,  die  aus  der  Annahme  dieses  Antrags  resultieren,  lassen  eine  Situ- 
ation entstehen,  in  der  der  sichere  Betrieb  des  Stromversorgungsnetzes  möglicherweise  nicht  mehr  gewährleis- 
tet werden  kann,  und 


b)    der  monetäre  Wert  dieses  Antrags  ist  im  Engpassmanagementverfahren  niedriger  als  der  aller  anderen  Anträge, 
die  für  dieselbe  Leistung  und  zu  denselben  Bedingungen  angenommen  werden  sollen. 


1.7.  Bei  der  Bestimmung  der  Netzgebiete,  in  denen  und  zwischen  denen  Engpassmanagement  betrieben  werden  soll,  las- 
sen sich  die  ÜNB  von  den  Grundsätzen  der  Rentabilität  und  der  Minimierung  negativer  Auswirkungen  auf  den 
Elektrizitätsbinnenmarkt  leiten.  Insbesondere  dürfen  die  ÜNB  die  Verbindungskapazität,  außer  aus  Gründen  der 
Betriebssicherheit,  nicht  beschränken,  um  einen  Engpass  innerhalb  der  eigenen  Regelzone  zu  beheben,  es  sei  denn 
aus  den  oben  genannten  Gründen  und  aus  Gründen  der  Betriebssicherheit  (').  Falls  eine  solche  Situation  eintritt,  wird 
sie  von  den  ÜNB  beschrieben  und  allen  Netznutzern  in  transparenter  Weise  dargelegt.  Eine  solche  Situation  kann  nur 
so  lange  geduldet  werden,  bis  eine  langfristige  Lösung  gefunden  wird.  Die  Methodik  und  die  Projekte,  durch  die  eine 
langfristige  Lösung  erreicht  werden  soll,  werden  von  den  ÜNB  beschrieben  und  allen  Netznutzern  in  transparenter 
Weise  dargelegt. 

1.8.  Beim  Einsatz  von  netztechnischen  Maßnahmen  und  von  Redispatching  im  Betrieb  des  Übertragungsnetzes  in  der  eige- 
nen Regelzone  berücksichtigt  der  ÜNB  die  Auswirkungen  dieser  Maßnahmen  auf  benachbarte  Regelzonen. 


1.9.  Bis  zum  1.  Januar  2008  werden  koordinierte  Mechanismen  für  das  „intra-day"-Engpassmanagement  eingeführt,  um 
die  Handelsmöglichkeiten  zu  maximieren  und  den  grenzüberschreitenden  Austausch  von  Ausgleichsenergie  zu 
ermöglichen. 


(')  Betriebssicherheit  bedeutet,  dass  „das  Übertragungsnetz  innerhalb  der  vereinbarten  Sicherheitsgrenzen  gehalten  wird". 


1.10.  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  bewerten  die  Engpassmanagementmethoden  in  regelmäßigen  Abständen  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Einhaltung  der  in  dieser  Verordnung  und  diesen  Leitlinien  festgelegten  Grundsätze 
und  Regeln  sowie  der  von  den  Regulierungsbehörden  gemäß  diesen  Grundsätzen  und  Regeln  festgelegten  Modalitä- 
ten und  Bedingungen.  Eine  solche  Bewertung  umfasst  die  Konsultation  aller  Marktteilnehmer  und  einschlägige 
Studien. 


2.  Engpassmanagementmethoden 

2.1.  Die  Engpassmanagementmethoden  sind  marktorientiert,  um  einen  effizienten  grenzüberschreitenden  Handel  zu 
erleichtern.  Zu  diesem  Zweck  erfolgt  die  Kapazitätsvergabe  nur  durch  explizite  (Kapazitäts-)Auktionen  oder  durch 
implizite  (Kapazitäts-  und  Energie-jAuktionen.  Beide  Methoden  können  für  ein  und  dieselbe  Verbindungsleitung 
gleichzeitig  bestehen.  Für  den  „intra-day"-Handel  kann  ein  fortlaufendes  Handelssystem  verwendet  werden. 

2.2.  In  Abhängigkeit  von  den  Wettbewerbsbedingungen  müssen  die  Engpassmanagementmechanismen  unter  Umstän- 
den sowohl  eine  kurz-  als  auch  eine  langfristige  Kapazitätsvergabe  ermöglichen. 

2.3.  Bei  jedem  Kapazitätsvergabeverfahren  werden  ein  festgeschriebener  Anteil  der  verfügbaren  Verbindungskapazität, 
etwaige  verbleibende,  nicht  zuvor  zugewiesene  Kapazitäten  und  Kapazitäten,  die  Kapazitätsinhaber  aus  früheren  Ver- 
gaben freigegeben  haben,  zugewiesen. 

2.4.  Die  ÜNB  optimieren  die  Verlässlichkeit  der  Kapazitätsbereitstellung  unter  Berücksichtigung  der  Rechte  und  Pflichten 
der  beteiligten  ÜNB  und  der  Rechte  und  Pflichten  der  Marktteilnehmer,  um  einen  wirksamen  und  effizienten  Wett- 
bewerb zu  erleichtern.  Ein  angemessener  Anteil  der  Kapazitäten  kann  dem  Markt  mit  einem  geringeren 
Verbindlichkeitsgrad  angeboten  werden,  die  genauen  Bedingungen  für  die  Übertragung  über  grenzüberschreitende 
Leitungen  müssen  den  Marktteilnehmern  jedoch  immer  bekannt  gegeben  werden. 

2.5.  Die  mit  lang-  und  mittelfristigen  Vergaben  verbundenen  Kapazitätsrechte  müssen  verbindliche  Übertragungs- 
kapazitätsrechte sein.  Für  sie  gilt  zum  Zeitpunkt  der  Nominierung  der  „use-it-or-lose-it"-Grundsatz  oder  der 
„use-it-or-sell-it"-Grundsatz. 

2.6.  Die  ÜNB  legen  eine  zweckmäßige  Struktur  für  die  Kapazitätsvergabe  für  die  einzelnen  Zeitraster  fest.  Hierzu  kann 
die  Option  gehören,  einen  Mindestprozentsatz  der  Verbindungskapazität  für  die  täglich  oder  mehrmals  täglich  erfol- 
gende Vergabe  zu  reservieren.  Diese  Vergabestruktur  wird  von  den  jeweiligen  Regulierungsbehörden  überprüft.  Bei 
der  Erstellung  ihrer  Vorschläge  berücksichtigen  die  ÜNB 

a)  die  Merkmale  der  Märkte, 

b)  die  Betriebsbedingungen,  z.  B.  die  Auswirkungen  der  Saldierung  verbindlich  angemeldeter  Fahrpläne, 

c)  den  Grad  der  Harmonisierung  der  Prozentsätze  und  der  Zeitraster,  die  für  die  verschiedenen  bestehenden 
Kapazitätsvergabemechanismen  festgelegt  wurden. 

2.7.  Bei  der  Kapazitätsvergabe  dürfen  Marktteilnehmer,  die  grenzüberschreitende  Lieferungen  durch  die  Nutzung  bilate- 
raler Verträge  realisieren,  und  Marktteilnehmer,  die  ihre  grenzüberschreitenden  Lieferungen  über  die  Strombörsen  rea- 
lisieren, nicht  diskriminiert  werden.  Die  höchsten  Gebote,  ob  implizite  oder  explizite  Gebote  für  ein  bestimmtes 
Zeitraster,  erhalten  den  Zuschlag. 

2.8.  In  Regionen,  in  denen  Terminstrommärkte  gut  entwickelt  sind  und  sich  als  effizient  erwiesen  haben,  kann  die  gesamte 
Verbindungskapazität  durch  implizite  Auktionen  vergeben  werden. 

2.9.  Außer  bei  neuen  Verbindungsleitungen,  für  die  eine  Ausnahme  nach  Artikel  7  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1 228/2003 
oder  nach  Artikel  1 7  der  vorliegenden  Verordnung  gilt,  dürfen  bei  den  Kapazitätsvergabemethoden  keine  Mindest- 
preise festgesetzt  werden. 

2.10.  Grundsätzlich  dürfen  alle  potenziellen  Marktteilnehmer  uneingeschränkt  am  Vergabeverfahren  teilnehmen.  Um  zu 
vermeiden,  dass  Probleme  im  Zusammenhang  mit  der  potenziellen  Nutzung  der  marktbeherrschenden  Stellung  eines 
Marktteilnehmers  entstehen  oder  verschärft  werden,  können  die  jeweiligen  Regulierungs-  und/oder  Wettbewerbs- 
behörden gegebenenfalls  allgemeine  oder  für  ein  einzelnes  Unternehmen  geltende  Beschränkungen  aufgrund  der 
Machtmarkt  verhängen. 

2.1 1.  Die  Marktteilnehmer  nominieren  ihre  Kapazitätsnutzung  bis  zu  einem  für  die  einzelnen  Zeitraster  festgelegten  Ter- 
min verbindlich  bei  den  ÜNB.  Der  Termin  ist  so  festzusetzen,  dass  die  ÜNB  in  der  Lage  sind,  ungenutzte  Kapazitäten 
für  eine  Neuvergabe  im  nächsten  relevanten  Zeitraster,  einschließlich  „intra-day",  neu  einzustellen. 
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2.12.  Die  Kapazität  ist  auf  sekundärer  Basis  frei  handelbar,  sofern  der  ÜNB  ausreichend  rechtzeitig  unterrichtet  wird.  Lehnt 
ein  ÜNB  den  Sekundärhandel  (Sekundärtransaktionen)  ab,  muss  der  ÜNB  dies  allen  Marktteilnehmern  in  deutlicher 
und  transparenter  Form  mitteilen  und  erklären  und  der  Regulierungsbehörde  melden. 

2.1 3.  Die  finanziellen  Folgen,  die  sich  aus  der  Nichteinhaltung  der  mit  der  Kapazitätsvergabe  verbundenen  Verpflichtun- 
gen ergeben,  werden  denjenigen  angelastet,  die  für  diese  Nichteinhaltung  verantwortlich  sind.  Nutzen  Markt- 
teilnehmer die  Kapazität,  zu  deren  Nutzung  sie  sich  verpflichtet  haben,  nicht,  oder  handeln  sie  diese  im  Falle  einer 
durch  eine  explizite  Auktion  erworbenen  Kapazität  nicht  auf  sekundärer  Basis  oder  geben  sie  die  Kapazität  nicht 
rechtzeitig  zurück,  verlieren  sie  ihren  Anspruch  auf  diese  Kapazität  und  zahlen  ein  kostenorientiertes  Entgelt.  Die 
kostenorientierte  Entgelte  für  die  Nichtnutzung  von  Kapazität  müssen  gerechtfertigt  und  angemessen  sein.  Ebenso 
muss  ein  ÜNB,  der  seiner  Verpflichtung  nicht  nachkommt,  den  Marktteilnehmer  für  den  Verlust  von  Kapazitäts- 
rechten entschädigen.  Folgeverluste  werden  dabei  nicht  berücksichtigt.  Die  zentralen  Konzepte  und  Methoden  zur 
Bestimmung  der  Haftungsansprüche  aus  der  Nichteinhaltung  von  Verpflichtungen  sind,  was  die  finanziellen  Konse- 
quenzen betrifft,  im  Voraus  festzulegen  und  von  der  jeweiligen  nationalen  Regulierungsbehörde  bzw.  den  jeweiligen 
nationalen  Regulierungsbehörden  zu  überprüfen. 


3.  Koordinierung 

3.1.  Die  Kapazitätsvergabe  auf  einer  Verbindungsleitung  wird  mit  Hilfe  gemeinsamer  Vergabeverfahren  der  beteiligten 
ÜNB  koordiniert  und  vorgenommen.  In  Fällen,  in  denen  damit  zu  rechnen  ist,  dass  der  kommerzielle  Handel  zwi- 
schen ÜNB  aus  zwei  Ländern  erhebliche  Auswirkungen  auf  die  physikalischen  Lastflüsse  in  einem  ÜNB  aus  einem 
Drittland  haben  wird,  werden  die  Engpassmanagementmethoden  zwischen  allen  auf  diese  Weise  betroffenen  ÜNB 
durch  ein  gemeinsames  Verfahren  für  das  Engpassmanagement  koordiniert.  Die  nationalen  Regulierungsbehörden 
und  die  ÜNB  gewährleisten,  dass  es  nicht  zu  einer  einseitigen  Anwendung  eines  Engpassmanagementverfahrens 
kommt,  das  erhebliche  Auswirkungen  auf  die  physikalischen  Stromflüsse  in  anderen  Netzen  hat. 

3.2.  Bis  1.  Januar  2007  werden  zwischen  den  Ländern  in  den  folgenden  Regionen  eine  gemeinsame,  koordinierte  Methode 
für  das  Engpassmanagement  und  ein  gemeinsames,  koordiniertes  Verfahren,  durch  das  dem  Markt  auf  mindestens 
jährlicher,  monatlicher  und  vortäglicher  Grundlage  Kapazitäten  zugewiesen  werden,  angewandt: 

a)  Nordeuropa  (d.  h.  Dänemark,  Schweden,  Finnland,  Deutschland  und  Polen), 

b)  Nordwesteuropa  (d.  h.  Benelux,  Deutschland  und  Frankreich), 

c)  Nordgrenzen  Italiens  (d.  h.  Italien,  Frankreich,  Deutschland,  Österreich,  Slowenien  und  Griechenland), 

d)  Mittelosteuropa  (d.  h.  Deutschland,  Polen,  Tschechische  Republik,  Ungarn,  Österreich  und  Slowenien), 

e)  Südwesteuropa  (d.  h.  Spanien,  Portugal  und  Frankreich), 

f)  Vereinigtes  Königreich,  Irland  und  Frankreich, 

g)  Baltische  Staaten  (d.  h.  Estland,  Lettland  und  Litauen). 

Bei  einer  Verbindungsleitung,  die  Länder  betrifft,  die  mehr  als  einer  Region  angehören,  kann  die  jeweils  angewandte 
Engpassmanagementmethode  verschieden  sein,  um  die  Vereinbarkeit  mit  den  in  den  anderen  Regionen,  zu  denen 
diese  Länder  gehören,  angewandten  Methoden  zu  gewährleisten.  In  diesem  Fall  schlagen  die  maßgeblichen  ÜNB  die 
Methode  vor,  die  von  den  jeweiligen  Regulierungsbehörden  überprüft  wird. 

3.3.  In  Regionen,  auf  die  unter  Nummer  2.8  Bezug  genommen  wird,  kann  die  gesamte  Verbindungskapazität  durch  eine 
Vergabe  für  den  Folgetag  zugewiesen  werden. 

3.4.  In  allen  genannten  sieben  Regionen  sind  miteinander  kompatible  Engpassmanagementverfahren  im  Hinblick  auf  die 
Bildung  eines  wirklich  integrierten  Elektrizitätsbinnenmarkts  festzulegen.  Die  Marktteilnehmer  dürfen  sich  nicht  regi- 
onalen Netzen  gegenüber  sehen,  die  miteinander  nicht  kompatibel  sind. 

3.5.  Mit  Blick  auf  die  Förderung  eines  fairen  und  effizienten  Wettbewerbs  und  des  grenzüberschreitenden  Handels  umfasst 
die  Koordinierung  zwischen  den  ÜNB  innerhalb  der  unter  Nummer  3.2  genannten  Regionen  alle  Stufen  von  der 
Kapazitätsberechnung  und  der  Vergabeoptimierung  bis  zum  sicheren  Netzbetrieb,  wobei  die  Verantwortlichkeiten 
klar  zugeordnet  sind.  Zu  einer  solchen  Koordinierung  gehören  insbesondere 

a)  die  Verwendung  eines  gemeinsamen  Übertragungsnetzmodells,  das  auf  effiziente  Weise  mit  voneinander  abhän- 
gigen physikalischen  Ringflüssen  umgeht  und  Abweichungen  zwischen  den  physikalischen  und  den  kommer- 
ziellen Lastflüssen  berücksichtigt; 
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b)  die  Vergabe  und  die  Nominierung  von  Kapazität  für  einen  effizienten  Umgang  mit  voneinander  abhängigen  phy- 
sikalischen Ringflüssen; 

c)  identische  Verpflichtungen  der  Kapazitätsinhaber  zur  Bereitstellung  von  Informationen  über  ihre  beabsichtigte 
Kapazitätsnutzung,  z.  B.  die  Nominierung  von  Kapazität  (für  explizite  Auktionen); 

d)  einheitliche  Zeitraster  und  Termine  für  die  letzte  Mitteilung  von  Fahrplänen; 

e)  eine  hinsichtlich  der  Zeitraster  (z.  B.  1  Tag,  3  Stunden,  1  Woche  usw.)  und  der  verkauften  Kapazitätsblöcke  (Leis- 
tung in  MW,  Energie  in  MWh  usw.)  einheitliche  Struktur  für  die  Kapazitätsvergabe; 

f)  ein  einheitlicher  Rahmen  für  die  Verträge  mit  den  Marktteilnehmern; 

g)  die  Überprüfung  von  Stromflüssen,  um  die  Anforderungen  an  die  Netzsicherheit  für  die  Betriebsplanung  und 
für  den  Echtzeitbetrieb  einzuhalten; 

h)  Rechnungslegung  und  Bezahlung  von  Maßnahmen  des  Engpassmanagements. 

3.6.  Die  Koordinierung  umfasst  auch  den  Informationsaustausch  zwischen  ÜNB.  Art,  Zeitpunkt  und  Häufigkeit  des 
Informationsaustauschs  müssen  mit  den  in  Nummer  3.5  genannten  Tätigkeiten  und  mit  dem  Funktionieren  der 
Elektrizitätsmärkte  vereinbar  sein.  Dieser  Informationsaustausch  muss  es  insbesondere  den  ÜNB  ermöglichen,  die 
bestmöglichen  Prognosen  zur  allgemeinen  Netzsituation  zu  erstellen,  um  die  Stromflüsse  in  ihrem  Netz  und  die  ver- 
fügbaren Verbindungskapazitäten  zu  bewerten.  Ein  ÜNB,  der  Informationen  im  Auftrag  anderer  ÜNB  kompiliert,  mel- 
det den  beteiligten  ÜNB  die  Ergebnisse  der  Datenerhebung  zurück. 


4.       Zeitplan  für  den  Marktbetrieb 

4.1.  Die  Vergabe  der  verfügbaren  Übertragungskapazität  erfolgt  mit  ausreichendem  Vorlauf.  Vor  jeder  Vergabe  veröffent- 
lichen die  beteiligten  ÜNB  gemeinsam  die  zuzuweisende  Kapazität,  wobei  sie  gegebenenfalls  die  aus  etwaigen  ver- 
bindlichen Übertragungsrechten  frei  gewordene  Kapazität  und,  sofern  relevant,  die  damit  verbundenen  saldierten 
Nominierungen  sowie  alle  Zeiträume,  in  denen  die  Kapazität  (z.  B.  aus  Wartungsgründen)  reduziert  wird  oder  nicht 
zur  Verfügung  steht,  berücksichtigen. 

4.2.  Unter  umfassender  Berücksichtigung  der  Netzsicherheit  erfolgt  die  Nominierung  von  Übertragungsrechten  mit  aus- 
reichendem Vorlauf  vor  den  vortäglichen  Sitzungen  aller  relevanten  organisierten  Märkte  und  vor  der  Veröffentli- 
chung der  Kapazität,  die  nach  dem  Mechanismus  der  am  Folgetag  oder  „intra-day"  erfolgenden  Vergabe  zugewiesen 
werden  soll.  Nominierungen  von  Übertragungsrechten  in  gegenläufiger  Richtung  werden  saldiert,  um  die 
Verbindungsleitung  effizient  zu  nutzen. 

4.3.  Sukzessive,  mehrmals  täglich  („intra-day")  stattfindende  Vergaben  der  verfügbaren  Übertragungskapazität  für  den  Tag 
d  erfolgen  an  den  Tagen  d-1  und  d  nach  der  Veröffentlichung  der  prognostizierten  oder  der  tatsächlichen  Erzeugungs- 
fahrpläne für  den  Folgetag. 

4.4.  Bei  der  Vorbereitung  des  Netzbetriebs  für  den  Folgetag  tauschen  die  ÜNB  Informationen  mit  den  benachbarten  ÜNB 
aus,  darunter  Informationen  über  ihre  prognostizierte  Netztopologie,  die  Verfügbarkeit  und  die  prognostizierte  Erzeu- 
gung von  Erzeugungseinheiten  und  Lastflüsse,  um  die  Nutzung  des  gesamten  Netzes  durch  betriebliche  Maßnahmen 
im  Einklang  mit  den  Regeln  für  den  sicheren  Netzbetrieb  zu  optimieren. 


5.  Transparenz 

5.1.  Die  ÜNB  veröffentlichen  alle  relevanten  Daten,  die  die  Netzverfügbarkeit,  den  Netzzugang  und  die  Netznutzung 
betreffen,  einschließlich  eines  Berichts,  in  dem  die  Engpässe  und  die  Gründe  dafür,  die  für  das  Engpassmanagement 
angewandten  Methoden  und  die  Pläne  für  das  künftige  Engpassmanagement  dargelegt  werden. 

5.2.  Die  ÜNB  veröffentlichen  auf  der  Grundlage  der  elektrischen  und  physikalischen  Netzgegebenheiten  eine  allgemeine 
Beschreibung  der  einzelnen,  in  Abhängigkeit  von  den  jeweiligen  Rahmenbedingungen  zur  Maximierung  der  dem 
Markt  zur  Verfügung  stehenden  Kapazität  angewandten  Methoden  für  das  Engpassmanagement  und  ein  allgemeines 
Modell  für  die  Berechnung  der  Verbindungskapazität  für  die  verschiedenen  Zeitraster.  Ein  derartiges  Modell  unter- 
liegt der  Überprüfung  durch  die  Regulierungsbehörden  der  betroffenen  Mitgliedstaaten. 

5.3.  Die  angewandten  Engpassmanagement-  und  Kapazitätsvergabeverfahren  sowie  die  Zeiten  und  Verfahren  für  die  Bean- 
tragung von  Kapazitäten,  eine  Beschreibung  der  angebotenen  Produkte  und  der  Rechte  und  Pflichten  sowohl  der  ÜNB 
als  auch  der  Partei,  die  die  Kapazität  bezieht,  einschließlich  der  Haftungsansprüche  aus  der  Nichteinhaltung  von  Ver- 
pflichtungen, werden  von  den  ÜNB  ausführlich  dargelegt  und  allen  potenziellen  Netznutzern  in  transparenter  Weise 
zugänglich  gemacht. 
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5.4.  Die  Betriebs-  und  Planungsstandards  sind  fester  Bestandteil  der  Informationen,  die  die  Übertragungsnetzbetreiber  in 
öffentlich  zugänglichen  Unterlagen  veröffentlichen.  Auch  diese  Unterlagen  werden  von  den  nationalen  Regulierungs- 
behörden überprüft. 

5.5.  Die  ÜNB  veröffentlichen  alle  relevanten  Daten,  die  den  grenzüberschreitenden  Handel  betreffen,  ausgehend  von  der 
bestmöglichen  Prognose.  Um  dieser  Verpflichtung  nachzukommen,  stellen  die  betroffenen  Marktteilnehmer  den  ÜNB 
die  relevanten  Daten  zur  Verfügung.  Die  Art  und  Weise,  in  der  solche  Informationen  veröffentlicht  werden,  wird  von 
den  Regulierungsbehörden  überprüft.  Die  ÜNB  veröffentlichen  mindestens  folgende  Angaben: 

a)  jährlich:  Informationen  über  die  langfristige  Entwicklung  der  Übertragungsinfrastruktur  und  ihre  Auswirkun- 
gen auf  die  grenzüberschreitende  Übertragungskapazität; 

b)  monatlich:  Prognosen  über  die  dem  Markt  im  Folgemonat  und  im  Folgejahr  zur  Verfügung  stehende 
Übertragungskapazität  unter  Berücksichtigung  aller  dem  ÜNB  zum  Zeitpunkt  der  Prognoseberechnung  vorlie- 
genden relevanten  Informationen  (z.  B.  Auswirkungen  der  Sommer-  und  der  Wintersaison  auf  die  Leitungs- 
kapazität, Netzwartungsarbeiten,  Verfügbarkeit  von  Erzeugungseinheiten  usw.); 

c)  wöchentlich:  Prognosen  über  die  dem  Markt  in  der  Folgewoche  zur  Verfügung  stehende  Übertragungskapazität 
unter  Berücksichtigung  aller  dem  ÜNB  zum  Zeitpunkt  der  Prognoseberechnung  vorliegenden  relevanten  Infor- 
mationen wie  Wetterprognose,  geplante  Netzwartungsarbeiten,  Verfügbarkeit  von  Erzeugungseinheiten  usw.; 

d)  täglich:  die  dem  Markt  je  Marktzeiteinheit  am  Folgetag  und  „intra-day"  zur  Verfügung  stehende  Übertragungs- 
kapazität unter  Berücksichtigung  aller  saldierten  Nominierungen  für  den  Folgetag,  aller  saldierten  Erzeugungs- 
fahrpläne für  den  Folgetag,  aller  Nachfrageprognosen  und  geplanten  Netzwartungsarbeiten; 

e)  die  bereits  zugewiesene  Gesamtkapazität  je  Marktzeiteinheit  und  alle  relevanten  Bedingungen,  die  für  die  Nut- 
zung dieser  Kapazität  gelten  (z.  B.  Auktionsgleichgewichtspreis,  Auflagen  bezüglich  der  Art  der  Kapazitäts- 
nutzung usw.),  um  etwaige  verbleibende  Kapazitäten  zu  ermitteln; 

f)  möglichst  bald  nach  jeder  Vergabe  die  zugewiesene  Kapazität  und  Angaben  zu  den  gezahlten  Preisen; 

g)  unmittelbar  nach  der  Nominierung  die  genutzte  Gesamtkapazität  je  Marktzeiteinheit; 

h)  möglichst  echtzeitnah:  die  aggregierten  realisierten  kommerziellen  Lastflüsse  und  die  tatsächlichen  physikali- 
schen Lastflüsse  je  Marktzeiteinheit,  einschließlich  einer  Beschreibung  etwaiger  Korrekturmaßnahmen,  die  von 
den  ÜNB  zur  Behebung  von  Netz-  oder  Systemschwierigkeiten  vorgenommen  wurden  (z.  B.  Einschränkung  der 
Transaktionen); 

i)  Ex-ante-Informationen  über  geplante  Ausfälle  und  auf  den  Vortag  bezogene  Ex-post-Informationen  über  plan- 
mäßige und  unplanmäßige  Ausfälle  von  Stromerzeugungseinheiten  mit  mehr  als  100  MW. 

5.6.  Alle  relevanten  Informationen  müssen  dem  Markt  rechtzeitig  für  das  Aushandeln  aller  Transaktionen  (z.  B.  rechtzei- 
tig für  das  Aushandeln  jährlicher  Lieferverträge  für  Industriekunden  oder  für  die  Einsendung  von  Geboten  an  orga- 
nisierte Märkte)  zur  Verfügung  stehen. 

5.7.  Die  ÜNB  veröffentlichen  die  relevanten  Informationen  über  die  prognostizierte  Nachfrage  und  Erzeugung  entspre- 
chend den  unter  Nummer  5.5  und  Nummer  5.6  angegebenen  Zeitrastern.  Die  ÜNB  veröffentlichen  auch  die  rele- 
vanten Informationen,  die  für  den  grenzüberschreitenden  Ausgleichsmarkt  erforderlich  sind. 

5.8.  Für  die  Veröffentlichung  von  Prognosen  gilt,  dass  in  Bezug  auf  die  prognostizierten  Informationen  auch  die  ex  post 
tatsächlich  realisierten  Werte  in  dem  auf  die  Prognose  folgenden  Zeitraum  oder  spätestens  am  Folgetag  (d+1)  zu  ver- 
öffentlichen sind. 

5.9.  Sämtliche  von  den  ÜNB  veröffentlichten  Informationen  werden  in  leicht  zugänglicher  Form  unentgeltlich  zur  Ver- 
fügung gestellt.  Ferner  müssen  alle  Daten  über  adäquate  und  standardisierte  Mittel  des  Datenaustauschs,  die  in  enger 
Zusammenarbeit  mit  den  Marktteilnehmern  festzulegen  sind,  zugänglich  sein.  Zu  den  Daten  gehören  u.  a.  Informa- 
tionen über  vergangene  Zeiträume  —  mindestens  über  die  letzten  zwei  Jahre  — ,  damit  neu  in  den  Markt  eintretende 
Unternehmen  auch  Zugang  zu  solchen  Daten  haben. 

5.10.  Die  ÜNB  tauschen  regelmäßig  einen  Satz  ausreichend  genauer  Netz-  und  Lastflussdaten  aus,  um  dem  ÜNB  in  ihrem 
jeweiligen  Gebiet  die  Berechnung  von  Lastflüssen  zu  ermöglichen.  Der  gleiche  Datensatz  ist  den  Regulierungs- 
behörden und  der  Kommission  auf  Anfrage  zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  Regulierungsbehörden  und  die  Kommis- 
sion gewährleisten,  dass  sie  und  jedweder  Berater,  der  für  sie  auf  der  Grundlage  dieser  Daten  analytische  Arbeiten 
durchführt,  diesen  Datensatz  vertraulich  behandeln. 


6.       Verwendung  von  Engpasserlösen 

6.1.  Außer  bei  neuen  Verbindungsleitungen,  die  eine  Ausnahmeregelung  nach  Artikel  7  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1228/2003  oder  nach  Artikel  17  der  vorliegenden  Verordnung  in  Anspruch  nehmen  können,  dürfen  Engpass- 
managementverfahren, die  für  ein  vorher  festgelegtes  Zeitraster  gelten,  Erlöse  nur  aus  Engpässen  erzielen,  die  in  Bezug 
auf  dieses  Zeitraster  entstehen.  Das  Verfahren  für  die  Verteilung  dieser  Erlöse  wird  von  den  Regulierungsbehörden 
überprüft  und  darf  weder  die  Vergabe  zugunsten  einer  Kapazität  oder  Energie  nachfragenden  Partei  verzerren  noch 
einen  Negativanreiz  für  die  Verringerung  von  Engpässen  darstellen. 

6.2.  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  müssen  hinsichtlich  der  Verwendung  der  Erlöse  aus  der  Vergabe  von 
Verbindungskapazität  Transparenz  walten  lassen. 

6.3.  Die  Engpasserlöse  teilen  sich  die  beteiligten  ÜNB  gemäß  den  zwischen  den  beteiligten  ÜNB  vereinbarten  und  von  den 
jeweiligen  Regulierungsbehörden  überprüften  Kriterien. 

6.4.  Die  ÜNB  legen  im  Voraus  genau  fest,  wie  sie  etwaige  Engpasserlöse  verwenden  werden,  und  erstatten  über  die  tat- 
sächliche Verwendung  dieser  Erlöse  Bericht.  Die  Regulierungsbehörden  prüfen,  ob  die  Verwendung  mit  dieser  Ver- 
ordnung und  diesen  Leitlinien  übereinstimmt  und  ob  die  Gesamterlöse  aus  der  Vergabe  von  Verbindungskapazität 
für  mindestens  einen  der  drei  in  Artikel  1 6  Absatz  6  dieser  Verordnung  genannten  Zwecke  bestimmt  sind. 

6.5.  Die  Regulierungsbehörden  veröffentlichen  jährlich  bis  zum  31.  Juli  eines  jeden  Jahres  einen  Bericht,  in  dem  die  Erlöse 
für  den  Zeitraum  von  12  Monaten  bis  zum  30.  Juni  desselben  Jahres  und  die  Verwendung  der  betreffenden  Erlöse 
dargelegt  werden,  sowie  das  Prüfergebnis,  dem  zufolge  die  Verwendung  mit  dieser  Verordnung  und  diesen  Leitlinien 
übereinstimmt  und  die  gesamten  Engpasserlöse  für  mindestens  einen  der  drei  vorgeschriebenen  Zwecke  bestimmt 
sind. 

6.6.  Die  Verwendung  von  Engpasserlösen  für  die  Erhaltung  oder  den  Ausbau  der  Verbindungskapazität  ist  vorzugsweise 
für  spezielle,  im  Voraus  festgelegte  Projekte  bestimmt,  die  zur  Behebung  des  jeweiligen  Engpasses  beitragen  und  auch, 
insbesondere  hinsichtlich  des  Genehmigungsverfahrens,  innerhalb  eines  vernünftigen  zeitlichen  Rahmens  verwirk- 
licht werden  können. 
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Der  Text  der  Verordnung  (EU)  Nr.  347/2013  findet  sich  auf  den  S.  543  ff.. 
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Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009 

(ABl.  2009  L  211/36) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  715/2009  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  1 3.  Juli  2009 

über  die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen  und  zur  Aufhebung  der 

Verordnung  (EG)  Nr.  1775/2005 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  95, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses  (]), 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Der  Erdgasbinnenmarkt,  der  seit  1999  schrittweise 
geschaffen  wird,  soll  allen  privaten  und  gewerblichen  Ver- 
brauchern in  der  Gemeinschaft  eine  echte  Wahl  ermögli- 
chen, neue  Geschäftschancen  für  die  Unternehmen 
eröffnen  sowie  den  grenzüberschreitenden  Handel  fördern 
und  auf  diese  Weise  Effizienzgewinne,  wettbewerbsfähige 
Preise  und  höhere  Dienstleistungsstandards  bewirken  und 
zu  mehr  Versorgungssicherheit  und  Nachhaltigkeit 
beitragen. 

(2)  Die  Richtlinie  200 3/5 5 /EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  26.  Juni  2003  über  gemeinsame  Vor- 
schriften für  den  Erdgasbinnenmarkt  (4)  und  die  Verord- 
nung (EG)  Nr.  1775/2005  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  28.  September  2005  über  die  Bedin- 
gungen für  den  Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungs- 
netzen (5)  warentein  wich  iger  Beitrag  zur  Schaffung  des 
Erdgasbinnenmarkts. 

(3)  Die  Erfahrung  mit  der  Umsetzung  und  Beobachtung  des 
ersten  Pakets  von  Leitlinien  für  die  gute  Praxis,  das  2002 
vom  Europäischen  Erdgasregulierungsforum  (Madrider 
Forum)  angenommen  wurde,  zeigt,  dass  diese  rechtlich 
durchsetzbar  sein  müssen,  damit  die  vollständige  Umset- 
zung der  in  den  Leitlinien  festgelegten  Regeln  in  allen  Mit- 
gliedstaaten gewährleistet  ist  und  damit  in  der  Praxis  eine 
Mindestgarantie  für  gleiche  Marktzugangsbedingungen 
gegeben  ist. 


(0  ABl.  C  211  vom  19.8.2008,  S.  23. 

(2)  ABl.  C  172  vom  5.7.2008,  S.  55. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  9.  Juli  2008  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Gemeinsamer  Standpunkt  des  Rates 
vom  9.  Januar  2009  (ABl.  C  75  E  vom  31.3.2009,  S.  38)  und  Stand- 
punkt des  Europäischen  Parlaments  vom  22.  April  2009  (noch  nicht 
im  Amtsblatt  veröffentlicht).  Beschluss  des  Rates  vom  25.  Juni  2009. 

(4)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  57. 

(5)  ABl.  L  289  vom  3.11.2005,  S.  1. 


(4)  Ein  zweites  Paket  gemeinsamer  Regeln  mit  dem  Titel 
„Zweite  Leitlinien  für  die  gute  Praxis"  wurde  auf  der  Tagung 
des  Madrider  Forums  vom  24.  und  25.  September  2003 
angenommen;  das  Ziel  der  vorliegenden  Verordnung  ist, 
auf  der  Grundlage  jener  Leitlinien  Grundprinzipien  und 
Regeln  für  den  Netzzugang  und  für  Dienstleistungen  für 
den  Zugang  Dritter,  für  das  Engpassmanagement,  die 
Transparenz,  den  Ausgleich  von  Mengenabweichungen 
und  den  Handel  mit  Kapazitätsrechten  festzulegen. 

(5)  Die  Richtlinie  2009/73/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  1 3.  Juli  2009  über  gemeinsame  Vor- 
schriften für  den  Erdgasbinnenmarkt  (6)  gestattet  den 
gleichzeitigen  Betrieb  eines  Fernleitungsnetzes  und  eines 
Verteilernetzes  durch  ein  und  denselben  Betreiber.  Die  in 
dieser  Verordnung  festgelegten  Regeln  machen  somit  keine 
Neuorganisation  der  nationalen  Fernleitungs-  und  Vertei- 
lernetze erforderlich,  die  den  einschlägigen  Bestimmungen 
jener  Richtlinie  entsprechen. 

(6)  Hochdruckfernleitungen,  die  lokale  Verteiler  an  das  Erdgas- 
netz anschließen  und  nicht  in  erster  Linie  im  Zusammen- 
hang mit  der  lokalen  Erdgasverteilung  benutzt  werden, 
fallen  in  den  Anwendungsbereich  dieser  Verordnung. 

(7)  Die  Kriterien  für  die  Festlegung  der  Tarife  für  den  Netzzu- 
gang müssen  angegeben  werden,  um  sicherzustellen,  dass 
sie  dem  Grundsatz  der  Nichtdiskriminierung  und  den 
Erfordernissen  eines  gut  funktionierenden  Binnenmarktes 
vollständig  entsprechen,  die  erforderliche  Netzintegrität  in 
vollem  Umfang  berücksichtigen  und  die  Ist-Kosten  wider- 
spiegeln, soweit  diese  Kosten  denen  eines  effizienten  und 
strukturell  vergleichbaren  Netzbetreibers  entsprechen, 
transparent  sind  und  gleichzeitig  eine  angemessene 
Kapitalrendite  umfassen,  sowie  gegebenenfalls  die  Tarif- 
vergleiche der  Regulierungsbehörden  berücksichtigen. 

(8)  Bei  der  Berechnung  der  Tarife  für  den  Netzzugang  müssen 
die  Ist-Kosten,  soweit  diese  Kosten  denen  eines  effizienten 
und  strukturell  vergleichbaren  Netzbetreibers  entsprechen 
und  transparent  sind,  sowie  die  Notwendigkeit,  angemes- 
sene Kapitalrenditen  und  Anreize  für  den  Bau  neuer  Infra- 
strukturen zu  bieten,  einschließlich  einer  besonderen 
Regulierung  neuer  Investitionen  gemäß  der  Richtlinie 
2009/7  3/EG  berücksichtigt  werden.  In  dieser  Hinsicht  und 
insbesondere,  wenn  ein  tatsächlicher  Leitungswettbewerb 
zwischen  verschiedenen  Fernleitungen  gegeben  ist,  sind 
Tarifvergleiche  durch  die  Regulierungsbehörden  als  rele- 
vante Methode  zu  berücksichtigen. 

(9)  Die  Verwendung  von  marktorientierten  Verfahren,  wie 
etwa  Versteigerungen,  zur  Festlegung  von  Tarifen  muss  mit 
den  Bestimmungen  der  Richtlinie  2009/73/EG  vereinbar 
sein. 


(6)  Siehe  Seite  94  dieses  Amtsblatts. 
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(10)  Ein  gemeinsamer  Mindestbestand  an  Dienstleistungen  für 
den  Zugang  Dritter  ist  nötig,  damit  in  der  Praxis  in  der 
gesamten  Gemeinschaft  ein  gemeinsamer  Mindeststandard 
für  den  Netzzugang  gegeben  und  sichergestellt  ist,  dass  die 
Dienstleistungen  für  den  Zugang  Dritter  in  ausreichendem 
Umfang  kompatibel  sind,  und  damit  die  aus  einem  gut 
funktionierenden  Erdgasbinnenmarkt  resultierenden  Nutz- 
effekte ausgeschöpft  werden  können. 

(11)  Derzeit  gibt  es  jedoch  Hindernisse  für  den  Verkauf  von 
Erdgas  in  der  Gemeinschaft  zu  gleichen  Bedingungen  und 
ohne  Diskriminierung  oder  Benachteiligung.  Insbesondere 
gibt  es  noch  nicht  in  allen  Mitgliedstaaten  einen  nicht- 
diskriminierenden Netzzugang  und  eine  gleichermaßen 
wirksame  Regulierungsaufsicht,  und  es  bestehen  immer 
noch  isolierte  Märkte. 

(1 2)  Zur  Vollendung  des  Erdgasbinnenmarkts  sollte  für  ausrei- 
chende grenzüberschreitende  Gasfernleitungskapazitäten 
gesorgt  und  die  Marktintegration  gefördert  werden. 

(13)  In  der  Mitteilung  der  Kommission  vom  10.  Januar  2007 
mit  dem  Titel  „Eine  Energiepolitik  für  Europa"  wurde 
dargelegt,  wie  wichtig  es  ist,  den  Erdgasbinnenmarkt  zu 
vollenden  und  für  alle  Erdgasunternehmen  in  der  Gemein- 
schaft gleiche  Bedingungen  zu  schaffen.  Die  Mitteilung  der 
Kommission  an  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat 
mit  dem  Titel  „Aussichten  für  den  Erdgas-  und  den 
Elektrizitätsbinnenmarkt"  und  die  Mitteilung  der  Kommis- 
sion mit  dem  Titel  „Untersuchung  der  europäischen  Gas- 
und  Elektrizitätssektoren  gemäß  Artikel  17  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  1/2003  (Abschlussbericht)"  haben  deutlich 
gemacht,  dass  die  derzeitigen  Vorschriften  und  Maßnah- 
men weder  den  notwendigen  Rahmen  bieten  noch  die 
Schaffung  von  Verbindungskapazitäten  gewährleisten,  die 
erforderlich  sind,  um  das  Ziel  eines  gut  funktionierenden, 
effizienten  und  offenen  Binnenmarktes  zu  verwirklichen. 

(14)  Über  eine  gründliche  Umsetzung  des  bestehenden 
Regulierungsrahmens  hinaus  sollte  der  in  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  1775/2005  festgelegte  Regulierungsrahmen  für 
den  Erdgasbinnenmarkt  im  Einklang  mit  diesen  Mitteilun- 
gen angepasst  werden. 

(15)  Es  ist  insbesondere  eine  stärkere  Zusammenarbeit  und 
Koordinierung  zwischen  den  Fernleitungsnetzbetreibern 
erforderlich,  um  Netzkodizes  für  die  Bereitstellung  und  die 
Handhabung  des  konkreten  und  transparenten  Zugangs  zu 
den  Fernleitungsnetzen  über  die  Grenzen  hinweg  zu  schaf- 
fen und  eine  abgestimmte,  ausreichend  zukunftsorientierte 
Planung  und  solide  technische  Entwicklung  des 
Fernleitungsnetzes  in  der  Gemeinschaft,  einschließlich  der 
Schaffung  von  Verbindungskapazitäten,  unter  gebühren- 
der Berücksichtigung  der  Umwelt  sicherzustellen.  Die 
Netzkodizes  sollten  den  von  der  durch  die  Verordnung 
(EG)  Nr.  713/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  13.  Juli  2009  zur  Gründung  einer  Agentur  für 
die  Zusammenarbeit  der  Energieregulierungsbehörden  p) 
eingerichteten  Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der 
Energieregulierungsbehörden  („Agentur")  entwickelten 
Rahmenleitlinien,  die  ihrem  Wesen  nach  nicht  bindend 
sind  (Rahmenleitlinien),  folgen.  Die  Agentur  sollte  bei  der 


(*)  Siehe  Seite  1  dieses  Amtsblatts. 


auf  tatsächliche  Umstände  gestützten  Prüfung  der  Ent- 
würfe von  Netzkodizes  —  einschließlich  der  Frage,  ob  die 
Netzkodizes  den  Rahmenleitlinien  entsprechen  —  mitwir- 
ken und  diese  der  Kommission  zur  Annahme  empfehlen 
können.  Die  Agentur  sollte  ferner  geplante  Änderungen 
der  Netzkodizes  begutachten  und  diese  der  Kommission 
zur  Annahme  empfehlen  können.  Die  Fernleitungsnetz- 
betreiber sollten  ihre  Netze  nach  diesen  Netzkodizes 
betreiben. 


(1 6)  Um  die  optimale  Verwaltung  des  Erdgasfernleitungsnetzes 
in  der  Gemeinschaft  zu  gewährleisten,  sollte  ein  Europäi- 
scher Verbund  der  Fernleitungsnetzbetreiber  für  Gas 
(„ENTSO  (Gas)")  gegründet  werden.  Die  Aufgaben  des 
ENTSO  (Gas)  sollten  unter  Einhaltung  der  Wettbewerbs- 
vorschriften der  Gemeinschaft  durchgeführt  werden,  die 
für  die  Entscheidungen  des  ENTSO  (Gas)  weiter  gelten.  Die 
Aufgaben  des  ENTSO  (Gas)  sollten  genau  definiert  werden, 
und  seine  Arbeitsmethode  sollte  so  konzipiert  sein,  dass  sie 
Effizienz,  Transparenz  und  die  repräsentative  Natur  des 
ENTSO  (Gas)  gewährleistet.  Die  vom  ENTSO  (Gas)  ausge- 
arbeiteten Netzkodizes  sollen  die  für  rein  inländische 
Angelegenheiten  erforderlichen  nationalen  Netzkodizes 
nicht  ersetzen.  Da  durch  einen  Ansatz,  der  auf  die  regio- 
nale Ebene  abstellt,  wirksamere  Fortschritte  erzielt  werden 
können,  sollten  die  Fernleitungsnetzbetreiber  innerhalb  der 
Gesamtstruktur,  die  der  Zusammenarbeit  dient,  regionale 
Strukturen  schaffen  und  gleichzeitig  sicherstellen,  dass  die 
auf  regionaler  Ebene  erzielten  Ergebnisse  mit  den  auf 
Gemeinschaftsebene  festgelegten  Netzkodizes  und  nicht 
bindenden  zehnjährigen  Netzentwicklungsplänen  verein- 
bar sind.  Die  Zusammenarbeit  innerhalb  solcher  regiona- 
len Strukturen  setzt  die  effektive  Trennung  der 
Netztätigkeiten  von  den  Erzeugungs-  und  Versorgungs- 
tätigkeiten voraus.  Fehlt  eine  solche  Trennung,  so  kann  es 
bei  der  regionalen  Zusammenarbeit  zwischen  den  Übertra- 
gungsnetzbetreibern zu  wettbewerbswidrigem  Verhalten 
kommen.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  auf  regionaler  Ebene 
die  Zusammenarbeit  fördern  und  die  Effektivität  des  Net- 
zes beobachten.  Die  Zusammenarbeit  auf  regionaler  Ebene 
sollte  mit  den  Fortschritten  bei  der  Schaffung  eines 
wettbewerbsbestimmten  und  effizienten  Erdgas- 
binnenmarkts vereinbar  sein. 


(1 7)  Alle  Marktteilnehmer  haben  ein  Interesse  an  der  Arbeit,  die 
vom  ENTSO  (Gas)  erwartet  wird.  Effektive  Konsultationen 
sind  daher  unerlässlich  und  vorhandene  Einrichtungen,  die 
zur  Erleichterung  und  zur  Straffung  des  Konsultations- 
prozesses geschaffen  wurden,  z.  B.  die  Europäische  Gesell- 
schaft zur  Vereinfachung/Harmonisierung  des  Gashandels, 
nationale  Regulierungsbehörden  oder  die  Agentur,  sollten 
eine  wichtige  Rolle  spielen. 


(18)  Um  größere  Transparenz  beim  Aufbau  des  Erdgas- 
fernleitungsnetzes in  der  Gemeinschaft  zu  gewährleisten, 
sollte  der  ENTSO  (Gas)  einen  nicht  bindenden 
gemeinschaftsweiten  zehnjährigen  Netzentwicklungsplan 
(„gemeinschaftsweiter  Netzentwicklungsplan")  erstellen, 
veröffentlichen  und  regelmäßig  aktualisieren.  Praktikable 
Erdgasfernleitungsnetze  und  erforderliche  regionale  Netz- 
verbindungen, die  aus  wirtschaftlicher  Sicht  oder  im  Hin- 
blick auf  die  Versorgungssicherheit  relevant  sind,  sollten  in 
diesem  Netzentwicklungsplan  enthalten  sein. 
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(19)  Für  die  Verbesserung  des  Wettbewerbs  durch  liquide 
Großhandelsgasmärkte  ist  von  entscheidender  Bedeutung, 
dass  Gas  unabhängig  davon,  wo  es  sich  im  Netz  befindet, 
gehandelt  werden  kann.  Dies  lässt  sich  nur  dadurch  errei- 
chen, dass  den  Netznutzern  die  Möglichkeit  eingeräumt 
wird,  Ein-  und  Ausspeisekapazitäten  unabhängig  vonein- 
ander zu  buchen,  was  zur  Folge  hat,  dass  der  Gastransport 
durch  Zonen  erfolgt,  statt  Vertragswegen  zu  folgen.  Bereits 
auf  dem  6.  Madrider  Forum  am  30./3 1 .  Oktober  2002 
haben  die  meisten  Interessengruppen  ihre  Präferenz  für 
Einspeise-/Ausspeisesysteme  zur  Förderung  des  Wettbe- 
werbs geäußert.  Die  Tarife  sollten  nicht  von  der  Transport- 
route abhängig  sein.  Der  für  einen  oder  mehrere 
Einspeisepunkte  festgelegte  Tarif  sollte  daher  nicht  mit 
dem  für  einen  oder  mehrere  Ausspeisepunkte  festgelegten 
Tarif  verknüpft  sein  und  umgekehrt. 

(20)  Im  Kontext  des  nichtdiskriminierenden  Netzzugangs 
für  Fernleitungsnetzbetreiber  ist  unter  harmonisierten 
Transportverträgen  nicht  zu  verstehen,  dass  die  Bedingun- 
gen in  den  Transportverträgen  eines  bestimmten 
Fernleitungsnetzbetreibers  eines  Mitgliedstaats  mit  den 
Bedingungen  in  den  Transportverträgen  eines  anderen 
Fernleitungsnetzbetreibers  dieses  oder  eines  anderen 
Mitgliedstaats  identisch  sein  müssen,  es  sei  denn,  dass  Min- 
destanforderungen festgelegt  sind,  denen  alle  Transport- 
verträge genügen  müssen. 

(21)  In  den  Gasnetzen  bestehen  erhebliche  vertraglich  bedingte 
Engpässe.  Die  Grundsätze  des  Engpassmanagements  und 
der  Kapazitätszuweisung  bei  neuen  oder  neu  verhandelten 
Verträgen  beruhen  daher  auf  der  Freigabe  ungenutzter 
Kapazitäten,  wobei  es  den  Netznutzern  ermöglicht  wird, 
kontrahierte  Kapazität  zu  verpachten  oder  weiter  zu  ver- 
kaufen, und  auf  der  Verpflichtung  der  Fernleitungsnetz- 
betreiber, dem  Markt  ungenutzte  Kapazität  zumindest  für 
den  folgenden  Gastag  (auf  ,,Day-ahead"-Basis)  und  als 
unterbrechbare  Kapazität  anzubieten.  Angesichts  des 
hohen  Anteils  von  Altverträgen  und  der  Notwendigkeit, 
gleiche  Wettbewerbsbedingungen  für  die  Nutzer  neuer 
Kapazitäten  und  für  die  Nutzer  vorhandener  Kapazitäten 
zu  schaffen,  sollten  jene  Grundsätze  auf  die  gesamte  kon- 
trahierte Kapazität,  auch  auf  Altverträge,  Anwendung 
finden. 

(22)  Wenngleich  physische  Netzengpässe  in  der  Gemeinschaft 
derzeit  selten  ein  Problem  sind,  könnten  sie  in  der  Zukunft 
zu  einem  solchen  werden.  Daher  müssen  Grundprinzipien 
dafür  festgelegt  werden,  wie  in  solchen  Fällen  die  Kapazi- 
täten auf  überlasteten  Netzen  zugewiesen  werden. 

(23)  Die  Marktbeobachtung,  die  die  nationalen  Regulierungs- 
behörden und  die  Kommission  in  den  letzten  Jahren  durch- 
geführt haben,  hat  gezeigt,  dass  die  derzeit  geltenden 
Transparenzanforderungen  und  Regeln  für  den 
Infrastrukturzugang  nicht  ausreichen,  um  einen  echten, 
gut  funktionierenden,  offenen  und  effizienten  Erdgas- 
binnenmarkt sicherzustellen. 

(24)  Damit  alle  Marktteilnehmer  die  gesamte  Angebots-  und 
Nachfragesituation  bewerten  und  die  Gründe  für  Änderun- 
gen des  Großhandelspreises  nachvollziehen  können,  ist  ein 
gleicher  Zugang  zu  Informationen  über  den  physischen 
Zustand  und  die  Effizienz  des  Netzes  erforderlich.  Dieser 
umfasst  genauere  Informationen  über  Angebot  und  Nach- 
frage, Netzkapazität,  Lastflüsse  und  Wartungsarbeiten, 


Ausgleich  von  Mengenabweichungen  und  Verfügbarkeit 
und  Zugang  zu  Speicheranlagen.  Die  Bedeutung  dieser 
Informationen  für  das  Funktionieren  des  Marktes  setzt  vor- 
aus, dass  die  aus  Gründen  der  Vertraulichkeit  für  die  Ver- 
öffentlichung bestehenden  Einschränkungen  abgeschwächt 
werden. 

(25)  Die  Vertraulichkeitserfordernisse  für  wirtschaftlich  sensible 
Informationen  sind  jedoch  besonders  wichtig,  wenn 
geschäftsstrategische  Daten  des  Unternehmens  betroffen 
sind,  wenn  es  nur  einen  Nutzer  einer  Speicheranlage  gibt 
oder  wenn  Daten  zu  Ausspeisepunkten  innerhalb  eines 
Netzes  oder  Teilnetzes  betroffen  sind,  die  nicht  mit  einem 
anderen  Fernleitungs-  oder  Verteilernetz,  sondern  mit 
einem  einzigen  Industriekunden  verbunden  sind,  so  dass 
durch  die  Veröffentlichung  dieser  Daten  vertrauliche  Infor- 
mationen über  den  Produktionsprozess  dieses  Kunden 
offenbart  würden. 

(26)  Zur  Stärkung  des  Vertrauens  in  den  Markt  müssen  die 
Marktteilnehmer  sicher  sein,  dass  missbräuchliches  Verhal- 
ten mit  wirksamen,  verhältnismäßigen  und  abschrecken- 
den Sanktionen  belegt  werden  kann.  Die  zuständigen 
Behörden  sollten  die  Befugnis  erhalten,  Fälle  von  behaup- 
tetem Marktmissbrauch  wirksam  zu  untersuchen.  Hierzu 
ist  es  erforderlich,  dass  die  zuständigen  Behörden  Zugang 
zu  Daten  haben,  die  Aufschluss  über  betriebliche  Entschei- 
dungen der  Versorgungsunternehmen  geben.  Auf  dem 
Gasmarkt  werden  alle  diese  Entscheidungen  den  Netzbe- 
treibern in  Form  von  Kapazitätsreservierungen,  Kapazitäts- 
nominierungen  und  erfolgten  Lastflüssen  mitgeteilt.  Die 
Netzbetreiber  sollten  solche  Informationen  den  zuständi- 
gen Behörden  in  leicht  zugänglicher  Weise  eine  bestimmte 
Zeit  lang  zur  Verfügung  halten.  Die  zuständigen  Behörden 
sollten  zudem  die  Einhaltung  der  Regeln  durch  die 
Fernleitungsnetzbetreiber  regelmäßig  beobachten. 

(27)  Der  Zugang  zu  Gasspeicheranlagen  und  zu  Anlagen  für 
verflüssigtes  Erdgas  („LNG-Anlagen")  ist  in  einigen  Mit- 
gliedstaaten unzureichend,  weshalb  die  Umsetzung  der  gel- 
tenden Regelungen  verbessert  werden  muss.  Die  Gruppe 
der  europäischen  Regulierungsbehörden  für  Elektrizität 
und  Erdgas  kam  nach  ihrer  Marktbeobachtung  zu  dem 
Schluss,  dass  die  freiwilligen  Leitlinien  für  die  gute  Praxis  in 
Bezug  auf  den  Zugang  Dritter  für  Betreiber  von  Speicher- 
anlagen, die  von  allen  Interessengruppen  im  Rahmen  des 
Madrider  Forums  vereinbart  wurden,  unzureichend  ange- 
wandt werden  und  daher  verbindlich  gemacht  werden 
müssen. 

(28)  Von  den  Fernleitungsnetzbetreibern  betriebene,  nicht- 
diskriminierende und  transparente  Ausgleichssysteme  für 
Erdgas  sind  wichtige  Mechanismen,  insbesondere  für  neue 
Marktteilnehmer,  die  möglicherweise  größere  Schwierig- 
keiten als  bereits  in  einem  relevanten  Markt  etablierte 
Unternehmen  haben,  ihr  gesamtes  Verkaufsportfolio  aus- 
zugleichen. Daher  müssen  Regeln  festgelegt  werden,  die 
gewährleisten,  dass  die  Fernleitungsnetzbetreiber  solche 
Mechanismen  in  einer  Weise  handhaben,  die  mit  nicht- 
diskriminierenden, transparenten  und  effektiven  Netzzu- 
gangsbedingungen vereinbar  ist. 

(29)  Der  Handel  mit  primären  Kapazitätsrechten  spielt  bei  der 
Entwicklung  eines  wettbewerbsoffenen  Marktes  und  für  die 
Entstehung  von  Liquidität  eine  wichtige  Rolle.  Diese  Ver- 
ordnung sollte  daher  Grundregeln  hierfür  festlegen. 
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(30)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  sollten  die  Einhal- 
tung dieser  Verordnung  und  der  gemäß  dieser  Verordnung 
erlassenen  Leitlinien  gewährleisten. 

(31)  In  den  Leitlinien  im  Anhang  dieser  Verordnung  sind  spe- 
zielle, ausführliche  Umsetzungs  regeln  festgelegt,  die  auf 
den  Zweiten  Leitlinien  für  die  gute  Praxis  beruhen.  Diese 
Regeln  werden  im  Laufe  der  Zeit  unter  Berücksichtigung 
der  Besonderheiten  der  nationalen  Erdgasnetze  gegebenen- 
falls weiterzuentwickeln  sein. 

(32)  Wenn  die  Kommission  Änderungen  der  Leitlinien  im 
Anhang  dieser  Verordnung  vorschlägt,  sollte  sie  sicherstel- 
len, dass  alle  von  diesen  Leitlinien  betroffenen  und  durch 
Fachverbände  vertretenen  einschlägigen  Kreise  und  die 
Mitgliedstaaten  zuvor  im  Rahmen  des  Madrider  Forums 
angehört  werden. 

(33)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  zuständigen  nationalen  Behör- 
den sollten  dazu  verpflichtet  sein,  der  Kommission  ein- 
schlägige Informationen  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Informationen  dieser  Art  sollten  von  der  Kommission  ver- 
traulich behandelt  werden. 

(34)  Diese  Verordnung  und  die  gemäß  dieser  Verordnung  erlas- 
senen Leitlinien  berühren  nicht  die  Anwendung  der 
Wettbewerbsvorschriften  der  Gemeinschaft. 

(35)  Die  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitä- 
ten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse  (')  erlassen  werden. 

(36)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten, 
Leitlinien  festzulegen  oder  zu  erlassen,  die  notwendig  sind, 
um  das  zur  Verwirklichung  des  Ziels  dieser  Verordnung 
erforderliche  Mindestmaß  an  Harmonisierung  zu  gewähr- 
leisten. Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemei- 
ner Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Hin- 
zufügung neuer  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  bewir- 
ken, sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  gemäß  Artikel  5  a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 

(37)  Da  das  Ziel  dieser  Verordnung,  nämlich  die  Festlegung 
gerechter  Regeln  für  die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu 
Erdgasfernleitungsnetzen,  Speicheranlagen  und  LNG- 
Anlagen  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht  ausreichend 
verwirklicht  werden  kann  und  daher  besser  auf 
Gemeinschaftsebene  zu  verwirklichen  ist,  kann  die 
Gemeinschaft  im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des  Ver- 
trags niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden. 
Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel  genannten  Grund- 
satz der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Verordnung  nicht 
über  das  zur  Erreichung  dieses  Ziels  erforderliche  Maß 
hinaus. 

(38)  Wegen  des  Umfangs  der  durch  den  vorliegenden  Rechts- 
akt an  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1775/2005  vorgenomme- 
nen Änderungen  sollten  die  betreffenden  Bestimmungen 
aus  Gründen  der  Klarheit  und  der  Vereinfachung  in  einem 
einzigen  Text  in  einer  neuen  Verordnung  neu  gefasst 
werden  — 


(!)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 


HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

Ziel  dieser  Verordnung  ist 

a)  die  Festlegung  nichtdiskriminierender  Regeln  für  die  Bedin- 
gungen für  den  Zugang  zu  Erdgasfernleitungsnetzen  unter 
Berücksichtigung  der  besonderen  Merkmale  nationaler  und 
regionaler  Märkte,  um  das  reibungslose  Funktionieren  des 
Erdgasbinnenmarkts  sicherzustellen; 

b)  die  Festlegung  nichtdiskriminierender  Regeln  für  die  Bedin- 
gungen für  den  Zugang  zu  LNG-Anlagen  und  Speicheran- 
lagen unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Merkmale  der 
nationalen  und  regionalen  Märkte  und 

c)  die  Förderung  des  Entstehens  eines  reibungslos  funktionie- 
renden und  transparenten  Großhandelsmarkts  mit  einem 
hohen  Grad  an  Gasversorgungssicherheit  und  die  Schaffung 
von  Mechanismen  zur  Harmonisierung  der  Regeln  über  den 
Netzzugang  für  den  grenzüberschreitenden  Gashandel. 

Das  in  Unterabsatz  1  genannte  Ziel  umfasst  die  Festlegung  von 
harmonisierten  Grundsätzen  für  die  Tarife  oder  für  die  bei  ihrer 
Berechnung  zugrunde  gelegten  Methoden,  für  den  Zugang  zum 
Netz,  jedoch  nicht  zu  Speicheranlagen,  die  Einrichtung  von 
Dienstleistungen  für  den  Zugang  Dritter  und  harmonisierte 
Grundsätze  für  die  Kapazitätszuweisung  und  das  Engpass- 
management, die  Festlegung  der  Transparenzanforderungen, 
Regeln  für  den  Ausgleich  von  Mengenabweichungen  und  Aus- 
gleichsentgelte sowie  die  Erleichterung  des  Kapazitätshandels. 

Diese  Verordnung  gilt  mit  Ausnahme  des  Artikels  1 9  Absatz  4 
nur  für  Speicheranlagen,  die  unter  Artikel  33  Absatz  3  oder 
Absatz  4  der  Richtlinie  2009/73/EG  fallen. 

Die  Mitgliedstaaten  können  in  Einklang  mit  der  Richtlinie 
2009/73/EG  eine  Rechtspersönlichkeit  oder  Stelle  einrichten, 
die  eine  oder  mehrere  der  normalerweise  dem  Fernleitungsnetz- 
betreiber zugewiesenen  Funktionen  übernimmt,  der  die  Anfor- 
derungen dieser  Verordnung  zu  erfüllen  hat.  Diese 
Rechtspersönlichkeit  oder  Stelle  unterliegt  der  Zertifizierung 
gemäß  Artikel  3  dieser  Verordnung  sowie  der  Benennung  gemäß 
Artikel  10  der  Richtlinie  2009/73/EG. 


Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

(1)      Im  Sinne  dieser  Verordnung  bezeichnet  der  Ausdruck 

1 .  „Fernleitung"  den  Transport  von  Erdgas  durch  ein  hauptsäch- 
lich Hochdruckfernleitungen  umfassendes  Netz,  mit  Aus- 
nahme von  vorgelagerten  Rohrleitungsnetzen  und  des  in 
erster  Linie  im  Zusammenhang  mit  der  lokalen  Erdgas- 
verteilung benutzten  Teils  von  Hochdruckfernleitungen,  zum 
Zweck  der  Belieferung  von  Kunden,  jedoch  mit  Ausnahme 
der  Versorgung; 
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2.  „Transportvertrag"  einen  Vertrag,  den  der  Fernleitungsnetz- 
betreiber mit  einem  Netznutzer  im  Hinblick  auf  die  Durch- 
führung der  Fernleitung  geschlossen  hat; 

3.  „Kapazität"  den  maximalen  Lastfluss,  der  in  Norm- 
Kubikmetern  pro  Zeiteinheit  oder  in  Energieeinheiten  pro 
Zeiteinheit  ausgedrückt  wird,  auf  den  der  Netznutzer  gemäß 
den  Bestimmungen  des  Transportvertrags  Anspruch  hat; 

4.  „nicht  genutzte  Kapazität"  eine  verbindliche  Kapazität,  die  ein 
Netznutzer  im  Rahmen  eines  Transportvertrags  zwar  erwor- 
ben, aber  zum  Zeitpunkt  des  vertraglich  festgelegten  Fristab- 
laufs nicht  nominiert  hat; 

5.  „Engpassmanagement"  das  Management  des  Kapazitätsport- 
folios des  Fernleitungsnetzbetreibers  zur  optimalen  und 
maximalen  Nutzung  der  technischen  Kapazität  und  zur 
rechtzeitigen  Feststellung  künftiger  Engpass-  und 
Sättigungsstellen; 

6.  „Sekundärmarkt"  den  Markt  für  die  auf  andere  Weise  als  auf 
dem  Primärmarkt  gehandelte  Kapazität; 

7.  „Nominierung"  die  vorherige  Meldung  des  tatsächlichen  Last- 
flusses,  den  der  Netznutzer  in  das  Netz  ein-  oder  aus  diesem 
ausspeisen  will,  an  den  Fernleitungsnetzbetreiber; 

8.  „Renominierung"  die  nachträgliche  Meldung  einer  korrigier- 
ten Nominierung; 

9.  „Netzintegrität"  jedwede  auf  ein  Fernleitungsnetz,  einschließ- 
lich der  erforderlichen  Fernleitungsanlagen,  bezogene  Situa- 
tion, in  der  Erdgasdruck  und  Erdgasqualität  innerhalb  der 
von  dem  Fernleitungsnetzbetreiber  festgelegten  Mindest-  und 
Höchstgrenzen  bleiben,  so  dass  der  Erdgasferntransport  tech- 
nisch gewährleistet  ist; 

10.  „Ausgleichsperiode"  den  Zeitraum,  innerhalb  dessen  jeder 
Netznutzer  die  Entnahme  einer  in  Energieeinheiten  ausge- 
drückten Erdgasmenge  durch  die  Einspeisung  der  gleichen 
Erdgasmenge  in  das  Fernleitungsnetz  gemäß  dem  Transport- 
vertrag oder  dem  Netzcode  ausgleichen  muss; 

1 1.  „Netznutzer"  einen  Kunden  oder  einen  potenziellen  Kunden 
eines  Fernleitungsnetzbetreibers  und  Fernleitungsnetz- 
betreiber selbst,  sofern  diese  ihre  Funktionen  im  Zusammen- 
hang mit  der  Fernleitung  wahrnehmen  müssen; 

1 2.  „unterbrechbare  Dienstleistungen"  Dienstleistungen,  die  der 
Fernleitungsnetzbetreiber  in  Bezug  auf  unterbrechbare  Kapa- 
zität anbietet; 

13.  „unterbrechbare  Kapazität"  die  Erdgasfernleitungskapazität, 
die  von  dem  Fernleitungsnetzbetreiber  gemäß  den  im 
Transportvertrag  festgelegten  Bedingungen  unterbrochen 
werden  kann; 

14.  „langfristige  Dienstleistungen"  Dienstleistungen,  die  der 
Fernleitungsnetzbetreiber  für  eine  Dauer  von  einem  Jahr  oder 
mehr  anbietet; 


15.  „kurzfristige  Dienstleistungen"  Dienstleistungen,  die  der 
Fernleitungsnetzbetreiber  für  eine  Dauer  von  weniger  als 
einem  Jahr  anbietet; 

1 6.  „verbindliche  Kapazität"  Erdgasfernleitungskapazität,  die  von 
dem  Fernleitungsnetzbetreiber  vertraglich  als  nicht  unter- 
brechbare Kapazität  zugesichert  wurde; 

17.  „verbindliche  Dienstleistungen"  Dienstleistungen,  die  der 
Fernleitungsnetzbetreiber  in  Bezug  auf  verbindliche  Kapazi- 
tät anbietet; 

18.  „technische  Kapazität"  die  verbindliche  Höchstkapazität,  die 
der  Fernleitungsnetzbetreiber  den  Netznutzern  unter  Berück- 
sichtigung der  Netzintegrität  und  der  betrieblichen  Anforde- 
rungen des  Fernleitungsnetzes  anbieten  kann; 

19.  „kontrahierte  Kapazität"  die  Kapazität,  die  der  Fernleitungs- 
netzbetreiber einem  Netznutzer  durch  einen  Transport- 
vertrag zugewiesen  hat; 

20.  „verfügbare  Kapazität"  den  Teil  der  technischen  Kapazität,  die 
nicht  zugewiesen  wurde  und  dem  Netz  aktuell  noch  zur  Ver- 
fügung steht; 

21.  „vertraglich  bedingter  Engpass"  eine  Situation,  in  der  das  Aus- 
maß der  Nachfrage  nach  verbindlicher  Kapazität  die  techni- 
sche Kapazität  übersteigt; 

22.  „Primärmarkt"  den  Markt  für  die  vom  Fernleitungsnetz- 
betreiber direkt  gehandelte  Kapazität; 

23.  „physischer  Engpass"  eine  Situation,  in  der  das  Ausmaß  der 
Nachfrage  nach  tatsächlichen  Lieferungen  die  technische 
Kapazität  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  übersteigt; 

24.  „Kapazität  einer  LNG-Anlage"  die  Kapazität  einer  LNG- 
Kopfstation  zur  Verflüssigung  von  Erdgas  oder  zur  Einfuhr, 
Entladung,  vorübergehenden  Speicherung  und  Wiederver- 
dampfung von  verflüssigtem  Erdgas  und  entsprechende 
Hilfsdienste; 

25.  „Volumen"  die  Gasmenge,  zu  deren  Speicherung  der  Nutzer 
einer  Speicheranlage  berechtigt  ist; 

26.  „Ausspeicherleistung"  die  Rate,  mit  der  der  Speichernutzer 
zur  Ausspeisung  von  Gas  aus  der  Speicheranlage  berechtigt 
ist; 

27.  „Einspeicherleistung"  die  Rate,  mit  der  der  Speichernutzer  zur 
Einspeisung  von  Gas  in  die  Speicheranlage  berechtigt  ist; 

28.  „Speicherkapazität"  eine  beliebige  Kombination  von  Volu- 
men, Einspeicherleistung  und  Ausspeicherleistung. 

(2)  Unbeschadet  der  Begriffsbestimmungen  des  Absatzes  1  die- 
ses Artikels  gelten  auch  die  Begriffsbestimmungen  des  Artikels  2 
der  Richtlinie  2009/73/EG,  die  für  die  Anwendung  dieser  Verord- 
nung relevant  sind,  mit  Ausnahme  der  Bestimmung  des  Begriffs 
„Fernleitung"  in  Nummer  3  jenes  Artikels. 

Die  die  Fernleitung  betreffenden  Begriffsbestimmungen  in 
Absatz  1  Nummern  3  bis  2  3  gelten  analog  für  Speicheranlagen 
und  LNG-Anlagen. 
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Artikel  3 

Zertifizierung  von  Fernleitungsnetzbetreibern 

(1)  Wenn  die  Kommission  die  Mitteilung  über  die  Zertifizie- 
rung eines  Fernleitungsnetzbetreibers  nach  Artikel  10  Absatz  6 
der  Richtlinie  2009/73/EG  erhalten  hat,  prüft  sie  diese  Mitteilung 
unmittelbar  nach  ihrem  Eingang.  Die  Kommission  übermittelt  der 
zuständigen  nationalen  Regulierungsbehörde  innerhalb  von  zwei 
Monaten  nach  dem  Tag  das  Eingangs  der  Mitteilung  ihre  Stellung- 
nahme bezüglich  der  Vereinbarkeit  mit  Artikel  10  Absatz  2  oder 
Artikel  11  sowie  mit  Artikel  9  der  Richtlinie  2009/73/EG. 

Für  die  Erarbeitung  der  in  Unterabsatz  1  genannten  Stellung- 
nahme kann  die  Kommission  die  Stellungnahme  der  Agentur  zur 
Entscheidung  der  nationalen  Regulierungsbehörde  beantragen.  In 
diesem  Fall  wird  die  in  Unterabsatz  1  genannte  Zweimonatsfrist 
um  weitere  zwei  Monate  verlängert. 

Legt  die  Kommission  innerhalb  der  in  den  Unterabsätzen  1  und  2 
genannten  Fristen  keine  Stellungnahme  vor,  so  wird  davon  aus- 
gegangen, dass  sie  keine  Einwände  gegen  die  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  erhebt. 

(2)  Innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  Eingang  der  Stellung- 
nahme der  Kommission  trifft  die  Regulierungsbehörde  ihre 
endgültige  Entscheidung  bezüglich  der  Zertifizierung  des 
Fernleitungsnetzbetreibers,  wobei  sie  die  Stellungnahme  der  Kom- 
mission so  weit  wie  möglich  berücksichtigt.  Die  Entscheidung 
wird  zusammen  mit  der  Stellungnahme  der  Kommission 
veröffentlicht. 

(3)  Die  Regulierungsbehörden  und/oder  die  Kommission  kön- 
nen zu  jedem  Zeitpunkt  des  Verfahrens  von  Fernleitungsnetzbe- 
treibern und/oder  Unternehmen,  die  eine  der  Funktionen 
Gewinnung  oder  Versorgung  wahrnehmen,  die  Vorlage  sämtli- 
cher für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  gemäß  diesem  Artikel  rele- 
vanten Informationen  verlangen. 

(4)  Die  Regulierungsbehörden  und  die  Kommission  behandeln 
wirtschaftlich  sensible  Informationen  vertraulich. 

(5)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  erlassen,  in  denen  die  Ein- 
zelheiten des  Verfahrens  für  die  Anwendung  der  Absätze  1  bis  2 
des  vorliegenden  Artikels  festgelegt  werden.  Diese  Maßnahme, 
durch  die  nicht  wesentliche  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
durch  ihre  Ergänzung  geändert  werden  sollen,  wird  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  gemäß  Artikel  28  Absatz  2 
erlassen. 

(6)  Wenn  die  Kommission  eine  Meldung  über  die  Zertifizie- 
rung eines  Fernleitungsnetzbetreibers  gemäß  Artikel  9  Absatz  1 0 
der  Richtlinie  2009/73/EG  erhalten  hat,  trifft  sie  eine  Entschei- 
dung nach  diesem  Absatz.  Die  Regulierungsbehörde  kommt  der 
Entscheidung  der  Kommission  nach. 

Artikel  4 

Europäisches  Netz  der  Fernleitungsnetzbetreiber  (Gas) 

Alle  Fernleitungsnetzbetreiber  arbeiten  auf  Gemeinschaftsebene 
im  Rahmen  des  ENTSO  (Gas)  zusammen,  um  die  Vollendung  und 
das  Funktionieren  des  Erdgasbinnenmarkts  sowie  den  grenzüber- 
schreitenden Handel  zu  fördern  und  die  optimale  Verwaltung,  den 
koordinierten  Betrieb  und  die  sachgerechte  technische  Weiterent- 
wicklung des  Erdgasfernleitungsnetzes  zu  gewährleisten. 


Artikel  5 
Gründung  des  ENTSO  (Gas) 

(1)  Spätestens  bis  zum  3.  März  201 1  legen  die  Gasfernleitungs- 
netzbetreiber der  Kommission  und  der  Agentur  den  Entwurf  der 
Satzung,  eine  Liste  der  Mitglieder  und  den  Entwurf  der  Geschäfts- 
ordnung —  einschließlich  der  Verfahrensregeln  für  die  Konsulta- 
tion anderer  Akteure  —  des  zu  gründenden  ENTSO  (Gas)  vor. 

(2)  Binnen  zwei  Monaten  ab  dem  Tag  des  Eingangs  der  Unter- 
lagen übermittelt  die  Agentur  nach  einer  förmlichen  Konsultation 
der  alle  Akteure,  insbesondere  die  Netznutzer  und  Kunden,  ver- 
tretenden Organisationen  der  Kommission  eine  Stellungnahme 
zum  Entwurf  der  Satzung,  zur  Mitgliederliste  und  zum  Entwurf 
der  Geschäftsordnung. 

(3)  Binnen  drei  Monaten  nach  dem  Tag  des  Eingangs  der  Stel- 
lungnahme der  Agentur  gibt  die  Kommission  eine  Stellungnahme 
zum  Entwurf  der  Satzung,  zur  Mitgliederliste  und  zum  Entwurf 
der  Geschäftsordnung  ab,  wobei  sie  die  Stellungnahme  der  Agen- 
tur gemäß  Absatz  2  berücksichtigt. 

(4)  Binnen  drei  Monaten  ab  dem  Tag  des  Eingangs  der  Stel- 
lungnahme der  Kommission  gründen  die  Fernleitungsnetz- 
betreiber den  ENTSO  (Gas)  und  verabschieden  und 
veröffentlichen  dessen  Satzung  und  Geschäftsordnung. 

Artikel  6 
Festlegung  der  Netzkodizes 

(1)  Die  Kommission  stellt  nach  Konsultation  der  Agentur,  des 
ENTSO  (Gas)  und  der  anderen  betroffenen  Akteure  eine  jährliche 
Prioritätenliste  auf,  in  der  die  in  Artikel  8  Absatz  6  genannten 
Bereiche  aufgeführt  werden;  die  Liste  ist  in  die  Entwicklung  der 
Netzkodizes  einzubeziehen. 

(2)  Die  Kommission  beantragt  bei  der  Agentur,  ihr  innerhalb 
einer  angemessenen  Frist  von  höchstens  sechs  Monaten  eine  nicht 
bindende  Rahmenleitlinie  („Rahmenleitlinie")  vorzulegen,  die  ent- 
sprechend Artikel  8  Absatz  7  präzise  und  objektive  Grundsätze 
für  die  Ausarbeitung  von  Netzkodizes  für  die  in  der  Prioritäten- 
liste aufgeführten  Bereiche  enthält.  Jede  Rahmenleitlinie  muss  zur 
Nichtdiskriminierung,  zu  einem  echten  Wettbewerb  und  zum  effi- 
zienten Funktionieren  des  Marktes  beitragen.  Auf  einen  mit  Grün- 
den versehenen  Antrag  der  Agentur  hin  kann  die  Kommission 
diese  Frist  verlängern. 

(3)  Die  Agentur  führt  über  einen  Zeitraum  von  mindestens 
zwei  Monaten  eine  offene  und  transparente  förmliche  Konsulta- 
tion des  ENTSO  (Gas)  und  anderer  betroffener  Akteure  zu  der 
Rahmenleitlinie  durch. 

(4)  Trägt  die  Rahmenleitlinie  nach  Auffassung  der  Kommis- 
sion nicht  zur  Nichtdiskriminierung,  zu  einem  echten  Wettbe- 
werb und  zum  effizienten  Funktionieren  des  Marktes  bei,  so  kann 
sie  die  Agentur  auffordern,  die  Rahmenleitlinie  innerhalb  einer 
angemessenen  Frist  zu  überarbeiten  und  erneut  der  Kommission 
vorzulegen. 

(5)  Legt  die  Agentur  nicht  innerhalb  der  von  der  Kommission 
nach  Absatz  2  bzw.  Absatz  4  gesetzten  Frist  eine  Rahmenleitlinie 
erstmalig  oder  erneut  vor,  so  arbeitet  die  Kommission  die  betref- 
fende Rahmenleitlinie  aus. 
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(6)  Die  Kommission  fordert  den  ENTSO  (Gas)  auf,  der  Agen- 
tur innerhalb  einer  angemessenen  Frist  von  höchstens  1 2  Mona- 
ten einen  Netzkodex  vorzulegen,  der  der  einschlägigen 
Rahmenleitlinie  entspricht. 

(7)  Die  Agentur  übermittelt  dem  ENTSO  (Gas)  innerhalb  von 
drei  Monaten  nach  Eingang  des  Netzkodex  eine  mit  Gründen  ver- 
sehene Stellungnahme  zu  dem  Netzkodex;  innerhalb  dieses  Zeit- 
raums kann  die  Agentur  eine  förmliche  Konsultation  der 
betroffenen  Akteure  durchführen. 

(8)  Der  ENTSO  (Gas)  kann  den  Netzkodex  unter  Berücksichti- 
gung der  Stellungnahme  der  Agentur  ändern  und  erneut  der 
Agentur  vorlegen. 

(9)  Sobald  sich  die  Agentur  davon  überzeugt  hat,  dass  der 
Netzkodex  den  einschlägigen  Rahmenleitlinien  entspricht,  legt  sie 
den  Netzkodex  der  Kommission  vor  und  kann  ihr  dessen 
Annahme  innerhalb  einer  angemessenen  Frist  empfehlen.  Nimmt 
die  Kommission  diesen  Netzkodex  nicht  an,  so  gibt  sie  die  Gründe 
dafür  an. 

(10)  Arbeitet  der  ENTSO  (Gas)  nicht  innerhalb  der  von  der 
Kommission  nach  Absatz  6  gesetzten  Frist  einen  Netzkodex  aus, 
so  kann  die  Kommission  die  Agentur  auffordern,  auf  der  Grund- 
lage der  einschlägigen  Rahmenleitlinie  den  Entwurf  eines  Netz- 
kodex auszuarbeiten.  Die  Agentur  kann,  während  sie  diesen 
Entwurf  ausarbeitet,  eine  weitere  Konsultation  einleiten.  Die 
Agentur  legt  den  nach  diesem  Absatz  ausgearbeiteten  Entwurf 
eines  Netzkodex  der  Kommission  vor  und  kann  ihr  dessen  Erlass 
empfehlen. 

(11)  Die  Kommission  kann  von  sich  aus,  wenn  der  ENTSO 
(Gas)  oder  die  Agentur  keinen  Netzkodex  gemäß  Absatz  10  des 
vorliegenden  Artikels  ausgearbeitet  hat,  oder  auf  Empfehlung  der 
Agentur  gemäß  Absatz  9  des  vorliegenden  Artikels  einen  oder 
mehrere  Netzkodizes  für  die  in  Artikel  8  Absatz  6  aufgeführten 
Bereiche  erlassen. 

Plant  die  Kommission,  von  sich  aus  einen  Kodex  zu  erlassen,  so 
konsultiert  sie  die  Agentur,  den  ENTSO  (Gas)  und  alle  einschlägi- 
gen Akteure  innerhalb  eines  Zeitraums  von  mindestens  zwei 
Monaten  zu  dem  Entwurf  eines  Kodex.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  28  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(1 2)  Dieser  Artikel  berührt  nicht  das  Recht  der  Kommission, 
die  Leitlinien  gemäß  Artikel  23  zu  erlassen  und  zu  ändern. 


Artikel  7 
Änderung  von  Netzkodizes 

(1)  Entwürfe  zur  Änderung  eines  gemäß  Artikel  6  angenom- 
menen Netzkodex  können  der  Agentur  von  Personen  vorgeschla- 
gen werden,  die  ein  Interesse  an  diesem  Netzkodex  haben  können, 
unter  anderem  den  ENTSO  (Gas),  Fernleitungsnetzbetreiber,  Netz- 
nutzer und  Verbraucher.  Auch  die  Agentur  kann  von  sich  aus 
Änderungen  vorschlagen. 


(2)  Die  Agentur  konsultiert  alle  Interessengruppen  gemäß  Arti- 
kel 10  der  Verordnung  (EG)  Nr.  71 3/2009.  Im  Änschluss  an  die- 
ses Verfahren  kann  die  Agentur  der  Kommission  mit  Gründen 
versehene  Änderungsvorschläge  unterbreiten,  wobei  zu  erläutern 
ist,  inwieweit  die  Vorschläge  mit  den  Zielen  der  Netzkodizes  nach 
Artikel  6  Absatz  2  der  vorliegenden  Verordnung  übereinstimmen. 

(3)  Die  Kommission  kann  Änderungen  der  nach  Artikel  6 
angenommenen  Netzkodizes  vornehmen,  wobei  sie  den  Vor- 
schlägen der  Agentur  Rechnung  trägt.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  28  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(4)  Die  Prüfung  der  vorgeschlagenen  Änderungen  nach  dem 
Verfahren  des  Artikels  28  Absatz  2  beschränkt  sich  auf  die 
Aspekte,  die  mit  der  vorgeschlagenen  Änderung  im  Zusammen- 
hang stehen.  Diese  vorgeschlagenen  Änderungen  erfolgen  unbe- 
schadet anderer  Änderungen,  die  die  Kommission  gegebenenfalls 
vorschlägt. 

Artikel  8 
Aufgaben  des  ENTSO  (Gas) 

(1)  Der  ENTSO  (Gas)  arbeitet  auf  Aufforderung  durch  die 
Kommission  gemäß  Artikel  6  Absatz  6  Netzkodizes  für  die  in 
Absatz  6  des  vorliegenden  Artikels  genannten  Bereiche  aus. 

(2)  Der  ENTSO  (Gas)  kann  für  die  in  Absatz  6  genannten 
Bereiche  Netzkodizes  ausarbeiten,  um  die  in  Artikel  4  genannten 
Ziele  zu  erreichen,  soweit  diese  Netzkodizes  nicht  die  Bereiche 
betreffen,  für  die  die  Kommission  eine  Aufforderung  an  das  Netz 
gerichtet  hat.  Diese  Netzkodizes  werden  der  Agentur  zur  Stellung- 
nahme zugeleitet.  Die  Stellungnahme  wird  durch  den  ENTSO 
(Gas)  gebührend  berücksichtigt. 

(3)  Der  ENTSO  verabschiedet  Folgendes: 

a)  gemeinsame  netztechnische  Instrumente  zur  Sicherstellung 
der  Koordinierung  des  Netzbetriebs  unter  normalen  Bedin- 
gungen und  im  Notfall,  einschließlich  eines  gemeinsamen 
Systems  zur  Einstufung  von  Störfällen,  und  Forschungspläne; 

b)  alle  zwei  Jahre  einen  nicht  bindenden  gemeinschaftsweiten 
zehnjährigen  Netzentwicklungsplan  („gemeinschaftsweiter 
Netzentwicklungsplan");  dieser  enthält  eine  Europäische  Pro- 
gnose zur  Angemessenheit  des  Angebots; 

c)  Empfehlungen  zur  Koordinierung  der  technischen  Zusam- 
menarbeit zwischen  Fernleitungsnetzbetreibern  in  der 
Gemeinschaft  und  in  Drittstaaten; 

d)  ein  jahresarbeitsprogramm; 

e)  einen  Jahresbericht; 

f)  jährliche  Sommer-  und  Winterversorgungsprognosen. 
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(4)  Die  Europäische  Prognose  zur  Angemessenheit  des  Ange- 
bots gemäß  Absatz  3  Buchstabe  b  erstreckt  sich  auf  die  Gesamt- 
angemessenheit  des  Gasnetzes  zur  Deckung  des  bestehenden  und 
des  für  den  nächsten  Fünfjahreszeitraum  sowie  des  für  den  Zeit- 
raum zwischen  5  und  10  Jahren  nach  dem  Berichtsdatum  zu 
erwartenden  Bedarfs.  Diese  Europäische  Prognose  zur  Angemes- 
senheit des  Angebots  beruht  auf  den  von  den  einzelnen  Fernlei- 
tungsnetzbetreibern aufgestellten  Prognosen  für  die 
Angemessenheit  der  jeweiligen  nationalen  Gasversorgung. 

(5)  Das  in  Absatz  3  Buchstabe  d  genannte  Jahresarbeits- 
programm enthält  eine  Auflistung  und  eine  Beschreibung  der  aus- 
zuarbeitenden Netzkodizes,  einen  Plan  für  die  Koordinierung  des 
Netzbetriebs  und  für  Forschungs-  und  Entwicklungstätigkeiten, 
die  in  dem  jeweiligen  Jahr  zu  erfolgen  haben,  und  einen  vorläufi- 
gen Zeitplan. 

(6)  Die  Netzkodizes  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  erstrecken 
sich  auf  die  folgenden  Bereiche,  wobei  gegebenenfalls  regionale 
besondere  Merkmale  zu  berücksichtigen  sind: 

a)  Regeln  für  Netzsicherheit  und  -Zuverlässigkeit; 

b)  Regeln  für  Netzanschluss; 

c)  Regeln  für  den  Zugang  Dritter; 

d)  Regeln  für  Datenaustausch  und  Abrechnung; 

e)  Regeln  für  die  Interoperabilität; 

f)  betriebliche  Verfahren  bei  Notfällen; 

g)  Regeln  für  Kapazitätszuweisung  und  Engpassmanagement; 

h)  Regeln  für  den  Handel  in  Bezug  auf  die  technische  und  ope- 
rative Bereitstellung  der  Netzzugangsdienste  und  den  Aus- 
tausch von  Ausgleichsgas  zwischen  Netzen; 

i)  Transparenzregeln; 

j)  Regeln  für  den  Ausgleich  von  Mengenabweichungen,  ein- 
schließlich netzbezogener  Regeln  für  Nominierungs- 
verfahren,  Regeln  für  Ausgleichsentgelte  und  Regeln  für  den 
netztechnischen  Ausgleich  von  Mengenabweichungen  zwi- 
schen den  Netzen  der  Fernleitungsnetzbetreiber; 

k)    Regeln  für  harmonisierte  Fernleitungsentgeltstrukturen; 

1)     Energieeffizienz  bei  Gasnetzen. 

(7)  Die  Netzkodizes  gelten  für  grenzüberschreitende  Netzan- 
gelegenheiten und  Angelegenheiten  der  Marktintegration  und 
berühren  nicht  das  Recht  der  Mitgliedstaaten,  nationale  Netzko- 
dizes aufzustellen,  die  den  grenzüberschreitenden  Handel  nicht 
betreffen. 

(8)  Der  ENTSO  (Gas)  beobachtet  und  analysiert  die  Umsetzung 
der  Kodizes  und  der  von  der  Kommission  nach  Artikel  6 
Absatz  1 1  angenommenen  Leitlinien  und  deren  Wirkung  auf  die 
Harmonisierung  der  geltenden  Regeln  zur  Förderung  der  Markt- 
integration. Der  ENTSO  (Gas)  meldet  seine  Erkenntnisse  der 
Agentur  und  nimmt  die  Ergebnisse  der  Analyse  in  den  in  Absatz  3 
Buchstabe  e  des  vorliegenden  Artikels  genannten  Jahresbericht 
auf. 


(9)  Der  ENTSO  (Gas)  stellt  alle  Informationen  zur  Verfügung, 
die  die  Agentur  benötigt,  um  ihre  Aufgaben  gemäß  Artikel  9 
Absatz  1  zu  erfüllen. 

(10)  Der  ENTSO  (Gas)  verabschiedet  alle  zwei  Jahre  einen 
gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplan  nach  Absatz  3  Buch- 
stabe b  und  veröffentlicht  diesen.  Der  gemeinschaftsweite  Netz- 
entwicklungsplan beinhaltet  die  Modellierung  des  integrierten 
Netzes,  die  Entwicklung  von  Szenarien,  eine  Europäische  Prog- 
nose zur  Angemessenheit  des  Angebots  und  eine  Bewertung  der 
Belastbarkeit  des  Netzes. 

Der  gemeinschaftsweite  Netzentwicklungsplan  muss 
insbesondere 

a)  auf  den  nationalen  Investitionsplänen  unter  Berücksichtigung 
der  in  Artikel  1 2  Absatz  1  genannten  regionalen  Investitions- 
pläne und  gegebenenfalls  der  gemeinschaftlichen  Aspekte  der 
Netzplanung  einschließlich  der  Leitlinien  für  die  trans- 
europäischen Energienetze  gemäß  der  Entscheidung 
Nr.  1364/2006/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (')  aufbauen; 

b)  hinsichtlich  der  grenzüberschreitenden  Verbindungs- 
leitungen auch  auf  den  angemessenen  Bedürfnissen  verschie- 
dener Netznutzer  beruhen  und  langfristige  Verpflichtungen 
von  Investoren  gemäß  den  Artikeln  14  und  22  der  Richtlinie 
2009/7  3/EG  einschließen  und 

c)  Investitionslücken  —  insbesondere  in  Bezug  auf  grenzüber- 
schreitende Kapazitäten  —  aufzeigen. 

Hinsichtlich  Unterabsatz  2  Buchstabe  c  kann  dem  gemeinschafts- 
weiten Netzentwicklungsplan  als  Anlage  eine  Übersicht  über  die 
Hemmnisse,  die  den  Ausbau  der  grenzüberschreitenden  Kapazi- 
täten des  Netzes  aufgrund  unterschiedlicher  Genehmigungs- 
verfahren oder  einer  unterschiedlichen  Genehmigungspraxis 
erschweren,  beigefügt  werden. 

(11)  Die  Agentur  überprüft  die  nationalen  zehnjährigen  Netz- 
entwicklungspläne unter  dem  Gesichtspunkt  ihrer  Kohärenz  mit 
dem  gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplan.  Stellt  sie  Wider- 
sprüche zwischen  einem  nationalen  zehnjährigen  Netz- 
entwicklungsplan und  dem  gemeinschafts weiten  zehnjährigen 
Netzentwicklungsplan  fest,  empfiehlt  sie  je  nach  Sachlage  eine 
Änderung  des  nationalen  zehnjährigen  Netzentwicklungsplans 
oder  des  gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplans.  Wird  ein 
solcher  nationaler  zehnjähriger  Netzentwicklungsplan  gemäß 
Artikel  22  der  Richtlinie  2009/73/EG  ausgearbeitet,  empfiehlt  die 
Agentur  der  zuständigen  nationalen  Regulierungsbehörde,  den 
nationalen  zehnjährigen  Netzentwicklungsplan  gemäß  Artikel  22 
Absatz  7  der  genannten  Richtlinie  zu  ändern  und  setzt  die  Kom- 
mission hiervon  in  Kenntnis. 

(1 2)  Auf  Antrag  der  Kommission  übermittelt  der  ENTSO  (Gas) 
der  Kommission  seine  Stellungnahme  zu  dem  Erlass  von  Leitli- 
nien nach  Artikel  23. 


Artikel  9 

Beobachtung  durch  die  Agentur 

(1)  Die  Agentur  beobachtet  die  Durchführung  der  in  Artikel  8 
Absätze  1,  2  und  3  genannten  Aufgaben  des  ENTSO  (Gas)  und 
erstattet  der  Kommission  Bericht. 


(')  ABl.  L  262  vom  22.9.2006,  S.  1. 
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Die  Agentur  beobachtet  die  Umsetzung  folgender  Netzkodizes 
durch  den  ENTSO  (Gas):  der  Netzkodizes,  die  gemäß  Artikel  8 
Absatz  2  entwickelt  wurden,  und  der  Netzkodizes,  die  gemäß 
Artikel  6  Absätze  1  bis  1 0  festgelegt,  aber  von  der  Kommission 
nicht  gemäß  Artikel  6  Absatz  1 1  angenommen  wurden.  Falls  der 
ENTSO  (Gas)  keinen  solchen  Netzkodex  umgesetzt  hat,  fordert 
die  Agentur  den  ENTSO  (Gas)  auf,  eine  ordnungsgemäß  begrün- 
dete Erklärung  vorzulegen,  warum  es  dies  nicht  getan  hat.  Die 
Agentur  setzt  die  Kommission  von  dieser  Erklärung  in  Kenntnis 
und  gibt  eine  Stellungnahme  dazu  ab. 

Die  Agentur  beobachtet  und  analysiert  die  Umsetzung  der  Netz- 
kodizes und  der  von  der  Kommission  nach  Artikel  6  Absatz  1 1 
erlassenen  Leitlinien  und  ihre  Auswirkungen  auf  die  Harmonisie- 
rung der  geltenden  Regeln  zur  Förderung  der  Marktintegration 
sowie  auf  Nichtdiskriminierung,  echten  Wettbewerb  und  effizien- 
tes Funktionieren  des  Marktes  und  erstattet  der  Kommission 
Bericht. 

(2)  Der  ENTSO  (Gas)  unterbreitet  der  Agentur  den  Entwurf  des 
gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplans,  den  Entwurf  des 
Jahresarbeitsprogramms  einschließlich  der  Informationen  zum 
Konsultationsverfahren  und  der  anderen  in  Artikel  8  Absatz  3 
genannten  Dokumente  zur  Stellungnahme. 

Innerhalb  von  zwei  Monaten  ab  dem  Tag  des  Eingangs  der  Unter- 
lagen gibt  die  Agentur  eine  ordnungsgemäß  begründete  Stellung- 
nahme ab  und  richtet  Empfehlungen  an  den  ENTSO  (Gas)  und  an 
die  Kommission,  falls  ihres  Erachtens  der  Entwurf  des  Jahres- 
arbeitsprogramms oder  der  Entwurf  des  gemeinschaftsweiten 
Netzentwicklungsplans,  die  vom  ENTSO  (Gas)  vorgelegt  wurden, 
nicht  zur  Nichtdiskriminierung,  zum  echten  Wettbewerb,  zum 
effizienten  Funktionieren  des  Marktes  oder  zu  einem  ausreichen- 
den Maß  an  grenzüberschreitenden  Verbindungsleitungen,  die 
Dritten  offen  stehen,  beiträgt. 


Artikel  10 
Konsultationen 

( 1 )  Der  ENTSO  (Gas)  konsultiert  im  Rahmen  der  Ausarbeitung 
der  Netzkodizes,  des  Entwurfs  des  gemeinschaftsweiten  Netz- 
entwicklungsplans und  des  Jahresarbeitsprogramms  nach  Arti- 
kel 8  Absätze  1,  2  und  3  umfassend,  frühzeitig  und  auf  offene  und 
transparente  Weise  alle  einschlägigen  Marktteilnehmer,  insbeson- 
dere die  Organisationen,  die  alle  Akteure  vertreten  gemäß  der  in 
Artikel  5  Absatz  1  genannten  Geschäftsordnung.  Bei  den  Konsul- 
tationen werden  die  nationalen  Regulierungsbehörden  und  andere 
nationale  Behörden,  Versorgungs-  und  Gewinnungsunternehmen, 
Netznutzer  einschließlich  der  Kunden,  Verteilernetzbetreiber 
sowie  die  relevanten  (Branchen-)Verbände,  technischen  Gremien 
und  Foren  der  Interessengruppen  einbezogen.  Dabei  verfolgt  sie 
das  Ziel,  die  Standpunkte  und  Vorschläge  aller  für  den 
Entscheidungsprozess  relevanten  Kreise  einzuholen. 

(2)  Alle  Unterlagen  und  Sitzungsprotokolle  zu  den  in  Absatz  1 
genannten  Aspekten  werden  veröffentlicht. 

(3)  Vor  der  Verabschiedung  des  Jahresarbeitsprogramms  sowie 
der  in  Artikel  8  Absätze  1 ,  2  und  3  genannten  Netzkodizes  teilt 
dem  ENTSO  (Gas)  mit,  welche  Stellungnahmen  im  Rahmen  der 
Konsultation  eingegangen  sind  und  berücksichtigt  wurden.  Wur- 
den Stellungnahmen  nicht  berücksichtigt,  so  gibt  der  ENTSO 
(Gas)  eine  Begründung  ab. 


Artikel  1 1 
Kosten 

Die  Kosten  im  Zusammenhang  mit  den  in  den  Artikeln  4  bis  1 2 
genannten  Tätigkeiten  des  ENTSO  (Gas)  werden  von  den  Fernlei- 
tungsnetzbetreibern getragen  und  bei  der  Tarifberechnung 
berücksichtigt.  Die  Regulierungsbehörden  stimmen  diesen  Kos- 
ten nur  dann  zu,  wenn  sie  angemessen  und  verhältnismäßig  sind. 

Artikel  12 

Regionale  Zusammenarbeit  der  Fernleitungsnetzbetreiber 

(1)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  etablieren  innerhalb  des 
ENTSO  (Gas)  eine  regionale  Zusammenarbeit,  um  zu  den  in  Arti- 
kel 8  Absätzen  1 ,  2  und  3  genannten  Aufgaben  beizutragen.  Sie 
veröffentlichen  insbesondere  alle  zwei  Jahre  einen  regionalen 
Investitionsplan  und  können  auf  der  Grundlage  des  regionalen 
Investitionsplans  Investitionsentscheidungen  treffen. 

(2)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  fördern  netztechnische  Ver- 
einbarungen, um  ein  optimales  Netzmanagement  zu  gewährleis- 
ten, und  fördern  die  Entwicklung  von  Energiebörsen,  die 
koordinierte  grenzüberschreitende  Kapazitätszuweisung  durch 
nichtdiskriminierende  marktorientierte  Lösungen,  wobei  sie  die 
spezifischen  Vorteile  von  impliziten  Auktionen  für  kurzfristige 
Zuweisungen  gebührend  berücksichtigen,  und  die  Einbeziehung 
von  Mechanismen  für  den  Ausgleich  von  Mengenabweichungen. 

(3)  Um  die  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Ziele  zu  «Tei- 
chen, kann  das  geografische  Gebiet,  auf  das  sich  die  einzelnen 
Strukturen  der  regionalen  Zusammenarbeit  erstrecken,  von  der 
Kommission  festgelegt  werden,  wobei  bestehenden  Strukturen  der 
regionalen  Zusammenarbeit  Rechnung  getragen  wird.  Jeder  Mit- 
gliedstaat kann  die  Zusammenarbeit  in  mehr  als  einem  geografi- 
schen  Gebiet  fördern.  Die  Maßnahme  nach  Satz  1  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch 
Ergänzung  wird  nach  dem  in  Artikel  28  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Hierzu  konsultiert  die  Kommission  die  Agentur  und  den  ENTSO 
(Gas). 

Artikel  13 
Tarife  für  den  Netzzugang 

(1)  Die  von  den  Regulierungsbehörden  gemäß  Artikel  41 
Absatz  6  der  Richtlinie  2009/73/EG  genehmigten  Tarife  oder 
Methoden  zu  ihrer  Berechnung,  die  die  Fernleitungsnetzbetreiber 
anwenden,  sowie  die  gemäß  Artikel  32  Absatz  1  der  genannten 
Richtlinie  veröffentlichten  Tarife  müssen  transparent  sein,  der 
Notwendigkeit  der  Netzintegrität  und  deren  Verbesserung  Rech- 
nung tragen,  die  Ist-Kosten  widerspiegeln,  soweit  diese  Kosten 
denen  eines  effizienten  und  strukturell  vergleichbaren  Netz- 
betreibers entsprechen,  transparent  sind  und  gleichzeitig  eine 
angemessene  Kapitalrendite  umfassen,  sowie  gegebenenfalls  die 
Tarifvergleiche  der  Regulierungsbehörden  berücksichtigen.  Die 
Tarife  oder  die  Methoden  zu  ihrer  Berechnung  müssen  auf  nicht- 
diskriminierende Weise  angewandt  werden. 
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Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  dass  die  Tarife  auch  mit- 
tels marktorientierter  Verfahren  wie  Versteigerungen  festgelegt 
werden  können,  vorausgesetzt,  dass  diese  Verfahren  und  die 
damit  verbundenen  Einkünfte  von  der  Regulierungsbehörde 
genehmigt  werden. 

Die  Tarife  oder  die  Methoden  zu  ihrer  Berechnung  müssen  den 
effizienten  Gashandel  und  Wettbewerb  erleichtern,  während  sie 
gleichzeitig  Quersubventionen  zwischen  den  Netznutzern  ver- 
meiden und  Anreize  für  Investitionen  und  zur  Aufrechterhaltung 
oder  Herstellung  der  Interoperabilität  der  Fernleitungsnetze 
bieten. 

Die  Tarife  für  die  Netznutzer  müssen  nichtdiskriminierend  sein 
und  werden  pro  Einspeisepunkt  in  das  Fernleitungsnetz  oder  pro 
Ausspeisepunkt  aus  dem  Fernleitungsnetz  getrennt  voneinander 
festgelegt.  Kostenaufteilungsmechanismen  und  Ratenfestlegungs- 
methoden bezüglich  der  Ein-  und  Ausspeisepunkte  werden  von 
den  nationalen  Regulierungsbehörden  gebilligt.  Ab  dem  3.  Sep- 
tember 2011  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  nach  einer 
Übergangsfrist  keine  Netzentgelte  auf  der  Grundlage  von 
Vertragspfaden  erhoben  werden. 

(2)  Durch  die  Tarife  für  den  Netzzugang  darf  weder  die  Markt- 
liquidität eingeschränkt  noch  der  Handel  über  die  Grenzen  ver- 
schiedener Fernleitungsnetze  hinweg  verzerrt  werden.  Hemmen 
Unterschiede  der  Tarifstrukturen  oder  der  Ausgleichs- 
mechanismen den  Handel  zwischen  Fernleitungsnetzen,  so  arbei- 
ten die  Fernleitungsnetzbetreiber  unbeschadet  des  Artikels  41 
Absatz  6  der  Richtlinie  2009/73/EG  in  enger  Zusammenarbeit 
mit  den  einschlägigen  nationalen  Behörden  aktiv  auf  die  Konver- 
genz der  Tarifstrukturen  und  der  Entgelterhebungsgrundsätze  hin, 
auch  im  Zusammenhang  mit  Ausgleichsregelungen. 

Artikel  14 

Fernleitungsnetzbetreiber  betreffende  Dienstleistungen  für 
den  Zugang  Dritter 

(1)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber 

a)  stellen  sicher,  dass  sie  allen  Netznutzern  Dienstleistungen 
ohne  Diskriminierung  anbieten; 

b)  stellen  sowohl  verbindliche  als  auch  unterbrechbare  Dienst- 
leistungen für  den  Zugang  Dritter  bereit.  Der  Preis  der  unter- 
brechbaren Kapazität  spiegelt  die  Wahrscheinlichkeit  einer 
Unterbrechung  wider; 

c)  bieten  den  Netznutzern  sowohl  lang-  als  auch  kurzfristige 
Dienstleistungen  an. 

Hinsichtlich  Unterabsatz  1  Buchstabe  a  legt  ein  Fernleitungsnetz- 
betreiber, der  verschiedenen  Kunden  dieselbe  Dienstleistung 
anbietet,  dabei  gleichwertige  vertragliche  Bedingungen  zugrunde, 
indem  er  entweder  harmonisierte  Transportverträge  oder  einen 
gemeinsamen  Netzcode  benutzt,  die  von  der  zuständigen  Behörde 
nach  dem  in  Artikel  41  der  Richtlinie  2009/73/EG  genannten 
Verfahren  genehmigt  worden  sind. 

(2)  Transportverträge,  die  mit  unüblichen  Anfangsterminen 
oder  mit  einer  kürzeren  Laufzeit  als  der  eines  Jahresstandard- 
transportvertrags  unterzeichnet  werden,  dürfen  nicht  zu  willkür- 
lich höheren  oder  niedrigeren  Tarifen  führen,  die  nicht  gemäß  den 
Grundsätzen  des  Artikels  1 3  Absatz  1  den  Marktwert  der  Dienst- 
leistung widerspiegeln. 


(3)  Gegebenenfalls  können  Dienstleistungen  für  den  Zugang 
Dritter  unter  dem  Vorbehalt  angemessener  Garantien  der  Netz- 
nutzer bezüglich  ihrer  Kreditwürdigkeit  erbracht  werden.  Diese 
Garantien  dürfen  keine  ungerechtfertigten  Marktzugangs- 
hemmnisse darstellen  und  müssen  nichtdiskriminierend,  transpa- 
rent und  verhältnismäßig  sein. 

Artikel  15 

Speicheranlagen  und  LNG-Anlagen  betreffende 
Dienstleistungen  für  den  Zugang  Dritter 

(1)  Die  Betreiber  von  LNG-Anlagen  und  von  Speicheranlagen 

a)  stellen  sicher,  dass  sie  allen  Netznutzern  Dienstleistungen,  die 
die  Marktnachfrage  befriedigen,  diskriminierungsfrei  anbie- 
ten; bieten  Betreiber  von  LNG-Anlagen  oder  von  Speicheran- 
lagen verschiedenen  Kunden  dieselbe  Dienstleistung  an,  so 
legen  sie  dabei  gleichwertige  vertragliche  Bedingungen 
zugrunde; 

b)  bieten  Dienstleistungen  an,  die  mit  der  Nutzung  der  verbun- 
denen Gastransportnetze  kompatibel  sind,  und  erleichtern 
den  Zugang  durch  die  Zusammenarbeit  mit  dem 
Fernleitungsnetzbetreiber; 

c)  veröffentlichen  innerhalb  eines  zeitlichen  Rahmens,  der  mit 
den  vertretbaren  kommerziellen  Erfordernissen  der  Nutzer 
der  Speicheranlagen  und  der  LNG-Anlagen  vereinbar  ist,  rele- 
vante Informationen,  insbesondere  Daten  über  die  Nutzung 
und  die  Verfügbarkeit  der  Dienstleistungen,  wobei  diese  Ver- 
öffentlichung von  der  nationalen  Regulierungsbehörde  beo- 
bachtet wird. 

(2)  Die  Betreiber  von  Speicheranlagen 

a)  stellen  sowohl  verbindliche  als  auch  unterbrechbare  Dienst- 
leistungen für  den  Zugang  Dritter  bereit;  der  Preis  der  unter- 
brechbaren Kapazität  spiegelt  die  Wahrscheinlichkeit  einer 
Unterbrechung  wider; 

b)  bieten  den  Speicheranlagennutzern  sowohl  lang-  als  auch 
kurzfristige  Dienstleistungen  an  und 

c)  bieten  den  Speicheranlagennutzern  hinsichtlich  Speicher- 
volumen, Einspeicherleistung  und  Ausspeicherleistung 
sowohl  kombinierte  als  auch  einzelne  Dienstleistungen  an. 

(3)  Verträge  für  LNG-Anlagen  und  Speicheranlagen  dürfen 
nicht  zu  willkürlich  höheren  Tarifen  führen,  wenn  sie 

a)  mit  unüblichen  Anfangsterminen  außerhalb  eines  Erdgas- 
jahres unterzeichnet  werden  oder 

b)  mit  einer  kürzeren  Laufzeit  als  der  eines  Standardvertrags  für 
LNG-Anlagen  und  Speicheranlagen  auf  Jahresbasis  unter- 
zeichnet werden. 

(4)  Gegebenenfalls  können  Dienstleistungen  für  den  Zugang 
Dritter  unter  dem  Vorbehalt  angemessener  Garantien  der  Netz- 
nutzer bezüglich  ihrer  Kreditwürdigkeit  erbracht  werden.  Diese 
Garantien  dürfen  keine  ungerechtfertigten  Marktzugangs- 
hemmnisse darstellen  und  müssen  nichtdiskriminierend,  transpa- 
rent und  verhältnismäßig  sein. 
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(5)  Vertragliche  Begrenzungen  der  erforderlichen  Mindest- 
kapazität von  LNG-Anlagen  und  Speicheranlagen  müssen  durch 
technische  Sachzwänge  begründet  sein  und  kleineren  Speicher- 
nutzern den  Zugang  zu  Speicherdienstleistungen  ermöglichen. 


Artikel  16 

Fernleitungsnetzbetreiber  betreffende  Grundsätze  der 
Kapazitätszuweisungsmechanismen  und  der  Verfahren  für 
das  Engpassmanagement 

(1)  Den  Marktteilnehmern  wird  in  allen  in  Artikel  18  Absatz  3 
genannten  maßgeblichen  Punkten  die  größtmögliche  Kapazität 
zur  Verfügung  gestellt,  wobei  auf  die  Netzintegrität  und  einen  effi- 
zienten Netzbetrieb  geachtet  wird. 

(2)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  nicht- 
diskriminierende und  transparente  Kapazitätszuweisungs- 
mechanismen  und  setzen  diese  um;  diese  müssen 

a)  angemessene  ökonomische  Signale  für  die  effiziente  und 
maximale  Nutzung  der  technischen  Kapazität  liefern,  Inves- 
titionen in  neue  Infrastruktur  erleichtern  und  den  grenzüber- 
schreitenden Erdgashandel  erleichtern; 

b)  kompatibel  mit  den  Marktmechanismen  einschließlich  Spot- 
märkten und  „Trading  Hubs"  sein  und  gleichzeitig  flexibel 
und  in  der  Lage  sein,  sich  einem  geänderten  Marktumfeld 
anzupassen,  und 

c)  mit  den  Netzzugangsregelungen  der  Mitgliedstaaten  kompa- 
tibel sein. 

(3)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  wenden  nicht- 
diskriminierende, transparente  Verfahren  für  das  Engpass- 
management an,  die  den  grenzüberschreitenden  Erdgashandel 
ohne  Diskriminierung  erleichtern,  und  veröffentlichen  diese;  die 
Verfahren  beruhen  auf  folgenden  Grundsätzen: 

a)  Im  Falle  vertraglich  bedingter  Engpässe  bietet  der 
Fernleitungsnetzbetreiber  ungenutzte  Kapazität  auf  dem 
Primärmarkt  zumindest  auf  „Day-ahead"-Basis  (für  den  fol- 
genden Gastag)  und  als  unterbrechbare  Kapazität  an,  und 

b)  Netznutzer,  die  ihre  ungenutzte,  kontrahierte  Kapazität  auf 
dem  Sekundärmarkt  weiterverkaufen  oder  verpachten  wol- 
len, sind  hierzu  berechtigt. 

Hinsichtlich  Unterabsatz  1  Buchstabe  b  können  die  Mitglied- 
staaten eine  Benachrichtigung  oder  Unterrichtung  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  durch  die  Netznutzer  verlangen. 

(4)  Im  Falle  physischer  Engpässe  wenden  die  Fernleitungs- 
netzbetreiber oder  gegebenenfalls  die  Regulierungsbehörden 
nichtdiskriminierende,  transparente  Kapazitätszuweisungs- 
mechanismen  an. 

(5)  Fernleitungsnetzbetreiber  bewerten  regelmäßig  die  Markt- 
nachfrage nach  neuen  Investitionen.  Bei  der  Planung  neuer 
Investitionen  bewerten  die  Fernleitungsnetzbetreiber  die  Markt- 
nachfrage und  berücksichtigen  die  Versorgungssicherheit. 


Artikel  17 

Speicheranlagen  und  LNG-Anlagen  betreffende  Grundsätze 
der  Kapazitätszuweisungsmechanismen  und  Verfahren  für 
das  Engpassmanagement 

(1)  Den  Marktteilnehmern  wird  die  größtmögliche 
Speicheranlagen-  und  LNG-Anlagenkapazität  zur  Verfügung 
gestellt,  wobei  auf  die  Netzintegrität  und  einen  effizienten  Netz- 
betrieb geachtet  wird. 

(2)  Die  Betreiber  von  LNG-Anlagen  und  von  Speicheranlagen 
veröffentlichen  nichtdiskriminierende,  transparente  Kapazitätszu- 
weisungsmechanismen  und  setzen  diese  um;  diese  müssen 

a)  angemessene  ökonomische  Signale  für  die  effiziente  und 
maximale  Nutzung  der  Kapazität  geben  und  Investitionen  in 
neue  Infrastruktur  erleichtern; 

b)  die  Kompatibilität  mit  den  Marktmechanismen  einschließlich 
Spotmärkten  und  „Trading  Hubs"  sicherstellen  und  gleichzei- 
tig flexibel  und  in  der  Lage  sein,  sich  einem  geänderten 
Marktumfeld  anzupassen,  und 

c)  mit  den  angeschlossenen  Netzzugangssystemen  kompatibel 
sein. 

(3)  LNG-Anlagen-  und  Speicheranlagenverträge  enthalten 
Maßnahmen  zur  Vermeidung  des  Hortens  von  Kapazität,  wobei 
in  Fällen  vertraglich  bedingter  Engpässe  folgende  Grundsätze  zu 
beachten  sind: 

a)  Der  Anlagenbetreiber  bietet  ungenutzte  LNG- 
Anlagenkapazität  und  ungenutzte  Speicherkapazität  unver- 
züglich auf  dem  Primärmarkt  an;  im  Falle  von 
Speicheranlagen  erfolgt  dies  zumindest  auf  „Day-ahead"-Basis 
(für  den  folgenden  Gastag)  und  als  unterbrechbare  Kapazität; 

b)  LNG-Anlagen-  und  Speicheranlagennutzer,  die  ihre  unge- 
nutzte kontrahierte  Kapazität  auf  dem  Sekundärmarkt  wei- 
terverkaufen wollen,  sind  hierzu  berechtigt. 

Artikel  18 

Fernleitungsnetzbetreiber  betreffende 
Transparenzanforderungen 

(1)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  ausführliche 
Informationen  über  die  von  ihnen  angebotenen  Dienstleistungen 
und  die  einschlägigen  Bedingungen  sowie  die  technischen  Infor- 
mationen, die  die  Netznutzer  für  den  tatsächlichen  Netzzugang 
benötigen. 

(2)  Zur  Sicherstellung  transparenter,  objektiver,  nicht- 
diskriminierender Tarife  und  zur  Erleichterung  einer  effizienten 
Nutzung  des  Erdgasnetzes  veröffentlichen  die  Fernleitungsnetz- 
betreiber oder  die  zuständigen  nationalen  Behörden  angemessen 
und  ausreichend  detaillierte  Informationen  über  die  Tarifbildung, 
die  entsprechenden  Methoden  und  die  Tarifstruktur. 

(3)  Hinsichtlich  der  angebotenen  Dienstleistungen  veröffent- 
licht jeder  Fernleitungsnetzbetreiber  für  alle  maßgeblichen  Punkte, 
einschließlich  Ein-  und  Ausspeisepunkte,  regelmäßig  und  konti- 
nuierlich und  in  einer  nutzerfreundlichen,  standardisierten  Weise 
numerische  Informationen  über  die  technischen,  kontrahierten 
und  verfügbaren  Kapazitäten. 
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(4)  Die  maßgeblichen  Punkte  eines  Fernleitungsnetzes,  zu 
denen  Informationen  zu  veröffentlichen  sind,  sind  von  den 
zuständigen  Behörden  nach  Konsultation  der  Netznutzer  zu 
genehmigen. 

(5)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  machen  die  durch  diese  Ver- 
ordnung vorgeschriebenen  Informationen  in  sinnvoller,  quantifi- 
zierbar deutlicher  und  leicht  zugänglicher  Weise  ohne 
Diskriminierung  bekannt. 

(6)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  ex  ante  und 
ex  post  Informationen  über  Angebot  und  Nachfrage  auf  der 
Grundlage  von  Nominierungen,  Prognosen  und  tatsächlichen 
Lastflüssen  in  das  und  aus  dem  Netz.  Die  nationale  Regulierungs- 
behörde stellt  sicher,  dass  alle  diese  Informationen  veröffentlicht 
werden.  Der  Detaillierungsgrad  der  veröffentlichten  Informatio- 
nen spiegelt  die  dem  Fernleitungsnetzbetreiber  vorliegenden 
Informationen  wider. 

Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  die  für  den  Netzaus- 
gleich getroffenen  Maßnahmen,  die  dadurch  entstandenen  Kos- 
ten und  erzielten  Erlöse. 

Die  betroffenen  Marktteilnehmer  stellen  den  Fernleitungsnetzbe- 
treibern die  in  diesem  Artikel  genannten  Daten  zur  Verfügung. 


Artikel  19 

Speicheranlagen  und  LNG-Anlagen  betreffende 
Transparenzanforderungen 

(1)  Die  Betreiber  von  LNG-Anlagen  und  von  Speicheranlagen 
veröffentlichen  ausführliche  Informationen  über  die  von  ihnen 
angebotenen  Dienstleistungen  und  die  einschlägigen  Bedingungen 
sowie  die  technischen  Informationen,  die  die  Nutzer  von  LNG- 
Anlagen  und  von  Speicheranlagen  für  den  tatsächlichen  Zugang 
zu  den  LNG-Anlagen  und  Speicheranlagen  benötigen. 

(2)  Hinsichtlich  der  angebotenen  Dienstleistungen  veröffentli- 
chen die  LNG-Anlagen-  und  Speicheranlagenbetreiber  regelmäßig 
und  kontinuierlich  und  in  einer  nutzerfreundlichen,  standardisier- 
ten Weise  numerische  Informationen  über  die  kontrahierten  und 
verfügbaren  LNG-Anlagen-  und  Speicheranlagenkapazitäten. 

(3)  Die  LNG-Anlagen-  und  Speicheranlagenbetreiber  machen 
die  durch  diese  Verordnung  vorgeschriebenen  Informationen  in 
sinnvoller,  quantifizierbar  deutlicher  und  leicht  zugänglicher 
Weise  ohne  Diskriminierung  bekannt. 

(4)  Die  LNG-Anlagen-  und  Speicheranlagenbetreiber  veröffent- 
lichen Folgendes:  die  Gasmengen  in  den  einzelnen  LNG-Anlagen 
oder  Speicheranlagen  oder  Gruppen  von  Speicheranlagen,  falls 
dies  der  Art  entspricht,  in  der  Anlagennutzern  der  Zugang  ange- 
boten wird,  die  ein-  und  ausgespeisten  Mengen  und  die  verfüg- 
bare Kapazität  der  LNG-Anlagen  und  Speicheranlagen,  und  zwar 
auch  für  die  Anlagen,  die  vom  Zugang  Dritter  ausgenommen  sind. 
Die  Informationen  werden  auch  dem  Fernleitungsnetzbetreiber 
mitgeteilt,  der  sie  pro  Netz  oder  Teilnetz,  die  durch  die  maßgeb- 
lichen Punkte  bestimmt  werden,  in  zusammengefasster  Form  ver- 
öffentlicht. Die  Informationen  werden  mindestens  einmal  täglich 
aktualisiert. 


In  Fällen,  in  denen  ein  Speicheranlagennutzer  der  einzige  Nutzer 
einer  Speicheranlage  ist,  kann  der  Speicheranlagennutzer  bei  der 
nationalen  Regulierungsbehörde  einen  begründeten  Antrag  auf 
vertrauliche  Behandlung  der  in  Unterabsatz  1  genannten  Daten 
stellen.  Gelangt  die  nationale  Regulierungsbehörde  unter  Berück- 
sichtigung insbesondere  der  Notwendigkeit,  die  legitimen  Interes- 
sen des  Schutzes  von  Geschäftsgeheimnissen,  deren  Offenlegung 
der  wirtschaftlichen  Gesamtstrategie  des  Speicheranlagennutzers 
schaden  würde,  und  das  Ziel  der  Schaffung  eines  wettbewerbs- 
bestimmten Erdgasbinnenmarktes  gegeneinander  abzuwägen,  zu 
dem  Schluss,  dass  der  Antrag  gerechtfertigt  ist,  kann  sie  dem 
Speicheranlagenbetreiber  gestatten,  die  in  Unterabsatz  1  genann- 
ten Daten  für  die  Dauer  von  bis  zu  einem  Jahr  nicht  zu 
veröffentlichen. 

Unterabsatz  2  gilt  unbeschadet  der  in  Unterabsatz  1  genannten 
Pflicht  des  Fernleitungsnetzbetreibers  zur  Mitteilung  und  Veröf- 
fentlichung, außer  wenn  die  aggregierten  Daten  mit  den  individu- 
ellen Speicheranlagendaten,  deren  NichtVeröffentlichung  die 
nationale  Regulierungsbehörde  gestattet  hat,  identisch  sind. 

(5)  Um  für  transparente,  objektive  und  nichtdiskriminierende 
Tarife  zu  sorgen  und  die  effiziente  Nutzung  der  Infrastrukturen  zu 
erleichtern,  veröffentlichen  die  LNG-Anlagenbetreiber  und  Spei- 
cheranlagenbetreiber oder  die  zuständigen  Regulierungsbehörden 
ausreichend  detaillierte  Informationen  über  die  Tarifbildung,  die 
Methoden  der  Tariffestlegung  und  die  Tarifstruktur  für  Infrastruk- 
turen, für  die  der  regulierte  Zugang  Dritter  vorgesehen  ist. 

Artikel  20 

Aufbewahrungspflichten  für  Netz-  und  Anlagenbetreiber 

Fernleitungsnetz-,  Speicheranlagen-  und  LNG-Anlagenbetreiber 
bewahren  alle  Informationen,  auf  die  in  den  Artikeln  1 8  und  1 9 
und  in  Teil  3  des  Anhangs  I  Bezug  genommen  wird,  für  die  Dauer 
von  fünf  Jahren  auf  und  stellen  sie  den  nationalen  Behörden,  ein- 
schließlich der  nationalen  Regulierungsbehörde,  der  nationalen 
Wettbewerbsbehörde  und  der  Kommission  bei  Bedarf  zur 
Verfügung. 

Artikel  2 1 

Ausgleichsregeln  und  Ausgleichsentgelte 

(1)  Die  Ausgleichsregeln  werden  auf  gerechte,  nicht- 
diskriminierende und  transparente  Weise  konzipiert  und  beruhen 
auf  objektiven  Kriterien.  Die  Ausgleichsregeln  spiegeln  die  tat- 
sächlichen Netzerfordernisse  unter  Berücksichtigung  der  dem 
Fernleitungsnetzbetreiber  zur  Verfügung  stehenden  Ressourcen 
wider.  Die  Ausgleichsregeln  sind  marktorientiert. 

(2)  Damit  die  Netznutzer  rechtzeitig  Abhilfemaßnahmen 
ergreifen  können,  stellen  die  Fernleitungsnetzbetreiber  ausrei- 
chende, rechtzeitige  und  zuverlässige  Online-Informationen  über 
den  Ausgleichsstatus  der  Netznutzer  bereit. 

Die  bereitgestellten  Informationen  spiegeln  den  Informations- 
stand, über  den  die  Fernleitungsnetzbetreiber  verfügen,  und  den 
Abrechnungszeitraum,  für  den  Ausgleichsentgelte  berechnet  wer- 
den, wider. 

Die  Bereitstellung  von  Informationen  gemäß  diesem  Absatz 
erfolgt  unentgeltlich. 
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(3)  Die  Ausgleichsentgelte  sind  nach  Möglichkeit  kosten- 
orientiert und  bieten  angemessene  Anreize  für  die  Netznutzer, 
ihre  Ein-  und  Ausspeisung  von  Erdgas  auszugleichen.  Sie  vermei- 
den Quersubventionen  zwischen  den  Netznutzern  und  behindern 
nicht  den  Markteintritt  neuer  Marktteilnehmer. 

Die  Methoden  zur  Berechnung  der  Ausgleichsentgelte  sowie  die 
endgültigen  Tarife  werden  von  den  zuständigen  Behörden  oder 
gegebenenfalls  vom  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlicht. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  sich  die 
Fernleitungsnetzbetreiber  bemühen,  die  Ausgleichssysteme  zu 
harmonisieren  und  die  Struktur  und  Staffelung  der  Ausgleichs- 
entgelte zu  vereinfachen,  um  den  Erdgashandel  zu  erleichtern. 

Artikel  22 
Handel  mit  Kapazitätsrechten 

Jeder  Fernleitungsnetz-,  Speicheranlagen-  und  LNG- 
Anlagenbetreiber  ergreift  angemessene  Maßnahmen,  damit 
Kapazitätsrechte  frei  gehandelt  werden  können  und  dieser  Han- 
del auf  transparente  und  nichtdiskriminierende  Weise  erleichtert 
wird.  Jeder  dieser  Betreiber  entwickelt  auf  dem  Primärmarkt  har- 
monisierte Transport-,  LNG-Anlagen-  und  Speicherverträge  und 
entsprechende  Verfahren,  um  den  sekundären  Kapazitätshandel 
zu  erleichtern,  und  anerkennt  den  Transfer  primärer  Kapazitäts- 
rechte, sofern  dieser  durch  die  Netznutzer  mitgeteilt  wurde. 

Die  harmonisierten  Transport-,  LNG-Anlagen-  und  Speicher- 
verträge und  die  entsprechenden  Verfahren  werden  den 
Regulierungsbehörden  mitgeteilt. 

Artikel  23 
Leitlinien 

(1)  Gegebenenfalls  regeln  Leitlinien,  die  für  das  zur  Erreichung 
des  Ziels  dieser  Verordnung  erforderliche  Mindestmaß  an  Harmo- 
nisierung sorgen,  Folgendes: 

a)  Einzelheiten  zu  den  Dienstleistungen  für  den  Zugang  Dritter 
gemäß  den  Artikeln  14  und  15,  einschließlich  der  Art  und 
Dauer  der  Dienstleistungen  und  anderer  Anforderungen  an 
diese; 

b)  Einzelheiten  zu  den  Grundsätzen  der  Kapazitätszuweisungs- 
mechanismen  und  der  Anwendung  von  Engpass- 
managementverfahren bei  vertraglich  bedingten  Engpässen 
gemäß  den  Artikeln  1 6  und  1 7; 

c)  Einzelheiten  zur  Übermittlung  von  Informationen,  zur  Fest- 
legung der  technischen  Informationen,  die  die  Netznutzer  für 
den  tatsächlichen  Netzzugang  benötigen,  und  zur  Bestim- 
mung aller  für  die  Transparenzanforderungen  maßgeblichen 
Punkte  gemäß  den  Artikeln  1 8  und  19,  einschließlich  der  für 
alle  maßgeblichen  Punkte  zu  veröffentlichenden  Informatio- 
nen und  des  Zeitplans  für  die  Veröffentlichung  dieser 
Informationen; 

d)  Einzelheiten  zu  den  Tarifberechnungsmethoden  im  Zusam- 
menhang mit  dem  grenzüberschreitenden  Erdgashandel 
gemäß  Artikel  1 3; 


e)    Einzelheiten  zu  den  in  Artikel  8  Absatz  6  aufgeführten 
Bereichen. 

Hierzu  konsultiert  die  Kommission  die  Agentur  und  den  ENTSO 
(Gas). 

(2)  Leitlinien  zu  den  in  Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und  c  aufge- 
führten Punkten  sind,  was  die  Fernleitungsnetzbetreiber  betrifft, 
im  Anhang  enthalten. 

Die  Kommission  kann  Leitlinien  zu  den  in  Absatz  1  des  vorlie- 
genden Artikels  aufgeführten  Punkten  erlassen  und  die  in  Absatz  1 
Buchstaben  a,  b,  und  c  genannten  Leitlinien  ändern.  Diese  Maß- 
nahmen zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Arti- 
kel 28  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen. 

(3)  Die  Anwendung  und  Änderung  von  Leitlinien,  die  gemäß 
dieser  Verordnung  angenommen  wurden,  spiegelt  die  Unter- 
schiede zwischen  den  nationalen  Erdgasnetzen  wider  und  erfor- 
dert daher  keine  einheitlichen  detaillierten  Bedingungen  für  den 
Zugang  Dritter  auf  Gemeinschaftsebene.  Es  können  jedoch  Min- 
destanforderungen festgelegt  werden,  um  nichtdiskriminierende 
und  transparente  Netzzugangsbedingungen  zu  erreichen,  die  für 
einen  Erdgasbinnenmarkt  erforderlich  sind  und  die  dann  unter 
Berücksichtigung  der  Unterschiede  zwischen  den  nationalen 
Erdgasnetzen  entsprechend  angewandt  werden  können. 

Artikel  24 
Regulierungsbehörden 

Bei  der  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  aufgrund  dieser  Verord- 
nung gewährleisten  die  Regulierungsbehörden  die  Einhaltung  die- 
ser Verordnung  und  der  gemäß  Artikel  23  angenommenen 
Leitlinien. 

Gegebenenfalls  arbeiten  sie  untereinander,  mit  der  Kommission 
und  mit  der  Agentur  gemäß  Kapitel  VIII  der  Richtlinie 
2009/7 3/EG  zusammen. 

Artikel  25 
Übermittlung  von  Informationen 

Die  Mitgliedstaaten  und  die  Regulierungsbehörden  übermitteln 
der  Kommission  auf  Anforderung  alle  für  die  Zwecke  des  Arti- 
kels 2  3  erforderlichen  Informationen. 

Unter  Berücksichtigung  der  Komplexität  der  angeforderten  Infor- 
mationen und  der  Dringlichkeit,  mit  der  sie  benötigt  werden,  setzt 
die  Kommission  eine  angemessene  Frist  für  die  Übermittlung  der 
Informationen. 


Artikel  26 

Recht  der  Mitgliedstaaten,  detailliertere  Maßnahmen 
vorzusehen 

Diese  Verordnung  berührt  nicht  die  Rechte  der  Mitgliedstaaten, 
Maßnahmen  beizubehalten  oder  einzuführen,  die  detailliertere 
Bestimmungen  als  diese  Verordnung  oder  die  in  Artikel  23 
genannten  Leitlinien  enthalten. 
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Artikel  27 
Sanktionen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  legen  die  Regeln  für  Sanktionen  bei 
Verstößen  gegen  diese  Verordnung  fest  und  treffen  die  erforder- 
lichen Maßnahmen  für  deren  Anwendung.  Die  Sanktionen  müs- 
sen wirksam,  verhältnismäßig  und  abschreckend  sein.  Die 
Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  bis  zum  1.  Juli  2006  die 
Bestimmungen  in  Bezug  auf  die  Vorschriften  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1 775/2005  mit  und  teilen  der  Kommission  unverzüglich  spä- 
tere Änderungen  mit,  die  diese  betreffen.  Sie  teilen  der  Kommis- 
sion die  Bestimmungen  ohne  Bezug  auf  die  Vorschriften  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  1775/2005  bis  zum  3.  September  2009  mit 
und  teilen  der  Kommission  unverzüglich  spätere  Änderungen  mit, 
die  diese  betreffen. 

(2)  Sanktionen  nach  Absatz  1  sind  nicht  strafrechtlicher  Art. 


Artikel  28 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  5 1  der  Richt- 
linie 2009/7  3/EG  eingesetzten  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Arti- 
kel 5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Artikel  30 
Ausnahmeregelungen 

Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 

a)  in  den  Mitgliedstaaten  liegende  Erdgasfernleitungsnetze  für 
die  Dauer  der  gemäß  Artikel  49  der  Richtlinie  2009/73/EG 
gewährten  Ausnahmen; 

b)  die  in  Artikel  36  Absätze  1  und  2  der  Richtlinie  2009/73/EG 
genannten  größeren  neuen  Infrastrukturen,  nämlich 
Verbindungsleitungen,  LNG- Anlagen  und  Speicheranlagen 
und  erhebliche  Kapazitätsaufstockungen  bei  vorhandenen 
Infrastrukturen  und  Änderungen  dieser  Infrastrukturen,  die 
die  Erschließung  neuer  Gasversorgungsquellen  ermöglichen, 
die  von  den  Bestimmungen  der  Artikel  9, 14,  32,  33,  34  oder 
Artikel  41  Absätze  6,  8  und  10  der  genannten  Richtlinie  aus- 
genommen sind,  solange  sie  von  den  in  diesem  Absatz 
genannten  Bestimmungen  ausgenommen  bleiben,  mit  Aus- 
nahme des  Artikels  1 9  Absatz  4  dieser  Verordnung,  oder 

c)  Erdgasfernleitungsnetze,  für  die  Ausnahmen  gemäß  Arti- 
kel 48  der  Richtlinie  2009/73/EG  gewährt  worden  sind. 

Hinsichtlich  1  Buchstabe  a  können  Mitgliedstaaten,  denen  gemäß 
Artikel  49  der  Richtlinie  2009/73/EG  Äusnahmen  gewährt  wur- 
den, bei  der  Kommission  eine  zeitweilige  Ausnahmeregelung  in 
Bezug  auf  die  Anwendung  dieser  Verordnung  beantragen,  und 
zwar  für  einen  Zeitraum  von  bis  zu  zwei  Jahren,  beginnend  ab 
dem  Zeitpunkt,  zu  dem  die  Ausnahme  gemäß  dem  genannten 
Buchstaben  ausläuft. 


Artikel  29 
Bericht  der  Kommission 

Die  Kommission  beobachtet  die  Anwendung  dieser  Verordnung. 
In  ihrem  Bericht  nach  Artikel  52  Absatz  6  der  Richtlinie 
2009/73/EG  berichtet  die  Kommission  auch  über  die  Erfahrun- 
gen bei  der  Anwendung  dieser  Verordnung.  In  dem  Bericht  wird 
insbesondere  geprüft,  in  welchem  Umfang  die  Verordnung  nicht- 
diskriminierende und  kostenorientierte  Bedingungen  für  den 
Zugang  zu  Erdgasfernleitungsnetzen  gewährleistet,  um  einen  Bei- 
trag zur  Angebotsvielfalt  für  die  Kunden  in  einem  gut  funktionie- 
renden Binnenmarkt  und  zur  langfristigen  Versorgungssicherheit 
zu  leisten.  Der  Bericht  kann  erforderlichenfalls  geeignete  Vor- 
schläge und/oder  Empfehlungen  enthalten. 


Artikel  31 
Aufhebung 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1775/2005  wird  zum  3.  März  2011 
aufgehoben.  Verweisungen  auf  die  aufgehobene  Verordnung  gel- 
ten als  Verweisungen  auf  die  vorliegende  Verordnung  und  sind 
nach  Maßgabe  der  Entsprechungstabelle  in  Anhang  II  zu  lesen. 

Artikel  32 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffent- 
lichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Sie  gilt  ab  dem  3.  September  2009. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitgliedstaat. 


Geschehen  zu  Brüssel  am  13.  Juli  2009. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments  Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident  Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING  E.  ERLANDSSON 
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ANHANG  I 


LEITLINIEN  FÜR 


1 .      Fernleitungsnetzbetreiber  betreffende  Dienstleistungen  für  den  Zugang  Dritter 

1 .  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  bieten  verbindliche  und  unterbrechbare  Dienstleistungen  bis  hin  zu  einer  Mindestperiode 
von  einem  Tag  an. 

2.  Harmonisierte  Transportverträge  und  gemeinsame  Netzkodizes  werden  so  konzipiert,  dass  der  Handel  und  die  Wie- 
derverwendung von  Kapazitäten,  die  von  den  Netznutzern  kontrahiert  wurden,  erleichtert  werden,  ohne  dass  die 
Kapazitätsfreigabe  behindert  wird. 

3.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  konzipieren  Netzkodizes  und  harmonisierte  Verträge  im  Anschluss  an  eine  angemes- 
sene Konsultation  der  Netznutzer. 

4.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  führen  standardisierte  Verfahren  für  die  Nominierung  und  Renominierung  ein.  Sie  ent- 
wickeln Informationssysteme  und  elektronische  Kommunikationsmittel,  um  den  Netznutzern  geeignete  Daten  bereit- 
zustellen und  Transaktionen,  wie  z.  B.  Nominierungen,  die  Kapazitätskontrahierung  und  die  Übertragung  von 
Kapazitätsrechten  zwischen  Netznutzern,  zu  vereinfachen. 

5.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  harmonisieren  formalisierte  Anfrageverfahren  und  Antwortzeiten  gemäß  der  besten 
Branchenpraxis,  um  die  Antwortzeiten  zu  minimieren.  Sie  stellen  spätestens  ab  dem  1.  Juli  2006  nach  Konsultation 
der  maßgeblichen  Netznutzer  bildschirmgestützte  Online-Kapazitätsbuchungs-  und  -bestätigungssysteme  sowie 
Nominierungs-  und  Renominierungsverfahren  bereit. 

6.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  stellen  den  Netznutzern  keine  separaten  Gebühren  für  Informationsanfragen  und  für 
Transaktionen  in  Rechnung,  die  mit  ihren  Transportverträgen  zusammenhängen  und  gemäß  Standardregeln  und 
-verfahren  durchgeführt  werden. 

7.  Informationsanfragen,  bei  denen  außergewöhnliche  oder  übermäßige  Kosten  anfallen,  etwa  für  Durchführbarkeits- 
studien, können  separat  in  Rechnung  gestellt  werden,  sofern  die  Aufwendungen  ordnungsgemäß  nachgewiesen  wer- 
den können. 

8.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  arbeiten  mit  anderen  Fernleitungsnetzbetreibern  bei  der  Koordinierung  der  Wartung 
ihrer  jeweiligen  Netze  zusammen,  um  Unterbrechungen  der  Fernleitungsdienstleistungen  für  die  Netznutzer  und  die 
Fernleitungsnetzbetreiber  in  anderen  Gebieten  möglichst  gering  zu  halten  und  um  hinsichtlich  der  Versorgungs- 
sicherheit, einschließlich  des  Transits,  gleiche  Nutzeffekte  zu  gewährleisten. 

9.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  mindestens  einmal  jährlich  bis  zu  einem  vorher  festgelegten  Termin  alle 
geplanten  Wartungszeiträume,  die  sich  auf  die  aus  den  Transportverträgen  resultierenden  Rechte  der  Netznutzer  aus- 
wirken könnten,  und  die  entsprechenden  betriebsbezogenen  Informationen  mit  einer  angemessener  Vorlaufzeit.  Dazu 
gehört  die  zügige  und  diskriminierungsfreie  Veröffentlichung  von  Änderungen  der  geplanten  Wartungszeiträume  und 
die  Bekanntgabe  ungeplanter  Wartungsarbeiten,  sobald  der  Fernleitungsnetzbetreiber  von  diesen  Kenntnis  hat.  Wäh- 
rend der  Wartungszeiträume  veröffentlichen  die  Fernleitungsnetzbetreiber  regelmäßig  aktualisierte  Informationen  über 
die  Einzelheiten  der  Wartungsarbeiten,  ihre  voraussichtliche  Dauer  und  Auswirkung. 

1 0.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  führen  ein  Tagesprotokoll  über  die  tatsächlichen  Wartungsarbeiten  und  die  eingetrete- 
nen Lastflussunterbrechungen,  das  sie  der  zuständigen  Behörde  auf  Anfrage  zur  Verfügung  stellen.  Auf  Anfrage  wer- 
den Informationen  auch  den  von  einer  Unterbrechung  Betroffenen  zur  Verfügung  gestellt. 


2.  Fernleitungsnetzbetreiber  betreffende  Grundsätze  der  Kapazitätszuweisungsmechanismen  und  Engpass- 
managementverfahren und  ihre  Anwendung  bei  vertraglich  bedingten  Engpässen 

2.1 .  Femleitungsnetzbetreiber  betreffende  Grundsätze  der  Kapazitätszuweisungsmechanismen  und  der  Engpassmanagementverfahren 

1 .  Kapazitätszuweisungsmechanismen  und  Engpassmanagementverfahren  erleichtern  die  Entwicklung  des  Wettbewerbs 
und  den  liquiden  Kapazitätshandel  und  sind  mit  Marktmechanismen,  einschließlich  der  Spotmärkte  und  Trading  Hubs, 
vereinbar.  Sie  sind  flexibel  und  können  sich  an  sich  verändernde  Marktgegebenheiten  anpassen. 

2.  Diese  Mechanismen  und  Verfahren  berücksichtigen  die  Integrität  des  jeweiligen  Netzes  und  die  Versorgungssicherheit. 
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3.  Diese  Mechanismen  und  Verfahren  dürfen  weder  den  Markteintritt  neuer  Marktteilnehmer  behindern  noch  übermä- 
ßige Markteintrittshindernisse  schaffen.  Sie  hindern  Marktteilnehmer,  einschließlich  neuer  Marktteilnehmer  und  Unter- 
nehmen mit  kleinem  Marktanteil,  nicht  am  wirksamen  Wettbewerb. 

4.  Von  den  Mechanismen  und  Verfahren  gehen  geeignete  ökonomische  Signale  im  Hinblick  auf  die  effiziente  Nutzung 
technischer  Kapazitäten  in  möglichst  großem  Umfang  aus,  und  sie  erleichtern  Investitionen  in  neue  Infrastruktur. 

5.  Die  Netznutzer  werden  daraufhingewiesen,  welche  Art  von  Umständen  die  Verfügbarkeit  kontrahierter  Kapazität 
beeinträchtigen  könnte.  Die  Unterrichtung  über  Unterbrechungen  sollte  dem  Informationsstand  entsprechen,  den  die 
Fernleitungsnetzbetreiber  haben. 

6.  Ergeben  sich  aus  Gründen  der  Netzintegrität  Schwierigkeiten  bei  der  Erfüllung  vertraglicher  Lieferverpflichtungen,  so 
sollten  die  Fernleitungsnetzbetreiber  unverzüglich  die  Netznutzer  unterrichten  und  eine  nichtdiskriminierende  Lösung 
anstreben. 

Die  Fernleitungsnetzbetreiber  konsultieren  die  Netznutzer  zu  den  Verfahren  vor  deren  Anwendung  und  vereinbaren 
die  Verfahren  mit  der  Regulierungsbehörde. 


2.2.  Engpassmanagementverfahren  bei  vertraglich  bedingten  Engpässen 

1 .  Falls  die  kontrahierte  Kapazität  nicht  genutzt  wird,  stellen  die  Fernleitungsnetzbetreiber  diese  Kapazität  auf  dem  Primär- 
markt auf  unterbrechbarer  Basis  durch  Verträge  mit  unterschiedlicher  Laufzeit  zur  Verfügung,  sofern  sie  nicht  vom 
jeweiligen  Netznutzer  zu  einem  angemessenen  Preis  auf  dem  Sekundärmarkt  angeboten  wird. 

2.  Die  Einnahmen  aus  der  freigegebenen,  unterbrechbaren  Kapazität  werden  nach  Regeln  aufgeteilt,  die  von  der  jeweili- 
gen Regulierungsbehörde  festgelegt  oder  genehmigt  worden  sind.  Diese  Regeln  sind  mit  dem  Erfordernis  einer  effek- 
tiven und  effizienten  Netznutzung  vereinbar. 

3.  Die  Regulierungsbehörden  können  unter  Berücksichtigung  der  vorherrschenden  speziellen  Gegebenheiten  einen  ange- 
messenen Preis  für  die  freigegebene  unterbrechbare  Kapazität  festlegen. 

4.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  bemühen  sich  gegebenenfalls  in  angemessener  Weise,  dem  Markt  zumindest  Teile  der 
nicht  genutzten  Kapazität  als  verbindliche  Kapazität  anzubieten. 


3.  Festlegung  der  technischen  Informationen,  die  die  Netznutzer  für  den  tatsächlichen  Netzzugang  benötigen, 
und  Bestimmung  aller  für  die  Transparenzanforderungen  maßgeblichen  Punkte  und  der  für  alle  maßgebli- 
chen Punkte  zu  veröffentlichenden  Informationen  sowie  des  Zeitplans  für  die  Veröffentlichung  dieser 
Informationen 


3.1.  Festlegung  der  technischen  Informationen,  die  die  Netznutzer  für  den  tatsächlichen  Netzzugang  benötigen 

Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  mindestens  die  folgenden  Informationen  über  ihre  Netze  und 
Dienstleistungen: 

a)  eine  ausführliche  und  umfassende  Beschreibung  der  verschiedenen  angebotenen  Dienstleistungen  und  der  ent- 
sprechenden Entgelte; 

b)  die  verschiedenen  Arten  von  Transportverträgen  für  diese  Dienstleistungen  und  gegebenenfalls  den  Netzkodex 
und/oder  die  Standardbedingungen,  in  denen  die  Rechte  und  Pflichten  aller  Netznutzer  umrissen  werden,  ein- 
schließlich harmonisierter  Transportverträge  und  anderer  maßgeblicher  Unterlagen; 

c)  die  harmonisierten  Verfahren,  die  bei  der  Nutzung  des  Fernleitungsnetzes  angewandt  werden,  einschließlich  der 
Definition  von  Schlüsselbegriffen; 

d)  Bestimmungen  über  die  Verfahren  für  die  Kapazitätszuweisung,  das  Engpassmanagement,  die  Verhütung  des  Hor- 
tens von  Kapazität  und  für  die  Wiederverwendung; 

e)  die  Regeln  für  den  Kapazitätshandel  auf  dem  Sekundärmarkt  im  Hinblick  auf  den  Fernleitungsnetzbetreiber; 

f)  gegebenenfalls  die  Flexibilitäts-  und  Toleranzwerte,  die  im  Transport  und  in  den  anderen  Dienstleistungen  ohne 
separates  Entgelt  enthalten  sind,  und  die  darüber  hinaus  angebotene  Flexibilität  mit  den  entsprechenden  Entgelten; 
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g)  eine  ausführliche  Beschreibung  des  Gasnetzes  des  Fernleitungsnetzbetreibers  mit  Angabe  aller  maßgeblichen 
Punkte,  die  sein  Netz  mit  dem  anderer  Fernleitungsnetzbetreiber  und/oder  mit  der  Erdgasinfrastruktur  wie  Flüssig- 
erdgas (LNG)-Anlagen  und  Infrastruktureinrichtungen,  die  für  die  Bereitstellung  von  Hilfsdiensten  im  Sinne  des 
Artikels  2  Nummer  14  der  Richtlinie  2009/73/EG  erforderlich  sind,  verbinden; 

h)  Informationen  über  die  Erdgasqualität  und  Druckanforderungen; 

i)  die  Regeln  für  den  Anschluss  an  das  vom  Fernleitungsnetzbetreiber  betriebene  Netz; 

j)  fristgerechte  Informationen  über  vorgeschlagene  und/oder  tatsächliche  Änderungen  der  Dienstleistungen  oder 
Bedingungen,  einschließlich  der  in  den  Buchstaben  a  bis  i  aufgeführten  Punkte. 


3.2.  Bestimmung  aller  für  die  Transparenzanforderungen  maßgeblichen  Punkte 
Zu  den  maßgeblichen  Punkten  gehören  mindestens: 

a)  alle  Einspeisepunkte  eines  von  einem  Fernleitungsnetzbetreiber  betriebenen  Netzes; 

b)  die  wichtigsten  Ausspeisepunkte  und  -bereiche,  die  mindestens  50  %  der  gesamten  Ausspeisekapazität  des  Net- 
zes eines  bestimmten  Fernleitungsnetzbetreibers  ausmachen,  einschließlich  aller  Ausspeisepunkte  und  -bereiche, 
die  mehr  als  2  %  der  gesamten  Ausspeisekapazität  des  Netzes  ausmachen; 

c)  alle  Punkte,  die  verschiedene  Netze  von  Fernleitungsnetzbetreibern  verbinden; 

d)  alle  Punkte,  die  das  Netz  eines  Fernleitungsnetzbetreibers  mit  einer  LNG-Kopfstation  verbinden; 

e)  alle  wesentlichen  Punkte  des  Netzes  eines  bestimmten  Fernleitungsnetzbetreibers,  einschließlich  der  Verbindungs- 
punkte zu  Erdgashubs.  Als  wesentlich  gelten  alle  Punkte,  an  denen  erfahrungsgemäß  physische  Engpässe  auftre- 
ten können; 

f)  alle  Punkte,  die  das  Netz  eines  bestimmten  Fernleitungsnetzbetreibers  mit  der  Infrastruktur  verbinden,  die  für  die 
Erbringung  von  Hilfsdiensten  im  Sinne  des  Artikels  2  Nummer  14  der  Richtlinie  2009/73/EG  erforderlich  ist. 


3.3.  Für  die  maßgeblichen  Punkte  zu  veröffentlichende  Informationen  und  Zeitplan  für  die  Veröffentlichung  dieser  Informationen 

1.  Für  alle  maßgeblichen  Punkte  veröffentlichen  die  Fernleitungsnetzbetreiber  regelmäßig/kontinuierlich  und  in  einer 
nutzerfreundlichen,  standardisierten  Weise  im  Internet  die  folgenden  Informationen  über  die  Kapazitätslage  bis  hin  zu 
den  täglichen  Perioden: 

a)  die  maximale  technische  Kapazität  für  Lastflüsse  in  beide  Richtungen; 

b)  die  gesamte  kontrahierte  und  unterbrechbare  Kapazität  und 

c)  die  verfügbare  Kapazität. 

2.  Für  alle  maßgeblichen  Punkte  veröffentlichen  die  Fernleitungsnetzbetreiber  die  verfügbaren  Kapazitäten  für  einen  Zeit- 
raum von  mindestens  1 8  Monaten  im  Voraus  und  aktualisieren  diese  Informationen  mindestens  monatlich  oder,  falls 
neue  Informationen  vorliegen,  häufiger. 

3.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  für  alle  maßgeblichen  Punkte  tägliche  Aktualisierungen  der  Verfügbar- 
keit kurzfristiger  Dienstleistungen  (einen  Tag  und  eine  Woche  im  Voraus),  die  u.  a.  auf  Nominierungen,  den  vorherr- 
schenden vertraglichen  Verpflichtungen  und  regelmäßigen  langfristigen  Prognosen  der  verfügbaren  Kapazität  auf 
jährlicher  Basis  für  bis  zu  zehn  Jahre  beruhen. 

4.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  historische  monatliche  Höchst-  und  Mindestkapazitätsauslastungsraten 
und  die  jährlichen  durchschnittlichen  Lastflüsse  für  alle  maßgeblichen  Punkte  für  die  letzten  drei  Jahre  auf  einer  kon- 
tinuierlichen Basis. 

5.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  führen  ein  sich  über  mindestens  drei  Monate  erstreckendes  Tagesprotokoll  der  tatsäch- 
lichen aggregierten  Lastflüsse. 

6.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  führen  ordnungsgemäße  Aufzeichnungen  über  alle  Kapazitätsverträge  und  alle  sonsti- 
gen relevanten  Informationen  im  Zusammenhang  mit  der  Berechnung  und  der  Bereitstellung  des  Zugangs  zu  verfüg- 
baren Kapazitäten,  auf  die  die  maßgeblichen  nationalen  Behörden  bei  der  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  zugreifen 
können. 
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Die  Fernleitungsnetzbetreiber  stellen  nutzerfreundliche  Instrumente  für  die  Berechnung  der  Entgelte  für  die  verfügba- 
ren Dienstleistungen  und  für  die  Online-Überprüfung  der  verfügbaren  Kapazität  bereit. 

Sind  die  Fernleitungsnetzbetreiber  außerstande,  Informationen  gemäß  den  Nummern  1,  3  und  7  zu  veröffentlichen, 
so  konsultieren  sie  ihre  zuständigen  nationalen  Behörden  und  erstellen  so  schnell  wie  möglich,  jedoch  spätestens  bis 
zum  31.  Dezember  2006,  einen  Aktionsplan  für  die  Umsetzung. 


ANHANG  II 
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Anhang  I 

Berichtigung 

(ABl.  2009  L  229/29) 
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Berichtigung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009 
über  die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen  und  zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EG) 

Nr.  1775/2005 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  211  vom  14.  August  2009) 
Seite  49,  Artikel  32  Absatz  2: 

Statt:  „Sie  gilt  ab  dem  3.  September  2009." 


muss  es  heißen:    „Sie  gilt  ab  dem  3.  März  2011." 


Berichtigung 

(ABl.  2009  L  309/87) 
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Berichtigung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009 
über  die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen  und  zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EG) 

Nr.  1775/2005 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  211  vom  14.  August  2009) 
Seite  49,  Artikel  27  Absatz  1,  letzter  Satz: 

anstatt:  „Sie  teilen  der  Kommission  die  Bestimmungen  ohne  Bezug  auf  die  Vorschriften  der  Verordnung  (EG)  Nr. 

1775/2005  bis  zum  3.  September  2009  mit  und  teilen  der  Kommission  unverzüglich  spätere  Änderun- 
gen mit,  die  diese  betreffen." 

muss  es  heißen:  „Sie  teilen  der  Kommission  die  Bestimmungen  ohne  Bezug  auf  die  Vorschriften  der  Verordnung  (EG)  Nr. 

1775/2005  bis  zum  3.  März  2011  mit  und  teilen  der  Kommission  unverzüglich  spätere  Änderungen  mit, 
die  diese  betreffen." 


Beschluss  2010/685/EU 

(ABl.  2010  L  293/67) 
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BESCHLUSS  DER  KOMMISSION 

vom  10.  November  2010 

zur  Änderung  von  Kapitel  3  des  Anhangs  I  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  über  die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 

(2010/685/EU) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  1 3.  Juli  2009  über  die 
Bedingungen  für  den  Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen 
und  zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1775/2005 
insbesondere  auf  Artikel  23  Absatz  2, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  In  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  sind  Leitlinien  für 
die  Definition  der  technischen  Informationen,  die  die 
Netznutzer  für  den  tatsächlichen  Netzzugang  benötigen, 
festgelegt. 

(2)  Durch  diese  Leitlinien  sollten  Transparenzanforderungen 
eingeführt  werden,  um  den  tatsächlichen  Zugang  zu  den 
Erdgasfernleitungsnetzen  sicherzustellen  und  in  der  Praxis 
ein  Mindestmaß  an  gleichen  Marktzugangsbedingungen 
zu  gewährleisten. 


(3)  Die  Maßnahmen  dieses  Beschlusses  stehen  im  Einklang 
mit  der  Stellungnahme  des  gemäß  Artikel  28  Absatz  2 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  eingesetzten  Aus- 
schusses — 

HAT  FOLGENDEN  BESCHLUSS  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Kapitel  3  des  Anhangs  I  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009 
wird  durch  den  Wortlaut  im  Anhang  dieses  Beschlusses  ersetzt. 

Artikel  2 

Dieser  Beschluss  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  seiner 
Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Er  gilt  ab  dem  3.  März  2011. 

Brüssel,  den  10.  November  2010 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


0  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  36. 
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ANHANG 


„3.  Definition  der  technischen  Informationen,  die  die  Netznutzer  für  den  tatsächlichen  Netzzugang  benötigen, 
Definition  aller  für  die  Transparenzanforderungen  maßgeblichen  Punkte,  einschließlich  der  für  alle  maß- 
geblichen Punkte  zu  veröffentlichenden  Informationen  und  des  Zeitplans  für  die  Veröffentlichung  dieser 
Informationen 

3.1.     Definition  der  technischen  Informationen,  die  die  Netznutzer  für  den  tatsächlichen  Netzzugang  benötigen 

3.1.1.  Form  der  Veröffentlichung 

1.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  stellen  alle  unter  Punkt  3.1.2  und  Punkt  3.3  Nummern  1  bis  5  genannten  Informa- 
tionen wie  folgt  bereit: 

a)  auf  einer  öffentlichen  und  unentgeltlich  zugänglichen  Internetseite,  für  die  weder  eine  Registrierung  beim 
Fernleitungsnetzbetreiber  noch  eine  Anmeldung  auf  andere  Weise  erforderlich  ist; 

b)  regelmäßig/kontinuierlich;  die  Häufigkeit  hängt  von  den  eintretenden  Änderungen  und  von  der  Dauer  der 
Dienstleistung  ab; 

c)  in  einer  nutzerfreundlichen  Weise; 

d)  in  klarer  Form  sowie  auf  quantifizierbare,  leicht  zugängliche  Weise  und  ohne  Diskriminierung; 

e)  in  einem  herunterladbaren  Format,  das  quantitative  Analysen  ermöglicht; 

f)  in  gleichbleibenden  Einheiten,  wobei  insbesondere  kWh  (mit  einer  Verbrennungsreferenztemperatur  von 
298,15  K)  die  Einheit  für  den  Energiegehalt  und  mi  (bei  273,15  K  und  1,01325  bar)  die  Einheit  für  das 
Volumen  ist.  Der  konstante  Konversionsfaktor  für  den  Energiegehalt  ist  anzugeben.  Für  die  Veröffentlichung 
können  auch  andere  als  die  vorstehend  genannten  Einheiten  verwendet  werden: 

g)  in  der  (den)  Amtssprache(n)  des  Mitgliedstaats  und  auf  Englisch. 

2.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  teilen  Einzelheiten  zu  tatsächlichen  Änderungen  der  unter  Punkt  3.1.2  und  Punkt  3.3 
Nummern  1  bis  5  genannten  Informationen  rechtzeitig  mit,  sobald  sie  von  ihnen  Kenntnis  haben. 

3.1.2.  Inhalt  der  Veröffentlichung 

Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  mindestens  die  folgenden  Informationen  über  ihre  Netze  und  Dienst- 
leistungen: 

a)  eine  ausführliche  und  umfassende  Beschreibung  der  verschiedenen  angebotenen  Dienstleistungen  und  der 
entsprechenden  Entgelte; 

b)  die  verschiedenen  Arten  von  Transportverträgen  für  diese  Dienstleistungen; 

c)  den  Netzkodex  und/oder  die  Standardbedingungen,  in  denen  die  Rechte  und  Pflichten  aller  Netznutzer  be- 
schrieben werden,  einschließlich 

1.  harmonisierter  Transportverträge  und  anderer  maßgeblicher  Unterlagen; 

2.  sofern  für  den  Netzzugang  relevant:  der  Angabe  der  relevanten  Gasqualitätsparameter  für  alle  unter  Punkt 
3.2  dieses  Anhangs  definierten  maßgeblichen  Punkte,  einschließlich  mindestens  des  Bruttobrennwerts  und 
des  Wobbe-Indexes  und  der  Verantwortlichkeit  oder  der  Kosten  der  Netznutzer  für  die  Konversion  des 
Gases,  falls  das  Gas  diesen  Angaben  nicht  entspricht; 

3.  sofern  für  den  Netzzugang  relevant:  Informationen  über  die  Druckanforderungen  für  alle  maßgeblichen 
Punkte: 

4.  des  Verfahrens  für  den  Fall  einer  Unterbrechung  der  unterbrechbaren  Kapazität,  einschließlich  gegebenen- 
falls des  Zeitpunkts,  des  Umfangs  und  der  Rangfolge  der  einzelnen  Unterbrechungen  (z.  B.  anteilsmäßig 
oder  nach  dem  Prinzip  ,first-come-last-interrupted'); 

d)  die  harmonisierten  Verfahren,  die  bei  der  Nutzung  des  Fernleitungsnetzes  angewandt  werden,  einschließlich  der 
Definition  von  Schlüsselbegriffen; 

e)  Bestimmungen  über  die  Verfahren  für  die  Kapazitätszuweisung,  das  Engpassmanagement,  die  Verhütung  der 
Kapazitätshortung  und  für  die  Wiederverwendung; 

f)  die  Regeln  für  den  Kapazitätshandel  auf  dem  Sekundärmarkt  gegenüber  dem  Fernleitungsnetzbetreiber: 

g)  Regeln  für  den  Ausgleich  von  Mengenabweichungen  und  die  Methodik  für  die  Berechnung  der  Ausgleichs- 
entgelte; 

h)  gegebenenfalls  die  Flexibilitäts-  und  Toleranzwerte,  die  im  Transport  und  in  den  anderen  Dienstleistungen  ohne 
separates  Entgelt  enthalten  sind,  und  die  darüber  hinaus  angebotene  Flexibilität  mit  den  entsprechenden 
Entgelten; 
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i)  eine  ausführliche  Beschreibung  des  Gasnetzes  des  Fernleitungsnetzbetreibers  und  aller  unter  Punkt  3.2  dieses 
Anhangs  definierten  maßgeblichen  Kuppelstellen  sowie  die  Namen  der  Betreiber  der  verbundenen  Systeme  oder 
Anlagen; 

j)  die  Regeln  für  den  Anschluss  an  das  vom  Fernleitungsnetzbetreiber  betriebene  Netz; 

k)  Informationen  über  Notfall-Mechanismen,  soweit  der  Fernleitungsnetzbetreiber  für  diese  verantwortlich  ist, 
etwa  über  Maßnahmen,  die  zur  Trennung  von  Kundengruppen  vom  Netz  führen  können,  und  über  sonstige 
allgemeine  Haftungsregelungen,  die  für  den  Fernleitungsnetzbetreiber  gelten: 

1)  die  von  den  Fernleitungsnetzbetreibern  für  Kuppelstellen  vereinbarten  und  die  Interoperabilität  des  Netzes 
betreffenden  Verfahren,  die  für  den  Zugang  der  Netznutzer  zu  den  betreffenden  Fernleitungsnetzen  relevant 
sind,  die  Verfahren  für  die  Nominierung  und  das  Matching  und  sonstige  Verfahren,  die  Regelungen  für  die 
Allokation  der  Lastflüsse  und  den  Ausgleich  von  Mengenabweichungen,  einschließlich  der  verwendeten  Me- 
thoden, enthalten; 

m)  die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  eine  ausführliche  und  umfassende  Beschreibung  der  Methodik  und 
des  Verfahrens,  die  für  die  Berechnung  der  technischen  Kapazität  verwendet  werden,  einschließlich  Informa- 
tionen über  die  zugrunde  gelegten  Parameter  und  wichtigsten  Annahmen. 

3.2.  Definition  aller  für  die  Transparenzanforderungen  maßgeblichen  Punkte 

1.  Zu  den  maßgeblichen  Punkten  gehören  mindestens 

a)  alle  Ein-  und  Ausspeisepunkte  eines  von  einem  Fernleitungsnetzbetreiber  betriebenen  Fernleitungsnetzes  mit 
Ausnahme  der  Ausspeisepunkte,  an  denen  ein  einziger  Endkunde  verbunden  ist,  und  mit  Ausnahme  der 
Einspeisepunkte,  die  unmittelbar  mit  der  Produktionsanlage  eines  einzelnen,  in  der  EU  ansässigen  Produzenten 
verbunden  sind; 

b)  alle  Ein-  und  Ausspeisepunkte,  die  die  Bilanzzonen  von  Fernleitungsnetzbetreibern  verbinden; 

c)  alle  Punkte,  die  das  Netz  eines  Fernleitungsnetzbetreibers  mit  einer  LNG-Anlage,  physischen  Erdgashubs,  Spei- 
cher- und  Produktionsanlagen  verbinden,  es  sei  denn,  diese  Produktionsanlagen  sind  gemäß  Buchstabe  a 
ausgenommen; 

d)  alle  Punkte,  die  das  Netz  eines  bestimmten  Fernleitungsnetzbetreibers  mit  der  Infrastruktur  verbinden,  die  für 
die  Erbringung  von  Hilfsdiensten  gemäß  der  Definition  des  Artikels  2  Nummer  14  der  Richtlinie  2009/73/EG 
erforderlich  ist. 

2.  Informationen  für  einzelne  Endkunden  und  Produktionsanlagen,  die  nicht  unter  die  Definition  der  maßgeblichen 
Punkte  unter  3.2  Nummer  1  Buchstabe  a  fallen,  werden  in  aggregierter  Form  zumindest  pro  Bilanzzone  veröffent- 
licht. Für  die  Anwendung  dieses  Anhangs  werden  die  aggregierten  Informationen,  die  einzelne  Endkunden  und 
Produktionsanlagen  betreffen,  die  gemäß  Punkt  3.2  Nummer  1  Buchstabe  a  von  der  Definition  der  maßgeblichen 
Punkte  ausgenommen  sind,  als  ein  maßgeblicher  Punkt  betrachtet. 

3.  Werden  Punkte  zwischen  zwei  oder  mehr  Fernleitungsnetzbetreibern  nur  von  den  betroffenen  Netzbetreibern  ohne 
jegliche  vertragliche  oder  operative  Beteiligung  der  Netznutzer  verwaltet  oder  verbinden  Punkte  ein  Fernleitungs- 
netz mit  einem  Verteilernetz,  ohne  dass  es  an  diesen  Punkten  zu  einem  vertraglich  bedingten  Engpass  kommt,  sind 
die  Fernleitungsnetzbetreiber  in  Bezug  auf  diese  Punkte  von  der  Verpflichtung  ausgenommen,  die  Anforderungen 
gemäß  Punkt  3.3  dieses  Anhangs  zu  veröffentlichen.  Die  nationale  Regulierungsbehörde  kann  die  Fernleitungs- 
netzbetreiber verpflichten,  die  Anforderungen  gemäß  Punkt  3.3  dieses  Anhangs  für  Gruppen  der  ausgenommenen 
Punkte  oder  für  alle  diese  Punkte  zu  veröffentlichen.  In  einem  solchen  Fall  werden  die  Informationen,  sofern  sie 
dem  Fernleitungsnetzbetreiber  vorliegen,  auf  einer  sinnvollen  Ebene  in  aggregierter  Form  zumindest  pro  Bilanzzone 
veröffentlicht.  Für  die  Anwendung  dieses  Anhangs  werden  diese  die  Punkte  betreffenden  aggregierten  Informatio- 
nen als  ein  maßgeblicher  Punkt  betrachtet. 

3.3.  Für  alle  maßgeblichen  Punkte  zu  veröffentlichende  Informationen  und  Zeitplan  für  die  Veröffentlichung  dieser  Informationen 

1.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  für  alle  maßgeblichen  Punkte  die  unter  den  Buchstaben  a  bis  g 
angegebenen  Informationen  für  alle  erbrachten  Dienstleistungen  und  Hilfsdienste  (insbesondere  Informationen 
zur  Mischung,  Beimischung  und  Konversion).  Diese  Informationen  werden  in  numerischer  Form  in  stündlichen 
oder  täglichen  Perioden  veröffentlicht,  die  der  kleinsten  Referenzperiode  für  die  Kapazitätsbuchung  und  (Re- 
)Nominierung  und  dem  kleinsten  Abrechnungszeitraum,  für  den  Ausgleichsentgelte  berechnet  werden,  entsprechen. 
Weicht  die  kleinste  Referenzperiode  von  der  täglichen  Periode  ab,  werden  die  unter  a  bis  g  angegebenen  Infor- 
mationen auch  für  die  tägliche  Periode  zur  Verfügung  gestellt.  Diese  Informationen  und  Aktualisierungen  werden 
veröffentlicht,  sobald  sie  dem  Netzbetreiber  vorliegen  (.nahezu  in  Echtzeit'): 

a)  die  technische  Kapazität  für  Lastflüsse  in  beide  Richtungen; 

b)  die  gesamte  kontrahierte  verbindliche  und  unterbrechbare  Kapazität  in  beide  Richtungen; 

c)  die  Nominierungen  und  Renominierungen  in  beide  Richtungen; 

d)  die  verfügbare  verbindliche  und  unterbrechbare  Kapazität  in  beide  Richtungen: 

e)  die  tatsächlichen  Lastflüsse; 
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f)  die  geplante  und  tatsächliche  Unterbrechung  der  unterbrechbaren  Kapazität; 


g)  die  geplanten  und  ungeplanten  Unterbrechungen  verbindlicher  Dienstleistungen  sowie  Informationen  zur  Wie- 
deraufnahme der  verbindlichen  Dienstleistungen  (u.  a.  Netzwartungsarbeiten  und  voraussichtliche  Dauer  einer 
wartungsbedingten  Unterbrechung).  Geplante  Unterbrechungen  werden  mindestens  42  Tage  im  Voraus  ver- 
öffentlicht. 

2.  Die  Informationen  unter  Punkt  3.3  Nummer  1  Buchstaben  a,  b  und  d  werden  für  alle  maßgeblichen  Punkte 
mindestens  18  Monate  im  Voraus  veröffentlicht. 

3.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  für  alle  maßgeblichen  Punkte  historische  Informationen  über  die 
Anforderungen  von  Punkt  3.3  Nummer  1  Buchstaben  a  bis  g  auf  einer  kontinuierlichen  Basis  für  die  letzten 
fünf  Jahre. 

4.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  den  gemessenen  Brennwert  oder  den  Wobbe-Index  für  alle  maßgeb- 
lichen Punkte  täglich.  Vorläufige  Zahlen  werden  spätestens  drei  Tage  nach  dem  jeweiligen  Gastag  veröffentlicht. 
Endgültige  Zahlen  werden  innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Ende  des  jeweiligen  Monats  veröffentlicht. 

5.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  für  alle  maßgeblichen  Punkte  die  verfügbare,  die  gebuchte  und  die 
technische  Kapazität  auf  jährlicher  Basis  für  alle  Jahre,  in  denen  die  Kapazität  kontrahiert  ist,  plus  ein  Jahr,  und 
mindestens  für  die  nächsten  zehn  Jahre.  Diese  Informationen  werden  mindestens  monatlich  aktualisiert  oder 
häufiger,  falls  neue  Informationen  vorliegen.  Die  Veröffentlichung  spiegelt  den  Zeitraum  wider,  für  den  die 
Kapazität  dem  Markt  angeboten  wird. 

Zu  veröffentlichende  Informationen  über  das  Fernleitungsnetz  und  Zeitplan  für  die  Veröffentlichung  dieser  Informationen 

1.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  stellen  sicher,  dass  die  aggregierte  Kapazität,  die  auf  dem  Sekundärmarkt  angeboten 
und  kontrahiert  wird  (d.  h.  von  einem  Netznutzer  an  einen  anderen  Netznutzer  verkauft  wird),  täglich  veröffent- 
licht und  aktualisiert  wird,  sofern  diese  Informationen  dem  Fernleitungsnetzbetreiber  vorliegen.  Diese  Informatio- 
nen beinhalten  die  folgenden  Angaben: 

a)  die  Kuppelstelle,  an  der  die  Kapazität  verkauft  wird; 

b)  die  Art  der  Kapazität,  z.  B.  Einspeisekapazität,  Ausspeisekapazität,  verbindliche  oder  unterbrechbare  Kapazität; 

c)  die  Menge  und  Laufzeit  der  Kapazitätsnutzungsrechte; 

d)  die  Art  des  Verkaufs,  z.  B.  Nutzungsüberlassung  oder  Übertragung; 

e)  die  Gesamtzahl  der  Transaktionen/Nutzungsüberlassungen; 

f)  alle  sonstigen  unter  Punkt  3.3  genannten  Bedingungen,  die  dem  Fernleitungsnetzbetreiber  bekannt  sind. 

Werden  solche  Informationen  von  einem  Dritten  bereitgestellt,  sind  die  Fernleitungsnetzbetreiber  von  dieser 
Bestimmung  ausgenommen. 

2.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  harmonisierte  Bedingungen,  zu  denen  sie  Kapazitätstransaktionen  (z. 
B.  Nutzungsüberlassungen  und  Übertragungen)  akzeptieren.  Diese  Bedingungen  müssen  mindestens  Folgendes 
beinhalten: 

a)  eine  Beschreibung  standardisierter  Produkte,  die  auf  dem  Sekundärmarkt  verkauft  werden  können; 

b)  die  Vorlaufzeit  für  die  Durchführung/Annahme/Registrierung  von  Sekundärmarkttransaktionen.  Im  Falle  von 
Verspätungen  müssen  die  Gründe  dafür  veröffentlicht  werden; 

c)  die  Mitteilung  des  Namens  des  Verkäufers  und  des  Käufers  und  der  Kapazitätsangaben  gemäß  Punkt  3.4 
Nummer  1  durch  den  Verkäufer  oder  den  unter  Punkt  3.4  Nummer  1  genannten  Dritten  an  den  Fernleitungs- 
netzbetreiber. 

Werden  solche  Informationen  von  einem  Dritten  bereitgestellt,  sind  die  Fernleitungsnetzbetreiber  von  dieser 
Bestimmung  ausgenommen. 

3.  Hinsichtlich  der  Ausgleichsdienstleistungen  seines  Netzes  gibt  jeder  Fernleitungsnetzbetreiber  spätestens  einen 
Monat  nach  dem  Ende  der  Ausgleichsperiode  jedem  Netznutzer  für  jede  Ausgleichsperiode  dessen  spezifische 
vorläufige  Mengenabweichungen  und  die  Kosten  pro  Netznutzer  bekannt.  Die  endgültigen  Daten  zu  den  gemäß 
standardisierten  Lastprofilen  belieferten  Kunden  können  bis  zu  14  Monate  später  bereitgestellt  werden.  Werden 
solche  Informationen  von  einem  Dritten  bereitgestellt,  sind  die  Fernleitungsnetzbetreiber  von  dieser  Bestimmung 
ausgenommen.  Bei  der  Bereitstellung  dieser  Informationen  wird  die  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler  Infor- 
mationen gewahrt. 


4.  Falls  Dritten  andere  Flexibilitätsdienste  als  Toleranzen  angeboten  werden,  veröffentlichen  die  Fernleitungsnetz- 
betreiber täglich  auf  ,Day-ahead'-Basis  Prognosen  über  die  maximale  Flexibilität,  die  gebuchte  Flexibilität  und  die 
für  den  Markt  am  folgenden  Gastag  verfügbare  Flexibilität.  Außerdem  veröffentlichen  die  Fernleitungsnetzbetreiber 
am  Ende  eines  jeden  Gastages  Ex-post-Informationen  über  die  aggregierte  Inanspruchnahme  der  einzelnen  Flexi- 
bilitätsdienste. Ist  die  nationale  Regulierungsbehörde  davon  überzeugt,  dass  diese  Informationen  von  den  Netz- 
nutzern missbraucht  werden  könnten,  kann  sie  beschließen,  den  Fernleitungsnetzbetreiber  von  dieser  Verpflichtung 
auszunehmen. 

5.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  veröffentlichen  pro  Bilanzzone  das  zu  Beginn  eines  jeden  Gastages  im  Fernleitungs- 
netz befindliche  Gasvolumen  und  die  Prognose  für  das  am  Ende  eines  jeden  Gastages  im  Fernleitungsnetz  befind- 
liche Gasvolumen.  Das  für  das  Ende  des  Gastages  prognostizierte  Gasvolumen  wird  während  des  gesamten 
Gastages  stündlich  aktualisiert.  Werden  Ausgleichsentgelte  auf  stündlicher  Basis  berechnet,  veröffentlicht  der  Fern- 
leitungsnetzbetreiber das  im  Fernleitungsnetz  befindliche  Gasvolumen  stündlich.  Als  Alternative  dazu  können  die 
Fernleitungsnetzbetreiber  pro  Bilanzzone  den  aggregierten  Ausgleichsstatus  aller  Nutzer  zu  Beginn  einer  jeden 
Ausgleichsperiode  und  den  prognostizierten  aggregierten  Ausgleichsstatus  aller  Nutzer  am  Ende  eines  jeden  Gas- 
tages veröffentlichen.  Ist  die  nationale  Regulierungsbehörde  davon  überzeugt,  dass  diese  Informationen  von  den 
Netznutzern  missbraucht  werden  könnten,  kann  sie  beschließen,  den  Fernleitungsnetzbetreiber  von  dieser  Ver- 
pflichtung auszunehmen. 

6.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  stellen  nutzerfreundliche  Instrumente  für  die  Tarifberechnung  bereit. 

7.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  bewahren  ordnungsgemäße  Aufzeichnungen  über  alle  Kapazitätsverträge  und  alle 
sonstigen  relevanten  Informationen  im  Zusammenhang  mit  der  Berechnung  und  der  Bereitstellung  des  Zugangs  zu 
verfügbaren  Kapazitäten,  insbesondere  im  Zusammenhang  mit  einzelnen  Nominierungen  und  Unterbrechungen, 
für  eine  Dauer  von  mindestens  fünf  Jahren  auf  und  stellen  sie  den  maßgeblichen  nationalen  Behörden  bei  Bedarf 
zur  Verfügung.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  müssen  eine  Dokumentation  zu  allen  unter  Punkt  3.3  Nummern  4 
und  5  genannten  relevanten  Informationen  für  eine  Dauer  von  mindestens  fünf  Jahren  aufbewahren  und  sie  der 
Regulierungsbehörde  bei  Bedarf  zur  Verfügung  stellen.  Beide  Parteien  wahren  das  Geschäftsgeheimnis." 


Beschluss  2012/490/EU 

(ABl.  2012  L  231/16) 
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BESCHLUSS  DER  KOMMISSION 
vom  24.  August  2012 

zur  Änderung  von  Anhang  I  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  über  die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 

(2012/490/EU) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009  über  die 
Bedingungen  für  den  Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen 
und  zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1775/2005  (*), 
insbesondere  auf  Artikel  23  Absatz  2, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  In  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  sind  nichtdiskri- 
minierende Regeln  für  die  Bedingungen  für  den  Zugang 
zu  Erdgasfernleitungsnetzen  festgelegt,  um  das  ordnungs- 
gemäße Funktionieren  des  Erdgasbinnenmarkts  zu  ge- 
währleisten. Da  die  Duplizierung  der  Gasfernleitungs- 
netze in  den  meisten  Fällen  weder  wirtschaftlich  noch 
effizient  ist,  wird  der  Wettbewerb  auf  den  Erdgasmärkten 
durch  den  Netzzugang  Dritter  angekurbelt,  durch  den  die 
Infrastruktur  für  alle  Versorger  auf  transparente  und 
nichtdiskriminierende  Weise  geöffnet  wird.  Das  häufige 
Auftreten  vertraglicher  Engpässe,  bei  denen  die  Netznut- 
zer trotz  der  physischen  Verfügbarkeit  der  Kapazität  kei- 
nen Zugang  zu  den  Gasfernleitungsnetzen  erhalten,  ist 
ein  Hindernis  auf  dem  Weg  zur  Vollendung  des  Energie- 
binnenmarktes. 

(2)  Die  Praxis  hat  gezeigt,  dass  trotz  der  Anwendung  be- 
stimmter Engpassmanagementprinzipien  wie  dem  Anbie- 
ten unterbrechbarer  Kapazität  gemäß  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  1775/2005  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  28.  September  2005  über  die  Bedingun- 
gen für  den  Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen  (2) 
und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  vertragliche  Eng- 
pässe in  den  Gasfernleitungsnetzen  der  Union  weiterhin 
die  Entwicklung  eines  gut  funktionierenden  Gasbinnen- 
marktes behindern.  Daher  müssen  die  Leitlinien  für  die 
Anwendung  von  Engpassmanagementverfahren  bei  ver- 
traglichen Engpässen  geändert  werden.  Gemäß  Artikel  2  3 
Absatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  sollten  die 
vorgeschlagenen  Leitlinien  die  Unterschiede  zwischen  den 
nationalen  Erdgasnetzen  widerspiegeln  und  Mindestanfor- 
derungen festlegen,  um  nichtdiskriminierende  und  trans- 
parente Netzzugangsbedingungen  im  Hinblick  auf  die 
Engpassmanagementverfahren  zu  erreichen. 

(3)  Die  Engpassmanagementverfahren  sollten  für  vertragliche 
Engpässe  gelten  und  zielen  darauf  ab,  diese  dadurch  zu 


(')  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  36. 
(2)  ABl.  L  289  vom  3.11.2005,  S.  1. 


beheben,  dass  ungenutzte  Kapazität  dem  Markt  wieder 
zur  Verfügung  gestellt  und  durch  reguläre  Zuweisungs- 
verfahren neu  zugewiesen  wird. 

(4)  Treten  an  einem  Kopplungspunkt  häufig  physische  Eng- 
pässe auf,  schaffen  Engpassmanagementverfahren  vielfach 
keine  Abhilfe.  In  solchen  Fällen  sollte  eine  Lösung  aus 
der  Perspektive  der  Netzplanung  und  Netzinvestitionen 
geprüft  werden. 

(5)  Gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  (3)  sollte  die  Agentur  für 
die  Zusammenarbeit  der  Energieregulierungsbehörden 
(„die  Agentur")  die  Umsetzung  dieser  Leitlinien  beobach- 
ten und  analysieren.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  müs- 
sen die  zur  Feststellung  des  Auftretens  vertraglicher  Eng- 
pässe notwendigen  Informationen  in  einem  praktisch 
handhabbaren  Format  veröffentlichen. 

(6)  Gemäß  Artikel  24  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009 
gewährleisten  die  nationalen  Regulierungsbehörden  die 
Einhaltung  dieser  Leitlinien. 

(7)  Zur  Gewährleistung  einer  möglichst  effektiven  Anwen- 
dung der  Engpassmanagementverfahren  an  allen  Kopp- 
lungspunkten und  zur  Maximierung  der  verfügbaren  Ka- 
pazitäten in  allen  angrenzenden  Einspeise-/Ausspeisesys- 
temen  ist  es  überaus  wichtig,  dass  die  nationalen  Regu- 
lierungsbehörden und  die  Fernleitungsnetzbetreiber  ver- 
schiedener Mitgliedstaaten  wie  auch  innerhalb  der  Mit- 
gliedstaaten eng  untereinander  und  miteinander  zusam- 
menarbeiten. Insbesondere  sollten  die  nationalen  Regulie- 
rungsbehörden und  die  Fernleitungsnetzbetreiber  die  bes- 
ten Praktiken  berücksichtigen  und  versuchen,  Verfahren 
für  die  Umsetzung  dieser  Leitlinien  zu  harmonisieren.  Die 
Agentur  und  die  nationalen  Regulierungsbehörden  sollten 
gemäß  Artikel  7  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009 
dafür  sorgen,  dass  unionsweit  an  den  jeweiligen  Ein- 
und  Ausspeisepunkten  die  wirksamsten  Engpassmanage- 
mentverfahren angewandt  werden. 

(8)  Da  die  Fernleitungsnetzbetreiber  über  detaillierte  Infor- 
mationen über  die  physische  Nutzung  des  Netzes  ver- 
fügen und  am  besten  in  der  Lage  sind,  künftige  Lastflüsse 
zu  beurteilen,  ist  es  angebracht,  dass  sie  eine  bestimmte 
zusätzliche  Kapazitätsmenge  festlegen,  die  über  die  be- 
rechnete technische  Kapazität  hinaus  bereitgestellt  wer- 
den soll.  Dadurch,  dass  sie  mehr  verbindliche  Kapazität 
anbieten  als  technisch  zur  Verfügung  steht,  wofür  sie 
Lastfluss-Szenarios  und  kontrahierte  Kapazitäten  berück- 
sichtigen, gehen  die  Fernleitungsnetzbetreiber  ein  Risiko 
ein,  das  entsprechend  honoriert  werden  sollte.  Zum 


(3)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  1. 
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Zweck  der  Ermittlung  der  Erlöse  der  Fernleitungsnetz- 
betreiber sollten  solche  zusätzlichen  Kapazitäten  jedoch 
nur  zugewiesen  werden,  wenn  alle  anderen  Kapazitäten, 
einschließlich  Kapazitäten  aus  der  Anwendung  anderer 
Engpassmanagementverfahren,  bereits  zugewiesen  wur- 
den. Die  Fernleitungsnetzbetreiber  sollten  bei  der  Fest- 
legung der  technischen  Kapazität  eng  zusammenarbeiten. 
Zur  Behebung  eines  möglichen  Auftretens  physischer 
Engpässe  sollten  die  Fernleitungsnetzbetreiber  die  kosten- 
effizienteste Maßnahme  anwenden,  wozu  entweder  der 
Rückkauf  von  Kapazität  oder  das  Ergreifen  anderer  tech- 
nischer oder  kommerzieller  Maßnahmen  gehören  kön- 
nen. 

(9)  Die  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  sollte  daher  entspre- 
chend geändert  werden. 

(10)  Die  in  diesem  Beschluss  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  51  der 
Richtlinie  2009/73/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  (')  eingesetzten  Ausschusses  — 


HAT  FOLGENDEN  BESCHLUSS  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Anhang  I  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  wird  gemäß  dem 
Anhang  dieses  Beschlusses  geändert. 

Artikel  2 

Dieser  Beschluss  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  seiner  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Brüssel,  den  24.  August  2012 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


0  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  94. 
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ANHANG 


Anhang  I  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  wird  wie  folgt  geändert: 
1.  Punkt  2.2  erhält  folgende  Fassung: 

„2.2.    Engpassmanagement  bei  vertraglichen  Engpässen 

2.2.1.  Allgemäne  Bestimmungen 

1.  Die  Bestimmungen  in  Punkt  2.2  gelten  für  Kopplungspunkte  zwischen  angrenzenden  Einspeise-/Ausspeise- 
systemen  unabhängig  davon,  ob  diese  physisch  oder  virtuell  sind  und  ob  sie  zwischen  zwei  oder  mehr  Mit- 
gliedstaaten oder  innerhalb  eines  Mitgliedstaats  gelegen  sind,  sofern  für  den  Kopplungspunkt  Buchungsverfahren 
für  Nutzer  gelten.  Sie  können  vorbehaltlich  des  Beschlusses  der  relevanten  nationalen  Behörde  auch  für  Ein- 
speisepunkte aus  Drittländern  und  für  Ausspeisepunkte  in  Drittländer  gelten.  Ausspeisepunkte  zu  Endverbrau- 
chern und  Verteilernetzen,  Einspeisepunkte  von  LNG-Terminals  und  Produktionsanlagen  und  Ein-  und  Aus- 
speisepunkte von  und  zu  Speicheranlagen  sind  nicht  Gegenstand  der  Bestimmungen  des  Punktes  2.2. 

2.  Ausgehend  von  den  von  den  Fernleitungsnetzbetreibern  nach  Abschnitt  3  dieses  Anhangs  veröffentlichten 
Informationen,  die  gegebenenfalls  von  den  nationalen  Regulierungsbehörden  validiert  werden,  veröffentlicht 
die  Agentur  beginnend  mit  dem  Jahr  2014  zum  1.  März  eines  jeden  Jahres  einen  Monitoring-Bericht  über 
Engpässe,  die  im  Zusammenhang  mit  den  jeweils  im  vorhergehenden  Jahr  verkauften  verbindlichen  Kapazitäts- 
produkten aufgetreten  sind,  wobei  sie  soweit  wie  möglich  den  Kapazitätshandel  auf  dem  Sekundärmarkt  und 
die  Verwendung  unterbrechbarer  Kapazität  berücksichtigt. 

3.  Jede  zusätzliche  Kapazität,  die  durch  die  Anwendung  eines  der  in  den  Punkten  2.2.2,  2.2.3,  2.2.4  und  2.2.5 
vorgesehenen  Engpassmanagementverfahren  zur  Verfügung  gestellt  wird,  muss  von  dem/den  jeweiligen  Fern- 
leitungsnetzbetreiber/n im  Rahmen  des  regulären  Zuweisungsverfahrens  angeboten  werden. 

4.  Die  in  den  Punkten  2.2.2,  2.2.4  und  2.2.5  vorgesehenen  Maßnahmen  werden  ab  dem  1.  Oktober  2013 
umgesetzt.  Der  Punkt  2.2.3  Nummer  1  bis  Nummer  5  gilt  ab  dem  1.  Juli  2016. 

2.2.2.  Kapazitätssteigerung  durch  ein  Überbuchungs-  und  Rückkaufsystem 

1.  Um  zusätzliche  Kapazität  auf  verbindlicher  Basis  anzubieten,  schlagen  die  Fernleitungsnetzbetreiber  ein  anreiz- 
basiertes Überbuchungs-  und  Rückkaufsystem  vor  und  setzen  dieses  nach  der  Genehmigung  durch  die  nationale 
Regulierungsbehörde  um.  Vor  der  Umsetzung  konsultiert  die  nationale  Regulierungsbehörde  die  nationalen 
Regulierungsbehörden  der  angrenzenden  Mitgliedstaaten  und  berücksichtigt  deren  Stellungnahmen.  Zusätzliche 
Kapazität  wird  definiert  als  die  verbindliche  Kapazität,  die  zusätzlich  zu  der  auf  der  Grundlage  des  Artikels  1 6 
Absatz  1  dieser  Verordnung  berechneten  technischen  Kapazität  eines  Kopplungspunktes  angeboten  wird. 

2.  Das  Überbuchungs-  und  Rückkaufsystem  bietet  den  Fernleitungsnetzbetreibern  einen  Anreiz,  zusätzliche  Ka- 
pazität unter  Berücksichtung  der  technischen  Bedingungen,  etwa  des  Brennwerts,  der  Temperatur  und  des 
erwarteten  Verbrauchs  des  relevanten  Einspeise-/Ausspeisesystems  sowie  der  in  den  angrenzenden  Netzen  ver- 
fügbaren Kapazität,  bereitzustellen.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  wenden  hinsichtlich  der  Neuberechnung  der 
technischen  oder  zusätzlichen  Kapazität  des  Einspeise-/Ausspeisesystems  einen  dynamischen  Ansatz  an. 

3.  Das  Überbuchungs-  und  Rückkaufsystem  beruht  auf  einer  Anreizregelung,  die  sich  an  den  Risiken  orientiert,  die 
für  die  Fernleitungsnetzbetreiber  mit  dem  Anbieten  zusätzlicher  Kapazität  verbunden  sind.  Das  System  wird  so 
gestaltet,  dass  Erlöse  aus  dem  Verkauf  zusätzlicher  Kapazität  und  Kosten,  die  aus  dem  Rückkaufsystem  oder  aus 
Maßnahmen  gemäß  Absatz  6  resultieren,  von  den  Fernleitungsnetzbetreibern  und  den  Netznutzern  geteilt 
werden.  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  entscheiden,  in  welcher  Höhe  Erlöse  und  Kosten  jeweils  vom 
Fernleitungsnetzbetreiber  und  vom  Netznutzer  zu  tragen  sind. 

4.  Zum  Zweck  der  Ermittlung  der  Erlöse  der  Fernleitungsnetzbetreiber  wird  davon  ausgegangen,  dass  technische 
Kapazität,  insbesondere  zurückgegebene  Kapazität  sowie  gegebenenfalls  Kapazität,  die  infolge  der  Anwendung 
von  „Use-it-or-lose-it"-Mechanismen  für  verbindliche  „Day-ahead"-Kapazität  und  für  langfristige  Kapazität  zur 
Verfügung  steht,  vor  jeder  zusätzlichen  Kapazität  zugewiesen  wird. 

5.  Bei  der  Festlegung  der  zusätzlichen  Kapazität  berücksichtigt  der  Fernleitungsnetzbetreiber  statistische  Szenarios 
für  die  zu  jedem  beliebigen  Zeitpunkt  an  einem  bestimmten  Kopplungspunkt  voraussichtlich  ungenutzte 
physische  Kapazität.  Dabei  wird  auch  ein  Risikoprofil  für  das  Anbieten  zusätzlicher  Kapazität  berücksichtigt, 
das  nicht  zu  einer  übermäßigen  Rückkaufverpflichtung  führt.  Im  Rahmen  des  Überbuchungs-  und  Rückkauf- 
systems müssen  auch  die  Wahrscheinlichkeit  und  die  Kosten  für  den  Rückkauf  von  Kapazität  auf  dem  Markt 
eingeschätzt  werden,  und  auf  dieser  Basis  wird  die  zur  Verfügung  zu  stellende  zusätzliche  Kapazitätsmenge 
bestimmt. 

6.  Wo  dies  zur  Aufrechterhaltung  der  Netzintegrität  erforderlich  ist,  wenden  die  Fernleitungsnetzbetreiber  ein 
marktbasiertes  Rückkaufverfahren  an,  bei  dem  die  Netznutzer  Kapazität  anbieten  können.  Die  Netznutzer 
werden  über  das  anzuwendende  Rückkaufverfahren  informiert.  Die  Anwendung  eines  Rückkaufverfahrens  lässt 
geltende  Notfallmaßnahmen  unberührt. 

7.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  prüfen  vor  der  Anwendung  eines  Rückkaufverfahrens,  ob  alternative  technische 
und  kommerzielle  Maßnahmen  die  Netzintegrität  auf  eine  kosteneffizientere  Weise  aufrechterhalten  können. 
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8.  Zusammen  mit  seinem  Vorschlag  für  das  Überbuchungs-  und  Rückkaufsystem  legt  der  Fernleitungsnetzbetreiber 
der  nationalen  Regulierungsbehörde  zur  Prüfung  des  Systems  alle  relevanten  Daten,  Schätzungen  und  Modelle 
vor.  Der  Fernleitungsnetzbetreiber  erstattet  der  nationalen  Regulierungsbehörde  regelmäßig  Bericht  über  das 
Funktionieren  des  Systems  und  übermittelt  ihr  auf  Anfrage  alle  relevanten  Daten.  Die  nationale  Regulierungs- 
behörde kann  vom  Fernleitungsnetzbetreiber  die  Überarbeitung  des  Systems  verlangen. 

2.2.3.  „Use-it-or-lose-if-Mechanismus  für  verbindliche  „Day-ahead"-Kapazität 

1 .  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  verlangen  von  den  Fernleitungsnetzbetreibern,  dass  diese  für  jeden  Netz- 
nutzer an  den  Kopplungspunkten  in  Bezug  auf  die  Änderung  der  ursprünglichen  Nominierung  mindestens  die 
in  Absatz  3  festgelegten  Regeln  anwenden,  wenn  auf  der  Grundlage  des  jährlichen  Monitoring-Berichts  der 
Agentur  gemäß  Punkt  2.2.1.2  erwiesen  ist,  dass  an  den  Kopplungspunkten  und  im  Fall  von  Versteigerungen 
zum  Reservepreis  im  Rahmen  der  Kapazitätszuweisungsverfahren  in  dem  vom  Monitoring-Bericht  erfassten  Jahr 
bei  Produkten,  die  entweder  in  jenem  Jahr  oder  in  einem  der  darauf  folgenden  zwei  Jahre  verwendet  werden 
sollten,  die  Nachfrage  größer  als  das  Angebot  war,  und  zwar 

a)  bei  mindestens  drei  verbindlichen  Kapazitätsprodukten  mit  einer  Laufzeit  von  einem  Monat  oder 

b)  bei  mindestens  zwei  verbindlichen  Kapazitätsprodukten  mit  einer  Laufzeit  von  einem  Quartal  oder 

c)  bei  mindestens  einem  verbindlichen  Kapazitätsprodukt  mit  einer  Laufzeit  von  einem  Jahr  oder  länger  oder 

d)  wenn  kein  verbindliches  Kapazitätsprodukt  mit  einer  Laufzeit  von  einem  Monat  oder  länger  angeboten 
wurde. 

2.  Wenn  ausgehend  von  dem  jährlichen  Monitoring-Bericht  belegt  ist,  dass  eine  in  Absatz  1  definierte  Situation  in 
den  folgenden  drei  Jahren  voraussichtlich  nicht  erneut  eintreten  wird,  da  z.  B.  Kapazität  durch  den  physischen 
Netzausbau  oder  aufgrund  der  Kündigung  langfristiger  Verträge  verfügbar  wird,  können  die  zuständigen  na- 
tionalen Regulierungsbehörden  beschließen,  den  „Use-it-or-lose-it"-Mechanismus  für  verbindliche  „Day-ahead"- 
Kapazität  zu  beenden. 

3.  Eine  Renominierung  fester  Kapazitäten  ist  bis  zu  maximal  90  %  und  bis  zu  minimal  10  %  der  kontrahierten 
Kapazität  durch  den  Netznutzer  am  Kopplungspunkt  zulässig.  Ubersteigt  jedoch  die  Nominierung  80  %  der 
kontrahierten  Kapazität,  kann  die  Hälfte  des  nichtnominierten  Volumens  nach  oben  renominiert  werden.  Über- 
steigt die  Nominierung  nicht  20  %  der  kontrahierten  Kapazität,  kann  die  Hälfte  des  nominierten  Volumens  nach 
unten  renominiert  werden.  Die  Anwendung  dieses  Absatzes  lässt  geltende  Notfallmaßnahmen  unberührt. 

4.  Der  ursprüngliche  Inhaber  der  kontrahierten  Kapazität  kann  den  Teil  seiner  kontrahierten  verbindlichen  Ka- 
pazität, für  die  die  Einschränkung  gilt,  auf  unterbrechbarer  Basis  renominieren. 

5.  Absatz  3  gilt  nicht  für  Netznutzer  —  Personen  oder  Unternehmen  sowie  Unternehmen,  über  die  sie  gemäß 
Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  139/2004  Kontrolle  ausüben  — ,  die  am  Kopplungspunkt  im  vorangegan- 
genen Jahr  weniger  als  10  %  der  durchschnittlichen  Kapazität  gehalten  haben. 

6.  Für  Kopplungspunkte,  bei  denen  ein  „Use-it-or-lose-it"-Mechanismus  für  verbindliche  „Day-ahead"-Kapazität 
gemäß  Absatz  3  angewendet  wird,  führt  die  nationale  Regulierungsbehörde  eine  Bewertung  des  Zusammen- 
hangs mit  dem  Überbuchungs-  und  Rückkaufsystem  gemäß  Punkt  2.2.2  durch,  was  dazu  führen  kann,  dass  sie 
beschließt,  die  Bestimmungen  des  Punkts  2.2.2  an  jenen  Kopplungspunkten  nicht  anzuwenden.  Ein  solcher 
Beschluss  wird  der  Agentur  und  der  Kommission  unverzüglich  mitgeteilt. 

7.  Eine  nationale  Regulierungsbehörde  kann  beschließen,  an  einem  Kopplungspunkt  einen  „Use-it-or-lose-it"-Me- 
chanismus  für  verbindliche  „Day-ahead"-Kapazität  gemäß  Absatz  3  einzuführen.  Vor  dem  Erlass  ihres  Beschlus- 
ses konsultiert  die  nationale  Regulierungsbehörde  die  nationalen  Regulierungsbehörden  der  angrenzenden  Mit- 
gliedstaaten. Bei  dem  Erlass  ihres  Beschlusses  berücksichtigt  die  nationale  Regulierungsbehörde  die  Stellung- 
nahmen der  benachbarten  nationalen  Regulierungsbehörden. 

2.2.4.  Rückgabe  kontrahierter  Kapazität 

Die  Fernleitungsnetzbetreiber  akzeptieren  jede  Rückgabe  verbindlicher  Kapazität,  die  vom  Netznutzer  an  einem 
Kopplungspunkt  kontrahiert  wurde,  mit  Ausnahme  von  Kapazitätsprodukten  mit  einer  Laufzeit  von  einem  Tag 
und  darunter.  Der  Netznutzer  behält  seine  Rechte  und  Pflichten  aus  dem  Kapazitätsvertrag  bis  zum  Zeitpunkt 
der  Neuzuweisung  der  Kapazität  durch  den  Fernleitungsnetzbetreiber  sowie  in  dem  Umfang,  in  dem  die 
Kapazität  vom  Fernleitungsnetzbetreiber  nicht  neu  zugewiesen  wurde.  Es  wird  davon  ausgegangen,  dass  zurück- 
gegebene Kapazität  erst  nach  der  Zuweisung  der  gesamten  verfügbaren  Kapazität  neu  zugewiesen  wird.  Der 
Fernleitungsnetzbetreiber  teilt  dem  Netznutzer  jede  Neuzuweisung  der  von  ihm  zurückgegebenen  Kapazität 
unverzüglich  mit.  Besondere  Bedingungen  für  die  Kapazitätsrückgabe,  insbesondere  für  Fälle,  in  denen  mehrere 
Netznutzer  ihre  Kapazität  zurückgeben,  werden  von  der  nationalen  Regulierungsbehörde  genehmigt. 


2.2.5.  „Use-it-or-lose-it" -Mechanismus  für  langfristige  Kapazität 


1 .  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  verlangen  von  den  Fernleitungsnetzbetreibern  die  partielle  oder  vollstän- 
dige Entziehung  der  von  einem  Netznutzer  an  einem  Kopplungspunkt  systematisch  unzureichend  genutzten 
kontrahierten  Kapazität,  wenn  der  Netznutzer  seine  ungenutzte  Kapazität  nicht  zu  realistischen  Bedingungen 
verkauft  oder  angeboten  hat  und  wenn  andere  Netznutzer  verbindliche  Kapazität  anfragen.  Es  wird  davon 
ausgegangen,  dass  kontrahierte  Kapazität  insbesondere  dann  systematisch  unzureichend  genutzt  wird,  wenn 

a)  der  Netznutzer  sowohl  vom  1.  April  bis  zum  30.  September  als  auch  vom  1.  Oktober  bis  zum  31.  März  im 
Durchschnitt  weniger  als  80  %  seiner  kontrahierten  Kapazität  mit  einer  effektiven  Vertragslaufzeit  von  mehr 
als  einem  Jahr  nutzt  und  dies  nicht  zufriedenstellend  begründet  werden  kann,  oder  wenn 

b)  der  Netznutzer  systematisch  fast  100  %  seiner  kontrahierten  Kapazität  nominiert  und  sie  dann  nach  unten 
renominiert,  um  die  in  Punkt  2.2.2  Nummer  3  festgelegten  Regeln  zu  umgehen. 

2.  Die  Anwendung  des  „Use-it-or-lose-it"-Mechanismus  für  verbindliche  „Day-ahead"-Kapazität  wird  nicht  als 
Grund  betrachtet,  der  die  Verhinderung  der  Anwendung  von  Absatz  1  rechtfertigt. 

3.  Die  Entziehung  von  Kapazität  führt  dazu,  dass  der  Netznutzer  seine  kontrahierte  Kapazität  während  eines 
bestimmten  Zeitraums  oder  während  der  verbleibenden  effektiven  Vertragslaufzeit  teilweise  oder  vollständig 
verliert.  Der  Netznutzer  behält  seine  Rechte  und  Pflichten  aus  dem  Kapazitätsvertrag  bis  zum  Zeitpunkt  der 
Neuzuweisung  der  Kapazität  durch  den  Fernleitungsnetzbetreiber  sowie  in  dem  Umfang,  in  dem  die  Kapazität 
vom  Fernleitungsnetzbetreiber  nicht  neu  zugewiesen  wurde. 

4.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  übermitteln  den  nationalen  Regulierungsbehörden  regelmäßig  alle  Daten,  die 
notwendig  sind,  um  zu  beobachten,  in  welchem  Umfang  kontrahierte  Kapazitäten  mit  einer  effektiven  Ver- 
tragslaufzeit von  mehr  als  einem  Jahr  oder  mit  wiederkehrenden  Quartalen,  die  mindestens  zwei  Jahre  abdecken, 
genutzt  werden." 

2.  Punkt  3.1.1.  Nummer  1  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Buchstabe  e  erhält  folgende  Fassung: 

,,e)  in  einem  herunterladbaren  Format,  das  —  auf  der  Grundlage  einer  von  der  Agentur  vorzulegenden  Stellung- 
nahme zu  einem  harmonisierten  Format  —  zwischen  den  Fernleitungsnetzbetreibern  und  den  nationalen 
Regulierungsbehörden  vereinbart  wurde  und  das  quantitative  Analysen  ermöglicht;": 

b)  der  folgende  Buchstabe  h  wird  angefügt: 

,,h)  alle  Daten  werden  ab  dem  1.  Oktober  2013  auf  einer  unionsweiten  zentralen  Plattform  zur  Verfügung  gestellt, 
die  vom  Europäischen  Verbund  der  Fernleitungsnetzbetreiber  (ENTSO-Gas)  kosteneffizient  eingerichtet  wird." 

3.  In  Punkt  3.3  Nummer  1  werden  die  folgenden  Buchstaben  h,  i,  j,  k  und  1  angefügt: 

,,h)  das  Vorkommen  abschlägig  beschiedener,  rechtsgültiger  Anfragen  für  verbindliche  Kapazitätsprodukte  mit  einer 
Laufzeit  von  einem  Monat  oder  länger,  einschließlich  der  Zahl  der  abschlägig  beschiedenen  Anfragen  und  des 
entsprechenden  Kapazitätsvolumens,  und 

i)  im  Falle  von  Versteigerungen  Angaben  dazu,  wo  und  wann  für  verbindliche  Kapazitätsprodukte  mit  einer  Laufzeit 
von  einem  Monat  oder  länger  über  dem  Reservepreis  liegende  Markträumungspreise  erzielt  wurden; 

j)  Angaben  dazu,  wo  und  wann  kein  verbindliches  Kapazitätsprodukt  mit  einer  Laufzeit  von  einem  Monat  oder 
länger  im  Rahmen  eines  regulären  Zuweisungsverfahrens  angeboten  wurde; 

k)  die  Gesamtkapazität,  die  durch  die  Anwendung  der  in  den  Punkten  2.2.2,  2.2.3,  2.2.4  und  2.2.5  festgelegten 
Engpassmanagementverfahren  pro  angewendetem  Engpassmanagementverfahren  zur  Verfügung  gestellt  wurde; 

1)    die  Punkte  h  bis  k  gelten  ab  dem  1.  Oktober  2013." 
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Verordnung  (EU)  Nr.  347/2013 

(ABl.  2013  L  115/39) 
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Der  Text  der  Verordnung  (EU)  Nr.  347/2013  findet  sich  auf  den  S.  543  ff.. 
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VERORDNUNG  Nr.  1222/2009  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  25.  November  2009 

über  die  Kennzeichnung  von  Reifen  in  Bezug  auf  die  Kraftstoffeffizienz  und  andere  wesentliche 

Parameter 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPAISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPAI- 
SCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  95, 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses 

nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (2), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Wie  in  der  Mitteilung  der  Kommission  vom  8.  Juli  2008 
mit  dem  Titel  „Ökologisierung  des  Verkehrs"  hervorgeho- 
ben wurde,  ist  nachhaltige  Mobilität  angesichts  des  Klima- 
wandels und  der  Notwendigkeit  zur  Förderung  der 
Wettbewerbsfähigkeit  Europas  für  die  Gemeinschaft  eine 
große  Herausforderung. 

(2)  Die  Mitteilung  der  Kommission  vom  19.  Oktober  2006 
mit  dem  Titel  „Aktionsplan  für  Energieeffizienz:  Das  Poten- 
zial ausschöpfen"  hat  aufgezeigt,  dass  der  Gesamt- 
energieverbrauch durch  eine  Reihe  gezielter  Maßnahmen, 
darunter  die  Kennzeichnung  von  Reifen,  bis  zum  Jahr 
2020  um  20  %  gesenkt  werden  kann. 

(3)  Die  Mitteilung  der  Kommission  vom  7.  Februar  2007  mit 
dem  Titel  „Ergebnisse  der  Überprüfung  der  Strategie  der 
Gemeinschaft  zur  Minderung  der  C02-Emissionen  von 
Personenkraftwagen  und  leichten  Nutzfahrzeugen"  hat  auf- 
gezeigt, dass  auch  durch  ergänzende  Maßnahmen  in  Bezug 
auf  PKW-Komponenten,  die  sich  am  stärksten  auf  den 
Kraftstoffverbrauch  auswirken,  wie  z.  B.  Reifen,  die  C02- 
Emissionen  verringert  werden  könnten. 


(4)  20  %  bis  30  %  des  Kraftstoffverbrauchs  von  Fahrzeugen 
entfallen  —  vorwiegend  aufgrund  des  Rollwiderstands  — 
auf  die  Reifen.  Eine  Verringerung  des  Rollwiderstands  von 
Reifen  kann  daher  erheblich  zur  Energieeffizienz  im  Stra- 
ßenverkehr und  damit  zur  Verringerung  der  Schadstoffe- 
missionen beitragen. 


(')  ABl.  C  228  vom  22.9.2009,  S.  81. 

(2)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  22.  April  2009 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Gemeinsamer  Standpunkt 
des  Rates  vom  20.  November  2009  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröf- 
fentlicht) und  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom 
24.  November  2009  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht). 


(5)  Für  Reifen  sind  eine  Reihe  von  Parametern  charakteristisch, 
die  in  Wechselbeziehung  zueinander  stehen.  Verbesserun- 
gen in  Bezug  auf  einen  Parameter,  etwa  den  Roll- 
widerstand, können  sich  nachteilig  auf  andere  Parameter 
wie  die  Nasshaftung  auswirken,  während  sich  die  Verbes- 
serung der  Nasshaftung  wiederum  nachteilig  auf  das 
externe  Rollgeräusch  auswirken  kann.  Die  Reifenhersteller 
sollten  angehalten  werden,  über  die  bereits  erreichten  Stan- 
dards hinaus  sämtliche  Parameter  zu  optimieren. 

(6)  Kraftstoffeffiziente  Reifen  sind  kostengünstig,  weil  die 
Kraftstoffeinsparungen  den  aus  höheren  Herstellungskos- 
ten resultierenden  höheren  Anschaffungspreis  mehr  als 
aufwiegen. 

(7)  Mit  der  Verordnung  (EG)  Nr.  661/2009  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  1 3.  Juli  2009  über  die  Typ- 
genehmigung von  Kraftfahrzeugen,  Kraftfahrzeugan- 
hängern und  von  Systemen,  Bauteilen  und  selbstständigen 
technischen  Einheiten  für  diese  Fahrzeuge  hinsichtlich 
ihrer  allgemeinen  Sicherheit  (3)  werden  Mindestanforde- 
rungen an  den  Rollwiderstand  von  Reifen  festgelegt.  Auf- 
grund von  technologischen  Weiterentwicklungen  können 
die  durch  den  Rollwiderstand  von  Reifen  bedingten 
Energieverluste  weit  über  diese  Mindestanforderungen 
hinaus  reduziert  werden.  Zur  Verringerung  der  Umwelt- 
auswirkungen des  Straßenverkehrs  sollten  deshalb  Vor- 
schriften erlassen  werden,  die  die  Endnutzer  zum  Kauf  von 
Reifen  mit  höherer  Kraftstoffeffizienz  bewegen,  indem  har- 
monisierte Informationen  zu  diesem  Parameter  vorgesehen 
werden. 


(8)  Verkehrslärm  ist  eine  erhebliche  Belästigung  mit  gesund- 
heitsschädigender Wirkung.  Mit  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  661/2009  werden  Mindestanforderungen  an  das 
externe  Rollgeräusch  von  Reifen  festgelegt.  Aufgrund  von 
technologischen  Weiterentwicklungen  kann  das  externe 
Rollgeräusch  weit  über  diese  Mindestanforderungen  hin- 
aus reduziert  werden.  Zur  Verringerung  des  Verkehrslärms 
sollten  deshalb  Vorschriften  erlassen  werden,  die  die  End- 
nutzer zum  Kauf  von  Reifen  mit  geringem  externen  Roll- 
geräusch bewegen,  indem  harmonisierte  Informationen  zu 
diesem  Parameter  vorgesehen  werden. 

(9)  Die  Bereitstellung  harmonisierter  Informationen  zum 
externen  Rollgeräusch  würde  auch  die  Durchführung  von 
Maßnahmen  zur  Bekämpfung  des  Verkehrslärms  fördern 
und  im  Sinne  der  Richtlinie  2002/49/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  Juni  2002  über  die 
Bewertung  und  Bekämpfung  von  Umgebungslärm  (4) 
einen  Beitrag  zur  Sensibilisierung  der  Öffentlichkeit  für  den 
Anteil  des  Reifengeräuschs  am  Verkehrslärm  leisten. 


(3)  ABl.  L  200  vom  31.7.2009,  S.  1. 

(4)  ABl.  L  189  vom  18.7.2002,  S.  12. 
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(10)  Mit  der  Verordnung  (EG)  Nr.  661/2009  werden  Mindestan- 
forderungen an  die  Nasshaftungseigenschaften  von  Reifen 
festgelegt.  Aufgrund  von  technologischen  Weiterentwick- 
lungen kann  die  Nasshaftung  weit  über  das  diese  Min- 
destanforderungen hinaus  verbessert  werden,  wodurch 
sich  der  Bremsweg  bei  Nässe  verkürzt.  Zur  Verbesserung 
der  Sicherheit  im  Straßenverkehr  sollten  deshalb  Vorschrif- 
ten erlassen  werden,  die  die  Endnutzer  zum  Kauf  von  Rei- 
fen mit  hoher  Nasshaftung  bewegen,  indem  harmonisierte 
Informationen  zu  diesem  Parameter  vorgesehen  werden. 

(11)  Informationen  zur  Nasshaftung  spiegeln  eventuell  nicht  die 
Haupteigenschaften  von  Reifen  wider,  die  speziell  für  den 
Einsatz  auf  Schnee  und  Eis  konzipiert  wurden.  Da  es  noch 
keine  harmonisierten  Prüfmethoden  für  diese  Reifen  gibt, 
sollte  vorgesehen  werden,  dass  die  Klassifizierung  dieser 
Reifen  hinsichtlich  ihrer  Haftungseigenschaften  zu  einem 
späteren  Zeitpunkt  angepasst  werden  kann. 

(1 2)  Die  Bereitstellung  von  Informationen  zu  Reifenparametern 
in  Form  einer  Standardkennzeichnung  wird  wahrschein- 
lich die  Kaufentscheidungen  der  Endnutzer  zugunsten  von 
Reifen  beeinflussen,  die  sicherer,  geräuschärmer  und 
kraftstoffeffizienter  sind.  Dies  wiederum  dürfte  für  die 
Reifenhersteller  ein  Anreiz  sein,  die  betreffenden  Reifen- 
parameter zu  optimieren,  was  den  Weg  zu  nachhaltigerem 
Verbrauch  und  nachhaltigerer  Produktion  ebnen  würde. 

(13)  Eine  Vielfalt  nationaler  Regeln  für  die  Reifen- 
kennzeichnung würde  den  innergemeinschaftlichen  Han- 
del behindern  und  zu  höherem  Verwaltungsaufwand  und 
höheren  Prüfkosten  für  die  Reifenhersteller  führen. 

(14)  Als  Ersatz  verkaufte  Reifen  machen  78  %  des  Reifen- 
marktes aus.  Deshalb  sollten  die  Endnutzer  über  die  Para- 
meter sowohl  von  Reifen,  die  als  Ersatz  verkauft  werden, 
als  auch  der  Originalbereifung  neuer  Fahrzeuge  informiert 
werden. 

(1 5)  Verbraucher,  sowie  Fuhrparkmanager  und  Transportunter- 
nehmen, die  die  Parameter  unterschiedlicher  Reifenmarken 
in  Ermangelung  einer  Kennzeichnung  und  einer  harmoni- 
sierten Prüfregelung  nicht  ohne  Weiteres  vergleichen  kön- 
nen, benötigen  mehr  Informationen  zu  Kraftstoffeffizienz 
und  anderen  Parametern  von  Reifen.  Daher  sollten  Reifen 
der  Klassen  Cl,  C2  und  C3  in  den  Geltungsbereich  dieser 
Verordnung  einbezogen  werden. 

(16)  Die  Energieeffizienzkennzeichnung,  wonach  Haushaltsge- 
räte gemäß  der  Richtlinie  92/75/EWG  des  Rates  vom 
22.  September  1992  über  die  Angabe  des  Verbrauchs 
an  Energie  und  anderen  Ressourcen  durch  Haushaltsge- 
räte mittels  einheitlicher  Etiketten  und  Produkt- 
informationen (')  auf  einer  Skala  von  „A"  bis  „G"  eingestuft 
werden,  ist  den  Verbrauchern  gut  bekannt  und  hat  sich  bei 
der  Förderung  effizienterer  Geräte  bewährt.  Die  Kennzeich- 
nung der  Kraftstoffeffizienz  von  Reifen  sollte  der  gleichen 
Konzeption  folgen. 

(1 7)  Eine  sichtbare  Kennzeichnung  von  Reifen  in  den  Verkaufs- 
stellen und  in  technischem  Werbematerial  würde  gewähr- 
leisten, dass  sowohl  Händler  als  auch  potenzielle  Endnutzer 


f1)  ABl.  L  297  vom  13.10.1992,  S.  16. 


zum  Zeitpunkt  und  am  Ort  der  Kaufentscheidung  harmo- 
nisierte Informationen  zur  Kraftstoffeffizienz,  zu  den  Nass- 
haftungseigenschaften und  zum  externen  Rollgeräusch 
von  Reifen  erhalten. 

(18)  Manche  Endnutzer  treffen  ihre  Wahl  bereits  vor  der 
Ankunft  in  der  Verkaufsstelle  oder  kaufen  Reifen  im  Ver- 
sandhandel. Um  zu  gewährleisten,  dass  auch  diese  End- 
nutzer ihre  Kaufentscheidung  sachkundig  auf  der 
Grundlage  harmonisierter  Informationen  zur  Kraftstoff- 
effizienz, zu  den  Nasshaftungseigenschaften  und  zum 
externen  Rollgeräusch  von  Reifen  treffen  können,  sollten 
die  Kennzeichnungen  in  jeglichem  technischen  Werbe- 
material erscheinen,  auch  wenn  dieses  im  Internet  veröf- 
fentlicht wird.  Zum  technischen  Werbematerial  gehören 
nicht  Anzeigen  auf  Plakatwänden,  in  Zeitungen,  Zeitschrif- 
ten, Radio-  oder  Fernsehsendungen  und  diesen  ähnlichen 
Online-Formaten. 

(1 9)  Den  potenziellen  Endnutzern  sollten  Informationen  bereit- 
gestellt werden,  die  jeden  Bestandteil  der  Kennzeichnung 
und  deren  Bedeutung  erklären.  Diese  Informationen  soll- 
ten in  technischem  Werbematerial,  z.  B.  auf  der  Internet- 
seite des  Lieferanten,  bereitgestellt  werden. 

(20)  Informationen  sollten  gemäß  harmonisierten  Prüfmetho- 
den bereitgestellt  werden,  die  zuverlässig,  genau  und  repro- 
duzierbar sein  sollten,  um  den  Endnutzern  einen  Vergleich 
verschiedener  Reifen  zu  ermöglichen  und  die  den  Herstel- 
lern entstehenden  Prüfkosten  zu  begrenzen. 

(21)  Um  die  Treibhausgasemissionen  zu  verringern  und  die 
Sicherheit  im  Straßenverkehr  zu  erhöhen,  sollten  die  Mit- 
gliedstaaten Anreize  zugunsten  kraftstoffeffizienter,  siche- 
rerer und  geräuscharmer  Reifen  schaffen.  Es  sollten 
Mindestklassen  für  die  Kraftstoffeffizienz  und  die  Nass- 
haftung festgelegt  werden,  unterhalb  derer  keine  derartigen 
Anreize  gewährt  werden  dürfen,  um  eine  Zersplitterung 
des  Binnenmarktes  zu  vermeiden.  Derartige  Anreize  kön- 
nen staatliche  Beihilfen  darstellen.  Diese  Verordnung  sollte 
dem  Ergebnis  etwaiger  künftiger  Verfahren  über  staatliche 
Beihilfen  gemäß  den  Artikeln  87  und  88  des  Vertrags  in 
Bezug  auf  solche  Anreize  nicht  vorgreifen  und  sollte  keine 
Steuer-  und  finanzpolitischen  Fragen  regeln. 

(22)  Die  Vorschriften  zur  Kennzeichnung  durch  die  Lieferanten 
und  Händler  müssen  unbedingt  eingehalten  werden,  damit 
die  mit  diesen  Vorschriften  verfolgten  Ziele  erreicht  wer- 
den können  und  einheitliche  Wettbewerbsbedingungen 
innerhalb  der  Gemeinschaft  gewährleistet  sind.  Deshalb 
sollten  die  Mitgliedstaaten  die  Einhaltung  dieser  Vorschrif- 
ten durch  Marktaufsicht  und  regelmäßige  nachträgliche 
Kontrollen  —  insbesondere  im  Einklang  mit  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  765/2008  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  9.  Juli  2008  über  die  Vorschriften  für  die 
Akkreditierung  und  Marktüberwachung  im  Zusammen- 
hang mit  der  Vermarktung  von  Produkten  (2)  — 
überwachen. 

(23)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  bei  der  Durchführung  der 
einschlägigen  Bestimmungen  dieser  Verordnung  von 
Durchführungsmaßnahmen  absehen,  die  kleinen  und  mitt- 
leren Unternehmen  ungerechtfertigte,  bürokratische  und 
umständliche  Verpflichtungen  aufbürden. 


(2)  ABl.  L  218  vom  13.8.2008,  S.  30. 
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(24)  Um  den  Erkennungswert  der  Kennzeichnung  zu  steigern 
und  die  Realisierung  der  damit  verbundenen  Vorteile  zu 
beschleunigen,  sollten  Reifenlieferanten  und  -händler 
ermutigt  werden,  die  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
bereits  vor  2012  einzuhalten. 

(25)  Die  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitä- 
ten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse  (')  erlassen  werden. 

(26)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten, 
Anforderungen  in  Bezug  auf  die  Klassifizierung  von  Rei- 
fen der  Klassen  C2  und  C3  hinsichtlich  ihrer  Nasshaftungs- 
eigenschaften  festzulegen,  die  Klassifizierung  von  speziell 
für  den  Einsatz  auf  Schnee  und  Eis  konzipierten  Reifen  hin- 
sichtlich der  Haftungseigenschaften  anzupassen  und  die 
Anhänge  dieser  Verordnung  einschließlich  der  Prüfmetho- 
den und  der  entsprechenden  Toleranzen  an  den  techni- 
schen Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Ver- 
ordnung, auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentli- 
che Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach 
dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

(27)  Um  zu  ermitteln,  ob  die  Endnutzer  die  Kennzeichnung  ver- 
stehen und  ob  diese  Verordnung  eine  Marktumstellung 
bewirken  kann,  sollte  eine  Überprüfung  dieser  Verordnung 
durchgeführt  werden  — 

HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 
Ziel  und  Gegenstand 

(1)  Ziel  dieser  Verordnung  ist  die  Steigerung  der  Sicherheit 
sowie  der  wirtschaftlichen  und  ökologischen  Effizienz  im  Stra- 
ßenverkehr durch  die  Förderung  kraftstoffeffizienter  und  sicherer 
Reifen  mit  geringem  Rollgeräusch. 

(2)  Mit  dieser  Verordnung  wird  ein  Rahmen  für  die  Bereitstel- 
lung von  harmonisierten  Informationen  zu  Reifenparametern 
durch  eine  Kennzeichnung  geschaffen,  die  die  Endnutzer  in  die 
Lage  versetzt,  beim  Reifenkauf  eine  sachkundige  Wahl  zu  treffen. 

Artikel  2 
Geltungsbereich 

(1)  Diese  Verordnung  gilt  für  Reifen  der  Klassen  Cl,  C2 
und  C3. 

(2)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 

a)  runderneuerte  Reifen; 

b)  Geländereifen  für  den  gewerblichen  Einsatz; 


0)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 


c)  Reifen,  die  ausschließlich  für  die  Montage  an  Fahrzeugen  aus- 
gelegt sind,  deren  Erstzulassung  vor  dem  1.  Oktober  1990 
erfolgte; 

d)  Notreifen  des  Typs  T; 

e)  Reifen  mit  einer  zulässigen  Geschwindigkeit  von  weniger  als 
80  km/h; 

f)  Reifen  für  Felgen  mit  einem  Nenndurchmesser  <  254  mm 
oder  >  635  mm; 

g)  Reifen  mit  Zusatzvorrichtungen  zur  Verbesserung  der  Trak- 
tion, z.  B.  Spikereifen; 

h)  Reifen,  die  ausschließlich  für  die  Montage  an  Fahrzeugen  aus- 
gelegt sind,  die  ausschließlich  für  Rennen  bestimmten  sind. 

Artikel  3 
Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Verordnung  bezeichnet  der  Ausdruck 

1.  „Reifen  der  Klassen  Cl,  C2  und  C3"  Reifen  der  in  Artikel  8 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  661/2009  festgelegten  Klassen; 

2.  „Notreifen  des  Typs  T"  einen  Notreifen,  der  für  den  Betrieb 
mit  höheren  Drücken  als  den  für  Standardreifen  und  ver- 
stärkte Reifen  festgelegten  Drücken  ausgelegt  ist; 

3.  „Verkaufsstelle"  einen  Ort,  an  dem  Reifen  ausgestellt  oder 
gelagert  und  Endnutzern  zum  Kauf  angeboten  werden;  dies 
schließt  die  Ausstellungsräume  von  Fahrzeughändlern  ein, 
soweit  dort  Endnutzern  nicht  am  Fahrzeug  montierte  Reifen 
zum  Kauf  angeboten  werden; 

4.  „technisches  Werbematerial"  technische  Handbücher,  Bro- 
schüren, Faltblätter  und  Kataloge  (in  gedruckter  oder  elektro- 
nischer Form  oder  als  Online-Version)  sowie  Websites,  die 
der  Vermarktung  von  Reifen  an  Endnutzer  oder  Händler  die- 
nen und  in  denen  die  spezifischen  technischen  Parameter 
eines  Reifens  beschrieben  werden; 

5.  „technische  Unterlagen"  Informationen  zu  Reifen  einschließ- 
lich Hersteller  und  Marke,  Beschreibung  des  Reifentyps  oder 
der  Reifengruppe,  die  für  die  Angabe  der  Kraftstoffeffizienz- 
klasse, der  Nasshaftungsklasse  und  der  Klasse  des  externen 
Rollgeräuschs  und  den  entsprechenden  Messwert  ermittelt 
wurde,  Prüfberichte  und  Prüfgenauigkeit; 

6.  „Hersteller"  jede  natürliche  oder  juristische  Person,  die  ein 
Produkt  herstellt  bzw.  entwickeln  oder  herstellen  lässt  und 
dieses  Produkt  unter  ihrem  eigenen  Namen  oder  ihrer  eige- 
nen Marke  vermarktet; 

7.  „Importeur"  jede  in  der  Gemeinschaft  ansässige  natürliche 
oder  juristische  Person,  die  ein  Produkt  aus  einem  Drittstaat 
auf  dem  Gemeinschafts  markt  in  Verkehr  bringt; 

8.  „Bevollmächtigter"  jede  in  der  Gemeinschaft  ansässige  natür- 
liche oder  juristische  Person,  die  vom  Hersteller  schriftlich 
beauftragt  wurde,  in  seinem  Namen  bestimmte  Aufgaben  in 
Erfüllung  seiner  aus  dieser  Verordnung  resultierenden  Ver- 
pflichtungen wahrzunehmen; 


646 

Copyrighled  material 


9.  „Lieferant"  den  Hersteller  oder  dessen  Bevollmächtigten  in  der 
Gemeinschaft  oder  den  Importeur; 

10.  „Händler"  jede  natürliche  oder  juristische  Person  in  der  Lief- 
erkette, die  einen  Reifen  auf  dem  Markt  bereitstellt,  mit  Aus- 
nahme des  Lieferanten  oder  des  Importeurs; 

1 1 .  „Bereitstellung  auf  dem  Markt"  jede  entgeltliche  oder  unent- 
geltliche Abgabe  eines  Produkts  zum  Vertrieb  oder  zur  Ver- 
wendung auf  dem  Gemeinschaftsmarkt  im  Rahmen  einer 
gewerblichen  Tätigkeit; 

12.  „Endnutzer"  einen  Verbraucher,  sowie  einen  Fuhrpark- 
manager oder  ein  Transportunternehmen,  der  oder  das  einen 
Reifen  kauft  oder  kaufen  soll; 

13.  „wesentlicher  Parameter"  einen  Reifenparameter  wie  Roll- 
widerstand, Nasshaftung  oder  externes  Rollgeräusch,  der  bei 
der  Nutzung  erhebliche  Umwelt-,  Verkehrssicherheits-  oder 
Gesundheitsauswirkungen  hat. 


Artikel  4 

Verantwortlichkeiten  von  Reifenlieferanten 

(1)  Die  Lieferanten  gewährleisten,  dass  die  an  Händler  oder 
Endnutzer  gelieferten  Reifen  der  Klassen  Cl  und  C2: 

a)  auf  der  Lauffläche  einen  Aufkleber  mit  einer  Kennzeichnung 
der  Kraftstoffeffizienzklasse  gemäß  Anhang  I  Teil  A,  der 
Klasse  des  externen  Rollgeräuschs  und  dem  entsprechenden 
Messwert  gemäß  Anhang  I  Teil  C  und  gegebenenfalls  der 
Nasshaftungsklasse  gemäß  Anhang  I  Teil  B  tragen 

oder  dass 

b)  jedem  Posten  aus  einem  oder  mehr  identischen  Reifen,  der 
geliefert  wird,  eine  gedruckte  Kennzeichnung  mit  der  Angabe 
der  Kraftstoffeffizienzklasse  gemäß  Anhang  I  Teil  A,  der 
Klasse  des  externen  Rollgeräuschs  und  des  entsprechenden 
Messwerts  gemäß  Anhang  I  Teil  C  und  gegebenenfalls  der 
Nasshaftungsklasse  gemäß  Anhang  I  Teil  B  beigegeben  wird. 

(2)  Das  Format  des  Aufklebers  und  der  Kennzeichnung  nach 
Absatz  1  mussden  Vorgaben  in  Anhang  II  entsprechen. 

(3)  Die  Lieferanten  geben  die  Kraftstoffeffizienzklasse,  die 
Klasse  des  externen  Rollgeräuschs  und  den  entsprechenden  Mess- 
wert sowie  gegebenenfalls  die  Nasshaftungsklasse  von  Reifen  der 
Klassen  Cl,  C2  und  C3  in  technischem  Werbematerial  —  auch 
auf  ihren  Websites  —  gemäß  Anhang  I  in  der  in  Anhang  III 
genannten  Reihenfolge  an. 

(4)  Die  Lieferanten  stellen  den  Behörden  der  Mitgliedstaaten 
auf  Anforderung  während  eines  Zeitraums  von  fünf  Jahren  nach 
der  Bereitstellung  des  letzten  Reifens  eines  bestimmten  Reifentyps 
auf  dem  Markt  technische  Unterlagen  zur  Verfügung.  Die  techni- 
schen Unterlagen  müssen  ausreichend  detailliert  sein,  um  den 
Behörden  eine  Uberprüfung  der  Richtigkeit  der  Informationen 
hinsichtlich  der  Kraftstoffeffizienz,  der  Nasshaftung  und  dem 
externen  Rollgeräusch  auf  der  Kennzeichnung  zu  erlauben. 


Artikel  5 

Verantwortlichkeiten  von  Reifenhändlern 

(1)  Die  Händler  gewährleisten,  dass: 

a)  Reifen  in  der  Verkaufsstelle  die  von  den  Lieferanten  gemäß 
Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  a  bereitgestellten  Aufkleber 
deutlich  sichtbar  tragen 

oder  dass: 

b)  vor  dem  Verkauf  des  Reifens  dem  Endnutzer  die  in  Artikel  4 
Absatz  1  Buchstabe  b  genannte  Kennzeichnung  gezeigt  wird 
undin  unmittelbarer  Nähe  des  Reifens  in  der  Verkaufsstelle 
deutlich  sichtbar  angebracht  ist. 

(2)  Falls  zum  Kauf  angebotene  Reifen  für  den  Endnutzer  nicht 
sichtbar  sind,  stellen  Händler  den  Endnutzern  Informationen  zur 
Kraftstoffeffizienz,  zur  Nasshaftungsklasse  sowie  zur  Klasse  des 
externen  Rollgeräuschs  und  zum  entsprechenden  Messwert  der 
betreffenden  Reifen  zur  Verfügung. 

(3)  Für  Reifen  der  Klassen  Cl,  C2  und  C3  geben  die  Lieferan- 
ten auf  oder  zusammen  mit  den  Rechnungen,  die  sie  den  End- 
nutzern beim  Reifenkauf  ausstellen,  die  Kraftstoffeffizienzklasse, 
den  Messwert  für  das  externe  Rollgeräusch  sowie  gegebenenfalls 
die  Nasshaftungsklasse  gemäß  Anhang  I  an. 

Artikel  6 

Verantwortlichkeiten  von  Fahrzeuglieferanten  und 
-händlern 

Wird  den  Endnutzern  in  einer  Verkaufsstelle  für  die  Bereifung 
eines  Neufahrzeugs,  das  sie  erwerben  möchten,  die  Wahl  zwi- 
schen unterschiedlichen  Reifen  angeboten,  so  stellen  die 
Fahrzeuglieferanten  und  -händler  ihnen  vor  dem  Verkauf  für 
jeden  angebotenen  Reifen  Informationen  zur  Kraftstoffeffizienz- 
klasse, zur  Klasse  des  externen  Rollgeräuschs  und  zum  entspre- 
chenden Messwert  sowie  gegebenenfalls  zur  Nasshaftungsklasse 
der  Reifen  der  Klassen  Cl,  C2  und  C3  gemäß  Anhang  I  in  der  in 
Anhang  III  angegebenen  Reihenfolge  zur  Verfügung.  Diese  Anga- 
ben müssen  mindestens  im  technischen  Werbematerial  enthalten 
sein. 


Artikel  7 
Harmonisierte  Prüfmethoden 

Die  gemäß  den  Artikeln  4,  5  und  6  zur  Verfügung  zu  stellenden 
Informationen  zur  Kraftstoffeffizienzklasse  und  zur  Klasse  des 
externen  Rollgeräuschs  und  zum  entsprechenden  Messwert  sowie 
zur  Nasshaftungsklasse  werden  nach  den  in  Anhang  I  aufgeführ- 
ten harmonisierten  Prüfmethoden  ermittelt. 

Artikel  8 
Überprüfungsverfahren 

Die  Mitgliedstaaten  überprüfen  die  Konformität  der  angegebenen 
Kraftstoffeffizienzklassen  und  Nasshaftungsklassen  im  Sinne  des 
Anhangs  I  Teile  A  und  B  und  der  angegebenen  Klasse  des  exter- 
nen Rollgeräuschs  und  des  entsprechenden  Messwerts  im  Sinne 
des  Anhangs  I  Teil  C  nach  dem  in  Anhang  IV  festgelegten 
Verfahren. 
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Artikel  9 
Binnenmarkt 

(1)  Wenn  die  Anforderungen  dieser  Verordnung  eingehalten 
werden,  dürfen  die  Mitgliedstaaten  die  Bereitstellung  von  in  Arti- 
kel 2  genannten  Reifen  auf  dem  Markt  unter  Verweis  auf  Produkt- 
informationen weder  untersagen  noch  beschränken 

(2)  Bis  zum  Beweis  des  Gegenteils  gehen  die  Mitgliedstaaten 
davon  aus,  dass  Kennzeichnungen  und  Produktinformationen  mit 
dieser  Verordnung  übereinstimmen.  Sie  können  von  den  Lieferan- 
ten die  Bereitstellung  technischer  Unterlagen  gemäß  Artikel  4 
Absatz  4  verlangen,  um  die  Richtigkeit  der  angegebenen  Werte 
und  Klassen  zu  prüfen. 

Artikel  10 

Anreizmaßnahmen 

Die  Mitgliedstaaten  geben  keine  Anreize  in  Bezug  auf  Reifen 
unterhalb  der  Kraftstoffeffizienz-  bzw.  Nasshaftungsklasse  C  im 
Sinne  von  Anhang  I  Teil  A  bzw.  B.  Steuer-  und  finanzpolitische 
Maßnahmen  stellen  keine  Anreizmaßnahmen  im  Sinne  dieser 
Verordnung  dar. 

Artikel  11 

Änderungen  und  Anpassung  an  den  technischen 
Fortschritt 

Die  folgenden  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  wer- 
den nach  dem  in  Artikel  13  Absatz  2  genannten  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  erlassen: 

a)  Einführung  von  Informationsanforderungen  in  Bezug  auf  die 
Klassifizierung  von  Reifen  der  Klassen  C2  und  C3  hinsicht- 
lich ihrer  Nasshaftungseigenschaften,  falls  geeignete  harmo- 
nisierte Prüfmethoden  verfügbar  sind; 

b)  gegebenenfalls  Anpassung  der  Klassifizierung  hinsichtlich  der 
Haftungseigenschaften  an  die  technischen  Besonderheiten 
von  Reifen,  die  vorwiegend  dafür  ausgelegt  sind,  bei  Eis 
und/oder  Schnee  bessere  Anfahr-,  Fahr-  oder  Brems- 
eigenschaften zu  erzielen  als  normale  Reifen; 

c)  Anpassung  der  Anhänge  I  bis  IV  an  den  technischen 
Fortschritt. 

Artikel  12 
Durchsetzung 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  765/2008  sicher,  dass  die  für  die  Marktüberwachung  zustän- 
digen Behörden  die  Einhaltung  der  Artikel  4,  5  und  6  dieser  Ver- 
ordnung überprüfen. 


Artikel  13 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Arti- 
kel 5aAbsätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Artikel  14 
Überprüfung 

(1)  Die  Kommission  prüft  die  Notwendigkeit  einer  Änderung 
dieser  Verordnung  unter  anderem  nach  folgenden 
Gesichtspunkten: 

a)  Wirksamkeit  der  Kennzeichnung  im  Hinblick  auf  die  Sensi- 
bilisierung der  Endnutzer,  und  zwar  insbesondere  unter  dem 
Aspekt,  ob  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  b  im  Hinblick  auf 
die  mit  dieser  Verordnung  verfolgten  Ziele  ebenso  wirksam 
ist  wie  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  a; 

b)  Zweckmäßigkeit  der  Ausdehnung  des  Kennzeichnungs- 
systems auf  runderneuerte  Reifen; 

c)  Zweckmäßigkeit  der  Einführung  neuer  Reifenparameter  wie 
etwa  Laufleistung; 

d)  von  Fahrzeuglieferanten  und  -händlern  den  Endnutzern 
bereitgestellte  Informationen  über  Reifenparameter. 

(2)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  spätestens  am  1.  März  2016  die  Ergebnisse  dieser  Prü- 
fung vor  und  unterbreitet  gegebenenfalls  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat  Vorschläge. 

Artikel  15 
Übergangsbestimmung 

Die  Artikel  4  und  5  gelten  nicht  für  vor  dem  1.  Juli  201 2  herge- 
stellte Reifen. 

Artikel  16 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffent- 
lichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Sie  gilt  ab  dem  1.  November  2012. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitgliedstaat. 
Geschehen  zu  Straßburg  am  25.  November  2009. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments 
Der  Präsident 
J.  BUZEK 


Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident 
Ä.  TORSTENSSON 
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ANHANG  I 

KLASSIFIZIERUNG  VON  REIFENPARAMETERN 


Teil  A:  Kraftstoffeffizienzklassen 


Die  Kraftstoffeffizienzklasse  ist  auf  der  Grundlage  des  Rollwiderstandsbeiwerts  (CR)  nach  der  unten  aufgeführten  Skala  von 
„A"  bis  „G"  zu  ermitteln,  der  gemäß  der  Regelung  Nr.  1 1 7  der  Wirtschaftskommission  der  Vereinten  Nationen  (UN/ECE)  und 
ihren  späteren  Änderungen  zu  messen  ist. 


Wird  ein  Reifentyp  für  mehr  als  eine  Reifenklasse  zugelassen  (z.  B.  Cl  und  C2),  sollte  zur  Ermittlung  der  Kraftstoffeffizienz- 
klasse dieses  Reifentyps  die  für  die  höchste  Reifenklasse  (also  C2,  nicht  Cl)  geltende  Skala  verwendet  werden. 


Reifen  der  Klasse  Cl 

Reifen  der  Klasse  C2 

Reifen  der  Klasse  C3 

CR  in  kg/t 

Energieeffizienz- 
klasse 

CR  in  kg/t 

Energieeffizienz- 
klasse 

CR  in  kg/t 

Energieeffizienzklasse 

CR  <  6,5 

A 

CR  <  5,5 

A 

CR  <  4,0 

A 

6,6  <  CR  <  7,7 

B 

5,6  <  CR<  6,7 

B 

4,1  <  CR<  5,0 

B 

7,8  <  CR  <  9,0 

C 

6,8  <  CR<  8,0 

C 

5,1  <  CR<  6,0 

C 

Leer 

D 

Leer 

D 

6,1  <  CR  <  7,0 

D 

9,1  <  CR  <  10,5 

E 

8,1  <  CR<  9,2 

E 

7,1  <  CR<  8,0 

E 

10,6  <  CR  <  12,0 

F 

9,3  <  CR  <  10,5 

F 

CR  >  8,1 

F 

CR  >  12,1 

G 

CR  >  10,6 

G 

Leer 

G 

Teil  B:  Nasshaftungsklassen 


Die  Nasshaftungsklasse  von  Reifen  der  Klasse  Cl  sind  auf  der  Grundlage  des  in  der  nachfolgenden  Skala  von  „A"  bis  „G" 
angegebenen  Nasshaftungskennwerts  (G)  zu  ermitteln,  der  gemäß  der  Regelung  Nr.  1 1 7  der  Wirtschaftskommission  der  Ver- 
einten Nationen  für  Europa  (UN/ECE)  und  ihren  späteren  Änderungen  zu  messen  ist. 


G 

Nasshaftungsklassen 

1,55  <  G 

A 

1,40  <  G  <  1,54 

B 

1,25  <  G  <  1,39 

C 

Leer 

D 

1,10  <  G  <  1,24 

E 

G  <  1,09 

F 

Leer 

G 

Teil  C:  Klasse  des  externen  Rollgeräuschs  und  entsprechender  Messwert 


Der  Messwert  für  das  externe  Rollgeräusch  (N)  ist  in  Dezibel  anzugeben  und  gemäß  der  Regelung  Nr.  117  der  Wirtschafts- 
kommission der  Vereinten  Nationen  für  Europa  (UNECE/ECE)  und  ihren  späteren  Änderungen  zu  ermitteln. 


Die  Klasse  des  externen  Rollgeräuschs  ist  auf  der  Grundlage  der  in  Anhang  II  Teil  C  der  Verordnung  (EG)  Nr.  661/2009  fest- 
gelegten Grenzwerte  (LV)  wie  folgt  zu  bestimmen. 

N  in  dB  Klasse  des  externen  Rollgeräuschs 


N  <  LV  -  3 


LV-3  <  N  <  LV 


m 


N  >  LV 
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ANHANG  II 


FORMAT  DER  KENNZEICHNUNG 

1 .     Gestaltung  der  Kennzeichnung 

1.1   Die  Kennzeichnung  gemäß  Artikel  4  Absatz  1  und  Artikel  5  Absatz  1  muss  folgender  Abbildung  entsprechen: 


JiB] 

©>  ^™ 

k  

flfl 

I 

C  — --»^ 

D 

E 

F 

G 

m 

|  1222/2009 -C1 

 I 
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1.2   Spezifikationen  für  die  Kennzeichnung: 


5  mm 


5  mm 


8,75  mm 


1 10  mm 


5  mm 


75  mm 


1.3  Die  Kennzeichnung  muss  mindestens  75  mm  breit  und  110  mm  hoch  sein.  Bei  Vergrößerung  müssen  die  obigen  Pro- 
portionen gewahrt  bleiben. 

1.4  Die  Kennzeichnung  muss  folgenden  Vorgaben  entsprechen: 

a)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  —  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  —  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan, 
70  %  Magenta,  100  %  Gelb,  0  %  Schwarz. 

b)  Die  nachfolgenden  Ziffern  beziehen  sich  auf  die  Abbildung  in  Abschnitt  1.2. 

Krafistoffeffizienz 

Piktogramm  gemäß  Muster.  Breite:  19,5  mm,  Höhe:  18,5  mm  —  Strich  des  Piktogrammrahmens:  3,5  pt, 
Breite:  26  mm,  Höhe:  23  mm  —  Strich  des  Rahmens  der  Klassifizierung:  1  pt  —  Strich  des  Rahmenab- 
schlusses 3,5  pt,  Breite:  36  mm  —  Farbe:  X-10-00-05. 


Nasshafiung 

Piktogramm  gemäß  Muster.  Breite:  1 9  mm,  Höhe:  1 9  mm  —  Strich  des  Piktogrammrahmens:  3,5  pt,  Breite: 
26  mm,  Höhe:  23  mm  —  Strich  des  Rahmens  der  Klassifizierung:  1  pt  —  Strich  des  Rahmenabschlusses 
3,5  pt,  Breite:  26  mm  —  Farbe:  X-10-00-05. 
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Externes  Rollgeräusch 


Piktogramm  gemäß  Muster.  Breite:  1 4  mm,  Höhe:  1 5  mm  —  Strich  des  Piktogrammrahmens:  3,5  pt,  Breite: 
26  mm,  Höhe:  24  mm  —  Strich  des  Rahmens  [des  Wertes]  der  Klassifizierung:  1  pt  —  Strich  des  Rahmen- 
abschlusses 3,5  pt,  Höhe:  24  mm  —  Farbe:  X-10-00-05. 


Umrandung:  Strich:  1,5  pt  —  Farbe:  X-10-00-05. 


Skala  A  bis  G 


Pfeile:  Höhe:  4,75  mm,  Zwischenraum:  0,75  mm,  schwarzer  Strich:  0,5  pt  —  Farben: 

—  A:  X-00-X-00; 

—  B:  70-00-X-00; 

—  C:  30-00-X-00; 

—  D:  00-00-X-OO; 

—  E:  00-30-X-00; 

—  F:  00-70-X-00; 

—  G:  00-X-X-OO. 

Text:  Helvetica  fett  12  pt,  100  %  weiß,  schwarzer  Umriss:  0,5  pt. 

Q  Klassifizierung 

Pfeil:  Breite:  16  mm,  Höhe:  10  mm,  100  %  schwarz. 
Text:  Helvetica  fett  27  pt,  100  %  weiß. 

0  Zeilen  in  Skala:  0,5  pt,  Zeilenabstand  der  gestrichelten  Linien:  5,5  mm,  100  %  schwarz. 
Q  Text  in  Skala:  Helvetica  fett  1 1  pt,  1 00  %  schwarz. 
Q  Messwerl  des  externen  Rollgeräuschs 

Pfeil:  Breite:  25,25  mm,  Höhe:  10  mm,  100  %  schwarz. 

Text  für  Messwert:  Helvetica  fett  20  pt,  100  %  weiß. 

Text  für  Einheit:  Helvetica  fett  1 3  pt,  100  %  weiß. 

^  EU-LoGo:  Breite:  9  mm,  Höhe:  6  mm. 

Q  Verweis  auf  Verordnung:  Helvetica  normal  7,5  pt,  100  %  schwarz. 
Angabe  der  Reifenklasse:  Helvetica  fett  7,5  pt,  100  %  schwarz. 

Klasse  des  externen  Rollgeräuschs  nach  Anhang  I  Teil  C:  Breite:  8,25  mm,  Höhe:  15,5  mm  —  100  %  schwarz. 

c)     Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

1.5   Die  Reifenklasse  (Cl  oder  C2)  ist  in  dem  in  der  Abbildung  in  Abschnitt  1.2  vorgeschriebenen  Format  auf  der  Kenn- 
zeichnung anzugeben. 
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2.  Aufkleber 

2.1  Der  in  Artikel  4  Absatz  1  und  Artikel  5  Absatz  1  genannte  Aufkleber  besteht  aus  zwei  Teilen:  i)  aus  einer  gedruckten 
Kennzeichnung  in  dem  in  Abschnitt  1  dieses  Anhangs  beschriebenen  Format  und  ii)  aus  einem  gemäß  Abschnitt  2.2 
dieses  Anhangs  bedruckten  Markenfeld. 

2.2  Markenfeld:  Die  Lieferanten  müssen  zusammen  mit  der  Kennzeichnung  ihren  Handelsnamen  oder  ihre  Marke,  die 
Reifenlinie,  die  Reifendimension,  die  Tragfähigkeitskennzahl,  die  Geschwindigkeitskategorie  sowie  sonstige  technische 
Spezifikationen  auf  dem  Aufkleber  anbringen,  wobei  Farbe,  Form  und  Gestaltung  freigestellt  sind;  allerdings  darf  damit 
die  Aussage  der  in  Abschnitt  1  dieses  Anhangs  vorgegebenen  Kennzeichnung  nicht  beeinträchtigt  oder  von  ihr  abge- 
lenkt werden.  Die  Gesamtoberfläche  des  Aufklebers  darf  250  cm2  und  seine  Gesamthöhe  220  mm  nicht  übersteigen. 


ANHANG  III 
Informationen  in  technischem  Werbematerial 

1 .  Informationen  zu  Reifen  sind  in  der  nachfolgend  genannten  Reihenfolge  bereitzustellen: 

i)  Kraftstoffeffizienzklasse  (Buchstaben  „A"  bis  „G"); 

ii)  Nasshaftungsklasse  (Buchstaben  „A"  bis  „G"); 

iii)  Klasse  des  externen  Rollgeräuschs  und  entsprechender  Messwert  (dB). 

2.  Die  Angaben  gemäß  Abschnitt  1  müssen  folgenden  Anforderungen  entsprechen: 

i)  Sie  müssen  gut  lesbar  sein. 

ii)  Sie  müssen  leicht  verständlich  sein. 

iii)  Bestehen  für  einen  bestimmten  Reifentyp  in  Abhängigkeit  von  der  Größe  oder  anderen  Parametern  unterschiedli- 
che Einstufungen,  so  ist  die  Bandbreite  zwischen  dem  Reifen  mit  der  schlechtesten  und  dem  Reifen  mit  der  besten 
Einstufung  anzugeben. 

3.  Darüber  hinaus  müssen  Lieferanten  auf  ihren  Webseiten  Folgendes  bereitstellen: 

i)  einen  Link  zu  der  einschlägigen  Webseite  der  Kommission,  die  dieser  Verordnung  gewidmet  ist; 

ii)  eine  Erläuterung  der  Piktogramme  auf  der  Kennzeichnung; 

iii)  einen  Hinweis  darauf,  dass  die  tatsächliche  Kraftstoffeinsparung  und  die  Verkehrssicherheit  in  hohem  Maße  von 
der  eigenen  Fahrweise  abhängen,  sowie  speziell  auf  folgende  Umstände: 

—  Der  Kraftstoffverbrauch  kann  durch  umweltschonende  Fahrweise  erheblich  reduziert  werden. 

—  Zur  Verbesserung  der  Nasshaftung  und  der  Kraftstoffeffizienz  sollte  der  Reifendruck  regelmäßig  geprüft 
werden. 

—  Der  dem  Anhalteweg  entsprechende  Sicherheitsabstand  sollte  stets  eingehalten  werden. 
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ANHANG  W 


Überprüfungsverfahren 

Die  Richtigkeit  der  angegebenen  Kraftstoffeffizienzklasse  und  Nasshaftungsklasse  sowie  der  angegebenen  Klasse  für  das 
externe  Rollgeräusch  und  des  entsprechenden  Messwerts  sind  für  jeden  Reifentyp  oder  jede  vom  Lieferanten  bestimmte 
Reifengruppe  nach  einem  der  folgenden  Verfahren  zu  überprüfen: 

a)  i)      Zunächst  wird  ein  einzelner  Reifen  geprüft.  Entspricht  der  gemessene  Wert  der  angegebenen  Klasse  oder  dem 

Messwert  für  das  externe  Rollgeräusch,  gilt  die  Prüfung  als  bestanden. 

ii)  Entspricht  der  gemessene  Wert  nicht  der  angegebenen  Klasse  oder  dem  Messwert  für  das  externe  Rollgeräusch, 
werden  drei  weitere  Reifen  geprüft.  Die  Übereinstimmung  mit  den  angegebenen  Informationen  wird  anhand  des 
Durchschnitts  der  bei  den  vier  geprüften  Reifen  ermittelten  Werte  beurteilt. 

b)  Wenn  die  angegebenen  Klassen  oder  Messwerte  auf  die  Ergebnisse  der  Typgenehmigungsprüfung  nach  der  Richtlinie 
2001/43/EG,  der  Verordnung  (EG)  Nr.  661/2009  oder  der  Regelung  Nr.  117  der  Wirtschaftskommission  der  Verein- 
ten Nationen  für  Europa  (UN/ECE)  und  ihren  späteren  Änderungen  zurückgehen,  können  die  Mitgliedstaaten  auf  die  in 
den  betreffenden  Typgenehmigungen  enthaltenen  Daten  betreffend  die  Übereinstimmung  der  Reifenproduktion 
zurückgreifen. 

Bei  der  Bewertung  der  Daten  betreffend  die  Übereinstimmung  der  Produktion  sind  die  in  Abschnitt  8  der  Regelung  Nr.  117 
der  Wirtschaftskommission  der  Vereinten  Nationen  für  Europa  (UN/ECE)  und  ihren  späteren  Änderungen  spezifizierten  Tole- 
ranzen zu  berücksichtigen. 


Berichtigung 

(ABl.  2011  L  156/12) 
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Berichtigung  der  Verordnung  Nr.  1222/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  November 
2009  über  die  Kennzeichnung  von  Reifen  in  Bezug  auf  die  Kraftstoffeffizienz  und  andere  wesentliche  Parameter 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  342  vom  22.  Dezember  2009) 
Im  Inhaltsverzeichnis  auf  der  Titelseite  des  Amtsblatts  und  im  Titel  auf  Seite  46: 

anstatt:  „Verordnung  Nr.  1222/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  November  2009  über 

die  Kennzeichnung  von  Reifen  in  Bezug  auf  die  Kraftstoffeffizienz  und  andere  wesentliche  Parameter  ..." 

muss  es  heißen:  „Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  November  2009 
über  die  Kennzeichnung  von  Reifen  in  Bezug  auf  die  Kraftstoffeffizienz  und  andere  wesentliche  Para- 
meter 

Auf  Seite  49,  Artikel  5  Absatz  3: 

anstatt:  „(3)      für  Reifen  der  Klassen  Cl,  C2  und  C3  geben  die  Lieferanten  auf  oder  zusammen  mit  den 

Rechnungen,  die  sie  den  Endnutzern  beim  Reifenkauf  ausstellen,  die  Kraftstoffeffizienzklasse,  den  Mess- 
wert für  das  externe  Rollgeräusch  sowie  gegebenenfalls  die  Nasshaftungsklasse  gemäß  Anhang  I  an." 

muss  es  heißen:  „(3)  Für  Reifen  der  Klassen  Cl,  C2  und  C3  geben  die  Händler  auf  oder  zusammen  mit  den  Rech- 
nungen, die  sie  den  Endnutzern  beim  Reifenkauf  ausstellen,  die  Kraftstoffeffizienzklasse,  den  Messwert 
für  das  externe  Rollgeräusch  sowie  gegebenenfalls  die  Nasshaftungsklasse  gemäß  Anhang  I  an.". 


Verordnung  (EU)  Nr.  228/2011 

(ABl.  2011  L  62/1) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  228/2011  DER  KOMMISSION 
vom  7.  März  2011 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  in 
Bezug  auf  die  Prüfmethode  für  die  Nasshaftung  von  Reifen  der  Klasse  Cl 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  November  2009  über 
die  Kennzeichnung  von  Reifen  in  Bezug  auf  die  Kraftstoffeffi- 
zienz und  andere  wesentliche  Parameter  ('),  insbesondere  auf 
Artikel  11  Buchstabe  c, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Nach  Anhang  I  Teil  B  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
1222/2009  ist  der  Nasshaftungskennwert  von  Reifen 
der  Klasse  Cl  gemäß  der  Regelung  Nr.  117  der  Wirt- 
schaftskommission der  Vereinten  Nationen  für  Europa 
(UN/ECE)  und  ihren  späteren  Änderungen  zu  ermitteln. 
Allerdings  haben  Branchenvertreter  auf  der  Grundlage 
von  Anhang  5  der  UN/ECE-Regelung  Nr.  117  eine  ver- 
besserte Prüfmethode  entwickelt,  mit  der  sich  erheblich 
genauere  Prüfergebnisse  erzielen  lassen. 


(2)  Die  Genauigkeit  der  Prüfergeb nisse  ist  ein  zentraler  Fak- 
tor bei  der  Bestimmung  der  Nasshaftungsklassen  von 
Reifen.  Sie  gewährleistet  einen  fairen  Vergleich  der  Reifen 
verschiedener  Lieferanten.  Genaue  Prüfungen  verhindern 
außerdem,  dass  ein  Reifen  in  mehrere  Klassen  eingeteilt 
wird,  und  verringern  das  Risiko,  dass  die  Marktaufsichts- 
behörden nur  aufgrund  der  Unsicherheit  der  Prüfmetho- 
den zu  Prüfergebnissen  gelangen,  die  von  den  Lieferan- 
tenangaben abweichen. 


(')  ABl.  L  342  vom  22.12.2009,  S.  46. 


(3)  Deshalb  muss  die  Methode  zur  Ermittlung  der  Nasshaf- 
tung von  Reifen  im  Interesse  genauerer  Prüfergebnisse 
aktualisiert  werden. 


(4)      Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  sollte  daher  ent- 
sprechend geändert  werden. 


(5)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  gemäß  Artikel  13  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  eingesetzten  Ausschus- 
ses — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  wird  wie  folgt  geändert: 

1.  In  Anhang  I  Teil  B  erhält  der  erste  Satz  folgende  Fassung: 


„Die  Nasshaftungsklassen  von  Reifen  der  Klasse  Cl  sind  an- 
hand des  Nasshaftungskennwerts  (G)  gemäß  der  Skala  von 
,A'  bis  ,G'  in  untenstehender  Tabelle  zu  ermitteln,  der  nach 
Anhang  V  gemessen  wird." 


2.  Der  Text  im  Anhang  der  vorliegenden  Verordnung  wird  als 
Anhang  V  angefügt. 

Artikel  2 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 
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Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  gemäß  den  Verträgen  unmittel- 
bar in  den  Mitgliedstaaten. 


Brüssel,  den  7.  März  2011 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


ANHANG 


.ANHANG  V 


Prüfmethode  zur  Messung  des  Nasshaftungskennwerts  (G)  von  Reifen  der  Klasse  Cl 

1.  VERBINDLICHE  NORMEN 

Es  gelten  die  nachfolgend  aufgeführten  Dokumente: 

1.  ASTM  E  303-93  (Reapproved  2008),  Standard  Test  Method  for  Measuring  Surface  Frictional  Properties  Using 
the  British  Pendulum  Tester  (Standardprüfmethode  zur  Bestimmung  der  Reibungseigenschaften  von  Oberflä- 
chen mit  dem  Pendelschlagwerk); 

2.  ASTM  E  501-08,  Standard  Specification  for  Standard  Rib  Tire  for  Pavement  Skid-Resistance  Tests  (Standard- 
spezifikation für  Standard-Rippenreifen  für  Prüfungen  der  Fahrbahngriffigkeit); 

3.  ASTM  E  965-96  (Reapproved  2006),  Standard  Test  Method  for  Measuring  Pavement  Macrotexture  Depth 
Using  a  Volumetrie  Technique  (Standardprüfmethode  zur  Messung  der  Tiefe  der  Makrostruktur  von  Belag- 
oberflächen (volumetrisches  Verfahren)); 

4.  ASTM  E  1136-93  (Reapproved  2003),  Standard  Specification  for  a  Radial  Standard  Reference  Test  Tire 
(SRTT14")  (Standardspezifikation  für  einen  Radial-Standard-Referenzreifen  (SRTT14")): 

5.  ASTM  F  2493-08,  Standard  Specification  for  a  Radial  Standard  Reference  Test  Tire  (SRTT16")  (Standard- 
spezifikation für  einen  Radial-Standard-Referenzreifen  (SRTT16")). 

2.  BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Zum  Zwecke  der  Prüfung  der  Nasshaftungseigenschaften  von  Reifen  der  Klasse  Cl  gelten  folgende  Begriffs- 
bestimmungen: 

1.  .Prüflauf  bezeichnet  das  einmalige  Befahren  einer  bestimmten  Prüfstreckenoberfläche  mit  einem  belasteten 
Reifen; 

2.  .Prüfreifen'  bezeichnet  einen  in  einem  Prüflauf  verwendeten  Kandidaten-,  Referenz-  oder  Kontrollreifen  oder 
-reifensatz: 

3.  .Kandidatenreifen  (T)'  bezeichnet  einen  zur  Berechnung  seines  Nasshaftungskennwerts  geprüften  Reifen  oder 
Reifensatz: 

4.  .Referenzreifen  (R)'  bezeichnet  einen  Reifen  oder  Reifensatz,  der  die  in  der  Norm  ASTM  F  2493-08  ange- 
gebenen Eigenschaften  aufweist  und  darin  als  Standard  Reference  Test  Tyre  16  inches  (SRTT16")  bezeichnet 
wird; 

5.  .Kontrollreifen  (C)'  bezeichnet  einen  Zwischenreifen  oder  -reifensatz,  der  verwendet  wird,  wenn  der  Kan- 
didatenreifen und  der  Referenzreifen  nicht  unmittelbar  auf  demselben  Fahrzeug  verglichen  werden  können; 

6.  .Bremskraft  eines  Reifens'  bezeichnet  die  aus  der  Anwendung  eines  Bremsmoments  resultierende,  in  Newton 
ausgedrückte  Longitudinalkraft; 

7.  .Bremskraftkoeffizient  eines  Reifens  (BFC)'  bezeichnet  das  Verhältnis  der  Bremskraft  zur  Vertikallast; 

8.  .Höchstbremskraftkoeffizient  eines  Reifens'  bezeichnet  den  Höchstwert,  den  der  Bremskraftkoeffizient  eines 
Reifens  bei  schrittweiser  Steigerung  des  Bremsmoments  vor  dem  Blockieren  des  Rades  erreicht: 

9.  .Blockieren  eines  Rades'  bezeichnet  den  Zustand  eines  Rades,  in  dem  die  Rotationsgeschwindigkeit  um  die 
Raddrehachse  gleich  Null  ist  und  eine  Radumdrehung  bei  anliegendem  Raddrehmoment  verhindert  wird; 

10.  .Vertikallast'  bezeichnet  die  in  Newton  ausgedrückte  senkrecht  zur  Straßenoberfläche  auf  den  Reifen  aus- 
geübte Kraft; 

1 1 .  .Reifenprüffahrzeug'  bezeichnet  ein  Spezialfahrzeug,  das  eigens  mit  Instrumenten  zum  Messen  der  beim 
Bremsen  an  einem  Prüfreifen  anliegenden  Vertikal-  und  Longitudinalkräfte  ausgerüstet  ist. 
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3.         ALLGEMEINE  PRÜFBEDINGUNGEN 

3.1.  Streckenmerkmale 

Die  Prüfstrecke  muss  folgende  Eigenschaften  aufweisen: 

1.  Sie  muss  eine  verdichtete  Asphaltoberfläche  mit  einer  einheitlichen  Neigung  von  maximal  2  %  aufweisen;  bei 
Messung  mit  einer  3-Meter-Latte  darf  die  Abweichung  höchstens  6  mm  betragen. 

2.  Alter,  Zusammensetzung  und  Verschleiß  des  Oberflächenbelags  müssen  einheitlich  sein.  Die  Prüfoberfläche 
muss  frei  von  losem  Material  und  Fremdstoffablagerungen  sein. 

3.  Die  maximale  Splittkorngröße  muss  10  mm  betragen  (Toleranzbereich:  8  mm  bis  13  mm). 

4.  Die  nach  dem  .Sandfleckverfahren'  ermittelte  Texturtiefe  muss  0,7  ±  0,3  mm  betragen.  Sie  ist  nach  der  Norm 
ASTM  E  965-96  (Reapproved  2006)  zu  messen. 

5.  Die  Nassreibungseigenschaften  der  Oberfläche  sind  nach  der  unter  a  oder  unter  b  im  nachfolgenden  Abschnitt 
3.2  angegebenen  Methode  zu  bestimmen. 

3.2.  Methoden  zur  Bestimmung  der  Nassreibungseigenschaften  der  Oberfläche 

a)  Prüfung  mit  dem  Pendelschlagwerk  (BPN) 

Die  Prüfung  mit  dem  Pendelschlagwerk  muss  der  Definition  in  der  Norm  ASTM  E  303-93  (Reapproved 
2008)  entsprechen. 

Die  Zusammensetzung  und  physikalischen  Eigenschaften  des  Gleitstücks  müssen  den  Vorgaben  in  der  Norm 
ASTM  E  501-08  entsprechen. 

Der  gemittelte  BPN-Wert  muss  nach  der  Korrektur  unter  Berücksichtigung  der  Temperaturauswirkungen 
zwischen  42  und  60  betragen. 

Der  BPN-Wert  ist  nach  Maßgabe  der  Oberflächentemperatur  der  benetzten  Straße  zu  korrigieren.  Wenn  zu 
dieser  Korrektur  keine  Empfehlungen  des  Pendelherstellers  vorliegen,  wird  die  nachstehende  Formel  verwen- 
det: 

BPN-Wert  =  BPN-Wert  (gemessener  Wert)  +  Temperaturkorrektur 
Temperaturkorrektur  =  -0,0018  t2  +  0,34  t  -  6,1 
Dabei  ist  t  die  Oberflächentemperatur  der  benetzten  Straße  in  °C. 

Auswirkungen  des  Gleitstückverschleißes:  Das  Gleitstück  ist  wegen  maximalen  Verschleißes  zu  entfernen, 
wenn  der  schlagkantenseitige  Verschleiß  des  Gleiters  gemäß  Abschnitt  5.2.2  und  Abb.  3  der  Norm  ASTM 
E  303-93  (Reapproved  2008)  3,2  mm  an  der  Gleiterfläche  und  1,6  mm  vertikal  dazu  erreicht. 

Zur  Prüfung  der  BPN-Konsistenz  der  Streckenoberfläche  für  die  Messung  der  Nasshaftung  an  einem  instru- 
mentierten Pkw:  Die  BPN-Werte  der  Prüfstrecke  sollten  im  Interesse  einer  möglichst  geringen  Streuung  der 
Prüfergebnisse  über  den  gesamten  Anhalteweg  konstant  sein.  Die  Nassreibungseigenschaften  der  Oberfläche 
sind  an  jedem  BPN-Messpunkt  im  Abstand  von  jeweils  10  Metern  fünfmal  zu  messen,  und  der  Variations- 
koeffizient der  BPN-Mittelwerte  darf  10  %  nicht  überschreiten. 

b)  Prüfung  mit  dem  Standard-Referenzreifen  (SRTT14")  nach  ASTM  E  1136 

Abweichend  von  Abschnitt  2  Nummer  4  wird  bei  dieser  Methode  der  als  SRTT14"  bezeichnete  Referenzreifen 
mit  den  in  der  Norm  ASTM  E  1136-93  (Reapproved  2003)  festgelegten  Eigenschaften  verwendet 

Der  mittlere  Höchstbremskraftkoeffizient  {ji^,,^^  des  SRTT14"  beträgt  0,7  ±  0,1  bei  65  km/h. 

Der  mittlere  Höchstbremskraftkoeffizient  (fJpeak,ave)  des  SRTT14"  ist  nach  Maßgabe  der  Oberflächentemperatur 
der  benetzten  Straße  wie  folgt  zu  korrigieren: 

Höchstbremskraftkoeffizient  (fipeak  ave)  =  Höchstbremskraftkoeffizient  (gemessener  Wert)  +  Temperaturkorrek- 
tur 

Temperaturkorrektur  =  0,0035  x  (t  -  20) 
Dabei  ist  t  die  Oberflächentemperatur  der  benetzten  Straße  in  °C. 


(')  Die  Größe  des  Standard-Referenzreifens  nach  ASTM  E  1136  ist  P195/75R14. 


3.3. 


Atmosphärische  Bedingungen 


Die  Benetzung  der  Oberfläche  darf  durch  den  Wind  nicht  beeinträchtigt  werden  (Windschutzvorrichtungen  sind 
zulässig). 

Sowohl  die  Temperatur  der  benetzten  Oberfläche  als  auch  die  Lufttemperatur  müssen  bei  Winterreifen  zwischen 
2  °C  und  20  °C  und  bei  normalen  Reifen  zwischen  5  °C  und  3  5  °C  betragen. 

Die  Temperatur  der  benetzten  Oberfläche  darf  sich  während  der  Prüfung  nicht  um  mehr  als  1 0  °C  ändern. 

Die  Umgebungstemperatur  muss  stets  nahe  der  Temperatur  der  benetzten  Oberfläche  liegen;  der  Temperatur- 
unterschied zwischen  der  Umgebung  und  der  benetzten  Oberfläche  muss  weniger  als  10  "C  betragen. 

4.         PRÜFMETHODE  ZUM  MESSEN  DER  NASSHAFTUNG 

Zur  Berechnung  des  Nasshaftungskennwerts  (G)  eines  Kandidatenreifens  wird  die  Nassbremsleistung  des  Kan- 
didatenreifens mit  der  Nassbremsleistung  des  Referenzreifens  auf  einem  Fahrzeug  bei  Geradeausfahrt  auf  einer 
nassen,  befestigten  Oberfläche  verglichen.  Er  wird  nach  einer  der  folgenden  Methoden  berechnet: 

—  Prüfung  eines  Reifensatzes  auf  einem  instrumentierten  Pkw: 

—  Prüfung  unter  Einsatz  eines  von  einem  Fahrzeug  gezogenen  Anhängers  oder  eines  Reifenprüffahrzeugs,  die 
mit  dem/den  Prüfreifen  ausgerüstet  sind. 

4.1.      Prüfung  anhand  eines  instrumentierten  Pkw 

4.1.1.  Prinzip 

Die  Prüfmethode  umfasst  ein  Verfahren  zur  Messung  des  Verzögerungsvermögens  von  Reifen  der  Klasse  Cl  beim 
Bremsen  unter  Verwendung  eines  instrumentierten  und  mit  einem  Antiblockier-Bremssystem  (ABS)  ausgerüsteten 
Pkw;  .instrumentiert'  bedeutet,  dass  die  in  Abschnitt  4.1.2.2  aufgeführten  Messeinrichtungen  für  die  Zwecke  dieser 
Prüfmethode  in  den  betreffenden  Pkw  eingebaut  wurden.  Ausgehend  von  einer  bestimmten  Anfangsgeschwindig- 
keit werden  die  Bremsen  an  allen  vier  Rädern  gleichzeitig  stark  genug  betätigt,  um  das  ABS  auszulösen.  Die 
mittlere  Verzögerung  wird  zwischen  zwei  zuvor  festgelegten  Geschwindigkeiten  berechnet. 

4.1.2.  Ausrüstung 

4.1.2.1.  Fahrzeug 

Folgende  Veränderungen  am  Pkw  sind  zulässig: 

—  Veränderungen,  die  es  ermöglichen,  mehr  Reifen  unterschiedlicher  Größen  auf  das  Fahrzeug  zu  montieren; 

—  Veränderungen,  die  die  automatische  Auslösung  der  zu  installierenden  Bremsanlage  ermöglichen. 
Jegliche  sonstige  Veränderung  des  Bremssystems  ist  unzulässig. 

4.1.2.2.  Messeinrichtungen 

Das  Fahrzeug  ist  mit  einem  geeigneten  Sensor  zur  Messung  der  Geschwindigkeit  auf  einer  nassen  Oberfläche  und 
der  zwischen  zwei  Geschwindigkeiten  zurückgelegten  Entfernung  auszurüsten. 

Zur  Geschwindigkeitsmessung  ist  ein  fünftes  Rad  oder  ein  berührungsloses  Geschwindigkeitsmesssystem  zu 
verwenden. 

4.1.3.  Vorbereitung  der  Prüfstrecke  und  Benetzungsbedingungen 

Die  Prüfstreckenoberfläche  muss  vor  den  Prüfungen  mindestens  eine  halbe  Stunde  lang  benetzt  werden,  damit  die 
Oberflächentemperatur  und  die  Wassertemperatur  sich  angleichen.  Während  der  Prüfungen  sollte  die  Benetzung 
von  außen  kontinuierlich  erfolgen.  Im  gesamten  Prüfbereich  muss  die  Wassertiefe,  gemessen  vom  höchsten  Punkt 
des  Streckenbelags,  1,0  ±  0,5  mm  betragen. 

Daraufhin  sollte  die  Prüfstrecke  vorbereitet  werden,  indem  mindestens  10  Prüfläufe  bei  90  km/h  mit  nicht  zum 
Prüfprogramm  gehörenden  Reifen  durchgeführt  werden. 

4.1.4.  Reifen  und  Felgen 

4.1.4.1.  V  o  rb  e  re  i  t  u  n  g  und  Einfahren  der  Reifen 

Durch  Trimmen  der  Prüfreifen  werden  sämtliche  durch  Entlüftungsnuten  beim  Pressvorgang  verursachten  Mate- 
rialüberstände oder  Grate  an  Pressnähten  von  der  Lauffläche  entfernt. 

Die  Prüfreifen  sind  auf  die  vom  Reifenhersteller  angegebene  Prüffelge  zu  montieren. 
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Ein  ordnungsgemäßer  Wulstsitz  sollte  durch  die  Verwendung  eines  geeigneten  Schmiermittels  erreicht  werden. 
Übermäßiger  Schmiermittelgebrauch  ist  zu  vermeiden,  um  ein  Verrutschen  des  Reifens  auf  der  Felge  zu  ver- 
hindern. 

Die  auf  die  Felgen  montierten  Reifen  sind  mindestens  zwei  Stunden  lang  so  an  einem  Ort  zu  lagern,  dass  sie  alle 
vor  den  Prüfungen  die  gleiche  Umgebungstemperatur  aufweisen.  Sie  sollten  vor  Sonnenlicht  geschützt  werden, 
um  übermäßige  Erwärmung  durch  Sonneneinstrahlung  zu  vermeiden. 

Zum  Einfahren  der  Reifen  werden  zwei  Bremsläufe  durchgeführt. 

4.1.4.2.  Reifenlast 

Die  statische  Last  auf  jedem  Reifen  auf  den  Fahrzeugachsen  muss  zwischen  60  %  und  90  %  der  Tragfähigkeit  des 
geprüften  Reifens  liegen.  Die  Belastungen  von  Reifen  auf  derselben  Achse  sollten  nicht  um  mehr  als  10% 
voneinander  abweichen. 

4.1.4.3.  Reifendruck 

Der  Reifendruck  auf  der  Vorder-  und  Hinterachse  muss  220  kPa  betragen  (bei  Standard-  und  Schwerlastreifen). 
Der  Reifendruck  sollte  unmittelbar  vor  den  Prüfungen  bei  Umgebungstemperatur  geprüft  und  erforderlichenfalls 
korrigiert  werden. 

4.1.5.  Verfahren 

4.1.5.1.  Prüflauf 

Für  jeden  Prüflauf  gilt  das  folgende  Prüfverfahren: 

1.  Der  Pkw  wird  in  Geradeausfahrt  auf  85  ±  2  km/h  beschleunigt. 

2.  Wenn  der  Pkw  eine  Geschwindigkeit  von  85  ±  2  km/h  erreicht  hat,  werden  die  Bremsen  unter  Einhaltung 
einer  Toleranz  von  5  m  in  Längsrichtung  und  0,5  m  in  Querrichtung  an  stets  der  gleichen  Stelle  der  Prüf- 
strecke —  dem  .Punkt  des  Bremsbeginns'  —  betätigt. 

3.  Die  Bremsen  werden  entweder  automatisch  oder  manuell  betätigt. 

i)  Die  automatische  Betätigung  der  Bremsen  erfolgt  mittels  eines  Zweikomponenten-Detektionssystems;  eine 
Komponente  ist  an  der  Prüfstrecke  angebracht,  die  andere  im  Pkw. 

ii)  Die  manuelle  Betätigung  der  Bremsen  hängt  wie  nachfolgend  angegeben  vom  Getriebetyp  ab.  In  beiden 
Fällen  ist  eine  Pedalkraft  von  mindestens  600  N  notwendig. 

Bei  Handschaltgetrieben  sollte  der  Fahrer  auskuppeln  und  das  Bremspedal  kräftig  betätigen  und  so  lange 
wie  zur  Durchführung  der  Messung  notwendig  niedertreten. 

Bei  Automatikgetrieben  sollte  der  Fahrer  in  den  Leerlauf  schalten  und  dann  das  Bremspedal  kräftig  be- 
tätigen und  so  lange  wie  zur  Durchführung  der  Messung  notwendig  niedertreten. 

4.  Die  mittlere  Verzögerung  wird  zwischen  80  km/h  and  20  km/h  berechnet. 

Wird  eine  der  obigen  Spezifikationen  (z.  B.  Geschwindigkeitstoleranz,  Toleranz  in  Längs-  und  Querrichtung  für 
den  Punkt  des  Bremsbeginns,  Bremszeitpunkt)  bei  der  Durchführung  eines  Prüflaufs  nicht  eingehalten,  so  ist  die 
Messung  ungültig  und  es  wird  ein  neuer  Prüflauf  durchgeführt. 

4.1.5.2.  Prüfzyklus 

Es  wird  eine  Reihe  von  Testläufen  durchgeführt,  um  den  Nasshaftungskennwert  eines  Satzes  Kandidatenreifen  (T) 
nach  folgendem  Verfahren  zu  ermitteln,  wobei  jeder  Prüflauf  in  gleicher  Richtung  erfolgt  und  innerhalb  desselben 
Prüfzyklus  bis  zu  drei  unterschiedliche  Kandidatenreifensätze  gemessen  werden  können: 

1.  Zunächst  wird  ein  Satz  Referenzreifen  auf  den  instrumentierten  Pkw  montiert. 


2.  Nachdem  mindestens  drei  gültige  Messungen  gemäß  Abschnitt  4.1.5.1  vorgenommen  wurden,  wird  der  Satz 
Referenzreifen  durch  einen  Satz  Kandidatenreifen  ersetzt. 

3.  Nach  Vornahme  von  sechs  gültigen  Messungen  der  Kandidatenreifen  können  zwei  weitere  Sätze  Kandidaten- 
reifen gemessen  werden. 

4.  Der  Prüfzyklus  wird  abgeschlossen  durch  drei  weitere  gültige  Messungen  desselben  Satzes  Referenzreifen,  die 
zu  Beginn  des  Prüfzyklus  verwendet  wurden. 


665 

Copyrighled  maKrial 


BEISPIELE: 

—  Bei  einem  Prüfzyklus  mit  drei  Sätzen  Kandidatenreifen  (Tl  bis  T3)  und  einem  Satz  Referenzreifen  (R)  wäre  die 
Reihenfolge  wie  folgt: 

R-T1-T2-T3-R 

—  Bei  einem  Prüfzyklus  mit  fünf  Sätzen  Kandidatenreifen  (Tl  bis  T5)  und  einem  Satz  Referenzreifen  (R)  wäre  die 
Reihenfolge  wie  folgt: 

R-T1-T2-T3-R-T4-T5-R 

4.1.6.    Verarbeitung  der  Messergebnisse 

4.1.6.1.  B  e  re  c  h  n  u  n  g  der  mittleren  Verzögerung  (AD) 

Die  mittlere  Verzögerung  (AD)  wird  für  jeden  gültigen  Prüflauf  wie  folgt  in  m-s"2  berechnet: 

Sj  -  S1 

Dabei  sind: 

Sj  :  Endgeschwindigkeit  in  m-s"1;  Sj  =  20  km/h  =  5,556  m-s"1 

Sj  :  Anfangsgeschwindigkeit  in  m-s"1;  Si  =  80  km/h  =  22,222  m-s"1 

d  :  zwischen  5,  und  Sf  zurückgelegte  Entfernung  in  m 

4.1.6.2.  Ergebnisvalidierung 

Der  Variationskoeffizient  der  mittleren  Verzögerung  (AD-Variationskoeffizient)  wird  wie  folgt  berechnet: 

(Standardabweichung  /  Durchschnittswert)  «  100 

Für  Referenzreifen  (R)  gilt:  Übersteigt  der  AD-Variationskoeffizient  von  zwei  aufeinander  folgenden  Reihen  von 
drei  Prüfläufen  des  Referenzreifensatzes  3  %,  sollten  sämtliche  Daten  als  ungültig  betrachtet  und  die  Prüfung  für 
sämtliche  Prüfreifen  (Kandidatenreifen  und  Referenzreifen)  wiederholt  werden. 

Für  Kandidatenreifen  (T)  gilt:  Die  AD-Variationskoeffizienten  werden  für  jeden  Satz  Kandidatenreifen  berechnet. 
Übersteigt  ein  Variationskoeffizient  3  %,  so  sollten  die  Daten  als  ungültig  betrachtet  und  die  Prüfung  für  den 
betreffenden  Satz  Kandidatenreifen  wiederholt  werden. 

4.1.6.3.  B  e  re  c  h  n  u  n  g  der  bereinigten  mittleren  Verzögerung  (Rfl) 

Die  mittlere  Verzögerung  (AD)  des  für  die  Berechnung  des  Bremskraftkoeffizienten  verwendeten  Satzes  Referenz- 
reifen wird  nach  Maßgabe  der  Positionierung  der  einzelnen  Kandidatenreifensätze  in  einem  bestimmten  Prüflauf 
bereinigt. 


Die  bereinigte  AD  des  Referenzreifens  (Ra)  wird  gemäß  Tabelle  1  in  m-s-2  berechnet,  wobei  Rj  der  Durchschnitt 
der  AD-Werte  bei  der  ersten  Prüfung  des  Referenzreifensatzes  (R)  und  R2  der  Durchschnitt  der  AD-Werte  bei  der 
zweiten  Prüfung  desselben  Referenzreifensatzes  (R)  ist. 


Tabelle  1 


Anzahl  der  Kandidatenreifensätze  in  ei- 
nem Prüfzyklus 

Kandidatenreifensatz 

Ra 

1 

Tl 

Ra  =  1/2  (R,  +  R2) 

(R,-Tl-R2) 

2 

Tl 

Ra  =  2/3  Rj  +  1/3  R2 

(R,-Tl-T2-R2) 

T2 

Ra  =  1/3  Rj  +  2/3  R2 

3 

Tl 

Rfl  =  3/4  R,  +  1/4  R2 

(RrTl-T2-T3-R2) 

T2 

Rfl  =  1/2  (R,  +R2) 

T3 

Ra  =  1/4  Rj  +  3/4  R2 
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4.1.6.4.  B  e  re  c  h  n  u  n  g  des  B  r  e  m  s  kr  a  f  t  k  o  e  f  f  i  z  i  e  n  t  e  n  (BFC) 

Der  Bremskraftkoeffizient  (BFC)  wird  für  eine  Bremsung  auf  den  beiden  Achsen  gemäß  Tabelle  2  berechnet, 
wobei  Ta  (a  =  1,  2  oder  3)  der  Durchschnitt  der  AD-Werte  für  jeden  am  Prüfzyklus  beteiligten  Satz  Kandidaten- 
reifen (T)  ist. 


Tabelle  2 


Prüfreifen 

Bremskraftkoeffizient 

Referenzreifen 

BFC(R)  = 

|R«/sl 

Kandidatenreifen 

BFC(T)  = 

\T"/g\ 

g  :  Erdbeschleunigung,  g  =  9,81  m-s"' 


4.1.6.5.  B  e  re  c  h  n  u  n  g  des  N  a  s  s  h  a  f  t  u  ng  s  ke  n  n  w  e  r  t  s  des  K  a  n  d  i  d  a  t  e  n  r  e  i  f  e  n  s 


Der  Nasshaftungskennwert  des  Kandidatenreifens  (G(T))  wird  wie  folgt  berechnet: 

G(T)  = 


FC^  x  125  +  a  x  (t-  t0)  +  b  x  (  ^-fffl  -  1,0 


BFC(R) 


V  BFC(Ro) 


x  10" 


Dabei  sind: 


—  t:  gemessene  Oberflächentemperatur  der  benetzten  Strecke  in  "C  bei  der  Prüfung  des  Kandidatenreifens  (T) 


—  t0:  Bezugstemperatur  der  benetzten  Oberfläche;  t0  =  20  °C  für  normale  Reifen  und  t0  =  10  °C  für  Winterreifen 


—  BFC(R0):  Bremskraftkoeffizient  für  den  Referenzreifen  bei  Referenzbedingungen;  BFC(R0)  =  0,68 


—  a  =  -0,4232  und  b  =  -8,297  für  normale  Reifen,  a  =  0,7721  und  b  =  31,18  für  Winterreifen. 


4.1.7.    Vergleich  der  Nasshaftung  eines  Kandidatenreifens  und  eines  Referenzreifens  unter  Verwendung  eines  Kontrollreifens 
4.1.7.1.  A 1  lg  e  m  e  i  n  e  s 

Unterscheidet  sich  der  Kandidatenreifen  im  Hinblick  auf  die  Größe  erheblich  vom  Referenzreifen,  so  ist  ein 
direkter  Vergleich  auf  demselben  instrumentierten  Pkw  eventuell  nicht  möglich.  Bei  dieser  Prüfmethode  wird 
ein  gemäß  der  Begriffsbestimmung  in  Abschnitt  5  Nummer  2  nachfolgend  als  .Kontrollreifen'  bezeichneter 
Zwischenreifen  verwendet. 


4.1.7.2.  Prinzip  des  Ansatzes 

Der  Ansatz  beruht  auf  der  Verwendung  eines  Kontrollreifensatzes  und  zweier  unterschiedlicher  instrumentierter 
Pkw  zur  Prüfung  eines  Kandidatenreifensatzes  im  Vergleich  zu  einem  Referenzreifensatz. 


Ein  instrumentierter  Pkw  wird  zuerst  mit  dem  Referenzreifensatz  und  dann  mit  dem  Kontrollreifensatz,  der 
andere  zuerst  mit  dem  Kontrollreifensatz  und  dann  mit  dem  Kandidatenreifensatz  ausgerüstet. 


Es  gelten  die  in  den  Abschnitten  4.1.2  bis  4.1.4  aufgeführten  Spezifikationen. 


Der  erste  Prüfzyklus  ist  ein  Vergleich  zwischen  dem  Kontrollreifensatz  und  dem  Referenzreifensatz. 


Der  zweite  Prüfzyklus  ist  ein  Vergleich  zwischen  dem  Kandidatenreifensatz  und  dem  Kontrollreifensatz.  Er  wird 
auf  derselben  Prüfstrecke  und  am  selben  Tag  wie  der  erste  Prüfzyklus  durchgeführt.  Die  Temperatur  der  benetzten 
Oberfläche  muss  innerhalb  eines  Bereichs  von  ±  5  °C  um  die  Temperatur  beim  ersten  Prüfzyklus  liegen.  Für  den 
ersten  und  den  zweiten  Prüfzyklus  wird  derselbe  Kontrollreifensatz  verwendet. 


Der  Nasshaftungskennwert  des  Kandidatenreifens  (G(T))  wird  wie  folgt  berechnet: 

G(T)  =  G,  x  G2 

Dabei  sind: 

—  G^.  relativer  Nasshaftungskennwert  des  Kontrollreifens  (C)  im  Vergleich  zum  Referenzreifen  (R)  nach  folgen- 
der Berechnung: 


Gi  = 


BFC(C) 
BFC(R) 


xi25+flx(^)+bx(S"1,0) 


G2:  relativer  Nasshaftungskennwert  des  Kandidatenreifens  (T)  im  Vergleich  zum  Kontrollreifen  (C)  nach 
folgender  Berechnung: 


BFC(T) 


2  BFC(C) 

4.1.7.3.  L  a  g  e  ru  n  g  und  Aufbewahrung 

Es  ist  notwendig,  dass  alle  Reifen  eines  Kontrollreifensatzes  unter  den  gleichen  Bedingungen  gelagert  wurden. 
Sobald  der  Kontrollreifensatz  im  Vergleich  mit  dem  Referenzreifen  geprüft  wurde,  sind  die  in  der  Norm  ASTM  E 
1136-93  (Reapproved  2003)  festgelegten  spezifischen  Lagerungsbedingungen  anzuwenden. 

4.1.7.4.  E  rs  e  t  z  u  n  g  von  R  e  f  e  r  e  n  z  r  e  i  f  e  n  und  K  o  n  t  r  o  1 1  r  e  i  f  e  n 

Führen  die  Prüfungen  zu  unregelmäßigem  Verschleiß  oder  Schäden  oder  werden  die  Prüfergebnisse  durch  Ver- 
schleiß beeinflusst,  so  dürfen  die  betreffenden  Reifen  nicht  weiter  verwendet  werden. 

4.2.      Prüfung  unter  Einsatz  eines  von  einem  Fahrzeug  gezogenen  Anhängers  oder  eines  Reifenprüffahrzeugs 

4.2.1.  Prinzip 

Die  Messungen  werden  an  Prüfreifen  vorgenommen,  die  entweder  auf  einen  von  einem  Fahrzeug  (nachfolgend  als 
.Zugfahrzeug'  bezeichnet)  gezogenen  Anhänger  oder  auf  ein  Reifenprüffahrzeug  montiert  sind.  Die  Bremse  an  der 
Prüfposition  wird  kräftig  betätigt,  bis  ein  Bremsmoment  anliegt,  das  ausreicht,  um  die  Höchstbremskraft  zu 
erzeugen,  die  sich  vor  dem  Blockieren  der  Räder  bei  einer  Prüfgeschwindigkeit  von  65  km/h  einstellt. 

4.2.2.  Ausrüstung 

4.2.2.1.  Z  u  g  f  a  h  rz  e  u  g  und  Anhänger  oder  Re  i  f  e  n  p  r  ü  f  f  a  h  r  z  e  u  g 

—  Das  Zugfahrzeug  oder  das  Reifenprüffahrzeug  müssen  die  vorgeschriebene  Geschwindigkeit  von  65  km/h  ± 
2  km/h  selbst  bei  Anliegen  der  maximalen  Bremskräfte  beibehalten  können. 

—  Der  Anhänger  oder  das  Reifenprüffahrzeug  müssen  über  einen  nachfolgend  als  ,Prüfposition'  bezeichneten 
Platz  verfügen,  an  dem  der  Reifen  für  Prüfzwecke  montiert  werden  kann,  und  mit  folgendem  Zubehör 
ausgestattet  sein: 

i)  Vorrichtungen  zur  Betätigung  der  Bremsen  an  der  Prüfposition; 

ii)  Wassertank  zur  Speicherung  einer  für  die  Versorgung  des  Benetzungssystems  ausreichenden  Wasser- 
menge, sofern  die  Benetzung  nicht  von  außen  erfolgt; 

iii)  Aufzeichnungsgerät  zur  Aufzeichnung  der  Signale  von  an  der  Prüfposition  installierten  Messwandlern 
sowie  zur  Überwachung  der  Benetzungsrate  bei  Eigenbenetzung. 

—  Die  maximale  Änderung  von  Spur  und  Sturzwinkel  an  der  Prüfposition  muss  bei  maximaler  Vertikallast 
innerhalb  der  Grenze  von  ±  0,5°  bleiben.  Die  Querlenker  und  Lagerschalen  müssen  ausreichend  steif  sein,  um 
möglichst  wenig  Spiel  zuzulassen  und  die  Einhaltung  der  Vorgaben  bei  Anwendung  der  maximalen  Brems- 
kräfte zu  gewährleisten.  Das  Federungssystem  muss  ausreichend  tragfähig  und  so  ausgelegt  sein,  dass  Reso- 
nanzschwingungen wirkungsvoll  gedämpft  werden. 

—  Die  Prüfposition  muss  mit  einem  typischen  oder  speziellen  Kfz-Bremssystem  versehen  sein,  das  unter  den 
festgelegten  Bedingungen  ein  ausreichendes  Bremsmoment  zur  Erzeugung  der  Höchstbremskraft  in  Längs- 
richtung am  Prüfrad  anlegen  kann. 

—  Das  Bremsbetätigungssystem  muss  in  der  Lage  sein,  das  Zeitintervall  zwischen  der  ersten  Bremsbetätigung 
und  der  Spitzenlongitudinalkraft  gemäß  Abschnitt  4.2.7.1  zu  kontrollieren. 


—  Das  Zugfahrzeug  oder  das  Reifenprüffahrzeug  müssen  so  konstruiert  sein,  dass  das  ganze  Spektrum  der  zu 
prüfenden  Reifengrößen  darauf  montiert  werden  kann. 

—  Das  Zugfahrzeug  oder  das  Reifenprüffahrzeug  müssen  mit  Vorrichtungen  zur  Justierung  von  Vertikallasten 
gemäß  Abschnitt  4.2.5.2  versehen  sein. 

4.2.2.2.  Messeinrichtungen 

—  Die  Prüfradposition  des  Zugfahrzeugs  oder  des  Reifenprüffahrzeugs  muss  mit  einem  System  zum  Messen  der 
Rotationsgeschwindigkeit  des  Rades  sowie  mit  Messwandlern  zum  Messen  der  Bremskraft  und  der  Vertikallast 
am  Prüfrad  ausgerüstet  sein. 

—  Allgemeine  Vorschriften  für  Messsysteme:  Das  Instrumentarium  muss  den  folgenden  allgemeinen  Anforde- 
rungen bei  Umgebungstemperaturen  zwischen  0  °C  and  45  °C  entsprechen: 

i)  Genauigkeit  des  Gesamtsystems  -  Kraft:  ±  1,5  %  des  Skalenendwerts  der  Vertikallast  oder  Bremskraft, 

ii)  Genauigkeit  des  Gesamtsystems  -  Geschwindigkeit:  ±  1,5  %  oder  ±1,0  km/h,  je  nachdem,  welcher  Wert 
höher  ist. 

—  Fahrzeuggeschwindigkeit:  Zur  Geschwindigkeitsmessung  sollte  ein  fünftes  Rad  oder  ein  berührungsloses  Prä- 
zisions-Geschwindigkeitsmesssystem  verwendet  werden. 

—  Bremskräfte:  Die  Bremskraft-Messwandler  müssen  die  an  der  Schnittstelle  von  Reifen  und  Straßenoberfläche 
infolge  der  Bremsbetätigung  erzeugten  Longitudinalkräfte  innerhalb  einer  Spanne  von  0  %  bis  mindestens 
125  %  der  angelegten  Vertikallast  messen.  Der  Messwandler  muss  so  konstruiert  und  platziert  sein,  dass 
Trägheitseffekte  und  vibrationsinduzierte  mechanische  Resonanz  möglichst  gering  sind. 

—  Vertikallast:  Der  Vertikallast-Messwandler  misst  die  Vertikallast  an  der  Prüfposition  während  der  Bremsbetä- 
tigung. Der  Messwandler  muss  den  oben  beschriebenen  Spezifikationen  entsprechen. 

—  Signalkonditionierungs-  und  -aufzeichnungssystem:  Sämtliche  Signalkonditionierungs-  und  -aufzeichnungs- 
geräte  müssen  lineare  Ausgabe  mit  der  zur  Erfüllung  der  oben  festgelegten  Anforderungen  notwendigen 
Verstärkung  und  Datenerfassungsauflösung  bieten.  Zusätzlich  gelten  folgende  Anforderungen: 

i)  Der  Mindestfrequenzgang  muss  von  0  Hz  bis  50  Hz  (100  Hz)  innerhalb  ±  1  %  des  Skalenendwerts  flach 
sein. 

ii)  Das  Signal-Rausch-Verhältnis  muss  mindestens  20/1  betragen. 

iii)  Die  Verstärkung  muss  ausreichend  sein,  um  bei  vollmaßstäblichem  Eingangssignalniveau  eine  vollmaß- 
stäbliche Anzeige  zu  ermöglichen. 

iv)  Die  Eingangsimpedanz  muss  mindestens  zehnmal  höher  sein  als  die  Ausgangsimpedanz  der  Signalquelle. 

v)  Die  Geräte  müssen  unempfindlich  gegenüber  Vibrationen,  Beschleunigung  und  Änderungen  der  Umge- 
bungstemperatur sein. 

4.2.3.  Vorbereitung  der  Prüfstrecke 

Die  Prüfstrecke  sollte  vorbereitet  werden,  indem  mindestens  10  Prüfläufe  bei  65  ±  2  km/h  mit  nicht  zum  Prüf- 
programm gehörenden  Reifen  durchgeführt  werden. 

4.2.4.  Benetzungsbedingungen 

Das  Zugfahrzeug  und  der  Anhänger  oder  das  Reifenprüffahrzeug  können  mit  einem  System  zur  Benetzung  des 
Streckenbelags  ausgerüstet  sein;  im  Falle  des  Anhängers  wird  der  Wassertank  auf  das  Zugfahrzeug  montiert.  Das 
vor  dem  Prüfreifen  auf  den  Streckenbelag  aufgebrachte  Wasser  wird  mittels  einer  Düse  appliziert,  deren  Aus- 
legung gewährleistet,  dass  die  Wasserschicht,  auf  die  der  Prüfreifen  trifft,  bei  Prüfgeschwindigkeit  von  einheitlicher 
Stärke  ist,  wobei  Spritzen  und  Overspray  möglichst  gering  gehalten  werden. 

Die  Düsenform  und  -position  gewährleisten,  dass  die  Wasserstrahlen  auf  den  Prüfreifen  gerichtet  sind  und  in 
einem  Winkel  von  20°  bis  30°  auf  den  Streckenbelag  niedergehen. 

Das  Wasser  muss  in  einer  Entfernung  von  0,25  m  bis  0,45  m  vor  dem  Mittelpunkt  des  Reifenkontakts  auf  den 
Streckenbelag  auftreffen.  Die  Düse  muss  sich  25  mm  über  dem  Streckenbelag  oder  auf  der  zur  Vermeidung  der 
beim  Prüfen  voraussichtlich  auftretenden  Hindernisse  notwendigen  Mindesthöhe  befinden,  keinesfalls  jedoch  mehr 
als  100  mm  über  dem  Streckenbelag. 
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Die  Wasserschicht  muss  mindestens  25  mm  breiter  sein  als  die  Lauffläche  des  Prüfreifens;  sie  muss  so  aufgebracht 
werden,  dass  der  Reifen  sich  mittig  zwischen  den  Rändern  der  Wasserschicht  befindet.  Die  Intensität  der  Benet- 
zung muss  eine  Wassertiefe  von  1,0  ±  0,5  mm  gewährleisten  und  während  der  gesamten  Prüfung  mit  einer 
Abweichung  von  ±  10  %  konstant  sein.  Das  Wasservolumen  pro  benetzter  Breiteneinheit  muss  direkt  propor- 
tional zur  Prüfgeschwindigkeit  sein.  Bei  einer  Wassertiefe  von  1,0  mm  muss  die  bei  65  km/h  aufgebrachte 
Wassermenge  18  1-s"1  je  Meter  Breite  der  benetzten  Streckenoberfläche  betragen. 

4.2.5.  Reifen  und  Felgen 

4.2.5.1.  V  o  rb  e  re  i  t  u  n  g  und  Einfahren  der  Reifen 

Durch  Trimmen  der  Prüfreifen  werden  sämtliche  durch  Entlüftungsnuten  beim  Pressvorgang  verursachten  Mate- 
rialüberstände oder  Grate  an  Pressnähten  von  der  Lauffläche  entfernt. 

Der  Prüfreifen  ist  auf  die  vom  Reifenhersteller  angegebene  Prüffelge  zu  montieren. 

Ein  ordnungsgemäßer  Wulstsitz  sollte  durch  die  Verwendung  eines  geeigneten  Schmiermittels  erreicht  werden. 
Übermäßiger  Schmiermittelgebrauch  ist  zu  vermeiden,  um  ein  Verrutschen  des  Reifens  auf  der  Felge  zu  ver- 
hindern. 

Die  auf  die  Felgen  montierten  Reifen  sind  mindestens  zwei  Stunden  lang  so  an  einem  Ort  zu  lagern,  dass  sie  alle 
vor  den  Prüfungen  die  gleiche  Umgebungstemperatur  aufweisen.  Sie  sollten  vor  Sonnenlicht  geschützt  werden, 
um  übermäßige  Erwärmung  durch  Sonneneinstrahlung  zu  vermeiden. 

Zum  Einfahren  der  Reifen  werden  zwei  Bremsläufe  unter  Einhaltung  der  in  den  Abschnitten  4.2.5.2,  4.2.5.3  bzw. 
4.2.7.1  festgelegten  Last-,  Druck-  und  Geschwindigkeitswerte  durchgeführt. 

4.2.5.2.  Reifenlast 

Die  Prüflast  auf  dem  Prüfreifen  beträgt  75  ±  5  %  der  Tragfähigkeit  des  Prüfreifens. 

4.2.5.3.  Reifendruck 

Der  Prüfreifendruck  (kalt)  muss  bei  Reifen  für  Normallast  180  kPa  betragen.  Bei  Schwerlastreifen  muss  der 
Reifendruck  (kalt)  220  kPa  betragen. 

Der  Reifendruck  sollte  unmittelbar  vor  den  Prüfungen  bei  Umgebungstemperatur  geprüft  und  erforderlichenfalls 
korrigiert  werden. 

4.2.6.  Vorbereitung  von  Zugfahrzeug  und  Anhänger  oder  Reifenpruffahrzeug 

4.2.6.1.  Anhänger 

Bei  Einachsanhängern  werden  die  Kupplungshöhe  und  die  Position  in  Querrichtung  zur  Vermeidung  jeglicher 
Verfälschung  der  Messergebnisse  eingestellt,  nachdem  der  Prüfreifen  mit  der  festgelegten  Last  belastet  wurde.  Der 
Abstand  in  Längsrichtung  zwischen  der  Mittellinie  des  Anlenkungspunkts  der  Kupplung  und  der  Quermittellinie 
der  Achse  des  Anhängers  muss  mindestens  dem  Zehnfachen  der  Kupplungshöhe  entsprechen. 

4.2.6.2.  I  n  s  t  ru  m  e  n  t  a  ri  u  m  und  Ausrüstung 

Das  fünfte  Rad,  sofern  es  zum  Einsatz  kommt,  wird  nach  Herstellerspezifikation  montiert  und  möglichst  spur- 
mittig  am  Anhänger  oder  Reifenprüffahrzeug  positioniert. 

4.2.7.  Verfahren 

4.2.7.1.  Prüflauf 

Für  jeden  Prüflauf  gilt  das  folgende  Verfahren: 

1.  Das  Zugfahrzeug  oder  das  Reifenprüffahrzeug  werden  geradeaus  mit  der  vorgeschriebenen  Prüfgeschwindigkeit 
von  65  km/h  ±  2  km/h  auf  die  Prüfstrecke  gefahren. 

2.  Das  Aufzeichnungssystem  wird  in  Betrieb  gesetzt. 

3.  Das  Wasser  wird  ca.  0,5  s  vor  der  Bremsbetätigung  vor  dem  Reifen  auf  den  Streckenbelag  aufgebracht  (bei 
einem  internen  Benetzungssystem). 

4.  Die  Anhängerbremsen  werden  innerhalb  einer  Entfernung  von  2  m  von  einem  Messpunkt  für  die  Nassrei- 
bungseigenschaften  der  Oberfläche  und  der  Sandtiefe  gemäß  Abschnitt  3.1  Nummer  4  und  5  betätigt.  Die 
Bremsbetätigungsrate  ist  so  zu  wählen,  dass  das  Zeitintervall  zwischen  der  ersten  Kraftanwendung  und  dem 
Erreichen  der  Spitzenlongitudinalkraft  im  Bereich  von  0,2  bis  0,5  s  liegt. 

5.  Das  Aufzeichnungssystem  wird  angehalten. 

4.2.7.2.  Prüfzyklus 

Es  wird  eine  Reihe  von  Testläufen  durchgeführt,  um  den  Nasshaftungskennwert  des  Kandidatenreifens  (T)  nach 
folgendem  Verfahren  zu  ermitteln,  wobei  jeder  Prüflauf  an  der  gleichen  Stelle  auf  der  Prüfstrecke  und  in  gleicher 
Richtung  erfolgt.  Innerhalb  des  gleichen  Prüfzyklus  können  bis  zu  drei  unterschiedliche  Kandidatenreifensätze 
gemessen  werden,  sofern  die  Prüfungen  innerhalb  eines  Tages  abgeschlossen  werden. 
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1.  Zuerst  wird  der  Referenzreifen  geprüft. 


2.  Nachdem  mindestens  sechs  gültige  Messungen  gemäß  Abschnitt  4.2.7.1  vorgenommen  wurden,  wird  der 
Referenzreifen  durch  den  Kandidatenreifen  ersetzt. 

3.  Nach  Vornahme  von  sechs  gültigen  Messungen  des  Kandidatenreifens  können  zwei  weitere  Kandidatenreifen 
gemessen  werden. 

4.  Der  Prüfzyklus  wird  abgeschlossen  durch  sechs  weitere  gültige  Messungen  desselben  Referenzreifens,  der  zu 
Beginn  des  Prüfzyklus  verwendet  wurde. 

BEISPIELE: 

—  Bei  einem  Prüfzyklus  mit  drei  Kandidatenreifen  (Tl  bis  T3)  und  dem  Referenzreifen  (R)  wäre  die  Reihenfolge 
wie  folgt: 


R-T1-T2-T3-R 


—  Bei  einem  Prüfzyklus  mit  fünf  Kandidatenreifen  (Tl  bis  T5)  und  dem  Referenzreifen  (R)  wäre  die  Reihenfolge 
wie  folgt: 


R-T1-T2-T3-R-T4-T5-R 


4.2.8.    Verarbeitung  der  Messergebnisse 

4.2.8.1.  Berechnung  des  H ö c h s  t b  re m  s  kr a  f t ko e f f i z i e n  t  e n 

Der  Höchstbremskraftkoeffizient  eines  Reifens  (/Jpen(,)  ist  der  Höchstwert  von  fi(t)  vor  dem  Blockieren  der  Räder;  er 
wird  für  jeden  Prüflauf  wie  nachfolgend  dargestellt  berechnet.  Analoge  Signale  sollten  zur  Rauschunterdrückung 
gefiltert  werden.  Digital  aufgezeichnete  Signale  sind  unter  Verwendung  gleitender  Mittelwerte  zu  filtern. 

Dabei  sind: 

u(t):  dynamischer  Bremskraftkoeffizient  des  Reifens  in  Echtzeit 
fh(t):  dynamische  Bremskraft  in  Echtzeit,  in  N 
fv(t):  dynamische  Vertikallast  in  Echtzeit,  in  N 

4.2.8.2.  Ergebnisvalidierung 

Der  Variationskoeffizient  von  u^j,  wird  wie  folgt  berechnet: 

(Standardabweichung  /  Durchschnittswert)  x  100 


Für  den  Referenzreifen  (R)  gilt:  Übersteigt  der  Variationskoeffizient  des  Höchstbremskraftkoeffizienten  (fJpMk)  des 
Referenzreifens  5  %,  sollten  sämtliche  Daten  als  ungültig  betrachtet  und  die  Prüfung  für  sämtliche  Prüfreifen 
(Kandidatenreifen  und  Referenzreifen)  wiederholt  werden. 

Für  Kandidatenreifen  (T)  gilt:  Der  Variationskoeffizient  des  Höchstbremskraftkoeffizienten  (fip^j.)  wird  für  jeden 
Kandidatenreifen  berechnet.  Übersteigt  ein  Variationskoeffizient  5  %,  so  sollten  die  Daten  als  ungültig  betrachtet 
und  die  Prüfung  für  den  betreffenden  Kandidatenreifen  wiederholt  werden. 

4.2.8.3.  Berechnung  des  bereinigten  mittleren  Höchstbremskraftkoeffizienten 

Der  mittlere  Höchstbremskraftkoeffizient  des  für  die  Berechnung  des  Bremskraftkoeffizienten  verwendeten  Refe- 
renzreifens wird  nach  Maßgabe  der  Positionierung  der  einzelnen  Kandidatenreifensätze  in  einem  bestimmten 
Prüflauf  bereinigt. 

Der  bereinigte  mittlere  Höchstbremskraftkoeffizient  des  Referenzreifens  (Ra)  wird  gemäß  Tabelle  3  berechnet, 
wobei  Rj  der  mittlere  Höchstbremskraftkoeffizient  bei  der  ersten  Prüfung  des  Referenzreifens  (R)  und  R2  der 
mittlere  Höchstbremskraftkoeffizient  bei  der  zweiten  Prüfung  desselben  Referenzreifens  (R)  ist. 


Tabelle  3 


Anzahl  der  Kandidatenreifen  in  einem 
Prüfzyklus 

Kandidatenreifen 

Ra 

1 

(R,-Tl-R2) 

Tl 

Ra  =  1/2  (R,  +  R2) 

2 

(RrTl-T2-R2) 

Tl 

Ra  =  2/3  Rj  +  1/3  R2 

T2 

Ka  =  1/3  K|  +  2/3  K2 

3 

(Kj-l  1-1  L-V  J-tS.2) 

1  1 

Ka  -  3/4        +  1/4  K2 

TT 

1  2 

Ka  -  Ljl  (Kj  +k2) 

T3 

Ra  =  1/4  R,  +  3/4  R2 

4.2.8.4.  B  e  re  c  h  n  u  n  g  des  mittleren  H  ö  c  h  s  t  b  r  e  m  s  kr  a  f  t  k  o  e  f  f  i  z  i  e  n  t  e  n  (]ipea\t,ave) 

Der  Durchschnitt  der  Höchstbremskraftkoeffizienten  (iipeak.ave)  w'r^  gemäß  Tabelle  4  berechnet,  wobei  Ta  (0  =  1,  2 
oder  3)  der  Durchschnitt  der  für  einen  Kandidatenreifen  innerhalb  eines  Prüfzyklus  gemessenen  Höchstbrems- 
kraftkoeffizienten ist. 


Tabelle  4 


Prüfreifen 

Referenzreifen 

VPtak.aJR)=Ra  gemäß  Tabelle  3 

Kandidatenreifen 

4.2.8.5.  B  e  re  c  h  n  u  n  g  des  N  a  s  s  h  a  f  t  u  n  g  s  ke  n  n  w  e  r  t  s  des  K  a  n  d  i  d  a  t  e  n  r  e  i  f  e  n  s 
Der  Nasshaftungskennwert  des  Kandidatenreifens  (G(T))  wird  wie  folgt  berechnet: 


G(T) 


x  125  +  a  x  (t  -  t0)  +  b  x  I  — - —   ,_  ,  -1,0 


Mpeall,Jvt(Ro) 


x  10" 


Dabei  sind: 

—  t:  gemessene  Oberflächentemperatur  der  benetzten  Strecke  in  °C  bei  der  Prüfung  des  Kandidatenreifens  (T) 

—  t0:  Bezugstemperatur  der  benetzten  Oberfläche 

—  t0  =  20  °C  für  normale  Reifen  und  t0  =  10  °C  für  Winterreifen 

—  fy-at .ave(Ro)  =  0,85  :  Höchstbremskraftkoeffizient  für  den  Referenzreifen  bei  Referenzbedingungen 

—  a  =  -  0,4232  und  b  =  -  8,297  für  normale  Reifen,  a  =  0,7721  und  b  =  31,18  für  Winterreifen. 


Anlage  A 

Beispiele  für  Nasshaftungskennwert-Gutachten 

BEISPIEL  1:  Nasshaftungskennwert-Gutachten  unter  Verwendung  eines  Anhängers 
Gutachten  Nr.:  Prüfungsdaturr 


Fahrbahnbelag:  Texturtiefe  (mm): 


\i  peak  (SRTT14"  E  1136):  BPN: 


Geschwindigkeit  (km/h):  Wassertiefe  (mm): 


Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Größe 

Einsatzbereich 

Reifenkennzeichnung 

Felge 

Modell 

Last  (N) 

Druck  (kPa) 

/jpeak 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Durchschnitt 

Standardabweichung  o 

(o/Durchschnitt)  <  5  % 

Ra,  bereinigt 

Nasshaftungskennwert 

Oberflächentemperatur  (°C) 

Umgebungstemperatur  (°C) 

Bemerkungen 

BEISPIEL  2:  Nasshaftungskennwert-Gutachten  unter  Verwendung  eines  Pkw 


Fahrer: 


Prüfungsdatum: 


Strecke: 

Texturtiefe  (mm): 

BPN: 

Wassertiefe  (mm): 

Pkw: 


Marke 


Modell: 


Typ: 


Anfangsgeschwindigkeit 
(km/h): 


Endgeschwindigkeit  (km/h): 


Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

Markenname 

Uniroyal 

REIFEN  B 

REIFEN  C 

REIFEN  D 

Uniroyal 

Modell 

ASTM   F  2493 
SRTT16" 

MODELL  B 

MODELL  C 

MODELL  D 

ASTM   F  2493 
SRTT16" 

Größe 

P225/60R16 

GRÖSSE  B 

GRÖSSE  C 

GRÖSSE  D 

P225/60R16 

Einsatzbereich 

97S 

LI/SS 

LI/SS 

LI/SS 

97S 

Reifenkennzeichnung 

xxxxxxxxx 

YYYYYYYYY 

ZZZZZZZZZ 

NNNNNNNNN 

XXXXXXXXX 

Felge 

Druck    auf  Vorder- 
achse (kPa) 

Druck  auf  Hinterachse 
(kPa) 

Vorderachslast  (N) 

Temperatur   fC)  be- 
netzte Oberfläche 

Umgebungstempera- 
tur (°C) 

Brems- 
weg 

(m) 

Mittlere 
Verzöge- 
rung 

(m/s2) 

Brems- 
weg 

(m) 

Mittlere 
Verzöge- 
rung 

(m/s2) 

Brems- 
weg 

(m) 

Mittlere 
Verzöge- 
rung 

(m/s2) 

Brems- 
weg 

(m) 

Mittlere 

Verzöge- 
rung 

(m/s2) 

Brems- 
weg 

(m) 

Mittlere 
Verzöge- 
rung 

(m/s2) 

Messung 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

Mittl.  Verzögerung 
(m/s2) 

Standardabweichung 
(m/s2) 

Ergebnisvalidierung 
Variationskoeffizient 

(%)  <  3  % 

Bereinigte  mittlere 
Verzögerung  des  Re- 
ferenzreifens 
Ra  (m/s2) 

BFC(R)  Referenzreifen 
(SRTT16") 

BFC(T)  Kandidatenrei- 
fen 

Nasshaftungskennwert 

(%)" 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1235/2011  DER  KOMMISSION 


vom  29.  November  2011 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick  auf  die  Klassifizierung  von  Reifen  hinsichtlich  ihrer  Nasshaftungseigenschaften,  die 
Messung  des  Rollwiderstands  und  das  Überprüfungsverfahren 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  November  2009  über 
die  Kennzeichnung  von  Reifen  in  Bezug  auf  die  Kraftstoffeffi- 
zienz  und  andere  wesentliche  Parameter  ('),  insbesondere  auf 
Artikel  11  Buchstaben  a  und  c, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Mit  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  soll  ein  Rahmen  für 
die  Bereitstellung  von  harmonisierten  Informationen  zu 
Reifenparametern  durch  eine  Kennzeichnung  geschaffen 
werden,  die  die  Endnutzer  in  die  Lage  versetzt,  beim 
Reifenkauf  eine  sachkundige  Wahl  zu  treffen. 

(2)  Der  Rollwiderstand  von  Reifen  bestimmt  deren  Einstu- 
fung in  die  Kraftstoffeffizienzklassen.  Die  Messung  des 
Rollwiderstands  muss  reproduzierbar  sein;  mit  den  glei- 
chen Reifen  in  unterschiedlichen  Laboratorien  durch- 
geführte Prüfungen  müssen  zu  den  gleichen  Ergebnissen 
führen,  um  einen  fairen  Vergleich  zwischen  den  Reifen 
verschiedener  Lieferanten  zu  gewährleisten.  Außerdem 
verhindert  eine  gute  Reproduzierbarkeit  von  Prüfergeb- 
nissen, dass  die  Marktaufsichtsbehörden  bei  der  Prüfung 
der  gleichen  Reifen  Ergebnisse  erhalten,  die  von  jenen  der 
Lieferanten  abweichen. 

(3)  Ein  Verfahren  für  den  Abgleich  von  Prüflaboratorien  in 
Hinblick  auf  die  Messung  des  Rollwiderstands  würde  die 
Reproduzierbarkeit  der  Prüfergebnisse  verbessern. 

(4)  Da  auf  Ebene  der  ISO  eine  geeignete  harmonisierte  Me- 
thode zur  Prüfung  der  Haftung  auf  nassen  Straßen  ent- 
wickelt wurde,  sollte  nun  gemäß  Artikel  1 1  Buchstabe  a 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  eine  Klassifizierung 
von  Reifen  der  Klassen  C2  und  C3  hinsichtlich  ihrer 
Nasshaftungseigenschaften  eingeführt  werden. 

(5)  Die  Klarheit  des  Konformitäts-Überprüfungsverfahrens 
nach  Anhang  IV  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009 
sollte  verbessert  werden  durch  die  Einführung  von 
Schwellen,  wonach  die  für  die  Zwecke  der  Kennzeich- 
nungsvorschriften verwendeten  angegebenen  Werte  als 
mit  der  Verordnung  übereinstimmend  betrachtet  werden. 


(!)  ABl.  L  342  vom  22.12.2009,  S.  46. 


(6)  Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  sollte  daher  ent- 
sprechend geändert  werden. 

(7)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  gemäß  Artikel  1 3  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  eingesetzten  Ausschus- 
ses — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  wird  wie  folgt  geändert: 

1.  In  Anhang  I,  Teil  A,  Kraftstoffeffizienzklassen,  erhält  der 
erste  Satz  folgende  Fassung: 

„Die  Kraftstoffeffizienzklasse  ist  auf  der  Grundlage  des  Roll- 
widerstandsbeiwerts (CR)  nach  der  unten  aufgeführten  Skala 
von  ,A'  bis  ,G'  zu  ermitteln,  der  gemäß  Anhang  6  der  Re- 
gelung Nr.  117  der  Wirtschaftskommission  der  Vereinten 
Nationen  (UN/ECE)  und  ihren  späteren  Änderungen  zu  mes- 
sen und  nach  dem  in  Anhang  IVa  festgelegten  Verfahren 
abzugleichen  ist." 

2.  In  Anhang  I,  Teil  B,  Nasshaftungsklassen,  erhalten  der  Text 
und  die  Tabelle  folgende  Fassung: 

„1.  Die  Nasshaftungsklassen  von  Reifen  der  Klasse  Cl  sind 
anhand  des  Nasshaftungskennwerts  (G)  gemäß  der  Skala 
von  ,A'  bis  ,G'  in  untenstehender  Tabelle  zu  ermitteln, 
der  gemäß  Nummer  3  berechnet  und  nach  Anhang  V 
gemessen  wird. 

2.  Die  Nasshaftungsklassen  von  Reifen  der  Klassen  C2  und 
C3  sind  anhand  des  Nasshaftungskennwerts  (G)  gemäß 
der  Skala  von  ,A'  bis  ,G'  in  untenstehender  Tabelle  zu 
ermitteln,  der  gemäß  Nummer  3  berechnet  und  nach 
ISO  15222:2011  gemessen  wird,  wobei  die  folgenden 
Standard-Referenzreifen  (SRTT)  zu  verwenden  sind: 

i)  für  Reifen  der  Klasse  C2:  SRTT  225/75  R  16  C, 
ASTM  F  2872-11; 


ii)  für  Reifen  der  Klasse  C3  mit  einer  Nennquerschnitts- 
breite  unter  285  mm:  SRTT  245/70R19.5,  ASTM  F 
2871-11; 
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iii)  für  Reifen  der  Klasse  C3  mit  einer  Nennquerschnittsbreite  von  285  mm  oder  mehr:  SRTT 
315/70R22.5,  ASTM  F  2870-11. 

3.   Berechnung  des  Nasshaftungskennwerts  (G) 

G  =  G(T)  -  0,03 

Dabei  ist  G(T)  der  Nasshaftungskennwert  des  Kandidatenreifens,  wie  bei  einem  Prüflauf  gemessen. 


Reifen  der  Klasse  Cl 

Reifen  der  Klasse  C2 

Reifen  der  Klasse  C3 

G 

Nasshaftungs- 
klasse 

G 

Nasshaftungs- 
klasse 

G 

Nasshaftunes- 
klasse 

1,55  <  C 

A 

1,40  <  G 

A 

1,25  <  G 

A 

1,40  <  G  <  1,54 

B 

1,25  <  G  <  1,39 

B 

1,10  <  G  <  1,24 

B 

1,25  <  G  <  1,39 

C 

1,10  <  G  <  1,24 

C 

0,95  <  G  <  1,09 

C 

Leer 

D 

Leer 

D 

0,80  <  G  <  0,94 

D 

1,10  <  G  <  1,24 

E 

0,95  <  G  <  1,09 

E 

0,65  <  G  <  0,79 

E 

G  <  1,09 

F 

G  <  0,94 

F 

G  <  0,64 

F 

Leer 

G 

Leer 

G 

Leer 

G" 

3.  Anhang  IV,  Überprüfungsverfahren,  erhält  folgende  Fassung: 

„ANHANG  IV 

Überprüfungsverfahren 

Die  Richtigkeit  der  angegebenen  Kraftstoffeffizienzklasse  und  Nasshaftungsklasse  sowie  der  angegebenen  Klasse  und 
des  angegebenen  Werts  für  das  externe  Rollgeräusch  sind  für  jeden  Reifentyp  oder  jede  vom  Lieferanten  bestimmte 
Reifengruppe  nach  einem  der  folgenden  Verfahren  zu  überprüfen: 

a)  i)  Zunächst  wird  ein  einzelner  Reifen  oder  Reifensatz  geprüft.  Entsprechen  die  gemessenen  Werte  den  angege- 

benen Klassen  oder  dem  angegebenen  Wert  für  das  externe  Rollgeräusch  innerhalb  der  in  Tabelle  1  festgelegten 
Toleranzen,  gilt  die  Prüfung  als  bestanden. 

ii)  Entsprechen  die  gemessenen  Werte  nicht  den  angegebenen  Klassen  oder  dem  angegebenen  Wert  für  das 
externe  Rollgeräusch  innerhalb  des  in  Tabelle  1  festgelegten  Bereichs,  werden  drei  weitere  Reifen  oder  Reifen- 
sätze geprüft.  Die  Übereinstimmung  mit  den  angegebenen  Informationen  innerhalb  des  in  Tabelle  1  fest- 
gelegten Bereichs  wird  anhand  des  Durchschnitts  der  bei  den  drei  geprüften  Reifen  oder  Reifensätzen  ermit- 
telten Werte  beurteilt.  Oder: 

b)  Wenn  die  angegebenen  Klassen  oder  Messwerte  auf  die  Ergebnisse  der  Typgenehmigungsprüfung  nach  der  Richt- 
linie 2001/43/EG,  der  Verordnung  (EG)  Nr.  661/2009  oder  der  Regelung  Nr.  117  der  Wirtschaftskommission  der 
Vereinten  Nationen  für  Europa  (UN/ECE)  und  ihren  späteren  Änderungen  zurückgehen,  können  die  Mitglied- 
staaten auf  Messdaten  aus  Überprüfungen  der  Konformität  der  Reifenproduktion  zurückgreifen. 


Bei  der  Bewertung  der  Messdaten  aus  Überprüfungen  der  Konformität  der  Produktion  sind  die  in  Tabelle  1  fest- 
gelegten Toleranzen  zu  berücksichtigen. 

Tabelle  1 


Gemessene  Parameter 

Prüftoleranzen 

Rollwiderstandsbeiwert  (Kraftstoffeffizienz) 

Der  abgeglichene  Messwert  darf  die  Obergrenze  (den 
höchsten  CR)  der  angegebenen  Klasse  nicht  um  mehr 
als  0,3  kg/1  000  kg  übersteigen. 

Externes  Rollgeräusch 

Der  Messwert  darf  den  angegebenen  Wert  von  N  nicht 
um  mehr  als  1  dB(A)  übersteigen. 

Nasshaftung 

Der  Messwert  darf  die  Untergrenze  (den  niedrigsten  Wert 
von  G)  der  angegebenen  Klasse  nicht  unterschreiten." 

4.   Der  Text  im  Anhang  der  vorliegenden  Verordnung  wird  als  Anhang  IVa  angefügt. 

Artikel  2 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
in  Kraft. 

Diese  Verordnung  gilt  ab  30.  Mai  2012. 

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  29.  November  2011 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


ANHANG 
„ANHANG  Na 

Laborabgleichverfahren  zur  Messung  des  Rollwiderstands 

1.  BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Für  die  Zwecke  des  Laborabgleichverfahrens  bezeichnet  der  Ausdruck 

1.  „Referenzlabor"  ein  Labor,  das  Teil  eines  Netzes  von  Laboratorien  ist,  deren  Referenzen  für  die  Zwecke  des 
Abgleichverfahrens  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden,  und  das  die  in  Abschnitt  3  fest- 
gelegte Prüfergebnisgenauigkeit  erreichen  kann; 

2.  „Kandidatenlabor"  ein  am  Abgleichverfahren  beteiligtes  Labor,  das  kein  Referenzlabor  ist; 

3.  „Abgleichreifen"  einen  zum  Zwecke  der  Durchführung  des  Abgleichverfahrens  geprüften  Reifen: 
4  „Abgleichreifensatz"  einen  Satz  von  fünf  oder  mehr  Abgleichreifen; 

5.  „zugewiesener  Wert"  einen  theoretischen  Wert  für  einen  Abgleichreifen,  der  von  einem  theoretischen  Labor 
gemessen  wurde,  das  für  das  zum  Abgleichverfahren  genutzte  Referenzlabornetz  repräsentativ  ist. 

2.  ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN 

2.1.  Grundsatz 

Der  gemessene  Rollwiderstandsbeiwert  (CRm)  in  einem  Referenzlabor  (1)  ist  auf  die  zugewiesenen  Werte  des  Referenz- 
labornetzes abzugleichen. 

Der  CRm  in  einem  Kandidatenlabor  (c)  ist  durch  ein  Referenzlabor  des  Netzes  seiner  Wahl  abzugleichen. 

2.2.  Vorschriften  zur  Reifenauswahl 

Für  das  Abgleichverfahren  ist  ein  Satz  von  fünf  oder  mehr  Abgleichreifen  gemäß  den  folgenden  Kriterien  aus- 
zuwählen. Es  ist  ein  Satz  für  Reifen  der  Klassen  Cl  und  C2  zusammen  und  ein  Satz  für  Reifen  der  Klasse  C3 
auszuwählen. 

a)  Der  Satz  Abgleichreifen  ist  so  auszuwählen,  dass  die  Bandbreite  verschiedener  CR  von  Reifen  der  Klassen  Cl  und 
C2  zusammen  oder  von  Reifen  der  Klasse  C3  abgedeckt  wird.  In  jedem  Fall  muss  der  Unterschied  zwischen  dem 
höchsten  CRm  des  Reifensatzes  und  dem  niedrigsten  CRm  des  Reifensatzes  mindestens  folgenden  Werten  gleich 
sein: 

i)  3  kg/t  für  Reifen  der  Klassen  Cl  und  C2  und 

ii)  2  kg/t  für  Reifen  der  Klasse  C3. 

b)  Der  CRm  im  Kandidaten-  oder  Referenzlabor  (c  oder  1)  auf  der  Grundlage  der  angegebenen  CR-Werte  eines  jeden 
Abgleichreifens  des  Satzes  ist  wie  folgt  zu  staffeln  und  gleichmäßig  zu  verteilen: 

i)  1,0  +/-0.5  kg/t  für  Reifen  der  Klassen  Cl  und  C2  und 

ii)  1,0  +/-0.5  kg/t  für  Reifen  der  Klasse  C3. 

c)  Die  gewählte  Reifenquerschnittsbreite  jedes  Abgleichreifens  muss  folgende  Werte  betragen: 

i)  <  245  mm  bei  Maschinen  zum  Messen  von  Reifen  der  Klassen  Cl  und  C2  und 

ii)  <  385  mm  bei  Maschinen  zum  Messen  von  Reifen  der  Klasse  C3. 

d)  Der  gewählte  Außendurchmesser  jedes  Abgleichreifens  muss  folgende  Werte  betragen: 

i)  510  bis  800  mm  bei  Maschinen  zum  Messen  von  Reifen  der  Klassen  Cl  und  C2  und 

ii)  771  bis  1  143  mm  bei  Maschinen  zum  Messen  von  Reifen  der  Klasse  C3. 
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e)  Die  Lastindexwerte  müssen  das  Spektrum  der  zu  prüfenden  Reifen  angemessen  abdecken,  wobei  sicherzustellen 
ist,  dass  auch  die  Werte  der  Rollwiderstandskraft  das  Spektrum  der  zu  prüfenden  Reifen  abdecken. 

Jeder  Abgleichreifen  ist  vor  der  Verwendung  zu  überprüfen  und  zu  ersetzen,  wenn 

a)  sein  Zustand  ihn  für  weitere  Prüfungen  unbrauchbar  macht  und/oder 

b)  nach  Bereinigung  um  eine  eventuelle  Maschinendrift  Abweichungen  des  CRm-Wertes  von  mehr  als  1,5  % 
gegenüber  früheren  Messungen  bestehen. 

2.3.  Messmethode 

Das  Referenzlabor  nimmt  an  jedem  Abgleichreifen  vier  Messungen  gemäß  Anhang  6  Absatz  4  der  Regelung  Nr.  117 
der  Wirtschaftskommission  der  Vereinten  Nationen  für  Europa  (UN/ECE)  und  ihren  späteren  Änderungen  unter  den 
in  deren  Anhang  6  Absatz  3  angegebenen  Bedingungen  vor  und  hält  die  drei  letzten  Ergebnisse  zur  weiteren  Analyse 
fest. 

Das  Kandidatenlabor  nimmt  an  jedem  Abgleichreifen  n+1  —  mit  n  laut  nachstehendem  Abschnitt  5  —  Messungen 
gemäß  Anhang  6  Absatz  4  der  Regelung  Nr.  117  der  Wirtschaftskommission  der  Vereinten  Nationen  für  Europa 
(UN/ECE)  und  ihren  späteren  Änderungen  unter  den  in  deren  Anhang  6  Absatz  3  angegebenen  Bedingungen  vor 
und  hält  die  letzten  n  Ergebnisse  zur  weiteren  Analyse  fest. 

Bei  jeder  Messung  an  einem  Abgleichreifen  ist  das  Rad  mit  dem  montierten  Reifen  von  der  Maschine  abzunehmen 
und  das  gesamte  Prüfverfahren  gemäß  Anhang  6  Absatz  4  der  UN/ECE-Regelung  Nr.  117  und  ihren  späteren 
Änderungen  erneut  von  Anfang  an  durchzuführen. 

Das  Kandidaten-  oder  Referenzlabor  berechnet 

a)  den  Messwert  jedes  Abgleichreifens  für  jede  Messung  gemäß  Anhang  6  Absätze  6.2  und  6.3  der  UN/ 
ECE-Regelung  Nr.  117  und  ihren  späteren  Änderungen  (d.  h.  berichtigt  auf  eine  Temperatur  von  25  °C  und 
einen  Trommeldurchmesser  von  2  m), 

b)  den  Mittelwert  der  drei  (im  Falle  von  Referenzlaboren)  bzw.  n  (im  Falle  von  Kandidatenlaboren)  letzten  Messwerte 
für  jeden  Abgleichreifen  sowie 

c)  die  Standardabweichung  (om)  wie  folgt: 


Dabei  ist: 

i:     der  Zähler  (Wert  1  bis  p)  der  Anzahl  der  Abgleichreifen, 

j:     der  Zähler  (Wert  2  bis  n)  der  Anzahl  der  Wiederholungen  jeder  Messung  für  einen  bestimmten  Abgleich- 
reifen, 

n:    die  Anzahl  der  Wiederholungen  von  Reifenmessungen  (n  >  4), 
p:    die  Anzahl  der  Abgleichreifen  (p  >  5). 
2.4.  Für  die  Berechnungen  und  Ergebnisse  zu  verwendende  Datenformate 

—  Die  um  Trommeldurchmesser  und  Temperatur  berichtigten  CR-Messwerte  sind  auf  zwei  Dezimalstellen  zu 
runden. 

—  Daraufhin  werden  die  Berechnungen  mit  sämtlichen  Ziffern  vorgenommen:  es  erfolgen  keine  weiteren  Rundun- 
gen, außer  bei  den  abschließenden  Abgleich-Gleichungen. 

—  Alle  Werte  für  die  Standardabweichung  sind  auf  drei  Dezimalstellen  anzugeben. 

—  Alle  CR-Werte  sind  auf  zwei  Dezimalstellen  anzugeben. 

—  Alle  Abgleichkoeffizienten  (Ali,  F31 1,  A2C  und  B2C)  sind  auf  vier  Dezimalstellen  zu  runden  und  anzugeben. 


3.     VORSCHRIFTEN  FÜR  REFERENZLABORE  UND  DIE  ERMITTLUNG  DER  ZUGEWIESENEN  WERTE 


Die  zugewiesenen  Werte  jedes  Abgleichreifens  werden  von  einem  Netz  von  Referenzlaboren  ermittelt.  Nach  zwei 
Jahren  überprüft  das  Netz  die  Stabilität  und  Gültigkeit  der  zugewiesenen  Werte. 

Jedes  an  dem  Netz  beteiligte  Referenzlabor  muss  den  Spezifikationen  von  Anhang  6  der  UN/ECE-Regelung  Nr.  117 
und  ihren  späteren  Änderungen  entsprechen  und  folgende  Standardabweichung  (om)  einhalten: 

i)  maximal  0,05  kg/t  bei  Reifen  der  Klassen  Cl  und  C2  und 

ii)  maximal  0,05  kg/t  bei  Reifen  der  Klasse  C3. 

Der  der  Spezifikation  in  Abschnitt  2.2  entsprechende  Abgleichreifensatz  wird  gemäß  Abschnitt  2.3  von  jedem 
Referenzlabor  des  Netzes  Messungen  unterzogen. 

Der  zugewiesene  Wert  jedes  Abgleichreifens  ist  der  Durchschnitt  der  von  den  Referenzlaboren  des  Netzes  für  diesen 
Abgleichreifen  angegebenen  Messwerte. 

4.  VERFAHREN  FÜR  DEN  ABGLEICH  EINES  REFERENZLABORS  AUF  DIE  ZUGEWIESENEN  WERTE 

Jedes  Referenzlabor  (!)  gleicht  sich  unter  Verwendung  einer  linearen  Regressionstechnik,  Al|  und  Bl|,  nach  folgender 
Berechnungsformel  auf  die  zugewiesenen  Werte  des  Abgleichreifensatzes  ab: 

Cr  =  AI,  *  CRmj  +  Bl, 

Dabei  ist: 

CR         der  zugewiesene  Wert  des  Rollwiderstandsbeiwerts: 

CRm j      der  vom  Referenzlabor  ,1'  gemessene  Wert  des  Rollwiderstandskoeffizienten  (einschließlich  der  Korrekturen 
von  Temperatur  und  Trommeldurchmesser). 

5.  VORSCHRIFTEN  FÜR  KANDIDATENLABORE 

Kandidatenlabore  wiederholen  das  Abgleichverfahren  mindestens  einmal  alle  zwei  Jahre  und  nach  jeder  bedeutenden 
Änderung  an  der  Maschine  oder  jeglicher  Drift  in  den  Überwachungsdaten  des  Kontrollreifens  der  Maschine. 

Ein  der  Spezifikation  in  Abschnitt  2.2  entsprechender  gemeinsamer  Satz  von  fünf  Abgleichreifen  wird  gemäß 
Abschnitt  2.3  vom  Kandidatenlabor  und  von  einem  Referenzlabor  Messungen  unterzogen.  Auf  Ersuchen  des  Kan- 
didatenlabors können  mehr  als  fünf  Abgleichreifen  geprüft  werden. 

Der  Abgleichreifensatz  wird  dem  ausgewählten  Referenzlabor  vom  Kandidatenlabor  bereitgestellt. 

Das  Kandidatenlabor  (c)  muss  den  Spezifikationen  von  Anhang  6  der  UN/ECE-Regelung  Nr.  117  und  ihren  späteren 
Änderungen  entsprechen  und  vorzugsweise  folgende  Standardabweichungen  (am)  einhalten: 

i)  maximal  0,075  kg/t  bei  Reifen  der  Klassen  Cl  und  C2  und 

ii)  maximal  0,06  kg/t  bei  Reifen  der  Klasse  C3. 

Überschreiten  die  Standardabweichungen  (om)  des  Kandidatenlabors  bei  drei  Messungen  die  obigen  Werte,  so  ist  die 
Anzahl  der  Wiederholungen  der  Messung  nach  folgender  Formel  zu  erhöhen: 

n  =  (om/y)2,  aufgerundet  auf  die  nächsthöhere  ganze  Zahl. 

Dabei  ist: 

Y  =  0,043  kg/t  für  Reifen  der  Klassen  Cl  und  C2  und 

Y  =  0,035  kg/t  für  Reifen  der  Klasse  C3. 

6.  VERFAHREN  FÜR  DEN  ABGLEICH  EINES  KANDIDATENLABORS 

Ein  Referenzlabor  (()  des  Netzes  berechnet  die  lineare  Regressionsfunktion  des  Kandidatenlabors  (c),  A2C  und  B2C,  wie 
folgt: 

CRm,|  =  A2C  x  cRmx  +  B2C 
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Dabei  ist: 

CRm  |      der  vom  Referenzlabor  (I)  gemessene  Wert  des  Rollwiderstandsbeiwerts  (einschließlich  der  Korrekturen  von 
Temperatur  und  Trommeldurchmesser). 

CRmc      der  vom  Kandidatenlabor  (c)  gemessene  Wert  des  Rollwiderstandsbeiwerts  (einschließlich  der  Korrekturen 
von  Temperatur  und  Trommeldurchmesser). 

Der  abgeglichene  CR  der  vom  Kandidatenlabor  geprüften  Reifen  wird  wie  folgt  berechnet: 

CR  =  (AI,  x  A2C)  x  CRmx  +  (AI,  x  B2C  +  Bl,)" 


Verordnung  (EG)  Nr.  67/2010 

(ABl.  2010  L  27/20) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  67/2010  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  30.  November  2009 
über  die  Grundregeln  für  die  Gewährung  von  Gemeinschaftszuschüssen  für  transeuropäische  Netze 

(kodifizierte  Fassung) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  156, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses 

nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (2), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Die  Verordnung  (EG)  Nr.  2236/95  des  Rates  vom  18.  Sep- 
tember 1995  über  die  Grundregeln  für  die  Gewährung  von 
Gemeinschaftszuschüssen  für  transeuropäische  Netze  (3) 
wurde  mehrfach  und  erheblich  geändert  (4).  Aus  Gründen 
der  Übersichtlichkeit  und  Klarheit  empfiehlt  es  sich,  die 
genannte  Verordnung  zu  kodifizieren. 


Unterstützung  durch  die  Europäische  Investitionsbank 
oder  durch  andere  öffentliche  oder  private  Finanzinstitute 
bereitgestellt.  In  bestimmten,  hinreichend  begründeten  Fäl- 
len können  Direktsubventionen  für  die  Investitionen  in 
Betracht  gezogen  werden. 

(6)  Die  Anleihebürgschaften  sollten  zu  Marktkonditionen  vom 
Europäischen  Investitionsfonds  oder  von  anderen  Finanz- 
institutionen geleistet  werden.  Der  Gemeinschaftszuschuss 
kann  die  von  den  Bürgschaftsnehmern  zu  zahlenden  Prä- 
mien ganz  oder  teilweise  abdecken. 


(7)  Der  Gemeinschaftszuschuss  soll  im  Wesentlichen  die 
finanziellen  Hindernisse  beseitigen,  die  in  der  Anlaufphase 
eines  Vorhabens  auftreten  können. 


(8)  Für  den  Gemeinschaftszuschuss  ist  in  Bezug  auf  das 
Gesamtvolumen  der  Investitionskosten  ein  Höchstbetrag 
festzusetzen.  Jedoch  sollte  ein  erhöhter  Satz  für 
Gemeinschaftszuschüsse  vorgesehen  werden,  um  die  Fer- 
tigstellung grenzüberschreitender  Verbindungen  vorrangi- 
ger Vorhaben  zu  fördern. 


(2)  Artikel  155  des  Vertrags  bestimmt,  dass  die  Gemeinschaft 
eine  Reihe  von  Leitlinien  aufstellt,  in  denen  die  Ziele,  die 
Prioritäten  und  die  Grundzüge  der  im  Bereich  der  trans- 
europäischen Netze  in  Betracht  gezogenen  Aktionen 
erfasst  werden,  und  dass  sie  Vorhaben  von  gemeinsamem 
Interesse,  die  von  den  Mitgliedstaaten  unterstützt  werden 
im  Bereich  der  transeuropäischer  Netze  unterstützen  kann. 
Dem  genannten  Artikel  zufolge  kann  die  Gemeinschaft  in 
den  Leitlinien  ausgewiesene  Vorhaben  von  gemeinsamem 
Interesse  unterstützen. 

(3)  Es  sollten  die  Grundregeln  für  die  Gewährung  von 
Gemeinschaftszuschüssen  für  transeuropäische  Netze  fest- 
gelegt werden,  so  dass  Artikel  15  5  durchgefühlt  werden 
kann. 

(4)  Bei  der  Finanzierung  der  transeuropäischen  Netze  sollten 
verstärkt  privates  Kapital  beteiligt  und  Partnerschaften  zwi- 
schen dem  öffentlichen  und  dem  privaten  Sektor  gefördert 
werden. 

(5)  Die  Gemeinschaftsunterstützung  kann  insbesondere  in 
Form  von  Durchführbarkeitsstudien,  Anleihebürgschaften 
oder  Zinszuschüssen  erfolgen.  Diese  Zuschüsse  und  Bürg- 
schaften werden  im  Zusammenhang  mit  einer  finanziellen 


p)  Stellungnahme  vom  10.  Juni  2009  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröf- 
fentlicht). 

(2)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  24.  November 
2009  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates 
vom  26.  November  2009. 

(3)  ABl.  L  228  vom  23.9.1995,  S.  1. 

(4)  Siehe  Anhang  II. 


(9)  Die  Gründung  öffentlich-privater  Partnerschaften  (oder  die 
Einrichtung  anderer  Formen  der  Zusammenarbeit  zwi- 
schen dem  öffentlichen  und  dem  privaten  Sektor)  erfordert 
vonseiten  institutioneller  Investoren  feste  Finanzierungszu- 
sagen, die  einen  ausreichenden  Anreiz  zur  Mobilisierung 
privater  Mittel  entfalten.  Mit  der  Gewährung  von  Gemein- 
schaftszuschüssen auf  Mehrjahresbasis  ließen  sich  Unge- 
wissheiten  ausräumen,  die  die  Entwicklung  von  Vorhaben 
bremsen.  Es  sollten  daher  Maßnahmen  ergriffen  werden, 
um  Zuschüsse  auf  der  Grundlage  mehrjähriger  rechtlicher 
Verpflichtungen  für  genehmigte  Vorhaben  zu  gewähren. 

( 1 0)  Maßgebend  für  den  Gemeinschaftszuschuss  zu  einem  Vor- 
haben sollte  sein,  inwieweit  es  zu  den  Zielen  des  Arti- 
kels 154  des  Vertrags  sowie  zu  den  unter  die  Leitlinien 
gemäß  Artikel  155  des  Vertrags  fallenden  sonstigen  Zielen 
und  Prioritäten  beiträgt.  Berücksichtigt  werden  sollten 
auch  andere  Aspekte,  wie  Impulse  für  die  öffentliche  und 
private  Finanzierung,  direkte  oder  indirekte  sozioökono- 
mische  Auswirkungen  der  Vorhaben,  insbesondere  auf  die 
Beschäftigung,  sowie  die  Folgen  für  die  Umwelt. 

(11)  Risikokapitalbeteiligungen  zur  Förderung  von  Investitions- 
fonds mit  Schwerpunkt  auf  der  Beschaffung  von  Risiko- 
kapital für  transeuropäische  Netzwerkvorhaben  sollten  bis 
zu  einer  Höhe  von  1  %  des  Gesamtbetrags  für  den  Zeit- 
raum 2000-2006  zugelassen  werden,  um  Erfahrungen  mit 
dieser  Finanzierungsform  zu  sammeln.  Dieser  Anteil  kann 
nach  einer  Überprüfung  der  Funktionsweise  dieses  Instru- 
ments auf  bis  zu  2  %  erhöht  werden.  Außerdem  sollte  eine 
mögliche  künftige  Ausweitung  dieses  Instruments  geprüft 
werden. 
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(1 2)  Um  für  mehr  Transparenz  zu  sorgen  und  die  Erwartungen 
bei  Vorhaben  oder  Vorhabengruppen  zu  erfüllen,  die  über 
einen  langen  Zeitraum  einen  hohen  Finanzbedarf  haben, 
sollten  in  bestimmten  Sektoren  oder  Bereichen  indikative 
Mehrjahresprogramme  erstellt  werden.  In  den  Program- 
men sollte  angegeben  werden,  welche  finanziellen  Mittel 
über  einen  bestimmten  Zeitraum  für  solche  Vorhaben  oder 
Vorhabengruppen  insgesamt  oder  jährlich  zur  Verfügung 
gestellt  werden  können  und  welche,  wenn  sie  mit  den  ein- 
schlägigen indikativen  Mehrjahresprogrammen  überein- 
stimmen, als  Referenzbeträge  für  die  jährlichen  Beschlüsse 
dienen  sollten,  im  Rahmen  der  jährlichen  im  Haushalts- 
plan eingestellten  Mittel  finanzielle  Zuschüsse  zu  gewäh- 
ren. Die  in  diesen  Programmen  ausgewiesenen 
Jahresbeträge  stellen  jedoch  keine  Mittelbindungen  im 
Rahmen  des  Haushaltsplans  dar. 

(13)  Die  Kommission  muss  die  potentielle  wirtschaftliche 
Lebensfähigkeit  der  Vorhaben  anhand  von  Kosten/Nutzen- 
Analysen  und  anderer  geeigneter  Kriterien  sowie  ihre  Ren- 
tabilität sorgfältig  beurteilen. 

(1 4)  Die  finanzielle  Unterstützung  der  Gemeinschaft  nach  Arti- 
kel 1 5  5  Absatz  1  Unterabsatz  1  dritter  Gedankenstrich  des 
Vertrags  muss  mit  den  Gemeinschaftspolitiken  in  Einklang 
stehen,  insbesondere  in  Bezug  auf  die  Netze  und  hinsicht- 
lich des  Umweltschutzes,  des  Wettbewerbs  und  der  Ver- 
gabe öffentlicher  Aufträge.  Der  Umweltschutz  sollte  eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung  mit  einschließen. 

(15)  Die  jeweiligen  Befugnisse  und  Zuständigkeiten  der  Mit- 
gliedstaaten und  der  Kommission  bei  der  Finanzkontrolle 
sind  gegeneinander  abzugrenzen. 

(16)  Die  Kommission  muss  für  eine  wirksame  Koordinierung 
aller  sich  auf  die  transeuropäischen  Netze  auswirkenden 
Gemeinschaftsmaßnahmen  sorgen;  einer  Koordinierung 
bedarf  es  insbesondere  zwischen  den  Finanzierungen  im 
Rahmen  der  transeuropäischen  Netze  und  denjenigen  der 
Strukturfonds,  des  Kohäsionsfonds,  des  Europäischen 
Investitionsfonds  und  der  Europäischen  Investitionsbank. 


(2 1 )  Die  zur  Durchführung  der  vorliegenden  Verordnung  erfor- 
derlichen Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss 
1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung 
der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der  Kommission 
übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (2)  erlassen 
werden  — 


HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Definition  und  Anwendungsbereich 

Diese  Verordnung  legt  die  Bedingungen  und  Verfahren  für  die 
Gewährung  von  Gemeinschaftszuschüssen  nach  Artikel  155 
Absatz  1  Unterabsatz  1  dritter  Gedankenstrich  des  Vertrags  für 
Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  im  Bereich  der  trans- 
europäischen Netze  für  Telekommunikationsinfrastrukturen  und 
für  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  im  Bereich  der  trans- 
europäischen Netze  für  die  in  Artikel  20  Absatz  3  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  680/2007  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  20.  Juni  2007  über  die  Grundregeln  für  die  Gewährung  von 
Gemeinschaftszuschüssen  für  transeuropäische  Verkehrs-  und 
Energienetze  (3)  genannten  Verkehrs-  und  Energieinfrastrukturen 
fest. 


Artikel  2 
Förderungswürdigkeit 

Der  Gemeinschaftszuschuss  kann  nur  für  Vorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  (nachstehend  „Vorhaben"  genannt)  gewährt  wer- 
den, die  im  Rahmen  der  Leitlinien  nach  Artikel  155  Absatz  1 
Unterabsatz  1  erster  Gedankenstrich  des  Vertrags  ausgewiesen 
werden. 

Der  Gemeinschaftszuschuss  kann  auch  für  Teile  von  Vorhaben 
gewährt  werden,  soweit  diese  technisch  und  finanziell  selbstän- 
dige Einheiten  darstellen. 


(17)  Es  sollten  wirksame  Verfahren  für  die  Bewertung,  die 
Begleitung  und  die  Kontrolle  der  gemeinschaftlichen  Maß- 
nahmen vorgesehen  werden. 

(18)  Hinsichtlich  der  finanzierten  Tätigkeiten  sollte  eine  ange- 
messene Unterrichtung,  Publizität  und  Transparenz 
gewährleistet  sein. 

(1 9)  Angesichts  der  Bedeutung  der  transeuropäischen  Netze  ist 
es  angebracht,  in  die  vorliegende  Verordnung  für  den  Zeit- 
raum 2000-2006  als  Finanzrahmen  im  Sinne  von  Num- 
mer 33  der  Interinstitutionellen  Vereinbarung  vom 
6.  Mai  1999  zwischen  dem  Europäischen  Parlament,  dem 
Rat  und  der  Kommission  über  die  Haushaltsdisziplin  und 
die  Verbesserung  des  Haushaltsverfahrens  (')  einen  Betrag 
in  Höhe  von  4  874  880  000  EUR  für  die  Durchführung 
jener  Verordnung  einzusetzen. 

(20)  Der  Rat  sollte  unter  Berücksichtigung  des  umfassenden 
Berichts,  den  die  Kommission  vor  Jahresende  2006  vorlegt, 
prüfen,  ob  die  Maßnahmen  aufgrund  der  vorliegenden  Ver- 
ordnung fortgeführt  oder  geändert  werden  sollten. 


Artikel  3 

Formen  des  Gemeinschaftszuschusses 

(1)  Der  Gemeinschaftszuschuss  kann  eine  oder  mehrere  der 
folgenden  Formen  annehmen: 

a)  Kofinanzierung  von  Studien  zu  den  Vorhaben,  einschließlich 
Vorstudien,  Durchführbarkeitsstudien  und  Bewertungs- 
studien, und  von  anderen  technischen  Unterstützungsmaß- 
nahmen für  diese  Studien.  Die  finanzielle  Beteiligung  der 
Gemeinschaft  darf  in  der  Regel  50  %  der  Gesamtkosten  einer 
Studie  nicht  überschreiten.  In  begründeten  Ausnahmefällen 
darf  auf  entsprechende  Initiative  der  Kommission  hin  und  bei 
Zustimmung  der  betreffenden  Mitgliedstaaten  die  finanzielle 
Beteiligung  der  Gemeinschaft  diesen  Rahmen  von  50  % 
überschreiten; 

b)  Zinszuschüsse  für  von  der  Europäischen  Investitionsbank 
oder  anderen  öffentlichen  oder  privaten  Finanzinstituten 
gewährte  Darlehen;  in  der  Regel  darf  die  Laufzeit  eines  Zins- 
zuschusses fünf  Jahre  nicht  überschreiten; 


(')  ABl.  C  172  vom  18.6.1999,  S.  1. 


(2)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 

(3)  ABl.  L  162  vom  22.6.2007,  S.  1. 
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c)    Beitrag  zu  den  Prämien  für  Anleihebürgschaften  des  Europä- 
ischen Investitionsfonds  oder  anderer  Finanzinstitutionen; 


d)  direkte  Subventionen  für  Investitionen  in  begründeten  Fällen; 

e)  Beteiligung  an  Risikokapital  zur  Förderung  von  Investitions- 
fonds oder  vergleichbaren  finanziellen  Instrumenten  mit 
Schwerpunkt  auf  der  Beschaffung  von  Risikokapital  für 
Vorhaben  für  transeuropäische  Netze  unter  Einbeziehung 
erheblicher  Investitionen  des  Privatsektors;  diese  Risiko- 
kapitalbeteiligung darf  1  %  der  in  Artikel  1 9  genannten  Haus- 
haltsmittel nicht  überschreiten.  Nach  dem  in  Artikel  18 
Absatz  2  genannten  Verfahren  kann  dieser  Anteil  unter 
Berücksichtigung  der  Ergebnisse  einer  Überprüfung  der 
Funktionsweise  dieses  Instruments,  die  die  Kommission  dem 
Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  vorlegt,  ab  dem  Jahr 
2003  auf  bis  zu  2  %  erhöht  werden.  Die  Beteiligung  kann 
unmittelbar  in  den  Fonds  oder  das  vergleichbare  finanzielle 
Instrument  oder  in  ein  von  denselben  Fondsvorhaben  ver- 
waltetes Koinvestitionsinstrument  eingezahlt  werden.  Wei- 
tere Modalitäten  der  Risikokapitalbeteiligung  sind  in 
Anhang  I  festgelegt. 

(2)  Die  in  Absatz  1  genannten  Gemeinschaftszuschüsse  wer- 
den gegebenenfalls  miteinander  kombiniert,  um  den  Anreiz  zu 
maximieren,  der  durch  die  bereitgestellten  Haushaltsmittel 
geschaffen  wird,  die  so  wirtschaftlich  wie  möglich  verwendet  wer- 
den müssen. 

(3)  Bei  der  Wahl  einer  oder  mehrerer  der  in  Absatz  1  genann- 
ten Formen  des  Gemeinschaftszuschusses  wird  den  besonderen 
Merkmalen  der  verschiedenen  betroffenen  Netzarten  Rechnung 
getragen  und  darauf  geachtet,  dass  die  Gemeinschaftszuschüsse 
nicht  zu  Wettbewerbsverzerrungen  zwischen  den  Unternehmen 
des  betreffenden  Sektors  führen. 

(4)  Die  für  Verkehrsinfrastrukturvorhaben  vorgesehenen  Mit- 
tel sollten  im  gesamten  in  Artikel  1 9  genannten  Zeitraum  so  ver- 
wandt werden,  dass  mindestens  55%  auf  Schienenvorhaben  — 
einschließlich  des  kombinierten  Verkehrs  —  und  höchstens  25  % 
auf  Straßenvorhaben  entfallen. 


(3)  Der  Gesamtbetrag  des  Gemeinschaftszuschusses  nach  die- 
ser Verordnung  darf  unabhängig  von  der  gewählten  Form  1 0  % 
der  gesamten  Investitionssumme  nicht  übersteigen.  Ausnahms- 
weise darf  sich  der  Gesamtbetrag  des  Gemeinschaftszuschusses  in 
folgenden  Fällen  auf  bis  zu  20  %  der  gesamten  Investitionssumme 
belaufen: 

a)  Vorhaben  für  satellitengestützte  Ortungs-  und  Navigations- 
systeme gemäß  Artikel  17  der  Entscheidung  Nr.  1692/96/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  Juli 
1996  über  gemeinschaftliche  Leitlinien  für  den  Aufbau  eines 
transeuropäischen  Verkehrsnetzes  ('); 

b)  vorrangige  Vorhaben  im  Bereich  der  Energienetze; 

c)  Abschnitte  von  Vorhaben  von  europäischem  Interesse,  die  in 
Anhang  III  der  Entscheidung  Nr.  1692/96/EG  genannt  sind 
und  die  Beseitigung  von  Engpässen  und/oder  die  Fertigstel- 
lung fehlender  Abschnitte  bezwecken  —  sofern  diese 
Abschnitte  grenzüberschreitend  sind  oder  die  Überquerung 
natürlicher  Hindernisse  ermöglichen  —  und  zur  Integration 
des  Binnenmarktes  in  einer  erweiterten  Gemeinschaft  beitra- 
gen, die  Sicherheit  erhöhen,  die  Interoperabilität  der  nationa- 
len Netze  gewährleisten  und/oder  erheblich  zur  Verringerung 
des  Ungleichgewichts  zwischen  Verkehrsträgern  zugunsten 
der  umweltfreundlichsten  Verkehrsträger  beitragen,  und 
zwar  unter  der  Voraussetzung,  dass  mit  der  Durchführung 
des  Vorhabens  vor  2010  begonnen  wird.  Die  Höhe  dieses 
Satzes  wird  nach  dem  Nutzen  differenziert,  den  andere  Län- 
der, insbesondere  die  benachbarten  Mitgliedstaaten,  aus  den 
Vorhaben  ziehen. 

Bei  Projekten  von  gemeinsamem  Interesse  gemäß  Anhang  I  der 
Entscheidung  1336/97/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  17.  Juni  1997  über  Leitlinien  für  transeuropäische 
Telekommunikationsnetze  (2)  kann  der  nach  dieser  Verordnung 
gewährte  Gemeinschaftszuschuss  insgesamt  30  %  der  Gesamt- 
investitionskosten betragen. 

(4)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Finanzmittel  sind 
grundsätzlich  nicht  für  Vorhaben  oder  Phasen  von  Vorhaben 
bestimmt,  die  anderweitig  Finanzmittel  aus  dem  Gemeinschafts- 
haushalt erhalten. 


(5)  Die  Kommission  fördert  gezielt  dort  den  Einsatz  privater 
Finanzmittel  für  Vorhaben,  die  gemäß  dieser  Verordnung  finan- 
ziert werden,  wo  im  Rahmen  von  öffentlich-privaten  Partner- 
schaften ein  möglichst  großer  Multiplikatoreffekt  der 
gemeinschaftlichen  Finanzinstrumente  zu  erzielen  ist.  Jeder  Fall 
wird  von  der  Kommission  einzeln  überprüft,  gegebenenfalls  unter 
Berücksichtigung  einer  möglichen  rein  öffentlich  finanzierten 
Alternative.  Bei  jedem  Vorhaben  wird  die  Unterstützung  durch 
den  jeweils  betroffenen  Mitgliedstaat  in  Übereinstimmung  mit 
dem  Vertrag  verlangt. 


Artikel  4 

Voraussetzungen  für  den  Gemeinschaftszuschuss 

(1)  Der  Gemeinschaftszuschuss  wird  im  Prinzip  nur  gewährt, 
wenn  die  Verwirklichung  eines  Vorhabens  auf  finanzielle  Hinder- 
nisse stößt. 

(2)  Der  Gemeinschaftszuschuss  darf  den  für  die  Einleitung 
eines  Vorhabens  als  erforderlich  angesehenen  Mindestbetrag  nicht 
übersteigen. 


(5)  Im  Fall  von  Vorhaben  nach  Absatz  3  ist  —  unter  Einhal- 
tung der  Höchstbeträge  dieser  Verordnung  —  die  rechtliche  Ver- 
pflichtung mehrjährig  angelegt  und  werden  die  Mittelbindungen 
in  jährlichen  Teilbeträgen  vorgenommen. 


Artikel  5 

Indikatives  Mehrjahresprogramm  der  Gemeinschaft 

(1)  Unbeschadet  der  Anwendung  des  Artikels  6  kann  die  Kom- 
mission nach  dem  in  Artikel  1 8  Absatz  2  genannten  Verfahren 
zur  Verbesserung  der  Wirksamkeit  von  Gemeinschafts- 
maßnahmen und  aufgrund  der  in  Artikel  155  Absatz  1  des  Ver- 
trags genannten  Leitlinien  für  einzelne  Sektoren  ein  indikatives 
Mehrjahresprogramm  für  die  Gewährung  einer  Unterstützung  aus 
Haushaltsmitteln  (nachstehend  „Programm"  genannt)  erstellen. 
Das  Programm  wird  sich  auf  Anträge  auf  die  Gewährung  von 
Zuschüssen  nach  Artikel  8  stützen  und  die  von  den  Mitgliedstaa- 
ten vorgelegten  Informationen  einbeziehen,  insbesondere  die 
Angaben  nach  Artikel  9. 


(!)  ABl.  L  228  vom  9.9.1996,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  183  vom  11.7.1997,  S.  12. 
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(2)  Das  Programm  setzt  sich  ausschließlich  aus  Vorhaben  von 
gemeinsamem  Interesse  und/oder  aus  einer  oder  mehreren  kohä- 
renten Gruppen  von  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse 
zusammen,  die  im  Rahmen  der  in  Artikel  155  Absatz  1  des  Ver- 
trags genannten  Leitlinien  zuvor  ermittelt  werden,  einen  bestimm- 
ten Bereich  betreffen  und  über  einen  längeren  Zeitraum  einen 
hohen  Finanzbedarf  haben. 

(3)  Für  jedes  Vorhaben  oder  jede  Vorhabengruppe  werden  im 
Programm  die  indikativen  Beträge  der  Gemeinschaftszuschüsse 
vorbehaltlich  der  jährlichen  Beschlüsse  der  Haushaltsbehörde  fest- 
gelegt. Für  indikative  Mehrjahresprogramme  dürfen  nicht  mehr 
als  7  5  %  der  in  Artikel  1 9  vorgesehenen  Haushaltsmittel  einge- 
setzt werden. 

(4)  Das  Programm  dient  als  Grundlage  für  die  jährlichen 
Beschlüsse  über  die  Gewährung  von  Gemeinschaftszuschüssen 
für  Vorhaben  im  Rahmen  der  jährlichen  im  Haushaltsplan  einge- 
stellten Mittel.  Die  Kommission  unterrichtet  den  in  Artikel  18 
Absatz  1  genannten  Ausschuss  in  regelmäßigen  Abständen  über 
den  Stand  der  Programme  und  alle  Beschlüsse,  die  sie  bei  der 
Gewährung  der  Gemeinschaftszuschüsse  für  solche  Vorhaben 
trifft.  Die  Begleitdokumente  zum  Haushaltsvorentwurf  der  Kom- 
mission umfassen  einen  Bericht  über  die  Fortschritte  bei  der 
Durchführung  jedes  einzelnen  indikativen  Mehrjahresprogramms 
in  Übereinstimmung  mit  der  Verordnung  (EG,  Euratom) 
Nr.  1605/2002  des  Rates  vom  25.  Juni  2002  über  die  Haushalts- 
ordnung für  den  Gesamthaushaltsplan  der  Europäischen 
Gemeinschaften  ('). 

Das  Programm  muss  spätestens  nach  der  Hälfte  seiner  Laufzeit 
oder  je  nach  erzielten  Fortschritten  der  Vorhaben  oder  Vorhaben- 
gruppen nach  dem  in  Artikel  1 8  Absatz  2  genannten  Verfahren 
überprüft  und  erforderlichenfalls  überarbeitet  werden. 

In  dem  Programm  werden  auch  andere  Finanzierungsquellen  der 
betreffenden  Vorhaben  genannt,  insbesondere  wenn  es  sich  dabei 
um  andere  Gemeinschaftsinstrumente  oder  die  Europäische 
Investitionsbank  handelt. 

(5)  Werden  bei  der  Durchführung  von  Vorhaben  oder  Vor- 
habengruppen wesentliche  Änderungen  vorgenommen,  so  unter- 
richtet der  betreffende  Mitgliedstaat  unverzüglich  die 
Kommission. 

Werden  aufgrund  dieser  Änderungen  Anpassungen  der  indikati- 
ven Gesamtbeträge,  die  in  dem  Programm  für  die  Vorhaben  fest- 
gelegt worden  waren,  erforderlich,  so  werden  diese  nach  dem  in 
Artikel  1 8  Absatz  2  genannten  Verfahren  beschlossen. 


Artikel  6 

Kriterien  für  die  Auswahl  der  Vorhaben 

(1)  Vorhaben  werden  nach  Maßgabe  ihres  Beitrags  zu  den  in 
Artikel  154  des  Vertrags  genannten  Zielen  und  zu  den  anderen 
Zielen  und  Prioritäten  unterstützt,  die  in  den  Leitlinien  gemäß 
Artikel  155  Absatz  1  des  Vertrags  festgelegt  sind. 


(>)  ABl.  L  248  vom  16.9.2002,  S.  1. 


(2)  Bei  der  Durchführung  dieser  Verordnung  gewährleistet  die 
Kommission  die  Übereinstimmung  ihrer  Beschlüsse  zur  Gewäh- 
rung von  Gemeinschaftszuschüssen  mit  den  Prioritäten,  die  in  den 
Leitlinien  für  die  einzelnen  Sektoren  gemäß  Artikel  155  Absatz  1 
des  Vertrags  festgelegt  wurden.  Dazu  gehört  die  Übereinstim- 
mung mit  Anforderungen,  die  in  diesen  Leitlinien  mit  Bezug  auf 
einen  prozentualen  Anteil  an  den  gesamten  Gemeinschaftszu- 
schüssen festgelegt  werden  können. 

(3)  Der  Gemeinschaftszuschuss  ist  für  Vorhaben  bestimmt,  die 
potentiell  wirtschaftlich  lebensfähig  sind  und  deren  finanzielle 
Rentabilität  zum  Zeitpunkt  der  Antragstellung  als  unzureichend 
angesehen  wird. 

(4)  Bei  der  Entscheidung  über  die  Gewährung  des 
Gemeinschaftszuschusses  sollte  auch  Folgendes  Berücksichtigung 
finden: 

a)  der  Reifegrad  des  Vorhabens; 

b)  die  stimulierende  Wirkung  der  gemeinschaftlichen  Förderung 
auf  die  öffentliche  und  private  Finanzierung; 

c)  die  Solidität  des  Finanzierungspakets; 

d)  die  direkten  oder  indirekten  sozioökonomischen  Auswirkun- 
gen, insbesondere  auf  die  Beschäftigung; 

e)  die  Folgen  für  die  Umwelt. 

(5)  Insbesondere  im  Fall  grenzüberschreitender  Vorhaben  ist 
auch  der  Koordinierung  der  Zeitpläne  für  einzelne  Teile  der  Vor- 
haben Rechnung  zu  tragen. 

Artikel  7 
Vereinbarkeit 

Die  gemäß  dieser  Verordnung  finanzierten  Vorhaben  müssen  mit 
dem  Gemeinschaftsrecht  und  den  Gemeinschaftspolitiken  in  Ein- 
klang stehen,  insbesondere  in  Bezug  auf  den  Umweltschutz,  den 
Wettbewerb  und  die  Vergabe  öffentlicher  Aufträge. 

Artikel  8 

Einreichung  von  Anträgen  auf  Zuschüsse 

Die  Anträge  auf  Zuschüsse  werden  bei  der  Kommission  vom 
betreffenden  Mitgliedstaat  bzw.  von  den  betreffenden  Mitglied- 
staaten oder  mit  dessen/deren  Zustimmung  von  den  direkt  betrof- 
fenen öffentlichen  oder  privaten  Unternehmen  oder  Stellen 
eingereicht. 

Die  Kommission  stellt  die  Zustimmung  des  betreffenden  Mitglied- 
staats bzw.  der  betreffenden  Mitgliedstaaten  fest. 

Artikel  9 

Angaben  für  die  Beurteilung  und  Ermittlung  der  Anträge 

(1)  Jeder  Antrag  auf  einen  Zuschuss  muss  alle  für  die  Prüfung 
des  Vorhabens  erforderlichen  Angaben  gemäß  den  Artikeln  4,  6 
und  7  enthalten,  insbesondere 

a)    bei  Vorhaben: 

i)     die  für  die  Durchführung  des  Vorhabens  zuständige 
Stelle; 
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ii)  eine  Beschreibung  des  Vorhabens  und  die  Form  des  in 
Aussicht  genommenen  Gemeinschaftszuschusses; 

iii)  die  Ergebnisse  der  Kosten/Nutzen-Analysen,  einschließ- 
lich der  Ergebnisse  der  Analyse  der  potentiellen  wirt- 
schaftlichen Lebensfähigkeit  und  der  Analyse  der 
Rentabilität; 

iv)  im  Verkehrsbereich  die  Lage  der  Vorhaben  auf  den  Ach- 
sen und  Schnittpunkten  gemäß  den  Leitlinien; 

v)  Vereinbarkeit  mit  der  Regionalplanung; 

vi)  eine  zusammenfassende  Beschreibung  der  Auswirkun- 
gen auf  die  Umwelt  unter  Zugrundelegung  der  Prüfun- 
gen gemäß  der  Richtlinie  85/337/EWG  des  Rates  vom 
27.  Juni  1985  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung 
bei  bestimmten  öffentlichen  und  privaten  Projekten  (*); 

vii)  eine  Erklärung,  dass  alternative  öffentliche  und  private 
Finanzierungsmöglichkeiten,  einschließlich  der 
Finanzierungsmöglichkeiten  durch  den  Europäischen 
Investitionsfonds  und  die  Europäische  Investitionsbank, 
geprüft  worden  sind; 

viii)  einen  auf  Euro  oder  auf  die  Landeswährung  lautenden 
Finanzplan,  der  alle  Bestandteile  des  Finanzierungs- 
pakets, einschließlich  der  bei  der  Gemeinschaft  in  den 
verschiedenen  in  Artikel  3  Absatz  1  genannten  Formen, 
und  bei  kommunalen,  regionalen  oder  zentralstaatlichen 
Stellen  sowie  bei  privaten  Geldgebern  beantragten 
Zuschüsse  und  die  bereits  gewährten  Zuschüsse  enthält; 

b)  bei  Studien:  Gegenstand,  Zweck  sowie  geplante  Verfahren 
und  Techniken; 

c)  einen  vorläufigen  Zeitplan  für  die  Arbeiten; 

d)  eine  Beschreibung  der  Kontrollmaßnahmen,  die  der  betref- 
fende Mitgliedstaat  hinsichtlich  der  Nutzung  der  beantragten 
Mittel  anwenden  wird. 

(2)  Die  Antragsteller  übermitteln  der  Kommission  alle  zusätz- 
lichen Sachangaben,  die  diese  anfordert,  wie  beispielsweise  die 
Parameter,  Leitlinien  und  Hypothesen,  die  bei  der  Kosten-Nutzen- 
Analyse  zugrunde  gelegt  wurden. 

(3)  Die  Kommission  kann  alle  fachlichen  Stellungnahmen  ein- 
holen, die  für  die  Beurteilung  des  Antrags  notwendig  sind,  ein- 
schließlich der  Stellungnahme  der  Europäischen  Investitionsbank. 

Artikel  10 
Gewährung  des  Zuschusses 

Nach  Artikel  274  des  Vertrags  entscheidet  die  Kommission  über 
die  Gewährung  von  Zuschüssen  nach  dieser  Verordnung  auf- 
grund der  Beurteilung  der  Anträge  anhand  der  Auswahlkriterien. 
Im  Falle  von  Vorhaben,  die  in  den  gemäß  Artikel  5  erstellten  indi- 
kativen  Mehrjahresprogrammen  beschrieben  sind,  trifft  die  Kom- 
mission die  jährlichen  Entscheidungen  über  die  Gewährung  von 
Zuschüssen  innerhalb  der  indikativen  Beträge  nach  diesem  Pro- 
gramm. Im  Falle  anderer  Vorhaben  werden  die  Maßnahmen  nach 


(')  ABl.  L  175  vom  5.7.1985,  S.  40. 


dem  in  Artikel  18  Absatz  2  genannten  Verfahren  erlassen.  Die 
Kommission  teilt  ihre  Entscheidung  den  Empfängern  und  den 
Mitgliedstaaten  direkt  mit. 

Artikel  1 1 
Finanzbestimmungen 

(1)  Der  Gemeinschaftszuschuss  darf  nur  zur  Deckung  von 
Ausgaben  verwendet  werden,  die  direkt  mit  der  Durchführung  des 
Vorhabens  zusammenhängen  und  von  den  Empfängern  oder  mit 
der  Durchführung  beauftragten  Dritten  getätigt  werden. 

(2)  Ausgaben,  die  vor  Eingang  des  entsprechenden  Zuschuss- 
antrags bei  der  Kommission  getätigt  wurden,  werden  durch  den 
Zuschuss  nicht  gedeckt. 

(3)  Die  Entscheidungen  der  Kommission  nach  Artikel  10  zur 
Gewährung  eines  finanziellen  Zuschusses  gelten  als  Mittel- 
bindungen für  die  durch  den  Haushaltsplan  genehmigten 
Ausgaben. 

(4)  Im  Allgemeinen  werden  die  Zahlungen  in  Form  von  Vor- 
schüssen, Zwischenzahlungen  und  einer  Restzahlung  geleistet. 
Der  Vorschuss,  der  in  der  Regel  50  %  der  ersten  Jahrestranche 
nicht  überschreiten  darf,  wird  gezahlt,  sobald  der  Zuschussantrag 
gebilligt  ist.  Zwischenzahlungen  erfolgen  anhand  der  Zahlungs- 
anträge unter  Berücksichtigung  der  bei  der  Durchführung  des 
Vorhabens  oder  der  Studie  erzielten  Fortschritte  und  erforderli- 
chenfalls unter  strikter  und  transparenter  Berücksichtigung  der 
revidierten  Finanzpläne. 

(5)  Bei  den  Zahlungen  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  Durch- 
führung von  Infrastrukturvorhaben  einige  Jahre  in  Anspruch 
nimmt,  so  dass  eine  mehrjährige  Finanzierung  vorzusehen  ist. 

(6)  Die  Kommission  tätigt  die  Restzahlung,  nachdem  der 
Schlussbericht  über  das  Vorhaben  oder  die  Studie,  der  vom  Emp- 
fänger vorgelegt  wird  und  eine  Aufstellung  aller  tatsächlich  getä- 
tigten Ausgaben  enthält,  genehmigt  worden  ist. 

(7)  Die  Kommission  legt  gemäß  dem  in  Artikel  1 8  Absatz  2 
genannten  Verfahren  einen  Rahmen  für  die  Verfahren,  den  Zeit- 
plan und  die  Beträge  für  die  Zahlung  von  Zinszuschüssen,  der  Bei- 
hilfen für  Bürgschaftsprämien  sowie  der  Zuschüsse  in  Form  von 
Beteiligungen  an  Risikokapital  zur  Förderung  von  Investitions- 
fonds oder  vergleichbaren  finanziellen  Instrumenten  mit  Schwer- 
punkt auf  der  Beschaffung  von  Risikokapital  für  transeuropäische 
Netzwerkvorhaben  fest. 


Artikel  12 
Finanzkontrolle 

(1)  Um  den  erfolgreichen  Abschluss  der  nach  dieser  Verord- 
nung finanzierten  Vorhaben  zu  gewährleisten,  treffen  die  Mit- 
gliedstaaten und  die  Kommission  in  ihrem  jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um 

a)  regelmäßig  nachzuprüfen,  dass  die  von  der  Gemeinschaft 
finanzierten  Vorhaben  und  Studien  ordnungsgemäß  ausge- 
führt worden  sind, 

b)  Unregelmäßigkeiten  vorzubeugen  und  sie  zu  ahnden, 
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c)  infolge  von  Unregelmäßigkeiten  verlorengegangene  Beträge, 
einschließlich  Verzugszinsen,  gemäß  den  von  der  Kommis- 
sion erlassenen  Bestimmungen  einzufordern.  Außer  in  den 
Fällen,  in  denen  der  Mitgliedstaat  und/oder  die  durchfüh- 
rende Behörde  nachweisen,  dass  die  Unregelmäßigkeiten 
ihnen  nicht  anzulasten  sind,  ist  der  Mitgliedstaat  subsidiär  für 
die  Zurückzahlung  der  zu  Unrecht  gezahlten  Beträge 
verantwortlich. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Kommission  von  den  zu  die- 
sem Zweck  getroffenen  Maßnahmen  in  Kenntnis  und  übermitteln 
ihr  insbesondere  eine  Beschreibung  der  Kontroll-  und 
Verwaltungssysteme,  die  für  die  erfolgreiche  Durchführung  der 
Vorhaben  und  Studien  eingerichtet  worden  sind. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  der  Kommission  alle  geeigneten 
nationalen  Prüfberichte  über  die  betreffenden  Vorhaben  zur 
Verfügung. 

(4)  Unbeschadet  der  von  den  Mitgliedstaaten  gemäß  den  inner- 
staatlichen Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  durchgeführten 
Kontrollen  sowie  unbeschadet  des  Artikels  246  des  Vertrags  und 
der  Kontrollmaßnahmen  nach  Artikel  279  des  Vertrags  kann  die 
Kommission  durch  ihre  Beamten  oder  Bediensteten  vor  Ort  die 
Vorhaben,  die  nach  dieser  Verordnung  finanziert  werden,  unter 
anderem  im  Stichprobenverfahren  kontrollieren;  sie  kann  ferner 
die  Kontrollsysteme  und  -maßnahmen  der  nationalen  Behörden 
überprüfen,  die  der  Kommission  die  diesbezüglich  getroffenen 
Maßnahmen  mitzuteilen  haben. 

(5)  Bevor  die  Kommission  eine  Kontrolle  vor  Ort  vornimmt, 
setzt  sie  den  betreffenden  Mitgliedstaat  davon  in  Kenntnis,  damit 
die  erforderliche  Unterstützung  zuteil  wird.  Etwaige  Kontrollen, 
die  sie  vor  Ort  ohne  Vorankündigung  vornimmt,  werden  durch 
Vereinbarungen  geregelt,  die  gemäß  den  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung (EG,  Euratom)  Nr.  1 605/2002  getroffen  werden.  Beamte 
oder  Bedienstete  des  betreffenden  Mitgliedstaats  können  an  sol- 
chen Kontrollen  teilnehmen. 

Die  Kommission  kann  von  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  verlan- 
gen, dass  er  eine  Kontrolle  vor  Ort  vornimmt,  um  die  Ordnungs- 
mäßigkeit des  Zahlungsantrags  zu  überprüfen.  An  solchen 
Kontrollen  können  Beamte  oder  Bedienstete  der  Kommission  teil- 
nehmen; sie  müssen  dies  tun,  falls  der  betreffende  Mitgliedstaat  es 
verlangt. 

Die  Kommission  trägt  dafür  Sorge,  dass  die  von  ihr  vorgenom- 
menen Kontrollen  koordiniert  werden,  damit  es  nicht  zu  wieder- 
holten Kontrollen  wegen  ein  und  desselben  Grundes  innerhalb 
des  gleichen  Zeitraums  kommt.  Der  betreffende  Mitgliedstaat  und 
die  Kommission  übermitteln  einander  unverzüglich  alle  sachdien- 
lichen Informationen  über  die  Ergebnisse  der  durchgeführten 
Kontrollen. 

(6)  Wird  direkt  betroffenen  öffentlichen  oder  privaten  Unter- 
nehmen oder  Stellen  ein  Gemeinschaftszuschuss  gewährt,  so  wer- 
den die  Kontrollmaßnahmen  von  der  Kommission  gegebenenfalls 
in  Zusammenarbeit  mit  den  Mitgliedstaaten  durchgeführt. 

(7)  Die  zuständigen  Stellen  und  Behörden  sowie  die  direkt 
betroffenen  öffentlichen  oder  privaten  Unternehmen  oder  Stellen 
halten  der  Kommission  fünf  Jahre  lang  nach  der  letzten  Zahlung 
für  ein  Vorhaben  sämtliche  Belege  über  die  im  Rahmen  des  Vor- 
habens getätigten  Ausgaben  zur  Verfügung. 


Artikel  13 

Kürzung,  Aussetzung  und  Streichung  des  Zuschusses 

(1)  Wird  eine  Aktion  so  durchgeführt,  dass  der  gewährte 
Zuschuss  ganz  oder  teilweise  nicht  gerechtfertigt  erscheint,  so 
nimmt  die  Kommission  eine  entsprechende  Prüfung  des  Falls  vor 
und  fordert  insbesondere  den  Mitgliedstaat  oder  die  von  ihm  für 
die  Durchführung  der  Aktion  benannten  Behörden  oder  Einrich- 
tungen auf,  sich  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  dazu  zu  äußern. 

(2)  Nach  der  Prüfung  gemäß  Absatz  1  kann  die  Kommission 
den  Zuschuss  zu  der  betreffenden  Aktion  kürzen,  aussetzen  oder 
streichen,  wenn  die  Prüfung  ergibt,  dass  eine  Unregelmäßigkeit 
gegeben  ist  oder  eine  der  in  der  Entscheidung  zur  Gewährung  des 
Zuschusses  genannten  Bedingungen  nicht  erfüllt  wurde  und  ins- 
besondere eine  erhebliche  Veränderung  der  Art  oder  der  Durch- 
führungsbedingungen des  Vorhabens  vorliegt,  zu  der  die 
Zustimmung  der  Kommission  nicht  eingeholt  wurde. 

Zu  Unrecht  mehrfach  gezahlte  Beträge  sind  wiedereinzuziehen. 

(3)  Wird  mit  den  Arbeiten  für  ein  Vorhaben  nicht  innerhalb 
von  zwei  Jahren  nach  dem  in  der  Entscheidung  über  die  Gewäh- 
rung des  Zuschusses  vorgesehenen  Datum  begonnen,  so  werden 
die  entsprechenden  Zuschüsse  außer  in  den  Fällen,  die  gegenüber 
der  Kommission  gebührend  begründet  werden,  von  der  Kommis- 
sion gestrichen. 

(4)  Zu  Unrecht  gezahlte  Beträge,  die  wiedereingezogen  wor- 
den sind,  sind  an  die  Kommission  zurückzuzahlen. 

(5)  Wird  eine  bestimmte  Aktion  nicht  innerhalb  von  zehn  Jah- 
ren nach  Gewährung  des  Zuschusses  für  diese  Aktion  abgeschlos- 
sen, kann  die  Kommission  unter  gebührender  Beachtung  des 
Grundsatzes  der  Verhältnismäßigkeit  und  unter  Berücksichtigung 
aller  relevanten  Faktoren  die  Rückzahlung  des  gezahlten  Zuschus- 
ses fordern. 


Artikel  14 
Koordinierung 

Die  Kommission  sorgt  für  die  Koordinierung  und  die  Kohärenz 
zwischen  den  im  Rahmen  dieser  Verordnung  durchgeführten 
Vorhaben  und  Programmen  nach  Artikel  5  Absatz  1  und  denje- 
nigen Vorhaben,  die  mit  Beiträgen  aus  dem  Gemeinschafts- 
haushalt, mit  Unterstützung  der  Europäischen  Investitionsbank, 
des  Europäischen  Investitionsfonds  und  anderer  Finanz- 
instrumente der  Gemeinschaft  durchgeführt  werden. 

Artikel  15 

Beurteilung,  Begleitung  und  Bewertung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  Kommission  sorgen  für  eine 
wirksame  Begleitung  und  Bewertung  bei  der  Durchführung  der 
im  Rahmen  dieser  Verordnung  geförderten  Vorhaben.  Die  Vor- 
haben können  entsprechend  den  Ergebnissen  der  Begleitung  und 
Bewertung  angepasst  werden. 

(2)  Um  eine  effiziente  Verwendung  des  Gemeinschaftszu- 
schusses zu  gewährleisten,  begleiten  die  Kommission  und  die 
betreffenden  Mitgliedstaaten,  gegebenenfalls  in  Zusammenarbeit 
mit  der  Europäischen  Investitionsbank  oder  sonstigen  einschlägi- 
gen Einrichtungen,  systematisch  die  bei  den  Vorhaben  erzielten 
Fortschritte. 
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(3)  Nach  Eingang  eines  Antrags  auf  Zuschuss  und  vor  dessen 
Genehmigung  nimmt  die  Kommission  eine  Beurteilung  des  Vor- 
habens vor,  um  seine  Ubereinstimmung  mit  den  in  den  Artikeln  4 
und  6  festgelegten  Bedingungen  und  Kriterien  zu  bewerten.  Die 
Kommission  fordert  erforderlichenfalls  die  Europäische 
Investitionsbank  oder  sonstige  einschlägige  Einrichtungen  auf, 
sich  an  dieser  Beurteilung  zu  beteiligen. 

(4)  Die  Kommission  und  die  Mitgliedstaaten  prüfen  die  Durch- 
führung der  Vorhaben  und  Programme  und  bewerten  deren  Aus- 
wirkungen, um  zu  beurteilen,  ob  die  anfänglich  vorgesehenen 
Ziele  erreicht  werden  können  oder  erreicht  worden  sind.  Diese 
Bewertung  bezieht  unter  anderem  die  Auswirkungen  der  Vorha- 
ben auf  die  Umwelt  unter  Beachtung  der  geltenden 
Gemeinschaftsbestimmungen  ein.  Ferner  kann  die  Kommission 
nach  Anhörung  des  betreffenden  Mitgliedstaats  vom  Empfänger 
verlangen,  dass  dieser  eine  Bewertung  der  im  Rahmen  dieser  Ver- 
ordnung geförderten  Vorhaben  oder  Vorhabengruppen  vorlegt 
oder  ihr  die  zur  Bewertung  solcher  Vorhaben  erforderlichen  Infor- 
mationen zur  Verfügung  stellt  und  die  nötige  Unterstützung 
bietet. 


Artikel  17 
Durchführung 

Die  Kommission  ist  für  die  Durchführung  dieser  Verordnung 
verantwortlich. 


Artikel  18 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  (nachstehend 
„Ausschuss"  genannt)  unterstützt. 

Die  Europäische  Investitionsbank  entsendet  in  diesen  Ausschuss 
einen  Vertreter,  der  an  den  Abstimmungen  nicht  teilnimmt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die 
Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung 
von  dessen  Artikel  8. 


(5)  Die  Begleitung  erfolgt  gegebenenfalls  auf  der  Grundlage 
materieller  und  finanzieller  Indikatoren.  Diese  Indikatoren  bezie- 
hen sich  auf  den  spezifischen  Charakter  des  Vorhabens  und  auf 
seine  Ziele.  Die  Indikatoren  sind  so  angelegt,  dass  sie  Folgendes 
verdeutlichen: 

a)  den  Stand  der  Durchführung  des  Vorhabens,  bezogen  auf 
den  betreffenden  Plan  und  die  ursprünglich  aufgestellten 
Arbeitsziele; 

b)  den  verwaltungsmäßigen  Ablauf  und  etwaige  in  diesem 
Zusammenhang  aufgetretene  Probleme. 

(6)  Bei  der  Prüfung  der  einzelnen  Unterstützungsanträge  trägt 
die  Kommission  den  Ergebnissen  der  nach  diesem  Artikel  durch- 
geführten Beurteilungen  und  Bewertungen  Rechnung. 

(7)  Die  Modalitäten  der  Bewertung  und  Begleitung  gemäß  den 
Absätzen  4  und  5  werden  in  den  Entscheidungen  über  die  Geneh- 
migung der  Vorhaben  und/oder  den  Vertragsbedingungen  für  die 
Gewährung  des  Zuschusses  festgelegt. 

Artikel  16 
Unterrichtung  und  Publizität 

(1)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament,  dem 
Rat,  dem  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  sowie 
dem  Ausschuss  der  Regionen  jährlich  einen  Bericht  über  die  im 
Rahmen  dieser  Verordnung  durchgeführten  Tätigkeiten  zur  Beur- 
teilung vor.  Dieser  Bericht  enthält  eine  Bewertung  der  in  den 
verschiedenen  Anwendungsbereichen  durch  die  Gemeinschafts- 
unterstützung erzielten  Ergebnisse  anhand  der  zu  Beginn  festge- 
legten Ziele  sowie  ein  Kapitel  über  den  Inhalt  und  die 
Durchführung  der  laufenden  Mehrjahresprogramme,  insbeson- 
dere einen  Bericht  über  die  nach  Artikel  5  Absatz  4  Unterabsatz  2 
vorgesehenen  Überprüfungen. 

(2)  Die  Empfänger  sorgen  für  eine  angemessene  Publizität  der 
nach  dieser  Verordnung  gewährten  Unterstützung,  um  die  Öffent- 
lichkeit auf  die  Rolle  der  Gemeinschaft  bei  der  Durchführung  der 
Vorhaben  aufmerksam  zu  machen. 

Sie  erörtern  mit  der  Kommission  die  diesbezüglichen 
Maßnahmen. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses 
1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

Artikel  19 
Finanzierung 

Der  Finanzrahmen  für  die  Durchführung  dieser  Verordnung  wird 
für  den  Zeitraum  2000-2006  auf  4  874  880  000  EUR  festgelegt. 

Die  jährlichen  Mittel  werden  von  der  Haushaltsbehörde  innerhalb 
der  durch  die  Finanzielle  Vorausschau  gesetzten  Grenzen 
bewilligt. 

Die  Zuweisung  der  Mittel  wird  mit  dem  qualitativen  und  quanti- 
tativen Niveau  der  Umsetzung  verknüpft. 

Artikel  20 
Revisionsklausel 

Vor  Ende  2006  wird  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat 
von  der  Kommission  ein  umfassender  Bericht  über  die  Erfahrun- 
gen bei  der  Anwendung  der  Mechanismen  dieser  Verordnung  für 
die  Gewährung  von  Gemeinschaftszuschüssen  und  im  Besonde- 
ren der  Mechanismen  und  Vorschriften  nach  Artikel  3  vorgelegt. 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  prüfen  nach  dem  Verfah- 
ren des  Artikels  156  Absatz  1  des  Vertrags,  ob  und  unter  welchen 
Bedingungen  die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen 
nach  dem  in  Artikel  1 9  genannten  Zeitraum  fortgeführt  werden 
können  oder  abzuändern  sind. 

Artikel  21 
Aufhebung 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  2236/95  wird  aufgehoben. 

Verweisungen  auf  die  aufgehobene  Verordnung  gelten  als  Verwei- 
sungen auf  die  vorliegende  Verordnung  und  sind  nach  Maßgabe 
der  Entsprechungstabelle  in  Anhang  III  zu  lesen. 
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Artikel  22 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
Kraft. 

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitgliedstaat. 
Geschehen  zu  Brüssel,  30.  November  2009. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments 
Der  Präsident 
J.  BUSEK 


Im  Namen  des  Rates 
Die  Präsidentin 
B.  ASK 


ANHANG  I 


Durchführungsmodalitäten  nach  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  e 


Bedingungen  für  einen  Gemeinschaftszuschuss  zum  Risikokapital 

Anträge  auf  Zuschüsse  nach  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  e  müssen  folgende  Informationen  enthalten,  die  von  dem  in 
Artikel  1 8  Absatz  1  genannten  Ausschuss  als  zufriedenstellend  erachtet  werden  müssen  und  anhand  deren  die  Entschei- 
dungen über  die  Gewährung  der  Zuschüsse  getroffen  werden: 

—  ein  informatives  Memorandum,  das  die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Satzung  des  Fonds  einschließlich  seiner 
Rechts-  und  Verwaltungsstruktur  enthält; 

—  ausführliche  Investitionsleitlinien  einschließlich  Informationen  über  die  Zielvorhaben; 

—  Informationen  über  die  Beteiligung  privater  Anleger; 

—  Informationen  über  den  räumlichen  Einsatzbereich; 

—  Informationen  über  die  Rentabilität  des  Fonds; 

—  Informationen  über  den  Anspruch  der  Anleger  auf  Abhilfe,  falls  der  Fonds  die  den  Anlegern  gemachten  Zusagen 
nicht  erfüllt, 

—  Informationen  über  die  Möglichkeiten  des  Ausstiegs  aus  dem  Fonds  und  über  die  Vorkehrungen  hinsichtlich  der 
Auflösung  des  Fonds;  sowie 

—  Informationen  über  die  Rechte  der  Anleger  auf  Vertretung  in  den  Ausschüssen. 

Bevor  eine  Entscheidung  über  die  Gewährung  der  Zuschüsse  ergeht,  muss  der  eingeschaltete  Investitionsfonds  oder  das 
vergleichbare  finanzielle  Instrument  sich  verpflichten,  einen  Betrag,  der  mindestens  zweieinhalbmal  so  hoch  ist  wie  der 
Gemeinschaftszuschuss,  in  Vorhaben  zu  investieren,  die  zuvor  als  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse  im  Sinne  von 
Artikel  1 5  5  Absatz  1  Unterabsatz  1  erster  Gedankenstrich  des  Vertrags  ausgewiesen  wurden. 

Gemeinschaftszuschüsse,  die  für  Investitionsfonds  oder  vergleichbare  finanzielle  Instrumente  in  Form  einer  Beteiligung 
am  Risikokapital  gewährt  werden,  sind  grundsätzlich  nur  dann  zu  gewähren,  wenn  der  Gemeinschaftsbeitrag  in  Bezug 
auf  das  Risiko  gleichrangig  ist  mit  dem  der  anderen  Investoren  des  Fonds. 

Begünstigte  Investitionsfonds  oder  vergleichbare  finanzielle  Instrumente  haben  solide  Finanzierungsgrundsätze  zu 
beachten. 


Beschränkung  der  Beteiligung  und  Höchstinvestitionen 

Beiträge  nach  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  e  dürfen  1  %  des  Gesamtbetrags  für  den  in  Artikel  1 9  genannten  Zeitraum 
nicht  überschreiten.  Dieser  Anteil  kann  jedoch  in  Übereinstimmung  mit  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  e  erhöht  werden. 

Gemeinschaftszuschüsse  nach  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  e  dürfen  20  %  des  Gesamtkapitals  eines  Investitionsfonds 
oder  eines  vergleichbaren  finanziellen  Instruments  nicht  überschreiten. 


Verwaltung  der  Gemeinschaftszuschüsse 

Die  Gemeinschaftszuschüsse  werden  vom  Europäischen  Investitionsfonds  verwaltet.  Die  genauen  Modalitäten  und  Bedin- 
gungen der  Gewährung  eines  Gemeinschaftszuschusses  nach  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  e,  einschließlich  Begleitung 
und  Kontrolle,  werden  in  einer  Kooperationsvereinbarung  zwischen  der  Kommission  und  dem  Europäischen  Investitions- 
fonds (EIF)  festgelegt,  in  der  die  Bestimmungen  dieses  Anhangs  berücksichtigt  werden. 


Sonstige  Bestimmungen 

Die  in  der  vorliegenden  Verordnung  festgelegten  Bestimmungen  über  Beurteilung,  Begleitung  und  Bewertung  gelten  in 
vollem  Umfang  für  deren  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  e,  einschließlich  der  Bestimmungen  über  die  Bedingungen  für 
die  Gemeinschaftszuschüsse,  über  die  Finanzkontrolle  und  die  Senkung,  die  Aussetzung  und  die  Streichung  des  Zuschus- 
ses. Dies  ist  unter  anderem  durch  entsprechende  Bestimmungen  in  der  Kooperationsvereinbarung  zwischen  der  Kom- 
mission und  dem  EIF  sowie  durch  entsprechende  Vereinbarungen  mit  Investitionsfonds  oder  vergleichbaren  finanziellen 
Instrumenten  zu  gewährleisten,  in  denen  die  erforderlichen  Kontrollen  auf  der  Ebene  der  Einzelvorhaben  von  gemein- 
samem Interesse  festgelegt  werden.  Es  werden  angemessene  Vorkehrungen  getroffen,  damit  der  Rechnungshof  seinen 
Auftrag  insbesondere  im  Hinblick  auf  eine  Überprüfung  der  Ordnungsmäßigkeit  der  Zahlungen  erfüllen  kann. 


Ungeachtet  des  Artikels  1 1  Absatz  6  gilt  Artikel  1 1  Absatz  7  für  Zahlungen  nach  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  e.  Nach 
Ablauf  des  Investitionszeitraums  oder  gegebenenfalls  auch  früher  werden  sämtliche  Guthaben  aus  Erträgen  des  inves- 
tierten Kapitals  oder  aus  der  Ausschüttung  von  Gewinnen  und  Wertsteigerungen  sowie  alle  sonstigen  Ausschüttungen 
an  die  Anleger  dem  Haushalt  der  Gemeinschaft  zugeführt. 

Sämtliche  Entscheidungen  über  Beteiligungen  an  Risikokapital  nach  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  e  sind  dem  in  Arti- 
kel 1 8  Absatz  1  genannten  Ausschuss  vorzulegen. 

Die  Kommission  erstattet  dem  in  Artikel  1 8  Absatz  1  genannten  Ausschuss  regelmäßig  Bericht  über  die  Durchführung 
von  Risikokapitalbeteiligungen  nach  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  e. 

Bis  Ende  2006  bewertet  die  Kommission  im  Rahmen  von  Artikel  1 5  die  Maßnahmen  gemäß  Artikel  3  Absatz  1  Buch- 
stabe e,  insbesondere  dessen  Inanspruchnahme,  dessen  Auswirkungen  auf  die  Verwirklichung  der  unterstützten  Vorha- 
ben für  transeuropäische  Netze  und  die  Beteiligung  von  privaten  Investoren  an  den  finanzierten  Vorhaben. 


ANHANG  II 


Aufgehobene  Verordnung  mit  ihren  nachfolgenden  Änderungen 

Verordnung  (EG)  Nr.  2236/95  des  Rates 
(ABl.  L  228  vom  23.9.1995,  S.  1) 

Verordnung  (EG)  Nr.  1655/1999  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  197  vom  29.7.1999,  S.  1) 

Verordnung  (EG)  Nr.  788/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  nur  Artikel  1 

(ABl.  L  138  vom  30.4.2004,  S.  17) 

Verordnung  (EG)  Nr.  807/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  143  vom  30.4.2004,  S.  46) 

Verordnung  (EG)  Nr.  1159/2005  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  16) 
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ANHANG  III 
Entsprechungstabelle 


Verordnung  (EG)  Nr.  2236/95 

Vorliegende  Verordnung 

Artikel 

1 

Artikel 

1 

Artikel 

2  Absatz  1 

Artikel 

2 

Artikel 

4  Absatz  1  Buchstaben  a  bis  e 

Artikel 

3  Absatz  1  Buchstaben  a  bis  e 

Artikel 

4  Absatz  1  Buchstabe  f 

Artikel 

3  Absatz  2 

Artikel 

4  Absatz  2 

Artikel 

3  Absatz  3 

Artikel 

4  Absatz  3 

Artikel 

3  Absatz  4 

Artikel 

4  Absatz  4 

Artikel 

3  Absatz  5 

Artikel 

5 

Artikel 

4 

Artikel 

5a 

Artikel 

5 

Artikel 

6  Absatz  1 

Artikel 

6  Absatz  1 

Artikel 

6  Absatz  la 

Artikel 

6  Absatz  2 

Artikel 

6  Absatz  2 

Artikel 

6  Absatz  3 

Artikel 

6  Absatz  3  einleitende  Worte 

Artikel 

6  Absatz  4  einleitende  Worte 

Artikel 

6  Absatz  3  erster  Gedankenstrich 

Artikel 

6  Absatz  4  Buchstabe  a 

Artikel 

6  Absatz  3  zweiter  Gedankenstrich 

Artikel 

6  Absatz  4  Buchstabe  b 

Artikel 

6  Absatz  3  dritter  Gedankenstrich 

Artikel 

6  Absatz  4  Buchstabe  c 

Artikel 

6  Absatz  3  vierter  Gedankenstrich 

Artikel 

6  Absatz  4  Buchstabe  d 

Artikel 

6  Absatz  3  fünfter  Gedankenstrich 

Artikel 

6  Absatz  4  Buchstabe  e 

Artikel 

6  Absatz  4 

Artikel 

6  Absatz  5 

Artikel 

7 

Artikel 

7 

Artikel 

8  Satz  1 

Artikel 

8  Absatz  1 

Artikel 

8  Satz  2 

Artikel 

8  Absatz  2 

Artikel 

9  Absatz  1  einleitende  Worte 

Artikel 

9  Absatz  1  einleitende  Worte 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  einleitende  Worte 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  einleitende  Worte 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  erster  Gedankenstrich 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  Ziffer  i 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  zweiter  Gedankenstrich 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  Ziffer  ii 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  dritter  Gedankenstrich 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  Ziffer  iii 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  vierter  Gedankenstrich 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  Ziffer  iv 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  fünfter  Gedankenstrich 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  Ziffer  v 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  sechster  Gedankenstrich 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  Ziffer  vi 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  siebter  Gedankenstrich 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  Ziffer  vii 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  achter  Gedankenstrich 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstabe  a  Ziffer  viii 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstaben  b,  c  und  d 

Artikel 

9  Absatz  1  Buchstaben  b,  c  und  d 

Artikel 

9  Absätze  2  und  3 

Artikel 

9  Absätze  2  und  3 

Artikel 

10  und  11 

Artikel 

10  und  11 

Artikel 

1  7  Alisat7  1  pinlpitpnrlp  W/nrtp 

1  Z.  /\Ujd.LZj   1   CIl  11C1LC11UC    VV  KJl  IC 

Artikel 

1  9  AVi«af7  1  pinlpitpnHp  W/nrtp 

1  £  i\Uoal£,   1   CllllCllCHUC   VV  VJl  IC 

Artikel 

1 2  Absatz  1  erster  Gedankenstrich 

Artikel 

1 2  Absatz  1  Buchstabe  a 

Artikel 

1 2  Absatz  1  zweiter  Gedankenstrich 

Artikel 

1 2  Absatz  1  Buchstabe  b 

Artikel 

1 2  Absatz  1  dritter  Gedankenstrich 

Artikel 

1 2  Absatz  1  Buchstabe  c 

Artikel 

1 2  Absätze  2  bis  7 

Artikel 

1 2  Absätze  2  bis  7 

Artikel 

1 3  Absätze  1  und  2 

Artikel 

1 3  Absätze  1  und  2 

Verordnung  (EG)  Nr.  2236/95 

Vorliegende  Verordnung 

Artikel  1 3  Absatz  2a 

Artikel  1 3  Absatz  3 

Artikel  1 3  Absatz  3 

Artikel  1 3  Absatz  4 

Artikel  1 3  Absatz  4 

Artikel  1 3  Absatz  5 

Artikel  14 

Artikel  14 

Artikel  1 5  Absätze  1  bis  4 

Artikel  1 5  Absätze  1  bis  4 

Artikel  1 5  Absatz  5  einleitende  Worte 

Artikel  1 5  Absatz  5  einleitende  Worte 

Artikel  1 5  Absatz  5  erster  Gedankenstrich 

Artikel  1 5  Absatz  5  Buchstabe  a 

Artikel  1 5  Absatz  5  zweiter  Gedankenstrich 

Artikel  1 5  Absatz  5  Buchstabe  b 

Artikel  1 5  Absätze  6  und  7 

Artikel  1 5  Absätze  6  und  7 

Artikel  1 6  Absatz  1 

Artikel  16  Absatz  1 

Artikel  1 6  Absatz  2  Satz  1 

Artikel  16  Absatz  2  Unterabsatz  1 

Artikel  1 6  Absatz  2  Satz  2 

Artikel  16  Absatz  2  Unterabsatz  2 

Artikel  1 7  Absatz  1 

Artikel  17 

Artikel  1 7  Absatz  2  Satz  1 

Artikel  18  Absatz  1  Unterabsatz  1 

Artikel  1 7  Absatz  2  Satz  2 

Artikel  1 8  Absatz  1  Unterabsatz  2 

Artikel  1 7  Absatz  3 

Artikel  1 8  Absatz  2 

Artikel  1 7  Absatz  4 

— 

Artikel  18 

Artikel  19 

Artikel  19  Satz  1 

Artikel  20  Absatz  1 

Artikel  19  Satz  2 

Artikel  20  Absatz  2 

— 

Artikel  21 

Artikel  20 

Artikel  22 

Anhang 

Anhang  I 

— 

Anhang  II 

Anhang  III 

Berichtigung 

(ABl.  2010  L  108/355) 
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Berichtigung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  67/2010  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  30.  November 
2009  über  die  Grundregeln  für  die  Gewährung  von  Gemeinschaftszuschüssen  für  transeuropäische  Netze 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  27  vom  30.  Januar  2010) 


Auf  Seite  27,  in  der  Schlussformel: 

anstatt:  „Geschehen  zu  Brüssel,  30.  November  2009. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments 
Der  Präsident 
J.  BUSEK 


Im  Namen  des  Rates 
Die  Präsidentin 
B.  ASK" 


muss  es  heißen:       „Geschehen  zu  Brüssel  am  30.  November  2009. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments 
Der  Präsident 
J.  BUSEK 


Im  Namen  des  Rates 
Die  Präsidentin 
B.  ASK". 


Berichtigung  der  Richtlinie  2009/144/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  30.  November  2009  über 
bestimmte  Bauteile  und  Merkmale  von  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Zugmaschinen  auf  Rädern 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  27  vom  30.  Januar  2010) 


Auf  Seite  35,  in  der  Schlussformel: 

anstatt:  „Geschehen  zu  Brüssel  am  30.  November  2009" 


muss  es  heißen:       „Geschehen  zu  Brüssel  am  30.  November  2009." 


Verordnung  (EU,  EURATOM)  Nr.  617/2010 

(ABl.  2010  L  180/7) 
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VERORDNUNG  (EU,  EURATOM)  Nr.  617/2010  DES  RATES 
vom  24.  Juni  2010 

über  die  Mitteilung  von  Investitionsvorhaben  für  Energieinfrastruktur  in  der  Europäischen  Union 
an  die  Kommission  und  zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  736/96 


DER  RAT  DER  EUROPÄISCHEN  UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union,  insbesondere  auf  Artikel  337, 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Atom- 
gemeinschaft, insbesondere  auf  Artikel  187, 


auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Erstellung  eines  umfassenden  Bildes  von  der  Entwick- 
lung der  Investitionen  in  Energieinfrastrukturen  in  der 
Union  ist  eine  Voraussetzung  dafür,  dass  die  Kommission 
ihre  Aufgaben  im  Energiebereich  erfüllen  kann.  Die  Ver- 
fügbarkeit regelmäßig  eingehender  und  aktueller  Daten 
und  Informationen  sollte  es  der  Kommission  ermögli- 
chen, auf  der  Grundlage  geeigneter  Zahlen  und  Analysen, 
insbesondere  in  Bezug  auf  das  künftige  Verhältnis  zwi- 
schen Energieangebot  und  -nachfrage,  die  nötigen  Ver- 
gleiche anzustellen  und  Bewertungen  vorzunehmen 
oder  die  einschlägigen  Maßnahmen  vorzuschlagen. 


(2)  Die  Energielandschaft  innerhalb  und  außerhalb  der  Union 
hat  sich  in  den  letzten  Jahren  stark  verändert;  Investitio- 
nen in  Energieinfrastrukturen  sind  daher  von  entschei- 
dender Bedeutung  für  die  Sicherung  der  Energieversor- 
gung der  Union,  für  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts 
und  für  den  von  der  Union  eingeleiteten  Übergang  zu 
einem  Energiesystem  mit  geringem  C02-Ausstoß. 


(3)       Die  neue  Situation  auf  dem  Energiemarkt  erfordert  erheb- 
liche Investitionen  in  alle  Arten  von  Infrastrukturen  in 


allen  Energiesektoren  sowie  die  Entwicklung  neuer  Arten 
von  Infrastrukturen  und  neuer  Technologien,  die  vom 
Markt  aufzunehmen  sind.  Aufgrund  der  Liberalisierung 
des  Energiesektors  und  der  weiteren  Integration  des  Bin- 
nenmarktes gewinnt  die  Rolle  der  Wirtschaftsbeteiligten 
für  Investitionen  an  Bedeutung;  gleichzeitig  werden  neue 
politische  Anforderungen  wie  Zielvorgaben,  die  sich  auf 
den  Energieträgermix  auswirken,  zu  einer  geänderten  Po- 
litik der  Mitgliedstaaten  in  Bezug  auf  den  Neubau  und/ 
oder  die  Modernisierung  von  Energieinfrastruktur  führen. 


(4)  In  diesem  Zusammenhang  sollte  mehr  auf  Investitionen 
in  Energieinfrastruktur  in  der  Union  geachtet  werden, 
insbesondere  mit  Blick  darauf,  Probleme  vorherzusehen, 
bewährte  Verfahren  zu  fördern  und  für  größere  Trans- 
parenz bei  der  Weiterentwicklung  des  Energiesystems  der 
Union  zu  sorgen. 


(5)  Die  Kommission  und  insbesondere  ihre  Energiemarkt- 
beobachtungsstelle sollten  daher  über  genaue  Daten 
und  Informationen  über  Investitionsvorhaben,  einschließ- 
lich geplanter  Stilliegungen,  verfügen,  die  die  wichtigsten 
Komponenten  des  Energiesystems  der  Union  betreffen. 


(6)  Es  liegt  im  Interesse  der  Union,  über  Daten  und  Infor- 
mationen über  vorhersehbare  Entwicklungen  bei  Erzeu- 
gung, Übertragung  und  Speicherkapazitäten  und  über 
Vorhaben  in  den  verschiedenen  Sektoren  des  Energie- 
marktes verfügen  zu  können;  dies  ist  ferner  von  Bedeu- 
tung für  künftige  Investitionen.  Daher  muss  sichergestellt 
werden,  dass  der  Kommission  Investitionsvorhaben  mit- 
geteilt werden,  für  die  die  Bau-  oder  Stilllegungsarbeiten 
bereits  begonnen  haben  oder  für  die  eine  endgültige  In- 
vestitionsentscheidung getroffen  wurde. 


(7)  Gemäß  den  Artikeln  41  und  42  des  Euratom-Vertrags 
müssen  Unternehmen  ihre  Investitionsvorhaben  anzei- 
gen. Diese  Informationen  müssen  insbesondere  durch  re- 
gelmäßige Berichte  über  die  Durchführung  von  Investiti- 
onsvorhaben ergänzt  werden.  Die  Artikel  41  bis  44  des 
Euratom-Vertrags  bleiben  von  diesen  zusätzlichen  Berich- 
ten unberührt. 
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(8)  Damit  die  Kommission  ein  zusammenhängendes  Bild 
von  den  künftigen  Entwicklungen  des  Energiesystems 
der  Union  als  Ganzes  erhält,  muss  ein  einheitlicher  Rah- 
men für  die  Übermittlung  von  Angaben  zu  Investitions- 
vorhaben geschaffen  werden,  der  sich  auf  aktualisierte 
Kategorien  der  von  den  Mitgliedstaaten  zu  übermitteln- 
den amtlichen  Daten  und  Informationen  stützt. 


(9)  Zu  diesem  Zweck  sollten  die  Mitgliedstaaten  der  Kom- 
mission Daten  und  Informationen  zu  Investitionsvor- 
haben für  Energieinfrastrukturen  in  Bezug  auf  Erzeugung, 
Lagerung/Speicherung  und  Transport  von  Erdöl,  Erdgas, 
Elektrizität,  einschließlich  Elektrizität  aus  erneuerbaren 
Quellen,  Biokraftstoffen  und  Abscheidung  und  Speiche- 
rung von  Kohlendioxid  mitteilen,  die  in  ihrem  Gebiet 
geplant  oder  bereits  in  Bau  sind;  dies  schließt  auch  Zu- 
sammenschaltungen mit  Drittstaaten  ein.  Die  betroffenen 
Unternehmen  sollten  verpflichtet  sein,  dem  jeweiligen 
Mitgliedstaat  die  entsprechenden  Daten  und  Information 
mitzuteilen. 


(10)  Angesichts  des  Zeitrahmens  von  Investitionsvorhaben  im 
Energiesektor  dürfte  die  Übermittlung  von  Daten  und 
Informationen  alle  zwei  Jahre  ausreichend  sein. 


(11)  Um  einen  unangemessenen  Verwaltungsaufwand  zu  ver- 
meiden und  die  Kosten  für  die  Mitgliedstaaten  und  die 
Unternehmen,  insbesondere  für  kleine  und  mittlere  Un- 
ternehmen, möglichst  gering  zu  halten,  sollte  in  dieser 
Verordnung  die  Möglichkeit  vorgesehen  sein,  Mitglied- 
staaten und  Unternehmen  von  der  Meldepflicht  aus- 
zunehmen, sofern  der  Kommission  bereits  entsprechende 
Angaben  gemäß  von  den  Organen  der  Union  erlassenen 
energiesektorspezifischen  Rechtsakten  übermittelt  wer- 
den, die  den  Zielen  dienen,  vom  Wettbewerb  geprägte 
Energiemärkte  in  der  Union  zu  schaffen,  die  Nachhaltig- 
keit des  Energiesystems  der  Union  zu  gewährleisten  und 
die  Energieversorgung  für  die  Union  zu  sichern.  Daher 
sollte  eine  Überschneidung  der  Meldepflichten  vermieden 
werden,  die  im  Rahmen  des  dritten  Binnenmarktpakets 
für  Elektrizität  und  Gas  festgelegt  wurden. 


(12)  Die  Kommission  und  insbesondere  ihre  Energiemarkt- 
beobachtungsstelle sollten  zur  Verarbeitung  der  Daten 
sowie  für  ihre  einfache  und  sichere  Übermittlung  alle 
geeigneten  zweckdienlichen  Maßnahmen  ergreifen  kön- 
nen, insbesondere  die  Anwendung  integrierter  IT-Instru- 
mente und  Verfahren. 


Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (2)  festgelegt  sind. 
Diese  Bestimmungen  werden  von  der  vorgeschlagenen 
Verordnung  nicht  berührt. 


(14)  Die  Mitgliedstaaten  oder  die  von  ihnen  beauftragten  Ein- 
richtungen sowie  die  Kommission  sollten  die  Vertraulich- 
keit wirtschaftlich  sensibler  Daten  und  Informationen 
wahren.  Hierzu  sollten  die  Mitgliedstaaten  oder  die  von 
ihnen  beauftragten  Einrichtungen  diese  Daten  und 
Informationen  —  mit  Ausnahme  der  Daten  und  Infor- 
mationen, die  grenzüberschreitende  Übertragungsvor- 
haben betreffen,  —  auf  nationaler  Ebene  aggregieren, 
bevor  sie  sie  der  Kommission  zuleiten.  Erforderlichenfalls 
sollte  die  Kommission  diese  Daten  so  weiter  aggregieren, 
dass  keine  Einzelheiten  in  Bezug  auf  einzelne  Unterneh- 
men oder  Anlagen  offengelegt  werden  und  auch  keine 
Rückschlüsse  auf  diese  möglich  sind. 


(15)  Die  Kommission  und  insbesondere  ihre  Energiemarkt- 
beobachtungsstelle sollten  eine  regelmäßige  sektorüber- 
greifende Analyse  der  strukturellen  Entwicklung  und  Per- 
spektiven des  Energiesystems  der  Union  und  gegebenen- 
falls eine  gezieltere  Analyse  bestimmter  Aspekte  dieses 
Energiesystems  erstellen.  Diese  Analyse  sollte  vor  allem 
zur  Ermittlung  möglicher  Infrastruktur-  und  Investitions- 
lücken im  Hinblick  auf  eine  Angleichung  von  Energie- 
angebot und  -nachfrage  beitragen.  Sie  sollte  zudem  zu 
einer  Debatte  auf  Unionsebene  über  Energieinfrastruktu- 
ren beitragen  und  deshalb  an  das  Europäische  Parlament, 
den  Rat  und  den  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschuss  weitergeleitet  und  den  interessierten  Kreisen 
zugänglich  gemacht  werden. 


(16)  Die  Kommission  kann  von  Experten  aus  den  Mitglied- 
staaten oder  anderen  kompetenten  Experten  unterstützt 
werden,  um  ein  gemeinsames  Verständnis  potenzieller 
Infrastrukturlücken  und  der  damit  verbundenen  Risiken 
zu  erarbeiten  und  für  mehr  Transparenz  in  Bezug  auf 
künftige  Entwicklungen  zu  sorgen. 


(17)  Unter  weitestgehendem  Rückgriff  auf  das  im  Rahmen  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  2386/96  der  Kommission  (3)  zur 
Anwendung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  736/96  des  Rates 
vom  22.  April  1996  über  die  Mitteilung  der  Investitions- 
vorhaben von  gemeinschaftlichem  Interesse  auf  dem 
Erdöl-,  Erdgas-  und  Elektrizitätssektor  an  die  Kommis- 
sion (4)  verwendete  Format  sollte  die  Kommission  nach 
Anhörung  der  nationalen  Experten  die  für  die  Durchfüh- 
rung dieser  Verordnung  erforderlichen  technischen  Maß- 
nahmen erlassen. 


(13)  Der  Schutz  natürlicher  Personen  bei  der  Verarbeitung 
personenbezogener  Daten  durch  die  Mitgliedstaaten 
wird  durch  die  Richtlinie  95/46/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (l)  geregelt,  während  die  Be- 
stimmungen über  den  Schutz  natürlicher  Personen  bei 
der  Verarbeitung  personenbezogener  Daten  durch  die 
Kommission  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  45/2001des 


(!)  ABl.  L  281  vom  23.11.1995,  S.  31. 


(18)  Die  Verordnung  Nr.  736/96  sollte  aufgrund  des  Umfangs 
der  Änderungen,  die  für  ihre  Anpassung  an  die  aktuelle 
Energiesituation  und  im  Interesse  der  Klarheit  erforderlich 
sind,  aufgehoben  und  durch  eine  neue  Verordnung  er- 
setzt werden  — 


(2)  ABl.  L  8  vom  12.1.2001,  S.  1. 

(3)  ABl.  L  326  vom  17.12.1996,  S.  13. 

(4)  ABl.  L  102  vom  25.4.1996,  S.  1. 
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HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

(1)  Durch  diese  Verordnung  wird  ein  gemeinsamer  Rahmen 
für  die  Übermittlung  von  Daten  und  Informationen  zu  Investi- 
tionsvorhaben für  Energieinfrastruktur  in  den  Sektoren  Erdöl, 
Erdgas,  Elektrizität,  einschließlich  Elektrizität  aus  erneuerbaren 
Quellen,  und  Biokraftstoff  und  zu  Investitionsvorhaben  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Abscheidung  und  Speicherung  des  in  die- 
sen Sektoren  erzeugten  Kohlendioxids  an  die  Kommission  fest- 
gelegt. 


(2)  Diese  Verordnung  gilt  für  die  im  Anhang  aufgeführten 
Arten  von  Investitionsvorhaben,  für  die  die  Bau-  oder  Still- 
legungsarbeiten  bereits  begonnen  haben  oder  für  die  eine  end- 
gültige Investitionsentscheidung  getroffen  wurde. 


Die  Mitgliedstaaten  können  außerdem  geschätzte  Daten  oder 
vorläufige  Informationen  zu  den  im  Anhang  aufgeführten  Arten 
von  Investitionsvorhaben  übermitteln,  für  die  die  Bauarbeiten 
innerhalb  von  fünf  Jahren  beginnen  sollen,  sowie  zu  Investiti- 
onsvorhaben, für  die  Stilllegungen  innerhalb  von  drei  Jahren 
vorgesehen  sind,  bei  denen  jedoch  noch  keine  endgültige  Inves- 
titionsentscheidung getroffen  wurde. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  folgende  Begriffs- 
bestimmungen: 


1.  „Infrastruktur"  sind  alle  Arten  von  Anlagen  oder  Teilen  von 
Anlagen  für  Erzeugung,  Übertragung  und  Lagerung/Spei- 
cherung. 


2.  „Investitionsvorhaben"  sind  Vorhaben,  die  ausgerichtet  sind 
auf 


i)  den  Bau  neuer  Infrastruktur, 


ii)  Umbau,    Modernisierung,    Kapazitätssteigerung  oder 
-Senkung  bei  vorhandener  Infrastruktur, 


iii)  teilweise  oder  vollständige  Stilliegung  vorhandener  In- 
frastruktur. 


3.  „Endgültige  Investitionsentscheidung"  ist  die  auf  Unterneh- 
mensebene getroffene  Entscheidung,  Mittel  endgültig  für  die 


Investitionsphase  eines  Vorhabens  zu  binden,  wobei  Inves- 
titionsphase die  Phase  ist,  in  der  Bau  oder  Stilliegung  erfol- 
gen und  Kapitalkosten  anfallen.  Zur  Investitionsphase  ge- 
hört nicht  die  Planungsphase,  in  der  die  Durchführung  des 
Vorhabens  vorbereitet  wird  und  in  der  Kapitalkosten  anfal- 
len, wozu  gegebenenfalls  eine  Bewertung  der  Durchführbar- 
keit, vorbereitende  und  technische  Studien  sowie  die  Ein- 
holung von  Bewilligungen  und  Genehmigungen  gehören. 


4.  „Investitionsvorhaben  in  der  Bauphase"  sind  Investitionsvor- 
haben, für  die  die  Bauarbeiten  begonnen  haben  und  Kapi- 
talkosten entstanden  sind. 


5.  „Stilllegung"  ist  die  dauerhafte  Außerbetriebsetzung  von  In- 
frastruktur. 


6.  „Erzeugung"  ist  die  Erzeugung  von  Elektrizität  und  die  Ver- 
arbeitung von  Brennstoffen,  einschließlich  Biokraftstoffen. 


7.  „Übertragung"  ist  der  Transport  von  Energieträgern  oder 
-erzeugnissen  oder  Kohlendioxid  durch  ein  Netz,  insbeson- 
dere: 


i)  durch  Rohrleitungen,  mit  Ausnahme  von  vorgelagerten 
Rohrleitungsnetzen  und  des  in  erster  Linie  im  Zusam- 
menhang mit  der  lokalen  Verteilung  benutzten  Teils  von 
Rohrleitungen;  oder 


ii)  durch  miteinander  verbundene  Höchstspannungs-  und 
Hochspannungsnetze,  mit  Ausnahme  der  in  erster  Linie 
im  Zusammenhang  mit  der  lokalen  Verteilung  benutz- 
ten Netze. 


8.  „Lagerung/Speicherung"  ist  die  dauerhafte  oder  vorüber- 
gehende Lagerung  beziehungsweise  Speicherung  von  Ener- 
gie oder  Energieträgern  in  überirdischen  oder  unterirdischen 
Infrastrukturen  oder  geologischen  Lagerstätten  oder  die 
Rückhaltung  von  Kohlendioxid  in  unterirdischen  geologi- 
schen Formationen. 


9.  „Unternehmen"  sind  alle  natürlichen  oder  juristischen  Per- 
sonen des  privaten  oder  öffentlichen  Rechts,  die  über  In- 
vestitionsvorhaben entscheiden  oder  sie  durchführen. 


10.  „Energieträger"  sind 


i)  Primärenergieträger  wie  Erdöl,  Erdgas  oder  Kohle; 


ii)  umgewandelte  Energieträger  wie  Elektrizität; 
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iii)  erneuerbare  Energieträger  einschließlich  Strom  aus  Was- 
serkraft, Biomasse,  Biogas,  Windkraft,  Sonnenenergie, 
Gezeitenenergie,  Wellenenergie  und  Erdwärme;  und 


iv)  Energieerzeugnisse  wie  raffinierte  Erdölerzeugnisse  und 
Biokraftstoffe. 


1 1 .  „Spezielle  Stelle"  ist  eine  Stelle,  die  durch  einen  energiesek- 
torspezifischen  Rechtsakt  der  Union  mit  der  Ausarbeitung 
und  Annahme  unionsweiter  mehrjähriger  Netzentwick- 
lungs-  und  Investitionspläne  für  Energieinfrastruktur  betraut 
worden  ist,  wie  etwa  das  in  Artikel  4  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  13.  Juli  2009  über  die  Netzzugangsbedingungen  für 
den  grenzüberschreitenden  Stromhandel  (')  genannte  Euro- 
päische Netz  der  Übertragungsnetzbetreiber  (Strom) 
(„ENTSO-E")  und  das  in  Artikel  4  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  13.  Juli  2009  über  die  Bedingungen  für  den  Zugang 
zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen  (2)  genannte  Europäische 
Netz  der  Fernleitungsnetzbetreiber  (Gas)  („ENTSO-G"). 

Artikel  3 

Übermittlung  von  Daten 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  oder  die  Einrichtungen,  denen  sie 
diese  Aufgabe  übertragen,  erfassen  ab  dem  1.  Januar  2011 
und  ab  dann  alle  zwei  Jahre  alle  in  dieser  Verordnung  festgeleg- 
ten Daten  und  Informationen;  dabei  muss  der  Aufwand  für 
Erhebung  und  Meldung  angemessen  sein. 


Sie  übermitteln  der  Kommission  erstmals  2011  und  ab  dann 
alle  zwei  Jahre  die  in  dieser  Verordnung  angegebenen  Daten 
und  relevanten  Informationen  über  Vorhaben.  Diese  Übermitt- 
lung erfolgt  in  aggregierter  Form,  außer  bei  Daten  und  relevan- 
ten Informationen  in  Bezug  auf  grenzüberschreitende  Übertra- 
gungsvorhaben. 


Die  Mitgliedstaaten  oder  die  von  ihnen  beauftragten  Einrichtun- 
gen teilen  die  aggregierten  Daten  und  relevanten  Informationen 
über  Vorhaben  jeweils  bis  zum  31.  Juli  des  Jahres  mit,  in  dem 
die  Angaben  zu  übermitteln  sind. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  oder  die  von  ihnen  beauftragten  Ein- 
richtungen werden  von  den  Pflichten  des  Absatz  1  ausgenom- 
men, sofern  und  soweit  aufgrund  energiesektorspezifischen  Uni- 
onsrechts oder  des  Euratom-Vertrags 


a)  der  betroffene  Mitgliedstaat  oder  die  von  ihm  beauftragte 
Einrichtung  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  entspre- 


(')  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  15. 
(2)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  36. 


chende  Daten  oder  Informationen  der  Kommission  bereits 
übermittelt  und  das  Datum  der  Mitteilung  und  den  betref- 
fenden spezifische  Rechtsakt  angegeben  hat; 


b)  eine  spezielle  Stelle  mit  der  Erarbeitung  eines  Mehrjahres- 
Investitionsplans  für  Energieinfrastruktur  auf  Unionsebene 
beauftragt  wird  und  zu  diesem  Zweck  den  Anforderungen 
dieser  Verordnung  entsprechende  Daten  und  Informationen 
erfasst.  In  diesem  Fall  übermittelt  die  spezielle  Stelle  der 
Kommission  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  alle  relevan- 
ten Daten  und  Informationen. 


Artikel  4 
Datenquellen 

Die  betroffenen  Unternehmen  teilen  den  Mitgliedstaaten,  auf 
deren  Gebiet  sie  Investitionsvorhaben  durchführen  wollen, 
oder  der  von  diesen  beauftragten  Einrichtung  bis  zum  1.  Juni 
des  Jahres,  in  dem  die  Angaben  zu  übermitteln  sind,  die  in 
Artikel  3  genannten  Daten  oder  Informationen  mit.  Die  über- 
mittelten Daten  oder  Informationen  müssen  den  Stand  der  In- 
vestitionsvorhaben zum  31.  März  des  betreffenden  Jahres  wie- 
dergeben. 


Absatz  1  gilt  nicht  für  Unternehmen,  für  die  der  betreffende 
Mitgliedstaat  beschließt,  der  Kommission  die  in  Artikel  3  ge- 
nannten Daten  oder  Informationen  auf  andere  Weise  zu  über- 
mitteln. 

Artikel  5 

Inhalt  der  Meldung 

(1)  Bei  der  Übermittlung  von  Angaben  gemäß  Artikel  3  ist 
zu  den  im  Anhang  aufgeführten  Arten  von  Investitionsvorhaben 
gegebenenfalls  Folgendes  anzugeben: 


a)  Volumen  der  geplanten  oder  im  Bau  befindlichen  Kapazitä- 
ten; 


b)  Art  und  wesentliche  Merkmale  der  geplanten  oder  im  Bau 
befindlichen  Infrastruktur  oder  Kapazitäten,  gegebenenfalls 
einschließlich  des  Standorts  grenzüberschreitender  Übertra- 
gungsvorhaben; 


c)  voraussichtliches  Jahr  der  Inbetriebnahme; 


d)  Art  der  verwendeten  Energieträger; 


e)  die  zur  Reaktion  auf  Krisenfälle  bei  der  Versorgungssicherheit 
geeigneten  Anlagen,  beispielsweise  Ausrüstungen,  die  die  Ge- 
genläufigkeit oder  die  Umstellung  auf  andere  Brennstoffe 
ermöglichen;  und 
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f)  vorhandene  Systeme  für  die  Abscheidung  von  Kohlendioxid 
oder  Nachrüstungssysteme  für  die  Kohlendioxidabscheidung 
und  -speicherung. 


(2)  Für  jede  vorgeschlagene  Stilllegung  von  Kapazitäten  ist  in 
der  Meldung  gemäß  Artikel    3  Folgendes  anzugeben: 


a)  Art  und  Kapazität  der  betroffenen  Infrastruktur,  und 


b)  voraussichtliches  Jahr  der  Stilllegung; 


(3)  In  jeder  Meldung  gemäß  Artikel  3  ist  gegebenenfalls  das 
Gesamtvolumen  der  installierten  Erzeugungs-,  Übertragungs- 
und Lagerungs-/Speicherungskapazitäten  anzugeben,  die  zu  Be- 
ginn des  Jahres,  in  dem  die  Angaben  zu  übermitteln  sind,  be- 
stehen oder  deren  Betrieb  für  einen  Zeitraum  von  mehr  als  drei 
Jahren  unterbrochen  wird. 


Die  Mitgliedstaaten,  die  von  ihnen  beauftragten  Einrichtungen 
oder  die  in  Artikel  3  Absatz  2  Buchstabe  b  genannte  spezielle 
Stelle  können  den  Meldungen  relevante  Anmerkungen  anfügen, 
beispielsweise  Anmerkungen  in  Bezug  auf  Fristen  oder  Hemm- 
nisse für  die  Durchführung  von  Investitionsvorhaben. 


Artikel  6 

Qualität  und  Öffentlichkeit  der  Daten 

(1)  Die  Mitgliedstaaten,  die  von  ihnen  beauftragte  Einrich- 
tung oder  gegebenenfalls  die  speziellen  Stellen  sind  bestrebt, 
Qualität,  Relevanz,  Genauigkeit,  Eindeutigkeit,  rechtzeitige  Über- 
mittlung und  Kohärenz  der  Daten  und  Informationen,  die  sie 
der  Kommission  mitteilen,  zu  gewährleisten. 


Werden  Daten  und  Informationen  von  den  speziellen  Stellen 
übermittelt,  so  können  ihnen  entsprechende  Anmerkungen  der 
Mitgliedstaaten  beigefügt  werden. 


(2)  Die  Kommission  kann  Daten  und  Informationen  ver- 
öffentlichen, die  aufgrund  dieser  Verordnung  übermittelt  wur- 
den und  insbesondere  in  den  in  Artikel  10  Absatz  3  genannten 
Analysen  enthalten  sind,  sofern  dies  in  aggregierter  Form  ge- 
schieht und  keine  Einzelheiten  in  Bezug  auf  bestimmte  Unter- 
nehmen und  Anlagen  preisgegeben  werden  und  auch  keine 
Rückschlüsse  auf  diese  möglich  sind. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten,  die  Kommission  oder  die  von  ihnen 
beauftragten  Einrichtungen  wahren  jeweils  die  Vertraulichkeit 
der  in  ihrem  Besitz  befindlichen  sensiblen  Geschäftsdaten  oder 
Informationen. 


Artikel  7 

Durchführungsbestimmungen 

Die  Kommission  erlässt  innerhalb  der  in  dieser  Verordnung 
festgelegten  Grenzen  bis  31.  Oktober  2010  die  zur  Durchfüh- 
rung dieser  Verordnung  erforderlichen  Vorschriften,  insbeson- 
dere in  Bezug  auf  die  Form  und  andere  Einzelheiten  der  Über- 
mittlung von  Daten  und  Informationen  gemäß  den  Artikeln  3 
und  5. 


Artikel  8 

Datenverarbeitung 

Die  Kommission  ist  zuständig  für  die  Entwicklung,  Unterbrin- 
gung, Verwaltung  und  Wartung  der  EDV-Ressourcen,  die  für  die 
Erfassung,  Speicherung  und  jedwede  Form  der  Verarbeitung  der 
Daten  oder  Informationen  in  Bezug  auf  Energieinfrastruktur 
erforderlich  sind,  die  der  Kommission  aufgrund  dieser  Verord- 
nung mitgeteilt  werden. 

Artikel  9 

Schutz  natürlicher  Personen  bei  der  Datenverarbeitung 

Diese  Verordnung  gilt  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Uni- 
onsrechts und  berührt  insbesondere  nicht  die  Verpflichtungen 
der  Mitgliedstaaten  hinsichtlich  der  Verarbeitung  personenbezo- 
gener Daten  gemäß  der  Richtlinie  95/46/EG  oder  die  Verpflich- 
tungen der  Organe  und  Einrichtungen  der  Union  in  Bezug  auf 
die  Verarbeitung  personenbezogener  Daten  im  Rahmen  ihrer 
Aufgaben  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  45/2001. 


Artikel  10 

Überwachung  und  Berichterstattung 

(1)  Auf  der  Grundlage  der  übermittelten  Daten  und  Informa- 
tionen sowie  gegebenenfalls  anderer  Datenquellen  einschließlich 
der  von  der  Kommission  erworbenen  Daten  übermittelt  die 
Kommission  —  unter  Berücksichtigung  der  relevanten  Analysen 
wie  etwa  der  mehrjährigen  Netzentwicklungspläne  für  Erdgas 
und  Elektrizität  —  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und 
dem  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  alle  zwei 
Jahre  eine  sektorübergreifende  Analyse  der  strukturellen  Ent- 
wicklung und  Perspektiven  des  Energiesystems  der  Union  und 
veröffentlicht  diese.  Diese  Analyse  dient  insbesondere 


a)  der  Ermittlung  potenzieller  künftiger  Diskrepanzen  zwischen 
Energienachfrage  und  -angebot,  sofern  diese  mit  Blick  auf  die 
Energiepolitik  der  Union  von  Bedeutung  sind; 


b)  der  Ermittlung  von  Investitionshemmnissen  und  der  För- 
derung bewährter  Verfahren  zur  ihrer  Beseitigung  und 


c)  der  Erhöhung  der  Transparenz  für  die  Marktteilnehmer  und 
potenzielle  neue  Marktteilnehmer. 
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Darüber  hinaus  kann  die  Kommission  auf  der  Grundlage  dieser 
Daten  und  Informationen  jede  spezifische  Analyse  erstellen,  die 
sie  für  erforderlich  oder  zweckmäßig  hält. 


(2)  Zur  Ausarbeitung  der  Analysen  gemäß  Absatz  1  kann  die 
Kommission  Experten  der  Mitgliedstaaten  und/oder  beliebige 
andere  Experten  oder  Berufsverbände  mit  besonderer  Kom- 
petenz auf  dem  betreffenden  Gebiet  hinzuziehen. 


Die  Kommission  gibt  allen  Mitgliedstaaten  die  Gelegenheit,  zum 
Entwurf  der  Analysen  Stellung  zu  nehmen. 


(3)  Die  Kommission  erörtert  die  Analysen  mit  den  interes- 
sierten Kreisen,  wie  etwa  ENTSO-E,  ENTSO-G,  der  Koordinie- 
rungsgruppe „Erdgas"  und  der  Gruppe  „Erdölversorgung". 


Artikel  11 
Überprüfung 

Bis  spätestens  zum  23.  Juli  2015  überprüft  die  Kommission  die 
Durchführung  dieser  Verordnung  und  legt  dem  Europäischen 
Parlament  und  dem  Rat  einen  Bericht  über  die  Ergebnisse  dieser 
Überprüfung  vor.  Bei  der  Überprüfung  prüft  die  Kommission 
unter  anderem  die  Möglichkeit  einer  Erweiterung  des  Anwen- 
dungsbereichs auf  die  Förderung  von  Erdgas,  Erdöl  und  Kohle. 

Artikel  12 
Aufhebung 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  736/96  wird  aufgehoben. 

Artikel  13 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Geschehen  zu  Luxemburg  am  24.  Juni  2010. 


Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident 
J.  BLANCO  LOPEZ 
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ANHANG 


INVESTITIONSVORHABEN 


1.  ERDÖL 

1.1.  Raffination 

—  Anlagen  zur  Destillation  mit  einer  Kapazität  von  1  Mio.  t/Jahr  oder  mehr: 

—  Erweiterung  von  Destillationsanlagen  auf  eine  Kapazität  von  mehr  als  1  Mio.  t/Jahr; 

—  Anlagen  für  Reforming/Cracking  mit  einer  Kapazität  von  500  t/Tag  oder  mehr; 

—  Entschwefelungsanlagen  für  Rückstandsheizöle/Destillatheizöle/Feedstocks/andere  Mineralölerzeugnisse. 

Chemische  Anlagen,  die  Heizöl  und/oder  Treibstoff  nicht  oder  nur  als  Nebenerzeugnisse  herstellen,  sind  ausgeschlos- 
sen. 

1.2.  Transport 

—  Rohrleitungen  für  Rohöl,  mit  einer  Transportkapazität  von  3  Mio.  t/Jahr  oder  mehr,  und  Erweiterungen  oder 
Verlängerungen  solcher  Rohrleitungen,  von  einer  Länge  von  30  km  oder  mehr; 

—  Rohrleitungen  für  Mineralölerzeugnisse,  mit  einer  Transportkapazität  von  1,5  Mio.  t/Jahr  oder  mehr,  und  Erwei- 
terungen oder  Verlängerungen  solcher  Rohrleitungen,  von  einer  Länge  von  30  km  oder  mehr; 

—  Rohrleitungen,  die  wesentliche  Verbindungen  in  nationalen  oder  internationalen  Verbundnetzen  darstellen,  und 
Rohrleitungen  sowie  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  in  den  in  Anwendung  von  Artikel  171  des 
Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  („AEUV")  erstellten  Richtlinien  definiert  worden  sind  ('). 

Rohrleitungen  für  militärische  Zwecke  sowie  Rohrleitungen  zur  Versorgung  von  Anlagen,  die  nicht  unter 
Nummer  1.1  fallen,  sind  ausgeschlossen. 

1.3.  Lagerung 

—  Lagereinrichtungen  für  Erdöl  und  Erdölerzeugnisse  (Lagereinrichtungen  mit  einem  Fassungsvermögen  von 
150  000  m3  oder  mehr,  beziehungsweise  von  mindestens  100  000  mj  im  Falle  von  Tanks). 

Tanks  für  militärische  Zwecke  sowie  Tanks  zur  Versorgung  von  Anlagen,  die  nicht  unter  Nummer  1.1.  fallen,  sind 
ausgeschlossen. 

2.  GAS 

2.1.  Übertragung 

—  Übertragungsrohrleitungen  für  Gas,  einschließlich  Erdgas  und  Biogas,  die  zu  einem  Netz  gehören,  das  haupt- 
sächlich aus  Hochdruckfernleitungen  besteht,  mit  Ausnahme  von  Rohrleitungen,  die  zu  einem  vorgelagerten 
Rohrleitungsnetz  gehören,  und  mit  Ausnahme  des  Teils  der  Hochdruckfernleitungen,  die  in  erster  Linie  im 
Zusammenhang  mit  der  lokalen  Erdgasverteilung  verwendet  werden; 

—  Rohrleitungen  und  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  in  den  in  Anwendung  von  Artikel  171  AEUV 
erstellten  Richtlinien  definiert  worden  sind  (2). 

2.2.  LNG-Kopfstationen 

—  Kopfstationen  für  die  Einfuhr  von  flüssigem  Erdgas  mit  einer  Kapazität  für  die  RückÜberführung  in  den  gas- 
förmigen Zustand  von  1  Mrd.  m3/Jahr  oder  mehr. 

2.3.  Speicherung 

—  Speichereinrichtungen,  die  mit  den  in  Nummer  2.1.  genannten  Übertragungsleitungen  verbunden  sind. 

Gasrohrleitungen,  Kopfstationen  und  Anlagen  für  militärische  Zwecke  sowie  zur  Versorgung  chemischer  Anlagen, 
die  Energieerzeugnisse  nicht  oder  nur  als  Nebenerzeugnisse  herstellen,  sind  ausgeschlossen. 

3.  ELEKTRIZHÄT 
3.1.  Erzeugung 

—  Wärmekraftwerke  und  Kernkraftwerke  (Maschinensätze  mit  einer  Leistung  von  100  MWe  oder  mehr); 

—  Anlagen  zur  Energieerzeugung  aus  Biomasse/Bioflüssigkeiten/Abfall  (mit  einer  Leistung  von  20  MW  oder  mehr); 


(')  Die  Entscheidung  Nr.  1364/2006/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  6.  September  2006  zur  Festlegung  von  Leitlinien 
für  die  transeuropäischen  Energienetze  (ABl.  L  262  vom  22.9.2006,  S.  1)  wurde  im  Einklang  mit  Artikel  155  des  Vertrags  zur 
Gründung  der  Europäischen  Gemeinschaft  erlassen. 

(2)  Die  Entscheidung  Nr.  1364/2006/EG  wurde  gemäß  Artikel  155  des  EG-Vertrags  erlassen. 


—  KWK-Kraftwerke  (Anlagen  mit  einer  elektrischen  Leistung  von  20  MW  oder  mehr); 

—  Wasserkraftwerke  (Anlagen  mit  einer  Leistung  von  30  MW  oder  mehr): 

—  Windkraftanlagen  (mit  einer  Leistung  von  20  MW  oder  mehr): 

—  solarthermische  Anlagen  und  Geothermieanlagen  (mit  einer  Leistung  von  20  MW  oder  mehr): 

—  Photovoltaikanlagen  (mit  einer  Leistung  von  10  MW  oder  mehr). 
3.2.  Übertragung 

—  Übertragungsfreileitungen,  soweit  sie  für  die  Spannung  konzipiert  sind,  die  auf  nationaler  Ebene  üblicherweise  für 
Verbindungsleitungen  verwendet  wird,  und  sofern  sie  für  eine  Spannung  von  220  kV  oder  mehr  konzipiert  sind; 

—  Erd-  und  Seekabel  für  Übertragungszwecke,  soweit  sie  für  eine  Spannung  von  1 50  kV  oder  mehr  konzipiert  sind; 

—  Vorhaben  von  gemeinsamem  Interesse,  die  in  den  in  Anwendung  von  Artikel  171  AEUV  erstellten  Richtlinien 
definiert  worden  sind  ('). 

4.  BIOKRAFTSTOFFE 
4.1.  Erzeugung 

—  Anlagen,  in  denen  Biokraftstoffe  erzeugt  oder  raffiniert  werden  können  (Anlagen  mit  einem  Durchsatz  von 
50  000  t/Jahr  oder  mehr). 

5.  KOHLENDIOXID 

5.1.  Transport 

—  C02-Rohrleitungen,  die  mit  den  in  den  Nummern  1.1.  und  3.1  genannten  Produktionsanlagen  verbunden  sind. 

5.2.  Speicherung 

—  Speicherungsanlagen  (Speicherstätte  oder  Speicherkomplex  mit  einer  Speicherkapazität  von  100  kt  oder  mehr). 
Speicherungsanlagen  für  Zwecke  der  Forschung  und  technologischen  Entwicklung  sind  ausgeschlossen. 


(])  Die  Entscheidung  Nr.  1364/2006/EG  wurde  gemäß  Artikel  155  des  EG-Vertrags  erlassen. 


Verordnung  (EURATOM)  Nr.  647/2010 

(ABl.  2010  L  189/9) 
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VERORDNUNG  (EURATOM)  Nr.  647/2010  DES  RATES 


vom  13.  Juli  2010 

über  die  Finanzhilfe  der  Union  für  die  Stilliegung  der  Blöcke  1  bis  4  des  Kernkraftwerks  Kosloduj  in 

Bulgarien  (Kosloduj-Programm) 


DER  RAT  DER  EUROPÄISCHEN  UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Atom- 
gemeinschaft, insbesondere  auf  Artikel  203, 

mit  Bezug  auf  das  Ersuchen  Bulgariens  um  weitere  Finanzmittel, 

auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Während  der  Beitrittsverhandlungen  im  Jahr  2005  hat 
Bulgarien  eingewilligt,  die  Blöcke  1  und  2  sowie  die 
Blöcke  3  und  4  des  Kernkraftwerks  Kosloduj  bis  zum 
31.  Dezember  2002  bzw.  bis  zum  31.  Dezember  2006 
abzuschalten  und  anschließend  stillzulegen.  Die  Europäi- 
sche Union  hat  sich  bereit  erklärt,  bis  2009  als  Fortset- 
zung der  Heranführungshilfe,  die  im  Rahmen  des  Pro- 
gramms Phare  zur  Unterstützung  der  Stilllegungsmaß- 
nahmen  Bulgariens  vorgesehen  war,  weiterhin  Finanzhilfe 
zu  leisten. 

(2)  Angesichts  der  Verpflichtung  Bulgariens  zur  Abschaltung 
der  Blöcke  3  und  4  des  Kernkraftwerks  Kosloduj  ist  in 
Artikel  30  der  Akte  über  die  Bedingungen  des  Beitritts 
der  Republik  Bulgarien  und  Rumäniens  (nachstehend  die 
„Beitrittsakte  von  2005"  genannt)  für  den  Zeitraum  2007 
bis  2009  ein  mit  210  Mio.  EUR  dotiertes  Finanzhilfepro- 
gramm (nachstehend  „Kosloduj-Programm")  vorgesehen. 
In  diesem  Programm  waren  Finanzmittel  zum  Ausgleich 
der  mit  der  Abschaltung  des  Kernkraftwerks  Kosloduj 
verbundenen  Kapazitätsverluste  vorgesehen. 

(3)  Schon  seit  mehreren  Jahren  bestehen  von  der  Europäi- 
schen Bank  für  Wiederaufbau  und  Entwicklung  (EBWE) 
verwaltete  internationale  Stilllegungsfonds.  Die  Union  ist 
der  größte  Geldgeber  dieser  Fonds. 

(4)  Die  Union  erkennt  die  Anstrengungen  Bulgariens  und  die 
guten  Fortschritte  an,  die  das  Land  bei  den  Vorbereitun- 
gen für  die  Stilllegung  mit  Hilfe  der  im  Rahmen  des 
Kosloduj-Programms  bis  2009  bereitgestellten  Unions- 
mittel erzielt  hat;  die  Union  erkennt  ferner  an,  dass 
auch  nach  2009  eine  finanzielle  Unterstützung  erforder- 


(')  Stellungnahme  vom  20.  Mai  2010  (noch  nicht  im  Amtsblatt  ver- 
öffentlicht). 


lieh  ist,  um  die  Rückbauarbeiten  nach  Maßgabe  der  Bei- 
trittsakte von  2005  unter  Einhaltung  höchster  Sicher- 
heitsstandards voranzubringen. 

(5)  Zudem  ist  es  angezeigt,  die  Ressourcen  des  Kernkraft- 
werks Kosloduj  selbst  zu  nutzen;  so  stünden  die  erfor- 
derlichen Kenntnisse  zur  Verfügung,  das  Fachwissen  und 
die  Kompetenzen  würden  vertieft  und  gleichzeitig  die 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Auswirkungen  der  frühzei- 
tigen Abschaltung  verringert,  da  die  Mitarbeiter  des  abge- 
schalteten Kernkraftwerks  weiterbeschäftigt  würden.  Eine 
weitere  finanzielle  Unterstützung  ist  daher  wichtig,  um 
das  erforderliche  Niveau  in  den  Bereichen  Sicherheit,  Ge- 
sundheitsschutz und  Umweltschutz  aufrechtzuerhalten. 


(6)  Angesichts  des  Umfangs  der  mit  der  Abschaltung  der 
Kernkraftwerksblöcke  verbundenen  Kapazitätsverluste 
und  der  Auswirkungen  auf  die  Versorgungssicherheit  in 
der  Region  erkennt  die  Union  darüber  hinaus  an,  dass 
eine  finanzielle  Unterstützung  für  weitere  Ausgleichsmaß- 
nahmen im  Energiesektor  erforderlich  ist. 

(7)  Die  Union  erkennt  an,  dass  die  Auswirkungen  der  stär- 
keren Umweltbelastung  und  der  Emissionen,  die  auf  die 
Nutzung  von  Ersatzkapazitäten,  vor  allem  in  Form  von 
Braunkohlekraftwerken,  zurückzuführen  sind,  einge- 
dämmt werden  müssen. 


(8)  Es  ist  daher  angezeigt,  für  den  Zeitraum  von  2010  bis 
2013  einen  Betrag  von  300  Mio.  EUR  zur  Finanzierung 
der  Stilliegung  des  Kernkraftwerks  Kosloduj  zu  Lasten  des 
Gesamthaushaltsplans  der  Union  vorzusehen. 

(9)  Die  aus  dem  Gesamthaushaltsplan  der  Union  für  die  Still- 
iegung aufzubringenden  Haushaltsmittel  sollten  nicht  zu 
Wettbewerbsverzerrungen  für  die  Stromversorgungs- 
unternehmen auf  dem  Energiemarkt  in  der  Union  führen. 
Diese  Haushaltsmittel  sollten  im  Einklang  mit  dem  Be- 
sitzstand der  Union  und  den  Regeln  für  das  Funktionie- 
ren des  europäischen  Energiebinnenmarkts  auch  zur  Fi- 
nanzierung von  Maßnahmen  zur  Steigerung  der  Energie- 
effizienz und  von  Energiesparmaßnahmen  verwendet 
werden. 
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(10)  Die  Finanzhilfe  sollte  weiterhin  in  Form  eines  Beitrags  der 
Union  zu  dem  von  der  EBWE  verwalteten  internationalen 
Fonds  zur  Unterstützung  der  Stilllegung  des  Kernkraft- 
werks Kosloduj  bereitgestellt  werden. 

(11)  Zu  den  Aufgaben  der  EBWE  gehört  die  Verwaltung  öf- 
fentlicher Mittel  für  Programme  zur  Stilllegung  von  Blö- 
cken kerntechnischer  Anlagen,  die  Gegenstand  von  Still- 
legungsvereinbarungen  im  Rahmen  des  Beitritts  waren. 
Die  EBWE  beaufsichtigt  die  finanzielle  Abwicklung  dieser 
Programme  mit  dem  Ziel  einer  optimalen  Verwendung 
der  öffentlichen  Gelder.  Daneben  nimmt  die  EBWE  die 
Haushaltsaufgaben  wahr,  die  ihr  von  der  Kommission 
gemäß  der  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  1605/2002 
des  Rates  vom  25.  Juni  2002  über  die  Haushaltsordnung 
für  den  Gesamthaushaltsplan  der  Europäischen  Gemein- 
schaften (l)  (Haushaltsordnung)  übertragen  werden. 

(12)  Um  größtmögliche  Effizienz  zu  gewährleisten  und  die 
möglichen  Umweltauswirkungen  so  gering  wie  möglich 
zu  halten,  sollte  für  die  Stilllegung  der  Blöcke  1  bis  4  des 
Kernkraftwerks  Kosloduj  das  beste  verfügbare  technische 
Know-how  genutzt  werden;  dabei  sollten  Bauart  und 
technische  Merkmale  der  stillzulegenden  Reaktoren  ge- 
bührend berücksichtigt  werden. 

(13)  Die  Stilllegung  des  Kernkraftwerks  Kosloduj  erfolgt  im 
Einklang  mit  den  Rechtsvorschriften  im  Umweltbereich, 
insbesondere  der  Richtlinie  85/337/EWG  vom  27.  Juni 
1985  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  bei  be- 
stimmten öffentlichen  und  privaten  Projekten  (2). 

(14)  Die  Wahrung  der  Grundsätze  Sparsamkeit,  Wirtschaft- 
lichkeit und  Wirksamkeit  bei  den  eingesetzten  Mitteln 
sollte  durch  Bewertungen  und  Erfolgsüberprüfungen  der 
zuvor  finanzierten  Programme  sichergestellt  werden. 

(15)  Der  finanzielle  Bezugsrahmen  im  Sinne  der  Nummer  38 
der  Interinstitutionellen  Vereinbarung  vom  17.  Mai  2006 
zwischen  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  und  der 
Kommission  über  die  Haushaltsdisziplin  und  die  wirt- 
schaftliche Haushaltsführung  (3)  sollte  in  dieser  Verord- 
nung unbeschadet  der  im  Vertrag  über  die  Arbeitsweise 
der  Europäischen  Union  festgelegten  Befugnisse  der 
Haushaltsbehörde  für  die  Gesamtdauer  des  Kosloduj-Pro- 
gramms  festgelegt  werden. 

(16)  Bei  der  Verabschiedung  von  Maßnahmen,  die  zur  Durch- 
führung dieser  Verordnung  erforderlich  sind,  sollte  der 
gemäß  der  Verordnung  (Euratom)  Nr.  549/2007  (4)  ein- 
gerichtete Ausschuss  die  Kommission  unterstützen  — 


f1)  ABl.  L  248  vom  16.9.2002,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  175  vom  5.7.1985,  S.  40. 

(3)  ABl.  C  139  vom  14.6.2006,  S.  1. 

(4)  Verordnung  (Euratom)  Nr.  549/2007  des  Rates  vom  14.  Mai  2007 
über  die  Durchführung  des  Protokolls  Nr.  9  über  die  Reaktoren  1 
und  2  des  Kernkraftwerks  Bohunice  VI  in  der  Slowakei  zur  Akte 
über  die  Bedingungen  des  Beitritts  der  Tschechischen  Republik,  der 
Republik  Estland,  der  Republik  Zypern,  der  Republik  Lettland,  der 
Republik  Litauen,  der  Republik  Ungarn,  der  Republik  Malta,  der 
Republik  Polen,  der  Republik  Slowenien  und  der  Slowakischen  Re- 
publik (ABl.  L  131  vom  23.5.2007,  S.  1.). 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Mit  dieser  Verordnung  wird  ein  Programm  festgelegt  (nachste- 
hend das  „Kosloduj  Programm"  genannt),  das  die  Bereitstellung 
des  finanziellen  Beitrags  der  Union  zur  Fortsetzung  der  Still- 
legung der  Blöcke  1  bis  4  des  Kernkraftwerks  Kosloduj  in  Bul- 
garien und  zum  Ausgleich  der  Folgen  der  frühzeitigen  Abschal- 
tung dieser  Blöcke  für  die  Umwelt,  die  Wirtschaft  und  die  Ver- 
sorgungssicherheit in  der  betreffenden  Region  im  Einzelnen  re- 
gelt. 

Artikel  2 

Der  Unionsbeitrag  zum  Kosloduj-Programm  dient  der  finanziel- 
len Unterstützung  von: 

—  Maßnahmen  im  Rahmen  der  Stilllegung  des  Kernkraftwerks 
Kosloduj, 

—  Maßnahmen  zur  Umweltsanierung  entsprechend  dem  Be- 
sitzstand der  Union  und  zur  Modernisierung  konventioneller 
Stromerzeugungskapazitäten,  mit  denen  die  Produktions- 
kapazität der  vier  Reaktoren  des  Kraftwerks  ersetzt  werden 
soll;  und 

—  sonstigen  Maßnahmen,  die  sich  aus  dem  Beschluss  zur  Ab- 
schaltung und  zur  Stilllegung  des  Kraftwerks  ergeben  und 
die  zur  erforderlichen  Umstrukturierung,  zur  Umweltsanie- 
rung und  zur  Modernisierung  der  Energieerzeugung,  -Über- 
tragung und  -Verteilung  in  Bulgarien  sowie  zur  Erhöhung 
der  Energieversorgungssicherheit  und  zur  Steigerung  der 
Energieeffizienz  in  Bulgarien  beitragen. 

Artikel  3 

(1)  Der  Bezugsrahmen  für  die  Durchführung  des  Kosloduj- 
Programms  für  den  Zeitraum  vom  1.  Januar  2010  bis  zum 
31.  Dezember  2013  beträgt  300  Mio.  EUR. 

(2)  Die  jährlichen  Mittel  werden  von  der  Haushaltsbehörde  in 
den  Grenzen  des  Finanzrahmens  bewilligt. 

(3)  Die  Höhe  der  für  das  Kosloduj-Programm  bereitgestellten 
Mittel  kann  im  Laufe  des  Zeitraums  vom  1.  Januar  2010  bis 
31.  Dezember  2013  revidiert  werden,  um  den  bei  der  Durch- 
führung des  Programms  erreichten  Fortschritten  Rechnung  zu 
tragen  und  zu  gewährleisten,  dass  Finanzplanung  und  Mittel- 
zuweisung tatsächlich  nach  Maßgabe  des  Finanzbedarfs  und 
der  Aufnahmekapazität  erfolgen. 

Artikel  4 

In  Fortführung  der  Bestimmungen  der  Beitrittsakte  von  2005 
kann  sich  der  vorgesehene  Beitrag  bei  bestimmten  Maßnahmen 
auf  bis  zu  100  %  der  Gesamtausgaben  belaufen.  Es  sollten  alle 
Anstrengungen  unternommen  werden,  um  einerseits  die  Praxis 
der  Kofinanzierung  fortzusetzen,  die  im  Rahmen  der  Heranfüh- 
rungsstrategie und  der  im  Zeitraum  2007-2009  geleisteten  Un- 
terstützung für  die  Stilllegungsarbeiten  in  Bulgarien  eingeführt 
worden  ist,  und  andererseits  gegebenenfalls  weitere  Quellen  für 
eine  Kofinanzierung  zu  erschließen. 
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Artikel  5 

(1)  Die  Finanzhilfe  für  Maßnahmen  im  Rahmen  des  Koslo- 
duj-Programms  wird  gemäß  Artikel  53d  der  Haushaltsordnung 
in  Form  eines  Beitrags  der  Union  zu  dem  von  der  EBWE  ver- 
walteten Internationalen  Fonds  zur  Unterstützung  der  Still- 
egung des  Kernkraftwerks  Kosloduj  bereitgestellt. 

(2)  Maßnahmen  im  Rahmen  des  Kosloduj-Programms  wer- 
den gemäß  Artikel  8  Absatz  2  beschlossen. 

Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  ist  berechtigt,  die  Verwendung  der  Fi- 
nanzhilfe entweder  unmittelbar  durch  ihre  eigenen  Bediensteten 
oder  durch  qualifizierte  externe  Stellen  ihrer  Wahl  überprüfen 
zu  lassen.  Die  Uberprüfungen  können  während  der  gesamten 
Dauer  der  Vereinbarungen  zwischen  der  Union  und  der  EBWE 
über  die  Bereitstellung  von  Unionsmitteln  für  den  Internationa- 
len Fonds  zur  Unterstützung  der  Stilllegung  des  Kernkraftwerks 
Kosloduj  sowie  innerhalb  von  fünf  Jahren  nach  Auszahlung  der 
letzten  Tranche  der  Finanzhilfe  erfolgen.  Die  Kommission  kann 
aufgrund  der  Ergebnisse  dieser  Überprüfungen  gegebenenfalls 
beschließen,  die  ausgezahlten  Mittel  teilweise  wieder  einzuzie- 
hen. 

(2)  Die  Bediensteten  und  externen  Beauftragten  der  Kommis- 
sion haben  das  Recht  auf  angemessenen  Zugang  insbesondere 
zu  den  Geschäftsräumen  des  Empfängers  sowie  zu  allen  für  die 
Durchführung  der  Uberprüfungen  notwendigen  Informationen, 
und  zwar  auch  in  elektronischem  Format.  Die  Überprüfungen 
umfassen  auch  die  Erhebung  des  Standes  des  Genehmigungs- 
verfahren im  Hinblick  auf  die  Stilliegung. 

Der  Rechnungshof  und  das  Europäische  Parlament  haben  die 
gleichen  Rechte  —  namentlich  Zugangsrechte  —  wie  die  Kom- 
mission. 


(3)  Bei  den  im  Rahmen  dieser  Verordnung  finanzierten  Uni- 
onsmaßnahmen gilt  jeder  Verstoß  gegen  eine  Bestimmung  des 
Rechts  der  Union  und  jede  Missachtung  einer  vertraglichen  Ver- 
pflichtung infolge  einer  Handlung  oder  Unterlassung  eines  Wirt- 
schaftsteilnehmers, die  durch  eine  ungerechtfertigte  Ausgabe  ei- 
nen Schaden  für  den  Gesamthaushaltsplan  der  Union  oder  die 
Haushalte,  die  von  ihr  oder  von  Internationalen  Organisationen 
für  die  Union  oder  die  Gemeinschaft  verwaltet  werden,  bewirkt 
bzw.  bewirken  würde,  als  Unregelmäßigkeit  im  Sinne  des  Ar- 
tikels 1  Absatz  2  der  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  2988/95 
des  Rates  vom  18.  Dezember  1995  über  den  Schutz  der  finan- 
ziellen Interessen  der  Europäischen  Gemeinschaften  (2). 


(4)  Die  Vereinbarungen  zwischen  der  Union  und  der  EBWE 
über  die  Bereitstellung  von  Unionsmitteln  für  den  Internationa- 
len Fonds  zur  Unterstützung  der  Stilllegung  des  Kernkraftwerks 
Kosloduj  sehen  geeignete  Bestimmungen  zum  Schutz  der  finan- 
ziellen Interessen  der  Union  vor  Betrug,  Korruption  und  ande- 
ren Unregelmäßigkeiten  vor  und  ermöglichen  der  Kommission, 
OLAF  und  dem  Rechnungshof  die  Durchführung  von  Kontrol- 
len vor  Ort. 


Artikel  7 

Die  Kommission  gewährleistet  die  Durchführung  dieser  Verord- 
nung und  erstattet  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat 
regelmäßig  Bericht.  Sie  nimmt  gemäß  Artikel  3  Absatz  3  eine 
Bewertung  vor. 


Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  mit  Artikel  8  Absatz  1 
der  Verordnung  (Euratom)  Nr.  549/2007  eingesetzten  Aus- 
schuss  unterstützt. 


Zum  Schutz  der  finanziellen  Interessen  der  Union  vor  Betrug 
und  anderen  Unregelmäßigkeiten  ist  daneben  das  Europäische 
Amt  für  Betrugsbekämpfung  (OLAF)  berechtigt,  im  Rahmen  des 
Kosloduj-Programms  gemäß  der  Verordnung  (Euratom,  EG)  Nr. 
2185/96  des  Rates  vom  11.  November  1996  betreffend  die 
Kontrollen  und  Überprüfungen  vor  Ort  durch  die  Kommission 
zum  Schutz  der  finanziellen  Interessen  der  Europäischen  Ge- 
meinschaften vor  Betrug  und  anderen  Unregelmäßigkeiten  (') 
Kontrollen  und  Überprüfungen  vor  Ort  vorzunehmen. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  findet  das  in 
Artikel  8  Absatz  2  der  Verordnung  (Euratom)  Nr.  549/2007 
vorgesehene  Verfahren  Anwendung. 


Artikel  9 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Geschehen  zu  Brüssel  am  13.  Juli  2010. 

Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident 
D.  REYNDERS 


(!)  ABl.  L  292  vom  15.11.1996,  S.  2. 


(2)  ABl.  L  312  vom  23.12.1995,  S.  1. 


712 

Copyrighted  material 


Verordnung  (EU)  Nr.  994/2010 

(ABl.  2010  L  295/1) 


713 

Copyrighted  material 


VERORDNUNG  (EU)  Nr.  994/2010  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  20.  Oktober  2010 

über  Maßnahmen  zur  Gewährleistung  der  sicheren  Erdgasversorgung  und  zur  Aufhebung  der 

Richtlinie  2004/67/EG  des  Rates 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union,  insbesondere  auf  Artikel  194  Absatz  2, 


auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 


nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 


gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  (2), 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Erdgas  (im  Folgenden  auch  „Gas")  ist  eine  wesentliche 
Komponente  der  Energieversorgung  der  Europäischen 
Union,  das  ein  Viertel  der  Primärenergieversorgung  deckt 
und  hauptsächlich  zur  Strom-  und  Wärmeerzeugung  so- 
wie als  Grundstoff  für  die  Industrie  und  als  Kraftstoff  im 
Verkehrssektor  genutzt  wird. 


(2)  In  den  letzten  zehn  Jahren  ist  der  Erdgasverbrauch  in 
Europa  schnell  angestiegen.  Der  Rückgang  der  einhei- 
mischen Produktion  ging  mit  einem  starken  Anstieg 
der  Erdgasimporte  einher  und  führte  so  zu  einer  höheren 
Abhängigkeit  von  Importen  und  damit  zur  Notwendig- 


(')  Stellungnahme  vom  20.  Januar  2010  (noch  nicht  im  Amtsblatt  ver- 
öffentlicht). 

(2)  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  21.  September  2010 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates 
vom  11.  Oktober  2010. 


keit,  auf  Aspekte  der  Gasversorgungssicherheit  einzuge- 
hen. Außerdem  befinden  sich  einige  Mitgliedstaaten  auf- 
grund fehlender  Infrastrukturverbindungen  zum  Rest  der 
Union  in  einer  Erdgasinsel. 

(3)  Angesichts  der  Bedeutung  von  Erdgas  für  den  Energiemix 
der  Union  soll  diese  Verordnung  den  Erdgaskunden  zei- 
gen, dass  alle  notwendigen  Maßnahmen  ergriffen  werden, 
um  ihre  kontinuierliche  Versorgung  sicherzustellen,  ins- 
besondere unter  schwierigen  klimatischen  Verhältnissen 
und  bei  Störungen.  Es  wird  anerkannt,  dass  diese  Ziele 
durch  möglichst  kosteneffiziente  Maßnahmen  erreicht 
werden  sollten,  um  die  relative  Wettbewerbsfähigkeit  die- 
ses Brennstoffs  im  Vergleich  zu  anderen  Brennstoffen 
nicht  zu  beeinträchtigen. 

(4)  Mit  der  Richtlinie  2004/67/EG  des  Rates  (3)  wurde  erst- 
mals ein  Rechtsrahmen  auf  Gemeinschaftsebene  geschaf- 
fen, der  die  sichere  Erdgasversorgung  gewährleisten  und 
dazu  beizutragen  soll,  dass  der  Erdgasbinnenmarkt  bei 
einer  Versorgungsstörung  reibungslos  funktioniert.  Auf 
ihrer  Grundlage  wurde  die  Koordinierungsgruppe  „Erd- 
gas" eingesetzt,  die  sich  bereits  hinsichtlich  des  Informa- 
tionsaustauschs und  der  Festlegung  gemeinsamer  Maß- 
nahmen zwischen  den  Mitgliedstaaten,  der  Kommission, 
der  Erdgasindustrie  und  den  Verbrauchern  bewährt  hat. 
Das  vom  Europäischen  Rat  im  Dezember  2006  beschlos- 
sene EU-Netz  der  Energiesicherheits-Korrespondenten  hat 
mehr  Kapazitäten  für  die  Datenerhebung  geschaffen  und 
frühzeitig  auf  potenzielle  Bedrohungen  für  die  Energie- 
versorgungssicherheit hingewiesen.  Die  vom  Europäi- 
schen Parlament  und  vom  Rat  im  Juli  2009  verabschie- 
deten Rechtsvorschriften  für  den  Energiebinnenmarkt 
sind  ein  wichtiger  Schritt  hin  zur  Vollendung  des  Ener- 
giebinnenmarkts und  haben  das  ausdrückliche  Ziel,  die 
Energieversorgungssicherheit  der  Union  zu  erhöhen. 

(5)  Die  auf  Unionsebene  bereits  getroffenen  Maßnahmen  zur 
Sicherung  der  Erdgasversorgung  lassen  den  Mitgliedstaa- 
ten allerdings  nach  wie  vor  einen  großen  Ermessensspiel- 
raum hinsichtlich  der  Wahl  ihrer  Maßnahmen.  Ist  die 


(3)  ABl.  L  127  vom  29.4.2004,  S.  92. 
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Versorgungssicherheit  eines  Mitgliedstaats  gefährdet,  be- 
steht zweifelsfrei  die  Gefahr,  dass  einseitig  von  diesem 
Mitgliedstaat  beschlossene  Maßnahmen  das  reibungslose 
Funktionieren  des  Erdgasbinnenmarkts  und  die  Versor- 
gung der  Kunden  mit  Erdgas  gefährden.  Die  jüngsten 
Erfahrungen  haben  gezeigt,  dass  diese  Gefahr  tatsächlich 
besteht.  Damit  der  Erdgasbinnenmarkt  auch  bei  Liefer- 
engpässen funktioniert,  gilt  es  sowohl  bei  der  Prävention 
als  auch  bei  der  Reaktion  auf  konkrete  Versorgungskrisen 
für  Solidarität  und  Koordinierung  zu  sorgen. 

(6)  In  bestimmte  Regionen  der  Union  wird  niederkalorisches 
Erdgas  geliefert.  Angesichts  seiner  Eigenschaften  kann 
niederkalorisches  Erdgas  nicht  in  Geräten  verwendet  wer- 
den, die  für  hochkalorisches  Erdgas  konstruiert  sind.  Es 
ist  jedoch  möglich,  hochkalorisches  Erdgas  in  Geräten  zu 
verwenden,  die  für  niederkalorisches  Erdgas  konstruiert 
sind,  wenn  das  Gas  vorab,  zum  Beispiel  durch  Zugaben 
von  Stickstoff,  in  niederkalorisches  Gas  umgewandelt 
wird.  Die  besonderen  Eigenschaften  von  niederkalori- 
schem Gas  sollten  auf  nationaler  und  regionaler  Ebene 
beachtet  werden  und  bei  der  Risikobewertung  und  in  den 
Präventions-  und  des  Notfallplänen  auf  nationaler  und 
regionaler  Ebene  Berücksichtigung  finden. 

(7)  Eine  Diversifizierung  der  Lieferwege  und  Bezugsquellen 
des  für  die  Union  bestimmten  Erdgases  ist  eine  wesent- 
liche Voraussetzung  für  die  Verbesserung  der  Versor- 
gungssicherheit der  Union  insgesamt  und  ihrer  einzelnen 
Mitgliedstaaten.  In  Zukunft  wird  die  Versorgungssicher- 
heit von  der  Entwicklung  beim  Brennstoffmix,  von  der 
Produktionsentwicklung  in  der  Union  und  in  den  die 
Union  beliefernden  Drittländern,  von  den  Investitionen 
in  Speicheranlagen  und  in  die  Diversifizierung  von  Gas- 
versorgungswegen und  -bezugsquellen  innerhalb  und  au- 
ßerhalb der  Union,  einschließlich  der  Investitionen  in 
Anlagen  für  verflüssigtes  Erdgas  (liquid  natural  gas, 
„LNG")  abhängen.  In  diesem  Zusammenhang  sollten  prio- 
ritäre  Infrastrukturmaßnahmen  gemäß  der  Mitteilung  der 
Kommission  vom  13.  November  2008  mit  dem  Titel 
„Zweite  Überprüfung  der  Energiestrategie  —  EU-Aktions- 
plan für  Energieversorgungssicherheit  und  -Solidarität", 
wie  zum  Beispiel  der  südliche  Erdgaskorridor  (Nabucco 
und  die  Verbindungsleitung  Türkei-Griechenland-Italien), 
eine  diversifizierte  und  angemessene  LNG- Versorgung  für 
Europa,  ein  wirksamer  Verbund  im  Ostseeraum,  der  Mit- 
telmeer-Energiering und  ein  angemessener  Nord-Süd-Gas- 
verbund in  Mittel-  und  Südosteuropa,  besondere  Beach- 
tung finden. 

(8)  Um  die  Auswirkungen  der  infolge  von  Störungen  bei 
Gaslieferungen  möglichen  Krisen  zu  mindern,  sollten 
die  Mitgliedstaaten  die  Diversifizierung  der  Energiequellen 
und  der  Gaslieferwege  und  -bezugsquellen  fördern. 

(9)  Eine  größere  Störung  der  Erdgasversorgung  der  Union 
kann  alle  Mitgliedstaaten,  die  Union  in  ihrer  Gesamtheit 
und  Partner  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Energie- 
gemeinschaft ('),  unterzeichnet  am  25.  Oktober  2005 
in  Athen,  treffen.  Sie  kann  zudem  der  gesamten  Wirt- 
schaft der  Union  schweren  Schaden  zufügen.  Auch  kann 
die  Störung  der  Erdgasversorgung  erhebliche  soziale  Aus- 
wirkungen, vor  allem  für  sensible  Kundengruppen,  nach 
sich  ziehen. 


(')  ABl.  L  198  vom  20.7.2006,  S.  18. 


(10)  Bestimmte  Kunden,  wie  u.  a.  Haushalte  und  Kunden,  die 
soziale  Dienstleistungen  von  grundlegender  Bedeutung 
erbringen,  wie  zum  Beispiel  Tätigkeiten  im  Gesundheits- 
wesen, in  der  Kinderbetreuung  und  im  Bildungswesen 
und  weitere  soziale  und  Fürsorgedienste  sowie  Dienste, 
die  für  das  Funktionieren  eines  Mitgliedstaats  unverzicht- 
bar sind,  sind  besonders  verletzlich  und  müssen  mögli- 
cherweise geschützt  werden.  Eine  weit  gefasste  Festlegung 
solcher  geschützten  Kunden  sollte  nicht  im  Widerspruch 
zu  den  europäischen  Solidaritätsmechanismen  stehen. 

(11)  Der  vom  Europäischen  Rat  in  Brüssel  im  Dezember  2008 
angenommene  Bericht  über  die  Umsetzung  der  europäi- 
schen Sicherheitsstrategie  hebt  die  wachsende  Abhängig- 
keit von  Energieeinfuhren  als  ein  erhebliches  zusätzliches 
Risiko  für  die  Energieversorgungssicherheit  der  Union 
hervor,  welche  als  eine  der  neuen  Herausforderungen 
für  die  Sicherheitspolitik  genannt  wird.  Der  Erdgasbin- 
nenmarkt trägt  ganz  wesentlich  zur  Erhöhung  der  Ener- 
gieversorgungssicherheit in  der  Union  bei  und  gewähr- 
leistet, dass  die  Beeinträchtigungen  der  einzelnen  Mit- 
gliedstaaten durch  Versorgungsstörungen  abgefedert  wer- 
den. 

(12)  Für  einen  gut  funktionierenden  Erdgasbinnenmarkt  ist  es 
von  wesentlicher  Bedeutung,  dass  die  Maßnahmen,  die 
zur  Gewährleistung  einer  sicheren  Erdgasversorgung  er- 
griffen werden,  den  Wettbewerb  bzw.  das  reibungslose 
Funktionieren  des  Erdgasbinnenmarkts  nicht  in  unange- 
messener Weise  verzerren  bzw.  behindern. 

(13)  Der  Ausfall  der  größten  Einzelinfrastruktur  für  Erdgas, 
das  sogenannte  n-l-Prinzip,  ist  ein  realistisches  Szena- 
rium. Den  Ausfall  einer  solchen  Infrastruktur  als  Bench- 
mark dafür  zu  verwenden,  was  die  Mitgliedstaaten  aus- 
gleichen können  sollten,  ist  ein  guter  Ausgangspunkt  für 
eine  Analyse  der  Erdgasversorgungssicherheit  eines  jeden 
Mitgliedstaats. 

(14)  Versorgungsstörungen  lassen  sich  nur  mit  einer  ausrei- 
chenden und  diversifizierten  Erdgasinfrastruktur  inner- 
halb eines  Mitgliedstaats  und  in  der  Union  als  Ganzem 
bewältigen,  insbesondere  einschließlich  neuer  Gasinfra- 
strukturen, die  die  gegenwärtigen  isolierten  Systeme,  die 
Erdgasinseln  bilden,  mit  den  benachbarten  Mitgliedstaa- 
ten verbindet.  Gemeinsame  Mindestkriterien  für  eine  si- 
chere Erdgasversorgung  sollten  unter  Berücksichtigung 
der  nationalen  bzw.  regionalen  Gegebenheiten  gleiche 
Ausgangsbedingungen  für  die  Erdgasversorgungssicher- 
heit gewährleisten  und  klare  Anreize  dafür  geben,  die 
notwendige  Infrastruktur  aufzubauen  und  den  Grad  der 
Vorbereitung  auf  den  Krisenfall  zu  verbessern.  Nachfra- 
geseitige  Maßnahmen  wie  der  Brennstoffwechsel  können 
einen  wertvollen  Beitrag  zur  Sicherung  der  Energieversor- 
gung leisten,  sofern  sie  als  Reaktion  auf  eine  Versor- 
gungsstörung schnell  umgesetzt  werden  können  und 
die  Nachfrage  spürbar  reduzieren.  Die  effiziente  Energie- 
nutzung sollte  weiterhin  gefördert  werden,  insbesondere 
in  Fällen,  in  denen  nachfrageseitige  Maßnahmen  notwen- 
dig sind.  Die  Umweltauswirkungen  der  vorgeschlagenen 
nachfrage-  und  angebotsseitigen  Maßnahmen  sollten  an- 
gemessen berücksichtigt  werden,  und  es  sollte  unter  Be- 
rücksichtigung von  Gesichtspunkten  der  Versorgungs- 
sicherheit nach  Möglichkeit  den  Maßnahmen  der  Vorzug 
gegeben  werden,  die  die  Umwelt  am  wenigsten  belasten. 
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(1 5)  Investitionen  in  neue  Erdgasinfrastrukturen  sollten  voran- 
getrieben werden,  und  sie  sollten  erst  nach  einer  ange- 
messenen Umweltverträglichkeitsprüfung  gemäß  den  ein- 
schlägigen Rechtsvorschriften  der  Union  getätigt  werden. 
Diese  neuen  Infrastrukturen  sollten  nicht  nur  die  Sicher- 
heit der  Erdgasversorgung  erhöhen,  sondern  auch  dafür 
sorgen,  dass  der  Erdgasbinnenmarkt  reibungslos  funktio- 
niert. Die  Investitionen  sollten  grundsätzlich  durch  die 
Unternehmen  getätigt  werden  und  auf  ökonomischen 
Anreizen  basieren.  Der  Notwendigkeit,  die  Einspeisung 
von  Gas  aus  erneuerbaren  Energiequellen  in  die  Erdgas- 
netzinfrastruktur zu  erleichtern,  sollte  ausreichende  Be- 
achtung geschenkt  werden.  Handelt  es  sich  bei  einer  In- 
frastruktur um  eine  grenzübergreifende  Investition,  soll- 
ten die  mit  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  (')  gegründete  Agentur 
für  die  Zusammenarbeit  der  Energieregulierungsbehörden 
(im  Folgenden  „Agentur")  und  der  durch  die  Verordnung 
(EG)  Nr.  715/2009  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  13.  Juli  2009  über  die  Bedingungen  für  den 
Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen  (2)  gegründete 
europäische  Verbund  der  Erdgasfernleitungsnetzbetreiber 
(im  Folgenden  „ENTSO  (Gas)")  zur  stärkeren  Berücksich- 
tigung grenzübergreifender  Aspekte  in  ihren  jeweiligen 
Zuständigkeitsbereichen  eng  mit  einbezogen  werden.  Es 
wird  daran  erinnert,  dass  die  Agentur  gemäß  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  713/2009  Stellungnahmen  oder  Empfeh- 
lungen zu  grenzübergreifenden  Angelegenheiten  abgeben 
darf,  die  in  ihren  Zuständigkeits-  und  Tätigkeitsbereich 
fallen.  Die  Agentur  und  der  ENTSO  (Gas)  spielen  gemein- 
sam mit  anderen  Marktteilnehmern  eine  bedeutende 
Rolle  bei  der  Festlegung  und  Umsetzung  des  unionswei- 
ten zehnjährigen  Netzentwicklungsplans,  der  unter  ande- 
rem eine  Europäische  Prognose  zur  Angemessenheit  des 
Angebots  enthalten  wird  und  im  Hinblick  auf  grenzüber- 
schreitende Verbindungsleitungen  unter  anderem  auf  dem 
angemessenen  Bedarf  der  verschiedenen  Netznutzer  fu- 
ßen sollte. 

(16)  Die  zuständigen  Behörden  oder  die  Mitgliedstaaten  soll- 
ten sicherstellen,  dass  als  einer  der  notwendigen  Schritte 
in  dem  Prozess,  der  zur  Einhaltung  des  Infrastrukturstan- 
dards führt,  ein  Gasmarkttest  vorgenommen  wird. 

(17)  Bei  der  Erfüllung  der  in  dieser  Verordnung  festgelegten 
Aufgaben  sollten  die  zuständigen  Behörden  eng  mit  an- 
deren zuständigen  nationalen  Behörden  zusammenarbei- 
ten, insbesondere  mit  den  nationalen  Regulierungsbehör- 
den, entsprechend  den  Erfordernissen  und  unbeschadet 
ihrer  Zuständigkeiten  gemäß  der  Richtlinie  2009/73/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli 
2009  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den  Erdgasbin- 
nenmarkt (3). 

(18)  Soweit  neue  grenzüberschreitende  Verbindungsleitungen 
oder  der  Ausbau  von  bereits  bestehenden  erforderlich 
sind,  sollten  die  betroffenen  Mitgliedstaaten  und  die  zu- 
ständigen Behörden  sowie  die  nationalen  Regulierungs- 
behörden —  falls  diese  nicht  die  zuständigen  Behörden 
sind  —  bereits  frühzeitig  eng  miteinander  zusammen- 
arbeiten. 

(19)  Um  Mitgliedstaaten  bei  der  Finanzierung  der  für  die  Pro- 
duktion, Infrastruktur  sowie  Energieeffizienzmaßnahmen 


(')  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  36. 

(3)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  94. 


auf  regionaler  und  lokaler  Ebene  notwendigen  Investitio- 
nen zu  unterstützen,  stehen  verschiedene  Möglichkeiten 
der  Finanzierung  durch  die  Union  zur  Verfügung,  ins- 
besondere Darlehen  und  Garantien  der  Europäischen  In- 
vestitionsbank oder  Finanzmittel  aus  den  Regional-, 
Struktur-  oder  Kohäsionsfonds.  Des  weiteren  können 
Maßnahmen  in  Drittländern  über  die  Europäische  Inves- 
titionsbank und  Instrumente  der  Union  für  Außenhilfe, 
wie  das  Europäische  Nachbarschafts-  und  Partnerschafts- 
instrument, das  Instrument  für  Heranführungshilfe  und 
das  Finanzierungsinstrument  für  die  Entwicklungszusam- 
menarbeit unterstützt  werden,  um  die  Energieversor- 
gungssicherheit zu  erhöhen. 

(20)  Diese  Verordnung  sollte  Erdgasunternehmen  und  Kunden 
in  die  Lage  versetzen,  sich  im  Falle  von  Versorgungsstö- 
rungen so  lange  wie  möglich  auf  Marktmechanismen 
verlassen  zu  können.  Auch  sollte  sie  Notfallmechanismen 
vorsehen,  auf  die  zuzugreifen  ist,  falls  die  Märkte  allein 
eine  Störung  der  Erdgasversorgung  nicht  mehr  angemes- 
sen bewältigen  können.  Selbst  im  Notfall  sollten  markt- 
gerechte Instrumente  den  Vorrang  bei  der  Eindämmung 
der  Folgen  der  Versorgungsstörung  haben. 

(21)  Nach  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Rechtsvorschriften 
zum  Energiebinnenmarkt  im  Juli  2009  werden  für  den 
Erdgassektor  neue  Bestimmungen  gelten,  die  die  Auf- 
gaben und  Zuständigkeiten  der  Mitgliedstaaten,  der  na- 
tionalen Regulierungsbehörden,  der  Fernleitungsnetz- 
betreiber und  der  Agentur  klar  festlegen  und  für  eine 
größere  Markttransparenz  sorgen,  um  das  Funktionieren 
des  Marktes,  die  Versorgungssicherheit  und  den  Kunden- 
schutz zu  verbessern. 

(22)  Die  Vollendung  des  Erdgasbinnenmarkts  und  ein  wirk- 
samer Wettbewerb  innerhalb  dieses  Marktes  bieten  der 
Union  ein  Höchstmaß  an  Versorgungssicherheit  für  alle 
Mitgliedstaaten,  sofern  der  Markt  im  Falle  einer  einen  Teil 
der  Union  betreffenden  Versorgungsstörung  unabhängig 
von  deren  Ursache  voll  funktionsfähig  bleiben  kann.  Dies 
erfordert  ein  umfassendes  und  wirksames  gemeinsames 
Konzept  für  die  Versorgungssicherheit,  das  sich  insbeson- 
dere auf  Transparenz,  Solidarität  und  nicht  diskriminie- 
rende und  mit  den  Funktionsmechanismen  des  Binnen- 
marktes vereinbare  Strategien  stützt,  die  Marktverzerrun- 
gen vermeiden  und  dafür  sorgen,  dass  die  Reaktionen  des 
Marktes  auf  Versorgungsstörungen  nicht  unterlaufen  wer- 
den. 

(23)  Die  sichere  Erdgasversorgung  liegt  im  Rahmen  ihrer  je- 
weiligen Tätigkeiten  und  Zuständigkeiten  in  der  gemein- 
samen Verantwortung  der  Erdgasunternehmen,  der  Mit- 
gliedstaaten, insbesondere  ihrer  zuständigen  Behörden  so- 
wie der  Kommission.  Gegebenenfalls  sollten  auch  die 
nationalen  Regierungsbehörden,  sofern  sie  nicht  die  zu- 
ständigen Behörden  sind,  in  ihren  Tätigkeits-  und  Zustän- 
digkeitsbereichen gemäß  der  Richtlinie  2009/73/EG  zur 
Sicherheit  der  Erdgasversorgung  beitragen.  Darüber  hi- 
naus können  auch  Kunden,  die  Erdgas  zur  Stromerzeu- 
gung oder  für  industrielle  Zwecke  verwenden,  von  Be- 
deutung für  die  Sicherheit  der  Erdgasversorgung  sein,  da 
sie  in  der  Lage  sind,  auf  eine  Krise  mit  nachfrageseitigen 
Maßnahmen  zu  reagieren,  wie  zum  Beispiel  durch  Ver- 
träge mit  Unterbrechungsmöglichkeit  und  durch  Brenn- 
stoffwechsel, da  sich  dies  direkt  auf  das  Gleichgewicht 
von  Angebot  und  Nachfrage  auswirkt. 
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(24)  Für  einen  insbesondere  bei  Versorgungsstörungen  und  in 
Krisensituationen  gut  funktionierenden  Erdgasbinnen- 
markt kommt  es  entscheidend  darauf  an,  dass  Aufgaben 
und  Zuständigkeiten  der  Erdgasunternehmen  und  zustän- 
digen Behörden  klar  festgelegt  sind.  Die  Festlegung  der 
Aufgaben  und  Zuständigkeiten  sollte  so  erfolgen,  dass 
sichergestellt  ist,  dass  dabei  ein  auf  drei  Ebenen  beruhen- 
der Ansatz  verfolgt  wird,  wonach  zuerst  die  betreffenden 
Erdgasunternehmen  und  Wirtschaftsbranchen,  dann  die 
Mitgliedstaaten  auf  nationaler  oder  regionaler  Ebene 
und  schließlich  die  Union  tätig  werden.  Im  Fall  einer 
Versorgungskrise  sollten  die  Wirtschaftsakteure  ausrei- 
chend Gelegenheit  erhalten,  mit  marktgerechten  Maßnah- 
men auf  die  Lage  zu  reagieren.  Sind  die  Reaktionen  der 
Wirtschaftsakteure  nicht  ausreichend,  so  sollten  die  Mit- 
gliedstaaten und  ihre  zuständigen  Behörden  Maßnahmen 
ergreifen,  um  die  Auswirkungen  der  Versorgungskrise  zu 
beheben  oder  einzudämmen.  Nur  wenn  diese  Maßnah- 
men nicht  ausreichen,  sollten  Maßnahmen  auf  regionaler 
oder  auf  Unionsebene  ergriffen  werden,  um  die  Auswir- 
kungen der  Versorgungskrise  zu  beheben  oder  einzudäm- 
men. Soweit  wie  möglich  sollte  nach  regionalen  Lösun- 
gen gesucht  werden. 

(25)  Im  Geiste  der  Solidarität  wird  zur  Durchführung  dieser 
Verordnung  unter  Einbeziehung  der  Behörden  und  der 
Erdgasunternehmen  in  großem  Umfang  eine  Zusammen- 
arbeit auf  regionaler  Ebene  eingeführt,  um  die  Vorteile  im 
Bereich  der  Koordinierung  von  Maßnahmen  zur  Eindäm- 
mung der  erkannten  Risiken  zu  optimieren  und  die  für 
die  beteiligten  Parteien  kostengünstigsten  Maßnahmen 
umzusetzen. 

(26)  Es  sollten  hinreichend  abgestimmte  Standards  für  die 
Versorgungssicherheit  eingeführt  werden,  um  zumindest 
eine  Situation  wie  diejenige,  die  im  Januar  2009  aufgetre- 
ten ist,  bewältigen  zu  können,  wobei  den  Unterschieden 
zwischen  den  Mitgliedstaaten  sowie  den  gemeinwirt- 
schaftlichen Verpflichtungen  und  dem  Kundenschutz  ge- 
mäß Artikel  3  der  Richtlinie  2009/7 3/EG  Rechnung  ge- 
tragen wird.  Zur  Gewährleistung  der  notwendigen 
Rechtssicherheit  sollten  solche  Standards  für  die  Versor- 
gungssicherheit solide  und  klar  definiert  sein  und  die 
Erdgasunternehmen,  darunter  neue  Anbieter  und  kleine 
Unternehmen,  und  die  Endnutzer  nicht  unangemessen 
und  unverhältnismäßig  belasten.  Diese  Standards  sollten 
auch  den  gleichen  Zugang  für  die  Erdgasunternehmen 
der  Union  zu  nationalen  Kunden  gewährleisten.  Die  Maß- 
nahmen zur  Gewährleistung  des  Versorgungsstandards 
können  sich  auf  zusätzliche  Speicherkapazitäten  und 
-mengen,  Netzpufferung,  Versorgungsverträge,  Verträge 
mit  Unterbrechungsmöglichkeit  oder  andere  Maßnahmen 
mit  ähnlicher  Wirkung  sowie  die  notwendigen  tech- 
nischen Maßnahmen  zur  Gewährleistung  der  Sicherheit 
der  Erdgasversorgung  erstrecken. 

(27)  Im  Interesse  eines  gut  funktionierenden  Gasmarktes 
kommt  es  mit  Blick  auf  mögliche  Versorgungsstörungen 
wie  diejenige,  die  im  Januar  2009  aufgetreten  ist,  darauf 
an,  dass  die  Erdgasunternehmen  rechtzeitig  die  notwen- 
digen Investitionen  in  die  eigene  Produktion  und  Infra- 
struktur, zum  Beispiel  in  Verbindungsleitungen  —  ins- 
besondere für  den  Zugang  zum  Gasnetz  der  Union  — , 
in  die  für  physische  Lastflüsse  in  beide  Richtungen  not- 
wendige Ausrüstung  von  Pipelines  sowie  in  die  Speiche- 
rung und  in  Anlagen  zur  Regasifizierung  von  LNG,  tä- 
tigen. Bei  der  Vorhersage  des  Finanzbedarfs  für  die  Erd- 


gasinfrastruktur in  Bezug  auf  die  Finanzinstrumente  der 
Union  sollte  die  Kommission  entsprechend  den  Erforder- 
nissen den  Infrastrukturprojekten  Priorität  einräumen, 
durch  die  die  Integration  des  Erdgasbinnenmarktes  und 
die  Sicherheit  der  Erdgasversorgung  gefördert  werden. 

(28)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  sollten  nicht  daran  gehin- 
dert werden,  eine  Situation  zu  erwägen,  in  der  Investitio- 
nen zur  Schaffung  von  physischen  Kapazitäten  zum  Gas- 
transport in  beide  Richtungen  (im  Folgenden  „Kapazitä- 
ten für  Lastflüsse  in  beide  Richtungen")  in  grenzüber- 
schreitenden Verbindungsleitungen  mit  Drittländern 
dazu  beitragen  könnte,  die  Versorgungssicherheit  zu  ver- 
bessern, insbesondere  im  Falle  von  Drittländern,  die  die 
Transitflüsse  zwischen  zwei  Mitgliedstaaten  gewährleis- 
ten. 

(29)  Entscheidend  ist,  dass  in  den  Fällen,  in  denen  der  Markt 
hierzu  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  die  Erdgasversorgung 
insbesondere  für  Haushaltskunden  sowie  für  eine  be- 
grenzte Zahl  sonstiger  Kunden,  vor  allem  Erbringer  we- 
sentlicher sozialer  Dienstleistungen,  die  von  den  betref- 
fenden Mitgliedstaaten  entsprechend  festgelegt  werden 
können,  aufrechterhalten  wird.  Die  im  Krisenfall  zu  er- 
greifenden Maßnahmen  müssen  bereits  im  Vorfeld  fest- 
gelegt werden,  dabei  müssen  die  Sicherheitsanforderun- 
gen berücksichtigt  werden,  und  zwar  auch  in  Fällen,  in 
den  geschützte  Kunden  an  dasselbe  Verteilernetz  ange- 
schlossen sind  wie  andere  Kunden.  Diese  Maßnahmen 
können  in  Fällen,  in  denen  Kapazitäten  für  den  Zugang 
zu  Infrastruktur  aus  technischen  Gründen  eingeschränkt 
werden,  die  Anwendung  anteiliger  Einschränkungen  im 
Verhältnis  zu  der  ursprünglich  gebuchten  Kapazität  ein- 
schließen. 

(30)  In  der  Regel  sollten  sich  die  zuständigen  Behörden  an 
ihre  Notfallpläne  halten.  Unter  ausreichend  begründeten 
besonderen  Umständen  können  sie  Maßnahmen  ergrei- 
fen, die  von  diesen  Plänen  abweichen. 

(31)  Um  den  Verpflichtungen  zur  Gewährleistung  der  Versor- 
gungssicherheit nachzukommen,  steht  eine  große  Aus- 
wahl von  Instrumenten  zur  Verfügung.  Diese  Instrumente 
sollten  je  nach  Bedarf  national,  regional  oder  unionsweit 
so  eingesetzt  werden,  dass  sie  zu  kohärenten  und  kos- 
tengünstigen Ergebnissen  führen. 

(32)  Aspekte  der  langfristigen  Planung  der  Investitionen  in 
ausreichende  grenzübergreifende  Kapazitäten  und  andere 
Infrastrukturen,  die  die  Versorgungssicherheit  betreffen 
und  es  dem  System  langfristig  ermöglichen,  die  Versor- 
gungssicherheit zu  gewährleisten  und  eine  angemessene 
Nachfrage  zu  befriedigen,  werden  in  der  Richtlinie 
2009/73/EG  behandelt.  Möglicherweise  erfordert  die  Er- 
füllung der  Standards  für  die  Versorgungssicherheit  eine 
Übergangsfrist,  in  der  die  notwendigen  Investitionen  ge- 
tätigt werden  können.  Der  vom  ENTSO  (Gas)  erstellte 
und  von  der  Agentur  überwachte  unionsweite  zehnjäh- 
rige Netzentwicklungsplan  ist  ein  grundlegendes  Instru- 
ment zur  Ermittlung  des  Investitionsbedarfs  auf  Unions- 
ebene, damit  die  in  dieser  Verordnung  niedergelegten 
Infrastrukturanforderungen  umgesetzt  werden  können. 

(3  3)  Der  ENTSO  (Gas)  und  die  Agentur  sollten  als  Mitglieder 
der  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  im  Rahmen  ihrer  Zu- 
ständigkeiten in  den  Kooperations-  und  Konsultations- 
prozess  auf  Unionsebene  voll  einbezogen  werden. 
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(34)  Die  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  ist  die  maßgebliche 
Stelle,  die  von  der  Kommission  im  Zusammenhang  mit 
der  Aufstellung  der  Präventions-  und  der  Notfallpläne  zu 
konsultieren  ist.  Es  wird  daran  erinnert,  dass  der  ENTSO 
(Gas)  und  die  Agentur  Mitglieder  der  Koordinierungs- 
gruppe „Erdgas"  sind  und  in  diesem  Zusammenhang  kon- 
sultiert werden. 


(3  5)  Um  im  Falle  von  Versorgungsstörungen  einen  möglichst 
hohen  Grad  der  Vorbereitung  zu  gewährleisten,  sollten 
die  zuständigen  Behörden  nach  Konsultation  der  Erdgas- 
unternehmen Notfallpläne  aufstellen.  Diese  Pläne  sollten 
auf  nationaler,  regionaler  oder  Unionsebene  nicht  unver- 
einbar miteinander  sein.  Sie  sollten  sich  an  bewährten 
Verfahren  bereits  bestehender  Pläne  orientieren  und  Auf- 
gaben und  Zuständigkeiten  für  alle  betroffenen  Erdgas- 
unternehmen und  zuständigen  Behörden  klar  benennen. 
Soweit  möglich  und  notwendig  sollten  auf  regionaler 
Ebene  gemeinsame  Notfallpläne  aufgestellt  werden. 


(36)  Um  in  einem  unionsweiten  Notfall  die  Solidarität  zwi- 
schen den  Mitgliedstaaten  zu  stärken  und  um  insbeson- 
dere die  Mitgliedstaaten  zu  unterstützen,  die  ungünstige- 
ren geografischen  oder  geologischen  Gegebenheiten  aus- 
gesetzt sind,  sollten  die  Mitgliedstaaten  Solidarmaßnah- 
men entwickeln.  So  sollten  Erdgasunternehmen  Maßnah- 
men, wie  geschäftliche  Vereinbarungen,  treffen,  die  auch 
höhere  Erdgasexporte  oder  Ausspeisungen  aus  Speichern 
beinhalten  können.  Der  Abschluss  von  Vereinbarungen 
zwischen  den  Erdgasunternehmen  muss  gefördert  wer- 
den. Die  Maßnahmen  des  Notfallplans  sollten  gegebenen- 
falls Mechanismen  einschließen,  durch  die  gerechte  und 
ausgewogene  Entschädigung  der  Erdgasunternehmen  si- 
chergestellt wird.  Solidarmaßnahmen  können  sich  beson- 
ders zwischen  solchen  Mitgliedstaaten  anbieten,  für  die 
die  Kommission  auf  regionaler  Ebene  die  Erstellung  ge- 
meinsamer Präventions-  oder  Notfallpläne  empfiehlt. 


(37)  Im  Zusammenhang  mit  dieser  Verordnung  spielt  die 
Kommission  bei  Notfällen  sowohl  auf  Unionsebene  als 
auch  auf  regionaler  Ebene  eine  wichtige  Rolle. 


(38)  Bei  Bedarf  sollte  europäische  Solidarität  auch  durch  Hilfe 
geübt  werden,  die  von  der  Union  und  ihren  Mitgliedstaa- 
ten im  Rahmen  des  Katastrophenschutzes  geleistet  wird. 
Diese  Hilfsmaßnahmen  sollten  durch  das  mit  der  Ent- 
scheidung des  Rates  2007/779/EG,  Euratom  (')  einge- 
führte Gemeinschaftsverfahren  für  den  Katastrophen- 
schutz erleichtert  und  koordiniert  werden. 


(39)  Die  Rechte  der  Mitgliedstaaten  an  den  Energieressourcen 
auf  ihrem  Hoheitsgebiet  bleiben  von  dieser  Verordnung 
unberührt. 


(40)  Die  Richtlinie  2008/1 14/EG  des  Rates  vom  8.  Dezember 
2008  über  die  Ermittlung  und  Ausweisung  europäischer 
kritischer  Infrastrukturen  und  die  Bewertung  der  Notwen- 


0  ABl.  L  314  vom  1.12.2007,  S.  9. 


digkeit,  ihren  Schutz  zu  verbessern  (2),  sieht  ein  Verfahren 
vor,  mit  dem  die  Sicherheit  ausgewiesener  europäischer 
kritischer  Infrastrukturen,  auch  bestimmter  Erdgas-Infra- 
strukturen, in  der  Union  verbessert  werden  soll.  Die 
Richtlinie  2008/1 14/EG  und  diese  Verordnung  tragen 
zu  einem  umfassenden  Konzept  für  die  Energieversor- 
gungssicherheit der  Union  bei. 


(41)  Notfallpläne  sollten  regelmäßig  aktualisiert  und  veröffent- 
licht werden.  Sie  sollten  einer  Prüfung  durch  Fachkolle- 
gen unterzogen  und  getestet  werden. 


(42)  Die  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  sollte  im  Falle  eines 
unionsweiten  Notfalls  die  Kommission  bei  der  Koordinie- 
rung der  Maßnahmen  zur  Sicherung  der  Erdgasversor- 
gung beraten.  Die  Gruppe  sollte  auch  die  Angemessen- 
heit und  Zweckmäßigkeit  der  gemäß  dieser  Verordnung 
ergriffenen  Maßnahmen  überwachen. 


(43)  Mit  dieser  Verordnung  sollen  die  Erdgasunternehmen  und 
die  zuständigen  Behörden  in  die  Lage  versetzt  werden,  im 
Falle  einer  Versorgungsstörung  den  Erdgasbinnenmarkt 
so  lange  wie  möglich  funktionsfähig  zu  halten,  bis  die 
zuständige  Behörde  Maßnahmen  ergreift,  um  der  Situa- 
tion zu  begegnen,  dass  der  Markt  die  notwendigen  Erd- 
gaslieferungen nicht  mehr  bereitstellen  kann.  Derartige 
außergewöhnliche  Maßnahmen  sollten  mit  dem  Unions- 
recht uneingeschränkt  in  Einklang  stehen  und  der  Kom- 
mission mitgeteilt  werden. 


(44)  Da  die  Union  auf  Gaslieferungen  aus  Drittländern  ange- 
wiesen ist,  sollte  die  Kommission  Maßnahmen,  die  Dritt- 
länder betreffen,  koordinieren  und  mit  den  Liefer-  und 
Transitdrittländern  Vereinbarungen  für  Krisensituationen 
treffen,  um  einen  stabilen  Lastfluss  in  die  Union  zu  ge- 
währleisten. Die  Kommission  sollte  eine  Task  Force  ein- 
setzen können,  die  in  Krisensituationen  in  Absprache  mit 
den  betreffenden  Drittländern  die  Lastflüsse  in  die  Union 
überwacht  und  die  im  Falle  einer  Krise  infolge  von  Pro- 
blemen in  einem  Drittland  die  Rolle  eines  Mittlers  und 
Moderators  übernimmt. 


(45)  Es  ist  wichtig,  dass  die  Bedingungen  für  die  Versorgung 
aus  Drittländern  den  Wettbewerb  nicht  verzerren  und 
mit  den  Binnenmarktvorschriften  in  Einklang  stehen. 


(46)  Liegen  verlässliche  Informationen  über  eine  Situation  au- 
ßerhalb der  Union  vor,  durch  die  die  Versorgungssicher- 
heit in  einem  oder  mehreren  Mitgliedstaaten  bedroht 
wird  und  durch  die  ein  Frühwarnsystem  zwischen  der 
Union  und  einem  Drittland  ausgelöst  werden  könnte, 
so  sollte  die  Kommission  die  Koordinierungsgruppe  „Erd- 
gas" unverzüglich  informieren,  und  die  Union  sollte  an- 
gemessene Maßnahmen  ergreifen,  um  die  Situation  nach 
Möglichkeit  zu  entschärfen. 


(2)  ABl.  L  345  vom  23.12.2008,  S.  75. 


718 

Copyrighted  malerial 


(47)  Im  Februar  2009  hat  der  Rat  beschlossen,  dass  die  Trans- 
parenz und  Verlässlichkeit  durch  den  sachdienlichen  Aus- 
tausch von  Informationen  zwischen  der  Kommission  und 
den  Mitgliedstaaten  über  Energiebeziehungen  mit  Dritt- 
ländern, einschließlich  der  langfristigen  Lieferregelungen 
bei  gleichzeitiger  Wahrung  vertraulicher  Geschäftsdaten 
erhöht  werden  sollten. 

(48)  Auch  wenn  die  Bestimmungen  im  Vertrag  über  die  Eu- 
ropäische Union  und  im  Vertrag  über  die  Arbeitsweise 
der  Europäischen  Union,  insbesondere  die  Wettbewerbs- 
vorschriften, für  Dienstleistungen  von  allgemeinem  wirt- 
schaftlichen Interesse  gelten,  soweit  durch  die  Anwen- 
dung solcher  Vorschriften  die  Erbringung  solcher  Dienst- 
leistungen nicht  behindert  wird,  so  haben  die  Mitglied- 
staaten bei  der  Festlegung  und  Organisation  gemeinwirt- 
schaftlicher Verpflichtungen  sowie  der  Auftragsvergabe 
für  diese  doch  einen  weiten  Ermessensspielraum. 

(49)  Da  das  Ziel  dieser  Verordnung,  nämlich  die  Gewährleis- 
tung der  sicheren  Erdgasversorgung  in  der  Union  auf 
Ebene  der  Mitgliedstaaten,  allein  nicht  ausreichend  ver- 
wirklicht werden  kann  und  daher  wegen  seines  Umfangs 
oder  seiner  Wirkungen  besser  auf  Unionsebene  zu  ver- 
wirklichen ist,  kann  die  Union  in  Einklang  mit  dem  in 
Artikel  5  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  nie- 
dergelegten Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden.  Entspre- 
chend dem  in  demselben  Artikel  genannten  Grundsatz 
der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Verordnung  nicht 
über  das  zur  Erreichung  dieses  Ziels  erforderliche  Maß 
hinaus. 

(50)  Die  Richtlinie  2004/67/EG  sollte  aufgehoben  werden  — 

HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 
Gegenstand 

Mit  dieser  Verordnung  werden  Bestimmungen  zur  Gewährleis- 
tung einer  sicheren  Erdgasversorgung  erlassen,  indem  sicher- 
gestellt wird,  dass  der  Binnenmarkt  für  Erdgas  (im  Folgenden 
auch  „Gas")  reibungslos  und  ununterbrochen  funktioniert,  in- 
dem außerordentliche  Maßnahmen  für  den  Fall  ermöglicht  wer- 
den, dass  der  Markt  die  notwendigen  Erdgaslieferungen  nicht 
mehr  bereitstellen  kann,  und  indem  sowohl  hinsichtlich  der 
Prävention  als  auch  der  Reaktion  auf  konkrete  Versorgungsstö- 
rungen eine  klare  Festlegung  und  Zuweisung  der  Zuständigkei- 
ten der  Erdgasunternehmen,  der  Mitgliedstaaten  und  der  Union 
vorgesehen  werden.  Mit  dieser  Verordnung  werden  auch  im 
Geiste  der  Solidarität  transparente  Mechanismen  für  die  Koor- 
dinierung der  Planung  für  Notfälle  auf  der  Ebene  der  Mitglied- 
staaten, auf  regionaler  Ebene  und  Unionsebene  und  für  die 
Reaktion  auf  derartige  Notfälle  festgelegt. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  die  Begriffsbestim- 
mungen der  Richtlinie  2009/73/EG,  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  713/2009  und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009. 

Zusätzlich  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen: 


1.  Der  Ausdruck  „geschützte  Kunden"  bezeichnet  sämtliche 
Haushaltskunden,  die  an  ein  Erdgasverteilernetz  angeschlos- 
sen sind,  und  kann  sich,  wenn  der  betreffende  Mitgliedstaat 
dies  so  festlegt,  außerdem  auch  auf  folgende  Kunden  erstre- 
cken: 


a)  kleine  und  mittlere  Unternehmen,  sofern  sie  an  ein  Erd- 
gasverteilernetz angeschlossen  sind,  und  wesentliche  so- 
ziale Einrichtungen,  sofern  sie  an  ein  Erdgasverteilernetz 
oder  ein  Fernleitungsnetz  angeschlossen  sind,  voraus- 
gesetzt, dass  diese  zusätzlichen  Kunden  nicht  mehr  als 
20  %  des  Gasendverbrauchs  ausmachen,  und/oder 


b)  Fernwärmeanlagen,  soweit  sie  Wärme  an  Haushaltskun- 
den und  an  die  unter  Buchstabe  a  genannten  Kunden 
liefern,  sofern  diese  Anlagen  keine  Brennstoffwechsel  vor- 
nehmen können  und  an  ein  Erdgasverteilernetz  oder  ein 
Fernleitungsnetz  angeschlossen  sind. 


Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Kommission  so  schnell  wie 
möglich,  spätestens  jedoch  bis  zum  3.  Dezember  2011  da- 
von in  Kenntnis,  ob  sie  Buchstaben  a  und/oder  b  in  ihre 
Definition  der  geschützten  Kunden  aufzunehmen  beabsichti- 
gen. 


2.  Der  Ausdruck  „zuständige  Behörde"  bezeichnet  die  nationale 
Regierungsbehörde  oder  die  nationale  Regulierungsbehörde, 
die  von  den  Mitgliedstaaten  benannt  wurde,  um  die  Umset- 
zung der  in  dieser  Verordnung  festgelegten  Maßnahmen  si- 
cherzustellen. Die  Möglichkeit  der  Mitgliedstaaten,  der  zu- 
ständigen Behörde  zu  gestatten,  bestimmte  in  dieser  Verord- 
nung festgelegte  Aufgaben  anderen  Stellen  zu  übertragen, 
bleibt  davon  unberührt.  Diese  übertragenen  Aufgaben  wer- 
den unter  der  Aufsicht  der  zuständigen  Behörde  wahrgenom- 
men und  sind  in  den  in  Artikel  4  genannten  Plänen  auf- 
zuführen. 

Artikel  3 

Zuständigkeit  für  die  Sicherheit  der  Erdgasversorgung 

(1)  Die  sichere  Erdgasversorgung  liegt  im  Rahmen  ihrer  je- 
weiligen Tätigkeiten  und  Zuständigkeiten  in  der  gemeinsamen 
Verantwortung  der  Erdgasunternehmen,  der  Mitgliedstaaten  und 
insbesondere  ihrer  zuständigen  Behörden  sowie  der  Kommis- 
sion. Diese  gemeinsame  Verantwortung  erfordert  ein  hohes 
Maß  an  Kooperation  zwischen  diesen  Akteuren. 


(2)  So  bald  wie  möglich,  spätestens  jedoch  bis  zum 
3.  Dezember  2011,  benennt  jeder  Mitgliedstaat  eine  zuständige 
Behörde,  die  die  Umsetzung  der  in  dieser  Verordnung  festgeleg- 
ten Maßnahmen  sicherstellt.  Bis  zur  förmlichen  Benennung  der 
zuständigen  Behörde  ergreifen  gegebenenfalls  die  nationalen 
Stellen,  die  gegenwärtig  für  die  Sicherheit  der  Gasversorgung 
verantwortlich  sind,  die  Maßnahmen,  die  gemäß  dieser  Verord- 
nung von  der  zuständigen  Behörde  umgesetzt  werden  müssen. 
Diese  Maßnahmen  umfassen  die  Durchführung  der  in  Artikel  9 
genannten  Risikobewertung,  und,  auf  der  Grundlage  dieser  Ri- 
sikobewertung,  die  Aufstellung  eines   Präventionsplans  und 
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eines  Notfallplans  sowie  die  regelmäßige  Überwachung  der  Erd- 
gasversorgungssicherheit auf  nationaler  Ebene.  Die  zuständigen 
Behörden  kooperieren  miteinander,  um  zu  versuchen,  Versor- 
gungsstörungen zu  verhindern  und  bei  einem  solchen  Vorfall 
gegebenenfalls  auftretende  Schäden  zu  begrenzen.  Mitgliedstaa- 
ten sind  durch  nichts  daran  gehindert,  Rechtsakte  zur  Umset- 
zung zu  erlassen,  wenn  diese  notwendig  sind,  um  den  Bestim- 
mungen dieser  Verordnung  nachzukommen. 

(3)  Jeder  Mitgliedstaat  teilt  der  Kommission  den  Namen  der 
zuständigen  Behörde  unverzüglich  nach  deren  Benennung  und 
gegebenenfalls  die  Namen  der  nationalen  Stellen  mit,  die  für  die 
Sicherheit  der  Gasversorgung  verantwortlich  sind  und  gemäß 
Absatz  2  als  vorläufige  zuständige  Behörde  handeln.  Jeder  Mit- 
gliedstaat veröffentlicht  diese  Benennungen. 


(2)  Vor  Verabschiedung  eines  Präventionsplans  und  eines 
Notfallplans  auf  nationaler  Ebene  tauschen  die  zuständigen  Be- 
hörden spätestens  bis  zum  3.  Juni  2012  ihre  Entwürfe  für  die 
Präventionspläne  und  die  Notfallpläne  aus  und  konsultieren  ei- 
nander auf  der  Jeweils  angemessenen  regionalen  Ebene  sowie 
die  Kommission,  um  sicherzustellen,  dass  ihre  Plan-  und  Maß- 
nahmenentwürfe nicht  mit  dem  Präventions-  und  Notfallplan 
eines  anderen  Mitgliedstaats  unvereinbar  sind  und  dass  sie  mit 
dieser  Verordnung  und  anderen  Rechtsvorschriften  der  Union 
im  Einklang  stehen.  Solche  Konsultationen  werden  vor  allem 
zwischen  benachbarten  Mitgliedstaaten  abgehalten,  sowie  ins- 
besondere zwischen  isolierten  Systemen,  durch  die  Erdgasinseln 
entstehen,  und  deren  benachbarten  Mitgliedstaaten,  und  können 
sich  zum  Beispiel  auf  die  Mitgliedstaaten  erstrecken,  die  in  der 
indikativen  Liste  in  Anhang  IV  aufgeführt  sind. 


(4)  Bei  der  Umsetzung  der  in  dieser  Verordnung  vorgesehe- 
nen Maßnahmen  legt  die  zuständige  Behörde  die  Aufgaben  und 
Zuständigkeiten  der  verschiedenen  Akteure  so  fest,  dass  sie  si- 
cherstellt, dass  ein  auf  drei  Ebenen  beruhender  Ansatz  verfolgt 
wird,  wonach  zuerst  die  betreffenden  Erdgasunternehmen  und 
Wirtschaftsbranchen,  dann  die  Mitgliedstaaten  auf  nationaler 
oder  regionaler  Ebene  und  schließlich  die  Union  tätig  werden. 


(5)  Die  Kommission  koordiniert  gegebenenfalls,  insbesondere 
in  einem  unionsweiten  oder  regionalen  Notfall  im  Sinne  des 
Artikels  11  Absatz  1  unter  anderem  über  die  in  Artikel  12 
genannte  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  oder  über  das  in 
Artikel  11  Absatz  4  genannte  Krisenmanagementteam,  die  Tä- 
tigkeit der  zuständigen  Behörden  auf  regionaler  Ebene  und  auf 
Unionsebene  gemäß  dieser  Verordnung. 


(6)  Die  Maßnahmen  der  Präventionspläne  und  der  Notfall- 
pläne zur  Gewährleistung  der  Versorgungssicherheit  werden 
klar  festgelegt,  sind  transparent,  verhältnismäßig,  nicht  diskrimi- 
nierend und  überprüfbar,  dürfen  den  Wettbewerb  nicht  unzu- 
lässig verfälschen  und  den  Binnenmarkt  für  Erdgas  nicht  beein- 
trächtigen und  die  Sicherheit  der  Erdgasversorgung  anderer  Mit- 
gliedstaaten oder  der  Union  als  Ganzes  nicht  gefährden. 

Artikel  4 

Aufstellung  eines  Präventions-  und  eines  Notfallplans 

(1)  Die  zuständige  Behörde  eines  Jeden  Mitgliedstaats  erstellt, 
nachdem  sie  die  Erdgasunternehmen,  die  jeweiligen  die  Interes- 
sen von  Privathaushalten  und  gewerblichen  Verbrauchern  ver- 
tretenden Organisationen  und  die  nationale  Regulierungs- 
behörde, sofern  diese  nicht  mit  der  zuständigen  Behörde  iden- 
tisch ist,  konsultiert  hat,  unbeschadet  des  Absatzes  3  auf  natio- 
naler Ebene  Folgendes: 

a)  in  Übereinstimmung  mit  der  Risikobewertung  gemäß 
Artikel  9  einen  Präventionsplan  mit  den  für  die  Risikobesei- 
tigung oder  -eindämmung  notwendigen  Maßnahmen  und 

b)  einen  Notfallplan  mit  Maßnahmen  zur  Beseitigung  oder  Ein- 
dämmung der  Folgen  einer  Störung  der  Erdgasversorgung 
gemäß  Artikel  10. 


(3)  Auf  der  Grundlage  der  Konsultationen  gemäß  Absatz  2 
und  möglicher  Empfehlungen  der  Kommission  können  die  be- 
treffenden zuständigen  Behörden  beschließen,  zusätzlich  zu  den 
auf  nationaler  Ebene  aufgestellten  Plänen  gemeinsame  Präventi- 
onspläne auf  regionaler  Ebene  (im  Folgenden  „gemeinsame  Prä- 
ventionspläne") und  gemeinsame  Notfallpläne  auf  regionaler 
Ebene  (im  Folgenden  „gemeinsame  Notfallpläne")  aufzustellen. 
Bei  gemeinsamen  Plänen  schließen  die  zuständigen  Behörden 
gegebenenfalls  Vereinbarungen  ab,  um  die  regionale  Zusam- 
menarbeit umzusetzen.  Wenn  notwendig,  werden  diese  Verein- 
barungen von  den  Mitgliedstaaten  förmlich  gebilligt. 


(4)  Bei  der  Aufstellung  und  Umsetzung  des  Präventionsplans 
und  des  Notfallplans  auf  nationaler  und/oder  regionaler  Ebene 
berücksichtigt  die  zuständige  Behörde  jederzeit  in  angemesse- 
nem Umfang  den  sicheren  Betrieb  des  Gasnetzes  und  beachtet 
und  führt  in  diesen  Plänen  die  technischen  Beschränkungen  auf, 
durch  die  der  Betrieb  des  Netzes  beeinflusst  wird,  einschließlich 
der  technischen  Gründe  und  der  Sicherheitsgründe,  die  zu  einer 
Reduzierung  der  Lastflüsse  in  Notfällen  führen  können. 


(5)  Die  Präventionspläne  und  Notfallpläne,  gegebenenfalls 
einschließlich  der  gemeinsamen  Pläne,  werden  spätestens  bis 
zum  3.  Dezember  2012  angenommen  und  veröffentlicht.  Sol- 
che Pläne  werden  unverzüglich  der  Kommission  übermittelt.  Die 
Kommission  informiert  die  Koordinierungsgruppe  „Erdgas".  Die 
zuständigen  Behörden  gewährleisten  die  regelmäßige  Über- 
wachung der  Umsetzung  der  Pläne. 


(6)  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Übermittlung  der  in 
Absatz  5  genannten  Pläne  durch  die  zuständigen  Behörden 


a)  bewertet  die  Kommission  diese  Pläne  gemäß  Buchstabe  b. 
Dazu  konsultiert  sie  die  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  hin- 
sichtlich dieser  Pläne  und  berücksichtigt  deren  Stellung- 
nahme in  gebührender  Weise.  Die  Kommission  erstattet 
der  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  Bericht  über  ihre  Bewer- 
tung der  Pläne  und 
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b)  falls  die  Kommission  aufgrund  dieser  Konsultationen 

i)  zu  der  Einschätzung  gelangt,  dass  ein  Präventionsplan 
oder  ein  Notfallplan  nicht  geeignet  ist,  um  die  Risiken 
gemäß  der  Risikobewertung  abzuschwächen,  kann  sie  der 
betreffenden  zuständigen  Behörde  bzw.  den  betreffenden 
zuständigen  Behörden  empfehlen,  den  entsprechenden 
Plan  zu  ändern; 

ii)  der  Ansicht  ist,  dass  ein  Präventionsplan  oder  ein  Notfall- 
plan mit  den  Risikoszenarien  oder  den  Plänen  anderer 
zuständiger  Behörden  unvereinbar  ist  oder  nicht  mit  den 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  oder  anderen  Bestim- 
mungen des  Rechts  der  Union  in  Einklang  steht,  verlangt 
sie  den  entsprechenden  Plan  zu  ändern; 

iii)  der  Ansicht  ist,  dass  durch  den  Präventionsplan  die  Si- 
cherheit der  Gasversorgung  anderer  Mitgliedstaaten  oder 
der  Union  als  Ganzes  gefährdet  wird,  so  beschließt  sie, 
von  der  zuständigen  Behörde  die  Uberprüfung  dieses 
Präventionsplans  zu  fordern  und  kann  spezifische  Emp- 
fehlungen zu  seiner  Änderung  geben.  Die  Kommission 
begründet  ihren  Beschluss  ausführlich. 

(7)  Innerhalb  von  vier  Monaten,  nachdem  sie  von  der  Kom- 
mission gemäß  Absatz  6  Buchstabe  b  Ziffer  ii  hierzu  aufgefor- 
dert wurde,  ändert  die  zuständige  Behörde  den  Präventionsplan 
oder  den  Notfallplan  und  übermittelt  der  Kommission  den  ge- 
änderten Plan  oder  unterrichtet  die  Kommission  über  die 
Gründe,  aufgrund  derer  sie  mit  der  Aufforderung  nicht  einver- 
standen ist.  Im  Falle  der  Uneinigkeit  kann  die  Kommission  in- 
nerhalb von  zwei  Monaten  nach  der  Antwort  der  zuständigen 
Behörde  ihre  Aufforderung  zurückziehen  oder  die  betreffenden 
zuständigen  Behörden  und,  falls  die  Kommission  es  für  notwen- 
dig erachtet,  die  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  zusammenru- 
fen, um  die  Angelegenheit  zu  prüfen.  Die  Kommission  begrün- 
det ausführlich,  warum  sie  um  Änderung  des  Plans  ersucht.  Die 
zuständige  Behörde  berücksichtigt  den  Standpunkt  der  Kommis- 
sion uneingeschränkt.  Weicht  die  endgültige  Entscheidung  der 
zuständigen  Behörde  vom  Standpunkt  der  Kommission  ab,  so 
legt  die  zuständige  Behörde  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach 
Zugang  des  Standpunkts  der  Kommission  gemeinsam  mit  dieser 
Entscheidung  und  dem  Standpunkt  der  Kommission  die  Begrün- 
dung für  ihre  Entscheidung  vor  und  veröffentlicht  diese.  Gege- 
benenfalls wird  der  geänderte  Plan  von  der  zuständigen  Behörde 
umgehend  veröffentlicht. 

(8)  Innerhalb  von  drei  Monaten,  nachdem  sie  von  dem  Be- 
schluss der  Kommission  gemäß  Absatz  6  Buchstabe  b  Ziffer  iii 
in  Kenntnis  gesetzt  wurde,  ändert  die  zuständige  Behörde  den 
Präventionsplan  und  übermittelt  der  Kommission  den  geänder- 
ten Plan  oder  unterrichtet  die  Kommission  über  die  Gründe, 
aufgrund  derer  sie  mit  dem  Beschluss  nicht  einverstanden  ist. 
Im  Falle  einer  Uneinigkeit  kann  die  Kommission  innerhalb  von 
zwei  Monaten  nach  der  Antwort  der  zuständigen  Behörde  be- 
schließen, ihre  Aufforderung  abzuändern  oder  zurückzuziehen. 
Erhält  die  Kommission  ihre  Forderung  aufrecht,  so  muss  die 
betreffende  zuständige  Behörde  den  Plan  innerhalb  von  zwei 
Monaten  nach  Übermittlung  des  Kommissionsbeschlusses  än- 
dern, wobei  sie  den  Empfehlungen  der  Kommission  gemäß  Ab- 
satz 6  Buchstabe  b  Ziffer  iii  weitestgehend  Rechnung  trägt,  und 
ihn  der  Kommission  übermitteln. 


Die  Kommission  informiert  die  Koordinierungsgruppe  „Erdgas" 
und  berücksichtigt  gebührend  deren  Empfehlungen  bei  der  Er- 
arbeitung ihrer  Stellungnahme  zu  dem  geänderten  Plan,  die 
innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  der  Übermittlung  durch  die 
zuständige  Behörde  vorgelegt  werden  muss.  Die  betreffende  zu- 
ständige Behörde  trägt  der  Stellungnahme  der  Kommission  wei- 
testgehend Rechnung  und  nimmt  den  entsprechend  geänderten 
Plan  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  Zugang  der  Stellung- 
nahme der  Kommission  an  und  veröffentlicht  ihn. 

(9)  Die  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler  Daten  ist  si- 
cherzustellen. 

Artikel  5 

Inhalt  der  nationalen  und  gemeinsamen  Präventionspläne 

(1)  Die  nationalen  und  gemeinsamen  Präventionspläne  ent- 
halten: 

a)  die  Ergebnisse  der  Risikobewertung  gemäß  Artikel  9; 

b)  die  Maßnahmen,  Mengen,  Kapazitäten  und  die  Zeitplanung, 
die  zur  Erfüllung  der  in  den  Artikeln  6  und  8  festgelegten 
Infrastruktur-  und  Versorgungsstandards  notwendig  sind,  ge- 
gebenenfalls einschließlich  des  Umfangs,  in  dem  eine  Ver- 
sorgungsstörung gemäß  Artikel  6  Absatz  2  durch  nachfra- 
geseitige  Maßnahmen  hinreichend  und  zeitnah  ausgeglichen 
werden  kann,  der  Identifizierung  der  größten  einzelnen  Ga- 
sinfrastruktur im  gemeinsamen  Interesse  im  Falle  der  An- 
wendung von  Artikel  6  Absatz  3  und  aller  erhöhten  Ver- 
sorgungsstandards gemäß  Artikel  8  Absatz  2; 

c)  die  Verpflichtungen,  die  Erdgasunternehmen  und  anderen 
einschlägigen  Stellen  auferlegt  werden,  einschließlich  Ver- 
pflichtungen für  den  sicheren  Betrieb  des  Gasnetzes; 

d)  die  anderen  Maßnahmen  zur  Vermeidung  der  festgestellten 
Risiken,  wie  zum  Beispiel,  soweit  angemessen,  Maßnahmen 
betreffend  die  Notwendigkeit,  die  Verbindungsleitungen  zwi- 
schen benachbarten  Mitgliedstaaten  zu  verbessern,  und  die 
Möglichkeit,  Gasversorgungswege  und  -bezugsquellen  zu  di- 
versifizieren,  um  die  Gasversorgung  für  alle  Kunden  weitest- 
gehend aufrechtzuerhalten; 

e)  gegebenenfalls  die  Mechanismen,  die  bei  der  Zusammen- 
arbeit mit  den  anderen  Mitgliedstaaten  bei  der  Vorbereitung 
und  Umsetzung  der  gemeinsamen  Präventionspläne  und  der 
gemeinsamen  Notfallpläne  gemäß  Artikel  4  Absatz  3  anzu- 
wenden sind; 

f)  Informationen  über  bestehende  und  zukünftige  Verbindungs- 
leitungen, einschließlich  derer  für  den  Zugang  zum  Gasnetz 
der  Union,  über  grenzüberschreitende  Gasflüsse,  den  grenz- 
überschreitenden Zugang  zu  Speicheranlagen  sowie  die  phy- 
sische Kapazität  für  einen  Gastransport  in  beide  Richtungen 
(im  Folgenden  „Kapazität  für  Lastflüsse  in  beide  Richtun- 
gen"), insbesondere  in  Notfällen; 

g)  Angaben  zu  allen  gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen, 
die  mit  der  Sicherheit  der  Gasversorgung  in  Zusammenhang 
stehen. 
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(2)  Die  nationalen  und  gemeinsamen  Präventionspläne,  ins- 
besondere die  Maßnahmen  zur  Erfüllung  des  in  Artikel  6  fest- 
gelegten Infrastrukturstandards,  berücksichtigen  den  von  dem 
ENTSO  (Gas)  gemäß  Artikel  8  Absatz  10  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  715/2009  auszuarbeitenden  unionsweiten  zehnjährigen 
Netzentwicklungsplan. 


(3)  Die  nationalen  und  gemeinsamen  Präventionspläne  beru- 
hen hauptsächlich  auf  marktbezogenen  Maßnahmen  und  be- 
rücksichtigen die  wirtschaftlichen  Auswirkungen,  die  Wirksam- 
keit und  die  Effizienz  der  Maßnahmen,  die  Auswirkungen  auf 
das  Funktionieren  des  Energiebinnenmarktes,  die  Umwelt  und 
die  Verbraucher,  und  sie  dürfen  die  Erdgasunternehmen  nicht 
über  Gebühr  belasten  und  sich  nicht  negativ  auf  das  Funktio- 
nieren des  Erdgasbinnenmarktes  auswirken. 


(4)  Die  nationalen  und  gemeinsamen  Präventionspläne  wer- 
den alle  zwei  Jahre  aktualisiert,  sofern  nicht  die  Umstände  eine 
häufigere  Aktualisierung  rechtfertigen,  und  spiegeln  die  aktuali- 
sierte Risikobewertung  wieder.  Die  gemäß  Artikel  4  Absatz  2 
vorgesehene  Konsultation  zwischen  den  zuständigen  Behörden 
wird  vor  der  Annahme  des  aktualisierten  Plans  vorgenommen. 


Artikel  6 

Infrastrukturstandard 

(1)  Durch  die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  ein  Mitgliedstaat 
dies  so  vorsieht,  durch  die  zuständige  Behörde  wird  gewähr- 
leistet, dass  die  notwendigen  Maßnahmen  dafür  ergriffen  wer- 
den, dass  bis  spätestens  3.  Dezember  2014  bei  Ausfall  der 
größten  einzelnen  Gasinfrastruktur  die  Kapazität  der  verbleiben- 
den Infrastruktur,  die  gemäß  der  n-1 -Formel  in  Anhang  I  Num- 
mer 2  bestimmt  wurde,  unbeschadet  des  Absatzes  2  des  vor- 
liegenden Artikels  in  der  Lage  ist,  die  Gasmenge  zu  liefern,  die 
zur  Befriedigung  der  Gesamtnachfrage  nach  Erdgas  in  dem  be- 
rechneten Gebiet  an  einem  Tag  mit  einer  außerordentlich  hohen 
Nachfrage  benötigt  wird,  wie  sie  mit  statistischer  Wahrschein- 
lichkeit einmal  in  20  Jahren  auftritt.  Dies  gilt,  wenn  angebracht 
und  notwendig,  unbeschadet  der  Verantwortung  der  Netzbetrei- 
ber, die  entsprechenden  Investitionen  zu  tätigen,  und  der  Ver- 
pflichtungen der  Fernleitungsnetzbetreiber  gemäß  der  Richtlinie 
2009/73/EG  und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009. 


(2)  Die  Verpflichtung,  sicherzustellen,  dass  die  verbleibende 
Infrastruktur  über  die  Kapazitäten  verfügt,  um  die  Gesamtnach- 
frage nach  Erdgas  gemäß  Absatz  1  zu  befriedigen,  gilt  auch 
dann  als  erfüllt,  wenn  die  zuständige  Behörde  in  dem  Präventi- 
onsplan nachweist,  dass  eine  Versorgungsstörung  durch  ange- 
messene marktbasierte  nachfrageseitige  Maßnahmen  hinreichend 
und  zeitnah  ausgeglichen  werden  kann.  Hierzu  wird  die  Formel 
in  Anhang  I  Nummer  4  angewandt. 


(3)  Gemäß  der  Risikobewertung  nach  Artikel  9  können  die 
betreffenden  zuständigen  Behörden  beschließen,  dass  die  Ver- 
pflichtung gemäß  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  auf  regio- 
naler und  nicht  auf  nationaler  Eben  erfüllt  werden  soll.  In  die- 
sem Falle  werden  gemeinsame  Präventionspläne  gemäß 
Artikel  4  Absatz  3  erstellt.  Es  gilt  Anhang  I  Nummer  5. 


(4)  Jede  zuständige  Behörde  teilt  der  Kommission  nach  Kon- 
sultation der  einschlägigen  Erdgasunternehmen  unverzüglich  et- 
waige Abweichungen  von  der  Verpflichtung  gemäß  Absatz  1 
mit  und  informiert  die  Kommission  über  die  Gründe  dieser 
Abweichungen. 

(5)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  schaffen  so  schnell  wie 
möglich  und  spätestens  bis  zum  3.  Dezember  2013  dauerhafte 
Kapazitäten  für  Lastflüsse  in  beide  Richtungen  in  allen  grenz- 
überschreitenden Verbindungsleitungen  zwischen  den  Mitglied- 
staaten, ausgenommen 

a)  im  Falle  von  Verbindungen  zu  Produktionsanlagen,  zu  LNG- 
Anlagen  und  zu  Verteilernetzen  oder 

b)  wenn  eine  Ausnahme  gemäß  Artikel  7  gewährt  wurde. 

Bis  3.  Dezember  2013  passen  die  Fernleitungsnetzbetreiber  das 
gesamte  System  der  Fernleitungen  oder  Teile  davon  so  an,  dass 
in  den  grenzüberschreitenden  Verbindungsleitungen  physische 
Lastflüsse  in  beide  Richtungen  möglich  sind. 

(6)  Wenn  bei  einer  bestimmten  grenzüberschreitenden  Ver- 
bindungsleitung Kapazitäten  für  Lastflüsse  in  beide  Richtungen 
bereits  bestehen  oder  gerade  geschaffen  werden,  gilt  die  Ver- 
pflichtung gemäß  Absatz  5  Unterabsatz  1  für  diese  Verbin- 
dungsleitung als  erfüllt,  es  sei  denn,  einer  oder  mehrere  Mit- 
gliedstaaten fordern  aus  Gründen  der  Versorgungssicherheit  eine 
Erweiterung  der  Kapazitäten.  Wird  ein  solches  Erweiterungsersu- 
chen gestellt,  so  gilt  das  Verfahren  gemäß  Artikel  7. 

(7)  Durch  die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  ein  Mitgliedstaat 
dies  so  vorsieht,  durch  die  zuständige  Behörde  wird  gewähr- 
leistet, dass  in  einem  ersten  Schritt  zunächst  stets  der  Gasmarkt 
auf  transparente,  ausführliche  und  nicht  diskriminierende  Weise 
getestet  wird,  um  zu  beurteilen,  ob  die  Investition  in  die  Infra- 
struktur, die  notwendig  ist,  um  die  Verpflichtungen  gemäß  Ab- 
sätzen 1  und  5  zu  erfüllen,  von  dem  Markt  benötigt  wird. 

(8)  Um  angemessene  Anreize  bei  der  transparenten  und  aus- 
führlichen Festlegung  und  Genehmigung  der  Tarife  und  Metho- 
den gemäß  Artikel  41  Absatz  8  der  Richtlinie  2009/73/EG  und 
gemäß  Artikel  13  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  zu  bieten, 
berücksichtigen  die  nationalen  Regulierungsbehörden  die  tat- 
sächlich angefallenen  Kosten  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtung 
gemäß  Absatz  1  und  die  Kosten  für  die  dauerhafte  Vorhaltung 
von  Kapazitäten  für  Lastflüsse  in  beide  Richtungen.  Soweit  eine 
Investition  für  die  Schaffung  von  Kapazitäten  für  Lastflüsse  in 
beide  Richtungen  vom  Markt  nicht  benötigt  wird  und  wenn 
durch  diese  Investition  Kosten  in  mehr  als  einem  Mitgliedstaat 
oder  in  einem  Mitgliedstaat  zum  Nutzen  eines  Mitgliedstaats 
oder  mehrerer  anderer  Mitgliedstaaten  entstehen,  entscheiden 
die  nationalen  Regulierungsbehörden  aller  betreffenden  Mitglied- 
staaten gemeinsam  über  die  Kostenaufteilung,  bevor  eine  Ent- 
scheidung über  die  Investition  getroffen  wird.  Bei  der  Kosten- 
aufteilung wird  insbesondere  der  Anteil  am  Nutzen  der  Infra- 
strukturinvestitionen für  die  Erhöhung  der  Versorgungssicher- 
heit der  betreffenden  Mitgliedstaaten  berücksichtigt.  Artikel  8 
Absatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  findet  Anwen- 
dung. 
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(9)  Die  zuständige  Behörde  stellt  sicher,  dass  jede  neue  Fern- 
leitungsinfrastruktur durch  die  Entwicklung  eines  gut  angebun- 
denen Netzes,  gegebenenfalls  auch  mittels  einer  ausreichenden 
Zahl  grenzüberschreitender  Ein-  und  Ausspeisepunkte  entspre- 
chend der  Marktnachfrage  und  den  ermittelten  Risiken,  zur  Ver- 
sorgungssicherheit beiträgt.  Die  zuständige  Behörde  stellt  in  der 
Risikobewertung  gegebenenfalls  fest,  wo  interne  Engpässe  beste- 
hen und  ob  die  nationale  Einspeisekapazität  und  die  nationalen 
Infrastrukturen  und  insbesondere  die  Fernleitungsnetze  in  der 
Lage  sind,  die  nationalen  Lastflüsse  an  das  in  der  Risikobewer- 
tung genannte  Szenarium  eines  Ausfalls  der  in  der  Risikobewer- 
tung ausgemachten  größten  einzelnen  Gasinfrastruktur  anzupas- 
sen. 

(10)  Als  Ausnahme  von  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels 
sind  Luxemburg,  Slowenien  und  Schweden  an  die  in  Absatz  1 
genannte  Verpflichtung  nicht  gebunden,  sie  bemühen  sich  aber, 
diese  einzuhalten,  wobei  sie  die  Gasversorgung  der  geschützten 
Kunden  gemäß  Artikel  8  sicherstellen.  Diese  Ausnahme  gilt, 

a)  im  Falle  von  Luxemburg:  solange  es  über  mindestens  zwei 
Verbindungsleitungen  mit  anderen  Mitgliedstaaten,  über  min- 
destens zwei  unterschiedliche  Bezugsquellen  und  über  keine 
Speicheranlagen  oder  LNG-Anlage  auf  seinem  Hoheitsgebiet 
verfügt; 

b)  im  Falle  von  Slowenien:  solange  es  über  mindestens  zwei 
Verbindungsleitungen  mit  anderen  Mitgliedstaaten,  über  min- 
destens zwei  unterschiedliche  Bezugsquellen  und  über  keine 
Speicheranlagen  oder  LNG-Anlage  auf  seinem  Hoheitsgebiet 
verfügt; 

c)  im  Falle  von  Schweden:  solange  über  schwedisches  Gebiet 
keine  Gasdurchleitung  in  andere  Mitgliedstaaten  erfolgt,  der 
jährliche  Bruttogasverbrauch  im  Inland  in  Schweden  unter  2 
Mtoe  liegt  und  weniger  als  5  %  des  gesamten  Primärenergie- 
verbrauchs durch  Erdgas  gedeckt  werden. 

Diese  drei  Mitgliedstaaten  stellen  auf  transparente,  ausführliche 
und  nicht  diskriminierende  Weise  sicher,  dass  der  Markt  im 
Hinblick  auf  Infrastrukturinvestitionen  getestet  wird,  und  ver- 
öffentlichen die  Ergebnisse  dieser  Tests. 

Die  in  Unterabsatz  1  genannten  Mitgliedstaaten  informieren  die 
Kommission  über  jede  Änderung  hinsichtlich  der  in  Unterabsatz 
1  genannten  Bedingungen.  Die  in  Unterabsatz  1  festgelegte 
Ausnahme  gilt  nicht  mehr,  wenn  mindestens  eine  dieser  Bedin- 
gungen nicht  mehr  zutrifft. 

Jeder  der  in  Unterabsatz  1  genannten  Mitgliedstaaten  übermit- 
telt der  Kommission  bis  zum  3.  Dezember  2018  einen  Bericht, 
in  dem  sie  die  Lage  in  Bezug  auf  die  in  Unterabsatz  1  fest- 
gelegten jeweiligen  Bedingungen  sowie  die  Prognosen  für  die 
Erfüllung  der  Verpflichtung  gemäß  Absatz  1,  unter  Berücksich- 
tigung der  wirtschaftlichen  Auswirkungen  der  Erfüllung  des  In- 
frastrukturstandards, der  Ergebnisse  der  Gasmarkttests,  der  Ent- 
wicklungen auf  dem  Gasmarkt  und  von  Gasinfrastrukturprojek- 
ten in  der  Region,  darlegen.  Auf  der  Grundlage  des  Berichts  und 
falls  die  jeweiligen  in  Unterabsatz  1  des  vorliegenden  Absatzes 
genannten  Bedingungen  nach  wie  vor  vorliegen,  kann  die  Kom- 
mission beschließen,  dass  die  in  Unterabsatz  1  festgelegte  Aus- 
nahme weitere  vier  Jahre  Anwendung  findet.  Im  Falle  eines 


stattgebenden  Beschlusses  wird  das  in  dem  vorliegenden  Unter- 
absatz festgelegte  Verfahren  nach  vier  Jahren  wiederholt. 

Artikel  7 

Verfahren  zur  Schaffung  von  Kapazitäten  für  Lastflüsse  in 
beide     Richtungen     oder     für     das     Erwirken  einer 
Ausnahmeregelung 

(1)  Für  jede  grenzüberschreitende  Verbindungsleitung  zwi- 
schen Mitgliedstaaten,  ausgenommen  die  gemäß  Artikel  6  Ab- 
satz 5  Buchstabe  a  ausgenommenen  Fälle  und  Fälle,  in  denen 
bereits  Kapazitäten  für  Lastflüsse  in  beide  Richtungen  bestehen 
oder  gerade  errichtet  werden  und  nicht  durch  einen  oder  meh- 
rere Mitgliedstaaten  aus  Gründen  der  Versorgungssicherheit  um 
eine  Erweiterung  ersucht  wurde,  legen  die  Fernleitungsnetz- 
betreiber den  Mitgliedstaaten  oder,  falls  dies  durch  die  Mitglied- 
staaten so  festgelegt  wurde,  deren  zuständigen  Behörden  oder 
deren  Regulierungsbehörden  (im  vorliegenden  Artikel  zusam- 
men als  „betreffende  Behörden"  bezeichnet)  spätestens  bis  zum 
3.  März  2012  und  nach  Konsultation  aller  betroffenen  Fernlei- 
tungsnetzbetreiber Folgendes  vor: 

a)  einen  Vorschlag  für  Kapazitäten  für  Lastflüsse  entgegen  der 
Hauptflussrichtung  („Kapazitäten  für  den  Umkehrfluss")  oder 

b)  ein  Ersuchen  um  eine  Ausnahme  von  der  Verpflichtung  zur 
Schaffung  von  Kapazitäten  für  Lastflüsse  in  beide  Richtun- 
gen. 

(2)  Der  Vorschlag  für  Kapazitäten  für  den  Umkehrfluss  bzw. 
das  Ersuchen  um  Ausnahmeregelungen  gemäß  Absatz  1  fußt 
auf  einer  Bewertung  der  Marktnachfrage  sowie  auf  Prognosen 
für  Nachfrage  und  Angebot,  für  die  technische  Machbarkeit  und 
für  die  Kosten  der  Kapazitäten  für  den  Umkehrfluss,  einschließ- 
lich der  konsequenten  Stärkung  des  Fernleitungsnetzes  und  des 
Nutzens  für  die  Versorgungssicherheit,  wobei  gegebenenfalls 
auch  der  mögliche  Beitrag  der  Kapazitäten  für  den  Umkehrfluss 
und  anderer  möglicher  Maßnahmen  zur  Erfüllung  des  in 
Artikel  6  festgelegten  Infrastrukturstandards  für  Mitgliedstaaten, 
die  aus  den  Kapazitäten  für  den  Umkehrfluss  Nutzen  ziehen, 
berücksichtigt  wird. 

(3)  Die  betreffende  Behörde,  bei  der  der  Vorschlag  oder  das 
Ersuchen  um  eine  Ausnahmeregelung  eingeht,  setzt  die  betref- 
fenden Behörden  der  anderen  Mitgliedstaaten,  die  laut  der  Ri- 
sikobewertung aus  den  Kapazitäten  für  den  Umkehrfluss  Nutzen 
ziehen  könnten,  und  die  Kommission  unverzüglich  von  dem 
Vorschlag  oder  dem  Ersuchen  um  eine  Ausnahmeregelung  in 
Kenntnis.  Diese  betreffende  Behörde  gibt  jenen  betreffenden 
Behörden  und  der  Kommission  die  Möglichkeit,  innerhalb  von 
vier  Monaten  nach  Erhalt  der  Mitteilung  eine  Stellungnahme 
abzugeben. 

(4)  Innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  dem  Ablauf  der  in 
Absatz  3  genannten  Frist  reagiert  die  betreffende  Behörde  auf- 
grund der  Kriterien  gemäß  Absatz  2  und  der  gemäß  Artikel  9 
vorgenommenen  Risikobewertung  und  unter  weitestgehender 
Berücksichtigung  der  gemäß  Absatz  3  des  vorliegenden  Artikels 
empfangenen  Stellungnahmen  sowie  unter  Berücksichtigung 
von  nicht  streng  wirtschaftlichen  Aspekten,  wie  zum  Beispiel 
der  Sicherheit  der  Gasversorgung  und  des  Beitrags  zum  Gasbin- 
nenmarkt wie  folgt: 
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a)  sie  gewährt  eine  Ausnahme,  wenn  durch  die  Kapazitäten  für 
den  Umkehrfluss  in  keinem  Mitgliedstaat  oder  keiner  Region 
die  Versorgungssicherheit  erheblich  verbessert  würde  oder 
wenn  die  Kosten  der  Investition  den  zu  erwartenden  Nutzen 
für  die  Versorgungssicherheit  deutlich  überwiegen  würden, 
oder 


b)  sie  akzeptiert  den  Vorschlag  für  Kapazitäten  für  den  Um- 
kehrfluss oder 


c)  sie  fordert  den  Fernleitungsnetzbetreiber  auf,  seinen  Vor- 
schlag zu  überarbeiten. 


Die  betreffende  Behörde  übermittelt  der  Kommission  unverzüg- 
lich ihre  Entscheidung,  zusammen  mit  allen  einschlägigen  Infor- 
mationen, die  die  Gründe  für  die  Entscheidung  deutlich  machen, 
einschließlich  der  gemäß  Absatz  3  des  vorliegenden  Artikels 
empfangenen  Stellungnahmen.  Die  betreffenden  Behörden  be- 
mühen sich  sicherzustellen,  dass  voneinander  abhängige  Ent- 
scheidungen, die  dieselbe  Verbindungsleitung  oder  verbundene 
Rohrleitungen  betreffen,  einander  nicht  widersprechen. 


(5)  Wenn  es  Abweichungen  zwischen  der  Entscheidung  der 
betreffenden  Behörde  und  den  Stellungnahmen  anderer  einbezo- 
gener betreffender  Behörden  gibt,  kann  die  Kommission  inner- 
halb von  zwei  Monaten  nach  Erhalt  der  Mitteilung  fordern,  dass 
die  betreffende  Behörde  ihre  Entscheidung  ändert.  Diese  Frist 
kann  um  einen  Monat  verlängert  werden,  wenn  die  Kommission 
zusätzliche  Informationen  anfordert.  Jeder  Vorschlag  der  Kom- 
mission, durch  den  eine  Änderung  der  Entscheidung  der  betref- 
fenden Behörde  gefordert  wird,  wird  auf  der  Grundlage  der  in 
Absatz  2  und  in  Absatz  4  Buchstabe  a  festgelegten  Faktoren 
und  Kriterien  und  unter  Berücksichtigung  der  Gründe  für  die 
Entscheidung  der  betreffenden  Behörde  unterbreitet.  Die  betref- 
fende Behörde  leistet  der  Aufforderung  Folge,  indem  sie  ihre 
Entscheidung  innerhalb  von  vier  Wochen  ändert.  Wird  die 
Kommission  nicht  innerhalb  der  genannten  Zweimonatsfrist  tä- 
tig, so  wird  davon  ausgegangen,  dass  sie  keine  Einwände  gegen 
die  Entscheidung  der  betreffenden  Behörde  hat. 


(6)  Werden  entsprechend  den  Ergebnissen  der  gemäß 
Artikel  9  durchgeführten  Risikobewertung  zusätzliche  Kapazitä- 
ten für  einen  Umkehrfluss  benötigt,  so  wird  das  in  Absatz  1  bis 
5  des  vorliegenden  Artikels  festgelegte  Verfahren  auf  Ersuchen 
eines  Fernleitungsnetzbetreibers,  einer  betreffenden  Behörde 
oder  der  Kommission  wiederholt. 


(7)  Die  Kommission  und  die  betreffende  Behörde  behandeln 
wirtschaftlich  sensible  Informationen  stets  vertraulich. 


Artikel  8 

Versorgungsstandard 

(1)  Die  zuständige  Behörde  verpflichtet  die  Erdgasunterneh- 
men, die  sie  bezeichnet,  dazu,  die  Erdgasversorgung  geschützter 


Kunden  in  den  Mitgliedstaaten  in  folgenden  Fällen  zu  gewähr- 
leisten: 


a)  extreme  Temperaturen  an  sieben  aufeinander  folgenden  Ta- 
gen mit  Spitzenlast,  wie  sie  mit  statistischer  Wahrscheinlich- 
keit einmal  in  20  Jahren  vorkommt; 


b)  ein  außergewöhnlich  hoher  Gasverbrauch  über  einen  Zeit- 
raum von  mindestens  30  Tagen,  wie  sie  mit  statistischer 
Wahrscheinlichkeit  einmal  in  20  Jahren  vorkommt;  und 


c)  für  einen  Zeitraum  von  mindestens  30  Tagen  bei  Ausfall  der 
größten  einzelnen  Gasinfrastruktur  unter  durchschnittlichen 
Winterbedingungen. 


Die  zuständige  Behörde  bezeichnet  die  in  Unterabsatz  1  ge- 
nannten Erdgasunternehmen  spätestens  bis  3.  Juni  2012. 


(2)  Ein  erhöhter  Versorgungsstandard,  der  die  in  Absatz  1 
Buchstaben  b  und  c  genannten  Zeiträume  von  30  Tagen  über- 
schreitet, oder  jede  zusätzliche  Verpflichtung,  die  aus  Gründen 
der  Sicherheit  der  Gasversorgung  auferlegt  wird,  fußt  auf  der 
Risikobewertung  gemäß  Artikel  9,  spiegelt  sich  im  Präventions- 
plan wieder  und 


a)  entspricht  den  Bestimmungen  von  Artikel  3  Absatz  6; 


b)  führt  nicht  zu  unzulässigen  Wettbewerbsverzerrungen  oder 
Beeinträchtigungen  des  Binnenmarkts  für  Erdgas; 


c)  wirkt  sich  nicht  nachteilig  auf  die  Fähigkeit  der  anderen 
Mitgliedstaaten  aus,  ihre  geschützten  Kunden  bei  einem  na- 
tionalen, unionsweiten  oder  regionalen  Notfall  gemäß  diesem 
Artikel  zu  versorgen,  und 


d)  entspricht  den  in  Artikel  11  Absatz  5  festgelegten  Kriterien 
im  Falle  eines  unionsweiten  oder  regionalen  Notfalls. 


In  dem  Präventionsplan  und  dem  Notfallplan  legt  die  zuständige 
Behörde  im  Geiste  der  Solidarität  fest,  wie  erhöhte  Versorgungs- 
standards oder  zusätzliche  Verpflichtungen,  die  den  Erdgas- 
unternehmen auferlegt  wurden,  im  Falle  eines  unionsweiten 
oder  regionalen  Notfalls  zeitweilig  eingeschränkt  werden  kön- 
nen. 


(3)  Nach  Ablauf  der  gemäß  Absatz  1  und  2  von  der  zustän- 
digen Behörde  festgelegten  Fristen  oder  unter  Bedingungen,  die 
strenger  sind  als  die  in  Absatz  1  festgelegten,  halten  die  zustän- 
digen Behörden  und  die  Erdgasunternehmen  die  Gasversorgung 
insbesondere  der  geschützten  Kunden  so  lange  wie  möglich 
aufrecht. 
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(4)  Die  den  Erdgasunternehmen  auferlegten  Verpflichtungen 
für  die  Erfüllung  der  in  diesem  Artikel  festgelegten  Versorgungs- 
standards dürfen  nicht  diskriminierend  sein  und  dürfen  diese 
Unternehmen  nicht  ungebührlich  belasten. 


(5)  Die  Erdgasunternehmen  dürfen  diese  Verpflichtungen  ge- 
gebenenfalls auf  regionaler  oder  auf  Unionsebene  erfüllen.  Die 
zuständige  Behörde  verlangt  nicht,  dass  die  in  diesem  Artikel 
festgelegten  Standards  mit  der  allein  auf  ihrem  Hoheitsgebiet 
vorhandenen  Infrastruktur  erfüllt  werden  müssen. 


(6)  Die  zuständige  Behörde  stellt  sicher,  dass  die  Bedingun- 
gen für  die  Versorgung  geschützter  Kunden  das  reibungslose 
Funktionieren  des  Erdgasbinnenmarkts  nicht  beeinträchtigen 
und  der  Preis  entsprechend  dem  Marktwert  der  Lieferungen 
festgelegt  wird. 


Artikel  9 

Risikobewertung 

(1)  Bis  3.  Dezember  2011  nimmt  jede  zuständige  Behörde 
auf  der  Grundlage  folgender  gemeinsamer  Kriterien  eine  voll- 
ständige Bewertung  der  Risiken  vor,  die  die  Sicherheit  der  Erd- 
gasversorgung in  ihrem  Mitgliedstaat  gefährden,  indem  sie: 


a)  die  in  den  Artikeln  6  und  8  genannten  Standards  verwendet, 
aus  denen  die  Berechnung  der  n-1 -Formel,  die  zugrunde 
gelegten  Annahmen,  auch  für  die  Berechnung  der  n-1 -For- 
mel auf  regionaler  Ebene,  und  die  für  eine  solche  Berech- 
nung notwendigen  Daten  hervorgehen; 


b)  alle  relevanten  nationalen  und  regionalen  Gegebenheiten  be- 
rücksichtigt, insbesondere  Marktvolumen,  Netzkonfiguration, 
tatsächliche  Lastflüsse,  einschließlich  Lastflüssen  aus  dem  be- 
troffenen Mitgliedstaat,  die  Möglichkeit  für  physische  Last- 
flüsse in  beide  Richtungen,  einschließlich  der  möglichen,  da- 
raus folgenden  Notwendigkeit  einer  Stärkung  des  Leitungs- 
netzes, das  Vorhandensein  von  Erzeugung  und  Speicherung 
und  die  Rolle  von  Gas  im  Energiemix,  insbesondere  hinsicht- 
lich Fernwärme  und  Stromerzeugung  und  zum  Betrieb  von 
Industrieanlagen,  sowie  Sicherheitserwägungen  und  Erwä- 
gungen betreffend  die  Gasqualität; 


c)  verschiedene  Szenarien  unter  Annahme  einer  außergewöhn- 
lich hohen  Nachfrage  nach  Gas  und  einer  Versorgungsstö- 
rung durchspielt,  wie  etwa  den  Ausfall  der  wichtigsten  Fern- 
leitungsinfrastrukturen, von  Speichern  oder  LNG-Anlagen 
und  die  Störung  der  Lieferungen  aus  einem  Drittland,  unter 
Berücksichtigung  der  Vorgeschichte  sowie  von  Wahrschein- 
lichkeit, Jahreszeit,  Häufigkeit  und  Dauer  ihres  Auftretens 
und  gegebenenfalls  geopolitischer  Risiken,  sowie  indem  sie 
die  voraussichtlichen  Folgen  dieser  Szenarien  bewertet; 


d)  die  Interaktion  und  Risikokorrelation  mit  anderen  Mitglied- 
staaten ermittelt,  unter  anderem  hinsichtlich  Verbindungslei- 


tungen, grenzüberschreitender  Lieferungen,  des  grenzüber- 
schreitenden Zugangs  zu  Speicheranlagen  und  von  Kapazitä- 
ten für  Lastflüsse  in  beide  Richtungen; 


e)  Berücksichtigung  der  Höchstkapazität  der  Verbindungsleitun- 
gen an  jedem  Grenzein-  und  Ausspeisepunkt. 


(2)  Gilt  Artikel  4  Absatz  3,  so  nehmen  die  betreffenden 
zuständigen  Behörden  auch  eine  gemeinsame  Risikobewertung 
auf  regionaler  Ebene  vor. 


(3)  Die  Erdgasunternehmen,  gewerbliche  Gaskunden,  die  ein- 
schlägigen die  Interessen  der  Privathaushalte  und  gewerblichen 
Gasverbraucher  vertretenden  Organisationen  sowie  die  Mitglied- 
staaten und  die  nationale  Regulierungsbehörde,  sofern  sie  nicht 
mit  der  zuständigen  Behörde  identisch  ist,  kooperieren  mit  der 
zuständigen  Behörde  und  stellen  ihr  auf  Antrag  alle  für  die 
Risikobewertung  notwendigen  Informationen  zur  Verfügung. 


(4)  Die  Risikobewertung  wird  erstmals  spätestens  18  Monate 
nach  der  Verabschiedung  der  in  Artikel  4  genannten  Präventi- 
onspläne und  Notfallpläne  und  danach  alle  zwei  Jahre  vor  dem 
30.  September  des  betreffenden  Jahres  aktualisiert,  sofern  nicht 
die  Umstände  eine  häufigere  Aktualisierung  rechtfertigen.  Die 
Risikobewertung  trägt  den  Fortschritten  bei  den  Investitionen 
Rechnung,  die  erforderlich  sind,  um  dem  in  Artikel  6  definierten 
Infrastrukturstandard  sowie  länderspezifischen  Schwierigkeiten 
gerecht  zu  werden,  die  bei  der  Umsetzung  neuer  Alternativlö- 
sungen auftreten. 


(5)  Die  Risikobewertung,  auch  deren  aktualisierte  Fassungen, 
sind  der  Kommission  unverzüglich  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Artikel  10 

Notfallpläne  und  Krisenstufen 

(1)  Die  nationalen  und  die  gemeinsamen  Notfallpläne  müs- 
sen jeweils  folgenden  Kriterien  genügen: 


a)  Sie  stützen  sich  auf  die  in  Absatz  3  genannten  Krisenstufen; 


b)  sie  legen  die  Aufgaben  und  Zuständigkeiten  der  Erdgasunter- 
nehmen und  gewerblichen  Gaskunden  einschließlich  relevan- 
ter Stromerzeuger  fest,  wobei  sie  berücksichtigen,  inwieweit 
diese  jeweils  durch  eine  Unterbrechung  der  Gaslieferung  be- 
troffen sind,  und  regeln  ihre  Zusammenarbeit  mit  den  zu- 
ständigen Behörden  und  gegebenenfalls  mit  den  nationalen 
Regulierungsbehörden  auf  jeder  der  in  Absatz  3  definierten 
Krisenstufen; 


c)  sie  legen  Aufgaben  und  Zuständigkeiten  der  zuständigen 
Behörden  und  der  anderen  Stellen  fest,  an  die  Aufgaben 
gemäß  Artikel  2  Absatz  2  auf  jeder  der  in  Absatz  3  des 
vorliegenden  Artikels  definierten  Krisenstufen  delegiert  wur- 
den; 
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d)  sie  stellen  sicher,  dass  Erdgasunternehmen  und  gewerbliche 
Gaskunden  ausreichend  Gelegenheit  erhalten,  auf  jeder  Kri- 
senstufe zu  reagieren; 

e)  in  ihnen  sind  gegebenenfalls  die  zu  ergreifenden  Maßnahmen 
festgelegt,  mit  denen  die  möglichen  Auswirkungen  einer  Stö- 
rung der  Erdgasversorgung  auf  Fernwärme  und  auf  die  Ver- 
sorgung mit  durch  Gas  erzeugtem  Strom  eingegrenzt  werden 
sollen; 

f)  in  ihnen  sind  die  für  die  einzelnen  Krisenstufen  geltenden 
Verfahren  und  Maßnahmen  detailliert  festgelegt  sowie  die 
entsprechenden  Pläne  für  den  Informationsfluss; 

g)  sie  bezeichnen  einen  Krisenmanager  oder  ein  Krisenteam 
und  legen  dessen  Aufgaben  fest; 

h)  sie  zeigen  auf,  wie  insbesondere  die  in  Anhang  II  aufgeführ- 
ten marktbasierten  Maßnahmen  dazu  beitragen  können,  im 
Falle  einer  Alarmstufe  die  Situation  zu  bewältigen  und  im 
Falle  einer  Notfallstufe  die  Folgen  einzudämmen; 

i)  sie  zeigen  auf,  welchen  Beitrag  die  nicht  marktbasierten,  ins- 
besondere die  in  Anhang  III  aufgeführten  Maßnahmen,  die 
für  die  Notfallstufe  vorgesehen  sind  oder  umgesetzt  werden, 
leisten  können,  und  bewerten,  inwieweit  der  Rückgriff  auf 
solche  nicht  marktbasierten  Maßnahmen  zur  Krisenbewälti- 
gung notwendig  ist;  sie  bewerten  ihre  Auswirkungen  und 
legen  die  Verfahren  für  ihre  Umsetzung  fest,  wobei  zu  be- 
rücksichtigten ist,  dass  nicht  marktbasierte  Maßnahmen  nur 
dann  angewendet  werden,  wenn  Lieferungen,  insbesondere 
an  die  geschützten  Kunden,  mit  marktbasierten  Mechanis- 
men allein  nicht  mehr  gewährleistet  werden  können; 

j)  sie  enthalten  eine  Darlegung  der  Mechanismen,  die  für  die 
Zusammenarbeit  mit  anderen  Mitgliedstaaten  je  nach  Krisen- 
stufe gelten; 

k)  sie  legen  im  Einzelnen  dar,  welchen  Berichtspflichten  die 
Erdgasunternehmen  auf  der  Alarm-  und  der  Notfallstufe  un- 
terliegen; 

1)  in  ihnen  ist  eine  Aufstellung  der  vorab  festgelegten  Maßnah- 
men enthalten,  die  ergriffen  werden  müssen,  damit  im  Not- 
fall Gas  zur  Verfügung  steht,  dies  beinhaltet  geschäftliche 
Vereinbarungen  der  an  solchen  Maßnahmen  beteiligten  Par- 
teien und  gegebenenfalls  Kompensationsmechanismen  für 
Erdgasunternehmen,  unter  gebührender  Berücksichtigung 
der  Vertraulichkeit  sensibler  Daten.  Zu  diesen  Maßnahmen 
gehören  gegebenenfalls  auch  grenzübergreifende  Verein- 
barungen zwischen  Mitgliedstaaten  und/oder  Erdgasunter- 
nehmen. 

(2)  Die  nationalen  und  gemeinsamen  Notfallpläne  werden 
alle  zwei  Jahre  aktualisiert,  sofern  nicht  die  Umstände  eine  häu- 
figere Aktualisierung  rechtfertigen,  und  spiegeln  die  aktualisierte 
Risikobewertung  wider.  Die  gemäß  Artikel  4  Absatz  2  vorgese- 
hene Konsultation  zwischen  den  zuständigen  Behörden  wird  vor 
der  Annahme  des  aktualisierten  Plans  vorgenommen. 


(3)      Die  drei  Hauptkrisenstufen  sind: 


a)  Frühwarnstufe  (Frühwarnung):  Es  liegen  konkrete,  ernst  zu 
nehmende  und  zuverlässige  Hinweise  darauf  vor,  dass  ein 
Ereignis  eintreten  kann,  das  wahrscheinlich  zu  einer  erheb- 
lichen Verschlechterung  der  Versorgungslage  sowie  wahr- 
scheinlich zur  Auslösung  der  Alarm-  bzw.  der  Notfallstufe 
führt;  die  Frühwarnstufe  kann  durch  ein  Frühwarnsystem 
ausgelöst  werden; 


b)  Alarmstufe  (Alarm):  Es  liegt  eine  Versorgungsstörung  oder 
eine  außergewöhnlich  hohe  Nachfrage  nach  Gas  vor,  die 
zu  einer  erheblichen  Verschlechterung  der  Versorgungslage 
führt,  der  Markt  ist  aber  noch  in  der  Lage,  diese  Störung 
oder  Nachfrage  zu  bewältigen,  ohne  auf  nicht  marktbasierte 
Maßnahmen  zurückgreifen  zu  müssen; 


c)  Notfallstufe  (Notfall):  Es  liegt  eine  außergewöhnlich  hohe 
Nachfrage  nach  Gas  bzw.  eine  erhebliche  Versorgungsstö- 
rung oder  eine  andere  beträchtliche  Verschlechterung  der 
Gasversorgung  vor,  und  es  wurden  zwar  alle  einschlägigen 
marktbasierten  Maßnahmen  umgesetzt,  doch  die  Gasversor- 
gung reicht  nicht  aus,  um  die  noch  verbleibende  Gasnach- 
frage zu  decken,  so  dass  zusätzlich  nicht  marktbasierte  Maß- 
nahmen ergriffen  werden  müssen,  um  insbesondere  die  Gas- 
versorgung der  geschützten  Kunden  gemäß  Artikel  8  sicher- 
zustellen; 


(4)  Die  nationalen  und  gemeinsamen  Notfallpläne  stellen  si- 
cher, dass  der  grenzüberschreitende  Zugang  zu  Infrastrukturen 
in  Einklang  mit  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  im  Notfall, 
so  weit  technisch  und  sicherheitstechnisch  möglich,  aufrecht- 
erhalten wird.  Die  Pläne  müssen  mit  Artikel  3  Absatz  6  der 
vorliegenden  Verordnung  in  Einklang  stehen  und  dürfen  keine 
Maßnahmen  einführen,  die  die  grenzüberschreitenden  Lastflüsse 
unangemessen  einschränken. 


(5)  Ruft  die  zuständige  Behörde  eine  der  in  Absatz  3  erwähn- 
ten Krisenstufen  aus,  unterrichtet  sie  unverzüglich  die  Kommis- 
sion und  übermittelt  ihr  alle  notwendigen  Informationen,  ins- 
besondere über  die  von  ihr  geplanten  Maßnahmen.  Bei  einem 
Notfall,  der  zu  Hilfeersuchen  an  die  Union  und  ihre  Mitglied- 
staaten führen  kann,  unterrichtet  die  zuständige  Behörde  des 
betreffenden  Mitgliedstaats  unverzüglich  das  Beobachtungs- 
und Informationszentrum  für  den  Katastrophenschutz  der  Kom- 
mission. 


(6)  Ruft  die  zuständige  Behörde  den  Notfall  aus,  leitet  sie  die 
im  Notfallplan  vorab  festgelegten  Maßnahmen  ein  und  unter- 
richtet die  Kommission  unverzüglich  insbesondere  über  die 
Schritte,  die  sie  gemäß  Absatz  1  zu  ergreifen  gedenkt.  Unter 
gebührend  begründeten  besonderen  Umständen  kann  die  zu- 
ständige Behörde  Maßnahmen  ergreifen,  die  vom  Notfallplan 
abweichen.  Die  zuständige  Behörde  unterrichtet  die  Kommission 
unverzüglich  über  jede  derartige  Maßnahme  und  gibt  die 
Gründe  dafür  an. 
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(7)  Die  Mitgliedstaaten  und  insbesondere  die  zuständigen  Be- 
hördengewährleisten,  dass 


a)  keine  Maßnahmen  ergriffen  werden,  durch  die  zu  irgend- 
einem Zeitpunkt  die  Lastfiüsse  innerhalb  des  Binnenmarkts 
ungebührlich  eingeschränkt  werden, 


b)  keine  Maßnahmen  ergriffen  werden,  durch  die  wahrschein- 
lich die  Gasversorgung  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  ernst- 
haft gefährdet  wird,  und 


c)  der  grenzüberschreitende  Zugang  zu  Infrastrukturen  in  Ein- 
klang mit  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  gemäß  dem 
Notfallplan  so  weit  technisch  und  sicherheitstechnisch  mög- 
lich aufrechterhalten  wird. 


(8)  Die  Kommission  prüft  so  bald  wie  möglich,  auf  jeden  Fall 
jedoch  innerhalb  von  fünf  Tagen  nach  dem  Erhalt  der  Informa- 
tionen der  zuständige  Behörde  nach  Absatz  5,  ob  die  Ausrufung 
des  Notfalls  gemäß  Absatz  3  Buchstabe  c  gerechtfertigt  ist  und 
ob  die  ergriffenen  Maßnahmen  sich  möglichst  genau  an  den  im 
Notfallplan  aufgeführten  Maßnahmen  ausrichten  und  die  Erd- 
gasunternehmen nicht  unverhältnismäßig  belasten  sowie  in  Ein- 
klang mit  Absatz  7  stehen.  Die  Kommission  kann  auf  Antrag 
einer  zuständigen  Behörde,  von  Erdgasunternehmen  oder  von 
sich  aus  die  zuständige  Behörde  auffordern,  die  Maßnahmen  zu 
ändern,  wenn  sie  den  in  Absatz  7  und  in  Satz  1  des  vorliegen- 
den Absatzes  festgelegten  Bedingungen  zuwiderlaufen.  Die 
Kommission  kann  von  der  zuständigen  Behörde  auch  verlangen, 
die  Ausrufung  des  Notfalls  zurückzunehmen,  wenn  ihr  diese 
Ausrufung  nicht  oder  nicht  mehr  als  gemäß  Absatz  3  Buchstabe 
c  gerechtfertigt  erscheint. 


Innerhalb  von  drei  Tagen,  nachdem  sie  von  der  Kommission 
hierzu  aufgefordert  wurde,  ändert  die  zuständige  Behörde  die 
Maßnahme  und  teilt  dies  der  Kommission  mit  oder  unterrichtet 
die  Kommission,  warum  sie  mit  der  Aufforderung  nicht  einver- 
standen ist.  In  diesem  Fall  kann  die  Kommission  innerhalb  von 
drei  Tagen  ihr  Ersuchen  abändern  oder  zurückziehen  oder  die 
zuständige  Behörde  bzw.  gegebenenfalls  die  betreffenden  zu- 
ständigen Behörden  und,  falls  sie  es  für  notwendig  erachtet, 
die  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  zusammenrufen,  um  die  An- 
gelegenheit zu  prüfen.  Die  Kommission  begründet  ausführlich, 
warum  sie  um  Änderungen  der  Maßnahmen  ersucht.  Die  zu- 
ständige Behörde  berücksichtigt  den  Standpunkt  der  Kommis- 
sion uneingeschränkt.  Weicht  die  endgültige  Entscheidung  der 
zuständigen  Behörde  vom  Standpunkt  der  Kommission  ab,  legt 
die  zuständige  Behörde  eine  Begründung  für  diese  Entscheidung 
vor. 


fung  gemäß  Artikel  10  Absatz  8  einen  unionsweiten  Notfall 
bzw.  einen  regionalen  Notfall  für  eine  besonders  betroffene 
geografische  Region  ausrufen.  Auf  Antrag  von  mindestens 
zwei  zuständigen  Behörden,  die  einen  Notfall  ausgerufen  haben, 
und  nach  dessen  Überprüfung  gemäß  Artikel  10  Absatz  8,  ruft 
die  Kommission,  wenn  die  Gründe  für  diese  Notfälle  miteinan- 
der verbunden  sind,  gegebenenfalls  einen  unionsweiten  oder 
regionalen  Notfall  aus.  In  allen  Fällen  holt  die  Kommission 
unter  Heranziehung  der  der  Lage  am  ehesten  angemessenen 
Kommunikationsmittel  die  Ansichten  der  anderen  zuständigen 
Behörden  ein  und  berücksichtigt  alle  von  ihnen  gelieferten  sach- 
dienlichen Informationen.  Gelangt  sie  zu  der  Einschätzung,  dass 
die  Tatsachen  nicht  mehr  die  Ausrufung  eines  Notfalls  recht- 
fertigen, so  erklärt  sie  den  unionsweiten  bzw.  regionalen  Notfall 
für  beendet.  In  allen  Fällen  gibt  die  Kommission  ihre  Gründe 
dafür  an  und  unterrichtet  den  Rat  über  ihren  Beschluss. 


(2)  Die  Kommission  beruft  die  Koordinierungsgruppe  „Erd- 
gas" ein,  sobald  sie  einen  unionsweiten  oder  einen  regionalen 
Notfall  ausruft.  Während  des  unionsweiten  bzw.  regionalen 
Notfalls  kann  die  Kommission  auf  Antrag  von  mindestens 
drei  Mitgliedstaaten  für  eine  ganze  Sitzung  oder  den  Teil  einer 
Sitzung  der  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  die  Teilnahme  daran 
auf  die  Vertreter  der  Mitgliedstaaten  und  der  zuständigen  Be- 
hörden beschränken. 


(3)  Bei  einem  unionsweiten  oder  regionalen  Notfall  gemäß 
Absatz  1  koordiniert  die  Kommission  die  Maßnahmen  der  zu- 
ständigen Behörden  und  berücksichtigt  dabei  uneingeschränkt 
die  sachdienlichen  Informationen  und  die  Ergebnisse,  die  sich 
aus  den  Beratungen  der  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  ergeben 
haben.  Insbesondere 


a)  gewährleistet  die  Kommission  den  Informationsaustausch; 


b)  gewährleistet  sie,  dass  die  national  und  regional  ergriffenen 
Maßnahmen  im  Verhältnis  zu  den  unionsweiten  Maßnahmen 
wirksam  und  abgestimmt  sind; 


c)  koordiniert  sie  die  Maßnahmen  mit  Blick  auf  Drittländer. 


(4)  Die  Kommission  kann  ein  Krisenmanagementteam  bil- 
den, dessen  Mitglieder  sich  aus  den  in  Artikel  10  Absatz  1 
Buchstabe  g  erwähnten  Krisenmanagern  der  von  dem  Notfall 
betroffenen  Mitgliedstaaten  zusammensetzen.  Die  Kommission 
kann  in  Absprache  mit  den  Krisenmanagern  andere  relevante 
Akteure  einladen,  daran  teilzunehmen.  Die  Kommission  gewähr- 
leistet, dass  die  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  regelmäßig  über 
die  Arbeit  des  Krisenmanagementteams  in  Kenntnis  gesetzt 
wird. 


Artikel  11 

Reaktionen  auf  Unions-  und  regionaler  Ebene  auf  einen 

Notfall 

(1)  Die  Kommission  kann  auf  Antrag  einer  zuständigen  Be- 
hörde, die  einen  Notfall  ausgerufen  hat,  nach  dessen  Überprü- 


(5)  Die  Mitgliedstaaten  und  insbesondere  die  zuständigen  Be- 
hörden gewährleisten,  dass 


a)  keine  Maßnahmen  ergriffen  werden,  durch  die  zu  irgend- 
einem Zeitpunkt  die  Lastflüsse  innerhalb  des  Binnenmarkts 
ungebührlich  eingeschränkt  werden, 
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b)  keine  Maßnahmen  ergriffen  werden,  durch  die  wahrschein- 
lich die  Gasversorgung  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  ernst- 
haft gefährdet  wird,  und 


c)  der  grenzüberschreitende  Zugang  zu  den  Infrastrukturen 
nach  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  gemäß  dem  Not- 
fallplan so  weit  technisch  und  sicherheitstechnisch  möglich 
aufrechterhalten  wird. 


(6)  Wenn  die  Kommission  auf  Antrag  einer  zuständigen  Be- 
hörde oder  eines  Erdgasunternehmens  oder  von  sich  aus  der 
Ansicht  ist,  dass  bei  einem  unionsweiten  oder  regionalen  Notfall 
eine  von  einem  Mitgliedstaat  bzw.  einer  zuständigen  Behörde 
ergriffene  Maßnahme  oder  das  Verhalten  eines  Erdgasunterneh- 
mens den  Bestimmungen  von  Absatz  5  widerspricht,  fordert  sie 
diesen  Mitgliedstaat  bzw.  die  zuständige  Behörde  auf,  ihre  Maß- 
nahme abzuändern  oder  etwas  zu  unternehmen,  um  die  Ein- 
haltung der  Bestimmungen  von  Absatz  5  sicherzustellen,  und 
teilt  ihre  Gründe  hierfür  mit.  Dabei  ist  stets  gebührend  zu  be- 
achten, dass  ein  sicherer  Betrieb  der  Gasnetze  gewährleistet  sein 
muss. 


Artikel  12 

Koordinierungsgruppe  „Erdgas" 

(1)  Um  die  Maßnahmen  zur  Gewährleistung  der  Gasversor- 
gungssicherheit leichter  koordinieren  zu  können,  wird  eine  Ko- 
ordinierungsgruppe „Erdgas"  eingesetzt.  Diese  Gruppe  setzt  sich 
aus  Vertretern  der  Mitgliedstaaten,  insbesondere  ihrer  zuständi- 
gen Behörden,  sowie  der  Agentur,  des  ENTSO  (Gas)  sowie  der 
Interessenverbände  der  Erdgasindustrie  und  der  betreffenden 
Verbraucherverbände  zusammen.  Die  Kommission  beschließt 
nach  Konsultation  der  Mitgliedstaaten  über  die  Zusammenset- 
zung der  Gruppe  unter  Gewährleistung  ihrer  uneingeschränkten 
Repräsentativität.  Die  Kommission  führt  den  Vorsitz.  Die 
Gruppe  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(2)  Gemäß  dieser  Verordnung  wird  die  Koordinierungs- 
gruppe „Erdgas"  konsultiert,  und  sie  unterstützt  die  Kommission 
insbesondere  in  folgenden  Fragen: 


a)  Sicherheit  der  Gasversorgung  —  jederzeit  und  insbesondere 
in  einer  Notfallsituation; 


Innerhalb  von  drei  Tagen,  nachdem  sie  von  der  Kommission 
hierzu  aufgefordert  wurden,  ändern  der  Mitgliedstaat  bzw.  die 
zuständige  Behörde  die  Maßnahme  und  teilen  dies  der  Kommis- 
sion mit  oder  begründen  gegenüber  der  Kommission,  warum  sie 
mit  der  Aufforderung  nicht  einverstanden  sind.  In  diesem  Fall 
kann  die  Kommission  innerhalb  von  drei  Tagen  ihr  Ersuchen 
abändern  oder  zurückziehen  oder  den  Mitgliedstaat  bzw.  die 
zuständige  Behörde  und,  wenn  sie  es  für  notwendig  erachtet, 
die  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  zusammenrufen,  um  die  An- 
gelegenheit zu  prüfen.  Die  Kommission  begründet  ausführlich, 
warum  sie  um  Änderungen  an  den  Maßnahmen  ersucht.  Der 
Mitgliedstaat  bzw.  die  zuständige  Behörde  berücksichtigt  den 
Standpunkt  der  Kommission  umfassend.  Weicht  die  endgültige 
Entscheidung  der  zuständigen  Behörde  bzw.  des  Mitgliedstaats 
vom  Standpunkt  der  Kommission  ab,  legen  die  zuständige  Be- 
hörde bzw.  der  Mitgliedstaat  die  Gründe  für  ihre  Entscheidung 
vor. 


b)  sämtliche  Informationen,  die  für  die  nationale,  regionale  und 
unionsweite  Gasversorgungssicherheit  relevant  sind; 


c)  bewährte  Verfahren  und  mögliche  Leitlinien  für  alle  Betrof- 
fenen; 


d)  Niveau  der  Versorgungssicherheit,  Benchmarks  und  Bewer- 
tungsmethoden; 


e)  nationale,  regionale  und  unionsweite  Szenarien  und  Über- 
prüfung des  Grades  der  Vorbereitung; 


(7)  Die  Kommission  erstellt  nach  Konsultation  der  Koordinie- 
rungsgruppe „Erdgas"  eine  ständige  Reserveliste  für  den  Einsatz 
einer  Uberwachungs-Task  Force,  die  sich  aus  Branchenexperten 
und  Vertretern  der  Kommission  zusammensetzt.  Die  Uber- 
wachungs-Task Force  kann  bei  Bedarf  außerhalb  der  Union  ein- 
gesetzt werden;  sie  überwacht  die  Lastflüsse  in  die  Union  in 
Zusammenarbeit  mit  den  Liefer-  und  Transitdrittländern  und 
erstattet  darüber  Bericht. 


(8)  Die  zuständige  Behörde  informiert  das  Beobachtungs- 
und Informationszentrum  für  den  Katastrophenschutz  der  Kom- 
mission über  den  etwaigen  Hilfsbedarf.  Das  Beobachtungs-  und 
Informationszentrum  für  den  Katastrophenschutz  bewertet  die 
Gesamtlage  und  hat  beratende  Funktion  hinsichtlich  der  Hilfe- 
leistungen für  die  am  stärksten  betroffenen  Mitgliedstaaten  und 
gegebenenfalls  für  Drittländer. 


f)  Bewertung  der  Präventions-  und  Notfallpläne  und  der  Durch- 
führung der  darin  vorgesehenen  Maßnahmen; 


g)  Koordinierung  der  Notfallmaßnahmen  innerhalb  der  Union, 
mit  Drittländern,  die  Vertragsparteien  des  Vertrags  zur  Grün- 
dung der  Energiegemeinschaft  und  mit  anderen  Drittländern; 


h)  Hilfen  für  die  am  stärksten  betroffenen  Mitgliedstaaten. 


(3)  Die  Kommission  beruft  die  Koordinierungsgruppe  „Erd- 
gas" regelmäßig  ein  und  leitet  die  Informationen,  die  ihr  die 
zuständigen  Behörden  übermitteln,  an  sie  weiter,  wobei  sie  die 
Vertraulichkeit  von  wirtschaftlich  sensiblen  Informationen 
wahrt. 


728 

Copyrkjhted  material 


Artikel  13 

Informationsaustausch 

(1)  Bestehen  in  den  Mitgliedstaaten  bezüglich  der  Gasversor- 
gungssicherheit gemeinwirtschaftliche  Verpflichtungen,  ver- 
öffentlichen sie  diese  bis  3.  Januar  2011.  Anschließende  Aktua- 
lisierungen oder  zusätzliche  gemeinwirtschaftliche  Verpflichtun- 
gen bezüglich  der  Gasversorgungssicherheit  werden  ebenfalls 
umgehend  nach  ihrer  Annahme  durch  die  Mitgliedstaaten  ver- 
öffentlicht. 


(2)  Während  eines  Notfalls  stellen  die  betreffenden  Erdgas- 
unternehmen der  zuständigen  Behörde  insbesondere  die  folgen- 
den Informationen  täglich  zur  Verfügung: 


a)  tägliche  Prognosen  zu  Erdgas-Angebot  und  -Nachfrage  für 
die  folgenden  drei  Tage; 


b)  tägliche  Lastflüsse  in  Mio.  m3/Tag  an  allen  Grenzein-  und 
-ausspeisepunkten  sowie  an  allen  Punkten,  die  eine  Produk- 
tionsanlage, eine  Speicheranlage  oder  ein  LNG-Terminal  mit 
dem  Netz  verbinden; 


c)  Zeitraum  in  Tagen,  über  den  voraussichtlich  die  Erdgasver- 
sorgung der  geschützten  Kunden  gesichert  werden  kann. 


(3)  Im  Falle  eines  unionsweiten  oder  regionalen  Notfalls  ist 
die  Kommission  berechtigt,  die  zuständige  Behörde  aufzufor- 
dern, ihr  unverzüglich  zumindest  die  folgenden  Informationen 
zu  übermitteln: 


a)  die  Informationen  gemäß  Absatz  2; 


b)  Informationen  zu  den  von  der  zuständigen  Behörde  zur  Ab- 
schwächung  des  Notfalls  geplanten  und  bereits  umgesetzten 
Maßnahmen  sowie  Informationen  zu  deren  Wirksamkeit; 


c)  Aufforderungen  an  andere  zuständige  Behörden,  zusätzliche 
Maßnahmen  zu  ergreifen; 


d)  Maßnahmen,  die  auf  Aufforderung  anderer  zuständiger  Be- 
hörden umgesetzt  wurden. 


(4)  Die  zuständige  Behörde  und  die  Kommission  behandeln 
wirtschaftlich  sensible  Informationen  vertraulich. 


(5)  Nach  einem  Notfall  übermittelt  die  zuständige  Behörde 
der  Kommission  so  rasch  wie  möglich  und  spätestens  sechs 
Wochen  nach  Behebung  des  Notfalls  eine  detaillierte  Bewertung 


des  Notfalls  und  der  Wirksamkeit  der  ergriffenen  Maßnahmen, 
einschließlich  einer  Bewertung  der  wirtschaftlichen  Folgen  des 
Notfalls,  der  Auswirkungen  auf  den  Elektrizitätssektor  und  der 
von  der  Union  und  ihren  Mitgliedstaaten  geleisteten  Hilfe  bzw. 
der  dieser/diesen  zur  Verfügung  gestellten  Hilfe.  Diese  Bewer- 
tung wird  der  Koordinierungsgruppe  „Erdgas"  zur  Verfügung 
gestellt  und  schlägt  sich  in  den  Aktualisierungen  der  Präventi- 
onspläne und  der  Notfallpläne  nieder. 


Die  Kommission  analysiert  die  Bewertungen  der  zuständigen 
Behörden  und  legt  die  Ergebnisse  dieser  Analyse  den  Mitglied- 
staaten, dem  Europäischen  Parlament  und  der  Koordinierungs- 
gruppe „Erdgas"  in  zusammengefasster  Form  vor. 


(6)  Um  die  Versorgungssicherheitslage  auf  Unionsebene  be- 
werten zu  können, 


a)  übermitteln  die  Mitgliedstaaten  der  Kommission  bis  spätes- 
tens 3.  Dezember  2011  die  bestehenden  mit  Drittländern 
geschlossenen  Regierungsvereinbarungen,  die  sich  auf  die 
Entwicklung  der  Erdgasinfrastrukturen  und  -lieferungen  aus- 
wirken können.  Beim  Abschluss  neuer  Regierungsverein- 
barungen mit  Drittländern,  die  solche  Auswirkungen  haben, 
informieren  die  Mitgliedstaaten  die  Kommission. 


b)  die  Erdgasunternehmen  teilen  bei  bestehenden  Verträgen  bis 
3.  Dezember  2011  sowie  bei  neuen  Verträgen  oder  bei  Än- 
derungen bestehender  Verträge  den  betreffenden  zuständigen 
Behörden  die  folgenden  Details  der  Verträge  mit  einer  mehr 
als  einjährigen  Laufzeit  mit,  die  mit  Lieferanten  in  Drittlän- 
dern geschlossen  wurden: 


i)  Vertragsdauer; 


ii)  kontrahierte  Mengen   insgesamt,   auf  Jahresbasis  und 
durchschnittliche  Menge  pro  Monat; 


iii)  bei  einem  Notfall,  die  kontrahierte  Tageshöchstmenge; 


iv)  kontrahierte  Lieferpunkte. 


Die  zuständige  Behörde  übermittelt  der  Kommission  diese  Da- 
ten in  zusammengefasster  Form.  Im  Falle,  dass  neue  Verträge 
abgeschlossen  oder  bestehende  Verträge  geändert  werden,  wird 
der  gesamte  Datensatz  in  zusammengefasster  Form  erneut  regel- 
mäßig übermittelt  werden.  Die  zuständige  Behörde  und  die 
Kommission  gewährleisten  die  Vertraulichkeit  der  Information. 
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Artikel  14 

Überwachung  durch  die  Kommission 

Die  Kommission  überwacht  fortlaufend  die  Maßnahmen  zur 
Erdgasversorgungssicherheit  und  erstattet  darüber  Bericht,  ins- 
besondere mithilfe  einer  jährlichen  Bewertung  der  in  Artikel  5 
der  Richtlinie  2009/7  3/EG  genannten  Berichte  und  der  Infor- 
mationen über  die  Durchführung  von  Artikel  11  und  Artikel  52 
Absatz  1  der  genannten  Richtlinie  sowie,  soweit  verfügbar,  der 
Informationen  aus  der  Risikobewertung  und  den  Präventions- 
und Notfallplänen,  die  gemäß  dieser  Verordnung  anzufertigen 
sind. 


Bis  spätestens  3.  Dezember  2014  wird  die  Kommission  auf  der 
Grundlage  der  in  Artikel  4  Absatz  6  genannten  Pläne  und  nach 
Konsultation  der  Koordinierungsgruppe  „Erdgas" 

a)  Schlussfolgerungen  hinsichtlich  möglicher  Verbesserungen 
der  Versorgungssicherheit  auf  Unionsebene  ziehen,  die 
Durchführbarkeit  einer  Risikobewertung  und  Aufstellung 
von  Präventions-  und  Notfallplänen  auf  Unionsebene  beur- 
teilen und  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  über 
die  Durchführung  dieser  Verordnung  und  dabei  auch  über 
die  im  Bereich  der  Verbundfähigkeit  der  Märkte  erzielten 
Fortschritte  Bericht  erstatten  und 


Ungeachtet  des  Absatzes  1  dieses  Artikels  gelten  Artikel  4  Ab- 
sätze 1  und  2  der  Richtlinie  2004/67/EG  nicht  mehr  nach  dem 
3.  Juni  2012. 


Artikel  16 
Ausnahme 

Diese  Verordnung  gilt  nicht  für  Malta  und  Zypern,  solange  in 
ihrem  jeweiligen  Staatsgebiet  keine  Erdgasversorgung  besteht. 
Für  Malta  und  Zypern  gelten  die  in  Artikel  2  Absatz  2  Ziffer 
1,  Artikel  3  Absatz  2,  Artikel  4  Absätze  2  und  5,  Artikel  6 
Absätze  1  und  5,  Artikel  8  Absatz  1,  Artikel  9  Absatz  1  und 
Artikel  1  3  Absatz  6  Buchstaben  a  und  b  implizierten  Zeiträume 
wie  folgt: 


a)  Artikel  2  Absatz  2  Ziffer  1,  Artikel  3  Absatz  2,  Artikel  9 
Absatz  1  und  Artikel  13  Absatz  6  Buchstaben  a  und  b:  12 
Monate 


b)  Artikel  4  Absatz  2  und  Artikel  8  Absatz  1:  18  Monate 


c)  Artikel  4  Absatz  5:  24  Monate 


b)  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  über  die  all- 
gemeine Kohärenz  der  Präventions-  und  Notfallpläne  der 
Mitgliedstaaten  sowie  über  deren  Beitrag  zur  Solidarität 
und  zum  Grad  der  Vorbereitung  aus  der  Sicht  der  Union 
Bericht  erstatten. 


d)  Artikel  6  Absatz  5:  36  Monate 


e)  Artikel  6  Absatz  1:  48  Monate 


Der  Bericht  wird  gegebenenfalls  Empfehlungen  zur  Verbes- 
serung dieser  Verordnung  enthalten. 


ab  dem  Tag,  an  dem  auf  ihrem  jeweiligen  Staatsgebiet  zum 
ersten  Mal  Erdgas  geliefert  wird. 


Artikel  15 
Aufhebung 

Unbeschadet  der  Verpflichtungen  der  Mitgliedstaaten  bezüglich 
der  Fristen  für  die  Umsetzung  und  Anwendung  der  Richtlinie 
2004/67/EG  wird  die  genannte  Richtlinie  mit  Wirkung  vom 
2.  Dezember  2010  aufgehoben,  mit  Ausnahme  von  Artikel  4 
Absätze  1  und  2  der  genannten  Richtlinie,  die  so  lange  gelten, 
bis  der  betreffende  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel  2  Absatz  1  „ge- 
schützte Kunden"  festgelegt  und  gemäß  Artikel  8  Absatz  1 
Erdgasunternehmen  bezeichnet  hat. 


Artikel  17 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Artikel  6  Absatz  8,  Artikel  10  Absatz  4  Satz  1,  Artikel  10 
Absatz  7  Buchstabe  c  und  Artikel  1 1  Absatz  5  Buchstabe  c 
gelten  ab  dem  3.  März  2011. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Geschehen  zu  Straßburg  am  20.  Oktober  2010. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments 
Der  Präsident 
J.  BUZEK 


Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident 
O.  CHASTEL 
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ANHANG  1 


BERECHNUNG  DER  N-1-FORMEL 

1.  Definition  der  n-1 -Formel 

Mit  der  n-l-Formel  wird  die  technische  Fähigkeit  einer  Gasinfrastruktur  zur  Deckung  der  gesamten  Gasnachfrage  in 
einem  berechneten  Gebiet  bei  Ausfall  der  größten  einzelnen  Gasinfrastruktur  während  eines  Tages  mit  außergewöhn- 
lich hoher  Gasnachfrage  beschrieben,  wie  sie  mit  statistischer  Wahrscheinlichkeit  einmal  in  20  Jahren  auftritt. 

Die  Gasinfrastruktur  umfasst  das  Erdgasfernleitungsnetz,  einschließlich  Verbindungsleitungen,  und  die  mit  dem  berech- 
neten Gebiet  verbundenen  Produktionsanlagen,  LNG-Anlagen  und  Speicher. 

Die  technische  Kapazität  (')  der  übrigen  Gasinfrastruktur  sollte  bei  Ausfall  der  größten  einzelnen  Gasinfrastruktur 
mindestens  der  gesamten  täglichen  Nachfrage  des  berechneten  Gebiets  nach  Erdgas  entsprechen,  die  für  die  Dauer 
von  einem  Tag  mit  außergewöhnlich  hoher  Nachfrage,  wie  sie  mit  statistischer  Wahrscheinlichkeit  einmal  in  20  Jahren 
auftritt,  gegeben  ist. 

Die  wie  folgt  berechneten  Ergebnisse  der  n-l-Formel  sollten  mindestens  100  %  betragen. 

2.  Methode  zur  Berechnung  der  n-l-Formel 

EPm  +  Pm  +  Sm  +  LNGm  -  \m 

N  -         =  —    x  100,  N  -  1  >  100  % 

3.  Definitionen  der  Parameter  der  n-l-Formel 

„Berechnetes  Gebiet"  bezeichnet  ein  geografisches  Gebiet,  für  das  die  n-l-Formel  berechnet  wird,  so  wie  es  von  der 
zuständigen  Behörde  festgelegt  wird. 

Definitionen  auf  der  Nachfrageseite 

„Dmax"  bezeichnet  die  gesamte  tägliche  Gasnachfrage  (Mio.  m3/Tag)  in  dem  berechneten  Gebiet  während  eines  Tages 
mit  außergewöhnlich  hoher  Nachfrage,  wie  sie  mit  statistischer  Wahrscheinlichkeit  einmal  in  20  Jahren  auftritt. 

Definitionen  auf  der  Angebotsseite 

„EPm"  —  Technische  Kapazität  von  Einspeisepunkten  (Mio.  m3/Tag),  außer  von  Produktionsanlagen,  LNG-Anlagen  und 
Speichern  gemäß  Pm,  Sm  und  LNGm  —  bezeichnet  die  Summe  der  technischen  Kapazitäten  an  allen  Grenzeinspeise- 
punkten, die  geeignet  sind,  das  berechnete  Gebiet  mit  Gas  zu  versorgen. 

„Pn]"  —  Maximale  technische  Produktionskapazität  (Mio.  m3/Tag)  —  bezeichnet  die  Summe  der  größtmöglichen 
technischen  Tagesproduktionskapazität  sämtlicher  Gasproduktionsanlagen,  die  an  die  Einspeisepunkte  für  das  berech- 
nete Gebiet  geliefert  werden  kann. 

„Sm"  —  Maximale  technische  Ausspeisekapazitäten  (Mio.  m3/Tag)  —  bezeichnet  die  Summe  der  maximalen  tech- 
nischen Tagesentnahmekapazitäten  sämtlicher  Speicheranlagen,  die  an  die  Einspeisepunkte  für  das  berechnete  Gebiet 
geliefert  werden  kann,  unter  Berücksichtigung  ihrer  physikalischen  Merkmale. 

„LNGm"  —  Maximale  technische  Kapazität  der  LNG-Anlagen  (Mio.  m3/Tag)  —  bezeichnet  die  Summe  der  größt- 
möglichen Tagesausspeisungskapazitäten  aller  LNG-Anlagen  in  dem  berechneten  Gebiet  unter  Berücksichtigung  von 
kritischen  Faktoren  wie  Entladung,  Hilfsdienste,  vorübergehende  Speicherung  und  Regasifizierung  von  LNG  sowie 
technische  Kapazität  zur  Ausspeisung  in  das  Netz. 

„Im"  —  Bezeichnet  die  technische  Kapazität  der  größten  einzelnen  Gasinfrastruktur  (Mio.  m3/Tag)  mit  der  größten 
Kapazität  zur  Versorgung  des  berechneten  Gebiets.  Wenn  verschiedene  Gasinfrastrukturen  an  eine  gemeinsame  vor- 
oder  nachgelagerte  Gasinfrastruktur  angeschlossen  sind  und  nicht  getrennt  betrieben  werden  können,  sind  sie  als  eine 
einzelne  Gasinfrastrukturen  zu  betrachten. 


(')  Gemäß  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  18  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  bezeichnet  „technische  Kapazität"  die  verbindliche 
Höchstkapazität,  die  der  Fernleitungsnetzbetreiber  den  Netznutzern  unter  Berücksichtigung  der  Netzintegrität  und  der  betrieblichen 
Anforderungen  des  Fernleitungsnetzes  anbieten  kann. 


4.  Berechnung  der  n-l-Formel  mithilfe  von  nachfrageseitigen  Maßnahmen 


EPm  +  Pm  +  Sm  +  LNGm  -  lm 
N  -  l[%]  =  —   x  100,  N  -  1  >  100  % 

Definitionen  auf  der  Nachfrageseite 

„Deff"  —  bezeichnet  den  Anteil  (Mio.  m3/Tag)  von  Dmax,  der  im  Falle  einer  Versorgungsstörung  durch  angemessene 
marktbasierte  nachfrageseitige  Maßnahmen  gemäß  Artikel  5  Absatz  1  Buchstabe  b  und  Artikel  6  Absatz  2  hinreichend 
und  zeitnah  gedeckt  werden  kann. 

5.  Berechnung  der  n-1  -Formel  auf  regionaler  Ebene 

Das  in  Nummer  3  genannte  „berechnete  Gebiet"  ist  gegebenenfalls  auf  die  adäquate  regionale  Ebene  auszudehnen,  so 
wie  es  die  zuständigen  Behörden  der  betreffenden  Mitgliedstaaten  festgelegt  haben.  Für  die  Berechnung  der  n-l-Formel 
auf  regionaler  Ebene  wird  die  größte  einzelne  Gasinfrastruktur  von  gemeinsamem  Interesse  zugrunde  gelegt.  Die 
größte  einzelne  Gasinfrastruktur  von  gemeinsamem  Interesse  für  eine  Region  ist  die  größte  Gasinfrastruktur  der 
Region,  die  direkt  oder  indirekt  zur  Gasversorgung  des  Mitgliedstaats  dieser  Region  beiträgt  und  wird  in  dem  bei- 
gefügten Präventionsplan  festgelegt. 

Die  regionale  n-1 -Berechnung  kann  die  nationale  n-1 -Berechnung  nur  dann  ersetzen,  wenn  die  größte  einzelne 
Gasinfrastruktur  von  gemeinsamem  Interesse  von  erheblicher  Bedeutung  für  die  Gasversorgung  aller  betroffenen 
Mitgliedstaaten  gemäß  der  beigefügten  Risikobewertung  ist. 


ANHANG  II 


LISTE  MARKTBASIERTER  MASSNAHMEN  ZUR  GEWÄHRLEISTUNG  DER  SICHEREN  GASVERSORGUNG 

Bei  der  Erstellung  des  Präventions-  und  des  Notfallplans  berücksichtigt  die  zuständige  Behörde  die  vorläufige  und  nicht 
erschöpfende  Liste  von  Maßnahmen,  die  in  diesem  Anhang  aufgeführt  sind.  Die  zuständige  Behörde  berücksichtigt  bei  der 
Erstellung  des  Präventions-  und  des  Notfallplans  die  Umweltauswirkungen  der  vorgeschlagenen  Maßnahmen  in  angemes- 
sener Weise  und  gibt  unter  Berücksichtigung  von  Gesichtspunkten  der  Versorgungssicherheit  soweit  wie  möglich  den 
Maßnahmen  den  Vorzug,  die  die  Umwelt  am  wenigsten  belasten. 

Maßnahmen  auf  der  Angebotsseite: 

—  Steigerung  der  Produktionsflexibilität 

—  Steigerung  der  Importflexibilität 

—  Erleichterung  der  Einspeisung  von  Gas  aus  erneuerbaren  Energiequellen  in  die  Gasnetzinfrastruktur 

—  kommerzielle  Gasspeicherung  —  Ausspeisekapazität  und  gespeicherte  Gasmenge 

—  Kapazität  der  LNG-Kopfstationen  und  maximale  Ausspeisekapazität 

—  Diversifizierung  von  Gaslieferungen  und  Gaslieferwegen 

—  Umkehrflüsse 


—  koordinierte  Abgabe  durch  Fernleitungsnetzbetreiber 

—  Rückgriff  auf  lang-  und  kurzfristige  Verträge 

—  Infrastrukturinvestitionen,  einschließlich  in  Kapazitäten  für  Lastflüsse  in  beide  Richtungen 

—  vertragliche  Vereinbarungen  zur  Gewährleistung  der  sicheren  Gasversorgung 
Maßnahmen  auf  der  Nachfrageseite: 

—  Rückgriff  auf  unterbrechbare  Verträge 

—  Möglichkeiten  des  Brennstoffwechsels,  einschließlich  Verwendung  von  Ersatzbrennstoffen  in  Industrieanlagen  und 
Kraftwerken 

—  freiwillige  Abschaltung 

—  Erhöhung  der  Effizienz 

—  verstärkte  Nutzung  erneuerbarer  Energieträger. 


ANHANG  III 


LISTE     NICHT     MARKTBASIERTER     MASSNAHMEN     ZUR     GEWÄHRLEISTUNG     DER  SICHEREN 

GASVERSORGUNG 

Bei  der  Erstellung  des  Präventions-  und  des  Notfallplans  erwägt  die  zuständige  Behörde  die  Anwendung  einer  Maßnah- 
men, die  in  der  folgenden  nicht  erschöpfenden  Liste  enthalten  sind,  ausschließlich  im  Notfall: 

Maßnahmen  auf  der  Angebotsseite: 

—  Rückgriff  auf  strategische  Gasvorräte; 

—  Anordnung  der  Nutzung  der  Speicherbestände  alternativer  Brennstoffe  (d.  h.  gemäß  der  Richtlinie  2009/1 19/EG  des 
Rates  vom  14.  September  2009  zur  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten,  Mindestvorräte  an  Erdöl  und/oder  Erdölerzeug- 
nissen zu  halten  (')); 

—  Anordnung  der  Nutzung  von  Strom,  der  nicht  mit  Gas  erzeugt  wird; 

—  Anordnung  der  Erhöhung  der  Produktionsniveaus; 

—  Anordnung  der  Entnahme  aus  Speicheranlagen; 
Maßnahmen  auf  der  Nachfrageseite: 

—  verschiedene  Etappen  einer  verbindlichen  Reduzierung  der  Nachfrage,  einschließlich 

—  Anordnung  des  Brennstoffwechsels 

—  Anordnung  der  Nutzung  unterbrechbarer  Verträge,  wo  diese  nicht  als  Teil  der  marktbasierten  Maßnahmen  einge- 
setzt werden 


—  Anordnung  der  Abschaltung  von  Kunden. 


(')  ABl.  L  265  vom  9.10.2009,  S.  9. 


ANHANG  N 


REGIONALE  ZUSAMMENARBEIT 

Gemäß  Artikel  194  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  und  wie  in  Artikel  6  der  Richtlinie 
2009/73/EG  sowie  in  Artikel  12  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  hervorgehoben  wird,  reflektiert  die  regionale 
Zusammenarbeit  den  Geist  der  Solidarität  und  ist  zudem  eine  der  Grundlagen  dieser  Verordnung.  Insbesondere  für  die 
Durchführung  der  Risikobewertung  (Artikel  9),  die  Erstellung  der  Präventions-  und  Notfallpläne  (Artikel  4,  5  und  10) 
sowie  der  Infrastruktur-  und  Versorgungsstandards  (Artikel  6  und  8)  und  die  Bestimmungen  bezüglich  der  Reaktionen  auf 
Unions-  und  regionaler  Ebene  auf  einen  Notfall  (Artikel  11)  ist  die  regionale  Zusammenarbeit  erforderlich. 

Die  regionale  Zusammenarbeit  im  Rahmen  dieser  Verordnung  baut  auf  die  bestehende  regionale  Zusammenarbeit  zwi- 
schen Erdgasunternehmen,  Mitgliedstaaten  und  nationalen  Regulierungsbehörden  auf,  deren  Ziel  unter  anderem  die 
Stärkung  der  Versorgungssicherheit  und  die  Integration  des  Energiebinnenmarkts  ist;  hier  sind  etwa  die  drei  regionalen 
Gasmärkte  im  Rahmen  der  Regionalinitiative  Erdgas,  die  Gasplattform,  die  Hochrangige  Gruppe  des  Verbundplans  für  den 
baltischen  Energiemarkt  („Balde  Energy  Market  Interconnection  Plan")  und  die  Gruppe  für  Versorgungssicherheit  der 
Energiegemeinschaft  zu  nennen.  Aufgrund  der  besonderen  Anforderungen  an  die  Versorgungssicherheit  werden  jedoch 
wahrscheinlich  neue  Rahmenregelungen  für  die  Zusammenarbeit  gefördert,  während  bestehende  Bereiche  der  Zusammen- 
arbeit angepasst  werden  müssen,  um  die  größtmögliche  Effizienz  sicherzustellen. 

Angesichts  der  zunehmend  vernetzten  und  voneinander  abhängigen  Märkte  und  im  Hinblick  auf  die  Vollendung  des 
Erdgasbinnenmarkts  kann  beispielsweise  und  unter  anderem  eine  Zusammenarbeit  zwischen  den  folgenden  Mitglied- 
staaten, einschließlich  zwischen  Teilen  benachbarter  Mitgliedstaaten,  deren  individuelle  und  kollektive  Erdgasversorgungs- 
sicherheit verbessern: 


—  Polen  und  die  drei  baltischen  Staaten  (Estland,  Lettland  und  Litauen), 

—  die  Iberische  Halbinsel  (Spanien  und  Portugal)  und  Frankreich, 

—  Irland  und  das  Vereinigte  Königreich, 

—  Bulgarien,  Griechenland  und  Rumänien, 

—  Dänemark  und  Schweden, 

—  Slowenien,  Italien,  Österreich,  Ungarn  und  Rumänien, 

—  Polen  und  Deutschland, 


—  Frankreich,  Deutschland,  Belgien,  Niederlande  und  Luxemburg, 

—  Deutschland,  Tschechische  Republik  und  Slowakei, 


—  sonstige. 

Die  regionale  Zusammenarbeit  zwischen  Mitgliedstaaten  wird  gegebenenfalls  ausgeweitet  und  ihre  Zusammenarbeit  mit 
Nachbarstaaten  gestärkt,  insbesondere  im  Fall  von  Erdgasinseln  und  vor  allem  um  Verbundsysteme  zu  verbessern.  Die 
Mitgliedstaaten  können  sich  auch  an  mehreren  Kooperationsnetzen  beteiligen. 


Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010 

(ABl.  2010  L  302/1) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1031/2010  DER  KOMMISSION 


vom  12.  November  2010 

über  den  zeitlichen  und  administrativen  Ablauf  sowie  sonstige  Aspekte  der  Versteigerung  von 
Treibhausgasemissionszertifikaten  gemäß  der  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  über  ein  System  für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der 

Gemeinschaft 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPAISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


des  Emissionshandelssystems  bedarf  eines  eindeutigen 
C02-Preissignals,  damit  die  Verringerung  von  Treibhaus- 
gasemissionen zu  den  geringsten  Kosten  erreicht  wird.  Ver- 
steigerungen sollten  ein  solches  C02-Preissignal 
unterstützen  und  stärken. 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  1 3.  Oktober  2003  über  ein  System  für 
den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemein- 
schaft und  zur  Änderung  der  Richtlinie  9  6/ 61  /EG  des  Rates  (*), 
insbesondere  auf  Artikel  3d  Absatz  3  und  Artikel  10  Absatz  4, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Richtlinie  2003/87/EG  wurde  überarbeitet  und  durch 
die  Richtlinie  2008/1 01  /EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  1 9.  November  2008  zur  Änderung  der 
Richtlinie  2003/87/EG  zwecks  Einbeziehung  des  Luftver- 
kehrs in  das  System  für  den  Handel  mit  Treibhausgasemis- 
sionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  (2)  und  die  Richtlinie 
2009/29/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  23.  April  2009  zur  Änderung  der  Richtlinie 
2003/87/EG  zwecks  Verbesserung  und  Ausweitung  des 
Gemeinschaftssystems  für  den  Handel  mit  Treibhausgase- 
missionszertifikaten  (3)  geändert.  Eine  der  bei  der  Überar- 
beitung der  Richtlinie  2003/87/EG  beschlossenen 
Verbesserungen  war,  dass  als  Grundprinzip  für  die  Zutei- 
lung von  Zertifikaten  die  Versteigerung  festgelegt  werden 
sollte,  weil  sie  das  einfachste  und  nach  allgemeiner  Auffas- 
sung wirtschaftlich  effizienteste  System  ist.  Die  Effizienz 


(!)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 

(2)  ABl.  L  8  vom  13.1.2009,  S.  3. 

(3)  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  63. 


(2)  Gemäß  Artikel  10  Absatz  1  der  Richtlinie  2003/87/EG 
versteigern  die  Mitgliedstaaten  sämtliche  unter  Kapitel  III 
der  genannten  Richtlinie  fallenden  Zertifikate,  die  nicht 
kostenlos  zugeteilt  werden.  Somit  sind  die  Mitgliedstaaten 
verpflichtet,  die  Zertifikate  zu  versteigern,  die  nicht  kosten- 
los zugeteilt  werden.  Sie  dürfen  kein  anderes  Mittel  der 
Zuteilung  nutzen  und  dürfen  auch  Zertifikate,  die  nicht 
kostenlos  zugeteilt  werden,  weder  zurückhalten  noch 
löschen,  anstatt  sie  zu  versteigern. 


(3)  Artikel  10  Absatz  4  der  Richtlinie  2003/87/EG  enthält 
mehrere  Zielsetzungen  für  das  Auktionsverfahren.  Es  sollte 
vorhersehbar  sein,  besonders  in  Hinsicht  auf  den  Zeitplan 
und  die  Abfolge  der  Versteigerungen  sowie  die  voraus- 
sichtlich zur  Verfügung  zu  stellenden  Mengen.  Die  Verstei- 
gerungen sollten  so  konzipiert  sein,  dass  die  in  das 
Emissionshandelssystem  einbezogenen  kleinen  und  mitt- 
leren Unternehmen  einen  uneingeschränkten,  fairen  und 
gleichberechtigten  Zugang  haben,  dass  Kleinemittenten 
Zugang  gewährt  wird,  dass  alle  Teilnehmer  zum  selben 
Zeitpunkt  Zugang  zu  denselben  Informationen  haben,  dass 
die  Teilnehmer  den  Auktionsbetrieb  nicht  untergraben  und 
dass  die  Organisation  der  Versteigerungen  und  die  Teil- 
nahme daran  wirtschaftlich  ist  und  unnötige  Verwaltungs- 
kosten vermieden  werden. 
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(4)  Diese  Zielsetzungen  sollten  im  Zusammenhang  mit  den 
Gesamtzielen  der  Überarbeitung  der  Richtlinie 
2003/87/EG  gesehen  werden,  also  unter  anderem  stärkere 
Harmonisierung,  Vermeidung  von  Wettbewerbsverzerrun- 
gen und  größere  Vorhersehbarkeit,  die  zusammengenom- 
men das  C02-Preissignal  verstärken  dürften,  damit  eine 
Emissionsverringerung  zu  den  geringsten  Kosten  erreicht 
wird.  Tatsächlich  setzen  die  vermehrten  Anstrengungen 
zur  Emissionsreduktion  größtmögliche  Effizienz  auf  der 
Grundlage  von  unionsweit  vollständig  harmonisierten 
Zuteilungsbedingungen  voraus. 


(5)  Gemäß  Artikel  3d  Absatz  1  der  Richtlinie  2003/87/EG 
werden  in  der  Handelsperiode  vom  1 .  Januar  2012biszum 
3 1 .  Dezember  2012  15  %  der  unter  Kapitel  II  der  genann- 
ten Richtlinie  fallenden  Zertifikate  versteigert,  und  derselbe 
Prozentsatz  gilt  nach  Artikel  3d  Absatz  2  auch  für  die  Ver- 
steigerung der  unter  Kapitel  II  der  Richtlinie  2003/87/EG 
fallenden  Zertifikate  in  der  Periode  ab  1.  Januar  2013. 
Gemäß  Artikel  3d  Absatz  3  ist  eine  Verordnung  zu  erlas- 
sen, die  die  Einzelheiten  der  Versteigerung  aller  unter  Kapi- 
tel II  fallenden  und  nicht  gemäß  Artikel  3d  Absätze  1  und  2 
oder  Artikel  3f  Absatz  8  der  Richtlinie  200  3/8  7/EG  kosten- 
frei zugeteilten  Zertifikate  durch  die  Mitgliedstaaten  regelt. 


(6)  Der  Mehrheit  der  Interessenvertreter,  die  an  der  Anhörung 
vor  Erlass  dieser  Verordnung  teilgenommen  haben,  der 
überwältigenden  Mehrheit  der  Mitgliedstaaten  und  der 
Folgenabschätzung  der  Kommission  zufolge  lassen  sich  die 
Gesamtziele  der  Überarbeitung  der  Richtlinie  2003/87/EG 
am  ehesten  mit  einer  gemeinsamen  Auktionsinfrastruktur 
verwirklichen,  bei  der  die  Versteigerungen  über  eine 
gemeinsame  Auktionsplattform  durchgeführt  werden.  Ein 
solches  Konzept  beugt  jeglicher  Störung  des  Binnenmarkts 
vor.  Es  ermöglicht  das  höchste  Maß  an  wirtschaftlicher 
Effizienz  und  gestattet  es,  auf  der  Grundlage  von  unions- 
weit vollständig  harmonisierten  Bedingungen  Zertifikate 
über  Versteigerungen  zuzuteilen.  Die  Durchführung  von 
Versteigerungen  im  Wege  einer  gemeinsamen  Auktions- 
plattform stärkt  zudem  am  besten  das  C02-Preissignal,  das 
Wirtschaftsteilnehmer  brauchen,  um  die  für  die  kosten- 
günstigste Verringerung  der  Treibhausgasemissionen  erfor- 
derlichen Investitionsentscheidungen  zu  treffen. 


(7)  Der  Mehrheit  der  Interessenvertreter,  die  an  der  Anhörung 
vor  Erlass  dieser  Verordnung  teilgenommen  haben,  der 
überwältigenden  Mehrheit  der  Mitgliedstaaten  und  der 
Folgenabschätzung  der  Kommission  zufolge  lassen  sich 
auch  die  Ziele  von  Artikel  10  Absatz  4  der  Richtlinie 
2003/87/EG  am  besten  mit  einer  gemeinsamen  Auktions- 
infrastruktur verwirklichen,  bei  der  die  Versteigerungen 
über  eine  gemeinsame  Auktionsplattform  durchgeführt 
werden.  Dieses  Konzept  ist  der  wirtschaftlichste  Weg,  Zer- 
tifikate zu  versteigern,  ohne  dass  unnötige  Verwaltungs- 
kosten entstehen,  die  bei  der  Nutzung  von  mehreren 
Auktionsinfrastrukturen  zwangsläufig  anfallen  würden.  Es 
bietet  de  jure  und  de  facto  am  ehesten  einen  offenen,  trans- 
parenten und  nichtdiskriminierenden  Zugang  zu  den  Ver- 
steigerungen. Ein  solches  gemeinsames  Konzept  würde  die 


Vorhersehbarkeit  des  Auktionskalenders  sicherstellen  und 
die  Deutlichkeit  des  C02-Preissignals  am  besten  stärken. 
Eine  gemeinsame  Auktionsinfrastruktur  ist  besonders 
wichtig,  um  gleichberechtigten  Zugang  für  kleine  und 
mittlere  Unternehmen,  die  in  das  Emissionshandelssystem 
einbezogen  sind,  und  Zugang  für  Kleinemittenten  zu 
gewähren,  da  es  für  solche  Unternehmen  eine  besondere 
finanzielle  Belastung  bedeuten  würde,  sich  mit  mehr  als 
einer  Auktionsplattform  vertraut  zu  machen,  sich  dort 
registrieren  zu  lassen  und  daran  teilzunehmen.  Eine 
gemeinsame  Auktionsplattform  erleichtert  die  größte 
unionsweite  Beteiligung  und  verringert  damit  am  ehesten 
das  Risiko,  dass  Teilnehmer  die  Auktionen  untergraben, 
indem  sie  sie  als  Mittel  für  Geldwäsche,  Terrorismus- 
finanzierung, kriminelle  Tätigkeiten  oder  Marktmissbrauch 
nutzen. 


(8)  Um  aber  das  Risiko  eines  eingeschränkten  Wettbewerbs 
auf  dem  C02-Markt  zu  mindern,  bietet  diese  Verordnung 
den  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit,  nicht  an  der  gemein- 
samen Auktionsplattform  teilzunehmen  („opt-out"),  son- 
dern eine  eigene  Auktionsplattform  zu  bestellen,  sofern 
diese  Opt-out-Plattformen  in  einem  Anhang  dieser  Verord- 
nung aufgeführt  werden.  Grundlage  für  die  Aufführung 
einer  Opt-out-Plattform  in  den  Anhang  ist  die  Notifizie- 
rung der  Plattform  durch  den  betreffenden  Mitgliedstaat  an 
die  Kommission.  Diese  Möglichkeit  bedeutet  jedoch 
zwangsläufig  eine  nicht  vollständige  Harmonisierung  des 
Auktionsverfahrens,  weswegen  die  Regeln  in  dieser  Ver- 
ordnung innerhalb  eines  Anfangszeitraums  von  höchstens 
fünf  Jahren  mit  Anhörung  von  Interessenvertretern  über- 
prüft werden  sollten,  damit  die  im  Lichte  der  erworbenen 
Erfahrung  für  notwendig  erachteten  Änderungen  vorge- 
nommen werden  können.  Nach  dem  Eingang  der  Notifi- 
zierung eines  Mitgliedstaats  über  eine  Opt-out-Plattform 
sollte  die  Kommission  unverzüglich  für  die  Aufführung  der 
Opt-out-Plattform  in  den  Anhang  dieser  Verordnung 
sorgen. 


(9)  Außerdem  sollte  es  einem  Mitgliedstaat  möglich  sein,  etwa 
bei  der  Vorbereitung  einer  geplanten  Änderung  dieser  Ver- 
ordnung zur  Aufführung  von  Opt-out-Plattformen  bei  der 
Auktionsaufsicht  einen  Bericht  über  die  Funktionsweise 
der  Auktionsplattform  zu  verlangen,  die  er  bestellen 
möchte.  Ferner  sollte  die  Auktionsaufsicht  die  Vereinbar- 
keit jeder  Auktionsplattform  mit  dieser  Verordnung  und 
mit  den  Zielen  von  Artikel  10  Absatz  4  der  Richtlinie 
2003/87/EG  prüfen  und  den  Mitgliedstaaten,  der  Kommis- 
sion sowie  der  jeweiligen  Auktionsplattform  darüber 
Bericht  erstatten.  Eine  solche  Prüfung  sollte  die  Auswir- 
kung der  Versteigerungen  auf  die  Marktposition  der 
Auktionsplattformen  auf  dem  Sekundärmarkt  einschlie- 
ßen. Damit  versteigernde  Mitgliedstaaten  nicht  ungewollt 
über  das  eigentliche  Mandat  hinaus  an  eine  Auktions- 
plattform gebunden  bleiben,  sollte  jeder  Vertrag  zur  Bestel- 
lung einer  Auktionsplattform  geeignete  Bestimmungen 
enthalten,  nach  denen  die  Auktionsplattform  sämtliche 
Sachanlagen  und  immateriellen  Aktiva  aushändigen  muss, 
die  ihre  Nachfolgerin  für  die  Durchführung  von  Versteige- 
rungen braucht. 
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(10)  Die  Entscheidungen  über  die  Zahl  der  Auktions- 
plattformen und  die  Art  Einrichtung,  die  als  Auktions- 
plattform fungieren  darf,  untermauern  die  Bestimmungen 
in  dieser  Verordnung  über  einen  vorhersehbaren  Auktions- 
kalender, die  Maßnahmen  in  Bezug  auf  den  Zugang  zu  den 
Versteigerungen  und  die  Konzeption  der  Versteigerungen 
sowie  die  Bestimmungen  über  die  Verwaltung  von  Sicher- 
heiten, der  Zahlung  und  Lieferung  sowie  über  die 
Auktionsaufsicht.  Die  Kommission  könnte  solche  Bestim- 
mungen nicht  in  einer  vollständig  harmonisierten  Verord- 
nung erlassen,  ohne  die  Zahl  der  Auktionsplattformen  und 
die  besonderen  Möglichkeiten  der  für  die  Durchführung 
der  Versteigerungen  ausgewählten  Einrichtung  zu  kennen. 
Die  Maßnahmen  dieser  Verordnung  bauen  daher  zunächst 
darauf  auf,  dass  Versteigerungen  über  eine  gemeinsame 
Auktionsplattform  abgewickelt  werden,  sehen  aber  gleich- 
zeitig ein  Verfahren  vor,  mit  dem  die  Zahl  und  Qualität 
etwaiger  anderer  Auktionsplattformen  festgestellt  werden 
kann,  die  ein  Mitgliedstaat  möglicherweise  nutzen  möchte. 


(11)  Angesichts  der  in  Erwägungsgrund  10  dargelegten  Zwänge 
sollte  die  Aufführung  einer  Opt-out-Auktionsplattform  in 
einen  Anhang  dieser  Verordnung  an  Bedingungen  oder 
Verpflichtungen  geknüpft  sein.  Die  Aufnahme  einer  Opt- 
out-Plattform  in  einen  Anhang  dieser  Verordnung  erfolgt 
unbeschadet  der  Befugnis  der  Kommission,  die  Streichung 
einer  Auktionsplattform  insbesondere  im  Falle  eines  Ver- 
stoßes gegen  diese  Verordnung  oder  gegen  die  Ziele  von 
Artikel  10  Absatz  4  der  Richtlinie  2003/87/EG  vorzuschla- 
gen. Bei  Nichterfolgen  der  Aufführung  sollte  der  verstei- 
gernde Mitgliedstaat  seine  Zertifikate  über  die  gemeinsame 
Auktionsplattform  versteigern.  Die  Kommission  sollte  in 
der  gemäß  Artikel  19  Absatz  3  der  Richtlinie  2003/87/EG 
erlassenen  Kommissionsverordnung  vorsehen,  dass  in  dem 
Fall,  in  dem  die  Opt-out-Plattform  gegen  die  vorliegende 
Verordnung  oder  gegen  die  Ziele  von  Artikel  10  Absatz  4 
der  Richtlinie  2003/87/EG  verstößt,  alle  Verfahren  im 
Zusammenhang  mit  der  Versteigerung  von  Zertifikaten 
ausgesetzt  werden. 


(12)  Die  Kommission  sollte  nach  Maßgabe  des  Regelungs- 
verfahrens mit  Kontrolle  gemäß  Artikel  1 0  Absatz  4  der 
Richtlinie  2003/87/EG  die  ausführlichen  Vorschriften  für 
das  von  der  Opt-out-Auktionsplattform  durchzuführende 
Auktionsverfahren  bewerten;  die  Kommission  hört  den  in 
Artikel  23  Absatz  3  der  Richtlinie  2003/87/EG  genannten 
Ausschuss  an.  Eine  solche  Bewertung  ist  erforderlich,  um 
sicherzustellen,  dass  die  Bestellung  einer  Opt-out- 
Auktionsplattform,  die  jeder  nicht  an  der  gemeinsamen 
Auktionsplattform  teilnehmende  Mitgliedstaat  auf  nationa- 
ler Ebene  vornimmt,  ähnlich  streng  kontrolliert  wird,  wie 
die  Bestellung  der  gemeinsamen  Auktionsplattform  im 
Rahmen  der  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  gemein- 
samen Maßnahme.  Die  an  der  gemeinsamen  Vergabe  der 
gemeinsamen  Auktionsplattform  beteiligten  Mitgliedstaa- 
ten üben  diese  Kontrolle  zusammen  mit  der  Kommission 
aus,  die  an  dem  gesamten  Verfahren  mitwirkt.  Außerdem 
erhalten  nicht  an  der  gemeinsamen  Auktionsplattform  teil- 
nehmende Mitgliedstaaten  unter  geeigneten  Bedingungen, 
die  von  der  Kommission  und  den  daran  teilnehmenden 
Mitgliedstaaten  vereinbart  und  in  der  Vereinbarung  über 
das  gemeinsame  Vergabeverfahren  festgehalten  werden, 
Beobachterstatus  im  gemeinsamen  Vergabeverfahren. 


(1 3)  Diese  Verordnung  sollte  für  die  Versteigerung  von  Zertifi- 
katen gemäß  Kapitel  II  und  Kapitel  III  der  Richtlinie 
2003/87/EG  ab  1.  Januar  2012  bzw.  ab  1.  Januar  2013 
gelten.  Sie  sollte  auch  vor  Beginn  der  Periode  ab  201 3  für 
die  Versteigerung  von  Zertifikaten  gemäß  Kapitel  III  der 
Richtlinie  2003/87/EG  gelten,  wenn  dies  notwendig  ist, 
um  das  ordnungsgemäße  Funktionieren  der  Kohlenstoff- 
und  der  Strommärkte  zu  sichern. 


(14)  Aus  Gründen  der  Einfachheit  und  der  Zugänglichkeit  soll- 
ten die  versteigerten  Zertifikate  innerhalb  von  fünf 
Handelstagen  lieferbar  sein.  Derart  kurze  Lieferfristen  wür- 
den jeden  potenziell  negativen  Einfluss  auf  den  Wettbe- 
werb zwischen  den  Auktionsplattformen  und  den 
Handelsplätzen  auf  dem  Sekundärmarkt  für  Zertifikate 
begrenzen.  Außerdem  sind  kurze  Lieferfristen  einfacher, 
fördern  eine  breite  Beteiligung  und  mindern  damit  das 
Risiko  des  Marktmissbrauchs  und  sorgen  dafür,  dass  in  das 
System  einbezogene  kleine  und  mittlere  Unternehmen  und 
Kleinemittenten  besseren  Zugang  haben.  Es  ist  nicht  Auf- 
gabe von  Versteigerungen,  Forwards  und  Futures  zu  lie- 
fern; vielmehr  muss  der  Markt  optimale  Lösungen  bieten, 
um  auf  die  Nachfrage  nach  Derivaten  von  Zertifikaten  zu 
reagieren.  Es  sollte  die  Möglichkeit  geboten  werden,  im 
Laufe  des  Verfahrens  zur  Bestellung  der  Auktionsplattform 
zwischen  Zwei-Tage-Spot-  und  Fünf-Tage-Futures- 
Kontrakten  zu  wählen,  um  die  beste  Lösung  für  das  zu 
wählende  optimale  Auktionsobjekt  zu  prüfen.  Während 
ein  Zwei-Tage-Spot-Kontrakt  kein  Finanzinstrument  im 
Sinne  des  Finanzmarktrechts  der  Union  ist,  sind  Fünf-Tage- 
Futures  Finanzinstrumente  im  Sinne  der  Finanzmarkt- 
regeln der  Union. 


(1 5)  Die  Entscheidung  für  oder  gegen  ein  Finanzinstrument  als 
Auktionsobjekt  sollte  Teil  des  Verfahrens  für  die  Auswahl 
der  Auktionsplattform  sein  und  sollte  auf  der  Grundlage 
der  Gesamtbewertung  der  Kosten  und  des  Nutzens  der 
Lösungen  getroffen  werden,  die  die  am  wettbewerblichen 
Vergabeverfahren  teilnehmenden  Bewerber  anbieten. 
Gegenstand  dieser  Bewertung  sollten  vor  allem  die  Kosten- 
effizienz, der  gleichberechtigten  Zugang  für  in  das 
Handelssystem  einbezogene  kleine  und  mittlere  Unterneh- 
men und  Kleinemittenten,  angemessene  Schutz- 
mechanismen und  die  Marktaufsicht  sein. 


(16)  Bis  die  für  die  Lieferung  von  Zertifikaten  erforderlichen 
Rechtsvorschriften  und  technischen  Mittel  geschaffen  sind, 
empfiehlt  es  sich,  einen  alternativen  Weg  für  die  Verstei- 
gerung von  Zertifikaten  vorzusehen.  Zu  diesem  Zweck 
sieht  diese  Verordnung  die  Möglichkeit  vor,  Futures  und 
Forwards  mit  einem  Liefertermin  bis  spätestens 
31.  Dezember  2013  zu  versteigern.  Solche  Futures  und 
Forwards  sind  Finanzinstrumente,  die  sowohl  dem  Aukti- 
onator als  auch  den  Bietern  Schutzmechanismen  analog  zu 
denen  bieten,  die  es  im  Rahmen  der  Finanzmarktregeln 
gibt.  Im  Sinne  dieser  Verordnung  unterscheiden  sich  Futu- 
res von  Forwards  darin,  dass  für  erstere  Nachschuss- 
leistungen  bar  erfolgen  müssen,  während  sie  bei  letzteren 
in  Form  einer  nicht  bar  hinterlegten  Sicherheit  erfolgen 
können.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  abhängig  davon,  wel- 
che Nachschussbestimmungen  ihrer  Haushaltslage  am 
ehesten  entgegen  kommen,  wählen  können,  welche  Art 
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Produkt  sie  für  die  Versteigerung  von  Lizenzen  nutzen 
wollen.  Sollte  es  notwendig  werden,  auf  solche  Alternati- 
ven für  die  Zertifikatversteigerung  zurückzugreifen,  wür- 
den Futures  und  Forwards  vorläufig  über  eine  oder  zwei 
Auktions  plattformen  versteigert  werden. 


einzelnen  Versteigerung  enthält.  Nachträgliche  Änderun- 
gen des  Auktionskalenders  sollten  auf  wenige  genau  vor- 
gegebene Umstände  beschränkt  sein.  Etwaige  Änderungen 
sollten  so  vorgenommen  werden,  dass  sie  die  Vorherseh- 
barkeit des  Auktionskalenders  möglichst  wenig 
beeinträchtigen. 


(1 7)  Angesichts  des  Wunsches  nach  Einfachheit,  Gerechtigkeit 
und  Kosteneffizienz  und  des  Erfordernisses,  das  Risiko  für 
Marktmissbrauch  zu  senken,  sollten  Versteigerungen  in 
einem  einzigen  Durchgang,  mit  geschlossenem  Orderbuch 
und  mit  einem  Einheitspreis  durchgeführt  werden.  Außer- 
dem sollten  gleichlautende  Gebote  durch  ein  Zufalls- 
verfahren geregelt  werden,  um  Unsicherheit  für  die  Bieter 
zu  schaffen  und  Absprachen  über  den  Gebotspreis  unhalt- 
bar zu  machen.  Es  kann  erwartet  werden,  dass  sich  der 
Clearingpreis  eng  an  den  maßgeblichen  Preis  auf  dem 
Sekundärmarkt  annähert,  während  ein  Clearingpreis,  der 
wesentlich  unter  dem  maßgeblichen  Preis  auf  dem 
Sekundärmarkt  liegt,  wohl  auf  Mängel  der  Versteigerung 
hindeutet.  Würde  ein  solcher  Clearingpreis  als  maßgeblich 
akzeptiert,  so  könnte  dies  das  Kohlenstoff-Preissignal  ver- 
zerren, den  Kohlenstoffmarkt  stören  und  nicht  gewährleis- 
ten, dass  die  Bieter  einen  gerechten  Preis  für  die  Zertifikate 
zahlen.  Deswegen  sollte  die  Versteigerung  in  einem  sol- 
chen Fall  annulliert  werden. 


(20)  In  der  Regel  sollte  die  zu  versteigernde  Menge  pro  Jahr 
gleich  der  Menge  der  diesem  Jahr  zugewiesenen  Zertifikate 
sein.  Zertifikate  gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie 
2003/87/EG  sollten  in  den  Jahren  2011  und  2012  nur 
ausnahmsweise  versteigert  werden.  Da  voraussichtlich  von 
der  zweiten  auf  die  dritte  Handelsperiode  übertragene  Zer- 
tifikate, zertifizierte  Emissionsreduktionseinheiten  (ZER) 
und  gemäß  Artikel  10a  Absatz  8  der  Richtlinie 
2003/87/EG  zu  verkaufende  Zertifikate  zur  Verfügung  ste- 
hen werden,  empfiehlt  es  sich,  die  Auswirkungen  etwaiger 
„frühzeitiger  Versteigerungen"  in  den  Jahren  2011 
und  20 1 2  durch  Anpassung  der  Menge  der  201  3  und  2014 
zu  versteigernden  Zertifikate  auszugleichen. 


(21)  In  Einklang  mit  der  Nachfrage  auf  dem  Sekundärmarkt 
sollte  die  Menge  der  pro  Jahr  zu  versteigernden  Zertifikate 
gleichmäßig  auf  das  Jahr  verteilt  werden. 


(1 8)  Eine  relativ  hohe  Auktionsfrequenz  ist  wünschenswert,  um 
die  Auswirkungen  der  Versteigerungen  auf  das  Funktionie- 
ren des  Sekundärmarktes  zu  begrenzen,  während  gleich- 
zeitig sichergestellt  sein  sollte,  dass  die  Versteigerungen 
umfangreich  genug  sind,  um  für  eine  hinreichende  Beteili- 
gung zu  sorgen.  Eine  relativ  hohe  Frequenz  senkt  das 
Risiko  des  Marktmissbrauchs,  da  sie  den  Wert,  der  für  Bie- 
ter in  einzelnen  Versteigerungen  auf  dem  Spiel  steht,  ver- 
ringert und  ihnen  mehr  Flexibilität  gibt,  um  auf 
nachfolgenden  Versteigerungen  ihre  Marktstellung  zu  kor- 
rigieren. Deswegen  sollte  diese  Verordnung  eine  Frequenz 
von  mindestens  wöchentlichen  Versteigerungen  von  Zer- 
tifikaten gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/87/EG  vor- 
sehen. Wegen  des  deutlich  geringeren  Volumens  der  unter 
Kapitel  II  derselben  Richtlinie  fallenden  Zertifikate  reicht 
es,  wenn  für  diese  Zertifikate  mindestens  alle  zwei  Monate 
eine  Versteigerung  stattfindet. 


(1 9)  Um  Vorhersehbarkeit  für  den  Sekundärmarkt  zu  schaffen, 
sollte  diese  Verordnung  die  folgenden  Regeln  und  Verfah- 
ren vorsehen:  Erstens:  Sie  sollte  vorsehen,  dass  die  Mengen 
aller  in  den  Jahren  2011  und  20 1 2  zu  versteigernden  Zer- 
tifikate so  bald  wie  möglich  nach  Annahme  dieser  Verord- 
nung festgelegt  werden.  Die  derart  festgelegten  Mengen 
und  die  Auktionsobjekte,  über  die  sie  versteigert  werden 
sollen,  werden  in  einem  Anhang  dieser  Verordnung  aufge- 
führt. Zweitens:  Sie  sollte  klare  und  transparente  Regeln 
enthalten,  nach  denen  die  Menge  der  in  jedem  nachfolgen- 
den Jahr  zu  versteigernden  Zertifikate  festgelegt  wird.  Drit- 
tens: Sie  sollte  Regeln  und  Verfahren  enthalten,  nach  denen 
für  jedes  Kalenderjahr  ein  detaillierter  Auktionskalender 
aufgestellt  wird,  der  weit  vor  Beginn  des  betreffenden 
Kalenderjahres  alle  sachdienlichen  Informationen  zu  jeder 


(22)  Ein  offener  Zugang  ist  erforderlich,  um  die  Teilnahme  zu 
fördern  und  so  sicherzustellen,  dass  das  Auktionsergebnis 
durch  Wettbewerb  bestimmt  wird.  Eine  weitere  Vorausset- 
zung für  eine  hohe  Beteiligung  an  den  Versteigerungen 
und  für  ein  wettbewerbsbestimmtes  Auktionsergebnis  ist 
das  Vertrauen  in  die  Zuverlässigkeit  des  Auktions- 
verfahrens, insbesondere  was  mögliche  Störungen  durch 
Teilnehmer  anbelangt,  die  Versteigerungen  als  Mittel  für 
Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung,  kriminelle  Tätigkei- 
ten oder  Marktmissbrauch  nutzen  wollen.  Um  einen  stö- 
rungsfreien Ablauf  der  Versteigerungen  sicherzustellen, 
sollten  für  den  Zugang  zu  den  Versteigerungen  Mindestan- 
forderungen an  angemessene  Kontrollen  der  Sorgfalts- 
pflicht gegenüber  den  Kunden  gelten.  Im  Interesse  der 
Kosteneffizienz  solcher  Kontrollen  sollte  die  Berechtigung, 
die  Zulassung  zu  Versteigerungen  zu  beantragen,  nur  leicht 
feststellbaren,  genau  abgegrenzten  Kategorien  von  Teilneh- 
mern erteilt  werden,  insbesondere  den  unter  das  Emissions- 
handelssystem fallenden  Betreibern  ortsfester  Anlagen  und 
Luftfahrzeugbetreibern  sowie  geregelten  Finanzein- 
richtungen wie  Wertpapierfirmen  und  Kreditinstituten. 
Auch  Unternehmenskooperationen  von  Anlagen-  oder 
Luftfahrzeugbetreibern  in  Form  von  Partnerschaften,  Joint- 
Ventures  und  Gelegenheitsgesellschaften,  die  als  Vermitt- 
ler im  Auftrag  ihrer  Mitglieder  handeln,  sollten  berechtigt 
sein,  eine  Bieterzulassung  für  Versteigerungen  zu  beantra- 
gen. Es  wäre  daher  empfehlenswert,  anfangs  die  Berechti- 
gung, die  Zulassung  zu  den  Versteigerungen  zu 
beantragen,  einzuschränken,  ohne  der  Möglichkeit  vorzu- 
greifen, aufgrund  der  Erfahrung  aus  den  Versteigerungen 
oder  nachdem  die  Kommission  gemäß  Artikel  12 
Absatz  la  der  Richtlinie  2003/87/EG  geprüft  hat,  ob  der 
Markt  für  Emissionszertifikate  hinreichend  vor  Markt- 
missbrauch geschützt  ist,  den  Zugang  zu  den  Versteigerun- 
gen auf  weitere  Teilnehmerkategorien  auszudehnen. 


740 

Copyrights  rnaKrial 


(2  3)  Der  Rechtssicherheit  wegen  sollte  diese  Verordnung  außer- 
dem vorsehen,  dass  die  einschlägigen  Bestimmungen  der 
Richtlinie  2005/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  26.  Oktober  2005  zur  Verhinderung  der 
Nutzung  des  Finanzsystems  zum  Zwecke  der  Geldwäsche 
und  der  Terrorismusfinanzierung  (')  für  die  Auktions- 
plattform gelten.  Dies  ist  besonders  wichtig  angesichts  der 
Tatsache,  dass  die  Auktionsplattform  nicht  nur 
Wertpapierfirmen  und  Kreditinstituten,  sondern  auch 
Anlagenbetreibern  und  Luftfahrzeugbetreibern  sowie 
anderen  Personen  Zugang  gewähren  muss,  die  auf  eigene 
Rechnung  und  im  Namen  von  Dritten  bieten  dürfen,  die 
selbst  nicht  unter  die  Richtlinie  2005/60/EG  fallen. 


(24)  In  Bezug  auf  den  Zugang  zu  den  Versteigerungen  sollte 
diese  Verordnung  den  Teilnehmern  die  Wahl  lassen  zwi- 
schen dem  direkten  Zugang  über  das  Internet  oder  spezi- 
elle Verbindungen,  dem  Zugang  über  zugelassene  und  der 
Aufsicht  unterliegende  Finanzintermediäre  oder  dem 
Zugang  über  andere  Personen,  denen  die  Mitgliedstaaten 
die  Genehmigung  erteilt  haben,  auf  eigene  Rechnung  oder 
im  Namen  von  Kunden  ihres  Hauptgeschäfts  —  wobei  ihr 
Hauptgeschäft  keine  Wertpapier-  und  Banken- 
dienstleistungen sein  dürfen  —  Gebote  abzugeben,  sofern 
diese  anderen  Personen  Maßnahmen  im  Rahmen  des 
Anlegerschutzes  und  der  Sorgfaltspflicht  gegenüber  Kun- 
den beachten,  die  den  für  Wertpapierfirmen  geltenden 
Maßnahmen  gleichwertig  sind. 


bestellenden  Mitgliedstaats  zuständig  ist.  Die  Auktions- 
plattform sollte  ausschließlich  für  die  Durchführung  der 
Versteigerungen  zuständig  sein.  Ein  und  derselbe  Auktio- 
nator sollte  von  mehr  als  einem  Mitgliedstaat  bestellt  wer- 
den können.  Der  Auktionator  sollte  für  jeden  ihn 
bestellenden  Mitgliedstaat  gesondert  handeln.  Seine  Auf- 
gabe sollte  es  sein,  die  Zertifikate  auf  der  Auktions- 
plattform zu  versteigern  und  die  Auktionserlöse  der 
einzelnen  ihn  bestellenden  Mitgliedstaaten  entgegenzuneh- 
men und  an  den  jeweiligen  Mitgliedstaat  auszuzahlen.  Es 
ist  wichtig,  dass  die  Vereinbarung  zwischen  jedem  Mit- 
gliedstaat und  seinem  Auktionator  mit  der  Vereinbarung 
zwischen  dem  Auktionator  und  der  Auktionsplattform 
vereinbar  ist  und  dass  letztere  im  Falle  eines  Konflikts  Vor- 
rang hat. 


(28)  Der  Auktionator,  der  von  einem  Mitgliedstaat  bestellt  wird, 
der  nicht  an  der  gemeinsamen  Plattform  teilnimmt,  son- 
dern seine  eigene  Auktionsplattform  bestellt,  sollte  nicht 
nur  von  der  Auktionsplattform  des  betreffenden  Mitglied- 
staats, sondern  auch  von  der  gemeinsamen  Auktions- 
plattform anerkannt  werden.  Dies  ist  wünschenswert,  um 
den  Weg  für  einen  reibungslosen  Übergang  von  der  Opt- 
out-Plattform  zur  gemeinsamen  Auktionsplattform  zu 
ebnen,  sollte  ein  solcher  Übergang  namentlich  aufgrund 
der  Nichtaufführung  der  Auktionsplattform  in  einem 
Anhang  dieser  Verordnung  erforderlich  sein. 


(25)  Durch  die  Aufnahme  weiterer,  von  den  Mitgliedstaaten 
zugelassener  Personen  in  die  Liste  der  Personen,  die  berech- 
tigt sind,  eine  Bieterzulassung  zu  beantragen,  sollten  die 
Anlagen-  und  Luftfahrzeugbetreiber  indirekten  Zugang 
nicht  nur  über  Finanzintermediäre,  sondern  auch  über 
andere  Intermediäre  erhalten,  mit  denen  bereits  eine 
Kundenbeziehung  besteht,  wie  ihre  Strom-  oder  Kraftstoff- 
lieferanten, die  gemäß  Artikel  2  Absatz  1  Buchstabe  i  der 
Richtlinie  2004/39/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  21.  April  2004  über  Märkte  für  Finanz- 
instrumente, zur  Änderung  der  Richtlinien  8  5/6 11 /EWG 
und  93/6/EWG  des  Rates  und  der  Richtlinie  2000/1 2/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  und  zur  Auf- 
hebung der  Richtlinie  93/22/EWG  des  Rates  (2)  von  der 
genannten  Richtlinie  ausgenommen  sind. 


(26)  Aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  und  der  Transparenz 
sollte  diese  Verordnung  detaillierte  Bestimmungen  für 
andere  Aspekte  des  Versteigerungsverfahrens  enthalten  wie 
die  Losgröße,  die  Möglichkeit,  Gebote  zurückzuziehen 
oder  zu  ändern,  die  für  die  Gebote  und  die  Zahlung  ver- 
wendete Währung,  die  Einreichung  und  Bearbeitung  von 
Anträgen  auf  Bieterzulassung  sowie  die  Verweigerung,  den 
Entzug  oder  die  Aussetzung  einer  Zulassung. 


(27)     Jeder  Mitgliedstaat  sollte  einen  Auktionator  bestellen,  der 
für  die  Versteigerung  von  Zertifikaten  im  Namen  des  ihn 


(!)  ABl.  L  309  vom  25.11.2005,  S.  15. 
(2)  ABl.  L  145  vom  30.4.2004,  S.  1. 


(29)  Eine  Auktionsplattform  muss  deswegen  ein  geregelter 
Markt  sein,  damit  die  auf  dem  Sekundärmarkt  verfügbare 
organisatorische  Infrastruktur  für  den  Ablauf  der  Verstei- 
gerungen genutzt  werden  kann.  Denn  für  geregelte  Märkte 
gelten  namentlich  nach  der  Richtlinie  2004/39/EG  und 
nach  der  Richtlinie  2003/6/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  28.  Januar  2003  über  Insider- 
Geschäfte  und  Marktmanipulation  (Marktmissbrauch)  (3) 
eine  Reihe  von  Schutzbestimmungen  für  die  Abwicklung 
der  Geschäfte.  Diese  Schutzbestimmungen  umfassen  Vor- 
kehrungen für  die  Regelung  etwaiger  nachteiliger  Auswir- 
kungen von  Interessenkonflikten  auf  den  Betrieb  des 
geregelten  Marktes  oder  seine  Teilnehmer,  für  das  Erken- 
nen und  Management  der  Risiken,  denen  diese  ausgesetzt 
sind,  und  das  Ergreifen  wirksamer  Maßnahmen  zur  Begren- 
zung dieser  Risiken,  für  eine  solide  Verwaltung  der  techni- 
schen Abläufe  ihrer  Systeme,  indem  wirksame 
Notmaßnahmen  für  den  Fall  eines  Systemzusammen- 
bruchs getroffen  werden,  für  transparente  und  nichtdiskre- 
tionäre Regeln  und  Verfahren  für  einen  fairen  und 
ordnungsgemäßen  Handel,  für  die  Festlegung  objektiver 
Kriterien  für  die  wirksame  Ausführung  von  Aufträgen  und 
für  die  Erleichterung  eines  reibungslosen  und  rechtzeitigen 
Abschlusses  der  innerhalb  ihrer  Systeme  ausführten 
Geschäfte  sowie  für  die  Verfügbarkeit  ausreichender 
Finanzmittel,  um  ihr  ordnungsgemäßes  Funktionieren  zu 
erleichtern,  wobei  der  Art  und  dem  Umfang  der  an  dem 
geregelten  Markt  geschlossenen  Geschäfte  sowie  dem 
Spektrum  und  der  Höhe  der  Risiken,  denen  sie  ausgesetzt 
sind,  Rechnung  zu  tragen  ist. 


(3)  ABl.  L  96  vom  12.4.2003,  S.  16. 
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(30)  Die  Vorschrift,  nach  der  die  Auktionsplattform  ein  gere- 
gelter Markt  sein  muss,  hat  darüber  hinaus  weitere  Vor- 
teile. So  kann  auf  der  organisatorischen  Infrastruktur,  der 
Erfahrung,  den  Fähigkeiten  und  den  transparenten  obliga- 
torischen Betriebsregeln  des  Marktes  aufgebaut  werden. 
Dies  ist  unter  anderem  wichtig  für  das  Clearing  oder  die 
Abrechnung  von  Geschäften  sowie  für  die  Überwachung 
der  Einhaltung  der  markteigenen  Regeln  und  anderer  recht- 
licher Verpflichtungen  wie  das  Verbot  von  Markt- 
missbrauch und  die  Bereitstellung  außergerichtlicher 
Streitbeilegungsverfahren.  Dies  ist  kostenwirksam  und 
trägt  dazu  bei,  die  Operationalität  der  Versteigerungen  zu 
wahren.  Nach  den  geltenden  Regeln  für  Interessenkonflikte 
müsste  der  Auktionator  von  der  Auktionsplattform,  deren 
Eignern  oder  deren  Marktbetreiber  unabhängig  sein,  um 
das  ordnungsgemäße  Funktionieren  des  geregelten  Mark- 
tes nicht  zu  untergraben.  Darüber  hinaus  sind  zahlreiche 
potenzielle  Auktionsteilnehmer  bereits  Mitglieder  oder 
Teilnehmer  der  verschiedenen  geregelten  Märkte,  die  auf 
dem  Sekundärmarkt  aktiv  sind. 


Jahren  befristet  sein,  der  um  zwei  weitere  Jahre  verlängert 
werden  kann,  in  denen  die  Regeln  für  alle  Auktions- 
plattformen überprüft  werden  sollten.  Der  Zeitraum  von 
drei  Jahren  für  die  Opt-out-Auktionsplattform  soll  dieser 
ein  Mindestmandat  sichern  und  gleichzeitig  dem  bestellen- 
den Mitgliedstaat  erlauben,  sich  der  gemeinsamen  Platt- 
form anzuschließen,  wenn  er  sich  nach  Ablauf  dieses 
Dreijahreszeitraums  hierzu  entschließen  sollte,  ohne  die 
Möglichkeit  des  bestellenden  Mitgliedstaats  zu  beschnei- 
den, die  Bestellung  der  Opt-out-Plattform  um  zwei  weitere 
Jahre  zu  verlängern,  bis  die  Ergebnisse  der  Überprüfung 
durch  die  Kommission  vorliegen.  Nach  Ablauf  jedes  Man- 
dats sollte  ein  neues  wettbewerbliches  Vergabeverfahren 
stattfinden,  sofern  dies  nach  dem  Vergaberecht  der  Union 
oder  des  betreffenden  Mitgliedstaats  erforderlich  ist.  Aus 
der  Auswahl  einer  gemeinsamen  Auktionsplattform  für  die 
Versteigerungen  werden  sich  voraussichtlich  nur  geringe 
Auswirkungen  für  den  Sekundärmarkt  ergeben,  da  ledig- 
lich Zertifikate  mit  Lieferung  binnen  spätestens  fünf  Tagen 
versteigert  werden  sollen. 


(31)  Gemäß  der  Richtlinie  2004/39/EG  werden  geregelte 
Märkte  und  ihre  Betreiber  von  der  zuständigen  Behörde  in 
dem  Mitgliedstaat,  in  dem  der  geregelte  Markt  oder  sein 
Marktbetreiber  registriert  ist  oder  seinen  Sitz  hat  (d.  h.  dem 
Herkunftsmitgliedstaat),  zugelassen  und  beaufsichtigt. 
Unbeschadet  einschlägiger  Bestimmungen  der  Richtlinie 
200  3/ 6 /EG,  insbesondere  etwa  im  einzelstaatlichen  Recht 
für  Marktmissbrauch  vorgesehener  strafrechtlicher  Sankti- 
onen, gilt  für  geregelte  Märkte  das  öffentliche  Recht  des 
Herkunftsmitgliedstaats.  Sie  unterliegen  daher  der  Recht- 
sprechung der  Verwaltungsgerichte  im  Herkunfts- 
mitgliedstaat. Dieser  Rechtsrahmen  gilt  für  den  Handel,  im 
Gegensatz  zur  Versteigerung  und  auch  nur  für  Finanz- 
instrumente und  nicht  für  Spotkontrakte.  Der  Rechtssi- 
cherheit wegen  sollte  diese  Verordnung  daher  vorsehen, 
dass  der  Herkunftsmitgliedstaat  des  als  Auktionsplattform 
agierenden  geregelten  Marktes  dafür  sorgt,  dass  in  seinem 
einzelstaatlichen  Recht  die  Versteigerungen,  die  von  der 
unter  seine  Zuständigkeit  fallenden  Auktionsplattform 
durchgeführt  werden,  in  die  einschlägigen  Vorschriften  des 
betreffenden  Rechtsrahmens  einbezogen  sind.  Außerdem 
sollte  diese  Verordnung  festlegen,  dass  die  Auktions- 
plattform eine  außergerichtliche  Streitbeilegung  vorsieht. 
Weiterhin  sollte  der  betreffende  Mitgliedstaat  das  Recht 
gewähren,  gegen  die  Entscheidungen  des  außergerichtli- 
chen Streitbeilegungsverfahrens  Rechtsmittel  einzulegen, 
unabhängig  davon,  ob  das  Auktionsobjekt  ein  Finanz- 
instrument oder  ein  Spotkontrakt  ist. 


(32)  Das  wettbewerbliche  Vergabeverfahren  zur  Bestellung  der 
Auktionsplattform  muss  den  Wettbewerb  zwischen  ver- 
schiedenen potenziellen  Auktionsplattformen  sicherstel- 
len, sofern  dies  im  Vergaberecht  der  Union  oder  des 
betreffenden  Mitgliedstaats  vorgesehen  ist.  Die  Auktions- 
plattform sollte  an  mindestens  ein  Clearing-  oder 
Abrechnungssystem  angebunden  sein.  An  die  Auktions- 
plattform darf  mehr  als  ein  Clearing-  oder  Abrechnungs- 
system angebunden  sein.  Die  Bestellung  der  gemeinsamen 
Auktionsplattform  sollte  auf  einen  Zeitraum  von  höchs- 
tens fünf  Jahren  befristet  sein.  Die  Bestellung  von  Opt-out- 
Plattformen  sollte  auf  einen  Zeitraum  von  höchstens  drei 


(33)  Die  Durchführung  der  Versteigerungen,  die  Aufstellung 
und  Verwaltung  des  Auktionskalenders  und  verschiedene 
andere  Aufgaben  im  Zusammenhang  mit  den  Versteige- 
rungen wie  die  Pflege  einer  aktuellen  Website,  die  unions- 
weit zugänglich  ist,  macht  eine  gemeinsam  durchgeführte 
Maßnahme  der  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  im 
Sinne  von  Artikel  91  Absatz  1  Unterabsatz  3  der  Verord- 
nung (EG,  Euratom)  Nr.  1 605/2002  des  Rates  vom  25.  Juni 
2002  über  die  Haushaltsordnung  für  den  Gesamt- 
haushaltsplan der  Europäischen  Gemeinschaften  (') 
(Haushaltsordnung)  erforderlich.  Die  Notwendigkeit  einer 
solchen  gemeinsam  durchgeführten  Maßnahme  ergibt  sich 
aus  dem  unions-weiten  Geltungsbereich  des  Emissions- 
handelssystems, den  übergeordneten  politischen  Zielen  der 
Überarbeitung  der  Richtlinie  2003/87/EG  und  der  Tatsa- 
che, dass  die  Kommission  gemäß  der  Richtlinie 
2003/87/EG  direkt  zuständig  ist  für  die  Einzelheiten  der 
Durchführung  zahlreicher  Merkmale  des  Emissions- 
handelssystems, die  sich  unmittelbar  namentlich  auf  den 
Auktionskalender  und  auf  die  Auktionsaufsicht  auswirken. 
Deswegen  sollte  die  Verordnung  vorsehen,  dass  das  wett- 
bewerbliche Vergabeverfahren  zur  Bestellung  der  gemein- 
samen Auktionsplattform  und  der  Auktionsaufsicht  durch 
ein  gemeinsames  Vergabeverfahren  der  Kommission  und 
der  Mitgliedstaaten  im  Sinne  von  Artikel  1 25c  der  Verord- 
nung (EG,  Euratom)  Nr.  2342/2002  der  Kommission  vom 
23.  Dezember  2002  mit  Durchführungsbestimmungen 
zur  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  1605/2002  des  Rates 
über  die  Haushaltsordnung  für  den  Gesamthaushaltsplan 
der  Europäischen  Gemeinschaften  (2)  durchgeführt  wird. 
Gemäß  Artikel  125c  der  Verordnung  (EG,  Euratom) 
Nr.  2342/2002  finden  auf  ein  gemeinsames  Vergabe- 
verfahren der  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  die  für 
die  Kommission  geltenden  Vergaberegeln  Anwendung.  Da 
das  Vergabeverfahren  unionsweit  durchgeführt  wird,  soll- 
ten die  Vergabevorschriften  der  Haushaltsordnung  und  der 
Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  2342/2002  im  erforderli- 
chen Umfang  auf  das  gemeinsame  Vergabeverfahren 


(0  ABl.  L  248  vom  16.9.2002,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  357  vom  31.12.2002,  S.  1. 
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Anwendung  finden.  In  der  vorliegenden  Verordnung  sollte 
spezifiziert  werden,  für  welche  Auktionsdienste  die  Mit- 
gliedstaaten Aufträge  vergeben  und  welche  Leistungen  der 
technischen  Unterstützung  die  Kommission  ausschreibt, 
insbesondere  im  Hinblick  auf  die  mögliche  Ergänzung 
unvollständiger  Anhänge  dieser  Verordnung,  die  geeignete 
Auktionsfrequenz,  die  Koordinierung  der  Auktions- 
kalender der  einzelnen  Auktionsplattformen,  die  Beschrän- 
kung der  Gebotsmenge  sowie  Änderungen  dieser 
Verordnung,  namentlich  geplante  Verknüpfungen  mit 
anderen  Systemen  und  Dienstleistungen,  damit  die 
Auktionsregeln  außerhalb  der  Union  richtig  verstanden 
werden.  Solche  Dienstleistungen  kann  die  Kommission 
von  der  gemeinsamen  Auktionsplattform  beziehen,  die 
über  die  größte  Erfahrung  mit  der  Durchführung  von  Ver- 
steigerungen im  Namen  von  mehr  als  einem  Mitgliedstaat 
verfügt.  Dies  steht  einer  Anhörung  anderer  Auktions- 
plattformen oder  anderer  Interessenvertreter  nicht  im 
Wege. 

(34)  Die  Auktionsplattformen  sollten  im  Wege  eines  offenen, 
transparenten  Wettbewerbsverfahrens  bestellt  werden,  es 
sei  denn,  für  die  Bestellung  der  Auktionsplattform  durch 
einen  nicht  an  der  gemeinsam  durchgeführten  Maßnahme 
beteiligten  Mitgliedstaat  gelten  nach  Unions-  wie  auch 
nach  einzelstaatlichem  Vergaberecht  keine  Vergaberegeln. 
Bei  der  Bestellung  der  Auktionsplattformen  sowie  der  mit 
ihnen  verbundenen  Clearing-  oder  Abrechnungssysteme 
sollte  berücksichtigt  werden,  welche  Lösungen  die  Bewer- 
ber anbieten,  um  Kosteneffizienz  zu  gewährleisten,  um 
kleinen  und  mittleren  Unternehmen  vollen,  gerechten  und 
gleichen  Zugang  und  Kleinemittenten  überhaupt  Zugang 
zur  Angebotseinstellung  bei  Auktionen  zu  bieten  und  um 
für  eine  solide  Auktionsaufsicht  einschließlich  der  Bereit- 
stellung eines  außergerichtlichen  Streitbeilegungs- 
verfahrens zu  sorgen.  An  die  Auktionsplattform,  die 
Forwards  oder  Futures  versteigert,  kann  der  Auftrag  aus- 
nahmsweise auf  der  Grundlage  vergeben  werden,  dass  sie 
die  Zugangsbestimmungen,  Zahlungs-  und  Lieferungs- 
regeln sowie  Regeln  für  die  Marktaufsicht  anwendet,  die 
auf  dem  Sekundärmarkt  gelten.  Die  besonderen  Verfahren, 
nach  denen  die  Auftragsvergabe  für  die  gemeinsame 
Auktionsplattform  erfolgt,  sollten  in  einer  Vereinbarung 
zwischen  der  Kommission  und  den  Mitgliedstaaten  festge- 
halten werden,  in  der  gemäß  Artikel  125c  der  Verordnung 
(EG,  Euratom)  Nr.  2342/2002  festgelegt  ist,  welche  prak- 
tischen Regeln  für  die  Bewertung  der  Anträge  auf  Teil- 
nahme oder  der  Angebote  sowie  für  die  Zuschlagserteilung 
gelten,  welches  Recht  auf  den  Vertrag  Anwendung  findet 
und  welches  Gericht  bei  Streitigkeiten  zuständig  ist. 

(35)  Nicht  an  der  gemeinsam  durchgeführten  Maßnahme  zur 
Auftragsvergabe  an  die  gemeinsame  Auktionsplattform 
beteiligte  Mitgliedstaaten  können  unter  den  Bedingungen, 
die  die  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  beteiligten  Mit- 
gliedstaaten und  die  Kommission  vereinbaren  und  in  der 
Vereinbarung  über  ein  gemeinsames  Vergabeverfahren 
festhalten,  für  das  ganze  gemeinsame  Vergabeverfahren 
oder  einen  Teil  davon  Beobachterstatus  erhalten,  sofern  die 
geltenden  Regeln  für  öffentliche  Vergabeverfahren,  ein- 
schließlich der  Vorschriften  betreffend  Interessenkonflikte 
und  Wahrung  der  Vertraulichkeit,  beachtet  werden.  Ein 
solcher  Zugang  könnte  wünschenswert  sein,  um  bei  den 
Aspekten    des    Auktionsverfahrens,    die    in  dieser 


Verordnung  nicht  vollständig  harmonisiert  sind,  die  Kon- 
vergenz zwischen  den  Opt-out-Auktionsplattformen  und 
der  gemeinsamen  Auktionsplattform  zu  erleichtern. 

(36)  Mitgliedstaaten,  die  sich  nicht  an  einem  gemeinsamen 
Vergabeverfahren  zur  Bestellung  der  gemeinsamen 
Auktionsplattform  beteiligen  wollen,  sondern  ihre  eigene 
Auktionsplattform  bestellen  wollen,  sollten  die  Kommis- 
sion hiervon  innerhalb  eines  relativ  kurzen  Zeitraums  nach 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  in  Kenntnis  setzen.  Außer- 
dem muss  die  Kommission  prüfen,  ob  Mitgliedstaaten,  die 
ihre  eigene  Auktionsplattform  bestellen,  die  notwendigen 
Maßnahmen  treffen,  um  zu  gewährleisten,  dass  das 
Auktionsverfahren  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
und  den  Zielen  von  Artikel  10  Absatz  4  der  Richtlinie 
2003/87/EG  entspricht.  Darüber  hinaus  muss  die  Kom- 
mission den  detaillierten  Auktionskalender,  den  andere 
Auktionsplattformen  als  die  gemeinsame  Auktions- 
plattform vorschlagen,  mit  dem  Auktionskalender  der 
gemeinsamen  Auktionsplattform  koordinieren.  Sobald  die 
Kommission  alle  Opt-out-Auktionsplattformen  überprüft 
hat,  sollte  sie  diese  Plattformen,  die  betreffenden  Mitglied- 
staaten sowie  etwaige  Vorgaben  oder  Pflichten,  einschließ- 
lich Vorgaben  oder  Pflichten  für  die  jeweiligen 
Auktionskalender,  in  einen  Anhang  dieser  Verordnung 
aufnehmen.  Mit  einer  solchen  Aufführung  bestätigt  sie 
nicht,  dass  der  bestellende  Mitgliedstaat  die  für  die  Bestel- 
lung der  gewählten  Auktionsplattform  geltenden  Regeln 
für  öffentliche  Vergabeverfahren  beachtet  hat. 

(37)  Gemäß  Artikel  10  Absatz  3  der  Richtlinie  2003/87/EG 
bestimmen  die  Mitgliedstaaten  die  Verwendung  der  Ein- 
nahmen aus  der  Versteigerung  der  Zertifikate.  Um  jeden 
Zweifel  auszuräumen,  sollte  die  vorliegende  Verordnung 
festlegen,  dass  die  Versteigerungserlöse  direkt  an  den  von 
jedem  Mitgliedstaat  bestellten  Auktionator  überwiesen 
werden. 

(38)  Da  die  Versteigerung  von  Zertifikaten  deren  Erstemission 
in  den  Sekundärmarkt  statt  der  kostenlosen  Direktzu- 
teilung an  Anlagen-  und  Luftfahrzeugbetreiber  bedeutet, 
sollte(n)  das  bzw.  die  Clearing-  oder  Abrechnungssystem(e) 
nicht  verpflichtet  sein,  im  Falle  einer  Panne  bei  der  Liefe- 
rung, die  sich  ihrer  Kontrolle  entzieht,  eine  bestimmte  Leis- 
tung zur  Lieferung  der  Zertifikate  an  den  erfolgreichen 
Bieter  oder  seine  Rechtsnachfolger  zu  erbringen.  Deswegen 
sollte  diese  Verordnung  vorsehen,  dass  die  einzigen 
Behelfe,  über  die  erfolgreiche  Bieter  und  ihre  Rechtsnach- 
folger im  Falle  der  Nichtlieferung  versteigerter  Zertifikate 
verfügen,  darin  bestehen,  eine  spätere  Lieferung  zu  akzep- 
tieren. Allerdings  muss  es  unbedingt  möglich  sein,  verstei- 
gerte Zertifikate,  die  wegen  unvollständiger  Zahlung  nicht 
geliefert  werden,  in  späteren  Versteigerungen  derselben 
Auktionsplattform  erneut  zu  versteigern. 

(39)  Da  die  einzige  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten  in  der  Lie- 
ferung von  Zertifikaten  besteht,  sollen  diese  auch  bei  Ver- 
steigerungen keine  anderen  Sicherheiten  als  Zertifikate 
hinterlegen  müssen.  Diese  Verordnung  sollte  daher  vorse- 
hen, dass  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Versteigerung  von 
Zwei-Tage-Spot-  oder  Fünf-Tage-Futures-Kontrakten 
gemäß  dieser  Verordnung  lediglich  verpflichtet  sind,  die  zu 
versteigernden  Zertifikate  vorab  in  einem  von  den  als  Ver- 
wahrer fungierenden  Clearing-  oder  Abrechnungssystemen 
gehaltenen  Treuhandkonto  beim  Unionsregister  zu 
hinterlegen. 
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(40)  Allerdings  müssen  die  Auktionsplattform  und  jedes  mit 
ihnen  verbundenen  Clearing-  oder  Abrechnungssystem 
geeignete  Verfahren  für  Sicherheitsleistungen  und  andere 
Risikomanagementmaßnahmen  anwenden,  um  unabhän- 
gig von  einem  etwaigen  Zahlungsausfall  seitens  eines 
erfolgreichen  Bieters  oder  dessen  Rechtsnachfolgers  sicher- 
zustellen, dass  den  Auktionatoren  für  die  versteigerten  Zer- 
tifikate der  volle  Auktionsclearingpreis  gezahlt  wird. 


(41)  Aus  Gründen  der  Kosteneffizienz  sollten  erfolgreiche  Bie- 
ter die  Zertifikate,  die  ihnen  in  der  Versteigerung  zugeteilt 
wurden,  bereits  vor  Lieferung  der  Zertifikate  handeln  dür- 
fen. Eine  Ausnahme  von  dieser  Notwendigkeit  der  Vertret- 
barkeit ist  nur  möglich,  wenn  die  Zertifikate  innerhalb  von 
zwei  Handelstagen  nach  der  Versteigerung  geliefert  wer- 
den. Gleichzeitig  sieht  diese  Verordnung  die  Möglichkeit 
vor,  nicht  nur  von  einem  erfolgreichen  Bieter,  sondern 
auch  von  dessen  Rechtsnachfolger  Zahlungen  zu  akzeptie- 
ren und  letzterem  Zertifikate  zu  liefern.  Diese  Möglichkeit 
sollte  jedoch  ausschließen,  dass  die  Voraussetzungen  dafür, 
eine  Bieterzulassung  für  Versteigerungen  beantragen  zu 
können,  umgangen  werden. 


(42)  Struktur  und  Höhe  der  von  den  Auktionsplattformen  und 
dem  mit  ihnen  verbundenen  Clearing-  oder  Abrechnungs- 
system erhobenen  Gebühren  sollten  nicht  ungünstiger  sein 
als  vergleichbare  Gebühren  und  Bedingungen  für  Geschäfte 
auf  dem  Sekundärmarkt.  Der  Transparenz  halber  sollten 
alle  Gebühren  und  Bedingungen  nachvollziehbar,  nach 
Einzelposten  aufgeschlüsselt  und  öffentlich  einsehbar  sein. 
Allgemein  sollten  die  Kosten  des  Auktionsverfahrens  durch 
die  Gebühren  abgedeckt  werden,  die  die  Bieter  nach  dem 
Vertrag  zur  Bestellung  der  Auktionsplattform  zahlen.  Für 
die  Auftragsvergabe  an  eine  kosteneffiziente  gemeinsame 
Auktionsplattform  ist  jedoch  wichtig,  dass  sich  die  Mit- 
gliedstaaten an  der  gemeinsam  durchgeführten  Maßnahme 
von  Anfang  an  beteiligen.  Deswegen  sollte  von  Mitglied- 
staaten, die  sich  an  der  gemeinsam  durchgeführten  Maß- 
nahme erst  später  beteiligen,  verlangt  werden,  dass  sie  ihre 
Kosten  selbst  tragen,  und  diese  Beträge  sollten  von  den 
Kosten  abgezogen  werden,  die  ansonsten  die  Bieter  über- 
nehmen. Diese  Bestimmungen  sollten  jedoch  die  Mitglied- 
staaten nicht  benachteiligen,  die  sich  nach  Ablauf  des 
Mandats  einer  Opt-out-Plattform  an  der  gemeinsamen 
Maßnahme  beteiligen  wollen.  Auch  sollten  Mitgliedstaaten 
nicht  benachteiligt  werden,  wenn  sie  sich  in  Ermangelung 
der  Aufführung  einer  notifizierten  Opt-out-Plattform  an 
der  gemeinsamen  Maßnahme  vorübergehend  beteiligen. 
Wenn  überhaupt,  sollte  der  Auktionator  lediglich  die  Kos- 
ten für  den  Zugang  zur  Auktionsplattform  tragen,  etwaige 
anfallende  Kosten  des  Clearing-  und  Abrechnungssystems 
hingegen  sollten  nach  der  allgemeinen  Regel  von  den  Bie- 
tern getragen  werden. 


(43)  Dennoch  empfiehlt  es  sich  vorzusehen,  dass  die  Kosten  für 
die  Auktionsaufsicht  von  den  Mitgliedstaaten  zu  tragen 
und  von  den  Auktionserlösen  abzuziehen  sind.  Darüber 
hinaus  sollte  der  Vertrag  zur  Bestellung  der  Auktionsauf- 
sicht die  Kosten  der  Auktionsaufsicht,  die  im  Wesentlichen 
von  der  Zahl  der  Versteigerungen  abhängen,  von  allen 
anderen  Kosten  differenzieren.  Die  genaue  Abgrenzung 
zwischen  diesen  Kosten  sollte  durch  das  gemeinsame 
Vergabeverfahren  festgelegt  werden. 


(44)  Es  sollte  eine  unabhängige  Auktionsaufsicht  bestellt  wer- 
den, die  überwacht,  ob  das  Auktionsverfahren  mit  den  Zie- 
len des  Artikels  10  Absatz  4  der  Richtlinie  2003/87/EG 
übereinstimmt,  ob  diese  Verordnung  beachtet  wird  und  ob 
es  Hinweise  auf  wettbewerbsschädigendes  Verhalten  oder 
Marktmissbrauch  gibt,  und  die  darüber  Bericht  erstattet. 
Die  Überwachung  der  Versteigerungen  erfordert  —  wie 
auch  die  Versteigerungen  als  solche  —  eine  gemeinsam 
durchgeführte  Maßnahme  der  Mitgliedstaaten  und  der 
Kommission,  weshalb  ein  gemeinsames  Vergabeverfahren 
durchgeführt  werden  sollte.  Die  Auktionsplattformen,  die 
Auktionatoren  und  die  zuständigen  einzelstaatlichen 
Behörden  für  die  Aufsicht  über  die  Auktionsplattform,  die 
Wertpapierfirmen,  Kreditinstitute  oder  Personen,  die  im 
Namen  anderer  Auktionsteilnehmer  bieten  dürfen,  bzw. 
für  die  Untersuchung  und  Ahndung  von  Marktmissbrauch 
sollten  verpflichtet  sein,  mit  der  Auktionsaufsicht  bei  der 
Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  zusammenzuarbeiten. 


(45)  Um  die  Unparteilichkeit  der  Auktionsaufsicht  sicherzustel- 
len, sollten  bei  der  Einsetzung  der  Auktionsaufsicht  gezielt 
Bewerber  berücksichtigt  werden,  die  aufgrund  ihrer  etwa- 
igen Tätigkeiten  auf  dem  Sekundärmarkt  und  ihrer  inter- 
nen Risikominderungsverfahren  das  geringste  Risiko  eines 
Interessenkonflikts  oder  Risiko  von  Marktmissbrauch  auf- 
weisen, ohne  dass  ihre  Fähigkeit  beeinträchtigt  wäre,  ihre 
Aufgaben  rechtzeitig,  fachgerecht  und  in  Einklang  mit 
höchsten  Qualitätsstandards  zu  erfüllen. 


(46)  Wettbewerbsschädigendes  Verhalten  und  Markt- 
missbrauch sind  mit  den  Grundsätzen  der  Offenheit, 
Transparenz,  Harmonisierung  und  Nichtdiskriminierung, 
die  dieser  Verordnung  zugrunde  liegen,  unvereinbar.  Des- 
wegen sollte  diese  Verordnung  geeignete  Bestimmungen 
enthalten,  die  das  Risiko  solcher  Verhaltensweisen  bei  Ver- 
steigerungen einschränken.  Eine  gemeinsame  Auktions- 
plattform, ein  einfaches  Versteigerungskonzept,  eine  relativ 
hohe  Auktionsfrequenz,  die  Auflösung  gleichlautender 
Angebote  durch  Zufallsauswahl,  ein  angemessener  Zugang 
zu  den  Versteigerungen,  die  einheitliche  Weitergabe  von 
Informationen  und  die  Transparenz  aller  Vorschriften  — 
dies  alles  trägt  dazu  bei,  das  Risiko  von  Marktmissbrauch 
zu  mindern.  Da  Finanzinstrumente  als  Mittel  für  die  Ver- 
steigerung von  Zertifikaten  gewählt  wurden,  kommen 
sowohl  dem  Auktionator  als  auch  den  Bietern  die  Schutz- 
mechanismen zugute,  die  es  im  Rahmen  der  Finanzmarkt- 
regeln gibt.  Um  das  Risiko  von  Marktmissbrauch  in  dem 
Fall  zu  mindern,  dass  das  Auktionsobjekt  kein  Finanz- 
instrument ist,  sollte  diese  Verordnung  Vorschriften  ent- 
halten, die  denen  vergleichbar  sind,  die  für 
Finanzinstrumente  gelten.  Eine  unparteiische  Auktionsauf- 
sicht sollte  den  gesamten  Auktionsverlauf  einschließlich 
der  Versteigerungen  selbst  und  die  Anwendung  der 
Auktionsvorschriften  bewerten. 


(47)  Außerdem  ist  es  unverzichtbar,  die  Integrität  des  Auktio- 
nators sicherzustellen.  Bei  der  Bestellung  des  Auktionators 
sollten  die  Mitgliedstaaten  daher  gezielt  Bewerber  berück- 
sichtigen, die  aufgrund  ihrer  etwaigen  Tätigkeiten  auf  dem 
Sekundärmarkt  und  ihrer  internen  Risikominderungs- 
verfahren das  geringste  Risiko  eines  Interessenkonflikts 
oder  Risiko  von  Marktmissbrauch  aufweisen,  ohne  dass 
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ihre  Fähigkeit  beeinträchtigt  wäre,  ihre  Aufgaben  rechtzei- 
tig, fachgerecht  und  in  Einklang  mit  höchsten  Qualitäts- 
standards zu  erfüllen.  Aus  dieser  Anforderung  ergibt  sich 
zwangsläufig,  dass  es  den  Mitgliedstaaten  ausdrücklich 
untersagt  ist,  Insider-Informationen  über  die  Versteigerun- 
gen mit  ihrem  Auktionator  zu  teilen.  Ein  Verstoß  gegen 
dieses  Verbot  sollte  wirksame,  verhältnismäßige  und 
abschreckende  Sanktionen  nach  sich  ziehen. 

(48)  Außerdem  sollte  vorgesehen  werden,  dass  die  Auktions- 
plattform das  Verhalten  der  Bieter  überwacht  und  in  Ein- 
klang mit  der  Informationspflicht  nach  der  Richtlinie 
2003/6/EG  und  der  Meldepflicht  nach  der  Richtlinie 
2005/60/EG  die  zuständigen  nationalen  Stellen  über  etwa- 
igen Marktmissbrauch,  Geldwäsche  und  Terrorismus- 
finanzierung unterrichtet. 

(49)  Bei  der  Anwendung  ihrer  einzelstaatlicher  Maßnahmen  zur 
angemessenen  Umsetzung  der  Titel  III  und  IV  der  Richtli- 
nie 2004/39/EG  und  der  Richtlinie  2003/6/EG  sollten  die 
zuständigen  Behörden  der  betreffenden  Mitgliedstaaten 
geltenden  Rechtsvorschriften  der  Union  zur  Durchführung 
der  betreffenden  Richtlinien  ordnungsgemäß  Rechnung 
tragen. 

(50)  Außerdem  sollte  diese  Verordnung  die  Möglichkeit  vorse- 
hen, den  Anteil  an  der  insgesamt  in  Einzelversteigerungen 
oder  in  einem  Kalenderjahr  zu  versteigernden  Zertifikat- 
menge, für  den  ein  einzelner  Bieter  bieten  kann,  zu 
beschränken  oder  andere  geeignete  Abhilfemaßnahmen  zu 
treffen.  Angesichts  des  hiermit  verbundenen  Verwaltungs- 
aufwands sollte  von  dieser  Möglichkeit  allerdings  nur  dann 
Gebrauch  gemacht  werden,  wenn  die  zuständigen  einzel- 
staatlichen Behörden  von  einem  Fall  von  Marktmissbrauch, 
Geldwäsche  oder  Terrorismusfinanzierung  unterrichtet 
wurden  und  beschlossen  haben,  nichts  zu  unternehmen, 
und  wenn  die  Notwendigkeit  ihrer  Anwendung  und  die 
Wirksamkeit  einer  solchen  Maßnahme  nachgewiesen  sind. 
Diese  Möglichkeit  sollte  nur  mit  der  vorherigen  Stellung- 
nahme der  Kommission  in  Anspruch  genommen  werden 
können.  Bevor  die  Kommission  Stellung  nimmt,  sollte  sie 
die  Mitgliedstaaten  und  die  Auktionsaufsicht  zu  dem  Vor- 
schlag der  Auktionsplattform  konsultieren.  Die  Einschät- 
zung der  Kommission  selbst,  ob  gemäß  Artikel  12 
Absatz  la  der  Richtlinie  2003/87/EG  der  Markt  für 
Emissionszertifikate  hinreichend  vor  Marktmissbrauch 
geschützt  ist,  ist  für  diese  Stellungnahme  ebenfalls 
maßgeblich. 

(51)  Die  anderen  Personen,  denen  ein  Mitgliedstaat  die  Geneh- 
migung erteilt  hat,  im  Namen  von  Kunden  ihres  Haupt- 
geschäfts Gebote  abzugeben,  sollten  die  Verhaltensregeln 
in  dieser  Verordnung  beachten,  damit  sichergestellt  ist, 
dass  ihre  Kunden  hinreichend  geschützt  sind. 

(52)  Diese  Verordnung  sollte  für  alle  Auktionsplattformen  eine 
Sprachenregelung  vorsehen,  die  Transparenz  gewährleis- 
tet und  ein  Gleichgewicht  schafft  zwischen  dem  Ziel  des 
nichtdiskriminierenden  Zugangs  zu  den  Versteigerungen 
einerseits  und  einer  möglichst  kosteneffizienten  Regelung 
andererseits.  Unterlagen,  die  nicht  im  Amtsblatt  der  Europä- 
ischen Union  veröffentlicht  werden,  sollten  in  einer  in  inter- 
nationalen Finanzkreisen  gebräuchlichen  Sprache,  nämlich 


Englisch,  veröffentlicht  werden.  Die  Verwendung  einer  in 
internationalen  Finanzkreisen  gebräuchlichen  Sprache  ist 
bereits  in  der  Richtlinie  2003/71/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  4.  November  2003  betreffend 
den  Prospekt,  der  beim  öffentlichen  Angebot  von  Wertpa- 
pieren oder  bei  deren  Zulassung  zum  Handel  zu  veröffent- 
lichen ist,  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  2001/34/EG  (l) 
vorgesehen. 

(53)  Die  Mitgliedstaaten  können  auf  eigene  Kosten  die  Überset- 
zung sämtlicher  Unterlagen  in  ihre  Amtssprache(n)  über- 
nehmen. Tut  ein  Mitgliedstaat  dies,  so  sollten  die  Opt-out- 
Plattformen  ebenfalls  sämtliche  sie  betreffenden 
Unterlagen  in  die  Sprache(n)  des  betreffenden  Mitglieds- 
staats auf  Kosten  des  Mitgliedsstaates,  der  die  Auktions- 
plattform bestellt  hat,  übersetzen.  Infolgedessen  sollten  die 
Auktionsplattformen  daher  auch  in  der  Lage  sein,  alle 
mündlichen  und  schriftlichen  Mitteilungen  von  Personen, 
die  eine  Bieterzulassung  beantragen,  die  eine  Bieter- 
zulassung haben  oder  die  bei  einer  Versteigerung  ein  Gebot 
einstellen,  in  jeder  Sprache  zu  bearbeiten,  für  die  ein  Mit- 
gliedstaat auf  eigene  Kosten  eine  Übersetzung  bereitgestellt 
hat,  wenn  diese  Personen  dies  verlangen.  Die  Auktions- 
plattformen dürfen  diesen  Personen  die  dadurch  anfallen- 
den zusätzlichen  Kosten  nicht  in  Rechnung  stellen. 
Stattdessen  sollten  diese  Kosten  gleichmäßig  von  allen  Bie- 
tern an  der  betreffenden  Auktionsplattform  getragen  wer- 
den, um  unionsweit  für  gleichen  Zugang  zu  den 
Versteigerungen  zu  sorgen. 

(54)  Aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  und  der  Transparenz 
sollte  diese  Verordnung  auch  andere  Aspekte  der  Verstei- 
gerung näher  regeln,  wie  die  Veröffentlichung,  Bekannt- 
gabe und  Mitteilung  der  Auktionsergebnisse,  den  Schutz 
vertraulicher  Informationen,  die  Berichtigung  von  Fehlern 
bei  einer  Zahlung  oder  Übertragung  von  Zertifikaten  und 
den  im  Rahmen  dieser  Verordnung  hinterlegten  oder  frei- 
gegebenen Sicherheiten,  das  Recht  auf  Rechtsmittel  gegen 
Entscheidungen  der  Auktionsplattform  sowie  das 
Inkrafttreten. 

(55)  Wenn  Wertpapierfirmen  auf  eigene  Rechnung  oder  im 
Namen  von  Kunden  Gebote  für  Finanzinstrumente  abge- 
ben, so  gilt  dies  im  Sinne  dieser  Verordnung  als 
Wertpapierdienstleistung  oder  Anlagetätigkeit. 

(56)  Diese  Verordnung  nimmt  weder  die  Prüfung  der  Kommis- 
sion gemäß  Artikel  12  Absatz  la  der  Richtlinie 
2003/87/EG,  ob  der  Markt  für  Emissionszertifikate  hinrei- 
chend vor  Marktmissbrauch  geschützt  ist,  vorweg  noch, 
etwaige  Vorschläge  der  Kommission,  um  diesen  Schutz  zu 
gewährleisten.  Ziel  dieser  Verordnung  ist  es,  für  faire  und 
ordnungsgemäße  Handelsbedingungen  zu  sorgen,  bis  die 
Ergebnisse  der  Prüfung  der  Kommission  vorliegen. 

(57)  Diese  Verordnung  gilt  unbeschadet  der  Anwendung  der 
Artikel  107  und  108  des  Vertrags,  etwa  im  Zusammen- 
hang mit  Vorkehrungen  für  einen  gerechten,  vollständigen 
und  gleichen  Zugang  aller  unter  das  System  der  Union  für 
den  Handel  mit  Treibhausgasemission  fallenden  kleinen 
und  mittleren  Unternehmen  und  Zugang  von 
Kleinemittenten. 


0)  ABl.  L  345  vom  31.12.2003,  S.  64. 
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(58)  Diese  Verordnung  gilt  unbeschadet  der  anwendbaren 
Binnenmarktregeln. 

(59)  Diese  Verordnung  steht  im  Einklang  mit  den  Grundrech- 
ten und  Grundsätzen,  die  insbesondere  mit  der  Charta  der 
Grundrechte  der  Europäischen  Union  und  deren  Artikel  1 1 
sowie  mit  Artikel  10  der  Europäischen  Menschenrechts- 
konvention anerkannt  wurden.  Daher  hindert  sie  die  Mit- 
gliedstaaten in  keiner  Weise  daran,  ihre 
verfassungsrechtlichen  Vorschriften  über  Pressefreiheit  und 
Freiheit  der  Meinungsäußerung  in  den  Medien 
anzuwenden. 

(60)  Um  Vorhersehbarkeit  zu  gewährleisten  und  sicherzustel- 
len, dass  Versteigerungen  rechtzeitig  stattfinden,  sollte 
diese  Verordnung  dringend  in  Kraft  treten. 

(61)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  in  Artikel  2  3  Absatz  1  der 
Richtlinie  2003/87/EG  genannten  Ausschusses  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


KAPITEL  I 
ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN 


Artikel  1 
Gegenstand 

Diese  Verordnung  enthält  Vorschriften  über  den  zeitlichen  und 
administrativen  Ablauf  und  weitere  Aspekte  der  Versteigerung 
von  Zertifikaten  gemäß  der  Richtlinie  2003/87/EG. 


Artikel  1 
Geltungsbereich 

Diese  Verordnung  gilt  für  die  Zuteilung  durch  Versteigerung  von 
in  den  Handelsperioden  ab  dem  1 .  Januar  2013  abzugebenden 
Zertifikaten  gemäß  Kapitel  II  (Luftverkehrstätigkeiten)  der  Richt- 
linie 2003/87/EG  und  gemäß  Kapitel  III  (ortsfeste  Anlagen)  der 
genannten  Richtlinie. 

Artikel  3 
Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Verordnung  bezeichnet  der  Ausdruck 

1 .  „Futures"  Zertifikate,  die  als  Finanzinstrumente  gemäß  Arti- 
kel 38  Absatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1287/2006  (»)  ver- 
steigert werden,  die  an  einem  vereinbarten  Datum  zu  dem 
gemäß  Artikel  7  Absatz  2  dieser  Verordnung  ermittelten 
Auktionsclearingpreis  zu  liefern  sind  und  für  die  Nachschuss- 
forderungen  zur  Deckung  von  Kursbewegungen  bar  nachzu- 
kommen ist; 


(')  ABl.  L  241  vom  2.9.2006,  S.  1. 


2.  „Forwards"  Zertifikate,  die  als  Finanzinstrumente  gemäß  Arti- 
kel 38  Absatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1287/2006  verstei- 
gert werden,  die  an  einem  vereinbarten  Datum  zu  dem  gemäß 
Artikel  7  Absatz  2  dieser  Verordnung  ermittelten  Auktions- 
clearingpreis zu  liefern  sind  und  für  die  Nachschuss- 
forderungen  zur  Deckung  von  Kursbewegungen  nach  Wahl 
der  zentralen  Gegenpartei  mit  unbaren  Sicherheiten  oder  mit 
einer  vereinbarten  staatlichen  Garantie  nachgekommen  wer- 
den kann; 


3.  „Zwei-Tage-Spot"  versteigerte  Zertifikate,  deren  Lieferung 
gemäß  Artikel  38  Absatz  2  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1287/2006  zu  einem  vereinbarten  Datum  spätestens  am 
zweiten  Handelstag  nach  dem  Auktionstag  erfolgt; 


4.  „Five-day-Futures"  Zertifikate,  die  als  Finanzinstrumente  im 
Sinne  von  Artikel  38  Absatz  3  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1287/2006  versteigert  werden  und  deren  Lieferung  zu 
einem  vereinbarten  Datum  spätestens  am  fünften  Handels- 
tag nach  dem  Auktionstag  erfolgt; 


5.  „Gebot"  ein  Angebot  in  einer  Versteigerung  mit  dem  Ziel, 
eine  gegebene  Menge  Zertifikate  zu  einem  genannten  Preis  zu 
erwerben; 


6.    „Zeitfenster  für  Gebote"  den  Zeitraum,  innerhalb  dessen 
Gebote  eingestellt  werden  können; 


7.  „Handelstag"  alle  Tage,  an  denen  eine  Auktionsplattform  und 
das  mit  ihr  verbundene  Clearing-  oder  Abrechnungssystem 
für  den  Handel  geöffnet  sind; 


8.    „Wertpapierfirma"  dasselbe  wie  in  Artikel  4  Absatz  1  Num- 
mer 1  der  Richtlinie  2004/39/EG; 


9.  „Kreditinstitut"  dasselbe  wie  in  Artikel  4  Nummer  1  der 
Richtlinie  2006/48/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (2); 


1 0.  „Finanzinstrument"  dasselbe  wie  in  Artikel  4  Absatz  1  Num- 
mer 17  der  Richtlinie  2004/39/EG,  soweit  in  dieser  Verord- 
nung nichts  anderes  festgelegt  ist; 


11.  „Sekundärmarkt"  den  Markt,  auf  dem  Personen  Zertifikate 
kaufen  oder  verkaufen,  bevor  oder  nachdem  diese  kostenfrei 
oder  per  Versteigerung  zugeteilt  worden  sind; 


1 2.  „Mutterunternehmen"  dasselbe  wie  in  den  Artikeln  1  und  2 
der  Richtlinie  83/349/EWG  des  Rates  (3); 


1 3.  „Tochterunternehmen"  dasselbe  wie  in  den  Artikeln  1  und  2 
der  Richtlinie  83/349/EWG; 


(2)  ABl.  L  177  vom  30.6.2006,  S.  1. 
(')  ABl.  L  193  vom  18.7.1983,  S.  1. 
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14.  „verbundenes  Unternehmen"  ein  Unternehmen  das  mit 
einem  Mutter-  oder  Tochterunternehmen  in  einer  Beziehung 
im  Sinne  von  Artikel  1 2  Absatz  1  der  Richtlinie  des  Rates 
83/349/EWG  steht; 

15.  „Kontrolle"  dasselbe  wie  in  Artikel  3  Absätze  2  und  3  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  1 39/2004  des  Rates  (*),  wie  in  der  Kon- 
solidierten Mitteilung  der  Kommission  zu  Zuständigkeits- 
fragen (2)  angewandt.  Der  Erwägungsgrund  22  der  genannten 
Verordnung  und  die  Absätze  52  und  5  3  der  genannten  Mit- 
teilung gelten  für  die  Bestimmung  des  Begriffs  „Kontrolle"  bei 
staatlichen  Unternehmen; 

16.  „Auktionsverfahren"  das  Verfahren,  das  Folgendes  umfasst: 
die  Festlegung  des  Auktionskalenders,  die  Verfahren  für  die 
Zulassung  als  Bieter,  die  Verfahren  für  die  Einstellung  von 
Geboten,  die  Durchführung  der  Versteigerung,  die  Berech- 
nung und  Bekanntmachung  der  Auktionsergebnisse,  die  Vor- 
kehrungen für  die  Zahlung  des  geschuldeten  Preises,  die 
Lieferung  der  Zertifikate  und  die  Verwaltung  der  zur  Deckung 
etwaiger  Transaktionsrisiken  erforderlichen  Sicherheiten 
sowie  die  Aufsicht  und  Überwachung  der  ordnungsgemäßen 
Durchführung  der  Versteigerungen  durch  eine 
Auktionsplattform; 

17.  „Geldwäsche"  dasselbe  wie  in  Artikel  1  Absatz  2  der  Richtli- 
nie 2005/60/EG  unter  Berücksichtigung  deren  Artikel  1 
Absätze  3  und  5; 

18.  „Terrorismusfinanzierung"  dasselbe  wie  in  Artikel  1  Absatz  4 
der  Richtlinie  2005/60/EG  unter  Berücksichtigung  deren 
Artikel  1  Absatz  5; 

19.  „kriminelle  Tätigkeit"  dasselbe  wie  in  Artikel  3  Absatz  4  der 
Richtlinie  2005/60/EG; 

20.  „Auktionator"  jegliche  öffentliche  oder  private  Stelle,  die  von 
einem  Mitgliedstaat  benannt  wird,  um  Zertifikate  in  seinem 
Namen  zu  versteigern; 

2 1 .  „Namens-Konto"  eine  oder  mehrere  Arten  von  Konten  gemäß 
der  maßgeblichen,  nach  Artikel  1 9  Absatz  3  der  Richtlinie 
2003/87/EG  erlassenen  Verordnung  der  Kommission  für  die 
Teilnahme  am  Auktionsverfahren  oder  für  dessen  Durchfüh- 
rung, einschließlich  der  treuhänderischen  Übernahme  der 
Zertifikate  bis  zu  ihrer  Lieferung  im  Rahmen  dieser 
Verordnung; 

22.  „Namens-Bankkonto"  ein  Bankkonto,  das  ein  Auktionator 
oder  ein  Bieter  oder  dessen  Rechtsnachfolger  für  die 
Annahme  von  im  Rahmen  dieser  Verordnung  geschuldeten 
Zahlungen  angegeben  hat; 

23.  „Sorgfaltspflichten  gegenüber  Kunden"  dasselbe  wie  in  Arti- 
kel 8  Absatz  1  der  Richtlinie  2005/60/EG  unter  Berücksich- 
tigung von  deren  Artikel  8  Absatz  2. 

24.  „wirtschaftlicher  Eigentümer"  dasselbe  wie  in  Artikel  3 
Absatz  6  der  Richtlinie  2005/60/EG; 


f1)  ABl.  L  24  vom  29.1.2004,  S.  1. 
(2)  ABl.  C  95  vom  16.4.2008,  S.  1. 


25.  „ordnungsgemäß  beglaubigte  Kopie"  eine  authentische  Kopie 
eines  Originals,  die  ein  anerkannter  Anwalt,  Wirtschaftsprü- 
fer, Notar  oder  Angehöriger  eines  vergleichbaren  Berufs- 
stands, der  nach  einzelstaatlichem  Recht  des  betreffenden 
Mitgliedstaats  befugt  ist,  amtlich  die  Ubereinstimmung  einer 
Kopie  mit  ihrem  Original  zu  beglaubigen,  als  übereinstim- 
mende Kopie  beglaubigt  hat; 


26.  „politisch  exponierte  Personen"  dasselbe  wie  in  Artikel  3 
Absatz  8  der  Richtlinie  2005/60/EG; 


27.  „Marktmissbrauch"  entweder  Insidergeschäfte,  die  in  Num- 
mer 28  des  vorliegenden  Artikels  definiert  oder  gemäß  Arti- 
kel 38  verboten  sind,  oder  Marktmanipulationen  gemäß  der 
Definition  in  Nummer  30  des  vorliegenden  Artikels  und  in 
Artikel  3  7  Buchstabe  b  oder  beides; 


28.  „Insider-Geschäfte"  die  gemäß  den  Artikeln  2,  3  und  4  der 
Richtlinie  2003/6/EG  untersagte  Nutzung  von  Insider- 
Information  im  Zusammenhang  mit  einem  in  Artikel  9  der 
Richtlinie  2003/6/EG  genannten  Finanzinstrument  im  Sinne 
von  Artikel  1  Absatz  3  derselben  Richtlinie,  sofern  in  dieser 
Verordnung  nichts  anderes  festgelegt  ist; 


29.  „Insider-Information"  dasselbe  wie  in  Artikel  1  Nummer  1 
der  Richtlinie  2003/6/EG  im  Zusammenhang  mit  einem  in 
Artikel  9  der  Richtlinie  2003/6/EG  genannten  Finanz- 
instrument im  Sinne  von  Artikel  1  Absatz  3  derselben  Richt- 
linie, sofern  in  dieser  Verordnung  nichts  anderes  festgelegt 
ist; 


30.  „Marktmanipulation"  dasselbe  wie  in  Artikel  1  Nummer  2  der 
Richtlinie  2003/6/EG  im  Zusammenhang  mit  einem  in  Arti- 
kel 9  der  Richtlinie  2003/6/EG  genannten  Finanzinstrument 
im  Sinne  von  Artikel  1  Absatz  3  derselben  Richtlinie,  sofern 
in  dieser  Verordnung  nichts  anderes  festgelegt  ist; 


31.  „Clearing-System"  eine  oder  mehrere  mit  der  Auktions- 
plattform verbundene  Infrastrukturen,  die  Dienste  im  Zusam- 
menhang mit  Clearing,  Ein-  und  Nachschüssen  (Margining), 
Netting,  Verwaltung  von  Sicherheiten,  Abrechnung  und  Lie- 
ferung sowie  andere  Dienste  erbringen  können,  die  von  einer 
zentralen  Gegenpartei  wahrgenommen  werden,  und  die 
direkt  oder  indirekt  über  Mitglieder  der  zentralen  Gegenpar- 
tei, die  als  Intermediär  zwischen  ihren  Kunden  und  der  zen- 
tralen Gegenpartei  fungieren,  zugänglich  sind; 


32.  „Clearing"  sämtliche  Abläufe  vor  Öffnung  des  Zeitfensters  für 
Gebote,  während  dieses  Zeitfensters  und  nach  Schließung  des 
Zeitfensters  bis  zur  Abrechnung,  unter  Einbeziehung  der  Ver- 
waltung etwaiger  Risiken,  die  sich  in  diesem  Zeitraum  erge- 
ben und  einschließlich  Margining,  Netting  oder 
Schuldumwandlung,  oder  jegliche  andere  Dienstleistungen, 
die  ein  Clearing-  oder  Abrechnungssystem  möglicherweise 
erbringt; 
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33.  „Einschussverfahren"  (Margining)  das  Verfahren,  bei  dem  ein 
Auktionator  oder  ein  Bieter  oder  ein  oder  mehrere  in  ihrem 
Namen  handelnde  Intermediäre  eine  Sicherheit  zur  Absiche- 
rung einer  gegebenen  Finanzposition  liefern  müssen,  was  das 
gesamte  Verfahren  der  Messung,  Berechnung  und  Hinterle- 
gung der  zur  Sicherung  dieser  Finanzposition  gestellten 
Sicherheit  umfasst,  wodurch  gewährleistet  werden  soll,  dass 
sämtliche  Zahlungsverpflichtungen  eines  Bieters  und  alle 
Lieferverpflichtungen  eines  Auktionators  oder  eines  oder 
mehrerer  in  deren  Namen  handelnder  Intermediäre  innerhalb 
einer  sehr  kurzen  Zeitspanne  erfüllt  werden  können; 


34.  „Abrechnung"  die  von  einem  erfolgreichen  Bieter,  seinem 
Rechtsnachfolger,  einer  zentralen  Gegenpartei  oder  einer 
Abrechnungsstelle  geleistete  Zahlung  des  Betrags  für  die  an 
den  Bieter  oder  seinem  Rechtsnachfolger,  einer  zentralen 
Gegenpartei  oder  einer  Abrechnungsstelle  zu  liefernden  Zer- 
tifikate, und  die  Lieferung  der  Zertifikate  an  den  erfolgreichen 
Bieter  oder  seinen  Rechtsnachfolger,  eine  zentrale  Gegenpar- 
tei oder  eine  Abrechnungsstelle; 


35.  „zentrale  Gegenpartei"  eine  Stelle,  die  vorbehaltlich  Arti- 
kel 48  entweder  direkt  zwischen  einem  Auktionator  und 
einem  Bieter  oder  dessen  Rechtsnachfolger  oder  zwischen 
Intermediären,  die  diese  vertreten,  eingeschaltet  ist  und  für 
jeden  von  ihnen  als  ausschließliche  Vertragspartei  fungiert, 
indem  sie  die  Zahlung  der  Auktionserlöse  an  den  Auktiona- 
tor bzw.  einen  ihn  vertretenden  Intermediär  oder  die  Liefe- 
rung der  versteigerten  Zertifikate  an  den  Bieter  bzw.  einen 
ihn  vertretenden  Intermediär  garantiert; 


36.  „Abrechnungssystem"  jede  Infrastruktur,  unabhängig  davon, 
ob  sie  mit  der  Auktionsplattform  verbunden  ist  oder  nicht, 
die  Abrechnungsdienste  erbringen  kann,  die  Clearing,  Net- 
ting,  die  Verwaltung  von  Sicherheiten  oder  jede  andere 
Dienstleistung  umfassen  können,  die  letztendlich  die  Liefe- 
rung der  Zertifikate  vom  Auktionator  an  den  Bieter  bzw.  des- 
sen Rechtsnachfolger  und  die  Zahlung  des  geschuldeten 
Betrags  von  einem  Bieter  bzw.  dessen  Rechtsnachfolger  an 
einen  Auktionator  möglich  machen,  wobei  einer  der  folgen- 
den Akteure  diese  Dienste  übernimmt: 


a)    der  Bankenapparat  und  das  Unionsregister, 


b)  eine  oder  mehrere  Abrechnungsstellen  im  Auftrag  eines 
Auktionators  oder  eines  Bieters  bzw.  dessen  Rechtsnach- 
folgers, der  entweder  direkt  oder  indirekt  über  Mitglie- 
der der  Abrechnungsstelle,  die  als  Intermediäre  zwischen 
ihren  Kunden  und  der  Abrechnungsstelle  dienen, 
Zugang  zu  der  Abrechnungsstelle  hat; 


3  7.  „Abrechnungsstelle"  eine  Stelle,  die  als  Vermittler  handelt  und 
der  Auktionsplattform  Konten  zur  Verfügung  stellt,  über  die 
Kontoanweisungen  des  Auktionators  oder  eines  ihn  vertre- 
tenden Intermediärs  betreffend  den  Transfer  von  versteiger- 
ten Zertifikaten  und  die  Zahlung  des  Clearingpreises  der 
Auktion  durch  den  erfolgreichen  Bieter,  dessen  Rechtsnach- 
folger oder  einen  ihn  vertretenden  Intermediär  zeitgleich 
oder  beinahe  zeitgleich  garantiert  und  sicher  ausgeführt 
werden; 


38.  „Sicherheit"  die  in  Artikel  2  Buchstabe  m  der  Richtlinie 
98/26/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (:) 
genannte  Form  der  Sicherheitsleistung,  einschließlich  etwai- 
ger Zertifikate,  die  das  Clearing-  oder  Abrechnungssystem  als 
Sicherheit  akzeptiert; 

39.  „geregelter  Markt"  dasselbe  wie  in  Artikel  4  Absatz  1  Num- 
mer 14  der  Richtlinie  2004/39/EG; 

40.  „KMU"  Anlagenbetreiber  oder  Luftfahrzeugbetreiber,  die 
kleine  oder  mittlere  Unternehmen  im  Sinne  der  Empfehlung 
2003/36 1/EG  der  Kommission  (2)  sind; 

41.  „Kleinemittenten"  Anlagenbetreiber  oder  Luftfahrzeug- 
betreiber, die  in  den  drei  Kalenderjahren  vor  dem  Jahr,  in 
dem  sie  an  einer  Versteigerung  teilnehmen,  laut  ihren  geprüf- 
ten Emissionen  durchschnittlich  jährlich  nicht  mehr  als 
25  000  Tonnen  Kohlendioxidäquivalent  emittiert  haben; 

42.  „Marktbetreiber"  dasselbe  wie  in  Artikel  4  Absatz  1  Num- 
mer 1 3  der  Richtlinie  2004/39/EG; 

43.  „Niederlassung"  hat  eine  der  folgenden  Bedeutungen: 

a)  Wohnort  oder  ständige  Anschrift  in  der  Union  für  die 
Zwecke  von  Artikel  6  Absatz  3  Unterabsatz  3, 

b)  dasselbe  wie  in  Artikel  4  Absatz  1  Nummer  20  Buch- 
stabe a  der  Richtlinie  2004/39/EG  unter  Berücksichti- 
gung von  Artikel  5  Absatz  4  derselben  Richtlinie  für  die 
Zwecke  von  Artikel  1 8  Absatz  2  dieser  Verordnung, 

c)  im  Falle  von  in  Artikel  1 8  Absatz  1  Buchstabe  b  dieser 
Verordnung  genannten  Personen  dasselbe  wie  in  Arti- 
kel 4  Absatz  1  Nummer  20  Buchstabe  a  der  Richtlinie 
2004/39/EG  unter  Berücksichtigung  von  Artikel  5 
Absatz  4  derselben  Richtlinie  für  die  Zwecke  von  Arti- 
kel 1 8  Absatz  3  dieser  Verordnung, 

d)  im  Falle  von  in  Artikel  1 8  Absatz  1  Buchstabe  c  dieser 
Verordnung  genannten  Personen  dasselbe  wie  in  Arti- 
kel 4  Nummer  7  der  Richtlinie  200 6/48 /EG  für  die  Zwe- 
cke von  Artikel  1 8  Absatz  3  dieser  Verordnung, 

e)  im  Falle  von  in  Artikel  1 8  Absatz  1  Buchstabe  d  dieser 
Verordnung  genannten  wirtschaftlichen  Zusammen- 
schlüssen dasselbe  wie  in  Artikel  4  Absatz  1  Nummer  20 
Buchstabe  a  der  Richtlinie  2004/39/EG  für  die  Zwecke 
von  Artikel  1 9  Absatz  2  dieser  Verordnung, 

f)  dasselbe  wie  in  Artikel  4  Absatz  1  Nummer  20  Buch- 
stabe b  der  Richtlinie  2004/39/EG  für  die  Zwecke  von 
Artikel  35  Absätze  4,  5  und  6  und  Artikel  42  Absatz  1 
dieser  Verordnung. 


(!)  ABl.  L  166  vom  11.6.1998,  S.  45. 
(2)  ABl.  L  124  vom  20.5.2003,  S.  36. 
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KAPITEL  II 
KONZEPTION  DER  VERSTEIGERUNG 


Artikel  4 
Auktionsobj  ekte 

(1)  Zertifikate  werden  auf  einer  Auktionsplattform  im  Wege 
standardisierter  elektronischer  Kontrakte,  die  auf  derselben 
Auktionsplattform  handelbar  sind,  zum  Verkauf  angeboten  („das 
Auktionsobjekt").  Die  Auktionsobjekte  brauchen  nicht  auf  dersel- 
ben Auktionsplattform  gehandelt  zu  werden,  wenn  die  Zertifikate 
innerhalb  von  zwei  Handelstagen  nach  der  Versteigerung  gelie- 
fert werden. 

(2)  Bis  zur  Umsetzung  der  erforderlichen  rechtlichen  Maßnah- 
men und  technischen  Mittel  zur  Lieferung  der  Lizenzen,  verstei- 
gert jeder  Mitgliedstaat  Zertifikate  in  Form  von  entweder  Futures 
oder  Forwards. 

Futures  oder  Forwards  werden  gemäß  Artikel  1 1  Absatz  1 ,  Arti- 
kel 32  und  Anhang  I  versteigert. 

Bei  der  Versteigerung  von  Futures  oder  Forwards  kann  die  Liefe- 
rung der  Zertifikate  auf  einen  Zeitpunkt  verschoben  werden,  der 
nicht  nach  dem  31.  Dezember  201  3  liegen  darf. 

(3)  Spätestens  drei  Monate  nach  der  Umsetzung  der  erforder- 
lichen rechtlichen  Maßnahmen  und  technischen  Mittel  zur  Liefe- 
rung der  Lizenzen,  versteigert  jeder  Mitgliedstaat  Zertifikate  in 
Form  von  entweder  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures. 


Artikel  5 
Format  der  Versteigerung 

Die  Versteigerungen  werden  in  einem  Auktionsformat  durchge- 
führt, bei  dem  Bieter  ihre  Gebote  innerhalb  eines  vorgegebenen 
Zeitfensters  für  Gebote  abgeben,  ohne  die  Gebote  anderer  Bieter 
sehen  zu  können,  und  bei  dem  jeder  erfolgreiche  Bieter  unabhän- 
gig von  seinem  Preisgebot  für  jedes  Zertifikat  denselben  in  Arti- 
kel 7  genannten  Auktionsclearingpreis  bezahlt. 


Artikel  6 

Einstellung  und  Rücknahme  von  Geboten 

(1)  Der  Mindestumfang  eines  Gebots  ist  ein  Los. 

Ein  Los  aus  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  besteht  aus 
500  Zertifikaten. 

Ein  Los  aus  Futures  oder  Forwards  besteht  aus  1  000  Zertifikaten. 

(2)  Jedes  Gebot  enthält  Folgendes: 

a)    die  Identität  des  Bieters  und  die  Angabe,  ob  der  Bieter  auf 
eigene  Rechnung  oder  im  Namen  eines  Kunden  bietet; 


b)  die  Identität  des  Kunden,  wenn  der  Bieter  im  Namen  eines 
Kunden  bietet; 

c)  den  Umfang  des  Gebotes  als  Zahl  von  Zertifikaten  als  das 
ganzzahlige  Vielfache  von  Losen  von  500  bzw. 
1  000  Zertifikaten; 

d)  das  Preisgebot  je  Zertifikat  in  Euro  mit  zwei  Dezimalen. 

(3)  Jedes  Gebot  kann  nur  im  vorgegebenen  Zeitfenster  für 
Gebote  eingestellt,  geändert  oder  zurückgenommen  werden. 

Eingestellte  Gebote  dürfen  innerhalb  einer  Frist,  die  vor  Schlie- 
ßung des  Zeitfensters  für  Gebote  endet,  geändert  oder  zurückge- 
nommen werden.  Die  betreffende  Auktionsplattform  legt  diese 
Frist  fest  und  veröffentlicht  sie  mindestens  fünf  Handelstage  vor 
der  Öffnung  des  Zeitfensters  für  Gebote  auf  ihrer  Website. 

Nur  eine  natürliche,  in  der  Union  niedergelassene  Person,  die 
gemäß  Artikel  19  Absatz  2  Buchstabe  d  benannt  wurde  und 
befugt  ist,  einen  Bieter  für  alle  Zwecke  im  Zusammenhang  mit 
den  Versteigerungen  einschließlich  der  Einstellung  eines  Gebots 
zu  binden  (im  Folgenden  „der  Bietervertreter"  genannt),  ist  berech- 
tigt, ein  Gebot  im  Namen  eines  Bieters  einzustellen,  zu  ändern 
oder  zurückzunehmen. 

Ein  einmal  eingestelltes  Gebot  ist  bindend,  es  sei  denn,  es  wird 
gemäß  diesem  Absatz  zurückgenommen  oder  geändert  oder  es 
wird  gemäß  Absatz  4  zurückgenommen. 

(4)  Die  maßgebliche  Auktionsplattform  kann  auf  Wunsch 
eines  Bietervertreters  ein  von  dem  betreffenden  Bieter  fälschlich 
auf  der  Auktionsplattform  eingestelltes  Gebot  nach  Schließung 
des  Zeitfensters  für  Gebote,  aber  vor  Festlegung  des  Auktions- 
clearingpreises als  zurückgenommen  behandeln,  wenn  sie  davon 
überzeugt  ist,  dass  bei  der  Gebotseinstellung  ein  echter  Fehler 
unterlaufen  ist. 

(5)  Die  Annahme,  Übermittlung  und  Einstellung  eines  Gebots 
auf  einer  Auktionsplattform  seitens  einer  Wertpapierfirma  oder 
eines  Kreditinstituts  gilt  als  Wertpapierdienstleistung  im  Sinne 
von  Artikel  4  Absatz  1  Nummer  2  der  Richtlinie  2004/39/EG, 
wenn  das  Auktionsobjekt  ein  Finanzinstrument  ist. 

Artikel  7 

Auktionsclearingpreis  und  Auflösung  gleichlautender 
Gebote 

(1)  Der  Auktionsclearingpreis  wird  nach  Schließung  des  Zeit- 
fensters für  Gebote  bestimmt. 

(2)  Eine  Auktionsplattform  ordnet  die  eingestellten  Gebote 
nach  der  Höhe  des  Preisgebots.  Lauten  mehrere  Gebote  auf  den- 
selben Preis,  so  werden  sie  durch  Zufallsauswahl  anhand  eines 
Algorithmus  geordnet,  den  die  Auktionsplattform  vor  der  Verstei- 
gerung bestimmt. 

Die  Gebotsmengen  werden  beginnend  mit  dem  höchsten  Preis- 
gebot aufsummiert.  Der  Preis  des  Gebots,  bei  dem  die  Summe  der 
Gebotsmengen  die  versteigerte  Zertifikatmenge  erreicht  oder 
überschreitet,  ist  der  Auktionsclearingpreis. 
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(3)  Alle  Gebote,  die  die  gemäß  Absatz  2  ermittelte  Summe  der 
Gebotsmengen  ergeben,  werden  zum  Auktionsclearingpreis 
zugeteilt. 

(4)  Überschreitet  die  Gesamtmenge  der  gemäß  Absatz  2  ermit- 
telten erfolgreichen  Gebote  die  versteigerte  Zertifikatmenge,  so 
wird  dem  Bieter,  der  das  letzte  Gebot,  mit  dem  gemäß  Absatz  2 
die  Summe  der  Gebotsmenge  vervollständigt  wird,  abgegeben  hat, 
die  verbleibende  Menge  versteigerter  Zertifikate  zugeteilt. 

(5)  Bleibt  die  gemäß  Absatz  2  geordnete  Gesamtgebotsmenge 
unterhalb  der  Menge  der  zu  versteigernden  Zertifikate,  so  annul- 
liert die  Auktionsplattform  die  Versteigerung. 

(6)  Liegt  —  unter  Berücksichtigung  der  kurzfristigen  Preisvo- 
latilität für  Zertifikate  über  einen  bestimmten  Zeitraum  vor  der 
Versteigerung  —  der  Auktionsclearingpreis  wesentlich  unter  dem 
Preis,  der  unmittelbar  vor  und  während  der  Öffnung  des  Zeit- 
fensters für  Gebote  auf  dem  Sekundärmarkt  galt,  so  annulliert  die 
Auktionsplattform  die  Versteigerung. 

(7)  Vor  einer  Versteigerung  legt  die  Auktionsplattform  nach 
Anhörung  der  Auktionsaufsicht  und  deren  Stellungnahme  sowie 
nach  Unterrichtung  der  in  Artikel  56  genannten  zuständigen 
einzelstaatlichen  Behörden,  nach  welcher  Methode  Absatz  6  ange- 
wendet wird.  Die  betreffende  Auktionsplattform  berücksichtigt 
die  Stellungnahme  der  Auktionsaufsicht  soweit  irgend  möglich. 

Zwischen  zwei  Zeitfenstern  für  Gebote  auf  derselben  Auktions- 
plattform kann  diese  die  Methode  ändern,  nachdem  sie  die 
Auktionsaufsicht  angehört  und  die  in  Artikel  56  genannten 
zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden  unterrichtet  hat. 

(8)  Wird  eine  Versteigerung  gemäß  Absatz  5  oder  Absatz  6 
annulliert,  so  wird  die  Versteigerungsmenge  gleichmäßig  auf  die 
nächsten  geplanten  Versteigerungen  derselben  Auktionsplattform 
verteilt. 

Im  Falle  von  Zertifikaten  gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie 
2003/87/EG  wird  die  zu  versteigernde  Menge  gleichmäßig  auf  die 
nächsten  vier  geplanten  Versteigerungen  verteilt. 

Im  Falle  von  Zertifikaten  gemäß  Kapitel  II  der  Richtlinie 
2003/87 /EG  wird  die  zu  versteigernde  Menge  gleichmäßig  auf  die 
nächsten  zwei  geplanten  Versteigerungen  verteilt. 


KAPITEL  III 
AUKTIONSKALENDER 


Artikel  8 
Zeitplan  und  Frequenz 

(1)  Eine  Auktionsplattform  führt  Versteigerungen  gesondert 
während  ihres  eigenen  regelmäßig  wiederkehrenden  Zeitfensters 
für  Gebote  durch.  Das  Zeitfenster  für  Gebote  wird  an  ein  und 
demselben  Handelstag  geöffnet  und  geschlossen.  Es  bleibt  wäh- 
rend mindestens  zwei  Stunden  geöffnet.  Die  Zeitfenster  für 
Gebote  von  zwei  oder  mehr  Auktionsplattformen  dürfen  sich 
nicht  überschneiden,  und  zwischen  zwei  aufeinanderfolgenden 
Zeitfenstern  für  Gebote  müssen  mindestens  zwei  Stunden  liegen. 


(2)  Die  Auktionsplattform  setzt  die  Tage  und  Uhrzeiten  der 
Versteigerungen  unter  Berücksichtung  von  gesetzlichen  Feiertage, 
die  sich  auf  internationale  Finanzmärkte  auswirken,  oder  anderen 
relevanten  Ereignissen  oder  Umständen  fest,  die  die  ordnungsge- 
mäße Durchführung  der  Versteigerungen  beeinträchtigen  und 
Änderungen  erforderlich  machen  könnten.  In  den  beiden  Wochen 
über  Weihnachten  und  Neujahr  jedes  Jahres  findet  keine  Verstei- 
gerung statt. 

(3)  Unter  außergewöhnlichen  Umständen  kann  eine  Auktions- 
plattform nach  Anhörung  der  Auktionsaufsicht  und  deren  Stel- 
lungnahme die  Uhrzeiten  eines  Zeitfensters  für  Gebote  ändern, 
indem  sie  dies  allen  voraussichtlich  betroffenen  Personen  mitteilt. 
Die  betreffende  Auktionsplattform  berücksichtigt  die  Stellung- 
nahme der  Auktionsaufsicht  soweit  irgend  möglich. 

(4)  Spätestens  ab  der  sechsten  Versteigerung  versteigert  die 
gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellte  Auktionsplattform 
mindestens  einmal  pro  Woche  Zertifikate,  die  unter  Kapitel  III  der 
Richtlinie  2003/87/EG  fallen,  und  mindestens  alle  zwei  Monate 
Zertifikate,  die  unter  Kapitel  II  der  Richtlinie  2003/87/EG  fallen. 

An  maximal  zwei  Tagen  pro  Woche,  an  denen  eine  gemäß  Arti- 
kel 26  Absatz  1  oder  2  bestellte  Auktionsplattform  eine  Verstei- 
gerung durchführt,  darf  keine  andere  Auktionsplattform  eine 
Versteigerung  durchführen.  Führt  die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1 
oder  2  bestellte  Auktionsplattform  an  mehr  als  zwei  Tagen  in 
einer  Woche  Versteigerungen  durch,  so  legt  sie  fest,  an  welchen 
beiden  Tagen  keine  anderen  Versteigerungen  stattfinden  dürfen, 
und  veröffentlicht  diese  Tage.  Dies  geschieht  spätestens  zum  Zeit- 
punkt der  Bestimmung  und  Veröffentlichung  gemäß  Artikel  1 1 
Absatz  1. 

(5)  Spätestens  ab  der  sechsten  Versteigerung  wird  die 
Zertifikatmenge,  die  auf  der  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2 
bestellten  Auktionsplattform  versteigert  werden  soll,  gleichmäßig 
auf  die  Versteigerungen  in  einem  gegebenen  Jahr  verteilt,  mit  der 
Einschränkung,  dass  im  August  jedes  Jahres  nur  die  Hälfte  der  in 
den  übrigen  Monaten  des  Jahres  versteigerten  Menge  versteigert 
wird. 

(6)  Zusätzliche  Bestimmungen  über  den  Zeitplan  und  die  Fre- 
quenz der  Versteigerungen  einer  anderen  Auktionsplattform  als 
der  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2  bestellten  Auktions- 
plattformen sind  in  Artikel  3  2  enthalten. 

Artikel  9 

Umstände,  die  die  Durchführung  von  Versteigerungen 
verhindern 

Unbeschadet  gegebenenfalls  der  Anwendung  der  in  Artikel  58 
genannten  Regeln  kann  eine  Auktionsplattform  eine  Versteige- 
rung annullieren,  wenn  die  ordnungsgemäße  Durchführung  die- 
ser Versteigerung  durch  einen  Umstand  gefährdet  oder 
wahrscheinlich  gefährdet  wird,  der  die  Sicherheit  oder  Zuverläs- 
sigkeit des  EDV-Systems  beeinträchtigt,  das  für  Anträge  auf  Bieter- 
zulassung, den  Zugang  zu  oder  die  Abwicklung  einer 
Versteigerung  erforderlich  ist. 

Im  Falle  von  Zertifikaten  gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie 
2003/87/EG  wird  die  zu  versteigernde  Menge  gleichmäßig  auf  die 
nächsten  vier  geplanten  Versteigerungen  verteilt. 
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Im  Falle  von  Zertifikaten  gemäß  Kapitel  II  der  Richtlinie 
200  3/87/EG  wird  die  zu  versteigernde  Menge  gleichmäßig  auf  die 
nächsten  beiden  geplanten  Versteigerungen  verteilt. 


Artikel  10 

Jahresmenge  zu  versteigernder  Zertifikate  gemäß 
Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/87/EG 


(1)  Anhang  I  dieser  Verordnung  enthält  die  Menge  der  Zertifi- 
kate gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/87/EG,  die  2011 
und  2012  versteigert  werden  sollen,  und  die  Auktionsobjekte, 
über  die  diese  Zertifikate  versteigert  werden  sollen. 


(2)  Die  Menge  der  Zertifikate  gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie 
2003/87/EG,  die  2013  und  2014  versteigert  werden  sollen,  ist  die 
gemäß  den  Artikeln  9  und  9a  der  genannten  Richtlinie  für  das 
betreffende  Kalenderjahr  festgelegte  Zertifikatmenge,  abzüglich 
der  gemäß  Artikel  1 0a  Absatz  7  und  Artikel  1 1  Absatz  2  der 
genannten  Richtlinie  kostenlos  zugeteilten  Zertifikate  und  abzüg- 
lich der  Hälfte  der  Gesamtmenge  der  201 1  und  201 2  versteiger- 
ten Zertifikate. 


Die  Menge  der  Zertifikate  gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie 
2003/87/EG,  die  ab  2015  in  jedem  Kalenderjahr  versteigert  wer- 
den sollen,  ist  die  gemäß  den  Artikeln  9  und  9a  der  genannten 
Richtlinie  für  das  betreffende  Kalenderjahr  festgelegte  Zertifikat- 
menge, abzüglich  der  gemäß  Artikel  10a  Absatz  7  und  Artikel  1 1 
Absatz  2  der  genannten  Richtlinie  kostenlos  zugeteilten 
Zertifikate. 


Jede  zu  versteigernde  Menge  gemäß  Artikel  24  der  Richtlinie 
2003/87/EG  wird  der  gemäß  Unterabsatz  1  oder  2  dieses  Absat- 
zes festgelegten  Zertifikatmenge  zugeschlagen,  die  in  einem  gege- 
benen Kalenderjahr  versteigert  werden  soll. 


Die  Menge  der  Zertifikate  gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie 
2003/87/EG,  die  im  letzten  Jahr  jeder  Handelsperiode  versteigert 
werden  sollen,  trägt  der  etwaigen  Einstellung  des  Betriebs  einer 
Anlage  gemäß  Artikel  10a  Absatz  19  der  genannten  Richtlinie, 
einer  etwaigen  Anpassung  der  kostenlos  zugeteilten  Zertifikat- 
mengen gemäß  Artikel  10a  Absatz  20  der  genannten  Richtlinie 
und  den  Zertifikaten  Rechnung,  die  in  der  Reserve  für  neue  Markt- 
teilnehmer gemäß  Artikel  1 0a  Absatz  7  der  genannten  Richtlinie 
verbleiben. 


(3)  Die  Menge  der  in  jedem  Kalenderjahr  ab  201 3  zu  verstei- 
gernden Zertifikate  gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/87/EG 
beruht  auf  der  von  der  Kommission  gemäß  Artikel  1 0  Absatz  1 
der  genannten  Richtlinie  bestimmten  und  veröffentlichten 
geschätzten  Menge  der  zu  versteigernden  Zertifikate  oder  auf  der 
neuesten  Änderung  der  ursprünglichen  Schätzung  der  Kommis- 
sion, die  bis  31.  Januar  des  Vorjahres  veröffentlicht  wurde. 


Jede  spätere  Änderung  der  Menge  der  zu  versteigernden  Zertifi- 
kate in  einem  gegebenen  Kalenderjahr  wird  auf  die  Menge  der  im 
darauffolgenden  Kalenderjahr  zu  versteigernden  Zertifikate 
angerechnet. 


(4)  Unbeschadet  Artikel  10a  Absatz  7  der  Richtlinie 
2003/87/EG  entspricht  in  jedem  Kalenderjahr  der  auf  die  einzel- 
nen Mitgliedstaaten  entfallende  Anteil  an  den  zu  versteigernden 
Zertifikaten  gemäß  Kapitel  III  der  genannten  Richtlinie  dem 
gemäß  Artikel  10  Absatz  2  der  genannten  Richtlinie  festgelegten 
Anteil,  abzüglich  der  gemäß  Artikel  10c  der  genannten  Richtlinie 
im  selben  Kalenderjahr  kostenlos  zugeteilten  Zertifikate  und 
zuzüglich  etwaiger  Zertifikate,  die  der  betreffende  Mitgliedstaat  im 
selben  Kalenderjahr  im  Rahmen  von  Artikel  24  der  genannten 
Richtlinie  versteigert. 

Artikel  1 1 

Kalender  für  Einzelversteigerungen  von  Zertifikaten 
gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/87/EG,  die  von 
gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  dieser  Verordnung 
bestellten  Auktionsplattformen  durchgeführt  werden 

(1)  Nach  Konsultation  der  Kommission  und  deren  Stellung- 
nahme bestimmen  und  veröffentlichen  die  gemäß  Artikel  26 
Absatz  1  oder  2  dieser  Verordnung  bestellten  Auktions- 
plattformen die  Zeitfenster  für  Gebote,  die  einzelnen  Mengen,  die 
Versteigerungstermine  sowie  das  Versteigerungsobjekt  und  die 
Termine  für  Zahlung  und  Lieferung  der  Zertifikate  gemäß  Kapi- 
tel III  der  Richtlinie  2003/87/EG,  die  in  einem  Kalenderjahr  in 
Einzelversteigerungen  versteigert  werden  sollen,  bis  zum  28.  Feb- 
ruar des  Vorjahres  oder  sobald  wie  möglich  danach.  Die  betref- 
fenden Auktionsplattformen  berücksichtigen  die  Stellungnahme 
der  Kommission  soweit  irgend  möglich. 

(2)  Die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  dieser  Verordnung 
bestellten  Äuktionsplattformen  stützen  ihre  Bestimmungen  und 
Veröffentlichungen  gemäß  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  auf 
die  von  der  Kommission  bestimmte  und  veröffentlichte  geschätzte 
Menge  der  zu  versteigernden  Zertifikate  oder  auf  die  neueste 
Änderung  der  ursprünglichen  Schätzung  der  Kommission  gemäß 
Artikel  10  Absatz  1  der  Richtlinie  2003/87/EG. 

(3)  Eine  Auktionsplattform  kann  die  Zeitfenster  für  Gebote,  die 
einzelnen  Mengen  und  die  Versteigerungstermine  für  Zertifikate 
gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/87/EG,  die  im  letzten  Jahr 
jeder  Handelsperiode  in  Einzelversteigerungen  versteigert  werden 
sollen,  anpassen,  um  der  etwaigen  Einstellung  des  Betriebs  einer 
Anlage  gemäß  Artikel  10a  Absatz  19  der  genannten  Richtlinie, 
einer  etwaigen  Anpassung  der  kostenlos  zugeteilten  Zertifikat- 
mengen gemäß  Artikel  10a  Absatz  20  der  genannten  Richtlinie 
oder  den  Zertifikaten  Rechnung  zu  tragen,  die  in  der  Reserve  für 
neue  Marktteilnehmer  gemäß  Artikel  1 0a  Absatz  7  der  genann- 
ten Richtlinie  verbleiben. 

(4)  Der  Kalender  für  Einzelversteigerungen  von  Zertifikaten 
gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/87/EG,  die  von  einer  ande- 
ren Auktionsplattform  als  den  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2 
dieser  Verordnung  bestellten  Auktionsplattformen  durchgeführt 
werden,  wird  gemäß  Artikel  3  2  dieser  Verordnung  bestimmt  und 
veröffentlicht. 

Artikel  12 

Jahresmenge  zu  versteigernder  Zertifikate  gemäß 
Kapitel  II  der  Richtlinie  2003/87/EG 

(1)  Die  Menge  der  Zertifikate  gemäß  Kapitel  II  der  Richtlinie 
2003/87/EG,  die  2012  zu  versteigern  sind,  ist  die  Menge,  die  die 
Kommission  gemäß  Artikel  3d  Absatz  1  der  genannten  Richtlinie 
berechnet  und  beschlossen  hat. 
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Die  Menge  der  Zertifikate  gemäß  Kapitel  II  der  Richtlinie 
2003/87/EG,  die  ab  2013  je  Kalenderjahr  zu  versteigern  sind,  ist 
die  Menge,  die  die  Kommission  gemäß  Artikel  3d  Absatz  2  der 
genannten  Richtlinie  berechnet  und  beschlossen  hat,  die  gleich- 
mäßig auf  die  einzelnen  Jahre  der  betreffenden  Handelsperiode 
aufgeteilt  wird. 

Die  Menge  Zertifikate,  die  im  letzten  Jahr  jeder  Handelsperiode 
versteigert  werden  sollen,  trägt  jedoch  den  Zertifikaten  Rechnung, 
die  in  der  Sonderreserve  gemäß  Artikel  3f  der  Richtlinie 
2003/87/EG  verbleiben. 

(2)  In  jedem  Kalenderjahr  einer  Handelsperiode  entspricht  der 
Anteil  jedes  Mitgliedstaats  an  den  zu  versteigernden  Zertifikaten 
gemäß  Kapitel  II  der  Richtlinie  2003/87/EG  dem  gemäß  Arti- 
kel 3d  Absatz  3  der  Richtlinie  für  diese  Handelsperiode  festgeleg- 
ten Anteil,  der  auf  die  einzelnen  Jahre  der  betreffenden 
Handelsperiode  aufgeteilt  wird. 


Artikel  13 

Kalender  für  Einzelversteigerungen  von  Zertifikaten 
gemäß  Kapitel  II  der  Richtlinie  2003/87/EG,  die  von 
gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  dieser  Verordnung 
bestellten  Auktionsplattformen  durchgeführt  werden 

(1)  Nach  Konsultation  der  Kommission  und  deren  Stellung- 
nahme bestimmen  und  veröffentlichen  die  gemäß  Artikel  26 
Absatz  1  oder  2  dieser  Verordnung  bestellten  Auktions- 
plattformen die  Zeitfenster  für  Gebote,  die  einzelnen  Mengen  und 
die  Versteigerungstermine  für  Zertifikate  gemäß  Kapitel  II  der 
Richtlinie  2003/87/EG,  die  2012  in  Einzelversteigerungen  verstei- 
gert werden  sollen,  bis  zum  30.  September  201 1  oder  so  bald  wie 
möglich  danach.  Die  betreffenden  Auktionsplattformen  berück- 
sichtigen die  Stellungnahme  der  Kommission  soweit  irgend 
möglich. 

(2)  Ab  2012  bestimmen  und  veröffentlichen  die  gemäß  Arti- 
kel 26  Absatz  1  oder  2  dieser  Verordnung  bestellten  Auktions- 
plattformen nach  Konsultation  der  Kommission  und  deren 
Stellungnahme  die  Zeitfenster  für  Gebote,  die  einzelnen  Mengen, 
die  Versteigerungstermine  sowie  das  Auktionsobjekt  und  die  Ter- 
mine für  Zahlung  und  Lieferung  der  Zertifikate  gemäß  Kapitel  II 
der  Richtlinie  2003/87/EG,  die  in  einem  Kalenderjahr  in  Einzel- 
versteigerungen versteigert  werden  sollen,  bis  zum  28.  Februar 
des  Vorjahres  oder  so  bald  wie  möglich  danach.  Die  betreffenden 
Auktionsplattformen  berücksichtigen  die  Stellungnahme  der 
Kommission  soweit  irgend  möglich. 

Die  Zeitfenster  für  Gebote,  die  einzelnen  Mengen,  die 
Versteigerungstermine  sowie  das  Auktionsobjekt  und  die  Termine 
für  Zahlung  und  Lieferung  der  Zertifikate  gemäß  Kapitel  II  der 
Richtlinie  2003/87/EG,  die  im  letzten  Jahr  einer  Handelperiode  in 
Einzelversteigerungen  versteigert  werden  sollen,  können  von  der 
betreffenden  Auktionsplattform  angepasst  werden,  um  die  Zerti- 
fikate zu  berücksichtigen,  die  in  der  Sonderreserve  gemäß  Arti- 
kel 3f  der  genannten  Richtlinie  verbleiben. 

(3)  Die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  dieser  Verordnung 
bestellten  Auktionsplattformen  stützen  ihre  Bestimmungen  und 
Veröffentlichungen  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  auf  die  Ent- 
scheidung der  Kommission  gemäß  Artikel  3e  Absatz  3  der  Richt- 
linie 2003/87/EG. 


(4)  Die  Vorschriften  für  den  Kalender  für  Einzel- 
versteigerungen von  Zertifikaten  gemäß  Kapitel  II  der  Richtlinie 
2003/87/EG,  die  von  einer  anderen  Auktionsplattform  als  den 
gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  dieser  Verordnung  bestellten 
Auktionsplattformen  durchgeführt  werden,  werden  gemäß  Arti- 
kel 3  2  dieser  Verordnung  bestimmt  und  veröffentlicht. 


Artikel  14 

Anpassungen  des  Auktionskalenders 

(1 )  Die  Bestimmungen  und  Veröffentlichungen  der  jährlich  zu 
versteigernden  Mengen  sowie  der  Zeitfenster  für  Gebote,  der  ein- 
zelnen Mengen,  der  Versteigerungstermine,  des  Auktionsobjekts 
und  der  Termine  für  Zahlung  und  Lieferung  der  Zertifikate  in  Ver- 
bindung mit  Einzelversteigerungen  gemäß  den  Artikeln  1 0  bis  1 3 
sowie  Artikel  3  2  Absatz  4  dürfen  nicht  geändert  werden,  es  sei 
denn,  die  Anpassungen  gehen  auf  einen  der  folgenden  Umstände 
zurück: 

a)  die  Annullierung  einer  Versteigerung  gemäß  Artikel  7 
Absätze  5  und  6,  Artikel  9  und  Artikel  32  Absatz  5; 

b)  die  in  der  gemäß  Artikel  19  Absatz  3  der  Richtlinie 
2003/87/EG  erlassenen  Verordnung  der  Kommission  vorge- 
sehene Aussetzung  anderer  Auktionsplattformen  als  der 
gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  dieser  Verordnung 
bestellten; 

c)  eine  Entscheidung  eines  Mitgliedstaats  gemäß  Artikel  30 
Absatz  8; 

d)  eine  nicht  erfolgte  Abrechnung  gemäß  Artikel  45  Absatz  5; 

e)  in  der  Sonderreserve  gemäß  Artikel  3f  der  Richtlinie 
2003/87/EG  verbleibende  Zertifikate; 

f)  die  Einstellung  des  Betriebs  einer  Anlage  gemäß  Artikel  1 0a 
Absatz  19  der  Richtlinie  2003/87/EG,  eine  Anpassung  der 
Menge  der  kostenlos  zugeteilten  Zertifikate  gemäß  Arti- 
kel 10a  Absatz  20  der  genannten  Richtlinie  oder  in  der 
Reserve  für  neue  Marktteilnehmer  gemäß  Artikel  10a 
Absatz  7  der  Richtlinie  verbleibende  Zertifikate; 

g)  die  einseitige  Einbeziehung  zusätzlicher  Tätigkeiten  und  Gase 
gemäß  Artikel  24  der  Richtlinie  2003/87EG; 

h)  Maßnahmen  gemäß  Artikel  29a  der  Richtlinie  2003/87/EG; 

i)  das  Inkrafttreten  von  Änderungen  dieser  Verordnung  oder 
der  Richtlinie  2003/87/EG. 

(2)  Ist  in  dieser  Verordnung  nicht  vorgesehen,  wie  diese  Ände- 
rung vorzunehmen  ist,  so  nimmt  die  betreffende  Auktions- 
plattform diese  Änderung  erst  nach  Anhörung  der  Kommission 
und  deren  Stellungnahme  vor.  Die  betreffende  Auktionsplattform 
berücksichtigt  die  Stellungnahme  der  Kommission  soweit  irgend 
möglich. 
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KAPITEL  IV 
ZUGANG  ZU  DEN  VERSTEIGERUNGEN 

Artikel  15 

Personen,  die  in  einer  Versteigerung  direkt  bieten  dürfen 

Unbeschadet  Artikel  28  Absatz  3  dürfen  in  einer  Versteigerung 
nur  Personen  direkt  bieten,  die  gemäß  Artikel  1 8  berechtigt  sind, 
eine  Bieterzulassung  zu  beantragen,  und  die  gemäß  den  Arti- 
keln 1 9  und  20  zum  Bieten  zugelassen  sind. 

Artikel  16 
Zugangsmöglichkeiten 

(1)  Eine  Auktionsplattform  stellt  die  Mittel  für  den  Zugang  zu 
ihren  Versteigerungen  nichtdiskriminierend  zur  Verfügung. 

(2)  Eine  Auktionsplattform,  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  stellt  sicher,  dass  der  Fernzugriff  auf  ihre 
Versteigerungen  über  eine  elektronische  Schnittstelle  möglich  ist, 
auf  die  sicher  und  zuverlässig  über  das  Internet  zugegriffen  wer- 
den kann. 

Außerdem  bietet  jede  Auktionsplattform,  die  Zwei-Tage-Spot 
oder  Fünf-Tage-Futures  versteigert,  den  Bietern  die  Möglichkeit, 
über  spezielle  Verbindungen  zur  elektronischen  Schnittstelle 
Zugriff  auf  ihre  Versteigerungen  zu  nehmen. 

(3)  Eine  Auktionsplattform,  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  kann  für  den  Fall,  dass  das  Hauptzu- 
griffsmittel nicht  zugänglich  sein  sollte,  mindestens  eine 
Alternative  für  den  Zugriff  auf  ihre  Versteigerungen  bieten,  vor- 
ausgesetzt, diese  Alternative  ist  sicher  und  zuverlässig  und  führt 
nicht  zur  Diskriminierung  von  Bietern. 

Artikel  17 
Schulung  und  Hilfedienst 

Eine  Auktionsplattform,  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage- 
Futures  versteigert,  bietet  ein  praktisches  Online- 
Schulungsprogramm  für  sein  Versteigerungsverfahren  an,  das 
Anleitungen  für  das  Ausfüllen  und  Einreichen  von  Formularen 
und  eine  Simulation  für  die  Gebotseinstellung  bei  einer  Verstei- 
gerung umfasst.  Außerdem  bietet  sie  einen  Hotlinedienst  an,  der 
jeden  Handelstag  zumindest  während  der  Arbeitszeiten  per  Tele- 
fon, Fax  oder  E-Mail  erreichbar  ist. 

Artikel  1 8 

Für  die  Beantragung  einer  Bieterzulassung  berechtige 
Personen 

(1)  Die  folgenden  Personen  sind  berechtigt,  die  Zulassung  zur 
direkten  Gebotseinstellung  in  Versteigerungen  zu  beantragen: 

a)  ein  Anlagen-  oder  Luftfahrzeugbetreiber,  der  über  ein 
Betreiberkonto  verfügt  und  auf  eigene  Rechnung  bietet,  ein- 
schließlich eines  Mutterunternehmens,  Tochter- 
unternehmens oder  verbundenen  Unternehmens,  das  zu 
demselben  Konzern  gehört  wie  der  Anlagen-  oder 
Luftfahrzeugbetreiber; 


b)  gemäß  Richtlinie  2004/39/EG  zugelassene  Wertpapier- 
firmen, die  auf  eigene  Rechnung  oder  im  Namen  ihrer  Kun- 
den bieten; 

c)  gemäß  Richtlinie  2006/48/EG  zugelassene  Kreditinstitute,  die 
auf  eigene  Rechnung  oder  im  Namen  ihrer  Kunden  bieten; 

d)  wirtschaftliche  Zusammenschlüsse  von  in  Buchstabe  a 
genannten  Personen,  die  auf  eigene  Rechnung  und  als  Ver- 
mittler im  Auftrag  ihrer  Mitglieder  Gebote  einstellen; 

e)  öffentliche  Stellen  oder  staatliche  Einrichtungen  der  Mitglied- 
staaten, die  eine  der  in  Buchstabe  a  genannten  Personen 
kontrollieren. 

(2)  Unbeschadet  der  Ausnahme  in  Artikel  2  Absatz  1  Buch- 
stabe i  der  Richtlinie  2004/39/EG  sind  Personen,  die  unter  diese 
Ausnahme  fallen  und  die  gemäß  Artikel  59  dieser  Verordnung 
zugelassen  sind,  berechtigt,  die  Zulassung  zur  direkten  Gebotsein- 
stellung in  Versteigerungen  auf  eigene  Rechnung  oder  im  Namen 
von  Kunden  ihres  Hauptgeschäfts  zu  beantragen,  sofern  ein  Mit- 
gliedstaat, in  dem  sie  niedergelassen  sind,  Rechtsvorschriften 
erlassen  hat,  aufgrund  deren  die  zuständige  Behörde  in  diesem 
Mitgliedstaat  ihnen  die  Gebotseinstellung  auf  eigene  Rechnung 
oder  im  Namen  der  Kunden  ihres  Hauptgeschäfts  genehmigen 
kann. 

(3)  Die  in  Absatz  1  Buchstaben  b  oder  c  genannten  Personen 
sind  berechtigt,  die  Zulassung  zur  direkten  Gebotseinstellung  in 
Versteigerungen  im  Namen  ihrer  Kunden  zu  beantragen,  wenn  sie 
für  Versteigerungsobjekte  bieten,  die  keine  Finanzinstrument  sind, 
sofern  der  Mitgliedstaat,  in  dem  sie  niedergelassen  sind,  Rechts- 
vorschriften erlassen  hat,  aufgrund  deren  die  zuständige  Behörde 
in  diesem  Mitgliedstaat  ihnen  die  Gebotseinstellung  auf  eigene 
Rechnung  oder  im  Namen  der  Kunden  ihres  Hauptgeschäfts 
genehmigen  kann. 

(4)  Bieten  die  in  Absatz  1  Buchstaben  b  und  c  und  Absatz  2 
genannten  Personen  im  Namen  von  Kunden,  so  müssen  sie  sich 
vergewissern,  dass  diese  Kunden  ihrerseits  berechtigt  sind,  die 
direkte  Gebotseinstellung  nach  Absatz  1  oder  2  zu  beantragen. 

Bieten  die  Kunden  der  in  Unterabsatz  1  genannten  Personen  ihrer- 
seits im  Namen  ihrer  Kunden,  so  müssen  sie  sich  vergewissern, 
dass  diese  Kunden  ebenfalls  berechtigt  sind,  die  direkte  Gebots- 
einstellung nach  Absatz  1  oder  2  zu  beantragen.  Dies  gilt  auch  für 
alle  weiteren  nachgeordneten  Kunden,  die  indirekt  in  den  Verstei- 
gerungen bieten. 

(5)  Solange  sie  ihre  Rolle  im  Zusammenhang  mit  den  Verstei- 
gerungen wahrnehmen,  sind  die  folgenden  Personen  weder 
berechtigt,  die  Zulassung  zur  direkten  Gebotseinstellung  bei  den 
betreffenden  Versteigerungen  zu  beantragen,  noch  dürfen  sie  über 
eine  oder  mehrere  Personen,  die  gemäß  den  Artikeln  1 9  und  20 
zur  Gebotseinstellung  zugelassen  sind,  an  den  Versteigerungen 
teilnehmen,  unabhängig  davon,  ob  sie  auf  eigene  Rechnung  oder 
im  Namen  einer  anderen  Person  bieten: 

a)  der  Auktionator; 

b)  die  Auktionsplattform,  einschließlich  eines  mit  ihr  verbunde- 
nen Clearing-  oder  Abrechnungssystems; 
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c)  Personen  in  einer  Position,  in  der  sie  direkt  oder  indirekt 
wesentlichen  Einfluss  auf  das  Management  der  Personen 
gemäß  den  Buchstaben  a  und  b  ausüben; 

d)  Personen,  die  für  die  Personen  gemäß  den  Buchstaben  a  und 
b  arbeiten. 

(6)  Die  Auktionsaufsicht  darf  weder  direkt  noch  indirekt  über 
eine  oder  mehrere  gemäß  den  Artikeln  19  und  20  zur  Gebotsein- 
stellung zugelassene  Personen  an  einer  Versteigerung  teilnehmen, 
unabhängig  davon,  ob  dies  auf  eigene  Rechnung  oder  im  Namen 
einer  anderen  Person  geschieht. 

Personen,  die  direkt  oder  indirekt  wesentlichen  Einfluss  auf  das 
Management  der  Auktionsaufsicht  nehmen  können,  dürfen  weder 
direkt  noch  indirekt  über  eine  oder  mehrere  gemäß  den  Arti- 
keln 1 9  und  20  zur  Gebotseinstellung  zugelassene  Personen  an 
einer  Versteigerung  teilnehmen,  unabhängig  davon,  ob  dies  auf 
eigene  Rechnung  oder  im  Namen  einer  anderen  Person  geschieht. 

Personen,  die  im  Zusammenhang  mit  den  Versteigerungen  für  die 
Auktionsaufsicht  arbeiten,  dürfen  weder  direkt  noch  indirekt  über 
eine  oder  mehrere  gemäß  den  Artikeln  19  und  20  zur  Gebotsein- 
stellung zugelassene  Personen  an  einer  Versteigerung  teilnehmen, 
unabhängig  davon,  ob  dies  auf  eigene  Rechnung  oder  im  Namen 
einer  anderen  Person  geschieht. 

(7)  Die  nach  den  Artikeln  44  bis  50  bestehende  Möglichkeit 
für  eine  Auktionsplattform  und  das  mit  ihr  verbundene  Clearing- 
oder Abrechnungssystem,  vom  Rechtsnachfolger  eines  erfolgrei- 
chen Bieters  eine  Zahlung  anzunehmen,  ihm  Zertifikate  zu  liefern 
und  eine  Sicherheit  von  im  anzunehmen,  darf  die  Anwendung  der 
Artikel  1 7  bis  20  nicht  untergraben. 

Artikel  19 

Anforderungen  für  die  Zulassung  als  Bieter 

(1)  Organisiert  eine  Auktionsplattform,  die  Zwei-Tage-Spot 
oder  Fünf-Tage-Futures  versteigert,  einen  Sekundärmarkt,  so  wer- 
den die  gemäß  Artikel  1 8  Absatz  1  oder  2  berechtigten  Mitglie- 
der oder  Teilnehmer  dieses  Sekundärmarktes  ohne  weitere 
Zulassungsbedingungen  zur  direkten  Gebotseinstellung  in  den 
Versteigerungen  dieser  Auktionsplattform  zugelassen,  sofern  alle 
nachstehenden  Bedingungen  erfüllt  sind: 

a)  Die  Bedingungen  für  die  Zulassung  des  Mitglieds  oder  Teil- 
nehmers zum  Zertifikatehandel  am  Sekundärmarkt,  der  von 
der  Auktionsplattform  organisiert  wird,  die  die  Zwei-Tage- 
Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  versteigert,  sind  nicht  weniger 
strikt  als  die  Bedingungen  in  Absatz  2. 

b)  Die  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  erhält  jede  zusätzliche  Angabe,  die 
erforderlich  ist,  um  die  Einhaltung  der  in  Absatz  2  genann- 
ten Bedingungen  zu  überprüfen,  die  zuvor  noch  nicht  über- 
prüft wurden. 

(2)  Gemäß  Artikel  18  Absatz  1  oder  2  berechtigte  Personen, 
die  nicht  Mitglieder  oder  Teilnehmer  des  Sekundärmarktes  sind, 
den  eine  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  versteigernde 
Auktionsplattform  organisiert,  werden  zur  direkten  Gebotsein- 
stellung in  den  Versteigerungen  zugelassen,  sofern  sie: 


a)  in  der  Union  niedergelassene  Anlagenbetreiber  oder 
Luftfahrzeugbetreiber  sind; 

b)  über  ein  Namens-Konto  verfügen; 

c)  über  ein  Namens-Bankkonto  verfügen; 

d)  mindestens  einen  Bietervertreter  gemäß  Artikel  6  Absatz  3 
Unterabsatz  3  bestellen; 

e)  der  betreffenden  Auktionsplattform  in  Einklang  mit  den  gel- 
tenden Maßnahmen  der  Sorgfaltspflicht  gegenüber  Kunden 
ihre  Identität,  die  Identität  ihrer  wirtschaftlichen  Eigentümer, 
ihre  Integrität  sowie  ihr  Geschäfts-  und  Handelsprofil  in 
Bezug  auf  die  Mittel  zur  Schaffung  der  Beziehung  zum  Bie- 
ter, die  Art  des  Bieters,  die  Art  der  Auktionsobjekte,  den 
Umfang  der  voraussichtlichen  Gebote  und  die  Mittel  der 
Bezahlung  und  Lieferung  nachweisen; 

f)  der  betreffenden  Auktionsplattform  ihre  finanzielle  Leis- 
tungsfähigkeit nachweisen  und  insbesondere  aufzeigen,  dass 
sie  ihren  finanziellen  Verpflichtungen  nachkommen  und 
kurzfristige  Verbindlichkeiten  ablösen  können,  wenn  diese 
fällig  werden; 

g)  die  internen  Abläufe,  Verfahren  und  vertraglichen  Vereinba- 
rungen geschaffen  haben  oder  auf  Aufforderung  schaffen 
können,  die  erforderlich  sind,  um  der  gemäß  Artikel  5  7  vor- 
gegebenen Gebotsobergrenze  Wirkung  zu  verleihen; 

h)  die  Voraussetzungen  des  Artikels  49  Absatz  1  erfüllen. 

Organisiert  eine  Auktionsplattform  keinen  Sekundärmarkt,  so 
werden  gemäß  Artikel  1 8  Absatz  1  oder  2  berechtigte  Personen 
zur  direkten  Gebotseinstellung  in  den  Versteigerungen  dieser 
Auktionsplattform  zugelassen,  sofern  die  in  den  Buchstaben  a  bis 
h  genannten  Bedingungen  erfüllt  sind. 

(3)  Personen,  die  unter  den  Anwendungsbereich  von  Arti- 
kel 1 8  Absatz  1  Buchstaben  b  und  c  oder  Artikel  1 8  Absatz  2  fal- 
len und  im  Namen  ihrer  Kunden  bieten,  weisen  nach,  dass  alle  der 
folgenden  Bedingungen  erfüllt  sind: 

a)  ihre  Kunden  sind  berechtigte  Personen  gemäß  Artikel  18 
Absatz  1  oder  2; 

b)  sie  verfügen  jetzt  oder  rechtzeitig  vor  Öffnung  des  Zeit- 
fensters für  Gebote  über  angemessene  interne  Abläufe,  Ver- 
fahren und  vertragliche  Vereinbarungen,  die  erforderlich 
sind,  um 

i)  es  ihnen  zu  ermöglichen,  Gebote  ihrer  Kunden  abzuwi- 
ckeln, einschließlich  der  Gebotseinstellung,  der  Entge- 
gennahme der  Zahlung  und  der  Übertragung  der 
Zertifikate; 

ii)  die  Weitergabe  von  vertraulichen  Informationen  aus 
dem  Teil  ihres  Unternehmens,  der  für  die  Annahme, 
Vorbereitung  und  Einstellung  von  Geboten  im  Namen 
ihrer  Kunden  zuständig  ist,  zu  dem  Teil  ihres  Unterneh- 
mens, der  für  die  Vorbereitung  und  Einstellung  von 
Geboten  auf  eigene  Rechnung  zuständig  ist,  zu 
verhindern; 
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iii)  zu  gewährleisten,  dass  die  Kunden,  die  ihrerseits  im 
Namen  von  Kunden  handeln,  die  in  den  Versteigerungen 
bieten,  die  Anforderungen  in  Absatz  2  dieses  Artikels 
und  in  diesem  Absatz  erfüllen  und  dies  gemäß  Artikel  1 8 
Absatz  4  auch  von  ihren  Kunden  und  von  den  Kunden 
ihrer  Kunden  verlangen. 

Die  betreffende  Auktionsplattform  kann  sich  auf  zuverlässige 
Kontrollen  verlassen,  die  die  in  Unterabsatz  1  dieses  Absat- 
zes genannten  Personen,  deren  Kunden  oder  die  Kunden  ihrer 
Kunden  gemäß  Artikel  1 8  Absatz  4  vorgenommen  haben. 

Es  ist  Aufgabe  der  in  Unterabsatz  1  dieses  Absatzes  genann- 
ten Personen,  dafür  zu  sorgen,  dass  sie  der  Auktionspiattform 
auf  deren  Aufforderung  gemäß  Artikel  20  Absatz  5  Buch- 
stabe d  jederzeit  nachweisen  können,  dass  die  in  Unterab- 
satz 1  dieses  Absatzes  Buchstaben  a  und  b  genannten 
Bedingungen  erfüllt  sind. 

Artikel  20 

Einreichung  und  Bearbeitung  von  Anträgen  auf 
Bieterzulassung 

(1)  Bevor  sie  erstmals  ein  Gebot  direkt  über  eine  Auktions- 
plattform einstellen,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage- 
Futures  versteigert,  beantragen  die  gemäß  Artikel  18  Absatz  1 
oder  2  berechtigten  Personen  bei  dieser  Auktionsplattform  eine 
Zulassung  als  Bieter. 

Organisiert  eine  Auktionsplattform  einen  Sekundärmarkt,  so  wer- 
den Mitglieder  oder  Teilnehmer  des  von  der  betreffenden 
Auktionsplattform  organisierten  Sekundärmarktes,  die  die  Anfor- 
derungen von  Artikel  1 9  Absatz  1  erfüllen,  ohne  Antrag  gemäß 
Unterabsatz  1  dieses  Absatzes  zugelassen. 

(2)  Zur  Einreichung  des  Antrags  auf  die  Zulassung  als  Bieter 
gemäß  Absatz  1  ist  ein  online  abrufbarer  elektronischer  Antrag 
auszufüllen.  Die  betreffende  Auktionsplattform  macht  den  elek- 
tronischen Antrag  und  den  Online-Zugriff  verfügbar  und  pflegt 
ihn. 

(3)  Einem  Antrag  auf  Bieterzulassung  sind  ordnungsgemäß 
beglaubigte  Kopien  aller  Unterlagen  beizufügen,  die  die  Auktions- 
plattform als  Beleg  dafür  verlangt,  dass  der  Antragsteller  die 
Anforderungen  des  Artikels  19  Absätze  2  und  3  erfüllt.  Ein 
Antrag  auf  Bieterzulassung  umfasst  dabei  mindestens  die  in 
Anhang  II  aufgeführten  Angaben  und  Unterlagen. 

(4)  Ein  Antrag  auf  Bieterzulassung  wird  der  Auktionsaufsicht, 
den  zuständigen  nationalen  Vollzugsorganen  eines  Mitgliedstaats, 
die  gemäß  Artikel  6  2  Absatz  3  Buchstabe  e  ermitteln,  oder  einer 
zuständigen  Stelle  der  Union,  die  an  grenzüberschreitenden 
Ermittlungen  beteiligt  ist,  auf  Aufforderung  zusammen  mit  den 
Belegen  zur  Nachprüfung  zur  Verfügung  gestellt. 

(5)  Eine  Auktionsplattform,  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  kann  die  Bieterzulassung  für  ihre  Verstei- 
gerungen verweigern,  wenn  sich  der  Antragsteller  weigert, 

a)  dem  Ersuchen  der  Auktionsplattform  um  weitere  Auskünfte, 
um  Klarstellung  oder  um  Belege  für  erteilte  Auskünfte 
nachzukommen; 


b)  dem  Ersuchen  der  Auktionsplattform  um  ein  Gespräch  mit 
Führungskräften  des  Antragstellers,  auch  in  seinen  Firmen- 
räumen oder  anderen  Örtlichkeiten,  nachzukommen; 

c)  von  der  Auktionsplattform  verlangte  Ermittlungen  oder 
Überprüfungen,  einschließlich  Besuche  oder  Überprüfungen 
in  den  Firmenräumen  des  Antragstellers,  zuzulassen; 

d)  dem  Ersuchen  der  Auktionsplattform  um  Auskünfte  eines 
Antragstellers,  der  Kunden  eines  Antragstellers  oder  der  Kun- 
den seiner  Kunden  gemäß  Artikel  1 8  Absatz  4  nachzukom- 
men, die  erforderlich  sind,  um  die  Einhaltung  von  Artikel  1 9 
Absatz  3  zu  überprüfen; 

e)  dem  Ersuchen  der  Auktionsplattform  um  Auskünfte  nachzu- 
kommen, die  zur  Überprüfung  der  Einhaltung  von  Artikel  1 9 
Absatz  2  erforderlich  sind. 

(6)  Eine  Auktionsplattform,  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  trifft  die  in  Artikel  13  Absatz  4  der 
Richtlinie  2005/60/EG  vorgesehenen  Maßnahmen  in  Bezug  auf 
ihre  Transaktionen  oder  Geschäftsbeziehungen  zu  politisch  expo- 
nierten Personen  unabhängig  vom  Land  ihrer  Niederlassung. 

(7)  Eine  Auktionsplattform,  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  verlangt  von  einem  Antragsteller,  der 
eine  Bieterzulassung  für  ihre  Versteigerungen  beantragt,  dafür  zu 
sorgen,  dass  seine  Kunden  jeder  Anforderung  gemäß  Absatz  5 
nachkommen  und  dass  die  Kunden  seiner  Kunden  gemäß  Arti- 
kel 1 8  Absatz  4  dies  ebenfalls  tun. 

(8)  Ein  Antrag  auf  Bieterzulassung  gilt  als  zurückgezogen, 
wenn  der  Antragsteller  die  von  einer  Auktionsplattform  verlang- 
ten Auskünfte  nicht  innerhalb  einer  angemessenen  Frist  erteilt,  die 
in  einem  gemäß  Absatz  5  Buchstabe  a,  d  oder  e  an  ihn  gerichte- 
ten Auskunftsersuchen  der  betreffenden  Auktionsplattform 
genannt  ist  und  mindestens  fünf  Handelstage  ab  dem  Datum  des 
Auskunftsersuchens  beträgt,  oder  wenn  er  nicht  antwortet  oder 
nicht  bereit  ist,  an  einem  Gespräch  oder  Ermittlungen  oder  Über- 
prüfungen gemäß  Absatz  5  Buchstabe  b  oder  c  teilzunehmen  und 
dabei  zu  kooperieren. 

(9)  Ein  Antragsteller  erteilt  einer  Auktionsplattform,  die  die 
Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  versteigert,  keine  falschen 
oder  irreführenden  Auskünfte.  Ein  Antragsteller  teilt  der  betref- 
fenden Auktionsplattform  vollständig,  offen  und  unverzüglich 
jede  Änderung  seiner  Situation  mit,  die  seinen  Antrag  auf  Bieter- 
zulassung für  die  Versteigerungen  dieser  Plattform  oder  eine 
bereits  gewährte  Bieterzulassung  beeinflussen  könnte. 

(10)  Eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder 
Fünf-Tage-Futures  versteigert,  entscheidet  über  den  an  sie  gerich- 
teten Antrag  und  teilt  dem  Antragsteller  ihre  Entscheidung  mit. 

Die  betreffende  Auktionsplattform  kann 

a)  für  einen  Zeitraum,  der  den  Zeitraum,  für  den  sie  bestellt 
wurde,  einschließlich  einer  Verlängerung  oder  Erneuerung 
dieser  Bestellung,  nicht  überschreitet,  eine  nicht  an  Auflagen 
gebundene  Zulassung  zu  den  Versteigerungen  erteilen; 
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b)  für  einen  Zeitraum,  der  den  Zeitraum,  für  den  sie  bestellt 
wurde,  nicht  überschreitet,  eine  mit  Auflagen  verbundene 
Zulassung  zu  den  Versteigerungen  erteilen,  sofern  die 
genannten  Auflagen  bis  zu  einem  festgelegten  Zeitpunkt 
erfüllt  werden,  was  von  der  betreffenden  Auktionsplattform 
ordnungsgemäß  überprüft  wird; 

c)  die  Zulassung  verweigern. 

Artikel  21 

Verweigerung,  Entzug  oder  Aussetzung  einer  Zulassung 

(1)  Eine  Auktionsplattform,  die  die  Auktionsobjekte  gemäß 
Artikel  4  Absatz  3  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  ver- 
steigert, verweigert  die  Bieterzulassung  für  ihre  Versteigerungen 
bzw.  entzieht  eine  bereits  erteilte  Bieterzulassung  oder  setzt  sie 
aus,  wenn  eine  Person 

a)  gemäß  Artikel  1 8  Absatz  1  oder  2  nicht  oder  nicht  mehr  zur 
Beantragung  der  Bieterzulassung  berechtigt  ist; 

b)  die  Anforderungen  der  Artikel  18,  19  und  20  nicht  oder 
nicht  mehr  erfüllt; 

c)  absichtlich  oder  wiederholt  gegen  diese  Verordnung,  gegen 
die  Bedingungen  für  die  Bieterzulassung  für  die  Versteigerun- 
gen der  betreffenden  Auktionsplattform  oder  gegen  damit 
zusammenhängende  Anweisungen  oder  Vereinbarungen 
verstößt. 

(2)  Eine  Auktionsplattform,  die  die  Auktionsobjekte  gemäß 
Artikel  4  Absatz  3  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  ver- 
steigert, verweigert  die  Bieterzulassung  für  ihre  Versteigerungen 
bzw.  entzieht  eine  bereits  erteilte  Bieterzulassung  oder  setzt  sie 
aus,  wenn  sie  im  Zusammenhang  mit  einem  Antragsteller  den 
Verdacht  auf  Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung,  kriminelle 
Tätigkeiten  oder  Marktmissbrauch  hegt,  sofern  diese  Verweige- 
rung, dieser  Entzug  oder  diese  Aussetzung  die  Anstrengungen  der 
zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden  zur  Verfolgung  oder 
Ergreifung  der  Urheber  solcher  Tätigkeiten  voraussichtlich  nicht 
behindert. 

In  diesem  Fall  meldet  die  betreffende  Auktionsplattform  dies  der 
zentralen  Meldestelle  (FIU)  gemäß  Artikel  21  der  Richtlinie 
2005/60/EG  in  Einklang  mit  Artikel  55  Absatz  2  dieser 
Verordnung. 

(3)  Eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  verweigert  die  Bieterzulassung  für  ihre 
Versteigerungen  bzw.  entzieht  eine  bereits  erteilte  Bieterzulassung 
oder  setzt  sie  aus,  wenn  eine  Person 

a)  fahrlässig  gegen  diese  Verordnung,  gegen  die  Bedingungen 
für  die  Bieterzulassung  für  die  Versteigerungen  der  betreffen- 
den Auktionsplattform  oder  gegen  damit  zusammenhän- 
gende Anweisungen  oder  Vereinbarungen  verstößt; 

b)  sich  in  anderer  Weise  so  verhalten  hat,  dass  dies  dem  ord- 
nungsgemäßen oder  effizienten  Ablauf  einer  Versteigerung 
abträglich  ist; 

c)  in  Artikel  1 8  Absatz  1  Buchstabe  b  oder  c  oder  in  Artikel  1 8 
Absatz  2  genannt  ist  und  in  den  vorangegangenen 
220  Handelstagen  bei  keiner  Versteigerung  geboten  hat. 


(4)  Den  in  Absatz  3  genannten  Personen  wird  die  Verweige- 
rung, der  Entzug  oder  die  Aussetzung  der  Zulassung  mitgeteilt 
und  in  der  Entscheidung  über  die  Verweigerung,  den  Entzug  oder 
die  Aussetzung  der  Zulassung  eine  angemessene  Frist  gesetzt,  um 
sich  schriftlich  zu  äußern. 

Die  betreffende  Auktionsplattform  prüft  die  schriftliche  Antwort 
der  Person  und,  sofern  dies  gerechtfertig  ist, 

a)  erteilt  sie  mit  Wirkung  ab  einem  bestimmten  Datum  die 
Zulassung  oder  setzt  sie  wieder  in  Kraft; 

b)  gewährt  sie  eine  mit  Auflagen  verbundene  Zulassung  oder 
setzt  die  Zulassung  mit  Auflagen  verbunden  wieder  in  Kraft, 
sofern  die  genannten  Auflagen  bis  zu  einem  bestimmten 
Datum  erfüllt  werden,  was  von  der  betreffenden  Auktions- 
plattform ordnungsgemäß  überprüft  wird; 

c)  bestätigt  sie  die  Verweigerung  der  Zulassung  bzw.  deren  Ent- 
zug oder  Aussetzung  mit  Wirkung  ab  einem  bestimmten 
Datum. 

Die  Auktionsplattform  teilt  der  betreffenden  Person  ihre  Entschei- 
dung mit. 

(5)  Personen,  deren  Bieterzulassung  gemäß  Absatz  1,  2  oder  3 
entzogen  oder  ausgesetzt  wurde,  treffen  angemessene  Schritte, 
um  sicherzustellen,  dass  ihr  Ausscheiden  aus  den  Versteigerungen 

a)  geordnet  verläuft; 

b)  den  Interessen  ihrer  Kunden  nicht  schadet  und  die  effiziente 
Funktionsweise  der  Versteigerungen  nicht  stört; 

c)  ihre  Verpflichtungen  nicht  beeinträchtigt,  etwaige  Zahlungs- 
bedingungen, die  Bedingungen  ihrer  Bieterzulassung  für  die 
Versteigerungen  oder  damit  zusammenhängende  Anweisun- 
gen oder  Vereinbarungen  zu  beachten; 

d)  ihre  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  den  Schutz  vertraulicher 
Informationen  gemäß  Artikel  1 9  Absatz  3  Buchstabe  b  Zif- 
fer ii  nicht  beeinträchtigt,  die  für  den  Zeitraum  von  20  Jah- 
ren nach  ihrem  Ausscheiden  aus  den  Versteigerungen  gelten. 

Die  zur  Beachtung  dieses  Absatzes  erforderlichen  Maßnahmen 
sind  in  der  Verweigerung,  dem  Entzug  oder  der  Aussetzung  der 
Bieterzulassung  gemäß  den  Absätzen  1 ,  2  und  3  zu  spezifieren, 
und  die  Auktionsplattform  prüft,  ob  diese  Maßnahmen  beachtet 
werden. 

KAPITEL  V 

BESTELLUNG  UND  AUFGABEN  DES  AUKTIONATORS 

Artikel  22 
Bestellung  des  Auktionators 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  bestellt  einen  Auktionator.  Kein  Mit- 
gliedstaat versteigert  Zertifikate,  ohne  einen  Auktionator  bestellt 
zu  haben.  Mehrere  Mitgliedstaaten  können  denselben  Auktiona- 
tor bestellen. 
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(2)  Der  bestellende  Mitgliedstaat  bestellt  den  Auktionator  so 
frühzeitig  vor  Beginn  der  Versteigerungen,  dass  die  erforderlichen 
Vereinbarungen  mit  der  von  diesem  Mitgliedstaat  bestellten  oder 
zu  bestellenden  Auktionsplattform,  einschließlich  eines  damit  ver- 
bundenen Clearing-  oder  Abrechnungssystems,  getroffen  und 
durchgeführt  werden  können,  damit  der  Auktionator  auf  der 
Grundlage  gegenseitig  vereinbarter  Bedingungen  im  Namen  des 
bestellenden  Mitgliedstaats  Zertifikate  versteigern  kann. 

(3)  Im  Falle  von  Mitgliedstaaten,  die  nicht  an  den  gemeinsa- 
men Maßnahmen  gemäß  Artikel  26  teilnehmen,  bestellt  der 
bestellende  Mitgliedstaat  den  Auktionator  so  frühzeitig  vor 
Beginn  der  Versteigerungen  auf  den  gemäß  Artikel  26  Absätze  1 
und  2  bestellten  Auktionsplattformen,  dass  die  erforderlichen 
Vereinbarungen  mit  diesen  Auktionsplattformen,  einschließlich 
jedweden  damit  verbundenen  Clearing-  oder  Abrechnungs- 
systems, getroffen  und  durchgeführt  werden  können,  damit  der 
Auktionator  gemäß  Artikel  30  Absatz  7  Unterabsatz  2  und  Arti- 
kel 30  Absatz  8  Unterabsatz  1  auf  der  Grundlage  gegenseitig  ver- 
einbarter Bedingungen  auf  solchen  Plattformen  im  Namen  des 
bestellenden  Mitgliedstaats  Zertifikate  versteigern  kann. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  legen  keine  Insider-Informationen  im 
Sinne  von  Artikel  3  Nummer  29  und  Artikel  37  Buchstabe  a 
offen. 

Für  den  Fall  einer  unerlaubten  Offenlegung  von  Insider- 
Informationen  gegenüber  Beschäftigten  des  Auktionators  sehen 
die  Bedingungen  für  die  Bestellung  des  Auktionators  angemessene 
Maßnahmen  vor,  um  alle  Personen,  denen  unerlaubt  Informatio- 
nen offengelegt  wurden,  von  den  Versteigerungen  auszuschließen. 

Unterabsatz  2  dieses  Absatzes  gilt  unbeschadet  der  Anwendung 
der  Artikel  11  bis  16  der  Richtlinie  2003/6/EG  und  Artikel  43 
dieser  Verordnung  für  jeden  Verstoß  gegen  das  Verbot  in 
Unterabsatz  1. 

(5)  Die  im  Namen  eines  Mitgliedstaats  zu  versteigernden  Zer- 
tifikate können  solange  nicht  versteigert  werden,  bis  ein  Auktio- 
nator ordnungsgemäß  bestellt  ist  und  bis  die  in  Absatz  2 
genannten  Vereinbarungen  geschlossen  wurden  und  angewendet 
werden. 

(6)  Absatz  5  greift  etwaigen  Rechtsfolgen  des  Unionsrechts  für 
einen  Mitgliedstaat  nicht  vor,  der  seinen  Verpflichtungen  gemäß 
den  Absätzen  1  bis  4  nicht  nachkommt. 

(7)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Namen  und 
die  Kontaktangaben  des  Auktionators  mit. 

Der  Name  und  die  Kontaktangaben  des  Auktionators  werden  auf 
der  Website  der  Kommission  veröffentlicht. 


Artikel  23 
Aufgaben  des  Auktionators 

Der  Auktionator 

a)    versteigert  die  Menge  Zertifikate,  die  jeder  Mitgliedstaat,  der 
ihn  bestellt  hat,  zu  versteigern  hat; 


b)  nimmt  die  Versteigerungserlöse  entgegen,  die  jedem  Mitglied- 
staat zustehen,  der  ihn  bestellt  hat; 

c)  zahlt  die  Versteigerungserlöse  aus,  die  jedem  Mitgliedstaat 
zustehen,  der  ihn  bestellt  hat. 

KAPITEL  VI 

BESTELLUNG  UND  AUFGABEN  DER  AUKTIONSAUFSICHT 

Artikel  24 
Die  Auktionsaufsicht 

(1)  Alle  Auktionsverfahren  werden  von  ein  und  derselben 
Auktionsaufsicht  überwacht. 

(2)  Alle  Mitgliedstaaten  ernennen  nach  einem  gemeinsamen 
Vergabeverfahren  der  Kommission  und  der  Mitgliedstaaten 
gemäß  Artikel  91  Absatz  1  Unterabsatz  3  der  Verordnung  (EG, 
Euratom)  Nr.  1605/2002  und  Artikel  125c  der  Verordnung  (EG, 
Euratom)  Nr.  2342/2002  eine  Auktionsaufsicht. 

(3)  Die  Auktionsaufsicht  wird  für  einen  Zeitraum  von  höchs- 
tens fünf  Jahren  ernannt. 

Mindestens  drei  Monate  vor  Ablauf  oder  Beendigung  des  Mandats 
der  Auktionsaufsicht  wird  gemäß  Absatz  2  ein  Nachfolger 
beauftragt. 

(4)  Der  Name  und  die  Kontaktangaben  der  Auktionsaufsicht 
werden  auf  der  Website  der  Kommission  veröffentlicht. 


Artikel  25 
Aufgaben  der  Auktionsaufsicht 

(1)  Die  Auktionsaufsicht  überwacht  jede  Versteigerung  und 
erstattet  gemäß  Artikel  1 0  Absatz  4  Unterabsatz  4  der  Richtlinie 
2003/87/EG  innerhalb  der  in  dem  genannten  Unterabsatz 
genannten  Frist  der  Kommission  im  Namen  der  Mitgliedstaaten 
und  den  betreffenden  Mitgliedstaaten  Bericht  über  die  ordnungs- 
gemäße Abwicklung  der  im  Vormonat  durchgeführten  Versteige- 
rungen, insbesondere  im  Hinblick  auf 

a)  den  fairen  und  offenen  Zugang; 

b)  die  Transparenz; 

c)  die  Preisbildung; 

d)  technische  und  verfahrenstechnische  Aspekte. 

(2)  Die  Auktionsaufsicht  legt  den  Mitgliedstaaten  und  der 
Kommission  einen  jährlichen  Gesamtbericht  vor,  der  Folgendes 
umfasst: 

a)  die  in  Absatz  1  genannten  Punkte  sowohl  im  Zusammen- 
hang mit  jeder  einzelnen  Versteigerung  als  auch  zusammen- 
genommen für  jede  Auktionsplattform; 
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b)  etwaige  Verstöße  gegen  den  Vertrag  zur  Bestellung  einer 
Auktionsplattform; 

c)  etwaige  Hinweise  auf  wettbewerbsschädigendes  Verhalten 
oder  Marktmissbrauch; 

d)  gegebenenfalls  die  Auswirkung  der  Versteigerungen  auf  die 
Marktposition  der  Auktionsplattformen  auf  dem 
Sekundärmarkt; 

e)  den  Zusammenhang  zwischen  den  im  Gesamtbericht  behan- 
delten Versteigerungsverfahren  sowie  zwischen  diesen  und 
dem  Funktionieren  des  Sekundärmarkts  gemäß  Artikel  10 
Absatz  5  der  Richtlinie  2003/87/EG; 

f)  Angaben  über  Zahl,  Art  und  Stand  von  Beschwerden  gemäß 
Artikel  59  Absatz  4  sowie  über  etwaige  andere  Beschwerden 
bei  den  für  die  Aufsicht  über  Kreditinstitute  und  Wertpapier- 
unternehmen zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden; 

g)  Angaben  über  Folgemaßnahmen  zu  Berichten  der  Auktions- 
aufsicht gemäß  den  Absätzen  3,  4  und  5; 

h)  Empfehlungen,  wie  sich  einzelne  Versteigerungsverfahren 
verbessern  oder  Folgendes  überarbeiten  ließe: 

i)  diese  Verordnung,  einschließlich  der  in  Artikel  33 
genannten  Überprüfung; 

ii)  die  gemäß  Artikel  19  Absatz  3  der  Richtlinie 
2003/87/EG  erlassene  Verordnung  der  Kommission; 

iii)  die  Richtlinie  2003/87/EG,  einschließlich  der  in  Arti- 
kel 10  Absatz  5  und  Artikel  12  Absatz  la  der  genann- 
ten Richtlinie  vorgesehenen  Prüfung  des  Funktionierens 
des  C02-Marktes. 

(3)  Die  Auktionsaufsicht  kann  von  Zeit  zu  Zeit  auf  Aufforde- 
rung der  Kommission  und  eines  oder  mehrerer  Mitgliedstaaten 
oder  nach  den  Vorgaben  in  Absatz  5  über  einen  bestimmten 
Aspekt  im  Zusammenhang  mit  einem  der  Versteigerungs- 
verfahren berichten,  wenn  dieser  Aspekt  vor  Vorlage  eines 
Berichts  gemäß  Absatz  1  oder  2  zur  Sprache  gebracht  werden 
muss.  Ansonsten  kann  die  Auktionsbeobachtungsstelle  in  den  in 
Absatz  1  oder  2  vorgesehenen  Berichten  auf  diesen  Aspekt 
eingehen. 

(4)  Ein  Mitgliedstaat,  der  nicht  an  der  gemeinsam  durchgeführ- 
ten Maßnahme  gemäß  Artikel  26  dieser  Verordnung  teilnimmt, 
sondern  gemäß  Artikel  30  Absätze  1  und  2  dieser  Verordnung 
seine  eigene  Auktionsplattform  bestellen  will,  kann  die  Auktions- 
aufsicht ersuchen,  den  Mitgliedstaaten,  der  Kommission  und  der 
betreffenden  Auktionsplattform  einen  technischen  Bericht  darü- 
ber vorzulegen,  inwiefern  die  Auktionsplattform,  die  er  vorschlägt 
oder  vorschlagen  möchte,  in  der  Lage  ist,  das  Versteigerungs- 
verfahren nach  Maßgabe  der  Anforderungen  dieser  Verordnung 
und  unter  Beachtung  der  Ziele  in  Artikel  1 0  Absatz  4  der  Richt- 
linie 2003/87/EG  durchzuführen. 

In  solchen  Berichten  stellt  die  Auktionsaufsicht  klar  fest,  wo  das 
Versteigerungsverfahren  den  Anforderungen  von  Unterabsatz  1 
genügt  oder  wo  nicht.  Sie  spricht  gegebenenfalls  konkrete  Emp- 
fehlungen für  die  weitere  Entwicklung  oder  Verbesserung  des 
Versteigerungsverfahrens  aus  und  schlägt  feste  Fristen  für  die 
Umsetzung  dieser  Empfehlungen  vor. 


(5)  Wenn  das  Versteigerungsverfahren  einer  Auktions- 
plattform gegen  diese  Verordnung  verstößt  oder  nicht  mit  den 
Zielen  in  Artikel  10  Absatz  4  der  Richtlinie  2003/87/EG  verein- 
bar ist,  oder  auf  Aufforderung  der  Kommission,  wenn  diese  einen 
solchen  Verstoß  vermutet,  erstattet  die  Auktionsaufsicht  den  Mit- 
gliedstaaten, der  Kommission  und  der  betreffenden  Auktions- 
plattform Bericht. 

In  dem  Bericht  wird  die  Art  des  Verstoßes  oder  der  Nichtverein- 
barkeit  unmissverständlich  festgestellt.  Der  Bericht  enthält  kon- 
krete Empfehlungen,  wie  Abhilfe  für  diese  Situation  geschaffen 
werden  kann  und  schlägt  feste  Fristen  für  die  Umsetzung  dieser 
Empfehlungen  vor.  Gegebenenfalls  wird  vorgeschlagen,  die  Tätig- 
keit der  betreffenden  Auktionsplattform  auszusetzen.  Die 
Auktionsaufsicht  überprüft  ihren  Bericht  nach  diesem  Absatz  lau- 
fend und  unterrichtet  die  Mitgliedstaaten,  die  Kommission  und  die 
betreffende  Auktionsplattform  vierteljährlich  über  den  jüngsten 
Stand. 

(6)  Sämtliche  Stellungnahmen  der  Auktionsaufsicht  gemäß 
Artikel  7  Absatz  7  oder  Artikel  8  Absatz  3  sind  Teil  ihrer  Aufga- 
ben nach  diesem  Artikel. 

(7)  Die  Berichte  und  Stellungnahmen  nach  diesem  Artikel  sind 
verständlich  in  einem  standardisierten,  leicht  zugänglichen  For- 
mat zu  erstellen,  das  nach  Maßgabe  des  Vertrags  über  die  Ernen- 
nung der  Auktionsaufsicht  festgelegt  wird. 


KAPITEL  VII 

BESTELLUNG  EINER  AUKTIONSPLATTFORM  DURCH 
MITGLIEDSTAATEN,  DIE  AN  EINER  GEMEINSAM  MIT  DER 
KOMMISSION  DURCHGEFÜHRTEN  MASSNAHME 
TEILNEHMEN,  UND  IHRE  AUFGABEN 


Artikel  26 

Bestellung  einer  Auktionsplattform  im  Wege  einer 
gemeinsam  von  den  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission 
durchgeführten  Maßnahme 

(1)  Unbeschadet  Artikel  30  bestellen  die  Mitgliedstaaten  nach 
einem  gemeinsamen  Vergabeverfahren  der  Kommission  und  der 
Mitgliedstaaten,  die  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  beteiligt 
sind,  eine  Auktionsplattform  für  die  Versteigerung  der  Zwei-Tage- 
Spot  oder  Fünf-Tage-Futures. 

(2)  Unbeschadet  Artikel  30  bestellen  die  Mitgliedstaaten  nach 
einem  gemeinsamen  Vergabeverfahren  der  Kommission  und  der 
Mitgliedstaaten,  die  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  beteiligt 
sind,  eine  oder  zwei  Auktionsplattformen  für  die  Versteigerung 
der  Futures  oder  Forwards,  sofern  diese  Auktionsobjekte  in 
Anhang  I  aufgeführt  sind. 

(3)  Das  in  Absätzen  1  und  2  genannte  gemeinsame  Vergabe- 
verfahren wird  gemäß  Artikel  9 1  Absatz  1  Unterabsatz  3  der  Ver- 
ordnung (EG,  Euratom)  Nr.  1605/2002  und  Artikel  125c  der 
Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  2342/2002  organisiert. 

(4)  Die  Dauer  jedes  Mandats  der  in  den  Absätzen  1  und  2 
genannten  Auktionsplattformen  beträgt  höchstens  fünf  Jahre. 
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(5)  Der  Name  und  die  Kontaktangaben  der  in  den  Absätzen  1 
und  2  genannten  Auktionsplattformen  werden  auf  der  Website 
der  Kommission  veröffentlicht. 

(6)  Ein  Mitgliedstaat,  der  sich  nach  Inkrafttreten  der  von  den 
teilnehmenden  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  geschlossen 
Vereinbarung  über  das  gemeinsame  Vergabeverfahren  an  den 
gemeinsamen  Maßnahmen  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  beteili- 
gen will,  akzeptiert  die  Bedingungen,  die  die  teilnehmenden  Mit- 
gliedstaaten und  die  Kommission  in  der  Vereinbarung  über  das 
gemeinsame  Vergabeverfahren  vereinbart  haben,  sowie  alle 
bereits  im  Rahmen  dieser  Vereinbarung  getroffenen  Beschlüsse. 

Ein  Mitgliedstaat,  der  gemäß  Artikel  30  Absatz  4  beschließt,  nicht 
an  der  gemeinsamen  Maßnahme  teilzunehmen,  sondern  seine 
eigene  Auktionsplattform  zu  bestellen,  kann  unter  Bedingungen, 
die  von  den  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  teilnehmenden  Mit- 
gliedstaaten und  der  Kommission  vereinbart  und  in  der  Vereinba- 
rung über  das  gemeinsame  Vergabeverfahren  festgehalten 
werden,  vorbehaltlich  aller  anwendbaren  Regeln  für  öffentliche 
Ausschreibungen  den  Status  eines  Beobachters  erhalten. 

Artikel  27 

Aufgaben  der  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  bestellten 
Auktionsplattform 

(1)  Die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform 
erbringt  den  Mitgliedstaaten  die  folgenden  Dienstleistungen,  die 
im  Bestellungsvertrag  näher  ausgeführt  sind: 

a)  Gewährleistung  des  Zugangs  zu  den  Versteigerungen  gemäß 
den  Artikeln  15  bis  21,  einschließlich  der  Bereitstellung  und 
Pflege  der  notwendigen  internetgestützten  elektronischen 
Schnittstellen  und  Website; 

b)  Durchführung  der  Versteigerungen  gemäß  den  Artikeln  4 
bis  7; 

c)  Verwaltung  des  Auktionskalenders  gemäß  den  Artikeln  8 
bis  14; 

d)  Bekanntgabe  und  Mitteilung  der  Auktionsergebnisse  gemäß 
Artikel  61; 

e)  Bereitstellung  oder  durch  Unterauftragsvergabe  Gewährleis- 
tung der  Bereitstellung  des  Clearing-  oder  Abrechnungs- 
systems, das  erforderlich  ist  für: 

i)  die  Bearbeitung  der  Zahlungen  erfolgreicher  Bieter  oder 
ihrer  Rechtsnachfolger  und  die  Verteilung  der  Auktions- 
erlöse an  den  Auktionator  gemäß  den  Artikeln  44 
und  45, 

ii)  die  Lieferung  der  versteigerten  Zertifikate  an  die  erfolg- 
reichen Bieter  oder  deren  Rechtsnachfolger  gemäß  den 
Artikeln  46,  47  und  48, 

iii)  die  Verwaltung  der  Sicherheiten,  einschließlich  etwaiger 
Einschüsse,  die  der  Auktionator  oder  Bieter  gemäß  den 
Artikeln  49  und  50  hinterlegt  hat; 

f)  Weitergabe  von  Informationen  über  die  Durchführung  der 
Versteigerungen  an  die  Auktionsaufsicht,  damit  diese  ihre 
Aufgaben  gemäß  Artikel  5  3  wahrnehmen  kann; 


g)  Beobachtung  des  Verlaufs  der  Versteigerungen,  Mitteilung 
von  Verdacht  auf  Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung,  kri- 
minelle Tätigkeiten  oder  Marktmissbrauch,  Anwendung 
gegebenenfalls  erforderlicher  Abhilfemaßnahmen  oder  Sank- 
tionen, einschließlich  der  Bereitstellung  außergerichtlicher 
Streitbeilegungsverfahren,  gemäß  den  Artikeln  44  bis  59  und 
Artikel  64  Absatz  1. 

(2)  Mindestens  20  Handelstage  vor  Öffnung  des  ersten  Zeit- 
fensters für  Gebote  durch  die  gemäß  Artikel  2  6  Absatz  1  bestellte 
Auktionsplattform  muss  diese  Auktionsplattform  an  mindestens 
ein  Clearing-  oder  Abrechnungssystem  angebunden  sein. 

Artikel  28 

Aufgaben  der  gemäß  Artikel  26  Absatz  2  bestellten 
Auktionsplattform 

(1)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  2  bestellte  Auktions- 
plattform erbringt  den  Mitgliedstaaten  die  folgenden 
Dienstleistungen: 

a)  Gewährleistung  des  Zugangs  zu  den  Versteigerungen  gemäß 
den  Regeln,  die  auf  dem  von  der  Auktionsplattform  organi- 
sierten Sekundärmarkt  gelten,  in  der  Fassung  der 
Bestellungsverträge; 

b)  Durchführung  der  Versteigerungen  gemäß  den  Artikeln  4 
bis  7; 

c)  Verwaltung  des  Auktionskalenders  gemäß  den  Artikeln  8 
bis  14; 

d)  Bekanntgabe  und  Mitteilung  der  Auktionsergebnisse  gemäß 
Artikel  61; 

e)  nach  den  Regeln,  die  auf  dem  von  der  Auktionsplattform 
organisierten  Sekundärmarkt  gelten,  in  der  Fassung  der 
Bestellungsverträge,  wobei  allerdings  Artikel  40  in  jedem  Fall 
gilt,  Bereitstellung  des  Clearing-  oder  Abrechnungssystems, 
das  erforderlich  ist  für: 

i)  die  Bearbeitung  der  Zahlungen  von  Bietern  oder  ihren 
Rechtsnachfolgern  und  die  Verteilung  der  Auktionser- 
löse an  den  Auktionator, 

ii)  die  Lieferung  der  versteigerten  Zertifikate  an  die  erfolg- 
reichen Bieter  oder  deren  Rechtsnachfolger, 

iii)  die  Verwaltung  der  Sicherheiten,  einschließlich  etwaiger 
Einschüsse,  die  der  Auktionator  oder  Bieter  hinterlegt 
hat; 

f)  Weitergabe  von  Informationen  über  die  Durchführung  der 
Versteigerungen  an  die  Auktionsaufsicht,  damit  diese  ihre 
Aufgaben  gemäß  Artikel  5  3  wahrnehmen  kann; 

g)  Beobachtung  des  Verlaufs  der  Versteigerungen,  Mitteilung 
von  Verdacht  auf  Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung,  kri- 
minelle Tätigkeiten  oder  Marktmissbrauch,  Anwendung  von 
Abhilfemaßnahmen  oder  Sanktionen,  einschließlich  außerge- 
richtlicher Streitbeilegungsverfahren,  gemäß  den  Regeln,  die 
auf  dem  von  der  Auktionsplattform  organisierten  Sekundär- 
markt gelten,  in  der  Fassung  des  Bestellungsvertrags. 
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(2)  Mindestens  20  Handelstage  vor  Öffnung  des  ersten  Zeit- 
fensters für  Gebote  durch  eine  gemäß  Artikel  2  6  Absatz  2  bestellte 
Auktionsplattform  muss  diese  Auktionsplattform  an  mindestens 
ein  Clearing-  oder  Abrechnungssystem  angebunden  sein. 

(3)  Artikel  16  Absätze  2  und  3,  die  Artikel  17,  19,  20,  21,  54, 
55  und  56,  Artikel  60  Absatz  3,  Artikel  63  Absatz  4  und  Arti- 
kel 64  gelten  nicht  für  Versteigerungen,  die  von  einer  Auktions- 
plattform durchgeführt  werden,  die  die  Futures  oder  Forwards 
versteigert. 

Artikel  29 

Dienstleistungen  der  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2 
bestellten  Auktionsplattformen  für  die  Kommission 

Gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellte  Auktionsplattformen 
leisten  der  Kommission  technische  Unterstützung  bei  der  Arbeit 
der  Kommission  in  folgenden  Bereichen: 

a)  Ergänzung  des  Anhanges  I  und  etwaige  Koordinierung  des 
Auktionskalenders  für  Anhang  III; 

b)  Stellungnahmen  der  Kommission  im  Rahmen  dieser 
Verordnung; 

c)  Stellungnahmen  oder  Berichte  der  Auktionsaufsicht  zum 
Funktionieren  der  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestell- 
ten Auktionsplattformen; 

d)  Berichte  oder  Vorschläge  der  Kommission  gemäß  Artikel  10 
Absatz  5  und  Artikel  12  Absatz  la  der  Richtlinie 
2003/87/EG; 

e)  jede  Änderung  dieser  Verordnung  oder  der  Richtlinie 
2003/87/EG,  die  sich  auf  das  Funktionieren  des  C02-Marktes 
einschließlich  der  Abwicklung  der  Versteigerungen  auswirkt; 

f)  jede  Überarbeitung  dieser  Verordnung,  der  Richtlinie 
2003/87/EG  oder  der  gemäß  Artikel  19  Absatz  3  der  genann- 
ten Richtlinie  erlassenen  Verordnung  der  Kommission,  die 
sich  auf  das  Funktionieren  des  C02-Marktes  einschließlich 
der  Abwicklung  der  Versteigerungen  auswirkt; 

g)  jede  andere  von  der  Kommission  und  den  beteiligten  Mit- 
gliedstaaten vereinbarte  gemeinsame  Maßnahme  im  Zusam- 
menhang mit  dem  Funktionieren  des  C02-Marktes 
einschließlich  der  Abwicklung  der  Versteigerungen. 

KAPITEL  VIII 

BESTELLUNG  VON  AUKTIONSPLATTFORMEN  DURCH 
MITGLIEDSTAATEN,  DIE  EINE  EIGENE  PLATTFORM 
WÜNSCHEN,  UND  DEREN  AUFGABEN 

Artikel  30 

Bestellung  einer  anderen  als  der  gemäß  Artikel  26 
Absatz  1  oder  Absatz  2  bestellten  Auktionsplattform 

(1)  Jeder  nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Arti- 
kel 26  beteiligte  Mitgliedstaat  kann  seine  eigene  Auktions- 
plattform bestellen,  um  seinen  Anteil  an  der  Menge  der  Zertifikate 
gemäß  den  Kapiteln  II  und  III  der  Richtlinie  2003/87/EG  in  Form 
der  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  zu  versteigern. 


(2)  Jeder  nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Arti- 
kel 26  beteiligte  Mitgliedstaat  kann  seine  eigene  Auktions- 
plattform bestellen,  um  seinen  Anteil  an  der  Menge  der  Zertifikate 
gemäß  den  Kapiteln  II  und  III  der  Richtlinie  2003/87/EG  in  Form 
der  Futures  oder  Forwards  zu  versteigern,  sofern  diese  Objekte  in 
Anhang  I  dieser  Verordnung  aufgeführt  sind. 

(3)  Nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Artikel  26 
beteiligte  Mitgliedstaaten  können  zur  Versteigerung  der  Spot  oder 
Forwards  beziehungsweise  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage- 
Futures  und  dieselbe  Auktionsplattform  oder  jeweils  eine  eigene 
Auktionsplattform  bestellen. 

(4)  Jeder  nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Arti- 
kel 26  beteiligte  Mitgliedstaat  teilt  der  Kommission  innerhalb  von 
drei  Monaten  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  mit,  dass  er 
sich  nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahmen  beteiligen,  sondern 
gemäß  den  Absätzen  1  und  2  des  vorliegenden  Artikels  eine 
eigene  Plattform  bestellen  will. 

(5)  Jeder  nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Arti- 
kel 26  beteiligte  Mitgliedstaat  wählt  seine  gemäß  den  Absätzen  1 
und  2  des  vorliegenden  Artikels  bestellte  Auktionsplattform  auf 
der  Grundlage  eines  Auswahlverfahrens  aus,  das  das  Vergaberecht 
der  Union  und  des  betreffenden  Mitgliedstaats  beachtet,  wenn  das 
Unions-  oder  einzelstaatliche  Vergaberecht  ein  öffentliches 
Vergabeverfahren  vorschreibt.  Für  das  Auswahlverfahren  gelten 
alle  Rechtsmittel  und  Durchsetzungsverfahren,  die  das  Recht  der 
Union  und  des  jeweiligen  Mitgliedstaats  vorsehen. 

Die  Dauer  jedes  Mandats  der  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten 
Auktionsplattformen  beträgt  höchstens  drei  Jahre  und  ist  um 
höchstens  zwei  weitere  Jahre  verlängerbar. 

Die  Bestellung  der  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Auktions- 
plattformen setzt  voraus,  dass  die  betreffende  Auktionsplattform 
gemäß  Absatz  7  in  Anhang  III  aufgeführt  wird.  Die  Bestellung  ist 
nicht  wirksam,  bevor  die  in  Absatz  7  vorgesehene  Aufnahme  der 
betreffenden  Auktionsplattform  in  Anhang  III  in  Kraft  getreten  ist. 

(6)  Jeder  nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Arti- 
kel 26  beteiligte  Mitgliedstaat,  der  gemäß  den  Absätzen  1  bis  2 
des  vorliegenden  Artikels  seine  eigene  Auktionsplattform  bestel- 
len will,  notifiziert  der  Kommission  Folgendes: 

a)  die  Identität  der  Auktionsplattform,  die  er  bestellen  möchte, 
mit  der  Angabe,  ob  die  Futures  oder  Forwards  beziehungs- 
weise Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  von  ein  und 
derselben  Plattform  oder  von  getrennten  Auktions- 
plattformen versteigert  werden; 

b)  die  ausführlichen  Vorschriften,  die  für  das  Auktionsverfahren 
der  von  ihm  vorgeschlagenen  Auktionsplattform(en)  gelten 
würden,  einschließlich  der  Vertragsbedingungen  hinsichtlich 
der  Bestellung  der  betreffenden  Auktionsplattform  ein- 
schließlich jedes  mit  der  vorgeschlagenen  Auktionsplattform 
verbundenen  Clearing-  oder  Abrechnungssystems  unter 
Angabe  der  Bedingungen,  die  für  die  Struktur  und  Höhe  der 
Gebühren,  die  Verwaltung  von  Sicherheiten,  die  Zahlung  und 
die  Lieferung  gelten; 
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c)  die  vorgeschlagenen  Zeitfenster  für  Gebote,  die  einzelnen 
Mengen,  die  Versteigerungstermine  unter  Angabe  zu  berück- 
sichtigender gesetzlicher  Feiertage  sowie  die  Art  des 
Auktionsobjekts,  die  Fristen  für  die  Zahlung  und  Lieferung 
der  in  Einzelversteigerungen  in  einem  bestimmten  Kalender- 
jahr zu  versteigernden  Zertifikate  sowie  jede  andere  Angabe, 
die  die  Kommission  braucht,  um  beurteilen  zu  können,  ob 
der  vorgeschlagene  Auktionskalender  mit  dem  Auktions- 
kalender der  nach  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellten 
Auktionsplattformen  und  mit  weiteren  Auktionskalendern 
vereinbar  ist,  die  von  anderen  nicht  an  der  gemeinsamen 
Maßnahme  gemäß  Artikel  26  beteiligten  Mitgliedstaaten,  die 
eine  eigene  Auktionsplattform  wünschen,  vorgeschlagen 
werden; 

d)  die  ausführlichen  Vorschriften  und  Bedingungen  für  die 
Begutachtung  und  Beaufsichtigung  der  Auktionen,  die  für  die 
von  ihm  vorgeschlagene  Auktionsplattform  gemäß  Arti- 
kel 3  5  Absätze  4,  5  und  6  gelten  werden,  sowie  die  ausführ- 
lichen Vorschriften  für  den  Schutz  vor  Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung,  kriminellen  Tätigkeiten  oder 
Marktmissbrauch,  einschließlich  Abhilfemaßnahmen  und 
Sanktionen; 

e)  die  im  Einzelnen  getroffenen  Maßnahmen,  um  Artikel  22 
Absatz  4  und  Artikel  34  in  Bezug  auf  die  Bestellung  des  Auk- 
tionators zu  genügen. 

Aus  der  Notifizierung  muss  die  Vereinbarkeit  mit  dieser  Ver- 
ordnung und  die  Vereinbarkeit  mit  den  Zielen  von  Artikel  1 0 
Absatz  4  der  Richtlinie  2003/87/EG  hervorgehen. 

Ein  notifizierender  Mitgliedstaat  kann  seine  ursprüngliche 
Notifizierung  vor  Aufnahme  in  die  Liste  gemäß  Absatz  7 
ändern. 

jeder  notifizierende  Mitgliedstaat  legt  dem  in  Artikel  23 
Absatz  1  der  Richtlinie  2003/87/EG  genannten  Ausschuss 
seine  ursprüngliche  und  seine  geänderte  Notifizierung  vor. 

(7)  Die  anderen  als  die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2 
bestellten  Auktionsplattformen,  die  sie  bestellenden  Mitgliedstaa- 
ten, die  Dauer  ihres  Mandats  und  die  für  sie  geltenden  Vorschrif- 
ten oder  Verpflichtungen  werden  in  die  Liste  in  Anhang  III 
aufgenommen,  wenn  die  Anforderungen  dieser  Verordnung  und 
die  Ziele  von  Artikel  10  Absatz  4  der  Richtlinie  2003/87/EG 
erfüllt  sind.  Die  Kommission  und  der  in  Artikel  2  3  Absatz  1  der 
Richtlinie  2003/87/EG  genannte  Ausschuss  handeln  ausschließ- 
lich auf  Basis  dieser  Anforderungen  und  Ziele  und  berücksichti- 
gen in  vollem  Umfang  alle  Berichte,  die  die  Auktionsaufsicht 
gemäß  Artikel  25  Absatz  4  dieser  Verordnung  erstellt. 

Solange  die  in  Unterabsatz  1  vorgesehene  Liste  nicht  vorliegt, 
nutzt  ein  Mitgliedstaat,  der  nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahme 
gemäß  Artikel  26  beteiligt  ist,  sondern  gemäß  den  Absätzen  1 
bis  2  des  vorliegenden  Artikels  seine  eigene  Plattform  bestellen 
möchte,  bis  zum  Ablauf  von  drei  Monaten  nach  Inkrafttreten  der 
in  Unterabsatz  1  vorgesehenen  Liste  die  gemäß  Artikel  26 
Absatz  1  oder  2  bestellten  Auktionsplattformen,  um  seinen  Anteil 
an  den  Zertifikaten  zu  versteigern,  der  ansonsten  auf  der  gemäß 
Absatz  1  oder  2  des  vorliegenden  Artikels  bestellten  Auktions- 
plattform versteigert  worden  wäre. 


(8)  Jeder  nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Arti- 
kel 26  beteiligte  Mitgliedstaat,  der  sich  gemäß  den  Absätzen  1 
und  2  des  vorliegenden  Artikels  für  eine  eigene  Auktionsplattform 
entscheidet,  kann  der  gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Artikel  26 
jederzeit  gemäß  Artikel  26  Absatz  6  beitreten. 

Die  Menge  der  Zertifikate,  die  auf  einer  anderen  als  einer  gemäß 
Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellten  Auktionsplattform  verstei- 
gert werden  sollten,  werden  gleichmäßig  auf  die  Versteigerungen 
der  betreffenden,  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellten 
Auktionsplattform  verteilt. 


Artikel  3 1 

Aufgaben  anderer  als  den  gemäß  Artikel  26  Absatz  1 
oder  2  bestellten  Auktionsplattformen 

(1)  Jede  gemäß  Artikel  30  Absatz  1  bestellte  Auktions- 
plattform nimmt  dieselben  in  Artikel  27  vorgesehenen  Aufgaben 
wahr  wie  die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  bestellte  Auktions- 
plattform, mit  Ausnahme  von  Artikel  27  Absatz  1  Buchstabe  c 
zum  Auktionskalender,  der  nicht  anwendbar  ist. 

(2)  Jede  gemäß  Artikel  30  Absatz  2  bestellte  Auktions- 
plattform nimmt  dieselben  in  Artikel  28  vorgesehenen  Aufgaben 
wahr  wie  die  gemäß  Artikel  26  Absatz  2  bestellten  Auktions- 
plattformen, mit  Ausnahme  von  Artikel  28  Absatz  1  Buchstabe  c 
zum  Auktionskalender,  der  nicht  anwendbar  ist. 

(3)  Die  Bestimmungen  über  den  Auktionskalender  in  Artikel  8 
Absätze  1,  2  und  3  sowie  den  Artikeln  9,  10,  1 2,  14  und  32  gel- 
ten für  die  gemäß  Artikel  30  Absatz  1  oder  2  bestellten 
Auktionsplattformen. 


Artikel  32 

Auktionskalender  für  andere  als  die  gemäß  Artikel  26 
Absatz  1  oder  2  bestellten  Auktionsplattformen 

(1)  Bei  den  Einzelversteigerungen  einer  gemäß  Artikel  30 
Absatz  1  oder  2  bestellten  Auktionsplattform  beträgt  die  Menge 
der  versteigerten  Zertifikate  gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie 
2003/87/EG  höchstens  20  Millionen  und  mindestens  10  Millio- 
nen Zertifikate,  es  sei  denn,  die  Gesamtmenge  der  Zertifikate 
gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/87/EG,  die  der  bestellende 
Mitgliedstaat  zu  versteigern  hat,  beträgt  in  einem  bestimmten 
Kalenderjahr  weniger  als  1 0  Millionen,  was  in  diesem  Fall  bewirkt, 
dass  die  Zertifikate  in  einer  einzigen  Versteigerung  im  Kalender- 
jahr zu  versteigern  sind. 

(2)  Bei  den  Einzelversteigerungen  einer  gemäß  Artikel  30 
Absatz  1  oder  2  bestellten  Auktionsplattform  beträgt  die  Menge 
der  versteigerten  Zertifikate  gemäß  Kapitel  II  der  Richtlinie 
2003/87/EG  höchstens  5  Millionen  und  mindestens  2,5  Millio- 
nen Zertifikate,  es  sei  denn,  die  Gesamtmenge  der  Zertifikate 
gemäß  Kapitel  II  der  Richtlinie  2003/87/EG,  die  der  bestellende 
Mitgliedstaat  zu  versteigern  hat,  beträgt  in  einem  bestimmten 
Kalenderjahr  weniger  als  2,5  Millionen,  was  in  diesem  Fall 
bewirkt,  dass  die  Zertifikate  in  einer  einzigen  Versteigerung  im 
Kalenderjahr  zu  versteigern  sind. 
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(3)  Die  Gesamtmenge  der  Zertifikate  gemäß  den  Kapiteln  II 
und  III  der  Richtlinie  2003/87/EG,  die  auf  allen  gemäß  Artikel  30 
Absatz  1  oder  2  dieser  Verordnung  bestellten  Auktions- 
plattformen versteigert  werden  sollen,  wird  gleichmäßig  über  ein 
bestimmtes  Kalenderjahr  verteilt,  mit  der  Einschränkung,  dass  im 
August  jedes  Jahres  nur  die  Hälfte  der  in  den  übrigen  Monaten  des 
Jahres  versteigerten  Menge  versteigert  wird. 

(4)  Nach  Konsultation  der  Kommission  und  deren  Stellung- 
nahme und  nachdem  die  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
bestellte  Auktionsplattform  ihre  Bestimmungen  und  Veröffentli- 
chungen gemäß  Artikel  1 1  Absatz  1  und  Artikel  1 3  Absatz  1  vor- 
genommen hat,  bestimmen  und  veröffentlichen  die  gemäß 
Artikel  30  Absatz  1  oder  2  bestellten  Auktionsplattformen  die 
Zeitfenster  für  Gebote,  die  einzelnen  Mengen,  die  Versteigerungs- 
termine sowie  das  Auktionsobjekt  und  die  Termine  für  Zahlung 
und  Lieferung  der  Zertifikate  gemäß  den  Kapiteln  II  und  III  der 
Richtlinie  2003/87/EG,  die  jedes  Jahr  in  Einzelversteigerungen 
versteigert  werden  sollen,  bis  zum  31.  März  des  Vorjahres  oder 
sobald  wie  möglich  danach.  Die  betreffenden  Auktions- 
plattformen berücksichtigen  die  Stellungnahme  der  Kommission 
soweit  wie  möglich. 

Die  in  Unterabsatz  1  genannten  veröffentlichten  Kalender  müs- 
sen mit  den  einschlägigen  Bedingungen  und  Verpflichtungen  in 
Anhang  III  in  Einklang  stehen. 

(5)  Wird  eine  Versteigerung  einer  gemäß  Artikel  30  Absatz  1 
oder  2  bestellten  Auktionsplattform  gemäß  Artikel  7  Absatz  5 
oder  6  oder  Artikel  9  annulliert,  so  wird  die  zu  versteigernde 
Menge  gleichmäßig  entweder  auf  die  nächsten  vier  geplanten  Ver- 
steigerungen derselben  Auktionsplattform  oder,  wenn  die  betref- 
fende Auktionsplattform  in  einem  bestimmten  Jahr  weniger  als 
vier  Versteigerungen  durchführt,  auf  die  nächsten  zwei  geplanten 
Versteigerungen  derselben  Auktionsplattform  verteilt. 

Artikel  33 
Überprüfung  dieser  Verordnung 

Die  Auktionsaufsicht  legt  bis  spätestens  31.  Dezember  2014  den 
jährlichen  Gesamtbericht  gemäß  Artikel  25  Absatz  2  vor,  danach 
überprüft  die  Kommission  die  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
einschließlich  der  Durchführung  aller  Auktionsverfahren. 

Die  Überprüfung  analysiert  die  bis  dahin  gewonnene  Erfahrung  in 
Bezug  auf  die  Wechselbeziehungen  zwischen  den  gemäß  Arti- 
kel 30  Absatz  1  oder  2  und  den  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2 
bestellten  Auktionsplattformen  sowie  zwischen  den  Versteigerun- 
gen und  dem  Sekundärmarkt  Rechnung. 

Die  Überprüfung  wird  in  Konsultation  mit  den  Mitgliedstaaten 
und  den  Interessenvertretern  durchgeführt. 

Unter  Berücksichtigung  der  Ergebnisse  der  Überprüfung  kann  die 
Kommission  die  Maßnahmen  vorschlagen,  die  sie  für  erforderlich 
hält,  um  durch  diese  Verordnung  hervorgerufene  Verzerrungen 
oder  Störungen  des  Binnenmarktes  oder  des  C02-Marktes  zu 
beheben  und  ein  Inkrafttreten  dieser  Maßnahmen  bis  31.  Dezem- 
ber 2016  in  Blick  nehmen. 


KAPITEL  IX 

VORAUSSETZUNGEN  FÜR  DIE  BESTELLUNG  DES 
AUKTIONATORS,  DER  AUKTIONSAUFSICHT  UND  EINER 
AUKTIONSPLATTFORM 


Artikel  34 

Voraussetzungen  für  die  Bestellung  des  Auktionators  und 
der  Auktionsaufsicht 

(1)  Bei  der  Bestellung  des  Auktionators  und  Ernennung  der 
Auktionsaufsicht  berücksichtigen  die  Mitgliedstaaten,  inwieweit 
die  Bewerber 

a)  unter  nachstehenden  Aspekten  das  geringste  Risiko  von 
Interessenkonflikten  oder  Marktmissbrauch  aufweisen: 

i)  Tätigkeiten  auf  dem  Sekundärmarkt, 

ii)  interne  Abläufe  und  Verfahren  zur  Minderung  des  Risi- 
kos von  Interessenkonflikten  oder  Marktmissbrauch, 

b)  in  der  Lage  sind,  die  Aufgaben  eines  Auktionators  oder  einer 
Auktionsaufsicht  rechtzeitig,  fachgerecht  und  in  Einklang  mit 
höchsten  Qualitätsstandards  zu  erfüllen. 

(2)  Die  Bestellung  des  Auktionators  setzt  voraus,  dass  der  Auk- 
tionator mit  der  betreffenden  Auktionsplattform  die  in  Artikel  22 
Absätze  2  und  3  genannten  Vereinbarungen  trifft. 


Artikel  35 

Voraussetzungen  für  die  Bestellung  einer 
Auktionsplattform 

(1)  Versteigerungen  dürfen  nur  auf  einer  Auktionsplattform, 
die  von  der  zuständigen  einzelstaatlichen  Behörde  gemäß 
Absatz  4  Unterabsatz  2  als  geregelter  Markt  gemäß  Absatz  5 
zugelassen  wurde,  durchgeführt  werden. 

(2)  Eine  nach  Maßgabe  dieser  Verordnung  für  die  Versteige- 
rung der  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  bestellte 
Auktionsplattform  ist  ohne  weitere  rechtliche  oder  administrative 
Anforderungen  seitens  der  Mitgliedstaaten  befugt,  geeignete  Vor- 
kehrungen zu  treffen,  um  in  Artikel  1 8  Absätze  1  und  2  genann- 
ten Bietern  den  Zugang  zu  und  die  Teilnahme  an  Versteigerungen 
zu  ermöglichen. 

(3)  Bei  der  Bestellung  einer  Auktionsplattform  berücksichtigen 
die  Mitgliedstaaten,  inwieweit  die  Bewerber  nachweislich  allen 
nachstehenden  Anforderungen  genügen: 

a)  Sie  garantieren  de  facto  und  de  jure  die  Einhaltung  des 
Nichtdiskriminierungsgrundsatzes; 

b)  Sie  bieten  vollständigen,  gerechten  und  gleichen  Zugang  für 
die  Gebotseinstellung  von  unter  das  EU-EHS  fallenden  KMU 
und  Zugang  für  die  Gebotseinstellung  von  Kleinemittenten; 
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c)  Sie  gewährleisten  Wirtschaftlichkeit  und  vermeiden  unnötige 
Verwaltungskosten; 

d)  Sie  garantieren  eine  wirksame  Überwachung  des  Auktions- 
verlaufs, die  Meldung  des  Verdachts  auf  Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung,  kriminelle  Tätigkeiten  oder  Markt- 
missbrauch sowie  die  Anwendung  von  Abhilfemaßnahmen 
oder  Sanktionen  einschließlich  der  Bereitstellung  eines  außer- 
gerichtlichen Streitbeilegungsverfahrens; 

e)  Sie  vermeiden  Wettbewerbsverzerrungen  auf  dem  Binnen- 
markt einschließlich  des  C02-Marktes; 

f)  Sie  sorgen  dafür,  dass  der  C02-Markt  einschließlich  der 
Durchführung  der  Versteigerungen  ordnungsgemäß 
funktioniert; 

g)  Sie  sind  an  ein  oder  mehrere  Clearing-  oder  Abrechnungs- 
systeme angebunden; 

h)  Sie  sehen  geeignete  Bestimmungen  vor,  nach  denen  die 
Auktionsplattform  sämtliche  Sachanlagen  und  immateriellen 
Aktiva  aushändigen  muss,  die  ihre  Nachfolgerin  für  die 
Durchführung  der  Versteigerung  braucht. 

(4)  Eine  Auktionsplattform,  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  wird  erst  bestellt,  nachdem  der  Mitglied- 
staat, in  dem  der  sich  bewerbende  geregelte  Markt  und  sein 
Betreiber  niedergelassen  sind,  rechtzeitig  und  in  jedem  Fall  vor 
Öffnung  des  ersten  Zeitfensters  für  Gebote  dafür  gesorgt  hat,  dass 
die  einzelstaatlichen  Maßnahmen,  mit  denen  Titel  III  der  Richtli- 
nie 2004/39/EG  angemessen  umgesetzt  wird,  auf  die  Versteige- 
rung der  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  angewendet 
werden. 

Eine  Auktionsplattform,  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage- 
Futures  versteigert,  wird  erst  bestellt,  nachdem  der  Mitgliedstaat, 
in  dem  der  sich  bewerbende  geregelte  Markt  und  sein  Betreiber 
niedergelassen  sind,  rechtzeitig  und  in  jedem  Fall  vor  Öffnung  des 
ersten  Zeitfensters  für  Gebote  dafür  gesorgt  hat,  dass  seine  zustän- 
digen Behörden  in  der  Lage  sind,  den  Markt  und  seinen  Betreiber 
in  Einklang  mit  den  einzelstaatlichen  Maßnahmen,  mit  denen 
Titel  IV  der  Richtlinie  2004/39/EG  angemessen  umgesetzt  wird, 
zuzulassen  und  zu  beaufsichtigen. 

Sind  der  geregelte  Markt,  der  sich  bewirbt,  und  sein  Markt- 
betreiber nicht  im  selben  Mitgliedstaat  niedergelassen,  gelten  die 
Unterabsätze  1  und  2  sowohl  für  den  Mitgliedstaat  der  Niederlas- 
sung des  geregelten  Marktes,  der  sich  bewirbt,  als  auch  für  den 
Mitgliedstaat  der  Niederlassung  seines  Marktbetreibers. 

(5)  Die  gemäß  Artikel  48  Absatz  1  der  Richtlinie  2004/39/EG 
benannten  zuständigen  Behörden  des  Mitgliedstaats  gemäß 
Absatz  4  Unterabsatz  2  des  vorliegenden  Artikels  entscheiden, 
dass  ein  geregelter  Markt  im  Sinne  dieser  Verordnung  zuzulassen 
ist,  wenn  er  und  sein  Betreiber  mit  den  Bestimmungen  des  Titels  III 
der  Richtlinie  2004/39/EG  und  den  Maßnahmen  zu  deren  Umset- 
zung in  nationales  Recht  des  Mitgliedstaats  ihrer  Niederlassung 
gemäß  Absatz  4  des  vorliegenden  Artikels  vereinbar  sind.  Die 
Zulassungsentscheidung  wird  in  Einklang  mit  den  Bestimmungen 
des  Titels  IV  der  Richtlinie  2004/39/EG  und  den  Maßnahmen  zu 
deren  Umsetzung  in  das  nationale  Recht  des  Mitgliedstaats  der 
Niederlassung  gemäß  Absatz  4  des  vorliegenden  Artikels 
getroffen. 


(6)  Die  in  Absatz  5  genannten  zuständigen  einzelstaatlichen 
Behörden  gewährleisten  eine  wirksame  Marktbeaufsichtigung  und 
treffen  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um  sicherzustellen,  dass 
den  Bestimmungen  des  genannten  Absatzes  nachgekommen 
wird.  Sie  müssen  in  der  Lage  sein,  unmittelbar  oder  mit  Unterstüt- 
zung anderer  gemäß  Artikel  48  Absatz  1  der  Richtlinie 
2004/39/EG  benannter  einzelstaatlicher  Behörden  die  Befugnisse 
auszuüben,  die  in  den  einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur  Umset- 
zung von  Artikel  50  der  genannten  Richtlinie  in  Bezug  auf  den 
geregelten  Markt  und  seinen  Betreiber  gemäß  Absatz  4  des  vor- 
liegenden Artikels  vorgesehen  sind. 

Jeder  Mitgliedstaat,  dem  eine  zuständige  Behörde  gemäß  Absatz  5 
untersteht,  sorgt  dafür,  dass  die  einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur 
Umsetzung  der  Artikel  51  und  52  der  Richtlinie  2004/39/EG  für 
die  Personen  gelten,  die  ihren  Verpflichtungen  aus  den  Maßnah- 
men zur  Umsetzung  von  Titel  III  der  Richtlinie  2004/39/EG  in 
nationales  Recht  des  Mitgliedstaats  ihrer  Niederlassung  gemäß 
Absatz  4  des  vorliegenden  Artikels  nicht  nachgekommen  sind. 

Im  Sinne  des  vorliegenden  Absatzes  finden  die  einzelstaatlichen 
Maßnahmen  zur  Umsetzung  der  Artikel  56  bis  62  der  Richtlinie 
2004/39/EG  auf  die  Zusammenarbeit  zwischen  den  zuständigen 
Behörden  verschiedener  Mitgliedstaaten  Anwendung. 


KAPITEL  X 

MARKTMISSBRAUCHSREGELUNG  FÜR  AUKTIONSOBJEKTE 


Artikel  36 

Marktmissbrauchsregelung  für  Finanzinstrumente  im 
Sinne  von  Artikel  1  Nummer  3  der  Richtlinie  2003/6/EG 

(1)  Sind  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  Finanz- 
instrumente im  Sinne  von  Artikel  1  Nummer  3  der  Richtlinie 
2003/6/EG,  so  ist  die  genannte  Richtlinie  für  die  Zwecke  der  vor- 
liegenden Verordnung  auf  die  Versteigerung  dieser  Auktions- 
objekte anwendbar. 

(2)  Sind  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  keine  Finanz- 
instrument im  Sinne  von  Artikel  1  Nummer  3  der  Richtlinie 
2003/6/EG,  so  sind  die  Artikel  37  bis  43  dieser  Verordnung 
anwendbar. 


Artikel  37 

Begriffsbestimmungen  für  die  Marktmissbrauchsregelung 
für  andere  Auktionsobjekte  als  Finanzinstrumente  im 
Sinne  von  Artikel  1  Absatz  3  der  Richtlinie  2003/6/EG 

Für  die  Zwecke  der  Artikel  38  bis  43,  die  für  andere  Auktions- 
objekte als  Finanzinstrumente  im  Sinne  von  Artikel  1  Nummer  3 
der  Richtlinie  2003/6/EG  gelten,  bezeichnet  der  Ausdruck 

a)  „Insider-Information"  eine  nicht  öffentlich  bekannte  präzise 
Information,  die  direkt  oder  indirekt  eines  oder  mehrere  der 
Auktionsobjekte  betrifft  und  die,  wenn  sie  öffentlich  bekannt 
würde,  geeignet  wäre,  die  Preisgebote  zu  beeinflussen; 
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für  Personen,  die  mit  der  Ausführung  von  Geboten  beauf- 
tragt sind,  bedeutet  „Insider-Information"  auch  eine  Informa- 
tion, die  von  einem  Kunden  mitgeteilt  wurde  und  sich  auf 
noch  offene  Gebote  des  Kunden  bezieht,  die  präzise  ist,  die 
direkt  oder  indirekt  ein  oder  mehrere  Auktionsobjekte  betrifft 
und  die,  wenn  sie  öffentlich  bekannt  würde,  geeignet  wäre, 
das  Preisgebot  erheblich  zu  beeinflussen; 

b)  „Marktmanipulation" 

i)  Gebote,  Geschäfte  oder  Kauf-  bzw.  Verkaufsaufträge  auf 
dem  Sekundärmarkt,  die 

—  falsche  oder  irreführende  Signale  für  die  Nachfrage 
nach  den  Auktionsobjekten  oder  für  deren  Preis 
geben  oder  geben  könnten  oder 

—  durch  eine  Person  oder  mehrere,  in  Absprache  han- 
delnde Personen  bewirken,  dass  für  das  Auktions- 
objekt ein  Auktionsclearingpreis  in  anormaler  oder 
künstliches  Höhe  erzielt  wird, 

es  sei  denn,  die  Person,  die  das  Gebot  eingestellt  hat  oder 
die  auf  dem  Sekundärmarkt  das  Geschäft  abgeschlossen 
oder  den  Kauf-  oder  Verkaufsauftrag  erteilt  hat,  weist 
nach,  dass  sie  legitime  Gründe  dafür  hatte; 

ii)  Gebote  unter  Vorspiegelung  falscher  Tatsachen  oder 
unter  Verwendung  sonstiger  Kunstgriffe  oder  Formen 
der  Täuschung; 

iii)  Verbreitung  von  Informationen  über  die  Medien  ein- 
schließlich Internet  oder  auf  anderem  Wege,  die  falsche 
oder  irreführende  Signale  in  Bezug  auf  die  Auktions- 
objekte geben  oder  geben  könnten,  u.  a.  durch  Verbrei- 
tung von  Gerüchten  sowie  falscher  oder  irreführender 
Nachrichten,  wenn  die  Person,  die  diese  Informationen 
verbreitet  hat,  wusste  oder  hätte  wissen  müssen,  dass  sie 
falsch  oder  irreführend  waren.  Bei  Journalisten,  die  in 
Ausübung  ihres  Berufs  handeln,  ist  eine  solche  Verbrei- 
tung von  Informationen  unter  Berücksichtigung  der  für 
ihren  Berufsstand  geltenden  Regeln  zu  beurteilen,  es  sei 
denn,  dass  diese  Personen  aus  der  Verbreitung  der  betref- 
fenden Informationen  direkt  oder  indirekt  einen  Nutzen 
ziehen  oder  Gewinne  schöpfen. 

Dies  Begriffbestimmung  unter  Buchstabe  b  kann  konkret  Folgen- 
des bedeuten: 

—  Sicherung  einer  marktbeherrschenden  Stellung  in  Bezug  auf 
die  Nachfrage  nach  einem  Auktionsprodukt  durch  eine  Per- 
son oder  mehrere  in  Absprache  handelnde  Personen  mit  der 
Folge  einer  direkten  oder  indirekten  Festsetzung  des 
Auktionsclearingpreises  oder  anderer  unlauterer 
Handelsbedingungen; 

—  Kauf  oder  Verkauf  von  Zertifikaten  oder  deren  Derivativen 
auf  dem  Sekundärmarkt  vor  der  Versteigerung  mit  der  Folge, 
dass  der  Auktionsclearingpreis  für  die  Versteigerungsobjekte 
auf  anormaler  oder  künstlicher  Höhe  festgesetzt  wird  oder 
dass  Bieter,  die  auf  den  Versteigerungen  bieten,  in  die  Irre 
geführt  werden; 


—  Ausnutzung  des  gelegentlichen  oder  regelmäßigen  Zugangs 
zu  traditionellen  oder  elektronischen  Medien  durch  Veröf- 
fentlichung einer  Stellungnahme  zu  einem  Auktionsobjekt, 
wobei  zuvor  für  dieses  Objekt  ein  Gebot  eingestellt  wurde 
und  dann  aus  den  Auswirkungen  der  Stellungnahme  auf 
andere  Preisgebote  für  dasselbe  Objekt  Nutzen  gezogen  wird, 
ohne  dass  der  Öffentlichkeit  gleichzeitig  dieser  Interessen- 
konflikt auf  ordnungsgemäße  und  effiziente  Weise  bekannt 
gegeben  wird. 


Artikel  38 
Verbot  von  Insider-Geschäften 

(1)  Personen  im  Sinne  von  Unterabsatz  2,  die  über  eine  Insider- 
Information  verfügen,  ist  es  untersagt,  unter  Nutzung  derselben 
für  eigene  Rechnung  oder  im  Auftrag  von  Dritten  direkt  oder 
indirekt  für  ein  Auktionsobjekt,  auf  das  sich  die  Information 
bezieht,  ein  Gebot  einzustellen,  zu  ändern  oder  zurückzuziehen. 

Unterabsatz  1  gilt  für  Personen,  die  über  Insider-Information 
verfügen 

a)  als  Mitglied  eines  Verwaltungs-,  Leitungs-  oder  Aufsichts- 
organs der  Auktionsplattform,  des  Auktionators  oder  der 
Auktionsaufsicht,  oder 

b)  durch  ihre  Beteilung  am  Kapital  der  Auktionsplattform,  des 
Auktionators  oder  des  Auktionsaufsicht,  oder 

c)  dadurch,  dass  sie  aufgrund  ihrer  Arbeit,  ihres  Berufs  oder 
ihrer  Aufgaben  Zugang  zu  der  betreffenden  Information 
haben,  oder 

d)  aufgrund  von  kriminellen  Tätigkeiten. 

(2)  Handelt  es  sich  bei  der  in  Absatz  1  genannten  Person  um 
eine  juristische  Person,  so  gilt  das  dort  niedergelegte  Verbot  auch 
für  die  natürlichen  Personen,  die  an  dem  Beschluss  beteiligt  sind, 
das  Gebot  auf  Rechnung  der  betreffenden  juristischen  Person  ein- 
zustellen, zu  ändern  oder  zurückzuziehen. 

(3)  Dieser  Artikel  gilt  nicht  für  die  Einstellung,  Änderung  oder 
Rücknahme  eines  Gebots  für  ein  Auktionsobjekt  in  Erfüllung 
einer  fällig  gewordenen  Verpflichtung,  wenn  sich  diese  Verpflich- 
tung aus  einer  Vereinbarung  ergibt,  die  geschlossen  wurde,  bevor 
die  betreffende  Person  in  Besitz  der  Insider-Information  kam. 


Artikel  39 

Andere  verbotene  Nutzungen  von  Insider-Informationen 

Einer  Person,  für  die  das  Verbot  in  Artikel  38  gilt,  ist  es  untersagt, 

a)  Insider-Informationen  an  Dritte  weiterzugeben,  soweit  dies 
nicht  im  normalen  Rahmen  der  Ausübung  ihrer  Arbeit  oder 
ihres  Berufs  oder  bei  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  geschieht; 

b)  auf  der  Grundlage  von  Insider-Informationen  einer  anderen 
Person  zu  empfehlen  oder  eine  andere  Person  zu  verleiten, 
für  Auktionsobjekte,  auf  die  sich  die  Informationen  beziehen, 
Gebote  einzustellen,  zu  ändern  oder  zurückzuziehen. 
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Artikel  40 

Andere  vom  Verbot  von  Insider-Geschäften  betroffene 
Personen 

Die  Artikel  38  und  39  gelten  auch  für  nicht  in  diesen  Artikeln 
genannte  Personen,  die  über  Insider-Informationen  verfügen, 
sofern  diese  Personen  wissen  oder  wissen  müssten,  dass  es  sich 
um  Insider-Informationen  handelt. 


Artikel  41 
Verbot  der  Marktmanipulation 

Es  ist  jedermann  untersagt,  Marktmanipulation  zu  betreiben. 


Artikel  42 

Besondere  Anforderungen  zur  Minderung  des  Risikos  von 
Marktmissbrauch 

(1)  Die  Auktionsplattform,  der  Auktionator  und  die  Auktions- 
aufsicht stellen  jeweils  ein  Verzeichnis  der  Personen  auf,  die  auf 
der  Grundlage  eines  Arbeitsvertrags  oder  anderweitig  für  sie  tätig 
sind  und  Zugang  zu  Insider-Informationen  haben.  Die  Auktions- 
plattform bringt  dieses  Verzeichnis  regelmäßig  auf  den  neuesten 
Stand  und  übermittelt  es  der  zuständigen  Behörde  des  Mitglied- 
staats, in  dem  sie  niedergelassen  ist,  auf  Anfrage.  Die  Auktions- 
plattform, der  Auktionator  und  die  Auktionsaufsicht  aktualisieren 
ihr  Verzeichnis  regelmäßig  und  übermitteln  es  gemäß  den  Verträ- 
gen zu  ihrer  Bestellung  der  zuständigen  Behörde  des  Mitglied- 
staats, in  dem  die  Auktionsplattform  niedergelassen  ist  und  dem 
Mitgliedsstaat,  in  dem  der  Auktionator  oder  die  Auktionsaufsicht 
niedergelassen  sind,  auf  Anfrage. 

(2)  Personen,  die  bei  einer  Auktionsplattform,  beim  Auktiona- 
tor oder  bei  der  Auktionsaufsicht  Führungsaufgaben  wahrneh- 
men, sowie  gegebenenfalls  in  enger  Beziehung  zu  ihnen  stehende 
Personen,  unterrichten  zumindest  die  zuständige  einzelstaatliche 
Behörde  gemäß  Absatz  1  über  Gebote,  die  sie  auf  eigene  Rech- 
nung für  Auktionsobjekte,  deren  Derivate  oder  andere  damit  ver- 
bundene Finanzinstrumente  eingestellt,  geändert  oder 
zurückgezogen  haben. 

(3)  Personen,  die  Analysen  von  Auktionsobjekten  oder  sons- 
tige für  Informationsverbreitungskanäle  oder  die  Öffentlichkeit 
bestimmte  Informationen  mit  Empfehlungen  oder  Anregungen 
zu  Anlagestrategien  erstellen  oder  weitergeben,  tragen  in  ange- 
messener Weise  dafür  Sorge,  dass  die  Information  sachgerecht 
dargeboten  wird,  und  etwaige  Interessen  oder  Interessenkonflikte 
im  Zusammenhang  mit  den  Auktionsobjekten  offen  gelegt 
werden. 

(4)  Die  Auktionsplattform  trifft  strukturelle  Vorkehrungen,  um 
Marktmanipulationspraktiken  vorzubeugen  oder  sie  aufzudecken. 

(5)  Jede  in  Artikel  59  Absatz  1  genannte  Person,  die  den 
begründeten  Verdacht  hat,  dass  eine  Transaktion  ein  Insider- 
Geschäft  oder  eine  Marktmanipulation  darstellen  könnte,  infor- 
miert unverzüglich  die  zuständige  Behörde  des  Mitgliedstaats,  in 
dem  sie  niedergelassen  ist. 


Artikel  43 

Überwachung  und  Rechtsdurchsetzung 

(1)  Die  in  Artikel  11  der  Richtlinie  2003/6/EG  genannten 
zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden  nehmen  eine  wirksame 
Marktbeaufsichtigung  wahr  und  treffen  die  erforderlichen  Maß- 
nahmen, um  sicherzustellen,  dass  den  Bestimmungen  der  Arti- 
kel 37  bis  42  dieser  Verordnung  nachgekommen  wird. 

(2)  Die  in  Absatz  1  genannten  zuständigen  einzelstaatlichen 
Behörden  verfügen  über  die  Befugnisse,  die  in  den  einzel- 
staatlichen Maßnahmen  zur  Umsetzung  von  Artikel  1 2  der  Richt- 
linie 2003/6/EG  vorgesehen  sind. 

(3)  Jeder  Mitgliedstaat  sorgt  dafür,  dass  die  einzelstaatlichen 
Maßnahmen  zur  Umsetzung  der  Artikel  1 4  und  1 5  der  Richtlinie 
2003/6/EG  auf  die  Personen  Anwendung  finden,  die  im  Zusam- 
menhang mit  Versteigerungen,  die  auf  dem  Hoheitsgebiet  des 
betreffenden  Mitgliedstaats  oder  eines  anderen  Landes  durchge- 
führt werden,  gegen  die  Artikel  37  bis  42  dieser  Verordnung  ver- 
stoßen haben. 

(4)  Für  die  Anwendung  der  Artikel  37  bis  42  und  der 
Absätze  1,  2  und  3  des  vorliegenden  Artikels  gelten  die  einzel- 
staatlichen Maßnahmen  zur  Umsetzung  von  Artikel  1 6  der  Richt- 
linie 2003/6/EG  für  die  Zusammenarbeit  zwischen  den  in 
Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  genannten  zuständigen  einzel- 
staatlichen Behörden. 


KAPITEL  XI 

ZAHLUNG  UND  ÜBERWEISUNG  DER  AUKTIONSERLÖSE 


Artikel  44 

Zahlung  durch  erfolgreiche  Bieter  und  Überweisung  der 
Erlöse  an  die  Mitgliedstaaten 

(1)  Jeder  erfolgreiche  Bieter  oder  seine  Rechtsnachfolger,  ein- 
schließlich etwaiger  Intermediäre,  die  in  deren  Namen  handeln, 
zahlt  den  geschuldeten  Betrag,  der  ihm  gemäß  Artikel  6 1  Absatz  3 
Buchstabe  c  mitgeteilt  wurde,  für  die  Zertifikate,  für  die  er  nach 
der  Mitteilung  gemäß  Artikel  61  Absatz  3  Buchstabe  a  den 
Zuschlag  erhalten  hat,  indem  er  ihn  über  das  Clearing-  oder 
Abrechnungssystem  in  verfügbaren  Mitteln  entweder  vor  oder 
spätestens  zum  Zeitpunkt  der  Lieferung  der  Zertifikate  in  das 
Namens-Konto  des  Bieters  bzw.  seines  Rechtsnachfolgers  auf  das 
Namens-Bankkonto  des  Auktionators  überweist  oder  die  Über- 
weisung in  die  Wege  leitet. 

(2)  Eine  Auktionsplattform  einschließlich  der  mit  ihr  verbun- 
denen Clearing-  oder  Abrechnungssysteme  überweist  die  Zahlun- 
gen, die  die  Bieter  oder  jegliche  Rechtsnachfolger  als  Folge  der 
Versteigerungen  von  Zertifikaten  gemäß  den  Kapiteln  II  und  III 
der  Richtlinie  2003/87/EG  tätigen,  an  den  Auktionator,  der  die 
betreffenden  Zertifikate  versteigert  hat. 

(3)  Die  Zahlungen  an  die  Auktionatoren  sind  in  Euro  oder  — 
wenn  der  bestellende  Mitgliedstaat  nicht  der  Eurozone  ange- 
hört —  auf  dessen  Wunsch  in  der  Währung  des  bestellenden 
Mitgliedstaats  zu  leisten,  unabhängig  davon,  in  welcher  Währung 
die  Bieter  die  Zahlungen  leisten,  vorausgesetzt,  das  betreffende 
Clearing-  oder  Abrechnungssystem  kann  die  betreffende  Landes- 
währung verarbeiten. 
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Der  Wechselkurs  ist  der  Kurs,  der  von  einer  anerkannten  Finanz- 
nachrichtenagentur, die  in  dem  Vertrag  über  die  Bestellung  der 
betreffenden  Auktionsplattform  genannt  ist,  unmittelbar  nach 
Schließung  des  Zeitfensters  für  Gebote  veröffentlicht  wurde. 


Artikel  45 

Folgen  von  Zahlungsverzug  oder  Nichtzahlung 

(1)  Einem  erfolgreichen  Bieter  oder  seinen  Rechtsnachfolgern 
werden  die  Zertifikate,  deren  Zuschlag  dem  erfolgreichen  Bieter 
gemäß  Artikel  61  Absatz  3  Buchstabe  a  mitgeteilt  wurde,  nur 
dann  geliefert,  wenn  der  gesamte  geschuldete  Betrag,  der  gemäß 
Artikel  61  Absatz  3  Buchstabe  c  mitgeteilt  wurde,  dem  Auktio- 
nator gemäß  Artikel  44  Absatz  1  gezahlt  wird. 

(2)  Ein  erfolgreicher  Bieter  oder  sein  Rechtsnachfolger,  der  sei- 
nen Verpflichtungen  nach  Absatz  1  bis  zu  dem  Termin,  der  dem 
erfolgreichen  Bieter  gemäß  Artikel  6 1  Absatz  3  Buchstabe  d  mit- 
geteilt wurde,  nicht  vollständig  nachkommt,  befindet  sich  in 
Zahlungsverzug. 

(3)  Ist  ein  Bieter  in  Zahlungsverzug,  so 

a)  können  ihm  für  jeden  Tag  ab  dem  Termin,  an  dem  die  Zah- 
lung gemäß  Artikel  6 1  Absatz  3  Buchstabe  d  fällig  war,  bis 
zu  dem  Tag,  an  dem  die  Zahlung  erfolgt,  taggenau  Zinsen  in 
Höhe  des  Zinssatzes  berechnet  werden,  der  in  dem  Vertrag 
zur  Bestellung  der  betreffenden  Auktionsplattform  festgelegt 
ist,  und/oder 

b)  kann  ihm  eine  Geldbuße  auferlegt  werden,  die  abzüglich  der 
vom  Clearing-  oder  Abrechnungssystem  erhobenen  Kosten 
an  den  Auktionator  fällt. 

(4)  Ist  ein  erfolgreicher  Bieter  in  Zahlungsverzug,  so  gilt  unbe- 
schadet der  Absätze  1 ,  2  und  3  Folgendes: 

a)  entweder  die  zentrale  Gegenpartei  schaltet  sich  ein,  um  die 
Zertifikate  entgegenzunehmen  und  dem  Auktionator  den 
geschuldeten  Betrag  zu  zahlen,  oder 

b)  die  Verrechnungsstelle  zieht  die  vom  Bieter  gestellte  Sicher- 
heit heran,  um  dem  Auktionator  den  geschuldeten  Betrag  zu 
zahlen. 

(5)  Erfolgt  keine  Abrechnung,  so  werden  die  Zertifikate  bei  den 
nächsten  beiden  geplanten  Versteigerungen  der  betreffenden 
Auktionsplattform  versteigert. 


KAPITEL  XII 

LIEFERUNG  DER  VERSTEIGERTEN  ZERTIFIKATE 


Artikel  46 

Übertragung  der  versteigerten  Zertifikate 

(1)  Das  Unionsregister  überträgt  die  gemäß  Artikel  4  Absatz  2 
versteigerten  Zertifikate  vor  Ablauf  der  Lieferfrist  in  ein  Namens- 
Konto,  das  das  als  Verwahrer  fungierende  Clearing-  oder 


Abrechnungssystem  treuhänderisch  hält,  bis  die  Zertifikate  den 
erfolgreichen  Bietern  oder  ihren  Rechtsnachfolgern  entsprechend 
den  Auktionsergebnissen  nach  Maßgabe  der  gemäß  Artikel  19 
Absatz  3  der  Richtlinie  2003/87/EG  erlassenen  Verordnung  der 
Kommission  geliefert  werden. 

(2)  Das  Unionsregister  überträgt  die  gemäß  Artikel  4  Absatz  3 
versteigerten  Zertifikate  vor  Öffnung  des  Zeitfensters  für  Gebote 
in  ein  Namens-Konto,  das  das  als  Verwahrer  fungierende  Clearing- 
oder Abrechnungssystem  treuhänderisch  hält,  bis  die  Zertifikate 
den  erfolgreichen  Bietern  oder  ihren  Rechtsnachfolgern  entspre- 
chend den  Auktionsergebnissen  nach  Maßgabe  der  gemäß  Arti- 
kel 19  Absatz  3  der  Richtlinie  2003/87/EG  erlassenen 
Verordnung  der  Kommission  geliefert  werden. 


Artikel  47 

Lieferung  der  versteigerten  Zertifikate 

(1)  Das  Clearing-  oder  Abrechnungssystem  teilt  jedes  von 
einem  Mitgliedstaat  versteigerte  Zertifikat  einem  erfolgreichen 
Bieter  zu,  bis  die  insgesamt  zugeteilte  Menge  der  Zertifikatmenge 
entspricht,  die  dem  Bieter  gemäß  Artikel  6 1  Absatz  3  Buchstabe  a 
mitgeteilt  wurde. 

Um  die  Zertifikatmenge  zu  erreichen,  die  einem  Bieter  gemäß 
Artikel  6 1  Absatz  3  Buchstabe  a  mitgeteilt  wurde,  können  dem 
Bieter  Zertifikate  von  mehr  als  einem  Mitgliedstaat  zugeteilt  wer- 
den, die  bei  derselben  Versteigerung  Zertifikate  versteigern. 

(2)  Bei  Zahlung  des  geschuldeten  Betrags  gemäß  Artikel  44 
Absatz  1  werden  jedem  erfolgreichen  Bieter  oder  seinen  Rechts- 
nachfolgern die  ihm  oder  ihnen  zugeteilten  Zertifikate  so  bald  wie 
möglich,  auf  jeden  Fall  jedoch  vor  Ablauf  der  Lieferfrist  geliefert, 
indem  die  Zertifikatmenge,  die  dem  Bieter  gemäß  Artikel  61 
Absatz  3  Buchstabe  a  mitgeteilt  wurde,  aus  einem  Namens-Konto, 
das  das  als  Verwahrer  fungierende  Clearing-  oder  Abrechnungs- 
system treuhänderisch  hält,  vollständig  oder  zum  Teil  in  ein  oder 
mehrere  Namens-Konten,  die  der  erfolgreiche  Bieter  oder  seine 
Rechtsnachfolger  halten,  oder  in  ein  Namens-Konto,  das  das  als 
Verwahrer  für  den  erfolgreichen  Bieter  oder  seine  Rechtsnachfol- 
ger fungierende  Clearing-  oder  Abrechnungssystem  treuhände- 
risch hält,  übertragen  wird. 


Artikel  48 

Verspätete  Lieferung  der  versteigerten  Zertifikate 

(1)  Kann  das  Clearing-  oder  Abrechnungssystem  wegen 
Umständen,  die  sich  seiner  Kontrolle  entziehen,  alle  oder  einen 
Teil  der  versteigerten  Zertifikate  nicht  liefern,  so  liefert  es  die  Zer- 
tifikate bei  der  ersten  Gelegenheit,  und  die  erfolgreichen  Bieter 
oder  ihre  Rechtsnachfolger  akzeptieren  die  Lieferung  zu  diesem 
späteren  Termin. 

(2)  Die  in  Absatz  1  genannte  Abhilfe  ist  die  einzige  Abhilfe,  auf 
die  ein  erfolgreicher  Bieter  oder  seine  Rechtsnachfolger  Anspruch 
haben,  wenn  aufgrund  von  Umständen,  die  sich  der  Kontrolle  des 
betreffenden  Clearing-  oder  Abrechnungssystemsentziehen,  ver- 
steigerte Zertifikate  nicht  geliefert  werden. 
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KAPITEL  XIII 
VERWALTUNG  VON  SICHERHEITEN 


Artikel  49 
Vom  Bieter  gestellte  Sicherheit 

(1)  Vor  Öffnung  des  Zeitfensters  für  Gebote  für  die  Versteige- 
rung von  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  werden  die  Bie- 
ter oder  Intermediäre,  die  in  ihrem  Namen  handeln,  aufgefordert, 
eine  Sicherheit  zu  stellen. 

(2)  Eine  von  einem  erfolglosen  Bieter  verlangte,  nicht  in 
Anspruch  genommene  Sicherheit  wird  zusammen  mit  den  Zin- 
sen, die  auf  eine  Barsicherheit  angefallen  sind,  auf  Verlangen  so 
bald  wie  möglich  nach  der  Schließung  des  Zeitfensters  für  Gebote 
freigegeben. 

(3)  Eine  von  einem  erfolgreichen  Bieter  nicht  für  die  Abrech- 
nung verwendete  Sicherheit  wird  zusammen  mit  den  Zinsen,  die 
auf  eine  Barsicherheit  angefallen  sind,  auf  Verlangen  so  bald  wie 
möglich  nach  der  Abrechnung  freigegeben. 

Artikel  50 

Vom  Auktionator  gestellte  Sicherheit 

(1)  Vor  Öffnung  des  Zeitfensters  für  Gebote  für  die  Versteige- 
rung von  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage-Futures  wird  der  Auk- 
tionator lediglich  aufgefordert,  Zertifikate  als  Sicherheit  zu  stellen, 
die  das  als  Verwahrer  fungierende  Clearing-  oder  Abrechnungs- 
system bis  zu  ihrer  Lieferung  treuhänderisch  hält. 

(2)  Wenn  die  erforderlichen  rechtlichen  Maßnahmen  und  tech- 
nischen Mittel  zur  Lieferung  der  Zertifikate  geschaffen  worden 
sind,  kann  jede  Sicherheit,  die  die  Mitgliedstaaten  für  die  Verstei- 
gerung der  Futures  oder  Forwards  stellen,  nach  Ermessen  des  ver- 
steigernden Mitgliedstaats  und  mit  Zustimmung  der 
Auktionsplattform  freigegeben  und  durch  Zertifikate  ersetzt  wer- 
den, die  das  als  Verwahrer  fungierende  Clearing-  oder 
Abrechnungssystem  bis  zu  ihrer  Lieferung  treuhänderisch  hält. 

(3)  Werden  Zertifikate,  die  nach  den  Absatz  1  oder  2  als 
Sicherheit  hinterlegt  wurden,  nicht  verwendet,  so  kann  das 
Clearing-  oder  Abrechnungssystem  sie  nach  Ermessen  des  verstei- 
gernden Mitgliedstaates  bis  zu  ihrer  Lieferung  in  einem  Namens- 
Konto  belassen,  das  das  als  Verwahrer  fungierende  Clearing-  oder 
Abrechnungssystem  treuhänderisch  hält. 

KAPITEL  XIV 
GEBÜHREN  UND  KOSTEN 

Artikel  51 
Struktur  und  Höhe  der  Gebühren 

(1)  Struktur  und  Höhe  der  von  einer  Auktionsplattform  und 
den  Clearing-  oder  Abrechnungssystemen  erhobenen  Gebühren 
sowie  die  daran  geknüpften  Bedingungen  sind  nicht  ungünstiger 
als  vergleichbare  Standardgebühren  und  -bedingungen  auf  dem 
Sekundärmarkt. 


(2)  Eine  Auktionsplattform  und  die  Clearing-  oder 
Abrechnungssysteme  dürfen  nur  Gebühren,  Abzüge  oder  Bedin- 
gungen anwenden,  die  ausdrücklich  in  ihrem  Bestellungsvertrag 
aufgeführt  sind. 

(3)  Alle  Gebühren  und  Bedingungen  gemäß  den  Absätzen  1 
und  2  sind  deutlich  angegeben,  einfach  zu  verstehen  und  öffent- 
lich zugänglich.  Sie  werden  nach  Posten  aufgeschlüsselt,  wobei  für 
jeden  Betrag  anzugeben  ist,  für  welche  Art  Dienstleistung  er  erho- 
ben wird. 

Artikel  52 
Kosten  des  Auktionsverfahrens 

(1)  Unbeschadet  Absatz  2  werden  die  Kosten  der  in  Artikel  27 
Absatz  1,  Artikel  28  Absatz  1  und  Artikel  31  vorgesehenen 
Dienstleistungen  durch  von  den  Bietern  zu  entrichtende  Gebüh- 
ren gedeckt,  mit  folgenden  Ausnahmen: 

a)  Die  Kosten  einer  zentralen  Gegenpartei,  die  bei  der  Verstei- 
gerung von  Zertifikaten  als  Forwards  anstelle  einer  unbaren 
Sicherheit  eine  staatliche  Bürgschaft  akzeptiert,  übernimmt 
der  versteigernde  Mitgliedstaat,  der  die  staatliche  Bürgschaft 
stellt; 

b)  alle  Kosten  der  Vereinbarungen  zwischen  dem  Auktionator 
und  der  Auktionsplattform  gemäß  Artikel  22  Absätze  2 
und  3,  aufgrund  deren  der  Auktionator  Zertifikate  im  Namen 
des  bestellenden  Mitgliedstaats  versteigern  kann,  übernimmt 
der  versteigernde  Mitgliedstaat,  ausgenommen  die  Kosten 
eines  mit  der  betreffenden  Auktionsplattform  verbundenen 
Clearing-  und  Abrechnungssystems. 

Die  in  den  Unterabsatz  1  Buchstaben  a  und  b  genannten  Kosten 
werden  von  den  Auktionserlösen  abgezogen,  die  den  Auktiona- 
toren gemäß  Artikel  44  Absätze  2  und  3  zu  zahlen  sind. 

(2)  Unterzeichnet  ein  Mitgliedstaat  die  in  Artikel  26  Absatz  6 
Unterabsatz  1  genannte  Vereinbarung  über  die  gemeinsame  Ver- 
gabe nicht  bis  zu  der  Frist  gemäß  Artikel  30  Absatz  4,  tritt  aber 
später  der  gemeinsamen  Maßnahme  bei,  so  kann  von  ihm  ver- 
langt werden,  dass  er  seinen  Anteil  an  den  Kosten  der  in  Arti- 
kel 27  Absatz  1  und  Artikel  28  Absatz  1  genannten 
Dienstleistungen  von  dem  Datum  an,  an  dem  er  beginnt,  über  die 
gemäß  Artikel  26  Absätze  1  oder  2  bestellte  Auktionsplattform 
zu  versteigern,  bis  zur  Beendigung  oder  zum  Ablauf  des  Mandats 
dieser  Auktionsplattform  selbst  trägt. 

In  welchem  Umfang  ein  solcher  Mitgliedstaat  seinen  Anteil  an  den 
Kosten  der  in  Artikel  27  Absatz  1  und  Artikel  28  Absatz  1 
genannten  Dienstleistungen  selbst  tragen  muss,  ist  in  der  Verein- 
barung über  die  gemeinsame  Vergabe  und  im  Vertrag  mit  der 
betreffenden  Auktionsplattform  vorgesehen. 

Ein  Mitgliedstaat  braucht  seinen  Anteil  an  den  Kosten  gemäß  die- 
sem Absatz  nicht  selbst  zu  tragen,  wenn  er  nach  Ablauf  des  in 
Artikel  30  Absatz  5  Unterabsatz  2  genannten  Mandats  oder  in 
Ermangelung  der  Aufnahme  einer  gemäß  Artikel  30  Absatz  6 
notifizierten  Auktionsplattform  in  die  Liste  gemäß  Artikel  30 
Absatz  7  der  gemeinsamen  Maßnahme  beitritt. 

Der  Kostenbetrag,  den  ein  Mitgliedstaat  nach  diesem  Absatz  trägt, 
wird  von  den  Kosten  abgezogen,  die  Bieter  nach  Maßgabe  von 
Absatz  1  übernehmen. 
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(3)  Der  entsprechend  der  Zahl  der  Versteigerungen  variable 
Anteil  der  Kosten  der  Auktionsaufsicht,  der  im  Vertrag  zur  Bestel- 
lung der  Auktionsaufsicht  genauer  festgelegt  ist,  wird  gleichmä- 
ßig auf  die  Versteigerungen  verteilt.  Alle  anderen  Kosten  der 
Auktionsaufsicht,  die  im  Vertrag  zu  deren  Bestellung  genauer  fest- 
gelegt sind,  ausgenommen  die  Kosten  im  Zusammenhang  mit 
einem  Bericht  gemäß  Artikel  25  Absatz  4,  werden  gleichmäßig 
auf  die  Auktionsplattformen  verteilt,  sofern  im  Vertrag  zur  Bestel- 
lung der  Auktionsaufsicht  nichts  anderes  festgelegt  ist. 

Den  Anteil  der  Kosten  der  Auktionsaufsicht,  die  sich  auf  eine  nach 
Artikel  30  Absatz  1  oder  2  bestellte  Auktionsplattform  entziehen, 
einschließlich  der  Kosten  für  einen  gemäß  Artikel  25  Absatz  4 
ersuchten  Bericht,  übernimmt  der  bestellende  Mitgliedstaat. 

Der  Anteil  der  Kosten  der  Auktionsaufsicht,  der  auf  eine  gemäß 
Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellte  Auktionsplattform  entfällt, 
wird  proportional  zum  Anteil  jedes  an  der  gemeinsamen  Maß- 
nahme beteiligten  Mitgliedstaats  an  der  Gesamtmenge  der  auf  der 
betreffenden  Auktionsplattform  versteigerten  Zertifikate  auf  diese 
Mitgliedstaaten  verteilt. 

Die  von  jedem  Mitgliedstaat  getragenen  Kosten  der  Auktionsauf- 
sicht werden  von  den  Auktionserlösen  abgezogen,  die  die  Aukti- 
onatoren gemäß  Artikel  23  Buchstabe  c  den  bestellenden 
Mitgliedstaaten  zu  zahlen  haben. 

KAPITEL  XV 

AUKTIONSÜBERWACHUNG,  ABHILFEMASSNAHMEN  UND 
SANKTIONEN 

Artikel  53 

Zusammenarbeit  mit  der  Auktionsaufsicht 

(1)  Die  Auktionatoren,  die  Auktionsplattformen  und  die 
zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden,  die  sie  überwachen,  ertei- 
len der  Auktionsaufsicht  auf  Anfrage  jede  ihnen  vorliegende  Aus- 
kunft im  Zusammenhang  mit  den  Versteigerungen,  soweit  dies 
erforderlich  ist,  damit  die  Auktionsaufsicht  ihre  Aufgaben  wahr- 
nehmen kann. 

(2)  Die  Auktionsaufsicht  ist  befugt,  die  Durchführung  der  Ver- 
steigerungen zu  beobachten. 

(3)  Die  Auktionatoren,  die  Auktionsplattformen  und  die 
zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden,  die  sie  überwachen, 
unterstützen  die  Auktionsaufsicht  bei  der  Wahrnehmung  ihrer 
Aufgaben,  indem  sie  innerhalb  ihres  eigenen  Aufgabenbereichs 
aktiv  mit  ihr  zusammenarbeiten. 

(4)  Die  einzelstaatlichen  Behörden,  die  für  die  Aufsicht  von 
Kreditinstituten  und  Wertpapierfirmen  bzw.  für  die  Aufsicht  von 
Personen,  die  gemäß  Artikel  1 8  Absatz  2  für  andere  bieten  dür- 
fen, zuständig  sind,  unterstützen  die  Auktionsaufsicht  bei  der 
Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben,  indem  sie  aktiv  im  Rahmen  ihrer 
Befugnisse  mit  ihr  zusammenarbeiten. 

(5)  Die  Verpflichtungen,  an  die  die  zuständigen  einzel- 
staatlichen Behörden  gemäß  den  Absätzen  1,  3  und  4  gebunden 
sind,  tragen  den  Belangen  der  beruflichen  Schweigepflicht  Rech- 
nung, der  sie  nach  Unionsrecht  unterliegen. 


Artikel  54 

Überwachung  der  Beziehungen  mit  Bietern 

(1)  Eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  überwacht  die  Beziehungen  mit  den  Bie- 
tern, die  zum  Bieten  bei  ihren  Versteigerungen  zugelassen  sind, 
während  des  gesamten  Bestehens  dieser  Beziehung,  indem  sie 

a)  die  im  Laufe  dieser  Beziehung  eingereichten  Angebote  prüft, 
um  sicherzustellen,  dass  das  Bietverhalten  der  Bieter  mit  den 
Kenntnissen  der  Auktionsplattform  über  den  Kunden,  sein 
Geschäfts-  und  Risikoprofil  sowie  erforderlichenfalls  die  Her- 
kunft der  Mittel  übereinstimmt; 

b)  wirksame  Regelungen  und  Verfahren  anwendet,  anhand 
deren  sie  regelmäßig  überwacht,  ob  Personen,  die  gemäß 
Artikel  1 9  Absätze  1 ,  2  und  3  als  Bieter  zugelassen  sind,  die 
Marktverhaltensregeln  beachten; 

c)  Transaktionen  von  Personen,  die  gemäß  Artikel  19 
Absätze  1,  2  und  3  und  Artikel  20  Absatz  6  als  Bieter  zuge- 
lassen sind,  überwacht,  indem  sie  mithilfe  ihrer  Systeme  Ver- 
stöße gegen  die  in  Buchstabe  b  dieses  Unterabsatzes 
genannten  Regeln,  unlautere  oder  nicht  ordnungsgemäße 
Auktionsbedingungen  oder  ein  Verhalten,  das  zu  Markt- 
missbrauch führen  könnte,  ermittelt. 

Bei  der  Prüfung  von  Angeboten  gemäß  Unterabsatz  1  Buchstabe  a 
achtet  die  betreffende  Auktionsplattform  besonders  auf  Tätigkei- 
ten, bei  denen  es  naturgemäß  besonders  wahrscheinlich  ist,  dass 
sie  mit  Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung  oder  kriminellen 
Tätigkeiten  im  Zusammenhang  stehen. 

(2)  Eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  sorgt  dafür,  dass  die  einen  Bieter  betref- 
fenden Unterlagen,  Daten  oder  Informationen  in  ihrem  Besitz 
stets  auf  dem  neuesten  Stand  sind.  Zu  diesem  Zweck  kann  die 
Auktionsplattform 

a)  für  die  Zwecke  der  Überwachung  der  Beziehung  mit  dem 
betreffenden  Bieter  nach  dessen  Zulassung  als  Bieter  bei  den 
Versteigerungen  während  des  gesamten  Bestehens  dieser 
Beziehung  und  für  einen  Zeitraum  von  fünf  Jahren  nach 
deren  Beendigung  gemäß  Artikel  19  Absatz  2  und  3  und 
Artikel  20  Absätze  5,  6  und  7  Auskünfte  von  dem  Bieter 
einholen; 

b)  einen  zugelassenen  Bieter  in  regelmäßigen  Abständen  auffor- 
dern, erneut  einen  Antrag  auf  Bieterzulassung  zu  stellen; 

c)  einen  zugelassenen  Bieter  auffordern,  sie  unverzüglich  von 
Änderungen  der  Angaben  zu  unterrichten,  die  er  gemäß  Arti- 
kel 19  Absatz  2  und  3  und  Artikel  20  Absätze  5,  6  und  7 
gemacht  hat. 

(3)  Eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  führt  Aufzeichnungen  über 

a)  den  gemäß  Artikel  19  Absätze  2  und  3  von  einem  Bewerber 
gestellten  Antrag  auf  Bieterzulassung,  einschließlich  etwaiger 
Änderungen  des  Antrags; 
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b)  die  Kontrollen,  die  durchgeführt  wurden  bei  der 

i)  Bearbeitung  des  gemäß  den  Artikeln  19,  20  und  21 
gestellten  Antrags  auf  Bieterzulassung, 

ii)  Prüfung  und  Überwachung  der  Beziehung  gemäß 
Absatz  1  Buchstaben  a  und  c  nach  Zulassung  des  Bewer- 
bers als  Bieter; 

c)  sämtliche  Informationen  zu  einem  bestimmten  Gebot,  das 
ein  bestimmter  Bieter  bei  einer  Versteigerung  eingestellt  hat, 
einschließlich  einer  Rücknahme  oder  Änderung  solcher 
Gebote  gemäß  Artikel  6  Absatz  3  Unterabsatz  2  und  Arti- 
kel 6  Absatz  4; 

d)  sämtliche  Informationen  über  den  Verlauf  der  Versteigerun- 
gen, für  die  ein  Bieter  ein  Angebot  abgegeben  hat. 

(4)  Eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  bewahrt  die  in  Absatz  3  genannten  Auf- 
zeichnungen auf,  so  lange  ein  Bieter  zu  ihren  Versteigerungen 
zugelassen  ist  und  für  mindestens  einen  Zeitraum  von  fünf  Jah- 
ren nach  Beendigung  der  Beziehung  zu  diesem  Bieter. 


Artikel  55 

Meldung  von  Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung  oder 
kriminellen  Tätigkeiten 

(1)  Die  in  Artikel  37  Absatz  1  der  Richtlinie  2005/60/EG 
genannten  zuständige  einzelstaatliche  Behörde  überwacht,  ob 
eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage- 
Futures  versteigert,  den  Anforderungen  des  Artikels  19  und  des 
Artikels  20  Absatz  6  dieser  Verordnung  an  die  Sorgfaltspflicht 
gegenüber  Kunden,  die  Überwachungs-  und  Aufzeichnungsan- 
forderungen des  Artikels  54  und  die  Meldeanforderungen  der 
Absätze  2  und  3  des  vorliegenden  Artikels  einhält,  und  trifft  die 
erforderlichen  Maßnahmen,  um  deren  Einhaltung  sicherzustellen. 

Die  in  Unterabsatz  1  genannte  einzelstaatliche  Behörde  verfügt 
über  die  Befugnisse,  die  in  den  einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur 
Umsetzung  von  Artikel  37  Absätze  2  und  3  der  Richtlinie 
2005/60/EG  vorgesehen  sind. 

Eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf-Tage- 
Futures  versteigert,  kann  für  Verstöße  gegen  die  Artikel  19,  Arti- 
kel 20  Absätze  6  und  7,  Artikel  2 1  Absätze  1  und  2  und  Artikel  5  4 
dieser  Verordnung  sowie  gegen  die  Absätze  2  und  3  des  vorlie- 
genden Artikels  verantwortlich  gemacht  werden.  Die  einzel- 
staatlichen Maßnahmen  zur  Umsetzung  von  Artikel  39  der 
Richtlinie  2005/60/EG  gelten  diesbezüglich. 

(2)  Eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  ihr  Führungspersonal  und  ihre  Angestell- 
ten arbeiten  umfassend  mit  der  zentralen  Meldestelle  gemäß 
Artikel  21  der  Richtlinie  2005/60/EG  zusammen,  indem  sie 
umgehend 

a)  auf  eigene  Initiative  die  zentrale  Meldestelle  informieren, 
wenn  sie  wissen,  vermuten  oder  berechtigten  Grund  zu  der 
Annahme  haben,  dass  bei  den  Versteigerungen  Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung  oder  kriminelle  Tätigkeiten  began- 
gen oder  zu  begehen  versucht  wurden  oder  werden; 


b)  der  zentralen  Meldestelle  auf  Verlangen  alle  erforderlichen 
Auskünfte  in  Einklang  mit  den  Verfahren  erteilen,  die  in  den 
geltenden  Rechtsvorschriften  festgelegt  sind. 

(3)  Die  in  Absatz  2  genannten  Angaben  werden  an  die  zentrale 
Meldestelle  des  Mitgliedstaats  weitergeleitet,  auf  dessen  Hoheits- 
gebiet sich  die  betreffende  Auktionsplattform  befindet. 

Mit  den  einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur  Umsetzung  der  in  Arti- 
kel 34  Absatz  1  der  Richtlinie  2005/60/EG  genannten  Strategien 
und  Verfahren  für  die  Gewährleistung  der  Einhaltung  der  ein- 
schlägigen Vorschriften  und  für  Kommunikation  werden  die  Per- 
son oder  Personen  bezeichnet,  deren  Aufgabe  es  ist, 
Informationen  nach  dem  vorliegenden  Artikel  zu  übermitteln. 

(4)  Der  Mitgliedstaat,  in  dessen  Hoheitsgebiet  sich  eine 
Auktionsplattform  befindet,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  sorgt  dafür,  dass  die  einzelstaatlichen 
Maßnahmen  zur  Umsetzung  der  Artikel  26  bis  29,  Artikel  32, 
Artikel  34  Absatz  1  und  Artikel  35  der  Richtlinie  2005/60/EG  für 
die  betreffende  Auktionsplattform  gelten. 

Artikel  56 
Meldung  von  Marktmissbrauch 

(1)  Eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder  Fünf- 
Tage-Futures  versteigert,  meldet  der  in  Artikel  43  Absatz  2  der 
Richtlinie  2004/39/EG  genannten  einzelstaatlichen  Behörde,  die 
für  die  Überwachung  der  betreffenden  Auktionsplattform  oder  für 
die  Ermittlung  und  Verfolgung  von  Marktmissbrauch  innerhalb 
der  oder  über  die  Systeme  der  betreffenden  Auktionsplattform 
zuständig  ist,  jeden  Verdacht  auf  Marktmissbrauch  seitens  einer 
als  Bieter  für  ihre  Versteigerungen  zugelassenen  Person  oder  sei- 
tens einer  Person,  in  deren  Namen  die  als  Bieter  zugelassene  Per- 
son handelt. 

Die  einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur  Umsetzung  von  Artikel  25 
Absatz  2  der  Richtlinie  2005/60/EG  gelten  diesbezüglich. 

(2)  Die  betreffende  Auktionsplattform  unterrichtet  die 
Auktionsaufsicht  und  die  Kommission  darüber,  dass  eine  Mel- 
dung gemäß  Absatz  1  erfolgt  ist  und  welche  Abhilfemaßnahmen 
sie  getroffen  hat  oder  treffen  will,  um  gegen  das  in  Absatz  1 
genannte  Fehlverhalten  vorzugehen. 

Artikel  57 

Höchstgebotsmenge  und  andere  Abhilfemaßnahmen 

(1)  Eine  Auktionsplattform  kann  nach  Rücksprache  mit  der 
Kommission  und  deren  Stellungnahme  eine  Höchstgebotsmenge 
oder  jede  andere  Abhilfemaßnahme  vorgeben,  die  erforderlich  ist, 
um  ein  tatsächliches  oder  erkennbares  potenzielles  Risiko  von 
Marktmissbrauch,  Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung  oder 
sonstigen  kriminellen  Tätigkeiten  sowie  von  wettbewerbs- 
schädigendem Verhalten  zu  verringern,  sofern  eine  solche 
Höchstgebotsmenge  oder  andere  Abhilfemaßnahme  das  betref- 
fende Risiko  wirksam  mindert.  Die  Kommission  kann  die  betref- 
fenden Mitgliedstaaten  und  die  Auktionsaufsicht  konsultieren  und 
ihre  Stellungnahme  zu  dem  Vorschlag  der  betreffenden  Auktions- 
plattform einholen.  Die  betreffende  Auktionsplattform  berück- 
sichtigt die  Stellungnahme  der  Kommission  soweit  irgend 
möglich. 
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(2)  Die  Höchstgebotsmenge  wird  entweder  als  Prozentsatz  der 
Gesamtzahl  der  in  einer  bestimmten  Versteigerung  versteigerten 
Zertifikate  oder  als  Prozentsatz  der  Gesamtzahl  der  in  einem 
bestimmten  Jahr  versteigerten  Zertifikate  ausgedrückt,  je  nach- 
dem, was  am  geeignetsten  ist,  um  das  in  Artikel  56  Absatz  1 
genannte  Risiko  des  Marktmissbrauchs  zu  senken. 

(3)  Für  die  Zwecke  dieses  Artikels  bedeutet  Höchstgebots- 
menge die  Höchstzahl  Zertifikate,  für  die  die  in  Artikel  18 
Absatz  1  oder  2  aufgeführten  Personengruppen,  die  unter  eine  der 
folgende  Kategorien  fallen,  direkt  oder  indirekt  ein  Gebot  einstel- 
len dürfen: 

a)  ein  und  derselbe  Konzern  einschließlich  aller  Mutterunter- 
nehmen, seine  Tochterunternehmen  und  verbundene 
Unternehmen; 

b)  ein  und  derselbe  wirtschaftlichen  Zusammenschluss; 

c)  eine  separate,  mit  autonomer  Entscheidungsbefugnis  ausge- 
stattete wirtschaftliche  Einheit  wenn  sie  direkt  oder  indirekt 
von  öffentlichen  Stellen  oder  staatlichen  Einrichtungen  kon- 
trolliert wird. 

Artikel  58 

Marktverhaltensregeln  oder  andere  vertragliche 
Vereinbarungen 

Die  Artikel  5  3  bis  57  gelten  unbeschadet  jeder  anderen  Maß- 
nahme, die  eine  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot  oder 
Fünf-Tage-Futures  versteigert,  nach  Maßgabe  ihrer  Markt- 
verhaltensregeln oder  anderer  vertraglicher  Vereinbarungen  tref- 
fen darf,  die  sie  direkt  oder  indirekt  mit  zu  ihren  Versteigerungen 
zugelassenen  Bietern  geschlossen  hat,  sofern  eine  solche  Maß- 
nahme nicht  im  Widerspruch  zu  den  Artikeln  5  3  bis  57  steht 
oder  sie  untergräbt. 

Artikel  59 

Verhaltensregeln  für  andere  Personen,  die  gemäß 
Artikel  18  Absatz  1  Buchstaben  b  und  c  und  Artikel  18 
Absatz  2  befugt  sind,  im  Namen  anderer  zu  bieten 

(1)  Dieser  Artikel  gilt  für 

a)  gemäß  Artikel  18  Absatz  2  zur  Gebotseinstellung  zugelas- 
sene Personen; 

b)  Wertpapierfirmen  und  Kreditinstitute  gemäß  Artikel  18 
Absatz  1  Buchstaben  b  und  c,  die  gemäß  Artikel  1 8  Absatz  3 
zur  Gebotseinstellung  zugelassen  sind. 

(2)  Die  in  Absatz  1  genannten  Personen  beachten  im  Rahmen 
ihrer  Beziehung  zu  ihren  Kunden  die  folgenden  Verhaltensregeln: 

a)  Sie  nehmen  Anweisungen  ihrer  Kunden  unter  vergleichbaren 
Bedingungen  entgegen; 

b)  abhängig  von  den  einzelstaatlichen  Rechtsvorschriften  zur 
Umsetzung  der  Artikel  24  und  28  der  Richtlinie  2005/60/EG 
können  sie  sich  weigern,  im  Namen  eines  Kunden  zu  bieten, 
wenn  sie  berechtigten  Grund  für  den  Verdacht  auf  Geldwä- 
sche, Terrorismusfinanzierung,  kriminelle  Tätigkeiten  oder 
Marktmissbrauch  haben; 


c)  sie  können  sich  weigern,  im  Namen  eines  Kunden  zu  bieten, 
wenn  sie  berechtigten  Grund  für  den  Verdacht  haben,  dass 
der  Kunde  die  Zertifikate,  für  die  er  bieten  möchte,  nicht 
bezahlen  kann; 

d)  sie  schließen  mit  ihren  Kunden  eine  schriftliche  Vereinba- 
rung. Die  Vereinbarungen  enthalten  keine  unfairen  Bedin- 
gungen oder  Beschränkungen  für  den  betreffenden  Kunden. 
Sie  enthalten  alle  Bedingungen  für  die  angebotenen  Dienst- 
leistungen und  zwar  insbesondere  für  die  Zahlung  und  die 
Lieferung  der  Zertifikate; 

e)  sie  können  ihre  Kunden  auffordern,  als  Anzahlung  für  Zerti- 
fikate eine  Vorschusszahlung  zu  leisten; 

f)  sie  dürfen  die  Zahl  der  Gebote,  die  ein  Kunde  einstellen  darf, 
nicht  übermäßig  beschränken; 

g)  sie  dürfen  Kunden,  die  andere  gemäß  Artikel  18  Absatz  1 
Buchstaben  b  bis  e  und  Artikel  18  Absatz  2  zum  Bieten 
berechtigte  Einrichtungen  mit  der  Gebotseinstellung  in  ihrem 
Namen  beauftragen  wollen,  daran  nicht  hindern  oder  ihnen 
Beschränkungen  auferlegen; 

h)  sie  tragen  den  Interessen  ihrer  Kunden,  die  sie  beauftragen,  in 
ihrem  Namen  in  Versteigerungen  zu  bieten,  gebührend 
Rechnung; 

i)  sie  behandeln  ihre  Kunden  fair  und  ohne  Diskriminierung; 

j)  sie  verfügen  über  geeignete  interne  Systeme  und  Verfahren, 
um  Ersuchen  von  Kunden,  sie  in  einer  Versteigerung  zu  ver- 
treten, bearbeiten  und  effektiv  an  einer  Versteigerung  teilneh- 
men zu  können,  insbesondere  im  Hinblick  auf  das  Einstellen 
von  Geboten  im  Namen  ihrer  Kunden,  die  Annahme  von 
Zahlungen  und  Sicherheiten  und  die  Übertragung  von  Zerti- 
fikaten an  die  Kunden,  für  die  sie  tätig  sind; 

k)  sie  verhindern  die  Weitergabe  von  vertraulichen  Informatio- 
nen aus  dem  Teil  ihres  Unternehmens,  der  für  die  Annahme, 
Vorbereitung  und  Einstellung  von  Geboten  im  Namen  ihrer 
Kunden  zuständig  ist,  an  einen  Teil  ihres  Unternehmens,  der 
für  die  Vorbereitung  und  Einstellung  von  Geboten  auf  eigene 
Rechnung  oder  für  den  Handel  auf  eigene  Rechnung  auf  dem 
Sekundärmarkt  zuständig  ist; 

1)  sie  bewahren  die  Aufzeichnungen  von  Informationen,  die  sie 
in  ihrer  Rolle  als  Intermediäre  in  Versteigerungen  bei  der 
Abwicklung  von  Geboten  im  Namen  ihrer  Kunden  erhalten 
oder  geschaffen  haben,  während  eines  Zeitraums  von  fünf 
Jahren  ab  dem  Zeitpunkt  auf,  an  dem  sie  diese  Informatio- 
nen erhalten  oder  geschaffen  haben. 

Der  Betrag  der  in  Buchstabe  e  genannten  Einlage  wird  gerecht  und 
angemessen  berechnet. 

Die  Methode  zur  Berechnung  der  in  Buchstabe  e  genannten  Ein- 
lage ist  in  den  gemäß  Buchstabe  d  geschlossenen  Vereinbarungen 
festgehalten. 

Wird  ein  Teil  der  in  Buchstabe  e  genannten  Einlage  nicht  zur  Zah- 
lung von  Zertifikaten  verwendet,  so  wird  er  dem  Zahler  innerhalb 
einer  angemessenen  Frist  nach  der  Versteigerung  erstattet,  wie  in 
den  gemäß  Buchstabe  d  geschlossenen  Vereinbarungen  festgehal- 
ten ist. 
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(3)  Die  in  Absatz  1  genannten  Personen  beachten  die  folgen- 
den Verhaltensregeln,  wenn  sie  auf  eigene  Rechnung  oder  im 
Namen  ihrer  Kunden  Gebote  einstellen: 


a)  Sie  erteilen  sämtliche  Auskünfte,  die  eine  Auktionsplattform, 
bei  der  sie  als  Bieter  zugelassen  sind,  oder  die  Auktionsauf- 
sicht verlangt  hat,  um  ihren  jeweiligen  Aufgaben  im  Rahmen 
dieser  Verordnung  nachzukommen; 

b)  sie  üben  ihre  Tätigkeit  mit  Integrität,  der  gebotenen  Sach- 
kenntnis, Sorgfalt  und  Gewissenhaftigkeit  aus. 

(4)  Es  ist  Aufgabe  der  zuständigen  Behörden,  die  von  den  Mit- 
gliedstaaten der  Niederlassung  der  in  Absatz  1  genannten  Perso- 
nen benannt  werden,  diese  Personen  zur  Ausübung  der  in  dem 
genannten  Absatz  genannten  Tätigkeiten  zuzulassen  und  die 
Beachtung  der  in  den  Absätzen  2  und  3  vorgesehenen  Verhaltens- 
regeln zu  überwachen  und  durchzusetzen  sowie  gegebenenfalls 
etwaige  Beschwerden  wegen  Nichtbeachtung  der  Verhaltensre- 
geln zu  behandeln. 

(5)  Die  zuständigen  in  Absatz  4  genannten  einzelstaatlichen 
Behörden  gewähren  die  Zulassung  lediglich  den  in  Absatz  1 
genannten  Personen,  die  die  folgenden  Bedingungen  erfüllen: 


a)  Sie  sind  gut  beleumdet  und  verfügen  über  ausreichende 
Erfahrung,  um  die  ordnungsgemäße  Beachtung  der  in  den 
Absätzen  2  und  3  vorgesehenen  Verhaltensregeln 
sicherzustellen; 


b)  sie  haben  die  notwendigen  Verfahren  und  Kontrollen  einge- 
führt, um  mit  Interessenkonflikten  umgehen  und  im  best- 
möglichen Interesse  ihrer  Kunden  handeln  zu  können; 

c)  sie  beachten  die  einzelstaatlichen  Rechtsvorschriften  zur 
Umsetzung  der  Richtlinie  2005/60/EG; 

d)  sie  beachten  jede  andere  Maßnahme,  die  mit  Blick  auf  die  Art 
der  angebotenen  Bieterdienste  und  die  Erfahrenheit  der 
betreffenden  Kunden  in  Bezug  auf  ihr  Anleger-  oder  Handels- 
profil, aber  auch  aufgrund  der  Risikobewertung  der  Wahr- 
scheinlichkeit von  Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung 
oder  krimineller  Tätigkeiten  für  erforderlich  gehalten  wird. 

(6)  Die  zuständigen  Behörden  des  Mitgliedstaats,  in  dem  der  in 
Absatz  1  genannten  Person  die  Zulassung  erteilt  wurde,  überwa- 
chen die  in  Absatz  5  aufgeführten  Bedingungen  und  setzen  sie 
durch.  Der  Mitgliedstaat  trägt  dafür  Sorge,  dass 

a)  seinen  zuständigen  Behörden  die  notwendigen  Ermittlungs- 
befugnisse sowie  Sanktionen  zur  Verfügung  stehen,  die  wirk- 
sam, verhältnismäßig  und  abschreckend  sind; 


(7)  Die  Kunden  der  in  Absatz  1  genannten  Bieter  können 
Beschwerden  betreffend  die  Einhaltung  der  in  Absatz  2  vorgese- 
henen Verhaltensregeln  nach  Maßgabe  der  Verfahrensregeln,  die 
in  dem  Mitgliedstaat,  in  dem  die  in  Absatz  1  genannten  Personen 
der  Aufsicht  unterliegen,  für  die  Behandlung  solcher  Beschwer- 
den gelten,  an  die  in  Absatz  3  genannten  zuständigen  Behörden 
richten. 

(8)  Die  in  Absatz  1  genannten  Personen,  die  gemäß  den  Arti- 
keln 18,  19  und  20  zur  Gebotseinstellung  auf  einer  Auktions- 
plattform zugelassen  sind,  können  in  Artikel  19  Absatz  3 
Buchstabe  a  genannten  Kunden  ohne  weitere  rechtliche  oder 
administrative  Anforderungen  seitens  der  Mitgliedstaaten  Bieter- 
dienstleistungen erbringen. 


KAPITEL  XVI 
TRANSPARENZ  UND  VERTRAULICHKEIT 

Artikel  60 
Veröffentlichung 

(1)  Sämtliche  Rechtsvorschriften,  Leitfäden,  Anleitungen,  For- 
mulare, Unterlagen,  Ankündigungen  einschließlich  des  Auktions- 
kalenders, sowie  sämtliche  anderen  nicht  vertraulichen 
Informationen  im  Zusammenhang  mit  den  Versteigerungen  einer 
bestimmten  Auktionsplattform,  jede  Entscheidung  einschließlich 
einer  Entscheidung  gemäß  Artikel  57  über  die  Vorgabe  einer 
Höchstgebotsmenge  und  andere  Abhilfemaßnahmen,  die  erfor- 
derlich sind,  um  ein  tatsächliches  oder  erkennbares  potenzielles 
Risiko  von  Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung,  krimineller 
Tätigkeit  oder  Marktmissbrauch  auf  dieser  Auktionsplattform  zu 
verringern,  werden  auf  einer  speziellen  Auktionswebsite  der 
betreffenden  Auktionsplattform  veröffentlicht,  die  diese  stets  auf 
dem  neuesten  Stand  hält. 

Nicht  mehr  aktuelle  Informationen  werden  archiviert.  Die  Archive 
müssen  über  dieselbe  Auktionswebsite  aufgerufen  werden 
können. 

(2)  Nicht  vertrauliche  Fassungen  der  Berichte  der  Auktionsauf- 
sicht an  die  Mitgliedstaaten  und  die  Kommission  werden  gemäß 
Artikel  25  Absätze  1  und  2  auf  der  Website  der  Kommission 
veröffentlicht. 

Nicht  mehr  aktuelle  Berichte  werden  archiviert.  Die  Archive  kön- 
nen über  dieselbe  Website  der  Kommission  aufgerufen  werden. 

(3)  Eine  Liste  der  Namen,  Anschriften,  Telefon-  und  Fax- 
nummern, E-Mail-Adressen  und  Websites  der  Personen,  die  bei 
Versteigerungen  einer  Auktionsplattform,  die  die  Zwei-Tage-Spot 
oder  Fünf-Tage-Futures  versteigert,  im  Namen  anderer  bieten  dür- 
fen, wird  auf  der  Website  der  betreffenden  Auktionsplattform 
veröffentlicht. 


b)  ein  Mechanismus  für  die  Behandlung  von  Beschwerden  und 
den  Entzug  von  Zulassungen  von  Personen,  die  gegen  ihre 
Pflichten  aus  dieser  Zulassung  verstoßen,  geschaffen  wird; 


Artikel  61 

Bekanntgabe  und  Mitteilung  der  Auktionsergebnisse 


seine  zuständigen  Behörden  die  gemäß  Absatz  5  erteilte 
Zulassung  entziehen  können,  wenn  eine  in  Absatz  1  genann- 
ten Person  gravierend  und  systematisch  gegen  die  Absätze  2 
und  3  verstoßen  hat. 


(1)  Eine  Auktionsplattform  gibt  die  Ergebnisse  jeder  von  ihr 
durchgeführten  Versteigerung  so  bald  wie  möglich,  spätestens 
jedoch  1 5  Minuten  nach  Schließung  des  Zeitfensters  für  Gebote 
bekannt. 
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(2)  Die  Bekanntgabe  gemäß  Absatz  1  enthält  mindestens 
Folgendes: 

a)  Menge  der  versteigerten  Zertifikate; 

b)  Auktionsclearingpreis  in  Euro; 

c)  Gesamtangebotsmenge; 

d)  Gesamtzahl  der  Bieter  und  Zahl  der  erfolgreichen  Bieter; 

e)  im  Falle  der  Annullierung  der  Versteigerung  die  Versteigerun- 
gen, auf  die  die  Zertifikatmenge  übertragen  wird; 

f)  die  bei  der  Versteigerung  insgesamt  erzielten  Erlöse; 

g)  die  Verteilung  der  Erlöse  auf  die  Mitgliedstaaten  im  Falle  von 
gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellten 
Auktionsplattformen. 

(3)  Parallel  zu  der  Bekanntgabe  gemäß  Absatz  1  teilt  die 
Auktionsplattform  jedem  erfolgreichen  Bieter,  der  über  ihr  Sys- 
tem bietet,  Folgendes  mit: 

a)  die  Gesamtmenge  der  dem  Bieter  zuzuteilenden  Zertifikate; 

b)  welche  seiner  gleichlautenden  Gebote  gegebenenfalls  zufällig 
ausgewählt  wurden; 

c)  die  geschuldete  Zahlung  entweder  in  Euro  oder  in  der  vom 
Bieter  gewählten  Währung  eines  Mitgliedstaats,  der  nicht  der 
Eurozone  angehört,  sofern  das  Clearing-  oder  Abrechnungs- 
system die  betreffende  Landeswährung  verarbeiten  kann; 

d)  den  Termin,  bis  zu  dem  der  geschuldete  Betrag  in  frei  verfüg- 
baren Geldern  auf  das  angegebene  Bankkonto  des  Auktiona- 
tors eingezahlt  werden  muss. 

(4)  Eine  Auktionsplattform  teilt  einem  erfolgreichen  Bieter,  der 
in  einer  ihrer  Versteigerungen  geboten  und  eine  andere  Währung 
als  den  Euro  gewählt  hat,  den  Wechselkurs  mit,  anhand  dessen  sie 
den  geschuldeten  Betrag  in  der  vom  erfolgreichen  Bieter  gewähl- 
ten Währung  berechnet  hat. 

Der  Wechselkurs  ist  der  Kurs,  der  von  einer  anerkannten  Finanz- 
nachrichtenagentur, die  in  dem  Vertrag  über  die  Bestellung  der 
betreffenden  Auktionsplattform  genannt  ist,  unmittelbar  nach 
Schließung  des  Zeitfensters  für  Gebote  veröffentlicht  wurde. 

(5)  Eine  Auktionsplattform  setzt  das  betreffende  mit  ihr  ver- 
bundene Clearing-  oder  Abrechnungssystem  über  die  Informati- 
onen in  Kenntnis,  die  sie  jedem  erfolgreichen  Bieter  gemäß 
Absatz  3  mitgeteilt  hat. 

Artikel  62 
Schutz  vertraulicher  Informationen 

(1)     Folgende  Informationen  sind  vertraulich: 

a)  der  Inhalt  eines  Gebots; 

b)  der  Inhalt  etwaiger  Weisungen  für  Gebote,  selbst  wenn  kein 
Gebot  eingestellt  wurde; 


c)  Informationen,  die  die  Identität  des  betreffenden  Bieters  und 
eine  der  folgenden  Angaben  offenlegen  oder  einen  Schluss 
darauf  zulassen: 

i)  die  Zahl  Zertifikate,  die  ein  Bieter  in  einer  Versteigerung 
erwerben  möchte; 

ii)  den  Preis,  den  ein  Bieter  bereit  ist,  für  diese  Zertifikate  zu 
zahlen; 

d)  Informationen  über  eines  oder  mehrere  Gebote  oder  Weisun- 
gen für  Gebote  oder  daraus  abgeleitete  Informationen,  die 
einzeln  oder  zusammen  genommen  wahrscheinlich 

i)  vor  einer  Versteigerung  einen  Hinweis  auf  die  Nachfrage 
nach  Zertifikaten  geben, 

ii)  vor  einer  Versteigerung  einen  Hinweis  auf  den  Auktions- 
clearingpreis geben; 

e)  Auskünfte,  die  Personen  im  Rahmen  der  Herstellung  oder 
Fortführung  der  Beziehung  mit  Bietern  oder  im  Rahmen  der 
Überwachung  dieser  Beziehung  gemäß  Artikel  19,20  und  2 1 
sowie  Artikel  5  4  erteilt  haben; 

f)  die  Berichte  und  Stellungnahmen  der  Auktionsaufsicht 
gemäß  Artikel  25  Absätze  1  bis  6,  außer  den  Teilen  der  nicht 
vertraulichen  Fassungen  der  Berichte  der  Auktionsaufsicht, 
die  die  Kommission  gemäß  Artikel  60  Absatz  2 
veröffentlicht; 

g)  Geschäftsgeheimnisse,  die  von  Personen  weitergegeben  wer- 
den, die  an  einem  wettbewerblichen  Vergabeverfahren  zur 
Bestellung  einer  Auktionsplattform  oder  Ernennung  der 
Auktionsaufsicht  teilnehmen; 

h)  Informationen  über  den  Algorithmus,  der  für  die  Zufallsaus- 
wahl gleichlautender  Gebote  gemäß  Artikel  7  Absatz  2  ver- 
wendet wird; 

i)  Informationen  über  das  Verfahren,  nach  dem  im  Sinne  von 
Artikel  7  Absatz  6  bestimmt  wird,  wann  ein  Auktions- 
clearingpreis wesentlich  unter  dem  Preis  liegt,  der  vor  oder 
während  einer  Versteigerung  auf  dem  Sekundärmarkt  gilt. 

(2)  Eine  Person,  die  vertrauliche  Informationen  direkt  oder 
indirekt  erhalten  hat,  gibt  diese  außer  nach  Maßgabe  von  Absatz  3 
nicht  weiter. 

(3)  Absatz  2  steht  der  Weitergabe  vertraulicher  Informationen 
nicht  im  Wege,  die 

a)  bereits  rechtmäßig  der  Öffentlichkeit  zur  Verfügung  gestellt 
wurden; 

b)  mit  schriftlicher  Zustimmung  eines  Bieters,  einer  Person  mit 
Bieterzulassung  oder  einer  Person,  die  eine  Bieterzulassung 
beantragt,  öffentlich  bekannt  gemacht  wurden; 

c)  nach  Unionsrecht  offengelegt  oder  öffentlich  bekannt 
gemacht  werden  müssen; 

d)  auf  der  Grundlage  eines  Gerichtsbeschlusses  öffentlich 
bekannt  gemacht  werden; 
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e)  für  die  Zwecke  strafrechtlicher,  verwaltungsrechtlicher  oder 
gerichtlicher  Ermittlungen  oder  Verfahren  in  der  Union 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden; 

f)  eine  Auktionsplattform  an  die  Auktionsaufsicht  weitergibt, 
um  diese  in  die  Lage  zu  versetzen  oder  ihr  zu  helfen,  im 
Zusammenhang  mit  den  Versteigerungen  ihre  Aufgaben 
wahrzunehmen  oder  ihren  Verpflichtungen  nachzukommen; 

g)  vor  ihrer  Weitergabe  zusammengefasst  oder  so  bearbeitet 
werden,  dass  es  unwahrscheinlich  ist,  auf  Folgendes 
schließen: 

i)  einzelne  Gebote  oder  Weisungen  für  Gebote, 

ii)  Einzelversteigerungen, 

iii)  einzelne  Bieter,  voraussichtliche  Bieter  oder  Personen, 
die  eine  Bieterzulassung  beantragt  haben, 

iv)  einzelne  Anträge  auf  Bieterzulassung, 

v)  einzelne  Beziehungen  zu  Bietern; 

h)  in  Absatz  1  Buchstabe  f  genannt  sind,  sofern  —  für  Informa- 
tionen gemäß  Artikel  25  Absatz  2  Buchstabe  c  die  zustän- 
dige Behörde  eines  Mitgliedstaats  und  für  andere 
Informationen  gemäß  Artikel  25  Absatz  2  die  Kommis- 
sion —  sie  nichtdiskriminierend  und  geordnet  an  die  Öffent- 
lichkeit weitergibt; 

i)  in  Absatz  1  Buchstabe  g  genannt  sind,  sofern  sie  an  Perso- 
nen weitergegeben  werden,  die  im  Rahmen  des  wettbewerb- 
lichen Vergabeverfahrens  gemäß  Absatz  1  Buchstabe  g  für 
die  Mitgliedstaaten  oder  die  Kommission  tätig  sind  und  ihrer- 
seits nach  ihren  Beschäftigungsbedingungen  der 
Verschwiegenheitspflicht  unterliegen; 

j)  unter  Beachtung  einer  etwa  fortbestehenden 
Verschwiegenheitspflicht  nach  Ablauf  eines  Zeitraums  vom 
30  Monaten,  der  an  einem  der  folgenden  Zeitpunkte  beginnt, 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden: 

i)  im  Falle  vertraulicher  Informationen  gemäß  Absatz  1 
Buchstaben  a  bis  d  zum  Zeitpunkt  der  Öffnung  des  Zeit- 
fensters für  Gebote  der  Versteigerung,  in  der  die  vertrau- 
liche Information  erstmals  weitergegeben  wurde, 

ii)  im  Falle  vertraulicher  Informationen  gemäß  Absatz  1 
Buchstabe  e  zum  Zeitpunkt  der  Beendigung  der  Bezie- 
hung zum  Bieter, 

iii)  im  Falle  vertraulicher  Informationen  gemäß  Absatz  1 
Buchstabe  f  zum  Zeitpunkt  des  Berichts  oder  der  Stel- 
lungnahme der  Auktionsaufsicht, 

iv)  im  Falle  vertraulicher  Informationen  gemäß  Absatz  1 
Buchstabe  g  zum  Zeitpunkt  der  Vorlage  der  Information 
im  Wettbewerb  liehen  Vergabeverfahren. 

(4)  Die  Maßnahmen,  die  erforderlich  sind,  um  sicherzustellen, 
dass  vertrauliche  Informationen  nicht  widerrechtlich  weitergege- 
ben werden,  und  die  Folgen  einer  solchen  widerrechtlichen  Wei- 
tergabe durch  eine  Auktionsplattform  oder  die  Auktionsaufsicht, 
einschließlich  deren  Beschäftigte,  sind  im  jeweiligen  Bestellungs- 
vertrag festgehalten. 


(5)  Eine  Auktionsplattform  oder  die  Auktionsaufsicht,  ein- 
schließlich deren  Beschäftigten,  die  vertrauliche  Informationen 
erhalten  hat,  verwendet  diese  ausschließlich  zur  Erfüllung  ihrer 
Pflichten  oder  zur  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  im  Zusammen- 
hang mit  den  Auktionen. 

(6)  Die  Absätze  1  bis  5  stehen  dem  Austausch  vertraulicher 
Informationen  zwischen  einer  Auktionsplattform  und  der 
Auktionsaufsicht  ebenso  wenig  im  Wege  wie  dem  Austausch  zwi- 
schen einer  der  beiden  genannten  und 

a)  den  zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden,  die  eine 
Auktionsplattform  überwachen; 

b)  den  einzelstaatlichen  Behörden,  die  für  die  Ermittlung  und 
Verfolgung  von  Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung,  kri- 
mineller Tätigkeit  oder  Marktmissbrauch  zuständig  sind; 

c)  der  Kommission. 

Nach  diesem  Absatz  ausgetauschte  vertrauliche  Informationen 
dürfen  nicht  unter  Verstoß  gegen  Absatz  2  an  andere  als  die  unter 
den  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten  Personen  weitergegeben 
werden. 

(7)  Alle  Beschäftigten  oder  ehemaligen  Beschäftigten  einer 
Auktionsplattform  oder  der  Auktionsaufsicht,  die  mit  den  Verstei- 
gerungen zu  tun  hatten,  unterliegen  der  Verschwiegenheitspflicht 
und  sorgen  dafür,  dass  vertrauliche  Informationen  nach  Maßgabe 
dieses  Artikels  geschützt  sind. 

Artikel  63 
Sprachenregelung 

(1)  Schriftliche  Informationen,  die  eine  Auktionsplattform 
gemäß  Artikel  60  Absätze  1  und  3  oder  die  Auktionsaufsicht 
gemäß  Artikel  60  Absatz  2  oder  im  Rahmen  ihres  Bestellungs- 
vertrags bereitstellt  und  die  nicht  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Union  veröffentlicht  werden,  liegen  in  einer  in  internationalen 
Finanzkreisen  gebräuchlichen  Sprache  vor. 

(2)  Ein  Mitgliedstaat  kann  auf  eigene  Kosten  für  die  Überset- 
zung aller  unter  Absatz  1  fallenden  Informationen  einer  Auktions- 
plattform in  seine  Amtssprache(n)  sorgen. 

Sorgt  ein  Mitgliedstaat  auf  eigene  Kosten  für  eine  Übersetzung 
aller  von  Absatz  1  erfassten  Informationen,  die  von  der  gemäß 
Artikel  26  Absatz  1  bestellten  Auktionsplattform  bereitgestellt 
werden,  so  muss  auch  jeder  Mitgliedstaat,  der  gemäß  Artikel  30 
Absatz  1  eine  Auktionsplattform  bestellt  hat,  für  eine  Überset- 
zung aller  unter  Absatz  1  fallenden  Informationen,  die  diese 
gemäß  Artikel  30  Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  bereit- 
stellt, in  die  betreffenden  Sprachen  auf  eigene  Kosten  sorgen. 

(3)  Hat  ein  Mitgliedstaat  beschlossen,  gemäß  Absatz  2  eine 
Übersetzung  in  einer  Amtssprache  der  Union  bereitzustellen,  so 
können  Personen,  die  eine  Bieterzulassung  beantragen,  und  Per- 
sonen mit  Bieterzulassung  Folgendes  in  dieser  gemäß  Absatz  4 
gewählten  Amtssprache  der  Union  einreichen: 

a)  ihre  Anträge  auf  Bieterzulassung,  einschließlich  etwaiger 
Belege; 

b)  ihre  Gebote,  einschließlich  deren  Rücknahme  oder 
Änderung; 
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c)    etwaige  Anfragen  mit  Bezug  auf  den  Buchstaben  a  oder  b. 

Eine  Auktionsplattform  kann  eine  beglaubigte  Übersetzung  in 
einer  in  internationalen  Finanzkreisen  gebräuchlichen  Sprache 
verlangen. 

(4)  Personen,  die  eine  Bieterzulassung  beantragt  haben,  Perso- 
nen mit  Bieterzulassung  und  Bieter,  die  an  einer  Versteigerung 
teilnehmen,  wählen  eine  Amtssprache  der  Union,  in  der  sie  alle 
Mitteilungen  im  Rahmen  von  Artikel  8  Absatz  3,  Artikel  20 
Absatz  10,  Artikel  21  Absatz  4  und  Artikel  61  Absatz  3  erhalten. 

Alle  anderen  mündlichen  oder  schriftlichen  Mitteilungen  einer 
Auktionsplattform  an  Personen,  die  eine  Bieterzulassung  bean- 
tragt haben,  Personen  mit  Bieterzulassung  und  Bieter,  die  an  einer 
Versteigerung  teilnehmen,  erfolgen  in  der  gemäß  Unterabsatz  1 
gewählten  Sprache  ohne  Zusatzkosten  für  die  genannten  Perso- 
nen, sofern  der  Mitgliedstaat  beschlossen  hat,  gemäß  Absatz  2 
eine  Übersetzung  in  dieser  Sprache  bereitzustellen. 

Selbst  wenn  ein  Mitgliedstaat  gemäß  Absatz  2  beschlossen  hat, 
eine  Übersetzung  in  der  gemäß  Unterabsatz  1  des  vorliegenden 
Absatzes  gewählten  Sprache  bereitzustellen,  kann  die  Person,  die 
eine  Bieterzulassung  beantragt,  die  Person  mit  Bieterzulassung 
oder  der  Bieter,  der  an  einer  Versteigerung  teilnimmt,  auf  ihr  bzw. 
sein  Recht  gemäß  Unterabsatz  2  vorliegenden  Absatzes  verzich- 
ten, indem  sie  bzw.  er  der  betreffenden  Auktionsplattform  sein 
schriftliches  Einverständnis  damit  erklärt,  dass  diese  lediglich  eine 
in  internationalen  Finanzkreisen  gebräuchliche  Sprache 
verwendet. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  sind  für  die  Richtigkeit  einer  Überset- 
zung gemäß  Absatz  2  verantwortlich. 

Personen,  die  gemäß  Absatz  3  die  Übersetzung  einer  Unterlage 
vorlegen,  und  eine  Auktionsplattform,  die  gemäß  Absatz  4  eine 
übersetzte  Mitteilung  übermittelt,  müssen  sicherstellen,  dass  die 
Übersetzung  das  Original  getreu  wiedergibt. 

KAPITEL  XVII 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel  64 

Recht  auf  Einlegung  eines  Rechtsmittels 

(1)  Eine  Auktionsplattform  sorgt  dafür,  dass  sie  über  ein  außer- 
gerichtliches Verfahren  für  den  Umgang  mit  Beschwerden  von 


Personen,  die  eine  Bieterzulassung  beantragen,  von  Bietern  mit 
Bieterzulassung  oder  von  Personen,  denen  die  Bieterzulassung 
verweigert  bzw.  deren  Bieterzulassung  entzogen  oder  ausgesetzt 
wurde,  verfügt. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten,  in  denen  ein  als  Auktionsplattform 
bestellter  geregelter  Markt  oder  dessen  Marktbetreiber  einer  Über- 
wachung unterliegen,  sorgen  dafür,  dass  jede  Entscheidung  im 
Rahmen  des  in  Absatz  1  genannten  außergerichtlichen  Verfahrens 
für  den  Umgang  mit  Beschwerden  ordnungsgemäß  begründet  ist 
und  dass  die  in  Artikel  52  Absatz  1  der  Richtlinie  2004/39/EG 
genannten  Gerichte  angerufen  werden  können.  Dieses  Recht  gilt 
unbeschadet  jedes  nach  den  einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur 
Umsetzung  von  Artikel  52  Absatz  2  der  Richtlinie  2004/39/EG 
bestehenden  Rechts,  direkt  die  Gerichte  oder  die  zuständigen 
Verwaltungsinstanzen  anzurufen. 

Artikel  65 
Fehlerbehebung 

(1)  Jeder  Fehler  bei  einer  Zahlung  oder  einer  Übertragung  von 
Zertifikaten  oder  der  Hinterlegung  oder  Freigabe  einer  Sicherheit 
oder  Einlage  im  Rahmen  dieser  Verordnung  ist  dem  Clearing- 
oder Abrechnungssystem  mitzuteilen,  sobald  jemand  davon 
Kenntnis  erlangt. 

(2)  Das  Clearing-  oder  Abrechnungssystem  trifft  jede  erforder- 
liche Maßnahme,  um  Fehler  bei  einer  Zahlung  oder  Übertragung 
von  Zertifikaten  oder  bei  der  Hinterlegung  oder  Freigabe  von 
Sicherheiten  oder  Einlagen  im  Rahmen  dieser  Verordnung,  die 
ihnen  auf  welchem  Wege  auch  immer  zur  Kenntnis  gebracht  wer- 
den, zu  berichtigen. 

(3)  Jeder,  der  von  einem  Fehler  gemäß  Absatz  1  profitiert,  der 
wegen  der  Rechte  einer  dritten  Partei,  die  in  gutem  Glauben  Zer- 
tifikate gekauft  hat,  nicht  gemäß  Absatz  2  berichtigt  werden  kann, 
und  der  von  dem  Fehler  wusste  oder  von  ihm  hätte  wissen  müs- 
sen und  ihn  dem  Clearing-  oder  Abrechnungssystem  nicht  gemel- 
det hat,  wird  für  etwa  entstandenen  Schaden  haftbar  gemacht. 

Artikel  66 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im 
Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitgliedstaat. 


Brüssel,  den  12.  November  2010 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG  I 


Vor  2013  zu  versteigernde  Zertifikate  und  Auktionsobjekt,  über  das  sie  versteigert  werden  sollen,  gemäß 

Artikel  10  Absatz  1 


Menge 

Mitgliedstaat 

Auktionsobjekt 

Kalenderjahr 

[...] 

[■■■] 

[■■■] 

[...] 

ANHANG  II 


Geforderte  Angaben  und  Unterlagen  gemäß  Artikel  20  Absatz  3 

1.  Nachweis  der  Berechtigung  gemäß  Artikel  18  Absatz  1  oder  2. 

2.  Name,  Anschrift,  Telefon-  und  Faxnummer  des  Antragstellers. 

3.  Kontonummer  des  Namens-Kontos  des  Antragstellers. 

4.  Sämtliche  Angaben  zum  Namens-Bankkonto  des  Antragstellers. 

5.  Name,  Anschrift,  Telefon-  und  Faxnummern  sowie  E-Mail-Adressen  von  einem  oder  mehr  Bietervertretern  im  Sinne 
von  Artikel  6  Absatz  3  Unterabsatz  3. 

6.  Für  juristische  Personen,  Nachweise  für 

a)  die  Anmeldung  zum  Handelsregister  mit  folgenden  Angaben:  Rechtsform  des  Antragstellers;  für  ihn  geltendes 
Recht;  börsennotiertes  Unternehmen  an  einer  oder  mehreren  zugelassenen  Börsen  oder  nicht; 

b)  die  Eintragungsnummer  des  Antragstellers  im  einschlägigen  Register,  in  dem  er  gegebenenfalls  registriert  ist,  oder 
anderenfalls  die  Mitteilung,  Satzung  oder  jedes  andere  Dokument  vor,  das  seine  Handelsregisteranmeldung  belegt. 

7.  Für  juristische  Personen  und/oder  rechtliche  Vereinbarungen  die  Angaben,  die  erforderlich  sind,  um  den  wirtschaftli- 
chen Eigentümer  zu  identifizieren  und  die  Eigentums-  und  Kontrollstruktur  einer  solchen  juristischen  Person  oder  Ver- 
einbarung zu  verstehen. 

8.  Für  natürliche  Personen  der  Nachweis  ihrer  Identität  mittels  eines  Personalausweises,  eines  Führerscheins,  eines  Reise- 
passes oder  eines  vergleichbaren  amtlichen  Dokuments,  das  den  vollständigen  Namen,  ein  Passbild,  das  Geburtsdatum 
und  den  ständigen  Wohnsitz  in  der  Union  des  betreffenden  Antragstellers  enthält  und  erforderlichenfalls  durch  weitere 
geeignete  Nachweise  untermauert  werden  kann. 

9.  Für  Anlagenbetreiber  die  in  Artikel  4  der  Richtlinie  2003/87/EG  genannte  Genehmigung. 

10.  Für  Luftfahrzeugbetreiber  der  Nachweis  dafür,  dass  sie  in  der  Liste  gemäß  Artikel  18a  Absatz  3  der  Richtlinie 
2003/87/EG  aufgeführt  sind,  oder  der  gemäß  Artikel  3g  der  Richtlinie  übermittelte  und  gebilligte  Überwachungsplan. 

1 1 .  Jede  Angabe,  die  erforderlich  ist,  um  die  in  Artikel  1 9  Absatz  2  Buchstabe  e  genannten  Maßnahmen  der  Sorgfalts- 
pflicht gegenüber  dem  Kunden  durchzuführen. 

1 2.  Der  jüngste  geprüfte  Jahresbericht  und  Jahresabschluss,  einschließlich  Gewinn-  und  Verlustrechnung  sowie  Bilanz,  des 
Antragstellers,  soweit  vorhanden,  anderenfalls  die  MwSt.-Erklärung  oder  sonstige  solche  Angaben,  die  erforderlich  sind, 
um  die  Solvenz  und  Kreditwürdigkeit  des  Antragstellers  zufriedenstellend  nachzuweisen. 

1 3.  Die  Umsatzsteuer-Identifikationsnummer  soweit  vorhanden  und,  falls  der  Antragsteller  nicht  umsatzsteuerpflichtig  ist, 
jedes  andere  Mittel,  anhand  dessen  der  Antragsteller  durch  die  Steuerverwaltung  des  Staates,  in  dem  er  seinen  Wohn- 
sitz oder  seinen  steuerlichen  Wohnsitz  hat,  identifiziert  werden  kann,  oder  sonstige  solche  Angaben,  die  erforderlich 
sind,  um  den  steuerlichen  Status  des  Antragstellers  innerhalb  der  Union  zufriedenstellend  nachzuweisen. 

14.  Eine  Erklärung,  in  der  der  Antragsteller  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  bestätigt,  die  Anforderungen  in  Artikel  1 9 
Absatz  2  Buchstabe  f  zu  erfüllen. 

1 5.  Nachweis  der  Beachtung  von  Artikel  1 9  Absatz  2  Buchstabe  g. 

16.  Nachweis,  dass  der  Antragsteller  die  Anforderungen  in  Artikel  19  Absatz  3  erfüllt. 

1 7.  Eine  Erklärung,  aus  der  hervorgeht,  dass  der  Antragsteller  die  notwendige  Rechts-  und  Geschäftsfähigkeit  hat,  auf  eigene 
Rechnung  oder  im  Namen  anderer  bei  einer  Versteigerung  Gebote  einzustellen. 

1 8.  Eine  Erklärung,  in  der  der  Antragsteller  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  bestätigt,  dass  keine  rechtlichen,  ordnungs- 
rechtlichen, vertraglichen  oder  anderen  Hindernisse  bestehen,  die  ihn  davon  abhalten,  seinen  Verpflichtungen  aus  die- 
ser Verordnung  nachzukommen. 

1 9.  Eine  Erklärung,  aus  der  hervorgeht,  ob  der  Antragsteller  in  Euro  oder  in  einer  Währung  eines  Mitgliedstaats  außerhalb 
der  Eurozone  bezahlen  will,  mit  Angabe  der  gewählten  Währung. 
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ANHANG  III 


Andere  als  die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellten  Auktionsplattformen,  die  sie  bestellenden 
Mitgliedstaaten  und  für  sie  geltende  Vorschriften  oder  Verpflichtungen  gemäß  Artikel  30  Absatz  7 


Auktionsplattform 

Mandatsdauer 

Bestellender 
Mitgliedstaat 

Vorschriften 

Verpflichtungen 

[...] 

[...] 

[...] 

[...] 

[...] 
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Verordnung  (EU)  Nr.  1210/2011 

(ABl.  2011  L  308/2) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1210/2011  DER  KOMMISSION 

vom  23.  November  2011 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  insbesondere  zur  Festlegung  der  vor  2013  zu 
versteigernden  Menge  Treibhausgasemissionszertifikate 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein  System 
für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der 
Gemeinschaft  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  96/61 /EG  des 
Rates  ('),  insbesondere  auf  Artikel  3d  Absatz  3  und  Artikel  10 
Absatz  4, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Die  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  der  Kommission 
vom  12.  November  2010  über  den  zeitlichen  und  ad- 
ministrativen Ablauf  sowie  sonstige  Aspekte  der  Verstei- 
gerung von  Treibhausgasemissionszertifikaten  gemäß  der 
Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  über  ein  System  für  den  Handel  mit  Treibhaus- 
gasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  (2)  sieht  vor, 
dass  die  Mengen  aller  in  den  Jahren  2011  und  2012  zu 
versteigernden  Zertifikate  so  bald  wie  möglich  nach  An- 
nahme der  Verordnung  festgelegt  werden.  Die  derart  fest- 
gelegten Mengen  sind  im  Anhang  der  genannten  Verord- 
nung aufzuführen.  Hauptziel  der  Festlegung  dieser  Menge 
ist  es,  für  einen  nahtlosen  Ubergang  von  der  zweiten  zur 
dritten  Handelsperiode  des  Emissionshandelssystems  der 
Europäischen  Union  zu  sorgen,  um  das  reibungslose 
Funktionieren  des  Sekundärmarktes  zu  gewährleisten. 

(2)  Bei  der  Festlegung  der  2011  und  2012  zu  versteigernden 
Mengen  sollte  namentlich  den  nachstehenden  Faktoren 
Rechnung  getragen  werden,  die  die  Nachfrage  nach  und 
das  Angebot  an  Zertifikaten  bestimmen:  die  insbesondere 
für  den  Stromsektor  gegebene  Notwendigkeit,  sich  in  den 
Anfangsjahren  der  dritten  Handelsperiode  zur  Einhaltung 
der  Vorschriften  abzusichern;  die  Menge  der  für  die 
zweite  Handelsperiode  gültigen  Zertifikate,  die  in  der  ge- 
nannten Periode  zur  Erfüllung  der  Vorschriften  nicht  be- 
nötigt wurden  und  sich  überwiegend  im  Besitz  der  Indus- 
trie befinden;  der  Anteil  dieser  Zertifikate,  der  in  der 
zweiten  Handelsperiode  auf  dem  Markt  verkauft  wurde 
oder  voraussichtlich  verkauft  wird;  die  Menge  der  zertifi- 
zierten Emissionsreduktionen  und  der  Emissionsredukti- 
onseinheiten  aus  Projekten  zur  Emissionsminderung  im 


(')  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 
(2)  ABl.  L  302  vom  18.11.2010,  S.  1. 


Rahmen  des  Mechanismus  für  umweltverträgliche  Ent- 
wicklung (CDM)  oder  der  Bestimmungen  über  die  ge- 
meinsame Umsetzung  01),  die  den  unter  das  EU-Emis- 
sionshandelssystem fallenden  Betreibern  zur  Risikoabsi- 
cherung oder  zur  Abgabe  zur  Verfügung  stehen;  die  Mo- 
netisierung  von  Zertifikaten  aus  der  Reserve  für  neue 
Marktteilnehmer  für  die  dritte  Handelsperiode  zur  För- 
derung von  Demonstrationsprojekten  für  C02-Abschei- 
dung  und  -Speicherung  und  für  innovative  Technologien 
für  erneuerbare  Energien  (NER300)  gemäß  dem  Beschluss 
2010/670/EU  der  Kommission  vom  3.  November  2010 
über  Kriterien  und  Maßnahmen  für  die  Finanzierung  von 
kommerziellen  Demonstrationsprojekten,  die  auf  eine 
umweltverträgliche  Abscheidung  und  geologische  Spei- 
cherung von  C02  abzielen,  und  von  Demonstrationspro- 
jekten für  innovative  Technologien  für  erneuerbare  Ener- 
gien im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  für  den  Han- 
del mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  nach  der  Richt- 
linie 2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (3).  Auch  wenn  diese  Faktoren  allesamt,  wenn  auch 
in  unterschiedlichem  Maße,  mit  Unsicherheit  behaftet 
sind,  ist  es  wichtig,  die  2012  zu  versteigernde  Menge 
rechtzeitig  festzulegen. 

(3)  Die  Bewertung  anhand  dieser  Faktoren  führt  zu  dem 
Schluss,  dass  2011  keine  Zertifikate  versteigert  werden 
sollten,  die  für  die  dritte  Handelsperiode  gültig  sind. 

(4)  Die  Auktionskalender  der  Versteigerung  von  Zertifikaten 
im  Jahr  2012  sollten  festgelegt  werden,  um  die  Auswir- 
kungen der  Versteigerungen  auf  das  Funktionieren  des 
Sekundärmarktes  zu  begrenzen,  während  gleichzeitig  si- 
chergestellt sein  sollte,  dass  die  Versteigerungen  umfang- 
reich genug  sind,  um  für  eine  hinreichende  Beteiligung  zu 
sorgen.  Der  Übergang  von  Versteigerungen  auf  vorläu- 
figen Auktionsplattformen  zu  Versteigerungen  auf  den 
späteren  Auktionsplattformen  sollte  sich  nahtlos  vollzie- 
hen. Außerdem  könnte  die  Anpassung  eines  veröffent- 
lichen Auktionskalenders  in  einigen  weiteren,  genau  spe- 
zifizierten Situationen  gerechtfertigt  sein. 

(5)  Da  zu  erwarten  ist,  dass  die  zu  versteigernden  Zertifikate 
rechtzeitig  geliefert  werden  können,  hat  sich  eine  vorläu- 
fige Versteigerung  von  Forwards  und  Futures  erübrigt. 
Die  Beauftragung  einer  vorläufigen  Auktionsplattform 
ist  allerdings  nach  wie  vor  wünschenswert,  um  das  Risiko 
zu  mindern,  das  mit  der  Beauftragung  derjenigen  Aukti- 
onsplattform verbunden  ist,  für  die  die  Verordnung  dann 


(3)  ABl.  L  290  vom  6.11.2010,  S.  39. 
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uneingeschränkt  gelten  wird.  Angesichts  der  Bedeutung 
der  uneingeschränkten  Anwendung  der  Verordnung  soll- 
ten vorläufige  Auktionsplattformen  Versteigerungen  nicht 
länger  als  notwendig  durchführen.  Die  Bestellung  einer 
vorläufigen  Auktionsplattform  sollte  dadurch  erleichtert 
werden,  dass  an  die  Durchführung  ihrer  Versteigerungen 
geringere  Anforderungen  gerichtet  werden,  wie  dies  be- 
reits für  die  Versteigerung  von  Forwards  und  Futures 
vorgesehen  war.  Auf  diese  Weise  können  die  in  Auftrag 
zu  gebenden  Dienstleistungen  besser  an  die  bereits  am 
Markt  angebotenen  Dienstleistungen  angelehnt  werden. 
Darüber  hinaus  ist  es  nicht  unbedingt  erforderlich,  die 
einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur  Umsetzung  von  Titel 
III  der  Richtlinie  2004/39/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  (')  auf  die  von  einer  vorläufigen 
Auktionsplattform  durchgeführten  Versteigerungen  an- 
zuwenden. Ebenso  wäre  es  unverhältnismäßig  zu  verlan- 
gen, dass  die  Zulassung  der  vorläufigen  Auktionsplatt- 
form gemäß  den  Vorschriften  der  Versteigerungsverord- 
nung aktualisiert  wird.  Um  eine  wirksame  Marktaufsicht 
zu  gewährleisten,  sollten  die  Bestimmungen  dieser  Ver- 
ordnung über  das  Verbot  von  Marktmissbrauch  allerdings 
von  dem  Zeitpunkt  an  für  Versteigerungen  auf  einer  vor- 
läufigen Auktionsplattform  gelten,  zu  dem  der  betref- 
fende Mitgliedstaat  die  einschlägigen  Bestimmungen  in 
einzelstaatliches  Recht  umgesetzt  hat.  Dies  fördert  gleiche 
Rahmenbedingungen  für  Bewerberplattformen,  ohne  den 
Auktionsbeginn  von  einer  solchen  Umsetzung  abhängig 
zu  machen.  Dies  gilt  sowohl  für  die  im  Wege  eines  ge- 
meinsamen Vergabeverfahrens  zu  beauftragende  vorläu- 
fige Auktionsplattform  als  auch  für  vorläufige  Auktions- 
plattformen, die  von  den  Mitgliedstaaten  zu  bestellen 
sind,  die  sich  nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  be- 
teiligen, sondern  ihre  eigene  Auktionsplattform  bestellen. 

(6)  Der  Anteil  der  Kosten  der  Auktionsaufsicht,  der  von  der 
Kommission  in  Auftrag  gegebenen  Leistungen  zuzurech- 
nen ist,  braucht  nicht  auf  die  Auktionsplattformen  ver- 
teilt zu  werden. 

(7)  Für  eine  effiziente  und  adäquate  Vorbereitung  und 
Durchführung  des  gemeinsamen  Vergabeverfahrens  zur 
Bestellung  einer  gemeinsamen  Auktionsplattform  ist  es 
wünschenswert,  frühzeitig  darüber  Klarheit  zu  erhalten, 
welche  Mitgliedstaaten  sich  an  der  gemeinsamen  Maß- 
nahme beteiligen  werden.  Deswegen  sollte  in  bestimmten 
Fällen  die  Möglichkeit  bestehen,  dass  ein  Mitgliedstaat, 
der  sich  erst  zu  einem  späteren  Zeitpunkt  an  der  gemein- 
samen Auktionsplattform  beteiligt,  Kosten  für  die  Dienst- 
leistungen einer  Auktionsplattform  trägt,  die  Mitgliedstaa- 
ten, die  von  Anbeginn  an  der  gemeinsamen  Maßnahme 
beteiligt  waren,  nicht  tragen. 

(S)  Die  Bestellung  der  Auktionatoren  und  der  Auktionsauf- 
sicht ist  für  die  ordnungsgemäße  Durchführung  der  Ver- 
steigerungen von  wesentlicher  Bedeutung,  und  ohne  den 
Abschluss  und  das  Inkrafttreten  der  Vereinbarungen  zwi- 
schen den  Auktionatoren  und  der  Auktionsaufsicht  einer- 
seits und  den  Auktionsplattformen  andererseits  wäre  es 
in  der  Regel  nicht  möglich,  Versteigerungen  durchzufüh- 
ren. Diese  Vereinbarungen  sind  ordnungsgemäß  durch- 
zuführen, die  Nichtdurchführung  oder  eine  die  Durchfüh- 


0  ABl.  L  145  vom  30.4.2004,  S.  1. 


rung  betreffende  Streitigkeit  sollte  jedoch  nicht  in  jedem 
Fall  dazu  führen,  dass  Zertifikate  von  den  Versteigerun- 
gen zurückgehalten  werden. 

(9)  Die  Auktionsaufsicht  wird  im  Anschluss  an  ein  gemein- 
sames Vergabeverfahren  der  Kommission  und  der  Mit- 
gliedstaaten bestellt.  Zwar  ist  vorgesehen,  dass  sich  alle 
Mitgliedstaaten  von  Anfang  an  dieser  gemeinsamen  Maß- 
nahme beteiligen,  doch  sollten  Vorschriften  für  den  Fall 
aufgestellt  werden,  dass  ein  Mitgliedstaat  erst  zu  einem 
späteren  Zeitpunkt  beitritt.  Unbeschadet  ihres  Status  als 
Beobachter  der  gemeinsamen  Maßnahme  sollten  Mit- 
gliedstaaten, die  beschlossen  haben,  ihre  eigene  Auktions- 
plattform zu  bestellen,  außerdem  der  gemeinsamen  Maß- 
nahme nur  zu  dem  Zweck  beitreten  können,  in  Erman- 
gelung der  Aufnahme  ihrer  eigenen  Auktionsplattform  in 
die  Liste  eine  gemeinsame  Auktionsplattform  zu  nutzen. 

(10)  Das  Risiko  des  Insiderhandels  durch  Rücknahme  eines 
Angebots  sollte  verringert  werden.  In  den  Fällen,  in  de- 
nen ein  solches  Verhalten  nicht  unter  die  Richtlinie 
2003/6/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes (2)  fällt,  sollten  die  entsprechenden  Bestimmungen 
der  Versteigerungsverordnung  gelten. 

(11)  Diese  Änderung  sollte  einige  wenige  technische  Klarstel- 
lungen und  Berichtigungen  der  Versteigerungsverordnung 
enthalten. 

(12)  Die  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  ist  daher  entspre- 
chend zu  ändern. 

(13)  Um  Vorhersehbarkeit  zu  gewährleisten  und  sicherzustel- 
len, dass  Versteigerungen  rechtzeitig  stattfinden,  sollte 
diese  Verordnung  unverzüglich  in  Kraft  treten. 

(14)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  Ausschusses  für  Klima- 
änderung  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Änderungen  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010 

Die  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  wird  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  3  Nummer  43  Buchstabe  f  erhält  folgende  Fassung: 

,,f)  dasselbe  wie  in  Artikel  4  Absatz  1  Nummer  20  Buch- 
stabe b  der  Richtlinie  2004/39/EG  für  die  Zwecke  von 
Artikel  28  Absätze  4  und  5,  Artikel  35  Absätze  4,  5 
und  6  und  Artikel  42  Absatz  1  dieser  Verordnung." 

2.  Artikel  4  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Jeder  Mitgliedstaat  versteigert  Zertifikate  in  der 
Form  von  Zwei-Tage-Spots  oder  Fünf-Tage-Futures." 

b)  Absatz  3  wird  gestrichen. 


(2)  ABl.  L  96  vom  12.4.2003,  S.  16. 
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3.  Artikel  6  Absatz  1  Unterabsätze  2  und  3  erhalten  folgende 
Fassung: 

„Ein  Los,  das  von  einer  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder 
Artikel  30  Absatz  1  bestellten  Auktionsplattform  versteigert 
wird,  besteht  aus  500  Zertifikaten. 

Ein  Los,  das  von  einer  gemäß  Artikel  26  Absatz  2  oder 
Artikel  30  Absatz  2  bestellten  Auktionsplattform  versteigert 
wird,  besteht  aus  500  oder  1  000  Zertifikaten." 

4.  Artikel  8  Absatz  4  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Spätestens  ab  der  sechsten  Versteigerung  versteigert 
die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellte  Auktions- 
plattform mindestens  einmal  pro  Woche  Zertifikate  gemäß 
Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/8 7/EG  und  mindestens  alle 
zwei  Monate  Zertifikate  gemäß  Kapitel  II  der  Richtlinie 
2003/87/EG,  lediglich  im  Jahr  2012  führen  solche  Aukti- 
onsplattformen mindestens  einmal  pro  Monat  eine  Verstei- 
gerung von  Zertifikaten  gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie 
durch." 


5.  Artikel  10  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Anhang  I  dieser  Verordnung  enthält  für  jeden  Mit- 
gliedstaat die  im  Jahr  2012  zu  versteigernde  Menge  Zerti- 
fikate gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/87/EG." 

6.  Artikel  10  Absatz  3  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  Menge  der  in  jedem  Kalenderjahr  ab  2013  zu 
versteigernden  Zertifikate  gemäß  Kapitel  III  der  Richtlinie 
2003/87/EG  beruht  auf  Anhang  I  und  auf  der  von  der 
Kommission  gemäß  Artikel  10  Absatz  1  der  Richtlinie  be- 
stimmten und  veröffentlichten  geschätzten  Menge  der  zu 
versteigernden  Zertifikate  oder  auf  der  neuesten  Änderung 
der  ursprünglichen  Schätzung  der  Kommission,  die  bis  31. 
Januar  des  Vorjahres  veröffentlicht  wurde,  wobei  soweit  wie 
möglich  den  übergangsweise  kostenlos  zugeteilten  Zertifi- 
katen Rechnung  getragen  wird,  die  gemäß  Artikel  10c  Ab- 
satz 2  der  Richtlinie  2003/87/EG  von  der  Menge  Zertifi- 
kate, die  der  betreffende  Mitgliedstaat  andernfalls  gemäß 
Artikel  10  Absatz  2  der  Richtlinie  versteigern  würde,  abge- 
zogen wurden  oder  abzuziehen  sind." 

7.  Artikel  11  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  dieser  Ver- 
ordnung bestellten  Auktionsplattformen  stützen  ihre  Be- 
stimmungen und  Veröffentlichungen  gemäß  Absatz  1  des 
vorliegenden  Artikels  auf  Anhang  I  und  auf  die  von  der 
Kommission  bestimmte  und  veröffentlichte  geschätzte 
Menge  der  zu  versteigernden  Zertifikate  oder  auf  die  neu- 
este Änderung  der  ursprünglichen  Schätzung  der  Kommis- 
sion, einschließlich  etwaiger  Anpassungen,  gemäß 
Artikel  10  Absatz  3." 


8.  In  Artikel  14  Absatz  1  werden  die  folgenden  Buchstaben 
angefügt: 

,,j)  das  Zurückhalten  von  Zertifikaten  von  den  Versteigerun- 
gen gemäß  Artikel  22  Absatz  5  oder  Artikel  24  Absatz 
1  Unterabsatz  2; 


k)  die  Notwendigkeit  für  eine  Auktionsplattform,  bei  einer 
Versteigerung  einen  Verstoß  gegen  diese  Verordnung 
oder  gegen  die  Richtlinie  2003/87/EG  zu  vermeiden." 


9.  Artikel  16  Absätze  2  und  3  erhalten  folgende  Fassung: 


„(2)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  stellt  sicher,  dass  der 
Fernzugriff  auf  ihre  Versteigerungen  über  eine  elektronische 
Schnittstelle  möglich  ist,  auf  die  sicher  und  zuverlässig  über 
das  Internet  zugegriffen  werden  kann. 


Außerdem  bietet  jede  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder 
Artikel  30  Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  den  Bietern 
die  Möglichkeit,  über  spezielle  Verbindungen  zur  elektro- 
nischen Schnittstelle  Zugriff  auf  ihre  Versteigerungen  zu 
nehmen. 


(3)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  kann  für  den  Fall, 
dass  das  Hauptzugriffsmittel  aus  welchen  Gründen  auch 
immer  nicht  zugänglich  sein  sollte,  mindestens  eine  Alter- 
native für  den  Zugriff  auf  ihre  Versteigerungen  bieten,  vo- 
rausgesetzt, diese  Alternative  ist  sicher  und  zuverlässig  und 
führt  nicht  zur  Diskriminierung  von  Bietern." 

10.  Artikel  17  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  17 

Schulung  und  Hilfedienst 

Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30  Absatz  1 
bestellte  Auktionsplattform  bietet  ein  praktisches  Online- 
Schulungsprogramm  für  sein  Versteigerungsverfahren  an, 
das  Anleitungen  für  das  Ausfüllen  und  Einreichen  von  For- 
mularen und  eine  Simulation  für  die  Gebotseinstellung  bei 
einer  Versteigerung  umfasst.  Außerdem  bietet  sie  einen 
Hotlinedienst  an,  der  an  jedem  Handelstag  zumindest  wäh- 
rend der  Arbeitszeiten  per  Telefon,  Fax  und  E-Mail  erreich- 
bar ist." 


11.  Artikel  18  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Die  in  Absatz  1  Buchstabe  b  oder  c  genannten  Per- 
sonen sind  berechtigt,  die  Zulassung  zur  direkten  Gebots- 
einstellung in  Versteigerungen  im  Namen  ihrer  Kunden  zu 
beantragen,  wenn  sie  für  Versteigerungsobjekte  bieten,  die 
keine  Finanzinstrumente  sind,  sofern  der  Mitgliedstaat,  in 
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dem  sie  niedergelassen  sind,  Rechtsvorschriften  erlassen  hat, 
aufgrund  deren  die  zuständige  Behörde  in  diesem  Mitglied- 
staat ihnen  die  Gebotseinstellung  im  Namen  ihrer  Kunden 
genehmigen  kann." 

12.  Artikel  19  Absätze  1  und  2  erhalten  folgende  Fassung: 

„(1)  Organisiert  eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder 
Artikel  30  Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  einen  Se- 
kundärmarkt, so  werden  die  gemäß  Artikel  18  Absatz  1 
oder  2  berechtigten  Mitglieder  oder  Teilnehmer  dieses  Se- 
kundärmarktes ohne  weitere  Zulassungsbedingungen  zur 
direkten  Gebotseinstellung  in  den  Versteigerungen  dieser 
Auktionsplattform  zugelassen,  sofern  alle  nachstehenden 
Bedingungen  erfüllt  sind: 

a)  Die  Bedingungen  für  die  Zulassung  des  Mitglieds  oder 
Teilnehmers  zum  Zertifikatehandel  am  Sekundärmarkt, 
der  von  der  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellten  Auktionsplattform  organisiert  wird, 
sind  nicht  weniger  strikt  als  die  Bedingungen  in 
Absatz  2; 

b)  die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30  Absatz  1 
bestellte  Auktionsplattform  erhält  jede  zusätzliche  An- 
gabe, die  erforderlich  ist,  um  die  Einhaltung  der  in  Ab- 
satz 2  genannten  Bedingungen  zu  überprüfen,  die  zuvor 
noch  nicht  überprüft  wurden. 

(2)  Gemäß  Artikel  18  Absatz  1  oder  2  berechtigte  Per- 
sonen, die  nicht  Mitglieder  oder  Teilnehmer  des  Sekundär- 
marktes sind,  den  eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder 
Artikel  30  Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  organisiert, 
werden  zur  direkten  Gebotseinstellung  in  den  Versteigerun- 
gen dieser  Auktionsplattform  zugelassen,  sofern  sie 

a)  in  der  Union  niedergelassene  Anlagenbetreiber  oder 
Luftfahrzeugbetreiber  sind; 

b)  über  ein  Namens-Konto  verfügen; 

c)  über  ein  Namens-Bankkonto  verfügen; 

d)  mindestens  einen  Bietervertreter  gemäß  Artikel  6  Absatz 
3  Unterabsatz  3  bestellen; 

e)  der  betreffenden  Auktionsplattform  in  Einklang  mit  den 
geltenden  Maßnahmen  der  Sorgfaltspflicht  gegenüber 
Kunden  ihre  Identität,  die  Identität  ihrer  wirtschaftlichen 
Eigentümer,  ihre  Integrität  sowie  ihr  Geschäfts-  und 
Handelsprofil  in  Bezug  auf  die  Mittel  zur  Schaffung 
der  Beziehung  zum  Bieter,  die  Art  des  Bieters,  die  Art 
der  Auktionsobjekte,  den  Umfang  der  voraussichtlichen 
Gebote  und  die  Mittel  der  Bezahlung  und  Lieferung 
nachweisen; 

f)  der  betreffenden  Auktionsplattform  ihre  finanzielle  Leis- 
tungsfähigkeit nachweisen  und  insbesondere  aufzeigen, 


dass  sie  ihren  finanziellen  Verpflichtungen  nachkommen 
und  kurzfristige  Verbindlichkeiten  ablösen  können, 
wenn  diese  fällig  werden; 

g)  die  internen  Abläufe,  Verfahren  und  vertraglichen  Ver- 
einbarungen geschaffen  haben  oder  auf  Aufforderung 
schaffen  können,  die  erforderlich  sind,  um  der  gemäß 
Artikel  57  vorgegebenen  Gebotsobergrenze  Wirkung  zu 
verleihen; 

h)  die  Voraussetzungen  des  Artikels  49  Absatz  1  erfüllen. 

Organisiert  eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  keinen  Sekundär- 
markt, so  werden  gemäß  Artikel  18  Absatz  1  oder  2  be- 
rechtigte Personen  zur  direkten  Gebotseinstellung  in  den 
Versteigerungen  dieser  Auktionsplattform  zugelassen,  so- 
fern die  in  den  Buchstaben  a  bis  h  genannten  Bedingungen 
erfüllt  sind." 

13.  Artikel  20  Absätze  1,  5,  6,  7,  9  und  10  erhalten  folgende 
Fassung: 

„(1)  Bevor  sie  erstmals  ein  Gebot  direkt  über  eine  gemäß 
Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30  Absatz  1  bestellte 
Auktionsplattform  einstellen,  beantragen  die  gemäß 
Artikel  1 8  Absatz  1  oder  2  berechtigten  Personen  bei  dieser 
Auktionsplattform  eine  Zulassung  als  Bieter. 

Organisiert  eine  Auktionsplattform  einen  Sekundärmarkt, 
so  werden  Mitglieder  oder  Teilnehmer  des  von  der  betref- 
fenden Auktionsplattform  organisierten  Sekundärmarktes, 
die  die  Anforderungen  von  Artikel  19  Absatz  1  erfüllen, 
ohne  Antrag  gemäß  Unterabsatz  1  dieses  Absatzes  zugelas- 
sen." 

„(5)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  kann  die  Bieterzulas- 
sung für  ihre  Versteigerungen  verweigern,  wenn  sich  der 
Antragsteller  weigert, 

a)  dem  Ersuchen  der  Auktionsplattform  um  weitere  Aus- 
künfte, um  Klarstellung  oder  um  Belege  für  erteilte  Aus- 
künfte nachzukommen; 

b)  dem  Ersuchen  der  Auktionsplattform  um  ein  Gespräch 
mit  Führungskräften  des  Antragstellers,  auch  in  seinen 
Firmenräumen  oder  anderen  Örtlichkeiten,  nachzukom- 
men; 

c)  von  der  Auktionsplattform  verlangte  Ermittlungen  oder 
Überprüfungen,  einschließlich  Besuche  oder  Überprüfun- 
gen in  den  Firmenräumen  des  Antragstellers,  zuzulassen; 

d)  dem  Ersuchen  der  Auktionsplattform  um  Auskünfte  ei- 
nes Antragstellers,  der  Kunden  eines  Antragstellers  oder 
der  Kunden  seiner  Kunden  gemäß  Artikel  18  Absatz  4 
nachzukommen,  die  erforderlich  sind,  um  die  Einhal- 
tung von  Artikel  19  Absatz  3  zu  überprüfen; 
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e)  dem  Ersuchen  der  Auktionsplattform  um  Auskünfte 
nachzukommen,  die  zur  Überprüfung  der  Einhaltung 
von  Artikel  19  Absatz  2  erforderlich  sind. 

(6)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  trifft  die  in 
Artikel  13  Absatz  4  der  Richtlinie  2005/60/EG  vorgesehe- 
nen Maßnahmen  in  Bezug  auf  ihre  Transaktionen  oder 
Geschäftsbeziehungen  zu  politisch  exponierten  Personen 
unabhängig  vom  Land  deren  Niederlassung. 

(7)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  verpflichtet  einen  An- 
tragsteller, der  eine  Bieterzulassung  für  ihre  Versteigerungen 
beantragt,  dafür  zu  sorgen,  dass  seine  Kunden  jeder  Anfor- 
derung gemäß  Absatz  5  nachkommen  und  dass  die  Kunden 
seiner  Kunden  gemäß  Artikel  18  Absatz  4  dies  ebenfalls 
tun." 

„(9)  Ein  Antragsteller  erteilt  einer  gemäß  Artikel  26  Ab- 
satz 1  oder  Artikel  30  Absatz  1  bestellten  Auktionsplatt- 
form keine  falschen  oder  irreführenden  Auskünfte.  Ein  An- 
tragsteller teilt  der  betreffenden  Auktionsplattform  vollstän- 
dig, offen  und  unverzüglich  jede  Änderung  seiner  Situation 
mit,  die  seinen  Antrag  auf  Bieterzulassung  für  die  Verstei- 
gerungen dieser  Plattform  oder  eine  bereits  gewährte  Bieter- 
zulassung beeinflussen  könnte. 

(10)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  entscheidet  über  den 
an  sie  gerichteten  Antrag  und  teilt  dem  Antragsteller  ihre 
Entscheidung  mit. 

Die  betreffende  Auktionsplattform  kann 

a)  für  einen  Zeitraum,  der  den  Zeitraum,  für  den  sie  be- 
stellt wurde,  einschließlich  einer  Verlängerung  oder  Er- 
neuerung dieser  Bestellung,  nicht  überschreitet,  eine 
nicht  an  Auflagen  gebundene  Zulassung  zu  den  Verstei- 
gerungen erteilen; 

b)  für  einen  Zeitraum,  der  den  Zeitraum,  für  den  sie  be- 
stellt wurde,  nicht  überschreitet,  eine  mit  Auflagen  ver- 
bundene Zulassung  zu  den  Versteigerungen  erteilen,  so- 
fern die  genannten  Auflagen  bis  zu  einem  festgelegten 
Zeitpunkt  erfüllt  werden,  was  von  der  betreffenden  Auk- 
tionsplattform ordnungsgemäß  überprüft  wird; 

c)  die  Zulassung  verweigern." 

14.  Artikel  21  Absätze  1,  2  und  3  erhalten  folgende  Fassung: 

„(1)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  verweigert  die  Bieter- 
zulassung für  ihre  Versteigerungen  bzw.  entzieht  eine  be- 
reits erteilte  Bieterzulassung  oder  setzt  sie  aus,  wenn  eine 
Person 

a)  nicht  oder  nicht  mehr  zur  Beantragung  der  Bieterzulas- 
sung im  Rahmen  von  Artikel  18  Absatz  1  oder  2  be- 
rechtigt ist; 

b)  die  Anforderungen  der  Artikel  18,  19  und  20  nicht  oder 
nicht  mehr  erfüllt; 


c)  absichtlich  oder  wiederholt  gegen  diese  Verordnung,  ge- 
gen die  Bedingungen  für  die  Bieterzulassung  für  die  Ver- 
steigerungen der  betreffenden  Auktionsplattform  oder 
gegen  damit  zusammenhängende  Anweisungen  oder 
Vereinbarungen  verstößt. 

(2)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  verweigert  die  Bieter- 
zulassung für  ihre  Versteigerungen  bzw.  entzieht  eine  be- 
reits erteilte  Bieterzulassung  oder  setzt  sie  aus,  wenn  sie  im 
Zusammenhang  mit  einem  Antragsteller  den  Verdacht  auf 
Geldwäsche,  Terrorismusfinanzierung,  kriminelle  Tätigkei- 
ten oder  Marktmissbrauch  hegt,  sofern  diese  Verweigerung, 
dieser  Entzug  oder  diese  Aussetzung  die  Maßnahmen  der 
zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden  zur  Verfolgung  oder 
Ergreifung  der  Urheber  solcher  Tätigkeiten  voraussichtlich 
nicht  behindert. 

In  diesem  Fall  meldet  die  betreffende  Auktionsplattform 
dies  der  zentralen  Meldestelle  (FIU)  gemäß  Artikel  21  der 
Richtlinie  2005/60/EG  in  Einklang  mit  Artikel  55  Absatz  2 
dieser  Verordnung. 

(3)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  kann  die  Bieterzulas- 
sung für  ihre  Versteigerungen  verweigern  bzw.  eine  bereits 
erteilte  Bieterzulassung  entziehen  oder  aussetzen,  wenn  eine 
Person 

a)  fahrlässig  gegen  diese  Verordnung,  gegen  die  Bedingun- 
gen für  die  Bieterzulassung  für  die  Versteigerungen  der 
betreffenden  Auktionsplattform  oder  gegen  damit  zu- 
sammenhängende Anweisungen  oder  Vereinbarungen 
verstößt; 

b)  sich  in  anderer  Weise  so  verhalten  hat,  dass  dies  dem 
ordnungsgemäßen  oder  effizienten  Ablauf  einer  Verstei- 
gerung abträglich  ist; 

c)  in  Artikel  18  Absatz  1  Buchstabe  b  oder  c  oder  in 
Artikel  18  Absatz  2  genannt  ist  und  in  den  vorangegan- 
genen 220  Handelstagen  bei  keiner  Versteigerung  gebo- 
ten hat." 

15.  Artikel  22  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Im  Falle  von  Mitgliedstaaten,  die  nicht  an  den 
gemeinsamen  Maßnahmen  gemäß  Artikel  26  Absätze 
1  und  2  teilnehmen,  bestellt  der  bestellende  Mitglied- 
staat den  Auktionator  so  frühzeitig  vor  Beginn  der  Ver- 
steigerungen auf  den  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
bestellten  Auktionsplattformen,  dass  die  erforderlichen 
Vereinbarungen  mit  diesen  Auktionsplattformen,  ein- 
schließlich jedweden  damit  verbundenen  Clearing-  oder 
Abrechnungssystems,  getroffen  und  durchgeführt  wer- 
den können,  damit  der  Auktionator  gemäß  Artikel  30 
Absatz  7  Unterabsatz  2  und  Artikel  30  Absatz  8  Unter- 
absatz 1  auf  der  Grundlage  gegenseitig  vereinbarter  Be- 
dingungen auf  solchen  Plattformen  im  Namen  des  be- 
stellenden Mitgliedstaats  Zertifikate  versteigern  kann." 
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b)  Absatz  5  erhält  folgende  Fassung: 

„(5).  Die  im  Namen  eines  Mitgliedstaats  zu  verstei- 
gernden Zertifikate  werden  dann  von  den  Versteigerun- 
gen zurückgehalten,  wenn  in  dem  Mitgliedstaat  kein 
Auktionator  ordnungsgemäß  bestellt  wurde  oder  wenn 
die  in  Absatz  2  genannten  Vereinbarungen  nicht  getrof- 
fen wurden  oder  nicht  in  Kraft  sind." 

16.  Artikel  24  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  In  Absatz  1  werden  die  folgenden  Unterabsätze  2  und  3 
angefügt: 

„Unbeschadet  von  Unterabsatz  3  werden  die  im  Namen 
eines  Mitgliedstaats  zu  versteigernden  Zertifikate  dann 
von  den  Versteigerungen  zurückgehalten,  wenn  in  dem 
Mitgliedstaat  keine  Auktionsaufsicht  ordnungsgemäß  be- 
stellt wurde  oder  wenn  die  vertraglichen  Vereinbarungen 
mit  der  Auktionsaufsicht  nicht  getroffen  wurden  oder 
nicht  in  Kraft  sind. 

Wird  die  Auktionsaufsicht  durch  höhere  Gewalt  voll- 
ständig oder  zum  Teil  an  der  Wahrnehmung  ihrer  Auf- 
gaben in  Bezug  auf  eine  bestimmte  Versteigerung  gehin- 
dert, so  kann  die  betreffende  Auktionsplattform  be- 
schließen, die  Versteigerung  durchzuführen,  sofern  sie 
geeignete  Maßnahmen  trifft,  um  die  Aufsicht  über  die 
Versteigerung  selbst  zu  gewährleisten.  Dies  gilt  auch, 
wenn  sich  die  Bestellung  der  Auktionsaufsicht  bis  spä- 
testens 1.  Januar  2013  bzw.,  wenn  das  erste  Vergabe- 
verfahren nicht  zur  Bestellung  einer  Auktionsaufsicht 
führt  und  ein  zweites  Vergabeverfahren  erforderlich  ist, 
bis  spätestens  1.  Juli  2013  verzögert." 

b)  Folgender  Absatz  wird  angefügt: 

„(5)  Ein  Mitgliedstaat,  der  nach  Inkrafttreten  der  von 
den  teilnehmenden  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission 
geschlossenen  Vereinbarung  über  das  gemeinsame  Ver- 
gabeverfahren der  in  Absatz  2  genannten  gemeinsamen 
Maßnahme  beitritt,  akzeptiert  die  Bedingungen,  die  die 
teilnehmenden  Mitgliedstaaten  und  die  Kommission  in 
der  Vereinbarung  über  das  gemeinsame  Vergabeverfah- 
ren niedergelegt  haben,  sowie  alle  bereits  im  Rahmen 
dieser  Vereinbarung  getroffenen  Beschlüsse. 

Nach  Inkrafttreten  der  Vereinbarung  über  das  gemein- 
same Vergabeverfahren  kann  ein  Mitgliedstaat  unter  den 
Bedingungen,  die  in  der  zwischen  den  Mitgliedstaaten 
und  der  Kommission  geschlossenen  Vereinbarung  über 
das  gemeinsame  Vergabeverfahren  niedergelegt  sind,  Be- 
obachterstatus erhalten,  bis  er  der  in  Absatz  2  genann- 
ten gemeinsamen  Maßnahme  beitritt." 

17.  Artikel  25  Absatz  4  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Ein  Mitgliedstaat,  der  nicht  an  der  gemeinsam 
durchgeführten  Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1 
und    2    dieser   Verordnung   teilnimmt,    sondern  gemäß 


Artikel  30  Absätze  1  und  2  dieser  Verordnung  seine  eigene 
Auktionsplattform  bestellen  will,  kann  die  Auktionsaufsicht 
ersuchen,  den  Mitgliedstaaten,  der  Kommission  und  der 
betreffenden  Auktionsplattform  einen  technischen  Bericht 
darüber  vorzulegen,  inwiefern  die  Auktionsplattform,  die 
er  vorschlägt  oder  vorschlagen  möchte,  in  der  Lage  ist, 
das  Versteigerungsverfahren  nach  Maßgabe  der  Anforderun- 
gen dieser  Verordnung  und  unter  Beachtung  der  Ziele  in 
Artikel  10  Absatz  4  der  Richtlinie  2003/87/EG  durch- 
zuführen." 

18.  Artikel  26  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Die  Absätze  1  und  2  erhalten  folgende  Fassung: 

„(1)  Unbeschadet  des  Artikels  30  bestellen  die  Mit- 
gliedstaaten nach  einem  gemeinsamen  Vergabeverfahren 
der  Kommission  und  der  Mitgliedstaaten,  die  an  der 
gemeinsamen  Maßnahme  nach  Maßgabe  des  vorliegen- 
den Artikels  beteiligt  sind,  eine  Auktionsplattform  für 
die  Versteigerung  von  Zertifikaten  nach  Maßgabe  von 
Artikel  27. 

(2)  Unbeschadet  des  Artikels  30  bestellen  die  Mit- 
gliedstaaten nach  einem  gemeinsamen  Vergabeverfahren 
der  Kommission  und  der  Mitgliedstaaten,  die  an  der 
gemeinsamen  Maßnahme  nach  Maßgabe  des  vorliegen- 
den Artikel  beteiligt  sind,  eine  Auktionsplattform  für  die 
Versteigerung  von  Zertifikaten  nach  Maßgabe  von 
Artikel  28. 

Eine  gemäß  Unterabsatz  1  bestellte  Auktionsplattform 
versteigert  bis  zum  Beginn  der  Versteigerungen  auf  der 
gemäß  Absatz  1  bestellten  Auktionsplattform  Zertifikate 
nach  Maßgabe  von  Artikel  28." 

b)  Absatz  6  erhält  folgende  Fassung: 

„(6)  Ein  Mitgliedstaat,  der  nach  Inkrafttreten  der  von 
der  Kommission  und  den  teilnehmenden  Mitgliedstaaten 
geschlossenen  Vereinbarung  über  das  gemeinsame  Ver- 
gabeverfahren der  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten 
gemeinsamen  Maßnahmen  beitritt,  akzeptiert  die  von 
der  Kommission  und  den  Mitgliedstaaten,  die  der  ge- 
meinsamen Maßnahme  vor  Inkrafttreten  der  Verein- 
barung beigetreten  sind,  vereinbarten  Bedingungen  so- 
wie alle  bereits  im  Rahmen  dieser  Vereinbarung  getrof- 
fenen Beschlüsse. 

Ein  Mitgliedstaat,  der  gemäß  Artikel  30  Absatz  4  be- 
schließt, sich  nicht  an  der  in  den  Absätzen  1  und  2 
genannten  gemeinsamen  Maßnahme  zu  beteiligen,  son- 
dern seine  eigene  Auktionsplattform  zu  bestellen,  kann 
unter  den  Bedingungen,  die  in  der  von  den  Mitglied- 
staaten, die  sich  an  der  in  den  Absätzen  1  und  2  ge- 
nannten gemeinsamen  Maßnahme  beteiligen,  und  der 
Kommission  geschlossenen  Vereinbarung  über  das  ge- 
meinsame Vergabeverfahren  niedergelegt  sind,  vor- 
behaltlich aller  anwendbaren  Regeln  für  öffentliche  Aus- 
schreibungen den  Status  eines  Beobachters  erhalten." 
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19.  Artikel  27  Absatz  1  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Die  Absätze  1  bis  5  erhalten  folgende  Fassung: 


a)  In  Buchstabe  e  werden  die  Worte  „durch  Unterauftrags- 
vergabe" gestrichen; 


b)  in  Buchstabe  g  wird  das  Wort  „Beobachtung"  durch  das 
Wort  „Überwachung"  und  der  Verweis  auf  Artikel  44 
wird  durch  einen  Verweis  auf  Artikel  54  ersetzt. 


20.  Artikel  28  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  In  Absatz  1  Buchstabe  e  werden  die  Worte,  „wobei 
allerdings  Artikel  40  in  jedem  Fall  gilt",  durch  die  Worte 
„unbeschadet  der  Artikel  44  bis  50"  ersetzt. 


b)  Absatz  3  wird  durch  folgenden  Text  ersetzt: 


„(3)  Unbeschadet  der  Absätze  4  und  5  gelten 
Artikel  16  Absätze  2  und  3,  die  Artikel  17,  19,  20 
und  21,  die  Artikel  36  bis  43,  die  Artikel  54,  55  und 
56,  Artikel  60  Absatz  3,  Artikel  63  Absatz  4  und 
Artikel  64  nicht  für  Versteigerungen,  die  von  einer  ge- 
mäß Artikel  26  Absatz  2  oder  Artikel  30  Absatz  2 
bestellten  Auktionsplattform  durchgeführt  werden. 


(4)  Absatz  3  schließt  nicht  aus,  dass  Artikel  36  Ab- 
satz 1  auf  von  einer  gemäß  Artikel  26  Absatz  2  oder 
Artikel  30  Absatz  2  bestellten  Auktionsplattform  durch- 
geführte Versteigerungen  von  Zertifikaten  in  Form  von 
2-Tage-Spots  oder  5-Tage-Futures  Anwendung  findet, 
die  Finanzinstrumente  im  Sinne  von  Artikel  1  Nummer 
3  der  Richtlinie  2003/6/EG  sind,  wenn  der  Mitgliedstaat, 
in  dem  die  Auktionsplattform  niedergelassen  ist, 
Artikel  36  Absatz  1  dieser  Verordnung  durchgeführt 
hat  oder  wenn  eine  solche  Durchführung  für  die  An- 
wendung von  Artikel  36  Absatz  1  nicht  notwendig  ist. 


(5)  Absatz  3  schließt  nicht  aus,  dass  Artikel  36  Ab- 
satz 2  und  die  Artikel  37  bis  43  für  von  einer  gemäß 
Artikel  26  Absatz  2  oder  Artikel  30  Absatz  2  bestellten 
Auktionsplattform  durchgeführte  Versteigerungen  von 
Zertifikaten  in  Form  von  2-Tage-Spots  oder  5-Tage-Fu- 
tures  gelten,  die  keine  Finanzinstrumente  im  Sinne  von 
Artikel  1  Nummer  3  der  Richtlinie  2003/6/EG  sind, 
wenn  der  Mitgliedstaat,  in  dem  die  Auktionsplattform 
niedergelassen  ist,  Artikel  43  dieser  Verordnung  durch- 
geführt hat  oder  wenn  eine  solche  Durchführung  für  die 
Anwendung  von  Artikel  43  nicht  notwendig  ist." 


21.  Artikel  29  Buchstabe  e  wird  gestrichen. 


22.  Artikel  30  wird  wie  folgt  geändert: 


„(1)  Ein  Mitgliedstaat,  der  sich  nicht  an  der  gemein- 
samen Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
beteiligt,  kann  seine  eigene  Auktionsplattform  bestellen, 
um  seinen  Anteil  an  der  Menge  der  Zertifikate  gemäß 
den  Kapiteln  II  und  III  der  Richtlinie  2003/87/EG  in 
Einklang  mit  Artikel  31  Absatz  1  dieser  Verordnung 
zu  versteigern. 

(2)  Ein  Mitgliedstaat,  der  sich  nicht  an  der  gemein- 
samen Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
beteiligt,  kann  seine  eigene  Auktionsplattform  bestellen, 
um  seinen  Anteil  an  der  Menge  der  Zertifikate  gemäß 
den  Kapiteln  II  und  III  der  Richtlinie  2003/87/EG  in 
Einklang  mit  Artikel  31  Absatz  2  dieser  Verordnung 
zu  versteigern. 


(3)  Mitgliedstaaten,  die  sich  nicht  an  der  gemein- 
samen Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
beteiligen,  können  zur  Versteigerung  gemäß  Artikel  31 
Absätze  1  und  2  dieselbe  Auktionsplattform  oder  je- 
weils eine  eigene  Auktionsplattform  bestellen. 

(4)  Ein  Mitgliedstaat,  der  sich  nicht  an  der  gemein- 
samen Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
beteiligt,  teilt  der  Kommission  binnen  drei  Monaten 
nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  seinen  Beschluss 
mit,  sich  nicht  an  der  in  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
genannten  gemeinsamen  Maßnahmen  zu  beteiligen,  son- 
dern gemäß  den  Absätzen  1  und  2  des  vorliegenden 
Artikels  seine  eigene  Auktionsplattform  zu  bestellen. 

(5)  Ein  Mitgliedstaat,  der  sich  nicht  an  der  gemein- 
samen Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
beteiligt,  wählt  seine  eigene,  gemäß  den  Absätzen  1  und 
2  des  vorliegenden  Artikels  bestellte  Auktionsplattform 
im  Wege  eines  Auswahlverfahrens  aus,  das  jeweils  mit 
dem  EU-Recht  oder  dem  nationalen  Vergaberecht  in 
Einklang  steht,  wenn  nach  EU-Recht  oder  nach  nationa- 
lem Recht  ein  Vergabeverfahren  erforderlich  ist.  Für  das 
Auswahlverfahren  gelten  alle  Rechtsmittel  und  Durchset- 
zungsverfahren, die  das  Recht  der  Union  und  des  jewei- 
ligen Mitgliedstaats  vorsehen. 

Die  Dauer  jedes  Mandats  der  in  den  Absätzen  1  und  2 
genannten  Auktionsplattform  beträgt  höchstens  drei 
Jahre  und  ist  um  höchstens  zwei  weitere  Jahre  verlänger- 
bar. Das  Mandat  der  in  Absatz  2  genannten  Auktions- 
plattform endet  allerdings  drei  Monate,  nachdem  die  in 
Absatz  1  genannte  Auktionsplattform  gemäß  Absatz  7 
in  die  Liste  aufgenommen  wurde,  vier  Monate,  nachdem 
die  Aufnahme  in  die  Liste  verweigert  wurde,  oder  sechs 
Monate  nach  Beginn  der  Versteigerungen  auf  der  gemäß 
Artikel  26  Absatz  1  bestellten  Auktionsplattform,  wenn 
der  Mitgliedstaat  bis  zum  Zeitpunkt  des  Versteigerungs- 
beginns auf  der  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  bestellten 
Auktionsplatt  keine  Auktionsplattform  gemäß 
Artikel  30  Absatz  1  notifiziert  hat,  je  nachdem,  welcher 
Zeitpunkt  früher  eintritt. 
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Die  Bestellung  der  in  den  Absätzen  1  und  2  genanten 
Auktionsplattformen  setzt  voraus,  dass  die  betreffende 
Auktionsplattform  gemäß  Absatz  7  in  die  Liste  in  An- 
hang III  aufgenommen  wurde.  Vor  Inkrafttreten  der 
Aufnahme  der  betreffenden  Auktionsplattform  in  die 
Liste  in  Anhang  III  gemäß  Absatz  7  wird  die  Auktions- 
plattform nicht  bestellt." 

b)  Absatz  6  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(6)  Jeder  Mitgliedstaat,  der  sich  nicht  an  der  gemein- 
samen Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
beteiligt,  sondern  gemäß  den  Absätzen  1  bis  2  des  vor- 
liegenden Artikels  seine  eigene  Auktionsplattform  bestel- 
len will,  notifiziert  der  Kommission  alle  nachstehend 
genannten  Angaben: 

a)  die  Identität  der  Auktionsplattform,  deren  Bestellung 
er  vorschlägt; 

b)  die  ausführlichen  Verfahrensvorschriften,  die  für  das 
Auktionsverfahren  der  von  ihm  vorgeschlagenen 
Auktionsplattform(en)  gelten  würden,  einschließlich 
der  Vertragsbedingungen  hinsichtlich  der  Bestellung 
der  betreffenden  Auktionsplattform  sowie  jedes  mit 
der  vorgeschlagenen  Auktionsplattform  verbundenen 
Clearing-  oder  Abrechnungssystems,  unter  Angabe 
der  Bedingungen,  die  für  die  Struktur  und  Höhe 
der  Gebühren,  die  Verwaltung  von  Sicherheiten,  die 
Zahlung  und  die  Lieferung  gelten; 

c)  die  vorgeschlagenen  Zeitfenster  für  Gebote,  die  ein- 
zelnen Mengen,  die  Versteigerungstermine  unter  An- 
gabe zu  berücksichtigender  gesetzlicher  Feiertage  so- 
wie die  Art  des  Auktionsobjekts,  die  Fristen  für  die 
Zahlung  und  Lieferung  der  in  Einzelversteigerungen 
in  einem  bestimmten  Kalenderjahr  zu  versteigernden 
Zertifikate  sowie  jede  andere  Angabe,  die  die  Kom- 
mission braucht,  um  beurteilen  zu  können,  ob  der 
vorgeschlagene  Auktionskalender  mit  dem  Auktions- 
kalender der  nach  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  be- 
stellten Auktionsplattformen  und  mit  weiteren  Auk- 
tionskalendern vereinbar  ist,  die  von  anderen  nicht 
an  der  gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Artikel  26 
beteiligten  Mitgliedstaaten,  die  eine  eigene  Auktions- 
plattform wünschen,  vorgeschlagen  werden; 

d)  die  ausführlichen  Vorschriften  und  Bedingungen  für 
die  Begutachtung  und  Beaufsichtigung  der  Auktio- 
nen, die  für  die  von  ihm  vorgeschlagene  Auktions- 
plattform gemäß  Artikel  35  Absätze  4,  5  und  6 
gelten  werden,  sowie  die  ausführlichen  Vorschriften 
für  den  Schutz  vor  Geldwäsche,  Terrorismusfinanzie- 
rung, kriminellen  Tätigkeiten  oder  Marktmissbrauch, 
einschließlich  Abhilfemaßnahmen  und  Sanktionen; 


e)  die  Maßnahmen,  die  im  Einzelnen  getroffen  werden, 
um  Artikel  22  Absatz  4  und  Artikel  34  in  Bezug  auf 
die  Bestellung  des  Auktionators  zu  genügen." 


c)  Absatz  7  Unterabsatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„Solange  die  in  Unterabsatz  1  vorgesehene  Liste  nicht 
vorliegt,  nutzt  ein  Mitgliedstaat,  der  sich  nicht  an  der 
gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1 
oder  2  beteiligt,  sondern  gemäß  den  Absätzen  1  bis  2 
des  vorliegenden  Artikels  seine  eigene  Plattform  bestel- 
len möchte,  bis  zum  Ablauf  von  drei  Monaten  nach 
Inkrafttreten  der  in  Unterabsatz  1  vorgesehenen  Liste 
die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellten  Auk- 
tionsplattformen, um  seinen  Anteil  an  den  Zertifikaten 
zu  versteigern,  der  ansonsten  auf  der  gemäß  Absatz  1 
oder  2  des  vorliegenden  Artikels  bestellten  Auktions- 
plattform versteigert  worden  wäre. 


Unbeschadet  von  Absatz  8  kann  sich  ein  Mitgliedstaat, 
der  nicht  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  gemäß 
Artikel  26  Absätze  1  und  2  beteiligt  ist,  sondern  gemäß 
den  Absätzen  1  und  2  des  vorliegenden  Artikels  eine 
eigene  Auktionsplattform  bestellen  will,  dennoch  allein 
mit  dem  Ziel  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  betei- 
ligen, die  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2  bestellte 
Auktionsplattform  zu  dem  in  Unterabsatz  2  genannten 
Zweck  zu  nutzen.  Eine  solche  Beteiligung  erfolgt  in  Ein- 
klang mit  Artikel  26  Absatz  6  Unterabsatz  2  und  un- 
terliegt den  Bedingungen  der  Vereinbarung  über  das  ge- 
meinsame Vergabeverfahren." 


d)  Absatz  8  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 


„(8)  Ein  Mitgliedstaat,  der  sich  nicht  an  der  gemein- 
samen Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
beteiligt,  sondern  gemäß  den  Absätzen  1  bis  2  des  vor- 
liegenden Artikels  seine  eigene  Auktionsplattform  bestel- 
len will,  kann  gemäß  Artikel  26  Absatz  6  der  gemein- 
samen Maßnahme  gemäß  Artikel  26  beitreten." 


23.  Artikel  32  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 


„(1)  Bei  den  Einzelversteigerungen  einer  gemäß 
Artikel  30  Absatz  1  oder  2  bestellten  Auktionsplattform 
beträgt  die  Menge  der  versteigerten  Zertifikate  gemäß 
Kapitel  III  der  Richtlinie  2003/87/EG  höchstens  20  Mio. 
und  mindestens  3,5  Mio.  Zertifikate,  es  sei  denn,  die 
Gesamtmenge  der  Zertifikate  gemäß  Kapitel  III  der 
Richtlinie  2003/87/EG,  die  der  bestellende  Mitgliedstaat 
zu  versteigern  hat,  beträgt  in  einem  bestimmten  Kalen- 
derjahr weniger  als  3,5  Mio.,  was  in  diesem  Fall  bewirkt, 
dass  die  Zertifikate  in  einer  einzigen  Versteigerung  je 
Kalenderjahr  versteigert  werden.  Im  Jahr  2012  allerdings 
beträgt  die  Menge  der  Zertifikate  gemäß  Kapitel  III  der 
Richtlinie  2003/87/EG,  die  bei  einer  Einzelversteigerung 
dieser  Auktionsplattformen  versteigert  werden,  höchs- 
tens 6,5  Mio.  und  mindestens  eine  Million  Zertifikate." 
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b)  Am  Ende  von  Absatz  3  werden  folgende  Sätze  angefügt: 


„Diese  Vorschriften  gelten  als  erfüllt,  wenn  sie  von  jeder 
einzelnen  gemäß  Artikel  30  Absatz  1  oder  2  bestellten 
Auktionsplattform  erfüllt  werden.  Für  das  Kalenderjahr 
2012  gilt  vorstehende  Bestimmung  ab  dem  Monat,  der 
auf  den  Beginn  der  Versteigerungen  auf  einer  dieser 
Auktionsplattformen  folgt." 


c)  Absatz  4  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 


„(4)  Die  gemäß  Artikel  30  Absatz  1  oder  2  bestellten 
Auktionsplattformen  bestimmen  und  veröffentlichen  die 
Zeitfenster  für  Gebote,  die  einzelnen  Mengen,  die  Ver- 
steigerungstermine sowie  das  Auktionsobjekt  und  die 
Termine  für  Zahlung  und  Lieferung  der  Zertifikate  ge- 
mäß den  Kapiteln  II  und  III  der  Richtlinie  2003/87/EG, 
die  jedes  Jahr  in  Einzelversteigerungen  versteigert  wer- 
den sollen,  bis  zum  31.  März  des  Vorjahres  oder  so  bald 
wie  möglich  danach.  Die  betreffenden  Auktionsplattfor- 
men bestimmen  und  veröffentlichen  dies  erst,  nachdem 
die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellten  Auk- 
tionsplattformen die  Bestimmung  und  Veröffentlichung 
gemäß  Artikel  11  Absatz  1  und  Artikel  13  Absatz  1 
vorgenommen  haben,  es  sei  denn,  eine  solche  Auktions- 
plattform wurde  noch  nicht  bestellt.  Die  betreffenden 
Auktionsplattformen  bestimmen  und  veröffentlichen 
die  Angaben  erst  nach  Konsultation  der  Kommission 
und  deren  Stellungnahme.  Die  betreffenden  Auktions- 
plattformen berücksichtigen  die  Stellungnahme  der 
Kommission  soweit  wie  möglich." 


d)  Absatz  4  wird  folgender  Unterabsatz  3  angefügt: 


„Die  gemäß  Artikel  30  Absatz  1  oder  2  bestellten  Auk- 
tionsplattformen bestimmen  und  veröffentlichen  die  in 
Unterabsatz  1  genannten  Angaben  in  Einklang  mit  der 
Menge  Zertifikate,  die  dem  die  betreffende  Auktions- 
plattform bestellenden  Mitgliedstaat  gemäß  Anhang  I 
zugewiesen  werden,  und  der  zuletzt  von  der  Kommis- 
sion gemäß  Artikel  10  Absatz  1  der  Richtlinie 
2003/87/EG  bestimmten  und  veröffentlichten  geschätz- 
ten Menge  der  zu  versteigernden  Zertifikate,  wobei  so- 
weit wie  möglich  den  übergangsweise  kostenlos  zuge- 
teilten Zertifikaten  Rechnung  getragen  wird,  die  gemäß 
Artikel  10c  Absatz  2  der  Richtlinie  2003/87/EG  von  der 
Menge  Zertifikate,  die  ein  Mitgliedstaat  gemäß 
Artikel  10  Absatz  2  der  Richtlinie  andernfalls  verstei- 
gern würde,  abgezogen  wurden  oder  abzuziehen  sind." 


„(1)  Versteigerungen  dürfen  nur  auf  einer  Auktions- 
plattform durchgeführt  werden,  die  als  geregelter  Markt 
zugelassen  ist." 

b)  In  Absatz  4  erhalten  die  Unterabsätze  1  und  2  folgende 
Fassung: 

„(4)  Eine  Auktionsplattform  darf  nur  dann  gemäß 
Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30  Absatz  1  bestellt 
werden,  wenn  der  Mitgliedstaat,  in  dem  der  sich  bewer- 
bende geregelte  Markt  und  sein  Betreiber  niedergelassen 
sind,  dafür  gesorgt  hat,  dass  die  einzelstaatlichen  Maß- 
nahmen, mit  denen  Titel  III  der  Richtlinie  2004/39/EG 
umgesetzt  wird,  in  geeigneter  Weise  auf  die  Versteige- 
rung von  Zwei-Tage-Spots  oder  Fünf-Tage-Futures  ange- 
wendet werden. 

Eine  Auktionsplattform  darf  nur  dann  gemäß  Artikel  26 
Absatz  1  oder  Artikel  30  Absatz  1  bestellt  werden, 
wenn  der  Mitgliedstaat,  in  dem  der  sich  bewerbende 
geregelte  Markt  und  sein  Betreiber  niedergelassen  sind, 
dafür  gesorgt  hat,  dass  seine  zuständigen  Behörden  in 
der  Lage  sind,  den  Markt  und  seinen  Betreiber  in  Ein- 
klang mit  den  einzelstaatlichen  Maßnahmen,  mit  denen 
Titel  IV  der  Richtlinie  2004/39/EG  umgesetzt  wird,  in 
geeigneter  Weise  zuzulassen  und  zu  beaufsichtigen." 

c)  Absatz  5  erhält  folgende  Fassung: 

„(5)  Die  gemäß  Artikel  48  Absatz  1  der  Richtlinie 
2004/39/EG  benannten  zuständigen  Behörden  des  Mit- 
gliedstaats gemäß  Absatz  4  Unterabsatz  2  des  vorliegen- 
den Artikels  entscheiden,  dass  ein  gemäß  Artikel  26 
Absatz  1  oder  Artikel  30  Absatz  1  bestellter  oder  zu 
bestellender  geregelter  Markt  zugelassen  wird,  wenn  die- 
ser Markt  und  sein  Betreiber  die  Vorschriften  des  Titels 
III  der  Richtlinie  2004/39/EG  und  die  Maßnahmen  zu 
deren  Umsetzung  in  einzelstaatliches  Recht  des  Mitglied- 
staats ihrer  Niederlassung  gemäß  Absatz  4  des  vorlie- 
genden Artikels  erfüllen.  Die  Zulassungsentscheidung 
wird  in  Einklang  mit  den  Vorschriften  des  Titels  IV 
der  Richtlinie  2004/39/EG  und  den  Maßnahmen  zu  de- 
ren Umsetzung  in  das  einzelstaatliche  Recht  des  Mit- 
gliedstaats der  Niederlassung  gemäß  Absatz  4  des  vor- 
liegenden Artikels  getroffen." 

25.  Dem  Artikel  36  Absatz  1  wird  folgender  Satz  angefügt: 

„Gleiches  gilt  unbeschadet  der  Anwendung  der  Artikel  38, 
39  und  40  dieser  Verordnung  für  die  Nutzung  von  Insider- 
Informationen  zur  Rücknahme  eines  Angebots." 

26.  In  Artikel  46  werden  die  Absätze  1  und  2  gestrichen  und 
durch  folgenden  Text  ersetzt: 


24.  Artikel  35  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 


„Das  Unionsregister  überträgt  die  von  einer  Auktionsplatt- 
form zu  versteigernden  Zertifikate  vor  Öffnung  des  Zeit- 
fensters für  Gebote  in  ein  Namens-Konto,  das  das  als  Ver- 
wahrer fungierende  Clearing-  oder  Abrechnungssystem 
treuhänderisch  hält,  bis  die  Zertifikate  den  erfolgreichen 
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Bietern  oder  ihren  Rechtsnachfolgern  entsprechend  den 
Auktionsergebnissen  nach  Maßgabe  der  gemäß  Artikel  19 
Absatz  3  der  Richtlinie  2003/87/EG  erlassenen  Verordnung 
der  Kommission  geliefert  werden." 


27.  Artikel  50  Absatz  2  wird  gestrichen,  und  in  Artikel  50 
Absatz  3  wird  der  Verweis  auf  Absatz  1  oder  2  durch 
den  Verweis  auf  Absatz  1  ersetzt. 


28.  Artikel  52  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 


Gleiches  gilt  auch  für  Mitgliedstaaten,  die  der  gemein- 
samen Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
nicht  innerhalb  von  sechs  Monaten  nach  Inkrafttreten 
der  in  Artikel  26  Absatz  6  Unterabsatz  1  genannten 
Vereinbarung  über  das  gemeinsame  Vergabeverfahren 
beigetreten  sind. 


Unterabsatz  1  gilt  nicht,  wenn  ein  Mitgliedstaat  der  in 
Artikel  26  Absatz  1  oder  2  genannten  gemeinsamen 
Maßnahme  nach  Ablauf  des  in  Artikel  30  Absatz  5 
Unterabsatz  2  genannten  Mandats  beitritt  oder  wenn 
er  die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellte  Auk- 
tionsplattform nutzt,  um  in  Ermangelung  der  Aufnahme 
einer  nach  Artikel  30  Absatz  6  notifizierten  Auktions- 
plattform in  die  Liste  gemäß  Artikel  30  Absatz  7  seinen 
Anteil  an  Zertifikaten  zu  versteigern." 


„(1)  Unbeschadet  von  Absatz  2  werden  die  Kosten 
der  in  Artikel  27  Absatz  1,  Artikel  28  Absatz  1  und 
Artikel  31  vorgesehenen  Dienstleistungen  durch  von 
den  Bietern  zu  entrichtende  Gebühren  gedeckt,  aus- 
genommen die  Kosten  der  Vereinbarungen  zwischen 
dem  Auktionator  und  der  Auktionsplattform  gemäß 
Artikel  22  Absätze  2  und  3,  aufgrund  deren  der  Auk- 
tionator Zertifikate  im  Namen  des  bestellenden  Mitglied- 
staats versteigern  kann,  die  der  versteigernde  Mitglied- 
staat —  bis  auf  die  Kosten  eines  mit  der  betreffenden 
Auktionsplattform  verbundenen  Clearing-  und  Abrech- 
nungssystems —  übernimmt. 


Die  in  Unterabsatz  1  genannten  Kosten  werden  von  den 
Auktionserlösen  abgezogen,  die  den  Auktionatoren  ge- 
mäß Artikel  44  Absätze  2  und  3  zu  zahlen  sind." 


c)  Absatz  3  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Der  entsprechend  der  Zahl  der  Versteigerungen 
variable  Anteil  der  Kosten  der  Auktionsaufsicht,  der  im 
Vertrag  zur  Bestellung  der  Auktionsaufsicht  festgelegt 
ist,  wird  gleichmäßig  auf  die  Versteigerungen  verteilt. 
Alle  anderen  Kosten  der  Auktionsaufsicht,  die  im  Ver- 
trag zu  ihrer  Bestellung  festgelegt  sind,  ausgenommen 
Kosten,  die  von  der  Kommission  in  Auftrag  gegebenen 
Leistungen  zuzurechnen  sind,  und  die  Kosten  im  Zu- 
sammenhang mit  einem  Bericht  gemäß  Artikel  25  Ab- 
satz 4,  werden  gleichmäßig  auf  die  Auktionsplattformen 
verteilt,  sofern  im  Vertrag  zur  Bestellung  der  Auktions- 
aufsicht nichts  anderes  festgelegt  ist." 


b)  In  Absatz  2  erhalten  die  Unterabsätze  1,  2  und  3  fol- 
gende Fassung: 


29.  Artikel  54  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Unbeschadet  von  Unterabsatz  3  können  die  in 
Artikel  26  Absatz  6  Unterabsatz  1  genannten  Bedingun- 
gen der  Vereinbarung  über  das  gemeinsame  Vergabever- 
fahren oder  des  Vertrags  zur  Bestellung  einer  Auktions- 
plattform gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  2  insofern 
von  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  abweichen,  als 
von  einem  Mitgliedstaat,  der  der  Kommission  gemäß 
Artikel  30  Absatz  4  seinen  Beschluss  mitgeteilt  hat, 
dass  er  sich  nicht,  wie  in  Artikel  26  Absätze  1  und  2 
vorgesehen,  an  der  gemeinsamen  Maßnahme  beteiligt, 
der  danach  aber  die  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder 
2  bestellte  Auktionsplattform  nutzt,  verlangt  werden 
kann,  dass  er  die  in  Zusammenhang  mit  dem  Anteil 
Zertifikate,  die  dieser  Mitgliedstaat  versteigert,  anfallen- 
den Kosten  der  in  Artikel  27  Absatz  1  und  Artikel  28 
Absatz  1  vorgesehenen  Dienstleistungen  von  dem  Da- 
tum an  zahlt,  an  dem  er  beginnt,  über  die  gemäß 
Artikel  26  Absatz  1  oder  2  bestellte  Auktionsplattform 
zu  versteigern,  und  zwar  bis  zur  Beendigung  oder  zum 
Ablauf  des  Mandats  dieser  Auktionsplattform  an  die 
betreffende  Auktionsplattform,  einschließlich  des  mit 
ihr  verbundenen  Clearing-  oder  Abrechnungssystems. 


„Artikel  54 

Überwachung  der  Beziehungen  mit  Bietern 

(1)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  überwacht  die  Bezie- 
hungen mit  den  Bietern,  die  zum  Bieten  in  ihren  Verstei- 
gerungen zugelassen  sind,  während  des  gesamten  Bestehens 
dieser  Beziehung,  indem  sie 


a)  die  im  Laufe  dieser  Beziehung  eingereichten  Angebote 
prüft,  um  sicherzustellen,  dass  das  Bietverhalten  der  Bie- 
ter mit  den  Kenntnissen  der  Auktionsplattform  über  den 
Kunden,  sein  Geschäfts-  und  Risikoprofil  sowie  erforder- 
lichenfalls die  Herkunft  der  Mittel  übereinstimmt: 


b)  wirksame  Regelungen  und  Verfahren  anwendet,  anhand 
deren  sie  regelmäßig  überwacht,  ob  Personen,  die  gemäß 
Artikel  19  Absätze  1,  2  und  3  als  Bieter  zugelassen  sind, 
die  Marktverhaltensregeln  beachten; 
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c)  Transaktionen  von  Personen,  die  gemäß  Artikel  19  Ab- 
sätze 1,  2  und  3  und  Artikel  20  Absatz  6  als  Bieter 
zugelassen  sind,  überwacht,  indem  sie  mithilfe  ihrer  Sys- 
teme Verstöße  gegen  die  in  Buchstabe  b  dieses  Unter- 
absatzes genannten  Regeln,  unlautere  oder  nicht  ord- 
nungsgemäße Auktionsbedingungen  oder  ein  Verhalten, 
das  zu  Marktmissbrauch  führen  könnte,  ermittelt. 

Bei  der  Prüfung  von  Angeboten  gemäß  Unterabsatz  1 
Buchstabe  a  achtet  die  betreffende  Auktionsplattform  be- 
sonders auf  Tätigkeiten,  bei  denen  es  naturgemäß  besonders 
wahrscheinlich  ist,  dass  sie  mit  Geldwäsche,  Terrorismus- 
finanzierung oder  kriminellen  Tätigkeiten  im  Zusammen- 
hang stehen. 

(2)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  sorgt  dafür,  dass  die 
einen  Bieter  betreffenden  Unterlagen,  Daten  oder  Informa- 
tionen in  ihrem  Besitz  stets  auf  dem  neuesten  Stand  sind. 
Zu  diesem  Zweck  kann  die  Auktionsplattform 

a)  für  die  Zwecke  der  Überwachung  der  Beziehung  mit 
dem  betreffenden  Bieter  nach  dessen  Zulassung  als  Bie- 
ter bei  den  Versteigerungen  während  des  gesamten  Be- 
stehens dieser  Beziehung  und  für  einen  Zeitraum  von 
fünf  Jahren  nach  deren  Beendigung  gemäß  Artikel  1 9 
Absätze  2  und  3  und  Artikel  20  Absätze  5,  6  und  7 
Auskünfte  von  dem  Bieter  einholen; 

b)  einen  zugelassenen  Bieter  in  regelmäßigen  Abständen 
auffordern,  erneut  einen  Antrag  auf  Bieterzulassung  zu 
stellen; 

c)  einen  zugelassenen  Bieter  auffordern,  sie  unverzüglich 
über  Änderungen  der  Angaben  zu  unterrichten,  die  er 
gemäß  Artikel  19  Absätze  2  und  3  und  Artikel  20 
Absätze  5,  6  und  7  gemacht  hat. 

(3)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  führt  Aufzeichnungen 
über 

a)  den  gemäß  Artikel  19  Absätze  2  und  3  von  einem 
Bewerber  gestellten  Antrag  auf  Bieterzulassung,  ein- 
schließlich etwaiger  Änderungen  des  Antrags; 

b)  die  Kontrollen,  die  durchgeführt  wurden  bei  der 

i)  Bearbeitung  des  gemäß  den  Artikeln  19,  20  und  21 
gestellten  Antrags  auf  Bieterzulassung, 

ii)  Prüfung  und  Überwachung  der  Beziehung  gemäß 
Absatz  1  Buchstaben  a  und  c  nach  Zulassung  des 
Bewerbers  als  Bieter; 

c)  sämtliche  Informationen  zu  einem  bestimmten  Gebot, 
das  ein  bestimmter  Bieter  bei  einer  Versteigerung  einge- 
stellt   hat,    einschließlich    einer    Rücknahme  oder 


Änderung  solcher  Gebote  gemäß  Artikel  6  Absatz  3 
Unterabsatz  2  und  Artikel  6  Absatz  4; 


d)  sämtliche  Informationen  über  den  Verlauf  jeder  Verstei- 
gerung, für  die  ein  Bieter  ein  Angebot  abgegeben  hat. 

(4)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  bewahrt  die  in  Absatz 
3  genannten  Aufzeichnungen  auf,  solange  ein  Bieter  zu 
ihren  Versteigerungen  zugelassen  ist  und  für  einen  Zeit- 
raum von  mindestens  fünf  Jahren  nach  Beendigung  der 
Beziehung  zu  diesem  Bieter." 

30.  Artikel  5  5  Absätze  1,  2  und  4  erhalten  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  in  Artikel  37  Absatz  1  der  Richtlinie 
2005/60/EG  genannten  zuständigen  einzelstaatlichen  Be- 
hörden überwachen,  ob  eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1 
oder  Artikel  30  Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  die 
Anforderungen  des  Artikels  19  und  des  Artikels  20  Absatz 
6  dieser  Verordnung  an  die  Sorgfaltspflicht  gegenüber  Kun- 
den, die  Überwachungs-  und  Aufzeichnungsanforderungen 
des  Artikels  54  und  die  Meldeanforderungen  der  Absätze  2 
und  3  des  vorliegenden  Artikels  erfüllt,  und  trifft  die  er- 
forderlichen Maßnahmen,  um  die  Einhaltung  sicherzustel- 
len. 


Die  in  Unterabsatz  1  genannten  einzelstaatlichen  Behörden 
verfügen  über  die  Befugnisse,  die  in  den  einzelstaatlichen 
Maßnahmen  zur  Umsetzung  von  Artikel  37  Absätze  2  und 
3  der  Richtlinie  2005/60/EG  vorgesehen  sind. 


Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30  Absatz  1 
bestellte  Auktionsplattform  kann  für  Verstöße  gegen 
Artikel  19,  Artikel  20  Absätze  6  und  7,  Artikel  21  Absätze 
1  und  2  und  Artikel  54  dieser  Verordnung  sowie  gegen  die 
Absätze  2  und  3  des  vorliegenden  Artikels  verantwortlich 
gemacht  werden.  Die  einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur 
Umsetzung  von  Artikel  39  der  Richtlinie  2005/60/EG  gel- 
ten diesbezüglich. 

(2)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform,  ihre  Geschäftsführer 
und  ihre  Angestellten  arbeiten  umfassend  mit  der  zentralen 
Meldestelle  gemäß  Artikel  21  der  Richtlinie  2005/60/EG 
zusammen,  indem  sie  umgehend 

a)  auf  eigene  Initiative  die  zentrale  Meldestelle  informieren, 
wenn  sie  wissen,  vermuten  oder  berechtigten  Grund  zu 
der  Annahme  haben,  dass  bei  den  Versteigerungen  Geld- 
wäsche, Terrorismusfinanzierung  oder  kriminelle  Tätig- 
keiten begangen  oder  zu  begehen  versucht  wurden  oder 
werden; 


b)  der  zentralen  Meldestelle  auf  Verlangen  alle  erforderli- 
chen Auskünfte  in  Einklang  mit  den  Verfahren  erteilen, 
die  in  den  geltenden  Rechtsvorschriften  festgelegt  sind." 
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„(4)  Der  Mitgliedstaat,  in  dessen  Hoheitsgebiet  sich  eine 
gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30  Absatz  1  be- 
stellte Auktionsplattform  befindet,  sorgt  dafür,  dass  die  ein- 
zelstaatlichen Maßnahmen  zur  Umsetzung  der  Artikel  26 
bis  29,  Artikel  32,  Artikel  34  Absatz  1  und  Artikel  35  der 
Richtlinie  2005/60/EG  für  die  betreffende  Auktionsplatt- 
form gelten." 

31.  Artikel  56  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  meldet  der  in 
Artikel  43  Absatz  2  der  Richtlinie  2004/39/EG  genannten 
einzelstaatlichen  Behörde,  die  für  die  Überwachung  der  be- 
treffenden Auktionsplattform  oder  für  die  Ermittlung  und 
Verfolgung  von  Marktmissbrauch  innerhalb  der  oder  über 
die  Systeme  der  betreffenden  Auktionsplattform  zuständig 
ist,  jeden  Verdacht  auf  Marktmissbrauch  seitens  einer  als 
Bieter  für  ihre  Versteigerungen  zugelassenen  Person  oder 
seitens  einer  Person,  in  deren  Namen  die  als  Bieter  zuge- 
lassene Person  handelt. 

Die  einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur  Umsetzung  von 
Artikel  25  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/60/EG  gelten  dies- 
bezüglich." 

32.  Artikel  58  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  58 

Marktverhaltensregeln  oder  andere  vertragliche 
Vereinbarungen 

Die  Artikel  53  bis  57  gelten  unbeschadet  jeder  anderen 
Maßnahme,  die  eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder 
Artikel  30  Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  nach  Maß- 
gabe ihrer  Marktverhaltensregeln  oder  anderer  vertraglicher 
Vereinbarungen  treffen  darf,  die  sie  direkt  oder  indirekt  mit 
zu  ihren  Versteigerungen  zugelassenen  Bietern  geschlossen 
hat,  sofern  eine  solche  Maßnahme  nicht  im  Widerspruch  zu 
den  Artikeln  53  bis  57  steht  oder  sie  untergräbt." 

33.  Artikel  60  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Eine  Liste  der  Namen,  Anschriften,  Telefon-  und 
Faxnummern,  E-Mail-Adressen  und  Websites  der  Personen, 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen 
Mitgliedstaat. 


Brüssel,  den  23.  November  2011 


die  bei  Versteigerungen  einer  gemäß  Artikel  26  Absatz  1 
oder  Artikel  30  Absatz  1  bestellten  Auktionsplattform  im 
Namen  anderer  bieten  dürfen,  wird  auf  der  Website  der 
betreffenden  Auktionsplattform  veröffentlicht." 

34.  In  Artikel  62  Absatz  3  Buchstabe  e  werden  die  Worte 
„öffentlich  bekannt  gemacht"  durch  die  Worte  „offengelegt 
und  öffentlich  bekanntgemacht"  ersetzt. 

35.  Artikel  64  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  64 

Recht  auf  Einlegung  eines  Rechtsmittels 

(1)  Eine  gemäß  Artikel  26  Absatz  1  oder  Artikel  30 
Absatz  1  bestellte  Auktionsplattform  sorgt  dafür,  dass  sie 
über  ein  außergerichtliches  Verfahren  für  den  Umgang  mit 
Beschwerden  von  Personen,  die  eine  Bieterzulassung  be- 
antragen, von  Bietern  mit  Bieterzulassung  oder  von  Per- 
sonen, denen  die  Bieterzulassung  verweigert  bzw.  deren 
Bieterzulassung  entzogen  oder  ausgesetzt  wurde,  verfügt. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten,  in  denen  ein  gemäß  Artikel  26 
Absatz  1  oder  Artikel  30  Absatz  1  als  Auktionsplattform 
bestellter  geregelter  Markt  oder  dessen  Marktbetreiber  einer 
Beaufsichtigung  unterliegen,  sorgen  dafür,  dass  jede  Ent- 
scheidung im  Rahmen  des  in  Absatz  1  genannten  außerge- 
richtlichen Verfahrens  für  den  Umgang  mit  Beschwerden 
ordnungsgemäß  begründet  ist  und  dass  die  in  Artikel  52 
Absatz  1  der  Richtlinie  2004/39/EG  genannten  Gerichte 
angerufen  werden  können.  Dieses  Recht  gilt  unbeschadet 
jedes  nach  den  einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur  Umset- 
zung von  Artikel  52  Absatz  2  der  Richtlinie  2004/39/EG 
bestehenden  Rechts,  direkt  die  Gerichte  oder  die  zuständi- 
gen Verwaltungsinstanzen  anzurufen." 

36.  Anhang  I  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  erhält  die 
Fassung  des  Anhangs  der  vorliegenden  Verordnung. 

Artikel  2 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im 
Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG 


Anhang  I  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  erhält  folgende  Fassung: 

.ANHANG  I 

2012  zu  versteigernde  Zertifikate  gemäß  Artikel  10  Absatz  1 


Mitgliedstaat 

Menge 

Belgien 

2  979  000 

Bulearien 

3  277  000 

Tschechische  Republik 

5  503  000 

Dänemark 

1  472  000 

Deutschland 

23  531  000 

Estland 

1  068  000 

Irland 

1  100  000 

Griechenland 

4  077  000 

Spanien 

10  145  000 

Frankreich 

6  434  000 

Italien 

11  324  000 

Zypern 

307  000 

Lettland 

315  000 

Litauen 

637  000 

Luxemburg 

141  000 

Ungarn 

1  761  000 

Malta 

120  000 

Niederlande 

3  938  000 

Österreich 

1  636  000 

Polen 

14  698  000 

Portugal 

2  065  000 

Rumänien 

5  878  000 

Slowenien 

520  000 

Slowakei 

1  805  000 

Finnland 

1  965  000 

Schweden 

1  046  000 

Vereinigtes  Königreich 

12  258  000 

Insgesamt 

120  000  000" 

Verordnung  (EU)  Nr.  784/2012 

(ABl.  2012  L  234/4) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  784/2012  DER  KOMMISSION 
vom  30.  August  2012 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  zur  Aufnahme  einer  von  Deutschland  zu 
bestellenden  Auktionsplattform  in  den  Anhang  und  zur  Berichtigung  von  Artikel  59  Absatz  7 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 

DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein  System 
für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der 
Gemeinschaft  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  96/6 1/EG  des 
Rates  insbesondere  auf  Artikel  3d  Absatz  3  und  Artikel  10 
Absatz  4, 


(4)  Am  22.  März  2012  legte  Deutschland  die  Mitteilung  dem 
Ausschuss  für  Klimaänderung  vor.  Außerdem  übermit- 
telte Deutschland  der  Kommission  weitere  Angaben 
und  Erklärungen,  die  die  Mitteilung  entsprechend  ergänz- 
ten. 


(5)  Die  vorgeschlagene  Bestellung  von  EEX  als  Auktionsplatt- 
form gemäß  Artikel  30  Absatz  2  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1031/2010  ist  mit  den  Vorschriften  jener  Verord- 
nung vereinbar  und  steht  mit  den  in  Artikel  10  Absatz 
4  der  Richtlinie  2003/87/EG  genannten  Zielen  in  Ein- 
klang. 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Gemäß  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  der  Kom- 
mission vom  12.  November  2010  über  den  zeitlichen 
und  administrativen  Ablauf  sowie  sonstige  Aspekte  der 
Versteigerung  von  Treibhausgasemissionszertifikaten  ge- 
mäß der  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  über  ein  System  für  den  Handel 
mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemein- 
schaft (2)  dürfen  Mitgliedstaaten,  die  sich  nicht  an  der 
gemeinsamen  Maßnahme  gemäß  Artikel  26  Absätze  1 
und  2  beteiligen,  ihre  eigene  Auktionsplattform  bestellen, 
um  ihren  Anteil  an  der  Menge  der  Zertifikate  gemäß  den 
Kapiteln  II  und  III  der  Richtlinie  2003/87/EG  zu  verstei- 
gern. Gemäß  Artikel  30  Absatz  5  Unterabsatz  3  der  Ver- 
ordnung setzt  die  Bestellung  solcher  Auktionsplattformen 
voraus,  dass  die  betreffende  Auktionsplattform  in  die 
Liste  in  Anhang  III  aufgenommen  wurde. 


(2)  Deutschland  teilte  der  Kommission  gemäß  Artikel  30  Ab- 
satz 4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  seinen  Be- 
schluss  mit,  sich  nicht  an  der  in  Artikel  26  Absätze  1 
und  2  genannten  gemeinsamen  Maßnahme  zu  beteiligen, 
sondern  seine  eigene  Auktionsplattform  zu  bestellen. 


(3)  Am  9.  März  2012  teilte  Deutschland  der  Kommission 
seine  Absicht  mit,  die  European  Energy  Exchange  AG 
(„EEX")  als  Auktionsplattform  gemäß  Artikel  30  Absatz 
2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  zu  bestellen. 


(!)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 
(2)  ABl.  L  302  vom  18.11.2010,  S.  1. 


(6)  In  Einklang  mit  Artikel  35  Absatz  3  Buchstabe  e  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  darf  eine  Auktionsplatt- 
form ihren  Bestellungsvertrag  nicht  dazu  missbrauchen, 
die  Wettbewerbsfähigkeit  ihrer  übrigen  Tätigkeiten,  na- 
mentlich des  von  ihr  organisierten  Sekundärmarktes,  zu 
stärken.  Deswegen  ist  die  Aufnahme  von  EEX  als  Aukti- 
onsplattform in  den  Anhang  an  die  Bedingung  gebunden, 
dass  EEX  potenziellen  Bietern  die  Möglichkeit  bietet,  zur 
Angebotsabgabe  bei  den  Versteigerungen  zugelassen  zu 
werden,  ohne  dass  dies  an  die  Verpflichtung  gebunden 
wäre,  Mitglied  oder  Teilnehmer  des  von  EEX  organisier- 
ten Sekundärmarktes  oder  eines  anderen  von  EEX  oder 
einem  Dritten  organisierten  Handelsplatzes  zu  werden. 


(7)  In  Einklang  mit  Artikel  35  Absatz  3  Buchstabe  h  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  müssen  die  Mitglied- 
staaten bei  der  Bestellung  einer  Auktionsplattform  be- 
rücksichtigen, inwieweit  geeignete  Maßnahmen  vorgese- 
hen sind,  nach  denen  die  Auktionsplattform  sämtliche 
Sachanlagen  und  immateriellen  Aktiva  aushändigen 
muss,  die  ihre  Nachfolgerin  für  die  Durchführung  der 
Versteigerungen  braucht.  Solche  Maßnahmen  sollten  ein- 
deutig und  frühzeitig  in  einer  Ausstiegsstrategie  festgehal- 
ten werden,  die  von  der  Auktionsaufsicht  überprüft  wer- 
den sollte.  EEX  sollte  eine  solche  Ausstiegsstrategie  er- 
arbeiten und  die  Stellungnahme  der  Auktionsaufsicht 
dazu  so  weit  wie  möglich  berücksichtigen. 


(8)  Eine  Auktionsplattform  muss  die  Stellungnahme  der 
Auktionsaufsicht  zu  dem  Verfahren  für  die  Anwendung 
von  Artikel  7  Absatz  6  und  Artikel  8  Absatz  3  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  einholen.  Ist  die  Aukti- 
onsaufsicht vor  Beginn  der  betreffenden  Versteigerung 
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noch  nicht  bestellt,  so  sollte  der  Auktionsplattform  ge- 
stattet werden  zu  handeln,  ohne  die  Stellungnahme  der 
Auktionsaufsicht  einzuholen. 


(9)      Die  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  ist  daher  entspre- 
chend zu  ändern. 


(10)     Außerdem  sollten  einige  Verweise  in  Artikel  59  Absatz  7 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  berichtigt  werden. 


(11)  Der  Vorhersehbarkeit  wegen  und  um  sicherzustellen,  dass 
die  von  Deutschland  bestellte  Auktionsplattform  Verstei- 
gerungen rechtzeitig  durchführt,  sollte  diese  Verordnung 
unverzüglich  in  Kraft  treten. 


(12)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  Ausschusses  für  Klima- 
änderung — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Änderungen  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010 

Die  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  wird  wie  folgt  geändert: 

1.  In  Artikel  3  wird  folgende  Nummer  angefügt: 


„44.  Ausstiegsstrategie'  eine  oder  mehrere,  in  Einklang  mit 
dem  Vertrag  zur  Bestellung  der  Auktionsaufsicht  oder 
der  betreffenden  Auktionsplattform  festgelegte  Unterla- 
gen mit  Einzelheiten  zu  den  Maßnahmen,  die  sicher- 
stellen sollen,  dass 


a)  sämtliche  Sachanlagen  und  immateriellen  Aktiva,  die 
für  die  ununterbrochene  Weiterführung  der  Verstei- 
gerungen und  die  reibungslose  Durchführung  des 
Auktionsverfahrens  durch  die  Nachfolgerin  der  Auk- 
tionsplattform erforderlich  sind,  übergeben  werden; 


b)  den  Vergabebehörden  oder  der  Auktionsaufsicht 
oder  beiden  sämtliche  Informationen  mit  Bezug 
auf  das  Auktionsverfahren,  die  für  das  Vergabever- 
fahren zur  Bestellung  der  Nachfolgerin  der  Aukti- 
onsplattform erforderlich  sind,  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden; 


c)  den  Vergabebehörden  oder  der  Auktionsaufsicht 
oder  der  Nachfolgerin  der  Auktionsplattform  oder 
einer  Kombination  aus  diesen  die  technische  Hilfe 
geleistet  wird,  die  die  Vergabebehörden,  die  Aukti- 
onsaufsicht oder  die  Nachfolgerin  der  Auktionsplatt- 
form oder  eine  Kombination  aus  diesen  brauchen, 
um  in  der  Lage  zu  sein,  die  gemäß  den  Buchstaben  a 


und  b  bereitgestellten  einschlägigen  Informationen 
zu  verstehen,  Zugang  zu  ihnen  zu  haben  oder  sie 
zu  nutzen." 

2.  Artikel  7  Absatz  7  erhält  folgende  Fassung: 

„(7)  Vor  einer  Versteigerung  legt  die  Auktionsplattform 
nach  Anhörung  der  Auktionsaufsicht  und  deren  Stellung- 
nahme sowie  nach  Unterrichtung  der  in  Artikel  56  genann- 
ten zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden  fest,  nach  wel- 
cher Methode  Absatz  6  angewendet  wird. 

Zwischen  zwei  Zeitfenstern  für  Gebote  auf  derselben  Aukti- 
onsplattform kann  diese  die  Methode  ändern,  nachdem  sie 
die  Auktionsaufsicht  angehört,  deren  Stellungnahme  dazu 
eingeholt  und  die  in  Artikel  56  genannten  zuständigen  ein- 
zelstaatlichen Behörden  unterrichtet  hat. 

Wurde  die  Auktionsaufsicht  mindestens  einen  Monat  vor 
Beginn  der  betreffenden  Versteigerung  noch  nicht  bestellt, 
so  darf  die  Auktionsplattform  die  vorgesehene  Methode 
ohne  Stellungnahme  der  Auktionsaufsicht  anwenden. 

Die  betreffende  Auktionsplattform  berücksichtigt  die  Stel- 
lungnahme der  Auktionsaufsicht  soweit  irgend  möglich." 

3.  Artikel  8  Absatz  3  wird  folgender  Unterabsatz  angefügt: 

„Wurde  die  Auktionsaufsicht  mindestens  einen  Monat  vor 
Beginn  der  betreffenden  Versteigerung  noch  nicht  bestellt, 
so  darf  die  Auktionsplattform  die  geplante  Änderung  der 
Uhrzeiten  vornehmen." 


4.  Artikel  25  Absatz  6  erhält  folgende  Fassung: 

„(6)  Die  Auktionsaufsicht  gibt  gemäß  Artikel  7  Absatz  7 
und  Artikel  8  Absatz  3  die  in  Anhang  III  vorgesehenen 
Stellungnahmen  ab.  Die  Stellungnahmen  sind  innerhalb  einer 
angemessenen  Frist  abzugeben." 

5.  Anhang  III  wird  gemäß  dem  Anhang  der  vorliegenden  Ver- 
ordnung geändert. 

Artikel  2 

Berichtigung  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010 

Artikel  59  Absatz  7  erhält  folgende  Fassung: 

„(7)  Die  Kunden  der  in  Absatz  1  genannten  Bieter  können 
Beschwerden  betreffend  die  Einhaltung  der  in  den  Absätzen  2 
und  3  vorgesehenen  Verhaltensregeln  nach  Maßgabe  der  Ver- 
fahrensregeln, die  in  dem  Mitgliedstaat,  in  dem  die  in  Absatz 
1  genannten  Personen  der  Aufsicht  unterliegen,  für  die  Be- 
handlung solcher  Beschwerden  gelten,  an  die  in  Absatz  4 
genannten  zuständigen  Behörden  richten." 
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Artikel  3 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  30.  August  2012 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


ANHANG 

Die  Tabelle  in  Anhang  III  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  erhält  folgende  Fassung: 


„Von  Deutschland  bestellte  Auktionsplattformen 


1 

Auktionsplattform 

European  Energy  Exchange  AG  (EEX) 

Mandatsdauer 

Unbeschadet  Artikel  30  Absatz  5  Unterabsatz  2  frühestens  ab  dem  1.  September 
2012  bis  mindestens  31.  März  2013  und  spätestens  31.  Dezember  2013. 

Bedingungen 

Die  Zulassung  zu  den  Versteigerungen  ist  nicht  an  eine  Mitglied-  oder  Teilnehmer- 
schaft an  dem  von  EEX  organisierten  Sekundärmarkt  oder  an  einem  anderen  von  EEX 
oder  einem  Dritten  betriebenen  Handelsplatz  gebunden. 

Verpflichtungen 

Innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  dem  1.  September  2012  legt  EEX  Deutschland 
ihre  Ausstiegsstrategie  zwecks  Anhörung  der  Auktionsaufsicht  vor. 

Innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  Erhalt  der  Stellungnahme  der  Auktionsaufsicht 
überarbeitet  EEX  ihre  Ausstiegsstrategie  und  berücksichtigt  dabei  die  Stellungnahme 
soweit  irgend  möglich. 

Deutschland  teilt  der  Kommission  jede  wesentliche  Änderung  der  einschlägigen  ver- 
traglichen Beziehungen  mit  EEX  mit." 

Verordnung  (EU)  Nr.  1042/2012 

(ABl.  2012  L  310/19) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1042/2012  DER  KOMMISSION 
vom  7.  November  2012 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EU)  Nr.   1031/2010  zur  Aufnahme  einer  vom  Vereinigten 
Königreich  zu  bestellenden  Auktionsplattform  in  den  Anhang 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein  System 
für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der 
Gemeinschaft  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  96/61 /EG  des 
Rates  (!),  insbesondere  auf  Artikel  3d  Absatz  3  und  Artikel  10 
Absatz  4, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Mitgliedstaaten,  die  sich  nicht  an  der  gemeinsamen  Maß- 
nahme gemäß  Artikel  26  Absätze  1  und  2  der  Verord- 
nung (EU)  Nr.  1031/2010  der  Kommission  vom  12.  No- 
vember 2010  über  den  zeitlichen  und  administrativen 
Ablauf  sowie  sonstige  Aspekte  der  Versteigerung  von 
Treibhausgasemissionszertifikaten  gemäß  der  Richtlinie 
2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
über  ein  System  für  den  Handel  mit  Treibhausgasemis- 
sionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  (2)  beteiligen,  dürfen 
ihre  eigene  Auktionsplattform  bestellen,  um  ihren  Anteil 
an  der  Menge  der  Zertifikate  gemäß  den  Kapiteln  II  und 
III  der  Richtlinie  2003/87/EG  zu  versteigern.  Gemäß  Ar- 
tikel 30  Absatz  5  Unterabsatz  3  der  genannten  Verord- 
nung setzt  die  Bestellung  solcher  Auktionsplattformen 
voraus,  dass  die  betreffende  Auktionsplattform  in  die 
Liste  in  Anhang  III  aufgenommen  wurde. 

(2)  Das  Vereinigte  Königreich  teilte  der  Kommission  gemäß 
Artikel  30  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010 
seinen  Beschluss  mit,  sich  nicht  an  der  in  Artikel  26 
Absätze  1  und  2  der  genannten  Verordnung  vorgesehe- 
nen gemeinsamen  Maßnahme  zu  beteiligen,  sondern 
seine  eigene  Auktionsplattform  zu  bestellen. 

(3)  Am  30.  April  2012  teilte  das  Vereinigte  Königreich  der 
Kommission  seine  Absicht  mit,  ICE  Futures  Europe 
(„ICE")  als  Auktionsplattform  gemäß  Artikel  30  Absatz 
1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  zu  bestellen. 

(4)  Am  25.  April  2012  legte  das  Vereinigte  Königreich  die 
Mitteilung  dem  mit  Artikel  9  der  Entscheidung 
Nr.  280/2004/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  11.  Februar  2004  über  ein  System  zur 
Überwachung     der    Treibhausgasemissionen    in  der 


0)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 
(2)  ABl.  L  302  vom  18.11.2010,  S.  1. 


Gemeinschaft  und  zur  Umsetzung  des  Kyoto-Pro- 
tokolls (s)  eingesetzten  Ausschuss  für  Klimaänderung 
vor.  Außerdem  übermittelte  das  Vereinigte  Königreich 
der  Kommission  weitere  Angaben  und  Erklärungen,  die 
die  Mitteilung  entsprechend  ergänzten. 

(5)  Um  sicherzustellen,  dass  die  vorgeschlagene  Bestellung 
von  ICE  als  Auktionsplattform  gemäß  Artikel  30  Absatz 
1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  mit  den  Vor- 
schriften jener  Verordnung  vereinbar  ist  und  mit  den  in 
Artikel  10  Absatz  4  der  Richtlinie  2003/87/EG  genann- 
ten Zielen  in  Einklang  steht,  sind  ICE  eine  Reihe  von 
Bedingungen  und  Verpflichtungen  zur  Auflage  zu  ma- 
chen. 

(6)  Gemäß  den  Artikeln  18  bis  21  der  Verordnung  (EU)  Nr. 
1031/2010  sind  Auktionsplattformen  im  Zusammen- 
hang mit  der  Zulassung  von  Personen  zur  Gebotseinstel- 
lung in  Versteigerungen  mit  einer  Reihe  von  Aufgaben 
einschließlich  der  Durchführung  von  Maßnahmen  der 
Sorgfaltspflicht  gegenüber  Kunden  betraut,  die  sicherstel- 
len sollen,  dass  nur  berechtigte  Personen  die  Zulassung 
zur  direkten  Gebotseinstellung  in  Versteigerungen  be- 
antragen. Entsprechende  Zuständigkeiten  bestehen  auch 
im  Zusammenhang  mit  der  Uberprüfung,  ob  die  Antrag- 
steller bestimmte  Mindestanforderungen  für  die  Bieter- 
zulassung erfüllen,  der  Einreichung  und  Bearbeitung 
von  Anträgen  auf  Bieterzulassung  sowie  bei  Beschlüssen 
über  die  Gewährung  oder  Verweigerung  einer  Bieterzulas- 
sung sowie  den  Entzug  oder  die  Aussetzung  einer  bereits 
erteilten  Bieterzulassung.  Im  Rahmen  des  Kooperations- 
modells zwischen  ICE  und  seinen  Börsenmitgliedern  und 
deren  Kunden  nehmen  ICE-Börsenmitglieder  und  einige 
ihrer  Kunden  solche  Zulassungsfunktionen  in  Bezug  auf 
ihre  bestehenden  oder  potenziellen  Kunden  wahr.  Ein 
solches  Kooperationsmodell  kann  mit  den  Vorschriften 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  vereinbar  sein,  so- 
fern ICE  sicherstellt,  dass  die  für  die  Auktionsplattform 
gemäß  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  geltenden 
Verpflichtungen  eingehalten  werden. 

(7)  Darüber  hinaus  muss  eine  bestellte  Auktionsplattform 
nach  Artikel  35  Absatz  3  Buchstabe  b  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1031/2010  vollständigen,  gerechten  und  glei- 
chen Zugang  für  die  Gebotseinstellung  von  kleinen  und 
mittleren  Unternehmen  (KMU)  und  Zugang  für  die  Ge- 
botseinstellung von  Kleinemittenten  bieten.  Um  dies  zu 
gewährleisten,  sollte  ICE  solchen  KMU  und  Kleinemitten- 
ten transparente,  umfassende  und  aktuelle  Informationen 
über  die  Möglichkeiten  für  den  Zugang  zu  den  von  ICE 
für  das  Vereinigte  Königreich  durchgeführten  Versteige- 
rungen einschließlich  aller  notwendigen  praktischen  An- 
gaben darüber  liefern,  wie  sie  diese  Möglichkeiten  so 


(5)  ABl.  L  49  vom  19.2.2004,  S.  1. 
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effizient  wie  möglich  nutzen  können.  Diese  Informatio- 
nen sollten  auf  der  ICE-Website  öffentlich  zugänglich 
sein.  Ferner  sollte  ICE  der  gemäß  Artikel  24  Absatz  2 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  ernannten  Aukti- 
onsaufsicht über  die  im  Rahmen  seines  Kooperations- 
modells mit  seinen  Börsenmitgliedern  und  deren  Kunden 
erzielte  Erfassungsgrad,  einschließlich  der  erzielten  geo- 
grafischen  Abdeckung,  Bericht  erstatten  und  diesbezüg- 
lich die  Stellungnahme  der  Auktionsaufsicht  soweit  ir- 
gend möglich  berücksichtigen,  um  so  seinen  Verpflich- 
tungen gemäß  Artikel  35  Absatz  3  Buchstaben  a  und  b 
der  genannten  Verordnung  nachzukommen. 

(8)  Gemäß  Artikel  3  5  Absatz  3  Buchstabe  e  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1031/2010  müssen  die  Mitgliedstaaten  bei  der 
Bestellung  einer  Auktionsplattform  berücksichtigen,  in- 
wieweit eine  Bewerber-Auktionsplattform  imstande  ist, 
Wettbewerbsverzerrungen  auf  dem  Binnenmarkt  ein- 
schließlich des  C02-Marktes  zu  vermeiden.  Insbesondere 
sollte  eine  Auktionsplattform  ihren  Bestellungsvertrag 
nicht  dazu  gebrauchen  können,  die  Wettbewerbsfähigkeit 
ihrer  übrigen  Tätigkeiten,  namentlich  des  von  ihr  organi- 
sierten Sekundärmarktes,  zu  stärken.  Darüber  hinaus 
sollte  die  Aufnahme  von  ICE  als  Auktionsplattform  in 
den  Anhang  an  die  Bedingung  gebunden  sein,  dass  ICE, 
einschließlich  von  ICE  zugelassenen  Börsenmitgliedern 
oder  Clearing-Mitgliedern,  potenziellen  Bietern  die  Mög- 
lichkeit bietet,  zur  Angebotsabgabe  bei  den  Versteigerun- 
gen zugelassen  zu  werden,  ohne  dass  dies  an  die  Ver- 
pflichtung gebunden  wäre,  Mitglied  oder  Teilnehmer  des 
von  ICE  organisierten  Sekundärmarktes  oder  eines  ande- 
ren von  ICE  oder  einem  Dritten  organisierten  Handels- 
platzes zu  werden. 

(9)  Gemäß  Artikel  3  5  Absatz  3  Buchstabe  h  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1031/2010  müssen  die  Mitgliedstaaten  bei  der 
Bestellung  einer  Auktionsplattform  berücksichtigen,  in- 
wieweit geeignete  Maßnahmen  vorgesehen  sind,  nach  de- 
nen die  Auktionsplattform  sämtliche  Sachanlagen  und 
immateriellen  Aktiva  aushändigen  muss,  die  ihre  Nach- 
folgerin für  die  Durchführung  der  Versteigerungen 
braucht.  Solche  Maßnahmen  sind  in  einer  Ausstiegsstra- 
tegie festgehalten,  die  von  der  Auktionsaufsicht  überprüft 
werden  sollte.  ICE  sollte  seine  Ausstiegsstrategie  eindeutig 
und  frühzeitig  erarbeiten  und  dabei  die  Stellungnahme 
der  Auktionsaufsicht  so  weit  wie  möglich  berücksichti- 
gen. 

(10)  Gemäß  Artikel  51  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr. 
1031/2010  müssen  alle  von  einer  Auktionsplattform 
und  den  Clearing-  oder  Abrechnungssystemen  erhobenen 
Gebühren  sowie  die  daran  geknüpften  Bedingungen  deut- 
lich angegeben,  einfach  zu  verstehen  und  öffentlich  zu- 
gänglich sein.  Im  Hinblick  auf  das  von  ICE  vorgesehene 
Kooperationsmodell  sollten  etwaige  von  den  Börsenmit- 
gliedern und  deren  Kunden  im  Zusammenhang  mit  den 
von  ihnen  ausgeübten  Zulassungsfunktionen  erhobenen 
zusätzlichen  Gebühren  und  daran  geknüpften  Bedingun- 
gen ebenfalls  deutlich  angegeben,  einfach  zu  verstehen 
und  auf  den  Websites  derjenigen,  die  die  Dienste  anbie- 
ten, öffentlich  zugänglich  sein,  wobei  auf  der  ICE-Website 
direkt  auf  diese  Websites  verwiesen  werden  sollte. 

(11)  Gemäß  Artikel  64  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr. 
1031/2010  muss  eine  Auktionsplattform  dafür  sorgen, 
dass  sie  über  ein  außergerichtliches  Verfahren  für  den 


Umgang  mit  Beschwerden  von  Personen,  die  eine  Bieter- 
zulassung beantragen,  von  Bietern  mit  Bieterzulassung 
oder  von  Personen,  denen  die  Bieterzulassung  verweigert 
bzw.  deren  Bieterzulassung  entzogen  oder  ausgesetzt 
wurde,  verfügt.  Personen,  die  eine  Bieterzulassung  be- 
antragen, Bieter  mit  Bieterzulassung  oder  Personen,  de- 
nen die  Bieterzulassung  verweigert  bzw.  deren  Bieter- 
zulassung entzogen  oder  ausgesetzt  wurde,  sollten  ihr 
Recht  auf  Einlegung  eines  Rechtsmittels  gemäß  Artikel  64 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  wahrnehmen  kön- 
nen, auch  wenn  die  betreffenden  Entscheidungen  von 
ICE-Börsenmitgliedern  und  deren  Kunden  getroffen  wer- 
den. 

(12)  Neben  den  Änderungen  der  ICE-Börsenordnung,  die  er- 
forderlich sind,  um  sämtliche  Bedingungen  und  Ver- 
pflichtungen gemäß  dem  Anhang  der  vorliegenden  Ver- 
ordnung zu  erfüllen,  sollte  ICE  auch  alle  sonstigen  für  die 
vollständige  Erfüllung  notwendigen  Maßnahmen  ergrei- 
fen, wozu  die  Anpassung  von  vertraglichen  Vereinbarun- 
gen zwischen  ICE  und  seinen  Börsenmitgliedern,  zwi- 
schen Börsenmitgliedern  und  deren  Kunden  sowie  zwi- 
schen nachgeordneten  Kunden  gehören  kann. 

(13)  Außerdem  sollten  einige  Verweise  in  Artikel  25  Absatz  2 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  geändert  werden, 
um  Lücken  in  der  Überwachung  des  Auktionsverfahrens 
durch  die  Auktionsaufsicht  zu  schließen  und  die  Kohä- 
renz mit  anderen  Bestimmungen  der  genannten  Verord- 
nung sicherzustellen. 

(14)  Die  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  ist  daher  entspre- 
chend zu  ändern. 

(15)  Um  Vorhersehbarkeit  zu  gewährleisten  und  sicherzustel- 
len, dass  die  vom  Vereinigten  Königreich  bestellte  Aukti- 
onsplattform Versteigerungen  rechtzeitig  durchführt, 
sollte  diese  Verordnung  unverzüglich  in  Kraft  treten. 

(16)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  Ausschusses  für  Klima- 
änderung — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Die  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  wird  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  25  Absatz  2  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Buchstabe  c  erhält  folgende  Fassung: 

,,c)  etwaige  Hinweise  auf  wettbewerbsschädigendes  Ver- 
halten, Marktmissbrauch,  Geldwäsche,  Terrorismus- 
finanzierung oder  kriminelle  Tätigkeiten;" 

b)  Buchstabe  f  erhält  folgende  Fassung: 

,,f)  Angaben  über  Zahl,  Art  und  Stand  von  Beschwerden 
gemäß  Artikel  59  Absatz  4  oder  Artikel  64  Absatz  1 
sowie  über  etwaige  andere  gegen  eine  Auktionsplatt- 
form vorgebrachte  Beschwerden  bei  den  für  die  Auf- 
sicht über  die  betreffende  Auktionsplattform  zustän- 
digen einzelstaatlichen  Behörden,  den  Gerichten  oder 
den  zuständigen  Verwaltungsinstanzen,  die  in  den 
einzelstaatlichen  Maßnahmen  zur  Umsetzung  von  Ar- 
tikel 52  Absatz  2  der  Richtlinie  2004/39/EG  vorgese- 
hen sind." 

2.  Anhang  III  wird  gemäß  dem  Anhang  der  vorliegenden  Ver- 
ordnung geändert. 
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Artikel  2 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  7.  November  2012 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG 

Die  Tabelle  in  Anhang  III  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1031/2010  erhält  folgende  Fassung: 


„Vom  Vereinigten  Königreich  bestellte  Auktionsplattformen 


2 

Auktionsplattform 

ICE  Futures  Europe  (ICE) 

Mandatsdauer 

Unbeschadet  Artikel  30  Absatz  5  Unterabsatz  2  frühestens  ab  dem  10.  November 
2012  bis  spätestens  9.  November  2017 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  ICE  zur  Auflage  gemachten  Bedingungen  und  Verpflichtungen  gelten 
folgende  Begriffsbestimmungen: 

a)  „ICE-Börsenordnung":  ICE-Regeln,  einschließlich  der  Kontraktspezifikationen 
und  -verfahren  betreffend  den  ICE  FUTURES  EUA  AUCTION  CONTRA  CT 
und  den  ICE  FUTURES  EUAA  AUCTION  CONTRA  CT; 

b)  „Börsenmitglied"  —  Mitglied  gemäß  der  Definition  in  Abschnitt  A.l  der  ICE- 
Börsenordnung; 

c)  „Kunde":  Kunde  eines  Börsenmitglieds  (sowie  nachgeordnete  Kunden),  der  den 
Zugang  von  Personen  zur  Gebotseinstellung  erleichtert  und  im  Namen  von 
Bietern  handelt. 

Bedingungen 

Die  Zulassung  zu  den  Versteigerungen  ist  nicht  an  eine  Mitglied-  oder  Teilneh- 
merschaft an  dem  von  ICE  organisierten  Sekundärmarkt  oder  an  einem  anderen 
von  ICE  oder  einem  Dritten  betriebenen  Handelsplatz  gebunden. 

Verpflichtungen 

1.  ICE  schreibt  vor,  dass  ICE-Börsenmitglieder  oder  ihre  Kunden  etwaige  Ent- 
scheidungen, die  sie  im  Zusammenhang  mit  der  Gewährung,  der  Verweige- 
rung, dem  Entzug  oder  der  Aussetzung  einer  Bieterzulassung  zu  Versteigerun- 
gen treffen,  ICE  wie  folgt  mitteilen  müssen: 

a)  bei  Verweigerung  der  Bieterzulassung  und  Entzug  oder  Aussetzung  der 
Zulassung  zu  den  Versteigerungen  auf  Einzelbasis  und  unverzüglich; 

b)  bei  sonstigen  Entscheidungen  auf  Anfrage. 

ICE  stellt  sicher,  dass  solche  Entscheidungen  von  ICE  im  Hinblick  auf  die 
Einhaltung  der  Verpflichtungen  von  Auktionsplattformen  im  Rahmen  dieser 
Verordnung  überprüft  werden  können  und  dass  die  ICE-Börsenmitglieder  und 
deren  Kunden  sich  an  die  Ergebnisse  einer  solchen  Überprüfung  durch  ICE 
halten  müssen.  Dies  kann  (jedoch  nicht  ausschließlich)  den  Rückgriff  auf  gel- 
tende Vorschriften  der  ICE-Börsenordnung,  einschließlich  Disziplinarverfahren, 
oder  gegebenenfalls  sonstige  Maßnahmen  umfassen,  um  den  Zugang  zur  Ge- 
botseinstellung bei  Versteigerungen  zu  erleichtern. 

2.  ICE  erstellt  und  führt  auf  seiner  Website  eine  umfassende,  regelmäßig  aktua- 
lisierte Liste  der  Börsenmitglieder  und  derer  Kunden,  die  berechtigt  sind,  KMU 
und  Kleinemittenten  den  Zugang  zu  den  Auktionen  des  Vereinigten  König- 
reichs auf  ICE  zu  erleichtern,  zusammen  mit  einem  leicht  verständlichen  prak- 
tischen Leitfaden  zur  Unterrichtung  der  KMU  und  Kleinemittenten  über  die 
Vorkehrungen,  die  sie  treffen  müssen,  um  über  solche  Börsenmitglieder  oder 
ihre  Kunden  Zugang  zu  den  Versteigerungen  zu  erhalten. 

3.  Innerhalb  von  sechs  Monaten  nach  Beginn  der  Versteigerungen  oder  zwei 
Monate  nach  Ernennung  der  Auktionsaufsicht,  je  nachdem,  welcher  Zeitpunkt 
der  spätere  ist,  erstattet  ICE  der  Auktionsaufsicht  Bericht  über  die  im  Rahmen 
seines  Kooperationsmodells  mit  seinen  Börsenmitgliedern  und  deren  Kunden 
erzielte  Erfassungsgrad,  einschließlich  der  erzielten  geografischen  Abdeckung, 
wobei  ICE  die  diesbezügliche  Stellungnahme  der  Auktionsaufsicht  soweit  ir- 
gend möglich  berücksichtigt,  um  so  seinen  Verpflichtungen  gemäß  Artikel  35 
Absatz  3  Buchstaben  a  und  b  der  dieser  Verordnung  nachzukommen. 

4.  Alle  Gebühren,  die  ICE  und  sein  Clearingsystem  von  Personen,  die  eine  Bieter- 
zulassung haben  oder  die  ein  Gebot  einstellen,  erheben,  sowie  die  daran  ge- 
knüpften Bedingungen  müssen  deutlich  angegeben,  einfach  zu  verstehen  und 
auf  der  ICE-Website,  die  regelmäßig  aktualisiert  wird,  öffentlich  zugänglich 
sein. 
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ICE  sieht  vor,  dass  etwaige  von  einem  Börsenmitglied  und  seinem  Kunden  im 
Zusammenhang  mit  der  Bieterzulassung  erhobenen  zusätzlichen  Gebühren 
und  daran  geknüpften  Bedingungen  ebenfalls  deutlich  angegeben  werden,  ein- 
fach zu  verstehen  und  auf  den  Websites  derjenigen,  die  die  Dienste  anbieten, 
öffentlich  zugänglich  sind  und  auf  der  ICE-Website  direkt  auf  diese  Websites 
verwiesen  wird. 

5.  Unbeschadet  sonstiger  Rechtsbehelfe  sieht  ICE  vor,  dass  für  den  Umgang  mit 
Beschwerden,  die  im  Zusammenhang  mit  Beschlüssen  über  die  Gewährung 
oder  Verweigerung  einer  Bieterzulassung  sowie  den  Entzug  oder  die  Ausset- 
zung einer  bereits  erteilten  Bieterzulassung,  insbesondere  bei  Beschlüssen  von 
ICE-Börsenmitgliedern  oder  deren  Kunden  gemäß  Nummer  1  auftreten  kön- 
nen, das  ICE-Beschwerdeverfahren  in  Anspruch  genommen  werden  kann. 

6.  ICE  ändert  seine  Börsenordnung,  um  sämtliche  im  vorliegenden  Anhang  auf- 
geführten Bedingungen  und  Verpflichtungen  im  Hinblick  auf  seine  Aufnahme 
in  den  Anhang  zu  erfüllen.  Die  geänderte  ICE-Börsenordnung  umfasst  ins- 
besondere die  unter  den  Nummern  1,  2,  4  und  5  angegebenen  Verpflichtun- 
gen. 

7.  Innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  dem  10.  November  2012  legt  ICE  dem 
Vereinigten  Königreich  seine  detaillierte  Ausstiegsstrategie  zwecks  Anhörung 
der  Auktionsaufsicht  vor.  Innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  Erhalt  der  Stel- 
lungnahme der  Auktionsaufsicht  überarbeitet  ICE  seine  Ausstiegsstrategie  und 
berücksichtigt  dabei  die  Stellungnahme  soweit  irgend  möglich. 

8.  Das  Vereinigte  Königreich  unterrichtet  die  Kommission  über  jede  wesentliche 
Änderung  der  einschlägigen  vertraglichen  Beziehungen  mit  ICE,  die  der  Kom- 
mission am  30.  April,  4.  Mai  und  14.  Juni  2012  und  dem  Ausschuss  für 
Klimaänderung  am  15.  Mai  und  3.  Juli  2012  mitgeteilt  wurden." 


Verordnung  (EU)  Nr.  1227/2011 

(ABl.  2011  L  326/1) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1227/2011  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  25.  Oktober  2011 
über  die  Integrität  und  Transparenz  des  Energiegroßhandelsmarkts 
(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPAISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPAI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union,  insbesondere  auf  Artikel  194  Absatz  2, 

auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 

nach  Zuleitung  des  Entwurfs  des  Gesetzgebungsakts  an  die  na- 
tionalen Parlamente, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 

nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 
gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  (2), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Es  muss  gewährleistet  werden,  dass  Verbraucher  und  an- 
dere Marktteilnehmer  Vertrauen  in  die  Integrität  der 
Strom-  und  Gasmärkte  haben  können,  dass  die  auf  den 
Energiegroßhandelsmärkten  gebildeten  Preise  ein  faires 
und  auf  Wettbewerb  beruhendes  Zusammenspiel  zwi- 
schen Angebot  und  Nachfrage  widerspiegeln  und  dass 
aus  dem  Marktmissbrauch  keine  unrechtmäßigen  Ge- 
winne gezogen  werden  können. 

(2)  Der  Zweck  von  stärker  integrierten  und  transparenteren 
Energiemärkten  sollte  darin  liegen,  einen  offenen  und 
fairen  Wettbewerb  auf  den  Energiegroßhandelsmärkten 
zum  Nutzen  der  Endverbraucher  von  Energie  zu  fördern. 

(3)  Der  Ausschuss  der  europäischen  Wertpapierregulierungs- 
behörden  und  die  Gruppe  der  europäischen  Regulie- 
rungsbehörden für  Elektrizität  und  Erdgas  haben  in  ihrem 


(')  ABl.  C  132  vom  3.5.2011,  S.  108. 

(2)  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  14.  September  2011 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates 
vom  10.  Oktober  2011. 


Gutachten  bestätigt,  dass  der  Geltungsbereich  der  beste- 
henden Rechtsvorschriften  möglicherweise  nicht  in  an- 
gemessener Weise  auf  Fragen  der  Integrität  auf  den 
Strom-  und  Gasmärkten  abstellt,  und  dazu  geraten,  einen 
geeigneten  Rechtsrahmen  für  den  Energiesektor  ins  Auge 
zu  fassen,  mit  dem  Marktmissbrauch  verhindert  wird  und 
in  den  sektorspezifische  Bedingungen  aufgenommen  wer- 
den, die  durch  andere  Richtlinien  und  Verordnungen 
nicht  abgedeckt  sind. 


(4)  Die  Energiegroßhandelsmärkte  sind  zunehmend  unions- 
weit miteinander  verflochten.  Marktmissbrauch  in  einem 
Mitgliedstaat  wirkt  sich  oft  über  die  nationalen  Grenzen 
hinweg  sowohl  auf  die  Strom-  und  Erdgasgroßhandels- 
preise als  auch  auf  die  von  den  Verbrauchern  und  den 
Kleinstunternehmen  zu  zahlenden  Endkundenpreise  aus. 
Daher  kann  die  Sorge  um  die  Gewährleistung  der  Markt- 
integrität nicht  nur  eine  Angelegenheit  einzelner  Mitglied- 
staaten sein.  Eine  strenge  grenzübergreifende  Marktüber- 
wachung ist  von  entscheidender  Bedeutung  für  die  Voll- 
endung eines  voll  funktionsfähigen,  als  Verbund  organi- 
sierten und  integrierten  Energiebinnenmarkts. 


(5)  Die  Energiegroßhandelsmärkte  umfassen  sowohl  Waren- 
märkte als  auch  Derivatemärkte,  die  von  wesentlicher 
Bedeutung  für  den  Energie-  und  den  Finanzmarkt  sind, 
wobei  es  bei  der  Preisbildung  Querverbindungen  zwi- 
schen beiden  Sektoren  gibt.  Dazu  gehören  unter  anderem 
geregelte  Märkte,  multilaterale  Handelssysteme  und  au- 
ßerbörsliche  Transaktionen  (OTC)  und  bilaterale  Verträge, 
die  direkt  oder  über  Broker  abgewickelt  werden. 


(6)  Bislang  waren  die  Marktüberwachungspraktiken  mitglied- 
staats-  und  sektorspezifisch.  In  Abhängigkeit  von  dem 
allgemeinen  Marktrahmen  und  der  Regulierungssituation 
kann  dies  dazu  führen,  dass  Handelsaktivitäten  vielen 
Zuständigkeitsbereichen  unterliegen  und  eine  Uber- 
wachung  durch  mehrere  verschiedene  Behörden  erfolgt, 
die  sich  unter  Umständen  in  verschiedenen  Mitgliedstaa- 
ten befinden.  Dies  kann  zu  Unklarheiten  hinsichtlich  der 
Frage,  wo  die  Verantwortung  liegt,  führen  und  sogar 
dazu,  dass  keine  derartige  Überwachung  gegeben  ist. 
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(7)  Verhaltensweisen,  die  die  Integrität  des  Energiemarkts  un- 
tergraben, sind  derzeit  auf  einigen  der  wichtigsten  Ener- 
giemärkte nicht  eindeutig  verboten.  Um  die  Endverbrau- 
cher zu  schützen  und  für  die  europäischen  Bürger  er- 
schwingliche Energiepreise  zu  gewährleisten,  ist  es  unbe- 
dingt notwendig,  solche  Verhaltensweisen  zu  verbieten. 

(8)  Auf  Energiegroßhandelsmärkten  werden  der  Derivatehan- 
del, der  physisch  oder  finanziell  abgewickelt  werden 
kann,  und  der  Warenhandel  zusammen  verwendet.  Daher 
ist  es  wichtig,  dass  die  Definitionen  des  Insider-Handels 
und  der  Marktmanipulation,  die  Marktmissbrauch  darstel- 
len, sowohl  mit  dem  Derivatemarkt  als  auch  mit  dem 
Warenmarkt  kompatibel  sind.  Diese  Verordnung  sollte 
prinzipiell  für  alle  getätigten  Transaktionen  gelten,  jedoch 
gleichzeitig  den  spezifischen  Merkmalen  der  Energiegroß- 
handelsmärkte Rechnung  tragen. 

(9)  Einzelhandelsverträge,  in  denen  die  Lieferung  von  Strom 
oder  Erdgas  an  die  Endverbraucher  geregelt  ist,  sind  nicht 
in  gleicher  Weise  Marktmanipulationen  ausgesetzt  wie 
Großhandelsverträge,  die  ohne  Schwierigkeiten  ge-  und 
verkauft  werden  können.  Dennoch  können  Energiever- 
brauchsentscheidungen der  größten  Energienutzer  die 
Preise  auf  den  Großhandelsmärkten  beeinflussen,  was 
sich  über  nationale  Grenzen  hinweg  auswirkt.  Daher  ist 
es  sinnvoll,  die  Lieferverträge  solcher  Großnutzer  zu  prü- 
fen, um  die  Integrität  der  Großhandelsmärkte  zu  gewähr- 
leisten. 


(10)  Unter  Berücksichtigung  der  Ergebnisse  der  in  der  Mittei- 
lung der  Kommission  vom  21.  Dezember  2010  mit  dem 
Titel  „Verstärkte  Marktaufsicht  für  das  EU-Emissionshan- 
delssystem" vorgesehenen  Analyse  sollte  die  Kommission 
die  Möglichkeit  prüfen,  einen  Legislatiworschlag  vorzule- 
gen, mit  dem  die  ermittelten  Mängel  in  Bezug  auf  die 
Transparenz,  Integrität  und  Aufsicht  des  europäischen 
C02-Marktes  innerhalb  eines  angemessenen  Zeitraums 
behoben  werden  können. 


(11)  In  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009  über  die 
Netzzugangsbedingungen  für  den  grenzüberschreitenden 
Stromhandel  (')  und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  1  3.  Juli 
2009  über  die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu  den  Erd- 
gasfernleitungsnetzen (2)  wird  anerkannt,  dass  ein  gleicher 
Zugang  zu  Informationen  über  den  physischen  Zustand 
und  die  Effizienz  des  Netzes  erforderlich  ist,  damit  alle 
Marktteilnehmer  die  gesamte  Angebots-  und  Nachfrage- 
situation bewerten  und  die  Gründe  für  Schwankungen 
des  Großhandelspreises  nachvollziehen  können. 

(12)  Die  Nutzung  und  die  versuchte  Nutzung  von  Insider-In- 
formationen für  den  Handel  für  eigene  oder  für  fremde 
Rechnung  sollten  eindeutig  verboten  werden.  Die  Nut- 
zung von  Insider-Informationen  kann  auch  dann  vorlie- 
gen, wenn  Personen,  die  wissen  oder  wissen  müssten, 


(')  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  15. 
(2)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  36. 


dass  die  Informationen,  über  die  sie  verfügen,  Insider- 
Informationen  sind,  mit  Energiegroßhandelsprodukten 
handeln.  Informationen,  die  die  eigenen  Pläne  des  Markt- 
teilnehmers und  seine  Handelsstrategien  betreffen,  sollten 
nicht  als  Insider-Informationen  gelten.  Informationen,  die 
gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  oder  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  715/2009,  einschließlich  der  nach  die- 
sen Verordnungen  zu  verabschiedenden  Leitlinien  und 
Netzkodizes,  öffentlich  bekannt  zu  machen  sind,  können 
den  Marktteilnehmern  beim  Abschluss  von  Transaktio- 
nen für  Energiegroßhandelsprodukte  als  Entscheidungs- 
grundlage dienen,  wenn  es  sich  um  preissensible  Infor- 
mationen handelt,  und  können  daher  bis  zum  Zeitpunkt 
ihrer  Veröffentlichung  als  Insider-Informationen  gelten. 

(13)  Eine  Manipulation  auf  den  Energiegroßhandelsmärkten 
bedeutet,  dass  Maßnahmen  von  Personen  getroffen  wer- 
den, mit  denen  künstlich  für  ein  Preisniveau  gesorgt  wird, 
das  durch  die  Marktkräfte  von  Angebot  und  Nachfrage, 
einschließlich  tatsächlicher  Verfügbarkeit  der  Produkti- 
ons-, Speicherungs-  oder  Transportkapazität  und  -nach- 
frage, nicht  gerechtfertigt  ist.  Zu  Marktmanipulationen 
zählen  die  Erteilung  oder  Zurückziehung  falscher  Auf- 
träge; die  Verbreitung  falscher  oder  irreführender  Infor- 
mationen oder  Gerüchten  über  die  Medien  einschließlich 
Internet  oder  auf  anderem  Wege;  die  vorsätzliche  Über- 
mittlung falscher  Informationen  an  Unternehmen,  die 
Preisbewertungen  oder  Marktberichte  enthalten,  mit  der 
Folge,  dass  Marktteilnehmer,  die  aufgrund  dieser  Bewer- 
tungen und  Berichte  tätig  werden,  irregeführt  werden; 
und  das  vorsätzliche  Erwecken  des  Anscheins,  dass  die 
verfügbare  Stromerzeugungskapazität  oder  die  verfügbare 
Erdgaskapazität  oder  die  verfügbare  Transportkapazität 
eine  andere  als  die  tatsächlich  technisch  verfügbare  Ka- 
pazität ist,  wenn  solche  Informationen  die  Preise  für 
Großhandelsenergieprodukte  beeinflussen  oder  wahr- 
scheinlich beeinflussen  werden.  Die  Marktmanipulationen 
und  ihre  Auswirkungen  können  über  Grenzen  hinweg, 
zwischen  Strom-  und  Gasmärkten  und  auf  Finanz-  und 
Warenmärkten  einschließlich  der  Märkte  für  Emissions- 
zertifikate auftreten. 

(14)  Marktmanipulationen  und  Versuche  der  Marktmanipula- 
tion liegen  z.  B.  dann  vor,  wenn  sich  eine  Person  oder 
mehrere  in  Absprache  handelnde  Personen  eine  bestim- 
mende Stellung  in  Bezug  auf  das  Angebot  eines  Energie- 
großhandelsprodukts oder  die  Nachfrage  danach  sichern 
mit  der  Folge  oder  der  möglichen  Folge  einer  direkten 
oder  indirekten  Festsetzung  des  Preises  oder  anderer  un- 
lauterer Handelsbedingungen,  oder  wenn  Energiegroß- 
handelsprodukte mit  dem  Ziel,  der  Absicht  oder  der 
Folge  angeboten,  gekauft  oder  verkauft  werden,  dass 
Marktteilnehmer,  die  aufgrund  des  Referenzpreises  tätig 
werden,  irregeführt  werden.  Die  zulässige  Marktpraxis, 
die  z.  B.  im  Bereich  der  Finanzdienstleistungen  gilt  und 
in  Artikel  1  Absatz  5  der  Richtlinie  2003/6/EG  des  Eu- 
ropäischen Parlaments  und  des  Rates  vom  28.  Januar 
2003  über  Insider-Geschäfte  und  Marktmanipulation 
(Marktmissbrauch)  (3)  definiert  ist,  und  die  gegebenenfalls 
angepasst  werden  muss,  falls  diese  Richtlinie  geändert 
wird,  kann  ein  legitimes  Mittel  für  Marktteilnehmer  sein, 
um  sich  einen  günstigen  Preis  für  ein  Energiegroßhan- 
delsprodukt zu  sichern. 


(5)  ABl.  L  96  vom  12.4.2003,  S.  16. 
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(1 5)  Die  Verbreitung  von  Insider-Informationen  über  ein  Ener- 
giegroßhandelsprodukt durch  Journalisten,  die  in  Aus- 
übung ihres  Berufes  handeln,  sollte  unter  Berücksichti- 
gung der  für  ihren  Berufsstand  geltenden  Regeln  und 
der  für  die  Pressefreiheit  geltenden  Vorschriften  beurteilt 
werde,  es  sei  denn,  dass  diese  Personen  aus  der  Verbrei- 
tung der  betreffenden  Informationen  direkt  oder  indirekt 
einen  Nutzen  ziehen  oder  Gewinne  schöpfen  oder  diese 
Verbreitung  mit  der  Absicht  erfolgt,  den  Markt  in  Bezug 
auf  das  Angebot  von  Energiegroßhandelsprodukten,  die 
Nachfrage  danach  oder  ihren  Preis  irrezuführen. 

(16)  Da  sich  die  Finanzmärkte  weiterentwickeln,  werden  die 
auf  diese  Märkte  anwendbaren  Konzepte  des  Marktmiss- 
brauchs entsprechend  angepasst  werden.  Zur  Gewährleis- 
tung der  notwendigen  Flexibilität  bei  der  Reaktion  auf 
diese  Entwicklungen  sollte  daher  der  Kommission  gemäß 
Artikel  290  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Euro- 
päischen Union  die  Befugnis  übertragen  werden,  Rechts- 
akte in  Bezug  auf  die  technische  Aktualisierung  der  Be- 
griffsbestimmungen von  Insider-Informationen  und 
Marktmanipulation  zu  erlassen,  damit  die  Kohärenz  mit 
anderen  einschlägigen  Vorschriften  der  Union  in  den  Be- 
reichen Finanzdienstleistungen  und  Energie  sichergestellt 
wird.  Es  ist  von  besonderer  Bedeutung,  dass  die  Kommis- 
sion im  Zuge  ihrer  Vorbereitungsarbeit  angemessene 
Konsultationen,  auch  auf  der  Ebene  von  Sachverständi- 
gen, durchführt.  Bei  der  Vorbereitung  und  Ausarbeitung 
delegierter  Rechtsakte  sollte  die  Kommission  gewährleis- 
ten, dass  die  einschlägigen  Dokumente  dem  Europäischen 
Parlament  und  dem  Rat  gleichzeitig,  rechtzeitig  und  auf 
angemessene  Weise  übermittelt  werden. 

(17)  Eine  effiziente  Marktüberwachung  auf  Unionsebene  ist 
von  entscheidender  Bedeutung,  um  Marktmissbrauch 
auf  den  Energiegroßhandelsmärkten  aufzudecken  und  da- 
von abzuschrecken.  Die  durch  die  Verordnung  (EG) 
Nr.  713/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes (l)  gegründete  Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der 
Energieregulierungsbehörden  (im  Folgenden  „Agentur") 
ist  am  besten  in  der  Lage,  eine  solche  Überwachung  zu 
leisten,  da  sie  sowohl  über  einen  unionsweiten  Überblick 
über  die  Strom-  und  Gasmärkte  als  auch  über  die  erfor- 
derliche Sachkompetenz  hinsichtlich  des  Funktionierens 
der  Strom-  und  Gasmärkte  und  -Systeme  in  der  Union 
verfügt.  Da  die  nationalen  Regulierungsbehörden  ein  um- 
fassendes Verständnis  der  Entwicklungen  auf  den  Ener- 
giemärkten in  ihrem  jeweiligen  Mitgliedstaat  mitbringen, 
sollten  sie  eine  wichtige  Rolle  bei  der  Gewährleistung 
einer  effizienten  Marktüberwachung  auf  nationaler  Ebene 
spielen.  Zur  Gewährleistung  der  ordnungsgemäßen  Über- 
wachung und  Transparenz  der  Energiemärkte  ist  eine 
enge  Zusammenarbeit  und  Abstimmung  zwischen  der 
Agentur  und  den  nationalen  Behörden  notwendig.  Die 
Erfassung  von  Daten  durch  die  Agentur  berührt  in  keiner 
Weise  das  Recht  der  nationalen  Behörden,  im  nationalen 
Interesse  zusätzliche  Daten  zu  erfassen. 

(18)  Die  effiziente  Marktüberwachung  setzt  einen  regelmäßi- 
gen und  rechtzeitigen  Zugang  zu  den  Transaktionsauf- 
zeichnungen sowie  den  Zugriff  auf  strukturelle  Informa- 
tionen über  die  Kapazität  und  Auslastung  der  Anlagen 


0  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  1. 


zur  Erzeugung  und  Speicherung,  zum  Verbrauch  oder 
zur  Übertragung/Fernleitung  von  Strom  oder  Erdgas  vo- 
raus. Daher  sollten  Marktteilnehmer,  einschließlich  Über- 
tragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber,  Lieferanten,  Händler, 
Erzeuger,  Broker  und  Großnutzer,  die  mit  Energiegroß- 
handelsprodukten handeln,  dazu  verpflichtet  werden,  der 
Agentur  diese  Informationen  zu  übermitteln.  Die  Agentur 
kann  ihrerseits  enge  Verbindungen  mit  den  wesentlichen 
organisierten  Handelsplätzen  aufbauen. 


(19)  Zur  Gewährleistung  einheitlicher  Bedingungen  für  die 
Durchführung  der  Vorschriften  zur  Datenerhebung  soll- 
ten der  Kommission  Durchführungsbefugnisse  übertragen 
werden.  Diese  Befugnisse  sollten  gemäß  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  182/2011  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  16.  Februar  2011  zur  Festlegung  der  allgemei- 
nen Regeln  und  Grundsätze,  nach  denen  die  Mitglied- 
staaten die  Wahrnehmung  der  Durchführungsbefugnisse 
durch  die  Kommission  kontrollieren  (2),  wahrgenommen 
werden.  Die  Meldepflichten  sollten  auf  ein  Mindestmaß 
beschränkt  werden  und  dürfen  nicht  zu  unnötigen  Kos- 
ten und  unnötigem  Verwaltungsaufwand  für  die  Markt- 
teilnehmer führen.  Die  einheitlichen  Vorschriften  über  die 
zu  meldenden  Informationen  sollten  daher  einer  vorheri- 
gen Kosten-Nutzen-Analyse  unterzogen  werden,  sollten 
doppelte  Meldungen  verhindern  und  sollten  die  in  ande- 
ren einschlägigen  Vorschriften  festgelegten  Rahmen  für 
die  Meldepflicht  berücksichtigen.  Außerdem  sollten 
nach  Möglichkeit  die  angeforderten  Informationen  ganz 
oder  teilweise  von  anderen  Personen  und  mithilfe  beste- 
hender Quellen  erfasst  werden.  Ist  ein  Marktteilnehmer 
oder  ein  Dritter  in  dessen  Namen,  ein  Meldesystem,  ein 
organisierter  Markt,  ein  System  zur  Zusammenführung 
von  Kaufs-  und  Verkaufsaufträgen  („trade  matching  Sys- 
tem") oder  eine  andere  Person,  die  beruflich  Transaktio- 
nen arrangiert  gemäß  der  Richtlinie  2004/39/EG  des  Eu- 
ropäischen Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April 
2004  über  Märkte  für  Finanzinstrumente  (3)  oder  der 
anwendbaren  Rechtsvorschriften  der  Union  im  Bereich 
von  Transaktionen  mit  Derivaten,  zentrale  Gegenparteien 
und  Transaktionsregister  seinen/ihren  Meldepflichten 
nachgekommen,  so  sollten  auch  seine/ihre  Meldepflichten 
aufgrund  dieser  Verordnung  als  erfüllt  gelten,  allerdings 
nur  insoweit,  als  alle  aufgrund  dieser  Verordnung  erfor- 
derlichen Informationen  übermittelt  wurden. 


(20)  Es  ist  wichtig,  dass  die  Kommission  und  die  Agentur  bei 
der  Umsetzung  dieser  Verordnung  eng  zusammenarbei- 
ten und  die  europäischen  Netze  der  Übertragungs-  bzw. 
Fernleitungsnetzbetreiber  im  Bereich  Elektrizität  und  Gas 
und  die  durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (4)  errichtete  Eu- 
ropäische Wertpapier-  und  Marktaufsichtsbehörde 
(ESMA),  die  nationalen  Regulierungsbehörden,  die  zu- 
ständigen Finanzbehörden  und  andere  Behörden  in  den 
Mitgliedstaaten  wie  die  nationalen  Wettbewerbsbehörden 
sowie  betroffene  Akteure  wie  organisierte  Handelsplätze 
(z.  B.  Energiebörsen)  und  Marktteilnehmer  angemessen 
konsultieren. 


(2)  ABl.  L  55  vom  28.2.2011,  S.  13. 

(3)  ABl.  L  145  vom  30.4.2004,  S.  13. 

(4)  ABl.  L  331  vom  15.12.2010,  S.  84. 
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(21)  Ein  europäisches  Verzeichnis  der  Marktteilnehmer,  das 
auf  nationalen  Verzeichnissen  beruht,  sollte  eingerichtet 
werden,  um  die  Transparenz  und  Integrität  der  Energie- 
großhandelsmärkte insgesamt  zu  verbessern.  Ein  Jahr 
nach  Einrichtung  dieses  Verzeichnisses  sollte  die  Kom- 
mission in  Zusammenarbeit  mit  der  Agentur  auf  der 
Grundlage  der  ihr  durch  die  Agentur  übermittelten  Be- 
richte und  mit  den  nationalen  Regulierungsbehörden  die 
Funktionsweise  und  die  Nützlichkeit  des  Europäischen 
Verzeichnisses  der  Marktteilnehmer  bewerten.  Falls  es 
aufgrund  dieser  Bewertung  als  zweckmäßig  erachtet  wird, 
sollte  die  Kommission  die  Einführung  weiterer  Instru- 
mente in  Betracht  ziehen,  um  die  Transparenz  und  In- 
tegrität der  Energiegroßhandelsmärkte  insgesamt  zu  ver- 
bessern und  für  unionsweit  gleiche  Wettbewerbsbedin- 
gungen für  Marktteilnehmer  zu  sorgen. 

(22)  Um  die  effiziente  Überwachung  aller  Aspekte  des  Han- 
dels mit  Energiegroßhandelsprodukten  zu  erleichtern, 
sollte  die  Agentur  Mechanismen  festlegen,  damit  andere 
relevante  Behörden  Zugang  zu  den  von  ihr  erhaltenen 
Informationen  über  Transaktionen  auf  den  Energiegroß- 
handelsmärkten bekommen,  insbesondere  ESMA,  die  na- 
tionalen Regulierungsbehörden,  die  zuständigen  Finanz- 
behörden der  Mitgliedstaaten,  die  nationalen  Wett- 
bewerbsbehörden und  sonstige  relevante  Behörden. 

(23)  Die  Agentur  sollte  die  betriebstechnische  Sicherheit  der 
von  ihr  erhaltenen  Daten  und  deren  Schutz  gewährleis- 
ten, den  nicht  autorisierten  Zugang  zu  den  von  der 
Agentur  aufbewahrten  Informationen  verhindern  und 
Verfahren  festlegen,  um  sicherzustellen,  dass  die  von  ihr 
erhobenen  Daten  nicht  von  Personen  mit  autorisiertem 
Zugang  zu  diesen  Daten  missbräuchlich  verwendet  wer- 
den. Die  Agentur  sollte  ferner  ermitteln,  ob  die  Behörden, 
die  Zugang  zu  den  bei  der  Agentur  vorhandenen  Daten 
haben,  in  der  Lage  sind,  ein  ebenso  hohes  Sicherheits- 
niveau aufrecht  zu  halten,  und  dass  sie  an  entsprechende 
Vertraulichkeitsregelungen  gebunden  sind.  Die  Betriebs- 
sicherheit der  für  die  Verarbeitung  und  Übermittlung 
von  Informationen  eingesetzten  IT-Systeme  muss  daher 
auch  sichergestellt  werden.  Bezüglich  der  Einrichtung  ei- 
nes IT- Systems,  das  ein  höchstmögliches  Niveau  an  Da- 
tensicherheit garantiert,  sollte  die  Agentur  ermutigt  wer- 
den, eng  mit  der  Europäischen  Agentur  für  Netz-  und 
Informationssicherheit  (ENISA)  zusammenzuarbeiten. 
Diese  Regelungen  sollten  auch  für  andere  Behörden  gel- 
ten, die  für  Zwecke  dieser  Verordnung  das  Recht  auf 
Zugang  zu  den  Daten  haben. 

(24)  Diese  Richtlinie  achtet  die  Grundrechte  und  hält  die 
Grundsätze  ein,  die  insbesondere  mit  der  Charta  der 
Grundrechte  der  Europäischen  Union,  wie  in  Artikel  6 
des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union  dargelegt,  und  durch  die  verfassungsrechtlichen 
Traditionen  in  den  Mitgliedstaaten  anerkannt  wurden, 
und  die  in  Einklang  mit  dem  Recht  auf  Meinungs-  und 
Informationsfreiheit,  das  in  Artikel  11  dieser  Charta  ver- 
ankert ist,  angewandt  werden  sollen. 

(25)  Falls  Informationen  in  handels-  oder  sicherheitsrelevanter 
Hinsicht  nicht  oder  nicht  mehr  sensibel  sind,  sollte  die 
Agentur  in  der  Lage  sein,  diese  den  Marktteilnehmern 


und  einer  breiteren  Öffentlichkeit  zur  Verfügung  zu  stel- 
len, um  zu  einer  besseren  Marktkenntnis  beizutragen. 
Eine  solche  Transparenz  wird  dazu  beitragen,  Vertrauen 
in  den  Markt  aufzubauen,  und  das  Wissen  über  das  Funk- 
tionieren von  Energiegroßhandelsmärkten  fördern.  Die 
Agentur  sollte  Regelungen  einführen  und  öffentlich  be- 
kannt machen,  nach  denen  diese  Informationen  in  fairer 
und  transparenter  Weise  zugänglich  gemacht  werden. 

(26)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  sollten  für  die 
Durchsetzung  dieser  Verordnung  in  den  Mitgliedstaaten 
verantwortlich  sein.  Zu  diesem  Zweck  sollten  sie  über  die 
notwendigen  Untersuchungsbefugnisse  verfügen,  um 
diese  Aufgabe  effizient  ausführen  zu  können.  Diese  Be- 
fugnisse sollten  in  Einklang  mit  den  nationalen  Vorschrif- 
ten ausgeübt  werden  und  können  einer  angemessenen 
Kontrolle  unterliegen. 

(27)  Die  Agentur  sollte  sicherstellen,  dass  diese  Verordnung  in 
der  gesamten  Union  koordiniert  und  in  Übereinstim- 
mung mit  der  Anwendung  der  Richtlinie  2003/6/EG  an- 
gewendet wird.  Hierfür  sollte  die  Agentur  gegebenenfalls 
unverbindliche  Leitlinien  zur  Anwendung  der  in  dieser 
Verordnung  aufgeführten  Begriffsbestimmungen  ver- 
öffentlichen. Diese  Leitlinien  sollten  sich  u.  a.  mit  dem 
Thema  der  zulässigen  Marktpraxis  befassen.  Da  Markt- 
missbrauch auf  Energiegroßhandelsmärkten  häufig  mehr 
als  einen  Mitgliedstaat  betrifft,  sollte  die  Agentur  außer- 
dem bei  der  Gewährleistung  einer  effizienten  und  kohä- 
renten Durchführung  von  Untersuchungen  eine  wichtige 
Rolle  spielen.  Um  dies  zu  erreichen,  sollte  die  Agentur  in 
der  Lage  sein,  Zusammenarbeit  zu  verlangen  und  die 
Arbeit  von  Untersuchungsgruppen  zu  koordinieren,  die 
sich  aus  Vertretern  der  betroffenen  nationalen  Regulie- 
rungsbehörden und  ggf.  anderer  Behörden,  einschließlich 
der  nationalen  Wettbewerbsbehörden,  zusammensetzen. 

(28)  Die  Agentur  sollte  mit  entsprechenden  finanziellen  Mit- 
teln und  Humanressourcen  ausgestattet  werden,  damit  sie 
die  im  Rahmen  dieser  Verordnung  zugewiesenen  zusätz- 
lichen Aufgaben  angemessen  erfüllen  kann.  Zu  diesem 
Zweck  sollten  bei  dem  in  den  Artikeln  23  und  24  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  vorgesehenen  Verfahren 
für  die  Aufstellung,  Ausführung  und  Kontrolle  ihres 
Haushaltsplans  diese  Aufgaben  gebührend  berücksichtigt 
werden.  Die  Haushaltsbehörde  sollte  Sorge  dafür  tragen, 
dass  die  höchsten  Effizienznormen  erfüllt  werden. 

(29)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden,  die  zuständigen 
Finanzbehörden  der  Mitgliedstaaten  und  ggf.  die  nationa- 
len Wettbewerbsbehörden  sollten  zusammenarbeiten,  um 
eine  koordinierte  Vorgehensweise  bei  der  Bekämpfung 
von  Marktmissbrauch  auf  den  Energiegroßhandelsmärk- 
ten, die  sowohl  Warenmärkte  als  auch  Derivatemärkte 
umfassen,  sicherzustellen.  Diese  Zusammenarbeit  sollte 
den  Austausch  von  Informationen  über  verdächtige 
Handlungen  umfassen,  die  möglicherweise  einen  Verstoß 
gegen  diese  Verordnung,  die  Richtlinie  2003/6/EG  oder 
das  Wettbewerbsrecht  darstellen  und  auf  den  Energie- 
großhandelsmärkten vorgenommen  werden  oder  wurden. 
Außerdem  sollte  diese  Zusammenarbeit  einen  Beitrag  zu 
einem  kohärenten  und  einheitlichen  Ansatz  bei  den  Un- 
tersuchungen und  Gerichtsverfahren  leisten. 
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(30)  Wichtig  ist,  dass  die  Geheimhaltungspflicht  für  jene  gilt, 
die  vertrauliche  Informationen  gemäß  dieser  Verordnung 
erhalten.  Die  Agentur,  die  nationalen  Regulierungsbehör- 
den, die  zuständigen  Finanzbehörden  der  Mitgliedstaaten 
und  die  nationalen  Wettbewerbsbehörden  sollten  die  Ver- 
traulichkeit, die  Integrität  und  den  Schutz  der  bei  ihnen 
eingehenden  Informationen  sicherstellen. 

(31)  Es  ist  wichtig,  dass  die  Sanktionen  bei  Verstößen  gegen 
diese  Verordnung  verhältnismäßig,  wirksam  und  abschre- 
ckend sind  und  der  Schwere  der  Verstöße,  dem  Schaden 
für  die  Verbraucher  sowie  den  potenziellen  Gewinnen 
infolge  des  Handels  aufgrund  von  Insider-Informationen 
und  Marktmanipulation  Rechnung  tragen.  Die  Anwen- 
dung dieser  Sanktionen  sollte  in  Einklang  mit  den  na- 
tionalen Vorschriften  erfolgen.  In  Anbetracht  der  Wech- 
selwirkungen zwischen  dem  Handel  mit  Strom-  und  Erd- 
gasderivaten und  dem  Handel  mit  echtem  Strom  und 
Erdgas  sollten  die  Sanktionen  für  Verstöße  gegen  diese 
Verordnung  mit  den  von  den  Mitgliedstaaten  im  Rahmen 
der  Durchführung  der  Richtlinie  2003/6/EG  verabschie- 
deten Sanktionen  in  Einklang  stehen.  Unter  Berücksichti- 
gung der  Konsultation  zu  der  Mitteilung  der  Kommission 
vom  12.  Dezember  2010  mit  dem  Titel  „Stärkung  der 
Sanktionsregelungen  im  Finanzdienstleistungssektor" 
sollte  die  Kommission  erwägen,  Vorschläge  für  die  Har- 
monisierung der  Mindeststandards  für  die  Sanktionssys- 
teme der  Mitgliedstaaten  innerhalb  eines  angemessenen 
Zeitraums  vorzulegen.  Diese  Verordnung  berührt  weder 
die  nationalen  Rechtsvorschriften  über  das  Beweismaß 
noch  die  Verpflichtung  der  nationalen  Regulierungs- 
behörden und  Gerichte  der  Mitgliedstaaten,  zur  Aufklä- 
rung rechtserheblicher  Sachverhalte  beizutragen,  sofern 
diese  Rechtsvorschriften  und  Anforderungen  im  Einklang 
mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Unionsrechts  ste- 
hen. 

(32)  Da  das  Ziel  dieser  Verordnung,  nämlich  die  Schaffung 
eines  harmonisierten  Rahmens  zur  Gewährleistung  der 
Transparenz  und  Integrität  des  Energiegroßhandels- 
markts, auf  der  Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht  ausrei- 
chend verwirklicht  werden  kann  und  daher  besser  auf 
Unionsebene  zu  erreichen  ist,  kann  die  Union  Maßnah- 
men nach  dem  in  Artikel  5  des  Vertrags  über  die  Euro- 
päische Union  verankerten  Subsidiaritätsprinzip  beschlie- 
ßen. Entsprechend  dem  im  selben  Artikel  genannten  Ver- 
hältnismäßigkeitsprinzip geht  diese  Verordnung  nicht 
über  das  für  die  Erreichung  dieses  Ziels  erforderliche 
Maß  hinaus  — 


HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand,  Geltungsbereich  und  Verhältnis  zu  anderen 
Rechtsvorschriften  der  Union 

(1)  In  dieser  Verordnung  werden  Regeln  für  das  Verbot  miss- 
bräuchlicher  Praktiken,  die  die  Energiegroßhandelsmärkten  be- 
einträchtigen, festgelegt,  die  mit  den  für  Finanzmärkte  geltenden 
Regeln  und  mit  dem  ordnungsgemäßen  Funktionieren  dieser 
Energiegroßhandelsmärkte  kohärent  sind,  wobei  sie  den  beson- 
deren Merkmalen  dieser  Märkte  Rechnung  tragen.  Sie  sieht  die 
Überwachung  der  Energiegroßhandelsmärkte  durch  die  Agentur 


für  die  Zusammenarbeit  der  Energieregulierungsbehörden  („die 
Agentur")  in  enger  Abstimmung  mit  den  nationalen  Regulie- 
rungsbehörden und  unter  Berücksichtigung  der  Wechselwirkun- 
gen zwischen  dem  Emissionshandelssystem  und  den  Energie- 
großhandelsmärkten vor. 

(2)  Die  Verordnung  gilt  für  den  Handel  mit  Energiegroßhan- 
delsprodukten. Artikel  3  und  Artikel  5  dieser  Verordnung  gelten 
nicht  für  Energiegroßhandelsprodukte,  die  Finanzinstrumente 
sind  und  für  die  Artikel  9  der  Richtlinie  2003/6/EG  gilt.  Die 
Richtlinien  2003/6/EG  und  2004/39/EG  sowie  die  Anwendung 
des  europäischen  Wettbewerbs  rechts  auf  die  von  dieser  Verord- 
nung erfassten  Praktiken  werden  durch  diese  Verordnung  nicht 
berührt. 

(3)  Die  Agentur,  die  nationalen  Regulierungsbehörden,  die 
ESMA,  die  zuständigen  Finanzbehörden  der  Mitgliedstaaten 
und  gegebenenfalls  die  nationalen  Wettbewerbsbehörden  arbei- 
ten zusammen,  um  sicherzustellen,  dass  eine  koordinierte  Vor- 
gehensweise bei  der  Durchsetzung  der  relevanten  Rechtsvor- 
schriften verfolgt  wird,  wenn  Maßnahmen  ein  oder  mehrere 
Finanzinstrumente,  für  die  Artikel  9  der  Richtlinie  2003/6/EG 
gilt,  und  auch  ein  oder  mehrere  Energiegroßhandelsprodukte, 
für  die  die  Artikel  3,  4  und  5  dieser  Verordnung  gelten,  betref- 
fen. 

(4)  Der  Verwaltungsrat  der  Agentur  stellt  sicher,  dass  die 
Agentur  die  ihr  im  Rahmen  dieser  Verordnung  zugewiesenen 
Aufgaben  in  Einklang  mit  dieser  Verordnung  und  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  713/2009  ausführt. 

(5)  Der  Direktor  der  Agentur  konsultiert  den  Regulierungsrat 
der  Agentur  bei  allen  Aspekten  der  Umsetzung  dieser  Verord- 
nung und  berücksichtigt  gebührend  dessen  Ratschläge  und  Stel- 
lungnahmen. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  die  folgenden  Begriffs- 
bestimmungen: 

1.  „Insider-Information"  ist  eine  nicht  öffentlich  bekannte  prä- 
zise Information,  die  direkt  oder  indirekt  ein  oder  mehrere 
Energiegroßhandelsprodukte  betrifft  und  die,  wenn  sie  öf- 
fentlich bekannt  würde,  die  Preise  dieser  Energiegroßhan- 
delsprodukte wahrscheinlich  erheblich  beeinflussen  würde. 

Für  die  Anwendung  dieser  Begriffsbestimmung  ist  „Infor- 
mation", 

a)  eine  Information,  die  gemäß  den  Verordnungen  (EG) 
Nr.  714/2009  und  (EG)  Nr.  715/2009  öffentlich  be- 
kannt zu  machen  ist,  einschließlich  der  nach  diesen  Ver- 
ordnungen zu  verabschiedenden  Leitlinien  und  Netzko- 
dizes; 

b)  eine  Information,  die  die  Kapazität  und  die  Nutzung  von 
Anlagen  zur  Erzeugung  und  Speicherung,  zum  Ver- 
brauch oder  zur  Übertragung/Fernleitung  von  Strom 
oder  Erdgas  bzw.  die  Kapazität  und  die  Auslastung 
von  Flüssiggasanlagen,  einschließlich  der  geplanten 
oder  ungeplanten  NichtVerfügbarkeit  dieser  Anlagen,  be- 
trifft; 
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c)  eine  Information,  die  aufgrund  von  Rechts-  und  Verwal- 
tungsvorschriften auf  Unionsebene  oder  nationaler 
Ebene,  Marktvorschriften,  Verträgen  oder  Gebräuchen 
auf  dem  relevanten  Energiegroßhandelsmarkt  bekannt 
gegeben  werden  muss,  soweit  sie  die  Preise  von  Ener- 
giegroßhandelsprodukten erheblich  beeinflussen  könnte, 
und 

d)  eine  andere  Information,  die  ein  vernünftiger  Marktteil- 
nehmer wahrscheinlich  als  Teil  seiner  Entscheidungs- 
grundlage für  den  Abschluss  einer  Transaktion  oder 
das  Erteilen  eines  Handelsauftrags  im  Zusammenhang 
mit  einem  Energiegroßhandelsprodukt  nutzen  würde. 

Eine  Information  ist  dann  als  präzise  anzusehen,  wenn 
damit  eine  Reihe  von  Umständen  gemeint  ist,  die  bereits 
existieren  oder  bei  denen  man  mit  hinreichender  Wahr- 
scheinlichkeit davon  ausgehen  kann,  dass  sie  in  Zukunft 
existieren  werden,  oder  ein  Ereignis,  das  bereits  eingetreten 
ist  oder  mit  hinreichender  Wahrscheinlichkeit  in  Zukunft 
eintreten  wird,  und  diese  Information  darüber  hinaus  spezi- 
fisch genug  ist,  dass  sie  einen  Schluss  auf  die  mögliche 
Auswirkung  dieser  Reihe  von  Umständen  oder  dieses  Ereig- 
nisses auf  die  Preise  von  Energiegroßhandelsprodukten  zu- 
lässt; 

2.  „Marktmanipulation"  ist 

a)  der  Abschluss  einer  Transaktion  oder  das  Erteilen  eines 
Handelsauftrags  für  Energiegroßhandelsprodukte,  der 
bzw.  die 

i)  falsche  oder  irreführende  Signale  für  das  Angebot 
von  Energiegroßhandelsprodukten,  die  Nachfrage  da- 
nach oder  ihren  Preis  gibt  oder  geben  könnte, 

ii)  den  Preis  eines  oder  mehrerer  Energiegroßhandels- 
produkte durch  eine  Person  oder  mehrere  in  Abspra- 
che handelnde  Personen  in  der  Weise  beeinflusst 
oder  zu  beeinflussen  versucht,  dass  ein  künstliches 
Preisniveau  erzielt  wird,  es  sei  denn,  die  Person,  wel- 
che die  Transaktion  abgeschlossen  oder  den  Han- 
delsauftrag erteilt  hat,  weist  nach,  dass  sie  legitime 
Gründe  dafür  hatte  und  dass  diese  Transaktion  oder 
dieser  Handelsauftrag  nicht  gegen  die  zulässige 
Marktpraxis  auf  dem  betreffenden  Energiegroßhan- 
delsmarkt verstößt,  oder 

iii)  unter  Vorspiegelung  oder  versuchter  Vorspiegelung 
falscher  Tatsachen  oder  unter  Verwendung  oder  ver- 
suchter Verwendung  sonstiger  Kunstgriffe  oder  For- 
men der  Täuschung  erfolgt,  die  falsche  oder  irrefüh- 
rende Signale  für  das  Angebot  von  Energiegroßhan- 
delsprodukten, die  Nachfrage  danach  oder  ihren 
Preis  geben  oder  geben  könnten; 

oder 

b)  die  Verbreitung  von  Informationen  über  die  Medien  ein- 
schließlich dem  Internet  oder  auf  anderem  Wege,  die 
falsche  oder  irreführende  Signale  für  das  Angebot  von 
Energiegroßhandelsprodukten,    die    Nachfrage  danach 


oder  ihren  Preis  geben  oder  geben  könnten,  u.  a.  durch 
Verbreitung  von  Gerüchten  sowie  falscher  oder  irrefüh- 
render Nachrichten,  wenn  die  diese  Informationen  ver- 
breitende Person  wusste  oder  hätte  wissen  müssen,  dass 
sie  falsch  oder  irreführend  waren. 

Werden  solche  Informationen  zu  journalistischen  oder 
künstlerischen  Zwecken  verbreitet,  ist  eine  solche  Ver- 
breitung von  Informationen  unter  Berücksichtigung  der 
in  Bezug  auf  die  Pressefreiheit  und  die  freie  Meinungs- 
äußerung in  anderen  Medien  geltenden  Regeln  zu  beur- 
teilen, es  sei  denn,  dass 

i)  die  betreffenden  Personen  aus  der  Verbreitung  der 
betreffenden  Informationen  direkt  oder  indirekt  einen 
Nutzen  ziehen  oder  Gewinne  schöpfen  oder 

ii)  die  Bereitstellung  oder  Verbreitung  mit  der  Absicht 
erfolgt,  den  Markt  in  Bezug  auf  das  Angebot  von 
Energiegroßhandelsprodukten,  die  Nachfrage  danach 
oder  ihren  Preis  irrezuführen; 

3.  „Versuch  der  Marktmanipulation"  ist 

a)  der  Abschluss  einer  Transaktion,  das  Erteilen  eines  Han- 
delsauftrags oder  das  Vornehmen  sonstiger  Handlungen 
im  Zusammenhang  mit  einem  Energiegroßhandelspro- 
dukt mit  der  Absicht, 

i)  falsche  oder  irreführende  Signale  für  das  Angebot 
von  Energiegroßhandelsprodukten,  die  Nachfrage  da- 
nach oder  ihren  Preis  zu  geben, 

ii)  den  Preis  eines  oder  mehrerer  Energiegroßhandels- 
produkte auf  einem  künstlichen  Preisniveau  zu  hal- 
ten, es  sei  denn,  die  Person,  welche  die  Transaktion 
abgeschlossen  oder  den  Handelsauftrag  erteilt  hat, 
weist  nach,  dass  sie  legitime  Gründe  dafür  hatte 
und  dass  diese  Transaktion  oder  dieser  Handelsauf- 
trag nicht  gegen  die  zulässige  Marktpraxis  auf  dem 
betreffenden  Energiegroßhandelsmarkt  verstößt,  oder 

iii)  falsche  Tatsachen  vorzuspiegeln  oder  sonstige  Kunst- 
griffe oder  Formen  der  Täuschung  zu  verwenden,  die 
falsche  oder  irreführende  Signale  für  das  Angebot 
von  Energiegroßhandelsprodukten,  die  Nachfrage  da- 
nach oder  ihren  Preis  geben  oder  geben  könnten; 

oder 

b)  Informationen  über  die  Medien  einschließlich  Internet 
oder  auf  anderem  Wege  zu  verbreiten  mit  der  Absicht, 
falsche  oder  irreführende  Signale  für  das  Angebot  von 
Energiegroßhandelsprodukten,  die  Nachfrage  danach 
oder  ihren  Preis  zu  geben; 

4.  „Energiegroßhandelsprodukte"  sind  die  folgenden  Verträge 
und  Derivate  unabhängig  davon,  wo  und  wie  sie  gehandelt 
werden: 

a)  Verträge  für  die  Versorgung  mit  Strom  oder  Erdgas, 
deren  Lieferung  in  der  Union  erfolgt; 
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b)  Derivate,  die  Strom  oder  Erdgas  betreffen,  das/der  in  der 
Union  erzeugt,  gehandelt  oder  geliefert  wurde; 

c)  Verträge,  die  den  Transport  von  Strom  oder  Erdgas  in 
der  Union  betreffen; 

d)  Derivate,  die  den  Transport  von  Strom  oder  Erdgas  in 
der  Union  betreffen. 

Verträge  über  die  Lieferung  und  die  Verteilung  von  Strom 
oder  Erdgas  zur  Nutzung  durch  Endverbraucher  sind  keine 
Energiegroßhandelsprodukte.  Verträge  über  die  Lieferung 
und  die  Verteilung  von  Strom  oder  Erdgas  an  Endverbrau- 
cher mit  einer  höheren  Verbrauchskapazität  als  dem  in 
Nummer  5  Absatz  2  aufgeführten  Schwellenwert  gelten 
jedoch  als  Energiegroßhandelsprodukte; 

5.  „Verbrauchskapazität"  ist  der  Verbrauch  eines  Endverbrau- 
chers in  Bezug  auf  Strom  oder  Erdgas  bei  voller  Ausschöp- 
fung der  Produktionskapazität  dieses  Verbrauchers.  Dies 
umfasst  den  gesamten  Verbrauch  dieses  Verbrauchers  als 
Wirtschaftseinheit,  soweit  der  Verbrauch  auf  Märkten  mit 
miteinander  verknüpften  Großhandelspreisen  erfolgt. 

Für  die  Zwecke  dieser  Begriffsbestimmung  wird  der  Ver- 
brauch in  einzelnen  Anlagen  mit  einer  Verbrauchskapazität 
von  weniger  als  600  GWh  pro  Jahr,  die  sich  unter  der 
Kontrolle  einer  Wirtschaftseinheit  befinden,  insoweit  nicht 
berücksichtigt,  als  diese  Anlagen  keinen  kumulierten  Ein- 
fluss  auf  die  Preise  auf  den  Energiegroßhandelsmärkten  aus- 
üben, da  sie  sich  räumlich  gesehen  in  verschiedenen  rele- 
vanten Märkten  befinden; 

6.  „Energiegroßhandelsmarkt"  ist  jeder  Markt  in  der  Union,  auf 
dem  Energiegroßhandelsprodukte  gehandelt  werden; 

7.  „Marktteilnehmer"  ist  jede  Person,  einschließlich  eines  Über- 
tragungs-  bzw.  Fernleitungsnetzbetreibers,  die/der  an  einem 
oder  mehreren  Energiegroßhandelsmärkten  Transaktionen 
abschließt  oder  einen  Handelsauftrag  erteilt; 

8.  „Person"  ist  eine  natürliche  oder  eine  juristische  Person; 

9.  „zuständige  Finanzbehörde"  ist  eine  zuständige  Behörde,  die 
gemäß  dem  Verfahren  in  Artikel  11  der  Richtlinie 
2003/6/EG  benannt  wird; 

10.  „nationale  Regulierungsbehörde"  ist  eine  nationale  Regulie- 
rungsbehörde, die  gemäß  Artikel  3  5  Absatz  1  der  Richtlinie 
2009/72/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  13.  Juli  2009  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den 
Elektrizitätsbinnenmarkt  (')  oder  gemäß  Artikel  39  Ab- 
satz 1  der  Richtlinie  2009/7  3/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  1 3.  Juli  2009  über  gemeinsame 
Vorschriften  für  den  Erdgasbinnenmarkt  (2)  benannt  wird; 

11.  „Übertragungsnetzbetreiber/Fernleitungsnetzbetreiber"  ist  im 
Sinne  von  Artikel  2  Nummer  4  der  Richtlinie  2009/72/EG 
und  Artikel  2  Nummer  4  der  Richtlinie  2009/7 3/EG  zu 
verstehen; 


(!)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  55. 
(2)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  94. 


12.  „Mutterunternehmen"  ist  ein  Mutterunternehmen  im  Sinne 
der  Artikel  1  und  2  der  Siebten  Richtlinie  83/349/EWG  des 
Rates  vom  13.  Juni  1983  aufgrund  von  Artikel  54  Absatz  3 
Buchstabe  g  des  Vertrags  über  den  konsolidierten  Ab- 
schluss  (3); 

1 3.  „verbundenes  Unternehmen"  ist  ein  Tochterunternehmen 
oder  ein  anderes  Unternehmen,  an  dem  eine  Beteiligung 
gehalten  wird,  oder  ein  Unternehmen,  das  mit  einem  ande- 
ren durch  eine  Beziehung  im  Sinne  des  Artikels  12  Ab- 
satz 1  der  Richtlinie  83/349/EWG  verbunden  ist; 

14.  „Verteilung  von  Erdgas"  ist  im  Sinne  von  Artikel  2  Num- 
mer 5  der  Richtlinie  2009/73/EG  zu  verstehen; 

15.  „Verteilung  von  Strom"  ist  im  Sinne  von  Artikel  2  Num- 
mer 5  der  Richtlinie  2009/72/EG  zu  verstehen. 

Artikel  3 
Verbot  von  Insider-Handel 

(1)  Personen,  die  über  Insider-Informationen  in  Bezug  auf  ein 
Energiegroßhandelsprodukt  verfügen,  ist  es  untersagt, 

a)  diese  Informationen  im  Wege  des  Erwerbs  oder  der  Veräuße- 
rung von  Energiegroßhandelsprodukten,  auf  die  sich  die  In- 
formation bezieht,  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  direkt 
oder  indirekt  zu  nutzen,  oder  dies  zu  versuchen; 

b)  diese  Informationen  an  Dritte  weiterzugeben,  soweit  dies 
nicht  im  normalen  Rahmen  der  Ausübung  ihrer  Arbeit 
oder  ihres  Berufes  oder  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  ge- 
schieht; 

c)  auf  der  Grundlage  von  Insider-Informationen  anderen  Per- 
sonen zu  empfehlen  oder  andere  Personen  dazu  zu  verleiten, 
Energiegroßhandelsprodukte,  auf  die  sich  die  Information 
bezieht,  zu  erwerben  oder  zu  veräußern. 

(2)  Das  Verbot  nach  Absatz  1  gilt  für  folgende  Personen,  die 
über  Insider-Informationen  in  Bezug  auf  ein  Energiegroßhan- 
delsprodukt verfügen: 

a)  Mitglieder  der  Verwaltungs-,  Geschäftsführungs-  und  Auf- 
sichtsorgane eines  Unternehmens, 

b)  Personen  mit  Beteiligung  am  Kapital  eines  Unternehmens, 

c)  Personen,  die  im  Rahmen  der  Ausübung  ihrer  Arbeit  oder 
ihres  Berufes  oder  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  Zugang  zu 
der  Information  haben, 

d)  Personen,  die  sich  diese  Informationen  auf  kriminelle  Weise 
beschafft  haben, 

e)  Personen,  die  wissen  oder  wissen  müssten,  dass  es  sich  um 
Insider-Informationen  handelt. 


(3)  ABl.  L  193  vom  18.7.1983,  S.  1. 
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(3)  Absatz  1  Buchstaben  a  und  c  finden  keine  Anwendung, 
wenn  Übertragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber  Strom  oder  Erd- 
gas kaufen,  um  den  sicheren  Netzbetrieb  gemäß  ihren  Verpflich- 
tungen nach  Artikel  12  Buchstaben  d  und  e  der  Richtlinie 
2009/72/EG  oder  Artikel  13  Absatz  1  Buchstaben  a  und  c 
der  Richtlinie  2009/7 3/EG  zu  gewährleisten. 

(4)  Dieser  Artikel  gilt  nicht  für 

a)  Transaktionen,  durch  die  einer  fällig  gewordenen  Verpflich- 
tung zum  Erwerb  oder  zur  Veräußerung  von  Energiegroß- 
handelsprodukten nachgekommen  werden  soll,  wenn  diese 
Verpflichtung  auf  einer  Vereinbarung  oder  einem  Handels- 
auftrag beruht,  die  geschlossen  bzw.  der  erteilt  wurde,  bevor 
die  betreffende  Person  in  den  Besitz  der  Insider-Information 
gelangt  ist; 

b)  Transaktionen  von  Stromerzeugern  und  Erdgasproduzenten, 
Betreibern  von  Erdgasspeicheranlagen  oder  Betreibern  von 
Flüssiggaseinfuhranlagen,  die  ausschließlich  der  Deckung  di- 
rekter physischer  Verluste  infolge  unvorhergesehener  Ausfälle 
dienen,  wenn  die  Marktteilnehmer  andernfalls  nicht  in  der 
Lage  wären,  die  geltenden  Vertragsverpflichtungen  zu  erfül- 
len, oder  wenn  dies  im  Einvernehmen  mit  dem/den  betrof- 
fenen Ubertragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber(n)  erfolgt,  um 
den  sicheren  Netzbetrieb  zu  gewährleisten.  In  einem  solchen 
Fall  werden  die  einschlägigen  Informationen  über  die  Trans- 
aktionen der  Agentur  und  der  nationalen  Regulierungs- 
behörde übermittelt.  Diese  Meldepflicht  gilt  unbeschadet 
der  in  Artikel  4  Absatz  1  enthaltenen  Verpflichtung; 

c)  Marktteilnehmer,  die  unter  nationalen  Notfallvorschriften 
handeln,  wenn  nationale  Behörden  eingegriffen  haben,  um 
die  Versorgung  mit  Strom  oder  Erdgas  zu  gewährleisten,  und 
die  Marktmechanismen  in  einem  Mitgliedstaat  oder  Teilen 
davon  ausgesetzt  worden  sind.  In  diesem  Fall  gewährleistet 
die  für  die  Notfallplanung  zuständige  Behörde  die  Veröffent- 
lichung im  Einklang  mit  Artikel  4. 

(5)  Sofern  es  sich  bei  den  Personen,  die  über  Insider-Infor- 
mationen über  ein  Energiegroßhandelsprodukt  verfügen,  um  ju- 
ristische Personen  handelt,  gelten  die  Verbote  nach  Absatz  1 
auch  für  die  natürlichen  Personen,  die  an  dem  Beschluss  betei- 
ligt sind,  die  Transaktion  für  Rechnung  der  betreffenden  juris- 
tischen Person  zu  tätigen. 

(6)  Werden  Informationen  zu  journalistischen  oder  künstleri- 
schen Zwecken  verbreitet,  wird  eine  solche  Verbreitung  von 
Informationen  unter  Berücksichtigung  der  in  Bezug  auf  die  Pres- 
sefreiheit und  die  freie  Meinungsäußerung  in  anderen  Medien 
geltenden  Regeln  beurteilt,  es  sei  denn,  dass 

a)  die  betreffenden  Personen  aus  der  Verbreitung  der  betreffen- 
den Informationen  direkt  oder  indirekt  einen  Nutzen  ziehen 
oder  Gewinne  schöpfen,  oder 

b)  die  Bereitstellung  oder  Verbreitung  mit  der  Absicht  erfolgt, 
den  Markt  in  Bezug  auf  das  Angebot  von  Energiegroßhan- 
delsprodukten, die  Nachfrage  danach  oder  ihren  Preis  irre- 
zuführen. 


Artikel  4 

Verpflichtung  zur  Veröffentlichung  von  Insider- 
Informationen 

(1)  Die  Marktteilnehmer  geben  die  ihnen  vorliegenden  In- 
sider-Informationen in  Bezug  auf  das  Unternehmen  oder  auf 
Anlagen,  die  sich  im  Eigentum  des  betreffenden  Marktteilneh- 
mers oder  seines  Mutterunternehmens  oder  eines  verbundenen 
Unternehmens  befinden  oder  von  diesem  kontrolliert  werden 
oder  für  deren  betriebliche  Angelegenheiten  dieser  Marktteilneh- 
mer oder  dieses  Unternehmen  ganz  oder  teilweise  verantwort- 
lich ist,  effektiv  und  rechtzeitig  bekannt.  Zu  den  bekanntgege- 
benen Informationen  zählen  Informationen  über  die  Kapazität 
und  die  Nutzung  von  Anlagen  zur  Erzeugung  und  Speicherung, 
zum  Verbrauch  oder  zur  Übertragung/Fernleitung  von  Strom 
oder  Erdgas  bzw.  Informationen,  die  die  Kapazität  und  die  Nut- 
zung von  Flüssiggasanlagen,  einschließlich  der  geplanten  oder 
ungeplanten  NichtVerfügbarkeit  dieser  Anlagen,  betreffen. 

(2)  Ein  Marktteilnehmer  darf  die  Bekanntgabe  von  Insider- 
Informationen  auf  eigene  Verantwortung  ausnahmsweise  auf- 
schieben, wenn  diese  Bekanntgabe  seinen  berechtigten  Interes- 
sen schaden  könnte,  sofern  diese  Unterlassung  nicht  geeignet  ist, 
die  Öffentlichkeit  irrezuführen,  und  der  Marktteilnehmer  in  der 
Lage  ist,  die  Vertraulichkeit  der  Information  zu  gewährleisten 
und  er  auf  der  Grundlage  dieser  Informationen  keine  den  Han- 
del mit  Energiegroßhandelsprodukten  betreffenden  Entscheidun- 
gen trifft.  In  einem  solchen  Fall  übermittelt  der  Marktteilnehmer 
diese  Information  zusammen  mit  einer  Begründung  für  den 
Aufschub  der  Bekanntgabe  unverzüglich  an  die  Agentur  und 
die  betreffende  nationale  Regulierungsbehörde  unter  Beachtung 
von  Artikel  8  Absatz  5. 


(3)  Gibt  ein  Marktteilnehmer  oder  eine  Person,  die  bei  einem 
Marktteilnehmer  beschäftigt  ist  oder  in  seinem  Namen  handelt, 
Informationen  über  ein  Energiegroßhandelsprodukt  im  norma- 
len Rahmen  der  Ausübung  seiner/ihrer  Arbeit  oder  seines/ihres 
Berufes  oder  der  Erfüllung  seiner/ihrer  Aufgaben,  wie  in 
Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  b  dargelegt,  bekannt,  stellt  dieser 
Marktteilnehmer  oder  diese  Person  die  zeitgleiche,  vollständige 
und  tatsächliche  Bekanntgabe  dieser  Information  sicher.  Im  Fall 
einer  nicht  absichtlichen  Weitergabe  sorgt  der  Marktteilnehmer 
dafür,  dass  die  Informationen  so  rasch  wie  möglich  nach  der 
nicht  absichtlichen  Weitergabe  vollständig  und  tatsächlich  be- 
kannt gegeben  werden.  Dieser  Absatz  findet  keine  Anwendung, 
wenn  die  Person,  an  die  die  Informationen  weitergegeben  wer- 
den, zur  Vertraulichkeit  verpflichtet  ist,  unabhängig  davon,  ob 
sich  diese  Verpflichtung  aus  Rechts-  oder  Verwaltungsvorschrif- 
ten, einer  Satzung  oder  einem  Vertrag  ergibt. 

(4)  Die  Veröffentlichung  von  Insider-Informationen,  auch  in 
aggregierter  Form,  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009 
oder  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  oder  nach  diesen  Ver- 
ordnungen zu  verabschiedenden  Leitlinien  und  Netzkodizes  gilt 
als  eine  zeitgleiche,  vollständige  und  tatsächliche  Bekanntgabe. 

(5)  Wurde  einem  Übertragungsnetzbetreiber/Fernleitungs- 
netzbetreiber entsprechend  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009 
oder  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  eine  Befreiung  von  der 
Pflicht  zur  Veröffentlichung  bestimmter  Daten  gewährt,  ist  die- 
ser Betreiber  damit  auch  von  der  Verpflichtung  gemäß  Absatz  1 
dieses  Artikels  in  Bezug  auf  diese  Daten  befreit. 
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(6)  Die  Absätze  1  und  2  gelten  unbeschadet  der  Verpflich- 
tungen der  Marktteilnehmer  gemäß  den  Richtlinien  2009/72/EG 
und  2009/73/EG  und  den  Verordnungen  (EG)  Nr.  714/2009 
und  (EG)  Nr.  715/2009  einschließlich  der  gemäß  diesen  Richt- 
linien und  Verordnungen  verabschiedeten  Leitlinien  und  Netz- 
kodizes,  insbesondere  betreffend  den  Zeitpunkt  und  die  Art  und 
Weise  der  Veröffentlichung  von  Informationen. 

(7)  Die  Absätze  1  und  2  lassen  das  Recht  der  Marktteilneh- 
mer unberührt,  die  Bekanntgabe  sensibler  Informationen  über 
den  Schutz  kritischer  Infrastrukturen  gemäß  Artikel  2  Buchsta- 
be d  der  Richtlinie  2008/1 14/EG  des  Rates  vom  8.  Dezember 
2008  über  die  Ermittlung  und  Ausweisung  europäischer  kriti- 
scher Infrastrukturen  und  die  Bewertung  der  Notwendigkeit, 
ihren  Schutz  zu  verbessern  (!),  aufzuschieben,  wenn  sie  in  ihren 
Ländern  als  Verschlusssache  eingestuft  werden. 

Artikel  5 

Verbot  der  Marktmanipulation 

Die  Vornahme  oder  der  Versuch  der  Vornahme  von  Marktmani- 
pulation auf  den  Energiegroßhandelsmärkten  ist  untersagt. 

Artikel  6 

Technische  Aktualisierung  der  Begriffsbestimmungen  von 
Insider-Informationen  und  Marktmanipulation 

(1)  Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  gemäß 
Artikel  20  delegierte  Rechtsakte  zu  erlassen,  um 

a)  die  Begriffsbestimmungen  in  Artikel  2  Nummern  1,  2,  3  und 
5  anzupassen,  damit  die  Kohärenz  mit  sonstigen  einschlägi- 
gen Rechtsvorschriften  der  Union  in  den  Bereichen  Finanz- 
dienstleistungen und  Energie  sichergestellt  wird,  und 

b)  diese  Begriffsbestimmungen  allein  zu  dem  Zweck  zu  aktua- 
lisieren, dass  künftigen  Entwicklungen  auf  den  Energiegroß- 
handelsmärkten Rechnung  getragen  wird. 

(2)  In  den  delegierten  Rechtsakten  nach  Absatz  1  werden 
mindestens  berücksichtigt: 

a)  die  spezifische  Funktionsweise  der  Energiegroßhandels- 
märkte, einschließlich  der  Besonderheiten  der  Elektrizitäts- 
und der  Gasmärkte,  und  die  Interaktion  zwischen  Waren- 
märkten und  Derivatemärkten, 

b)  die  Möglichkeit  von  Manipulationen  über  Grenzen  hinweg, 
zwischen  Strom-  und  Gasmärkten  und  auf  Waren-  und  Deri- 
vatemärkten, 

c)  die  potenziellen  Auswirkungen  der  tatsächlichen  oder  ge- 
planten Produktion,  des  tatsächlichen  oder  geplanten  Ver- 
brauchs und  der  tatsächlichen  oder  geplanten  Nutzung  von 
Übertragungs-/Fernleitungs-  oder  Speicherkapazitäten  auf  die 
Energiegroßhandelsmarktpreise  und 


(!)  ABl.  L  345  vom  23.12.2008,  S.  75. 


d)  in  Einklang  mit  den  Verordnungen  (EG)  Nr.  714/2009  und 
(EG)  Nr.  715/2009  angenommene  Netzkodizes  und  Rah- 
menleitlinien. 


Artikel  7 

Marktüberwachung 

(1)  Die  Agentur  überwacht  den  Handel  mit  Energiegroßhan- 
delsprodukten, um  auf  Insider-Informationen  und  Marktmani- 
pulation basierenden  Handel  aufzudecken  und  zu  verhindern. 
Sie  erhebt  die  Daten  zur  Bewertung  und  Überwachung  der 
Energiegroßhandelsmärkte  wie  in  Artikel  8  vorgesehen. 


(2)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  arbeiten  bei  der 
Überwachung  der  Energiegroßhandelsmärkte  nach  Absatz  1 
auf  regionaler  Ebene  und  mit  der  Agentur  zusammen.  Zu  die- 
sem Zweck  haben  die  nationalen  Regulierungsbehörden  Zugang 
zu  einschlägigen  Informationen,  die  die  Agentur  nach  Absatz  1 
erhoben  hat;  dies  gilt  vorbehaltlich  des  Artikels  10  Absatz  2. 
Die  nationalen  Regulierungsbehörden  können  auch  den  Handel 
mit  Energiegroßhandelsprodukten  auf  nationaler  Ebene  über- 
wachen. 


Die  Mitgliedstaaten  können  für  ihre  nationale  Wettbewerbs- 
behörde oder  eine  in  dieser  Behörde  angesiedelte  Marktüber- 
wachungsstelle vorsehen,  dass  sie  zusammen  mit  der  nationalen 
Regulierungsbehörde  den  Markt  überwacht.  Bei  der  Marktüber- 
wachung hat  die  nationale  Wettbewerbsbehörde  oder  Markt- 
überwachungsstelle dieselben  Rechte  und  Pflichten  wie  die  na- 
tionale Regulierungsbehörde  gemäß  Unterabsatz  1,  Absatz  3 
Unterabsatz  2  zweiter  Satz,  Artikel  4  Absatz  2  zweiter  Satz, 
Artikel  8  Absatz  5  erster  Satz  und  Artikel  16. 


(3)  Die  Agentur  legt  mindestens  einmal  jährlich  der  Kommis- 
sion einen  Bericht  über  ihre  Tätigkeit  im  Rahmen  dieser  Ver- 
ordnung vor  und  macht  ihn  öffentlich  zugänglich.  In  diesen 
Berichten  bewertet  die  Agentur  die  Funktionsweise  und  Trans- 
parenz verschiedener  Kategorien  von  Marktplätzen  und  ver- 
schiedener Handelsarten  und  kann  der  Kommission  Empfehlun- 
gen in  Bezug  auf  Marktregeln,  Normen  und  Verfahren  unter- 
breiten, mit  denen  die  Integrität  des  Marktes  und  das  Funktio- 
nieren des  Binnenmarktes  verbessert  werden  könnten.  Sie  kann 
auch  prüfen,  ob  Mindestanforderungen  für  organisierte  Märkte 
zur  Erhöhung  der  Markttransparenz  beitragen  könnten.  Die  Be- 
richte können  mit  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  2  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  713/2009  genannten  Bericht  kombiniert  werden. 


Die  Agentur  kann  der  Kommission  Empfehlungen  unterbreiten 
zu  den  Aufzeichnungen  der  Transaktionen  einschließlich  der 
Handelsaufträge,  die  ihrer  Ansicht  nach  für  eine  wirksame  und 
effiziente  Überwachung  der  Energiegroßhandelsmärkte  notwen- 
dig sind.  Vor  der  Abgabe  solcher  Empfehlungen  konsultiert  die 
Agentur  die  interessierten  Parteien,  vor  allem  die  nationalen 
Regulierungsbehörden,  die  zuständigen  Finanzbehörden  der  Mit- 
gliedstaaten, die  nationalen  Wettbewerbsbehörden  und  ESMA. 


Sämtliche  Empfehlungen  sollten  dem  Europäischen  Parlament, 
dem  Rat,  der  Kommission  und  der  Öffentlichkeit  zugänglich 
gemacht  werden. 
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Artikel  8 
Datenerhebung 

(1)  Marktteilnehmer  oder  eine  in  Absatz  4  Buchstabe  b  bis  f 
genannte  und  in  ihrem  Namen  handelnde  Person  oder  Behörde 
übermitteln  der  Agentur  Aufzeichnungen  der  Transaktionen  am 
Energiegroßhandelsmarkt  einschließlich  der  Handelsaufträge.  Die 
gemeldeten  Informationen  umfassen  genaue  Angaben  über  die 
erworbenen  und  veräußerten  Energiegroßhandelsprodukte,  die 
vereinbarten  Preise  und  Mengen,  die  Tage  und  Uhrzeiten  der 
Ausführung,  die  Parteien  und  Begünstigten  der  Transaktionen 
und  sonstige  einschlägige  Informationen.  Obgleich  die  Gesamt- 
verantwortung bei  den  Marktteilnehmern  liegt,  gilt  die  Melde- 
pflicht des  betreffenden  Marktteilnehmers  als  erfüllt,  wenn  die 
angeforderten  Informationen  von  einer  in  Absatz  4  Buchsta- 
ben b  bis  f  genannten  Person  oder  Behörde  übermittelt  wurden. 

(2)  Im  Wege  von  Durchführungsrechtsakten 

a)  erstellt  die  Kommission  eine  Liste  der  Verträge  und  Derivate 
einschließlich  der  Handelsaufträge,  die  gemäß  Absatz  1  zu 
melden  sind  und  legt  gegebenenfalls  angemessene  Bagatell- 
grenzen für  die  Meldung  von  Transaktionen  fest; 

b)  erlässt  sie  einheitliche  Vorschriften  über  die  Meldung  der 
gemäß  Absatz  1  bereitzustellenden  Informationen; 

c)  legt  sie  den  Zeitpunkt  und  die  Form  für  die  Meldung  dieser 
Informationen  fest. 

Diese  Durchführungsrechtsakte  werden  nach  dem  in  Artikel  21 
Absatz  2  genannten  Prüfverfahren  erlassen.  Sie  berücksichtigen 
die  bestehenden  Meldesysteme. 

(3)  In  Absatz  4  Buchstaben  a  bis  d  genannte  Personen,  die 
Transaktionen  gemäß  der  Richtlinie  2004/39/EG  oder  gemäß 
der  anwendbaren  Rechtsvorschriften  der  Union  über  Transaktio- 
nen mit  Derivaten,  zentrale  Gegenparteien  und  Transaktions- 
register gemeldet  haben,  unterliegen  keiner  doppelten  Melde- 
pflicht in  Bezug  auf  diese  Transaktionen. 

Unbeschadet  Unterabsatz  1  kann  durch  die  in  Absatz  2  genann- 
ten Durchführungsrechtsakte  ermöglicht  werden,  dass  organi- 
sierte Märkte,  Systeme  zur  Zusammenführung  von  Kaufs-  und 
Verkaufsaufträgen  oder  Meldesysteme  der  Agentur  Aufzeichnun- 
gen der  Energiegroßhandelstransaktionen  übermitteln. 

(4)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  werden  Informationen 
bereitgestellt  durch 

a)  den  Marktteilnehmer, 

b)  einen  Dritten  im  Namen  des  Marktteilnehmers, 

c)  ein  Meldesystem, 

d)  einen  organisierten  Markt,  ein  System  zur  Zusammenfüh- 
rung von  Kaufs-  und  Verkaufsaufträgen  („trade  matching 
System")  oder  andere  Personen,  die  beruflich  Transaktionen 
arrangieren, 


e)  ein  gemäß  den  anwendbaren  Rechtsvorschriften  der  Union 
über  Transaktionen  mit  Derivaten,  zentrale  Gegenparteien 
und  Transaktionsregister  registriertes  oder  anerkanntes 
Transaktionsregister,  oder 

f)  eine  zuständige  Behörde,  bei  der  diese  Informationen  gemäß 
Artikel  25  Absatz  3  der  Richtlinie  2004/39/EG  eingegangen 
sind,  oder  die  ESMA,  bei  der  diese  Informationen  gemäß  den 
anwendbaren  Rechtsvorschriften  der  Union  über  Transaktio- 
nen mit  Derivaten,  zentrale  Gegenparteien  und  Transaktions- 
register eingegangen  sind. 

(5)  Die  Marktteilnehmer  übermitteln  der  Agentur  und  den 
nationalen  Regulierungsbehörden  Informationen  über  die  Kapa- 
zität und  Nutzung  von  Anlagen  zur  Erzeugung  und  Speiche- 
rung, zum  Verbrauch  oder  zur  Übertragung/Fernleitung  von 
Strom  oder  Erdgas  oder  über  die  Kapazität  und  Nutzung  von 
Flüssiggasanlagen,  einschließlich  der  geplanten  oder  ungeplanten 
NichtVerfügbarkeit  dieser  Anlagen,  zum  Zweck  der  Über- 
wachung der  Energiegroßhandelsmärkte.  Die  Meldepflichten 
der  Marktteilnehmer  sind  dadurch  auf  ein  Mindestmaß  zu  be- 
schränken, dass  die  erforderlichen  Informationen  nach  Möglich- 
keit ganz  oder  teilweise  mithilfe  bestehender  Quellen  erfasst 
werden. 

(6)  Im  Wege  von  Durchführungsrechtsakten 

a)  erlässt  die  Kommission  einheitliche  Vorschriften  über  die 
Meldung  der  Informationen,  die  gemäß  Absatz  5  bereit- 
zustellen sind  und  gegebenenfalls  über  angemessene  Bagatell- 
grenzen für  diese  Meldung; 

b)  legt  sie  den  Zeitpunkt  und  die  Form  für  die  Meldung  dieser 
Informationen  fest. 

Diese  Durchführungsrechtsakte  werden  nach  dem  in  Artikel  21 
Absatz  2  genannten  Prüfverfahren  erlassen.  In  ihnen  werden  die 
geltenden  Meldepflichten  gemäß  den  Verordnungen  (EG) 
Nr.  714/2009  und  (EG)  Nr.  715/2009  berücksichtigt. 

Artikel  9 

Registrierung  der  Marktteilnehmer 

(1)  Marktteilnehmer,  die  Transaktionen  abschließen,  die  ge- 
mäß Artikel  8  Absatz  1  der  Agentur  zu  melden  sind,  müssen 
sich  bei  der  nationalen  Regulierungsbehörde  in  dem  Mitglied- 
staat, in  dem  sie  ihren  Sitz  haben  oder  ansässig  sind,  oder,  falls 
sie  nicht  in  der  Union  ihren  Sitz  haben  oder  ansässig  sind,  in 
dem  Mitgliedstaat  in  dem  sie  tätig  sind,  registrieren  lassen. 

Ein  Marktteilnehmer  darf  sich  nur  bei  einer  nationalen  Regulie- 
rungsbehörde registrieren  lassen.  Mitgliedstaaten  dürfen  von  ei- 
nem Marktteilnehmer,  der  bereits  in  einem  anderen  Mitglied- 
staat registriert  ist,  nicht  verlangen,  dass  er  sich  erneut  regis- 
trieren lässt. 

Die  Registrierung  von  Marktteilnehmern  berührt  nicht  die  Ver- 
pflichtung, die  anwendbaren  Handels-,  Regel-  und  Ausgleichs- 
vorschriften einzuhalten. 
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(2)  Spätestens  drei  Monate  nach  dem  Erlass  der  Durchfüh- 
rungsrechtsakte gemäß  Artikel  8  Absatz  2  durch  die  Kommis- 
sion, richten  die  nationalen  Regulierungsbehörden  nationale 
Verzeichnisse  der  Marktteilnehmer  ein,  die  sie  auf  dem  jeweils 
neuesten  Stand  halten.  Im  Verzeichnis  ist  jedem  Marktteilneh- 
mer eine  eigene  Kennung  zugewiesen  und  sind  hinreichende 
Informationen  enthalten,  um  den  Marktteilnehmer  identifizieren 
zu  können,  so  u.  a.  zweckdienliche  Angaben  zu  seiner  Mehr- 
wertsteuernummer, seines  Sitzes,  den  für  die  betrieblichen  und 
handelsbezogenen  Entscheidungen  verantwortlichen  Personen 
und  dem  letzten  Controller  oder  Begünstigten  der  Handelstätig- 
keiten des  Marktteilnehmers. 

(3)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  übermitteln  der 
Agentur  die  Informationen  aus  ihren  nationalen  Verzeichnissen 
in  einem  von  der  Agentur  festgelegten  Format.  Die  Agentur  legt 
in  Zusammenarbeit  mit  diesen  Behörden  dieses  Format  fest  und 
gibt  es  bis  zum  29.  Juni  2012  bekannt.  Auf  der  Grundlage  der 
von  den  nationalen  Regulierungsbehörden  bereitgestellten  Infor- 
mationen erstellt  die  Agentur  ein  europäisches  Verzeichnis  der 
Marktteilnehmer.  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  und  an- 
dere zuständigen  Behörden  haben  Zugang  zum  europäischen 
Verzeichnis.  Vorbehaltlich  des  Artikels  17  kann  die  Agentur 
beschließen,  das  europäische  Verzeichnis  oder  Auszüge  daraus 
öffentlich  zugänglich  zu  machen,  vorausgesetzt,  es  werden  keine 
wirtschaftlich  sensiblen  Daten  über  einzelne  Marktteilnehmer 
offen  gelegt. 

(4)  Die  in  Absatz  1  genannten  Marktteilnehmer  übermitteln 
der  nationalen  Regulierungsbehörde  das  Registrierungsformblatt 
bevor  sie  eine  Transaktion  abschließen,  die  gemäß  Artikel  8 
Absatz  1  der  Agentur  gemeldet  werden  muss. 

(5)  Die  in  Absatz  1  genannten  Marktteilnehmer  teilen  der 
nationalen  Regulierungsbehörde  unverzüglich  jede  Änderung 
mit,  die  sich  hinsichtlich  der  im  Registrierungsformblatt  ange- 
gebenen Informationen  ergeben  hat. 

Artikel  10 

Informationsaustausch  zwischen  der  Agentur  und  anderen 
Behörden 

(1)  Die  Agentur  richtet  Verfahren  ein  für  den  Austausch  der 
bei  ihr  nach  Artikel  7  Absatz  1  und  Artikel  8  eingehenden 
Informationen  mit  den  nationalen  Regulierungsbehörden,  den 
zuständigen  Finanzbehörden  der  Mitgliedstaaten,  den  nationalen 
Wettbewerbsbehörden,  der  ESMA  und  anderen  relevanten  Be- 
hörden. Bevor  die  Agentur  solche  Verfahren  einrichtet,  konsul- 
tiert sie  die  genannten  Behörden. 

(2)  Die  Agentur  gewährt  nur  denjenigen  Behörden  Zugang 
zu  den  Verfahren  nach  Absatz  1,  die  Systeme  eingerichtet  ha- 
ben, die  es  der  Agentur  ermöglichen,  die  Anforderungen  gemäß 
Artikel  12  Absatz  1  zu  erfüllen. 


(3)  Gemäß  den  anwendbaren  Rechtsvorschriften  der  Union 
über  Transaktionen  mit  Derivaten,  zentrale  Gegenparteien  und 
Transaktionsregister  registrierte  oder  anerkannte  Transaktions- 
register stellen  der  Agentur  alle  von  ihnen  erhobenen  einschlä- 
gigen Informationen  über  Energiegroßhandelsprodukte  und  De- 
rivate von  Emissionszertifikaten  zur  Verfügung. 


Die  ESMA  übermittelt  der  Agentur  Meldungen  über  Transaktio- 
nen mit  Energiegroßhandelsprodukten,  die  gemäß  Artikel  25 
Absatz  3  der  Richtlinie  2004/39/EG  und  den  anwendbaren 
Rechtsvorschriften  der  Union  über  Transaktionen  mit  Derivaten, 
zentrale  Gegenparteien  und  Transaktionsregister  eingegangen 
sind.  Die  zuständigen  Behörden,  die  Meldungen  über  Trans- 
aktionen mit  Energiegroßhandelsprodukten  erhalten,  die  gemäß 
Artikel  25  Absatz  3  der  Richtlinie  2004/39/EG  eingegangen 
sind,  übermitteln  diese  Meldungen  der  Agentur. 


Die  Agentur  und  die  für  die  Überwachung  des  Handels  mit 
Emissionszertifikaten  und  damit  zusammenhängenden  Deri- 
vaten zuständigen  Behörden  kooperieren  miteinander  und  füh- 
ren ein  angemessenes  Verfahren  ein,  durch  das  die  Agentur 
Zugang  zu  Aufzeichnungen  über  Transaktionen  mit  solchen 
Zertifikaten  und  Derivaten  erhält,  wenn  diese  Behörden  Infor- 
mationen über  solche  Transaktionen  erfassen. 


Artikel  11 
Datenschutz 

Diese  Verordnung  berührt  weder  die  aus  der  Richtlinie 
95/46/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
24.  Oktober  1995  zum  Schutz  natürlicher  Personen  bei  der 
Verarbeitung  personenbezogener  Daten  und  zum  freien  Daten- 
verkehr (J)  erwachsenden  Verpflichtungen  der  Mitgliedstaaten 
hinsichtlich  der  Verarbeitung  personenbezogener  Daten  noch 
die  aus  der  Verordnung  (EG)  Nr.  45/2001  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  18.  Dezember  2000  zum  Schutz 
natürlicher  Personen  bei  der  Verarbeitung  personenbezogener 
Daten  durch  die  Organe  und  Einrichtungen  der  Gemeinschaft 
und  zum  freien  Datenverkehr  (2)  erwachsenden  Verpflichtungen 
der  Agentur  hinsichtlich  der  Verarbeitung  personenbezogener 
Daten  bei  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben. 

Artikel  12 

Operationelle  Zuverlässigkeit 

(1)  Die  Agentur  gewährleistet  Vertraulichkeit,  Integrität  und 
Schutz  der  gemäß  Artikel  4  Absatz  2  sowie  gemäß  den  Arti- 
keln 8  und  10  eingegangenen  Informationen.  Die  Agentur  er- 
greift alle  erforderlichen  Maßnahmen,  um  den  Missbrauch  der  in 
ihren  Systemen  verwalteten  Informationen  und  den  nicht  auto- 
risierten Zugang  zu  ihnen  zu  verhindern. 


Die  nationalen  Regulierungsbehörden,  die  zuständigen  Finanz- 
behörden der  Mitgliedstaaten,  die  nationalen  Wettbewerbsbehör- 
den, die  ESMA  und  andere  relevante  Behörden  gewährleisten 
Vertraulichkeit,  Integrität  und  Schutz  der  gemäß  Artikel  4  Ab- 
satz 2,  Artikel  7  Absatz  2,  Artikel  8  Absatz  5  oder  Artikel  10 
bei  ihnen  eingegangenen  Informationen  und  treffen  Maßnah- 
men, um  jeden  Missbrauch  solcher  Informationen  zu  verhin- 
dern. 


Die  Agentur  ermittelt  Quellen  betriebstechnischer  Risiken  und 
minimiert  diese  Risiken  durch  Entwicklung  geeigneter  Systeme, 
Kontrollen  und  Verfahren. 


(!)  ABl.  L  281  vom  23.11.1995,  S.  31. 
(2)  ABl.  L  8  vom  12.1.2001,  S.  1. 
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(2)  Vorbehaltlich  des  Artikels  17  kann  die  Agentur  beschlie- 
ßen, Teile  der  Informationen,  über  die  sie  verfügt,  öffentlich 
zugänglich  zu  machen,  vorausgesetzt,  dass  keine  wirtschaftlich 
sensiblen  Daten  über  einzelne  Marktteilnehmer  oder  einzelne 
Transaktionen  oder  einzelne  Handelsplätze  offen  gelegt  werden 
und  dahingehend  auch  keine  Rückschlüsse  gezogen  werden 
können. 

Die  Agentur  macht  unter  Berücksichtigung  etwaiger  Vertraulich- 
keitserfordernisse ihre  Bestände  wirtschaftlich  nicht  sensibler 
Handelsdaten  für  wissenschaftliche  Zwecke  zugänglich. 

Die  Informationen  werden  veröffentlicht  oder  zugänglich  ge- 
macht, um  die  Transparenz  auf  den  Energiegroßhandelsmärkten 
zu  erhöhen,  sofern  dies  höchstwahrscheinlich  keine  Störung  des 
Wettbewerbs  auf  diesen  Energiemärkten  mit  sich  bringt. 

Die  Agentur  verbreitet  Informationen  in  fairer  Weise  gemäß 
transparenter  Vorschriften,  die  sie  verfasst  und  öffentlich  zu- 
gänglich macht. 

Artikel  13 

Umsetzung  der  Marktmissbrauchsverbote 

(1)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  stellen  sicher,  dass 
die  in  den  Artikeln  3  und  5  festgelegten  Verbote  und  die  in 
Artikel  4  festgelegte  Verpflichtung  angewendet  werden. 

Jeder  Mitgliedstaat  stellt  sicher,  dass  seine  nationalen  Regulie- 
rungsbehörden bis  zum  29.  Juni  2013  mit  den  für  die  Aus- 
übung dieser  Funktion  notwendigen  Untersuchungs-  und 
Durchsetzungsbefugnissen  ausgestattet  sind.  Diese  Befugnisse 
werden  in  verhältnismäßiger  Weise  ausgeübt. 

Diese  Befugnisse  können 

a)  direkt, 

b)  in  Zusammenarbeit  mit  anderen  Behörden  oder 

c)  durch  Antrag  bei  den  zuständigen  Justizbehörden 
ausgeübt  werden. 

Die  nationalen  Regulierungsbehörden  können  gegebenenfalls 
ihre  Untersuchungsbefugnisse  in  Zusammenarbeit  mit  organi- 
sierten Märkten,  Systemen  zur  Zusammenführung  von  Kaufs- 
und Verkaufsaufträgen  („trade  matching  System")  oder  den  an- 
deren in  Artikel  8  Absatz  4  Buchstabe  d  genannten  Personen, 
die  beruflich  Transaktionen  arrangieren,  ausüben. 

(2)  Die  Untersuchungs-  und  Durchsetzungsbefugnisse  nach 
Absatz  1  beschränken  sich  auf  den  Zweck  der  Untersuchung. 
Sie  werden  im  Einklang  mit  dem  innerstaatlichen  Recht  aus- 
geübt und  umfassen  das  Recht 

a)  relevante  Unterlagen  aller  Art  einzusehen  und  Kopien  von 
ihnen  zu  erhalten, 

b)  von  jeder  relevanten  Person  Auskünfte  anzufordern,  auch 
von  Personen,  die  an  der  Übermittlung  von  Aufträgen  oder 


an  der  Ausführung  der  betreffenden  Handlungen  nacheinan- 
der beteiligt  sind,  sowie  von  deren  Auftraggebern,  und,  falls 
notwendig,  das  Recht,  solche  Personen  oder  Auftraggeber 
vorzuladen  und  zu  vernehmen, 

c)  Ermittlungen  vor  Ort  durchzuführen, 

d)  bereits  existierende  Aufzeichnungen  von  Telefongesprächen 
und  Datenübermittlungen  anzufordern, 

e)  die  Einstellung  von  Praktiken  zu  verlangen,  die  gegen  die 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  oder  der  auf  ihrer  Grund- 
lage erlassenen  delegierten  Rechtsakte  oder  Durchführungs- 
rechtsakte verstoßen, 

f)  bei  einem  Gericht  das  Einfrieren  oder  die  Beschlagnahme 
von  Vermögenswerten  zu  beantragen, 

g)  bei  einem  Gericht  oder  einer  zuständigen  Behörde  ein  vorü- 
bergehendes Verbot  der  Ausübung  der  Berufstätigkeit  zu  be- 
antragen. 

Artikel  14 

Recht  auf  Erhebung  eines  Einspruchs 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  auf  nationaler  Ebene  ge- 
eignete Verfahren  bestehen,  die  einer  betroffenen  Partei  das 
Recht  geben,  gegen  eine  Entscheidung  einer  Regulierungs- 
behörde bei  einer  von  den  beteiligen  Parteien  und  von  Regie- 
rungsstellen unabhängigen  Stelle  Einspruch  zu  erheben. 

Artikel  15 

Verpflichtungen  für  Personen,  die  beruflich  Transaktionen 
arrangieren 

Personen,  die  beruflich  Transaktionen  mit  Energiegroßhandels- 
produkten arrangieren,  informieren  unverzüglich  die  nationale 
Regulierungsbehörde,  wenn  sie  den  begründeten  Verdacht  ha- 
ben, dass  eine  Transaktion  gegen  die  Bestimmungen  der 
Artikel  3  oder  5  verstoßen  könnte. 

Personen,  die  beruflich  Transaktionen  mit  Energiegroßhandels- 
produkten arrangieren,  müssen  wirksame  Vorkehrungen  und 
Verfahren  einführen  und  beibehalten,  mit  denen  Verstöße  gegen 
die  Artikel  3  oder  5  festgestellt  werden  können. 

Artikel  16 

Zusammenarbeit  auf  Unionsebene  und   auf  nationaler 

Ebene 

(1)  Die  Agentur  wirkt  darauf  hin,  sicherzustellen,  dass  die 
nationalen  Regulierungsbehörden  ihre  Aufgaben  gemäß  dieser 
Verordnung  in  koordinierter  und  einheitlicher  Weise  erfüllen. 

Die  Agentur  veröffentlicht  gegebenenfalls  unverbindliche  Leit- 
linien zur  Anwendung  der  Begriffsbestimmungen  in  Artikel  2. 

Die  nationalen  Regulierungsbehörden  arbeiten  bei  der  Erfüllung 
ihrer  Pflichten  gemäß  dieser  Verordnung  mit  der  Agentur  und 
miteinander  auch  auf  regionaler  Ebene  zusammen. 
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Die  nationalen  Regulierungsbehörden,  die  zuständigen  Finanz- 
behörden und  die  nationale  Wettbewerbsbehörde  in  einem  Mit- 
gliedstaat können  angemessene  Formen  der  Zusammenarbeit 
einrichten,  damit  wirksame  und  effiziente  Untersuchungen 
und  Durchsetzungsmaßnahmen  gewährleistet  werden  und  ein 
Beitrag  zu  einem  kohärenten  und  einheitlichen  Ansatz  bei  Un- 
tersuchungen und  Gerichtsverfahren  und  zur  Durchsetzung  die- 
ser Verordnung  und  einschlägiger  Finanz-  und  Wettbewerbsvor- 
schriften geleistet  wird. 

(2)  Haben  die  nationalen  Regulierungsbehörden  begründeten 
Anlass  zu  der  Vermutung,  dass  in  ihrem  Mitgliedstaat  oder  in 
einem  anderen  Mitgliedstaat  gegen  die  Verordnung  verstoßen 
wird  oder  wurde,  so  unterrichten  sie  unverzüglich  die  Agentur 
so  genau  wie  möglich  davon. 

Hat  eine  nationale  Regulierungsbehörde  den  Verdacht,  dass  in 
einem  anderen  Mitgliedstaat  Handlungen  vorgenommen  wer- 
den, die  die  Energiegroßhandelsmärkte  oder  den  Preis  von  Ener- 
giegroßhandelsprodukten in  ihrem  Mitgliedstaat  beeinflussen,  so 
kann  sie  die  Agentur  ersuchen,  Maßnahmen  nach  Absatz  4 
dieses  Artikels  und,  falls  die  Handlungen  Finanzinstrumente  be- 
treffen, die  Artikel  9  der  Richtlinie  2003/6/EG  unterliegen,  nach 
Absatz  3  dieses  Artikels  zu  ergreifen. 

(3)  Um  einen  koordinierten  und  einheitlichen  Ansatz  gegen- 
über Marktmissbrauch  auf  den  Energiegroßhandelsmärkten  si- 
cherzustellen, 


a)  unterrichten  die  nationalen  Regulierungsbehörden  die  zu- 
ständige Finanzbehörde  ihres  Mitgliedstaats  und  die  Agentur, 
wenn  sie  begründeten  Anlass  zu  der  Vermutung  haben,  dass 
auf  Energiegroßhandelsmärkten  Handlungen  vorgenommen 
werden  oder  wurden,  die  einen  Marktmissbrauch  im  Sinne 
der  Richtlinie  2003/6/EG  darstellen  und  sich  auf  Finanz- 
instrumente auswirken,  die  Artikel  9  jener  Richtlinie  unter- 
liegen, wobei  die  nationalen  Regulierungsbehörden  zu  die- 
sem Zweck  angemessene  Formen  der  Zusammenarbeit  mit 
der  zuständigen  Finanzbehörde  in  ihrem  Mitgliedstaat  ein- 
richten können, 


b)  unterrichtet  die  Agentur  die  ESMA  und  die  zuständige  Fi- 
nanzbehörde, wenn  sie  begründeten  Anlass  zu  der  Ver- 
mutung hat,  dass  auf  Energiegroßhandelsmärkten  Handlun- 
gen vorgenommen  werden  oder  wurden,  die  einen  Markt- 
missbrauch im  Sinne  der  Richtlinie  2003/6/EG  darstellen 
und  sich  auf  Finanzinstrumente  auswirken,  die  Artikel  9  je- 
ner Richtlinie  unterliegen, 

c)  unterrichtet  die  zuständige  Finanzbehörde  eines  Mitglied- 
staats die  ESMA  und  die  Agentur,  wenn  sie  begründeten 
Anlass  zu  der  Vermutung  hat,  dass  auf  Energiegroßhandels- 
märkten in  einem  anderen  Mitgliedstaat  Handlungen  unter 
Verstoß  gegen  die  Artikel  3  und  5  vorgenommen  werden 
oder  wurden, 


d)  unterrichten  die  nationalen  Regulierungsbehörden  die  natio- 
nale Wettbewerbsbehörde  ihres  Mitgliedstaats,  die  Kommis- 
sion und  die  Agentur,  wenn  sie  begründeten  Anlass  zu  der 


Vermutung  haben,  dass  auf  Energiegroßhandelsmärkten 
Handlungen  vorgenommen  werden  oder  wurden,  die  höchst- 
wahrscheinlich einen  Verstoß  gegen  das  Wettbewerbsrecht 
darstellen. 

(4)  Hat  die  Agentur  u.  a.  auf  der  Grundlage  von  Anfangs- 
bewertungen oder  -analysen  den  Verdacht,  dass  ein  Verstoß 
gegen  diese  Verordnung  vorliegt,  ist  sie  zur  Erfüllung  ihrer  Auf- 
gaben gemäß  Absatz  1  befugt, 

a)  eine  oder  mehrere  nationale  Regulierungsbehörden  aufzufor- 
dern, alle  den  mutmaßlichen  Verstoß  betreffenden  Auskünfte 
zu  erteilen, 

b)  eine  oder  mehrere  nationale  Regulierungsbehörden  aufzufor- 
dern, eine  Untersuchung  des  mutmaßlichen  Verstoßes  ein- 
zuleiten und  geeignete  Maßnahmen  zur  Abhilfe  jedes  ermit- 
telten Verstoßes  zu  treffen.  Die  betroffenen  nationalen  Re- 
gulierungsbehörden sind  für  die  Beschlüsse  hinsichtlich  an- 
gemessener Maßnahmen  zur  Abhilfe  jedes  aufgedeckten  Ver- 
stoßes zuständig, 

c)  wenn  ihrer  Ansicht  nach  der  mögliche  Verstoß  grenzüber- 
schreitende Auswirkungen  hat  oder  hatte,  eine  Unter- 
suchungsgruppe aus  Vertretern  der  betreffenden  nationalen 
Regulierungsbehörden  einzusetzen  und  zu  koordinieren,  die 
prüft,  ob  gegen  diese  Verordnung  verstoßen  wurde  und  in 
welchem  Mitgliedstaat  dieser  Verstoß  begangen  wurde.  Ge- 
gebenenfalls kann  die  Agentur  auch  die  Beteiligung  von  Ver- 
tretern der  zuständigen  Finanzbehörde  oder  einer  anderen 
relevanten  Behörde  eines  oder  mehrerer  Mitgliedstaaten  an 
der  Untersuchungsgruppe  fordern. 

(5)  Eine  nationale  Regulierungsbehörde,  bei  der  ein  Aus- 
kunftsersuchen gemäß  Absatz  4  Buchstabe  a  oder  eine  Auffor- 
derung zur  Einleitung  der  Untersuchung  eines  mutmaßlichen 
Verstoßes  gemäß  Absatz  4  Buchstabe  b  eingeht,  ergreift  unver- 
züglich die  notwendigen  Maßnahmen,  um  dieser  Aufforderung 
nachzukommen.  Ist  die  betreffende  nationale  Regulierungs- 
behörde nicht  in  der  Lage,  die  geforderte  Auskunft  sofort  zu 
erteilen,  so  teilt  sie  der  Agentur  unverzüglich  die  Gründe  hierfür 
mit. 

Abweichend  von  Unterabsatz  1  kann  eine  nationale  Regulie- 
rungsbehörde es  ablehnen,  einer  Aufforderung  nachzukommen, 

a)  wenn  dadurch  die  Souveränität  oder  die  Sicherheit  des  er- 
suchten Mitgliedstaats  beeinträchtigt  werden  könnte, 

b)  wenn  aufgrund  derselben  Handlungen  und  gegen  dieselben 
Personen  bereits  ein  Verfahren  vor  einem  Gericht  des  ersuch- 
ten Mitgliedstaats  anhängig  ist,  oder 

c)  wenn  gegen  diese  Personen  aufgrund  derselben  Tat  bereits 
ein  rechtskräftiges  Urteil  in  dem  ersuchten  Mitgliedstaat  er- 
gangen ist. 

In  diesem  Fall  teilt  die  nationale  Regulierungsbehörde  dies  der 
Agentur  entsprechend  mit  und  übermittelt  ihr  möglichst  genaue 
Informationen  über  diese  Verfahren  bzw.  das  betreffende  Urteil. 
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Die  nationalen  Regulierungsbehörden  nehmen  an  einer  gemäß 
Absatz  4  Buchstabe  c  zusammengestellten  Untersuchungs- 
gruppe teil  und  leisten  jegliche  notwendige  Unterstützung.  Die 
Untersuchungsgruppe  wird  von  der  Agentur  koordiniert. 

(6)  Der  letzte  Satz  von  Artikel  1 5  Absatz  1  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  713/2009  gilt  nicht,  wenn  die  Agentur  ihre  Aufgaben 
gemäß  dieser  Verordnung  erfüllt. 

Artikel  17 
Berufsgeheimnis 

(1)  Vertrauliche  Informationen,  die  gemäß  dieser  Verordnung 
empfangen,  ausgetauscht  oder  übermittelt  werden,  unterliegen 
den  Vorschriften  der  Absätze  2,  3  und  4  über  das  Berufs- 
geheimnis. 

(2)  Zur  Wahrung  des  Berufsgeheimnisses  verpflichtet  sind: 

a)  Personen,  die  für  die  Agentur  arbeiten  oder  gearbeitet  haben, 

b)  von  der  Agentur  beauftragte  Wirtschaftsprüfer  und  Sachver- 
ständige, 

c)  Personen,  die  für  die  nationalen  Regulierungsbehörden  oder 
für  sonstige  zuständige  Behörden  arbeiten  oder  gearbeitet 
haben, 

d)  von  nationalen  Regulierungsbehörden  oder  sonstigen  zustän- 
digen Behörden  beauftragte  Wirtschaftsprüfer  und  Sachver- 
ständige, die  gemäß  dieser  Verordnung  vertrauliche  Informa- 
tionen erhalten. 

(3)  Vertrauliche  Informationen,  die  die  in  Absatz  2  genann- 
ten Personen  im  Rahmen  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten  erhalten, 
dürfen  an  keine  andere  Person  oder  Behörde  weitergegeben 
werden,  es  sei  denn  in  zusammengefasster  oder  allgemeiner 
Form,  so  dass  die  einzelnen  Marktteilnehmer  oder  Marktplätze 
nicht  zu  erkennen  sind;  davon  unberührt  bleiben  Fälle,  die  unter 
das  Strafrecht,  andere  Bestimmungen  dieser  Verordnung  oder 
andere  einschlägige  Unionsvorschriften  fallen. 

(4)  Unbeschadet  der  Fälle,  die  unter  das  Strafrecht  fallen, 
dürfen  die  Agentur,  die  nationalen  Regulierungsbehörden,  die 
zuständigen  Finanzbehörden  der  Mitgliedstaaten,  die  ESMA, 
Stellen  oder  Personen  vertrauliche  Informationen,  die  sie  gemäß 
dieser  Verordnung  erhalten,  nur  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
und  zur  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  verwenden.  Andere  Be- 
hörden, Stellen  oder  Personen  können  diese  Informationen  zu 
dem  Zweck,  zu  dem  sie  ihnen  übermittelt  wurden,  oder  im 
Rahmen  von  speziell  mit  der  Wahrnehmung  dieser  Aufgaben 
zusammenhängenden  Verwaltungs-  und  Gerichtsverfahren  ver- 
wenden. Die  Behörde,  die  die  Information  erhält,  darf  diese  für 
andere  Zwecke  verwenden,  vorausgesetzt  die  Agentur,  die  na- 
tionalen Regulierungsbehörden,  die  zuständigen  Finanzbehörden 
der  Mitgliedstaaten,  die  ESMA,  Stellen  oder  Personen,  die  die 
Information  übermitteln,  geben  ihre  Zustimmung. 

(5)  Dieser  Artikel  hindert  eine  Behörde  in  einem  Mitgliedstaat 
nicht  daran,  in  Einklang  mit  den  nationalen  Rechtsvorschriften 
vertrauliche  Informationen  auszutauschen  oder  zu  übermitteln, 


vorausgesetzt,  dass  sie  diese  nicht  von  einer  Behörde  eines  an- 
deren Mitgliedstaats  oder  der  Agentur  im  Rahmen  dieser  Ver- 
ordnung erhalten  hat. 

Artikel  18 
Sanktionen 

Die  Mitgliedstaaten  legen  fest,  welche  Sanktionen  bei  einem 
Verstoß  gegen  diese  Verordnung  zu  verhängen  sind,  und  treffen 
die  zu  deren  Durchsetzung  erforderlichen  Maßnahmen.  Die  vor- 
gesehenen Sanktionen  müssen  wirksam,  abschreckend  und  ver- 
hältnismäßig sein  und  der  Begehensweise,  Dauer  und  Schwere 
der  Verstöße,  dem  Schaden  für  die  Verbraucher  und  den  poten- 
ziellen Gewinnen  infolge  des  Handels  aufgrund  von  Insider-In- 
formationen und  Marktmanipulation  Rechnung  tragen. 

Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  diese  Vorschriften  bis 
spätestens  29.  Juni  2013  mit  und  melden  ihr  spätere  Änderun- 
gen unverzüglich. 

Die  Mitgliedstaaten  sehen  vor,  dass  die  nationale  Regulierungs- 
behörde Maßnahmen  oder  Sanktionen,  die  wegen  Verstößen 
gegen  diese  Verordnung  ergriffen  bzw.  verhängt  werden,  öffent- 
lich bekannt  geben  kann,  es  sei  denn,  diese  Bekanntgabe  würde 
einen  unverhältnismäßigen  Schaden  bei  den  Beteiligten  zur 
Folge  haben. 

Artikel  19 

Internationale  Beziehungen 

Soweit  es  zur  Verwirklichung  der  in  dieser  Verordnung  fest- 
gelegten Ziele  erforderlich  ist,  kann  die  Agentur  unbeschadet 
der  jeweiligen  Zuständigkeiten  der  Mitgliedstaaten  und  der  Or- 
gane der  Union  einschließlich  des  Europäischen  Auswärtigen 
Dienstes  mit  Aufsichtsbehörden,  internationalen  Organisationen 
und  Behörden  von  Drittstaaten  in  Kontakt  treten  und  mit  ihnen 
Verwaltungsvereinbarungen  schließen,  insbesondere  mit  denje- 
nigen, die  Einfluss  auf  den  Energiegroßhandelsmarkt  der  Union 
ausüben,  um  die  Harmonisierung  des  Regelungsrahmens  voran- 
zubringen. Diese  Verein-barungen  bringen  für  die  Union  und 
ihre  Mitgliedstaaten  keine  rechtlichen  Verpflichtungen  mit  sich 
und  hindern  die  Mitgliedstaaten  und  ihre  zuständigen  Behörden 
nicht  daran,  bilaterale  oder  multilaterale  Vereinbarungen  mit 
diesen  Aufsichtsbehörden,  internationalen  Organisationen  und 
Behörden  von  Drittstaaten  zu  schließen. 

Artikel  20 
Ausübung  der  Befugnisübertragung 

(1)  Die  Befugnis  zum  Erlass  delegierter  Rechtsakte  wird  der 
Kommission  unter  den  in  diesem  Artikel  festgelegten  Bedingun- 
gen übertragen. 

(2)  Die  Befugnis  zum  Erlass  delegierter  Rechtsakte  gemäß 
Artikel  6  wird  der  Kommission  für  einen  Zeitraum  von  fünf 
Jahren  ab  dem  28.  Dezember  2011  übertragen.  Die  Kommis- 
sion erstellt  spätestens  neun  Monate  vor  Ablauf  des  Zeitraums 
von  fünf  Jahren  einen  Bericht  über  die  Befugnisübertragung.  Die 
Befugnisübertragung  verlängert  sich  stillschweigend  um  Zeit- 
räume gleicher  Länge,  es  sei  denn,  das  Europäische  Parlament 
oder  der  Rat  widersprechen  einer  solchen  Verlängerung  spätes- 
tens drei  Monate  vor  Ablauf  des  jeweiligen  Zeitraums. 
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(3)  Die  Befugnisübertragung  gemäß  Artikel  6  kann  vom  Eu- 
ropäischen Parlament  oder  vom  Rat  jederzeit  widerrufen  wer- 
den. Der  Beschluss  über  den  Widerruf  beendet  die  Übertragung 
der  in  diesem  Beschluss  angegebenen  Befugnis.  Er  wird  am  Tag 
nach  seiner  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
oder  zu  einem  im  Beschluss  über  den  Widerruf  angegebenen 
späteren  Zeitpunkt  wirksam.  Die  Gültigkeit  von  delegierten 
Rechtsakten,  die  bereits  in  Kraft  sind,  wird  davon  nicht  berührt. 

(4)  Sobald  die  Kommission  einen  delegierten  Rechtsakt  er- 
lässt,  übermittelt  sie  ihn  gleichzeitig  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat. 

(5)  Ein  delegierter  Rechtsakt,  der  gemäß  Artikel  6  erlassen 
wurde,  tritt  nur  in  Kraft,  wenn  weder  das  Europäische  Parlament 
noch  der  Rat  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Monaten  nach 
Übermittlung  dieses  Rechtsakts  an  das  Europäische  Parlament 
und  den  Rat  Einwände  erhoben  haben  oder  wenn  vor  Ablauf 
dieser  Frist  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beide  der 
Kommission  mitgeteilt  haben,  dass  sie  keine  Einwände  erheben 
werden.  Auf  Initiative  des  Europäischen  Parlaments  oder  des 
Rates  wird  diese  Frist  um  zwei  Monate  verlängert. 


Artikel  21 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 
Es  handelt  sich  dabei  um  einen  Ausschuss  im  Sinne  der  Ver- 
ordnung (EU)  Nr.  182/2011. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  gilt  Artikel  5 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  182/2011. 

Artikel  22 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  8  Absatz  1,  Absatz  3  Unterabsatz  1,  Absatz  4  und 
Absatz  5  gelten  mit  Wirkung  von  sechs  Monaten  ab  dem  Da- 
tum, an  dem  die  Kommission  die  in  Artikel  8  Absätze  2  und  6 
genannten  einschlägigen  Durchführungsrechtsakte  erlässt. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Geschehen  zu  Straßburg  am  25.  Oktober  2011. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments  In  Namen  des  Rates 

Der  Präsident  Der  Präsident 

J.  BUZEK  M.  DOWGIELEWICZ 
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ERKLÄRUNG  DER  KOMMISSION 


Nach  Ansicht  der  Kommission  können  die  Schwellenwerte  für  die  Meldung  von  Transaktionen  im  Sinne 
von  Artikel  8  Absatz  2  Buchstabe  a  und  Informationen  im  Sinne  von  Artikel  8  Absatz  6  Buchstabe  a  nicht 
im  Wege  von  Durchführungsrechtsakten  festgelegt  werden. 

Die  Kommission  wird  gegebenenfalls  einen  Legislatiworschlag  zur  Festlegung  solcher  Schwellenwerte  vor- 
legen. 


ERKLÄRUNG  DES  RATES 


Der  EU-Gesetzgeber  hat  der  Kommission  gemäß  Artikel  291  AEUV  Durchführungsbefugnisse  in  Bezug  auf 
die  in  Artikel  8  vorgesehenen  Maßnahmen  übertragen.  Dies  ist  für  die  Kommission  trotz  der  Erklärung,  die 
sie  zu  Artikel  8  Absatz  2  Buchstabe  a  und  Absatz  6  Buchstabe  a  abgegeben  hat,  rechtsverbindlich. 


Verordnung  (EU)  Nr.  648/2012 

(ABl.  2012  L  201/1) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  648/2012  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  4.  Juli  2012 

über  OTC-Derivate,  zentrale  Gegenparteien  und  Transaktionsregister 
(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPAISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPAI- 
SCHEN UNION  — 


den  Wertpapier-  und  Börsensektor;  zudem  sollte  ein  Eu- 
ropäischer Ausschuss  für  Systemrisiken  eingesetzt  wer- 
den. 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union,  insbesondere  auf  Artikel  114, 


auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 


nach  Zuleitung  des  Entwurfs  des  Gesetzgebungsakts  an  die  na- 
tionalen Parlamente, 


nach  Stellungnahme  der  Europäischen  Zentralbank  (:), 


(2)  In  ihrer  Mitteilung  vom  4.  März  2009  mit  dem  Titel 
„Impulse  für  den  Aufschwung  in  Europa"  schlug  die 
Kommission  die  Stärkung  des  Rechtsrahmens  der  Union 
für  Finanzdienstleistungen  vor.  In  ihrer  Mitteilung  vom 
3.  Juli  2009  mit  dem  Titel  „Gewährleistung  effizienter, 
sicherer  und  solider  Derivatemärkte"  analysierte  die  Kom- 
mission die  Rolle  von  Derivaten  in  der  Finanzkrise,  und 
in  ihrer  Mitteilung  vom  20.  Oktober  2009  mit  dem  Titel 
„Gewährleistung  effizienter,  sicherer  und  solider  Derivate- 
märkte: Künftige  politische  Maßnahmen"  legte  sie  die 
Maßnahmen  dar,  die  sie  zur  Verringerung  der  mit  Deri- 
vaten verbundenen  Risiken  zu  treffen  beabsichtigt. 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses (2), 


gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  (3), 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  In  einem  am  25.  Februar  2009  von  einer  hochrangigen 
Gruppe  unter  dem  Vorsitz  von  Jacques  de  Larosiere  auf 
Ersuchen  der  Kommission  veröffentlichten  Bericht  wurde 
das  Fazit  gezogen,  dass  der  Aufsichtsrahmen  für  den 
Finanzsektor  der  Union  gestärkt  werden  müsse,  um  das 
Risiko  künftiger  Finanzkrisen  einzudämmen  und  gravie- 
rende Auswirkungen  zu  verhindern,  und  es  wurden  weit- 
reichende Reformen  der  Aufsichtsstruktur  für  diesen  Sek- 
tor empfohlen,  darunter  die  Schaffung  eines  europäischen 
Systems  für  die  Finanzaufsicht,  das  sich  aus  drei  Europäi- 
schen Finanzaufsichtsbehörden  zusammensetzt,  und  zwar 
jeweils  eine  Behörde  für  den  Bankensektor,  für  Versiche- 
rungen und  die  betriebliche  Altersversorgung  sowie  für 


0  ABl.  C  57  vom  23.2.2011,  S.  1. 
(2)  ABl.  C  54  vom  19.2.2011,  S.  44. 

(5)  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  29.  März  2012  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates  vom 
4.  Juli  2012. 


(3)  Am  23.  September  2009  verabschiedete  die  Kommission 
Vorschläge  für  drei  Verordnungen  zur  Einrichtung  eines 
Europäischen  Finanzaufsichtssystems,  das  die  Schaffung 
von  drei  neuen  Europäischen  Aufsichtsbehörden  (ESA) 
umfasst,  die  zur  kohärenten  Anwendung  der  Rechtsvor- 
schriften der  Union  und  zur  Ausarbeitung  qualitativ 
hochwertiger  gemeinsamer  Aufsichts-  und  Regulierungs- 
standards und  -methoden  beitragen  sollen.  Die  ESA  um- 
fassen die  gemäß  Verordnung  (EU)  Nr.  1093/2010  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (4)  eingerichtete 
Europäische  Finanzaufsichtsbehörde  (Europäische  Bank- 
aufsichtsbehörde) (EBA),  die  gemäß  Verordnung  (EU) 
Nr.  1094/2010  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes (5)  eingerichtete  Europäische  Finanzaufsichtsbehörde 
(Europäische  Aufsichtsbehörde  für  das  Versicherungs- 
wesen und  die  betriebliche  Altersversorgung)  (EIOPA) 
und  die  gemäß  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  des  Eu- 
ropäischen Parlaments  und  des  Rates  (6)  eingerichtete  Eu- 
ropäische Finanzaufsichtsbehörde  (Europäische  Wert- 
papier- und  Börsenaufsichtsbehörde)  (ESMA).  Den  ESA 
kommt  bei  der  Wahrung  der  Stabilität  des  Finanzsektors 
eine  entscheidende  Rolle  zu.  Deshalb  muss  stets  sicher- 
gestellt werden,  dass  die  Entwicklung  ihrer  Tätigkeit  eine 
hohe  politische  Priorität  genießt  und  dass  sie  angemessen 
mit  Ressourcen  ausgestattet  werden. 


(4)  ABl.  L  331  vom  15.12.2010,  S.  12. 

(5)  ABl.  L  331  vom  15.12.2010,  S.  48. 

(6)  ABl.  L  331  vom  15.12.2010,  S.  84. 
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(4)  Die  Transparenz  außerbörslich  („over  the  counter")  ge- 
bändelter Derivate  (im  Folgenden  „OTC-Derivatekontrak- 
te")  ist  unzureichend,  da  sie  privat  ausgehandelte  Verträge 
sind  und  jegliche  Informationen  dazu  in  der  Regel  nur 
den  Vertragsparteien  vorliegen.  Sie  bilden  ein  komplexes 
Netz  gegenseitiger  Abhängigkeit,  das  es  schwierig  ma- 
chen kann,  die  Art  und  die  Höhe  der  damit  einhergehen- 
den Risiken  zu  ermitteln.  In  der  Finanzkrise  wurde  deut- 
lich, dass  diese  Eigenschaften  die  Unsicherheit  in  Zeiten 
notleidender  Märkte  noch  erhöhen  und  folglich  die  Fi- 
nanzstabilität gefährden.  In  dieser  Verordnung  werden 
Bedingungen  zur  Minderung  dieser  Risiken  und  zur  Ver- 
besserung der  Transparenz  von  Derivatekontrakten  fest- 
gelegt. 

(5)  Bei  ihrem  Gipfeltreffen  am  26.  September  2009  in  Pitts- 
burgh  vereinbarten  die  Staats-  und  Regierungschefs  der 
G20,  dass  alle  standardisierten  OTC-Derivatekontrakte  bis 
spätestens  Ende  2012  über  eine  zentrale  Gegenpartei 
(central  counterparty  —  im  Folgenden  „CCP")  gecleart 
und  OTC-Derivatekontrakte  an  Transaktionsregister  ge- 
meldet werden  sollten.  Im  Juni  2010  bekräftigten  die 
Staats-  und  Regierungschefs  der  G20  in  Toronto  ihr  En- 
gagement und  verpflichteten  sich  zudem  zur  Umsetzung 
tiefgreifender  Maßnahmen  zur  Stärkung  der  Transparenz 
und  Beaufsichtigung  der  OTC-Derivatekontrakte  auf  in- 
ternational kohärente  und  nichtdiskriminierende  Art  und 
Weise. 

(6)  Die  Kommission  wird  darüber  wachen,  dass  die  einge- 
gangenen Verpflichtungen  von  den  internationalen  Part- 
nern der  Union  in  gleicher  Weise  umgesetzt  werden,  und 
das  Ihre  dazu  beitragen.  Sie  sollte  mit  den  Behörden  von 
Drittstaaten  zusammenarbeiten,  um  für  beide  Seiten  vor- 
teilhafte Lösungen  zu  finden,  mit  denen  die  Kohärenz 
zwischen  dieser  Verordnung  und  den  von  den  Drittstaa- 
ten festgelegten  Anforderungen  sichergestellt  werden 
kann  und  somit  etwaige  Überschneidungen  in  dieser  Hin- 
sicht vermieden  werden.  Mit  Unterstützung  der  ESMA 
sollte  die  Kommission  die  internationale  Anwendung 
der  in  dieser  Verordnung  festgelegten  Grundsätze  über- 
wachen und  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat 
darüber  Bericht  erstatten.  Zur  Vermeidung  etwaiger  dop- 
pelter oder  kollidierender  Anforderungen  könnte  die 
Kommission  Beschlüsse  über  die  Gleichwertigkeit  des 
Rechts-,  Aufsichts-  und  Durchsetzungsrahmens  in  Dritt- 
staaten fassen,  wenn  eine  Reihe  von  Bedingungen  erfüllt 
ist.  Das  Recht  einer  in  einem  Drittstaat  niedergelassenen 
und  von  der  ESMA  anerkannten  CCP,  Clearingdienstleis- 
tungen für  in  der  Union  ansässige  Clearingmitglieder 
oder  Handelsplätze  zu  erbringen,  sollte  von  der  Bewer- 
tung, die  solchen  Beschlüssen  zugrunde  liegen,  nicht  be- 
einträchtigt werden,  da  die  Entscheidung  über  die  An- 
erkennung von  dieser  Bewertung  unabhängig  sein  sollte. 
Ebenso  sollte  das  Recht  eines  in  einem  Drittstaat  ansäs- 
sigen und  von  der  ESMA  anerkannten  Transaktionsregis- 
ters, Dienstleistungen  für  in  der  Union  ansässige  Einrich- 
tungen zu  erbringen,  weder  durch  einen  Beschluss  über 
die  Gleichwertigkeit  noch  durch  die  Bewertung  beein- 
trächtigt werden. 

(7)  Im  Einklang  mit  den  von  der  G20  im  September  2009 
formulierten  allgemeinen  aufsichtsrechtlichen  Zielen  und 
Standards  —  Verbesserung  der  Transparenz  an  den  Deri- 
vatemärkten, Minderung  des  Systemrisikos  und  Schutz 


vor  Markmissbrauch  —  sollten  hinsichtlich  der  Anerken- 
nung von  CCPs  aus  Drittstaaten  und  im  Einklang  mit  den 
internationalen  Verpflichtungen  der  Union  nach  dem 
Übereinkommen  zur  Errichtung  der  Welthandelsorgani- 
sation einschließlich  des  Allgemeinen  Übereinkommens 
über  den  Handel  mit  Dienstleistungen  Beschlüsse,  mit 
denen  die  rechtlichen  Bestimmungen  eines  Drittstaats 
als  denen  der  Union  gleichwertig  anerkannt  werden, 
nur  dann  gefasst  werden,  wenn  das  Recht  des  Drittstaats 
ein  wirksames  gleichwertiges  System  der  Anerkennung 
von  CCPs,  die  nach  ausländischem  Recht  zugelassen  sind, 
vorsieht.  Ein  derartiges  System  sollte  als  gleichwertig  be- 
trachtet werden,  wenn  es  gewährleistet,  dass  die  wesent- 
lichen Ergebnisse  des  anzuwendenden  Aufsichtssystems 
den  Anforderungen  der  Union  vergleichbar  sind  und  als 
wirksam,  wenn  diese  Bestimmungen  einheitlich  Anwen- 
dung finden. 

(8)  In  diesem  Zusammenhang  ist  es  angebracht  und  erfor- 
derlich, angesichts  der  Merkmale  von  Derivatemärkten 
und  der  Funktionsweise  von  CCPs  die  faktische  Gleich- 
wertigkeit ausländischer  Aufsichtssysteme  daraufhin  zu 
prüfen,  ob  sie  den  Zielen  und  Standards  der  G20  in 
Bezug  auf  die  Verbesserung  der  Transparenz  an  den  Deri- 
vatemärkten, die  Minderung  des  Systemrisikos  und  den 
Schutz  vor  Marktmissbrauch  genügen.  Die  besondere  Si- 
tuation von  CCPs  erfordert  es,  dass  die  Bestimmungen, 
die  Drittstaaten  betreffen,  gemäß  auf  diese  Marktstruktu- 
reinheiten zugeschnittenen  Maßnahmen  organisiert  wer- 
den und  funktionieren.  Daher  stellt  dieses  Vorgehen  nicht 
unbedingt  einen  Präzedenzfall  für  andere  Rechtsakte  dar. 

(9)  In  seinen  Schlussfolgerungen  vom  2.  Dezember  2009 
bestätigte  der  Europäische  Rat  die  Notwendigkeit  einer 
deutlich  besseren  Abfederung  von  Gegenparteiausfallrisi- 
ken sowie  die  Bedeutung  einer  Verbesserung  von  Trans- 
parenz, Effizienz  und  Integrität  bei  Transaktionen  mit 
Derivaten.  Das  Europäische  Parlament  forderte  in  seiner 
Entschließung  vom  15.  Juni  2010  zu  Derivatemärkten  — 
Künftige  politische  Maßnahmen  —  eine  Clearing-  und 
Meldepflicht  für  OTC-Derivatekontrakte. 

(10)  Die  ESMA  sollte  im  Rahmen  dieser  Verordnung  handeln, 
indem  sie  die  Stabilität  des  Finanzmarktes  in  Krisensitua- 
tionen wahrt,  die  kohärente  Anwendung  der  Rechtsvor- 
schriften der  Union  durch  die  nationalen  Aufsichtsbehör- 
den sicherstellt  und  Meinungsverschiedenheiten  zwischen 
ihnen  ausräumt.  Sie  ist  ferner  mit  der  Ausarbeitung  von 
Entwürfen  für  technische  Regulierungs-  und  Durchfüh- 
rungsstandards beauftragt  und  spielt  eine  tragende  Rolle 
bei  der  Zulassung  und  Beaufsichtigung  von  CCPs  und 
Transaktionsregistern. 

(11)  Eine  der  grundlegenden  Aufgaben  des  Europäischen  Sys- 
tems der  Zentralbanken  (ESZB)  besteht  darin,  das  rei- 
bungslose Funktionieren  der  Zahlungssysteme  zu  fördern. 
Dabei  üben  die  Mitglieder  des  ESZB  eine  Aufsichtsfunk- 
tion aus,  indem  sie  effiziente  und  zuverlässige  Verrech- 
nungs-  und  Zahlungssysteme,  einschließlich  CCPs,  ge- 
währleisten. Die  Mitglieder  des  ESZB  sind  somit  eng  in 
die  Zulassung  und  Beaufsichtigung  von  CCPs,  die  An- 
erkennung von  CCPs  aus  Drittstaaten  und  die  Genehmi- 
gung von  Interoperabilitätsvereinbarungen  eingebunden. 
Zusätzlich  sind  sie  eng  in  die  Festlegung  technischer 
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Regulierungsstandards  sowie  von  Leitlinien  und  Empfeh- 
lungen eingebunden.  Diese  Verordnung  berührt  nicht  die 
Aufgabe  der  Europäischen  Zentralbank  (EZB)  und  der 
nationalen  Zentralbanken  (NZB),  effiziente  und  zuverläs- 
sige Verrechnungs-  und  Zahlungssysteme  innerhalb  der 
Union  und  im  Verkehr  mit  Drittstaaten  zu  gewährleisten. 
Folglich  —  und  um  zu  vermeiden,  dass  parallele  Regel- 
werke eingeführt  werden  —  sollten  die  ESMA  und  das 
ESZB  bei  der  Erstellung  der  einschlägigen  Entwürfe  für 
technische  Standards  eng  zusammenarbeiten.  Darüber  hi- 
naus ist  der  Zugang  zu  Informationen  für  die  EZB  und 
die  NZB  für  die  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  sowohl 
im  Zusammenhang  mit  der  Beaufsichtigung  von  Verrech- 
nungs- und  Zahlungssystemen  als  auch  im  Zusammen- 
hang mit  den  Funktionen  einer  emittierenden  Zentral- 
bank von  entscheidender  Bedeutung. 


(12)  Für  die  in  Anhang  I  Abschnitt  C  Nummer  4  bis  10  der 
Richtlinie  2004/39/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  21.  April  2004  über  Märkte  für  Finanz- 
instrumente  (')  genannten  Derivatekontrakte  sind  einheit- 
liche Regeln  notwendig. 


(1 3)  Anreize  zur  Förderung  der  Nutzung  von  CCPs  haben  sich 
nicht  als  ausreichend  erwiesen,  um  zu  gewährleisten,  dass 
standardisierte  OTC-Derivatekontrakte  tatsächlich  zentral 
gecleart  werden.  Daher  muss  für  OTC-Derivatekontrakte, 
die  zentral  gecleart  werden  können,  das  Clearing  durch 
CCPs  verbindlich  vorgeschrieben  werden. 


schrittweise  Umsetzung  und  über  die  Mindestrestlaufzeit 
der  Kontrakte  entschieden  wird,  die  vor  dem  Zeitpunkt, 
ab  dem  die  Clearingpflicht  gemäß  dieser  Verordnung 
wirksam  wird,  geschlossen  oder  verlängert  werden.  Die 
allmähliche  Einführung  der  Clearingpflicht  könnte  danach 
gestaffelt  werden,  welche  Marktteilnehmer  dieser  Pflicht 
nachkommen  müssen.  Bei  der  Festlegung  der  der  Clea- 
ringpflicht unterliegenden  Kategorien  von  OTC-Derivate- 
kontrakten  sollte  die  ESMA  dem  besonderen  Charakter 
von  OTC-Derivatekontrakten  Rechnung  tragen,  die  Ge- 
genstand von  Abschlüssen  mit  Emittenten  gedeckter 
Schuldverschreibungen  oder  Deckungspools  für  gedeckte 
Schuldverschreibungen  sind. 


(17)  Die  ESMA  sollte  bei  der  Entscheidung  der  Frage,  für 
welche  Kategorien  von  OTC-Derivatekontrakten  die  Clea- 
ringpflicht gilt,  auch  anderen  relevanten  Erwägungen,  vor 
allem  der  Vernetzung  zwischen  den  Gegenparteien,  die 
die  einschlägigen  Kategorien  von  OTC-Derivatekontrak- 
ten nutzen,  und  den  Auswirkungen  auf  die  Höhe  des 
Gegenparteiausfallrisikos,  gebührend  Rechnung  tragen 
und  gleiche  Wettbewerbsbedingungen  innerhalb  des  Bin- 
nenmarkts gemäß  Artikel  1  Absatz  5  Buchstabe  d  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  fördern. 


(18)  Hat  die  ESMA  festgestellt,  dass  ein  OTC-Derivat  den  Stan- 
dards entspricht  und  zum  Clearing  geeignet  ist,  dass  aber 
keine  CCP  bereit  ist,  dieses  Produkt  zu  clearen,  so  sollte 
die  ESMA  die  Gründe  dafür  ermitteln. 


(14)  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  die  Mitgliedstaaten  bald  unter- 
schiedliche nationale  Maßnahmen  erlassen,  die  das  rei- 
bungslose Funktionieren  des  Binnenmarkts  behindern 
und  sich  nachteilig  auf  die  Marktteilnehmer  und  die  Fi- 
nanzstabilität auswirken  könnten.  Die  einheitliche  An- 
wendung der  Clearingpflicht  in  der  Union  ist  auch  zur 
Gewährleistung  eines  hohen  Maßes  an  Anlegerschutz  so- 
wie zur  Schaffung  gleicher  Wettbewerbsbedingungen 
zwischen  den  Marktteilnehmern  notwendig. 


(1 5)  Um  sicherzustellen,  dass  die  Clearingpflicht  Systemrisiken 
mindert,  ist  ein  Verfahren  zur  Ermittlung  der  Kategorien 
von  Derivaten  notwendig,  die  dieser  Verpflichtung  unter- 
liegen sollten.  Bei  diesem  Verfahren  sollte  berücksichtigt 
werden,  dass  nicht  alle  durch  eine  CCP  geclearten  OTC- 
Derivatekontrakte  als  für  das  obligatorische  CCP-Clearing 
geeignet  gelten  können. 


(16)  In  dieser  Verordnung  werden  die  Kriterien  festgelegt,  an- 
hand deren  für  verschiedene  Kategorien  von  OTC-Deri- 
vatekontrakten entschieden  wird,  ob  sie  einer  Clearing- 
pflicht unterliegen  sollen  oder  nicht.  Die  Kommission 
sollte  auf  der  Grundlage  der  von  der  ESMA  erarbeiteten 
Entwürfe  für  technische  Regulierungsstandards  darüber 
entscheiden,  ob  eine  Kategorie  von  OTC-Derivatekontrak- 
ten einer  Clearingpflicht  unterliegt  und  ab  wann  die  Clea- 
ringpflicht gilt,  wobei  gegebenenfalls  auch  über  eine 


0  ABl.  L  145  vom  30.4.2004,  S.  1. 


(19)  Bei  der  Festlegung  der  der  Clearingpflicht  unterliegenden 
Kategorien  von  OTC-Derivatekontrakten  sollte  dem  be- 
sonderen Charakter  der  jeweiligen  Kategorie  von  OTC- 
Derivatekontrakten  gebührend  Rechnung  getragen  wer- 
den. Bei  Geschäften  mit  bestimmten  Kategorien  von 
OTC-Derivatekontrakten  kann  das  Hauptrisiko  im  Ab- 
wicklungsrisiko bestehen,  das  durch  gesonderte  infra- 
strukturelle Vorkehrungen  aufgefangen  werden  kann 
und  durch  das  sich  bestimmte  Kategorien  von  OTC-Deri- 
vatekontrakten (wie  etwa  Wechselkurskontrakte)  von  an- 
deren Kategorien  unterscheiden.  Das  Clearing  über  eine 
CCP  dient  speziell  der  Ausschaltung  des  Gegenparteiaus- 
fallrisikos und  ist  daher  möglicherweise  nicht  die  beste 
Lösung  zum  Umgang  mit  dem  Abwicklungsrisiko.  Das 
System  für  solche  Verträge  sollte  insbesondere  auf  vor- 
heriger internationaler  Konvergenz  und  gegenseitiger  An- 
erkennung der  einschlägigen  Infrastrukturen  beruhen. 


(20)  Um  eine  einheitliche  und  kohärente  Anwendung  dieser 
Verordnung  sowie  gleiche  Ausgangsbedingungen  für  die 
Marktteilnehmer  zu  gewährleisten,  sollte,  wenn  eine  Ka- 
tegorie von  OTC-Derivatekontrakten  für  clearingpflichtig 
erklärt  wird,  diese  Pflicht  auch  für  sämtliche  Kontrakte 
dieser  Kategorie  von  OTC-Derivatekontrakten  gelten,  die 
am  oder  nach  dem  Tag,  an  dem  die  ESMA  die  Mitteilung 
erhält,  dass  einer  CCP  die  Zulassung  für  die  Wahrneh- 
mung der  Clearingpflicht  erteilt  wurde,  jedoch  vor  dem 
Tag,  ab  dem  die  Clearingpflicht  wirksam  wird,  geschlos- 
sen werden,  sofern  die  Restlaufzeit  dieser  Kontrakte  län- 
ger ist  als  die  von  der  Kommission  festgelegte  Mindest- 
restlaufzeit. 
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(21)  Bei  der  Entscheidung  darüber,  ob  die  Clearingpflicht  auf 
eine  Kategorie  von  OTC-Derivatekontrakten  angewandt 
werden  soll,  sollte  die  ESMA  bestrebt  sein,  systemische 
Risiken  zu  senken.  Das  bedeutet,  dass  sie  bei  dieser  Ent- 
scheidung Faktoren,  wie  den  Grad  der  Standardisierung 
von  vertraglichen  und  operativen  Vertragsbedingungen, 
das  Volumen  und  die  Liquidität  der  jeweiligen  Kategorie 
von  OTC-Derivatekontrakten  sowie  die  Verfügbarkeit  von 
fairen,  zuverlässigen  und  allgemein  akzeptierten  Preis- 
informationen in  der  jeweiligen  Kategorie  von  OTC-Deri- 
vatekontrakten berücksichtigt. 


(22)  Das  Clearing  eines  OTC-Derivatekontrakts  setzt  voraus, 
dass  die  beiden  betreffenden  Vertragsparteien  der  Clea- 
ringpflicht unterliegen  oder  dem  Clearing  zustimmen. 
Ausnahmen  von  der  Clearingpflicht  sollten  eng  begrenzt 
werden,  da  sie  deren  Wirksamkeit  verringern  würden, 
und  die  Vorteile  des  CCP-Clearings  zu  Aufsichtsarbitrage 
zwischen  Gruppen  von  Marktteilnehmern  führen  können. 


(23)  Um  die  Finanzstabilität  innerhalb  der  Union  zu  erhöhen, 
ist  es  gegebenenfalls  notwendig,  dass  auch  die  Geschäfte, 
die  von  in  Drittstaaten  ansässigen  Einrichtungen  getätigt 
werden,  den  Pflichten  im  Zusammenhang  mit  den  Clea- 
ring- und  Risikominderungsverfahren  unterliegen,  sofern 
die  betreffenden  Geschäfte  unmittelbare,  wesentliche  und 
vorhersehbare  Auswirkungen  innerhalb  der  Union  haben 
oder  sofern  diese  Pflichten  notwendig  oder  zweckmäßig 
sind,  um  die  Umgehung  von  Vorschriften  dieser  Verord- 
nung zu  verhindern. 


(24)  OTC -Derivatekontrakte,  die  als  ungeeignet  für  das  Clea- 
ring durch  eine  CCP  betrachtet  werden,  sind  mit  einem 
Gegenparteiausfallrisiko  und  operativen  Risiken  behaftet; 
daher  sollten  Regeln  zur  Abfederung  dieses  Risikos  auf- 
gestellt werden.  Um  das  Gegenparteiausfallrisiko  zu  mi- 
nimieren, sollten  Marktteilnehmer,  die  der  Clearingpflicht 
unterliegen,  über  Risikomanagementverfahren  verfügen, 
die  einen  rechtzeitigen  und  angemessenen  Austausch 
von  Sicherheiten  vorsehen,  bei  dem  die  Sicherheiten  zu- 
dem angemessen  von  eigenen  Vermögenswerten  getrennt 
sind.  Bei  der  Ausarbeitung  der  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards,  in  denen  diese  Risikomanage- 
mentverfahren festgelegt  werden,  sollte  die  ESMA  den 
Empfehlungen  Rechnung  tragen,  die  die  internationalen 
Standardsetzungsgremien  in  Bezug  auf  die  Einschussan- 
forderungen (margining  requirements)  für  nicht  zentral  ge- 
clearte  Derivate  geben.  Bei  der  Erarbeitung  von  Entwür- 
fen für  technische  Regulierungsstandards  zur  Festlegung 
der  Regelungen,  deren  es  in  Bezug  auf  den  präzisen  und 
angemessenen  Austausch  von  Sicherheiten  bedarf,  damit 
die  Risiken,  die  mit  nicht  geclearten  Transaktionen  ver- 
bunden sind,  beherrschbar  werden,  sollte  die  ESMA  ge- 
bührend berücksichtigen,  welchen  Hindernissen  Emitten- 
ten gedeckter  Schuldverschreibungen  oder  Deckungs- 
pools gegenüberstehen,  wenn  sie  in  den  verschiedenen 
Rechtssystemen  der  Union  Sicherheiten  leisten.  Darüber 
hinaus  sollte  die  ESMA  dem  Umstand  Rechnung  tragen, 
dass  die  den  Gegenparteien  von  Emittenten  gedeckter 
Schuldverschreibungen  gewährten  ranghöheren  Ansprü- 
che auf  die  Vermögenswerte  des  Emittenten  gedeckter 
Schuldverschreibungen  einen  angemessenen  Schutz  vor 
Gegenparteiausfallrisiken  bieten. 


(25)  Regeln  für  das  Clearing  von  OTC-Derivatekontrakten  und 
für  Meldungen  zu  Derivategeschäften  und  Risikomin- 
derungstechniken für  OTC-Derivatekontrakte,  die  nicht 
von  einer  CCP  gecleart  werden,  sollten  für  finanzielle 
Gegenparteien  gelten,  insbesondere  für  gemäß  der  Richt- 
linie 2004/39/EG  zugelassene  Wertpapierfirmen,  gemäß 
der  Richtlinie  2006/48/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  14.  Juni  2006  über  die  Aufnahme 
und  Ausübung  der  Tätigkeit  der  Kreditinstitute  (')  zuge- 
lassene Kreditinstitute,  gemäß  der  Ersten  Richtlinie 
73/239/EWG  des  Rates  vom  24.  Juli  197  3  zur  Koor- 
dinierung der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  be- 
treffend die  Aufnahme  und  Ausübung  der  Tätigkeit  der 
Direktversicherung  (mit  Ausnahme  der  Lebensversiche- 
rung) (2)  zugelassene  Versicherungsunternehmen,  gemäß 
der  Richtlinie  2002/83/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  5.  November  2002  über  Lebensver- 
sicherungen (3)  zugelassene  Versicherungsunternehmen, 
gemäß  der  Richtlinie  2005/68/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  16.  November  2005  über  die 
Rückversicherung  (4)  zugelassene  Rückversicherungs- 
unternehmen, Organismen  für  gemeinsame  Anlagen  in 
Wertpapieren  (OGAW)  und  gegebenenfalls  deren  Verwal- 
tungsgesellschaften, wenn  sie  gemäß  der  Richtlinie 
2009/6 5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  13.  Juli  2009  zur  Koordinierung  der  Rechts-  und 
Verwaltungsvorschriften  betreffend  bestimmte  Organis- 
men für  gemeinsame  Anlagen  in  Wertpapieren 
(OGAW)  (5)  zugelassen  sind,  Einrichtungen  der  betriebli- 
chen Altersvorsorge  im  Sinne  der  Richtlinie  2003/41/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  3.  Juni 
2003  über  die  Tätigkeiten  und  die  Beaufsichtigung  von 
Einrichtungen  der  betrieblichen  Altersvorsorge  (6)  sowie 
alternative  Investmentfonds,  die  von  gemäß  der  Richtlinie 
201 1/61 /EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  8.  Juni  2011  über  die  Verwalter  alternativer  Invest- 
mentfonds (7)  zugelassenen  oder  eingetragenen  Verwal- 
tern alternativer  Investmentfonds  (AIFM)  verwaltet  wer- 
den. 


(26)  Einrichtungen,  die  Altersversorgungssysteme  betreiben, 
deren  Hauptzweck  in  der  Bereitstellung  von  Altersversor- 
gungsleistungen besteht,  die  üblicherweise  lebenslang  ge- 
zahlt werden,  jedoch  auch  als  zeitlich  begrenzte  Zahlun- 
gen oder  als  pauschaler  Kapitalbetrag  gezahlt  werden 
können,  halten  in  der  Regel  ihre  Barmittel  so  niedrig 
wie  möglich,  um  ihren  Versicherungsnehmern  ein 
Höchstmaß  an  Rentabilität  und  Ertrag  zu  verschaffen. 
Würde  diesen  Einrichtungen  daher  vorgeschrieben,  ihre 
OTC-Derivatekontrakte  zentral  zu  clearen,  müssten  sie 
einen  erheblichen  Teil  ihrer  Vermögenswerte  in  bar  vor- 
halten, um  die  laufenden  Einschussanforderungen  von 
CCPs  erfüllen  zu  können.  Um  die  absehbaren  nachtei- 
ligen Auswirkungen  einer  solchen  Vorschrift  auf  die  Ru- 
hestandseinkünfte künftiger  Rentenempfänger  zu  vermei- 
den, sollte  die  Clearingpflicht  für  Altersversorgungssys- 
teme erst  dann  gelten,  wenn  die  CCPs  zur  Regelung 
dieses  Problems  eine  geeignete  technische  Lösung  für 


0  ABl.  L  177  vom  30.6.2006,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  228  vom  16.8.1973,  S.  3. 

(3)  ABl.  L  345  vom  19.12.2002,  S.  1. 

(4)  ABl.  L  323  vom  9.12.2005,  S.  1. 

(5)  ABl.  L  302  vom  17.11.2009,  S.  32. 

(6)  ABl.  L  235  vom  23.9.2003,  S.  10. 

(7)  ABl.  L  174  vom  1.7.2011,  S.  1. 
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die  Übertragung  unbarer  Sicherheiten  als  Nachschusszah- 
lungen  (Variation  margins)  entwickelt  haben.  Eine  solche 
technische  Lösung  sollte  der  besonderen  Rolle  der  Alters- 
versorgungssysteme Rechnung  tragen  und  spürbar  nach- 
teilige Auswirkungen  auf  die  Rentenempfänger  vermei- 
den. Während  einer  Ubergangsperiode  sollten  für  OTC- 
Derivatekontrakte,  die  abgeschlossen  werden,  um  Anlage- 
risiken zu  reduzieren,  die  unmittelbar  mit  der  Zahlungs- 
fähigkeit von  Altersversorgungssystemen  verbunden  sind, 
nicht  nur  Meldepflichten,  sondern  auch  bilaterale  Besiche- 
rungsanforderungen  gelten.  Endziel  ist  jedoch  nach  wie 
vor  das  zentrale  Clearing,  sobald  dies  machbar  sein  wird. 


(27)  Wichtig  ist,  dass  nur  geeignete  Einrichtungen  und  Sys- 
teme eine  Sonderbehandlung  erhalten,  und  dass  die  Viel- 
falt der  Altersversorgungssysteme  in  der  Union  berück- 
sichtigt wird;  gleichzeitig  muss  dafür  gesorgt  werden, 
dass  für  alle  Altersversorgungssysteme  gleiche  Wett- 
bewerbsvoraussetzungen gelten.  Daher  sollte  die  befris- 
tete Ausnahme  nur  für  gemäß  der  Richtlinie  2003/41/EG 
zugelassene  Einrichtungen  der  betrieblichen  Altersversor- 
gung, einschließlich  der  zugelassenen  Stellen  nach  Arti- 
kel 2  Absatz  1  jener  Richtlinie,  die  für  die  Verwaltung 
solcher  Einrichtungen  verantwortlich  und  in  ihrem  Na- 
men tätig  sind,  sowie  der  juristischen  Personen,  die  für 
die  Anlagezwecke  solcher  Einrichtungen  gegründet  wer- 
den und  ausschließlich  in  deren  Interesse  handeln,  und 
für  Geschäfte  der  betrieblichen  Altersversorgung  von  Ein- 
richtungen gemäß  Artikel  3  der  Richtlinie  2003/41/EG 
gelten. 


(28)  Die  befristete  Ausnahme  sollte  ferner  für  Geschäfte  der 
betrieblichen  Altersversorgung  von  Lebensversicherungs- 
unternehmen gelten,  sofern  für  alle  entsprechenden  Ver- 
mögenswerte und  Verbindlichkeiten  ein  separater  Ab- 
rechnungsverband eingerichtet  wird  und  sie  ohne  die 
Möglichkeit  einer  Übertragung  getrennt  verwaltet  und 
organisiert  werden.  Sie  sollte  auch  für  sonstige  zugelas- 
sene und  beaufsichtigte  Einrichtungen,  die  ausschließlich 
auf  nationaler  Ebene  tätig  sind,  oder  für  Systeme,  die 
hauptsächlich  im  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  be- 
reitgestellt werden,  nur  dann  gelten,  wenn  die  Einrichtun- 
gen bzw.  Systeme  nach  innerstaatlichem  Recht  anerkannt 
sind  und  ihr  primärer  Zweck  in  der  Bereitstellung  von 
Altersversorgungsleistungen  besteht.  Bei  den  in  diesem 
Erwägungsgrund  genannten  Einrichtungen  und  Systemen 
sollte  dies  von  der  Entscheidung  der  jeweils  zuständigen 
Behörde  sowie  —  um  die  Kohärenz  sicherzustellen,  mög- 
liche Verzerrungen  zu  beseitigen  und  Missbrauch  zu  ver- 
meiden —  der  Stellungnahme  der  ESMA  nach  Anhörung 
der  EIOPA  abhängig  sein.  Dabei  könnte  es  sich  um  Ein- 
richtungen und  Systeme  handeln,  die  nicht  notwendiger- 
weise an  ein  Altersversorgungssystem  eines  Arbeitgebers 
geknüpft  sind,  jedoch  —  auf  verbindlicher  oder  freiwil- 
liger Basis  —  ebenfalls  primär  der  Bereitstellung  von 
Altersversorgungsleistungen  dienen.  Als  Beispiele  ließen 
sich  juristische  Personen  nennen,  die  Altersversorgungs- 
systeme auf  Kapitaldeckungsbasis  nach  einzelstaatlichem 
Recht  betreiben,  sofern  sie  bei  ihren  Anlagen  den  Grund- 
satz der  unternehmerischen  Vorsicht  (Prudent  Person  Prin- 
ciple)  walten  lassen,  und  von  Einzelpersonen  direkt  ge- 
schlossene Altersversorgungsvereinbarungen,  die  auch 
von  Lebensversicherern  angeboten  werden  können.  Die 


Freistellung  von  von  Einzelpersonen  direkt  geschlossenen 
Altersversorgungsvereinbarungen  sollte  sich  allerdings 
nicht  auf  OTC-Derivatekontrakte  im  Zusammenhang 
mit  anderen  Lebensversicherungsprodukten  des  Versiche- 
rers erstrecken,  die  nicht  primär  der  Bereitstellung  von 
Altersversorgungsleistungen  dienen. 


Weitere  Beispiele  wären  etwa  die  unter  die  Richtlinie 
2002/83/EG  fallenden  Geschäfte  der  betrieblichen  Alters- 
versorgung von  Versicherungsunternehmen,  sofern  alle 
diesen  Geschäften  entsprechenden  Vermögenswerte  in  ei- 
nem besonderen  Verzeichnis  gemäß  dem  Anhang  der 
Richtlinie  2001/17/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  19.  März  2001  über  die  Sanierung 
und  Liquidation  von  Versicherungsunternehmen  (l)  auf- 
geführt sind,  sowie  auf  Tarifvereinbarungen  beruhende 
Systeme  der  betrieblichen  Altersversorgung  von  Versiche- 
rungsunternehmen. Einrichtungen,  die  zu  dem  Zweck  er- 
richtet wurden,  die  Mitglieder  von  Altersversorgungssys- 
temen im  Insolvenzfall  zu  entschädigen,  sollten  ebenfalls 
als  Altersversorgungssysteme  im  Sinne  dieser  Verordnung 
behandelt  werden. 


(29)  Soweit  zweckmäßig,  sollten  die  für  finanzielle  Gegenpar- 
teien geltenden  Regeln  auch  für  nichtfinanzielle  Gegen- 
parteien gelten.  Es  ist  bekannt,  dass  nichtfinanzielle  Ge- 
genparteien OTC-Derivatekontrakte  verwenden,  um  sich 
gegen  direkt  aus  ihrer  Geschäftstätigkeit  oder  der  Unter- 
nehmensfinanzierung entstehende  Geschäftsrisiken  zu 
schützen.  Bei  der  Entscheidung  der  Frage,  ob  eine  nicht- 
finanzielle Gegenpartei  der  Clearingpflicht  unterliegen 
sollte,  sollte  folglich  berücksichtigt  werden,  zu  welchem 
Zweck  diese  nichtfinanzielle  Gegenpartei  OTC-Derivate- 
kontrakte nutzt  und  wie  hoch  ihr  Risiko  in  diesen  Instru- 
menten ist.  Damit  Nichtfinanzinstitute  die  Möglichkeit 
haben,  sich  zu  den  Clearingschwellen  zu  äußern,  sollte 
die  ESMA  bei  der  Erarbeitung  der  einschlägigen  tech- 
nischen Regulierungsstandards  eine  offene  öffentliche 
Anhörung  durchführen,  bei  der  die  Teilnahme  von  Nicht- 
finanzinstituten sichergestellt  wird.  Außerdem  sollte  die 
ESMA  alle  relevanten  Behörden  konsultieren,  z.  B.  die 
Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der  Energieregulierungs- 
behörden, um  sicherzustellen,  dass  den  Besonderheiten 
der  betreffenden  Sektoren  angemessen  Rechnung  getra- 
gen wird.  Darüber  hinaus  sollte  die  Kommission  bis  zum 
17.  August  2015  eine  Bewertung  der  systemischen  Be- 
deutung der  Transaktionen  von  Nichtfinanzunternehmen 
mit  OTC-Derivatekontrakten  in  verschiedenen  Sektoren, 
einschließlich  im  Energiesektor,  vornehmen. 


(30)  Bei  der  Beantwortung  der  Frage,  ob  ein  OTC-Derivate- 
kontrakt  die  unmittelbar  mit  der  Geschäftstätigkeit  oder 
dem  Liquiditäts-  und  Finanzmanagement  einer  nicht- 
finanziellen Gegenpartei  in  Zusammenhang  stehenden 
Risiken  reduziert,  sollte  den  gesamten  Sicherungs-  und 
Risikominderungsstrategien  der  betreffenden  nichtfinan- 
ziellen Gegenpartei  gebührend  Rechnung  getragen  wer- 
den. Insbesondere  sollte  geprüft  werden,  ob  ein  OTC- 
Derivatekontrakt  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  zur  Risiko- 
reduzierung   in    Geschäftsführung   und    Betrieb  einer 


0  ABl.  L  110  vom  20.4.2001,  S.  28. 


824 

Copyrkjhted  maKrial 


nichtfinanziellen  Gegenpartei  geeignet  ist,  soweit  die  be- 
treffenden Risiken  im  Zusammenhang  mit  Schwankun- 
gen der  Zins-,  Währungs-  und  Inflationsraten  oder  der 
Warenpreise  stehen. 


(31)  Die  Clearingschwelle  ist  für  alle  nichtfinanziellen  Gegen- 
parteien eine  sehr  wichtige  Größe.  Bei  der  Festlegung 
dieser  Schwelle  muss  der  Systemrelevanz  der  Summe 
aller  Nettopositionen  und  -forderungen  je  Gegenpartei 
und  Kategorie  von  OTC-Derivatekontrakten  Rechnung 
getragen  werden.  In  diesem  Zusammenhang  sollten  ent- 
sprechende Bemühungen  unternommen  werden,  die  von 
nichtfinanziellen  Gegenparteien  bei  ihrer  normalen  Ge- 
schäftstätigkeit eingesetzten  Risikominderungsmethoden 
anzuerkennen. 


(32)  Die  Mitglieder  des  ESZB  und  anderer  Stellen  der  Mitglied- 
staaten mit  ähnlichen  Aufgaben  sowie  sonstige  Stellen 
der  Union,  die  für  die  öffentliche  Schuldenverwaltung 
zuständig  oder  daran  beteiligt  sind,  und  die  Bank  für 
Internationalen  Zahlungsausgleich  sollten  vom  Anwen- 
dungsbereich dieser  Verordnung  ausgenommen  werden, 
um  zu  vermeiden,  dass  deren  Befugnis  zur  Ausübung 
ihrer  Aufgaben  von  allgemeinem  Interesse  beschränkt 
wird. 


(3  3)  Da  nicht  alle  der  Clearingpflicht  unterliegenden  Marktteil- 
nehmer Clearingmitglieder  einer  CCP  werden  können, 
sollten  sie  unter  bestimmten  Bedingungen  als  Kunden 
oder  als  indirekte  Kunden  Zugang  zu  CCPs  haben. 


(34)  Die  Einführung  einer  Clearingpflicht  zusammen  mit  ei- 
nem Verfahren  zur  Festlegung,  welche  CCPs  herangezo- 
gen werden  können,  kann  zu  unbeabsichtigten  Wett- 
bewerbsverzerrungen auf  dem  Markt  für  OTC-Derivate 
führen.  So  kann  es  eine  CCP  beispielsweise  ablehnen, 
über  bestimmte  Handelsplätze  ausgeführte  Transaktionen 
zu  clearen,  weil  sich  die  CCP  im  Besitz  eines  konkurrie- 
renden Handelsplatzes  befindet.  Zur  Vermeidung  solch 
diskriminierender  Praktiken  sollten  CCPs  dem  Clearing 
von  Geschäften  an  verschiedenen  Handelsplätzen  zustim- 
men, soweit  diese  den  von  der  CCP  festgelegten  betrieb- 
lichen und  technischen  Anforderungen  entsprechen  und 
ungeachtet  der  Vertragsunterlagen,  auf  deren  Grundlage 
die  Vertragsparteien  das  betreffende  OTC-Derivate- 
geschäft  abgeschlossen  haben,  sofern  die  betreffenden 
Unterlagen  den  Marktstandards  entsprechen.  Handels- 
plätze sollten  den  CCPs  transparent  und  diskriminie- 
rungsfrei Zugang  zu  Handelsdaten  gewähren.  Im  Zusam- 
menhang mit  dem  Recht  einer  CCP  auf  den  Zugang  zu 
Handelsplätzen  sollte  es  zulässig  sein,  zu  vereinbaren, 
dass  mehrere  CCPs  die  Handelsdaten  desselben  Handels- 
platzes nutzen  können.  Dies  sollte  jedoch  weder  zu  Inter- 
operabilität beim  Clearing  von  Derivaten  noch  zur  Frag- 
mentierung der  Liquidität  führen. 


(3  5)     Vorbehaltlich  der  Bedingungen,  die  in  dieser  Verordnung 
und  in  den  von  der  ESMA  ausgearbeiteten  und  von  der 


Kommission  erlassenen  technischen  Regulierungsstan- 
dards festgelegt  sind,  sollte  diese  Verordnung  einem  fai- 
ren und  offenen  Zugang  zwischen  Handelsplätzen  und 
CCPs  im  Binnenmarkt  nicht  im  Wege  stehen.  Die  Kom- 
mission sollte  die  Entwicklungen  auf  dem  OTC-Derivate- 
markt  weiter  genau  verfolgen  und  eventuell  intervenieren, 
um  —  zwecks  Gewährleistung  gleicher  Wettbewerbs- 
bedingungen auf  den  Finanzmärkten  —  zu  verhindern, 
dass  es  im  Binnenmarkt  zu  Wettbewerbsverzerrungen 
kommt. 


(36)  Bei  Finanzdienstleistungen  und  beim  Handel  mit  Deri- 
vatekontrakten gibt  es  Bereiche,  in  denen  auch  Rechte 
an  gewerblichem  und  geistigem  Eigentum  bestehen  kön- 
nen. In  den  Fällen,  in  denen  sich  solche  Rechte  auf  Pro- 
dukte oder  Dienstleistungen  beziehen,  die  sich  als  Bran- 
chenstandard durchgesetzt  haben  oder  sich  auf  Branchen- 
standards auswirken,  sollten  die  diesbezüglichen  Lizenzen 
zu  verhältnismäßigen,  fairen,  angemessenen  und  diskri- 
minierungsfreien Bedingungen  erteilt  werden. 


(37)  Zur  Ermittlung  der  clearingpflichtigen  Kategorien  von 
OTC-Derivatekontrakten,  der  Schwellen  und  systemisch 
relevanten  nichtfinanziellen  Gegenparteien  werden  zuver- 
lässige Daten  benötigt.  Deshalb  ist  es  aus  Regulierungs- 
zwecken bedeutend,  dass  auf  Unionsebene  eine  einheitli- 
che Meldepflicht  für  Daten  zu  Derivaten  eingeführt  wird. 
Ferner  ist  —  soweit  irgend  möglich  —  sowohl  für  finan- 
zielle als  auch  für  nichtfinanzielle  Gegenparteien  eine 
rückwirkende  Meldepflicht  erforderlich,  damit  es  ver- 
gleichbare Daten  gibt,  die  unter  anderem  von  der 
ESMA  und  anderen  einschlägigen  zuständigen  Behörden 
genutzt  werden  können. 


(38)  Ein  gruppeninternes  Geschäft  ist  ein  Geschäft  zwischen 
zwei  Unternehmen,  die  in  dieselbe  Vollkonsolidierung 
einbezogen  sind  und  geeigneten  zentralisierten  Risiko- 
bewertungs-,  Risikomess-  und  Risikokontrollverfahren 
unterliegen.  Sie  sind  Teil  desselben  institutsbezogenen 
Sicherungssystems  nach  Artikel  80  Absatz  8  der  Richt- 
linie 2006/48/EG  oder  sie  sind,  im  Falle  von  Kreditinsti- 
tuten nach  Artikel  3  Absatz  1  jener  Richtlinie,  die  der- 
selben Zentralorganisation  zugeordnet  sind,  beide  Kredit- 
institute oder  das  eine  ist  ein  Kreditinstitut  und  das  an- 
dere eine  Zentralorganisation.  OTC-Derivatekontrakte 
können  innerhalb  von  Nichtfinanz-  oder  Finanz-Unter- 
nehmensgruppen anerkannt  werden,  sowie  innerhalb 
von  Unternehmensgruppen,  die  sich  sowohl  aus  Finanz- 
ais auch  Nichtfinanz-Unternehmen  zusammensetzen; 
wenn  ein  solcher  Kontrakt  in  Bezug  auf  eine  Gegenpartei 
als  gruppeninternes  Geschäft  gilt,  sollte  er  auch  in  Bezug 
auf  die  andere  Gegenpartei  des  Kontrakts  als  solches  gel- 
ten. Gruppeninterne  Geschäfte  können  durchaus  notwen- 
dig sein,  um  Risiken  innerhalb  einer  Unternehmens- 
gruppe zusammenzufassen;  demnach  handelt  es  sich  bei 
gruppeninternen  Risiken  um  spezifische  Risiken.  Da  die 
gruppeninternen  Risikomanagementprozesse,  falls  grup- 
peninterne Geschäfte  der  Clearingpflicht  unterworfen 
würden,  in  ihrer  Wirksamkeit  beschränkt  werden  kön- 
nen, wäre  es  sinnvoll,  gruppeninterne  Geschäfte  von 
der  Clearingpflicht  auszunehmen,  sofern  dies  nicht  zu 
einer  Erhöhung  des  Systemrisikos  führt.  Infolgedessen 
sollte  ein  angemessener  Austausch  von  Sicherheiten  an 
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die  Stelle  des  Clearings  dieser  Geschäfte  durch  eine  CCP 
treten,  soweit  dies  angezeigt  ist,  um  die  gruppeninternen 
Gegenparteirisiken  zu  mindern. 

(39)  Einige  gruppeninterne  Geschäfte  könnten  jedoch  in  be- 
stimmten Fällen  auf  Grundlage  einer  Entscheidung  der 
zuständigen  Behörden  von  der  Sicherungspflicht  aus- 
genommen werden,  sofern  ihre  Risikomanagementver- 
fahren hinreichend  solide  und  belastbar  sind  und  dem 
Komplexitätsgrad  des  Geschäfts  entsprechen  und  kein 
Hindernis  für  die  unverzügliche  Übertragung  von  Eigen- 
mitteln oder  die  Rückzahlung  von  Verbindlichkeiten  zwi- 
schen den  Gegenparteien  besteht.  Diese  Kriterien  sowie 
die  Verfahren,  die  die  Gegenparteien  und  die  jeweils  zu- 
ständigen Behörden  bei  Freistellungen  zu  befolgen  haben, 
sollten  in  technischen  Regulierungsstandards  festgelegt 
werden,  die  im  Einklang  mit  den  Verordnungen  zur  Er- 
richtung der  ESA  erlassen  werden.  Vor  der  Ausarbeitung 
der  Entwürfe  für  technische  Regulierungsstandards  sollten 
die  ESA  eine  Abschätzung  ihrer  möglichen  Folgen  auf 
den  Binnenmarkt  sowie  auf  die  Finanzmarktteilnehmer 
und  insbesondere  auf  die  Geschäfte  und  die  Struktur 
der  Konzerngruppen  vornehmen.  Alle  technischen  Stan- 
dards, die  für  die  bei  gruppeninternen  Geschäften  aus- 
getauschten Sicherheiten  gelten,  einschließlich  der  Frei- 
stellungskriterien, sollten  den  vorherrschenden  Besonder- 
heiten dieser  Geschäfte  sowie  den  Unterschieden  zwi- 
schen nichtfinanziellen  und  finanziellen  Gegenparteien 
und  ihren  jeweiligen  Zielen  und  Methoden  bei  der  Ver- 
wendung von  Derivaten  Rechnung  tragen. 

(40)  Gegenparteien  gelten  zumindest  dann  als  in  dieselbe 
Konsolidierung  einbezogen,  wenn  sie  beide  nach  der 
Richtlinie  83/349/EWG  des  Rates  0  oder  nach  den  in- 
ternationalen Rechnungslegungsstandards  „International 
Financial  Reporting  Standards  (IFRS)",  die  gemäß  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  1606/2002  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  (2)  erlassen  wurden,  oder  —  bei 
Gruppen  mit  einer  in  einem  Drittstaat  ansässigen  Unter- 
nehmenszentrale —  nach  den  allgemein  anerkannten 
Rechnungslegungsgrundsätzen  des  betreffenden  Dritt- 
staats, für  die  nach  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1569/2007 
der  Kommission  (3)  festgestellt  wurde,  dass  sie  den  IFRS 
gleichwertig  sind  (oder  nach  den  Rechnungslegungs- 
grundsätzen des  betreffenden  Drittstaats,  die  gemäß 
Artikel  4  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1569/2007  zulässig 
sind)  in  eine  Konsolidierung  einbezogen  sind,  oder  wenn 
sie  beide  derselben  Beaufsichtigung  auf  konsolidierter  Ba- 
sis gemäß  der  Richtlinie  2006/48/EG  oder  der  Richtlinie 
2006/49/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes (4)  unterliegen,  bzw.  —  bei  Gruppen  mit  einer  in 


(!)  Siebente  Richtlinie  83/349/EWG  des  Rates  vom  13.  Juni  1983  auf- 
grund von  Artikel  54  Absatz  3  Buchstabe  g  des  Vertrags  über  den 
konsolidierten  Abschluss  (ABl.  L  193  vom  18.7.1983,  S.  1). 

(2)  Verordnung  (EG)  Nr.  1606/2002  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  19.  Juli  2002  betreffend  die  Anwendung  interna- 
tionaler Rechnungslegungsstandards  (ABl.  L  243  vom  11.9.2002, 
S.  1). 

(3)  Verordnung  (EG)  Nr.  1569/2007  der  Kommission  vom  21.  Dezem- 
ber 2007  über  die  Einrichtung  eines  Mechanismus  zur  Festlegung 
der  Gleichwertigkeit  der  von  Drittstaatemittenten  angewandten 
Rechnungslegungsgrundsätze  gemäß  den  Richtlinien  2003/71/EG 
und  2004/109/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  340  vom  22.12.2007,  S.  66). 

(4)  Richtlinie  2006/49/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  14.  Juni  2006  über  die  angemessene  Eigenkapitalausstattung 
von  Wertpapierfirmen  und  Kreditinstituten  (ABl.  L  177  vom 
30.6.2006,  S.  201). 


einem  Drittstaat  ansässigen  Unternehmenszentrale  — , 
wenn  beide  derselben  Beaufsichtigung  auf  konsolidierter 
Basis  durch  eine  zuständige  Behörde  des  Drittstaats  un- 
terliegen, für  die  geprüft  wurde,  dass  sie  einer  Beaufsich- 
tigung auf  konsolidierter  Basis  nach  den  Grundsätzen 
entspricht,  die  in  Artikel  143  der  Richtlinie  2006/48/EG 
oder  in  Artikel  2  der  Richtlinie  2006/49/EG  festgelegt 
sind. 

(41)  Es  ist  wichtig,  dass  die  Marktteilnehmer  sämtliche  Einzel- 
heiten zu  den  von  ihnen  eingegangenen  Derivatekontrak- 
ten an  Transaktionsregister  melden.  So  werden  Informa- 
tionen über  die  Derivatemärkten  inhärenten  Risiken  zen- 
tral gespeichert  und  sind  unter  anderem  für  die  ESMA, 
die  zuständigen  Behörden,  den  Europäischen  Ausschuss 
für  Systemrisiken  (European  Systemic  Risk  Board,  im 
Folgenden  „ESRB")  und  die  betreffenden  Zentralbanken 
des  ESZB  leicht  zugänglich. 

(42)  Die  Erbringung  von  Transaktionsregisterdiensten  ist  ge- 
kennzeichnet durch  Größeneffekte,  die  den  Wettbewerb 
in  diesem  besonderen  Bereich  behindern  dürften.  Gleich- 
zeitig können  umfassende  Meldepflichten  für  die  Markt- 
teilnehmer den  Wert  der  von  Transaktionsregistern  ge- 
führten Informationen  auch  für  Anbieter  von  Neben- 
dienstleistungen wie  beispielsweise  Geschäftsbestätigung, 
Geschäftsabgleich,  Dienstleistungen  bei  Kreditereignissen, 
Portfolioabgleich  und  Portfoliokomprimierung  erhöhen. 
Es  sollte  daher  sichergestellt  werden,  dass  gleiche  Aus- 
gangsbedingungen im  Sektor  der  Nachhandelsaktivitäten 
allgemein  nicht  durch  ein  etwaiges  natürliches  Monopol 
bei  der  Erbringung  von  Transaktionsregisterdiensten  be- 
einträchtigt werden.  Transaktionsregister  sollten  daher 
verpflichtet  werden,  vorbehaltlich  der  erforderlichen 
Schutzmaßnahmen  im  Hinblick  auf  den  Datenschutz, 
Zugang  zu  den  im  Register  befindlichen  Informationen 
zu  fairen,  vernünftigen  und  nichtdiskriminierenden  Be- 
dingungen zu  gewähren. 

(43)  Um  einen  umfassenden  Marktüberblick  und  eine  Bewer- 
tung des  systemischen  Risikos  zu  gestatten,  sollten  so- 
wohl durch  CCPs  geclearte  als  auch  nicht  durch  CCPs 
geclearte  Derivatekontrakte  an  die  Transaktionsregister 
gemeldet  werden. 

(44)  Die  ESA  sollten  mit  den  erforderlichen  Mitteln  ausgestat- 
tet werden,  um  ihren  gemäß  dieser  Verordnung  übertra- 
genen Aufgaben  wirksam  nachzukommen. 

(45)  Gegenparteien  und  zentrale  Gegenparteien,  die  einen  De- 
rivatekontrakt abschließen,  ändern  oder  beenden,  sollten 
dafür  Sorge  tragen,  dass  die  Einzelheiten  dieses  Kontrakts 
an  ein  Transaktionsregister  gemeldet  werden.  Sie  sollten 
die  Möglichkeit  haben,  die  Meldung  des  Kontrakts  einer 
anderen  Einrichtung  zu  übertragen.  Einrichtungen  oder 
ihre  Beschäftigten,  die  einem  Transaktionsregister  die  Ein- 
zelheiten eines  Derivatekontrakts  im  Namen  einer  Gegen- 
partei gemäß  dieser  Verordnung  melden,  sollten  damit 
nicht  gegen  eine  Beschränkung  der  Offenlegung  versto- 
ßen. Bei  der  Ausarbeitung  der  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  sollte  die  ESMA  den  Fortschritten 
bei  der  Entwicklung  einer  eindeutigen  Kennung  für  Kon- 
trakte und  der  in  Anhang  I  Tabelle  1  der  Verordnung 
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(EG)  Nr.  1287/2006  (')  der  Kommission  zur  Durchfüh- 
rung der  Richtlinie  2004/39/EG  enthaltenen  Liste  der 
vorgeschriebenen  Meldedaten  Rechnung  tragen  sowie  an- 
dere zuständige  Behörden  wie  die  Agentur  für  die  Zu- 
sammenarbeit der  Energieregulierungsbehörden  konsul- 
tieren. 


(46)  Unter  Berücksichtigung  der  in  der  Mitteilung  der  Kom- 
mission „Stärkung  der  Sanktionsregelungen  im  Finanz- 
dienstleistungssektor" festgelegten  Grundsätze  und  der  in- 
folge dieser  Mitteilung  erlassenen  Rechtsakte  der  Union 
sollten  die  Mitgliedstaaten  Vorschriften  über  Sanktionen 
bei  Verstößen  gegen  diese  Verordnung  festlegen.  Die  Mit- 
gliedstaaten sollten  für  den  Vollzug  dieser  Sanktionen 
derart  Sorge  tragen,  dass  die  Wirksamkeit  dieser  Regeln 
nicht  beeinträchtigt  wird.  Die  Sanktionen  sollten  wirk- 
sam, verhältnismäßig  und  abschreckend  sein.  Sie  sollten 
auf  Leitlinien  beruhen,  die  von  der  ESMA  erlassen  wer- 
den, um  die  Konvergenz  und  die  sektorübergreifende 
Konsistenz  von  Sanktionsregelungen  im  Finanzsektor 
zu  fördern.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  sicherstellen, 
dass  die  verhängten  Sanktionen  gegebenenfalls  öffentlich 
bekannt  gemacht  und  dass  die  Berichte,  in  denen  bewer- 
tet wird,  ob  die  bestehenden  Regeln  tatsächlich  Wirkung 
zeigen,  regelmäßig  veröffentlicht  werden. 


(47)  Eine  CCP  kann  im  Einklang  mit  dieser  Verordnung  in 
einem  Mitgliedstaat  ansässig  sein.  Kein  Mitgliedstaat  und 
keine  Gruppe  von  Mitgliedstaaten  sollte  direkt  oder  indi- 
rekt als  Ort  für  Clearingdienste  diskriminiert  werden.  Eine 
CCP  aus  einer  Jurisdiktion  sollte  durch  diese  Verordnung 
nicht  an  dem  Clearing  eines  auf  die  Währung  eines  an- 
deren Mitgliedstaats  oder  eines  Drittstaats  lautenden  Pro- 
dukts eingeschränkt  oder  daran  gehindert  werden. 


(48)  Die  Zulassung  einer  CCP  sollte  an  die  Bedingung  einer 
Mindestanfangskapitalausstattung  geknüpft  werden.  Das 
Eigenkapital  einer  CCP  einschließlich  Gewinnrücklagen 
und  Rückstellungen  sollte  jederzeit  in  angemessenem 
Verhältnis  zu  dem  mit  der  Geschäftstätigkeit  der  CCP 
verbundenen  Risiko  stehen,  um  zu  gewährleisten,  dass 
diese  über  eine  adäquate  Kapitaldecke  zum  Schutz  vor 
Kredit-,  Gegenpartei-,  Markt-,  Betriebs-,  Rechts-  und  Ge- 
schäftsrisiken verfügt,  soweit  diese  nicht  bereits  durch 
besondere  Finanzmittel  gedeckt  sind,  und  erforderlichen- 
falls in  der  Lage  ist,  ihre  Geschäftstätigkeit  ordnungs- 
gemäß abzuwickeln  oder  umzustrukturieren. 


(49)  Da  mit  dieser  Verordnung  zu  Regulierungszwecken  eine 
rechtliche  Verpflichtung  zum  Clearing  durch  spezifische 
CCPs  eingeführt  wird,  muss  gewährleistet  werden,  dass 
diese  CCPs  sicher  und  solide  sind  und  die  durch  die 
Verordnung  festgelegten  strengen  organisatorischen  An- 
forderungen sowie  Wohlverhaltensregeln  jederzeit  erfül- 
len. Zur  Gewährleistung  einer  einheitlichen  Anwendung 
dieser  Verordnung  sollten  diese  Vorschriften  für  das  Clea- 
ring sämtlicher  Finanzinstrumente  gelten,  die  von  CCPs 
verarbeitet  werden. 


0  ABl.  L  241  vom  2.9.2006,  S.  1. 


(50)  Deshalb  ist  es  zu  Regelungs-  und  Harmonisierungszwe- 
cken notwendig,  dass  Gegenparteien  nur  CCPs  nutzen, 
die  den  in  dieser  Verordnung  festgelegten  Anforderungen 
entsprechen.  Diese  Anforderungen  sollten  die  Mitglied- 
staaten aber  keineswegs  daran  hindern,  bezüglich  der  in 
ihrem  Hoheitsgebiet  ansässigen  CCPs  zusätzliche  Anfor- 
derungen einschließlich  bestimmter  Zulassungsanforde- 
rungen gemäß  der  Richtlinie  2006/48/EG  zu  erlassen 
oder  weiter  anzuwenden.  Solche  zusätzlichen  Anforde- 
rungen sollten  jedoch  nicht  das  Recht  von  in  anderen 
Mitgliedstaaten  zugelassenen  oder  gemäß  dieser  Verord- 
nung anerkannten  CCPs  beeinträchtigen,  Clearingdienste 
an  Clearingmitglieder  und  deren  Kunden,  die  in  dem  die 
zusätzlichen  Anforderungen  erlassenden  Mitgliedstaat  an- 
sässig sind,  zu  erbringen,  da  solche  CCPs  diesen  zusätz- 
lichen Anforderungen  nicht  unterliegen  und  sie  daher 
nicht  erfüllen  müssen.  Die  ESMA  sollte  bis  zum  30.  Sep- 
tember 2014  einen  Bericht  über  die  Auswirkungen  ver- 
fassen, die  die  Anwendung  zusätzlicher  Anforderungen 
durch  die  Mitgliedstaaten  hat. 


(51)  Bestimmungen,  die  die  Zulassung  und  Beaufsichtigung 
von  CCPs  unmittelbar  regeln,  sind  eine  notwendige  Folge 
der  Pflicht  zum  Clearing  von  OTC-Derivatekontrakten.  Es 
ist  zweckmäßig,  dass  die  Zuständigkeit  für  sämtliche  As- 
pekte der  Zulassung  und  Beaufsichtigung  von  CCPs,  ein- 
schließlich der  Zuständigkeit  für  die  Prüfung  der  Einhal- 
tung dieser  Verordnung  sowie  der  Richtlinie  98/26/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  Mai 
1998  über  die  Wirksamkeit  von  Abrechnungen  in  Zah- 
lungs-  sowie  Wertpapierliefer-  und  -abrechnungssyste- 
men  (2)  durch  die  antragstellende  CCP,  bei  den  zuständi- 
gen Behörden  verbleibt,  da  diese  nationalen  zuständigen 
Behörden  am  besten  in  der  Lage  sind,  den  alltäglichen 
Geschäftsbetrieb  der  CCPs  zu  untersuchen,  regelmäßige 
Prüfungen  durchzuführen  und  erforderlichenfalls  geeig- 
nete Maßnahmen  zu  treffen. 


(52)  Im  Falle  der  drohenden  Insolvenz  einer  CCP  kann  die 
finanzpolitische  Verantwortung  vorwiegend  bei  dem  Mit- 
gliedstaat liegen,  in  dem  diese  CCP  ansässig  ist.  Daher 
sollten  die  Zulassung  dieser  CCP  und  deren  Beaufsichti- 
gung Sache  der  zuständigen  Behörde  des  betreffenden 
Mitgliedstaats  sein.  Da  jedoch  die  Clearingmitglieder  einer 
CCP  in  unterschiedlichen  Mitgliedstaaten  niedergelassen 
sein  können  und  diese  selbst  als  Erste  vom  Ausfall  der 
CCP  betroffen  sein  werden,  ist  es  wichtig,  dass  alle  jeweils 
zuständigen  Behörden  und  die  ESMA  an  der  Zulassung 
und  Beaufsichtigung  beteiligt  sind.  Dadurch  werden  von- 
einander abweichende  nationale  Maßnahmen  und  Vor- 
gehensweisen sowie  Hindernisse  für  das  reibungslose 
Funktionieren  des  Binnenmarkts  vermieden.  Darüber  hi- 
naus sollte  kein  Vorschlag  bzw.  keine  Maßnahme  eines 
Mitglieds  eines  Kollegiums  der  Aufsichtsbehörden  einen 
Mitgliedstaat  oder  eine  Gruppe  von  Mitgliedstaaten  als 
Ort  für  Clearingdienste  in  jeder  beliebigen  Währung  di- 
rekt oder  indirekt  diskriminieren.  Die  ESMA  sollte  an 
allen  Kollegien  beteiligt  sein,  um  die  kohärente  und  kor- 
rekte Anwendung  dieser  Verordnung  zu  gewährleisten. 


(2)  ABl.  L  166  vom  11.6.1998,  S.  45. 
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Die  ESMA  sollte  andere  zuständige  Behörden  der  betrof- 
fenen Mitgliedstaaten  bei  der  Vorbereitung  von  Empfeh- 
lungen und  Entscheidungen  einbeziehen. 

(53)  Aufgrund  der  Rolle,  die  den  Kollegien  zugewiesen  ist,  ist 
es  wichtig,  dass  alle  jeweils  zuständigen  Behörden  sowie 
die  Mitglieder  des  ESZB  einbezogen  werden,  wenn  sie 
ihre  Aufgaben  wahrnehmen.  Dem  Kollegium  sollten 
nicht  nur  die  zuständigen  Behörden  angehören,  die  die 
CCP  beaufsichtigen,  sondern  auch  diejenigen,  die  Einrich- 
tungen beaufsichtigen,  auf  die  sich  die  Tätigkeiten  dieser 
CCP  auswirken  könnten,  das  heißt  ausgewählte  Clearing- 
mitglieder, Handelsplätze,  interoperable  CCPs  und  zen- 
trale Wertpapierverwahrstellen  (CSDs).  Die  Mitglieder 
des  ESZB,  die  für  die  Beaufsichtigung  der  CCPs  und  inter- 
operable CCPs  zuständig  sind,  sowie  diejenigen,  die  für 
die  Emission  der  Währungen  der  durch  die  CCP  geclear- 
ten  Finanzinstrumente  verantwortlich  sind,  sollten  dem 
Kollegium  angehören.  Da  die  überwachten  oder  beauf- 
sichtigten Einrichtungen  nur  in  einer  begrenzten  Zahl 
von  Mitgliedstaaten,  in  denen  die  CCP  tätig  ist,  ansässig 
wären,  könnte  eine  einzige  zuständige  Behörde  oder  ein 
Mitglied  des  ESZB  für  die  Überwachung  oder  die  Beauf- 
sichtigung einer  Reihe  solcher  Einrichtungen  zuständig 
sein.  Es  sollten  geeignete  Verfahren  und  Mechanismen 
eingeführt  werden,  um  eine  reibungslose  Zusammen- 
arbeit aller  Mitglieder  des  Kollegiums  zu  gewährleisten. 

(54)  Da  die  Einrichtung  und  die  Arbeitsweise  des  Kollegiums 
auf  der  Grundlage  einer  schriftlichen  Vereinbarung  zwi- 
schen allen  seinen  Mitgliedern  erfolgen  soll,  ist  es  ange- 
sichts der  Sensibilität  des  Themas  zweckmäßig,  ihnen  die 
Befugnis  zur  Festlegung  der  Beschlussfassungsverfahren 
des  Kollegiums  zu  übertragen.  Daher  sollten  die  Einzel- 
heiten der  Abstimmungsverfahren  in  einer  zwischen  allen 
Kollegiumsmitgliedern  geschlossenen  schriftlichen  Verein- 
barung festgelegt  werden.  Damit  die  Interessen  aller  rele- 
vanten Marktteilnehmer  und  Mitgliedstaaten  angemessen 
und  in  einem  ausgewogenen  Verhältnis  vertreten  sind, 
sollte  das  Kollegium  allerdings  dem  generellen  Abstim- 
mungsgrundsatz folgen,  wonach  jedes  Mitglied  —  un- 
geachtet der  Anzahl  der  von  ihm  gemäß  dieser  Verord- 
nung wahrgenommenen  Aufgaben  —  über  eine  Stimme 
verfügt.  In  Kollegien  mit  bis  zu  12  Mitgliedern  sollten 
höchstens  zwei  Kollegiumsmitglieder  aus  demselben  Mit- 
gliedstaat stimmberechtigt  sein,  und  jedes  stimmberech- 
tigte Mitglied  sollte  eine  Stimme  haben.  In  Kollegien  mit 
mehr  als  12  Mitgliedern  sollten  höchstens  drei  Kollegi- 
umsmitglieder aus  demselben  Mitgliedstaat  stimmberech- 
tigt sein,  und  jedes  stimmberechtigte  Mitglied  sollte  eine 
Stimme  haben. 

(55)  Die  besondere  Situation  der  CCPs  erfordert  es,  dass  die 
Kollegien  so  organisiert  werden  und  funktionieren,  dass 
die  für  die  Beaufsichtigung  dieser  CCPs  geltenden  Bestim- 
mungen eingehalten  werden. 

(56)  Die  in  dieser  Verordnung  enthaltenen  Bestimmungen 
stellen,  insbesondere  was  die  Modalitäten  für  Abstim- 
mungen zur  Befassung  der  ESMA  betrifft,  keinen  Präze- 
denzfall für  andere  Rechtsvorschriften  über  die  Aufsicht 
und  Überwachung  von  Infrastrukturen  des  Finanzmarkts 
dar. 

(57)  Eine  CCP  sollte  dann  nicht  zugelassen  werden,  wenn  alle 
Mitglieder  des  Kollegiums  —  mit  Ausnahme  der  zustän- 
digen Behörden  des  Mitgliedstaats,  in  dem  die  CCP  nie- 
dergelassen ist  —  im  gegenseitigen  Einvernehmen  zu 


einer  gemeinsamen  Stellungnahme  gelangen,  der  zufolge 
der  CCP  keine  Zulassung  erteilt  werden  sollte.  Gibt  hin- 
gegen eine  ausreichende  Mehrheit  des  Kollegiums  eine 
ablehnende  Stellungnahme  ab  und  ruft  eine  der  betroffe- 
nen zuständigen  Behörden  mit  Unterstützung  dieser 
Zweidrittelmehrheit  des  Kollegiums  die  ESMA  in  der  Sa- 
che an,  sollte  die  zuständige  Behörde  des  Mitgliedstaats, 
in  dem  die  CCP  niedergelassen  ist,  ihre  Entscheidung  über 
die  Zulassung  zurückstellen,  bis  die  ESMA  einen  Be- 
schluss  hinsichtlich  der  Übereinstimmung  mit  dem  Uni- 
onsrecht gefasst  hat.  Die  zuständige  Behörde  des  Mit- 
gliedstaats, in  dem  die  CCP  niedergelassen  ist,  sollte  ihren 
Beschluss  im  Einklang  mit  solch  einem  Beschluss  der 
ESMA  treffen.  Gelangen  alle  Mitglieder  des  Kollegiums 
—  mit  Ausnahme  der  Behörden  des  Mitgliedsstaats,  in 
dem  die  CCP  niedergelassen  ist  —  zu  einer  gemeinsamen 
Stellungnahme  mit  dem  Inhalt,  dass  sie  die  Anforderun- 
gen als  nicht  erfüllt  betrachten  und  dass  der  CCP  keine 
Zulassung  erteilt  werden  sollte,  sollte  die  zuständige  Be- 
hörde des  Mitgliedstaats,  in  dem  die  CCP  niedergelassen 
ist,  die  ESMA  in  der  Sache  anrufen  können,  damit  diese 
einen  Beschluss  hinsichtlich  der  Übereinstimmung  mit 
dem  Unionsrecht  fasst. 

(58)  Die  Bestimmungen  über  den  Austausch  von  Informatio- 
nen zwischen  den  zuständigen  Behörden,  der  ESMA  und 
anderen  relevanten  Behörden  sowie  deren  Verpflichtung 
zu  gegenseitiger  Amtshilfe  und  Zusammenarbeit  müssen 
verstärkt  werden.  In  Anbetracht  zunehmender  grenzüber- 
schreitender Tätigkeiten  sollten  diese  Behörden  einander 
die  für  die  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  zweckdienli- 
chen Informationen  übermitteln,  um  eine  wirksame 
Durchsetzung  dieser  Verordnung  auch  in  Situationen  zu 
gewährleisten,  in  denen  Verstöße  oder  mutmaßliche  Ver- 
stöße die  Behörden  in  zwei  oder  mehreren  Mitgliedstaa- 
ten betreffen  können.  Beim  Informationsaustausch  ist  die 
strikte  Wahrung  des  Berufsgeheimnisses  erforderlich. 
Aufgrund  der  weitreichenden  Auswirkungen  von  OTC- 
Derivatekontrakten  ist  es  von  wesentlicher  Bedeutung, 
dass  andere  betroffene  Behörden  wie  Steuerbehörden 
und  Regulierungsstellen  des  Energiesektors  Zugang  zu 
den  für  die  Ausübung  ihrer  Funktionen  notwendigen  In- 
formationen haben. 

(59)  Angesichts  des  globalen  Charakters  von  Finanzmärkten 
sollte  die  ESMA  unmittelbar  dafür  zuständig  sein,  in 
Drittstaaten  niedergelassene  CCPs  anzuerkennen  und  ih- 
nen so  die  Genehmigung  zum  Erbringen  von  Clearing- 
diensten in  der  Union  zu  erteilen,  sofern  die  Kommission 
die  Gleichwertigkeit  des  Rechts-  und  Aufsichtsrahmens 
des  betreffenden  Drittstaats  mit  jenem  der  Union  an- 
erkannt hat  und  bestimmte  Bedingungen  erfüllt  sind. 
Deshalb  sollte  eine  in  einem  Drittstaat  ansässige  CCP, 
die  Clearingdienstleistungen  für  in  der  Union  ansässige 
Clearingmitglieder  oder  in  der  Union  gelegene  Handels- 
plätze erbringt,  von  der  ESMA  anerkannt  werden.  Um 
jedoch  die  weitere  Entwicklung  des  grenzüberschreiten- 
den Geschäfts  der  Anlageverwaltung  in  der  Union  nicht 
zu  behindern,  muss  eine  in  einem  Drittstaat  ansässige 
CCP,  die  über  ein  in  einem  Drittstaat  ansässiges  Clearing- 
mitglied Dienstleistungen  für  in  der  Union  ansässige  Kun- 
den erbringt,  nicht  unbedingt  von  der  ESMA  anerkannt 
sein  müssen.  In  diesem  Zusammenhang  sind  Überein- 
künfte mit  den  wichtigsten  internationalen  Partnern  der 
Union  von  besonderer  Bedeutung,  um  global  gleiche 
Wettbewerbsbedingungen  und  die  Finanzstabilität  zu  ge- 
währleisten. 
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(60)  Am  16.  September  2010  einigte  sich  der  Europäische  Rat 
darauf,  dass  die  Union  ihre  Interessen  und  Werte  im 
Kontext  der  auswärtigen  Beziehungen  der  Union  kon- 
sequenter und  in  einem  Geist  der  Gegenseitigkeit  und 
des  gegenseitigen  Nutzens  vertreten  muss  und  Maßnah- 
men ergreifen  muss,  um  unter  anderem  europäischen 
Unternehmen  einen  erweiterten  Marktzugang  zu  sichern 
und  die  Zusammenarbeit  im  Regulierungsbereich  mit  den 
wichtigsten  Handelspartnern  zu  vertiefen. 


(61)  Eine  CCP  sollte  unabhängig  von  ihrer  jeweiligen  Eigentü- 
merstruktur über  solide  Regelungen  zur  Unternehmens- 
führung, eine  gut  beleumundete  Geschäftsleitung  und  un- 
abhängige Mitglieder  des  Leitungsorgans  verfügen.  Min- 
destens ein  Drittel  und  nicht  weniger  als  zwei  Mitglieder 
ihres  Leitungsorgans  sollten  unabhängig  sein.  Allerdings 
können  unterschiedliche  Regelungen  zur  Unternehmens- 
führung und  Eigentümerstrukturen  bei  einer  CCP  sich  auf 
ihre  Bereitschaft  oder  Fähigkeit  zum  Clearing  bestimmter 
Produkte  auswirken.  Daher  ist  es  zweckmäßig,  dass  die 
unabhängigen  Mitglieder  des  Leitungsorgans  und  des  von 
der  CCP  einzurichtenden  Risikoausschusses  etwaige  Inte- 
ressenkonflikte innerhalb  einer  CCP  behandeln.  Clearing- 
mitglieder und  Kunden  müssen  angemessen  vertreten 
sein,  da  sich  von  der  CCP  getroffene  Entscheidungen 
auf  sie  auswirken  können. 


(62)  Eine  CCP  kann  Aufgaben  auslagern.  Der  Risikoausschuss 
der  CCP  sollte  die  CCP  in  der  Frage  einer  solchen  Aus- 
lagerung von  Aufgaben  beraten.  Wichtige,  mit  dem  Risi- 
komanagement zusammenhängende  Tätigkeiten  sollten 
nur  ausgelagert  werden  dürfen,  wenn  die  zuständige  Be- 
hörde dies  genehmigt. 

(63)  Die  Beteiligungsvorschriften  für  CCPs  sollten  daher  trans- 
parent, verhältnismäßig  und  diskriminierungsfrei  sein  und 
einen  Fernzugang  ermöglichen,  soweit  dies  nicht  mit  zu- 
sätzlichen Risiken  für  die  CCP  verbunden  ist. 


(64)  Den  Kunden  von  Clearingmitgliedern,  die  ihre  OTC-Deri- 
vatekontrakte  über  CCPs  clearen,  sollte  ein  hohes  Schutz- 
niveau gewährt  werden.  Das  tatsächliche  Schutzniveau 
hängt  vom  Grad  der  Trennung  ab,  den  diese  Kunden 
wählen.  Intermediäre  sollten  eigene  Vermögenswerte 
von  Kundengeldern  trennen.  Aus  diesem  Grund  sollten 
CCPs  stets  aktuelle  und  leicht  lesbare  Aufzeichnungen 
führen,  um  die  Übertragung  der  Positionen  und  Ver- 
mögenswerte der  Kunden  eines  ausfallenden  Clearingmit- 
glieds auf  ein  solventes  Clearingmitglied  oder  gegebenen- 
falls die  geordnete  Abwicklung  der  Positionen  der  Kun- 
den und  die  Erstattung  überschüssiger  Sicherheiten  an  die 
Kunden  zu  ermöglichen.  Die  in  dieser  Verordnung  fest- 
gelegten Vorschriften  für  die  Trennung  und  die  Übertrag- 
barkeit von  Positionen  und  Vermögenswerten  von  Kun- 
den sollten  daher  Vorrang  vor  etwaigen  kollidierenden 
Rechts-  oder  Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten 
haben,  die  die  Parteien  an  der  Erfüllung  dieser  Vorschrif- 
ten hindern. 


(65)     Zur  Verwaltung  von  Kreditrisiken,  Liquiditätsrisiken,  ope- 
rationeilen Risiken  und  sonstigen  Risiken  einschließlich 


der  Risiken,  die  sie  infolge  wechselseitiger  Abhängigkei- 
ten mit  anderen  Einrichtungen  tragen  oder  für  diese  dar- 
stellen, sollten  CCPs  über  einen  soliden  Rahmen  für  das 
Risikomanagement  verfügen.  Eine  CCP  sollte  über  an- 
gemessene Verfahren  und  Mechanismen  zur  Reaktion 
auf  den  Ausfall  eines  Clearingmitglieds  verfügen.  Zur  Mi- 
nimierung des  Ansteckungsrisikos  bei  einem  solchen 
Ausfall  sollte  die  CCP  über  strenge  Teilnahmeanforderun- 
gen verfügen,  angemessene  Ersteinschusszahlungen  (initial 
margins)  fordern,  einen  Ausfallfonds  unterhalten  und  über 
sonstige  Finanzmittel  zur  Deckung  potenzieller  Verluste 
verfügen.  Damit  eine  CCP  stets  über  ausreichende  Mittel 
verfügt,  sollte  sie  einen  Mindestbetrag  für  die  Höhe  des 
Ausfallfonds  festlegen,  der  im  Allgemeinen  nicht  unter- 
schritten werden  darf.  Dies  sollte  die  Möglichkeit  der 
CCP,  den  Ausfallfonds  vollständig  auszuschöpfen,  um 
durch  den  Ausfall  eines  Clearingmitglieds  bedingte  Ver- 
luste zu  decken,  nicht  beschränken. 


(66)  Bei  der  Festlegung  eines  soliden  Rahmens  für  das  Risiko- 
management sollte  eine  CCP  dem  potenziellen  Risiko 
und  den  wirtschaftlichen  Auswirkungen  auf  die  Clearing- 
mitglieder und  deren  Kunden  Rechnung  tragen.  Die  Ent- 
wicklung eines  äußerst  soliden  Risikomanagements  sollte 
zwar  das  vorrangige  Ziel  einer  CCP  sein,  doch  darf  sie 
ihre  Eigenschaften  an  die  spezifischen  Aktivitäten  und 
Risikoprofile  der  Kunden  der  Clearingmitglieder  anpassen 
und,  sofern  dies  aufgrund  der  Kriterien,  die  in  den  tech- 
nischen Regulierungsstandards,  die  von  der  ESMA  er- 
arbeitet werden,  festgelegt  sind,  angemessen  erscheint, 
zumindest  Barmittel,  Staatsanleihen,  gedeckte  Schuldver- 
schreibungen im  Sinne  der  Richtlinie  2006/48/EG  mit 
entsprechenden  Risikosabschlägen,  von  einem  ESZB-Mit- 
glied  gestellte  Bürgschaften  auf  erste  Anforderung,  Bürg- 
schaften von  Geschäftsbanken  unter  strengen  Auflagen, 
insbesondere  hinsichtlich  der  Kreditwürdigkeit  des  Garan- 
tiegebers, sowie  dessen  Kapitalverbindungen  mit  ihren 
Clearingmitgliedern  zu  den  hochliquiden  Vermögenswer- 
ten rechnen,  die  als  Sicherheiten  akzeptiert  werden.  Die 
ESMA  kann  dabei  erwägen,  auch  Gold  als  Sicherheit  zu 
akzeptieren.  CCPs  sollten  unter  strengen  Anforderungen 
an  das  Risikomanagement  Bürgschaften  nichtfinanzieller 
Gegenparteien  akzeptieren  können,  soweit  diese  nicht- 
finanziellen Gegenparteien  Clearingmitglieder  sind. 


(67)  Die  Risiko managementstrategien  von  CCPs  sollten  so  so- 
lide sein,  dass  Risiken  für  den  Steuerzahler  vermieden 
werden. 


(68)  Einschussforderungen  und  Risikoabschläge  auf  Sicherhei- 
ten („haircuts")  können  prozyklisch  wirken.  Die  CCPs,  die 
zuständigen  Behörden  und  die  ESMA  sollten  deshalb 
Maßnahmen  treffen,  um  mögliche  prozyklische  Effekte 
in  den  Risikomanagementpraktiken  der  CCPs  soweit  zu 
verhindern,  dass  die  Solidität  und  die  finanzielle  Sicher- 
heit der  CCPs  nicht  beeinträchtigt  werden. 


(69)  Das  Risikomanagement  ist  ein  wesentlicher  Teil  des  Clea- 
ringprozesses. Zum  Erbringen  von  Clearingdiensten  im 
Allgemeinen  sollten  die  entsprechenden  Quellen  für  die 
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Preisbildung  zugänglich  und  nutzbar  sein.  Diese  Preisbil- 
dungsquellen sollten  Indizes  umfassen,  die  als  Referenzen 
für  Derivate  oder  andere  Finanzinstrumente  genutzt  wer- 
den. 

(70)  Einschusszahlungen  sind  für  eine  CCP  die  primäre  Sicher- 
heitsvorkehrung. CCPs  sollten  die  eingenommenen  Ein- 
schusszahlungen zwar  sicher  und  umsichtig  investieren, 
sie  sollten  aber  auch  besondere  Anstrengungen  unterneh- 
men, um  einen  angemessenen  Schutz  derselben  zu  ge- 
währleisten, damit  diese  den  nicht  ausfallenden  Clearing- 
mitgliedern oder  —  beim  Ausfall  der  CCP,  die  die  Ein- 
schusszahlungen eingenommen  hat  —  einer  interoper- 
ablen CCP  rechtzeitig  zurückgezahlt  werden  können. 

(71)  Der  Zugang  zu  ausreichenden  Liquiditätsressourcen  ist 
für  eine  CCP  unentbehrlich.  Die  Verfügbarkeit  dieser  Li- 
quidität kann  auf  dem  Zugang  zu  Zentralbankliquidität 
oder  zur  Liquidität  kreditwürdiger  und  zuverlässiger  Ge- 
schäftsbanken oder  einer  Kombination  derselben  beru- 
hen. Der  Zugang  zu  Liquidität  könnte  sich  aus  einer 
Zulassung  ergeben,  die  nach  Artikel  6  der  Richtlinie 
2006/48/EG  oder  anderen  geeigneten  Regelungen  erteilt 
wurde.  Bei  der  Beurteilung  der  Angemessenheit  ihrer  Li- 
quiditätsressourcen, insbesondere  in  Situationen  hoher 
Belastung,  sollte  eine  CCP  das  mit  einer  ausschließlichen 
Liquiditätsversorgung  über  die  Kreditlinien  von  Geschäfts- 
banken verbundene  Risiko  mit  berücksichtigen. 

(72)  Durch  den  „European  Code  of  Conduct  for  Clearing  and 
Settlement"  (Europäischer  Verhaltenskodex  für  Clearing 
und  Abrechnung)  vom  7.  November  2006  wurde  ein 
freiwilliger  Rahmen  für  die  Herstellung  von  Verbindun- 
gen zwischen  CCPs  geschaffen.  Der  Sektor  der  Nachhan- 
delsaktivitäten bleibt  jedoch  entlang  der  Landesgrenzen 
zersplittert,  was  grenzüberschreitende  Transaktionen  ver- 
teuert und  eine  Harmonisierung  behindert.  Deshalb  müs- 
sen die  Bedingungen  für  Interoperabilitätsvereinbarungen 
zwischen  CCPs  festgelegt  werden,  soweit  diese  für  die 
betreffenden  CCPs  nicht  mit  Risiken  verbunden  sind, 
die  nicht  angemessen  beherrscht  werden. 

(73)  Interoperabilitätsvereinbarungen  sind  ein  wichtiges  In- 
strument für  eine  größere  Integration  des  Marktes  für 
Nachhandelstätigkeiten  in  der  Union  und  sollten  vorgese- 
hen werden.  Allerdings  sollten  CCPs  für  einen  Zeitraum 
von  mindestens  drei  Jahren  für  das  Clearing  zugelassen 
oder  gemäß  dieser  Verordnung  anerkannt  sein,  oder  im 
Rahmen  eines  zuvor  bestehenden  nationalen  Zulassungs- 
systems zugelassen  worden  sein,  bevor  die  zuständigen 
Behörden  ihnen  solche  Interoperabilitätsvereinbarungen 
genehmigen,  da  Interoperabilitätsvereinbarungen  CCPs 
zusätzlichen  Risiken  aussetzen  können.  Angesichts  der 
mit  Interoperabilitätsvereinbarungen  zwischen  CCPs,  die 
OTC-Derivate  clearen,  einhergehenden  Steigerung  der 
Komplexität  ist  es  derzeit  außerdem  zweckmäßig,  den 
Anwendungsbereich  von  Interoperabilitätsvereinbarungen 
auf  übertragbare  Wertpapiere  und  Geldmarktinstrumente 
zu  beschränken.  Bis  zum  30.  September  2014  sollte  die 
ESMA  der  Kommission  indes  einen  Bericht  vorlegen,  um 
zu  ermitteln,  ob  eine  Ausdehnung  des  Anwendungs- 
bereichs auf  andere  Finanzinstrumente  zweckmäßig  wäre. 

(74)  Transaktionsregister  erfassen  Daten  für  Regulierungszwe- 
cke,  die  für  Behörden  in  sämtlichen  Mitgliedstaaten 


relevant  sind.  Die  ESMA  sollte  die  Zuständigkeit  für  die 
Registrierung,  den  Widerrruf  der  Registrierung  und  die 
Beaufsichtigung  von  Transaktionsregistern  übernehmen. 

(75)  Da  Regulierungsstellen,  CCPs  und  andere  Marktteilneh- 
mer auf  die  von  Transaktionsregistern  vorgehaltenen  Da- 
ten angewiesen  sind,  muss  gewährleistet  werden,  dass 
diese  Transaktionsregister  in  Bezug  auf  ihren  Betrieb, 
die  Dokumentation  und  das  Datenmanagement  strengen 
Anforderungen  unterliegen. 

(76)  Die  Preise,  Entgelte  und  Risikomanagementmodelle  im 
Zusammenhang  mit  den  von  CCPs,  ihren  Mitgliedern 
und  Transaktionsregistern  erbrachten  Diensten  müssen 
transparent  sein,  damit  die  Marktteilnehmer  ihre  Ent- 
scheidungen in  Kenntnis  der  Sachlage  treffen  können. 

(77)  Damit  die  ESMA  ihre  Aufgaben  wirksam  wahrnehmen 
kann,  sollte  sie  in  der  Lage  sein,  von  Transaktionsregis- 
tern, mit  diesen  verbundenen  Dritten  sowie  von  Dritten, 
an  die  die  Transaktionsregister  operative  Aufgaben  oder 
Tätigkeiten  ausgelagert  haben,  durch  einfaches  Ersuchen 
oder  durch  Beschluss  alle  notwendigen  Auskünfte  an- 
zufordern. Fordert  die  ESMA  diese  Informationen  durch 
einfaches  Ersuchen  an,  ist  der  Adressat  nicht  zu  deren 
Übermittlung  verpflichtet,  doch  dürfen  die  übermittelten 
Informationen  im  Falle  einer  freiwilligen  Übermittlung 
nicht  falsch  oder  irreführend  sein.  Diese  Auskünfte  soll- 
ten unverzüglich  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

(78)  Unbeschadet  der  unter  das  Strafrecht  und  Steuerrecht 
fallenden  Fälle  sollten  die  zuständigen  Behörden,  die 
ESMA  sowie  andere  Stellen  oder  andere  natürliche  oder 
juristische  Personen,  bei  denen  es  sich  nicht  um  die  zu- 
ständigen Behörden  handelt,  die  von  ihnen  erhaltenen 
vertraulichen  Informationen  nur  zur  Wahrnehmung  ihrer 
Aufgaben  und  Ausübung  ihrer  Funktionen  verwenden. 
Dies  sollte  die  für  die  Verhütung,  Untersuchung  oder 
Beseitigung  von  Verwaltungsmissständen  zuständigen  na- 
tionalen Behörden  jedoch  nicht  daran  hindern,  ihre  Auf- 
gaben gemäß  dem  innerstaatlichen  Recht  wahrzunehmen. 

(79)  Im  Interesse  einer  wirksamen  Ausübung  ihrer  Aufsichts- 
befugnisse sollte  die  ESMA  in  der  Lage  sein,  Unter- 
suchungen und  Prüfungen  vor  Ort  durchzuführen. 

(80)  Die  ESMA  sollte  spezifische  Aufsichtsaufgaben  an  die 
zuständige  Behörde  eines  Mitgliedstaats  delegieren  kön- 
nen, beispielsweise  wenn  für  eine  Aufsichtsaufgabe 
Kenntnisse  der  Bedingungen  vor  Ort  und  entsprechende 
Erfahrungen  notwendig  sind,  die  eher  auf  nationaler 
Ebene  verfügbar  sind.  Die  ESMA  sollte  die  Durchführung 
spezifischer  Untersuchungen  und  Prüfungen  vor  Ort  de- 
legieren können.  Bevor  die  ESMA  Aufgaben  delegiert, 
sollte  sie  sich  mit  der  jeweils  zuständigen  Behörde  über 
die  genauen  Bedingungen  einer  solchen  Aufgabenüber- 
tragung abstimmen;  dazu  gehören  der  Umfang  der  zu 
übertragenden  Aufgabe,  der  Zeitplan  für  die  Ausführung 
der  Aufgabe  und  die  Übermittlung  erforderlicher  Infor- 
mationen durch  und  an  die  ESMA.  Die  ESMA  sollte  den 
zuständigen  Behörden  für  die  Ausführung  einer  delegier- 
ten  Aufgabe  eine  Vergütung  gemäß  einer  von  der 
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Kommission  in  Form  eines  delegierten  Rechtsakts  zu  er- 
lassenden Gebührenverordnung  gewähren.  Die  Befugnis 
zum  Erlass  von  Beschlüssen  über  die  Registrierung  sollte 
die  ESMA  nicht  delegieren  dürfen. 

(81)  Es  muss  sichergestellt  werden,  dass  die  zuständigen  Be- 
hörden die  ESMA  ersuchen  können,  zu  überprüfen,  ob 
die  Bedingungen  für  den  Widerruf  der  Registrierung  eines 
Transaktionsregisters  erfüllt  sind.  Die  ESMA  sollte  diese 
Ersuchen  prüfen  und  gegebenenfalls  zweckmäßige  Maß- 
nahmen ergreifen. 

(82)  Die  ESMA  sollte  Zwangsgelder  verhängen  können,  um 
Transaktionsregister  dazu  zu  zwingen,  Zuwiderhandlun- 
gen zu  beenden,  die  von  der  ESMA  angeforderten  voll- 
ständigen und  richtigen  Informationen  zu  übermitteln 
oder  sich  einer  Untersuchung  oder  einer  Prüfung  vor 
Ort  zu  unterziehen. 

(83)  Die  ESMA  sollte  ferner  Geldbußen  gegen  Transaktions- 
register verhängen  können,  wenn  sie  feststellt,  dass  diese 
vorsätzlich  oder  fahrlässig  gegen  diese  Verordnung  ver- 
stoßen haben.  Die  Höhe  der  Geldbuße  sollte  sich  nach 
der  Schwere  des  Verstoßes  richten.  Die  Verstöße  sollten 
in  verschiedene  Gruppen  unterteilt  werden,  für  die  spezi- 
fische Geldbußen  festgesetzt  werden  sollten.  Zur  Berech- 
nung der  Geldbußen  im  Zusammenhang  mit  einem  kon- 
kreten Verstoß  sollte  die  ESMA  ein  zweistufiges  Verfah- 
ren anwenden,  das  aus  der  Festlegung  eines  Grundbetrags 
und  gegebenenfalls  der  Anpassung  des  Grundbetrags 
durch  bestimmte  Koeffizienten  besteht.  Der  Basisbetrag 
sollte  festgelegt  werden,  indem  der  Jahresumsatz  des  be- 
treffenden Transaktionsregisters  herangezogen  wird,  und 
die  Anpassungen  sollten  so  vorgenommen  werden,  dass 
der  Basisbetrag  durch  die  Anwendung  der  einschlägigen 
Koeffizienten  im  Einklang  mit  dieser  Verordnung  erhöht 
oder  gesenkt  wird. 

(84)  In  dieser  Verordnung  sollten  Koeffizienten  für  erschwe- 
rende oder  mildernde  Umstände  festgelegt  werden,  um 
der  ESMA  die  erforderlichen  Instrumente  dafür  an  die 
Hand  zu  geben,  dass  sie  eine  Geldbuße  verhängen  kann, 
die  im  Verhältnis  zu  der  Schwere  des  von  einem  Trans- 
aktionsregister begangenen  Verstoßes  steht,  wobei  die 
Umstände  zu  berücksichtigen  sind,  unter  denen  der  Ver- 
stoß begangen  wurde. 

(85)  Bevor  die  ESMA  beschließt,  Geldbußen  oder  Zwangsgel- 
der zu  verhängen,  sollte  sie  den  Personen,  gegen  die  Ver- 
fahren eingeleitet  worden  sind,  die  Gelegenheit  zur  An- 
hörung geben,  um  deren  Verteidigungsrechte  zu  wahren. 

(86)  Die  ESMA  sollte  davon  absehen,  Geldbußen  oder 
Zwangsgelder  zu  verhängen,  wenn  ein  früherer  Frei- 
spruch oder  eine  frühere  Verurteilung  aufgrund  identi- 
scher Tatsachen  oder  im  Wesentlichen  gleichartiger  Tat- 
sachen als  Ergebnis  eines  Strafverfahrens  nach  nationalem 
Recht  Rechtskraft  erlangt  hat. 

(87)  Die  Beschlüsse  der  ESMA,  mit  denen  Geldbußen  und 
Zwangsgelder  verhängt  werden,  sollten  vollstreckbar 
sein  und  ihre  Zwangsvollstreckung  sollte  nach  den  Vor- 
schriften des  Zivilprozessrechts  des  Staates  erfolgen,  in 
dessen  Hoheitsgebiet  sie  stattfindet.  Die  Vorschriften  des 
Zivilprozessrechts  sollten  keine  Strafverfahrensvorschrif- 
ten umfassen,  könnten  jedoch  Verwaltungsverfahrensvor- 
schriften einschließen. 

(88)  Bei  einem  Verstoß  eines  Transaktionsregisters  sollte  die 
ESMA  ermächtigt  sein,  eine  Reihe  möglicher  Aufsichts- 
maßnahmen zu  ergreifen;  unter  anderem  sollte  sie  das 


Transaktionsregister  zur  Beendigung  des  Verstoßes  auf- 
fordern und  in  letzter  Instanz  den  Widerruf  der  Regis- 
trierung veranlassen  können,  wenn  das  Transaktionsregis- 
ter in  schwerwiegender  Weise  oder  wiederholt  gegen 
diese  Verordnung  verstoßen  hat.  Bei  der  Anwendung 
der  Aufsichtsmaßnahmen  sollte  die  ESMA  der  Art  und 
Schwere  des  Verstoßes  Rechnung  tragen  und  den  Grund- 
satz der  Verhältnismäßigkeit  beachten.  Bevor  die  ESMA 
Aufsichtsmaßnahmen  beschließt,  sollte  sie  den  Personen, 
gegen  die  Verfahren  eingeleitet  worden  sind,  Gelegenheit 
zur  Anhörung  geben,  um  deren  Verteidigungsrechte  zu 
wahren. 

(89)  Es  ist  von  wesentlicher  Bedeutung,  dass  die  Mitgliedstaa- 
ten und  die  ESMA  bei  der  Verarbeitung  personenbezoge- 
ner Daten  das  Recht  natürlicher  Personen  auf  Schutz  der 
Privatsphäre  im  Einklang  mit  der  Richtlinie  95/46/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  24.  Oktober 
1995  zum  Schutz  natürlicher  Personen  bei  der  Verarbei- 
tung personenbezogener  Daten  und  zum  freien  Daten- 
verkehr (*)  und  mit  der  Verordnung  (EG)  Nr.  45/2001 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  18.  De- 
zember 2000  zum  Schutz  natürlicher  Personen  bei  der 
Verarbeitung  personenbezogener  Daten  durch  die  Organe 
und  Einrichtungen  der  Gemeinschaft  und  zum  freien  Da- 
tenverkehr (2)  schützen. 

(90)  Es  ist  wichtig,  die  internationale  Konvergenz  der  Anfor- 
derungen an  CCPs  und  Transaktionsregister  zu  gewähr- 
leisten. Diese  Verordnung  folgt  den  bestehenden  Empfeh- 
lungen des  Ausschusses  für  Zahlungs-  und  Abrechnungs- 
systeme (Committee  on  Payment  and  Settlement  Systems, 
im  Folgenden  „CPSS")  und  der  Internationalen  Organisa- 
tion der  Wertpapieraufsichtskommissionen  (International 
Organization  of  Securities  Commissions,  im  Folgenden 
„IOSCO")  unter  Berücksichtigung  der  Tatsache,  dass  die 
CPSS-IOSCO-Grundsätze  für  Finanzmarktinfrastrukturen, 
einschließlich  CCPs,  am  16.  April  2012  festgelegt  wur- 
den. Durch  sie  wird  ein  Unionsrahmen  geschaffen,  in 
dem  die  CCPs  sicher  agieren  können.  Die  ESMA  sollte 
bei  der  Erstellung  oder  bei  Vorschlägen  zur  Überarbei- 
tung der  technischen  Regulierungsstandards  sowie  der 
Leitlinien  und  Empfehlungen  nach  dieser  Verordnung 
diesen  bestehenden  Standards  und  deren  künftiger  Fort- 
entwicklung Rechnung  tragen. 

(91)  Der  Kommission  sollte  die  Befugnis  übertragen  werden, 
gemäß  Artikel  290  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der 
Europäischen  Union  (AEUV)  Rechtsakte  hinsichtlich  der 
Liste  der  von  dieser  Verordnung  ausgenommenen  Ein- 
richtungen, weiterer  Verfahrensvorschriften  für  die  Ver- 
hängung von  Geldbußen  oder  Zwangsgeldern,  einschließ- 
lich der  Bestimmungen  zu  den  Verteidigungsrechten,  zu 
Zeitpunkten  und  Fristen,  zur  Einziehung  der  Geldbußen 
oder  Zwangsgelder  und  zur  Verjährung  bezüglich  der 
Verhängung  und  Vollstreckung  von  Büß-  oder  Zwangs- 
geldzahlungen, der  Maßnahmen  für  eine  Änderung  des 
Anhangs  II  entsprechend  den  Entwicklungen  auf  den  Fi- 
nanzmärkten, die  genauere  Festlegung  der  einzelnen  Ge- 
bührenarten, Tatbestände,  für  die  Gebühren  zu  entrichten 
sind,  die  Höhe  der  Gebühren  und  die  Art  und  Weise  der 
Gebührenentrichtung  zu  erlassen.  Es  ist  von  besonderer 
Bedeutung,  dass  die  Kommission  im  Zuge  ihrer  Vorberei- 
tungsarbeit angemessene  Konsultationen,  auch  auf  der 
Ebene    von    Sachverständigen,    durchführt.    Bei  der 


0)  ABl.  L  281  vom  23.11.1995,  S.  31. 
(2)  ABl.  L  8  vom  12.1.2001,  S.  1. 
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Vorbereitung  und  Ausarbeitung  delegierter  Rechtsakte 
sollte  die  Kommission  gewährleisten,  dass  die  einschlägi- 
gen Dokumente  dem  Europäischen  Parlament  und  dem 
Rat  gleichzeitig,  rechtzeitig  und  auf  angemessene  Weise 
übermittelt  werden. 

(92)  Um  eine  kohärente  Harmonisierung  sicherzustellen,  sollte 
der  Kommission  die  Befugnis  übertragen  werden,  die  von 
der  ESMA  erarbeiteten  Entwürfe  für  technische  Regulie- 
rungsstandards gemäß  den  Artikeln  10  bis  14  der  Ver- 
ordnungen (EU)  Nr.  1093/2010,  (EU)  Nr.  1094/2010 
und  (EU)  Nr.  1095/2010  für  die  Anwendung  von  An- 
hang I  Abschnitt  C  Nummer  4  bis  10  der  Richtlinie 
2004/39/EG  im  Sinne  dieser  Verordnung  zu  erlassen  so- 
wie Folgendes  festzulegen:  die  OTC-Derivatekontrakte, 
die  unmittelbare,  wesentliche  und  vorhersehbare  Auswir- 
kungen innerhalb  der  Union  haben  dürften,  und  die  Fälle, 
in  denen  es  notwendig  oder  zweckmäßig  ist,  die  Umge- 
hung von  Vorschriften  dieser  Verordnung  zu  verhindern; 
die  Arten  indirekter  vertraglicher  Vereinbarungen,  die  den 
in  dieser  Verordnung  festgelegten  Bedingungen  entspre- 
chen; die  Kategorien  von  OTC-Derivatekontrakten,  die 
der  Clearingpflicht  unterliegen  sollten,  den  Zeitpunkt 
oder  die  Zeitpunkte,  ab  dem/denen  die  Clearingpflicht 
wirksam  werden  soll,  einschließlich  einer  etwaigen  Ein- 
führungsphase, der  Kategorien  von  Gegenparteien,  die 
der  Clearingpflicht  unterliegen,  sowie  der  Mindestrestlauf- 
zeit  der  OTC-Derivatekontrakte,  die  vor  dem  Zeitpunkt, 
ab  dem  die  Clearingpflicht  gemäß  dieser  Verordnung 
wirksam  wird,  geschlossen  oder  verlängert  werden;  die 
Angaben,  die  in  der  Benachrichtigung  enthalten  sein 
müssen,  die  die  zuständige  Behörde  an  die  ESMA  über- 
mittelt, wenn  sie  einer  CCP  die  Zulassung  zum  Clearing 
einer  Kategorie  von  OTC-Derivatekontrakten  erteilt;  ein- 
zelne Kategorien  von  OTC-Derivatekontrakten,  den  Grad 
der  Standardisierung  der  Vertragsbedingungen  und  ope- 
rativen Prozesse,  das  Volumen  und  die  Liquidität  sowie 
die  Verfügbarkeit  von  fairen,  zuverlässigen  und  allgemein 
akzeptierten  Preisbildungsinformationen;  die  Angaben, 
die  in  das  von  der  ESMA  geführte  Register  der  Kategorien 
von  OTC-Derivatekontrakten,  die  unter  die  Clearing- 
pflicht fallen,  aufgenommen  werden  müssen;  die  Anga- 
ben und  Meldungen  für  die  verschiedenen  Kategorien 
von  Derivaten;  die  Kriterien,  anhand  deren  festgestellt 
wird,  bei  welchen  OTC-Derivatekontrakten  sich  die  un- 
mittelbar mit  der  Geschäftstätigkeit  oder  dem  Liquiditäts- 
und Finanzmanagement  verbundenen  Risiken  objektiv 
messbar  verringern  und  die  Werte  für  die  Clearingschwel- 
len und  die  Vorkehrungen  in  Bezug  auf  Risikomin- 
derungsverfahren bei  nicht  durch  eine  CCP  geclearten 
OTC-Derivatekontrakten;  die  Risikomanagementverfah- 
ren, einschließlich  der  geforderten  Höhe  und  der  Art 
der  Sicherheiten,  Abgrenzungsmaßnahmen  und  die  not- 
wendige Eigenkapitalausstattung;  die  Frage  der  Fragmen- 
tierung der  Liquidität;  Anforderungen  in  Bezug  auf  das 
Eigenkapital,  Gewinnrücklagen  und  sonstige  Rücklagen 
von  CCPs;  Mindestinhalt  von  Vorschriften  und  Unterneh- 
mensführungsregeln für  CCPs;  Einzelheiten  betreffend 
Aufzeichnungen  und  Informationen,  die  von  den  CCPs 
aufzubewahren  sind;  Mindestinhalt  und  Mindestanforde- 
rungen in  Bezug  auf  die  Strategien  von  CCPs  zur  Fort- 
führung des  Geschäftsbetriebs  und  Wiederherstellungs- 
pläne für  den  Krisenfall;  den  zweckmäßigen  Prozentsatz 
und  die  angemessenen  Zeithorizonte  für  die  Liquidie- 
rungsfrist und  die  Berechnung  der  historischen  Volatilität, 
die  für  die  verschiedenen  Kategorien  von  Finanzinstru- 
menten  in    Frage   kommen,   wobei   der  Vermeidung 


prozyklischer  Effekte  und  den  Bedingungen,  unter  denen 
Einschussregelungen  bei  Portfolios  umgesetzt  werden 
können,  Rechnung  zu  tragen  ist;  der  Rahmen,  innerhalb 
dessen  extreme,  aber  plausible  Marktbedingungen,  die  bei 
der  Festlegung  der  Größe  des  Ausfallfonds  und  der  Mittel 
von  CCPs  verwendet  werden,  angenommen  werden  kön- 
nen; die  Methode  zur  Berechnung  und  Beibehaltung  des 
Eigenmittelbetrags  von  CCPs;  die  verschiedenen  Sicher- 
heiten, die  als  hochliquide  gelten  können,  beispielsweise 
Barmittel,  Gold,  Staatsanleihen  und  hochwertige  Unter- 
nehmensanleihen, gedeckte  Schuldverschreibungen,  und 
die  Risikoabschläge  und  Bedingungen,  die  vorliegen  müs- 
sen, damit  Bürgschaften  von  Geschäftsbanken  als  Sicher- 
heit akzeptiert  werden  können;  die  Finanzinstrumente, 
die  als  hochliquide  gelten  können  und  nur  mit  einem 
minimalen  Markt-  und  Kreditrisiko  behaftet  sind,  sowie 
hoch  besicherte  Vereinbarungen  und  Konzentrationsgren- 
zen; die  verschiedenen  Stresstests,  denen  die  CCPs  die 
verschiedenen  Kategorien  von  Finanzinstrumenten  und 
Portfolios  unterziehen  müssen,  die  Einbeziehung  von 
Clearingmitgliedern  oder  anderen  Parteien  in  die  Tests, 
die  Häufigkeit  und  der  Zeitpunkt  der  Tests,  die  wesentli- 
chen Informationen,  die  die  CCP  über  ihr  Risikomanage- 
mentmodell offenlegen  muss,  und  die  bei  der  Durchfüh- 
rung der  Stresstests  zugrunde  gelegten  Annahmen;  die 
Einzelheiten  des  Antrags  der  Transaktionsregister  auf  Re- 
gistrierung durch  die  ESMA;  Vorgaben  für  die  Häufigkeit 
und  Detailliertheit,  mit  der  Transaktionsregister  Informa- 
tionen über  aggregierte  Positionen  nach  Kategorien  der 
OTC-Derivatekontrakten  offenlegen  müssen;  sowie  die 
operativen  Standards,  die  zum  Aggregieren  und  Verglei- 
chen der  Daten  für  verschiedene  Transaktionsregister  vor- 
geschrieben sind. 

(93)  Die  durch  diese  Verordnung  eingeführten  Verpflichtun- 
gen, die  durch  die  nach  den  Artikeln  290  oder  291 
AEUV  erlassenen  delegierten  Rechtsakte  oder  Durchfüh- 
rungsrechtsakte weiterzuentwickeln  sind,  sollten  erst  ab 
dem  Zeitpunkt  gelten,  ab  dem  die  betreffenden  Rechts- 
akte wirksam  werden. 

(94)  Im  Rahmen  der  Erarbeitung  technischer  Leitlinien  und 
technischer  Regulierungsstandards,  insbesondere  bei  der 
Festlegung  der  Clearingschwelle  für  nichtfinanzielle  Ge- 
genparteien gemäß  dieser  Verordnung,  sollte  die  ESMA 
öffentliche  Anhörungen  der  Marktteilnehmer  durchfüh- 
ren. 

(95)  Zur  Gewährleistung  einheitlicher  Bedingungen  für  die 
Durchführung  dieser  Verordnung,  sollten  der  Kommis- 
sion Durchführungsbefugnisse  übertragen  werden.  Diese 
Befugnisse  sollten  im  Einklang  mit  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  182/2011  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes vom  16.  Februar  2011  zur  Festlegung  der  allgemei- 
nen Regeln  und  Grundsätze,  nach  denen  die  Mitglied- 
staaten die  Wahrnehmung  der  Durchführungsbefugnisse 
durch  die  Kommission  kontrollieren  ('),  ausgeübt  werden. 

(96)  Die  Kommission  sollte  prüfen  und  bewerten,  ob  entspre- 
chende Maßnahmen  notwendig  sind,  um  die  kohärente 
und  wirksame  Anwendung  und  Ausarbeitung  von  Rege- 
lungen, Standards  und  Vorgehensweisen,  die  in  den  An- 
wendungsbereich dieser  Verordnung  fallen,  sicherzustel- 
len; dabei  trägt  sie  den  Ergebnissen  der  Arbeiten  in  den 
einschlägigen  internationalen  Foren  Rechnung. 
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(97)  Angesichts  der  Regeln  für  interoperable  Systeme  wurde 
es  als  zweckmäßig  erachtet,  die  Richtlinie  98/26/EG  zu 
ändern,  um  die  Rechte  eines  Systembetreibers,  der  einem 
anderen  Systembetreiber  eine  Sicherheit  leistet,  bei  Insol- 
venzverfahren gegen  den  die  Sicherheit  empfangenden 
Systembetreiber  zu  schützen. 


(98)  Damit  Clearing,  Verbuchung,  Abwicklung  und  Zahlung 
wirksam  gewährleistet  werden  können,  nutzen  CCPs  und 
Transaktionsregister  bei  der  Kommunikation  mit  Teilneh- 
mern und  Marktinfrastrukturen,  mit  denen  sie  über 
Schnittstellen  verbunden  sind,  die  einschlägigen  interna- 
tionalen Kommunikationsprotokolle  und  Normen  für 
den  Datenaustausch  und  Referenzdaten. 


(99)  Da  die  Ziele  dieser  Verordnung,  nämlich  die  Festlegung 
einheitlicher  Vorschriften  für  OTC-Derivatekontrakte  so- 
wie für  die  Ausübung  der  Tätigkeiten  von  CCPs  und 
Transaktionsregistern,  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht 
ausreichend  verwirklicht  werden  können  und  daher  we- 
gen des  Umfangs  der  Maßnahme  besser  auf  Unionsebene 
zu  verwirklichen  sind,  kann  die  Union  im  Einklang  mit 
dem  in  Artikel  5  des  Vertrags  über  die  Europäische 
Union  niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden. 
Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel  genannten  Ver- 
hältnismäßigkeitsprinzip geht  diese  Verordnung  nicht 
über  das  zur  Erreichung  dieser  Ziele  erforderliche  Maß 
hinaus  — 


HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

TFTEL  I 

GEGENSTAND,  ANWENDUNGSBEREICH  UND  BEGRIFFS- 
BESTIMMUNGEN 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

(1)  In  dieser  Verordnung  werden  Clearing-  und  bilaterale  Ri- 
sikomanagementvorschriften für  außerbörsliche  (over-the  coun- 
ter  („OTC"))  Derivatekontrakte,  Meldepflichten  für  Derivatekon- 
trakte sowie  einheitliche  Vorschriften  für  die  Ausübung  der 
Tätigkeiten  von  zentralen  Gegenparteien  (central  counterparties 
—  im  Folgenden  „CCPs")  und  Transaktionsregistern  festgelegt. 


(2)  Diese  Verordnung  gilt  für  CCPs  und  deren  Clearingmit- 
glieder,  finanzielle  Gegenparteien  und  Transaktionsregister.  Für 
nichtfinanzielle  Gegenparteien  und  Handelsplätze  gilt  sie,  soweit 
dies  vorgesehen  ist. 


(3)  Titel  V  dieser  Verordnung  gilt  nur  für  übertragbare  Wert- 
papiere und  Geldmarktinstrumente  im  Sinne  von  Artikel  4  Ab- 
satz 1  Nummer  18  Buchstaben  a  und  b  sowie  Artikel  4  Absatz 
1  Nummer  19  der  Richtlinie  2004/39/EG. 


(4)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 

a)  die  Mitglieder  des  ESZB  und  andere  Stellen  der  Mitgliedstaa- 
ten mit  ähnlichen  Aufgaben  sowie  sonstige  Stellen  der  Uni- 
on, die  für  die  staatliche  Schuldenverwaltung  zuständig  oder 
daran  beteiligt  sind; 

b)  die  Bank  für  Internationalen  Zahlungsausgleich. 

(5)  Mit  Ausnahme  der  Meldepflicht  gemäß  Artikel  9  gilt 
diese  Verordnung  nicht  für  die  folgenden  Einrichtungen: 

a)  die  in  Anhang  VI  Teil  1  Abschnitt  4.2  der  Richtlinie 
2006/48/EG  aufgeführten  multilateralen  Entwicklungsban- 
ken; 

b)  öffentliche  Stellen  im  Sinne  des  Artikels  4  Nummer  18  der 
Richtlinie  2006/48/EG,  soweit  sie  sich  im  Besitz  von  Zentral- 
staaten befinden  und  für  sie  eine  einer  ausdrücklichen  Ga- 
rantie gleichstehende  Haftung  seitens  des  jeweiligen  Zentral- 
staats gilt; 

c)  die  Europäische  Finanzstabilisierungsfazilität  und  den  Euro- 
päischen Stabilitätsmechanismus. 

(6)  Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  gemäß 
Artikel  82  in  Bezug  auf  die  Änderung  der  Liste  in  Absatz  4 
dieses  Artikels  delegierte  Rechtsakte  zu  erlassen. 

Dazu  legt  die  Kommission  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  bis  zum  17.  November  2012  einen  Bericht  vor,  in 
dem  beurteilt  wird,  wie  öffentliche  Einrichtungen,  die  für  die 
staatliche  Schuldenverwaltung  zuständig  oder  daran  beteiligt 
sind,  und  Zentralbanken  international  behandelt  werden. 

Der  Bericht  umfasst  eine  vergleichende  Untersuchung  über  die 
Behandlung  dieser  Stellen  und  von  Zentralbanken  innerhalb  des 
Rechtsrahmens  einer  wesentlichen  Anzahl  von  Drittstaaten,  da- 
runter mindestens  die  drei  wichtigsten  Rechtsordnungen  hin- 
sichtlich des  Volumens  der  gehandelten  Kontrakte  und  der  Ri- 
sikomanagementstandards, die  für  die  von  diesen  Stellen  und 
den  Zentralbanken  dieser  Rechtsordnungen  abgeschlossenen 
Derivategeschäfte  gelten.  Wenn  dieser  Bericht  zu  dem  Schluss 
kommt  —  vor  allem  angesichts  der  vergleichenden  Analyse  — , 
dass  es  notwendig  ist,  die  Zentralbanken  dieser  Drittstaaten  im 
Hinblick  auf  ihre  währungspolitischen  Verpflichtungen  von  der 
Clearing-  und  der  Meldepflicht  zu  entbinden,  so  nimmt  die 
Kommission  diese  Einrichtungen  in  die  Liste  in  Absatz  4  auf. 

Artikel  2 
B  egriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  bezeichnet  der  Ausdruck: 

1.  „CCP"  eine  juristische  Person,  die  zwischen  die  Gegenpar- 
teien der  auf  einem  oder  mehreren  Märkten  gehandelten 
Kontrakte  tritt  und  somit  als  Käufer  für  jeden  Verkäufer 
bzw.  als  Verkäufer  für  jeden  Käufer  fungiert; 
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2.  „Transaktionsregister"  eine  juristische  Person,  die  die  Auf- 
zeichnungen zu  Derivaten  zentral  sammelt  und  verwahrt; 

3.  „Clearing"  den  Prozess  der  Erstellung  von  Positionen,  da- 
runter die  Berechnung  von  Nettoverbindlichkeiten,  und  die 
Gewährleistung,  dass  zur  Absicherung  des  aus  diesen  Posi- 
tionen erwachsenden  Risikos  Finanzinstrumente,  Bargeld 
oder  beides  zur  Verfügung  stehen; 

4.  „Handelsplatz"  ein  System,  das  von  einer  Wertpapierfirma 
oder  einem  Marktbetreiber  im  Sinne  des  Artikels  4  Absatz 
1  Nummer  1  bzw.  Nummer  13  der  Richtlinie  2004/39/EG, 
ausgenommen  systematische  Internalisierer  im  Sinne  des 
Artikels  4  Absatz  1  Nummer  7  der  genannten  Richtlinie, 
betrieben  wird,  in  dem  die  Interessen  am  Kauf  oder  Verkauf 
von  Finanzinstrumenten  so  zusammengeführt  werden,  dass 
sie  in  Geschäfte  gemäß  Titel  II  oder  III  jener  Richtlinie 
münden; 


5.  „Derivat"  oder  „Derivatekontrakt"  eines  der  in  Anhang  I 
Abschnitt  C  Nummern  4  bis  10  der  Richtlinie  2004/39/EG, 
durchgeführt  durch  die  Artikel  38  und  39  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  1287/2006,  genannten  Finanzinstrumente; 

6.  „Derivatekategorie"  eine  Untergruppe  von  Derivaten,  denen 
allgemeine  und  wesentliche  Eigenschaften  gemeinsam  sind, 
darunter  mindestens  das  Verhältnis  zu  dem  zugrundeliegen- 
den Vermögenswert,  die  Art  des  zugrundeliegenden  Ver- 
mögenswertes und  die  Währung  des  Nominalwerts.  Deri- 
vate derselben  Kategorie  können  unterschiedliche  Fälligkei- 
ten haben; 

7.  „OTC-Derivate"  oder  „OTC-Derivatekontrakte"  Derivatekon- 
trakte, deren  Ausführung  nicht  auf  einem  geregelten  Markt 
im  Sinne  von  Artikel  4  Absatz  1  Nummer  14  der  Richtlinie 
2004/39/EG  oder  auf  einem  Markt  in  Drittstaaten,  der  ge- 
mäß Artikel  19  Absatz  6  der  Richtlinie  2004/39/EG  als 
einem  geregelten  Markt  gleichwertig  angesehen  wird,  er- 
folgt; 

8.  „finanzielle  Gegenpartei"  gemäß  der  Richtlinie  2004/39/EG 
zugelassene  Wertpapierfirmen,  gemäß  der  Richtlinie 
2006/48/EG  zugelassene  Kreditinstitute,  gemäß  der  Richt- 
linie 73/239/EWG  zugelassene  Versicherungsunternehmen, 
gemäß  der  Richtlinie  2002/83/EG  zugelassene  Versiche- 
rungsunternehmen, gemäß  der  Richtlinie  2005/68/EG  zu- 
gelassene Rückversicherungsunternehmen,  gemäß  der 
Richtlinie  2009/65/EG  zugelassene  OGAW  und  gegebenen- 
falls deren  gemäß  jener  Richtlinie  zugelassenen  Verwal- 
tungsgesellschaften, Einrichtungen  der  betrieblichen  Alters- 
versorgung im  Sinne  des  Artikels  6  Buchstabe  a  der  Richt- 
linie 2003/41/EG  und  alternative  Investmentfonds,  die  von 
gemäß  der  Richtlinie  201 1/61  /EU  zugelassenen  oder  einge- 
tragenen Verwaltern  alternativer  Investmentfonds  (AIFM) 
verwaltet  werden; 


9.  „nichtfinanzielle  Gegenpartei"  ein  in  der  Union  niedergelas- 
senes Unternehmen,  das  nicht  zu  den  in  den  Nummern  1 
und  8  genannten  Einrichtungen  gehört; 


1 0.  „Altersversorgungssystem" 

a)  Einrichtungen  der  betrieblichen  Altersversorgung  im 
Sinne  des  Artikels  6  Buchstabe  a  der  Richtlinie 
2003/41/EG,  einschließlich  der  zugelassenen  Stellen 
nach  Artikel  2  Absatz  1  jener  Richtlinie,  die  für  die 
Verwaltung  solcher  Einrichtungen  verantwortlich  und 
in  ihrem  Namen  tätig  sind,  sowie  die  juristischen  Per- 
sonen, die  für  die  Anlagezwecke  solcher  Einrichtungen 
gegründet  werden  und  ausschließlich  in  deren  Interesse 
handeln; 

b)  Geschäfte  der  betrieblichen  Altersversorgung  von  Ein- 
richtungen gemäß  Artikel  3  der  Richtlinie  2003/41/EG; 

c)  unter  die  Richtlinie  2002/83/EG  fallende  Geschäfte  der 
betrieblichen  Altersversorgung  von  Lebensversicherungs- 
unternehmen, sofern  für  alle  dem  jeweiligen  Geschäft 
entsprechenden  Vermögenswerte  und  Verbindlichkeiten 
ein  separater  Abrechungsverband  eingerichtet  wird  und 
sie  ohne  die  Möglichkeit  einer  Übertragung  getrennt  von 
den  anderen  Tätigkeiten  des  jeweiligen  Versicherungs- 
unternehmens verwaltet  und  organisiert  werden; 

d)  sonstige  zugelassene  und  beaufsichtigte  Einrichtungen 
oder  Systeme,  die  auf  nationaler  Ebene  tätig  sind,  sofern 

i)  sie  nach  innerstaatlichem  Recht  anerkannt  sind  und 

ii)  ihr  primärer  Zweck  in  der  Bereitstellung  von  Alters- 
versorgungsleistungen besteht. 

11.  „Gegenparteiausfallrisiko"  das  Risiko  des  Ausfalls  der  Ge- 
genpartei eines  Geschäfts  vor  der  abschließenden  Abwick- 
lung der  mit  diesem  Geschäft  verbundenen  Zahlungen; 

12.  „Interoperabilitätsvereinbarung"  eine  Vereinbarung  zwischen 
zwei  oder  mehr  CCPs  über  die  systemübergreifende  Aus- 
führung von  Transaktionen; 

1 3.  „zuständige  Behörde"  die  zuständige  Behörde  im  Sinne  der 
Rechtsvorschriften,  die  in  Nummer  8  dieses  Artikels  ge- 
nannt werden,  die  zuständige  Behörde  gemäß  Artikel  10 
Absatz  5  oder  die  Behörde,  die  von  jedem  Mitgliedstaat 
gemäß  Artikel  22  benannt  wird; 

14.  „Clearingmitglied"  ein  Unternehmen,  das  an  einer  CCP  teil- 
nimmt und  für  die  Erfüllung  der  aus  dieser  Teilnahme  er- 
wachsenden finanziellen  Verpflichtungen  haftet; 

15.  „Kunde"  ein  Unternehmen,  das  eine  Vertragsbeziehung  mit 
einem  Clearingmitglied  einer  CCP  unterhält,  die  es  diesem 
Unternehmen  ermöglicht,  seine  Transaktionen  durch  diese 
CCP  zu  clearen; 

16.  „Gruppe"  die  aus  einem  Mutterunternehmen  und  dessen 
Tochterunternehmen  bestehende  Gruppe  von  Unternehmen 
im  Sinne  der  Artikel  1  und  2  der  Richtlinie  83/349/EWG 
oder  die  Gruppe  von  Unternehmen  gemäß  Artikel  3  Absatz 
1  und  Artikel  80  Absätze  7  und  8  der  Richtlinie 
2006/48/EG; 
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17.  „Finanzinstitut"  ein  Unternehmen,  das  kein  Kreditinstitut  ist 
und  dessen  Haupttätigkeit  darin  besteht,  Beteiligungen  zu 
erwerben  oder  eines  oder  mehrere  der  Geschäfte  zu  betrei- 
ben, die  in  Anhang  I  Nummern  2  bis  12  der  Richtlinie 
2006/48/EG  aufgeführt  sind; 

18.  „Finanzholdinggesellschaft"  ein  Finanzinstitut,  dessen  Toch- 
terunternehmen ausschließlich  oder  hauptsächlich  Kredit- 
institute oder  andere  Finanzinstitute  sind,  wobei  mindestens 
eines  dieser  Tochterunternehmen  ein  Kreditinstitut  ist,  und 
das  keine  gemischte  Finanzholdinggesellschaft  im  Sinne  des 
Artikels  2  Absatz  15  der  Richtlinie  2002/87/EG  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember 
2002  über  die  zusätzliche  Beaufsichtigung  der  Kreditinsti- 
tute, Versicherungsunternehmen  und  Wertpapierfirmen  ei- 
nes Finanzkonglomerats  (')  ist; 

19.  „Anbieter  von  Nebendienstleistungen"  ein  Unternehmen, 
dessen  Haupttätigkeit  im  Besitz  oder  der  Verwaltung  von 
Immobilien,  in  der  Verwaltung  von  Datenverarbeitungs- 
diensten oder  einer  ähnlichen  Tätigkeiten  besteht,  die  im 
Verhältnis  zur  Haupttätigkeit  eines  oder  mehrerer  Kredit- 
institute den  Charakter  einer  Nebentätigkeit  hat; 

20.  „qualifizierte  Beteiligung"  das  direkte  oder  indirekte  Halten 
von  mindestens  10  %  des  Kapitals  oder  der  Stimmrechte 
einer  CCP  oder  eines  Transaktionsregisters  nach  den  Arti- 
keln 9  und  10  der  Richtlinie  2004/109/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  15.  Dezember  2004 
zur  Harmonisierung  der  Transparenzanforderungen  in  Be- 
zug auf  Informationen  über  Emittenten,  deren  Wertpapiere 
zum  Handel  auf  einem  geregelten  Markt  zugelassen  sind  (2) 
unter  Berücksichtigung  der  Voraussetzungen  für  das  Zu- 
sammenrechnen der  Beteiligungen  nach  Artikel  12  Absätze 
4  und  5  jener  Richtlinie  oder  die  Möglichkeit  der  Ausübung 
eines  maßgeblichen  Einflusses  auf  die  Geschäftsführung  der 
CCP  oder  des  Transaktionsregisters,  an  dem  diese  Betei- 
ligung gehalten  wird; 

21.  „Mutterunternehmen"  ein  Mutterunternehmen  im  Sinne 
von  Artikel  1  und  2  der  Richtlinie  83/349/EWG; 


22.  „Tochterunternehmen"  ein  Tochterunternehmen  im  Sinne 
von  Artikel  1  und  2  der  Richtlinie  83/349/EWG,  ein- 
schließlich aller  Tochterunternehmen  eines  Tochterunter- 
nehmens des  an  der  Spitze  stehenden  Mutterunternehmens; 

23.  „Kontrolle"  die  Verbindung  zwischen  einem  Mutterunter- 
nehmen und  einem  Tochterunternehmen  im  Sinne  von 
Artikel  1  der  Richtlinie  83/349/EWG; 

24.  „enge  Verbindung"  eine  Situation,  in  der  zwei  oder  mehr 
natürliche  oder  juristische  Personen  verbunden  sind  durch 

a)  Beteiligung,  d.  h.  das  direkte  Halten  oder  die  Kontrolle 
von  mindestens  20  %  der  Stimmrechte  oder  des  Kapitals 
an  einem  Unternehmen,  oder 


f1)  ABl.  L  35  vom  11.2.2003,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  390  vom  31.12.2004,  S.  38. 


b)  Kontrolle  oder  ein  ähnliches  Verhältnis  zwischen  einer 
natürlichen  oder  juristischen  Person  und  einem  Unter- 
nehmen oder  Tochterunternehmen  eines  Tochterunter- 
nehmens; jedes  Tochterunternehmen  eines  Tochterunter- 
nehmens wird  ebenfalls  als  Tochterunternehmen  des 
Mutterunternehmens  angesehen,  das  an  der  Spitze  dieser 
Unternehmen  steht. 

Eine  Situation,  in  der  zwei  oder  mehr  natürliche  oder  ju- 
ristische Personen  mit  ein  und  derselben  Person  durch  ein 
Kontrollverhältnis  dauerhaft  verbunden  sind,  gilt  ebenfalls 
als  enge  Verbindung  zwischen  diesen  Personen; 

25.  „Eigenkapital"  gezeichnetes  Kapital  im  Sinne  von  Artikel  22 
der  Richtlinie  86/635/EWG  des  Rates  vom  8.  Dezember 
1986  über  den  Jahresabschluss  und  den  konsolidierten  Ab- 
schluss  von  Banken  und  anderen  Finanzinstituten  (s),  sofern 
es  eingezahlt  wurde,  zuzüglich  des  Emissionsagiokontos, 
sofern  es  Verluste  in  Normalsituationen  vollständig  auffängt 
und  sofern  es  im  Konkurs-  oder  Liquidationsfall  gegenüber 
allen  anderen  Forderungen  nachrangig  ist; 

26.  „Rücklagen"  Rücklagen  gemäß  Artikel  9  der  Vierten  Richt- 
linie 78/660/EWG  des  Rates  vom  25.  Juli  1978  aufgrund 
von  Artikel  54  Absatz  3  Buchstabe  g  des  Vertrags  über  den 
Jahresabschluss  von  Gesellschaften  bestimmter  Rechtsfor- 
men (4)  sowie  die  unter  Zuweisung  des  endgültigen  Ergeb- 
nisses vorgetragenen  Ergebnisse; 

27.  „Leitungsorgan"  den  Verwaltungs-  oder  Aufsichtsrat  oder 
beide,  gemäß  dem  nationalen  Gesellschaftsrecht; 

28.  „unabhängiges  Mitglied  des  Leitungsorgans"  ein  Mitglied  des 
Leitungsorgans,  das  keine  geschäftliche,  familiäre  oder  sons- 
tige Beziehung  unterhält,  die  zu  einem  Interessenkonflikt  in 
Bezug  auf  die  betreffende  CCP  oder  ihre  kontrollierenden 
Aktionäre,  ihre  Verwaltung  oder  ihre  Clearingmitglieder 
führt,  und  das  in  den  fünf  Jahren  vor  seiner  Mitgliedschaft 
in  dem  Organ  keine  solche  Beziehung  unterhalten  hat; 

29.  „Geschäftsleitung"  die  Personen,  die  die  Geschäfte  der  CCP 
oder  des  Transaktionsregisters  tatsächlich  leiten,  und  das 
oder  die  geschäftsführende(n)  Mitglied(er)  des  Leitungs- 
organs. 

Artikel  3 

Gruppeninterne  Geschäfte 

(1)  In  Bezug  auf  eine  nichtfinanzielle  Gegenpartei  ist  ein 
gruppeninternes  Geschäft  ein  OTC-Derivatekontrakt,  der  mit 
einer  anderen  Gegenpartei,  die  Mitglied  derselben  Unterneh- 
mensgruppe ist,  geschlossen  wird,  sofern  die  beiden  Gegenpar- 
teien in  dieselbe  Vollkonsolidierung  einbezogen  sind,  geeigneten 
zentralisierten  Risikobewertungs-,  -mess-  und  -kontrollverfahren 
unterliegen,  und  die  betreffende  andere  Gegenpartei  in  der 
Union  oder  in  einem  Drittstaat  ansässig  ist,  soweit  die  Kommis- 
sion in  Bezug  auf  den  Drittstaat  einen  Durchführungsrechtsakt 
gemäß  Artikel  13  Absatz  2  erlassen  hat. 


(5)  ABl.  L  372  vom  31.12.1986,  S.  1. 
(4)  ABl.  L  222  vom  14.8.1978,  S.  11. 
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(2)  In  Bezug  auf  eine  finanzielle  Gegenpartei  ist  ein  gruppen- 
internes Geschäft 

a)  ein  OTC-Derivatekontrakt,  der  mit  einer  anderen  Gegenpar- 
tei, die  Mitglied  derselben  Unternehmensgruppe  ist,  geschlos- 
sen wird,  sofern  die  nachstehenden  Voraussetzungen  erfüllt 
sind: 

i)  die  finanzielle  Gegenpartei  ist  in  der  Union  ansässig; 
wenn  die  finanzielle  Gegenpartei  in  einem  Drittstaat  an- 
sässig ist,  hat  die  Kommission  in  Bezug  auf  den  Drittstaat 
einen  Durchführungsrechtsakt  nach  Artikel  13  Absatz  2 
erlassen; 

ii)  bei  der  anderen  Gegenpartei  handelt  es  sich  um  eine 
finanzielle  Gegenpartei,  eine  Finanzholdinggesellschaft, 
ein  Finanzinstitut  oder  einen  Anbieter  von  Nebendienst- 
leistungen, die/der  den  jeweiligen  Aufsichtsvorschriften 
unterliegt; 

iii)  beide  Gegenparteien  sind  in  dieselbe  Vollkonsolidierung 
einbezogen  und 

iv)  beide  Gegenparteien  unterliegen  geeigneten  zentralisier- 
ten Risikobewertungs-,  -mess-  und  -kontrollverfahren, 

b)  ein  OTC-Derivatekontrakt,  der  mit  einer  anderen  Gegenpartei 
geschlossen  wird,  wenn  beide  Gegenparteien  Teil  desselben 
institutsbezogenen  Sicherungssystems  nach  Artikel  80  Ab- 
satz 8  der  Richtlinie  2006/48/EG  sind,  sofern  die  Voraus- 
setzung nach  Buchstabe  a  Ziffer  ii  dieses  Absatzes  erfüllt  ist; 

c)  ein  OTC-Derivatekontrakt,  der  zwischen  Kreditinstituten  ge- 
schlossen wird,  die  nach  Artikel  3  Absatz  1  der  Richtlinie 
2006/48/EG  derselben  Zentralorganisation  zugeordnet  sind, 
oder  zwischen  einem  solchen  Kreditinstitut  und  der  Zentral- 
organisation oder 

d)  ein  OTC-Derivatekontrakt,  der  mit  einer  nichtfinanziellen 
Gegenpartei,  die  Mitglied  derselben  Unternehmensgruppe 
ist,  geschlossen  wird,  sofern  die  beiden  Gegenparteien  in 
dieselbe  Vollkonsolidierung  einbezogen  sind  und  geeigneten 
zentralisierten  Risikobewertungs-,  -mess-  und  -kontrollver- 
fahren unterliegen  und  die  betreffende  andere  Gegenpartei 
in  der  Union  oder  in  einem  Drittstaat  niedergelassen  ist, 
wofür  die  Kommission  in  Bezug  auf  den  Drittstaat  einen 
Durchführungsrechtsakt  gemäß  Artikel  1 3  Absatz  2  erlassen 
hat. 

(3)  Für  die  Zwecke  dieses  Artikels  gelten  Gegenparteien  als  in 
dieselbe  Konsolidierung  einbezogen,  wenn  sie  beide  entweder 

a)  nach  der  Richtlinie  83/349/EWG  oder  nach  den  Internatio- 
nalen Rechnungslegungsstandards  (International  Financial 
Reporting  Standards,  im  Folgenden  „IFRS"),  die  gemäß  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  1606/2002  erlassen  wurden,  oder  — 
bei  Gruppen  mit  einem  Mutterunternehmen  mit  Hauptsitz  in 
einem  Drittstaat  —  nach  den  allgemein  anerkannten  Rech- 
nungslegungsgrundsätzen des  betreffenden  Drittstaats,  für  die 
festgestellt  wurde,  dass  sie  den  IFRS  entsprechen,  die  in 
Übereinstimmung  mit  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1569/2007 


erlassen  wurden,  (oder  nach  den  Rechnungslegungsgrundsät- 
zen des  betreffenden  Drittstaats,  die  gemäß  Artikel  4  dieser 
Verordnung  zulässig  sind)  in  eine  Konsolidierung  einbezogen 
sind,  oder 

b)  derselben  Beaufsichtigung  auf  konsolidierter  Basis  gemäß  der 
Richtlinie  2006/48/EG  oder  der  Richtlinie  2006/49/EG  un- 
terliegen, bzw.  —  bei  Gruppen  mit  einem  Mutterunterneh- 
men mit  Hauptsitz  in  einem  Drittstaat  —  wenn  für  dieselbe 
Beaufsichtigung  auf  konsolidierter  Basis  durch  eine  zustän- 
dige Behörde  des  Drittstaats  überprüft  wurde,  dass  sie  einer 
Beaufsichtigung  auf  konsolidierter  Basis  nach  den  Grundsät- 
zen entspricht,  die  in  Artikel  143  der  Richtlinie  2006/48/EG 
oder  in  Artikel  2  der  Richtlinie  2006/49/EG  dafür  festgelegt 
sind. 

TITEL  II 

CLEARING,  MELDUNG  UND  RISIKOMINDERUNG  VON  OTC- 
DERIVATEN 

Artikel  4 

Clearingpflicht 

(1)  Gegenparteien  sind  zum  Clearing  aller  OTC-Derivatekon- 
trakte  verpflichtet,  die  zu  einer  Derivatekategorie  gehören,  die 
der  Clearingpflicht  gemäß  Artikel  5  Absatz  2  unterliegt,  wenn 
die  Kontrakte  die  beiden  folgenden  Bedingungen  erfüllen: 

a)  Sie  wurden  wie  folgt  abgeschlossen: 

i)  zwischen  zwei  finanziellen  Gegenparteien, 

ii)  zwischen  einer  finanziellen  Gegenpartei  und  einer  nicht- 
finanziellen Gegenpartei,  die  die  Bedingungen  des  Arti- 
kels 10  Absatz  1  Buchstabe  b  erfüllt, 

iii)  zwischen  zwei  nichtfinanziellen  Gegenparteien,  die  die 
Bedingungen  des  Artikels  10  Absatz  1  Buchstabe  b  er- 
füllen, 

iv)  zwischen  einer  finanziellen  Gegenpartei  oder  einer  nicht- 
finanziellen Gegenpartei,  die  die  Bedingungen  des  Arti- 
kels 10  Absatz  1  Buchstabe  b  erfüllt,  und  einer  in  einem 
Drittstaat  ansässigen  Einrichtung,  die  der  Clearingpflicht 
unterliegen  würde,  wenn  sie  in  der  Union  ansässig  wäre, 
oder 

v)  zwischen  zwei  in  einem  oder  mehreren  Drittstaaten  an- 
sässigen Unternehmen,  die  der  Clearingpflicht  unterliegen 
würden,  wenn  sie  in  der  Union  ansässig  wären,  sofern 
der  Kontrakt  unmittelbare,  wesentliche  und  vorherseh- 
bare Auswirkungen  innerhalb  der  Union  hat  oder  sofern 
diese  Pflicht  notwendig  oder  zweckmäßig  ist,  um  die 
Umgehung  von  Vorschriften  dieser  Verordnung  zu  ver- 
hindern, und 

b)  sie  wurden  geschlossen  oder  verlängert 

i)  am  oder  nach  dem  Tag,  an  dem  die  Clearingpflicht  wirk- 
sam wird,  oder 
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ii)  am  oder  nach  dem  Tag,  an  dem  die  Mitteilung  gemäß 
Artikel  5  Absatz  1  erfolgt,  jedoch  vor  dem  Tag,  ab  dem 
die  Clearingpflicht  wirksam  wird,  sofern  die  Restlaufzeit 
dieser  Kontrakte  länger  ist  als  die  von  der  Kommission 
gemäß  Artikel  5  Absatz  2  Buchstabe  c  festgelegte  Min- 
destrestlaufzeit. 

(2)  Unbeschadet  der  Risikominderungsverfahren  nach  Arti- 
kel 11  unterliegen  OTC-Derivatekontrakte,  bei  denen  es  sich 
um  gruppeninterne  Geschäfte  im  Sinne  des  Artikels  3  handelt, 
nicht  der  Clearingpflicht. 

Die  in  Unterabsatz  1  genannte  Ausnahme  gilt  nur: 

a)  wenn  zwei  in  der  Union  ansässige,  derselben  Gruppe  ange- 
hörende Gegenparteien  die  jeweils  zuständigen  Behörden 
vorab  schriftlich  darüber  informiert  haben,  dass  sie  die  Aus- 
nahme für  die  zwischen  ihnen  geschlossenen  OTC-Derivate- 
kontrakte in  Anspruch  zu  nehmen  beabsichtigen.  Die  Mit- 
teilung muss  spätestens  dreißig  Kalendertage  vor  der  In- 
anspruchnahme der  Ausnahme  erfolgen.  Die  zuständigen 
Behörden  können  binnen  30  Kalendertagen  nach  Erhalt  die- 
ser Mitteilung  Einwände  gegen  die  Inanspruchnahme  dieser 
Ausnahme  erheben,  wenn  die  Geschäfte  zwischen  den  Ge- 
genparteien nicht  den  in  Artikel  3  festgelegten  Bedingungen 
entsprechen;  das  Recht  der  zuständigen  Behörden,  auch  nach 
Ablauf  dieser  Frist  von  30  Kalendertagen  Einwände  zu  erhe- 
ben, wenn  diese  Bedingungen  nicht  länger  erfüllt  werden, 
bleibt  davon  unberührt.  Wenn  die  zuständigen  Behörden 
zu  keiner  Einigung  gelangen,  kann  die  ESMA  die  Behörden 
im  Rahmen  ihrer  Befugnisse  nach  Artikel  1 9  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1095/2010  im  Einigungsprozess  unterstützen; 

b)  für  OTC-Derivatekontrakte  zwischen  zwei  derselben  Gruppe 
angehörenden  Gegenparteien,  die  in  einem  Mitgliedstaat  und 
in  einem  Drittstaat  ansässig  sind,  wenn  der  in  der  Union 
ansässigen  Gegenpartei  von  der  entsprechend  zuständigen 
Behörde  binnen  30  Kalendertagen  nach  Erhalt  der  von  der 
in  der  Union  ansässigen  Gegenpartei  übermittelten  Mittei- 
lung gestattet  wurde,  die  Ausnahme  in  Anspruch  zu  nehmen 
und  die  Bedingungen  nach  Artikel  3  erfüllt  sind.  Die  zustän- 
dige Behörde  unterrichtet  die  ESMA  über  die  entsprechende 
Entscheidung. 

(3)  Das  Clearing  der  OTC-Derivatekontrakte,  die  gemäß  Ab- 
satz 1  clearingpflichtig  sind,  wird  von  einer  CCP  durchgeführt, 
die  für  das  Clearing  dieser  Kategorie  von  OTC-Derivaten  nach 
Artikel  14  zugelassen  oder  nach  Artikel  25  anerkannt  und 
gemäß  Artikel  6  Absatz  2  Buchstabe  b  im  Register  aufgeführt 
ist. 

Hierzu  wird  die  Gegenpartei  zu  einem  Clearingmitglied  oder 
einem  Kunden,  oder  sie  trifft  indirekte  Clearingvereinbarungen 
mit  einem  Clearingmitglied,  sofern  durch  diese  Vereinbarungen 
das  Risiko  der  Gegenpartei  nicht  steigt  und  sichergestellt  ist, 
dass  die  Vermögenswerte  und  Positionen  der  Gegenpartei  glei- 
chermaßen geschützt  sind  wie  im  Falle  der  Schutzvorkehrungen 
der  Artikel  39  und  48. 

(4)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten,  erarbeitet   die   ESMA   Entwürfe   für  technische 


Regulierungsstandards,  in  denen  angegeben  ist,  welche  Kon- 
trakte unmittelbare,  wesentliche  und  vorhersehbare  Auswirkun- 
gen innerhalb  der  Union  haben  dürften  oder  in  welchen  Fällen 
es  notwendig  oder  zweckmäßig  ist,  die  Umgehung  von  Vor- 
schriften dieser  Verordnung  im  Sinne  von  Absatz  1  Buchstabe 
a  Ziffer  v  zu  verhindern,  und  welche  Arten  von  mittelbaren 
vertraglichen  Vereinbarungen  die  Bedingungen  gemäß  Absatz 
3  Unterabsatz  2  erfüllen. 


Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 


Artikel  5 

Verfahren  in  Bezug  auf  die  Clearingpflicht 

(1)  Erteilt  eine  zuständige  Behörde  einer  CCP  gemäß  Arti- 
kel 14  oder  15  die  Zulassung  zum  Clearing  einer  OTC-Deri- 
vatekategorie,  so  unterrichtet  sie  die  ESMA  unverzüglich  über 
diese  Zulassung. 

Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  gewährleis- 
ten, erarbeitet  die  ESMA  Entwürfe  für  technische  Regulierungs- 
standards, in  denen  festgelegt  ist,  welche  Angaben  die  im  ersten 
Unterabsatz  genannten  Mitteilungen  enthalten  müssen. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 2  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
Artikel  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu  er- 
lassen. 


(2)  Innerhalb  von  sechs  Monaten  nach  Erhalt  der  Mitteilung 
nach  Absatz  1  oder  nach  Abschluss  eines  Anerkennungsverfah- 
rens gemäß  Artikel  25  werden  von  der  ESMA  —  nach  öffent- 
licher Anhörung  und  nach  Anhörung  des  ESRB  und  gegebenen- 
falls der  zuständigen  Behörden  von  Drittstaaten  —  Entwürfe  für 
technische  Regulierungsstandards  erarbeitet  und  der  Kommis- 
sion zur  Billigung  übermittelt,  in  denen  Folgendes  festgelegt  ist: 

a)  die  Kategorien  von  OTC-Derivaten,  die  der  Clearingpflicht 
gemäß  Artikel  4  unterliegen  sollten, 

b)  der  Zeitpunkt  oder  die  Zeitpunkte,  ab  dem  bzw.  denen  die 
Clearingpflicht  wirksam  wird,  einschließlich  einer  etwaigen 
Ubergangsphase  und  der  Kategorien  von  Gegenparteien,  für 
die  die  Clearingpflicht  gilt,  und 

c)  die  Mindestrestlaufzeit  der  OTC-Derivatekontrakte  gemäß 
Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  b  Ziffer  ii. 
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Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 


(3)  Die  ESMA  ermittelt  von  sich  aus  nach  Durchführung 
einer  öffentlichen  Anhörung  und  nach  Anhörung  des  ESRB 
sowie  gegebenenfalls  der  zuständigen  Behörden  von  Drittstaaten 
anhand  der  in  Absatz  4  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten 
Kriterien  diejenigen  Kategorien  von  Derivaten,  die  der  Clearing- 
pflicht nach  Artikel  4  unterliegen  sollten,  für  die  jedoch  noch 
keine  CCP  eine  Zulassung  erhalten  hat,  und  setzt  die  Kommis- 
sion darüber  in  Kenntnis. 


Nach  einer  solchen  Meldung  veröffentlicht  die  ESMA  eine  Auf- 
forderung zur  Ausarbeitung  von  Vorschlägen  für  das  Clearing 
dieser  Derivatekategorien. 


(4)  Da  das  übergeordnete  Ziel  darin  besteht,  das  Systemrisiko 
zu  verringern,  sind  in  den  Entwürfen  für  diejenigen  technischen 
Regulierungsstandards,  die  in  Absatz  2  Buchstabe  a  genannt 
sind,  die  folgenden  Kriterien  zu  berücksichtigen: 


a)  der  Grad  der  Standardisierung  der  Vertragsbedingungen  und 
operativen  Prozesse  bei  der  betreffenden  Kategorie  von  OTC- 
Derivaten, 


b)  das  Volumen  und  die  Liquidität  der  jeweiligen  Kategorie  von 
OTC-Derivatene, 


c)  die  Verfügbarkeit  von  fairen,  zuverlässigen  und  allgemein 
akzeptierten  Preisbildungsinformationen  in  der  jeweiligen  Ka- 
tegorie von  OTC -Derivaten. 


(5)  In  den  Entwürfen  für  diejenigen  technischen  Regulie- 
rungsstandards, die  in  Absatz  2  Buchstabe  b  genannt  sind,  wer- 
den die  folgenden  Kriterien  berücksichtigt: 

a)  das  erwartete  Volumen  der  jeweiligen  Kategorie  von  OTC- 
Derivaten, 


b)  ob  das  Clearing  ein  und  derselben  Kategorie  von  OTC-Deri- 
vaten  bereits  durch  mehr  als  eine  CCP  erfolgt, 

c)  die  Fähigkeit  der  jeweiligen  CCPs  zur  Bewältigung  des  erwar- 
teten Volumens  und  zur  Beherrschung  der  mit  dem  Clearing 
der  betreffenden  Kategorie  von  OTC-Derivaten  verbundenen 
Risiken, 


d)  die  Art  und  Zahl  der  Gegenparteien,  die  in  dem  Markt  für 
die  jeweilige  Kategorie  von  OTC-Derivaten  aktiv  sind  oder 
voraussichtlich  aktiv  werden, 


e)  der  Zeitraum,  den  eine  clearingpflichtige  Gegenpartei  benö- 
tigt, um  Vorkehrungen  für  ein  Clearing  ihrer  OTC-Derivate- 
kontrakte  durch  eine  CCP  zu  treffen, 


f)  das  Risikomanagement  und  die  rechtliche  und  operative  Leis- 
tungsfähigkeit der  im  Markt  für  die  jeweilige  Kategorie  von 
OTC-Derivaten  tätigen  Gegenparteien,  die  der  Clearingpflicht 
gemäß  Artikel  4  Absatz  1  unterliegen  würden. 


(6)  Wenn  es  für  eine  Kategorie  von  OTC-Derivatekontrakten 
keine  CCP  mehr  gibt,  die  gemäß  dieser  Verordnung  für  das 
Clearing  dieser  Kontrakte  zugelassen  oder  entsprechend  an- 
erkannt ist,  unterliegt  diese  Kontraktkategorie  nicht  länger  der 
Clearingpflicht  gemäß  Artikel  4,  und  Absatz  3  dieses  Artikels 
findet  Anwendung. 


Bei  der  Ausarbeitung  dieser  Entwürfe  für  technische  Regulie- 
rungsstandards kann  die  ESMA  der  Vernetzung  zwischen  den 
Gegenparteien,  die  die  einschlägigen  Kategorien  von  OTC-Deri- 
vaten nutzen,  den  voraussichtlichen  Auswirkungen  auf  die  Höhe 
des  Gegenparteiausfallrisikos  sowie  den  Auswirkungen  auf  den 
Wettbewerb  innerhalb  der  Union  Rechnung  tragen. 


Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  gewährleis- 
ten, erarbeitet  die  ESMA  Entwürfe  für  technische  Regulierungs- 
standards, in  denen  die  Kriterien  nach  Unterabsatz  1  Buchstaben 
a,  b  und  c  näher  festgelegt  sind. 


Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 


Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 3  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 


Artikel  6 

Öffentliches  Register 

(1)  Die  ESMA  erstellt  und  führt  ein  öffentliches  Register,  in 
dem  die  clearingpflichtigen  Kategorien  von  OTC-Derivaten  ord- 
nungsgemäß und  eindeutig  erkennbar  verzeichnet  sind,  und  hält 
dieses  auf  dem  neuesten  Stand.  Das  öffentliche  Register  wird  auf 
der  Website  der  ESMA  veröffentlicht. 


(2)      Das  Register  enthält 

a)  die  Kategorien  von  OTC-Derivaten,  die  gemäß  Artikel  4  clea- 
ringpflichtig sind, 

b)  die  für  die  Wahrnehmung  der  Clearingpflicht  zugelassenen 
oder  entsprechend  anerkannten  CCPs, 

c)  den  Zeitpunkt,  ab  dem  die  Clearingpflicht  wirksam  wird, 
einschließlich  einer  schrittweisen  Umsetzung, 


838 

Copyrighted  maKrial 


d)  die  von  der  ESMA  gemäß  Artikel  5  Absatz  3  ermittelten 
Kategorien  von  OTC-Derivaten, 

e)  die  Mindestrestlaufzeit  der  Derivatekontrakte  gemäß  Artikel  4 
Absatz  1  Buchstabe  b  Ziffer  ii, 

f)  die  CCPs,  die  der  ESMA  von  der  zuständigen  Behörde  als  für 
die  Wahrnehmung  der  Clearingpflicht  befugt  gemeldet  wur- 
den, und  das  Datum  jeder  Meldung. 

(3)  Wenn  eine  CCP  nicht  länger  gemäß  dieser  Verordnung 
für  das  Clearing  einer  bestimmten  Derivatekategorie  zugelassen 
oder  anerkannt  ist,  wird  sie  von  der  ESMA  unverzüglich  für  die 
betreffende  Kategorie  von  OTC-Derivaten  aus  dem  öffentlichen 
Register  entfernt. 

(4)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, kann  die  ESMA  Entwürfe  für  technische  Regulie- 
rungsstandards erarbeiten,  in  denen  festgelegt  ist,  welche  Anga- 
ben in  das  öffentliche  Register  nach  Absatz  1  aufgenommen 
werden. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  bis  30.  September  2012  Ent- 
würfe für  entsprechende  technischer  Regulierungsstandards  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  7 
Zugang  zu  einer  CCP 

(1)  Eine  zum  Clearing  von  OTC-Derivatekontrakten  zugelas- 
sene CCP  muss  das  Clearing  solcher  Kontrakte  unabhängig  vom 
Handelsplatz  diskriminierungsfrei  und  auf  transparente  Weise 
übernehmen. 

Eine  CCP  kann  verlangen,  dass  ein  Handelsplatz  den  von  ihr 
geforderten  operativen  und  technischen  Anforderungen,  auch 
für  das  Risikomanagement,  genügt. 

(2)  Wenn  ein  Handelsplatz  einem  förmlichen  Antrag  auf  Zu- 
gang stellt,  muss  die  CCP  binnen  drei  Monaten  ab  Antragstel- 
lung diesem  Antrag  stattgeben  oder  ihn  ablehnen. 

(3)  Wenn  eine  CCP  den  Zugang  gemäß  Absatz  2  verweigert, 
muss  sie  dies  gegenüber  dem  Handelsplatz  ausführlich  begrün- 
den. 

(4)  Mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  denen  die  zuständige  Behörde 
des  Handelsplatzes  und  die  zuständige  Behörde  der  CCP  den 
Zugang  verweigern,  gewährt  die  CCP  dem  Handelsplatz  vor- 
behaltlich des  Unterabsatzes  2  binnen  drei  Monaten  nach  der 
Entscheidung,  mit  der  dem  förmlichen  Antrag  des  Handelsplat- 
zes gemäß  Absatz  2  stattgegeben  wurde,  den  Zugang. 

Die  zuständige  Behörde  des  Handelsplatzes  und  die  zuständige 
Behörde  der  CCP  können  einem  Handelsplatz,  der  einen  förm- 
lichen Antrag  gestellt  hat,  den  Zugang  zur  CCP  nur  dann  ver- 
weigern,  wenn   ein   solcher  Zugang   das   reibungslose  und 


ordnungsgemäße  Funktionieren  der  Märkte  beeinträchtigen  oder 
zu  einer  Verstärkung  der  Systemrisiken  führen  würde. 

(5)  Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  zuständigen 
Behörden  regelt  die  ESMA  die  betreffenden  Streitigkeiten  in 
Ausübung  ihrer  Befugnisse  nach  Artikel  19  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1095/2010. 

Artikel  8 

Zugang  zu  einem  Handelsplatz 

(1)  Ein  Handelsplatz  stellt  CCPs,  die  zum  Clearing  von  an 
diesem  Handelsplatz  gehandelten  OTC-Derivatekontrakten  zuge- 
lassen sind,  auf  deren  Antrag  diskriminierungsfrei  und  auf  trans- 
parente Weise  Handelsdaten  zur  Verfügung. 

(2)  Wenn  eine  CCP  einen  förmlichen  Antrag  auf  Zugang  zu 
einem  Handelsplatz  gestellt  hat,  muss  der  Handelsplatz  binnen 
drei  Monaten  auf  den  Antrag  der  CCP  reagieren. 

(3)  Wenn  der  Handelsplatz  den  Zugang  verweigert,  muss  er 
die  CCP  entsprechend  benachrichtigen  und  dies  ausführlich  be- 
gründen. 

(4)  Unbeschadet  der  Entscheidung  der  zuständigen  Behörden 
des  Handelsplatzes  und  der  CCP  muss  der  Handelsplatz  den 
Zugang  binnen  drei  Monaten  nach  einem  positiven  Bescheid 
auf  den  entsprechenden  Antrag  ermöglichen. 

Der  Zugang  der  CCP  zu  dem  Handelsplatz  wird  nur  gewährt, 
wenn  ein  solcher  Zugang  keine  Interoperabilität  erfordern  oder 
das  reibungslose  und  ordnungsgemäße  Funktionieren  der 
Märkte  insbesondere  aufgrund  einer  Fragmentierung  der  Liqui- 
dität gefährden  würde  und  wenn  der  Handelsplatz  angemessene 
Mechanismen  zur  Verhinderung  einer  solchen  Fragmentierung 
eingerichtet  hat. 

(5)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  Entwürfe  für  technische  Regu- 
lierungsstandards, in  denen  das  Konzept  der  Fragmentierung  der 
Liquidität  näher  bestimmt  wird. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  9 
Meldepflicht 

(1)  Gegenparteien  und  CCPs  stellen  sicher,  dass  die  Einzel- 
heiten aller  von  ihnen  geschlossenen  Derivatekontrakte  und  jeg- 
licher Änderung  oder  Beendigung  von  Kontrakten  an  ein  gemäß 
Artikel  55  registriertes  oder  gemäß  Artikel  77  anerkanntes 
Transaktionsregister  gemeldet  werden.  Die  Einzelheiten  sind 
spätestens  an  dem  auf  den  Abschluss,  die  Änderung  oder  Be- 
endigung des  Kontraktes  folgenden  Arbeitstag  zu  melden. 
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Die  Meldepflicht  gilt  für  Derivatekontrakte,  die 

a)  vor  dem  16.  August  2012  geschlossen  wurden  und  zu  die- 
sem Zeitpunkt  noch  ausstehen, 

b)  am  oder  nach  dem  16.  August  2012  geschlossen  werden. 

Eine  der  Meldepflicht  unterliegende  Gegenpartei  oder  CCP  kann 
die  Meldung  der  Einzelheiten  zu  den  Derivatekontrakten  dele- 
gieren. 

Gegenparteien  und  CCPs  stellen  sicher,  dass  die  Einzelheiten 
ihrer  Derivatekontrakte  ohne  Mehrfachmeldung  gemeldet  wer- 
den. 

(2)  Die  Aufzeichnungen  für  von  ihnen  geschlossene  Derivate- 
kontrakte und  Änderungen  werden  von  den  Gegenparteien 
noch  mindestens  fünf  Jahre  nach  Beendigung  des  Kontrakts 
aufbewahrt. 

(3)  Wenn  kein  Transaktionsregister  zur  Verfügung  steht,  um 
die  Einzelheiten  eines  Derivatekontrakts  aufzuzeichnen,  stellen 
die  Gegenparteien  und  CCPs  sicher,  dass  solche  Einzelheiten  an 
die  ESMA  gemeldet  werden. 

In  diesem  Fall  stellt  die  ESMA  sicher,  dass  alle  in  Artikel  81 
Absatz  3  genannten  einschlägigen  Stellen  Zugang  zu  allen  Ein- 
zelheiten der  Derivatekontrakte  haben,  die  sie  für  die  Erfüllung 
ihrer  jeweiligen  Aufgaben  und  Mandate  benötigen. 

(4)  Eine  Gegenpartei  oder  eine  CCP,  die  einem  Transaktions- 
register oder  der  ESMA  die  Einzelheiten  eines  Derivatekontrakts 
meldet,  oder  eine  Einrichtung,  die  die  Meldung  solcher  Angaben 
im  Namen  einer  Gegenpartei  oder  einer  CCP  übernimmt,  ver- 
stößt nicht  gegen  Beschränkungen,  die  aufgrund  des  betreffen- 
den Kontrakts  oder  aufgrund  von  Rechts-  oder  Verwaltungsvor- 
schriften für  die  Weitergabe  von  Informationen  gelten. 

Die  meldende  Einrichtung  oder  ihre  Leitungsmitglieder  bzw. 
Beschäftigten  haften  nicht  für  diese  Weitergabe  von  Informatio- 
nen. 

(5)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  Entwürfe  für  technische  Regu- 
lierungsstandards, in  denen  die  Einzelheiten  und  die  Art  der  in 
den  Absätzen  1  und  3  genannten  Meldungen  für  die  verschie- 
denen Derivatekategorien  festgelegt  sind. 

Die  Meldungen  gemäß  den  Absätzen  1  und  3  enthalten  zumin- 
dest folgende  Informationen: 

a)  die  Identität  der  Parteien  des  Derivatekontrakts  und  —  falls 
mit  diesen  nicht  identisch  —  der  Träger  der  daraus  erwach- 
senden Rechte  und  Pflichten; 

b)  die  wesentlichen  Merkmale  der  Derivatekontrakte,  darunter 
die  Art,  die  Fälligkeit,  der  Nominalwert,  der  Preis  und  das 
Abwicklungsdatum  der  Kontrakte. 


Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 


(6)  Zur  Gewährleistung  einheitlicher  Bedingungen  für  die 
Anwendung  der  Absätze  1  und  3  erarbeitet  die  ESMA  Entwürfe 
für  technische  Durchführungsstandards,  in  denen  Folgendes  fest- 
gelegt ist: 

a)  das  Format  und  die  Häufigkeit  der  in  Absatz  1  und  3  ge- 
nannten Meldungen  für  die  verschiedenen  Derivatkategorien, 

b)  der  Zeitpunkt,  bis  zu  dem  Derivatkontrakte  gemeldet  werden 
müssen,  einschließlich  einer  etwaigen  Ubergangsphase  für 
Kontrakte,  die  vor  dem  Beginn  der  Meldepflicht  geschlossen 
wurden. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Durchführungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Durchführungsstandards  gemäß 
Artikel  15  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu  erlassen. 

Artikel  10 
Nichtfinanzielle  Gegenparteien 

(1)  Wenn  eine  nichtfinanzielle  Gegenpartei  Positionen  in 
OTC-Derivatekontrakten  eingeht  und  diese  Positionen  die  nach 
Absatz  3  festgelegte  Clearingschwelle  übersteigen,  dann  gilt  Fol- 
gendes: 

a)  die  betreffende  nichtfinanzielle  Gegenpartei  teilt  diese  Tatsa- 
che der  ESMA  und  der  zuständigen  Behörde  nach  Absatz  5 
unverzüglich  mit, 

b)  die  betreffende  nichtfinanzielle  Gegenpartei  wird  in  Bezug 
auf  künftige  Kontrakte  gemäß  Artikel  4  clearingpflichtig, 
wenn  die  gleitende  Durchschnittsposition  die  Clearing- 
schwelle für  einen  Zeitraum  von  30  Tagen  übersteigt,  und 

c)  die  betreffende  nichtfinanzielle  Gegenpartei  cleart  alle  ent- 
sprechenden künftigen  Kontrakte  innerhalb  von  vier  Mona- 
ten, nachdem  die  Clearingpflicht  wirksam  wird. 

(2)  Eine  nichtfinanzielle  Gegenpartei,  die  gemäß  Absatz  1 
Buchstabe  b  clearingpflichtig  geworden  ist  und  in  der  Folge 
der  gemäß  Absatz  5  benannten  Behörde  gegenüber  den  Nach- 
weis dafür  erbringt,  dass  ihre  gleitende  Durchschnittsposition 
die  Clearingschwelle  für  einen  Zeitraum  von  30  Tagen  nicht 
übersteigt,  unterliegt  nicht  mehr  der  Clearingpflicht  gemäß 
Artikel  4. 
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(3)  Bei  der  Berechnung  der  in  Absatz  1  genannten  Positionen 
berücksichtigt  die  nichtfinanzielle  Gegenpartei  alle  von  ihr  oder 
anderen  nichtfinanziellen  Einrichtungen  innerhalb  der  Gruppe, 
zu  der  sie  gehört,  geschlossenen  OTC-Derivatekontrakte,  die 
nicht  objektiv  messbar  zur  Reduzierung  der  Risiken  beitragen, 
die  unmittelbar  mit  der  Geschäftstätigkeit  oder  dem  Liquiditäts- 
und Finanzmanagement  dieser  Gegenpartei  oder  Gruppe  ver- 
bunden sind. 


(4)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  nach  Anhörung  des  ESRB 
und  anderer  einschlägiger  Behörden  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards,  in  denen  Folgendes  festgelegt  ist: 


a)  Kriterien,  anhand  derer  festgestellt  wird,  welche  OTC-Deri- 
vatekontrakte objektiv  messbar  zur  Reduzierung  der  Risiken 
beitragen,  die  unmittelbar  mit  der  Geschäftstätigkeit  oder 
dem  Liquiditäts-  und  Finanzmanagement  gemäß  Absatz  3 
verbunden  sind,  und 


b)  Werte  für  die  Clearingschwellen,  die  unter  Berücksichtigung 
der  Systemrelevanz  der  Summe  aller  Nettopositionen  und 
-forderungen  je  Gegenpartei  und  Kategorie  von  Derivaten 
ermittelt  werden. 


Nach  Durchführung  einer  offenen  öffentlichen  Anhörung  legt 
die  ESMA  der  Kommision  diese  Entwürfe  für  technische  Regu- 
lierungsstandards bis  zum  30.  September  2012  vor. 


Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 


Die  ESMA  überprüft  nach  Anhörung  des  ESRB  und  anderer 
einschlägiger  Behörden  regelmäßig  die  Schwellen  und  schlägt 
gegebenenfalls  technische  Regulierungsstandards  zu  ihrer  Ände- 
rung vor. 


(5)  Jeder  Mitgliedstaat  benennt  eine  Behörde,  die  dafür  zu- 
ständig ist,  die  Einhaltung  der  Pflicht  nach  Absatz  1  sicher- 
zustellen. 


Artikel  11 

Risikominderungstechniken  für   nicht   durch   eine  CCP 
geclearte  OTC-Derivatekontrakte 

(1)  Finanzielle  Gegenparteien  und  nichtfinanzielle  Gegenpar- 
teien, die  einen  nicht  durch  eine  CCP  geclearten  Derivatekon- 
trakt abschließen,  gewährleisten  mit  der  gebührenden  Sorgfalt, 
dass  angemessene  Verfahren  und  Vorkehrungen  bestehen,  um 
das  operationelle  Risiko  und  das  Gegenparteiausfallrisiko  zu  er- 
messen, zu  beobachten  und  zu  mindern;  diese  umfassen  zumin- 
dest Folgendes: 


a)  die  rechtzeitige  Bestätigung  der  Bedingungen  des  betreffen- 
den OTC-Derivatekontrakts,  gegebenenfalls  auf  elektro- 
nischem Wege; 

b)  formalisierte  Prozesse,  die  solide,  belastbar  und  prüfbar  sind, 
zur  Abstimmung  von  Portfolios,  zur  Beherrschung  der  damit 
verbundenen  Risiken,  zur  frühzeitigen  Erkennung  und  Aus- 
räumung von  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Parteien 
sowie  zur  Beobachtung  des  Werts  ausstehender  Kontrakte. 

(2)  Finanzielle  Gegenparteien  und  nichtfinanzielle  Gegenpar- 
teien gemäß  Artikel  10  ermitteln  täglich  auf  der  Basis  der  ak- 
tuellen Kurse  den  Wert  ausstehender  Kontrakte.  Wenn  die 
Marktbedingungen  eine  Bewertung  zu  Marktpreisen  nicht  zulas- 
sen, wird  eine  zuverlässige  und  vorsichtige  Bewertung  zu  Mo- 
dellpreisen vorgenommen. 

(3)  Finanzielle  Gegenparteien  müssen  über  Risiko  manage- 
mentverfahren verfügen,  die  einen  rechtzeitigen  und  angemes- 
senen Austausch  von  Sicherheiten,  bei  dem  diese  angemessen 
von  eigenen  Vermögenswerten  getrennt  sind,  in  Bezug  auf 
OTC-Derivatekontrakte  vorschreiben,  die  am  oder  nach  dem 
16.  August  2012  abgeschlossen  wurden.  Nichtfinanzielle  Ge- 
genparteien gemäß  Artikel  10  müssen  über  Risikomanagement- 
verfahren verfügen,  die  einen  rechtzeitigen  und  angemessenen 
Austausch  von  Sicherheiten,  bei  dem  die  Sicherheiten  angemes- 
sen von  eigenen  Vermögenswerten  getrennt  sind,  in  Bezug  auf 
OTC-Derivatekontrakte  vorschreiben,  die  am  oder  nach  dem 
Tag  abgeschlossen  wurden,  an  dem  die  Clearingschwelle  über- 
schritten wurde. 

(4)  Finanzielle  Gegenparteien  müssen  eine  geeignete  und  an- 
gemessene Eigenkapitalausstattung  zur  Absicherung  der  Risiken 
vorhalten,  die  nicht  durch  einen  entsprechenden  Austausch  von 
Sicherheiten  gedeckt  sind. 

(5)  Die  Anforderung  nach  Absatz  3  dieses  Artikels  gilt  nicht 
für  gruppeninterne  Geschäfte  im  Sinne  des  Artikels  3,  die  zwi- 
schen im  selben  Mitgliedstaat  ansässigen  Gegenparteien  abge- 
schlossen werden,  sofern  ein  tatsächliches  oder  rechtliches  Hin- 
dernis für  die  unverzügliche  Übertragung  von  Eigenmitteln  oder 
die  Rückzahlung  von  Verbindlichkeiten  zwischen  den  Gegen- 
parteien weder  vorhanden  noch  abzusehen  ist. 

(6)  Ein  gruppeninternes  Geschäft  im  Sinne  des  Artikels  3 
Absatz  2  Buchstaben  a,  b  oder  c,  das  zwischen  Gegenparteien 
abgeschlossen  wird,  die  in  verschiedenen  Mitgliedstaaten  ansäs- 
sig sind,  wird  auf  der  Grundlage  einer  positiven  Entscheidung 
der  beiden  zuständigen  Behörden  ganz  oder  teilweise  von  der 
Anforderung  nach  Absatz  3  dieses  Artikels  befreit,  sofern  die 
folgenden  Voraussetzungen  erfüllt  sind: 

a)  Die  Risikomanagementverfahren  der  Gegenparteien  sind  hin- 
reichend solide  und  belastbar  und  entsprechen  dem  Komple- 
xitätsgrad des  Derivategeschäfts; 

b)  ein  tatsächliches  oder  rechtliches  Hindernis  für  die  unverzüg- 
liche Übertragung  von  Eigenmitteln  oder  die  Rückzahlung 
von  Verbindlichkeiten  zwischen  den  Gegenparteien  ist  weder 
vorhanden  noch  abzusehen. 
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Gelangen  die  zuständigen  Behörden  innerhalb  von  30  Kalender- 
tagen nach  Erhalt  des  Antrags  auf  Befreiung  zu  keiner  positiven 
Entscheidung,  so  kann  die  ESMA  in  Ausübung  ihrer  Befugnisse 
nach  Artikel  19  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  dabei 
helfen,  eine  Einigung  zwischen  den  Behörden  zu  erzielen. 

(7)  Ein  gruppeninternes  Geschäft  im  Sinne  des  Artikels  3 
Absatz  1,  das  zwischen  nichtfinanziellen  Gegenparteien  abge- 
schlossen wird,  die  in  verschiedenen  Mitgliedstaaten  ansässig 
sind,  wird  von  der  Anforderung  nach  Absatz  3  dieses  Artikels 
befreit,  sofern  die  folgenden  Voraussetzungen  erfüllt  sind: 

a)  Die  Risikomanagementverfahren  der  Gegenparteien  sind  hin- 
reichend solide  und  belastbar  und  entsprechen  dem  Komple- 
xitätsgrad des  Derivategeschäfts; 

b)  ein  tatsächliches  oder  rechtliches  Hindernis  für  die  unverzüg- 
liche Übertragung  von  Eigenmitteln  oder  die  Rückzahlung 
von  Verbindlichkeiten  zwischen  den  Gegenparteien  ist  weder 
vorhanden  noch  abzusehen. 

Die  nichtfinanziellen  Gegenparteien  benachrichtigen  die  zustän- 
digen Behörden  nach  Artikel  10  Absatz  5  über  ihre  Absicht,  die 
Befreiung  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  Befreiung  ist  gültig, 
sofern  nicht  eine  der  benachrichtigten  zuständigen  Behörden 
innerhalb  von  drei  Monaten  ab  dem  Tag  der  Benachrichtigung 
erklärt,  dass  die  Voraussetzungen  der  Buchstaben  a  oder  b  des 
Unterabsatzes  1  nicht  erfüllt  sind. 

(8)  Ein  gruppeninternes  Geschäft  im  Sinne  des  Artikels  3 
Absatz  2  Buchstaben  a  bis  d,  das  zwischen  einer  in  der  Union 
ansässigen  und  einer  in  einem  Drittstaat  ansässigen  Gegenpartei 
abgeschlossen  wird,  wird  auf  der  Grundlage  einer  befürworten- 
den Entscheidung  der  zuständigen  Behörde,  der  jeweils  die  Auf- 
sicht über  die  in  der  Union  ansässige  Gegenpartei  obliegt,  ganz 
oder  teilweise  von  der  Anforderung  nach  Absatz  3  dieses  Ar- 
tikels befreit,  sofern  die  folgenden  Voraussetzungen  erfüllt  sind: 

a)  Die  Risikomanagementverfahren  der  Gegenparteien  sind  hin- 
reichend solide  und  belastbar  und  entsprechen  dem  Komple- 
xitätsgrad des  Derivategeschäfts; 

b)  ein  tatsächliches  oder  rechtliches  Hindernis  für  die  unverzüg- 
liche Übertragung  von  Eigenmitteln  oder  die  Rückzahlung 
von  Verbindlichkeiten  zwischen  den  Gegenparteien  ist  weder 
vorhanden  noch  abzusehen. 

(9)  Ein  gruppeninternes  Geschäft  im  Sinne  des  Artikels  3 
Absatz  1,  das  zwischen  einer  in  der  Union  ansässigen  nicht- 
finanziellen Gegenpartei  und  einer  in  einem  Drittstaat  ansässi- 
gen Gegenpartei  abgeschlossen  wird,  wird  von  der  Anforderung 
nach  Absatz  3  dieses  Artikels  befreit,  sofern  die  folgenden  Vo- 
raussetzungen erfüllt  sind: 

a)  Die  Risikomanagementverfahren  der  Gegenparteien  sind  hin- 
reichend solide  und  belastbar  und  entsprechen  dem  Komple- 
xitätsgrad des  Derivategeschäfts; 

b)  ein  tatsächliches  oder  rechtliches  Hindernis  für  die  unverzüg- 
liche Übertragung  von  Eigenmitteln  oder  die  Rückzahlung 
von  Verbindlichkeiten  zwischen  den  Gegenparteien  ist  weder 
vorhanden  noch  abzusehen. 

Die  nichtfinanzielle  Gegenpartei  benachrichtigt  die  zuständige 
Behörde  nach  Artikel  1 0  Absatz  5  über  ihre  Absicht,  die  Befrei- 
ung in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  Befreiung  ist  gültig,  sofern 


nicht  die  benachrichtigte  zuständige  Behörde  innerhalb  von  drei 
Monaten  ab  dem  Tag  der  Benachrichtigung  erklärt,  dass  die 
Voraussetzungen  der  Buchstaben  a  oder  b  des  Unterabsatzes  1 
nicht  erfüllt  sind. 

(10)  Ein  gruppeninternes  Geschäft  im  Sinne  des  Artikels  3 
Absatz  1,  das  zwischen  einer  nichtfinanziellen  Gegenpartei  und 
einer  finanziellen  Gegenpartei  abgeschlossen  wird,  die  in  ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten  ansässig  sind,  wird  auf  der  Grundlage 
einer  befürwortenden  Entscheidung  der  zuständigen  Behörde, 
der  jeweils  die  Aufsicht  über  die  finanzielle  Gegenpartei  obliegt, 
ganz  oder  teilweise  von  der  Anforderung  nach  Absatz  3  dieses 
Artikels  befreit,  sofern  die  folgenden  Voraussetzungen  erfüllt 
sind: 

a)  Die  Risikomanagementverfahren  der  Gegenparteien  sind  hin- 
reichend solide  und  belastbar  und  entsprechen  dem  Komple- 
xitätsgrad des  Derivategeschäfts; 

b)  ein  tatsächliches  oder  rechtliches  Hindernis  für  die  unverzüg- 
liche Übertragung  von  Eigenmitteln  oder  die  Rückzahlung 
von  Verbindlichkeiten  zwischen  den  Gegenparteien  ist  weder 
vorhanden  noch  abzusehen. 

Die  zuständige  Behörde,  der  jeweils  die  Aufsicht  über  die  finan- 
zielle Gegenpartei  obliegt,  unterrichtet  die  zuständige  Behörde 
nach  Artikel  10  Absatz  5  über  jede  derartige  Entscheidung.  Die 
Befreiung  ist  gültig,  sofern  nicht  die  benachrichtigte  zuständige 
Behörde  erklärt,  dass  die  Voraussetzungen  der  Buchstaben  a 
oder  b  des  Unterabsatzes  1  nicht  erfüllt  sind.  Besteht  zwischen 
den  zuständigen  Behörden  eine  Meinungsverschiedenheit,  so 
kann  die  ESMA  diese  Behörden  in  Ausübung  ihrer  Befugnisse 
nach  Artikel  19  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  dabei 
unterstützen,  eine  Einigung  zu  erzielen. 

(11)  Die  Gegenpartei  des  gruppeninternen  Geschäfts,  das  von 
der  Anforderung  nach  Absatz  3  befreit  wurde,  veröffentlicht  die 
Informationen  über  die  Freistellung. 

Eine  zuständige  Behörde  unterrichtet  die  ESMA  über  jede  Ent- 
scheidung gemäß  den  Absätzen  6,  8  oder  10  und  über  jede 
gemäß  den  Absätzen  7,  9  oder  10  eingegangene  Benachrichti- 
gung und  teilt  der  ESMA  die  Einzelheiten  des  betreffenden 
gruppeninternen  Geschäfts  mit. 

(12)  Die  Pflichten  nach  den  Absätzen  1  bis  11  gelten  für 
OTC-Derivatekontrakte,  die  zwischen  Drittstaatseinrichtungen, 
die  diesen  Pflichten  unterliegen  würden,  wenn  sie  in  der  Union 
ansässig  wären,  geschlossen  werden,  sofern  diese  Kontrakte  un- 
mittelbare, wesentliche  und  vorhersehbare  Auswirkungen  inner- 
halb der  Union  haben  oder  sofern  diese  Pflichten  notwendig 
oder  zweckmäßig  sind,  um  die  Umgehung  von  Vorschriften 
dieser  Verordnung  zu  verhindern. 

(13)  Die  ESMA  kontrolliert  den  Handel  mit  nicht  clearing- 
fähigen Derivaten  regelmäßig,  um  Fälle  zu  erkennen,  in  denen 
eine  bestimmte  Derivatekategorie  ein  Systemrisiko  darstellen 
könnte,  und  um  eine  Aufsichtsarbitrage  zwischen  geclearten 
und  nicht  geclearten  Derivatetransaktionen  zu  verhindern.  Ins- 
besondere trifft  die  ESMA  —  nach  Anhörung  des  ESRB  — 
Maßnahmen  gemäß  Artikel  5  Absatz  3  oder  überprüft  die  für 
Einschussanforderungen  geltenden  technischen  Regulierungs- 
standards gemäß  Absatz  14  dieses  Artikels  und  Artikel  41. 
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(14)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  Entwürfe  für  technische  Regu- 
lierungsstandards, in  denen  Folgendes  festgelegt  wird: 

a)  die  Verfahren  und  Vorkehrungen  nach  Absatz  1, 

b)  die  Marktbedingungen,  die  eine  Bewertung  zu  Marktpreisen 
verhindern,  und  die  Kriterien  für  eine  Bewertung  nach  Mo- 
dellpreisen gemäß  Absatz  2, 

c)  die  Angaben  zu  freigestellten  gruppeninternen  Geschäften, 
die  in  der  Benachrichtigung  gemäß  den  Absätzen  7,  9  und 
10  enthalten  sein  müssen, 

d)  die  genauen  Angaben,  die  in  der  Mitteilung  über  freigestellte 
gruppeninterne  Geschäfte  nach  Absatz  11  enthalten  sein 
müssen, 

e)  die  Kontrakte,  die  unmittelbare,  wesentliche  und  vorherseh- 
bare Auswirkungen  innerhalb  der  Union  haben  dürften,  und 
die  Fälle,  in  denen  es  notwendig  oder  zweckmäßig  ist,  die 
Umgehung  von  Vorschriften  dieser  Verordnung  zu  verhin- 
dern, wie  in  Absatz  12  vorgesehen; 

die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

(15)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  allgemeine  Entwürfe  für  tech- 
nische Regulierungsstandards,  in  denen  Folgendes  festgelegt 
wird: 

a)  die  Risikomanagementverfahren,  einschließlich  der  Höhe  und 
der  Art  der  Sicherheiten  sowie  der  Abgrenzungsmaßnahmen, 
die  zur  Einhaltung  der  Vorschriften  des  Absatzes  3  erforder- 
lich sind, 

b)  die  Eigenkapitalausstattung,  die  zur  Einhaltung  der  Vorschrif- 
ten des  Absatzes  4  erforderlich  ist, 

c)  die  Verfahren,  die  die  Gegenparteien  und  die  jeweils  zustän- 
digen Behörden  bei  Freistellungen  gemäß  den  Absätzen  6  bis 
10  zu  befolgen  haben, 

d)  die  maßgeblichen  Kriterien  nach  den  Absätzen  5  bis  10, 
insbesondere  die  Umstände,  die  als  tatsächliches  oder  recht- 
liches Hindernis  für  die  unverzügliche  Übertragung  von  Ei- 
genmitteln oder  die  Rückzahlung  von  Verbindlichkeiten  zwi- 
schen den  Gegenparteien  betrachtet  werden  sollten. 

Die  ESA  legen  der  Kommission  diese  allgemeinen  Entwürfe  für 
technische  Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012 
vor. 


In  Abhängigkeit  von  der  Rechtsform  der  Gegenpartei  wird  der 
Kommission  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unterabsatz  1  ge- 
nannten technischen  Regulierungsstandards  gemäß  den  Artikeln 
10  bis  14  der  Verordnungen  (EU)  Nr.  1093/2010,  (EU) 
Nr.  1094/2010  oder  (EU)  Nr.  1095/2010  zu  erlassen. 

Artikel  12 
Sanktionen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  legen  Vorschriften  über  Sanktionen 
bei  Verstößen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Titels  fest  und 
ergreifen  alle  erforderlichen  Maßnahmen  zur  Durchsetzung  die- 
ser Sanktionen.  Diese  Sanktionen  umfassen  zumindest  Geldbu- 
ßen. Die  vorgesehenen  Sanktionen  müssen  wirksam,  verhältnis- 
mäßig und  abschreckend  sein. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  für  die  Beauf- 
sichtigung von  finanziellen  und  gegebenenfalls  nichtfinanziellen 
Gegenparteien  zuständigen  Behörden  die  wegen  Verstößen  ge- 
gen Artikel  4,  5  und  7  bis  11  verhängten  Sanktionen  öffentlich 
bekanntgeben,  es  sei  denn,  diese  Bekanntgabe  würde  die  Stabi- 
lität der  Finanzmärkte  erheblich  gefährden  oder  den  Beteiligten 
einen  unverhältnismäßig  hohen  Schaden  zufügen.  Die  Mitglied- 
staaten veröffentlichen  in  regelmäßigen  Abständen  Berichte  über 
die  Bewertung  der  Wirksamkeit  der  geltenden  Sanktionsbestim- 
mungen. Personenbezogene  Daten  im  Sinne  des  Artikels  2 
Buchstabe  a  der  Richtlinie  95/46/EG  sind  nicht  Teil  der  Offen- 
legung und  Veröffentlichung  dieser  Informationen. 

Bis  zum  17.  Februar  2013  melden  die  Mitgliedstaaten  der  Kom- 
mission die  in  Absatz  1  genannten  Bestimmungen.  Sie  teilen 
der  Kommission  jede  spätere  Änderung  derselben  unverzüglich 
mit. 

(3)  Die  Wirksamkeit  eines  OTC-Derivatekontrakts  oder  die 
Möglichkeit  der  Parteien  zur  Durchsetzung  der  Bestimmungen 
eines  OTC-Derivatekontrakts  bleibt  von  Verstößen  gegen  die 
Bestimmungen  dieses  Titels  unberührt.  Aus  Verstößen  gegen 
die  Bestimmungen  dieses  Titels  ergeben  sich  keine  Schaden- 
ersatzansprüche gegen  eine  Partei  eines  OTC-Derivatekontrakts. 

Anikel  13 

Mechanismus  zur  Vermeidung  doppelter  oder 
kollidierender  Vorschriften 

(1)  Die  Kommission  wird  von  der  ESMA  bei  der  Uber- 
wachung  der  internationalen  Anwendung  der  in  den  Artikeln 
4,  9,  10  und  11  festgelegten  Grundsätze,  insbesondere  in  Bezug 
auf  etwaige  doppelte  oder  kollidierende  Anforderungen  an  die 
Marktteilnehmer,  und  bei  der  Erstellung  einschlägiger  Berichte 
an  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat  unterstützt,  und  sie 
empfiehlt  mögliche  Maßnahmen. 

(2)  Die  Kommission  kann  Durchführungsrechtsakte  erlassen, 
in  denen  sie  erklärt,  dass  die  Rechts-,  Aufsichts-  und  Durchset- 
zungsmechanismen eines  Drittstaats 

a)  den  durch  diese  Verordnung  in  den  Artikeln  4,  9,  10  und  11 
festgelegten  Anforderungen  entsprechen; 

b)  einen  Schutz  des  Berufsgeheimnisses  gewährleisten,  der  dem 
dieser  Verordnung  gleichwertig  ist,  und 
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c)  wirksam  angewandt  und  auf  faire  und  den  Wettbewerb  nicht 
verzerrende  Weise  durchgesetzt  werden,  damit  eine  funktio- 
nierende Aufsicht  und  Rechtsdurchsetzung  in  diesem  Dritt- 
staat gewährleistet  ist. 

Diese  Durchführungsrechtsakte  werden  nach  Maßgabe  des  in 
Artikel  86  Absatz  2  genannten  Prüfverfahrens  erlassen. 

(3)  Ein  Durchführungsrechtsakt  über  die  Gleichwertigkeit  ge- 
mäß Absatz  2  impliziert,  dass  die  in  den  Artikeln  4,  9,  10  und 
11  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Pflichten  der  Gegenpartei- 
en, die  ein  Geschäft  im  Rahmen  dieser  Verordnung  abschließen, 
nur  dann  als  erfüllt  gelten,  wenn  mindestens  eine  der  Gegen- 
parteien in  dem  betreffenden  Drittstaat  niedergelassen  ist. 

(4)  Die  Kommission  überwacht  in  Zusammenarbeit  mit  der 
ESMA  die  wirksame  Umsetzung  der  Anforderungen,  die  den  in 
den  Artikeln  4,  9,  10  und  11  festgelegten  Anforderungen 
gleichwertig  sind,  durch  die  Drittstaaten,  für  die  ein  Durchfüh- 
rungsrechtsakt über  die  Gleichwertigkeit  erlassen  worden  ist, 
und  erstattet  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  regel- 
mäßig und  mindestens  einmal  jährlich  Bericht.  Sofern  aus  die- 
sem Bericht  hervorgeht,  dass  eine  unzureichende  oder  inkohä- 
rente Umsetzung  der  Gleichwertigkeitsanforderungen  durch 
Drittstaatsbehörden  vorliegt,  nimmt  die  Kommission  innerhalb 
von  30  Kalendertagen  nach  Vorlage  des  Berichts  die  Anerken- 
nung der  Gleichwertigkeit  des  betreffenden  Rechtsrahmens  des 
Drittstaats  zurück.  Wird  ein  Durchführungsrechtsakt  über  die 
Gleichwertigkeit  zurückgenommen,  so  unterliegen  die  Gegen- 
parteien automatisch  wieder  allen  Anforderungen  dieser  Verord- 
nung. 

TITEL  III 

ZULASSUNG  UND  BEAUFSICHTIGUNG  VON  CCPs 

KAPTTEL  1 

Bedingungen  und  Verfahren  für  die  Zulassung  einer  CCP 
Artikel  14 
Zulassung  einer  CCP 

(1)  Eine  in  der  Union  niedergelassene  juristische  Person,  die 
als  CCP  Clearingdienstleistungen  erbringen  will,  beantragt  ihre 
Zulassung  bei  der  zuständigen  Behörde  des  Mitgliedstaats,  in 
dem  sie  niedergelassen  ist  (für  die  CCP  zuständige  Behörde), 
gemäß  dem  Verfahren  nach  Artikel  17. 

(2)  Sobald  die  Zulassung  im  Einklang  mit  Artikel  17  erteilt 
ist,  gilt  sie  für  das  gesamte  Gebiet  der  Union. 

(3)  Die  in  Absatz  1  genannte  Zulassung  wird  der  CCP  nur 
für  mit  dem  Clearing  verbundene  Tätigkeiten  erteilt;  darin  ist 
angegeben,  welche  Dienstleistungen  und  Tätigkeiten  die  CCP 
erbringen  bzw.  ausüben  darf  und  welche  Kategorien  von  Fi- 
nanzinstrumenten von  dieser  Zulassung  abgedeckt  sind. 

(4)  Eine  zentrale  Gegenpartei  muss  zu  jedem  Zeitpunkt  die 
für  die  Zulassung  erforderlichen  Voraussetzungen  erfüllen. 

Eine  zentrale  Gegenpartei  unterrichtet  die  zuständige  Behörde 
unverzüglich  über  alle  wesentlichen  Änderungen  der  für  die 
Zulassung  erforderlichen  Voraussetzungen. 

(5)  Eine  Zulassung  nach  Absatz  1  hindert  einen  Mitgliedstaat 
nicht  daran,  zusätzliche  Anforderungen  bezüglich  der  in  seinem 


Hoheitsgebiet  niedergelassenen  CCPs,  einschließlich  bestimmter 
Zulassungsanforderungen  gemäß  der  Richtlinie  2006/48/EG,  zu 
erlassen  oder  weiter  anzuwenden. 

Artikel  15 

Ausweitung  der  Tätigkeiten  und  Dienstleistungen 

(1)  Beabsichtigt  eine  CCP,  ihre  Geschäfte  auf  weitere  Dienst- 
leistungen oder  Tätigkeiten  auszuweiten,  die  nicht  durch  die 
Erstzulassung  abgedeckt  sind,  stellt  sie  einen  Erweiterungsantrag 
bei  der  für  sie  zuständigen  Behörde.  Das  Anbieten  von  Clearing- 
dienstleistungen, für  die  die  CCP  noch  keine  Zulassung  besitzt, 
ist  als  Ausweitung  der  von  der  Zulassung  abgedeckten  Tätig- 
keiten zu  betrachten. 

Die  Erweiterung  einer  Zulassung  erfolgt  nach  dem  Verfahren 
des  Artikels  17. 

(2)  Beabsichtigt  eine  CCP,  ihre  Geschäftstätigkeit  auf  einen 
anderen  Mitgliedstaat  als  den,  in  dem  sie  niedergelassen  ist, 
auszudehnen,  teilt  die  für  sie  zuständige  Behörde  dies  unverzüg- 
lich der  zuständigen  Behörde  des  anderen  Mitgliedstaats  mit. 

Artikel  16 
Eigenkapitalanforderungen 

(1)  Um  eine  Zulassung  nach  Artikel  14  zu  erhalten,  muss 
eine  CCP  über  ein  ständiges  und  verfügbares  Anfangskapital  in 
Höhe  von  mindestens  7,5  Mio.  EUR  verfügen. 

(2)  Das  Eigenkapital  einer  CCP  einschließlich  der  Gewinn- 
rücklagen und  sonstigen  Rücklagen  muss  im  Verhältnis  zu 
dem  Risiko  stehen,  das  sich  aus  ihren  Tätigkeiten  ergibt.  Es 
muss  zu  jedem  Zeitpunkt  ausreichen,  um  eine  geordnete  Ab- 
wicklung oder  Restrukturierung  der  Geschäftstätigkeiten  über 
einen  angemessenen  Zeitraum  zu  ermöglichen  und  einen  aus- 
reichenden Schutz  der  CCP  vor  Kredit-,  Gegenpartei-,  Markt-, 
Betriebs-,  Rechts-  und  Geschäftsrisiken  zu  gewährleisten,  sofern 
diese  nicht  bereits  durch  besondere  Finanzmittel  gemäß  den 
Artikeln  41  bis  44  gedeckt  sind. 

(3)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  EBA  in  enger  Zusammenarbeit  mit 
dem  ESZB  und  nach  Anhörung  der  ESMA  Entwürfe  für  tech- 
nische Regulierungsstandards,  in  denen  die  Anforderungen  hin- 
sichtlich Eigenkapital,  Gewinnrücklagen  und  sonstige  Rücklagen 
einer  CCP  gemäß  Absatz  2  näher  bestimmt  werden. 

Die  EBA  legt  der  Kommission  bis  zum  30.  September  2012 
diese  Entwürfe  für  entsprechende  technische  Regulierungsstan- 
dards vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1093/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  17 

Verfahren  zur  Erteilung  oder  Verweigerung  der  Zulassung 

(1)  Die  antragstellende  CCP  beantragt  ihre  Zulassung  bei  der 
zuständigen  Behörde  in  dem  Mitgliedstaat,  in  dem  sie  nieder- 
gelassen ist. 
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(2)  Die  antragstellende  CCP  liefert  sämtliche  Informationen, 
um  der  zuständigen  Behörde  hinreichend  nachzuweisen,  dass 
die  Antragstellerin  zum  Zeitpunkt  der  Zulassung  alle  erforder- 
lichen Vorkehrungen  getroffen  hat,  um  den  Anforderungen  die- 
ser Verordnung  zu  genügen.  Die  zuständige  Behörde  übermittelt 
umgehend  alle  von  der  antragstellenden  CCP  erhaltenen  Infor- 
mationen an  die  ESMA  und  das  in  Artikel  18  Absatz  1  ge- 
nannte Kollegium. 

(3)  Die  zuständige  Behörde  prüft  binnen  30  Arbeitstagen 
nach  Eingang  des  Antrags,  ob  dieser  vollständig  ist.  Ist  der 
Antrag  unvollständig,  setzt  sie  der  antragstellenden  CCP  eine 
Frist,  bis  zu  der  diese  zusätzliche  Informationen  vorlegen  muss. 
Stellt  die  zuständige  Behörde  fest,  dass  der  Antrag  vollständig 
ist,  informiert  sie  die  Antragstellerin,  die  Mitglieder  des  nach 
Artikel  18  Absatz  1  eingesetzten  Kollegiums  sowie  die  ESMA 
darüber. 

(4)  Die  zuständige  Behörde  erteilt  die  Zulassung  nur  dann, 
wenn  ihr  hinreichend  nachgewiesen  wurde,  dass  die  antragstel- 
lende CCP  allen  Anforderungen  dieser  Verordnung  genügt  und 
dass  die  CCP  als  System  im  Sinne  der  Richtlinie  98/26/EG 
gemeldet  ist. 

Die  zuständige  Behörde  trägt  der  gemäß  Artikel  1 9  erarbeiteten 
Stellungnahme  des  Kollegiums  gebührend  Rechnung.  Folgt  die 
für  die  CCP  zuständige  Behörde  der  befürwortenden  Stellung- 
nahme des  Kollegiums  nicht,  so  muss  ihre  Entscheidung  mit 
einer  ausführlichen  Begründung  und  einer  Erläuterung  etwaiger 
erheblicher  Abweichungen  von  dieser  befürwortenden  Stellung- 
nahme versehen  sein. 

Die  CCP  wird  dann  nicht  zugelassen,  wenn  alle  Mitglieder  des 
Kollegiums  —  mit  Ausnahme  der  Behörden  des  Mitgliedstaats, 
in  dem  die  CCP  niedergelassen  ist  —  gemäß  Artikel  19  Absatz 
1  im  gegenseitigen  Einvernehmen  zu  einer  gemeinsamen  Stel- 
lungnahme gelangen,  der  zufolge  der  CCP  keine  Zulassung  er- 
teilt werden  sollte.  In  dieser  Stellungnahme  wird  schriftlich  voll- 
ständig und  detailliert  begründet,  warum  nach  Auffassung  des 
Kollegiums  die  Anforderungen  dieser  Verordnung  oder  anderer 
Bereiche  des  Unionsrechts  nicht  erfüllt  sind. 

Ist  keine  gemeinsame  Stellungnahme  im  gegenseitigen  Einver- 
nehmen nach  Unterabsatz  3  erreicht  worden  und  gibt  das  Kol- 
legium mit  einer  Zweidrittelmehrheit  eine  ablehnende  Stellung- 
nahme ab,  so  kann  jede  der  betroffenen  zuständigen  Behörden, 
gestützt  auf  die  Zweidrittelmehrheit  des  Kollegiums,  innerhalb 
von  30  Kalendertagen  nach  Annahme  der  ablehnenden  Stel- 
lungnahme im  Einklang  mit  Artikel  19  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1095/2010  die  ESMA  in  der  Sache  anrufen. 

In  der  Entscheidung,  die  ESMA  in  der  Sache  anzurufen,  ist 
ausführlich  schriftlich  zu  begründen,  warum  die  jeweiligen  Mit- 
glieder des  Kollegiums  zu  der  Auffassung  gelangt  sind,  dass  die 
Anforderungen  dieser  Verordnung  oder  anderer  Bereiche  des 
Unionsrechts  nicht  erfüllt  sind.  In  diesem  Fall  stellt  die  für  die 
CCP  zuständige  Behörde  ihre  Entscheidung  über  die  Zulassung 
zurück,  bis  die  ESMA  in  Einklang  mit  Artikel  19  Absatz  3  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  einen  Beschluss  über  die  Zu- 
lassung gefasst  hat.  Die  zuständige  Behörde  trifft  dann  im  Ein- 
klang mit  dem  Beschluss  der  ESMA  ihre  Entscheidung.  Nach 
Ablauf  der  in  Unterabsatz  4  genannten  Frist  von  30  Kalender- 
tagen kann  die  ESMA  in  der  Sache  nicht  mehr  angerufen  wer- 
den. 


Gelangen  alle  Mitglieder  des  Kollegiums  —  mit  Ausnahme  der 
Behörden  des  Mitgliedstaats,  in  dem  die  CCP  niedergelassen  ist 
—  gemäß  Artikel  19  Absatz  1  in  gegenseitigem  Einvernehmen 
zu  einer  gemeinsamen  Stellungnahme,  der  zufolge  der  betref- 
fenden CCP  keine  Zulassung  erteilt  werden  sollte,  kann  die  für 
die  CCP  zuständige  Behörde  im  Einklang  mit  Artikel  19  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  die  ESMA  in  der  Sache  anru- 
fen. 

Die  zuständige  Behörde  in  dem  Mitgliedstaat,  in  dem  die  CCP 
niedergelassen  ist,  übermittelt  die  Entscheidung  den  anderen 
betroffenen  zuständigen  Behörden. 

(5)  Die  ESMA  wird  gemäß  Artikel  17  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1095/2010  tätig,  wenn  die  für  die  CCP  zuständige  Behörde 
diese  Verordnung  nicht  angewandt  hat  oder  so  angewandt  hat, 
dass  ein  Verstoß  gegen  Unionsrecht  vorzuliegen  scheint. 

Die  ESMA  kann  auf  Ersuchen  eines  Mitglieds  des  Kollegiums 
oder  von  Amts  wegen  nach  Unterrichtung  der  zuständigen  Be- 
hörde eine  angebliche  Verletzung  oder  Nichtanwendung  des 
Unionsrechts  untersuchen. 

(6)  Bei  den  im  Rahmen  dieser  Aufgaben  getroffenen  Maß- 
nahmen eines  Mitglieds  des  Kollegiums  darf  ein  Mitgliedstaat 
oder  eine  Gruppe  von  Mitgliedstaaten  als  Ausgangspunkt  für 
die  Erbringung  von  Clearingdiensten  in  jeglicher  Währung  nicht 
direkt  oder  indirekt  diskriminiert  werden. 

(7)  Binnen  sechs  Monaten  nach  Einreichung  eines  vollständi- 
gen Antrags  teilt  die  zuständige  Behörde  der  antragstellenden 
CCP  schriftlich  mit  ausführlicher  Begründung  mit,  ob  die  Zu- 
lassung erteilt  oder  verweigert  wurde. 

Artikel  18 
Kollegium 

(1)  Binnen  30  Kalendertagen  nach  Vorlage  eines  vollständi- 
gen Antrags  gemäß  Artikel  1 7  richtet  die  für  die  CCP  zustän- 
dige Behörde  ein  Kollegium  ein  und  übernimmt  dessen  Manage- 
ment und  Vorsitz,  um  die  Durchführung  der  in  den  Artikeln  15, 
17,  49,  51  und  54  genannten  Aufgaben  zu  erleichtern. 

(2)  Dem  Kollegium  gehören  an: 

a)  die  ESMA; 

b)  die  für  die  CCP  zuständige  Behörde; 

c)  die  zuständigen  Behörden,  die  verantwortlich  sind  für  die 
Beaufsichtigung  der  Clearingmitglieder  der  CCP,  die  in  den 
drei  Mitgliedstaaten  niedergelassen  sind,  die  auf  der  aggre- 
gierten Basis  eines  Einjahreszeitraums  die  höchsten  Beiträge 
in  den  gemäß  Artikel  42  von  der  CCP  unterhaltenen  Ausfall- 
fonds  einzahlen; 

d)  die  zuständigen  Behörden,  die  für  die  Beaufsichtigung  der 
von  der  CCP  bedienten  Handelsplätze  verantwortlich  sind; 

e)  die  zuständigen  Behörden,  die  die  CCPs  beaufsichtigen,  mit 
denen  Interoperabilitätsvereinbarungen  geschlossen  wurden; 

f)  die  zuständigen  Behörden,  die  zentrale  Wertpapierverwahr- 
stellen  beaufsichtigen,  mit  denen  die  CCP  verbunden  ist; 
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g)  die  für  die  Überwachung  der  CCP  jeweils  verantwortlichen 
Mitglieder  des  ESZB  und  die  Mitglieder  des  ESZB,  die  für  die 
Überwachung  von  CCPs  verantwortlich  sind,  mit  denen  In- 
teroperabilitätsvereinbarungen  geschlossen  wurden; 

h)  die  Zentralbanken,  die  die  wichtigsten  Unionswährungen  der 
abgerechneten  Finanzinstrumente  emittieren. 

(3)  Die  zuständige  Behörde  eines  Mitgliedstaats,  die  nicht 
dem  Kollegium  angehört,  kann  vom  Kollegium  jedwede  Aus- 
kunft verlangen,  die  sie  für  die  Ausübung  ihrer  Aufsichtspflich- 
ten benötigt. 

(4)  Das  Kollegium  nimmt  —  unbeschadet  der  Verantwort- 
lichkeiten zuständiger  Behörden  im  Rahmen  dieser  Verordnung 
—  folgende  Aufgaben  wahr: 

a)  Ausarbeitung  der  Stellungnahme  gemäß  Artikel  19; 

b)  Informationsaustausch,  einschließlich  Informationsersuchen, 
gemäß  Artikel  84; 

c)  Einigung  über  die  freiwillige  Übertragung  von  Aufgaben  un- 
ter seinen  Mitgliedern; 

d)  Koordinierung  von  aufsichtlichen  Prüfungsprogrammen  auf 
der  Grundlage  einer  Risikobewertung  der  CCP,  und 

e)  Festlegung  von  Verfahren  und  Notfallplänen  für  Krisensitua- 
tionen gemäß  Artikel  24. 

(5)  Grundlage  für  die  Einrichtung  und  die  Arbeitsweise  des 
Kollegiums  ist  eine  schriftliche  Vereinbarung  zwischen  allen  Mit- 
gliedern des  Kollegiums. 

In  der  Vereinbarung  werden  die  praktischen  Modalitäten  der 
Arbeitsweise  des  Kollegiums  einschließlich  einer  detaillierten  Re- 
gelung für  die  Abstimmungsverfahren  nach  Artikel  19  Absatz  3 
und  gegebenenfalls  die  Aufgaben  festgelegt,  die  der  für  die  CCP 
zuständigen  Behörde  oder  einem  anderen  Kollegiumsmitglied 
übertragen  werden  sollen. 

(6)  Um  die  einheitliche  und  kohärente  Arbeitsweise  der  Kol- 
legien in  der  gesamten  Union  sicherzustellen,  erarbeitet  die 
ESMA  Entwürfe  für  technische  Regulierungsstandards,  in  denen 
die  Bedingungen,  anhand  deren  entschieden  wird,  welche  die 
wichtigsten  Unions Währungen  im  Sinne  des  Absatzes  2  Buch- 
stabe h  sind,  und  die  praktischen  Modalitäten  im  Sinne  des 
Absatzes  5  näher  bestimmt  werden. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 


Artikel  19 
Stellungnahme  des  Kollegiums 

(1)  Binnen  vier  Monaten  nach  Vorlage  eines  vollständigen 
Antrags  durch  die  CCP  gemäß  Artikel  17  führt  die  für  die 
CCP  zuständige  Behörde  eine  Risikobewertung  der  CCP  durch 
und  legt  dem  Kollegium  einen  Bericht  vor. 

Das  Kollegium  erarbeitet  binnen  30  Kalendertagen  nach  Erhalt 
des  Berichts  und  gestützt  auf  die  darin  gewonnenen  Erkennt- 
nisse eine  gemeinsame  Stellungnahme,  in  welcher  es  feststellt, 
ob  die  CCP  alle  Anforderungen  dieser  Verordnung  erfüllt. 

Unbeschadet  des  Artikels  17  Absatz  4  Unterabsatz  4  ver- 
abschiedet das  Kollegium,  wenn  keine  gemeinsame  Stellung- 
nahme gemäß  Unterabsatz  2  erarbeitet  wurde,  innerhalb  dieser 
Frist  eine  Stellungnahme  mit  Stimmenmehrheit. 

(2)  Die  ESMA  wirkt  im  Rahmen  ihrer  allgemeinen  Koordina- 
torfunktion gemäß  Artikel  31  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1095/2010  auf  die  Annahme  einer  gemeinsamen  Stellung- 
nahme hin. 

(3)  Eine  Stellungnahme  mit  Stimmenmehrheit  des  Kollegi- 
ums wird  mit  einfacher  Mehrheit  der  Stimmen  seiner  Mitglieder 
verabschiedet.  In  Kollegien  mit  bis  zu  12  Mitgliedern  sind 
höchstens  zwei  Kollegiumsmitglieder  aus  demselben  Mitglied- 
staat stimmberechtigt,  und  jedes  stimmberechtigte  Mitglied  hat 
eine  Stimme.  In  Kollegien  mit  mehr  als  12  Mitgliedern  sind 
höchstens  drei  Mitglieder  aus  demselben  Mitgliedstaat  stimm- 
berechtigt, und  jedes  stimmberechtigte  Mitglied  hat  eine  Stim- 
me. Die  ESMA  hat  bei  der  Verabschiedung  der  Stellungnahmen 
des  Kollegiums  kein  Stimmrecht. 

Artikel  20 
Entzug  der  Zulassung 

(1)  Unbeschadet  des  Artikels  22  Absatz  3  entzieht  die  für  die 
CCP  zuständige  Behörde  die  Zulassung,  wenn  diese 

a)  während  eines  Zeitraums  von  zwölf  Monaten  von  der  Zu- 
lassung keinen  Gebrauch  gemacht,  ausdrücklich  auf  die  Zu- 
lassung verzichtet  oder  in  den  vorangegangenen  sechs  Mo- 
naten keine  Dienstleistungen  erbracht  bzw.  keine  Tätigkeiten 
ausgeübt  hat; 

b)  die  Zulassung  aufgrund  falscher  Angaben  oder  auf  andere 
rechtswidrige  Weise  erhalten  hat; 

c)  nicht  mehr  die  Voraussetzungen  erfüllt,  aufgrund  deren  die 
Zulassung  erteilt  wurde,  und  die  von  der  für  die  CCP  zu- 
ständigen Behörde  geforderten  Abhilfemaßnahmen  innerhalb 
der  gesetzten  Frist  nicht  ergriffen  hat; 

d)  in  schwerwiegender  Weise  und  systematisch  gegen  eine  An- 
forderungen dieser  Verordnung  verstoßen  hat. 

(2)  Ist  die  für  die  CCP  zuständige  Behörde  der  Auffassung, 
dass  einer  der  in  Absatz  1  genannten  Sachverhalte  gegeben  ist, 
meldet  sie  dies  innerhalb  von  fünf  Arbeitstagen  der  ESMA  und 
den  Mitgliedern  des  Kollegiums. 
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(3)  Die  für  die  CCP  zuständige  Behörde  konsultiert  die  Mit- 
glieder des  Kollegiums  zur  Notwendigkeit  eines  Entzugs  der 
Zulassung  einer  CCP,  es  sei  denn,  eine  Entscheidung  ist  drin- 
gend geboten. 

(4)  Jedes  Mitglied  des  Kollegiums  kann  die  für  die  CCP  zu- 
ständige Behörde  jederzeit  ersuchen,  zu  prüfen,  ob  diese  nach 
wie  vor  die  Voraussetzungen  erfüllt,  aufgrund  deren  die  Zulas- 
sung erteilt  wurde. 

(5)  Die  für  die  CCP  zuständige  Behörde  kann  den  Entzug  der 
Zulassung  auf  eine  bestimmte  Dienstleistung,  eine  bestimmte 
Tätigkeit  oder  eine  bestimmte  Kategorie  von  Finanzinstrumen- 
ten beschränken. 

(6)  Die  für  die  CCP  zuständige  Behörde  übermittelt  der 
ESMA  und  den  Mitgliedern  des  Kollegiums  ihre  ausführlich  be- 
gründete Entscheidung,  in  der  die  Vorbehalte  der  Mitglieder  des 
Kollegiums  berücksichtigt  werden. 

(7)  Die  Entscheidung  über  den  Entzug  der  Zulassung  gilt  in 
der  gesamten  Union. 

Artikel  21 
Überprüfung  und  Bewertung 

(1)  Unbeschadet  der  Rolle  des  Kollegiums  überprüfen  die  in 
Artikel  22  genannten  zuständigen  Behörden  die  Regelungen, 
Strategien,  Prozesse  und  Mechanismen,  die  von  CCPs  angewandt 
werden,  um  dieser  Verordnung  nachzukommen,  und  bewertet 
die  Risiken,  denen  diese  ausgesetzt  sind  oder  ausgesetzt  sein 
können. 

(2)  Die  Überprüfung  und  Bewertung  nach  Absatz  1  bezieht 
sich  auf  alle  Anforderungen  dieser  Verordnung,  die  CCP  zu 
erfüllen  haben. 

(3)  Die  zuständigen  Behörden  legen  unter  Berücksichtigung 
der  Größe,  der  Systemrelevanz,  der  Art,  des  Umfangs  und  der 
Komplexität  der  Tätigkeiten  der  betroffenen  CCPs  Häufigkeit 
und  Umfang  der  Überprüfung  und  Bewertung  nach  Absatz  1 
fest.  Die  Überprüfung  und  die  Bewertung  werden  mindestens 
einmal  jährlich  aktualisiert. 

Bei  den  CCPs  werden  Prüfungen  vor  Ort  durchgeführt. 

(4)  Die  zuständigen  Behörden  unterrichten  das  Kollegium 
regelmäßig,  mindestens  aber  einmal  jährlich,  über  die  Ergebnisse 
der  Überprüfung  und  Bewertung  nach  Absatz  1,  einschließlich 
etwaiger  getroffener  Abhilfemaßnahmen  oder  auferlegter  Sank- 
tionen. 

(5)  Die  zuständigen  Behörden  fordern  jede  CCP,  die  die  An- 
forderungen dieser  Verordnung  nicht  erfüllt,  auf,  die  notwendi- 
gen Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  frühzeitig  Abhilfe  zu  schaf- 
fen. 

(6)  Die  ESMA  nimmt  eine  Koordinierungsfunktion  zwischen 
den  zuständigen  Behörden  und  zwischen  den  Kollegien  wahr, 
damit  eine  gemeinsame  Aufsichtskultur  und  kohärente  Aufsicht- 
spraktiken geschaffen  werden,  einheitliche  Verfahren  und  kohä- 
rente Vorgehensweisen  gewährleistet  werden  und  eine  größere 
Angleichung  bei  den  Ergebnissen  der  Aufsicht  erreicht  wird. 

Für  die  Anwendung  von  Unterabsatz  1  führt  die  ESMA  mindes- 
tens einmal  jährlich  folgende  Maßnahmen  durch: 


a)  sie  unterzieht  die  Aufsichtstätigkeiten  aller  zuständigen  Be- 
hörden in  Bezug  auf  die  Zulassung  und  die  Aufsicht  von 
CCPs  einer  vergleichenden  Analyse  nach  Artikel  30  der  Ver- 
ordnung (EU)  Nr.  1095/2010,  und 

b)  sie  initiiert  und  koordiniert  unionsweite  Bewertungen  der 
Belastbarkeit  von  CCPs  bei  ungünstigen  Marktentwicklungen 
nach  Artikel  32  Absatz  2  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1095/2010. 

Werden  bei  einer  Bewertung  nach  Unterabsatz  2  Buchstabe  b 
Mängel  bei  der  Belastbarkeit  einer  oder  mehrerer  CCPs  auf- 
gedeckt, gibt  die  ESMA  die  notwendigen  Empfehlungen  nach 
Artikel  16  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  heraus. 

KAPITEL  2 

Beaufsichtigung  und  Überwachung  von  CCPs 
Artikel  22 
Zuständige  Behörde 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  benennt  die  zuständige  Behörde,  die 
für  die  Wahrnehmung  der  aus  dieser  Verordnung  erwachsenden 
Aufgaben  hinsichtlich  Zulassung  und  Beaufsichtigung  der  in 
seinem  Gebiet  niedergelassenen  CCPs  verantwortlich  ist,  und 
unterrichtet  die  Kommission  und  die  ESMA  entsprechend. 

Benennt  ein  Mitgliedstaat  mehr  als  eine  zuständige  Behörde, 
definiert  er  eindeutig  die  jeweiligen  Aufgaben  und  benennt 
eine  einzige  Behörde,  die  für  die  Koordinierung  der  Zusammen- 
arbeit und  den  Informationsaustausch  mit  der  Kommission,  der 
ESMA,  den  zuständigen  Behörden  der  anderen  Mitgliedstaaten, 
der  EBA  und  den  einschlägigen  Mitgliedern  des  ESZB  gemäß 
den  Artikeln  23,  24,  83  und  84  verantwortlich  ist. 

(2)  Jeder  Mitgliedstaat  stellt  sicher,  dass  die  zuständige  Be- 
hörde mit  den  für  die  Ausübung  ihrer  Funktionen  notwendigen 
Aufsichts-  und  Untersuchungsbefugnissen  ausgestattet  ist. 

(3)  Jeder  Mitgliedstaat  gewährleistet,  dass  im  Einklang  mit 
den  nationalen  Rechtsvorschriften  geeignete  Verwaltungsmaß- 
nahmen getroffen  oder  den  verantwortlichen  natürlichen  oder 
juristischen  Personen  bei  einem  Verstoß  gegen  diese  Verordnung 
auferlegt  werden  können. 

Diese  Maßnahmen  müssen  wirksam,  verhältnismäßig  und  ab- 
schreckend sein  und  können  auch  in  der  Aufforderung  beste- 
hen, innerhalb  einer  gesetzten  Frist  Abhilfemaßnahmen  zu  er- 
greifen. 

(4)  Die  ESMA  veröffentlicht  auf  ihrer  Website  eine  Liste  der 
gemäß  Absatz  1  benannten  zuständigen  Behörden. 

KAPITEL  3 
Zusammenarbeit 

Artikel  23 

Zusammenarbeit  zwischen  den  Behörden 

(1)  Die  zuständigen  Behörden  arbeiten  untereinander,  mit  der 
ESMA  und,  falls  erforderlich,  mit  dem  ESZB  eng  zusammen. 
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(2)  Bei  der  Wahrnehmung  ihrer  allgemeinen  Aufgaben  be- 
rücksichtigen zuständige  Behörden  in  gebührender  Weise,  wie 
sich  ihre  Entscheidungen  —  bei  Zugrundelegung  der  zum  je- 
weiligen Zeitpunkt  verfügbaren  Informationen  —  auf  die  Stabi- 
lität des  Finanzsystems  in  allen  anderen  betroffenen  Mitglied- 
staaten, insbesondere  in  Krisensituationen  gemäß  Artikel  24, 
auswirken  können. 

Artikel  24 

Krisensituationen 

Die  für  die  CCP  zuständige  Behörde  oder  eine  andere  Behörde 
informiert  die  ESMA,  das  Kollegium,  die  einschlägigen  Mitglie- 
der des  ESZB  und  andere  einschlägige  Behörden  unverzüglich 
über  etwaige  eine  CCP  betreffende  Krisensituationen,  einschließ- 
lich Entwicklungen  auf  den  Finanzmärkten,  die  sich  negativ  auf 
die  Marktliquidität  und  die  Stabilität  des  Finanzsystems  in  einem 
Mitgliedstaat,  in  dem  die  CCP  oder  eines  ihrer  Clearingmitglieder 
ansässig  ist,  auswirken  können. 

KAPITEL  4 
Beziehungen  zu  Drittstaaten 

Artikel  25 

Anerkennung  einer  in  einem  Drittstaat  ansässigen  CCP 

(1)  Eine  in  einem  Drittstaat  ansässige  CCP  darf  Clearing- 
dienste für  in  der  Union  ansässige  Clearingmitglieder  oder  Han- 
delsplätze nur  dann  erbringen,  wenn  die  betreffende  CCP  von 
der  ESMA  anerkannt  wurde. 

(2)  Die  ESMA  darf  nach  Anhörung  der  in  Absatz  3  genann- 
ten Behörden  eine  in  einem  Drittstaat  ansässige  CCP,  die  eine 
Anerkennung  für  die  Erbringung  bestimmter  Clearingdienste 
oder  für  bestimmte  Clearingtätigkeiten  beantragt  hat,  anerken- 
nen, wenn: 

a)  die  Kommission  einen  Durchführungsrechtsakt  gemäß  Ab- 
satz 6  erlassen  hat; 

b)  die  CCP  in  dem  betreffenden  Drittstaat  zugelassen  ist  und 
dort  einer  wirksamen  Aufsicht  und  Rechtsdurchsetzung  un- 
terliegt, die  sicherstellt,  dass  sie  die  in  dem  Drittstaat  gelten- 
den aufsichtsrechtlichen  Anforderungen  uneingeschränkt  er- 
füllt; 

c)  Kooperationsvereinbarungen  gemäß  Absatz  7  geschlossen 
wurden; 

d)  die  CCP  in  einem  Drittstaat  niedergelassen  oder  zugelassen 
ist,  dessen  Systeme  zur  Bekämpfung  der  Geldwäsche  und  der 
Terrorismusfinanzierung  nach  den  in  der  Vereinbarung  zwi- 
schen den  Mitgliedstaaten  über  eine  Gleichwertigkeit  der  Sys- 
teme von  Drittstaaten  im  Sinne  der  Richtlinie  2005/60/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Oktober 
2005  zur  Verhinderung  der  Nutzung  des  Finanzsystems  zum 
Zwecke  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung  (') 
festgelegten  Kriterien  als  denjenigen  der  Union  gleichwertig 
betrachtet  werden. 

(3)  Bei  der  Prüfung,  ob  die  Voraussetzungen  nach  Absatz  2 
vorliegen,  konsultiert  die  ESMA 


(!)  ABl.  L  309  vom  25.11.2005,  S.  15. 


a)  die  zuständige  Behörde  des  Mitgliedstaats,  in  dem  die  CCP 
Clearingdienste  erbringt  oder  zu  erbringen  beabsichtigt  und 
den  die  CCP  ausgewählt  hat; 

b)  die  zuständigen  Behörden,  die  für  die  Beaufsichtigung  der 
Clearingmitglieder  der  CCP  verantwortlich  sind,  die  in  den 
drei  Mitgliedstaaten  ansässig  sind,  die  auf  kumulierter  Jahres- 
basis die  höchsten  Beiträge  in  den  gemäß  Artikel  42  von  der 
CCP  unterhaltenen  Ausfallfonds  einzahlen  oder  nach  Ein- 
schätzung der  CCP  voraussichtlich  einzahlen  werden; 

c)  die  zuständigen  Behörden,  die  für  die  Beaufsichtigung  der  in 
der  Union  gelegenen  Handelsplätze  verantwortlich  sind,  an 
denen  die  CCP  Dienstleistungen  erbringt  oder  zu  erbringen 
beabsichtigt; 

d)  die  für  die  Beaufsichtigung  von  in  der  Union  ansässigen 
CCPs  zuständigen  Behörden,  mit  denen  Interoperabilitätsver- 
einbarungen  geschlossen  wurden; 

e)  die  jeweiligen  Mitglieder  des  ESZB  derjenigen  Mitgliedstaaten, 
in  denen  die  CCP  Clearingdienste  erbringt  oder  zu  erbringen 
beabsichtigt  und  die  für  die  Überwachung  der  CCPs  zustän- 
digen Mitglieder  des  ESZB,  mit  denen  Interoperabilitätsver- 
einbarungen  geschlossen  wurden; 

f)  die  Zentralbanken,  die  die  wichtigsten  Unionswährungen  der 
geclearten  oder  zu  clearenden  Finanzinstrumente  emittieren. 

(4)  Eine  CCP  im  Sinne  von  Absatz  1  hat  ihren  Antrag  an  die 
ESMA  zu  richten. 

Die  antragstellende  CCP  stellt  der  ESMA  alle  Informationen  zur 
Verfügung,  die  für  ihre  Anerkennung  notwendig  sind.  Die 
ESMA  prüft  den  Antrag  innerhalb  von  30  Arbeitstagen  nach 
Eingang  auf  Vollständigkeit.  Ist  der  Antrag  unvollständig,  so 
setzt  sie  der  antragstellenden  CCP  eine  Frist,  bis  zu  der  diese 
zusätzliche  Informationen  vorlegen  muss. 

Die  Entscheidung  über  eine  Anerkennung  stützt  sich  auf  die  in 
Absatz  2  genannten  Kriterien  und  ist  unabhängig  von  jeglicher 
Beurteilung,  auf  die  sich  der  in  Artikel  13  Absatz  3  genannte 
Beschluss  über  die  Gleichwertigkeit  stützt. 

Die  ESMA  hört  die  in  Absatz  3  genannten  Behörden  und  Stellen 
an,  bevor  sie  ihre  Entscheidung  fällt. 

Innerhalb  von  180  Arbeitstagen  nach  Übermittlung  eines  voll- 
ständigen Antrags  informiert  die  ESMA  die  antragstellende  CCP 
schriftlich  darüber,  ob  die  Anerkennung  gewährt  oder  abgelehnt 
wurde,  und  begründet  ihre  Entscheidung  umfassend. 

Die  ESMA  veröffentlicht  auf  ihrer  Website  ein  Verzeichnis  der 
gemäß  dieser  Verordnung  anerkannten  CCPs. 

(5)  Die  ESMA  überprüft  nach  Anhörung  der  in  Absatz  3 
genannten  Behörden  und  Stellen  die  Anerkennung  einer  in  ei- 
nem Drittstaat  ansässigen  CCP,  wenn  diese  das  Spektrum  ihrer 
Tätigkeiten  und  Dienstleistungen  in  der  Union  erweitert  hat. 
Diese  Überprüfung  wird  nach  Maßgabe  der  Absätze  2,  3  und 
4  durchgeführt.  Die  ESMA  kann  der  betreffenden  CCP  die  An- 
erkennung entziehen,  wenn  die  Bedingungen  nach  Absatz  2 
nicht  mehr  erfüllt  sind  und  wenn  die  in  Artikel  20  genannten 
Umstände  vorliegen. 
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(6)  Die  Kommission  kann  gemäß  Artikel  5  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  182/2011  einen  Durchführungsrechtsakt  erlassen,  in 
dem  sie  feststellt,  dass  die  Rechts-  und  Aufsichtsmechanismen 
eines  Drittstaats  gewährleisten,  dass  die  in  diesem  Drittstaat 
zugelassenen  CCPs  rechtsverbindliche  Anforderungen  erfüllen, 
die  den  Anforderungen  des  Titels  IV  dieser  Verordnung  entspre- 
chen, dass  in  dem  Drittstaat  dauerhaft  eine  wirksame  Beaufsich- 
tigung der  betreffenden  CCPs  und  eine  effektive  Rechtsdurch- 
setzung sichergestellt  sind  und  dass  der  Rechtsrahmen  des  be- 
treffenden Drittstaats  ein  wirksames  gleichwertiges  System  der 
Anerkennung  von  nach  dem  Recht  eines  Drittstaats  zugelasse- 
nen CCPs  vorsieht. 

(7)  Die  ESMA  schließt  Kooperationsvereinbarungen  mit  den 
jeweils  zuständigen  Behörden  der  Drittstaaten,  deren  Rechts- 
und Aufsichtsrahmen  gemäß  Absatz  6  als  dieser  Verordnung 
gleichwertig  anerkannt  wurden.  Diese  Vereinbarungen  sehen 
mindestens  Folgendes  vor: 

a)  einen  Mechanismus  für  den  Informationsaustausch  zwischen 
der  ESMA  und  den  zuständigen  Behörden  der  betreffenden 
Drittstaaten,  einschließlich  des  Zugangs  zu  allen  von  der 
ESMA  angeforderten  Informationen  über  in  Drittstaaten  zu- 
gelassene CCPs; 

b)  einen  Mechanismus  zur  sofortigen  Benachrichtigung  der  ES- 
MA, wenn  die  zuständige  Behörde  eines  Drittstaats  der  An- 
sicht ist,  dass  eine  von  ihr  beaufsichtigte  CCP  gegen  die 
Zulassungsvoraussetzungen  oder  anderes  des  für  sie  gelten- 
den Rechts  verstößt; 

c)  einen  Mechanismus  zur  sofortigen  Benachrichtigung  der 
ESMA  durch  die  zuständige  Behörde  eines  Drittstaats, 
wenn  einer  von  ihr  beaufsichtigten  CCP  die  Erlaubnis  erteilt 
wurde,  Clearingdienste  für  in  der  Union  ansässige  Clearing- 
mitglieder oder  Kunden  zu  erbringen; 

d)  die  Verfahren  zur  Koordinierung  der  Aufsichtstätigkeiten, 
einschließlich  gegebenenfalls  Inspektionen  vor  Ort. 

(8)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  Entwürfe  für  technische  Regu- 
lierungsstandards, in  denen  festgelegt  wird,  welche  Angaben  die 
antragstellende  CCP  in  ihrem  Antrag  auf  Anerkennung  gegen- 
über der  ESMA  zu  machen  hat. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

TITEL  IV 

ANFORDERUNGEN  AN  CCPs 

KAPITEL  1 

Organisatorische  Anforderungen 

Artikel  26 

Allgemeine  Bestimmungen 

(1)  Eine  CCP  muss  über  solide  Regelungen  zur  Unterneh- 
mensführung verfügen,  wozu  eine  klare  Organisationsstruktur 
mit  genau  abgegrenzten,  transparenten  und  kohärenten  Verant- 
wortungsbereichen,    wirksamen     Ermittlungs-,  Steuerungs-, 


Überwachungs-  und  Berichterstattungsverfahren  für  die  Risiken, 
denen  sie  ausgesetzt  ist  oder  ausgesetzt  sein  könnte,  sowie  an- 
gemessene interne  Kontrollmechanismen  einschließlich  solider 
Verwaltungs-  und  Rechnungslegungsverfahren  zählen. 

(2)  Eine  CCP  führt  Strategien  und  Verfahren  ein,  die  hinrei- 
chend wirksam  sind,  um  die  Einhaltung  dieser  Verordnung, 
auch  die  Einhaltung  sämtlicher  Bestimmungen  dieser  Verord- 
nung durch  ihre  Manager  und  Beschäftigten,  sicherzustellen. 

(3)  Eine  CCP  muss  dauerhaft  über  eine  Organisationsstruktur 
verfügen,  die  Kontinuität  und  ein  ordnungsgemäßes  Funktionie- 
ren im  Hinblick  auf  die  Erbringung  ihrer  Dienstleistungen  und 
Ausübung  ihrer  Tätigkeiten  gewährleistet.  Sie  muss  angemessene 
und  geeignete  Systeme,  Ressourcen  und  Verfahren  einsetzen. 

(4)  Eine  CCP  sorgt  für  eine  stete  klare  Trennung  zwischen 
den  Berichtslinien  für  das  Risikomanagement  und  den  Berichts- 
linien für  ihre  übrigen  Tätigkeiten. 

(5)  Eine  CCP  sorgt  für  die  Festlegung,  Einführung  und  Auf- 
rechterhaltung einer  Vergütungspolitik,  die  einem  soliden,  effek- 
tiven Risikomanagement  förderlich  ist  und  keine  Anreize  für 
eine  Lockerung  der  Risikostandards  schafft. 

(6)  Eine  CCP  betreibt  informationstechnische  Systeme,  die 
der  Komplexität,  der  Vielfalt  und  der  Art  ihrer  Dienstleistungen 
und  Tätigkeiten  angemessen  sind,  so  dass  hohe  Sicherheitsstan- 
dards und  die  Integrität  und  Vertraulichkeit  der  Informationen 
gewahrt  sind. 

(7)  Eine  CCP  macht  ihre  Regelungen  zur  Unternehmensfüh- 
rung,  die  für  die  CCP  geltenden  Vorschriften  sowie  die  Kriterien 
für  die  Zulassung  als  Clearingmitglied  unentgeltlich  öffentlich 
zugänglich. 

(8)  Eine  CCP  wird  regelmäßig  stattfindenden  unabhängigen 
Prüfungen  unterworfen.  Die  Ergebnisse  dieser  Prüfungen  werden 
dem  Leitungsorgan  mitgeteilt  und  der  zuständigen  Behörde  zur 
Verfügung  gestellt. 

(9)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  nach  Anhörung  der  Mitglieder 
des  ESZB  Entwürfe  für  technische  Regulierungsstandards,  in  de- 
nen der  Mindestinhalt  der  in  den  Absätzen  1  bis  8  genannten 
Vorschriften  und  Regelungen  zur  Unternehmensführung  fest- 
gelegt wird. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  27 

Geschäftsleitung  und  Leitungsorgan 

(1)  Die  Geschäftsleitung  einer  CCP  muss  gut  beleumundet 
sein  und  über  ausreichende  Erfahrung  verfügen,  um  ein  solides 
und  umsichtiges  Management  der  CCP  sicherzustellen. 
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(2)  Eine  CCP  verfügt  über  ein  Leitungsorgan.  Mindestens  ein 
Drittel  der  Mitglieder,  jedoch  nicht  weniger  als  zwei  Mitglieder 
dieses  Leitungsorgans  sind  unabhängig.  Soweit  es  um  Angele- 
genheiten geht,  die  für  die  Artikel  38  und  39  relevant  sind, 
werden  zu  den  Sitzungen  des  Leitungsorgans  Vertreter  der  Kun- 
den von  Clearingmitgliedern  eingeladen.  Die  Vergütung  der  un- 
abhängigen und  der  anderen  nicht  geschäftsführenden  Mitglie- 
der des  Leitungsorgans  darf  nicht  vom  geschäftlichen  Erfolg  der 
CCP  abhängen. 

Die  Mitglieder  eines  Leitungsorgans  einer  CCP,  einschließlich  der 
unabhängigen  Mitglieder,  müssen  gut  beleumundet  sein  und 
über  angemessene  Sachkenntnis  in  den  Bereichen  Finanzdienst- 
leistungen, Risikomanagement  und  Clearingdienstleistungen  ver- 
fügen. 

(3)  Eine  CCP  definiert  klar  die  Rollen  und  Zuständigkeiten 
des  Leitungsorgans  und  macht  der  zuständigen  Behörde  und 
den  Abschlussprüfern  die  Protokolle  der  Sitzungen  des  Leitungs- 
organs zugänglich. 

Artikel  28 
Risikoausschuss 

(1)  Eine  CCP  richtet  einen  Risikoausschuss  ein,  dem  Vertreter 
ihrer  Clearingmitglieder,  unabhängige  Mitglieder  des  Leitungs- 
organs sowie  Vertreter  ihrer  Kunden  angehören.  Der  Risikoaus- 
schuss kann  zu  seinen  Sitzungen  Beschäftigte  der  CCP  sowie 
unabhängige  externe  Sachverständige  einladen,  die  jedoch  nicht 
stimmberechtigt  sind.  Die  zuständigen  Behörden  können  be- 
antragen, ohne  Stimmrecht  an  den  Sitzungen  des  Risikoaus- 
schusses teilzunehmen  und  über  die  Tätigkeiten  und  Beschlüsse 
des  Risikoausschusses  in  gebührendem  Umfang  unterrichtet  zu 
werden.  Der  Risikoausschuss  erteilt  seine  Empfehlungen  un- 
abhängig und  ohne  direkte  Einflussnahme  durch  die  Geschäfts- 
leitung der  CCP.  Keine  der  Gruppen  von  Vertretern  darf  über 
eine  Mehrheit  im  Risikoausschuss  verfügen. 

(2)  Eine  CCP  legt  in  klarer  Form  das  Mandat,  die  Regelungen 
zur  Unternehmensführung  zur  Gewährleistung  ihrer  Unabhän- 
gigkeit, die  operationeilen  Verfahren,  die  Zulassungskriterien 
und  den  Mechanismus  für  die  Wahl  der  Ausschussmitglieder 
fest.  Die  Regelungen  zur  Unternehmensführung  sind  öffentlich 
zugänglich  und  sehen  mindestens  vor,  dass  den  Vorsitz  im 
Risikoausschuss  ein  unabhängiges  Mitglied  des  Leitungsorgans 
führt,  dass  der  Ausschuss  unmittelbar  dem  Leitungsorgan  unter- 
stellt ist  und  dass  er  regelmäßige  Sitzungen  abhält. 

(3)  Der  Risikoausschuss  berät  das  Leitungsorgan  in  allen  Be- 
langen, die  sich  auf  das  Risikomanagement  der  CCP  auswirken 
können,  wie  etwa  wesentliche  Änderungen  ihres  Risikomodells, 
die  Verfahren  bei  Ausfall  eines  Clearingmitglieds,  die  Kriterien 
für  die  Zulassung  von  Clearingmitgliedern,  das  Clearing  neuer 
Kategorien  von  Instrumenten  oder  die  Auslagerung  von  Funk- 
tionen. Eine  Beratung  durch  den  Risikoausschuss  ist  nicht  er- 
forderlich, wenn  es  um  das  Tagesgeschäft  der  CCP  geht.  Es  sind 
angemessene  Bemühungen  zu  unternehmen,  in  Krisenzeiten  den 
Risikoausschuss  in  Bezug  auf  Entwicklungen,  die  sich  auf  das 
Risikomanagement  der  CCP  auswirken,  zu  hören. 

(4)  Unbeschadet  des  Rechts  der  zuständigen  Behörden,  in 
gebührender  Form  unterrichtet  zu  werden,  unterliegen  die  Mit- 
glieder des  Risikoausschusses  der  Geheimhaltungspflicht.  Stellt 
der  Vorsitz  des  Risikoausschusses  fest,  dass  ein  Mitglied  sich  in 
Bezug   auf  eine   spezifische  Angelegenheit   tatsächlich  oder 


potenziell  in  einem  Interessenkonflikt  befindet,  wird  das  betref- 
fende Mitglied  von  der  Abstimmung  über  die  betreffende  An- 
gelegenheit ausgeschlossen. 

(5)  Eine  CCP  unterrichtet  die  zuständige  Behörde  unverzüg- 
lich über  jeden  Beschluss  des  Leitungsorgans,  nicht  den  Emp- 
fehlungen des  Risikoausschusses  zu  folgen. 

Artikel  29 
Aufbewahrungspflichten 

(1)  Eine  CCP  bewahrt  sämtliche  Aufzeichnungen  über  er- 
brachte Dienstleistungen  und  ausgeübte  Tätigkeiten  für  einen 
Zeitraum  von  mindestens  zehn  Jahren  auf,  so  dass  die  zustän- 
dige Behörde  überwachen  kann,  inwieweit  die  CCP  die  Bestim- 
mungen dieser  Verordnung  einhält. 

(2)  Eine  CCP  bewahrt  sämtliche  Informationen  über  alle  von 
ihr  abgewickelten  Kontrakte  für  einen  Zeitraum  von  mindestens 
zehn  Jahren  nach  Beendigung  des  jeweiligen  Kontrakts  auf.  Die 
betreffenden  Informationen  müssen  es  zumindest  ermöglichen, 
die  ursprünglichen  Bedingungen  einer  Transaktion  vor  dem 
Clearing  durch  die  betreffende  CCP  festzustellen. 

(3)  Eine  CCP  stellt  der  zuständigen  Behörde,  der  ESMA  und 
den  einschlägigen  Mitgliedern  des  ESZB  auf  Anfrage  die  in  den 
Absätzen  1  und  2  genannten  Aufzeichnungen  und  Informatio- 
nen sowie  sämtliche  Informationen  über  die  Positionen  geclear- 
ter  Kontrakte  zur  Verfügung,  unabhängig  vom  Ort,  an  dem  die 
Transaktionen  abgeschlossen  wurden. 

(4)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  Entwürfe  für  technische  Regu- 
lierungsstandards, in  denen  die  Einzelheiten  betreffend  die  nach 
Absätzen  1  bis  3  aufzubewahrenden  Aufzeichnungen  und  In- 
formationen festgelegt  werden. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

(5)  Um  einheitliche  Bedingungen  für  die  Anwendung  der 
Absätze  1  und  2  zu  gewährleisten,  erarbeitet  die  ESMA  Ent- 
würfe für  technische  Durchführungsstandards,  in  denen  das  For- 
mat der  aufzubewahrenden  Aufzeichnungen  und  Informationen 
festgelegt  ist. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Durchführungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Durchführungsstandards  gemäß 
Artikel  15  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu  erlassen. 

Artikel  30 

Aktionäre  und  Gesellschafter  mit  qualifizierten 
Beteiligungen 

(1)  Die  zuständige  Behörde  erteilt  einer  CCP  die  Zulassung 
nicht,  bevor  sie  nicht  über  die  Identität  und  die  Höhe  der  Be- 
teiligung der  natürlichen  oder  juristischen  Personen,  die  als  di- 
rekte oder  indirekte  Aktionäre  oder  Gesellschafter  eine  qualifi- 
zierte Beteiligung  an  der  CCP  halten,  unterrichtet  worden  ist. 
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(2)  Die  zuständige  Behörde  erteilt  einer  CCP  die  Zulassung 
nicht,  wenn  sie  der  Auffassung  ist,  dass  die  Aktionäre  oder 
Gesellschafter,  die  qualifizierte  Beteiligungen  an  der  CCP  halten, 
den  zur  Gewährleistung  eines  soliden  und  umsichtigen  Manage- 
ments einer  CCP  zu  stellenden  Ansprüchen  nicht  genügen. 

(3)  Besteht  zwischen  der  CCP  und  anderen  natürlichen  oder 
juristischen  Personen  eine  enge  Verbindung,  so  erteilt  die  zu- 
ständige Behörde  die  Zulassung  nur,  wenn  diese  Verbindung  die 
zuständige  Behörde  nicht  an  der  wirksamen  Ausübung  ihrer 
Aufsichtsfunktionen  hindert. 

(4)  Im  Falle  einer  Einflussnahme  der  in  Absatz  1  genannten 
Personen,  die  sich  voraussichtlich  zum  Nachteil  eines  soliden 
und  umsichtigen  Managements  der  CCP  auswirken  wird,  ergreift 
die  zuständige  Behörde  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um  die- 
sen Zustand  zu  beenden;  dazu  kann  der  Entzug  der  Zulassung 
der  CCP  gehören. 

(5)  Die  zuständige  Behörde  verweigert  die  Zulassung,  wenn 
die  Rechts-  oder  Verwaltungsvorschriften  eines  Drittstaats,  de- 
nen eine  oder  mehrere  natürliche  oder  juristische  Personen  un- 
terliegen, zu  der  bzw.  denen  die  CCP  eine  enge  Verbindung  hat, 
oder  Schwierigkeiten  bei  der  Durchsetzung  solcher  Vorschriften 
die  zuständige  Behörde  an  der  wirksamen  Ausübung  ihrer  Auf- 
sichtsfunktionen hindern. 

Artikel  31 

Informationspflicht  gegenüber  den  zuständigen  Behörden 

(1)  Eine  CCP  teilt  der  für  sie  zuständigen  Behörde  sämtliche 
Veränderungen  in  der  Geschäftsleitung  mit  und  stellt  der  zu- 
ständigen Behörde  alle  Informationen  zur  Verfügung,  die  erfor- 
derlich sind,  um  die  Einhaltung  von  Artikel  27  Absatz  1  und 
Artikel  27  Absatz  2  Unterabsatz  2  zu  bewerten. 

Besteht  die  Gefahr,  dass  das  Verhalten  eines  Mitglieds  des  Lei- 
tungsorgans einem  soliden  und  umsichtigen  Management  der 
CCP  abträglich  ist,  ergreift  die  zuständige  Behörde  die  erforder- 
lichen Maßnahmen;  dazu  kann  der  Ausschluss  des  betreffenden 
Mitglieds  aus  dem  Leitungsorgan  gehören. 

(2)  Eine  natürliche  oder  juristische  Person  oder  gemeinsam 
handelnde  natürliche  oder  juristische  Personen  (im  Folgenden 
„interessierter  Erwerber"),  die  beschlossen  hat  bzw.  haben,  direkt 
oder  indirekt  eine  qualifizierte  Beteiligung  an  einer  CCP  zu 
erwerben  oder  eine  derartige  qualifizierte  Beteiligung  direkt 
oder  indirekt  zu  erhöhen,  mit  der  Folge,  dass  ihr  Anteil  an 
den  Stimmrechten  oder  am  Kapital  10%,  20%,  30%  oder 
50  %  erreichen  oder  überschreiten  würde  oder  die  CCP  ihr 
Tochterunternehmen  würde  (im  Folgenden  „beabsichtigter  Er- 
werb"), teilt  bzw.  teilen  dies  —  unter  Angabe  des  Umfangs 
der  geplanten  Beteiligung  und  zusammen  mit  den  gemäß  Ar- 
tikel 32  Absatz  4  beizubringenden  Informationen  —  zuerst 
schriftlich  der  für  die  CCP,  an  der  eine  qualifizierte  Beteiligung 
erworben  oder  erhöht  werden  soll,  zuständigen  Behörde  mit. 

Eine  natürliche  oder  juristische  Person,  die  beschlossen  hat,  ihre 
an  einer  CCP  direkt  oder  indirekt  gehaltene  qualifizierte  Betei- 
ligung zu  veräußern  (im  Folgenden  „interessierter  Veräußerer"), 
unterrichtet  zuerst  schriftlich  die  zuständige  Behörde  unter  An- 
gabe des  Umfangs  einer  solchen  Beteiligung.  Die  betreffende 
natürliche  oder  juristische  Person  teilt  der  zuständigen  Behörde 


ebenfalls  mit,  wenn  sie  beschlossen  hat,  eine  qualifizierte  Betei- 
ligung so  zu  verringern,  dass  ihr  Anteil  an  den  Stimmrechten 
oder  am  Kapital  10%,  20%,  30%  oder  50%  unterschreiten 
würde  oder  die  CCP  nicht  mehr  ihr  Tochterunternehmen  wäre. 

Die  zuständige  Behörde  bestätigt  dem  interessierten  Erwerber 
oder  Veräußerer  umgehend,  in  jedem  Fall  jedoch  innerhalb 
von  zwei  Arbeitstagen  nach  dem  Erhalt  der  Meldung  gemäß 
diesem  Absatz  sowie  der  in  Absatz  3  genannten  Informationen 
schriftlich  deren  Eingang. 

Die  zuständige  Behörde  verfügt  über  maximal  60  Arbeitstage  ab 
dem  Datum  der  schriftlichen  Bestätigung  des  Eingangs  der  Mel- 
dung und  aller  Unterlagen,  die  der  Meldung  nach  Maßgabe  der 
in  Artikel  32  Absatz  4  genannten  Liste  beizufügen  sind  (im 
Folgenden  „Beurteilungszeitraum"),  um  die  Beurteilung  nach  Ar- 
tikel 32  Absatz  1  (im  Folgenden  „Beurteilung")  vorzunehmen. 

Die  zuständige  Behörde  teilt  dem  interessierten  Erwerber  oder 
Veräußerer  bei  Bestätigung  des  Eingangs  der  Meldung  den  Zeit- 
punkt des  Ablaufs  des  Beurteilungszeitraums  mit. 

(3)  Die  zuständige  Behörde  kann  erforderlichenfalls  bis  spä- 
testens am  50.  Arbeitstag  des  Beurteilungszeitraums  weitere 
Informationen  anfordern,  die  für  den  Abschluss  der  Beurteilung 
erforderlich  sind.  Diese  Anforderung  ergeht  schriftlich  unter 
Angabe  der  zusätzlich  benötigten  Informationen. 

Der  Beurteilungszeitraum  wird  für  die  Dauer  vom  Zeitpunkt  der 
Anforderung  von  Informationen  durch  die  zuständige  Behörde 
an  bis  zum  Eingang  der  entsprechenden  Antwort  des  interes- 
sierten Erwerbers  unterbrochen.  Diese  Unterbrechung  darf  20 
Arbeitstage  nicht  überschreiten.  Es  liegt  im  Ermessen  der  zu- 
ständigen Behörde,  weitere  Ergänzungen  oder  Klarstellungen  zu 
den  Informationen  anzufordern,  doch  darf  dies  nicht  zu  einer 
Unterbrechung  des  Beurteilungszeitraums  führen. 

(4)  Die  zuständige  Behörde  kann  die  Unterbrechung  nach 
Absatz  3  Unterabsatz  2  bis  auf  30  Arbeitstage  ausdehnen, 
wenn  der  interessierte  Erwerber  oder  Veräußerer 

a)  außerhalb  der  Union  ansässig  ist  oder  beaufsichtigt  wird  oder 

b)  eine  natürliche  oder  juristische  Person  ist,  die  nicht  einer 
Beaufsichtigung  nach  dieser  Verordnung  oder  nach  einer 
der  folgenden  Richtlinien  unterliegt:  Richtlinie  73/239/EWG, 
Richtlinie  Richtlinie  92/49/EWG  des  Rates  vom  18.  Juni 
1992  zur  Koordinierung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvor- 
schriften für  die  Direktversicherung  (mit  Ausnahme  der  Le- 
bensversicherung) i1),  Richtlinie  2002/83/EG,  Richtlinie 
2003/41/EG,  Richtlinie  2004/39/EG,  Richtlinie  2005/68/EG, 
Richtlinie  2006/48/EG,  Richtlinie  2009/65/EG  oder  Richt- 
linie 201 1/61 /EU. 

(5)  Entscheidet  die  zuständige  Behörde  nach  Abschluss  der 
Beurteilung,  Einspruch  gegen  den  beabsichtigten  Erwerb  zu  er- 
heben, so  setzt  sie  den  interessierten  Erwerber  davon  innerhalb 
von  zwei  Arbeitstagen  und  vor  Ablauf  des  Beurteilungszeit- 
raums schriftlich  unter  Angabe  der  Gründe  für  die  Entscheidung 


0  ABl.  L  228  vom  11.8.1992,  S.  1. 
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in  Kenntnis.  Die  zuständige  Behörde  setzt  das  in  Artikel  18 
genannte  Kollegium  entsprechend  in  Kenntnis.  Vorbehaltlich 
einzelstaatlicher  Rechtsvorschriften  kann  eine  Begründung  der 
Entscheidung  auf  Antrag  des  interessierten  Erwerbers  der  Öf- 
fentlichkeit zugänglich  gemacht  werden.  Die  Mitgliedstaaten 
können  der  zuständigen  Behörde  jedoch  gestatten,  die  Entschei- 
dungsgründe auch  ohne  entsprechenden  Antrag  des  interessier- 
ten Erwerbers  der  Öffentlichkeit  zugänglich  zu  machen. 

(6)  Erhebt  die  zuständige  Behörde  gegen  den  beabsichtigten 
Erwerb  innerhalb  des  Beurteilungszeitraums  keinen  Einspruch, 
so  gilt  der  Erwerb  als  genehmigt. 

(7)  Die  zuständige  Behörde  kann  eine  Frist  für  den  Abschluss 
des  beabsichtigten  Erwerbs  festlegen  und  diese  Frist  gegebenen- 
falls verlängern. 

(8)  Die  Mitgliedstaaten  dürfen  an  die  Meldung  eines  direkten 
oder  indirekten  Erwerbs  von  Stimmrechten  oder  Kapital  an  die 
zuständige  Behörde  und  die  Genehmigung  eines  solchen  Er- 
werbs durch  diese  Behörde  keine  strengeren  Anforderungen 
stellen,  als  sie  in  dieser  Verordnung  vorgesehen  sind. 

Artikel  32 
Beurteilung 

(1)  Bei  der  Beurteilung  der  Meldung  nach  Artikel  31  Absatz 
2  und  der  Informationen  nach  Artikel  31  Absatz  3  prüft  die 
zuständige  Behörde  im  Interesse  eines  soliden  und  umsichtigen 
Managements  der  CCP,  an  der  eine  Beteiligung  angestrebt  wird, 
und  unter  Berücksichtigung  des  voraussichtlichen  Einflusses  des 
interessierten  Erwerbers  auf  die  CCP  die  Eignung  des  interes- 
sierten Erwerbers  und  die  finanzielle  Solidität  des  beabsichtigten 
Erwerbs  im  Hinblick  auf  sämtliche  folgende  Aspekte: 

a)  den  Ruf  und  die  finanzielle  Solidität  des  interessierten  Erwer- 
bers; 

b)  den  Ruf  und  die  Erfahrung  der  Personen,  die  infolge  des 
beabsichtigten  Erwerbs  die  Geschäfte  der  CCP  leiten  werden; 

c)  die  Frage,  ob  die  CCP  dauerhaft  in  der  Lage  sein  wird,  diese 
Verordnung  einzuhalten; 

d)  die  Frage,  ob  ein  hinreichender  Verdacht  besteht,  dass  im 
Zusammenhang  mit  dem  beabsichtigten  Erwerb  Geldwäsche 
oder  Terrorismusfinanzierung  im  Sinne  des  Artikels  1  der 
Richtlinie  2005/60/EG  stattfinden,  stattgefunden  haben 
oder  ob  diese  Straftaten  versucht  wurden  bzw.  ob  der  be- 
absichtigte Erwerb  das  Risiko  eines  solchen  Verhaltens  erhö- 
hen könnte. 

Bei  der  Bewertung  der  finanziellen  Solidität  des  interessierten 
Erwerbers  schenkt  die  zuständige  Behörde  der  Frage  besondere 
Aufmerksamkeit,  welcher  Art  die  ausgeübte  und  geplante  Ge- 
schäftstätigkeit im  Rahmen  der  CCP  ist,  an  der  eine  Beteiligung 
angestrebt  wird. 

Bei  der  Bewertung  der  Fähigkeit  der  CCP,  diese  Verordnung 
einzuhalten,  schenkt  die  zuständige  Behörde  der  Frage  beson- 
dere Aufmerksamkeit,  ob  die  Gruppe,  der  die  CCP  angehören 


wird,  über  eine  Struktur  verfügt,  die  eine  wirksame  Beaufsichti- 
gung, einen  effektiven  Informationsaustausch  zwischen  den  zu- 
ständigen Behörden  und  die  Aufteilung  der  Zuständigkeiten 
zwischen  den  zuständigen  Behörden  ermöglichen  wird. 

(2)  Die  zuständigen  Behörden  können  gegen  den  beabsich- 
tigten Erwerb  nur  dann  Einspruch  erheben,  wenn  es  dafür  ver- 
nünftige Gründe  auf  der  Grundlage  der  in  Absatz  1  genannten 
Kriterien  gibt  oder  wenn  die  vom  interessierten  Erwerber  bei- 
gebrachten Informationen  unvollständig  sind. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  dürfen  weder  Vorbedingungen  an  die 
Höhe  der  zu  erwerbenden  Beteiligung  knüpfen  noch  ihren  zu- 
ständigen Behörden  gestatten,  bei  der  Prüfung  des  beabsichtig- 
ten Erwerbs  auf  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  des  Marktes 
abzustellen. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  veröffentlichen  eine  Liste,  in  der  die 
Informationen  genannt  werden,  die  für  die  Beurteilung  erforder- 
lich sind  und  den  zuständigen  Behörden  zum  Zeitpunkt  der 
Anzeige  nach  Artikel  31  Absatz  2  zu  übermitteln  sind.  Der 
Umfang  der  beizubringenden  Informationen  hat  der  Art  des 
interessierten  Erwerbers  und  der  Art  des  beabsichtigten  Erwerbs 
angemessen  und  angepasst  zu  sein.  Die  Mitgliedstaaten  fordern 
keine  Informationen  an,  die  für  die  aufsichtsrechtliche  Beurtei- 
lung nicht  relevant  sind. 

(5)  Werden  der  zuständigen  Behörde  zwei  oder  mehrere  Vor- 
haben betreffend  den  Erwerb  oder  die  Erhöhung  von  qualifizier- 
ten Beteiligungen  an  ein  und  derselben  CCP  angezeigt,  so  hat 
die  Behörde  unbeschadet  des  Artikels  31  Absätze  2,  3  und  4 
alle  interessierten  Erwerber  auf  nicht  diskriminierende  Art  und 
Weise  zu  behandeln. 

(6)  Die  jeweils  zuständigen  Behörden  arbeiten  bei  der  Beur- 
teilung des  Erwerbs  eng  zusammen,  wenn  der  interessierte  Er- 
werber einer  der  folgenden  Kategorien  angehört: 

a)  andere  CCP,  Kreditinstitut,  Lebensversicherungsunternehmen, 
sonstiges  Versicherungsunternehmen,  Rückversicherungs- 
unternehmen, Wertpapierfirma,  Marktbetreiber,  Betreiber  ei- 
nes Wertpapierliefer-  und  -abrechnungssystems,  OGAW- Ver- 
waltungsgesellschaft oder  Verwalter  alternativer  Investment- 
fonds, der/die/das  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  zugelassen 
ist; 

b)  Mutterunternehmen  einer  anderen  CCP,  eines  Kreditinstituts, 
eines  Lebensversicherungsunternehmens,  sonstigen  Versiche- 
rungsunternehmens, eines  Rückversicherungsunternehmens, 
einer  Wertpapierfirma,  eines  Marktbetreibers,  eines  Betreibers 
eines  Wertpapierliefer-  und  -abrechnungssystems,  einer 
OGAW-Verwaltungsgesellschaft  oder  eines  Verwalters  alter- 
nativer Investmentfonds,  der/die/das  in  einem  anderen  Mit- 
gliedstaat zugelassen  ist; 

c)  natürliche  oder  juristische  Person,  die  eine  andere  CCP,  ein 
Kreditinstitut,  ein  Lebensversicherungsunternehmen,  ein 
sonstiges  Versicherungsunternehmen,  ein  Rückversicherungs- 
unternehmen, eine  Wertpapierfirma,  einen  Marktbetreiber, 
einen  Betreiber  eines  Wertpapierliefer-  und  -abrechnungssys- 
tems, eine  OGAW-Verwaltungsgesellschaft  oder  einen  Ver- 
walter alternativer  Investmentfonds  kontrolliert,  der/die/das 
in  einem  anderen  Mitgliedstaat  zugelassen  ist. 
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(7)  Die  zuständigen  Behörden  tauschen  untereinander  unver- 
züglich die  Informationen  aus,  die  für  die  Beurteilung  unbedingt 
erforderlich  oder  relevant  sind.  Dabei  teilen  die  zuständigen 
Behörden  einander  alle  relevanten  Informationen  auf  Anfrage 
und  alle  unbedingt  erforderlichen  Informationen  von  sich  aus 
mit.  In  der  Entscheidung  der  zuständigen  Behörde,  die  die  CCP 
zugelassen  hat,  an  der  eine  Beteiligung  angestrebt  wird,  sind  die 
Auffassungen  oder  Vorbehalte  darzulegen,  die  seitens  der  für 
den  interessierten  Erwerber  zuständigen  Behörde  geäußert  wur- 
den. 

Artikel  33 
Interessenkonflikte 

(1)  Eine  CCP  muss  auf  Dauer  wirksame,  in  schriftlicher  Form 
festgelegte  organisatorische  und  administrative  Vorkehrungen 
treffen,  um  potenzielle  Interessenkonflikte  zwischen  ihr,  ein- 
schließlich Managern,  Beschäftigten  oder  anderer  Personen,  zu 
denen  ein  direktes  oder  indirektes  Kontrollverhältnis  oder  eine 
enge  Verbindung  besteht,  einerseits  und  ihren  Clearingmitglie- 
dern oder  deren  Kunden,  soweit  diese  ihr  bekannt  sind,  anderer- 
seits zu  erkennen  und  zu  regeln.  Die  CCP  muss  geeignete  Ver- 
fahren zur  Beilegung  von  Interessenkonflikten  einführen  und 
anwenden. 

(2)  Reichen  die  von  der  CCP  zur  Regelung  von  Interessen- 
konflikten getroffenen  organisatorischen  oder  administrativen 
Vorkehrungen  nicht  aus,  um  nach  vernünftigem  Ermessen  zu 
gewährleisten,  dass  eine  mögliche  Beeinträchtigung  der  Interes- 
sen eines  Clearingmitglieds  oder  eines  Kunden  vermieden  wird, 
setzt  die  CCP  das  betreffende  Clearingmitglied,  bevor  sie  neue 
Transaktionen  in  seinem  Auftrag  durchführt,  unmissverständlich 
über  die  allgemeine  Art  oder  die  Quellen  der  Interessenkonflikte 
in  Kenntnis.  Ist  der  CCP  der  Kunde  bekannt,  informiert  sie  ihn 
und  das  Clearingmitglied,  dessen  Kunde  betroffen  ist. 

(3)  Handelt  es  sich  bei  der  CCP  um  ein  Mutterunternehmen 
oder  ein  Tochterunternehmen,  tragen  die  schriftlich  festgelegten 
Regelungen  darüber  hinaus  allen  Umständen  Rechnung,  die  der 
CCP  bekannt  sind  oder  bekannt  sein  sollten  und  die  aufgrund 
der  Struktur  und  der  Geschäftstätigkeiten  anderer  Unternehmen, 
von  denen  sie  ein  Mutterunternehmen  oder  ein  Tochterunter- 
nehmen ist,  zu  einem  Interessenkonflikt  führen  könnten. 

(4)  In  den  schriftlichen  Regelungen  gemäß  Absatz  1  ist  fest- 
zulegen, 

a)  unter  welchen  Umständen  ein  Interessenkonflikt  vorliegt 
oder  entstehen  könnte,  der  den  Interessen  eines  oder  meh- 
rerer Clearingmitglieder  oder  Kunden  erheblich  schaden 
könnte; 

b)  welche  Verfahren  einzuleiten  und  welche  Maßnahmen  zu 
treffen  sind,  um  einen  derartigen  Konflikt  zu  bewältigen. 

(5)  Eine  CCP  trifft  alle  angemessenen  Maßnahmen,  um  einen 
Missbrauch  der  in  ihren  Systemen  enthaltenen  Informationen  zu 
unterbinden,  und  verhindert  die  Nutzung  dieser  Informationen 
für  andere  Geschäftstätigkeiten.  Eine  natürliche  Person,  die  in 
einer  engen  Verbindung  zu  einer  CCP  steht,  oder  eine  juristische 
Person,  die  in  einer  Mutter-Tochter-Beziehung  zu  einer  CCP 
steht,  darf  von  dieser  CCP  erfasste  vertrauliche  Informationen 


ohne  vorherige  schriftliche  Einwilligung  des  Kunden,  der  das 
Verfügungsrecht  über  die  vertraulichen  Informationen  hat,  nicht 
für  gewerbliche  Zwecke  nutzen. 

Artikel  34 
Fortführung  des  Geschäftsbetriebs 

(1)  Eine  CCP  hat  eine  angemessene  Strategie  zur  Fortführung 
des  Geschäftsbetriebs  sowie  einen  Notfallwiederherstellungsplan 
festzulegen,  umzusetzen  und  zu  befolgen,  um  eine  Aufrecht- 
erhaltung der  Funktionen  der  CCP,  eine  rechtzeitige  Wiederher- 
stellung des  Geschäftsbetriebs  sowie  die  Erfüllung  der  Pflichten 
der  CCP  zu  gewährleisten.  Ein  solcher  Plan  muss  zumindest  eine 
Wiederherstellung  aller  Transaktionen  zum  Zeitpunkt  der  Stö- 
rung ermöglichen,  so  dass  die  CCP  weiterhin  zuverlässig  arbei- 
ten und  die  Abwicklung  zum  geplanten  Termin  vornehmen 
kann. 

(2)  Eine  CCP  hat  ein  geeignetes  Verfahren  einzurichten,  an- 
zuwenden und  beizubehalten,  das  Gewähr  dafür  bietet,  dass  die 
Vermögenswerte  und  Positionen  ihrer  Kunden  und  Clearingmit- 
glieder im  Fall  eines  Entzugs  der  Zulassung  aufgrund  eines  Be- 
schlusses nach  Artikel  20  zügig  und  ordnungsgemäß  abge- 
wickelt oder  übertragen  werden. 

(3)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  nach  Anhörung  der  Mitglieder 
des  ESZB  Entwürfe  für  technische  Regulierungsstandards,  in  de- 
nen der  Mindestinhalt  und  die  Anforderungen  an  die  Strategie 
zur  Fortführung  des  Geschäftsbetriebs  und  an  den  Notfallwie- 
derherstellungsplan festgelegt  werden. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  35 
Auslagerung 

(1)  Wenn  eine  CCP  operationelle  Funktionen,  Dienstleistun- 
gen oder  Tätigkeiten  auslagert,  bleibt  sie  in  vollem  Umfang  für 
die  Erfüllung  aller  ihr  aus  dieser  Verordnung  «-wachsenden 
Pflichten  verantwortlich  und  muss  jederzeit  sicherstellen,  dass: 

a)  die  Auslagerung  nicht  mit  der  Delegation  ihrer  Verantwor- 
tung verbunden  ist; 

b)  die  Beziehung  der  CCP  zu  ihren  Clearingmitgliedern  oder 
gegebenenfalls  deren  Kunden  und  ihre  Verpflichtungen  ihnen 
gegenüber  unverändert  bleiben; 

c)  die  Voraussetzungen  für  die  Zulassung  der  CCP  nach  wie  vor 
erfüllt  sind; 

d)  die  Auslagerung  der  Ausübung  von  Aufsichts-  und  Über- 
wachungsfunktionen, wozu  auch  der  Zugang  vor  Ort  gehört, 
um  für  die  Wahrnehmung  dieser  Aufgaben  erforderliche  In- 
formationen einzuholen,  nicht  entgegensteht; 
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e)  die  Auslagerung  nicht  dazu  führt,  dass  die  CCP  der  Systeme 
und  Kontrollmöglichkeiten  beraubt  wird,  die  sie  für  ihr  Ri- 
sikomanagement benötigt; 

f)  der  Dienstleister  Anforderungen  in  Bezug  auf  die  Fortfüh- 
rung des  Geschäftsbetriebs  erfüllt,  die  denen  gleichwertig 
sind,  die  die  CCP  gemäß  dieser  Verordnung  erfüllen  muss; 

g)  die  CCP  für  die  Erhaltung  der  Fachkenntnisse  und  Ressour- 
cen sorgt,  die  erforderlich  sind,  um  die  Qualität  der  erbrach- 
ten Dienstleistungen  und  die  Angemessenheit  der  Organisa- 
tionsstruktur und  der  Eigenkapitalausstattung  des  Dienstleis- 
ters zu  bewerten,  die  ausgelagerten  Funktionen  wirksam  zu 
überwachen  und  die  mit  der  Auslagerung  verbundenen  Risi- 
ken zu  managen,  und  die  kontinuierliche  Überwachung  der 
betreffenden  Funktionen  sowie  ein  kontinuierliches  Risiko- 
management gewährleistet; 

h)  die  CCP  unmittelbaren  Zugang  zu  den  die  ausgelagerten 
Funktionen  betreffenden  relevanten  Informationen  hat; 

i)  der  Dienstleister,  soweit  es  um  die  ausgelagerten  Tätigkeiten 
geht,  mit  der  zuständigen  Behörde  zusammenarbeitet. 

j)  Der  Dienstleister  gewährleistet  den  Schutz  aller  die  CCP  und 
ihre  Clearingmitglieder  und  Kunden  betreffenden  vertrauli- 
chen Informationen  oder  stellt,  soweit  er  in  einem  Drittstaat 
ansässig  ist,  sicher,  dass  die  Datenschutzstandards  dieses 
Drittstaats  oder  die  in  der  Vereinbarung  zwischen  den  be- 
treffenden Parteien  festgelegten  Datenschutzstandards  mit 
den  in  der  Union  geltenden  Datenschutzstandards  vergleich- 
bar sind. 

Eine  CCP  darf  wichtige,  mit  dem  Risikomanagement  zusam- 
menhängende Tätigkeiten  nur  mit  Genehmigung  der  Auslage- 
rung durch  die  zuständige  Behörde  auslagern. 

(2)  Die  zuständige  Behörde  verlangt  von  der  CCP,  dass  sie  in 
einer  schriftlichen  Vereinbarung  eine  klare  Definition  und  Zu- 
weisung ihrer  eigenen  Rechte  und  Pflichten  sowie  der  Rechte 
und  Pflichten  des  Dienstleisters  vornimmt. 

(3)  Die  CCP  stellt  der  zuständigen  Behörde  auf  Verlangen  alle 
Informationen  zur  Verfügung,  die  diese  benötigt,  um  zu  beur- 
teilen, ob  bei  der  Durchführung  der  ausgelagerten  Tätigkeiten 
diese  Verordnung  eingehalten  wird. 

KAPITEL  2 
Wohlverhaltensregeln 
Artikel  36 
Allgemeine  Bestimmungen 

(1)  Bei  der  Erbringung  von  Dienstleistungen  für  ihre  Clea- 
ringmitglieder und  gegebenenfalls  für  deren  Kunden  handelt 
eine  CCP  fair  und  professionell  im  besten  Interesse  dieser  Clea- 
ringmitglieder und  Kunden  und  im  Sinne  eines  soliden  Risiko- 
managements. 

(2)  Eine  CCP  muss  über  zugängliche,  transparente  und  faire 
Vorschriften  für  die  zügige  Bearbeitung  von  Beschwerden  ver- 
fügen. 

Artikel  37 

Vorschriften  über  die  Teilnahme 

(1)  Nach  Beratung  durch  den  Risikoausschuss  gemäß  Arti- 
kel 28  Absatz  3  legt  eine  CCP  —  gegebenenfalls  für  jede  dem 


Clearing  unterliegende  Produktkategorie  —  fest,  welche  Katego- 
rien von  Clearingmitgliedern  zugelassen  und  welche  Zulassungs- 
kriterien angewandt  werden.  Die  Kriterien  müssen  im  Interesse 
eines  fairen  und  offenen  Zugangs  zur  CCP  nichtdiskriminierend, 
transparent  und  objektiv  sein  und  müssen  gewährleisten,  dass 
Clearingmitglieder  über  ausreichende  finanzielle  Mittel  und  ope- 
rationeile Kapazitäten  verfügen,  um  den  aus  der  Anbindung  an 
eine  CCP  als  Teilnehmer  erwachsenden  Verpflichtungen  nach- 
kommen zu  können.  Kriterien,  die  den  Zugang  beschränken, 
sind  nur  insoweit  zulässig,  als  sie  auf  eine  Kontrolle  der  Risiken 
für  die  CCP  abzielen. 

(2)  Eine  CCP  trägt  dafür  Sorge,  dass  die  gemäß  Absatz  1 
festgelegten  Kriterien  dauerhaft  angewandt  werden,  und  muss 
rechtzeitig  Zugang  zu  den  für  die  Bewertung  relevanten  Infor- 
mationen haben.  Eine  CCP  nimmt  mindestens  einmal  jährlich 
eine  umfassende  Überprüfung  der  Einhaltung  dieses  Artikels 
seitens  ihrer  Clearingmitglieder  vor. 

(3)  Clearingmitglieder,  die  Transaktionen  im  Namen  ihrer 
Kunden  clearen,  müssen  über  die  für  die  Ausübung  dieser  Tätig- 
keit erforderlichen  zusätzlichen  finanziellen  Mittel  und  operatio- 
neilen Kapazitäten  verfügen.  Die  Vorschriften  der  CCP  für  Clea- 
ringmitglieder ermöglichen  die  Einholung  relevanter  grundlegen- 
der Informationen  für  die  Ermittlung,  Überwachung  und  Steue- 
rung relevanter  Risikokonzentrationen  im  Zusammenhang  mit 
der  Erbringung  von  Diensten  für  Kunden.  Die  Clearingmitglieder 
informieren  die  CCP  auf  Anfrage  über  die  Kriterien,  die  sie 
einführen,  und  die  Vorkehrungen,  die  sie  treffen,  um  ihren 
Kunden  den  Zugang  zu  den  Dienstleistungen  der  CCP  zu  er- 
möglichen. Die  Clearingmitglieder  bleiben  dafür  verantwortlich, 
dass  die  Kunden  ihren  Verpflichtungen  nachkommen. 

(4)  Eine  CCP  muss  über  objektive  und  transparente  Verfahren 
für  die  Aussetzung  der  Anbindung  an  eine  CCP  als  Teilnehmer 
und  die  ordentliche  Beendigung  der  Clearingmitgliedschaft  von 
Teilnehmern  verfügen,  die  nicht  mehr  die  in  Absatz  1  genann- 
ten Kriterien  erfüllen. 

(5)  Clearingmitgliedern,  die  die  in  Absatz  1  genannten  Krite- 
rien nicht  mehr  erfüllen,  kann  eine  CCP  nur  dann  den  Zugang 
verweigern,  wenn  dies  in  schriftlicher  Form  und  auf  der  Grund- 
lage einer  umfassenden  Risikoanalyse  hinreichend  begründet 
wird. 

(6)  Eine  CCP  kann  Clearingmitgliedern  spezifische  zusätzliche 
Verpflichtungen  auferlegen,  wie  etwa  die  Beteiligung  an  Auktio- 
nen zur  Ersteigerung  der  Position  eines  ausfallenden  Clearing- 
mitglieds. Solche  zusätzlichen  Verpflichtungen  müssen  dem  von 
dem  betreffenden  Clearingmitglied  eingebrachten  Risiko  an- 
gemessen sein  und  dürfen  nicht  dazu  führen,  dass  die  Teil- 
nahme auf  bestimmte  Kategorien  von  Clearingmitgliedern  be- 
schränkt wird. 

Artikel  38 
Transparenz 

(1)  Eine  CCP  und  ihre  Clearingmitglieder  machen  die  im 
Zusammenhang  mit  den  erbrachten  Dienstleistungen  zu  zahlen- 
den Preise  und  Entgelte  öffentlich  bekannt.  Sie  legen  die  Preise 
und  Entgelte  für  jede  separat  erbrachte  Dienstleistung  und  Auf- 
gabe offen,  einschließlich  der  Abschläge  und  Rabatte  sowie  der 
Bedingungen  für  die  Gewährung  entsprechender  Nachlässe.  Eine 
CCP  ermöglicht  ihren  Clearingmitgliedern  und  gegebenenfalls 
deren  Kunden  einen  separaten  Zugang  zu  den  erbrachten  spezi- 
fischen Dienstleistungen. 
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Eine  CCP  rechnet  die  Aufwendungen  für  die  erbrachten  Dienst- 
leistungen und  daraus  resultierenden  Einkünfte  getrennt  ab  und 
legt  diese  Informationen  der  zuständigen  Behörde  gegenüber 
offen. 

(2)  Eine  CCP  legt  den  Clearingmitgliedern  und  Kunden  ge- 
genüber offen,  welche  Risiken  mit  den  erbrachten  Dienstleistun- 
gen verbunden  sind. 

(3)  Eine  CCP  legt  die  Preisinformationen,  die  bei  der  Berech- 
nung ihrer  Risikopositionen  gegenüber  ihren  Clearingmitglie- 
dern am  Tagesende  zugrunde  gelegt  werden,  gegenüber  ihren 
Clearingmitgliedern  und  der  für  sie  zuständigen  Behörde  offen. 

Eine  CCP  macht  bei  jeder  durch  die  CCP  geclearten  Kategorie 
von  Instrumenten  das  Volumen  der  geclearten  Transaktionen  in 
zusammengefasster  Form  öffentlich  bekannt. 

(4)  Eine  CCP  macht  die  betrieblichen  und  technischen  Vor- 
schriften in  Zusammenhang  mit  den  Nachrichtenprotokollen 
öffentlich  bekannt,  welche  sich  auf  die  Inhalts-  und  Nachrich- 
tenformate erstrecken,  die  sie  für  die  Kommunikation  mit  Drit- 
ten verwendet,  einschließlich  der  operativen  und  technischen 
Anforderungen,  die  gemäß  Artikel  7  vorgesehen  sind. 

(5)  Eine  CCP  macht  Verstöße  von  Clearingmitgliedern  gegen 
die  in  Artikel  37  Absatz  1  genannten  Kriterien  und  die  in 
Absatz  1  dieses  Artikels  genannten  Anforderungen  öffentlich 
bekannt,  es  sei  denn,  die  zuständige  Behörde  gelangt  nach  An- 
hörung der  ESMA  zu  dem  Schluss,  dass  eine  solche  Veröffent- 
lichung eine  Bedrohung  für  die  Stabilität  der  Finanzmärkte  oder 
das  Vertrauen  in  die  Märkte  schaffen  würde  oder  die  Finanz- 
märkte erheblich  gefährden  oder  zu  einem  unverhältnismäßigen 
Schaden  bei  den  Beteiligten  führen  würde. 

Artikel  39 
Trennung  und  Übertragbarkeit 

(1)  Eine  CCP  führt  getrennte  Aufzeichnungen  und  Abrech- 
nungskonten, die  es  ihr  ermöglichen,  in  den  bei  ihr  geführten 
Konten  jederzeit  unverzüglich  die  im  Namen  eines  Clearingmit- 
glieds gehaltenen  Vermögenswerte  und  Positionen  von  den  im 
Namen  eines  anderen  Clearingmitglieds  gehaltenen  Vermögens- 
werten und  Positionen  sowie  von  den  eigenen  Vermögenswer- 
ten zu  unterscheiden. 

(2)  Eine  CCP  bietet  die  Möglichkeit,  getrennte  Aufzeichnun- 
gen und  Abrechnungskonten  zu  führen,  die  es  jedem  Clearing- 
mitglied ermöglichen,  in  Konten  bei  der  CCP  zwischen  seinen 
eigenen  Vermögenswerten  und  Positionen  und  den  im  Namen 
seiner  Kunden  gehaltenen  zu  unterscheiden  (im  Folgenden  „Om- 
nibus-Kunden-Kontentrennung") . 

(3)  Eine  CCP  bietet  die  Möglichkeit,  getrennte  Aufzeichnun- 
gen und  Abrechnungskonten  zu  führen,  die  es  jedem  Clearing- 
mitglied ermöglichen,  in  Konten  bei  der  CCP  die  im  Namen 
eines  Kunden  gehaltenen  Vermögenswerte  und  Positionen  von 
den  im  Namen  anderer  Kunden  gehaltenen  zu  unterscheiden 
(im  Folgenden  „Einzelkunden-Kontentrennung").  Auf  entspre- 
chenden Wunsch  räumt  die  CCP  Clearingmitgliedern  die  Mög- 
lichkeit ein,  weitere  Konten  im  eigenen  Namen  oder  im  Namen 
ihrer  Kunden  zu  eröffnen. 

(4)  Ein  Clearingmitglied  führt  getrennte  Aufzeichnungen  und 
Abrechnungskonten,  die  es  ihm  ermöglichen,  sowohl  in  den  bei 


der  CCP  geführten  als  auch  in  seinen  eigenen  Konten  zwischen 
seinen  eigenen  Vermögenswerten  und  Positionen  und  den  im 
Namen  seiner  Kunden  bei  der  CCP  gehaltenen  Vermögenswer- 
ten und  Positionen  zu  unterscheiden. 

(5)  Ein  Clearingmitglied  räumt  seinen  Kunden  mindestens  die 
Möglichkeit  ein,  zwischen  einer  „Omnibus-Kunden-Kontentren- 
nung" und  einer  „Einzelkunden-Kontentrennung"  zu  wählen, 
und  informiert  sie  darüber,  welche  Kosten  und  welches  Schutz- 
niveau nach  Absatz  7  mit  der  jeweiligen  Option  einhergehen. 
Der  Kunde  bestätigt  seine  Wahl  schriftlich. 

(6)  Entscheidet  sich  ein  Kunde  für  die  Einzelkunden-Konten- 
trennung, so  muss  jeder  über  die  Einschussforderung  an  den 
Kunden  hinausgehende  Uberschuss  ebenfalls  bei  der  CCP  hin- 
terlegt und  von  den  Einschusszahlungen  anderer  Kunden  oder 
Clearingmitglieder  unterschieden  werden  und  darf  nicht  dafür 
verwendet  werden,  Verluste  im  Zusammenhang  mit  Positionen 
eines  anderen  Abrechnungskontos  zu  tragen. 

(7)  Die  CCPs  und  die  Clearingmitglieder  veröffentlichen  die 
Schutzniveaus  und  die  Kosten,  die  mit  dem  jeweiligen  Grad  der 
von  ihnen  angebotenen  Kontentrennung  verbunden  sind,  und 
bieten  diese  Dienste  zu  handelsüblichen  Bedingungen  an.  Die 
Erläuterungen  der  einzelnen  Stufen  der  Trennung  umfassen  eine 
Beschreibung  der  wesentlichen  rechtlichen  Rahmenbedingungen 
des  jeweiligen  angebotenen  Trennungsgrads  einschließlich  Infor- 
mationen zum  Insolvenzrecht  der  jeweiligen  Rechtsordnung. 

(8)  Einer  CCP  steht  ein  Verfügungsrecht  in  Bezug  auf  die 
Einschusszahlungen  oder  Beiträge  zu  einem  Ausfallfonds  zu, 
die  als  Finanzsicherheiten  in  Form  eines  beschränkten  ding- 
lichen Rechts  im  Sinne  des  Artikels  2  Nummer  1  Buchstabe  c 
der  Richtlinie  2002/47/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  6.  Juni  2002  über  Finanzsicherheiten  (')  eingenom- 
men werden,  sofern  die  Nutzung  derartiger  Sicherungsverein- 
barungen durch  ihre  Betriebsvorschriften  vorgesehen  ist.  Das 
Clearingmitglied  hat  schriftlich  zu  bestätigen,  dass  es  die  Be- 
triebsvorschriften akzeptiert  hat.  Die  CCP  gibt  öffentlich  be- 
kannt, dass  sie  dieses  Verfügungsrecht  besitzt,  dessen  Ausübung 
sich  nach  Artikel  47  bestimmt. 

(9)  Die  Anforderung,  dass  die  bei  der  CCP  gehaltenen  Ver- 
mögenswerte und  Positionen  in  den  Abrechnungskonten  zu 
unterscheiden  sind,  gilt  als  erfüllt,  wenn 

a)  die  betreffenden  Vermögenswerte  und  Positionen  in  getrenn- 
ten Abrechnungskonten  geführt  werden, 

b)  die  Aufrechnung  von  Positionen  in  unterschiedlichen  Ab- 
rechnungskonten gegeneinander  nicht  möglich  ist, 

c)  die  den  Positionen  eines  Abrechnungskontos  entsprechenden 
Vermögenswerte  nicht  verwendet  werden,  um  Verluste  im 
Zusammenhang  mit  Positionen  eines  anderen  Abrechnungs- 
kontos zu  tragen. 

(10)  Vermögenswerte  bezeichnen  Sicherheiten,  die  zur  De- 
ckung von  Positionen  gehalten  werden,  und  umfassen  das  Recht 
auf  Übertragung  von  Vermögenswerten,  die  der  betreffenden 
Sicherheit  gleichwertig  sind,  oder  den  Gewinn  aus  der  Veräuße- 
rung einer  Sicherheit,  nicht  jedoch  Beiträge  zu  einem  Ausfall- 
fonds. 


0  ABl.  L  168  vom  27.6.2002,  S.  43. 
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KAPITEL  3 

Aufsichtsrechtliche  Anforderungen 

Artikel  40 

Management  von  Risikopositionen 

Eine  CCP  misst  und  bewertet  in  nahezu  Echtzeit  ihre  Liquiditäts- 
und Kreditrisikopositionen  in  Bezug  auf  jedes  Clearingmitglied 
und  gegebenenfalls  in  Bezug  auf  eine  andere  CCP,  mit  der  sie 
eine  Interoperabilitätsvereinbarung  geschlossen  hat.  Eine  CCP 
muss  über  einen  zeitnahen  und  diskriminierungsfreien  Zugang 
zu  den  relevanten  Quellen  für  die  Preisermittlung  verfügen,  so 
dass  sie  ihre  Risikopositionen  effektiv  messen  kann.  Dies  hat  auf 
einer  angemessenen  Kostengrundlage  zu  erfolgen. 

Artikel  41 
Einschussforderungen 

(1)  Eine  CCP  schreibt  Einschusszahlungen  (margins)  vor,  for- 
dert sie  an  und  zieht  sie  ein,  um  ihre  von  ihren  Clearingmit- 
gliedern und  gegebenenfalls  von  anderen  CCPs,  mit  denen  Inter- 
operabilitätsvereinbarungen  bestehen,  ausgehenden  Kreditrisiken 
zu  begrenzen.  Die  entsprechenden  Einschusszahlungen  müssen 
ausreichen,  um  potenzielle  Risiken  zu  decken,  die  nach  Ein- 
schätzung der  CCP  bis  zur  Liquidierung  der  relevanten  Positio- 
nen eintreten  können.  Die  Einschusszahlungen  müssen  auch 
ausreichend  sein,  um  Verluste  aus  mindestens  99%  der  Forde- 
rungsveränderungen über  einen  angemessenen  Zeithorizont  zu 
decken,  und  sie  müssen  gewährleisten,  dass  eine  CCP  ihre  Risi- 
kopositionen gegenüber  allen  ihren  Clearingmitgliedern  und  ge- 
gebenenfalls gegenüber  anderen  CCPs,  mit  denen  Interoperabi- 
litätsvereinbarungen  bestehen,  in  vollem  Umfang  mindestens 
auf  Tagesbasis  besichert.  Eine  CCP  überwacht  regelmäßig  die 
Höhe  der  von  ihr  zu  fordernden  Einschusszahlungen  und  passt 
sie  gegebenenfalls  den  aktuellen  Marktbedingungen  an;  sie  trägt 
dabei  den  potenziell  prozyklischen  Wirkungen  solcher  Anpas- 
sungen Rechnung. 

(2)  Bei  der  Festlegung  der  von  ihr  eingeforderten  Einschuss- 
zahlungen gibt  eine  CCP  Modelle  und  Parameter  vor,  die  die 
Risikomerkmale  der  geclearten  Produkte  berücksichtigen  und 
dem  Intervall  der  Einforderung  der  Einschusszahlungen,  der 
Marktliquidität  und  der  Möglichkeit  von  Veränderungen  wäh- 
rend der  Laufzeit  der  Transaktion  Rechnung  tragen.  Das  Modell 
und  die  Parameter  werden  von  der  zuständigen  Behörde  vali- 
diert und  sind  Gegenstand  einer  Stellungnahme  gemäß  Arti- 
kel 19. 

(3)  Eine  CCP  fordert  Einschusszahlungen  untertägig  ein,  und 
zwar  mindestens  dann,  wenn  zuvor  festgelegte  Schwellenwerte 
überschritten  werden. 

(4)  Eine  CCP  fordert  Einschusszahlungen  ein,  die  geeignet 
sind,  die  Risiken  aus  Positionen  abzudecken,  die  in  den  einzel- 
nen gemäß  Artikel  39  in  Bezug  auf  spezifische  Finanzinstru- 
mente geführten  Konten  registriert  sind.  Eine  CCP  kann  Ein- 
schusszahlungen bezogen  auf  ein  Portfolio  von  Finanzinstru- 
menten nur  mittels  einer  konservativen  und  stabilen  Methode 
berechnen. 

(5)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  nach  Anhörung  der  EBA  und 
des  ESZB  Entwürfe  für  technische  Regulierungsstandards,  in  de- 
nen der  zweckmäßige  Prozentsatz  und  die  angemessenen  Zeit- 
horizonte für  die  Liquidierungsfrist  und  die  Berechnung  der 
historischen  Volatilität  gemäß  Absatz  1  für  die  verschiedenen 


Kategorien  von  Finanzinstrumenten  festgelegt  werden;  dabei  ist 
dem  Ziel  der  Vermeidung  prozyklischer  Effekte  und  den  Bedin- 
gungen, unter  denen  die  in  Absatz  4  genannten  Einschussrege- 
lungen bei  Portfolien  umgesetzt  werden  können,  Rechnung  zu 
tragen. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  42 
Ausfallfonds 

(1)  Um  ihr  Kreditrisiko  gegenüber  ihren  Clearingmitgliedern 
zusätzlich  einzuschränken,  unterhält  eine  CCP  einen  vorfinan- 
zierten Ausfallfonds  zur  Deckung  der  Verluste,  die  aus  dem 
Ausfall  eines  oder  mehrerer  Clearingmitglieder,  einschließlich 
aus  der  Eröffnung  eines  Insolvenzverfahrens  gegenüber  einem 
oder  mehreren  Clearingmitgliedern,  entstehen  und  die  von  den 
Einschussanforderungen  nach  Artikel  41  gedeckten  Verluste 
übersteigen. 

Die  CCP  legt  eine  Mindestsumme  für  den  Ausfallfonds  fest,  die 
unter  keinen  Umständen  unterschritten  werden  darf. 

(2)  Eine  CCP  legt  die  Mindesthöhe  der  in  den  Ausfallfonds 
einzuzahlenden  Beiträge  sowie  die  Kriterien  für  die  Berechnung 
der  Beiträge  der  einzelnen  Clearingmitglieder  fest.  Die  Höhe  des 
Beitrags  muss  dem  Risiko  des  jeweiligen  Clearingmitglieds  an- 
gemessen sein. 

(3)  Der  Ausfallfonds  muss  die  CCP  in  die  Lage  versetzen, 
unter  extremen,  aber  plausiblen  Marktbedingungen  zumindest 
den  Ausfall  des  Clearingmitglieds,  gegenüber  dem  sie  die  höchs- 
ten Risikoositionen  hält,  oder,  wenn  diese  Summe  höher  ist,  der 
Clearingmitglieder,  gegenüber  denen  sie  die  zweit-  und  dritt- 
höchsten Risikopositionen  hält,  aufzufangen.  Eine  CCP  ent- 
wickelt Szenarien  extremer,  aber  plausibler  Marktbedingungen. 
Die  Szenarien  beinhalten  auch  die  volatilsten  Perioden,  die  bis- 
her auf  den  von  ihr  bedienten  Märkten  beobachtet  wurden,  und 
mehrere  für  die  Zukunft  denkbare  Szenarien.  Die  Szenarien 
berücksichtigen  ferner  unerwartete  Verkäufe  von  Finanzmitteln 
und  einen  schnellen  Rückgang  der  Marktliquidität. 

(4)  Eine  CCP  kann  mehr  als  einen  Ausfallfonds  für  die  ver- 
schiedenen von  ihr  geclearten  Kategorien  von  Instrumenten  ein- 
richten. 

(5)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  in  enger  Zusammenarbeit  mit 
dem  ESZB  und  nach  Anhörung  der  EBA  Entwürfe  für  tech- 
nische Regulierungsstandards,  in  denen  ein  Rahmen  für  die  Fest- 
stellung extremer,  aber  plausibler  Marktbedingungen  im  Sinne 
des  Absatzes  3  festgelegt  wird;  dieser  Rahmen  sollte  herangezo- 
gen werden,  wenn  die  Höhe  des  Ausfallfonds  und  der  anderen 
in  Artikel  43  genannten  Finanzmittel  bestimmt  werden. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 
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Artikel  43 
Sonstige  Finanzmittel 

(1)  Eine  CCP  muss  ausreichende  vorfinanzierte  Finanzmittel 
vorhalten,  um  potenzielle  Verluste  zu  decken,  die  über  die  von 
den  Einschussanforderungen  nach  Artikel  41  und  dem  Ausfall- 
fonds nach  Artikel  42  gedeckten  Verluste  hinausgehen.  Diese 
vorfinanzierten  Finanzmittel  müssen  zugeordnete  Finanzmittel 
der  CCP  umfassen  und  für  die  CCP  frei  verfügbar  sein;  sie 
dürfen  nicht  zur  Deckung  der  Eigenkapitalanforderung  nach 
Artikel  16  verwendet  werden. 

(2)  Der  Ausfallfonds  gemäß  Artikel  42  und  die  sonstigen 
Finanzmittel  gemäß  Absatz  1  dieses  Artikels  müssen  es  der 
CCP  jederzeit  ermöglichen,  unter  extremen,  aber  plausiblen 
Marktbedingungen  einen  Ausfall  mindestens  der  beiden  Clea- 
ringmitglieder, gegenüber  denen  sie  die  höchsten  Risikopositio- 
nen hält,  aufzufangen. 

(3)  Eine  CCP  kann  von  nicht  ausfallenden  Clearingmitglie- 
dern verlangen,  dass  sie  bei  Ausfall  eines  anderen  Clearingmit- 
glieds zusätzliche  Mittel  bereitstellen.  Die  Clearingmitglieder  ei- 
ner CCP  halten  der  CCP  gegenüber  begrenzte  Risikopositionen. 

Artikel  44 
Kontrolle  der  Liquiditätsrisiken 

(1)  Eine  CCP  muss  jederzeit  Zugang  zu  ausreichender  Liqui- 
dität haben,  um  ihre  Dienstleistungen  und  Tätigkeiten  ausführen 
zu  können.  Zu  diesem  Zweck  verschafft  sie  sich  die  erforderli- 
chen Kreditlinien  oder  ähnliche  Möglichkeiten  zur  Deckung  ih- 
res Liquiditätsbedarfs  für  den  Fall,  dass  ihre  Finanzmittel  nicht 
sofort  verfügbar  sind.  Ein  Clearingmitglied  und  sein  Mutter- 
unternehmen oder  eines  seiner  Tochterunternehmen  dürfen  zu- 
sammen höchstens  25  %  der  von  der  CCP  benötigten  Kredit- 
linien bereitstellen. 

Eine  CCP  ermittelt  täglich  ihren  potenziellen  Liquiditätsbedarf. 
Sie  berücksichtigt  dabei  das  Liquiditätsrisiko  im  Fall  eines  Aus- 
falls mindestens  der  beiden  Clearingmitglieder,  gegenüber  denen 
sie  die  höchste  Risikoposition  hält. 

(2)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  nach  Anhörung  der  zuständi- 
gen Behörden  und  der  Mitglieder  des  ESZB  Entwürfe  für  tech- 
nische Regulierungsstandards,  in  denen  der  Rahmen  für  die 
Kontrolle  des  Liquiditätsrisikos,  dass  CCPs  gemäß  Absatz  1  auf- 
zufangen haben,  festgelegt  wird. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  45 

Wasserfallprinzip 

(1)  Eine  CCP  verwendet  die  Einschusszahlungen  eines  aus- 
gefallenen Clearingmitglieds,  bevor  sie  andere  Finanzmittel  zur 
Deckung  von  Verlusten  einsetzen  kann. 


(2)  Reichen  die  Einschusszahlungen  des  ausgefallenen  Clea- 
ringmitglieds nicht  zur  Deckung  der  von  der  CCP  erlittenen 
Verluste  aus,  greift  die  CCP  auf  den  vom  ausfallenden  Mitglied 
in  den  Ausfallfonds  eingezahlten  Beitrag  zurück,  um  diese  Ver- 
luste zu  decken. 


(3)  Eine  CCP  verwendet  die  in  den  Ausfallfonds  eingezahlten 
Beiträge  der  nicht  ausgefallenen  Clearingmitglieder  und  sonstige 
Finanzmittel  nach  Artikel  43  Absatz  1  erst  dann,  wenn  die 
Beiträge  des  ausgefallenen  Clearingmitglieds  ausgeschöpft  sind. 


(4)  Eine  CCP  setzt  zugeordnete  Eigenmittel  ein,  bevor  sie  auf 
die  in  den  Ausfallfonds  eingezahlten  Beiträge  der  nicht  ausgefal- 
lenen Clearingmitglieder  zurückgreift.  Es  ist  einer  CCP  nicht 
gestattet,  die  von  nicht  ausfallenden  Clearingmitgliedern  geleis- 
teten Einschusszahlungen  zu  verwenden,  um  Verluste  aufgrund 
des  Ausfalls  eines  anderen  Clearingmitglieds  zu  decken. 


(5)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  nach  Anhörung  der  jeweils 
zuständigen  Behörden  und  der  Mitglieder  des  ESZB  Entwürfe 
für  technische  Regulierungsstandards,  in  denen  die  Methode 
zur  Berechnung  und  Beibehaltung  des  Betrags  der  Eigenmittel 
der  CCP,  die  gemäß  Absatz  4  einzusetzen  sind,  festgelegt  wird. 


Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 


Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 


Artikel  46 

Anforderungen  an  die  Sicherheiten 

(1)  Zur  Deckung  ihrer  anfänglichen  und  laufenden  Risiko- 
positionen gegenüber  ihren  Clearingmitgliedern  akzeptiert  eine 
CCP  nur  hochliquide  Sicherheiten  mit  minimalem  Kredit-  und 
Marktrisiko.  Bei  nichtfinanziellen  Gegenparteien  darf  eine  CCP 
Bankgarantien  akzeptieren,  wobei  diese  Garantien  gegenüber 
einer  Bank,  die  Clearingmitglied  ist,  als  Bestandteil  der  Risiko- 
position dieser  Bank  berücksichtigt  werden.  Sie  erhebt  Sicher- 
heitsabschläge auf  Vermögenswerte,  die  dem  Wertminderungs- 
potenzial in  dem  Zeitraum  zwischen  der  letzten  Neubewertung 
und  dem  Zeitpunkt,  bis  zu  dem  nach  vernünftigem  Ermessen 
die  Veräußerung  erfolgen  dürfte,  entsprechen.  Dabei  trägt  sie 
dem  Liquiditätsrisiko  infolge  des  Ausfalls  eines  Marktteilnehmers 
sowie  dem  Konzentrationsrisiko  bei  bestimmten  Vermögenswer- 
ten unter  anderem  durch  Forderung  ausreichender  Sicherheiten 
und  Vornahme  entsprechender  Abschläge  Rechnung. 


(2)  Eine  CCP  kann  —  bei  ausreichender  Vorsicht  —  den 
Basiswert  des  Derivatekontrakts  bzw.  das  Finanzinstrument, 
das  die  Risikoposition  der  CCP  verursacht,  als  Sicherheit  zur 
Deckung  ihrer  Einschussanforderungen  akzeptieren,  soweit 
dies  angemessen  erscheint. 
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(3)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  nach  Anhörung  der  EBA,  des 
ESRB  und  des  ESZB  Entwürfe  für  technische  Regulierungsstan- 
dards, in  denen  Folgendes  festgelegt  ist: 

a)  die  Arten  der  Sicherheiten,  die  als  hochliquide  angesehen 
werden  können,  wie  etwa  Barmittel,  Gold,  Staatsanleihen 
sowie  Unternehmensanleihen  von  sehr  guter  Bonität  und 
gedeckte  Schuldverschreibungen, 

b)  die  Abschläge  nach  Absatz  1  und 

c)  die  Bedingungen,  die  vorliegen  müssen,  damit  Garantien  von 
Geschäftsbanken  gemäß  Absatz  1  als  Sicherheit  akzeptiert 
werden  können. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  47 
Anlagepolitik 

(1)  Eine  CCP  legt  ihre  Finanzmittel  ausschließlich  in  bar  oder 
in  hochliquiden  Finanzinstrumenten  mit  minimalem  Markt-  und 
Kreditrisiko  an.  Die  Anlagen  einer  CCP  müssen  schnell  und  mit 
minimalem  negativem  Preiseffekt  liquidierbar  sein. 

(2)  Das  Eigenkapital,  einschließlich  Gewinnrücklagen  und 
sonstigen  Rücklagen  einer  CCP,  die  nicht  gemäß  Absatz  1  an- 
gelegt werden,  wird  für  die  Zwecke  des  Artikels  16  Absatz  2 
oder  des  Artikels  45  Absatz  4  nicht  berücksichtigt. 

(3)  Finanzinstrumente,  die  als  Einschusszahlung  oder  als  Bei- 
träge zum  Ausfallfonds  hinterlegt  werden,  werden,  soweit  mög- 
lich, bei  Betreibern  von  Wertpapierliefer-  und  -abrechnungssys- 
temen  hinterlegt,  die  einen  umfassenden  Schutz  der  betreffen- 
den Finanzinstrumente  gewährleisten.  Alternativ  können  auch 
andere  besonders  sichere  Vereinbarungen  mit  zugelassenen  Fi- 
nanzinstituten genutzt  werden. 

(4)  Geldanlagen  einer  CCP  werden  mittels  besonders  sicherer 
Vereinbarungen  mit  zugelassenen  Finanzinstituten  oder  alterna- 
tiv durch  die  Nutzung  der  ständigen  Einlagefazilitäten  der  Zen- 
tralbanken oder  anderer  von  den  Zentralbanken  bereitgestellter 
vergleichbarer  Anlageformen  getätigt. 

(5)  Wenn  eine  CCP  Vermögenswerte  bei  einem  Dritten  hin- 
terlegt, stellt  sie  durch  eine  andere  Bezeichnung  der  betreffenden 
Konten  in  den  Büchern  dieses  Dritten  oder  durch  andere  gleich- 
wertige Vorkehrungen,  die  dasselbe  Schutzniveau  garantieren, 
sicher,  dass  die  Vermögenswerte,  die  von  den  Clearingmitglie- 
dern stammen,  von  den  eigenen  Vermögenswerten  der  CCP  und 
von  den  Vermögenswerten  des  Dritten  unterschieden  werden 
können.  Bei  Bedarf  muss  eine  CCP  sofortigen  Zugang  zu  den 
Finanzinstrumenten  haben. 


(6)  Eine  CCP  legt  ihr  Kapital  oder  die  aufgrund  der  Anforde- 
rungen gemäß  den  Artikeln  41,  42,  43  oder  44  erhaltenen 
Beträge  nicht  in  eigenen  Wertpapieren  oder  Wertpapieren  ihres 
Mutterunternehmens  oder  ihres  Tochterunternehmens  an. 

(7)  Bei  ihren  Anlageentscheidungen  berücksichtigt  eine  CCP 
ihre  Gesamtrisikoposition  gegenüber  Einzelschuldnern  und  trägt 
dafür  Sorge,  dass  ihre  Gesamtrisikoposition  gegenüber  Einzel- 
schuldnern innerhalb  akzeptabler  Konzentrationsgrenzen  bleibt. 

(8)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  nach  Anhörung  der  EBA  und 
der  ESCB  Entwürfe  für  technische  Regulierungsstandards,  in  de- 
nen die  Einzelheiten  betreffend  die  Finanzinstrumente  gemäß 
Absatz  1,  die  als  hochliquide  betrachtet  werden  können  und 
nur  mit  einem  minimalen  Markt-  und  Kreditrisiko  behaftet  sind, 
betreffend  die  besonders  sicheren  Vereinbarungen  gemäß  den 
Absätzen  3  und  4  und  betreffend  die  Konzentrationsgrenzen 
gemäß  Absatz  7  festgelegt  werden. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  48 

Verfahren  bei  Ausfall  eines  Clearingmitglieds 

(1)  Eine  CCP  muss  über  detaillierte  Verfahren  verfügen,  die  in 
dem  Fall  Anwendung  finden,  dass  ein  Clearingmitglied  die  in 
Artikel  37  genannten  Zulassungsvorschriften  der  CCP  nicht  in- 
nerhalb der  von  der  CCP  vorgegebenen  Frist  und  im  Einklang 
mit  den  von  ihr  festgelegten  Verfahren  erfüllt.  Die  CCP  legt 
detailliert  fest,  welche  Verfahren  Anwendung  finden,  wenn 
dies  nicht  zu  einem  Ausfall  eines  Clearingmitglieds  führt,  der 
durch  die  CCP  bekanntgegeben  wird.  Diese  Verfahren  werden 
jährlich  überprüft. 

(2)  Die  CCP  ergreift  unverzüglich  Maßnahmen,  um  Verluste 
und  Liquiditätsengpässe,  die  sich  durch  den  Ausfall  von  Clea- 
ringmitgliedern ergeben,  zu  begrenzen;  dazu  sorgt  sie  dafür, 
dass  durch  die  Glattstellung  der  Positionen  eines  Clearingmit- 
glieds ihr  Geschäftsbetrieb  nicht  beeinträchtigt  wird  und  die 
nicht  ausfallenden  Clearingmitglieder  nicht  Verlusten  ausgesetzt 
werden,  die  sie  nicht  erwarten  oder  kontrollieren  können. 

(3)  Wenn  die  CCP  der  Auffassung  ist,  dass  ein  Clearingmit- 
glied nicht  in  der  Lage  sein  wird,  seinen  künftigen  Verpflichtun- 
gen nachzukommen,  unterrichtet  sie  unverzüglich  die  zustän- 
dige Behörde,  bevor  der  Ausfall  erklärt  oder  das  entsprechende 
Verfahren  angewendet  wird.  Die  zuständige  Behörde  übermittelt 
diese  Information  umgehend  an  die  ESMA,  die  einschlägigen 
Mitglieder  des  ESZB  und  die  für  die  Beaufsichtigung  des  aus- 
fallenden Clearingmitglieds  verantwortliche  Behörde. 

(4)  Eine  CCP  überzeugt  sich,  dass  ihre  Verfahren  bei  einem 
Ausfall  rechtlich  durchsetzbar  sind.  Sie  trifft  alle  angemessenen 
Maßnahmen,  um  sicherzustellen,  dass  sie  über  die  rechtlichen 
Befugnisse  verfügt,  um  Eigenhandelspositionen  des  ausfallenden 
Clearingmitglieds  abzuwickeln  und  die  Kundenpositionen  des 
ausfallenden  Clearingmitglieds  zu  übertragen  oder  abzuwickeln. 
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(5)  Wenn  Vermögenswerte  und  Positionen  in  den  Aufzeich- 
nungen und  Abrechnungskonten  einer  CCP  im  Einklang  mit 
Artikel  39  Absatz  2  als  für  die  Rechnung  der  Kunden  eines 
ausfallenden  Clearingmitglieds  geführt  werden,  verpflichtet  sich 
die  CCP  zumindest  vertraglich  dazu,  die  Verfahren  einzuleiten, 
mit  denen  die  Vermögenswerte  und  Positionen,  die  das  ausfal- 
lende Clearingmitglied  für  Rechnung  der  Kunden  hält,  auf  Ver- 
langen jener  Kunden  und  ohne  Zustimmung  des  ausfallenden 
Clearingmitglieds  auf  ein  anderes,  von  den  betreffenden  Kunden 
benanntes  Clearingmitglied  zu  übertragen.  Dieses  andere  Clea- 
ringmitglied muss  der  Übertragung  solcher  Vermögenswerte 
und  Positionen  nur  zustimmen,  soweit  es  sich  zuvor  gegenüber 
den  entsprechenden  Kunden  hierzu  vertraglich  verpflichtet  hat. 
Findet  die  Übertragung  auf  das  andere  Clearingmitglied,  gleich 
aus  welchen  Gründen,  nicht  innerhalb  eines  in  den  Betriebsvor- 
schriften der  CCP  vorab  festgelegten  Übertragungszeitraums 
statt,  kann  die  CCP  alle  nach  ihren  Vorschriften  zulässigen  Vor- 
kehrungen treffen,  um  ihre  Risiken  in  Bezug  auf  die  betreffen- 
den Positionen  aktiv  zu  verwalten,  wozu  auch  die  Liquidierung 
der  Vermögenswerte  und  Positionen  zählt,  die  das  ausfallende 
Clearingmitglied  für  Rechnung  seiner  Kunden  hält. 

(6)  Wenn  Vermögenswerte  und  Positionen  in  den  Aufzeich- 
nungen und  Abrechnungskonten  einer  CCP  im  Einklang  mit 
Artikel  39  Absatz  3  als  für  die  Rechnung  des  Kunden  eines 
ausfallenden  Clearingmitglieds  geführt  werden,  verpflichtet  sich 
die  CCP  zumindest  vertraglich  dazu,  die  Verfahren  einzuleiten, 
mit  denen  die  Vermögenswerte  und  Positionen,  die  das  ausfal- 
lende Clearingmitglied  für  Rechnung  der  Kunden  hält,  auf  Ver- 
langen jener  Kunden  und  ohne  Zustimmung  des  ausfallenden 
Clearingmitglieds  auf  ein  anderes,  von  dem  betreffenden  Kunden 
benanntes  Clearingmitglied  übertragen  werden.  Dieses  andere 
Clearingmitglied  muss  der  Übertragung  solcher  Vermögenswerte 
und  Positionen  nur  zustimmen,  soweit  es  sich  zuvor  gegenüber 
den  entsprechenden  Kunden  hierzu  vertraglich  verpflichtet  hat. 
Findet  die  Übertragung  auf  das  andere  Clearingmitglied,  gleich 
aus  welchen  Gründen,  nicht  innerhalb  eines  in  den  Betriebsvor- 
schriften der  CCP  vorab  festgelegten  Übertragungszeitraums 
statt,  kann  die  CCP  alle  nach  ihren  Vorschriften  zulässigen  Vor- 
kehrungen treffen,  um  ihre  Risiken  in  Bezug  auf  die  betreffen- 
den Positionen  aktiv  zu  verwalten,  wozu  auch  die  Liquidierung 
der  Vermögenswerte  und  Positionen  zählt,  die  das  ausfallende 
Clearingmitglied  für  Rechnung  des  Kunden  hält. 

(7)  Sicherheiten  von  Kunden,  die  gemäß  Artikel  39  Absätze 
2  und  3  als  solche  gekennzeichnet  sind,  sind  ausschließlich  zur 
Besicherung  der  für  die  betreffenden  Kunden  gehaltenen  Posi- 
tionen zu  verwenden.  Eine  CCP  muss  einen  etwaige  verbleiben- 
den Überschuss  nach  Abschluss  aller  Verfahrensschritte  beim 
Ausfall  eines  Clearingmitglieds  unverzüglich  den  entsprechen- 
den Kunden  zurückgeben,  soweit  ihr  diese  bekannt  sind;  sind 
ihr  die  Kunden  nicht  bekannt,  so  sind  die  Sicherheiten  dem 
Clearingmitglied  für  Rechnung  seiner  Kunden  zurückzugeben. 

Artikel  49 

Überprüfung  der  Modelle,  Stresstests  und  Backtesting 

(1)  Eine  CCP  überprüft  regelmäßig  die  Modelle  und  Parame- 
ter, die  bei  der  Berechnung  ihrer  Einschussanforderungen,  der 
Beiträge  zum  Ausfallfonds  und  der  Anforderungen  an  die  Si- 
cherheiten zugrunde  gelegt  werden,  sowie  andere  Risikokon- 
trollmechanismen. Sie  unterwirft  die  Modelle  häufigen,  strikten 
Stresstests,  um  ihre  Belastbarkeit  unter  extremen,  aber  plausi- 
blen Marktbedingungen  zu  bewerten,  und  sie  führt  Backtests 


durch,  um  die  Zuverlässigkeit  der  angewandten  Methodik  zu 
beurteilen.  Die  CCP  lässt  eine  unabhängige  Validierung  vorneh- 
men, unterrichtet  die  für  sie  zuständige  Behörde  und  die  ESMA 
über  die  Ergebnisse  der  durchgeführten  Tests  und  muss  vor 
einer  wesentlichen  Änderung  der  Modelle  und  Parameter  eine 
Validierung  durch  diese  vornehmen  lassen. 

Die  angenommenen  Modelle  und  Parameter  sowie  wesentliche 
Änderungen  daran  werden  dem  Kollegium  zum  Zwecke  einer 
Stellungnahme  gemäß  Artikel  19  vorgelegt. 

Die  ESMA  stellt  sicher,  dass  die  Informationen  über  die  Ergeb- 
nisse der  Stresstests  an  die  ESA  weitergeleitet  werden,  damit 
diese  das  Risiko  von  Finanzunternehmen  gegenüber  dem  Ausfall 
von  CCPs  bewerten  können. 

(2)  Eine  CCP  unterwirft  die  wesentlichen  Aspekte  ihrer  Ver- 
fahren bei  Ausfall  eines  Clearingmitglieds  regelmäßigen  Tests 
und  ergreift  alle  angemessenen  Maßnahmen,  um  sicherzustellen, 
dass  alle  Clearingmitglieder  diese  Verfahren  verstehen  und  ge- 
eignete Vorkehrungen  getroffen  haben,  um  bei  einem  Ausfall 
entsprechend  reagieren  zu  können. 

(3)  Eine  CCP  veröffentlicht  Hauptaspekte  zu  ihrem  Risikoma- 
nagementmodell und  die  bei  der  Durchführung  des  Stresstests 
gemäß  Absatz  1  zugrunde  gelegten  Annahmen. 

(4)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  nach  Anhörung  der  EBA,  an- 
derer jeweils  zuständiger  Behörden  und  der  Mitglieder  des  ESZB 
Entwürfe  für  technische  Regulierungsstandards,  in  denen  Folgen- 
des festgelegt  wird: 

a)  Art  der  Tests,  die  für  verschiedene  Kategorien  von  Finanz- 
instrumenten und  Portfolios  durchzuführen  sind; 

b)  Einbeziehung  von  Clearingmitgliedern  oder  anderen  Parteien 
in  die  Tests; 

c)  Häufigkeit  der  Tests; 

d)  Zeithorizont  der  Tests; 

e)  Schlüsselinformationen  gemäß  Absatz  3. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  50 
Abwicklung 

(1)  Eine  CCP  verwendet,  soweit  zweckmäßig  und  verfügbar, 
Zentralbankgeld  für  die  Abwicklung  ihrer  Transaktionen.  Wird 
kein  Zentralbankgeld  genutzt,  werden  Maßnahmen  getroffen, 
um  die  mit  dem  Barausgleich  verbundenen  Risiken  streng  zu 
begrenzen. 
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(2)  Eine  CCP  legt  in  klarer  Form  ihre  Verpflichtungen  in 
Bezug  auf  die  Lieferung  von  Finanzinstrumenten  dar,  unter  an- 
derem, ob  sie  verpflichtet  ist,  Finanzinstrumente  zu  liefern  oder 
entgegenzunehmen,  und  ob  sie  Teilnehmer  für  Verluste  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Lieferung  entschädigt. 

(3)  Ist  eine  CCP  zur  Lieferung  oder  Entgegennahme  von  Fi- 
nanzinstrumenten verpflichtet,  schaltet  sie  durch  Anwendung 
des  Prinzips  „Lieferung  gegen  Zahlung"  das  Erfüllungsrisiko  wei- 
testgehend aus. 

TITEL  V 

INTEROPERABILITÄTSVEREINBARUNGEN 
Artikel  51 
Interoperabilitätsvereinbarungen 

(1)  Eine  CCP  kann  eine  Interoperabilitätsvereinbarung  mit 
einer  anderen  CCP  schließen,  wenn  die  Anforderungen  der  Ar- 
tikel 52,  53  und  54  erfüllt  sind. 

(2)  Im  Falle  des  Abschlusses  einer  Interoperabilitätsverein- 
barung mit  einer  anderen  CCP  zum  Zwecke  der  Erbringung 
von  Dienstleistungen  für  einen  bestimmten  Handelsplatz  muss 
die  CCP,  sofern  sie  den  von  dem  betreffenden  Handelsplatz 
festgelegten  operationellen  und  technischen  Anforderungen  ge- 
nügt, einen  diskriminierungsfreien  Zugang  zu  den  Daten,  die  sie 
für  die  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  vom  betreffenden  Han- 
delsplatz benötigt,  sowie  zum  entsprechenden  Abwicklungssys- 
tem erhalten. 

(3)  Der  Abschluss  einer  Interoperabilitätsvereinbarung  oder 
der  Zugang  zu  einem  Datenfeed-  oder  einem  Abwicklungssys- 
tem gemäß  den  Absätzen  1  und  2  dürfen  nur  dann  direkt  oder 
indirekt  abgelehnt  oder  beschränkt  werden,  wenn  damit  die 
Abwehr  der  mit  einer  solchen  Vereinbarung  oder  der  Gewäh- 
rung des  Zugangs  verbundenen  Risiken  bezweckt  wird. 

Artikel  52 

Risikomanagement 

(1)  CCPs,  die  eine  Interoperabilitätsvereinbarung  schließen, 
müssen 

a)  angemessene  Strategien,  Verfahren  und  Systeme  einführen, 
die  es  ermöglichen,  die  aus  der  Vereinbarung  erwachsenden 
Risiken  wirksam  zu  identifizieren,  zu  überwachen  und  zu 
steuern,  so  dass  sie  ihren  Verpflichtungen  rechtzeitig  nach- 
kommen können; 

b)  sich  über  ihre  jeweiligen  Rechte  und  Pflichten,  einschließlich 
des  auf  die  zwischen  ihnen  bestehenden  Beziehungen  an- 
wendbaren Rechts,  verständigen; 

c)  Kredit-  und  Liquiditätsrisiken  wirksam  identifizieren,  über- 
wachen und  steuern,  so  dass  der  Ausfall  eines  Clearingmit- 
glieds einer  CCP  keine  Auswirkungen  auf  eine  interoperable 
CCP  hat; 

d)  potenzielle  Interdependenzen  und  Korrelationen  identifizie- 
ren, überwachen  und  berücksichtigen,  die  sich  aus  einer  In- 
teroperabilitätsvereinbarung, die  —  sich  auf  Kredit-  und 


Liquiditätsrisiken  im  Zusammenhang  mit  Konzentrationen 
von  Clearingmitgliedern  auswirken  kann,  sowie  aus  der  Zu- 
sammenlegung von  Finanzmitteln  in  einem  Pool  ergeben 
können. 

Für  die  Zwecke  des  Unterabsatzes  1  Buchstabe  b  wenden  CCPs, 
soweit  angebracht,  dieselben  Regeln  hinsichtlich  des  Zeitpunkts 
des  Einbringens  von  Übertragungsaufträgen  in  ihre  jeweiligen 
Systeme  und  hinsichtlich  des  Zeitpunkts  der  Unwiderruflichkeit 
an,  die  in  der  Richtlinie  98/26/EG  vorgesehen  sind. 

Für  die  Zwecke  des  Unterabsatzes  1  Buchstabe  c  ist  in  den 
Bestimmungen  der  Vereinbarung  der  Prozess  zur  Bewältigung 
der  Folgen  des  Ausfalls  einer  CCP,  mit  der  eine  Interoperabili- 
tätsvereinbarung geschlossen  wurde,  darzulegen. 

Für  die  Zwecke  des  Unterabsatzes  1  Buchstabe  d  müssen  die 
CCPs  eine  solide  Kontrolle  über  die  Weiterverfügung  über  die 
Sicherheiten  der  Clearingmitglieder  im  Rahmen  der  Verein- 
barung ausüben  können,  soweit  dies  von  den  zuständigen  Be- 
hörden gestattet  wird.  In  der  Vereinbarung  ist  darzulegen,  wie 
diesen  Risiken  Rechnung  getragen  wird,  wobei  die  Notwendig- 
keit einer  ausreichenden  Deckung  sowie  die  Notwendigkeit  einer 
Eindämmung  der  Ansteckungsgefahr  zu  berücksichtigen  sind. 

(2)  Verwenden  CCPs  unterschiedliche  Risikomanagementmo- 
delle zur  Absicherung  ihrer  Risikopositionen  gegenüber  ihren 
Clearingmitgliedern  oder  ihrer  gegenseitigen  Risikopositionen, 
ermitteln  die  CCPs  die  betreffenden  Unterschiede,  bewerten 
die  Risiken,  die  daraus  erwachsen  können,  treffen  Maßnahmen, 
einschließlich  der  Bereitstellung  zusätzlicher  Finanzmittel,  die 
die  Auswirkungen  auf  die  Interoperabilitätsvereinbarung  sowie 
die  potenziellen  Konsequenzen  hinsichtlich  Ansteckungsgefah- 
ren eindämmen,  und  sorgen  dafür,  dass  diese  Unterschiede  die 
Fähigkeit  der  CCPs  nicht  beeinträchtigen,  die  Folgen  des  Ausfalls 
eines  Clearingmitglieds  zu  bewältigen. 

(3)  Soweit  von  den  Parteien  nicht  anders  vereinbart,  sind  alle 
Kosten,  die  in  Verbindung  mit  den  Absätzen  1  und  2  anfallen, 
von  der  CCP  zu  tragen,  die  die  Interoperabilitätsvereinbarung 
oder  den  Zugang  wünscht. 

Artikel  53 

Leistung    von    Einschusszahlungen    im    Rahmen  der 
Vereinbarungen  zwischen  CCPs 

(1)  Eine  CCP  weist  in  den  Abrechnungskonten  die  Ver- 
mögenswerte und  Positionen,  die  sie  für  die  Rechnung  von 
CCPs  hält,  mit  denen  sie  eine  Interoperabilitätsvereinbarung  ge- 
schlossen hat,  gesondert  aus. 

(2)  Wenn  eine  CCP,  die  eine  Interoperabilitätsvereinbarung 
mit  einer  anderen  CCP  schließt,  die  Ersteinschusszahlungen 
nur  als  Finanzsicherheit  in  Form  eines  beschränkten  dinglichen 
Rechts  leistet,  hat  die  empfangende  CCP  kein  Verfügungsrecht 
über  die  von  der  anderen  CCP  geleisteten  Einschusszahlungen. 

(3)  Sicherheiten  in  Form  von  Finanzinstrumenten  werden  bei 
den  Betreibern  von  Wertpapierliefer-  und  Abrechnungssystemen 
hinterlegt,  die  nach  den  Bestimmungen  der  Richtlinie  98/26/EG 
mitgeteilt  wurden. 
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(4)  Die  Vermögenswerte  im  Sinne  der  Absätze  1,  2  und  3 
stehen  der  empfangenden  CCP  nur  im  Falle  des  Ausfalls  der 
CCP,  die  die  betreffende  Sicherheit  im  Rahmen  einer  Interope- 
rabilitätsvereinbarung  gestellt  hat,  zur  Verfügung. 


(5)  Bei  einem  Ausfall  der  CCP,  die  eine  Sicherheit  im  Rah- 
men einer  Interoperabilitätsvereinbarung  erhalten  hat,  werden 
die  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  hinterlegten  Sicherheiten 
der  CCP,  die  sie  gestellt  hat,  ohne  weiteres  erstattet. 

Artikel  54 

Genehmigung  einer  Interoperabilitätsvereinbarung 

(1)  Eine  Interoperabilitätsvereinbarung  unterliegt  der  vorheri- 
gen Genehmigung  durch  die  für  die  beteiligten  CCPs  zuständi- 
gen Behörden.  Dabei  findet  das  Verfahren  nach  Artikel  17  An- 
wendung. 


(2)  Die  zuständigen  Behörden  genehmigen  die  Interoperabi- 
litätsvereinbarung nur  dann,  wenn  den  beteiligten  CCPs  die 
Genehmigung  erteilt  wurde,  das  Clearing  nach  dem  Verfahren 
des  Artikels  17  vorzunehmen,  oder  die  beteiligten  CCPs  gemäß 
Artikel  25  oder  im  Rahmen  eines  bereits  bestehenden  nationa- 
len Zulassungssystems  für  einen  Zeitraum  von  mindestens  drei 
Jahren  zugelassen  waren,  die  Bedingungen  des  Artikels  52  erfüllt 
sind  und  die  technischen  Bedingungen  für  Clearingtransaktionen 
nach  den  Bestimmungen  der  Vereinbarung  ein  reibungsloses 
und  ordnungsgemäßes  Funktionieren  der  Finanzmärkte  ermög- 
lichen und  die  Vereinbarung  nicht  die  Wirksamkeit  der  Aufsicht 
beeinträchtigt. 


(3)  Ist  eine  zuständige  Behörde  der  Auffassung,  dass  die  An- 
forderungen des  Absatzes  2  nicht  erfüllt  sind,  übermittelt  sie 
den  anderen  zuständigen  Behörden  und  den  beteiligten  CCPs 
eine  schriftliche  Erläuterung  ihrer  Risikoerwägungen.  Außerdem 
unterrichtet  sie  die  ESMA,  die  daraufhin  eine  Stellungnahme 
dazu  abgibt,  inwieweit  die  Risikoerwägungen  stichhaltig  sind 
und  die  Ablehnung  einer  Interoperabilitätsvereinbarung  recht- 
fertigen. Die  Stellungnahme  der  ESMA  wird  allen  beteiligten 
CCPs  zugänglich  gemacht.  Weicht  die  Stellungnahme  der 
ESMA  von  der  Einschätzung  der  jeweils  zuständigen  Behörde 
ab,  überprüft  letztere  ihren  Standpunkt  unter  Berücksichtigung 
der  Stellungnahme  der  ESMA. 


(4)  Die  ESMA  gibt  gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  16  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  spätestens  bis  zum  31.  Dezem- 
ber 2012  Leitlinien  oder  Empfehlungen  für  die  Erstellung  ko- 
härenter, effizienter  und  wirksamer  Bewertungen  von  Interope- 
rabilitätsvereinbarungen  heraus. 


Sie  arbeitet  nach  Anhörung  der  Mitglieder  des  ESZB  Entwürfe 
für  diese  Leitlinien  oder  Empfehlungen  aus. 


TITEL  VI 

REGISTRIERUNG  UND  AUFSICHT  VON  TRANSAKTIONS- 
REGISTERN 

KAPITEL  1 

Bedingungen  und  Verfahren  für  die  Registrierung  eines 
Transaktionsregisters 

Artikel  55 

Registrierung  eines  Transaktionsregisters 

(1)  Für  die  Zwecke  des  Artikels  9  lässt  sich  ein  Transaktions- 
register bei  der  ESMA  registrieren. 

(2)  Voraussetzung  für  eine  Registrierung  gemäß  diesem  Ar- 
tikel ist,  dass  es  sich  bei  dem  Transaktionsregister  um  eine  in 
der  Union  niedergelassene  Rechtsperson  handelt,  die  den  An- 
forderungen des  Titels  VII  genügt. 

(3)  Die  Registrierung  eines  Transaktionsregisters  gilt  für  das 
gesamte  Gebiet  der  Union. 

(4)  Ein  registriertes  Transaktionsregister  muss  zu  jedem  Zeit- 
punkt die  Voraussetzungen  für  die  Registrierung  erfüllen.  Ein 
Transaktionsregister  unterrichtet  die  ESMA  unverzüglich  über 
alle  wesentlichen  Änderungen  der  Voraussetzungen  für  die  Re- 
gistrierung. 

Artikel  56 

Registrierungsantrag 

(1)  Ein  Transaktionsregister  richtet  seinen  Antrag  auf  Regis- 
trierung an  die  ESMA. 


(2)  Innerhalb  von  20  Arbeitstagen  nach  seinem  Eingang 
überprüft  die  ESMA  den  Antrag  auf  Vollständigkeit. 

Ist  der  Antrag  unvollständig,  setzt  die  ESMA  eine  Frist,  inner- 
halb deren  ihr  das  Transaktionsregister  zusätzliche  Informatio- 
nen zu  übermitteln  hat. 


Hat  die  ESMA  festgestellt,  dass  der  Antrag  vollständig  ist,  teilt 
sie  dies  dem  Transaktionsregister  mit. 

(3)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  Entwürfe  für  technische  Regu- 
lierungsstandards, in  denen  die  Einzelheiten  der  Registrierung 
gemäß  Absatz  1  festgelegt  werden. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 
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(4)  Um  einheitliche  Bedingungen  für  die  Anwendung  des 
Absatzes  1  zu  gewährleisten,  erarbeitet  die  ESMA  Entwürfe 
für  technische  Durchführungsstandard,  in  denen  das  Format 
des  Antrags  auf  Registrierung  bei  der  ESMA  festgelegt  wird. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Durchführungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Durchführungsstandards  gemäß 
Artikel  15  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu  erlassen. 

Artikel  57 

Unterrichtung  und  Konsultation  der  zuständigen  Behörden 
vor  der  Registrierung 

(1)  Handelt  es  sich  bei  dem  die  Registrierung  beantragenden 
Transaktionsregister  um  eine  Einrichtung,  die  von  einer  zustän- 
digen Behörde  des  Mitgliedstaats,  in  dem  sie  niedergelassen  ist, 
zugelassen  oder  registriert  wurde,  so  unterrichtet  und  konsultiert 
die  ESMA  unverzüglich  diese  zuständige  Behörde,  bevor  sie  die 
Registrierung  des  Transaktionsregisters  vornimmt. 

(2)  Die  ESMA  und  die  jeweils  zuständige  Behörde  tauschen 
alle  für  die  Registrierung  des  Transaktionsregisters  erforderlichen 
Informationen  sowie  alle  Informationen  aus,  die  erforderlich 
sind,  um  zu  prüfen,  ob  die  Einrichtung  die  Voraussetzungen 
erfüllt,  aufgrund  deren  ihre  Registrierung  oder  Zulassung  in 
dem  Mitgliedstaat,  in  dem  sie  niedergelassen  ist,  erfolgte. 

Artikel  58 
Prüfung  des  Antrags 

(1)  Die  ESMA  prüft  den  Registrierungsantrag  innerhalb  von 
40  Werktagen  nach  der  Mitteilung  gemäß  Artikel  56  Absatz  2 
Unterabsatz  3  daraufhin,  ob  das  Transaktionsregister  die  Arti- 
kel 78  bis  81  einhält,  und  erlässt  einen  ausführlich  begründeten 
Beschluss  über  die  Registrierung  oder  die  Ablehnung  der  Regis- 
trierung. 

(2)  Ein  von  der  ESMA  gemäß  Absatz  1  erlassener  Beschluss 
wird  am  fünften  Werktag  nach  seinem  Erlass  wirksam. 

Artikel  59 

Mitteilung  von  Beschlüssen  der  ESMA  in  Bezug  auf  die 
Registrierung 

(1)  Hat  die  ESMA  einen  Beschluss  über  die  Registrierung 
oder  einen  Beschluss  über  die  Ablehnung  oder  den  Widerruf 
der  Registrierung  erlassen,  teilt  sie  dies  dem  Transaktionsregister 
innerhalb  von  fünf  Werktagen  mit  einer  ausführlichen  Begrün- 
dung ihres  Beschlusses  mit. 

Die  ESMA  teilt  der  jeweils  zuständigen  Behörde  nach  Artikel  57 
Absatz  1  unverzüglich  ihren  Beschluss  mit. 

(2)  Die  ESMA  unterrichtet  die  Kommission  über  jeden  gemäß 
Absatz  1  erlassenen  Beschluss. 


(3)  Die  ESMA  veröffentlicht  auf  ihrer  Website  ein  Verzeichnis 
der  nach  dieser  Verordnung  registrierten  Transaktionsregister. 
Dieses  Verzeichnis  wird  innerhalb  von  fünf  Werktagen  nach 
Erlass  eines  Beschlusses  gemäß  Absatz  1  aktualisiert. 

Artikel  60 

Ausübung  der  in  den  Artikeln  61  bis  63  genannten 
Befugnisse 

Die  der  ESMA  oder  Bediensteten  der  ESMA  oder  sonstigen  von 
ihr  bevollmächtigten  Personen  nach  den  Artikeln  61  bis  63 
übertragenen  Befugnisse  dürfen  nicht  genutzt  werden,  um  die 
Offenlegung  von  Informationen  oder  Unterlagen  zu  verlangen, 
die  einem  Rechtsprivileg  unterliegen. 

Artikel  61 
Informationsersuchen 

(1)  Die  ESMA  kann  durch  einfaches  Ersuchen  oder  durch 
Beschluss  von  Transaktionsregistern  und  mit  diesen  verbunde- 
nen Dritten,  an  die  die  Transaktionsregister  betriebliche  Auf- 
gaben oder  Tätigkeiten  ausgelagert  haben,  die  Vorlage  sämtli- 
cher Informationen  verlangen,  die  sie  für  die  Wahrnehmung 
ihrer  Aufgaben  im  Rahmen  dieser  Verordnung  benötigt. 

(2)  Bei  der  Übermittlung  eines  einfachen  Informationsersu- 
chens nach  Absatz  1  verfährt  die  ESMA  wie  folgt: 

a)  Sie  nimmt  auf  diesen  Artikel  als  Rechtsgrundlage  des  Er- 
suchens Bezug; 

b)  sie  erläutert  den  Zweck  des  Ersuchens; 

c)  sie  erläutert  die  Art  der  geforderten  Informationen; 

d)  sie  legt  die  Frist  fest,  innerhalb  derer  die  Informationen  bei- 
zubringen sind; 

e)  sie  unterrichtet  die  Person,  von  der  die  Informationen  ange- 
fordert werden,  darüber,  dass  sie  nicht  zu  deren  Übermitt- 
lung verpflichtet  ist,  dass  jedoch  die  übermittelten  Informa- 
tionen im  Falle  einer  freiwilligen  Beantwortung  des  Er- 
suchens nicht  falsch  und  irreführend  sein  dürfen,  und 

f)  sie  nennt  die  nach  Artikel  65  in  Verbindung  mit  Anhang  I 
Abschnitt  IV  Buchstabe  a  vorgesehene  Geldbuße  für  den  Fall, 
dass  die  Antworten  auf  die  gestellten  Fragen  falsch  oder 
irreführend  sind. 

(3)  Bei  der  Aufforderung  zur  Vorlage  von  Informationen 
nach  Absatz  1  durch  Beschluss  verfährt  die  ESMA  wie  folgt: 

a)  Sie  nimmt  auf  diesen  Artikel  als  Rechtsgrundlage  des  Er- 
suchens Bezug; 

b)  sie  erläutert  den  Zweck  des  Ersuchens; 

c)  sie  erläutert  die  Art  der  geforderten  Informationen; 
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d)  sie  legt  die  Frist  fest,  innerhalb  derer  die  Informationen  bei- 
zubringen sind; 

e)  sie  nennt  die  nach  Artikel  66  zu  verhängenden  Zwangsgel- 
der, wenn  die  geforderten  Informationen  unvollständig  sind; 

f)  sie  nennt  die  nach  Artikel  65  in  Verbindung  mit  Anhang  I 
Abschnitt  IV  Buchstabe  a  vorgesehene  Geldbuße  für  den  Fall, 
dass  die  Antworten  auf  die  gestellten  Fragen  falsch  oder 
irreführend  sind,  und 

g)  sie  weist  auf  das  Recht  nach  den  Artikeln  60  und  61  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  hin,  vor  dem  Beschwerde- 
ausschuss  der  ESMA  Beschwerde  gegen  den  Beschluss  ein- 
zulegen und  den  Beschluss  durch  den  Gerichtshof  der  Euro- 
päischen Union  (im  Folgenden  „Gerichtshof')  überprüfen  zu 
lassen. 

(4)  Die  in  Absatz  1  genannten  Personen  oder  deren  Vertreter 
und  bei  juristischen  Personen  und  nicht  rechtsfähigen  Vereinen 
die  nach  Gesetz  oder  Satzung  zur  Vertretung  berufenen  Per- 
sonen stellen  die  geforderten  Informationen  zur  Verfügung. 
Ordnungsgemäß  bevollmächtigte  Rechtsanwälte  können  die 
Auskünfte  im  Namen  ihrer  Mandanten  erteilen.  Letztere  bleiben 
in  vollem  Umfang  dafür  verantwortlich,  dass  die  erteilten  Aus- 
künfte vollständig,  sachlich  richtig  und  nicht  irreführend  sind. 

(5)  Die  ESMA  übermittelt  der  zuständigen  Behörde  des  Mit- 
gliedstaats, in  dem  die  in  Absatz  1  genannten  und  von  dem 
Informationsersuchen  betroffenen  Personen  ansässig  oder  nie- 
dergelassen sind,  unverzüglich  eine  Kopie  des  einfachen  Er- 
suchens oder  ihres  Beschlusses. 

Artikel  62 

Allgemeine  Untersuchungen 

(1)  Zur  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  nach  dieser  Verord- 
nung kann  die  ESMA  im  Hinblick  auf  die  in  Artikel  61  Absatz 
1  genannten  Personen  erforderliche  Untersuchungen  durchfüh- 
ren. Zu  diesem  Zweck  haben  die  Bediensteten  der  ESMA  und 
sonstige  von  ihr  bevollmächtigte  Personen  die  Befugnis, 

a)  Aufzeichnungen,  Daten,  Verfahren  und  sonstiges  für  die  Er- 
füllung ihrer  Aufgaben  relevantes  Material  unabhängig  von 
der  Speicherform  zu  prüfen; 

b)  beglaubigte  Kopien  oder  Auszüge  dieser  Aufzeichnungen, 
Daten,  Verfahren  und  des  sonstigen  Materials  anzufertigen 
oder  zu  verlangen; 

c)  jede  in  Artikel  61  Absatz  1  genannte  Person  oder  ihre  Ver- 
treter oder  Beschäftigten  vorzuladen  und  zur  Abgabe  münd- 
licher oder  schriftlicher  Erklärungen  zu  Sachverhalten  oder 
Unterlagen  aufzufordern,  die  mit  Gegenstand  und  Zweck  der 
Nachprüfung  in  Zusammenhang  stehen,  und  die  Antworten 
aufzuzeichnen; 

d)  jede  andere  natürliche  oder  juristische  Person  zu  befragen, 
die  einer  Befragung  zum  Zwecke  des  Erlangens  von  Infor- 
mationen über  einen  Untersuchungsgegenstand  zustimmt; 


e)  Aufzeichnungen  von  Telefongesprächen  und  Datenübermitt- 
lungen anzufordern. 

(2)  Die  Bediensteten  der  ESMA  und  sonstige  von  ihr  zu  die- 
sen Untersuchungen  bevollmächtigte  Personen  im  Sinne  des 
Absatzes  1  üben  ihre  Befugnisse  unter  Vorlage  einer  schriftli- 
chen Vollmacht  aus,  in  der  Gegenstand  und  Zweck  der  Unter- 
suchung angegeben  werden.  Darüber  hinaus  wird  in  der  Voll- 
macht angegeben,  welche  Zwangsgelder  gemäß  Artikel  66  für 
den  Fall  verhängt  werden,  dass  die  angeforderten  Aufzeichnun- 
gen, Daten,  Verfahren  und  das  sonstige  Material  oder  die  Ant- 
worten auf  die  Fragen,  die  den  in  Artikel  61  Absatz  1  genann- 
ten Personen  gestellt  wurden,  nicht  bereitgestellt  bzw.  erteilt 
werden  oder  unvollständig  sind,  und  welche  Geldbußen  gemäß 
Artikel  65  in  Verbindung  mit  Anhang  I  Abschnitt  IV  Buchstabe 
b  für  den  Fall  verhängt  werden,  dass  die  Antworten  auf  die 
Fragen,  die  den  in  Artikel  61  Absatz  1  genannten  Personen 
gestellt  wurden,  sachlich  falsch  oder  irreführend  sind. 

(3)  Die  in  Artikel  61  Absatz  1  genannten  Personen  sind 
verpflichtet,  sich  den  durch  Beschluss  der  ESMA  eingeleiteten 
Untersuchungen  zu  unterziehen.  In  dem  Beschluss  wird  Folgen- 
des angegeben:  Gegenstand  und  Zweck  der  Untersuchung,  die 
in  Artikel  66  vorgesehenen  Zwangsgelder,  die  nach  der  Verord- 
nung (EU)  Nr.  1095/2010  möglichen  Rechtsbehelfe  sowie  das 
Recht,  den  Beschluss  durch  den  Gerichtshof  überprüfen  zu  las- 
sen. 


(4)  Die  ESMA  unterrichtet  die  zuständige  Behörde  des  betref- 
fenden Mitgliedstaats,  in  dem  die  Untersuchung  erfolgen  soll, 
rechtzeitig  über  die  bevorstehende  Untersuchung  und  die  Iden- 
tität der  bevollmächtigten  Personen.  Bedienstete  der  zuständigen 
Behörde  des  betreffenden  Mitgliedstaats  unterstützen  auf  Antrag 
der  ESMA  die  bevollmächtigten  Personen  bei  der  Durchführung 
ihrer  Aufgaben.  Die  Bediensteten  der  betreffenden  zuständigen 
Behörde  können  auf  Antrag  auch  an  den  Untersuchungen  teil- 
nehmen. 


(5)  Setzt  die  Anforderung  von  Aufzeichnungen  von  Telefon- 
gesprächen oder  Datenübermittlungen  nach  Absatz  1  Buchstabe 
e  nach  nationalem  Recht  eine  gerichtliche  Genehmigung  voraus, 
so  muss  diese  beantragt  werden.  Die  Genehmigung  kann  auch 
vorsorglich  beantragt  werden. 

(6)  Wird  die  in  Absatz  5  genannte  Genehmigung  beantragt, 
so  prüft  das  nationale  Gericht,  ob  der  Beschluss  der  ESMA  echt 
ist  und  ob  die  beantragten  Zwangsmaßnahmen  im  Hinblick  auf 
den  Gegenstand  der  Untersuchungen  nicht  willkürlich  oder  un- 
verhältnismäßig sind.  Bei  der  Prüfung  der  Verhältnismäßigkeit 
der  Zwangsmaßnahmen  kann  das  nationale  Gericht  die  ESMA 
um  detaillierte  Erläuterungen  bitten,  insbesondere  in  Bezug  auf 
die  Gründe,  aus  denen  die  ESMA  annimmt,  dass  ein  Verstoß 
gegen  diese  Verordnung  erfolgt  ist,  sowie  in  Bezug  auf  die 
Schwere  des  mutmaßlichen  Verstoßes  und  der  Art  der  Betei- 
ligung der  den  Zwangsmaßnahmen  unterworfenen  Person. 
Das  nationale  Gericht  darf  jedoch  weder  die  Notwendigkeit 
der  Untersuchung  prüfen  noch  die  Übermittlung  der  in  den 
Akten  der  ESMA  enthaltenen  Informationen  verlangen.  Die 
Rechtmäßigkeit  des  Beschlusses  der  ESMA  unterliegt  ausschließ- 
lich der  Prüfung  durch  den  Gerichtshof  nach  dem  in  der  Ver- 
ordnung (EU)  Nr.  1095/2010  vorgesehenen  Verfahren. 
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Artikel  63 
Prüfungen  vor  Ort 

(1)  Zur  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  im  Sinne  dieser  Ver- 
ordnung kann  die  ESMA  alle  erforderlichen  Prüfungen  vor  Ort 
in  den  Geschäftsräumen  oder  auf  den  Grundstücken  der  in 
Artikel  61  Absatz  1  genannten  juristischen  Personen  durchfüh- 
ren. Die  ESMA  kann  die  Prüfung  vor  Ort  ohne  vorherige  An- 
kündigung durchführen,  wenn  die  ordnungsgemäße  Durchfüh- 
rung und  die  Wirksamkeit  der  Prüfung  dies  erfordern. 

(2)  Die  Bediensteten  der  ESMA  und  sonstige  von  ihr  zur 
Durchführung  der  Prüfungen  vor  Ort  bevollmächtigte  Personen 
sind  befugt,  die  Geschäftsräume  oder  Grundstücke  der  juristi- 
schen Personen,  gegen  die  sich  der  Beschluss  der  ESMA  über  die 
Einleitung  einer  Untersuchung  richtet,  zu  betreten  und  verfügen 
über  sämtliche  in  Artikel  62  Absatz  1  genannten  Befugnisse. 
Darüber  hinaus  sind  sie  befugt,  die  Geschäftsräume  und  Bücher 
oder  Aufzeichnungen  jeder  Art  für  die  Dauer  und  in  dem  Aus- 
maß zu  versiegeln,  wie  es  für  die  Prüfung  erforderlich  ist. 

(3)  Die  Bediensteten  der  ESMA  und  sonstige  von  ihr  zur 
Durchführung  der  Prüfungen  vor  Ort  bevollmächtigte  Personen 
üben  ihre  Befugnisse  unter  Vorlage  einer  schriftlichen  Vollmacht 
aus,  in  der  der  Gegenstand  und  der  Zweck  der  Prüfung  genannt 
werden,  und  angegeben  wird,  welche  Zwangsgelder  gemäß  Ar- 
tikel 66  für  den  Fall  verhängt  werden,  dass  sich  die  betreffenden 
Personen  nicht  der  Prüfung  unterziehen.  Die  ESMA  setzt  die 
zuständige  Behörde  des  Mitgliedstaats,  in  dem  die  Prüfung  vor- 
genommen werden  soll,  von  der  Prüfung  rechtzeitig  vor  deren 
Beginn  in  Kenntnis. 

(4)  Die  in  Artikel  61  Absatz  1  genannten  Personen  müssen 
sich  den  durch  Beschluss  der  ESMA  angeordneten  Prüfungen 
vor  Ort  unterziehen.  In  dem  Beschluss  wird  Folgendes  angege- 
ben: Gegenstand,  Zweck  und  Zeitpunkt  des  Beginns  der  Unter- 
suchung, die  in  Artikel  66  festgelegten  Zwangsgelder,  die  nach 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  möglichen  Rechtsbehelfe 
sowie  das  Recht,  den  Beschluss  durch  den  Gerichtshof  überprü- 
fen zu  lassen.  Die  ESMA  fasst  derartige  Beschlüsse  nach  Anhö- 
rung der  zuständigen  Behörde  des  Mitgliedstaats,  in  dem  die 
Prüfung  durchgeführt  werden  soll. 

(5)  Die  Bediensteten  der  zuständigen  Behörde  des  Mitglied- 
staats, in  dem  die  Prüfung  vorgenommen  werden  soll,  sowie 
von  dieser  Behörde  entsprechend  ermächtigte  oder  bestellte  Per- 
sonen unterstützen  auf  Ersuchen  der  ESMA  die  Bediensteten  der 
ESMA  und  sonstige  von  ihr  bevollmächtigte  Personen  aktiv.  Sie 
verfügen  hierzu  über  die  in  Absatz  2  genannten  Befugnisse. 
Auch  die  Bediensteten  der  zuständigen  Behörde  des  betroffenen 
Mitgliedstaats  können  auf  Antrag  an  den  Prüfungen  vor  Ort 
teilnehmen. 

(6)  Die  ESMA  kann  die  zuständigen  Behörden  ebenfalls  bit- 
ten, in  ihrem  Namen  im  Sinne  dieses  Artikels  und  des  Artikels 
62  Absatz  1  spezifische  Untersuchungsaufgaben  wahrzunehmen 
und  Prüfungen  vor  Ort  durchzuführen.  Zu  diesem  Zweck  haben 
die  zuständigen  Behörden  dieselben  Befugnisse  wie  die  ESMA 
gemäß  diesem  Artikel  und  Artikel  62  Absatz  1. 

(7)  Stellen  die  Bediensteten  der  ESMA  und  andere  von  ihr 
bevollmächtigte  Begleitpersonen  fest,  dass  sich  eine  Person  einer 
nach  Maßgabe  dieses  Artikels  angeordneten  Prüfung  widersetzt, 


so  gewährt  die  zuständige  Behörde  des  betreffenden  Mitglied- 
staats ihnen  die  erforderliche  Unterstützung,  wobei  sie  gegebe- 
nenfalls um  den  Einsatz  von  Polizeikräften  oder  einer  entspre- 
chenden vollziehenden  Behörde  ersucht,  damit  die  Prüfung  vor 
Ort  durchgeführt  werden  kann. 

(8)  Setzt  die  Prüfung  vor  Ort  nach  Absatz  1  oder  die  Unter- 
stützung nach  Absatz  7  nach  nationalem  Recht  eine  gerichtliche 
Genehmigung  voraus,  so  ist  diese  zu  beantragen.  Die  Genehmi- 
gung kann  auch  vorsorglich  beantragt  werden. 

(9)  Wird  die  Genehmigung  nach  Absatz  8  beantragt,  so  prüft 
das  nationale  Gericht,  ob  der  Beschluss  der  ESMA  echt  ist  und 
ob  die  beantragten  Zwangsmaßnahmen  im  Hinblick  auf  den 
Gegenstand  der  Untersuchung  nicht  willkürlich  oder  unverhält- 
nismäßig sind.  Bei  der  Prüfung  der  Verhältnismäßigkeit  der 
Zwangsmaßnahmen  kann  das  nationale  Gericht  die  ESMA  um 
detaillierte  Erläuterungen  bitten.  Dieses  Ersuchen  um  detaillierte 
Erläuterungen  kann  sich  insbesondere  darauf  beziehen,  welche 
Gründe  der  ESMA  Anlass  zu  der  Vermutung  geben,  dass  ein 
Verstoß  gegen  diese  Verordnung  vorliegt,  sowie  auf  die  Schwere 
des  mutmaßlichen  Verstoßes  und  die  Art  der  Beteiligung  der 
Person,  gegen  die  sich  die  Zwangsmaßnahmen  richten.  Das  na- 
tionale Gericht  darf  jedoch  weder  die  Notwendigkeit  der  Prü- 
fung prüfen  noch  die  Übermittlung  der  in  den  Akten  der  ESMA 
enthaltenen  Informationen  verlangen.  Die  Rechtmäßigkeit  des 
Beschlusses  der  ESMA  unterliegt  ausschließlich  der  Prüfung 
durch  den  Gerichtshof  nach  dem  in  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1095/2010  vorgesehenen  Verfahren. 

Artikel  64 

Verfahrensvorschriften  für  Aufsichtsmaßnahmen  und  die 
Verhängung  von  Geldbußen 

(1)  Stellt  die  ESMA  bei  der  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben 
nach  dieser  Verordnung  fest,  dass  es  ernsthafte  Anhaltspunkte 
für  das  mögliche  Vorliegen  von  Tatsachen  gibt,  die  einen  oder 
mehrere  der  in  Anhang  I  aufgeführten  Verstöße  darstellen  kön- 
nen, benennt  sie  aus  dem  Kreis  ihrer  Bediensteten  einen  un- 
abhängigen Untersuchungsbeauftragten  zur  Untersuchung  des 
Sachverhalts.  Der  benannte  Beauftragte  darf  nicht  direkt  oder 
indirekt  in  die  Beaufsichtigung  oder  das  Registrierungsverfahren 
des  betreffenden  Transaktionsregisters  einbezogen  sein  oder  ge- 
wesen sein  und  nimmt  seine  Aufgaben  unabhängig  von  der 
ESMA  wahr. 

(2)  Der  Untersuchungsbeauftragte  untersucht  die  mutmaß- 
lichen Verstöße,  wobei  er  alle  Bemerkungen  der  Personen,  die 
Gegenstand  der  Untersuchungen  sind,  berücksichtigt,  und  legt 
der  ESMA  eine  vollständige  Verfahrensakte  mit  seinen  Feststel- 
lungen vor. 

Zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  kann  der  Untersuchungsbeauf- 
tragte von  der  Befugnis  Gebrauch  machen,  nach  Artikel  61 
Informationen  anzufordern  und  nach  den  Artikeln  62  und  63 
Untersuchungen  und  Prüfungen  vor  Ort  durchzuführen.  Bei  der 
Ausübung  dieser  Befugnisse  muss  der  Untersuchungsbeauftragte 
Artikel  60  einhalten. 

Bei  der  Erfüllung  seiner  Aufgaben  hat  der  Untersuchungsbeauf- 
tragte Zugang  zu  allen  Unterlagen  und  Informationen,  die  die 
ESMA  bei  ihren  Aufsichtstätigkeiten  zusammengetragen  hat. 
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(3)  Beim  Abschluss  seiner  Untersuchung  gibt  der  Unter- 
suchungsbeauftragte den  Personen,  gegen  die  sich  die  Unter- 
suchung richtet,  Gelegenheit,  zu  den  untersuchten  Fragen  ange- 
hört zu  werden,  bevor  er  der  ESMA  die  Verfahrensakte  mit 
seinen  Feststellungen  vorlegt.  Der  Untersuchungsbeauftragte 
stützt  seine  Feststellungen  nur  auf  Tatsachen,  zu  denen  die 
betreffenden  Personen  Stellung  nehmen  konnten. 


Die  Verteidigungsrechte  der  betreffenden  Personen  müssen  wäh- 
rend der  Untersuchungen  nach  diesem  Artikel  in  vollem  Um- 
fang gewahrt  werden. 


(4)  Wenn  der  Untersuchungsbeauftragte  der  ESMA  die  Ver- 
fahrensakte mit  seinen  Feststellungen  vorlegt,  setzt  er  die  Per- 
sonen, gegen  die  sich  die  Untersuchungen  richten,  davon  in 
Kenntnis.  Die  Personen,  gegen  die  sich  die  Untersuchungen 
richten,  haben  das  Recht  auf  Einsicht  in  die  Verfahrensakte, 
vorbehaltlich  des  berechtigten  Interesses  anderer  Personen  an 
der  Wahrung  ihrer  Geschäftsgeheimnisse.  Das  Recht  auf  Einsicht 
in  die  Verfahrensakte  gilt  nicht  für  vertrauliche  Informationen, 
die  Dritte  betreffen. 


(5)  Anhand  der  Verfahrensakte  mit  den  Feststellungen  des 
Untersuchungsbeauftragten  und  —  wenn  die  betreffenden  Per- 
sonen darum  ersuchen  —  nach  der  gemäß  Artikel  67  erfolgten 
Anhörung  der  Personen,  die  Gegenstand  der  Untersuchungen 
waren,  entscheidet  die  ESMA,  ob  die  Personen,  die  Gegenstand 
der  Untersuchungen  waren,  einen  oder  mehrere  der  in  Anhang  I 
aufgeführten  Verstöße  begangen  haben;  ist  dies  der  Fall,  ergreift 
sie  eine  Aufsichtsmaßnahme  nach  Artikel  73  und  verhängt  eine 
Geldbuße  nach  Artikel  65. 


(6)  Der  Untersuchungsbeauftragte  nimmt  nicht  an  den  Bera- 
tungen der  ESMA  teil  und  greift  auch  nicht  in  anderer  Weise  in 
den  Beschlussfassungsprozess  der  ESMA  ein. 


(7)  Die  Kommission  erlässt  weitere  Verfahrensvorschriften 
für  die  Ausübung  der  Befugnis  zur  Verhängung  von  Geldbußen 
oder  Zwangsgeldern,  einschließlich  Bestimmungen  zu  den  Ver- 
teidigungsrechten, zu  Zeitpunkten  und  Fristen  und  zu  der  Ein- 
ziehung der  Geldbußen  und  Zwangsgelder,  und  erlässt  detail- 
lierte Bestimmungen  zur  Verjährung  bezüglich  der  Verhängung 
und  Vollstreckung  von  Sanktionen. 


Artikel  65 
Geldbußen 

(1)  Stellt  die  ESMA  im  Einklang  mit  Artikel  64  Absatz  5  fest, 
dass  ein  Transaktionsregister  einen  der  in  Anhang  I  genannten 
Verstöße  vorsätzlich  oder  fahrlässig  begangen  hat,  so  fasst  sie 
im  Einklang  mit  Absatz  2  dieses  Artikels  einen  Beschluss  über 
die  Verhängung  einer  Geldbuße. 


Ein  Verstoß  eines  Transaktionsregisters  gilt  als  vorsätzlich  be- 
gangen, wenn  die  ESMA  objektive  Anhaltspunkte  zum  Nach- 
weis dessen  ermittelt  hat,  dass  das  Transaktionsregister  oder 
seine  Geschäftsleitung  den  Verstoß  absichtlich  begangen  hat. 


(2)  Für  die  Grundbeträge  der  gemäß  Absatz  1  verhängten 
Geldbußen  gelten  die  folgenden  Ober-  und  Untergrenzen: 


a)  bei  Verstößen  nach  Anhang  I  Abschnitt  I  Buchstabe  c,  nach 
Anhang  I  Abschnitt  II  Buchstabe  c  bis  g  sowie  nach  Anhang 
I  Abschnitt  III  Buchstaben  a  und  b  betragen  die  Geldbußen 
mindestens  10  000  EUR,  höchstens  aber  20  000  EUR; 


b)  bei  Verstößen  nach  Anhang  I  Abschnitt  I  Buchstabe  a  und  b 
sowie  d  bis  h  sowie  nach  Anhang  I  Abschnitt  II  Buchstaben 
a,  b  und  h  betragen  die  Geldbußen  mindestens  5  000  EUR, 
höchstens  aber  10  000  EUR. 


Bei  der  Entscheidung  darüber,  ob  der  Grundbetrag  einer  Geld- 
buße eher  an  den  in  Unterabsatz  1  genannten  Untergrenzen,  in 
der  Mitte  oder  den  Obergrenzen  liegen  sollte,  berücksichtigt  die 
ESMA  den  Umsatz  des  betreffenden  Transaktionsregisters  im 
vorangegangenen  Geschäftsjahr.  Für  Transaktionsregister  mit  ei- 
nem Umsatz  von  weniger  als  1  Mio.  EUR  liegt  der  Grundbetrag 
an  den  Untergrenzen,  bei  einem  Umsatz  zwischen  1  und  5  Mio. 
EUR  in  der  Mitte  und  bei  einem  Umsatz  von  mehr  als  5  Mio. 
EUR  an  den  Obergrenzen. 


(3)  Die  Grundbeträge  nach  Absatz  2  werden  nötigenfalls  un- 
ter Berücksichtigung  etwaiger  erschwerender  oder  mildernder 
Faktoren  entsprechend  den  in  Anhang  II  festgelegten  relevanten 
Koeffizienten  angepasst. 


Die  Vorschriften  nach  Unterabsatz  1  werden  anhand  delegierter 
Rechtsakte  nach  Artikel  82  erlassen. 


(8)  Die  ESMA  verweist  strafrechtlich  zu  verfolgende  Sachver- 
halte an  die  zuständigen  nationalen  Behörden,  wenn  sie  bei  der 
Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  nach  dieser  Verordnung  fest- 
stellt, dass  es  ernsthafte  Anhaltspunkte  für  das  mögliche  Vor- 
liegen von  Tatsachen  gibt,  die  Straftaten  darstellen  können.  Fer- 
ner sieht  die  ESMA  davon  ab,  Geldbußen  oder  Zwangsgelder  zu 
verhängen,  wenn  ein  früherer  Freispruch  oder  eine  frühere  Ver- 
urteilung aufgrund  identischer  Tatsachen  oder  im  Wesentlichen 
gleichartiger  Tatsachen  als  Ergebnis  eines  Strafverfahrens  nach 
nationalem  Recht  bereits  Rechtskraft  erlangt  hat. 


Die  relevanten  erschwerenden  Koeffizienten  werden  einzeln  auf 
den  Grundbetrag  angewendet.  Ist  mehr  als  ein  erschwerender 
Koeffizient  anzuwenden,  wird  die  Differenz  zwischen  dem 
Grundbetrag  und  dem  Betrag,  der  sich  aus  der  Anwendung 
jedes  einzelnen  erschwerenden  Koeffizienten  ergibt,  zum  Grund- 
betrag hinzugerechnet. 


Die  relevanten  mildernden  Koeffizienten  werden  einzeln  auf  den 
Grundbetrag  angewendet.  Ist  mehr  als  ein  mildernder  Koeffi- 
zient anzuwenden,  wird  die  Differenz  zwischen  dem  Grund- 
betrag und  dem  Betrag,  der  sich  aus  der  Anwendung  jedes 
einzelnen  mildernden  Koeffizienten  ergibt,  vom  Grundbetrag 
abgezogen. 
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(4)  Unbeschadet  der  Absätze  2  und  3  darf  der  Betrag  der 
Geldbuße  20  %  des  Umsatzes  des  Transaktionsregisters  im  vo- 
rangegangenen Geschäftsjahr  nicht  überschreiten,  und  muss  in 
dem  Fall,  dass  das  Transaktionsregister  direkt  oder  indirekt  ei- 
nen finanziellen  Gewinn  aus  dem  Verstoß  gezogen  hat,  zumin- 
dest diesem  Gewinn  entsprechen. 


Hat  ein  Transaktionsregister  als  Folge  einer  Handlung  oder  Un- 
terlassung mehr  als  einen  der  in  Anhang  I  aufgeführten  Ver- 
stöße begangen,  so  wird  nur  die  höhere  der  gemäß  den  Absät- 
zen 2  und  3  berechneten  Geldbußen  für  einen  der  zugrunde 
liegenden  Verstöße  verhängt. 


Artikel  66 
Zwangsgelder 

(1)  Die  ESMA  verhängt  per  Beschluss  Zwangsgelder,  um  fol- 
gende Verpflichtungen  aufzuerlegen: 


a)  ein  Transaktionsregister  im  Einklang  mit  einem  Beschluss 
gemäß  Artikel  73  Absatz  1  Buchstabe  a  zur  Beendigung 
eines  Verstoßes  zu  verpflichten,  oder 


b)  eine  in  Artikel  61  Absatz  1  genannte  Person: 


i)  zur  Erteilung  einer  vollständigen  Auskunft  zu  verpflich- 
ten, die  die  ESMA  per  Beschluss  nach  Artikel  61  ange- 
fordert hat; 


ii)  zur  Einwilligung  in  eine  Untersuchung  und  insbesondere 
zur  Vorlage  vollständiger  Unterlagen,  Daten,  Verfahren 
und  sonstigen  angeforderten  Materials  sowie  zur  Vervoll- 
ständigung und  Korrektur  sonstiger  im  Rahmen  einer  per 
Beschluss  nach  Artikel  62  angeordneten  Untersuchung 
beizubringender  Informationen  zu  verpflichten,  oder 


iii)  zur  Duldung  einer  Prüfung  vor  Ort  zu  verpflichten,  die 
mit  Beschluss  gemäß  Artikel  63  angeordnet  wurde. 


(2)  Ein  Zwangsgeld  muss  wirksam  und  verhältnismäßig  sein. 
Die  Zahlung  des  Zwangsgelds  wird  für  jeden  Tag  des  Verzugs 
angeordnet. 


(3)  Unbeschadet  des  Absatzes  2  beträgt  das  Zwangsgeld  3  % 
des  durchschnittlichen  Tagesumsatzes  im  vorangegangenen  Ge- 
schäftsjahr bzw.  bei  natürlichen  Personen  2  %  des  durchschnitt- 
lichen Tageseinkommens  im  vorausgegangenen  Kalenderjahr.  Es 
wird  ab  dem  im  Beschluss  über  die  Verhängung  des  Zwangs- 
gelds festgelegten  Termin  berechnet. 


(4)  Ein  Zwangsgeld  kann  für  einen  Zeitraum  von  höchstens 
sechs  Monaten  ab  der  Bekanntgabe  des  Beschlusses  der  ESMA 
verhängt  werden.  Nach  Ende  dieses  Zeitraums  überprüft  die 
ESMA  diese  Maßnahme. 

Artikel  67 

Anhörung  der  betreffenden  Personen 

(1)  Vor  einem  Beschluss  über  die  Verhängung  einer  Geldbuße 
oder  eines  Zwangsgelds  gemäß  den  Artikeln  65  und  66  gibt  die 
ESMA  den  Personen,  die  dem  Verfahren  unterworfen  sind,  Ge- 
legenheit, zu  den  im  Rahmen  des  Verfahrens  getroffenen  Fest- 
stellungen angehört  zu  werden.  Die  ESMA  stützt  ihre  Beschlüsse 
nur  auf  Feststellungen,  zu  denen  sich  die  Personen,  die  dem 
Verfahren  unterworfen  sind,  äußern  konnten. 


(2)  Die  Verteidigungsrechte  der  Personen,  die  dem  Verfahren 
unterworfen  sind,  müssen  während  des  Verfahrens  in  vollem 
Umfang  gewahrt  werden.  Sie  haben  Recht  auf  Einsicht  in  die 
Akten  der  ESMA,  vorbehaltlich  des  berechtigten  Interesses  an- 
derer Personen  an  der  Wahrung  ihrer  Geschäftsgeheimnisse. 
Von  der  Akteneinsicht  ausgenommen  sind  vertrauliche  Informa- 
tionen sowie  interne  vorbereitende  Unterlagen  der  ESMA. 


Artikel  68 

Offenlegung,  Art,  Zwangsvollstreckung  und  Zuweisung  der 
Geldbußen  und  Zwangsgelder 

(1)  Die  ESMA  veröffentlicht  sämtliche  gemäß  den  Artikeln 
65  und  66  verhängten  Geldbußen  und  Zwangsgelder,  sofern 
dies  die  Stabilität  der  Finanzmärkte  nicht  ernsthaft  gefährdet 
oder  den  Beteiligten  daraus  kein  unverhältnismäßiger  Schaden 
erwächst.  Diese  Veröffentlichung  darf  keine  personenbezogenen 
Daten  im  Sinne  der  Verordnung  (EG)  Nr.  45/2001  enthalten. 


(2)  Gemäß  den  Artikeln  65  und  66  verhängte  Geldbußen 
und  Zwangsgelder  sind  administrativer  Art. 


(3)  Beschließt  die  ESMA,  keine  Geldbußen  oder  Zwangsgel- 
der zu  verhängen,  so  informiert  sie  das  Europäische  Parlament, 
den  Rat,  die  Kommission  und  die  zuständigen  Behörden  des 
betreffenden  Mitgliedstaats  entsprechend  und  legt  die  Gründe 
für  ihren  Beschluss  dar. 


(4)  Gemäß  den  Artikeln  65  und  Artikel  66  verhängte  Geld- 
bußen und  Zwangsgelder  sind  vollstreckbar. 


Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  nach  den  Vorschriften  des  Zi- 
vilprozessrechts des  Staates,  in  dessen  Hoheitsgebiet  sie  statt- 
findet. Die  Vollstreckungsklausel  wird  nach  einer  Prüfung,  die 
sich  lediglich  auf  die  Echtheit  des  Titels  erstrecken  darf,  von  der 
Behörde  erteilt,  die  die  Regierung  jedes  Mitgliedstaats  zu  diesem 
Zweck  bestimmt  und  der  ESMA  und  dem  Gerichtshof  benennt. 
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Sind  diese  Formvorschriften  auf  Antrag  der  die  Vollstreckung 
betreibenden  Partei  erfüllt,  so  kann  diese  die  Zwangsvollstre- 
ckung nach  innerstaatlichem  Recht  betreiben,  indem  sie  die 
zuständige  Stelle  unmittelbar  anruft. 

Die  Zwangsvollstreckung  kann  nur  durch  eine  Entscheidung  des 
Gerichtshofs  ausgesetzt  werden.  Für  die  Prüfung  der  Ordnungs- 
mäßigkeit der  Vollstreckungsmaßnahmen  sind  jedoch  die  Recht- 
sprechungsorgane des  betreffenden  Mitgliedstaats  zuständig. 

(5)  Die  Geldbußen  und  Zwangsgelder  werden  dem  Gesamt- 
haushaltsplan der  Europäischen  Union  zugewiesen. 

Artikel  69 

Kontrolle  durch  den  Gerichtshof 

Der  Gerichtshof  besitzt  die  unbeschränkte  Befugnis  zur  Über- 
prüfung von  Beschlüssen,  mit  denen  die  ESMA  eine  Geldbuße 
oder  ein  Zwangsgeld  festgesetzt  hat.  Er  kann  die  verhängten 
Geldbußen  oder  Zwangsgelder  aufheben,  herabsetzen  oder  er- 
höhen. 

Artikel  70 

Änderungen  des  Anhangs  II 

Um  den  Entwicklungen  auf  den  Finanzmärkten  Rechnung  zu 
tragen,  wird  der  Kommission  die  Befugnis  übertragen,  gemäß 
Artikel  82  in  Bezug  auf  Maßnahmen  zur  Änderung  des  An- 
hangs II  delegierte  Rechtsakte  zu  erlassen. 

Artikel  71 
Widerruf  der  Registrierung 

(1)  Unbeschadet  des  Artikels  73  widerruft  die  ESMA  die  Re- 
gistrierung eines  Transaktionsregisters,  wenn  das  Transaktions- 
register 

a)  ausdrücklich  auf  die  Registrierung  verzichtet  oder  in  den 
letzten  sechs  Monaten  keine  Dienstleistungen  erbracht  hat; 

b)  die  Registrierung  aufgrund  falscher  Erklärungen  oder  auf 
sonstige  rechtswidrige  Weise  erlangt  hat  oder 

c)  die  an  die  Registrierung  geknüpften  Voraussetzungen  nicht 
mehr  erfüllt. 

(2)  Die  ESMA  teilt  der  jeweils  zuständigen  Behörde  nach 
Artikel  57  Absatz  1  unverzüglich  ihren  Beschluss  mit,  die  Re- 
gistrierung eines  Transaktionsregisters  zu  widerrufen. 

(3)  Vertritt  die  zuständige  Behörde  eines  Mitgliedstaats,  in 
dem  das  Transaktionsregister  seine  Dienstleistungen  und  Tätig- 
keiten erbringt,  die  Auffassung,  dass  eine  der  Bedingungen  des 
Absatzes  1  erfüllt  ist,  kann  sie  die  ESMA  auffordern  zu  über- 
prüfen, ob  die  Bedingungen  für  den  Widerruf  der  Registrierung 
des  betreffenden  Transaktionsregisters  erfüllt  sind.  Beschließt  die 
ESMA,  die  Registrierung  des  betreffenden  Transaktionsregisters 
nicht  zu  widerrufen,  so  begründet  sie  dies  umfassend. 


(4)  Die  in  Absatz  3  genannte  zuständige  Behörde  ist  die 
gemäß  Artikel  22  benannte  Behörde. 

Artikel  72 
Gebühren  für  die  Beaufsichtigung 

(1)  Die  ESMA  stellt  den  Transaktionsregistern  gemäß  dieser 
Verordnung  und  gemäß  den  nach  Absatz  3  erlassenen  delegier- 
ten Rechtsakten  Gebühren  in  Rechnung.  Diese  Gebühren  decken 
die  Aufwendungen  der  ESMA  im  Zusammenhang  mit  der  Re- 
gistrierung und  Beaufsichtigung  von  Transaktionsregistern  und 
die  Erstattung  der  Kosten,  die  den  zuständigen  Behörden  bei 
Durchführung  von  Arbeiten  nach  dieser  Verordnung  —  ins- 
besondere infolge  einer  Delegierung  von  Aufgaben  nach  Arti- 
kel 74  —  entstehen  können,  voll  ab. 

(2)  Die  Höhe  einer  von  einem  Transaktionsregister  zu  ent- 
richtenden Gebühr  deckt  alle  Verwaltungskosten  der  ESMA  im 
Zusammenhang  mit  ihren  Registrierungs-  und  Beaufsichtigungs- 
tätigkeiten ab  und  steht  in  einem  angemessenen  Verhältnis  zum 
Umsatz  des  betreffenden  Transaktionsregisters. 

(3)  Die  Kommission  erlässt  einen  delegierten  Rechtsakt  nach 
Artikel  82,  durch  den  die  Art  der  Gebühren,  die  Tatbestände, 
für  die  Gebühren  zu  entrichten  sind,  die  Höhe  der  Gebühren 
und  die  Art  und  Weise,  wie  sie  zu  zahlen  sind,  genauer  fest- 
gelegt werden. 

Artikel  73 
Aufsichtsmaßnahmen  der  ESMA 

(1)  Stellt  die  ESMA  gemäß  Artikel  64  Absatz  5  fest,  dass  ein 
Transaktionsregister  einen  der  in  Anhang  I  aufgeführten  Ver- 
stöße begangen  hat,  fasst  sie  einen  oder  mehrere  der  nachfol- 
genden Beschlüsse: 

a)  Aufforderung  an  das  Transaktionsregister,  den  Verstoß  zu 
beenden; 

b)  Verhängung  von  Geldbußen  gemäß  Artikel  65; 

c)  öffentliche  Bekanntmachung; 

d)  als  letztes  Mittel  Widerruf  der  Registrierung  des  Transakti- 
onsregisters. 

(2)  Beim  Erlass  der  Beschlüsse  gemäß  Absatz  1  berücksichtigt 
die  ESMA  die  Art  und  die  Schwere  des  Verstoßes  anhand  fol- 
gender Kriterien: 

a)  Dauer  und  Häufigkeit  des  Verstoßes; 

b)  die  Tatsache,  ob  der  Verstoß  schwerwiegende  oder  systemi- 
sche Schwächen  der  Verfahren  des  Unternehmens  oder  sei- 
ner Managementsysteme  oder  internen  Kontrollen  auf- 
gedeckt hat; 

c)  die  Tatsache,  ob  ein  Finanzverbrechen  verursacht  oder  er- 
leichtert wurde  oder  ansonsten  mit  dem  Verstoß  in  Verbin- 
dung steht; 
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d)  die  Tatsache,  ob  der  Verstoß  vorsätzlich  oder  fahrlässig  be- 
gangen wurde. 

(3)  Die  ESMA  teilt  dem  betreffenden  Transaktionsregister  un- 
verzüglich jeden  aufgrund  Absatz  1  gefassten  Beschluss  mit  und 
setzt  die  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten  und  die 
Kommission  unverzüglich  davon  in  Kenntnis.  Sie  macht  jeden 
derartigen  Beschluss  innerhalb  von  zehn  Arbeitstagen  ab  dem 
Datum  seines  Erlasses  auf  ihrer  Website  öffentlich  bekannt. 


Bei  der  öffentlichen  Bekanntmachung  ihres  Beschlusses  gemäß 
Unterabsatz  1  gibt  die  ESMA  auch  öffentlich  bekannt,  dass  das 
betreffende  Transaktionsregister  das  Recht  hat,  gegen  den  Be- 
schluss Beschwerde  einzulegen,  und  gegebenenfalls,  dass  Be- 
schwerde eingelegt  wurde,  wobei  sie  darauf  hinweist,  dass  die 
Beschwerde  keine  aufschiebende  Wirkung  hat  und  dass  der  Be- 
schwerdeausschuss  der  ESMA  die  Möglichkeit  hat,  die  Anwen- 
dung des  angefochtenen  Beschlusses  nach  Artikel  60  Absatz  3 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  auszusetzen. 

Artikel  74 

Delegation  von  Aufgaben  durch  die  ESMA  an  die 
zuständigen  Behörden 

(1)  Soweit  es  für  die  ordnungsgemäße  Erfüllung  einer  Auf- 
sichtsaufgabe erforderlich  ist,  kann  die  ESMA  spezifische  Auf- 
sichtsaufgaben gemäß  den  von  der  ESMA  nach  Artikel  16  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  herausgegebenen  Leitlinien  an 
die  zuständige  Behörde  eines  Mitgliedstaats  delegieren.  Zu  die- 
sen spezifischen  Aufsichtsaufgaben  können  insbesondere  die 
Befugnis  zum  Stellen  von  Informationsersuchen  gemäß  Arti- 
kel 61  und  zur  Durchführung  von  Untersuchungen  und  Prü- 
fungen vor  Ort  gemäß  Artikel  62  und  Artikel  63  Absatz  6 
zählen. 


(2)  Bevor  die  ESMA  Aufgaben  delegiert,  konsultiert  sie  die 
jeweils  zuständige  Behörde.  Gegenstand  der  Konsultation  sind 

a)  der  Umfang  der  zu  delegierenden  Aufgabe, 

b)  der  Zeitplan  für  die  Ausführung  der  Aufgabe  und 

c)  die  Übermittlung  erforderlicher  Informationen  durch  und  an 
die  ESMA. 


(3)  Gemäß  der  von  der  Kommission  nach  Artikel  72  Absatz 
3  angenommenen  Gebührenverordnung  erstattet  die  ESMA  ei- 
ner zuständigen  Behörde  die  Kosten,  die  dieser  bei  der  Durch- 
führung delegierter  Aufgaben  entstanden  sind. 

(4)  Die  ESMA  überprüft  den  Beschluss  nach  Absatz  1  in 
angemessenen  Zeitabständen.  Eine  Delegation  von  Aufgaben 
kann  jederzeit  widerrufen  werden. 

(5)  Eine  Delegation  von  Aufgaben  berührt  nicht  die  Zustän- 
digkeit der  ESMA  und  schränkt  die  Möglichkeit  der  ESMA,  die 
delegierte  Tätigkeit  durchzuführen  und  zu  überwachen,  nicht 


ein.  Aufsichtsbefugnisse  nach  dieser  Verordnung,  einschließlich 
Registrierungsbeschlüsse,  endgültige  Bewertungen  und  Folge- 
beschlüsse im  Zusammenhang  mit  Verstößen,  dürfen  nicht  de- 
legiert werden. 

KAPITEL  2 
Beziehungen  zu  Drittstaaten 

Artikel  75 

Gleichwertigkeit  und  internationale  Übereinkünfte 

(1)  Die  Kommission  kann  einen  Durchführungsrechtsakt  er- 
lassen, in  dem  sie  feststellt,  dass  die  Rechts-  und  Aufsichts- 
mechanismen eines  Drittstaats  gewährleisten,  dass 


a)  die  in  diesem  Drittstaat  zugelassenen  Transaktionsregister 
rechtsverbindliche  Anforderungen  erfüllen,  die  denen  dieser 
Verordnung  entsprechen, 


b)  in  diesem  Drittstaat  dauerhaft  eine  wirksame  Beaufsichtigung 
der  Transaktionsregister  und  eine  wirkungsvolle  Rechts- 
durchsetzung sichergestellt  ist  und 

c)  Garantien  hinsichtlich  des  Berufsgeheimnisses  bestehen,  ein- 
schließlich des  Schutzes  der  von  den  Behörden  mit  Dritten 
geteilten  Geschäftsgeheimnisse,  und  diese  Garantien  mindes- 
tens denen  dieser  Verordnung  gleichwertig  sind. 

Der  genannte  Durchführungsrechtsakt  wird  nach  dem  Prüfver- 
fahren des  Artikels  86  Absatz  2  erlassen. 


(2)  Die  Kommission  unterbreitet  dem  Rat  gegebenenfalls, 
und  in  jedem  Fall  nach  dem  Erlass  eines  Durchführungsrechts- 
akts gemäß  Absatz  1,  Empfehlungen  für  die  Aushandlung  in- 
ternationaler Übereinkünfte  mit  den  einschlägigen  Drittstaaten 
über  den  gegenseitigen  Zugang  zu  Informationen  über  Derivate- 
kontrakte, die  in  Transaktionsregistern  in  dem  betreffenden 
Drittstaat  erfasst  sind,  und  den  Austausch  solcher  Informationen 
in  einer  Weise,  die  sicherstellt,  dass  die  Behörden  der  Union, 
einschließlich  der  ESMA,  unmittelbaren  und  ständigen  Zugang 
zu  allen  Informationen  haben,  die  sie  zur  Ausübung  ihrer  Auf- 
gaben benötigen. 

(3)  Nach  dem  Abschluss  der  Übereinkünfte  gemäß  Absatz  2 
und  im  Einklang  mit  ihnen  schließt  die  ESMA  Kooperationsver- 
einbarungen mit  den  zuständigen  Behörden  der  betroffenen 
Drittstaaten.  In  diesen  Vereinbarungen  wird  mindestens  Folgen- 
des festgelegt: 


a)  ein  Mechanismus  für  den  Austausch  von  Informationen  zwi- 
schen der  ESMA  und  anderen  Behörden  der  Union,  die  Auf- 
gaben aufgrund  dieser  Verordnung  wahrnehmen,  einerseits 
und  den  jeweils  zuständigen  Behörden  der  betroffenen  Dritt- 
staaten andererseits  und 


b)  Verfahren  für  die  Koordinierung  von  Aufsichtstätigkeiten. 
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(4)  Die  ESMA  wendet  in  Bezug  auf  die  Übermittlung  per- 
sonenbezogener Daten  an  Drittstaaten  die  Verordnung  (EG) 
Nr.  45/2001  an. 

Artikel  76 

Kooperationsvereinbarungen 

Die  einschlägigen  Behörden  von  Drittstaaten,  in  denen  kein 
Transaktionsregister  ansässig  ist,  können  sich  an  die  ESMA  wen- 
den, um  Kooperationsvereinbarungen  über  den  Zugang  zu  In- 
formationen über  in  Transaktionsregistern  der  Union  erfasste 
Derivatekontrakte  zu  treffen. 

Die  ESMA  kann  Kooperationsvereinbarungen  mit  den  genann- 
ten Behörden  treffen  über  den  Zugang  zu  Informationen  über  in 
Transaktionsregistern  der  Union  erfasste  Derivatekontrakte,  die 
diese  Behörden  zur  Erfüllung  ihrer  jeweiligen  Aufgaben  und 
Mandate  benötigen,  vorausgesetzt,  dass  Garantien  hinsichtlich 
des  Berufsgeheimnisses  bestehen,  einschließlich  des  Schutzes 
der  von  den  Behörden  mit  Dritten  geteilten  Geschäftsgeheim- 
nisse. 

Artikel  77 

Anerkennung  von  Transaktionsregistern 

(1)  Ein  in  einem  Drittstaat  ansässiges  Transaktionsregister 
kann  Dienstleistungen  und  Tätigkeiten  für  in  der  Union  ansäs- 
sige Einrichtungen  für  die  Zwecke  des  Artikels  9  nur  erbringen, 
nachdem  es  von  der  ESMA  gemäß  Absatz  2  anerkannt  wurde. 

(2)  Ein  Transaktionsregister  im  Sinne  des  Absatzes  1  richtet 
seinen  Antrag  auf  Anerkennung  zusammen  mit  allen  erforder- 
lichen Informationen  an  die  ESMA,  einschließlich  mindestens 
der  Informationen,  die  erforderlich  sind,  um  zu  überprüfen, 
dass  das  Transaktionsregister  zugelassen  ist  und  einer  wirk- 
samen Aufsicht  in  einem  Drittstaat  unterliegt,  der 

a)  von  der  Kommission  im  Wege  eines  Durchführungsrechts- 
akts  gemäß  Artikel  75  Absatz  1  als  Staat  anerkannt  wurde, 
der  über  einen  gleichwertigen  und  durchsetzbaren  Rechts- 
und Aufsichtsrahmen  verfügt, 

b)  mit  der  Union  eine  internationale  Übereinkunft  gemäß  Ar- 
tikel 75  Absatz  2  geschlossen  hat  und 

c)  mit  der  Union  Kooperationsvereinbarungen  gemäß  Artikel  7  5 
Absatz  3  getroffen  hat,  um  sicherzustellen,  dass  die  Behör- 
den der  Union,  einschließlich  der  ESMA,  unmittelbaren  und 
ständigen  Zugang  zu  allen  erforderlichen  Informationen  ha- 
ben. 

Die  ESMA  prüft  den  Antrag  innerhalb  von  30  Arbeitstagen 
nach  Eingang  auf  Vollständigkeit.  Ist  der  Antrag  unvollständig, 
so  setzt  die  ESMA  eine  Frist,  innerhalb  deren  ihr  das  beantra- 
gende Transaktionsregister  zusätzliche  Informationen  zu  über- 
mitteln hat. 

Innerhalb  von  180  Arbeitstagen  nach  Übermittlung  eines  voll- 
ständigen Antrags  informiert  die  ESMA  das  beantragende  Trans- 
aktionsregister schriftlich  darüber,  ob  die  Anerkennung  gewährt 
oder  abgelehnt  wurde  und  begründet  ihre  Entscheidung  umfas- 
send. 


Die  ESMA  veröffentlicht  auf  ihrer  Website  ein  Verzeichnis  der 
nach  dieser  Verordnung  anerkannten  Transaktionsregister. 

TITEL  VII 

ANFORDERUNGEN  AN  TRANSAKTIONSREGISTER 
Artikel  78 
Allgemeine  Anforderungen 

(1)  Ein  Transaktionsregister  muss  über  solide  Regelungen  zur 
Unternehmensführung  verfügen,  wozu  eine  klare  Organisations- 
struktur mit  genau  abgegrenzten,  transparenten  und  kohärenten 
Verantwortungsbereichen  und  angemessenen  Mechanismen  der 
internen  Kontrolle  einschließlich  solider  Verwaltungs-  und  Rech- 
nungslegungsverfahren zählen,  die  jede  Offenlegung  vertrauli- 
cher Informationen  verhindern. 

(2)  Ein  Transaktionsregister  muss  auf  Dauer  wirksame,  in 
schriftlicher  Form  festgelegte  organisatorische  und  administra- 
tive Vorkehrungen  treffen,  um  potenzielle  Interessenkonflikte, 
die  seine  Manager,  Beschäftigten  oder  andere  mit  diesen  direkt 
oder  indirekt  durch  eine  enge  Verbindung  verbundene  Personen 
betreffen,  zu  erkennen  und  zu  regeln. 

(3)  Ein  Transaktionsregister  führt  angemessene  Strategien 
und  Verfahren  ein,  die  ausreichend  sind,  um  die  Einhaltung 
sämtlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  seine 
Manager  und  Beschäftigten,  sicherzustellen. 

(4)  Ein  Transaktionsregister  muss  dauerhaft  über  eine  an- 
gemessene Organisationsstruktur  verfügen,  die  die  Kontinuität 
und  das  ordnungsgemäße  Funktionieren  des  Transaktionsregis- 
ters im  Hinblick  auf  die  Erbringung  seiner  Dienstleistungen  und 
Ausübung  seiner  Tätigkeiten  gewährleistet.  Es  muss  angemes- 
sene und  geeignete  Systeme,  Ressourcen  und  Verfahren  einset- 
zen. 

(5)  Bietet  ein  Transaktionsregister  Nebendienstleistungen  an, 
wie  Geschäftsbestätigung,  Geschäftsabgleich,  Dienstleistungen 
bei  Kreditereignissen,  Portfolioabgleich  und  Portfoliokomprimie- 
rung, so  muss  das  Transaktionsregister  diese  Nebendienstleistun- 
gen betrieblich  von  seiner  Aufgabe  der  zentralen  Erfassung  und 
Verwahrung  der  Aufzeichnungen  zu  Derivatekontrakten  ge- 
trennt halten. 

(6)  Die  Geschäftsleitung  und  die  Mitglieder  des  Leitungs- 
organs eines  Transaktionsregisters  müssen  gut  beleumundet 
sein  und  über  ausreichende  Erfahrung  verfügen,  um  ein  solides 
und  umsichtiges  Management  des  Transaktionsregisters  sicher- 
zustellen. 

(7)  Ein  Transaktionsregister  legt  objektive,  diskriminierungs- 
freie und  öffentlich  zugängliche  Anforderungen  für  den  Zugang 
von  Unternehmen,  die  der  Meldepflicht  nach  Artikel  9  unterlie- 
gen, fest.  Es  gewährt  externen  Dienstleistungsanbietern  diskrimi- 
nierungsfrei Zugang  zu  den  Informationen  in  dem  Transakti- 
onsregister, sofern  die  jeweiligen  Gegenparteien  dem  zu- 
gestimmt haben.  Kriterien,  die  den  Zugang  beschränken,  sind 
nur  insoweit  zulässig,  als  mit  ihnen  das  Ziel  verfolgt  wird,  die 
Risiken  für  die  von  einem  Transaktionsregister  verwalteten  Da- 
ten zu  kontrollieren. 
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(8)  Ein  Transaktionsregister  veröffentlicht  die  im  Zusammen- 
hang mit  den  nach  dieser  Verordnung  erbrachten  Dienstleistun- 
gen zu  zahlenden  Preise  und  Entgelte.  Es  legt  die  Preise  und 
Entgelte  für  alle  Einzeldienstleistungen  offen,  einschließlich  der 
Abschläge  und  Rabatte  sowie  der  Bedingungen  für  die  Gewäh- 
rung entsprechender  Nachlässe.  Es  ermöglicht  den  meldenden 
Einrichtungen  den  Zugang  zu  einzelnen  Diensten.  Die  von  ei- 
nem Transaktionsregister  in  Rechnung  gestellten  Preise  und  Ent- 
gelte müssen  im  Verhältnis  zum  Aufwand  stehen. 

Artikel  79 
Operationelle  Zuverlässigkeit 

(1)  Ein  Transaktionsregister  ermittelt  Quellen  operationeller 
Risiken  und  minimiert  diese  Risiken  durch  Entwicklung  geeig- 
neter Systeme,  Kontrollen  und  Verfahren.  Solche  Systeme  müs- 
sen zuverlässig  und  sicher  sein  und  über  eine  ausreichende 
Kapazität  zur  Bearbeitung  der  eingehenden  Informationen  ver- 
fügen. 

(2)  Ein  Transaktionsregister  hat  eine  angemessene  Strategie 
für  die  Fortführung  des  Geschäftsbetriebs  und  einen  Notfallwie- 
derherstellungsplan festzulegen,  umzusetzen  und  zu  befolgen, 
die  eine  Aufrechterhaltung  der  Funktionen  des  Transaktions- 
registers, eine  rechtzeitige  Wiederherstellung  des  Geschäfts- 
betriebs sowie  die  Erfüllung  der  Pflichten  des  Transaktionsregis- 
ters gewährleisten.  Ein  solcher  Plan  muss  mindestens  die  Imple- 
mentierung von  Backup-Systemen  vorsehen. 

(3)  Ein  Transaktionsregister,  dessen  Registrierung  widerrufen 
wurde,  muss  für  die  ordnungsgemäße  Ersetzung  sorgen,  ein- 
schließlich des  Datentransfers  auf  andere  Transaktionsregister 
und  der  Umleitung  der  Meldungen  auf  andere  Transaktionsregis- 
ter. 

Artikel  80 
Schutz  und  Speicherung  der  Daten 

(1)  Ein  Transaktionsregister  gewährleistet  Vertraulichkeit,  In- 
tegrität und  Schutz  der  gemäß  Artikel  9  erhaltenen  Informatio- 
nen. 

(2)  Ein  Transaktionsregister  darf  die  Daten,  die  es  nach  dieser 
Verordnung  erhält,  für  gewerbliche  Zwecke  nur  nutzen,  wenn 
die  jeweiligen  Gegenparteien  ihre  Zustimmung  dazu  erteilt  ha- 
ben. 

(3)  Ein  Transaktionsregister  zeichnet  umgehend  die  gemäß 
Artikel  9  empfangenen  Informationen  auf  und  bewahrt  sie  min- 
destens für  einen  Zeitraum  von  zehn  Jahren  nach  Beendigung 
der  entsprechenden  Kontrakte  auf.  Es  wendet  effiziente  Verfah- 
ren zur  zeitnahen  Aufzeichnung  an,  um  Änderungen  der  auf- 
gezeichneten Informationen  zu  dokumentieren. 

(4)  Ein  Transaktionsregister  berechnet  die  Positionen  nach 
Derivatekategorien  und  nach  meldenden  Einrichtungen  auf  der 
Grundlage  der  gemäß  Artikel  9  übermittelten  Angaben  zu  den 
Derivatekontrakten. 

(5)  Ein  Transaktionsregister  ermöglicht  den  Vertragsparteien, 
zeitnah  auf  die  Informationen  zu  einem  Kontrakt  zuzugreifen 
und  sie  gegebenenfalls  zu  korrigieren. 


(6)  Ein  Transaktionsregister  trifft  alle  angemessenen  Maßnah- 
men, um  einen  Missbrauch  der  in  seinen  Systemen  abgespei- 
cherten Informationen  zu  unterbinden. 

Eine  natürliche  Person  mit  einer  engen  Verbindung  zu  einem 
Transaktionsregister  oder  eine  juristische  Person,  die  in  einer 
Mutter-Tochter-Beziehung  zu  dem  Transaktionsregister  steht, 
darf  von  einem  Transaktionsregister  aufgezeichnete  vertrauliche 
Informationen  nicht  für  gewerbliche  Zwecke  nutzen. 

Artikel  81 

Transparenz  und  Daten  Verfügbarkeit 

(1)  Ein  Transaktionsregister  veröffentlicht  regelmäßig  und  auf 
leicht  zugängliche  Art  und  Weise  zu  den  gemeldeten  Kontrak- 
ten die  aggregierten  Positionen  nach  Derivatekategorien. 

(2)  Ein  Transaktionsregister  erhebt  Daten,  hält  sie  vor  und 
stellt  sicher,  dass  die  in  Absatz  3  genannten  Stellen  unmittel- 
baren Zugang  zu  den  Einzelheiten  von  Derivatekontrakten  ha- 
ben, die  sie  für  die  Erfüllung  ihrer  jeweiligen  Aufgaben  und 
Mandate  benötigen. 

(3)  Ein  Transaktionsregister  macht  folgenden  Stellen  die  für 
die  Erfüllung  ihrer  jeweiligen  Aufgaben  und  Mandate  erforder- 
lichen Informationen  zugänglich: 

a)  der  ESMA; 

b)  dem  ESRB; 

c)  der  zuständigen  Behörde,  die  die  CCPs  mit  Zugang  zum 
Transaktionsregister  beaufsichtigt; 

d)  der  zuständigen  Behörde,  die  die  Aufsicht  über  die  Handels- 
plätze für  die  Ausführung  der  gemeldeten  Kontrakte  führt; 

e)  den  einschlägigen  Mitgliedern  des  ESZB; 

f)  den  einschlägigen  Behörden  eines  Drittstaats,  der  eine  inter- 
nationale Übereinkunft  nach  Artikel  75  mit  der  Union  ge- 
schlossen hat; 

g)  den  gemäß  Artikel  4  der  Richtlinie  2004/2 5/EG  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004 
betreffend  Übernahmeangebote  (')  benannten  Aufsichts- 
behörden; 

h)  den  einschlägigen  Wertpapier-  und  Marktaufsichtsbehörden 
der  Union; 

i)  den  einschlägigen  Behörden  eines  Drittstaats,  die  eine  Koope- 
rationsvereinbarung nach  Artikel  76  mit  der  ESMA  geschlos- 
sen haben; 

j)  der  Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der  Energieregulie- 
rungsbehörden. 


0  ABl.  L  142  vom  30.4.2004,  S.  12. 
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(4)  Die  ESMA  übermittelt  anderen  einschlägigen  Behörden 
der  Union  die  Informationen,  die  diese  für  die  Wahrnehmung 
ihrer  Aufgaben  benötigen. 

(5)  Um  die  einheitliche  Anwendung  dieses  Artikels  zu  ge- 
währleisten, erarbeitet  die  ESMA  nach  Anhörung  der  Mitglieder 
des  ESZB  Entwürfe  für  technische  Regulierungsstandards,  in  de- 
nen die  Häufigkeit  der  Übermittlung  und  die  Einzelheiten  der  in 
den  Absätzen  1  und  3  genannten  Informationen  angegeben 
werden,  sowie  die  operationeilen  Standards,  die  für  die  Zusam- 
menstellung und  den  Vergleich  von  Daten  zwischen  den  Regis- 
tern und  nötigenfalls  für  den  Zugang  der  in  Absatz  3  genannten 
Stellen  zu  diesen  Informationen  erforderlich  sind.  Diese  Ent- 
würfe für  technische  Regulierungsstandards  zielen  darauf  ab, 
sicherzustellen,  dass  es  aufgrund  der  gemäß  Absatz  1  veröffent- 
lichten Informationen  nicht  möglich  ist,  Rückschlüsse  auf  eine 
Vertragspartei  zu  ziehen. 

Die  ESMA  legt  der  Kommission  diese  Entwürfe  für  technische 
Regulierungsstandards  bis  zum  30.  September  2012  vor. 

Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  die  in  Unter- 
absatz 1  genannten  technischen  Regulierungsstandards  gemäß 
den  Artikeln  10  bis  14  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010  zu 
erlassen. 

Artikel  82 
Ausübung  der  Befugnisübertragung 

(1)  Die  der  Kommission  übertragene  Befugnis  zum  Erlass 
delegierter  Rechtakte  unterliegt  den  in  diesem  Artikel  festgeleg- 
ten Bedingungen. 

(2)  Die  in  Artikel  1  Absatz  6,  Artikel  64  Absatz  7,  Artikel  70, 
Artikel  72  Absatz  3  und  Artikel  85  Absatz  2  genannte  Befug- 
nisübertragung auf  die  Kommission  gilt  auf  unbestimmte  Zeit. 

(3)  Vor  dem  Erlass  eines  delegierten  Rechtsakts  konsultiert 
die  Kommission  nach  Möglichkeit  die  ESMA. 

(4)  Die  in  Artikel  1  Absatz  6,  Artikel  64  Absatz  7,  Artikel  70, 
Artikel  72  Absatz  3  und  Artikel  85  Absatz  2  genannte  Befug- 
nisübertragung kann  vom  Europäischen  Parlament  oder  vom 
Rat  jederzeit  widerrufen  werden.  Ein  Beschluss  über  den  Wider- 
ruf beendet  die  Übertragung  der  darin  angegebenen  Befugnis. 
Der  Beschluss  über  den  Widerruf  wird  am  Tag  nach  dem  Datum 
seiner  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  oder 
zu  einem  darin  genannten  späteren  Zeitpunkt  wirksam.  Die 
Gültigkeit  von  delegierten  Rechtsakten,  die  bereits  in  Kraft  sind, 
wird  von  dem  Beschluss  über  den  Widerruf  nicht  berührt. 

(5)  Sobald  die  Kommission  einen  delegierten  Rechtsakt  er- 
lässt,  übermittelt  sie  ihn  gleichzeitig  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat. 

(6)  Ein  delegierter  Rechtsakt,  der  gemäß  Artikel  1  Absatz  6, 
Artikel  64  Absatz  7,  Artikel  70,  Artikel  72  Absatz  3  und 
Artikel  85  Absatz  2  erlassen  worden  ist,  tritt  nur  in  Kraft, 
wenn  weder  das  Europäische  Parlament  noch  der  Rat  innerhalb 
einer  Frist  von  drei  Monaten  nach  Übermittlung  dieses  Rechts- 
akts an  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat  Einwände  er- 
hoben hat  oder  wenn  vor  Ablauf  dieser  Frist  sowohl  das  Euro- 
päische Parlament  als  auch  der  Rat  der  Kommission  mitgeteilt 


haben,  dass  sie  keine  Einwände  erheben  werden.  Auf  Initiative 
des  Europäischen  Parlaments  oder  des  Rates  wird  die  Frist  um 
drei  Monate  verlängert. 

TITEL  VIII 
GEMEINSAME  BESTIMMUNGEN 
Artikel  83 
Wahrung  des  Berufsgeheimnisses 

(1)  Die  Verpflichtung  zur  Wahrung  des  Berufsgeheimnisses 
gilt  für  alle  Personen,  die  für  die  gemäß  Artikel  22  benannten 
zuständigen  Behörden  und  für  die  in  Artikel  81  Absatz  3  ge- 
nannten Behörden,  für  die  ESMA  oder  für  die  von  den  zustän- 
digen Behörden  oder  der  ESMA  beauftragten  Prüfer  und  Sach- 
verständigen tätig  sind  oder  tätig  waren.  Unbeschadet  der  Fälle, 
die  unter  das  Strafrecht  oder  das  Steuerrecht  fallen,  und  der 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  dürfen  die  genannten  Per- 
sonen vertrauliche  Informationen,  die  sie  bei  der  Wahrnehmung 
ihrer  Aufgaben  erhalten,  an  keine  Person  oder  Behörde  weiter- 
geben, es  sei  denn  in  zusammengefasster  oder  aggregierter 
Form,  so  dass  einzelne  CCPs,  Transaktionsregister  oder  sonstige 
Personen  nicht  identifiziert  werden  können. 

(2)  Wenn  für  eine  CCP  durch  Gerichtsbeschluss  das  Insol- 
venzverfahren eröffnet  oder  die  Zwangsabwicklung  eingeleitet 
worden  ist,  können  vertrauliche  Informationen,  die  sich  nicht 
auf  Dritte  beziehen,  in  zivil-  oder  handelsrechtlichen  Verfahren 
weitergegeben  werden,  sofern  dies  für  das  betreffende  Verfahren 
erforderlich  ist. 

(3)  Unbeschadet  der  unter  das  Strafrecht  oder  das  Steuerrecht 
fallenden  Fälle  dürfen  die  zuständigen  Behörden,  die  ESMA  und 
andere  Stellen  oder  andere  natürliche  oder  juristische  Personen, 
bei  denen  es  sich  nicht  um  die  zuständigen  Behörden  handelt, 
vertrauliche  Informationen,  die  sie  aufgrund  dieser  Verordnung 
erhalten,  nur  zur  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  und  zur  Aus- 
übung ihrer  Funktionen  verwenden,  und  zwar  im  Fall  der  zu- 
ständigen Behörden  im  Rahmen  dieser  Verordnung  und  im  Fall 
anderer  Behörden,  Stellen  oder  natürlicher  oder  juristischer  Per- 
sonen für  die  Zwecke,  für  die  ihnen  die  entsprechenden  Infor- 
mationen zur  Verfügung  gestellt  wurden,  und/oder  in  Verwal- 
tungs-  oder  Gerichtsverfahren,  die  in  besonderem  Zusammen- 
hang mit  der  Ausübung  ihrer  Funktionen  stehen.  Erteilt  jedoch 
die  ESMA,  die  zuständige  Behörde  oder  eine  andere  Behörde, 
Stelle  oder  Person,  die  Informationen  übermittelt,  ihre  Zustim- 
mung, darf  die  Behörde,  die  Empfänger  der  Informationen  ist, 
diese  auch  für  andere  nichtkommerzielle  Zwecke  verwenden. 

(4)  Vertrauliche  Informationen,  die  aufgrund  dieser  Verord- 
nung empfangen,  ausgetauscht  oder  übermittelt  werden,  unter- 
liegen den  Vorschriften  der  Absätze  1 ,  2  und  3  über  das  Berufs- 
geheimnis. Diese  Bestimmungen  hindern  allerdings  die  ESMA, 
die  zuständigen  Behörden  oder  die  zuständigen  Zentralbanken 
nicht  daran,  vertrauliche  Informationen  im  Einklang  mit  dieser 
Verordnung  und  mit  anderen  für  Wertpapierfirmen,  Kreditinsti- 
tute, Pensionsfonds,  OGAW,  AIFM,  Versicherungs-  und  Rück- 
versicherungsvermittler, Versicherungsunternehmen,  geregelte 
Märkte  oder  Marktteilnehmer  geltenden  Rechtsvorschriften  mit 
Zustimmung  der  zuständigen  Behörde  bzw.  der  anderen  Be- 
hörde oder  Stelle  oder  der  sonstigen  juristischen  oder  natürli- 
chen Person,  die  die  Informationen  übermittelt  hat,  auszutau- 
schen oder  zu  übermitteln. 
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(5)  Die  Absätze  1,  2  und  3  stehen  dem  Austausch  oder  der 
Weitergabe  vertraulicher  Informationen,  die  nicht  von  einer  zu- 
ständigen Behörde  eines  anderen  Mitgliedstaats  empfangen  wur- 
den, durch  die  zuständigen  Behörden  im  Einklang  mit  dem 
nationalen  Recht  nicht  entgegen. 

Artikel  84 

Informationsaustausch 

(1)  Die  ESMA,  die  zuständigen  Behörden  sowie  andere  ein- 
schlägige Behörden  übermitteln  einander  unverzüglich  die  zur 
Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  erforderlichen  Informationen. 


(2)  Die  zuständigen  Behörden,  die  ESMA,  andere  einschlägige 
Behörden  und  andere  Stellen  oder  natürliche  oder  juristische 
Personen,  die  bei  der  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  gemäß 
dieser  Verordnung  in  den  Besitz  vertraulicher  Informationen 
gelangen,  dürfen  diese  ausschließlich  im  Zusammenhang  mit 
der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  verwenden. 


(3)  Die  zuständigen  Behörden  teilen  den  einschlägigen  Mit- 
gliedern des  ESZB  Informationen  mit,  die  für  die  Wahrnehmung 
ihrer  Aufgaben  relevant  sind. 

TITEL  IX 

ÜBERGANGS-  UND  SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel  85 

Berichte  und  Überprüfung 

(1)  Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  bis  zum 
17.  August  2015  und  erstellt  einen  allgemeinen  Bericht  über 
sie.  Die  Kommission  legt  den  Bericht  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat  vor,  gegebenenfalls  zusammen  mit  geeig- 
neten Vorschlägen. 


Die  Kommission  wird  insbesondere  wie  folgt  tätig: 


a)  sie  prüft  in  Zusammenarbeit  mit  den  Mitgliedern  des  ESZB, 
ob  es  notwendig  ist,  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  den  Zu- 
gang von  CCPs  zu  Zentralbank-Liquiditätsfazilitäten  zu  er- 
leichtern; 


b)  sie  nimmt  in  Abstimmung  mit  der  ESMA  und  den  relevanten 
sektoralen  Behörden  eine  Bewertung  der  systemischen  Be- 
deutung der  Transaktionen  von  Nichtfinanzunternehmen 
mit  OTC-Derivaten  und  insbesondere  der  Auswirkungen  die- 
ser Verordnung  auf  die  Verwendung  von  OTC-Derivaten 
durch  Nichtfinanzunternehmen  vor; 


c)  sie  nimmt  anhand  der  bisherigen  Erfahrungen  eine  Bewer- 
tung des  Funktionierens  des  Aufsichtsrahmens  für  CCPs,  ein- 
schließlich der  Wirksamkeit  der  Tätigkeit  der  Kollegien  von 
Aufsichtsbehörden,  der  entsprechenden  Abstimmungsmoda- 
litäten nach  Artikel  19  Absatz  3  und  der  Rolle  der  ESMA, 
insbesondere  bei  der  Zulassung  von  CCPs,  vor; 


d)  sie  bewertet  in  Zusammenarbeit  mit  der  ESMA  und  dem 
ESRB  die  Effizienz  von  Einschussanforderungen  zur  Begren- 
zung der  prozyklischen  Effekte  und  die  Notwendigkeit  zur 
Festlegung  einer  zusätzlichen  Interventionsmöglichkeit  in 
diesem  Bereich; 

e)  sie  bewertet  in  Zusammenarbeit  mit  der  ESMA,  wie  sich  die 
Strategien  der  CCPs  bezüglich  der  Anforderungen  an  Ein- 
schusszahlungen und  andere  Sicherungsmittel  und  deren  An- 
passung an  die  spezifischen  Tätigkeiten  und  Risikoprofile 
ihrer  Nutzer  entwickelt  haben. 


Bei  der  in  Unterabsatz  1  Buchstabe  a  genannten  Bewertung  sind 
etwaige  Ergebnisse  der  laufenden  Arbeiten  zwischen  den  Zen- 
tralbanken auf  der  Ebene  der  Union  und  auf  internationaler 
Ebene  in  Betracht  zu  ziehen.  Bei  dieser  Prüfung  ist  auch  dem 
Grundsatz  der  Unabhängigkeit  der  Zentralbanken  und  ihrem 
Recht,  nach  eigenem  Ermessen  Zugang  zu  Liquiditätsfazilitäten 
zu  gewähren,  sowie  potenziellen  unbeabsichtigten  Auswirkun- 
gen auf  das  Verhalten  der  CCPs  oder  den  Binnenmarkt  Rech- 
nung zu  tragen.  Etwaige  Vorschläge,  die  dieser  Bewertung  bei- 
gegeben werden,  dürfen  einzelne  Mitgliedstaaten  oder  Gruppen 
von  Mitgliedstaaten  als  Ort  für  die  Erbringung  von  Clearing- 
diensten weder  direkt  noch  indirekt  diskriminieren. 


(2)  Bis  zum  17.  August  2014  arbeitet  die  Kommission  nach 
Anhörung  der  ESMA  und  der  EIOPA  einen  Bericht  aus,  in  dem 
eine  Bewertung  der  Fortschritte  und  Anstrengungen  der  CCPs 
bei  der  Erarbeitung  technischer  Lösungen  für  die  Übertragung 
unbarer  Sicherheiten  als  Nachschusszahlungen  durch  Altersver- 
sorgungssysteme sowie  der  gegebenenfalls  notwendigen  Maß- 
nahmen zur  Erleichterung  einer  solchen  Lösung  vorgenommen 
wird.  Für  den  Fall,  dass  die  Kommission  der  Auffassung  ist,  dass 
die  notwendigen  Bemühungen  um  geeignete  technische  Lösun- 
gen nicht  unternommen  worden  sind  und  dass  die  nachteiligen 
Auswirkungen  eines  zentralen  Clearings  von  Derivatekontrakten 
auf  die  Ruhestandseinkünfte  künftiger  Rentenempfänger  beste- 
hen bleiben,  wird  ihr  die  Befugnis  übertragen,  gemäß  Artikel  82 
in  Bezug  auf  die  Verlängerung  des  in  Artikel  89  Absatz  1 
genannten  Dreijahreszeitraums  einmal  um  zwei  Jahre  und  ein- 
mal um  ein  Jahr  delegierte  Rechtsakte  zu  erlassen. 

(3)  Die  ESMA  unterbreitet  der  Kommission  Berichte 

a)  über  die  Anwendung  der  Clearingpflicht  gemäß  Titel  II  und 
insbesondere  das  Fehlen  einer  Clearingpflicht  in  Bezug  auf 
OTC-Derivatekontrakte,  die  vor  dem  Tag  des  Inkrafttretens 
dieser  Verordnung  geschlossen  wurden; 

b)  über  die  Anwendung  des  Verfahrens  für  die  Ermittlung  nach 
Artikel  5  Absatz  3; 

c)  über  die  Anwendung  der  Bestimmungen  über  die  Konten- 
trennung nach  Artikel  39; 

d)  über  die  Ausweitung  des  Anwendungsbereichs  von  Interope- 
rabilitätsvereinbarungen  gemäß  Titel  V  auf  andere  Kategorien 
von  Finanzinstrumenten  als  übertragbare  Wertpapiere  und 
Geldmarktinstrumente; 
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e)  über  den  Zugang  von  CCPs  zu  Handelsplätzen,  die  Auswir- 
kungen bestimmter  Praktiken  auf  die  Wettbewerbsfähigkeit 
und  die  Auswirkungen  auf  die  Fragmentierung  der  Liquidität; 

f)  über  den  Personal-  und  Ressourcenbedarf  der  ESMA,  der  sich 
aus  der  Wahrnehmung  der  Befugnisse  und  Aufgaben  nach 
dieser  Verordnung  ergibt; 

g)  über  die  Auswirkungen  der  Anwendung  zusätzlicher  Anfor- 
derungen durch  Mitgliedstaaten  gemäß  Artikel  14  Absatz  5. 

Diese  Berichte  werden  der  Kommission  bis  zum  30.  September 
2014  für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  übermittelt.  Sie  werden 
auch  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  unterbreitet. 

(4)  Die  Kommission  erstellt  in  Zusammenarbeit  mit  den  Mit- 
gliedstaaten und  der  ESMA  und  nach  Anforderung  der  Bewer- 
tung durch  den  ESRB  einen  jährlichen  Bericht,  in  dem  die 
möglichen  Auswirkungen  von  Interoperabilitätsvereinbarungen 
auf  das  Systemrisiko  und  die  Kosten  bewertet  werden. 

Der  Bericht  enthält  zumindest  Angaben  zur  Anzahl  und  zur 
Komplexität  entsprechender  Vereinbarungen  und  geht  auf  die 
Angemessenheit  der  Risikomanagementsysteme  und  -modelle 
ein.  Die  Kommission  legt  den  Bericht  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat  vor,  gegebenenfalls  zusammen  mit  geeig- 
neten Vorschlägen. 

Der  ESRB  legt  der  Kommission  seine  Bewertung  der  möglichen 
Auswirkungen  von  Interoperabilitätsvereinbarungen  auf  das  Sys- 
temrisiko vor. 


(5)  Die  ESMA  legt  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat 
und  der  Kommission  einen  jährlichen  Bericht  über  die  von 
den  zuständigen  Behörden  verhängten  Sanktionen,  einschließ- 
lich Aufsichtsmaßnahmen,  Geldbußen  und  Zwangsgelder,  vor. 

Artikel  86 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  den  Beschluss 
2001/528/EG  der  Kommission  (J)  eingesetzten  Europäischen 
Wertpapierausschuss  unterstützt.  Dieser  Ausschuss  ist  ein  Aus- 
schluss im  Sinne  der  Verordnung  (EU)  Nr.  182/2011. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  gilt  Artikel  5 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  182/2011. 

Artikel  87 

Änderung  der  Richtlinie  98/26/EG 

(1)  In  Artikel  9  Absatz  1  der  Richtlinie  98/26/EG  wird  fol- 
gender Unterabsatz  angefügt: 


0  ABl.  L  191  vom  13.7.2001,  S.  45. 


„Hat  ein  Systembetreiber  einem  anderen  Systembetreiber  im 
Rahmen  eines  interoperablen  Systems  eine  dingliche  Sicherheit 
geleistet,  so  werden  die  Rechte  des  die  Sicherheit  leistenden 
Systembetreibers  an  dieser  Sicherheit  von  Insolvenzverfahren 
gegen  den  die  Sicherheit  empfangenden  Systembetreiber  nicht 
berührt." 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  erlassen  und  veröffentlichen  bis  zum 
17.  August  2014  die  erforderlichen  Rechts-  und  Verwaltungs- 
vorschriften, um  Absatz  1  nachzukommen.  Sie  unterrichten  die 
Kommission  unverzüglich  davon. 


Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen,  nehmen 
sie  in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der 
amtlichen  Veröffentlichung  auf  die  Richtlinie  98/26/EG  Bezug. 
Die  Mitgliedstaaten  regeln  die  Einzelheiten  der  Bezugnahme. 

Artikel  88 
Websites 

(1)  Die  ESMA  unterhält  eine  Website,  auf  der  sie  über  Fol- 
gendes informiert: 


a)  Kontrakte,  die  gemäß  Artikel  5  für  die  Clearingpflicht  in 
Betracht  kommen, 


b)  Sanktionen,  die  bei  Verstößen  gegen  die  Artikel  4,  5  und  7 
bis  1 1  verhängt  werden, 


c)  die  CCPs,  die  befugt  sind,  in  der  Union  Dienstleistungen  oder 
Tätigkeiten  anzubieten,  und  die  in  der  Union  niedergelassen 
sind,  sowie  die  Dienstleistungen  oder  Tätigkeiten,  die  sie 
erbringen  bzw.  ausüben  dürfen,  einschließlich  der  Kategorien 
von  Finanzinstrumenten,  die  von  ihrer  Zulassung  abgedeckt 
sind, 


d)  Sanktionen,  die  bei  Verstößen  gegen  die  Titel  IV  und  V  ver- 
hängt werden, 


e)  die  CCPs,  die  befugt  sind,  in  der  Union  Dienstleistungen  oder 
Tätigkeiten  anzubieten,  und  in  einem  Drittstaat  ansässig  sind, 
sowie  die  Dienstleistungen  oder  Tätigkeiten,  die  sie  erbringen 
bzw.  ausüben  dürfen,  einschließlich  der  Kategorien  von  Fi- 
nanzinstrumenten, die  von  ihrer  Zulassung  abgedeckt  sind, 


f)  Transaktionsregister,  die  befugt  sind,  Dienstleistungen  oder 
Tätigkeiten  in  der  Union  anzubieten, 


g)  Geldbußen  und  Zwangsgelder,  die  gemäß  den  Artikeln  65 
und  66  verhängt  werden, 


h)  das  öffentliche  Register  nach  Artikel  6. 
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(2)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  Buchstaben  b,  c  und  d 
unterhalten  die  zuständigen  Behörden  Websites,  die  mit  der 
Website  der  ESMA  verknüpft  sind. 


(3)  Alle  in  diesem  Artikel  genannten  Websites  müssen  öf- 
fentlich zugänglich  sein,  regelmäßig  aktualisiert  werden  und 
die  Informationen  in  verständlicher  Form  zur  Verfügung  stellen. 


Artikel  89 

Übergangsbestimmungen 

(1)  Während  drei  Jahren  ab  dem  Tag  des  Inkrafttretens  dieser 
Verordnung  findet  die  Clearingpflicht  nach  Artikel  4  keine  An- 
wendung auf  OTC-Derivatekontrakte,  die  objektiv  messbar  die 
Anlagerisiken  reduzieren,  welche  unmittelbar  mit  der  Zahlungs- 
fähigkeit von  Altersversorgungssystemen  im  Sinne  des  Artikels 
2  Nummer  10  verbunden  sind.  Die  Übergangsfrist  gilt  auch  für 
Einrichtungen,  die  zu  dem  Zweck  errichtet  wurden,  die  Mitglie- 
der von  Altersversorgungssystemen  bei  einem  Ausfall  zu  ent- 
schädigen. 


Für  von  diesen  Einrichtungen  während  des  genannten  Zeitraums 
geschlossene  OTC-Derivatekontrakte,  die  anderenfalls  der  Clea- 
ringpflicht nach  Artikel  4  unterliegen  würden,  gelten  die  An- 
forderungen des  Artikels  11. 


(2)  In  Bezug  auf  Altersversorgungssysteme  im  Sinne  des  Ar- 
tikels 2  Nummer  10  Buchstaben  c  und  d  wird  die  in  Absatz  1 
dieses  Artikels  genannte  Befreiung  durch  die  jeweils  zuständige 
Behörde  für  Arten  von  Einrichtungen  oder  Arten  von  Systemen 
gewährt.  Nach  Eingang  des  Antrags  benachrichtigt  die  zustän- 
dige Behörde  die  ESMA  und  die  EIOPA.  Innerhalb  von  30 
Kalendertagen  ab  dem  Eingang  der  Benachrichtigung  gibt  die 
ESMA  nach  Anhörung  der  EIOPA  eine  Stellungnahme  dazu 
ab,  ob  die  betreffende  Art  von  Einrichtungen  oder  die  betref- 
fende Art  von  Systemen  Artikel  2  Nummer  10  Buchstabe  c 
oder  d  erfüllt,  und  die  Gründe  dafür,  weshalb  eine  Befreiung 
aufgrund  von  Schwierigkeiten  bei  der  Erfüllung  der  Nachschus- 
sanforderungen  gerechtfertigt  ist.  Die  zuständige  Behörde  ge- 
währt eine  Befreiung  nur  dann,  wenn  ihr  hinreichend  nach- 
gewiesen wurde,  dass  die  betreffende  Art  von  Einrichtungen 
oder  die  betreffende  Art  von  Systemen  Artikel  2  Nummer  10 
Buchstabe  c  oder  d  genügt  und  dass  Schwierigkeiten  bei  der 
Erfüllung  der  Nachschussanforderungen  auftreten.  Sie  trifft 
ihre  Entscheidung  innerhalb  von  zehn  Arbeitstagen  ab  dem 
Eingang  der  Stellungnahme  der  ESMA  und  trägt  dabei  dieser 
Stellungnahme  gebührend  Rechnung.  Folgt  die  zuständige  Be- 
hörde der  Stellungnahme  der  ESMA  nicht,  muss  ihre  Entschei- 
dung eine  ausführliche  Begründung  und  eine  Erläuterung  erheb- 
licher Abweichungen  von  der  Stellungnahme  enthalten. 


Die  ESMA  veröffentlicht  auf  ihrer  Website  ein  Verzeichnis  der 
Arten  von  Einrichtungen  und  der  Arten  von  Systemen  im  Sinne 
des  Artikels  2  Nummer  10  Buchstaben  c  und  d,  denen  eine 
Befreiung  nach  Unterabsatz  1  gewährt  wurde.  Um  bei  den  Er- 
gebnissen der  Aufsicht  eine  größere  Angleichung  zu  erreichen, 
unterzieht  die  ESMA  die  in  dem  Verzeichnis  genannten  Einrich- 
tungen jährlich  einer  vergleichenden  Analyse  nach  Artikel  30 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1095/2010. 


(3)  Eine  CCP,  die  in  ihrem  Niederlassungsmitgliedstaat  für  die 
Erbringung  von  Clearingdienstleistungen  im  Einklang  mit  den 
innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  dieses  Mitgliedstaats  zugelas- 
sen wurde,  bevor  alle  technischen  Regulierungsstandards  nach 
den  Artikeln  4,  5,  8  bis  11,  16,  18,  25,  26,  29,  34,  41,  42,  44, 
45,  46,  47,  49,  56  und  81  von  der  Kommission  erlassen  wur- 
den, muss  binnen  sechs  Monaten  nach  dem  Tag  des  Inkraft- 
tretens sämtlicher  technischen  Regulierungsstandards  nach  den 
Artikeln  16,  25,  26,  29,  34,  41,  42,  44,  45,  47  und  49  eine 
Zulassung  nach  Artikel  14  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung 
beantragen. 


Eine  in  einem  Drittstaat  ansässige  CCP,  die  in  einem  Mitglied- 
staat für  die  Erbringung  von  Clearingdienstleistungen  im  Ein- 
klang mit  den  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  dieses  Mit- 
gliedstaats zugelassen  wurde,  bevor  alle  technischen  Regulie- 
rungsstandards nach  den  Artikeln  16,  26,  29,  34,  41,  42,  44, 
45,  47  und  49  von  der  Kommission  erlassen  wurden,  muss 
binnen  sechs  Monaten  nach  dem  Tag  des  Inkrafttretens  sämtli- 
cher technischen  Regulierungsstandards  nach  den  Artikeln  16, 
26,  29,  34,  41,  42,  44,  45,  47  und  49  eine  Zulassung  nach 
Artikel  25  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  beantragen. 


(4)  Bis  eine  Entscheidung  nach  dieser  Verordnung  über  die 
Zulassung  oder  Anerkennung  einer  CCP  getroffen  ist,  gelten  die 
jeweiligen  innerstaatlichen  Vorschriften  über  die  Zulassung  und 
Anerkennung  von  CCPs  weiter,  und  die  CCP  wird  weiterhin  von 
der  zuständigen  Behörde  ihres  Niederlassungs-  oder  Anerken- 
nungsmitgliedstaats beaufsichtigt. 


(5)  Hat  eine  zuständige  Behörde  eine  CCP  für  das  Clearing 
einer  bestimmten  Kategorie  von  Derivaten  im  Einklang  mit  den 
innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  ihres  Mitgliedstaats  zugelas- 
sen, bevor  alle  technischen  Regulierungsstandards  nach  den  Ar- 
tikeln 16,  26,  29,  34,  41,  42,  45,  47  und  49  von  der  Kommis- 
sion erlassen  wurden,  setzt  die  zuständige  Behörde  dieses  Mit- 
gliedstaats die  ESMA  binnen  eines  Monats  nach  dem  Tag  des 
Inkrafttretens  der  technischen  Regulierungsstandards  nach  Arti- 
kel 5  Absatz  1  von  dieser  Zulassung  in  Kenntnis. 


Hat  eine  zuständige  Behörde  eine  in  einem  Drittstaat  ansässige 
CCP  für  die  Erbringung  von  Clearingdienstleistungen  im  Ein- 
klang mit  den  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  ihres  Mitglied- 
staats zugelassen,  bevor  alle  technischen  Regulierungsstandards 
nach  den  Artikeln  16,  26,  29,  34,  41,  42,  45,  47  und  49  von 
der  Kommission  erlassen  wurden,  setzt  die  zuständige  Behörde 
dieses  Mitgliedstaats  die  ESMA  binnen  eines  Monats  nach  dem 
Tag  des  Inkrafttretens  der  technischen  Regulierungsstandards 
nach  Artikel  5  Absatz  1  von  dieser  Zulassung  in  Kenntnis. 


(6)  Ein  Transaktionsregister,  das  in  dem  Mitgliedstaat,  in  dem 
es  niedergelassen  ist,  für  die  Erfassung  und  Verwahrung  von 
Aufzeichnungen  zu  Derivatekontrakten  im  Einklang  mit  den 
innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  dieses  Mitgliedstaats  zugelas- 
sen oder  registriert  wurde,  bevor  alle  technischen  Regulierungs- 
und Durchführungsstandards  nach  den  Artikeln  9,  56  und  81 
von  der  Kommission  erlassen  wurden,  muss  binnen  sechs  Mo- 
naten nach  dem  Tag  des  Inkrafttretens  dieser  technischen  Re- 
gulierungs-  und  Durchführungsstandards  die  Registrierung  nach 
Artikel  55  beantragen. 
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Ein  in  einem  Drittstaat  niedergelassenes  Transaktionsregister, 
das  in  einem  Mitgliedstaat  für  die  Erfassung  und  Verwahrung 
von  Aufzeichnungen  zu  Derivatekontrakten  im  Einklang  mit 
den  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  dieses  Mitgliedstaats  zu- 
gelassen wurde,  bevor  alle  technischen  Regulierungs-  und 
Durchführungsstandards  nach  den  Artikeln  9,  56  und  81  von 
der  Kommission  erlassen  wurden,  muss  binnen  sechs  Monaten 
nach  dem  Tag  des  Inkrafttretens  dieser  technischen  Regulie- 
rungs- und  Durchführungsstandards  die  Anerkennung  nach  Ar- 
tikel 77  beantragen. 

(7)  Bis  eine  Entscheidung  nach  dieser  Verordnung  über  die 
Registrierung  oder  Anerkennung  eines  Transaktionsregisters  ge- 
troffen ist,  gelten  die  jeweiligen  innerstaatlichen  Vorschriften 
über  die  Zulassung,  Registrierung  und  Anerkennung  von  Trans- 
aktionsregistern weiter,  und  das  Transaktionsregister  wird  wei- 
terhin von  der  zuständigen  Behörde  seines  Niederlassungs-  oder 
Anerkennungsmitgliedstaats  beaufsichtigt. 

(8)  Ein  Transaktionsregister,  das  in  dem  Mitgliedstaat,  in  dem 
es  ansässig  ist,  für  die  Erfassung  und  Verwahrung  von  Aufzeich- 
nungen zu  Derivatekontrakten  im  Einklang  mit  den  innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften  dieses  Mitgliedstaats  zugelassen  oder 
registriert  wurde,  bevor  die  technischen  Regulierungs-  und 
Durchführungsstandards  nach  den  Artikeln  56  und  81  von 
der  Kommission  erlassen  wurden,  kann  genutzt  werden,  um 
der  Meldepflicht  nach  Artikel  9  nachzukommen,  bis  eine  Ent- 
scheidung aufgrund  dieser  Verordnung  über  seine  Registrierung 
getroffen  ist. 

Ein  in  einem  Drittstaat  ansässiges  Transaktionsregister,  das  für 
die    Erfassung    und    Verwahrung    von    Aufzeichnungen  zu 


Derivatekontrakten  im  Einklang  mit  den  innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften  eines  Mitgliedstaats  zugelassen  wurde,  bevor 
alle  technischen  Regulierungs-  und  Durchführungsstandards 
nach  den  Artikeln  56  und  81  von  der  Kommission  erlassen 
wurden,  kann  genutzt  werden,  um  der  Meldepflicht  nach  Arti- 
kel 9  nachzukommen,  bis  eine  Entscheidung  nach  dieser  Ver- 
ordnung über  seine  Anerkennung  getroffen  ist. 


(9)  Unbeschadet  des  Artikels  81  Absatz  3  Buchstabe  f  kann 
ein  Transaktionsregister  in  Fällen,  in  denen  keine  internationale 
Übereinkunft  nach  Artikel  75  zwischen  einem  Drittstaat  und 
der  Union  besteht,  den  einschlägigen  Behörden  dieses  Drittstaats 
die  erforderlichen  Informationen  bis  zum  17.  August  2013 
übermitteln,  vorausgesetzt,  dass  es  die  ESMA  unterrichtet. 

Artikel  90 

Personal  und  Ressourcen  der  ESMA 

Die  ESMA  beurteilt  bis  zum  31.  Dezember  2012  den  Personal- 
und  Ressourcenbedarf,  der  sich  aus  der  Wahrnehmung  der  ihr 
gemäß  dieser  Verordnung  übertragenen  Befugnisse  und  Auf- 
gaben ergibt,  und  übermittelt  dem  Europäischen  Parlament, 
dem  Rat  und  der  Kommission  einen  Bericht. 

Artikel  91 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Geschehen  zu  Straßburg  am  4.  Juli  2012. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments  Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident  Der  Präsident 

M.  SCHULZ  A.  D.  MAVROYIANNIS 
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ANHANG  I 


Liste  der  Verstöße  nach  Artikel  65  Absatz  1 

I.  Verstöße  im  Zusammenhang  mit  organisatorischen  Anforderungen  oder  mit  Interessenkonflikten: 

a)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  78  Absatz  1,  wenn  es  nicht  über  solide  Unternehmensführungs- 
regeln verfügt,  wozu  auch  eine  klare  Organisationsstruktur  mit  genau  abgegrenzten,  transparenten  und  kohärenten 
Verantwortungsbereichen  und  angemessenen  Mechanismen  der  internen  Kontrolle  einschließlich  solider  Verwal- 
tungs-  und  Rechnungslegungsverfahren,  die  die  Offenlegung  vertraulicher  Informationen  verhindern,  gehört. 

b)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  78  Absatz  2,  wenn  es  nicht  in  schriftlicher  Form  festgelegte 
organisatorische  und  administrative  Vorkehrungen  bereithält  bzw.  anwendet,  um  potenzielle  Interessenkonflikte 
zu  erkennen  und  zu  regeln,  die  seine  Manager,  seine  Beschäftigten  oder  andere  mit  ihnen  direkt  oder  indirekt 
durch  eine  enge  Verbindung  verbundene  Personen  betreffen. 

c)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  78  Absatz  3,  wenn  es  nicht  angemessene  Strategien  und  Verfahren 
einführt,  die  dazu  ausreichen,  die  Einhaltung  aller  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  seine  Manager 
und  Beschäftigten,  sicherzustellen. 

d)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  78  Absatz  4,  wenn  es  nicht  dauerhaft  eine  angemessene  Organi- 
sationsstruktur unterhält  bzw.  einsetzt,  die  die  Kontinuität  und  das  ordnungsgemäße  Funktionieren  des  Trans- 
aktionsregisters bei  der  Erbringung  seiner  Dienstleistungen  und  der  Ausübung  seiner  Tätigkeiten  sicherstellt. 

e)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  78  Absatz  5,  wenn  es  seine  Nebendienstleistungen  nicht  von  seiner 
Aufgabe  der  zentralen  Erfassung  und  Verwahrung  von  Aufzeichnungen  über  Derivate  betrieblich  trennt. 

f)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  78  Absatz  6,  wenn  es  nicht  dafür  sorgt,  dass  seine  Geschäftsleitung 
und  die  Mitglieder  seines  Leitungsorgans  hinlänglich  gut  beleumundet  sind  und  über  ausreichende  Erfahrung 
verfügen,  um  eine  solide  und  umsichtige  Führung  des  Transaktionsregisters  sicherzustellen. 

g)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  78  Absatz  7,  wenn  es  nicht  objektive,  diskriminierungsfreie  und 
öffentlich  zugängliche  Anforderungen  für  den  Zugang  von  Dienstleistungsanbietern  und  Unternehmen,  die  der 
Meldepflicht  nach  Artikel  9  unterliegen,  aufstellt. 

h)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  78  Absatz  8,  wenn  es  nicht  die  Preise  und  Entgelte  im  Zusammen- 
hang mit  den  aufgrund  dieser  Verordnung  erbrachten  Dienstleistungen  bekannt  macht,  wenn  meldende  Einrich- 
tungen keinen  separaten  Zugang  zu  einzelnen  Diensten  erhalten  oder  wenn  die  in  Rechnung  gestellten  Preise  und 
Entgelte  nicht  kostengerecht  sind. 

II.  Verstöße  im  Zusammenhang  mit  betrieblichen  Anforderungen: 

a)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  79  Absatz  1,  wenn  es  nicht  die  Quellen  betrieblicher  Risiken 
ermittelt  bzw.  solche  Risiken  nicht  durch  die  Schaffung  geeigneter  Systeme,  Kontrollen  und  Verfahren  minimiert. 

b)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  79  Absatz  2,  wenn  es  nicht  eine  angemessene  Strategie  für  die 
Fortführung  des  Geschäftsbetriebs  und  einen  Notfallwiederherstellungsplan  festlegt,  umsetzt  oder  aufrechterhält, 
damit  die  Aufrechterhaltung  der  Funktionen  des  Transaktionsregisters,  die  zeitnah  Wiederherstellung  des  Ge- 
schäftsbetriebs und  die  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  sichergestellt  sind. 

c)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  80  Absatz  1,  wenn  es  nicht  die  Vertraulichkeit,  die  Integrität  und 
den  Schutz  der  nach  Artikel  9  erhaltenen  Informationen  gewährleistet. 

d)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  80  Absatz  2,  wenn  es  die  Daten,  die  es  aufgrund  dieser  Verordnung 
erhält,  für  gewerbliche  Zwecke  nutzt,  ohne  dass  die  jeweiligen  Gegenparteien  ihre  Zustimmung  dazu  erteilt  haben. 

e)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  80  Absatz  3,  wenn  es  nicht  die  gemäß  Artikel  9  erhaltenen 
Informationen  umgehend  aufzeichnet  und  während  mindestens  zehn  Jahren  nach  Beendigung  der  entsprechenden 
Kontrakte  aufbewahrt  oder  wenn  es  nicht  effiziente  Verfahren  zur  zeitnahen  Aufzeichnung  anwendet,  um  Än- 
derungen der  aufgezeichneten  Informationen  zu  dokumentieren. 

f)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  80  Absatz  4,  wenn  es  nicht  die  Positionen  nach  Derivatekategorien 
und  nach  meldenden  Einrichtungen  auf  der  Grundlage  der  gemäß  Artikel  9  übermittelten  Angaben  zu  den 
Derivatekontrakten  berechnet. 

g)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  80  Absatz  5,  wenn  es  nicht  den  Vertragsparteien  die  Möglichkeit 
gibt,  zeitnah  auf  die  Informationen  zu  einem  Kontrakt  zuzugreifen  und  sie  zu  korrigieren. 

h)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  80  Absatz  6,  wenn  es  nicht  alle  angemessenen  Maßnahmen  trifft, 
um  einen  Missbrauch  der  in  seinen  Systemen  gespeicherten  Informationen  zu  verhindern. 


III.  Verstöße  im  Zusammenhang  mit  der  Transparenz  und  der  Verfügbarkeit  von  Informationen: 

a)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  81  Absatz  1,  wenn  es  nicht  regelmäßig  aggregierte  Positionen, 
aufgeschlüsselt  nach  Derivatekategorien,  zu  den  ihm  gemeldeten  Kontrakten  veröffentlicht. 

b)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  81  Absatz  2,  wenn  es  nicht  den  in  Artikel  81  Absatz  3  genannten 
Stellen  unmittelbar  und  unverzüglich  Zugang  zu  den  Einzelheiten  von  Derivatekontrakten  gewährt,  die  sie  für  die 
Erfüllung  ihrer  jeweiligen  Aufgaben  und  Mandate  benötigen. 

IV.  Verstöße  im  Zusammenhang  mit  der  Behinderung  von  Aufsichtstätigkeiten: 

a)  Ein  Transaktionsregister  verstößt  gegen  Artikel  61  Absatz  1,  wenn  es  auf  ein  einfaches  Auskunftsersuchen  der 
ESMA  nach  Artikel  61  Absatz  2  oder  einen  Beschluss  der  ESMA  zur  Anforderung  von  Auskünften  nach  Artikel  61 
Absatz  3  hin  sachlich  falsche  oder  irreführende  Auskünfte  abgibt. 

b)  Ein  Transaktionsregister  begeht  einen  Verstoß,  wenn  es  sachlich  falsche  oder  irreführende  Antworten  auf  Fragen 
erteilt,  die  nach  Artikel  62  Absatz  1  Buchstabe  c  gestellt  werden. 

c)  Ein  Transaktionsregister  begeht  einen  Verstoß,  wenn  es  einer  von  der  ESMA  aufgrund  von  Artikel  73  erlassenen 
Aufsichtsmaßnahme  nicht  fristgemäß  nachkommt. 


ANHANG  II 

Liste  der  Koeffizienten  aufgrund  erschwerender  und  mildernder  Faktoren  zum  Zwecke  der  Anwendung  des 

Artikels  65  Absatz  3 

Die  nachstehenden  Koeffizienten  sind  kumulativ  auf  die  Grundbeträge  nach  Artikel  65  Absatz  2  anzuwenden: 

I.  Anpassungskoeffizienten  aufgrund  erschwerender  Faktoren: 

a)  Wenn  der  Verstoß  wiederholt  begangen  wurde,  gilt  für  jede  Wiederholung  ein  zusätzlicher  Koeffizient  von  1,1. 

b)  Wenn  der  Verstoß  während  mehr  als  sechs  Monaten  begangen  wurde,  gilt  ein  Koeffizient  von  1,5. 

c)  Wenn  durch  den  Verstoß  systemimmanente  Schwachstellen  in  der  Organisation  des  Transaktionsregisters,  ins- 
besondere in  seinen  Verfahren,  Verwaltungssystemen  oder  internen  Kontrollen  erkennbar  geworden  sind,  gilt  ein 
Koeffizient  von  2,2. 

d)  Wenn  der  Verstoß  negative  Auswirkungen  auf  die  Qualität  der  von  dem  Transaktionsregister  verwahrten  Daten  hat, 
gilt  ein  Koeffizient  von  1,5. 

e)  Wenn  der  Verstoß  vorsätzlich  begangen  wurde,  gilt  ein  Koeffizient  von  2. 

f)  Wenn  seit  der  Feststellung  des  Verstoßes  keine  Abhilfemaßnahmen  getroffen  wurden,  gilt  ein  Koeffizient  von  1,7. 

g)  Wenn  die  Geschäftsleitung  des  Transaktionsregisters  nicht  mit  der  ESMA  bei  der  Durchführung  von  deren  Ermitt- 
lungen zusammengearbeitet  hat,  gilt  ein  Koeffizient  von  1,5. 

II.  Anpassungskoeffizienten  aufgrund  mildernder  Faktoren: 

a)  Wenn  der  Verstoß  während  weniger  als  zehn  Arbeitstagen  begangen  wurde,  gilt  ein  Koeffizient  von  0,9. 

b)  Wenn  die  Geschäftsleitung  des  Transaktionsregisters  nachweisen  kann,  dass  sie  alle  erforderlichen  Maßnahmen  zur 
Verhinderung  des  Verstoßes  ergriffen  hat,  gilt  ein  Koeffizient  von  0,7. 

c)  Wenn  das  Transaktionsregister  die  ESMA  zügig,  wirkungsvoll  und  umfassend  von  dem  Verstoß  in  Kenntnis  gesetzt 
hat,  gilt  ein  Koeffizient  von  0,4. 

d)  Wenn  das  Transaktionsregister  freiwillig  Maßnahmen  getroffen  hat,  damit  ein  ähnlicher  Verstoß  künftig  nicht  mehr 
begangen  werden  kann,  gilt  ein  Koeffizient  von  0,6. 


Richtlinien 
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RICHTLINIE  94/22/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 


vom  30.  Mai  1994 

über  die  Erteilung  und  Nutzung  von  Genehmigungen  zur  Prospektion,  Exploration  und 

Gewinnung  von  Kohlenwasserstoffen 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT 
DER  EUROPÄISCHEN  UNION  - 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  57  Absatz  2 
Sätze  1  und  3,  Artikel  66  und  Artikel  100a, 

auf  Vorschlag  der  Kommission  H, 

nach  Stellungnahme  des  Wirtschafts-  und  Sozialaus- 
schusses (2), 

gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  189b  des  Vertra- 
ges (3), 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

Der  Binnenmarkt  umfaßt  einen  Raum  ohne  Binnengren- 
zen, in  dem  der  freie  Verkehr  von  Waren,  Personen, 
Dienstleistungen  und  Kapital  gewährleistet  ist.  Es  müssen 
die  erforderlichen  Maßnahmen  für  sein  Funktionieren 
getroffen  werden. 

In  seiner  Entschließung  vom  16.  September  1986  (4)  hat 
der  Rat  als  ein  Ziel  der  Energiepolitik  der  Gemeinschaft 
und  der  Mitgliedstaaten  die  bessere  Integration  des  von 
Handelshemmnissen  befreiten  Binnenmarktes  für  Energie 
bezeichnet,  die  dazu  beitragen  soll,  die  Versorgungs- 
sicherheit zu  erhöhen,  die  Kosten  zu  verringern  und  die 
wirtschaftliche  Wettbewerbsfähigkeit  zu  steigern. 

Für  ihre  Versorgung  mit  Kohlenwasserstoffen  ist  die 
Gemeinschaft  weitgehend  auf  Einfuhren  angewiesen.  Es 
ist  daher  ratsam,  die  bestmögliche  Prospektion,  Explora- 
tion und  Gewinnung  der  in  der  Gemeinschaft  befind- 
lichen Ressourcen  zu  fördern. 

Die  Mitgliedstaaten  üben  über  die  Kohlenwasserstoff- 
ressourcen in  ihren  Hoheitsgebieten  Hoheitsgewalt  und 
Hoheitsrechte  aus. 

Die  Gemeinschaft  ist  Vertragspartei  des  Seerechtsüberein- 
kommens der  Vereinten  Nationen. 

Es  müssen  Schritte  unternommen  werden,  um  einen 
nichtdiskriminierenden  Zugang  zu  Tätigkeiten  im  Zusam- 
menhang mit  der  Prospektion,  Exploration  und  Gewin- 
nung von  Kohlenwasserstoffen  sowie  die  Ausübung  dieser 
Tätigkeiten  unter  Bedingungen  zu  gewährleisten,  die  den 
Wettbewerb  in  diesem  Bereich  anregen,  und  um  damit  die 

0)  ABl.  Nr.  C  139  vom  2.  6.  1992,  S.  12. 

(2)  ABl.  Nr.  C  19  vom  25.  1.  1993,  S.  128. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  18.  No- 
vember 1992  (ABl.  Nr.  C  337  vom  21.  12.  1992,  S.  145). 
Gemeinsamer  Standpunkt  des  Rates  vom  22.  Dezember  1993 
(ABl.  Nr.  C  101  vom  9.  4.  1994,  S.  14)  und  Beschluß  des 
Europäischen  Parlaments  vom  9.  März  1994  (ABl.  Nr.  C  91 
vom  28.  3.  1994). 

(4)  ABl.  Nr.  C  241  vom  25.  9.  1986,  S.  1. 


bestmögliche  Prospektion,  Exploration  und  Gewinnung 
der  Ressourcen  in  den  Mitgliedstaaten  sowie  die  weitere 
Integration  des  Binnenmarktes  für  Energie  zu  fördern. 

Hierzu  müssen  gemeinsame  Regeln  aufgestellt  werden,  die 
gewährleisten,  daß  die  Verfahren  zur  Erteilung  von 
Genehmigungen  für  die  Prospektion,  Exploration  und 
Gewinnung  von  Kohlenwasserstoffen  allen  Unternehmen 
offenstehen,  die  über  die  erforderlichen  Fähigkeiten  verfü- 
gen. Die  Genehmigungen  müssen  auf  der  Grundlage 
objektiver  und  veröffentlichter  Kriterien  erteilt  werden. 
Die  Bedingungen,  unter  denen  die  Genehmigungen  erteilt 
werden,  müssen  allen  am  Verfahren  beteiligten  Unterneh- 
men im  voraus  bekannt  sein. 

Die  Mitgliedstaaten  müssen  auch  weiterhin  das  Recht 
haben,  den  Zugang  zu  diesen  Tätigkeiten  und  deren 
Ausübung  aus  Gründen  des  Gemeinwohls  zu  beschränken 
und  an  das  Erbringen  einer  Gegenleistung  finanzieller  Art 
oder  in  Form  von  Kohlenwasserstoffen  zu  koppeln, 
wobei  die  Einzelheiten  dieser  Gegenleistung  so  geregelt 
sein  müssen,  daß  dadurch  nicht  in  die  Tätigkeit  des 
Unternehmens  eingegriffen  wird.  Von  diesem  Recht  darf 
nur  in  nichtdiskriminierender  Weise  Gebrauch  gemacht 
werden.  Es  müssen  Schritte  unternommen  werden,  damit 
den  Unternehmen  —  mit  Ausnahme  der  an  die  Inan- 
spruchnahme dieses  Rechts  geknüpften  Bedingungen  und 
Verpflichtungen  —  keine  weiteren  Bedingungen  und  Ver- 
pflichtungen auferlegt  werden,  die  nicht  durch  die  Not- 
wendigkeit der  ordnungsgemäßen  Ausübung  dieser  Tätig- 
keit gerechtfertigt  sind.  Die  Überwachung  der  Tätigkeiten 
der  Unternehmen  muß  sich  auf  das  zur  Sicherstellung  der 
Einhaltung  dieser  Verpflichtungen  und  Bedingungen  not- 
wendige Maß  beschränken. 

Die  Größe  der  Gebiete,  für  die  eine  Genehmigung  gilt, 
muß  begrenzt  und  die  Genehmigungen  müssen  befristet 
sein,  um  zu  verhindern,  daß  einem  Unternehmen  das 
ausschließliche  Recht  für  ein  Gebiet  erteilt  wird,  in  dem 
die  Prospektion,  Exploration  und  Gewinnung  von  Koh- 
lenwasserstoffen effizienter  durch  mehrere  Unternehmen 
erfolgen  könnte. 

Die  Unternehmen  der  Mitgliedstaaten  sollten  in  Drittlän- 
dern eine  vergleichbare  Behandlung  erfahren,  wie  sie 
Unternehmen  aus  den  betreffenden  Drittländern  in  der 
Gemeinschaft  aufgrund  dieser  Richtlinie  zuteil  wird.  Ein 
Verfahren  zur  Erreichung  dieses  Ziels  ist  vorzusehen. 

Diese  Richtlinie  sollte  für  Genehmigungen  gelten,  die 
nach  dem  Zeitpunkt  erteilt  werden,  bis  zu  dem  die 
Mitgliedstaaten  die  erforderlichen  Rechts-  und  Verwal- 
tungsvorschriften in  Kraft  setzen  müssen,  um  dieser 
Richtlinie  nachzukommen. 

Die  Richtlinie  90/531/EWG  vom  17.  September  1990 
betreffend  die  Auftragsvergabe  durch  Auftraggeber  im 


Bereich  der  Wasser-,  Energie-  und  Verkehrsversorgung 
sowie  im  Telekommunikationssektor  H  und  die  Richt- 
linie 93/38/EWG  vom  14.  Juni  1993  zur  Koordinierung 
der  Auftragsvergabe  durch  Auftraggeber  im  Bereich  der 
Wasser-,  Energie-  und  Verkehrsversorgung  sowie  im  Tele- 
kommunikationssektor (2)  sind  in  bezug  auf  die  Vergabe 
von  Liefer-,  Bau-  und  Dienstleistungsaufträgen  auf  die 
Unternehmen  des  Sektors  anzuwenden.  Die  in  Artikel  3 
der  Richtlinie  90/531/EWG  vorgesehene  Anwendung  der 
Alternativregelung  setzt  insbesondere  voraus,  daß  in  dem 
Mitgliedstaat,  der  die  Anwendung  dieser  Regelung  bean- 
tragt, die  Erteilung  von  Genehmigungen  auf  nichtdiskri- 
minierende und  transparente  Weise  erfolgt.  Diese  Bedin- 
gung wird  von  einem  Mitgliedstaat  erfüllt,  sobald  und 
solange  er  den  Verpflichtungen  aus  dieser  Richtlinie  nach- 
kommt. Infolgedessen  muß  die  Richtlinie  90/531/EWG 
geändert  werden. 

Gemäß  Artikel  36  der  Richtlinie  90/531/EWG  wird  bin- 
nen vier  Jahren  eine  Überprüfung  des  Anwendungsbe- 
reichs dieser  Richtlinie  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  bei  der  Öffnung  der  Beschaffungsmärkte  und  des 
Wettbewerbs  erzielten  Fortschritte  durchgeführt.  Diese 
Überprüfung  des  Anwendungsbereichs  schließt  die  Explo- 
ration und  die  Gewinnung  von  Kohlenwasserstoffen  ein. 

Dänemark  ist  in  einer  besonderen  Lage,  da  es  verpflichtet 
ist,  Verhandlungen  über  eine  mögliche  Fortsetzung  der 
Tätigkeiten  nach  Ablauf  der  am  8.  Juli  1962  erteilten 
Konzession  in  bezug  auf  die  Gebiete  zu  führen,  die  am 
8.  Juli  2012  zurückzugeben  sind;  Dänemark  wird  daher 
eine  Ausnahmeregelung  in  bezug  auf  diese  Gebiete 
gewährt  — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Im  Sinne  dieser  Richtlinie  bedeuten  die  Begriffe: 

1.  „zuständige  Behörden":  die  in  Artikel  1  Nummer  1 
der  Richtlinie  90/531/EWG  definierten  staatlichen 
Behörden,  die  für  die  Erteilung  einer  Genehmigung 
und/oder  die  Überwachung  ihrer  Nutzung  zuständig 
sind; 

2.  „Unternehmen":  jede  natürliche  oder  juristische  Per- 
son oder  Vereinigung  solcher  Personen,  die  eine 
Genehmigung  beantragt,  beantragen  kann  oder 
besitzt; 

3.  „Genehmigung":  alle  Rechts-,  Verwaltungs-  oder  Ver- 
tragsvorschriften oder  alle  gemäß  diesen  Vorschriften 
erlassenen  Akte,  mit  denen  die  zuständigen  Behörden 
eines  Mitgliedstaats  einem  Unternehmen  das  aus- 
schließliche Recht  einräumen,  auf  eigene  Rechnung 
und  Gefahr  in  einem  geographischen  Gebiet  der  Pro- 
spektion, Exploration  oder  Gewinnung  von  Kohlen- 
wasserstoffen nachzugehen.  Eine  Genehmigung  kann 
sich  auf  eine  oder  mehrere  dieser  Tätigkeiten  erstrek- 
ken; 


(»}  ABl.  Nr.  L  297  vom  29.  10.  1990,  S.  1. 
(2)  ABl.  Nr.  L  199  vom  9.  8.  1993,  S.  84. 


4.  „Öffentliches  Unternehmen":  das  in  Artikel  1  Num- 
mer 2  der  Richtlinie  90/531/EWG  definierte  öffentli- 
che Unternehmen. 


Artikel  2 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  behalten  das  Recht,  innerhalb 
ihres  Hoheitsgebiets  zu  bestimmen,  welche  Gebiete  für 
die  Prospektion,  die  Exploration  und  die  Gewinnung  von 
Kohlenwasserstoffen  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

(2)  Wird  ein  Gebiet  für  die  in  Absatz  1  genannten 
Tätigkeiten  zur  Verfügung  gestellt,  so  stellen  die  Mitglied- 
staaten sicher,  daß  es  beim  Zugang  zu  diesen  Tätigkeiten 
und  bei  ihrer  Ausübung  keine  Diskriminierung  zwischen 
den  Unternehmen  gibt. 

Aus  Gründen  der  nationalen  Sicherheit  können  die  Mit- 
gliedstaaten jedoch  Unternehmen,  die  durch  ein  Drittland 
oder  durch  Staatsangehörige  eines  Drittlandes  effektiv 
kontrolliert  werden,  den  Zugang  zu  diesen  Tätigkeiten 
und  deren  Ausübung  versagen. 

Artikel  3 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen 
Maßnahmen,  um  zu  gewährleisten,  daß  die  Genehmigun- 
gen nach  einem  Verfahren  gemäß  Absatz  2  oder  3  erteilt 
werden,  bei  dem  alle  interessierten  Unternehmen  einen 
Antrag  stellen  können. 

(2)  Die  Einleitung  dieses  Verfahrens  erfolgt 

a)  entweder  auf  Veranlassung  der  zuständigen  Behörden 
durch  eine  Bekanntmachung,  in  der  zur  Antragstel- 
lung aufgefordert  wird  und  die  spätestens  90  Tage 
vor  Ablauf  der  Antragsfrist  im  Amtsblatt  der  Euro- 
päischen Gemeinschaften  zu  veröffentlichen  ist, 

b)  oder  unbeschadet  des  Artikels  2  Absatz  1  durch  eine 
Bekanntmachung,  in  der  zur  Antragstellung  aufgefor- 
dert wird,  die  nach  Einreichung  eines  Antrags  durch 
ein  Unternehmen  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Gemeinschaften  zu  veröffentlichen  ist.  Andere  interes- 
sierte Unternehmen  erhalten  ab  dieser  Veröffent- 
lichung eine  Frist  von  mindestens  90  Tagen,  um 
ebenfalls  einen  Antrag  zu  stellen. 

Die  Bekanntmachungen  nennen  die  Art  der  Genehmigung 
und  das  (die)  geographische(n)  Gebiet(e),  das  (die)  ganz 
oder  teilweise  Antragsgegenstand  ist  (sind)  bzw.  sein 
kann  (können),  sowie  den  Zeitpunkt  bzw.  die  Frist, 
der/die  für  die  Erteilung  der  Genehmigung  vorgesehen 
ist. 

Werden  Anträge  von  Unternehmen  bevorzugt,  die  ein- 
zelne natürliche  oder  juristische  Personen  sind,  so  ist  dies 
in  der  Bekanntmachung  zu  erwähnen. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  können  ohne  Einleitung  des 
Verfahrens  nach  Absatz  2  Genehmigungen  erteilen,  wenn 
das  Gebiet,  für  das  die  Genehmigung  beantragt  wird, 

a)  ständig  verfügbar  ist  oder 
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b)  bereits  Gegenstand  eines  früheren  Verfahrens  nach 
Absatz  2  war,  das  aber  nicht  nur  Erteilung  einer 
Genehmigung  führte,  oder 

c)  von  einem  Unternehmen  aufgegeben  worden  ist  und 
nicht  automatisch  zu  einem  Gebiet  gemäß  Buch- 
stabe a)  wird. 

Die  Mitgliedstaaten,  die  diesen  Absatz  anwenden  möch- 
ten, tragen  dafür  Sorge,  daß  innerhalb  von  drei  Monaten 
nach  Annahme  dieser  Richtlinie  bzw.  unverzüglich,  falls 
sie  entsprechende  Verfahren  noch  nicht  eingeführt  haben, 
im  Amtsblatt  der  Europäischen  Gemeinschaften  eine 
Bekanntmachung  veröffentlicht  wird,  aus  der  hervorgeht, 
welche  Gebiete  ihres  Hoheitsgebiets  im  Sinne  dieses 
Absatzes  verfügbar  sind  und  wo  entsprechende  ausführli- 
che Auskünfte  eingeholt  werden  können.  Jede  wesentliche 
Änderung  in  bezug  auf  diese  Auskünfte  ist  in  einer 
weiteren  Bekanntmachung  anzugeben.  Ein  gemäß  diesem 
Absatz  gestellter  Antrag  auf  Genehmigung  kann  jedoch 
erst  nach  Veröffentlichung  der  entsprechenden  Bekannt- 
machung geprüft  werden. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  Absatz  1 
nicht  anzuwenden,  falls  und  insoweit  geologische  oder 
gewinnungstechnische  Erwägungen  es  rechtfertigen,  daß 
die  Genehmigung  für  ein  Gebiet  dem  Inhaber  einer 
Genehmigung  für  ein  angrenzendes  Gebiet  erteilt  wird. 
Der  betreffende  Mitgliedstaat  stellt  sicher,  daß  die  Inha- 
ber von  Genehmigungen  für  andere  angrenzende  Gebiete 
die  Möglichkeit  erhalten,  in  einem  solchen  Falle  Anträge 
einzureichen,  und  ihnen  hierfür  eine  ausreichende  Frist 
eingeräumt  wird. 

(5)  Nicht  als  Erteilung  einer  Genehmigung  im  Sinne 
von  Absatz  1  sind  anzusehen: 

a)  die  Erteilung  einer  Genehmigung  lediglich  aufgrund 
einer  Änderung  des  Namens  oder  der  Zusammenset- 
zung eines  Unternehmens,  dem  bereits  eine  Genehmi- 
gung erteilt  wurde,  oder  aufgrund  einer  Änderung  der 
Eigentumsverhältnisse  bei  einem  solchen  Unterneh- 
men oder  der  Übertragung  einer  Genehmigung; 

b)  die  Erteilung  einer  Genehmigung  an  ein  Unternehmen, 
das  im  Besitz  einer  anderen  Form  der  Genehmigung 
ist,  wenn  der  Besitz  dieser  Genehmigung  ein  Anrecht 
auf  Erteilung  der  erstgenannten  Genehmigung  ein- 
schließt; 

c)  die  von  den  zuständigen  Behörden  im  Rahmen  einer 
Genehmigung  getroffene  Entscheidung  über  die  Auf- 
nahme, Unterbrechung,  Verlängerung  oder  Einstel- 
lung der  Tätigkeiten  oder  über  die  Verlängerung  der 
Genehmigung  selbst,  wobei  es  ohne  Belang  ist,  ob  die 
Genehmigung  vor  dem  in  Artikel  14  festgelegten 
Termin  erteilt  wurde  oder  nicht. 

(6)  Unbeschadet  der  Einleitung  der  Verfahren  gemäß 
Absatz  2  behalten  die  Mitgliedstaaten  das  Recht,  die 
Erteilung  von  Genehmigungen  zu  verweigern,  wobei 
gewährleistet  sein  muß,  daß  die  Wahrnehmung  dieses 
Rechts  nicht  zu  einer  Diskriminierung  von  Unternehmen 
führt. 


Artikel  4 

Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  zu  gewährleisten,  daß 

a)  die  Fläche  der  geographischen  Gebiete,  deren  Abgren- 
zung nicht  in  Übereinstimmung  mit  der  bestehenden 
geodätischen  Gliederung  des  Raumes  erfolgt,  nicht 
größer  bemessen  wird,  als  dies  für  die  aus  technischer 
und  wirtschaftlicher  Sicht  bestmögliche  Ausübung  der 
Tätigkeiten  gerechtfertigt  ist.  Werden  die  Genehmi- 
gungen nach  den  Verfahren  gemäß  Artikel  3  Absatz  2 
erteilt,  so  werden  zu  diesem  Zweck  objektive  Krite- 
rien aufgestellt  und  den  Unternehmen  vor  der  Antrag- 
stellung zugänglich  gemacht; 

b)  die  Geltungsdauer  der  Genehmigung  nicht  länger 
bemessen  ist,  als  dies  für  die  Ausübung  der  Tätigkei- 
ten, für  die  Genehmigung  erteilt  wird,  erforderlich  ist. 
Die  zuständigen  Behörden  können  die  Genehmigung 
jedoch  verlängern,  wenn  deren  Geltungsdauer  nicht 
zum  Abschluß  der  betreffenden  Tätigkeit  ausreicht 
und  die  Tätigkeit  im  Einklang  mit  der  Genehmigung 
ausgeübt  worden  ist; 

c)  Unternehmen  für  das  geographische  Gebiet,  für  das 
ihnen  die  Genehmigung  erteilt  wurde,  nur  so  lange 
ausschließliche  Rechte  innehaben,  als  dies  für  die 
ordnungsgemäße  Durchführung  der  Tätigkeiten  erfor- 
derlich ist. 


Artikel  5 

Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  zu  gewährleisten,  daß 

1.  die  Genehmigungen  auf  jeden  Fall  anhand  folgender 
Kriterien  erteilt  werden: 

a)  der  technischen  und  finanziellen  Leistungsfähig- 
keit der  Unternehmen  und 

b)  der  Art  und  Weise,  in  der  die  Unternehmen  die 
Prospektion,  Exploration  und/oder  Gewinnung  in 
dem  betreffenden  geographischen  Gebiet  vorneh- 
men wollen,- 

sowie  gegebenenfalls 

c)  dem  Preis,  den  ein  Unternehmen  für  die  Genehmi- 
gung zu  zahlen  bereit  ist,  falls  diese  zum  Kauf 
angeboten  wird, 

d)  für  den  Fall,  daß  nach  einer  Auswertung  anhand 
der  Kriterien  unter  den  Buchstaben  a),  b)  und 
gegebenenfalls  Buchstabe  c)  zwei  oder  mehrere 
Anträge  in  gleicher  Weise  in  Betracht  kommen, 
anderen  relevanten  objektiven  und  nichtdiskrimi- 
nierenden Kriterien,  um  über  diese  Anträge 
abschließend  entscheiden  zu  können. 

Bei  der  Entscheidung  über  die  Anträge  können  die 
zuständigen  Behörden  auch  mangelnde  Leistungs- 
fähigkeit und  mangelndes  Verantwortungsbewußtsein 
berücksichtigen,  die  bei  den  Antragstellern  im  Rah- 
men früherer  Genehmigungen  zutage  getreten  sind. 


Bestimmen  die  zuständigen  Behörden  die  Zusammen- 
setzung eines  Unternehmens,  dem  sie  eine  Genehmi- 
gung erteilen  können,  so  nehmen  sie  diese  Bestim- 
mung anhand  objektiver  und  nichtdiskriminierender 
Kriterien  vor. 

Bestimmen  die  zuständigen  Behörden  den  Betreiber 
eines  Unternehmens,  dem  sie  eine  Genehmigung  ertei- 
len können,  so  nehmen  sie  diese  Bestimmung  anhand 
objektiver  und  nichtdiskriminierender  Kriterien  vor. 

Diese  Kriterien  werden  vor  Beginn  der  Frist  für  die 
Einreichung  der  Anträge  erstellt  und  im  Amtsblatt  der 
Europäischen  Gemeinschaften  veröffentlicht.  Die  Mit- 
gliedstaaten, die  diese  Kriterien  bereits  in  ihren  Ver- 
kündungsblättern  veröffentlicht  haben,  können  sich 
darauf  beschränken,  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Gemeinschaften  lediglich  einen  Hinweis  auf  die  Ver- 
öffentlichung in  ihren  Verkündungsblättern  zu  veröf- 
fentlichen. Jegliche  Änderung  der  Kriterien  ist  jedoch 
vollständig  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Gemein- 
schaften zu  veröffentlichen; 

2.  die  Bedingungen  und  Auflagen  für  die  Ausübung  oder 
Einstellung  der  Tätigkeit,  die  auf  alle  Arten 
von  Genehmigungen  gemäß  den  zum  Zeitpunkt  der 
Antragstellung  geltenden  Rechts-  und  Verwaltungs- 
vorschriften Anwendung  finden,  unabhängig  davon, 
ob  sie  in  der  Genehmigung  enthalten  sind  oder  ihre 
vorherige  Akzeptierung  eine  Bedingung  für  deren 
Erteilung  ist,  festgelegt  und  den  interessierten  Unter- 
nehmen jederzeit  zugänglich  gemacht  werden.  In  dem 
Fall  des  Artikels  3  Absatz  2  Buchstabe  a)  ist  es 
zulässig,  daß  sie  erst  zu  dem  Zeitpunkt  zugänglich 
gemacht  werden,  ab  dem  Genehmigungsanträge 
gestellt  werden  können; 

3.  alle  während  des  Verfahrens  vorgenommenen  Ände- 
rungen dieser  Bedingungen  und  Auflagen  allen  inter- 
essierten Unternehmen  mitgeteilt  werden; 

4.  die  in  diesem  Artikel  genannten  Kriterien,  Bedingun- 
gen und  Auflagen  in  nichtdiskriminierender  Weise 
angewendet  werden; 

5.  ein  Unternehmen,  dessen  Genehmigungsantrag  abge- 
lehnt wurde,  auf  Wunsch  über  die  Gründe  hierfür 
unterrichtet  wird. 


Artikel  6 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  daß  die  Bedin- 
gungen und  Auflagen  gemäß  Artikel  5  Nummer  2  sowie 
die  mit  der  Nutzung  einer  spezifischen  Genehmigung 
verbundenen  detaillierten  Verpflichtungen  ausschließlich 
gerechtfertigt  sind  durch  die  Notwendigkeit,  den  Erfolg 
der  Tätigkeiten  in  dem  Gebiet  zu  sichern,  für  das  eine 
Genehmigung  beantragt  wird,  durch  die  Anwendung  von 
Absatz  2  oder  durch  die  Erbringung  einer  Gegenleistung 
finanzieller  Art  oder  in  Form  von  Kohlenwasserstoffen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  aus  Gründen  der 
nationalen  Sicherheit,  der  öffentlichen  Sicherheit,  der 
Volksgesundheit,  der  Verkehrssicherheit,  des  Umwelt- 


schutzes, des  Schutzes  biologischer  Ressourcen  und  des 
Schutzes  des  nationalen  Kulturguts  von  künstlerischem, 
geschichtlichem  oder  archäologischem  Wert,  der  Sicher- 
heit von  Anlagen  und  Arbeitnehmern,  der  Bewirtschaf- 
tungsplanung (z.  B.  Rate  des  Kohlenwasserstoffabbäus 
oder  Optimierung  der  Ausbeutung)  oder  der  Notwendig- 
keit, Steuereinnahmen  zu  sichern,  die  Ausübung  der  in 
Artikel  2  Absatz  1  genannten  Tätigkeiten  von  bestimmten 
Bedingungen  und  Auflagen  abhängig  machen. 

(3)  Die  Vorschriften  für  die  Erbringung  von  Gegenlei- 
stungen gemäß  Absatz  1,  einschließlich  der  Auflagen  für 
eine  staatliche  Beteiligung,  sind  von  den  Mitgliedstaaten 
so  festzulegen,  daß  die  Unabhängigkeit  der  Unterneh- 
mensführung gewährleistet  ist. 

Wird  jedoch  die  Erteilung  von  Genehmigungen  von  einer 
staatlichen  Beteiligung  an  den  Tätigkeiten  abhängig 
gemacht  und  ist  eine  Rechtsperson  mit  der  Verwaltung 
dieser  Beteiligung  betraut  worden  oder  verwaltet  der 
Staat  selbst  die  Beteiligung,  so  kann  sowohl  die  Rechts- 
person als  auch  der  Staat  die  mit  einer  solchen  Beteili- 
gung verbundenen  Rechte  und  Pflichten  entsprechend 
der  Bedeutung  der  Beteiligung  wahrnehmen,  sofern  die 
Rechtsperson  oder  der  Staat  keine  Informationen  erhält 
und  kein  Stimmrecht  bei  Entscheidungen  über  Bezugs- 
quellen der  Unternehmen  ausübt  und  sofern  die  Rechts- 
person oder  der  Staat  zusammen  mit  einem  oder  mehre- 
ren öffentlichen  Unternehmen  kein  mehrheitliches  Stimm- 
recht bei  anderen  Entscheidungen  ausübt  und  das  Stimm- 
recht des  Staates  oder  der  Rechtsperson  ausschließlich  auf 
transparenten,  objektiven  und  nicht  diskriminierenden 
Grundsätzen  beruht  und  das  Unternehmen  dadurch  nicht 
daran  gehindert  wird,  bei  seinen  Verwaltungsentscheidun- 
gen normale  Geschäftsprinzipien  zugrunde  zu  legen. 

Diese  Bestimmungen  hindern  die  Rechtsperson  oder  den 
Staat  jedoch  nicht  daran,  Einspruch  gegen  Entscheidun- 
gen der  Inhaber  einer  Genehmigung  zu  erheben,  die  die  in 
der  Genehmigung  aufgeführten  Bedingungen  und  Aufla- 
gen betreffend  die  Abbaupolitik  und  den  Schutz  der 
finanziellen  Interessen  des  Staates  nicht  beachten. 

Das  Einspruchsrecht  ist  in  nichtdiskriminierender  Weise 
wahrzunehmen,  insbesondere  wenn  es  sich  um  Investi- 
tionsentscheidungen oder  um  Entscheidungen  betreffend 
die  Versorgungsquellen  der  Unternehmen  handelt.  Wird 
die  staatliche  Beteiligung  an  den  Tätigkeiten  von  einer 
Rechtsperson  verwaltet,  die  auch  Inhaberin  der  Genehmi- 
gungen ist,  so  schafft  der  Mitgliedstaat  Regelungen,  die 
vorschreiben,  daß  die  Rechtsperson  getrennte  Konten  für 
ihre  geschäftliche  Tätigkeit  einerseits  und  ihre  Tätigkeit 
als  Verwalter  der  staatlichen  Beteiligung  andererseits 
führt,  und  die  gewährleisten,  daß  keine  Informationen 
von  dem  für  die  Verwaltung  der  staatlichen  Beteiligung 
zuständigen  Teil  der  Rechtsperson  an  den  Teil  der 
Rechtsperson  gehen,  der  aus  eigenem  Recht  Inhaber  von 
Genehmigungen  ist.  Beschäftigt  der  für  die  Verwaltung 
der  staatlichen  Beteiligung  zuständige  Teil  der  Rechtsper- 
son jedoch  den  Teil  der  Rechtsperson,  die  Inhaber  einer 
Genehmigung  ist,  als  Berater,  so  kann  er  letzterem  die 
Informationen  zur  Verfügung  stellen,  die  für  die  Bera- 
tungstätigkeit erforderlich  sind.  Die  Inhaber  aller  Geneh- 
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migungen,  auf  die  sich  die  Informationen  beziehen,  wer- 
den vorher  darüber  unterrichtet,  welche  Informationen 
auf  diese  Art  weitergegeben  werden  sollen,  und  erhalten 
genug  Zeit,  um  Einwände  zu  erheben. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  daß  die  Überwa- 
chung der  Unternehmen  im  Rahmen  einer  Genehmigung 
nicht  weiter  geht,  als  erforderlich  ist,  um  die  Einhaltung 
der  Bedingungen,  Auflagen  und  Verpflichtungen  gemäß 
Absatz  1  zu  gewährleisten.  Sie  ergreifen  insbesondere  die 
erforderlichen  Maßnahmen,  damit  den  Unternehmen  — 
außer  auf  Verlangen  der  zuständigen  Behörden  und  aus- 
schließlich im  Hinblick  auf  die  in  Artikel  36  des  Vertra- 
ges-genannten  Ziele  —  weder  durch  Rechts-  oder  Verwal- 
tungsvorschriften noch  durch  eine  Vereinbarung  oder 
Absprache  zur  Auflage  gemacht  wird,  Angaben  über  ihre 
künftigen  oder  bestehenden  Bezugsquellen  zu  machen. 


Artikel  7 

Unbeschadet  der  Regelungen  über  individuelle  Genehmi- 
gungen oder  der  in  solchen  Genehmigungen  enthaltenen 
Regelungen  und  unbeschadet  des  Artikels  3  Absatz  5 
Buchstabe  b)  werden  Rechts-  und  Verwaltungsvorschrif- 
ten, die  einem  einzigen  Unternehmen  das  Recht  vorbehal- 
ten, Genehmigungen  für  ein  bestimmtes  geographisches 
Gebiet  innerhalb  des  Hoheitsgebiets  eines  Mitgliedstaats 
zu  erhalten,  von  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  vor  dem 
1.  Januar  1997  aufgehoben. 


Artikel  8 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  unterrichten  die  Kommission 
über  alle  allgemeinen,  ihnen  zur  Kenntnis  gebrachten 
rechtlichen  oder  faktischen  Schwierigkeiten,  auf  die 
Unternehmen  beim  Zugang  zur  Prospektion,  Exploration 
und  Gewinnung  von  Kohlenwasserstoffen  oder  bei  der 
Ausübung  dieser  Tätigkeiten  in  Drittländern  stoßen.  Die 
Mitgliedstaaten  und  die  Kommission  gewährleisten,  daß 
das  Geschäftsgeheimnis  gewahrt  bleibt. 

(2)  Die  Kommission  erstattet  dem  Europäischen  Parla- 
<  ment  und  dem  Rat  erstmals  vor  dem  31.  Dezember  1994 

und  anschließend  in  regelmäßigen  Abständen  Bericht  über 
die  Lage  der  Unternehmen  in  Drittländern  sowie  über  den 
Stand  von  Verhandlungen,  die  gemäß  Absatz  3  mit  den 
betreffenden  Ländern  oder  im  Rahmen  internationaler 
Organisationen  geführt  werden. 

(3)  Stellt  die  Kommission  anhand  der  in  Absatz  2 
genannten  Berichte  oder  aufgrund  anderer  Informationen 
fest,  daß  die  Behandlung,  die  ein  Drittland  Unternehmen 
aus  der  Gemeinschaft  bezüglich  des  Zugangs  zu  den  in 
Absatz  1  genannten  Tätigkeiten  und  ihrer  Ausübung 
gewährt,  nicht  derjenigen  vergleichbar  ist,  welche  die 
Gemeinschaft  den  Unternehmen  dieses  Drittlandes  ge- 
währt, so  kann  die  Kommission  dem  Rat  Vorschläge 
unterbreiten,  um  ein  geeignetes  Mandat  für  Verhandlun- 
gen mit  dem  Ziel  zu  erhalten,  für  die  Unternehmen  aus 
der  Gemeinschaft  vergleichbare  Wettbewerbsmöglichkei- 
ten zu  erreichen.  Der  Rat  beschließt  hierüber  mit  qualifi- 
zierter Mehrheit. 


(4)  Unter  den  in  Absatz  3  genannten  Umständen  kann 
die  Kommission  jederzeit  vorschlagen,  daß  der  Rat  einen 
oder  mehrere  Mitgliedstaaten  ermächtigt,  einem  Unter- 
nehmen die  Genehmigung  zu  versagen,  das  von  dem 
betreffenden  Drittland  und/oder  von  Staatsangehörigen 
dieses  Drittlands  effektiv  kontrolliert  wird. 

Die  Kommission  kann  solche  Vorschläge  von  sich  aus 
oder  auf  Antrag  eines  Mitgliedstaats  unterbreiten. 

Der  Rat  befindet  hierüber  so  bald  wie  möglich  mit 
qualifizierter  Mehrheit. 

(5)  Die  nach  diesem  Artikel  getroffenen  Maßnahmen 
lassen  die  Verpflichtungen  der  Gemeinschaft  unberührt, 
die  sich  aus  internationalen  Übereinkünften  über  den 
Zugang  zur  Prospektion,  Exploration  und  Gewinnung 
von  Kohlenwasserstoffen  sowie  die  Ausübung  dieser 
Tätigkeiten  ergeben. 


Artikel  9 

Jeder  Mitgliedstaat  veröffentlicht  jährlich  einen  Bericht, 
den  er  der  Kommission  übermittelt  und  der  Angaben 
über  die  zur  Prospektion,  Exploration  und  Gewinnung 
freigegebenen  geographischen  Gebiete,  die  erteilten 
Genehmigungen,  die  Inhaber  dieser  Genehmigungen  und 
deren  Zusammensetzung  sowie  über  die  in  seinem 
Hoheitsgebiet  vermuteten  Vorkommen  enthält. 

Die  Mitgliedstaaten  sind  nach  dieser  Bestimmung  nicht 
gehalten,  vertrauliche  Geschäftsinformationen  zu  veröf- 
fentlichen. 


Artikel  10 

Die  Mitgliedstaaten  melden  der  Kommission  bis  zum 
1.  Mai  1995  die  zuständigen  Behörden.  Die  Mitgliedstaa- 
ten teilen  der  Kommission  unverzüglich  alle  späteren 
Änderungen  mit.  Die  Kommission  veröffentlicht  das  Ver- 
zeichnis der  zuständigen  Behörden  und  etwaige  Änderun- 
gen im  Amtsblatt  der  Europäischen  Gemeinschaften. 


Artikel  11 

Diese  Richtlinie  gilt  für  Genehmigungen,  die  ab  dem  in 
Artikel  14  festgelegten  Zeitpunkt  erteilt  werden. 


Artikel  12 

Dem  Artikel  3  der  Richtlinie  90/53 1/EWG  wird  folgender 
Absatz  angefügt: 

„(5)  Bezüglich  der  Nutzung  geographischer  Gebiete 
zum  Zwecke  der  Prospektion  oder  Förderung  von 
Erdöl  oder  Gas  finden  die  Absätze  1  bis  4  ab  dem 
Zeitpunkt,  in  dem  der  betreffende  Mitgliedstaat  der 
Richtlinie   94/22/EG   des   Europäischen  Parlaments 


und  des  Rates  vom  30.  Mai  1994  über  die  Erteilung 
und  Nutzung  von  Genehmigungen  zur  Prospektion, 
Exploration  und  Gewinnung  von  Kohlenwasserstof- 
fen (*)  nachgekommen  ist,  wie  folgt  Anwendung: 

a)  Die  Bedingungen  nach  Absatz  1  gelten  unbescha- 
det des  Absatzes  3  ab  diesem  Zeitpunkt  als 
erfüllt; 

b)  ab  diesem  Zeitpunkt  hat  der  in  Absatz  4  genannte 
Mitgliedstaat  nur  die  Bestimmungen  über  die  Ein- 
haltung der  in  den  Absätzen  2  und  3  genannten 
Bedingungen  mitzuteilen. 

(*)  ABl.  Nr.  L  164  vom  30.  6.  1994,  S.  3." 
Artikel  13 

Die  Artikel  3  und  5  gelten  nicht  für  die  von  Dänemark 
vor  dem  31.  Dezember  2012  erteilten  Genehmigungen  in 
bezug  auf  Gebiete,  die  bei  Ablauf  der  am  8.  Juli  1962 
erteilten  Genehmigung  am  8.  Juli  2012  aufgegeben  wer- 
den. Die  neuen  Genehmigungen  werden  anhand  objekti- 
ver und  nichtdiskriminierender  Grundsätze  erteilt. 

Dieser  Artikel  schafft  folglich  für  die  Mitgliedstaaten 
keinen  Präzedenzfall. 

Artikel  14 

Die  Mitgliedstaaten  erlassen  die  erforderlichen  Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften,  um  dieser  Richtlinie  bis 


zum  1.  Juli  1995  nachzukommen.  Sie  setzen  die  Kommis- 
sion unverzüglich  davon  in  Kenntnis. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  Vorschriften  nach  Absatz  1 
erlassen,  nehmen  sie  in  den  Vorschriften  selbst  oder 
durch  einen  Hinweis  bei  der  amtlichen  Veröffentlichung 
auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die  Mitgliedstaaten  regeln  die 
Einzelheiten  der  Bezugnahme. 


Artikel  15 

Diese  Richtlinie  tritt  am  Tag  ihrer  Veröffentlichung  im 
Amtsblatt  der  Europäischen  Gemeinschaften  in  Kraft. 


Artikel  16 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 


Geschehen  zu  Brüssel  am  30.  Mai  1994. 

Im  Namen  des  Im  Namen  des  Rates 

Europäischen  Parlaments 

Der  Präsident  Der  Präsident 

E.  KLEPSCH  C.  SIMITIS 
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Richtlinie  94/63/EG 

(ABl.  1994  L  365/24) 
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RICHTLINIE  94/63/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  20.  Dezember  1994 

zur  Begrenzung  der  Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der 
Lagerung  von  Ottokraftstöff  und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungslagern  bis  zu  den 

Tankstellen 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER 
EUROPÄISCHEN  UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  100a, 

auf  Vorschlag  der  Kommission  ('), 

nach  Stellungnahme  des  Wirtschafts-  und  Sozialausschus- 
ses (2), 

gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  189b  des  Ver- 
trags (3), 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

In  mehreren  Umweltschutz-Aktionsprogrammen  der 
Europäischen  Gemeinschaften  (4)  liegt  der  Schwerpunkt 
auf  der  Vermeidung  und  Bekämpfung  der  Luftverschmut- 
zung. 

Ohne  Begrenzungsmaßnahmen  würden  die  Emissionen 
flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen), 
die  von  Ottokraftstöff  und  Lösemitteln  herrühren,  in  der 
Gemeinschaft  rund  10  Millionen  Tonnen  jährlich  betra- 
gen. Diese  Emissionen  tragen  zur  Bildung  photo-chemi- 
scher  Oxydantien  wie  Ozon  bei,  die  in  hoher  Konzentra- 
tion Gesundheits-,  Vegetations-  und  Materialschäden  her- 
vorrufen können.  Einige  dieser  vom  Ottokraftstoff  stam- 
menden VOC-Emissionen  werden  als  giftig,  krebserre- 
gend oder  angeborene  Mißbildungen  hervorrufend  einge- 
stuft. 

Die  Gemeinschaft  hat  am  2.  April  1992  das  Protokoll  des 
Übereinkommens  von  1979  über  weiträumige  grenzüber- 
schreitende Luftverschmutzung  unterzeichnet,  durch  das 


(')  ABl.  Nr.  C  227  vom  3.  9.  1992,  S.  3,  und  ABl.  Nr.  C  270 
vom  6.  10.  1993,  S.  12. 

(2)  ABl.  Nr.  C  73  vom  15.  3.  1993,  S.  6. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  24.  Juni 
1993  (ABl.  Nr.  C  194  vom  19.  7.  1993,  S.  325),  Gemeinsa- 
mer Standpunkt  des  Rates  vom  4.  Oktober  1993  (noch  nicht 
im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluß  des  Europäischen 
Parlaments  vom  9.  März  1994  (ABl.  Nr.  C  91  vom  28.  3. 
1994,  S.  82).  Bestätigt  am  2.  Dezember  1993  (ABl.  Nr.  C 
342  vom  20.  12.  1993,  S.  15).  Gemeinsamer  Entwurf  des 
Vermittlungsausschusses  vom  8.  November  1994. 

(4)  ABl.  Nr.  C  112  vom  20.  12.  1973,  S.  1;  ABI.  Nr.  C  139  vom 
13.  6.  1977,  S.  1;  ABl.  Nr.  C  46  vom  17.  2.  1983,  S.  1,  und 
ABl.  Nr.  C  328  vom  7.  12.  1987,  S.  1. 


die  VOC-Emissionen  oder  ihre  grenzüberschreitenden 
Ströme  wesentlich  verringert  werden  sollen. 

Ein  wichtiger  Schritt  zur  umfassenden  Verringerung  der 
VOC-Emissionen  in  der  Gemeinschaft  war  die  Richtlinie 
91/441/EWG  des  Rates  vom  26.  Juni  1991  zur  Änderung 
der  Richtlinie  70/220/EWG  zur  Angleichung  der  Rechts- 
vorschriften der  Mitgliedstaaten  über  Maßnahmen  gegen 
die  Verunreinigung  der  Luft  durch  Emissionen  von  Kraft- 
fahrzeugen (5),  mit  der  die  auf  Auspuffgase  und  Verdun- 
stung bei  Kraftfahrzeugen  zurückzuführenden  VOC- 
Emissionen,  die  heute  rund  40  %  aller  vom  Menschen 
verursachten  VOC-Emissionen  in  die  Luft  ausmachen, 
über  einen  Zeitraum  von  10 — 15  Jahren  um  80  bis  90  % 
verringert  werden  sollen.  Bei  der  Annahme  jener  Richtli- 
nie war  die  Kommission  aufgefordert  worden,  einen 
Vorschlag  für  eine  Richtlinie  über  Maßnahmen  zur  Ver- 
ringerung der  Verdunstungsverluste  auf  allen  Stufen  der 
Kraftstofflagerung  und  -Verteilung  vorzulegen. 

Die  aus  der  Lagerung  und  Verteilung  von  Ottokraftstoff 
herrührenden  VOC-Emissionen  machen  etwa  500  000 
Tonnen  pro  Jahr  oder  rund  5  %  aller  vom  Menschen 
verursachten  VOC-Emissionen  in  der  Gemeinschaft  aus. 
Besonders  in  städtischen  Gebieten  tragen  diese  Emissio- 
nen wesentlich  zur  Luftverschmutzung  bei. 

Die  verfügbaren  Techniken  können  zu  einer  wesentlichen 
Verringerung  der  Verdunstungsverluste  bei  der  Verteilung 
von  Ottokraftstoff  —  nicht  zuletzt  durch  die  Rückgewin- 
nung verdrängter  Dämpfe  —  beitragen. 

Aus  Gründen  der  internationalen  Normung  und  der 
Sicherheit  während  der  Befüllung  von  Schiffen  müssen 
auf  der  Ebene  der  International  Maritime  Organization 
Normen  für  Dampfrückhalte  und  -rückgewinnungssy- 
steme  festgelegt  werden,  die  sowohl  für  Fülleinrichtungen 
als  auch  für  Schiffe  gelten.  Die  Gemeinschaft  sollte  daher 
möglichst  sicherstellen,  daß  die  erforderlichen  Bestim- 
mungen während  der  gegenwärtig  erfolgenden  Überarbei- 
tung des  MARPOL-Übereinkommens,  die  voraussichtlich 
1996  abgeschlossen  sein  soll,  in  dieses  Übereinkommen 
aufgenommen  werden;  für  den  Fall,  daß  das  MARPOL- 
Übereinkommen  nicht  in  diesem  Sinne  überarbeitet  wird, 
sollte  die  Gemeinschaft  nach  Absprache  mit  ihren  wich- 
tigsten Handelspartnern  geeignete  Maßnahmen  für 
Schiffe  und  Hafenanlagen  zur  Betankung  von  Schiffen 
vorschlagen. 


(s)  ABl.  Nr.  L  242  vom  30.  8.  1991,  S.  1. 
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Zur  Verminderung  von  Dampfemissionen  beim  Tanken 
an  Tankstellen,  die  gegenwärtig  etwa  200  000  Tonnen 
pro  Jahr  ausmachen,  werden  weitere  Maßnahmen  nötig 
sein,  damit  alle  Dampfemissionen  bei  der  Verteilung  von 
Ottokraftstoff  begrenzt  werden  können. 

Zur  Vermeidung  von  Wettbewerbsverzerrungen  und  für 
das  Funktionieren  des  Binnenmarkts  ist  hinsichtlich  der 
Verteilung  von  Ottokraftstoff  eine  Reihe  von  Maßnah- 
men auf  einem  hohen  Umweltniveau  zu  harmonisieren. 

Vorteile  und  Belastungen,  die  daraus  entstehen  können, 
daß  Maßnahmen  ergriffen  werden  oder  nicht,  sind  den- 
noch zu  berücksichtigen.  Daher  sollten  Ausnahmemög- 
lichkeiten sowie  in  bestimmten  Fällen  ein  Ausschluß  vom 
Anwendungsbereich  der  Richtlinie  vorgesehen  werden. 
Ferner  sind  einigen  Mitgliedstaaten  längere  Anpassungs- 
fristen zu  gewähren,  damit  entsprechenden  wichtigen 
Umweltschutzmaßnahmen  unterschiedlicher  Ausrichtung, 
die  diese  Mitgliedstaaten  bereits  ergriffen  haben  oder 
damit  der  besonderen  Belastung,  die  sich  aufgrund  der 
Struktur  des  in  diesen  Staaten  bestehenden  Netzes  aus 
den  Maßnahmen  dieser  Richtlinie  ergibt,  Rechnung  getra- 
gen wird. 

Die  gemeinschaftlichen  Maßnahmen  haben  den  jeweiligen 
Umweltfaktoren  in  den  einzelnen  Regionen  der  Gemein- 
schaft Rechnung  zu  tragen.  Es  muß  den  Mitgliedstaaten 
daher  möglich  sein,  in  ihrem  gesamten  Hoheitsgebiet  oder 
in  bestimmten  Gebieten,  in  denen  derartige  Maßnahmen 
erwiesenermaßen  aufgrund  besonderer  Umstände  zum 
Schutz  der  menschlichen  Gesundheit  oder  der  Umwelt 
erforderlich  sind,  strengere  Maßnahmen  zur  Verhütung 
von  Verdunstungsverlusten  in  festen  Anlagen  beizubehal- 
ten oder  vorzuschreiben. 


Die  Bestimmungen  des  Absatzes  1  der  Artikel  3,  4  und  6 
dieser  Richtlinie  gelten  unbeschadet  der  Richtlinie  83/ 
189/EWG  des  Rates  vom  28.  März  1983  über  ein  Infor- 
mationsverfahren auf  dem  Gebiet  der  Normen  und  tech- 
nischen Vorschriften  ('). 

Um  den  freien  Handel  mit  Ottokraftstoff  und  Geräten 
innerhalb  der  Gemeinschaft  sicherzustellen  und  um  ein 
hohes  Sicherheitsniveau  zu  gewährleisten,  sind  harmoni- 
sierte Spezifikationen  für  die  Ausrüstung  zur  Befüllung 
von  Straßentankfahrzeugen  von  unten  zu  erlassen.  Die 
Normung  dieser  Spezifikationen  sowie  die  Möglichkeit 
ihrer  Anpassung  an  den  technischen  Fortschritt  sind  vor- 
zusehen. 


Zum  Zwecke  der  Anpassung  der  Anhänge  dieser  Richtli- 
nie an  den  technischen  Fortschritt  ist  ein  Ausschuß  einzu- 
setzen, der  die  Kommission  unterstützt  — 


(')  ABl.  Nr.  L  109  vom  26.  4.  1983,  S.  8.  Richtlinie  zuletzt 
geändert  durch  Entscheidung  92/400/EWG  der  Kommission 
(ABl.  Nr.  L  221  vom  6.  8.  1992,  S.  55). 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


Artikel  1 


Diese  Richtlinie  gilt  für  Verfahren,  Einrichtungen,  Fahr- 
zeuge und  Binnenschiffe,  die  für  die  Lagerung  und  Umfül- 
lung  von  Ottokraftstoff  und  seine  Beförderung  von  einem 
Auslieferungslager  zum  anderen  oder  von  einem  Ausliefe- 
rungslager zu  einer  Tankstelle  benutzt  werden. 


Artikel  2 
Begriffsbestimmung 

im  Sinne  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck 

a)  „Ottokraftstoff"  Erdölderivate  mit  oder  ohne  Zu- 
sätze, deren  Dampfdruck  (nach  Reid)  mindestens  27,6 
Kilopascal  beträgt  und  die  zur  Verwendung  als  Kraft- 
stoff für  Kraftfahrzeuge  bestimmt  sind,  mit  Ausnahme 

.  von  verflüssigtem  Erdölgas  (LPG); 

b)  „Dämpfe"  gasförmige  Verbindungen,  die  aus  Otto- 
kraftstoff verdunsten; 

c)  „Lagertank"  einen  ortsfesten  Tank  für  die  Lagerung 
von  Ottokraftstoff  in  einem  Auslieferungslager; 

d)  „Auslieferungslager"  eine  Einrichtung  für  die  Lage- 
rung von  Ottokraftstoff  und  seine  Umfüllung  in  Stra- 
ßentankfahrzeuge,  Eisenbahnkesselwagen  oder  Bin- 
nenschiffe, einschließlich  aller  Lagertanks  am  Ort  der 
Einrichtung; 

e)  „bewegliches  Behältnis"  auf  der  Straße,  auf  Schienen 
oder  auf  Wasserstraßen  transportierte  Tanks  zur 
Beförderung  von  Ottokraftstoff  von  einem  Ausliefe- 
rungslager zu  einem  anderen  oder  von  einem  Ausliefe- 
rungslager zu  einer  Tankstelle; 

f)  „Tankstelle"  eine  Einrichtung  zur  Abgabe  von  Otto- 
kraftstoff aus  ortsfesten  Lagertanks  an  Kraftstofftanks 
von  Kraftfahrzeugen; 

g)  „bestehende  Ottokraftstofflager,  Umfüllanlagen, 
Tankstellen  und  bewegliche  Behältnisse"  Einrichtun- 
gen, Tankstellen  und  bewegliche  Behältnisse,  die 
bereits  vor  dem  in  Artikel  10  genannten  Datum  in 
Betrieb  waren  oder  für  die  eine  nach  nationalem 
Recht  erforderliche  Bau-  oder  Betriebsgenehmigung 
vor  dem  in  Artikel  10  genannten  Datum  erteilt 
wurde; 

h)  „neu"  in  bezug  auf  Ottokraftstofflager,  Umfüllanla- 
gen, Tankstellen  und  bewegliche  Behältnisse  Einrich- 
tungen, Tankstellen  und  bewegliche  Behältnisse,  die 
nicht  unter  Buchstabe  g)  fallen; 


i)  „Durchsatz"  die  größte  jährliche  Menge  an  Ottokraft- 
stoff, welche  während  der  letzten  drei  Jahre  von 
einem  Lagertank  in  einem  Auslieferungslager  oder  von 
einer  Tankstelle  in  bewegliche  Behältnisse  umgefüllt 
wurde; 

j)  „Dampfrückgewinnungsanlage"  eine  Anlage  für  die 
Rückgewinnung  von  Ottokraftstoff  aus  Dämpfen  ein- 
schließlich etwaiger  Puffertanksysteme  in  Ausliefe- 
rungslagern; 

k)  „Binnenschiff"  ein  Schiff  gemäß  der  Definition  in 
Kapitel  1  der  Richtlinie  82/71 4/EWG  des  Rates  vom 
4.  Oktober  1982  über  die  technischen  Vorschriften 
für  Binnenschiffe  ('); 

1)  „Bezugszielwert"  den  Leitwert,  der  zur  allgemeinen 
Bewertung  der  Übereinstimmung  mit  den  in  den 
Anhängen  vorgesehenen  technischen  Maßnahmen 
festgesetzt  wird;  er  ist  nicht  als  Grenzwert  gedacht,  an 
dem  die  Leistung  einzelner  Einrichtungen,  Ausliefe- 
rungslager und  Tankstellen  gemessen  werden  soll; 

m)  „Zwischenlagerung  von  Dämpfen"  die  Zwischenlage- 
rung von  Dämpfen  in  einem  Festdachtank  eines  Aus- 
lieferungslagers mit  dem  Ziel,  später  zwecks  Rückge- 
winnung in  ein  anderes  Auslieferungslager  verbracht 
zu  werden.  Die  Beförderung  von  Dämpfen  zwischen 
Lagertanks  innerhalb  eines  Auslieferungslagers  gilt 
nicht  als  Zwischenlagerung  von  Dämpfen  im  Sinne 
dieser  Richtlinie; 

n)  „Fülleinrichtung"  eine  Einrichtung  in  einem  Ausliefe- 
rungslager, mit  der  Ottokraftstoff  in  bewegliche 
Behältnisse  umgefüllt  werden  kann.  Fülleinrichtungen 
für  Straßentankfahrzeuge  umfassen  eine  oder  mehrere 
„Füllstellen"; 

o)  „Füllstelle"  eine  Vorrichtung  in  einem  Auslieferungs- 
lager, mit  der  Ottokraftstoff  jeweils  in  einem  Zuge  in 
ein  Straßentankfahrzeug  umgefüllt  werden  kann. 

Artikel  3 
Lagertanks  in  Auslieferungslagern 

(1)  Konstruktion  und  Betrieb  der  Lagertanks  müssen 
den  technischen  Anforderungen  von  Anhang  I  genügen. 

Diese  Anforderungen  zielen  darauf  ab,  den  jährlichen 
Gesamtverlust  an  Ottokraftstoff  bei  Befüllung  und  Lage- 
rung in  einem  Lagertank  in  Auslieferungslagern  unter  den 
Bezugszielwert  von  0,01  Gewichtsprozent  des  Durchsat- 
zes zu  senken. 

Die  Mitgliedstaaten  können  in  ihrem  gesamten  Hoheits- 
gebiet oder  in  bestimmten  Gebieten,  in  denen  derartige 
Maßnahmen  erwiesenermaßen  aufgrund  besonderer  Um- 
stände zum  Schutz  der  menschlichen  Gesundheit  oder  der 
Umwelt  erforderlich  sind,  strengere  Maßnahmen  beibe- 
halten oder  vorschreiben. 

Die  Mitgliedstaaten  können  andere  als  die  in  Anhang  I 
beschriebenen  technischen  Maßnahmen  zur  Verringerung 
des  Ottokraftstoffverlusts  vorschreiben,  wenn  solche 
alternativen  Maßnahmen  nachgewiesenermaßen  minde- 
stens die  gleiche  Wirksamkeit  besitzen. 


(')  ABl.  Nr.  L  301  vom  28.  10.  1982,  S.  1, 


Die  Mitgliedstaaten  unterrichten  die  übrigen  Mitglied- 
staaten und  die  Kommission  unter  Angabe  der  Gründe 
über  die  getroffenen  Maßnahmen  bzw.  die  von  ihnen 
entsprechend  diesem  Absatz  geplanten  Sondermaßnah- 
men. 

(2)  Die  Vorschriften  des  Absatzes  1  gelten 

a)  ab  dem  in  Artikel  10  genannten  Datum  für  neue 
Anlagen; 

b)  nach  Ablauf  von  drei  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10 
genannten  Datum  für  bestehende  Anlagen,  wenn  der 
Durchsatz  des  Auslieferungslagers  50  000  Tonnen/Jahr 
überschreitet; 

c)  nach  Ablauf  von  sechs  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10 
genannten  Datum  für  bestehende  Anlagen,  wenn  der 
Durchsatz  des  Auslieferungslagers  25  000  Tonnen/Jahr 
überschreitet; 

d)  nach  Ablauf  von  neun  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10 
genannten  Datum  für  alle  anderen  bestehenden  Lager- 
tanks in  Auslieferungslagern. 

Artikel  4 

Befüllung  und  Entleerung  beweglicher  Behältnisse  in  Aus- 
lieferungslagern 

(1)  Konstruktion  und  Betrieb  der  Befüllungs-  und  Ent- 
leerungsanlagen müssen  den  technischen  Anforderungen 
von  Anhang  II  genügen. 

Diese  Anforderungen  zielen  darauf  ab,  den  jährlichen 
Gesamtverlust  an  Ottokraftstoff  bei  Befüllung  und  Ent- 
leerung beweglicher  Behältnisse  in  Auslieferungslagern 
unter  den  Bezugszielwert  von  0,005  Gewichtsprozent  des 
Durchsatzes  zu  senken. 

Die  Mitgliedstaaten  können  in  ihrem  gesamten  Hoheits- 
gebiet oder  in  bestimmten  Gebieten,  in  denen  derartige 
Maßnahmen  erwiesenermaßen  aufgrund  besonderer  Um- 
stände zum  Schutz  der  menschlichen  Gesundheit  oder  der 
Umwelt  erforderlich  sind,  strengere  Maßnahmen  beibe- 
halten oder  vorschreiben. 

Die  Mitgliedstaaten  können  andere  als  die  in  Anhang  II 
beschriebenen  technischen  Maßnahmen  zur  Verringerung 
des  Ottokraftstoffverlusts  vorschreiben,  wenn  solche 
alternativen  Maßnahmen  nachgewiesenermaßen  minde- 
stens die  gleiche  Wirksamkeit  besitzen. 

Die  Mitgliedstaaten  unterrichten  die  übrigen  Mitglied- 
staaten und  die  Kommission  unter  Angabe  der  Gründe 
über  die  getroffenen  Maßnahmen  bzw.  die  von  ihnen 
entsprechend  diesem  Absatz  geplanten  Sondermaßnah- 
men. Die  Kommission  überprüft  die  Vereinbarkeit  dieser 
Maßnahmen  mit  den  Bestimmungen  des  Vertrags  und 
den  Bestimmungen  dieses  Absatzes. 

Auslieferungslager  mit  Anlagen  zur  Befüllung  von  Stra- 
ßentankfahrzeugen  müssen  mit  mindestens  einer  Füllstelle 
ausgestattet  sein,  die  den  in  Anhang  IV  für  die  Untenbe- 
füllung  festgelegten  Spezifikationen  genügt.  Diese  Spezifi- 
kationen werden  in  regelmäßigen  Abständen  überprüft 
und  erforderlichenfalls  nach  dem  Verfahren  des  Artikels  8 
überarbeitet. 
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(2)  Die  Vorschriften  des  Absatzes  1  gelten 

a)  ab  dem  in  Artikel  10  genannten  Datum  für  neue 
Auslieferungslager  zur  Befüllung  von  Straßentankfahr- 
zeugen,  Eisenbahnkesselwagen  und/oder  Binnenschif- 
fen; 

b)  nach  Ablauf  von  drei  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10 
genannten  Datum  für  bestehende  Auslieferungslager 
zur  Befüllung  von  Straßentankfahrzeugen,  Eisenbahn- 
kesselwagen und/oder  Binnenschiffen,  wenn  der 
Durchsatz  150  000  Tonnen/Jahr  überschreitet; 

c)  nach  Ablauf  von  sechs  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10 
genannten  Datum  für  bestehende  Auslieferungslager 
zur  Befüllung  von  Straßentankfahrzeugen  und  Eisen- 
bahnkesselwagen, wenn  der  Durchsatz  25  000  Ton- 
nen/Jahr überschreitet; 

d)  nach  Ablauf  von  neun  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10 
genannten  Datum  für  alle  anderen  bestehenden  Füll- 
einrichtungen in  Auslieferungslagern  für  Straßentank- 
fahrzeuge  und  Eisenbahnkesselwagen. 

(3)  Die  Anforderungen  für  Untenbefülleinrichtungen 
nach  Anhang  IV  gelten  neun  Jahre  nach  dem  in  Artikel 
10  genannten  Datum  für  alle  Füllstellen  zur  Befüllung 
von  Straßentankfahrzeugen  in  allen  Auslieferungslagern, 
soweit  sie  nicht  nach  Absatz  4  ausgenommen  sind. 

(4)  Abweichend  davon  gelten  die  Absätze  1  und  3  nicht 
für 

a)  bestehende  Auslieferungslager  mit  einem  Durchsatz 
von  unter  10  000  Tonnen/Jahr; 

b)  neue  Auslieferungslager  mit  einem  Durchsatz  von 
unter  5  000  Tonnen/Jahr  auf  kleinen,  abgelegenen 
Inseln. 

Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  im  Zuge  der 
Erstellung  der  in  Artikel  9  genannten  Berichte  mit,  für 
welche  Auslieferungslager  diese  Abweichung  gilt. 

(5)  Das  Königreich  Spanien  kann  eine  Abweichung  von 
der  in  Absatz  2  Buchstabe  b)  festgelegten  Frist  um  ein 
Jahr  zulassen. 

Artikel  5 
Bewegliche  Behältnisse 

(1)  Konstruktion  und  Betrieb  beweglicher  Behältnisse 
müssen  den  folgenden  Anforderungen  genügen: 

a)  Bewegliche  Behältnisse  sind  so  auszulegen  und  zu 
betreiben,  daß  die  Restdämpfe  nach  der  Entleerung 
von  Ottokraftstoff  im  Behältnis  zurückgehalten  wer- 
den. 

b)  Bewegliche  Behältnisse,  in  denen  Ottokraftstoff  an 
Tankstellen  und  Auslieferungslager  geliefert  wird,  sind 
so  auszulegen  und  zu  betreiben,  daß  sie  Dämpfe  aus 
den  Lagertanks  von  Tankstellen  oder  Auslieferungsla- 
gern aufnehmen  und  zurückhalten.  Eisenbahnkessel- 
wagen müssen  diesen  Anforderungen  nur  dann  genü- 
gen, wenn  in  ihnen  Ottokraftstoff  an  Tankstellen  oder 
Auslieferungslager  geliefert  wird,  in  denen  Dämpfe 
zwischengelagert  werden. 

c)  Abgesehen  vom  Ablassen  durch  die  Überdruckventile 
müssen  die  unter  den  Buchstaben  a)  und  b)  genannten 
Dämpfe  im  beweglichen  Behältnis  zurückgehalten 
werden,  bis  dieser  in  einem  Auslieferungslager  wieder 
befüllt  wird. 


Ist  eine  Dampfrückgewinnung  oder  eine  Zwischenla- 
gerung von  Dämpfen  nicht  möglich,  da  das  bewegli- 
che Behältnis  nach  der  Entleerung  von  Ottokraftstoff 
anschließend  für  andere  Erzeugnisse  als  Ottokraftstoff 
benutzt  wird,  kann  die  Ventilierung  in  einem  geogra- 
phischen Gebiet  erlaubt  werden,  in  dem  Emissionen 
kaum  in  einem  signifikanten  Ausmaß  zu  Umwelt- 
oder Gesundheitsproblemen  beitragen  dürften. 

d)  Die  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten  müssen 
sicherstellen,  daß  Straßentankfahrzeuge  regelmäßig 
einem  Drucktest  auf  Dampfdichtigkeit  unterzogen 
werden  und  daß  Unterdruck-/Überdruckventile  an 
beweglichen  Behältnissen  regelmäßig  überprüft  wer- 
den. 

(2)  Die  Vorschriften  des  Absatzes  1  gelten 

a)  ab  dem  in  Artikel  10  genannten  Datum  für  neue 
Straßentankfahrzeuge,  Eisenbahnkesselwagen  und 
Binnenschiffe; 

b)  nach  Ablauf  von  drei  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10 
genannten  Datum  für  bestehende  Eisenbahnkesselwa- 
gen und  Binnenschiffe,  wenn  sie  in  einem  Ausliefe- 
rungslager befüllt  werden,  für  das  die  Anforderungen 
nach  Artikel  4  Absatz  1  gelten; 

c)  für  bestehende  Straßentankfahrzeuge,  wenn  sie  gemäß 
den  in  Anhang  IV  vorgesehenen  Spezifikationen  auf 
Untenbefüllung  umgerüstet  wurden. 

(3)  Abweichend  davon  gelten  die  Bestimmungen  des 
Absatzes  1  Buchstaben  a),  b)  und  c)  nicht  für  Dampfver- 
luste aufgrund  von  Peilstabmessungen  an 

a)  bestehenden  beweglichen  Behältnissen  und 

b)  neuen  beweglichen  Behältnissen,  die  innerhalb  von 
vier  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10  genannten  Datum 
in  Betrieb  genommen  werden. 

Artikel  6 

Befüllung  von  Tankstellen-Lagertanks 

(1)  Konstruktion  und  Betrieb  der  Befüllungsanlagen  und 
Lagertanks  müssen  den  technischen  Anforderungen  von 
Anhang  III  genügen. 

Diese  Anforderungen  zielen  darauf  ab,  den  jährlichen 
Gesamtverlust  an  Ottokraftstoff  bei  Befüllung  der  Lager- 
tanks von  Tankstellen  unter  den  Bezugszielwert  von  0,01 
Gewichtsprozent  des  Durchsatzes  zu  senken. 

Die  Mitgliedstaaten  können  in  ihrem  gesamten  Hoheits- 
gebiet oder  in  bestimmten  Gebieten,  in  denen  derartige 
Maßnahmen  erwiesenermaßen  aufgrund  besonderer  Um- 
stände zum  Schutz  der  menschlichen  Gesundheit  oder  der 
Umwelt  erforderlich  sind,  strengere  Maßnahmen  beibe- 
halten oder  vorschreiben. 

Die  Mitgliedstaaten  können  andere  als  die  in  Anhang  III 
beschriebenen  technischen  Maßnahmen  zur  Verringerung 
des  Ottokraftstoffverlusts  vorschreiben,  wenn  solche 
alternativen  Maßnahmen  nachgewiesenermaßen  minde- 
stens die  gleiche  Wirksamkeit  besitzen. 
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Die  Mitgliedstaaten  unterrichten  die  übrigen  Mitglied- 
staaten und  die  Kommission  unter  Angabe  der  Gründe 
über  die  getroffenen  Maßnahmen  bzw.  die  von  ihnen 
entsprechend  diesem  Absatz  geplanten  Sondermaßnah- 
men. 

(2)  Die  Vorschriften  des  Absatzes  1  gelten 

a)  ab  dem  in  Artikel  10  genannten  Datum  für  neue 
Tankstellen; 

b)  nach  Ablauf  von  drei  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10 
genannten  Datum 

—  für  bestehende  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz 
über  1  000  m3/Jahr; 

—  unabhängig  vom  Durchsatz  für  bestehende  Tank- 
stellen, die  unter  Wohnräumen  oder  Arbeitsberei- 
chen liegen; 

c)  nach  Ablauf  von  sechs  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10 
genannten  Datum  für  bestehende  Tankstellen  mit 
einem  Durchsatz  über  500  m3/Jahr; 

d)  nach  Ablauf  von  neun  Jahren  nach  dem  in  Artikel  10 
genannten  Datum  für  alle  anderen  bestehenden  Tank- 
stellen. 

(3)  Abweichend  davon  gelten  die  Absätze  1  und  2  nicht 
für  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  unter  100  m3/Jahr. 

(4)  Bei  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  unter  500  m3/ 
Jahr  können  die  Mitgliedstaaten  eine  Abweichung  von 
den  Vorschriften  des  Absatzes  1  zulassen,  wenn  die 
Tankstelle  in  einem  geographischen  Gebiet  oder  an  einem 
Ort  liegt,  in  dem  bzw.  an  dem  Dampfemissionen  kaum  in 
einem  signifikanten  Ausmaß  zu  Umwelt-  oder  Gesund- 
heitsproblemen beitragen  dürften. 

Im  Wege  des  Mitteilungsverfahrens  nach  Artikel  9 
machen  die  Mitgliedstaaten  der  Kommission  detaillierte 
Angaben  über  die  Gebiete,  in  denen  sie  beabsichtigen, 
solche  Abweichungen  zuzulassen;  danach  unterrichten  sie 
die  Kommission  über  alle  Änderungen,  die  diese  Gebiete 
betreffen. 

(5)  Das  Königreich  der  Niederlande  kann  eine  Abwei- 
chung von  dem  in  Absatz  2  festgelegten  Zeitplan  unter 
folgenden  Voraussetzungen  zulassen: 

—  die  nach  diesem  Artikel  erforderlichen  Maßnahmen 
werden  im  Rahmen  eines  umfassenderen,  bereits 
bestehenden  nationalen  Programms  für  Tankstellen 
getroffen,  mit  dem  verschiedene  Umweltprobleme,  wie 
die  Verschmutzung  von  Wasser,  Luft  und  Boden 
sowie  durch  Abfälle,  gleichzeitig  angegangen  werden 
und  dessen  Durchführung  präzise  geplant  ist; 

—  die  Abweichung  vom  Zeitplan  darf  höchstens  zwei 
Jahre  betragen,  wobei  das  Programm  innerhalb  der  in 
Absatz  2  Buchstabe  d)  genannten  Frist  vollständig 
abgeschlossen  werden  muß; 

—  der  Kommission  wird  der  Beschluß,  von  dem  in 
Absatz  2  angegebenen  Zeitplan  abzuweichen,  ein- 
schließlich aller  Angaben  über  Umfang  und  Dauer  der 
Abweichung  mitgeteilt. 

(6)  Das  Königreich  Spanien  und  die  Portugiesische 
Republik  können  eine  Verlängerung  der  in  Absatz  2 
Buchstabe  b)  festgelegten  Frist  um  ein  Jahr  zulassen. 


Artikel  7 
Änderung  der  Anhänge 

Änderungen,  die  zur  Anpassung  der  Anhänge  dieser 
Richtlinie  an  den  technischen  Fortschritt  notwendig  sind, 
werden  nach  dem  Verfahren  des  Artikels  8  vorgenom- 
men; hiervon  ausgenommen  sind  die  in  Anhang  II 
Abschnitt  2  genannten  Grenzwerte. 

Artikel  8 
Ausschuß 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuß  unter- 
stützt, der  sich  aus  Vertretern  der  Mitgliedstaaten  zusam- 
mensetzt und  in  dem  der  Vertreter  der  Kommission  den 
Vorsitz  führt. 

(2)  Der  Vertreter  der  Kommission  unterbreitet  dem  Aus- 
schuß einen  Entwurf  der  zu  treffenden  Maßnahmen.  Der 
Ausschuß  gibt  seine  Stellungnahme  zu  diesem  Entwurf 
innerhalb  einer  Frist  ab,  die  der  Vorsitzende  unter 
Berücksichtigung  der  Dringlichkeit  der  betreffenden  Frage 
festsetzen  kann.  Die  Stellungnahme  wird  mit  der  Mehr- 
heit abgegeben,  die  in  Artikel  148  Absatz  2  des  Vertrags 
für  die  Annahme  der  vom  Rat  auf  Vorschlag  der  Kom- 
mission zu  fassenden  Beschlüsse  vorgesehen  ist.  Bei  der 
Abstimmung  im  Ausschuß  werden  die  Stimmen  der  Ver- 
treter der  Mitgliedstaaten  gemäß  dem  vorgenannten  Arti- 
kel gewogen.  Der  Vorsitzende  nimmt  an  der  Abstimmung 
nicht  teil. 

(3)  Die  Kommission  erläßt  die  beabsichtigten  Maßnah- 
men, wenn  sie  mit  der  Stellungnahme  des  Ausschusses 
übereinstimmen. 

Stimmen  die  geplanten  Maßnahmen  mit  der  Stellung- 
nahme des  Ausschusses  nicht  überein  oder  liegt  keine 
Stellungnahme  vor,  so  unterbreitet  die  Kommission  dem 
Rat  unverzüglich  einen  Vorschlag  für  die  zu  treffenden 
Maßnahmen.  Der  Rat  beschließt  mit  qualifizierter  Mehr- 
heit. 

(4)  Hat  der  Rat  nach  Ablauf  einer  Frist  von  drei  Mona- 
ten nach  seiner  Befassung  keinen  Beschluß  gefaßt,  werden 
die  vorgeschlagenen  Maßnahmen  von  der  Kommission 
erlassen. 

Artikel  9 

Überwachung  und  Berichterstattung 

Die  Berichte  über  die  Durchführung  dieser  Richtlinie 
werden  nach  dem  Verfahren  des  Artikels  5  der  Richtlinie 
91/692/EWG  des  Rates  vom  23.  Dezember  1991  zur 
Vereinheitlichung  und  zweckmäßigen  Gestaltung  der 
Berichte  über  die  Durchführung  bestimmter  Umwelt- 
schutzrichtlinien H  erstellt.  Die  Kommission  soll  nach 


(')  ABl.  Nr.  L  377  vom  31.  12.  1991,  S.  48. 
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Möglichkeit  ihrem  ersten  Bericht  Vorschläge  für  eine 
Änderung  dieser  Richtlinie  beifügen,  und  zwar  insbeson- 
dere für  eine  Ausdehnung  des  Anwendungsbereichs  dahin 
gehend,  daß  Dampfrückhalte  und  -rückgewinnungssy- 
steme  erfaßt  werden. 


Artikel  10 
Umsetzung  in  einzelstaatliches  Recht 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  erlassen  die  erforderlichen 
Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften,  um  dieser  Richtli- 
nie bis  spätestens  31.  Dezember  1995  nachzukommmen. 
Sie  unterrichten  die  Kommission  hiervon  unverzüglich. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen, 
nehmen  sie  in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen 
Hinweis  bei  der  amtlichen  Veröffentlichung  auf  diese 
Richtlinie  Bezug.  Die  Mitgliedstaaten  regeln  die  Einzelhei- 
ten der  Bezugnahme. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den 
Wortlaut  ihrer  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie  auf  dem 
unter  dieser  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 


Artikel  11 
Schlußbestimmung 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  ; 
Geschehen  zu  Brüssel  am  20.  Dezember  1994. 


Im  Namen  des  Europäischen      Im  Namen  des  Rates 

Parlaments  .  _ 

Der  Präsident 

Der  Präsident  R  KINKEL 

K.  HÄNSCH 
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ANHANG  I 


ANFORDERUNGEN  AN  LAGERTANKS  IN  AUSLIEFERUNGSLAGERN 


1.  Die  Außenwand  und  das  Dach  oberirdischer  Tanks  müssen  in  einer  Farbe  gestrichen  sein,  die 
Strahlungswärme  zu  mindestens  70  %  zurückwirft.  Dies  kann  im  Rahmen  der  normalen  Wartungszyklen 
des  Tanks  innerhalb  eines  Zeitraums  von  drei  Jahren  erfolgen.  Die  Mitgliedstaaten  können  eine  Abweichung 
von  dieser  Vorschrift  zulassen,  sofern  der  Landschaftsschutz  in  besonderen  Gebieten,  die  von  einer 
staatlichen  Stelle  ausgewiesen  wurden,  dies  erfordert. 

Diese  Vorschrift  gilt  nicht  für  Tanks,  die  an  eine  Dampfrückgewinnungsanlage  angeschlossen  sind,  die  die 
Anforderungen  von  Anhang  II  Nummer  2  erfüllt. 

2.  Tanks  mit  äußeren  Schwimmdächern  müssen  mit  einer  Primärdichtung  ausgestattet  sein,  die  den 
ringförmigen  Raum  zwischen  der  Tankwand  und  dem  äußeren  Umfang  des  Schwimmdächs  ausfüllt,  sowie 
mit  einer  Sekundärdichtung,  die  über  der  Primärdichtung  angebracht  ist.  Die  Dichtungen  müssen  so 
beschaffen  sein,  daß  sie  die  Dämpfe  im  Vergleich  zu  vergleichbaren  Festdachtanks  ohne  Dampfrückhalteein- 
richtungen (damit  sind  Festdachtanks  gemeint,  die  nur  über  Unterdruck-/Überdruckventile  verfügen)  zu 
mindestens  95  %  zurückhalten. 

3.  Alle  neuen  Lagertanks  in  Auslieferungslagern,  in  denen  der  Dampf  nach  Artikel  4  der  Richtlinie 
zurückgewonnen  werden  muß  (vgl.  Anhang  II),  müssen 

a)  entweder  Festdachtanks  sein,  die  an  eine  Dampfrückgewinnungsanlage  nach  den  Anforderungen  von 
Anhang  II  angeschlossen  sind, 

b)  oder  mit  einer  inneren  oder  äußeren  Schwimmdecke  mit  Primär-  und  Sekundärdichtung  versehen  sein, 
um  den  unter  Nummer  2  genannten  Leistungsanforderungen  zu  entsprechen. 

4.  Bestehende  Festdachtanks  müssen 

a)  entweder  an  eine  Dampfrückgewinnungsanlage  nach  den  Anforderungen  von  Anhang  II  angeschlossen 
sein 

b)  oder  eine  innere  Schwimmdecke  mit  Primärdichtung  haben,  die  so  beschaffen  sein  sollte,  daß  sie  die 
Dämpfe  im  Vergleich  zu  einem  Festdachtank  ohne  Dampfrückhalteeinrichtungen  zu  mindestens  90  % 
zurückhält. 

5.  Die  Anforderungen  an  die  unter  den  Nummern  3  und  4  genannten  Dampfrückhalteeinrichtungen  gelten 
nicht  für  Festdachtanks  in  Auslieferungslagern,  in  denen  gemäß  Anhang  II  Nummer  1  die  Zwischenlagerung 
von  Dämpfen  zugelassen  ist. 


ANHANG  II 


ANFORDERUNGEN  AN  BEFÜLLUNGS-  UND  ENTLEERUNGSANLAGEN  IN  AUSLIEFERUNGS- 
LAGERN 


1.  Dämpfe,  die  bei  der  Befüllung  eines  beweglichen  Behältnisses  verdrängt  werden,  müssen  über  eine 
dampfdichte  Verbindungsleitung  zu  einer  Dampfrückgewinnungsanlage  im  Auslieferungslager  zurückgeführt 
werden. 

Diese  Bestimmung  gilt  nicht  für  Straßentankfahrzeuge,  die  von  oben  befüllt  werden,  solange  diese 
Befüllungsart  zulässig  ist. 

In  Auslieferungslagern  zur  Befüllung  von  Binnenschiffen  mit  Ottokraftstoff  kann  statt  einer  Rückgewin- 
nungsanlage eine  Dampfverbrennungsanlage  eingesetzt  werden,  wenn  die  Dampfrückgewinnung  unsicher 
oder  wegen  der  Menge  des  anfallenden  Dampfes  technisch  unmöglich  ist.  Die  Grenzwerte  für  Emissionen  in 
die  Luft  aus  der  Dampfrückgewinnungsanlage  gelten  auch  für  die  Dampfverbrennungsanlage. 

In  Auslieferungslagern  mit  einem  Durchsatz  von  weniger  als  25  000  Tonnen/Jahr  kann  die  unmittelbare 
Dampfrückgewinnung  im  Auslieferungslager  durch  Zwischenlagerung  der  Dämpfe  ersetzt  werden. 

2.  Die  mittlere  Dampfkonzentration  in  den  Abgasen  der  Dampfrückgewinnungsanlage  darf  —  bereinigt  um 
die  Verdünnung  während  der  Behandlung  —  35  g/Nm3  pro  Stunde  nicht  überschreiten. 

Bei  Dampf rückgewinnungsanlagen,  die  vor  dem  1.  Januar  1993  errichtet  wurden,  kann  das  Vereinigte 
Königreich  eine  Abweichung  von  dem  in  diesem  Anhang  genannten  Grenzwert  von  35  g/Nm3  pro  Stunde 
unter  folgenden  Bedingungen  zulassen: 

—  Bei  der  Anlage  wird  ein  Grenzwert  von  50  g/Nm3  pro  Stunde,  gemessen  nach  der  in  diesem  Anhang 
wiedergegebenen  Spezifikation,  eingehalten; 

—  die  Ausnahmeregelung  endet  spätestens  neun  Jahre  nach  dem  in  Artikel  10  genannten  Datum; 

—  der  Kommission  werden  die  von  dieser  Ausnahmeregelung  betroffenen  einzelnen  Anlagen  unter  Angabe 
von  Einzelheiten  über  den  Durchsatz  an  Ottokraftstoff  und  die  Dampfemissionen  der  Anlage  mitge- 
teilt. 

Die  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten  müssen  sicherstellen,  daß  Meß-  und  Analysemethoden  sowie 
die  Häufigkeit  der  Messungen  festgelegt  werden. 

Die  Messungen  müssen  während  eines  vollen  (mindestens  siebenstündigen)  Arbeitstages  mit  normalem 
Durchsatz  durchgeführt  werden. 

Die  Messungen  können  kontinuierlich  oder  diskontinuierlich  erfolgen.  Bei  diskontinuierlichen  Messungen 
müssen  mindestens  vier  Messungen  pro  Stunde  durchgeführt  werden. 

Der  sich  aus  den  Meßgeräten,  dem  Kalibriergas  und  dem  Meßverfahren  ergebende  Gesamtmeßfehler  darf 
10  %  des  Meßwertes  nicht  überschreiten. 

Die  Meßgeräte  müssen  mindestens  Konzentrationen  bis  hinunter  zu  3  g/Nm3  messen  können. 
Die  Reproduzierbarkeit  muß  mindestens  95  %  des  Meßwertes  betragen. 

3.  Die  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  daß  die  Verbindungsschläuche  und  -röhre 
in  regelmäßigen  Abständen  auf  undichte  Stellen  überprüft  werden. 

4.  Die  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  daß  bei  Entweichen  von  Dämpfen  die 
Befüllung  an  der  Füllstelle  sofort  abgebrochen  wird.  Die  Füllstelle  muß  für  einen  solchen  Abbruch 
ausgerüstet  sein. 

5.  Falls  das  Befüllen  beweglicher  Behältnisse  von  oben  zulässig  ist,  muß  der  Füllstutzen  des  Ladearms  nahe 
am  Boden  des  beweglichen  Behältnisses  gehalten  werden,  um  ein  Hochspritzen  bei  der  Befüllung  zu 
verhindern. 


ANHANG  III 


ANFORDERUNGEN  AN  BEFÜLLUNGSANLAGEN  UND  LAGERTANKS  IN  TANKSTELLEN  SOWIE 
DM  AUSLIEFERUNGSLAGERN,  IN  DENEN  DÄMPFE  ZWISCHENGELAGERT  WERDEN 

Dämpfe,  die  bei  der  Umfüllung  von  Ottokraftstoff  in  Tankstellen-Lagertanks  und  Festdachtanks  für  die 
Zwischenlagerung  von  Dämpfen  verdrängt  werden,  müssen  durch  eine  dampfdichte  Verbindungsleitung  in 
das  bewegliche  Behältnis,  mit  dem  der  Ottokraftstoff  angeliefert  wird,  zurückgeführt  werden.  Eine  Befüllung 
darf  nur  vorgenommen  werden,  wenn  diese  Vorrichtungen  angebracht  sind  und  ordnungsgemäß  funktionie- 
ren. 


ANHANG  IV 

SPEZIFIKATIONEN  FÜR  UNTENBEFÜLLUNGSEINRICHTUNGEN  MIT  DAMPFPENDELUNG  UND 
ÜBERFÜLLSICHERUNG  FÜR  DIE  BEFÜLLUNG  EUROPÄISCHER  STRASSENTANKFAHRZEUGE 


1.  Anschlüsse 

1.1.  Der  für  den  Flüssigkeitsdurchsatz  bestimmte  Anschluß  am  Ladearm  ist  ein  aufnehmendes  Kupplungs- 
teil, das  zu  einer  4-Zoll  (101,6  mm)  -API-Kupplung  am  Fahrzeug  paßt;  siehe  Festlegung  in: 

—  API  RECOMMENDED  PRACTICE  1004 
SEVENTH  EDITION,  NOVEMBER  1988 

Bottom  Loading  and  Vapour  Recovery  for  MC-306  Tank  Motor  Vehicles  (Section  2.1.1.1  Type  of 
Adapter  used  for  Bottom  Loading). 

1.2.  Der  für  die  Dampfrückführung  bestimmte  Anschluß  am  Dampfpendelschlauch  der  Füllstelle  ist  ein 
aufnehmendes  Kupplungsteil  mit  Nockenführung,  das  zu  einer  4-Zoll  (101,6  mm)  -Kupplung  mit 
Nockenführung  am  Fahrzeug  paßt;  siehe  Festlegung  in: 

—  API  RECOMMENDED  PRACTICE  1004 
SEVENTH  EDITION,  NOVEMBER  1988 

Bottom  Loading  and  Vapour  Recovery  for  MC-306  Tank  Motor  Vehicles  (Section  4.1.1.2,  Vapour 
Recovery  Adapter). 

2.  Vorschriften  für  die  Befüllung 

2.1.  Der  normale  Volumenstrom  beträgt  2  300  Liter  pro  Minute  (höchstens  2  500  1/min)  je  Ladearm. 

2.2.  Bei  Spitzenentnahme  aus  dem  Auslieferungslager  darf  im  Dampfsammeisystem  der  Füllstelle, 
einschließlich  des  Dampfrückführungssystems,  am  fahrzeugseitigen  Anschluß  der  Dampfrückführung 
ein  Gegendruck  von  maximal  55  Millibar  entstehen. 

2.3.  Alle  zugelassenen  Fahrzeuge  mit  Untenbefüllung  tragen  ein  Schild,  das  angibt,  wie  viele  Ladearme  im 
Höchstfall  gleichzeitig  in  Betrieb  sein  dürfen,  damit  sichergestellt  ist,  daß  bei  maximalem  Anlagen- 
druck, d.  h.  gemäß  Abschnitt  2.2  55  Millibar,  keine  Dämpfe  durch  Über-  und  Unterdruckkammer- 
ventile entweichen. 


3.        Anschluß  der  Fahrzeugmasse/Überfüllsicherung 

Die  Füllstelle  ist  mit  einer  Überfüllsicherung  ausgestattet,  die  bei  Anschluß  an  das  Fahrzeug  ein 
selbstüberwachtes  Signal  gibt  und  damit  die  Befüllung  freigibt,  sofern  die  Kammerüberfüllsicherun- 
gen (Sensoren)  nicht  aufgrund  der  Füllhöhe  ansprechen. 

3.1.  Das  Fahrzeug  wird  über  einen  10-poligen  Normstecker  an  die  Überwachungseinrichtung  an  der 
Füllstelle  angeschlossen.  Der  Stecker  ist  am  Fahrzeug  und  die  Steckbuchse  an  einem  Kabel 
angebracht,  das  mit  der  Überwachungseinrichtung  an  der  Füllstelle  verbunden  ist. 


3.2.  Zur  Messung  des  Füllstands  können  am  Fahrzeug  Zweidraht-Thermistorsensoren,  optische  Zwei- 
drahtsensoren, optische  Fünfdrahtsensoren  oder  eine  äquivalente,  kompatible  Vorrichtung  ange- 
bracht werden,  sofern  das  System  ausfallsicher  ist.  (NB:  Thermistoren  müssen  einen  negativen 
Temeraturkoeffizienten  haben.) 

3.3.  Die  Überwachungseinrichtung  an  der  Füllstelle  paßt  sowohl  für  Zweidraht-  als  auch  für  Fünfdraht- 
Fahrzeugsensoren. 

3.4.  Das  Fahrzeug  wird  mit  der  Füllstelle  über  den  gemeinsamen  Rückleitungsdraht  der  Überfüllsensoren 
verbunden,  der  über  das  Fahrgestell  an  den  Stift  10  des  Steckers  angeschlossen  wird.  Stift  10  der 
Steckbuchse  wird  an  das  Gehäuse  der  Überwachungseinrichtung  angeschlossen,  das  mit  der  Masse 
der  Füllstelle  verbunden  ist. 

3.5.  Alle  zugelassenen  Fahrzeuge  mit  Untenbefüllung  tragen  ein  Schild  (siehe  2.3),  auf  dem  der  Typ  der 
eingebauten  Überfüllsicherungssensoren  (d.  h.  Zweidraht-  oder  Fünfdrahtsensoren)  angegeben  ist. 

4.  Anbringung  der  Anschlüsse 

4.1.  Die  Befüllungs-  und  Dampfsammeivorrichtungen  an  der  Füllstelle  sind  für  folgende  Maße  im 
Fahrzeuganschlußbereich  vorzusehen: 

4.1.1.  Die  Mittelachse  der  für  den  Flüssigkeitsdurchsatz  bestimmten  Anschlüsse  ist  höchstens  1,4  Meter 
(unbeladen)  und  mindestens  0,5  Meter  (beladen),  vorzugsweise  0,7  bis  1  Meter  hoch. 

4.1.2.  Der  horizontale  Abstand  zwischen  den  Anschlüssen  beträgt  mindestens  0,25  Meter  (vorzugsweise  0,3 
Meter). 

4.1.3.  Alle  für  den  Flüssigkeitsdurchsatz  bestimmten  Anschlüsse  müssen  in  einem  abgegrenzten  Bereich 
liegen,  dessen  Länge  2,5  Meter  nicht  übersteigt. 

4.1.4.  Der  für  die  Dampfrückführung  bestimmte  Anschluß  sollte  vorzugsweise  rechts  von  den  für  den 
Flüssigkeitsdurchsatz  bestimmten  Anschlüssen  und  nicht  höher  als  1,5  Meter  (unbeladen)  und  nicht 
niedriger  als  0,5  Meter  (beladen)  liegen. 

4.2.  Der  Anschluß  für  die  Masse/Überfüllsicherung  liegt  rechts  von  den  Anschlüssen  für  den  Flüssigkeits- 
durchsatz und  die  Dampfrückführung,  jedoch  nicht  höher  als  1,5  Meter  (unbeladen)  und  nicht 
niedriger  als  0,5  Meter  (beladen). 

4.3.  Die  vorgenannten  Anschlüsse  liegen  alle  auf  derselben  Fahrzeugseite. 

5.  Sicherheits  Vorrichtungen 

5.1.  Masse/Überfüllsicherung 

Die  Befüllung  darf  nur  möglich  sein,  wenn  die  kombinierte  Masse/Überfüll-Kontrolleinrichtung  ein 
Freigabesignal  gibt. 

Wird  die  Ladekapazität  überschritten  oder  ist  das  Fahrzeug  nicht  mehr  ausreichend  geerdet,  so 
schließt  die  Überwachungseinrichtung  an  der  Füllstelle  das  Produktventil  der  Füllstelle. 

5.2.  Drucküberwachung  des  Dampfsammeisystems 

Die  Befüllung  darf  nur  möglich  sein,  wenn  der  Dampfpendelschlauch  an  das  Fahrzeug  angeschlossen 
ist  und  die  verdrängten  Dämpfe  aus  dem  Fahrzeug  frei  in  das  Dampfsammeisystem  der  Anlage 
strömen  können. 
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3.  31992  L  0079:  Richtlinie  92/79/EWG  des  Rates  vom  19.  Okto- 
ber 1992  zur  Annäherung  der  Verbrauchsteuern  auf  Zigaretten  (ABl.  L 
316  vom  31.10.1992,  S.  8),  zuletzt  geändert  durch: 

-  32002  L  0010:  Richtlinie  2002/10/EG  des  Rates  vom  12.2.2002 
(ABl.  L  46  vom  16.2.2002,  S.  26) 

Abweichend  von  Artikel  2  Absatz  1  der  Richtlinie  92/79/EWG  darf 
Estland  die  Anwendung  der  globalen  Mindestverbrauchsteuer  auf  den 
Kleinverkaufspreis  (einschließlich  aller  Steuern)  von  Zigaretten  der  gän- 
gigsten Preisklasse  bis  zum  31.  Dezember  2009  aufschieben,  sofern 
Estland  während  dieses  Zeitraums  seine  Verbrauchsteuersätze  schritt- 
weise an  die  in  der  Richtlinie  vorgesehene  globale  Mindestverbrauch- 
Steuer  angleicht. 

Unbeschadet  des  Artikels  8  der  Richtlinie  92/12/EWG  des  Rates  über 
das  allgemeine  System,  den  Besitz,  die  Beförderung  und  die  Kontrolle 
verbrauchsteuerpflichtiger  Waren  (')  und  nach  Unterrichtung  der  Kom- 
mission können  die  Mitgliedstaaten,  solange  die  genannte  Ausnahme- 
regelung gilt,  für  aus  Estland  in  ihr  Hoheitsgebiet  ohne  Entrichtung 
weiterer  Verbrauchsteuern  mitgebrachte  Zigaretten  die  gleichen  Men- 
genbeschränkungen wie  für  Zigaretten  aufrechterhalten,  die  aus  Dritt- 
ländern eingeführt  werden.  Die  Mitgliedstaaten,  die  von  dieser  Möglich- 
keit Gebrauch  machen,  können  die  erforderlichen  Kontrollen  durch- 
führen, sofern  dadurch  das  einwandfreie  Funktionieren  des  Binnen- 
marktes nicht  beeinträchtigt  wird. 


4.  31992  L  0080:  Richtlinie  92/80/EWG  des  Rates  vom  19.  Okto- 
ber 1992  zur  Annäherung  der  Verbrauchsteuern  auf  andere  Tabakwa- 
ren als  Zigaretten  (ABl.  L  316  vom  31.10.1992,  S.  10),  zuletzt  geän- 
dert durch: 

-  32002  L  0010:  Richtlinie  2002/10/EG  des  Rates  vom  12.2.2002 
(ABl.  L  46  vom  16.2.2002,  S.  26). 

Abweichend  von  Artikel  3  Absatz  1  der  Richtlinie  92/80/EWG  darf 
Estland  die  Anwendung  der  globalen  Mindestverbrauchsteuer  auf 
Rauchtabak  bis  zum  31.  Dezember  2009  aufschieben. 

Unbeschadet  des  Artikels  8  der  Richtlinie  92/12/EWG  des  Rates  über 
das  allgemeine  System,  den  Besitz,  die  Beförderung  und  die  Kontrolle 
verbrauchsteuerptlichtiger  Waren  (')  und  nach  Unterrichtung  der  Kom- 
mission können  die  Mitgliedstaaten,  solange  die  genannte  Ausnahme- 
regelung gilt,  für  aus  Estland  in  ihr  Hoheitsgebiet  ohne  Entrichtung 
weiterer  Verbrauchsteuern  mitgebrachten  Rauchtabak  die  gleichen 
Mengenbeschränkungen  wie  für  Rauchtabak  aufrechterhalten,  der  aus 
Drittländern  eingeführt  wird.  Die  Mitgliedstaaten,  die  von  dieser  Mög- 
lichkeit Gebrauch  machen,  können  die  erforderlichen  Kontrollen  durch- 
führen, sofern  dadurch  das  einwandfreie  Funktionieren  des  Binnen- 
marktes nicht  beeinträchtigt  wird. 


(!)  ABl.  L  76  vom  23.3.1992,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie 
2000/47/EG  des  Rates  (ABl.  L  193  vom  29.7.2000,  S.  73). 


8.  ENERGIE 


1.  31968  L  0414:  Richtlinie  68/414/EWG  des  Rates  vom  20.  De- 
zember 1968  zur  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten  der  EWG,  Mindest- 
vorräte an  Erdöl  und/oder  Erdölerzeugnissen  zu  halten  (ABl.  L  308 
vom  23.12.1968,  S.  14),  zuletzt  geändert  durch: 

-  31998  L  0093:  Richtlinie  98/93/EG  des  Rates  vom  14.12.1998 
(ABl.  L  358  vom  31.12.1998,  S.  100) 

Abweichend  von  Artikel  1  Absatz  1  der  Richtlinie  68/414/EWG  gelten 
in  Estland  die  Anforderungen  an  die  Mindestvorräte  an  Erdölerzeug- 
nissen bis  zum  31.  Dezember  2009  nicht.  Estland  stellt  sicher,  dass 
seine  Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnissen  für  jede  der  in  Artikel  2 
genannten  Kategorien  von  Erdölerzeugnissen  mindestens  dem  nach 
dem  Tagesdurchschnitt  errechneten  Inlandsverbrauch  gemäß  Artikel  1 
Absatz  1  für  die  folgende  Anzahl  von  Tagen  entsprechen: 

—  10  Tage  ab  dem  Tag  des  Beitritts; 

—  20  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2004; 


—  35  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2005; 

—  45  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2006; 

—  50  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2007; 

—  65  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2008; 

—  90  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2009. 

2.  31996  L  0092:  Richtlinie  96/92/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  19.  Dezember  1996  betreffend  gemeinsame  Vor- 
schriften für  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  (ABl.  L  27  vom  30.1.1997, 
S.  20) 

In  Estland  gilt  Artikel  19  Absatz  2  der  Richtlinie  96/92/EG  bis  zum  31. 
Dezember  2008  nicht. 


9.  UMWELT 


A.  LUFTQUALITÄT 

31994  L  0063:  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur  Begrenzung  der  Emissionen 
flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lage- 
rung von  Ottokraftstoff  und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungs- 
lagern bis  zu  den  Tankstellen  (ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  24) 

1.  Abweichend  von  Artikel  3  und  Anhang  I  der  Richtlinie  94/6  3/EG 
gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene  Lagertanks  in  Auslieferungs- 
lagern in  Estland  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2005  für  die  Tanklager  OÜ  Tarkoil,  Rak- 
vere  und  OÜ  Tarkoil,  Haapsalu; 


—  bis  zum  31.  Dezember  2006  für  das  Tanklager  AS  Tartu  Termin- 
aal, Kärkna,  Tartu  maakond. 

2.  Abweichend  von  Artikel  4  und  Anhang  II  der  Richtlinie 
94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen  und  Entleeren 
vorhandener  beweglicher  Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Estland 
bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—  bis  zum   31.  Dezember  2005   für  die  Auslieferungslager  OÜ 
Tarkoil,  Rakvere  und  OÜ  Tarkoil,  Haapsalu; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2006  für  AS  Tartu  Terminaal,  Kärkna, 
Tartu  maakond. 
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3.  Abweichend  von  Artikel  6  und  Anhang  III  der  Richtlinie 
94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen  vorhandener  La- 
gertanks an  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  weniger  als 
1.000  m'/Jahr  bis  zum  31.  Dezember  2006  in  Estland  nicht. 

B.  ABFALLENTSORGUNG 

31999  L  0031:  Richtlinie  1999/31/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999 
über  Abfalldeponien  (ABl.  L  182  vom  16.7.1999,  S.  1). 

Abweichend  von  Artikel  5  Absatz  3  Buchstaben  a  und  b  und  Artikel 
14  Buchstabe  d  Ziffer  i  der  Richtlinie  1999/31/EG  und  unbeschadet 
der  Richtlinie  75/442/EWG  über  Abfälle  (')  sowie  der  Richtlinie 
91/689/EWG  über  gefährliche  Abfälle  (2)  gelten  die  Anforderungen 
an  flüssige  und  korrosive  Abfälle  bis  zum  16.  Juli  2009  in  Estland 
nicht  für  Verbrennungsrückstände  von  Ölschiefer,  die  auf  vorhandene 
Deponien  verbracht  werden.  Estland  trägt  dafür  Sorge,  dass  die  Depo- 
nierung von  Verbrennungsrückständen  von  Ölschiefer,  die  nicht  mit 
den  genannten  Bestimmungen  der  Richtlinie  in  Einklang  steht,  schritt- 
weise reduziert  wird,  wobei  folgende  jährliche  Höchstmengen  gelten: 

—  bis  zum  Tag  des  Beitritts:  3  930  000  t; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2004:  3  570  000  t; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2005:  3  090  000  t; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2006:  2  120  000  t; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007:  920  000  t; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2008:  350  000  t. 

C.  WASSERQUALITÄT 

1.  31991  L  0271:  Richtlinie  91/271/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai 
1991  über  die  Behandlung  von  kommunalem  Abwasser  (ABl.  L  135 
vom  30.5.1991,  S.  40),  geändert  durch: 

—  31998  L  0015:    Richtlinie     98/15/EG    der    Kommission  vom 
27.2.1998  (ABl.  L  67  vom  7.3.1998,  S.  29) 

Abweichend  von  den  Artikeln  3  und  4  und  von  Artikel  5  Absatz  2  der 
Richtlinie  91/271/EWG  gelten  die  Anforderungen  an  Kanalisationen 
und  an  die  Behandlung  von  kommunalem  Abwasser  in  Estland  bis 
zum  31.  Dezember  2010  nicht,  wobei  jedoch  folgendes  Zwischenziel 
einzuhalten  ist:  Bei  Gemeinden  mit  mehr  als  10  000  EW  stellt  Estland 
sicher,  dass  die  Bestimmungen  der  Richtlinie  ab  dem  31.  Dezember 
2009  eingehalten  werden. 

2.  31  998  L  0083:  Richtlinie  98/83/EG  des  Rates  vom  3.  November 
1998  über  die  Qualität  von  Wasser  für  den  menschlichen  Gebrauch 
(ABl.  L  330  vom  5.12.1998,  S.  32) 

Abweichend  von  Artikel  5  Absatz  2  und  Artikel  8  sowie  von  Anhang  I 
Teil  C  der  Richtlinie  98/83/EG 

a)  gelten  die  Werte  für  die  Indikatorparameter  Färbung,  Wasserstoff- 
ionen-Konzentration, Eisen,  Mangan,  Geruch  und  Trübung  in  Est- 
land bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  Verteilernetze,  die  mehr  als 
2  000  Personen  versorgen; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2013  für  Verteilernetze,  die  bis  zu 
2  000  Personen  versorgen; 


b)  gelten  die  Werte  für  die  Indikatorparameter  Chlorid,  Leitfähigkeit 
und  Sulfat  in  Estland  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  Siedlungen  mit  mehr  als  2  000 
Personen; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2013  für  Siedlungen  mit  bis  zu  2  000 
Personen. 

D.  BEKÄMPFUNG  DER  INDUSTRIELLEN  UMWELTBELASTUNG  UND 
RISIKOMANAGEMENT 

32001  L  0080:  Richtlinie  2001/80/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  23.  Oktober  2001  zur  Begrenzung  von  Schadstoff- 
emissionen von  Großfeuerungsanlagen  in  die  Luft  (ABl.  L  309  vom 
27.11.2001,  S.  1) 

Abweichend  von  Artikel  4  Absatz  3  und  Teil  A  der  Anhänge  III  und 
VII  der  Richtlinie  2001/80/EG  gelten  die  Emissionsgrenzwerte  für 
Schwefeldioxid  und  Staub  nicht  für  die  folgenden  Anlagen  in  Estland: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2010  für  die  Feuerungsanlage  in  Ahtme, 

—  bis  zum  31.  Dezember  2015  für  die  Feuerungsanlagen  in  Narva 
(Eesti  und  Balti)  und  Kohtla  Järve.  In  Narva  (Eesti  und  Balti)  indes- 
sen werden  vier  Kessel  spätestens  ab  dem  31.  Dezember  2004  und 
weitere  vier  Kessel  spätestens  ab  dem  31.  Dezember  2010  den 
Vorschriften  der  Richtlinie  entsprechen.  Bis  1.  Januar  2008  werden 
sämtliche  Kessel  des  Typs  „TP-17"  des  Kraftwerks  Balti  stillgelegt. 

Während  des  Übergangszeitraums  wird  in  diesen  Anlagen  ein  Ent- 
schwefelungsgrad von  mindestens  65  %  erreicht  und  liegen  die  Emis- 
sionsgrenzwerte für  Staub  nicht  über  200  mg/Nm5, 

Estland  legt  der  Kommission  bis  1.  Januar  2008  einen  Plan  —  ein- 
schließlich eines  Investitionsplans  —  für  die  schrittweise  Anpassung  der 
übrigen  Kessel  in  Narva  (Eesti  und  Balti)  und  in  Kohtla  Järve  an  die  für 
die  Zeit  zwischen  2010  und  2015  zu  erfüllenden  Anforderungen  vor. 

Estland  wird  alle  Anstrengungen  unternehmen,  um  zu  gewährleisten, 
dass  die  S02-Emissionen  aus  mit  Ölschiefer  betriebenen  Feuerungsanla- 
gen im  Jahr  2012  die  Schwelle  von  25  000  t  nicht  überschreiten  und 
anschließend  schrittweise  sinken  werden. 

E.  NATURSCHUTZ 

31992  L  0043:  Richtlinie  92/43/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai  1992  zur 
Erhaltung  der  natürlichen  Lebensräume  sowie  der  wild  lebenden  Tiere 
und  Pflanzen  (ABl.  L  206  vom  22.7.1992,  S.  7),  zuletzt  geändert  durch: 

-   31997  L  0062:  Richtlinie  97/62/EG  des  Rates  vom  27.10.1997 
(ABl.  L  305  vom  8.11.1997,  S.  42) 

Bis  zum  1.  Mai  2009  unterbreitet  die  Kommission  dem  Rat  einen 
Bericht  über  die  weitere  Anwendung  der  gebietsspezifischen  Ausnahme 
für  Luchse  {Lynx  lynx)  gemäß  Anhang  IV  der  Richtlinie  92/43/EWG,  in 
dem  insbesondere  die  Erhaltung  der  Luchspopulation  und  ihre  Auswir- 
kungen auf  die  Erhaltung  anderer  wild  lebender  Arten  berücksichtigt 
wird.  Auf  dieser  Grundlage  wird  der  Rat  die  Ausnahme  überprüfen  und 
kann  mit  qualifizierter  Mehrheit  auf  Vorschlag  der  Kommission  be- 
schließen, dass  sie  nicht  weiter  anzuwenden  ist. 


(>)  ABl.  L  194  vom  25.7.1975,  S.  39.  Zuletzt  geändert  durch  die  Entscheidung 
96/350/EG  der  Kommission  (ABl.  L  135  vom  6.6.1996,  S.  32). 

(:)  ABl.  L  377  vom  31.12.1991,  S.  20.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie 
94/31/EG  des  Rates  (ABl.  L  168  vom  2.7.1994,  S.  28). 
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10.  UMWELT 


A.  LUFTQUALITÄT 

31994  L  0063:  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur  Begrenzung  der  Emissionen 
flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lage- 
rung von  Ottokraftstoff  und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungs- 
lagern bis  zu  den  Tankstellen  (ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  24). 

1.  Abweichend  von  Artikel  3  und  Anhang  I  der  Richtlinie  94/63/EG 
gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene  Lagertanks  in  Auslieferungs- 
lagern in  Lettland  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2005  für  17  Lagertanks  mit  einem  Durch- 
satz von  weniger  als  25  000  Tonnen/Jahr; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2006  für  weitere  3  Lagertanks  mit  einem 
Durchsatz  von  weniger  als  25  000  Tonnen/Jahr; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  weitere  19  Lagertanks  mit  einem 
Durchsatz  von  weniger  als  25  000  Tonnen/Jahr. 

2.  Abweichend  von  Artikel  4  und  Anhang  II  der  Richtlinie 
94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen  und  Entleeren 
der  Anlagen  in  Auslieferungslagern  in  Lettland  bis  zu  folgenden  Ter- 
minen nicht: 


—  bis  zum  31.  Dezember  2005  für  ein  (1)  Auslieferungslager  mit 
einem  Durchsatz  von  weniger  als  25000  Tonnen/Jahr; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2006  für  17  Auslieferungslager  mit  einem 
Durchsatz  von  weniger  als  25000  Tonnen/Jahr; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  ein  (1)  Auslieferungslager  mit 
einem  Durchsatz  von  weniger  als  25000  Tonnen/Jahr; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  20  Auslieferungslager  mit  einem 
Durchsatz  von  weniger  als  25000  Tonnen/Jahr. 

3.  Abweichend  von  Artikel  5  der  Richtlinie  94/6  3/EG  gelten  die 
Anforderungen  an  vorhandene  bewegliche  Behältnisse  in  Auslieferungs- 
lagern in  Lettland  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  68  Straßentank- 
fahrzeuge  nicht. 

4.  Abweichend  von  Artikel  6  und  Anhang  III  der  Richtlinie 
94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen  vorhandener  La- 
gertanks an  Tankstellen  in  Lettland  bis  zu  folgenden  Zeitpunkten  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2004  für  56  Tankstellen  mit  einem  Jahres- 
durchsatz von  über  1  000  m3,  jedoch  nicht  mehr  als  2  000  m3; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  112  Tankstellen  mit  einem  Jahres- 
durchsatz von  über  500  m3,  jedoch  nicht  mehr  als  1  000  m3,  und 
für  290  Tankstellen  mit  einem  Jahresdurchsatz  von  weniger  als 
500  m3. 


B.  ABFALLENTSORGUNG 

1.  31993  R  0259:  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  des  Rates  vom  1. 
Februar  1993  zur  Überwachung  und  Kontrolle  der  Verbringung  von 
Abfällen  in  der,  in  die  und  aus  der  Europäischen  Gemeinschaft  (ABl.  L 
30  vom  6.2.1993,  S.  1),  zuletzt  geändert  durch: 


-   32001  R  2557:  Verordnung  (EG)  Nr.  2557/2001  der  Kommission 
vom  28.12.2001  (ABl.  L  349  vom  31.12.2001,  S.  1). 


a)  Bis  zum  31.  Dezember  2010  sind  alle  Verbringungen  nach  Lettland 
von  zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die  in  den  Anhängen  II, 
III  und  IV  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  aufgeführt  sind,  sowie 
Verbringungen  von  zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die  in 
diesen  Anhängen  nicht  aufgeführt  sind,  den  zuständigen  Behörden 
zu  notifizieren  und  gemäß  den  Artikeln  6,  7  und  8  der  Verordnung 
abzuwickeln. 


b)  Abweichend  von  Artikel  7  Absatz  4  der  Verordnung  (EWG)  Nr. 
259/9  3  erheben  die  zuständigen  Behörden  Einwände  gegen  Verbrin- 
gungen von  zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die  in  den  An- 
hängen II,  III  und  IV  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  aufgelistet 
sind,  sowie  gegen  Verbringungen  von  in  diesen  Anhängen  nicht 
aufgelisteten  Abfällen  zur  Verwertung,  die  für  eine  Anlage  bestimmt 
sind,  für  die  eine  vorübergehende  Ausnahme  von  bestimmten  Vor- 
schriften der  Richtlinie  96/61/EC  über  die  integrierte  Vermeidung 
und  Verminderung  der  Umweltverschmutzung  (')  gilt;  dies  gilt  für 
die  Dauer  der  vorübergehenden  Ausnahme  für  die  Bestimmungs- 
anlage. 


2.  31994  L  0062:  Richtlinie  94/62/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  über  Verpackungen  und  Ver- 
packungsabfälle (ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  10). 


Abweichend  von  Artikel  6  Absatz  1  Buchstaben  a  und  b  der  Richtlinie 
94/62/EG  erreicht  Lettland  die  Ziele  für  die  Verwertung  und  stoffliche 
Verwertung  folgender  Verpackungsabfälle  bis  31.  Dezember  2007,  wo- 
bei nachstehende  Zwischenziele  einzuhalten  sind: 


—  stoffliche  Verwertung  von  Kunststoffen:  1 1  Gewichtsprozent  bis 
zum  Tag  des  Beitritts,  12  Gewichtsprozent  für  2004,  13  Gewichts- 
prozent für  2005  und  14  Gewichtsprozent  für  2006; 


—  Gesamtverwertungsquote:  33  Gewichtsprozent  bis  zum  Tag  des 
Beitritts,  37  Gewichtsprozent  bis  2004,  42  Gewichtsprozent  bis 
2005  und  46  Gewichtsprozent  bis  2006. 


3.  31999  L  0031:  Richtlinie  1999/31/EG  des  Rates  vom  26.  April 
1999  über  Abfalldeponien  (ABl.  L  182  vom  16.7.1999,  S.  1). 


Abweichend  von  Artikel  2  Buchstabe  g  zweiter  Gedankenstrich  der 
Richtlinie  1999/31/EG  und  unbeschadet  der  Richtlinie  75/442/EWG 
über  Abfälle  (2)  sowie  der  Richtlinie  91/689/EWG  über  gefährliche 
Abfälle  (')  gilt  eine  Anlage,  die  auf  Dauer  eingerichtet  ist  und  die  für 
die  zeitweilige  Ablagerung  von  in  Lettland  anfallenden  gefährlichen 
Abfällen  genutzt  wird,  in  Lettland  bis  zum  31.  Dezember  2004  nicht 
als  Deponie. 


C.  WASSERQUALITÄT 

1.  31991  L  0271:  Richtlinie  91/271/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai 
1991  über  die  Behandlung  von  kommunalem  Abwasser  (ABl.  L  135 
vom  30.5.1991,  S.  40),  geändert  durch: 


—   31998    L    0015:   Richtlinie    98/1 5/EG    der   Kommission  vom 
27.2.1998  (ABl.  L  67  vom  7.3.1998,  S.  29). 
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10.  UMWELT 


A.  LUFTQUALITÄT 

31994  L  0063:  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur  Begrenzung  der  Emissionen 
flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lage- 
rung von  Ottokraftstoff  und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungs- 
lagern bis  zu  den  Tankstellen  (ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  24). 

1.  Abweichend  von  Artikel  3  und  Anhang  I  der  Richtlinie  94/6  3/EG 
gelten  die  Anforderungen  an  bestehende  Lagertanks  in  Auslieferungs- 
lagern in  Litauen  bis  zum  31.  Dezember  2007  nicht  für  Lagertanks  mit 
einem  Durchsatz  von  50  000  Tonnen/Jahr  oder  weniger. 

2.  Abweichend  von  Artikel  4  und  Anhang  II  der  Richtlinie 
94/6  3/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen  und  Entleeren 
bestehender  beweglicher  Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Litauen 
bis  zum  31.  Dezember  2007  nicht  für  12  Auslieferungslager  mit  einem 
Durchsatz  von  150  000  Tonnen/Jahr  oder  weniger. 

3.  Abweichend  von  Artikel  5  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die 
Anforderungen  an  bestehende  bewegliche  Behältnisse  in  Auslieferungs- 
lagern in  Litauen  bis  zum  31.  Dezember  2005  nicht  für  140  Straßen- 
tankfahrzeuge  und  1  900  Eisenbahnkesselwagen. 

4.  Abweichend  von  Artikel  6  und  Anhang  III  der  Richtlinie 
94/6  3/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen  bestehender  Lager- 
tanks von  Tankstellen  bis  zum  31.  Dezember  2007  in  Litauen  nicht  für 
Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  1  000  m3/Jahr  oder  weniger. 

B.  ABFALLENTSORGUNG 

31994  L  0062:  Richtlinie  94/62/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  über  Verpackungen  und  Ver- 
packungsabfälle (ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  10). 

Abweichend  von  Artikel  6  Absatz  1  Buchstaben  a  und  b  der  Richtlinie 
94/62/EG  erreicht  Litauen  die  Ziele  für  die  Verwertung  und  stoffliche 
Verwertung  folgender  Verpackungsmaterialien  bis  31.  Dezember  2006, 
wobei  nachstehende  Zwischenziele  einzuhalten  sind: 

—  stoffliche  Verwertung  von  Kunststoffen:  10  Gewichtsprozent  bis 
zum  Tag  des  Beitritts  und  15  Gewichtsprozent  2004; 

—  stoffliche  Verwertung  von  Metallen:  10  Gewichtsprozent  bis  zum 
Tag  des  Beitritts  und  1  5  Gewichtsprozent  2004; 

—  Gesamtquote  der  stofflichen  Verwertung:  mindestens  25%  nach 
Gewicht  2004; 

—  Gesamtverwertungsquote:  21  Gewichtsprozent  bis  zum  Tag  des 
Beitritts,  32  Gewichtsprozent  2004  und  37  Gewichtsprozent  2005. 

C.  WASSERQUALITÄT 

31991  L  0271:  Richtlinie  91/271/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai  1991 
über  die  Behandlung  von  kommunalem  Abwasser  (ABl.  L  135  vom 
30.5.1991,  S.  40),  geändert  durch: 

-   31998    L    0015:    Richtlinie    98/1 5/EG    der   Kommission  vom 
27.2.1998  (ABl.  L  67  vom  7.3.1998,  S.  29). 

Abweichend  von  Artikel  3,  Artikel  4  und  Artikel  5  Absatz  2  der  Richt- 
linie 91/271/EWG  gelten  die  Anforderungen  an  Kanalisationen  und  an 


die  Behandlung  von  kommunalem  Abwasser  in  Litauen  bis  zum  31. 
Dezember  2009  nicht  in  vollem  Umfang,  wobei  jedoch  folgendes  Zwi- 
schenziel gilt: 

—  Für  Gemeinden  mit  mehr  als  10  000  EW  ist  die  Einhaltung  von 
Artikel  4  und  Artikel  5  Absatz  2  der  Richtlinie  bis  zum  31.  De- 
zember 2007  zu  gewährleisten. 

D.  BEKÄMPFUNG  DER  INDUSTRIELLEN  UMWELTBELASTUNG  UND 
RISIKOMANAGEMENT 

32001  L  0080:  Richtlinie  2001/80/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  23.  Oktober  2001  zur  Begrenzung  von  Schadstoff- 
emissionen von  Großfeuerungsanlagen  in  die  Luft  (ABl.  L  309  vom 
27.11.2001,  S.  1). 

Abweichend  von  Artikel  4  Absatz  3  und  jeweils  Teil  A  der  Anhänge  IV 
und  VI  der  Richtlinie  2001/80/EG  gelten  die  Emissionsgrenzwerte  für 
Schwefeldioxid  und  für  Stickoxid  bis  zum  31.  Dezember  2015  nicht 
für  folgende  Feuerungsanlagen  in  Litauen:  Kombinierte  Wärme-  und 
Kraftanlage  CHP-3  Vilnius,  Kombinierte  Wärme-  und  Kraftanlage  Kau- 
nas und  Kombinierte  Wärme-  und  Kraftanlage  Mazeikiai. 

Während  dieses  Übergangszeitraums  dürfen  die  gesamten  Schwefel- 
dioxid- und  Stickoxidemissionen  aus  der  Elektrizitätserzeugung  in  den 
Anlagen  Litauisches  Wärmekraftwerk,  Kombinierte  Wärme-  und  Kraft- 
anlage CHP-3  Vilnius,  Kombinierte  Wärme-  und  Kraftanlage  Kaunas 
und  Kombinierte  Wärme-  und  Kraftanlage  Mazeikiai  (mit  Ausnahme 
der  Wärmeerzeugung  und  anderer  Quellen)  folgende  Obergrenzen 
nicht  überschreiten: 

-  2005:  28  300  Tonnen  S02/Jahr;  4  600  Tonnen  Nojjahr 

—  2008:  21  500  Tonnen  S02/Jahr;  5  000  Tonnen  Nojjahr 

-  2010:  30  500  Tonnen  S02/Jahr;  10  500  Tonnen  Nox/Jahr 

-  2012:  29  000  Tonnen  S02/Jahr;  10  800  Tonnen  Nox/Jahr 

Litauen  legt  der  Kommission  bis  zum  1.  Januar  2007,  und  erneut  bis 
zum  1.  Januar  2012  einen  aktualisierten  Plan,  einschließlich  eines  In- 
vestitionsplans für  die  schrittweise  Anpassung  der  verbleibenden  nicht 
konformen  Anlagen  mit  klar  definierten  Stufen  für  die  Anwendung  des 
Besitzstands  vor.  Die  EU  vertritt  die  Auffassung,  dass  die  allgemein 
erwartete  wirtschaftliche  Entwicklung  in  Litauen,  die  sich  daraus  erge- 
bende Möglichkeit,  weitere  Investitionen  früher  als  vorgesehen  zu  tä- 
tigen, und  die  geplanten  Änderungen  im  Energiesektor  weitere  Emis- 
sionssenkungen pro  erzeugter  Elektrizitätseinheit  ermöglichen  müsste. 
Die  EU  erwartet  daher,  dass  mit  diesen  beiden  Plänen  eine  weitere 
Verringerung  der  Emissionen  bis  auf  ein  deutlich  unter  den  oben  ge- 
nannten Zwischenzielen  liegendes  Niveau,  insbesondere  für  die  Emis- 
sionen im  Zeitraum  2012  bis  2015,  sicherzustellen  sein  sollte. 

Sollte  die  Kommission  insbesondere  unter  Berücksichtigung  der  Aus- 
wirkungen auf  die  Umwelt  und  des  Erfordernisses  der  Reduzierung  der 
sich  infolge  der  Übergangsregelungen  ergebenden  Wettbewerbsverzer- 
rungen im  Binnenmarkt  der  Ansicht  sein,  dass  diese  Pläne  nicht  aus- 
reichen, um  diese  Ziele  zu  erreichen,  wird  sie  Litauen  davon  unter- 
richten. Innerhalb  der  darauf  folgenden  drei  Monate  teilt  Litauen  die 
von  ihm  zur  Erreichung  dieser  Ziele  eingeleiteten  Maßnahmen  mit. 
Sollte  die  Kommission  daraufhin  in  Konsultationen  mit  den  Mitglied- 
staaten zu  der  Auffassung  gelangen,  dass  diese  Maßnahmen  zur  Errei- 
chung dieser  Ziele  nicht  ausreichen,  leitet  sie  ein  Vertragsverletzungs- 
verfahren gemäß  Artikel  226  EGV  ein. 
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b)  von  der  Mehrwertsteuer  ohne  Recht  auf  Vorsteuerabzug  für  die 
Lieferung  von  Wasser  durch  Einrichtungen  des  öffentlichen  Rechts 
gemäß  Anhang  F  Nummer  12  der  Richtlinie,  solange  dieselbe  Be- 
freiung in  einem  der  derzeitigen  Mitgliedstaaten  angewandt  wird 
oder,  falls  dies  früher  eintritt,  bis  die  Bedingung  gemäß  Artikel  28 
Absatz  4  der  Richtlinie  erfüllt  ist; 


c)  von  der  Mehrwertsteuer  ohne  Recht  auf  Vorsteuerabzug  für  die 
Lieferung  von  Gebäuden  und  Grundstücken  gemäß  Anhang  F  Num- 
mer f  6  der  Richtlinie,  solange  dieselbe  Befreiung  in  einem  der 
derzeitigen  Mitgliedstaaten  angewandt  wird  oder,  falls  dies  früher 
eintritt,  bis  die  Bedingung  gemäß  Artikel  28  Absatz  4  der  Richtlinie 
erfüllt  ist. 


8.  SOZIALPOLITIK  UND  BESCHÄFTIGUNG 


1.  31989  L  0655:  Richtlinie  89/655/EWG  des  Rates  vom  30.  No- 
vember 1989  über  Mindestvorschriften  für  Sicherheit  und  Gesundheits- 
schutz bei  Benutzung  von  Arbeitsmitteln  durch  Arbeitnehmer  bei  der 
Arbeit  (Zweite  Einzelrichtlinie  im  Sinne  von  Artikel  16  Absatz  1  der 
Richtlinie  89/391/EWG)  (ABL.  L  393  vom  30.12.1989,  S.  13),  zuletzt 
geändert  durch: 

-  32001  L  0045:  Richtlinie  2001/45/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  27.6.2001  (ABl.  L  195  vom 
19.7.2001,  S.  46) 

Die  Richtlinie  89/655/EWG  gilt  in  Malta  für  Arbeitsmittel,  die  am  Tag 
des  Beitritts  bereits  im  Gebrauch  sind,  bis  1.  Januar  2006  nicht. 

Malta  wird  der  Kommission  ab  dem  Beitritt  bis  zum  oben  genannten 
Termin  weiterhin  regelmäßig  aktualisierte  Informationen  über  den  Zeit- 
plan und  die  Maßnahmen  zur  Anwendung  der  Richtlinie  übermitteln. 


2.  31993  L  0104:  Richtlinie  93/104/EG  des  Rates  vom  23.  Novem- 
ber 1993  über  bestimmte  Aspekte  der  Arbeitszeitgestaltung  (ABl.  L 
307  vom  13.12.1993,  S.  18),  geändert  durch: 


—  32000  L  0034:  Richtlinie  2000/34/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  22.6.2000  (ABl.  L  195  vom  1.8.2000, 
S.  41) 


Artikel  6  Absatz  2  der  Richtlinie  9  3/104/EG  gilt  in  Malta  bis  31.  Juli 
2004  nicht  in  den  Fertigungsteilsektoren  Nahrungsmittel  und  Getränke, 
Textilerzeugnisse,  Bekleidung  und  Schuhe,  Beförderungsmittel,  elektri- 
sche Maschinen,  Geräte  und  Zubehör  sowie  Möbel,  und  bis  31.  De- 
zember 2004  nicht  für  Tarifverträge,  die  am  12.  Dezember  2001  in 
den  oben  genannten  Fertigungsteilsektoren  bestanden,  wenn  diese  Ver- 
träge Bestimmungen  enthalten,  die  für  Artikel  6  Absatz  2  von  Bedeu- 
tung und  über  Juli  2004  hinaus  gültig  sind. 


9.  ENERGIE 


31968  L  0414:  Richtlinie  68/414/EWG  des  Rates  vom  20.  Dezember 
1968  zur  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten  der  EWG,  Mindestvorräte 
an  Erdöl  und/oder  Erdölerzeugnissen  zu  halten  (ABl.  Nr.  L  308  vom 
23.12.1968,  S.  14),  zuletzt  geändert  durch: 

-  31998  L  0093:  Richtlinie  98/93/EG  des  Rates  vom  14.12.1998 
(ABl.  L  358  vom  31.12.1998,  S.  100) 

Abweichend  von  Artikel  1  Absatz  1  der  Richtlinie  68/414/EWG  gelten 
in  Malta  die  Anforderungen  an  die  Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnis- 
sen bis  zum  31.  Dezember  2006  nicht.  Malta  stellt  sicher,  dass  seine 
Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnissen  für  jede  der  in  Artikel  2  genann- 
ten Kategorien  von  Erdölerzeugnissen  mindestens  dem  nach  dem  Ta- 


gesdurchschnitt errechneten  Inlandsverbrauch  gemäß  Artikel  1  Absatz 
1  für  die  folgende  Anzahl  von  Tagen  entsprechen: 

—  für  40  Tage  bei  der  Kategorie  „Motorbenzin  und  Flugtreibstoffe" 
und  45  Tage  bei  den  restlichen  Kategorien  von  Erzeugnissen  ab 
dem  Tag  des  Beitritts; 

—  für  55  Tage  bei  der  Kategorie  „Motorbenzin  und  Flugtreibstoffe" 
und  60  Tage  bei  den  restlichen  Kategorien  von  Erzeugnissen  ab 
dem  31.  Dezember  2004; 

—  für  90  Tage  in  allen  Kategorien  von  Erdölerzeugnissen  ab  dem  31. 
Dezember  2006. 


10.  UMWELT 


A.  LUFTQUALITÄT 

31994  L  0063:  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur  Begrenzung  der  Emissionen 
flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lage- 
rung von  Ottokraftstoff  und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungs- 
lagern bis  zu  den  Tankstellen  (ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  24) 


licher  Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Malta  bis  zum  31.  Dezem- 
ber 2004  nicht  für  25  Straßentankfahrzeuge. 

3.  Abweichend  von  Artikel  6  und  Anhang  III  der  Richtlinie 
94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen  bestehender  Tank- 
stellen-Lagertanks in  Malta  nicht: 


1.  Abweichend  von  Artikel  4  und  Anhang  II  der  Richtlinie 
94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen  und  das  Entleeren 
von  Behältnissen  in  Auslieferungslagern  in  Malta  bis  zum  31.  Dezem- 
ber 2004  nicht  für  4  Fasslager  im  Auslieferungslager  Enemalta  mit 
einem  Jahresdurchsatz  von  mehr  als  25.000  Tonnen. 


bis  zum  31.  Dezember  2004  für  61  Tankstellen  mit  einem  Jahres- 
durchsatz von  mehr  als  1.000  m3; 

bis  zum  31.  Dezember  2004  für  13  Tankstellen  mit  einem  Jahres- 
durchsatz von  mehr  als  500  m3; 


2.  Abweichend  von  Artikel  5  der  Richtlinie  94/6  3/EG  gelten  die 
Anforderungen  an  das  Befüllen  und  das  Entleeren  vorhandener  beweg- 


—  bis  zum  31.  Dezember  2004  für  8  Tankstellen  mit  einem  Jahres- 
durchsatz von  bis  zu  500  m3. 


Abweichung  bzgl.  Polen 

(ABl.  2003  L  236/890) 
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—  31994  L  0074:  Richtlinie  94/74/EG  des  Rates  vom  22.12.1994  von  bis  zu  einem  Jahr  ab  dem  Beitritt  einen  ermäßigten  Verbrauch- 

(ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  46).  Steuersatz  beibehalten. 


Unbeschadet  einer  förmlichen  Entscheidung  nach  dem  Verfahren  des 
Artikels  8  Absatz  4  der  Richtlinie  9 2/81 /EG  oder  einer  Bewertung 
dieser  Maßnahme  gemäß  Artikel  87  EG-Vertrag  kann  Polen  auf  mit   

wasserfreiem  Alkohol  hergestelltes  Benzin,  Gasöl  mit  niedrigem  Schwe-  (i)  ABl.  L  76  vom  23.3.1992,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie 

felgehalt  und  Ethylbutylalkoholether  enthaltendes  Benzin  für  die  Dauer  2000/47/EG  des  Rates  (ABl.  L  193  vom  29.7.2000,  S.  73). 


10.  SOZIALPOLITIK  UND  BESCHÄFTIGUNG 


31989  L  0655:  Richtlinie  89/655/EWG  des  Rates  vom  30.  November 
1989  über  Mindestvorschriften  für  Sicherheit  und  Gesundheitsschutz 
bei  Benutzung  von  Arbeitsmitteln  durch  Arbeitnehmer  bei  der  Arbeit 
(Zweite  Einzelrichtlinie  im  Sinne  von  Artikel  1 6  Absatz  1  der  Richtlinie 
89/391/EWG)  (ABL.  L  393  vom  30.12.1989,  S.  13),  zuletzt  geändert 
durch: 

-  32001  L  0045:  Richtlinie  2001/45/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  27.6.2001  (ABl.  L  195  vom 
19.7.2001,  S.  46). 


Die  Richtlinie  89/655/EWG  gilt  in  Polen  für  Arbeitsmittel,  die  vor  dem 
31.  Dezember  2002  installiert  wurden,  bis  31.  Dezember  2005  nicht. 


Polen  wird  der  Kommission  ab  dem  Tag  des  Beitritts  bis  zum  oben 
genannten  Termin  weiterhin  regelmäßig  aktualisierte  Informationen 
über  den  Zeitplan  und  die  Maßnahmen  zur  Anwendung  der  Richtlinie 
übermitteln. 


11.  ENERGIE 


31968  L  0414:  Richtlinie  68/414/EWG  des  Rates  vom  20.  Dezember 
1968  zur  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten  der  EWG,  Mindestvorräte 
an  Erdöl  und/oder  Erdölerzeugnissen  zu  halten  (ABl.  L  308  vom 
23.12.1968,  S.  14),  zuletzt  geändert  durch: 


für  58  Tage  ab  dem  Tag  des  Beitritts; 


für  65  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2004; 


31998  L  0093:  Richtlinie  98/93/EG  des  Rates  vom  14.12.1998 
(ABl.  L  358  vom  31.12.1998,  S.  100). 


für  72  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2005; 


Abweichend  von  Artikel  1  Absatz  1  der  Richtlinie  68/414/EWG  gelten 
in  Polen  die  Anforderungen  an  die  Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnis- 
sen bis  zum  31.  Dezember  2008  nicht.  Polen  stellt  sicher,  dass  seine 
Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnissen  für  jede  der  in  Artikel  2  genann- 
ten Kategorien  von  Erdölerzeugnissen  mindestens  dem  nach  dem  Ta- 
gesdurchschnitt errechneten  Inlandsverbrauch  gemäß  Artikel  1  Absatz 
1  für  die  folgende  Anzahl  von  Tagen  entsprechen: 


für  80  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2006; 


—  für  87  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2007; 


für  90  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2008. 


12.  TELEKOMMUNIKATION  UND  INFORMATIONSTECHNOLOGIE 


31997  L  0067:  Richtlinie  97/67/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  15.  Dezember  1997  über  gemeinsame  Vorschriften  für 
die  Entwicklung  des  Binnenmarktes  der  Postdienste  der  Gemeinschaft 
und  die  Verbesserung  der  Dienstequalität  (ABl.  L  15  vom  21.1.1998,  S. 
14),  zuletzt  geändert  durch: 

-  32002  L  0039:  Richtlinie  2002/39/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  10.6.2002  (ABl.  L  176  vom  5.7.2002, 
S.  21) 


Abweichend  von  Artikel  7  Absatz  1  Unterabsatz  2  der  Richtlinie 
97/67/EG  kann  Polen  bis  zum  31.  Dezember  2005  eine  Gewichts- 
grenze von  350  Gramm  für  die  Reservierung  von  Diensten  für  Anbie- 
ter von  Universaldienstleistungen  anwenden.  Diese  Gewichtsgrenze  gilt 
in  diesem  Zeitraum  nicht,  wenn  der  Preis  mindestens  dem  Dreifachen 
des  öffentlichen  Tarifs  für  eine  Brielsendung  der  ersten  Gewichtsklasse 
der  schnellsten  Kategorie  entspricht. 


13.  UMWELT 


A.  LUFTQUALITÄT 

1.  31994  L  0063:  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur  Begrenzung  der  Emissio- 
nen flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der 
Lagerung  von  Ottokraftstofl  und  seiner  Verteilung  von  den  Ausliefe- 
rungslagern bis  zu  den  Tankstellen  (ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S. 
24). 

Abweichend  von  den  Artikeln  3,  4,  5  und  6  sowie  von  den  Anhängen  I 
bis  III  der  Richtlinie  94/6  3/EG  gelten  die  Anforderungen  an  vorhan- 
dene Lagertanks  in  Auslieferungslagern,  an  die  Befüllung  und  Entlee- 


rung bestehender  beweglicher  Behältnisse  in  Auslieferungslagern,  an 
bestehende  bewegliche  Behältnisse  und  an  die  Befüllung  bestehender 
Lagertanks  an  Tankstellen  bis  zum  31.  Dezember  2005  in  Polen  nicht. 
In  Auslieferungslagern  mit  einem  Durchsatz  von  mehr  als  150  000 
Tonnen/Jahr  gelten  die  Anforderungen  an  die  Befüllung  und  Entleerung 
bestehender  beweglicher  Behältnisse  ab  dem  1.  Januar  2005. 


2.  31999  L  0032:  Richtlinie  1999/32/EG  des  Rates  vom  26.  April 
1999  über  eine  Verringerung  des  Schwelelgehalts  bestimmter  flüssiger 
Kraft-  oder  Brennstoffe  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  93/12/EWG 
(ABl.  L  121  vom  1  1.5.1999,  S.  13). 
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Abweichend  von  Artikel  3  Absatz  1  der  Richtlinie  1999/32/EG  gelten 
die  Anforderungen  an  den  Schwefelgehalt  von  Schwerölen  in  Polen  bis 
zum  31.  Dezember  2006  nicht.  Nach  dem  1.  Januar  2005  wird  kein  in 
der  Raffinerie  Glimar  erzeugtes  Schweröl  mit  einem  Schwefelgehalt  von 
mehr  als  1,00  Masseprozent  im  polnischen  Hoheitsgebiet  verwendet. 


B.  ABFALLENTSORGUNG 

1.  31993  R  0259:  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  des  Rates  vom  1. 
Februar  1993  zur  Überwachung  und  Kontrolle  der  Verbringung  von 
Abfällen  in  der,  in  die  und  aus  der  Europäischen  Gemeinschaft  (ABl. 
Nr.  L  30  vom  6.2.1993,  S.  1),  zuletzt  geändert  durch 

-  32001  R  2557:  Verordnung  (EG)  Nr.  2557/2001  der  Kommission 
vom  28.12.2001  (ABl.  L  349  vom  31.12.2001,  S.  1.). 

a)  Bis  zum  31.  Dezember  2012  sind  Verbringungen  nach  Polen  von 
zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die  in  Anhang  II  der  Verord- 
nung (EWG)  Nr.  259/93  aufgeführt  sind,  den  zuständigen  Behörden 
zu  notifizieren  und  gemäß  den  Artikeln  6,  7  und  8  der  Verordnung 
abzuwickeln. 

b)  Abweichend  von  Artikel  7  Absatz  4  der  Verordnung  (EWG)  Nr. 
259/93  können  die  zuständigen  Behörden  bis  zum  31.  Dezember 
2007  Einwände  gegen  die  Verbringung  der  folgenden  zur  Verwer- 
tung bestimmten  Abfälle  nach  Polen  aus  den  in  Artikel  4  Absatz  3 
der  Verordnung  festgelegten  Gründen  erheben.  Für  diese  Verbrin- 
gungen gilt  Artikel  10  der  Verordnung. 

—  GE  010  -  GE  020  Glas 

—  GH  010  -  GH  015  Kunststoffe 

—  Gl  010  -  Gl  014  Papier 

—  GK  020  Gebrauchte  Reifen 

AA.  Metallhaltige  Abfälle: 

-  AA  090  ex  2804  80  Arsenabfälle  und  Rückstände 

—  AA  100  ex  2805  40  Quecksilberabfälle  und  Rückstände 

—  AA  1  30  Flüssigkeiten  aus  dem  Beizen  von  Metallen 

AB.  Abfälle  aus  vorwiegend  anorganischen  Stoffen,  eventuell  mit 
Metallen  oder  organischen  Stoffen 

AC.  Vorwiegend  organische  Stoffe  enthaltende  Abfälle,  eventuell 
vermischt  mit  Metallen  und  anorganischen  Stoffen: 

—  AC  040  Schlamm  von  verbleitem  Benzin 

—  AC  050  Heizflüssigkeit  (Wärmeübertragung) 

—  AC  060  Hydraulikflüssigkeit 

—  AC  070  Bremsflüssigkeit 

—  AC  080  Frostschutzmittel 

—  AC  110  Phenole  und  phenolhaltige  Verbindungen  ein- 
schließlich Chlorphenolen,  in  flüssiger  Form  oder  als 
Schlamm 

—  AC  120  Polychlornaphthalin 

—  AC  150  Fluorchlorkohlenwasserstoffe 


—  AC  160  Halone 

—  AC  190  Rückstände  aus  der  Abwrackung  von  Kraftfahr- 
zeugen (leichtes  Mahlgut:  Plüsch,  Stoff,  Kunststoffabfälle, 

...) 

—  AC  200  Organische  Phosphorverbindungen 

—  AC  230  Halogenhaltige  oder  nichthalogenhaltige  wasser- 
freie Destillationsrückstände,  die  bei  der  Wiedergewinnung 
von  Lösungsmitteln  anfallen 

—  AC  240  Abfälle  aus  der  Herstellung  von  halogenierten, 
aliphatischen  Kohlenwasserstoffen  (wie  Chlormethanen, 
Dichlorethan,  Vinylchlorid,  Vinylidenchlorid,  Allychlorid 
und  Epichlorydrin) 

—  AC  260  Flüssiger  Schweinemist;  Fäkalien 

AD.  Abfälle,  die  sowohl  anorganische  als  auch  organische  Stoffe 
enthalten  können: 

—  AD  010  Abfälle  aus  der  Herstellung  und  Zubereitung 
pharmazeutischer  Produkte 

—  AD  040  Anorganische  Cyanide,  ausgenommen  feste  Edel- 
metallrückstände, die  Spuren  von  anorganischen  Cyaniden 
enthalten 

—  AD  050  Organische  Cyanide 

—  AD  060  Gemische  und  Emulsionen  aus  Öl  und  Wasser 
oder  aus  Kohlenwasserstoffen  und  Wasser 

—  AD  070  Abfälle  aus  der  Herstellung,  Zubereitung  und  Ver- 
wendung von  Tinten,  Farbstoffen,  Pigmenten,  Anstrichfar- 
ben und  Lacken 

—  AD  150  Als  Filter  (z.B.  Biofilter)  verwendete,  natürlich 
vorkommende  organische  Stoffe 

—  AD  160  Kommunale  Abfälle  oder  Hausmüll 

Außer  für  Glas,  Papier  und  gebrauchte  Reifen  kann  dieser 
Zeitraum  nach  dem  in  Artikel  18  der  Richtlinie  75/442/EWG 
über  Abfälle  (]),  geändert  durch  die  Richtlinie  91/156/EWG  (2), 
festgelegten  Verfahren  höchstens  bis  zum  31.  Dezember  2012 
verlängert  werden. 

c)  Abweichend  von  Artikel  7  Absatz  4  der  Verordnung  (EWG)  Nr. 
259/93  können  die  zuständigen  Behörden  bis  zum  31.  Dezember 
2012  gegen  die  Verbringung  nach  Polen  von  zur  Verwertung  be- 
stimmten Abfällen,  die  in  Anhang  IV  der  Verordnung  aufgeführt 
sind  und  gegen  die  Verbringung  von  zur  Verwertung  bestimmten, 
nicht  in  den  Anhängen  der  Verordnung  aufgeführten  Abfällen  aus 
den  in  Artikel  4  Absatz  3  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  fest- 
gelegten Gründen  Einwände  erheben. 

d)  Abweichend  von  Artikel  7  Absatz  4  der  Verordnung  (EWG)  Nr. 
259/93  erheben  die  zuständigen  Behörden  Einwände  gegen  Verbrin- 
gungen von  in  den  Anhängen  II,  III  und  IV  der  Verordnung  auf- 
geführten Abfällen  zur  Verwertung  und  gegen  Verbringungen  von 
in  diesen  Anhängen  nicht  aufgelührten  Abfällen  zur  Verwertung, 
die  für  eine  Anlage  bestimmt  sind,  für  die  eine  vorübergehende 
Ausnahme  von  bestimmten  Vorschriften  der  Richtlinie  96/61/EG 
über  die  integrierte  Vermeidung  und  Verminderung  der  Umweltver- 
schmutzung (3)  gilt;  dies  gilt  für  die  Dauer  der  vorübergehenden 
Ausnahme  für  die  Bestimmungsanlage. 
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Abweichung  bzgl.  Slowakei 

(ABl.  2003  L  236/921) 
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Bei  der  Anwendung  von  Artikel  28  Absatz  3  Buchstabe  b  der  Richtlinie 
77/388/EWG  kann  die  Slowakei  eine  Mehrwertsteuerbefreiung  für  den 
internationalen  Personenverkehr  gemäß  Anhang  F  Nummer  1 7  der 
Richtlinie  beibehalten,  solange  dieselbe  Befreiung  in  einem  der  derzei- 
tigen Mitgliedstaaten  angewandt  wird  oder,  falls  dies  früher  eintritt,  bis 
die  Bedingung  gemäß  Artikel  28  Absatz  4  der  Richtlinie  erfüllt  ist. 

2.  31992  L  0079:  Richtlinie  92/79/EWG  des  Rates  vom  19.  Oktober 
1992  zur  Annäherung  der  Verbrauchsteuern  auf  Zigaretten  (ABl.  Nr.  L 
316  vom  31.10.92,  S.  8),  zuletzt  geändert  durch: 

-  32002  L  0010:  Richtlinie  2002/10/EG  des  Rates  vom  12.2.2002 
(ABl.  L  46  vom  16.2.2002,  S.  26) 

Abweichend  von  Artikel  2  Absatz  1  der  Richtlinie  92/79/EWG  darf  die 
Slowakei  die  Anwendung  der  globalen  Mindestverbrauchsteuer  auf  den 
Kleinverkaufspreis  (einschließlich  aller  Steuern)  für  Zigaretten  der  gän- 
gigsten Preiskategorie  bis  zum  31.  Dezember  2008  aufschieben,  sofern 
die  Slowakei  ihre  Verbrauchsteuersätze  während  dieser  Zeit  schrittweise 


an  die  in  der  Richtlinie  vorgesehene  globale  Mindestverbrauchsteuer 
anpasst. 

Unbeschadet  des  Artikels  8  der  Richtlinie  92/12/EWG  des  Rates  über 
das  allgemeine  System,  den  Besitz,  die  Beförderung  und  die  Kontrolle 
verbrauchsteuerpflichtiger  Waren  (')  und  nach  Unterrichtung  der  Kom- 
mission können  die  Mitgliedstaaten,  solange  die  genannte  Ausnahme- 
regelung gilt,  für  aus  der  Slowakei  in  ihr  Hoheitsgebiet  ohne  Entrich- 
tung weiterer  Verbrauchsteuern  mitgebrachte  Zigaretten  die  gleichen 
Mengenbeschränkungen  wie  für  Zigaretten  aufrechterhalten,  die  aus 
Drittländern  eingeführt  werden.  Die  Mitgliedstaaten,  die  von  dieser 
Möglichkeit  Gebrauch  machen,  können  die  erforderlichen  Kontrollen 
durchführen,  sofern  dadurch  das  einwandfreie  Funktionieren  des  Bin- 
nenmarktes nicht  beeinträchtigt  wird. 


(')  ABl.  L  76  vom  23.3.1992,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie 
2000/47/EG  (ABl.  L  193  vom  29.7.2000,  S.  73). 


8.  ENERGIE 


31968  L  0414:  Richtlinie  68/414/EWG  des  Rates  vom  20.  Dezember 
1968  zur  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten  der  EWG,  Mindestvorräte 
an  Erdöl  und/oder  Erdölerzeugnissen  zu  halten  (ABl.  Nr.  L  308  vom 
23.12.1968,  S.  14),  zuletzt  geändert  durch: 

-  31998  L  0093:  Richtlinie  98/93/EG  des  Rates  vom  14.12.1998 
(ABl.  L  358  vom  31.12.1998,  S.  100). 


—  47  Tage  ab  dem  Tag  des  Beitritts; 


-  55  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2004; 


64  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2005; 


Abweichend  von  Artikel  1  Absatz  1  der  Richtlinie  68/414/EWG  gelten 
in  der  Slowakei  die  Anforderungen  an  die  Mindestvorräte  an  Erd- 
ölerzeugnissen bis  zum  31.  Dezember  2008  nicht.  Die  Slowakei  stellt 
sicher,  dass  ihre  Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnissen  für  jede  der  in 
Artikel  2  genannten  Kategorien  von  Erdölerzeugnissen  mindestens  dem 
nach  dem  Tagesdurchschnitt  errechneten  Inlandsverbrauch  gemäß  Ar- 
tikel 1  Absatz  1  für  die  folgende  Anzahl  von  Tagen  entsprechen: 


—  73  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2006; 


82  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2007; 


—  90  Tage  ab  dem  31.  Dezember  2008. 


9.  UMWELT 


A.  LUFTQUALITÄT 

31994  L  0063:  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur  Begrenzung  der  Emissionen 
flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lage- 
rung von  Ottokraftstoff  und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungs- 
lagern bis  zu  den  Tankstellen  (ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  24) 

1.  Abweichend  von  Artikel  3  und  Anhang  I  der  Richtlinie  94/6  3/EG 
gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene  Lagertanks  in  Auslieferungs- 
lagern in  der  Slowakei  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2004  für  41  Lagertanks  mit  einem  Jahres- 
durchsatz von  mehr  als  50  000  Tonnen; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  26  Lagertanks  mit  einem  Jahres- 
durchsatz von  weniger  als  25  000  Tonnen. 

2.  Abweichend  von  Artikel  4  und  Anhang  II  der  Richtlinie 
94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  die  Befüllungs-  und  Entlee- 
rungsanlagen in  Auslieferungslagern  in  der  Slowakei  bis  zu  folgenden 
Terminen  nicht: 


—  bis  zum  31.  Dezember  2004  für  3  Auslieferungslager  mit  einem 
Jahresdurchsatz  von  mehr  als  150  000  Tonnen; 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  5  Auslieferungslager  mit  einem 
Jahresdurchsatz  von  weniger  als  150  000  Tonnen. 


3.  Abweichend  von  Artikel  5  der  Richtlinie  94/6  3/EG  gelten  die 
Anforderungen  an  vorhandene  bewegliche  Behältnisse  in  Auslieferungs- 
lagern in  der  Slowakei  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  74  Straßen- 
tankfahrzeuge  nicht. 


4.  Abweichend  von  Artikel  6  und  Anhang  III  der  Richtlinie 
94/6  3/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen  vorhandener  La- 
gertanks an  Tankstellen  in  der  Slowakei  bis  zu  folgenden  Terminen 
nicht: 


—  bis  zum  31.  Dezember  2004  für  226  Tankstellen  mit  einem  Jahres- 
durchsatz von  mehr  als  1  000  m3; 
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—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  weitere  116  Tankstellen  mit 
einem  Jahresdurchsatz  von  mehr  als  500  m3; 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  weitere  24  Tankstellen  mit  einem 
Jahresdurchsatz  von  500  m3  oder  weniger. 


B.  ABFALLENTSORGUNG 

1.  31993  R  0259:  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  des  Rates  vom 
1.  Februar  1993  zur  Überwachung  und  Kontrolle  der  Verbringung  von 
Abfällen  in  der,  in  die  und  aus  der  Europäischen  Gemeinschaft  (ABl. 
Nr.  L  30  vom  6.2.1993,  S.  1),  zuletzt  geändert  durch: 


-  32001  R  2557:  Verordnung  (EG)  Nr.  2557/2001  der  Kommission 
vom  28.12.2001  (ABl.  L  349  vom  31.12.2001,  S.  1) 


a)  Bis  zum  31.  Dezember  2011  sind  Verbringungen  in  die  Slowakei 
von  zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die  in  den  Anhängen  II, 
III  und  IV  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  aufgelistet  sind,  sowie 
Verbringungen  von  zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die  in 
diesen  Anhängen  nicht  aufgelistet  sind,  den  zuständigen  Behörden 
zu  notifizieren  und  gemäß  den  Artikeln  6,  7  und  8  der  Verordnung 
abzuwickeln. 


b)  Abweichend  von  Artikel  7  Absatz  4  der  Verordnung  (EWG) 
Nr.  259/93  erheben  die  zuständigen  Behörden  Einwände  gegen 
Verbringungen  von  zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die  in 
den  Anhängen  II,  III  und  IV  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93 
aufgelistet  sind,  sowie  gegen  Verbringungen  von  in  diesen  Anhän- 
gen nicht  aufgelisteten  Abfällen  zur  Verwertung,  die  für  eine  Anlage 
bestimmt  sind,  für  die  eine  vorübergehende  Ausnahme  von  be- 
stimmten Bestimmungen  der  Richtlinien  94/67/EG  über  die  Ver- 
brennung gefährlicher  Abfälle  ('),  96/61/EG  über  die  integrierte  Ver- 
meidung und  Verminderung  der  Umweltverschmutzung  (2), 
2000/76/EG  über  die  Verbrennung  von  Abfällen  ('),  und 
2001/80/EG  zur  Begrenzung  von  Schadstoffemissionen  von  Groß- 
feuerungsanlagen  in  die  Luft  (4)  gilt;  dies  gilt  für  die  Dauer  der 
vorübergehenden  Ausnahme  für  die  Bestimmungsanlage  gilt. 


2.  31994  L  0062:  Richtlinie  94/62/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  über  Verpackungen  und  Ver- 
packungsabfälle (ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  10) 


Abweichend  von  Artikel  6  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Richtlinie 
94/62/EG  erreicht  die  Slowakei  die  Gesamtverwertungsquoten  folgen- 
der Verpackungsabfälle  bis  31.  Dezember  2007,  wobei  nachstehende 
Zwischenziele  einzuhalten  sind: 


—  stoffliche  Verwertung  von  Metallen:  7  Gewichtsprozent  bis  zum 
Tag  des  Beitritts,  9  %  bis  2004,  1 1  %  bis  2005  und  1  3  %  bis  2006; 


—  Gesamtverwertungsquote:  34  Gewichtsprozent  bis  zum  Tag  des 
Beitritts,  39  %  bis  2004,  43  %  bis  2005  und  47  %  bis  2006. 


C.  WASSERQUALITÄT 

1.  31984  L  0156:  Richtlinie  84/156/EWG  des  Rates  vom  8.  März 
1984  betreffend  Grenzwerte  und  Qualitätsziele  für  Quecksilberableitun- 


gen mit  Ausnahme  des  Industriezweigs  Alkalichloridelektrolyse  (ABl.  L 
74  vom  17.3.1984,  S.  49),  zuletzt  geändert  durch: 


—   31991  L  0692:  Richtlinie  91/692/EWG  des  Rates  vom  23.12.1991 
(ABl.  L  377  vom  31.12.1991,  S.  48) 


Abweichend  von  Artikel  3  und  Anhang  I  der  Richtlinie  84/156/EWG 
gelten  die  Grenzwerte  lür  die  Ableitung  von  Quecksilber  und  Benzpy- 
ren  in  die  in  Artikel  1  der  Richtlinie  76/464/EWG  betreffend  die  Ver- 
schmutzung infolge  der  Ableitung  bestimmter  gefährlicher  Stoffe  in  die 
Gewässer  der  Gemeinschaft  (5)  genannten  Gewässer  bis  zum 
31.  Dezember  2006  nicht  für  die  Noväcke  chemicke  zävody,  a.s.  in 
Noväky,  Slowakei. 


2.  31986  L  0280:  Richtlinie  86/280/EWG  des  Rates  vom  12.  Juni 
1986  betreffend  Grenzwerte  und  Qualitätsziele  für  die  Ableitung  be- 
stimmter gefährlicher  Stoffe  im  Sinne  der  Liste  I  im  Anhang  der  Richt- 
linie 76/464/EWG  (ABl.  L  181  vom  4.7.1986,  S.  16),  zuletzt  geändert 
durch: 


—   31991  L  0692:  Richtlinie  91/692/EWG  des  Rates  vom  23.12.1991 
(ABl.  L  377  vom  31.12.1991,  S.  48) 


Abweichend  von  Artikel  3  und  Anhang  II  der  Richtlinie  86/280/EWG 
gelten  die  Grenzwerte  für  Ableitungen  von  Tetrachlorethylen,  Trichlor- 
ethylen  und  Tetrachlormethan  in  die  in  Artikel  1  der  Richtlinie 
76/464/EWG  betreffend  die  Verschmutzung  infolge  der  Ableitung  be- 
stimmter gefährlicher  Stoffe  in  die  Gewässer  der  Gemeinschaft  (5)  ge- 
nannten Gewässer  bis  zum  31.  Dezember  2006  nicht  für  die  Duslo  a.s. 
in  Sal'a  in  der  Slowakei. 


3.  31991  L  0271:  Richtlinie  91/271/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai 
1991  über  die  Behandlung  von  kommunalem  Abwasser  (ABl.  L  135 
vom  30.5.1991,  S.  40),  geändert  durch: 


-  31998   L   0015:   Richtlinie    98/1 5/EG   der   Kommission  vom 
27.2.1998  (ABl.  L  67  vom  7.3.1998,  S.  29) 


Abweichend  von  den  Artikeln  3  und  4  und  von  Artikel  5  Absatz  2  der 
Richtlinie  91/271/EWG  gelten  die  Anforderungen  an  Kanalisationen 
und  an  die  Behandlung  von  kommunalem  Abwasser  in  der  Slowakei 
bis  zum  31.  Dezember  2015  nicht  in  vollem  Umfang,  wobei  folgende 
Zwischenziele  einzuhalten  sind: 


—  Bis  31.  Dezember  2004  ist  für  83  %  der  gesamten  biologisch  ab- 
baubaren Menge  die  Einhaltung  der  Richtlinie  zu  erreichen; 


—  bis  31.  Dezember  2008  ist  für  91  %  der  gesamten  biologisch  ab- 
baubaren Menge  die  Einhaltung  der  Richtlinie  zu  erreichen; 


—  bis  31.  Dezember  2010  ist  für  Gemeinden  mit  einem  Einwohner- 
wert von  mehr  als  10.000  die  Einhaltung  der  Richtlinie  zu  errei- 
chen; 


—  bis  31.  Dezember  2012  ist  für  97  %  der  gesamten  biologisch  ab- 
baubaren Menge  die  Einhaltung  der  Richtlinie  zu  erreichen. 
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Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003 

(ABl.  2003  L  284/1) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  1882/2003  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 


vom  29.  September  2003 

zur  Anpassung  der  Bestimmungen  über  die  Ausschüsse  zur  Unterstützung  der  Kommission  bei  der 
Ausübung  von  deren  Durchführungsbefugnissen,  die  in  Rechtsakten  vorgesehen  sind,  für  die  das 
Verfahren  des  Artikels  251  des  EG-Vertrags  gilt,  an  den  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER 
EUROPÄISCHEN  UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Ge- 
meinschaft, insbesondere  auf  die  Artikel  40,  47,  55,  71,  80, 
95,  137,  150,  152,  153,  155,  156,  175  Absatz  1,  179,  285 
und  300  Absatz  3, 


auf  Vorschlag  der  Kommission  (!), 


(3)  Die  genannte  Erklärung  gibt  die  Modalitäten  der  Anpassung 
der  Ausschussverfahren  an,  die  automatisch  erfolgt,  sofern 
sie  nicht  den  im  Basisrechtsakt  vorgesehenen  Ausschusstyp 
berührt. 

(4)  Die  in  den  zu  ändernden  Bestimmungen  festgelegten  Fristen 
sollten  ihre  Gültigkeit  behalten.  Sofern  keine  bestimmte 
Frist  für  die  Verabschiedung  von  Durchführungsmaßnah- 
men vorgesehen  war,  sollte  eine  Frist  von  drei  Monaten 
festgelegt  werden. 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses (2), 

nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 


(5)  Dementsprechend  sind  die  Bestimmungen  der  Rechtsakte, 
die  eine  Bezugnahme  auf  das  Ausschussverfahren  des 
Typs  I  gemäß  dem  Beschluss  87/373/EWG  vorsehen,  durch 
Bestimmungen  zu  ersetzen,  die  eine  Bezugnahme  auf  das 
Beratungsverfahren  gemäß  Artikel  3  des  Beschlusses 
1999/468/EG  vorsehen. 


gemäß  dem  Verfahren  nach  Artikel  251  des  Vertrags  (3). 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Der  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999 
zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (4)  er- 
setzt den  Beschluss  87/373/EWG 


(2)  Gemäß  der  Erklärung  des  Rates  und  der  Kommission  (6) 
zum  Beschluss  1999/468/EG  sind  die  auf  den  Beschluss 
87/373/EWG  zurückgehenden  Bestimmungen  über  die  Aus- 
schüsse zur  Unterstützung  der  Kommission  bei  der  Aus- 
übung von  deren  Durchführungsbefugnissen  anzupassen, 
um  diese  Bestimmungen  mit  den  Artikeln  3,  4  und  5  des 
Beschlusses  1999/468/EG  in  Einklang  zu  bringen. 


0)  ABl.  C  75  E  vom  26.3.2002,  S.  385. 

(2)  ABl.  C  241  vom  7.10.2002,  S.  128. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  2.  September 
2003  und  Beschluss  des  Rates  vom  14.  April  2003  (ABl.  C  153  E 
vom  1.7.2003,  S.  1). 

(4)  ABl.  L  184  vom  1  7.7.1999,  S.  23. 

(5)  ABl.  L  197  vom  18.7.1987,  S.  33. 

(6)  ABl.  C  203  vom  17.7.1999,  S.  1. 


(6)  Die  Bestimmungen  der  Rechtsakte,  die  eine  Bezugnahme 
auf  das  Ausschussverfahren  des  Typs  IIa  und  IIb  gemäß 
dem  Beschluss  87/373/EWG  vorsehen,  sollten  durch  Be- 
stimmungen ersetzt  werden,  die  eine  Bezugnahme  auf  das 
Verwaltungsverfahren  gemäß  Artikel  4  des  Beschlusses 
1999/468/EG  vorsehen. 

(7)  Die  Bestimmungen  der  Rechtsakte,  die  eine  Bezugnahme 
auf  das  Ausschussverfahren  des  Typs  lila  und  Illb  gemäß 
dem  Beschluss  87/373/EWG  vorsehen,  sollten  durch  Be- 
stimmungen ersetzt  werden,  die  eine  Bezugnahme  auf  das 
Regelungsverfahren  gemäß  Artikel  5  des  Beschlusses 
1999/468/EG  vorsehen. 

(8)  Diese  Verordnung  bezweckt  ausschließlich  die  Vereinheitli- 
chung der  Ausschussverfahren.  Die  Bezeichnungen  der  Aus- 
schüsse in  diesen  Verfahren  wurden  gegebenenfalls  geändert 


HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Die  in  Anhang  I  aufgeführten  Rechtsakte  im  Bereich  des  Bera- 
tungsverfahrens werden  gemäß  dem  genannten  Anhang  an  die 
entsprechenden  Bestimmungen  des  Beschlusses  1999/468/EG 
angepasst. 
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Artikel  2 

Die  in  Anhang  II  aufgeführten  Rechtsakte  im  Bereich  des  Ver- 
waltungsverfahrens werden  gemäß  dem  genannten  Anhang 
an  die  entsprechenden  Bestimmungen  des  Beschlusses 
1999/468/EG  angepasst. 

Artikel  3 

Die  in  Anhang  III  aufgetührten  Rechtsakte  im  Bereich  des 
Regelungsverfahrens  werden  gemäß  dem  genannten  Anhang 
an  die  entsprechenden  Bestimmungen  des  Beschlusses 
1999/468/EG  angepasst. 

Artikel  4 

Verweise  auf  die  Bestimmungen  der  in  den  Anhängen  I,  II  und 
III  genannten  Rechtsakte  sind  als  Verweise  auf  diese  Bestim- 


mungen in  der  durch  die  vorliegende  Verordnung  angepassten 
Fassung  zu  verstehen. 


Bezugnahmen  in  dieser  Verordnung  auf  alte  Ausschussbezeich- 
nungen sind  als  Bezugnahmen  auf  die  neuen  Bezeichnungen  zu 
verstehen. 


Artikel  5 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Geschehen  zu  Brüssel  am  29.  September  2003. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments 
Der  Präsident 
P.  COX 


Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident 
G.  ALEMANNO 
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ANHANG l 
BERATUNGSVERFAHREN 


Liste  der  Rechtsakte  im  Bereich  des  Beratungsverfahrens,  die  wie  folgt  an  die  entsprechenden  Bestimmungen  des 
Beschlusses  1999/468/EG  angepasst  werden: 

1.  Richtlinie  89/686/EWG  des  Rates  vom  21.  Dezember  1989  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitglied- 
staaten für  persönliche  Schutzausrüstungen  ('). 

Artikel  6  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Kommission  wird  von  dem  mit  Artikel  6  Absatz  2  der  Richtlinie  98/37/EG  (*)  eingesetzten  Ständigen 
Ausschuss,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

Der  Ausschuss  kann  nach  dem  Verfahren  dieses  Absatzes  mit  jeder  Frage  im  Zusammenhang  mit  der  Durchführung 
und  praktischen  Anwendung  dieser  Richtlinie  befasst  werden. 

Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  207  vom  23.7.1998,  S.  1.  Geändert  durch  die  Richtlinie  98/79/EG  (ABl.  L  331  vom  7.12.1998,  S.  1). 
(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

2.  Richtlinie  90/385/EWG  des  Rates  vom  20.  Juni  1990  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten 
über  aktive  implantierbare  medizinische  Geräte  (2). 

Artikel  6  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)      Die  Kommission  wird  von  einem  Ständigen  Ausschuss,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

Der  Ausschuss  kann  nach  dem  Verfahren  dieses  Absatzes  mit  jeder  Frage  im  Zusammenhang  mit  der  Durchführung 
und  praktischen  Anwendung  dieser  Richtlinie  befasst  werden. 

Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


3.  Richtlinie  90/377/EWG  des  Rates  vom  29.  Juni  1990  zur  Einführung  eines  gemeinschaftlichen  Verfahrens  zur 
Gewährleistung  der  Transparenz  der  vom  industriellen  Endverbraucher  zu  zahlenden  Gas-  und  Strompreise  ('). 

Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  7 

(1)  Bei  der  Genehmigung  der  Änderungen  gemäß  Artikel  6  wird  die  Kommission  von  einem  Ausschuss  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(>)  ABl.  L  399  vom  30.12.1989,  S.  18.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  96/58/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  236  vom  18.9.1996,  S.  44). 

(:)  ABl.  L  189  vom  20.7.1990,  S.  17.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  93/68/EWG  (ABl.  L  220  vom  30.8.1993,  S.  1). 

(')  ABl.  L  185  vom  17.7.1990,  S.  16.  Zuletzt  geändert  durch  die  Beitrittsakte  von  1994. 


(3)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

4.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3880/91  des  Rates  vom  17.  Dezember  1991  über  die  Vorlage  von  Fangstatistiken  durch  die 
Mitgliedstaaten,  die  im  Nordostatlantik  Fischfang  betreiben  ('). 

Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  5 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ständigen  Ausschuss  für  die  Agrarstatistik,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt, 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

5.  Verordnung  (EWG)  Nr.  2408/92  des  Rates  vom  23.  Juli  1992  über  den  Zugang  von  Luftfahrtunternehmen  der 
Gemeinschaft  zu  Strecken  des  innergemeinschaftlichen  Flugverkehrs  (2). 

Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  1 1 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Der  Ausschuss  berät  die  Kommission  bei  der  Anwendung  der  Artikel  9  und  10. 

(3)  Im  Übrigen  kann  der  Ausschuss  von  der  Kommission  zu  jeder  anderen  Frage  angehört  werden,  die  die 
Anwendung  dieser  Verordnung  betrifft. 

(4)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(5)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

6.  Richtlinie  93/42/EWG  des  Rates  vom  14.  Juni  1993  über  Medizinprodukte  ('). 
Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  6 

Ausschuss  ,Normen  und  technische  Vorschriften' 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  5  der  Richtlinie  83/189/EWG  eingesetzten  Ausschuss,  im 
Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(!)  ABl.  L  365  vom  31.12.1991,  S.  1.  Geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.    1637/2001  der  Kommission  (ABl.  L  222  vom 
17.8.2001,  S.  20). 

(2)  ABl.  L  240  vom  24.8.1992,  S.  8.  Zuletzt  geändert  durch  die  Beitrittsakte  von  1994. 

(3)  ABl.  L  169  vom  12.7.1993,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2001/104/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  6  vom  10.1.2002,  S.  50). 


(3)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

7.  Entscheidung  93/704/EG  des  Rates  vom  30.  November  1993  über  die  Einrichtung  einer  gemeinschaftlichen  Daten- 
bank über  Straßenverkehrsunfälle  ('). 

Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  5 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  mit  dem  Beschluss  89/382/EWG,  Euratom  eingesetzten  Ausschuss  für  das 
Statistische  Programm,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

8.  Richtlinie  94/9/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  März  1994  zur  Angleichung  der  Rechts- 
vorschriften der  Mitgliedstaaten  für  Geräte  und  Schutzsysteme  zur  bestimmungsgemäßen  Verwendung  in  explosi- 
onsgefährdeten Bereichen  (2). 

Artikel  6  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)      Die  Kommission  wird  von  einem  Ständigen  Ausschuss,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

9.  Richtlinie  94/2 5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Juni  1994  zur  Angleichung  der  Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  Sportboote  (3). 

Artikel  6  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)     Die  Kommission  wird  von  einem  Ständigen  Ausschuss,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(>)  ABl.  L  329  vom  30.12.1993,  S.  63. 
(:)  ABl.  L  100  vom  19.4.1994,  S.  1. 
f>)  ABl.  L  164  vom  30.6.1994,  S.  15. 


10.  Richtlinie  95/16/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  Juni  1995  zur  Angleichung  der  Rechts- 
vorschriften der  Mitgliedstaaten  über  Aufzüge  (]). 

Artikel  6  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)     Die  Kommission  wird  von  einem  Ständigen  Ausschuss,  im  Folgenden  Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

11.  Richtlinie  96/67/EG  des  Rates  vom  15.  Oktober  1996  über  den  Zugang  zum  Markt  der  Bodenabfertigungsdienste 
auf  den  Flughäfen  der  Gemeinschaft  (2). 

Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  10 

Beratender  Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Der  Ausschuss  berät  die  Kommission  im  Zusammenhang  mit  der  Anwendung  des  Artikels  9. 

(3)  Der  Ausschuss  kann  im  Übrigen  zu  jeder  anderen  Frage  im  Zusammenhang  mit  der  Anwendung  dieser 
Richtlinie  konsultiert  werden. 

(4)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(5)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

12.  Richtlinie  96/75/EG  des  Rates  vom  19.  November  1996  über  die  Einzelheiten  der  Befrachtung  und  der  Fracht- 
ratenbildung im  innerstaatlichen  und  grenzüberschreitenden  Binnenschiffsgüterverkehr  in  der  Gemeinschaft  ('). 

Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 

.Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  mit  der  Richtlinie  91/672/EWG  eingesetzten  Ausschuss,  im  Folgenden 
Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  213  vom  7.9.1995,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  272  vom  25.10.1996,  S.  36. 
(')  ABl.  L  304  vom  27.1  1.1  996,  S.  12. 


13.  Richtlinie  97/23/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  Mai  1997  zur  Angleichung  der  Rechts- 
vorschriften der  Mitgliedstaaten  über  Druckgeräte  ('). 

Artikel  7  Absätze  2  und  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)      Die  Kommission  wird  von  einem  Ständigen  Ausschuss,  nachstehend  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 
Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(3)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

14.  Richtlinie  98/79/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  27.  Oktober  1998  über  In-vitro-Diagnosti- 
ka  P). 

Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 
.Artikel  6 

Ausschuss  für  Normen  und  technische  Vorschriften 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  gemäß  Artikel  5  der  Richtlinie  98/34/EG  eingesetzten  Ausschuss,  im  Fol- 
genden ,Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

15.  Beschluss  Nr.  283/1999/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  Januar  1999  über  einen  all- 
gemeinen Rahmen  für  Gemeinschaftstätigkeiten  zugunsten  der  Verbraucher  ('). 

Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  9 

(1)  Bei  der  Festlegung  der  Auswahlkriterien  für  die  Aktionen  und  Vorhaben  nach  Artikel  2  Buchstaben  b)  und  c) 
sowie  bei  der  Auswahl  dieser  Aktionen  und  Vorhaben  wird  die  Kommission  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Es  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Im  Übrigen  unterrichtet  die  Kommission  den  Ausschuss  zu  Beginn  jedes  Jahres  über  die  gemäß  Artikel  2 
Buchstabe  a)  finanzierten  Aktionen. 

(4)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(»)  ABl.  L  181  vom  9.7.1997,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  331  vom  7.12.1998,  S.  1. 

(')  ABl.  L  34  vom  9.2.1  999,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  den  Beschluss  2002/219/EG  der  Kommission  (ABl.  L  72  vom  14.3.2002,  S.  27). 
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16.  Richtlinie  1 999/5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  9.  März  1999  über  Funkanlagen  und 
Telekommunikationsendeinrichtungen  und  die  gegenseitige  Anerkennung  ihrer  Konformität  ('). 

Die  Artikel  13  und  14  erhalten  folgende  Fassung: 

„Artikel  13 

Zusammensetzung  des  Ausschusses 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  Konformitätsbewertung  von  Telekommunikationsgeräten  und 
Marktüberwachung,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 
Artikel  14 

Verfahren  des  Beratenden  Ausschusses 

(1)  Der  Ausschuss  wird  zu  den  unter  Artikel  5,  Artikel  6  Absatz  2,  Artikel  7  Absatz  4,  Artikel  9  Absatz  4  und 
Anhang  VII  Abschnitt  5  fallenden  Fragen  gehört. 

(2)  Die  Kommission  hört  den  Ausschuss  regelmäßig  zu  den  Überwachungsmaßnahmen  in  Zusammenhang  mit 
der  Durchführung  dieser  Richtlinie  und  legt,  sofern  angezeigt,  Leitlinien  hierfür  fest. 

(3)  Es  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(4)  Die  Kommission  konsultiert  regelmäßig  die  Vertreter  der  Betreiber  von  Telekommunikationsnetzen,  der 
Verbraucher  und  Hersteller.  Sie  unterrichtet  den  Ausschuss  fortlaufend  über  die  Ergebnisse  der  Konsultationen. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

17.  Richtlinie  1999/1  3/EG  des  Rates  vom  11.  März  1999  über  die  Begrenzung  von  Emissionen  flüchtiger  organischer 
Verbindungen,  die  bei  bestimmten  Tätigkeiten  und  in  bestimmten  Anlagen  bei  der  Verwendung  organischer  Lö- 
sungsmittel entstehen  (2). 

Artikel  1  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Artifeel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

18.  Beschluss  1999/382/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  die  Durchführung  der  zweiten  Phase  des  gemein- 
schaftlichen Aktionsprogramms  in  der  Berufsbildung  „Leonardo  da  Vinci"  ('). 

Artikel  7  Absätze  5  und  6  erhält  folgende  Fassung: 

„(5)  Der  Vertreter  der  Kommission  hört  den  Ausschuss  zu  anderen  einschlägigen  Fragen  der  Durchführung  dieses 
Programms  an.  In  diesem  Fall  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*)  unter  Beachtung  von 
dessen  Artikel  8. 

(6)     Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  91  vom  7.4.1999,  S.  10. 

(2)  ABl.  L  85  vom  23.3.1999,  S.  1. 

(3)  ABl.  L  146  vom  1  1.6.1  999,  S.  33. 


19.  Richtlinie  1999/32/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  eine  Verringerung  des  Schwefelgehalts  bestimmter 
flüssiger  Kraft-  oder  Brennstoffe  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  93/12/EWG  (]). 

Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  9 

Beratender  Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  121  vom  11.5.1999,  S.  13. 


ANHANG U 
VERWALTUNGSVERFAHREN 

Liste  der  Rechtsakte  im  Bereich  des  Verwaltungsverfahrens,  die  wie  folgt  an  die  entsprechenden  Bestimmungen  des 
Beschlusses  1999/468/EG  angepasst  werden: 

1.  Verordnung  (EWG)  Nr.  571/88  des  Rates  vom  29.  Februar  1988  zur  Durchführung  von  Erhebungen  der  Gemein- 
schaft über  die  Struktur  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  im  Zeitraum  1988  bis  1997  ('). 

Artikel  15  erhält  folgende  Fassung: 

„Artifeel  15 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss,  im  Folgenden  ,Ausschuss'  genannt, 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

2.  Richtlinie  89/130/EWG,  Euratom  des  Rates  vom  13.  Februar  1989  zur  Harmonisierung  der  Erfassung  des  Brutto- 
sozialprodukts zu  Marktpreisen  (2). 

Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

3.  Verordnung  (EWG)  Nr.  1576/89  des  Rates  vom  29.  Mai  1989  zur  Festlegung  der  allgemeinen  Regeln  für  die 
Begriffsbestimmung,  Bezeichnung  und  Aufmachung  von  Spirituosen  ('). 

Die  Artikel  1  3  und  1 4  erhalten  folgende  Fassung: 

„Artifeei  13 

(1)  Es  wird  ein  Ausschuss  für  die  Durchführung  der  Bestimmungen  über  Spirituosen,  nachstehend  .Ausschuss' 
genannt,  eingesetzt. 

(2)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(!)  ABl.  L  56  vom  2.3.1988,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  143/2002  der  Kommission  (ABl.  L  24  vom 
26.1.2002,  S.  16). 

(2)  ABl.  L  49  vom  21.2.1989,  S.  26. 

(3)  ABl.  L  160  vom  12.6.1989,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  3378/94  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (ABl.  L  366  vom  31.12.1994,  S.  1). 


Artikel  14 


Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

4.  Verordnung  (Euratom,  EWG)  Nr.  1588/90  des  Rates  vom  11.  Juni  1990  über  die  Übermittlung  von  unter  die 
Geheimhaltungspflicht  fallenden  Informationen  an  das  Statistische  Amt  der  Europäischen  Gemeinschaften 

Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  7 

(1)  Es  wird  ein  Ausschuss  für  die  statistische  Geheimhaltung  (im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt)  eingesetzt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

5.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3037/90  des  Rates  vom  9.  Oktober  1990  betreffend  die  statistische  Systematik  der  Wirt- 
schaftszweige in  der  Europäischen  Gemeinschaft  (2). 

Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  9 

(1)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(2)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

6.  Verordnung  (EWG)  Nr.  1601/91  des  Rates  vom  10.  Juni  1991  zur  Festlegung  der  allgemeinen  Regeln  für  die 
Begriffsbestimmung,  Bezeichnung  und  Aufmachung  aromatisierten  Weines,  aromatisierter  weinhaltiger  Getränke 
und  aromatisierter  weinhaltiger  Cocktails  (3). 

Die  Artikel  1 2  und  1  3  erhalten  folgende  Fassung: 

„Artikel  12 

(1)  Es  wird  ein  Durchführungsausschuss  für  die  Getränke  im  Sinne  dieser  Verordnung,  nachstehend  .Ausschuss' 
genannt,  eingesetzt. 


0)  ABl.  L  151  vom  1  5.6.1990,  S.  1.  Geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  322/97  (ABl.  L  52  vom  22.2.1997,  S.  1). 

(2)  ABl.  L  293  vom  24.10.1990,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  29/2002  der  Kommission  (ABl.  L  6  vom 
10.1.2002,  S.  3). 

(')  ABl.  L  149  vom  14.6.1991,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  2061/96  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (ABl.  L  277  vom  30.10.1996,  S.  1). 


(2)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


Artikel  13 

Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

7.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3330/91  des  Rates  vom  7.  November  1991  über  die  Statistiken  des  Warenverkehrs 
zwischen  Mitgliedstaaten  ('). 

Artikel  30  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  30 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  die  Statistik  des  Warenverkehrs  zwischen  Mitgliedstaaten,  im 
Folgenden  ,Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Die  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erforderlichen  Bestimmungen  werden  gemäß  dem  Verfahren  des 
Absatzes  3  erlassen. 

(3)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

8.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3924/91  des  Rates  vom  19.  Dezember  1991  zur  Einführung  einer  Gemeinschaftserhebung 
über  die  Produktion  von  Gütern  (2). 

Die  Artikel  9  und  10  erhalten  folgende  Fassung: 

„Artikel  9 
Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  den  Beschluss  89/382/EWG,  Euratom  eingesetzten  Ausschuss  für  das 
Statistische  Programm,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Die  Anwendungsmodalitäten  zu  dieser  Verordnung  einschließlich  der  Maßnahmen,  die  zur  Anpassung  der 
Erhebungs-  und  Aufbereitungsverfahren  notwendig  sind,  werden  von  der  Kommission  gemäß  dem  Verfahren  des 
Artikels  10  festgelegt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

Artikel  10 
Verfahren 

Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(')  ABl.  L  316  vom  16.11.1991,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1624/2000  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (ABl.  L  187  vom  26.7.2000,  S.  1). 

(2)  ABl.  L  374  vom  31.12.1991,  S.  1.  Geändert  durch  die  Beitrittsakte  von  1994. 
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Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

9.  Richtlinie  91/692/EWG  des  Rates  vom  23.  Dezember  1991  zur  Vereinheitlichung  und  zweckmäßigen  Gestaltung 
der  Berichte  über  die  Durchführung  bestimmter  Umweltschutzrichtlinien  (]). 

Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

10.  Richtlinie  92/51/EWG  des  Rates  vom  18.  Juni  1992  über  eine  zweite  allgemeine  Regelung  zur  Anerkennung 
beruflicher  Befähigungsnachweise  in  Ergänzung  zur  Richtlinie  89/48/EWG  (2). 

Artikel  1 5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  15 

(1)  Die  Verzeichnisse  der  Ausbildungsgänge  in  den  Anhängen  C  und  D  können  von  jedem  betroffenen  Mitglied- 
staat auf  begründeten  Antrag  bei  der  Kommission  geändert  werden.  Dem  Antrag  sind  alle  sachdienlichen  Informa- 
tionen beizufügen,  insbesondere  der  Wortlaut  der  einschlägigen  einzelstaatlichen  Rechtsvorschriften.  Der  antrag- 
stellende Mitgliedstaat  benachrichtigt  auch  die  übrigen  Mitgliedstaaten. 

(2)  Die  Kommission  prüft  den  betreffenden  Ausbildungsgang  sowie  die  in  den  anderen  Mitgliedstaaten  gefor- 
derten Ausbildungsgänge.  Sie  prüft  insbesondere,  ob  der  Diplominhaber  nach  dem  Diplom  über  den  betreffenden 
Ausbildungsgang 

—  über  einen  vergleichbar  hohen  beruflichen  Ausbildungsstand  verfügt  wie  ein  Absolvent  eines  postsekundären 
Ausbildungsgangs  nach  Artikel  1  Buchstabe  a)  Unterabsatz  1  zweiter  Gedankenstrich  Ziffer  i)  und 

—  ähnliche  Verantwortungen  übernehmen  sowie  entsprechende  Aufgaben  ausüben  kann. 

(3)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 
Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(4)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 


(')  ABl.  L  377  vom  31.12.1991,  S.  48. 

(2)  ABl.  L  209  vom  24.7.1992,  S.  25.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2001/19/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  206  vom  31.7.2001,  S.  1). 
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(5)  Die  Kommission  teilt  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  den  Beschluss  mit  und  veröffentlicht  gegebenenfalls  das 
entsprechend  geänderte  Verzeichnis  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union. 

(6)  Die  Änderungen  an  den  Verzeichnissen  der  Ausbildungsgänge  in  den  Anhängen  C  und  D  gemäß  dem 
vorstehend  beschriebenen  Verfahren  sind  ab  dem  von  der  Kommission  festgelegten  Datum  unmittelbar  anzuwen- 
den. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

11.  Richtlinie  92/109/EWG  des  Rates  vom  14.  Dezember  1992  über  die  Herstellung  und  das  Inverkehrbringen  be- 
stimmter Stoffe,  die  zur  unerlaubten  Herstellung  von  Suchtstoffen  und  psychotropen  Stoffen  verwendet  werden 

Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  10 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  mit  Artikel  10  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  3677/90  eingesetzten  Ausschuss, 
im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

Der  Ausschuss  prüft  alle  Fragen  im  Zusammenhang  mit  der  Durchführung  dieser  Richtlinie. 
Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Das  Verfahren  des  Absatzes  2  findet  insbesondere  Anwendung,  um 

a)  gegebenenfalls  die  Bedingungen  hinsichtlich  der  in  Artikel  2  vorgesehenen  Dokumentierung  und  Etikettierung 
für  Gemische  und  Zubereitungen  von  Stoffen  der  Kategorie  2  des  Anhangs  I  festzulegen; 

b)  die  Anhänge  dieser  Richtlinie  zu  ändern,  wenn  die  Tabellen  der  Anlage  des  VN-Übereinkommens  selbst  geändert 
werden; 

c)  die  in  Anhang  II  festgelegten  Grenzwerte  zu  ändern. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

12.  Verordnung  (EWG)  Nr.  696/93  des  Rates  vom  15.  März  1993  betreffend  die  statistischen  Einheiten  für  die 
Beobachtung  und  Analyse  der  Wirtschaft  in  der  Gemeinschaft  (2). 

Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  den  Beschluss  89/382/EWG,  Euratom  eingesetzten  Ausschuss  für  das 
Statistische  Programm,  im  Folgenden  ,Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(')  ABI.  L  370  vom  19.12.1992,  S.  76.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2001/8/EG  der  Kommission  (ABl.  L  39  vom  9.2.2001, 
S.  31). 

(2)  ABl.  L  76  vom  30.3.1993,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Beitrittsakte  von  1994. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)     Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

13.  Richtlinie  93/15/EWG  des  Rates  vom  5.  April  1993  zur  Harmonisierung  der  Bestimmungen  über  das  Inverkehr- 
bringen und  die  Kontrolle  von  Explosivstoffen  für  zivile  Zwecke  ('). 

Artikel  1  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

Der  Ausschuss  prüft  alle  Fragen  im  Zusammenhang  mit  der  Durchführung  dieser  Richtlinie. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(4)  Das  Verfahren  des  Absatzes  2  findet  insbesondere  Anwendung,  um  künftigen  Änderungen  der  Empfehlungen 
der  Vereinten  Nationen  Rechnung  zu  tragen. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

14.  Richtlinie  93/16/EWG  des  Rates  vom  5.  April  1993  zur  Erleichterung  der  Freizügigkeit  für  Arzte  und  zur  gegen- 
seitigen Anerkennung  ihrer  Diplome,  Prüfungszeugnisse  und  sonstigen  Befähigungsnachweise  (2). 

Artikel  44a  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)     Es  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*)  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 
Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 
(4)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

15.  Verordnung  (EWG)  Nr.  2186/93  des  Rates  vom  22.  Juli  1993  über  die  innergemeinschaftliche  Koordinierung  des 
Aufbaus  von  Unternehmensregistern  für  statistische  Verwendungszwecke  (3). 

Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  9 
Verfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  den  Beschluss  89/382/EWG,  Euratom  eingesetzten  Ausschuss  für  das 
Statistische  Programm,  im  Folgenden  ,Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(')  ABl.  L  121  vom  1  5.5.1993,  S.  20. 

(:)  ABl.  L  165  vom  7.7.1993,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2001/19/EG. 
(')  ABl.  L  196  vom  5.8.1993,  S.  1.  Geändert  durch  die  Beitrittsakte  von  1994. 


928 


(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

16.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3696/93  des  Rates  vom  29.  Oktober  1993  betreffend  die  statistische  Güterklassifikation  in 
Verbindung  mit  den  Wirtschaftszweigen  in  der  Europäischen  Wirtschaftsgemeinschaft  ('). 

Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

.Artikel  6 

(1)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(2)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

17.  Verordnung  (EG)  Nr.  1172/95  des  Rates  vom  22.  Mai  1995  über  die  Statistiken  des  Warenverkehrs  der  Gemein- 
schaft und  ihrer  Mitgliedstaaten  mit  Drittländern  (2). 

Artikel  21  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  21 

(1)  Die  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erforderlichen  Bestimmungen  werden  gemäß  dem  Verfahren  des 
Absatzes  2  erlassen. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

18.  Richtlinie  95/46/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  24.  Oktober  1995  zum  Schutz  natürlicher 
Personen  bei  der  Verarbeitung  personenbezogener  Daten  und  zum  freien  Datenverkehr  (3). 

Artikel  31  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  31 

(1)     Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 


(')  ABl.  L  342  vom  31.12.1993,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  204/2002  der  Kommission  (ABl.  L  36  vom 
6.2.2002,  S.  1). 

(2)  ABl.  L  118  vom  25.5.1995,  S.  10.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  374/98  (ABl.  L  48  vom  19.2.1999,  S.  6). 
O  ABl.  L  281  vom  23.1  1.1  995,  S.  31. 
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(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

19.  Richtlinie  95/57/EG  des  Rates  vom  23.  November  1995  über  die  Erhebung  statistischer  Daten  im  Bereich  des 
Tourismus  ('). 


Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  12 

(1)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(2)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

20.  Richtlinie  95/64/EG  des  Rates  vom  8.  Dezember  1995  über  die  statistische  Erfassung  des  Güter-  und  Personen- 
seeverkehrs (2). 


Artikel  1 3  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  den  Beschluss  89/382/EWG,  Euratom  eingesetzten  Ausschuss  für  das 
Statistische  Programm,  im  Folgenden  Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

21.  Richtlinie  96/50/EG  des  Rates  vom  23.  Juli  1996  über  die  Harmonisierung  der  Bedingungen  für  den  Erwerb 
einzelstaatlicher  Schifferpatente  für  den  Binnenschiffsgüter-  und  -Personenverkehr  in  der  Gemeinschaft  ('). 


(>)  ABl.  L  291  vom  6.1  2.1995,  S.  32. 

(2)  ABl.  L  320  vom  30.12.1995,  S.  25.  Zuletzt  geändert  durch  die  Entscheidung  2000/363/EG  der  Kommission  (ABl.  L  132  vom 
5.6.2000,  S.  1). 

(')  ABl.  L  235  vom  17.9.1996,  S.  31. 
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Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  12 

(1)  Bei  der  Durchführung  des  Artikels  11  wird  die  Kommission  von  dem  mit  Artikel  7  der  Richtlinie 
91/672/EWG  eingesetzten  Ausschuss,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

22.  Verordnung  (EG)  Nr.  788/96  des  Rates  vom  22.  April  1996  über  die  Vorlage  von  Statistiken  über  die  Aquakultur- 
produktion  durch  die  Mitgliedstaaten  ('). 

Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 

.Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt, 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

23.  Verordnung  (EG)  Nr.  1257/96  des  Rates  vom  20.  Juni  1996  über  die  humanitäre  Hilfe  (2). 
Artikel  17  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

24.  Verordnung  (EG)  Nr.  1292/96  des  Rates  vom  27.  Juni  1996  über  die  Nahrungsmittelhilfepolitik  und  -Verwaltung 
sowie  über  spezifische  Maßnahmen  zur  Erhöhung  der  Ernährungssicherheit  (3). 

Artikel  27  erhält  folgende  Fassung: 

.Artikel  27 

Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(•)  ABl.  L  108  vom  1.5.1996,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  163  vom  2.7.1996,  S.  1. 

(3)  ABl.  L  166  vom  5.7.1996,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1726/2001  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (ABl.  L  234  vom  1.9.2001,  S.  10). 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

25.  Verordnung  (EG)  Nr.  322/97  des  Rates  vom  17.  Februar  1997  über  die  Gemeinschaftsstatistiken  ('). 

Artikel  20  Absätze  2  und  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)      Es  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 
Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 
(3)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

26.  Richtlinie  98/8/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Februar  1998  über  das  Inverkehrbringen 
von  Biozid-Produkten  (2). 

Artikel  28  Absätze  1  und  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ständigen  Ausschuss  für  Biozid-Produkte,  im  Folgenden  .Ständiger  Aus- 
schuss' genannt,  unterstützt. 

Der  Ständige  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(2)  In  den  Fällen,  die  gemäß  den  Artikeln  4,  11  Absatz  3,  15,  17,  18,  19,  27  Absatz  1  Buchstabe  b),  29  und  33 
an  den  Ständigen  Ausschuss  verwiesen  werden  und  für  die  Festlegung  der  jeweiligen  Datenanforderungen  für  die 
einzelnen  Biozid-Produktarten  im  Sinne  von  Anhang  V,  die  auf  der  Grundlage  der  Anhänge  III  A  und  III  B  und 
gegebenenfalls  der  Anhänge  IV  A  und  IV  B  zu  entwickeln  sind,  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  (*)  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

27.  Verordnung  (EG)  Nr.  1172/98  des  Rates  vom  25.  Mai  1998  über  die  statistische  Erfassung  des  Güterkraftver- 
kehrs 0). 

Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  10 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  (im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt) 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(•)  ABl.  L  52  vom  22.2.1997,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  123  vom  24.4.1998,  S.  1. 

(')  ABl.  L  163  vom  6.6.1998,  S.  1.  Geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  2691/1999  der  Kommission  (ABl.  L  326  vom  18.12.1999, 
S.  39). 
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Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

28.  Verordnung  (EG)  Nr.  1658/98  des  Rates  vom  17.  Juli  1998  über  die  Kofinanzierung  von  Maßnahmen  mit  in  der 
Entwicklungszusammenarbeit  tätigen  europäischen  Nichtregierungsorganisationen  (NRO)  in  den  für  die  Entwick- 
lungsländer wichtigen  Bereichen  ('). 

a)  Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  8 

(1)      Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 


(3)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der 
der  Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

b)  Die  Artikel  9  und  10  werden  gestrichen;  Bezugnahmen  darauf  sind  als  Bezugnahmen  auf  Artikel  8  zu  lesen. 

29.  Richtlinie  98/83/EG  des  Rates  vom  3.  November  1998  über  die  Qualität  von  Wasser  für  den  menschlichen 
Gebrauch  (2). 

Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

30.  Verordnung  (EG)  Nr.  28  36/98  des  Rates  vom  22.  Dezember  1998  über  die  Berücksichtigung  der  Geschlechter- 
perspektive bei  der  Entwicklungszusammenarbeit  ('). 


(')  ABl.  L  213  vom  30.7.1998,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  330  vom  5.12.1998,  S.  32. 

(3)  ABl.  L  354  vom  30.12.1  998,  S.  5. 


Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  für  Entwicklungsfragen  zuständigen  geografischen  Ausschuss,  im  Folgenden 
,Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

31.  Beschluss  1999/382/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  die  Durchführung  der  zweiten  Phase  des  gemein- 
schaftlichen Aktionsprogramms  in  der  Berufsbildung  „Leonardo  da  Vinci"  ('). 

Artikel  7  Absätze  1  und  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)     Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt." 

„(3)  Bei  den  in  Absatz  2  genannten  Punkten  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt." 

32.  Entscheidung  1999/297/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  zur  Errichtung  einer  gemeinschaftlichen  Infrastruktur  für 
statistische  Informationen  für  die  audiovisuelle  Industrie,  die  audiovisuellen  Märkte  und  verbundene  Branchen  (2). 

Artikel  4  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  4 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische  Programm,  im  Folgenden  Ausschuss'  genannt, 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(>)  ABl.  L  146  vom  11.6.1999,  S.  33. 
(2)  ABl.  L  117  vom  5.5.1999,  S.  39. 


ANHANG ffl 
REGELUNGSVERFAHREN 

Liste  der  Rechtsakte  im  Bereich  des  Regelungsverfahrens,  die  wie  folgt  an  die  entsprechenden  Bestimmungen  des 
Beschlusses  1999/468/EG  angepasst  werden: 

1.  Richtlinie  75/442/EWG  des  Rates  vom  15.  Juli  1975  über  Abfälle  ('). 
Artikel  18  erhält  folgende  Fassung: 

Artikel  18 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

2.  Erste  Richtlinie  79/267/EWG  des  Rates  vom  5.  März  1979  zur  Koordinierung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvor- 
schrilten  über  die  Aufnahme  und  Ausübung  der  Direktversicherung  (Lebensversicherung)  (2). 

Artikel  32b  Absatz  6  erhält  folgende  Fassung: 

„(6)     Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 
Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

3.  Verordnung  (EWG)  Nr.  357/79  des  Rates  vom  5.  Februar  1979  über  statistische  Erhebungen  der  Rebflächen  ('). 
Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  vom  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss  (nachstehend  Ausschuss'  genannt)  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

(!)  ABl.  L  194  vom  25.7.1  975,  S.  39.  Zuletzt  geändert  durch  die  Entscheidung  96/350/EG  der  Kommission  (ABl.  L  135  vom  6.6.1996, 
S.  32). 

(2)  ABl.  L  63  vom  1  3.3.1979,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2002/12/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (ABl.  L 
77  vom  20.3.2002,  S.  11). 

O  ABl.  L  54  vom  5.3.1  979,  S.  124.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  2329/98  (ABl.  L  291  vom  30.10.1  998,  S.  2). 


4.  Richtlinie  80/777/EWG  des  Rates  vom  15.  Juli  1980  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten 
über  die  Gewinnung  von  und  den  Handel  mit  natürlichen  Mineralwässern  ('). 

Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  12 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

5.  Richtlinie  82/471/EWG  des  Rates  vom  30.  Juni  1982  über  bestimmte  Erzeugnisse  für  die  Tierernährung  (2). 
Die  Artikel  1  3  und  1 4  erhalten  folgende  Fassung: 
.Artikel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 
Artikel  14 

Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  fünfzehn  Tage  festgesetzt. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

6.  Richtlinie  8 5/5 91 /EWG  des  Rates  vom  20.  Dezember  1985  zur  Einführung  gemeinschaftlicher  Probenahmever- 
fahren und  Analysemethoden  für  die  Kontrolle  von  Lebensmitteln  ('). 

Artikel  4  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  4 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 


(>)  ABl.  L  229  vom  30.8.1980,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  96/70/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (ABl.  L 
299  vom  23.1  1.1996,  S.  26). 

(:)  ABl.  L  213  vom  21.7.1982,  S.  8  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  1999/20/EG  (ABl.  L  80  vom  25.3.1999,  S.  20). 
(')  ABl.  L  372  vom  31.12.1  985,  S.  50. 
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(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

7.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3821/85  des  Rates  vom  20.  Dezember  1985  über  das  Kontrollgerät  im  Straßenverkehr  ('). 
Artikel  18  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  18 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


8.  Richtlinie  88/320/EWG  des  Rates  vom  9.  Juni  1988  über  die  Inspektion  und  Überprüfung  der  Guten  Laborpraxis 

(GLP)e). 

Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  8 

(1)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(2)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


9.  Richtlinie  88/344/EWG  des  Rates  vom  13.  Juni  1988  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten 
über  Extraktionslösungsmittel,  die  bei  der  Herstellung  von  Lebensmitteln  und  Lebensmittelzutaten  verwendet  wer- 
den P). 

Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 
.Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 


(')  ABl.  L  370  vom  31.12.1985,  S.  8.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1360/2002  der  Kommission  (ABl.  L  207  vom 
5.8.2002,  S.  1). 

(2)  ABl.  L  145  vom  11.6.1988,  S.  35.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  1999/12/EG  der  Kommission  (ABl.  L  77  vom  23.3.1999, 
S.  22). 

(3)  ABl.  L  157  vom  24.6.1988,  S.  28.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  97/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (ABl.  L 
331  vom  3.12.1997,  S.  7). 


(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

10.  Richtlinie  88/388/EWG  des  Rates  vom  22.  Juni  1988  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten 
über  Aromen  zur  Verwendung  in  Lebensmitteln  und  über  Ausgangsstoffe  für  ihre  Herstellung  (]). 

Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  10 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ständigen  Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit  nach 
Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*),  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

11.  Richtlinie  89/106/EWG  des  Rates  vom  21.  Dezember  1988  zur  Angleichung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvor- 
schriften der  Mitgliedstaaten  über  Bauprodukte  (2). 

Artikel  20  Absätze  3  und  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 
(4)     Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

12.  Richtlinie  89/107/EWG  des  Rates  vom  21.  Dezember  1988  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitglied- 
staaten über  Zusatzstoffe,  die  in  Lebensmitteln  verwendet  werden  dürfen  ('). 


(>)  ABl.  L  184  vom  15.7.1988,  S.  61.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  91/71/EWG  der  Kommission  (ABl.  L  42  vom  15.2.1991, 
S.  25). 

(2)  ABl.  L  40  vom  11.2.1989,  S.  12.  Geändert  durch  die  Richtlinie  93/68/EWG  (ABl.  L  220  vom  30.8.1993,  S.  1). 

(3)  ABl.  L  40  vom  1  1.2.1989,  S.  27.  Geändert  durch  die  Richtlinie  94/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (ABl.  L  237 
vom  10.9.1994,  S.  1). 
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Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  11 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


13.  Richtlinie  89/108/EWG  des  Rates  vom  21.  Dezember  1988  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitglied- 
staaten über  tiefgefrorene  Lebensmittel  ('). 

Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  12 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  ,Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


14.  Richtlinie  89/109/EWG  des  Rates  vom  21.  Dezember  1988  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitglied- 
staaten über  Materialien  und  Gegenstände,  die  dazu  bestimmt  sind,  mit  Lebensmitteln  in  Berührung  zu  kommen  (2). 

Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  9 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  40  vom  11.2.1989,  S.  34.  Geändert  durch  die  Beitrittsakte  von  1994. 
(2)  ABl.  L  40  vom  1  1.2.1989,  S.  38. 
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15.  Richtlinie  89/398/EWG  des  Rates  vom  3.  Mai  1989  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten 
über  Lebensmittel,  die  für  eine  besondere  Ernährung  bestimmt  sind  ('). 

Artikel  1  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchfuhrungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

16.  Verordnung  (EWG)  Nr.  1576/89  des  Rates  vom  29.  Mai  1989  zur  Festlegung  der  allgemeinen  Regeln  für  die 
Begriffsbestimmung,  Bezeichnung  und  Aufmachung  von  Spirituosen  (2). 

Artikel  15  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  15 

Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt." 

17.  Richtlinie  8 9/391 /EWG  des  Rates  vom  12.  Juni  1989  über  die  Durchführung  von  Maßnahmen  zur  Verbesserung 
der  Sicherheit  und  des  Gesundheitsschutzes  der  Arbeitnehmer  bei  der  Arbeit  ('). 

Artikel  17  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  17 

(1)  Bei  rein  technischen  Anpassungen  der  in  Artikel  16  Absatz  1  genannten  Einzelrichtlinien  unter  Berück- 
sichtigung: 

—  der  Verabschiedung  von  Richtlinien  im  Bereich  der  technischen  Harmonisierung  und  Normung  und/oder 

—  des  technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  internationalen  Vorschriften  oder  Spezifikationen  und  des 
Wissensstandes 

wird  die  Kommission  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Es  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 
Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(1)  ABl.  L  186  vom  30.6.1989,  S.  27.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  1999/41/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  172  vom  8.7.1  999,  S.  38). 

(2)  ABl.  L  160  vom  12.6.1989,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  3378/94  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (ABl.  L  366  vom  31.12.1994,  S.  1). 

(')  ABl.  L  183  vom  29.6.1989,  S.  1. 


18.  Verordnung  (EWG)  Nr.  837/90  des  Rates  vom  26.  März  1990  über  die  von  den  Mitgliedstaaten  zu  liefernden 
statistischen  Informationen  über  die  Getreideerzeugung 

Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  1 1 

(1)  Die  Kommission  wird  vom  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

19.  Richtlinie  90/219/EWG  des  Rates  vom  23.  April  1990  über  die  Anwendung  genetisch  veränderter  Mikroorga- 
nismen in  geschlossenen  Systemen  (2). 

Artikel  21  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  21 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


20.  Richtlinie  90/496/EWG  des  Rates  vom  24.  September  1990  über  die  Nährwertkennzeichnung  von  Lebensmitteln  ('). 
Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  10 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  88  vom  3.4.1990,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  2197/95  der  Kommission  (ABl.  L  221  vom 
19.9.1995,  S.  2). 

(2)  ABl.  L  117  vom  8.5.1990,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Entscheidung  2001/204/EG  (ABl.  L  73  vom  1  5.3.2001,  S.  32). 
O  ABl.  L  276  vom  6.10.1990,  S.  40. 
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21.  Richtlinie  91/271/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai  1991  über  die  Behandlung  von  kommunalem  Abwasser  ('). 


Artikel  18  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  18 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


22.  Verordnung  (EWG)  Nr.  1382/91  des  Rates  vom  21.  Mai  1991  betreffend  die  Übermittlung  von  Daten  über  die 
Anlandungen  von  Fischereierzeugnissen  in  den  Mitgliedstaaten  (2). 

Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  wird  vom  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unter- 
stützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


23.  Verordnung  (EWG)  Nr.  1601/91  des  Rates  vom  10.  Juni  1991  zur  Festlegung  der  allgemeinen  Regeln  für  die 
Begriffsbestimmung,  Bezeichnung  und  Aufmachung  aromatisierten  Weines,  aromatisierter  weinhaltiger  Getränke 
und  aromatisierter  weinhaltiger  Cocktails  ('). 

Der  Artikel  14  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  14 

Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(•)  ABl.  L  135  vom  30.5.1991,  S.  40.  Geändert  durch  die  Richtlinie  98/15/EG  der  Kommission  (ABl.  L  67  vom  7.3.1998,  S.  29). 

(2)  ABl.  L  133  vom  28.5.1991,  S.  1.  Geändert  durch  die  Verordnung  (EWG)  Nr.  2104/93  (ABl.  L  191  vom  31.7.1993,  S.  1). 

(')  ABl.  L  149  vom  14.6.1991,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  2061/96  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (ABl.  L  277  vom  30.10.1996,  S.  1). 


24.  Richtlinie  91/439/EWG  des  Rates  vom  29.  Juli  1991  über  den  Führerschein  (>). 
Artikel  7b  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  7b 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  .Ausschuss  für  den  Führerschein'  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

25.  Richtlinie  91/676/EWG  des  Rates  vom  12.  Dezember  1991  zum  Schutz  der  Gewässer  vor  Verunreinigung  durch 
Nitrat  aus  landwirtschaftlichen  Quellen  (2). 

Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 

Artikel  9 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

26.  Richtlinie  91/672/EWG  des  Rates  vom  16.  Dezember  1991  über  die  gegenseitige  Anerkennung  der  einzelstaatlichen 
Schifferpatente  für  den  Binnenschiffsgüter-  und  -personenverkehr  (3). 

Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

(')  ABl.  L  237  vom  24.8.1991,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2000/56/EG  der  Kommission  (ABl.  L  237  vom  21.9.2000, 
S.  45). 

(2)  ABl.  L  375  vom  31.12.1991,  S.  1. 

O  ABl.  L  373  vom  31.12.1991,  S.  29.  Geändert  durch  die  Beitrittsakte  von  1994. 


27.  Richtlinie  91/675/EWG  des  Rates  vom  19.  Dezember  1991  über  die  Einrichtung  eines  Versicherungsausschusses  ('). 


Die  Artikel  1  und  2  erhalten  folgende  Fassung: 
„Artikel  1 

Die  Kommission  wird  von  dem  Versicherungsausschuss,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 
Artikel  2 

(1)  Überträgt  der  Rat  in  von  ihm  angenommenen  Rechtsakten  über  die  Direktversicherung  (im  Bereich  oder  mit 
Ausnahme  der  Lebensversicherung)  Befugnisse  zur  Durchführung  der  Vorschriften,  die  er  erlässt,  an  die  Kommis- 
sion, so  gilt  das  Verfahren  des  Absatzes  2. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


28.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3925/91  des  Rates  vom  19.  Dezember  1991  über  die  Abschaffung  von  Kontrollen  und 
Förmlichkeiten  für  Handgepäck  oder  aufgegebenes  Gepäck  auf  einem  innergemeinschaftlichen  Flug  sowie  für  auf 
einer  innergemeinschaftlichen  Seereise  mitgeführtes  Gepäck  (2). 

a)  Artikel  6  Absatz  2  wird  gestrichen. 

b)  Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  8 

(1)  Die  Durchführungsvorschriften  zu  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  Verfahren  des  Absatzes  2  erlassen. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


29.  Richtlinie  92/29/EWG  des  Rates  vom  31.  März  1992  über  Mindestvorschriften  für  die  Sicherheit  und  den  Gesund- 
heitsschutz zum  Zweck  einer  besseren  medizinischen  Versorgung  auf  Schiffen  (3). 

Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 

.Artikel  8 
Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  bei  den  rein  technischen  Anpassungen  der  Anhänge  dieser  Richtlinie  unter  Berück- 
sichtigung des  technischen  Fortschritts  oder  der  Entwicklung  der  internationalen  Vorschriften  oder  Spezifikationen 
und  des  Wissensstandes  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Es  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(>)  ABl.  L  374  vom  31.12.1991,  S.  32. 
(:)  ABl.  L  374  vom  31.12.1991,  S.  4. 
(3)  ABl.  L  113  vom  30.4.1992,  S.  19. 
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Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)     Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


30.  Richtlinie  92/43/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai  1992  zur  Erhaltung  der  natürlichen  Lebensräume  sowie  der  wild 
lebenden  Tiere  und  Pflanzen  ('). 

Die  Artikel  20  und  21  erhalten  folgende  Fassung: 

„Artikel  20 

Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 
Artikel  21 

(1)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(2)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


31.  Richtlinie  92/59/EWG  des  Rates  vom  29.  Juni  1992  über  die  allgemeine  Produktsicherheit  (2). 
Artikel  11  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  11 

(1)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  fünfzehn  Tage  festgesetzt. 

(2)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(3)  Maßnahmen,  die  nach  diesem  Verfahren  erlassen  worden  sind,  gelten  für  die  Dauer  von  höchstens  drei 
Monaten.  Sie  können  nach  dem  gleichen  Verfahren  verlängert  werden. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  alle  erforderlichen  Maßnahmen,  um  die  nach  diesem  Verfahren  erlassenen  Ent- 
scheidungen innerhalb  einer  Frist  von  weniger  als  zehn  Tagen  durchzuführen. 

(5)  Die  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten,  die  die  nach  dem  Verfahren  des  Absatzes  1  getroffenen 
Maßnahmen  durchführen,  geben  den  betroffenen  Parteien  innerhalb  einer  Frist  von  einem  Monat  Gelegenheit 
zur  Äußerung  und  unterrichten  die  Kommission  entsprechend. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  206  vom  22.7.1992,  S.  7.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  97/62/EG  (ABl.  L  305  vom  8.11.1997,  S.  42). 
(2)  ABl.  L  228  vom  1  1.8.1  992,  S.  24. 
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32.  Richtlinie  92/75/EWG  des  Rates  vom  22.  September  1992  über  die  Angabe  des  Verbrauchs  an  Energie  und  anderen 
Ressourcen  durch  Haushaltsgeräte  mittels  einheitlicher  Etiketten  und  Produktinformationen  ('). 

Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  10 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1 999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


33.  Beschluss  92/578/EWG  des  Rates  vom  30.  November  1992  über  den  Abschluss  des  Abkommens  zwischen  der 
Europäischen  Wirtschaftsgemeinschaft  und  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  über  den  Güterverkehr  auf  Straße 
und  Schiene  (2). 

Artikel  4  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  4 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  vier  Wochen  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


34.  Verordnung  (EWG)  Nr.  315/93  des  Rates  vom  8.  Februar  1993  zur  Festlegung  von  gemeinschaftlichen  Verfahren 
zur  Kontrolle  von  Kontaminanten  in  Lebensmitteln  (3). 

Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  297  vom  13.10.1992,  S.  16. 
(2)  ABl.  L  373  vom  21.12.1992,  S.  26. 
f>)  ABl.  L  37  vom  1  3.2.1993,  S.  1. 


35.  Richtlinie  93/5/EWG  des  Rates  vom  25.  Februar  1993  über  die  Unterstützung  der  Kommission  und  die  Mitwirkung 
der  Mitgliedstaaten  bei  der  wissenschaftlichen  Prüfung  von  Lebensmittelfragen  ('). 

Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  5 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

36.  Verordnung  (EWG)  Nr.  793/93  des  Rates  vom  23.  März  1993  zur  Bewertung  und  Kontrolle  der  Umweltrisiken 
chemischer  Altstoffe  (2). 

Artikel  1  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  15 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbetugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


37.  Verordnung  (EWG)  Nr.  959/93  des  Rates  vom  5.  April  1993  über  die  von  den  Mitgliedstaaten  zu  liefernden 
statistischen  Informationen  über  pflanzliche  Erzeugnisse  außer  Getreide  ('). 

Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  12 

(1)  Die  Kommission  wird  vom  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  52  vom  4.3.1993,  S.  18. 
(2)  ABl.  L  84  vom  5.4.1993,  S.  1. 

(')  ABl.  L  98  vom  24.4.1993,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  2197/95  der  Kommission  (ABl.  L  221  vom 
1  9.9.1  995,  S.  2). 


38.  Richtlinie  93/23/EWG  des  Rates  vom  1.  Juni  1993  betreffend  die  statistischen  Erhebungen  über  die  Schweineer- 
zeugung ('). 

Artikel  17  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  17 

(1)  Die  Kommission  wird  vom  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


39.  Richtlinie  93/24/EWG  des  Rates  vom  1.  Juni  1993  betreffend  die  statistischen  Erhebungen  über  die  Rindererzeu- 
gung O- 

Artikel  17  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  17 

(1)  Die  Kommission  wird  vom  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


40.  Richtlinie  9 3/2 5 /EWG  des  Rates  vom  1.  Juni  1993  betreffend  die  statistischen  Erhebungen  über  die  Schaf-  und 
Ziegenerzeugung  (5). 

Artikel  20  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  20 

(1)  Die  Kommission  wird  vom  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


0  ABl.  L  149  vom  21.6.1993,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  97/77/EG  (ABl.  L  10  vom  16.1.1998,  S.  28). 
(2)  ABl.  L  149  vom  21.6.1993,  S.  5.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  97/77/EG. 
(')  ABl.  L  149  vom  21.6.1993,  S.  10.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  97/77/EG. 


41.  Richtlinie  93/42/EWG  des  Rates  vom  14.  Juni  1993  über  Medizinprodukte  (>). 
Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  gemäß  Artikel  6  Absatz  2  der  Richtlinie  90/385/EWG  eingesetzten  Ausschuss 
(nachstehend  ,Ausschuss'  genannt)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(4)  Der  Ausschuss  kann  jede  Frage  im  Zusammenhang  mit  der  Durchführung  dieser  Richtlinie  prüfen. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


42.  Richtlinie  93/43/EWG  des  Rates  vom  14.  Juni  1993  über  Lebensmittelhygiene  (2). 
Artikel  14  erhält  folgende  Fassung: 
.Artikel  14 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

43.  Entscheidung  93/389/EWG  des  Rates  vom  24.  Juni  1993  über  ein  System  zur  Beobachtung  der  Emissionen  von 
C02  und  anderen  Treibhausgasen  in  der  Gemeinschaft  ('). 

Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  169  vom  12.7.1993,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2001/104/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  6  vom  10.1.2002,  S.  50). 

(2)  ABl.  L  175  vom  19.7.1993,  S.  1. 

O  ABl.  L  167  vom  9.7.1  993,  S.  31.  Geändert  durch  die  Entscheidung  1999/296/EG  (ABl.  L  117  vom  5.5.1  999,  S.  35). 


44.  Verordnung  (EWG)  Nr.  2018/93  des  Rates  vom  30.  Juni  1993  über  die  Vorlage  von  Statistiken  über  die  Fänge  und 
die  Fischereitätigkeit  der  Mitgliedstaaten,  die  im  Nordwestatlantik  Fischfang  betreiben  ('). 

Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  wird  vom  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


45.  Richtlinie  93/65/EWG  des  Rates  vom  19.  Juli  1993  über  die  Aufstellung  und  Anwendung  kompatibler  technischer 
Spezifikationen  für  die  Beschaffung  von  Ausrüstungen  und  Systemen  für  das  Flugverkehrsmanagement  (2). 

Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


46.  Richtlinie  93/77/EWG  des  Rates  vom  21.  September  1993  für  Fruchtsäfte  und  einige  gleichartige  Erzeugnisse  ('). 
Artikel  15  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  15 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  ,Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(!)  ABl.  L  186  vom  28.7.1993,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1  636/2001  der  Kommission  (ABl.  L  222  vom 
17.8.2001,  S.  1). 

(2)  ABl.  L  187  vom  29.7.1993,  S.  52.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  97/15/EG  der  Kommission  (ABl.  L  95  vom  10.4.1997,  S.  16). 
(')  ABl.  L  244  vom  30.9.1993,  S.  23.  Geändert  durch  die  Beitrittsakte  von  1994. 
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47.  Richtlinie  93/99/EWG  des  Rates  vom  29.  Oktober  1993  über  zusätzliche  Maßnahmen  im  Bereich  der  amtlichen 
Lebensmittelüberwachung  ('). 

Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

48.  Richtlinie  94/35/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  30.  Juni  1994  über  Süßungsmittel,  die  in 
Lebensmitteln  verwendet  werden  dürfen  (2). 

Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 

„Artifeel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

49.  Richtlinie  94/36/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  30.  Juni  1994  über  Farbstoffe,  die  in  Lebens- 
mitteln verwendet  werden  dürfen  ('). 

Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artifeel  5 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(1)  ABl.  L  290  vom  24.11.1993,  S.  14. 

(2)  ABl.  L  237  vom  10.9.1994,  S.  3.  Geändert  durch  die  Richtlinie  96/83/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (ABl.  L  48  vom 
19.2.1997,  S.  16). 

O  ABl.  L  237  vom  10.9.1994,  S.  13. 
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Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)     Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


50.  Verordnung  (EG)  Nr.  1734/94  des  Rates  vom  f  1.  Juli  1994  über  die  finanzielle  und  technische  Zusammenarbeit  mit 
dem  Westjordanland  und  dem  Gazastreifen  ('). 

Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  5 

(1)  Die  Kommission  wird  durch  den  Mittelmeerausschuss  unterstützt,  der  mit  Artikel  11  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1488/96  (*)  eingesetzt  wurde. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  189  vom  30.7.1996,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


51.  Verordnung  (EG)  Nr.  2978/94  des  Rates  vom  21.  November  1994  zur  Durchführung  der  IMO-Entschließung 
A.747(18)  über  die  Vermessung  der  Ballasträume  in  Öltankschiffen  mit  Tanks  für  getrennten  Ballast  (2). 

Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt.  Der  Ausschuss  wird  durch  die  Kommission  immer 
dann  einberufen,  wenn  dies  für  die  Anwendung  dieser  Verordnung  erforderlich  ist. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


52.  Richtlinie  94/67/EG  des  Rates  vom  16.  Dezember  1994  über  die  Verbrennung  gefährlicher  Abfälle  ('). 
Artikel  16  erhält  folgende  Fassung: 
.Artikel  16 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(')  ABl.  L  182  vom  16.7.1994,  S.  4.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  2840/98  (ABl.  L  354  vom  30.12.1998,  S.  14). 
(:)  ABl.  L  319  vom  12.12.1994,  S.  1. 
(')  ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  34. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)     Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


5  3.  Richtlinie  94/62/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  über  Verpackungen  und 
Verpackungsabfälle  (]). 

Artikel  21  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  21 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


54.  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur  Begrenzung  der 
Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lagerung  von  Ottokraftstoif  und  seiner 
Verteilung  von  den  Auslieferungslagern  bis  zu  den  Tankstellen  (2). 

Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  8 
Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


55.  Richtlinie  95/2/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Februar  1995  über  andere  Lebensmittel- 
zusatzstoffe als  Farbstoffe  und  Süßungsmittel  ('). 

Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 


(')  ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  10. 

(2)  ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  24. 

(3)  ABl.  L  61  vom  18.3.1995,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2001/5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  55  vom  24.2.2001,  S.  59). 
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(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

56.  Verordnung  (EG)  Nr.  2494/95  des  Rates  vom  23.  Oktober  1995  über  harmonisierte  Verbraucherpreisindizes  ('). 

Artikel  14  erhält  folgende  Fassung: 

.Artikel  14 
Verfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  (nachstehend  ,Ausschuss'  genannt) 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


57.  Verordnung  (EG)  Nr.  2597/95  des  Rates  vom  23.  Oktober  1995  über  die  Vorlage  von  Fangstatistiken  durch 
Mitgliedstaaten,  die  in  bestimmten  Gebieten  außerhalb  des  Nordatlantiks  Fischfang  betreiben  (2). 

Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  5 

(1)  Die  Kommission  wird  vom  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


58.  Richtlinie  96/1 6/EG  des  Rates  vom  19.  März  1996  betreffend  die  statistischen  Erhebungen  über  Milch  und  Milch- 
erzeugnisse ('). 


(>)  ABl.  L  257  vom  27.10.1995,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  270  vom  13.11.1995,  S.  1.  Geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1638/2001  der  Kommission  (ABl.  L  222  vom  17.8.2001, 
S.  29). 

(')  ABl.  L  78  vom  28.3.1996,  S.  27. 


Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  vom  Ständigen  Agrarstatistischen  Ausschuss  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

59.  Verordnung  (EG)  Nr.  1257/96  des  Rates  vom  20.  Juni  1996  über  die  humanitäre  Hilfe  (')• 
Artikel  17  Absätze  1  und  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)      Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 
Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt." 

60.  Richtlinie  96/48/EG  des  Rates  vom  23.  Juli  1996  über  die  Interoperabilität  des  transeuropäischen  Hochgeschwindig- 
keitsbahnsystems  (2). 

Artikel  21  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  21 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(4)  Der  Ausschuss  kann  alle  Fragen  zur  Interoperabilität  des  transeuropäischen  Hochgeschwindigkeitsbahnsys- 
tems  erörtern. 

(5)  Der  Ausschuss  kann  gegebenenfalls  Arbeitsgruppen  einsetzen,  die  ihn  bei  der  Erledigung  seiner  Aufgaben, 
insbesondere  bei  der  Koordinierung  der  benannten  Stellen,  unterstützen. 

(6)  Der  Ausschuss  wird  mit  Inkrafttreten  dieser  Richtlinie  eingesetzt. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

C)  ABl.  L  163  vom  2.7.1996,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  235  vom  1  7.7.1  996,  S.  6. 


61.  Richtlinie  96/61/EG  des  Rates  vom  24.  September  1996  über  die  integrierte  Vermeidung  und  Verminderung  der 
Umweltverschmutzung  ('). 

Artikel  19  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  19 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


62.  Richtlinie  96/62/EG  des  Rates  vom  27.  September  1996  über  die  Beurteilung  und  die  Kontrolle  der  Luftqualität  (2). 
Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

Ausschuss  und  Aufgaben  des  Ausschusses 

(1)  Die  zur  Anpassung  der  Kriterien  und  Techniken  des  Artikels  4  Absatz  2  an  den  wissenschaftlichen  und 
technischen  Fortschritt  erforderlichen  Änderungen,  die  Einzelheiten  für  die  Übermittlung  der  nach  Artikel  11 
vorzulegenden  Informationen  sowie  weitere  Aufgaben,  die  in  den  in  Artikel  4  Absatz  3  vorgesehenen  Bestimmun- 
gen spezifiziert  werden,  werden  nach  dem  Verfahren  des  Absatzes  2  des  vorliegenden  Artikels  festgelegt.  Diese 
Anpassung  darf  keine  direkte  oder  indirekte  Änderung  der  Grenzwerte  oder  Alarmschwellen  zur  Folge  haben. 

(2)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(4)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


63.  Verordnung  (EG)  Nr.  2232/96  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  28.  Oktober  1996  zur  Festlegung 
eines  Gemeinschaftsverfahrens  für  Aromastoffe,  die  in  oder  auf  Lebensmitteln  verwendet  werden  oder  verwendet 
werden  sollen  (3). 

a)  Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten 
Ständigen  Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  Ausschuss'  genannt,  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(>)  ABl.  L  257  vom  10.10.1996,  S.  26. 
(:)  ABl.  L  296  vom  21.11.1996,  S.  55. 
(')  ABl.  L  299  vom  23.1  1.1  996,  S.  1. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 
(3)     Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der 
der  Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

b)  Artikel  8  wird  aufgehoben. 

64.  Verordnung  (EG)  Nr.  2258/96  des  Rates  vom  22.  November  1996  über  Rehabilitations-  und  Wiederaufbaumaß- 
nahmen zugunsten  der  Entwicklungsländer  ('). 

Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  zuständigen  geografischen  Ausschuss  (nachstehend  ,Ausschuss'  genannt) 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


65.  Richtlinie  96/82/EG  des  Rates  vom  9.  Dezember  1996  zur  Beherrschung  der  Gefahren  bei  schweren  Unfällen  mit 
gefährlichen  Stoffen  (2). 

Artikel  22  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  22 
Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


66.  Verordnung  (EG)  Nr.  338/97  des  Rates  vom  9.  Dezember  1996  über  den  Schutz  von  Exemplaren  wild  lebender 
Tier-  und  Pflanzenarten  durch  Überwachung  des  Handels  ('). 


(>)  ABl.  L  306  vom  28.1  1.1  996,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  10  vom  14.1.1997,  S.  13. 

(')  ABl.  L  61  vom  3.3.1997,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  2476/2001  der  Kommission  (ABl.  L  334  vom 
18.12.2001,  S.  3). 


Artikel  18  erhält  folgende  Fassung: 
.Artikel  18 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt.  Bei  den  dem 
Ausschuss  nach  Artikel  19  Nummern  1  und  2  obliegenden  Aufgaben  erlässt  die  Kommission  die  vorgeschlagenen 
Maßnahmen,  wenn  der  Rat  nach  Ablauf  von  drei  Monaten  nach  seiner  Befassung  keinen  Beschluss  gefasst  hat. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


67.  Richtlinie  96/73/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  1996  über  bestimmte  Me- 
thoden der  quantitativen  Analyse  von  binären  Textilfasergemischen  ('). 

Die  Artikel  5  und  6  erhalten  folgende  Fassung: 

„Artikel  5 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  für  den  Bereich  der  Richtlinien  über  die  Bezeichnung  und 
Etikettierung  von  Textilerzeugnissen,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Die  Anpassung  der  in  Anhang  II  vorgesehenen  quantitativen  Analysemethoden  an  den  technischen  Fortschritt 
erfolgt  nach  dem  Verfahren  des  Artikels  6. 

Artikel  6 

(1)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(2)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


68.  Richtlinie  96/96/EG  des  Rates  vom  20.  Dezember  1996  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten 
über  die  technische  Überwachung  der  Kraftfahrzeuge  und  Kraftfahrzeuganhänger  (2). 

Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  zur  Anpassung  der  Richtlinie  über  die  technische  Überwachung 
der  Kraftfahrzeuge  und  Kraftfahrzeuganhänger  an  den  technischen  Fortschritt  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt) 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  32  vom  3.2.1997,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  46  vom  17.2.1  997,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2001/1 1/EG  der  Kommission  (ABl.  L  48  vom  17.2.2001,  S.  20). 


69.  Verordnung  (EG,  Euratom)  Nr.  58/97  des  Rates  vom  20.  Dezember  1996  über  die  strukturelle  Unternehmens- 
statistik ('). 

Artikel  1  3  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  mit  dem  Beschluss  89/382/EWG,  Euratom  eingesetzten  Ausschuss  für  das 
Statistische  Programm  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


70.  Verordnung  (EG)  Nr.  258/97  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  27.  Januar  1997  über  neuartige 
Lebensmittel  und  neuartige  Lebensmittelzutaten  (2). 

Artikel  1  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

71.  Verordnung  (EG)  Nr.  322/97  des  Rates  vom  17.  Februar  1997  über  die  Gemeinschaftsstatistiken  (3). 
Artikel  19  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  19 

(1)  Im  Falle  des  Artikels  3  Absatz  2  Buchstabe  b)  wird  die  Kommission  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische 
Programm  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt)  unterstützt. 

(2)  In  diesem  Fall  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*)  unter  Beachtung  von  dessen 
Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  14  vom  17.1.1997,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1614/2002  der  Kommission  (ABl.  L  244  vom 
12.9.2002,  S.  7). 

(2)  ABl.  L  43  vom  14.2.1997,  S.  1. 

O  ABl.  L  52  vom  22.2.1997,  S.  1. 
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72.  Verordnung  (EG)  Nr.  550/97  des  Rates  vom  24.  März  1997  über  die  Aktionen  zur  HIV/Aids-Bekämpfung  in  den 
Entwicklungsländern  ('). 

Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  für  Entwicklungsfragen  zuständigen  geografischen  Ausschuss  (nachstehend 
,Ausschuss'  genannt)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


73.  Verordnung  (EG)  Nr.  1484/97  des  Rates  vom  22.  Juli  1997  über  die  Unterstützung  der  Bevölkerungspolitiken  und 
-programme  in  den  Entwicklungsländern  (2). 

Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  11 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  für  Entwicklungsfragen  zuständigen  Ausschuss,  im  Folgenden  .Ausschuss' 
genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(4)  Im  Rahmen  einer  gemeinsamen  Sitzung  der  in  Absatz  1  genannten  Ausschüsse  findet  einmal  im  Jahr  ein 
Gedankenaustausch  auf  der  Grundlage  eines  Berichts  des  Vertreters  der  Kommission  über  die  allgemeinen  Leitlinien 
für  die  im  folgenden  Jahr  durchzuführenden  Aktionen  statt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


74.  Verordnung  (EG)  Nr.  2046/97  des  Rates  vom  13.  Oktober  1997  über  die  Nord-Süd-Zusammenarbeit  bei  der 
Bekämpfung  von  Drogen  und  Drogenabhängigkeit  ('). 

Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  10 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  für  Entwicklungsfragen  zuständigen  geografischen  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(>)  ABl.  L  85  vom  27.3.1997,  S.  1. 
(:)  ABl.  L  202  vom  30.7.1997,  S.  1. 
(3)  ABl.  L  287  vom  21.10.1997,  S.  1. 
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(4)  Im  Rahmen  einer  gemeinsamen  Sitzung  der  in  Absatz  1  genannten  Ausschüsse  findet  einmal  im  Jahr  ein 
Gedankenaustausch  auf  der  Grundlage  eines  Berichts  des  Vertreters  der  Kommission  über  die  allgemeinen  Leitlinien 
für  die  im  folgenden  Jahr  durchzuführenden  Aktionen  statt. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


75.  Richtlinie  97/67/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  15.  Dezember  1997  über  gemeinsame 
Vorschriften  für  die  Entwicklung  des  Binnenmarktes  der  Postdienste  der  Gemeinschaft  und  die  Verbesserung  der 
Dienstequalität  ('). 

Artikel  21  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  21 
Der  Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


76.  Richtlinie  98/8/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Februar  1998  über  das  Inverkehrbringen 
von  Biozid-Produkten  (2). 

Artikel  28  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  In  den  Fällen,  die  gemäß  den  Artikeln  10,  11  Absatz  4,  16,  27  Absatz  1  Buchstabe  a)  und  Absatz  2  sowie 
Artikel  32  an  den  Ständigen  Ausschuss  verwiesen  werden,  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt." 

77.  Verordnung  (EG)  Nr.  448/98  des  Rates  vom  16.  Februar  1998  zur  Ergänzung  und  Änderung  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  2223/96  hinsichtlich  der  Aufgliederung  der  unterstellten  Bankgebühr  im  Rahmen  des  Europäischen  Systems 
Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen  auf  nationaler  und  regionaler  Ebene  (ESVG)  ('). 

Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt) 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


0)  ABl.  L  15  vom  21.1.1998,  S.  14.  Geändert  durch  die  Richtlinie  2002/39/EG  (ABl.  L  176  vom  5.7.2002,  S.  21). 
(2)  ABl.  L  123  vom  24.4.1998,  S.  1. 
(J)  ABl.  L  58  vom  27.2.1  998,  S.  1. 


78.  Verordnung  (EG)  Nr.  1165/98  des  Rates  vom  19.  Mai  1998  über  Konjunkturstatistiken  ('). 
Artikel  18  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  18 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt) 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


79.  Entscheidung  Nr.  2119/98/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  24.  September  1998  über  die 
Schaffung  eines  Netzes  für  die  epidemiologische  Überwachung  und  die  Kontrolle  übertragbarer  Krankheiten  in  der 
Gemeinschaft  (2). 

Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

(1)  Bei  der  Durchführung  dieser  Entscheidung  wird  die  Kommission  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Es  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*)  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 
Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


80.  Richtlinie  98/70/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Oktober  1998  über  die  Qualität  von  Otto- 
und  Dieselkraftstoffen  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  93/12/EWG  des  Rates  ('). 

Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  11 

Ausschussverfahren 

(1)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(2)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


81.  Richtlinie  98/79/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  27.  Oktober  1998  über  In-vitro-Diagnosti- 

ka  n. 


(!)  ABl.  L  162  vom  5.6.1998,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  268  vom  3.10.1998,  S.  1. 

(')  ABl.  L  350  von  28.12.1998,  S.  58.  Geändert  durch  die  Richtlinie  2000/71/EG  der  Kommission  (ABl.  L  287  vom  14.11.2000,  S.  46). 

(4)  ABl.  L  331  vom  7.1  2.1  998,  S.  1. 
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Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  6  Absatz  2  der  Richtlinie  90/385/EWG  eingesetzten  Ausschuss 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  f  999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(4)  Der  Ausschuss  nach  Absatz  1  kann  jede  Frage  im  Zusammenhang  mit  der  Durchführung  dieser  Richtlinie 
prüfen. 


(*)  Beschluss  f  999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


82.  Entscheidung  Nr.  276/1999/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  Januar  1999  über  die 
Annahme  eines  mehrjährigen  Aktionsplans  der  Gemeinschaft  zur  Förderung  der  sicheren  Nutzung  des  Internet 
durch  die  Bekämpfung  illegaler  und  schädlicher  Inhalte  in  globalen  Netzen  ('). 

Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  5 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1 999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1 999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


83.  Richtlinie  1999/2/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Februar  1999  zur  Angleichung  der 
Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  mit  ionisierenden  Strahlen  behandelte  Lebensmittel  und  Lebensmittel- 
bestandteile (2). 

Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  .Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1 999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(1)  ABl.  L  33  vom  6.2.1999,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  66  vom  1  3.3.1999,  S.  16. 


84.  Richtlinie  1999/4/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Februar  1999  über  Kaffee-  und  Zicho- 
rien-Extrakte ('). 

Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  5 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  (*)  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit,  im  Folgenden  Ausschuss'  genannt,  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (**) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1. 

(**)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

85.  Richtlinie  1999/5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  9.  März  1999  über  Funkanlagen  und 
Telekommunikationsendeinrichtungen  und  die  gegenseitige  Anerkennung  ihrer  Konformität  (2). 

Artikel  1 5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  15 

Verfahren  des  Regelungsausschusses 

(1)  Für  die  unter  Artikel  3  Absatz  3  und  Artikel  4  Absatz  1  fallenden  Fragen  gilt  das  Verfahren  des  Absatzes  2. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


86.  Verordnung  (EG)  Nr.  530/1999  des  Rates  vom  9.  März  1999  zur  Statistik  über  die  Struktur  der  Verdienste  und  der 
Arbeitskosten  ('). 

Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  (nachstehend  .Ausschuss'  genannt) 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(>)  ABl.  L  66  vom  13.3.1999,  S.  26 
(:)  ABl.  L  91  vom  7.4.1999,  S.  10. 
(')  ABl.  L  63  vom  1  2.3.1999,  S.  6. 


87.  Verordnung  (EG)  Nr.  856/1999  des  Rates  vom  22.  April  1999  über  einen  besonderen  Rahmen  zur  Unterstützung 
der  traditionellen  AKP-Bananenlieferanten  ('). 

Die  Artikel  6  und  8  erhalten  folgende  Fassung: 

„Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  für  Entwicklungsfragen  zuständigen  geografischen  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchfuhrungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23). 

Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  für  Entwicklungsfragen  zuständigen  geografischen  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung." 

88.  Richtlinie  1999/31/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  Abfalldeponien  (2). 
Artikel  1  7  erhält  folgende  Fassung: 

.Artikel  17 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 

89.  Verordnung  (EG)  Nr.  975/1999  des  Rates  vom  29.  April  1999  zur  Festlegung  der  Bedingungen  für  die  Durch- 
führung von  Maßnahmen  auf  dem  Gebiet  der  Entwicklungszusammenarbeit,  die  zu  dem  allgemeinen  Ziel  der 
Fortentwicklung  und  Festigung  der  Demokratie  und  des  Rechtsstaats  sowie  zur  Wahrung  der  Menschenrechte 
und  Grundfreiheiten  beitragen  (3). 

Artikel  1  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  für  Menschenrechte  und  Demokratie  (nachstehend  Ausschuss' 
genannt)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(>)  ABl.  L  108  vom  27.4.1999,  S.  2. 
(2)  ABl.  L  182  vom  16.7.1999,  S.  1. 
O  ABl.  L  120  vom  8.5.1999,  S.  1. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 
(3)      Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


90.  Richtlinie  1999/45/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  Mai  1999  zur  Angleichung  der  Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  für  die  Einstufung,  Verpackung  und  Kennzeichnung  gefährlicher 
Zubereitungen  ('). 

Artikel  20  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  20 

(1)  Die  erforderlichen  Änderungen  zur  Anpassung  der  Anhänge  dieser  Richtlinie  an  den  technischen  Fortschritt 
werden  nach  dem  Verfahren  des  Artikels  29  Absatz  4  Buchstabe  a)  der  Richtlinie  67/548/EWG  angenommen. 

(2)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(4)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


91.  Richtlinie  1999/94/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Dezember  1999  über  die  Bereitstellung 
von  Verbraucherinformationen  über  den  Kraftstoffverbrauch  und  C02-Emissionen  beim  Marketing  für  neue  Per- 
sonenkraftwagen (2). 

Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 

„Artifee!  10 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Artikel  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG  (*) 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


(*)  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23)." 


(')  ABl.  L  200  vom  30.7.1999,  S.  1.  Geändert  durch  die  Richtlinie  2001/60/EG  der  Kommission  (ABl.  L  226  vom  22.8.2001,  S.  5). 
(2)  ABl.  L  12  vom  18.1.2000,  S.  16. 
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9. 


TELEKOMMUNIKATION  UND  INFORMATIONSTECHNOLOGIE 


32002  L  0022:  Richtlinie  2002/22/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  7.  März  2002  über  den 
Universaldienst  und  Nutzerrechte  bei  elektronischen  Kommunikationsnetzen  und  -diensten  (Universaldienstrichtlinie) 
(ABl.  L  108  vom  24.4.2002,  S.  51) 


Abweichend  von  Artikel  30  Absatz  1  der  Richtlinie  2002/22/EG  kann  Bulgarien  die  Einführung  der  Nummer- 
nübertragbarkeit  höchstens  bis  zum  1.  Januar  2009  zurückstellen. 


1.  31994  L  0063:  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur 
Begrenzung  der  Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lagerung  von 
Ottokraftstoff  und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungslagern  bis  zu  den  Tankstellen  (ABl.  L  365  vom 
31.12.1994,  S.  24),  geändert  durch: 


—     32003  R  1882:  Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.9.2003 
(ABl.  L  284  vom  31.10.2003,  S.  1). 


a)      Abweichend  von  Artikel  3  und  Anhang  I  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene 
Lagertanks  in  Auslieferungslagern  in  Bulgarien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 


—     bis  zum  31.  Dezember  2007  für  Lagertanks  in  6  Auslieferungslagern  mit  einem  Durchsatz  von  über 
25  000  Tonnen/Jahr,  jedoch  nicht  mehr  als  50  000  Tonnen/Jahr; 


—    bis  zum  31.  Dezember  2009  für  Lagertanks  in  19  Auslieferungslagern  mit  einem  Durchsatz  von  nicht 
mehr  als  25  000  Tonnen/Jahr; 


b)  Abweichend  von  Artikel  4  und  Anhang  II  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen 
und  Entleeren  vorhandener  beweglicher  Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Bulgarien  bis  zu  folgenden 
Terminen  nicht: 


—    bis  zum  31.  Dezember  2007  für  12  Auslieferungslager  mit  einem  Durchsatz  von  über  25  000  Tonnen/ 
Jahr,  jedoch  nicht  mehr  als  150  000  Tonnen/Jahr; 


—    bis  zum  31.  Dezember  2009  für  29  Auslieferungslager  mit  einem  Durchsatz  von  nicht  mehr  als 
25  000  Tonnen/Jahr. 


c)      Abweichend  von  Artikel  5  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene  bewegliche 
Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Bulgarien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 


—    bis  zum  31.  Dezember  2007  für  50  Straßentankfahrzeuge; 


10. 


UMWELT 


A. 


LUFTQUALITÄT 


—    bis  zum  31.  Dezember  2009  für  466  weitere  Straßentankfahrzeuge. 


d)     Abweichend  von  Artikel  6  und  Anhang  III  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen 
vorhandener  Lagertanks  an  Tankstellen  in  Bulgarien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  355  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  über  500  m3/Jahr,  jedoch  nicht 
mehr  als  1  000  m'/Jahr; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  653  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  bis  zu  500  m3/Jahr. 

2.  31999  L  0032:  Richtlinie  1999/32/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  eine  Verringerung  des 
Schwefelgehalts  bestimmter  flüssiger  Kraft-  oder  Brennstoffe  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  93/12/EWG  (ABl. 
L  121  vom  11.5.1999,  S.  13),  geändert  durch: 

—  32003  R  1882:  Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.9.2003 
(ABl.  L  284  vom  31.10.2003,  S.  1) 

a)  Abweichend  von  Artikel  3  Absatz  1  der  Richtlinie  1999/32/EG  gelten  die  Anforderungen  an  den  Schwefelgehalt 
von  Schwerölen  in  Bulgarien  bis  zum  31.  Dezember  2011  nicht  für  den  heimischen  Verbrauch.  Während  dieser 
Übergangszeit  darf  der  Schwefelgehalt  3,00  Masseprozent  nicht  überschreiten. 

b)  Abweichend  von  Artikel  4  Absatz  1  der  Richtlinie  1999/32/EG  gelten  die  Anforderungen  an  den  Schwefelgehalt 
von  Gasöl  in  Bulgarien  bis  zum  31.  Dezember  2009  nicht  für  den  heimischen  Verbrauch.  Während  dieser 
Übergangszeit  darf  der  Schwefelgehalt  0,20  Masseprozent  nicht  überschreiten. 


B.  ABFALLWIRTSCHAFT 


1.  31993  R  0259:  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  des  Rates  vom  1.  Februar  1993  zur  Überwachung  und  Kontrolle 
der  Verbringung  von  Abfällen  in  der,  in  die  und  aus  der  Europäischen  Gemeinschaft  (ABl.  L  30  vom  6.2.1993,  S.  1), 
zuletzt  geändert  durch: 

—  32001  R  2557:  Verordnung  (EG)  Nr.  2557/2001  der  Kommission  vom  28.12.2001  (ABl.  L  349  vom 
31.12.2001,  S.  1). 

a)  Bis  zum  31.  Dezember  2014  sind  Verbringungen  nach  Bulgarien  von  zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die 
in  Anhang  II  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  aufgeführt  sind,  den  zuständigen  Behörden  zu  notifizieren  und 
gemäß  den  Artikeln  6,  7  und  8  der  Verordnung  abzuwickeln. 

b)  Abweichend  von  Artikel  7  Absatz  4  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  können  die  zuständigen  Behörden 
Bulgariens  bis  zum  31.  Dezember  2009  Einwände  gegen  die  Verbringung  der  folgenden  in  Anhang  III 
aufgeführten  zur  Verwertung  bestimmten  Abfälle  nach  Bulgarien  aus  den  in  Artikel  4  Absatz  3  der  Verordnung 
festgelegten  Gründen  erheben.  Für  diese  Verbringungen  gilt  Artikel  10  der  Verordnung. 


AA.  METALLHALTIGE  ABFALLE 

—  AA  090     Arsenabfälle  und  Rückstände 

—  AA  100      Quecksilberabfälle  und  Rückstände 

—  AA  130      Flüssigkeiten  aus  dem  Beizen  von  Metallen 
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8.  ENERGIE 


31968  L  0414:  Richtlinie  68/414/EWG  des  Rates  vom  20.  Dezember  1968  zur  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten  der 
EWG,  Mindestvorräte  an  Erdöl  und/oder  Erdölerzeugnissen  zu  halten  (ABl.  L  308  vom  23.12.1968,  S.  14),  zuletzt 
geändert  durch: 

—  31998  L  0093:  Richtlinie  98/93/EG  des  Rates  vom  14.12.1998  (ABl.  L  358  vom  31.12.1998,  S.  100) 

Abweichend  von  Artikel  1  Absatz  1  der  Richtlinie  68/414/EWG  gelten  in  Rumänien  die  Anforderungen  an  die 
Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnissen  bis  zum  31.  Dezember  2011  nicht.  Rumänien  stellt  sicher,  dass  seine 
Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnissen  für  jede  der  in  Artikel  2  genannten  Kategorien  von  Erdölerzeugnissen 
mindestens  dem  nach  dem  Tagesdurchschnitt  errechneten  Inlandsverbrauch  gemäß  Artikel  1  Absatz  1  für  die 
folgende  Anzahl  von  Tagen  entsprechen: 

—  für  68,75  Tage  bis  zum  1.  Januar  2007: 

—  für  73  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2007; 

—  für  77,25  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2008; 

—  für  81,5  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2009; 

—  für  85,45  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2010; 

—  für  90  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2011. 


9.  UMWELT 


A.  LUFTQUALITÄT 

31994  L  0063:  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur 
Begrenzung  der  Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lagerung  von 
Ottokraftstoff  und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungslagern  bis  zu  den  Tankstellen  (ABl.  L  365  vom 
31.12.1994,  S.  24),  geändert  durch: 

—  32003  R  1882:  Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.9.2003 
(ABl.  L  284  vom  31.10.2003,  S.  1) 

1.  Abweichend  von  Artikel  3  und  Anhang  I  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene 
Lagertanks  in  Auslieferungslagern  in  Rumänien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  115  Lagertanks  in  12  Auslieferungslagern  und  bis  zum  31.  Dezember 
2008  für  4  Lagertanks  in  1  Auslieferungslager  mit  einem  Durchsatz  von  über  25  000  Tonnen/Jahr,  jedoch 
nicht  mehr  als  50  000  Tonnen/Jahr; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  138  Lagertanks  in  13  Auslieferungslagern,  bis  zum  31.  Dezember  2008 
für  57  Lagertanks  in  10  Auslieferungslagern  und  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  526  Lagertanks  in  63 
Auslieferungslagern  mit  einem  Durchsatz  von  nicht  mehr  als  25  000  Tonnen/Jahr. 

2.  Abweichend  von  Artikel  4  und  Anhang  II  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen 
und  Entleeren  vorhandener  beweglicher  Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Rumänien  bis  zu  folgenden 
Terminen  nicht: 


—    bis  zum  31.  Dezember  2007  für  36  Befüllungs-  und  Entleerungsanlagen  in  12  Auslieferungslagern  mit 
einem  Durchsatz  von  über  25  000  Tonnen/Jahr,  aber  nicht  mehr  als  150  000  Tonnen/Jahr; 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  82  Befüllungs-  und  Entleerungsanlagen  in  18  Auslieferungslagern,  bis 
zum  31.  Dezember  2008  für  14  Befüllungs-  und  Entleerungsanlagen  in  11  Auslieferungslagern  und  bis 
zum  31.  Dezember  2009  für  114  Befüllungs-  und  Entleerungsanlagen  in  58  Auslieferungslagern  mit 
einem  Durchsatz  von  nicht  mehr  als  25  000  Tonnen/Jahr. 


3.     Abweichend  von  Artikel  5  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene  bewegliche 
Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Rumänien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 


—    bis  zum  31.  Dezember  2007  für  31  Straßentankfahrzeuge; 


—    bis  zum  31.  Dezember  2008  für  weitere  101  Straßentankfahrzeuge; 


—    bis  zum  31.  Dezember  2009  für  weitere  432  Straßentankfahrzeuge. 


4.     Abweichend  von  Artikel  6  und  Anhang  III  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen 
vorhandener  Lagertanks  an  Tankstellen  in  Rumänien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  116  Tankstellen,  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  weitere  19  Tankstellen 
und  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  weitere  106  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  über  1  000  m3/ 
Jahr; 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  49  Tankstellen,  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  weitere  11  Tankstellen 
und  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  weitere  85  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  über  500  m3/Jahr, 
aber  nicht  mehr  als  1  000  m3/Jahr; 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  23  Tankstellen,  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  weitere  14  Tankstellen 
und  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  weitere  188  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  nicht  mehr  als 
500  m3/Jahr. 


B.  ABFALLWIRTSCHAFT 


1.  31993  R  0259:  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  des  Rates  vom  1.  Februar  1993  zur  Überwachung  und  Kontrolle 
der  Verbringung  von  Abfällen  in  der,  in  die  und  aus  der  Europäischen  Gemeinschaft  (ABl.  L  30  vom  6.2.1993,  S.  1), 
zuletzt  geändert  durch: 


—     32001  R  2557:  Verordnung  (EG)  Nr.  2557/2001  der  Kommission  vom  28.12.2001  (ABl.  L  349  vom 
31.12.2001,  S.  1) 


a)  Bis  zum  31.  Dezember  2015  sind  Verbringungen  nach  Rumänien  von  zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die 
in  Anhang  II  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  aufgeführt  sind,  den  zuständigen  Behörden  zu  notifizieren  und 
gemäß  den  Artikeln  6,  7  und  8  der  Verordnung  abzuwickeln. 


b)  Abweichend  von  Artikel  7  Absatz  4  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  können  die  zuständigen  Behörden 
Rumäniens  bis  zum  31.  Dezember  2011  Einwände  gegen  die  Verbringung  der  folgenden  in  Anhang  III 
aufgeführten  zur  Verwertung  bestimmten  Abfälle  nach  Rumänien  aus  den  in  Artikel  4  Absatz  3  der  Verordnung 
festgelegten  Gründen  erheben.  Für  diese  Verbringungen  gilt  Artikel  10  der  Verordnung. 
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Abweichend  von  Artikel  1  Absatz  1  der  Richtlinie  68/414/EWG  gelten  in  Bulgarien  die  Anforderungen  an  die 
Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnissen  bis  zum  31.  Dezember  2012  nicht.  Bulgarien  stellt  sicher,  dass  seine 
Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnissen  für  jede  der  in  Artikel  2  genannten  Kategorien  von  Erdölerzeugnissen 
mindestens  dem  nach  dem  Tagesdurchschnitt  errechneten  Inlandsverbrauch  gemäß  Artikel  1  Absatz  1  für  die 
folgende  Anzahl  von  Tagen  entsprechen: 

—  für  30  Tage  bis  zum  1.  Januar  2007; 

—  für  40  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2007; 

—  für  50  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2008; 

—  für  60  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2009; 

—  für  70  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2010; 

—  für  80  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2011; 

—  für  90  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2012. 

9.       TELEKOMMUNIKATION  UND  INFORMATIONSTECHNOLOGIE 


32002  L  0022:  Richtlinie  2002/22/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  7.  März  2002  über  den 
Universaldienst  und  Nutzerrechte  bei  elektronischen  Kommunikationsnetzen  und  -diensten  (Universaldienstrichtlinie) 
(ABl.  L  108  vom  24.4.2002,  S.  51) 

Abweichend  von  Artikel  30  Absatz  1  der  Richtlinie  2002/22/EG  kann  Bulgarien  die  Einführung  der  Nummern- 
übertragbarkeit  höchstens  bis  zum  1.  Januar  2009  zurückstellen. 


10.  UMWELT 


A.  LUFTQUALITÄT 

1.  31994  L  0063:  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur 
Begrenzung  der  Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lagerung  von 
Ottokraftstoff  und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungslagern  bis  zu  den  Tankstellen  (ABl.  L  365  vom 
31.12.1994,  S.  24),  geändert  durch: 

—     32003  R  1882:  Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.9.2003 
(ABl.  L  284  vom  31.10.2003,  S.  1). 

a)     Abweichend  von  Artikel  3  und  Anhang  I  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene 
Lagertanks  in  Auslieferungslagern  in  Bulgarien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—    bis  zum  31.  Dezember  2007  für  Lagertanks  in  6  Auslieferungslagern  mit  einem  Durchsatz  von  über 
25  000  Tonnen/Jahr,  jedoch  nicht  mehr  als  50  000  Tonnen/Jahr; 


—    bis  zum  31.  Dezember  2009  für  Lagertanks  in  19  Auslieferungslagern  mit  einem  Durchsatz  von  nicht 
mehr  als  25  000  Tonnen/Jahr; 


b)  Abweichend  von  Artikel  4  und  Anhang  II  der  Richtlinie  94/6  3/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen 
und  Entleeren  vorhandener  beweglicher  Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Bulgarien  bis  zu  folgenden 
Terminen  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  12  Auslieferungslager  mit  einem  Durchsatz  von  über  25  000  Tonnen/ 
Jahr,  jedoch  nicht  mehr  als  150  000  Tonnen/Jahr; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  29  Auslieferungslager  mit  einem  Durchsatz  von  nicht  mehr  als 
25  000  Tonnen/Jahr. 

c)  Abweichend  von  Artikel  5  der  Richtlinie  94/6 3/EG  gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene  bewegliche 
Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Bulgarien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  50  Straßentankfahrzeuge; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  466  weitere  Straßentankfahrzeuge. 

d)  Abweichend  von  Artikel  6  und  Anhang  III  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen 
vorhandener  Lagertanks  an  Tankstellen  in  Bulgarien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  355  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  über  500  m3/Jahr,  jedoch  nicht 
mehr  als  1  000  m3/Jahr; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  653  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  bis  zu  500  m3/Jahr. 


2.  31999  L  0032:  Richtlinie  1999/32/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  eine  Verringerung  des 
Schwefelgehalts  bestimmter  flüssiger  Kraft-  oder  Brennstoffe  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  93/12/EWG  (ABl. 
L  121  vom  11.5.1999,  S.  13),  geändert  durch: 

—  32003  R  1882:  Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.9.2003 
(ABl.  L  284  vom  31.10.2003,  S.  1) 

a)  Abweichend  von  Artikel  3  Absatz  1  der  Richtlinie  1999/32/EG  gelten  die  Anforderungen  an  den  Schwefelgehalt 
von  Schwerölen  in  Bulgarien  bis  zum  31.  Dezember  2011  nicht  für  den  heimischen  Verbrauch.  Während  dieser 
Übergangszeit  darf  der  Schwefelgehalt  3,00  Masseprozent  nicht  überschreiten. 

b)  Abweichend  von  Artikel  4  Absatz  1  der  Richtlinie  1999/32/EG  gelten  die  Anforderungen  an  den  Schwefelgehalt 
von  Gasöl  in  Bulgarien  bis  zum  31.  Dezember  2009  nicht  für  den  heimischen  Verbrauch.  Während  dieser 
Übergangszeit  darf  der  Schwefelgehalt  0,20  Masseprozent  nicht  überschreiten. 


B.  ABFALLWIRTSCHAFT 


1.  31993  R  0259:  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  des  Rates  vom  1.  Februar  1993  zur  Überwachung  und  Kontrolle 
der  Verbringung  von  Abfällen  in  der,  in  die  und  aus  der  Europäischen  Gemeinschaft  (ABl.  L  30  vom  6.2.1993,  S.  1), 
zuletzt  geändert  durch: 

—  32001  R  2557:  Verordnung  (EG)  Nr.  2557/2001  der  Kommission  vom  28.12.2001  (ABl.  L  349  vom 
31.12.2001,  S.  1). 

a)  Bis  zum  31.  Dezember  2014  sind  Verbringungen  nach  Bulgarien  von  zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die 
in  Anhang  II  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  aufgeführt  sind,  den  zuständigen  Behörden  zu  notifizieren  und 
gemäß  den  Artikeln  6,  7  und  8  der  Verordnung  abzuwickeln. 


Abweichung  bzgl.  Rumänien 

(ABl.  2005  L  157/157) 
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8.  ENERGIE 


31968  L  0414:  Richtlinie  68/414/EWG  des  Rates  vom  20.  Dezember  1968  zur  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten  der 
EWG,  Mindestvorräte  an  Erdöl  und/oder  Erdölerzeugnissen  zu  halten  (ABl.  L  308  vom  23.12.1968,  S.  14),  zuletzt 
geändert  durch: 

—  31998  L  0093:  Richtlinie  98/93/EG  des  Rates  vom  14.12.1998  (ABl.  L  358  vom  31.12.1998,  S.  100) 

Abweichend  von  Artikel  1  Absatz  1  der  Richtlinie  68/414/EWG  gelten  in  Rumänien  die  Anforderungen  an  die 
Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnissen  bis  zum  31.  Dezember  2011  nicht.  Rumänien  stellt  sicher,  dass  seine 
Mindestvorräte  an  Erdölerzeugnissen  für  jede  der  in  Artikel  2  genannten  Kategorien  von  Erdölerzeugnissen 
mindestens  dem  nach  dem  Tagesdurchschnitt  errechneten  Inlandsverbrauch  gemäß  Artikel  1  Absatz  1  für  die 
folgende  Anzahl  von  Tagen  entsprechen: 

—  für  68,75  Tage  bis  zum  1.  Januar  2007; 

—  für  73  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2007; 

—  für  77,25  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2008; 

—  für  81,5  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2009; 

—  für  85,45  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2010; 

—  für  90  Tage  bis  zum  31.  Dezember  2011. 


9.  UMWELT 


A.  LUFTQUALITÄT 

31994  L  0063:  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur 
Begrenzung  der  Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lagerung  von 
Ottokraftstoff  und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungslagern  bis  zu  den  Tankstellen  (ABl.  L  365  vom 
31.12.1994,  S.  24),  geändert  durch: 

—  32003  R  1882:  Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.9.2003 
(ABl.  L  284  vom  31.10.2003,  S.  1) 

1.  Abweichend  von  Artikel  3  und  Anhang  I  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene 
Lagertanks  in  Auslieferungslagern  in  Rumänien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  115  Lagertanks  in  12  Auslieferungslagern  und  bis  zum  31.  Dezember 
2008  für  4  Lagertanks  in  1  Auslieferungslager  mit  einem  Durchsatz  von  über  25  000  Tonnen/Jahr,  jedoch 
nicht  mehr  als  50  000  Tonnen/Jahr; 

—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  138  Lagertanks  in  13  Auslieferungslagern,  bis  zum  31.  Dezember  2008 
für  57  Lagertanks  in  10  Auslieferungslagern  und  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  526  Lagertanks  in  63 
Auslieferungslagern  mit  einem  Durchsatz  von  nicht  mehr  als  25  000  Tonnen/Jahr. 

2.  Abweichend  von  Artikel  4  und  Anhang  II  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen 
und  Entleeren  vorhandener  beweglicher  Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Rumänien  bis  zu  folgenden 
Terminen  nicht: 


—    bis  zum  31.  Dezember  2007  für  36  Befüllungs-  und  Entleerungsanlagen  in  12  Auslieferungslagern  mit 
einem  Durchsatz  von  über  25  000  Tonnen/Jahr,  aber  nicht  mehr  als  150  000  Tonnen/Jahr; 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  82  Befüllungs-  und  Entleerungsanlagen  in  18  Auslieferungslagern,  bis 
zum  31.  Dezember  2008  für  14  Befüllungs-  und  Entleerungsanlagen  in  11  Auslieferungslagern  und  bis 
zum  31.  Dezember  2009  für  114  Befüllungs-  und  Entleerungsanlagen  in  58  Auslieferungslagern  mit 
einem  Durchsatz  von  nicht  mehr  als  25  000  Tonnen/Jahr. 


3.     Abweichend  von  Artikel  5  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  vorhandene  bewegliche 
Behältnisse  in  Auslieferungslagern  in  Rumänien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 


—    bis  zum  31.  Dezember  2007  für  31  Straßentankfahrzeuge; 


—    bis  zum  31.  Dezember  2008  für  weitere  101  Straßentankfahrzeuge; 


—    bis  zum  31.  Dezember  2009  für  weitere  432  Straßentankfahrzeuge. 


4.     Abweichend  von  Artikel  6  und  Anhang  III  der  Richtlinie  94/63/EG  gelten  die  Anforderungen  an  das  Befüllen 
vorhandener  Lagertanks  an  Tankstellen  in  Rumänien  bis  zu  folgenden  Terminen  nicht: 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  116  Tankstellen,  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  weitere  19  Tankstellen 
und  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  weitere  106  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  über  1  000  m'/ 
Jahr; 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  49  Tankstellen,  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  weitere  11  Tankstellen 
und  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  weitere  85  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  über  500  m5/Jahr, 
aber  nicht  mehr  als  1  000  m3/Jahr; 


—  bis  zum  31.  Dezember  2007  für  23  Tankstellen,  bis  zum  31.  Dezember  2008  für  weitere  14  Tankstellen 
und  bis  zum  31.  Dezember  2009  für  weitere  188  Tankstellen  mit  einem  Durchsatz  von  nicht  mehr  als 
500  m3/Jahr. 


B.  ABFALLWIRTSCHAFT 


1.  31993  R  0259:  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  des  Rates  vom  1.  Februar  1993  zur  Überwachung  und  Kontrolle 
der  Verbringung  von  Abfällen  in  der,  in  die  und  aus  der  Europäischen  Gemeinschaft  (ABl.  L  30  vom  6.2.1993,  S.  1), 
zuletzt  geändert  durch: 


—     32001  R  2557:  Verordnung  (EG)  Nr.  2557/2001  der  Kommission  vom  28.12.2001  (ABl.  L  349  vom 
31.12.2001,  S.  1) 


a)  Bis  zum  31.  Dezember  2015  sind  Verbringungen  nach  Rumänien  von  zur  Verwertung  bestimmten  Abfällen,  die 
in  Anhang  II  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  aufgeführt  sind,  den  zuständigen  Behörden  zu  notifizieren  und 
gemäß  den  Artikeln  6,  7  und  8  der  Verordnung  abzuwickeln. 


b)  Abweichend  von  Artikel  7  Absatz  4  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  259/93  können  die  zuständigen  Behörden 
Rumäniens  bis  zum  31.  Dezember  2011  Einwände  gegen  die  Verbringung  der  folgenden  in  Anhang  III 
aufgeführten  zur  Verwertung  bestimmten  Abfälle  nach  Rumänien  aus  den  in  Artikel  4  Absatz  3  der  Verordnung 
festgelegten  Gründen  erheben.  Für  diese  Verbringungen  gilt  Artikel  10  der  Verordnung. 


Verordnung  (EG)  Nr.  1137/2008 

(ABl.  2008  L  311/1) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  1137/2008  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  22.  Oktober  2008 


zur  Anpassung  einiger  Rechtsakte,  für  die  das  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  gilt,  an  den 
Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  in  Bezug  auf  das  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 

Anpassung  an  das  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  —  Erster  Teil 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EURO- 
PÄISCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  40,  Artikel  47  Absatz  1 
und  Absatz  2  Sätze  1  und  3,  Artikel  55,  Artikel  71,  Artikel  80 
Absatz  2,  Artikel  95,  Artikel  100,  Artikel  137  Absatz  2, 
Artikel  156,  Artikel  175  Absatz  1  und  Artikel  285, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses 0, 

nach  Stellungnahme  der  Europäischen  Zentralbank  (2), 
nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Der  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999 
zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (4) 
wurde  durch  den  Beschluss  2006/5 12/EG  des  Rates  (5) 
geändert,  mit  dem  für  den  Erlass  von  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  eines  nach  dem  Verfahren  des  Artikels  251 
des  Vertrags  erlassenen  Basisrechtsakts,  auch  durch  Strei- 
chung einiger  dieser  Bestimmungen  oder  Ergänzung  dieses 
Rechtsakts  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  das 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  eingeführt  wurde. 


(>)  ABl.  C  224  vom  30.8.2008,  S.  35. 
(2)  ABl.  C  117  vom  14.5.2008,  S.  1. 

(5)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  18.  Juni  2008 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates 
vom  25.  September  2008. 

(4)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 

(5)  ABl.  L  200  vom  22.7.2006,  S.  11. 


(2)  Gemäß  der  Erklärung  des  Europäischen  Parlaments,  des 
Rates  und  der  Kommission  (6)  zum  Beschluss  2006/5 12/EG 
müssen  Rechtsakte,  die  bereits  in  Kraft  getreten  sind  und  die 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags 
erlassen  wurden,  nach  den  geltenden  Verfahren  angepasst 
werden,  damit  das  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  auf  sie 
angewandt  werden  kann. 


(3)  Da  die  zu  diesem  Zweck  an  den  Rechtsakten  vorge- 
nommenen Änderungen  ausschließlich  die  Ausschussver- 
fahren betreffen,  müssen  sie,  sofern  Richtlinien  betroffen 
sind,  von  den  Mitgliedstaaten  nicht  in  nationales  Recht 
umgesetzt  werden  — 


HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Die  im  Anhang  aufgeführten  Rechtsakte  werden  gemäß  diesem 
Anhang  an  den  Beschluss  1999/468/EG  in  der  durch  den 
Beschluss  2006/5 12/EG  geänderten  Fassung  angepasst. 


Artikel  2 

Verweisungen  auf  die  Bestimmungen  der  im  Anhang  genannten 
Rechtsakte  gelten  als  Verweisungen  auf  diese  Bestimmungen  in 
der  durch  die  vorliegende  Verordnung  angepassten  Fassung. 


Artikel  3 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


(6)  ABl.  C  255  vom  21.10.2006,  S.  1. 
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Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem 
Mitgliedstaat. 


Geschehen  zu  Straßburg  am  22.  Oktober  2008. 

Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments  Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident  Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING  J.-P.  JOUYET 
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ANHANG 


1.  LANDWIRTSCHAFT 

1.1.      Richtlinie  1999/4/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Februar  1999  über  Kaffee-  und 
Zichorien-Extrakte  (!) 

Was  die  Richtlinie  1999/4/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  diese  Richtlinie  an  die 
allgemeinen  lebensmittelrechtlichen  Vorschriften  der  Gemeinschaft  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen 
von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  1999/4/EG 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  1999/4/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  4  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  4 

Die  Kommission  entscheidet  über  die  Anpassung  dieser  Richtlinie  an  die  allgemeinen  lebensmittelrechtlichen 
Vorschriften  der  Gemeinschaft.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  wird  nach  dem  in  Artikel  5  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  5 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ständigen  Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit 
unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1." 


1.2.      Richtlinie  2000/36/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  Juni  2000  über  Kakao-  und 
Schokoladeerzeugnisse  für  die  menschliche  Ernährung  (2) 

Was  die  Richtlinie  2000/36/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  zur  Durchführung  der 
Richtlinie  erforderlichen  Maßnahmen  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite 
handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2000/36/EG,  auch  durch  Ergänzung 
um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2000/36/EG  wie  folgt  geändert: 

1.      Artikel  5  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  folgenden  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  6  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen: 

—     Maßnahmen  zur  Anpassung  dieser  Richtlinie  an  die  allgemeinen  Lebensmittelvorschriften  der 
Gemeinschaft, 


0  ABl.  L  66  vom  13.3.1999,  S.  26. 
(2)    ABl.  L  197  vom  3.8.2000,  S.  19. 
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—     Maßnahmen  zur  Anpassung  des  Anhangs  I  Abschnitt  B  Nummer  2  und  Abschnitte  C  und  D  an  den 
technischen  Fortschritt." 

2.      Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ständigen  Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1." 


2.  BESCHÄFTIGUNG 

2.1.      Richtlinie  89/391/EWG  des  Rates  vom  12.  Juni  1989  über  die  Durchfuhrung  von  Maßnahmen  zur 
Verbesserung  der  Sicherheit  und  des  Gesundheitsschutzes  der  Arbeitnehmer  bei  der  Arbeit  (') 

Was  die  Richtlinie  89/391/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  rein  technische  Anpassungen 
in  den  in  Artikel  16  Absatz  1  der  Richtlinie  89/391/EWG  genannten  Einzelrichtlinien  vorzunehmen,  die  sich 
aufgrund  der  Verabschiedung  von  Richtlinien  zur  technischen  Harmonisierung  und  Normung  sowie  des 
technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  internationalen  Vorschriften  oder  Spezifikationen  und  des 
Wissensstands  ergeben.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  in  der  Richtlinie  89/391/EWG  vorgesehenen  Einzelrichtlinien  bewirken,  sind 
diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu 
erlassen. 

Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens 
mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die  Kommission  beim  Erlass  von  rein 
technischen  Änderungen  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des 
Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 

Dementsprechend  erhält  Artikel  17  der  Richtlinie  89/391/EWG  folgende  Fassung: 
„Artikel  17 

Ausschussverfahren 

(1)  Bei  rein  technischen  Anpassungen  in  den  in  Artikel  16  Absatz  1  genannten  Einzelrichtlinien  zur 
Berücksichtigung 

a)  der  im  Hinblick  auf  die  technische  Harmonisierung  und  Normung  angenommenen  Richtlinien, 

b)  des  technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  internationalen  Vorschriften  oder  Spezifikationen  und  des 
Wissensstands 

wird  die  Kommission  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Einzelrichtlinien  werden  nach  dem  in 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  kann  die 
Kommission  auf  das  in  Absatz  3  genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


O    ABl.  L  183  vom  29.6.1989,  S.  1. 
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2.2.      Richtlinie  92/29/EWG  des  Rates  vom  31.  März  1992  über  Mindestvorschriften  für  die  Sicherheit  und  den 
Gesundheitsschutz  zum  Zweck  einer  besseren  medizinischen  Versorgung  auf  Schiffen  (') 


Was  die  Richtlinie  92/29/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  rein  technische  Anpassungen 
der  Anhänge  der  Richtlinie  unter  Berücksichtigung  des  technischen  Fortschritts  oder  der  Entwicklung  der 
internationalen  Vorschriften  oder  Spezifikationen  und  des  Wissensstands  vorzunehmen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
92/29/EWG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens 
mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die  Kommission  beim  Erlass  von  rein 
technischen  Änderungen  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des 
Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 

Dementsprechend  erhält  Artikel  8  der  Richtlinie  92/29/EWG  folgende  Fassung: 
„Artikel  8 

Ausschussverfahren 

(1)  Bei  den  rein  technischen  Anpassungen  der  Anhänge  dieser  Richtlinie  unter  Berücksichtigung  des  technischen 
Fortschritts  oder  der  Entwicklung  der  internationalen  Vorschriften  oder  Spezifikationen  und  des  Wissensstands 
wird  die  Kommission  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 


Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  kann  die  Kommission 
auf  das  in  Absatz  3  genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


2.3.  Richtlinie  2002/44/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  Juni  2002  über  Mindestvor- 
schriften zum  Schutz  von  Sicherheit  und  Gesundheit  der  Arbeitnehmer  vor  der  Gefährdung  durch 
physikalische  Einwirkungen  (Vibrationen)  (16.  Einzelrichtlinie  im  Sinne  des  Artikels  16  Absatz  1  der 
Richtlinie  89/391/EWG)  (2) 

Was  die  Richtlinie  2002/44/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  rein  technische  Anpassungen 
des  Anhangs  der  Richtlinie  vorzunehmen,  die  sich  aufgrund  des  Erlasses  von  Richtlinien  zur  technischen 
Harmonisierung  und  Normung  im  Bereich  von  Auslegung,  Bau,  Herstellung  oder  Konstruktion  von  Arbeitsmitteln 
und/oder  Arbeitsstätten  sowie  des  technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  geeignetsten  harmonisierten 
europäischen  Normen  oder  Spezifikationen  und  neuer  Erkenntnisse  auf  dem  Gebiet  der  Vibrationen  ergeben.  Da  es 
sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  der  Richtlinie  2002/44/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens 
mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die  Kommission  beim  Erlass  von  rein 
technischen  Änderungen  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des 
Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 

Dementsprechend  erhalten  die  Artikel  11  und  12  der  Richtlinie  2002/44/EG  folgende  Fassung: 
„Artikel  1 1 

Technische  Änderungen 

Rein  technische  Änderungen  des  Anhangs  dieser  Richtlinie  werden  von  der  Kommission  vorgenommen,  und  zwar 
nach  Maßgabe 

a)      des  Erlasses  von  Richtlinien  zur  technischen  Harmonisierung  und  Normung  im  Bereich  von  Auslegung,  Bau, 
Herstellung  oder  Konstruktion  von  Arbeitsmitteln  und/oder  Arbeitsstätten; 


(')  ABl.  L  113  vom  30.4.1992,  S.  19. 
(2)    ABl.  L  177  vom  6.7.2002,  S.  13. 
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b)      des  technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  geeignetsten  harmonisierten  europäischen  Normen  oder 
Spezifikationen  und  neuer  Erkenntnisse  auf  dem  Gebiet  der  Vibrationen. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  12  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit 
kann  die  Kommission  auf  das  in  Artikel  1 2  Absatz  3  genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen. 

Artikel  12 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  in  Artikel  17  Absatz  1  der  Richtlinie  8 9/3 91 /EWG  genannten  Ausschuss 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


4.  Richtlinie  2003/10/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  6.  Februar  2003  über 
Mindestvorschriften  zum  Schutz  von  Sicherheit  und  Gesundheit  der  Arbeitnehmer  vor  der  Gefährdung 
durch  physikalische  Einwirkungen  (Lärm)  (17.  Einzelrichtlinie  im  Sinne  des  Artikels  16  Absatz  1  der 
Richtlinie  89/391/EWG)  0 

Was  die  Richtlinie  2003/10/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  rein  technische  Änderungen 
vorzunehmen,  die  sich  aufgrund  des  Erlasses  von  Richtlinien  auf  dem  Gebiet  der  technischen  Harmonisierung  und 
Normung  im  Bereich  von  Auslegung,  Bau,  Herstellung  oder  Konstruktion  von  Arbeitsmitteln  und/oder 
Arbeitsstätten  sowie  des  technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  geeignetsten  harmonisierten  europäischen 
Normen  oder  Spezifikationen  und  neuer  Erkenntnisse  auf  dem  Gebiet  des  Lärms  ergeben.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
2003/10/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens 
mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die  Kommission  beim  Erlass  von  rein 
technischen  Änderungen  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des 
Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 

Dementsprechend  erhalten  die  Artikel  12  und  13  der  Richtlinie  2003/10/EG  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

Technische  Änderungen 

Rein  technische  Änderungen  werden  von  der  Kommission  vorgenommen,  und  zwar  nach  Maßgabe 

a)  der  zur  technischen  Harmonisierung  und  Normung  im  Bereich  von  Auslegung,  Bau,  Herstellung  oder 
Konstruktion  von  Arbeitsmitteln  und/oder  Arbeitsstätten  erlassenen  Richtlinien; 

b)  des  technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  geeignetsten  harmonisierten  europäischen  Normen  oder 
Spezifikationen  und  neuer  Erkenntnisse  auf  dem  Gebiet  des  Lärms. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 3  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit 
kann  die  Kommission  auf  das  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen. 

Artikel  13 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  in  Artikel  17  Absatz  1  der  Richtlinie  89/391/EWG  genannten  Ausschuss 
unterstützt. 


ABl.  L  42  vom  15.2.2003,  S.  38. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


2.5.  Richtlinie  2004/40/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  über 
Mindestvorschriften  zum  Schutz  von  Sicherheit  und  Gesundheit  der  Arbeitnehmer  vor  der  Gefährdung 
durch  physikalische  Einwirkungen  (elektromagnetische  Felder)  (18.  Einzelrichtlinie  im  Sinne  des 
Artikels  16  Absatz  1  der  Richtlinie  89/391/EWG)  (>) 

Was  die  Richtlinie  2004/40/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  rein  technische  Änderungen 
des  Anhangs  der  Richtlinie  nach  Maßgabe  der  zur  technischen  Harmonisierung  und  Normung  im  Bereich  von 
Auslegung,  Bau,  Herstellung  oder  Konstruktion  von  Arbeitsmitteln  und/oder  Arbeitsstätten  erlassenen  Richtlinien 
und  unter  Berücksichtigung  des  technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  geeignetsten  harmonisierten 
europäischen  Normen  oder  Spezifikationen  und  neuer  wissenschaftlicher  Erkenntnisse  auf  dem  Gebiet  der 
elektromagnetischen  Felder  vorzunehmen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt, 
die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2004/40/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens 
mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die  Kommission  beim  Erlass  von  rein 
technischen  Änderungen  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des 
Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2004/40/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  10  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Rein  technische  Änderungen  des  Anhangs  werden  von  der  Kommission  vorgenommen,  und  zwar  nach 
Maßgabe 

a)  der  zur  technischen  Harmonisierung  und  Normung  im  Bereich  von  Auslegung,  Bau,  Herstellung  oder 
Konstruktion  von  Arbeitsmitteln  und/oder  Arbeitsstätten  erlassenen  Richtlinien; 

b)  des  technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  geeignetsten  harmonisierten  europäischen  Normen 
oder  Spezifikationen  und  neuer  wissenschaftlicher  Erkenntnisse  auf  dem  Gebiet  der  elektromagneti- 
schen Felder. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  11  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster 
Dringlichkeit  kann  die  Kommission  auf  das  in  Artikel  11  Absatz  3  genannte  Dringlichkeitsverfahren 
zurückgreifen." 

2.  Artikel  1 1  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie 
Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


2.6.  Richtlinie  2006/25/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  April  2006  über  Mindestvor- 
schriften zum  Schutz  von  Sicherheit  und  Gesundheit  der  Arbeitnehmer  vor  der  Gefahrdung  durch 
physikalische  Einwirkungen  (künstliche  optische  Strahlung)  (19.  Einzelrichtlinie  im  Sinne  des  Artikels  16 
Absatz  1  der  Richtlinie  89/391/EWG)  (2) 

Was  die  Richtlinie  2006/25/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  rein  technische  Änderungen 
der  Anhänge  der  Richtlinie  nach  Maßgabe  der  zur  technischen  Harmonisierung  und  Normung  im  Bereich  von 
Auslegung,  Bau,  Herstellung  oder  Konstruktion  von  Arbeitsmitteln  und/oder  Arbeitsstätten  erlassenen  Richtlinien 


0  ABl.  L  159  vom  30.4.2004,  S.  1. 
(2)    ABl.  L  114  vom  27.4.2006,  S.  38. 
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und  unter  Berücksichtigung  des  technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  geeignetsten  harmonisierten 
europäischen  Normen  oder  internationalen  Spezifikationen  und  neuer  wissenschaftlicher  Erkenntnisse  auf  dem 
Gebiet  der  Exposition  gegenüber  optischer  Strahlung  am  Arbeitsplatz  vorzunehmen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
2006/25/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens 
mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die  Kommission  beim  Erlass  von  rein 
technischen  Änderungen  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des 
Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2006/25/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  10  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Rein  technische  Änderungen  der  Anhänge  werden  von  der  Kommission  vorgenommen,  und  zwar  nach 
Maßgabe 

a)  der  zur  technischen  Harmonisierung  und  Normung  im  Bereich  von  Auslegung,  Bau,  Herstellung  oder 
Konstruktion  von  Arbeitsmitteln  und/oder  Arbeitsstätten  erlassenen  Richtlinien; 

b)  des  technischen  Fortschritts,  der  Entwicklung  der  geeignetsten  harmonisierten  europäischen  Normen 
oder  internationalen  Spezifikationen  und  neuer  wissenschaftlicher  Erkenntnisse  auf  dem  Gebiet  der 
Exposition  gegenüber  optischer  Strahlung  am  Arbeitsplatz. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  11  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster 
Dringlichkeit  kann  die  Kommission  auf  das  in  Artikel  11  Absatz  3  genannte  Dringlichkeitsverfahren 
zurückgreifen." 

2.  Artikel  11  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie 
Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


UNTERNEHMEN 

1.  Richtlinie  76/767/EWG  des  Rates  vom  27.  Juli  1976  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der 
Mitgliedstaaten  über  gemeinsame  Vorschriften  für  Druckbehälter  sowie  über  Verfahren  zu  deren 
Prüfung  (') 

Was  die  Richtlinie  76/767/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  und  die 
Bestimmungen  der  Einzelrichtlinien,  die  in  jeder  dieser  Richtlinien  angegeben  sind,  an  den  technischen  Fortschritt 
anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  76/767/EWG  und  ihrer  Einzelrichtlinien  bewirken,  sind  diese 
Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  76/767/EWG  wie  folgt  geändert: 

1 .      Artikel  1 7  Absatz  2  Buchstabe  a  erhält  folgende  Fassung: 

,,a)  Der  Mitgliedstaat  übermittelt  die  Unterlagen  mit  der  Beschreibung  des  Druckbehälters  und  den  Belegen 
zur  Begründung  des  Antrags  auf  Abweichung,  insbesondere  den  Ergebnissen  der  etwaigen  Prüfungen, 
den  übrigen  Mitgliedstaaten,  die  binnen  vier  Monaten  nach  dieser  Information  ihr  Einverständnis  oder 


ABl.  L  262  vom  27.9.1976,  S.  153. 


ihre  Missbilligung  mitteilen,  Bemerkungen  einreichen,  Fragen  und  zusätzliche  Forderungen  stellen  oder 
zusätzliche  Prüfungen  verlangen  und,  sofern  sie  es  wünschen,  beantragen  können,  dass  der  in 
Artikel  20  Absatz  1  genannte  Ausschuss  um  eine  Stellungnahme  gebeten  wird.  Abschriften  dieser 
Unterlagen  werden  auch  an  die  Kommission  gesandt.  Dieser  Schriftverkehr  ist  vertraulich." 


2.      Artikel  1 8  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  18 

Die  Kommission  passt  die  Anhänge  I  und  II  dieser  Richtlinie  und  diejenigen  Bestimmungen  der 
Einzelrichtlinien,  die  in  jeder  dieser  Richtlinien  angegeben  sind,  an  den  technischen  Fortschritt  an.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  und  der  Einzelrichtlinien 
werden  nach  dem  in  Artikel  20  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


3.      Artikel  20  wird  wie  folgt  geändert: 


a)      Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


b)      Absatz  3  wird  gestrichen. 


2.  Richtlinie  76/769/EWG  des  Rates  vom  27.  Juli  1976  zur  Angleichung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvor- 
schriften der  Mitgliedstaaten  für  Beschränkungen  des  Inverkehrbringens  und  der  Verwendung  gewisser 
gefährlicher  Stoffe  und  Zubereitungen  (') 

Was  die  Richtlinie  76/769/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  der  Richtlinie  an 
den  technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die 
eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  76/769/EWG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  —  wie  im  Falle  eines  dringenden  Erfordernisses,  die  Beschränkungen 
des  Inverkehrbringens  oder  der  Verwendung  gefährlicher  Stoffe  zu  verstärken  —  die  Fristen,  die  normalerweise  im 
Rahmen  des  Regelungsverfahrens  mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die 
Kommission  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/ 
468/EG  anzuwenden. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  76/769/EWG  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  2a  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  2a 

Die  Kommission  kann  bezüglich  der  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Stoffe  und  Zubereitungen  Anpassungen 
der  Anhänge  dieser  Richtlinie  an  den  technischen  Fortschritt  vornehmen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  2b  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  kann  die  Kommission  auf 
das  in  Artikel  2b  Absatz  3  genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen." 


2.      Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 


„Artikel  2b 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  29  Absatz  1  der  Richtlinie  67/548/EWG  des  Rates  (*) 
eingesetzten  Ausschuss  unterstützt. 


ABl.  L  262  vom  27.9.1976,  S.  201. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7 
des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  196  vom  16.8.1967,  S.  1." 


3.3.      Richtlinie  94/25/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Juni  1994  zur  Angleichung  der 
Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  Sportboote  (') 

Was  die  Richtlinie  94/25/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  angesichts  des  Fortschritts  des 
technischen  Kenntnisstands  und  im  Lichte  neuer  wissenschaftlicher  Erkenntnisse  erforderlichen  Änderungen 
vorzunehmen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  94/25/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  94/25/EG  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  6a  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  6a 

Die  Kommission  kann  Änderungen  der  Anforderungen  nach  Anhang  I  Teil  B  Nummer  2  und  Anhang  I  Teil  C 
Nummer  1  —  mit  Ausnahme  direkter  oder  indirekter  Änderungen  der  Abgas-  oder  Geräuschemissionswerte 
sowie  der  Froude-Zahl  und  des  Leistungs-/Verdrängungsverhältnisses  —  vornehmen,  die  angesichts  des 
Fortschritts  des  technischen  Kenntnisstands  und  im  Lichte  neuer  wissenschaftlicher  Erkenntnisse  erforderlich 
sind.  Solche  Änderungen  können  die  Bezugskraftstoffe  und  die  für  die  Prüfung  der  Abgas-  und 
Geräuschemissionen  anzuwendenden  Normen  umfassen. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  6b  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 
„Artikel  6b 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  gemäß  Artikel  6  Absatz  3  eingesetzten  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


3.4.      Richtlinie  96/73/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  1996  über  bestimmte 
Methoden  der  quantitativen  Analyse  von  binären  Textilfasergemischen  (2) 

Was  die  Richtlinie  96/73/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Maßnahmen  zu  erlassen,  die 
für  die  Anpassung  der  in  Anhang  II  dieser  Richtlinie  vorgesehenen  Methoden  der  quantitativen  Analyse  an  den 
technischen  Fortschritt  notwendig  sind.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die 
eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  jener  Richtlinie  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  erhalten  die  Artikel  5  und  6  der  Richtlinie  96/73/EG  folgende  Fassung: 

„Artikel  5 

Die  Kommission  passt  die  in  Anhang  II  vorgesehenen  quantitativen  Analysemethoden  an  den  technischen 
Fortschritt  an.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach 
dem  in  Artikel  6  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 


(')  ABl.  L  164  vom  30.6.1994,  S.  15. 
(2)    ABl.  L  32  vom  3.2.1997,  S.  1. 
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Artikel  6 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  für  den  Bereich  der  Richtlinien  über  die  Bezeichnung  und 
Etikettierung  von  Textilerzeugnissen  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


3.5.  Richtlinie  1999/45/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  Mai  1999  zur  Angleichung  der 
Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  für  die  Einstufung,  Verpackung  und  Kenn- 
zeichnung gefährlicher  Zubereitungen  (!) 

Was  die  Richtlinie  1999/45/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  an  den 
technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  1999/45/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach 
dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  1999/45/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  10  Absatz  3  Satz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Hinsichtlich  bestimmter  nach  Artikel  7  als  gefährlich  eingestufter  Zubereitungen  kann  die  Kommission  in 
Abweichung  von  Absatz  2  Nummern  2.4,  2.5  und  2.6  dieses  Artikels  Ausnahmen  von  bestimmten 
Vorschriften  für  die  Kennzeichnung  als  umweltgefährlich  oder  spezielle  Vorschriften  in  Bezug  auf  diese 
Kennzeichnung  festlegen,  wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass  die  Auswirkungen  auf  die  Umwelt 
vermindert  würden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie 
durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  20a  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 

2.  Artikel  1 2  Absatz  4  Satz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Gegebenenfalls  kann  die  Kommission  im  Rahmen  von  Anhang  V  geeignete  Maßnahmen  beschließen.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  20a  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  19  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  Kommission  trifft  nach  dem  in  Artikel  20a  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  eine 
Entscheidung." 

4.  Artikel  20  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  20 

Die  Kommission  passt  die  Anhänge  dieser  Richtlinie  an  den  technischen  Fortschritt  an.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  20a  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

5.  Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 
„Artikel  20a 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  29  Absatz  1  der  Richtlinie  67/548/EWG  des  Rates  (*) 
eingesetzten  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  in  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(')    ABl.  L  200  vom  30.7.1999,  S.  1. 
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(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  196  vom  16.8.1967,  S.  1." 


3.6.      Richtlinie  2002/24/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  18.  März  2002  über  die 
Typgenehmigung  für  zweirädrige  oder  dreirädrige  Kraftfahrzeuge  (') 

Was  die  Richtlinie  2002/24/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  der  Richtlinie 
oder  die  Bestimmungen  der  in  Anhang  I  genannten  Einzelrichtlinien  an  den  technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da 
es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  der  Richtlinie  2002/24/EG  oder  der  Einzelrichtlinien  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2002/24/EG  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  1 7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  17 

Die  Kommission  kann  die  Anhänge  der  vorliegenden  Richtlinie  oder  die  Bestimmungen  der  in  Anhang  I 
dieser  Richtlinie  genannten  Einzelrichtlinien  an  den  technischen  Fortschritt  anpassen.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  oder  der  Einzelrichtlinien  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 8  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  18  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  3  wird  gestrichen. 


3.7.  Richtlinie  2003/37/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Mai  2003  über  die 
Typgenehmigung  für  land-  oder  forstwirtschaftliche  Zugmaschinen,  ihre  Anhänger  und  die  von  ihnen 
gezogenen  auswechselbaren  Maschinen  sowie  für  Systeme,  Bauteile  und  selbstständige  technische 
Einheiten  dieser  Fahrzeuge  (2) 

Was  die  Richtlinie  2003/37/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  der  Richtlinie  und 
die  technischen  Vorschriften  der  Einzelrichtlinien  anzupassen  sowie  Bestimmungen  für  die  EG-Typgenehmigung 
von  selbstständigen  technischen  Einheiten  in  die  Einzelrichtlinien  aufzunehmen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen 
von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2003/37/EG 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2003/37/EG  wie  folgt  geändert: 

1.      Artikel  19  erhält  folgende  Fassung: 

a)      In  Absatz  1  erhält  der  Einleitungssatz  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  folgenden  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  die 
zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlich  sind  und  sich  auf  die  nachstehend  genannten  Bereiche 
beziehen,  werden  von  der  Kommission  nach  dem  in  Artikel  20  Absatz  3  genannten  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  erlassen:". 


(')  ABl.  L  124  vom  9.5.2002,  S.  1. 
(2)    ABl.  L  171  vom  9.7.2003,  S.  1. 
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b)      Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Die  Kommission  erlässt  die  Änderungen  der  Anhänge  dieser  Richtlinie,  wenn  gemäß  dem 
Beschluss  97/836/EG  neue  Regelungen  oder  Änderungen  bestehender  Regelungen,  denen  die 
Gemeinschaft  beigetreten  ist,  festgelegt  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  20  Absatz  3  genannten  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  erlassen." 

2.      Artikel  20  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5  a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


3.8.      Richtlinie  2004/22/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  März  2004  über  Messgeräte  (') 

Was  die  Richtlinie  2004/22/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  geeignete  Maßnahmen  treffen, 
um  die  gerätespezifischen  Anhänge  (Ml-001  bis  Ml-010)  zu  ändern.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2004/22/EG 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2004/22/EG  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  1 5  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  4  wird  gestrichen. 

2.  Artikel  16  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Kommission  kann  auf  Antrag  eines  Mitgliedstaats  oder  von  sich  aus  die  gerätespezifischen  Anhänge 
(MI-001  bis  MI-010)  hinsichtlich  folgender  Aspekte  ändern: 

a)  Fehlergrenzen  und  Genauigkeitsklassen, 

b)  Nennbetriebsbedingungen, 

c)  Grenzwerte, 

d)  Störfestigkeit. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  15  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


4.  UMWELT 

4.1.      Richtlinie  76/160/EWG  des  Rates  vom  8.  Dezember  1975  über  die  Qualität  der  Badegewässer  (2) 

Was  die  Richtlinie  76/160/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  im  Anhang  enthaltenen 
Parameterwerte  G  und  I  sowie  die  Analyseverfahren  an  den  technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei 
um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der 
Richtlinie  76/160/EWG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


0  ABl.  L  135  vom  30.4.2004,  S.  1. 
(2)    ABl.  L  31  vom  5.2.1976,  S.  1. 
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Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  76/160/EWG  wie  folgt  geändert: 


1.  Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  9 

Die  Kommission  erlässt  die  Änderungen,  die  zur  Anpassung  der  im  Anhang  dieser  Richtlinie  enthaltenen 
Parameterwerte  G  und  I  sowie  der  Analyseverfahren  an  den  technischen  Fortschritt  notwendig  sind. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 1  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  11  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  19 99/46 8/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  3  wird  gestrichen. 


4.2.      Richtlinie  91/271/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai  1991  über  die  Behandlung  von  kommunalem  Abwasser  (') 

Was  die  Richtlinie  91/271/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anforderungen  der 
Abschnitte  A,  B  und  C  des  Anhangs  1  zu  ändern.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite 
handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  91/271/EWG  bewirken,  sind  diese 
Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  91/271/EWG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  3  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  in  Absatz  1  genannten  Kanalisationen  müssen  den  Anforderungen  von  Anhang  I  Abschnitt  A 
entsprechen.  Die  Kommission  kann  diese  Anforderungen  ändern.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  18  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  4  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Abwasser  im  Ablauf  kommunaler  Behandlungsanlagen  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  muss  den 
einschlägigen  Anforderungen  des  Anhangs  I  Abschnitt  B  entsprechen.  Die  Kommission  kann  diese 
Anforderungen  ändern.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie 
werden  nach  dem  in  Artikel  18  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  5  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Abwasser  aus  kommunalen  Behandlungsanlagen  gemäß  Absatz  2  muss  den  einschlägigen  Anforde- 
rungen von  Anhang  I  Abschnitt  B  entsprechen.  Die  Kommission  kann  diese  Anforderungen  ändern.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 8  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

4.  Artikel  8  wird  wie  folgt  geändert: 

a)      Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Die  Kommission  prüft  diesen  Antrag  und  trifft  nach  dem  in  Artikel  18  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  geeignete  Maßnahmen." 


O    ABl.  L  135  vom  30.5.1991,  S.  40. 
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b)      Absatz  5  Unterabsatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„Die  Mitgliedstaaten  legen  in  derartigen  Fällen  der  Kommission  zuvor  die  maßgeblichen  Unterlagen  vor. 
Die  Kommission  prüft  die  betreffenden  Fälle  und  trifft  nach  dem  in  Artikel  18  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  geeignete  Maßnahmen." 


5.      Artikel  11  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Die  Regelungen  und/oder  Erlaubnisse  müssen  den  Anforderungen  des  Anhangs  1  Abschnitt  C 
entsprechen.  Die  Kommission  kann  diese  Anforderungen  ändern.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  18  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


6.      Artikel  1 2  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Die  Regelungen  und/oder  Erlaubnisse  gemäß  Absatz  2  für  Einleitungen  aus  kommunalen 
Abwasserbehandlungsanlagen  aus  Gemeinden  von  2  000  bis  10  000  EW  hinsichtlich  von  Einleitungen  in 
Binnengewässer  und  in  Ästuare  und  aus  Gemeinden  mit  mehr  als  10  000  EW  hinsichtlich  aller  Einleitungen 
müssen  Bedingungen  enthalten,  die  den  einschlägigen  Anforderungen  des  Anhangs  I  Abschnitt  B 
entsprechen.  Die  Kommission  kann  diese  Anforderungen  ändern.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  18  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


7.      Artikel  1 5  Absatz  5  erhält  folgende  Fassung: 


„(5)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  für  die  in  den  Absätzen  1,  2  und  3  genannte  Überwachung  nach  dem 
in  Artikel  1 8  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  ausarbeiten." 


8.      Artikel  1 7  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 


„(4)  Die  Kommission  arbeitet  die  Methoden  und  die  Formblätter  für  die  Mitteilung  über  die  einzelstaatlichen 
Programme  nach  dem  in  Artikel  18  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  aus.  Änderungen  dieser 
Methoden  und  Formblätter  werden  nach  diesem  Verfahren  vorgenommen." 


9.      In  Artikel  1 8  erhalten  die  Absätze  2  und  3  folgende  Fassung: 


„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1 999/4 68/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


3.      Richtlinie  91/676/EWG  des  Rates  vom  12.  Dezember  1991  zum  Schutz  der  Gewässer  vor  Verunreinigung 
durch  Nitrat  aus  landwirtschaftlichen  Quellen  (') 

Was  die  Richtlinie  91/676/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  entsprechend 
dem  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  anzupassen  oder  zu  ergänzen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
91/676/EWG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


ABl.  L  375  vom  31.12.1991,  S.  1. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  91/676/EWG  wie  folgt  geändert: 

1.  Die  Artikel  7  und  8  erhalten  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

Die  Kommission  kann  Leitlinien  für  die  in  den  Artikeln  5  und  6  genannte  Überwachung  nach  dem  in 
Artikel  9  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  ausarbeiten. 

Artikel  8 

Die  Kommission  kann  die  Anhänge  dieser  Richtlinie  entsprechend  dem  wissenschaftlichen  und  technischen 
Fortschritt  anpassen. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  9  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  9  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5  a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

3.  Anhang  III  Abschnitt  2  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Lässt  ein  Mitgliedstaat  nach  Maßgabe  von  Unterabsatz  2  Buchstabe  b  eine  andere  Menge  zu,  so  unterrichtet 
er  davon  die  Kommission,  die  die  Begründung  nach  dem  in  Artikel  9  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren 
prüft." 


4.4.  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur  Begrenzung 
der  Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lagerung  von  Ottokraft- 
stoff und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungslagern  bis  zu  den  Tankstellen  (') 

Was  die  Richtlinie  94/63/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  in  Anhang  IV  für  die 
Untenbefüllungseinrichtungen  festgelegten  Spezifikationen  zu  überarbeiten  und  die  Anhänge,  mit  Ausnahme  der  in 
Anhang  II  Abschnitt  2  festgelegten  Grenzwerte,  an  den  technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
94/63/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  94/63/EG  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  4  Absatz  1  Unterabsatz  6  erhält  folgende  Fassung: 

„Auslieferungslager  mit  Anlagen  zur  Befüllung  von  Straßentankfahrzeugen  müssen  mit  mindestens  einer 
Füllstelle  ausgestattet  sein,  die  den  in  Anhang  IV  für  die  Untenbefüllungseinrichtungen  festgelegten 
Spezifikationen  genügt.  Die  Kommission  überprüft  diese  Spezifikationen  in  regelmäßigen  Abständen  und 
überarbeitet  sie  erforderlichenfalls.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  8  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

Anpassung  an  den  technischen  Fortschritt 

Die  Kommission  kann  die  Anhänge  dieser  Richtlinie  ändern,  um  sie  an  den  technischen  Fortschritt 
anzupassen;  hiervon  ausgenommen  sind  die  in  Anhang  II  Abschnitt  2  festgelegten  Grenzwerte.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  8 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')    ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  24. 
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3.      Artikel  8  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  3  wird  gestrichen. 


4.5.      Richtlinie  96/82/EG  des  Rates  vom  9.  Dezember  1996  zur  Beherrschung  der  Gefahren  bei  schweren 
Unfällen  mit  gefährlichen  Stoffen  (') 

Was  die  Richtlinie  96/82/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  II  bis  VI  an  den 
technischen  Fortschritt  anzupassen  und  harmonisierte  Kriterien  für  die  Entscheidung  der  zuständigen  Behörden  der 
Mitgliedstaaten  darüber,  dass  von  einem  Betrieb  keine  Gefahr  eines  schweren  Unfalls  ausgehen  kann,  festzulegen. 
Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  der  Richtlinie  96/82/EG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen, 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  96/82/EG  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  9  Absatz  6  Buchstabe  b  erhält  folgende  Fassung: 

,,b)  Die  Kommission  erstellt  harmonisierte  Kriterien  für  Entscheidungen  der  zuständigen  Behörde  darüber, 
dass  von  einem  Betrieb  keine  Gefahr  eines  schweren  Unfalls  im  Sinne  des  Buchstabens  a  ausgehen  kann.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  22  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  1 5  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Sobald  die  Informationen  gemäß  Artikel  14  eingeholt  sind,  unterrichten  die  Mitgliedstaaten  die 
Kommission  über  das  Ergebnis  ihrer  Analyse  und  über  ihre  Empfehlungen,  wobei  ein  von  der  Kommission 
nach  dem  in  Artikel  22  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  erstellter  und  regelmäßig  überprüfter 
Meldevordruck  zu  verwenden  ist. 

Die  Übermittlung  dieser  Informationen  durch  die  Mitgliedstaaten  darf  nur  zurückgestellt  werden,  um  den 
Abschluss  gerichtlicher  Verfahren  zu  ermöglichen,  die  durch  eine  solche  Informationsübermittlung 
beeinträchtigt  werden  könnten." 

3.  Artikel  21  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  21 

Aufgaben  des  Ausschusses 

(1)  Die  Kommission  passt  die  in  Artikel  9  Absatz  6  Buchstabe  b  genannten  Kriterien  und  die  Anhänge  II  bis 
VI  an  den  technischen  Fortschritt  an. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  22  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(2)  Die  Maßnahme  der  Erstellung  des  Meldevordrucks  gemäß  Artikel  15  Absatz  2  wird  nach  dem  in 
Artikel  22  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  erlassen." 

4.  Artikel  22  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  22 

Ausschussverfahren 

(1)    Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 


(')    ABl.  L  10  vom  14.1.1997,  S.  13. 
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(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


4.6.      Richtlinie  1999/31/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  Abfalldeponien  0) 

Was  die  Richtlinie  1999/31/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  dieser  Richtlinie 
an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  anzupassen  und  Maßnahmen  zur  Normung  der 
Überwachungs-,  Probenahme-  und  Analyseverfahren  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  1999/31/EG, 
auch  durch  Hinzufügung  neuer  nicht  wesentlicher  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  1999/31/EG  wie  folgt  geändert: 
1 .      Artikel  1 6  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  16 

Ausschussverfahren 

Maßnahmen  zur  Anpassung  der  Anhänge  dieser  Richtlinie  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen 
Fortschritt  und  Maßnahmen  zur  Normung  von  Überwachungs-,  Probenahme-  und  Analyseverfahren 
bezüglich  der  Ablagerung  von  Abfällen  werden  von  der  Kommission,  unterstützt  von  dem  durch  Artikel  1 8 
der  Richtlinie  2006/1 2/EG  eingesetzten  Ausschuss,  erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  17 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Zu  diesem  Zweck  berücksichtigt  der 
Ausschuss  hinsichtlich  Anhang  II  die  allgemeinen  Grundsätze  und  Verfahren  für  die  Untersuchung  und 
Annahmekriterien,  wie  sie  in  Anhang  II  festgelegt  sind,  und  legt  spezielle  Kriterien  und/oder  Testverfahren 
und  damit  verknüpfte  Grenzwerte  für  jede  Deponieklasse  und  erforderlichenfalls  für  bestimmte  Deponiearten 
innerhalb  jeder  Klasse,  einschließlich  der  Untertagedeponien,  fest. 


Die  Kommission  erlässt  nach  dem  in  Artikel  1 7  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  Vorschriften  für  die 
Harmonisierung  und  regelmäßige  Übermittlung  der  statistischen  Daten  gemäß  den  Artikeln  5,  7  und  11 
sowie  erforderlichenfalls  Änderungsvorschriften." 


2.      Artikel  17  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


4.7.  Richtlinie  1999/94/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Dezember  1999  über  die 
Bereitstellung  von  Verbraucherinformationen  über  den  Kraftstoffverbrauch  und  C02-Emissionen  beim 
Marketing  für  neue  Personenkraftwagen  (2) 

Was  die  Richtlinie  1999/94/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  anzupassen.  Da 
es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  der  Richtlinie  1999/94/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(')  ABl.  L  182  vom  16.7.1999,  S.  1. 
(2)    ABl.  L  12  vom  18.1.2000,  S.  16. 
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Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  1999/94/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  9 

(1)  Die  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  die  zur  Änderung 
der  Anhänge  dieser  Richtlinie  erforderlich  sind,  werden  von  der  Kommission  nach  Konsultation  der 
Verbraucherverbände  und  anderer  interessierter  Kreise  nach  dem  in  Artikel  10  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Jeder  Mitgliedstaat  trägt  zu  diesem  Verfahren  bei,  indem  er  der  Kommission  bis  31.  Dezember  2003  einen 
Bericht  über  die  Wirksamkeit  der  Vorschriften  dieser  Richtlinie  übermittelt;  in  diesem  Bericht  wird  der 
Zeitraum  ab  18.  Januar  2001  bis  31.  Dezember  2002  behandelt.  Das  Format  dieses  Berichts  wird  nach  dem 
in  Artikel  10  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  spätestens  am  18.  Januar  2001  festgelegt. 

(2)  Neben  den  in  Absatz  1  genannten  Maßnahmen  trifft  die  Kommission  Maßnahmen,  die  auf  Folgendes 
abzielen: 

a)  nähere  Festlegung  des  Formats  für  den  Hinweis  gemäß  Artikel  3  im  Wege  einer  Anpassung  des 
Anhangs  I; 

b)  nähere  Festlegung  der  Anforderungen  für  den  Leitfaden  gemäß  Artikel  4  mit  dem  Ziel,  neue 
Personenkraftwagenmodelle  zu  klassifizieren  und  somit  eine  Auflistung  der  Modelle  nach  den  CO  2- 
Emissionswerten  und  dem  Kraftstoffverbrauch  in  festgelegten  Klassen  zu  ermöglichen;  hierin 
eingeschlossen  ist  eine  Klasse  zur  Auflistung  der  Modelle  nach  der  effizientesten  Kraftstoffausnutzung; 

c)  Festlegung  von  Empfehlungen,  um  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Bestimmungen  über 
Werbeschriften  gemäß  Artikel  6  Absatz  1  auf  andere  Medien  und  anderes  Material  zu  ermöglichen. 

Die  in  Unterabsatz  1  Buchstabe  a  genannten  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  10  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen. 

Die  in  Unterabsatz  1  Buchstaben  b  und  c  genannten  Maßnahmen  werden  nach  dem  in  Artikel  10  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  erlassen." 

2.  Artikel  10  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/4 6 8 /EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


8.      Richtlinie  2000/76/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  4.  Dezember  2000  über  die 
Verbrennung  von  Abfallen  (') 

Was  die  Richtlinie  2000/76/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Kriterien  für  die 
Anforderungen  bezüglich  der  Verringerung  der  Häufigkeit  bestimmter  regelmäßiger  Messungen  festzulegen,  zu 
entscheiden,  ab  welchem  Termin  kontinuierliche  Messungen  bestimmter  Emissionsgrenzwerte  durchgeführt  werden 
müssen,  die  Artikel  10,  11  und  13  sowie  die  Anhänge  1  und  III  zwecks  Anpassung  an  den  technischen  Fortschritt 
oder  an  neue  Erkenntnisse  über  die  gesundheitlichen  Vorteile  von  Emissionsminderungen  zu  ändern  und  die 
Tabellen  in  Anhang  II  Abschnitt  2.1  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite 
handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2000/76/EG,  auch  durch  Ergänzung 
um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2000/76/EG  wie  folgt  geändert: 

1.      Artikel  11  wird  wie  folgt  geändert: 

a)      Absatz  7  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(7)  In  den  Genehmigungen  können  die  zuständigen  Behörden  erlauben,  dass  die  regelmäßigen 
Messungen  für  Schwermetalle  statt  zweimal  jährlich  alle  zwei  Jahre  und  für  Dioxine  und  Furane  statt 
zweimal  jährlich  einmal  jährlich  erfolgen,  sofern  die  Emissionen  aus  der  Mitverbrennung  oder 


ABl.  L  332  vom  28.12.2000,  S.  91. 


Verbrennung  weniger  als  50  %  der  im  Einklang  mit  Anhang  II  bzw.  Anhang  V  bestimmten 
Emissionsgrenzwerte  betragen  und  sofern  Kriterien  für  die  einzuhaltenden  Anforderungen  verfügbar 
sind.  Die  Kommission  erlässt  Maßnahmen  zur  Festlegung  dieser  Kriterien,  die  zumindest  auf  den 
Bestimmungen  von  Unterabsatz  2  Buchstaben  a  und  d  beruhen  müssen.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 7  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

b)      Absatz  1 3  erhält  folgende  Fassung: 

„(1 3)  Sobald  geeignete  Messverfahren  in  der  Gemeinschaft  verfügbar  sind,  legt  die  Kommission  fest, 
ab  welchem  Termin  die  kontinuierlichen  Messungen  der  Emissionen  von  Schwermetallen,  Dioxinen 
und  Furanen  in  die  Luft  gemäß  Anhang  III  durchzuführen  sind.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  wird  nach  dem  in  Artikel  1 7  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  16  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  16 

Anpassung  an  den  technischen  Fortschritt  und  neue  Erkenntnisse 

Die  Kommission  erlässt  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  die 
die  Artikel  10,  11  und  13  sowie  die  Anhänge  I  und  III  an  den  technischen  Fortschritt  oder  an  neue 
Erkenntnisse  über  die  gesundheitlichen  Vorteile  von  Emissionsminderungen  anpassen,  nach  dem  in 
Artikel  1 7  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle." 

3.  Artikel  1 7  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  17 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

4.  Anhang  II  Abschnitt  II. 2.1  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Werden  für  Großfeuerungsanlagen  in  der  Richtlinie  2001/80/EG  oder  nach  anderen  Gemeinschaftsvor- 
schriften strengere  Emissionsgrenzwerte  festgelegt,  so  ersetzen  diese  die  in  den  folgenden  Tabellen 
enthaltenen  Emissionsgrenzwerte  (CVerfahren)  für  die  betreffenden  Anlagen  und  Schadstoffe.  In  diesem  Fall  passt 
die  Kommission  diese  Tabellen  an  diese  strengeren  Emissionsgrenzwerte  an.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  unverzüglich  nach  dem  in  Artikel  1 7  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


9.      Richtlinie  2002/49/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  Juni  2002  über  die  Bewertung 
und  Bekämpfung  von  Umgebungslärm  (') 

Was  die  Richtlinie  2002/49/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Abschnitt  3  des  Anhangs  I 
sowie  die  Anhänge  II  und  III  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  anzupassen  und  gemeinsame 
Bewertungsmethoden  festzulegen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2002/49/EG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht 
wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2002/49/EG  wie  folgt  geändert: 

1.      Artikel  6  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Kommission  legt  im  Wege  einer  Überprüfung  des  Anhangs  II  gemeinsame  Bewertungsmethoden 
für  die  Bestimmung  der  Ldcn-  und  Lnight-Werte  fest.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen.  Bis  zur  Annahme  dieser  Methoden  können  die  Mitgliedstaaten  Bewertungsmethoden 
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anwenden,  die  gemäß  Anhang  II  angepasst  wurden  und  auf  den  in  ihren  nationalen  Rechtsvorschriften 
vorgesehenen  Methoden  basieren.  In  diesem  Fall  weisen  die  Mitgliedstaaten  nach,  dass  diese  Methoden  zu 
Ergebnissen  führen,  die  denen  gleichwertig  sind,  die  mit  den  Methoden  nach  Abschnitt  2.2  des  Anhangs  II 
erzielt  werden." 


2.      Artikel  1 2  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  12 

Anpassung  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt 

Die  Kommission  passt  Abschnitt  3  des  Anhangs  I  sowie  die  Anhänge  II  und  III  dieser  Richtlinie  an  den 
wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  an.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 


3.      Artikel  13  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/4 6 8/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


4.      In  Anhang  III  erhält  Satz  2  des  Eingangsteils  folgende  Fassung: 


„Die  Dosis-Wirkung-Relationen,  die  durch  künftige  Änderungen  dieses  Anhangs  nach  dem  in  Artikel  13 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  eingeführt  werden,  betreffen  insbesondere  Folgendes:". 


10.  Verordnung  (EG)  Nr.  1830/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  September  2003 
über  die  Rückverfolgbarkeit  und  Kennzeichnung  von  genetisch  veränderten  Organismen  und  über  die 
Rückverfolgbarkeit  von  aus  genetisch  veränderten  Organismen  hergestellten  Lebensmitteln  und  Futter- 
mitteln (l) 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1830/2003  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  ein  System  für  die 
Entwicklung  und  Zuteilung  von  spezifischen  Erkennungsmarkern  für  GVO  festzulegen  und  dieses  anzupassen.  Da 
es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind  diese 
Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1830/2003  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  8 

Spezifische  Erkennungsmarker 

Die  Kommission 


a)      legt  vor  der  Anwendung  der  Artikel  1  bis  7  ein  System  für  die  Entwicklung  und  Zuteilung  von 
spezifischen  Erkennungsmarkern  für  GVO  fest; 


b)      passt  das  in  Buchstabe  a  vorgesehene  System  gegebenenfalls  an. 


Die  in  Absatz  1  vorgesehenen  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 0  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen.  Dabei  ist  der  Entwicklung  in  internationalen  Gremien  Rechnung  zu  tragen." 
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2.      Artikel  10  wird  wie  folgt  geändert: 


a)      Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  19 99/46 8/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


b)      Absatz  4  wird  gestrichen. 


4.11.  Richtlinie  2004/42/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  über  die 
Begrenzung  der  Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  aufgrund  der  Verwendung  organischer 
Lösemittel  in  bestimmten  Farben  und  Lacken  und  in  Produkten  der  Fahrzeugreparaturlackierung  (') 

Was  die  Richtlinie  2004/42/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  den  Anhang  III  an  den 
technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2004/42/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach 
dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2004/42/EG  wie  folgt  geändert: 


1 .      Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  11 

Anpassung  an  den  technischen  Fortschritt 

Die  Kommission  passt  Anhang  III  an  den  technischen  Fortschritt  an.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.      Artikel  12  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


4.12.     Verordnung  (EG)  Nr.  842/2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  17.  Mai  2006  über 
bestimmte  fluorierte  Treibhausgase  (2) 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  842/2006  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Standardanforde- 
rungen für  die  Kontrolle  auf  Dichtheit  und  Mindestanforderungen  sowie  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige 
Anerkennung  von  Ausbildungsprogrammen  und  Zertifizierung  sowie  zusätzliche  Kennzeichnungsanforderungen 
festzulegen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  842/2006  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche 
Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  842/2006  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  3  Absatz  7  erhält  folgende  Fassung: 


„(7)  Die  Kommission  legt  die  Standardanforderungen  für  die  Kontrolle  auf  Dichtheit  für  alle  in  Absatz  1 
aufgeführten  Anwendungen  fest.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 2  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 


(')  ABl.  L  143  vom  30.4.2004,  S.  87. 
(2)    ABl.  L  161  vom  14.6.2006,  S.  1. 


1001 


2.  Artikel  5  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  Kommission  bestimmt  auf  der  Grundlage  der  von  den  Mitgliedstaaten  erhaltenen  Informationen 
und  unter  Anhörung  der  einschlägigen  Sektoren  die  Mindestanforderungen  und  die  Bedingungen  für  die 
gegenseitige  Anerkennung  von  Ausbildungsprogrammen  und  Zertifizierung  für  die  Unternehmen  und  das 
betroffene  Personal,  die  bzw.  das  mit  der  Installation,  der  Wartung  oder  Instandhaltung  der  unter  Artikel  3 
Absatz  1  fallenden  Einrichtungen  und  Systeme  befasst  sind/ist,  sowie  für  das  Personal,  das  die  in  den 
Artikeln  3  und  4  vorgesehenen  Tätigkeiten  wahrnimmt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  7  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  Form  der  zu  verwendenden  Kennzeichnung  wird  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  festgelegt. 

Kennzeichnungsanforderungen  zusätzlich  zu  den  in  Absatz  1  festgelegten  werden  gegebenenfalls  festgelegt. 
Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung 
werden  nach  dem  in  Artikel  1 2  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Bevor  die  Kommission  dem  in  Artikel  1 2  Absatz  1  genannten  Ausschuss  einen  Vorschlag  vorlegt,  prüft  sie, 
ob  die  Aufnahme  zusätzlicher  Umweltinformation  einschließlich  des  Treibhauspotenzials  in  die  Kenn- 
zeichnung erstrebenswert  ist,  wobei  sie  bestehende,  für  die  in  Absatz  2  genannten  Erzeugnisse  und  Geräte 
geltende  Kennzeichnungsanforderungen  gebührend  berücksichtigt." 

4.  Artikel  1 2  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


1 3.  Richtlinie  2006/44/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  6.  September  2006  über  die 
Qualität  von  Süßwasser,  das  schütz-  oder  verbesserungsbedürftig  ist,  um  das  Leben  von  Fischen  zu 
erhalten  (') 

Was  die  Richtlinie  2006/44/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  in  Anhang  I  aufgeführten 
Parameter  G  und  die  Analyseverfahren  an  den  technischen  und  wissenschaftlichen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es 
sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  der  Richtlinie  2006/44/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2006/44/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

Die  Kommission  erlässt  die  notwendigen  Maßnahmen  zur  Anpassung  der  in  Anhang  I  dieser  Richtlinie 
aufgeführten  Parameter  G  und  Analyseverfahren  an  den  technischen  und  wissenschaftlichen  Fortschritt.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 3  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  1 3  wird  wie  folgt  geändert: 

a)      Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


b)      Absatz  3  wird  gestrichen. 
ABl.  L  264  vom  25.9.2006,  S.  20. 


4.14.     Richtlinie  2006/113/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  12.  Dezember  2006  über  die 
Qualitätsanforderungen  an  Muschelgewässer  (') 

Was  die  Richtlinie  2006/1 1 3/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  in  Anhang  I  aufgeführten 
Parameter  G  und  die  Analyseverfahren  an  den  technischen  und  wissenschaftlichen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es 
sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  der  Richtlinie  2006/113/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  erhält  Artikel  12  der  Richtlinie  2006/113/EG  folgende  Fassung: 

„Artikel  12 

Die  Kommission  erlässt  mit  Unterstützung  durch  den  mit  Artikel  13  Absatz  1  der  Richtlinie  2006/44/EG 
eingesetzten  Ausschuss  die  notwendigen  Maßnahmen  zur  Anpassung  der  in  Anhang  I  aufgeführten  Parameter  G 
und  Analyseverfahren  an  den  technischen  und  wissenschaftlichen  Fortschritt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  13  Absatz  2  der  Richtlinie  2006/ 
44/EG  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


5.  EUROSTAT 

5.1.      Verordnung  (EWG)  Nr.  696/93  des  Rates  vom  15.  März  1993  betreffend  die  statistischen  Einheiten  für  die 
Beobachtung  und  Analyse  der  Wirtschaft  in  der  Gemeinschaft  (2) 

Was  die  Verordnung  (EWG)  Nr.  696/93  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  den  Anhang  an  den 
wirtschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  696/93 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EWG)  Nr.  696/93  wie  folgt  geändert: 

1.  Die  Artikel  5  und  6  erhalten  folgende  Fassung: 
„Artikel  5 

Nach  Ablauf  der  Übergangszeit  gemäß  Artikel  4  kann  die  Kommission  nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  2 
genannten  Verwaltungsverfahren  einem  Mitgliedstaat  die  Verwendung  anderer  statistischer  Einheiten  der 
Wirtschaft  gestatten. 

Artikel  6 

Die  Durchführungsbestimmungen  zu  dieser  Verordnung  einschließlich  der  Maßnahmen  zur  Anpassung  an 
den  wirtschaftlichen  und  technischen  Fortschritt,  die  insbesondere  die  statistischen  Einheiten  der  Wirtschaft, 
die  verwendeten  Kriterien  und  die  im  Anhang  aufgeführten  Definitionen  betreffen,  werden  von  der 
Kommission  erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
werden  nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(')  ABl.  L  376  vom  27.12.2006,  S.  14. 
(2)    ABl.  L  76  vom  30.3.1993,  S.  1. 
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(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/4 6 8/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


5.2.      Richtlinie  95/57/EG  des  Rates  vom  23.  November  1995  über  die  Erhebung  statistischer  Daten  im  Bereich 
des  Tourismus  (') 

Was  die  Richtlinie  95/57/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  auf  die  Erhebungsmerkmale 
anzuwendenden  Definitionen  und  etwaige  Anpassungen  der  Liste  dieser  Merkmale  festzulegen,  die  Mindest- 
anforderungen in  Bezug  auf  die  Genauigkeit  der  Erhebungsergebnisse  und  die  Verfahren  zur  Sicherstellung  der 
harmonisierten  Verarbeitung  systematischer  Fehler  festzulegen  sowie  genaue  Regelungen  für  die  Aufbereitung  der 
erhobenen  Daten  durch  die  Mitgliedstaaten  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  95/57/EG,  auch  durch 
Hinzufügung  neuer  nicht  wesentlicher  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  95/57/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  3  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  auf  die  Erhebungsmerkmale  anzuwendenden  Definitionen  und  etwaige  Anpassungen  der  Liste  der 
Erhebungsmerkmale  werden  von  der  Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  12 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  4  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  Erhebung  der  statistischen  Daten  soll  so  weit  wie  möglich  gewährleisten,  dass  die  Ergebnisse  den 
erforderlichen  Mindestanforderungen  in  Bezug  auf  die  Genauigkeit  entsprechen.  Diese  Genauigkeitsanforde- 
rungen und  die  Verfahren  zur  Sicherstellung  der  harmonisierten  Verarbeitung  systematischer  Fehler  werden 
von  der  Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen.  Die  Mindestanforderungen  in  Bezug  auf  die  Genauigkeit  werden  insbesondere  im  Hinblick 
auf  die  Anzahl  der  jährlichen  Übernachtungen  auf  nationaler  Ebene  festgelegt." 

3.  Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  6 

Aufbereitung  der  Daten 

Die  nach  Artikel  3  erhobenen  Daten  werden  von  den  Mitgliedstaaten  entsprechend  den  Genauigkeits- 
anforderungen des  Artikels  4  und  gemäß  den  von  der  Kommission  festgelegten  genauen  Regelungen 
aufbereitet.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch 
Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 
Als  regionale  Ebene  gilt  die  .Systematik  der  Gebietseinheiten  für  die  Statistik'  des  Statistischen  Amts  der 
Europäischen  Gemeinschaften." 

4.  In  Artikel  7  Absatz  3  werden  die  Worte  „des  Artikels  12"  durch  die  Worte  „des  Artikels  12  Absatz  1"  ersetzt. 

5.  In  Artikel  9  werden  die  Worte  „des  Artikels  12"  durch  die  Worte  „des  Artikels  12  Absatz  1"  ersetzt. 

6.  In  Artikel  1 1  werden  folgende  Absätze  angefügt: 

„Die  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  auch  durch  Ergänzung, 
die  die  Artikel  3,  4  und  6  betreffen,  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  2  genannten  Regelungs verfahren 
mit  Kontrolle  erlassen. 


Die  Maßnahmen,  die  die  Artikel  7  und  9  betreffen,  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  1  genannten 
Verfahren  erlassen." 


(')    ABl.  L  291  vom  6.12.1995,  S.  32. 
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7.      Artikel  12  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5  a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


5.3.      Verordnung  (EG)  Nr.  1059/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Mai  2003  über  die 
Schaffung  einer  gemeinsamen  Klassifikation  der  Gebietseinheiten  für  die  Statistik  (NUTS)  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1059/2003  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  für  die  NUTS- 
Klassifikation  verwendeten  Verwaltungseinheiten  anzupassen,  bei  einzelnen  nichtadministrativen  Einheiten  von  den 
Bevölkerungsgrenzen  abzuweichen  sowie  kleinere  Verwaltungseinheiten  für  die  Zwecke  der  NUTS-Ebene  3  und  die 
NUTS-Klassifikation  zu  ändern.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1059/2003,  auch  durch  Ergänzung  um  neue 
nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1059/2003  wie  folgt  geändert: 


1 .      Artikel  3  wird  wie  folgt  geändert: 


a)      Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 


„(4)  Die  für  die  NUTS-Klassifikation  verwendeten  bestehenden  Verwaltungseinheiten  sind  in  Anhang  II 
aufgeführt.  Die  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  und 
zur  Anpassung  des  Anhangs  II  werden  nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen." 


b)      Absatz  5  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Bei  einzelnen  nichtadministrativen  Einheiten  kann  jedoch  aufgrund  besonderer  geografischer, 
sozioökonomischer,  historischer,  kultureller  oder  Umweltkriterien,  insbesondere  bei  Inseln  und 
Gebieten  in  äußerster  Randlage,  von  diesen  Grenzen  abgewichen  werden.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in 
Artikel  7  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.      Artikel  4  Absatz  1  Unterabsatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  und  zur  Anpassung 
des  Anhangs  III  werden  nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 


3.      Artikel  5  wird  wie  folgt  geändert: 


a)      Absatz  4  Satz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Änderungen  der  NUTS-Klassifikation  werden  nicht  häufiger  als  alle  drei  Jahre  im  zweiten 
Kalenderhalbjahr  auf  der  Grundlage  der  in  Artikel  3  festgelegten  Kriterien  erlassen.  Diese  Maßnahmen 
zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  7 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


b)      Absatz  5  erhält  folgende  Fassung: 

„(5)  Bei  Änderungen  der  NUTS-Klassifikation  übermittelt  der  betreffende  Mitgliedstaat  der 
Kommission  die  Zeitreihen  für  die  neue  regionale  Gliederung  als  Ersatz  für  die  bereits  übermittelten 
Daten.  Die  Liste  der  Zeitreihen  und  deren  Dauer  werden  von  der  Kommission  festgelegt,  wobei  zu 


0    ABl.  L  154  vom  21.6.2003,  S.  1. 
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berücksichtigen  ist,  ob  sie  überhaupt  vorgelegt  werden  können.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  7 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Die  Zeitreihen  sind  binnen  zwei  Jahren 
nach  Änderung  der  NUTS-Klassifikation  bereitzustellen." 


4.      Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  7 


(1)    Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


4.      Verordnung  (EG)  Nr.  1177/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Juni  2003  für  die 
Gemeinschaftsstatistik  über  Einkommen  und  Lebensbedingungen  (EU-SILC)  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1177/2003  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Maßnahmen 
betreffend  die  sekundären  Zielgebiete  und  die  in  der  Anfangsstichprobe  enthaltenen  Einzelpersonen  sowie 
Maßnahmen  zur  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  und  technischen  Entwicklungen  zu  erlassen.  Da  es  sich 
hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  1 1 77/2003,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken, 
sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG 
zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1177/2003  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  6  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Sekundäre  Zielgebiete  werden  ab  2005  jedes  Jahr  ausschließlich  in  die  Querschnittkomponente 
einbezogen.  Jedes  Jahr  wird  ein  sekundäres  Zielgebiet  erfasst.  Die  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  die  die  Festlegung  dieser  Zielgebiete  betreffen,  werden  nach 
dem  in  Artikel  14  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.      Artikel  8  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Bei  der  Längsschnittkomponente  werden  die  in  der  Anfangsstichprobe  enthaltenen  Einzelpersonen, 
d.  h.  die  Stichprobenpersonen,  während  der  gesamten  Dauer  der  Panelerhebung  weiterbefragt.  Jede 
Stichprobenperson,  die  in  einen  privaten  Haushalt  innerhalb  der  Staatsgrenzen  verzogen  ist,  wird  an  ihrem 
neuen  Wohnort  nach  Weiterbefragungsregeln  und  -verfahren  weiterbefragt,  die  von  der  Kommission 
festzulegen  sind.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 


3.      Artikel  14  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


4.      Artikel  1 5  erhält  folgende  Fassung: 


a)      In  Absatz  1  werden  die  Worte  „gemäß  dem  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten  Verfahren"  gestrichen. 


ABl.  L  165  vom  3.7.2003,  S.  1. 


b)      Folgender  Absatz  wird  angefügt: 


„(5)  Die  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  werden  mindestens  zwölf  Monate  vor 
Beginn  des  Erhebungsjahres  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 


5.5.      Verordnung  (EG)  Nr.  138/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  Dezember  2003  zur 
Landwirtschaftlichen  Gesamtrechnung  in  der  Gemeinschaft  (l) 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1 38/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Methodik  für  die 
landwirtschaftliche  Gesamtrechnung  in  der  Gemeinschaft  (LGR-Methodik),  die  Liste  der  Variablen  und  die  Fristen 
für  die  Übermittlung  der  Daten  dieser  Gesamtrechnung  auf  den  neuesten  Stand  zu  bringen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  138/2004  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  138/2004  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  2  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Kommission  bringt  die  LGR-Methodik  auf  den  neuesten  Stand.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  4  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  3  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  Kommission  bringt  die  in  Anhang  II  enthaltene  Liste  der  Variablen  und  die  dort  genannten  Fristen 
für  die  Datenübermittlung  auf  den  neuesten  Stand.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  4  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  4  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  3  wird  gestrichen. 


5.6.      Verordnung  (EG)  Nr.  808/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  über 
Gemeinschaftsstatistiken  zur  Informationsgesellschaft  (2) 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  808/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  in  dieser 
Verordnung  vorgesehenen  Durchführungsmaßnahmen  für  die  Module  betreffend  verschiedene  Elemente  wie  die 
Auswahl  und  Beschreibung,  die  Anpassung  und  Änderung  von  Themen  und  Variablen  sowie  den  Erfassungsbereich 
und  die  Periodizität  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  808/2004,  auch  durch  Hinzufügung  neuer 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  erhalten  die  Artikel  8  und  9  der  Verordnung  (EG)  Nr.  808/2004  folgende  Fassung: 
„Artikel  8 

Durchführungsmaßnahmen 

(1)  Die  Durchführungsmaßnahmen  für  die  Module  dieser  Verordnung  betreffen  die  Auswahl  und  Beschreibung, 
die  Anpassung  und  Änderung  von  Themen  und  Variablen,  den  Erfassungsbereich,  die  Bezugszeiträume  und  die 
Aufschlüsselung  der  Variablen,  die  Periodizität  und  den  Zeitplan  für  die  Bereitstellung  der  Daten  sowie  die  Fristen 
für  die  Übermittlung  der  Ergebnisse. 


(')    ABl.  L  33  vom  5.2.2004,  S.  1. 
(2)    ABl.  L  143  vom  30.4.2004,  S.  49. 
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(2)  Die  Kommission  legt  die  Durchführungsmaßnahmen,  einschließlich  der  durch  wirtschaftlichen  und 
technischen  Wandel  bedingten  Anpassungs-  und  Aktualisierungsmaßnahmen,  fest.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  werden  unter 
Berücksichtigung  der  in  den  Mitgliedstaaten  verfügbaren  Ressourcen  und  des  Aufwands  für  die  Befragten,  der 
technischen  und  methodischen  Realisierbarkeit  sowie  der  Zuverlässigkeit  der  Ergebnisse  nach  dem  in  Artikel  9 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(3)  Die  Durchführungsmaßnahmen  werden  spätestens  neun  Monate  vor  dem  Beginn  der  Datenerhebung 
angenommen. 

Artikel  9 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


7.  Verordnung  (EG)  Nr.  184/2005  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  12.  Januar  2005 
betreffend  die  gemeinschaftliche  Statistik  der  Zahlungsbilanz,  des  internationalen  Dienstleistungsverkehrs 
und  der  Direktinvestitionen  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  184/2005  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  gemeinsame 
Qualitätsstandards  sowie  Inhalt  und  Periodizität  der  Qualitätsberichte  festzulegen  sowie  die  Anhänge  an  die 
wirtschaftlichen  und  technischen  Entwicklungen  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  184/2005,  auch 
durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  184/2005  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  4  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  gemeinsamen  Qualitätsstandards  sowie  Inhalt  und  Periodizität  der  Qualitätsberichte  werden  von 
der  Kommission  unter  Berücksichtigung  der  Auswirkungen  auf  Datenerhebungs-  und  -aufbereitungskosten 
sowie  wichtiger  Änderungen  in  Bezug  auf  die  Datenerhebung  festgelegt. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung 
werden  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Die  Qualität  der  übermittelten  Daten  wird  anhand  der  Qualitätsberichte  von  der  Kommission  mit 
Unterstützung  durch  den  in  Artikel  1 1  Absatz  1  genannten  Zahlungsbilanzausschuss  bewertet. 

Diese  Bewertung  durch  die  Kommission  wird  dem  Europäischen  Parlament  zur  Kenntnisnahme  übermittelt." 

2.  Die  Artikel  10  und  11  erhalten  folgende  Fassung: 
„Artikel  10 

Anpassung  an  wirtschaftliche  und  technische  Entwicklungen 

Die  folgenden  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch 
Ergänzung,  die  zur  Berücksichtigung  wirtschaftlicher  und  technischer  Entwicklungen  notwendig  sind,  werden 
von  der  Kommission  nach  dem  in  Artikel  11  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
angenommen: 

a)      Maßnahmen  zur  Aktualisierung  von  Datenanforderungen,  einschließlich  Übermittlungsfristen  sowie 
Überarbeitungen,  Erweiterungen  und  Streichungen  der  in  Anhang  I  festgelegten  Datenströme; 


ABl.  L  35  vom  8.2.2005,  S.  23. 


b)      Maßnahmen  zur  Aktualisierung  der  in  Anhang  II  festgelegten  Definitionen. 


Artikel  11 

Ausschussverfahren 

(1)    Die  Kommission  wird  von  dem  Zahlungsbilanzausschuss  (nachstehend  Ausschuss'  genannt)  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(4)    Die  EZB  kann  als  Beobachterin  an  den  Ausschusssitzungen  teilnehmen." 


5.8.      Verordnung  (EG)  Nr.  1161/2005  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  über  die 
Erstellung  von  vierteljährlichen  nichtfinanziellen  Sektorkonten  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1161/2005  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  einen  Zeitplan  und 
die  Aufgliederung  der  Transaktionen  festzulegen,  die  Frist  für  die  Datenübermittlung  und  den  Anteil  am 
Gesamtwert  für  die  Gemeinschaft  anzupassen  sowie  gemeinsame  Qualitätsstandards  festzulegen.  Da  es  sich  hierbei 
um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  1 161/2005,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind 
diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu 
erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1161/2005  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  2  wird  wie  folgt  geändert: 


a)      Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Ein  Zeitplan  für  die  Übermittlung  der  Positionen  P.l,  P.2,  D.42,  D.43,  D.44,  D.45  und  B.4G  sowie 
die  Anforderung,  die  im  Anhang  aufgeführten  Transaktionen  nach  Partnersektoren  aufzugliedern, 
werden  von  der  Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  8  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Ein  entsprechender  Beschluss  ergeht  erst,  wenn 
die  Kommission  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  gemäß  Artikel  9  über  die  Durchführung 
dieser  Verordnung  Bericht  erstattet  hat." 


b)      Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 


„(4)  Die  Kommission  kann  die  in  Absatz  3  genannte  Übermittlungsfrist  um  höchstens  fünf  Tage 
anpassen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  wird 
nach  dem  in  Artikel  8  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.      Artikel  3  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Die  Kommission  kann  den  in  Absatz  1  genannten  Anteil  (1  %)  am  Gesamtwert  für  die  Gemeinschaft 
anpassen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  wird  nach 
dem  in  Artikel  8  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


O    ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  22. 
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3. 


Artikel  6  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 


„(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um  sicherzustellen,  dass  sich  die  Qualität 
der  übermittelten  Daten  im  Laufe  der  Zeit  so  verbessert,  dass  sie  den  gemeinsamen  Qualitätsstandards 
entspricht,  die  von  der  Kommission  festzulegen  sind.  Maßnahmen  zur  Festlegung  dieser  gemeinsamen 
Qualitätsstandards  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung 
werden  nach  dem  in  Artikel  8  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

4.  Artikel  7  wird  gestrichen. 

5.  Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  8 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


6.  INFORMATIONSGESELLSCHAFT 

6.1.      Richtlinie  1999/93/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Dezember  1999  über 
gemeinschaftliche  Rahmenbedingungen  für  elektronische  Signaturen  (') 

Was  die  Richtlinie  1999/93/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Kriterien  festzulegen,  anhand 
deren  die  Mitgliedstaaten  bestimmen,  ob  eine  Stelle  benannt  werden  sollte,  die  die  Übereinstimmung  sicherer 
Signaturerstellungseinheiten  mit  den  Anforderungen  nach  Anhang  III  feststellt.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen 
von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  1999/93/EG 
durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  1999/93/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  3  Absatz  4  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Übereinstimmung  sicherer  Signaturerstellungseinheiten  mit  den  Anforderungen  nach  Anhang  III  wird 
von  geeigneten  öffentlichen  oder  privaten  Stellen  festgestellt,  die  von  den  Mitgliedstaaten  benannt  werden. 
Die  Kommission  legt  Kriterien  fest,  anhand  deren  die  Mitgliedstaaten  bestimmen,  ob  eine  Stelle  zur 
Benennung  geeignet  ist.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie 
durch  Ergänzung  wird  nach  dem  in  Artikel  9  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  In  Artikel  3  Absatz  5  werden  die  Worte  „des  Artikels  9"  durch  die  Worte  „des  Artikels  9  Absatz  2"  ersetzt. 

3.  Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  9 

Ausschussverfahren 

(1)    Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  für  elektronische  Signaturen  unterstützt. 


(')    ABl.  L  13  vom  19.1.2000,  S.  12. 
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(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


Verordnung  (EG)  Nr.  733/2002  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  April  2002  zur 
Einführung  der  Domäne  oberster  Stufe  „.eu"  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  733/2002  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Kriterien  und  das 
Verfahren  für  die  Benennung  des  Registers  festzulegen  sowie  allgemeine  Regeln  für  die  Durchführung  und  die 
Funktionen  der  Top  Level  Domain  (TLD)  ,,.eu"  und  die  allgemeinen  Grundregeln  für  die  Registrierung  zu  erlassen. 
Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  733/2002  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 


Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens 
mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die  Kommission  für  die  Festlegung  der 
Kriterien  und  des  Verfahrens  für  die  Benennung  des  Registers  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren 
des  Artikels  5a  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  733/2002  wie  folgt  geändert: 


1 .      Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  a  erhält  folgende  Fassung: 


,,a)  legt  die  Kriterien  und  das  Verfahren  für  die  Benennung  des  Registers  fest.  Diese  Maßnahme  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  wird  nach  dem  in 
Artikel  6  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster 
Dringlichkeit  kann  die  Kommission  auf  das  in  Artikel  6  Absatz  4  genannte  Dringlichkeitsverfahren 
zurückgreifen;". 


2.      Artikel  5  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 


„(1)  Die  Kommission  erlässt  nach  Konsultierung  des  Registers  allgemeine  Regeln  für  die  Durchführung  und 
die  Funktionen  der  TLD„.eu"  und  die  allgemeinen  Grundregeln  für  die  Registrierung.  Diese  Maßnahmen 
zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  6  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 


Dieser  Regelungsrahmen  umfasst  unter  anderem 


a)      eine  Politik  der  außergerichtlichen  Beilegung  von  Streitigkeiten, 


b)  eine  Regelung  betreffend  die  spekulative  und  missbräuchliche  Eintragung  von  Domänennamen, 
einschließlich  der  Möglichkeit  einer  stufenweisen  Registrierung  von  Domänennamen,  so  dass  die 
Inhaber  älterer  Rechte,  die  nach  nationalem  und/oder  Gemeinschaftsrecht  anerkannt  oder 
festgelegt  sind,  sowie  Einrichtungen  des  öffentlichen  Rechts  die  notwendige  Zeit  für  die 
Registrierung  ihrer  Namen  erhalten, 


c)      eine  Regelung  für  einen  möglichen  Widerruf  von  Domänennamen,  einschließlich  der  Frage  frei 
werdender  Domänennamen, 


ABl.  L  113  vom  30.4.2002,  S.  1. 


d)  sprachliche  Fragen  und  Fragen  betreffend  geografische  Begriffe, 

e)  den  Umgang  mit  den  Rechten  des  geistigen  Eigentums  und  anderen  Rechten." 
3.      Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  6 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  22  Absatz  1  der  Richtlinie  2002/21/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  7.  März  2002  über  einen  gemeinsamen  Rechtsrahmen  für  elektronische 
Kommunikationsnetze  und  -dienste  (Rahmenrichtlinie)  (*)  eingesetzten  Kommunikationsausschuss  unter- 
stützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7 
des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  108  vom  24.4.2002,  S.  33." 


BINNENMARKT 

Richtlinie  2005/36/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  7.  September  2005  über  die 
Anerkennung  von  Berufsqualifikationen  (') 

Was  die  Richtlinie  2005/36/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  insbesondere  die  Befugnis  erhalten,  die  Kriterien 
festzulegen,  die  für  die  Schaffung  gemeinsamer  Plattformen,  welche  auf  die  Befreiung  von  Ausgleichsmaßnahmen 
abzielen,  erforderlich  sind.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2005/36/EG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht 
wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2005/36/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  11  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Buchstabe  c  Ziffer  ii  Satz  2  wird  gestrichen. 

b)  Folgender  Absatz  wird  angefügt: 

„Die  Kommission  kann  das  Verzeichnis  in  Anhang  II  anpassen,  um  Ausbildungsgängen  Rechnung  zu 
tragen,  die  den  Voraussetzungen  gemäß  Absatz  1  Buchstabe  c  Ziffer  ii  genügen.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  1 3  Absatz  2  Unterabsatz  3  Satz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kommission  kann  das  Verzeichnis  in  Anhang  III  anpassen,  um  reglementierten  Ausbildungsgängen 
Rechnung  zu  tragen,  die  eine  vergleichbare  Berufsbefähigung  vermitteln  und  auf  eine  vergleichbare  berufliche 
Verantwortung  und  Funktion  vorbereiten.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmun- 
gen dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 


ABl.  L  255  vom  30.9.2005,  S.  22. 


Artikel  1 5  wird  wie  folgt  geändert: 


a)      Absatz  2  Satz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„Ist  die  Kommission  nach  Anhörung  der  Mitgliedstaaten  der  Auffassung,  dass  ein  Entwurf  einer 
gemeinsamen  Plattform  die  gegenseitige  Anerkennung  von  Berufsqualifikationen  erleichtert,  so  kann 
sie  einen  Entwurf  von  Maßnahmen  im  Hinblick  auf  ihre  Annahme  vorlegen.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in 
Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


b)      Absatz  5  erhält  folgende  Fassung: 


„(5)  Ist  ein  Mitgliedstaat  der  Auffassung,  dass  die  in  einer  Maßnahme  gemäß  Absatz  2  festgelegten 
Kriterien  hinsichtlich  der  Berufsqualifikationen  keine  hinreichenden  Garantien  mehr  bieten,  so 
unterrichtet  er  die  Kommission  davon.  Die  Kommission  legt  gegebenenfalls  einen  Entwurf  einer 
Maßnahme  zur  Annahme  vor.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  durch  Ergänzung  wird  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 


Artikel  20  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  20 

Anpassung  der  Verzeichnisse  der  Tätigkeiten  in  Anhang  IV 

Die  Kommission  kann  die  Verzeichnisse  der  Tätigkeiten  in  Anhang  IV,  für  die  die  Berufserfahrung  nach 
Artikel  16  anerkannt  wird,  anpassen,  um  die  Systematik  zu  aktualisieren  oder  klarzustellen,  vorausgesetzt, 
dass  dies  nicht  zu  Veränderungen  bei  den  Tätigkeiten  führt,  auf  die  sich  die  einzelnen  Kategorien  beziehen. 
Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


Artikel  21  Absatz  6  Unterabsatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„Die  Kommission  kann  die  Verzeichnisse  der  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  nach  Artikel  24  Absatz  3, 
Artikel  31  Absatz  6,  Artikel  34  Absatz  3,  Artikel  38  Absatz  3,  Artikel  40  Absatz  3  und  Artikel  44  Absatz  3 
an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  anpassen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


Artikel  25  Absatz  5  erhält  folgende  Fassung: 


„(5)  Die  Kommission  kann  die  in  Anhang  V  Nummer  5.1.3  aufgeführte  jeweilige  Mindestdauer  der 
Weiterbildung  anpassen,  um  dem  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  Rechnung  zu  tragen.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


Artikel  26  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„Die  Kommission  kann  neue  medizinische  Fachrichtungen,  die  in  mindestens  zwei  Fünfteln  der 
Mitgliedstaaten  vertreten  sind,  in  Anhang  V  Nummer  5.1.3  aufnehmen,  um  diese  Richtlinie  entsprechend 
der  Entwicklung  der  nationalen  Rechtsvorschriften  zu  aktualisieren.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  wird  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


Artikel  31  Absatz  2  Unterabsatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„Die  Kommission  kann  die  Fächerverzeichnisse  in  Anhang  V  Nummer  5.2.1  an  den  wissenschaftlichen  und 
technischen  Fortschritt  anpassen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  wird  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


9. 


Artikel  34  Absatz  2  Unterabsatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„Die  Kommission  kann  die  Fächerverzeichnisse  in  Anhang  V  Nummer  5.3.1  an  den  wissenschaftlichen  und 
technischen  Fortschritt  anpassen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  wird  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

10.  Artikel  35  Absatz  2  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kommission  kann  die  in  Unterabsatz  2  genannte  Mindestdauer  der  Ausbildung  anpassen,  um  dem 
wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  Rechnung  zu  tragen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  wird  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

11.  Artikel  38  Absatz  1  Unterabsatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kommission  kann  die  Fächerverzeichnisse  in  Anhang  V  Nummer  5.4.1  an  den  wissenschaftlichen  und 
technischen  Fortschritt  anpassen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  wird  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

12.  Artikel  40  Absatz  1  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kommission  kann  die  Fächerverzeichnisse  in  Anhang  V  Nummer  5.5.1  an  den  wissenschaftlichen  und 
technischen  Fortschritt  anpassen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  wird  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

13.  Artikel  44  Absatz  2  Unterabsatz  2  Satz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kommission  kann  die  Fächerverzeichnisse  in  Anhang  V  Nummer  5.6.1  an  den  wissenschaftlichen  und 
technischen  Fortschritt  anpassen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  wird  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

14.  Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kommission  kann  das  Verzeichnis  der  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  in  Absatz  1  an  den  wissenschaftlichen 
und  technischen  Fortschritt  anpassen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  wird  nach  dem  in  Artikel  58  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 

15.  Artikel  58  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  58 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  für  die  Anerkennung  von  Berufsqualifikationen  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Die  in  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  vorgesehene  Frist  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


8.         GESUNDHEIT  UND  VERBRAUCHERSCHUTZ 

8.1.      Richtlinie  89/108/EWG  des  Rates  vom  21.  Dezember  1988  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der 
Mitgliedstaaten  über  tiefgefrorene  Lebensmittel  f1) 

Was  die  Richtlinie  89/108/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Reinheitskriterien,  denen 
Gefriermittel  entsprechen  müssen,  sowie  die  Modalitäten  der  Probenahme,  der  Kontrolle  der  Temperaturen  der 
tiefgefrorenen  Lebensmittel  und  der  Temperaturkontrolle  in  den  Beförderungsmitteln  sowie  in  den  Einlagerungs- 


(')    ABl.  L  40  vom  11.2.1989,  S.  34. 
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und  Lagereinrichtungen  festzulegen.  Da  es  sich  hier  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  89/108/EWG  durch  Ergänzung  um  neue  nicht 
wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  89/108/EWG  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  4  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Reinheitskriterien,  denen  diese  Gefriermittel  entsprechen  müssen,  werden,  soweit  erforderlich,  von  der 
Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie 
durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 


2.      Artikel  11  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  11 

Die  Modalitäten  der  Probenahme,  der  Kontrolle  der  Temperaturen  der  tiefgefrorenen  Lebensmittel  und  der 
Temperaturkontrolle  in  den  Beförderungsmitteln  sowie  in  den  Einlagerungs-  und  Lagereinrichtungen  werden 
von  der  Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 


3.      Artikel  12  wird  wie  folgt  geändert: 

a)      Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)      Absatz  3  wird  gestrichen. 


8.2.      Richtlinie  90/496/EWG  des  Rates  vom  24.  September  1990  über  die  Nährwertkennzeichnung  von 
Lebensmitteln  (') 

Was  die  Richtlinie  90/496/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  notwendigen 
Bestimmungen  zur  Änderung  der  Liste  der  Vitamine  und  Mineralstoffe  sowie  ihrer  empfohlenen  Tagesdosis,  zur 
Festlegung  einer  Definition  für  „Ballaststoffe"  und  einer  diesbezüglichen  Analysemethode,  zur  Einschränkung  oder 
Untersagung  bestimmter  nährwertbezogener  Angaben,  zur  Änderung  und  Ergänzung  der  Liste  der  Nährstoff- 
gruppen mit  ihren  Umrechnungsfaktoren  sowie  zur  Festlegung  von  Regeln  hinsichtlich  des  Umfangs  der  Angaben 
und  der  Weise,  in  der  diese  Angaben  für  Lebensmittel  ohne  Vorverpackung  erfolgen  müssen,  zu  erlassen.  Da  es  sich 
hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
der  Richtlinie  90/496/EWG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese 
Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  90/496/EWG  wie  folgt  geändert: 


1 .  Artikel  1  Absatz  4  Buchstabe  a  Unterabsatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  und  zur  Änderung  der  Liste 
der  Vitamine  und  Mineralstoffe  sowie  ihrer  empfohlenen  Tagesdosis  werden  von  der  Kommission  nach  dem 
in  Artikel  10  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  In  Artikel  1  Absatz  4  Buchstabe  b  Unterabsatz  3  werden  die  Worte  „des  Artikels  10"  durch  die  Worte  „des 
Artikels  10  Absatz  2"  ersetzt. 


0    ABl.  L  276  vom  6.10.1990,  S.  40. 
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3. 


Artikel  1  Absatz  4  Buchstabe  j  erhält  folgende  Fassung: 


,,j)  .Ballaststoffe'  bedeutet  das  von  der  Kommission  zu  bestimmende  und  nach  der  von  der  Kommission 
festzulegenden  Analysemethode  gemessene  Material.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesent- 
licher Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  10  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen;". 

4.  Artikel  3  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  3 

Zugelassen  sind  nur  nährwertbezogene  Angaben  über  den  Energiewert  und  die  Nährstoffe  gemäß  Artikel  1 
Absatz  4  Buchstabe  a  Ziffer  ii  sowie  über  die  Stoffe,  die  einer  dieser  Nährstoffgruppen  angehören  oder  deren 
Bestandteile  bilden.  Die  Kommission  kann  Bestimmungen  über  die  etwaige  Einschränkung  oder  Untersagung 
bestimmter  nährwertbezogener  Angaben  im  Sinne  dieses  Artikels  erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 0  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

5.  Artikel  5  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Änderungen  der  Umrechnungsfaktoren  gemäß  Absatz  1  und  die  Hinzufügung  zur  Liste  von  Stoffen  des 
genannten  Absatzes,  die  einer  der  dort  genannten  Nährstoffgruppen  angehören  oder  deren  Bestandteile  sind 
sowie  ihre  Umrechnungsfaktoren  werden  zur  genaueren  Berechnung  des  Energiewerts  der  Lebensmittel  von 
der  Kommission  erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 0  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

6.  In  Artikel  6  Absatz  3  werden  die  Worte  „des  Artikels  10"  durch  die  Worte  „des  Artikels  10  Absatz  2"  ersetzt. 


7.      In  Artikel  6  Absatz  5  Buchstabe  b  werden  die  Worte  „des  Artikels  10"  durch  die  Worte  „des  Artikels  10 
Absatz  2"  ersetzt. 


8.      In  Artikel  6  Absatz  8  Unterabsatz  2  werden  die  Worte  „des  Artikels  10"  durch  die  Worte  „des  Artikels  10 
Absatz  2"  ersetzt. 


9.  Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  8 

Für  Lebensmittel,  die  ohne  Vorverpackung  zum  Verkauf  an  den  Endverbraucher  und  an  Gemeinschafts- 
einrichtungen angeboten  werden,  bzw.  für  Lebensmittel,  die  beim  Verkauf  auf  Wunsch  des  Käufers  verpackt 
werden,  bzw.  für  im  Hinblick  auf  den  unmittelbaren  Verkauf  vorverpackte  Lebensmittel  kann  —  bis  zum 
letztendlichen  Erlass  von  Maßnahmen  durch  die  Kommission  —  durch  nationale  Vorschriften  festgelegt 
werden,  worauf  sich  die  Angaben  nach  Artikel  4  zu  erstrecken  haben  und  in  welcher  Weise  sie  erfolgen 
müssen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch 
Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 0  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

10.  Artikel  10  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


8.3.  Richtlinie  1999/2/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Februar  1999  zur  Angleichung 
der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  mit  ionisierenden  Strahlen  behandelte  Lebensmittel  und 
Lebensmittelbestandteile  (') 

Was  die  Richtlinie  1999/2/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Rechtsvorschriften  für  die 
Bestrahlung  von  Lebensmitteln  durchzuführen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite 
handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  1999/2/EG,  auch  durch  Hinzufügung 
neuer  nicht  wesentlicher  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(')    ABl.  L  66  vom  13.3.1999,  S.  16. 
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Aus  Gründen  der  Effizienz  ist  es  erforderlich,  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens 
mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  für  die  Festlegung  von  Ausnahmen  in  Bezug  auf  die  Vorschriften  zur 
Strahlungshöchstdosis  für  Lebensmittel  und  die  Anwendung  der  Behandlung  mit  ionisierenden  Strahlen  in 
Verbindung  mit  einer  chemischen  Behandlung  sowie  für  den  Erlass  zusätzlicher  Anforderungen  für  die  Zulassung 
von  Bestrahlungsanlagen  abzukürzen. 

Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens 
mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die  Kommission  für  den  Erlass  von 
Änderungen  der  Richtlinie  1999/2/EG  oder  der  Durchführungsrichtlinie  durch  Verbote  oder  Einschränkungen 
gegenüber  der  früheren  Rechtslage,  soweit  diese  Änderungen  erforderlich  sind,  um  den  Schutz  der  öffentlichen 
Gesundheit  zu  gewährleisten,  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des 
Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  1999/2/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  5  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Ausnahmen  von  Absatz  1  können  von  der  Kommission  beschlossen  werden.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 2  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  7  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)    Die  Zulassung  wird  nur  gewährt,  wenn  die  Anlage 

—  den  Anforderungen  der  empfohlenen  internationalen  Verfahrensleitsätze  der  Gemeinsamen  FAO/ 
WHO-Codex-Alimentarius-Kommission  für  das  Betreiben  von  Bestrahlungseinrichtungen  für  die 
Behandlung  von  Lebensmitteln  (Ref.  FAO/WHO/CAC,  Vol.  XV,  Ausgabe  1)  und  sonstigen  zusätzlichen 
Anforderungen,  die  von  der  Kommission  angenommen  werden  können,  entspricht.  Diese  Maßnahmen 
zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem 
in  Artikel  1 2  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen; 

—  eine  Person  bestimmt,  die  für  die  Einhaltung  aller  für  die  Anwendung  des  Verfahrens  erforderlichen 
Bedingungen  verantwortlich  ist." 

3.  In  Artikel  8  Absatz  3  werden  die  Worte  „des  Artikels  1 2"  durch  die  Worte  „des  Artikels  1 2  Absatz  2"  ersetzt. 


4.      In  Artikel  9  Absatz  2  Buchstabe  a  Unterabsatz  1  werden  die  Worte  „des  Artikels  1 2"  durch  die  Worte  „des 
Artikels  12  Absatz  2"  ersetzt. 


5.      Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1 78/2002  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ständigen  Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Absatz  5 
Buchstabe  b  sowie  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Die  in  Artikel  5a  Absatz  3  Buchstabe  c  und  Absatz  4  Buchstaben  b  und  e  des  Beschlusses  1999/468/EG 
vorgesehenen  Fristen  werden  auf  zwei  Monate,  einen  Monat  bzw.  zwei  Monate  festgesetzt. 


(5)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7 
des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1." 


6.      In  Artikel  1 4  Absatz  2  werden  die  Worte  „des  Artikels  1 2"  durch  die  Worte  „des  Artikels  1 2  Absatz  2"  ersetzt. 


7.      Artikel  14  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Anpassungen  dieser  Richtlinie  oder  ihrer  Durchführungsrichtlinie  können  nur  insoweit  von  der 
Kommission  vorgenommen  werden,  als  sie  erforderlich  sind,  um  den  Schutz  der  öffentlichen  Gesundheit  zu 
gewährleisten,  und  beschränken  sich  auf  jeden  Fall  auf  Verbote  oder  Einschränkungen  im  Vergleich  zur 
früheren  Rechtslage.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie, 
auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  kann  die  Kommission  auf  das  in  Artikel  1 2  Absatz  5 
genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen." 


8.4.      Richtlinie  2002/46/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  10.  Juni  2002  zur  Angleichung  der 
Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  Nahrungsergänzungsmittel  i1) 

Was  die  Richtlinie  2002/46/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Vorschriften  für  Vitamine  und 
Mineralstoffe,  die  als  Nahrungsergänzungsmittel  verwendet  werden,  einschließlich  spezieller  Höchst-  und 
Mindestmengen  für  in  Nahrungsergänzüngsmitteln  enthaltene  Vitamine  und  Mineralstoffe  sowie  der  ent- 
sprechenden Reinheitskriterien  festzulegen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt, 
die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2002/46/EG,  auch  durch  Hinzufügung  neuer 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens 
mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden  können,  so  sollte  die  Kommission  für  den  Erlass  von 
Maßnahmen  zum  Verbot  der  Verwendung  eines  zuvor  zugelassenen  Vitamins  oder  Mineralstoffs  die  Möglichkeit 
haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2002/46/EG  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  4  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Die  Reinheitskriterien  für  die  in  Anhang  II  dieser  Richtlinie  aufgeführten  Stoffe  werden  von  der 
Kommission  erlassen,  sofern  solche  Kriterien  nicht  aufgrund  von  Absatz  3  gelten.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.      Artikel  4  Absatz  5  erhält  folgende  Fassung: 


„(5)  Anpassungen  der  in  Absatz  1  genannten  Listen,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  bewirken,  werden  nach  dem  in  Artikel  13  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  kann  die  Kommission  auf  das  in  Artikel  1 3  Absatz  4 
genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen,  um  ein  Vitamin  oder  einen  Mineralstoff  aus  der  Liste  gemäß 
Absatz  1  dieses  Artikels  zu  streichen." 


3.      Artikel  5  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 


„(4)  Die  in  den  Absätzen  1,  2  und  3  genannten  Höchst-  und  Mindestmengen,  werden  von  der  Kommission 
festgesetzt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch 
Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')    ABl.  L  183  vom  12.7.2002,  S.  51. 
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4.      Artikel  12  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Um  den  in  Absatz  1  genannten  Schwierigkeiten  zu  begegnen  und  den  Schutz  der  menschlichen 
Gesundheit  zu  gewährleisten,  passt  die  Kommission  die  Richtlinie  oder  die  zu  ihrer  Durchführung  erlassenen 
Rechtsakte  der  Gemeinschaft  an.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen.  Aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  kann  die  Kommission  für  den  Erlass  dieser 
Anpassungen  auf  das  in  Artikel  13  Absatz  4  genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen.  Der 
Mitgliedstaat,  der  die  Schutzmaßnahmen  getroffen  hat,  kann  diese  Maßnahmen  in  diesem  Fall  beibehalten,  bis 
die  Anpassungen  erlassen  worden  sind." 


5.      Artikel  13  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  178/2002  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ständigen  Ausschuss  für  die  Lebensmittelkette  und  Tiergesundheit  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7 
des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  31  vom  1.2.2002,  S.  1." 


9.         ENERGIE  UND  VERKEHR 

9.1.      Richtlinie  91/672/EWG  des  Rates  vom  16.  Dezember  1991  über  die  gegenseitige  Anerkennung  der 
einzelstaatlichen  Schifferpatente  für  den  Binnenschiffsgüter-  und  -Personenverkehr  (') 

Was  die  Richtlinie  91/672/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Liste  der  einzelstaatlichen 
Schifferpatente  für  den  Binnenschiffsgüter-  und  -Personenverkehr  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen 
von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  91/672/ 
EWG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach 
dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  91/672/EWG  wie  folgt  geändert: 
1.      Artikel  4  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  4 

Die  Kommission  passt  die  Liste  der  Patente  des  Anhangs  I  dieser  Richtlinie  erforderlichenfalls  an.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  auch  durch  Ergänzung, 
werden  nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')    ABl.  L  373  vom  31.12.1991,  S.  29. 
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2.      Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  7 

(1)    Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


9.2.      Richtlinie  92/75/EWG  des  Rates  vom  22.  September  1992  über  die  Angabe  des  Verbrauchs  an  Energie  und 
anderen  Ressourcen  durch  Haushaltsgeräte  mittels  einheitlicher  Etiketten  und  Produktinformationen  (') 

Was  die  Richtlinie  92/75/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  weitere  Haushaltsgerätearten  in 
die  Liste  nach  Artikel  1  Absatz  1  dieser  Richtlinie  aufzunehmen  und  Maßnahmen  bezüglich  der  aufgelisteten 
Haushaltsgerätearten  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  92/75/EWG  durch  Ergänzung  um  neue  nicht 
wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  92/75/EWG  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  1  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Weitere  Haushaltsgerätearten  können  in  diese  Liste  aufgenommen  werden.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  10  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.      Artikel  2  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Die  Bestimmungen  über  das  Etikett  und  das  Datenblatt  werden  in  den  Richtlinien  über  die  einzelnen 
Gerätetypen  festgelegt,  die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erlassen  werden.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in 
Artikel  10  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


3.      Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  9 

Die  Kommission  erlässt  im  Wege  von  Durchführungsrichtlinien  und  durch  die  Aufnahme  weiterer 
Haushaltsgeräte  in  die  Liste  des  Artikels  1  Absatz  1,  wenn  dadurch  eine  bedeutende  Energieeinsparung  zu 
erwarten  ist,  Maßnahmen  im  Zusammenhang  mit  der  Ausarbeitung  und  Durchführung  der  Regelung  und 
passt  diese  Maßnahmen  entsprechend  dem  technischen  Fortschritt  an. 


Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  auch  durch  Ergänzung, 
werden  nach  dem  in  Artikel  10  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


4.      Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  10 

(1)    Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


(')    ABl.  L  297  vom  13.10.1992,  S.  16. 
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9.3.  Richtlinie  96/50/EG  des  Rates  vom  23.  Juli  1996  über  die  Harmonisierung  der  Bedingungen  für  den 
Erwerb  einzelstaatlicher  Schifferpatente  für  den  Binnenschiffsgüter-  und  -Personenverkehr  in  der 
Gemeinschaft  (') 


Was  die  Richtlinie  96/50/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  das  Modell  des  Schifferpatents 
anzupassen,  um  Entwicklungen  hinsichtlich  der  für  den  Erwerb  des  Patents  erforderlichen  Berufskenntnisse 
Rechnung  zu  tragen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  96/50/EG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche 
Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  96/50/EG  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  II 

Die  Kommission  kann  das  Modell  des  Schifferpatents  in  Anhang  I  an  Entwicklungen  hinsichtlich  der  für  den 
Erwerb  des  Patents  erforderlichen  Berufskenntnisse  nach  Anhang  II  anpassen.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 2  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  7  der  Richtlinie  91/672/EWG  eingesetzten  Ausschuss 
unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


9.4.      Richtlinie  98/41/EG  des  Rates  vom  18.  Juni  1998  über  die  Registrierung  der  an  Bord  von  Fahrgastschiffen 
im  Verkehr  nach  oder  von  einem  Hafen  eines  Mitgliedstaats  der  Gemeinschaft  befindlichen  Personen  (2) 

Was  die  Richtlinie  98/41/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  einige  Bestimmungen  der 
Richtlinie  ohne  Erweiterung  von  deren  Anwendungsbereich  anzupassen,  um  später  in  Kraft  getretenen  Änderungen 
des  SOLAS-Übereinkommens  in  Bezug  auf  die  Registrierungssysteme  Rechnung  zu  tragen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
98/41/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  98/41/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  9  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  In  Absatz  3  Buchstabe  b  werden  die  Worte  „des  Artikels  13"  durch  die  Worte  „des  Artikels  13 
Absatz  2"  ersetzt. 

b)  In  Absatz  4  Unterabsatz  3  werden  die  Worte  „des  Artikels  13"  durch  die  Worte  „des  Artikels  13 
Absatz  2"  ersetzt. 

2.  Artikel  12  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Unbeschadet  der  Verfahren  zur  Änderung  des  SOLAS-Übereinkommens  kann  diese  Richtlinie  geändert 
werden,  damit  sichergestellt  wird,  dass  für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  und  ohne  Erweiterung  ihres 
Anwendungsbereichs  nach  Erlass  dieser  Richtlinie  in  Kraft  getretene  Änderungen  des  SOLAS-Über- 
einkommens in  Bezug  auf  die  Registrierungssysteme  angewandt  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')  ABl.  L  235  vom  17.9.1996,  S.  31. 
(2)    ABl.  L  188  vom  2.7.1998,  S.  35. 
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3.      Artikel  13  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  eingesetzten 
Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung  von  Umweltverschmutzung  durch  Schiffe 
(COSS)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der  Kommission 
übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (*)  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23." 


9.5.      Richtlinie  2000/59/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  27.  November  2000  über 
Hafenauffangeinrichtungen  für  Schiffsabfälle  und  Ladungsrückstände  (') 

Was  die  Richtlinie  2000/59/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge,  die 
Begriffsbestimmung  in  Artikel  2  Buchstabe  b  und  die  Verweise  auf  Instrumente  der  Gemeinschaft  und  der 
Internationalen  Seeschifffahrtsorganisation  (IMO)  sowie  die  Anhänge  anzupassen,  um  die  durch  die  Richtlinie 
2000/59/EG  eingeführte  Regelung  zu  verbessern  und  um  Gemeinschafts-  oder  IMO-Maßnahmen,  die  künftig  in 
Kraft  treten,  zu  berücksichtigen  und  somit  deren  harmonisierte  Durchführung  sicherzustellen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
2000/59/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2000/59/EG  wie  folgt  geändert: 
1.      Artikel  14  erhält  folgende  Fassung: 
„  Artikel  14 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung 
von  Umweltverschmutzung  durch  Schiffe  (COSS)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  324  vom  29.11.2002,  S.  1." 
2.      Artikel  1 5  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  15 

Änderungsverfahren 

Die  Anhänge  dieser  Richtlinie,  die  Begriffsbestimmung  in  Artikel  2  Buchstabe  b  und  die  Verweise  auf 
Instrumente  der  Gemeinschaft  und  der  IMO  können  von  der  Kommission  angepasst  werden,  um  sie  an 
Maßnahmen  der  Gemeinschaft  oder  der  IMO  anzupassen,  die  in  Kraft  getreten  sind,  soweit  diese  Änderungen 
den  Anwendungsbereich  dieser  Richtlinie  nicht  erweitern. 


(')    ABl.  L  332  vom  28.12.2000,  S.  81. 
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Ferner  können  die  Anhänge  dieser  Richtlinie  von  der  Kommission  geändert  werden,  wenn  dies  zur 
Verbesserung  der  durch  diese  Richtlinie  eingeführten  Regelung  notwendig  ist,  soweit  diese  Änderungen  den 
Anwendungsbereich  dieser  Richtlinie  nicht  erweitern. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  14  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

In  Anwendung  von  Artikel  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  können  Änderungen  der  in  Artikel  2 
genannten  internationalen  Instrumente  vom  Anwendungsbereich  dieser  Richtlinie  ausgenommen  werden." 


6.  Richtlinie  2001/96/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  4.  Dezember  2001  zur  Festlegung 
von  harmonisierten  Vorschriften  und  Verfahrensregeln  für  das  sichere  Be-  und  Entladen  von  Massen- 
gutschiffen (') 

Was  die  Richtlinie  2001/96/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  einige  Begriffsbestimmungen, 
die  Bezugnahmen  auf  internationale  Übereinkommen  und  Codes,  auf  IMO-Entschließungen  und  -Rundschreiben 
und  auf  ISO-Normen  sowie  die  Verweise  auf  Gemeinschaftsinstrumente  und  deren  Anhänge  anzupassen,  um  die  in 
der  Richtlinie  festgelegten  Verfahrensregeln  durchzuführen  und  eine  Angleichung  an  internationale  oder 
gemeinschaftsrechtliche  Instrumente,  die  nach  Erlass  der  Richtlinie  2001/96/EG  angenommen  oder  geändert 
worden  sind  oder  in  Kraft  getreten  sind,  vorzunehmen,  sofern  dadurch  der  Anwendungsbereich  der  genannten 
Richtlinie  nicht  erweitert  wird.  Außerdem  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Verfahrensregeln 
betreffend  Massengutschiffe  und  Umschlagsanlage  sowie  die  Pflicht  zur  Berichterstattung  zu  ändern.  Da  es  sich 
hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
der  Richtlinie  2001/96/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1 999/4 68/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2001/96/EG  wie  folgt  geändert: 

1.      Artikel  14  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  14 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung 
von  Umweltverschmutzung  durch  Schiffe  (COSS)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  324  vom  29.11.2002,  S.  1." 

2.      In  Artikel  1 5  erhalten  die  Absätze  1  und  2  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  Begriffsbestimmungen  in  Artikel  3  Ziffern  1  bis  6  und  Ziffern  15  bis  18,  die  Bezugnahmen  auf 
internationale  Übereinkommen  und  Codes,  auf  IMO-Entschließungen  und  -Rundschreiben  und  auf  ISO- 
Normen  sowie  die  Verweise  auf  Gemeinschaftsinstrumente  und  deren  Anhänge  können  geändert  werden,  um 
sie  an  internationale  oder  gemeinschaftsrechtliche  Instrumente  anzupassen,  die  nach  Erlass  dieser  Richtlinie 
angenommen  oder  geändert  worden  sind  oder  in  Kraft  getreten  sind,  sofern  dadurch  der  Anwendungsbereich 
dieser  Richtlinie  nicht  erweitert  wird.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen. 


(2)  Die  Kommission  kann  Artikel  8  und  die  Anhänge  zur  Durchführung  der  in  dieser  Richtlinie  festgelegten 
Verfahrensregeln  ändern  und  kann  die  Pflicht  zur  Berichterstattung  nach  Artikel  1 1  Absatz  2  und  Artikel  1 2 
ändern  oder  aufheben,  sofern  die  betreffenden  Änderungen  den  Anwendungsbereich  dieser  Richtlinie  nicht 
erweitern.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach 
dem  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


ABl.  L  13  vom  16.1.2002,  S.  9. 


9.7.  Richtlinie  2002/6/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  18.  Februar  2002  über 
Meldeformalitäten  für  Schiffe  beim  Einlaufen  in  und/oder  Auslaufen  aus  Häfen  der  Mitgliedstaaten  der 
Gemeinschaft  (') 

Was  die  Richtlinie  2002/6/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Aufstellung  der 
Meldeformalitäten  für  Schiffe,  die  Unterzeichner,  die  technischen  Spezifikationen  sowie  die  Muster  der  FAL- 
Formulare  der  IMO  zu  ändern.  Außerdem  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Verweise  auf 
Rechtsinstrumente  der  IMO  zur  Angleichung  der  Richtlinie  2002/6/EG  an  Maßnahmen  der  Gemeinschaft  oder  der 
IMO  zu  ändern.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2002/6/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2002/6/EG  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  5 

Änderungsverfahren 

Maßnahmen  zur  Änderung  der  Anhänge  I  und  II  dieser  Richtlinie  sowie  Verweise  auf  Rechtsinstrumente  der 
IMO  zur  Angleichung  derselben  an  in  Kraft  getretene  Maßnahmen  der  Gemeinschaft  oder  der  IMO  werden 
von  der  Kommission  erlassen,  soweit  diese  Änderungen  den  Anwendungsbereich  dieser  Richtlinie  nicht 
erweitern.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach 
dem  in  Artikel  6  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.      Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  6 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung 
von  Umweltverschmutzung  durch  Schiffe  (COSS)  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  324  vom  29.11.2002,  S.  1." 


9.8.      Richtlinie  2002/30/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  März  2002  über  Regeln  und 
Verfahren  für  lärmbedingte  Betriebsbeschränkungen  auf  Flughäfen  der  Gemeinschaft  (2) 

Was  die  Richtlinie  2002/30/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Liste  der  Stadtflughäfen  in 
Anhang  I  zu  ändern.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2002/30/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2002/30/EG  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  2  wird  wie  folgt  geändert: 


a)      In  Buchstabe  b  wird  der  letzte  Satz  gestrichen. 


0  ABl.  L  67  vom  9.3.2002,  S.  31. 
(2)    ABl.  L  85  vom  28.3.2002,  S.  40. 
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b)      Folgender  Unterabsatz  wird  angefügt: 

„Die  Kommission  kann  Anhang  I  anpassen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  erlassen." 


2.      Artikel  13  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


9.9.      Richtlinie  2002/91/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  2002  über  die 
Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  (') 

Was  die  Richtlinie  2002/91/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  einige  Teile  des  im  Anhang 
festgelegten  allgemeinen  Rahmens  an  den  technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen 
von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2002/91/EG 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2002/91/EG  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  3  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Zur  Berechnung  der  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  wenden  die  Mitgliedstaaten  auf  nationaler  oder 
regionaler  Ebene  eine  Methode  an,  die  sich  auf  den  im  Anhang  dieser  Richtlinie  festgelegten  allgemeinen 
Rahmen  stützt.  Die  Kommission  passt  die  Teile  1  und  2  dieses  Anhangs  unter  Berücksichtigung  der  Standards 
oder  Normen  des  nationalen  Rechts  an  den  technischen  Fortschritt  an.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.  Artikel  13  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Anpassungen  der  Teile  1  und  2  des  Anhangs  dieser  Richtlinie  an  den  technischen  Fortschritt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  bewirken,  werden  nach  dem  in  Artikel  14 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  14  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  14 

Ausschussverfahren 

(1)    Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


9.10.     Richtlinie  2003/25/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  14.  April  2003  über  besondere 
Stabilitätsanforderungen  für  Ro-Ro-Fahrgastschiffe  (2) 

Was  die  Richtlinie  2003/25/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  besonderen 
Stabilitätsanforderungen  und  die  hinweisenden  Leitlinien  für  die  einzelstaatlichen  Verwaltungen  zu  ändern,  um 
Entwicklungen  auf  internationaler  Ebene,  insbesondere  in  der  IMO,  Rechnung  zu  tragen  und  die  Wirksamkeit  dieser 


(')    ABl.  L  1  vom  4.1.2003,  S.  65. 
(2)    ABl.  L  123  vom  17.5.2003,  S.  22. 
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Richtlinie  im  Licht  gewonnener  Erfahrungen  und  des  technischen  Fortschritts  zu  steigern.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
2003/25/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2003/25/EG  wie  folgt  geändert: 


1.      Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  10 
Anpassungen 

Die  Anhänge  dieser  Richtlinie  können  von  der  Kommission  geändert  werden,  um  Entwicklungen  auf 
internationaler  Ebene,  insbesondere  in  der  Internationalen  Seeschifffahrtsorganisation  (IMO),  Rechnung  zu 
tragen  und  die  Wirksamkeit  dieser  Richtlinie  im  Licht  gewonnener  Erfahrungen  und  des  technischen 
Fortschritts  zu  steigern.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie 
werden  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.      Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  11 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung 
von  Umweltverschmutzung  durch  Schiffe  (COSS)  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  324  vom  29.11.2002,  S.  1." 


9.11.  Richtlinie  2003/59/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  15.  Juli  2003  über  die 
Grundqualifikation  und  Weiterbildung  der  Fahrer  bestimmter  Kraftfahrzeuge  für  den  Güter-  oder 
Personenkraftverkehr  (') 

Was  die  Richtlinie  2003/59/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  an  den 
wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2003/59/EG  bewirken,  sind 
diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu 
erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2003/59/EG  wie  folgt  geändert: 


1 .      Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  1 1 

Anpassung  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt 

Anpassungen  der  Anhänge  I  und  II  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')    ABl.  L  226  vom  10.9.2003,  S.  4. 
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2.      Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  12 

Ausschussverfahren 

(1)    Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


9.12.    Verordnung  (EG)  Nr.  785/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  über 
Versicherungsanforderungen  an  Luftfahrtunternehmen  und  Luftfahrzeugbetreiber  (J) 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  785/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Versicherungs- 
beträge für  die  Haftung  in  Bezug  auf  Fluggäste,  Reisegepäck  und  Güter  sowie  die  Versicherungsbeträge  für  die 
Haftung  in  Bezug  auf  Dritte  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die 
eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  785/2004  bewirken,  sind  diese 
Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  785/2004  wie  folgt  geändert: 
1.      Artikel  6  Absatz  5  erhält  folgende  Fassung: 


„(5)  Die  in  diesem  Artikel  genannten  Beträge  können  gegebenenfalls  angepasst  werden,  wenn  Änderungen 
der  einschlägigen  internationalen  Verträge  dies  notwendig  machen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  9  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.      Artikel  7  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 


„(2)  Die  in  diesem  Artikel  genannten  Beträge  können  gegebenenfalls  angepasst  werden,  wenn  Änderungen 
der  einschlägigen  internationalen  Verträge  dies  notwendig  machen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  9  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


3.      Artikel  9  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5  a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


9.13.  Verordnung  (EG)  Nr.  336/2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  15.  Februar  2006  zur 
Umsetzung  des  Internationalen  Codes  für  Maßnahmen  zur  Organisation  eines  sicheren  Schiffsbetriebs 
innerhalb  der  Gemeinschaft  (2) 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  336/2006  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  den  Anhang 
betreffend  die  Vorschriften  für  die  Verwaltungen  zur  Umsetzung  des  Internationalen  Codes  für  Maßnahmen  zur 
Organisation  eines  sicheren  Schiffsbetriebs  zu  ändern.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  336/2006 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 


(')  ABl.  L  138  vom  30.4.2004,  S.  1. 
(2)    ABl.  L  64  vom  4.3.2006,  S.  1. 
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Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  336/2006  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  1 1  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Anpassungen  des  Anhangs  II  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
werden  nach  dem  in  Artikel  1 2  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung 
von  Umweltverschmutzung  durch  Schiffe  (COSS)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  in  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  324  vom  29.11.2002,  S.  1." 


9.14.     Richtlinie  2006/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  April  2006  über  End- 
energieeffizienz und  Energiedienstleistungen  (') 

Was  die  Richtlinie  2006/32/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  einige  Werte  und 
Berechnungsmethoden  an  den  technischen  Fortschritt  anzupassen,  den  allgemeinen  Rahmen  für  die  Messung  und 
Überprüfung  von  Energieeinsparungen  zu  präzisieren  und  zu  ergänzen,  den  im  harmonisierten  Rechenmodell 
verwendeten  Prozentsatz  der  harmonisierten  Bottom-up-Berechnungen  zu  erhöhen  sowie  harmonisierte  Energie- 
effizienz-Indikatoren und  -Benchmarks  auszuarbeiten.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2006/32/EG,  auch  durch 
Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2006/32/EG  wie  folgt  geändert: 

1 .      Artikel  1 5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  15 

Überprüfung  und  Anpassung  an  den  technischen  Fortschritt 

(1)  Die  in  den  Anhängen  II  bis  V  dieser  Richtlinie  genannten  Werte  und  Berechnungsmethoden  werden  an 
den  technischen  Fortschritt  angepasst.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  16  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen. 


(2)  Vor  dem  1.  Januar  2010  nimmt  die  Kommission  bei  Bedarf  eine  Präzisierung  und  Ergänzung  der 
Nummern  2  bis  6  des  Anhangs  IV  vor  und  berücksichtigt  dabei  den  in  diesem  Anhang  niedergelegten 
allgemeinen  Rahmen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie, 
auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  16  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 


(')    ABl.  L  114  vom  27.4.2006,  S.  64. 
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(3)  Die  Kommission  erhöht  vor  dem  1 .  Januar  201 2  den  im  harmonisierten  Rechenmodell  nach  Anhang  IV 
Nummer  1  verwendeten  Prozentsatz  der  harmonisierten  Bottom-up-Berechnungen  unbeschadet  der  von  den 
Mitgliedstaaten  verwendeten  nationalen  Modelle,  in  denen  bereits  ein  höherer  Prozentsatz  Anwendung  findet. 
Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  wird  nach  dem  in 
Artikel  16  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Das  neue  harmonisierte 
Rechenmodell  mit  einem  signifikant  höheren  Prozentanteil  an  Bottom-up-Berechnungen  wird  erstmals  ab 
dem  1.  Januar  2012  angewandt. 

Soweit  praktisch  durchführbar,  wird  bei  der  Ermittlung  der  gesamten  Einsparungen  während  der  gesamten 
Geltungsdauer  dieser  Richtlinie  das  in  Unterabsatz  1  genannte  neue  harmonisierte  Rechenmodell  verwendet, 
jedoch  unbeschadet  der  von  den  Mitgliedstaaten  verwendeten  nationalen  Modelle,  in  denen  ein  höherer 
Prozentanteil  an  Bottom-up-Berechnungen  verwendet  wird. 

(4)  Bis  zum  1.  Januar  2010  erarbeitet  die  Kommission  harmonisierte  Energieeffizienz-Indikatoren  und  auf 
diesen  beruhende  Benchmarks  und  berücksichtigt  dabei  verfügbare  Daten  oder  Daten,  die  sich  für  alle 
Mitgliedstaaten  kostengünstig  erfassen  lassen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  16  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Bei  der  Ausarbeitung  dieser  harmonisierten  Energieeffizienz- 
Indikatoren  und  -Benchmarks  zieht  die  Kommission  als  Bezugspunkt  die  als  Orientierung  dienende  Liste  in 
Anhang  V  heran.  Die  Mitgliedstaaten  beziehen  diese  Indikatoren  und  Benchmarks  stufenweise  in  die 
statistischen  Daten  ein,  die  sie  in  ihre  EEAP  gemäß  Artikel  1 4  aufnehmen,  und  benutzen  sie  als  eines  ihrer 
Instrumente  für  Entscheidungen  über  künftige  vorrangige  Bereiche  der  EEAP. 

Die  Kommission  unterbreitet  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  spätestens  am  17.  Mai  2011  einen 
Bericht  über  die  Fortschritte  bei  der  Festlegung  von  Indikatoren  und  Benchmarks." 

Artikel  1 6  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  16 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


Chronologischer  Index 


1.  Richtlinie  76/160/EWG  des  Rates  vom  8.  Dezember  1975  über  die  Qualität  der  Badegewässer 

2.  Richtlinie  76/767/EWG  des  Rates  vom  27.  Juli  1976  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über 
gemeinsame  Vorschriften  für  Druckbehälter  sowie  über  Verfahren  zu  deren  Prüfung 

3.  Richtlinie  76/769/EWG  des  Rates  vom  27.  Juli  1976  zur  Angleichung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der 
Mitgliedstaaten  für  Beschränkungen  des  Inverkehrbringens  und  der  Verwendung  gewisser  gefährlicher  Stoffe  und 
Zubereitungen 

4.  Richtlinie  89/108/EWG  des  Rates  vom  21.  Dezember  1988  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der 
Mitgliedstaaten  über  tiefgefrorene  Lebensmittel 

5.  Richtlinie  89/391/EWG  des  Rates  vom  12.  Juni  1989  über  die  Durchführung  von  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der 
Sicherheit  und  des  Gesundheitsschutzes  der  Arbeitnehmer  bei  der  Arbeit 


6.  Richtlinie  90/496/EWG  des  Rates  vom  24.  September  1990  über  die  Nährwertkennzeichnung  von  Lebensmitteln 

7.  Richtlinie  9 1/2 71 /EWG  des  Rates  vom  21.  Mai  1991  über  die  Behandlung  von  kommunalem  Abwasser 


8.  Richtlinie  91/676/EWG  des  Rates  vom  12.  Dezember  1991  zum  Schutz  der  Gewässer  vor  Verunreinigung  durch 
Nitrat  aus  landwirtschaftlichen  Quellen 

9.  Richtlinie  91/672/EWG  des  Rates  vom  16.  Dezember  1991  über  die  gegenseitige  Anerkennung  der  einzelstaatlichen 
Schifferpatente  für  den  Binnenschiffsgüter-  und  -Personenverkehr 

10.  Richtlinie  92/29/EWG  des  Rates  vom  31.  März  1992  über  Mindestvorschriften  für  die  Sicherheit  und  den 
Gesundheitsschutz  zum  Zweck  einer  besseren  medizinischen  Versorgung  auf  Schiffen 

11.  Richtlinie  92/75/EWG  des  Rates  vom  22.  September  1992  über  die  Angabe  des  Verbrauchs  an  Energie  und  anderen 
Ressourcen  durch  Haushaltsgeräte  mittels  einheitlicher  Etiketten  und  Produktinformationen 

12.  Verordnung  (EWG)  Nr.  696/93  des  Rates  vom  15.  März  1993  betreffend  die  statistischen  Einheiten  für  die 
Beobachtung  und  Analyse  der  Wirtschaft  in  der  Gemeinschaft 

1 3.  Richtlinie  94/25/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  1 6.  Juni  1 994  zur  Angleichung  der  Rechts-  und 
Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  Sportboote 

14.  Richtlinie  94/63/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur  Begrenzung  der 
Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  (VOC-Emissionen)  bei  der  Lagerung  von  Ottokraftstoff  und  seiner 
Verteilung  von  den  Auslieferungslagern  bis  zu  den  Tankstellen 


15.    Richtlinie  95/57/EG  des  Rates  vom  23.  November  1995  über  die  Erhebung  statistischer  Daten  im  Bereich  des 
Tourismus 


16.    Richtlinie  96/50/EG  des  Rates  vom  23.  Juli  1996  über  die  Harmonisierung  der  Bedingungen  für  den  Erwerb 
einzelstaatlicher  Schifferpatente  für  den  Binnenschiffsgüter-  und  -personenverkehr  in  der  Gemeinschaft 


17.  Richtlinie  96/82/EG  des  Rates  vom  9.  Dezember  1996  zur  Beherrschung  der  Gefahren  bei  schweren  Unfällen  mit 
gefährlichen  Stoffen 

18.  Richtlinie  96/73/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  1996  über  bestimmte  Methoden 
der  quantitativen  Analyse  von  binären  Textilfasergemischen 

1 9.  Richtlinie  98/41  /EG  des  Rates  vom  1 8.  Juni  1998  über  die  Registrierung  der  an  Bord  von  Fahrgastschiffen  im  Verkehr 
nach  oder  von  einem  Hafen  eines  Mitgliedstaats  der  Gemeinschaft  befindlichen  Personen 
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20.  Richtlinie  1999/2/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Februar  1999  zur  Angleichung  der 
Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  mit  ionisierenden  Strahlen  behandelte  Lebensmittel  und  Lebensmittelbe- 
standteile 


21.  Richtlinie  1999/4/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Februar  1999  über  Kaffee-  und  Zichorien- 
Extrakte 

22.  Richtlinie  1999/31/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  Abfalldeponien 

23.  Richtlinie  1999/4 5 /EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  Mai  1999  zur  Angleichung  der  Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  für  die  Einstufung,  Verpackung  und  Kennzeichnung  gefährlicher 
Zubereitungen 

24.  Richtlinie  1999/93/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Dezember  1999  über  gemeinschaftliche 
Rahmenbedingungen  für  elektronische  Signaturen 

25.  Richtlinie  1999/94/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Dezember  1999  über  die  Bereitstellung 
von  Verbraucherinformationen  über  den  Kraftstoffverbrauch  und  C02-Emissionen  beim  Marketing  für  neue 
Personenkraftwagen 

26.  Richtlinie  2000/36/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  Juni  2000  über  Kakao-  und 
Schokoladeerzeugnisse  für  die  menschliche  Ernährung 

27.  Richtlinie  2000/59/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  27.  November  2000  über  Hafenauffan- 
geinrichtungen für  Schiffsabfälle  und  Ladungsrückstände 

28.  Richtlinie  2000/76/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  4.  Dezember  2000  über  die  Verbrennung  von 
Abfällen 


29.  Richtlinie  2001/96/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  4.  Dezember  2001  zur  Festlegung  von 
harmonisierten  Vorschriften  und  Verfahrensregeln  für  das  sichere  Be-  und  Entladen  von  Massengutschiffen 

30.  Richtlinie  2002/6/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  18.  Februar  2002  über  Meldeformalitäten  für 
Schiffe  beim  Einlaufen  in  und/oder  Auslaufen  aus  Häfen  der  Mitgliedstaaten  der  Gemeinschaft 

31.  Richtlinie  2002/24/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  18.  März  2002  über  die  Typgenehmigung  für 
zweirädrige  oder  dreirädrige  Kraftfahrzeuge 

32.  Richtlinie  2002/30/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  März  2002  über  Regeln  und  Verfahren 
für  lärmbedingte  Betriebsbeschränkungen  auf  Flughäfen  der  Gemeinschaft 

33.  Verordnung  (EG)  Nr.  733/2002  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  April  2002  zur  Einführung  der 
Domäne  oberster  Stufe  „eu" 

34.  Richtlinie  2002/46/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  10.  Juni  2002  zur  Angleichung  der 
Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  Nahrungsergänzungsmittel 

35.  Richtlinie  2002/44/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  Juni  2002  über  Mindestvorschriften  zum 
Schutz  von  Sicherheit  und  Gesundheit  der  Arbeitnehmer  vor  der  Gefährdung  durch  physikalische  Einwirkungen 
(Vibrationen)  (16.  Einzelrichtlinie  im  Sinne  des  Artikels  16  Absatz  1  der  Richtlinie  89/391/EWG) 

36.  Richtlinie  2002/49/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  Juni  2002  über  die  Bewertung  und 
Bekämpfung  von  Umgebungslärm 

37.  Richtlinie  2002/91/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  2002  über  die 
Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden 

38.  Richtlinie  2003/10/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  6.  Februar  2003  über  Mindestvorschriften 
zum  Schutz  von  Sicherheit  und  Gesundheit  der  Arbeitnehmer  vor  der  Gefährdung  durch  physikalische  Einwirkungen 
(Lärm)  (17.  Einzelrichtlinie  im  Sinne  des  Artikels  16  Absatz  1  der  Richtlinie  89/391/EWG) 
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39.    Richtlinie  2003/25/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  14.  April  2003  über  besondere 
Stabilitätsanforderungen  für  Ro-Ro-Fahrgastschiffe 


40.  Verordnung  (EG)  Nr.  1059/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Mai  2003  über  die  Schaffung 
einer  gemeinsamen  Klassifikation  der  Gebietseinheiten  für  die  Statistik  (NUTS) 

41.  Richtlinie  2003/37/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Mai  2003  über  die  Typgenehmigung  für 
land-  oder  forstwirtschaftliche  Zugmaschinen,  ihre  Anhänger  und  die  von  ihnen  gezogenen  auswechselbaren 
Maschinen  sowie  für  Systeme,  Bauteile  und  selbstständige  technische  Einheiten  dieser  Fahrzeuge 

42.  Verordnung  (EG)  Nr.  1177/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Juni  2003  für  die 
Gemeinschaftsstatistik  über  Einkommen  und  Lebensbedingungen  (EU-SILC) 

43.  Richtlinie  2003/59/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  15.  Juli  2003  über  die  Grundqualifikation 
und  Weiterbildung  der  Fahrer  bestimmter  Kraftfahrzeuge  für  den  Güter-  oder  Personenkraftverkehr 

44.  Verordnung  (EG)  Nr.  1830/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  September  2003  über  die 
Rückverfolgbarkeit  und  Kennzeichnung  von  genetisch  veränderten  Organismen  und  über  die  Rückverfolgbarkeit  von 
aus  genetisch  veränderten  Organismen  hergestellten  Lebensmitteln  und  Futtermitteln 

45.  Verordnung  (EG)  Nr.  138/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  Dezember  2003  zur 
Landwirtschaftlichen  Gesamtrechnung  in  der  Gemeinschaft 

46.  Richtlinie  2004/22/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  März  2004  über  Messgeräte 

47.  Verordnung  (EG)  Nr.  785/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  über 
Versicherungsanforderungen  an  Luftfahrtunternehmen  und  Luftfahrzeugbetreiber 

48.  Verordnung  (EG)  Nr.  808/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  über 
Gemeinschaftsstatistiken  zur  Informationsgesellschaft 

49.  Richtlinie  2004/42/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  über  die  Begrenzung  der 
Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  aufgrund  der  Verwendung  organischer  Lösemittel  in  bestimmten 
Farben  und  Lacken  und  in  Produkten  der  Fahrzeugreparaturlackierung 

50.  Richtlinie  2004/40/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  über  Mindestvorschriften 
zum  Schutz  von  Sicherheit  und  Gesundheit  der  Arbeitnehmer  vor  der  Gefährdung  durch  physikalische  Einwirkungen 
(elektromagnetische  Felder)  (18.  Einzelrichtlinie  im  Sinne  des  Artikels  16  Absatz  1  der  Richtlinie  8 9/3 91 /EWG) 

51.  Verordnung  (EG)  Nr.  184/2005  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  12.  Januar  2005  betreffend  die 
gemeinschaftliche  Statistik  der  Zahlungsbilanz,  des  internationalen  Dienstleistungsverkehrs  und  der  Direktinvestitio- 


52.  Verordnung  (EG)  Nr.  1161/2005  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  über  die  Erstellung  von 
vierteljährlichen  nichtfinanziellen  Sektorkonten 

53.  Richtlinie  2005/36/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  7.  September  2005  über  die  Anerkennung 
von  Berufsqualifikationen 

54.  Verordnung  (EG)  Nr.  336/2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  15.  Februar  2006  zur  Umsetzung 
des  Internationalen  Codes  für  Maßnahmen  zur  Organisation  eines  sicheren  Schiffsbetriebs  innerhalb  der  Gemeinschaft 

55.  Richtlinie  2006/25/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  April  2006  über  Mindestvorschriften  zum 
Schutz  von  Sicherheit  und  Gesundheit  der  Arbeitnehmer  vor  der  Gefährdung  durch  physikalische  Einwirkungen 
(künstliche  optische  Strahlung)  (19.  Einzelrichtlinie  im  Sinne  des  Artikels  16  Absatz  1  der  Richtlinie  89/391/EWG) 

56.  Richtlinie  2006/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  April  2006  über  Endenergieeffizienz  und 
Energiedienstleistungen 
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57.  Verordnung  (EG)  Nr.  842/2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  17.  Mai  2006  über  bestimmte 
fluorierte  Treibhausgase 

58.  Richtlinie  2006/44/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  6.  September  2006  über  die  Qualität  von 
Süßwasser,  das  schütz-  oder  verbesserungsbedürftig  ist,  um  das  Leben  von  Fischen  zu  erhalten 

59.  Richtlinie  2006/1 13/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  12.  Dezember  2006  über  die 
Qualitätsanforderungen  an  Muschelgewässer 
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Richtlinie  2003/87/EG 

(ABl.  2003  L  275/32) 
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RICHTLINIE  2003/87/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  13.  Oktober  2003 

über  ein  System  für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  und 

zur  Änderung  der  Richtlinie  96/61/EG  des  Rates 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPAISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER 
EUROPÄISCHEN  UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  175  Absatz  1, 

auf  Vorschlag  der  Kommission  ('), 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  So- 
zialausschusses (2) 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  ('), 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (4), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Mit  dem  Grünbuch  zum  Handel  mit  Treibhausgasemis- 
sionen in  der  Europäischen  Union  wurde  eine  europa- 
weite Diskussion  über  die  Angemessenheit  und  das 
mögliche  Funktionieren  des  Handels  mit  Treibhausgas- 
emissionen innerhalb  der  Europäischen  Union  in  Gang 
gebracht.  Gegenstand  des  Europäischen  Programms  zur 
Klimaänderung  (ECCP)  waren  politische  Konzepte  und 
Maßnahmen  der  Gemeinschaft  im  Rahmen  eines 
Prozesses,  der  auf  der  Einbeziehung  vieler  Interessen- 
gruppen basierte,  sowie  ein  System  für  den  Handel  mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft 
(Gemeinschaftssystem)  nach  dem  Modell  des  Grünbuchs. 
In  seinen  Schlussfolgerungen  vom  8.  März  2001 
erkannte  der  Rat  die  besondere  Bedeutung  des  Europä- 
ischen Programms  zur  Klimaänderung  und  der  Arbeiten 
auf  der  Grundlage  des  Grünbuchs  an  und  unterstrich  die 
Dringlichkeit  konkreter  Maßnahmen  auf  Gemeinschafts- 
ebene. 

(2)  Im  sechsten  Aktionsprogramm  der  Gemeinschaft  für  die 
Umwelt,  das  mit  der  Entscheidung  Nr.  1600/2002/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (5)  eingeführt 
wurde,  wird  die  Klimaänderung  als  vorrangiger  Maßnah- 
menbereich definiert  und  die  Einrichtung  eines  gemein- 
schaftsweiten Systems  für  den  Emissionshandel  bis  2005 
gefordert,  fn  dem  Programm  wird  bekräftigt,  dass  die 
Gemeinschaft  sich  zu  einer  8%igen  Verringerung  ihrer 
Treibhausgasemissionen  im  Zeitraum  2008-2012  gegen- 
über dem  Stand  von  1990  verpflichtet  hat  und  dass  die 
globalen  Treibhausgasemissionen  längerfristig  gegenüber 
dem  Stand  von  1990  um  etwa  70%  gesenkt  werden 
müssen. 


(')  ABl.  C  75  E  vom  26.3.2002,  S.  33. 
(2)  ABl.  C  221  vom  17.9.2002,  S.  27. 
(')  ABl.  C  192  vom  12.8.2002,  S.  59. 

(4)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  10.  Oktober  2002 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Gemeinsamer  Standpunkt 
des  Rates  vom  18.  März  2003  (ABl.  C  125  E  vom  27.5.2003,  S. 
72),  Beschluss  des  Europäischen  Parlaments  vom  2.  Juli  2003  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates  vom  22. 
Juli  2003. 

0  ABl.  L  242  vom  10.9.2002,  S.  1. 


(3)  Das  Ziel  des  Rahmenübereinkommens  der  Vereinten 
Nationen  über  Klimaänderungen,  das  mit  dem  Beschluss 
94/69/EG  des  Rates  vom  15.  Dezember  1993  über  den 
Abschluss  des  Rahmenübereinkommens  der  Vereinten 
Nationen  über  Klimaänderungen  (6)  genehmigt  wurde,  ist 
letztlich  die  Stabilisierung  der  Treibhausgaskonzentra- 
tionen in  der  Atmosphäre  auf  einem  Stand,  der  eine 
gefährliche  vom  Menschen  verursachte  Beeinflussung  des 
Klimasystems  verhindert. 


(4)  Bei  Inkrafttreten  des  Kyoto-Protokolls,  das  mit  der 
Entscheidung  2002/358/EG  des  Rates  vom  25.  April 
2002  über  die  Genehmigung  des  Protokolls  von  Kyoto 
zum  Rahmenübereinkommen  der  Vereinten  Nationen 
über  Klimaänderungen  im  Namen  der  Europäischen 
Gemeinschaft  sowie  die  gemeinsame  Erfüllung  der 
daraus  erwachsenden  Verpflichtungen  (7)  genehmigt 
wurde,  werden  die  Gemeinschaft  und  ihre  Mitglied- 
staaten verpflichtet  sein,  ihre  gemeinsamen  anthropo- 
genen  Treibhausgasemissionen,  die  in  Anhang  A  des 
Protokolls  aufgeführt  sind,  im  Zeitraum  2008-2012 
gegenüber  dem  Stand  von  1990  um  8  %  zu  senken. 


(5)  Die  Gemeinschaft  und  ihre  Mitgliedstaaten  sind  überein- 
gekommen, ihre  Verpflichtungen  zur  Verringerung  der 
anthropogenen  Treibhausgasemissionen  im  Rahmen  des 
Kyoto-Protokolls  gemäß  der  Entscheidung  2002/358/EG 
gemeinsam  zu  erfüllen.  Diese  Richtlinie  soll  dazu 
beitragen,  dass  die  Verpflichtungen  der  Europäischen 
Gemeinschaft  und  ihrer  Mitgliedstaaten  durch  einen  effi- 
zienten europäischen  Markt  für  Treibhausgasemissions- 
zertifikate  effektiver  und  unter  möglichst  geringer  Beein- 
trächtigung der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  der 
Beschäftigungslage  erfüllt  werden. 


(6)  Durch  die  Entscheidung  93/389/EWG  des  Rates  vom 
24.  Juni  1993  über  ein  System  zur  Beobachtung  der 
Emissionen  von  C02  und  anderen  Treibhausgasen  in  der 
Gemeinschaft  (8)  wurde  ein  System  zur  Beobachtung  der 
Treibhausgasemissionen  und  zur  Bewertung  der  Fort- 
schritte bei  der  Erfüllung  der  Verpflichtungen  im 
Hinblick  auf  diese  Emissionen  eingeführt.  Dieses  System 
wird  es  den  Mitgliedstaaten  erleichtern,  die  Gesamt- 
menge der  zuteilbaren  Zertifikate  zu  bestimmen. 


(7)  Gemeinschaftsvorschriften  für  die  Zuteilung  der  Zertifi- 
kate durch  die  Mitgliedstaaten  sind  notwendig,  um  die 
Integrität  des  Binnenmarktes  zu  erhalten  und  Wettbe- 
werhsverzerrungen  zu  vermeiden. 


(6)  ABl.  L  33  vom  7.2.1994,  S.  11. 

(7)  ABl.  L  1 30  vom  1 5.5.2002,  S.  1. 

(8)  ABl.  L  167  vom  9.7.1993,  S.  31.  Geändert  durch  die  Entscheidung 
1999/296/EG  (ABl.  L  117  vom  5.5.1999,  S.  35). 
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(8)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  bei  der  Zuteilung  von  Zertifi- 
katen das  Potenzial  bei  Tätigkeiten  industrieller 
Verfahren  berücksichtigen,  die  Emissionen  zu  verringern. 

(9)  Die  Mitgliedstaaten  können  vorsehen,  dass  Zertifikate, 
die  für  einen  2008  beginnenden  Fünfjahreszeitraum 
gültig  sind,  nur  an  Personen  für  gelöschte  Zertifikate 
entsprechend  der  Emissionsverringerung  vergeben 
werden,  die  diese  Personen  in  ihrem  Staatsgebiet 
während  eines  2005  beginnenden  Dreijahreszeitraums 
erzielt  haben. 

(10)  Beginnend  mit  dem  genannten  Fünfjahreszeitraum  wird 
die  Übertragung  von  Zertifikaten  an  andere  Mitglied- 
staaten mit  entsprechenden  Anpassungen  der  im 
Rahmen  des  Kyoto-Protokolls  zugeteilten  Mengen 
verknüpft. 

(11)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  sicherstellen,  dass  die 
Betreiber  bestimmter  Tätigkeiten  eine  Genehmigung  zur 
Emission  von  Treibhausgasen  besitzen  und  ihre  Emis- 
sionen der  für  diese  Tätigkeiten  spezifizierten  Treibhaus- 
gase überwachen  und  darüber  Bericht  erstatten. 

(12)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  Vorschriften  über  Sanktionen 
festlegen,  die  bei  einem  Verstoß  gegen  diese  Richtlinie 
zu  verhängen  sind,  und  deren  Durchsetzung  gewähr- 
leisten. Die  Sanktionen  müssen  wirksam,  verhältnis- 
mäßig und  abschreckend  sein. 

(13)  Um  Transparenz  zu  gewährleisten,  sollte  die  Öffentlich- 
keit Zugang  zu  Informationen  über  die  Zuteilung  von 
Zertifikaten  und  die  Ergebnisse  der  Überwachung  von 
Emissionen  erhalten,  der  nur  den  Beschränkungen 
gemäß  der  Richtlinie  2003/4/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  28.  Januar  2003  über  den 
Zugang  der  Öffentlichkeit  zu  Umweltinformationen  (') 
unterliegt. 

(14)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  einen  Bericht  über  die  Durch- 
führung dieser  Richtlinie  vorlegen,  der  gemäß  der 
Richtlinie  91/692/EWG  des  Rates  vom  23.  Dezember 
1991  zur  Vereinheitlichung  und  zweckmäßigen  Gestal- 
tung der  Berichte  über  die  Durchführung  bestimmter 
Umweltschutzrichtlinien  (2)  erstellt  wird. 

(15)  Die  Einbeziehung  zusätzlicher  Anlagen  in  das  Gemein- 
schaftssystem sollte  gemäß  den  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  erfolgen,  wodurch  Emissionen  von  anderen 
Treibhausgasen  als  Kohlendioxid,  etwa  bei  Tätigkeiten 
der  Aluminium-  und  Chemieindustrie,  durch  das 
Gemeinschaftssystem  abgedeckt  werden  können. 

(16)  Diese  Richtlinie  sollte  die  Mitgliedstaaten  nicht  daran 
hindern,  nationale  Handelssysteme  zur  Regelung  der 
Treibhausgasemissionen  aus  anderen  als  den  in  Anhang  I 
aufgeführten  oder  in  das  Gemeinschaftssystem  einbezo- 
genen Tätigkeiten  oder  aus  Anlagen,  die  vorübergehend 
aus  dem  Gemeinschaftssystem  ausgeschlossen  sind, 
beizubehalten  oder  einzuführen. 


(•)  ABl.  L  41  vom  14.2.2003,  S.  26. 
(2)  ABl.  L  377  vom  31.12.1991,  S.  48. 


(17)  Die  Mitgliedstaaten  können  als  Vertragsparteien  des 
Protokolls  von  Kyoto  am  internationalen  Emissions- 
handel mit  den  anderen  in  Anhang  B  dieses  Protokolls 
aufgeführten  Parteien  teilnehmen. 


(18)  Die  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen  dem 
Gemeinschaftssystem  und  den  Systemen  für  den  Handel 
mit  Treibhausgasemissionen  in  Drittländern  wird  zu 
einer  höheren  Kosteneffizienz  bei  der  Verwirklichung 
der  Emissionsverringerungsziele  der  Gemeinschaft 
führen,  die  in  der  Entscheidung  2002/358/EG  über  die 
gemeinsame  Erfüllung  der  Verpflichtungen  vorgesehen 
sind. 


(19)  Projektbezogene  Mechanismen,  einschließlich  des  Joint 
Implementation  (JI)  und  des  Clean  Development  Mecha- 
nism  (CDM),  sind  wichtig  für  die  Verwirklichung  des 
Zieles,  sowohl  die  Emissionen  von  Treibhausgasen  welt- 
weit zu  verringern  als  auch  die  Kosteneffizienz  des 
Gemeinschaftssystems  zu  verbessern.  Im  Einklang  mit 
den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Kyoto-Protokolls 
und  der  Vereinbarungen  von  Marrakesch  sollte  der 
Einsatz  der  Mechanismen  als  Begleitmaßnahme  zu  inner- 
staatlichen Maßnahmen  erfolgen,  und  innerstaatliche 
Maßnahmen  werden  somit  ein  wichtiges  Element  der 
unternommenen  Bemühungen  sein. 


(20)  Diese  Richtlinie  wird  den  Einsatz  energieeffizienterer 
Technologien,  einschließlich  der  Kraft-Wärme-Kopp- 
lungstechnologie, mit  geringeren  Emissionen  je  Produkti- 
onseinheit  fördern,  wogegen  die  zukünftige  Richtlinie 
über  die  Förderung  einer  am  Nutzwärmebedarf  orien- 
tierten Kraft-Wärme-Kopplung  im  Energiebinnenmarkt 
speziell  die  Kraft-Wärme-Kopplungstechnologie  fördern 
wird. 


(21)  Mit  der  Richtlinie  96/61/EG  des  Rates  vom  24. 
September  1996  über  die  integrierte  Vermeidung  und 
Verminderung  der  Umweltverschmutzung  (')  wurde  eine 
allgemeine  Regelung  zur  Vermeidung  und  Verminderung 
der  Umweltverschmutzung  eingeführt,  in  deren  Rahmen 
auch  Genehmigungen  für  Treibhausgasemissionen  erteilt 
werden  können.  Die  Richtlinie  96/61/EG  sollte  dahin 
gehend  geändert  werden,  dass  —  unbeschadet  der 
sonstigen  in  jener  Richtlinie  geregelten  Anforderungen 
—  keine  Emissionsgrenzwerte  für  direkte  Emissionen 
von  Treibhausgasen  aus  Anlagen,  die  unter  die  vorlie- 
gende Richtlinie  fallen,  vorgeschrieben  werden  und  dass 
es  den  Mitgliedstaaten  freisteht,  keine  Energieeffizienzan- 
forderungen in  Bezug  auf  Verbrennungseinheiten  oder 
andere  Einheiten  am  Standort,  die  Kohlendioxid 
ausstoßen,  festzulegen. 


(22)  Diese  Richtlinie  ist  mit  dem  Rahmenübereinkommen  der 
Vereinten  Nationen  über  Klimaänderungen  und  dem 
Kyoto-Protokoll  vereinbar.  Sie  sollte  anhand  der  diesbe- 
züglichen Entwicklungen  sowie  zur  Berücksichtigung  der 
Erfahrungen  mit  ihrer  Durchführung  und  der  bei  der 
Überwachung  der  Treibhausgasemissionen  erzielten  Fort- 
schritte überprüft  werden. 


(')  ABl.  L  257  vom  10.10.1996,  S.  26. 
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(23)  Der  Emissionszertifikatehandel  sollte  Teil  eines  umfas- 
senden und  kohärenten  Politik-  und  Maßnahmenpakets 
sein,  das  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten  und  der  Gemein- 
schaft durchgeführt  wird.  Unbeschadet  der  Anwendung 
der  Artikel  87  und  88  des  Vertrags  können  die  Mitglied- 
staaten bei  Tätigkeiten,  die  unter  das  Gemeinschafts- 
system  fallen,  die  Auswirkungen  von  ordnungs-  und 
steuerpolitischen  sowie  sonstigen  Maßnahmen  prüfen, 
die  auf  die  gleichen  Ziele  gerichtet  sind.  Bei  der  Überprü- 
fung der  Richtlinie  sollte  berücksichtigt  werden,  in 
welchem  Umfang  diese  Ziele  erreicht  wurden. 

(24)  Die  Erhebung  von  Steuern  kann  im  Rahmen  der  einzel- 
staatlichen Politik  ein  Instrument  darstellen,  mit  dem 
sich  Emissionen  aus  Anlagen,  die  vorübergehend  ausge- 
schlossen sind,  begrenzen  lassen. 

(25)  Politik  und  Maßnahmen  sollten  auf  Ebene  der  Mitglied- 
staaten und  der  Gemeinschaft  in  allen  Wirtschaftssek- 
toren der  Europäischen  Union,  nicht  nur  in  den  Sektoren 
Industrie  und  Energie,  durchgeführt  werden,  um  zu 
erheblichen  Emissionsverringerungen  zu  gelangen.  Die 
Kommission  sollte  insbesondere  Politik  und  Maßnahmen 
auf  Gemeinschaftsebene  in  Betracht  ziehen,  damit  der 
Verkehrssektor  einen  wesentlichen  Beitrag  dazu  leistet, 
dass  die  Gemeinschaft  und  ihre  Mitgliedstaaten  ihren 
Klimaschutzverpflichtungen  gemäß  dem  Kyoto-Protokoll 
nachkommen  können. 

(26)  Ungeachtet  des  vielfältigen  Potenzials  marktgestützter 
Mechanismen  sollte  die  Strategie  der  Europäischen 
Union  zur  Bekämpfung  der  Klimaänderung  auf  der 
Ausgewogenheit  zwischen  dem  Gemeinschaftssystem 
und  anderen  Arten  gemeinschaftlicher,  einzelstaatlicher 
und  internationaler  Maßnahmen  beruhen. 

(27)  Diese  Richtlinie  steht  in  Einklang  mit  den  Grundrechten 
und  befolgt  die  insbesondere  in  der  Charta  der  Grund- 
rechte der  Europäischen  Union  anerkannten  Prinzipien. 

(28)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalit- 
äten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse  (')  erlassen  werden. 

(29)  Da  die  Kriterien  1,  5  und  7  des  Anhangs  III  nicht  im 
Komitologieverfahren  geändert  werden  können,  sollten 
Änderungen  hinsichtlich  Zeiträumen  nach  2012 
ausschließlich  im  Mitentscheidungsverfahren  erfolgen. 

(30)  Da  das  Ziel  der  beabsichtigten  Maßnahme,  nämlich  die 
Schaffung  eines  Gemeinschaftssystems,  durch  indivi- 
duelles Handeln  der  Mitgliedstaaten  nicht  ausreichend 
erreicht  werden  kann  und  daher  wegen  des  Umfangs 
und  der  Auswirkungen  der  beabsichtigten  Maßnahme 
besser  auf  Gemeinschaftsebene  zu  erreichen  ist,  kann  die 
Gemeinschaft  im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des 
Vertrags  niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig 
werden.  Gemäß  dem  in  demselben  Artikel  genannten 


(•)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  2  3. 


Verhältnismäßigkeitsprinzip  geht  diese  Richtlinie  nicht 
über  das  für  die  Erreichung  dieses  Ziels  erforderliche 
Maß  hinaus  — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


Artikel  1 
Gegenstand 

Mit  dieser  Richtlinie  wird  ein  System  für  den  Handel  mit  Treib- 
hausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  (nachstehend 
„Gemeinschaftssystem"  genannt)  geschaffen,  um  auf  kosteneffi- 
ziente und  wirtschaftlich  effiziente  Weise  auf  eine  Verringerung 
von  Treibhausgasemissionen  hinzuwirken. 


Artikel  2 
Geltungsbereich 

(1)  Diese  Richtlinie  gilt  für  die  Emissionen  aus  den  in 
Anhang  I  aufgeführten  Tätigkeiten  und  die  Emissionen  der  in 
Anhang  II  aufgeführten  Treibhausgase. 

(2)  Diese  Richtlinie  gilt  unbeschadet  der  Anforderungen 
gemäß  Richtlinie  9  6/61 /EG. 


Artikel  3 
Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck 

a)  „Zertifikat"  das  Zertifikat,  das  zur  Emission  von  einer  Tonne 
Kohlendioxidäquivalent  in  einem  bestimmten  Zeitraum 
berechtigt;  es  gilt  nur  für  die  Erfüllung  der  Anforderungen 
dieser  Richtlinie  und  kann  nach  Maßgabe  dieser  Richtlinie 
übertragen  werden; 

b)  „Emissionen"  die  Freisetzung  von  Treibhausgasen  in  die 
Atmosphäre  aus  Quellen  in  einer  Anlage; 

c)  „Treibhausgase"  die  in  Anhang  II  aufgeführten  Gase; 

d)  „Genehmigung  zur  Emission  von  Treibhausgasen"  eine 
Genehmigung,  die  gemäß  den  Artikeln  5  und  6  erteilt  wird; 

e)  „Anlage"  eine  ortsfeste  technische  Einheit,  in  der  eine  oder 
mehrere  der  in  Anhang  I  genannten  Tätigkeiten  sowie 
andere  unmittelbar  damit  verbundene  Tätigkeiten  durchge- 
führt werden,  die  mit  den  an  diesem  Standort  durchge- 
führten Tätigkeiten  in  einem  technischen  Zusammenhang 
stehen  und  die  Auswirkungen  auf  die  Emissionen  und  die 
Umweltverschmutzung  haben  können; 

f)  „Betreiber"  eine  Person,  die  eine  Anlage  betreibt  oder  besitzt 
oder  der  —  sofern  in  den  nationalen  Rechtsvorschriften 
vorgesehen  —  die  ausschlaggebende  wirtschaftliche  Verfü- 
gungsmacht über  den  technischen  Betrieb  einer  Anlage 
übertragen  worden  ist; 

g)  „Person"  jede  natürliche  oder  juristische  Person; 
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h)  „neuer  Marktteilnehmer"  eine  Anlage,  die  eine  oder  mehrere 
der  in  Anhang  I  aufgeführten  Tätigkeiten  durchführt  und 
der  nach  Übermittlung  des  nationalen  Zuteilungsplans  an 
die  Kommission  eine  Genehmigung  zur  Emission  von  Treib- 
hausgasen oder  infolge  einer  Änderung  der  Art  oder  Funkti- 
onsweise oder  einer  Erweiterung  der  Anlage  eine  entspre- 
chende aktualisierte  Genehmigung  erteilt  wurde; 

i)  „Öffentlichkeit"  eine  oder  mehrere  Personen  sowie  gemäß 
den  nationalen  Rechtsvorschriften  oder  der  nationalen 
Praxis  Zusammenschlüsse,  Organisationen  oder  Gruppen 
von  Personen; 

j)  „Tonne  Kohlendioxidäquivalent"  eine  metrische  Tonne 
Kohlendioxid  (C02)  oder  eine  Menge  eines  anderen  in 
Anhang  II  aufgeführten  Treibhausgases  mit  einem  äquiva- 
lenten Erderwärmungspotenzial. 

Artikel  4 

Genehmigungen  zur  Emission  von  Treibhausgasen 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  ab  dem  1.  Januar  2005 
Anlagen  die  in  Anhang  I  genannten  Tätigkeiten,  bei  denen  die 
für  diese  Tätigkeiten  spezifizierten  Emissionen  entstehen,  nur 
durchführen,  wenn  der  Betreiber  über  eine  Genehmigung 
verfügt,  die  von  einer  zuständigen  Behörde  gemäß  den  Artikeln 
5  und  6  erteilt  wurde,  oder  wenn  die  Anlage  gemäß  Artikel  27 
vorübergehend  aus  dem  Gemeinschaftssystem  ausgeschlossen 
wurde. 


Artikel  5 

Anträge  auf  Erteilung  der  Genehmigung  zur  Emission  von 
Treibhausgasen 

An  die  zuständige  Behörde  gerichtete  Anträge  auf  Erteilung 
von  Genehmigungen  zur  Emission  von  Treibhausgasen  müssen 
Angaben  zu  folgenden  Punkten  enthalten: 

a)  Anlage  und  dort  durchgeführte  Tätigkeiten  und  verwendete 
Technologie, 

b)  Rohmaterialien  und  Hilfsstoffe,  deren  Verwendung  wahr- 
scheinlich mit  Emissionen  von  in  Anhang  I  aufgeführten 
Gasen  verbunden  ist, 

c)  Quellen  der  Emissionen  von  in  Anhang  I  aufgeführten 
Gasen  aus  der  Anlage  und 

d)  geplante  Maßnahmen  zur  Überwachung  und  Berichterstat- 
tung betreffend  Emissionen  im  Einklang  mit  den  gemäß 
Artikel  14  erlassenen  Leitlinien. 

Dem  Antrag  ist  eine  nicht-technische  Zusammenfassung  der  in 
Unterabsatz  1  genannten  Punkte  beizufügen. 

Artikel  6 

Voraussetzungen  für  die  Erteilung  und  Inhalt  der  Geneh- 
migung zur  Emission  von  Treibhausgasen 

(1)  Die  zuständige  Behörde  erteilt  eine  Genehmigung  zur 
Emission  von  Treibhausgasen,  durch  die  die  Emission  von 
Treibhausgasen  aus  der  gesamten  Anlage  oder  aus  Teilen  davon 
genehmigt  wird,  wenn  sie  davon  überzeugt  ist,  dass  der 
Betreiber  in  der  Lage  ist,  die  Emissionen  zu  überwachen  und 
darüber  Bericht  zu  erstatten. 


Eine  Genehmigung  zur  Emission  von  Treibhausgasen  kann  sich 
auf  eine  oder  mehrere  vom  selben  Betreiber  am  selben  Standort 
betriebene  Anlagen  beziehen. 

(2)  Genehmigungen  zur  Emission  von  Treibhausgasen 
enthalten  folgende  Angaben: 

a)  Name  und  Anschrift  des  Betreibers, 

b)  Beschreibung  der  Tätigkeiten  und  Emissionen  der  Anlage, 

c)  Überwachungsauflagen,  in  denen  Überwachungsmethode 
und  -häufigkeit  festgelegt  sind, 

d)  Auflagen  für  die  Berichterstattung  und 

e)  eine  Verpflichtung  zur  Abgabe  von  Zertifikaten  in  Höhe  der 
—  nach  Artikel  1 5  geprüften  —  Gesamtemissionen  der 
Anlage  in  jedem  Kalenderjahr  binnen  vier  Monaten  nach 
Jahresende. 


Artikel  7 

Änderungen  im  Zusammenhang  mit  den  Anlagen 

Der  Betreiber  unterrichtet  die  zuständige  Behörde  von  allen 
geplanten  Änderungen  der  Art  oder  Funktionsweise  der  Anlage 
sowie  für  eine  Erweiterung  der  Anlage,  die  eine  Aktualisierung 
der  Genehmigung  zur  Emission  von  Treibhausgasen  erfordern 
könnten.  Bei  Bedarf  aktualisiert  die  zuständige  Behörde  die 
Genehmigung.  Ändert  sich  die  Identität  des  Anlagenbetreibers, 
so  aktualisiert  die  zuständige  Behörde  die  Genehmigung  in 
Bezug  auf  Name  und  Anschrift  des  neuen  Betreibers. 


Artikel  8 

Abstimmung  mit  der  Richtlinie  96/61/EG 

Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnahmen, 
um  sicherzustellen,  dass  bei  Anlagen,  deren  Tätigkeiten  in 
Anhang  I  der  Richtlinie  96/61/EG  aufgeführt  sind,  die  Voraus- 
setzungen und  das  Verfahren  für  die  Erteilung  einer  Genehmi- 
gung zur  Emission  von  Treibhausgasen  mit  denjenigen  für  die 
in  jener  Richtlinie  vorgesehene  Genehmigung  abgestimmt 
werden.  Die  Anforderungen  der  Artikel  5,  6  und  7  der  vorlie- 
genden Richtlinie  können  in  die  Verfahren  gemäß  der  Richtlinie 
96/61/EG  integriert  werden. 


Artikel  9 

Nationaler  Zuteilungsplan 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  für  jeden  in  Artikel  11 
Absätze  1  und  2  genannten  Zeitraum  einen  nationalen  Plan 
auf,  aus  dem  hervorgeht,  wie  viele  Zertifikate  sie  insgesamt  für 
diesen  Zeitraum  zuzuteilen  beabsichtigen  und  wie  sie  die  Zerti- 
fikate zuzuteilen  gedenken.  Dieser  Plan  ist  auf  objektive  und 
transparente  Kriterien  zu  stützen,  einschließlich  der  in  Anhang 
III  genannten  Kriterien,  wobei  die  Bemerkungen  der  Öffentlich- 
keit angemessen  zu  berücksichtigen  sind.  Die  Kommission  erar- 
beitet unbeschadet  des  Vertrags  bis  spätestens  31.  Dezember 
2003  eine  Anleitung  zur  Anwendung  der  in  Anhang  III  aufge- 
führten Kriterien. 
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Für  den  in  Artikel  11  Absatz  1  genannten  Zeitraum  wird  der 
Plan  spätestens  am  31.  März  2004  veröffentlicht  und  der 
Kommission  und  den  übrigen  Mitgliedstaaten  übermittelt.  Für 
die  folgenden  Zeiträume  werden  die  Pläne  mindestens  achtzehn 
Monate  vor  Beginn  des  betreffenden  Zeitraums  veröffentlicht 
und  der  Kommission  und  den  übrigen  Mitgliedstaaten  übermit- 
telt. 

(2)  Die  nationalen  Zuteilungspläne  werden  in  dem  in  Artikel 
23  Absatz  1  genannten  Ausschuss  erörtert. 

(3)  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Übermittlung  eines 
nationalen  Zuteilungsplans  durch  einen  Mitgliedstaat  gemäß 
Absatz  1  kann  die  Kommission  den  Plan  oder  einen  Teil  davon 
ablehnen,  wenn  er  mit  den  in  Anhang  III  aufgeführten  Kriterien 
oder  mit  Artikel  1 0  unvereinbar  ist.  Der  Mitgliedstaat  trifft  eine 
Entscheidung  nach  Artikel  1 1  Absatz  1  oder  2  nur  dann,  wenn 
Änderungsvorschläge  von  der  Kommission  akzeptiert  werden. 
Ablehnende  Entscheidungen  sind  von  der  Kommission  zu 
begründen. 


Artikel  10 

Zuteilungsmethode 

Für  den  am  1.  Januar  2005  beginnenden  Dreijahreszeitraum 
teilen  die  Mitgliedstaaten  mindestens  95%  der  Zertifikate 
kostenlos  zu.  Für  den  am  1.  Januar  2008  beginnenden  Fünfjah- 
reszeitraum teilen  die  Mitgliedstaaten  mindestens  90  %  der 
Zertifikate  kostenlos  zu. 


Artikel  1 1 

Zuteilung  und  Vergabe  von  Zertifikaten 

(1)  Für  den  am  1.  Januar  2005  beginnenden  Dreijahreszeit- 
raum entscheidet  jeder  Mitgliedstaat  über  die  Gesamtzahl  der 
Zertifikate,  die  er  für  diesen  Zeitraum  zuteilen  wird,  sowie  über 
die  Zuteilung  dieser  Zertifikate  an  die  Betreiber  der  einzelnen 
Anlagen.  Diese  Entscheidung  wird  mindestens  drei  Monate  vor 
Beginn  des  Zeitraums  getroffen,  und  zwar  auf  der  Grundlage 
des  gemäß  Artikel  9  aufgestellten  nationalen  Zuteilungsplans, 
im  Einklang  mit  Artikel  10  und  unter  angemessener  Berück- 
sichtigung der  Bemerkungen  der  Öffentlichkeit. 

(2)  Für  den  am  1.  Januar  2008  beginnenden  Fünfjahreszeit- 
raum und  jeden  folgenden  Fünfjahreszeitraum  entscheidet  jeder 
Mitgliedstaat  über  die  Gesamtzahl  der  Zertifikate,  die  er  für 
diesen  Zeitraum  zuteilen  wird,  und  leitet  das  Verfahren  für  die 
Zuteilung  dieser  Zertifikate  an  die  Betreiber  der  einzelnen 
Anlagen  ein.  Diese  Entscheidung  wird  mindestens  zwölf 
Monate  vor  Beginn  des  betreffenden  Zeitraums  getroffen,  und 
zwar  auf  der  Grundlage  des  gemäß  Artikel  9  aufgestellten 
nationalen  Zuteilungsplans  des  Mitgliedstaats,  im  Einklang  mit 
Artikel  10  und  unter  angemessener  Berücksichtigung  der 
Bemerkungen  der  Öffentlichkeit. 

(3)  Entscheidungen  gemäß  Absatz  1  oder  2  müssen  im 
Einklang  mit  dem  Vertrag,  insbesondere  mit  den  Artikeln  87 
und  88,  stehen.  Bei  der  Entscheidung  über  die  Zuteilung 
berücksichtigen  die  Mitgliedstaaten  die  Notwendigkeit,  neuen 
Marktteilnehmern  den  Zugang  zu  Zertifikaten  zu  ermöglichen. 


(4)  Die  zuständige  Behörde  vergibt  einen  Teil  der  Gesamt- 
menge der  Zertifikate  bis  zum  28.  Februar  jeden  Jahres  des  in 
Absatz  1  oder  2  genannten  Zeitraums. 


Artikel  12 

Übertragung,  Abgabe  und  Löschung  von  Zertifikaten 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Zertifikate  über- 
tragbar sind  zwischen 

a)  Personen  innerhalb  der  Gemeinschaft, 

b)  Personen  innerhalb  der  Gemeinschaft  und  Personen  in 
Drittländern,  in  denen  diese  Zertifikate  nach  dem  in  Artikel 
25  genannten  Verfahren  anerkannt  werden,  wobei  nur  die 
Beschränkungen  Anwendung  finden,  die  in  dieser  Richtlinie 
geregelt  sind  oder  gemäß  dieser  Richtlinie  erlassen  werden. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Zertifikate,  die 
von  der  zuständigen  Behörde  eines  anderen  Mitgliedstaates 
vergeben  wurden,  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen  eines 
Betreibers  aus  Absatz  3  genutzt  werden  können. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  der  Betreiber  für 
jede  Anlage  bis  spätestens  30.  April  jeden  Jahres  eine  Anzahl 
von  Zertifikaten  abgibt,  die  den  —  nach  Artikel  15  geprüften 

—  Gesamtemissionen  der  Anlage  im  vorhergehenden  Kalender- 
jahr entspricht,  und  dass  diese  Zertifikate  anschließend  gelöscht 
werden. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  durch  die  notwendigen 
Maßnahmen  sicher,  dass  Zertifikate  jederzeit  gelöscht  werden, 
wenn  der  Inhaber  dies  beantragt. 


Artikel  13 
Gültigkeit  der  Zertifikate 

(1)  Die  Zertifikate  sind  gültig  für  Emissionen  während  des  in 
Artikel  11  Absatz  1  oder  2  genannten  Zeitraums,  für  den  sie 
vergeben  werden. 

(2)  Vier  Monate  nach  Beginn  des  ersten  in  Artikel  1 1  Absatz 
2  genannten  Fünfjahreszeitraums  werden  Zertifikate,  die  nicht 
mehr  gültig  sind  und  nicht  gemäß  Artikel  1 2  Absatz  3  abge- 
geben und  gelöscht  wurden,  von  der  zuständigen  Behörde 
gelöscht. 

Die  Mitgliedstaaten  können  Zertifikate  an  Personen  für  den 
laufenden  Zeitraum  vergeben,  um  Zertifikate  zu  ersetzen,  die 
diese  Personen  besaßen  und  die  gemäß  Unterabsatz  1  gelöscht 
wurden. 

(3)  Vier  Monate  nach  Beginn  jedes  folgenden  in  Artikel  1 1 
Absatz  2  genannten  Fünfjahreszeitraums  werden  Zertifikate,  die 
nicht  mehr  gültig  sind  und  nicht  gemäß  Artikel  12  Absatz  3 
abgegeben  und  gelöscht  wurden,  von  der  zuständigen  Behörde 
gelöscht. 
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Die  Mitgliedstaaten  vergeben  Zertifikate  an  Personen  für  den 
laufenden  Zeitraum,  um  Zertifikate  zu  ersetzen,  die  diese 
Personen  besaßen  und  die  gemäß  Unterabsatz  1  gelöscht 
wurden. 


Artikel  14 

Leitlinien  für  die  Überwachung  und  Berichterstattung 
betreffend  Emissionen 

(1)  Die  Kommission  verabschiedet  bis  zum  30.  September 
2003  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Verfahren 
Leitlinien  für  die  Überwachung  und  Berichterstattung  betreffend 
Emissionen  aus  in  Anhang  I  aufgeführten  Tätigkeiten  von  für 
diese  Tätigkeiten  spezifizierten  Treibhausgasen.  Die  Leitlinien 
basieren  auf  den  in  Anhang  IV  dargestellten  Grundsätzen  für 
die  Überwachung  und  Berichterstattung. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  Emissionen  im 
Einklang  mit  den  Leitlinien  überwacht  werden. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  jeder  Betreiber 
einer  Anlage  der  zuständigen  Behörde  über  die  Emissionen 
dieser  Anlage  in  jedem  Kalenderjahr  nach  Ende  dieses  Jahres  im 
Einklang  mit  den  Leitlinien  Bericht  erstattet. 


Artikel  15 
Prüfung 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  von  den  Betreibern 
gemäß  Artikel  14  Absatz  3  vorgelegten  Berichte  anhand  der 
Kriterien  des  Anhangs  V  geprüft  werden  und  die  zuständige 
Behörde  hiervon  unterrichtet  wird. 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  ein  Betreiber,  dessen 
Bericht  bis  zum  31.  März  jeden  Jahres  in  Bezug  auf  die  Emis- 
sionen des  Vorjahres  nicht  gemäß  den  Kriterien  des  Anhangs  V 
als  zufrieden  stellend  bewertet  wurde,  keine  weiteren  Zertifikate 
übertragen  kann,  bis  ein  Bericht  dieses  Betreibers  als  zufrieden 
stellend  bewertet  wurde. 


Artikel  16 
Sanktionen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  legen  Vorschriften  über  Sanktionen 
fest,  die  bei  einem  Verstoß  gegen  die  gemäß  dieser  Richtlinie 
erlassenen  nationalen  Vorschriften  zu  verhängen  sind,  und 
treffen  die  notwendigen  Maßnahmen,  um  die  Durchsetzung 
dieser  Vorschriften  zu  gewährleisten.  Die  Sanktionen  müssen 
wirksam,  verhältnismäßig  und  abschreckend  sein.  Die  Mitglied- 
staaten teilen  der  Kommission  diese  Vorschriften  spätestens  am 
31.  Dezember  2003  mit  und  melden  ihr  spätere  Änderungen 
unverzüglich. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Namen  der 
Betreiber,  die  gegen  die  Verpflichtungen  nach  Artikel  1 2  Absatz 
3  zur  Abgabe  einer  ausreichenden  Anzahl  von  Zertifikaten 
verstoßen,  veröffentlicht  werden. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Betreibern,  die 
nicht  bis  zum  30.  April  jeden  Jahres  eine  ausreichende  Anzahl 
von  Zertifikaten  zur  Abdeckung  ihrer  Emissionen  im  Vorjahr 
abgeben,  eine  Sanktion  wegen  Emissionsüberschreitung  aufer- 
legt wird.  Die  Sanktion  wegen  Emissionsüberschreitung  beträgt 
für  jede  von  der  Anlage  ausgestoßene  Tonne  Kohlendioxidäqui- 
valent, für  die  der  Betreiber  keine  Zertifikate  abgegeben  hat, 
100  EUR.  Die  Zahlung  der  Sanktion  entbindet  den  Betreiber 
nicht  von  der  Verpflichtung,  Zertifikate  in  Höhe  dieser  Emis- 
sionsüberschreitung abzugeben,  wenn  er  die  Zertifikate  für  das 
folgende  Kalenderjahr  abgibt. 

(4)  Während  des  am  1.  Januar  2005  beginnenden  Dreijah- 
reszeitraums verhängen  die  Mitgliedstaaten  für  jede  von  der 
Anlage  ausgestoßene  Tonne  Kohlendioxidäquivalent,  für  die  der 
Betreiber  keine  Zertifikate  abgegeben  hat,  eine  niedrigere  Sank- 
tion wegen  Emissionsüberschreitung  in  Höhe  von  40  EUR.  Die 
Zahlung  der  Sanktion  entbindet  den  Betreiber  nicht  von  der 
Verpflichtung,  Zertifikate  in  Höhe  dieser  Emissionsüberschrei- 
tung abzugeben,  wenn  er  die  Zertifikate  für  das  folgende  Kalen- 
derjahr abgibt. 


Artikel  17 

Zugang  zu  Informationen 

Entscheidungen  über  die  Zuteilung  von  Zertifikaten  und  die 
Emissionsberichte,  die  gemäß  der  Genehmigung  zur  Emission 
von  Treibhausgasen  zu  übermitteln  sind  und  der  zuständigen 
Behörde  vorliegen,  werden  der  Öffentlichkeit  von  dieser 
Behörde  zugänglich  gemacht,  wobei  die  Einschränkungen 
gemäß  Artikel  3  Absatz  3  und  Artikel  4  der  Richtlinie  2003/4/ 
EG  zu  beachten  sind. 


Artikel  18 

Zuständige  Behörde 

Die  Mitgliedstaaten  sorgen  für  die  Schaffung  des  für  die  Durch- 
führung dieser  Richtlinie  geeigneten  verwaltungstechnischen 
Rahmens,  einschließlich  der  Benennung  der  entsprechenden 
zuständigen  Behörde(n).  Wird  mehr  als  eine  zuständige 
Behörde  benannt,  so  muss  die  Tätigkeit  der  betreffenden 
Behörden  im  Rahmen  dieser  Richtlinie  koordiniert  werden. 


Artikel  1 9 
Register 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  für  die  Einrichtung  und 
Aktualisierung  eines  Registers,  um  die  genaue  Verbuchung  von 
Vergabe,  Besitz,  Übertragung  und  Löschung  von  Zertifikaten  zu 
gewährleisten.  Die  Mitgliedstaaten  können  ihre  Register  im 
Rahmen  eines  konsolidierten  Systems  gemeinsam  mit  einem 
oder  mehreren  anderen  Mitgliedstaaten  führen. 

(2)  Jede  Person  kann  Inhaber  von  Zertifikaten  sein.  Das 
Register  ist  der  Öffentlichkeit  zugänglich  zu  machen  und  in 
getrennte  Konten  aufzugliedern,  um  die  Zertifikate  der 
einzelnen  Personen  zu  erfassen,  an  die  und  von  denen  Zertifi- 
kate vergeben  oder  übertragen  werden. 
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(3)  Im  Hinblick  auf  die  Durchführung  dieser  Richtlinie 
erlässt  die  Kommission  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2 
genannten  Verfahren  eine  Verordnung  über  ein  standardisiertes 
und  sicheres  Registrierungssystem  in  Form  standardisierter  elek- 
tronischer Datenbanken  mit  gemeinsamen  Datenelementen  zur 
Verfolgung  von  Vergabe,  Besitz,  Übertragung  und  Löschung 
von  Zertifikaten,  zur  Gewährleistung  des  Zugangs  der  Öffent- 
lichkeit und  angemessener  Vertraulichkeit  und  um  sicherzu- 
stellen, dass  keine  Übertragungen  erfolgen,  die  mit  den 
Verpflichtungen  aus  dem  Kyoto-Protokoll  unvereinbar  sind. 


Artikel  20 


Zentralverwalter 


(1)  Die  Kommission  benennt  einen  Zentralverwalter,  um  ein 
unabhängiges  Transaktionsprotokoll  über  Vergabe,  Übertragung 
und  Löschung  der  Zertifikate  zu  führen. 

(2)  Der  Zentralverwalter  führt  anhand  des  unabhängigen 
Transaktionsprotokolls  eine  automatisierte  Kontrolle  jeder 
Transaktion  in  den  Registern  durch,  um  sicherzustellen,  dass 
keine  Unregelmäßigkeiten  bezüglich  Vergabe,  Übertragung  und 
Löschung  der  Zertifikate  vorliegen. 

(3)  Werden  bei  der  automatisierten  Kontrolle  Unregelmäßig- 
keiten festgestellt,  so  unterrichtet  der  Zentralverwalter  den  bzw. 
die  betreffenden  Mitgliedstaaten,  die  die  fraglichen  Transak- 
tionen oder  weitere  Transaktionen  im  Zusammenhang  mit  den 
betreffenden  Zertifikaten  nicht  in  das  bzw.  die  Register 
eintragen,  bis  die  Unregelmäßigkeiten  beseitigt  sind. 


Artikel  21 


Berichterstattung  durch  die  Mitgliedstaaten 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  legen  der  Kommission  jedes  Jahr 
einen  Bericht  über  die  Anwendung  dieser  Richtlinie  vor.  In 
diesem  Bericht  ist  insbesondere  auf  die  Regeln  für  die  Zuteilung 
der  Zertifikate,  das  Funktionieren  der  Register,  die  Anwendung 
der  Leitlinien  für  die  Überwachung  und  Berichterstattung  sowie 
die  Prüfung  und  Fragen  der  Einhaltung  der  Richtlinie  und  gege- 
benenfalls der  steuerlichen  Behandlung  von  Zertifikaten  einzu- 
gehen. Der  erste  Bericht  ist  der  Kommission  bis  zum  30.  Juni 
2005  zu  übermitteln.  Der  Bericht  ist  auf  der  Grundlage  eines 
Fragebogens  bzw.  einer  Vorlage  zu  erstellen,  der  bzw.  die  von 
der  Kommission  gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  6  der  Rich- 
tlinie 9F/692/EWG  entworfen  wurde.  Der  Fragebogen  bzw.  die 
Vorlage  wird  den  Mitgliedstaaten  spätestens  sechs  Monate  vor 
Ablauf  der  Frist  für  die  Übermittlung  des  ersten  Berichts  zuge- 
sandt. 


(2)  Auf  der  Grundlage  der  in  Absatz  1  genannten  Berichte 
veröffentlicht  die  Kommission  binnen  drei  Monaten  nach 
Eingang  der  Berichte  aus  den  Mitgliedstaaten  einen  Bericht  über 
die  Anwendung  dieser  Richtlinie. 


(3)  Die  Kommission  organisiert  einen  Informationsaustausch 
zwischen  den  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten  über 
Entwicklungen  hinsichtlich  folgender  Aspekte:  Zuteilung,  Funk- 
tionieren der  Register,  Überwachung,  Berichterstattung,  Prüfung 
und  Einhaltung. 


Artikel  22 

Änderungen  des  Anhangs  III 

Unter  Berücksichtigung  der  in  Artikel  21  vorgesehenen 
Berichte  und  der  bei  der  Anwendung  dieser  Richtlinie  gesam- 
melten Erfahrungen  kann  die  Kommission  Anhang  III  mit 
Ausnahme  der  Kriterien  1,  5  und  7  für  den  Zeitraum  2008  bis 
2012  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Verfahren 
ändern. 


Artikel  23 
Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  8  der 
Entscheidung  93/389/EWG  eingesetzten  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die 
Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung 
von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/ 
468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


Artikel  24 

Verfahren  für  die  einseitige  Einbeziehung  zusätzlicher 
Tätigkeiten  und  Gase 

(1)  Ab  2008  können  die  Mitgliedstaaten  im  Einklang  mit 
dieser  Richtlinie  den  Handel  mit  Emissionszertifikaten  auf  nicht 
in  Anhang  I  aufgeführte  Tätigkeiten,  Anlagen  und  Treibhaus- 
gase ausweiten,  sofern  die  Einbeziehung  solcher  Tätigkeiten, 
Anlagen  und  Treibhausgase  von  der  Kommission  nach  dem  in 
Artikel  23  Absatz  2  genannten  Verfahren  unter  Berücksichti- 
gung aller  einschlägigen  Kriterien,  insbesondere  der  Auswir- 
kungen auf  den  Binnenmarkt,  möglicher  Wettbewerbsverzer- 
rungen, der  Umweltwirksamkeit  der  Regelung  und  der  Zuver- 
lässigkeit des  vorgesehenen  Überwachungs-  und  Berichterstat- 
tungsverfahrens, gebilligt  wird. 

Ab  2005  können  die  Mitgliedstaaten  unter  denselben  Voraus- 
setzungen den  Handel  mit  Emissionszertifikaten  auf  Anlagen 
ausweiten,  die  in  Anhang  I  aufgeführte  Tätigkeiten  durchführen 
und  bei  denen  die  dort  vorgesehenen  Kapazitätsgrenzen  nicht 
erreicht  werden. 

(2)  Zuteilungen  für  Anlagen,  die  derartige  Tätigkeiten  durch- 
führen, sind  in  den  in  Artikel  9  genannten  nationalen  Zutei- 
lungsplänen zu  erfassen. 
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(3)  Die  Kommission  kann  aus  eigener  Initiative  bzw.  muss 
auf  Ersuchen  eines  Mitgliedstaats  Leitlinien  für  die  Überwa- 
chung und  Berichterstattung  betreffend  Emissionen  aus  Tätig- 
keiten, Anlagen  und  Treibhausgasen,  die  nicht  in  Anhang  1 
aufgeführt  sind,  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten 
Verfahren  festlegen,  wenn  die  Überwachung  und  die  Berichter- 
stattung in  Bezug  auf  diese  Emissionen  mit  ausreichender 
Genauigkeit  erfolgen  kann. 

(4)  Werden  derartige  Maßnahmen  eingeführt,  so  ist  bei  den 
nach  Artikel  30  durchzuführenden  Überprüfungen  auch  zu 
prüfen,  ob  Anhang  I  dahin  gehend  geändert  werden  sollte,  dass 
Emissionen  aus  diesen  Tätigkeiten  in  gemeinschaftsweit  harmo- 
nisierter Weise  in  den  Anhang  aufgenommen  werden. 


Artikel  25 

Verknüpfung  mit  anderen  Systemen  für  den  Handel  mit 
Treibhausgasemissionen 

(1)  Mit  den  in  Anhang  B  des  Kyoto-Protokolls  aufgeführten 
Drittländern,  die  das  Protokoll  ratifiziert  haben,  sollten  im 
Hinblick  auf  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Zertifikate,  die 
im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  und  anderer  Systeme  für 
den  Handel  mit  Treibhausgasemissionen  erteilt  wurden,  gemäß 
Artikel  300  des  Vertrags  Abkommen  geschlossen  werden. 

(2)  Wurde  ein  Abkommen  im  Sinne  von  Absatz  1 
geschlossen,  so  erarbeitet  die  Kommission  nach  dem  in  Artikel 
23  Absatz  2  genannten  Verfahren  die  erforderlichen 
Vorschriften  für  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Zertifikate 
im  Rahmen  dieses  Abkommens. 


Artikel  26 

Änderung  der  Richtlinie  96/61/EG 

In  Artikel  9  Absatz  3  der  Richtlinie  96/61/EG  werden  folgende 
Unterabsätze  angefügt: 

„Sind  Treibhausgasemissionen  einer  Anlage  in  Anhang  I 
der  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein  System  für 
den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der 
Gemeinschaft  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  96/61/EG 
des  Rates  (*)  in  Zusammenhang  mit  einer  in  dieser  Anlage 
durchgeführten  Tätigkeit  aufgeführt,  so  enthält  die  Geneh- 
migung keine  Emissionsgrenzwerte  für  direkte  Emissionen 
dieses  Gases,  es  sei  denn,  dies  ist  erforderlich,  um  sicherzu- 
stellen, dass  keine  erhebliche  lokale  Umweltverschmutzung 
bewirkt  wird. 

Den  Mitgliedstaaten  steht  es  frei,  für  die  in  Anhang  I  der 
Richtlinie  2003/87/EG  aufgeführten  Tätigkeiten  keine  Ener- 
gieeffizienzanforderungen in  Bezug  auf  Verbrennungsein- 
heiten oder  andere  Einheiten  am  Standort,  die  Kohlendioxid 
ausstoßen,  festzulegen. 

Falls  erforderlich,  wird  die  Genehmigung  durch  die 
zuständigen  Behörden  entsprechend  geändert. 


Die  vorstehenden  drei  Unterabsätze  gelten  nicht  für 
Anlagen,  die  gemäß  Artikel  27  der  Richtlinie  2003/87/EG 
vorübergehend  aus  dem  System  für  den  Handel  mit  Treib- 
hausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  ausge- 
schlossen sind. 


(*)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32." 


Artikel  27 

Vorübergehender  Ausschluss  bestimmter  Anlagen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  können  bei  der  Kommission  bean- 
tragen, dass  Anlagen  vorübergehend,  jedoch  höchstens  bis  zum 
31.  Dezember  2007  aus  dem  Gemeinschaftssystem  ausge- 
schlossen werden.  In  jedem  Antrag  sind  alle  diese  Anlagen 
einzeln  aufzuführen;  der  Antrag  ist  zu  veröffentlichen. 

(2)  Stellt  die  Kommission  nach  Berücksichtigung  etwaiger 
Bemerkungen  der  Öffentlichkeit  zu  diesem  Antrag  nach  dem  in 
Artikel  23  Absatz  2  genannten  Verfahren  fest,  dass  die  Anlagen 

a)  infolge  der  einzelstaatlichen  Politik  ihre  Emissionen  ebenso 
weit  begrenzen,  wie  sie  dies  tun  würden,  wenn  sie  dieser 
Richtlinie  unterworfen  wären, 

b)  Überwachungs-,  Berichterstattungs-  und  Prüfungsanforde- 
rungen unterliegen,  die  denen  der  Artikel  14  und  15  gleich- 
wertig sind,  und 

c)  bei  Nichterfüllung  der  nationalen  Anforderungen  Sank- 
tionen unterliegen,  die  den  in  Artikel  16  Absätze  1  und  4 
aufgeführten  Sanktionen  zumindest  gleichwertig  sind, 

so  sieht  sie  den  vorübergehenden  Ausschluss  dieser  Anlagen 
aus  dem  Gemeinschaftssystem  vor. 

Es  ist  zu  gewährleisten,  dass  es  nicht  zu  Beeinträchtigungen  des 
Binnenmarkts  kommt. 


Artikel  28 
Anlagenfonds 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  können  den  Betreibern  von  Anlagen, 
die  eine  der  in  Anhang  I  aufgeführten  Tätigkeiten  durchführen, 
erlauben,  einen  Fonds  von  Anlagen  aus  demselben  Tätigkeitsbe- 
reich für  den  in  Artikel  1 1  Absatz  1  genannten  Zeitraum  und/ 
oder  für  den  in  Artikel  1 1  Absatz  2  genannten  ersten  Fünfjah- 
reszeitraum gemäß  den  Absätzen  2  bis  6  des  vorliegenden  Arti- 
kels zu  bilden. 

(2)  Die  Betreiber,  die  eine  in  Anhang  I  aufgeführte  Tätigkeit 
durchführen  und  einen  Fonds  bilden  möchten,  stellen  bei  der 
zuständigen  Behörde  einen  Antrag,  wobei  sie  die  Anlagen  und 
den  Zeitraum  angeben,  für  den  sie  einen  Fonds  bilden  wollen, 
und  den  Nachweis  erbringen,  dass  ein  Treuhänder  in  der  Lage 
sein  wird,  die  in  den  Absätzen  3  und  4  genannten  Verpflich- 
tungen zu  erfüllen. 
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(3)  Die  Betreiber,  die  einen  Fonds  bilden  wollen,  benennen 
einen  Treuhänder,  für  den  Folgendes  gilt: 

a)  An  den  Treuhänder  wird  abweichend  von  Artikel  1 1  die 
Gesamtmenge  der  je  Anlage  der  Betreiber  errechneten  Zerti- 
fikate vergeben; 

b)  der  Treuhänder  ist  abweichend  von  Artikel  6  Absatz  2 
Buchstabe  e)  und  Artikel  1 2  Absatz  3  verantwortlich  für  die 
Abgabe  von  Zertifikate,  die  den  Gesamtemissionen  der 
Anlagen  im  Fonds  entsprechen; 

c)  der  Treuhänder  darf  keine  weiteren  Übertragungen  durch- 
führen, falls  der  Bericht  eines  Betreibers  im  Rahmen  der 
Prüfung  gemäß  Artikel  1 5  Absatz  2  als  nicht  zufrieden  stel- 
lend bewertet  wurde. 

(4)  Abweichend  von  Artikel  16  Absätze  2,  3  und  4  werden 
die  Sanktionen  für  Verstöße  gegen  die  Verpflichtungen  zur 
Abgabe  einer  ausreichenden  Anzahl  von  Zertifikaten,  um  die 
Gesamtemissionen  aus  den  Anlagen  im  Fonds  abzudecken, 
gegen  den  Treuhänder  verhängt. 

(5)  Ein  Mitgliedstaat,  der  die  Bildung  eines  oder  mehrerer 
Fonds  erlauben  möchte,  reicht  den  in  Absatz  2  genannten 
Antrag  bei  der  Kommission  ein.  Unbeschadet  der  Bestim- 
mungen des  Vertrags  kann  die  Kommission  innerhalb  von  drei 
Monaten  nach  Eingang  einen  Antrag  ablehnen,  der  die  Anfor- 
derungen dieser  Richtlinie  nicht  erfüllt.  Eine  solche  Entschei- 
dung ist  zu  begründen.  Wird  der  Antrag  abgelehnt,  so  darf  der 
Mitgliedstaat  die  Bildung  des  Fonds  nur  erlauben,  wenn 
Änderungsvorschläge  von  der  Kommission  akzeptiert  werden. 

(6)  Falls  der  Treuhänder  den  in  Absatz  4  genannten  Sank- 
tionen nicht  nachkommt,  ist  jeder  Betreiber  einer  Anlage  im 
Fonds  nach  Artikel  12  Absatz  3  und  Artikel  16  für  Emissionen 
seiner  eigenen  Anlage  verantwortlich. 


Artikel  29 
Höhere  Gewalt 

(1)  Während  des  in  Artikel  11  Absatz  1  genannten  Zeit- 
raums können  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Kommission  bean- 
tragen, dass  für  bestimmte  Anlagen  in  Fällen  höherer  Gewalt 
zusätzliche  Zertifikate  vergeben  werden  dürfen.  Die  Kommis- 
sion stellt  fest,  ob  nachweislich  höhere  Gewalt  vorliegt,  und 
gestattet  in  diesem  Fall  die  Vergabe  zusätzlicher,  nicht  übertrag- 
barer Zertifikate  durch  den  betreffenden  Mitgliedstaat  an  die 
Betreiber  der  betreffenden  Anlagen. 

(2)  Die  Kommission  stellt  bis  spätestens  31.  Dezember  2003 
unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Vertrags  Leitlinien  auf,  in 
denen  die  Umstände  dargelegt  sind,  unter  denen  nachweislich 
höhere  Gewalt  vorliegt. 


Artikel  30 

Überprüfung  und  weitere  Entwicklung 

(1)  Auf  der  Grundlage  der  Fortschritte  bei  der  Überwachung 
der  Treibhausgasemissionen  kann  die  Kommission  dem  Euro- 
päischen Parlament  und  dem  Rat  bis  zum  31.  Dezember  2004 


einen  Vorschlag  unterbreiten,  wonach  Anhang  I  dahin  gehend 
geändert  wird,  dass  andere  Tätigkeiten  und  Emissionen  anderer 
in  Anhang  II  aufgeführter  Treibhausgase  aufgenommen 
werden. 


(2)  Auf  der  Grundlage  der  Erfahrungen  mit  der  Anwendung 
dieser  Richtlinie  und  der  Fortschritte  bei  der  Überwachung  der 
Treibhausgasemissionen  sowie  angesichts  der  Entwicklungen 
auf  internationaler  Ebene  erstellt  die  Kommission  einen  Bericht 
über  die  Anwendung  dieser  Richtlinie,  in  dem  sie  auf  folgende 
Punkte  eingeht: 

a)  die  Frage,  wie  und  ob  Anhang  I  dahin  gehend  geändert 
werden  sollte,  dass  im  Hinblick  auf  eine  weitere  Steigerung 
der  wirtschaftlichen  Effizienz  des  Systems  andere  betroffene 
Sektoren,  wie  etwa  die  Sektoren  Chemie,  Aluminium  und 
Verkehr,  andere  Tätigkeiten  und  Emissionen  anderer  in 
Anhang  II  aufgeführter  Treibhausgase  aufgenommen 
werden; 

b)  den  Zusammenhang  zwischen  dem  Emissionszertifikate- 
handel auf  Gemeinschaftsebene  und  dem  internationalen 
Emissionshandel,  der  im  Jahr  2008  beginnen  wird; 

c)  die  weitere  Harmonisierung  der  Zuteilungsmethode 
(einschließlich  Versteigerung  für  die  Zeit  nach  2012)  und 
der  Kriterien  für  die  nationalen  Zuteilungspläne  gemäß 
Anhang  III; 

d)  die  Nutzung  von  Emissionsgutschriften  aus  projektbezo- 
genen Mechanismen; 

e)  das  Verhältnis  des  Emissionshandels  zu  anderen  auf  Ebene 
der  Mitgliedstaaten  und  der  Gemeinschaft  durchgeführten 
Politiken  und  Maßnahmen,  einschließlich  der  Besteuerung, 
mit  denen  die  gleichen  Ziele  verfolgt  werden; 

f)  die  Frage,  ob  es  zweckmäßig  wäre,  ein  einziges  Gemein- 
schaftsregister einzurichten; 

g)  die  Höhe  der  Sanktionen  wegen  Emissionsüberschreitung, 
unter  anderem  unter  Berücksichtigung  der  Inflation; 

h)  das  Funktionieren  des  Marktes  für  Emissionszertifikate, 
insbesondere  im  Hinblick  auf  etwaige  Marktstörungen; 

i)  die  Frage,  wie  das  Gemeinschaftssystem  an  eine  erweiterte 
Europäische  Union  angepasst  werden  kann; 

j)  die  Einrichtung  von  Anlagenfonds; 

k)  die  Frage,  ob  es  möglich  ist,  gemeinschaftsweite  Benchmarks 
als  Grundlage  für  die  Zuteilung  zu  entwickeln,  wobei  die 
besten  verfügbaren  Techniken  und  Kosten-Nutzen-Analysen 
zu  berücksichtigen  sind. 


Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem 
Rat  diesen  Bericht  sowie  gegebenenfalls  entsprechende 
Vorschläge  bis  zum  30.  Juni  2006  vor. 
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(3)  Die  Verknüpfung  der  projektbezogenen  Mechanismen, 
einschließlich  des  Joint  Implementation  (JI)  und  des  Clean  Deve- 
lopment Mechanism  (CDM),  mit  dem  Gemeinschaftssystem  ist 
wünschenswert  und  wichtig,  um  die  Ziele  einer  Verringerung 
der  globalen  Treibhausgasemissionen  sowie  einer  Verbesserung 
der  Kosteneffizienz  des  Gemeinschaftssystems  in  der  Praxis  zu 
erreichen.  Die  Emissionsgutschriften  aus  den  projektbezogenen 
Mechanismen  werden  daher  für  eine  Nutzung  in  diesem  System 
nach  Maßgabe  der  Vorschriften  anerkannt,  die  das  Europäische 
Parlament  und  der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  erlassen 
und  die  im  Jahr  2005  parallel  zum  Gemeinschaftssystem 
Anwendung  finden  sollten.  Der  Einsatz  der  Mechanismen 
erfolgt  als  Begleitmaßnahme  zu  innerstaatlichen  Maßnahmen 
im  Einklang  mit  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Kyoto- 
Protokolls  und  der  Vereinbarungen  von  Marrakesch. 

Artikel  3 1 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Rechts-  und  Verwaltungs- 
vorschriften in  Kraft,  die  erforderlich  sind,  um  dieser  Richtlinie 
spätestens  ab  dem  31.  Dezember  2003  nachzukommen.  Sie 
setzen  die  Kommission  unverzüglich  davon  in  Kenntnis.  Die 
Kommission  teilt  den  anderen  Mitgliedstaaten  diese  Rechts-  und 
Verwaltungsvorschriften  mit. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen,  nehmen 
sie  in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der 
amtlichen  Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die 
Mitgliedstaaten  regeln  die  Einzelheiten  der  Bezugnahme. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie  auf  dem 
unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen.  Die  Kommis- 
sion setzt  die  anderen  Mitgliedstaaten  davon  in  Kenntnis. 

Artikel  32 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  Tag  ihrer  Veröffentlichung  im  Amts- 
blatt der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  33 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  alle  Mitgliedstaaten  gerichtet. 


Geschehen  zu  Luxemburg  am  13.  Oktober  2003. 

Im  Namen  des  Europäischen 

Parlaments  Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident  Der  Präsident 

P.  COX  G.  ALEMANNO 
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ANHANG  I 


KATEGORIEN  VON  TÄTIGKEITEN  GEMÄSS  ARTIKEL  2  ABSATZ  1,  ARTIKEL  3,  ARTIKEL  4,  ARTIKEL  14 

ABSATZ  1,  ARTIKEL  28  UND  ARTIKEL  30 

1.  Anlagen  oder  Anlagenteile,  die  für  Zwecke  der  Forschung,  Entwicklung  und  Prüfung  neuer  Produkte  und  Verfahren 
genutzt  werden,  fallen  nicht  unter  diese  Richtlinie. 


2.  Die  nachstehend  angegebenen  Grenzwerte  beziehen  sich  im  Allgemeinen  auf  Produktionskapazitäten  oder  -leis- 
tungen.  Führt  ein  Betreiber  mehrere  Tätigkeiten  unter  der  gleichen  Bezeichnung  in  einer  Anlage  oder  an  einem 
Standort  durch,  werden  die  Kapazitäten  dieser  Tätigkeiten  addiert. 


Tätigkeiten 

Treibhausgase 

Energieumwandlung  und  -Umformung 

Feuerungsanlagen   mit   einer   Feuerungswärmeleistung   über   20  MW  (ausge- 
nommen Anlagen  für  die  Verbrennung  von  gefährlichen  oder  Siedlungsabfällen) 

Kohlendioxid 

Mineralölraffinerien 

Kohlendioxid 

Kokereien 

Kohlendioxid 

Eisenmetallerzeugung  und  -Verarbeitung 

Röst-  und  Sinteranlagen  für  Metallerz  (einschließlich  Sulfiderz) 

Kohlendioxid 

Anlagen  für  die  Herstellung  von  Roheisen  oder  Stahl  (Primär-  oder  Sekundär- 
schmelzbetrieb), einschließlich  Stranggießen,  mit  einer  Kapazität  über  2,5  Tonnen 
pro  Stunde 

Kohlendioxid 

Mineralverarbeitende  Industrie 

Anlagen  zur  Herstellung  von  Zementklinker  in  Drehrohröfen  mit  einer  Produkti- 
onskapazität über  500  Tonnen  pro  Tag  oder  von  Kalk  in  Drehrohröfen  mit  einer 
Produktionskapazität  über  50  Tonnen  pro  Tag  oder  in  anderen  Öfen  mit  einer 
Produktionskapazität  über  50  Tonnen  pro  Tag 

Kohlendioxid 

Anlagen  zur  Herstellung  von  Glas  einschließlich  Glasfasern  mit  einer  Schmelzka- 
pazität über  20  Tonnen  pro  Tag 

Kohlendioxid 

Anlagen  zur  Herstellung  von  keramischen  Erzeugnissen  durch  Brennen  (insbeson- 
dere Dachziegel,  Ziegelsteine,  feuerfeste  Steine,  Fliesen,  Steinzeug  oder  Porzellan) 
mit  einer  Produktionskapazität  über  75  Tonnen  pro  Tag  und/oder  einer  Ofenka- 
pazität über  4  m'  und  einer  Besatzdichte  über  300  kg/m1 

Kohlendioxid 

Sonstige  Industriezweige 

Industrieanlagen  zur  Herstellung  von 

a)  Zellstoff  aus  Holz  und  anderen  Faserstoffen 

Kohlendioxid 

b)  Papier  und  Pappe  mit  einer  Produktionskapazität  über  20  Tonnen  pro  Tag 

Kohlendioxid 

ANHANG  II 


TREIBHAUSGASE  GEMÄSS  DEN  ARTIKELN  3  UND  30 

Kohlendioxid  (C02) 
Methan  (CH4) 
Distickstoffoxid  (N20) 
Fluorkohlenwasserstoffe  (FKW) 
Perfluorierte  Kohlenwasserstoffe 
Schwefelhexafluorid  (SF6) 


ANHANG  III 

KRITERIEN  FÜR  DIE  NATIONALEN  ZUTEILUNGSPLÄNE  GEMÄSS  DEN  ARTIKELN  9,  22  UND  30 

1.  Die  Gesamtmenge  der  Zertifikate,  die  im  jeweiligen  Zeitraum  zugeteilt  werden  sollen,  muss  mit  der  in  der  Entschei- 
dung 2002/358/EG  und  im  Kyoto-Protokoll  enthaltenen  Verpflichtung  des  Mitgliedstaats  zur  Begrenzung  seiner 
Emissionen  in  Einklang  stehen  unter  Berücksichtigung  des  Anteils  der  Gesamtemissionen,  dem  diese  Zertifikate  im 
Vergleich  zu  Emissionen  aus  Quellen  entsprechen,  die  nicht  unter  diese  Richtlinie  fallen,  sowie  der  nationalen  ener- 
giepolitischen Maßnahmen;  ferner  sollte  sie  dem  nationalen  Klimaschutzprogramm  entsprechen.  Die  Gesamtmenge 
der  zuzuteilenden  Zertifikate  darf  nicht  höher  sein  als  der  wahrscheinliche  Bedarf  für  die  strikte  Anwendung  der 
Kriterien  dieses  Anhangs.  Bis  2008  muss  die  Menge  so  groß  sein,  dass  sie  mit  einem  Weg  zur  Erreichung  oder 
Übererfüllung  der  Zielvorgaben  jedes  Mitgliedstaats  gemäß  der  Entscheidung  2002/358/EG  und  dem  Kyoto-Proto- 
koll vereinbar  ist. 

2.  Die  Gesamtmenge  der  Zertifikate,  die  zugeteilt  werden  sollen,  muss  vereinbar  sein  mit  Bewertungen  der  tatsächli- 
chen und  der  erwarteten  Fortschritte  bei  der  Erbringung  des  Beitrags  der  Mitgliedstaaten  zu  den  Verpflichtungen  der 
Gemeinschaft  gemäß  der  Entscheidung  93/389/EWG. 

3.  Die  Mengen  der  Zertifikate,  die  zugeteilt  werden  sollen,  müssen  mit  dem  Potenzial  —  auch  dem  technischen  Poten- 
zial —  der  unter  dieses  System  fallenden  Tätigkeiten  zur  Emissionsverringerung  in  Einklang  stehen.  Die  Mitglied- 
staaten können  bei  ihrer  Aufteilung  von  Zertifikaten  die  durchschnittlichen  Treibhausgasemissionen  je  Erzeugnis  in 
den  einzelnen  Tätigkeitsbereichen  und  die  in  diesen  Tätigkeitsbereichen  erreichbaren  Fortschritte  zugrunde  legen. 

4.  Der  Plan  muss  mit  den  übrigen  rechtlichen  und  politischen  Instrumenten  der  Gemeinschaft  in  Einklang  stehen.  Ein 
als  Ergebnis  von  neuen  rechtlichen  Anforderungen  unvermeidbarer  Emissionsanstieg  sollte  berücksichtigt  werden. 

5.  Gemäß  den  Anforderungen  des  Vertrags,  insbesondere  der  Artikel  87  und  88,  darf  der  Plan  Unternehmen  oder 
Sektoren  nicht  in  einer  Weise  unterschiedlich  behandeln,  dass  bestimmte  Unternehmen  oder  Tätigkeiten  ungerecht- 
fertigt bevorzugt  werden. 

6.  Der  Plan  muss  Angaben  darüber  enthalten,  wie  neue  Marktteilnehmer  sich  am  Gemeinschaftssystem  in  dem  betref- 
fenden Mitgliedstaat  beteiligen  können. 

7.  Der  Plan  kann  Vorleistungen  berücksichtigen,  und  er  muss  Angaben  darüber  enthalten,  wie  Vorleistungen  Rechnung 
getragen  wird.  Aus  Referenzdokumenten  zu  den  besten  verfügbaren  Technologien  resultierende  Benchmarks  dürfen 
von  den  Mitgliedstaaten  bei  der  Aufstellung  ihrer  nationalen  Zuteilungspläne  verwendet  werden,  und  diese 
Benchmarks  können  ein  Element  der  Ermöglichung  frühzeitiger  Maßnahmen  enthalten. 

8.  Der  Plan  muss  Angaben  darüber  enthalten,  wie  saubere  Technologien  —  einschließlich  energieeffizienter  Technolo- 
gien —  berücksichtigt  werden. 

9.  Der  Plan  muss  Vorschriften  für  die  Möglichkeit  von  Bemerkungen  der  Öffentlichkeit  sowie  Angaben  darüber 
enthalten,  wie  diese  Bemerkungen  angemessen  berücksichtigt  werden,  bevor  eine  Entscheidung  über  die  Zuteilung 
der  Zertifikate  getroffen  wird. 

1 0.  Der  Plan  muss  eine  Liste  der  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Anlagen  unter  Angabe  der  Anzahl  Zertifikate  enthalten, 
die  den  einzelnen  Anlagen  zugeteilt  werden  sollen. 

11.  Der  Plan  kann  Angaben  darüber  enthalten,  wie  dem  Wettbewerb  aus  Ländern  bzw.  Anlagen  außerhalb  der  Europä- 
ischen Union  Rechnung  getragen  wird. 


ANHANG  W 


GRUNDSÄTZE  FÜR  DIE  ÜBERWACHUNG  UND  BERICHTERSTATTUNG  GEMÄSS  ARTIKEL  14  ABSATZ  1 
Überwachung  der  Kohlendioxidemissionen 

Die  Überwachung  der  Emissionen  erfolgt  entweder  durch  Berechnung  oder  auf  der  Grundlage  von  Messungen. 
Berechnung 

Die  Berechnung  der  Emissionen  erfolgt  nach  folgender  Formel: 

Tätigkeitsdaten  x  Emissionsfaktor  x  Oxidationsfaktor 

Die  Überwachung  der  Tätigkeitsdaten  (Brennstoffverbrauch,  Produktionsrate  usw.)  erfolgt  auf  der  Grundlage  von  Daten 
über  eingesetzte  Brenn-  oder  Rohstoffe  oder  Messungen. 

Es  werden  etablierte  Emissionsfaktoren  verwendet.  Für  alle  Brennstoffe  können  tätigkeitsspezifische  Emissionsfaktoren 
verwendet  werden.  Für  alle  Brennstoffe  außer  nichtkommerziellen  Brennstoffen  (Brennstoffe  aus  Abfall  wie  Reifen  und 
Gase  aus  industriellen  Verfahren)  können  Standardfäktoren  verwendet  werden.  Flözspezifische  Standardwerte  für  Kohle 
und  EU-spezifische  oder  erzeugerländerspezifische  Standardwerte  für  Erdgas  sind  noch  weiter  auszuarbeiten.  Für  Raffine- 
rieerzeugnisse können  IPCC-Standardwerte  verwendet  werden.  Der  Emissionsfaktor  für  Biomasse  ist  Null. 

Wird  beim  Emissionsfaktor  nicht  berücksichtigt,  dass  ein  Teil  des  Kohlenstoffs  nicht  oxidiert  wird,  so  ist  ein  zusätzlicher 
Oxidationsfaktor  zu  verwenden.  Wurden  tätigkeitsspezifische  Emissionsfaktoren  berechnet,  bei  denen  die  Oxidation 
bereits  berücksichtigt  ist,  so  muss  ein  Oxidationsfaktor  nicht  verwendet  werden. 

Es  sind  gemäß  der  Richtlinie  96/61/EG  entwickelte  Standardoxidationsfaktoren  zu  verwenden,  es  sei  denn,  der  Betreiber 
kann  nachweisen,  dass  tätigkeitsspezifische  Faktoren  genauer  sind. 

Für  jede  Tätigkeit  und  Anlage  sowie  für  jeden  Brennstoff  ist  eine  eigene  Berechnung  anzustellen. 
Messung 

Bei  der  Messung  der  Emissionen  sind  standardisierte  oder  etablierte  Verfahren  zu  verwenden;  die  Messung  ist  durch  eine 
flankierende  Emissionsberechnung  zu  bestätigen. 

Überwachung  anderer  Treibhausgasemissionen 

Zu  verwenden  sind  standardisierte  oder  etablierte  Verfahren,  die  von  der  Kommission  in  Zusammenarbeit  mit  allen 
betroffenen  Kreisen  entwickelt  und  gemäß  dem  in  Artikel  2  3  Absatz  2  genannten  Verfahren  angenommen  worden  sind. 

Berichterstattung  über  die  Emissionen 

Jeder  Betreiber  hat  im  Bericht  für  eine  Anlage  folgende  Informationen  zu  liefern: 

A.  Anlagedaten,  einschließlich: 

—  Name  der  Anlage, 

—  Anschrift,  einschließlich  Postleitzahl  und  Land, 

—  Art  und  Anzahl  der  in  der  Anlage  durchgeführten  Tätigkeiten  gemäß  Anhang  I, 

—  Anschrift,  Telefonnummer,  Faxnummer  und  E-Mail-Adresse  eines  Ansprechpartners  und 

—  Name  des  Besitzers  der  Anlage  und  etwaiger  Mutterunternehmen. 

B.  Für  jede  am  Standort  durchgeführte  Tätigkeit  gemäß  Anhang  I,  für  die  Emissionen  berechnet  werden: 

—  Tätigkeitsdaten, 

—  Emissionsfaktoren, 

—  Oxidationsfaktoren, 

—  Gesamtemissionen  und 

—  Unsicherheitsfaktoren. 

C.  Für  jede  am  Standort  durchgeführte  Tätigkeit  gemäß  Anhang  I,  für  die  Emissionen  gemessen  werden: 

—  Gesamtemissionen, 

—  Angaben  zur  Zuverlässigkeit  der  Messverfahren  und 

—  Unsicherheitsfaktoren. 

D.  Für  Emissionen  aus  der  Verbrennung  ist  im  Bericht  außerdem  der  Oxidationsfaktor  anzugeben,  es  sei  denn,  die 
Oxidation  wurde  bereits  bei  der  Berechnung  eines  tätigkeitsspezifischen  Emissionsfaktors  einbezogen. 

Die  Mitgliedstaaten  treffen  Maßnahmen  zur  Koordinierung  der  Anforderungen  für  die  Berichterstattung  mit  bereits  beste- 
henden Anforderungen  für  die  Berichterstattung,  um  den  Berichterstattungsaufwand  der  Unternehmen  möglichst  gering 
zu  halten. 


ANHANG  V 


KRITERIEN  FÜR  DIE  PRÜFUNG  GEMÄSS  ARTIKEL  15 

Allgemeine  Grundsätze 

1 .  Die  Emissionen  aus  allen  in  Anhang  I  aufgeführten  Tätigkeiten  unterliegen  einer  Prüfung. 

2.  Im  Rahmen  des  Prüfungsverfährens  wird  auf  den  Bericht  gemäß  Artikel  14  Absatz  3  und  auf  die  Überwachung  im 
Vorjahr  eingegangen.  Geprüft  werden  ferner  die  Zuverlässigkeit,  Glaubwürdigkeit  und  Genauigkeit  der  Überwa- 
chungssysteme sowie  die  übermittelten  Daten  und  Angaben  zu  den  Emissionen,  insbesondere: 

a)  die  übermittelten  Tätigkeitsdaten  und  damit  verbundenen  Messungen  und  Berechnungen; 

b)  Wahl  und  Anwendung  der  Emissionsfaktoren; 

c)  die  Berechnungen  für  die  Bestimmung  der  Gesamtemissionen  und 

d)  bei  Messungen  die  Angemessenheit  der  Wahl  und  Anwendung  der  Messverfahren. 

3.  Die  Validierung  der  Angaben  zu  den  Emissionen  ist  nur  möglich,  wenn  zuverlässige  und  glaubwürdige  Daten  und 
Informationen  eine  Bestimmung  der  Emissionen  mit  einem  hohen  Zuverlässigkeitsgrad  gestatten.  Ein  hoher  Zuver- 
lässigkeitsgrad verlangt  vom  Betreiber  den  Nachweis,  dass 

a)  die  übermittelten  Daten  schlüssig  sind, 

b)  die  Erhebung  der  Daten  in  Einklang  mit  geltenden  wissenschaftlichen  Standards  erfolgt  ist  und 

c)  die  einschlägigen  Angaben  über  die  Anlage  vollständig  und  schlüssig  sind. 

4.  Die  prüfende  Instanz  erhält  Zugang  zu  allen  Standorten  und  zu  allen  Informationen,  die  mit  dem  Gegenstand  der 
Prüfung  im  Zusammenhang  stehen. 

5.  Die  prüfende  Instanz  berücksichtigt,  ob  die  Anlage  im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  für  das  Umweltmanage- 
ment und  die  Umweltbetriebsprüfung  (EMAS)  registriert  ist. 


Methodik 


Strategische  Analyse 

6.  Die  Prüfung  basiert  auf  einer  strategischen  Analyse  aller  Tätigkeiten,  die  in  der  Anlage  durchgeführt  werden.  Dazu 
benötigt  die  prüfende  Instanz  einen  Überblick  über  alle  Tätigkeiten  und  ihre  Bedeutung  für  die  Emissionen. 


Prozessanalyse 

7.  Die  Prüfung  der  übermittelten  Informationen  erfolgt  bei  Bedarf  am  Standort  der  Anlage.  Die  prüfende  Instanz  führt 
Stichproben  durch,  um  die  Zuverlässigkeit  der  übermittelten  Daten  und  Informationen  zu  ermitteln. 


Risikoanalyse 

8.  Die  prüfende  Instanz  unterzieht  alle  Quellen  von  Emissionen  in  der  Anlage  einer  Bewertung  in  Bezug  auf  die 
Zuverlässigkeit  der  Daten  über  jede  Quelle,  die  zu  den  Gesamtemissionen  der  Anlage  beiträgt. 

9.  Anhand  dieser  Analyse  ermittelt  die  prüfende  Instanz  ausdrücklich  die  Quellen  mit  hohem  Fehlerrisiko  und  andere 
Aspekte  des  Überwachungs-  und  Berichterstattungsverfahrens,  die  zu  Fehlern  bei  der  Bestimmung  der  Gesamtemis- 
sionen führen  könnten.  Hier  sind  insbesondere  die  Wahl  der  Emissionsfaktoren  und  die  Berechnungen  zur  Bestim- 
mung der  Emissionen  einzelner  Emissionsquellen  zu  nennen.  Besondere  Aufmerksamkeit  ist  Quellen  mit  einem 
hohen  Fehlerrisiko  und  den  genannten  anderen  Aspekten  des  Überwachungsverfahrens  zu  widmen. 

10.  Die  prüfende  Instanz  berücksichtigt  etwaige  effektive  Verfahren  zur  Beherrschung  der  Risiken,  die  der  Betreiber 
anwendet,  um  Unsicherheiten  so  gering  wie  möglich  zu  halten. 


Bericht 

1 1 .  Die  prüfende  Instanz  erstellt  einen  Bericht  über  die  Validierung,  in  dem  angegeben  wird,  ob  der  Bericht  gemäß 
Artikel  14  Absatz  3  zufrieden  stellend  ist.  In  diesem  Bericht  sind  alle  für  die  durchgeführten  Arbeiten  relevanten 
Aspekte  aufzuführen.  Die  Erklärung,  dass  der  Bericht  gemäß  Artikel  1 4  Absatz  3  zufrieden  stellend  ist,  kann  abge- 
geben werden,  wenn  die  prüfende  Instanz  zu  der  Ansicht  gelangt,  dass  zu  den  Gesamtemissionen  keine  wesentlich 
fälschen  Angaben  gemacht  wurden. 


Mindestanforderungen  an  die  Kompetenz  der  prüfenden  Instanz 

12.  Die  prüfende  Instanz  muss  unabhängig  von  dem  Betreiber  sein,  ihre  Aufgabe  professionell  und  objektiv  ausfuhren 
und  vertraut  sein  mit 

a)  den  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  sowie  den  einschlägigen  Normen  und  Leitlinien,  die  von  der  Kommission 
gemäß  Artikel  14  Absatz  1  verabschiedet  werden, 

b)  den  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften,  die  für  die  zu  prüfenden  Tätigkeiten  von  Belang  sind,  und 

c)  dem  Zustandekommen  aller  Informationen  über  die  einzelnen  Emissionsquellen  in  der  Anlage,  insbesondere  im 
Hinblick  auf  Sammlung,  messtechnische  Erhebung,  Berechnung  und  Übermittlung  von  Daten. 


Richtlinie  2004/101/EG 

(ABl.  2004  L  338/18) 
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RICHTLINIE  2004/101/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  27.  Oktober  2004 

zur  Änderung  der  Richtlinie  2003/87/EG  über  ein  System  für  den  Handel  mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  im  Sinne  der  projektbezogenen  Mechanismen 

des  Kyoto-Protokolls 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  175  Absatz  1, 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses 


nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 


gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (2), 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Richtlinie  2003/87/EG  (3)  schafft  ein  System  für  den 
Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  auf 
Gemeinschaftsebene  („das  Gemeinschaftssystem"),  mit  dem 
auf  kostenwirksame  und  wirtschaftliche  Weise  eine  Verrin- 
gerung von  Treibhausgasemissionen  bezweckt  wird,  aner- 
kennend, dass  Treibhausgasemissionen  längerfristig  gegen- 
über dem  Stand  vom  1 990  um  etwa  70  %  gesenkt  werden 
müssen.  Sie  leistet  einen  Beitrag  zur  Erfüllung  der  von  der 
Gemeinschaft  und  ihren  Mitgliedstaaten  mit  dem  Kyoto- 
Protokoll  eingegangenen  Verpflichtungen  zur  Reduzierung 
der  anthropogenen  Treibhausgasemissionen,  das  mit  der 
Entscheidung  2002/358/EG  vom  25.  April  2002  über  die 
Genehmigung  des  Protokolls  von  Kyoto  zum  Rahmen- 
übereinkommen der  Vereinten  Nationen  über  Klima- 
änderungen im  Namen  der  Europäischen  Gemeinschaft 
sowie  die  gemeinsame  Erfüllung  der  daraus  erwachsenden 
Verpflichtungen  (4)  angenommen  wurde. 


(2)  Die  Richtlinie  2003/87/EG  stellt  fest,  dass  mit  der  Aner- 
kennung der  Gutschriften  aus  projektbezogenen  Mechanis- 
men ab  2005  die  Verpflichtung  zur  Reduzierung  der  glo- 
balen Treibhausgasemissionen  noch  kosteneffizienter 
erfüllt  werden  kann  und  dass  dies  in  Bestimmungen  zu 
regeln  ist,  die  die  im  Kyoto-Protokoll  festgelegten  projekt- 
bezogenen Mechanismen,  wie  „Joint  Implementation"  01) 
und  „Clean  Development  Mechanism"  (CDM),  mit  dem 
Gemeinschaftssystem  verknüpfen. 


(3)  Die  Verknüpfung  der  projektbezogenen  Mechanismen  des 
Kyoto-Protokolls  mit  dem  Gemeinschaftssystem  unter 
Wahrung  der  Umweltwirksamkeit  dieses  Systems  eröffnet 
die  Möglichkeit,  Emissionsgutschriften,  die  im  Zuge  von 
projektbezogenen  Maßnahmen  gemäß  den  Artikeln  6  und 
12  des  Kyoto-Protokolls  erworben  wurden,  zur  Erfüllung 
der  Verpflichtungen  der  Mitgliedstaaten  nach  Artikel  1 2 
Absatz  3  der  Richtlinie  2003/87/EG  zu  nutzen.  Damit 
erhöht  sich  das  Spektrum  der  kostengünstigen  Optionen 
innerhalb  des  Gemeinschaftssystems,  verringern  sich  die 
Gesamtkosten  für  die  Erfüllung  des  Kyoto-Protokolls  und 
erhöht  sich  die  Liquidität  des  gemeinschaftlichen  Marktes 
für  Treibhausgaszertifikate.  Durch  die  Ankurbelung  der 
Nachfrage  nach  JI-Gutschriften  werden  Unternehmen  der 
Gemeinschaft  in  die  Entwicklung  und  die  Weitergabe  von 
modernen,  umweltfreundlichen  Technologien  und 
umweltfreundlichem  Know-how  investieren.  Aufgrund  der 
ebenfalls  gesteigerten  Nachfrage  nach  CDM-Gutschriften 
erhalten  die  Entwicklungsländer,  in  denen  CDM-Projekte 
durchgeführt  werden,  Unterstützung  bei  der  Erreichung 
ihrer  Ziele  für  eine  nachhaltige  Entwicklung. 


(4)  Zusätzlich  zu  der  Nutzung  der  projektbezogenen  Mecha- 
nismen des  Kyoto-Protokolls  durch  die  Gemeinschaft  und 
ihre  Mitgliedstaaten  sowie  durch  Unternehmen  und  Perso- 
nen, die  nicht  unter  das  Gemeinschaftssystem  fallen,  soll- 
ten diese  Mechanismen  mit  dem  Gemeinschahssystem  so 
verknüpft  werden,  dass  eine  Übereinstimmung  mit  dem 
Rahmenübereinkommen  der  Vereinten  Nationen  über 
Klimaänderungen  (UNFCCC)  und  dem  Kyoto-Protokoll 
und  den  in  diesem  Rahmen  gefassten  Beschlüssen  sowie 
mit  den  Zielen  und  dem  Aulbau  des  in  der  Richtlinie 
2003/87/EG  festgelegten  Gemeinschaftssystems  gewähr- 
leistet ist. 


(>)  ABl.  C  80  vom  30.3.2004,  S.  61. 

(2)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  20.  April  2004 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates  vom 
13.  September  2004  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht). 

(»)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 

(4)  ABl.  L  130  vom  15.5.2002,  S.  1. 


(5)  Die  Mitgliedstaaten  können  zulassen,  dass  die  Betreiber  im 
Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  ab  2005  zertifizierte 
Emissionsreduktionen  (CER)  und  ab  2008  Emissions- 
reduktionseinheiten  (ERU)  nutzen.  Die  Nutzung  von  CER 
und  ERU  ab  2008  durch  die  Betreiber  kann  bis  zu  einem 
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Prozentanteil  der  Zuteilung  der  einzelnen  Anlagen  zuge- 
lassen werden,  der  von  jedem  Mitgliedstaat  in  dessen  nati- 
onalem Zuteilungsplan  festgelegt  wird.  Die  Nutzung 
erfolgt  durch  die  Vergabe  und  sofortige  Abgabe  eines  Zer- 
tifikats im  Austausch  gegen  eine  CER  oder  ERU.  Ein  im 
Austausch  gegen  eine  CER  oder  ERU  ausgestelltes  Zertifi- 
kat entspricht  der  betreffenden  CER  oder  ERU. 


(6)  Die  Verordnung  der  Kommission  über  ein  standardisiertes 
und  sicheres  Registrierungssystem,  die  gemäß  Artikel  19 
Absatz  3  der  Richtlinie  2003/87/EGundArtikel6  Absatz  1 
der  Entscheidung  Nr.  280/2004/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  1 1.  Februar  2004  über  ein  Sys- 
tem zur  Überwachung  der  Treibhausgasemissionen  in  der 
Gemeinschaft  und  zur  Umsetzung  des  Kyoto-Protokolls  (') 
zu  erlassen  ist,  wird  die  einschlägigen  Prozesse  und  Verfah- 
ren in  dem  Registrierungssystem  für  die  Nutzung  zertifi- 
zierter Emissionsreduktionen  im  Zeitraum  2005-2007 
und  anschließenden  Zeiträumen  und  die  Nutzung  von 
Emissionsreduktionseinheiten  im  Zeitraum  2008-2012 
und  den  anschließenden  Zeiträumen  vorsehen. 


(7)  Jeder  Mitgliedstaat  entscheidet  über  die  Höchstgrenzen  der 
Nutzung  von  CER  und  ERU  aus  Projektmaßnahmen  unter 
angemessener  Berücksichtigung  der  einschlägigen  Vor- 
schriften des  Kyoto-Protokolls  und  der  Vereinbarungen 
von  Marrakesch,  um  das  darin  enthaltene  Erfordernis  zu 
erfüllen,  dass  die  Anwendung  der  Mechanismen  eine 
Ergänzung  der  innerstaatlichen  Maßnahmen  sein  sollte. 
Die  innerstaatlichen  Maßnahmen  stellen  damit  ein  wesent- 
liches Element  der  Anstrengungen  dar. 


in  Betracht  ziehen,  die  die  vorübergehende  Geltung  von 
Gutschriften  und  die  Begrenzung  der  Nutzungsmöglichkeit 
bei  Projektmaßnahmen  der  Bereiche  Landnutzung,  Land- 
nutzungsänderung und  Forstwirtschaft  auf  1  %,  wie  in  dem 
Beschluss  17/CP.7  vorgesehen,  betreffen,  sowie  Vorschrif- 
ten infolge  der  Bewertung  potenzieller  Risiken  des  Einsat- 
zes genetisch  veränderter  Organismen  und  potenziell  inva- 
siver fremder  Arten  bei  Projektmaßnahmen  der  Bereiche 
Aufforstung  und  Wiederaufforstung,  damit  die  Betreiber 
CER  und  ERU,  welche  sich  aus  Projektmaßnahmen  der 
Bereiche  Landnutzung,  Landnutzungsänderung  und  Forst- 
wirtschaft ergeben,  ab  2008  entsprechend  den  aufgrund 
des  UNFCCC  oder  des  Kyoto-Protokolls  gefassten  Beschlüs- 
sen in  dem  Gemeinschaftssystem  nutzen  können. 


(10)  Zur  Vermeidung  einer  doppelten  Erfassung  dürfen  für 
innerhalb  des  Gemeinschaftssystems  durchgeführte 
Projektmaßnahmen  keine  Emissionsreduktionseinheiten 
und  zertifizierten  Emissionsreduktionen  vergeben  werden, 
wenn  diese  Projektmaßnahmen  auch  eine  Reduzierung 
oder  Begrenzung  von  Emissionen  aus  Anlagen  herbeifüh- 
ren, die  unter  die  Richtlinie  2003/87/EG  fallen,  es  sei  denn, 
aus  dem  Register  des  Mitgliedstaats,  aus  dem  die  ERU  oder 
CER  kommen,  werden  Zuteilungen  in  entsprechendem 
Umfang  gelöscht. 


(11)  Entsprechend  den  jeweiligen  Beitritts  Verträgen  ist  der 
gemeinschaftliche  Besitzstand  bei  der  Festlegung  des 
Referenzszenariums  für  die  Projektmaßnahmen  zu  berück- 
sichtigen, die  in  den  Beitrittsländern  durchgeführt  werden. 


(8)  Gemäß  dem  UNFCCC,  dem  Kyoto-Protokoll  und  den  in 
diesem  Rahmen  gefassten  Beschlüssen  müssen  die  Mit- 
gliedstaaten darauf  verzichten,  zertifizierte  Emissions- 
reduktionen und  Emissionsreduktionseinheiten  zu  nutzen, 
die  in  Nuklearanlagen  entstehen,  um  ihre  Verpflichtungen 
aufgrund  von  Artikel  3  Absatz  1  des  Kyoto-Protokolls  und 
aufgrund  der  Entscheidung  2002/358/EG  zu  erfüllen. 


(12)  jeder  Mitgliedstaat,  der  privaten  oder  öffentlichen  Stellen 
die  Teilnahme  an  Projektmaßnahmen  genehmigt,  bleibt  für 
die  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  aus  dem  UNFCCC  und 
dem  Kyoto-Protokoll  verantwortlich  und  sollte  daher  dafür 
sorgen,  dass  die  Teilnahme  in  Übereinstimmung  mit  den 
aufgrund  des  UNFCCC  oder  des  Kyoto-Protokolls  verab- 
schiedeten einschlägigen  Leitlinien,  Modalitäten  und  Ver- 
fahren erfolgt. 


(9)  In  den  aufgrund  des  UNFCCC  und  des  Kyoto-Protokolls 
gefassten  Beschlüssen  15/CP.7  und  19/CP.7  wird  betont, 
dass  ökologische  Integrität  unter  anderem  durch  fundierte 
Modalitäten,  Vorschriften  und  Leitlinien  für  die  Mechanis- 
men und  durch  fundierte  und  starke  Grundsätze  und  Vor- 
schriften über  Projektmaßnahmen  in  den  Bereichen  Land- 
nutzung, Landnutzungsänderung  und  Forstwirtschaft  zu 
erreichen  ist  und  dass  die  mit  den  Projektmaßnahmen  des 
Bereichs  Aufforstung  und  Wiederaulforstung  verbundenen 
Probleme  der  fehlenden  Dauerhaftigkeit,  der  Zusätzlich- 
keit, der  Verlagerungseffekte,  der  Unsicherheiten  und  der 
sozioökonomischen  und  ökologischen  Auswirkungen, 
einschließlich  der  Auswirkungen  auf  die  biologische  Viel- 
falt und  die  natürlichen  Ökosysteme,  berücksichtigt  wer- 
den. Bei  der  Überprüfung  der  Richtlinie  2003/87/EG  im 
jähr  2006  sollte  die  Kommission  technische  Vorschriften 


0)  ABl.  L  49  vom  19.2.2004,  S.  1. 


(13)  Gemäß  dem  UNFCCC,  dem  Kyoto-Protokoll  und  den  zu 
ihrer  Umsetzung  gefassten  Beschlüssen  sollten  die  Kom- 
mission und  die  Mitgliedstaaten  den  Aufbau  von  Kapazi- 
täten in  Entwicklungs-  und  in  Transformationsländern 
unterstützen,  um  es  ihnen  zu  ermöglichen,  JI  und  CDM  in 
vollem  Umfang  auf  eine  Art  und  Weise  zu  nutzen,  die  ihre 
Strategien  für  eine  nachhaltige  Entwicklung  ergänzt.  Die 
Kommission  sollte  diesbezügliche  Anstrengungen  über- 
prüfen und  darüber  berichten. 


(14)  Kriterien  und  Leitlinien,  die  für  die  Prüfung  der  Frage  rele- 
vant sind,  ob  Wasserkraftprojekte  nachteilige  ökologische 
oder  soziale  Folgen  haben,  wurden  von  der  Welt- 
kommission für  Staudämme  in  ihrem  Abschlussbericht 
vom  November  2000,  „Staudämme  und  Entwicklung:  ein 
neuer  Rahmen  zur  Entscheidungsfindung",  von  der  OECD 
und  von  der  Weltbank  aufgestellt. 
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(15)  Da  die  Beteiligung  an  JI-  und  CDM-Projekten  freiwillig  ist, 
gilt  es,  gemäß  Absatz  1 7  des  auf  dem  Weltgipfel  für  nach- 
haltige Entwicklung  vereinbarten  Durchführungsplans  die 
ökologische  und  gesellschaftliche  Verantwortung  und 
Rechenschaft  zu  stärken.  In  diesem  Zusammenhang  soll- 
ten Anreize  für  Unternehmen  geschaffen  werden,  die 
gesellschaftliche  und  ökologische  Relevanz  der  JI-  und 
CDM-Maßnahmen  zu  verbessern,  an  denen  sie  beteiligt 
sind. 


Artikel  1 

Änderung  der  Richtlinie  2003/87/EG 

Die  Richtlinie  2003/87/EG  wird  wie  folgt  geändert: 

1.    Dem  Artikel  3  werden  folgende  Buchstaben  angefügt: 


(16)  Der  Zugang  zu  Informationen  über  Projektmaßnahmen, 
an  denen  ein  Mitgliedstaat  beteiligt  ist  oder  bei  denen  ein 
Mitgliedstaat  privaten  oder  öffentlichen  Stellen  die  Beteili- 
gung genehmigt,  sollte  der  Öffentlichkeit  in  Übereinstim- 
mung mit  der  Richtlinie  2003/4/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  28.  Januar  2003  über  den 
Zugang  der  Öffentlichkeit  zu  Umweltinformationen  {l) 
gewährt  werden. 


,,k)  ,Anlage-I-Vertragspartei':  eine  gemäß  Artikel  1  Absatz  7 
des  Kyoto-Protokolls  in  Anlage  I  des  Rahmenüberein- 
kommens der  Vereinten  Nationen  über  Klima- 
änderungen (UNFCCC)  aufgeführte  Vertragspartei,  die 
das  Kyoto-Protokoll  ratifiziert  hat; 


(17)  Die  Kommission  kann  die  Auswirkungen  auf  den  Strom- 
markt in  ihre  Berichte  über  den  Handel  mit  Emissions- 
zertifikaten und  die  Nutzung  der  Gutschriften  aus  Projekt- 
maßnahmen aufnehmen. 


1)  , Projektmaßnahme':  eine  Projektmaßnahme,  die  von 
einer  oder  mehreren  Anlage-I-Vertragspartei(en)  gemäß 
Artikel  6  bzw.  Artikel  12  des  Kyoto-Protokolls  und  den 
im  Rahmen  des  UNFCCC  oder  des  Kyoto-Protokolls 
gefassten  Beschlüssen  gebilligt  wurde; 


(18)  Nach  dem  Inkrafttreten  des  Kyoto-Protokolls  sollte  die 
Kommission  prüfen,  ob  es  möglich  wäre,  mit  in  Anhang  B 
des  Kyoto-Protokolls  aufgeführten  Staaten,  die  das  Proto- 
koll noch  zu  ratifizieren  haben,  Vereinbarungen  zu  schlie- 
ßen, in  denen  die  gegenseitige  Anerkennung  von  Zertifika- 
ten zwischen  dem  Gemeinschaftssystem  und  in  diesen 
Ländern  eingeführten,  verbindlichen  und  mit  absoluten 
Emissionsobergrenzen  versehenen  Systemen  für  den  Han- 
del mit  Treibhausgasemissionen  vorgesehen  wird. 


(19)  Da  das  Ziel  der  vorgeschlagenen  Maßnahme,  nämlich  die 
Verknüpfung  der  projektbezogenen  Mechanismen  im  Rah- 
men des  Kyoto-Protokolls  mit  dem  Gemeinschaftssystem, 
durch  isoliertes  Handeln  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten 
nicht  ausreichend  erreicht  werden  kann  und  wegen  des 
Umfangs  und  der  Wirkungen  dieser  Richtlinie  besser  auf 
Gemeinschaftsebene  zu  erreichen  sind,  kann  die  Gemein- 
schaft im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  EG-Vertrag  nieder- 
gelegten Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden.  Entsprechend 
dem  in  demselben  Artikel  genannten 
Verhältnismäßigkeitsprinzip  geht  diese  Richtlinie  nicht 
über  das  für  die  Erreichung  dieses  Ziels  erforderliche  Maß 
hinaus. 


(20)     Die  Richtlinie  2003/87/EG  sollte  daher  entsprechend  geän- 
dert werden  — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


(')  ABl.  L  41  vom  14.2.2003,  S.  26. 


m)  ,Emissionsreduktionseinheit'  oder  ,ERU':  eine  nach  Arti- 
kel 6  des  Kyoto-Protokolls  und  den  im  Rahmen  des 
UNFCCC  oder  des  Kyoto-Protokolls  gefassten  Beschlüs- 
sen ausgestellte  Einheit; 


n)  .zertifizierte  Emissionsreduktion'  oder  ,CER':  eine  nach 
Artikel  1 2  des  Kyoto-Protokolls  und  den  im  Rahmen  des 
UNFCCC  oder  des  Kyoto-Protokolls  getroffenen  Ent- 
scheidungen ausgestellte  Einheit." 


2.    Folgende  Artikel  werden  nach  Artikel  1 1  eingefügt: 


„Artikel  1 1  a 

Nutzung  von  CER  und  ERU  aus  Projektmaßnahmen  im 
Gemeinschaftssystem 


(1)  Vorbehaltlich  des  Absatzes  3  können  die  Mitgliedstaa- 
ten den  Betreibern  die  Nutzung  von  CER  und  ERU  aus 
Projektmaßnahmen  im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems 
für  den  jeweiligen  in  Artikel  1 1  Absatz  2  genannten  Zeit- 
raum bis  zu  einem  Prozentanteil  der  Zuteilung  von  Zertifi- 
katen für  die  einzelnen  Anlagen,  der  von  den  einzelnen  Mit- 
gliedstaaten in  ihrem  nationalen  Zuteilungsplan  für  den 
betreffenden  Zeitraum  festzulegen  ist,  genehmigen.  Hierbei 
wird  von  dem  Mitgliedstaat  ein  sofort  wieder  abzugebendes 
Zertifikat  vergeben,  im  Austausch  gegen  eine  CER  oder  ERU, 
die  auf  diesen  Betreiber  in  dem  nationalen  Verzeichnis  seines 
Mitgliedstaates  eingetragen  ist. 
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(2)  Vorbehaltlich  des  Absatzes  3  können  die  Mitgliedstaa- 
ten während  des  in  Artikel  1 1  Absatz  1  genannten  Zeitraums 
den  Betreibern  die  Nutzung  von  CER  aus  Projektmaßnahmen 
im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  genehmigen.  Hierbei 
wird  von  dem  Mitgliedstaat  ein  sofort  wieder  abzugebendes 
Zertifikat  im  Austausch  gegen  eine  CER  vergeben.  Die  Mit- 
gliedstaaten löschen  CER,  die  während  des  in  Artikel  11 
Absatz  1  genannten  Zeitraums  von  den  Betreibern  genutzt 
worden  sind. 


(3)  Alle  CER  und  ERU,  die  aufgrund  des  UNFCCC  und  des 
Kyoto-Protokolls  und  der  in  diesem  Rahmen  im  Folgenden 
gefassten  Beschlüsse  ausgestellt  worden  sind  und  genutzt 
werden  dürfen,  können  im  Gemeinschaftssystem  genutzt 
werden: 


a)  Abweichend  hiervon  gilt,  in  Anerkennung  der  Tatsache, 
dass  die  Mitgliedstaaten  im  Einklang  mit  dem  UNFCCC 
und  dem  Kyoto-Protokoll  und  den  in  diesem  Rahmen 
gefassten  Beschlüssen  darauf  verzichten  müssen,  CER 
und  ERU,  die  aus  Nuklearanlagen  stammen,  zu  nutzen, 
um  ihren  Verpflichtungen  gemäß  Artikel  3  Absatz  1  des 
Kyoto-Protokolls  und  der  Entscheidung  2002/358/EG 
nachzukommen,  dass  die  Betreiber  darauf  verzichten 
müssen,  aus  solchen  Anlagen  stammende  CER  und  ERU 
im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  während  des  in 
Artikel  1 1  Absatz  1  genannten  Zeitraums  und  des  ers- 
ten Fünfjahreszeitraums  gemäß  Artikel  1 1  Absatz  2  zu 
nutzen 


und 


b)  ausgenommen  sind  auch  Projektmaßnahmen  in  den 
Bereichen  Landnutzung,  Landnutzungsänderung  und 
Forstwirtschaft. 


Artikel  IIb 
Projektmaßnahmen 


(1)  Die  Mitgliedstaaten  haben  alle  notwendigen  Maßnah- 
men zu  ergreifen,  um  zu  gewährleisten,  dass  Referenz- 
szenarien für  Projektmaßnahmen  im  Sinne  der  Definition  der 
im  Rahmen  des  UNFCCC  oder  des  Kyoto-Protokolls  gefass- 
ten Beschlüsse,  die  in  Ländern  durchgeführt  werden  sollen, 
die  mit  der  EU  einen  Beitritts  vertrag  unterzeichnet  haben, 
dem  gemeinschaftlichen  Besitzstand  voll  und  ganz  entspre- 
chen, einschließlich  den  in  diesem  Beitrittsvertrag  fest- 
gehaltenen befristeten  Ausnahmen. 


(2)  Vorbehaltlich  der  Absätze  3  und  4  müssen  die  Mit- 
gliedstaaten, in  denen  Projektmaßnahmen  durchgeführt  wer- 
den, gewährleisten,  dass  für  die  Reduzierung  oder  Begren- 
zung von  Treibhausgasemissionen  aus  Anlagen,  die  unter 
diese  Richtlinie  fallen,  keine  ERU  oder  CER  zugeteilt  werden. 


(3)  Bis  zum  31.  Dezember  2012  können  ERU  und  CER  im 
Fall  von  Projektmaßnahmen  im  Rahmen  von  JI  und  CDM,  die 
die  Emissionen  einer  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Anlage 
unmittelbar  verringern  oder  begrenzen,  nur  dann  ausgestellt 
werden,  wenn  von  dem  Betreiber  der  Anlage  Zertifikate  in 
gleicher  Anzahl  gelöscht  werden. 


(4)  Bis  zum  31.  Dezember  2012  können  ERU  und  CER  im 
Fall  von  Projektmaßnahmen  im  Rahmen  von  JI  und  CDM,  die 
die  Emissionen  einer  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Anlage 
indirekt  verringern  oder  begrenzen,  nur  dann  ausgestellt  wer- 
den, wenn  Zertifikate  in  gleicher  Anzahl  aus  dem  nationalen 
Register  des  Mitgliedstaats  gelöscht  werden,  aus  dem  die  ERU 
bzw.  CER  kommen. 


(5)  Ein  Mitgliedstaat,  der  privaten  oder  öffentlichen  Stel- 
len die  Teilnahme  an  Projektmaßnahmen  genehmigt,  bleibt 
für  die  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  aus  dem  UNFCCC 
und  dem  Kyoto-Protokoll  verantwortlich  und  sorgt  dafür, 
dass  die  Teilnahme  in  Übereinstimmung  mit  den  aufgrund 
des  UNFCCC  oder  des  Kyoto-Protokolls  verabschiedeten  ein- 
schlägigen Leitlinien,  Modalitäten  und  Verfahren  erfolgt. 


(6)  Im  Fall  von  Projektmaßnahmen  zur  Erzeugung  von 
Elektrizität  aus  Wasserkraft  mit  einer  Erzeugungskapazität 
von  über  20  MW  gewährleisten  die  Mitgliedstaaten  bei  der 
Genehmigung  solcher  Projektmaßnahmen,  dass  die  einschlä- 
gigen internationalen  Kriterien  und  Leitlinien,  einschließlich 
der  des  Abschlussberichts  2000  .Staudämme  und  Entwick- 
lung: ein  neuer  Rahmen  zur  Entscheidungsfindung'  der  Welt- 
kommission für  Staudämme,  während  der  Entwicklung  die- 
ser Projektmaßnahmen  eingehalten  werden. 


(7)  Bestimmungen  zur  Umsetzung  der  Absätze  3  und  4, 
besonders  soweit  es  um  die  Vermeidung  einer  doppelten 
Erfassung  geht,  und  zur  Umsetzung  von  Absatz  5,  in  Fällen, 
in  denen  das  Gastgeberland  alle  Teilnehmervoraussetzungen 
für  Jl-Projektmaßnahmen  erfüllt,  sind  gemäß  Artikel  23 
Absatz  2  zu  verabschieden." 


3.    Artikel  17  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  17 

Zugang  zu  Informationen 


Entscheidungen  über  die  Zuteilung  von  Zertifikaten,  Infor- 
mationen über  Projektmaßnahmen,  an  denen  ein  Mitglied- 
staat teilnimmt  oder  an  denen  sich  private  oder  öffentliche 
Stellen  mit  Genehmigung  des  Mitgliedstaats  beteiligen,  und 
die  in  der  Genehmigung  zur  Emission  von  Treibhausgasen 
vorgeschriebenen  Emissionsberichte,  die  von  der  zuständigen 
Stelle  bereitgehalten  werden,  sind  in  Übereinstimmung  mit 
der  Richtlinie  2003/4/EG  der  ÖHentlichkeit  zugänglich  zu 
machen." 
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4.    In  Artikel  18  wird  folgender  Unterabsatz  angefügt: 


8.    Artikel  30  wird  wie  folgt  geändert: 


„Die  Mitgliedstaaten  müssen  insbesondere  die  Koordinierung 
zwischen  der  von  ihnen  benannten  Anlaufstelle  für  die 
Genehmigung  der  Projektmaßnahmen,  die  nach  Artikel  6 
Absatz  1  Buchstabe  a  des  Kyoto-Protokolls  vorgeschlagen 
werden,  und  ihrer  für  die  Umsetzung  von  Artikel  12  des 
Kyoto-Protokolls  benannten  zuständigen  Stelle  gewährleis- 
ten, die  jeweils  gemäß  den  im  Rahmen  des  UNFCCC  oder  des 
Kyoto-Protokolls  gefassten  Beschlüssen  bestimmt  werden." 

5.  In  Artikel  19  Absatz  3  wird  folgender  Satz  angefügt: 

„Diese  Verordnung  wird  auch  Bestimmungen  zur  Nutzung 
und  Identifizierung  von  CER  und  ERU  zur  Nutzung  im  Rah- 
men des  Gemeinschaftssystems  sowie  zur  Überwachung  des 
Umfangs  dieser  Nutzung  enthalten." 

6.  Artikel  21  wird  wie  folgt  geändert: 

a)    Absatz  1  Satz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Besonders  berücksichtigt  werden  in  diesem  Bericht  die 
Regelungen  für  die  Zuteilung  der  Zertifikate,  die  Nut- 
zung von  ERU  und  CER  im  Rahmen  des  Gemeinschafts- 
systems, die  Führung  der  Register,  die  Anwendung  der 
Leitlinien  für  Überwachung  und  Berichterstattung,  die 
Prüfung  sowie  Fragen  im  Zusammenhang  mit  der  Ein- 
haltung der  Richtlinie  und  der  steuerlichen  Behandlung 
der  Zertifikate,  falls  zutreffend." 


b)    Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  Kommission  trifft  Vorkehrungen  für  einen 
Informationsaustausch  zwischen  den  zuständigen 
Behörden  der  Mitgliedstaaten  über  Entwicklungen  in 
Bezug  auf  die  Zuteilung,  die  Nutzung  von  ERU  und  CER 
im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems,  die  Führung  der 
Register,  die  Überwachung,  Berichterstattung,  Prüfung 
und  Einhaltung  der  Vorschriften  dieser  Richtlinie." 

7.    Folgender  Artikel  wird  nach  Artikel  21  eingefügt: 


„Artikel  21a 

Unterstützung  des  Aufbaus  von  Kapazitäten 

Gemäß  dem  UNFCCC,  dem  Kyoto-Protokoll  und  den  zu  ihrer 
Umsetzung  getroffenen  Entscheidungen  bemühen  sich  die 
Kommission  und  die  Mitgliedstaaten  darum,  den  Auftau  von 
Kapazitäten  in  Entwicklungs-  und  in  Transformationsländern 
auf  eine  Art  und  Weise  zu  unterstützen,  die  es  ihnen  ermög- 
licht, JI  und  CDM  in  vollem  Umfang  so  zu  nutzen,  dass  sie 
ihre  Strategien  für  eine  nachhaltige  Entwicklung  ergänzen 
und  die  Beteiligung  von  Einrichtungen  bei  der  Entwicklung 
und  Durchführung  von  JI-  und  CDM-Projektmaßnahmen 
erleichtert  wird." 


a)    Absatz  2  Buchstabe  d  erhält  folgende  Fassung: 


,,d)  die  Nutzung  von  Gutschriften  aus  Projekt- 
maßnahmen einschließlich  der  Notwendigkeit  zur 
Harmonisierung  der  zulässigen  Nutzungen  von 
ERU  und  CER  im  Gemeinschaftssystem;" 


b)    dem  Absatz  2  werden  folgende  Buchstaben  angefügt: 


„1)  die  Auswirkung  der  projektbezogenen  Mechanis- 
men auf  die  Gastgeberländer,  insbesondere  auf  ihre 
Entwicklungsziele,  die  Feststellung,  ob  JI-  und  CDM- 
Projektmaßnahmen  zur  Erzeugung  von  Strom  aus 
Wasserkraft  mit  einer  Erzeugungskapazität  von 
über  500  MW  gebilligt  wurden,  die  negative  ökolo- 
gische oder  soziale  Auswirkungen  haben,  und  die 
künftige  Nutzung  von  CER  und  ERU,  die  sich  aus 
solchen  Projektmaßnahmen  zur  Erzeugung  von 
Strom  aus  Wasserkraft  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems  ergeben; 


m)  die  Unterstützung  für  Anstrengungen  zum 
Kapazitätsaufbau  in  Entwicklungs-  und 
Transformationsländern; 


n)  die  Modalitäten  und  Verfahren  für  die  Genehmi- 
gung innerstaatlicher  Projektmaßnahmen  durch  die 
Mitgliedstaaten  und  für  die  Ausstellung  von  Zertifi- 
katen aufgrund  von  Verringerungen  und  Begren- 
zungen der  Emissionen  infolge  solcher  Maßnahmen 
ab  2008; 


o)  technische  Bestimmungen,  die  sich  auf  die  befristete 
Geltung  von  Gutschriften  und  die  Begrenzung  der 
Nutzungsmöglichkeit  bei  Projektmaßnahmen  der 
Bereiche  Landnutzung,  Landnutzungsänderung  und 
Forstwirtschaft  auf  1  %,  wie  in  dem  Beschluss 
17/CP.7  vorgesehen,  beziehen,  sowie  Vorschriften 
infolge  der  Bewertung  potenzieller  Risiken  des  Ein- 
satzes genetisch  veränderter  Organismen  und 
potenziell  invasiver  fremder  Arten  bei  Projekt- 
maßnahmen der  Bereiche  Aufforstung  und  Wieder- 
aufforstung, damit  die  Betreiber  CER  und  ERU,  wel- 
che sich  aus  Projektmaßnahmen  der  Bereiche 
Landnutzung,  Landnutzungsänderung  und  Forst- 
wirtschaft ergeben,  entsprechend  den  aufgrund  des 
UNFCCC  oder  des  Kyoto-Protokolls  verabschiede- 
ten Beschlüssen  ab  2008  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems  nutzen  können." 
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c)    Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Vor  Beginn  jedes  der  in  Artikel  11  Absatz  2 
genannten  Zeiträume  veröffentlicht  jeder  Mitgliedstaat 
in  seinem  nationalen  Zuteilungsplan  den  Umfang  seiner 
beabsichtigten  Nutzung  von  ERU  und  CER  und  den 
Prozentanteil  der  Zuteilung  für  jede  einzelne  Anlage,  bis 
zu  dem  die  Betreiber  ERU  und  CER  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems  während  dieses  Zeitraums  nutzen 
dürfen.  Der  Gesamtumfang  der  genutzten  ERU  und  CER 
steht  in  Einklang  mit  den  diesbezüglichen  Verpflichtun- 
gen zur  Nutzung  der  Mechanismen  als  ergänzende  Maß- 
nahmen zu  innerstaatlichen  Maßnahmen  im  Rahmen 
des  Kyoto-Protokolls  und  des  UNFCCC  und  der  auf  ihrer 
Grundlage  gefassten  Beschlüsse. 

Die  Mitgliedstaaten  erstatten  der  Kommission  gemäß 
Artikel  3  der  Entscheidung  Nr.  280/2004/EG  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar 
2004  über  ein  System  zur  Überwachung  der  Treibhaus- 
gasemissionen in  der  Gemeinschaft  und  zur  Umsetzung 
des  Kyoto-Protokolls  (*)  in  Abständen  von  zwei  Jahren 
entsprechend  den  einschlägigen  Bestimmungen  des 
Kyoto-Protokolls  und  der  auf  seiner  Grundlage  gefassten 
Beschlüsse  Bericht  darüber,  inwieweit  innerstaatliche 
Maßnahmen  tatsächlich  ein  wesentliches  Element  der 
auf  nationaler  Ebene  unternommenen  Anstrengungen 
sind,  zu  dem  Umfang,  in  dem  durch  die  Verwendung  der 
Projektmechanismen  die  innerstaatlichen  Maßnahmen 
tatsächlich  ergänzt  werden,  und  über  das  Verhältnis  zwi- 
schen diesen.  Die  Kommission  erstattet  gemäß  Artikel  5 
der  genannten  Entscheidung  hierüber  Bericht.  Vor  dem 
Hintergrund  dieses  Berichts  arbeitet  die  Kommission 
gegebenenfalls  Legislativvorschläge  oder  sonstige  Vor- 
schläge zur  Ergänzung  der  von  den  Mitgliedstaaten 
ergriffenen  Maßnahmen  aus,  um  sicherzustellen,  dass  die 
Verwendung  der  Mechanismen  die  inländischen  Maß- 
nahmen in  der  Gemeinschaft  ergänzt. 


0  ABl.  L  49  vom  19.2.2004,  S.  1." 

9.    Dem  Anhang  III  wird  folgende  Nummer  angefügt: 

„f  2.  In  dem  Plan  wird  die  Obergrenze  des  Umfangs,  in  dem 
CER  und  ERU  von  den  Betreibern  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems  genutzt  werden  dürfen,  als 


Prozentanteil  der  Zuteilung  von  Zertifikaten  für  die  ein- 
zelnen Anlagen  angegeben.  Der  Prozentanteil  muss  mit 
den  ergänzenden  Verpflichtungen  des  Mitgliedstaats  im 
Rahmen  des  Kyoto-Protokolls  und  der  Beschlüsse,  die 
aufgrund  des  UNFCCC  oder  des  Kyoto-Protokolls 
gefasst  worden  sind,  in  Einklang  stehen." 

Artikel  2 
Durchführung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Rechts-  und  Verwaltungsvor- 
schriften in  Kraft,  die  erforderlich  sind,  um  dieser  Richtlinie  spä- 
testens ab  dem  13.  November  2005  nachzukommen.  Sie  setzten 
die  Kommission  unverzüglich  davon  in  Kenntnis. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen,  nehmen  sie 
in  den  Vorschrilten  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der  amt- 
lichen Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die  Mitglied- 
staaten regeln  die  Einzelheiten  dieser  Bezugnahme. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie  auf  dem  unter 
diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen.  Die  Kommission  gibt 
diese  Informationen  an  die  übrigen  Mitgliedstaaten  weiter. 

Artikel  3 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  Tag  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt 
der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  4 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 

Geschehen  zu  Straßburg  am  27.  Oktober  2004. 

Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments      Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident  Der  Präsident 

J.  BORRELL  FONTELLES  A.  NICOLAI 


1056 

CopyrightetJ  material 


Richtlinie  2008/  1/EG 

(ABl.  2008  L  24/8) 


1057 

Copyrighted  maErial 


RICHTLINIE  2008/1/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  15.  Januar  2008 
über  die  integrierte  Vermeidung  und  Verminderung  der  Umweltverschmutzung 

(kodifizierte  Fassung) 
(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER 
EUROPÄISCHEN  UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  175  Absatz  1, 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 


nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 


gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (2), 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Richtlinie  96/61/EG  des  Rates  vom  24.  September 
1996  über  die  integrierte  Vermeidung  und  Verminderung 
der  Umweltverschmutzung  (3)  ist  mehrfach  und  in  we- 
sentlichen Punkten  geändert  worden  (4).  Aus  Gründen 
der  Übersichtlichkeit  und  Klarheit  empfiehlt  es  sich,  die 
genannte  Richtlinie  zu  kodifizieren. 


(2)  Die  Ziele  und  Prinzipien  der  gemeinschaftlichen  Umwelt- 
politik, so  wie  sie  in  Artikel  174  des  Vertrags  festgelegt 
sind,  sind  insbesondere  auf  die  Vermeidung,  Verminde- 
rung und,  so  weit  wie  möglich,  auf  die  Beseitigung  der 
Verschmutzung  durch  Maßnahmen,  vorzugsweise  an  der 
Quelle  selbst,  sowie  auf  eine  umsichtige  Bewirtschaftung 
der  Ressourcen  an  Rohstoffen  gerichtet,  wobei  das  Ver- 
ursacher- und  Vorsorgeprinzip  gelten. 


(')  ABl.  C  97  vom  28.4.2007,  S.  12. 

(2)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  19.  Juni  2007 

(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates 

vom  17.  Dezember  2007. 
(')  ABl.  L  257  vom  10.10.1996,  S.  26.  Richtlinie  zuletzt  geändert  durch 

die  Verordnung  (EG)  Nr.  166/2006  des  Europäischen  Parlaments 

und  des  Rates  (ABl.  L  33  vom  4.2.2006,  S.  1). 
(4)  Siehe  Anhang  VI  Teil  A. 


(3)  Im  fünften  Umweltaktionsprogramm,  dessen  allgemeines 
Konzept  vom  Rat  und  den  im  Rat  vereinigten  Vertretern 
der  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  in  ihrer  Entschlie- 
ßung vom  1.  Februar  1993  über  ein  Gemeinschaftspro- 
gramm für  Umweltpolitik  und  Maßnahmen  im  Hinblick 
auf  eine  dauerhafte  und  umweltgerechte  Entwicklung  (5) 
gebilligt  wurde,  wurde  der  integrierten  Verminderung  der 
Umweltverschmutzung  eine  bedeutende  Rolle  bei  der 
Herstellung  eines  dauerhaften  und  umweltgerechten 
Gleichgewichts  zwischen  menschlicher  Tätigkeit  und  so- 
zioökonomischer  Entwicklung,  den  Ressourcen  und  der 
Regenerationsfähigkeit  der  Natur  eingeräumt. 


(4)  Die  Durchführung  des  integrierten  Konzepts  zur  Vermin- 
derung der  Umweltverschmutzung  erfordert  Maßnahmen 
auf  Gemeinschaftsebene,  um  die  bestehenden  Gemein- 
schaftsvorschriften auf  dem  Gebiet  der  Vermeidung  und 
Verminderung  der  Umweltverschmutzung  durch  Indus- 
trieanlagen zu  ändern  und  zu  ergänzen. 


(5)  Mit  der  Richtlinie  84/360/EWG  des  Rates  vom  28.  Juni 
1984  zur  Bekämpfung  der  Luftverunreinigung  durch  In- 
dustrieanlagen (6)  wurde  ein  allgemeiner  Rahmen  einge- 
führt, dem  zufolge  vor  der  Inbetriebnahme  oder  einer 
wesentlichen  Änderung  einer  Industrieanlage,  die  Luftver- 
schmutzung verursachen  kann,  eine  Genehmigung  erfor- 
derlich ist. 


(6)  Die  Richtlinie  2006/11 /EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  15.  Februar  2006  betreffend  die  Ver- 
schmutzung infolge  der  Ableitung  bestimmter  gefährli- 
cher Stoffe  in  die  Gewässer  der  Gemeinschaft  (7)  unter- 
wirft Einleitungen  dieser  Stoffe  einer  Genehmigungs- 
pflicht. 


(7)  Während  es  Rechtsvorschriften  der  Gemeinschaft  über 
die  Bekämpfung  der  Luftverschmutzung  und  die  Vermei- 
dung oder  größtmögliche  Verminderung  der  Einleitung 
gefährlicher  Stoffe  in  die  Gewässer  gibt,  fehlte  es  an  ver- 
gleichbaren Gemeinschaftsvorschriften  zur  Vermeidung 
oder  Verminderung  der  Emissionen  in  den  Boden. 


(5)  ABl.  C  138  vom  17.5.1993,  S.  1. 

(6)  ABl.  L  188  vom  16.7.1984,  S.  20.  Richtlinie  geändert  durch  die 
Richtlinie  91/692/EWG  (ABl.  L  377  vom  31.12.1991,  S.  48). 

(7)  ABl.  L  64  vom  4.3.2006,  S.  52. 
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(8)  Getrennte  Konzepte,  die  lediglich  der  isolierten  Vermin- 
derung der  Emissionen  in  Luft,  Wasser  oder  Boden  die- 
nen, können  dazu  führen,  dass  die  Verschmutzung  von 
einem  Umweltmedium  auf  ein  anderes  verlagert  wird, 
anstatt  die  Umwelt  insgesamt  zu  schützen. 


(9)  Das  Ziel  des  integrierten  Konzepts  der  Verminderung  der 
Verschmutzung  besteht  darin,  Emissionen  in  Luft,  Wasser 
und  Boden  unter  Einbeziehung  der  Abfallwirtschaft  so 
weit  wie  möglich  zu  vermeiden  und,  wo  dies  nicht  mög- 
lich ist,  zu  vermindern,  um  ein  hohes  Schutzniveau  für 
die  Umwelt  insgesamt  zu  erreichen. 


(10)  Diese  Richtlinie  sollte  einen  allgemeinen  Rahmen  mit 
Grundsätzen  zur  integrierten  Vermeidung  und  Verminde- 
rung der  Umweltverschmutzung  festlegen.  Sie  sollte  die 
Maßnahmen  vorsehen,  die  für  die  integrierte  Vermeidung 
und  Verminderung  der  Umweltverschmutzung  erforder- 
lich sind,  damit  ein  hohes  Schutzniveau  für  die  Umwelt 
insgesamt  erreicht  wird.  Die  Umsetzung  des  Grundsatzes 
der  nachhaltigen  und  umweltgerechten  Entwicklung 
sollte  durch  ein  integriertes  Konzept  zur  Verminderung 
der  Umweltverschmutzung  gefördert  werden. 


(11)  Die  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  sollten  unbeschadet 
der  Bestimmungen  der  Richtlinie  85/337/EWG  des  Rates 
vom  27.  Juni  1985  über  die  Umweltverträglichkeitsprü- 
fung bei  bestimmten  öffentlichen  und  privaten  Projek- 
ten (!)  gelten.  Ergeben  sich  aus  der  Anwendung  der  letzt- 
genannten Richtlinie  bestimmte  Angaben  oder  Ergebnisse 
und  sind  diese  bei  der  Erteilung  der  Genehmigung  zu 
berücksichtigen,  so  sollte  die  vorliegende  Richtlinie  die 
Durchführung  der  genannten  Richtlinie  nicht  beeinträch- 
tigen. 


(12)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  die  erforderlichen  Maßnahmen 
treffen,  um  sicherzustellen,  dass  der  Betreiber  der  in  die- 
ser Richtlinie  genannten  industriellen  Tätigkeiten  den  all- 
gemeinen Prinzipien  bestimmter  Grundpflichten  genügt. 
Im  Hinblick  darauf  reicht  es  aus,  dass  die  zuständigen 
Behörden  diese  allgemeinen  Prinzipien  bei  der  Festlegung 
der  Genehmigungsauflagen  berücksichtigen. 


(13)  Die  nach  dieser  Richtlinie  getroffenen  Maßnahmen  sind 
in  den  bestehenden  Anlagen  in  einigen  Fällen  nach  dem 
30.  Oktober  2007,  in  anderen  Fällen  seit  dem  30.  Okto- 
ber 1999  anzuwenden. 


(14)  Der  Betreiber  einer  Anlage  soll  Umwelterwägungen  an- 
stellen, um  die  Verschmutzungsprobleme  effizienter  und 
wirtschaftlicher  angehen  zu  können.  Diese  Punkte  sollten 
der  oder  den  zuständigen  Behörde(n)  mitgeteilt  werden, 


(')  ABl.  L  175  vom  5.7.1985,  S.  40.  Richtlinie  zuletzt  geändert  durch 
die  Richtlinie  2003/35/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (ABl.  L  156  vom  25.6.2003,  S.  17). 


damit  sich  diese  vor  Erteilung  einer  Genehmigung  verge- 
wissern kann  (können),  ob  alle  geeigneten  vorbeugenden 
oder  der  Verminderung  der  Verschmutzung  dienenden 
Maßnahmen  vorgesehen  wurden.  Dabei  können  starke 
Unterschiede  zwischen  den  Genehmigungsverfahren  zu 
einem  unterschiedlichen  Niveau  des  Umweltschutzes 
und  der  öffentlichen  Bewusstseinsbildung  führen.  Die  An- 
träge auf  Genehmigung  entsprechend  dieser  Richtlinie 
müssen  deshalb  ein  Mindestmaß  an  Angaben  umfassen. 


(15)  Eine  vollständige  Koordinierung  zwischen  den  zuständi- 
gen Behörden  hinsichtlich  der  Genehmigungsverfahren 
und  -auflagen  sollte  dazu  beitragen,  das  höchstmögliche 
Schutzniveau  für  die  Umwelt  insgesamt  zu  erreichen. 


(16)  Die  zuständige  Behörde  oder  zuständigen  Behörden  soll- 
ten eine  Genehmigung  nur  dann  erteilen  oder  ändern, 
wenn  integrierte  Umweltschutzmaßnahmen  in  Bezug 
auf  Luft,  Wasser  und  Boden  vorgesehen  worden  sind. 


(17)  Die  Genehmigung  sollte  alle  zur  Erfüllung  der  Genehmi- 
gungsvoraussetzungen erforderlichen  Maßnahmen  umfas- 
sen, um  so  ein  hohes  Schutzniveau  für  die  Umwelt  ins- 
gesamt zu  erreichen.  Diese  Maßnahmen  können  unbe- 
schadet des  Genehmigungsverfahrens  auch  Gegenstand 
allgemeiner  bindender  Vorschriften  sein. 


(18)  Emissionsgrenzwerte,  äquivalente  Parameter  oder  äquiva- 
lente technische  Maßnahmen  sollten  auf  die  besten  ver- 
fügbaren Techniken  gestützt  werden,  ohne  dass  dabei  die 
Anwendung  einer  bestimmten  Technik  oder  Technologie 
vorgeschrieben  würde;  zu  berücksichtigen  sind  die  tech- 
nische Beschaffenheit  der  betroffenen  Anlage,  ihr  geogra- 
fischer  Standort  sowie  die  örtlichen  Umweltbedingungen. 
In  allen  Fällen  sollten  die  Genehmigungsauflagen  Bestim- 
mungen zur  weitestgehenden  Verminderung  der  weiträu- 
migen oder  grenzüberschreitenden  Umweltverschmut- 
zung vorsehen  und  ein  hohes  Schutzniveau  für  die  Um- 
welt insgesamt  gewährleisten. 


(19)  Es  ist  Aufgabe  der  Mitgliedstaaten,  festzulegen,  wie  nöti- 
genfalls die  technische  Beschaffenheit  der  betroffenen  An- 
lage, ihr  geografischer  Standort  sowie  die  örtlichen  Um- 
weltbedingungen berücksichtigt  werden  können. 


(20)  Macht  eine  Umweltqualitätsnorm  strengere  Auflagen  er- 
forderlich, als  sie  mit  der  besten  verfügbaren  Technik 
erfüllbar  sind,  so  sind  insbesondere  in  der  Genehmigung 
zusätzliche  Auflagen  enthalten,  unbeschadet  sonstiger 
Maßnahmen,  die  im  Hinblick  auf  die  Einhaltung  der  Um- 
weltqualitätsnormen getroffen  werden  können. 
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(21)  Da  sich  auch  die  besten  verfügbaren  Techniken  —  insbe- 
sondere aufgrund  des  technischen  Fortschritts  —  im 
Laufe  der  Zeit  ändern,  sollte  die  zuständige  Behörde  sol- 
che Entwicklungen  verfolgen  oder  darüber  informiert 
sein. 


(22)  Änderungen  einer  Anlage  können  ihrerseits  zur  Ver- 
schmutzung führen.  Daher  sollten  alle  Änderungen,  die 
Auswirkungen  auf  die  Umwelt  haben  können,  der  oder 
den  zuständigen  Behörde(n)  mitgeteilt  werden.  Eine  we- 
sentliche Änderung  einer  Anlage  ist  im  Einklang  mit 
dieser  Richtlinie  einem  vorherigen  Genehmigungsverfah- 
ren zu  unterwerfen. 


(23)  Die  Genehmigungsauflagen  sollten  regelmäßig  überprüft 
und  gegebenenfalls  aktualisiert  werden.  Unter  bestimm- 
ten Bedingungen  sollten  sie  auf  jeden  Fall  überprüft  wer- 
den. 


(24)  Eine  effektive  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  bei  Entschei- 
dungen sollte  es  einerseits  der  Öffentlichkeit  ermöglichen, 
Meinungen  und  Bedenken  zu  äußern,  die  für  diese  Ent- 
scheidungen von  Belang  sein  können,  und  es  andererseits 
auch  den  Entscheidungsträgern  ermöglichen,  diese  Mein- 
ungen und  Bedenken  zu  berücksichtigen;  dadurch  wird 
der  Entscheidungsprozess  nachvollziehbarer  und  transpa- 
renter, und  in  der  Öffentlichkeit  wächst  das  Bewusstsein 
für  Umweltbelange  sowie  die  Unterstützung  für  die  ge- 
troffenen Entscheidungen.  Insbesondere  sollte  die  Öffent- 
lichkeit Zugang  zu  Informationen  über  den  Betrieb  der 
Anlage  und  die  möglichen  Auswirkungen  auf  die  Umwelt 
haben  und,  vor  einer  Entscheidung,  zu  den  Informatio- 
nen über  Genehmigungsanträge  für  neue  Anlagen  oder 
wesentliche  Änderungen  sowie  zu  den  Genehmigungen 
selbst,  deren  Aktualisierungen  und  den  damit  verbunde- 
nen Überwachungsdaten. 


(25)  Die  Beteiligung,  in  die  auch  Verbände,  Organisationen 
und  Gruppen  —  insbesondere  Nichtregierungsorganisa- 
tionen, die  sich  für  den  Umweltschutz  einsetzen  —  ein- 
bezogen sind,  sollte  daher  gefördert  werden,  auch  durch 
Förderung  der  Umwelterziehung  der  Öffentlichkeit. 


(27)  Die  Entwicklung  und  der  Austausch  von  Informationen 
auf  Gemeinschaftsebene  über  die  besten  verfügbaren 
Techniken  sollten  dazu  beitragen,  das  Ungleichgewicht 
auf  technologischer  Ebene  in  der  Gemeinschaft  auszuglei- 
chen, die  weltweite  Verbreitung  der  in  der  Gemeinschaft 
festgesetzten  Grenzwerte  und  der  angewandten  Techni- 
ken zu  fördern  und  die  Mitgliedstaaten  bei  der  wirksa- 
men Durchführung  dieser  Richtlinien  zu  unterstützen. 


(28)  Es  sollten  regelmäßig  Berichte  über  die  Durchführung 
und  die  Wirksamkeit  dieser  Richtlinie  ausgearbeitet  wer- 
den. 


(29)  Diese  Richtlinie  erstreckt  sich  auf  solche  Anlagen,  die  ein 
großes  Potenzial  zur  Umweltverschmutzung  und  damit 
auch  zu  grenzüberschreitender  Verschmutzung  haben. 
Eine  grenzüberschreitende  Konsultation  sollte  erfolgen, 
wenn  Genehmigungsanträge  für  den  Betrieb  einer  neuen 
Anlage  oder  für  wesentliche  Änderungen  einer  Anlage 
gestellt  werden,  welche  erheblich  nachteilige  Umweltaus- 
wirkungen haben  können.  Die  entsprechenden  Genehmi- 
gungsanträge sollten  der  Öffentlichkeit  des  möglicher- 
weise betroffenen  Mitgliedstaats  zugänglich  sein. 


(30)  Es  kann  festgestellt  werden,  dass  für  bestimmte  Katego- 
rien von  Anlagen  und  Schadstoffen,  die  unter  diese 
Richtlinie  fallen,  auf  Gemeinschaftsebene  Emissionsgrenz- 
werte festgelegt  werden  müssen.  Das  Europäische  Parla- 
ment und  der  Rat  sollten  diese  Emissionsgrenzwerte  im 
Einklang  mit  den  Bestimmungen  des  Vertrags  festsetzen. 


(31)  Die  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  sollten  unbeschadet 
der  Gemeinschaftsvorschriften  über  Sicherheit  und  Ge- 
sundheitsschutz am  Arbeitsplatz  gelten. 


(32)  Diese  Richtlinie  sollte  die  Verpflichtung  der  Mitgliedstaa- 
ten hinsichtlich  der  in  Anhang  VI  Teil  B  genannten  Fris- 
ten für  die  Umsetzung  der  dort  aufgeführten  Richtlinien 
in  innerstaatliches  Recht  unberührt  lassen  — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


(26)  Die  Gemeinschaft  hat  am  25.  Juni  1998  das  UN/ECE- 
Übereinkommen  über  den  Zugang  zu  Informationen, 
die  Öffentlichkeitsbeteiligung  an  Entscheidungsverfahren 
und  den  Zugang  zu  Gerichten  in  Umweltangelegenheiten 
(„Ärhus-Übereinkommen")  unterzeichnet.  Eines  der  Ziele 
des  Ärhus-Übereinkommens  ist  es,  das  Recht  auf  Beteili- 
gung der  Öffentlichkeit  an  Entscheidungsverfahren  in 
Umweltangelegenheiten  zu  gewährleisten  und  somit 
dazu  beizutragen,  dass  das  Recht  des  Einzelnen  auf  ein 
Leben  in  einer  der  Gesundheit  und  dem  Wohlbefinden 
zuträglichen  Umwelt  geschützt  wird. 


Artikel  1 

Zweck  und  Geltungsbereich 

Diese  Richtlinie  bezweckt  die  integrierte  Vermeidung  und  Ver- 
minderung der  Umweltverschmutzung  infolge  der  in  Anhang  I 
genannten  Tätigkeiten.  Sie  sieht  Maßnahmen  zur  Vermeidung 
und,  sofern  dies  nicht  möglich  ist,  zur  Verminderung  von  Emis- 
sionen aus  den  genannten  Tätigkeiten  in  Luft,  Wasser  und  Bo- 
den —  darunter  auch  den  Abfall  betreffende  Maßnahmen  — 
vor,  um  unbeschadet  der  Richtlinie  85/337/EWG  sowie  der 
sonstigen  einschlägigen  Gemeinschaftsbestimmungen  ein  hohes 
Schutzniveau  für  die  Umwelt  insgesamt  zu  erreichen. 
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Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck 

1.  „Stoff"  chemische  Elemente  und  ihre  Verbindungen,  ausge- 
nommen radioaktive  Stoffe  im  Sinne  der  Richtlinie 
96/29/Euratom  des  Rates  vom  13.  Mai  1996  zur  Festle- 
gung der  grundlegenden  Sicherheitsnormen  für  den  Schutz 
der  Gesundheit  der  Arbeitskräfte  und  der  Bevölkerung  ge- 
gen die  Gefahren  durch  ionisierende  Strahlungen  (')  und 
genetisch  modifizierte  Organismen  im  Sinne  der  Richtlinie 
90/21 9/EWG  des  Rates  vom  23.  April  1990  über  die  An- 
wendung genetisch  veränderter  Mikroorganismen  in  ge- 
schlossenen Systemen  (2)  und  der  Richtlinie  2001/18/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
12.  März  2001  über  die  absichtliche  Freisetzung  genetisch 
veränderter  Organismen  in  die  Umwelt  (3); 

2.  „Umweltverschmutzung"  die  durch  menschliche  Tätigkeiten 
direkt  oder  indirekt  bewirkte  Freisetzung  von  Stoffen,  Er- 
schütterungen, Wärme  oder  Lärm  in  Luft,  Wasser  oder 
Boden,  die  der  menschlichen  Gesundheit  oder  der  Umwelt- 
qualität schaden  oder  zu  einer  Schädigung  von  Sachwerten 
bzw.  zu  einer  Beeinträchtigung  oder  Störung  von  Annehm- 
lichkeiten und  anderen  legitimen  Nutzungen  der  Umwelt 
führen  können; 

3.  „Anlage"  eine  ortsfeste  technische  Einheit,  in  der  eine  oder 
mehrere  der  in  Anhang  I  genannten  Tätigkeiten  sowie  an- 
dere unmittelbar  damit  verbundene  Tätigkeiten  durchge- 
führt werden,  die  mit  den  an  diesem  Standort  durchgeführ- 
ten Tätigkeiten  in  einem  technischen  Zusammenhang  ste- 
hen und  die  Auswirkungen  auf  die  Emissionen  und  die 
Umweltverschmutzung  haben  können; 

4.  „bestehende  Anlage"  eine  Anlage,  die  am  30.  Oktober  1999 
im  Rahmen  der  vor  diesem  Tag  bestehenden  Rechtsvor- 
schriften in  Betrieb  war  oder  zugelassen  war  oder  nach 
Ansicht  der  zuständigen  Behörde  Gegenstand  eines  voll- 
ständigen Genehmigungsantrags  war,  sofern  die  zuletzt  ge- 
nannte Anlage  spätestens  am  30.  Oktober  2000  in  Betrieb 
genommen  wurde; 

5.  „Emission"  die  von  Punktquellen  oder  diffusen  Quellen  der 
Anlage  ausgehende  direkte  oder  indirekte  Freisetzung  von 
Stoffen,  Erschütterungen,  Wärme  oder  Lärm  in  die  Luft,  das 
Wasser  oder  den  Boden; 

6.  „Emissionsgrenzwert"  die  im  Verhältnis  zu  bestimmten  spe- 
zifischen Parametern  ausgedrückte  Masse,  die  Konzentra- 
tion und/oder  das  Niveau  einer  Emission,  die  in  einem 
oder  mehreren  Zeiträumen  nicht  überschritten  werden  dür- 
fen. Die  Emissionsgrenzwerte  können  auch  für  bestimmte 
Gruppen,  Familien  oder  Kategorien  von  Stoffen,  insbeson- 


C)  ABl.  L  159  vom  29.6.1996,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  117  vom  8.5.1990,  S.  1.  Richtlinie  zuletzt  geändert  durch 
den  Beschluss  2005/174/EG  der  Kommission  (ABl.  L  59  vom 
5.3.2005,  S.  20). 

(3)  ABl.  L  106  vom  17.4.2001,  S.  1.  Richtlinie  zuletzt  geändert  durch 
die  Verordnung  (EG)  Nr.  1830/2003  (ABl.  L  268  vom  18.10.2003, 
S.  24). 


dere  für  die  in  Anhang  III  genannten,  festgelegt  werden.  Die 
Emissionsgrenzwerte  bei  Stoffen  gelten  normalerweise  an 
dem  Punkt,  an  dem  die  Emissionen  die  Anlage  verlassen, 
wobei  eine  etwaige  Verdünnung  bei  der  Festsetzung  der 
Grenzwerte  nicht  berücksichtigt  wird.  Bei  der  indirekten 
Einleitung  in  das  Wasser  kann  die  Wirkung  einer  Kläranlage 
bei  der  Festsetzung  der  Emissionsgrenzwerte  der  Anlage 
berücksichtigt  werden,  sofern  ein  insgesamt  gleichwertiges 
Umweltschutzniveau  sichergestellt  wird  und  es  nicht  zu 
einer  höheren  Belastung  der  Umwelt  kommt,  und  zwar 
unbeschadet  der  Richtlinie  2006/1 1/EG  und  der  zu  ihrer 
Durchführung  erlassenen  Richtlinien; 


7.  „Umweltqualitätsnorm"  die  Gesamtheit  von  Anforderungen, 
die  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt  in  einer  gegebenen  Um- 
welt oder  einem  bestimmten  Teil  davon  nach  den  Rechts- 
vorschriften der  Gemeinschaft  erfüllt  werden  müssen; 


8.  „zuständige  Behörde"  die  Behörde  bzw.  Behörden  oder  Ein- 
richtungen, die  kraft  der  Rechtsvorschriften  der  Mitglied- 
staaten mit  der  Erfüllung  der  aus  dieser  Richtlinie  erwach- 
senden Aufgaben  betraut  ist  bzw.  sind; 


9.  „Genehmigung"  der  Teil  oder  die  Gesamtheit  einer  schrift- 
lichen Entscheidung  oder  mehrerer  solcher  Entscheidungen, 
mit  der  (denen)  eine  Genehmigung  zum  Betrieb  einer  An- 
lage oder  eines  Anlagenteils  vorbehaltlich  bestimmter  Auf- 
lagen erteilt  wird,  mit  denen  sichergestellt  werden  soll,  dass 
die  Anlage  den  Anforderungen  dieser  Richtlinie  entspricht. 
Eine  Genehmigung  kann  für  eine  oder  mehrere  Anlagen 
oder  Anlagenteile  gelten,  die  denselben  Standort  haben 
und  von  demselben  Betreiber  betrieben  werden; 


10.  „Änderung  des  Betriebs"  eine  Änderung  der  Beschaffenheit 
oder  der  Funktionsweise  oder  eine  Erweiterung  der  Anlage, 
die  Auswirkungen  auf  die  Umwelt  haben  kann; 


11.  „wesentliche  Änderung"  eine  Änderung  des  Betriebs,  die 
nach  Auffassung  der  zuständigen  Behörde  erhebliche  nach- 
teilige Auswirkungen  auf  den  Menschen  oder  die  Umwelt 
haben  kann;  im  Sinne  dieser  Begriffsbestimmung  gilt  jede 
Änderung  oder  Erweiterung  des  Betriebs  als  wesentlich, 
wenn  die  Änderung  oder  Erweiterung  für  sich  genommen 
die  Schwellenwerte,  sofern  solche  in  Anhang  I  festgelegt 
sind,  erreicht; 


12.  „beste  verfügbare  Techniken"  den  effizientesten  und  fort- 
schrittlichsten Entwicklungsstand  der  Tätigkeiten  und  ent- 
sprechenden Betriebsmethoden,  der  spezielle  Techniken  als 
praktisch  geeignet  erscheinen  lässt,  grundsätzlich  als  Grund- 
lage für  die  Emissionsgrenzwerte  zu  dienen,  um  Emissionen 
in  und  Auswirkungen  auf  die  gesamte  Umwelt  allgemein  zu 
vermeiden  oder,  wenn  dies  nicht  möglich  ist,  zu  vermin- 
dern: 
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a)  „Techniken"  sowohl  die  angewandte  Technologie  als 
auch  die  Art  und  Weise,  wie  die  Anlage  geplant,  gebaut, 
gewartet,  betrieben  und  stillgelegt  wird; 


b)  „verfügbar"  die  Techniken,  die  in  einem  Maßstab  ent- 
wickelt sind,  der  unter  Berücksichtigung  des  Kosten- 
Nutzen-Verhältnisses  die  Anwendung  unter  in  dem 
betreffenden  industriellen  Sektor  wirtschaftlich  und 
technisch  vertretbaren  Verhältnissen  ermöglicht,  ganz 
gleich,  ob  diese  Techniken  innerhalb  des  betreffenden 
Mitgliedstaats  verwendet  oder  hergestellt  werden,  sofern 
sie  zu  vertretbaren  Bedingungen  für  den  Betreiber  zu- 
gänglich sind; 


c)  „beste"  die  Techniken,  die  am  wirksamsten  zur  Errei- 
chung eines  allgemein  hohen  Schutzniveaus  für  die  Um- 
welt insgesamt  sind. 


Bei  der  Festlegung  der  besten  verfügbaren  Techniken  sind 
die  in  Anhang  IV  aufgeführten  Punkte  besonders  zu  be- 
rücksichtigen; 


13.  „Betreiber"  jede  natürliche  oder  juristische  Person,  die  die 
Anlage  betreibt  oder  besitzt  oder  der  —  sofern  in  den 
nationalen  Rechtsvorschriften  vorgesehen  —  die  ausschlag- 
gebende wirtschaftliche  Verfügungsmacht  über  den  techni- 
schen Betrieb  der  Anlage  übertragen  worden  ist; 


14.  „Öffentlichkeit"  eine  oder  mehrere  natürliche  oder  juristi- 
sche Personen  und,  in  Übereinstimmung  mit  den  inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften  oder  der  innerstaatlichen  Pra- 
xis, deren  Vereinigungen,  Organisationen  oder  Gruppen; 


15.  „betroffene  Öffentlichkeit"  die  von  einer  Entscheidung  über 
die  Erteilung  oder  Aktualisierung  einer  Genehmigung  oder 
von  Genehmigungsauflagen  betroffene  oder  wahrscheinlich 
betroffene  Öffentlichkeit  oder  die  Öffentlichkeit  mit  einem 
Interesse  daran;  im  Sinne  dieser  Begriffsbestimmung  haben 
Nichtregierungsorganisationen,  die  sich  für  den  Umwelt- 
schutz einsetzen  und  alle  nach  innerstaatlichem  Recht  gel- 
tenden Voraussetzungen  erfüllen,  ein  Interesse. 


Artikel  3 

Allgemeine  Prinzipien  der  Grundpflichten  der  Betreiber 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Vorkehrun- 
gen, damit  die  zuständigen  Behörden  sich  vergewissern,  dass  die 
Anlage  so  betrieben  wird,  dass 


a)  alle  geeigneten  Vorsorgemaßnahmen  gegen  Umweltver- 
schmutzungen, insbesondere  durch  den  Einsatz  der  besten 
verfügbaren  Techniken,  getroffen  werden; 


b)  keine  erheblichen  Umweltverschmutzungen  verursacht  wer- 
den; 


c)  die  Entstehung  von  Abfällen  entsprechend  der  Richtlinie 
2006/1 2/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  5.  April  2006  über  Abfälle  (')  vermieden  wird;  andern- 
falls werden  sie  verwertet  oder,  falls  dies  aus  technischen 
oder  wirtschaftlichen  Gründen  nicht  möglich  ist,  beseitigt, 
wobei  Auswirkungen  auf  die  Umwelt  zu  vermeiden  oder  zu 
vermindern  sind; 


d)  Energie  effizient  verwendet  wird; 


e)  die  notwendigen  Maßnahmen  ergriffen  werden,  um  Unfälle 
zu  verhindern  und  deren  Folgen  zu  begrenzen; 


f)  bei  einer  endgültigen  Stillegung  die  erforderlichen  Maßnah- 
men getroffen  werden,  um  jegliche  Gefahr  einer  Umweltver- 
schmutzung zu  vermeiden  und  um  einen  zufrieden  stellen- 
den Zustand  des  Betriebsgeländes  wiederherzustellen. 


(2)  Für  die  Einhaltung  der  Vorschriften  dieses  Artikels  reicht 
es  aus,  wenn  die  Mitgliedstaaten  sicherstellen,  dass  die  zuständi- 
gen Behörden  bei  der  Festlegung  der  Genehmigungsauflagen  die 
in  Absatz  1  angeführten  allgemeinen  Prinzipien  berücksichtigen. 


Artikel  4 

Genehmigung  neuer  Anlagen 

Unbeschadet  der  in  der  Richtlinie  2001/80/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  Oktober  2001  zur  Begren- 
zung von  Schadstoffemissionen  von  Großfeuerungsanlagen  in 
die  Luft  (2)  vorgesehenen  Ausnahmen  treffen  die  Mitgliedstaaten 
die  erforderlichen  Maßnahmen,  um  sicherzustellen,  dass  keine 
neue  Anlage  ohne  eine  Genehmigung  gemäß  dieser  Richtlinie 
betrieben  wird. 

Artikel  5 

Genehmigungsauflagen  für  bestehende  Anlagen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, damit  die  zuständigen  Behörden  durch  Genehmigung  ge- 
mäß den  Artikeln  6  und  8  oder  in  geeigneter  Weise  durch 
Überprüfung  und,  soweit  angemessen,  durch  Aktualisierung 
der  Auflagen  dafür  sorgen,  dass  bestehende  Anlagen  unbescha- 
det anderer  besonderer  Gemeinschaftsvorschriften  spätestens  am 
30.  Oktober  2007  in  Übereinstimmung  mit  den  Anforderungen 
der  Artikel  3,  7,  9,  10,  13,  des  Artikels  14  Buchstaben  a  und  b 
sowie  des  Artikels  15  Absatz  2  betrieben  werden. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  die  Artikel  1,  2,  11  und  12,  Artikel  14  Buchstabe 
c,  Artikel  15  Absätze  1  und  3  sowie  die  Artikel  17,  18  und 
Artikel  19  Absatz  2  vom  30.  Oktober  1999  an  auf  bestehende 
Anlagen  anzuwenden. 


(')  ABl.  L  114  vom  27.4.2006,  S.  9. 

(2)  ABl.  L  309  vom  27.11.2001,  S.  1.  Richtlinie  zuletzt  geändert  durch 
die  Richtlinie  2006/105/EG  des  Rates  (ABl.  L  363  vom  20.12.2006, 
S.  368). 
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Artikel  6 

Genehmigungsantrag 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, damit  ein  Genehmigungsantrag  an  eine  zuständige  Be- 
hörde eine  Beschreibung  von  Folgendem  erhält: 


a)   Anlage  sowie  Art  und  Umfang  ihrer  Tätigkeiten; 


b)  Roh-  und  Hilfsstoffe,  sonstige  Stoffe  und  Energie,  die  in  der 
Anlage  verwendet  oder  erzeugt  werden; 


der  Gefahren  bei  schweren  Unfällen  mit  gefährlichen  Stoffen  (l) 
oder  sonstige  Informationen  in  Erfüllung  anderer  Rechtsvor- 
schriften eine  der  Anforderungen  dieses  Artikels  erfüllen,  kön- 
nen sie  in  den  Antrag  aufgenommen  oder  diesem  beigefügt 
werden. 

Artikel  7 

Integriertes  Konzept  bei  der  Erteilung  der  Genehmigung 

Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnahmen  für 
eine  vollständige  Koordinierung  des  Genehmigungsverfahrens 
und  der  Genehmigungsauflagen,  wenn  bei  diesem  Verfahren 
mehrere  zuständige  Behörden  mitwirken,  um  ein  wirksames 
integriertes  Konzept  aller  für  diese  Verfahren  zuständigen  Be- 
hörden sicherzustellen. 


c)  Quellen  der  Emissionen  aus  der  Anlage; 


d)  Zustand  des  Anlagengeländes; 


e)  Art  und  Menge  der  vorhersehbaren  Emissionen  aus  der  An- 
lage in  jedes  einzelne  Umweltmedium  sowie  Feststellung 
von  erheblichen  Auswirkungen  der  Emissionen  auf  die  Um- 
welt; 


Artikel  8 

Entscheidungen 

Unbeschadet  sonstiger  Anforderungen  aufgrund  einzelstaatlicher 
oder  gemeinschaftlicher  Vorschriften  erteilt  die  zuständige  Be- 
hörde eine  Genehmigung  mit  Auflagen,  die  sicherstellen,  dass 
die  Anlage  den  Anforderungen  dieser  Richtlinie  entspricht;  ist 
dies  nicht  der  Fall,  lehnt  sie  die  Genehmigung  ab. 

In  den  neu  erteilten  oder  geänderten  Genehmigungen  sind  die 
für  den  Schutz  von  Luft,  Wasser  und  Boden  in  dieser  Richtlinie 
genannten  Vorkehrungen  anzugeben. 


f)  vorgesehene  Technologie  und  sonstige  Techniken  zur  Ver- 
meidung der  Emissionen  aus  der  Anlage  oder,  sofern  dies 
nicht  möglich  ist,  Verminderung  derselben; 


g)  erforderlichenfalls  Maßnahmen  zur  Vermeidung  und  Ver- 
wertung der  von  der  Anlage  erzeugten  Abfälle; 


h)  sonstige  vorgesehene  Maßnahmen  zur  Erfüllung  der  Vor- 
schriften bezüglich  der  allgemeinen  Prinzipien  der  Grund- 
pflichten der  Betreiber  gemäß  Artikel  3; 


i)    vorgesehene  Maßnahmen  zur  Überwachung  der  Emissionen 
in  die  Umwelt; 


j)    die  wichtigsten  vom  Antragsteller  gegebenenfalls  geprüften 
Alternativen  in  einer  Übersicht. 


Der  Genehmigungsantrag  muss  ferner  eine  nichttechnische  Zu- 
sammenfassung der  unter  den  Buchstaben  a  bis  j  genannten 
Angaben  erhalten. 


(2)  Wenn  Angaben  gemäß  den  Anforderungen  der  Richtlinie 
85/337/EWG  oder  ein  Sicherheitsbericht  gemäß  der  Richtlinie 
96/82/EG  des  Rates  vom  9.  Dezember  1996  zur  Beherrschung 


Artikel  9 
Genehmigungsauflagen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  Genehmigung 
alle  Maßnahmen  umfasst,  die  zur  Erfüllung  der  in  den  Artikeln 
3  und  10  genannten  Genehmigungsvoraussetzungen  notwendig 
sind,  um  durch  den  Schutz  von  Luft,  Wasser  und  Boden  zu 
einem  hohen  Schutzniveau  für  die  Umwelt  insgesamt  beizutra- 
gen. 

(2)  Handelt  es  sich  um  eine  neue  Anlage  oder  um  eine  we- 
sentliche Änderung,  für  die  Artikel  4  der  Richtlinie 
85/337/EWG  gilt,  so  sind  im  Rahmen  des  Verfahrens  zur  Er- 
teilung der  Genehmigung  alle  einschlägigen  Angaben  oder  Er- 
gebnisse zu  berücksichtigen,  die  aufgrund  der  Artikel  5,  6  und  7 
jener  Richtlinie  vorliegen. 

(3)  Die  Genehmigung  muss  Emissionsgrenzwerte  für  die 
Schadstoffe,  namentlich  die  Schadstoffe  der  Liste  in  Anhang 
III,  enthalten,  die  von  der  betreffenden  Anlage  unter  Berücksich- 
tigung der  Art  der  Schadstoffe  und  der  Gefahr  einer  Verlagerung 
der  Verschmutzung  von  einem  Medium  auf  ein  anderes  (Wasser, 
Luft,  Boden)  in  relevanter  Menge  emittiert  werden  können.  Er- 
forderlichenfalls enthält  die  Genehmigung  geeignete  Auflagen 
zum  Schutz  des  Bodens  und  des  Grundwassers  sowie  Maßnah- 
men zur  Behandlung  der  von  der  Anlage  erzeugten  Abfälle. 
Gegebenenfalls  können  die  Grenzwerte  durch  äquivalente  Para- 
meter bzw.  äquivalente  technische  Maßnahmen  erweitert  oder 
ersetzt  werden. 


(>)  ABl.  L  10  vom  14.1.1997,  S.  13.  Richtlinie  zuletzt  geändert  durch 
die  Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  (ABl.  L  284  vom  31.10.2003,  S.  1). 
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Bei  den  Anlagen  des  Anhangs  I  Nummer  6.6  werden  für  die 
Emissionsgrenzwerte  nach  diesem  Absatz  die  praktischen  Mo- 
dalitäten berücksichtigt,  die  an  diese  Anlagekategorien  angepasst 
sind. 


Sind  Treibhausgasemissionen  einer  Anlage  in  Anhang  I  der 
Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein  System  für  den  Handel 
mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  (l)  in 
Zusammenhang  mit  einer  in  dieser  Anlage  durchgeführten  Tä- 
tigkeit aufgeführt,  so  enthält  die  Genehmigung  keine  Emissions- 
grenzwerte für  direkte  Emissionen  dieses  Gases,  es  sei  denn,  dies 
ist  erforderlich,  um  sicherzustellen,  dass  keine  erhebliche  lokale 
Umweltverschmutzung  bewirkt  wird. 


Den  Mitgliedstaaten  steht  es  frei,  für  die  in  Anhang  I  der  Richt- 
linie 2003/87/EG  aufgeführten  Tätigkeiten  keine  Energieeffi- 
zienzanforderungen in  Bezug  auf  Verbrennungseinheiten  oder 
andere  Einheiten  am  Standort,  die  Kohlendioxid  ausstoßen,  fest- 
zulegen. 


Falls  erforderlich,  wird  die  Genehmigung  durch  die  zuständigen 
Behörden  entsprechend  geändert. 


Die  Unterabsätze  3,  4  und  5  gelten  nicht  für  Anlagen,  die  ge- 
mäß Artikel  27  der  Richtlinie  2003/87/EG  vorübergehend  aus 
dem  System  für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifika- 
ten  in  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen  sind. 


(4)  Die  in  Absatz  3  genannten  Emissionsgrenzwerte,  äquiva- 
lenten Parameter  und  äquivalenten  technischen  Maßnahmen 
sind  vorbehaltlich  des  Artikels  10  auf  die  besten  verfügbaren 
Techniken  zu  stützen,  ohne  dass  die  Anwendung  einer  be- 
stimmten Technik  oder  Technologie  vorgeschrieben  wird;  hier- 
bei sind  die  technische  Beschaffenheit  der  betreffenden  Anlage, 
ihr  geografischer  Standort  und  die  jeweiligen  örtlichen  Umwelt- 
bedingungen zu  berücksichtigen.  In  jedem  Fall  sehen  die  Ge- 
nehmigungsauflagen Vorkehrungen  zur  weitestgehenden  Ver- 
minderung der  weiträumigen  oder  grenzüberschreitenden  Um- 
weltverschmutzung vor  und  stellen  ein  hohes  Schutzniveau  für 
die  Umwelt  insgesamt  sicher. 


(5)  Die  Genehmigung  enthält  angemessene  Anforderungen 
für  die  Überwachung  der  Emissionen,  in  denen  die  Messmetho- 
dik, Messhäufigkeit  und  das  Bewertungsverfahren  festgelegt  sind, 
sowie  eine  Verpflichtung,  der  zuständigen  Behörde  die  erforder- 
lichen Daten  für  die  Prüfung  der  Einhaltung  der  Genehmigungs- 
auflagen zu  liefern. 


Bei  den  Anlagen  des  Anhangs  I  Nummer  6.6  können  die  Vor- 
kehrungen nach  vorliegendem  Absatz  einer  Kosten-Nutzen- Ana- 
lyse Rechnung  tragen. 


(!)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32.  Richtlinie  geändert  durch  die 
Richtlinie  2004/101/EG  (ABl.  L  338  vom  13.11.2004,  S.  18). 


(6)  Die  Genehmigung  enthält  Maßnahmen  im  Hinblick  auf 
andere  als  normale  Betriebsbedingungen.  Dabei  sind  das  Anfah- 
ren, das  unbeabsichtigte  Austreten  von  Stoffen,  Störungen, 
kurzzeitiges  Abfahren  sowie  die  endgültige  Stilllegung  des  Be- 
triebs in  angemessener  Weise  zu  berücksichtigen,  soweit  eine 
Gefahr  für  die  Umwelt  damit  verbunden  sein  könnte. 


Die  Genehmigung  kann  ferner  vorübergehende  Ausnahmen  von 
den  Anforderungen  des  Absatzes  4  enthalten,  sofern  in  einem 
von  der  zuständigen  Behörde  genehmigten  Sanierungsplan  die 
Einhaltung  dieser  Anforderungen  binnen  sechs  Monaten  sicher- 
gestellt und  durch  das  Vorhaben  eine  Verminderung  der  Um- 
weltverschmutzung erreicht  wird. 


(7)  Die  Genehmigung  kann  andere  spezielle  Auflagen  für  die 
Zwecke  dieser  Richtlinie  enthalten,  die  die  Mitgliedstaaten  oder 
die  zuständige  Behörde  als  zweckmäßig  erachten. 


(8)  Unbeschadet  der  Verpflichtung  zur  Durchführung  eines 
Genehmigungsverfahrens  im  Sinne  dieser  Richtlinie  können 
die  Mitgliedstaaten  bestimmte  Anforderungen  für  bestimmte 
Kategorien  von  Anlagen  in  Form  von  allgemeinen  bindenden 
Vorschriften  statt  in  Genehmigungsauflagen  festlegen,  sofern 
dabei  ein  integriertes  Konzept  und  ein  gleichwertiges  hohes 
Schutzniveau  für  die  Umwelt  gewährleistet  werden. 


Artikel  10 

Beste  verfügbare  Techniken  und  Umweltqualitätsnormen 

Erfordert  eine  Umweltqualitätsnorm  strengere  Auflagen,  als 
durch  die  Anwendung  der  besten  verfügbaren  Techniken  zu 
erfüllen  sind,  so  werden  unbeschadet  anderer  Maßnahmen,  die 
zur  Einhaltung  der  Umweltqualitätsnormen  ergriffen  werden 
können,  insbesondere  zusätzliche  Auflagen  in  der  Genehmigung 
vorgesehen. 

Artikel  11 

Entwicklung  in  den  besten  verfügbaren  Techniken 

Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  zuständige  Behörde 
die  Entwicklungen  bei  den  besten  verfügbaren  Techniken  ver- 
folgt oder  darüber  unterrichtet  wird. 

Artikel  12 

Änderungen  der  Anlagen  durch  die  Betreiber 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, damit  der  Betreiber  der  zuständigen  Behörde  beabsichtigte 
Änderungen  des  Betriebs  mitteilt.  Gegebenenfalls  aktualisiert  die 
zuständige  Behörde  die  Genehmigung  oder  die  Auflagen. 
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(2)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, damit  keine  vom  Betreiber  beabsichtigte  wesentliche  Än- 
derung des  Betriebs  ohne  eine  gemäß  dieser  Richtlinie  erteilte 
Genehmigung  vorgenommen  wird.  Der  Genehmigungsantrag 
und  die  Entscheidung  der  zuständigen  Behörde  müssen  diejeni- 
gen Anlagenteile  und  in  Artikel  6  genannten  Aspekte  umfassen, 
die  von  der  Änderung  betroffen  sein  können.  Die  einschlägigen 
Vorschriften  des  Artikels  3,  der  Artikel  6  bis  10  sowie  des 
Artikels  15  Absätze  1,  2  und  3  sind  entsprechend  anzuwenden. 

Artikel  13 

Überprüfung  und  Aktualisierung  der 
Genehmigungsauflagen  durch  die  zuständige  Behörde 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, damit  die  zuständigen  Behörden  die  Genehmigungsaufla- 
gen regelmäßig  überprüfen  und  gegebenenfalls  auf  den  neuesten 
Stand  bringen. 


(2)  Die  Überprüfung  wird  auf  jeden  Fall  vorgenommen, 
wenn 


a)  die  durch  die  Anlage  verursachte  Umweltverschmutzung  so 
stark  ist,  dass  die  in  der  Genehmigung  festgelegten  Emis- 
sionsgrenzwerte überprüft  oder  neue  Emissionsgrenzwerte 
vorgesehen  werden  müssen; 


b)  wesentliche  Veränderungen  in  den  besten  verfügbaren  Tech- 
niken eine  erhebliche  Verminderung  der  Emissionen  ermög- 
lichen, ohne  unverhältnismäßig  hohe  Kosten  zu  verursachen; 


c)  die  Betriebssicherheit  des  Verfahrens  oder  der  Tätigkeit  die 
Anwendung  anderer  Techniken  erfordert; 


d)  neue  Rechtsvorschriften  der  Gemeinschaft  oder  des  betref- 
fenden Mitgliedstaats  dies  erforderlich  machen. 

Artikel  14 

Einhaltung  der  Genehmigungsauflagen 

Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um 
sicherzustellen,  dass 


a)  die  Auflagen  einer  Genehmigung  vom  Betreiber  in  seiner 
Anlage  eingehalten  werden; 


b)  der  Betreiber  die  zuständige  Behörde  regelmäßig  über  die 
Ergebnisse  der  Überwachung  der  Emissionen  der  betreffen- 
den Anlage  und  unverzüglich  über  alle  Störfälle  und  Unfälle 
mit  erheblichen  Umweltauswirkungen  unterrichtet; 


c)  die  Betreiber  von  Anlagen  den  Vertretern  der  zuständigen 
Behörde  jede  notwendige  Unterstützung  dabei  gewähren, 
etwaige  Überprüfungen  der  Anlage  bzw.  Probenahmen 
durchzuführen  und  die  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  im  Rah- 
men dieser  Richtlinie  erforderlichen  Informationen  zu  sam- 
meln. 


Artikel  15 

Zugang  zu  Informationen  und  Beteiligung  der 
Öffentlichkeit  am  Genehmigungsverfahren 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  betroffene  Öf- 
fentlichkeit frühzeitig  und  in  effektiver  Weise  die  Möglichkeit 
erhält,  sich  an  folgenden  Verfahren  zu  beteiligen: 


a)  Erteilung  einer  Genehmigung  für  neue  Anlagen; 


b)  Erteilung  einer  Genehmigung  für  wesentliche  Änderungen; 


c)  Aktualisierung  der  Genehmigung  oder  der  Genehmigungs- 
auflagen für  eine  Anlage  im  Einklang  mit  Artikel  1 3  Absatz 
2  Buchstabe  a. 


Für  diese  Beteiligung  gilt  das  in  Anhang  V  genannte  Verfahren. 


(2)  Die  Ergebnisse  der  entsprechend  den  Genehmigungsaufla- 
gen gemäß  Artikel  9  erforderlichen  Überwachung  der  Emissio- 
nen, die  bei  der  zuständigen  Behörde  vorliegen,  werden  der 
Öffentlichkeit  zugänglich  gemacht. 


(3)  Die  Absätze  1  und  2  gelten  vorbehaltlich  der  in  Artikel  4 
Absätze  1,  2  und  4  der  Richtlinie  2003/4/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  28.  Januar  2003  über  den  Zu- 
gang der  Öffentlichkeit  zu  Umweltinformationen  (x)  genannten 
Einschränkungen. 


(4)  Wurde  eine  Entscheidung  getroffen,  so  unterrichtet  die 
zuständige  Behörde  die  Öffentlichkeit  nach  den  entsprechenden 
Verfahren  und  macht  ihr  folgende  Informationen  zugänglich: 


a)  den  Inhalt  der  Entscheidung  einschließlich  einer  Kopie  der 
Genehmigung  und  etwaiger  Genehmigungsauflagen  sowie 
späterer  Aktualisierungen  und 


b)  nach  Prüfung  der  von  der  betroffenen  Öffentlichkeit  vorge- 
brachten Bedenken  und  Meinungen  die  Gründe  und  Erwä- 
gungen, auf  denen  die  Entscheidung  beruht,  einschließlich 
Ängaben  über  das  Verfahren  zur  Beteiligung  der  Öffentlich- 
keit. 


(')  ABl.  L  41  vom  14.2.2003,  S.  26. 
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Artikel  16 
Zugang  zu  Gerichten 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  im  Rahmen  ihrer  innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften  sicher,  dass  Mitglieder  der  betroffenen 
Öffentlichkeit  Zugang  zu  einem  Überprüfungsverfahren  vor  ei- 
nem Gericht  oder  einer  anderen  auf  gesetzlicher  Grundlage  ge- 
schaffenen unabhängigen  und  unparteiischen  Stelle  haben,  um 
die  materiellrechtliche  und  verfahrensrechtliche  Rechtmäßigkeit 
von  Entscheidungen,  Handlungen  oder  Unterlassungen  anzu- 
fechten, für  die  die  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  über  die 
Öffentlichkeitsbeteiligung  gelten,  wenn 

a)  sie  ein  ausreichendes  Interesse  haben  oder 

b)  sie  eine  Rechtsverletzung  geltend  machen,  sofern  das  Ver- 
waltungsverfahrensrecht bzw.  Verwaltungsprozessrecht  eines 
Mitgliedstaats  dies  als  Voraussetzung  erfordert. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  legen  fest,  in  welchem  Verfahrenssta- 
dium die  Entscheidungen,  Handlungen  oder  Unterlassungen  an- 
gefochten werden  können. 

(3)  Was  als  ausreichendes  Interesse  und  als  Rechtsverletzung 
gilt,  bestimmen  die  Mitgliedstaaten  im  Einklang  mit  dem  Ziel, 
der  betroffenen  Öffentlichkeit  einen  weiten  Zugang  zu  Gerich- 
ten zu  gewähren.  Zu  diesem  Zweck  gilt  das  Interesse  jeder 
Nichtregierungsorganisation,  die  sich  für  den  Umweltschutz  ein- 
setzt und  alle  nach  innerstaatlichem  Recht  geltenden  Voraus- 
setzungen erfüllt,  als  ausreichend  im  Sinne  von  Absatz  1  Buch- 
stabe a. 

Derartige  Organisationen  gelten  auch  als  Träger  von  Rechten, 
die  —  im  Sinne  von  Absatz  1  Buchstabe  b  —  verletzt  werden 
können. 

(4)  Dieser  Artikel  schließt  die  Möglichkeit  eines  vorangehen- 
den Überprüfungsverfahrens  bei  einer  Verwaltungsbehörde  nicht 
aus  und  lässt  das  Erfordernis  einer  Ausschöpfung  der  verwal- 
tungsbehördlichen Überprüfungsverfahren  vor  der  Einleitung  ge- 
richtlicher Überprüfungsverfahren  unberührt,  sofern  ein  derarti- 
ges Erfordernis  nach  innerstaatlichem  Recht  besteht. 

Die  betreffenden  Verfahren  werden  fair,  gerecht,  zügig  und  nicht 
übermäßig  teuer  durchgeführt. 

(5)  Um  die  Effektivität  dieses  Artikels  zu  fördern,  stellen  die 
Mitgliedstaaten  sicher,  dass  der  Öffentlichkeit  praktische  Infor- 
mationen über  den  Zugang  zu  verwaltungsbehördlichen  und 
gerichtlichen  Überprüfungsverfahren  zugänglich  gemacht  wer- 
den. 

Artikel  17 

Informationsaustausch 

(1)  Im  Hinblick  auf  einen  Informationsaustausch  treffen  die 
Mitgliedstaaten  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um  der  Kom- 
mission alle  drei  Jahre  —  das  erste  Mal  vor  dem  30.  April 
2001  —  die  verfügbaren  repräsentativen  Daten  über  die  für 
Kategorien  von  industriellen  Tätigkeiten  des  Anhangs  I  festge- 
legten Emissionsgrenzwerte  und  gegebenenfalls  die  besten  ver- 


fügbaren Techniken,  von  denen  die  Emissionsgrenzwerte  insbe- 
sondere entsprechend  den  Bestimmungen  des  Artikels  9  abge- 
leitet sind,  mitzuteilen.  Für  die  späteren  Mitteilungen  werden  die 
Angaben  nach  den  in  Absatz  3  des  vorliegenden  Artikels  vor- 
gesehenen Verfahren  ergänzt. 

(2)  Die  Kommission  führt  einen  Informationsaustausch  zwi- 
schen den  Mitgliedstaaten  und  der  betroffenen  Industrie  über  die 
besten  verfügbaren  Techniken,  die  damit  verbundenen  Überwa- 
chungsmaßnahmen und  die  Entwicklungen  auf  diesem  Gebiet 
durch. 

Alle  drei  Jahre  veröffentlicht  die  Kommission  die  Ergebnisse  des 
Informationsaustausches. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  der  Kommission  alle  drei 
Jahre,  erstmals  für  den  Zeitraum  vom  30.  Oktober  1999  bis 
einschließlich  30.  Oktober  2002,  Angaben  über  die  Umsetzung 
dieser  Richtlinie  im  Rahmen  eines  Berichts.  Der  Bericht  ist  an- 
hand eines  von  der  Kommission  nach  dem  Verfahren  des  Arti- 
kels 6  Absatz  2  der  Richtlinie  91/692/EWG  des  Rates  vom  23. 
Dezember  1991  zur  Vereinheitlichung  und  zweckmäßigen  Ge- 
staltung der  Berichte  über  die  Durchführung  bestimmter  Um- 
weltschutzrichtlinien (!)  ausgearbeiteten  Fragebogens  oder  Sche- 
mas zu  erstellen.  Der  Fragebogen  bzw.  das  Schema  wird  den 
Mitgliedstaaten  sechs  Monate  vor  Beginn  des  Berichtszeitraums 
übersandt.  Der  Bericht  ist  bei  der  Kommission  innerhalb  von 
neun  Monaten  nach  Ablauf  des  von  ihm  erfassten  Dreijahres- 
zeitraums einzureichen. 

Die  Kommission  veröffentlicht  innerhalb  von  neun  Monaten 
nach  Erhalt  der  einzelstaatlichen  Berichte  einen  Gemeinschafts- 
bericht über  die  Durchführung  dieser  Richtlinie. 

Die  Kommission  unterbreitet  den  Gemeinschaftsbericht  dem 
Europäischen  Parlament  und  dem  Rat,  wenn  notwendig  zusam- 
men mit  Vorschlägen. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  errichten  oder  benennen  die  für  den 
Informationsaustausch  im  Rahmen  der  Absätze  1,  2  und  3  zu- 
ständige(n)  Behörde(n)  und  unterrichten  hierüber  die  Kommis- 
sion. 

Artikel  18 

Grenzüberschreitende  Auswirkungen 

(1)  Stellt  ein  Mitgliedstaat  fest,  dass  der  Betrieb  einer  Anlage 
erhebliche  nachteilige  Auswirkungen  auf  die  Umwelt  eines  an- 
deren Mitgliedstaats  haben  könnte,  oder  stellt  ein  Mitgliedstaat, 
der  möglicherweise  davon  erheblich  berührt  wird,  ein  entspre- 
chendes Ersuchen,  so  teilt  der  Mitgliedstaat,  in  dessen  Hoheits- 
gebiet die  Genehmigung  nach  Artikel  4  oder  Artikel  12  Absatz 
2  beantragt  wurde,  dem  anderen  Mitgliedstaat  die  nach  Anhang 
V  erforderlichen  oder  bereitgestellten  Angaben  zum  gleichen 
Zeitpunkt  mit,  zu  dem  er  sie  seinen  eigenen  Staatsangehörigen 
zur  Verfügung  stellt.  Diese  Angaben  dienen  als  Grundlage  für 
notwendige  Konsultationen  im  Rahmen  der  bilateralen  Bezie- 
hungen beider  Mitgliedstaaten  auf  der  Basis  von  Gegenseitigkeit 
und  Gleichwertigkeit. 


(!)  ABl.  L  377  vom  31.12.1991,  S.  48.  Richtlinie  geändert  durch  die 
Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003. 
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(2)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  im  Rahmen  ihrer  bilateralen 
Beziehungen  dafür,  dass  in  den  in  Absatz  1  genannten  Fällen 
die  Anträge  auch  der  Öffentlichkeit  des  möglicherweise  betrof- 
fenen Mitgliedstaats  während  eines  angemessenen  Zeitraums 
zugänglich  gemacht  werden,  damit  sie  dazu  Stellung  nehmen 
kann,  bevor  die  zuständige  Behörde  ihre  Entscheidung  trifft. 


(3)  Die  zuständige  Behörde  berücksichtigt  die  Ergebnisse  der 
Konsultationen  nach  den  Absätzen  1  und  2,  wenn  sie  über  den 
Antrag  entscheidet. 


(4)  Die  zuständige  Behörde  setzt  alle  nach  Absatz  1  konsul- 
tierten Mitgliedstaaten  von  der  Entscheidung  über  den  Antrag  in 
Kenntnis  und  übermittelt  ihnen  die  in  Artikel  15  Absatz  4  ge- 
nannten Informationen,  jeder  konsultierte  Mitgliedstaat  ergreift 
die  erforderlichen  Maßnahmen,  um  sicherzustellen,  dass  diese 
Informationen  der  betroffenen  Öffentlichkeit  in  seinem  Hoheits- 
gebiet in  geeigneter  Weise  zugänglich  sind. 


Artikel  19 

Gemeinschaftliche  Emissionsgrenzwerte 

(1)  Wenn  sich  insbesondere  aufgrund  des  Informationsaus- 
tauschs gemäß  Artikel  17  herausgestellt  hat,  dass  die  Gemein- 
schaft tätig  werden  muss,  legen  das  Europäische  Parlament  und 
der  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  entsprechend  den  im 
Vertrag  vorgesehenen  Verfahren  Emissionsgrenzwerte  fest  für 


a)  die  Kategorien  von  Anlagen  gemäß  Anhang  I,  außer  den 
Abfalldeponien  nach  den  Nummern  5.1  und  5.4  dieses  An- 
hangs, 


und 


b)  die  Schadstoffe  gemäß  Anhang  III. 


(2)  Wurden  keine  Emissionsgrenzwerte  aufgrund  dieser 
Richtlinie  festgelegt,  so  gelten  mindestens  die  einschlägigen 
Emissionsgrenzwerte,  die  in  den  in  Anhang  II  aufgeführten 
Richtlinien  und  den  anderen  gemeinschaftlichen  Vorschriften 
festgelegt  sind,  für  die  in  Anhang  I  genannten  Anlagen  als 
Emissionsgrenzwerte  nach  dieser  Richtlinie. 


(3)  Unbeschadet  der  Vorschriften  dieser  Richtlinie  sind  die 
einschlägigen  technischen  Vorschriften  für  Abfalldeponien 
nach  Anhang  I  Nummern   5.1   und   5.4  in  der  Richtlinie 


1999/31 /EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  Abfalldepo- 
nien (J)  festgelegt  worden. 


Artikel  20 

Übergangsbestimmungen 

(1)  Die  Bestimmungen  der  Richtlinie  84/3  6 O/EWG,  der  Arti- 
kel 4,  5  und  Artikel  6  Absatz  2  der  Richtlinie  2006/11 /EG 
sowie  die  einschlägigen  das  Genehmigungssystem  betreffenden 
Bestimmungen  der  in  Anhang  II  aufgeführten  Richtlinien  — 
unbeschadet  der  Ausnahmen  nach  der  Richtlinie  2001/80/EG 
—  gelten  so  lange  für  unter  Anhang  I  fallende  bestehende  An- 
lagen, wie  die  in  Artikel  5  der  vorliegenden  Richtlinie  genannten 
erforderlichen  Maßnahmen  von  den  zuständigen  Behörden  nicht 
getroffen  worden  sind. 


(2)  Die  einschlägigen  das  Genehmigungssystem  betreffenden 
Bestimmungen  der  in  Anhang  II  genannten  Richtlinien  gelten 
nicht  für  unter  Anhang  I  fallende  industrielle  Tätigkeiten,  die 
nicht  bestehende  Anlagen  im  Sinne  von  Artikel  2  Nummer  4 
sind. 


(3)  Die  Richtlinie  84/360/EWG  wird  zum  30.  Oktober  2007 
aufgehoben. 


Der  Rat  oder  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  ändern  auf 
Vorschlag  der  Kommission  gegebenenfalls  die  entsprechenden 
Bestimmungen  der  in  Anhang  II  aufgeführten  Richtlinien,  um 
sie  bis  zum  30.  Oktober  2007  an  die  Anforderungen  der  vor- 
liegenden Richtlinie  anzupassen. 


Artikel  21 
Mitteilung 

Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut  der 
wichtigsten  einzelstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie  auf 
dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 


Artikel  22 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  96/61 /EG,  in  der  Fassung  der  in  Anhang  VI  Teil 
A  aufgeführten  Rechtsakte,  wird  unbeschadet  der  Verpflichtung 
der  Mitgliedstaaten  hinsichtlich  der  in  Anhang  VI  Teil  B  ge- 
nannten Fristen  für  die  Umsetzung  in  innerstaatliches  Recht 
aufgehoben. 


(')  ABl.  L  182  vom  16.7.1999,  S.  1.  Richtlinie  geändert  durch  die 
Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003. 
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Bezugnahmen  auf  die  aufgehobene  Richtlinie  gelten  als  Bezug- 
nahmen auf  die  vorliegende  Richtlinie  und  sind  nach  Maßgabe 
der  Entsprechungstabelle  in  Anhang  VII  zu  lesen. 


Artikel  24 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 


Geschehen  zu  Straßburg  am  15.  Januar  2008. 


Artikel  23 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentli- 
chung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


In  Namen  des 
Europäischen  Parlaments 
Der  Präsident 
H.-G.  PÖTTERING 


Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident 
J.  LENARCIC 
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ANHANG  I 

KATEGORIEN  VON  INDUSTRIELLEN  TÄTIGKEITEN  NACH  ARTIKEL  1 

1.  Diese  Richtlinie  gilt  nicht  für  Anlagen  oder  Anlagenteile,  die  der  Forschung,  Entwicklung  und  Erprobung  neuer 
Erzeugnisse  und  Verfahren  dienen. 

2.  Die  im  Folgenden  genannten  Schwellenwerte  beziehen  sich  allgemein  auf  Produktionskapazitäten  oder  Leistungen. 
Führt  ein  und  derselbe  Betreiber  mehrere  Tätigkeiten  derselben  Kategorie  in  ein  und  derselben  Anlage  oder  an  ein 
und  demselben  Standort  durch,  so  addieren  sich  die  Kapazitäten  dieser  Tätigkeiten. 

1 .  Energiewirtschaft 

1.1.  Feuerungsanlagen  mit  einer  Feuerungswärmeleistung  von  über  50  MW. 

1.2.  Mineralöl-  und  Gasraffinerien. 

1.3.  Kokereien. 

1.4.  Kohlevergasungs-  und  -Verflüssigungsanlagen. 

2.  Herstellung  und  Verarbeitung  von  Metallen 

2.1.  Röst-  oder  Sinteranlagen  für  Metallerz  einschließlich  sulfidischer  Erze. 

2.2.  Anlagen  für  die  Herstellung  von  Roheisen  oder  Stahl  (Primär-  oder  Sekundärschmelzung)  einschließlich  Stranggießen 
mit  einer  Kapazität  von  mehr  als  2,5  Tonnen  pro  Stunde. 

2.3.  Anlagen  zur  Verarbeitung  von  Eisenmetallen  durch: 

a)  Warmwalzen  mit  einer  Leistung  von  mehr  als  20  Tonnen  Rohstahl  pro  Stunde; 

b)  Schmieden  mit  Hämmern,  deren  Schlagenergie  50  Kilojoule  pro  Hammer  überschreitet,  bei  einer  Wärmeleistung 
von  über  20  MW; 

c)  Aufbringen  von  schmelzflüssigen  metallischen  Schutzschichten  mit  einer  Verarbeitungskapazität  von  mehr  als  2 
Tonnen  Rohstahl  pro  Stunde. 

2.4.  Eisenmetallgießereien  mit  einer  Produktionskapazität  von  über  20  Tonnen  pro  Tag. 

2.5.  Anlagen: 

a)  zur  Gewinnung  von  Nichteisenrohmetallen  aus  Erzen,  Konzentraten  oder  sekundären  Rohstoffen  durch  metal- 
lurgische Verfahren,  chemische  Verfahren  oder  elektrolytische  Verfahren; 

b)  zum  Schmelzen  von  Nichteisenmetallen  einschließlich  Legierungen,  darunter  auch  Wiedergewinnungsprodukte 
(Raffination,  Gießen)  mit  einer  Schmelzkapazität  von  mehr  als  4  Tonnen  pro  Tag  bei  Blei  und  Kadmium  oder  20 
Tonnen  pro  Tag  bei  allen  anderen  Metallen. 

2.6.  Anlagen  zur  Oberflächenbehandlung  von  Metallen  und  Kunststoffen  durch  ein  elektrolytisches  oder  chemisches 
Verfahren,  wenn  das  Volumen  der  Wirkbäder  30  m3  übersteigt. 

3.  Mineralverarbeitende  Industrie 

3.1.  Anlagen  zur  Herstellung  von  Zementklinkern  in  Drehrohröfen  mit  einer  Produktionskapazität  von  über  500  Tonnen 
pro  Tag  oder  von  Kalk  in  Drehrohröfen  mit  einer  Produktionskapazität  von  über  50  Tonnen  pro  Tag  oder  in 
anderen  Öfen  mit  einer  Produktionskapazität  von  über  50  Tonnen  pro  Tag. 

3.2.  Anlagen  zur  Gewinnung  von  Asbest  und  zur  Herstellung  von  Erzeugnissen  aus  Asbest. 


3.3.  Anlagen  zur  Herstellung  von  Glas  einschließlich  Anlagen  zur  Herstellung  von  Glasfasern  mit  einer  Schmelzkapazität 
von  über  20  Tonnen  pro  Tag. 

3.4.  Anlagen  zum  Schmelzen  mineralischer  Stoffe  einschließlich  Anlagen  zur  Herstellung  von  Mineralfasern  mit  einer 
Schmelzkapazität  von  über  20  Tonnen  pro  Tag. 

3.5.  Anlagen  zur  Herstellung  von  keramischen  Erzeugnissen  durch  Brennen,  und  zwar  insbesondere  von  Dachziegeln, 
Ziegelsteinen,  feuerfesten  Steinen,  Fliesen,  Steinzeug  oder  Porzellan  mit  einer  Produktionskapazität  von  über  75 
Tonnen  pro  Tag  und/oder  einer  Ofenkapazität  von  über  4  m3  und  einer  Besatzdichte  von  über  300  kg/m3. 

4.     Chemische  Industrie 

Herstellung  im  Sinne  der  Kategorien  von  Tätigkeiten  des  Abschnitts  4  bedeutet  die  Herstellung  der  in  den  Nummern 
4.1  bis  4.6  genannten  Stoffe  oder  Stoffgruppen  durch  chemische  Umwandlung  im  industriellen  Umfang. 

4.1.  Chemieanlagen  zur  Herstellung  von  organischen  Grundchemikalien  wie: 

a)  einfachen  Kohlenwasserstoffen  (lineare  oder  ringförmige,  gesättigte  oder  ungesättigte,  aliphatische  oder  aroma- 
tische); 

b)  sauerstoffhaltigen  Kohlenwasserstoffen,  insbesondere  Alkohole,  Aldehyde,  Ketone,  Carbonsäuren,  Ester,  Acetate, 
Ether,  Peroxide,  Epoxide; 

c)  schwefelhaltigen  Kohlenwasserstoffen; 

d)  stickstoffhaltigen  Kohlenwasserstoffen,  insbesondere  Amine,  Amide,  Nitroso-,  Nitro-  oder  Nitratverbindungen, 
Nitrile,  Cyanate,  Isocyanate; 

e)  phosphorhaltigen  Kohlenwasserstoffen; 

f)  halogenhaltigen  Kohlenwasserstoffen; 

g)  metallorganischen  Verbindungen; 

h)  Basiskunststoffen  (Polymeren,  Chemiefasern,  Fasern  auf  Zellstoffbasis); 

i)  synthetischen  Kautschuken; 
j)  Farbstoffen  und  Pigmenten; 
k)  Tensiden. 

4.2.  Chemieanlagen  zur  Herstellung  von  anorganischen  Grundchemikalien  wie: 

a)  von  Gasen  wie  Ammoniak,  Chlor  und  Chlorwasserstoff,  Fluor  und  Fluorwasserstoff,  Kohlenstoffoxiden,  Schwefel- 
verbindungen, Stickstoffoxiden,  Wasserstoff,  Schwefeldioxid,  Phosgen; 

b)  von  Säuren  wie  Chromsäure,  Flusssäure,  Phosphorsäure,  Salpetersäure,  Salzsäure,  Schwefelsäure,  Oleum,  schwefe- 
lige Säuren; 

c)  von  Basen  wie  Ammoniumhydroxid,  Kaliumhydroxid,  Natriumhydroxid; 

d)  von  Salzen  wie  Ammoniumchlorid,  Kaliumchlorat,  Kaliumkarbonat,  Natriumkarbonat,  Perborat,  Silbernitrat; 

e)  von  Nichtmetallen,  Metalloxiden  oder  sonstigen  anorganischen  Verbindungen  wie  Kalziumkarbid,  Silicium,  Sili- 
ciumkarbid. 
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4.3.  Chemieanlagen  zur  Herstellung  von  phosphor-,  Stickstoff-  oder  kaliumhaltigen  Düngemitteln  (Einnährstoff-  oder 
Mehrnährstoffdünger). 

4.4.  Chemieanlagen  zur  Herstellung  von  Ausgangsstoffen  für  Pflanzenschutzmittel  und  von  Bioziden. 

4.5.  Anlagen  zur  Herstellung  von  Grundarzneimitteln  unter  Verwendung  eines  chemischen  oder  biologischen  Verfahrens. 

4.6.  Chemieanlagen  zur  Herstellung  von  Explosivstoffen. 

5.  Abfallbehandlung 

Unbeschadet  des  Artikels  11  der  Richtlinie  2006/1 2/EG  und  des  Artikels  3  der  Richtlinie  91/689/EWG  des  Rates 
vom  12.  Dezember  1991  über  gefährliche  Abfälle  (')  gilt  Folgendes: 

5.1.  Anlagen  zur  Beseitigung  oder  Verwertung  von  gefährlichen  Abfällen  im  Sinne  des  in  Artikel  1  Absatz  4  der 
Richtlinie  91/689/EWG  vorgesehenen  Verzeichnisses  gefährlicher  Abfälle  (diese  Anlagen  sind  in  den  Anhängen  II 
A  und  II  B  —  Verwertungsverfahren  Rl,  R5,  R6,  R8  und  R9  —  der  Richtlinie  2006/12/EG  definiert)  sowie  Anlagen 
im  Sinne  der  Richtlinie  75/439/EWG  des  Rates  vom  16.  Juni  1975  über  die  Altölbeseitigung  (2)  mit  einer  Kapazität 
von  über  10  Tonnen  pro  Tag. 

5.2.  Müllverbrennungsanlagen  für  Siedlungsabfall  (Abfälle  aus  Haushalten  sowie  gewerbliche  und  industrielle  Abfälle  und 
Abfälle  aus  Einrichtungen,  die  diesen  ähnlich  sind)  mit  einer  Kapazität  von  über  3  Tonnen  pro  Stunde. 

5.3.  Anlagen  zur  Beseitigung  ungefährlicher  Abfälle  im  Sinne  des  Anhangs  II  A  der  Richtlinie  2006/12/EG  (Rubriken  D8 
und  D9)  mit  einer  Kapazität  von  über  50  Tonnen  pro  Tag. 

5.4.  Deponien  einer  Aufnahmekapazität  von  über  10  Tonnen  pro  Tag  oder  einer  Gesamtkapazität  von  über  25  000 
Tonnen,  mit  Ausnahme  der  Deponien  für  Inertabfälle. 

6.  Sonstige  Industriezweige 

6.1.  Industrieanlagen  zur  Herstellung  von: 


a)  Zellstoff  aus  Holz  oder  anderen  Faserstoffen; 

b)  Papier  und  Pappe,  deren  Produktionskapazität  20  Tonnen  pro  Tag  übersteigt. 

6.2.  Anlagen  zur  Vorbehandlung  (Waschen,  Bleichen,  Mercerisieren)  oder  zum  Färben  von  Fasern  oder  Textilien,  deren 
Verarbeitungskapazität  10  Tonnen  pro  Tag  übersteigt. 

6.3.  Anlagen  zum  Gerben  von  Häuten  oder  Fellen  mit  einer  Verarbeitungskapazität  von  mehr  als  12  Tonnen  Fertig- 
erzeugnissen pro  Tag. 

6.4.  a)  Anlagen  zum  Schlachten  mit  einer  Schlachtkapazität  (Tierkörper)  von  mehr  als  50  Tonnen  pro  Tag: 

b)  Behandlungs-  und  Verarbeitungsanlagen  zur  Herstellung  von  Nahrungsmittelerzeugnissen  aus: 

—  tierischen  Rohstoffen  (mit  Ausnahme  von  Milch)  mit  einer  Produktionskapazität  von  mehr  als  75  Tonnen 
Fertigerzeugnissen  pro  Tag; 

—  pflanzlichen  Rohstoffen  mit  einer  Produktionskapazität  von  mehr  als  300  Tonnen  Fertigerzeugnissen  pro 
Tag  (Vierteljahresdurchschnittswert); 

c)  Anlagen  zur  Behandlung  und  Verarbeitung  von  Milch,  wenn  die  eingehende  Milchmenge  200  Tonnen  pro  Tag 
übersteigt  (Jahresdurchschnittswert). 


(')  ABl.  L  377  vom  31.12.1991,  S.  20.  Richtlinie  zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  166/2006  (ABl.  L  33  vom  4.2.2006, 
S.  1). 

(2)  ABl.  L  194  vom  25.7.1975,  S.  23.  Richtlinie  zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2000/76/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (ABl.  L  332  vom  28.12.2000,  S.  91). 


6.5.  Anlagen  zur  Beseitigung  oder  Verwertung  von  Tierkörpern  und  tierischen  Abfällen  mit  einer  Verarbeitungskapazität 
von  mehr  als  10  Tonnen  pro  Tag. 

6.6.  Anlagen  zur  Intensivhaltung  oder  -aufzucht  von  Geflügel  oder  Schweinen  mit  mehr  als: 

a)  40  000  Plätzen  für  Geflügel; 

b)  2  000  Plätzen  für  Mastschweine  (Schweine  über  30  kg)  oder; 

c)  750  Plätzen  für  Säue. 

6.7.  Anlagen  zur  Behandlung  von  Oberflächen  von  Stoffen,  Gegenständen  oder  Erzeugnissen  unter  Verwendung  von 
organischen  Lösungsmitteln,  insbesondere  zum  Appretieren,  Bedrucken,  Beschichten,  Entfetten,  Imprägnieren,  Kle- 
ben, Lackieren,  Reinigen  oder  Tränken,  mit  einer  Verbrauchskapazität  von  mehr  als  150  kg  Lösungsmitteln  pro 
Stunde  oder  von  mehr  als  200  Tonnen  pro  Jahr. 

6.8.  Anlagen  zur  Herstellung  von  Kohlenstoff  (Hartbrandkohle)  oder  Elektrografit  durch  Brennen  oder  Grafitieren. 
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ANHANG  II 


LISTE  DER  IN  ARTIKEL  19  ABSÄTZE  2  UND  3  SOWIE  IN  ARTIKEL  20  GENANNTEN  RICHTLINIEN 

1.  Richtlinie  87/217/EWG  des  Rates  vom  19.  März  1987  zur  Verhütung  und  Verringerung  der  Umweltverschmutzung 
durch  Asbest. 

2.  Richtlinie  82/176/EWG  des  Rates  vom  22.  März  1982  betreffend  Grenzwerte  und  Qualitätsziele  für  Quecksilber- 
ableitungen aus  dem  Industriezweig  Alkalichloridelektrolyse. 

3.  Richtlinie  83/51 3 /EWG  des  Rates  vom  26.  September  1983  betreffend  Grenzwerte  und  Qualitätsziele  für  Cadmiu- 
mableitungen. 

4.  Richtlinie  84/156/EWG  des  Rates  vom  8.  März  1984  betreffend  Grenzwerte  und  Qualitätsziele  für  Quecksilber- 
ableitungen mit  Ausnahme  des  Industriezweigs  Alkalichloridelektrolyse. 

5.  Richtlinie  84/491/EWG  des  Rates  vom  9.  Oktober  1984  betreffend  Grenzwerte  und  Qualitätsziele  für  Ableitungen 
von  Hexachlorcyclohexan. 

6.  Richtlinie  86/280/EWG  des  Rates  vom  12.  Juni  1986  betreffend  Grenzwerte  und  Qualitätsziele  für  die  Ableitung 
bestimmter  gefährlicher  Stoffe  im  Sinne  der  Liste  I  im  Anhang  der  Richtlinie  76/464/EWG. 

7.  Richtlinie  2000/76/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  4.  Dezember  2000  über  die  Verbrennung 
von  Abfällen. 

8.  Richtlinie  92/112/EWG  des  Rates  vom  15.  Dezember  1992  über  die  Modalitäten  zur  Vereinheitlichung  der  Pro- 
gramme zur  Verringerung  und  späteren  Unterbindung  der  Verschmutzung  durch  Abfälle  der  Titandioxid-Industrie. 

9.  Richtlinie  2001/80/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  Oktober  2001  zur  Begrenzung  von 
Schadstoffemissionen  von  Großfeuerungsanlagen  in  die  Luft. 

10.  Richtlinie  2006/1 1/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  15.  Februar  2006  betreffend  die  Verschmut- 
zung infolge  der  Ableitung  bestimmter  gefährlicher  Stoffe  in  die  Gewässer  der  Gemeinschaft. 

11.  Richtlinie  2006/12/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  April  2006  über  Abfälle. 

12.  Richtlinie  75/439/EWG  des  Rates  vom  16.  Juni  1975  über  die  Altölbeseitigung. 

13.  Richtlinie  91/689/EWG  des  Rates  vom  12.  Dezember  1991  über  giftige  und  gefährliche  Abfälle. 

14.  Richtlinie  199 9/3 1/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  Abfalldeponien. 


ANHANG  III 


NICHT  ERSCHÖPFENDES  VERZEICHNIS  DER  WICHTIGSTEN  SCHADSTOFFE,  DEREN  BERÜCKSICHTIGUNG 
VORGESCHRIEBEN   IST,   SOFERN   SIE   FÜR  DIE   FESTLEGUNG   DER  EMISSIONSGRENZWERTE  VON 

BEDEUTUNG  SIND 

Luft 

1.  Schwefeloxide  und  sonstige  Schwefelverbindungen 

2.  Stickoxide  und  sonstige  Stickstoffverbindungen 

3.  Kohlenmonoxid 

4.  Flüchtige  organische  Verbindungen 

5.  Metalle  und  Metallverbindungen 

6.  Staub 

7.  Asbest  (Schwebeteilchen  und  Fasern) 

8.  Chlor  und  Chlorverbindungen 

9.  Fluor  und  Fluorverbindungen 

10.  Arsen  und  Arsenverbindungen 

11.  Zyanide 

12.  Stoffe  und  Zubereitungen  mit  nachgewiesenermaßen  über  die  Luft  übertragbaren  karzinogenen,  mutagenen  oder  sich 
möglicherweise  auf  die  Fortpflanzung  auswirkenden  Eigenschaften 

1 3.  Polychlordibenzodioxine  und  Polychlordibenzofurane 
Wasser 

1.  Halogenorganische  Verbindungen  und  Stoffe,  die  in  wässrigem  Milieu  halogenorganische  Verbindungen  bilden 

2.  Phosphororganische  Verbindungen 

3.  Zinnorganische  Verbindungen 

4.  Stoffe  und  Zubereitungen  mit  nachgewiesenermaßen  in  wässrigem  Milieu  oder  über  wässriges  Milieu  übertragbaren 
karzinogenen,  mutagenen  oder  sich  möglicherweise  auf  die  Fortpflanzung  auswirkenden  Eigenschaften 

5.  Persistente  Kohlenwasserstoffe  sowie  beständige  und  bioakkumulierbare  organische  Giftstoffe 

6.  Zyanide 

7.  Metalle  und  Metallverbindungen 

8.  Arsen  und  Arsenverbindungen 

9.  Biozide  und  Pflanzenschutzmittel 

10.  Schwebestoffe 

11.  Stoffe,  die  zur  Eutrophierung  beitragen  (insbesondere  Nitrate  und  Phosphate) 

12.  Stoffe,  die  sich  ungünstig  auf  den  Sauerstoffgehalt  auswirken  (und  sich  mittels  Parametern  wie  BSB  und  CSB  messen 
lassen) 


ANHANG  N 

Bei  der  Festlegung  der  besten  verfügbaren  Techniken,  wie  sie  in  Artikel  2  Nummer  1 2  definiert  sind,  ist  unter  Berücksich- 
tigung der  sich  aus  einer  bestimmten  Maßnahme  ergebenden  Kosten  und  ihres  Nutzens  sowie  des  Grundsatzes  der 
Vorsorge  und  der  Vorbeugung  im  Allgemeinen  wie  auch  im  Einzelfall  Folgendes  zu  berücksichtigen: 

1.  Einsatz  abfallarmer  Technologie 

2.  Einsatz  weniger  gefährlicher  Stoffe 

3.  Förderung  der  Rückgewinnung  und  Wiederverwertung  der  bei  den  einzelnen  Verfahren  erzeugten  und  verwendeten 
Stoffe  und  gegebenenfalls  der  Abfälle 

4.  Vergleichbare  Verfahren,  Vorrichtungen  und  Betriebsmethoden,  die  mit  Erfolg  im  industriellen  Maßstab  erprobt 
wurden 

5.  Fortschritte  in  der  Technologie  und  in  den  wissenschaftlichen  Erkenntnissen 

6.  Art,  Auswirkungen  und  Menge  der  jeweiligen  Emissionen 

7.  Zeitpunkte  der  Inbetriebnahme  der  neuen  oder  der  bestehenden  Anlagen 

8.  Für  die  Einführung  einer  besseren  verfügbaren  Technik  erforderliche  Zeit 

9.  Verbrauch  an  Rohstoffen  und  Art  der  bei  den  einzelnen  Verfahren  verwendeten  Rohstoffe  (einschließlich  Wasser) 
sowie  Energieeffizienz 

10.  Die  Notwendigkeit,  die  Gesamtwirkung  der  Emissionen  und  die  Gefahren  für  die  Umwelt  so  weit  wie  möglich  zu 
vermeiden  oder  zu  verringern 

1 1 .  Die  Notwendigkeit,  Unfällen  vorzubeugen  und  deren  Folgen  für  die  Umwelt  zu  verringern 

12.  Die  von  der  Kommission  gemäß  Artikel  17  Absatz  2  Unterabsatz  2  oder  von  internationalen  Organisationen 
veröffentlichten  Informationen. 


ANHANG  V 


ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG  AN  ENTSCHEIDUNGSVERFAHREN 

1.  Die  Öffentlichkeit  wird  (durch  öffentliche  Bekanntmachung  oder  auf  anderem  geeignetem  Wege,  wie  durch  elektro- 
nische Medien,  soweit  diese  zur  Verfügung  stehen)  frühzeitig  im  Verlauf  des  Entscheidungsverfahrens,  spätestens 
jedoch,  sobald  die  Informationen  nach  vernünftigem  Ermessen  zur  Verfügung  gestellt  werden  können,  über  Folgendes 
informiert: 

a)  den  Genehmigungsantrag  oder  gegebenenfalls  den  Vorschlag  zur  Aktualisierung  einer  Genehmigung  oder  von 
Genehmigungsauflagen  im  Einklang  mit  Artikel  15  Absatz  1  einschließlich  der  Beschreibung  der  in  Artikel  6 
Absatz  1  aufgeführten  Punkte; 

b)  gegebenenfalls  die  Tatsache,  dass  im  Rahmen  der  Entscheidung  eine  einzelstaatliche  oder  grenzüberschreitende 
Umweltverträglichkeitsprüfung  oder  Konsultationen  zwischen  den  Mitgliedstaaten  gemäß  Artikel  18  erforderlich 
sind; 

c)  genaue  Angaben  zu  den  jeweiligen  Behörden,  die  für  die  Entscheidung  zuständig  sind,  bei  denen  relevante  Infor- 
mationen erhältlich  sind  bzw.  bei  denen  Stellungnahmen  oder  Fragen  eingereicht  werden  können,  sowie  zu  vor- 
gesehenen Fristen  für  die  Übermittlung  von  Stellungnahmen  oder  Fragen; 

d)  die  Art  möglicher  Entscheidungen  oder,  soweit  vorhanden,  den  Entscheidungsentwurf; 

e)  gegebenenfalls  die  Einzelheiten  zu  einem  Vorschlag  zur  Aktualisierung  einer  Genehmigung  oder  von  Genehmi- 
gungsauflagen; 

f)  die  Angaben  dazu,  wann,  wo  und  in  welcher  Weise  die  einschlägigen  Informationen  zugänglich  sind; 

g)  die  Einzelheiten  zu  den  Bestimmungen  für  die  Beteiligung  und  Konsultation  der  Öffentlichkeit  nach  Nummer  5. 


2.  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  der  betroffenen  Öffentlichkeit  innerhalb  eines  angemessenen  zeitlichen  Rahmens 
Folgendes  zugänglich  gemacht  wird: 

a)  in  Übereinstimmung  mit  den  nationalen  Rechtsvorschriften  die  wichtigsten  Berichte  und  Empfehlungen,  die  der 
bzw.  den  zuständigen  Behörden  zu  dem  Zeitpunkt  vorliegen,  zu  dem  die  betroffene  Öffentlichkeit  nach  Nummer  1 
informiert  wird; 

b)  in  Übereinstimmung  mit  den  Bestimmungen  der  Richtlinie  2003/4/EG  andere  als  die  in  Nummer  1  genannten 
Informationen,  die  für  die  Entscheidung  nach  Artikel  8  von  Bedeutung  sind  und  die  erst  zugänglich  werden, 
nachdem  die  betroffene  Öffentlichkeit  nach  Nummer  1  informiert  wurde. 


3.  Die  betroffene  Öffentlichkeit  hat  das  Recht,  der  zuständigen  Behörde  gegenüber  Stellung  zu  nehmen  und  Meinungen 
zu  äußern,  bevor  eine  Entscheidung  getroffen  wird. 

4.  Die  Ergebnisse  der  Konsultationen  nach  diesem  Anhang  sind  bei  der  Entscheidung  in  angemessener  Weise  zu  be- 
rücksichtigen. 

5.  Die  Mitgliedstaaten  treffen  genaue  Vorkehrungen  dafür,  wie  die  Öffentlichkeit  unterrichtet  (beispielsweise  durch  An- 
schläge innerhalb  eines  gewissen  Umkreises  oder  Veröffentlichung  in  Lokalzeitungen)  und  die  betroffene  Öffentlichkeit 
angehört  (beispielsweise  durch  Aufforderung  zu  schriftlichen  Stellungnahmen  oder  durch  eine  öffentliche  Anhörung) 
wird.  Der  Zeitrahmen  für  die  verschiedenen  Phasen  muss  so  gewählt  werden,  dass  ausreichend  Zeit  zur  Verfügung 
steht,  um  die  Öffentlichkeit  zu  informieren,  und  dass  der  betroffenen  Öffentlichkeit  ausreichend  Zeit  zur  effektiven 
Vorbereitung  und  Beteiligung  während  des  umweltbezogenen  Entscheidungsverfahrens  vorbehaltlich  der  Bestimmun- 
gen dieses  Anhangs  gegeben  wird. 


ANHANG  VI 


TEIL  A 


Aufgehobene  Richtlinie  mit  ihren  nachfolgenden  Änderungen  (gemäß  Artikel  22) 


Richtlinie  96/61/EG  des  Rates 

(ABl.  L  257  vom  10.10.1996,  S.  26) 

Richtlinie  2003/3 5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  Nur  Artikel  4  und  Anhang  II 

(ABl.  L  156  vom  25.6.2003,  S.  17) 

Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  Nur  Artikel  26 

(ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32) 

Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  Nur  Anhang  III  Nummer  61 

(ABl.  L  284  vom  31.10.2003,  S.  1) 

Verordnung  (EG)  Nr.  166/2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  Nur  Artikel  21  Absatz  2 

(ABl.  L  33  vom  4.2.2006,  S.  1) 


TEIL  B 

Fristen  für  die  Umsetzung  in  innerstaatliches  Recht  (gemäß  Artikel  22) 


Richtlinie 

Umsetzungsfrist 

96/61/EG 

30.  Oktober  1999 

2003/35/EG 

25.  Juni  2005 

2003/87/EG 

31.  Dezember  2003 
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ENTSPRECHUNGSTABELLE 


Richtlinie  96/61/EG 

Vorliegende  Richtlinie 

Artikel  1 

Artikel 

1 

Artikel  2  Einleitung 

Artikel 

2 

Einleitung 

Artikel  2  Absätze  1  bis  9 

Artikel 

2 

Absätze  1  bis  9 

Artikel  2  Absatz  10  Buchstabe  a 

Artikel 

2 

Absatz  10 

Artikel  2  Absatz  10  Buchstabe  b 

Artikel 

2 

Absatz  11 

Artikel  2  Absatz  1 1  Unterabsatz  1  Einleitung 

Artikel 

2 

Absatz  12  Unterabsatz  1  Einleitung 

Artikel  2  Absatz  11  Unterabsatz  1  erster  Gedankenstrich 

Artikel 

2 

Absatz  12  Unterabsatz  1  Buchstabe  a 

Artikel  2  Absatz  11  Unterabsatz  1  zweiter  Gedankenstrich 

Artikel 

2 

Absatz  12  Unterabsatz  1  Buchstabe  b 

Artikel  2  Absatz  11  Unterabsatz  1  dritter  Gedankenstrich 

Artikel 

2 

Absatz  12  Unterabsatz  1  Buchstabe  c 

Artikel  2  Absatz  11  Unterabsatz  2 

Artikel 

2 

Absatz  12  Unterabsatz  2 

Artikel  2  Absatz  12 

Artikel 

2 

Absatz  1 3 

Artikel  2  Absatz  13 

Artikel 

2 

Absatz  14 
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Artikel 
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Absatz  1  Unterabsatz  2 

Artikel  6  Absatz  2 

Artikel 

6 

Absatz  2 
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RICHTLINIE  2008/101/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  19.  November  2008 

zur  Änderung  der  Richtlinie  2003/87/EG  zwecks  Einbeziehung  des  Luftverkehrs  in  das  System  für 
den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPAISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER 
EUROPÄISCHEN  UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  175  Absatz  1, 


(2)  Das  übergeordnete  Ziel  des  Rahmenübereinkommens  der 
Vereinten  Nationen  über  Klimaänderungen  (UNFCCC), 
das  durch  den  Beschluss  94/69/EG  des  Rates  (5)  im  Na- 
men der  Gemeinschaft  genehmigt  wurde,  besteht  darin, 
die  Konzentration  von  Treibhausgasen  in  der  Atmo- 
sphäre auf  einem  Niveau  zu  stabilisieren,  das  eine  gefähr- 
liche anthropogene  Beeinträchtigung  des  Klimasystems 
verhindert. 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 


nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 


gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(3)  Die  Tagung  des  Europäischen  Rates  in  Brüssel  am  8.  und 
9.  März  2007  hat  betont,  dass  das  strategische  Ziel,  den 
Anstieg  der  globalen  Durchschnittstemperatur  auf  höchs- 
tens 2  °C  gegenüber  dem  vorindustriellen  Niveau  zu  be- 
grenzen, unbedingt  erreicht  werden  muss.  Die  jüngsten 
wissenschaftlichen  Erkenntnisse,  die  im  vierten  Bewer- 
tungsbericht des  Zwischenstaatlichen  Expertengremiums 
für  Klimaänderungen  (IPCC)  dargelegt  sind,  zeigen  sogar 
noch  deutlicher,  dass  die  negativen  Auswirkungen  des 
Klimawandels  die  Ökosysteme,  die  Lebensmittelproduk- 
tion, das  Erreichen  einer  nachhaltigen  Entwicklung,  die 
Verwirklichung  der  Millenniums-Entwicklungsziele  sowie 
die  menschliche  Gesundheit  und  Sicherheit  immer  ernst- 
hafter gefährden.  Die  Konzentration  der  Treibhausgase  in 
der  Atmosphäre  muss  bei  etwa  450  ppmv  C02-Aquiva- 
lent  stabilisiert  werden,  damit  das  2-°C-Ziel  erreicht  wer- 
den kann;  dies  setzt  voraus,  dass  die  weltweiten  Treib- 
hausgasemissionen ihren  maximalen  Wert  in  den  nächs- 
ten 10  bis  15  Jahren  erreichen  und  danach  bis  2050 
weltweit  beträchtlich  gesenkt  werden,  und  zwar  auf  min- 
destens 50  %  unter  das  Niveau  von  1990. 


(1)  Mit  der  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein 
System  für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifi- 
katen  in  der  Gemeinschaft  (4)  wurde  ein  System  für  den 
Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der 
Gemeinschaft  eingeführt,  um  die  Verringerung  von  Treib- 
hausgasemissionen kosteneffizient  und  ökonomisch  wirk- 
sam zu  fördern. 


(!)  ABl.  C  175  vom  27.7.2007,  S.  47. 

(2)  ABl.  C  305  vom  15.12.2007,  S.  15. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  1 3.  November 

2007  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Gemeinsamer  Stand- 
punkt des  Rates  vom  18.  April  2008  (ABl.  C  122  E  vom  20.5.2008, 
S.  19)  und  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  8.  Juli 

2008  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht).  Beschluss  des  Rates 
vom  24.  Oktober  2008. 

(4)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 


(4)  Der  Europäische  Rat  hat  betont,  dass  die  Europäische 
Union  entschlossen  ist,  Europa  zu  einer  Volkswirtschaft 
mit  hoher  Energieeffizienz  und  geringen  Treibhausgas- 
emissionen umzugestalten,  und  er  ist  —  bis  zum  Ab- 
schluss  einer  globalen  und  umfassenden  Vereinbarung 
für  die  Zeit  nach  2012  —  die  feste  und  unabhängige 
Verpflichtung  eingegangen,  dass  die  Europäische  Union 
ihre  Treibhausgasemissionen  bis  2020  um  mindestens 
20%  gegenüber  1990  reduzieren  wird.  Die  Begrenzung 
der  Treibhausgasemissionen  aus  dem  Luftverkehr  stellt 
einen  wesentlichen  Beitrag  zur  Erfüllung  dieser  Verpflich- 
tung dar. 


(5)  ABl.  L  33  vom  7.2.1994,  S.  11. 
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(5)  Der  Europäische  Rat  hat  betont,  dass  sich  die  Europäische 
Union  für  eine  globale  und  umfassende  Vereinbarung 
über  die  Verringerung  der  Treibhausgasemissionen  für 
die  Zeit  nach  2012  einsetzt,  mit  der  den  Herausforde- 
rungen des  Klimawandels  in  dem  erforderlichen  Umfang 
mit  wirksamen,  effizienten  und  ausgewogenen  Maßnah- 
men begegnet  werden  kann.  Er  hat  das  Ziel  gebilligt,  die 
Treibhausgasemissionen  der  Europäischen  Union  bis 
2020  gegenüber  1990  um  30  %  zu  reduzieren  und  auf 
diese  Weise  zu  einer  globalen  und  umfassenden  Verein- 
barung für  die  Zeit  nach  2012  beizutragen,  sofern  sich 
andere  Industrieländer  zu  vergleichbaren  Emissionsredu- 
zierungen und  die  wirtschaftlich  weiter  fortgeschrittenen 
Entwicklungsländer  zu  einem  ihren  Verantwortlichkeiten 
und  jeweiligen  Fähigkeiten  angemessenen  Beitrag  ver- 
pflichten. Die  Europäische  Union  spielt  weiterhin  eine 
Vorreiterrolle  bei  den  Verhandlungen  über  eine  ehrgei- 
zige internationale  Vereinbarung,  mit  der  sich  die  ange- 
strebte Begrenzung  des  globalen  Temperaturanstiegs  auf 
2  °C  verwirklichen  lässt,  und  betrachtet  die  Fortschritte, 
die  auf  der  13.  Konferenz  der  Vertragsparteien  des 
UNFCCC  im  Dezember  2007  auf  Bali  im  Hinblick  auf 
dieses  Ziel  erreicht  wurden,  als  ermutigend.  Die  Europä- 
ische Union  will  sicherstellen,  dass  eine  derartige  globale 
Vereinbarung  Maßnahmen  zur  Verringerung  der  Treib- 
hausgasemissionen aus  dem  Luftverkehr  einschließt,  und 
die  Kommission  sollte  in  diesem  Fall  prüfen,  welche  Än- 
derungen an  dieser  Richtlinie,  die  für  Luftfahrzeugbetrei- 
ber  gilt,  vorzunehmen  sind. 


(6)  Am  14.  Februar  2007  nahm  das  Europäische  Parlament 
eine  Entschließung  zum  Klimawandel  (l)  an,  in  der  es  auf 
das  Ziel  verwies,  den  weltweiten  mittleren  Temperaturan- 
stieg auf  2  °C  gegenüber  der  vorindustriellen  Zeit  zu  be- 
grenzen, und  die  Europäische  Union  aufforderte,  ihre 
führende  Rolle  in  den  Verhandlungen  im  Hinblick  auf 
die  Schaffung  eines  internationalen  Rahmens  für  die  Be- 
kämpfung des  Klimawandels  in  der  Zeit  ab  2012  auf- 
rechtzuerhalten und  ein  hohes  Maß  an  Ambition  in 
den  künftigen  Beratungen  mit  ihren  internationalen  Part- 
nern beizubehalten;  es  betonte  die  Notwendigkeit,  in  al- 
len Industriestaaten  die  Gesamtemissionsmengen  bis 
2020  um  30  %  gegenüber  den  Emissionsniveaus  von 
1990  zu  senken,  mit  Blick  auf  eine  Senkung  in  der  Grö- 
ßenordnung von  60  bis  80%  bis  2050. 


(7)  Gemäß  dem  UNFCCC  müssen  alle  Parteien  nationale  und 
gegebenenfalls  regionale  Programme  mit  Maßnahmen  zur 
Eindämmung  des  Klimawandels  ausarbeiten  und  durch- 
führen. 


(8)  Nach  dem  Kyoto-Protokoll  zum  UNFCCC,  das  mit  der 
Entscheidung  2002/358/EG  des  Rates  (2)  genehmigt 
wurde,  sind  die  Industrieländer  verpflichtet,  ihre  Bemü- 
hungen um  eine  Begrenzung  oder  Reduktion  der  Emis- 
sionen von  nicht  durch  das  Montrealer  Protokoll  gere- 
gelten Treibhausgasen  aus  dem  Luftverkehr  im  Rahmen 
der  Internationalen  Zivilluftfahrtorganisation  (ICAO)  fort- 
zusetzen. 


(')  ABl.  C  287  E  vom  29.11.2007,  S.  344. 
(2)  ABl.  L  130  vom  15.5.2002,  S.  1. 


(9)  Die  Gemeinschaft  ist  zwar  keine  Vertragspartei  des  Ab- 
kommens von  Chicago  über  die  internationale  Zivilluft- 
fahrt („Chicagoer  Abkommen")  aus  dem  Jahr  1944,  doch 
sind  alle  Mitgliedstaaten  Vertragsparteien  dieses  Abkom- 
mens sowie  Mitglieder  der  ICAO.  Die  Mitgliedstaaten 
unterstützen  weiterhin  zusammen  mit  anderen  Staaten 
die  Arbeiten  im  Rahmen  der  ICAO  zur  Entwicklung 
von  Maßnahmen  zur  Verringerung  der  Auswirkungen 
des  Luftverkehrs  auf  den  Klimawandel,  wozu  auch  die 
Entwicklung  marktgestützter  Instrumente  gehört.  Auf 
der  sechsten  Tagung  des  ICAO-Ausschusses  für  Umwelt- 
schutz in  der  Luftfahrt  im  Jahr  2004  wurde  einvernehm- 
lich festgestellt,  dass  ein  luftfahrtspezifisches  Emissions- 
handelssystem auf  der  Grundlage  eines  neuen  Rechtsin- 
struments und  unter  der  Schirmherrschaft  der  ICAO 
nicht  genügend  Anreize  bietet,  um  weiter  in  Betracht 
gezogen  zu  werden.  Folglich  wurde  in  der  Entschließung 
A3  5-5  der  35.  ICAO-Versammlung  vom  September 
2004  kein  neues  Rechtsinstrument  vorgeschlagen,  son- 
dern ein  offener  Emissionshandel  befürwortet,  mit  der 
Möglichkeit  für  die  Staaten,  Emissionen  aus  dem  inter- 
nationalen Luftverkehr  in  ihre  Emissionshandelssysteme 
einzubeziehen.  Im  Anhang  L  zur  Entschließung  A36-22 
der  36.  ICAO-Versammlung  vom  September  2007  wer- 
den die  Vertragsstaaten  nachdrücklich  aufgefordert,  die 
Luftfahrzeugbetreiber  anderer  Vertragsstaaten  nur  im  ge- 
genseitigen Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Staaten 
in  ein  Emissionshandelssystem  einzubeziehen.  Unter  Hin- 
weis darauf,  dass  im  Chicagoer  Abkommen  ausdrücklich 
anerkannt  wird,  dass  jede  Vertragspartei  das  Recht  hat, 
ihre  eigenen  Rechtsvorschriften  diskriminierungsfrei  auf 
die  Luftfahrzeuge  aller  Staaten  anzuwenden,  haben  die 
Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Gemeinschaft  und  15 
weitere  europäische  Staaten  einen  Vorbehalt  zu  dieser 
Entschließung  eingelegt  und  sich  aufgrund  des  Chicagoer 
Abkommens  das  Recht  vorbehalten,  in  Bezug  auf  alle 
Luftfahrzeugbetreiber  aus  allen  Staaten,  die  nach  oder 
von  ihrem  Hoheitsgebiet  oder  innerhalb  desselben  Luft- 
verkehrsdienste anbieten,  diskriminierungsfrei  marktge- 
stützte Maßnahmen  zu  erlassen  und  anzuwenden. 

(10)  Gemäß  dem  Sechsten  Umweltaktionsprogramm  der 
Gemeinschaft,  das  mit  Beschluss  Nr.  1600/2002/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (3)  eingeführt 
wurde,  muss  die  Gemeinschaft  dafür  sorgen,  dass  spezi- 
fische Maßnahmen  zur  Verringerung  von  Treibhausgas- 
emissionen aus  dem  Luftverkehr  festgelegt  und  durchge- 
führt werden,  falls  die  ICAO  bis  zum  Jahr  2002  keine 
entsprechenden  Maßnahmen  beschließt.  In  seinen 
Schlussfolgerungen  von  Oktober  2002,  Dezember  2003 
und  Oktober  2004  hat  der  Rat  die  Kommission  wieder- 
holt aufgefordert,  Maßnahmen  zur  Verringerung  der  Kli- 
maauswirkungen des  internationalen  Luftverkehrs  vorzu- 
schlagen. 

(11)  Auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten  und  der  Gemeinschaft  soll- 
ten in  allen  Wirtschaftssektoren  der  Gemeinschaft  Strate- 
gien und  Maßnahmen  durchgeführt  werden,  um  die  not- 
wendigen umfangreichen  Reduktionen  herbeizuführen. 
Wenn  die  Klimaauswirkungen  des  Luftverkehrs  weiterhin 
im  bisherigen  Tempo  zunehmen,  würde  dies  die  in  ande- 
ren Sektoren  erzielten  Reduktionen  zur  Bekämpfung  des 
Klimawandels  spürbar  untergraben. 


(3)  ABl.  L  242  vom  10.9.2002,  S.  1. 
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(12)  In  ihrer  Mitteilung  mit  dem  Titel  „Verringerung  der  Kli- 
maauswirkungen des  Luftverkehrs"  vom  27.  September 
2005  an  den  Rat,  das  Europäische  Parlament,  den  Euro- 
päischen Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  und  den  Aus- 
schluss der  Regionen  hat  die  Kommission  eine  Strategie 
zur  Verringerung  der  Klimaauswirkungen  des  Luftver- 
kehrs aufgezeigt.  Mit  dieser  Strategie,  die  Teil  eines  um- 
fassenden Maßnahmenpakets  ist,  wird  vorgeschlagen,  den 
Luftverkehr  in  das  Gemeinschaftssystem  für  den  Handel 
mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  einzubeziehen  und 
als  Teil  der  zweiten  Phase  des  Europäischen  Programms 
zur  Bekämpfung  des  Klimawandels  eine  Arbeitsgruppe 
mit  Vertretern  verschiedener  Interessengruppen  für  den 
Luftverkehrssektor  einzusetzen,  die  über  die  Mittel  und 
Wege  zur  Einbindung  des  Luftverkehrs  in  das  Gemein- 
schaftssystem beraten  soll.  In  seinen  Schlussfolgerungen 
vom  2.  Dezember  2005  hat  der  Rat  anerkannt,  dass  die 
Einbeziehung  des  Luftverkehrs  in  das  Gemeinschaftssys- 
tem unter  wirtschaftlichen  und  ökologischen  Gesichts- 
punkten die  beste  Lösung  zu  sein  scheint,  und  die  Kom- 
mission aufgefordert,  bis  Ende  2006  einen  Gesetzge- 
bungsvorschlag vorzulegen.  In  seiner  Entschließung 
vom  4.  Juli  2006  zur  Verringerung  der  Klimaauswirkun- 
gen des  Luftverkehrs  (l)  hat  das  Europäische  Parlament 
anerkannt,  dass  der  Emissionshandel  als  Teil  eines  umfas- 
senden Maßnahmenpakets  zur  Eindämmung  der  Klima- 
auswirkungen des  Luftverkehrs  eine  Rolle  spielen  kann, 
sofern  die  Maßnahme  richtig  konzipiert  wird. 


(13)  Ein  umfassendes  Maßnahmenpaket  sollte  auch  technolo- 
gische und  betriebstechnische  Maßnahmen  umfassen. 
Verbesserungen  beim  Luftverkehrsmanagement  im  Rah- 
men der  Programme  „Gemeinsamer  Europäischer  Luft- 
raum" und  „SESAR"  könnten  dazu  beitragen,  die  Gesamt- 
treibstoffeffizienz um  bis  zu  1 2  %  zu  steigern.  Durch  die 
Erforschung  neuer  Technologien,  einschließlich  Methoden 
zur  Verbesserung  der  Treibstoffeffizienz  von  Luftfahrzeu- 
gen, könnten  die  Emissionen  des  Luftverkehrs  weiter  ver- 
ringert werden. 


(14)  Ziel  der  Änderungen  der  Richtlinie  2003/87/EG  durch 
diese  Richtlinie  ist  es,  die  dem  Luftverkehr  zurechenbaren 
Klimaauswirkungen  durch  Einbeziehung  der  Emissionen 
aus  dem  Luftverkehr  in  das  Gemeinschaftssystem  zu  ver- 
ringern. 


(15)  Da  die  Luftfahrzeugbetreiber  am  ehesten  einen  direkten 
Einfluss  darauf  haben,  welche  Flugzeugmuster  auf  welche 
Weise  betrieben  werden,  sollten  sie  für  die  Einhaltung  der 
Verpflichtungen  dieser  Richtlinie  verantwortlich  sein;  dies 
gilt  auch  für  die  Verpflichtung,  einen  Überwachungsplan 
zu  erstellen  und  die  Emissionen  gemäß  diesem  Plan  zu 
überwachen  und  zu  melden.  Ein  Luftfahrzeugbetreiber 
kann  anhand  einer  ICAO-Kennung  oder  einer  anderen 
zur  Flugidentifizierung  verwendeten  anerkannten  Ken- 
nung identifiziert  werden.  Wenn  die  Identität  des  Luft- 
fahrzeugbetreibers nicht  festgestellt  werden  kann,  sollte 
der  Besitzer  des  Luftfahrzeugs  als  der  Luftfahrzeugbetrei- 


(!)  ABl.  C  303  E  vom  13.12.2006,  S.  119. 


ber  angesehen  werden,  es  sei  denn,  der  Besitzer  weist 
nach,  dass  eine  andere  Person  der  Luftfahrzeugbetreiber 
war. 


(16)  Um  Wettbewerbsverzerrungen  zu  vermeiden  und  die 
Umwelteffizienz  zu  verbessern,  sollten  die  Emissionen 
aller  Luftfahrzeuge,  die  auf  Flugplätzen  in  der  Gemein- 
schaft starten  oder  landen,  ab  2012  einbezogen  werden. 


(17)  Die  Gemeinschaft  und  die  Mitgliedstaaten  sollten  weiter- 
hin eine  Vereinbarung  über  globale  Maßnahmen  zur  Re- 
duzierung der  Treibhausgasemissionen  aus  der  Luftver- 
kehrstätigkeit anstreben.  Das  Gemeinschaftssystem  kann 
als  Modell  für  die  weltweite  Nutzung  des  Emissionsrech- 
tehandels dienen.  Die  Gemeinschaft  und  die  Mitgliedstaa- 
ten sollten  während  der  Umsetzung  dieser  Richtlinie  wei- 
terhin die  Beziehungen  zu  Dritten  pflegen  und  Drittlän- 
der dazu  ermutigen,  ähnliche  Maßnahmen  zu  ergreifen. 
Erlässt  ein  Drittland  Maßnahmen  zur  Reduzierung  der 
Klimaauswirkungen  von  Flügen  in  die  Gemeinschaft,  die 
mindestens  die  gleichen  Umweltvorteile  wie  diese  Richt- 
linie erreichen,  sollte  die  Kommission  nach  Konsultatio- 
nen mit  dem  betreffenden  Land  die  verfügbaren  Möglich- 
keiten prüfen,  um  eine  optimale  Wechselwirkung  zwi- 
schen dem  Gemeinschaftssystem  und  den  Maßnahmen 
des  betreffenden  Landes  zu  erreichen.  Die  in  Drittländern 
entwickelten  Emissionsrechtehandelssysteme  schaffen  all- 
mählich eine  optimale  Wechselwirkung  mit  dem  Ge- 
meinschaftssystem in  Bezug  auf  ihre  Abdeckung  des  Luft- 
verkehrs. Bilaterale  Übereinkünfte  über  die  Verbindung 
des  Gemeinschaftssystems  und  anderer  Emissionsrechte- 
handelssysteme zur  Schaffung  eines  gemeinsamen  Sys- 
tems oder  zur  Berücksichtigung  entsprechender  Maßnah- 
men zur  Vermeidung  doppelter  Regelungen  könnten  ei- 
nen Schritt  auf  dem  Weg  zu  einem  weltweiten  Abkom- 
men darstellen.  In  den  Fällen,  in  denen  solche  bilateralen 
Übereinkünfte  geschlossen  werden,  kann  die  Kommission 
Änderungen  bezüglich  der  im  Gemeinschaftssystem  er- 
fassten  Luftverkehrstätigkeiten  vornehmen,  einschließlich 
der  daraus  resultierenden  Anpassungen  der  Gesamtmenge 
der  den  Luftfahrzeugbetreibern  zugeteilten  Zertifikate. 


(18)  Im  Einklang  mit  dem  Grundsatz  besserer  Rechtsetzung 
sollten  bestimmte  Flüge  von  der  Gemeinschaftsregelung 
ausgenommen  werden.  Zur  Vermeidung  eines  übermäßi- 
gen Verwaltungsaufwands  sollten  gewerbliche  Luftver- 
kehrsbetreiber, die  in  drei  aufeinander  folgenden  Viermo- 
natszeiträumen weniger  als  243  Flüge  je  Zeitraum  durch- 
führen, von  der  Gemeinschaftsregelung  ausgenommen 
werden.  Dies  würde  Luftverkehrsunternehmen,  die  im 
Geltungsbereich  der  Gemeinschaftsregelung  einge- 
schränkte Luftverkehrsdienste  betreiben,  darunter  auch 
Luftverkehrsunternehmen  aus  Entwicklungsländern,  zu- 
gute kommen. 


(19)  Der  Luftverkehr  beeinflusst  das  Weltklima  durch  die  Frei- 
setzung von  Kohlendioxid,  Stickoxiden,  Wasserdampf, 
Sulfat-  und  Rußpartikeln.  Laut  Schätzungen  des  IPCC 
ist  die  Gesamtklimawirkung  des  Luftverkehrs  derzeit 
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um  zwei  bis  vier  Mal  stärker  als  der  alleinige  Effekt  seiner 
bisherigen  C02-Emissionen.  Aktuelle  Ergebnisse  der  Ge- 
meinschaftsforschung deuten  darauf  hin,  dass  die  Ge- 
samtklimawirkung des  Luftverkehrs  etwa  doppelt  so 
hoch  sein  könnte  wie  der  alleinige  Effekt  von  Kohlen- 
dioxid. Bei  keiner  dieser  Schätzungen  wird  jedoch  der 
große  Unsicherheitsfaktor  hinsichtlich  der  Zirruswolken 
berücksichtigt.  Gemäß  Artikel  1 74  Absatz  2  des  Vertrags 
muss  die  Umweltpolitik  der  Gemeinschaft  auf  dem 
Grundsatz  der  Vorsorge  beruhen.  Bis  wissenschaftliche 
Fortschritte  erzielt  werden,  sollten  so  weit  wie  möglich 
alle  Auswirkungen  des  Luftverkehrs  berücksichtigt  wer- 
den. Stickoxidemissionen  werden  durch  andere  —  von 
der  Kommission  im  Jahr  2008  vorzuschlagende  — 
Rechtsvorschriften  geregelt  werden.  Die  Forschung  be- 
züglich der  Bildung  von  Kondensstreifen  und  Zirruswol- 
ken sowie  bezüglich  wirksamer  Eindämmungsmaßnah- 
men, einschließlich  technischer  und  betriebstechnischer 
Maßnahmen,  sollte  gefördert  werden. 


(20)  Um  Wettbewerbsverzerrungen  zu  vermeiden,  sollte  eine 
harmonisierte  Zuteilungsmethode  festgelegt  werden,  nach 
der  sich  die  Gesamtzahl  der  Emissionszertifikate  und  de- 
ren Aufteilung  auf  die  Luftfahrzeugbetreiber  bestimmt. 
Ein  Teil  der  Zertifikate  sollte  durch  Versteigerung  nach 
einem  von  der  Kommission  festzulegenden  Verfahren  zu- 
geteilt werden.  Es  sollte  eine  spezielle  Zertifikatsreserve 
eingerichtet  werden,  um  den  Marktzugang  neuer  Luft- 
fahrzeugbetreiber zu  gewährleisten  und  um  Luftfahrzeug- 
betreiber zu  unterstützen,  deren  Tonnenkilometer 
sprunghaft  ansteigen.  An  Luftfahrzeugbetreiber,  die  ihre 
Flugtätigkeit  einstellen,  sollten  bis  zum  Ablauf  der  Pe- 
riode, für  die  bereits  kostenfreie  Zertifikate  zugeteilt  wur- 
den, weiterhin  Zertifikate  vergeben  werden. 


Unbeschadet  dieses  Standpunkts  sollten  Einkünfte  aus  der 
Versteigerung  von  Zertifikaten  oder  ein  entsprechender 
Betrag,  sofern  übergeordnete  Haushaltsgrundsätze  der 
Mitgliedstaaten,  wie  Einheit  und  Gesamtdeckung,  dies 
vorschreiben,  verwendet  werden,  um  Treibhausgasemis- 
sionen zu  verringern,  eine  Anpassung  an  die  Auswirkun- 
gen des  Klimawandels  in  der  Europäischen  Union  und  in 
Drittländern  durchzuführen,  Forschung  und  Entwicklung 
auf  dem  Gebiet  der  Eindämmung  und  Anpassung  zu 
finanzieren  und  die  Kosten  für  die  Verwaltung  der  Ge- 
meinschaftsregelung zu  decken.  Versteigerungseinkünfte 
sollten  auch  für  einen  emissionsarmen  Verkehr  eingesetzt 
werden.  Versteigerungseinkünfte  sollten  insbesondere  zur 
Finanzierung  von  Beiträgen  zum  Globalen  Dachfonds  für 
Energieeffizienz  und  erneuerbare  Energien  und  für  Maß- 
nahmen zur  Vermeidung  des  Abholzens  von  Wäldern 
und  zur  Erleichterung  der  Anpassung  in  Entwicklungs- 
ländern eingesetzt  werden.  Die  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie,  welche  die  Verwendung  der  Einnahmen  betref- 
fen, sollten  einem  etwaigen  Beschluss  über  die  Verwen- 
dung von  Einkünften  aus  der  Versteigerung  von  Zertifi- 
katen im  weiter  gefassten  Rahmen  der  allgemeinen  Über- 
prüfung der  Richtlinie  2003/87/EG  nicht  vorgreifen. 


(23)  Die  Bestimmungen  über  die  Verwendung  von  Versteige- 
rungseinkünften sollten  der  Kommission  mitgeteilt  wer- 
den. Diese  Mitteilungen  entbinden  die  Mitgliedstaaten 
nicht  von  der  gemäß  Artikel  88  Absatz  3  des  Vertrags 
bestehenden  Verpflichtung  zur  Unterrichtung  der  Kom- 
mission über  bestimmte  einzelstaatliche  Maßnahmen. 
Diese  Richtlinie  greift  dem  Ergebnis  etwaiger  Verfahren 
betreffend  staatliche  Beihilfen  gemäß  den  Artikeln  87 
und  88  des  Vertrags  nicht  vor. 


(21)  Eine  vollständige  Harmonisierung  des  Anteils  der  Zertifi- 
kate, die  kostenfrei  an  alle  Luftfahrzeugbetreiber  vergeben 
werden,  die  sich  an  Gemeinschaftsregelung  beteiligen,  ist 
angebracht,  damit  in  Anbetracht  dessen,  dass  jeder  Luft- 
fahrzeugbetreiber von  einem  einzigen  Mitgliedstaat  in 
Bezug  auf  alle  Flüge  in  die  Europäische  Union,  aus  der 
Europäischen  Union  und  innerhalb  der  Europäischen 
Union  verwaltet  wird,  und  in  Anbetracht  der  Bestimmun- 
gen über  die  Nichtdiskriminierung  in  bilateralen  Luftver- 
kehrsabkommen mit  Drittländern  gleiche  Ausgangsbedin- 
gungen für  die  Luftfahrzeugbetreiber  gewährleistet  wer- 
den. 


(24)  Um  die  Kosteneffizienz  der  Gemeinschaftsregelung  zu 
verbessern,  sollten  Luftfahrzeugbetreiber  zertifizierte 
Emissionsreduktionen  (certified  emission  reduction, 
„CER")  und  Emissionsreduktionseinheiten  (emission  re- 
duction unit,  „ERU")  aus  Projektmaßnahmen  verwenden 
können,  um  Verpflichtungen  zur  Abgabe  von  Zertifika- 
ten bis  zu  einem  harmonisierten  Limit  nachzukommen. 
Die  Verwendung  von  CER  und  ERU  sollte  den  in  dieser 
Richtlinie  dargelegten  Akzeptanzkriterien  für  die  Verwen- 
dung im  Rahmen  des  Handelssystems  entsprechen.  Der 
Mittelwert  der  Prozentanteile,  die  die  Mitgliedstaaten  für 
die  Nutzung  von  CER  und  ERU  während  des  ersten  Ver- 
pflichtungszeitraums nach  dem  Kyoto-Protokoll  festge- 
setzt haben,  beträgt  ca.  15%. 


(22)  Der  Luftverkehr  ist  mitverantwortlich  für  die  durch  den 
Menschen  verursachten  Klimaauswirkungen  im  Allgemei- 
nen, und  die  Umweltauswirkungen  von  Treibhausgas- 
emissionen aus  Luftfahrzeugen  können  durch  Maßnah- 
men zur  Bekämpfung  des  Klimawandels  in  der  Europä- 
ischen Union  und  in  Drittländern,  insbesondere  in  Ent- 
wicklungsländern, und  zur  Finanzierung  von  Forschung 
und  Entwicklung  auf  dem  Gebiet  der  Eindämmung  und 
Anpassung,  insbesondere  in  den  Bereichen  Luftfahrt  und 
Luftverkehr  gemildert  werden.  Entsprechend  dem  Subsi- 
diaritätsprinzip  sind  Entscheidungen  über  die  einzelstaat- 
lichen öffentlichen  Ausgaben  Sache  der  Mitgliedstaaten. 


(25)  Der  Europäische  Rat  vom  13.  und  14.  März  2008  in 
Brüssel  hat  in  seinen  Schlussfolgerungen  betont,  dass 
die  Gefahr  der  Verlagerung  von  C02-Emissionen  vor 
dem  globalen  Hintergrund  wettbewerbsbestimmter 
Märkte  im  Rahmen  der  neuen  Richtlinie  über  ein  System 
für  den  Emissionshandel  dringend  analysiert  und  in  An- 
griff genommen  werden  muss,  damit  im  Fall  eines  Schei- 
terns der  internationalen  Verhandlungen  geeignete  Maß- 
nahmen getroffen  werden  können.  Ein  internationales 
Übereinkommen  ist  aber  nach  wie  vor  das  beste  Mittel 
zur  Bekämpfung  dieses  Problems. 
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(26)  Zur  Verringerung  des  Verwaltungsaufwands  für  die  Luft- 
fahrzeugbetreiber sollte  für  jeden  Luftfahrzeugbetreiber 
jeweils  nur  ein  Mitgliedstaat  zuständig  sein.  Die  Mitglied- 
staaten sollten  verpflichtet  werden,  sicherzustellen,  dass 
Luftfahrzeugbetreiber,  denen  in  dem  betreffenden  Mit- 
gliedstaat eine  Betriebsgenehmigung  erteilt  wurde,  oder 
Luftfahrzeugbetreiber  ohne  Betriebsgenehmigung  oder 
Luftfahrzeugbetreiber  aus  Drittländern,  deren  Emissionen 
in  einem  Basisjahr  größtenteils  dem  betreffenden  Mit- 
gliedstaat zuzuordnen  sind,  die  Vorschriften  dieser  Richt- 
linie erfüllen.  Erfüllt  ein  Luftfahrzeugbetreiber  die  Vor- 
schriften dieser  Richtlinie  nicht  und  konnte  die  Einhal- 
tung der  Vorschriften  nicht  durch  sonstige  Durchset- 
zungsmaßnahmen des  Verwaltungsmitgliedstaats  gewähr- 
leistet werden,  so  sollten  die  Mitgliedstaaten  solidarisch 
handeln.  Der  Verwaltungsmitgliedstaat  sollte  deshalb  die 
Möglichkeit  haben,  die  Kommission  zu  ersuchen,  als  letz- 
tes Mittel  eine  Betriebsuntersagung  auf  Gemeinschafts- 
ebene für  den  betreffenden  Luftfahrzeugbetreiber  zu  be- 
schließen. 

(27)  Zur  Wahrung  der  Integrität  des  Verrechnungsmodells  für 
das  Gemeinschaftssystem  sollten  dem  Luftverkehrssektor 
zugeteilte  Zertifikate  angesichts  der  Tatsache,  dass  Emis- 
sionen aus  dem  internationalen  Luftverkehr  nicht  unter 
die  Verpflichtungen  der  Mitgliedstaaten  im  Rahmen  des 
Kyoto-Protokolls  fallen,  ausschließlich  dazu  verwendet 
werden,  den  Verpflichtungen  der  Luftfahrzeugbetreiber 
zur  Abgabe  von  Zertifikaten  im  Rahmen  dieser  Richtlinie 
nachzukommen. 

(28)  Um  die  Gleichbehandlung  von  Luftfahrzeugbetreibern  zu 
gewährleisten,  sollten  sich  die  Mitgliedstaaten  an  harmo- 
nisierte Regeln  für  die  Verwaltung  von  Luftfahrzeug- 
betreibern halten,  für  die  sie  verantwortlich  sind,  und 
zwar  nach  speziellen  Leitlinien,  die  von  der  Kommission 
aufzustellen  sind. 

(29)  Zur  Wahrung  der  Umweltwirksamkeit  der  Gemein- 
schaftsregelung sollten  Einheiten,  die  von  Luftfahrzeug- 
betreibern abgegeben  werden,  nur  im  Hinblick  auf  Treib- 
hausgasminderungsziele  angerechnet  werden,  bei  denen 
diese  Emissionen  berücksichtigt  werden. 

(30)  Die  Europäische  Organisation  zur  Sicherung  der  Luftfahrt 
(Eurocontrol)  kann  über  Informationen  verfügen,  die  den 
Mitgliedstaaten  oder  der  Kommission  helfen  könnten,  ih- 
ren Verpflichtungen  im  Rahmen  dieser  Richtlinie  nach- 
zukommen. 

(31)  Die  Bestimmungen  der  Gemeinschaftsregelung  für  die 
Überwachung,  Meldung  und  Überprüfung  von  Emissio- 
nen sowie  die  Sanktionsvorschriften  für  Anlagenbetreiber 
sollten  auch  auf  Betreiber  von  Luftfahrzeugen  Anwen- 
dung finden. 

(32)  Die  Kommission  sollte  anhand  der  Erfahrungen  mit  der 
Anwendung  der  Richtlinie  2003/87/EG  überprüfen,  wie 
wirksam  die  Richtlinie  in  Bezug  auf  Luftverkehrstätigkei- 
ten ist,  und  anschließend  dem  Europäischen  Parlament 
und  dem  Rat  Bericht  erstatten. 

(33)  Bei  der  Überprüfung  der  Wirksamkeit  der  Richtlinie 
2003/87/EG  in  Bezug  auf  Luftverkehrstätigkeiten  sollte 
die  strukturelle  Abhängigkeit  von  Ländern  berücksichtigt 


werden,  die  über  keine  geeigneten  und  vergleichbaren 
alternativen  Verkehrsträger  verfügen  und  daher  in  hohem 
Maße  vom  Luftverkehr  abhängen  und  in  denen  der  Tou- 
rismus einen  großen  Beitrag  zum  Bruttoinlandsprodukt 
leistet.  Besonderes  Augenmerk  sollte  darauf  gerichtet  wer- 
den, Zugangs-  und  Wettbewerbsprobleme  für  Regionen 
der  Gemeinschaft  in  äußerster  Randlage  gemäß  Arti- 
kel 299  Absatz  2  des  Vertrags  und  Probleme  bei  gemein- 
wirtschaftlichen Verpflichtungen  im  Zusammenhang  mit 
der  Umsetzung  dieser  Richtlinie  zu  mildern  oder  ganz  zu 
beseitigen. 

(34)  Die  Ministererklärung  zum  Flughafen  von  Gibraltar,  die 
am  18.  September  2006  in  Cördoba  auf  dem  ersten 
Ministertreffen  des  Dialogforums  zu  Gibraltar  vereinbart 
wurde,  tritt  an  die  Stelle  der  gemeinsamen  Erklärung  zu 
dem  Flughafen,  die  am  2.  Dezember  1987  in  London 
abgegeben  wurde,  und  die  vollständige  Einhaltung  der 
Erklärung  von  2006  gilt  als  Einhaltung  der  Erklärung 
von  1987. 

(35)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss 
1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festle- 
gung der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der  Kommis- 
sion übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (l)  erlassen 
werden. 

(36)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhal- 
ten, die  Versteigerung  von  Zertifikaten  zu  regeln,  die 
nicht  kostenfrei  zugeteilt  werden  müssen,  Einzelvorschrif- 
ten für  die  Verwaltung  der  Sonderreserve  für  bestimmte 
Luftfahrzeugbetreiber  und  für  die  Verfahren  bei  an  die 
Kommission  gerichteten  Ersuchen,  eine  Betriebsuntersa- 
gung für  einen  Luftfahrzeugbetreiber  zu  beschließen,  fest- 
zulegen und  den  Geltungsbereich  gemäß  Anhang  I  zu 
ändern,  wenn  ein  Drittland  Maßnahmen  einführt,  um 
die  Klimaauswirkungen  des  Luftverkehrs  zu  verringern. 
Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Trag- 
weite handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Be- 
stimmungen dieser  Richtlinie  auch  durch  Ergänzung  um 
neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind 
diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG 
zu  erlassen. 

(37)  Da  das  Ziel  dieser  Richtlinie  auf  Ebene  der  Mitgliedstaa- 
ten nicht  ausreichend  verwirklicht  werden  kann  und  da- 
her wegen  des  Umfangs  und  der  Wirkung  dieser  Maß- 
nahme besser  auf  Gemeinschaftsebene  zu  erreichen  ist, 
kann  die  Gemeinschaft  in  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5 
des  Vertrags  niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig 
werden.  Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel  genann- 
ten Grundsatz  der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Richt- 
linie nicht  über  das  für  die  Erreichung  dieses  Ziels  erfor- 
derliche Maß  hinaus. 

(38)  Gemäß  Nummer  34  der  Interinstitutionellen  Vereinba- 
rung „Bessere  Rechtsetzung"  (2)  sind  die  Mitgliedstaaten 
aufgefordert,  für  ihre  eigenen  Zwecke  und  im  Interesse 
der  Gemeinschaft  eigene  Tabellen  aufzustellen,  aus  denen 
im  Rahmen  des  Möglichen  die  Entsprechungen  zwischen 
dieser  Richtlinie  und  den  Umsetzungsmaßnahmen  zu 
entnehmen  sind,  und  diese  zu  veröffentlichen. 


(!)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 
(2)  ABl.  C  321  vom  31.12.2003,  S.  1. 
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(39)     Die  Richtlinie  2003/87/EG  sollte  daher  entsprechend  ge- 
ändert werden  — 

HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Änderungen  der  Richtlinie  2003/87/EG 

Die  Richtlinie  2003/87/EG  wird  wie  folgt  geändert: 

1.  Der  folgende  Titel  wird  vor  Artikel  1  eingefügt: 
„KAPITEL  I 

ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN". 

2.  Folgender  Absatz  wird  an  Artikel  2  angefügt: 

„(3)  Die  Anwendung  dieser  Richtlinie  auf  den  Flughafen 
von  Gibraltar  erfolgt  unbeschadet  der  Rechtsstandpunkte 
des  Königreichs  Spanien  und  des  Vereinigten  Königreichs 
in  der  strittigen  Frage  der  Souveränität  über  das  Gebiet,  auf 
dem  sich  der  Flughafen  befindet." 

3.  Artikel  3  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Buchstabe  b  erhält  folgende  Fassung: 

,,b)  .Emissionen'  die  Freisetzung  von  Treibhausgasen  in 
die  Atmosphäre  aus  Quellen  in  einer  Anlage  und 
die  Freisetzung  der  in  Anhang  I  in  Verbindung  mit 
der  Tätigkeitskategorie  .Luftverkehr'  aufgeführten 
Gase  aus  einem  Flugzeug,  das  eine  derartige  Tätigkeit 
durchführt;". 

b)  Es  werden  folgende  Buchstaben  angefügt: 

,,o) , Luftfahrzeugbetreiber'  die  Person,  die  ein  Flugzeug 
zu  dem  Zeitpunkt  betreibt,  zu  dem  eine  Luftver- 
kehrstätigkeit im  Sinne  des  Anhangs  I  durchgeführt 
wird,  oder,  wenn  die  Identität  der  Person  unbekannt 
ist  oder  vom  Flugzeugeigentümer  nicht  angegeben 
wird,  den  Eigentümer  des  Flugzeugs; 

p)  .gewerblicher  Luftverkehrsbetreiber'  den  Betreiber,  der 
gegen  Entgelt  Linien-  oder  Bedarfsflugverkehrsleistun- 
gen  für  die  Öffentlichkeit  erbringt,  bei  denen  er  Flug- 
gäste, Fracht  oder  Post  befördert; 

q)  Verwaltungsmitgliedstaat'  den  Mitgliedstaat,  der  für 
die  Verwaltung  des  Gemeinschaftssystems  in  Bezug 
auf  einen  Luftfahrzeugbetreiber  gemäß  Artikel  18a 
zuständig  ist; 

r)  .zugeordnete  Luftverkehrsemissionen'  Emissionen  aus 
Flugzeugen,  die  im  Rahmen  der  Luftverkehrstätigkei- 
ten im  Sinne  des  Anhangs  I  eingesetzt  werden  und 
die  von  einem  Flugplatz  im  Hoheitsgebiet  eines  Mit- 
gliedstaats starten  oder  aus  einem  Drittland  kom- 
mend auf  einem  Flugplatz  im  Hoheitsgebiet  eines 
Mitgliedstaats  landen; 

s)  .historische  Luftverkehrsemissionen'  den  durch- 
schnittlichen Mittelwert  der  jährlichen  Emissionen 
von  Luftfahrzeugen,  die  eine  Luftverkehrstätigkeit 
im  Sinne  des  Anhangs  I  durchführen,  in  den  Kalen- 
derjahren 2004,  2005  und  2006." 


4.  Nach  Artikel  3  wird  folgendes  Kapitel  eingefügt: 

„KAPITEL  II 
LUFTVERKEHR 

Artikel  3  a 

Anwendungsbereich 

Die  Bestimmungen  in  diesem  Kapitel  gelten  für  die  Zutei- 
lung und  Vergabe  von  Zertifikaten  im  Zusammenhang  mit 
den  in  Anhang  I  aufgelisteten  Luftverkehrstätigkeiten. 

Artikel  3b 

Luftverkehrstätigkeiten 

Bis  zum  2.  August  2009  legt  die  Kommission  nach  dem  in 
Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  Leitli- 
nien für  die  genaue  Auslegung  der  in  Anhang  I  aufgeführ- 
ten Luftverkehrstätigkeiten  fest. 

Artikel  3  c 

Gesamtmenge  der  Zertifikate  für  den  Luftverkehr 

(1)  Für  die  Handelsperiode  vom  1.  Januar  2012  bis 
31.  Dezember  2012  entspricht  die  Gesamtmenge  der  den 
Luftfahrzeugbetreibern  zuzuteilenden  Zertifikate  97  %  der 
historischen  Luftverkehrsemissionen. 

(2)  Für  die  Handelsperiode  gemäß  Artikel  11  Absatz  2, 
die  am  1.  Januar  2013  beginnt,  und,  wenn  keine  Änderun- 
gen nach  der  Überprüfung  gemäß  Artikel  30  Absatz  4 
erfolgen,  für  jede  folgende  Handelsperiode  entspricht  die 
Gesamtmenge  der  den  Luftfahrzeugbetreibern  zuzuteilen- 
den Zertifikate  95  %  der  historischen  Luftverkehrsemissio- 
nen, multipliziert  mit  der  Anzahl  der  Jahre  in  der  Handels- 
periode. 

Dieser  Prozentsatz  kann  im  Rahmen  der  allgemeinen  Über- 
prüfung dieser  Richtlinie  geändert  werden. 

(3)  Die  Kommission  überprüft  die  Gesamtmenge  der  den 
Luftfahrzeugbetreibern  zuzuteilenden  Zertifikate  gemäß  Ar- 
tikel 30  Absatz  4. 

(4)  Bis  zum  2.  August  2009  entscheidet  die  Kommission 
anhand  der  besten  verfügbaren  Daten,  einschließlich 
Schätzungen  auf  der  Grundlage  von  Angaben  über  das 
tatsächliche  Verkehrsaufkommen,  über  die  historischen 
Luftverkehrsemissionen.  Diese  Entscheidung  wird  in  dem 
in  Artikel  23  Absatz  1  genannten  Ausschuss  erörtert. 

Artikel  3d 

Methode  der  Zuteilung  von  Zertifikaten  für  den 
Luftverkehr  durch  Versteigerung 

(1)  In  der  Handelsperiode  gemäß  Artikel  3c  Absatz  1 
werden  1 5  %  der  Zertifikate  versteigert. 

(2)  Ab  1.  Januar  2013  werden  15  %  der  Zertifikate  ver- 
steigert. Dieser  Prozentsatz  kann  im  Rahmen  der  allgemei- 
nen Überprüfung  dieser  Richtlinie  erhöht  werden. 
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(3)  Die  Versteigerung  von  Zertifikaten,  die  nicht  gemäß 
den  Absätzen  1  und  2  dieses  Artikels  oder  gemäß 
Artikel  3f  Nummer  8  kostenfrei  zugeteilt  werden  müssen, 
durch  die  Mitgliedstaaten  wird  in  einer  Verordnung  gere- 
gelt. Die  Zahl  der  von  den  einzelnen  Mitgliedstaaten  in 
jeder  Handelsperiode  zu  versteigernden  Zertifikate  ent- 
spricht dem  Anteil  dieses  Mitgliedstaats  an  den  gesamten 
Luftverkehrsemissionen,  wie  sie  allen  Mitgliedstaaten  für  das 
Bezugsjahr  zugeordnet  und  gemäß  Artikel  14  Absatz  3 
gemeldet  sowie  gemäß  Artikel  15  überprüft  wurden.  Für 
die  Handelsperiode  gemäß  Artikel  3c  Absatz  1  gilt  als  Be- 
zugsjahr das  Jahr  2010,  und  für  jede  folgende  Handelspe- 
riode gemäß  Artikel  3c  gilt  als  Bezugsjahr  das  Kalenderjahr, 
das  24  Monate  vor  Beginn  der  Handelsperiode,  auf  die  sich 
die  Versteigerung  bezieht,  endet. 


Die  genannte  Verordnung,  die  dazu  dient,  nicht  wesentliche 
Elemente  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  zu  ändern,  wird 
nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  erlassen. 


(4)  Es  ist  Sache  der  Mitgliedstaaten,  über  die  Verwen- 
dung von  Einkünften  aus  der  Versteigerung  von  Zertifika- 
ten zu  entscheiden.  Diese  Einkünfte  sollten  verwendet  wer- 
den, um  den  Klimawandel  in  der  EU  und  in  Drittländern  zu 
bekämpfen,  unter  anderem  zur  Reduzierung  von  Treibhaus- 
gasemissionen, zur  Anpassung  an  die  Auswirkungen  des 
Klimawandels  in  der  Europäischen  Union  und  in  Drittlän- 
dern, insbesondere  in  Entwicklungsländern,  zur  Finanzie- 
rung von  Forschung  und  Entwicklung  auf  dem  Gebiet  der 
Eindämmung  und  Anpassung,  insbesondere  in  den  Berei- 
chen Raumfahrt  und  Luftverkehr,  zur  Verringerung  der 
Emissionen  durch  einen  emissionsarmen  Verkehr  und  zur 
Deckung  der  Kosten  für  die  Verwaltung  der  Gemeinschafts- 
regelung. Versteigerungseinkünfte  sollten  auch  zur  Finanzie- 
rung von  Beiträgen  zum  Globalen  Dachfonds  für  Energie- 
effizienz und  erneuerbare  Energien  und  für  Maßnahmen 
gegen  die  Abholzung  von  Wäldern  eingesetzt  werden. 


Die  Mitgliedstaaten  informieren  die  Kommission  über  die 
Maßnahmen,  die  nach  diesem  Absatz  getroffen  werden. 


(5)  Die  der  Kommission  gemäß  dieser  Richtlinie  über- 
mittelten Informationen  entbinden  die  Mitgliedstaaten  nicht 
von  der  Unterrichtungspflicht  des  Artikels  88  Absatz  3  des 
Vertrags. 


Artikel  3e 

Zuteilung  und  Vergabe  von  Zertifikaten  an 
Luftfahrzeugbetreiber 

(1)  Für  jede  Handelsperiode  gemäß  Artikel  3c  kann  jeder 
Luftfahrzeugbetreiber  Zertifikate  beantragen,  die  kostenfrei 
zugeteilt  werden.  Ein  Antrag  kann  bei  der  zuständigen  Be- 
hörde des  Verwaltungsmitgliedstaats  gestellt  werden,  indem 
die  geprüften  Tonnenkilometerangaben  für  die  von  diesem 
Luftfahrzeugbetreiber  ausgeführten  Luftverkehrstätigkeiten 
nach  Anhang  I  für  das  Überprüfungsjahr  übermittelt  wer- 


den. Überprüfungsjahr  im  Sinne  dieses  Artikels  ist  das  Ka- 
lenderjahr, das  24  Monate  vor  Beginn  der  Handelsperiode 
endet,  auf  die  sich  der  Antrag  gemäß  den  Anhängen  IV  und 
V  bezieht;  für  den  in  Artikel  3c  Absatz  1  genannten  Zeit- 
raum ist  es  das  Jahr  2010.  Jeder  Antrag  muss  mindestens 
21  Monate  vor  Beginn  der  Handelsperiode,  auf  die  er  sich 
bezieht,  für  den  in  Artikel  3c  Absatz  1  genannten  Zeit- 
raum, jedoch  bis  31.  März  2011  vorliegen. 


(2)  Mindestens  18  Monate  vor  Beginn  der  Handelspe- 
riode, auf  die  sich  der  Antrag  bezieht,  für  den  in 
Artikel  3c  Absatz  1  genannten  Zeitraum,  jedoch  bis 
30.  Juni  2011  übermitteln  die  Mitgliedstaaten  der  Kommis- 
sion Anträge,  die  gemäß  Absatz  1  eingegangen  sind. 


(3)  Mindestens  15  Monate  vor  Beginn  jeder  Handelspe- 
riode gemäß  Artikel  3c  Absatz  2,  für  den  in  Artikel  3c 
Absatz  1  genannten  Zeitraum,  jedoch  bis  30.  September 
2011  berechnet  die  Kommission  und  erlässt  eine  Entschei- 
dung über: 


a)  die  Gesamtmenge  der  Zertifikate,  die  für  diese  Handels- 
periode gemäß  Artikel  3c  zuzuteilen  sind; 


b)  die  Zahl  der  Zertifikate,  die  für  diese  Handelsperiode 
gemäß  Artikel  3d  zu  versteigern  sind; 


c)  die  Zahl  der  Zertifikate  in  der  Sonderreserve  für  Luft- 
fahrzeugbetreiber in  dieser  Handelsperiode  gemäß 
Artikel  3f  Absatz  1; 


d)  die  Zahl  der  Zertifikate,  die  in  dieser  Handelsperiode 
kostenfrei  zuzuteilen  sind,  und  zwar  durch  Abzug  der 
Zahl  der  Zertifikate  nach  den  Buchstaben  b  und  c  von 
der  nach  Buchstabe  a  festgelegten  Gesamtmenge  der 
Zertifikate;  und 


e)  den  Richtwert  für  die  kostenfreie  Zuteilung  von  Zertifi- 
katen an  Flugzeugbetreiber,  deren  Anträge  der  Kommis- 
sion gemäß  Absatz  2  übermittelt  wurden. 


Der  unter  Buchstabe  e  genannte  Richtwert,  ausgedrückt  in 
Zertifikaten  pro  Tonnenkilometer,  wird  berechnet  durch 
Division  der  Zahl  der  Zertifikate  gemäß  Buchstabe  d  durch 
die  Summe  der  Tonnenkilometer,  die  in  den  der  Kommis- 
sion gemäß  Absatz  2  übermittelten  Anträgen  angegeben 
sind. 


(4)  Innerhalb  von  drei  Monaten  ab  dem  Tag,  an  dem  die 
Kommission  eine  Entscheidung  nach  Absatz  3  trifft,  be- 
rechnet und  veröffentlicht  jeder  Verwaltungsmitgliedstaat 
Folgendes: 
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a)  die  Zertifikate,  die  jedem  Luftfahrzeugbetreiber,  dessen 
Antrag  der  Kommission  gemäß  Absatz  2  übermittelt 
wurde,  für  die  betreffende  Handelsperiode  insgesamt  zu- 
geteilt werden,  berechnet  durch  Multiplikation  der  im 
Antrag  angegebenen  Tonnenkilometer  mit  dem  in  Ab- 
satz 3  Buchstabe  e  genannten  Richtwert; 


b)  die  jedem  Luftfahrzeugbetreiber  für  jedes  Jahr  zugeteil- 
ten Zertifikate,  bestimmt  durch  Division  der  gemäß 
Buchstabe  a  für  die  Handelsperiode  berechneten  insge- 
samt zugeteilten  Zertifikate  durch  die  Zahl  der  Jahre  in 
der  Handelsperiode,  in  denen  dieser  Luftfahrzeugbetrei- 
ber eine  Luftverkehrstätigkeit  nach  Anhang  I  ausführt. 


(5)  Bis  zum  28.  Februar  2012  und  bis  zum  28.  Februar 
jedes  folgenden  Jahres  gibt  die  zuständige  Behörde  des  Ver- 
waltungsmitgliedstaats an  jeden  Luftfahrzeugbetreiber  die 
Anzahl  Zertifikate  aus,  die  ihm  für  das  betreffende  Jahr 
nach  dem  vorliegenden  Artikel  oder  nach  Artikel  3f  zuge- 
teilt wurden. 


Artikel  3/ 

Sonderreserve  für  bestimmte  Luftfahrzeugbetreiber 

(1)  In  jedem  Zeitraum  nach  Artikel  3c  Absatz  2  werden 
3  %  der  Gesamtmenge  der  zuzuteilenden  Zertifikate  in  eine 
besondere  Reserve  für  Luftfahrzeugbetreiber  eingestellt, 


a)  die  eine  Luftverkehrstätigkeit  nach  Anhang  I  nach  dem 
Überprüfungsjahr  aufnehmen,  für  das  Tonnenkilometer- 
angaben nach  Artikel  3e  Absatz  1  für  eine  Handelspe- 
riode nach  Artikel  3c  Absatz  2  übermittelt  wurden,  oder 


b)  deren  Tonnenkilometer  zwischen  dem  Überprüfungs- 
jahr,  für  das  Tonnenkilometerangaben  nach  Artikel  3e 
Absatz  1  für  eine  Handelsperiode  nach  Artikel  3c  Ab- 
satz 2  übermittelt  wurden,  und  dem  zweiten  Kalender- 
jahr dieser  Handelsperiode  um  durchschnittlich  mehr  als 
1 8  %  jährlich  ansteigen 


und  deren  Tätigkeit  nach  Buchstabe  a  oder  zusätzliche  Tä- 
tigkeit nach  Buchstabe  b  weder  ganz  noch  teilweise  eine 
Fortführung  einer  Luftverkehrstätigkeit  ist,  die  zuvor  von 
einem  anderen  Luftfahrzeugbetreiber  ausgeführt  wurde. 


(2)  Ein  Luftfahrzeugbetreiber,  der  die  Kriterien  nach  Ab- 
satz 1  erfüllt,  kann  bei  der  zuständigen  Behörde  seines 
Verwaltungsmitgliedstaats  eine  kostenfreie  Zuteilung  von 
Zertifikaten  aus  der  Sonderreserve  beantragen.  Ein  Antrag 
muss  bis  zum  30.  Juni  des  dritten  Jahres  der  Handelspe- 
riode nach  Artikel  3c  Absatz  2,  auf  die  sich  der  Antrag 
bezieht,  vorliegen. 


Bei  einer  Zuteilung  an  einen  Luftfahrzeugbetreiber  gemäß 
Absatz  1  Buchstabe  b  dürfen  nicht  mehr  als  1  000  000 
Zertifikate  vergeben  werden. 


(3)  Ein  Antrag  nach  Absatz  2  muss  folgende  Angaben 
enthalten: 


a)  überprüfte  Tonnenkilometerangaben  nach  den  Anhän- 
gen IV  und  V  für  die  Luftverkehrstätigkeiten  nach  An- 
hang I,  die  der  Luftfahrzeugbetreiber  im  zweiten  Kalen- 
derjahr der  Handelsperiode  nach  Artikel  3c  Absatz  2, 
auf  die  sich  der  Antrag  bezieht,  ausgeführt  hat; 


b)  den  Nachweis,  dass  die  Kriterien  nach  Absatz  1  erfüllt 
sind;  und 


c)  im  Falle  von  Luftfahrzeugbetreibern  nach  Absatz  1 
Buchstabe  b: 


i)  die  Angabe  des  prozentualen  Anstiegs  der  Luftver- 
kehrstätigkeit des  Luftfahrzeugbetreibers  in  Tonnen- 
kilometern zwischen  dem  Überprüfungsjahr,  für  das 
Tonnenkilometerangaben  nach  Artikel  3e  Absatz  1 
zu  einer  Handelsperiode  nach  Artikel  3c  Absatz  2 
übermittelt  wurden,  und  dem  zweiten  Kalenderjahr 
dieser  Handelsperiode; 


ii)  die  absolute  Zunahme  der  Luftverkehrstätigkeit  des 
Luftfahrzeugbetreibers  in  Tonnenkilometern  zwi- 
schen dem  Überprüfungsjahr,  für  das  Tonnenkilome- 
terangaben nach  Artikel  3e  Absatz  1  zu  einer  Han- 
delsperiode nach  Artikel  3c  Absatz  2  übermittelt 
wurden,  und  dem  zweiten  Kalenderjahr  dieser  Han- 
delsperiode; und 


iii)  die  absolute  Zunahme  der  Luftverkehrstätigkeit  des 
Luftfahrzeugbetreibers  in  Tonnenkilometern,  die 
über  den  in  Absatz  1  Buchstabe  b  genannten  Pro- 
zentsatz hinausgeht,  zwischen  dem  Überprüfungs- 
jahr, für  das  Tonnenkilometerangaben  nach 
Artikel  3e  Absatz  1  zu  einer  Handelsperiode  nach 
Artikel  3c  Absatz  2  übermittelt  wurden,  und  dem 
zweiten  Kalenderjahr  dieser  Handelsperiode. 


(4)  Spätestens  sechs  Monate  nach  Ablauf  der  Frist  für 
einen  Antrag  nach  Absatz  2  übermitteln  die  Mitgliedstaaten 
der  Kommission  die  Anträge,  die  nach  Absatz  2  eingegan- 
gen sind. 


(5)  Spätestens  12  Monate  nach  Ablauf  der  Frist  für  einen 
Antrag  nach  Absatz  2  entscheidet  die  Kommission  über 
den  Richtwert,  der  für  die  Zuteilung  von  kostenfreien  Zer- 
tifikaten an  Luftfahrzeugbetreiber,  deren  Anträge  der  Kom- 
mission nach  Absatz  4  übermittelt  wurden,  angewandt 
wird. 
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Vorbehaltlich  Absatz  6  wird  der  Richtwert  errechnet,  indem 
die  Anzahl  der  Zertifikate  in  der  Sonderreserve  geteilt  wird 
durch  die  Summe 


a)  der  Tonnenkilometerangaben  von  Luftfahrzeugbetrei- 
bern nach  Absatz  1  Buchstabe  a,  die  in  den  der  Kom- 
mission übermittelten  Anträgen  nach  Absatz  3  Buch- 
stabe a  und  Absatz  4  enthalten  sind,  und 


b)  der  absoluten  Zunahme  in  Tonnenkilometern,  die  bei 
Luftfahrzeugbetreibern  nach  Absatz  1  Buchstabe  b 
über  den  in  Absatz  1  Buchstabe  b  angegebenen  Prozent- 
satz hinausgeht  und  die  in  den  der  Kommission  über- 
mittelten Anträgen  nach  Absatz  3  Buchstabe  c  Ziffer  iii 
und  Absatz  4  angegeben  ist. 


(6)  Der  in  Absatz  5  genannte  Richtwert  darf  nicht  zu 
einer  jährlichen  Zuteilung  pro  Tonnenkilometer  führen,  die 
höher  ist  als  die  jährliche  Zuteilung  pro  Tonnenkilometer 
an  Luftfahrzeugbetreiber  nach  Artikel  3e  Absatz  4. 


(7)  Innerhalb  von  drei  Monaten  ab  dem  Tag,  an  dem  die 
Kommission  eine  Entscheidung  gemäß  Absatz  5  erlässt, 
berechnet  und  veröffentlicht  jeder  Verwaltungsmitgliedstaat 
Folgendes: 


a)  die  Zuteilung  von  Zertifikaten  aus  der  Sonderreserve  an 
jeden  Luftfahrzeugbetreiber,  dessen  Antrag  nach  Absatz 
4  der  Kommission  übermittelt  wurde.  Diese  Zuteilung 
wird  errechnet,  indem  der  in  Absatz  5  genannte  Richt- 
wert multipliziert  wird  mit 


i)  im  Falle  eines  Luftfahrzeugbetreibers  nach  Absatz  1 
Buchstabe  a  den  Tonnenkilometerangaben,  die  in 
dem  der  Kommission  übermittelten  Antrag  nach  Ab- 
satz 3  Buchstabe  a  und  Absatz  4  enthalten  sind; 


ii)  im  Falle  eines  Luftfahrzeugbetreibers  nach  Absatz  1 
Buchstabe  b  der  absoluten  Zunahme  in  Tonnenkilo- 
metern, die  über  den  in  Absatz  1  Buchstabe  b  ange- 
gebenen Prozentsatz  hinausgeht  und  die  in  dem  der 
Kommission  übermittelten  Antrag  nach  Absatz  3 
Buchstabe  c  Ziffer  iii  und  Absatz  4  angegeben  ist; 
und 


b)  die  Zuteilung  von  Zertifikaten  an  jeden  Luftfahrzeugbe- 
treiber für  jedes  Jahr,  die  errechnet  wird,  indem  die  Zu- 
teilung der  Zertifikate  an  einen  Luftfahrzeugbetreiber 
nach  Buchstabe  a  durch  die  Zahl  der  vollen  Kalender- 
jahre geteilt  wird,  die  in  der  Handelsperiode  nach 
Artikel  3c  Absatz  2,  auf  die  sich  die  Zuteilung  bezieht, 
noch  verbleiben. 


(8)  Zertifikate  in  der  Sonderreserve,  die  nicht  zugeteilt 
wurden,  werden  von  den  Mitgliedstaaten  versteigert. 


(9)  Für  die  Verwaltung  der  Sonderreserve  nach  diesem 
Artikel,  einschließlich  der  Bewertung,  ob  die  Kriterien  nach 
Absatz  1  erfüllt  sind,  kann  die  Kommission  Einzelvorschrif- 
ten festlegen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  we- 
sentlicher Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung 
werden  nach  dem  in  Artikel  23  genannten  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  erlassen. 


Artikel  3g 

Überwachungs-  und  Berichterstattungspläne 

Die  Verwaltungsmitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  jeder 
Luftfahrzeugbetreiber  der  zuständigen  Behörde  dieses  Mit- 
gliedstaats einen  Überwachungsplan  übermittelt,  in  dem 
Maßnahmen  zur  Überwachung  und  Berichterstattung  hin- 
sichtlich der  Emissionen  und  der  Tonnenkilometerangaben 
für  die  Zwecke  eines  Antrags  nach  Artikel  3e  enthalten 
sind,  und  dass  diese  Pläne  von  der  zuständigen  Behörde 
gemäß  den  Leitlinien  nach  Artikel  14  gebilligt  werden." 


5.  Der  folgende  Titel  und  Artikel  wird  eingefügt: 


„KAPITEL  III 

ORTSFESTE  ANLAGEN 
Artikel  3h 
Geltungsbereich 

Die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  gelten  für  Genehmigun- 
gen zur  Emission  von  Treibhausgasen  und  die  Zuteilung 
und  Vergabe  von  Zertifikaten  im  Zusammenhang  mit  den 
in  Anhang  I  aufgelisteten  Tätigkeiten,  ausgenommen  Luft- 
verkehrstätigkeiten." 


6.  Artikel  6  Absatz  2  Buchstabe  e  erhält  folgende  Fassung: 


,,e)  eine  Verpflichtung  zur  Abgabe  von  nicht  gemäß  Kapitel 
II  vergebenen  Zertifikaten  in  Höhe  der  nach  Artikel  15 
geprüften  Gesamtemissionen  der  Anlage  in  jedem  Ka- 
lenderjahr binnen  vier  Monaten  nach  Jahresende." 


7.  Nach  Artikel  11  wird  folgender  Titel  eingefügt: 


„KAPITEL  IV 

BESTIMMUNGEN  FÜR  DIE  LUFTFAHRT  UND  ORTSFESTE 
ANLAGEN". 

8.  In  Artikel  IIa  wird  folgender  Absatz  eingefügt: 


„(la)  In  der  in  Artikel  3c  Absatz  1  genannten  Handels- 
periode können  die  Luftfahrzeugbetreiber  CER  und  ERU  im 
Umfang  von  bis  zu  15  %  der  Zahl  der  Zertifikate,  die  sie 
gemäß  Artikel  12  Absatz  2a  abgeben  müssen,  verwenden. 
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Für  nachfolgende  Handelsperioden  wird  der  Prozentsatz 
von  CER  und  ERU,  der  im  Rahmen  der  Luftverkehrstätig- 
keiten genutzt  werden  darf,  als  Bestandteil  der  allgemeinen 
Überprüfung  dieser  Richtlinie  und  unter  Berücksichtigung 
der  Entwicklung  der  internationalen  Klimaschutzregelung 
überprüft. 

Die  Kommission  veröffentlicht  diesen  Prozentanteil  mindes- 
tens sechs  Monate  vor  Beginn  jeder  Handelsperiode  gemäß 
Artikel  3c." 


9.  In  Artikel  IIb  Absatz  2  wird  das  Wort  „Anlagen"  durch 
das  Wort  „Tätigkeiten"  ersetzt. 

10.  Artikel  12  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  In  Absatz  2  werden  nach  dem  Wort  „Verpflichtungen" 
die  Worte  „eines  Luftfahrzeugbetreibers  aus  Absatz  2a 
oder"  eingefügt. 

b)  Folgender  Absatz  wird  eingefügt: 

„(2a)  Die  Verwaltungsmitgliedstaaten  stellen  sicher, 
dass  jeder  Luftfahrzeugbetreiber  bis  zum  30.  April  jeden 
Jahres  eine  Anzahl  von  Zertifikaten  abgibt,  die  den  — 
gemäß  Artikel  1 5  überprüften  —  Gesamtemissionen  des 
vorangegangenen  Kalenderjahres  aus  Luftverkehrstätig- 
keiten im  Sinne  von  Anhang  I,  die  der  Luftfahrzeugbe- 
treiber durchgeführt  hat,  entspricht.  Die  Mitgliedstaaten 
stellen  sicher,  dass  die  gemäß  diesem  Absatz  abgegebe- 
nen Zertifikate  anschließend  gelöscht  werden." 

c)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


ii)  werden  die  Worte  „bis  zum  30.  September  2003" 
gestrichen. 


b)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  jeder  Be- 
treiber oder  Luftfahrzeugbetreiber  der  zuständigen  Be- 
hörde über  die  Emissionen,  die  in  jedem  Kalenderjahr 
aus  der  Anlage  oder  ab  1.  Januar  2010  aus  dem  von 
ihm  betriebenen  Luftfahrzeug  ausgestoßen  werden,  nach 
Ende  dieses  Jahres  im  Einklang  mit  den  Leitlinien  Bericht 
erstattet." 


13.  Artikel  15  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  15 
Prüfimg 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  von  den  Betrei- 
bern und  Luftfahrzeugbetreibern  gemäß  Artikel  14  Absatz 
3  vorgelegten  Berichte  anhand  der  Kriterien  des  Anhangs  V 
und  etwaiger  Durchführungsvorschriften,  die  die  Kommis- 
sion gemäß  diesem  Artikel  erlassen  hat,  geprüft  werden  und 
die  zuständige  Behörde  hiervon  unterrichtet  wird. 


Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  ein  Betreiber  oder 
Luftfahrzeugbetreiber,  dessen  Bericht  bis  zum  31.  März  je- 
den Jahres  in  Bezug  auf  die  Emissionen  des  Vorjahres  nicht 
gemäß  den  Kriterien  des  Anhangs  V  und  etwaiger  Durch- 
führungsvorschriften, die  die  Kommission  gemäß  diesem 
Artikel  erlassen  hat,  als  zufrieden  stellend  bewertet  wurde, 
keine  weiteren  Zertifikate  übertragen  kann,  bis  ein  Bericht 
dieses  Betreibers  oder  Luftfahrzeugbetreibers  als  zufrieden 
stellend  bewertet  wurde. 


„(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  der  Betrei- 
ber für  jede  Anlage  bis  zum  30.  April  jeden  Jahres  eine 
Anzahl  von  nicht  gemäß  Kapitel  II  vergebenen  Zertifika- 
ten abgibt,  die  den  nach  Artikel  15  geprüften  Gesamt- 
emissionen der  Anlage  im  vorhergehenden  Kalenderjahr 
entspricht,  und  dass  diese  Zertifikate  anschließend  ge- 
löscht werden." 


Die  Kommission  kann  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  Durchführungsvorschriften 
für  die  Überprüfung  der  von  Luftfahrzeugbetreibern  gemäß 
Artikel  14  Absatz  3  vorgelegten  Berichte  und  der  gemäß 
den  Artikeln  3e  und  3f  eingereichten  Anträge,  einschließ- 
lich der  von  den  Prüfern  anzuwendenden  Prüfverfahren, 
erlassen." 


1 1 .  In  Artikel  1 3  Absatz  3  werden  die  Worte  „Artikel  1 2  Ab- 
satz 3"  durch  die  Worte  „Artikel  1 2  Absatz  2a  oder  Absatz 
3"  ersetzt. 


12.  Artikel  14  wird  wie  folgt  geändert: 
a)  In  Absatz  1  Satz  1 


i)  werden  nach  den  Worten  „spezifizierten  Treibhausga- 
sen" die  Worte  „und  betreffend  Tonnenkilometerda- 
ten für  die  Zwecke  eines  Antrags  gemäß  Artikel  3e 
oder  3f"  eingefügt; 


14.  Artikel  16  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  In  Absatz  1  werden  die  Worte  „spätestens  am  31.  De- 
zember 2003"  gestrichen. 


b)  Die  Absätze  2  und  3  erhalten  folgende  Fassung 


„(2)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Namen 
der  Betreiber  und  Luftfahrzeugbetreiber,  die  gegen  die 
Verpflichtungen  gemäß  dieser  Richtlinie  zur  Abgabe  ei- 
ner ausreichenden  Anzahl  von  Zertifikaten  verstoßen, 
veröffentlicht  werden. 
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(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Betreibern 
oder  Luftfahrzeugbetreibern,  die  nicht  bis  zum  30.  April 
jeden  Jahres  eine  ausreichende  Anzahl  von  Zertifikaten 
zur  Abdeckung  ihrer  Emissionen  im  Vorjahr  abgeben, 
eine  Sanktion  wegen  Emissionsüberschreitung  auferlegt 
wird.  Die  Sanktion  wegen  Emissionsüberschreitung  be- 
trägt für  jede  ausgestoßene  Tonne  Kohlendioxidäquiva- 
lent, für  die  der  Betreiber  oder  Luftfahrzeugbetreiber 
keine  Zertifikate  abgegeben  hat,  100  EUR.  Die  Zahlung 
der  Sanktion  entbindet  den  Betreiber  nicht  von  der  Ver- 
pflichtung, Zertifikate  in  Höhe  dieser  Emissionsüber- 
schreitung abzugeben,  wenn  er  die  Zertifikate  für  das 
folgende  Kalenderjahr  abgibt." 


c)  Die  folgenden  Absätze  werden  angefügt: 


„(5)  Erfüllt  ein  Luftfahrzeugbetreiber  die  Vorschriften 
dieser  Richtlinie  nicht  und  konnte  die  Einhaltung  der 
Vorschriften  nicht  durch  sonstige  Durchsetzungsmaß- 
nahmen gewährleistet  werden,  so  kann  der  betreffende 
Verwaltungsmitgliedstaat  die  Kommission  ersuchen,  eine 
Betriebsuntersagung  für  den  betreffenden  Luftfahrzeug- 
betreiber zu  beschließen. 


(6)  Ein  Ersuchen  des  Verwaltungsmitgliedstaats  nach 
Absatz  5  beinhaltet 


a)  einen  Nachweis,  dass  der  Luftfahrzeugbetreiber  sei- 
nen Verpflichtungen  im  Rahmen  dieser  Richtlinie 
nicht  nachgekommen  ist, 


Konsultationen  mit  den  Behörden,  die  für  die  Aufsicht 
über  den  betreffenden  Luftfahrzeugbetreiber  zuständig 
sind.  Die  Konsultationen  erfolgen  möglichst  gemeinsam 
durch  die  Kommission  und  die  Mitgliedstaaten. 


(9)  Prüft  die  Kommission,  ob  sie  eine  Entscheidung 
über  ein  Ersuchen  nach  Absatz  5  erlassen  soll,  so  teilt 
sie  dem  betreffenden  Luftfahrzeugbetreiber  die  wesent- 
lichen Fakten  und  Erwägungen  mit,  die  die  Grundlage 
hierfür  bilden.  Dem  betreffenden  Luftfahrzeugbetreiber 
wird  Gelegenheit  gegeben,  der  Kommission  innerhalb 
von  10  Arbeitstagen  ab  dem  Datum  der  Mitteilung 
schriftlich  Bemerkungen  zu  übermitteln. 


(10)  Auf  Ersuchen  eines  Mitgliedstaats  kann  die  Kom- 
mission nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  eine  Entscheidung  über  die  Verhän- 
gung einer  Betriebsuntersagung  für  den  betreffenden 
Luftfahrzeugbetreiber  treffen. 


(1 1)  jeder  Mitgliedstaat  vollstreckt  in  seinem  Hoheits- 
gebiet die  gemäß  Absatz  10  erlassenen  Entscheidungen. 
Er  informiert  die  Kommission  über  alle  zur  Durchfüh- 
rung der  Entscheidung  getroffenen  Maßnahmen. 


(12)  Gegebenenfalls  werden  Einzelvorschriften  für  die 
Verfahren  nach  diesem  Artikel  festgelegt.  Diese  Maßnah- 
men zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in 
Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 


b)  Angaben  zu  den  Durchsetzungsmaßnahmen,  die  die-         15.  Die  folgenden  Artikel  werden  eingefügt: 
ser  Mitgliedstaat  getroffen  hat, 


c)  eine  Begründung  für  die  Verhängung  einer  Betriebs- 
untersagung auf  Gemeinschaftsebene  und 


d)  eine  Empfehlung  für  den  Geltungsbereich  einer  Be- 
triebsuntersagung auf  Gemeinschaftsebene  und  Auf- 
lagen, die  zu  erfüllen  sind. 


(7)  Werden  Ersuchen  nach  Absatz  5  an  die  Kommis- 
sion gerichtet,  so  unterrichtet  die  Kommission  die  ande- 
ren Mitgliedstaaten  über  deren  Vertreter  im  Ausschuss 
nach  Artikel  23  Absatz  1  gemäß  der  Geschäftsordnung 
des  Ausschusses. 


(8)  Vor  einer  Entscheidung  über  ein  Ersuchen  nach 
Absatz  5  erfolgen,  sofern  angezeigt  und  durchführbar, 


Artikel  18a 

Verwaltungsmitgliedstaat 

(1)  Verwaltungsmitgliedstaat  eines  Luftfahrzeugbetreibers 
ist 


a)  im  Falle  eines  Luftfahrzeugbetreibers  mit  einer  von  ei- 
nem Mitgliedstaat  gemäß  der  Verordnung  (EWG)  Nr. 
2407/92  des  Rates  vom  23.  Juli  1992  über  die  Erteilung 
von  Betriebsgenehmigungen  an  Luftfahrtunterneh- 
men (*)  erteilten  gültigen  Betriebsgenehmigung  der  Mit- 
gliedstaat, der  die  Betriebsgenehmigung  für  den  betref- 
fenden Luftfahrzeugbetreiber  erteilt  hat,  und 


b)  in  allen  anderen  Fällen  der  Mitgliedstaat  mit  dem  höch- 
sten Schätzwert  für  zugeordnete  Luftverkehrsemissionen 
in  Bezug  auf  Flüge,  die  der  Luftfahrzeugbetreiber  im 
Basisjahr  durchführt. 
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(2)  Werden  dem  Verwaltungsmitgliedstaat  eines  unter 
Absatz  1  Buchstabe  b  dieses  Artikels  fallenden  Luftfahr- 
zeugbetreibers in  den  ersten  beiden  Jahren  einer  Handels- 
periode nach  Artikel  3  c  keine  der  zugeordneten  Luftver- 
kehrsemissionen aus  Flügen,  die  von  diesem  Luftfahrzeug- 
betreiber durchgeführt  wurden,  zugeordnet,  so  wird  dieser 
Luftfahrzeugbetreiber  für  die  nächste  Handelsperiode  einem 
anderen  Verwaltungsmitgliedstaat  übertragen.  Neuer  Ver- 
waltungsmitgliedstaat ist  der  Mitgliedstaat  mit  dem  höch- 
sten Schätzwert  für  zugeordnete  Luftverkehrsemissionen  in 
Bezug  auf  Flüge,  die  der  betreffende  Luftfahrzeugbetreiber 
während  der  ersten  beiden  Jahre  der  vorhergehenden  Han- 
delsperiode durchgeführt  hat. 


(3)  Auf  der  Grundlage  der  besten  verfügbaren  Informa- 
tionen trifft  die  Kommission  folgende  Maßnahmen: 


a)  Sie  veröffentlicht  bis  zum  1.  Februar  2009  eine  Liste  der 
Luftfahrzeugbetreiber,  die  am  oder  nach  dem  1.  Januar 
2006  einer  Luftverkehrstätigkeit  im  Sinne  des  Anhangs  I 
nachgegangen  sind,  mit  Angabe  des  für  die  einzelnen 
Luftfahrzeugbetreiber  zuständigen  Verwaltungsmitglied- 
staats gemäß  Absatz  1;  und 


„Diese  Verordnung  enthält  auch  Bestimmungen  zur  Nut- 
zung und  Identifizierung  von  CER  und  ERU  im  Rahmen 
des  Gemeinschaftssystems  sowie  zur  Überwachung  des 
Umfangs  dieser  Nutzung  und  Bestimmungen  über  die 
Einbeziehung  des  Luftverkehrs  in  das  Gemeinschaftssys- 
tem." 


b)  Folgender  Unterabsatz  wird  angefügt: 


„Mit  der  Verordnung  über  ein  standardisiertes  und  siche- 
res Registrierungssystem  wird  sichergestellt,  dass  die  von 
Luftfahrzeugbetreibern  abgegebenen  Zertifikate,  CER 
und  ERU  nur  insoweit  auf  die  Tilgungskonten  der  Mit- 
gliedstaaten für  den  ersten  Verpflichtungszeitraum  nach 
dem  Kyoto-Protokoll  übertragen  werden,  als  diese  Zerti- 
fikate, CER  und  ERU  den  Emissionen  im  Rahmen  der 
nationalen  Gesamtwerte  der  nationalen  Inventare  der 
Mitgliedstaaten  für  diesen  Zeitraum  entsprechen." 


17.  Artikel  23  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


b)  sie  ergänzt  die  Liste  bis  zum  1.  Februar  jedes  folgenden 
Jahres  um  Luftfahrzeugbetreiber,  die  eine  Luftverkehrstä- 
tigkeit im  Sinne  des  Anhangs  I  später  aufgenommen 
haben. 


(4)  Die  Kommission  kann  nach  dem  in  Artikel  23  Ab- 
satz 2  genannten  Regelungsverfahren  Leitlinien  in  Bezug 
auf  die  Verwaltung  von  Luftfahrzeugbetreibern  durch  die 
Verwaltungsmitgliedstaaten  gemäß  dieser  Richtlinie  entwi- 
ckeln. 


(5)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  gilt  als  ,Basisjahr'  in 
Bezug  auf  Luftfahrzeugbetreiber,  die  ihre  Tätigkeit  in  der 
Gemeinschaft  nach  dem  1.  Januar  2006  aufgenommen  ha- 
ben, das  erste  Kalenderjahr  der  Tätigkeit  und  in  allen  ande- 
ren Fällen  das  am  1.  Januar  2006  beginnende  Kalenderjahr. 


Artikel  18b 

Unterstützung  durch  Eurocontrol 

Um  ihren  Verpflichtungen  gemäß  Artikel  3b  Absatz  4  und 
Artikel  18a  nachzukommen,  kann  die  Kommission  Unter- 
stützung durch  Eurocontrol  oder  eine  andere  einschlägige 
Organisation  beantragen  und  zu  diesem  Zweck  mit  diesen 
Organisationen  entsprechende  Vereinbarungen  treffen. 


(*)  ABl.  L  240  vom  24.8.1992,  S.  1." 
16.  Artikel  19  Absatz  3  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Der  letzte  Satz  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten 
Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


18.  Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 


„Artikel  25a 

Drittlandvorschriften  zur  Reduzierung  der 
Klimaauswirkungen  des  Luftverkehrs 

(1)  Erlässt  ein  Drittland  Maßnahmen  zur  Reduzierung 
der  Klimaauswirkungen  von  Flügen,  die  in  seinem  Hoheits- 
gebiet beginnen  und  in  der  Gemeinschaft  enden,  so  prüft 
die  Kommission  nach  Konsultationen  mit  dem  Drittland 
und  mit  den  Mitgliedstaaten  im  Ausschuss  nach  Artikel  23 
Absatz  1  die  verfügbaren  Möglichkeiten,  um  eine  optimale 
Wechselwirkung  zwischen  dem  Gemeinschaftssystem  und 
den  Maßnahmen  des  Drittlandes  zu  erreichen. 


Falls  erforderlich,  kann  die  Kommission  Änderungen  erlas- 
sen, um  Flüge  aus  dem  betreffenden  Drittland  von  den 
Luftverkehrstätigkeiten  gemäß  Anhang  I  auszuschließen 
oder  um  sonstige  aufgrund  eines  Abkommens  nach  Unter- 
absatz 4  erforderliche  Änderungen  in  Bezug  auf  die  Luft- 
verkehrstätigkeiten gemäß  Anhang  I  vorzunehmen.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Elemente 
dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 


Die  Kommission  kann  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  sonstige  Änderungen  an  dieser  Richtlinie  vorschla- 
gen. 
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Die  Kommission  kann  dem  Rat  gegebenenfalls  auch  Emp- 
fehlungen nach  Artikel  300  Absatz  1  des  Vertrags  unter- 
breiten, um  Verhandlungen  im  Hinblick  auf  den  Abschluss 
eines  Abkommens  mit  dem  betreffenden  Drittland  aufzu- 
nehmen. 

(2)  Die  Gemeinschaft  und  die  Mitgliedstaaten  streben 
weiterhin  eine  Vereinbarung  über  globale  Maßnahmen  zur 
Reduzierung  der  Treibhausgasemissionen  aus  der  Luftver- 
kehrstätigkeit an.  Liegt  eine  solche  Vereinbarung  vor,  so 
prüft  die  Kommission,  ob  diese  Richtlinie,  soweit  sie  auf 
Luftfahrzeugbetreiber  Anwendung  findet,  geändert  werden 
muss." 


19.  Artikel  28  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  3  Buchstabe  b  erhält  folgende  Fassung: 

,,b)  der  Treuhänder  ist  abweichend  von  Artikel  6  Absatz 
2  Buchstabe  e  und  Artikel  12  Absatz  3  verantwort- 
lich für  die  Abgabe  von  nicht  nach  Kapitel  II  verge- 
benen Zertifikaten,  die  den  Gesamtemissionen  der 
Anlagen  im  Fonds  entsprechen;". 

b)  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Abweichend  von  Artikel  16  Absätze  2,  3  und  4 
werden  die  Sanktionen  für  Verstöße  gegen  die  Verpflich- 
tungen zur  Abgabe  einer  ausreichenden  Anzahl  von 
nicht  nach  Kapitel  II  vergebenen  Zertifikaten,  um  die 
Gesamtemissionen  aus  den  Anlagen  im  Fonds  abzude- 
cken, gegen  den  Treuhänder  verhängt." 

20.  In  Artikel  30  wird  folgender  Absatz  angefügt: 

„(4)  Auf  der  Grundlage  der  Überwachungstätigkeit  und 
der  Erfahrungen  mit  der  Anwendung  dieser  Richtlinie  über- 
prüft die  Kommission  bis  zum  1.  Dezember  2014,  wie 
wirksam  die  Richtlinie  in  Bezug  auf  Luftverkehrstätigkeiten 
nach  Anhang  I  ist;  gegebenenfalls  kann  sie  dem  Europä- 
ischen Parlament  und  dem  Rat  gemäß  Artikel  251  des  Ver- 
trags geeignete  Vorschläge  unterbreiten.  Die  Kommission 
geht  hierbei  insbesondere  auf  folgende  Aspekte  ein: 

a)  Folgen  und  Auswirkungen  dieser  Richtlinie  für  das  all- 
gemeine Funktionieren  des  Gemeinschaftssystems; 

b)  Funktionieren  des  Marktes  für  Emissionszertifikate  für 
den  Luftverkehr,  insbesondere  im  Hinblick  auf  etwaige 
Marktstörungen; 

c)  Umweltwirksamkeit  des  Gemeinschaftssystems  und  das 
Ausmaß,  in  dem  die  Gesamtmenge  der  den  Luftfahr- 
zeugbetreibern zuzuteilenden  Zertifikate  nach 
Artikel  3c  entsprechend  den  Gesamtzielen  der  Europä- 
ische Union  für  die  Reduzierung  der  Treibhausgasemis- 
sionen verringert  werden  sollte; 


d)  Auswirkungen  des  Systems  auf  den  Luftverkehr,  ein- 
schließlich Aspekte  der  Wettbewerbsfähigkeit,  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Auswirkungen  der  im  Be- 
reich des  Luftverkehrs  außerhalb  der  Europäischen 
Union  umgesetzten  politischen  Maßnahmen  zur  Be- 
kämpfung des  Klimawandels; 


e)  weitere  Bereithaltung  der  besonderen  Reserve  für  Luft- 
fahrzeugbetreiber unter  Berücksichtigung  der  voraus- 
sichtlichen Angleichung  der  Wachstumsraten  in  der  In- 
dustrie; 


f)  Auswirkungen  des  Gemeinschaftssystems  auf  die  struk- 
turelle Abhängigkeit  der  insularen,  der  eingeschlossenen, 
der  abgelegensten  und  der  am  Rande  gelegenen  Gebiete 
der  Gemeinschaft  vom  Luftverkehr; 


g)  Zweckmäßigkeit  der  Einbeziehung  eines  Überleitungs- 
systems zur  Erleichterung  des  Handels  mit  Zertifikaten 
zwischen  den  Luftfahrzeugbetreibern  und  den  Betreibern 
von  Anlagen,  wobei  gewährleistet  wird,  dass  keine 
Transaktion  zu  einem  Nettotransfer  von  Zertifikaten 
von  Luftfahrzeugbetreibern  auf  Anlagen  führt; 

h)  Auswirkungen  der  in  Anhang  I  spezifizierten,  als 
höchstzulässige  Startmasse  ausgedrückten  Ausschluss- 
schwellen und  Anzahl  der  von  einem  Luftfahrzeugbe- 
treiber durchgeführten  Flüge; 

i)  Auswirkungen  der  Freistellung  bestimmter  Flüge  im 
Rahmen  von  gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen 
nach  Maßgabe  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  2408/92 
des  Rates  vom  23.  Juli  1992  über  den  Zugang  von 
Luftfahrtunternehmen  der  Gemeinschaft  zu  Strecken 
des  innergemeinschaftlichen  Flugverkehrs  (*)  vom  Ge- 
meinschaftssystem; 

j)  Entwicklungen  bei  der  Effizienz  im  Luftverkehr,  ein- 
schließlich des  Potenzials  für  zukünftige  Entwicklungen, 
und  insbesondere  die  Fortschritte  bei  der  Erfüllung  des 
Ziels  des  Rates  für  Luft-  und  Raumfahrtforschung  in 
Europa  (ACARE),  Technologien  zu  entwickeln  und  zu 
demonstrieren,  mit  denen  der  Kraftstoffverbrauch  bis 
2020  um  50  %  gesenkt  werden  kann,  wobei  zu  ent- 
scheiden ist,  ob  weitere  Maßnahmen  zur  Erhöhung  der 
Effizienz  erforderlich  sind;  und 


k)  Entwicklungen  im  Bereich  der  wissenschaftlichen  Er- 
kenntnisse über  die  Auswirkungen  von  durch  den  Luft- 
verkehr verursachten  Kondensstreifen  und  Zirruswolken 
auf  den  Klimawandel  im  Hinblick  auf  Vorschläge  für 
wirksame  Eindämmungsmaßnahmen. 


Die  Kommission  erstattet  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  Bericht. 


(*)  ABl.  L  240  vom  24.8.1992,  S.  8." 
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21.  Nach  Artikel  30  wird  folgender  Titel  eingefügt: 
„KAPITEL  V 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN". 

22.  Die  Anhänge  I,  IV  und  V  werden  gemäß  dem  Anhang  der 
vorliegenden  Richtlinie  geändert. 

Artikel  2 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Rechts-  und  Verwaltungs- 
vorschriften in  Kraft,  die  erforderlich  sind,  um  dieser  Richtlinie 
bis  zum  2.  Februar  2010  nachzukommen.  Sie  teilen  der  Kom- 
mission unverzüglich  den  Wortlaut  dieser  Vorschriften  mit. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen,  nehmen 
sie  in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der 
amtlichen  Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die  Mit- 
gliedstaaten regeln  die  Einzelheiten  der  Bezugnahme. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie 
auf  dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen.  Die 


Kommission  setzt  die  anderen  Mitgliedstaaten  davon  in  Kennt- 
nis. 

Artikel  3 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentli- 
chung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  4 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 

Geschehen  zu  Straßburg  am  19.  November  2008. 

Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments       Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident  Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING  J.-P.  JOUYET 
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ANHANG 


Die  Anhänge  I,  IV  und  V  der  Richtlinie  2003/87/EG  werden  wie  folgt  geändert: 
1.  Anhang  I  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Die  Überschrift  erhält  folgende  Fassung: 

„KATEGORIEN  VON  TÄTIGKEITEN,  DIE  IN  DEN  GELTUNGSBEREICH  DIESER  RICHTLINIE  FALLEN". 


b)  Unter  Nummer  2  wird  folgender  Absatz  vor  der  Tabelle  eingefügt: 

„Ab  1.  Januar  2012  werden  alle  Flüge  einbezogen,  die  auf  Flugplätzen  enden  oder  von  Flugplätzen  abgehen, 
sich  in  einem  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  befinden,  auf  das  der  Vertrag  Anwendung  findet." 

c)  Die  folgende  Tätigkeitskategorie  wird  hinzugefügt: 


die 


„Lufiverkehr 

Flüge,  die  von  einem  Flugplatz  abgehen  oder  auf  einem  Flugplatz  enden,  der  sich  in 
einem  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  befindet,  auf  das  der  Vertrag  Anwendung 
findet. 

Nicht  unter  diese  Tätigkeit  fallen: 

a)  Flüge,  die  ausschließlich  zur  Beförderung  von  in  offizieller  Mission  befindlichen 
regierenden  Monarchen  und  ihren  unmittelbaren  Familienangehörigen  sowie 
Staatschefs,  Regierungschefs  und  von  zur  Regierung  gehörenden  Ministern  eines 
Nichtmitgliedstaats  durchgeführt  werden,  soweit  dies  durch  einen  entsprechenden 
Statusindikator  im  Flugplan  vermerkt  ist; 

b)  Militärflüge  in  Militärflugzeugen  sowie  Zoll-  und  Polizeiflüge; 

c)  Flüge  im  Zusammenhang  mit  Such-  und  Rettungseinsätzen,  Löschflüge,  Flüge  im 
humanitären  Einsatz  sowie  Ambulanzflüge  in  medizinischen  Notfällen,  soweit 
eine  Genehmigung  der  jeweils  zuständigen  Behörde  vorliegt; 

d)  Flüge,  die  ausschließlich  nach  Sichtflugregeln  im  Sinne  des  Anhangs  2  des  Chi- 
cagoer Abkommens  durchgeführt  werden; 

e)  Flüge,  bei  denen  das  Luftfahrzeug  ohne  Zwischenlandung  wieder  zum  Ausgangs- 
flugplatz zurückkehrt; 

f)  Übungsflüge,  die  ausschließlich  zum  Erwerb  eines  Pilotenscheins  oder  einer  Be- 
rechtigung für  die  Cockpit-Besatzung  durchgeführt  werden,  sofern  dies  im  Flug- 
plan entsprechend  vermerkt  ist;  diese  Flüge  dürfen  nicht  zur  Beförderung  von 
Fluggästen  und/oder  Fracht  oder  zur  Positionierung  oder  Überführung  von  Luft- 
fahrzeugen dienen; 

g)  Flüge,  die  ausschließlich  der  wissenschaftlichen  Forschung  oder  der  Kontrolle, 
Erprobung  oder  Zulassung  von  Luftfahrzeugen  oder  Ausrüstung,  unabhängig 
davon,  ob  es  sich  um  Bord-  oder  Bodenausrüstung  handelt,  dienen; 

h)  Flüge  von  Luftfahrzeugen  mit  einer  höchstzulässigen  Startmasse  von  weniger  als 
5  700  kg; 

i)  Flüge  im  Rahmen  von  gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen  nach  Maßgabe  der 
Verordnung  (EWG)  Nr.  2408/92  auf  Routen  innerhalb  von  Gebieten  in  äußerster 
Randlage  im  Sinne  von  Artikel  299  Absatz  2  des  Vertrags  oder  auf  Routen  mit 
einer  angebotenen  Kapazität  von  höchstens  30  000  Sitzplätzen  pro  Jahr;  und 

j)  Flüge,  die  abgesehen  von  diesem  Buchstaben  unter  diese  Tätigkeit  fallen  würden 
und  von  einem  gewerblichen  Luftverkehrsbetreiber  entweder 

—  in  weniger  als  243  Flügen  in  drei  aufeinander  folgenden  Viermonatszeiträu- 
men oder 

—  mit  einer  jährlichen  Gesamtemission  von  weniger  als  10  000  Tonnen  durch- 
geführt werden. 

Flüge,  die  ausschließlich  zur  Beförderung  in  Ausübung  ihres  Amtes  von  regie- 
renden Monarchen  und  ihren  unmittelbaren  Familienangehörigen,  sowie  von 
Staatschefs,  Regierungschefs  und  zur  Regierung  gehörenden  Ministern  eines  Mit- 
gliedstaats durchgeführt  werden,  können  von  den  Vorschriften  unter  diesem 
Buchstaben  nicht  ausgenommen  werden." 


Kohlendioxid 


Anhang  IV  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Nach  dem  Titel  des  Anhangs  wird  folgender  Titel  eingefügt: 

„TEIL  A  —  Überwachung  und  Berichterstattung  betreffend  Emissionen  aus  ortsfesten  Anlagen". 

b)  Folgender  Teil  B  wird  angefügt: 

„TEIL  B  —  Überwachung  und  Berichterstattung  betreffend  Emissionen  aus  Luftverkehrstätigkeiten 

Überwachung  der  Kohlendioxidemissionen 

Die  Überwachung  der  Emissionen  erfolgt  durch  Berechnung.  Die  Berechnung  der  Emissionen  erfolgt  nach  folgender 
Formel: 

Treibstoffverbrauch  *  Emissionsfaktor 

Zum  Treibstoffverbrauch  zählen  auch  Treibstoffe,  die  vom  Hilfsmotor  verbraucht  werden.  Der  tatsächliche  Treib- 
stoffverbrauch jedes  Flugs  wird  so  weit  wie  möglich  herangezogen  und  nach  folgender  Formel  berechnet: 

Treibstoffmenge  in  den  Luftfahrzeugstanks  nach  abgeschlossener  Betankung  für  den  betreffenden  Flug  -  Treibstoff- 
menge in  den  Luftfahrzeugstanks  nach  abgeschlossener  Betankung  für  den  Folgeflug  +  Treibstoffbetankung  für 
diesen  Folgeflug. 

Liegen  keine  Daten  über  den  tatsächlichen  Treibstoffverbrauch  vor,  so  wird  der  Treibstoffverbrauch  auf  der  Grund- 
lage der  besten  verfügbaren  Informationen  nach  einem  standardisierten  Mehrstufenkonzept  geschätzt. 

Es  werden  Standardemissionsfaktoren  aus  den  IPCC-Leitlinien  von  2006  oder  späteren  Aktualisierungen  dieser 
Leitlinien  zugrunde  gelegt,  es  sei  denn,  tätigkeitsspezifische  Emissionsfaktoren,  die  von  unabhängigen  akkreditierten 
Laboratorien  nach  anerkannten  Analysemethoden  identifiziert  wurden,  erweisen  sich  als  genauer.  Der  Emissions- 
faktor für  Biomasse  ist  null. 

Für  jeden  Flug  und  jeden  Treibstoff  wird  eine  gesonderte  Berechnung  vorgenommen. 
Berichterstattung  über  die  Emissionen 

Jeder  Luftfahrzeugbetreiber  nimmt  in  seinen  Bericht  gemäß  Artikel  14  Absatz  3  folgende  Informationen  auf: 

A.  Angaben  zum  Luftfahrzeugbetreiber,  einschließlich 

—  Name  des  Luftfahrzeugbetreibers; 

—  zuständiger  Verwaltungsmitgliedstaat; 

—  Anschrift,  einschließlich  Postleitzahl  und  Land  und,  falls  abweichend,  Kontaktadresse  im  Verwaltungsmit- 
gliedstaat; 

—  Luftfahrzeugzulassungsnummern  und  die  im  Berichtszeitraum  für  die  Luftverkehrstätigkeiten  des  Betreibers 
gemäß  Anhang  I  verwendeten  Luftfahrzeugtypen; 

—  Nummer  und  Ausstellungsbehörde  des  Luftverkehrsbetreiberzeugnisses  und  der  Betriebsgenehmigung,  auf 
deren  Grundlage  die  Luftverkehrstätigkeiten  des  Betreibers  gemäß  Anhang  I  durchgeführt  wurden; 

—  Anschrift,  Telefonnummer,  Faxnummer  und  E-Mail-Anschrift  eines  Ansprechpartners; 

—  Name  des  Luftfahrzeugeigentümers. 

B.  Für  jeden  Treibstofftyp,  für  den  Emissionen  berechnet  werden: 

—  Treibstoffverbrauch; 

—  Emissionsfaktor; 


—  Gesamtwert  der  aggregierten  Emissionen  aus  allen  Flügen,  die  während  des  Berichtszeitraums  im  Rahmen 
der  Luftverkehrstätigkeiten  des  Betreibers  gemäß  Anhang  I  durchgeführt  wurden; 

—  aggregierte  Emissionen  aus 

—  allen  Flügen,  die  während  des  Berichtszeitraums  im  Rahmen  der  Luftverkehrstätigkeiten  des  Betreibers 
gemäß  Anhang  I  durchgeführt  wurden  und  die  von  einem  Flugplatz  im  Hoheitsgebiet  eines  Mitglied- 
staats abgingen  und  an  einem  Flugplatz  im  Hoheitsgebiet  desselben  Mitgliedstaats  endeten; 

—  allen  anderen  Flügen,  die  während  des  Berichtszeitraums  im  Rahmen  der  Luftverkehrstätigkeiten  des 
Betreibers  gemäß  Anhang  I  durchgeführt  wurden; 

—  aggregierte  Emissionen  aus  allen  Flügen,  die  während  des  Berichtszeitraums  im  Rahmen  der  Luftverkehrstä- 
tigkeiten des  Betreibers  gemäß  Anhang  I  durchgeführt  wurden  und  die 

—  aus  jedem  Mitgliedstaat  abgingen  und 

—  in  jedem  Mitgliedstaat  aus  einem  Drittland  ankamen; 

—  Unsicherheitsfaktor. 

Überwachung  von  Tonnenkilometerdaten  für  die  Zwecke  der  Artikel  3e  und  3f 

Zur  Beantragung  der  Zuteilung  von  Zertifikaten  gemäß  Artikel  3e  Absatz  1  oder  Artikel  3f  Absatz  2  wird  der 
Umfang  der  Luftverkehrstätigkeit  in  Tonnenkilometern  nach  folgender  Formel  berechnet: 

Tonnenkilometer  =  Flugstrecke  *  Nutzlast, 

wobei 

.Flugstrecke'  die  Großkreisentfernung  zwischen  Abflug-  und  Ankunftsflugplatz  zuzüglich  eines  zusätzlichen  unver- 
änderlichen Faktors  von  95  km  bezeichnet,  und 

.Nutzlast'  die  Gesamtmasse  der  beförderten  Fracht,  Post  und  Fluggäste  bezeichnet. 
Für  die  Berechnung  der  Nutzlast  gilt  Folgendes: 

—  Die  Zahl  der  Fluggäste  entspricht  der  Zahl  der  an  Bord  befindlichen  Personen  mit  Ausnahme  des  Bordpersonals; 

—  ein  Luftfahrzeugbetreiber  kann  entweder  die  in  seinen  Unterlagen  über  die  Massen-  und  Schwerpunktberech- 
nung eingetragene  tatsächliche  Masse  oder  die  Standardmasse  für  Fluggäste  und  aufgegebenes  Gepäck  oder  auf 
jeden  Fluggast  und  sein  aufgegebenes  Gepäck  einen  Standardwert  von  100  kg  anwenden. 

Berichterstattung  betreffend  Tonnenkilometerdaten  für  die  Zwecke  der  Artikel  3e  und  3f 

jeder  Luftfahrzeugbetreiber  nimmt  in  seinen  Antrag  gemäß  Artikel  3e  Absatz  1  oder  Artikel  3f  Absatz  2  folgende 
Informationen  auf: 

A.  Angaben  zum  Luftfahrzeugbetreiber,  einschließlich 

—  Name  des  Luftfahrzeugbetreibers; 

—  zuständiger  Verwaltungsmitgliedstaat; 

—  Anschrift,  einschließlich  Postleitzahl  und  Land  und,  falls  abweichend,  Kontaktadresse  im  Verwaltungsmit- 
gliedstaat; 


—  Luftfahrzeugzulassungsnummern  und  die  im  Antragsjahr  für  die  Luftverkehrstätigkeiten  des  Betreibers  ge- 
mäß Anhang  I  verwendeten  Luftfahrzeugtypen; 


—  Nummer  und  Ausstellungsbehörde  des  Luftverkehrsbetreiberzeugnisses  und  der  Betriebsgenehmigung,  auf 
deren  Grundlage  die  Luftverkehrstätigkeiten  des  Betreibers  gemäß  Anhang  I  durchgeführt  wurden; 

—  Anschrift,  Telefonnummer,  Faxnummer  und  E-Mail-Anschrift  eines  Ansprechpartners; 

—  Name  des  Luftfahrzeugeigentümers. 
B.  Tonnenkilometerdaten: 

—  Zahl  der  Flüge  je  Flugplatzpaar; 

—  Zahl  der  Fluggastkilometer  je  Flugplatzpaar; 

—  Zahl  der  Tonnenkilometer  je  Flugplatzpaar; 

—  für  die  Berechnung  der  Masse  von  Fluggästen  und  aufgegebenem  Gepäck  verwendete  Methode; 

—  Gesamtzahl  der  Tonnenkilometer  für  alle  Flüge,  die  in  dem  Berichtsjahr  durchgeführt  wurden  und  unter  die 
Luftverkehrstätigkeiten  des  Luftfahrzeugbetreibers  gemäß  Anhang  I  fallen." 

Anhang  V  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Nach  dem  Titel  des  Anhangs  wird  folgender  Titel  eingefügt: 
„TEIL  A  —  Prüfung  von  Emissionen  aus  ortsfesten  Anlagen". 

b)  Folgender  Teil  B  wird  angefügt: 

„TEIL  B  —  Prüfung  von  Emissionen  aus  Luftverkehrstätigkeiten 

13.  Die  in  diesem  Anhang  festgelegten  allgemeinen  Grundsätze  und  Methoden  finden  auf  die  Prüfung  von  Be- 
richten über  Emissionen  aus  Flügen  im  Rahmen  einer  Luftverkehrstätigkeit  gemäß  Anhang  I  Anwendung. 

Zu  diesem  Zwecke  gilt  Folgendes: 

a)  Der  Begriff  .Betreiber'  nach  Nummer  3  ist  im  Sinne  eines  Luftfahrzeugbetreibers  zu  verstehen,  und  die 
Bezugnahme  auf  die  Anlage  nach  Buchstabe  c  dieser  Nummer  gilt  als  eine  Bezugnahme  auf  das  Luft- 
fahrzeug, das  zur  Durchführung  der  unter  den  Bericht  fallenden  Luftverkehrstätigkeiten  eingesetzt  wurde; 

b)  unter  Nummer  5  gilt  die  Bezugnahme  auf  die  Anlage  als  Bezugnahme  auf  den  Luftfahrzeugbetreiber; 

c)  unter  Nummer  6  gilt  die  Bezugnahme  auf  Tätigkeiten,  die  in  der  Anlage  durchgeführt  werden,  als  Bezug- 
nahme auf  unter  den  Bericht  fallende  Luftverkehrstätigkeiten  des  Luftfahrzeugbetreibers; 

d)  unter  Nummer  7  gilt  die  Bezugnahme  auf  den  Standort  der  Anlage  als  Bezugnahme  auf  die  Standorte,  die 
der  Luftfahrzeugbetreiber  zur  Durchführung  der  unter  den  Bericht  fallenden  Luftverkehrstätigkeiten  nutzt; 

e)  unter  den  Nummern  8  und  9  gelten  die  Bezugnahmen  auf  Quellen  von  Emissionen  als  Bezugnahme  auf  das 
Luftfahrzeug,  für  das  der  Luftfahrzeugbetreiber  verantwortlich  ist;  und 

f)  unter  den  Nummern  10  und  12  gelten  die  Bezugnahmen  auf  den  Betreiber  als  Bezugnahmen  auf  den 
Luftfahrzeugbetreiber. 

Zusätzliche  Bestimmungen  für  die  Prüfung  von  Berichten  über  Emissionen  des  Luftverkehrs 

14.  Die  Prüfstelle  stellt  insbesondere  sicher,  dass 

a)  alle  Flüge  berücksichtigt  werden,  die  unter  eine  der  Luftverkehrstätigkeiten  gemäß  Anhang  I  fallen.  Die 
Prüfstelle  verwendet  hierzu  Flugplandaten  und  sonstige  Daten  über  den  Flugbetrieb  des  Luftfahrzeugbetrei- 
bers, einschließlich  Daten  von  Eurocontrol,  die  der  Luftfahrzeugbetreiber  angefordert  hat; 

b)  insgesamt  Übereinstimmung  besteht  zwischen  den  Daten  über  den  Gesamttreibstoffverbrauch  und  den 
Daten  über  den  Treibstoffkauf  oder  die  anderweitige  Treibstoffversorgung  des  für  die  Luftverkehrstätigkeit 
eingesetzten  Luftfahrzeugs. 


Zusätzliche  Bestimmungen  fiir  die  Prüfung  von  Tonnenkilometerdaten,  die  für  die  Zwecke  der  Artikel  3e 
und  3f  übermittelt  wurden 

15.  Die  in  diesem  Anhang  festgelegten  allgemeinen  Grundsätze  und  Methoden  für  die  Prüfung  von  Emissionsbe- 
richten gemäß  Artikel  14  Absatz  3  finden  gegebenenfalls  auch  analog  auf  die  Prüfung  von  Tonnenkilometer- 
daten Anwendung. 

16.  Die  Prüfstelle  stellt  insbesondere  sicher,  dass  im  Antrag  des  Luftfahrzeugbetreibers  gemäß  Artikel  3e  Absatz  1 
und  Artikel  3f  Absatz  2  nur  Flüge  berücksichtigt  werden,  die  tatsächlich  durchgeführt  wurden  und  die  unter 
eine  der  Luftverkehrstätigkeiten  gemäß  Anhang  I  fallen,  für  die  der  Luftfahrzeugbetreiber  verantwortlich  ist.  Die 
Prüfstelle  verwendet  hierzu  Daten  über  den  Flugbetrieb  des  Luftfahrzeugbetreibers,  einschließlich  Daten  von 
Eurocontrol,  die  der  Luftfahrzeugbetreiber  angefordert  hat.  Die  Prüfstelle  stellt  ferner  sicher,  dass  die  vom 
Luftfahrzeugbetreiber  mitgeteilte  Nutzlast  den  Nutzlastdaten  entspricht,  die  der  Luftfahrzeugbetreiber  zu  Zwe- 
cken der  Sicherheit  angibt." 


Richtlinie  2009/29/EG 

(ABl.  2009  L  140/63) 
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RICHTLINIE  2009/29/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  23.  April  2009 

zur  Änderung  der  Richtlinie  2003/87/EG  zwecks  Verbesserung  und  Ausweitung  des 
Gemeinschaftssystems  für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPAISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPAI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  175  Absatz  1, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 
nach  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Mit  der  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  (4)  wurde  ein  System  für  den  Handel 
mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft 
(im  Folgenden  als  „Gemeinschaftssystem"  bezeichnet)  ein- 
geführt, um  die  Verringerung  von  Treibhausgasemissionen 
in  einer  kosteneffizienten  und  wirtschaftlich  effizienten 
Weise  zu  fördern. 

(2)  Das  Hauptziel  des  Rahmenübereinkommens  der  Vereinten 
Nationen  über  Klimaänderungen  (UNFCCC),  das  mit  dem 
Beschluss  9  4/ 6  9 /EG  des  Rates  (5)  genehmigt  wurde,  besteht 
darin,  Treibhausgaskonzentrationen  in  der  Atmosphäre 
auf  einem  Niveau  zu  stabilisieren,  das  eine  gefährliche 
anthropogene  Interferenz  mit  dem  Klimasystem  verhin- 
dern würde.  Um  dieses  Ziel  zu  verwirklichen,  sollte  die  glo- 
bale jährliche  Oberflächenmitteltemperatur  gegenüber  den 
vorindustriellen  Werten  um  nicht  mehr  als  2  °C  zuneh- 
men. Der  jüngste  Sachstandsbericht  des  Weltklimarates 
(Intergovernmental  Panel  on  Climate  Change,  IPCC)  zeigt, 
dass  die  globalen  Treibhausgasemissionen  ihren  Höchst- 
stand 2020  erreicht  haben  müssen,  wenn  dieses  Ziel  ver- 
wirklicht werden  soll.  Dies  setzt  voraus,  dass  die 
Gemeinschaft  ihre  Bemühungen  verstärkt  und  Industrie- 
länder rasch  einbezogen  werden  und  dass  die  Einbindung 
von  Entwicklungsländern  in  den  Prozess  der  Emissions- 
verringerung gefördert  wird. 

(3)  Der  Europäische  Rat  vom  8.  und  9.  März  2007  ist  die  feste 
Verpflichtung  eingegangen,  die  Treibhausgasemissionen 
der  Gemeinschaft  bis  2020  gegenüber  1990  insgesamt  um 
mindestens  20  %  zu  reduzieren,  bzw.  um  30  %,  sofern  sich 


(!)  ABl.  C  27  vom  3.2.2009,  S.  66. 

(2)  ABl.  C  325  vom  19.12.2008,  S.  19. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  1 7.  Dezember  2008 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates  vom 
6.  April  2009. 

(4)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 

(5)  ABl.  L  33  vom  7.2.1994,  S.  11. 


andere  Industrieländer  zu  vergleichbaren  Emissions- 
minderungen und  wirtschaftlich  weiter  fortgeschrittene 
Entwicklungsländer  zu  einem  ihren  Verantwortlichkeiten 
und  jeweiligen  Fähigkeiten  angemessenen  Beitrag  ver- 
pflichten. Bis  2050  sollten  die  globalen  Treibhausgase- 
missionen im  Vergleich  zu  1990  um  mindestens  50  % 
geringer  sein.  Zu  diesen  Emissionsreduktionen  sollten  alle 
Wirtschaftszweige  beitragen,  einschließlich  der  Seeschiff- 
fahrt und  der  Luftfahrt.  Die  Luftfahrt  trägt  aufgrund  ihrer 
Einbeziehung  in  das  Gemeinschaftssystem  zu  diesen 
Reduktionen  bei.  Sollten  die  Mitgliedstaaten  bis  zum 
31.  Dezember  2011  kein  internationales  Abkommen 
geschlossen  haben,  das  die  Emissionen  der  internationalen 
Seeschifffahrt  in  die  Reduktionsziele  im  Rahmen  der  Inter- 
nationalen Seeschifffahrtsorganisation  IMO  einbezieht, 
oder  sollte  die  Gemeinschaft  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  kein 
derartiges  Abkommen  im  Rahmen  des  UNFCCC  geschlos- 
sen haben,  so  sollte  die  Kommission  einen  Vorschlag  vor- 
legen, um  die  Emissionen  der  internationalen  Seeschifffahrt 
nach  Maßgabe  der  harmonisierten  Modalitäten  in  die  Emis- 
sionsreduzierungsverpflichtung  der  Gemeinschaft  einzube- 
ziehen;  die  entsprechenden  Vorschriften  sollten  2013  in 
Kraft  treten.  Dieser  Vorschlag  sollte  die  negativen  Auswir- 
kungen auf  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  Gemeinschaft 
möglichst  gering  halten  und  gleichzeitig  den  potenziellen 
ökologischen  Nutzen  berücksichtigen. 

(4)  In  seiner  Entschließung  vom  31.  Januar  2008  zu  den 
Ergebnissen  der  Konferenz  von  Bali  zum  Klimawandel 
(COP  1 3  und  COP/MOP  3)  (6)  bekräftigte  das  Europäische 
Parlament  seinen  Standpunkt,  wonach  die  Industriestaaten 
sich  dazu  verpflichten  sollten,  ihre  Treibhausgase- 
missionen bis  2020  um  mindestens  30  %  und  bis  2050 
um  60  bis  80  %  gegenüber  dem  Niveau  von  1990  zu  redu- 
zieren. Dieser  Standpunkt  greift  einem  positiven  Ergebnis 
der  2009  in  Kopenhagen  anberaumten  COP-15- 
Verhandlungen  vor,  so  dass  die  Europäische  Union  stren- 
gere Emissionsziele  für  2020  und  danach  entwickeln  sollte 
und  anstreben  sollte,  dass  das  Gemeinschaftssystem  im 
Rahmen  des  Beitrags  der  Union  zum  neuen  zukünftigen 
internationalen  Abkommen  über  Klimaänderungen  (im 
Folgenden  als  „Abkommen  über  den  Klimawandel" 
bezeichnet)  nach  2013  nötigenfalls  strengere  Emissions- 
höchstgrenzen zulässt. 

(5)  Um  diese  langfristigen  Ziele  zu  erreichen,  ist  es  sachge- 
recht, einen  berechenbaren  Pfad  vorzugeben,  auf  dessen 
Grundlage  die  Emissionen  der  unter  das  Gemeinschafts- 
system fallenden  Anlagen  verringert  werden  sollten.  Damit 
die  Gemeinschaft  ihre  Verpflichtung,  die  Treibhausgase- 
missionen gegenüber  1990  um  mindestens  20  %  kosten- 
effizient zu  reduzieren,  einhalten  kann,  sollten  die  diesen 
Anlagen  zugeteilten  Emissionszertifikate  bis  2020  um 
21  %  unter  dem  Emissionsniveau  dieser  Anlagen  von  2005 
liegen. 


(6)  ABl.  C  68  E  vom  21.3.2009,  S.  13. 


1101 


Copyrighted  material 


(6)  Um  die  Sicherheit  und  Berechenbarkeit  des  Gemeinschafts- 
systems zu  verbessern,  sollten  Vorschriften  festgelegt  wer- 
den, um  den  Beitrag  des  Gemeinschaftssystems  zur 
Erreichung  einer  Gesamtreduktion  von  mehr  als  20  %  zu 
erhöhen,  vor  allem  angesichts  der  Zielvorgabe  des  Europä- 
ischen Rates,  bis  2020  die  Verringerung  von  30  %  zu  errei- 
chen, die  aus  wissenschaftlicher  Sicht  zur  Vermeidung 
gefährlicher  Klimaauswirkungen  für  erforderlich  gehalten 
wird. 

(7)  Sobald  ein  internationales  Abkommen  über  den  Klima- 
wandel zwischen  der  Gemeinschaft  und  Drittländern 
geschlossen  wird,  das  angemessene  globale  Maßnahmen 
für  die  Zeit  nach  2012  vorsieht,  sollte  die  Vergabe  von 
Gutschriften  für  Emissions reduktionen  in  diesen  Ländern 
gefördert  werden.  Bis  es  soweit  ist,  sollte  für  die  weitere 
Verwendung  von  Gutschriften  aus  Ländern  außerhalb  der 
Gemeinschaft  jedoch  ein  größeres  Maß  an  Sicherheit 
geschaffen  werden. 

(8)  Obgleich  die  im  ersten  Handelszeitraum  erzielten  Erfah- 
rungen das  Potenzial  des  Gemeinschaftssystems  gezeigt 
haben  und  die  nationalen  Zuteilungspläne  für  den  zweiten 
Handels  Zeitraum  bis  2012  bedeutende  Emissions- 
minderungen gewährleisten  werden,  hat  eine  Überprüfung 
im  Jahr  2007  bestätigt,  dass  ein  stärker  harmonisiertes 
Emissionshandelssystem  unerlässlich  ist,  wenn  die  Vorteile 
des  Emissionshandels  besser  genutzt,  Verzerrungen  auf 
dem  Binnenmarkt  vermieden  und  die  Verknüpfung  mit 
anderen  Emissionshandelssystemen  erleichtert  werden  sol- 
len. Darüber  hinaus  sollte  mehr  Berechenbarkeit  gewähr- 
leistet und  der  Anwendungsbereich  des  Systems  um  neue 
Sektoren  und  Gase  erweitert  werden,  um  einerseits  ein  stär- 
keres C02-Preissignal  zu  senden,  das  als  Anreiz  für  die 
erforderlichen  Investitionen  notwendig  ist,  und  anderer- 
seits neue  Minderungsmöglichkeiten  zu  eröffnen,  die  zu 
niedrigeren  allgemeinen  Minderungskosten  und  einer  bes- 
seren Effizienz  des  Systems  führen  werden. 

(9)  Die  Definition  des  Begriffs  der  „Treibhausgase"  sollte  mit 
der  Definition  des  UNFCCC  in  Einklang  gebracht  werden, 
und  zur  Bestimmung  und  Aktualisierung  des  Erd- 
erwärmungspotenzials  einzelner  Treibhausgase  sollte  grö- 
ßere Klarheit  geschaffen  werden. 

(10)  Das  Gemeinschaftssystem  sollte  auf  andere  Anlagen  aus- 
gedehnt werden,  für  die  eine  Überwachung,  Berichterstat- 
tung und  Prüfung  mit  demselben  Maß  an  Genauigkeit 
möglich  ist,  wie  es  im  Rahmen  der  geltenden 
Überwachungs-,  Berichterstattungs-  und  Prüfvorschriften 
vorgeschrieben  ist. 

(11)  Soweit  für  Kleinanlagen,  deren  Emissionen  einen 
Schwellenwert  von  25  000  Tonnen  C02-Aquivalent/Jahr 
nicht  überschreiten,  gleichwertige  Maßnahmen  zur  Redu- 
zierung von  Treibhausgasen,  insbesondere  steuerlicher  Art, 
existieren,  sollten  Verfahren  festgelegt  werden,  wonach  die 
Mitgliedstaaten  solche  Kleinanlagen  aus  dem  Emissions- 
handelssystem ausschließen  können,  solange  diese  Maß- 
nahmen angewandt  werden.  Krankenhäuser  können 
ausgeschlossen  werden,  wenn  sie  gleichwertige  Maßnah- 
men treffen.  Im  Interesse  eines  möglichst  geringen 
Verwaltungsaufwands  bietet  dieser  Schwellenwert  für  die 
Verringerung  der  Verwaltungskosten  je  aus  dem  System 
ausgeschlossener  Tonne  C02-Aquivalent  relativ  gesehen 
die  größten  Vorteile.  Da  es  künftig  keine  fünfjährigen 


Zuteilungszeiträume  mehr  geben  wird,  sollte  im  Interesse 
der  Sicherheit  und  Berechenbarkeit  des  Systems  vorge- 
schrieben werden,  wie  häufig  die  Genehmigungen  zur 
Emission  von  Treibhausgasen  überprüft  werden.  Die  Mit- 
gliedstaaten sollten  Maßnahmen  für  kleine  Anlagen  vor- 
schlagen, die  einen  gleichwertigen  Beitrag  zu  den 
Emissionsreduktionen  leisten  wie  das  Gemeinschafts- 
system. Diese  Maßnahmen  könnten  das  Steuerwesen,  Ver- 
einbarungen mit  der  Industrie  und  das  Erlassen  von 
Rechtsvorschriften  umfassen.  Die  Mitgliedstaaten  können 
vereinfachte  Verfahren  und  Maßnahmen  zur  Umsetzung 
dieser  Richtlinie  einführen,  um  unnötigen  Verwaltungsauf- 
wand für  kleinere  Emittenten  zu  verringern. 

(1 2)  Informationen  über  die  Anwendung  dieser  Richtlinie  soll- 
ten leicht  zugänglich  sein,  insbesondere  für  kleine  und 
mittlere  Unternehmen  (KMU). 

(13)  Die  gemeinschaftsweit  verfügbare  Menge  an  Zertifikaten 
sollte  ab  Mitte  des  Zeitraums  von  2008  bis  2012  linear 
verringert  werden,  um  zu  gewährleisten,  dass  die  Emissio- 
nen durch  das  Handelssystem  im  Zeitverlauf  schrittweise 
und  berechenbar  verringert  werden.  Der  jährliche  Rück- 
gang an  Zertifikaten  sollte  1,74  %  der  Zertifikate  entspre- 
chen, die  von  den  Mitgliedstaaten  nach  Maßgabe  der 
Entscheidungen  der  Kommission  über  die  nationalen 
Zuteilungspläne  der  Mitgliedstaaten  für  den  Zeitraum  von 
2008  bis  2012  vergeben  wurden,  damit  das 
Gemeinschafts system  auf  kosteneffiziente  Weise  dazu  bei- 
trägt, dass  die  Gemeinschaft  ihrer  Verpflichtung,  bis  2020 
einen  Emissionsrückgang  von  insgesamt  mindestens  20  % 
zu  erzielen,  nachkommen  kann. 

(14)  Dieser  Beitrag  entspricht  einer  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems  erfolgenden  Emissionsverringerung 
im  Jahr  2020  um  21  %  unter  den  für  2005  gemeldeten 
Werten  und  berücksichtigt  auch  die  Wirkung  der  Auswei- 
tung des  Anwendungsbereichs  im  Zeitraum  von  2008 
bis  2012  gegenüber  dem  Zeitraum  von  2005  bis  2007 
und  die  Emissionswerte  für  den  Handelssektor  aus  dem 
Jahr  2005,  die  für  die  Prüfung  der  für  den  Zeitraum  von 
2008  bis  2012  vorgelegten  nationalen  Zuteilungspläne 
Bulgariens  und  Rumäniens  zugrunde  gelegt  wurden,  mit 
dem  Ergebnis,  dass  im  Jahr  2020  maximal  1  720  Millio- 
nen Zertifikate  zugeteilt  werden.  Die  genauen  Emissions- 
mengen werden  berechnet,  sobald  die  Mitgliedstaaten  nach 
Maßgabe  der  Entscheidungen  der  Kommission  über  die 
nationalen  Zuteilungspläne  für  den  Zeitraum  von  2008 
bis  2012  Zertifikate  vergeben  haben,  da  die  Genehmigung 
der  Zuteilungen  an  bestimmte  Anlagen  voraussetzte,  dass 
die  Emissionen  dieser  Anlagen  nachgewiesen  und  geprüft 
wurden.  Nach  abgeschlossener  Vergabe  der  Zertifikate  für 
den  Zeitraum  von  2008  bis  201 2  wird  die  Kommission  die 
für  die  Gemeinschaft  als  Ganze  vergebene  Menge  an  Zer- 
tifikaten veröffentlichen.  Diese  Menge  sollte  in  Bezug  auf 
Anlagen  angepasst  werden,  die  im  Zeitraum  von  2008 
bis  2012  bzw.  ab  2013  in  das  Gemeinschaftssystem  ein- 
bezogen oder  davon  ausgeschlossen  werden. 

(15)  Die  der  Wirtschaft  der  Gemeinschaft  abverlangten  zusätz- 
lichen Bemühungen  setzen  unter  anderem  voraus,  dass  das 
überarbeitete  Gemeinschaftssystem  mit  einem  höchst- 
möglichen Grad  an  wirtschaftlicher  Effizienz  und  unter 
vollständig  harmonisierten  Zuteilungsbedingungen  in  der 
Gemeinschaft  funktioniert.  Die  Versteigerung  sollte  daher 
das  Grundprinzip  für  die  Zuteilung  sein,  weil  sie  das  ein- 
fachste und  nach  allgemeiner  Auffassung  wirtschaftlich 
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effizienteste  System  ist.  Dadurch  dürften  auch  Zufalls- 
gewinne wegfallen  und  neue  Marktteilnehmer  und  Volks- 
wirtschaften mit  überdurchschnittlich  hohem  Wachstum 
von  denselben  Wettbewerbsbedingungen  profitieren  wie 
existierende  Anlagen. 

(1 6)  Zur  Aufrechterhaltung  der  ökologischen  und  verwaltungs- 
technischen Effizienz  des  Gemeinschaftssystems  sowie  zur 
Vermeidung  von  Wettbewerbsverzerrungen  und  einer 
frühzeitigen  Erschöpfung  der  Reserve  für  neue  Markt- 
teilnehmer sollten  die  Vorschriften  für  neue  Markt- 
teilnehmer harmonisiert  werden,  um  sicherzustellen,  dass 
alle  Mitgliedstaaten  dieselbe  Vorgehensweise  haben,  insbe- 
sondere bei  der  Definition  von  „wesentlichen  Erweiterun- 
gen" von  Anlagen.  Deshalb  sollten  harmonisierte 
Vorschriften  zur  Umsetzung  dieser  Richtlinie  vorgesehen 
werden.  In  diesen  Vorschriften  sollten  als  wesentliche 
Erweiterungen,  wo  dies  möglich  ist,  Erweiterungen  um 
mindestens  1 0  %  der  installierten  Kapazität  einer  Anlage 
oder  ein  wesentlicher  Anstieg  der  Emissionen  einer  Anlage 
infolge  der  Steigerung  der  installierten  Kapazität  gelten. 
Zuteilungen  aus  der  Reserve  für  neue  Marktteilnehmer 
sollten  nur  für  die  wesentliche  Erweiterung  der  Anlagen 
erfolgen. 

(1 7)  Alle  Mitgliedstaaten  werden  beträchtlich  investieren  müs- 
sen, um  die  C02-Intenstität  ihrer  Volkswirtschaften 
bis  2020  zu  verringern,  und  Mitgliedstaaten,  deren  Pro- 
Kopf-Einkommen noch  immer  weit  unter  dem 
Gemeinschaftsdurchschnitt  liegt  und  deren  Volkswirt- 
schaften dabei  sind,  zu  den  wohlhabenderen  Mitgliedstaa- 
ten aufzuschließen,  werden  große  Anstrengungen 
unternehmen  müssen,  um  ihre  Energieeffizienz  zu  verbes- 
sern. Angesichts  der  Ziele,  die  Wettbewerbsverzerrungen 
innerhalb  der  Gemeinschaft  zu  eliminieren  und  beim  Über- 
gang der  Wirtschaft  der  Gemeinschaft  zu  einem  sicheren 
und  nachhaltigen  Wirtschaftsraum  mit  niedrigem  C02- 
Ausstoß  das  höchste  Maß  an  wirtschaftlicher  Effizienz  zu 
gewährleisten,  ist  es  nicht  zweckdienlich,  die  Wirtschafts- 
sektoren im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  von  Mit- 
gliedstaat zu  Mitgliedstaat  unterschiedlich  zu  behandeln. 
Daher  ist  es  notwendig,  andere  Mechanismen  zu  entwi- 
ckeln, um  die  Bemühungen  jener  Mitgliedstaaten  mit  rela- 
tiv niedrigem  Pro-Kopf-Einkommen  und  besseren 
Wachstumschancen  zu  unterstützen.  88  %  der  Gesamt- 
menge der  zu  versteigernden  Zertifikate  sollten  unter  den 
Mitgliedstaaten  auf  der  Grundlage  ihres  relativen  Anteils  an 
den  Emissionen  von  2005  im  Rahmen  des  Gemeinschafts- 
systems bzw.  auf  der  Grundlage  ihrer  durchschnittlichen 
jährlichen  Emissionen  im  Zeitraum  von  2005  bis  2007,  je 
nachdem  welcher  Wert  höher  ist,  aufgeteilt  werden.  10  % 
der  Gesamtmenge  sollten  im  Interesse  der  Solidarität  und 
des  Wachstums  in  der  Gemeinschaft  zugunsten  bestimm- 
ter Mitgliedstaaten  verteilt  und  zur  Reduzierung  von  Emis- 
sionen und  zur  Anpassung  an  die  Klimaauswirkungen 
verwendet  werden.  Bei  der  Verteilung  dieser  10  %  sollten 
die  Pro-Kopf-Einkommen  im  Jahr  2005  und  die 
Wachstumsaussichten  der  Mitgliedstaaten  berücksichtigt 
werden,  d.  h.,  Mitgliedstaaten  mit  niedrigem  Pro-Kopf- 
Einkommen  und  guten  Wachstumsaussichten  sollten  mehr 
erhalten.  Mitgliedstaaten  mit  einem  durchschnittlichen 
Pro-Kopf-Einkommen,  das  mehr  als  20  %  über  dem 
Gemeinschaftsdurchschnitt  liegt,  sollten  bei  dieser  Vertei- 
lung einen  Beitrag  leisten,  es  sei  denn,  die  in  der  Folgenab- 
schätzung der  Kommission  (Begleitpapier  zum  Paket  der 
Durchführungsmaßnahmen  für  die  Ziele  der  EU  in  den 
Bereichen  Klimawandel  und  erneuerbare  Energie  bis  2020) 


geschätzten  Direktkosten  des  Gesamtpaketes  überschreiten 
0,7  %  des  BIP.  Weitere  2  %  der  Gesamtmenge  der  zu  ver- 
steigernden Zertifikate  sollten  unter  jenen  Mitgliedstaaten 
aufgeteilt  werden,  deren  Treibhausgasemissionen  2005 
mindestens  20  %  unter  denen  des  für  sie  nach  dem  Kyoto- 
Protokoll  geltenden  Basisjahres  lagen. 

(18)  Angesichts  der  beträchtlichen  Bemühungen,  die  zum 
Klimaschutz  und  zur  Anpassung  an  die  unweigerlichen 
Folgen  des  Klimawandels  erforderlich  sind,  empfiehlt  es 
sich,  mindestens  50  %  der  Einnahmen  aus  der  Versteige- 
rung von  Zertifikaten  zu  folgenden  Zwecken  zu  nutzen: 
Reduzierung  von  Treibhausgasemissionen;  Anpassung  an 
die  Auswirkungen  des  Klimawandels;  Finanzierung  von 
Forschung  und  Entwicklung  zur  Emissionsverringerung 
und  Anpassung;  Entwicklung  erneuerbarer  Energieträger, 
damit  die  Union  ihrer  Verpflichtung,  bis  2020  20  %  ihres 
Energiebedarfs  aus  erneuerbaren  Energien  zu  decken,  nach- 
kommen kann;  Erfüllung  der  Verpflichtung  der  Gemein- 
schaft, bis  2020  die  Energieeffizienz  der  Gemeinschaft  um 
20  %  zu  steigern;  umweltverträgliche  Abscheidung  und 
geologische  Speicherung  von  Treibhausgasen;  Beitrag  zum 
Globalen  Dachfonds  für  Energieeffizienz  und  erneuerbare 
Energien;  Beitrag  zum  Anpassungsfonds,  der  auf  der 
14.  Konferenz  über  den  Klimawandel  (COP  14  und 
COP/MOP  4)  eingerichtet  wurde;  Maßnahmen  zur  Vermei- 
dung des  Abholzens  von  Wäldern  und  zur  Erleichterung 
der  Anpassung  in  Entwicklungsländern;  Regelung  sozialer 
Fragen  wie  dem  möglichen  Anstieg  der  Strompreise  in 
Haushalten  mit  niedrigem  oder  mittlerem  Einkommen. 
Dieser  Prozentanteil  liegt  wesentlich  unter  den  von  den 
öffentlichen  Behörden  erwarteten  Nettoversteigerungsein- 
nahmen  und  berücksichtigt  potenzielle  Einkommensweg- 
fälle aus  der  Körperschaftssteuer.  Die  Einnahmen  aus  der 
Versteigerung  von  Zertifikaten  sollten  außerdem  verwen- 
det werden,  um  die  administrativen  Kosten  der  Verwaltung 
des  Gemeinschaftssystems  zu  finanzieren.  Diese  Richtlinie 
sollte  Vorschriften  über  die  Überwachung  der  Verwendung 
von  Versteigerungsgeldern  zu  den  genannten  Zwecken 
enthalten.  Eine  Mitteilung  über  die  Verwendung  dieser  Gel- 
der befreit  die  Mitgliedstaaten  nicht  von  ihrer  Verpflich- 
tung gemäß  Artikel  88  Absatz  3  des  Vertrags,  die 
Kommission  über  bestimmte  nationale  Maßnahmen  zu 
unterrichten.  Diese  Richtlinie  greift  dem  Ergebnis  etwaiger 
Verfahren  über  staatliche  Beihilfen  gemäß  den  Artikeln  8  7 
und  88  des  Vertrags  nicht  vor. 

(19)  Folglich  sollte  die  vollständige  Versteigerung  der  Zertifikate 
ab  201 3  für  den  Stromsektor  zur  Regel  werden,  wobei  die 
Fähigkeit  dieses  Sektors,  die  C02-Kostensteigerung  abzu- 
wälzen, berücksichtigt  werden  sollte,  und  für  die  Abschei- 
dung und  Speicherung  von  C02  sollten  Zertifikate  nicht 
kostenlos  zugeteilt  werden,  weil  der  Anreiz  für  diese  Maß- 
nahmen in  Zertifikaten  besteht,  die  in  Bezug  auf  gespei- 
cherte Emissionen  nicht  zurückgegeben  werden  müssen. 
Um  Wettbewerbsverzerrungen  zu  vermeiden,  können 
Stromerzeuger  kostenlose  Zertifikate  für  Fernwärme  und- 
kälte  sowie  für  durch  hocheffiziente  Kraft-Wärme- 
Kopplung  im  Sinne  der  Richtlinie  2004/8/EG  des  Europä- 
ischen Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004 
über  die  Förderung  einer  am  Nutzwärmebedarf  orientier- 
ten Kraft- Wärme-Kopplung  im  Energiebinnenmarkt  (') 
erzeugte  Wärme  und  Kälte  erhalten,  sofern  für  solche  von 
Anlagen  in  anderen  Sektoren  erzeugte  Wärme  kostenlose 
Zertifikate  vergeben  werden. 


(')  ABl.  L  52  vom  21.2.2004,  S.  50. 
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(20)  Der  wichtigste  langfristige  Anreiz  für  die  Abscheidung  und 
Speicherung  von  C02  sowie  für  neue  Technologien  für 
erneuerbare  Energie  besteht  darin,  dass  keine  Zertifikate 
für  Kohlendioxidemissionen,  die  dauerhaft  gespeichert 
oder  vermieden  werden,  abgegeben  werden  müssen.  Zur 
Beschleunigung  der  Demonstration  der  ersten  kommerzi- 
ellen Anlagen  und  innovativen  Technologien  für  erneuer- 
bare Energien  sollten  darüber  hinaus  Zertifikate  aus  der 
Reserve  für  neue  Marktteilnehmer  bereitgestellt  werden, 
um  eine  Belohnung  für  eine  ausreichende  Menge  an  in  den 
ersten  Anlagen  in  der  Union  gespeicherten  oder  vermiede- 
nen Tonnen  C02-Aquivalenten  zu  gewährleisten,  sofern 
ein  Abkommen  über  den  Wissensaustausch  besteht.  Die 
zusätzlichen  Mittel  sollten  ausreichend  großen  innovativen 
Vorhaben  zugeteilt  werden,  wenn  die  notwendigen  Inves- 
titionen wesentlich,  d.  h.  im  Prinzip  zu  mehr  als  der  Hälfte 
vom  Betreiber  kofinanziert  werden,  wobei  die  Realisierbar- 
keit der  Vorhaben  zu  berücksichtigen  ist. 

(2 1 )  Für  andere  Sektoren  im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems 
sollte  eine  Ubergangsregelung  vorgesehen  werden,  wonach 
im  Jahr  201 3  80  %  der  Menge  kostenlos  zugeteilt  würden, 
die  dem  Prozentanteil  der  Emissionen  der  betreffenden 
Anlagen  an  den  gemeinschaftsweiten  Gesamtemissionen 
im  Zeitraum  von  2005  bis  2007  entsprochen  hat,  im  Ver- 
hältnis zur  in  der  Gemeinschaft  jährlich  zugeteilten 
Gesamtmenge  an  Zertifikaten.  Danach  sollte  die  kostenlose 
Zuteilung  Jahr  für  Jahr  um  gleiche  Beträge  bis  2020  auf 
30  %  reduziert  werden,  mit  dem  Ziel,  die  kostenlose  Zutei- 
lung bis  2027  zu  beenden. 

(22)  Zur  Gewährleistung  eines  reibungslosen  Funktionierens 
des  C02-  und  des  Strommarktes  sollte  bis  2011  auf  der 
Grundlage  klarer,  objektiver  und  möglichst  frühzeitig  fest- 
gelegter Prinzipien  mit  der  Versteigerung  von  Zertifikaten 
für  die  Zeit  ab  2013  begonnen  werden. 

(23)  Um  Wettbewerbsverzerrungen  in  der  Gemeinschaft  zu 
minimieren,  sollte  die  übergangsweise  kostenlose  Zutei- 
lung von  Zertifikaten  an  Anlagen  im  Wege  harmonisierter 
Gemeinschaftsvorschriften  („Ex-ante-Benchmarks")  gestat- 
tet werden.  Diese  Vorschriften  sollten  den  Techniken  mit 
der  größten  Treibhausgas-  und  Energieeffizienz,  Ersatz- 
stoffen, alternativen  Herstellungsprozessen,  der  Verwen- 
dung von  Biomasse,  erneuerbaren  Energien  sowie  der 
Abscheidung  und  Speicherung  von  C02  Rechnung  tragen. 
Diese  Vorschriften  sollten  keinen  Anreiz  zur  Emissions- 
steigerung bieten  und  gewährleisten,  dass  ein  zunehmen- 
der Anteil  der  betreffenden  Zertifikate  versteigert  wird.  Im 
Interesse  des  reibungslosen  Funktionierens  des  Marktes 
müssen  die  Zuteilungen  vor  Beginn  des  Handelszeitraums 
festgesetzt  werden.  In  den  harmonisierten  Vorschriften 
können  auch  Emissionen  berücksichtigt  werden,  die  durch 
den  Einsatz  brennbarer  Restgase  bedingt  sind,  wenn  sich 
die  Entstehung  dieser  Restgase  im  industriellen  Verfahren 
nicht  vermeiden  lässt.  Hierzu  kann  in  den  Vorschriften  die 
kostenlose  Zuteilung  von  Zertifikaten  an  Betreiber  von 
Anlagen,  in  denen  die  Restgase  verbrannt  werden  bzw.  aus 
denen  die  Restgase  kommen,  vorgesehen  werden.  Die  Vor- 
schriften sollten  auch  gewährleisten,  dass  ungerechtfertigte 
Wettbewerbsverzerrungen  auf  den  Märkten,  die  Industrie- 
anlagen mit  Strom,  Wärme  und  Kälte  versorgen,  unterbun- 
den werden.  Außerdem  sollten  sie  ungerechtfertigte 
Wettbewerbsverzerrungen  zwischen  industriellen  Aktivi- 
täten in  von  einem  einzigen  Betreiber  betriebenen  Anlagen 
und  Erzeugungstätigkeiten  sowie  in  ausgelagerten  Anlagen 


vermeiden.  Sie  sollten  auch  für  neue  Marktteilnehmer  gel- 
ten, die  denselben  Tätigkeiten  nachgehen  wie  existierende 
Anlagen,  denen  Zertifikate  übergangsweise  kostenlos  zuge- 
teilt werden.  Zur  Vermeidung  von  Wettbewerbsverzerrun- 
gen auf  dem  Binnenmarkt  sollten  für  die  Stromerzeugung 
neuer  Marktteilnehmer  keine  Zertifikate  kostenlos  zugeteilt 
werden.  Zertifikate,  die  im  Jahr  2020  noch  in  der  Reserve 
für  neue  Marktteilnehmer  sind,  sollten  versteigert  werden. 

(24)  Die  Gemeinschaft  wird  bei  der  Aushandlung  eines  ehrgei- 
zigen internationalen  Abkommens  über  den  Klimawandel, 
mit  dem  das  Ziel  der  Begrenzung  des  Anstiegs  der  Erd- 
temperatur auf  einen  Anstieg  von  2  °C  erreicht  wird,  wei- 
terhin Vorreiter  sein  und  fühlt  sich  angesichts  der  auf  der 
1 3.  Konferenz  der  Vertragsparteien  des  UNFCCC  und  dem 
3.  Treffen  der  Vertragsparteien  des  Kyoto-Protokolls  vom 
3.  bis  14.  Dezember  2007  in  Bali,  Indonesien,  erzielten 
Fortschritte  in  dieser  Richtung  bestärkt.  Sollten  andere 
Industrieländer  und  andere  Großemittenten  von 
Treibhausgasen  diesem  internationalen  Abkommen  nicht 
beitreten,  so  könnte  dies  zu  einem  Anstieg  von  Treibhaus- 
gasemissionen in  Drittländern  führen,  deren  Industrien 
nicht  an  vergleichbare  C02- Auflagen  gebunden  sind  (Ver- 
lagerung von  C02-Emissionen),  und  zugleich  eine  wirt- 
schaftliche Benachteiligung  bestimmter  energieintensiver, 
im  internationalen  Wettbewerb  stehender  Sektoren  und 
Teilsektoren  in  der  Gemeinschaft  bedeuten.  Dies  könnte 
die  Umweltintegrität  und  den  Nutzen  von  Gemeinschafts- 
maßnahmen untergraben.  Um  der  Gefahr  der  Verlagerung 
von  C02-Emissionen  zu  begegnen,  sollte  die  Gemeinschaft 
für  Sektoren  oder  Teilsektoren,  die  die  einschlägigen  Kri- 
terien erfüllen,  100  %  der  Zertifikate  kostenlos  zuteilen. 
Die  Ermittlung  dieser  Sektoren  und  Teilsektoren  und  die 
erforderlichen  Maßnahmen  sollten  wieder  überprüft  wer- 
den, um  sicherzustellen,  dass  gegebenenfalls  Maßnahmen 
getroffen  werden,  und  um  eine  Uberkompensation  zu  ver- 
meiden. In  Sektoren  oder  Teilsektoren,  bei  denen  feststeht, 
dass  das  Risiko  der  Verlagerung  von  C02-Emissionen  auf 
andere  Weise  nicht  vermieden  werden  kann  und  in  denen 
der  Strom  einen  großen  Teil  der  Produktionskosten  aus- 
macht und  effizient  erzeugt  wird,  können  die  getroffenen 
Maßnahmen  dem  Stromverbrauch  des  Produktions- 
prozesses Rechnung  tragen,  ohne  dass  die  Gesamt- 
zertifikatmenge geändert  werden  muss.  Das  Risiko  einer 
Verlagerung  von  C02-Emissionen  in  diesen  Sektoren  bzw. 
Teilsektoren  sollte  auf  einer  als  Ausgangspunkt  dienenden 
dreistelligen  Ebene  (NACE-3-Code)  und,  wo  sachgerecht 
und  bei  Verfügbarkeit  der  betreffenden  Daten,  auf  einer 
vierstelligen  Ebene  (NACE-4-Code)  bewertet  werden. 

(25)  Die  Kommission  sollte  daher  die  Lage  bis  30.  Juni  2010 
überprüfen,  alle  relevanten  Sozialpartner  anhören  und 
unter  Berücksichtigung  der  Ergebnisse  der  internationalen 
Verhandlungen  einen  Bericht  zusammen  mit  geeigneten 
Vorschlägen  vorlegen.  In  diesem  Zusammenhang  sollte  die 
Kommission  bis  31.  Dezember  2009  ermitteln,  in  welchen 
energieintensiven  Industriesektoren  oder  Teilsektoren 
C02-Emissionsverlagerungen  wahrscheinlich  sind.  Sie 
sollte  als  Grundlage  für  ihre  Analyse  untersuchen,  wieweit 
in  den  Sektoren  die  Kosten  der  erforderlichen  Zertifikate 
nicht  ohne  einen  erheblichen  Verlust  von  Marktanteilen  an 
Anlagen  außerhalb  der  Gemeinschaft,  die  keine  vergleich- 
baren Maßnahmen  zur  Minderung  ihrer  Emissionen  unter- 
nehmen, in  die  jeweiligen  Produkte  eingepreist  werden 
können.  Energieintensive  Industrien,  für  die  ein  erhebliches 
Risiko  einer  Verlagerung  von  C02-Emissionen  ermittelt 
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wurde,  könnten  eine  größere  Menge  kostenloser  Zuteilun- 
gen erhalten,  oder  es  könnte  ein  wirksames  „C02- 
Ausgleichssystem"  eingeführt  werden,  um  eine 
vergleichbare  Grundlage  für  Anlagen  aus  der  Gemein- 
schaft, bei  denen  ein  erhebliches  Risiko  von  Verlagerungen 
besteht,  und  Anlagen  aus  Drittländern  zu  schaffen.  Mit 
einem  solchen  System  könnten  Importeuren  Vorschriften 
auferlegt  werden,  die  nicht  weniger  günstig  wären  als  die- 
jenigen, die  für  Anlagen  in  der  Gemeinschaft  gelten  (z.  B., 
indem  die  Rückgabe  von  Zertifikaten  vorgeschrieben  wird). 
Alle  getroffenen  Maßnahmen  müssten  mit  den  Grundsät- 
zen des  UNFCCC  und  insbesondere  mit  dem  Grundsatz  der 
gemeinsamen,  aber  unterschiedlichen  Verantwortlichkei- 
ten und  der  jeweiligen  Fähigkeiten  in  Einklang  stehen;  die 
besondere  Situation  der  am  wenigsten  entwickelten  Län- 
der würde  dabei  ebenfalls  berücksichtigt.  Zudem  müssten 
die  Maßnahmen  mit  den  internationalen  Verpflichtungen 
der  Gemeinschaft,  auch  den  Verpflichtungen  aus  dem 
WTO-Übereinkommen,  in  Einklang  stehen. 

(26)  Die  Erörterungen  des  Europäischen  Rates  über  die  Bestim- 
mung der  Sektoren  und  Teilsektoren,  die  einem  erhebli- 
chen Risiko  einer  Verlagerung  von  C02-Emissionen 
ausgesetzt  sind,  sind  ein  Sonderfall  und  berühren  in  keiner 
Weise  die  Modalitäten  der  Ausübung  der  der  Kommission 
in  Artikel  202  des  Vertrags  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse. 

(27)  Die  Mitgliedstaaten  können  es  für  notwendig  erachten, 
Anlagen,  für  die  ein  erhebliches  Risiko  einer  Verlagerung 
von  C02-Emissionen  ermittelt  wurde,  übergangsweise  für 
Kosten  zu  entschädigen,  die  im  Zusammenhang  mit  den 
Treibhausgasemissionen  stehen,  deren  Kosten  auf  den 
Strompreis  abgewälzt  werden.  Diese  Unterstützung  sollte 
nur  dann  gewährt  werden,  wenn  sie  notwendig  und  ver- 
hältnismäßig ist,  wobei  sichergestellt  werden  sollte,  dass 
das  Gemeinschafts  system  auch  weiterhin  einen  Anreiz  für 
Energieeinsparungen  und  die  Umstellung  von  „grauem"  auf 
„grünen"  Strom  bietet. 

(28)  Um  in  der  Gemeinschaft  gleiche  Wettbewerbsbedingungen 
zu  gewährleisten,  sollte  auf  harmonisierte  Weise  festgelegt 
werden,  wie  die  Gutschriften  für  außerhalb  der  Gemein- 
schaft erzielte  Emissionsreduktionen  von  den  Betreibern 
im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  zu  nutzen  sind.  Das 
Kyoto-Protokoll  gibt  quantifizierte  Emissionsziele  für 
Industrieländer  vor,  die  im  Zeitraum  von  2008  bis  2012 
erreicht  werden  sollten,  und  sieht  zertifizierte  Emissions- 
reduktionen (Certified  Emission  Reductions,  CER)  aus  Pro- 
jekten im  Rahmen  des  Mechanismus  für 
umweltverträgliche  Entwicklung  (Clean  Development 
Mechanism,  CDM)  und  Emissionsreduktionseinheiten 
(Emission  Reduction  Units,  ERU)  aus  Projekten  zur 
gemeinsamen  Umsetzung  von  Klimaschutzprojekten  (Joint 
Implementation,  JI)  vor,  die  von  Industrieländern  zur  Errei- 
chung eines  Teils  ihrer  Emissionsziele  verwendet  werden 
können.  Obgleich  nach  der  Kyoto-Rahmenregelung  ab 
201 3  keine  ERU  generiert  werden  können,  ohne  dass  neue 
Emissionsziele  für  Gastländer  quantifiziert  werden,  können 
CDM-Gutschriften  potenziell  weiter  generiert  werden. 
Sobald  ein  internationales  Abkommen  über  den  Klima- 
wandel in  Kraft  ist,  sollte  die  weitere  Verwendung  von  CER 
und  ERU  aus  Ländern,  die  dieses  Abkommen  ratifiziert 
haben,  möglich  sein.  Bei  Nichtbestehen  eines  solchen 
Abkommens  würde  die  Möglichkeit  der  weiteren  Verwen- 
dung von  CER  und  ERU  diesen  Anreiz  untergraben  und  die 
Verwirklichung  des  Ziels  der  Gemeinschaft,  verstärkt 


erneuerbare  Energien  einzusetzen,  erschweren.  Die  Ver- 
wendung von  CER  und  ERU  sollte  mit  dem  Ziel  der 
Gemeinschaft,  bis  2020  20  %  der  Energie  aus  erneuerbaren 
Energieträgern  zu  erzeugen,  in  Einklang  stehen  und 
Energieeffizienz,  Innovation  und  technologische  Entwick- 
lung fördern.  Soweit  dies  mit  der  Erreichung  der  genann- 
ten Ziele  vereinbar  ist,  sollte  die  Möglichkeit  vorgesehen 
werden,  Abkommen  mit  Drittländern  zu  schließen,  um 
Anreize  für  Emissionsreduktionen  in  diesen  Ländern 
zu  schaffen,  die  zu  echten  zusätzlichen  Treibhausgas- 
Emissionsreduktionen  führen  und  gleichzeitig 
Innovationsmaßnahmen  seitens  gemeinschaftsansässiger 
Unternehmen  und  die  technologische  Entwicklung  von 
Drittländern  fördern.  Derartige  Abkommen  können  von 
mehreren  Ländern  ratifiziert  werden.  Sobald  die  Gemein- 
schaft ein  zufrieden  stellendes  internationales  Abkommen 
über  den  Klimawandel  genehmigt  hat,  sollte  der  Zugang  zu 
Gutschriften  aus  Projekten  in  Drittländern  parallel  zur  Stei- 
gerung des  Emissionsreduktionsniveaus  erhöht  werden, 
das  mit  dem  Gemeinschaftssystem  erreicht  werden  soll. 

(29)  Im  Interesse  der  Berechenbarkeit  sollten  die  Betreiber 
Sicherheit  darüber  haben,  dass  sie  für  den  Zeitraum  von 
2008  bis  2012  genehmigte,  aber  nicht  verwendete  CER 
und  ERU  aus  Projekttypen,  die  im  Zeitraum  von  2008 
bis  2012  im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  zulässig 
waren,  auch  nach  2012  noch  nutzen  dürfen.  Da  die  Mit- 
gliedstaaten die  im  Besitz  von  Betreibern  befindlichen  CER 
und  ERU  nicht  vor  2015  zwischen  Verpflichtungs- 
zeiträumen im  Rahmen  internationaler  Abkommen  über- 
tragen können  (so  genanntes  „Ansparen"  von  CER  und 
ERU  oder  „banking"),  und  dann  auch  nur,  wenn  die  Mit- 
gliedstaaten beschließen,  das  Ansparen  dieser  CER  und 
ERU  im  Rahmen  diesbezüglich  begrenzter  Rechte  zu 
gestatten,  sollte  diese  Zusicherung  in  der  Form  erfolgen, 
dass  die  Mitgliedstaaten  es  den  Betreibern  gestatten  müs- 
sen, CER  und  ERU,  die  für  vor  dem  Jahr  2012  erfolgte 
Emissionsreduktionen  vergeben  wurden,  gegen  ab  2013 
gültige  Zertifikate  einzutauschen.  Da  die  Mitgliedstaaten 
jedoch  nicht  verpflichtet  werden  sollten,  CER  und  ERU  zu 
akzeptieren,  bei  denen  nicht  sicher  ist,  dass  sie  sie  zur 
Erfüllung  ihrer  geltenden  internationalen  Verpflichtungen 
nutzen  können,  sollte  diese  Auflage  nicht  über  den 
31.  März  201 5  hinausgehen.  Betreiber  sollten  für  CER  aus 
Projekten,  die  vor  201 3  aufgestellt  wurden,  hinsichtlich  der 
Verringerung  von  Emissionen  in  der  Zeit  nach  2013  die- 
selbe Zusicherung  erhalten.  Es  ist  wichtig,  dass  die  von  den 
Betreibern  genutzten  Gutschriften  aus  Projekten  tatsächli- 
chen, überprüfbaren,  zusätzlichen  und  dauerhaften 
Emissionsreduktionen  entsprechen  sowie  einen  eindeuti- 
gen Nutzen  für  die  nachhaltige  Entwicklung  und  keine 
erheblichen  negativen  ökologischen  oder  sozialen  Auswir- 
kungen haben.  Es  sollte  ein  Verfahren  eingeführt  werden, 
das  den  Ausschluss  bestimmter  Arten  von  Projekten 
erlaubt. 

(30)  Für  den  Fall,  dass  sich  der  Abschluss  eines  internationalen 
Abkommens  über  den  Klimawandel  verzögert,  sollte  über 
Abkommen  mit  Drittländern  die  Möglichkeit  vorgesehen 
werden,  Gutschriften  aus  hochwertigen  Projekten  im  Rah- 
men des  Gemeinschaftssystems  zu  nutzen.  Derartige 
Abkommen,  die  bilateral  oder  multilateral  sein  können, 
könnten  es  gestatten,  im  Rahmen  des  Gemeinschafts- 
systems weiterhin  Projekte  anzuerkennen,  die  bis  2012 
ERU  generierten,  nach  der  Kyoto-Rahmenregelung  dazu 
jedoch  nicht  mehr  in  der  Lage  sind. 
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(31)  Die  am  wenigsten  entwickelten  Länder  sind  gegenüber  den 
Auswirkungen  des  Klimawandels  besonders  anfällig  und 
nur  zu  einem  sehr  geringen  Prozentsatz  für  Treibhausgase- 
missionen verantwortlich.  Daher  sollte  den  Bedürfnissen 
dieser  Länder  besondere  Priorität  eingeräumt  werden, 
wenn  zur  Erleichterung  der  Anpassung  von  Entwicklungs- 
ländern an  die  Auswirkungen  des  Klimawandels  Einnah- 
men aus  Versteigerungen  verwendet  werden.  Da  in  diesen 
Ländern  bisher  nur  sehr  wenige  CDM-Projekte  aufgestellt 
wurden,  sollte  zugesichert  werden,  dass  Gutschriften  aus 
Projekten,  die  nach  201 2  in  diesen  Ländern  anlaufen,  selbst 
bei  Ausbleiben  eines  internationalen  Abkommens  über 
den  Klimawandel  akzeptiert  werden,  sofern  diese  Projekte 
eindeutig  zusätzlich  sind  und  zur  nachhaltigen  Entwick- 
lung beitragen.  Dieser  Anspruch  sollte  den  am  wenigsten 
entwickelten  Ländern  bis  2020  zuerkannt  werden,  voraus- 
gesetzt, sie  haben  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  entweder  ein 
internationales  Abkommen  über  den  Klimawandel  oder 
ein  bilaterales  bzw.  multilaterales  Abkommen  mit  der 
Gemeinschaft  ratifiziert. 


(32)  Nach  Abschluss  eines  internationalen  Abkommens  über 
den  Klimawandel  können  zusätzliche  Gutschriften  in  Höhe 
von  bis  zu  50  %  der  zusätzlichen  Reduktionen  innerhalb 
des  Gemeinschaftssystems  genutzt  werden,  und  es  dürfen 
im  Gemeinschaftssystem  ab  2013  nur  Gutschriften  aus 
qualitativ  hochwertigen  CDM-Projekten  aus  Drittländern 
verwendet  werden,  die  das  Abkommen  ratifiziert  haben. 

(33)  Die  Gemeinschaft  und  ihre  Mitgliedstaaten  sollten  Projekt- 
maßnahmen nur  genehmigen,  wenn  alle  Projektteilnehmer 
ihren  Sitz  in  einem  Land  haben,  das  in  Bezug  auf  diese  Pro- 
jekte Vertragspartner  des  internationalen  Abkommens  ist, 
um  unternehmerisches  „Trittbrettfahren"  in  Ländern  zu 
verhindern,  die  nicht  Mitglied  eines  internationalen 
Abkommens  sind,  es  sei  denn,  die  betreffenden  Unterneh- 
men sind  in  Drittländern  oder  in  subföderalen  oder  regio- 
nalen Verwaltungseinheiten  ansässig,  die  mit  dem 
Emissionshandelssystem  der  Gemeinschaft  verknüpft  sind. 

(34)  Der  Umstand,  dass  einige  Bestimmungen  dieser  Richtlinie 
auf  die  Genehmigung  eines  künftigen  internationalen 
Abkommens  über  den  Klimawandel  durch  die  Gemein- 
schaft Bezug  nehmen,  berührt  in  keiner  Weise  den  mögli- 
chen Abschluss  dieses  Abkommens  auch  durch  die 
Mitgliedstaaten. 

(35)  Angesichts  der  bisherigen  Erfahrungen  sollten  die  Vor- 
schriften des  Gemeinschaftssystems  über  die  Überwachung 
und  Prüfung  von  Emissionen  und  die  diesbezügliche 
Berichterstattung  verbessert  werden. 

(36)  Die  Union  sollte  sich  um  die  Schaffung  eines  international 
anerkannten  Systems  zur  Vermeidung  der  Abholzung  und 
zur  verstärkten  Aufforstung  und  Wiederaufforstung  bemü- 
hen und  im  Rahmen  des  UNFCCC  unter  Berücksichtigung 
bestehender  Vereinbarungen  das  Ziel  der  Entwicklung  von 
Finanzierungsmechanismen  als  Teil  einer  effektiven,  effizi- 
enten, gerechten  und  kohärenten  Finanzstruktur  für  das 
auf  der  Konferenz  von  Kopenhagen  zum  Klimawandel 
(COP  15  und  COP/MOP  5)zu  treffende  internationale 
Abkommen  über  den  Klimawandel  unterstützen. 


(37)  Um  die  Erfassung  aller  Arten  von  Heizkesseln,  Brennern, 
Turbinen,  Erhitzern,  Industrieöfen,  Kalzinierungsöfen, 
Verbrennungsöfen,  Brennöfen,  Ofen,  Trocknern,  Motoren, 
Brennstoffzellen,  CLC-Einheiten  („Chemical  Looping  Com- 
bustion  Units"),  Fackeln  und  thermischen  bzw.  katalyti- 
schen  Nachbrennern  klarer  zu  regeln,  sollte  die  Richtlinie 
2003/87/EG  um  die  Definition  des  Begriffs  der  „Verbren- 
nung" erweitert  werden. 

(38)  Um  sicherzustellen,  dass  Zertifikate  zwischen  Personen 
innerhalb  der  Gemeinschaft  uneingeschränkt  übertragen 
werden  können  und  dass  das  Gemeinschaftssystem  mit 
Emissionshandelssystemen  in  Drittländern  und  in  sub- 
föderalen und  regionalen  Verwaltungseinheiten  verknüpft 
werden  kann,  sollten  ab  Januar  2012  alle  Zertifikate  in 
dem  nach  Maßgabe  der  Entscheidung  Nr.  280/2004/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Feb- 
ruar 2004  über  ein  System  zur  Überwachung  der 
Treibhausgasemissionen  in  der  Gemeinschaft  und  zur 
Umsetzung  des  Kyoto-Protokolls  (')  angelegten 
Gemeinschaftsregister  geführt  werden.  Diese  Maßnahme 
sollte  unbeschadet  der  Führung  von  nationalen  Registern 
für  Emissionen  erfolgen,  die  nicht  unter  das 
Gemeinschaftssystem  fallen.  Das  Gemeinschaftsregister 
sollte  dieselbe  Dienstleistungsqualität  bieten  wie  die  natio- 
nalen Register. 

(39)  Ab  2013  sollte  die  umweltverträgliche  Abscheidung, 
Beförderung  und  geologische  Speicherung  von  C02  in  har- 
monisierter Weise  im  Gemeinschaftssystem  erfasst  werden. 

(40)  Es  sollten  Vereinbarungen  getroffen  werden,  um  die 
gegenseitige  Anerkennung  von  Zertifikaten  im  Rahmen 
des  Gemeinschaftssystems  und  von  Zertifikaten  zu 
ermöglichen,  die  im  Rahmen  anderer  verbindlicher 
Treibhausgas-Emissionshandelssysteme  mit  absoluten 
Emissionsobergrenzen  vergeben  werden,  die  in  Dritt- 
ländern oder  in  subföderalen  oder  regionalen  Verwaltungs- 
einheiten bestehen. 

(41)  Die  der  Union  benachbarten  Drittstaaten  sollten  angeregt 
werden,  dem  Gemeinschaftssystem  beizutreten,  wenn  sie 
den  Anforderungen  dieser  Richtlinie  genügen.  Die  Kom- 
mission sollte  alles  daran  setzen,  dieses  Ziel  im  Rahmen 
der  Verhandlungen  mit  Beitrittsländern,  potenziellen 
Beitrittsländern  und  den  von  der  europäischen  Nach- 
barschaftspolitik betroffenen  Ländern  sowie  im  Rahmen 
der  finanziellen  und  technischen  Unterstützung  für  diese 
Länder  zu  fördern.  Dies  würde  den  Technologie-  und 
Wissenstransfer  in  diese  Länder  erleichtern,  was  von  erheb- 
lichem wirtschaftlichem,  ökologischem  und  sozialem  Nut- 
zen für  alle  Beteiligten  ist. 

(42)  Diese  Richtlinie  sollte  Abkommen  über  die  gegenseitigen 
Anerkennung  der  Zertifikate  des  Gemeinschaftssystems 
und  anderer  obligatorischer  Handelssysteme  mit 
Treibhausgasemissionen  mit  absoluten  Emissions- 
obergrenzen vorsehen,  sofern  diese  anderen  Systeme  mit 
dem  Gemeinschaftssystem  vereinbar  sind,  wobei  zu 
berücksichtigen  ist,  wie  ambitioniert  deren  Umweltziele 
sind  und  ob  es  einen  wirksamen  und  vergleichbaren 
Überwachungs-,  Berichterstattungs-  und  Prüfungs- 
mechanismus für  Emissionen  sowie  ein  Durchsetzungs- 
system gibt. 


(')  ABl.  L  49  vom  19.2.2004,  S.  1. 
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(43)  Unter  Berücksichtigung  der  Erfahrungen  mit  dem 
Gemeinschaftssystem  sollte  es  möglich  sein,  Zertifikate  für 
Projekte  zu  vergeben,  die  Treibhausgasemissionen  reduzie- 
ren, vorausgesetzt,  diese  Projekte  werden  nach  auf 
Gemeinschaftsebene  harmonisierten  Vorschriften  durchge- 
führt und  führen  nicht  dazu,  dass  Emissionsreduzierungen 
doppelt  angerechnet  oder  die  Ausdehnung  des 
Anwendungsbereichs  des  Systems  für  den  Handel  mit 
Emissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  bzw.  weitere 
politische  Maßnahmen  zur  Reduzierung  von  nicht  unter 
das  Gemeinschaftssystem  fallenden  Emissionen  verhindert 
werden. 

(44)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitä- 
ten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse  (')  festgelegt  werden. 

(45)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten, 
Maßnahmen  über  die  Harmonisierung  der  Regeln  für  die 
Definition  neuer  Marktteilnehmer,  die  Versteigerung  von 
Zertifikaten,  die  übergangsweise  gemeinschaftsweite  Zutei- 
lung von  Zertifikaten,  die  Festlegung  von  Kriterien  und 
Modalitäten  der  Auswahl  bestimmter  Demonstrations- 
projekte, die  Erstellung  einer  Liste  der  Sektoren  bzw.  Teil- 
sektoren, in  denen  ein  erhebliches  Risiko  der  Verlagerung 
von  C02-Emissionen  besteht,  die  Nutzung  der  Gutschrif- 
ten, die  Überwachung  und  Prüfung  von  Emissionen  und 
die  diesbezügliche  Berichterstattung,  die  Akkreditierung 
von  Prüfstellen,  die  Umsetzung  harmonisierter  Projektvor- 
schriften und  die  Änderung  bestimmter  Anhänge  zu  tref- 
fen. Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  der  Richtlinie  2003/87/EG,  auch  durch 
Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen, 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  gemäß  Artikel  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 

(46)  Die  Richtlinie  2003/87/EG  sollte  daher  entsprechend  geän- 
dert werden. 

(47)  Es  ist  angezeigt,  eine  frühzeitige  Umsetzung  der  Vorschrif- 
ten, auf  deren  Grundlage  das  überarbeitete  Gemeinschafts- 
system ab  2013  funktionieren  wird,  vorzusehen. 

(48)  Im  Interesse  der  ordnungsgemäßen  Abwicklung  des 
Handelszeitraums  von  2008  bis  2012  und  unbeschadet 
der  Möglichkeit,  dass  die  Kommission  die  für  das  Funktio- 
nieren des  überarbeiteten  Gemeinschaftssystems  ab  2013 
erforderlichen  Maßnahmen  erlässt,  sollten  die  Vorschriften 
der  Richtlinie  2003/87/EG  in  der  Fassung  der  Richtlinie 
2004/101 /EG  (2),  der  Richtlinie  2008/ 101 /EG  (3)  und  der 


(»)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 

(2)  Richtlinie  2004/101/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  27.  Oktober  2004  zur  Änderung  der  Richtlinie  2003/87/EG  über 
ein  System  für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in 
der  Gemeinschaft  im  Sinne  der  projektbezogenen  Mechanismen  des 
Kyoto-Protokolls  (ABl.  L  338  vom  13.11.2004,  S.  18). 

(ä)  Richtlinie  2008/101/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  19.  November  2008  zur  Änderung  der  Richtlinie  2003/87/EG 
zwecks  Einbeziehung  des  Luftverkehrs  in  das  System  für  den  Handel 
mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  (ABl.  L  8  vom  1 3.1.2009,  S.  3). 


Verordnung  (EG)  Nr.  219/2009  (4),  weiterhin  Anwendung 
finden. 

(49)  Die  Anwendung  dieser  Richtlinie  erfolgt  unbeschadet  der 
Artikel  87  und  88  des  Vertrags. 

(50)  Diese  Richtlinie  steht  im  Einklang  mit  den  Grundrechten 
und  Grundsätzen,  die  insbesondere  mit  der  Charta  der 
Grundrechte  der  Europäischen  Union  anerkannt  wurden. 

(51)  Da  die  Ziele  der  vorgeschlagenen  Maßnahme  auf  Ebene  der 
Mitgliedstaaten  nicht  ausreichend  verwirklicht  werden 
können  und  daher  wegen  der  Tragweite  und  Wirkung  der 
vorgeschlagenen  Maßnahme  dieser  Richtlinie  besser  auf 
Gemeinschaftsebene  zu  verwirklichen  sind,  kann  die 
Gemeinschaft  im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des  Ver- 
trags niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden. 
Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel  genannten  Grund- 
satz der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Verordnung  nicht 
über  das  zur  Erreichung  der  genannten  Ziele  erforderliche 
Maß  hinaus. 

(52)  Nach  Nummer  34  der  Interinstitutionellen  Vereinbarung 
über  bessere  Rechtsetzung  (5)  sind  die  Mitgliedstaaten  auf- 
gefordert, für  ihre  eigenen  Zwecke  und  im  Interesse  der 
Gemeinschaft  eigene  Tabellen  aufzustellen,  aus  denen  im 
Rahmen  des  Möglichen  die  Entsprechungen  zwischen  die- 
ser Richtlinie  und  den  Umsetzungsmaßnahmen  zu  entneh- 
men sind,  und  diese  zu  veröffentlichen  — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Änderungen  der  Richtlinie  2003/87/EG 

Die  Richtlinie  2003/87/EG  wird  wie  folgt  geändert: 

1 .    Dem  Artikel  1  werden  folgende  Absätze  angefügt: 

„Diese  Richtlinie  schreibt  auch  eine  stärkere  Reduzierung  von 
Treibhausgasemissionen  vor,  um  die  Verringerungsraten  zu 
erreichen,  die  aus  wissenschaftlicher  Sicht  zur  Vermeidung 
gefährlicher  Klimaänderungen  erforderlich  sind. 

Diese  Richtlinie  regelt  auch  die  Bewertung  und  Umsetzung 
der  Verpflichtung  der  Gemeinschaft  zu  einer  Reduzierung  der 
Treibhausgasemissionen  von  mehr  als  20  %  im  Anschluss  an 
den  Abschluss  eines  internationalen  Abkommens  über  den 
Klimawandel  durch  die  Gemeinschaft,  das  zu  höheren  als  den 
in  Artikel  9  vorgesehenen  Reduktionen  von  Treibhausgase- 
missionen führt,  was  der  auf  der  Tagung  des  Europäischen 
Rates  im  März  2007  eingegangenen  Verpflichtung  zu  einer 
Reduzierung  von  30  %  entspricht." 


(4)  Verordnung  (EG)  Nr.  219/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  11.  März  2009  zur  Anpassung  einiger  Rechtsakte,  für  die 
das  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  gilt,  an  den  Beschluss 
1 999/468/EG  des  Rates  in  Bezug  auf  das  Regelungsverfahren  mit  Kon- 
trolle —  Anpassung  an  das  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  — 
Zweiter  Teil  (ABl.  L  87  vom  31.3.2009,  S.  109). 

(5)  ABl.  C  321  vom  31.12.2003,  S.  1. 
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2.  Artikel  3  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Buchstabe  c  erhält  folgende  Fassung: 

,,c)  ,Treibhausgase'  die  in  Anhang  II  aufgeführten  Gase 
und  sonstige  natürliche  oder  anthropogene  gasför- 
mige Bestandteile  der  Atmosphäre,  welche  infrarote 
Strahlung  aufnehmen  und  wieder  abgeben;". 

b)  Buchstabe  h  erhält  folgende  Fassung: 
,,h)  ,neuer  Marktteilnehmer' 

—  eine  Anlage,  die  eine  oder  mehrere  der  in 
Anhang  I  aufgeführten  Tätigkeiten  durchführt 
und  der  zum  ersten  Mal  nach  dem  30.  Juni 
2011  eine  Genehmigung  zur  Emission  von 
Treibhausgasen  erteilt  wurde, 

—  eine  Anlage,  die  zum  ersten  Mal  eine  gemäß 
Artikel  24  Absätze  1  und  2  in  des 
Gemeinschaftssystem  einbezogene  Tätigkeit 
durchführt,  oder 

—  eine  Anlage,  die  eine  oder  mehrere  der  in 
Anhang  I  genannten  oder  gemäß  Artikel  24 
Absatz  1  oder  2  in  das  Gemeinschaftssystem 
einbezogenen  Tätigkeiten  durchführt,  an  der 
nach  dem  30.  Juni  2011  wesentliche  Erweite- 
rungen vorgenommen  wurden,  jedoch  nur  hin- 
sichtlich der  Erweiterungen;". 

c)  Die  folgenden  Buchstaben  werden  angefügt: 

,,t)  .Verbrennung'  die  Oxidierung  von  Brennstoffen 
ungeachtet  der  Art  und  Weise,  auf  welche  die 
Wärme,  der  Strom  oder  die  mechanische  Arbeit,  die 
in  diesem  Verfahren  erzeugt  werden,  genutzt  wird 
sowie  alle  sonstigen  unmittelbar  damit  zusammen- 
hängenden Tätigkeiten  einschließlich  der 
Abgasreinigung; 

u)  .Stromerzeuger'  eine  Anlage,  die  am  1.  Januar  2005 
oder  danach  Strom  zum  Verkauf  an  Dritte  erzeugt 
hat  und  in  der  keine  anderen  Tätigkeiten  gemäß 
Anhang  I  als  die  Verbrennung  von  Brennstoffen' 
durchgeführt  werden." 

3.  In  Artikel  3c  Absatz  2  werden  die  Worte  „Artikel  11 
Absatz  2"  durch  die  Worte  „Artikel  1 3  Absatz  1"  ersetzt. 

4.  In  Artikel  3g  wird  werden  die  Worte  „gemäß  den  Leitlinien 
nach  Artikel  14"  durch  die  Worte  „gemäß  der  Verordnung 
nach  Artikel  1 4"  ersetzt. 

5.  Artikel  4  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  4 

Genehmigungen  zur  Emission  von  Treibhausgasen 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  ab  dem  1 .  Januar  2005 
keine  Anlage  die  in  Anhang  I  genannten  Tätigkeiten,  bei 
denen  die  für  diese  Tätigkeit  spezifizierten  Emissionen  ent- 
stehen, durchführt,  es  sei  denn,  der  Betreiber  verfügt  über 


eine  Genehmigung,  die  von  einer  zuständigen  Behörde 
gemäß  den  Artikeln  5  und  6  erteilt  wurde,  oder  die  Anlage 
wurde  gemäß  Artikel  27  vom  Gemeinschaftssystem  ausge- 
schlossen. Dies  gilt  auch  für  Anlagen,  die  gemäß  Artikel  24 
in  das  Gemeinschaftssystem  einbezogen  werden." 

6.  Artikel  5  Buchstabe  d  erhält  folgende  Fassung: 

,,d)  geplante  Maßnahmen  zur  Überwachung  und  Berichter- 
stattung betreffend  Emissionen  im  Einklang  mit  der  in 
Artikel  1 4  genannten  Verordnung." 

7.  Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

a)  In  Absatz  1  wird  folgender  Unterabsatz  angefügt: 

„Die  zuständige  Behörde  prüft  die  Genehmigung  zur 
Emission  von  Treibhausgasen  mindestens  alle  fünf  Jahre 
und  nimmt  gegebenenfalls  Änderungen  vor." 

b)  Absatz  2  Buchstabe  c  erhält  folgende  Fassung: 

,,c)  einen  Überwachungsplan,  der  den  Anforderungen 
der  in  Artikel  14  genannten  Verordnung  genügt. 
Die  Mitgliedstaaten  können  den  Betreibern  erlau- 
ben, die  Überwachungspläne  zu  aktualisieren,  ohne 
die  Genehmigung  zu  ändern.  Die  Betreiber  legen 
der  zuständigen  Behörde  alle  aktualisierten 
Überwachungspläne  zur  Billigung  vor;". 

8.  Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

Änderungen  an  Anlagen 

Der  Betreiber  unterrichtet  die  zuständige  Behörde  von  allen 
geplanten  Änderungen  der  Art  oder  Funktionsweise  der 
Anlage  sowie  von  einer  Erweiterung  oder  wesentlichen  Ver- 
ringerung der  Kapazität  der  Anlage,  die  eine  Aktualisierung 
der  Genehmigung  zur  Emission  von  Treibhausgasen  erfor- 
dern könnten.  Gegebenenfalls  aktualisiert  die  zuständige 
Behörde  die  Genehmigung.  Ändert  sich  die  Identität  des 
Betreibers,  so  aktualisiert  die  zuständige  Behörde  die  Geneh- 
migung in  Bezug  auf  Namen  und  Anschrift  des  neuen 
Betreibers." 

9.  Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  9 

Gemeinschaftsweite  Menge  der  vergebenen  Zertifikate 

Die  gemeinschaftsweite  Menge  der  Zertifikate,  die  ab  2013 
jährlich  vergeben  werden,  wird  ab  der  Mitte  des  Zeitraums 
von  2008  bis  2012  linear  verringert.  Die  Menge  wird  um 
einen  linearen  Faktor  von  1,74  %,  verglichen  mit  der  durch- 
schnittlichen jährlichen  Gesamtmenge  der  Zertifikate,  die 
von  den  Mitgliedstaaten  nach  Maßgabe  der  Entscheidungen 
der  Kommission  über  die  nationalen  Zuteilungspläne  für  den 
Zeitraum  von  2008  bis  2012  zugeteilt  wurden,  verringert. 
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Die  Kommission  veröffentlicht  bis  30.  Juni  2010  die  abso- 
lute gemeinschaftsweite  Menge  der  Zertifikate  für  2013,  die 
auf  der  Gesamtmenge  der  Zertifikate  basiert,  die  von  den  Mit- 
gliedstaaten nach  Maßgabe  der  Entscheidungen  der  Kommis- 
sion über  die  nationalen  Zuteilungspläne  für  den  Zeitraum 
von  2008  bis  2012  vergeben  wurden  oder  werden. 

Die  Kommission  überprüft  den  linearen  Faktor  und  legt  dem 
Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  gegebenenfalls  einen 
Vorschlag  ab  dem  Jahr  2020  vor,  damit  bis  2025  eine  Ent- 
scheidung angenommen  wird." 

10.  Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 


„Artikel  9a 

Anpassung  der  gemeinschaftsweiten  Menge  der 
Zertifikate 

(1)  Für  Anlagen,  die  im  Zeitraum  von  2008  bis  2012 
gemäß  Artikel  24  Absatz  1  in  das  Gemeinschaftssystem  ein- 
bezogen wurden,  wird  die  Menge  der  ab  dem  1.  Januar  201 3 
zu  vergebenden  Zertifikate  nach  Maßgabe  der  durchschnitt- 
lichen jährlichen  Menge  der  Zertifikate  angepasst,  die  für 
diese  Anlagen  während  des  Zeitraums  ihrer  Einbeziehung 
vergeben  wurden,  ihrerseits  angepasst  um  den  linearen  Fak- 
tor gemäß  Artikel  9. 

(2)  Für  die  Anlagen,  die  in  Anhang  I  genannte  Tätigkeiten 
durchführen  und  die  erst  ab  2013  in  das  Gemeinschafts- 
system einbezogen  werden,  gewährleisten  die  Mitgliedstaa- 
ten, dass  deren  Betreiber  der  betreffenden  zuständigen 
Behörde  hinreichend  begründete  und  von  unabhängiger 
Stelle  geprüfte  Emissionsdaten  vorlegen,  damit  diese  mit 
Blick  auf  die  Anpassung  der  gemeinschaftsweiten  Menge  der 
zu  vergebenden  Zertifikate  berücksichtigt  werden. 

Diese  Angaben  sind  der  betreffenden  zuständigen  Behörde 
bis  30.  April  2010  gemäß  den  nach  Artikel  14  Absatz  1 
erlassenen  Vorschriften  zu  übermitteln. 

Sind  die  Angaben  hinreichend  begründet,  so  übermittelt  die 
zuständige  Behörde  diese  der  Kommission  bis  30.  Juni  2010, 
und  die  anhand  des  linearen  Faktors  gemäß  Artikel  9  ange- 
passte  Menge  der  zu  vergebenden  Zertifikate  wird  entspre- 
chend angepasst.  Im  Fall  von  Anlagen,  die  andere 
Treibhausgase  als  C02  ausstoßen,  kann  die  zuständige 
Behörde  entsprechend  dem  jeweiligen  Emissionsreduktions- 
potenzial  dieser  Anlagen  geringere  Emissionen  melden. 

(3)  Die  Kommission  veröffentlicht  die  angepassten  Men- 
gen gemäß  den  Absätzen  1  und  2  bis  30.  September  2010. 

(4)  Für  Anlagen,  die  gemäß  Artikel  27  vom 
Gemeinschaftssystem  ausgeschlossen  sind,  wird  die  Menge 
der  gemeinschaftsweit  ab  dem  1 .  Januar  2013  zu  vergeben- 
den Zertifikate  gesenkt,  um  die  anhand  des  in  Artikel  9 
genannten  linearen  Faktors  angepassten  geprüften  jährlichen 
Durchschnittsemissionen  dieser  Anlagen  im  Zeitraum  von 
2008  bis  2010  widerzuspiegeln." 


1 1 .  Artikel  1 0  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  10 

Versteigerung  von  Zertifikaten 

(1)  Ab  dem  Jahr  2013  versteigern  die  Mitgliedstaaten 
sämtliche  Zertifikate,  die  nicht  gemäß  Artikel  1 0a  und  1 0c 
kostenlos  zugeteilt  werden.  Bis  3 1 .  Dezember  2010  bestimmt 
und  veröffentlicht  die  Kommission  die  geschätzte  Menge  der 
zu  versteigernden  Zertifikate. 

(2)  Die  Gesamtmenge  der  von  jedem  Mitgliedstaat  zu  ver- 
steigernden Zertifikate  setzt  sich  zusammen  aus 

a)  88  %  der  Gesamtmenge  der  zu  versteigernden  Zertifi- 
kate, die  unter  den  Mitgliedstaaten  in  Anteilen  aufgeteilt 
wird,  die  dem  Anteil  des  betreffenden  Mitgliedstaats  an 
den  geprüften  Emissionen  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems  im  Jahr  2005  oder  im  Durch- 
schnitt des  Zeitraums  von  2005  bis  2007  —  je  nach- 
dem, welcher  Wert  höher  ist  —  entsprechen; 

b)  10  %  der  Gesamtmenge  der  zu  versteigernden  Zertifi- 
kate, die  im  Interesse  der  Solidarität  und  des  Wachstums 
in  der  Gemeinschaft  unter  bestimmten  Mitgliedstaaten 
aufgeteilt  wird,  wodurch  sich  die  Zahl  der  von  diesen 
Mitgliedstaaten  jeweils  versteigerten  Zertifikate  gemäß 
Buchstabe  a  um  die  in  Anhang  IIa  aufgeführten  Prozent- 
sätze erhöht;  und 

c)  2%  der  Gesamtmenge  der  zu  versteigernden  Zertifikate, 
die  unter  jenen  Mitgliedstaaten  aufgeteilt  werden,  deren 
Treibhausgasemissionen  2005  mindestens  20  %  unter 
den  ihnen  im  Kyoto-Protokoll  vorgeschriebenen  Werten 
des  Bezugsjahres  lagen.  Die  Aufteilung  dieses  Prozent- 
satzes unter  den  betroffenen  Mitgliedstaaten  ist  in 
Anhang  IIb  beschrieben. 

Für  die  Zwecke  von  Buchstabe  a  wird  der  Anteil  der  Mitglied- 
staaten, die  2005  nicht  am  Gemeinschaftssystem  teilgenom- 
men haben,  auf  der  Grundlage  ihrer  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems  geprüften  Emissionen  des  Jahres  2007 
berechnet. 

Nötigenfalls  werden  die  in  den  Buchstaben  b  und  c  genann- 
ten Prozentsätze  proportional  angepasst,  um  sicherzustellen, 
dass  die  Umverteilung  1 0  %  und  2  %  entspricht. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  bestimmen  die  Verwendung  der 
Einnahmen  aus  der  Versteigerung  der  Zertifikate.  Mindestens 
50  %  der  Einnahmen  aus  der  Versteigerung  von  Zertifikaten 
gemäß  Absatz  2  einschließlich  sämtlicher  Versteigerungsein- 
nahmen gemäß  Absatz  2  Unterabsatz  1  Buchstaben  b  und  c 
oder  der  entsprechende  finanzielle  Gegenwert  dieser  Einnah- 
men sollten  für  einen  oder  mehrere  der  folgenden  Zwecke 
genutzt  werden: 

a)  Reduzierung  von  Treibhausgasemissionen,  einschließ- 
lich durch  Beiträge  zum  Globalen  Dachfonds  für 
Energieeffizienz  und  erneuerbare  Energien  und  zum 
Anpassungsfonds,  der  auf  der  14.  Konferenz  von  Posen 
über  den  Klimawandel  (COP  1 4  und  COP/MOP  4)  ope- 
rationalisiert  wurde,  Anpassung  an  die  Auswirkungen 
des  Klimawandels  und  Finanzierung  von  Forschung  und 
Entwicklung  sowie  von  Demonstrationsprojekten  auf 
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den  Gebieten  der  Emissionsminderung  und  der  Anpas- 
sung an  die  Auswirkungen  des  Klimawandels,  ein- 
schließlich der  Beteiligung  an  Initiativen  im  Rahmen  des 
Europäischen  Strategieplans  für  Energietechnologie  und 
der  Europäischen  Technologieplattformen; 

b)  Entwicklung  erneuerbarer  Energieträger  um  die  Ver- 
pflichtung der  Gemeinschaft,  bis  2020  20  %  ihres 
Energiebedarfs  aus  erneuerbaren  Energien  zu  decken,  zu 
erfüllen  sowie  Entwicklung  anderer  Technologien,  die 
zum  Umstieg  auf  eine  sichere  und  nachhaltige  Wirt- 
schaft mit  geringem  C02-Ausstoß  beitragen  und  Unter- 
stützung bei  der  Erfüllung  der  Verpflichtung  der 
Gemeinschaft,  die  Energieeffizienz  bis  2020  um  20  %  zu 
steigern; 

c)  Maßnahmen  zur  Vermeidung  des  Abholzens  von  Wäl- 
dern und  zur  Förderung  der  Aufforstung  und  Wiederauf- 
forstung in  den  Entwicklungsländern,  die  das 
internationale  Abkommen  über  den  Klimawandel  ratifi- 
ziert haben;  Technologietransfer  und  Erleichterung  der 
Anpassung  dieser  Länder  an  die  negativen  Auswirkun- 
gen des  Klimawandels; 

d)  Kohlenstoffspeicherung  durch  Fortwirtschaft  in  der 
Gemeinschaft; 

e)  umweltverträgliche  Abscheidung  und  geologische  Spei- 
cherung von  CO  2  insbesondere  aus  mit  festen  fossilen 
Brennstoffen  betriebenen  Kraftwerken  und  in  verschie- 
denen industriellen  Sektoren  und  Teilsektoren  ein- 
schließlich in  Drittstaaten; 

f)  Förderung  der  Umstellung  auf  emissionsarme  und 
öffentliche  Verkehrsmittel; 

g)  Finanzierung  der  Erforschung  und  Entwicklung  energie- 
effizienter und  sauberer  Technologien  in  Sektoren,  die 
unter  diese  Richtlinie  fallen; 

h)  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz  und 
Wärmedämmung  oder  zur  finanziellen  Unterstützung, 
um  soziale  Angelegenheiten  von  Haushalten  mit  niedri- 
gem und  mittlerem  Einkommen  anzugehen; 

i)  Deckung  der  Kosten  für  die  Verwaltung  des 
Gemeinschaftssystems. 

Die  Mitgliedstaaten  genügen  den  Anforderungen  dieses 
Absatzes,  wenn  sie  steuerliche  oder  finanzielle  Unter- 
stützungsmaßnahmen haben  und  durchführen,  insbesondere 
auch  in  den  Entwicklungsländern,  oder  nationale  Rechtsvor- 
schriften zum  wirksamen  Einsatz  von  finanzieller  Unterstüt- 
zung, die  den  in  Unterabsatz  1  genannten  Zwecken  dienen 
und  die  einem  Gegenwert  von  mindestens  50  %  der  Einnah- 
men aus  den  in  Absatz  2  genannten  Versteigerungen  der  Zer- 
tifikate entsprechen,  einschließlich  sämtlicher  Einnahmen 
aus  den  in  Absatz  2  Buchstaben  b  und  c  genannten 
Versteigerungen. 

Die  Mitgliedstaaten  informieren  die  Kommission  in  den 
Berichten,  die  sie  gemäß  der  Entscheidung  Nr.  280/2004/EG 
vorlegen,  über  die  Verwendung  der  Einnahmen  und  die  auf- 
grund dieses  Absatzes  ergriffenen  Maßnahmen. 


(4)  Die  Kommission  erlässt  bis  zum  30.  Juni  2010  eine 
Verordnung  über  den  zeitlichen  und  administrativen  Ablauf 
sowie  sonstige  Aspekte  der  Versteigerung,  um  ein  offenes, 
transparentes,  harmonisiertes  und  nicht  diskriminierendes 
Verfahren  sicherzustellen.  Hierzu  sollte  das  Verfahren  vorher- 
sehbar sein,  besonders  was  den  Zeitplan  und  die  Abfolge  der 
Versteigerungen  und  die  voraussichtlich  zur  Verfügung  zu 
stellenden  Mengen  angeht. 

Die  Versteigerungen  werden  so  konzipiert,  dass 

a)  die  Betreiber,  insbesondere  die  unter  das  Gemeinschafts- 
system fallenden  kleinen  und  mittleren  Unternehmen 
(KMU),  einen  uneingeschränkten,  fairen  und  gleichbe- 
rechtigten Zugang  haben, 

b)  alle  Teilnehmer  zum  selben  Zeitpunkt  Zugang  zu  den- 
selben Informationen  haben  und  die  Teilnehmer  den 
Auktionsbetrieb  nicht  beeinträchtigen, 

c)  die  Organisation  der  Versteigerungen  und  die  Teilnahme 
daran  kosteneffizient  ist  und  unnötige  Verwaltungskos- 
ten vermieden  werden  und 

d)  der  Zugang  zu  Zertifikaten  für  kleine  Emittenten 
gewährleistet  ist. 

Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  wird  nach  dem  in 
Artikel  2  3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kon- 
trolle erlassen. 

Die  Mitgliedstaaten  erstatten  über  die  ordnungsgemäße 
Anwendung  der  Versteigerungsregeln  für  jede  Versteigerung 
Bericht,  insbesondere  im  Hinblick  auf  den  fairen  und  offenen 
Zugang,  die  Transparenz,  die  Preisbildung  und  technische 
und  verfahrenstechnische  Aspekte.  Diese  Berichte  werden 
binnen  einem  Monat  nach  der  Versteigerung  vorgelegt  und 
auf  der  Website  der  Kommission  veröffentlicht. 

(5)  Die  Kommission  überwacht  das  Funktionieren  des 
europäischen  C02-Marktes.  Sie  legt  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat  alljährlich  einen  Bericht  über  das  Funk- 
tionieren des  C02-Marktes  unter  Berücksichtigung  der 
Durchführung  der  Versteigerungen,  der  Liquidität  und  der 
gehandelten  Mengen  vor.  Nötigenfalls  stellen  die  Mitglied- 
staaten sicher,  dass  die  einschlägigen  Informationen  der 
Kommission  spätestens  zwei  Monate  vor  Annahme  dieses 
Kommissionsberichts  übermittelt  werden." 

1 2.  Folgende  Artikel  werden  eingefügt: 
„Artikel  10a 

Gemeinschaftsweite  Übergangsvorschriften  zur 
Harmonisierung  der  kostenlosen  Zuteilung 

(1)  Die  Kommission  erlässt  bis  zum  31.  Dezember  2010 
gemeinschaftsweite  und  vollständig  harmonisierte  Durch- 
führungsmaßnahmen für  die  Zuteilung  der  in  den  Absät- 
zen 4,  5,  7  und  12  genannten  Zertifikate  einschließlich  etwa 
erforderlicher  Vorschriften  für  eine  einheitliche  Anwendung 
von  Absatz  19. 
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Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem 
in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 

Die  Maßnahmen  gemäß  Unterabsatz  1  legen  so  weit  wie 
möglich  die  gemeinschaftsweiten  Ex-ante-Benchmarks  fest, 
um  sicherzustellen,  dass  durch  die  Art  der  Zuteilung  Anreize 
für  die  Reduzierung  von  Treibhausgasemissionen  und  für 
energieeffiziente  Techniken  geschaffen  werden,  indem  sie 
den  effizientesten  Techniken,  Ersatzstoffen,  alternativen  Her- 
stellungsprozessen, der  hocheffizienten  Kraft-Wärme- 
Kopplung,  der  effizienten  energetischen  Verwertung  von 
Restgase  n,  der  Verwendung  von  Biomasse  sowie  der 
Abscheidung  und  Speicherung  von  C02,  sofern  entspre- 
chende Anlagen  zur  Verfügung  stehen,  Rechnung  tragen, 
und  sie  keine  Anreize  für  eine  Erhöhung  der  Emissionen  bie- 
ten. Für  die  Stromerzeugung  erfolgt  keine  kostenlose  Zutei- 
lung, mit  Ausnahme  der  unter  Artikel  1  Oc  fallenden  Fälle  und 
des  aus  Restgasen  erzeugten  Stroms. 

In  jedem  Sektor  bzw.  Teilsektor  wird  der  Benchmark  grund- 
sätzlich für  die  Produkte  und  nicht  für  die  Einsatzstoffe 
berechnet,  um  die  Treibhausgasemissionsreduktionen  und 
Energieeinsparungen  während  sämtlicher  Produktions- 
prozesse des  betreffenden  Sektors  bzw.  Teilsektors  zu 
maximieren. 

Die  Kommission  konsultiert  die  betroffenen  Interessenträger 
einschließlich  der  betroffenen  Sektoren  bzw.  Teilsektoren  zur 
Definition  der  Grundsätze  zur  Festlegung  der  Ex-ante- 
Benchmarks  für  die  jeweiligen  Sektoren  bzw.  Teilsektoren. 

Die  Kommission  überprüft  diese  Maßnahmen,  sobald  die 
Gemeinschaft  ein  internationales  Abkommen  über  den 
Klimawandel  genehmigt  hat,  das  Reduktionsziele  für 
Treibhausgasemissionen  vorschreibt,  die  mit  denen  der 
Gemeinschaft  vergleichbar  sind,  um  sicherzustellen,  dass  eine 
kostenlose  Zuteilung  nur  erfolgt,  wenn  dies  in  Anbetracht 
des  Abkommens  voll  und  ganz  gerechtfertigt  ist. 

(2)  Der  Ausgangspunkt  bei  der  Festlegung  der  Grundsätze 
für  die  Ex-ante-Benchmarks  für  die  einzelnen  Sektoren  bzw. 
Teilsektoren  ist  die  Durchschnittsleistung  der  10  %  effizien- 
testen Anlagen  eines  Sektors  bzw.  Teilsektors  in  der  Gemein- 
schaft in  den  Jahren  2007  und  2008.  Die  Kommission 
konsultiert  die  betroffenen  Interessenträger  einschließlich  der 
betroffenen  Sektoren  bzw.  Teilsektoren. 

Die  gemäß  Artikel  1 4  und  1 5  erlassenen  Verordnungen  har- 
monisieren die  Überwachung,  die  Berichterstattung  und 
die  Überprüfung  der  produktionsbedingten  Treibhausgase- 
missionen im  Hinblick  auf  die  Festlegung  der 
Ex-ante-Benchmarks. 

(3)  Vorbehaltlich  der  Absätze  4  und  8  und  unbeschadet 
von  Artikel  10c  erfolgt  keine  kostenlose  Zuteilung  für  Strom- 
erzeuger, Anlagen  zur  Abscheidung  von  C02,  Pipelines  für 
die  Beförderung  von  C02  oder  C02-Speicherstätten. 

(4)  Für  Fernwärme  und  hocheffiziente  Kraft-Wärme- 
Kopplung  im  Sinne  der  Richtlinie  200  4/8 /EG  werden  für 
einen  wirtschaftlich  vertretbaren  Bedarf  Zertifikate  in  Bezug 
auf  Wärme-  und  Kälteerzeugung  kostenlos  zugeteilt.  Nach 
2013  wird  die  Gesamtzuteilung  an  solche  Anlagen  für  die 
Erzeugung  dieser  Art  von  Wärme  jährlich  anhand  des  linea- 
ren Faktors  gemäß  Artikel  9  angepasst. 


(5)  Die  jährliche  Höchstmenge  an  Zertifikaten,  die  als 
Grundlage  für  die  Berechnung  der  Zuteilungen  an  Anlagen 
dient,  die  nicht  unter  Absatz  3  fallen  und  keine  neuen  Markt- 
teilnehmer sind,  darf  die  folgende  Summe  nicht 
überschreiten: 

a)  die  nach  Artikel  9  ermittelte  jährliche  gemeinschafts- 
weite Gesamtmenge,  multipliziert  mit  dem  Anteil  der 
Emissionen  von  nicht  unter  Absatz  3  fallenden  Anlagen 
an  den  geprüften  Gesamtemissionen  im  Durchschnitt 
der  Jahre  von  2005  bis  2007  von  Anlagen,  die  im  Zeit- 
raum von  2008  bis  2012  in  das  Gemeinschaftssystem 
einbezogen  sind,  und 

b)  die  geprüften  jährlichen  Gesamtemissionen  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  von  2005  bis  2007  —  angepasst  mit 
dem  linearen  Faktor  gemäß  Artikel  9  —  von  Anlagen, 
die  erst  ab  2013  in  das  Gemeinschaftssystem  einbezo- 
gen werden  und  nicht  unter  Absatz  3  fallen. 

Nötigenfalls  wird  ein  einheitlicher  sektorübergreifender 
Korrekturfaktor  angewendet. 

(6)  Die  Mitgliedstaaten  können  zugunsten  der  Sektoren 
bzw.  Teilsektoren,  für  die  ein  erhebliches  Risiko  einer  Verla- 
gerung von  C02-Emissionen  durch  auf  den  Strompreis  über- 
gewälzte  Kosten  der  Treibhausgasemissionen  ermittelt 
wurde,  finanzielle  Maßnahmen  einführen,  um  diese  Kosten 
auszugleichen,  sofern  dies  mit  den  geltenden  und  künftigen 
Regeln  für  staatliche  Beihilfen  vereinbar  ist. 

Diese  Maßnahmen  beruhen  auf  Ex-ante-Benchmarks  für  die 
indirekten  C02-Emissionen  pro  Produktionseinheit.  Diese 
Ex-ante-Benchmarks  werden  für  einen  bestimmten  Sektor 
bzw.  Teilsektor  berechnet  als  Produkt  des  Stromverbrauchs 
pro  Produktionseinheit  entsprechend  den  effizientesten  ver- 
fügbaren Techniken  und  der  C02-Emissionen  des  entspre- 
chenden europäischen  Stromerzeugungsmix. 

(7)  5  %  der  gemäß  den  Artikeln  9  und  9a  gemeinschafts- 
weit für  den  Zeitraum  von  2013  bis  2020  bestimmten  Menge 
der  Zertifikate  werden  für  neue  Marktteilnehmer  bereitgehal- 
ten als  die  Höchstmenge,  die  neuen  Marktteilnehmern  nach 
den  gemäß  Absatz  1  dieses  Artikels  erlassenen  Vorschriften 
zugeteilt  werden  kann.  Die  Mitgliedstaaten  versteigern  die 
Zertifikate  dieser  gemeinschaftsweiten  Reserve,  die  im  Zeit- 
raum von  2013  bis  2020  weder  neuen  Marktteilnehmern 
zugeteilt  noch  gemäß  Absatz  8,  9  oder  10  des  vorliegenden 
Artikels  genutzt  werden,  wobei  das  Ausmaß  zu  berücksich- 
tigen ist,  in  dem  die  Anlagen  in  den  jeweiligen  Mitgliedstaa- 
ten diese  Reserve  genutzt  haben,  gemäß  Artikel  1 0  Absatz  2 
und  —  was  die  näheren  Bestimmungen  und  den  Zeitpunkt 
betrifft  —  Artikel  10  Absatz  4  sowie  gemäß  den  einschlägi- 
gen Durchführungsbestimmungen. 

Die  Zuteilungen  werden  anhand  des  linearen  Faktors  gemäß 
Artikel  9  angepasst. 

Für  die  Stromerzeugung  neuer  Marktteilnehmer  werden 
keine  Zertifikate  kostenlos  zugeteilt. 

Bis  31.  Dezember  2010  werden  harmonisierte  Bestimmun- 
gen über  die  Anwendung  der  Begriffsbestimmung  ,neuer 
Marktteilnehmer'  angenommen,  insbesondere  in  Bezug  auf 
die  Definition  des  Begriffs  .wesentliche  Erweiterungen'. 
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Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem 
in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 

(8)  Bis  zu  300  Millionen  Zertifikate  aus  der  Reserve  für 
neue  Marktteilnehmer  werden  bis  31.  Dezember  2015  zur 
Verfügung  gestellt,  um  im  Unionsgebiet  den  Bau  und  Betrieb 
von  bis  zu  1 2  kommerziellen  Demonstrationsprojekten,  die 
auf  eine  umweltverträgliche  Abscheidung  und  geologische 
Speicherung  von  C02  abzielen,  sowie  Demonstrations- 
projekte für  innovative  Technologien  für  erneuerbare  Ener- 
gien zu  fördern. 

Die  Zertifikate  sind  für  die  Unterstützung  von 
Demonstrationsprojekten  bereitzustellen,  die  an  geografisch 
ausgewogenen  Standorten  eine  Entwicklung  eines  breiten 
Spektrums  an  Verfahren  zur  C02-Abscheidung  und- 
Speicherung  und  von  kommerziell  noch  nicht  lebensfähigen 
innovativen  Technologien  für  erneuerbare  Energien  bieten. 
Die  Zuteilung  der  Zertifikate  hängt  von  der  nachweislichen 
Vermeidung  von  C02-Emissionen  ab. 

Die  Projekte  werden  auf  der  Grundlage  objektiver  und  trans- 
parenter Kriterien  einschließlich  der  Verpflichtung  zum 
Wissensaustausch  ausgewählt.  Diese  Kriterien  und  die  Maß- 
nahmen werden  nach  dem  in  Artikel  2  3  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  festgelegt  und 
veröffentlicht. 

Es  sind  Zertifikate  für  Projekte  bereitzuhalten,  die  den  in 
Unterabsatz  3  genannten  Anforderungen  genügen.  Die 
Unterstützung  für  diese  Projekte  erfolgt  über  die  Mitgliedstaa- 
ten und  ergänzt  die  von  den  betreffenden  Anlagenbetreibern 
bereitgestellten  erheblichen  Mittel  zur  Kofinanzierung.  Diese 
Projekte  können  auch  von  den  betroffenen  Mitgliedstaaten 
und  durch  andere  Instrumente  kofinanziert  werden.  Kein 
Projekt  erhält  mit  diesem  Mechanismus  gemäß  dem  vorlie- 
genden Absatz  eine  Unterstützung,  die  1 5  %  der  Gesamt- 
menge der  zu  diesem  Zweck  verfügbaren  Zertifikate 
übersteigt.  Diese  Zertifikate  werden  in  Absatz  7 
berücksichtigt. 

(9)  Litauen,  das  sich  in  Artikel  1  des  Protokolls  Nr.  4  über 
das  litauische  Kernkraftwerk  Ignalina  im  Anhang  der 
Beitrittsakte  von  2003  verpflichtet  hat,  den  Block  2  dieses 
Kraftwerks  bis  31.  Dezember  2009  stillzulegen,  kann  Zerti- 
fikate aus  der  Reserve  für  neue  Marktteilnehmer  zur  Verstei- 
gerung gemäß  der  in  Artikel  10  Absatz  4  genannten 
Verordnung  verlangen,  wenn  die  Gesamtmenge  der  geprüf- 
ten Emissionen  Litauens  im  Rahmen  des  Gemeinschafts- 
systems im  Zeitraum  von  2013  bis  2015  die  Gesamtmenge 
der  den  litauischen  Anlagen  in  diesem  Zeitraum  zur  Strom- 
erzeugung zugeteilten  kostenlosen  Zertifikate  und  drei  Ach- 
tel der  von  Litauen  im  Zeitraum  von  2013  bis  2020  zu 
versteigernden  Zertifikate  übersteigt.  Die  Gesamtmenge  die- 
ser Zertifikate  entspricht  den  überschüssigen  Emissionen  in 
diesem  Zeitraum,  sofern  der  Überschuss  auf  erhöhte  Emissi- 
onen bei  der  Stromerzeugung  zurückzuführen  ist,  abzüglich 
der  Menge,  um  welche  die  Zuteilungen  Litauens  im  Zeitraum 
von  2008  bis  2012  die  geprüften  Emissionen  Litauens  im 
Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  in  diesem  Zeitraum  über- 
steigen. Diese  Zertifikate  werden  unter  Absatz  7 
berücksichtigt. 


(10)  Die  Mitgliedstaaten,  deren  Stromnetz  mit  dem  litau- 
ischen Stromnetz  verbunden  ist,  die  2007  über  15  %  ihres 
Inlandsstromverbrauchs  zur  eigenen  Verwendung  aus 
Litauen  einführten  und  deren  Emissionen  aufgrund  von 
Investitionen  in  neue  Stromerzeugungsanlagen  gestiegen 
sind,  können  Absatz  9  unter  den  dort  festgelegten  Bedingun- 
gen entsprechend  anwenden. 

(11)  Vorbehaltlich  des  Artikels  10b  entspricht  die  Zahl 
der  gemäß  den  Absätzen  4  bis  7  des  vorliegenden  Artikels 
kostenlos  zugeteilten  Zertifikate  im  Jahr  2013  80  %  der 
Menge,  die  gemäß  den  in  Absatz  1  genannten  Maßnahmen 
festgelegt  wurde.  Danach  wird  die  kostenlose  Zuteilung  Jahr 
für  Jahr  in  gleicher  Höhe  bis  2020  auf  30  %  reduziert,  so  dass 
im  Jahr  2027  keine  kostenlose  Zuteilung  erfolgt. 

(1 2)  Vorbehaltlich  des  Artikels  10b  werden  im  Jahr  201 3 
und  in  jedem  der  Folgejahre  bis  2020  Anlagen  in  Sektoren 
bzw.  Teilsektoren,  in  denen  ein  erhebliches  Risiko  der  Verla- 
gerung von  C02-Emissionen  besteht,  gemäß  Absatz  1  Zerti- 
fikate in  Höhe  von  100  %  der  Menge,  die  gemäß  den  in 
Absatz  1  genannten  Maßnahmen  festgelegt  wurde,  kosten- 
los zugeteilt. 

(13)  Bis  zum  31.  Dezember  2009  und  danach  alle  fünf 
Jahre  legt  die  Kommission  nach  Erörterung  im  Europäischen 
Rat  ein  Verzeichnis  der  Sektoren  bzw.  Teilsektoren  gemäß 
Absatz  12  auf  der  Basis  der  in  den  Absätzen  14  bis  17 
genannten  Kriterien  fest. 

Die  Kommission  kann  jedes  Jahr  auf  eigene  Initiative  oder  auf 
Antrag  eines  Mitgliedstaats  dem  in  Unterabsatz  1  genannten 
Verzeichnis  Sektoren  bzw.  Teilsektoren  hinzufügen,  wenn  in 
einem  analytischen  Bericht  nachgewiesen  werden  kann,  dass 
die  betreffenden  Sektoren  bzw.  Teilsektoren  den  in  den 
Absätzen  1 4  bis  17  genannten  Kriterien  im  Anschluss  an 
eine  Änderung,  die  erhebliche  Auswirkungen  auf  die  Tätig- 
keiten dieser  Sektoren  bzw.  Teilsektoren  hat,  entsprechen. 

Die  Kommission  konsultiert  die  Mitgliedstaaten,  die  betrof- 
fenen Sektoren  bzw.  Teilsektoren  und  die  anderen  Interessen- 
träger  zur  Umsetzung  dieses  Artikels. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem 
in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 

(14)  Bei  der  Bestimmung  der  in  Absatz  1 2  genannten  Sek- 
toren bzw.  Teilsektoren  bewertet  die  Kommission  auf 
Gemeinschaftsebene,  in  welchem  Umfang  der  betreffende 
Sektor  oder  Teilsektor  auf  der  jeweiligen  Klassifizierungs- 
ebene die  direkten  Kosten  der  erforderlichen  Zertifikate  und 
die  indirekten  Kosten  durch  höhere  Strompreise,  die  durch 
die  Durchführung  dieser  Richtlinie  verursacht  wurden,  ohne 
erheblichen  Verlust  von  Marktanteilen  an  weniger  C02- 
effiziente  Anlagen  außerhalb  der  Gemeinschaft  in  die  Pro- 
dukte einpreisen  kann.  Diese  Bewertung  basiert  auf  einem 
durchschnittlichen  C02-Preis  gemäß  der  von  der  Kommis- 
sion durchgeführten  Folgenabschätzung,  die  das  Paket  der 
Durchführungsmaßnahmen  zu  den  Zielen  der  Union  zum 
Klimawandel  und  zu  den  erneuerbaren  Energien  bis  2020 
begleitet  und,  sofern  diese  Daten  verfügbar  sind,  den  Daten 
über  Handel,  Produktion  und  Mehrwert  in  den  drei  letzten 
Jahren  für  den  jeweiligen  Sektor  bzw.  Teilsektor. 
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(15)  Es  wird  angenommen,  dass  ein  Sektor  bzw.  Teil- 
sektor einem  erheblichen  Risiko  einer  Verlagerung  von  C02- 
Emissionen  ausgesetzt  ist,  wenn 

a)  die  Summe  der  durch  die  Durchführung  dieser  Richtli- 
nie verursachten  direkten  und  indirekten  zusätzlichen 
Kosten  einen  erheblichen  Anstieg  der  Produktionskos- 
ten, gemessen  in  Prozenten  der  Bruttowertschöpfung, 
um  mindestens  5  %  bewirken  würde  und 

b)  die  Intensität  des  Handels  mit  Drittstaaten,  definiert  als 
das  Verhältnis  des  Gesamtwerts  der  Ausfuhren  in  Dritt- 
staaten zuzüglich  des  Wertes  der  Einfuhren  aus  Dritt- 
staaten zur  Gesamtgröße  des  Gemeinschaftsmarktes 
(jährlicher  Umsatz  plus  Gesamteinfuhren),  10  % 
übersteigt. 

(16)  Ungeachtet  des  Absatzes  15  wird  auch  angenom- 
men, dass  ein  Sektor  bzw.  Teilsektor  einem  erheblichen 
Risiko  einer  Verlagerung  von  C02-Emissionen  ausgesetzt  ist, 
wenn 

a)  die  Summe  der  durch  die  Durchführung  dieser  Richtli- 
nie verursachten  direkten  und  indirekten  zusätzlichen 
Kosten  einen  besonders  hohen  Anstieg  der  Produktions- 
kosten, gemessen  in  Prozenten  der  Bruttowert- 
schöpfung, um  mindestens  30  %  bewirken  würde  oder 

b)  die  Intensität  des  Handels  mit  Drittstaaten,  definiert  als 
das  Verhältnis  des  Gesamtwerts  der  Ausfuhren  in  Dritt- 
staaten zuzüglich  des  Wertes  der  Einfuhren  aus  Dritt- 
staaten zur  Gesamtgröße  des  Gemeinschaftsmarktes 
(jährlicher  Umsatz  plus  Gesamteinfuhren),  30  % 
übersteigt. 

(1 7)  Das  Verzeichnis  nach  Absatz  1 3  kann  im  Anschluss 
an  eine  qualitative  Bewertung  ergänzt  werden,  wobei  fol- 
gende Kriterien  zu  berücksichtigen  sind,  sofern  die  entspre- 
chenden Daten  verfügbar  sind: 

a)  der  Umfang,  in  dem  einzelne  Anlagen  des  betreffenden 
Sektors  bzw.  Teilsektors  das  Emissionsniveau  oder  den 
Stromverbrauch  senken  können,  gegebenenfalls  ein- 
schließlich des  Anstiegs  der  Produktionskosten,  den  die 
betreffenden  Investitionen  bewirken  können,  beispiels- 
weise durch  Einsatz  der  effizientesten  Techniken; 

b)  die  gegenwärtigen  und  erwarteten  Markteigenschaften, 
auch  wenn  die  Handelsintensität  oder  die  Steigerungsra- 
ten der  direkten  und  indirekten  Kosten  nahe  bei  einem 
der  in  Absatz  1 6  genannten  Schwellenwerte  liegen; 

c)  die  Gewinnspannen  als  potenzieller  Indikator  für  lang- 
fristige Investitionen  oder  Entscheidungen  über 
Verlagerungen. 

(18)  Das  Verzeichnis  nach  Absatz  13  wird  —  sofern  die 
entsprechenden  Daten  verfügbar  sind  —  unter  Berücksichti- 
gung der  folgenden  Kriterien  erstellt: 

a)  Umfang,  in  welchem  sich  Drittstaaten,  die  einen  wesent- 
lichen Anteil  an  der  weltweiten  Produktion  von  Erzeug- 
nissen in  Sektoren  bzw.  Teilsektoren  darstellen,  für 
welche  ein  Risiko  einer  Verlagerung  von  C02- 
Emissionen  ermittelt  wurde,  entschieden  zu  einer  Sen- 
kung der  Treibhausgasemissionen  in  den  betreffenden 


Sektoren  bzw.  Teilsektoren  verpflichten,  und  zwar  inner- 
halb einer  Frist,  die  der  für  die  Gemeinschaft  gesetzten 
Frist  entspricht,  und 

b)  Maß,  in  dem  die  C02-Effizienz  der  in  diesen  Drittstaaten 
angesiedelten  Anlagen  jener  der  Gemeinschaft  gleich- 
wertig ist. 

(19)  Für  Anlagen,  die  ihren  Betrieb  eingestellt  haben, 
kommt  keine  kostenlose  Zuteilung  in  Betracht,  es  sei  denn, 
die  Betreiber  weisen  der  zuständigen  Behörde  nach,  dass  sie 
ihre  Produktion  in  der  Anlage  in  einer  bestimmten,  angemes- 
senen Frist  wieder  aufnehmen  werden.  Anlagen,  deren 
Genehmigung  zur  Emission  von  Treibhausgasen  ausgelaufen 
ist  oder  entzogen  wurde,  und  Anlagen,  deren  Betrieb  oder 
Wiederinbetriebnahme  technisch  unmöglich  ist,  gelten  als 
Anlagen,  die  ihren  Betrieb  eingestellt  haben. 

(20)  Die  Kommission  ergreift  im  Rahmen  der  in  Absatz  1 
vorgesehenen  Maßnahmen  auch  Maßnahmen  zur  Definition 
von  Anlagen,  die  ihren  Betrieb  teilweise  einstellen  oder  ihre 
Kapazität  erheblich  senken,  sowie  Maßnahmen  zur  entspre- 
chenden Anpassung  der  solchen  Anlagen  kostenlos  zugeteil- 
ten Zertifikate. 

Artikel  10h 

Maßnahmen  zur  Unterstützung  bestimmter 
energieintensiver  Industrien  im  Falle  der  Verlagerung 
von  C02-Emissionen 

(1)  Bis  30.  Juni  2010  legt  die  Kommission  unter  Berück- 
sichtigung der  Ergebnisse  der  internationalen  Verhandlungen 
und  des  Ausmaßes,  in  dem  diese  zu  globalen  Treibhausgas- 
emissionsreduktionen  führen,  nach  Konsultation  aller  rele- 
vanten Sozialpartner  dem  Europäischen  Parlament  und  dem 
Rat  einen  Analysebericht  vor,  in  dem  sie  die  Situation  in 
Bezug  auf  energieintensive  Sektoren  und  Teilsektoren  unter- 
sucht, für  die  ein  erhebliches  Risiko  einer  Verlagerung  von 
C02-Emissionen  ermittelt  wurde.  Zusammen  mit  dem 
Bericht  werden  geeignete  Vorschläge  unterbreitet,  die  Folgen- 
des betreffen  können: 

a)  Anpassung  des  Anteils  von  Zertifikaten,  die  diesen  Sek- 
toren oder  Teilsektoren  gemäß  Artikel  10a  kostenlos 
zugeteilt  werden, 

b)  Einbeziehung  der  Importeure  von  Produkten,  die 
von  den  gemäß  Artikel  10a  ermittelten  Sektoren 
oder  Teilsektoren  hergestellt  werden,  in  das 
Gemeinschaftssystem, 

c)  Bewertung  der  Auswirkungen  der  Verlagerung  von  C02- 
Emissionen  für  die  Energiesicherheit  der  Mitgliedstaaten, 
insbesondere  wenn  die  Vernetzung  mit  dem  Stromnetz 
der  EU  ungenügend  ist  und  wenn  eine  Vernetzung  mit 
dem  Stromnetz  von  Drittstaaten  besteht,  sowie  geeig- 
nete Maßnahmen  auf  diesem  Gebiet. 

Bei  der  Prüfung,  welche  Maßnahmen  angemessen  sind,  wer- 
den auch  etwaige  bindende  sektorspezifische  Abkommen 
berücksichtigt,  die  zu  globalen  Reduktionen  von  Treibhaus- 
gasemissionen führen,  die  eine  für  eine  wirksame  Bekämp- 
fung des  Klimawandels  erforderliche  Größenordnung 
aufweisen,  überwacht  und  überprüft  werden  können  und  für 
die  verbindliche  Durchsetzungsbestimmungen  gelten. 
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(2)  Die  Kommission  bewertet  bis  31.  März  2011,  ob  zu 
erwarten  ist,  dass  die  Entscheidungen  über  den  Anteil  der  den 
Sektoren  bzw.  Teilsektoren  gemäß  Absatz  1  zugeteilten  kos- 
tenlosen Zertifikate,  einschließlich  der  Auswirkungen  der 
gemäß  Artikel  10a  Absatz  2  festgelegten  Ex-ante- 
Benchmarks,  erhebliche  Folgen  für  die  Menge  der  von  den 
Mitgliedstaaten  gemäß  Artikel  1 0  Absatz  2  Buchstabe  b  zu 
versteigernden  Zertifikate  haben,  und  zwar  im  Vergleich  zu 
einer  Versteigerung  zu  100  %  für  alle  Sektoren  im  Jahr  2020. 
Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem 
Rat  unter  Berücksichtigung  der  möglichen  Verteilungseffekte 
gegebenenfalls  geeignete  Vorschläge  vor. 

Artikel  10c 

Option  einer  übergangsweisen  kostenlosen  Zuteilung 
von  Zertifikaten  zur  Modernisierung  der 
Stromerzeugung 

(1)  Abweichend  von  Artikel  10a  Absätze  1  bis  5  können 
die  Mitgliedstaaten  den  am  31.  Dezember  2008  in  Betrieb 
befindlichen  Anlagen  für  die  Stromerzeugung  sowie  den 
Anlagen  für  die  Stromerzeugung,  bei  denen  der  Investitions- 
prozess  zum  selben  Zeitpunkt  konkret  begonnen  hat,  über- 
gangsweise kostenlose  Zertifikate  für  die  Stromerzeugung 
zuteilen,  wenn  eine  der  folgenden  Bedingungen  erfüllt  wird: 

a)  Das  nationale  Stromnetz  war  2007  nicht  direkt  oder 
indirekt  an  das  von  der  Union  für  den  Transport  elektri- 
scher Energie  (UCTE)  betriebene  Verbundsystem 
angeschlossen; 

b)  das  nationale  Stromnetz  war  2007  nur  über  eine  einzige 
Leitung  von  einer  Kapazität  unter  400  MW  direkt  oder 
indirekt  an  das  von  der  UCTE  betriebene  Verbundsystem 
angeschlossen;  oder 

c)  2006  wurden  mehr  als  30  %  des  Stroms  aus  einem  ein- 
zigen fossilen  Brennstoff  erzeugt,  und  das  Bruttoinlands- 
produkt (BIP)  pro  Kopf  zu  Marktpreisen  überstieg  nicht 
50  %  des  durchschnittlichen  BIP  pro  Kopf  zum  Markt- 
preis in  der  Gemeinschaft. 

Der  betroffene  Mitgliedstaat  legt  der  Kommission  einen  nati- 
onalen Plan  für  Investitionen  in  die  Nachrüstung  und  Moder- 
nisierung der  Infrastrukturen  und  in  saubere  Technologien 
vor.  Der  nationale  Plan  sieht  auch  die  Diversifizierung  seines 
Energiemix  und  seiner  Bezugsquellen  um  möglichst  den 
Gegenwert  des  Marktwerts  der  kostenlosen  Zuteilung  von 
Zertifikaten  vor,  wobei  zu  berücksichtigen  ist,  dass  direkt 
damit  verbundene  Preiserhöhungen  so  weit  wie  möglich  ein- 
geschränkt werden  müssen.  Der  betreffende  Mitgliedstaat  legt 
der  Kommission  jedes  Jahr  einen  Bericht  über  Investitionen 
in  die  Infrastrukturverbesserung  und  saubere  Technologien 
vor.  Die  ab  dem  5.  Juni  2009  getätigten  Investitionen  kön- 
nen zu  diesem  Zweck  berücksichtigt  werden. 

(2)  Die  übergangsweise  kostenlos  zugeteilten  Zertifikate 
werden  von  der  Menge  der  Zertifikate,  die  der  betreffende 
Mitgliedstaat  andernfalls  gemäß  Artikel  1 0  Absatz  2  verstei- 
gert hätte,  abgezogen.  2013  darf  die  Gesamtmenge  aller 
übergangsweise  kostenlos  zugeteilten  Zertifikate  nicht  70  % 
der  jährlichen  Durchschnittsmenge  der  geprüften  Emissionen 
dieser  Stromerzeuger  im  Zeitraum  von  2005  bis  2007  für  die 
dem  nationalen  Bruttoendverbrauch  des  betreffenden 
Mitgliedstaats  entsprechende  Menge  übersteigen;  Die  Menge 


der  übergangsweise  kostenlos  zugeteilten  Zertifikate  sinkt 
dann  schrittweise  und  wird  2020  auf  null  reduziert.  Die  maß- 
geblichen Emissionen  derjenigen  Mitgliedstaaten,  die  2005 
nicht  am  Gemeinschaftssystem  teilgenommen  haben,  werden 
auf  der  Grundlage  ihrer  geprüften  Emissionen  im  Rahmen 
des  Gemeinschaftssystems  im  Jahr  2007  berechnet. 

Der  betroffene  Mitgliedstaat  kann  vorschreiben,  dass  der 
Betreiber  der  betreffenden  Anlage  die  aufgrund  dieses  Arti- 
kels zugeteilten  Zertifikate  nur  zur  Abgabe  der  Zertifikate 
gemäß  Artikel  1 2  Absatz  3  in  Bezug  auf  Emissionen  dersel- 
ben Anlage  im  Jahr,  für  das  die  Zertifikate  zugeteilt  werden, 
nutzen  darf. 

(3)  Die  Zuteilung  an  die  Betreiber  basiert  auf  den  geprüf- 
ten Emissionen  im  Zeitraum  von  2005  bis  2007  oder  auf 
einem  Ex-ante-Effizienzbenchmark  auf  der  Grundlage  des 
gewichteten  Durchschnitts  der  Emissionswerte  der  treibhaus- 
gaseffizientesten  Stromerzeugung  in  mit  verschiedenen 
Brennstoffen  betriebenen  Anlagen  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems.  Die  Gewichtung  kann  den  Anteil  der 
verschiedenen  Brennstoffe  an  der  Stromerzeugung  in  dem 
betreffenden  Mitgliedstaat  widerspiegeln.  Die  Kommission 
erstellt  gemäß  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  Leitlinien,  damit  bei  der  Zuteilung  der 
Zertifikate  ungerechtfertigte  Wettbewerbsverzerrungen  ver- 
mieden werden  und  die  negativen  Auswirkungen  auf  die 
Anreize  zu  Emissionsreduktionen  so  gering  wie  möglich 
bleiben. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten,  die  diesen  Artikel  anwenden, 
schreiben  den  davon  profitierenden  Stromerzeugern  und 
Netzbetreibern  vor,  alle  1 2  Monate  über  die  Durchführung 
ihrer  in  den  nationalen  Plänen  genannten  Investitionen  zu 
berichten.  Die  Mitgliedstaaten  erstatten  der  Kommission  dar- 
über Bericht  und  veröffentlichen  die  Berichte  der  Strom- 
erzeuger und  Netzbetreiber. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten,  die  Zertifikate  auf  der  Basis  dieses 
Artikels  zuteilen  wollen,  legen  der  Kommission  bis  spätestens 
30.  September  2011  einen  Antrag  vor,  der  den  geplanten 
Zuteilungsmechanismus  und  die  im  Einzelnen  zugeteilten 
Zertifikate  angibt.  Die  Anträge  umfassen 

a)  den  Nachweis,  dass  der  betreffende  Mitgliedstaat  min- 
destens eine  der  in  Absatz  1  genannten  Bedingungen 
erfüllt, 

b)  das  Verzeichnis  der  Anlagen,  auf  die  sich  der  Antrag 
bezieht,  und  die  Zahl  der  Zertifikate,  die  einer  jeden 
Anlage  gemäß  Absatz  3  und  den  Leitlinien  der  Kommis- 
sion zugeteilt  werden  sollen, 

c)  den  in  Absatz  1  Unterabsatz  2  genannten  nationalen 
Plan, 

d)  Bestimmungen  über  Kontrolle  und  Durchsetzung  der 
geplanten  Investitionen  im  Rahmen  des  nationalen 
Plans, 

e)  den  Nachweis,  dass  die  Zuteilung  der  Zertifikate  keine 
ungerechtfertigten  Wettbewerbsverzerrungen  bewirkt. 
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(6)  Die  Kommission  bewertet  die  Anträge  unter  Berück- 
sichtigung der  in  Absatz  5  genannten  Erfordernisse  und  kann 
einen  Antrag  binnen  sechs  Monaten  nach  Eingang  aller  erfor- 
derlichen Informationen  ganz  oder  teilweise  ablehnen. 

(7)  Zwei  Jahre  vor  Ende  des  Zeitraums,  während  dessen 
ein  Mitgliedstaat  den  am  31.  Dezember  2008  in  Betrieb 
befindlichen  Anlagen  zur  Stromerzeugung  übergangsweise 
kostenlose  Zertifikate  zuteilen  kann,  bewertet  die  Kommis- 
sion die  bei  der  Umsetzung  des  nationalen  Plans  erzielten 
Fortschritte.  Kommt  die  Kommission  auf  Antrag  eines 
Mitgliedstaats  zu  dem  Schluss,  dass  dieser  Zeitraum  mögli- 
cherweise verlängert  werden  muss,  kann  sie  dem  Europäi- 
schen Parlament  und  dem  Rat  entsprechende  Vorschläge 
vorlegen,  einschließlich  der  Bedingungen,  die  im  Fall  einer 
Verlängerung  eingehalten  werden  müssen." 

13.  Die  Artikel  11  und  IIa  erhalten  folgende  Fassung: 


„Artikel  1 1 

Nationale  Umsetzungsmaßnahmen 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  veröffentlicht  und  unterbreitet  der 
Kommission  bis  30.  September  2011  das  Verzeichnis  der  in 
seinem  Hoheitsgebiet  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Anla- 
gen und  alle  den  einzelnen  Anlagen  in  seinem  Hoheitsgebiet 
kostenlos  zugeteilten  Zertifikate,  die  im  Einklang  mit  den 
Vorschriften  gemäß  Artikel  10a  Absatz  1  und  Artikel  10c 
berechnet  wurden. 

(2)  Bis  28.  Februar  jeden  Jahres  vergeben  die  zuständigen 
Behörden  die  gemäß  den  Artikeln  10,  10a  und  10c  berech- 
nete Menge  der  in  dem  betreffenden  Jahr  zuzuteilenden 
Zertifikate. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  dürfen  Anlagen,  deren  Eintrag  in 
die  in  Absatz  1  genannte  Liste  von  der  Kommission  abge- 
lehnt wurde,  keine  kostenlosen  Zertifikate  gemäß  Absatz  2 
zuteilen. 


Artikel  1 1  a 

Nutzung  von  CER  und  ERU  aus  Projektmaßnahmen 
im  Gemeinschaftssystem  vor  Inkrafttreten  eines 
internationalen  Abkommens  über  den  Klimawandel 

(1)  Die  Absätze  2  bis  7  gelten  unbeschadet  der  Anwen- 
dung von  Artikel  28  Absätze  3  und  4. 

(2)  Betreiber  sowie  Betreiber  von  Luftfahrzeugen  können, 
soweit  sie  die  ihnen  von  den  Mitgliedstaaten  für  den  Zeit- 
raum von  2008  bis  2012  gestattete  Nutzung  von  CER/ERU 
nicht  ausgeschöpft  haben  oder  soweit  ihnen  die  Nutzung  der 
Gutschriften  gemäß  Absatz  8  bewilligt  wurde,  die  zuständige 
Behörde  darum  ersuchen,  ihnen  im  Tausch  gegen  CER  und 
ERU  für  bis  2012  erfolgte  Emissionsminderungen  aus 
Projekttypen,  die  im  Zeitraum  von  2008  bis  2012  im  Rah- 
men des  Gemeinschaftssystems  genutzt  werden  durften,  Zer- 
tifikate zuzuteilen,  die  ab  2013  gültig  sind. 

Die  zuständige  Behörde  nimmt  einen  solchen  Austausch  bis 
zum  31.  März  2015  auf  Antrag  vor. 


(3)  Soweit  die  den  Betreibern  oder  Betreibern  von  Luft- 
fahrzeugen von  den  Mitgliedstaaten  für  den  Zeitraum  von 
2008  bis  2012  gestattete  Nutzung  von  CER/ERU  nicht  aus- 
geschöpft worden  ist  oder  ihnen  die  Nutzung  der  Gutschrif- 
ten gemäß  Absatz  8  bewilligt  wurde,  gestatten  die 
zuständigen  Behörden  es  den  Betreibern,  CER  und  ERU  aus 
vor  2013  registrierten  Projekten  für  Emissionsminderungen 
in  der  Zeit  ab  201 3  gegen  Zertifikate  auszutauschen,  die  ab 
201 3  gültig  sind. 

Unterabsatz  1  gilt  für  CER  und  ERU  für  alle  Projekttypen,  die 
im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  im  Zeitraum  von 
2008  bis  2012  genutzt  werden  durften. 

(4)  Soweit  die  den  Betreibern  oder  Betreibern  von  Luft- 
fahrzeugen von  den  Mitgliedstaaten  für  den  Zeitraum  von 
2008  bis  2012  gestattete  Nutzung  von  CER/ERU  nicht  aus- 
geschöpft worden  ist  oder  ihnen  die  Nutzung  der  Gutschrif- 
ten gemäß  Absatz  8  bewilligt  wurde,  gestatten  die 
zuständigen  Behörden  es  den  Betreibern,  CER,  die  für  die  Ver- 
ringerung von  Emissionen  ab  201 3  vergeben  wurden,  gegen 
Zertifikate  aus  neuen  Projekten,  die  ab  2013  in  den  am 
wenigsten  entwickelten  Ländern  begonnen  werden, 
auszutauschen. 

Unterabsatz  1  gilt  für  CER  für  alle  Projekttypen,  die  im  Rah- 
men des  Gemeinschaftssystems  im  Zeitraum  von  2008 
bis  2012  genutzt  werden  durften,  bis  die  betreffenden  Län- 
der ein  Abkommen  mit  der  Gemeinschaft  ratifiziert  haben 
oder  bis  2020,  je  nachdem,  welches  der  frühere  Zeitpunkt  ist. 

(5)  Soweit  die  den  Betreibern  oder  Betreibern  von  Luft- 
fahrzeugen von  den  Mitgliedstaaten  für  den  Zeitraum  von 
2008  bis  2012  gestattete  Nutzung  von  CER/ERU  nicht  aus- 
geschöpft worden  ist  oder  ihnen  die  Nutzung  der  Gutschrif- 
ten gemäß  Absatz  8  bewilligt  wurde  und  die  Verhandlungen 
über  ein  internationales  Abkommen  über  den  Klimawandel 
nicht  bis  zum  31.  Dezember  2009  abgeschlossen  werden,  ist 
es  möglich,  im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  Gutschrif- 
ten aus  Projekten  oder  anderen  emissionsreduzierenden 
Tätigkeiten,  die  im  Rahmen  von  Abkommen  mit  Drittländern 
durchgeführt  werden,  zu  nutzen,  wobei  festgelegt  ist,  in  wel- 
chem Umfang  sie  genutzt  werden  können.  Gemäß  diesen 
Abkommen  dürfen  die  Betreiber  Gutschriften  aus  Projekt- 
maßnahmen in  diesen  Drittländern  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
pflichtungen im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  nutzen. 

(6)  Die  Abkommen  gemäß  Absatz  5  sehen  vor,  dass  Gut- 
schriften aus  Projekttypen,  die  im  Zeitraum  von  2008 
bis  201 2  im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  genutzt  wer- 
den durften,  einschließlich  der  Technologien  für  erneuerbare 
Energien  oder  Energieeffizienz,  die  den  Technologietransfer 
und  die  nachhaltige  Entwicklung  fördern,  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems  genutzt  werden  können.  Ein  solches 
Abkommen  kann  auch  die  Nutzung  von  Gutschriften  aus 
Projekten  vorsehen,  bei  denen  das  Referenzszenario  unter- 
halb des  Niveaus  der  kostenlosen  Zuteilung  im  Sinne  der 
Maßnahmen  von  Artikel  10a  oder  unterhalb  der 
gemeinschaftsrechtlich  vorgeschriebenen  Niveaus  liegt. 

(7)  Nach  Abschluss  eines  internationalen  Abkommens 
über  den  Klimawandel  werden  ab  1.  Januar  201 3  im  Rahmen 
des  Gemeinschaftssystems  nur  Gutschriften  für  Projekte  in 
Drittländern  zugelassen,  die  das  Abkommen  ratifiziert  haben. 
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(8)  Alle  bestehenden  Betreiber  sind  befugt,  zwischen  2008 
und  2020  Gutschriften  entweder  bis  zu  der  Menge  zu  nut- 
zen, die  ihnen  im  Zeitraum  von  2008  bis  2012  gestattet 
wurde,  oder  bis  zu  einer  Menge,  die  einem  Prozentsatz  ihrer 
Zuteilung  im  Zeitraum  von  2008  bis  2012,  der  nicht 
unter  1 1  %  liegt,  entspricht,  je  nachdem,  welche  die  höhere 
ist. 

Die  Betreiber  müssen  in  der  Lage  sein,  Gutschriften  von  mehr 
als  1 1  %  gemäß  Unterabsatz  1  bis  zu  einer  Menge  zu  nutzen, 
so  dass  ihre  kombinierte  kostenlose  Zuteilung  im  Zeitraum 
von  2008  bis  2012  und  die  gesamten  Ansprüche  auf  Nut- 
zung von  Projektgutschriften  einem  gewissen  Prozentsatz 
ihrer  geprüften  Emissionen  im  Zeitraum  von  2005  bis  2007 
entsprechen. 

Neue  Marktteilnehmer  einschließlich  neuer  Marktteilnehmer 
im  Zeitraum  von  2008  bis  201 2,  die  weder  kostenlose  Zutei- 
lungen noch  Anspruch  auf  Nutzung  von  CER  und  ERU  im 
Zeitraum  von  2008  bis  2012  erhalten  haben,  und  neue  Sek- 
toren müssen  in  der  Lage  sein,  Gutschriften  bis  zu  einem 
Umfang  von  bis  zu  einem  Prozentsatz,  der  nicht  unter  4,5  % 
ihrer  geprüften  Emissionen  für  den  Zeitraum  von  2013 
bis  2020  liegen  darf,  zu  nutzen.  Luftfahrzeugbetreiber  müs- 
sen in  der  Lage  sein,  Gutschriften  bis  zu  einem  Umfang  von 
bis  zu  einem  Prozentsatz,  der  nicht  unter  1,5  %  ihrer  geprüf- 
ten Emissionen  im  Zeitraum  von  2013  bis  2020  liegen  darf, 
zu  nutzen. 

Es  sind  Maßnahmen  zu  treffen,  um  die  genauen  Prozentsätze, 
die  gemäß  den  Unterabsätzen  1  bis  3  anzuwenden  sind,  fest- 
zulegen. Mindestens  ein  Drittel  des  zusätzlichen  Umfangs, 
der  an  bestehende  Betreiber  über  den  ersten  Prozentsatz 
gemäß  Unterabsatz  1  zuzuteilen  ist,  wird  den  Betreibern 
zugeteilt,  die  die  niedrigste  Nutzung  der  kombinierten  durch- 
schnittlichen kostenlosen  Zuteilungen  und  Projekt- 
gutschriften im  Zeitraum  von  2008  bis  2012  aufzuweisen 
haben. 

Diese  Maßnahmen  stellen  sicher,  dass  die  gestattete  Nutzung 
von  Gutschriften  insgesamt  50  %  der  gemeinschaftsweiten 
Reduktionen  gegenüber  dem  Niveau  von  2005,  die  im  Zeit- 
raum von  2008  bis  2020  in  den  bestehenden  Sektoren  im 
Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  erzielt  werden,  und  50  % 
der  gemeinschaftsweiten  Reduktionen  gegenüber  dem 
Niveau  von  2005,  die  im  Zeitraum  vom  Zeitpunkt  ihrer  Ein- 
beziehung in  das  Gemeinschaftssystem  bis  2020  in  neuen 
Sektoren  und  in  der  Luftfahrt  erzielt  werden,  nicht 
überschreitet. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem 
in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 

(9)  Ab  dem  1.  Januar  2013  können  Maßnahmen  zur 
Beschränkung  der  Verwendung  bestimmter  Gutschriften  aus 
Projekttypen  angewandt  werden. 

Durch  diese  Maßnahmen  wird  auch  der  Zeitpunkt  bestimmt, 
ab  dem  die  Verwendung  von  Gutschriften  nach  den  Absät- 
zen 1  bis  4  in  Übereinstimmung  mit  diesen  Maßnahmen  ste- 
hen muss.  Diese  Frist  endet  frühestens  sechs  Monate  und 
spätestens  drei  Jahre  nach  Erlass  der  Maßnahmen. 


Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentliche  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem 
in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen.  Die  Kommission  prüft,  ob  sie  dem  Aus- 
schuss  einen  Entwurf  solcher  Maßnahmen  übermittelt,  die 
ergriffen  werden,  wenn  ein  Mitgliedstaat  dies  wünscht." 

14.  Dem  Artikel  IIb  Absatz  1  wird  folgender  Unterabsatz 
angefügt: 

„Die  Gemeinschaft  und  ihre  Mitgliedstaaten  genehmigen 
Projektmaßnahmen  nur,  wenn  alle  Projektteilnehmer  ihren 
Sitz  entweder  in  einem  Land  haben,  das  in  Bezug  auf  diese 
Projekte  Vertragspartner  des  internationalen  Abkommens  ist, 
oder  in  einem  Land  oder  in  subföderalen  oder  regionalen 
Verwaltungseinheiten,  die  mit  dem  Gemeinschaftssystem 
gemäß  Artikel  25  verknüpft  sind." 

1 5.  Artikel  12  wird  wie  folgt  geändert: 

a)    Folgender  Absatz  wird  eingefügt: 

„(la)  Die  Kommission  prüft  bis  spätestens 
31.  Dezember  2010,  ob  der  Markt  für  Emissions- 
zertifikate vor  Insider-Geschäften  oder  Markt- 
manipulation geschützt  ist,  und  unterbreitet 
gegebenenfalls  Vorschläge,  um  diesen  Schutz  zu  gewähr- 
leisten. Die  relevanten  Bestimmungen  der  Richtlinie 
2003/6/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  28.  Januar  2003  über  Insider-Geschäfte  und  Markt- 
manipulation Marktmissbrauch  (*)  können  mit  den  für 
die  Anwendung  im  Handel  mit  Rohstoffen  geeigneten 
Anpassungen  angewandt  werden. 


0  ABl.  L  96  vom  12.4.2003,  S.  16." 

b)    Folgender  Absatz  wird  eingefügt: 

„(3a)  Verpflichtungen  zur  Abgabe  von  Zertifikaten 
gelten  nicht  für  Emissionen,  die  aufgrund  einer  Prüfung 
als  abgeschieden  und  zur  ständigen  Speicherung  in  eine 
Anlage  verbracht  anzusehen  sind,  für  die  eine  Genehmi- 
gung in  Ubereinstimmung  mit  der  Richtlinie 
2009/31 /EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  23.  April  2009  über  die  geologische  Speicherung 
von  Kohlendioxid  (*)  gilt. 


0  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  114." 

c)    Folgender  Absatz  5  wird  eingefügt: 

„(5)  Die  Absätze  1  und  2  gelten  unbeschadet  des 
Artikels  10c." 

1 6.  Artikel  1 3  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  13 

Gültigkeit  der  Zertifikate 

( 1 )  Die  ab  1 .  Januar  2013  vergebenen  Zertifikate  sind  gül- 
tig für  Emissionen  in  Achtjahreszeiträumen,  beginnend  am 
1.  Januar  2013. 
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(2)  Vier  Monate  nach  Beginn  jedes  Zeitraums  gemäß 
Absatz  1  werden  Zertifikate,  die  nicht  mehr  gültig  sind  und 
nicht  gemäß  Artikel  1 2  zurückgegeben  und  gelöscht  wurden, 
von  der  zuständigen  Behörde  gelöscht. 

Die  Mitgliedstaaten  vergeben  Zertifikate  an  Personen  für  den 
laufenden  Zeitraum,  um  Zertifikate  zu  ersetzen,  die  diese  Per- 
sonen besaßen  und  die  gemäß  Unterabsatz  1  gelöscht 
wurden." 

17.  Artikel  14  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  14 

Überwachung  und  Berichterstattung  betreffend 
Emissionen 

(1)  Die  Kommission  erlässt  bis  31.  Dezember  2011  eine 
Verordnung  über  die  Überwachung  von  und  Berichterstat- 
tung über  Emissionen  —  und  gegebenenfalls  Tätigkeitsdaten 
—  aus  den  in  Anhang  I  aufgeführten  Tätigkeiten  sowie  über 
die  Überwachung  von  und  Berichterstattung  über 
Tonnenkilometer-Angaben  zum  Zweck  eines  Antrags  gemäß 
Artikel  3e  oder  3f,  die  auf  den  in  Anhang  IV  dargestellten 
Grundsätzen  für  die  Überwachung  und  Berichterstattung 
basiert  und  in  den  Überwachungs-  und  Berichterstattungsan- 
forderungen für  die  einzelnen  Treibhausgase  das  Erd- 
erwärmungspotenzial  der  betreffenden  Gase  angibt. 

Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  wird  nach  dem  in 
Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kon- 
trolle erlassen. 

(2)  Die  Verordnung  gemäß  Absatz  1  trägt  den  genaues- 
ten und  aktuellsten  wissenschaftlichen  Erkenntnissen,  insbe- 
sondere aus  dem  IPCC,  Rechnung  und  kann  auch 
vorschreiben,  dass  Betreiber  über  Emissionen  im  Zusammen- 
hang mit  der  Herstellung  von  Gütern  berichten  müssen,  die 
von  energieintensiven,  potenziell  im  internationalen  Wettbe- 
werb stehenden  Industrien  produziert  werden.  Jene  Verord- 
nung kann  auch  Anforderungen  an  die  Prüfung  der 
Informationen  durch  unabhängige  Stellen  festlegen. 

Diese  Vorschriften  können  auch  die  Berichterstattung  über 
die  Höhe  der  unter  das  Gemeinschaftssystem  fallenden  und 
mit  der  Herstellung  solcher  Güter  verbundenen  Emissionen 
aus  der  Stromerzeugung  umfassen. 

(3)  Die  Mitgliedstaatengewährleisten,  dass  jeder  Betreiber 
einer  Anlage  oder  eines  Luftfahrzeugs  die  Emissionen  dieser 
Anlage  in  dem  betreffenden  Kalenderjahr  bzw.  die  Emissio- 
nen dieses  Luftfahrzeugs  ab  dem  1.  Januar  2010  nach  Maß- 
gabe der  Verordnung  gemäß  Absatz  1  überwacht  und  der 
zuständigen  Behörde  nach  Ende  jedes  Kalenderjahres  darü- 
ber Bericht  erstattet. 

(4)  In  der  Verordnung  gemäß  Absatz  1  können  auch 
Anforderungen  für  die  Verwendung  von  automatisierten  Sys- 
temen und  Datenaustauschformaten  vorgesehen  werden, 
damit  im  Zusammenhang  mit  dem  Überwachungsplan,  dem 
jährlichen  Emissionsbericht  und  den  Prüfungstätigkeiten  die 
Kommunikation  zwischen  dem  Betreiber,  der  Prüfstelle  und 
den  zuständigen  Behörden  harmonisiert  wird." 


18.  Artikel  15  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Die  Überschrift  erhält  folgende  Fassung: 
„Prüfung  und  Akkreditierung". 

b)  Folgende  Absätze  werden  angefügt: 

„Die  Kommission  erlässt  bis  31.  Dezember  2011  eine 
Verordnung  über  die  Prüfung  von  Emissionsberichten 
aufgrund  der  in  Anhang  V  genannten  Grundsätze  und 
über  die  Akkreditierung  und  Überwachung  der  Prüfst- 
ellen. In  ihr  werden  die  Bedingungen  für  die  Akkreditie- 
rung, den  Entzug  der  Akkreditierung,  die  gegenseitige 
Anerkennung  sowie  gegebenenfalls  für  die  Überwa- 
chung und  gegenseitige  Begutachtung  (Peer  Evaluation) 
der  Prüfstellen  festgelegt. 

Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  wird 
nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  erlassen." 

19.  Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 
„Artikel  15a 

Veröffentlichung  von  Informationen  und 
Vertraulichkeit 

Die  Mitgliedstaaten  und  die  Kommission  stellen  sicher,  dass 
alle  Entscheidungen  und  Berichte  über  die  Menge  und  die 
Zuteilung  der  Zertifikate  sowie  über  die  Überwachung, 
Berichterstattung  und  Prüfung  der  Emissionen  umgehend 
veröffentlicht  werden,  um  einen  ordentlichen  und 
diskriminierungsfreien  Zugang  zu  diesen  Informationen  zu 
gewährleisten. 

Unter  das  Berufsgeheimnis  fallende  Informationen  dürfen 
keinen  anderen  Personen  und  Stellen  mitgeteilt  werden, 
sofern  dies  nicht  in  den  geltenden  Rechts-  und  Verwaltungs- 
vorschriften vorgesehen  ist." 

20.  Artikel  1 6  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Für  ab  dem  1.  Januar  2013  vergebene  Zertifikate 
erhöht  sich  die  Sanktion  wegen  Emissionsüberschreitung 
entsprechend  dem  Europäischen  Verbraucherpreisindex." 

21.  Artikel  19  wird  wie  folgt  geändert: 

a)    Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  ab  dem  1.  Januar  2012  vergebenen  Zertifi- 
kate werden  im  Gemeinschaftsregister  zwecks  Durch- 
führung von  Verfahren  im  Zusammenhang  mit  der 
Führung  von  im  Mitgliedstaat  eröffneten  Konten  und  der 
Zuteilung,  Abgabe  und  Löschung  von  Zertifikaten  im 
Rahmen  der  in  Absatz  3  genannten  Verordnung  der 
Kommission  geführt. 

Jeder  Mitgliedstaat  muss  in  der  Lage  sein,  genehmigte 
Tätigkeiten  im  Rahmen  des  UNFCCC  oder  des  Kyoto- 
Protokolls  auszuführen." 
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b)    Folgender  Absatz  wird  angefügt: 


25.  Artikel  24  erhält  folgende  Fassung: 


„(4)  Die  Verordnung  gemäß  Absatz  3  enthält  geeig- 
nete Modalitäten,  nach  denen  das  Gemeinschaftsregister 
die  zur  Durchführung  der  Vereinbarungen  gemäß  Arti- 
kel 25  Absatz  lb  erforderlichen  Transaktionen  und 
sonstigen  Vorgänge  vornimmt.  Diese  Verordnung  erfasst 
auch  Prozesse  für  Änderungen  und  das  Zwischenfall- 
management im  Gemeinschaftsregister  in  Bezug  auf  die 
in  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  behandelten 
Aspekte.  Diese  Verordnung  enthält  geeignete  Modalitä- 
ten für  das  Gemeinschaftsregister,  damit  sichergestellt 
wird,  dass  Initiativen  der  Mitgliedstaaten  zur  Effizienz- 
steigerung, zur  Steuerung  der  Verwaltungskosten  und 
zur  Qualitätskontrolle  möglich  sind." 

22.  Artikel  21  wird  wie  folgt  geändert: 


„Artikel  24 

Verfahren  für  die  einseitige  Einbeziehung  zusätzlicher 
Tätigkeiten  und  Gase 

(1)  Ab  2008  können  die  Mitgliedstaaten,  sofern  die  Ein- 
beziehung solcher  Tätigkeiten  und  Treibhausgase  von  der 
Kommission  gebilligt  wird,  im  Einklang  mit  dieser  Richtlinie 
den  Handel  mit  Emissionszertifikaten  unter  Berücksichtigung 
aller  einschlägigen  Kriterien,  insbesondere  der  Auswirkungen 
auf  den  Binnenmarkt,  möglicher  Wettbewerbsverzerrungen, 
der  Umweltwirksamkeit  der  Regelung  und  der  Zuverlässig- 
keit des  vorgesehenen  Überwachungs-  und 
Berichterstattungsverfahrens  ausweiten  auf 


a)  Absatz  1  Satz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Besonders  berücksichtigt  werden  in  dem  Bericht  die 
Regelungen  für  die  Zuteilung  der  Zertifikate,  die  Füh- 
rung der  Register,  die  Anwendung  der  Durchführungs- 
maßnahmen für  die  Überwachung  und 
Berichterstattung,  die  Prüfung  und  die  Akkreditierung 
sowie  Fragen  im  Zusammenhang  mit  der  Einhaltung 
dieser  Richtlinie  und  der  steuerlichen  Behandlung  der 
Zertifikate,  falls  zutreffend." 

b)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


a)  nicht  in  Anhang  I  aufgeführte  Anlagen,  sofern  die  Ein- 
beziehung solcher  Anlagen  von  der  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungs- 
verfahren gebilligt  wird,  bzw. 

b)  nicht  in  Anhang  I  aufgeführte  Tätigkeiten  und 
Treibhausgase,  sofern  die  Einbeziehung  solcher  Tätigkei- 
ten und  Treibhausgase  von  der  Kommission  gebilligt 
wird.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentli- 
cher Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung 
wird  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 


„(3)  Die  Kommission  trifft  Vorkehrungen  für  einen 
Informationsaustausch  zwischen  den  zuständigen 
Behörden  der  Mitgliedstaaten  über  Entwicklungen  in 
Bezug  auf  die  Zuteilung,  die  Nutzung  von  ERU  und  CER 
im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems,  die  Führung  der 
Register,  die  Überwachung,  Berichterstattung,  Prüfung, 
Akkreditierung,  Informationstechnologien  und  die  Ein- 
haltung der  Vorschriften  dieser  Richtlinie." 

23.  Artikel  22  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  22 

Änderungen  der  Anhänge 

Die  Anhänge  dieser  Richtlinie  mit  Ausnahme  der  Anhänge  I, 
IIa  und  IIb  können  unter  Berücksichtigung  der  in  Artikel  2 1 
vorgesehenen  Berichte  und  der  bei  der  Anwendung  dieser 
Richtlinie  gesammelten  Erfahrungen  geändert  werden.  Die 
Anhänge  IV  und  V  können  geändert  werden,  um  die  Über- 
wachung und  Prüfung  der  Emissionen  und  die  diesbezügli- 
che Berichterstattung  zu  verbessern. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  auch  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen." 

24.  In  Artikel  23  wird  folgender  Absatz  angefügt: 

„(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten 
Artikel  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


(2)  Genehmigt  die  Kommission  die  Einbeziehung  zusätz- 
licher Tätigkeiten  und  Gase,  so  kann  sie  gleichzeitig  die  Ver- 
gabe zusätzlicher  Zertifikate  gestatten  und  anderen 
Mitgliedstaaten  die  Einbeziehung  solcher  Tätigkeiten  und 
Gase  genehmigen. 

(3)  Auf  Initiative  der  Kommission  oder  auf  Ersuchen  eines 
Mitgliedstaats  kann  eine  Verordnung  über  die  Überwachung 
von  und  Berichterstattung  über  Emissionen  aus  Tätigkeiten 
und  Anlagen  und  Treibhausgase,  die  in  Anhang  I  nicht  in 
Kombination  miteinander  aufgeführt  sind,  erlassen  werden, 
wenn  die  betreffende  Überwachung  und  Berichterstattung 
mit  ausreichender  Genauigkeit  erfolgen  kann. 

Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  auch  durch  Ergänzung  wird  nach 
dem  in  Artikel  2  3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen." 

26.  Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 


„Artikel  24a 

Harmonisierte  Vorschriften  für  Projekte  zur 
Emissionsminderung 

(1)  Zusätzlich  zu  der  in  Artikel  24  vorgesehenen  Einbe- 
ziehung können  Durchführungsmaßnahmen  für  die  Vergabe 
von  Zertifikaten  oder  Gutschriften  in  Bezug  auf  Projekte 
erlassen  werden,  die  von  Mitgliedstaaten  verwaltet  werden 
und  Minderungen  von  Treibhausgasemissionen  bewirken,  die 
nicht  vom  Gemeinschaftssystem  erfasst  werden. 


1118 


Copyrighled  maKrial 


Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem 
in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 

Solche  Maßnahmen  dürfen  nicht  zur  doppelten  Anrechnung 
von  Emissionsminderungen  führen  und  der  Durchführung 
anderer  politischer  Maßnahmen  zur  Verringerung  von  nicht 
unter  das  Gemeinschaftssystem  fallenden  Emissionen  nicht 
im  Wege  stehen.  Es  werden  nur  dann  Maßnahmen  erlassen, 
wenn  eine  Einbeziehung  gemäß  Artikel  24  nicht  möglich  ist, 
und  bei  der  nächsten  Überprüfung  des  Gemeinschaftssystems 
wird  untersucht,  ob  die  Erfassung  dieser  Emissionen 
gemeinschaftsweit  harmonisiert  werden  kann. 

(2)  Es  können  Durchführungsmaßnahmen  erlassen  wer- 
den, die  die  Vergabe  von  Gutschriften  für  Projekte  auf 
Gemeinschaftsebene  im  Sinne  von  Absatz  1  regeln. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem 
in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  können  die  Vergabe  von  Zertifika- 
ten oder  Gutschriften  in  Bezug  auf  bestimmte  Arten  von 
Projekten  ablehnen,  die  in  ihrem  Hoheitsgebiet  Treibhaus- 
gasemissionen reduzieren. 

Solche  Projekte  werden  auf  der  Grundlage  der  Zustimmung 
des  Mitgliedstaats  durchgeführt,  in  dem  dieses  Projekt 
stattfindet." 

27.  In  Artikel  25  werden  die  folgenden  Absätze  eingefügt: 

„(la)  Es  können  Abkommen  geschlossen  werden,  die  die 
gegenseitige  Anerkennung  von  Zertifikaten  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems  und  von  Zertifikaten  vorsehen,  die  im 
Rahmen  anderer  kompatibler  verbindlicher  Handelssysteme 
für  Treibhausgasemissionen  mit  absoluten  Emissions- 
obergrenzen vergeben  werden,  die  in  Drittländern  oder  in 
subföderalen  oder  regionalen  Verwaltungseinheiten 
bestehen. 

(lb)  Mit  Drittländern  oder  subföderalen  oder  regionalen 
Verwaltungseinheiten  können  nicht  bindende  Vereinbarun- 
gen getroffen  werden,  um  eine  administrative  und  technische 
Koordinierung  in  Bezug  auf  Zertifikate  im  Rahmen  des 
Gemeinschaftssystems  oder  anderer  verbindlicher  Handels- 
systeme für  Treibhausgasemissionen  mit  absoluten 
Emissionsobergrenzen  vorzusehen." 

28.  Die  Artikel  27,  28  und  29  erhalten  folgende  Fassung: 
„Artikel  27 

Ausschluss  kleiner  Anlagen  vorbehaltlich  der 
Durchfuhrung  gleichwertiger  Maßnahmen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  können  nach  Konsultation  des 
Betreibers  Anlagen,  die  der  zuständigen  Behörde  in  jedem  der 
drei  Jahre,  die  der  Mitteilung  gemäß  Buchstabe  a  vorangehen, 
Emissionen  von  weniger  als  25  000  t  C02-Aquivalent  (ohne 
Emissionen  aus  Biomasse)  gemeldet  haben  und  —  wenn 
Verbrennungstätigkeiten  durchgeführt  werden  —  eine 


Feuerungswärmeleistung  von  weniger  als  35  MW  haben  und 
für  die  Maßnahmen  gelten,  mit  denen  ein  gleichwertiger  Bei- 
trag zur  Emissionsminderung  erreicht  wird,  aus  dem 
Gemeinschaftssystem  ausschließen,  wenn  der  betreffende 
Mitgliedstaat  die  folgenden  Bedingungen  erfüllt: 

a)  Er  teilt  der  Kommission  jede  dieser  Anlagen  mit,  unter 
Angabe  der  bestehenden  gleichwertigen  Maßnahmen, 
die  auf  diese  Anlage  Anwendung  finden,  mit  denen  ein 
gleichwertiger  Beitrag  zur  Emissionsminderung  erreicht 
wird,  bevor  das  Verzeichnis  der  Anlagen  gemäß  Arti- 
kel 1 1  Absatz  1  vorgelegt  werden  muss  und  spätestens 
wenn  diese  Liste  der  Kommission  vorgelegt  wird; 

b)  er  bestätigt,  dass  durch  Überwachungsvorkehrungen 
geprüft  wird,  ob  eine  Anlage  in  einem  Kalenderjahr 
25  000  t  C02-Aquivalent  oder  mehr  (ohne  Emissionen 
aus  Biomasse)  emittiert;  die  Mitgliedstaaten  können  für 
Anlagen  mit  durchschnittlichen  geprüften  jährlichen 
Emissionen  zwischen  2008  und  2010  von  weniger  als 
5  000  t  pro  Jahr  gemäß  Artikel  1 4  vereinfachte  Maßnah- 
men zur  Überwachung,  Berichterstattung  und  Prüfung 
zulassen; 

c)  er  bestätigt  —  für  den  Fall,  dass  eine  Anlage  in  einem 
Kalenderjahr  25  000  t  C02-Äquivalent  oder  mehr  (ohne 
Emissionen  aus  Biomasse)  emittiert  oder  die  Maßnah- 
men, die  auf  diese  Anlage  Anwendung  finden,  mit  denen 
ein  gleichwertiger  Beitrag  zur  Emissionsminderung 
erreicht  wird,  nicht  mehr  in  Kraft  sind  — ,  dass  die  betref- 
fende Anlage  wieder  in  das  Gemeinschaftssystem  einbe- 
zogen wird; 

d)  er  veröffentlicht  die  Informationen  gemäß  den  Buchsta- 
ben a,  b  und  c,  damit  die  Öffentlichkeit  Stellung  nehmen 
kann. 

Krankenhäuser  können  ebenfalls  ausgenommen  werden, 
wenn  sie  gleichwertige  Maßnahmen  ergreifen. 

(2)  Wenn  die  Kommission  innerhalb  von  sechs  Monaten 
nach  Ablauf  einer  Dreimonatsfrist  ab  dem  Tag,  an  dem  die 
Mitteilung  zur  Stellungnahme  der  Öffentlichkeit  erfolgt  ist, 
keine  Einwände  erhebt,  so  gilt  die  Ausnahme  als 
angenommen. 

Nach  der  Abgabe  von  Zertifikaten  für  den  Zeitraum,  in  dem 
die  Anlage  in  das  Gemeinschaftssystem  einbezogen  war,  wird 
die  betreffende  Anlage  aus  dem  System  ausgeschlossen,  und 
der  Mitgliedstaat  vergibt  für  sie  keine  weiteren  kostenlosen 
Zertifikate  gemäß  Artikel  1 0a. 

(3)  Wenn  eine  Anlage  gemäß  Absatz  1  Buchstabe  c  wie- 
der in  das  Gemeinschaftssystem  einbezogen  wird,  werden  die 
gemäß  Artikel  10a  vergebenen  Zertifikate  mit  dem  Jahr  der 
Wiedereinbeziehung  wieder  zugeteilt.  Die  für  diese  Anlagen 
vergebenen  Zertifikate  werden  von  der  Menge  abgezogen,  die 
von  dem  Mitgliedstaat,  in  dem  sich  die  Anlage  befindet, 
gemäß  Artikel  10  Absatz  2  versteigert  wird. 

Diese  Anlagen  bleiben  für  den  Rest  des  Handelszeitraums  im 
Gemeinschaftssystem  einbezogen. 
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(4)  Für  Anlagen,  die  im  Zeitraum  von  2008  bis  2012 
nicht  in  das  Gemeinschaftssystem  einbezogen  waren,  können 
im  Hinblick  auf  die  Festlegung  der  Emissionen  in  den  drei 
Jahren,  die  der  Mitteilung  gemäß  Absatz  1  Buchstabe  a  vor- 
hergehen, vereinfachte  Anforderungen  für  die  Überwachung, 
Berichterstattung  und  Prüfung  angewendet  werden. 

Artikel  28 

Anpassungen  nach  Genehmigung  eines  internationalen 
Abkommens  über  den  Klimawandel  durch  die 
Gemeinschaft 

(1)  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  der  Unterzeichung 
eines  internationalen  Abkommens  über  den  Klimawandel 
durch  die  Gemeinschaft,  das  verbindliche  Reduktionen  von 
Treibhausgasemissionen  bis  2020  von  über  20  %  gegenüber 
dem  Niveau  von  1990  vorsieht  —  was  der  auf  der  Tagung 
des  Europäischen  Rates  vom  März  2007  unterstützten  Ver- 
pflichtung zur  Reduzierung  um  30  %  entspricht  —  legt  die 
Kommission  einen  Bericht  vor,  in  dem  insbesondere  folgende 
Aspekte  bewertet  werden: 

a)  die  Art  der  im  Rahmen  der  internationalen  Verhandlun- 
gen vereinbarten  Maßnahmen  sowie  die  Verpflichtungen 
anderer  Industrieländer  zu  Emissionsreduktionen,  die 
denen  der  Gemeinschaft  vergleichbar  sind,  sowie  die 
Verpflichtungen  wirtschaftlich  weiter  fortgeschrittener 
Entwicklungsländer  zu  einem  angemessenen  Beitrag  ent- 
sprechend ihrer  Verantwortung  und  ihren  jeweiligen 
Fähigkeiten; 

b)  die  Auswirkungen  des  internationalen  Abkommens  über 
den  Klimawandel  und  folglich  Optionen,  die  auf 
Gemeinschaftsebene  erforderlich  sind,  um  das  ehrgeizi- 
gere Reduktionsziel  von  30  %  in  ausgewogener,  trans- 
parenter und  gerechter  Weise  zu  erreichen,  wobei  die  im 
Rahmen  des  ersten  Verpflichtungszeitraum  des  Kyoto- 
Protokolls  geleistete  Arbeit  zu  berücksichtigen  ist; 

c)  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  verarbeitenden  Industrie  in 
der  Gemeinschaft  im  Zusammenhang  mit  den  Risiken 
der  Verlagerung  von  C02-Emissionen; 

d)  die  Auswirkung  des  internationalen  Abkommens  über 
den  Klimawandel  auf  andere  Wirtschaftszweige  in  der 
Gemeinschaft; 

e)  die  Auswirkungen  auf  den  Agrarsektor  in  der  Gemein- 
schaft einschließlich  des  Risikos  einer  Verlagerung  von 
C02-Emissionen; 

f)  die  Modalitäten  für  die  Einbeziehung  von  Emissionen 
und  Kohlenstoffspeicherung  im  Zusammenhang  mit 
Landnutzung,  Landnutzungsänderung  und  Forstwirt- 
schaft in  der  Gemeinschaft; 

g)  die  Aufforstung,  die  Wiederaufforstung  sowie  die  Ver- 
meidung von  Entwaldung  und  Waldschädigung  in  Dritt- 
staaten im  Fall  der  Einführung  eines  international 
anerkannten  Systems  in  diesem  Zusammenhang; 

h)  die  Notwendigkeit  zusätzlicher  Gemeinschaftsstrategien 
und  -maßnahmen  zur  Einhaltung  der  Verpflichtungen 
der  Gemeinschaft  und  der  Mitgliedstaaten  zu 
Treibhausgasreduktionen. 


(2)  Auf  der  Grundlage  des  Berichts  gemäß  Absatz  1  unter- 
breitet die  Kommission  gegebenenfalls  dem  Europäischen 
Parlament  und  dem  Rat  einen  Legislativvorschlag  zur  Ände- 
rung der  vorliegenden  Richtlinie  gemäß  Absatz  1  im  Hinblick 
auf  das  Inkrafttreten  der  Änderungsrichtlinie  nach  der  Geneh- 
migung des  internationalen  Abkommens  über  den  Klima- 
wandel durch  die  Gemeinschaft  und  im  Hinblick  auf  die  im 
Rahmen  dieses  Abkommens  zu  erfüllende  Verpflichtung  zu 
Emissions  reduktionen. 

Der  Vorschlag  stützt  sich  auf  die  Grundsätze  Transparenz, 
Wirtschaftlichkeit  und  Kosteneffizienz  sowie  Fairness  und 
Solidarität  bei  der  Lastenverteilung  auf  die  Mitgliedstaaten. 

(3)  Der  Vorschlag  ermöglicht  den  Betreibern,  zusätzlich 
zu  den  Gutschriften  gemäß  dieser  Richtlinie  gegebenenfalls 
CER,  ERU  oder  sonstige  genehmigte  Gutschriften  aus  Dritt- 
ländern, die  das  internationale  Abkommen  über  den  Klima- 
wandel ratifiziert  haben,  zu  nutzen. 

(4)  Der  Vorschlag  schließt  ferner  gegebenenfalls  weitere 
Maßnahmen  ein,  die  erforderlich  sind,  um  die  verbindlichen 
Reduktionen  gemäß  Absatz  1  auf  transparente,  ausgewogene 
und  gerechte  Art  und  Weise  zu  erreichen,  und  insbesondere 
Durchführungsmaßnahmen,  die  es  den  Betreibern  gestatten, 
gegebenenfalls  im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems 
zusätzlich  zu  den  in  Artikel  IIa  Absätze  2  bis  5  genannten 
weitere  Projektgutschriften  zu  verwenden  oder  andere  im 
Rahmen  des  internationalen  Abkommens  über  den  Klima- 
wandel geschaffene  Mechanismen  zu  nutzen. 

(5)  Der  Vorschlag  enthält  geeignete  Ubergangs- 
maßnahmen und  aufschiebende  Maßnahmen  für  die  Zeit  vor 
dem  Inkrafttreten  des  internationalen  Abkommens. 

Artikel  29 

Bericht  zur  Gewährleistung  eines  besseren 
Funktionierens  des  C02-Marktes 

Wenn  der  Kommission  auf  der  Grundlage  der  regelmäßigen 
Berichte  über  den  C02-Markt  gemäß  Artikel  10  Absatz  5 
Nachweise  vorliegen,  dass  der  C02-Markt  nicht  richtig  funk- 
tioniert, legt  sie  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat 
einen  Bericht  vor.  Diesem  Bericht  können  gegebenenfalls 
Vorschläge  beigefügt  sein,  wie  die  Transparenz  auf  dem  C02- 
Markt  erhöht  und  durch  welche  Maßnahmen  sein  Funktio- 
nieren verbessert  werden  kann." 

29.  Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 


„Artikel  29a 

Maßnahmen  im  Fall  übermäßiger  Preisschwankungen 

(1)  Wenn  der  Preis  der  Zertifikate  mehr  als  sechs  aufein- 
ander folgende  Monate  lang  mehr  als  das  Dreifache  des 
Durchschnittspreises  der  Zertifikate  in  den  beiden  vorherge- 
henden Jahren  auf  dem  europäischen  C02-Markt  beträgt, 
beruft  die  Kommission  unverzüglich  eine  Sitzung  des  mit 
Artikel  9  der  Entscheidung  Nr.  280/2004/EG  eingesetzten 
Ausschusses  ein. 
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(2)  Wenn  die  in  Absatz  1  beschriebene  Preisentwicklung 
nicht  auf  veränderte  Marktgegebenheiten  zurückzuführen  ist, 
kann  unter  Berücksichtigung  des  Umfangs  der  Preisentwick- 
lung eine  der  folgenden  Maßnahmen  getroffen  werden: 

a)  eine  Maßnahme,  die  es  den  Mitgliedstaaten  ermöglicht, 
die  Versteigerung  eines  Teils  der  zu  versteigernden 
Menge  vorzuverlegen; 

b)  eine  Maßnahme,  die  es  den  Mitgliedstaaten  ermöglicht, 
bis  zu  25  %  der  in  der  Reserve  für  neue  Marktteilnehmer 
befindlichen  Zertifikate  zu  versteigern. 

Diese  Maßnahmen  werden  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  4 
genannten  Verwaltungsverfahren  erlassen. 

(3)  Alle  Maßnahmen  tragen  den  Berichten,  die  die  Kom- 
mission dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  gemäß 
Artikel  29  vorlegt,  sowie  allen  anderen  maßgeblichen  Infor- 
mationen der  Mitgliedstaaten  so  weit  wie  möglich  Rechnung. 

(4)  Die  Vorschriften  für  die  Anwendung  dieser  Bestim- 
mungen werden  in  der  in  Artikel  10  Absatz  4  genannten  Ver- 
ordnung festgelegt." 

30.  Anhang  I  wird  gemäß  Anhang  I  der  vorliegenden  Richtlinie 
ersetzt. 

3 1 .  Die  Anhänge  IIa  und  IIb  werden  gemäß  Anhang  II  der  vor- 
liegenden Richtlinie  eingefügt. 

32.  Anhang  III  wird  gestrichen. 

Artikel  2 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  erlassen  die  erforderlichen  Rechts-  und 
Verwaltungsvorschriften,  um  dieser  Richtlinie  bis  31.  Dezember 
2012  nachzukommen. 


Die  Mitgliedstaaten  erlassen  jedoch  die  Rechts-  und  Verwaltungs- 
vorschriften, die  erforderlich  sind,  um  dem  mit  Artikel  1  Num- 
mer 10  der  vorliegenden  Richtlinie  eingefügten  Artikel  9a 
Absatz  2  der  Richtlinie  2003/87/EG  und  dem  mit  Artikel  1  Num- 
mer 1 3  der  vorliegenden  Richtlinie  geänderten  Artikel  1 1  der 
Richtlinie  2003/87/EG  bis  31.  Dezember  2009  nachzukommen. 

Die  Mitgliedstaaten  wenden  die  Vorschriften  gemäß  Unterab- 
satz 1  ab  dem  1 .  Januar  2013  an.  Bei  Erlass  der  Vorschriften 
gemäß  den  Unterabsätzen  1  und  2  wird  in  den  Vorschriften  selbst 
oder  durch  einen  Hinweis  bei  ihrer  amtlichen  Veröffentlichung 
auf  diese  Richtlinie  Bezug  genommen.  Die  Mitgliedstaaten  regeln 
die  Einzelheiten  dieser  Bezugnahme. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie  auf  dem  unter  diese 
Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen.  Die  Kommission  unterrichtet 
die  anderen  Mitgliedstaaten  davon. 

Artikel  3 
Übergangsbestimmung 

Die  Richtlinie  2003/87/EG  in  der  durch  die  Richtlinie 
2004/101/EG,  die  Richtlinie  2008/101/EG  und  die  Verordnung 
(EG)  Nr.  219/2009  geänderten  Fassung  gilt  weiterhin  bis  zum 
31.  Dezember  2012. 

Artikel  4 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentli- 
chung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  5 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 

Geschehen  zu  Straßburg  am  23.  April  2009. 

Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments      Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident  Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING  P.  NECAS 
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ANHANG  I 


Anhang  I  der  Richtlinie  2003/87/EG  erhält  folgende  Fassung: 

.ANHANG  I 

KATEGORIEN  VON  TÄTIGKEITEN,  DIE  IN  DEN  GELTUNGSBEREICH  DIESER  RICHTLINIE  FALLEN 

1 .  Anlagen  oder  Anlagenteile,  die  für  Zwecke  der  Forschung,  Entwicklung  und  Prüfung  neuer  Produkte  und  Prozesse 
genutzt  werden,  sowie  Anlagen,  die  ausschließlich  Biomasse  nutzen,  fallen  nicht  unter  diese  Richtlinie. 

2.  Die  im  Folgenden  genannten  Schwellenwerte  beziehen  sich  allgemein  auf  Produktionskapazitäten  oder  Leistungen.  Wer- 
den mehrere  unter  derselben  Kategorie  aufgeführte  Tätigkeiten  in  ein  und  derselben  Anlage  durchgeführt,  so  werden  die 
Kapazitäten  dieser  Tätigkeiten  addiert. 

3.  Wenn  die  Gesamtfeuerungswärmeleistung  einer  Anlage  berechnet  wird,  um  darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Anlage  in 
das  Gemeinschaftssystem  aufgenommen  werden  soll,  werden  die  Feuerungswärmeleistungen  aller  technischen  Einhei- 
ten addiert,  die  Bestandteil  der  Anlage  sind  und  in  denen  Brennstoffe  innerhalb  der  Anlage  verbrannt  werden.  Bei  diesen 
Einheiten  kann  es  sich  unter  anderem  um  alle  Arten  von  Heizkesseln,  Brennern,  Turbinen,  Erhitzern,  Industrieöfen, 
Verbrennungsöfen,  Kalzinierungsöfen,  Brennöfen,  Öfen,  Trocknern,  Motoren,  Brennstoffzellen,  CLC-Einheiten  (.Chemi- 
cal Looping  Combustion  Units'),  Fackeln  und  thermischen  oder  katalytischen  Nachbrennern  handeln.  Einheiten  mit  einer 
Feuerungswärmeleistung  von  weniger  als  3  MW  und  Einheiten,  die  ausschließlich  Biomasse  nutzen,  werden  bei  dieser 
Berechnung  nicht  berücksichtigt.  Als  .Einheiten,  die  ausschließlich  Biomasse  nutzen'  gelten  auch  Einheiten,  die  nur  bei 
Inbetriebnahme  und  Abschaltung  fossile  Brennstoffe  nutzen. 

4.  Wenn  die  Einheit  einer  Tätigkeit  dient,  für  die  der  Schwellenwert  nicht  als  Feuerungswärmeleistung  ausgedrückt  wird, 
so  hat  der  Schwellenwert  dieser  Tätigkeit  Vorrang  für  die  Entscheidung  über  die  Aufnahme  in  das  Gemeinschaftssystem. 

5.  Wenn  festgestellt  wird,  dass  der  Kapazitätsschwellenwert  einer  in  diesem  Anhang  genannten  Tätigkeit  in  einer  Anlage 
überschritten  wird,  werden  alle  Einheiten,  in  denen  Brennstoffe  verbrannt  werden,  außer  Einheiten  zur  Verbrennung  von 
gefährlichen  oder  Siedlungsabfällen,  in  die  Genehmigung  zur  Emission  von  Treibhausgasen  aufgenommen. 


6.  Ab  1.  Januar  2012  werden  alle  Flüge  einbezogen,  die  auf  Flugplätzen  enden  oder  von  Flugplätzen  abgehen,  die  sich  in 
einem  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  befinden,  auf  das  der  Vertrag  Anwendung  findet. 


Tätigkeiten 

Treibhausgase 

Verbrennung  von  Brennstoffen  in  Anlagen  mit  einer  Gesamtfeuerungs- 
wärmeleistung von  über  20  MW  (ausgenommen  Anlagen  für  die  Ver- 
brennung von  gefährlichen  oder  Siedlungsabfällen) 

Kohlendioxid 

Raffination  von  Mineralöl 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Koks 

Kohlendioxid 

Röstung  oder  Sinterung  einschließlich  Pelletierung  von  Metallerz  (ein- 
schließlich Sulfiderz) 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Roheisen  oder  Stahl  (Primär-  oder  Sekundärschmelz- 
betrieb), einschließlich  Stranggießen,  mit  einer  Kapazität  über  2,5  t  pro 
Stunde 

Kohlendioxid 

Herstellung  oder  Verarbeitung  von  Eisenmetallen  (einschließlich  Eisen- 
legierungen) bei  Betrieb  von  Verbrennungseinheiten  mit  einer  Gesamt- 
feuerungswärmeleistung von  über  20  MW.  Die  Verarbeitung  umfasst 
unter  anderem  Walzwerke,  Öfen  zum  Wiederaufheizen,  Glühöfen, 
Schmiedewerke,  Gießereien,  Beschichtungs-  und  Beizanlagen. 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Primäraluminium 

Kohlendioxid  und  perfluorierte  Kohlenwas- 
serstoffe (PFC) 

Herstellung  von  Sekundäraluminium  bei  Betrieb  von  Verbrennungs- 
einheiten mit  einer  Gesamtfeuerungswärmeleistung  von  über  20  MW 

Kohlendioxid 

Herstellung  oder  Verarbeitung  von  Nichteisenmetallen  einschließlich 
der  Herstellung  von  Legierungen,  Raffinationsprodukten,  Guss- 
produkten usw.  bei  Betrieb  von  Verbrennungseinheiten  mit  einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung  (einschließlich  der  als  Reduktionsmit- 
tel verwendeten  Brennstoffe)  von  über  20  MW 

Kohlendioxid 

Tätigkeiten 

Treibhausgase 

Herstellung  von  Zementklinker  in  Drehrohröfen  mit  einer  Produkti- 
onskapazität von  über  500  t  pro  Tag  oder  in  anderen  Öfen  mit  einer 
Produktionskapazität  über  50  t  pro  Tag 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Kalk  oder  Brennen  von  Dolomit  oder  Magnesit  in 
Drehrohröfen  oder  in  anderen  Öfen  mit  einer  Produktionskapazität 
über  50  t  pro  Tag 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Glas  einschließlich  Glasfasern  mit  einer  Schmelz- 
kapazität von  über  20  t  pro  Tag 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  keramischen  Erzeugnissen  durch  Brennen,  und  zwar 
insbesondere  von  Dachziegeln,  Ziegelsteinen,  feuerfesten  Steinen,  Flie- 
sen, Steinzeug  oder  Porzellan  mit  einer  Produktionskapazität  von  über 
75  t  pro  Tag 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Dämmmaterial  aus  Mineralwolle  unter  Verwendung 
von  Glas,  Stein  oder  Schlacke  mit  einer  Schmelzkapazität  von  über 
20  t  pro  Tag 

Kohlendioxid 

Trocknen  oder  Brennen  von  Gips  oder  Herstellung  von  Gipskarton- 
platten und  sonstigen  Gipserzeugnissen  bei  Betrieb  von  Verbrennungs- 
einheiten  mit  einer  Gesamtfeuerungswarmeleistung  von  über  20  MW 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Zellstoff  aus  Holz  oder  anderen  Faserstoffen 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Papier  und  Karton  mit  einer  Produktionskapazität 
über  20  t  pro  Tag 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Industrieruß  durch  Karbonisierung  organischer  Stoffe 
wie  Öle,  Teere,  Crack-  und  Destillationsrückstände  bei  Betrieb  von 
Verbrennungseinheiten  mit  einer  Gesamtfeuerungswärmeleistung  von 
über  20  MW 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Salpetersäure 

Kohlendioxid  und  Distickstoffoxid 

Herstellung  von  Adipinsäure 

Kohlendioxid  und  Distickstoffoxid 

Herstellung  von  Glyoxal  und  Glyoxylsäure 

Kohlendioxid  und  Distickstoffoxid 

Herstellung  von  Ammoniak 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  organischen  Grundchemikalien  durch  Cracken,  Refor- 
mieren, partielle  oder  vollständige  Oxidation  oder  ähnliche  Verfahren, 
mit  einer  Produktionskapazität  von  über  100  t  pro  Tag 

Kohlendioxid 

Herstellung  von  Wasserstoff  (H2)  und  Synthesegas  durch  Reformieren 
oder  partielle  Oxidation  mit  einer  Produktionskapazität  von  über  25  t 
pro  Tag 

Kohlendioxid 

TT                 11                                  f       J        /TV  T            '  /  -\     \               J    TV  T     ,      ■             1     •           1                 i/TVT     T  1  /~  ~  /  ~\  \ 

Herstellung  von  Soda  (Na2C03)  und  Natnumbicarbonat  (NaHC03) 
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Kohlendioxid 

Abscheidung  von  Treibhausgasen  aus  von  unter  diese  Richtlinie  fallen- 
den Anlagen  zwecks  Beförderung  und  geologischer  Speicherung  in 
einer  gemäß  der  Richtlinie  2009/31/EG  genehmigten  Speicherstätte 

Kohlendioxid 

Beförderung  von  Treibhausgasen  in  Pipelines  zwecks  geologischer 
Speicherung  in  einer  gemäß  der  Richtlinie  2009/31/EG  genehmigten 
Speicherstätte 

Kohlendioxid 

Geologische  Speicherung  von  Treibhausgasen  in  einer  gemäß  der 
Richtlinie  2009/31/EG  genehmigten  Speicherstätte 

Kohlendioxid 

Tätigkeiten 


Luftverkehr 


Treibhausgase 


Kohlendioxid 


Flüge,  die  von  einem  Flugplatz  abgehen  oder  auf  einem  Flugplatz 
enden,  der  sich  in  einem  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  befindet, 
auf  das  der  Vertrag  Anwendung  findet. 

Nicht  unter  diese  Tätigkeit  fallen: 

a)  Flüge,  die  ausschließlich  zur  Beförderung  von  in  offizieller  Mis- 
sion befindlichen  regierenden  Monarchen  und  ihren  unmittelba- 
ren Familienangehörigen  sowie  Staatschefs,  Regierungschefs  und 
von  zur  Regierung  gehörenden  Ministern  eines  Nichtmitglied- 
staats durchgeführt  werden,  soweit  dies  durch  einen  entsprechen- 
den Statusindikator  im  Flugplan  vermerkt  ist; 

b)  Militärflüge  in  Militärluftfahrzeugen  sowie  Zoll-  und  Polizeiflüge; 

c)  c)  Flüge  im  Zusammenhang  mit  Such-  und  Rettungseinsätzen, 
Löschflüge,  Flüge  im  humanitären  Einsatz  sowie  Ambulanzflüge 
in  medizinischen  Notfällen,  soweit  eine  Genehmigung  der  jeweils 
zuständigen  Behörde  vorliegt; 

d)  Flüge,  die  ausschließlich  nach  Sichtflugregeln  im  Sinne  des 
Anhangs  2  des  Chicagoer  Abkommens  durchgeführt  werden; 

e)  Flüge,  bei  denen  das  Luftfahrzeug  ohne  Zwischenlandung  wieder 
zum  Ausgangsflugplatz  zurückkehrt; 

f)  Übungsflüge,  die  ausschließlich  zum  Erwerb  eines  Pilotenscheins 
oder  einer  Berechtigung  für  die  Cockpit-Besatzung  durchgeführt 
werden,  sofern  dies  im  Flugplan  entsprechend  vermerkt  ist;  diese 
Flüge  dürfen  nicht  zur  Beförderung  von  Fluggästen  und/oder 
Fracht  oder  zur  Positionierung  oder  Überführung  von  Luftfahr- 
zeugen dienen; 

g)  Flüge,  die  ausschließlich  der  wissenschaftlichen  Forschung  oder 
der  Kontrolle,  Erprobung  oder  Zulassung  von  Luftfahrzeugen 
oder  Ausrüstung,  unabhängig  davon,  ob  es  sich  um  Bord-  oder 
Bodenausrüstung  handelt,  dienen; 

h)  Flüge  von  Luftfahrzeugen  mit  einer  höchstzulässigen  Startmasse 
von  weniger  als  5  700  kg; 

i)  Flüge  im  Rahmen  von  gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen 
nach  Maßgabe  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  2408/92  auf  Routen 
innerhalb  von  Gebieten  in  äußerster  Randlage  im  Sinne  von  Arti- 
kel 299  Absatz  2  des  Vertrags  oder  auf  Routen  mit  einer  angebo- 
tenen Kapazität  von  höchstens  30  000  Sitzplätzen  pro  Jahr;  und 

j)  Flüge,  die  abgesehen  von  diesem  Buchstaben  unter  diese  Tätigkeit 
fallen  würden  und  von  einem  gewerblichen  Luftverkehrsbetreiber 
durchgeführt  werden,  sofern  dieser  Betreiber  entweder 

—  weniger  als  243  Flüge  in  jedem  von  drei  aufeinander  folgen- 
den Viermonatszeiträumen  durchführt  oder 

—  die  jährlichen  Gesamtemissionen  der  Flüge  dieses  Betreibers 
weniger  als  10  000  Tonnen  betragen. 

Flüge,  die  ausschließlich  zur  Beförderung  in  Ausübung  ihres 
Amtes  von  regierenden  Monarchen  und  ihren  unmittelbaren 
Familienangehörigen,  sowie  von  Staatschefs,  Regierungschefs  und 
zur  Regierung  gehörenden  Ministern  eines  Mitgliedstaats  durch- 
geführt werden,  können  von  den  Vorschriften  unter  diesem  Buch- 
staben nicht  ausgenommen  werden." 


ANHANG  II 


Der  Richtlinie  2003/87/EG  werden  die  folgenden  Anhänge  IIa  und  IIb  eingefügt: 

„ANHANG  IIa 

Erhöhung  des  Prozentsatzes  der  von  den  Mitgliedstaaten  gemäß  Artikel  10  Absatz  2  Buchstabe 
a  zu  versteigernden  Zertifikate  zwecks  Emissionsminderung  und  Anpassung  an  die  Folgen  des  Klimawandels 
im  Interesse  der  Solidarität  und  des  Wachstums  in  der  Gemeinschaft 


Anteil  des  Mitgliedstaats 


Belgien 

10% 

Bulgarien 

53% 

Tschechische  Republik 

31  % 

Estland 

42  % 

Griechenland 

17% 

Spanien 

13  % 

Italien 

2  % 

Zypern 

20% 

Lettland 

56% 

Litauen 

46% 

Luxemburg 

10% 

Ungarn 

28  % 

Malta 

23  % 

Polen 

39% 

Portugal 

16  % 

Rumänien 

53  % 

Slowenien 

20% 

Slowakei 

41  % 

Schweden 

10% 

ANHANG  IIb 

VERTEILUNG  DER  VON  DEN  MITGLIEDSTAATEN  GEMÄSS  ARTIKEL  10  ABSATZ  2  BUCHSTABE  C  ZU 
VERSTEIGERNDEN  ZERTIFIKATE  FÜR  FRÜHZEITIGE  ANSTRENGUNGEN  BESTIMMTER 
MITGLIEDSTAATEN  ZUR  REDUZIERUNG  DER  TREIBHAUSGASEMISSIONEN  UM  20  % 


Mitgliedstaat 

Verteilung  der  2  %  für  die  Unterschreitung  des  Bezugswerts 
des  Kyoto-Protokolls  (in  Prozent) 

Bulgarien 

15  % 

Tschechische  Republik 

4% 

Estland 

6% 

Ungarn 

5  % 

Lettland 

4% 

Litauen 

7% 

Polen 

27% 

Rumänien 

29% 

Slowakei 

3%" 

Verordnung  (EG)  Nr.  219/2009 

(ABl.  2009  L  87/109) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  219/2009  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  11.  März  2009 


zur  Anpassung  einiger  Rechtsakte,  für  die  das  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  gilt,  an  den 
Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  in  Bezug  auf  das  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 

Anpassung  an  das  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  —  Zweiter  Teil 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EURO- 
PÄISCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  37,  Artikel  44  Absatz  1, 
Artikel  71,  Artikel  80  Absatz  2,  Artikel  95,  Artikel  1 52  Absatz  4 
Buchstabe  b,  Artikel  175  Absatz  1,  Artikel  179  und  Artikel  285, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 

nach  Stellungnahme  der  Europäischen  Zentralbank  (2), 
nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Der  Beschluss  1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999 
zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der 
Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (4) 
wurde  durch  den  Beschluss  2006/5 1 2/EG  (5)  geändert, 
mit  dem  für  den  Erlass  von  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
eines  nach  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags 
erlassenen  Basisrechtsakts,  auch  durch  Streichung  einiger 
dieser  Bestimmungen  oder  Ergänzung  dieses  Rechtsakts  um 
neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  das  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  eingeführt  wurde. 


(2)  Gemäß  der  Erklärung  des  Europäischen  Parlaments,  des 
Rates  und  der  Kommission  (6)  zum  Beschluss  2006/512/EG 
müssen  Rechtsakte,  die  bereits  in  Kraft  getreten  sind  und  die 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags 
erlassen  wurden,  nach  den  geltenden  Verfahren  angepasst 
werden,  damit  das  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  auf  sie 
angewandt  werden  kann. 

(3)  Da  die  zu  diesem  Zweck  an  den  Rechtsakten  vorge- 
nommenen Änderungen  technischer  Art  sind  und  aus- 
schließlich die  Ausschussverfahren  betreffen,  müssen  sie, 
sofern  Richtlinien  betroffen  sind,  von  den  Mitgliedstaaten 
nicht  in  nationales  Recht  umgesetzt  werden  — 

HABEN  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Die  im  Anhang  aufgeführten  Rechtsakte  werden  gemäß  diesem 
Anhang  an  den  Beschluss  1999/468/EG  in  der  durch  den 
Beschluss  2006/512/EG  geänderten  Fassung  angepasst. 

Artikel  2 

Verweisungen  auf  die  Bestimmungen  der  im  Anhang  genannten 
Rechtsakte  gelten  als  Verweisungen  auf  diese  Bestimmungen  in 
der  durch  die  vorliegende  Verordnung  angepassten  Fassung. 

Artikel  3 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen  zu  Straßburg  am  11.  März  2009. 

Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments  Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident  Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING  A.  VONDRA 


(')   ABl.  C  224  vom  30.8.2008,  S.  35. 
(2)  ABl.  C  117  vom  14.5.2008,  S.  1. 

(5)   Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  23.  September 

2008  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des 

Rates  vom  16.  Februar  2009. 
(4)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23.   

O  ABl.  L  200  vom  22.7.2006,  S.  11.  (6)   ABl.  C  255  vom  21.10.2006,  S.  1. 
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ANHANG 


1.      HUMANITÄRE  HILFE 

Verordnung  (EG)  Nr.  1257/96  des  Rates  vom  20.  Juni  1996  über  die  humanitäre  Hilfe  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1257/96  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Durchführungsmaßnahmen  zu 
der  genannten  Verordnung  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1257/96  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche 
Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1257/96  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  1 3  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kommission  beschließt  nach  dem  in  Artikel  1 7  Absatz  2  genannten  Verwaltungsverfahren  und  in  den  Grenzen 
des  Artikels  1 5  Absatz  2  zweiter  Gedankenstrich  über  die  Fortsetzung  der  nach  dem  Dringlichkeitsverfahren 
eingeleiteten  Aktionen." 

2.  Artikel  1 5  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  15 

(1)  Die  Kommission  erlässt  Durchführungsmaßnahmen  zu  dieser  Verordnung.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 7  Absatz  4 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(2)  Nach  dem  in  Artikel  1 7  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren 

—  beschließt  die  Kommission  über  die  gemeinschaftliche  Finanzierung  der  in  Artikel  2  Buchstabe  c  genannten 
Schutzmaßnahmen  im  Rahmen  der  Durchführung  der  humanitären  Hilfe; 

—  beschließt  die  Kommission  über  ihre  Direktinterventionen  oder  die  Finanzierung  der  Interventionen  von 
spezialisierten  Einrichtungen  der  Mitgliedstaaten. 

(3)  Nach  dem  in  Artikel  17  Absatz  2  genannten  Verwaltungsverfahren 

—  genehmigt  die  Kommission  die  globalen  Pläne,  die  dazu  bestimmt  sind,  Aktionen  in  einem  bestimmten  Land 
oder  in  einer  bestimmten  Region  vorzusehen,  in  dem  bzw.  in  der  die  humanitäre  Krise  insbesondere  aufgrund 
ihres  Ausmaßes  und  ihrer  Komplexität  naturgemäß  länger  andauert;  sie  genehmigt  auch  den  Finanzrahmen 
dieser  Pläne.  In  diesem  Zusammenhang  prüfen  die  Kommission  und  die  Mitgliedstaaten  die  Prioritäten,  die  im 
Rahmen  der  Durchführung  dieser  globalen  Pläne  zu  setzen  sind; 

—  beschließt  die  Kommission  unbeschadet  des  Artikels  1 3  über  Vorhaben  mit  einem  Mittelbedarf  von  mehr  als 
2  Mio.  ECU." 

3.  Artikel  17  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  17 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  in  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 

(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


(')    ABl.  L  163  vom  2.7.1996,  S.  1. 


2.  UNTERNEHMEN 


2.1.   Richtlinie  75/324/EWG  des  Rates  vom  20.  Mai  1975  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der 
Mitgliedstaaten  über  Aerosolpackungen  (') 

Was  die  Richtlinie  75/324/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  notwendigen  technischen 
Anpassungen  dieser  Richtlinie  und  die  zur  Anpassung  des  Anhangs  an  den  technischen  Fortschritt  erforderlichen 
Änderungen  vorzunehmen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  75/324/EWG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  75/324/EWG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  5 

Die  Kommission  beschließt  die  zur  Anpassung  des  Anhangs  dieser  Richtlinie  an  den  technischen  Fortschritt 
erforderlichen  Änderungen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  7  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  3  wird  gestrichen. 

3.  Artikel  10  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  Kommission  kann  die  erforderlichen  technischen  Anpassungen  dieser  Richtlinie  beschließen.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  7 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

In  diesem  Fall  kann  der  Mitgliedstaat,  der  Schutzmaßnahmen  getroffen  hat,  diese  bis  zum  Inkrafttreten  der 
Anpassungen  beibehalten." 


2.2.   Richtlinie  93/15/EWG  des  Rates  vom  5.  April  1993  zur  Harmonisierung  der  Bestimmungen  über  das 
Inverkehrbringen  und  die  Kontrolle  von  Explosivstoffen  für  zivile  Zwecke  (2) 

Was  die  Richtlinie  93/15/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Richtlinie  anzupassen,  um 
künftigen  Änderungen  der  Empfehlungen  der  Vereinten  Nationen  Rechnung  zu  tragen,  und  die  Bedingungen  für  die 
Durchführung  von  Artikel  14  Absatz  2  festzulegen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite 
handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  93/15/EWG  durch  Ergänzung  um  neue 
nicht  wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  93/15/EWG  wie  folgt  geändert: 
1 .      Artikel  1 3  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  13 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Der  Ausschuss  prüft  alle  die  Durchführung  dieser  Richtlinie  betreffenden  Fragen. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(')  ABl.  L  147  vom  9.6.1975,  S.  40. 
(2)    ABl.  L  121  vom  1  5.5.1993,  S.  20. 
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(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(5)  Die  Kommission  erlässt  nach  dem  in  Absatz  3  genannten  Verwaltungsverfahren  Durchführungs- 
maßnahmen, um  insbesondere  künftigen  Änderungen  der  Empfehlungen  der  Vereinten  Nationen  Rechnung  zu 
tragen." 

2.      Artikel  14  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Mitgliedstaaten  vergewissern  sich,  dass  die  Unternehmen  des  Explosivstoffsektors  über  ein  System  verfügen, 
mit  dem  der  Besitzer  der  Explosivstoffe  jederzeit  festgestellt  werden  kann.  Die  Kommission  kann  Maßnahmen 
zur  Festlegung  der  Bedingungen  für  die  Durchführung  dieses  Absatzes  erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3 
Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.3.  Richtlinie  2000/14/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  8.  Mai  2000  zur  Angleichung  der 
Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  umweltbelastende  Geräuschemissionen  von  zur  Verwendung 
im  Freien  vorgesehenen  Geräten  und  Maschinen  (>) 

Was  die  Richtlinie  2000/14/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Durchführungsmaßnahmen 
zur  Anpassung  des  Anhangs  III  an  den  technischen  Fortschritt  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2000/14/EG 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2000/14/EG  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  1 8  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  3  wird  gestrichen. 

2.  Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 
„Artikel  18a 

Die  Kommission  erlässt  Durchführungsmaßnahmen  zur  Anpassung  des  Anhangs  III  an  den  technischen 
Fortschritt,  insbesondere  durch  Einbeziehung  von  Hinweisen  auf  einschlägige  europäische  Normen,  voraus- 
gesetzt, diese  Maßnahmen  wirken  sich  nicht  direkt  auf  den  gemessenen  Schallleistungspegel  der  in  Artikel  1 2 
aufgeführten  Geräte  und  Maschinen  aus. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 8  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  19  Buchstabe  b  erhält  folgende  Fassung: 

,,b)     Unterstützung  der  Kommission  bei  der  Anpassung  des  Anhangs  III  an  den  technischen  Fortschritt;". 


2.4.  Verordnung  (EG)  Nr.  2003/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über 
Düngemittel  (2) 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  2003/2003  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  an  den 
technischen  Fortschritt  anzupassen,  die  Mess-,  Probenahme-  und  Analysemethoden  anzupassen,  Bestimmungen  zu 
den  Kontrollmaßnahmen  zu  erlassen  und  neue  EG-Düngemitteltypen  aufzunehmen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  2003/2003  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(')    ABl.  L  162  vom  3.7.2000,  S.  1. 
(2)    ABl.  L  304  vom  21.11.2003,  S.  1. 
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Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  2003/2003  wie  folgt  geändert: 


1.  Artikel  29  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Die  Kommission  nimmt  die  Anpassung  und  Modernisierung  der  Mess-,  Probenahme-  und 
Analysemethoden,  soweit  wie  möglich  anhand  von  Europäischen  Normen,  vor.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  32  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Dasselbe  Verfahren  gilt  für  die  Annahme  der 
Durchführungsbestimmungen,  die  erforderlich  sind,  um  die  in  diesem  Artikel  und  in  den  Artikeln  8,  26  und 
27  vorgesehenen  Kontrollmaßnahmen  im  Einzelnen  festzulegen.  Diese  Bestimmungen  regeln  insbesondere  die 
Häufigkeit  der  Testwiederholung  sowie  die  Maßnahmen,  mit  denen  sichergestellt  werden  soll,  dass  die  in  Verkehr 
gebrachten  Düngemittel  mit  den  getesteten  Düngemitteln  identisch  sind." 

2.  Artikel  31  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)    Die  Kommission  passt  Anhang  I  zur  Aufnahme  neuer  Düngemitteltypen  an." 

b)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)    Die  Kommission  passt  die  Anhänge  an  den  technischen  Fortschritt  an." 

c)  Folgender  Absatz  wird  angefügt: 

„(4)  Die  in  den  Absätzen  1  und  3  genannten  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  32  Absatz  3  genannten  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  32  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  32 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


2.5.   Richtlinie  2004/9/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  über  die  Inspektion 
und  Überprüfung  der  Guten  Laborpraxis  (GLP)  (kodifizierte  Fassung)  (') 

Was  die  Richtlinie  2004/9/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  den  Anhang  I  an  den  technischen 
Fortschritt  anzupassen  und  den  in  Artikel  2  Absatz  2  genannten  Wortlaut  der  Bestätigung  zu  ändern.  Da  es  sich 
hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der 
Richtlinie  2004/9/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a 
des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2004/9/EG  wie  folgt  geändert: 
1.      Artikel  6  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Sind  nach  Auffassung  der  Kommission  Änderungen  dieser  Richtlinie  erforderlich,  um  die  in  Absatz  1 
genannten  Angelegenheiten  zu  regeln,  so  erlässt  sie  diese  Änderungen. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  7  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')    ABl.  L  50  vom  20.2.2004,  S.  28. 
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2.     Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  29  Absatz  1  der  Richtlinie  67/548/EWG  des  Rates  (*) 
eingesetzten  Ausschuss  (nachstehend  Ausschuss'  genannt)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  196  vom  16.8.1967,  S.  1." 
3.     Artikel  8  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)    Die  Kommission  erlässt  Durchführungsmaßnahmen 

a)  zur  Anpassung  des  in  Artikel  2  Absatz  2  genannten  Wortlauts  der  Bestätigung; 

b)  zur  Anpassung  des  Anhangs  I  an  den  technischen  Fortschritt. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  7  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


2.6.  Richtlinie  2004/10/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  zur  Angleichung 
der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  für  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Guten  Laborpraxis  und 
zur  Kontrolle  ihrer  Anwendung  bei  Versuchen  mit  chemischen  Stoffen  (kodifizierte  Fassung)  (') 

Was  die  Richtlinie  2004/10/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Anhang  I  an  den  technischen 
Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2004/10/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2004/10/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 
„Artikel  3a 

Die  Kommission  kann  Anhang  I  im  Hinblick  auf  die  Grundsätze  der  GLP  an  den  technischen  Fortschritt 
anpassen. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  4  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  4  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  4 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  29  Absatz  1  der  Richtlinie  67/548/EWG  des  Rates  (*) 
eingesetzten  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  196  vom  16.8.1967,  S.  1." 


(')    ABl.  L  50  vom  20.2.2004,  S.  44. 
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3.     Artikel  5  Absatz  2  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kommission  kann  Durchführungsmaßnahmen  erlassen,  um  die  erforderlichen  technischen  Anpassungen 
dieser  Richtlinie  vorzunehmen. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  4  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

In  dem  in  Unterabsatz  3  genannten  Fall  kann  der  Mitgliedstaat,  der  Schutzmaßnahmen  getroffen  hat,  diese  bis 
zum  Inkrafttreten  dieser  Anpassungen  beibehalten." 


2.7.  Verordnung  (EG)  Nr.  273/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  betreffend 
Drogenausgangsstoffe  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  273/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Maßnahmen  zur 
Durchführung  der  Verordnung  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die 
eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  273/2004  bewirken,  sind  diese 
Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  273/2004  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  14  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Der  Eingangsteil  erhält  folgende  Fassung: 

„Erforderlichenfalls  erlässt  die  Kommission  Durchführungsmaßnahmen,  die  Folgendes  betreffen:". 

b)  Folgende  Absätze  werden  angefügt: 

„Die  in  Absatz  1  Buchstaben  a  bis  e  genannten  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  15  Absatz  3  genannten  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  erlassen. 

Die  in  Absatz  1  Buchstabe  f  genannten  Maßnahmen  werden  nach  dem  in  Artikel  1 5  Absatz  2  genannten 
Verwaltungsverfahren  erlassen." 

2.  Artikel  15  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  15 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  30  der  Verordnung  (EG)  Nr.  111/2005  des  Rates  (*) 
eingesetzten  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  22  vom  26.1.2005,  S.  1." 


2.8.  Verordnung  (EG)  Nr.  648/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  März  2004  über 
Detergenzien  (2) 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  648/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  anzupassen 
und  Änderungen  oder  Ergänzungen  vorzunehmen,  die  erforderlich  sind,  um  die  Bestimmungen  der  genannten 
Verordnung  auf  lösungsmittelbasierte  Detergenzien  anzuwenden.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  648/2004  bewirken, 
sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu 
erlassen. 


O  ABl.  L  47  vom  18.2.2004,  S.  1, 
(2)    ABl.  L  104  vom  8.4.2004,  S.  1. 
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Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  648/2004  wie  folgt  geändert: 

1.  Erwägungsgrund  27  wird  gestrichen. 

2.  Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

3.  Artikel  1 3  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  13 

Anpassung  der  Anhänge 

(1)  Die  Kommission  nimmt  die  zur  Anpassung  der  Anhänge  erforderlichen  Änderungen,  soweit  wie  möglich 
anhand  von  Europäischen  Normen,  an. 

(2)  Die  Kommission  nimmt  Änderungen  oder  Ergänzungen  an,  die  erforderlich  sind,  um  die  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  auf  lösungsmittelbasierte  Detergenzien  anzuwenden. 

(3)  Die  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 

4.  In  Anhang  VII  Abschnitt  A  erhält  Absatz  6  folgende  Fassung: 

„Legt  der  SCCNFP  zu  einem  späteren  Zeitpunkt  unter  Risikogesichtspunkten  einzelne  Konzentrations- 
höchstwerte für  allergene  Duftstoffe  fest,  so  schlägt  die  Kommission  vor,  diese  Grenzwerte  anstelle  des  oben 
genannten  Werts  von  0,01  Gewichtsprozent  anzunehmen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 2  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 


2.9.  Verordnung  (EG)  Nr.  726/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  März  2004  zur 
Festlegung  von  Gemeinschaftsverfahren  für  die  Genehmigung  und  Überwachung  von  Human-  und 
Tierarzneimitteln  und  zur  Errichtung  einer  Europäischen  Arzneimittel-Agentur  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  726/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  einige  Bestimmungen 
und  Anhänge  anzupassen,  neue  Bestimmungen  anzunehmen  und  bestimmte  Bedingungen  für  die  Anwendung 
festzulegen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  726/2004,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche 
Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  726/2004  wie  folgt  geändert: 
1.     Artikel  3  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Nach  Anhörung  des  zuständigen  Ausschusses  der  Agentur  kann  die  Kommission  den  Anhang  an  den 
technischen  und  wissenschaftlichen  Fortschritt  anpassen  und  alle  erforderlichen  Änderungen  annehmen,  ohne 
den  Anwendungsbereich  des  zentralisierten  Verfahrens  auszudehnen. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in 
Artikel  87  Absatz  2a  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')    ABl.  L  136  vom  30.4.2004,  S.  1. 
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2. 


Artikel  14  Absatz  7  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„Die  Kommission  erlässt  eine  Verordnung  mit  Bestimmungen  für  die  Erteilung  dieser  Genehmigung.  Diese 
Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  wird  nach 
dem  in  Artikel  8  7  Absatz  2a  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  16  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Die  Kommission  erlässt  nach  Konsultation  der  Agentur  geeignete  Bestimmungen  für  die  Beurteilung  der 
an  den  Genehmigungen  vorgenommenen  Änderungen  in  Form  einer  Verordnung.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in 
Artikel  87  Absatz  2a  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

4.  Artikel  24  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Der  Inhaber  der  Genehmigung  für  das  Inverkehrbringen  eines  Humanarzneimittels  stellt  sicher,  dass  alle 
vermuteten  unerwarteten  schwerwiegenden  Nebenwirkungen  und  jede  vermutete  Übertragung  eines 
Krankheitserregers  durch  ein  Arzneimittel,  die  im  Hoheitsgebiet  eines  Drittlands  auftreten,  den 
Mitgliedstaaten  und  der  Agentur  unverzüglich,  spätestens  jedoch  innerhalb  von  15  Tagen  nach  Erhalt 
der  Information,  mitgeteilt  werden.  Die  Kommission  erlässt  Bestimmungen  zur  Mitteilung  nicht 
schwerwiegender  vermuteter  unerwarteter  Nebenwirkungen,  die  in  der  Gemeinschaft  oder  in  einem 
Drittland  auftreten.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  87  Absatz  2a  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen." 

b)  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Die  Kommission  kann  aufgrund  der  bei  der  Anwendung  des  Absatzes  3  gewonnenen  Erfahrungen 
Bestimmungen  zur  Änderung  jenes  Absatzes  festlegen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  87  Absatz  2a  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

5.  Artikel  29  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  29 

Die  Kommission  kann  Änderungen  annehmen,  die  erforderlich  sein  können,  um  dieses  Kapitel  zur 
Berücksichtigung  des  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritts  zu  aktualisieren.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  87  Absatz  2a 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

6.  Artikel  41  Absatz  6  erhält  folgende  Fassung: 

„(6)  Die  Kommission  erlässt  nach  Konsultation  der  Agentur  geeignete  Bestimmungen  für  die  Beurteilung  der 
an  den  Genehmigungen  vorgenommenen  Änderungen  in  Form  einer  Verordnung.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in 
Artikel  87  Absatz  2a  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

7.  Artikel  49  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Der  Inhaber  der  Genehmigung  für  das  Inverkehrbringen  eines  Tierarzneimittels  stellt  sicher,  dass  alle 
vermuteten  unerwarteten  schwerwiegenden  Nebenwirkungen  und  Nebenwirkungen  beim  Menschen  und 
jede  vermutete  Übertragung  eines  Krankheitserregers  durch  ein  Arzneimittel,  die  im  Hoheitsgebiet  eines 
Drittlands  auftreten,  den  Mitgliedstaaten  und  der  Agentur  unverzüglich,  spätestens  jedoch  innerhalb  von 
15  Tagen  nach  Erhalt  der  Information,  mitgeteilt  werden.  Die  Kommission  erlässt  Bestimmungen  zur 
Mitteilung  nicht  schwerwiegender  vermuteter  unerwarteter  Nebenwirkungen,  die  in  der  Gemeinschaft 
oder  in  einem  Drittland  auftreten.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  87  Absatz  2a  genannten  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  erlassen." 

b)  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Die  Kommission  kann  aufgrund  der  bei  der  Anwendung  des  Absatzes  3  gewonnenen  Erfahrungen 
Bestimmungen  zur  Änderung  jenes  Absatzes  festlegen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  87  Absatz  2a  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 
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8. 


Artikel  54  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  54 

Die  Kommission  kann  Änderungen  vornehmen,  die  erforderlich  sein  können,  um  dieses  Kapitel  zur 
Berücksichtigung  des  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritts  zu  aktualisieren.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  87  Absatz  2a 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

9.  Artikel  70  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Kommission  erlässt  jedoch  Bestimmungen,  in  denen  festgelegt  wird,  unter  welchen  Umständen 
kleinen  und  mittleren  Unternehmen  eine  Gebührensenkung,  ein  Zahlungsaufschub  für  die  Gebühren  oder 
administrative  Unterstützung  gewährt  werden  kann.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  87  Absatz  2a  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

10.  Artikel  84  Absatz  3  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Auf  Ersuchen  der  Agentur  kann  die  Kommission  gegen  die  Inhaber  von  Genehmigungen  für  das 
Inverkehrbringen,  die  aufgrund  dieser  Verordnung  erteilt  wurden,  Geldbußen  verhängen,  wenn  sie  bestimmte 
im  Rahmen  dieser  Genehmigungen  festgelegte  Verpflichtungen  nicht  einhalten.  Die  Höchstbeträge  sowie  die 
Bedingungen  und  die  Modalitäten  für  die  Einziehung  dieser  Geldbußen  werden  von  der  Kommission  festgelegt. 
Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung 
werden  nach  dem  in  Artikel  87  Absatz  2a  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

1 1 .  Artikel  8  7  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Folgender  Absatz  wird  eingefügt: 

„(2a)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  4  wird  gestrichen. 


3.  UMWELT 

3.1.  Richtlinie  82/883/EWG  des  Rates  vom  3.  Dezember  1982  über  die  Einzelheiten  der  Überwachung  und 
Kontrolle  der  durch  die  Ableitungen  aus  der  Titandioxidproduktion  betroffenen  Umweltmedien  (') 

Was  die  Richtlinie  82/883/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  in  den  Anhängen 
aufgeführten  Parameter  der  Spalte  „Parameter,  deren  Bestimmung  fakultativ  ist"  und  Referenzmessmethoden  an  den 
technischen  und  wissenschaftlichen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  82/883/EWG  bewirken,  sind 
diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu 
erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  82/883/EWG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  9 

Die  Kommission  beschließt  die  erforderlichen  Änderungen  zur  Anpassung  der  in  den  Anhängen  aufgeführten 
Parameter  der  Spalte  .Parameter,  deren  Bestimmung  fakultativ  ist'  und  Referenzmessmethoden  an  den 
technischen  und  wissenschaftlichen  Fortschritt. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 1  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  11  erhält  folgende  Fassung: 
„Artfei  11 

(1)    Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  unterstützt. 


(')    ABl.  L  378  vom  31.12.1982,  S.  1. 
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(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


3.2.   Richtlinie  86/278/EWG  des  Rates  vom  12.  Juni  1986  über  den  Schutz  der  Umwelt  und  insbesondere  der 
Böden  bei  der  Verwendung  von  Klärschlamm  in  der  Landwirtschaft  (') 

Was  die  Richtlinie  86/278/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Bestimmungen  der  Anhänge 
an  den  technischen  und  wissenschaftlichen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  86/278/EWG 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  86/278/EWG  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  1 3  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  13 

Die  Kommission  passt  die  Bestimmungen  der  Anhänge  der  Richtlinie  an  den  technischen  und  wissenschaft- 
lichen Fortschritt  an;  hiervon  ausgenommen  sind  die  in  den  Anhängen  I  A,  I  B  und  I  C  aufgeführten  Parameter 
und  Werte,  alle  Faktoren,  die  die  Berechnung  dieser  Werte  beeinflussen  können,  sowie  die  in  den  Anhängen  II  A 
und  II  B  angegebenen  Parameter,  die  zu  analysieren  sind. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 5  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  15  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  15 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


3.3.   Richtlinie  94/62/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  über 
Verpackungen  und  Verpackungsabfälle  (2) 

Was  die  Richtlinie  94/62/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Beispiele  für  die  Definition  von 
Gegenständen,  die  als  Verpackung  gelten,  zu  überprüfen  und,  falls  erforderlich,  zu  ändern  sowie  festzulegen,  unter 
welchen  Bedingungen  die  Konzentrationen  von  Schwermetallen,  die  sich  in  Verpackungen  oder  Verpackungs- 
komponenten befinden,  auf  einige  Materialien  und  Produktkreisläufe  keine  Anwendung  finden,  welche  Arten  von 
Verpackungen  von  der  Anforderung  in  Bezug  auf  die  Konzentrationen  ausgenommen  sind,  und  die  technischen 
Maßnahmen  festzulegen,  die  notwendig  sind,  um  Schwierigkeiten  bei  der  Anwendung  der  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  zu  begegnen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  94/62/EG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche 
Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  94/62/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  3  Nummer  1  Unterabsatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kommission  prüft  gegebenenfalls  die  Beispiele  für  die  Definition  von  Gegenständen,  die  gemäß  Anhang  I 
als  Verpackung  gelten,  und  ändert  sie,  falls  erforderlich.  Der  Vorrang  gilt  folgenden  Artikeln:  CD-  und 
Videohüllen,  Blumentöpfen,  Röhren  und  Rollen,  um  die  flexibles  Material  aufgespult  ist,  Schutzstreifen  von 
Klebeetiketten  und  Einpack-  und  Geschenkpapier.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  21  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  11  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  Kommission  legt  fest,  unter  welchen  Bedingungen  die  in  Absatz  1  genannten  Konzentrationen  auf 
stofflich  verwertete  Materialien  und  Produkte  in  geschlossenen,  kontrollierten  Kreisläufen  keine  Anwendung 
finden  sowie  welche  Arten  von  Verpackungen  von  der  Anforderung  in  Absatz  1  dritter  Gedankenstrich 
ausgenommen  sind. 


0    ABl.  L  181  vom  4.7.1986,  S.  6. 
(2)    ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  10. 
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Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden 
nach  dem  in  Artikel  21  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


3.  Artikel  12  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Zur  Harmonisierung  der  Merkmale  und  der  Aufmachung  der  gelieferten  Daten  und  im  Hinblick  auf  die 
Kompatibilität  der  Daten  aus  den  einzelnen  Mitgliedstaaten  übermitteln  die  Mitgliedstaaten  der  Kommission  die 
ihnen  vorliegenden  Daten  in  Tabellen,  die  auf  der  Grundlage  von  Anhang  III  nach  dem  in  Artikel  2 1  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  festlegt  werden." 

4.  Artikel  1 9  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  19 

Anpassung  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt 

(1)  Die  Änderungen  zur  Anpassung  des  in  Artikel  8  Absatz  2  und  Artikel  10  Absatz  2  letzter  Gedankenstrich 
genannten  Kennzeichnungssystems  sowie  zur  Anpassung  der  in  Artikel  1 2  Absatz  3  und  Anhang  III  genannten 
Tabellen  für  die  Datenbanken  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  werden  nach  dem 
Regelungsverfahren  des  Artikels  21  Absatz  2  erlassen. 

(2)  Die  Kommission  beschließt  die  Änderungen  zur  Anpassung  der  in  Anhang  I  genannten  Beispiele  für  die 
Begriffsbestimmung  für  .Verpackungen'  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  21 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

5.  Artikel  20  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  Kommission  legt  die  technischen  Maßnahmen  fest,  die  notwendig  sind,  um  Schwierigkeiten  bei  der 
Anwendung  der  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  insbesondere  in  Bezug  auf  inerte  Verpackungsmaterialien,  die 
in  der  Gemeinschaft  in  sehr  geringen  Mengen  (d.  h.  mit  einem  Anteil  von  rund  0,1  Gewichtsprozent)  in  Verkehr 
gebracht  werden,  Primärverpackungen  für  medizinisches  Gerät  und  pharmazeutische  Erzeugnisse  sowie  Klein- 
und  Luxusverpackungen  zu  begegnen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  2 1  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 

6.  Artikel  21  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


3.4.  Richtlinie  1999/32/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  eine  Verringerung  des  Schwefelgehalts  bestimmter 
flüssiger  Kraft-  oder  Brennstoffe  (') 

Was  die  Richtlinie  1999/32/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Kriterien  für  den  Einsatz 
emissionsmindernder  Technologien  durch  Schiffe  aller  Flaggen  in  geschlossenen  Häfen  und  Flussmündungen  in  der 
Gemeinschaft  festzulegen  und  Änderungen,  die  zur  technischen  Anpassung  einiger  Bestimmungen  an  den 
wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  notwendig  sind,  zu  beschließen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen 
von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  1999/32/EG, 
auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  1999/32/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  4c  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  Kommission  legt  Kriterien  für  den  Einsatz  emissionsmindernder  Technologien  durch  Schiffe  aller 
Flaggen  in  geschlossenen  Häfen  und  Flussmündungen  in  der  Gemeinschaft  fest.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  9 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Die  Kommission  teilt  diese  Kriterien  der  IMO 
mit." 

2.  Artikel  7  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Änderungen,  die  zur  technischen  Anpassung  des  Artikels  2  Nummern  1,  2,  3,  3a,  3b  und  4  oder  des 
Artikels  6  Absatz  2  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  notwendig  sind,  werden  von  der 
Kommission  beschlossen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie 
werden  nach  dem  in  Artikel  9  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Diese 
Anpassungen  dürfen  nicht  zu  einer  direkten  Änderung  des  Geltungsbereichs  dieser  Richtlinie  oder  der  in  dieser 
Richtlinie  festgelegten  Grenzwerte  für  Schwefel  im  Kraftstoff  führen." 


(')    ABl.  L  121  vom  11.5.1999,  S.  13. 
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3.     Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  9 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


3.5.   Richtlinie  2001/81/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  Oktober  2001  über  nationale 
Emissionshöchstmengen  für  bestimmte  Luftschadstoffe  0 

Was  die  Richtlinie  2001/81/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  gemäß  Anhang  III 
anzuwendenden  Methoden  zu  aktualisieren.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die 
eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2001/81/EG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue,  nicht 
wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2001/81/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  7  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Aktualisierungen  der  gemäß  Anhang  III  anzuwendenden  Methoden  werden  von  der  Kommission 
beschlossen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  auch  durch 
Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  13  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


3.6.   Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein  System 
für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  (2) 

Was  die  Richtlinie  2003/87/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Bestimmungen  zur  Umsetzung 
von  Artikel  IIb  Absatz  5,  Leitlinien  für  die  Überwachung  und  Berichterstattung  betreffend  Emissionen  sowie  eine 
Verordnung  über  ein  standardisiertes  und  sicheres  Registrierungssystem  einschließlich  Bestimmungen  zur  Nutzung 
und  Identifizierung  von  CER  und  ERU  im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  sowie  zur  Überwachung  des  Umfangs 
dieser  Nutzung  zu  erlassen,  Anhang  III  nach  Maßgabe  von  Artikel  22  zu  ändern,  die  Einbeziehung  nicht  in  Anhang  I 
aufgeführter  Tätigkeiten  und  Treibhausgase  zu  billigen,  die  erforderlichen  Vorschriften  für  die  gegenseitige 
Anerkennung  der  Zertifikate  im  Rahmen  von  Abkommen  mit  Drittländern  auszuarbeiten  sowie  standardisierte 
oder  etablierte  Verfahren  für  die  Überwachung  anderer  Treibhausgasemissionen  anzunehmen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
2003/87/EG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2003/87/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  IIb  Absatz  7  erhält  folgende  Fassung: 

„(7)  Bestimmungen  zur  Umsetzung  der  Absätze  3  und  4,  besonders  soweit  es  um  die  Vermeidung  einer 
doppelten  Erfassung  geht,  werden  von  der  Kommission  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  erlassen.  Die  Kommission  erlässt  Bestimmungen  zur  Umsetzung  von  Absatz  5  dieses 
Artikels  in  Fällen,  in  denen  das  Gastgeberland  alle  Teilnehmervoraussetzungen  für  Jl-Projektmaßnahmen  erfüllt. 
Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden 
nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  14  Absatz  1  Satz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kommission  verabschiedet  Leitlinien  für  die  Überwachung  und  Berichterstattung  betreffend  Emissionen 
aus  in  Anhang  I  aufgeführten  Tätigkeiten  von  für  diese  Tätigkeiten  spezifizierten  Treibhausgasen.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')  ABl.  L  309  vom  27.11.2001,  S.  22. 
(2)    ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 
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3.     Artikel  19  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 


„(3)  Im  Hinblick  auf  die  Durchführung  dieser  Richtlinie  erlässt  die  Kommission  eine  Verordnung  über  ein 
standardisiertes  und  sicheres  Registrierungssystem  in  Form  standardisierter  elektronischer  Datenbanken  mit 
gemeinsamen  Datenelementen  zur  Verfolgung  von  Vergabe,  Besitz,  Übertragung  und  Löschung  von 
Zertifikaten,  zur  Gewährleistung  des  Zugangs  der  Öffentlichkeit  und  angemessener  Vertraulichkeit  und  um 
sicherzustellen,  dass  keine  Übertragungen  erfolgen,  die  mit  den  Verpflichtungen  aus  dem  Kyoto-Protokoll 
unvereinbar  sind.  Diese  Verordnung  wird  auch  Bestimmungen  zur  Nutzung  und  Identifizierung  von  CER  und 
ERU  im  Rahmen  des  Gemeinschaftssystems  sowie  zur  Überwachung  des  Umfangs  dieser  Nutzung  enthalten. 
Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  wird  nach 
dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

4.  Artikel  22  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  22 

Änderungen  des  Anhangs  III 

Unter  Berücksichtigung  der  in  Artikel  2 1  vorgesehenen  Berichte  und  der  bei  der  Anwendung  dieser  Richtlinie 
gesammelten  Erfahrungen  kann  die  Kommission  Anhang  III  mit  Ausnahme  der  Kriterien  1,  5  und  7  für  den 
Zeitraum  2008  bis  2012  ändern.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

5.  Artikel  23  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

6.  Artikel  24  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Unter  Berücksichtigung  aller  einschlägigen  Kriterien,  insbesondere  der  Auswirkungen  auf  den 
Binnenmarkt,  möglicher  Wettbewerbsverzerrungen,  der  Umweltwirksamkeit  der  Regelung  und  der 
Zuverlässigkeit  des  vorgesehenen  Überwachungs-  und  Berichterstattungsverfahrens  können  die  Mitglied- 
staaten ab  2008  im  Einklang  mit  dieser  Richtlinie  den  Handel  mit  Emissionszertifikaten  ausweiten  auf: 

a)  nicht  in  Anhang  I  aufgeführte  Anlagen,  sofern  die  Einbeziehung  solcher  Anlagen  von  der 
Kommission  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  gebilligt  wird,  und 

b)  nicht  in  Anhang  I  aufgeführte  Tätigkeiten  und  Treibhausgase,  sofern  die  Einbeziehung  solcher 
Tätigkeiten  und  Treibhausgase  von  der  Kommission  gebilligt  wird.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  23 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Ab  2005  können  die  Mitgliedstaaten  unter  denselben  Voraussetzungen  den  Handel  mit  Emissions- 
zertifikaten auf  Anlagen  ausweiten,  die  in  Anhang  I  aufgeführte  Tätigkeiten  durchführen  und  bei  denen 
die  in  jenem  Anhang  vorgesehenen  Kapazitätsgrenzen  nicht  erreicht  werden." 

b)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  Kommission  kann  aus  eigener  Initiative  bzw.  muss  auf  Ersuchen  eines  Mitgliedstaats  Leitlinien 
für  die  Überwachung  und  Berichterstattung  betreffend  Emissionen  aus  Tätigkeiten,  Anlagen  und 
Treibhausgasen,  die  nicht  in  Anhang  I  aufgeführt  sind,  festlegen,  wenn  die  Überwachung  und  die 
Berichterstattung  in  Bezug  auf  diese  Emissionen  mit  ausreichender  Genauigkeit  erfolgen  kann. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung 
werden  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

7.  Artikel  25  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wurde  ein  Abkommen  im  Sinne  von  Absatz  1  geschlossen,  so  erlässt  die  Kommission  die  erforderlichen 
Vorschriften  für  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Zertifikate  im  Rahmen  dieses  Abkommens.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 
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8.      In  Anhang  IV  erhält  der  Absatz  unter  der  Überschrift  „Überwachung  anderer  Treibhausgasemissionen"  folgende 
Fassung: 

„Zu  verwenden  sind  standardisierte  oder  etablierte  Verfahren,  die  von  der  Kommission  in  Zusammenarbeit  mit 
allen  betroffenen  Kreisen  entwickelt  worden  sind.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


3.7.  Verordnung  (EG)  Nr.  850/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  über 
persistente  organische  Schadstoffe  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  850/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  einige  Konzentrations- 
grenzen in  den  Anhängen  festzulegen,  die  Anhänge  zu  ändern,  wenn  ein  Stoff  in  das  Übereinkommen  oder  das 
Protokoll  aufgenommen  wird,  bestehende  Einträge  zu  ändern  und  die  Anhänge  an  den  wissenschaftlichen  und 
technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  850/2004  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  850/2004  wie  folgt  geändert: 
1.     Artikel  7  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  4  Buchstabe  a  erhält  folgende  Fassung: 

,,a)  Abfälle,  die  in  Anhang  IV  aufgelistete  Stoffe  enthalten  oder  durch  sie  verunreinigt  sind,  können  in 
anderer  Weise  nach  einschlägigen  Rechtsvorschriften  der  Gemeinschaft  beseitigt  oder  verwertet 
werden,  sofern  der  Gehalt  an  aufgelisteten  Stoffen  in  den  Abfällen  unterhalb  der  Konzentrations- 
grenzen liegt,  die  in  Anhang  IV  festzulegen  sind.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 7  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Bis  die  Konzentrationsgrenzen  gemäß  diesem  Verfahren 
festgelegt  werden,  kann  die  zuständige  Behörde  eines  Mitgliedstaats  Konzentrationsgrenzen  oder 
spezifische  technische  Anforderungen  bezüglich  der  Beseitigung  oder  Verwertung  der  Abfälle 
gemäß  diesem  Buchstaben  festlegen  oder  anwenden." 

b)  Absatz  5  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Konzentrationsgrenzen  in  Anhang  V  Teil  2  werden  für  die  Zwecke  von  Absatz  4  Buchstabe  b  von  der 
Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  17  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 


2.      Artikel  14  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  14 

Änderung  der  Anhänge 

(1)  Wird  ein  Stoff  in  das  Übereinkommen  oder  das  Protokoll  aufgenommen,  so  nimmt  die  Kommission 
gegebenenfalls  eine  entsprechende  Änderung  der  Anhänge  I,  II  und  III  vor. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 6  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(2)  Wird  ein  Stoff  in  das  Übereinkommen  oder  das  Protokoll  aufgenommen,  so  nimmt  die  Kommission 
gegebenenfalls  eine  entsprechende  Änderung  des  Anhangs  IV  vor. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 7  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(3)  Die  Kommission  beschließt  Änderungen  von  bestehenden  Einträgen  in  den  Anhängen  I,  II  und  III, 
einschließlich  ihrer  Anpassung  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in 
Artikel  16  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(4)  Die  Kommission  beschließt  Änderungen  von  bestehenden  Einträgen  in  Anhang  IV  und  Änderungen  des 
Anhangs  V,  einschließlich  ihrer  Anpassung  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt. 


(')    ABl.  L  229  vom  29.6.2004,  S.  5. 
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Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 7  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  16  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

4.  Artikel  1 7  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


3.8.  Richtlinie  2004/107/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  15.  Dezember  2004  über  Arsen, 
Kadmium,  Quecksilber,  Nickel  und  polyzyklische  aromatische  Kohlenwasserstoffe  in  der  Luft  (') 

Was  die  Richtlinie  2004/107/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  einige  Bestimmungen  und 
Anhänge  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2004/107/EG 
bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2004/107/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  4  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  9  erhält  folgende  Fassung: 

„(9)  Ungeachtet  der  Konzentrationswerte  wird  für  jedes  Gebiet  von  100  000  km2  jeweils  eine 
Hintergrundprobenahmestelle  installiert,  die  zur  orientierenden  Messung  von  Arsen,  Kadmium,  Nickel, 
dem  gesamten  gasförmigen  Quecksilber,  Benzo(a)pyren  und  den  übrigen  in  Absatz  8  genannten 
polyzyklischen  aromatischen  Kohlenwasserstoffen  in  der  Luft  sowie  der  Gesamtablagerung  von  Arsen, 
Kadmium,  Quecksilber,  Nickel,  Benzo(a)pyren  und  den  übrigen  in  Absatz  8  genannten  polyzyklischen 
aromatischen  Kohlenwasserstoffen  dient.  Jeder  Mitgliedstaat  richtet  mindestens  eine  Messstation  ein.  Die 
Mitgliedstaaten  können  jedoch  einvernehmlich  und  nach  den  Leitlinien,  die  nach  dem  in  Artikel  6 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  aufzustellen  sind,  eine  oder  mehrere  gemeinsame  Messstationen 
einrichten,  die  benachbarte  Gebiete  in  aneinandergrenzenden  Mitgliedstaaten  erfassen,  um  die  notwendige 
räumliche  Auflösung  zu  erreichen.  Zusätzlich  wird  die  Messung  von  partikel-  und  gasförmigem 
zweiwertigem  Quecksilber  empfohlen.  Sofern  angebracht,  ist  die  Überwachung  mit  der  des  Mess-  und 
Bewertungsprogramms  zur  Messung  und  Bewertung  der  weiträumigen  Verfrachtung  von  Luftschadstoffen 
in  Europa  (EMEP)  zu  koordinieren.  Die  Probenahmestellen  für  diese  Schadstoffe  werden  so  gewählt,  dass 
geografische  Unterschiede  und  langfristige  Trends  bestimmt  werden  können.  Es  gelten  die  Bestimmungen 
des  Anhangs  III  Abschnitte  I,  II  und  III." 

b)  Absatz  1 5  erhält  folgende  Fassung: 

„(15)  Sämtliche  zur  Anpassung  der  Bestimmungen  des  vorliegenden  Artikels  und  des  Anhangs  II 
Abschnitt  II  sowie  der  Anhänge  III,  IV  und  V  an  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt 
erforderlichen  Änderungen  werden  von  der  Kommission  beschlossen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  6  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Dabei  dürfen  jedoch  keine  direkten  oder  indirekten 
Änderungen  der  Zielwerte  vorgenommen  werden." 

2.  Artikel  5  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Die  Kommission  legt  nach  dem  in  Artikel  6  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  alle  Modalitäten  für 
die  Weiterleitung  der  gemäß  Absatz  1  zur  Verfügung  zu  stellenden  Informationen  fest." 

3.  Artikel  6  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

4.  Anhang  V  Abschnitt  V  erhält  folgende  Fassung: 

„V.     Referenzmethoden  zur  Erstellung  von  Luftqualitätsmodellen 

Für  die  Erstellung  von  Luftqualitätsmodellen  lassen  sich  zurzeit  keine  Referenzmethoden  festlegen.  Die 
Kommission  kann  Änderungen  zur  Anpassung  dieses  Abschnitts  an  den  wissenschaftlichen  und 
technischen  Fortschritt  vornehmen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  6  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 


(')    ABl.  L  23  vom  26.1.2005,  S.  3. 
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3.9.  Verordnung  (EG)  Nr.  1013/2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  14.  Juni  2006  über  die 
Verbringung  von  Abfällen  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1013/2006  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  nach 
Maßgabe  von  Artikel  58  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1013/2006  zu  ändern  und  bestimmte  zusätzliche  Maßnahmen 
nach  Maßgabe  von  Artikel  59  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1013/2006  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen 
von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1013/2006,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1013/2006  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  11  Absatz  3  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Wird  keine  zufrieden  stellende  Lösung  gefunden,  so  kann  jeder  Mitgliedstaat  die  Angelegenheit  an  die 
Kommission  verweisen.  Entschieden  wird  dann  nach  dem  in  Artikel  59a  Absatz  2  genannten  Regelungsver- 
fahren." 

2.  Artikel  58  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  58 

Änderung  der  Anhänge 

(1)  Die  Kommission  kann  die  Anhänge  ändern,  um  dem  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt 
Rechnung  zu  tragen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
werden  nach  dem  in  Artikel  59a  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Außerdem 

a)  werden  die  Anhänge  I,  II,  III,  IIIA,  IV  und  V  geändert,  um  den  im  Rahmen  des  Basler  Übereinkommens 
und  des  OECD-Beschlusses  vereinbarten  Änderungen  Rechnung  zu  tragen; 

b)  können  noch  nicht  eingestufte  Abfälle  vorläufig  den  Anhängen  HIB,  IV  oder  V  hinzugefügt  werden,  bis 
über  ihre  Aufnahme  in  die  entsprechenden  Anhänge  des  Basler  Übereinkommens  oder  des  OECD- 
Beschlusses  entschieden  ist; 

c)  kann  auf  Ersuchen  eines  Mitgliedstaats  die  vorläufige  Aufnahme  von  Gemischen  aus  zwei  oder  mehr  in 
Anhang  III  aufgeführten  Abfällen  in  Anhang  IIIA  in  den  in  Artikel  3  Absatz  2  genannten  Fällen  erwogen 
werden,  bis  über  ihre  Aufnahme  in  die  entsprechenden  Anhänge  des  Basler  Übereinkommens  oder  des 
OECD-Beschlusses  entschieden  ist.  In  Anhang  IIIA  kann  vorgeschrieben  werden,  dass  einer  oder  mehrere 
der  dort  aufgeführten  Einträge  nicht  für  Ausfuhren  in  Staaten  gelten,  für  die  der  OECD-Beschluss  nicht 
gilt; 

d)  werden  die  in  Artikel  3  Absatz  3  genannten  Ausnahmefälle  definiert  und  die  entsprechenden  Abfälle 
gegebenenfalls  den  Anhängen  IVA  und  V  hinzugefügt  und  aus  Anhang  III  gestrichen; 

e)  wird  Anhang  V  so  geändert,  dass  er  die  vereinbarten  Änderungen  des  Verzeichnisses  gefährlicher  Abfälle 
gemäß  Artikel  1  Absatz  4  der  Richtlinie  91/689/EWG  widerspiegelt; 

f)  wird  Anhang  VIII  geändert,  um  den  einschlägigen  internationalen  Übereinkommen  und  Vereinbarungen 
Rechnung  zu  tragen. 

(2)  Bei  Änderungen  des  Anhangs  IX  wird  der  durch  die  Richtlinie  91/692/EWG  des  Rates  vom  23.  Dezember 
1991  zur  Vereinheitlichung  und  zweckmäßigen  Gestaltung  der  Berichte  über  die  Durchführung  bestimmter 
Umweltschutzrichtlinien  (*)  eingesetzte  Ausschuss  uneingeschränkt  an  den  Beratungen  beteiligt. 


(*)     ABl.  L  377  vom  31.12.1991,  S.  48." 
3.      Artikel  59  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  59 

Zusätzliche  Maßnahmen 

(1)  Die  Kommission  kann  nach  dem  in  Artikel  59a  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  die  folgenden 
zusätzlichen  Maßnahmen  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erlassen: 

a)  Leitlinien  für  die  Anwendung  von  Artikel  12  Absatz  1  Buchstabe  g; 

b)  Leitlinien  für  die  Anwendung  von  Artikel  1 5  in  Bezug  auf  die  Identifizierung  und  Verfolgung  von 
Abfällen,  die  bei  der  vorläufigen  Verwertung  oder  Beseitigung  erhebliche  Veränderungen  erfahren; 


(')    ABl.  L  190  vom  12.7.2006,  S.  1. 
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c)  Leitlinien  für  die  Zusammenarbeit  zuständiger  Behörden  im  Falle  illegaler  Verbringungen  nach  Artikel  24; 

d)  technische  und  organisatorische  Vorschriften  für  die  praktische  Umsetzung  des  elektronischen 
Datenaustauschs  zum  Zwecke  der  Einreichung  von  Unterlagen  und  Informationen  nach  Artikel  26 
Absatz  4; 

e)  weitere  Hinweise  zur  Verwendung  von  Sprachen  nach  Artikel  27; 

f)  weitere  Klärung  der  Verfahrensvorschriften  von  Titel  II  in  Bezug  auf  Ausfuhren  von  Abfällen  aus  der 
Gemeinschaft,  Einfuhren  von  Abfällen  in  die  Gemeinschaft  und  Durchfuhr  von  Abfällen  durch  die 
Gemeinschaft; 

g)  weitere  Empfehlungen  zu  Undefinierten  Rechtsbegriffen. 

(2)    Die  Kommission  kann  Durchführungsmaßnahmen  erlassen,  die  Folgendes  betreffen: 

a)  ein  Verfahren  zur  Berechnung  der  Sicherheitsleistungen  oder  entsprechenden  Versicherungen  nach 
Artikel  6; 

b)  weitere  Auflagen  und  Anforderungen  in  Bezug  auf  Verwertungsanlagen  mit  Vorab  Zustimmung  nach 
Artikel  14. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung 
werden  nach  dem  in  Artikel  59a  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

4.  Folgender  Artikel  wird  eingefügt: 

„Artikel  59a 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  18  Absatz  1  der  Richtlinie  2006/1 2/EG  eingesetzten 
Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

5.  Artikel  63  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Außer  für  Glasabfälle  und  Abfälle  aus  Papier  sowie  Altreifen  kann  dieser  Zeitraum  nach  dem  in 
Artikel  59a  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  bis  spätestens  zum  31.  Dezember  2012  verlängert 
werden." 

b)  Absatz  4  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Dieser  Zeitraum  kann  nach  dem  in  Artikel  59a  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  bis  spätestens 
zum  31.  Dezember  2012  verlängert  werden." 

c)  Absatz  5  wird  wie  folgt  geändert: 

i)  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Dieser  Zeitraum  kann  nach  dem  in  Artikel  59a  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  bis 
spätestens  zum  31.  Dezember  2015  verlängert  werden." 

ii)  Unterabsatz  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Dieser  Zeitraum  kann  nach  dem  in  Artikel  59a  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  bis 
spätestens  zum  31.  Dezember  2015  verlängert  werden." 
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4.  EUROSTAT 


4.1.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3924/91  des  Rates  vom  19.  Dezember  1991  zur  Einfuhrung  einer  Gemeinschafts- 
erhebung über  die  Produktion  von  Gütern  (') 

Was  die  Verordnung  (EWG)  Nr.  3924/91  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Liste  der  von  dieser 
Verordnung  betroffenen  Güter  zu  aktualisieren.  Sie  sollte  außerdem  die  Befugnis  erhalten,  die  Durchführungs- 
modalitäten zur  Repräsentanz  und  Periodizität  der  Erhebung  für  bestimmte  Güter  sowie  die  Modalitäten  zum 
Erhebungsinhalt  festzulegen  und  Durchführungsmaßnahmen  einschließlich  der  Maßnahmen,  die  zur  Anpassung  der 
Erhebungs-  und  Aufbereitungsverfahren  an  den  technischen  Fortschritt  notwendig  sind,  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei 
um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der 
Verordnung  (EWG)  Nr.  3924/91,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind 
diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu 
erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EWG)  Nr.  3924/91  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  2  Absatz  6  erhält  folgende  Fassung: 

„(6)  Die  Prodcom-Liste  und  die  für  die  einzelnen  Rubriken  zu  machenden  Angaben  werden  von  der 
Kommission  aktualisiert.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  10  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  3  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  In  Absatz  2  werden  die  Worte  „nach  dem  Verfahren  des  Artikels  10"  durch  die  Worte  „nach  dem  in 
Artikel  10  Absatz  2  genannten  Verwaltungsverfahren"  ersetzt. 

b)  Absatz  5  erhält  folgende  Fassung: 

„(5)  Die  Durchführungsmodalitäten  zu  Absatz  3,  einschließlich  der  Maßnahmen  zur  Anpassung  an  den 
technischen  Fortschritt,  werden  erforderlichenfalls  von  der  Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  auch  durch  Ergänzung  werden  nach  dem 
in  Artikel  10  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  4  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  4 

Periodizität  der  Erhebung 

Die  Erhebung  erstreckt  sich  auf  einen  jährlichen  Kalenderzeitraum  im  Sinne  eines  Kalenderjahres. 

Für  bestimmte  Rubriken  der  Prodcom-Liste  kann  die  Kommission  jedoch  auch  beschließen,  dass  monatliche  oder 
vierteljährliche  Erhebungen  durchgeführt  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  10  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

4.  Artikel  5  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  notwendigen  Informationen  werden  von  den  Mitgliedstaaten  durch  Erhebungsvordrucke  eingeholt, 
deren  Inhalt  den  von  der  Kommission  festgelegten  Modalitäten  entspricht.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  10 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

5.  Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  6 

Aufbereitung  der  Ergebnisse 

Die  Mitgliedstaaten  werten  die  in  Artikel  5  Absatz  1  genannten  vollständigen  Fragebögen  oder  die  in  Artikel  5 
Absatz  3  genannten  Informationen  aus  anderen  Quellen  nach  den  von  der  Kommission  festgelegten 
Durchführungsmodalitäten  aus.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  10  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 

6.  In  Artikel  7  Absatz  2  werden  die  Worte  „nach  dem  Verfahren  des  Artikels  10"  durch  die  Worte  „nach  dem  in 
Artikel  10  Absatz  2  genannten  Verwaltungsverfahren"  ersetzt. 


(')    ABl.  L  374  vom  31.12.1991,  S.  1. 
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7.  Artikel  9  wird  aufgehoben. 

8.  Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  10 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  den  Beschluss  89/382/EWG,  Euratom  des  Rates  (*)  eingesetzten 
Ausschuss  für  das  Statistische  Programm  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  4  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  4  Absatz  3  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  181  vom  28.6.1989,  S.  47." 


4.2.  Richtlinie  96/16/EG  des  Rates  vom  19.  März  1996  betreffend  die  statistischen  Erhebungen  über  Milch  und 
Milcherzeugnisse  (') 

Was  die  Richtlinie  96/16/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Begriffsbestimmungen  betreffend 
landwirtschaftlicher  Betriebe  zu  erlassen,  in  denen  die  Mitgliedstaaten  die  erzeugte  Milch  und  deren  Verwendung 
ermitteln,  das  Verzeichnis  der  Milcherzeugnisse,  auf  die  sich  die  Erhebungen  erstrecken,  festzulegen  und  einheitliche 
Definitionen  für  die  Mitteilung  der  Ergebnisse  an  die  Kommission  aufzustellen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  96/16/EG  durch 
Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  96/16/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  1  Nummer  2  erhält  folgende  Fassung: 

„2.  ermitteln  jährlich  die  Milch,  die  in  den  von  der  Kommission  definierten  landwirtschaftlichen  Betrieben 
erzeugt  wird,  sowie  deren  Verwendung.  Die  Maßnahmen  zur  Definition  der  landwirtschaftlichen  Betriebe, 
bei  denen  es  sich  um  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch 
Ergänzung  handelt,  werden  nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 

2.  In  Artikel  3  erhalten  die  Absätze  2  und  3  folgende  Fassung: 

„(2)  Das  Verzeichnis  der  Milcherzeugnisse,  auf  die  sich  die  Erhebungen  erstrecken,  wird  von  der  Kommission 
aufgestellt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch 
Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(3)  Die  einheitlichen  Definitionen  für  die  Mitteilung  der  Ergebnisse  werden  von  der  Kommission  festgelegt. 
Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden 
nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  In  Artikel  5  Absatz  2  und  in  Artikel  6  Absatz  1  werden  die  Worte  „nach  dem  Verfahren  des  Artikels  7"  durch 
die  Worte  „nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren"  ersetzt. 

4.  Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  den  Beschluss  72/279/EWG  eingesetzten  Ständigen  Agrar- 
statistischen  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(')    ABl.  L  78  vom  28.3.1996,  S.  27. 
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(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


4.3.  Richtlinie  2001/109/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  Dezember  2001  über  die  von 
den  Mitgliedstaaten  durchzuführenden  statistischen  Erhebungen  zur  Ermittlung  des  Produktionspotenzials 
bestimmter  Baumobstanlagen  (') 

Was  die  Richtlinie  2001/109/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  das  Verzeichnis  der 
Baumobstanlagen  sowie  die  Tabelle  mit  den  in  den  einzelnen  Mitgliedstaaten  zu  erhebenden  Arten  zu  ändern,  die 
Durchführungsbestimmungen  zu  einigen  Artikeln  zu  erlassen  und  die  Abgrenzung  der  für  die  Mitgliedstaaten 
vorzusehenden  Produktionszonen  festzulegen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt, 
die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2001/109/EG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue 
nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2001/109/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  1  Absatz  2  Unterabsatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„Das  Verzeichnis  der  genannten  Arten  sowie  die  genannte  Tabelle  können  von  der  Kommission  geändert 
werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem 
in  Artikel  8  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  2  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Durchführungsbestimmungen  zur  Organisation  der  Erhebungen,  die  sachdienliche  Ergebnisse  bringen, 
werden  von  der  Kommission  erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  8  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  3  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Die  Bestimmungen  für  die  Modalitäten  der  Stichprobenerhebung  werden  von  der  Kommission  erlassen. 
Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden 
nach  dem  in  Artikel  8  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

4.  Artikel  4  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Ergebnisse  gemäß  Absatz  1  sind  für  jede  Produktionszone  vorzulegen.  Die  Abgrenzung  der  für  die 
Mitgliedstaaten  vorzusehenden  Produktionszonen  wird  von  der  Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  8 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

5.  Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  8 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  den  Beschluss  72/279/EWG  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ständigen 
Agrarstatistischen  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Absatz  5  Buchstabe  a 
sowie  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  179  vom  7.8.1972,  S.  1." 


4.4.  Verordnung  (EG)  Nr.  91/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  2002  über  die 
Statistik  des  Eisenbahnverkehrs  (2) 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  91/2003  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Begriffsbestimmungen 
anzupassen  sowie  weitere  Bestimmungen  zu  erlassen,  den  Inhalt  der  Anhänge  anzupassen  und  die  für  die  Berichte 
über  die  Qualität  und  die  Vergleichbarkeit  der  Ergebnisse  zu  liefernden  Angaben  im  Einzelnen  festzulegen.  Da  es  sich 
hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  91/2003,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese 
Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(')  ABl.  L  13  vom  16.1.2002,  S.  21. 
(2)    ABl.  L  14  vom  21.1.2003,  S.  1. 
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Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  91/2003  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  3  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Kommission  kann  die  in  Absatz  1  aufgeführten  Begriffsbestimmungen  anpassen  und  weitere,  zur 
Harmonisierung  der  Statistiken  erforderliche  Begriffsbestimmungen  festlegen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  1 1 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  4  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  In  den  Anhängen  B  und  D  ist  das  Verfahren  der  vereinfachten  Berichterstattung  dargestellt,  auf  das 
die  Mitgliedstaaten  als  Alternative  zu  dem  im  Normalfall  verwendeten,  in  den  Anhängen  A  und  C 
dargelegten  Verfahren  der  ausführlichen  Berichterstattung  zurückgreifen  können,  wenn  es  sich  um 
Unternehmen  handelt,  bei  denen  das  gesamte  Fracht-  bzw.  Fahrgastaufkommen  weniger  als  500  Mio. 
Tonnenkilometer  bzw.  200  Mio.  Personenkilometer  beträgt.  Diese  Schwellenwerte  können  von  der 
Kommission  angepasst  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 

b)  Absatz  5  erhält  folgende  Fassung: 

„(5)  Der  Inhalt  der  Anhänge  kann  von  der  Kommission  angepasst  werden.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  10 

Durchfiihrungsmaßnahmen 

(1)  Die  Einzelheiten  der  Übermittlung  von  Daten  an  Eurostat  werden  nach  dem  in  Artikel  11  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  erlassen. 

(2)  Die  Kommission  legt  die  folgenden  Durchführungsmaßnahmen  fest: 

a)  Anpassung  der  Schwellenwerte  für  das  Verfahren  der  vereinfachten  Berichterstattung  (Artikel  4), 

b)  Anpassung  der  Begriffsbestimmungen  und  Festlegung  weiterer  Begriffsbestimmungen  (Artikel  3  Absatz  2), 


c)  Anpassung  des  Inhalts  der  Anhänge  (Artikel  4), 

d)  Bestimmung  der  für  die  Berichte  über  die  Qualität  und  die  Vergleichbarkeit  der  Ergebnisse  zu  liefernden 
Angaben  (Artikel  8  Absatz  2). 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung, 
werden  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

4.  Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  11 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  den  Beschluss  89/382/EWG,  Euratom  eingesetzten  Ausschuss  für 
das  Statistische  Programm  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  5  Buchstabe  a  sowie 
Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

5.  In  Anhang  H  Nummer  5  werden  die  Worte  „nach  dem  Verfahren  des  Artikels  11  Absatz  2"  durch  die  Worte 
„nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle"  ersetzt. 


4.5.  Verordnung  (EG)  Nr.  437/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  27.  Februar  2003  über  die 
statistische  Erfassung  der  Beförderung  von  Fluggästen,  Fracht  und  Post  im  Luftverkehr  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  437/2003  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Genauigkeitsanforde- 
rungen festzulegen,  Datensätze  festzulegen  und  gewisse  Durchführungsmaßnahmen  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  437/2003,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese 
Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  437/2003  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Artikel  5 

Genauigkeit  der  Statistiken 

Die  Datenerhebung  beruht  auf  Vollerhebungen,  sofern  nicht  andere  Genauigkeitsanforderungen  von  der 
Kommission  festgelegt  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  11  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  7  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Ergebnisse  werden  entsprechend  den  in  Anhang  I  aufgeführten  Datensätzen  übermittelt.  Die 
Datensätze  werden  von  der  Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 

Das  für  die  Übermittlung  zu  verwendende  Übertragungsmedium  wird  von  der  Kommission  nach  dem  in 
Artikel  1 1  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  festgelegt." 

3.  Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  10 

Durchfuhrungsmaßnahmen 

(1)  Die  folgenden  Durchführungsmaßnahmen  werden  nach  dem  in  Artikel  11  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  festgelegt: 

—  das  Verzeichnis  der  Gemeinschaftsflughäfen  gemäß  Artikel  3  Absatz  2, 

—  die  Beschreibung  der  Datencodes  und  des  Übertragungsmediums  für  die  Übermittlung  der  Ergebnisse  an 
die  Kommission  (Artikel  7), 

—  die  Verbreitung  der  Erhebungsergebnisse  (Artikel  8). 

(2)  Die  Kommission  legt  die  folgenden  Durchführungsmaßnahmen  fest: 

—  die  Anpassung  der  Spezifikationen  in  den  Anhängen  dieser  Verordnung, 

—  die  Anpassung  der  Datenerhebungsmerkmale  (Artikel  3), 

—  die  Genauigkeit  der  Statistiken  (Artikel  5), 

—  den  Aufbau  der  Datensätze  (Artikel  7). 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung 
werden  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')    ABl.  L  66  vom  11.3.2003,  S.  1. 
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4.     Artikel  1 1  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  11 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  den  Beschluss  89/382/EWG,  Euratom  eingesetzten  Ausschuss  für 
das  Statistische  Programm  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  5  Buchstabe  a  sowie 
Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


4.6.  Verordnung  (EG)  Nr.  48/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  Dezember  2003  über  die 
Erstellung  der  jährlichen  Statistiken  der  Gemeinschaft  über  die  Stahlindustrie  für  die  Berichtsjahre  2003- 
2009  0 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  48/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Liste  der  von  dieser 
Verordnung  betroffenen  Merkmale  zu  aktualisieren.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  allgemeiner  Tragweite  handelt, 
die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  48/2004,  auch  durch  Ergänzung  um 
neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  48/2004  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

Durchführungsmaßnahmen 

(1)  Die  Maßnahmen  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  betreffend  die  Übermittlungsformate  und  den 
ersten  Übermittlungszeitraum  werden  nach  dem  in  Artikel  8  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  erlassen. 

(2)  Die  Maßnahmen  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  betreffend  die  Aktualisierung  der  Merkmalliste,  bei 
denen  es  sich  um  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch 
Ergänzung,  handelt,  werden  nach  dem  in  Artikel  8  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen,  sofern  den  Mitgliedstaaten  dadurch  keine  erhebliche  zusätzliche  Belastung  auferlegt  wird." 

2.  Artikel  8  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


5.  BINNENMARKT 

Richtlinie  2004/25/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  betreffend 
Übernahmeangebote  (2) 

Was  die  Richtlinie  2004/25/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Bestimmungen  zur  Anwendung  von 
Artikel  6  Absatz  3  hinsichtlich  des  Inhalts  der  Angebotsunterlage  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2004/25/EG  bewirken, 
müssen  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu 
erlassen. 

Die  Richtlinie  2004/25/EG  sah  eine  zeitliche  Befristung  der  der  Kommission  übertragenen  Durchführungsbefugnisse  vor.  In 
ihrer  Erklärung  zum  Beschluss  2006/512/EG  zur  Änderung  des  Beschlusses  1999/468/EG  stellten  das  Europäische 
Parlament,  der  Rat  und  die  Kommission  fest,  dass  der  Beschluss  2006/512/EG  eine  zufrieden  stellende  horizontale  Lösung 
für  den  Wunsch  des  Europäischen  Parlaments  darstellt,  die  Durchführung  der  im  Mitentscheidungsverfahren  ange- 
nommenen Rechtsakte  zu  kontrollieren,  und  dass  der  Kommission  dementsprechend  die  Durchführungsbefugnisse  ohne 
zeitliche  Befristung  übertragen  werden  sollten.  Da  das  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  nunmehr  eingeführt  ist,  sollte  die 
Bestimmung  der  Richtlinie  2004/25/EG,  die  eine  zeitliche  Befristung  vorsieht,  gestrichen  werden. 


(')    ABl.  L  7  vom  13.1.2004,  S.  1. 
(2)    ABl.  L  142  vom  30.4.2004,  S.  12. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2004/2 5/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  6  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Die  Kommission  kann  Bestimmungen  zur  Änderung  der  Liste  in  Absatz  3  erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 8  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  1 8  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Absatz  3  wird  gestrichen. 


6.      GESUNDHEIT  UND  VERBRAUCHERSCHUTZ 

6.1.   Richtlinie  79/373/EWG  des  Rates  vom  2.  April  1979  über  den  Verkehr  mit  Mischfuttermitteln  (l) 

Was  die  Richtlinie  79/373/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Abweichungen  von  den 
Vorschriften  für  die  Verpackung  von  Mischfuttermitteln  festzulegen  und  den  Anhang  zu  ändern.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
79/373/EWG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  79/373/EWG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  4  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Kommission  legt  die  Abweichungen  von  dem  Grundsatz  des  Absatzes  1  fest,  die  auf 
Gemeinschaftsebene  zu  gestatten  sind.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieses  Rechtsakts,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  erlassen,  sofern  die  Identifizierung  und  die  Qualität  der  Mischfuttermittel  gewährleistet 
bleiben." 

2.  Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  10 

Unter  Berücksichtigung  der  Entwicklung  der  wissenschaftlichen  und  technischen  Erkenntnisse 

a)  erstellt  die  Kommission  Kategorien  zur  Zusammenfassung  mehrerer  Futtermittel-Ausgangserzeugnisse; 

b)  legt  die  Kommission  die  Berechnungsverfahren  für  den  Energiewert  der  Mischfuttermittel  fest; 

c)  erlässt  die  Kommission  die  erforderlichen  Änderungen  des  Anhangs. 

Alle  oben  genannten  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie,  auch  durch 
Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  13  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


6.2.   Richtlinie  82/471/EWG  des  Rates  vom  30.  Juni  1982  über  bestimmte  Erzeugnisse  für  die  Tierernährung  (2) 

Was  die  Richtlinie  82/471/EWG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Änderungen  zu  beschließen  und 
die  Kriterien  festzulegen,  die  für  die  Definition  der  in  dieser  Richtlinie  aufgeführten  Erzeugnisse  erforderlich  sind.  Da  es 
sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
der  Richtlinie  82/471/EWG  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind  diese 
Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(')  ABl.  L  86  vom  6.4.1979,  S.  30. 
(2)    ABl.  L  213  vom  21.7.1982,  S.  8. 


Wegen  der  Dringlichkeit  ist  es  erforderlich,  beim  Erlass  von  Änderungen  der  Richtlinie  das  Dringlichkeitsverfahren  des 
Artikels  5a  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  82/471/EWG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  6  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  aufgrund  der  Entwicklung  der  wissenschaftlichen  und  technischen  Erkenntnisse  notwendig 
werdenden  Änderungen  des  Anhangs  werden  von  der  Kommission  erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Zu  diesem  Zweck  hört  die  Kommission  in  Bezug 
auf  die  im  Anhang  unter  den  Nummern  1.1  und  1.2  genannten  Erzeugnisse  den  Wissenschaftlichen 
Futtermittelausschuss  und  den  Wissenschaftlichen  Lebensmittelausschuss  an. 

Bei  den  in  Artikel  4  Absatz  1  genannten  Erzeugnissen,  die  mittels  Hefen  der  Gattung  .Candida'  auf  n- 
Alkanen  gezüchtet  werden,  fasst  die  Kommission  jedoch  einen  Beschluss  innerhalb  von  zwei  Jahren  ab 
Bekanntgabe  dieser  Richtlinie  nach  Anhörung  des  Wissenschaftlichen  Futtermittelausschusses  und  des 
Wissenschaftlichen  Lebensmittelausschusses." 

b)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Unter  Berücksichtigung  der  wissenschaftlichen  und  technischen  Erkenntnisse  kann  die  Kommission 
die  Kriterien  festlegen,  aufgrund  deren  die  in  dieser  Richtlinie  aufgeführten  Erzeugnisse  sich  näher 
beschreiben  lassen,  insbesondere  bezüglich  Zusammensetzung  und  Reinheit  sowie  der  physikalisch- 
chemischen und  biologischen  Eigenschaften.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  In  Artikel  7  Absatz  2  Unterabsatz  2  werden  die  Worte  „nach  dem  Verfahren  des  Artikels  1 3"  durch  die  Worte 
„nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren"  ersetzt. 

3.  Artikel  8  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Ist  die  Kommission  der  Ansicht,  dass  diese  Richtlinie  geändert  werden  muss,  um  den  in  Absatz  1 
genannten  Schwierigkeiten  zu  begegnen  und  um  den  Schutz  der  menschlichen  oder  tierischen  Gesundheit 
sicherzustellen,  so  erlässt  sie  entsprechende  Maßnahmen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  4  genannten  Dringlichkeitsverfahren 
erlassen.  In  diesem  Fall  kann  der  Mitgliedstaat,  der  Schutzmaßnahmen  getroffen  hat,  diese  bis  zum  Inkrafttreten 
der  Änderungen  beibehalten." 

4.  Artikel  1 3  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Folgender  Absatz  wird  angefügt: 

„(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie 
Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

5.  Artikel  14  wird  aufgehoben. 


6.3.   Richtlinie  96/25/EG  des  Rates  vom  29.  April  1996  über  den  Verkehr  mit  Futtermittel-Ausgangserzeugnissen 
und  deren  Verwendung  (') 

Was  die  Richtlinie  96/25/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  das  Verzeichnis  der  Stoffe,  deren 
Verkehr  oder  Verwendung  für  Zwecke  der  Tierernährung  eingeschränkt  oder  verboten  ist,  zu  erstellen  und  zu  ändern 
sowie  den  Anhang  aufgrund  neuerer  wissenschaftlich-technischer  Erkenntnisse  zu  ändern.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
96/25/EG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach 
dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(')    ABl.  L  125  vom  23.5.1996,  S.  35. 
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Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens  mit 
Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die  Kommission  bei  der  Änderung  des 
Verzeichnisses  der  Stoffe,  deren  Verkehr  oder  Verwendung  für  Zwecke  der  Tierernährung  eingeschränkt  oder 
verboten  ist,  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des  Beschlusses 
1999/468/EG  anzuwenden. 

Aus  Gründen  der  Effizienz  ist  es  erforderlich,  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens  mit 
Kontrolle  Anwendung  finden,  für  den  Erlass  der  am  Anhang  aufgrund  neuerer  wissenschaftlich-technischer 
Erkenntnisse  vorzunehmenden  Änderungen  abzukürzen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  96/25/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  5  Absatz  1  Buchstabe  g  zweiter  Gedankenstrich  erhält  folgende  Fassung: 

„ —  gemäß  Gemeinschaftsbestimmungen,  die  in  einem  von  der  Kommission  festzulegenden  Verzeichnis 
aufgeführt  sind.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch 
Ergänzung  wird  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen;". 

2.  Artikel  11  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  11 

(1)  Ein  numerisches  Kodierungssystem  für  die  im  Verzeichnis  aufgeführten  Futtermittel-Ausgangserzeugnisse, 
das  auf  Verzeichnissen  über  die  Herkunft,  den  verwendeten  Teil  des  Erzeugnisses/Nebenerzeugnisses,  die 
Verarbeitung  und  die  Reife/Qualität  der  Futtermittel-Ausgangserzeugnisse  beruht  und  eine  Identifizierung  der 
Futtermittel-Ausgangserzeugnisse  auf  internationaler  Ebene  —  insbesondere  mit  Hilfe  einer  Bezeichnung  und 
einer  Beschreibung  —  ermöglicht,  kann  nach  dem  Regelungsverfahren  des  Artikels  13  Absatz  2  eingeführt 
werden. 

(2)  Das  Verzeichnis  der  Stoffe,  deren  Verkehr  oder  Verwendung  für  Zwecke  der  Tierernährung  eingeschränkt 
oder  verboten  ist,  um  die  Übereinstimmung  dieser  Stoffe  mit  Artikel  3  zu  gewährleisten,  wird  von  der 
Kommission  erstellt.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch 
Ergänzung  wird  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(3)  Das  in  Absatz  2  genannte  Verzeichnis  wird  von  der  Kommission  aufgrund  neuerer  wissenschaftlich- 
technischer Erkenntnisse  geändert.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Aus 
Gründen  äußerster  Dringlichkeit  kann  die  Kommission  für  den  Erlass  dieser  Maßnahmen  auf  das  in  Artikel  1 3 
Absatz  5  genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen. 

(4)  Die  aufgrund  neuerer  wissenschaftlich-technischer  Erkenntnisse  vorzunehmenden  Änderungen  des 
Anhangs  werden  von  der  Kommission  erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 3  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  13  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Folgende  Absätze  werden  angefügt: 

„(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  5  Buchstabe  b 
sowie  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Die  Fristen  nach  Artikel  5a  Absatz  3  Buchstabe  c  und  Absatz  4  Buchstaben  b  und  e  des  Beschlusses 
1999/468/EG  werden  auf  zwei  Monate,  einen  Monat  bzw.  zwei  Monate  festgesetzt. 

(5)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7 
des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


6.4.   Richtlinie  2002/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  7.  Mai  2002  über  unerwünschte 
Stoffe  in  der  Tierernährung  (') 

Was  die  Richtlinie  2002/32/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  I  und  II  zu  ändern 
und  sie  unter  Berücksichtigung  der  Entwicklung  der  wissenschaftlichen  und  technischen  Kenntnisse  anzupassen  sowie 
zusätzliche  Kriterien  für  die  Entgiftungsverfahren  festzulegen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2002/32/EG,  auch  durch 
Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


0    ABl.  L  140  vom  30.5.2002,  S.  10. 
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Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens  mit 
Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so  sollte  die  Kommission  bei  der  Anpassung  der  Anhänge  I 
und  II  unter  Berücksichtigung  der  Entwicklung  der  wissenschaftlichen  und  technischen  Kenntnisse  die  Möglichkeit 
haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2002/32/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  7  Absatz  2  Unterabsatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Es  wird  sofort  entschieden,  ob  die  Anhänge  I  und  II  zu  ändern  sind.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  11  Absatz  4  genannten 
Dringlichkeitsverfahren  erlassen." 

2.  In  Artikel  8  erhalten  die  Absätze  1  und  2  folgende  Fassung: 

„(1)  Unter  Berücksichtigung  der  Entwicklung  der  wissenschaftlichen  und  technischen  Kenntnisse  ändert  die 
Kommission  die  Anhänge  I  und  II.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Aus 
Gründen  äußerster  Dringlichkeit  kann  die  Kommission  für  den  Erlass  dieser  Änderungen  auf  das  in  Artikel  1 1 
Absatz  4  genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen. 

(2)  Außerdem 

—  erstellt  die  Kommission  nach  dem  in  Artikel  11  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  regelmäßig 
konsolidierte  Fassungen  der  Anhänge  I  und  II,  die  die  nach  Absatz  1  vorgenommenen  Änderungen 
einschließen; 

—  kann  die  Kommission  zusätzlich  zu  den  Kriterien  für  die  Zulässigkeit  von  zur  Tierernährung  bestimmten 
Erzeugnissen,  die  Entgiftungsverfahren  unterworfen  wurden,  Kriterien  für  die  Zulässigkeit  von  solchen 
Entgiftungsverfahren  bestimmen;  diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  3  genannten  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  11  erhält  folgende  Fassung: 
„Artfei  11 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  1  des  Beschlusses  70/372/EWG  des  Rates  (*)  eingesetzten 
Ständigen  Futtermittelausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)  ABl.  L  170  vom  3.8.1970,  S.  1." 
4.      Artikel  12  wird  gestrichen. 


5.  Verordnung  (EG)  Nr.  998/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Mai  2003  über  die 
Veterinärbedingungen  für  die  Verbringung  von  Heimtieren  zu  anderen  als  Handelszwecken  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  998/2003  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Liste  der  in  Anhang  I 
Teil  C  genannten  Tierarten  und  die  Listen  der  in  Anhang  II  Teile  B  und  C  genannten  Staaten  und  Gebiete  zu  ändern,  für 
andere  Krankheiten  als  Tollwut  besondere  Anforderungen  im  Hinblick  auf  die  Mitgliedstaaten  und  die  in  Anhang  II 
Teil  B  Abschnitt  2  genannten  Gebiete  aufzustellen  sowie  Bedingungen  für  die  Verbringungen  von  Tieren  der  in 
Anhang  I  Teil  C  genannten  Arten  aus  Drittländern  und  Anforderungen  technischer  Art  für  die  Verbringung  von  Tieren 
der  in  Anhang  I  Teile  A  und  B  aufgeführten  Arten  festzulegen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  998/2003,  auch 
durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


ABl.  L  146  vom  13.6.2003,  S.  1. 


Aus  Gründen  der  Effizienz  ist  es  erforderlich,  die  Fristen,  die  normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens  mit 
Kontrolle  Anwendung  finden,  für  die  Annahme  der  Liste  bestimmter  Drittländer  abzukürzen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  998/2003  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artifeel  7 

Die  Verbringungen  von  Tieren  der  in  Anhang  I  Teil  C  genannten  Arten  zwischen  Mitgliedstaaten  oder  aus  einem 
in  Anhang  II  Teil  B  Abschnitt  2  genannten  Gebiet  unterliegen  keinen  Anforderungen  in  Bezug  auf  Tollwut.  Die 
Kommission  stellt  bei  Bedarf  für  andere  Krankheiten  besondere  Anforderungen  —  einschließlich  einer  etwaigen 
Begrenzung  der  Zahl  der  Tiere  —  auf.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  24  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen.  Ein  Muster  der  bei  solchen  Tieren  mitzuführenden  Bescheinigung  kann  nach  dem  in 
Artikel  24  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  festgelegt  werden." 

2.  Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 
„Artifeel  9 

Die  Bedingungen  für  die  Verbringungen  von  Tieren  der  in  Anhang  I  Teil  C  genannten  Arten  aus  Drittländern 
werden  von  der  Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  24  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen.  Das  Muster  der  bei  den  Verbringungen  von  Tieren  mitzuführenden  Bescheinigung  wird 
gemäß  dem  in  Artikel  24  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  festgelegt." 

3.  Artikel  10  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Der  Eingangsteil  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  in  Anhang  II  Teil  C  vorgesehene  Liste  der  Drittländer  wird  von  der  Kommission  erstellt.  Um  in  diese 
Liste  aufgenommen  zu  werden,  hat  ein  Drittland  zuvor  einen  Nachweis  über  seinen  Tollwutstatus 
vorzulegen  und  nachzuweisen,  dass". 

b)  Folgender  Absatz  wird  angefügt: 

„Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem 
in  Artikel  24  Absatz  5  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

4.  Artikel  1 7  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Für  die  Verbringung  von  Tieren  der  in  Anhang  I  Teile  A  und  B  genannten  Arten  können  von  der  Kommission 
andere  als  die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Anforderungen  technischer  Art  festgelegt  werden.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  24  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

5.  Artikel  19  erhält  folgende  Fassung: 
„Artifeel  19 

Anhang  I  Teil  C  und  Anhang  II  Teile  B  und  C  können  von  der  Kommission  geändert  werden,  um  der 
Entwicklung  der  Lage  in  der  Gemeinschaft  oder  in  Drittländern  hinsichtlich  der  Krankheiten  der  unter  diese 
Verordnung  fallenden  Tierarten,  insbesondere  der  Tollwut,  Rechnung  zu  tragen  und  für  die  Zwecke  der 
vorliegenden  Verordnung  gegebenenfalls  eine  Höchstzahl  von  Tieren  festzulegen,  die  verbracht  werden  können. 
Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in 
Artikel  24  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

6.  Artikel  21  erhält  folgende  Fassung: 
„Artifeel  21 

Etwaige  Übergangsbestimmungen  für  den  Übergang  von  der  derzeitigen  Regelung  auf  die  mit  dieser  Verordnung 
eingeführte  Regelung  können  von  der  Kommission  erlassen  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  24  Absatz  4  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


7.     Artikel  24  wird  wie  folgt  geändert: 


a)  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1 999/4 68/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Folgender  Absatz  wird  angefügt: 

„(5)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  5  Buchstabe  b 
sowie  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/4 68 /EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Die  Fristen  nach  Artikel  5a  Absatz  3  Buchstabe  c  sowie  Absatz  4  Buchstaben  b  und  e  des  Beschlusses 
1999/468/EG  werden  auf  zwei  Monate,  einen  Monat  bzw.  zwei  Monate  festgesetzt." 


6.6.  Richtlinie  2003/99/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  17.  November  2003  zur 
Überwachung  von  Zoonosen  und  Zoonoseerregern  (') 

Was  die  Richtlinie  2003/99/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  koordinierte  Überwachungs- 
programme für  Zoonosen  und  Zoonoseerreger  aufzustellen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2003/99/EG,  auch  durch 
Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Wegen  der  Dringlichkeit  ist  es  erforderlich,  bei  der  Änderung  des  Anhangs  I  der  Richtlinie  2003/99/EG  zur  Aufnahme 
von  Zoonosen  und  Zoonoseerregern  in  die  darin  enthaltenen  Listen  oder  zur  Streichung  von  Zoonosen  und 
Zoonoseerregern  von  diesen  Listen  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5  a  Absatz  6  des  Beschlusses 
1999/468/EG  anzuwenden. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2003/99/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  4  Absatz  4  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Der  Eingangsteil  erhält  folgende  Fassung: 

„Anhang  I  kann  von  der  Kommission  geändert  werden,  um  Zoonosen  und  Zoonoseerreger  den  darin 
enthaltenen  Listen  insbesondere  unter  Berücksichtigung  der  nachfolgenden  Kriterien  hinzuzufügen  oder 
von  diesen  Listen  zu  streichen:". 

b)  Folgender  Unterabsatz  wird  angefügt: 

„Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 2  Absatz  4  genannten  Dringlichkeitsverfahren  erlassen." 

2.  Artikel  5  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Sind  die  bei  der  Routineüberwachung  nach  Artikel  4  erfassten  Daten  nicht  ausreichend,  so  können  von 
der  Kommission  für  eine  oder  mehrere  Zoonosen  und/oder  einen  oder  mehrere  Zoonoseerreger  koordinierte 
Überwachungsprogramme  zur  Risikobewertung  oder  zur  Ermittlung  von  Bezugswerten  für  Zoonosen  oder 
Zoonoseerreger  auf  nationaler  oder  gemeinschaftlicher  Ebene  aufgestellt  werden,  insbesondere  wenn  besondere 
Erfordernisse  festgestellt  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 2  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  11  erhält  folgende  Fassung: 
„Artfei  11 

Änderungen  der  Anhänge  und  Übergangs-  oder  Durchfuhrungsmaßnahmen 

Die  Anhänge  II,  III  und  IV  können  von  der  Kommission  geändert  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Übergangsmaßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  insbesondere  weitere  Angaben  zu 
den  in  dieser  Richtlinie  festgelegten  Erfordernissen,  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 


(')    ABl.  L  325  vom  12.12.2003,  S.  31. 


1156 


Sonstige  Durchführungs-  oder  Übergangsmaßnahmen  können  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  erlassen  werden." 

4.      Artikel  1 2  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/4 6 8 /EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

b)  Folgender  Absatz  wird  angefügt: 

„(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie 
Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


6.7.  Verordnung  (EG)  Nr.  852/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  über 
Lebensmittelhygiene  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  852/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Bestimmungen  über 
spezifische  Hygienemaßnahmen  und  die  Zulassung  von  Unternehmen  zu  erlassen  sowie  unter  bestimmten 
Bedingungen  Ausnahmen  von  den  Anhängen  I  und  II  zu  gewähren.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  852/2004,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  852/2004  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  4  Absatz  4  erhält  folgende  Fassung: 

„(4)  Die  in  Absatz  3  genannten  Kriterien,  Erfordernisse  und  Ziele  sowie  die  entsprechenden  Methoden  für  die 
Probenahme  und  die  Analyse  werden  von  der  Kommission  festgelegt.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  6  Absatz  3  Buchstabe  c  erhält  folgende  Fassung: 

,,c)  aufgrund  eines  von  der  Kommission  gefassten  Beschlusses.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  wird  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  12  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  12 

Übergangsmaßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  insbesondere  weitere  Angaben 
zu  den  in  dieser  Verordnung  festgelegten  Erfordernissen,  werden  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Sonstige  Durchführungs-  oder  Übergangsmaßnahmen  können  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  erlassen  werden." 

4.  Artikel  1 3  wird  wie  folgt  geändert: 

a)      Absatz  1  wird  wie  folgt  geändert: 

i)  Der  Eingangsteil  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Anhänge  I  und  II  können  von  der  Kommission  angepasst  oder  aktualisiert  werden,  wobei 
Folgendem  Rechnung  zu  tragen  ist:". 

ii)  Folgender  Unterabsatz  wird  angefügt: 

„Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch 
Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 


(')    ABl.  L  139  vom  30.4.2004,  S.  1. 
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b)     Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Unter  Berücksichtigung  der  relevanten  Risikofaktoren  kann  die  Kommission  Ausnahmen  von  den 
Anhängen  I  und  II  gewähren,  um  insbesondere  die  Anwendung  von  Artikel  5  für  Kleinbetriebe  zu 
erleichtern,  sofern  die  Erreichung  der  Ziele  dieser  Verordnung  durch  diese  Ausnahmen  nicht  in  Frage 
gestellt  wird.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 4  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 

5.     Artikel  14  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


8.  Verordnung  (EG)  Nr.  853/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  mit 
spezifischen  Hygienevorschriften  für  Lebensmittel  tierischen  Ursprungs  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  853/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Bestimmungen  über  die 
allgemeinen  Verpflichtungen  des  Lebensmittelunternehmers  und  die  besonderen  Garantien  für  das  Inverkehrbringen 
von  Lebensmitteln  in  Schweden  oder  Finnland  zu  erlassen  sowie  unter  bestimmten  Bedingungen  Ausnahmen  von  den 
Anhängen  zu  gewähren.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  853/2004,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht 
wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  853/2004  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  3  Absatz  2  Satz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Lebensmittelunternehmer  dürfen  zum  Zweck  der  Entfernung  von  Oberflächenverunreinigungen  von 
Erzeugnissen  tierischen  Ursprungs  keinen  anderen  Stoff  als  Trinkwasser  —  oder  sauberes  Wasser,  wenn  dessen 
Verwendung  nach  der  Verordnung  (EG)  Nr.  852/2004  oder  der  vorliegenden  Verordnung  erlaubt  ist  — 
verwenden,  es  sei  denn,  die  Verwendung  des  Stoffes  ist  von  der  Kommission  genehmigt  worden.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  1 2  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  8  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„3.  a)  Die  Anforderungen  der  Absätze  1  und  2  können  von  der  Kommission  aktualisiert  werden,  um 
insbesondere  den  Änderungen  der  Kontrollprogramme  der  Mitgliedstaaten  oder  der  Annahme 
mikrobiologischer  Kriterien  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  852/2004  Rechnung  zu  tragen.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung, 
werden  nach  dem  in  Artikel  1 2  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

b)  Nach  dem  in  Artikel  1 2  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  können  die  Vorschriften  des  Absatzes  2 
für  alle  in  Absatz  1  genannten  Lebensmittel  ganz  oder  teilweise  auf  alle  Mitgliedstaaten  oder  alle 
Regionen  eines  Mitgliedstaats  ausgedehnt  werden,  die  über  ein  Kontrollprogramm  verfügen,  das  als  dem 
für  Schweden  und  Finnland  hinsichtlich  der  betreffenden  Lebensmittel  tierischen  Ursprungs  genehmigten 
Programm  gleichwertig  anerkannt  worden  ist." 

3.  Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  9 

Übergangsmaßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  insbesondere  weitere  Angaben 
zu  den  in  dieser  Verordnung  festgelegten  Erfordernissen,  werden  nach  dem  in  Artikel  1 2  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Sonstige  Durchführungs-  oder  Übergangsmaßnahmen  können  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  erlassen  werden." 

4.  Artikel  10  wird  wie  folgt  geändert: 

a)      Absatz  1  wird  wie  folgt  geändert: 

i)       Der  Eingangsteil  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Anhänge  II  und  III  können  von  der  Kommission  angepasst  oder  aktualisiert  werden,  wobei 
Folgendem  Rechnung  zu  tragen  ist:". 


ABl.  L  139  vom  30.4.2004,  S.  55. 


ii)      Folgender  Unterabsatz  wird  angefügt: 


„Die  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch 
Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  1 2  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 

b)      Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Kommission  kann  Ausnahmen  von  den  Anhängen  II  und  III  gewähren,  sofern  die  Erreichung 
der  Ziele  dieser  Verordnung  dadurch  nicht  in  Frage  gestellt  wird.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

5.  In  Artikel  11  erhält  der  Eingangsteil  folgende  Fassung: 

„Unbeschadet  der  allgemeinen  Geltung  von  Artikel  9  und  Artikel  1 0  Absatz  1  können  nach  dem  in  Artikel  1 2 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  Durchführungsmaßnahmen  und  nach  dem  in  Artikel  12  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Verordnung,  die  die  Änderung  der  Anhänge  II  oder  III  betreffen,  erlassen  werden,  um". 

6.  Artikel  12  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


6.9.  Verordnung  (EG)  Nr.  854/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  mit 
besonderen  Verfahrensvorschriften  für  die  amtliche  Überwachung  von  zum  menschlichen  Verzehr 
bestimmten  Erzeugnissen  tierischen  Ursprungs  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  854/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  dieses 
Rechtsaktes  zu  ändern  oder  anzupassen  und  Übergangsmaßnahmen,  insbesondere  weitere  Angaben  zu  den  in  den 
Bestimmungen  der  genannten  Verordnung  festgelegten  Erfordernissen,  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen 
von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  854/2004,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  854/2004  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  1 6  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  16 

Übergangsmaßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  insbesondere  weitere  Angaben 
zu  den  in  dieser  Verordnung  festgelegten  Erfordernissen,  werden  nach  dem  in  Artikel  1 9  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Sonstige  Durchführungs-  oder  Übergangsmaßnahmen  können  nach  dem  in  Artikel  19  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  erlassen  werden." 

2.  In  Artikel  17  erhalten  die  Absätze  1  und  2  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  Anhänge  I,  II,  III,  IV,  V  und  VI  können  von  der  Kommission  geändert  oder  ergänzt  werden,  um  dem 
wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritt  Rechnung  zu  tragen.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach  dem  in  Artikel  19 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(2)  Die  Kommission  kann  Ausnahmen  von  den  Anhängen  I,  II,  III,  IV,  V  und  VI  gewähren,  sofern  die 
Erreichung  der  Ziele  dieser  Verordnung  damit  nicht  in  Frage  gestellt  wird.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  1 9  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')    ABl.  L  139  vom  30.4.2004,  S.  206. 
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5. 


In  Artikel  1 8  erhält  der  Eingangsteil  folgende  Fassung: 


„Unbeschadet  der  allgemeinen  Geltung  von  Artikel  1 6  und  Artikel  1 7  Absatz  1  können  nach  dem  in  Artikel  1 9 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  Durchführungsbestimmungen  und  nach  dem  in  Artikel  1 9  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Verordnung,  die  Änderungen  der  Anhänge  I,  II,  III,  IV,  V  oder  VI  betreffen,  erlassen  werden,  um  Folgendes 
festzulegen:". 

4.     Artikel  1 9  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


6.10.  Verordnung  (EG)  Nr.  183/2005  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  12.  Januar  2005  mit 
Vorschriften  für  die  Futtermittelhygiene  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  183/2005  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  mikrobiologische 
Kriterien  und  Zielvorgaben,  die  die  Futtermittelunternehmen  erfüllen  müssen,  festzulegen,  Bestimmungen  über  die 
Zulassung  von  Betrieben  zu  erlassen,  die  Anhänge  I,  II  und  III  zu  ändern  sowie  Abweichungen  von  diesen  Anhängen 
zu  genehmigen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  183/2005,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche 
Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  183/2005  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  5  Absatz  3  Unterabsatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Kriterien  und  Zielvorgaben  gemäß  den  Buchstaben  a  und  b  werden  von  der  Kommission  festgelegt.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  3 1  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  10  Nummer  3  erhält  folgende  Fassung: 

„3.  eine  Zulassung  durch  eine  von  der  Kommission  erlassene  Verordnung  vorgeschrieben  ist.  Diese 
Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  wird 
nach  dem  in  Artikel  31  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  27  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  27 

Änderung  der  Anhänge  I,  II  und  III 

Die  Anhänge  I,  II  und  III  können  geändert  werden,  um  folgenden  Faktoren  Rechnung  zu  tragen: 

a)  der  Entwicklung  von  Leitlinien  für  eine  gute  Verfahrenspraxis, 

b)  den  bei  der  Anwendung  von  HACCP-Systemen  gemäß  Artikel  6  gemachten  Erfahrungen, 

c)  technologischen  Entwicklungen, 

d)  wissenschaftlichen  Gutachten,  insbesondere  neuen  Risikobewertungen, 

e)  der  Festlegung  von  Zielvorgaben  im  Bereich  der  Futtermittelsicherheit 
und 

f)  der  Ausarbeitung  von  Vorschriften  für  bestimmte  Tätigkeiten. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in 
Artikel  31  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


(')    ABl.  L  35  vom  8.2.2005,  S.  1. 
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4. 


Artikel  28  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  28 

Abweichung  von  den  Anhängen  I,  II  und  III 

Die  Kommission  kann  aus  besonderen  Gründen  Abweichungen  von  den  Anhängen  I,  II  und  III  gestatten,  sofern 
die  Verwirklichung  der  Ziele  dieser  Verordnung  dadurch  nicht  in  Frage  gestellt  wird.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in 
Artikel  31  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

5.     Artikel  31  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


7.      ENERGIE  UND  VERKEHR 

7.1.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3821/85  des  Rates  vom  20.  Dezember  1985  über  das  Kontrollgerät  im 
Straßenverkehr  (') 

Was  die  Verordnung  (EWG)  Nr.  3821/85  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  notwendigen 
Änderungen  zur  Anpassung  der  Anhänge  an  den  technischen  Fortschritt  vorzunehmen.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung 
(EWG)  Nr.  3821/85  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EWG)  Nr.  3821/85  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  5  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Das  System  muss  in  Bezug  auf  die  Sicherheit  den  technischen  Vorschriften  des  Anhangs  I  B  entsprechen.  Die 
Kommission  stellt  sicher,  dass  in  diesen  Anhang  Vorschriften  aufgenommen  werden,  nach  denen  die  EG- 
Bauartgenehmigung  für  ein  Kontrollgerät  nur  erteilt  werden  kann,  wenn  für  das  Gesamtsystem  (das 
Kontrollgerät  selbst,  die  Speicherkarte  und  die  elektrischen  Verbindungen  mit  dem  Getriebe)  nachgewiesen 
wurde,  dass  es  gegen  Manipulationen  oder  Verfälschungen  der  Daten  über  die  Lenkzeiten  gesichert  ist.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 8  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen.  Die  hierfür  erforderlichen  Prüfungen 
werden  von  Sachverständigen  durchgeführt,  denen  die  neuesten  Manipulationstechniken  bekannt  sind." 

2.  Artikel  1 7  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Die  Änderungen,  die  zur  Anpassung  der  Anhänge  an  den  technischen  Fortschritt  notwendig  sind  und  die 
eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  bewirken,  werden  nach  dem  in  Artikel  1 8 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  18  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  18 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


7.2.   Richtlinie  97/70/EG  des  Rates  vom  11.  Dezember  1997  über  eine  harmonisierte  Sicherheitsregelung  für 
Fischereifahrzeuge  von  24  Meter  Länge  und  mehr  (2) 

Was  die  Richtlinie  97/70/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  Bestimmungen  zur  harmonisierten 
Auslegung  von  Bestimmungen  der  Anlage  zum  Torremolinos-Protokoll  und  zur  Anwendung  der  Richtlinie  zu  erlassen. 
Außerdem  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  einige  Bestimmungen  der  Richtlinie  sowie  deren  Anhänge  zu 
ändern,  um  den  Änderungen  des  Torremolinos-Protokolls,  die  nach  Erlass  der  Richtlinie  in  Kraft  treten,  in  der  Richtlinie 
Rechnung  zu  tragen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  97/70/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(')  ABl.  L  370  vom  31.12.1985,  S.  8. 
(2)    ABl.  L  34  vom  9.2.1998,  S.  1. 


1161 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  97/70/EG  wie  folgt  geändert: 


1.  In  Artikel  4  Absatz  4  Buchstabe  b  werden  die  Worte  „nach  dem  Verfahren  des  Artikels  9"  durch  die  Worte  „nach 
dem  in  Artikel  9  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren"  ersetzt. 

2.  Artikel  8  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Folgende  Anpassungen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  9  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen: 

a)  Es  können  Bestimmungen  erlassen  und  aufgenommen  werden,  die  sich  auf  Folgendes  beziehen: 

—  eine  harmonisierte  Auslegung  der  Bestimmungen  der  Anlage  zum  Torremolinos-Protokoll,  die  in  das 
Ermessen  der  Verwaltungen  der  einzelnen  Vertragsparteien  gestellt  worden  sind,  soweit  dies 
erforderlich  ist,  um  ihre  einheitliche  Anwendung  in  der  Gemeinschaft  zu  gewährleisten; 

—  die  Anwendung  dieser  Richtlinie,  ohne  ihren  Geltungsbereich  auszudehnen. 

b)  Die  Artikel  2,  3,  4,  6  und  7  dieser  Richtlinie  können  angepasst  und  ihre  Anhänge  geändert  werden,  um 
den  Änderungen  des  Torremolinos-Protokolls,  die  nach  Erlass  dieser  Richtlinie  in  Kraft  treten,  in  dieser 
Richtlinie  Rechnung  zu  tragen." 

3.  Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  9 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung  von 
Umweltverschmutzung  durch  Schiffe  (COSS)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  des 
Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse  (**)  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)  ABl.  L  324  vom  29.11.2002,  S.  1. 
(**)    ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23." 


7.3.  Richtlinie  1999/35/EG  des  Rates  vom  29.  April  1999  über  ein  System  verbindlicher  Überprüfungen  im 
Hinblick  auf  den  sicheren  Betrieb  von  Ro-Ro-Fahrgastschiffen  und  Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeu- 
gen im  Linienverkehr  (') 

Was  die  Richtlinie  1999/35/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge,  die 
Begriffsbestimmungen  sowie  die  Bezugnahmen  auf  gemeinschaftliche  Rechtsvorschriften  und  Rechtsinstrumente 
der  Internationalen  Seeschifffahrtsorganisation  (IMO)  anzupassen,  um  sie  mit  später  in  Kraft  getretenen  Maßnahmen 
der  Gemeinschaft  oder  der  IMO  in  Übereinstimmung  zu  bringen.  Außerdem  sollte  die  Kommission  die  Befugnis 
erhalten,  zur  Verbesserung  der  mit  der  Richtlinie  festgelegten  Regelung  die  Anhänge  zu  ändern.  Da  es  sich  hierbei  um 
Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie 
1999/35/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  1999/35/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  In  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  d  letzter  Satz,  in  Artikel  1 1  Absätze  6  und  8  und  in  Artikel  1 3  Absatz  3  Satz  2 
und  letzter  Satz  werden  die  Worte  „nach  dem  Verfahren  des  Artikels  16"  durch  die  Worte  „nach  dem  in 
Artikel  1 6  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren"  ersetzt. 


(')    ABl.  L  138  vom  1.6.1999,  S.  1. 
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2.     Artikel  16  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  16 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung  von 
Umweltverschmutzung  durch  Schiffe  (COSS)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Die  in  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  vorgesehene  Frist  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  324  vom  29.11.2002,  S.  1." 
3.     Artikel  17  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  17 

Änderungsverfahren 

Die  Anhänge  dieser  Richtlinie,  die  Begriffsbestimmungen  sowie  die  Bezugnahmen  auf  gemeinschaftliche 
Rechtsvorschriften  und  auf  Rechtsinstrumente  der  IMO  können  angepasst  werden,  soweit  dies  erforderlich  ist, 
um  sie  mit  Maßnahmen  der  Gemeinschaft  oder  der  IMO,  die  in  Kraft  getreten  sind,  in  Übereinstimmung  zu 
bringen,  ohne  dass  hierdurch  der  Geltungsbereich  der  Richtlinie  erweitert  wird. 

Die  Anhänge  dieser  Richtlinie  können  ferner  angepasst  werden,  wenn  dies  zur  Verbesserung  der  mit  dieser 
Richtlinie  festgelegten  Regelung  erforderlich  ist,  ohne  dass  hierdurch  der  Geltungsbereich  der  Richtlinie  erweitert 
wird. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 6  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Änderungen  der  in  Artikel  2  genannten  internationalen  Instrumente  können  nach  Artikel  5  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  2099/2002  vom  Anwendungsbereich  dieser  Richtlinie  ausgenommen  werden." 


7.4.  Verordnung  (EG)  Nr.  417/2002  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  18.  Februar  2002  zur 
beschleunigten  Einführung  von  Doppelhüllen  oder  gleichwertigen  Konstruktionsanforderungen  für 
Einhüllen-Öltankschiffe  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  417/2002  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  bestimmte 
Verweisungen  auf  die  einschlägigen  Regeln  zu  MARPOL  73/78  und  auf  die  Entschließungen  MEPC  111(50)  und 
94(46)  zu  ändern,  um  diese  Verweisungen  an  Änderungen  dieser  Regeln  und  Entschließungen,  die  von  der 
Internationalen  Seeschifffahrtsorganisation  (IMO)  verabschiedet  wurden,  anzupassen,  soweit  mit  diesen  Änderungen 
der  Anwendungsbereich  der  genannten  Verordnung  nicht  erweitert  wird.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  417/2002  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  417/2002  wie  folgt  geändert: 
1.      Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  10 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung  von 
Umweltverschmutzung  durch  Schiffe  (COSS)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  324  vom  29.11.2002,  S.  1." 


(')    ABl.  L  64  vom  7.3.2002,  S.  1. 


1163 


2.     Artikel  1 1  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 


„Die  Kommission  kann  die  Verweisungen  in  dieser  Verordnung  auf  die  Regeln  des  Anhangs  I  zu  MARPOL 
73/78,  auf  die  Entschließung  MEPC  111(50)  und  die  Entschließung  MEPC  94(46)  in  ihrer  durch  die 
Entschließungen  MEPC  99(48)  und  MEPC  112(50)  geänderten  Fassung  ändern,  um  diese  Verweisungen  an 
Änderungen  dieser  Regeln  und  Entschließungen,  die  von  der  IMO  verabschiedet  wurden,  anzupassen,  soweit  mit 
diesen  Änderungen  der  Anwendungsbereich  dieser  Verordnung  nicht  erweitert  wird.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  10  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


7.5.  Verordnung  (EG)  Nr.  782/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  14.  April  2003  über  das 
Verbot  zinnorganischer  Verbindungen  auf  Schiffen  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  782/2003  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  eine  harmonisierte 
Regelung  für  Besichtigungen  und  Zeugnisse  für  bestimmte  Schiffe  festzulegen,  bestimmte  Maßnahmen  in  Bezug  auf 
Schiffe,  die  die  Flagge  eines  Drittstaats  führen,  zu  ergreifen,  Verfahren  für  Hafenstaatkontrollen  festzulegen  sowie 
bestimmte  Verweisungen  und  die  Anhänge  zu  ändern,  um  Entwicklungen  auf  internationaler  Ebene,  besonders  in  der 
IMO,  Rechnung  zu  tragen  oder  die  Wirksamkeit  der  genannten  Verordnung  anhand  der  gewonnenen  Erfahrung  zu 
verbessern.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  782/2003  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  782/2003  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  6  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  1  Buchstabe  b  Unterabsatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Erforderlichenfalls  kann  die  Kommission  eine  harmonisierte  Regelung  für  Besichtigung  und  Zeugnisse  für 
diese  Schiffe  festlegen.  Diese  Maßnahme  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  wird  nach  dem  in  Artikel  9  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

b)  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Ist  das  AFS-Übereinkommen  bis  zum  1.  Januar  2007  nicht  in  Kraft  getreten,  so  erlässt  die 
Kommission  geeignete  Maßnahmen,  damit  Schiffe,  die  die  Flagge  eines  Drittstaats  führen,  nachweisen 
können,  dass  sie  Artikel  5  einhalten.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  9  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen." 

2.  Artikel  7  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Ist  das  AFS-Übereinkommen  bis  zum  1.  Januar  2007  nicht  in  Kraft  getreten,  legt  die  Kommission  geeignete 
Verfahren  für  die  Kontrollen  fest.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  9  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  8  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  8 

Die  Kommission  kann  die  Verweise  auf  das  AFS-Übereinkommen,  das  AFS-Zeugnis,  die  AFS-Erklärung  und  die 
AFS-Bestätigung  und  die  Anhänge  dieser  Verordnung  einschließlich  der  einschlägigen  Leitlinien  der 
Internationalen  Seeschifffahrtsorganisation  (IMO)  in  Bezug  auf  Artikel  1 1  des  AFS-Übereinkommens  ändern, 
um  Entwicklungen  auf  internationaler  Ebene,  besonders  in  der  IMO,  Rechnung  zu  tragen  oder  die  Wirksamkeit 
dieser  Verordnung  anhand  der  gewonnenen  Erfahrung  zu  verbessern.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  9  Absatz  2  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

4.  Artikel  9  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  9 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung  von 
Umweltverschmutzung  durch  Schiffe  (COSS)  unterstützt. 


(')    ABl.  L  115  vom  9.5.2003,  S.  1. 
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(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  324  vom  29.11.2002,  S.  1." 


7.6.   Richtlinie  2004/8/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  über  die  Förderung 
einer  am  Nutzwärmebedarf  orientierten  Kraft-Wärme-Kopplung  im  Energiebinnenmarkt  (') 

Was  die  Richtlinie  2004/8/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  harmonisierten  Wirkungsgrad- 
Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  zu  untersuchen,  die  in  Artikel  1 3  genannten 
Schwellenwerte  an  den  technischen  Fortschritt  anzupassen  sowie  detaillierte  Leitlinien  für  die  Umsetzung  und 
Anwendung  des  Anhangs  II  der  Richtlinie  2004/8/EG,  einschließlich  der  Bestimmung  des  Kraft-Wärme-Verhältnisses, 
festzulegen  und  an  den  technischen  Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner 
Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2004/8/EG,  auch  durch 
Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsver- 
fahren mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2004/8/EG  wie  folgt  geändert: 

1 .  Artikel  4  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Kommission  untersucht  die  in  Absatz  1  genannten  harmonisierten  Wirkungsgrad-Referenzwerte  für 
die  getrennte  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  zum  ersten  Mal  am  21.  Februar  2011  und  danach  alle  vier 
Jahre,  um  technologische  Entwicklungen  und  Änderungen  bei  der  Nutzung  der  verschiedenen  Energieträger  zu 
berücksichtigen.  Alle  aus  dieser  Untersuchung  resultierenden  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  13  erhält  folgende  Fassung: 
„Artifeel  13 

Anpassung  an  den  technischen  Fortschritt 

(1)  Die  Kommission  passt  die  Schwellenwerte  für  die  Berechnung  des  in  KWK  erzeugten  Stroms  nach 
Anhang  II  Buchstabe  a  an  den  technischen  Fortschritt  an.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 

(2)  Die  Kommission  passt  die  Schwellenwerte  für  die  Berechnung  des  Wirkungsgrads  der  KWK-Erzeugung 
und  der  Primärenergieeinsparungen  nach  Anhang  III  Buchstabe  a  an  den  technischen  Fortschritt  an.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  14 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(3)  Die  Kommission  passt  die  Leitlinien  zur  Bestimmung  des  Kraft-Wärme-Verhältnisses  gemäß  Anhang  II 
Buchstabe  d  an  den  technischen  Fortschritt  an.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 

3.  Artikel  14  erhält  folgende  Fassung: 
„Artifee!  14 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 

4.  Anhang  II  Buchstabe  e  erhält  folgende  Fassung: 

,,e)  Die  Kommission  legt  detaillierte  Leitlinien  für  die  Umsetzung  und  Anwendung  des  Anhangs  II, 
einschließlich  der  Bestimmung  des  Kraft-Wärme-Verhältnisses,  fest.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  14 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


0    ABl.  L  52  vom  21.2.2004,  S.  50. 
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7.7.  Richtlinie  2004/52/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  über  die 
Interoperabilität  elektronischer  Mautsysteme  in  der  Gemeinschaft  (') 


Was  die  Richtlinie  2004/52/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  den  Anhang  anzupassen  und 
Entscheidungen  über  die  Merkmale  des  europäischen  elektronischen  Mautdienstes  zu  treffen.  Außerdem  sollte  die 
Kommission  die  Befugnis  erhalten,  technische  Entscheidungen  über  die  Bereitstellung  des  europäischen  elektronischen 
Mautdienstes  zu  treffen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2004/52/EG,  auch  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesentliche 
Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2004/52/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  4  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Gegebenenfalls  kann  dieser  Anhang  aus  technischen  Gründen  angepasst  werden.  Diese  Maßnahmen 
zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  5  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

b)  Die  Absätze  4,  5  und  6  erhalten  folgende  Fassung: 

„(4)  Die  Kommission  trifft  Entscheidungen  über  die  Merkmale  des  europäischen  elektronischen 
Mautdienstes.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch 
Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  5  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 
Diese  Entscheidungen  werden  nur  getroffen,  wenn  entsprechend  einer  Bewertung  auf  der  Grundlage 
geeigneter  Untersuchungen  alle  Voraussetzungen  dafür  gegeben  sind,  dass  die  Interoperabilität  in  jeder 
Hinsicht  —  einschließlich  technischer,  rechtlicher  und  wirtschaftlicher  Voraussetzungen  —  funktioniert. 

(5)  Die  Kommission  trifft  technische  Entscheidungen  über  die  Bereitstellung  des  europäischen 
elektronischen  Mautdienstes.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  5  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  5  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  5 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  für  elektronische  Maut'  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


7.8.  Verordnung  (EG)  Nr.  725/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  März  2004  zur 
Erhöhung  der  Gefahrenabwehr  auf  Schiffen  und  in  Hafenanlagen  (2) 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  725/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten  zu  beschließen,  ob 
Änderungen  der  Anhänge  betreffend  bestimmte  besondere  Maßnahmen  zur  Erhöhung  der  Gefahrenabwehr  in  der 
Schifffahrt  des  Internationalen  Übereinkommens  zum  Schutz  des  menschlichen  Lebens  auf  See  und  des 
Internationalen  Codes  für  die  Gefahrenabwehr  auf  Schiffen  und  in  Hafenanlagen,  die  automatisch  für  den 
internationalen  Verkehr  gelten,  auch  für  Schiffe,  die  im  nationalen  Seeverkehr  eingesetzt  werden,  und  die  ihnen 
dienenden  Hafenanlagen  gelten  sollten.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  725/2004,  auch  durch  Ergänzung  um  neue 
nicht  wesentliche  Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  725/2004  enthält  Vorschriften  und  Maßnahmen  zur  Gefahrenabwehr  und  stützt  sich  auf 
internationale  Instrumente,  die  geändert  werden  können.  Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die 
normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens  mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so 
sollte  die  Kommission  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des  Artikels  5a  Absatz  6  des  Beschlusses 
1999/468/EG  anzuwenden. 


(')  ABl.  L  166  vom  30.4.2004,  S.  124. 
(2)    ABl.  L  129  vom  29.4.2004,  S.  6. 
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Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  725/2004  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  10  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„(2)  Die  Kommission  beschließt  über  die  Einbeziehung  von  Änderungen  der  in  Artikel  2  genannten 
internationalen  Instrumente  für  Schiffe,  die  im  nationalen  Seeverkehr  eingesetzt  werden,  und  die  ihnen 
dienenden  Hafenanlagen,  auf  die  diese  Verordnung  anwendbar  ist,  sofern  diese  Änderungen  eine  technische 
Aktualisierung  der  Bestimmungen  des  SOLAS-Ubereinkommens  und  des  ISPS-Codes  darstellen.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in 
Artikel  1 1  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen;  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit 
kann  die  Kommission  auf  das  in  Artikel  1 1  Absatz  5  genannte  Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen.  Das  in 
Absatz  5  des  vorliegenden  Artikels  genannte  Konformitätsprüfungsverfahren  findet  in  diesen  Fällen  keine 
Anwendung." 

2.  Artikel  10  Absatz  3  erhält  folgende  Fassung: 

„(3)  Die  Kommission  kann  Bestimmungen  für  die  harmonisierte  Anwendung  der  obligatorischen 
Bestimmungen  des  ISPS-Codes  erlassen,  ohne  den  Geltungsbereich  dieser  Verordnung  zu  erweitern.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  1 1  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  kann  die  Kommission  auf  das  in  Artikel  11  Absatz  5  genannte 
Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen." 

3.  Artikel  11  erhält  folgende  Fassung: 


„Artikel  11 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  einen  Monat  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  6  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Die  Fristen  nach  Artikel  6  Buchstaben  b  und  c  des  Beschlusses  1999/468/EG  werden  auf  einen  Monat 
festgesetzt. 

(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5  a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(5)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


9.  Verordnung  (EG)  Nr.  789/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  zur 
Umregistrierung  von  Fracht-  und  Fahrgastschiffen  innerhalb  der  Gemeinschaft  (') 

Was  die  Verordnung  (EG)  Nr.  789/2004  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  einige  Begriffsbe- 
stimmungen zu  ändern,  um  Entwicklungen  auf  internationaler  Ebene,  insbesondere  in  der  Internationalen 
Seeschifffahrtsorganisation  (IMO),  Rechnung  zu  tragen  und  um  die  Wirksamkeit  der  Verordnung  angesichts  der 
gesammelten  Erfahrungen  und  des  technischen  Fortschritts  zu  verbessern.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von 
allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  789/2004  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


ABl.  L  138  vom  30.4.2004,  S.  19. 


Dementsprechend  wird  die  Verordnung  (EG)  Nr.  789/2004  wie  folgt  geändert: 
1.     Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  7 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2099/2002  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (*)  eingesetzten  Ausschuss  für  die  Sicherheit  im  Seeverkehr  und  die  Vermeidung  von 
Umweltverschmutzung  durch  Schiffe  (COSS)  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  zwei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(*)     ABl.  L  324  vom  29.11.2002,  S.  1." 
2.      Artikel  9  Absatz  1  erhält  folgende  Fassung: 

„(1)  Um  Entwicklungen  auf  internationaler  Ebene,  insbesondere  in  der  IMO,  Rechnung  zu  tragen  und  um  die 
Wirksamkeit  dieser  Verordnung  angesichts  der  gesammelten  Erfahrungen  und  des  technischen  Fortschritts  zu 
verbessern,  kann  die  Kommission  die  Begriffsbestimmungen  in  Artikel  2  ändern,  soweit  durch  diese 
Änderungen  der  Geltungsbereich  der  Verordnung  nicht  erweitert  wird.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Verordnung  werden  nach  dem  in  Artikel  7  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 


7.10.  Richtlinie  2005/44/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  7.  September  2005  über 
harmonisierte  Binnenschifffahrtsinformationsdienste  (RIS)  auf  den  Binnenwasserstraßen  der  Gemein- 
schaft (0 

Was  die  Richtlinie  2005/44/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  die  Anhänge  an  den  technischen 
Fortschritt  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  der  Richtlinie  2005/44/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


Dementsprechend  wird  die  Richtlinie  2005/44/EG  wie  folgt  geändert: 

1.  Artikel  10  erhält  folgende  Fassung: 
„Artifeel  10 

Änderungsverfahren 

Die  Anhänge  I  und  II  können  aufgrund  der  bei  der  Anwendung  dieser  Richtlinie  gesammelten  Erfahrungen 
geändert  und  an  den  technischen  Fortschritt  angepasst  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  1 1  Absatz  4  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen." 

2.  Artikel  11  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  1 1 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  Artikel  7  der  Richtlinie  91/672/EWG  des  Rates  vom  16.  Dezember 
1991  über  die  gegenseitige  Anerkennung  der  einzelstaatlichen  Schifferpatente  für  den  Binnenschiffsgüter-  und 
-Personenverkehr  (*)  eingesetzten  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


(')    ABl.  L  255  vom  30.9.2005,  S.  152. 


(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die  Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5  a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(5)  Die  Kommission  konsultiert  regelmäßig  Vertreter  des  Wirtschaftssektors. 


(*)     ABl.  L  373  vom  31.12.1991,  S.  29." 


7.1 1.  Richtlinie  2005/65/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Oktober  2005  zur  Erhöhung  der 
Gefahrenabwehr  in  Häfen  (') 

Was  die  Richtlinie  2005/65/EG  betrifft,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten,  deren  Anhänge  zu  ändern.  Da  es 
sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
der  Richtlinie  2005/65/EG  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des 
Artikels  5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

Die  Richtlinie  2005/65/EG  enthält  Vorschriften  und  Maßnahmen  zur  Gefahrenabwehr  und  stützt  sich  auf 
internationale  Instrumente,  die  geändert  werden  können.  Können  aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  die  Fristen,  die 
normalerweise  im  Rahmen  des  Regelungsverfahrens  mit  Kontrolle  Anwendung  finden,  nicht  eingehalten  werden,  so 
sollte  die  Kommission  für  die  Anpassung  der  Anhänge  die  Möglichkeit  haben,  das  Dringlichkeitsverfahren  des 
Artikels  5a  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/468/EG  anzuwenden. 

Dementsprechend  erhalten  die  Artikel  14  und  15  der  Richtlinie  2005/65/EG  folgende  Fassung: 

„Artikel  14 
Anpassungen 

Die  Kommission  kann  die  Anhänge  I  bis  IV  anpassen,  ohne  den  Geltungsbereich  dieser  Richtlinie  auszuweiten.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  15 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Aus  Gründen  äußerster  Dringlichkeit  kann  die  Kommission  auf  das  in  Artikel  1 5  Absatz  3  genannte 
Dringlichkeitsverfahren  zurückgreifen. 

Artikel  15 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  dem  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  725/2004  eingesetzten  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Artikel  5a  Absätze  1,  2,  4  und  6  sowie  Artikel  7  des 
Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8." 


(')    ABl.  L  310  vom  25.11.2005,  S.  28. 
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Chronologischer  Index 


1.  Richtlinie  75/324/EWG  des  Rates  vom  20.  Mai  1975  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über 
Aerosolpackungen 

2.  Richtlinie  79/373/EWG  des  Rates  vom  2.  April  1979  über  den  Verkehr  mit  Mischfuttermitteln 

3.  Richtlinie  82/471/EWG  des  Rates  vom  30.  Juni  1982  über  bestimmte  Erzeugnisse  für  die  Tierernährung 

4.  Richtlinie  82/883/EWG  des  Rates  vom  3.  Dezember  1982  über  die  Einzelheiten  der  Überwachung  und  Kontrolle  der 
durch  die  Ableitungen  aus  der  Titandioxidproduktion  betroffenen  Umweltmedien 

5.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3821/85  des  Rates  vom  20.  Dezember  1985  über  das  Kontrollgerät  im  Straßenverkehr 

6.  Richtlinie  86/278/EWG  des  Rates  vom  12.  Juni  1986  über  den  Schutz  der  Umwelt  und  insbesondere  der  Böden  bei 
der  Verwendung  von  Klärschlamm  in  der  Landwirtschaft 

7.  Verordnung  (EWG)  Nr.  3924/91  des  Rates  vom  19.  Dezember  1991  zur  Einführung  einer  Gemeinschaftserhebung 
über  die  Produktion  von  Gütern 

8.  Richtlinie  93/15/EWG  des  Rates  vom  5.  April  1993  zur  Harmonisierung  der  Bestimmungen  über  das 
Inverkehrbringen  und  die  Kontrolle  von  Explosivstoffen  für  zivile  Zwecke 

9.  Richtlinie  94/62/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  über  Verpackungen  und 
Verpackungsabfälle 

10.  Richtlinie  96/16/EG  des  Rates  vom  19.  März  1996  betreffend  die  statistischen  Erhebungen  über  Milch  und 
Milcherzeugnisse 

11.  Richtlinie  9 6/2 5 /EG  des  Rates  vom  29.  April  1996  über  den  Verkehr  mit  Futtermittel-Ausgangserzeugnissen  und 
deren  Verwendung 

12.  Verordnung  (EG)  Nr.  1257/96  des  Rates  vom  20.  Juni  1996  über  die  humanitäre  Hilfe 

13.  Richtlinie  97/70/EG  des  Rates  vom  11.  Dezember  1997  über  eine  harmonisierte  Sicherheitsregelung  für 
Fischereifahrzeuge  von  24  Meter  Länge  und  mehr 

14.  Richtlinie  1999/32/EG  des  Rates  vom  26.  April  1999  über  eine  Verringerung  des  Schwefelgehalts  bestimmter 
flüssiger  Kraft-  oder  Brennstoffe 

15.  Richtlinie  1999/35/EG  des  Rates  vom  29.  April  1999  über  ein  System  verbindlicher  Überprüfungen  im  Hinblick  auf 
den  sicheren  Betrieb  von  Ro-Ro-Fahrgastschiffen  und  Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen  im  Linienverkehr 

16.  Richtlinie  2000/14/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  8.  Mai  2000  zur  Angleichung  der 
Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  umweltbelastende  Geräuschemissionen  von  zur  Verwendung  im  Freien 
vorgesehenen  Geräten  und  Maschinen 

17.  Richtlinie  2001/81/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  Oktober  2001  über  nationale 
Emissionshöchstmengen  für  bestimmte  Luftschadstoffe 

18.  Richtlinie  2001/109/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  Dezember  2001  über  die  von  den 
Mitgliedstaaten  durchzuführenden  statistischen  Erhebungen  zur  Ermittlung  des  Produktionspotenzials  bestimmter 
Baumobstanlagen 

1 9.  Verordnung  (EG)  Nr.  41 7/2002  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  1 8.  Februar  2002  zur  beschleunigten 
Einführung  von  Doppelhüllen  oder  gleichwertigen  Konstruktionsanforderungen  für  Einhüllen-Öltankschiffe 

20.  Richtlinie  2002/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  7.  Mai  2002  über  unerwünschte  Stoffe  in  der 
Tierernährung 
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21.  Verordnung  (EG)  Nr.  91/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  2002  über  die  Statistik 
des  Eisenbahnverkehrs 

22.  Verordnung  (EG)  Nr.  437/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  27.  Februar  2003  über  die 
statistische  Erfassung  der  Beförderung  von  Fluggästen,  Fracht  und  Post  im  Luftverkehr 

23.  Verordnung  (EG)  Nr.  782/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  14.  April  2003  über  das  Verbot 
zinnorganischer  Verbindungen  auf  Schiffen 

24.  Verordnung  (EG)  Nr.  998/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Mai  2003  über  die 
Veterinärbedingungen  für  die  Verbringung  von  Heimtieren  zu  anderen  als  Handelszwecken 

25.  Verordnung  (EG)  Nr.  2003/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über 
Düngemittel 

26.  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein  System  für  den 
Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft 

27.  Richtlinie  2003/99/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  17.  November  2003  zur  Überwachung  von 
Zoonosen  und  Zoonoseerregern 

28.  Verordnung  (EG)  Nr.  48/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  Dezember  2003  über  die  Erstellung 
der  jährlichen  Statistiken  der  Gemeinschaft  über  die  Stahlindustrie  für  die  Berichtsjahre  2003-2009 

29.  Verordnung  (EG)  Nr.  273/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  betreffend 
Drogenausgangsstoffe 

30.  Richtlinie  2004/8/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  über  die  Förderung  einer  am 
Nutzwärmebedarf  orientierten  Kraft-Wärme-Kopplung  im  Energiebinnenmarkt 

31.  Richtlinie  2004/9/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  über  die  Inspektion  und 
Überprüfung  der  Guten  Laborpraxis  (GLP)  (kodifizierte  Fassung) 

32.  Richtlinie  2004/10/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  zur  Angleichung  der 
Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  für  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Guten  Laborpraxis  und  zur  Kontrolle 
ihrer  Anwendung  bei  Versuchen  mit  chemischen  Stoffen  (kodifizierte  Fassung) 

33.  Verordnung  (EG)  Nr.  648/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  März  2004  über  Detergenzien 

34.  Verordnung  (EG)  Nr.  725/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  März  2004  zur  Erhöhung  der 
Gefahrenabwehr  auf  Schiffen  und  in  Hafenanlagen 

35.  Verordnung  (EG)  Nr.  726/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  März  2004  zur  Festlegung  von 
Gemeinschaftsverfahren  für  die  Genehmigung  und  Überwachung  von  Human-  und  Tierarzneimitteln  und  zur 
Errichtung  einer  Europäischen  Arzneimittel-Agentur 

36.  Verordnung  (EG)  Nr.  789/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  zur  Umregistrierung 
von  Fracht-  und  Fahrgastschiffen  innerhalb  der  Gemeinschaft 

37.  Richtlinie  2004/2 5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  betreffend  Übernahme- 
angebote 

38.  Verordnung  (EG)  Nr.  850/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  über  persistente 
organische  Schadstoffe 

39.  Verordnung  (EG)  Nr.  852/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  über 
Lebensmittelhygiene 

40.  Verordnung  (EG)  Nr.  853/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  mit  spezifischen 
Hygienevorschriften  für  Lebensmittel  tierischen  Ursprungs 
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41.  Verordnung  (EG)  Nr.  854/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  mit  besonderen 
Verfahrensvorschriften  für  die  amtliche  Überwachung  von  zum  menschlichen  Verzehr  bestimmten  Erzeugnissen 
tierischen  Ursprungs 

42.  Richtlinie  2004/52/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  über  die  Interoperabilität 
elektronischer  Mautsysteme  in  der  Gemeinschaft 

43.  Richtlinie  2004/107/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  1 5.  Dezember  2004  über  Arsen,  Kadmium, 
Quecksilber,  Nickel  und  polyzyklische  aromatische  Kohlenwasserstoffe  in  der  Luft 

44.  Verordnung  (EG)  Nr.  1 8  3/200  5  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  1 2.  Januar  2005  mit  Vorschriften  für 
die  Futtermittelhygiene 

45.  Richtlinie  2005/44/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  7.  September  2005  über  harmonisierte 
Binnenschifffahrtsinformationsdienste  (RIS)  auf  den  Binnenwasserstraßen  der  Gemeinschaft 

46.  Richtlinie  2005/65/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Oktober  2005  zur  Erhöhung  der 
Gefahrenabwehr  in  Häfen 

47.  Verordnung  (EG)  Nr.  1013/2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  14.  Juni  2006  über  die 
Verbringung  von  Abfällen 


Beschluss  2010/634/EU 

(ABl.  2010  L  279/34) 
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BESCHLUSS  DER  KOMMISSION 
vom  22.  Oktober  2010 

zur  Anpassung  der  gemeinschaftsweiten  Menge  der  im  Rahmen  des  EU-Emissionshandelssystems 
für  2013  zu  vergebenden  Zertifikate  und  zur  Aufhebung  des  Beschlusses  2010/384/EU 

(Bekannt  gegeben  unter  Aktenzeichen  K(2010)  7180) 

(2010/634/EU) 

DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —  K(2009)    3032   der  Kommission  und  dem 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein  System 
für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der 
Gemeinschaft  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  96/61 /EG  des 
Rates  ('),  insbesondere  auf  Artikel  9  und  Artikel  9a  Absatz  3, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Gemäß  Artikel  9a  der  Richtlinie  2003/87/EG  ist  die  ge- 
meinschaftsweite Menge  von  Zertifikaten  nach  Maßgabe 
der  Zertifikate  anzupassen,  die  für  Anlagen  vergeben 
wurden,  die  im  Zeitraum  von  2008  bis  2012  gemäß 
Artikel  24  Absatz  1  der  Richtlinie  2003/87/EG  in  das 
EU-Emissionshandelssystem  einbezogen  wurden.  Außer- 
dem ist  die  gemeinschaftsweite  Menge  von  Zertifikaten 
nach  Maßgabe  der  Anlagen  anzupassen,  die  in  Anhang  I 
der  Richtlinie  genannte  Tätigkeiten  durchführen  und  die 
erst  ab  2013  in  das  EU-System  einbezogen  werden. 


(2)  Gemäß  Artikel  9  der  Richtlinie  2003/87/EG  basierte  die 
absolute  gemeinschaftsweite  Menge  der  für  2013  zu  ver- 
gebenden Zertifikate,  die  mit  dem  Beschluss 
2010/384/EU  der  Kommission  vom  9.  Juli  2010  über 
die  gemeinschaftsweite  Menge  der  im  Rahmen  des  EU- 
Emissionshandelssystems  für  2013  zu  vergebenden  Zer- 
tifikate (2)  festgesetzt  wurde,  auf  der  Gesamtmenge  der 
Zertifikate,  die  von  den  Mitgliedstaaten  nach  Maßgabe 
der  Entscheidungen  bzw.  Beschlüsse  der  Kommission 
über  die  nationalen  Zuteilungspläne  für  den  Zeitraum 
2008-2012  vergeben  wurden  oder  vergeben  werden. 
Da  seit  Erlass  dieses  Beschlusses  neue  Informationen  ver- 
fügbar wurden,  sollte  er  aufgehoben  und  ersetzt  werden. 


(3)  Auf  Anträge  der  Mitgliedstaaten  auf  einseitige  Einbezie- 
hung zusätzlicher  Tätigkeiten  und  Gase  in  das  EU- System 
gemäß  Artikel  24  Absatz  1  der  Richtlinie  2003/87/EG 
wurden  mit  den  Entscheidungen  K(2008)   7867  und 


(')  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 
(2)  ABl.  L  175  vom  10.7.2010,  S.  36. 


Beschluss 

K(2009)  9849  der  Kommission  bislang  nicht  unter  das 
EU-System  fallende  Tätigkeiten  in  das  System  einbezo- 
gen. Für  die  Zwecke  des  vorliegenden  Beschlusses  sollten 
Anträge  gemäß  Artikel  24  Absatz  1  der  Richtlinie 
2003/87/EG  berücksichtigt  werden,  sofern  die  Kommis- 
sion die  Einbeziehung  vor  dem  31.  August  2010  gebilligt 
hat.  Einbeziehungen,  die  von  der  Kommission  nach  die- 
sem Zeitpunkt  gebilligt  werden,  können  immer  noch  bei 
künftigen  Anpassungen  der  gemeinschaftsweiten  Menge 
von  Zertifikaten  für  2013  berücksichtigt  werden.  Gemäß 
Artikel  9a  Absatz  1  der  Richtlinie  2003/87/EG  ist  die 
gemeinschaftsweite  Menge  von  Zertifikaten  ab  dem  Jahr 
2010  um  den  linearen  Faktor  gemäß  Artikel  9  der  Richt- 
linie anzupassen. 


(4)  Gemäß  Artikel  2  Absatz  1  der  Richtlinie  2009/29/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  April 
2009  zur  Änderung  der  Richtlinie  2003/87/EG  zwecks 
Verbesserung  und  Ausweitung  des  Gemeinschaftssystems 
für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  (3) 
haben  die  Mitgliedstaaten  die  erforderlichen  einzelstaatli- 
chen Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  erlassen,  um 
zu  gewährleisten,  dass  Betreiber  von  Anlagen,  die  in 
Anhang  I  der  Richtlinie  2003/87/EG  genannte  Tätigkei- 
ten durchführen  und  die  erst  ab  2013  in  das  EU-System 
einbezogen  werden,  der  betreffenden  zuständigen  Be- 
hörde hinreichend  begründete  und  von  unabhängiger 
Stelle  geprüfte  Emissionsdaten  vorlegen  können,  damit 
diese  mit  Blick  auf  die  Anpassung  der  gemeinschaftswei- 
ten Menge  der  zu  vergebenden  Zertifikate  berücksichtigt 
werden.  Die  Mitgliedstaaten  waren  gehalten,  der  Kommis- 
sion bis  30.  Juni  2010  hinreichend  begründete  Emis- 
sionsdaten vorzulegen. 


(5)  Zur  Gewährleistung  von  gleichen  Bedingungen  für  alle 
Anlagen  sollten  die  der  Kommission  von  den  Mitglied- 
staaten übermittelten  Emissionsdaten  angepasst  werden, 
um  die  Emissionsreduktionsmaßnahmen  zu  berücksichti- 
gen, die  von  erst  ab  2013  in  das  EU-System  einbezoge- 
nen Anlagen  zu  erwarten  gewesen  wären,  wenn  sie  be- 
reits ab  2005  in  das  EU-System  einbezogen  gewesen 
wären.  Die  gemeinschaftsweite  Menge  von  Zertifikaten 
ist  zudem  gemäß  Artikel  9a  Absatz  2  der  Richtlinie  ab 
dem  Jahr  2010  um  den  linearen  Faktor  gemäß  Artikel  9 
der  Richtlinie  anzupassen.  Sollten  neue  Mitgliedstaaten 
der  Union  beitreten,  so  können  die  zusätzlichen  Informa- 
tionen immer  noch  bei  künftigen  Anpassungen  der  ge- 
meinschaftsweiten Menge  von  Zertifikaten  berücksichtigt 
werden. 


(5)  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  63. 
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(6)  Soweit  Mitgliedstaaten  Emissionen  aus  Anlagen  zur  Her- 
stellung von  Ammoniak  oder  Sodaasche  mitgeteilt  haben, 
die  erst  ab  2013  in  das  EU-System  einbezogen  werden, 
wurden  die  Emissionen  berücksichtigt,  die  die  Grundlage 
für  die  mit  dem  vorliegenden  Beschluss  festgesetzte  An- 
passung der  gemeinschaftsweiten  Menge  von  Zertifikaten 
bilden,  in  der  Annahme,  dass  es  sich  dabei  um  Emissio- 
nen im  Sinne  von  Artikel  3  Buchstabe  b  der  Richtlinie 
2003/87/EG  handelt.  Um  die  Kohärenz  zwischen  der 
Gesamtmenge  von  Zertifikaten  im  Rahmen  des  EU- 
Systems  und  den  Emissionen  zu  gewährleisten,  für  die 
Zertifikate  abzugeben  sind,  kann  die  gemeinschaftsweite 
Menge  von  Zertifikaten  immer  noch  angepasst  werden, 
sollte  die  gemäß  Artikel  14  Absatz  1  der  Richtlinie 
2003/87/EG  zu  erlassende  Verordnung  von  diesem  An- 
satz abweichen. 

(7)  Zur  Vermeidung  von  Doppelzählungen  sollten  für  die 
Anpassung  der  gemeinschaftsweiten  Menge  von  Zertifi- 
katen nur  mitgeteilte  Emissionen  für  in  Anhang  I  der 
Richtlinie  2003/87/EG  aufgeführte  Tätigkeiten  berück- 
sichtigt werden,  die  ab  2013  in  den  Geltungsbereich 
des  EU- Systems  einbezogen  sind. 

(8)  Gemäß  Artikel  27  der  Richtlinie  2003/87/EG  können  die 
Mitgliedstaaten  bestimmte  Anlagen  vom  EU- System  aus- 
schließen, sofern  sie  der  Kommission  bis  zum 
30.  September  2011  jede  dieser  Anlagen  mitteilen  und 
die  Kommission  keine  Einwände  erhebt.  Bislang  sind  der 
Kommission  keine  diesbezüglichen  Mitteilungen  von  Mit- 
gliedstaaten zugegangen.  Solche  Ausschlüsse  können  im- 
mer noch  bei  künftigen  Anpassungen  der  gemeinschafts- 
weiten Menge  von  Zertifikaten  für  2013  berücksichtigt 
werden. 

(9)  Möglicherweise  müssen  zusätzliche  Informationen  im 
Zusammenhang  mit  der  mit  dem  Beschluss 
2010/384/EU  festgesetzten  gemeinschaftsweiten  Menge 
von  Zertifikaten  gemäß  Artikel  9  der  Richtlinie 
2003/87/EG  berücksichtigt  werden,  sobald  solche  Infor- 
mationen verfügbar  werden.  Solche  zusätzlichen  Infor- 
mationen können  immer  noch  bei  künftigen  Anpassun- 
gen der  gemeinschaftsweiten  Menge  von  Zertifikaten  für 
2013  berücksichtigt  werden. 

(10)  Den  seit  Erlass  des  Beschlusses  2010/384/EU  verfügbaren 
Informationen  zufolge  beläuft  sich  die  durchschnittliche 
jährliche  Gesamtmenge  der  Zertifikate,  die  von  den  Mit- 
gliedstaaten gemäß  den  Entscheidungen  bzw.  Beschlüssen 
der  Kommission  über  ihre  nationalen  Zuteilungspläne  für 
den  Zeitraum  2008-2012  vergeben  wurden  oder  ver- 
geben werden,  und  auf  der  die  Berechnung  der  gemein- 


schaftsweiten Menge  der  Zertifikate  gemäß  Artikel  9  der 
Richtlinie  2003/87/EG  basiert,  auf  2  037  227  209  Zerti- 
fikate. 

(11)  Für  2013  beläuft  sich  die  absolute  gemeinschaftsweite 
Menge  von  Zertifikaten  gemäß  Artikel  9  der  Richtlinie 
2003/87/EG  auf  1  930  883  949  Zertifikate. 

(12)  Für  2013  beläuft  sich  die  Menge  von  Zertifikaten,  die  für 
Anlagen  vergeben  wurden,  die  im  Zeitraum  2008  bis 
2012  gemäß  Artikel  24  Absatz  1  der  Richtlinie 
2003/87/EG  in  das  EU-System  einbezogen  wurden,  an- 
gepasst um  den  linearen  Faktor  gemäß  Artikel  9  der 
Richtlinie  auf  1  328  218  Zertifikate. 

(13)  Für  2013  beläuft  sich  die  Menge  von  Zertifikaten,  die  für 
ab  2013  in  das  EU- System  einbezogene  Anlagen  ver- 
geben wurden,  angepasst  um  den  linearen  Faktor  gemäß 
Artikel  9  der  Richtlinie,  auf  106  940  715  Zertifikate. 

(14)  Auf  der  Grundlage  der  Artikel  9  und  9a  ist  die  Gesamt- 
menge der  ab  2013  zu  vergebenden  Zertifikate  jährlich 
um  einen  linearen  Faktor  von  1,74  %  zu  verringern,  was 
37435  387  Zertifikaten  entspricht  — 

HAT  FOLGENDEN  BESCHLUSS  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Für  2013  beläuft  sich  die  absolute  gemeinschaftsweite  Menge 
von  Zertifikaten  gemäß  Artikel  9  und  Artikel  9a  Absätze  1 
und  2  der  Richtlinie  2003/87/EG  auf  2  039  152  882 
Zertifikate. 

Artikel  2 

Der  Beschluss  2010/384/EU  wird  aufgehoben. 

Artikel  3 

Dieser  Beschluss  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 


Brüssel,  den  22.  Oktober  2010 

Für  die  Kommission 
Connie  HEDEGAARD 
Mitglied  der  Kommission 
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Beitrittsakte  Kroatien 

(Auszug  -  ABl.  2012  L  112/59) 
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Für  Zwischenzahlungen  oder  die  Zahlung  des  Restbetrags  gelten  die  Voraussetzungen  gemäß  Anhang  II  Artikel  D 
Absatz  2  Buchstaben  b  bis  d  sowie  Absätze  3  bis  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1164/94. 

(4)  Für  die  in  Absatz  1  genannten  Maßnahmen  gelten  —  außer  in  ordnungsgemäß  begründeten  Fällen,  über 
die  die  Kommission  auf  Antrag  Kroatiens  befindet  —  weiterhin  die  in  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1267/1999  oder 
speziell  in  einschlägigen  Finanzierungsvereinbarungen  festgelegten  Vorschriften  über  die  Förderfähigkeit  der  Aus- 
gaben. 

(5)  Werden  Maßnahmen  erforderlich,  um  den  Ubergang  Kroatiens  von  der  Vorbeitrittsregelung  zu  der  Re- 
gelung, die  sich  aus  der  Anwendung  dieses  Artikels  ergibt,  zu  erleichtern,  so  werden  die  erforderlichen  Maß- 
nahmen von  der  Kommission  erlassen. 


(*)  ABl.  L  161  vom  26.6.1999,  S.  73. 
(**)  ABl.  L  248  vom  16.9.2002,  S.  1." 

8.  UMWELT 

1.  32003  L  0087:  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein 
System  für  den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  und  zur  Änderung  der  Richt- 
linie 96/61/EG  des  Rates  (ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32) 

a)  In  Artikel  9  Absatz  1  wird  folgender  Satz  angefügt: 

„Die  gemeinschaftsweite  Menge  der  Zertifikate  wird  infolge  des  Beitritts  Kroatiens  lediglich  um  die  Menge  der 
Zertifikate  erhöht,  die  Kroatien  gemäß  Artikel  10  Absatz  1  versteigern  muss." 

b)  In  Anhang  IIa  wird  nach  dem  Eintrag  für  Spanien  Folgendes  eingefügt: 
„Kroatien       26  %" 

2.  32009  D  0406:  Entscheidung  Nr.  406/2009/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  April  2009  über 
die  Anstrengungen  der  Mitgliedstaaten  zur  Reduktion  ihrer  Treibhausgasemissionen  mit  Blick  auf  die  Erfüllung  der 
Verpflichtungen  der  Gemeinschaft  zur  Reduktion  der  Treibhausgasemissionen  bis  2020  (ABl.  L  140  vom  5.6.2009, 
S.  136) 

In  Anhang  II  wird  nach  dem  Eintrag  für  Frankreich  Folgendes  eingefügt: 


„Kroatien       1 1  %" 


Beschluss  Nr.  377/2013/EU 

(ABl.  2013  L  113/1) 
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BESCHLUSS  Nr.  377/201 3/EU  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  24.  April  2013 

über  die  vorübergehende  Abweichung  von  der  Richtlinie  2003/87/EG  über  ein  System  für  den 
Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union,  insbesondere  auf  Artikel  192  Absatz  1, 


auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 


nach  Zuleitung  des  Entwurfs  des  Gesetzgebungsakts  an  die  na- 
tionalen Parlamente, 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 


nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 


gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  (2), 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(3)  Die  Union  ist  verpflichtet,  ihre  C02-Emissionen  zu  ver- 
ringern, auch  die,  die  durch  den  Luftverkehr  entstehen. 
Hierzu  sollten  alle  Wirtschaftsbranchen  einen  Beitrag  leis- 
ten. 


(4)  In  Verhandlungen  über  Luftverkehrsabkommen  der 
Union  mit  Drittstaaten  sollte  das  Ziel  verfolgt  werden, 
die  Flexibilität  der  Union  zu  sichern,  Maßnahmen  in  Be- 
zug auf  Umweltangelegenheiten  zu  ergreifen,  darunter 
auch  Maßnahmen  zur  Eindämmung  der  Auswirkungen 
des  Luftverkehrs  auf  den  Klimawandel. 


(5)  In  der  Internationalen  Zivilluftfahrt-Organisation  (ICAO) 
wurden  Fortschritte  in  Bezug  auf  die  Annahme  eines 
weltweiten  Rahmens  für  eine  Politik  zur  Verringerung 
der  Emissionen,  der  die  Anwendung  marktbasierter  Maß- 
nahmen auf  die  Emissionen  der  internationalen  Luftfahrt 
erleichtert,  durch  die  38.  Versammlung  der  ICAO,  die 
vom  24.  September  bis  zum  4.  Oktober  2013  stattfinden 
wird,  und  auf  die  Ausarbeitung  einer  weltweiten  markt- 
basierten Maßnahme  (im  Folgenden  „MBM")  erzielt.  Solch 
ein  Rahmen  könnte  einen  erheblichen  Beitrag  zur  Sen- 
kung der  nationalen,  regionalen  und  weltweiten  C02- 
Emissionen  leisten. 


(1)  Die  Luftverkehrsbranche  ist  stark  international  ausgerich- 
tet. Ein  weltweit  abgestimmtes  Vorgehen  gegen  die  rasch 
zunehmenden  Emissionen  aus  dem  internationalen  Luft- 
verkehr wäre  daher  die  bevorzugte  und  wirksamste  Me- 
thode, luftverkehrsbedingte  Emissionen  zu  reduzieren. 


(2)  Gemäß  dem  Rahmenübereinkommen  der  Vereinten  Na- 
tionen über  Klimaänderungen  (UNFCCC)  müssen  alle  Par- 
teien nationale  und  gegebenenfalls  regionale  Programme 
mit  Maßnahmen  zur  Eindämmung  des  Klimawandels 
ausarbeiten  und  durchführen. 


(!)  Stellungnahme  vom  13.  Februar  2013  (noch  nicht  im  Amtsblatt 
veröffentlicht). 

(2)  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  16.  April  2013  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates  vom 
22.  April  2013. 


(6)  Um  diese  Fortschritte  zu  erleichtern  und  weitere  Impulse 
zu  geben,  ist  es  wünschenswert,  die  Durchsetzung  von 
Verpflichtungen  auszusetzen,  die  sich  vor  der  38.  Ver- 
sammlung der  ICAO  im  Zusammenhang  mit  Flügen 
nach  und  von  Flughäfen  in  Ländern  außerhalb  der  Union 
ergeben,  die  keine  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Frei- 
handelsvereinigung (EFTA),  überseeischen  Gebiete  oder 
Schutzgebiete  von  Staaten  des  Europäischen  Wirtschafts- 
raums (EWR)  und  keine  Länder  sind,  die  mit  der  Union 
einen  Beitrittsvertrag  unterzeichnet  haben.  Deswegen  soll- 
ten Luftfahrzeugbetreibern  in  Bezug  auf  die  Verpflichtun- 
gen aus  der  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  (3),  die  sich  für  die  Kalenderjahre 
2010,  2011  und  2012  im  Hinblick  auf  die  Berichterstat- 
tung über  überprüfte  Emissionen  und  für  die  damit  ver- 
bundene Abgabe  von  Zertifikaten  für  2012  für  Flüge 


(3)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 
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nach  und  von  solchen  Flughäfen  ergeben,  keine  Sanktio- 
nen auferlegt  werden.  Luftfahrzeugbetreiber,  die  diesen 
Verpflichtungen  weiterhin  nachkommen  wollen,  sollten 
diese  Möglichkeit  haben. 

(7)  Um  Wettbewerbsverzerrungen  zu  vermeiden,  sollte  die 
mit  diesem  Beschluss  vorgesehene  Abweichung  lediglich 
für  Luftfahrzeugbetreiber  gelten,  die  entweder  Zertifikate, 
die  für  solche  Tätigkeiten,  die  2012  durchgeführt  wur- 
den, kostenlos  vergeben  wurden,  nicht  erhalten  oder  alle 
solchen  Zertifikate  zurückgegeben  haben.  Aus  demselben 
Grund  sollten  diese  Zertifikate  nicht  für  die  Berechnung 
des  Anspruchs  auf  Verwendung  internationaler  Gutschrif- 
ten im  Rahmen  der  Richtlinie  2003/87/EG  berücksichtigt 
werden. 

(8)  Luftverkehrszertifikate  für  2012,  die  nicht  an  solche  Luft- 
fahrzeugbetreiber  vergeben  wurden  oder  die  zurückgege- 
ben wurden,  sollten  durch  Löschung  aus  dem  Umlauf 
genommen  werden.  Die  Zahl  der  Luftverkehrszertifikate, 
die  versteigert  werden,  sollte  in  Anwendung  dieses  Be- 
schlusses angepasst  werden,  um  sicherzustellen,  dass  sie 
mit  Artikel  3d  Absatz  1  der  Richtlinie  2003/87/EG  in 
Einklang  steht. 

(9)  Die  mit  diesem  Beschluss  vorgesehene  Abweichung  sollte 
weder  die  ökologische  Integrität  gefährden  noch  das 
übergeordnete  Ziel  der  Rechtsvorschriften  der  Union 
zum  Klimawandel  beeinträchtigen  oder  zu  Wettbewerbs- 
verzerrungen führen.  Dementsprechend  und  im  Einklang 
mit  dem  übergeordneten  Ziel  der  Richtlinie  2003/87/EG, 
das  Teil  des  Rechtsrahmens  der  Union  zur  Erreichung 
ihrer  unabhängigen  Verpflichtung,  ihre  Emissionen  bis 
2020  um  20%  gegenüber  dem  Niveau  von  1990  zu 
senken,  ist,  sollte  jene  Richtlinie  auch  künftig  für  Flüge 
von  oder  nach  Flughäfen  auf  dem  Gebiet  eines  Mitglied- 
staats nach  oder  von  Flughäfen  in  bestimmten  eng  mit 
der  Union  verbundenen  oder  verknüpften  Gebieten  oder 
Staaten  außerhalb  der  Union  gelten. 

(10)  Die  mit  diesem  Beschluss  vorgesehene  Abweichung  be- 
zieht sich  nur  auf  Luftverkehrsemissionen  des  Jahres 
2012.  Die  Hochrangige  Gruppe  für  den  internationalen 
Luftverkehr  und  den  Klimawandel  (High  Level  Group  on 
International  Aviation  and  Climate  Change,  HGCC)  der 
ICAO  wurde  eingerichtet,  um  Leitlinien  bei  der  Ausarbei- 
tung eines  Rahmens  für  MBM  zu  bieten,  die  Durchführ- 
barkeit der  Optionen  für  eine  globale  MBM  einzuschät- 
zen und  eine  Reihe  von  technischen  und  operativen  Maß- 
nahmen zu  bestimmen.  Die  Union  sieht  diese  Abwei- 
chung vor,  um  auf  der  38.  Versammlung  der  ICAO 
eine  Einigung  über  einen  realistischen  Zeitrahmen  für 
die  Ausarbeitung  einer  globalen  MBM  im  Anschluss  an 
die  38.  Versammlung  der  ICAO  und  über  einen  Rahmen 
zur  Förderung  der  umfassenden  Anwendung  nationaler 
und  regionaler  MBM  auf  den  internationalen  Luftverkehr 
zu  erleichtern,  solange  die  globale  MBM  noch  nicht  an- 
gewendet wird.  Auf  dieser  Grundlage  können  weitere 
Schritte  zugunsten  einer  optimalen  Interaktion  zwischen 
einer  solchen  Einigung  und  dem  System  für  den  Handel 
mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Union  erwo- 
gen werden.  In  diesem  Zusammenhang  sollte  die  Kom- 
mission bei  der  Prüfung,  ob  weitere  Maßnahmen  notwen- 
dig sind,  auch  die  möglichen  Auswirkungen  auf  den  in- 
nereuropäischen Luftverkehr  berücksichtigen,  damit  keine 
Wettbewerbsverzerrungen  entstehen. 


(11)  Die  Kommission  sollte  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  über  die  im  Rahmen  der  38.  Versammlung  der 
ICAO  erzielten  Fortschritte  ausführlich  Bericht  erstatten 
und  gegebenenfalls  umgehend  den  Ergebnissen  entspre- 
chende Maßnahmen  vorschlagen. 

(12)  Im  Hinblick  auf  die  Abgabefrist  am  30.  April  2013 
gemäß  der  Richtlinie  2003/87/EG  muss  unbedingt 
Rechtssicherheit  für  die  Luftfahrzeugbetreiber  und  die  na- 
tionalen Behörden  gewährleistet  werden.  Dementspre- 
chend gilt  dieser  Beschluss  ab  dem  Zeitpunkt  seiner 
Annahme  — 

HABEN  FOLGENDEN  BESCHLUSS  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Abweichend  von  Artikel  16  der  Richtlinie  2003/87/EG  verhän- 
gen die  Mitgliedstaaten  in  Bezug  auf  die  Verpflichtungen  gemäß 
Artikel  12  Absatz  2a  und  Artikel  14  Absatz  3  der  genannten 
Richtlinie  für  die  Kalenderjahre  2010,  2011  und  2012  keine 
Sanktionen  gegen  Luftfahrzeugbetreiber  für  Luftverkehrstätigkei- 
ten nach  und  von  Flughäfen  in  Ländern  außerhalb  der  Union, 
die  keine  EFTA-Mitgliedstaaten,  überseeischen  Gebiete  oder 
Schutzgebiete  von  EWR-Staaten  und  keine  Länder  sind,  die 
mit  der  Union  einen  Beitrittsvertrag  unterzeichnet  haben, 
wenn  an  diese  keine  kostenlosen  Zertifikate  für  solche  Tätig- 
keiten für  das  Jahr  2012  vergeben  wurden  oder  wenn  solche 
Zertifikate  an  sie  vergeben  wurden  und  sie  bis  zum  dreißigsten 
Tag  nach  Inkrafttreten  dieses  Beschlusses  den  Mitgliedstaaten  die 
Anzahl  der  Luftverkehrszertifikate  für  2012,  die  dem  Anteil  der 
nachgewiesenen  Tonnenkilometer  solcher  Tätigkeiten  im  Refe- 
renzjahr 2010  entspricht,  zur  Löschung  zurückgegeben  haben. 

Artikel  2 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  löschen  alle  Luftverkehrszertifikate  für 
2012  für  Flüge  nach  und  von  den  in  Artikel  1  genannten 
Flughäfen,  die  entweder  nicht  vergeben  oder  vergeben  und  ih- 
nen wieder  zurückgegeben  wurden. 

(2)  Hinsichtlich  der  Löschung  gemäß  Absatz  1  versteigern 
die  Mitgliedstaaten  eine  reduzierte  Anzahl  Luftverkehrszertifi- 
kate für  2012.  Diese  reduzierte  Anzahl  entspricht  der  geringe- 
ren Gesamtanzahl  der  in  Umlauf  befindlichen  Luftverkehrszer- 
tifikate. Soweit  die  reduzierte  Anzahl  dieser  Zertifikate  vor  dem 
1.  Mai  2013  noch  nicht  versteigert  wurde,  passen  die  Mitglied- 
staaten die  Anzahl  der  2013  zu  versteigernden  Luftverkehrszer- 
tifikate an. 

Artikel  3 

Gemäß  Artikel  2  gelöschte  Luftverkehrszertifikate  werden  nicht 
für  die  Berechnung  des  Anspruchs  auf  Verwendung  internatio- 
naler Gutschriften  im  Rahmen  der  Richtlinie  2003/87/EG  be- 
rücksichtigt. 

Artikel  4 

Die  Kommission  stellt  die  für  die  Anwendung  dieses  Beschlusses 
erforderlichen  Leitlinien  bereit. 

Artikel  5 

Die  Kommission  unterrichtet  das  Europäische  Parlament  und 
den  Rat  regelmäßig  über  die  bei  den  Verhandlungen  der 
ICAO  erzielten  Fortschritte  und  legt  ihnen  einen  vollständigen 
Bericht  über  die  Ergebnisse  der  38.  Versammlung  der  ICAO  vor. 


1180 

Copyrighted  malerial 


Artikel  6 

Dieser  Beschluss  tritt  am  Tag  seiner  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 
Er  gilt  ab  dem  24.  April  2013. 

Artikel  7 

Dieser  Beschluss  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 
Geschehen  zu  Brüssel  am  24.  April  2013. 


Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments  Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident  Der  Präsident 

M.  SCHULZ  S.  COVENEY 
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Erklärung  der  Kommission 


Die  Kommission  erinnert  daran,  dass  gemäß  Artikel  3d  der  Richtlinie  2003/87/EG  Einkünfte  aus  der 
Versteigerung  von  Luftverkehrszertifikaten  verwendet  werden  sollten,  um  den  Klimawandel  in  der  EU 
und  in  Drittländern  zu  bekämpfen,  unter  anderem  zur  Reduzierung  von  Treibhausgasemissionen,  zur 
Anpassung  an  die  Auswirkungen  des  Klimawandels  in  der  EU  und  in  Drittländern,  insbesondere  in  Entwick- 
lungsländern, zur  Finanzierung  von  Forschung  und  Entwicklung  auf  dem  Gebiet  der  Eindämmung  und 
Anpassung,  insbesondere  in  den  Bereichen  Raumfahrt  und  Luftverkehr,  zur  Verringerung  der  Emissionen 
durch  einen  emissionsarmen  Verkehr  und  zur  Deckung  der  Kosten  für  die  Verwaltung  der  Gemeinschafts- 
regelung. Versteigerungseinkünfte  sollten  auch  zur  Finanzierung  von  Beiträgen  zum  Globalen  Dachfonds  für 
Energieeffizienz  und  erneuerbare  Energien  und  für  Maßnahmen  gegen  die  Abholzung  von  Wäldern  einge- 
setzt werden. 

Die  Kommission  stellt  fest,  dass  die  Mitgliedstaaten  die  Kommission  über  Maßnahmen  zur  Verwendung  der 
Einkünfte  aus  der  Versteigerung  von  Luftverkehrszertifikaten,  die  nach  Artikel  3d  der  Richtlinie  2003/87/EG 
getroffen  werden,  informieren  müssen.  Einzelheiten  zum  Inhalt  dieser  Informationsberichte  sind  in  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  .../2013  (')  über  ein  System  für  die  Überwachung  von  Treibhausgasemissionen  sowie 
für  die  Berichterstattung  über  diese  Emissionen  und  über  andere  klimaschutzrelevante  Informationen  auf 
Ebene  der  Mitgliedstaaten  und  der  EU  und  zur  Aufhebung  der  Entscheidung  Nr.  280/2004/EG  enthalten. 
Weitere  Einzelheiten  werden  in  einem  Durchführungsrechtsakt  der  Kommission  gemäß  Artikel  18  der 
Verordnung  geregelt.  Die  Mitgliedstaaten  veröffentlichen  die  Informationsmitteilungen,  und  die  Kommission 
veröffentlicht  für  die  EU  aggregierte  Angaben  dazu  in  leicht  zugänglicher  Form. 

Die  Kommission  betont,  dass  ein  marktgestütztes  System  auf  globaler  Ebene,  bei  dem  ein  internationaler 
Preis  für  C02-Emissionen  aus  dem  internationalen  Luftverkehr  ermittelt  wird,  zusätzlich  zu  dem  primären 
Ziel  der  Emissionsverringerung  auch  dazu  beitragen  könnte,  die  notwendigen  Mittel  zur  Unterstützung  der 
internationalen  Maßnahmen  zur  Eindämmung  des  Klimawandels  und  zur  Anpassung  daran  bereitzustellen. 


(')  Wird  in  Kürze  im  Amtsblatt  veröffentlicht. 


Richtlinie  2004/8/EG 

(ABl.  2004  L  52/50) 
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RICHTLINIE  2004/8/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  11.  Februar  2004 

über  die  Förderung  einer  am  Nutzwärmebedarf  orientierten  Kraft-Warme-Kopplung  im  Energie- 
binnenmarkt und  zur  Änderung  der  Richtlinie  92/42/EWG 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER 
EUROPÄISCHEN  UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  175  Absatz  1, 

auf  Vorschlag  der  Kommission  ('), 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses (2), 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  ('), 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (4), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Das  Potenzial  der  Kraft-Wärme-Kopplung  (KWK)  als 
Mittel  zur  Energieeinsparung  wird  derzeit  in  der 
Gemeinschaft  nicht  voll  genutzt.  Die  Förderung  einer  am 
Nutzwärmebedarf  orientierten,  hocheffizienten  KWK  ist 
eine  Priorität  der  Gemeinschaft  angesichts  des  poten- 
ziellen Nutzens  der  KWK  für  die  Einsparung  von  Primär- 
energie, die  Vermeidung  von  Netzwerkverlusten  und  die 
Verringerung  von  Emissionen,  insbesondere  von  Treib- 
hausgasemissionen. Ferner  kann  eine  effiziente  Nutzung 
der  in  KWK  produzierten  Energie  auch  zur  Energiever- 
sorgungssicherheit und  Wettbewerbsfähigkeit  der  Euro- 
päischen Union  und  ihrer  Mitgliedstaaten  beitragen. 
Daher  ist  es  notwendig,  Maßnahmen  für  eine  bessere 
Ausschöpfung  dieses  Potenzials  im  Rahmen  des  Energie- 
binnenmarktes zu  ergreifen. 

(2)  Mit  der  Richtlinie  2003/54/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  (5)  werden  gemeinsame  Vorschriften 
für  die  Elektrizitätserzeugung,  -Übertragung,  -Verteilung 
und  -Versorgung  im  Elektrizitätsbinnenmarkt  erlassen.  In 
diesem  Zusammenhang  leistet  die  Entwicklung  der  KWK 
einen  Beitrag  zur  Stärkung  des  Wettbewerbs,  auch  mit 
Blick  auf  neue  Marktteilnehmer. 

(3)  In  dem  Grünbuch  mit  dem  Titel  „Hin  zu  einer  europäi- 
schen Strategie  für  Energieversorgungssicherheit"  wird 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Europäische  Union  bei  ihrer 
Energieversorgung  in  höchstem  Maß  von  Drittstaaten 
abhängig  ist,  von  denen  sie  derzeit  50  %  des  Bedarfs 
bezieht;  bei  einer  Fortsetzung  dieses  Trends  wird  die 
Abhängigkeit  im  Jahr  2030  bereits  70  %  des  Bedarfs 
ausmachen.  Die  Einfuhrabhängigkeit  und  der  zuneh- 
mende Anteil  der  Energieeinfuhren  erhöhen  die  Gefahr 
einer  Unterbrechung  der  Versorgung  bzw.  von 
Problemen  bei  der  Versorgung.  Die  Versorgungssicher- 
heit sollte  jedoch  nicht  allein  als  Problem  der  Verringe- 
rung der  Einfuhrabhängigkeit  und  der  Steigerung  der 


(•)  ABl.  C  291  E  vom  26.11.2002,  S.  182. 
0  ABI.  C  95  vom  23.4.2003,  S.  12. 
0  ABl.  C  244  vom  10.10.2003,  S.  1. 

(4)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  13.  Mai  2003 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Gemeinsamer  Standpunkt 
des  Rates  vom  8.  September  2003  (noch  nicht  im  Amtsblatt 
veröffentlicht)  und  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom 
18.  Dezember  2003  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht). 

0  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  37. 


heimischen  Produktion  gesehen  werden.  Die  Versor- 
gungssicherheit erfordert  eine  Vielfalt  von  politischen 
Maßnahmen,  die  unter  anderem  auf  die  Diversifizierung 
der  Energiequellen  und  Technologien  sowie  bessere 
internationale  Beziehungen  abzielen.  Im  Grünbuch  wird 
ferner  die  Notwendigkeit  der  Energieversorgungssicher- 
heit für  eine  künftige  nachhaltige  Entwicklung  hervorge- 
hoben. Das  Grünbuch  kommt  zu  dem  Schluss,  dass  neue 
Maßnahmen  zur  Verringerung  der  Energienachfrage 
ergriffen  werden  müssen,  um  die  Einfuhrabhängigkeit  zu 
verringern  und  die  Treibhausgasemissionen  zu  senken. 
In  seiner  Entschließung  vom  15.  November  2001  zum 
Grünbuch  (6)  fördert  das  Europäische  Parlament  die 
Schaffung  von  Anreizen  für  einen  Wechsel  zu  leistungs- 
fähigen Kraftwerken,  einschließlich  der  Anlagen,  die 
nach  dem  Prinzip  KWK  arbeiten. 


(4)  In  der  Mitteilung  „Nachhaltige  Entwicklung  in  Europa 
für  eine  bessere  Welt:  Strategie  der  Europäischen  Union 
für  die  nachhaltige  Entwicklung",  die  die  Kommission 
auf  der  Tagung  des  Europäischen  Rates  in  Göteborg  am 
15.  und  16.  Juni  2001  vorgelegt  hat,  wird  die  Klimaän- 
derung als  eines  der  wichtigsten  Hindernisse  für  eine 
nachhaltige  Entwicklung  genannt  und  ferner  hervorge- 
hoben, dass  eine  stärkere  Nutzung  sauberer  Energien 
und  deutliche  Maßnahmen  zur  Verringerung  des  Ener- 
giebedarfs erforderlich  sind. 


(5)  Die  zunehmend  auf  Primärenergieeinsparungen  ausge- 
richtete Nutzung  der  KWK  könnte  ein  wesentliches 
Element  des  Maßnahmenbündels,  das  zur  Einhaltung  des 
Protokolls  von  Kyoto  zum  Rahmenübereinkommen  der 
Vereinten  Nationen  über  Klimaänderungen  erforderlich 
ist,  sowie  aller  Maßnahmen  zur  Erfüllung  weiterer 
Verpflichtungen  darstellen.  In  ihrer  Mitteilung  über  die 
Durchführung  der  ersten  Phase  des  Europäischen 
Programms  zur  Klimaänderung  hat  die  Kommission  die 
Förderung  der  KWK  als  eine  der  Maßnahmen  genannt, 
die  zur  Verringerung  der  Treibhausgasemissionen  des 
Energiesektors  erforderlich  sind,  und  ihre  Absicht 
bekundet,  im  Jahr  2002  einen  Richtlinienvorschlag  zur 
Förderung  der  KWK  vorzulegen. 


(6)  In  seiner  Entschließung  vom  25.  September  2002  zur 
Mitteilung  der  Kommission  über  die  Durchführung  der 
ersten  Phase  des  Europäischen  Programms  zur  Klimaän- 
derung ( )  begrüßt  das  Europäische  Parlament  die  Idee 
der  Vorlage  eines  Vorschlags  für  verstärkte  Gemein- 
schaftsmaßnahmen zur  Förderung  der  Anwendung  von 
KWK  und  fordert  eine  zügige  Verabschiedung  einer 
Richtlinie  zur  Förderung  der  KWK. 


(6)  ABl.  C  140  E  vom  13.6.2002,  S.  543. 
0  ABl.  C  273  E  vom  14.11.2003,  S.  172. 
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(7)  Die  Bedeutung  der  KWK  wurde  auch  durch  die 
Entschließung  des  Rates  vom  18.  Dezember  1997  (') 
und  durch  die  Entschließung  des  Europäischen  Parla- 
ments vom  15.  Mai  1998  (2)  zu  einer  Gemeinschaftsstra- 
tegie zur  Förderung  der  KWK  anerkannt. 


(8)  In  seinen  Schlussfolgerungen  vom  30.  Mai  2000  und 
vom  5.  Dezember  2000  hat  der  Rat  den  Aktionsplan  der 
Kommission  zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz 
befürwortet  und  die  Förderung  der  KWK  als  eine  der 
kurzfristigen  Prioritäten  genannt.  Das  Europäische  Parla- 
ment hat  die  Kommission  in  seiner  Entschließung  vom 
14.  März  2001  (')  zum  Aktionsplan  zur  Verbesserung 
der  Energieeftizienz  aufgefordert,  Vorschläge  für  eine 
gemeinsame  Regelung  zur  Förderung  von  KWK,  sofern 
dies  ökologisch  sinnvoll  ist,  vorzulegen. 


(9)  In  der  Richtlinie  96/61 /EG  des  Rates  vom  24.  September 
1996  über  die  integrierte  Vermeidung  und  Verminde- 
rung der  Umweltverschmutzung  (4),  der  Richtlinie  2001/ 
80/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
23.  Oktober  2001  zur  Begrenzung  von  Schadstoffemis- 
sionen von  Großfeuerungsanlagen  in  die  Luft  (5)  und  der 
Richtlinie  2000/76/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  4.  Dezember  2000  über  die  Verbrennung 
von  Abfällen  (6)  wird  die  Notwendigkeit  der  Ermittlung 
des  KWK-Potenzials  in  neuen  Anlagen  hervorgehoben. 


(10)  Gemäß  der  Richtlinie  2002/9 1/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  2002  über 
die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  (7)  haben  die 
Mitgliedstaaten  zu  gewährleisten,  dass  bei  neuen 
Gebäuden  mit  einer  Gesamtnutzfläche  von  mehr  als 
1  000  m2  die  technische,  ökologische  und  wirtschaft- 
liche Einsetzbarkeit  alternativer  Systeme  wie  KWK  vor 
Baubeginn  berücksichtigt  wird. 


(11)  Hocheffiziente  KWK  wird  in  dieser  Richtlinie  als  der 
Umfang  der  Energieeinsparungen  durch  die  kombinierte 
anstatt  der  getrennten  Produktion  von  Wärme  und 
Strom  definiert.  Energieeinsparungen  von  mehr  als  10  % 
gelten  als  „hocheffizient".  Zur  Maximierung  der  Energie- 
einsparungen und  um  zu  vermeiden,  dass  Energieeinspa- 
rungen zunichte  gemacht  werden,  muss  den  Betriebsbe- 
dingungen von  KWK-Blöcken  die  größte  Aufmerksam- 
keit gelten. 


(12)  Es  ist  wichtig,  dass  im  Rahmen  der  Bewertung  der 
Primärenergieeinsparungen  der  Lage  in  den  Mitglied- 
staaten Rechnung  getragen  wird,  in  denen  der  größte 
Teil  des  Stromverbrauchs  durch  Einfuhren  gedeckt  wird. 


(')  ABl.  C  4  vom  8.1.1998,  S.  1. 
(2)  ABl.  C  167  vom  1.6.1998,  S.  308. 
(')  ABl.  C  343  vom  5.12.2001,  S.  190. 
(4)  ABl.  C  257  vom  10.10.1996,  S.  26. 
0  ABl.  L  309  vom  27.11.2001,  S.  1. 

(6)  ABl.  L  332  vom  28.12.2000,  S.  91. 

(7)  ABl.  L  1  vom  4.1.2003,  S.  65. 


(1 3)  Im  Interesse  der  Transparenz  ist  eine  harmonisierte  Defi- 
nition der  Grundlagen  der  KWK  notwendig.  Bei  KWK- 
Anlagen,  die  Strom  oder  Wärme  auch  getrennt  produ- 
zieren können,  sollte  dieser  Teil  der  Produktion  für  die 
Ausstellung  eines  Herkunftsnachweises  und  für  statisti- 
sche Zwecke  nicht  als  KWK  bezeichnet  werden. 


(14)  Damit  sichergestellt  ist,  dass  die  Förderung  von  KWK  im 
Rahmen  dieser  Richtlinie  auf  dem  Nutzwärmebedarf  und 
auf  Primärenergieeinsparungen  beruht,  sollten  Kriterien 
aufgestellt  werden,  anhand  deren  die  Energieeffizienz  der 
KWK-Erzeugung  gemäß  der  Grundlagendefinition  ermit- 
telt und  beurteilt  werden  kann. 


(15)  Das  Ziel  dieser  Richtlinie  sollte  darin  bestehen,  eine 
einheitliche  Methode  der  Berechnung  des  in  KWK 
erzeugten  Stroms  sowie  die  erforderlichen  Leitlinien  für 
ihre  Anwendung  festzulegen,  wobei  Methoden  zu 
berücksichtigen  sind,  wie  sie  derzeit  von  europäischen 
Normungsgremien  entwickelt  werden.  Diese  Methode 
sollte  an  den  technischen  Fortschritt  angepasst  werden 
können.  Die  Anwendung  der  in  Anhang  II  und  Anhang 
III  geregelten  Berechnungsmethoden  auf  Mikro-KWK- 
Anlagen  könnte  nach  dem  Grundsatz  der  Verhältnis- 
mäßigkeit auf  Werten  beruhen,  die  sich  aus  einem  von 
einer  fachkundigen  unabhängigen  Stelle  zertifizierten 
Verfahren  für  die  Bauartprüfung  ergeben. 


(16)  Die  in  dieser  Richtlinie  zugrunde  gelegten  Definitionen 
der  Begriffe  „KWK"  und  „hocheffiziente  KWK"  lassen  die 
Verwendung  anderer  Definitionen  in  nationalen  Rechts- 
vorschriften zu  anderen  Zwecken  als  denen  dieser  Richt- 
linie unberührt.  Es  ist  angebracht,  außerdem  die 
maßgeblichen  Definitionen  der  Richtlinie  2003/54/EG 
und  der  Richtlinie  2001/77/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  27.  September  2001  zur 
Förderung  der  Stromerzeugung  aus  erneuerbaren  Ener- 
giequellen im  Elektrizitätsbinnenmarkt  (8)  zu  über- 
nehmen. 


(17)  Die  Messung  der  Nutzwärmeleistung  an  der  Abgabestelle 
der  KWK-Anlage  unterstreicht  die  Notwendigkeit,  zu 
gewährleisten,  dass  die  durch  die  KWK-Nutzwärme 
erzielten  Vorteile  nicht  durch  hohe  Verteilernetzverluste 
zunichte  gemacht  werden. 


(18)  Das  Kraft -Wärme-Verhältnis  (Stromkennzahl)  ist  ein 
technischer  Kennwert,  der  für  die  Berechnung  der  in 
KWK  erzeugten  Strommenge  definiert  werden  muss. 


(19)  Für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  kann  die  Definition  des 
Begriffs  „KWK-Block"  auch  Anlagenteile  umfassen,  in 
denen  nur  elektrische  Energie  oder  nur  Wärmeenergie 
erzeugt  werden  kann,  wie  beispielsweise  Zusatzfeu- 
erungs-  und  Nachverbrennungsanlagen.  Die  von  diesen 
Anlagenteilen  erzeugte  Energie  sollte  für  die  Ausstellung 
eines  Herkunftsnachweises  und  für  statistische  Zwecke 
nicht  als  KWK  gelten. 


(8)  ABl.  L  283  vom  27.10.2001,  S.  33. 


1185 

Copyrighted  rnaKrial 


(20)  Unter  den  Begriff  „KWK-Kleinanlagen"  sollten  unter 
anderem  KWK-Kleinstanlagen  und  verteilte  KWK-Blöcke 
fallen,  wie  z.B.  KWK-Blöcke,  die  isolierte  Gebiete 
versorgen  oder  einen  begrenzten  privaten,  kommer- 
ziellen oder  industriellen  Bedarf  abdecken. 

(21)  Damit  die  Entscheidung  zwischen  in  KWK  erzeugtem 
Strom  und  Strom,  der  mit  anderen  Techniken  erzeugt 
wurde,  für  den  Verbraucher  transparenter  wird,  ist  dafür 
zu  sorgen,  dass  auf  der  Grundlage  harmonisierter 
Wirkungsgrad-Referenzwerte  die  Herkunft  von  Strom 
aus  hocheffizienter  KWK  nachgewiesen  werden  kann. 
Regelungen  für  den  Herkunftsnachweis  begründen  nicht 
als  solche  ein  Recht  auf  Inanspruchnahme  nationaler 
Fördermechanismen. 

(22)  Es  ist  wichtig,  dass  alle  Arten  von  Strom  aus  hocheffi- 
zienter KWK  von  Herkunftsnachweisen  erfasst  werden 
können.  Es  ist  wichtig,  klar  zwischen  Herkunftsnach- 
weisen und  handelbaren  Zertifikaten  zu  unterscheiden. 

(23)  Zur  mittelfristigen  Verbesserung  der  Marktdurchdrin- 
gung von  Strom  aus  KWK  sollten  alle  Mitgliedstaaten 
verpflichtet  werden,  einen  Bericht  zu  verabschieden  und 
zu  veröffentlichen,  in  dem  das  nationale  Potenzial  für 
hocheffiziente  KWK  geprüft  wird  und  der  eine  separate 
Analyse  der  Hindernisse  für  KWK  sowie  eine  Beschrei- 
bung der  Maßnahmen  enthält,  die  ergriffen  wurden,  um 
die  Zuverlässigkeit  des  Nachweissystems  zu  gewähr- 
leisten. 

(24)  Die  staatliche  Förderung  sollte  den  Bestimmungen  des 
Gemeinschaftsrahmens  für  staatliche  Umweltschutzbei- 
hilfen (]),  auch  im  Hinblick  auf  die  Nichtkumulierung 
von  Beihilfen,  entsprechen.  Dieser  Gemeinschaftsrahmen 
lässt  derzeit  bestimmte  Arten  der  staatlichen  Förderung 
zu,  wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass  die  Förder- 
maßnahmen dem  Umweltschutz  dienen,  da  der 
Umwandlungswirkungsgrad  besonders  hoch  ist,  der 
Energieverbrauch  durch  die  Fördermaßnahmen  reduziert 
wird  oder  das  Erzeugungsverfahren  die  Umwelt  weniger 
schädigt.  Eine  solche  Förderung  wird  in  einigen  Fällen 
notwendig  sein,  um  das  KWK-Potenzial  stärker  zu 
nutzen,  insbesondere  um  der  Notwendigkeit  der  Interna- 
lisierung  externer  Kosten  Rechnung  zu  tragen. 

(25)  Die  staatlichen  Förderregelungen  für  KWK  sollten  vor 
allem  eine  an  einer  wirtschaftlich  vertretbaren  Nachfrage 
nach  Wärme  und  Kühlung  orientierte  KWK  unter- 
stützen. 

(26)  Die  Mitgliedstaaten  praktizieren  auf  nationaler  Ebene 
unterschiedliche  Mechanismen  zur  Förderung  der  KWK; 
hierzu  zählen  Investitionsbeihilfen,  Steuerbefreiungen 
oder  -erleichterungen,  grüne  Zertifikate  und  direkte 
Preisstützungssysteme.  Ein  wichtiges  Element  zur 
Verwirklichung  des  Ziels  dieser  Richtlinie  besteht  darin, 
bis  zur  Einführung  eines  harmonisierten  Gemeinschafts- 
rahmens das  ungestörte  Funktionieren  dieser  Mecha- 
nismen zu  gewährleisten,  damit  das  Vertrauen  der 
Investoren  erhalten  bleibt.  Die  Kommission  beabsichtigt, 


(•)  ABl.  C  37  vom  3.2.2001,  S.  3. 


die  Situation  zu  überwachen  und  über  die  Erfahrungen 
mit  der  Anwendung  nationaler  Förderregelungen  zu 
berichten. 


(27)  Für  die  Übertragung  und  Verteilung  von  Elektrizität,  die 
mittels  hocheffizienter  KWK  erzeugt  wird,  sollten  Artikel 
7  Absätze  1,  2  und  5  der  Richtlinie  2001/77/EG  sowie 
die  einschlägigen  Bestimmungen  der  Richtlinie  2003/54/ 
EG  gelten.  Solange  der  KWK-Erzeuger  gemäß  den  natio- 
nalen Rechtsvorschriften  kein  zugelassener  Kunde  im 
Sinne  von  Artikel  21  Absatz  1  der  Richtlinie  2003/54/ 
EG  ist,  sollten  die  Tarife  für  den  Ankauf  zusätzlicher 
Elektrizität,  die  die  KWK-Erzeuger  zeitweilig  benötigen, 
anhand  objektiver,  transparenter  und  nichtdiskriminie- 
render Kriterien  festgelegt  werden.  Insbesondere  für 
KWK-Klein-  und  Kleinstanlagen  kann  der  Zugang  zum 
Netz  für  Strom  aus  hocheffizienter  KWK  vorbehaltlich 
einer  Mitteilung  an  die  Kommission  erleichtert  werden. 


(28)  KWK-Anlagen  bis  400  kW,  die  von  den  Definitionen  in 
der  Richtlinie  92/42/EWG  des  Rates  vom  21.  Mai  1992 
über  die  Wirkungsgrade  von  mit  flüssigen  oder 
gasförmigen  Brennstoffen  beschickten  neuen  Warmwas- 
serheizkesseln (2)  erfasst  werden,  können  in  der  Regel 
nicht  den  darin  enthaltenen  Mindestanforderungen  an 
den  Wirkungsgrad  entsprechen  und  sollten  daher  aus 
dem  Geltungsbereich  der  genannten  Richtlinie  ausge- 
klammert werden. 


(29)  Die  spezifische  Struktur  des  KWK-Sektors,  dem  zahl- 
reiche kleine  und  mittelgroße  Erzeuger  angehören,  sollte 
insbesondere  bei  der  Überprüfung  der  Verwaltungsver- 
fahren zur  Erteilung  der  Genehmigung  zum  Bau  von 
KWK-Anlagen  berücksichtigt  werden. 


(30)  Angesichts  des  Ziels  dieser  Richtlinie,  einen  Rahmen  für 
die  Förderung  der  KWK  zu  schaffen,  muss  auch  die 
Notwendigkeit  stabiler  wirtschaftlicher  und  administra- 
tiver Bedingungen  für  Investitionen  in  neue  KWK- 
Anlagen  hervorgehoben  werden.  Die  Mitgliedstaaten 
sollten  bestärkt  werden,  dies  dadurch  zu  berücksichtigen, 
dass  ihre  Förderregelungen  mindestens  vier  Jahre  gelten 
und  häufige  Neuerungen  u.a.  bei  den  Verwaltungsver- 
fahren vermieden  werden.  Die  Mitgliedstaaten  sollten 
ferner  bestärkt  werden,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  staatli- 
chen Förderregelungen  degressiv  sind. 


(31)  Die  Effizienz  und  Nachhaltigkeit  der  KWK  insgesamt  ist 
von  vielen  Faktoren,  wie  eingesetzte  Technologie, 
Brennstofftypen,  Belastungskurven,  Anlagengröße  und 
Wärmeeigenschaften,  abhängig.  Aus  praktischen 
Gründen  und  angesichts  der  Tatsache,  dass  für  verschie- 
dene Verwendungszwecke  eine  Wärmeleistung  von 
unterschiedlicher  Temperatur  erforderlich  ist  und  sich 
diese  und  andere  Unterschiede  auf  den  jeweiligen 
Wirkungsgrad  der  KWK  auswirken,  könnte  die  KWK  in 
Kategorien  unterteilt  werden,  z.B.  „KWK  in  der 
Industrie",  „KWK  zu  Heizzwecken"  und  „KWK  in  der 
Landwirtschaft". 


(2)  ABl.  L  167  vom  22.6.1992,  S.  17.  Zuletzt  geändert  durch  die 
Richtlinie  93/68/EWG  (ABl.  L  220  vom  30.8.1993,  S.  1). 
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(32)  Nach  den  Grundsätzen  der  Subsidiarität  und  der 
Verhältnismäßigkeit  gemäß  Artikel  5  des  Vertrags  sollten 
grundlegende  Rahmenprinzipien  für  die  Förderung  der 
KWK  im  Energiebinnenmarkt  auf  Gemeinschaftsebene 
aufgestellt  werden,  die  detaillierte  Umsetzung  jedoch  den 
Mitgliedstaaten  überlassen  bleiben,  um  jedem  Mitglied- 
staat auf  diese  Weise  zu  ermöglichen,  die  Regelung  zu 
wählen,  die  sich  am  besten  für  seine  besondere  Lage 
eignet.  Diese  Richtlinie  beschränkt  sich  auf  das  zur  Errei- 
chung dieser  Ziele  erforderliche  Mindestmaß  und  geht 
nicht  über  das  zu  diesem  Zweck  Erforderliche  hinaus. 

(33)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modali- 
täten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertra- 
genen Durchführungsbefugnisse  (')  erlassen  werden  — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


Artikel  1 
Zweck 

Zweck  dieser  Richtlinie  ist  es,  die  Energieeffizienz  zu  erhöhen 
und  die  Versorgungssicherheit  zu  verbessern,  indem  ein 
Rahmen  für  die  Förderung  und  Entwicklung  einer  hocheffi- 
zienten, am  Nutzwärmebedarf  orientierten  und  auf  Primärener- 
gieeinsparungen ausgerichteten  KWK  im  Energiebinnenmarkt 
unter  Berücksichtigung  der  spezifischen  einzelstaatlichen  Gege- 
benheiten, insbesondere  klimatischer  und  wirtschaftlicher  Art, 
geschaffen  wird. 

Artikel  2 

G  eltungsber  eich 

Diese  Richtlinie  gilt  für  die  KWK  im  Sinne  des  Artikels  3  und 
die  in  Anhang  I  aufgeführten  KWK-Technologien. 

Artikel  3 
Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck 

a)  „Kraft- Wärme-Kopplung"  die  gleichzeitige  Erzeugung  ther- 
mischer Energie  und  elektrischer  und/oder  mechanischer 
Energie  in  einem  Prozess; 

b)  „Nutzwärme"  die  in  einem  KWK-Prozess  zur  Befriedigung 
eines  wirtschaftlich  vertretbaren  Wärme-  oder  Kühlbedarfs 
erzeugte  Wärme; 

c)  „wirtschaftlich  vertretbarer  Bedarf"  den  Bedarf,  der  die 
benötigte  Wärme-  oder  Kühlungsleistung  nicht  über- 
schreitet und  der  sonst  durch  andere  Energieproduktions- 
prozesse als  KWK  zu  Marktbedingungen  gedeckt  würde; 

d)  „in  KWK  erzeugter  Strom"  Strom,  der  in  einem  Prozess 
erzeugt  wurde,  der  an  die  Erzeugung  von  Nutzwärme 
gekoppelt  ist  und  der  gemäß  der  in  Anhang  II  festgelegten 
Methode  berechnet  wird; 


(•)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 


e)  „Reservestrom"  den  Strom,  der  über  das  Elektrizitätsnetz  in 
den  Fällen  geliefert  wird,  in  denen  der  KWK-Prozess  unter 
anderem  durch  Wartungsarbeiten  unterbrochen  oder  abge- 
brochen ist; 

f)  „Zusatzstrom"  den  Strom,  der  über  das  Elektrizitätsnetz  in 
den  Fällen  geliefert  wird,  in  denen  die  Stromnachfrage  die 
elektrische  Erzeugung  des  KWK-Prozesses  übersteigt; 

g)  „Gesamtwirkungsgrad"  die  Summe  der  jährlichen  Erzeu- 
gung von  Strom,  mechanischer  Energie  und  Nutzwärme  im 
Verhältnis  zum  Brennstoff,  der  für  die  in  KWK  erzeugte 
Wärme  und  die  Bruttoerzeugung  von  Strom  und  mechani- 
scher Energie  eingesetzt  wurde; 

h)  „Wirkungsgrad"  den  auf  der  Grundlage  des  unteren  Heiz- 
werts der  Brennstoffe  berechneten  Wirkungsgrad  (auch  als 
„lower  calorific  values"  bezeichnet); 

i)  „hocheffiziente  Kraft-Wärme-Kopplung"  die  KWK,  die  den 
in  Anhang  III  festgelegten  Kriterien  entspricht; 

j)  „Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeugung" 
die  Wirkungsgrade  einer  alternativen  getrennten  Erzeugung 
von  Wärme  und  Strom,  die  durch  KWK  ersetzt  werden  soll; 

k)  „Kraft-Wärme-Verhältnis"  (Stromkennzahl)  das  anhand  der 
Betriebsdaten  des  spezifischen  Blocks  berechnete  Verhältnis 
von  KWK-Strom  zu  Nutzwärme  im  vollständigen  KWK- 
Betrieb; 

1)  „KWK-Block"  einen  Block,  der  im  KWK-Betrieb  betrieben 
werden  kann; 

m)  „KWK-Kleinstanlage"  eine  KWK-Anlage  mit  einer  Kapazität 
von  höchstens  500  kWc; 

n)  „KWK-Kleinanlagen"  KWK-Blöcke  mit  einer  installierten 
Kapazität  unter  1  MWc; 

o)  „Erzeugung  aus  Kraft-Wärme-Kopplung  (KWK-Erzeugung)" 
die  Summe  von  Strom,  mechanischer  Energie  und 
Nutzwärme  aus  KWK. 

Außerdem  gelten  die  betreffenden  Begriffsbestimmungen  der 
Richtlinie  2003/54/EG  sowie  der  Richtlinie  2001/77/EG. 


Artikel  4 

Kriterien  für  den  Wirkungsgrad  der  KWK 

(1)  Zur  Bestimmung  der  Effizienz  der  KWK  nach  Anhang  III 
legt  die  Kommission  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  2 
genannten  Verfahren  spätestens  am  21.  Februar  2006  harmoni- 
sierte Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeugung 
von  Strom  und  Wärme  fest.  Diese  harmonisierten  Wirkungs- 
grad-Referenzwerte bestehen  aus  einer  Matrix  von  Werten, 
aufgeschlüsselt  nach  relevanten  Faktoren  wie  Baujahr  und 
Brennstofftypen,  und  müssen  sich  auf  eine  ausführlich  doku- 
mentierte Analyse  stützen,  bei  der  unter  anderem  die  Betriebs- 
daten bei  realen  Betriebsbedingungen,  der  grenzüberschreitende 
Stromhandel,  der  Energieträgermix,  die  klimatischen  Bedin- 
gungen und  die  angewandten  KWK-Technologien  gemäß  den 
Grundsätzen  in  Anhang  III  berücksichtigt  werden. 
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(2)  Die  Kommission  prüft  die  in  Absatz  1  genannten  harmo- 
nisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeu- 
gung von  Strom  und  Wärme  zum  ersten  Mal  am  21.  Februar 
2011  und  danach  alle  vier  Jahre  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz 
2  genannten  Verfahren,  um  technologische  Entwicklungen  und 
Änderungen  bei  der  Nutzung  der  verschiedenen  Energieträger 
zu  berücksichtigen. 

(3)  Diejenigen  Mitgliedstaaten,  die  diese  Richtlinie  umsetzen, 
bevor  die  Kommission  die  in  Absatz  1  genannten  harmoni- 
sierten Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeu- 
gung von  Strom  und  Wärme  festgelegt  hat,  sollten  bis  zu  dem 
in  Absatz  1  genannten  Zeitpunkt  ihre  einzelstaatlichen 
Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeugung  von 
Strom  und  Wärme  beschließen,  die  bei  der  Berechnung  der 
Primärenergieeinsparungen  durch  die  KWK  gemäß  der  in 
Anhang  III  beschriebenen  Methode  benutzt  werden. 


Artikel  5 

Herkunftsnachweis  für  Strom  aus  hocheffizienter  KWK 

(1)  Auf  der  Grundlage  der  in  Artikel  4  Absatz  1  genannten 
harmonisierten  Wirkungsgrad-Referenzwerte  sorgen  die 
Mitgliedstaaten  spätestens  sechs  Monate  nach  Festlegung  dieser 
Werte  dafür,  dass  die  Herkunft  von  Strom,  der  im  Rahmen  von 
hochellizienter  KWK  erzeugt  wurde,  nach  von  den  einzelnen 
Mitgliedstaaten  festgelegten  objektiven,  transparenten  und 
nichtdiskriminierenden  Kriterien  nachgewiesen  werden  kann. 
Sie  sorgen  dafür,  dass  dieser  Herkunftsnachweis  für  Strom  den 
Erzeugern  den  Nachweis  ermöglicht,  dass  der  von  ihnen 
verkaufte  Strom  aus  hocheffizienter  KWK  stammt,  und  stellen 
sicher,  dass  er  auf  Antrag  des  Erzeugers  zu  diesem  Zweck 
ausgestellt  wird. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  eine  oder  mehrere  zuständige 
Stellen  benennen,  die  in  Bezug  auf  die  Stromerzeugung  und 
-Verteilung  unabhängig  sind,  um  die  Ausstellung  der  in  Absatz 
1  genannten  Herkunftsnachweise  zu  überwachen. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  oder  die  zuständigen  Stellen  schaffen 
geeignete  Mechanismen,  um  die  Richtigkeit  und  die  Zuver- 
lässigkeit der  Herkunftsnachweise  sicherzustellen,  und 
beschreiben  in  dem  Bericht  nach  Artikel  10  Absatz  1  die 
Maßnahmen,  die  ergriffen  wurden,  um  die  Zuverlässigkeit  des 
Nachweissystems  zu  gewährleisten. 

(4)  Regelungen  für  den  Herkunftsnachweis  begründen  nicht 
als  solche  ein  Recht  auf  Inanspruchnahme  nationaler  Förderme- 
chanismen. 

(5)  Der  Herkunftsnachweis 

—  gibt  Aufschluss  über  den  unteren  Heizwert  des  Primärener- 
gieträgers, über  die  Nutzung  der  zusammen  mit  dem  Strom 
erzeugten  Wärme  sowie  über  Ort  und  Zeit  der  Erzeugung; 

—  gibt  Aufschluss  über  die  Menge  an  Strom  aus  hocheffi- 
zienter KWK  gemäß  Anhang  II,  für  die  der  Nachweis  ausge- 
stellt wird; 

—  gibt  Aufschluss  über  die  Primärenergieeinsparungen,  die 
gemäß  Anhang  III  auf  der  Grundlage  der  in  Artikel  4 
Absatz  f  genannten,  von  der  Kommission  festgelegten 
harmonisierten  Wirkungsgrad-Referenzwerte  berechnet 
worden  sind. 


Die  Mitgliedstaaten  können  zusätzliche  Angaben  im  Herkunfts- 
nachweis verlangen. 

(6)  Die  gemäß  Absatz  1  ausgestellten  Herkunftsnachweise 
sollten  von  den  Mitgliedstaaten  —  ausschließlich  als  Nachweis 
der  in  Absatz  5  genannten  Punkte  —  gegenseitig  anerkannt 
werden.  Die  Verweigerung  einer  entsprechenden  Anerkennung 
eines  Herkunftsnachweises,  insbesondere  aus  Gründen  der 
Betrugsbekämpfung,  muss  sich  auf  objektive,  transparente  und 
nichtdiskriminierende  Kriterien  stützen. 

Wird  die  Anerkennung  eines  Herkunftsnachweises  verweigert, 
so  kann  die  Kommission  die  verweigernde  Seite  insbesondere 
aufgrund  objektiver,  transparenter  und  nichtdiskriminierender 
Kriterien  zur  Anerkennung  verpflichten. 

Artikel  6 

Nationale  Potenziale  für  hocheffiziente  KWK 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  erstellen  eine  Analyse  des  nationalen 
Potenzials  für  den  Einsatz  von  hocheffizienter  KWK,  einschließ- 
lich hocheffizienter  Kleinst-KWK. 

(2)  Diese  Analyse 

-  stützt  sich  auf  ausführlich  dokumentierte  wissenschaftliche 
Daten  und  genügt  den  Kriterien  des  Anhangs  IV; 

—  ermittelt  das  gesamte  für  den  Einsatz  von  hocheffizienter 
KWK  in  Frage  kommende  Bedarfspotenzial  für  Nutzwärme- 
und  Nutzkühlung  und  die  Verfügbarkeit  von  Brennstoffen 
und  anderen  bei  der  KWK  zu  nutzenden  Energieträgern; 

—  umfasst  eine  separate  Analyse  der  Hindernisse,  die  der 
Verwirklichung  des  nationalen  Potenzials  für  hocheffiziente 
KWK  entgegenstehen  könnten.  Insbesondere  sind  Hinder- 
nisse im  Zusammenhang  mit  Brennstoffpreisen  und  -kosten 
und  dem  Zugang  zu  Energieträgern,  Fragen  des  Netzzu- 
gangs, Verwaltungsverfahren  sowie  der  fehlenden  Internali- 
sierung  externer  Kosten  bei  den  Energiepreisen  zu  berück- 
sichtigen. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  bewerten  erstmals  spätestens  am  21. 
Februar  2007  und  danach  alle  vier  Jahre  auf  Aufforderung  der 
Kommission,  die  spätestens  sechs  Monate  vor  Ablauf  des  jewei- 
ligen Zeitraums  ergeht,  die  Fortschritte  im  Hinblick  auf  einen 
höheren  Anteil  der  hocheffizienten  KWK. 


Artikel  7 
Förderregelungen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  sich  eine  Förde- 
rung der  KWK  in  bestehenden  und  künftigen  Blöcken  am  Nutz- 
wärmebedarf und  an  den  Primärenergieeinsparungen  orientiert, 
wobei  auch  die  Möglichkeit  der  Senkung  der  Energienachfrage 
durch  andere  wirtschaftlich  tragbare  oder  dem  Umweltschutz 
förderliche  Maßnahmen  und  andere  Maßnahmen  im  Bereich 
der  Energieeffizienz  zu  berücksichtigen  ist. 

(2)  Unbeschadet  der  Artikel  87  und  88  des  Vertrags 
bewertet  die  Kommission  die  Anwendung  von  Fördermecha- 
nismen in  den  Mitgliedstaaten,  durch  die  ein  KWK-Erzeuger 
aufgrund  von  Regelungen,  die  von  öffentlichen  Stellen  erlassen 
worden  sind,  direkt  oder  indirekt  gefördert  wird  und  die  eine 
Beschränkung  des  Handels  zur  Folge  haben  könnten. 
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Die  Kommission  prüft,  ob  diese  Mechanismen  zur  Verwirkli- 
chung der  Ziele  der  Artikel  6  und  1  74  Absatz  1  des  Vertrags 
beitragen. 

(3)  Die  Kommission  legt  mit  dem  Bericht  nach  Artikel  1 1 
eine  ausführlich  dokumentierte  Analyse  der  Erfahrungen  mit 
der  Anwendung  und  der  Koexistenz  der  verschiedenen,  in 
Absatz  2  des  vorliegenden  Artikels  genannten  Fördermecha- 
nismen vor.  In  dem  Bericht  wird  der  Erfolg,  einschließlich  der 
Kostenwirksamkeit,  der  Fördermechanismen  bei  der  Förderung 
der  hochelfizienten  KWK  entsprechend  den  in  Artikel  6 
genannten  nationalen  Potenzialen  bewertet.  In  dem  Bericht 
wird  ferner  beurteilt,  inwieweit  die  Förderregelungen  zur  Schaf- 
fung stabiler  Investitionsbedingungen  im  Bereich  der  KWK 
beigetragen  haben. 


Artikel  8 
Stromnetz  und  Tariffragen 

(1)  Im  Hinblick  auf  die  Übertragung  und  Verteilung  von 
Strom  aus  hocheffizienter  KWK  gelten  die  Bestimmungen  von 
Artikel  7  Absätze  I,  2  und  5  der  Richtlinie  200I/77/EG  sowie 
die  einschlägigen  Bestimmungen  der  Richtlinie  2003/54/EG. 

(2)  Solange  der  KWK-Erzeuger  gemäß  den  nationalen 
Rechtsvorschriften  kein  zugelassener  Kunde  im  Sinne  von 
Artikel  21  Absatz  1  der  Richtlinie  2003/54/EG  ist,  sollten  die 
Mitgliedstaaten  die  erforderlichen  Maßnahmen  ergreifen,  um 
sicherzustellen,  dass  die  Kaufpreise  von  Reserve-  bzw.  Zusatz- 
strom auf  der  Grundlage  veröffentlichter  Tarife  und  Bedin- 
gungen festgelegt  werden. 

(3)  Vorbehaltlich  einer  Mitteilung  an  die  Kommission 
können  die  Mitgliedstaaten  insbesondere  den  Zugang  zum  Netz 
für  Strom  aus  hocheffizienten  KWK-Klein-  und  Kleinstanlagen 
erleichtern. 


Artikel  9 

Verwaltungsverfahren 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  oder  die  von  den  Mitgliedstaaten 
benannten  zuständigen  Stellen  bewerten  den  bestehenden 
rechtlichen  Rahmen  hinsichtlich  der  für  hocheffiziente  KWK- 
Blöcke  geltenden  Genehmigungsverfahren  oder  sonstigen 
Verfahren  gemäß  Artikel  6  der  Richtlinie  2003/54/EG. 

Diese  Bewertungen  werden  mit  dem  Ziel  vorgenommen, 

a)  die  Auslegung  von  KWK-Blöcken  zu  fördern,  die  einen  wirt- 
schaftlich vertretbaren  Nutzwärmebedarf  decken,  und  eine 
Wärmeerzeugung  zu  vermeiden,  die  über  die  Nutzwärme 
hinausgeht, 

b)  die  rechtlichen  und  sonstigen  Hindernisse  für  den  Ausbau 
der  KWK  zu  reduzieren, 

c)  die  Verfahren  auf  der  entsprechenden  Verwaltungsebene  zu 
straffen  und  zu  beschleunigen  und 

d)  sicherzustellen,  dass  die  Vorschriften  objektiv,  transparent 
und  nichtdiskriminierend  sind  und  den  Besonderheiten  der 
verschiedenen  KWK-Technologien  gebührend  Rechnung 
tragen. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  legen  den  erreichten  Sachstand  im 
Uberblick  dar,  soweit  dies  im  nationalen  gesetzlichen  Rahmen 
relevant  ist,  wobei  insbesondere  auf  folgende  Aspekte  einzu- 
gehen ist: 

a)  Koordinierung  zwischen  den  einzelnen  Verwaltungsstellen 
in  Bezug  auf  die  Fristen,  die  Entgegennahme  und  die  Bear- 
beitung von  Genehmigungsanträgen, 

b)  Erstellung  möglicher  Leitlinien  für  die  Tätigkeiten  gemäß 
Absatz  1  und  Durchführbarkeit  eines  zügigen  Planungsver- 
fahrens für  die  KWK-Erzeuger  und 

c)  Benennung  von  Stellen,  die  bei  Streitigkeiten  zwischen 
Genehmigungsbehörden  und  Antragstellern  als  Vermittler 
fungieren. 

Artikel  10 

Von  den  Mitgliedstaaten  vorzulegende  Berichte 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  veröffentlichen  spätestens  am  21. 
Februar  2006  einen  Bericht  mit  den  Ergebnissen  der  Analyse 
und  der  Bewertungen,  die  gemäß  Artikel  5  Absatz  3,  Artikel  6 
Absatz  1  sowie  Artikel  9  Absätze  1  und  2  vorgenommen 
wurden. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  veröffentlichen  spätestens  am  21. 
Februar  2007  und  danach  alle  vier  Jahre  auf  Aufforderung  der 
Kommission,  die  spätestens  sechs  Monate  vor  dem  Abgabe- 
datum ergeht,  einen  Bericht  mit  den  Ergebnissen  der  in  Artikel 
6  Absatz  3  vorgesehenen  Bewertung. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  legen  der  Kommission  erstmals  vor 
Ende  Dezember  2004  in  Bezug  auf  die  Daten  für  das  Jahr  2003 
und  danach  jährlich  im  Einklang  mit  der  in  Anhang  II  darge- 
legten Methode  erstellte  Statistiken  über  ihre  nationale  Erzeu- 
gung von  Strom  und  Wärme  aus  KWK  vor. 

Sie  legen  ferner  jährliche  Statistiken  über  die  KWK-Kapazitäten 
sowie  die  für  KWK  eingesetzten  Brennstoffe  vor.  Sie  können 
zudem  Statistiken  über  durch  KWK  erzielte  Primärenergieein- 
sparungen im  Einklang  mit  der  in  Anhang  III  dargelegten 
Methode  vorlegen. 

Artikel  1 1 

Von  der  Kommission  zu  erstellende  Berichte 

(1)  Auf  der  Grundlage  der  nach  Artikel  10  vorgelegten 
Berichte  überprüft  die  Kommission  die  Anwendung  dieser 
Richtlinie  und  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat 
spätestens  am  21.  Februar  2008  und  danach  alle  vier  Jahre 
einen  Zwischenbericht  über  den  Stand  der  Umsetzung  dieser 
Richtlinie  vor. 

Der  Bericht  umfasst  insbesondere  Folgendes: 

a)  eine  Prüfung  der  Fortschritte  bei  der  Verwirklichung  der 
nationalen  Potenziale  der  Mitgliedstaaten  für  hocheffiziente 
KWK  gemäß  Artikel  6; 

b)  eine  Bewertung,  inwieweit  die  Vorschriften  und  Verfahren 
zur  Festlegung  der  Rahmenbedingungen  für  KWK  im  Ener- 
giebinnenmarkt auf  objektiven,  transparenten  und  nicht- 
diskriminierenden Kriterien  beruhen  und  die  Vorteile  der 
KWK  angemessen  berücksichtigt  werden; 
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c)  eine  Auswertung  der  Erfahrungen  mit  der  Anwendung  und 
der  Koexistenz  verschiedener  Mechanismen  zur  Förderung 
der  KWK; 

d)  eine  Uberprüfung  der  Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die 
getrennte  Erzeugung  auf  der  Grundlage  der  aktuellen  Tech- 
nologien. 

Gegebenenfalls  legt  die  Kommission  dem  Europäischem  Parla- 
ment und  dem  Rat  zusammen  mit  diesem  Bericht  weitere 
Vorschläge  vor. 

(2)  Bei  der  Bewertung  der  in  Absatz  1  Buchstabe  a) 
genannten  Fortschritte  prüft  die  Kommission,  in  welchem  Maß 
die  in  Artikel  6  genannten  nationalen  Potenziale  für  hocheffi- 
ziente KWK  verwirklicht  wurden  bzw.  werden  sollen,  unter  Be- 
rücksichtigung der  Maßnahmen  und  Bedingungen  in  den 
Mitgliedstaaten  —  einschließlich  klimatischer  Bedingungen  — 
sowie  der  Auswirkungen  des  Energiebinnenmarktes  und  der 
Folgen  anderer  Gemeinschaftsinitiativen  wie  der  Richtlinie 
2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
13.  Oktober  2003  über  ein  System  für  den  Handel  mit  Treib- 
hausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  und  zur 
Änderung  der  Richtlinie  96/61/EG  des  Rates  ('). 

Gegebenenfalls  legt  die  Kommission  dem  Europäischen  Parla- 
ment und  dem  Rat  weitere  Vorschläge  vor,  insbesondere  zur 
Aufstellung  eines  Aktionsplans  zur  Entwicklung  hocheffizienter 
KWK  in  der  Gemeinschaft. 

(3)  Bei  der  Bewertung  der  Möglichkeiten  für  eine  weitere 
Harmonisierung  der  Berechnungsmethoden  gemäß  Artikel  4 
Absatz  1  prüft  die  Kommission,  wie  sich  das  Nebeneinanderbe- 
stehen der  Berechnungsmethoden  gemäß  Artikel  1 2,  Anhang  II 
und  Anhang  III  auf  den  Energiebinnenmarkt  auswirkt,  auch 
unter  Berücksichtigung  der  Erfahrungen,  die  mit  nationalen 
Förderregelungen  gemacht  wurden. 

Gegebenenfalls  legt  die  Kommission  dem  Europäischen  Parla- 
ment und  dem  Rat  weitere  Vorschläge  zur  weiteren  Harmoni- 
sierung der  Berechnungsmethoden  vor. 

Artikel  12 
Alternative  Berechnungsmethoden 

(1)  Bis  Ende  2010  und  vorbehaltlich  der  vorherigen  Zustim- 
mung der  Kommission  können  die  Mitgliedstaaten  andere 
Verfahren  als  das  in  Anhang  II  Buchstabe  b)  genannte 
Verfahren  anwenden,  um  bei  den  übermittelten  Zahlen  gege- 
benenfalls den  Strom  abzuziehen,  der  nicht  im  Rahmen  der 
KWK  erzeugt  wurde.  Für  die  Zwecke  von  Artikel  5  Absatz  1 
und  Artikel  10  Absatz  3  wird  die  in  KWK  erzeugte  Strom- 
menge jedoch  gemäß  Anhang  II  bestimmt. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  Primärenergieeinsparungen 
aufgrund  der  Erzeugung  von  Wärme  und  Strom  sowie  von 
mechanischer  Energie  gemäß  Anhang  III  Buchstabe  c) 
berechnen,  ohne  dass,  um  die  nicht  im  Rahmen  von  KWK 
erzeugten  Wärme-  und  Stromanteile  des  gleichen  Prozesses 
auszunehmen,  auf  Anhang  II  zurückgegriffen  wird.  Diese 
Erzeugung  kann  als  hocheffiziente  KWK  gelten,  wenn  sie  den 
Effizienzkriterien  in  Anhang  III  Buchstabe  a)  entspricht  und 
wenn  bei  KWK-Blöcken  mit  einer  elektrischen  Leistung  von 
über  25  MW  der  Gesamtwirkungsgrad  über  70  %  liegt.  Die  in 


(•)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 


KWK  erzeugte  Strommenge  aus  einer  solchen  Erzeugung  wird 
jedoch  für  die  Ausstellung  eines  Herkunftsnachweises  und  für 
statistische  Zwecke  nach  Anhang  II  bestimmt. 

(3)  Bis  Ende  2010  können  die  Mitgliedstaaten,  die  eine  alter- 
native Methode  verwenden,  die  KWK  als  hocheffiziente  KWK 
betrachten,  ohne  zu  überprüfen,  ob  die  Erzeugung  aus  KWK 
den  Kriterien  in  Anhang  III  Buchstabe  a)  entspricht,  wenn  auf 
einzelstaatlicher  Ebene  nachgewiesen  wird,  dass  die  nach  einer 
solchen  alternativen  Berechnungsmethode  bestimmte  Erzeu- 
gung aus  KWK  im  Durchschnitt  die  Kriterien  in  Anhang  III 
Buchstabe  a)  erfüllt.  Falls  für  eine  solche  Erzeugung  ein 
Herkunftsnachweis  ausgestellt  wird,  darf  die  im  Nachweis  ange- 
gebene Effizienz  der  KWK-Erzeugung  die  Schwellenwerte  für 
die  Kriterien  in  Anhang  III  Buchstabe  a)  nicht  überschreiten,  es 
sei  denn,  die  Berechnungen  gemäß  Anhang  III  belegen  etwas 
anderes.  Die  in  KWK  erzeugte  Strommenge  aus  einer  solchen 
Erzeugung  wird  jedoch  für  die  Ausstellung  eines  Herkunfts- 
nachweises und  für  statistische  Zwecke  nach  Anhang  II 
bestimmt. 


Artikel  13 
Überprüfung 

(1)  Die  Schwellenwerte  für  die  Berechnung  des  in  KWK 
erzeugten  Stroms  nach  Anhang  II  Buchstabe  a)  werden  nach 
dem  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten  Verfahren  an  den  tech- 
nischen Fortschritt  angepasst. 

(2)  Die  Schwellenwerte  für  die  Berechnung  des  Wirkungs- 
grades der  KWK-Erzeugung  und  der  Primärenergieeinsparungen 
nach  Anhang  III  Buchstabe  a)  werden  nach  dem  in  Artikel  14 
Absatz  2  genannten  Verfahren  an  den  technischen  Fortschritt 
angepasst. 

(3)  Die  Leitlinien  zur  Bestimmung  des  Kraft-Wärme- 
Verhältnisses  gemäß  Anhang  II  Buchstabe  d)  werden  nach  dem 
in  Artikel  14  Absatz  2  genannten  Verfahren  an  den  techni- 
schen Fortschritt  angepasst. 

Artikel  14 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die 
Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung 
von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/ 
468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


Artikel  15 
Umsetzung 

Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Rechts-  und  Verwaltungsvor- 
schriften in  Kraft,  die  erforderlich  sind,  um  dieser  Richtlinie 
spätestens  am  21.  Februar  2006  nachzukommen.  Sie  setzen  die 
Kommission  unverzüglich  davon  in  Kenntnis. 
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Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen,  nehmen 
sie  in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der 
amtlichen  Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die 
Mitgliedstaaten  regeln  die  Einzelheiten  der  Bezugnahme. 


Artikel  16 

Änderung  der  Richtlinie  92/42/EWG 

In  Artikel  3  Absatz  1  der  Richtlinie  92/42/EWG  wird  folgender 
Gedankenstrich  angefügt: 

„—  KWK-Blöcke  im  Sinne  der  Richtlinie  2004/8/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11. 
Februar  2004  über  die  Förderung  einer  am  Nutz- 
wärmebedarf orientierten  Kraft-Wärme-Kopplung  im 
Energiebinnenmarkt  (*); 


(*)  ABl.  L  52  vom  21.2.2004,  S.  50." 


Artikel  17 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  Tag  ihrer  Veröffentlichung  im  Amts- 
blatt der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  18 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 

Geschehen  zu  Straßburg  am  11.  Februar  2004. 

Im  Namen  des  Europäischen 

Parlaments  Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident  Der  Präsident 

P.  COX  M.  McDOWELL 


ANHANG  I 

KWK-Technologien,  die  unter  diese  Richtlinie  fallen 

a)  Gasturbine  mit  Wärmerückgewinnung  (kombinierter  Prozess) 

b)  Gegendruckdampfturbine 

c)  Entnahme-Kondensationsdampfturbine 

d)  Gasturbine  mit  Wärmerückgewinnung 

e)  Verbrennungsmotor 

f)  Mikroturbinen 

g)  Stirling-Motoren 

h)  Brennstoffzellen 

i)  Dampfmotoren 

j)  Rankine-Kreislauf  mit  organischem  Fluidum 

k)  Jede  andere  Technologie  oder  Kombination  von  Technologien,  für  die  die  Begriffsbestimmung  des  Artikels  3  Buch- 
stabe a)  gilt. 
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ANHANG  II 


Berechnung  des  KWK-Stroms 

Die  Werte  für  die  Berechnung  des  KWK-Stroms  sind  auf  der  Grundlage  des  tatsächlichen  oder  erwarteten  Betriebs  des 
Blocks  unter  normalen  Einsatzbedingungen  zu  bestimmen.  Für  Mikro-KWK-Anlagen  kann  die  Berechnung  auf  zertifi- 
zierten Werten  beruhen. 

a)  Die  Stromerzeugung  aus  KWK  ist  in  folgenden  Fällen  mit  der  jährlichen  Gesamtstromerzeugung  des  Blocks,  gemessen 
an  den  Klemmen  der  Hauptgeneratoren,  gleichzusetzen: 

i)  bei  KWK-Blöcken  des  Typs  b),  d),  e),  f),  g)  und  h)  gemäß  Anhang  I  mit  einem  von  den  Mitgliedstaaten  festgelegten 
jährlichen  Gesamtwirkungsgrad  von  mindestens  75  %  und 

ii)  bei  KWK-Blöcken  des  Typs  a)  und  c)  gemäß  Anhang  I  mit  einem  von  den  Mitgliedstaaten  festgelegten  jährlichen 
Gesamtwirkungsgrad  von  mindestens  80  %. 

b)  Bei  KWK-Blöcken  mit  einem  jährlichen  Gesamtwirkungsgrad  unter  dem  in  Buchstabe  a  Ziffer  i  genannten  Wert 
(KWK-Blöcke  des  Typs  b),  d),  e),  f),  g)  und  h)  gemäß  Anhang  I)  oder  mit  einem  jährlichen  Gesamtwirkungsgrad  unter 
dem  in  Buchstabe  a)  Ziffer  ii)  genannten  Wert  (KWK-Blöcke  des  Typs  a)  und  c)  gemäß  Anhang  I)  wird  die  KWK  nach 
folgender  Formel  berechnet: 

E  KWK  ~  Q  KWK  '  ^ 

Hierbei  ist: 

E  KWK      die  Strommenge  aus  KWK 
C  die  Stromkennzahl 

Q  KWK  die  Nettowärmeerzeugung  aus  KWK  (zu  diesem  Zweck  berechnet  als  Gesamtwärmeerzeugung,  vermindert 
um  eventuelle  Wärmemengen,  die  in  getrennten  Kesselanlagen  oder  mittels  Frischdampfentnahme  aus  dem 
Dampferzeuger  vor  der  Turbine  erzeugt  werden). 

Bei  der  Berechnung  des  KWK-Stroms  ist  die  tatsächliche  Stromkennzahl  zugrunde  zu  legen.  Ist  die  tatsächliche 
Stromkennzahl  eines  KWK-Blocks  nicht  bekannt,  können,  insbesondere  zu  statistischen  Zwecken,  die  nachstehenden 
Standardwerte  für  Blöcke  des  Typs  a),  b),  c),  d)  und  e)  gemäß  Anhang  I  verwendet  werden,  soweit  der  berechnete 
KWK-Strom  die  Gesamtstromerzeugung  des  Blocks  nicht  überschreitet: 


Typ 

Standard-Stromkennzahl  C 

Gasturbine  mit  Wärmerückgewinnung  (kombinierter  Prozess) 

0,95 

Gegendruckdampfturbine 

0,45 

Entnahme-Kondensationsdampfturbine 

0,45 

Gasturbine  mit  Wärmerückgewinnung 

0,55 

Verbrennungsmotor 

0,75 

Wenden  die  Mitgliedstaaten  Standardwerte  für  die  Stromkennzahl  in  Blöcken  des  Typs  f),  g),  h),  I),  j)  und  k)  gemäß 
Anhang  I  an,  so  sind  diese  zu  veröffentlichen  und  der  Kommission  mitzuteilen. 

c)  Wird  ein  Teil  des  Energieinhalts  der  Brennstoffzufuhr  zum  KWK-Prozess  in  chemischer  Form  rückgewonnen  und 
wieder  verwertet,  so  kann  dieser  Anteil  von  der  Brennstoffzufuhr  abgezogen  werden,  bevor  der  unter  den  Buchstaben 
a)  und  b)  genannte  Gesamtwirkungsgrad  berechnet  wird. 

d)  Die  Mitgliedstaaten  können  die  Stromkennzahl  als  das  Verhältnis  zwischen  Strom  und  Nutzwärme  bestimmen,  wenn 
der  Betrieb  im  KWK-Modus  bei  geringerer  Leistung  erfolgt,  und  dabei  Betriebsdaten  des  entsprechenden  Blocks 
zugrunde  legen. 

e)  Die  Kommission  legt  nach  dem  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten  Verfahren  detaillierte  Leitlinien  für  die  Umsetzung 
und  Anwendung  des  Anhangs  II,  einschließlich  der  Bestimmung  des  Kraft-Wärme-Verhältnisses,  vor. 

f)  Die  Mitgliedstaaten  können  für  die  Berechnungen  nach  den  Buchstaben  a)  und  b)  andere  Berichtszeiträume  als  ein 
fahr  verwenden. 


ANHANG  III 


Verfahren  zur  Bestimmung  der  Effizienz  des  KWK-Prozesses 


Die  Werte  für  die  Berechnung  des  Wirkungsgrades  der  KWK  und  der  Primärenergieeinsparungen  sind  auf  der  Grundlage 
des  tatsächlichen  oder  erwarteten  Betriebs  des  Blocks  unter  normalen  Einsatzbedingungen  zu  bestimmen. 


a)  Hocheffiziente  KWK 

Im  Rahmen  dieser  Richtlinie  muss  „hocheffiziente  KWK"  folgende  Kriterien  erfüllen: 

—  die  KWK-Erzeugung  in  KWK-Blöcken  ermöglicht  gemäß  Buchstabe  b)  berechnete  Primärenergieeinsparungen  von 
mindestens  10  %  im  Vergleich  zu  den  Referenzwerten  für  die  getrennte  Strom-  und  Wärmeerzeugung; 

—  die  Erzeugung  in  KWK-Klein-  und  Kleinstanlagen,  die  Primärenergieeinsparungen  erbringen,  kann  als  hocheffi- 
ziente KWK  gelten. 


b)  Berechnung  der  Primärenergieeinsparungen 

Die  Höhe  der  Primärenergieeinsparungen  durch  KWK  gemäß  Anhang  II  ist  anhand  folgender  Formel  zu  berechnen: 


r 


PEE  = 


x!00% 


KWKWti 


KWK  Er) 


RefWn 


RefEr| 


PEE  Primärenergieeinsparung. 

KWK  Wn  Wärmewirkungsgrad-Referenzwert  der  KWK-Erzeugung,  definiert  als  jährliche  Nutzwärmeerzeugung  im 
Verhältnis  zum  Brennstoff,  der  für  die  Erzeugung  der  Summe  von  KWK-Nutzwärmeleistung  und  KWK- 
Stromerzeugung  eingesetzt  wurde. 

Ref  Wn       Wirkungsgrad-Referenzwert  für  die  getrennte  Wärmeerzeugung. 

KWK  En  elektrischer  Wirkungsgrad  der  KWK,  definiert  als  jährlicher  KWK-Strom  im  Verhältnis  zum  Brennstoff, 
der  für  die  Erzeugung  der  Summe  von  KWK-Nutzwärmeleistung  und  KWK-Stromerzeugung  eingesetzt 
wurde.  Wenn  ein  KWK-Block  mechanische  Energie  erzeugt,  so  kann  der  jährlichen  KWK-Stromerzeu- 
gung ein  Zusatzwert  hinzugerechnet  werden,  der  der  Strommenge  entspricht,  die  der  Menge  der  mecha- 
nischen Energie  gleichwertig  ist.  Dieser  Zusatzwert  berechtigt  nicht  dazu,  Herkunftsnachweise  gemäß 
Artikel  5  auszustellen. 

Ref  En        Wirkungsgrad-Referenzwert  für  die  getrennte  Stromerzeugung. 


c)  Berechnung  der  Energieeinsparung  unter  Verwendung  alternativer  Berechnungsmethoden  nach  Artikel  12  Absatz  2 

Werden  die  Primärenergieeinsparungen  für  einen  Prozess  gemäß  Artikel  12  Absatz  2  berechnet,  so  sind  sie  gemäß 
der  Formel  unter  Buchstabe  b)  dieses  Anhangs  zu  berechnen,  wobei 

„KWK  Wn"  durch  „Wn"  und 

„KWK  En"  durch  „En" 

ersetzt  wird. 

Wn  bezeichnet  den  Wärmewirkungsgrad  des  Prozesses,  definiert  als  jährliche  Wärmeerzeugung  im  Verhältnis  zum 
Brennstoff,  der  für  die  Erzeugung  der  Summe  von  Wärmeerzeugung  und  Stromerzeugung  eingesetzt  wurde. 

En  bezeichnet  den  elektrischen  Wirkungsgrad  des  Prozesses,  definiert  als  jährliche  Stromerzeugung  im  Verhältnis 
zum  Brennstoff,  der  für  die  Summe  von  Wärme  und  Stromerzeugung  eingesetzt  wurde.  Wenn  ein  KWK-Block 
mechanische  Energie  erzeugt,  so  kann  der  jährlichen  KWK-Stromerzeugung  ein  Zusatzweit  hinzugerechnet  werden, 
der  der  Strommenge  entspricht,  die  der  Menge  der  mechanischen  Energie  gleichwertig  ist.  Dieser  Zusatzwert  berech- 
tigt nicht  dazu,  Herkunftsnachweise  gemäß  Artikel  5  auszustellen. 

d)  Die  Mitgliedstaaten  können  für  die  Berechnung  nach  den  Buchstaben  b)  und  c)  andere  Berichtszeiträume  als  ein  Jahr 
verwenden. 


e)  Für  KWK-Kleinstanlagen  kann  die  Berechnung  von  Primärenergieeinsparungen  auf  zertifizierten  Daten  beruhen. 


f)  Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme 

Anhand  der  Grundsätze  für  die  Festlegung  der  Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeugung  von  Strom 
und  Wärme  gemäß  Artikel  4  Absatz  1  und  der  Formel  unter  Buchstabe  b)  dieses  Anhangs  ist  der  Betriebswirkungs- 
grad der  getrennten  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  zu  ermitteln,  die  durch  KWK  ersetzt  werden  soll. 

Die  Wirkungsgrad-Referenzwerte  werden  nach  folgenden  Grundsätzen  berechnet: 

1 .  Beim  Vergleich  von  KWK-Blöcken  gemäß  Artikel  3  mit  Anlagen  zur  getrennten  Stromerzeugung  gilt  der  Grund- 
satz, dass  die  gleichen  Kategorien  von  Primärenergieträgern  verglichen  werden. 

2.  Jeder  KWK-Block  wird  mit  der  besten,  im  Jahr  des  Baus  dieses  KWK-Blocks  auf  dem  Markt  erhältlichen  und  wirt- 
schaftlich vertretbaren  Technologie  für  die  getrennte  Erzeugung  von  Wärme  und  Strom  verglichen. 

3.  Die  Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  KWK-B locke,  die  mehr  als  zehn  Jahre  alt  sind,  werden  auf  der  Grundlage  der 
Referenzwerte  von  Blöcken  festgelegt,  die  zehn  Jahre  alt  sind. 

4.  Die  Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  müssen  die  klimatischen 
Unterschiede  zwischen  den  Mitgliedstaaten  widerspiegeln. 


ANHANG N 

Kriterien  für  die  Analyse  der  einzelstaatlichen  Potenziale  für  hocheffiziente  KWK 

a)  Bei  der  Prüfung  der  nationalen  Potenziale  gemäß  Artikel  6  ist  zu  untersuchen, 

—  welche  Brennstoffe  voraussichtlich  zur  Ausschöpfung  des  KWK-Potenzials  eingesetzt  werden,  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  Frage,  in  welchem  Umfang  der  Einsatz  erneuerbarer  Energieträger  in  den  einzelstaatlichen 
Wärmemärkten  durch  KWK  gefördert  werden  kann; 

—  welche  der  KWK-Technologien  des  Anhangs  I  voraussichtlich  zur  Ausschöpfung  des  nationalen  KWK-Potenzials 
eingesetzt  werden; 

—  welche  Art  der  getrennten  Erzeugung  von  Wärme  und  Strom  bzw.,  soweit  durchführbar,  von  mechanischer 
Energie  durch  die  hocheffiziente  KWK  ersetzt  werden  soll; 

—  welcher  Anteil  des  Potenzials  auf  die  Modernisierung  bestehender  Kapazitäten  und  welcher  auf  den  Bau  neuer 
Kapazitäten  entfällt. 

b)  Die  Analyse  muss  geeignete  Verfahren  zur  Beurteilung  der  Kosteneffizienz  (in  Form  von  Primärenergieeinsparungen) 
der  Erhöhung  des  Anteils  der  hocheffizienten  KWK  am  nationalen  Energiemix  enthalten.  Bei  der  Analyse  der  Kosten- 
effizienz werden  ferner  einzelstaatliche  Verpflichtungen  im  Rahmen  der  Klimaschutzverpflichtungen  berücksichtigt, 
die  die  Gemeinschaft  mit  dem  Protokoll  von  Kyoto  zum  Rahmenübereinkommen  der  Vereinten  Nationen  über 
Klimaänderungen  eingegangen  ist. 

c)  Im  Rahmen  der  Analyse  des  nationalen  KWK-Potenzials  sind  auch  die  Potenziale  für  die  Jahre  201 0,  2015  und  2020 
sowie  nach  Möglichkeit  jeweils  eine  Kostenschätzung  für  diese  Jahre  anzugeben. 
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Berichtigung 

(ABl.  2004  L  192/34) 
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Berichtigung  der  Richtlinie  2004/8/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  über 
die  Förderung  einer  am  Nutzwärmebedarf  orientierten  Kraft-Wärme-Kopplung  im  Energiebinnenmarkt  und  zur 

Änderung  der  Richtlinie  92/42/EWG 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  52  vom  21.  Februar  2004) 
Seite  53,  Artikel  3  Buchstabe  m): 

anstatt:  ,,m)  ,KWK-Kleinstanlage'  eine  KWK-Anlage  mit  einer  Kapazität  von  höchstens  500  kWe;" 

muss  es  heißen:    ,,m)  ,KWK-Kleinstanlage'  eine  KWK-Anlage  mit  einer  Höchstkapazität  von  weniger  als  50kWe;". 


Verordnung  (EG)  Nr.  219/2009 

(ABl.  2009  L  87/109) 
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Der  Text  der  Verordnung  (EU)  Nr.  219/2009  findet  sich  auf  den  S.  1126  ff.. 
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Richtlinie  2012/27/EU 

(ABl.  2012  L  315/1) 
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Der  Text  der  Richtlinie  2012/27/EU  findet  sich  auf  den  S.  1470  ff.. 
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Richtlinie  2005/89/EG 

(ABl.  2006  L  33/22) 
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RICHTLINIE  2005/89/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  18.  Januar  2006 

über  Maßnahmen  zur  Gewährleistung  der  Sicherheit  der  Elektrizitätsversorgung  und 

von  Infrastrukturinvestitionen 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPAISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPAI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  95, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses 

nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (2), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Die  Richtlinie  2003/54/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  26.  Juni  2003  über  gemeinsame  Vor- 
schriften für  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  (3)  war  ein 
äußerst  wichtiger  Beitrag  zur  Schaffung  des  Elektrizitäts- 
binnenmarktes. Die  Gewährleistung  einer  hohen  Sicherheit 
der  Elektrizitätsversorgung  ist  eine  Grundvoraussetzung 
für  das  erfolgreiche  Funktionieren  des  Binnenmarktes; 
nach  der  genannten  Richtlinie  können  die  Mitgliedstaaten 
den  Elektrizitätsunternehmen  gemeinwirtschaftliche  Ver- 
pflichtungen auferlegen,  unter  anderem  im  Hinblick  auf 
die  Versorgungssicherheit.  Diese  gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen  sollten  so  genau  und  präzise  wie  möglich 
definiert  werden  und  sollten  nicht  zur  Schaffung  von 
Erzeugungskapazitäten  in  einem  Umfang  führen,  der  über 
das  zur  Verhinderung  unzumutbarer  Unterbrechungen  der 
Elektrizitätsversorgung  der  Endverbraucher  notwendige 
Maß  hinausgeht. 


(4) 


(5) 


Rollen  und  Zuständigkeiten  für  die  zuständigen  Behörden 
und  die  Mitgliedstaaten  selbst  sowie  für  alle  betroffenen 
Marktteilnehmer  ist  daher  von  wesentlicher  Bedeutung, 
um  die  Sicherheit  der  Elektrizitätsversorgung  und  ein  rei- 
bungsloses Funktionieren  des  Binnenmarkts  zu  gewährleis- 
ten sowie  gleichzeitig  die  Entstehung  von  Hindernissen  für 
neue  Marktteilnehmer,  wie  etwa  Elektrizitätserzeugungs- 
oder  Versorgungsunternehmen  in  einem  Mitgliedstaat, 
die  vor  kurzem  ihre  Tätigkeit  in  diesem  Mitgliedstaat  auf- 
genommen haben  und  von  Verzerrungen  im  Elektrizitäts- 
binnenmarkt sowie  ernster  Schwierigkeiten  für 
Marktteilnehmer  einschließlich  Unternehmen  mit  geringen 
Marktanteilen  wie  etwa  Erzeugungs-  oder  Versorgungs- 
unternehmen mit  einem  sehr  geringen  Anteil  am  jeweili- 
gen Gemeinschaftsmarkt  zu  verhindern. 


Die  Entscheidung  Nr.  1229/2003/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (4)  legt  eine  Reihe  von  Leitlinien 
für  die  Gemeinschaftspolitik  über  die  transeuropäischen 
Netze  im  Energiebereich  fest.  Die  Verordnung  (EG) 
Nr.  1 228/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  26.  Juni  2003  über  die  Netzzugangsbedingungen  für 
den  grenzüberschreitenden  Stromhandel  (5)  enthält  unter 
anderem  allgemeine  Grundsätze  und  detaillierte  Vorschrif- 
ten für  das  Engpassmanagement. 


Sofern  es  aus  technischen  Gründen  erforderlich  ist,  ist  bei 
der  Förderung  der  Elektrizitätserzeugung  aus  erneuerbaren 
Energiequellen  sicherzustellen,  dass  die  damit  verbundene 
Reservekapazität  zur  Erhaltung  der  Zuverlässigkeit  und 
Sicherheit  des  Netzes  zur  Verfügung  steht. 


(2)  Die  Nachfrage  nach  Elektrizität  wird  im  Allgemeinen  auf 
der  Grundlage  von  Szenarien,  die  von  den  Übertragungs- 
netzbetreibern oder  anderen  hierfür  befähigten  Stellen  auf 
Ersuchen  eines  Mitgliedstaats  erstellt  werden,  mittelfristig 
prognostiziert. 

(3)  Ein  wettbewerbsorientierter  Elektrizitätsbinnenmarkt  in 
der  Europäischen  Union  erfordert  transparente  und 
diskriminierungsfreie  Politiken  für  die  Sicherheit  der  Elek- 
trizitätsversorgung, die  mit  den  Erfordernissen  eines  sol- 
chen Marktes  vereinbar  ist.  Das  Fehlen  einer 
entsprechenden  Politik  in  einzelnen  Mitgliedstaaten  oder 
das  Bestehen  erheblicher  Unterschiede  zwischen  den  Poli- 
tiken verschiedener  Mitgliedstaaten  würde  Wettbewerbs- 
verzerrungen nach  sich  ziehen.  Die  Festlegung  klarer 


0)  ABl.  C  120  vom  20.5.2005,  S.  1 1 9. 

(2)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  5.  Juli  2005  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates  vom 
1.  Dezember  2005. 

(»)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  37.  Geändert  durch  die  Richtlinie 
2004/85/EG  des  Rates  (ABl.  L  236  vom  7.7.2004,  S.  10). 


(6)  Um  den  umweltpolitischen  Verpflichtungen  der  Gemein- 
schaft nachzukommen  und  ihre  Abhängigkeit  von  impor- 
tierter Energie  zu  mindern,  ist  es  wichtig,  die 
Langzeitwirkungen  der  steigenden  Elektrizitätsnachfrage 
zu  berücksichtigen. 


(7)  Die  Zusammenarbeit  zwischen  nationalen  Übertragungs- 
systembetreibern in  Fragen  der  Netzsicherheit  sowie  bei 
der  Festlegung  von  Übertragungskapazitäten,  der  Bereit- 
stellung von  Informationen  und  der  Netzmodellierung  ist 
von  ausschlaggebender  Bedeutung  für  die  Entwicklung 
eines  gut  funktionierenden  Binnenmarktes  und  könnte 
weiter  verbessert  werden.  Mangelnde  Koordinierung  bei 
der  Netzsicherheit  beeinträchtigt  die  Entwicklung  gleicher 
Wettbewerbsbedingungen. 


(4)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  11. 

(5)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  1.  Geändert  durch  die  Verordnung  (EG) 
Nr.  1223/2004  des  Rates  (ABl.  L  233  vom  2.7.2004,  S.  3). 
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(8)  Der  vorrangige  Zweck  der  einschlägigen  technischen 
Regeln  und  Empfehlungen,  wie  etwa  derjenigen  des 
Betriebshandbuchs  der  UCTE  (Union  for  the  Coordination 
of  Transmission  of  Electricity),  und  ähnlicher  Regeln  und 
Empfehlungen,  die  von  NORDEL,  dem  Baltic  Grid  Code 
und  für  die  Systeme  des  Vereinigten  Königreichs 
und  Irlands  entwickelt  worden  sind,  besteht  darin,  den 
technischen  Betrieb  der  zusammen  geschalteten  Netze  zu 
unterstützen  und  somit  dazu  beizutragen,  den  notwendi- 
gen unterbrechungsfreien  Betrieb  des  Netzes  bei  einem 
Systemausfall  an  einer  oder  mehreren  Stellen  im  Netz  auf- 
rechtzuerhalten und  die  durch  das  Auffangen  einer  solchen 
Versorgungsunterbrechung  entstehenden  Kosten  auf  ein 
Minimum  zu  beschränken. 


(9)  Die  Übertragungs-  und  Verteilernetzbetreiber  sollten  ver- 
pflichtet sein,  in  Bezug  auf  die  Häufigkeit  und  Dauer  von 
Versorgungsunterbrechungen  hochwertige  Dienstleistun- 
gen für  den  Endverbraucher  zu  erbringen. 


(10)  Etwaige  Maßnahmen,  mit  denen  gewährleistet  werden  soll, 
dass  angemessene  Erzeugungskapazitätsreserven  vorgehal- 
ten werden,  sollten  marktorientiert  und  nicht  diskriminie- 
rend sein;  diese  Maßnahmen  könnten  vertragliche 
Garantien  und  Vereinbarungen,  kapazitätsbezogene  Opti- 
onen oder  kapazitätsbezogene  Verpflichtungen  einschlie- 
ßen. Diese  Maßnahmen  könnten  auch  durch  andere  nicht 
diskriminierende  Instrumente  wie  Kapazitätszahlungen 
ergänzt  werden. 


(11)  Um  zu  gewährleisten,  dass  angemessene  Vorab- 
informationen zur  Verfügung  stehen,  sollten  die  Mitglied- 
staaten Maßnahmen  veröffentlichen,  die  ergriffen  werden, 
um  ein  Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und  Nachfrage 
bei  den  tatsächlichen  und  potenziellen  Investoren  im 
Erzeugungssektor  und  bei  den  Elektrizitätsverbrauchern 
aufrechtzuerhalten. 


(12)  Unbeschadet  der  Artikel  86,  87  und  88  des  Vertrags  ist  es 
wichtig,  dass  die  Mitgliedstaaten  einen  klaren,  angemesse- 
nen und  stabilen  Rahmen  schaffen,  der  die  Sicherheit  der 
Elektrizitätsversorgung  erleichtert  und  zu  Investitionen  in 
Erzeugungskapazität  und  Bedarfssteuerungstechniken 
führt.  Daneben  ist  es  wichtig,  dass  geeignete  Maßnahmen 
zur  Gewährleistung  eines  gesetzlichen  Rahmens  getroffen 
werden,  der  Anreize  für  Investitionen  in  neue 
Verbindungsleitungen  insbesondere  zwischen  den  Mit- 
gliedstaaten schafft. 


(13)  Der  Europäische  Rat  von  Barcelona  am  15.  und  16.  März 
2002  hat  einen  Verbundgrad  zwischen  den  Mitgliedstaa- 
ten vereinbart.  Geringe  Verbundgrade  führen  zu  einer  Frag- 
mentierung des  Marktes  und  behindern  die  Entwicklung 
des  Wettbewerbs.  Das  Bestehen  angemessener  physikali- 
scher Verbindungsleitungskapazität  —  unabhängig  davon, 
ob  sie  grenzüberschreitend  ist  oder  nicht  —  ist  eine  not- 
wendige, aber  nicht  ausreichende  Voraussetzung  für  die 
volle  Entfaltung  des  Wettbewerbs.  Im  Interesse  der  Endver- 
braucher sollten  die  potenziellen  Vorteile  neuer  Verbund- 
vorhaben und  die  Kosten  dieser  Vorhaben  in  einem 
angemessenen  Verhältnis  zueinander  stehen. 


(14)  Es  ist  wichtig,  die  maximal  vorhandenen  Übertragungs- 
kapazitäten zu  bestimmen,  die  ohne  Verstoß  gegen  die 
Sicherheitsanforderungen  des  Netzbetriebs  möglich  sind; 
es  ist  auch  wichtig,  beim  Verfahren  der  Kapazitäts- 
berechnung und  -Zuteilung  volle  Transparenz  zu  gewähr- 
leisten. So  könnte  die  bestehende  Kapazität  besser  genutzt 
werden  und  es  würden  keine  falschen  Knappheitssignale 
an  den  Markt  gesandt,  was  zur  Verwirklichung  eines  voll 
wettbewerbsfähigen  Binnenmarkts  im  Sinne  der  Richtlinie 
2003/54/EG  beitragen  wird. 

(1 5)  Die  Übertragungs-  und  Verteilernetzbetreiber  bedürfen  für 
ihre  Investitionsentscheidungen  sowie  für  die  Wartung  und 
Erneuerung  der  Netze  eines  sachgerechten  und  stabilen 
gesetzlichen  Rahmens. 

(16)  Gemäß  Artikel  4  der  Richtlinie  2003/54/EG  müssen  die 
Mitgliedstaaten  die  Sicherheit  der  Elektrizitätsversorgung 
überwachen  und  einen  Bericht  darüber  vorlegen.  Dieser 
Bericht  sollte  die  für  die  Versorgungssicherheit  relevanten 
kurz-,  mittel-  und  langfristigen  Aspekte  umfassen,  ein- 
schließlich der  Absicht  der  Übertragungsnetzbetreiber,  in 
das  Netz  zu  investieren.  Bei  der  Erstellung  dieses  Berichts 
wird  von  den  Mitgliedstaaten  erwartet,  dass  sie  sich  auf 
Informationen  und  Beurteilungen  stützen,  die  von  den 
Übertragungsnetzbetreibern  sowohl  einzeln  als  auch  kol- 
lektiv —  auch  auf  europäischer  Ebene  —  schon  erstellt 
wurden. 

(17)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  die  wirksame  Durchführung 
dieser  Richtlinie  gewährleisten. 

(18)  Da  die  Ziele  dieser  Richtlinie,  nämlich  eine  sichere  Elektri- 
zitätsversorgung auf  der  Grundlage  eines  fairen  Wettbe- 
werbs und  die  Schaffung  eines  voll  funktionsfähigen 
Elektrizitätsbinnenmarkts,  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten 
nicht  ausreichend  erreicht  werden  können  und  daher 
wegen  des  Umfangs  und  der  Wirkung  der  Maßnahme  bes- 
ser auf  Gemeinschaftsebene  zu  erreichen  sind,  kann  die 
Gemeinschaft  im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des  Ver- 
trags niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden. 
Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel  genannten 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz  geht  diese  Richtlinie  nicht 
über  das  für  die  Erreichung  dieser  Ziele  erforderliche  Maß 
hinaus  — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


Artikel  1 
Anwendungsbereich 

(1)  In  dieser  Richtlinie  werden  Maßnahmen  zur  Gewährleis- 
tung der  Sicherheit  der  Elektrizitätsversorgung  festgelegt,  um  das 
ordnungsgemäße  Funktionieren  des  Elektrizitätsbinnenmarktes 
sicherzustellen  sowie 

a)  einen  angemessenen  Umfang  an  Erzeugungskapazität, 

b)  ein  angemessenes  Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und 
Nachfrage, 

und 
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c)  einen  angemessenen  Grad  der  Zusammenschaltung  zwischen 
Mitgliedstaaten  zum  Zwecke  der  Entwicklung  des 
Binnenmarktes. 

(2)  Die  Richtlinie  gibt  einen  Rahmen  vor,  in  dem  die  Mitglied- 
staaten transparente,  stabile  und  diskriminierungsfreie  Politiken 
für  die  Sicherheit  der  Elektrizitätsversorgung  erstellen,  die  mit  den 
Erfordernissen  eines  wettbewerbsorientierten  Elektrizitäts- 
binnenmarktes vereinbar  sind. 

Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  gelten  die  Begriffsbestimmungen 
des  Artikels  2  der  Richtlinie  2003/54/EG.  Darüber  hinaus 
bezeichnet  der  Ausdruck 

a)  „Regulierungsbehörde"  die  gemäß  Artikel  23  der  Richtlinie 
2003/54/EG  benannten  Regulierungsbehörden  in  den 
Mitgliedstaaten; 

b)  „Sicherheit  der  Elektrizitätsversorgung"  die  Fähigkeit  eines 
Elektrizitätssystems,  die  Endverbraucher  gemäß  dieser  Richt- 
linie mit  Elektrizität  zu  versorgen; 

c)  „Betriebssicherheit  des  Netzes"  den  unterbrechungsfreien 
Betrieb  des  Übertragungs-  und  gegebenenfalls  des 
Verteilungsnetzes  unter  vorhersehbaren  Bedingungen; 

d)  „Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und  Nachfrage"  die 
Deckung  des  vorhersehbaren  Bedarfs  der  Endverbraucher  an 
Elektrizität,  ohne  dass  Maßnahmen  zur  Senkung  des  Ver- 
brauchs durchgesetzt  werden  müssen. 


Artikel  3 
Allgemeine  Bestimmungen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  eine  hohe  Sicherheit  der 
Elektrizitätsversorgung,  indem  sie  die  zur  Förderung  eines  stabi- 
len Investitionsklimas  erforderlichen  Maßnahmen  ergreifen,  die 
Aufgaben  und  Zuständigkeiten  der  zuständigen  Behörden  gege- 
benenfalls einschließlich  der  Regulierungsbehörden  und  aller  rele- 
vanten Marktteilnehmer  festlegen  und  entsprechende 
Informationen  veröffentlichen.  Zu  den  relevanten  Markt- 
teilnehmern gehören  unter  anderem  die  Betreiber  von 
Übertragungs-  und  Verteilungsnetzen,  die  Elektrizitätserzeuger, 
die  Versorgungsunternehmen  und  die  Endverbraucher. 

(2)  Bei  der  Durchführung  der  in  Absatz  I  genannten  Maßnah- 
men berücksichtigen  die  Mitgliedstaaten  folgende  Aspekte: 

a)  die  Bedeutung  der  Gewährleistung  einer  unterbrechungs- 
freien Elektrizitätsversorgung, 

b)  die  Bedeutung  eines  transparenten  und  stabilen  gesetzlichen 
Rahmens, 


c)  den  Binnenmarkt  und  die  Möglichkeiten  einer  grenzüber- 
schreitenden Zusammenarbeit  im  Hinblick  auf  die  Sicherheit 
der  Elektrizitätsversorgung, 

d)  die  Notwendigkeit  einer  regelmäßigen  Wartung  und  erforder- 
lichenfalls Erneuerung  der  Übertragungs-  und  Verteilungs- 
netze zur  Erhaltung  der  Leistungsfähigkeit  des  Netzes, 

e)  die  Bedeutung  der  Sicherstellung  der  ordnungsgemäßen 
Umsetzung  der  Richtlinie  2001/77/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  27.  September  2001  zur  Förde- 
rung der  Stromerzeugung  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
im  Elektrizitätsbinnenmarkt  (')  und  der  Richtlinie  2004/8/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  ff.  Februar 
2004  über  die  Förderung  einer  am  Nutzwärmebedarf  orien- 
tierten Kraft-Wärme-Kopplung  im  Energiebinnenmarkt  (2), 
soweit  sich  deren  Bestimmungen  auf  die  Sicherheit  der  Elek- 
trizitätsversorgung beziehen, 

f)  die  Notwendigkeit  der  Gewährleistung  ausreichender 
Übertragungs-  und  Erzeugungskapazitätsreserven  für  einen 
stabilen  Betrieb, 

und 

g)  die  Bedeutung  der  Förderung  der  Schaffung  von  liquiden 
Großhandelsmärkten. 

(3)  Bei  der  Durchführung  der  in  Absatz  1  genannten  Maßnah- 
men können  die  Mitgliedstaaten  ferner  folgende  Aspekte 
berücksichtigen: 

a)  das  Ausmaß  der  Diversifizierung  bei  der  Elektrizitätser- 
zeugung auf  der  nationalen  oder  relevanten  regionalen  Ebene, 

b)  die  Bedeutung  der  Reduzierung  der  Langzeitwirkungen  einer 
steigenden  Elektrizitätsnachfrage, 

c)  die  Bedeutung  der  Förderung  der  Energieeffizienz  und  die 
Einführung  neuer  Technologien,  insbesondere  für  die 
Bedarfssteuerung,  zur  Nutzung  erneuerbarer  Energie- 
technologien sowie  für  die  dezentrale  Erzeugung, 

und 

d)  die  Bedeutung  der  Beseitigung  administrativer  Hürden  für 
Investitionen  in  Infrastruktur  und  Erzeugungskapazität. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  gemäß  dieser 
Richtlinie  getroffenen  Maßnahmen  nicht  diskriminierend  sind 
und  keine  unzumutbare  Belastung  für  die  Marktteilnehmer  ein- 
schließlich neuer  Marktteilnehmer  und  Unternehmen  mit  gerin- 
gen Marktanteilen  darstellen.  Daneben  berücksichtigen  die 
Mitgliedstaaten  —  noch  vor  ihrer  Annahme  —  die  Auswirkun- 
gen der  Maßnahmen  auf  die  Kosten  von  Elektrizität  für  den 
Endverbraucher. 


(>)  ABl.  L  283  vom  27.10.2001,  S.  33.  Geändert  durch  die  Beitrittsakte 

von  2003. 
(2)  ABl.  L  52  vom  21.2.2004,  S.  50. 
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(5)  Bei  der  Gewährleistung  eines  angemessenen  Grades  der 
Zusammenschaltung  zwischen  Mitgliedstaaten  im  Sinne  des  Arti- 
kels 1  Absatz  1  Buchstabe  c  ist  folgenden  Aspekten  besondere 
Aufmerksamkeit  zu  widmen: 

a)  der  spezifischen  geografischen  Lage  jedes  Mitgliedstaats, 

b)  der  Aufrechterhaltung  eines  angemessenen  Gleichgewichts 
zwischen  den  Kosten  für  den  Bau  neuer  Verbindungs- 
leitungen und  dem  Nutzen  für  die  Endverbraucher, 

und 

c)  der  Sicherstellung  einer  besonders  effizienten  Nutzung  beste- 
hender Verbindungsleitungen. 


e)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  insbesondere,  dass 
zusammengeschaltete  Übertragungs-  und  gegebenen- 
falls Verteilernetzbetreiber  gemäß  den  Mindest- 
betriebsregeln  rechtzeitig  und  effizient  Informationen 
über  den  Betrieb  der  Netze  austauschen.  Die  gleichen 
Regeln  gelten  gegebenenfalls  für  Übertragungs- 
und Verteilernetzbetreiber,  die  mit  Netzbetreibern 
außerhalb  der  Gemeinschaft  zusammengeschaltet 
sind. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  oder  die  zuständigen  Behörden  gewähr- 
leisten, dass  die  Übertragungs-  und  gegebenenfalls  Verteilungs- 
netzbetreiber Leistungsziele  für  die  Versorgungsqualität  und  die 
Netzsicherheit  festlegen  und  einhalten.  Diese  Ziele  bedürfen  der 
Genehmigung  durch  die  Mitgliedstaaten  oder  die  zuständigen 
Behörden;  die  deren  Verwirklichung  überwachen.  Die  Ziele  müs- 
sen objektiv,  transparent  und  nicht  diskriminierend  sein  und  wer- 
den veröffentlicht. 


Artikel  4 
Betriebssicherheit  der  Netze 


(1)  a)  Die  Mitgliedstaaten  oder  die  zuständigen  Behörden 
stellen  sicher,  dass  die  Übertragungsnetzbetreiber 
Mindestbetriebsregeln  und  -Verpflichtungen  für  die 
Netzsicherheit  festlegen. 


Vor  der  Festlegung  dieser  Regeln  und  Verpflichtungen 
halten  sie  Rücksprache  mit  den  betreffenden  Akteuren 
in  den  jeweiligen  Ländern,  mit  denen  eine  Zusammen- 
schaltung besteht. 


(3)  Ergreifen  die  Mitgliedstaaten  die  in  Artikel  24  der  Richtli- 
nie 2003/54/EG  und  in  Artikel  6  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1228/2003  genannten  Schutzmaßnahmen,  so  unterscheiden 
sie  nicht  zwischen  grenzüberschreitenden  und  nationalen 
Verträgen. 


(4)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  Versorgungs- 
kürzungen in  Notfällen  anhand  von  im  Voraus  festgelegten  Kri- 
terien für  das  Auffangen  von  Schwankungen  durch 
Übertragungsnetzbetreiber  erfolgen.  Sicherungsmaßnahmen  wer- 
den in  enger  Abstimmung  mit  anderen  relevanten  Übertragungs- 
netzbetreibern ergriffen,  wobei  einschlägige  bilaterale 
Vereinbarungen,  einschließlich  Vereinbarungen  über  den  Aus- 
tausch von  Informationen,  einzuhalten  sind. 


b)  Ungeachtet  des  Buchstabens  a  Unterabsatz  1  können 
die  Mitgliedstaaten  von  den  Übertragungsnetzbetrei- 
bern verlangen,  den  zuständigen  Behörden  solche 
Regeln  und  Verpflichtungen  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 


c)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die 
Übertragungs-  und  gegebenenfalls  Verteilungsnetz- 
betreiber die  Mindestbetriebsregeln  und 
-Verpflichtungen  für  die  Netzsicherheit  einhalten. 


d)  Die  Mitgliedstaaten  verpflichten  die  Übertragungs- 
netzbetreiber, einen  angemessenen  Grad  der  Betriebs- 
sicherheit des  Netzes  aufrechtzuerhalten. 

Zu  diesem  Zweck  halten  die  Übertragungsnetz- 
betreiber angemessene  technische  Übertragungs- 
kapazitätsreserven zur  Gewährleistung  der 
Betriebssicherheit  des  Netzes  vor  und  arbeiten  mit  den 
betreffenden  Übertragungsnetzbetreibern,  mit  denen 
sie  zusammengeschaltet  sind,  zusammen. 

Das  Maß  an  vorhersehbaren  Umständen,  unter  denen 
die  Sicherheit  aufrechtzuerhalten  ist,  ist  in  den  Vor- 
schriften für  die  Betriebssicherheit  des  Netzes 
festgelegt. 


Artikel  5 

Erhaltung  des  Gleichgewichts  zwischen  Angebot  und 
Nachfrage 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  geeignete  Maßnahmen  zur  Auf- 
rechterhaltung des  Gleichgewichts  zwischen  der  Elektrizitätsnach- 
frage und  der  vorhandenen  Erzeugungskapazität. 

Insbesondere  sind  die  Mitgliedstaaten  gehalten, 

a)  unbeschadet  der  besonderen  Erfordernisse  kleiner  isolierter 
Netze  die  Schaffung  eines  Marktrahmens  für  Großabnehmer 
zu  fördern,  von  dem  geeignete  Preissignale  für  Erzeugung 
und  Verbrauch  ausgehen, 

b)  die  Übertragungsnetzbetreiber  zu  verpflichten,  die  Verfügbar- 
keit angemessener  Erzeugungskapazitätsreserven  für  Aus- 
gleichszwecke zu  gewährleisten  und/oder  gleichwertige 
marktgestützte  Maßnahmen  zu  beschließen. 

(2)  Unbeschadet  der  Artikel  87  und  88  des  Vertrags  können 
die  Mitgliedstaaten  auch  die  folgenden,  nicht  erschöpfenden  Maß- 
nahmen treffen: 

a)  Vorschriften,  die  neue  Erzeugungskapazitäten  und  den 
Markteintritt  neuer  Marktteilnehmer  fördern, 
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b)  Abbau  von  Hindernissen  für  die  Anwendung  von  Verträgen 
mit  Unterbrechungsklauseln, 

c)  Abbau  von  Hindernissen  für  den  Abschluss  von  Verträgen 
variierender  Länge  für  Erzeuger  und  Kunden, 

d)  Förderung  der  Einführung  von  Technologien  im  Bereich  der 
Echtzeit-Nachfragesteuerung  wie  etwa  fortschrittliche 
Messsysteme, 

e)  Förderung  von  Energieeinsparungsmaßnahmen, 

f)  Ausschreibungsverfahren  oder  hinsichtlich  Transparenz  und 
Nichtdiskriminierung  gleichwertige  Verfahren  nach  Artikel  7 
Absatz  1  der  Richtlinie  2003/54/EG. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  veröffentlichen  die  gemäß  diesem  Arti- 
kel getroffenen  Maßnahmen  und  sorgen  für  eine  möglichst  weit 
reichende  Bekanntmachung. 

Artikel  6 
Netzinvestitionen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  schaffen  einen  gesetzlichen  Rahmen, 

a)  von  dem  sowohl  für  Übertragungsnetzbetreiber  als  auch  für 
Verteilernetzbetreiber  Investitionssignale  ausgehen,  die  diese 
Betreiber  dazu  veranlassen,  ihre  Netze  auszubauen,  um  die 
vorhersehbare  Marktnachfrage  zu  decken; 

b)  der  die  Instandhaltung  und  erforderlichenfalls  die  Erneuerung 
ihrer  Netze  erleichtert. 

(2)  Unbeschadet  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1228/2003  können 
die  Mitgliedstaaten  auch  Händler-Investitionen  in  Verbindungs- 
leitungen ermöglichen. 

Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  Entscheidungen  über  Inves- 
titionen in  Verbindungsleitungen  in  enger  Abstimmung  zwischen 
den  relevanten  Übertragungsnetzbetreibern  getroffen  werden. 

Artikel  7 
Berichterstattung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  der  in  Artikel  4  der 
Richtlinie  2003/54/EG  genannte  Bericht  darauf  eingeht,  inwieweit 
das  Elektrizitätssystem  die  gegenwärtige  und  die  prognostizierte 
Nachfrage  nach  Elektrizität  abdecken  kann,  und  auch  folgende 
Aspekte  umfasst: 

a)  Betriebssicherheit  der  Netze, 

b)  prognostiziertes  Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage 
für  den  nächsten  Fünfjahreszeitraum, 

c)  prognostizierte  Sicherheit  der  Elektrizitätsversorgung  für  den 
Zeitraum  von  5  bis  1 5  Jahren  nach  dem  Datum  des  Berichts, 

und 


d)  bekannte  Investitionsabsichten  der  Übertragungsnetz- 
betreiber oder  aller  anderen  Parteien  für  die  nächsten  fünf 
Kalenderjahre  oder  länger  im  Hinblick  auf  die  Bereitstellung 
von  grenzüberschreitender  Verbindungsleitungskapazität. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  oder  die  zuständigen  Behörden 
erstellen  den  Bericht  in  enger  Zusammenarbeit  mit  den 
Übertragungsnetzbetreibern.  Die  Übertragungsnetzbetreiber 
beraten  sich  erforderlichenfalls  mit  angrenzenden 
Übertragungsnetzbetreibern. 


(3)  Das  in  Absatz  1  Buchstabe  d  genannte  Kapitel  des  Berichts, 
das  sich  auf  die  Investitionen  in  Verbindungsleitungen  bezieht, 
trägt  Folgendem  Rechnung: 


a)    den  Grundsätzen  des  Engpassmanagements  gemäß  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  1228/2003, 


b)    vorhandenen  und  geplanten  Übertragungsleitungen, 


c)  der  erwarteten  Entwicklung  bei  Erzeugung,  Lieferung,  grenz- 
überschreitendem Handel  und  Verbrauch  unter  Berücksich- 
tigung von  Bedarfssteuerungsmaßnahmen, 


sowie 


d)  den  regionalen,  nationalen  und  europäischen  Zielen  für  die 
nachhaltige  Entwicklung,  einschließlich  der  Projekte  im  Rah- 
men der  Achsen  für  vorrangige  Vorhaben  in  Anhang  I  der 
Entscheidung  Nr.  1229/2003/EG. 


Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  Übertragungsnetz- 
betreiber Informationen  über  ihre  Investitionsabsichten  oder  die 
ihnen  bekannten  Investitionsabsichten  anderer  Parteien  hinsicht- 
lich der  Bereitstellung  grenzüberschreitender  Verbindungs- 
kapazität bereitstellen. 


Die  Mitgliedstaaten  können  zudem  die  Übertragungsnetzbetreiber 
verpflichten,  Informationen  über  mit  dem  Bau  innerstaatlicher 
Leitungen  zusammenhängende  Investitionen  zu  übermitteln,  die 
sich  materiell  auf  die  Bereitstellung  grenzüberschreitender 
Verbindungsleitungen  auswirken. 


(4)  Die  Mitgliedstaaten  oder  die  zuständigen  Behörden  stellen 
sicher,  dass  den  Übertragungsnetzbetreibern  und/oder  den 
zuständigen  Behörden  der  erforderliche  Zugang  zu  den  einschlä- 
gigen Daten  bei  der  Durchführung  dieser  Aufgabe  erleichtert  wird. 


Es  ist  zu  gewährleisten,  dass  vertrauliche  Informationen  nicht  wei- 
tergegeben werden. 
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(5)  Auf  der  Grundlage  der  in  Absatz  1  Buchstabe  d  genannten 
Informationen,  die  sie  von  den  zuständigen  Behörden  erhält, 
erstattet  die  Kommission  den  Mitgliedstaaten,  den  zuständigen 
Behörden  und  der  durch  den  Beschluss  2003/79 6/EG  der  Kom- 
mission (*)  eingesetzten  Gruppe  der  europäischen  Regulierungs- 
behörden für  Elektrizität  und  Erdgas  Bericht  über  die  geplanten 
Investitionen  und  ihren  Beitrag  zu  dem  in  Artikel  1  Absatz  1  dar- 
gelegten Zielen. 

Dieser  Bericht  kann  mit  der  in  Artikel  28  Absatz  1  Buchstabe  c 
der  Richtlinie  2003/54/EG  vorgesehenen  Berichterstattung  kom- 
biniert werden  und  ist  zu  veröffentlichen. 


Artikel  9 
Berichterstattung 

Die  Kommission  beaufsichtigt  und  überprüft  die  Anwendung  die- 
ser Richtlinie  und  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat 
spätestens  am  24.  Februar  2010  einen  Fortschrittsbericht  vor. 

Artikel  10 
Inkrafttreten 


Artikel  8 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Rechts-  und  Verwaltungsvor- 
schriften in  Kraft,  die  erforderlich  sind,  um  dieser  Richtlinie  spä- 
testens am  24.  Februar  2008  nachzukommen.  Sie  unterrichten 
die  Kommission  unverzüglich  davon. 

Bei  Erlass  dieser  Vorschriften  nehmen  die  Mitgliedstaaten  in  den 
Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der  amtlichen 
Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die  Mitgliedstaaten 
regeln  die  Einzelheiten  dieser  Bezugnahme. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  bis  zum 
1.  Dezember  2007  den  Wortlaut  der  innerstaatlichen  Rechtsvor- 
schriften mit,  die  sie  auf  dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden 
Gebiet  erlassen. 


Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentli- 
chung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  11 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 

Geschehen  zu  Straßburg  am  18.  Januar  2006. 

Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments      Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident  Der  Präsident 

J.  BORRELL  FONTELLES  H.  WINKLER 


0)  ABl.  L  296  vom  14.11.2003,  S.  34. 
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Richtlinie  2006/32/EG 

(ABl.  2006  L  114/64) 
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RICHTLINIE  2006/32/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  5.  April  2006 

über  Endenergieeffizienz  und  Energiedienstleistungen  und  zur  Aufhebung  der  Richtlinie  93/76/ 

EWG  des  Rates 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  Artikel  175  Absatz  1, 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses  (:), 


nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 


gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3), 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  In  der  Europäischen  Gemeinschaft  besteht  die  Notwen- 
digkeit, die  Endenergieeffizienz  zu  steigern,  die  Energie- 
nachfrage zu  steuern  und  die  Erzeugung  erneuerbarer 
Energie  zu  fördern,  da  es  kurz-  bis  mittelfristig  verhält- 
nismäßig wenig  Spielraum  für  eine  andere  Einflussnahme 
auf  die  Bedingungen  der  Energieversorgung  und  -Vertei- 
lung, sei  es  durch  den  Aufbau  neuer  Kapazitäten  oder 
durch  die  Verbesserung  der  Übertragung  und  Verteilung, 
gibt.  Diese  Richtlinie  trägt  daher  zu  einer  Verbesserung 
der  Versorgungssicherheit  bei. 


(2)  Eine  verbesserte  Endenergieeffizienz  wird  auch  zur 
Senkung  des  Primärenergieverbrauchs,  zur  Verringerung 
des  Ausstoßes  von  C02  und  anderen  Treibhausgasen  und 
somit  zur  Verhütung  eines  gefährlichen  Klimawandels 
beitragen.  Diese  Emissionen  nehmen  weiter  zu,  was  die 


O     ABl.  C  120  vom  20.5.2005,  S.  115. 

(2)  ABl.  C  318  vom  22.12.2004,  S.  19. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  7.  Juni  2005 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Gemeinsamer  Stand- 
punkt des  Rates  vom  23.  September  2005  (ABl.  C  275  E  vom 
8.11.2005,  S.  19)  und  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments 
vom  13.  Dezember  2005  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffent- 
licht). Beschluss  des  Rates  vom  14.  März  2006. 


Einhaltung  der  in  Kyoto  eingegangenen  Verpflichtungen 
immer  mehr  erschwert.  Menschliche  Tätigkeiten,  die  dem 
Energiebereich  zuzuordnen  sind,  verursachen  78  %  der 
Treibhausgasemissionen  der  Gemeinschaft.  In  dem  durch 
den  Beschluss  Nr.  1600/2002/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (4)  aufgestellten  Sechsten 
Umweltaktionsprogramm  der  Gemeinschaft  werden 
weitere  Emissionsminderungen  für  erforderlich  erachtet, 
um  das  langfristige  Ziel  der  Klimarahmenkonvention  der 
Vereinten  Nationen  zu  erreichen,  nämlich  eine  Stabilisie- 
rung der  Konzentration  von  Treibhausgasen  in  der 
Atmosphäre  auf  einem  Niveau,  das  gefährliche  anthropo- 
gene  Störungen  des  Klimasystems  ausschließt.  Deshalb 
sind  konkrete  Konzepte  und  Maßnahmen  erforderlich. 


(3)  Eine  verbesserte  Endenergieeffizienz  wird  eine  kosten- 
wirksame und  wirtschaftlich  effiziente  Nutzung  der 
Energieeinsparpotenziale  ermöglichen.  Maßnahmen  zur 
Verbesserung  der  Energieeffizienz  könnten  diese  Energie- 
einsparungen herbeiführen  und  der  Europäischen 
Gemeinschaft  dadurch  helfen,  ihre  Abhängigkeit  von 
Energieimporten  zu  verringern.  Außerdem  kann  die 
Einführung  von  energieeffizienteren  Technologien  die 
Innovations-  und  Wettbewerbsfähigkeit  der  Europäischen 
Gemeinschaft  steigern,  wie  in  der  Lissabonner  Strategie 
hervorgehoben  wird. 


(4)  In  der  Mitteilung  der  Kommission  über  die  Durch- 
führung der  ersten  Phase  des  Europäischen  Programms 
zur  Klimaänderung  wurde  eine  Richtlinie  zum  Energie- 
nachfragemanagement als  eine  der  vorrangigen  Maßnah- 
men hinsichtlich  des  Klimawandels  genannt,  die  auf 
Gemeinschaftsebene  zu  treffen  sind. 


(5)  Diese  Richtlinie  steht  in  Einklang  mit  der  Richtlinie 
2003/54/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  26.  Juni  2003  über  gemeinsame  Vorschriften  für 
den  Elektrizitätsbinnenmarkt  (5)  sowie  der  Richtlinie 
2 00 3/ 5  5 /EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  26.  Juni  2003  über  gemeinsame  Vorschriften  für 
den  Erdgasbinnenmarkt  (6),  die  die  Möglichkeit  bieten, 
Energieeffizienz  und  Nachfragesteuerung  als  Alternative 
zu  neuen  Lieferkapazitäten  und  für  Zwecke  des  Umwelt- 
schutzes zu  nutzen,  so  dass  es  den  Behörden  der 
Mitgliedstaaten  unter  anderem  möglich  ist,  neue  Kapazi- 
täten auszuschreiben  oder  sich  für  Energieeffizienzmaß- 
nahmen und  nachfrageseitige  Maßnahmen,  einschließlich 
Systemen  für  Einsparzertifikate,  zu  entscheiden. 


(4)  ABl.  L  242  vom  10.9.2002,  S.  1. 

(5)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  37.  Geändert  durch  die  Richtlinie 
2004/8 5/EG  des  Rates  (ABl.  L  236  vom  7.7.2004,  S.  10). 

(6)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  57. 
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(6)  Diese  Richtlinie  lässt  Artikel  3  der  Richtlinie  2003/54/EG 
unberührt,  wonach  die  Mitgliedstaaten  sicherstellen 
müssen,  dass  alle  Haushalts-Kunden  und,  soweit  die 
Mitgliedstaaten  dies  für  angezeigt  halten,  Kleinunterneh- 
men über  eine  Grundversorgung  verfügen,  d.  h.  in  ihrem 
Hoheitsgebiet  das  Recht  auf  Versorgung  mit  Elektrizität 
einer  bestimmten  Qualität  zu  angemessenen,  leicht  und 
eindeutig  vergleichbaren  und  transparenten  Preisen 
haben. 


(7)  Ziel  dieser  Richtlinie  ist  es  daher  nicht  nur,  die 
Angebotsseite  von  Energiedienstleistungen  weiter  zu 
fördern,  sondern  auch  stärkere  Anreize  für  die  Nachfra- 
geseite zu  schaffen.  Aus  diesem  Grund  sollte  in  jedem 
Mitgliedstaat  der  öffentliche  Sektor  mit  gutem  Beispiel 
hinsichtlich  Investitionen,  Instandhaltung  und  anderer 
Ausgaben  für  Energie  verbrauchende  Geräte,  Energie- 
dienstleistungen und  andere  Energieeffizienzmaßnahmen 
vorangehen.  Der  öffentliche  Sektor  sollte  deshalb  aufge- 
fordert werden,  dem  Aspekt  der  Energieeffizienzver- 
besserung bei  seinen  Investitionen, 
Abschreibungsmöglichkeiten  und  Betriebshaushalten 
Rechnung  zu  tragen.  Außerdem  sollte  der  öffentliche 
Sektor  bestrebt  sein,  Energieeffizienzkriterien  bei  öffent- 
lichen Ausschreibungsverfahren  anzuwenden,  was 
gemäß  der  Richtlinie  2004/1 7/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  März  2004  zur 
Koordinierung  der  Zuschlagserteilung  durch  Auftragge- 
ber im  Bereich  der  Wasser-,  Energie-  und  Verkehrs- 
versorgung sowie  der  Postdienste  (!)  sowie  aufgrund  der 
Richtlinie  2004/18/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  31.  März  2004  über  die  Koordinierung 
der  Verfahren  zur  Vergabe  öffentlicher  Bauaufträge, 
Lieferaufträge  und  Dienstleistungsaufträge  (2)  zulässig 
ist;  diese  Praxis  wird  grundsätzlich  durch  das  Urteil  des 
Gerichtshofs  der  Europäischen  Gemeinschaften  vom 
17.  September  2002  in  der  Rechtssache  C-513/99  (3) 
bestätigt.  In  Anbetracht  der  sehr  unterschiedlichen 
Verwaltungsstrukturen  in  den  einzelnen  Mitgliedstaaten 
sollten  die  verschiedenen  Arten  von  Maßnahmen,  die  der 
öffentliche  Sektor  ergreifen  kann,  auf  der  geeigneten 
nationalen,  regionalen  und/oder  lokalen  Ebene  getroffen 
werden. 


(8)  Der  öffentliche  Sektor  kann  auf  vielerlei  Weise  seiner 
Vorbildfunktion  gerecht  werden:  Neben  den  in  den 
Anhängen  III  und  VI  genannten  Maßnahmen  kann  er 
beispielsweise  Pilotprojekte  im  Bereich  der  Energie- 
effizienz initiieren  oder  energieeffizientes  Verhalten  von 
Bediensteten  fördern  usw.  Zur  Erzielung  des  erwünschten 
Multiplikatoreffekts  sollten  dem  einzelnen  Bürger  und/ 
oder  Unternehmen  auf  wirksame  Weise  einige  solcher 
Maßnahmen  unter  Hervorhebung  der  Kostenvorteile  zur 
Kenntnis  gebracht  werden. 


(')  ABl.  L  134  vom  30.4.2004,  S.  1.  Zuletzt  geändert  durch  die 
Verordnung  (EG)  Nr.  2083/2005  der  Kommission  (ABl.  L  333 
vom  20.12.2005,  S.  28). 

(2)  ABl.  L  134  vom  30.4.2004,  S.  114.  Zuletzt  geändert  durch  die 
Verordnung  (EG)  Nr.  2083/2005. 

(3)  C-513/99:  Concordia  Bus  Finland  Oy  Ab,  früher  Stagecoach 
Finland  Oy  Ab  gegen  Heisingin  kaupunki  und  HKL-Bussilii- 
kenne  Slg.  2002,  1-7213. 


(9)  Die  Liberalisierung  der  Einzelhandelsmärkte  für  End- 
kunden in  den  Bereichen  Elektrizität,  Erdgas,  Steinkohle 
und  Braunkohle,  Brennstoffe  und  in  einigen  Fällen  auch 
Fernheizung  und  -kühlung  haben  fast  ausschließlich  zu 
Effizienzverbesserungen  und  Kostensenkungen  bei  der 
Energieerzeugung,  -Umwandlung  und  -Verteilung 
geführt.  Die  Liberalisierung  hat  nicht  zu  wesentlichem 
Wettbewerb  bei  Produkten  und  Dienstleistungen  geführt, 
der  eine  höhere  Energieeffizienz  auf  der  Nachfrageseite 
hätte  bewirken  können. 

(10)  In  seiner  Entschließung  vom  7.  Dezember  1998  über 
Energieeffizienz  in  der  Europäischen  Gemeinschaft  (4)  hat 
der  Rat  für  die  Gemeinschaft  als  Ganzes  die  Zielvorgabe 
der  Verbesserung  der  Energieintensität  des 
Endverbrauchs  bis  zum  Jahr  2010  um  einen  zusätzlichen 
Prozentpunkt  jährlich  gebilligt. 

(11)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  daher  nationale  Richtziele 
festlegen,  um  die  Endenergieeffizienz  zu  fördern  und  das 
weitere  Wachstum  und  die  Bestandsfähigkeit  des  Markts 
für  Energiedienstleistungen  zu  gewährleisten  und 
dadurch  zur  Umsetzung  der  Lissabonner  Strategie 
beizutragen.  Die  Festlegung  nationaler  Richtziele  zur 
Förderung  der  Endenergieeffizienz  sorgt  für  effektive 
Synergien  mit  anderen  Rechtsvorschriften  der  Gemein- 
schaft, die  bei  ihrer  Umsetzung  zur  Erreichung  dieser 
nationalen  Zielvorgaben  beitragen  werden. 

(12)  Diese  Richtlinie  erfordert  Maßnahmen  der  Mitgliedstaa- 
ten, wobei  die  Erreichung  ihrer  Ziele  davon  abhängt,  wie 
sich  solche  Maßnahmen  auf  die  Endverbraucher  aus- 
wirken. Das  Endergebnis  der  von  den  Mitgliedstaaten 
getroffenen  Maßnahmen  hängt  von  vielen  externen 
Faktoren  ab,  die  das  Verhalten  der  Verbraucher  hin- 
sichtlich ihres  Energieverbrauchs  und  ihrer  Bereitschaft, 
Energiesparmethoden  anzuwenden  und  energiesparende 
Geräte  zu  verwenden,  beeinflussen.  Selbst  wenn  die 
Mitgliedstaaten  sich  verpflichten,  Anstrengungen  zur 
Erreichung  des  festgelegten  Richtwerts  von  9  %  zu 
unternehmen,  handelt  es  sich  bei  dem  nationalen 
Energieeinsparziel  lediglich  um  ein  Richtziel,  das  für  die 
Mitgliedstaaten  keine  rechtlich  erzwingbare  Verpflich- 
tung zur  Erreichung  dieses  Zielwerts  beinhaltet. 

(13)  Im  Rahmen  ihrer  Anstrengungen  zur  Erzielung  ihres 
nationalen  Richtziels  können  die  Mitgliedstaaten  sich 
selbst  ein  höheres  Ziel  als  9  %  setzen. 

(14)  Ein  Austausch  von  Informationen,  Erfahrungen  und 
vorbildlichen  Praktiken  auf  allen  Ebenen,  einschließlich 
insbesondere  des  öffentlichen  Sektors,  wird  einer  erhöh- 
ten Energieeffizienz  zugute  kommen.  Daher  sollten  die 
Mitgliedstaaten  die  im  Zusammenhang  mit  dieser 
Richtlinie  ergriffenen  Maßnahmen  auflisten  und  deren 
Wirkungen  so  weit  wie  möglich  in  Energieeffizienz- 
Aktionsplänen  überprüfen. 

(15)  Bei  der  Steigerung  der  Energieeffizienz  durch  technische, 
wirtschaftliche  und/oder  Verhaltensänderungen  sollten 
größere  Umweltbelastungen  vermieden  und  soziale 
Prioritäten  beachtet  werden. 


(4)     ABl.  C  394  vom  17.12.1998,  S.  1. 
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(16)  Die  Finanzierung  des  Angebots  und  die  Kosten  für  die 
Nachfrageseite  spielen  für  die  Energiedienstleistungen 
eine  wichtige  Rolle.  Die  Schaffung  von  Fonds,  die  die 
Durchführung  von  Energieeffizienzprogrammen  und 
anderen  Energieeffizienzmaßnahmen  subventionieren 
und  die  Entwicklung  eines  Marktes  für  Energiedienst- 
leistungen fördern,  ist  daher  ein  wichtiges  Instrument  zur 
diskriminierungsfreien  Anschubfinanzierung  eines  sol- 
chen Marktes. 


(17)  Eine  bessere  Endenergieeffizienz  kann  erreicht  werden, 
indem  die  Verfügbarkeit  und  die  Nachfrage  von  Energie- 
dienstleistungen gesteigert  oder  andere  Energieeffizienz- 
verbesserungsmaßnahmen  getroffen  werden. 


(18)  Damit  das  Energiesparpotenzial  in  bestimmten  Markt- 
segmenten wie  z.  B.  Haushalten,  für  die  im  Allgemeinen 
keine  Energieaudits  gewerblich  angeboten  werden,  aus- 
geschöpft werden  kann,  sollten  die  Mitgliedstaaten  für  die 
Verfügbarkeit  von  Energieaudits  sorgen. 


(19)  In  den  Schlussfolgerungen  des  Rates  vom  5.  Dezember 
2000  wird  die  Förderung  der  Energiedienstleistungen 
durch  die  Entwicklung  einer  Gemeinschaftsstrategie  als 
vorrangiger  Bereich  für  Maßnahmen  zur  Verbesserung 
der  Energieeffizienz  genannt. 


(20)  Energieverteiler,  Verteilernetzbetreiber  und  Energieeinzel- 
handelsunternehmen können  die  Energieeffizienz  in  der 
Gemeinschaft  verbessern,  wenn  die  von  ihnen  ange- 
botenen Energiedienstleistungen  sich  auf  einen  effizien- 
ten Endverbrauch  erstrecken,  wie  etwa  in  den  Bereichen 
Gebäudeheizung,  Warmwasserbereitung,  Kühlung,  Pro- 
duktherstellung, Beleuchtung  und  Antriebstechnik.  Die 
Gewinnmaximierung  wird  für  Energieverteiler,  Verteil- 
ernetzbetreiber und  Energieeinzelhandelsunternehmen 
damit  enger  mit  dem  Verkauf  von  Energiedienstleistun- 
gen an  möglichst  viele  Kunden  verknüpft,  statt  mit  dem 
Verkauf  von  möglichst  viel  Energie  an  den  einzelnen 
Kunden.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  bestrebt  sein,  jegliche 
Wettbewerbsverzerrung  in  diesem  Bereich  zu  vermeiden, 
um  allen  Anbietern  von  Energiedienstleistungen  gleiche 
Voraussetzungen  zu  bieten;  sie  können  mit  dieser 
Aufgabe  jedoch  die  jeweilige  einzelstaatliche  Regulie- 
rungsbehörde beauftragen. 


(21)  Um  die  Durchführung  von  Energiedienstleistungen  und 
Energieeffizienzmaßnahmen  nach  dieser  Richtlinie  zu 
erleichtern,  sollten  die  Mitgliedstaaten  unter  umfassender 
Berücksichtigung  der  nationalen  Gliederung  der  Markt- 
teilnehmer im  Energiesektor  entscheiden  können,  ob  sie 
den  Energieverteilern,  den  Verteilernetzbetreibern  oder 
den  Energieeinzelhandelsunternehmen  oder  gegebenen- 
falls zwei  oder  allen  drei  dieser  Marktteilnehmer  die 
Erbringung  dieser  Dienstleistungen  und  die  Mitwirkung 
an  diesen  Maßnahmen  vorschreiben. 


(22)  Die  Inanspruchnahme  von  Drittfinanzierungen  ist  eine 
praktische  Innovation,  die  gefördert  werden  sollte.  Hier- 
bei vermeidet  der  Nutzer  eigene  Investitionskosten, 
indem  er  einen  Teil  des  Geldwerts  der  mit  der 
Drittfinanzierung    erzielten    Energieeinsparungen  zur 


Begleichung  der  von  dritter  Seite  getragenen  Investitions- 
kosten und  des  Zinsaufwands  verwendet. 

(23)  Um  die  Tarife  und  sonstigen  Regelungen  für  netzge- 
bundene Energie  so  zu  gestalten,  dass  ein  effizienter 
Energieendverbrauch  stärker  gefördert  wird,  sollten 
ungerechtfertigte  Anreize  für  einen  höheren  Energie- 
verbrauch beseitigt  werden. 

(24)  Die  Förderung  des  Marktes  für  Energiedienstleistungen 
kann  durch  vielerlei  Mittel,  einschließlich  solcher  nicht- 
finanzieller Art,  erreicht  werden. 

(25)  Die  Energiedienstleistungen,  Energieeffizienzprogramme 
und  anderen  Energieeffizienzmaßnahmen,  die  zur  Errei- 
chung der  Energieeinsparziele  eingerichtet  werden,  kön- 
nen durch  freiwillige  Vereinbarungen  zwischen  den 
Beteiligten  und  von  den  Mitgliedstaaten  benannten 
öffentlichen  Stellen  unterstützt  und/oder  durchgeführt 
werden. 

(26)  Die  unter  diese  Richtlinie  fallenden  freiwilligen  Verein- 
barungen sollten  transparent  sein  und  gegebenenfalls 
Informationen  zumindest  zu  den  folgenden  Punkten 
enthalten:  quantifizierte  und  zeitlich  gestaffelte  Ziele, 
Überwachung  und  Berichterstattung. 

(27)  Die  Bereiche  Kraftstoff  und  Verkehr  müssen  ihren 
besonderen  Verpflichtungen  für  Energieeffizienz  und 
Energieeinsparungen  gerecht  werden. 

(28)  Bei  der  Festlegung  von  Energieeffizienzmaßnahmen 
sollten  Effizienzsteigerungen  infolge  der  allgemeinen 
Verwendung  kosteneffizienter  technologischer  Innova- 
tionen (z.  B.  elektronischer  Messgeräte)  berücksichtigt 
werden.  Im  Rahmen  dieser  Richtlinie  gehören  zu 
individuellen  Zählern  zu  wettbewerbsorientierten  Preisen 
auch  exakte  Wärmemesser. 

(29)  Damit  die  Endverbraucher  besser  fundierte  Entscheidun- 
gen in  Bezug  auf  ihren  individuellen  Energieverbrauch 
treffen  können,  sollten  sie  mit  ausreichenden  Informa- 
tionen über  diesen  Verbrauch  und  mit  weiteren  zweck- 
dienlichen Informationen  versorgt  werden,  wie  etwa 
Informationen  über  verfügbare  Energieeffizienzmaßnah- 
men, Endverbraucher-Vergleichsprofilen  oder  objektiven 
technischen  Spezifikationen  für  energiebetriebene  Geräte, 
einschließlich  „Faktor-Vier"- Systemen  oder  ähnlicher  Ein- 
richtungen. Es  wird  daran  erinnert,  dass  einige  solcher 
nützlichen  Informationen  den  Endkunden  bereits  gemäß 
Artikel  3  Absatz  6  der  Richtlinie  2003/54/EG  zur 
Verfügung  gestellt  werden  sollten.  Die  Verbraucher 
sollten  zusätzlich  aktiv  ermutigt  werden,  ihre  Zähler- 
stände regelmäßig  zu  überprüfen. 

(30)  Alle  Arten  von  Informationen  im  Hinblick  auf  die 
Energieeffizienz  sollten  bei  den  einschlägigen  Zielgrup- 
pen in  geeigneter  Form,  auch  über  die  Abrechnungen, 
weite  Verbreitung  finden.  Dazu  können  auch  Informa- 
tionen über  den  finanziellen  und  rechtlichen  Rahmen, 
Aufklärungs-  und  Werbekampagnen  und  der  umfassende 
Austausch  vorbildlicher  Praktiken  auf  allen  Ebenen 
gehören. 
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(31)  Mit  Erlass  dieser  Richtlinie  werden  alle  substanziellen 
Bestimmungen  der  Richtlinie  9  3/76 /EWG  des  Rates  vom 
13.  September  1993  zur  Begrenzung  der  Kohlendioxide- 
missionen durch  eine  effizientere  Energienutzung 
(SAVE)  (:)  von  anderen  gemeinschaftlichen  Rechtsvor- 
schriften abgedeckt,  so  dass  die  Richtlinie  93/76/EWG 
aufgehoben  werden  sollte. 


(32)  Da  die  Ziele  dieser  Richtlinie,  nämlich  die  Förderung  der 
Endenergieeffizienz  und  die  Entwicklung  eines  Markts  für 
Energiedienstleistungen,  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten 
nicht  ausreichend  erreicht  werden  können  und  daher 
besser  auf  Gemeinschaftsebene  zu  erreichen  sind,  kann 
die  Gemeinschaft  im  Einklang  mit  dem  Subsidiaritäts- 
prinzip  nach  Artikel  5  des  Vertrags  tätig  werden. 
Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel  genannten 
Grundsatz  der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Richtlinie 
nicht  über  das  für  die  Erreichung  dieser  Ziele  erfor- 
derliche Maß  hinaus. 


(33)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  19  99/46  8 /EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der 
Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der  Kommission 
übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (2)  erlassen  wer- 
den — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


KAPITEL  I 


GEGENSTAND  UND  ANWENDUNGSBEREICH 


Artikel  1 


Zweck 


Zweck  dieser  Richtlinie  ist  es,  die  Effizienz  der  Endenergienut- 
zung in  den  Mitgliedstaaten  durch  folgende  Maßnahmen 
kostenwirksam  zu  steigern: 


a)  Festlegung  der  erforderlichen  Richtziele  sowie  der 
erforderlichen  Mechanismen,  Anreize  und  institutionel- 
len, finanziellen  und  rechtlichen  Rahmenbedingungen 
zur  Beseitigung  vorhandener  Markthindernisse  und 
-mängel,  die  der  effizienten  Endenergienutzung  ent- 
gegenstehen; 


b)  Schaffung  der  Voraussetzungen  für  die  Entwicklung  und 
Förderung  eines  Markts  für  Energiedienstleistungen  und 
für  die  Erbringung  von  anderen  Maßnahmen  zur 


(')  ABl.  L  237  vom  22.9.1993,  S.  28. 
(2)     ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 


Verbesserung  der  Energieeffizienz  für  die  Endverbrau- 
cher. 


Artikel  2 


Anwendungsbereich 

Diese  Richtlinie  gilt  für 

a)  Anbieter  von  Energieeffizienzmaßnahmen,  Energiever- 
teiler, Verteilernetzbetreiber  und  Energieeinzelhandels- 
unternehmen. Die  Mitgliedstaaten  können  jedoch  kleine 
Energieverteiler,  kleine  Verteilernetzbetreiber  und  kleine 
Energieeinzelhandelsunternehmen  von  der  Anwendung 
der  Artikel  6  und  1 3  ausnehmen; 


b)  Endkunden.  Diese  Richtlinie  gilt  jedoch  nicht  für 
diejenigen  Unternehmen,  die  an  den  in  Anhang  I  der 
Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  13.  Oktober  2003  über  ein  System  für 
den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der 
Gemeinschaft  (3)  aufgelisteten  Kategorien  von  Tätigkeiten 
beteiligt  sind; 

c)  die  Streitkräfte,  aber  nur  soweit  ihre  Anwendung  nicht 
mit  der  Art  und  dem  Hauptzweck  der  Tätigkeit  der 
Streitkräfte  kollidiert,  und  mit  Ausnahme  von  Material, 
das  ausschließlich  für  militärische  Zwecke  verwendet 
wird. 


Artikel  3 


Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Richtlinie  gelten  folgende  Begriffsbestimmun- 
gen: 

a)  „Energie":  alle  handelsüblichen  Energieformen,  ein- 
schließlich Elektrizität,  Erdgas  (einschließlich  verflüssig- 
tem Erdgas)  und  Flüssiggas,  Brennstoff  für  Heiz-  und 
Kühlzwecke  (einschließlich  Fernheizung  und  -kühlung), 
Stein-  und  Braunkohle,  Torf,  Kraftstoffe  (ausgenommen 
Flugzeugtreibstoffe  und  Bunkeröle  für  die  Seeschifffahrt) 
und  Biomasse  im  Sinne  der  Richtlinie  2001/77/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  27.  Septem- 
ber 2001  zur  Förderung  der  Stromerzeugung  aus 
erneuerbaren  Energien  im  Elektrizitätsbinnenmarkt  (4); 

b)  „Energieeffizienz":  das  Verhältnis  von  Ertrag  an  Leistung, 
Dienstleistungen,  Waren  oder  Energie  zu  Energieeinsatz; 


0     ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32.  Geändert  durch  die 
Richtlinie  2004/101/EG  (ABl.  L  338  vom  13.11.2004,  S.  18). 

(4)     ABl.  L  283  vom  27.10.2001,  S.  33.  Geändert  durch  die 
Beitrittsakte  von  2003. 
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c)  „Energieeffizienzverbesserung":  die  Steigerung  der  Ende- 
nergieeffizienz durch  technische,  wirtschaftliche  und/ 
oder  Verhaltensänderungen; 

d)  „Energieeinsparungen":  die  eingesparte  Energiemenge,  die 
durch  Messung  und/oder  Schätzung  des  Verbrauchs  vor 
und  nach  der  Umsetzung  einer  oder  mehrerer  Energie- 
effizienzmaßnahmen und  bei  gleichzeitiger  Normalisie- 
rung zur  Berücksichtigung  der  den  Energieverbrauch 
negativ  beeinflussenden  äußeren  Bedingungen  ermittelt 
wird; 

e)  „Energiedienstleistung":  der  physikalische  Nutzeffekt,  der 
Nutzwert  oder  die  Vorteile  als  Ergebnis  der  Kombination 
von  Energie  mit  energieeffizienter  Technologie  und/oder 
mit  Maßnahmen,  die  die  erforderlichen  Betriebs-, 
Instandhaltungs-  und  Kontrollaktivitäten  zur  Erbringung 
der  Dienstleistung  beinhalten  können;  sie  wird  auf  der 
Grundlage  eines  Vertrags  erbracht  und  führt  unter 
normalen  Umständen  erwiesenermaßen  zu  überprüfba- 
ren und  mess-  oder  schätzbaren  Energieeffizienzver- 
besserungen und/oder  Primärenergieeinsparungen; 

f)  „Energieeffizienzmechanismen":  von  Regierungen  oder 
öffentlichen  Stellen  eingesetzte  allgemeine  Instrumente 
zur  Schaffung  flankierender  Rahmenbedingungen  oder 
von  Anreizen  für  Marktteilnehmer  bei  Erbringung  und 
Inanspruchnahme  von  Energiedienstleistungen  und 
anderen  Energieeffizienzmaßnahmen; 

g)  „Energieeffizienzprogramme":  Tätigkeiten,  die  auf 
bestimmte  Gruppen  von  Endkunden  gerichtet  sind  und 
in  der  Regel  zu  überprüfbaren  und  mess-  oder 
schätzbaren  Energieeffizienzverbesserungen  führen; 

h)  „Energieeffizienzmaßnahmen":  alle  Maßnahmen,  die  in 
der  Regel  zu  überprüfbaren  und  mess-  oder  schätzbaren 
Energieeffizienzverbesserungen  führen; 

i)  „Energiedienstleister":  eine  natürliche  oder  juristische 
Person,  die  Energiedienstleistungen  und/oder  andere 
Energieeffizienzmaßnahmen  in  den  Einrichtungen  oder 
Räumlichkeiten  eines  Verbrauchers  erbringt  bzw.  durch- 
führt und  dabei  in  gewissem  Umfang  finanzielle  Risiken 
trägt.  Das  Entgelt  für  die  erbrachten  Dienstleistungen 
richtet  sich  (ganz  oder  teilweise)  nach  der  Erzielung  von 
Energieeffizienzverbesserungen  und  der  Erfüllung  der 
anderen  vereinbarten  Leistungskriterien; 

j)  „Energieleistungsvertrag":  eine  vertragliche  Vereinbarung 
zwischen  dem  Nutzer  und  dem  Erbringer  (normalerweise 
einem  Energiedienstleister)  einer  Energieeffizienzmaß- 
nahme, wobei  die  Erstattung  der  Kosten  der  Investitionen 
in  eine  derartige  Maßnahme  im  Verhältnis  zu  dem 
vertraglich  vereinbarten  Umfang  der  Energieeffizienzver- 
besserung erfolgt; 

k)  „Drittfinanzierung":  eine  vertragliche  Vereinbarung,  an 
der  neben  dem  Energielieferanten  und  dem  Nutzer  einer 
Energieeffizienzmaßnahme  ein  Dritter  beteiligt  ist,  der 
die  Finanzmittel  für  diese  Maßnahme  bereitstellt  und 
dem  Nutzer  eine  Gebühr  berechnet,  die  einem  Teil  der 


durch  die  Energieeffizienzmaßnahme  erzielten  Energie- 
einsparungen entspricht.  Dritter  kann  auch  der  Energie- 
dienstleister sein; 


1)  „Energieaudit":  ein  systematisches  Verfahren  zur  Erlan- 
gung ausreichender  Informationen  über  das  bestehende 
Energieverbrauchsprofil  eines  Gebäudes  oder  einer 
Gebäudegruppe,  eines  Betriebsablaufs  in  der  Industrie 
und/oder  einer  Industrieanlage  oder  privater  oder 
öffentlicher  Dienstleistungen,  zur  Ermittlung  und  Quan- 
tifizierung der  Möglichkeiten  für  kostenwirksame  Ener- 
gieeinsparungen und  Erfassung  der  Ergebnisse  in  einem 
Bericht; 


m)  „Finanzinstrumente  für  Energieeinsparungen":  alle  Finan- 
zierungsinstrumente wie  Fonds,  Subventionen,  Steuern- 
achlässe, Darlehen,  Drittfinanzierungen, 
Energieleistungsverträge,  Verträge  über  garantierte  Ener- 
gieeinsparungen, Energie-Outsourcing  und  andere  ähnli- 
che Verträge,  die  von  öffentlichen  oder  privaten  Stellen 
zur  teilweisen  bzw.  vollen  Deckung  der  anfänglichen 
Projektkosten  für  die  Durchführung  von  Energieeffi- 
zienzmaßnahmen auf  dem  Markt  bereitgestellt  werden; 

n)  „Endkunde":  eine  natürliche  oder  juristische  Person,  die 
Energie  für  den  eigenen  Endverbrauch  kauft; 

o)  „Energieverteiler":  eine  natürliche  oder  juristische  Person, 
die  für  den  Transport  von  Energie  zur  Abgabe  an 
Endkunden  und  an  Verteilerstationen,  die  Energie  an 
Endkunden  verkaufen,  verantwortlich  ist.  Von  dieser 
Definition  sind  die  von  Buchstabe  p  erfassten  Verteil- 
ernetzbetreiber im  Elektrizitäts-  und  Erdgassektor  aus- 
genommen; 

p)  „Verteilernetzbetreiber":  eine  natürliche  oder  juristische 
Person,  die  für  den  Betrieb,  die  Wartung  sowie 
erforderlichenfalls  den  Ausbau  des  Verteilernetzes  für 
Elektrizität  oder  Erdgas  in  einem  bestimmten  Gebiet  und 
gegebenenfalls  der  Verbindungsleitungen  zu  anderen 
Netzen  verantwortlich  ist  sowie  für  die  Sicherstellung 
der  langfristigen  Fähigkeit  des  Netzes,  eine  angemessene 
Nachfrage  nach  Verteilung  von  Elektrizität  oder  Erdgas 
zu  befriedigen; 

q)  „Energieeinzelhandelsunternehmen":  eine  natürliche  oder 
juristische  Person,  die  Energie  an  Endkunden  verkauft; 

r)  „Kleinversorger,  kleiner  Verteilernetzbetreiber  und  kleines 
Energieeinzelhandelsunternehmen":  eine  natürliche  oder 
juristische  Person,  die  Endkunden  mit  Energie  versorgt 
oder  Energie  an  Endkunden  verkauft  und  dabei  einen 
Umsatz  erzielt,  der  unter  dem  Äquivalent  von  75  GWh 
an  Energie  pro  Jahr  liegt,  oder  weniger  als  zehn  Personen 
beschäftigt  oder  dessen  Jahresumsatz  und/oder  Jahres- 
bilanz 2  000  000  EUR  nicht  übersteigt; 

s)  „Einsparzertifikate":  von  unabhängigen  Zertifizierungs- 
stellen ausgestellte  Zertifikate,  die  die  von  Marktteilneh- 
mern aufgrund  von  Energieeffizienzmaßnahmen  geltend 
gemachten  Energieeinsparungen  bestätigen. 
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KAPITEL  II 


ENERGIEEINSPARZIEL 


Artikel  4 


Allgemeines  Ziel 


(1)  Die  Mitgliedstaaten  legen  für  das  neunte  Jahr  der 
Anwendung  dieser  Richtlinie  einen  generellen  nationalen 
Energieeinsparrichtwert  von  9  %  fest,  der  aufgrund  von 
Energiedienstleistungen  und  anderen  Energieeffizienzmaßnah- 
men zu  erreichen  ist,  und  streben  dessen  Verwirklichung  an. 
Die  Mitgliedstaaten  erlassen  kostenwirksame,  praktikable  und 
angemessene  Maßnahmen,  die  zur  Erreichung  dieses  Ziels 
beitragen  sollen. 


Dieser  nationale  Energieeinsparrichtwert  ist  gemäß  den 
Vorschriften  und  der  Methodik  in  Anhang  I  festzulegen  und 
zu  berechnen.  Zum  Vergleich  der  Energieeinsparungen  und 
zur  Umrechnung  in  vergleichbare  Einheiten  sind  die  Umrech- 
nungsfaktoren in  Anhang  II  zu  verwenden,  sofern  nicht  für  die 
Verwendung  anderer  Umrechnungsfaktoren  triftige  Gründe 
vorliegen.  Beispiele  für  geeignete  Energieeffizienzmaßnahmen 
sind  in  Anhang  III  aufgeführt.  Ein  allgemeiner  Rahmen  für  die 
Messung  und  Überprüfung  von  Energieeinsparungen  ist  in 
Anhang  IV  vorgegeben.  Die  nationalen  Energieeinsparungen 
im  Vergleich  zum  nationalen  Energieeinsparrichtwert  sind 
vom  1.  Januar  2008  an  zu  messen. 


(2)  Im  Hinblick  auf  den  ersten  gemäß  Artikel  14  vorzu- 
legenden Energieeffizienz-Aktionsplan  (EEAP)  legt  jeder  Mit- 
gliedstaat für  das  dritte  Jahr  der  Anwendung  dieser  Richtlinie 
einen  nationalen  Energieeinsparrichtwert  als  Zwischenziel  und 
eine  Übersicht  über  ihre  Strategie  zur  Erreichung  der 
Zwischenziele  und  der  generellen  Richtwerte  fest.  Dieses 
Zwischenziel  muss  realistisch  und  mit  dem  in  Absatz  1 
genannten  generellen  nationalen  Energieeinsparrichtwert  ver- 
einbar sein. 


Die  Kommission  gibt  eine  Stellungnahme  dazu  ab,  ob  der  als 
Zwischenziel  gesetzte  nationale  Richtwert  realistisch  erscheint 
und  im  Einklang  mit  dem  generellen  Richtwert  ist. 


3.  Jeder  Mitgliedstaat  legt  Programme  und  Maßnahmen  zur 
Verbesserung  der  Energieeffizienz  fest. 


4.  Die  Mitgliedstaaten  übertragen  einer  oder  mehreren 
neuen  oder  bestehenden  Behörden  oder  Stellen  die  Gesamt- 
kontrolle und  Gesamtverantwortung  für  die  Aufsicht  über  den 
in  Bezug  auf  das  Ziel  von  Absatz  1  festgelegten  Rahmen.  Diese 
Stellen  überprüfen  danach  die  Energieeinsparungen,  die 
aufgrund  von  Energiedienstleistungen  und  anderen  Energie- 
effizienzmaßnahmen, einschließlich  bereits  getroffener  natio- 
naler Energieeffizienzmaßnahmen,  erzielt  wurden  und 
erfassen  die  Ergebnisse  in  einem  Bericht. 


5.  Nach  Überprüfung  und  entsprechender  Berichterstattung 
über  die  ersten  drei  Jahre  der  Anwendung  dieser  Richtlinie 
prüft  die  Kommission,  ob  ein  Vorschlag  für  eine  Richtlinie 
vorgelegt  werden  sollte,  um  das  Marktkonzept  der  Energie- 
effizienzverbesserung  durch  „Einsparzertifikate"  weiter  zu 
entwickeln. 


Artikel  5 


Endenergieeffizienz  im  öffentlichen  Sektor 


(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  der  öffentliche 
Sektor  eine  Vorbildfunktion  im  Zusammenhang  mit  dieser 
Richtlinie  übernimmt.  Zu  diesem  Zweck  unterrichten  sie  in 
wirksamer  Weise  die  Bürger  und/oder  gegebenenfalls  Unter- 
nehmen über  die  Vorbildfunktion  und  die  Maßnahmen  des 
öffentlichen  Sektors. 


Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  der  öffentliche  Sektor 
Energieeffizienzmaßnahmen  ergreift,  deren  Schwerpunkt  auf 
kostenwirksamen  Maßnahmen  liegt,  die  in  kürzester  Zeit  zu 
den  umfassendsten  Energieeinsparungen  führen.  Diese  Maß- 
nahmen werden  auf  der  geeigneten  nationalen,  regionalen 
und/oder  lokalen  Ebene  getroffen  und  können  in  Gesetzge- 
bungsinitiativen und/oder  freiwilligen  Vereinbarungen  gemäß 
Artikel  6  Absatz  2  Buchstabe  b  oder  anderen  Vorhaben  mit 
gleichwertiger  Wirkung  bestehen.  Unbeschadet  des  nationalen 
und  gemeinschaftlichen  Vergaberechts 


—    werden  aus  der  in  Anhang  VI  aufgeführten  Liste 
zumindest  zwei  Maßnahmen  herangezogen; 


—  erleichtern  die  Mitgliedstaaten  diesen  Prozess,  indem  sie 
Leitlinien  zur  Energieeffizienz  und  zu  Energieeinsparun- 
gen als  mögliches  Bewertungskriterium  bei  der  Aus- 
schreibung öffentlicher  Aufträge  veröffentlichen. 


Die  Mitgliedstaaten  erleichtern  und  ermöglichen  den  Aus- 
tausch vorbildlicher  Praktiken  zwischen  den  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors,  beispielsweise  zu  energieeffizienten 
öffentlichen  Beschaffungspraktiken,  und  zwar  sowohl  auf 
nationaler  wie  internationaler  Ebene;  zu  diesem  Zweck 
arbeitet  die  in  Absatz  2  genannte  Stelle  mit  der  Kommission 
im  Hinblick  auf  den  Austausch  der  vorbildlichen  Praxis  gemäß 
Artikel  7  Absatz  3  zusammen. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  übertragen  einer  oder  mehreren 
neuen  oder  bestehenden  Stellen  die  Verantwortung  für  die 
Verwaltung,  Leitung  und  Durchführung  der  Aufgaben  zur 
Einbeziehung  von  Energieeffizienzbelangen  gemäß  Absatz  1. 
Dabei  kann  es  sich  um  die  gleichen  Behörden  oder  Stellen  wie 
in  Artikel  4  Absatz  4  handeln. 
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KAPITEL  III 


FÖRDERUNG  VON  ENDENERGIEEFFIZIENZ  UND 
ENERGIEDIENSTLEISTUNGEN 


ii)  Förderung  von  unabhängig  durchgeführten  Energie- 
audits  mit  wettbewerbsorientierter  Preisgestaltung 
und/oder  von  Energieeffizienzmaßnahmen  im  Ein- 
klang mit  Artikel  9  Absatz  2  und  Artikel  12  und 
Sicherstellung  der  entsprechenden  Verfügbarkeit  für 
ihre  Endkunden  oder 


Artikel  6 


Energieverteiler,  Verteilernetzbetreiber  und 
Energieeinzelhandelsunternehmen 


iii)  Beteiligung  an  den  Fonds  und  Finanzierungsver- 
fahren des  Artikels  11.  Die  Höhe  dieser  Beteiligung 
muss  zumindest  den  geschätzten  Kosten  eines  der 
Leistungsangebote  nach  diesem  Absatz  entsprechen 
und  mit  den  in  Artikel  4  Absatz  4  genannten 
Behörden  oder  Stellen  vereinbart  werden;  und/oder 


(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Energieverteiler, 
Verteilernetzbetreiber  und/oder  Energieeinzelhandelsunter- 
nehmen 


a)  den  in  Artikel  4  Absatz  4  genannten  Behörden  oder 
Stellen  oder  einer  anderen  benannten  Stelle  auf  Ersuchen 
—  jedoch  höchstens  einmal  pro  Jahr  —  aggregierte 
statistische  Daten  über  ihre  Endkunden  bereitstellen, 
sofern  die  letztgenannte  Stelle  die  erhaltenen  Daten  an 
die  zuerst  genannten  Behörden  oder  Stellen  weiterleitet. 
Diese  Daten  müssen  ausreichen,  um  Energieeffizienzpro- 
gramme ordnungsgemäß  zu  gestalten  und  durchzufüh- 
ren und  um  Energiedienstleistungen  und  andere 
Energieeffizienzmaßnahmen  zu  fördern  und  zu  über- 
wachen. Sie  können  vergangenheitsbezogene  Informa- 
tionen umfassen  und  müssen  aktuelle  Informationen  zu 
Endkundenverbrauch  und  gegebenenfalls  Lastprofilen, 
Kundensegmentierung  und  Kundenstandorten  umfassen, 
wobei  die  Integrität  und  Vertraulichkeit  von  Angaben 
privaten  Charakters  bzw.  von  schützenswerten 
Geschäftsinformationen  unter  Beachtung  des  geltenden 
Gemeinschaftsrechts  zu  wahren  ist; 


b)  alle  Handlungen  unterlassen,  die  die  Nachfrage  nach 
Energiedienstleistungen  und  anderen  Energieeffizienz- 
maßnahmen und  deren  Erbringung  bzw.  Durchführung 
behindern  oder  die  Entwicklung  von  Märkten  für 
Energiedienstleistungen  und  andere  Energieeffizienzmaß- 
nahmen beeinträchtigen  könnten.  Die  betroffenen  Mit- 
gliedstaaten ergreifen  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um 
solche  Handlungen  bei  deren  Auftreten  zu  unterbinden. 


(2)    Die  Mitgliedstaaten 


b)  stellen  sicher,  dass  freiwillige  Vereinbarungen  und/oder 
andere  marktorientierte  Instrumente  wie  Einsparzer- 
tifikate bestehen  oder  geschlossen  werden,  die  eine 
gleichwertige  Wirkung  wie  eine  oder  mehrere  der 
Vorgaben  gemäß  Buchstabe  a  entfalten.  Freiwillige  Ver- 
einbarungen unterliegen  der  Beurteilung,  Aufsicht  und 
fortlaufenden  Kontrolle  der  Mitgliedstaaten,  damit 
gewährleistet  ist,  dass  sie  in  der  Praxis  eine  gleichwertige 
Wirkung  wie  eine  oder  mehrere  der  Vorgaben  gemäß 
Buchstabe  a  entfalten. 


Zu  diesem  Zweck  werden  in  den  freiwilligen  Verein- 
barungen klare  und  eindeutige  Ziele  sowie  Überwa- 
chungs-  und  Berichtserstattungsanforderungen  genannt, 
und  zwar  im  Zusammenhang  mit  Verfahren,  aus  denen 
sich  überarbeitete  und/oder  zusätzliche  Maßnahmen 
ergeben  können,  wenn  die  Ziele  nicht  —  oder  voraus- 
sichtlich nicht  —  erreicht  werden.  Zur  Gewährleistung 
der  Transparenz  werden  die  freiwilligen  Vereinbarungen, 
bevor  sie  Anwendung  finden,  öffentlich  zugänglich 
gemacht  und  veröffentlicht,  soweit  geltende  Vertraulich- 
keitsbestimmungen dies  zulassen,  und  mit  einer  Auf- 
forderung an  die  Betroffenen  zur  Abgabe  von 
Kommentaren  versehen. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  ausreichende 
Anreize,  gleiche  Wettbewerbsbedingungen  und  faire  Voraus- 
setzungen für  andere  Marktteilnehmer  als  Energieverteiler, 
Verteilernetzbetreiber  und  Energieeinzelhandelsunternehmen 
wie  Energiedienstleister,  Energieanlagenbauer  und  Energie- 
berater bestehen,  damit  die  in  Absatz  2  Buchstabe  a  Ziffern  i 
und  ii  genannten  Energiedienstleistungen,  Energieaudits  und 
Energieeffizienzmaßnahmen  unabhängig  angeboten  und 
erbracht  werden  können. 


a)  wählen  eine  oder  mehrere  der  folgenden,  von  den 
Energieverteilern,  Verteilernetzbetreibern  und/oder  Ener- 
gieeinzelhandelsunternehmen entweder  unmittelbar 
und/oder  mittelbar  über  andere  Erbringer  von  Energie- 
dienstleistungen oder  Energieeffizienzmaßnahmen  ein- 
zuhaltenden Vorgaben  aus: 


(4)  Die  Mitgliedstaaten  können  Verteilernetzbetreibern 
gemäß  den  Absätzen  2  und  3  nur  dann  Zuständigkeiten 
übertragen,  wenn  dies  mit  den  Vorschriften  über  die 
Entflechtung  der  Rechnungslegung  gemäß  Artikel  19  Absatz  3 
der  Richtlinie  2003/54/EG  und  Artikel  17  Absatz  3  der 
Richtlinie  2003/55/EG  im  Einklang  steht. 


i)  Förderung  von  Energiedienstleistungen  mit  wettbe- 
werbsorientierter Preisgestaltung  und  Sicherstellung 
des  entsprechenden  Angebots  für  ihre  Endkunden 
oder 


(5)  Die  Umsetzung  dieses  Artikels  lässt  gemäß  den  Rich- 
tlinien 2003/54/EG  und  2003/55/EG  gewährte  abweichende 
Regelungen  oder  Ausnahmen  unberührt. 


1215 

Copyrighled  rnaKrial 


Artikel  7 


Artikel  10 


Verfügbarkeit  von  Informationen 


(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Informationen 
über  Energieeffizienzmechanismen  und  die  zur  Erreichung  der 
nationalen  Energieeinsparrichtwerte  festgelegten  finanziellen 
und  rechtlichen  Rahmenbedingungen  transparent  sind  und 
den  relevanten  Marktteilnehmern  umfassend  zur  Kenntnis 
gebracht  werden. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  größere  Anstren- 
gungen zur  Förderung  der  Endenergieeffizienz  unternommen 
werden.  Sie  schaffen  geeignete  Bedingungen  und  Anreize, 
damit  die  Marktbeteiligten  den  Endkunden  mehr  Information 
und  Beratung  über  Endenergieeffizienz  zur  Verfügung  zu 
stellen. 


(3)  Die  Kommission  sorgt  dafür,  dass  Informationen  über 
vorbildliche  Energieeinsparpraxis  in  den  Mitgliedstaaten  aus- 
getauscht werden  und  umfassend  Verbreitung  finden. 


Artikel  8 


Verfügbarkeit  von  Qualifikations-,  Zulassungs-  und 
Zertifizierungssystemen 


Soweit  die  Mitgliedstaaten  es  für  notwendig  erachten,  stellen 
sie  zur  Erreichung  eines  hohen  Niveaus  an  technischer 
Kompetenz,  Objektivität  und  Zuverlässigkeit  sicher,  dass 
geeignete  Qualifikations-,  Zulassungs-  und/oder  Zertifizie- 
rungssysteme für  die  Anbieter  der  in  Artikel  6  Absatz  2 
Buchstabe  a  Ziffern  i  und  ii  genannten  Energiedienstleistun- 
gen, Energieaudits  und  anderen  Energieeffizienzmaßnahmen 
bereitstehen. 


Artikel  9 


Finanzinstrumente  für  Energieeinsparungen 


(1)  Die  Mitgliedstaaten  heben  nicht  eindeutig  dem  Steuer- 
recht zuzuordnende  nationale  Rechtsvorschriften  auf  oder 
ändern  sie,  wenn  diese  die  Nutzung  von  Finanzinstrumenten 
auf  dem  Markt  für  Energiedienstleistungen  und  andere 
Energieeffizienzmaßnahmen  unnötigerweise  oder  unverhält- 
nismäßig behindern  oder  beschränken. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  vorhandenen  oder  potenziel- 
len Abnehmern  von  Energiedienstleistungen  und  anderen 
Energieeffizienzmaßnahmen  aus  dem  öffentlichen  und  priva- 
ten Sektor  Musterverträge  für  diese  Finanzinstrumente  zur 
Verfügung.  Diese  können  von  der  in  Artikel  4  Absatz  4 
genannten  Behörde  oder  Stelle  ausgegeben  werden. 


Energieeffizienztarife  und  sonstige  Regelungen  für 
netzgebundene  Energie 


(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  in  Übertragungs- 
und Verteilungstarifen  enthaltene  Anreize,  die  das  Volumen 
verteilter  oder  übertragener  Energie  unnötig  erhöhen,  beseitigt 
werden.  In  diesem  Zusammenhang  können  die  Mitgliedstaaten 
nach  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2003/54/EG  und 
Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2003/5 5/EG  Elektrizitäts- 
bzw. Gasunternehmen  gemeinwirtschaftliche  Verpflichtungen 
in  Bezug  auf  die  Energieeffizienz  auferlegen. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  Systemkomponenten  und 
Tarifstrukturen,  mit  denen  soziale  Ziele  verfolgt  werden, 
genehmigen,  sofern  alle  störenden  Auswirkungen  auf  das 
Ubertragungs-  und  Verteilungssystem  auf  das  erforderliche 
Mindestmaß  begrenzt  werden  und  in  keinem  unangemessenen 
Verhältnis  zu  den  sozialen  Zielen  stehen. 


Artikel  11 


Fonds  und  Finanzierungsverfahren 


(1)  Unbeschadet  der  Artikel  87  und  88  des  Vertrags  können 
die  Mitgliedstaaten  einen  oder  mehrere  Fonds  einrichten,  die 
die  Durchführung  von  Energieeffizienzprogrammen  und 
anderen  Energieeffizienzmaßnahmen  subventionieren  und 
die  Entwicklung  eines  Markts  für  Energieeffizienzmaßnahmen 
fördern.  Zu  diesen  Maßnahmen  zählen  auch  die  Förderung 
von  Energieaudits,  von  Finanzinstrumenten  für  Energieein- 
sparungen und  gegebenenfalls  einer  verbesserten  Verbrauchs- 
erfassung und  informativen  Abrechnung.  Zielgruppen  für  die 
Fonds  sind  auch  Endnutzersektoren  mit  höheren  Transak- 
tionskosten und  höherem  Risiko. 


(2)  Werden  Fonds  eingerichtet,  so  können  daraus  Zuschüsse, 
Darlehen,  Bürgschaften  und/oder  andere  Arten  der  Finanzie- 
rung, die  mit  einer  Ergebnisgarantie  verbunden  sind,  bereit- 
gestellt werden. 


(3)  Die  Fonds  stehen  allen  Anbietern  von  Energieeffizienz- 
maßnahmen, wie  Energiedienstleistern,  unabhängigen  Ener- 
gieberatern, Energieverteilern,  Verteilernetzbetreibern, 
Energieeinzelhandelsunternehmen  und  Anlagenbauern  offen. 
Die  Mitgliedstaaten  können  entscheiden,  ob  sie  die  Fonds  allen 
Endkunden  zugänglich  machen.  Ausschreibungen  oder  gleich- 
wertige Verfahren,  bei  denen  völlige  Transparenz  gewährleistet 
ist,  sind  unter  umfassender  Beachtung  der  geltenden  vergabe- 
rechtlichen Vorschriften  durchzuführen.  Die  Mitgliedstaaten 
stellen  sicher,  dass  diese  Fonds  in  Ergänzung  und  nicht  in 
Konkurrenz  zu  gewerblich  finanzierten  Energieeffizienzmaß- 
nahmen eingesetzt  werden. 
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Artikel  12 


Energieaudits 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  wirksame,  hoch- 
wertige Energieauditprogramme,  mit  denen  mögliche  Energie- 
effizienzmaßnahmen ermittelt  werden  sollen  und  die  von 
unabhängigen  Anbietern  durchgeführt  werden,  für  alle  End- 
verbraucher, einschließlich  kleinerer  Haushalte  und  gewerbli- 
cher Abnehmer  und  kleiner  und  mittlerer  Industriekunden, 
zur  Verfügung  stehen. 

(2)  Marktsegmente,  in  denen  höhere  Transaktionskosten 
anfallen,  und  nicht  komplexe  Anlagen  können  durch  andere 
Maßnahmen,  z.  B.  durch  Fragebögen  und  über  das  Internet 
verfügbare  und/oder  per  Post  an  die  Kunden  gesandte 
Computerprogramme  abgedeckt  werden.  Die  Mitgliedstaaten 
sorgen  unter  Berücksichtigung  von  Artikel  11  Absatz  1  für  die 
Verfügbarkeit  von  Energieaudits  für  Marktsegmente,  für  die 
keine  Energieaudits  gewerblich  angeboten  werden. 

(3)  Bei  Zertifizierungen  gemäß  Artikel  7  der  Richtlinie 
2002/91/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
16.  Dezember  2002  über  die  Gesamtenergieeffizienz  von 
Gebäuden  (')  ist  davon  auszugehen,  dass  sie  Energieaudits,  die 
die  Anforderungen  der  Absätze  1  und  2  des  vorliegenden 
Artikels  erfüllen  und  Energieaudits  nach  Anhang  VI 
Buchstabe  e  der  vorliegenden  Richtlinie  gleichzusetzen  sind. 
Darüber  hinaus  ist  bei  Audits,  die  im  Rahmen  von  Regelungen 
auf  der  Grundlage  freiwilliger  Vereinbarungen  zwischen 
Organisationen  von  Betroffenen  und  einer  von  dem  jeweiligen 
Mitgliedstaat  benannten  und  seiner  Aufsicht  und  fortlaufenden 
Kontrolle  gemäß  Artikel  6  Absatz  2  Buchstabe  b  der 
vorliegenden  Richtlinie  unterliegenden  Stelle  zustande  kom- 
men, gleichermaßen  davon  auszugehen,  dass  sie  die  Anforde- 
rungen der  Absätze  1  und  2  des  vorliegenden  Artikels 
erfüllen. 


Artikel  13 


Erfassung  und  informative  Abrechnung  des 
Energieverbrauchs 

(1)  Soweit  es  technisch  machbar,  finanziell  vertretbar  und  im 
Vergleich  zu  den  potenziellen  Energieeinsparungen  angemes- 
sen ist,  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass,  alle  Endkunden 
in  den  Bereichen  Strom,  Erdgas,  Fernheizung  und/oder 
-kühlung  und  Warmbrauchwasser  individuelle  Zähler  zu 
wettbewerbsorientierten  Preisen  erhalten,  die  den  tatsächli- 
chen Energieverbrauch  des  Endkunden  und  die  tatsächliche 
Nutzungszeit  widerspiegeln. 

Soweit  bestehende  Zähler  ersetzt  werden,  sind  stets  solche 
individuellen  Zähler  zu  wettbewerbsorientierten  Preisen  zu 
liefern,  außer  in  Fällen,  in  denen  dies  technisch  nicht  machbar 
oder  im  Vergleich  zu  den  langfristig  geschätzten  potenziellen 
Einsparungen  nicht  kostenwirksam  ist.  Soweit  neue  Gebäude 


O     ABl.  L  1  vom  4.1.2003,  S.  65. 


mit  neuen  Anschlüssen  ausgestattet  oder  soweit  Gebäude 
größeren  Renovierungen  im  Sinne  der  Richtlinie  2002/91/EG 
unterzogen  werden,  sind  stets  solche  individuellen  Zähler  zu 
wettbewerbsorientierten  Preisen  zu  liefern. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  gegebenenfalls  sicher,  dass  die 
von  den  Energieverteilern,  Verteilernetzbetreibern  und  Ener- 
gieeinzelhandelsunternehmen vorgenommene  Abrechnung 
den  tatsächlichen  Energieverbrauch  auf  klare  und  verständli- 
che Weise  wiedergibt.  Mit  der  Abrechnung  werden  geeignete 
Angaben  zur  Verfügung  gestellt,  die  dem  Endkunden  ein 
umfassendes  Bild  der  gegenwärtigen  Energiekosten  vermitteln. 
Die  Abrechnung  auf  der  Grundlage  des  tatsächlichen  Ver- 
brauchs wird  so  häufig  durchgeführt,  dass  die  Kunden  in  der 
Lage  sind,  ihren  eigenen  Energieverbrauch  zu  steuern. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Energieverteiler, 
Verteilernetzbetreiber  oder  Energieeinzelhandelsunternehmen 
den  Endkunden  in  oder  zusammen  mit  Abrechnungen, 
Verträgen,  Transaktionen  und/oder  an  Verteilerstationen 
ausgestellten  Quittungen  folgende  Informationen  auf  klare 
und  verständliche  Weise  zur  Verfügung  stellen: 

a)  geltende  tatsächliche  Preise  und  tatsächlicher  Energie- 
verbrauch; 

b)  Vergleich  des  gegenwärtigen  Energieverbrauchs  des  End- 
kunden mit  dem  Energieverbrauch  im  selben  Zeitraum 
des  Vorjahres,  vorzugsweise  in  grafischer  Form; 

c)  soweit  dies  möglich  und  von  Nutzen  ist,  Vergleich  mit 
einem  normierten  oder  durch  Vergleichstests  ermittelten 
Durchschnittsenergieverbraucher  derselben  Verbraucher- 
kategorie; 

d)  Kontaktinformationen  für  Verbraucherorganisationen, 
Energieagenturen  oder  ähnliche  Einrichtungen,  ein- 
schließlich Internetadressen,  von  denen  Angaben  über 
angebotene  Energieeffizienzmaßnahmen,  Endverbrau- 
cher-Vergleichsprofile und/oder  objektive  technische 
Spezifikationen  von  energiebetriebenen  Geräten  erhalten 
werden  können. 


KAPITEL  IV 


SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel  14 

Berichterstattung 

(1)  Mitgliedstaaten,  die  bei  Inkrafttreten  dieser  Richtlinie  — 
gleichviel  zu  welchem  Zweck  —  bereits  Berechnungsmetho- 
den zur  Bestimmung  von  Energieeinsparungen  anwenden,  die 
den  in  Anhang  IV  beschriebenen  Berechnungsarten  ähneln, 
können  der  Kommission  angemessen  detaillierte  Informatio- 
nen darüber  übermitteln.  Diese  Übermittlung  erfolgt  so  früh 
wie  möglich,  vorzugsweise  bis  zum  17  November  2006.  Diese 
Informationen  ermöglichen  der  Kommission  die  gebührende 
Berücksichtigung  bestehender  Verfahrensweisen. 
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2.  Die  Mitgliedstaaten  legen  der  Kommission  die  folgenden 
EEAP  vor: 


—    einen  ersten  EEAP  spätestens  zum  30.  Juni  2007; 


—  einen  zweiten  EEAP  spätestens  zum  30.  Juni  2011; 

—  einen  dritten  EEAP  spätestens  zum  30.  Juni  2014. 

In  allen  EEAP  werden  die  Energieeffizienzmaßnahmen  darge- 
legt, die  vorgesehen  sind,  um  die  in  Artikel  4  Absätze  1  und  2 
genannten  Ziele  zu  erreichen  und  die  Bestimmungen  über  die 
Vorbildfunktion  des  öffentlichen  Sektors  sowie  über  die 
Bereitstellung  von  Information  und  die  Beratung  für  die 
Endkunden  gemäß  Artikel  5  Absatz  1  und  Artikel  7  Absatz  2 
zu  erfüllen. 


Der  zweite  und  dritte  EEAP 


—  enthält  eine  sorgfältige  Analyse  und  Bewertung  des 
vorangegangenen  Aktionsplans; 

—  enthält  eine  Aufstellung  der  Endergebnisse  bezüglich  des 
Erreichens  der  in  Artikel  4  Absätze  1  und  2  genannten 
Energieeinsparziele; 

—  enthält  Pläne  für  zusätzliche  Maßnahmen,  mit  denen 
einer  feststehenden  oder  erwarteten  Nichterfüllung  der 
Zielvorgabe  begegnet  wird,  und  Angaben  über  die 
erwarteten  Auswirkungen  solcher  Maßnahmen; 

—  verwendet  zunehmend  gemäß  Artikel  15  Absatz  4 
harmonisierte  Effizienz-Indikatoren  und  -Benchmarks 
sowohl  bei  der  Bewertung  bisheriger  Maßnahmen  als 
auch  bei  der  Schätzung  der  Auswirkungen  geplanter 
künftiger  Maßnahmen; 

—  beruht  auf  verfügbaren  Daten,  die  durch  Schätzwerte 
ergänzt  werden. 


(3)  Spätestens  am  17  Mai  2008  veröffentlicht  die  Kommis- 
sion eine  Kosten-Nutzen-Bewertung,  in  der  die  Berührungs- 
punkte zwischen  den  auf  Endenergieeffizienz  bezogenen 
Normen,  Rechtsvorschriften,  Konzepten  und  Maßnahmen 
der  EU  untersucht  werden. 


(4)  Die  EEAP  werden  nach  dem  in  Artikel  16  Absatz  2 
genannten  Verfahren  bewertet: 

—  Der  erste  EEAP  wird  vor  dem  1.  Januar  2008  überprüft; 

—  der  zweite  EEAP  wird  vor  dem  1.  Januar  2012  überprüft; 

—  der  dritte  EEAP  wird  vor  dem  1.  Januar  2015  überprüft. 


(5)  Auf  der  Grundlage  der  EEAP  bewertet  die  Kommission, 
welche  Fortschritte  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Erfüllung  ihrer 
nationalen  Energieeinsparrichtwerte  erreicht  haben.  Die 
Kommission  veröffentlicht  einen  Bericht  mit  ihren  Schlussfol- 
gerungen 


—    zu  den  ersten  EEAP  vor  dem  1.  Januar  2008; 


—    zu  den  zweiten  EEAP  vor  dem  1.  Januar  2012; 


—    zu  den  dritten  EEAP  vor  dem  1.  Januar  2015. 


Diese  Berichte  enthalten  Informationen  über  einschlägige 
Maßnahmen  auf  Gemeinschaftsebene  einschließlich  der 
geltenden  und  der  künftigen  Rechtsvorschriften.  In  den 
Berichten  wird  das  in  Artikel  15  Absatz  4  genannte 
Benchmarking-System  berücksichtigt  und  die  vorbildliche 
Praxis  aufgezeigt,  und  es  werden  Fälle  aufgeführt,  in  denen 
die  Mitgliedstaaten  und/oder  die  Kommission  nicht  ausrei- 
chende Fortschritte  erzielen;  die  Berichte  können  Empfehlun- 
gen enthalten. 


Auf  den  zweiten  Bericht  folgen,  soweit  angemessen  und 
erforderlich,  Vorschläge  an  das  Europäische  Parlament  und 
den  Rat  für  zusätzliche  Maßnahmen,  einschließlich  einer 
etwaigen  Verlängerung  der  Dauer  der  Anwendung  der  Ziele. 
Falls  der  Bericht  zu  dem  Ergebnis  kommt,  dass  nicht 
ausreichende  Fortschritte  im  Hinblick  auf  das  Erreichen  der 
nationalen  Richtziele  gemacht  worden  sind,  gehen  diese 
Vorschläge  auf  die  Ziele  unter  quantitativem  und  qualitativem 
Aspekt  ein. 


Artikel  15 


Überprüfung  und  Anpassung  der  Rahmenbedingungen 


(1)  Die  in  den  Anhängen  II,  III,  IV  und  V  genannten  Werte 
und  Berechnungsmethoden  sind  nach  dem  in  Artikel  16 
Absatz  2  genannten  Verfahren  an  den  technischen  Fortschritt 
anzupassen. 


(2)  Vor  dem  1.  Januar  2008  nimmt  die  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  16  Absatz  2  genannten  Verfahren  bei  Bedarf 
eine  Präzisierung  und  Ergänzung  der  Nummern  2  bis  6  des 
Anhangs  IV  vor  und  berücksichtigt  dabei  den  allgemeinen 
Rahmen  von  Anhang  IV. 


(3)  Die  Kommission  erhöht  vor  dem  1.  Januar  2012  nach 
dem  in  Artikel  16  Absatz  2  genannten  Verfahren  den  im 
harmonisierten  Rechenmodell  verwendeten  Prozentsatz  der 
harmonisierten  Bottom-up-Berechnungen  gemäß  Anhang  IV 
Nummer  1  unbeschadet  der  von  den  Mitgliedstaaten  ver- 
wendeten Modelle,  in  denen  bereits  ein  höherer  Prozentsatz 
Anwendung  findet.  Das  neue  harmonisierte  Rechenmodell 
mit  einem  signifikant  höheren  Prozentanteil  an  Bottom-up- 
Berechnungen  wird  erstmals  ab  dem  1.  Januar  2012 
angewandt. 
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Soweit  praktisch  durchführbar,  wird  bei  der  Ermittlung  der 
gesamten  Einsparungen  während  der  gesamten  Geltungsdauer 
der  Richtlinie  dieses  harmonisierte  Rechenmodell  verwendet, 
jedoch  unbeschadet  der  von  den  Mitgliedstaaten  verwendeten 
Modelle,  in  denen  ein  höherer  Prozentanteil  an  Bottom-up- 
Berechnungen  gegeben  ist. 


Artikel  17 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  93/76/EWG  wird  aufgehoben. 

Artikel  18 


(4)  Bis  zum  30.  Juni  2008  erarbeitet  die  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  16  Absatz  2  genannten  Verfahren  harmoni- 
sierte Energieeffizienz-Indikatoren  und  auf  diesen  beruhende 
Benchmarks  und  berücksichtigt  dabei  verfügbare  Daten  oder 
Daten,  die  sich  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Mitgliedstaaten 
kostengünstig  erfassen  lassen.  Bei  der  Ausarbeitung  dieser 
harmonisierten  Energieeffizienz-Indikatoren  und  -Benchmarks 
zieht  die  Kommission  als  Bezugspunkt  die  als  Orientierung 
dienende  Liste  in  Anhang  V  heran.  Die  Mitgliedstaaten 
beziehen  diese  Indikatoren  und  Benchmarks  stufenweise  in 
die  statistischen  Daten  ein,  die  sie  in  ihre  EEAP  gemäß 
Artikel  14  aufnehmen,  und  benutzen  sie  als  eines  ihrer 
Instrumente  für  Entscheidungen  über  künftige  vorrangige 
Bereiche  der  EEAR 

Die  Kommission  unterbreitet  dem  Europäischen  Parlament 
und  dem  Rat  spätestens  am  17  Mai  2011  einen  Bericht  über 
die  Fortschritte  bei  der  Festlegung  von  Indikatoren  und 
Benchmarks. 


Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Rechts-  und  Verwaltungs- 
vorschriften in  Kraft,  die  erforderlich  sind,  um  dieser 
Richtlinie  bis  17  Mai  2008  nachzukommen,  mit  Ausnahme 
der  Bestimmungen  von  Artikel  14  Absätze  1,  2  und  4,  deren 
Umsetzung  spätestens  am  17  Mai  2006  erfolgt.  Sie  setzen  die 
Kommission  unverzüglich  davon  in  Kenntnis. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen,  nehmen 
sie  in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der 
amtlichen  Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die 
Mitgliedstaaten  regeln  die  Einzelheiten  der  Bezugnahme. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie 
auf  dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 

Artikel  19 

Inkrafttreten 


Artikel  16 
Ausschuss 


Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer 
Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  20 


(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die 
Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter 
Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses  1999/ 
468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 

(3)  Der  Ausschuss  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 
Geschehen  zu  Straßburg  am  5.  April  2006. 


Im  Namen  des  Europäischen 
Parlaments 

Der  Präsident 

J.  BORRELL  FONTELLES 


Im  Namen 
des  Rates 

Der  Präsident 

H.  WINKLER 
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ANHANG  I 


Methodik  zur  Berechnung  des  nationalen  Energieeinsparrichtwerts 

Der  nationale  Energieeinsparrichtwert  gemäß  Artikel  4  wird  nach  folgender  Methodik  berechnet: 

1.  Zur  Berechnung  eines  jährlichen  Durchschnittsverbrauchs  verwenden  die  Mitgliedstaaten  den  jährlichen 
inländischen  Endenergieverbrauch  aller  von  dieser  Richtlinie  erfassten  Energieverbraucher  in  den  letzten  fünf 
Jahren  vor  Umsetzung  dieser  Richtlinie,  für  die  amtliche  Daten  vorliegen.  Dieser  Endenergieverbrauch  entspricht 
der  Energiemenge,  die  während  des  Fünfjahreszeitraums  an  Endkunden  verteilt  oder  verkauft  wurde  und  zwar 
ohne  Bereinigung  nach  Gradtagen,  Struktur-  oder  Produktionsänderungen. 

Der  nationale  Energieeinsparrichtwert  wird  ausgehend  von  diesem  jährlichen  Durchschnittsverbrauch  einmal 
berechnet;  die  als  absoluter  Wert  ermittelte  angestrebte  Energieeinsparung  gilt  dann  für  die  gesamte 
Geltungsdauer  dieser  Richtlinie. 

Für  den  nationalen  Energieeinsparrichtwert  gilt  Folgendes: 

a)  Er  beträgt  9  %  des  genannten  jährlichen  Durchschnittsverbrauchs; 

b)  er  wird  nach  dem  neunten  Jahr  der  Anwendung  der  Richtlinie  gemessen; 

c)  er  ergibt  sich  aus  den  kumulativen  jährlichen  Energieeinsparungen,  die  während  des  gesamten 
Neunjahreszeitraums  der  Anwendung  der  Richtlinie  erzielt  wurden; 

d)  er  muss  aufgrund  von  Energiedienstleistungen  und  anderen  Energieeffizienzmaßnahmen  erreicht  werden. 

Mit  dieser  Methodik  zur  Messung  von  Energieeinsparungen  wird  sichergestellt,  dass  die  in  dieser  Richtlinie 
festgelegten  Gesamtenergieeinsparungen  einen  festen  Wert  darstellen  und  daher  vom  künftigen  BIP-Wachstum 
und  von  künftigen  Zunahmen  des  Energieverbrauchs  nicht  beeinflusst  werden. 

2.  Der  nationale  Energieeinsparrichtwert  wird  in  absoluten  Zahlen  in  GWh  oder  einem  Äquivalent  angegeben  und 
gemäß  Anhang  II  berechnet. 

3.  Energieeinsparungen,  die  sich  in  einem  bestimmten  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Richtlinie  aufgrund  von 
Energieeffizienzmaßnahmen  ergeben,  die  in  einem  früheren  Jahr,  frühestens  1995,  eingeleitet  wurden  und 
dauerhafte  Auswirkungen  haben,  können  bei  der  Berechnung  der  jährlichen  Energieeinsparungen  berücksichtigt 
werden.  In  bestimmten  Fällen  können,  wenn  die  Umstände  dies  rechtfertigen,  vor  1995,  jedoch  frühestens  1991 
eingeleitete  Maßnahmen  Berücksichtigung  finden.  Maßnahmen  technischer  Art  sollten  entweder  zur 
Berücksichtigung  des  technologischen  Fortschritts  aktualisiert  worden  sein  oder  anhand  des  Benchmarks  für 
solche  Maßnahmen  bewertet  werden.  Die  Kommission  stellt  Leitlinien  dafür  auf,  wie  die  Auswirkungen  aller 
derartigen  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz  zu  quantifizieren  bzw.  zu  schätzen  sind,  und 
stützt  sich  dabei,  soweit  möglich,  auf  geltende  gemeinschaftliche  Rechtsvorschriften,  wie  die  Richtlinie  2004/8/ 
EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  über  die  Förderung  einer  am 
Nutzwärmebedarf  orientierten  Kraft-Wärme-Kopplung  im  Energiebinnenmarkt  (')  und  die  Richtlinie  2002/91/ 
EG. 

In  allen  Fällen  müssen  die  sich  ergebenden  Energieeinsparungen  dem  allgemeinen  Rahmen  in  Anhang  IV 
entsprechend  noch  überprüfbar  und  messbar  oder  schätzbar  sein. 


(')     ABl.  L  52  vom  21.2.2004,  S.  50. 
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ANHANG  II 

Energiegehalt  ausgewählter  Brennstoffe  für  den  Endverbrauch  —  Umrechnungstabelle  (') 


Brennstoff 

kj  (Nettowärmeinhalt) 

kg  Öläquivalent  (OE) 
(Nettowärmeinhalt) 

kWh  (Nettowärmein- 
halt) 

1  kg  Koks 

28  500 

0,676 

7,917 

1  kg  Steinkohle 

17  200  —  30  700 

0,411  —  0,733 

4,778  —  8,528 

1  kg  Braunkohlenbriketts 

20  000 

0,478 

5,556 

1  kg  Hartbraunkohle 

10  500  —  21  000 

0,251  —  0,502 

2,917  —  5,833 

1  kg  Braunkohle 

5  600  —  10  500 

0,134  —  0,251 

1,556  —  2,917 

1  kg  Ölschiefer 

8  000  —  9  000 

0,191  —  0,215 

2,222  —  2,500 

1  kg  Torf 

7  800  —  13  800 

0,186  —  0,330 

2,167  —  3,833 

1  kg  Torfbriketts 

16  000  —  16  800 

0,382  —  0,401 

4,444  —  4,667 

1  kg  Rückstandsheizöl  (Schweröl) 

40  000 

0,955 

11,111 

1  kg  leichtes  Heizöl 

42  300 

1,010 

11,750 

1  kg  Motorkraftstoff  (Vergaserkraftstoff) 

44  000 

1,051 

12,222 

1  kg  Paraffin 

40  000 

0,955 

11,111 

1  kg  Flüssiggas 

46  000 

1,099 

12,778 

1  kg  Erdgas  (') 

47  200 

1,126 

13,10 

1  kg  Flüssigerdgas 

45  190 

1,079 

12,553 

1  kg  Holz  (25  %  Feuchte)  (2) 

13  800 

0,330 

3,833 

1  kg  Pellets/Holzbriketts 

16  800 

0,401 

4,667 

1  kg  Abfall 

7  400  —  10  700 

0,177  —  0,256 

2,056  —  2,972 

1  MJ  abgeleitete  Wärme 

1  000 

0,024 

0,278 

1  kWh  elektrische  Energie 

3  600 

0,086 

i(3) 

Quelle:  Eurostat. 


(')    93  %  Methan. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  je  nach  der  im  jeweiligen  Mitgliedstaat  am  meisten  verwendeten  Holzsorte  andere  Werte 
verwenden. 

(')  Bei  Einsparungen  von  Elektrizität  in  kWh  können  die  Mitgliedstaaten  standardmäßig  einen  Faktor  von  2,5  anwenden,  der  dem 
auf  40  %  geschätzten  durchschnittlichen  Wirkungsgrad  der  Erzeugung  in  der  EU  während  der  Zielperiode  entspricht.  Die 
Mitgliedstaaten  können  andere  Koeffizienten  verwenden,  wenn  hierfür  triftige  Gründe  vorliegen. 


(')      Die  Mitgliedstaaten  können  andere  Umrechnungsfaktoren  verwenden,  wenn  hierfür  triftige  Gründe  vorliegen. 


ANHANG  III 


Als  Orientierung  dienende  Liste  mit  Beispielen  für  geeignete  Energieeffizienzmaßnahmen 

In  diesem  Anhang  sind  Beispiele  für  Bereiche  aufgeführt,  in  denen  Energieeffizienzprogramme  und  andere 
Energieeffizienzmaßnahmen  im  Rahmen  von  Artikel  4  entwickelt  und  durchgeführt  werden  können. 

Diese  Energieeffizienzmaßnahmen  werden  bei  der  Anrechnung  nur  dann  berücksichtigt,  wenn  sie  zu  Energieein- 
sparungen führen,  die  sich  gemäß  den  Leitlinien  in  Anhang  IV  eindeutig  messen  und  überprüfen  oder  schätzen  lassen, 
und  wenn  ihre  Energieeinsparwirkungen  nicht  bereits  im  Rahmen  anderer  Maßnahmen  angerechnet  worden  sind.  Die 
nachstehende  Liste  ist  nicht  erschöpfend,  sondern  dient  der  Orientierung. 

Beispiele  für  geeignete  Energieeffizienzmaßnahmen: 

Wohn-  und  Tertiärsektor 

a)  Heizung  und  Kühlung  (z.  B.  Wärmepumpen,  neue  Kessel  mit  hohem  Wirkungsgrad,  Einbau/Modernisierung 
von  Fernheizungs-/Fernkühlungssystemen); 

b)  Isolierung  und  Belüftung  (z.  B.  Hohlwanddämmung  und  Dachisolierung,  Doppel-/Dreifach-Verglasung  von 
Fenstern,  passive  Heizung  und  Kühlung); 

c)  Warmwasser  (z.  B.  Installation  neuer  Geräte,  unmittelbare  und  effiziente  Nutzung  in  der  Raumheizung, 
Waschmaschinen); 

d)  Beleuchtung  (z.  B.  neue  effiziente  Leuchtmittel  und  Vorschaltgeräte,  digitale  Steuersysteme,  Verwendung  von 
Bewegungsmeldern  für  Beleuchtungssysteme  in  gewerblich  genutzten  Gebäuden); 

e)  Kochen  und  Kühlen  (z.  B.  neue  energieeffiziente  Geräte,  Systeme  zur  Wärmerückgewinnung); 

f)  sonstige  Ausrüstungen  und  Geräte  (z.  B.  KWK-Anlagen,  neue  effiziente  Geräte,  Zeitsteuerung  für  eine  optimierte 
Energieverwendung,  Senkung  der  Energieverluste  im  Bereitschaftsmodus,  Einbau  von  Kondensatoren  zur 
Begrenzung  der  Blindleistung,  verlustarme  Transformatoren); 

g)  Einsatz  erneuerbarer  Energien  in  Haushalten,  wodurch  die  Menge  der  zugekauften  Energie  verringert  wird  (z.  B. 
solarthermische  Anwendungen,  Erzeugung  von  Warmbrauchwasser,  solarunterstützte  Raumheizung  und 
-kühlung); 

Industriesektor 

h)  Fertigungsprozesse  (z.  B.  effizienter  Einsatz  von  Druckluft,  Kondensat  sowie  Schaltern  und  Ventilen,  Einsatz 
automatischer  und  integrierter  Systeme,  energieeffizienter  Betriebsbereitschaftsmodus); 

i)  Motoren  und  Antriebe  (z.  B.  vermehrter  Einsatz  elektronischer  Steuerungen,  Regelantriebe,  integrierte 
Anwendungsprogramme,  Frequenzwandler,  hocheffiziente  Elektromotoren); 

j)      Lüfter,  Regelantriebe  und  Lüftung  (z.  B.  neue  Geräte/Systeme,  Einsatz  natürlicher  Lüftung); 

k)     Bedarfsmanagement  (z.  B.  Lastmanagement,  Regelsysteme  für  Spitzenlastabbau); 

1)      hocheffiziente  Kraft-Wärme-Kopplung  (z.  B.  KWK-Anlagen); 

Verkehrssektor 

m)  Verkehrsträgernutzung  (z.  B.  Förderung  verbrauchsarmer  Fahrzeuge,  energieeffizienter  Einsatz  von  Fahrzeugen 
einschließlich  Reifendruckregelsysteme,  verbrauchsenkende  Fahrzeugausstattung  und  -Zusatzausstattung,  ver- 
brauchsenkende Kraftstoffzusätze,  Leichtlauföle,  Leichtlaufreifen); 
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n)  Verkehrsverlagerung  auf  andere  Verkehrsträger  (z.  B.  Regelungen  für  autofreies  Wohnen/Arbeiten,  Fahrgemein- 
schaften (Car-Sharing),  Umstieg  auf  andere  Verkehrsträger,  d.  h.  von  energieintensiven  Verkehrsarten  auf  solche 
mit  niedrigerem  Energieverbrauch  pro  Personen-  bzw.  Tonnenkilometer); 

o)     autofreie  Tage; 

Sektorübergreifende  Maßnahmen 

p)  Standards  und  Normen,  die  hauptsächlich  auf  die  Erhöhung  der  Energieeffizienz  von  Erzeugnissen  und 
Dienstleistungen,  einschließlich  Gebäuden,  abzielen; 

q)  Energieetikettierungsprogramme; 

r)  Verbrauchserfassung,  intelligente  Verbrauchsmesssysteme,  wie  z.  B.  Einzelmessgeräte  mit  Fernablesung  bzw. 
-Steuerung,  und  informative  Abrechnung; 

s)  Schulungs-  und  Aufklärungsmaßnahmen  zur  Förderung  der  Anwendung  energieeffizienter  Technologien  und/ 
oder  Verfahren; 

Übergeordnete  Maßnahmen 

t)      Vorschriften,  Steuern  usw.,  die  eine  Verringerung  des  Endenergieverbrauchs  bewirken; 

u)  gezielte  Aufklärungskampagnen,  die  auf  die  Verbesserung  der  Energieeffizienz  und  auf  energieeffizienzstei- 
gernde  Maßnahmen  abzielen. 


ANHANG  N 


Allgemeiner  Rahmen  für  die  Messung  und  Überprüfung  von  Energieeinsparungen 
1.     Messung  und  Berechnung  von  Energieeinsparungen  und  deren  Normalisierung 

1.1.   Messung  von  Energieeinsparungen 
Allgemeines 

Bei  der  Messung  der  erzielten  Energieeinsparungen  nach  Artikel  4  zur  Erfassung  der  Gesamtverbesserung  der 
Energieeffizienz  und  zur  Überprüfung  der  Auswirkung  einzelner  Maßnahmen  ist  ein  harmonisiertes 
Berechnungsmodell  mit  einer  Kombination  von  Top-down-  und  Bottom-up-Berechnungsmethoden  zu 
verwenden,  um  die  jährlichen  Verbesserungen  der  Energieeffizienz  für  die  in  Artikel  14  genannten  EEAP  zu 
messen. 

Bei  der  Entwicklung  des  harmonisierten  Berechnungsmodells  nach  Artikel  15  Absatz  2  muss  der  Ausschuss  das 
Ziel  verfolgen,  so  weit  wie  möglich  Daten  zu  verwenden,  die  bereits  routinemäßig  von  Eurostat  und/oder  den 
nationalen  statistischen  Ämtern  bereitgestellt  werden. 

Top-down-Berechnungen 

Unter  einer  Top-down-Berechnungsmethode  ist  zu  verstehen,  dass  die  nationalen  oder  stärker  aggregierten 
sektoralen  Einsparungen  als  Ausgangspunkt  für  die  Berechnung  des  Umfangs  der  Energieeinsparungen 
verwendet  werden.  Anschließend  werden  die  jährlichen  Daten  um  Fremdfaktoren  wie  Gradtage,  strukturelle 
Veränderungen,  Produktmix  usw.  bereinigt,  um  einen  Wert  abzuleiten,  der  ein  getreues  Bild  der  Gesamtver- 
besserung der  Energieeffizienz  (wie  in  Nummer  1.2  beschrieben)  vermittelt.  Diese  Methode  liefert  keine  genauen 
Detailmessungen  und  zeigt  auch  nicht  die  Kausalzusammenhänge  zwischen  den  Maßnahmen  und  den  daraus 
resultierenden  Energieeinsparungen  auf.  Sie  ist  jedoch  in  der  Regel  einfacher  und  kostengünstiger  und  wird  oft 
als  „Energieeffizienzindikator"  bezeichnet,  weil  sie  Entwicklungen  anzeigt. 

Bei  der  Entwicklung  der  für  dieses  harmonisierte  Berechnungsmodell  verwendeten  Top-down-Berechnungs- 
methode muss  sich  der  Ausschuss  so  weit  wie  möglich  auf  bestehende  Methoden  wie  das  Modell  ODEX  (') 
stützen. 

Bottom-up-Berechnungen 

Unter  einer  Bottom-up-Berechnungsmethode  ist  zu  verstehen,  dass  die  Energieeinsparungen,  die  mit  einer 
bestimmten  Energieeffizienzmaßnahme  erzielt  werden,  in  Kilowattstunden  (kWh),  in  Joules  (J)  oder  in 
Kilogramm  Öläquivalent  (kg  OE)  zu  messen  sind  und  mit  Energieeinsparungen  aus  anderen  spezifischen 
Energieeffizienzmaßnahmen  zusammengerechnet  werden.  Die  in  Artikel  4  Absatz  4  genannten  Behörden  oder 
Stellen  gewährleisten,  dass  eine  doppelte  Zählung  von  Energieeinsparungen,  die  sich  aus  einer  Kombination  von 
Energieeffizienzmaßnahmen  (einschließlich  Energieeffizienzmechanismen)  ergeben,  vermieden  wird.  Für  die 
Bottom-up-Berechnungsmethode  können  die  in  den  Nummern  2.1  und  2.2  genannten  Daten  und  Methoden 
verwendet  werden. 

Die  Kommission  entwickelt  vor  dem  1.  Januar  2008  ein  harmonisiertes  Bottom-up-Modell.  Dieses  Modell 
erfasst  zwischen  20  und  30  %  des  jährlichen  inländischen  Endenergieverbrauchs  in  den  unter  diese  Richtlinie 
fallenden  Sektoren,  und  zwar  unter  gebührender  Berücksichtigung  der  in  den  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten 
Faktoren. 

Bis  zum  1.  Januar  2012  entwickelt  die  Kommission  dieses  harmonisierte  Bottom-up-Modell  weiter;  es  soll  einen 
signifikant  höheren  Anteil  des  jährlichen  inländischen  Energieverbrauchs  auf  Sektoren  abdecken,  die  unter  diese 
Richtlinie  fallen,  und  zwar  unter  gebührender  Berücksichtigung  der  unter  den  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten 
Faktoren. 


(')      SAVE-Programm  —  Projekt  ODYSSEE-MURE  (Kommission,  2005). 
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Bei  der  Entwicklung  des  harmonisierten  Bottom-up-Modells  berücksichtigt  die  Kommission  die  nachstehenden 
Faktoren  und  begründet  ihre  Entscheidung  entsprechend: 

a)  Erfahrungen  aus  den  ersten  Jahren  der  Anwendung  des  harmonisierten  Rechenmodells; 

b)  erwartete  potenzielle  Zunahme  der  Genauigkeit  dank  einem  höheren  Anteil  an  Bottom-up-Berechnungen; 

c)  geschätzte  potenziell  hinzukommende  Kosten  und/oder  Verwaltungsbelastungen. 

Bei  der  Entwicklung  dieses  Bottom-up-Modells  nach  Artikel  15  Absatz  2  verfolgt  der  Ausschuss  das  Ziel, 
standardisierte  Methoden  anzuwenden,  die  ein  Minimum  an  Verwaltungsaufwand  und  Kosten  verursachen, 
wobei  insbesondere  die  in  den  Nummern  2.1  und  2.2  genannten  Messmethoden  angewendet  werden  und  der 
Schwerpunkt  auf  die  Sektoren  gelegt  wird,  in  denen  das  harmonisierte  Bottom-up-Modell  am  kosten- 
wirksamsten angewendet  werden  kann. 

Die  Mitgliedstaaten,  die  dies  wünschen,  können  zusätzlich  zu  dem  durch  das  harmonisierte  Bottom-up-Modell 
zu  erfassenden  Teil  weitere  Bottom-up-Messungen  verwenden,  wenn  die  Kommission  nach  dem  in  Artikel  16 
Absatz  2  genannten  Verfahren  einer  von  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  vorgelegten  Methodenbeschreibung 
zugestimmt  hat. 

Sind  für  bestimmte  Sektoren  keine  Bottom-up-Berechnungen  verfügbar,  so  sind  in  den  der  Kommission  zu 
übermittelnden  Berichten  Top-down-Indikatoren  oder  Kombinationen  aus  Top-down-  und  Bottom-up- 
Berechnungen  zu  verwenden,  sofern  die  Kommission  nach  dem  in  Artikel  16  Absatz  2  genannten  Verfahren 
ihre  Zustimmung  erteilt  hat.  Die  Kommission  muss  insbesondere  dann  eine  angemessene  Flexibilität  walten 
lassen,  wenn  sie  entsprechende  Anträge  anhand  des  in  Artikel  14  Absatz  2  genannten  ersten  EEAP  beurteilt. 
Einige  Top-down-Berechnungen  werden  erforderlich  sein,  um  die  Auswirkungen  der  Maßnahmen  zu  messen, 
die  nach  1995  (und  in  einigen  Fällen  ab  1991)  durchgeführt  wurden  und  sich  weiterhin  auswirken. 

2.  Normalisierung  der  Messung  der  Energieeinsparungen 

Energieeinsparungen  sind  durch  Messung  und/oder  Schätzung  des  Verbrauchs  vor  und  nach  Durchführung  der 
Maßnahme  zu  ermitteln,  wobei  Bereinigungen  und  Normalisierungen  für  externe  Bedingungen  vorzunehmen 
sind,  die  den  Energieverbrauch  in  der  Regel  beeinflussen.  Die  Bedingungen,  die  den  Energieverbrauch  in  der 
Regel  beeinflussen,  können  sich  im  Laufe  der  Zeit  ändern.  Dazu  können  die  wahrscheinlichen  Auswirkungen 
eines  oder  mehrerer  plausibler  Faktoren  gehören,  wie  etwa: 

a)  Wetterbedingungen,  z.  B.  Gradtage; 

b)  Belegungsniveau; 

c)  Öffnungszeiten  von  Gebäuden,  die  nicht  Wohnzwecken  dienen; 

d)  Intensität  der  installierten  Ausrüstung  (Anlagendurchsatz);  Produktmix; 

e)  Anlagendurchsatz,  Produktionsniveau,  Volumen  oder  Mehrwert,  einschließlich  Veränderungen  des  BIP; 

f)  zeitliche  Nutzung  von  Anlagen  und  Fahrzeugen; 

g)  Beziehung  zu  anderen  Einheiten. 


Verwendbare  Daten  und  Methoden  (Messbarkeit) 

Für  die  Erhebung  von  Daten  zur  Messung  und/oder  Abschätzung  von  Energieeinsparungen  gibt  es  verschiedene 
Methoden.  Zum  Zeitpunkt  der  Bewertung  einer  Energiedienstleistung  oder  einer  Energieeffizienzmaßnahme  ist 
es  oft  nicht  möglich,  sich  nur  auf  Messungen  zu  stützen.  Es  wird  daher  eine  Unterscheidung  getroffen  zwischen 
Methoden  zur  Messung  von  Energieeinsparungen  und  Methoden  zur  Schätzung  von  Energieeinsparungen, 
wobei  die  zuletzt  genannten  Methoden  gebräuchlicher  sind. 


2.1.  Daten  und  Methoden  bei  Zugrundelegung  von  Messungen 


Abrechnungen  von  Versorgern  oder  Einzelhandelsunternehmen 

Energierechnungen  mit  Verbrauchserfassung  können  die  Grundlage  für  die  Messung  für  einen  repräsentativen 
Zeitraum  vor  der  Einführung  der  Energieeffizienzmaßnahme  bilden.  Diese  Abrechnungen  können  dann  mit  den 
ebenfalls  in  einem  repräsentativen  Zeitraum  nach  Einführung  und  Durchführung  der  Maßnahme  erstellten 
Verbrauchsabrechnungen  verglichen  werden.  Die  Ergebnisse  sollten  nach  Möglichkeit  auch  mit  einer 
Kontrollgruppe  (keine  Teilnehmergruppe)  verglichen  oder  alternativ  dazu  wie  in  Nummer  1.2  beschrieben 
normalisiert  werden. 

Energieverkaufsdaten 

Der  Verbrauch  verschiedener  Energiearten  (z.  B.  Strom,  Gas,  Heizöl)  kann  ermittelt  werden,  indem  die 
Verkaufsdaten  des  Einzelhändlers  oder  Versorgers  vor  Einführung  der  Energieeffizienzmaßnahmen  mit  den 
Verkaufsdaten  nach  Einführung  der  Maßnahme  verglichen  werden.  Zu  diesem  Zweck  können  eine 
Kontrollgruppe  verwendet  oder  die  Daten  normalisiert  werden. 

Verkaufszahlen  zu  Ausrüstungen  und  Geräten 

Die  Leistung  von  Ausrüstungen  und  Geräten  kann  auf  der  Grundlage  von  Informationen,  die  unmittelbar  vom 
Hersteller  eingeholt  werden,  berechnet  werden.  Verkaufszahlen  zu  Ausrüstungen  und  Geräten  können  in  der 
Regel  von  den  Einzelhändlern  eingeholt  werden.  Es  können  auch  besondere  Umfragen  und  Erhebungen 
vorgenommen  werden.  Die  zugänglichen  Daten  können  anhand  der  Umsatzzahlen  überprüft  werden,  um  das 
Ausmaß  der  Einsparungen  zu  bestimmen.  Bei  der  Anwendung  dieser  Methode  sollten  Bereinigungen 
vorgenommen  werden,  um  Änderungen  bei  der  Nutzung  von  Ausrüstungen  und  Geräten  zu  berücksichtigen. 

Endverbrauchslast-Daten 

Der  Energieverbrauch  eines  Gebäudes  oder  einer  Einrichtung  kann  vollständig  überwacht  werden,  um  den 
Energiebedarf  vor  und  nach  Einführung  einer  Energieeffizienzmaßnahme  aufzuzeichnen.  Wichtige  relevante 
Faktoren  (z.  B.  Produktionsprozess,  Spezialausrüstung,  Wärmeanlagen)  können  genauer  erfasst  werden. 

2.2.  Daten  und  Methoden  bei  Zugrundelegung  von  Sehätzungen 

Schätzdaten  aufgrund  einfacher  technischer  Begutachtung  ohne  Inspektion 

Die  Datenschätzung  aufgrund  einfacher  technischer  Begutachtung  ohne  Inspektion  am  Ort  ist  die 
gebräuchlichste  Methode  zur  Gewinnung  von  Daten  für  die  Messung  vermuteter  Energieeinsparungen.  Die 
Schätzung  kann  dabei  unter  Anwendung  ingenieurtechnischer  Prinzipien  erfolgen,  ohne  dass  am  Ort  erhobene 
Daten  vorliegen,  wobei  sich  die  Annahmen  auf  Gerätespezifikationen,  Leistungsmerkmale,  Betriebsprofile  der 
durchgeführten  Maßnahmen  und  Statistiken  usw.  stützen. 

Schätzdaten  aufgrund  erweiterter  technischer  Begutachtung  mit  Inspektion 

Energiedaten  können  auf  der  Grundlage  von  Informationen  berechnet  werden,  die  von  einem  externen 
Sachverständigen  während  eines  Audits  oder  sonstigen  Besuchs  einer  oder  mehrerer  der  ins  Auge  gefassten 
Anlagen  ermittelt  wurden.  Auf  dieser  Grundlage  könnten  komplexere  Algorithmen/Simulationsmodelle 
entwickelt  und  auf  eine  größere  Zahl  von  Anlagen  (z.  B.  Gebäude,  Einrichtungen,  Fahrzeuge)  angewendet 
werden.  Diese  Art  der  Messung  kann  häufig  dazu  verwendet  werden,  die  bei  einfacher  technischer  Begutachtung 
gewonnenen  Schätzdaten  zu  vervollständigen  und  zu  kalibrieren. 

3.     Handhabung  der  Unsicherheit 

Alle  in  Nummer  2  aufgeführten  Methoden  können  einen  gewissen  Grad  an  Unsicherheit  aufweisen.  Eine 
Unsicherheit  kann  aus  folgenden  Quellen  herrühren  ('): 

a)      Messgerätefehler:  tritt  typischerweise  aufgrund  von  Fehlern  in  Spezifikationen  des  Produktherstellers  auf; 


(')  Ein  Modell  für  die  Festlegung  eines  Niveaus  quantifizierbarer  Unsicherheit  auf  der  Grundlage  dieser  drei  Fehler  enthält 
Anhang  B  des  Internationalen  Protokolls  für  Leistungsmessung  und  -Überprüfung  (International  Performance  Measurement 
and  Verification  Protocol,  IPMVP). 
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b)  Modellfehler:  bezieht  sich  typischerweise  auf  Fehler  in  dem  Modell,  das  zur  Abschätzung  von  Parametern 
für  die  gesammelten  Daten  benutzt  wird; 

c)  Stichprobenfehler:  bezieht  sich  typischerweise  auf  Fehler  aufgrund  der  Tatsache,  dass  an  einer  Stichprobe 
Beobachtungen  vorgenommen  wurden,  statt  die  Grundgesamtheit  aller  Einheiten  zu  beobachten. 

Eine  Unsicherheit  kann  sich  auch  aus  geplanten  und  ungeplanten  Annahmen  ergeben;  dies  ist  typischerweise 
mit  Schätzungen,  Vorgaben  und/oder  der  Verwendung  technischer  Daten  verbunden.  Das  Auftreten  von  Fehlern 
steht  auch  mit  der  gewählten  Methode  der  Datensammlung  in  Zusammenhang,  die  in  den  Nummern  2.1  und 
2.2  skizziert  ist.  Eine  weitere  Spezifizierung  der  Unsicherheit  ist  anzuraten. 

Die  Mitgliedstaaten  können  sich  auch  dafür  entscheiden,  die  Unsicherheit  zu  quantifizieren,  wenn  sie  über  die 
Erreichung  der  in  dieser  Richtlinie  festgelegten  Ziele  berichten.  Die  quantifizierte  Unsicherheit  ist  dann  auf 
statistisch  sinnvolle  Weise  unter  Angabe  sowohl  der  Genauigkeit  als  auch  des  Konfidenzniveaus  auszudrücken. 
Beispiel:  „Das  Konfidenzintervall  (90  %)  des  quantifizierbaren  Fehlers  liegt  bei  ±  20  %." 

Wird  die  Methode  der  quantifizierten  Unsicherheit  angewendet,  tragen  die  Mitgliedstaaten  auch  der  Tatsache 
Rechnung,  dass  das  akzeptable  Unsicherheitsniveau  bei  der  Berechnung  der  Einsparungen  eine  Funktion  des 
Niveaus  der  Energieeinsparungen  und  der  Kostenwirksamkeit  abnehmender  Unsicherheit  ist. 

Harmonisierte  Laufzeiten  von  Energieeffizienzmaßnahmen  in  Bottom-up-Berechnungen 

Einige  Energieeffizienzmaßnahmen  sind  auf  mehrere  Jahrzehnte  angelegt,  andere  hingegen  haben  kürzere 
Laufzeiten.  Nachstehend  sind  einige  Beispiele  für  durchschnittliche  Laufzeiten  von  Energieeffizienzmaßnahmen 
aufgelistet: 


Dachgeschossisolierung  (privat  genutzte  Gebäude)  30  Jahre 

Hohlwanddämmung  (privat  genutzte  Gebäude)  40  Jahre 

Verglasung  (von  E  nach  C)  (in  m2)  20  Jahre 

Heizkessel  (von  B  nach  A)  15  Jahre 

Heizungsregelung  —  Nachrüstung  mit  Ersatz  des  Kessels  15  Jahre 

Kompakte  Fluoreszenzleuchten  (handelsübliche  Leuchten)  16  Jahre 


Quelle:  Energy  Efficiency  Commitment  2005  —  2008  (Vereinigtes 
Königreich) 

Damit  gewährleistet  ist,  dass  alle  Mitgliedstaaten  für  ähnliche  Maßnahmen  die  gleichen  Laufzeiten  zugrunde 
legen,  werden  die  Laufzeiten  europaweit  harmonisiert.  Die  Kommission,  die  von  dem  nach  Artikel  16 
eingesetzten  Ausschuss  unterstützt  wird,  ersetzt  deshalb  spätestens  am  17.  November  2006  die  vorstehende 
Liste  durch  eine  vereinbarte  vorläufige  Liste  mit  den  durchschnittlichen  Laufzeiten  verschiedener  Energie- 
effizienzmaßnahmen. 

Umgang  mit  den  Multiplikatoreffekten  von  Energieeinsparungen  und  Vermeidung  einer  doppelten 
Erfassung  bei  kombinierter  Top-down-  und  Bottom-up-Berechnung 

Die  Durchführung  einer  einzigen  Energieeffizienzmaßnahme,  wie  etwa  der  Isolierung  des  Warmwasserspeichers 
und  der  Warmwasserrohre  in  einem  Gebäude,  oder  einer  anderen  Maßnahme  mit  gleicher  Wirkung  kann 
Multiplikatoreffekte  im  Markt  auslösen,  so  dass  der  Markt  eine  Maßnahme  automatisch  ohne  weitere  Beteiligung 
der  in  Artikel  4  Absatz  4  genannten  Behörden  oder  Stellen  oder  eines  privatwirtschaftlichen  Energiedienst- 
leisters umsetzt.  Eine  Maßnahme  mit  Multiplikatorpotenzial  wäre  in  den  meisten  Fällen  kostenwirksamer  als 
Maßnahmen,  die  regelmäßig  wiederholt  werden  müssen.  Die  Mitgliedstaaten  müssen  das  Energiesparpotenzial 
derartiger  Maßnahmen  einschließlich  ihrer  Multiplikatoreffekte  abschätzen  und  die  gesamten  Auswirkungen  im 
Rahmen  einer  Ex-post-Evaluierung,  für  die  gegebenenfalls  Indikatoren  zu  verwenden  sind,  überprüfen. 

Bei  der  Evaluierung  von  horizontalen  Maßnahmen  können  Energieeffizienz-Indikatoren  herangezogen  werden, 
sofern  die  Entwicklung,  die  die  Indikatoren  ohne  die  horizontalen  Maßnahmen  genommen  hätten,  bestimmt 
werden  kann.  Doppel-Zählungen  mit  Einsparungen  durch  gezielte  Energieeffizienz-Programme,  Energiedienst- 
leistungen und  andere  Politikinstrumente  müssen  dabei  jedoch  so  weit  wie  möglich  ausgeschlossen  werden 


können.  Dies  gilt  insbesondere  für  Energie-  oder  C02-Steuern  und  Informationskampagnen. 

Für  doppelt  erfasste  Energieeinsparungen  sind  entsprechende  Korrekturen  vorzunehmen.  Es  sollten  Matrizen 
verwendet  werden,  die  die  Summierung  der  Auswirkungen  von  Maßnahmen  ermöglichen. 

Potenzielle  Energieeinsparungen,  die  sich  erst  nach  der  Zielperiode  ergeben,  dürfen  nicht  berücksichtigt  werden, 
wenn  die  Mitgliedstaaten  über  die  Erreichung  der  allgemeinen  Zielvorgabe  nach  Artikel  4  berichten. 
Maßnahmen,  die  langfristige  Auswirkungen  auf  den  Markt  haben,  sollten  in  jedem  Fall  gefördert  werden,  und 
Maßnahmen,  die  bereits  energiesparende  Multiplikatoreffekte  ausgelöst  haben,  sollten  bei  der  Berichterstattung 
über  die  Erreichung  der  in  Artikel  4  festgelegten  Ziele  berücksichtigt  werden,  sofern  sie  anhand  der  Leitlinien 
dieses  Anhangs  gemessen  und  überprüft  werden  können. 

Überprüfung  der  Energieeinsparungen 

Die  Energieeinsparungen,  die  durch  eine  bestimmte  Energiedienstleistung  oder  eine  andere  Energieeffizienz- 
maßnahme erzielt  wurden,  sind  durch  einen  Dritten  zu  überprüfen,  wenn  dies  als  kostenwirksam  und 
erforderlich  erachtet  wird.  Dies  kann  durch  unabhängige  Berater,  Energiedienstleister  oder  andere  Markt- 
teilnehmer erfolgen.  Die  in  Artikel  4  Absatz  4  genannten  zuständigen  Behörden  oder  Stellen  des  Mitgliedstaats 
können  weitere  Anweisungen  dazu  herausgeben. 

Quellen:  A  European  Ex-post  Evaluation  Guidebook  for  DSM  and  EE  Service  Programmes;  IEA,  INDEEP- 
Datenbank;  IPMVP,  Band  1  (Ausgabe  März  2002). 


ANHANG  V 

Als  Orientierung  dienende  Liste  der  Märkte  und  Teilmärkte  für  Energieverbrauchsumstellung,  bei  denen  Benchmarks 
ausgearbeitet  werden  können: 

1.  Markt  für  Haushaltsgeräte/Informationstechnik  und  Beleuchtung: 

1.1.  Küchengeräte  (Weiße  Ware); 

1.2.  Unterhaltungs-/Informationstechnik; 

1.3.  Beleuchtung. 

2.  Markt  für  Hauswärmetechnik: 

2.1.  Heizung; 

2.2.  Warmwasserbereitung; 

2.3.  Klimaanlagen; 

2.4.  Lüftung; 

2.5.  Wärmedämmung; 

2.6.  Fenster. 

3.  Markt  für  Industrieöfen. 

4.  Markt  für  motorische  Antriebe  in  der  Industrie. 

5.  Markt  der  öffentlichen  Einrichtungen: 

5.1.  Schulen/Behörden; 

5.2.  Krankenhäuser; 

5.3.  Schwimmbäder; 

5.4.  Straßenbeleuchtung. 

6.  Markt  für  Verkehrsdienstleistungen. 


ANHANG  VI 


Liste  der  förderungsfähigen  Maßnahmen  im  Bereich  der  energieeffizienten  öffentlichen  Beschaffung 

Unbeschadet  der  nationalen  und  gemeinschaftlichen  Rechtsvorschriften  für  das  öffentliche  Beschaffungswesen  sorgen 
die  Mitgliedstaaten  dafür,  dass  der  öffentliche  Sektor  im  Rahmen  seiner  in  Artikel  5  genannten  Vorbildfunktion 
mindestens  zwei  der  Anforderungen  anwendet,  die  in  der  nachstehenden  Liste  aufgeführt  sind: 

a)  Anforderungen  hinsichtlich  des  Einsatzes  von  Finanzinstrumenten  für  Energieeinsparungen,  einschließlich 
Energieleistungsverträgen,  die  die  Erbringung  messbarer  und  im  Voraus  festgelegter  Energieeinsparungen  (auch 
in  Fällen,  in  denen  öffentliche  Verwaltungen  Zuständigkeiten  ausgegliedert  haben)  vorschreiben; 

b)  Anforderungen,  wonach  die  zu  beschaffenden  Ausrüstungen  und  Fahrzeuge  aus  Listen  energieeffizienter 
Produkte  auszuwählen  sind,  die  Spezifikationen  für  verschiedene  Kategorien  von  Ausrüstungen  und  Fahrzeugen 
enthalten  und  von  den  in  Artikel  4  Absatz  4  genannten  Behörden  oder  Stellen  erstellt  werden,  wobei 
gegebenenfalls  eine  Analyse  minimierter  Lebenszykluskosten  oder  vergleichbare  Methoden  zur  Gewährleistung 
der  Kostenwirksamkeit  zugrunde  zu  legen  sind; 

c)  Anforderungen,  die  den  Kauf  von  Ausrüstungen  vorschreiben,  die  in  allen  Betriebsarten  —  auch  in 
Betriebsbereitschaft  —  einen  geringen  Energieverbrauch  aufweisen,  wobei  gegebenenfalls  eine  Analyse 
minimierter  Lebenszykluskosten  oder  vergleichbare  Methoden  zur  Gewährleistung  der  Kostenwirksamkeit 
zugrunde  zu  legen  sind; 

d)  Anforderungen,  die  das  Ersetzen  oder  Nachrüsten  vorhandener  Ausrüstungen  und  Fahrzeuge  durch  die  bzw.  mit 
den  unter  den  Buchstaben  b  und  c  genannten  Ausrüstungen  vorschreiben; 

e)  Anforderungen,  die  die  Durchführung  von  Energieaudits  und  die  Umsetzung  der  daraus  resultierenden 
Empfehlungen  hinsichtlich  der  Kostenwirksamkeit  vorschreiben; 

f)  Anforderungen,  die  den  Kauf  oder  die  Anmietung  von  energieeffizienten  Gebäuden  oder  Gebäudeteilen  bzw. 
den  Ersatz  oder  die  Nachrüstung  von  gekauften  oder  angemieteten  Gebäuden  oder  Gebäudeteilen  vorschreiben, 
um  ihre  Energieeffizienz  zu  verbessern. 
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Verordnung  (EG)  Nr.  1137/2008 

(ABl.  2008  L  311/1) 
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Copyrighled  matärial 


Der  Text  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1137/2008  findet  sich  auf  den  S.  979  ff.. 
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Richtlinie  2012/27/EU 

(ABl.  2012  L  315/1) 
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Der  Text  der  Richtlinie  2012/27/EU  findet  sich  auf  den  S.  1470  ff.. 
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Richtlinie  2008/92/EG 

(ABl.  2008  L  298/9) 
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RICHTLINIE  2008/92/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  22.  Oktober  2008 

zur  Einführung  eines  gemeinschaftlichen  Verfahrens  zur  Gewährleistung  der  Transparenz  der  vom 
industriellen  Endverbraucher  zu  zahlenden  Gas-  und  Strompreise  (Neufassung) 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPAISCHE  PARLAMENT  UND 
EUROPÄISCHEN  UNION  — 


DER     RAT  DER 


bewerbsfähigkeit,  so  dass  diese  Daten  vertraulich  behan- 
delt werden  müssen. 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  285  Absatz  1, 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 


gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (l) 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Richtlinie  90/377/EWG  des  Rates  vom  29.  Juni  1990 
zur  Einführung  eines  gemeinschaftlichen  Verfahrens  zur 
Gewährleistung  der  Transparenz  der  vom  industriellen 
Endverbraucher  zu  zahlenden  Gas-  und  Strompreise  (2) 
wurde  mehrfach  erheblich  geändert  (3).  Anlässlich  neuer- 
licher Änderungen  empfiehlt  sich  aus  Gründen  der  Klar- 
heit eine  Neufassung. 


(2)  Die  Transparenz  der  Energiepreise  ist,  insoweit  als  sie  die 
Voraussetzungen  für  einen  unverfälschten  Wettbewerb 
im  Gemeinsamen  Markt  verbessert,  für  die  Verwirkli- 
chung und  das  reibungslose  Funktionieren  des  Binnen- 
marktes im  Energiesektor  unabdingbar. 

(3)  Die  Transparenz  fördert  die  Möglichkeit  des  Verbrau- 
chers, zwischen  den  verschiedenen  Energiearten  und  Ver- 
sorgern frei  zu  wählen  und  kann  so  zum  Abbau  beste- 
hender Benachteiligungen  einzelner  Verbraucher  beitra- 
gen. 


(4)  Zurzeit  ist  die  Transparenz  in  Bezug  auf  die  einzelnen 
Energiearten  in  den  Mitgliedstaaten  oder  in  einer  Region 
der  Gemeinschaft  nicht  gleich,  was  sich  auf  die  Vollen- 
dung des  Binnenmarktes  im  Energiesektor  nachteilig  aus- 
wirkt. 


(5)      Allerdings  beeinflussen  die  Preise,  die  die  Industrie  der 
Gemeinschaft  für  ihren  Energiekonsum  zahlt,  ihre  Wett- 


(6)  Durch  das  vom  Statistischen  Amt  der  Europäischen 
Gemeinschaften  (Eurostat)  in  seinen  Veröffentlichungen 
der  Preise  verwendete  System,  das  sich  auf  verschiedene 
Verbrauchertypen  bezieht,  sowie  durch  das  für  die  gro- 
ßen industriellen  Stromverbraucher  eingeführte  Preissys- 
tem, ist  gewährleistet,  dass  der  Schutz  der  vertraulich  zu 
behandelnden  Daten  durch  die  angestrebte  Transparenz 
nicht  beeinträchtigt  wird. 


(7)  Es  empfiehlt  sich,  die  von  Eurostat  verwendeten  Verbrau- 
cherkategorien mit  der  Maßgabe  auszuweiten,  dass  die 
Repräsentativität  der  Verbraucher  gesichert  bleiben  muss. 


(8)  Dadurch  wäre  die  Transparenz  der  Endverbraucherpreise 
gewährleistet,  ohne  die  erforderliche  vertrauliche  Behand- 
lung der  Verträge  zu  gefährden.  Um  die  Vertraulichkeit 
zu  wahren,  müssen  zumindest  drei  Verbraucher  in  einer 
Kategorie  vorhanden  sein,  um  einen  Preis  veröffentlichen 
zu  können. 


(9)  Diese  Informationen,  die  sich  auf  den  Endverbrauch  von 
Gas  und  Strom  durch  die  Industrie  beziehen  werden, 
werden  auch  einen  Vergleich  mit  den  anderen  Energie- 
quellen (Erdöl,  Kohle,  fossile  und  erneuerbare  Energie- 
quellen) und  mit  den  anderen  Verbrauchern  ermöglichen. 


(10)  Sowohl  die  Versorgungsunternehmen  für  Gas  und  Elekt- 
rizität als  auch  die  industriellen  Verbraucher  von  Gas 
oder  Elektrizität  unterliegen  —  unabhängig  von  der  An- 
wendung dieser  Richtlinie  —  den  allgemeinen  Wettbe- 
werbsregeln des  EG-Vertrags;  dementsprechend  kann  die 
Kommission  die  Mitteilung  der  Preise  und  Verkaufsbedin- 
gungen verlangen. 


(11)     Die  Offenlegung  der  geltenden  Preissysteme  ist  für  die 
Preistransparenz  erforderlich. 


(•)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  17.  Juni  2008 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates 
vom  25.  September  2008. 

(2)  ABl.  L  185  vom  17.7.1990,  S.  16. 

(')  Siehe  Anhang  III  Teil  A. 


(12)  Für  die  Preistransparenz  ist  darüber  hinaus  die  Kenntnis 
der  Angaben  erforderlich,  die  sich  darauf  beziehen,  auf 
welche  Kategorien  sich  die  Verbraucher  verteilen  und 
welchen  Marktanteil  sie  haben. 
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(13)  Die  Mitteilung  der  Preise  und  der  Verkaufsbedingungen 
für  die  Verbraucher,  die  auch  die  aktuellen  Preissysteme 
und  die  Verteilung  der  Verbraucher  auf  die  einzelnen 
Verbrauchskategorien  enthalten  muss,  an  Eurostat  sollte 
die  Kommission  in  die  Lage  versetzen,  im  Hinblick  auf 
die  Lage  des  Binnenmarktes  für  Energie  gegebenenfalls 
Maßnahmen  oder  Vorschläge  auszuarbeiten. 

(14)  Dabei  wird  die  Zuverlässigkeit  der  Eurostat  mitgeteilten 
Angaben  erhöht,  wenn  die  Unternehmen  selbst  diese  Da- 
ten erstellen. 


(15)  Die  Kenntnis  der  existierenden  Besteuerung  und  steuer- 
ähnlichen Abgaben  in  jedem  einzelnen  Mitgliedstaat  der 
Gemeinschaft  ist  eine  wichtige  Voraussetzung  für  die  Si- 
cherstellung der  Preistransparenz. 

(16)  Darüber  hinaus  sind  Maßnahmen  zur  Kontrolle  der  Zu- 
verlässigkeit der  Eurostat  übermittelten  Angaben  erforder- 
lich. 


(17)  Die  Transparenz  setzt  die  Veröffentlichung  der  Preise  und 
Preissysteme  und  ihre  Weitergabe  an  möglichst  viele  Ver- 
braucher voraus. 


(18)  Um  diese  Transparenz  der  Energiepreise  zu  erreichen,  ist 
es  ferner  erforderlich,  sich  auf  die  bewährten  Methoden 
und  Techniken  der  Verarbeitung,  der  Prüfung  und  Ver- 
öffentlichung der  Daten  zu  stützen,  die  Eurostat  ent- 
wickelt hat  und  anwendet. 


(19)  Im  Hinblick  auf  die  Verwirklichung  des  Binnenmarktes 
für  Energie  sollte  das  Transparenzsystem  so  bald  wie 
möglich  Gestalt  annehmen. 

(20)  Diese  Richtlinie  kann  erst  dann  in  allen  Mitgliedstaaten 
einheitlich  durchgeführt  werden,  wenn  der  Markt  für  Erd- 
gas, insbesondere  hinsichtlich  der  Infrastrukturen  einen 
ausreichenden  Stand  der  Entwicklung  erreicht  hat. 

(21)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss 
1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festle- 
gung der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der  Kommis- 
sion übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (')  erlassen 
werden. 


(22)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhal- 
ten, die  Anhänge  I  und  II  bei  Feststellung  spezifischer 
Probleme  anzupassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen 
von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  bewir- 
ken, sind  diese  Maßnahmen  nach  dem  Regelungsverfah- 
ren mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  zu  erlassen. 


(!)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 


(23)  Da  die  neuen,  in  die  vorliegende  Richtlinie  aufzunehm- 
enden Elemente  lediglich  das  Ausschussverfahren  betref- 
fen, brauchen  die  Mitgliedstaaten  sie  nicht  umzusetzen. 

(24)  Diese  Richtlinie  sollte  die  Verpflichtung  der  Mitgliedstaa- 
ten hinsichtlich  der  Fristen  für  die  Umsetzung  in  inner- 
staatliches Recht  der  in  Anhang  III  Teil  B  aufgeführten 
Richtlinien  unberührt  lassen  — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um 
sicherzustellen,  dass  die  Gas-  und  Stromversorgungsunterneh- 
men der  industriellen  Endverbraucher  —  wie  sie  in  den  An- 
hängen I  und  II  definiert  sind  —  dem  Statistischen  Amt  der 
Europäischen  Gemeinschaften  (Eurostat)  in  der  in  Artikel  3  be- 
stimmten Art  und  Weise  Folgendes  mitteilen: 

1.  die  Preise  und  Bedingungen,  zu  denen  Gas  und  Strom  an  die 
industriellen  Endverbraucher  verkauft  werden; 

2.  die  geltenden  Preissysteme; 

3.  die  Verteilung  der  Verbraucher  auf  die  verschiedenen  Ver- 
brauchskategorien, unter  Angabe  der  jeweiligen  Mengen 
zur  Sicherstellung  der  Repräsentativität  dieser  Kategorien 
auf  nationaler  Ebene. 


Artikel  2 

(1)  Die  in  Artikel  1  bezeichneten  Unternehmen  erfassen  die 
in  Artikel  1  Punkt  1  und  2  vorgesehenen  Angaben  zum  1. 
Januar  und  1.  Juli  jeden  Jahres. 

Sie  übermitteln  diese  Angaben  —  nachdem  sie  sie  gemäß  Arti- 
kel 3  aufbereitet  haben  —  innerhalb  von  zwei  Monaten  Eurostat 
und  den  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten. 

(2)  Auf  der  Grundlage  der  in  Absatz  1  genannten  Angaben 
veröffentlicht  Eurostat  alljährlich  im  Mai  und  November  in  ge- 
eigneter Form  die  in  den  Mitgliedstaaten  geltenden  Industrie- 
tarife für  Gas  und  Strom  sowie  die  Preissysteme,  auf  denen 
die  Preisfestsetzung  beruht. 

(3)  Die  in  Artikel  1  Ziffer  3  vorgesehenen  Informationen 
werden  Eurostat  und  den  zuständigen  Behörden  der  Mitglied- 
staaten alle  zwei  Jahre  übermittelt. 

Diese  Informationen  werden  nicht  veröffentlicht. 


Artikel  3 

Die  Durchführungsbestimmungen  in  Bezug  auf  Form  und  Inhalt 
sowie  alle  anderen  Merkmale  der  in  Artikel  1  vorgesehenen 
Informationen  sind  den  Anhängen  I  und  II  zu  entnehmen. 
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Artikel  4 

Eurostat  ist  gehalten,  die  ihm  gemäß  Artikel  1  mitgeteilten 
Angaben,  die  unter  das  Geschäftsgeheimnis  der  Unternehmen 
fallen  könnten,  nicht  preiszugeben.  Die  Eurostat  übermittelten 
vertraulichen  statistischen  Daten  sind  nur  den  Beamten  von 
Eurostat  zugänglich  und  dürfen  nur  für  rein  statistische  Zwecke 
verwendet  werden. 

Absatz  1  steht  jedoch  einer  Veröffentlichung  der  Angaben  in 
aggregierter  Form,  aus  der  keine  Rückschlüsse  auf  individuelle 
Handelsgeschäfte  gezogen  werden  können,  nicht  entgegen. 

Artikel  5 

Stellt  Eurostat  bei  den  gemäß  dieser  Richtlinie  mitgeteilten  Da- 
ten statistisch  bedeutsame  Auffälligkeiten  oder  Unstimmigkeiten 
fest,  so  kann  es  die  zuständigen  Stellen  der  Mitgliedstaaten  auf- 
fordern, ihm  zu  gestatten,  sowohl  von  den  betreffenden  nicht 
aggregierten  Daten  als  auch  von  den  Berechnungs-  und  Bewer- 
tungsmethoden, auf  die  sich  die  aggregierten  Informationen 
stützen,  Kenntnis  zu  nehmen,  um  die  als  anormal  erachteten 
Informationen  zu  bewerten  und,  gegebenenfalls,  zu  berichtigen. 

Artikel  6 

Die  Kommission  nimmt  an  den  Anhängen  I  und  II  die  Ände- 
rungen vor,  die  bei  Feststellung  spezifischer  Probleme  notwen- 
dig werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  7 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Diese  Änderungen  betreffen  jedoch  nur  die  technischen  Ele- 
mente der  Anhänge  und  beeinträchtigen  nicht  die  allgemeine 
Struktur  des  Systems. 

Artikel  7 

(1)     Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 


einmal  jährlich  einen  zusammenfassenden  Bericht  über  die 
Durchführung  dieser  Richtlinie. 


Artikel  9 

In  Bezug  auf  Erdgas  ist  diese  Richtlinie  in  einem  Mitgliedstaat 
erst  fünf  Jahre  nach  Einführung  dieser  Energieart  auf  dem  betref- 
fenden Markt  anzuwenden. 


Der  Zeitpunkt  der  Einführung  dieser  Energieart  auf  einem  ein- 
zelstaatlichen Markt  wird  der  Kommission  von  dem  betreffen- 
den Mitgliedstaat  in  einer  ausdrücklichen  Erklärung  umgehend 
mitgeteilt. 


Artikel  10 

Die  Richtlinie  90/377/EWG,  in  der  Fassung  der  in  Anhang  III 
Teil  A  aufgeführten  Rechtsakte,  wird  unbeschadet  der  Verpflich- 
tung der  Mitgliedstaaten  hinsichtlich  der  in  Anhang  III  Teil  B 
genannten  Fristen  für  die  Umsetzung  in  innerstaatliches  Recht 
aufgehoben. 


Verweisungen  auf  die  aufgehobene  Richtlinie  gelten  als  Verwei- 
sungen auf  die  vorliegende  Richtlinie  und  sind  nach  Maßgabe 
der  Entsprechungstabelle  in  Anhang  IV  zu  lesen. 


Artikel  II 

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentli- 
chung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Artikel  12 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten 
Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 

Artikel  8 

Die  Kommission  übermittelt  dem  Europäischen  Parlament,  dem 
Rat  und  dem  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss 


Geschehen  zu  Straßburg  am  22.  Oktober  2008. 


Im  Namen  des  Europäischen 
Parlaments 

Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING 


Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident 
J.-P.  JOUYET 


1238 

Copyrighted  rnaKrial 


ANHANG  I 


GASPREISE 

Die  Gaspreise  für  industrielle  Endverbraucher  (')  werden  nach  folgendem  Verfahren  erfasst  und  aufbereitet: 

a)  Zu  erfassen  sind  die  Preise,  die  industrielle  Endverbraucher  für  Erdgas  bezahlen,  das  sie  über  das  Leitungsnetz  für  den 
Eigenverbrauch  beziehen. 

b)  Alle  industriellen  Gasverbrauchsarten  sind  zu  erfassen.  Nicht  in  das  System  einbezogen  werden  Abnehmer  mit 
Gasverbrauch 

—  zur  Stromerzeugung  in  Kraftwerken  oder  KWK-Anlagen, 

—  zu  nichtenergetischen  Zwecken  (z.  B.  in  der  chemischen  Industrie), 

—  über  4  000  000  Gigajoule  pro  Jahr  (GJ/Jahr). 

c)  Die  erfassten  Preise  basieren  auf  einem  System  typischer  Verbrauchergruppen,  die  anhand  des  jährlichen  Gasver- 
brauchs festgelegt  werden. 

d)  Die  Erfassung  der  Preise  erfolgt  zweimal  jährlich  zum  Halbjahresbeginn  0anuar  und  Juli)  und  bezieht  sich  auf  die  von 
industriellen  Endverbrauchern  während  der  sechs  vorhergehenden  Monate  bezahlten  durchschnittlichen  Gaspreise. 
Die  erste  Mitteilung  von  Preisdaten  an  das  Statistische  Amt  der  Europäischen  Gemeinschaften  (Eurostat)  betrifft  den 
Stand  zum  1.  Januar  2008. 

e)  Die  Preise  werden  in  Landeswährung  pro  Gigajoule  angegeben.  Die  verwendete  Energieeinheit  wird  anhand  des 
Bruttoheizwerts  bestimmt. 

f)  Die  Preise  müssen  alle  anfallenden  Entgelte  enthalten:  Netzentgelte  und  Energieverbrauch,  abzüglich  etwaiger  Rabatte 
oder  Prämien,  zuzüglich  sonstiger  Entgelte  (Zählermiete,  Grundgebühren  usw.).  Einmalige  Anschlussgebühren  sind 
nicht  zu  berücksichtigen. 

g)  Die  Preise  sind  als  nationale  Durchschnittspreise  anzugeben. 

h)  Die  Mitgliedstaaten  entwickeln  und  realisieren  kostengünstige  Verfahren,  um  ein  repräsentatives  Datenaufbereitungs- 
system zu  gewährleisten,  das  folgenden  Anforderungen  entspricht: 

—  Die  Preise  sind  gewichtete  Durchschnittspreise,  wobei  die  Marktanteile  der  erfassten  Gasversorgungsunternehmen 
als  Gewichtungsfaktoren  verwendet  werden.  Arithmetische  Durchschnittspreise  werden  nur  angegeben,  wenn 
keine  gewichteten  Werte  berechnet  werden  können.  Auf  jeden  Fall  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die 
Erhebung  einen  repräsentativen  Anteil  des  einzelstaatlichen  Marktes  abdeckt. 

—  Die  Marktanteile  ergeben  sich  aus  der  Gasmenge,  die  den  industriellen  Endverbrauchern  von  den  Gasversorgungs- 
unternehmen in  Rechnung  gestellt  wird.  Falls  möglich,  werden  die  Marktanteile  für  jede  Verbrauchergruppe 
getrennt  berechnet.  Die  Informationen,  auf  denen  die  Berechnung  der  gewichteten  Durchschnittspreise  beruht, 
werden  von  den  Mitgliedstaaten  vertraulich  behandelt. 

—  Um  die  Vertraulichkeit  zu  wahren,  sind  die  die  Preise  betreffenden  Daten  nur  mitzuteilen,  wenn  in  dem  betref- 
fenden Mitgliedstaat  mindestens  drei  Endverbraucher  in  den  unter  Buchstabe  j  vorgesehenen  einzelnen  Kategorien 
vorhanden  sind. 

i)  Es  sind  drei  verschiedene  Preise  zu  melden: 

—  Preise  ohne  Steuern,  Abgaben  und  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen, 

—  Preise  ohne  MwSt.  und  sonstige  erstattungsfähige  Steuern, 

—  Preise  einschließlich  aller  Steuern,  Abgaben,  sonstigen  staatlich  verursachten  Belastungen  und  MwSt. 


(])  Zu  den  industriellen  Endverbrauchern  können  auch  sonstige  nichtprivate  Verbraucher  gehören. 


j)     Die  Gaspreise  werden  für  folgende  Gruppen  industrieller  Endverbraucher  erfasst: 


Industrielle  Endverbraucher 

Jährlicher  Gasverbrauch  (GJ) 

Niedrigster  Wert 

Höchster  Wert 

Gruppe  II 

<  1  000 

Gruppe  12 

1  000 

<  10  000 

Gruppe  13 

10  000 

<  100  000 

Gruppe  14 

100  000 

<  1  000  000 

Gruppe  15 

1  000  000 

<=  4  000  000 

k)  Alle  zwei  Jahre  werden  zusammen  mit  der  Preismeldung  für  Januar  auch  Informationen  über  das  angewandte 
Aufbereitungssystem  an  Eurostat  übermittelt.  Sie  umfassen  insbesondere  eine  Beschreibung  der  Erhebung  und  ihres 
Erfassungsbereichs  (Anzahl  der  erfassten  Versorgungsunternehmen,  ihr  jeweiliger  gesamter  Marktanteil  usw.),  die  zur 
Berechnung  der  gewichteten  Durchschnittspreise  angewandten  Kriterien  sowie  den  Verbrauch  der  einzelnen  Ver- 
brauchergruppen. Die  erste  Mitteilung  zum  Aufbereitungssystem  betrifft  den  Stand  zum  1.  Januar  2008. 

1)  Einmal  jährlich  werden  zusammen  mit  der  Preismeldung  für  Januar  auch  Angaben  zu  den  wichtigsten  durchschnitt- 
lichen Merkmalen  und  Faktoren,  welche  die  für  jede  Verbrauchergruppe  gemeldeten  Preise  beeinflussen,  an  Eurostat 
übermittelt. 


Dazu  gehören: 


—  die  durchschnittlichen  Auslastungsgrade  für  industrielle  Endverbraucher  zu  jeder  Verbrauchergruppe  auf  der  Basis 
des  Gesamtenergieverbrauchs  und  der  durchschnittlichen  Höchstabnahme, 


—  eine  Beschreibung  der  Nachlässe  für  unterbrechbare  Lieferverträge, 


—  eine  Beschreibung  der  Grundgebühren,  Zählermieten  oder  sonstiger  Entgelte,  die  auf  nationaler  Ebene  von 
Bedeutung  sind. 


m)  Einmal  jährlich  werden  zusammen  mit  der  Preismeldung  für  Januar  auch  die  Berechnungssätze  und  -methoden  sowie 
eine  Beschreibung  der  auf  Gasverkäufe  an  industrielle  Endverbraucher  erhobenen  Steuern  übermittelt.  Darin  sind  auch 
alle  nichtsteuerlichen  Belastungen  zur  Deckung  von  Netzkosten  sowie  gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen  auf- 
zuführen. 


Die  Angaben  zu  den  Steuern,  Abgaben  und  sonstigen  staatlich  verursachten  Belastungen  müssen  klar  in  drei  Teile 
untergliedert  sein: 


—  Steuern,  Abgaben,  nichtsteuerliche  Belastungen,  Entgelte,  Gebühren  und  sonstige  Finanzabgaben,  die  auf  der 
Rechnung  für  den  industriellen  Endverbraucher  nicht  ausgewiesen  sind;  diese  Angaben  werden  unter  dem 
Abschnitt  „Preise  ohne  Steuern,  Abgaben  und  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen"  aufgeführt; 


—  Steuern,  Abgaben  und  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen,  die  auf  der  Rechnung  für  den  industriellen 
Endverbraucher  ausgewiesen  und  für  diesen  nicht  erstattungsfähig  sind;  diese  Angaben  werden  unter  dem 
Abschnitt  „Preise  ohne  MwSt.  und  sonstige  erstattungsfähige  Steuern"  aufgeführt; 


—  Mehrwertsteuer  (MwSt.)  und  sonstige  erstattungsfähige  Steuern,  die  auf  der  Rechnung  für  den  industriellen  End- 
verbraucher ausgewiesen  sind;  diese  Angaben  werden  unter  dem  Abschnitt  „Preise  einschließlich  aller  Steuern, 
Abgaben,  sonstigen  staatlich  verursachten  Belastungen  und  MwSt."  aufgeführt. 

Im  Folgenden  wird  ein  kurzer  Überblick  über  die  verschiedenen  Steuern,  Abgaben,  nichtsteuerlichen  Belastungen, 
Entgelte,  Gebühren  und  sonstigen  Finanzabgaben  gegeben: 


—  Mehrwertsteuer; 


—  Konzessionsabgaben;  dies  betrifft  in  der  Regel  Lizenzen  und  Gebühren  für  die  Nutzung  von  Land-,  Staats-  oder 
Privatbesitz  für  das  Netz  oder  andere  Gasversorgungseinrichtungen; 


—  Umweltsteuern,  -abgaben  oder  -belastungen;  dies  betrifft  in  der  Regel  entweder  die  Förderung  erneuerbarer 
Energiequellen  oder  der  Kraft-Wärme-Kopplung  oder  aber  Abgaben  auf  C02-,  S02-  oder  andere  Emissionen, 
die  mit  dem  Klimawandel  in  Zusammenhang  stehen; 

—  andere  Steuern,  Abgaben  oder  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen  im  Energiesektor:  zum  Beispiel  Abgaben 
zur  Erfüllung  gemeinwirtschaftlicher  Verpflichtungen,  Gebühren  zur  Finanzierung  von  Energieregulierungsbehör- 
den usw.; 

—  andere  Steuern  oder  Abgaben,  die  nicht  mit  dem  Energiesektor  verknüpft  sind,  zum  Beispiel  nationale,  lokale  oder 
regionale  Steuern  auf  den  Energieverbrauch,  Steuern  auf  die  Gasverteilung  usw. 

Einkommensteuern,  Grundsteuern,  Öl  für  Kraftfahrzeuge,  Straßenbenutzungsgebühren,  Steuern  auf  Telekommunika- 
tions- und  Funklizenzen,  Werbung,  Lizenzgebühren,  Abfallsteuern  usw.  werden  nicht  berücksichtigt  und  aus  dieser 
Beschreibung  ausgeklammert,  da  sie  eindeutig  unter  die  Betriebskosten  fallen  und  auch  für  andere  Branchen  oder 
Aktivitäten  gelten. 

In  den  Mitgliedstaaten,  in  denen  eine  einzige  Gesellschaft  sämtliche  industriellen  Verkäufe  abwickelt,  können  die 
Informationen  von  der  betreffenden  Gesellschaft  übermittelt  werden.  In  den  Mitgliedstaaten,  in  denen  mehr  als  eine 
Gesellschaft  tätig  ist,  sollten  die  Angaben  von  einer  unabhängigen  statistischen  Einrichtung  übermittelt  werden. 


ANHANG  II 


STROMPREISE 

Die  Strompreise  für  industrielle  Endverbraucher  (')  werden  nach  folgendem  Verfahren  erfasst  und  aufbereitet: 

a)  Zu  erfassen  sind  die  Preise,  die  industrielle  Endverbraucher  für  Strom  bezahlen,  den  sie  für  den  Eigenverbrauch 
beziehen. 

b)  Alle  industriellen  Stromverbrauchsarten  sind  zu  erfassen. 

c)  Die  erfassten  Preise  basieren  auf  einem  System  typischer  Verbrauchergruppen,  die  anhand  des  jährlichen  Stromver- 
brauchs festgelegt  werden. 

d)  Die  Erfassung  der  Preise  erfolgt  zweimal  jährlich  zum  Halbjahresbeginn  Qanuar  und  Juli)  und  bezieht  sich  auf  die  von 
industriellen  Endverbrauchern  während  der  sechs  vorhergehenden  Monate  bezahlten  durchschnittlichen  Strompreise. 
Die  erste  Mitteilung  von  Preisdaten  an  Eurostat  betrifft  den  Stand  zum  1.  Januar  2008. 

e)  Die  Preise  werden  in  Landeswährung  pro  kWh  angegeben. 

f)  Die  Preise  müssen  alle  anfallenden  Entgelte  enthalten:  Netzentgelte  und  Energieverbrauch,  abzüglich  etwaiger  Rabatte 
oder  Prämien,  zuzüglich  sonstiger  Entgelte  (Betriebsbereitschaftsentgelte,  Vermarktungskosten,  Zählermiete  usw.). 
Einmalige  Anschlussgebühren  sind  nicht  zu  berücksichtigen. 

g)  Die  Preise  sind  als  nationale  Durchschnittspreise  anzugeben. 

h)  Die  Mitgliedstaaten  entwickeln  und  realisieren  kostengünstige  Verfahren,  um  ein  repräsentatives  Datenaufbereitungs- 
system zu  gewährleisten,  das  folgenden  Anforderungen  entspricht: 

—  Die  Preise  sind  gewichtete  Durchschnittspreise,  wobei  die  Marktanteile  der  erfassten  Stromversorgungsunterneh- 
men als  Gewichtungsfaktoren  verwendet  werden.  Arithmetische  Durchschnittspreise  werden  nur  angegeben,  wenn 
keine  gewichteten  Werte  berechnet  werden  können.  Auf  jeden  Fall  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die 
Erhebung  einen  repräsentativen  Anteil  des  einzelstaatlichen  Marktes  abdeckt. 

—  Die  Marktanteile  ergeben  sich  aus  der  Strommenge,  die  den  industriellen  Endverbrauchern  von  den  Stromver- 
sorgungsunternehmen in  Rechnung  gestellt  wird.  Falls  möglich,  werden  die  Marktanteile  für  jede  Verbraucher- 
gruppe getrennt  berechnet.  Die  Informationen,  auf  denen  die  Berechnung  der  gewichteten  Durchschnittspreise 
beruht,  werden  von  den  Mitgliedstaaten  vertraulich  behandelt. 

—  Um  die  Vertraulichkeit  zu  wahren,  sind  die  die  Preise  betreffenden  Daten  nur  mitzuteilen,  wenn  in  dem  betref- 
fenden Mitgliedstaat  mindestens  drei  Endverbraucher  in  den  unter  Buchstabe  j  vorgesehenen  einzelnen  Kategorien 
vorhanden  sind. 

i)  Es  sind  drei  verschiedene  Preise  zu  melden: 

—  Preise  ohne  Steuern,  Abgaben  und  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen, 

—  Preise  ohne  MwSt.  und  sonstige  erstattungsfähige  Steuern, 

—  Preise  einschließlich  aller  Steuern,  Abgaben,  sonstigen  staatlich  verursachten  Belastungen  und  MwSt. 
j)     Die  Strompreise  werden  für  folgende  Gruppen  industrieller  Endverbraucher  erfasst: 


Industrielle  Endverbraucher 

Jährlicher  Stromverbrauch  (MWh) 

Niedrigster  Wert 

Höchster  Wert 

Gruppe  IA 

<  20 

Gruppe  IB 

20 

<  500 

Gruppe  IC 

500 

<  2  000 

Gruppe  ID 

2  000 

<  20  000 

Gruppe  IE 

20  000 

<  70  000 

Gruppe  IF 

70  000 

<=  150  000 

(')  Zu  den  industriellen  Endverbrauchern  können  auch  sonstige  nichtprivate  Verbraucher  gehören. 


k)  Alle  zwei  Jahre  werden  zusammen  mit  der  Preismeldung  für  Januar  auch  Informationen  über  das  angewandte 
Aufbereitungssystem  an  Eurostat  übermittelt.  Sie  umfassen  insbesondere  eine  Beschreibung  der  Erhebung  und  ihres 
Erfassungsbereichs  (Anzahl  der  erfassten  Versorgungsunternehmen,  ihr  jeweiliger  gesamter  Marktanteil  usw.),  die  zur 
Berechnung  der  gewichteten  Durchschnittspreise  angewandten  Kriterien  sowie  den  Verbrauch  der  einzelnen  Ver- 
brauchergruppen. Die  erste  Mitteilung  zum  Aufbereitungssystem  betrifft  den  Stand  zum  1.  Januar  2008. 

1)  Einmal  jährlich  werden  zusammen  mit  der  Preismeldung  für  Januar  auch  Angaben  zu  den  wichtigsten  durchschnitt- 
lichen Merkmalen  und  Faktoren,  welche  die  für  jede  Verbrauchergruppe  gemeldeten  Preise  beeinflussen,  an  Eurostat 
übermittelt. 

Zu  den  Angaben  gehören: 

—  die  durchschnittlichen  Auslastungsgrade  für  industrielle  Endverbraucher  zu  jeder  Verbrauchergruppe  auf  der  Basis 
des  Gesamtenergieverbrauchs  und  der  durchschnittlichen  Höchstabnahme, 

—  eine  Tabelle  mit  den  Spannungsebenen  pro  Land, 

—  eine  Beschreibung  der  Grundgebühren,  Zählermieten  oder  sonstiger  Entgelte,  die  auf  nationaler  Ebene  von 
Bedeutung  sind. 

m)  Einmal  jährlich  werden  zusammen  mit  der  Preismeldung  für  Januar  auch  die  Berechnungssätze  und  -methoden  sowie 
eine  Erläuterung  der  auf  Stromverkäufe  an  industrielle  Endverbraucher  erhobenen  Steuern  übermittelt.  Darin  sind 
auch  alle  nichtsteuerlichen  Belastungen  zur  Deckung  von  Netzkosten  sowie  gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen 
aufzuführen. 

Die  Angaben  zu  den  Steuern,  Abgaben  und  sonstigen  staatlich  verursachten  Belastungen  müssen  klar  in  drei  Teile 
untergliedert  sein: 

—  Steuern,  Abgaben,  nichtsteuerliche  Belastungen,  Entgelte,  Gebühren  und  sonstige  Finanzabgaben,  die  auf  der 
Rechnung  für  den  industriellen  Endverbraucher  nicht  ausgewiesen  sind;  diese  Angaben  werden  unter  dem  Ab- 
schnitt „Preise  ohne  Steuern,  Abgaben  und  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen"  aufgeführt; 

—  Steuern,  Abgaben  und  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen,  die  auf  der  Rechnung  für  den  industriellen 
Endverbraucher  ausgewiesen  und  für  diesen  nicht  erstattungsfähig  sind;  diese  Angaben  werden  unter  dem  Ab- 
schnitt „Preise  ohne  MwSt.  und  sonstige  erstattungsfähige  Steuern"  aufgeführt; 

—  Mehrwertsteuer  (MwSt.)  und  sonstige  erstattungsfähige  Steuern,  die  auf  der  Rechnung  für  den  industriellen  End- 
verbraucher ausgewiesen  sind;  diese  Angaben  werden  unter  dem  Abschnitt  „Preise  einschließlich  aller  Steuern, 
Abgaben,  sonstigen  staatlich  verursachten  Belastungen  und  MwSt."  aufgeführt. 

Im  Folgenden  wird  ein  kurzer  Überblick  über  die  möglichen  Steuern,  Abgaben,  nichtsteuerlichen  Belastungen,  Ent- 
gelte, Gebühren  und  sonstigen  Finanzabgaben  gegeben: 

—  Mehrwertsteuer; 

—  Konzessionsabgaben  —  dies  betrifft  in  der  Regel  Lizenzen  und  Gebühren  für  die  Nutzung  von  Land-,  Staats-  oder 
Privatbesitz  für  das  Stromnetz  oder  andere  Stromversorgungseinrichtungen; 

—  Umweltsteuern,  -abgaben  oder  -belastungen  —  dies  betrifft  in  der  Regel  entweder  die  Förderung  erneuerbarer 
Energiequellen  oder  der  Kraft-Wärme-Kopplung  oder  aber  Abgaben  auf  C02-,  S02-  oder  andere  Emissionen,  die 
mit  dem  Klimawandel  in  Zusammenhang  stehen; 

—  Kernkraftsteuer  und  sonstige  Aufsichtsabgaben  —  dies  betrifft  unter  anderem  Stilllegungsgebühren  für  Kern- 
kraftwerke, Aufsichtsabgaben  und  Gebühren  für  Kernkraftanlagen  usw.; 

—  andere  Steuern,  Abgaben  oder  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen  im  Energiesektor;  zum  Beispiel  Abgaben 
zur  Erfüllung  gemeinwirtschaftlicher  Verpflichtungen,  Gebühren  zur  Finanzierung  von  Energieregulierungsbehör- 
den usw.; 


—  andere  Steuern  oder  Abgaben,  die  nicht  mit  dem  Energiesektor  verknüpft  sind,  zum  Beispiel  nationale,  lokale  oder 
regionale  Steuern  auf  den  Energieverbrauch,  Steuern  auf  die  Stromverteilung  usw. 


Einkommensteuern,  Grundsteuern,  Verbrauchsteuern  auf  Ölerzeugnisse  und  Kraftstoffe  für  andere  Zwecke  als  zur 
Stromerzeugung,  Öl  für  Kraftfahrzeuge,  Straßenbenutzungsgebühren,  Steuern  auf  Telekommunikations-  und  Funk- 
lizenzen, Werbung,  Lizenzgebühren,  Abfallsteuern  usw.  werden  nicht  berücksichtigt  und  aus  dieser  Beschreibung 
ausgeklammert,  da  sie  eindeutig  unter  die  Betriebskosten  fallen  und  in  der  Regel  auch  für  andere  Branchen  oder 
Aktivitäten  gelten. 

n)  Einmal  jährlich  wird  zusammen  mit  der  Preismeldung  für  Januar  auch  eine  Aufschlüsselung  der  Strompreise  in  ihre 
Hauptkomponenten  an  Eurostat  übermittelt.  Dabei  ist  folgendermaßen  vorzugehen: 

Der  Gesamtstrompreis  pro  Verbrauchergruppe  kann  als  Summe  der  „Netzpreise",  der  „Preise  für  Energie  und  Ver- 
sorgung" (d.  h.  von  der  Erzeugung  bis  zur  Vermarktung  mit  Ausnahme  des  Stromnetzes)  sowie  aller  Steuern, 
Abgaben  und  sonstigen  staatlich  verursachten  Belastungen  betrachtet  werden: 

—  Der  „Netzpreis"  ist  dabei  das  Verhältnis  zwischen  den  Einnahmen  aus  den  Übertragungs-  und  Verteilungstarifen 
und  (wenn  möglich)  der  entsprechenden  kWh-Menge  pro  Verbrauchergruppe.  Stehen  separate  Angaben  zur  kWh- 
Menge  pro  Verbrauchergruppe  nicht  zur  Verfügung,  sollten  Schätzungen  vorgenommen  werden; 

—  der  „Preis  für  Energie  und  Versorgung"  ist  der  Gesamtpreis  abzüglich  des  „Netzpreises"  und  aller  Steuern,  Abgaben 
und  sonstigen  staatlich  verursachten  Belastungen; 

—  Steuern,  Abgaben  und  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen.  Diese  Komponente  ist  wie  folgt  weiter  aufzu- 
schlüsseln: 

—  Steuern,  Abgaben  und  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen  auf  „Netzpreise", 

—  Steuern,  Abgaben  und  sonstige  staatlich  verursachte  Belastungen  auf  „Preise  für  Energie  und  Versorgung", 

—  MwSt.  und  sonstige  erstattungsfähige  Steuern. 

ANMERKUNG:  Werden  Zusatzdienstleistungen  getrennt  ausgewiesen,  können  sie  einer  der  beiden  Hauptkomponen- 
ten wie  folgt  zugeordnet  werden: 

—  „Netzpreise"  umfassen  folgende  Kosten:  Übertragungs-  und  Verteilungstarife,  Übertragungs-  und  Verteilungsver- 
luste, Netzkosten,  Kundendienstkosten,  Systembetreuungskosten  und  Zählermieten; 

—  „Preise  für  Energie  und  Versorgung"  umfassen  folgende  Kosten:  Erzeugung,  Speicherung,  Ausgleichsenergie,  Kos- 
ten der  gelieferten  Energie,  Kundendienstleistungen,  Kundendienstverwaltung,  Ablesekosten  und  sonstige  Versor- 
gungskosten; 

—  sonstige  spezifische  Kosten,  d.  h.  Kosten,  bei  denen  es  sich  nicht  um  Netzkosten,  Kosten  für  Energie  und 
Versorgung  oder  um  Steuern  handelt.  Solche  Kosten  sind,  falls  vorhanden,  getrennt  anzugeben. 

o)  In  den  Mitgliedstaaten,  in  denen  eine  einzige  Gesellschaft  sämtliche  industriellen  Verkäufe  abwickelt,  können  die 
Informationen  von  der  betreffenden  Gesellschaft  übermittelt  werden.  In  den  Mitgliedstaaten,  in  denen  mehr  als  eine 
Gesellschaft  tätig  ist,  sollten  die  Angaben  von  einer  unabhängigen  statistischen  Einrichtung  übermittelt  werden. 
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ANHANG  III 


TEIL  A 

Aufgehobene  Richtlinie  mit  der  Liste  ihrer  nachfolgenden  Änderungen 

(gemäß  Artikel  10) 


Richtlinie  90/377/EWG  des  Rates 
(ABl.  L  185  vom  17.7.1990,  S.  16) 

Richtlinie  93/87/EWG  der  Kommission 
(ABl.  L  277  vom  10.11.1993,  S.  32) 

Beitrittsakte  von  1994,  Anhang  I 
(ABl.  C  241  vom  29.8.1994,  S.  21) 

Beitrittsakte  von  2003,  Anhang  II  Teil  12  A  3  a  und  b 
(ABl.  L  236  vom  23.9.2003,  S.  33) 

Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003  des  Europäischen  Paria-        Nur  Anhang  I  Nummer  3 

ments  und  des  Rates 

(ABl.  L  284  vom  31.10.2003,  S.  1) 

Richtlinie  2006/108/EG  des  Rates  Nur  hinsichtlich  der  Bezugnahme  auf  Richtlinie 

(ABl.  L  363  vom  20.12.2006,  S.  414)  90/337/EWG  in  Artikel  1  und  Anhang  I,  nur  Nummer  1 

Buchstaben  a  und  b 

Beschluss  2007/394/EG  der  Kommission 
(ABl.  L  148  vom  9.6.2007,  S.  11) 


TEIL  B 

Fristen  für  die  Umsetzung  in  innerstaatliches  Recht 

(gemäß  Artikel  10) 


Richtlinie 

Umsetzungsfrist 

90/377/EWG 

30.  Juli  1991 

93/87/EWG 

2006/108/EG 

1.  Januar  2007 

ANHANG  IV 


Entsprechungstabelle 


Richtlinie  90/377/EWG 

Vorliegende  Richtlinie 

Artikel  1 

Artikel  1 

Artikel  2  Absatz  1  Satz  1 

Artikel  2  Absatz  1  Unterabsatz  1 

Artikel  2  Absatz  1  Satz  2 

Artikel  2  Absatz  1  Unterabsatz  2 

Artikel  2  Absatz  2 

Artikel  2  Absatz  2 

Artikel  2  Absatz  3  Satz  1 

Artikel  2  Absatz  3  Unterabsatz  1 

Artikel  2  Absatz  3  Satz  2 

— 

Artikel  2  Absatz  3  Satz  3 

Artikel  2  Absatz  3  Unterabsatz  2 

Artikel  3  bis  5 

Artikel  3  bis  5 

Artikel  6  Satz  1 

Artikel  6  Absatz  1  Satz  1 

— 

Artikel  6  Absatz  1  Satz  2 

Artikel  6  Satz  2 

Artikel  6  Absatz  2 

Artikel  7  Absätze  1  und  2 

Artikel  7 

Artikel  7  Absatz  3 

— 

Artikel  8 

Artikel  8 

Artikel  9  Absatz  1 

— 

Artikel  9  Absatz  2  Satz  1 

Artikel  9  Absatz  1 

Artikel  9  Absatz  2  Satz  2 

Artikel  9  Absatz  2 

— 

Artikel  10  und  11 

Artikel  10 

Artikel  12 

Anhänge  I  und  II 

Anhänge  I  und  II 

Anhang  III 

Anhang  IV 

Richtlinie  2009/28/EG 

(ABl.  2009  L  140/16) 
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RICHTLINIE  2009/28/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  23.  April  2009 

zur  Förderung  der  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  zur  Änderung  und 
anschließenden  Aufhebung  der  Richtlinien  2001/77/EG  und  2003/30/EG 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  175  Absatz  1  und  Artikel  95  in 
Bezug  auf  die  Artikel  17,  18  und  19  dieser  Richtlinie, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Die  Kontrolle  des  Energieverbrauchs  in  Europa  sowie  die 
vermehrte  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen sind  gemeinsam  mit  Energieeinsparungen  und 
einer  verbesserten  Energieeffizienz  wesentliche  Elemente 
des  Maßnahmenbündels,  das  zur  Verringerung  der 
Treibhausgasemissionen  und  zur  Einhaltung  des  Protokolls 
von  Kyoto  zum  Rahmenübereinkommen  der  Vereinten 
Nationen  über  Klimaänderungen  und  weiterer  gemein- 
schaftlicher und  internationaler  Verpflichtungen  zur  Sen- 
kung der  Treibhausgasemissionen  über  das  Jahr  2012 
hinaus  benötigt  wird.  Diese  Faktoren  spielen  auch  eine 
wichtige  Rolle  bei  der  Stärkung  der  Energieversorgungs- 
sicherheit, der  Förderung  der  technologischen  Entwicklung 
und  Innovation  sowie  der  Schaffung  von  Beschäftigungs- 
möglichkeiten und  von  Möglichkeiten  der  regionalen  Ent- 
wicklung, vor  allem  in  ländlichen  und  entlegenen  Gebieten. 

(2)  Insbesondere  gehören  mehr  technische  Verbesserungen, 
Anreize  für  die  Nutzung  und  den  Ausbau  öffentlicher  Ver- 
kehrsmittel, der  Einsatz  von  Energieeffizienztechnologien 
und  die  Verwendung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len im  Verkehrssektor  zu  den  wirksamsten  Mitteln,  mit 
denen  die  Gemeinschaft  ihre  Abhängigkeit  von  Erdölein- 
fuhren für  den  Verkehrssektor,  in  dem  das  Problem  der 


(!)  ABl.  C  77  vom  31.3.2009,  S.  43. 

(2)  ABl.  C  325  vom  19.12.2008,  S.  12. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  1 7.  Dezember  2008 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates  vom 
6.  April  2009. 


Energieversorgungssicherheit  am  akutesten  ist,  verringern 
und  den  Kraftstoffmarkt  beeinflussen  kann. 

(3)  Es  ist  anerkannt,  welche  Möglichkeiten  Innovation  und 
eine  nachhaltige,  wettbewerbsfördernde  Energiepolitik  für 
das  Wirtschaftswachstum  bieten.  Die  Energieproduktion 
aus  erneuerbaren  Quellen  ist  oft  von  den  vor  Ort  oder  in 
der  Region  angesiedelten  kleinen  und  mittleren  Unterneh- 
men (KMU)  abhängig.  In  den  Mitgliedstaaten  und  ihren 
Regionen  ergeben  sich  aus  Investitionen  in  die  lokale  und 
regionale  Produktion  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len bedeutende  Wachstumschancen  und  Beschäftigungs- 
möglichkeiten. Die  Kommission  und  die  Mitgliedstaaten 
sollten  demnach  nationale  und  regionale  Entwicklungs- 
maßnahmen in  diesen  Bereichen  fördern,  den  Austausch 
bewährter  Verfahren  zur  Energieproduktion  aus  erneuer- 
baren Quellen  zwischen  lokalen  und  regionalen 
Entwicklungsinitiativen  anregen  und  auf  den  Einsatz  von 
Strukturfondsmitteln  in  diesem  Bereich  drängen. 

(4)  Bei  der  Förderung  der  Entwicklung  des  Marktes  für 
erneuerbare  Energiequellen  ist  es  erforderlich,  die  positiven 
Auswirkungen  auf  regionale  und  lokale  Entwicklungs- 
möglichkeiten, Exportchancen,  sozialen  Zusammenhalt 
und  Beschäftigungsmöglichkeiten,  besonders  für  KMU  und 
unabhängige  Energieproduzenten,  zu  berücksichtigen. 

(5)  Damit  der  Ausstoß  von  Treibhausgasen  innerhalb  der 
Gemeinschaft  gesenkt  und  ihre  Abhängigkeit  von  Energie- 
importen verringert  wird,  sollte  der  Ausbau  der  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  eng  mit  einer  Steigerung  der  Energie- 
effizienz einhergehen. 

(6)  Es  ist  angebracht,  die  Demonstrations-  und  Vermarktungs- 
phase von  dezentralen  Technologien  für  erneuerbare 
Energietechnologien  zu  unterstützen.  Mit  der  Entwicklung 
hin  zur  dezentralisierten  Energieerzeugung  sind  viele 
Vorteile  verbunden,  beispielsweise  die  Nutzung  vor 
Ort  verfügbarer  Energiequellen,  eine  bessere  lokale 
Energieversorgungssicherheit,  kürzere  Transportwege  und 
geringere  übertragungsbedingte  Energieverluste.  Diese 
Dezentralisierung  wirkt  sich  auch  positiv  auf  die  Entwick- 
lung und  den  Zusammenhalt  der  Gemeinschaft  aus,  indem 
Erwerbsquellen  und  Arbeitsplätze  vor  Ort  geschaffen 
werden. 
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(7)  In  der  Richtlinie  2001/77/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  27.  September  2001  zur  Förderung  der 
Stromerzeugung  aus  erneuerbaren  Energiequellen  im 
Elektrizitätsbinnenmarkt  (')  und  in  der  Richtlinie 
2003/30/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  8.  Mai  2003  zur  Förderung  der  Verwendung  von  Bio- 
kraftstoffen oder  anderen  erneuerbaren  Kraftstoffen  im 
Verkehrssektor  (2)  wurden  für  verschiedene  Arten  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  Begriffsbestimmungen 
festgelegt.  Die  Richtlinie  2003/54/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Juni  2003  über  gemein- 
same Vorschriften  für  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  (3)  ent- 
hält Begriffsbestimmungen  für  den  Elektrizitätssektor  im 
Allgemeinen.  Im  Interesse  der  Rechtssicherheit  und  der 
Klarheit  ist  es  angebracht,  in  dieser  Richtlinie  dieselben 
oder  ähnliche  Begriffsbestimmungen  zu  verwenden. 

(8)  In  der  Mitteilung  der  Kommission  vom  10.  Januar  2007 
„Fahrplan  für  erneuerbare  Energien  —  Erneuerbare  Ener- 
gien im  21.  Jahrhundert:  größere  Nachhaltig keit  in  der 
Zukunft"  wurde  dargelegt,  dass  20  %  als  Ziel  für  den 
Gesamtanteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
und  1 0  %  als  Ziel  für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  im 
Verkehrssektor  angemessene  und  erreichbare  Ziele  wären 
und  dass  ein  Rahmen,  der  verbindliche  Ziele  enthält,  den 
Unternehmen  die  langfristige  Sicherheit  geben  dürfte,  die 
sie  benötigen,  um  vernünftige  und  nachhaltige  Investitio- 
nen in  den  Sektor  der  erneuerbaren  Energie  zu  tätigen,  mit 
denen  die  Abhängigkeit  von  importierten  fossilen  Brenn- 
stoffen verringert  und  die  Nutzung  neuer  Energie- 
technologien gefördert  werden  kann.  Dabei  handelt  es  sich 
um  Ziele  im  Zusammenhang  mit  der  Erhöhung  der 
Energieeffizienz  um  20  %  bis  2020,  die  gemäß  der  vom 
Europäischen  Rat  im  März  2007  und  vom  Europäischen 
Parlament  in  seiner  Entschließung  vom  3 1 .  Januar  2008  zu 
jenem  Aktionsplan  gebilligten  Mitteilung  der  Kommission 
vom  19.  Oktober  2006  mit  dem  Titel  „Aktionsplan  für 
Energieeffizienz:  das  Potenzial  ausschöpfen"  angestrebt 
wird. 

(9)  Auf  der  Tagung  des  Europäischen  Rates  vom  März  2007 
wurde  die  Verpflichtung  der  Gemeinschaft  zum 
gemeinschaftsweiten  Ausbau  der  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  über  das  Jahr  2010  hinaus  erneut  bekräftigt.  Der 
Rat  billigte  ein  verbindliches  Ziel  von  20  %  für  den  Anteil 
von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  am  Gesamt- 
energieverbrauch in  der  Gemeinschaft  bis  2020  und  ein 
von  allen  Mitgliedstaaten  zu  erreichendes  verbindliches 
Mindestziel  von  1 0  %  für  den  Anteil  von  Biokraftstoffen 
am  Benzin-  und  Dieselkraftstoffverbrauch  bis  2020,  das 
kosteneffizient  verwirklicht  werden  sollte.  Er  erklärte,  der 
verbindliche  Charakter  des  Biokraftstoffziels  sei  angemes- 
sen, sofern  die  Herstellung  auf  nachhaltige  Weise  erfolge, 
Biokraftstoffe  der  zweiten  Generation  kommerziell  zur 
Verfügung  stünden  und  die  Richtlinie  98/70/EG  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Oktober  1998 
über  die  Qualität  von  Otto-  und  Dieselkraftstoffen  (4)  geän- 
dert würde,  um  geeignete  Beimischungsverhältnisse  zu 
ermöglichen.  Der  Europäische  Rat  hat  auf  seiner  Tagung 
im  März  2008  daran  erinnert,  dass  es  von  wesentlicher 


(!)  ABl.  L  283  vom  27.10.2001,  S.  33. 

(2)  ABl.  L  123  vom  17.5.2003,  S.  42. 

(3)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  37. 

(4)  ABl.  L  350  vom  28.12.1998,  S.  58. 


Bedeutung  ist,  wirksame  Nachhaltigkeitskriterien  für  Bio- 
kraftstoffe zu  entwickeln  und  zu  erfüllen  und  die  kommer- 
zielle Verfügbarkeit  von  Biokraftstoffen  der  zweiten 
Generation  zu  gewährleisten.  Der  Europäische  Rat  hat  auf 
seiner  Tagung  im  Juni  2008  erneut  auf  die  Nachhaltigkeits- 
kriterien und  die  Entwicklung  von  Biokraftstoffen  der 
zweiten  Generation  hingewiesen  und  betont,  dass  die  mög- 
lichen Auswirkungen  auf  die  landwirtschaftliche 
Lebensmittelproduktion  bewertet  und  gegebenenfalls  ent- 
sprechende Abhilfemaßnahmen  ergriffen  werden  müssen. 
Ferner  hat  er  daraufhingewiesen,  dass  eine  weiter  gehende 
Bewertung  der  ökologischen  und  sozialen  Auswirkungen 
der  Produktion  und  des  Verbrauchs  von  Biokraftstoffen 
vorgenommen  werden  sollte. 

(10)  In  seiner  Entschließung  vom  25.  September  2007  zum 
Fahrplan  für  erneuerbare  Energien  in  Europa  (5)  forderte 
das  Europäische  Parlament  die  Kommission  auf,  bis  Ende 
2007  einen  Vorschlag  für  einen  Rechtsrahmen  für  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen  vorzulegen,  und  verwies  dabei 
darauf,  wie  wichtig  die  Festlegung  von  Zielen  für  die 
Anteile  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  in  der 
Gemeinschaft  und  in  den  einzelnen  Mitgliedstaaten  sei. 

(11)  Für  die  Berechnung  des  Anteils  von  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  und  zur  Bestimmung  dieser  Quellen  ist  es 
erforderlich,  transparente  und  eindeutige  Regeln  festzule- 
gen. Dabei  sollte  die  Energie,  die  in  Meeren  und  anderen 
Wasserkörpern  in  Form  von  Wellen,  Meeresströmungen, 
Gezeiten  und  Meeresenergie  in  Form  von  Temperatur- 
gradienten oder  Salzgradienten  vorhanden  ist,  einbezogen 
werden. 

(12)  Die  Nutzung  landwirtschaftlicher  Materialien  wie  Dung, 
Gülle  sowie  anderer  tierischer  und  organischer  Abfälle  zur 
Erzeugung  von  Biogas  bietet  aufgrund  des  hohen  Einspar- 
potentials bei  Treibhausgasemissionen  signifikante 
Umweltvorteile  sowohl  bei  der  Wärme-  und  Elektrizitäts- 
erzeugung als  auch  bei  der  Verwendung  als  Biokraftstoff. 
Biogasanlagen  können  aufgrund  des  dezentralen  Charak- 
ters und  der  regionalen  Investitionsstruktur  einen  maßgeb- 
lichen Beitrag  zur  nachhaltigen  Entwicklung  im  ländlichen 
Raum  leisten  und  Landwirten  neue  Einkommens- 
perspektiven eröffnen. 

(13)  In  Anbetracht  der  Standpunkte  des  Europäischen  Parla- 
ments, des  Rates  und  der  Kommission  ist  es  angebracht, 
verbindliche  nationale  Ziele  festzulegen,  die  damit  im  Ein- 
klang stehen,  dass  der  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  am  Energieverbrauch  der  Gemeinschaft  im  Jahr 
2020  zu  20  %  und  im  Verkehrssektor  am  Energiever- 
brauch der  Gemeinschaft  zu  10  %  durch  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  gedeckt  wird. 

(14)  Mit  den  verbindlichen  nationalen  Zielen  wird  in  erster 
Linie  der  Zweck  verfolgt,  Investitionssicherheit  zu  schaf- 
fen und  die  kontinuierliche  Entwicklung  von  Technologien 
für  die  Erzeugung  von  Energie  aus  allen  Arten  erneuerbarer 
Quellen  zu  fördern.  Es  ist  daher  nicht  angebracht,  die  Ent- 
scheidung über  die  Verbindlichkeit  eines  Ziels  bis  zum  Ein- 
tritt eines  Ereignisses  in  der  Zukunft  zu  verschieben. 


(5)  ABl.  C  219  E  vom  28.8.2008,  S.  82. 
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(1 5)  Die  Ausgangslage,  das  Potenzial  im  Bereich  der  erneuer- 
baren Energie  und  der  Energiemix  sind  in  den  einzelnen 
Mitgliedstaaten  unterschiedlich.  Das  Gemeinschaftsziel  von 
20  %  muss  daher  in  Einzelziele  für  die  einzelnen  Mitglied- 
staaten übersetzt  werden,  und  dies  unter  gebührender 
Berücksichtigung  einer  fairen  und  angemessenen  Auftei- 
lung, die  den  unterschiedlichen  Ausgangslagen  und  Mög- 
lichkeiten der  Mitgliedstaaten,  einschließlich  des 
bestehenden  Anteils  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len und  des  Energiemix,  Rechnung  trägt.  Es  ist  angebracht, 
dabei  so  zu  verfahren,  dass  die  geforderte  Gesamt- 
steigerung der  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  zwischen  den  Mitgliedstaaten  auf  der  Grundlage 
einer  nach  ihrem  Bruttoinlandsprodukt  gewichteten  glei- 
chen Steigerung  des  Anteils  eines  jeden  Mitgliedstaats,  die 
entsprechend  seiner  Ausgangslage  abgestuft  ist,  aufgeteilt 
wird  und  der  Bruttoendenergieverbrauch  für  die  Berech- 
nung der  erneuerbaren  Energie  verwendet  wird,  wobei  bis- 
herige Anstrengungen  der  Mitgliedstaaten  zur  Nutzung 
von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  zu  berücksichtigen 
sind. 

(1 6)  Dagegen  ist  es  hinsichtlich  des  1 0  %-Ziels  für  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  im  Verkehrssektor  angebracht,  für 
die  einzelnen  Mitgliedstaaten  denselben  Anteil  festzulegen, 
um  für  Kohärenz  bei  den  Kraftstoffspezifikationen  und  bei 
der  Verfügbarkeit  der  Kraftstoffe  zu  gewährleisten.  Da  sich 
Kraftstoffe  leicht  handeln  lassen,  können  Mitgliedstaaten, 
die  in  geringem  Maße  über  die  relevanten  Ressourcen  ver- 
fügen, ohne  weiteres  Biokraftstoffe  erneuerbarer  Herkunft 
anderweitig  beziehen.  Obwohl  es  für  die  Gemeinschaft 
technisch  möglich  wäre,  ihr  Ziel  für  die  Nutzung  von  Ener- 
gie aus  erneuerbaren  Quellen  im  Verkehrsbereich  aus- 
schließlich durch  die  Herstellung  in  der  Gemeinschaft  zu 
erreichen,  ist  es  sowohl  wahrscheinlich  als  auch  wün- 
schenswert, dass  das  Ziel  de  facto  durch  eine  Kombination 
aus  inländischer  Herstellung  und  Importen  erreicht  wird. 
Hierzu  sollte  die  Kommission  die  Biokraftstoffversorgung 
des  Gemeinschaftsmarkts  verfolgen  und  gegebenenfalls 
relevante  Maßnahmen  vorschlagen,  um  für  Ausgewogen- 
heit zwischen  heimischer  Herstellung  und  Importen  zu 
sorgen,  wobei  unter  anderem  multilaterale  und  bilaterale 
Handelsverhandlungen  sowie  Umwelt-,  Sozial-  und  wirt- 
schaftliche Aspekte  und  die  Energieversorgungssicherheit 
zu  berücksichtigen  sind. 

(1 7)  Die  Verbesserung  der  Energieeffizienz  ist  eines  der  Haupt- 
ziele der  Gemeinschaft,  die  eine  Steigerung  der  Energie- 
effizienz um  20  %  bis  2020  anstrebt.  Dieses  Ziel  spielt 
zusammen  mit  bestehenden  und  künftigen  Rechtsvor- 
schriften einschließlich  der  Richtlinie  2002/91/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezem- 
ber 2002  über  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäu- 
den ('),  der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  zur  Schaffung 
eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an 
die  umweltgerechte  Gestaltung  energiebetriebener  Produk- 
te (2)  und  der  Richtlinie  2006/32/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  5.  April  2006  über 
Endenergieeffizienz  und  Energiedienstleistungen  (3)  eine 
maßgebliche  Rolle  dabei,  die  klima-  und  energiepolitischen 
Ziele  mit  möglichst  geringen  Kosten  zu  erreichen,  und 


(!)  ABl.  L  1  vom  4.1.2003,  S.  65. 
(2)  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 
0)  ABl.  L  114  vom  27.4.2006,  S.  64. 


kann  auch  neue  Möglichkeiten  für  die  Wirtschaft  in  der 
Europäischen  Union  eröffnen.  Konzepte  für  Energie- 
effizienz und  Energieeinsparung  zählen  zu  den  wirksams- 
ten Methoden,  mit  denen  die  Mitgliedstaaten  den 
prozentualen  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len steigern  und  somit  die  in  dieser  Richtlinie  festgelegten 
Gesamtziele  für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  — 
sowohl  das  nationale  Gesamtziel  als  auch  das  Ziel  für  den 
Verkehrssektor  —  leichter  erreichen  können. 


(1 8)  Es  obliegt  den  Mitgliedstaaten,  die  Energieeffizienz  in  allen 
Bereichen  erheblich  zu  verbessern,  um  ihre  Ziele  in  Bezug 
auf  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen,  ausgedrückt  als  Pro- 
zentsatz des  Bruttoendenergieverbrauchs,  leichter  zu  errei- 
chen. Ein  wesentlicher  Faktor  ist  die  Energieeffizienz  im 
Verkehrssektor,  da  das  Ziel  eines  verbindlichen  Prozentsat- 
zes für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  voraussichtlich 
immer  schwerer  dauerhaft  zu  erreichen  sein  wird,  wenn 
die  Gesamtenergienachfrage  für  den  Verkehr  weiter  steigt. 
Das  verbindliche  Ziel  von  10%,  das  alle  Mitgliedstaaten 
erreichen  sollen,  sollte  daher  als  der  Anteil  des  Endenergie- 
verbrauchs im  Verkehrssektor  definiert  werden,  der  insge- 
samt aus  erneuerbaren  Quellen  zu  decken  ist  und  nicht 
allein  aus  Biokraftstoffen. 


(19)  Damit  die  verbindlichen  nationalen  Gesamtziele  erreicht 
werden,  sollten  die  Mitgliedstaaten  sich  an  einem  indikati- 
ven  Zielpfad  orientieren,  der  den  Weg  zur  Erreichung  ihrer 
endgültigen  verbindlichen  Ziele  vorzeichnet.  Sie  sollten 
nationale  Aktionspläne  für  erneuerbare  Energie  mit  Infor- 
mationen zu  sektorspezifischen  Zielen  erstellen,  wobei  sie 
berücksichtigen  sollten,  dass  es  unterschiedliche  Nutzungs- 
formen von  Biomasse  gibt  und  es  daher  von  grundlegen- 
der Bedeutung  ist,  neue  Biomasseressourcen  zu 
mobilisieren.  Darüber  hinaus  sollten  die  Mitgliedstaaten 
eigene  Maßnahmen  zur  Verwirklichung  dieser  Ziele  festle- 
gen. Jeder  Mitgliedstaat  sollte  bei  der  Ermittlung  seines 
nach  seinem  nationalen  Aktionsplan  für  erneuerbare  Ener- 
gie prognostizierten  Bruttoendenergieverbrauchs  bewer- 
ten, welchen  Beitrag  Maßnahmen  für  Energieeffizienz  und 
Energieeinsparung  in  Bezug  auf  die  nationalen  Zielsetzun- 
gen leisten  können.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  der  optima- 
len Kombination  von  Technologien  zur  Steigerung  der 
Energieeffizienz  und  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
Rechnung  tragen. 


(20)  Damit  die  Vorteile  des  technischen  Fortschritts  und 
Größenvorteile  genutzt  werden  können,  sollte  der  indika- 
tive  Zielpfad  die  Möglichkeit  berücksichtigen,  dass  die  Nut- 
zung von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  in  der  Zukunft 
schneller  wächst.  Auf  diese  Weise  kann  Sektoren  beson- 
dere Aufmerksamkeit  gewidmet  werden,  die  unverhältnis- 
mäßig unter  fehlendem  technischem  Fortschritt  und 
fehlenden  Größenvorteilen  leiden  und  daher  weiterhin 
unterentwickelt  sind,  die  jedoch  in  Zukunft  nennenswert 
dazu  beitragen  könnten,  die  Ziele  für  2020  zu  erreichen. 


(21)  Ausgangspunkt  für  den  indikativen  Zielpfad  sollte  2005 
sein,  da  dies  das  letzte  Jahr  ist,  für  das  zuverlässige  Daten 
über  den  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
vorliegen. 
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(22)  Zur  Erreichung  der  Ziele  dieser  Richtlinie  ist  es  erforder- 
lich, dass  die  Gemeinschaft  und  die  Mitgliedstaaten 
beträchtliche  Finanzmittel  für  Forschung  und  Entwicklung 
im  Bereich  der  Technologien  für  erneuerbare  Energieträger 
vorsehen.  Insbesondere  sollte  das  Europäische 
Innovations-  und  Technologieinstitut  der  Forschung  und 
Entwicklung  im  Bereich  der  Technologien  für  erneuerbare 
Energieträger  hohe  Priorität  einräumen. 

(23)  Die  Mitgliedstaaten  können  lokale  und  regionale  Behörden 
zur  Festlegung  von  Zielwerten  anregen,  die  über  den  nati- 
onalen Zielen  liegen,  und  sie  an  der  Ausarbeitung  nationa- 
ler Aktionspläne  für  erneuerbare  Energie  und  der 
Sensibilisierung  der  Öffentlichkeit  für  die  Vorteile  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  beteiligen. 

(24)  Um  das  Biomassepotenzial  voll  auszunutzen,  sollten  die 
Gemeinschaft  und  die  Mitgliedstaaten  eine  verstärkte 
Mobilisierung  bestehender  Holzreserven  und  die  Entwick- 
lung neuer  Waldbausysteme  fördern. 

(25)  Die  Mitgliedstaaten  haben  unterschiedliche  Potenziale  im 
Bereich  der  erneuerbaren  Energie  und  wenden  auf  natio- 
naler Ebene  unterschiedliche  Regelungen  zur  Förderung 
von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  an.  Die  Mehrheit  der 
Mitgliedstaaten  wendet  Förderregelungen  an,  bei  denen 
Vorteile  ausschließlich  für  in  ihrem  Hoheitsgebiet  erzeugte 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  gewährt  werden.  Damit 
nationale  Förderregelungen  ungestört  funktionieren  kön- 
nen, müssen  die  Mitgliedstaaten  deren  Wirkung  und  Kos- 
ten entsprechend  ihrem  jeweiligen  Potenzial  kontrollieren 
können.  Ein  wichtiger  Faktor  bei  der  Verwirklichung  des 
Ziels  dieser  Richtlinie  besteht  darin,  das  ungestörte  Funk- 
tionieren der  nationalen  Förderregelungen,  wie  nach  der 
Richtlinie  2001/77/EG,  zu  gewährleisten,  damit  das  Ver- 
trauen der  Investoren  erhalten  bleibt  und  die  Mitgliedstaa- 
ten wirksame  nationale  Maßnahmen  im  Hinblick  auf  die 
Erfüllung  der  Ziele  konzipieren  können.  Diese  Richtlinie 
zielt  darauf  ab,  die  grenzüberschreitende  Förderung  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  zu  erleichtern,  ohne  die 
nationalen  Förderregelungen  zu  beeinträchtigen.  Sie  führt 
wahlweise  Mechanismen  der  Zusammenarbeit  zwischen 
Mitgliedstaaten  ein,  in  deren  Rahmen  die  Mitgliedstaaten 
vereinbaren  können,  in  welchem  Maße  ein  Mitgliedstaat 
die  Energieerzeugung  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  för- 
dert und  in  welchem  Umfang  die  Erzeugung  von  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen  auf  die  nationalen  Gesamtziele 
des  einen  oder  des  anderen  Mitgliedstaats  angerechnet 
wird.  Um  die  Wirksamkeit  der  beiden  Maßnahmen  zur 
Zielerfüllung,  also  der  nationalen  Förderregelungen  und 
der  Mechanismen  der  Zusammenarbeit,  zu  gewährleisten, 
ist  es  unbedingt  notwendig,  dass  die  Mitgliedstaaten  die 
Möglichkeit  haben,  darüber  zu  entscheiden,  ob  und  in  wel- 
chem Umfang  ihre  nationalen  Förderregelungen  für  in 
anderen  Mitgliedstaaten  erzeugte  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  gelten,  und  sich  durch  die  Anwendung  der  in  der 
vorliegenden  Richtlinie  vorgesehenen  Mechanismen  der 
Zusammenarbeit  darüber  zu  einigen. 

(26)  Es  ist  anzustreben,  dass  die  Energiepreise  die  externen  Kos- 
ten der  Energieproduktion  und  des  Energieverbrauchs 
widerspiegeln,  gegebenenfalls  einschließlich  der  Umwelt-, 
Sozial-  und  Gesundheitskosten. 


(27)  Die  staatliche  Förderung  ist  notwendig,  um  die  Ziele  der 
Gemeinschaft  hinsichtlich  der  stärkeren  Nutzung  von  Elek- 
trizität aus  erneuerbaren  Energiequellen  zu  erreichen,  ins- 
besondere solange  die  Elektrizitätspreise  im  Binnenmarkt 
nicht  alle  Umwelt-  und  Sozialkosten  und  Vorteile  der 
genutzten  Energiequellen  widerspiegeln. 

(28)  Die  Gemeinschaft  und  die  Mitgliedstaaten  sollten  darauf 
hinarbeiten,  den  Gesamtenergieverbrauch  im  Verkehrs- 
sektor zu  verringern  und  seine  Energieeffizienz  zu  verbes- 
sern. Die  wichtigsten  Instrumente  zur  Verringerung  des 
Energieverbrauchs  im  Verkehr  bestehen  in  der  Verkehrs- 
planung, der  Förderung  öffentlicher  Verkehrsmittel,  der 
Steigerung  des  Anteils  der  Elektrofahrzeuge  an  den  insge- 
samt hergestellten  Fahrzeugen  und  der  Herstellung  von 
energieeffizienteren  kleineren  Fahrzeugen  mit  geringerer 
Motorleistung. 

(29)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  daraufhinarbeiten,  den  Energie- 
mix aus  erneuerbaren  Quellen  in  allen  Verkehrssektoren  zu 
diversifizieren.  Die  Kommission  sollte  dem  Europäischen 
Parlament  und  dem  Rat  bis  zum  1 .  Juni  2015  einen  Bericht 
vorlegen,  der  einen  Uberblick  über  das  Potenzial  der  ein- 
zelnen Teilbereiche  des  Verkehrssektors  für  eine  stärkere 
Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  vermittelt. 

(30)  Bei  der  Berechnung  des  Beitrags  der  Wasserkraft  und 
der  Windkraft  für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  sollten  die 
Auswirkungen  klimatischer  Schwankungen  durch 
die  Verwendung  einer  Normalisierungsregel  geglättet  wer- 
den. Weiterhin  sollte  Elektrizität,  die  in  Pump- 
speicherkraftwerken aus  zuvor  hochgepumptem  Wasser 
produziert  wird,  nicht  als  Elektrizität  erachtet  werden,  die 
aus  erneuerbaren  Energiequellen  stammt. 

(31)  Wärmepumpen,  die  aerothermische,  geothermische  oder 
hydrothermische  Wärme  auf  Nutztemperatur  nutzen, 
benötigen  Elektrizität  oder  andere  Hilfsenergie  für  ihren 
Betrieb.  Deshalb  sollte  die  Energie,  die  zum  Antrieb  von 
Wärmepumpen  eingesetzt  wird,  von  der  gesamten  Nutz- 
wärme abgezogen  werden.  Nur  Wärmepumpen,  deren 
Output  die  zu  ihrem  Antrieb  erforderliche  Primärenergie 
deutlich  übersteigt,  sollten  berücksichtigt  werden. 

(32)  Passive  Energiesysteme  verwenden  die  Baukonstruktion, 
um  Energie  nutzbar  zu  machen.  Die  dergestalt  nutzbar 
gemachte  Energie  gilt  als  eingesparte  Energie.  Zur  Vermei- 
dung einer  Doppelzählung  sollte  auf  diese  Weise  nutzbar 
gemachte  Energie  für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  nicht 
berücksichtigt  werden. 

(33)  Bei  einigen  Mitgliedstaaten  ist  der  Anteil  des  Flugverkehrs 
am  Bruttoendenergieverbrauch  von  Energie  hoch.  Ange- 
sichts der  derzeitigen  technischen  und  ordnungs- 
politischen Grenzen,  die  dem  kommerziellen  Einsatz  von 
Biokraftstoffen  in  der  Luftfahrt  gesetzt  sind,  ist  es  angemes- 
sen, eine  teilweise  Ausnahme  für  solche  Mitgliedstaaten 
vorzusehen,  indem  bei  der  Berechnung  ihres  Bruttoend- 
energieverbrauchs  im  nationalen  Flugverkehr  diejenige 
Menge  unberücksichtigt  bleibt,  um  die  sie  den  eineinhalb- 
fachen Wert  des  durchschnittlichen  gemeinschaftlichen 
Bruttoendenergieverbrauchs  im  Flugverkehr  auf 
Gemeinschaftsebene  im  Jahr  2005  laut  Eurostat  (d.  h. 
6,18  %)  überschreiten.  Zypern  und  Malta  sind  aufgrund 
ihrer  Lage  auf  Inseln  und  in  Randgebieten  auf  den  Flugver- 
kehr als  unverzichtbares  Beförderungsmittel  für  ihre  Bür- 
ger und  ihre  Wirtschaft  angewiesen.  Das  führt  dazu,  dass 
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Zypern  und  Malta  einen  Bruttoendenergieverbrauch  im 
nationalen  Flugverkehr  haben,  der  mit  dem  Dreifachen  des 
Gemeinschaftsdurchschnitts  im  Jahr  2005  unverhältnis- 
mäßig hoch  ist,  und  die  deshalb  unverhältnismäßig  durch 
die  derzeitigen  technischen  und  ordnungspolitischen 
Grenzen  betroffen  sind.  Für  diese  Mitgliedstaaten  ist  es 
angemessen,  vorzusehen,  dass  die  Ausnahme  den  Betrag 
umfasst,  um  den  diese  Mitgliedstaaten  den  Gemeinschafts- 
durchschnitt für  den  von  Eurostat  erfassten  gemeinschaft- 
lichen Bruttoendenergieverbrauch  im  Flugverkehr  im  Jahr 
2005,  d.  h.  4,12  %,  überschreitet. 

(34)  Um  zu  einem  Energiemodell  zu  gelangen,  das  auf  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen  setzt,  ist  es  erforderlich,  eine 
strategische  Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaa- 
ten zu  fördern  und  gegebenenfalls  Regionen  und  lokale 
Behörden  einzubeziehen. 

(35)  Unter  gebührender  Beachtung  der  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  sollten  die  Mitgliedstaaten  darin  bestärkt  werden, 
alle  angemessenen  Formen  der  Zusammenarbeit  zu  nut- 
zen, um  die  Ziele  dieser  Richtlinie  zu  erreichen.  Diese 
Zusammenarbeit  kann  auf  allen  Ebenen  bilateral  oder  mul- 
tilateral erfolgen.  Abgesehen  von  den  Mechanismen  mit 
Auswirkungen  auf  die  Zielberechnung  und  die  Zieler- 
füllung, die  ausschließlich  in  dieser  Richtlinie  geregelt  sind, 
nämlich  die  statistischen  Transfers  zwischen  den  Mitglied- 
staaten, die  gemeinsamen  Projekte  und  die  gemeinsamen 
Förderregelungen,  kann  eine  solche  Zusammenarbeit  bei- 
spielsweise auch  als  Austausch  von  Informationen  und 
bewährten  Verfahrensweisen  erfolgen,  wie  sie  insbeson- 
dere mit  der  durch  diese  Richtlinie  geschaffenen 
Transparenzplattform  vorgesehen  ist,  und  durch  andere 
freiwillige  Abstimmung  zwischen  allen  Typen  von 
Förderregelungen. 

(36)  Um  Möglichkeiten  zur  Senkung  der  Kosten  für  das  Errei- 
chen der  Ziele  dieser  Richtlinie  zu  schaffen,  sollte  in  den 
Mitgliedstaaten  der  Verbrauch  von  in  anderen  Mitgliedstaa- 
ten aus  erneuerbaren  Quellen  produzierter  Energie  geför- 
dert werden,  und  die  Mitgliedstaaten  sollten  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen,  die  in  anderen  Mitgliedstaaten 
verbraucht  werden,  auf  ihre  eigenen  nationalen  Ziele 
anrechnen  können.  Aus  diesem  Grund  sind  Flexibilitäts- 
maßnahmen erforderlich,  jedoch  bleiben  diese  unter 
mitgliedstaatlicher  Kontrolle,  um  nicht  deren  Fähigkeit  zu 
beeinträchtigen,  ihre  nationalen  Ziele  zu  erreichen.  Diese 
Flexibilitätsmaßnahmen  sind  statistische  Transfers, 
gemeinsame  Projekte  der  Mitgliedstaaten  oder  gemeinsame 
Förderregelungen. 

(37)  Es  sollte  die  Möglichkeit  bestehen,  importierte,  aus 
erneuerbaren  Energiequellen  außerhalb  der  Gemeinschaft 
produzierte  Elektrizität  auf  die  Ziele  der  Mitgliedstaaten 
anzurechnen.  Um  jedoch  eine  Nettoerhöhung  der 
Treibhausgasemissionen  als  Folge  einer  geänderten  Nut- 
zung vorhandener  erneuerbarer  Energiequellen  und  ihrer 
vollständigen  oder  teilweisen  Substitution  durch  konven- 
tionelle Energiequellen  zu  vermeiden,  sollte  nur  Elektrizi- 
tät angerechnet  werden  können,  die  in  erneuerbare 
Energiequellen  einsetzenden  Anlagen  erzeugt  wird,  die 
nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Richtlinie  in  Betrieb  gehen 
oder  mittels  der  erhöhten  Kapazität  einer  Anlage  erzeugt 
werden,  die  nach  diesem  Zeitpunkt  umgerüstet  wurde.  Um 
zu  gewährleisten,  dass  die  Ersetzung  konventioneller  Ener- 
gie durch  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  sowohl  in  der 
Gemeinschaft  als  auch  in  Drittländern  eine  angemessene 


Wirkung  erzielt,  ist  es  angemessen,  sicherzustellen,  dass 
diese  Einfuhren  zuverlässig  nachverfolgt  und  angerechnet 
werden  können.  Abkommen  mit  Drittländern  über  die 
Organisation  dieses  Handels  mit  Elektrizität  aus  erneuer- 
baren Energiequellen  werden  berücksichtigt.  Werden  die 
Vertragsparteien  des  Vertrags  über  die  Energie- 
gemeinschaft (')  aufgrund  eines  nach  diesem  Vertrag  erlas- 
senen diesbezüglichen  Beschlusses  durch  die  einschlägigen 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  gebunden,  so  gelten  die  in 
dieser  Richtlinie  vorgesehenen  Kooperationsmaßnahmen 
zwischen  den  Mitgliedstaaten  auch  für  sie. 

(38)  Wenn  die  Mitgliedstaaten  gemeinsame  Projekte  mit  einem 
oder  mehreren  Drittländern  zur  Produktion  von  Elektrizi- 
tät aus  erneuerbaren  Energiequellen  durchführen,  sollten 
diese  gemeinsamen  Projekte  nur  neu  gebaute  Anlagen 
betreffen  oder  Anlagen  mit  in  jüngerer  Zeit  erhöhter  Kapa- 
zität. Dadurch  lässt  sich  leichter  sicherstellen,  dass  der 
Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  am  Gesamt- 
energieverbrauch des  Drittlands  nicht  aufgrund  der  Einfuhr 
von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  in  die  Gemeinschaft 
verringert  wird.  Außerdem  sollten  es  die  betreffenden  Mit- 
gliedstaaten unterstützen,  dass  ein  Teil  der  Produktion  in 
den  zu  dem  gemeinsamen  Projekt  gehörenden  Anlagen  für 
den  heimischen  Verbrauch  in  dem  betreffenden  Drittland 
verwendet  wird.  Darüber  hinaus  sollte  das  beteiligte  Dritt- 
land von  der  Kommission  und  den  Mitgliedstaaten  ermu- 
tigt werden,  eine  Politik  für  erneuerbare  Energie  mit 
ehrgeizigen  Zielen  zu  entwickeln. 

(39)  Bei  Projekten  in  Drittländern,  die  wie  das  Solarenergie- 
programm für  den  Mittelmeerraum  von  großem  europäi- 
schen Interesse  sind,  sind  möglicherweise  lange 
Vorlaufzeiten  erforderlich,  bis  die  Verbundfernleitung  zum 
Gemeinschaftsgebiet  betriebsbereit  ist.  Der  Aufbau  der  Lei- 
tungen sollte  demnach  gefördert  werden,  indem  den  Mit- 
gliedstaaten für  die  Dauer  der  Baumaßnahmen  gestattet 
wird,  sich  einen  begrenzten  Betrag  der  im  Rahmen  solcher 
Projekte  produzierten  Elektrizität  für  die  Erfüllung  der 
nationalen  Ziele  in  Bezug  auf  die  nationalen  Ziele 
anzurechnen. 

(40)  Das  Verfahren,  das  von  der  für  die  Überwachung  der 
Genehmigung,  Zertifizierung  und  Zulassung  von  Anlagen 
für  erneuerbare  Energieträger  zuständigen  Verwaltungs- 
einheit angewendet  wird,  muss  objektiv,  transparent, 
diskriminierungsfrei  und  verhältnismäßig  sein,  wenn  die 
Regelungen  auf  bestimmte  Projekte  angewendet  werden. 
Insbesondere  ist  es  angemessen,  unnötige  Belastungen  zu 
vermeiden,  die  sich  daraus  ergeben  können,  dass  Projekte 
im  Bereich  der  erneuerbaren  Energiequellen  als  Anlagen, 
die  ein  Gesundheitsrisiko  darstellen,  eingestuft  werden. 

(41)  Es  hat  sich  gezeigt,  dass  aufgrund  des  Fehlens  transparen- 
ter Regeln  und  mangelnder  Koordinierung  zwischen  den 
verschiedenen  Genehmigungsstellen  der  Einsatz  von  Ener- 
gie aus  erneuerbaren  Quellen  behindert  wird.  Die  spezifi- 
sche Struktur  des  Sektors  der  erneuerbaren  Energie  sollte 
daher  berücksichtigt  werden,  wenn  nationale,  regionale 
und  lokale  Behörden  ihre  Verwaltungsverfahren  zur  Ertei- 
lung von  Bau-  und  Betriebsgenehmigungen  für  Anlagen 
und  von  damit  verbundenen  Übertragungs-  und 
Verteilernetzinfrastrukturen  zur  Elektrizitäts-,  Wärme-  und 
Kälteproduktion  aus  erneuerbaren  Energiequellen  oder  für 
Anlagen  zur  Herstellung  von  Kraftstoffen  aus  erneuerbaren 


0)  ABl.  L  198  vom  20.7.2006,  S.  18. 
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Energiequellen  überprüfen.  Die  administrativen 
Genehmigungsverfahren  sollten  gestrafft  werden  und 
transparente  Zeitpläne  für  die  Genehmigung  von  Anlagen 
zur  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  vorse- 
hen. Planungsvorschriften  und  -leitlinien  sollten  dahin 
gehend  angepasst  werden,  dass  sie  kosteneffiziente  und 
umweltfreundliche  Geräte  zur  Erzeugung  von  Wärme, 
Kälte  und  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
berücksichtigen. 

(42)  Im  Interesse  der  raschen  Verbreitung  von  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  und  im  Hinblick  auf  deren  insgesamt 
große  Vorzüge  in  Bezug  auf  Nachhaltigkeit  und  Umwelt- 
verträglichkeit sollten  die  Mitgliedstaaten  im  Rahmen  von 
Verwaltungsvorgängen,  Planungsabläufen  und  der  Gesetz- 
gebung, die  für  die  Zulassung  von  Anlagen  in  Bezug  auf 
die  Verringerung  von  Schadstoffen  und  die  Überwachung 
von  Industrieanlagen,  die  Eindämmung  der  Luftverschmut- 
zung und  die  Vermeidung  oder  Verminderung  der  Ablei- 
tung gefährlicher  Stoffe  in  die  Umwelt  gelten,  dem  Beitrag 
der  erneuerbaren  Energieträger  bei  der  Umsetzung  der 
Umwelt-  und  Klimaschutzziele  insbesondere  im  Vergleich 
zu  Anlagen,  die  keine  erneuerbaren  Energieträger  nutzen, 
Rechnung  tragen. 

(43)  Um  Anreize  dafür  zu  schaffen,  dass  die  einzelnen  Bürger 
zur  Erreichung  der  Ziele  dieser  Richtlinie  beitragen,  sollten 
die  zuständigen  Behörden  die  Möglichkeit  in  Betracht  zie- 
hen, Genehmigungen  durch  eine  einfache  Mitteilung  bei 
der  zuständigen  Stelle  zu  ersetzen,  wenn  kleine  dezentrale 
Anlagen  zur  Produktion  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  installiert  werden. 

(44)  Die  Kohärenz  zwischen  den  Zielen  dieser  Richtlinie  und 
dem  sonstigen  Umweltrecht  der  Gemeinschaft  sollte 
sichergestellt  werden.  Insbesondere  sollten  die  Mitglied- 
staaten bei  Bewertungs-,  Planungs-  oder  Zulassungs- 
verfahren für  Anlagen  zur  Nutzung  von  erneuerbarer 
Energie  dem  Umweltrecht  der  Gemeinschaft  Rechnung  tra- 
gen und  den  Beitrag  berücksichtigen,  den  erneuerbare 
Energiequellen  vor  allem  im  Vergleich  zu  Anlagen,  die 
nicht  erneuerbare  Energie  nutzen,  bei  der  Erreichung  der 
Umwelt-  und  Klimaschutzziele  leisten. 

(45)  Nationale  technische  Spezifikationen  und  sonstige  Anfor- 
derungen, die  in  den  Geltungsbereich  der  Richtlinie 
98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
22.  Juni  1998  über  ein  Informationsverfahren  auf  dem 
Gebiet  der  Normen  und  technischen  Vorschriften  und  der 
Vorschriften  für  die  Dienste  der  Informations- 
gesellschaft (')  fallen  und  zum  Beispiel  Qualitätsstufen, 
Prüfverfahren  oder  Gebrauchsvorschriften  betreffen,  soll- 
ten den  Handel  mit  Geräten  und  Systemen  zur  Nutzung 
erneuerbarer  Energie  nicht  behindern.  Regelungen  zur  För- 
derung von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  sollten  daher 
keine  nationalen  technischen  Spezifikationen  vorschrei- 
ben, die  von  vorhandenen  Gemeinschaftsnormen  abwei- 
chen, oder  verlangen,  dass  die  geförderten  Geräte  oder 
Systeme  an  einem  bestimmten  Ort  oder  von  einer 
bestimmten  Einrichtung  zertifiziert  oder  geprüft  werden. 

(46)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  Mechanismen  für  die  Förderung 
von  Fernwärme/-kälte  aus  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len in  Betracht  ziehen. 


(!)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 


(47)  Auf  nationaler  und  regionaler  Ebene  haben  Vorschriften 
und  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  Mindestanforderungen 
an  die  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  in 
neuen  und  renovierten  Gebäuden  den  Einsatz  von  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen  erheblich  gesteigert.  Diese  Maß- 
nahmen sollten  in  einem  breiter  gefassten  Gemeinschafts- 
umfeld gefördert  werden  ebenso  wie  energieeffiziente,  auf 
erneuerbaren  Energiequellen  beruhende  Anwendungen  in 
Bauvorschriften  und  Regelwerken. 

(48)  Um  die  Festlegung  von  Mindestwerten  für  die  Nutzung  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  in  Gebäuden  zu  fördern 
und  zu  beschleunigen,  kann  es  für  die  Mitgliedstaaten 
angemessen  sein,  gegebenenfalls  festzulegen,  dass  bei  der 
Aufstellung  dieser  Werte  ein  Faktor  für  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  herangezogen  wird,  der  an  den  Min- 
destanforderungen für  Energieeffizienz  gemäß  der  Richtli- 
nie 2002/91 /EG  für  die  kostenoptimierte  Senkung  der 
Kohlendioxidemissionen  von  Gebäuden  ausgerichtet  ist. 

(49)  Informations-  und  Ausbildungsdefizite,  insbesondere  im 
Wärme-  und  im  Kältesektor,  sollten  im  Interesse  der  För- 
derung des  Einsatzes  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len beseitigt  werden. 

(50)  Soweit  der  Zugang  zum  Beruf  des  Installateurs  und  dessen 
Ausübung  den  Regeln  für  reglementierte  Berufe  unterlie- 
gen, sind  die  Bedingungen  für  die  Anerkennung  der  Berufs- 
qualifikationen in  der  Richtlinie  2005/36/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  7.  September 
2005  über  die  Anerkennung  von  Berufsqualifikationen  (2) 
festgelegt.  Die  Anwendung  der  vorliegenden  Richtlinie 
berührt  deshalb  nicht  die  Richtlinie  2005/36/EG. 

(51)  Wenngleich  in  der  Richtlinie  2005/36/EG  Anforderungen 
an  die  wechselseitige  Anerkennung  von  Berufs- 
qualifikationen, auch  für  Architekten,  festgelegt  sind,  muss 
weiterhin  gewährleistet  werden,  dass  Architekten  und  Pla- 
ner die  optimale  Verbindung  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Energiequellen  und  effizienzsteigernden  Technologien  in 
ihren  Plänen  und  Entwürfen  gebührend  berücksichtigen. 
Die  Mitgliedstaaten  sollten  in  dieser  Hinsicht  daher  klare 
Leitlinien  vorgeben,  und  zwar  unbeschadet  der  Richtlinie 
2005/36/EG,  insbesondere  von  deren  Artikeln  46  und  49. 

(52)  Herkunftsnachweise,  die  für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie 
ausgestellt  werden,  dienen  ausschließlich  dazu,  einem  End- 
kunden gegenüber  nachzuweisen,  dass  ein  bestimmter 
Anteil  oder  eine  bestimmte  Menge  an  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  erzeugt  wurde.  Ein  Herkunftsnachweis 
kann,  unabhängig  von  der  Energie,  auf  die  er  sich  bezieht, 
von  einem  Inhaber  auf  einen  anderen  übertragen  werden. 
Um  sicherzustellen,  dass  eine  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen erzeugte  Elektrizitätseinheit  einem  Verbraucher 
gegenüber  nur  einmal  ausgewiesen  werden  kann,  sollte 
jedoch  eine  Doppelzählung  und  doppelte  Ausweisung  von 
Herkunftsnachweisen  vermieden  werden.  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen,  deren  begleitender  Herkunftsnach- 
weis vom  Produzenten  separat  verkauft  wurde,  sollte 
gegenüber  dem  Endkunden  nicht  als  aus  erneuerbaren 
Quellen  erzeugte  Energie  ausgewiesen  oder  verkauft  wer- 
den. Es  ist  wichtig,  dass  zwischen  grünen  Zertifikaten,  die 
für  Fördersysteme  genutzt  werden,  und  Herkunfts nach- 
weisen unterschieden  wird. 


(2)  ABl.  L  255  vom  30.9.2005,  S.  22. 
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(5  3)  Es  sollte  ermöglicht  werden,  dass  der  entstehende  Verbrau- 
chermarkt für  umweltfreundliche  Elektrizität  aus  erneuer- 
baren Quellen  einen  Beitrag  zum  Bau  neuer  Anlagen  für 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  leistet.  Daher  sollten  die 
Mitgliedstaaten  von  den  Elektrizitätsversorgern  verlangen 
können,  dass  die  Angaben  zu  ihrem  Energiemix,  die  sie 
gemäß  Artikel  3  Absatz  6  der  Richtlinie  2003/54/EG 
gegenüber  Endkunden  machen,  einen  Mindestanteil  von 
Herkunftsnachweisen  von  kürzlich  gebauten  Anlagen  zur 
Produktion  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  enthal- 
ten müssen,  sofern  dieses  Erfordernis  mit  dem 
Gemeinschaftsrecht  in  Einklang  steht. 

(54)  Es  sollte  darüber  informiert  werden,  wie  die  geförderte 
Elektrizität  den  Endverbrauchern  gemäß  Artikel  3  Absatz  6 
der  Richtlinie  2003/54/EG  zugerechnet  wird.  Um  die  Qua- 
lität dieser  den  Verbrauchern  bereitgestellten  Informatio- 
nen, insbesondere  in  Bezug  auf  den  Betrag  der  in  neuen 
Anlagen  aus  erneuerbaren  Energieträgern  gewonnenen 
Energie,  zu  verbessern,  sollte  die  Kommission  die  Effizienz 
der  von  den  Mitgliedstaaten  getroffenen  Maßnahmen 
bewerten. 

(55)  Mit  der  Richtlinie  2004/8/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  1 1.  Februar  2004  über  die  Förderung 
einer  am  Nutzwärmebedarf  orientierten  Kraft-Wärme- 
Kopplung  im  Energiebinnenmarkt  (')  wurden  Herkunfts- 
nachweise eingeführt,  um  die  Herkunft  von  Elektrizität  aus 
hocheffizienten  Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen  zu  bele- 
gen. Diese  Herkunftsnachweise  können  nicht  als  Beleg  für 
die  Verwendung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
gemäß  Artikel  3  Absatz  6  der  Richtlinie  2003/54/EG  ver- 
wendet werden,  da  hierdurch  die  Gefahr  einer  Doppel- 
zählung und  doppelten  Bereitstellung  entstehen  könnte. 

(5  6)  Herkunftsnachweise  begründen  nicht  an  sich  ein  Recht  auf 
Inanspruchnahme  nationaler  Förderregelungen. 

(57)  Die  Einbindung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  in 
das  Übertragungs-  und  Verteilernetz  und  der  Einsatz  von 
Systemen  zur  Energiespeicherung  für  die  integrierte 
Gewinnung  diskontinuierlich  zur  Verfügung  stehender 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  müssen  unterstützt 
werden. 

(58)  Die  Entwicklung  von  Projekten  für  erneuerbare  Energie, 
einschließlich  „Projekten  für  erneuerbare  Energie  von  euro- 
päischem Interesse"  innerhalb  des  Programms  für  die  trans- 
europäischen Energienetze  (TEN-E),  sollte  beschleunigt 
werden.  Zu  diesem  Zweck  sollte  die  Kommission  auch 
prüfen,  wie  die  Finanzierung  solcher  Projekte  verbessert 
werden  kann.  Besondere  Aufmerksamkeit  sollte  Projekten 
für  erneuerbare  Energie  gewidmet  werden,  die  zu  einer 
erheblichen  Verbesserung  der  Energieversorgungs- 
sicherheit in  der  Gemeinschaft  und  in  Nachbarländern 
beitragen. 

(59)  Verbindungsleitungen  zwischen  Ländern  erleichtern  die 
Einbindung  von  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen. Durch  sie  werden  nicht  nur  Schwankungen  geglät- 
tet, sondern  können  auch  die  Kosten  für  den  Ausgleich  von 
Mengenabweichungen  gesenkt,  wahrer  Wettbewerb,  der 
zu  niedrigeren  Preisen  führt,  gefördert  und  der  Netzausbau 
unterstützt  werden.  Außerdem  könnte  die  gemeinsame 
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und  optimale  Nutzung  der  Übertragungskapazität  dazu 
beitragen,  dass  ein  übermäßiger  Bedarf  an  neuen  Kapazi- 
täten vermieden  wird. 

(60)  Der  vorrangige  Netzzugang  und  der  garantierte  Netzzu- 
gang für  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen  sind 
wichtig,  um  erneuerbare  Energiequellen  in  Einklang  mit 
Artikel  1 1  Absatz  2  und  in  Fortentwicklung  von  Artikel  1 1 
Absatz  3  der  Richtlinie  2003/54/EG  in  den  Elektrizitäts- 
binnenmarkt zu  integrieren.  Die  hinsichtlich  der  Wahrung 
der  Zuverlässigkeit  und  der  Sicherheit  des  Netzes  und  hin- 
sichtlich der  Einspeisung  zu  erfüllenden  Anforderungen 
können  je  nach  den  Merkmalen  des  nationalen  Netzes  und 
seines  sicheren  Betriebs  unterschiedlich  sein.  Der  vorran- 
gige Netzzugang  gewährleistet,  dass  angeschlossene  Erzeu- 
ger von  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen  in  der 
Lage  sind,  die  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
nach  den  Netzanschlussregeln  jederzeit,  wann  immer  die 
Energiequelle  verfügbar  ist,  zu  verkaufen  und  zu  übertra- 
gen. Falls  die  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
in  den  Spotmarkt  integriert  ist,  gewährleistet  der  garan- 
tierte Netzzugang,  dass  die  gesamte  verkaufte  und  geför- 
derte Elektrizität  Zugang  zum  Netz  erhält,  wodurch  an  das 
Netz  angeschlossene  Anlagen  eine  Höchstmenge  an  Elek- 
trizität aus  erneuerbaren  Energiequellen  verwenden  kön- 
nen. Dies  bedeutet  jedoch  nicht,  dass  die  Mitgliedstaaten 
verpflichtet  sind,  Abnahmeverpflichtungen  für  erneuerbare 
Energie  zu  fördern  oder  einzuführen.  Bei  anderen  Netzen 
wird  ein  Festpreis  für  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen —  gewöhnlich  kombiniert  mit  einer  Abnahme- 
verpflichtung für  den  Netzbetreiber  —  festgelegt.  In  diesem 
Fall  ist  der  vorrangige  Netzzugang  bereits  gegeben. 

(61)  Unter  bestimmten  Umständen  können  die  Übertragung 
und  Verteilung  von  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen nicht  in  vollem  Umfang  ohne  Beeinträchtigung  der 
Zuverlässigkeit  oder  Sicherheit  des  Netzes  gewährleistet 
werden.  Unter  diesen  Umständen  kann  es  angebracht  sein, 
diesen  Produzenten  einen  finanziellen  Ausgleich  zu  gewäh- 
ren. Gleichwohl  ist  es  nach  den  Zielen  dieser  Richtlinie 
erforderlich,  die  Übertragung  und  Verteilung  von  Elektri- 
zität aus  erneuerbaren  Energiequellen  anhaltend  zu  stei- 
gern, ohne  dass  dabei  die  Zuverlässigkeit  oder  Sicherheit 
des  Netzes  beeinträchtigt  wird.  Zu  diesem  Zweck  sollten 
die  Mitgliedstaaten  geeignete  Maßnahmen  ergreifen,  um 
einen  höheren  Marktanteil  von  Elektrizität  aus  erneuer- 
baren Energiequellen  —  unter  anderem  unter  Berücksich- 
tung der  Besonderheiten  variabler  Ressourcen  und  noch 
nicht  lagerfähiger  Ressourcen  —  zu  ermöglichen.  Der 
Anschluss  neuer  Anlagen  für  erneuerbare  Energie  sollte  in 
dem  gemäß  den  Zielen  dieser  Richtlinie  geforderten 
Umfang  so  schnell  wie  möglich  genehmigt  werden.  Die 
Mitgliedstaaten  können  zur  Beschleunigung  der 
Netzanschlussverfahren  die  Möglichkeit  des  vorrangigen 
Netzzugangs  oder  der  Reservierung  von  Anschluss- 
kapazitäten für  neue  Anlagen,  die  Energie  aus  erneuer- 
baren Energiequellen  erzeugen,  vorsehen. 

(62)  Die  Kosten  für  den  Anschluss  neuer  Produzenten  von  Elek- 
trizität und  Gas  aus  erneuerbaren  Energiequellen  an  das 
Elektrizitäts-  bzw.  Gasnetz  sollten  objektiv,  transparent 
und  nichtdiskriminierend  sein,  und  der  Nutzen,  den  dezen- 
trale Anlagen  für  die  Produktion  von  Elektrizität  aus 
erneuerbaren  Energiequellen  und  lokale  Produzenten  von 
Gas  aus  erneuerbaren  Quellen  für  das  Elektrizitäts-  bzw. 
Gasnetz  bringen,  sollte  gebührend  berücksichtigt  werden. 
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(63)  Elektrizitätsproduzenten,  die  das  Potenzial  von  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  in  den  Randgebieten  der  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Inseln  und  in  Gebieten  mit  gerin- 
ger Bevölkerungsdichte,  nutzen  möchten,  sollten  nach 
Möglichkeit  angemessene  Anschlusskosten  gewährt  wer- 
den, um  sicherzustellen,  dass  sie  im  Vergleich  zu  Produ- 
zenten, die  in  zentraler  gelegenen,  stärker  industrialisierten 
Gebieten  mit  höherer  Bevölkerungsdichte  angesiedelt  sind, 
nicht  benachteiligt  werden. 

(64)  In  der  Richtlinie  2001/77/EG  ist  der  Rahmen  für  die  Ein- 
bindung von  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
ins  Netz  festgelegt.  Der  tatsächliche  erreichte  Einbindungs- 
grad schwankt  jedoch  zwischen  den  Mitgliedstaaten  erheb- 
lich. Aus  diesem  Grund  müssen  der  Rahmen  gestärkt  und 
seine  Anwendung  regelmäßig  auf  nationaler  Ebene  über- 
prüft werden. 

(65)  Die  Herstellung  von  Biokraftstoffen  sollte  auf  nachhaltige 
Weise  erfolgen.  Biokraftstoffe,  die  dafür  verwendet  werden, 
die  Ziele  dieser  Richtlinie  zu  erreichen,  und  Biokraftstoffe, 
denen  nationale  Förderregelungen  zugute  kommen,  soll- 
ten daher  Nachhaltigkeitskriterien  erfüllen  müssen. 

(66)  Die  Gemeinschaft  sollte  im  Rahmen  dieser  Richtlinie  ange- 
messene Maßnahmen  ergreifen,  einschließlich  der  Förde- 
rung von  Nachhaltigkeitskriterien  für  Biokraftstoffe  und 
der  Entwicklung  von  Biokraftstoffen  der  zweiten  und  drit- 
ten Generation  in  der  Gemeinschaft  und  weltweit,  sowie 
zur  Stärkung  der  Agrarforschung  und  Wissensbildung  in 
diesen  Bereichen  beitragen. 

(67)  Die  Einführung  von  Nachhaltigkeitskriterien  für  Bio- 
kraftstoffe wird  ihr  Ziel  verfehlen,  wenn  sie  Produkte  her- 
vorbringt, die  die  Kriterien  nicht  erfüllen  und  die  statt  als 
Biokraftstoffe  als  flüssige  Biobrennstoffe  im  Wärme-  oder 
im  Elektrizitätssektor  verwendet  werden.  Aus  diesem 
Grund  sollten  die  Nachhaltigkeitskriterien  auch  für  flüssige 
Biobrennstoffe  im  Allgemeinen  gelten. 

(68)  Der  Europäische  Rat  forderte  in  seiner  Tagung  vom  März 
2007  die  Kommission  auf,  einen  Vorschlag  für  eine  umfas- 
sende Richtlinie  über  die  Nutzung  aller  erneuerbaren 
Energiequellen  auszuarbeiten,  der  Kriterien  und  Bestim- 
mungen zur  Gewährleistung  einer  nachhaltigen  Bereitstel- 
lung und  Nutzung  von  Bioenergie  enthalten  könne.  Solche 
Nachhaltigkeitskriterien  sollten  kohärenter  Bestandteil 
eines  umfassenderen  Systems  sein,  das  sich  auch  auf  alle 
flüssigen  Biobrennstoffe  und  nicht  nur  auf  Biokraftstoffe 
erstreckt.  Solche  Nachhaltigkeitskriterien  sollten  daher  in 
dieser  Richtlinie  enthalten  sein.  Um  einen  kohärenten 
Ansatz  zwischen  der  Energie-  und  der  Umweltpolitik 
sicherzustellen  und  zusätzliche  Kosten  für  Unternehmen 
und  eine  hinsichtlich  der  Umweltstandards  uneinheitliche 
Lage  im  Zusammenhang  mit  einer  inkohärenten  Heran- 
gehensweise zu  vermeiden,  ist  es  unbedingt  notwendig, 
sowohl  für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  einerseits  und  der 
Richtlinie  98/70/EG  andererseits  dieselben 
Nachhaltigkeitskriterien  für  die  Nutzung  von  Bio- 
kraftstoffen vorzusehen.  Aus  denselben  Gründen  sollte  in 
diesem  Zusammenhang  eine  doppelte  Berichterstattung 
vermieden  werden.  Darüber  hinaus  sollten  die  Kommis- 
sion und  die  zuständigen  nationalen  Behörden  ihre  Tätig- 
keiten im  Rahmen  eines  speziell  für  Nachhaltigkeitsfragen 
verantwortlichen  Ausschusses  abstimmen.  Darüber  hinaus 


sollte  die  Kommission  im  Jahr  2009  die  Möglichkeit  und 
die  Modalitäten  einer  Einbeziehung  weiterer  Biomassean- 
wendungen überprüfen. 

(69)  Die  wachsende  weltweite  Nachfrage  nach  Biokraftstoffen 
und  flüssigen  Biobrennstoffen  und  die  durch  diese  Richtli- 
nie geschaffenen  Anreize  für  deren  Nutzung  sollten  nicht 
dazu  führen,  dass  die  Zerstörung  von  durch  biologische 
Vielfalt  geprägten  Flächen  gefördert  wird.  Diese  endlichen 
Ressourcen,  deren  Wert  für  die  gesamte  Menschheit  in  ver- 
schiedenen internationalen  Rechtsakten  anerkannt  wurde, 
sollten  bewahrt  werden.  Die  Verbraucher  in  der  Gemein- 
schaft würden  es  außerdem  moralisch  unakzeptabel  fin- 
den, wenn  die  vermehrte  Verwendung  von  Biokraftstoffen 
und  flüssigen  Brennstoffen  zur  Folge  haben  könnte,  dass 
Flächen  zerstört  werden,  die  durch  biologische  Vielfalt 
geprägt  sind.  Daher  müssen  Nachhaltigkeitskriterien  fest- 
gelegt werden,  die  sicherstellen,  dass  Biokraftstoffe  und 
flüssige  Biobrennstoffe  nur  für  Anreize  in  Frage  kommen, 
wenn  garantiert  werden  kann,  dass  sie  nicht  von  durch  bio- 
logische Vielfalt  geprägten  Flächen  stammen  oder  im  Falle 
von  Gebieten,  die  zu  Naturschutzzwecken  oder  zum 
Schutz  von  seltenen,  bedrohten  oder  gefährdeten  Ökosys- 
temen oder  Arten  ausgewiesen  wurden,  dass  die  Erzeugung 
des  Rohstoffs  diesen  Zwecken  nicht  entgegensteht,  wobei 
die  jeweils  zuständige  Behörde  den  rechtlichen  Nachweis 
zu  führen  hat.  Die  hierfür  gewählten  Nachhaltigkeits- 
kriterien sollten  davon  ausgehen,  dass  Wald  biologisch 
vielfältig  ist,  wenn  es  sich  gemäß  der  Definition  der 
Ernährungs-  und  Landwirtschaftsorganisation  der  Verein- 
ten Nationen  (FAO)  in  ihrer  globalen  Wald- 
bestandsaufnahme („Global  Forest  Resource  Assessment"), 
die  von  den  Ländern  weltweit  zur  Meldung  der  Ausdeh- 
nung des  Primärwaldes  genutzt  wird,  um  Primärwald  han- 
delt oder  wenn  Wald  zu  Naturschutzzwecken  durch 
nationale  Rechtsvorschriften  geschützt  ist.  Gebiete,  in 
denen  forstliche  Produkte  außer  Holz  gesammelt  werden, 
sollten  eingeschlossen  werden,  sofern  die  menschliche  Ein- 
wirkung gering  ist.  Andere  Waldarten  gemäß  der  Defini- 
tion der  Ernährungs-  und  Landwirtschaftsorganisation  der 
Vereinten  Nationen,  wie  z.  B.  modifizierte  Naturwälder, 
halbnatürliche  Wälder  und  Plantagen,  sollten  nicht  als 
Primärwald  eingestuft  werden.  Angesichts  der  großen  bio- 
logischen Vielfalt,  die  bestimmte  Arten  von  Grünland  in 
gemäßigten  wie  auch  in  tropischen  Gebieten  aufweisen, 
einschließlich  Savannen,  Steppen,  Buschland  und  Prärien 
mit  großer  biologischer  Vielfalt,  ist  es  überdies  angebracht, 
dass  Biokraftstoffe,  die  aus  von  solchen  Flächen  stammen- 
den Rohstoffen  hergestellt  werden,  nicht  für  die  in  dieser 
Richtlinie  vorgesehenen  Anreize  in  Frage  kommen  sollten. 
Die  Kommission  sollte  geeignete  Kriterien  und  geografi- 
sche  Gebiete  festlegen,  um  im  Einklang  mit  den  besten  ver- 
fügbaren wissenschaftlichen  Erkenntnissen  und 
einschlägigen  internationalen  Standards  zu  definieren,  was 
unter  Grünland  mit  hoher  biologischer  Vielfalt  zu  verste- 
hen ist. 

(70)  Wenn  Flächen  mit  hohem  Kohlenstoffbestand  im  Boden 
oder  in  der  Vegetation  für  den  Anbau  von  Rohstoffen  zur 
Herstellung  von  Biokraftstoffen  oder  flüssigen  Bio- 
brennstoffen umgewandelt  werden,  wird  in  der  Regel  ein 
Teil  des  gespeicherten  Kohlenstoffs  in  die  Atmosphäre  frei- 
gesetzt, was  zur  Bildung  von  Kohlendioxid  führt.  Die  dar- 
aus resultierenden  negativen  Auswirkungen  auf  den 
Treibhauseffekt  können  die  positiven  Auswirkungen  auf 
den  Treibhauseffekt  der  Biokraftstoffe  oder  der  flüssigen 
Biobrennstoffe  aufheben,  in  einigen  Fällen  kann  die  Wir- 
kung deutlich  kontraproduktiv  sein.  Die  vollständigen 
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Kohlenstoffauswirkungen  einer  solchen  Umwandlung  soll- 
ten daher  bei  der  Berechnung  der  Treibhausgasemissions- 
einsparung  einzelner  Biokraftstoffe  und  flüssiger 
Biobrennstoffe  berücksichtigt  werden.  Dies  ist  erforderlich, 
um  sicherzustellen,  dass  die  Berechnung  der  Treibhaus- 
gasemissionseinsparung  die  Kohlenstoffauswirkungen  der 
Verwendung  von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Bio- 
brennstoffen in  vollem  Umfang  berücksichtigt. 

(71)  Bei  der  Berechnung  des  Beitrags  von  Landnutzungs- 
änderungen zum  Treibhauseffekt  sollten  Unternehmen  auf 
die  tatsächlichen  Werte  für  den  Kohlenstoffbestand 
zurückgreifen  können,  der  mit  der  Bezugsflächennutzung 
und  der  Landnutzung  nach  der  Umwandlung  verbunden 
ist.  Darüber  hinaus  sollten  sie  Standardwerte  verwenden 
können.  Die  Zwischenstaatliche  Sachverständigengruppe 
für  Klimaänderungen  bietet  für  solche  Standardwerte  die 
geeignete  Grundlage.  Diese  Arbeit  liegt  zurzeit  in  keiner 
Form  vor,  die  unmittelbar  von  Unternehmen  angewendet 
werden  kann.  Die  Kommission  sollte  aus  diesem  Grund 
Leitlinien  aufstellen,  wobei  sie  Bezug  auf  diese  Arbeit 
nimmt,  die  für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  bei  der  Berech- 
nung der  Änderungen  des  Kohlenstoffbestands  als  Grund- 
lage dienen  soll,  auch  hinsichtlich  bewaldeter  Gebiete  mit 
einem  Überschirmungsgrad  von  10  bis  30  %,  Savannen, 
Buschland  und  Prärien. 

(72)  Es  ist  angemessen,  dass  die  Kommission  Methodologien 
entwickelt,  um  die  Auswirkung  der  Entwässerung  von 
Torfmoor  auf  die  Treibhausgasemissionen  zu  bewerten. 

(73)  Flächen  sollten  nicht  zur  Herstellung  von  Biokraftstoffen 
und  flüssigen  Biokraftstoffen  umgewandelt  werden,  wenn 
der  resultierende  Kohlenstoffbestandsverlust  nicht  inner- 
halb einer  angesichts  der  Dringlichkeit  von  Klimaschutz- 
maßnahmen vertretbaren  Zeitspanne  durch 
Treibhausgasemissionseinsparung  infolge  der  Herstellung 
von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen  ausge- 
glichen werden  könnte.  Dies  würde  den  Wirtschafts- 
teilnehmern unnötig  aufwändige  Forschungsarbeiten 
ersparen  und  die  Umwandlung  von  Flächen  mit  hohem 
Kohlenstoffbestand  vermeiden,  die  für  die  Gewinnung  von 
Rohstoffen  für  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe 
nicht  in  Frage  kommen.  Aus  Verzeichnissen  der  weltwei- 
ten Kohlenstoffbestände  ergibt  sich,  dass  Feuchtgebiete 
und  kontinuierlich  bewaldete  Gebiete  mit  einem  Über- 
schirmungsgrad von  über  30  %  in  diese  Kategorie  aufge- 
nommen werden  sollten.  Bewaldete  Gebiete  mit  einem 
Überschirmungsgrad  von  10  bis  30  %  sollten  auch  einbe- 
zogen werden,  es  sei  denn,  es  wird  der  Nachweis  erbracht, 
dass  der  Kohlenstoffbestand  der  Flächen  niedrig  genug  ist, 
dass  eine  Flächenumwandlung  in  Übereinstimmung  mit 
den  gemäß  dieser  Richtlinie  geltenden  Bestimmungen  zu 
rechtfertigen  ist.  Bei  der  Bezugnahme  auf  Feuchtgebiete 
sollte  die  Definition  des  am  2.  Februar  1971  in  Ramsar 
abgeschlossenen  Übereinkommens  über  Feuchtgebiete, 
insbesondere  als  Lebensraum  für  Wasser-  und  Watvögel, 
von  internationaler  Bedeutung  zugrunde  gelegt  werden. 

(74)  Die  in  dieser  Richtlinie  vorgesehenen  Anreize  werden  welt- 
weit einen  Produktionsanstieg  bei  Biokraftstoffen  und  flüs- 
sigen Biobrennstoffen  begünstigen.  Werden  Biokraftstoffe 
und  flüssige  Biobrennstoffe  aus  in  der  Gemeinschaft  pro- 
duzierten Rohstoffen  hergestellt,  sollten  sie  auch  die 
Umwelt-  und  sozialpolitischen  Anforderungen  der 
Gemeinschaft,  einschließlich  der  Vorschriften  über  die 


Landwirtschaft  und  den  Schutz  der  Qualität  von  Grund- 
wasser und  Oberflächengewässern,  erfüllen.  Es  bestehen 
jedoch  Bedenken,  dass  bei  der  Produktion  von  Bio- 
kraftstoffen oder  flüssigen  Biobrennstoffen  in  bestimmten 
Drittländern  ökologische  oder  soziale  Mindeststandards 
möglicherweise  nicht  eingehalten  werden.  Daher  sollten 
multilaterale  und  bilaterale  Übereinkünfte  sowie  freiwillige 
internationale  oder  nationale  Regelungen,  die  wesentlichen 
ökologischen  und  sozialen  Erwägungen  Rechnung  tragen, 
gefördert  werden,  um  weltweit  eine  nachhaltige  Produk- 
tion von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen  zu 
fördern.  Gibt  es  keine  solchen  Übereinkünfte  oder  Rege- 
lungen, so  sollten  die  Mitgliedstaaten  von  den  Wirtschafts- 
beteiligten Auskünfte  zu  diesen  Fragen  verlangen. 

(75)  Die  Anforderungen  an  ein  Nachhaltigkeitskonzept  für  die 
energetische  Nutzung  von  Biomasse  mit  Ausnahme  von 
Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen  sollte  von 
der  Kommission  im  Jahr  2009  analysiert  werden,  wobei  zu 
berücksichtigen  ist,  dass  Biomasseressourcen  auf  nachhal- 
tige Weise  bewirtschaftet  werden  müssen. 

(76)  Die  Nachhaltigkeitskriterien  werden  nur  wirksam  sein, 
wenn  sie  zu  einem  veränderten  Verhalten  der  Markt- 
teilnehmer führen.  Diese  Änderungen  werden  nur  erfol- 
gen, wenn  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe,  die 
die  Kriterien  erfüllen,  gegenüber  jenen,  die  die  Kriterien 
nicht  erfüllen,  einen  Preisaufschlag  rechtfertigen.  Nach  der 
Massenbilanzmethode  zur  Überprüfung  der  Einhaltung  der 
Kriterien  gibt  es  eine  konkrete  Verbindung  zwischen  der 
Herstellung  von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Bio- 
brennstoffen, die  die  Nachhaltigkeitskriterien  erfüllen,  und 
dem  Verbrauch  von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Bio- 
brennstoffen in  der  Gemeinschaft,  wodurch  ein  ausgewo- 
genes Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage 
geschaffen  und  ein  Preisaufschlag  gewährleistet  wird,  der 
höher  ist  als  in  Systemen  ohne  eine  solche  Verbindung. 
Zur  Überprüfung  der  Einhaltung  der  Kriterien  sollte  daher 
die  Massenbilanzmethode  verwendet  werden,  damit  sicher- 
gestellt wird,  dass  Biokraftstoffe  und  flüssige  Bio- 
brennstoffe, die  die  Nachhaltigkeitskriterien  erfüllen,  zu 
einem  höheren  Preis  verkauft  werden  können.  Dies  sollte 
die  Integrität  des  Systems  wahren  und  gleichzeitig  vermei- 
den, dass  der  Industrie  ein  unvertretbarer  Aufwand  abver- 
langt wird.  Andere  Überprüfungsmethoden  sollten  jedoch 
geprüft  werden. 

(77)  Die  Kommission  sollte  gegebenenfalls  den  Millenniums- 
Bewertungsbericht  für  Ökosysteme  in  gebührendem  Maße 
berücksichtigen,  da  der  Bericht  nützliche  Daten  für  die 
Erhaltung  zumindest  der  Flächen,  die  in  kritischen  Situati- 
onen grundlegende  Schutzfunktionen  von  Ökosystemen 
—  wie  etwa  Schutz  von  Wassereinzugsgebieten  und 
Erosionsschutz  —  erfüllen,  enthält. 

(78)  Die  Auswirkungen  des  Anbaus  von  Biomasse  sollten  fort- 
laufend beobachtet  werden;  dies  betrifft  beispielsweise 
Auswirkungen  durch  Landnutzungsänderung,  einschließ- 
lich Verdrängungseffekten,  die  Einführung  invasiver 
gebietsfremder  Arten  und  sonstige  Folgen  für  die  biologi- 
sche Vielfalt  sowie  die  Folgen  für  Nahrungsmittel- 
produktion und  lokalen  Wohlstand.  Die  Kommission  sollte 
alle  einschlägigen  Informationsquellen  heranziehen,  auch 
die  FAO-Hungerkarte.  Biokraftstoffe  sollten  so  gefördert 
werden,  dass  Anreize  für  eine  Steigerung  der  landwirt- 
schaftlichen Produktivität  und  für  die  Nutzung  degradier- 
ter Flächen  bestehen. 
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(79)  Die  Förderung  multilateraler  und  bilateraler  Übereinkünfte 
sowie  freiwilliger  internationaler  oder  nationaler  Regelun- 
gen, in  denen  Standards  für  die  nachhaltige  Herstellung 
von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen  festge- 
legt sind  und  die  bescheinigen,  dass  die  Herstellung  von 
Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen  diese  Stan- 
dards erfüllen,  ist  im  Interesse  der  Gemeinschaft.  Daher 
sollte  vorgesehen  werden,  dass  solche  Übereinkünfte  oder 
Regelungen  zuverlässige  Erkenntnisse  und  Daten  hervor- 
bringen, sofern  sie  angemessene  Standards  der  Zuverlässig- 
keit, Transparenz  und  unabhängigen  Überprüfung  erfüllen. 

(80)  Für  die  Berechnung  der  Treibhausgasemissionen  von  Bio- 
kraftstoffen, flüssigen  Biobrennstoffen  und  ihrer  fossilen 
Vergleichsgrößen  müssen  klare  Regeln  festgelegt  werden. 

(81)  Bei  der  Berechnung  der  durch  die  Herstellung  und  Verwen- 
dung von  Kraft-  und  Brennstoffen  verursachten  Treibhaus- 
gasemissionen sollten  Nebenerzeugnisse  berücksichtigt 
werden.  Die  Substitutionsmethode  ist  für  politische  Ana- 
lysen geeignet,  für  die  Regulierung  in  Bezug  auf  einzelne 
Wirtschafsakteure  und  einzelne  Kraftstofflieferungen 
jedoch  nicht.  Für  Regulierungs zwecke  eignet  sich  die 
Energieallokationsmethode  am  besten,  da  sie  leicht  anzu- 
wenden und  im  Zeitablauf  vorhersehbar  ist,  kontraproduk- 
tive Anreize  auf  ein  Mindestmaß  begrenzt  und  Ergebnisse 
hervorbringt,  die  in  der  Regel  mit  den  Ergebnissen  der 
Substitutionsmethode  vergleichbar  sind.  Für  politische 
Analysen  sollte  die  Kommission  in  ihrer  Berichterstattung 
auch  die  Ergebnisse  der  Substitutionsmethode 
heranziehen. 

(82)  Um  einem  unverhältnismäßigen  administrativen  Aufwand 
vorzubeugen,  sollte  eine  Liste  von  Standardwerten  für  ver- 
breitete Biokraftstoff-Herstellungswege  festgelegt  werden; 
diese  Liste  sollte  aktualisiert  und  erweitert  werden,  sobald 
weitere  zuverlässige  Daten  vorliegen.  Wirtschaftsakteure 
sollten  immer  die  in  dieser  Liste  angegebenen  Einsparwerte 
für  Treibhausgasemissionen  für  Biokraftstoffe  und  flüssige 
Biobrennstoffe  für  sich  in  Anspruch  nehmen  können.  Liegt 
der  Standardwert  für  die  Treibhausgasemissionseinsparung 
eines  Herstellungswegs  unter  dem  geforderten 
Einsparungsmindestwert  für  Treibhausgasemissionen, 
sollte  von  Produzenten,  die  nachweisen  wollen,  dass  sie 
diesen  Mindestwert  einhalten,  verlangt  werden,  dass  sie 
den  Nachweis  dafür  erbringen,  dass  die  aus  ihrem 
Produktionsverfahren  resultierenden  Emissionen  niedriger 
sind  als  diejenigen,  von  denen  bei  der  Berechnung  der 
Standardwerte  ausgegangen  wurde. 

(83)  Die  Daten,  die  für  die  Berechnung  dieser  Standardwerte 
verwendet  werden,  sollten  aus  unabhängigen,  wissen- 
schaftlich erfahrenen  Quellen  stammen  und  gegebenenfalls 
aktualisiert  werden,  wenn  die  Arbeit  dieser  Quellen  voran- 
schreitet. Die  Kommission  sollte  diesen  Quellen  nahelegen, 
dass  sie  bei  ihren  Aktualisierungen  auf  Folgendes  eingehen: 
Emissionen  aus  dem  Anbau,  Auswirkungen  regionaler  und 
klimatischer  Bedingungen,  Auswirkungen  des  Anbaus 
nach  nachhaltigen  landwirtschaftlichen  Methoden  und 
Methoden  des  ökologischen  Landbaus  und  wissenschaftli- 
che Beiträge  von  Produzenten  innerhalb  der  Gemeinschaft 
und  in  Drittländern  sowie  der  Zivilgesellschaft. 

(84)  Um  zu  vermeiden,  dass  der  Anbau  von  Rohstoffen  für  Bio- 
kraftstoffe und  flüssige  Biobrennstoffe  auf  Flächen  geför- 
dert wird,  auf  denen  hohe  Treibhausgasemissionen  die 


Folge  wären,  sollte  die  Verwendung  von  Standardwerten 
für  den  Anbau  auf  Gebiete  begrenzt  werden,  wo  eine  sol- 
che Wirkung  zuverlässig  ausgeschlossen  werden  kann.  Um 
einen  unverhältnismäßig  hohen  Verwaltungsaufwand  zu 
vermeiden,  sollten  die  Mitgliedstaaten  jedoch  nationale 
oder  regionale  Durchschnittswerte  für  die  Emissionen  aus 
dem  Anbau,  einschließlich  Emissionen  aus  dem  Dünger- 
einsatz, festlegen. 

(85)  Weltweit  wächst  die  Nachfrage  nach  landwirtschaftlichen 
Rohstoffen.  Ein  Teil  dieser  wachsenden  Nachfrage  wird 
dadurch  gedeckt  werden,  dass  die  landwirtschaftlichen  Flä- 
chen erweitert  werden.  Eine  Möglichkeit  zur  Erweiterung 
der  für  den  Anbau  verfügbaren  Flächen  besteht  in  der 
Sanierung  von  Flächen,  die  stark  degradiert  oder  kontami- 
niert sind  und  daher  in  ihrem  derzeitigen  Zustand  nicht  für 
landwirtschaftliche  Zwecke  genutzt  werden  können.  Die 
Nachhaltigkeitsregelung  sollte  die  Nutzung  sanierter  degra- 
dierter Flächen  fördern,  da  die  Förderung  von  Bio- 
kraftstoffen und  flüssigen  Biobrennstoffen  zum  Anstieg 
der  Nachfrage  nach  landwirtschaftlichen  Rohstoffen  beitra- 
gen wird.  Selbst  wenn  Biokraftstoffe  aus  Rohstoffen  herge- 
stellt werden,  die  von  bereits  landwirtschaftlich  genutzten 
Flächen  stammen,  könnte  die  erhöhte  Nachfrage  nach 
pflanzlichen  Erzeugnissen  aufgrund  der  Förderung  von 
Biokraftstoffen  zu  einem  Nettoanstieg  der  Anbauflächen 
führen.  Davon  könnten  Flächen  mit  hohem  Kohlenstoff- 
bestand betroffen  sein;  in  diesem  Falle  käme  es  zu  schäd- 
lichen Kohlenstoffbestandsverlusten.  Um  dieses  Risiko  zu 
verringern,  ist  es  angemessen,  in  anderen  Ländern,  in  denen 
Biokraftstoff  verbraucht  wird,  Begleitmaßnahmen  einzu- 
führen, durch  die  Anreize  für  größere  Produktivitätssteige- 
rungen bei  bereits  ackerbaulich  genutzten  Flächen,  für  die 
Nutzung  degradierter  Flächen  und  für  die  Festlegung  von 
Nachhaltigkeitsanforderungen  geschaffen  werden,  die  mit 
den  Anforderungen  vergleichbar  sind,  die  in  dieser  Richt- 
linie für  den  Biokraftstoffverbrauch  in  der  Gemeinschaft 
festgelegt  sind..  Die  Kommission  sollte  eine  konkrete 
Methodologie  entwickeln,  um  die  Treibhausgasemissionen 
durch  indirekte  Landnutzungsänderungen  zu  begrenzen. 
Dabei  sollte  die  Kommission  auf  der  Grundlage  der  besten 
verfügbaren  wissenschaftlichen  Ergebnisse  insbesondere 
die  Aufnahme  eines  Faktors  für  indirekte  Landnutzungs- 
änderungen in  der  Berechnung  der  Treibhausgase- 
missionen bewerten  sowie  die  Notwendigkeit,  Anreize  für 
nachhaltige  Biokraftstoffe,  die  die  Auswirkungen  der  Land- 
nutzungsänderungen begrenzen,  zu  geben  und  die  Nach- 
haltigkeit von  Biokraftstoffen  im  Hinblick  auf  indirekte 
Landnutzungsänderungen  zu  verbessern.  Bei  der  Entwick- 
lung dieser  Methodologie  sollte  die  Kommission  unter 
anderem  auf  die  Frage  der  potenziellen  indirekten  Land- 
nutzungsänderungen eingehen,  die  auf  Biokraftstoffe 
zurückzuführen  sind,  die  aus  zellulosehaltigem  Non-Food- 
Material  und  lignozellulosehaltigem  Material  erzeugt 
werden. 

(86)  Damit  ein  angemessener  Marktanteil  für  Biokraftstoffe 
erreicht  werden  kann,  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass 
höhere  als  in  der  Norm  EN5  90/2004  vorgesehene  Biodie- 
selkraftstoffbeimischungen  in  Dieselkraftstoffen  in  Verkehr 
gebracht  werden. 

(87)  Um  sicherzustellen,  dass  Biokraftstoffe,  die  die  Bandbreite 
der  eingesetzten  Rohstoffe  diversifizieren,  rentabel  werden, 
sollten  sie  im  Rahmen  der  nationalen  Verpflichtungen  zur 
Nutzung  von  Biokraftstoffen  stärker  gewichtet  werden. 
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(88)  Eine  regelmäßige  Berichterstattung  ist  notwendig,  um 
sicherzustellen,  dass  eine  kontinuierliche  Ausrichtung  auf 
die  Fortschritte  beim  Ausbau  der  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  auf  nationaler  Ebene  und  auf  Gemeinschaftsebene 
gegeben  ist.  Für  die  von  den  Mitgliedstaaten  vorzulegen- 
den nationalen  Aktionspläne  für  erneuerbare  Energieträger 
sollte  die  Anwendung  eines  einheitlichen  Formats  verlangt 
werden.  Solche  Pläne  könnten  eine  Kosten-Nutzen- 
Schätzung  der  vorgesehenen  Maßnahmen,  die  Maßnah- 
men in  Bezug  auf  die  notwendige  Erweiterung  und/oder 
Verstärkung  der  bestehenden  Netzinfrastruktur,  eine 
Kosten-Nutzen-Schätzung  der  Entwicklung  von  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen  über  den  ihrem  indikativen  Ziel- 
pfad entsprechenden  Anteil  hinaus,  Angaben  zu  den  nati- 
onalen Förderregelungen  sowie  Informationen  über  die 
Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  in  neuen 
oder  renovierten  Gebäuden  enthalten. 

(89)  Die  Mitgliedstaaten  können  bei  der  Konzipierung  ihrer  För- 
derregelungen die  Verwendung  von  Biokraftstoffen,  die 
zusätzliche  Vorteile  aufweisen  (hierzu  gehören  auch  die 
Vorteile  der  Diversifizierung  durch  Biokraftstoffe,  die  aus 
Abfällen,  Reststoffen,  zellulosehaltigem  Non-Food- 
Material,  lignozellulosehaltigem  Material  oder  Algen  sowie 
Pflanzen,  die  ohne  Bewässerung  in  Trockengebieten  zur 
Eindämmung  der  Wüstenbildung  angebaut  werden,  herge- 
stellt werden),  fördern  und  dabei  die  unterschiedlichen 
Kosten  der  Energiegewinnung  aus  herkömmlichen  Bio- 
kraftstoffen einerseits  und  aus  diesen  zusätzliche  Vorteile 
aufweisenden  Biokraftstoffen  andererseits  gebührend 
berücksichtigen.  Die  Mitgliedstaaten  können  Investitionen 
in  die  Erforschung  und  Entwicklung  dieser  und  anderer  auf 
erneuerbarer  Energie  beruhenden  Technologien  fördern, 
die  Zeit  benötigen,  um  wettbewerbsfähig  zu  werden. 

(90)  Bei  der  Durchführung  dieser  Richtlinie  sollte  gegebenen- 
falls dem  Ubereinkommen  über  den  Zugang  zu 
Informationen,  die  Öffentlichkeitsbeteiligung  an 
Entscheidungsverfahren  und  den  Zugang  zu  Gerichten  in 
Umweltangelegenheiten  Rechnung  getragen  werden,  das 
insbesondere  mit  der  Richtlinie  2003/4/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  28.  Januar  2003  über 
den  Zugang  der  Öffentlichkeit  zu  Umwelt- 
informationen (')  umgesetzt  wurde. 

(91)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitä- 
ten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse  (2)  beschlossen  werden. 

(92)  Die  Kommission  sollte  insbesondere  die  Befugnis  erhalten, 
die  für  die  Bewertung  der  Übereinstimmung  von  Bio- 
kraftstoffen und  flüssigen  Biobrennstoffen  mit  den 
Nachhaltigkeitskriterien  erforderlichen  methodischen 
Grundsätze  und  Werte  zu  ändern  und  den  Energiegehalt 
von  Kraftstoffen  dem  technischen  und  wissenschaftlichen 
Fortschritt  anzupassen,  Kriterien  und  geografische  Gebiete 
zur  Bestimmung  von  Grünland  mit  großer  biologischer 


(!)  ABl.  L  41  vom  14.2.2003,  S.  26. 
(2)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 


Vielfalt  sowie  Definitionen  in  Bezug  auf  die  Bestimmung 
stark  degradierter  oder  kontaminierter  Flächen  festzulegen. 
Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Trag- 
weite handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  auch  durch  Ergänzung  um 
neue  nicht  wesentliche  Elemente,  bewirken,  sind  diese 
Maßnahmen  nach  dem  in  Artikel  5a  des  Beschlusses 
1999/468/EG  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kon- 
trolle zu  erlassen. 

(93)  Die  Bestimmungen  der  Richtlinien  2001/77/EG 
und  2003/30/EG,  die  sich  mit  den  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  überschneiden,  sollten  ab  dem  spätest  möglichen 
Zeitpunkt  für  die  Umsetzung  dieser  Richtlinie  gestrichen 
werden.  Die  Bestimmungen,  die  die  Ziele  und  die  Bericht- 
erstattung für  2010  betreffen,  sollten  bis  Ende  2011  in 
Kraft  bleiben.  Die  Richtlinie  2001/77/EG  und  die  Richtli- 
nie 2003/30/EG  sollten  daher  entsprechend  geändert 
werden. 


(94)  Da  die  in  den  Artikeln  17  bis  19  vorgesehenen  Maßnah- 
men durch  die  Harmonisierung  der  Nachhaltigkeits- 
bedingungen,  die  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe 
für  die  Zielanrechnung  gemäß  dieser  Richtlinie  erfüllen 
müssen,  sich  auch  auf  das  Funktionieren  des  Binnenmarkts 
auswirken  und  so  im  Einklang  mit  Artikel  1 7  Absatz  8  den 
Handel  mit  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen, 
die  diese  Bedingungen  erfüllen,  zwischen  den  Mitgliedstaa- 
ten erleichtern,  stützen  sich  diese  Maßnahmen  auf  Arti- 
kel 9  5  des  Vertrags. 

(95)  Die  Nachhaltig keitsregelung  sollte  die  Mitgliedstaaten  nicht 
daran  hindern,  in  ihren  nationalen  Förderregelungen  die 
höheren  Produktionskosten  von  Biokraftstoffen  und  flüs- 
sigen Biobrennstoffen  zu  berücksichtigen,  deren  Vorteile 
die  in  der  Nachhaltigkeitsregelung  festgelegten  Mindestan- 
forderungen übersteigen. 

(96)  Da  die  allgemeinen  Ziele  dieser  Richtlinie,  nämlich 
bis  2020  den  Bruttoendenergieverbrauch  von  Energie  in 
der  Gemeinschaft  zu  20  %  durch  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  und  den  Energieverbrauch  im  Verkehrssektor  in 
den  einzelnen  Mitgliedstaaten  zu  10  %  aus  erneuerbaren 
Quellen  zu  decken,  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht 
ausreichend  verwirklicht  werden  können  und  daher  wegen 
des  Umfangs  der  Maßnahme  besser  auf  Gemeinschafts- 
ebene zu  verwirklichen  sind,  kann  die  Gemeinschaft  im 
Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des  Vertrags  niedergelegten 
Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden.  Entsprechend  dem  in 
demselben  Artikel  genannten  Grundsatz  der  Verhältnismä- 
ßigkeit geht  diese  Richtlinie  nicht  über  das  für  die  Errei- 
chung dieser  Ziele  erforderliche  Maß  hinaus. 

(9  7)  Gemäß  Nummer  3  4  der  Interinstitutionellen  Vereinbarung 
über  bessere  Rechtsetzung  (3)  sind  die  Mitgliedstaaten  auf- 
gefordert, für  ihre  eigenen  Zwecke  und  im  Interesse  der 
Gemeinschaft  eigene  Tabellen  aufzustellen,  aus  denen  im 
Rahmen  des  Möglichen  die  Entsprechungen  zwischen  die- 
ser Richtlinie  und  den  Umsetzungsmaßnahmen  zu  entneh- 
men sind,  und  diese  zu  veröffentlichen  — 


(3)  ABl.  C  321  vom  31.12.2003,  S.  1. 
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HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

Mit  dieser  Richtlinie  wird  ein  gemeinsamer  Rahmen  für  die  För- 
derung von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  vorgeschrieben.  In 
ihr  werden  verbindliche  nationale  Ziele  für  den  Gesamtanteil  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  am  Bruttoendenergieverbrauch 
und  für  den  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  im 
Verkehrssektor  festgelegt.  Gleichzeitig  werden  Regeln  für  statisti- 
sche Transfers  zwischen  Mitgliedstaaten,  gemeinsame  Projekte 
zwischen  Mitgliedstaaten  und  mit  Drittländern,  Herkunftsnach- 
weise, administrative  Verfahren,  Informationen  und  Ausbildung 
und  Zugang  zum  Elektrizitätsnetz  für  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  aufgestellt.  Ferner  werden  Kriterien  für  die  Nachhaltigkeit 
von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen 
vorgeschrieben. 

Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  gelten  die  Begriffsbestimmungen 
der  Richtlinie  2003/54/EG. 

Ferner  gelten  die  folgenden  Begriffsbestimmungen.  Im  Sinne  die- 
ser Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck 

a)  „Energie  aus  erneuerbaren  Quellen"  Energie  aus  erneuer- 
baren, nichtfossilen  Energiequellen,  das  heißt  Wind,  Sonne, 
aerothermische,  geothermische,  hydrothermische  Energie, 
Meeresenergie,  Wasserkraft,  Biomasse,  Deponiegas,  Klärgas 
und  Biogas; 

b)  „aerothermische  Energie"  Energie,  die  in  Form  von  Wärme  in 
der  Umgebungsluft  gespeichert  ist; 

c)  „geothermische  Energie"  die  Energie,  die  in  Form  von  Wärme 
unter  der  festen  Erdoberfläche  gespeichert  ist; 

d)  „hydrothermische  Energie"  Energie,  die  in  Form  von  Wärme 
in  Oberflächengewässern  gespeichert  ist; 

e)  „Biomasse"  den  biologisch  abbaubaren  Teil  von  Erzeugnissen, 
Abfällen  und  Reststoffen  der  Landwirtschaft  mit  biologi- 
schem Ursprung  (einschließlich  pflanzlicher  und  tierischer 
Stoffe),  der  Forstwirtschaft  und  damit  verbundener  Wirt- 
schaftszweige einschließlich  der  Fischerei  und  der  Aquakul- 
tur sowie  den  biologisch  abbaubaren  Teil  von  Abfällen  aus 
Industrie  und  Haushalten; 

f)  „Bruttoendenergieverbrauch"  Energieprodukte,  die  der  Indus- 
trie, dem  Verkehrssektor,  Haushalten,  dem  Dienstleistungs- 
sektor einschließlich  des  Sektors  der  öffentlichen 
Dienstleistungen  sowie  der  Land-,  Forst-  und  Fischerei- 
wirtschaft zu  energetischen  Zwecken  geliefert  werden,  ein- 
schließlich des  durch  die  Energiewirtschaft  für  die 
Elektrizitäts-  und  Wärmeerzeugung  entstehenden 
Elektrizitäts-  und  Wärmeverbrauchs  und  einschließlich  der 
bei  der  Verteilung  und  Übertragung  auftretenden 
Elektrizitäts-  und  Wärmeverluste; 


g)  „Fernwärme"  oder  „Fernkälte"  die  Verteilung  thermischer 
Energie  in  Form  von  Dampf,  heißem  Wasser  oder  kalten 
Flüssigkeiten  von  einer  zentralen  Erzeugungsquelle  durch  ein 
Netz  an  mehrere  Gebäude  oder  Anlagen  zur  Nutzung  von 
Raum-  oder  Prozesswärme  oder  -kälte; 

h)  „flüssige  Biobrennstoffe"  flüssige  Brennstoffe,  die  aus  Bio- 
masse hergestellt  werden  und  für  den  Einsatz  zu  energeti- 
schen Zwecken,  mit  Ausnahme  des  Transports,  einschließlich 
Elektrizität,  Wärme  und  Kälte,  bestimmt  sind; 

i)  „Biokraftstoffe"  flüssige  oder  gasförmige  Kraftstoffe  für  den 
Verkehr,  die  aus  Biomasse  hergestellt  werden; 

j)  „Herkunftsnachweis"  ein  elektronisches  Dokument,  das 
gemäß  den  Anforderungen  von  Artikel  3  Absatz  6  der  Richt- 
linie 2003/54/EG  ausschließlich  als  Nachweis  gegenüber 
einem  Endkunden  dafür  dient,  dass  ein  bestimmter  Anteil 
oder  eine  bestimmte  Menge  an  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  erzeugt  wurde; 

k)  „Förderregelung"  ein  Instrument,  eine  Regelung  oder  einen 
Mechanismus,  das  bzw.  die  bzw.  der  von  einem  Mitgliedstaat 
oder  einer  Gruppe  von  Mitgliedstaaten  angewendet  wird  und 
die  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  dadurch 
fördert,  dass  die  Kosten  dieser  Energie  gesenkt  werden,  ihr 
Verkaufspreis  erhöht  wird  oder  ihre  Absatzmenge  durch 
eine  Verpflichtung  zur  Nutzung  erneuerbarer  Energie 
oder  auf  andere  Weise  gesteigert  wird.  Dazu  zählen  unter 
anderem  Investitionsbeihilfen,  Steuerbefreiungen  oder- 
erleichterungen,  Steuererstattungen,  Förderregelungen,  die 
zur  Nutzung  erneuerbarer  Energiequellen  verpflichten,  ein- 
schließlich solcher,  bei  denen  grüne  Zertifikate  verwendet 
werden,  sowie  direkte  Preisstützungssysteme  einschließlich 
Einspeisetarife  und  Prämienzahlungen; 

1)  „Verpflichtung  zur  Nutzung  erneuerbarer  Energie"  eine  nati- 
onale Förderregelung,  durch  die  Energieproduzenten  dazu 
verpflichtet  werden,  ihre  Erzeugung  zu  einem  bestimmten 
Anteil  durch  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  zu  decken, 
durch  die  Energieversorger  dazu  verpflichtet  werden,  ihre 
Versorgung  zu  einem  bestimmten  Anteil  durch  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  zu  decken,  oder  durch  die  Energie- 
verbraucher dazu  verpflichtet  werden,  ihren  Verbrauch  zu 
einem  bestimmten  Anteil  durch  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  zu  decken.  Dazu  zählen  auch  Regelungen,  bei  denen 
derartige  Verpflichtungen  durch  Verwendung  grüner  Zertifi- 
kate erfüllt  werden  können; 

m)  „tatsächlicher  Wert"  die  Einsparung  an  Treibhausgase- 
missionen bei  einigen  oder  allen  Schritten  eines  speziellen 
Biokraftstoff-Herstellungsverfahrens,  berechnet  anhand  der 
Methode  in  Anhang  V  Teil  C; 

n)  „typischer  Wert"  den  Schätzwert  der  repräsentativen  Einspa- 
rung an  Treibhausgasemissionen  bei  einem  bestimmten 
Biokraftstoff-Herstellungsweg; 

o)  „Standardwert"  den  von  einem  typischen  Wert  durch  Anwen- 
dung vorab  festgelegter  Faktoren  abgeleiteten  Wert,  der  unter 
in  dieser  Richtlinie  festgelegten  Bedingungen  anstelle  eines 
tatsächlichen  Werts  verwendet  werden  kann. 
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Artikel  3 

Verbindliche  nationale  Gesamtziele  und  Maßnahmen  auf 
dem  Gebiet  der  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  sorgt  dafür,  dass  sein  gemäß  den  Arti- 
keln 5  bis  1 1  berechneter  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  am  Bruttoendenergieverbrauch  im  Jahr  2020  mindestens 
seinem  nationalen  Gesamtziel  für  den  Anteil  von  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  in  diesem  Jahr  gemäß  der  dritten  Spalte  der 
Tabelle  in  Anhang  I  Teil  A  entspricht.  Diese  verbindlichen  natio- 
nalen Gesamtziele  müssen  mit  dem  Ziel  in  Einklang  stehen, 
bis  2020  mindestens  20  %  des  Bruttoendenergieverbrauchs  der 
Gemeinschaft  durch  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  zu  decken. 
Um  die  in  diesem  Artikel  aufgestellten  Ziele  leichter  erreichen  zu 
können,  fördern  die  Mitgliedstaaten  Energieeffizienz  und 
Energieeinsparungen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  Maßnahmen,  um  effektiv  zu 
gewährleisten,  dass  ihr  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len den  im  indikativen  Zielpfad  in  Anhang  I  Teil  B  angegebenen 
Anteil  erreicht  oder  übersteigt. 

(3)  Zur  Erfüllung  der  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Ziele 
können  die  Mitgliedstaaten  unter  anderem  folgende  Maßnahmen 
anwenden: 

a)  Förderregelungen; 

b)  Maßnahmen  zur  Kooperation  zwischen  verschiedenen  Mit- 
gliedstaaten und  mit  Drittländern  im  Hinblick  auf  die  Erfül- 
lung ihrer  nationalen  Gesamtziele  gemäß  den  Artikeln  5 
bis  11. 

Unbeschadet  der  Artikel  87  und  88  des  Vertrags  haben  die  Mit- 
gliedstaaten das  Recht,  gemäß  den  Artikeln  5  bis  1 1  dieser  Richt- 
linie zu  entscheiden,  in  welchem  Umfang  sie  die  in  einem  anderen 
Mitgliedstaat  erzeugte  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  fördern 
wollen. 

(4)  Jeder  Mitgliedstaat  gewährleistet,  dass  sein  Anteil  von  Ener- 
gie aus  erneuerbaren  Quellen  bei  allen  Verkehrsträgern  im  Jahr 
2020  mindestens  10  %  seines  Endenergieverbrauchs  im  Verkehrs- 
sektor entspricht. 

Für  die  Zwecke  dieses  Absatzes  gilt  Folgendes: 

a)  Bei  der  Berechnung  des  Nenners,  das  heißt  des  Gesamt- 
energieverbrauchs im  Verkehrssektor  im  Sinne  von  Unterab- 
satz 1,  werden  nur  Ottokraftstoff,  Dieselkraftstoff,  im 
Straßenverkehr  und  im  Schienenverkehr  verbrauchter  Bio- 
kraftstoff und  Elektrizität  berücksichtigt; 

b)  bei  der  Berechnung  des  Zählers,  d.  h.  der  Menge  der  im 
Verkehrssektor  verbrauchten  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len im  Sinn  von  Unterabsatz  1,  werden  alle  Arten  von  Ener- 
gie aus  erneuerbaren  Quellen,  die  bei  allen  Verkehrsträgern 
verbraucht  werden,  berücksichtigt; 

c)  bei  der  Berechnung  des  Beitrags  von  Elektrizität,  die  aus 
erneuerbaren  Energiequellen  erzeugt  und  in  allen  Arten  von 
Fahrzeugen  mit  Elektroantrieb  für  die  Zwecke  der  Buchsta- 
ben a  und  b  verbraucht  wird,  haben  die  Mitgliedstaaten  die 
Wahl  zwischen  dem  durchschnittlichen  Anteil  von  Elektrizi- 
tät aus  erneuerbaren  Energiequellen  in  der  Gemeinschaft  und 


dem  Anteil  von  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
in  ihrem  eigenen  Hoheitsgebiet,  gemessen  zwei  Jahre  vor 
dem  betreffenden  Jahr;  darüber  hinaus  wird  bei  der  Berech- 
nung der  Elektrizitätsmenge,  die  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen erzeugt  und  in  Straßenfahrzeugen  mit  Elektroantrieb 
verbraucht  wird,  dieser  Verbrauch  als  der  2,5-fache  Energie- 
gehalt der  zugeführten  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen angesetzt. 

Die  Kommission  legt,  sofern  angemessen,  bis  zum  31.  Dezember 
201 1  einen  Vorschlag  vor,  nach  dem  es  unter  bestimmten  Bedin- 
gungen zulässig  ist,  die  Gesamtelektrizitätsmenge  aus  erneuer- 
baren Quellen,  die  für  den  Antrieb  aller  Arten  von  Fahrzeugen  mit 
Elektroantrieb  verwendet  wird,  zu  berücksichtigen. 

Die  Kommission  legt  außerdem,  sofern  angemessen,  bis  zum 
31.  Dezember  2011  einen  Vorschlag  für  eine  Methodologie  zur 
Berechnung  des  Anteils  des  Wasserstoffs  aus  erneuerbaren 
Energiequellen  am  gesamten  Kraftstoffmix  vor. 

Artikel  4 

Nationale  Aktionspläne  für  erneuerbare  Energie 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  verabschiedet  einen  Aktionsplan  für 
erneuerbare  Energie.  Die  nationalen  Aktionspläne  für  erneuerbare 
Energiequellen  enthalten  die  nationalen  Gesamtziele  der  Mitglied- 
staaten für  die  Anteile  von  im  Verkehrs-,  Elektrizitäts-  sowie 
Wärme-  und  Kältesektor  verbrauchter  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  im  Jahr  2020  —  unter  Berücksichtigung  der  Auswirkun- 
gen anderer  politischer  Maßnahmen  für  Energieeffizienz  auf  den 
Endenergieverbrauch  — ,  die  für  das  Erreichen  dieser  nationalen 
Gesamtziele  zu  ergreifenden  angemessenen  Maßnahmen,  wozu 
auch  die  Zusammenarbeit  zwischen  örtlichen,  regionalen  und 
gesamtstaatlichen  Behörden  zählt,  die  geplanten  statistischen 
Transfers  und  gemeinsamen  Projekte,  nationale  Strategien  zur 
Entwicklung  der  vorhandenen  Biomasseressourcen  und  zur  Mobi- 
lisierung neuer  Biomasseressourcen  für  unterschiedliche  Verwen- 
dungszwecke sowie  die  zur  Erfüllung  der  Anforderungen  der 
Artikel  1 3  bis  1 9  zu  treffenden  Maßnahmen. 

Die  Kommission  legt  bis  zum  30.  Juni  2009  ein  Muster  für  die 
nationalen  Aktionspläne  für  erneuerbare  Energie  fest.  Dieses  Mus- 
ter umfasst  die  Mindestanforderungen  nach  Anhang  VI.  Die  Mit- 
gliedstaaten halten  sich  bei  der  Vorlage  ihrer  nationalen 
Aktionspläne  für  erneuerbare  Energie  an  dieses  Muster. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  ihre  nationalen 
Aktionspläne  für  erneuerbare  Energie  spätestens  bis  zum  30.  Juni 
2010  mit. 

(3)  Jeder  Mitgliedstaat  veröffentlicht  sechs  Monate  vor  dem 
Termin  für  die  Mitteilung  seines  nationalen  Aktionsplans  für 
erneuerbare  Energie  eine  Vorausschätzung  mit  folgenden  Anga- 
ben und  setzt  die  Kommission  davon  in  Kenntnis: 

a)  geschätzter  Überschuss  bei  der  Erzeugung  von  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  im  Vergleich  zu  dem  indikativen  Ziel- 
pfad, der  gemäß  den  Artikeln  6  bis  11  auf  andere  Mitglied- 
staaten übertragen  werden  könnte,  sowie  sein  geschätztes 
Potenzial  für  gemeinsame  Projekte  bis  2020  und 

b)  geschätzter  Bedarf  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
bis  2020,  der  auf  andere  Weise  als  durch  heimische  Erzeu- 
gung gedeckt  werden  muss. 
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Diese  Angaben  können  Informationen  zu  Kosten  und  Nutzen 
sowie  zur  Finanzierung  einschließen.  Die  Vorausschätzung  wird 
in  den  Berichten  der  Mitgliedstaaten  gemäß  Artikel  22  Absatz  1 
Buchstaben  1  und  m  auf  den  neuesten  Stand  gebracht. 

(4)  Ein  Mitgliedstaat,  dessen  Anteil  von  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  in  dem  unmittelbar  vorhergehenden  Zwei- 
jahreszeitraum unter  dem  indikativen  Zielpfad  in  Anhang  I  Teil  B 
liegt,  legt  der  Kommission  bis  zum  30.  Juni  des  Folgejahres  einen 
geänderten  Aktionsplan  für  erneuerbare  Energie  vor,  in  dem 
geeignete  und  verhältnismäßige  Maßnahmen  festgelegt  sind,  die 
bewirken,  dass  der  indikative  Zielpfad  in  Anhang  I  Teil  B  inner- 
halb einer  angemessenen  Zeitspanne  wieder  eingehalten  wird. 

Wenn  der  Mitgliedstaat  nur  geringfügig  hinter  dem  indikativen 
Zielpfad  zurückgeblieben  ist,  kann  die  Kommission  unter  Berück- 
sichtigung der  laufenden  und  künftigen  Maßnahmen  des  Mitglied- 
staats beschließen,  dass  der  Mitgliedstaat  von  der  Verpflichtung 
entbunden  wird,  einen  geänderten  Aktionsplan  für  erneuerbare 
Energie  vorzulegen. 

(5)  Die  Kommission  beurteilt  die  nationalen  Aktionspläne  für 
erneuerbare  Energie  und  prüft  dabei  insbesondere  die  Angemes- 
senheit der  von  dem  jeweiligen  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel  3 
Absatz  2  vorgesehenen  Maßnahmen.  Die  Kommission  kann  als 
Reaktion  auf  einen  nationalen  Aktionsplan  für  erneuerbare  Ener- 
gie oder  einen  geänderten  nationalen  Aktionsplan  für  erneuerbare 
Energie  eine  Empfehlung  abgeben. 

(6)  Die  Kommission  übermittelt  dem  Europäischen  Parlament 
die  nationalen  Aktionspläne  für  erneuerbare  Energie  und  die  Vor- 
ausschätzungen in  der  Fassung,  in  der  sie  auf  der  Transparenz- 
plattform gemäß  Artikel  24  Absatz  2  veröffentlicht  worden  sind, 
sowie  Empfehlungen  gemäß  Absatz  5  dieses  Artikels. 


Artikel  5 

Berechnung  des  Anteils  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen 

(1)  Der  Bruttoendenergieverbrauch  aus  erneuerbaren  Quellen 
in  den  einzelnen  Mitgliedstaaten  wird  berechnet  als  Summe 

a)  des  Bruttoendenergieverbrauchs  von  Elektrizität  aus  erneuer- 
baren Energiequellen, 

b)  des  Bruttoendenergieverbrauchs  von  Wärme  und  Kälte  aus 
erneuerbaren  Energiequellen  und 

c)  des  Endenergieverbrauchs  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Energiequellen  im  Verkehrssektor. 

Bei  der  Berechnung  des  Anteils  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  am  Bruttoendenergieverbrauch  werden  Gas,  Elektrizität 
und  Wasserstoff  aus  erneuerbaren  Quellen  nur  einmal  unter 
Unterabsatz  1  Buchstabe  a,  Buchstabe  b  oder  Buchstabe  c 
berücksichtigt. 

Vorbehaltlich  Artikel  17  Absatz  1  Unterabsatz  2  werden  Bio- 
kraftstoffe und  flüssige  Biobrennstoffe,  die  die  in  Artikel  17 
Absätze  2  bis  6  festgelegten  Nachhaltigkeitskriterien  nicht  erfül- 
len, nicht  berücksichtigt. 


(2)  Ist  ein  Mitgliedstaat  der  Ansicht,  dass  er  wegen  höherer 
Gewalt  nicht  in  der  Lage  ist,  seinen  in  der  dritten  Spalte  der  Tabelle 
in  Anhang  I  festgelegten  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  am  Bruttoendenergieverbrauch  im  Jahr  2020  zu  errei- 
chen, so  setzt  er  die  Kommission  davon  so  schnell  wie  möglich  in 
Kenntnis.  Die  Kommission  erlässt  eine  Entscheidung  zu  der  Frage, 
ob  höhere  Gewalt  nachgewiesen  wurde.  Falls  die  Kommission  ent- 
scheidet, dass  höhere  Gewalt  nachgewiesen  wurde,  lässt  sie  eine 
zweckmäßige  Korrektur  des  Bruttoendenergieverbrauchs  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  zu,  der  für  den  Mitgliedstaat  für 
das  Jahr  2020  angenommen  wurde. 

(3)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  Buchstabe  a  wird  der  Brutto- 
endenergieverbrauch von  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen als  die  Elektrizitätsmenge  berechnet,  die  in  einem 
Mitgliedstaat  aus  erneuerbaren  Energiequellen  erzeugt  wird, 
unter  Ausschluss  der  Elektrizitätserzeugung  in  Pump- 
speicherkraftwerken durch  zuvor  hochgepumptes  Wasser. 

Bei  Hybridanlagen,  die  sowohl  Brennstoffe  aus  erneuerbaren  als 
auch  aus  herkömmlichen  Energiequellen  nutzen,  wird  nur  der  aus 
erneuerbaren  Energiequellen  erzeugte  Elektrizitätsanteil  berück- 
sichtigt. Hierfür  wird  der  Anteil  der  einzelnen  Energiequellen  auf 
der  Grundlage  ihres  Energiegehalts  berechnet. 

Aus  Wasserkraft  und  Windkraft  erzeugte  Elektrizität  wird  gemäß 
den  Normalisierungsregeln  in  Anhang  II  berücksichtigt. 

(4)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  Buchstabe  b  wird  der 
Bruttoendenergieverbrauch  von  für  Wärme  und  Kälte  genutzter 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  als  die  Menge  an  Fernwärme 
und  Femkälte  berechnet,  die  in  einem  Mitgliedstaat  aus  erneuer- 
baren Quellen  erzeugt  wird,  zuzüglich  des  Verbrauchs  anderer 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  in  der  Industrie,  in  Haushalten, 
im  Dienstleistungssektor  und  in  der  Land-,  Forst-  und  Fischerei- 
wirtschaft zu  Heizungs-,  Kühlungs-  und  Prozesszwecken. 

Bei  Hybridanlagen,  die  sowohl  Brennstoffe  aus  erneuerbaren  als 
auch  aus  herkömmlichen  Energiequellen  nutzen,  wird  nur  der  aus 
erneuerbaren  Energiequellen  erzeugte  Wärme-  und  Kälteanteil 
berücksichtigt.  Hierfür  wird  der  Anteil  der  einzelnen  Energie- 
quellen auf  der  Grundlage  ihres  Energiegehalts  berechnet. 

Aerothermische,  geothermische  und  hydrothermische  Energie, 
die  durch  Wärmepumpen  brauchbar  gemacht  wird,  wird  für  die 
Zwecke  des  Absatzes  1  Buchstabe  b  berücksichtigt,  sofern  der 
Endenergieoutput  den  für  den  Betrieb  der  Wärmepumpen  erfor- 
derlichen Primärenergieinput  deutlich  überschreitet.  Die  Menge 
an  Wärme,  die  im  Sinne  dieser  Richtlinie  als  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  betrachtet  werden  kann,  berechnet  sich  nach  der  in 
Anhang  VII  vorgesehenen  Methode. 

Thermische  Energie,  die  durch  passive  Energiesysteme  erzeugt 
wird,  bei  denen  ein  niedrigerer  Energieverbrauch  auf  passive 
Weise  durch  die  Baukonstruktion  oder  durch  aus  erneuerbaren 
Energiequellen  erzeugte  Wärme  erreicht  wird,  wird  für  die  Zwe- 
cke des  Absatzes  1  Buchstabe  b  nicht  berücksichtigt. 

(5)  Als  Energiegehalt  der  in  Anhang  III  aufgeführten  Kraftstoffe 
wird  der  in  diesem  Anhang  festgelegte  Energiegehalt  zugrunde 
gelegt.  Anhang  III  kann  an  den  technischen  und  wissenschaftli- 
chen Fortschritt  angepasst  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Ände- 
rung nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden 
nach  dem  in  Artikel  2  5  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen. 
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(6)  Der  Anteil  der  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  wird  als 
der  Bruttoendenergieverbrauch  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen,  dividiert  durch  den  Bruttoendenergieverbrauch  von 
Energie  aus  allen  Energiequellen,  berechnet  und  als  Prozentsatz 
ausgedrückt. 

Für  die  Zwecke  des  Unterabsatzes  1  wird  die  in  Absatz  1  genannte 
Summe  gemäß  den  Artikeln  6,  8,  10  und  11  angepasst. 

Bei  der  Berechnung  des  Bruttoendenergieverbrauchs  eines 
Mitgliedstaats,  durch  die  festgestellt  wird,  inwieweit  der  Mitglied- 
staat die  in  dieser  Richtlinie  festgelegten  Zielvorgaben  und  indi- 
kativen  Zielpfade  erfüllt,  wird  davon  ausgegangen,  dass  der 
Energieverbrauch  im  Luftverkehr  nicht  über  6,18  %  des  Brutto- 
endenergieverbrauchs dieses  Mitgliedstaats  liegt.  Für  Zypern  und 
Malta  wird  davon  ausgegangen,  dass  der  Energieverbrauch  im 
Luftverkehr  nicht  über  4,12  %  des  Bruttoendenergieverbrauchs 
dieser  Mitgliedstaaten  liegt. 

(7)  Für  die  Berechnung  des  Anteils  der  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  werden  die  Methodik  und  die  Begriffsbestimmun- 
gen der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Oktober  2008  zur  Energie- 
statistik (')  verwendet. 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  für  die  Berechnung  des 
sektorspezifischen  Anteils  und  des  Gesamtanteils  verwendeten 
statistischen  Angaben  und  die  der  Kommission  gemäß  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  1099/2008  übermittelten  statistischen  Anga- 
ben kohärent  sind. 

Artikel  6 

Statistische  Transfers  zwischen  Mitgliedstaaten 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  können  sich  einigen  auf  und  können 
Vereinbarungen  treffen  über  den  statistischen  Transfer  einer 
bestimmten  Menge  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  aus 
einem  Mitgliedstaat  in  einen  anderen  Mitgliedstaat.  Die  transfe- 
rierte Menge  wird 

a)  von  der  Menge  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  subtra- 
hiert, die  bei  der  Bewertung  der  Frage,  ob  der  den  Transfer 
durchführende  Mitgliedstaat  die  Anforderungen  des  Arti- 
kels 3  Absätze  1  und  2  erfüllt,  berücksichtigt  wird,  und 

b)  zu  der  Menge  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  addiert, 
die  bei  der  Bewertung  der  Frage,  ob  der  den  Transfer  akzep- 
tierende Mitgliedstaat  die  Anforderungen  des  Artikels  3 
Absätze  1  und  2  erfüllt,  berücksichtigt  wird. 

Ein  statistischer  Transfer  hat  die  Erreichung  des  nationalen  Ziels 
des  Mitgliedstaats,  der  den  Transfer  durchführt,  nicht  zu 
beeinträchtigen. 

(2)  Die  in  Absatz  1  genannten  Vereinbarungen  können  für  ein 
oder  mehrere  Jahre  gelten.  Sie  müssen  der  Kommission  spätestens 
drei  Monate  nach  dem  Ende  jedes  Jahres,  in  dem  sie  gültig  sind, 
mitgeteilt  werden.  Die  der  Kommission  übermittelten  Angaben 
umfassen  die  Menge  und  den  Preis  der  betreffenden  Energie. 

(3)  Ein  Transfer  wird  nur  wirksam,  wenn  alle  am  Transfer 
beteiligten  Mitgliedstaaten  der  Kommission  den  Transfer  mitge- 
teilt haben. 


(')  ABl.  L  304  vom  14.11.2008,  S.  1. 


Artikel  7 

Gemeinsame  Projekte  zwischen  Mitgliedstaaten 

(1)  Zwei  oder  mehr  Mitgliedstaaten  können  bei  allen  Arten 
von  gemeinsamen  Projekten  zur  Erzeugung  von  Elektrizität, 
Wärme  oder  Kälte  aus  erneuerbaren  Quellen  zusammenarbeiten. 
Die  Zusammenarbeit  kann  private  Betreiber  einschließen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Prozentsatz 
oder  die  Menge  der  Elektrizität,  der  Wärme  oder  der  Kälte  aus 
erneuerbaren  Quellen  mit,  der  bzw.  die  in  einem  beliebigen 
gemeinsamen  Projekt  in  ihrem  Hoheitsgebiet,  das  nach  dem 
25.  Juni  2009  in  Betrieb  genommen  wurde,  oder  mittels  der 
erhöhten  Kapazität  einer  Anlage,  die  nach  Inkrafttreten  dieser 
Richtlinie  umgerüstet  wurde,  erzeugt  wird  und  für  die  Zwecke  der 
Bewertung  der  Einhaltung  der  Anforderungen  dieser  Richtlinie  als 
auf  das  nationale  Gesamtziel  eines  anderen  Mitgliedstaats 
anrechenbar  zu  betrachten  ist. 

(3)  Die  Mitteilung  nach  Absatz  2  enthält  Folgendes: 

a)  eine  Beschreibung  der  vorgeschlagenen  Anlage  oder  Anga- 
ben zur  umgerüsteten  Anlage, 

b)  die  Angabe  des  Prozentsatzes  oder  der  Menge  der  von  der 
Anlage  erzeugten  Elektrizität  oder  der  von  ihr  erzeugten 
Wärme  oder  Kälte,  der  bzw.  die  als  auf  das  nationale  Gesamt- 
ziel eines  anderen  Mitgliedstaats  anrechenbar  zu  betrachten 
ist, 

c)  die  Angabe  des  Mitgliedstaats,  zu  dessen  Gunsten  die  Mittei- 
lung erfolgt,  und 

d)  die  Angabe  des  Zeitraums,  in  dem  die  von  der  Anlage  aus 
erneuerbaren  Quellen  erzeugte  Elektrizität  oder  die  von  ihr 
aus  erneuerbaren  Quellen  erzeugte  Wärme  oder  Kälte  als  auf 
das  nationale  Gesamtziel  des  anderen  Mitgliedstaats 
anrechenbar  zu  betrachten  ist,  in  vollen  Kalenderjahren. 

(4)  Der  in  Absatz  3  Buchstabe  d  genannte  Zeitraum  darf  sich 
nicht  über  das  Jahr  2020  hinaus  erstrecken.  Die  Laufzeit  eines 
gemeinsamen  Projekts  darf  über  das  Jahr  2020  hinausgehen. 

(5)  Eine  nach  diesem  Artikel  erfolgte  Mitteilung  darf  nur  in 
gegenseitigem  Einvernehmen  zwischen  dem  die  Mitteilung 
machenden  Mitgliedstaat  und  dem  gemäß  Absatz  3  Buchstabe  c 
angegebenen  Mitgliedstaat  geändert  oder  widerrufen  werden. 

Artikel  8 

Wirkungen  gemeinsamer  Projekte  zwischen 
Mitgliedstaaten 

(1 )  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Ablauf  jedes  in  den  Zeit- 
raum nach  Artikel  7  Absatz  3  Buchstabe  d  fallenden  Jahres  ver- 
sendet der  Mitgliedstaat,  der  die  Mitteilung  nach  Artikel  7  gemacht 
hat,  ein  Mitteilungsschreiben  mit  folgenden  Angaben: 

a)  die  Gesamtmenge  an  Elektrizität  oder  Wärme  oder  Kälte,  die 
in  dem  betreffenden  Jahr  von  der  Anlage,  die  Gegenstand  der 
Mitteilung  nach  Artikel  7  war,  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen erzeugt  wurde,  und 
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b)  die  Menge  an  Elektrizität  oder  Wärme  oder  Kälte,  die  in  dem 
betreffenden  Jahr  von  der  Anlage  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen erzeugt  wurde  und  gemäß  der  Mitteilung  auf  das  nati- 
onale Gesamtziel  eines  anderen  Mitgliedstaats  anzurechnen 
ist. 

(2)  Der  mitteilende  Mitgliedstaat  sendet  das  Mitteilungs- 
schreiben an  den  Mitgliedstaat,  zu  dessen  Gunsten  die  Mitteilung 
erfolgte,  und  an  die  Kommission. 

(3)  Zur  Bewertung  der  Zielerfüllung  betreffend  die  Anforde- 
rungen dieser  Richtlinie  hinsichtlich  nationaler  Gesamtziele  wird 
die  aus  erneuerbaren  Energiequellen  erzeugte  Menge  an  Elektrizi- 
tät oder  Wärme  oder  Kälte,  die  gemäß  Absatz  1  Buchstabe  b  mit- 
geteilt wurde, 

a)  von  der  Menge  an  Elektrizität,  Wärme  oder  Kälte  aus  erneuer- 
baren Quellen  subtrahiert,  die  bei  der  Bewertung  der  Frage, 
ob  der  das  Mitteilungsschreiben  nach  Absatz  1  versendende 
Mitgliedstaat  die  Anforderungen  erfüllt,  berücksichtigt  wird, 
und 

b)  zu  der  Menge  an  Elektrizität,  Wärme  oder  Kälte  aus  erneuer- 
baren Quellen  addiert,  die  bei  der  Bewertung  der  Frage,  ob 
der  das  Mitteilungsschreiben  gemäß  Absatz  2  empfangende 
Mitgliedstaat  die  Anforderungen  erfüllt,  berücksichtigt  wird. 

Artikel  9 

Gemeinsame  Projekte  von  Mitgliedstaaten  und 
Drittländern 

(1)  Ein  oder  mehrere  Mitgliedstaaten  können  mit  einem  oder 
mehreren  Drittländern  bei  allen  Arten  gemeinsamer  Projekte  zur 
Produktion  von  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
zusammenarbeiten.  Die  Zusammenarbeit  kann  private  Betreiber 
einschließen. 

(2)  Aus  erneuerbaren  Energiequellen  in  einem  Drittland 
erzeugte  Elektrizität  wird  bei  der  Bewertung  der  Erfüllung  der  die 
nationalen  Gesamtziele  betreffenden  Anforderungen  dieser  Richt- 
linie nur  berücksichtigt,  wenn  die  folgenden  Bedingungen  erfüllt 
sind: 

a)  Die  Elektrizität  wird  in  der  Gemeinschaft  verbraucht;  diese 
Anforderung  wird  als  erfüllt  angesehen,  wenn 

i)  eine  Elektrizitätsmenge,  die  der  angerechneten 
Elektrizitätsmenge  entspricht,  von  allen  zuständigen 
Übertragungsnetzbetreibern  im  Ursprungsland,  im 
Bestimmungsland  und,  falls  relevant,  in  jedem  Transit- 
drittland zu  der  jeweils  zugeteilten  Verbindungskapazität 
fest  zugewiesen  wurde; 

ii)  eine  Elektrizitätsmenge,  die  der  angerechneten 
Elektrizitätsmenge  entspricht,  vom  zuständigen 
Übertragungsnetzbetreiber  auf  der  Gemeinschaftsseite 
einer  Verbindungsleitung  fest  im  Elektrizitätsbilanz- 
verzeichnis registriert  wurde; 

iii)  die  ausgewiesene  Kapazität  und  die  Erzeugung  der  Elek- 
trizität aus  erneuerbaren  Energiequellen  durch  die  in 
Absatz  2  Buchstabe  b  genannte  Anlage  denselben  Zeit- 
raum betreffen; 


b)  die  Elektrizität  wird  im  Rahmen  eines  gemeinsamen  Projekts 
gemäß  Absatz  1  in  einer  neu  gebauten  Anlage  erzeugt,  die 
nach  dem  25.  Juni  2009  in  Betrieb  genommen  wurde,  oder 
mittels  der  erhöhten  Kapazität  einer  Anlage,  die  nach  Inkraft- 
treten dieser  Richtlinie  umgerüstet  wurde;  und 

c)  für  die  erzeugte  und  exportierte  Elektrizitätsmenge  wurden 
außer  Investitionsbeihilfen  für  die  Anlage  keine  Beihilfen  aus 
einer  Förderregelung  eines  Drittlands  gewährt. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  können  bei  der  Kommission  beantra- 
gen, dass  für  die  Zwecke  von  Artikel  5  Absatz  1  und  im  Zusam- 
menhang mit  der  Errichtung  einer  Verbindungsleitung  mit  einer 
sehr  langen  Vorlaufzeit  zwischen  einem  Mitgliedstaat  und  einem 
Drittstaat  die  aus  erneuerbaren  Energiequellen  kommende  und  in 
einem  Drittstaat  produzierte  und  konsumierte  Elektrizität  unter 
folgenden  Bedingungen  berücksichtigt  wird: 

a)  Mit  dem  Bau  der  Verbindungsleitung  muss  bis  zum 
31.  Dezember  2016  begonnen  worden  sein; 

b)  die  Verbindungsleitung  kann  nicht  bis  zum  3 1 .  Dezember 
2020  in  Betrieb  genommen  werden; 

c)  die  Verbindungsleitung  kann  bis  zum  31.  Dezember  2022  in 
Betrieb  genommen  werden; 

d)  nach  der  Inbetriebnahme  wird  die  Verbindungsleitung  in 
Übereinstimmung  mit  Absatz  2  für  den  Export  von  Elektri- 
zität aus  erneuerbaren  Energiequellen  in  die  Gemeinschaft 
genutzt; 

e)  der  Antrag  bezieht  sich  auf  ein  gemeinsames  Projekt,  das  den 
Kriterien  von  Absatz  2  Buchstaben  b  und  c  entspricht  und 
das  die  Verbindungsleitung  nach  ihrer  Inbetriebnahme  nut- 
zen wird,  und  auf  eine  Elektrizitätsmenge,  die  jene  nicht 
übersteigt,  die  nach  der  Inbetriebnahme  der  Verbindungs- 
leitung in  die  Gemeinschaft  exportiert  wird. 

(4)  Der  Prozentsatz  oder  die  Menge  der  von  einer  Anlage  im 
Hoheitsgebiet  eines  Drittlands  erzeugten  Elektrizität,  der  bzw.  die 
zum  Zweck  der  Bewertung  der  Einhaltung  des  Artikels  3  als  auf 
das  nationale  Gesamtziel  eines  oder  mehrerer  Mitgliedstaaten 
anrechenbar  zu  betrachten  ist,  wird  der  Kommission  mitgeteilt. 
Wenn  mehr  als  ein  Mitgliedstaat  betroffen  ist,  wird  die  Aufteilung 
dieses  Prozentsatzes  oder  dieser  Menge  auf  die  Mitgliedstaaten  der 
Kommission  mitgeteilt.  Dieser  Prozentsatz  oder  diese  Menge  darf 
die  tatsächlich  in  die  Gemeinschaft  ausgeführte  und  dort  ver- 
brauchte Menge  nicht  überschreiten  und  muss  der  Menge  gemäß 
Absatz  2  Buchstabe  a  Ziffern  i  und  ii  entsprechen  und  die  Bedin- 
gungen des  Absatzes  2  Buchstabe  a  erfüllen.  Die  Mitteilung  erfolgt 
durch  jeden  Mitgliedstaat,  auf  dessen  nationales  Gesamtziel  der 
Prozentsatz  oder  die  Menge  der  Elektrizität  angerechnet  werden 


(5)      Die  Mitteilung  im  Sinne  von  Absatz  4  enthält  Folgendes: 

a)  eine  Beschreibung  der  vorgeschlagenen  Anlage  oder  Anga- 
ben zur  umgerüsteten  Anlage, 

b)  die  Angabe  des  Prozentsatzes  oder  der  Menge  der  von  der 
Anlage  erzeugten  Elektrizität,  der  bzw.  die  als  auf  das  natio- 
nale Ziel  eines  Mitgliedstaats  anrechenbar  zu  betrachten  ist, 
sowie  die  entsprechenden  Finanzvereinbarungen,  wobei 
Vertraulichkeitsanforderungen  einzuhalten  sind, 
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c)  die  Angabe  des  Zeitraums,  in  dem  die  Elektrizität  als  auf  das 
nationale  Gesamtziel  des  Mitgliedstaats  anrechenbar  zu 
betrachten  ist,  in  vollen  Kalenderjahren  und 

d)  eine  schriftliche  Bestätigung  der  Angaben  nach  den  Buchsta- 
ben b  und  c  durch  das  Drittland,  in  dessen  Hoheitsgebiet  die 
Anlage  in  Betrieb  genommen  werden  soll,  und  die  Angabe 
des  Anteils  oder  der  Menge  der  in  der  Anlage  erzeugten  Elek- 
trizität für  den  heimischen  Verbrauch  dieses  Drittlands. 

(6)  Der  in  Absatz  5  Buchstabe  c  genannte  Zeitraum  darf  sich 
nicht  über  das  Jahr  2020  hinaus  erstrecken.  Die  Laufzeit  eines 
gemeinsamen  Projekts  darf  über  das  Jahr  2020  hinausgehen. 

(7)  Eine  nach  diesem  Artikel  erfolgte  Mitteilung  darf  nur  in 
gegenseitigem  Einvernehmen  zwischen  dem  die  Mitteilung 
machenden  Mitgliedstaat  und  dem  Drittland,  das  das  gemeinsame 
Projekt  gemäß  Absatz  5  Buchstabe  d  bestätigt  hat,  geändert  oder 
widerrufen  werden. 


(8)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  Gemeinschaft  legen  den  ein- 
schlägigen Gremien  des  Vertrags  über  die  Energiegemeinschaft 
nahe,  in  Einklang  mit  dem  Vertrag  über  die  Energiegemeinschaft 
die  Maßnahmen  zu  ergreifen,  die  erforderlich  sind,  damit  die 
Vertragsparteien  die  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  für  die 
Zusammenarbeit  zwischen  Mitgliedstaaten  anwenden  können. 


Artikel  10 

Wirkung  gemeinsamer  Projekte  zwischen  Mitgliedstaaten 
und  Drittländern 


(1)  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Ablauf  jedes  in  den  Zeit- 
raum nach  Artikel  9  Absatz  5  Buchstabe  c  fallenden  Jahres  ver- 
sendet der  Mitgliedstaat,  der  die  Mitteilung  nach  Artikel  9  gemacht 
hat,  ein  Mitteilungsschreiben  mit  folgendem  Inhalt: 

a)  die  Gesamtmenge  an  Elektrizität,  die  in  dem  betreffenden 
Jahr  von  der  Anlage,  die  Gegenstand  der  Mitteilung  nach 
Artikel  9  war,  aus  erneuerbaren  Energiequellen  produziert 
wurde; 


Artikel  1 1 
Gemeinsame  Förderregelungen 

(1)  Unbeschadet  der  Pflichten  der  Mitgliedstaaten  nach  Arti- 
kel 3  können  zwei  oder  mehr  Mitgliedstaaten  auf  freiwilliger  Basis 
beschließen,  ihre  nationalen  Förderregelungen  zusammenzulegen 
oder  teilweise  zu  koordinieren.  In  solchen  Fällen  kann  eine 
bestimmte  Menge  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen,  die  im 
Hoheitsgebiet  eines  teilnehmenden  Mitgliedstaats  erzeugt  wird, 
auf  das  nationale  Gesamtziel  eines  anderen  teilnehmenden 
Mitgliedstaats  angerechnet  werden,  wenn  die  betreffenden 
Mitgliedstaaten 

a)  gemäß  Artikel  6  einen  statistischen  Transfer  bestimmter 
Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  von  einem  Mit- 
gliedstaat auf  einen  anderen  vornehmen  oder 

b)  eine  von  den  teilnehmenden  Mitgliedstaaten  gebilligte 
Verteilungsregel  festlegen,  nach  der  Mengen  an  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  den  beteiligten  Mitgliedstaaten  zuge- 
wiesen werden.  Diese  Regel  ist  der  Kommission  spätestens 
drei  Monate  nach  dem  Ende  des  ersten  Jahres,  in  dem  sie 
wirksam  wird,  mitzuteilen. 

(2)  Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Ende  jedes  Jahres  versen- 
det jeder  Mitgliedstaat,  der  eine  Mitteilung  nach  Absatz  1  Buch- 
stabe b  gemacht  hat,  ein  Mitteilungsschreiben,  in  dem  er  die 
Gesamtmenge  an  Elektrizität  oder  Wärme  oder  Kälte  aus  erneuer- 
baren Energiequellen  angibt,  die  in  dem  Jahr,  für  das  die 
Verteilungsregel  gelten  soll,  erzeugt  wurde. 

(3)  Zur  Bewertung  der  Erfüllung  der  die  nationalen  Gesamt- 
ziele betreffenden  Anforderungen  dieser  Richtlinie  wird  die  aus 
erneuerbaren  Energiequellen  erzeugte  Menge  an  Elektrizität  oder 
Wärme  oder  Kälte,  die  gemäß  Absatz  2  mitgeteilt  wurde,  nach  der 
mitgeteilten  Verteilungsregel  zwischen  den  betreffenden  Mitglied- 
staaten neu  aufgeteilt. 


Artikel  12 
Kapazitätserhöhungen 


b)  die  Menge  an  Elektrizität,  die  in  dem  betreffenden  Jahr  von 
der  Anlage  aus  erneuerbaren  Energiequellen  erzeugt  wurde 
und  gemäß  der  Mitteilung  nach  Artikel  9  auf  sein  nationales 
Gesamtziel  anzurechnen  ist; 

c)  den  Nachweis  der  Einhaltung  der  in  Artikel  9  Absatz  2 
genannten  Bedingungen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  senden  das  Mitteilungsschreiben  an  das 
Drittland,  das  das  gemeinsame  Projekt  gemäß  Artikel  9  Absatz  5 
Buchstabe  d  bestätigt  hat,  sowie  an  die  Kommission. 


Für  die  Zwecke  des  Artikels  7  Absatz  2  und  des  Artikels  9 
Absatz  2  Buchstabe  b  werden  Einheiten  von  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen,  die  auf  die  Erhöhung  der  Kapazität  einer  Anlage 
zurückzuführen  sind,  so  behandelt,  als  seien  sie  in  einer  eigenstän- 
digen Anlage  erzeugt  worden,  die  zum  Zeitpunkt  der  Kapazitäts- 
erhöhung in  Betrieb  genommen  wurde. 

Artikel  13 

Verwaltungsverfahren,  Rechtsvorschriften  und 
Regelwerke 


(3)  Zur  Bewertung  der  Zielerfüllung  hinsichtlich  der  Anforde- 
rungen dieser  Richtlinie  hinsichtlich  der  nationalen  Gesamtziele 
wird  die  aus  erneuerbaren  Energiequellen  produzierte  Menge  an 
Elektrizität,  die  gemäß  Absatz  1  Buchstabe  b  mitgeteilt  wurde,  der 
anrechenbaren  Menge  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  hin- 
zugerechnet, wenn  die  Einhaltung  der  Anforderungen  durch  den 
Mitgliedstaat,  der  das  Mitteilungsschreiben  versendet,  bewertet 
wird. 


(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  einzelstaatliche  Vor- 
schriften für  die  Genehmigungs-,  Zertifizierungs-  und  Zulassungs- 
verfahren, die  auf  Anlagen  zur  Erzeugung  von  Elektrizität,  Wärme 
oder  Kälte  aus  erneuerbaren  Energiequellen  und  die  angeglieder- 
ten Infrastrukturen  der  Ubertragungs-  und  Verteilernetze  sowie 
auf  den  Vorgang  der  Umwandlung  von  Biomasse  in  Biokraftstoffe 
oder  sonstige  Energieprodukte  angewandt  werden,  verhältnismä- 
ßig und  notwendig  sind. 
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Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  insbesondere  angemessene  Maßnah- 
men, um  sicherzustellen,  dass 

a)  vorbehaltlich  der  Unterschiede  /wischen  den  Mitgliedstaaten 
hinsichtlich  ihrer  Verwaltungsstruktur  und  -Organisation  die 
entsprechenden  Zuständigkeiten  der  nationalen,  regionalen 
und  lokalen  Verwaltungsstellen  für  die  Genehmigungs-, 
Zertifizierungs-  und  Zulassungsverfahren  —  auch  im  Hin- 
blick auf  die  Raumplanung  —  eindeutig  koordiniert  und  fest- 
gelegt sind  und  transparente  Zeitpläne  für  Entscheidungen 
über  Planungs-  und  Bauanträge  genau  bestimmt  sind; 

b)  auf  der  geeigneten  Ebene  umfassende  Informationen  über  die 
Bearbeitung  von  Genehmigungs-,  Zertifizierungs-  und 
Zulassungsanträgen  für  Anlagen  zur  Nutzung  von  erneuer- 
barer Energie  und  über  die  den  Antragstellern  zur  Verfügung 
stehende  Unterstützung  angeboten  werden; 

c)  die  Verwaltungsverfahren  auf  der  geeigneten  Verwaltungs- 
ebene gestrafft  und  beschleunigt  werden; 

d)  die  Vorschriften  für  Genehmigung,  Zertifizierung  und  Zulas- 
sung objektiv,  transparent  und  verhältnismäßig  sind,  nicht 
zwischen  Antragstellern  diskriminieren  und  den  Besonder- 
heiten der  einzelnen  Technologien  für  erneuerbare  Energie 
vollständig  Rechnung  tragen; 

e)  Verwaltungsgebühren,  die  die  Verbraucher,  Planungsbüros, 
Architekten,  Bauunternehmen  sowie  die  Geräte-  und  System- 
installateure und  -lieferanten  entrichten  müssen,  transparent 
und  kostenbezogen  sind;  und 

f)  gegebenenfalls  vereinfachte  und  weniger  aufwändige 
Genehmigungsverfahren,  unter  anderem  der  Ersatz  des 
Genehmigungsverfahrens  durch  eine  einfache  Mitteilung, 
falls  dies  im  Rahmen  des  einschlägigen  Rechtsrahmens  zuläs- 
sig ist,  für  kleinere  Projekte  und  gegebenenfalls  für  dezent- 
rale Anlagen  zur  Produktion  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  eingeführt  werden. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  legen  eindeutige  technische  Spezifika- 
tionen fest,  die  Geräte  und  Systeme,  die  erneuerbare  Energie  nut- 
zen, erfüllen  müssen,  damit  ihnen  die  Förderregelungen  zugute 
kommen.  Gibt  es  europäische  Normen,  einschließlich  Umwelt- 
zeichen, Energiezeichen  und  sonstige  von  den  europäischen 
Normengremien  entwickelte  technische  Referenzsysteme,  werden 
solche  technischen  Spezifikationen  auf  der  Grundlage  dieser  Nor- 
men abgefasst.  Solche  technischen  Spezifikationen  dürfen  nicht 
vorschreiben,  wo  die  Geräte  und  Systeme  zu  zertifizieren  sind, 
und  sollten  kein  Hindernis  für  das  Funktionieren  des  Binnen- 
markts darstellen. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  empfehlen  allen  Akteuren,  insbeson- 
dere lokalen  und  regionalen  Verwaltungsstellen,  sicherzustellen, 
dass  bei  der  Planung,  dem  Entwurf,  dem  Bau  und  der  Renovierung 
von  Industrie-  oder  Wohngebieten  die  Installation  von  Anlagen 
und  Systemen  für  die  Nutzung  von  Elektrizität,  Wärme  und  Kälte 
aus  erneuerbaren  Energiequellen  und  für  Fernwärme  und  -kälte 
vorgesehen  wird.  Insbesondere  ermutigen  die  Mitgliedstaaten 
lokale  und  regionale  Verwaltungsstellen,  Wärme  und  Kälte  aus 
erneuerbaren  Energiequellen,  soweit  angemessen,  in  die  Planung 
der  städtischen  Infrastruktur  einzubeziehen. 


(4)  Die  Mitgliedstaaten  nehmen  in  ihre  Bauvorschriften  und 
Regelwerke  geeignete  Maßnahmen  auf,  um  den  Anteil  aller  Arten 
von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  im  Gebäudebereich  zu 
erhöhen. 

Bei  der  Ausarbeitung  solcher  Maßnahmen  oder  in  ihren  regiona- 
len Förderregelungen  können  die  Mitgliedstaaten  nationale  Maß- 
nahmen für  eine  deutliche  Steigerung  der  Energieeffizienz  und  in 
Bezug  auf  Kraft- Wärme-Kopplung  sowie  Passiv-,  Niedrigenergie- 
oder Nullenergiehäuser  berücksichtigen. 

Bis  spätestens  zum  31.  Dezember  2014  schreiben  die  Mitglied- 
staaten in  ihren  Bauvorschriften  und  Regelwerken  oder  auf  andere 
Weise  mit  vergleichbarem  Ergebnis,  sofern  angemessen,  vor,  dass 
in  neuen  Gebäuden  und  in  bestehenden  Gebäuden,  an  denen  grö- 
ßere Renovierungsarbeiten  vorgenommen  werden,  ein  Mindest- 
maß an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  genutzt  wird.  Die 
Mitgliedstaaten  gestatten,  dass  diese  Mindestanforderungen  unter 
anderem  durch  Fernwärme  und  Fernkälte  erfüllt  werden,  die  zu 
einem  bedeutenden  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen  erzeugt 
werden. 

Die  Anforderungen  nach  Unterabsatz  1  gelten  auch  für  die  Streit- 
kräfte, aber  nur  soweit  ihre  Anwendung  nicht  mit  der  Art  und 
dem  Hauptzweck  der  Tätigkeit  der  Streitkräfte  kollidiert,  und  mit 
Ausnahme  von  Material,  das  ausschließlich  für  militärische  Zwe- 
cke verwendet  wird. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  neu  errichtete 
öffentliche  Gebäude  sowie  bestehende  öffentliche  Gebäude,  an 
denen  größere  Renovierungsmaßnahmen  vorgenommen  werden, 
auf  nationaler,  regionaler  und  lokaler  Ebene  ab  dem  1.  Januar 
2012  eine  Vorbildfunktion  im  Rahmen  dieser  Richtlinie  erfüllen. 
Die  Mitgliedstaaten  können  unter  anderem  zulassen,  dass  diese 
Verpflichtung  durch  die  Einhaltung  von  Normen  für  Nullenergie- 
häuser oder  dadurch  erfüllt  wird,  dass  die  Dächer  öffentlicher  oder 
gemischt  privat  und  öffentlich  genutzter  Gebäude  durch  Dritte  für 
Anlagen  zur  Erzeugung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
genutzt  werden. 

(6)  Mit  Bezug  auf  ihre  Bauvorschriften  und  Bauregelwerke  för- 
dern die  Mitgliedstaaten  die  Verwendung  von  Systemen  und  Anla- 
gen zur  Wärme-  und  Kälteerzeugung  aus  erneuerbaren 
Energiequellen,  die  eine  erhebliche  Verringerung  des  Energie- 
verbrauchs erreichen.  Die  Mitgliedstaaten  verwenden,  sofern  vor- 
handen, Energie-  oder  Ökozeichen  oder  sonstige  auf  nationaler 
oder  Gemeinschaftsebene  entwickelte  geeignete  Zertifikate  oder 
Normen  als  Grundlage  für  die  Förderung  solcher  Systeme  und 
Geräte. 

Bei  Biomasse  fördern  die  Mitgliedstaaten  Umwandlungs- 
technologien, die  einen  Umwandlungswirkungsgrad  von  mindes- 
tens 85  %  für  Privathaushalts-  und  kommerzielle  Anwendungen 
und  von  mindestens  70  %  für  industrielle  Anwendungen 
erreichen. 

Bei  Wärmepumpen  fördern  die  Mitgliedstaaten  solche,  die  die  in 
der  Entscheidung  2007/742/EG  der  Kommission  vom  9.  Novem- 
ber 2007  zur  Festlegung  der  Umweltkriterien  für  die  Vergabe  des 
EG-Umweltzeichens  an  Elektro-,  Gasmotor-  oder  Gasabsorptions- 
wärmepumpen (!)  festgelegten  Mindestanforderungen  für  die  Ver- 
gabe des  EG-Umweltzeichens  erfüllen. 


(')  ABl.  L  301  vom  20.11.2007,  S.  14. 
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Bei  solarthermischer  Energie  fördern  die  Mitgliedstaaten  zertifi- 
zierte Anlagen  und  Systeme,  die  —  sofern  vorhanden  —  auf  euro- 
päischen Normen  einschließlich  Umweltzeichen,  Energiezeichen 
und  sonstigen  von  den  europäischen  Normungsgremien  entwi- 
ckelten technischen  Referenzsystemen  beruhen. 

Bei  der  Beurteilung  des  Umwandlungswirkungsgrads  und  des 
Input/Output-Verhältnisses  von  Systemen  und  Geräten  für  die 
Zwecke  dieses  Absatzes  verwenden  die  Mitgliedstaaten  gemein- 
schaftliche oder  —  in  Ermangelung  dieser  —  internationale  Ver- 
fahren, falls  es  solche  Verfahren  gibt. 


Artikel  14 
Information  und  Ausbildung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  allen  wichtigen 
Akteuren  wie  Verbrauchern,  Bauunternehmern,  Installateuren, 
Architekten  und  Lieferanten  von  Geräten  und  Systemen  für  die 
Erzeugung  von  Wärme,  Kälte  und  Elektrizität  und  von  Fahrzeu- 
gen, die  mit  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  betrieben  werden 
können,  Informationen  über  Fördermaßnahmen  zur  Verfügung 
stehen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  Informationen  über 
die  Nettovorteile,  die  Kosten  und  die  Energieeffizienz  von  Anla- 
gen und  Systemen  für  die  Nutzung  von  Wärme,  Kälte  und  Elek- 
trizität aus  erneuerbaren  Energiequellen  entweder  von  dem 
Lieferanten  der  Anlage  oder  des  Systems  oder  von  den  zuständi- 
gen nationalen  Behörden  bereitgestellt  werden. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  bis  zum  3 1 .  Dezem- 
ber 2012  Zertifizierungssysteme  oder  gleichwertige 
Qualifikationssysteme  für  Installateure  von  kleinen  Biomasse- 
kesseln und  -öfen,  solaren  Fotovoltaik-  und  Solarwärmesystemen, 
oberflächennahen  geothermischen  Systemen  und  Wärmepumpen 
zur  Verfügung  stehen  oder  stehen  werden.  Diese  Systeme  können 
die  bestehenden  Systeme  und  Strukturen  gegebenenfalls  berück- 
sichtigen und  sind  auf  die  in  Anhang  IV  festgelegten  Kriterien  zu 
stützen.  Jeder  Mitgliedstaat  erkennt  die  von  anderen  Mitgliedstaa- 
ten gemäß  diesen  Kriterien  vorgenommenen  Zertifizierungen  an. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  der  Öffentlichkeit  Informatio- 
nen zu  den  Zertifizierungssystemen  oder  gleichwertigen 
Qualifikationssystemen  gemäß  Absatz  3  zur  Verfügung.  Die  Mit- 
gliedstaaten können  außerdem  ein  Verzeichnis  der  gemäß 
Absatz  3  qualifizierten  oder  zertifizierten  Installateure  zur  Verfü- 
gung stellen. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  allen  wichtigen 
Akteuren,  insbesondere  Planungsbüros  und  Architekten,  Leitli- 
nien zur  Verfügung  gestellt  werden,  damit  diese  in  der  Lage  sind, 
die  optimale  Kombination  von  erneuerbaren  Energiequellen, 
hocheffizienten  Technologien  und  Fernwärme  und  -kälte  bei  der 
Planung,  dem  Entwurf,  dem  Bau  und  der  Renovierung  von 
Industrie-  oder  Wohngebieten  sachgerecht  in  Erwägung  zu 
ziehen. 

(6)  Die  Mitgliedstaaten  entwickeln  unter  Beteiligung  lokaler 
und  regionaler  Behörden  zweckdienliche  Informations-, 
Sensibilisierungs-,  Orientierungs-  und/oder  Ausbildungs- 
programme, um  die  Bürger  über  die  Vorteile  des  Ausbaus  und  der 
Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  über  die  dies- 
bezüglichen praktischen  Aspekte  zu  informieren. 


Artikel  15 

Herkunftsnachweis  für  Elektrizität,  Wärme  und  Kälte,  die 
aus  erneuerbaren  Energiequellen  erzeugt  werden 

(1)  Zum  Zweck  des  Nachweises  gegenüber  den  Endkunden 
darüber,  welchen  Anteil  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  im 
Energiemix  eines  Energieversorgers  ausmacht  oder  in  welcher 
Menge  sie  darin  enthalten  ist,  der  gemäß  Artikel  3  Absatz  6  der 
Richtlinie  2003/54/EG  zu  erbringen  ist,  stellen  die  Mitgliedstaa- 
ten sicher,  dass  die  Herkunft  von  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
erzeugter  Elektrizität  als  solche  im  Sinne  dieser  Richtlinie  gemäß 
objektiven,  transparenten  und  nichtdiskriminierenden  Kriterien 
garantiert  werden  kann. 

(2)  Zu  diesem  Zweck  sorgen  die  Mitgliedstaaten  dafür,  dass  auf 
Anfrage  eines  Produzenten  von  Elektrizität  aus  erneuerbaren 
Energiequellen  ein  Herkunftsnachweis  ausgestellt  wird.  Die  Mit- 
gliedstaaten können  vorsehen,  dass  Herkunftsnachweise  auf 
Antrag  der  Produzenten  von  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
erzeugter  Wärme  oder  Kälte  ausgestellt  werden.  Eine  solche  Rege- 
lung kann  von  einer  Mindestkapazität  abhängig  gemacht  werden. 
Ein  Herkunftsnachweis  gilt  standardmäßig  für  1  MWh.  Für  jede 
Einheit  erzeugte  Energie  wird  nicht  mehr  als  ein  Herkunftsnach- 
weis ausgestellt. 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  dieselbe  Einheit  von  Ener- 
gie aus  erneuerbaren  Quellen  nur  einmal  berücksichtigt  wird. 

Die  Mitgliedstaaten  können  vorsehen,  dass  einem  Produzenten, 
der  für  dieselbe  aus  erneuerbaren  Quellen  erzeugte  Energie  einen 
Herkunftsnachweis  erhält,  keine  Unterstützung  gewährt  wird. 

Der  Herkunftsnachweis  ist  für  die  Einhaltung  des  Artikels  3  durch 
die  Mitgliedstaaten  nicht  zu  verwenden.  Die  Übertragung  von 
Herkunftsnachweisen,  sei  es  gesondert  oder  zusammen  mit  der 
physischen  Übertragung  von  Energie,  haben  keine  Auswirkungen 
auf  die  Entscheidung  von  Mitgliedstaaten,  zur  Erreichung  der 
Ziele  auf  statistische  Transfers,  gemeinsame  Projekte  oder  gemein- 
same Förderregelungen  zurückzugreifen;  ebenso  wenig  haben  sie 
Auswirkungen  auf  die  Berechnung  des  gemäß  Artikel  5  berech- 
neten Bruttoendenergieverbrauchs  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen. 

(3)  Ein  Herkunftsnachweis  muss  binnen  zwölf  Monaten  nach 
der  Erzeugung  der  entsprechenden  Energieeinheit  verwendet  wer- 
den. Ein  Herkunftsnachweis  wird  nach  seiner  Verwendung 
entwertet. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  oder  benannten  zuständigen  Stellen 
überwachen  die  Ausstellung,  Übertragung  und  Entwertung  der 
Herkunftsnachweise.  Die  benannten  zuständigen  Stellen  dürfen 
keine  sich  geografisch  überschneidenden  Verantwortlichkeiten 
haben,  und  die  Stellen  müssen  von  den  Bereichen  Produktion, 
Handel  und  Versorgung  unabhängig  sein. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  oder  die  benannten  zuständigen  Stel- 
len schaffen  geeignete  Mechanismen,  um  sicherzustellen,  dass  die 
Herkunftsnachweise  elektronisch  ausgestellt,  übertragen  und  ent- 
wertet werden  und  genau,  zuverlässig  und  betrugssicher  sind. 

(6)  Der  Herkunftsnachweis  enthält  mindestens  folgende 
Angaben: 

a)    Angaben  zur  Energiequelle,  aus  der  die  Energie  erzeugt 
wurde,  und  zu  Beginn  und  Ende  ihrer  Erzeugung; 
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b)  Angaben  dazu,  ob  der  Herkunftsnachweis 

i)  Elektrizität  oder 

ii)  Wärme  und/oder  Kälte  betrifft; 

c)  Bezeichnung,  Standort,  Typ  und  Kapazität  der  Anlage,  in  der 
die  Energie  erzeugt  wurde; 

d)  Angaben  dazu,  ob  und  in  welchem  Umfang  die  Anlage 
Investitionsbeihilfen  erhalten  hat  und  ob  und  in  welchem 
Umfang  die  Energieeinheit  in  irgend  einer  anderen  Weise  in 
den  Genuss  einer  nationalen  Förderregelung  gelangt  ist,  und 
zur  Art  der  Förderregelung; 

e)  Datum  der  Inbetriebnahme  der  Anlage  und 

f)  Ausstellungsdatum  und  ausstellendes  Land  und  eine  eindeu- 
tige Kennnummer. 

(7)  Wird  von  einem  Elektrizitätsversorgungsunternehmen  der 
Nachweis  über  den  Anteil  oder  die  Menge  an  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  an  seinem  Energiemix  für  die  Zwecke  des  Arti- 
kels 3  Absatz  6  der  Richtlinie  2003/54/EG  verlangt,  so  kann  es 
hierfür  seine  Herkunftsnachweise  verwenden. 

(8)  Die  Menge  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen,  die  den 
Herkunftsnachweisen  entspricht,  die  von  einem  Elektrizitäts- 
versorger  an  einen  Dritten  übertragen  wird,  ist  für  die  Zwecke  des 
Artikels  3  Absatz  6  der  Richtlinie  2003/54/EG  von  dem  Anteil 
der  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  an  seinem  Energiemix 
abzuziehen. 

(9)  Die  Mitgliedstaaten  erkennen  die  von  anderen  Mitgliedstaa- 
ten gemäß  dieser  Richtlinie  ausgestellten  Herkunftsnachweise  aus- 
schließlich als  Nachweis  der  in  Absatz  1  und  Absatz  6  Buchstaben 
a  bis  f  genannten  Angaben  an.  Ein  Mitgliedstaat  kann  die  Aner- 
kennung eines  Herkunftsnachweises  nur  dann  verweigern,  wenn 
er  begründete  Zweifel  an  dessen  Richtigkeit,  Zuverlässigkeit  oder 
Wahrhaftigkeit  hat.  Der  Mitgliedstaat  teilt  der  Kommission  eine 
solche  Verweigerung  und  deren  Begründung  mit. 

(10)  Stellt  die  Kommission  fest,  dass  die  Verweigerung  eines 
Herkunftsnachweises  unbegründet  ist,  kann  sie  eine  Entscheidung 
erlassen,  die  den  betreffenden  Mitgliedstaat  zur  Anerkennung  des 
Herkunftsnachweises  verpflichtet. 

(11)  Ein  Mitgliedstaat  kann  in  Einklang  mit  dem 
Gemeinschaftsrecht  objektive,  transparente  und  diskriminierungs- 
freie Kriterien  für  die  Verwendung  von  Herkunftsnachweisen  zur 
Einhaltung  der  Verpflichtungen  nach  Artikel  3  Absatz  6  der  Richt- 
linie 2003/54/EG  einführen. 

(12)  In  den  Fällen,  in  denen  Energieversorger  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  an  Verbraucher  mit  Bezug  zu  ökologischen 
oder  sonstigen  Vorteilen  erneuerbarer  Energie  vermarkten,  kön- 
nen die  Mitgliedstaaten  verlangen,  dass  die  Energieversorger  sum- 
marisch Informationen  über  die  Menge  oder  den  Anteil  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  aus  Anlagen  oder  Kapazitäts- 
erweiterungen, die  nach  dem  25.  Juni  2009  in  Betrieb  genommen 
wurden,  verfügbar  machen. 


Artikel  16 
Netzzugang  und  Betrieb 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  geeignete  Schritte,  um  die 
Übertragungs-  und  Verteilernetzinfrastruktur,  intelligente  Netze, 
Speicheranlagen  und  das  Elektrizitäts System  auszubauen,  um  den 
sicheren  Betrieb  des  Elektrizitätssystems  zu  ermöglichen,  während 
der  Weiterentwicklung  der  Elektrizitätserzeugung  aus  erneuer- 
baren Energiequellen  Rechnung  getragen  wird,  was  die 
Zusammenschaltung  zwischen  den  Mitgliedstaaten  sowie  zwi- 
schen Mitgliedstaaten  und  Drittstaaten  einschließt.  Die  Mitglied- 
staaten ergreifen  ferner  geeignete  Maßnahmen,  um  die 
Genehmigungsverfahren  für  Netzinfrastrukturen  zu  beschleuni- 
gen und  die  Genehmigung  von  Netzinfrastrukturen  mit 
Verwaltungs-  und  Planungsverfahren  zu  koordinieren. 

(2)  Vorbehaltlich  der  zur  Wahrung  der  Zuverlässigkeit  und  der 
Sicherheit  des  Netzes  zu  erfüllenden  Anforderungen,  auf  der 
Grundlage  transparenter  und  nichtdiskriminierender  Kriterien,  die 
von  den  zuständigen  nationalen  Behörden  festgelegt  werden, 

a)  gewährleisten  die  Mitgliedstaaten,  dass  die  Betreiber  der 
Übertragungs-  und  Verteilernetze  in  ihrem  Hoheitsgebiet  die 
Übertragung  und  Verteilung  von  Elektrizität  aus  erneuer- 
baren Energiequellen  gewährleisten; 

b)  sehen  die  Mitgliedstaaten  außerdem  entweder  einen  vorran- 
gigen Netzzugang  oder  einen  garantierten  Netzzugang  für 
Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen  vor; 

c)  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die  Betreiber  der 
Übertragungsnetze  beim  Abrufen  von  Elektrizitätser- 
zeugungsanlagen  auf  der  Grundlage  transparenter  und  nicht- 
diskriminierender Kriterien  Erzeugungsanlagen  Vorrang 
gewähren,  in  denen  erneuerbare  Energiequellen  eingesetzt 
werden,  soweit  der  sichere  Betrieb  des  nationalen 
Elektrizitätssystems  dies  zulässt.  Die  Mitgliedstaaten  stellen 
sicher,  dass  angemessene  netz-  und  marktbezogene  betrieb- 
liche Maßnahmen  ergriffen  werden,  um  Beschränkungen  der 
Einspeisung  von  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen 
möglichst  gering  zu  halten.  Werden  umfassende  Maßnahmen 
zur  Beschränkung  der  Einspeisung  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen ergriffen,  um  die  Sicherheit  des  nationalen 
Elektrizitätssystems  und  die  Energieversorgungssicherheit  zu 
gewährleisten,  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die 
zuständigen  Netzbetreiber  diese  Maßnahmen  der  zuständi- 
gen Regelungsbehörde  melden  und  angeben,  welche  Abhilfe- 
maßnahmen sie  zu  treffen  beabsichtigen,  um  unangemessene 
Beschränkungen  zu  vermeiden. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  verlangen  von  den  Betreibern  der 
Übertragungs-  und  Verteilernetze  die  Aufstellung  und  Veröffent- 
lichung ihrer  Standardregeln  für  die  Übernahme  und  Teilung  der 
Kosten  für  technische  Anpassungen  wie  Netzanschlüsse  und  Netz- 
verstärkungen, verbesserter  Netzbetrieb  und  Regeln  für  die  nicht- 
diskriminierende Anwendung  der  Netzkodizes,  die  zur 
Einbindung  neuer  Produzenten,  die  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen erzeugte  Elektrizität  in  das  Verbundnetz  einspeisen,  not- 
wendig sind. 

Diese  Regeln  müssen  sich  auf  objektive,  transparente  und  nicht- 
diskriminierende Kriterien  stützen,  die  insbesondere  sämtliche 
Kosten  und  Vorteile  des  Anschlusses  dieser  Produzenten  an  das 
Netz  und  die  besonderen  Umstände  von  Produzenten  in  Randge- 
bieten und  in  Gebieten  mit  niedriger  Bevölkerungsdichte  berück- 
sichtigen. Diese  Regeln  können  verschiedene  Arten  von 
Anschlüssen  vorsehen. 
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(4)  Die  Mitgliedstaaten  können  gegebenenfalls  von  den  Betrei- 
bern der  Übertragungs-  und  Verteilernetze  verlangen,  die  in 
Absatz  3  genannten  Kosten  vollständig  oder  teilweise  zu  überneh- 
men. Die  Mitgliedstaaten  überprüfen  die  Rahmenbedingungen 
und  Vorschriften  für  die  Kostenübernahme  und  -teilung  im  Sinne 
von  Absatz  3  bis  zum  30.  Juni  201 1  und  danach  alle  zwei  Jahre 
und  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um  diese  zu  verbes- 
sern, damit  die  Einbindung  neuer  Produzenten  im  Sinne  von 
Absatz  3  gewährleistet  ist. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  verlangen  von  den  Betreibern  der 
Übertragungs-  und  Verteilernetze,  jedem  neuen  Produzenten  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen,  der  an  das  Netz  angeschlossen 
werden  möchte,  die  gesamten  erforderlichen  Informationen  vor- 
zulegen, einschließlich  folgender  Dokumente: 

a)  einen  umfassenden  und  detaillierten  Voranschlag  der  durch 
den  Anschluss  entstehenden  Kosten, 

b)  einen  angemessenen  und  genauen  Zeitplan  für  die  Entgegen- 
nahme und  die  Bearbeitung  des  Antrags  auf  Anschluss  an  das 
Netz, 

c)  einen  angemessenen,  indikativischen  Zeitplan  für  jeden  vor- 
geschlagenen Netzanschluss. 

Die  Mitgliedstaaten  können  Produzenten  von  Elektrizität  aus 
erneuerbaren  Energiequellen,  die  einen  Netzanschluss  wollen, 
gestatten,  für  die  Anschlussarbeiten  eine  Ausschreibung 
durchzuführen. 

(6)  Die  in  Absatz  3  genannte  Kostenteilung  wird  durch  einen 
Mechanismus  sichergestellt,  der  auf  objektiven,  transparenten  und 
nichtdiskriminierenden  Kriterien  basiert  und  auch  die  Vorteile 
berücksichtigt,  die  den  zuerst  und  den  später  angeschlossenen 
Produzenten  sowie  Betreibern  von  Übertragungs-  und  Verteiler- 
netzen aus  den  Anschlüssen  entstehen. 

(7)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Elektrizität  aus 
erneuerbaren  Energiequellen  —  darunter  insbesondere  Elektrizi- 
tät aus  erneuerbaren  Energiequellen,  die  in  Randgebieten,  bei- 
spielsweise Inselregionen,  und  in  Gebieten  mit  niedriger 
Bevölkerungsdichte  erzeugt  wird  —  bei  der  Anlastung  der  Tarife 
für  die  Übertragung  und  Verteilung  nicht  benachteiligt  wird.  Die 
Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Gas  aus  erneuerbaren  Energie- 
quellen bei  der  Erhebung  der  Tarife  für  die  Übertragung  und  Ver- 
teilung nicht  benachteiligt  wird. 

(8)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  von  den  Betrei- 
bern der  Übertragungs-  und  Verteilernetze  für  die  Übertragung 
und  Verteilung  von  Elektrizität  aus  Anlagen,  die  erneuerbare 
Energiequellen  einsetzen,  erhobenen  Tarife  die  zu  erzielenden 
Kostenvorteilen  aus  dem  Anschluss  der  Anlage  an  das  Netz  wider- 
spiegeln. Solche  Kostenvorteile  könnten  sich  aus  der  direkten 
Nutzung  des  Niederspannungsnetzes  ergeben. 

(9)  Soweit  erforderlich,  prüfen  die  Mitgliedstaaten  die  Notwen- 
digkeit, die  bestehende  Gasnetzinfrastruktur  auszuweiten,  um  die 
Einspeisung  von  Gas  aus  erneuerbaren  Energiequellen  zu 
erleichtern. 

(1 0)  Soweit  erforderlich,  verlangen  die  Mitgliedstaaten  von  den 
Fernleitungsnetz-  und  den  Verteilernetzbetreibern  in  ihrem 
Hoheitsgebiet,  dass  sie  technische  Vorschriften  in  Übereinstim- 
mung mit  Artikel  6  der  Richtlinie  2003/55/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Juni  2003  über  gemeinsame 


Vorschriften  für  den  Erdgasbinnenmarkt  (')  veröffentlichen;  dies 
betrifft  insbesondere  Vorschriften  für  den  Netzanschluss,  die 
Anforderungen  an  die  Gasqualität,  odoriertes  Gas  und  den  Gas- 
druck beinhalten.  Die  Mitgliedstaaten  verlangen  von  den 
Fernleitungsnetz-  und  den  Verteilernetzbetreibern  ferner,  dass  sie 
die  Tarife  für  den  Anschluss  erneuerbare  Energie  nutzender  Gas- 
quellen veröffentlichen,  wobei  sie  transparente  und  nicht- 
diskriminierende Kriterien  zugrunde  legen. 

(11)  In  ihren  nationalen  Aktionsplänen  für  erneuerbare  Ener- 
gie bewerten  die  Mitgliedstaaten,  ob  neue  mit  erneuerbaren 
Energiequellen  betriebene  Fernwärme-  und  -kälteinfrastrukturen 
gebaut  werden  müssen,  um  das  in  Artikel  3  Absatz  1  genannte 
nationale  Ziel  für  2020  zu  erreichen.  Auf  der  Grundlage  dieser 
Bewertung  unternehmen  die  Mitgliedstaaten  gegebenenfalls 
Schritte  zur  Entwicklung  einer  Fernwärmeinfrastruktur,  mit  der 
der  Ausbau  der  Heizungs-  und  Kühlungsproduktion  aus  großen 
Biomasse-,  Solar-  und  Geothermikanlagen  möglich  ist. 

Artikel  17 

Nachhaltigkeitskriterien  für  Biokraftstoffe  und  flüssige 
Brennstoffe 

(1)  Ungeachtet  der  Frage,  ob  Rohstoffe  innerhalb  oder  außer- 
halb der  Gemeinschaft  angebaut  wurden,  wird  Energie  in  Form 
von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen  für  die  in  den 
Buchstaben  a,  b  und  c  genannten  Zwecke  nur  dann  berücksich- 
tigt, wenn  sie  die  in  den  Absätzen  2  bis  6  dieses  Artikels  festge- 
legten Nachhaltigkeitskriterien  erfüllen: 

a)  Bewertung  der  Einhaltung  der  die  nationalen  Ziele  betreffen- 
den Anforderungen  der  Richtlinie, 

b)  Bewertung  der  Einhaltung  der  Verpflichtungen  zur  Nutzung 
erneuerbarer  Energie, 

c)  Möglichkeit  der  finanziellen  Förderung  für  den  Verbrauch 
von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen. 

Aus  Abfällen  und  Reststoffen  mit  Ausnahme  von  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Reststoffen  und  Reststoffen  aus  der  Aquakultur 
und  Fischerei  hergestellte  Biokraftstoffe  und  flüssige  Bio- 
brennstoffe müssen  jedoch  lediglich  die  in  Absatz  2  dieses  Arti- 
kels festgelegten  Nachhaltigkeitskriterien  erfüllen,  um  für  die  in 
den  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten  Zwecke  berücksichtigt  zu 
werden. 

(2)  Die  durch  die  Verwendung  von  Biokraftstoffen  und  flüssi- 
gen Biobrennstoffen  erzielte  Minderung  der  Treibhausgase- 
missionen, die  für  die  in  Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten 
Zwecke  berücksichtigt  werden,  muss  mindestens  3  5  %  betragen. 

Ab  dem  1.  Januar  201 7  muss  die  durch  die  Verwendung  von  Bio- 
kraftstoffen und  flüssigen  Biobrennstoffen  erzielte  Minderung  der 
Treibhausgasemissionen,  die  für  die  in  Absatz  1  Buchstaben  a,  b 
und  c  genannten  Zwecke  berücksichtigt  wird,  mindestens  50  % 
betragen.  Für  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe,  die  in 
Anlagen  hergestellt  werden,  deren  Produktion  am  oder  nach  dem 
1.  Januar  2017  aufgenommen  wird,  muss  diese  Minderung  der 
Treibhausgasemissionen  ab  dem  1.  Januar  2018  mindestens  60  % 
betragen. 


(•)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  57. 
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Die  durch  die  Verwendung  von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Bio- 
brennstoffen erzielte  Einsparung  bei  den  Treibhausgasemissionen 
wird  im  Einklang  mit  Artikel  1 9  Absatz  1  berechnet. 

Falls  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe  von  Anlagen 
erzeugt  werden,  die  am  23.  Januar  2008  in  Betrieb  waren,  gilt 
Unterabsatz  1  ab  dem  1.  April  2013. 

(3)  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe,  die  für  die  in 
Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten  Zwecke  berücksich- 
tigt werden,  dürfen  nicht  aus  Rohstoffen  hergestellt  werden,  die 
auf  Flächen  mit  hohem  Wert  hinsichtlich  der  biologischen  Viel- 
falt gewonnen  werden,  das  heißt  auf  Flächen,  die  im  oder  nach 
Januar  2008  folgenden  Status  hatten,  unabhängig  davon,  ob  die 
Flächen  noch  diesen  Status  haben: 

a)  Primärwald  und  andere  bewaldete  Flächen,  das  heißt  Wald 
und  andere  bewaldete  Flächen  mit  einheimischen  Arten,  in 
denen  es  kein  deutlich  sichtbares  Anzeichen  für  menschliche 
Aktivität  gibt  und  die  ökologischen  Prozesse  nicht  wesent- 
lich gestört  sind; 

b)  ausgewiesene  Flächen: 

i)  durch  Gesetz  oder  von  der  zuständigen  Behörde  für 
Naturschutzzwecke  oder 

ii)  für  den  Schutz  seltener,  bedrohter  oder  gefährdeter  Öko- 
systeme oder  Arten,  die  in  internationalen  Ubereinkünf- 
ten anerkannt  werden  oder  in  den  Verzeichnissen 
zwischenstaatlicher  Organisationen  oder  der  Internatio- 
nalen Union  für  die  Erhaltung  der  Natur  aufgeführt  sind, 
vorbehaltlich  ihrer  Anerkennung  gemäß  dem  Verfahren 
des  Artikels  1 8  Absatz  4  Unterabsatz  2, 

sofern  nicht  nachgewiesen  wird,  dass  die  Gewinnung  des 
Rohstoffs  den  genannten  Naturschutzzwecken  nicht 
zuwiderläuft; 

c)  Grünland  mit  großer  biologischer  Vielfalt,  das  heißt: 

i)  natürliches  Grünland,  das  ohne  Eingriffe  von  Menschen- 
hand Grünland  bleiben  würde  und  dessen  natürliche 
Artenzusammensetzung  sowie  ökologische  Merkmale 
und  Prozesse  intakt  sind,  oder 

ii)  künstlich  geschaffenes  Grünland,  das  heißt  Grünland, 
das  ohne  Eingriffe  von  Menschenhand  kein  Grünland 
bleiben  würde  und  das  artenreich  und  nicht  degradiert 
ist,  sofern  nicht  nachgewiesen  wird,  dass  die  Ernte  des 
Rohstoffs  zur  Erhaltung  des  Grünlandstatus  erforderlich 
ist. 

Zur  Bestimmung,  welches  Grünland  unter  Unterabsatz  1  Buch- 
stabe c  fällt,  legt  die  Kommission  Kriterien  und  geografische 
Gebiete  fest.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in  Artikel  25 
Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 


(4)  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe,  die  für  die  in 
Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten  Zwecke  berücksich- 
tigt werden,  dürfen  nicht  aus  Rohstoffen  hergestellt  werden,  die 
auf  Flächen  mit  hohem  Kohlenstoffbestand  gewonnen  werden, 
das  heißt  auf  Flächen,  die  im  Januar  2008  einen  der  folgenden  Sta- 
tus hatten,  diesen  Status  aber  nicht  mehr  haben: 

a)  Feuchtgebiete,  d.  h.  Flächen,  die  ständig  oder  für  einen 
beträchtlichen  Teil  des  Jahres  von  Wasser  bedeckt  oder 
durchtränkt  sind; 

b)  kontinuierlich  bewaldete  Gebiete,  d.  h.  Flächen  von  mehr  als 
einem  Hektar  mit  über  fünf  Meter  hohen  Bäumen  und  einem 
Uberschirmungsgrad  von  mehr  als  30  %  oder  mit  Bäumen, 
die  auf  dem  jeweiligen  Standort  diese  Werte  erreichen 
können; 

c)  Flächen  von  mehr  als  einem  Hektar  mit  über  fünf  Meter 
hohen  Bäumen  und  einem  Uberschirmungsgrad  von  10 
bis  30  %  oder  mit  Bäumen,  die  auf  dem  jeweiligen  Standort 
diese  Werte  erreichen  können,  sofern  nicht  nachgewiesen 
wird,  dass  die  Fläche  vor  und  nach  der  Umwandlung  einen 
solchen  Kohlenstoffbestand  hat,  dass  unter  Anwendung  der 
in  Anhang  V  Teil  C  beschriebenen  Methode  die  in  Absatz  2 
dieses  Artikels  genannten  Bedingungen  erfüllt  wären. 

Dieser  Absatz  findet  keine  Anwendung,  wenn  zum  Zeitpunkt  der 
Gewinnung  des  Rohstoffs  die  Flächen  denselben  Status  hatten  wie 
im  Januar  2008. 

(5)  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe,  die  für  die  in 
Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten  Zwecke  berücksich- 
tigt werden,  dürfen  nicht  aus  Rohstoffen  hergestellt  werden,  die 
auf  Flächen  gewonnen  werden,  die  im  Januar  2008  Torfmoor 
waren,  sofern  nicht  nachgewiesen  wird,  dass  der  Anbau  und  die 
Ernte  des  betreffenden  Rohstoffs  keine  Entwässerung  von  zuvor 
nicht  entwässerten  Flächen  erfordern. 

(6)  In  der  Gemeinschaft  angebaute  landwirtschaftliche  Roh- 
stoffe, die  für  die  Herstellung  von  Biokraftstoffen  und  flüssigen 
Biobrennstoffen,  die  für  die  in  Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und  c 
genannten  Zwecke  berücksichtigt  werden,  verwendet  werden, 
müssen  gemäß  den  in  Anhang  II  Teil  A  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  73/2009  des  Rates  vom  19.  Januar  2009  mit  gemeinsamen 
Regeln  für  Direktzahlungen  im  Rahmen  der  gemeinsamen  Agrar- 
politik und  mit  bestimmten  Stützungsregelungen  für  Inhaber 
landwirtschaftlicher  Betriebe  (l)  unter  der  Überschrift  „Umwelt" 
und  den  in  Anhang  II  Nummer  9  jener  Verordnung  genannten 
Anforderungen  und  Standards  und  gemäß  den  Mindestanforde- 
rungen für  den  guten  landwirtschaftlichen  und  ökologischen 
Zustand  im  Sinne  von  Artikel  6  Absatz  1  jener  Verordnung 
gewonnen  werden. 

(7)  Die  Kommission  unterbreitet  dem  Europäischen  Parlament 
und  dem  Rat  in  Bezug  auf  Drittländer  und  Mitgliedstaaten,  die 
eine  bedeutende  Quelle  für  in  der  Gemeinschaft  verbrauchte  Bio- 
kraftstoffe oder  Rohstoffe  für  Biokraftstoffe  darstellen,  alle  zwei 
Jahre  einen  Bericht  über  die  einzelstaatlichen  Maßnahmen,  die 
diese  Länder  zur  Einhaltung  der  in  den  Absätzen  2  bis  5  genann- 
ten Nachhaltigkeitskriterien  und  zum  Schutz  von  Boden,  Wasser 
und  Luft  getroffen  haben.  Der  erste  Bericht  wird  2012  vorgelegt. 


(0  ABl.  L  30  vom  31.1.2009,  S.  16. 
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Die  Kommission  berichtet  dem  Europäischen  Parlament  und  dem 
Rat  alle  zwei  Jahre  über  die  Folgen  einer  erhöhten  Nachfrage  nach 
Biokraftstoff  im  Hinblick  auf  die  soziale  Tragbarkeit  in  der 
Gemeinschaft  und  in  Drittländern  sowie  über  die  Folgen  der 
Biokraftstoff-Politik  der  Gemeinschaft  hinsichtlich  der  Verfügbar- 
keit von  Nahrungsmitteln  zu  erschwinglichen  Preisen,  insbeson- 
dere für  die  Menschen  in  Entwicklungsländern,  und  über 
weitergehende  entwicklungspolitische  Aspekte.  In  den  Berichten 
ist  auf  die  Wahrung  von  Landnutzungsrechten  einzugehen.  Zu 
Drittländern  und  zu  Mitgliedstaaten,  die  eine  bedeutende 
Rohstoffquelle  für  in  der  Gemeinschaft  verbrauchte  Biokraftstoffe 
darstellen,  ist  in  den  Berichten  jeweils  anzugeben,  ob  das  betref- 
fende Land  alle  der  folgenden  Ubereinkommen  der  Internationa- 
len Arbeitsorganisation  ratifiziert  und  umgesetzt  hat: 

—  Übereinkommen  über  Zwangs-  oder  Pflichtarbeit  (Nr.  29), 

—  Übereinkommen  über  die  Vereinigungsfreiheit  und  den 
Schutz  des  Vereinigungsrechts  (Nr.  87), 

—  Übereinkommen  über  die  Anwendung  der  Grundsätze  des 
Vereinigungs  rechtes  und  des  Rechtes  zu  Kollektiv- 
verhandlungen (Nr.  98), 

—  Übereinkommen  über  die  Gleichheit  des  Entgelts  männlicher 
und  weiblicher  Arbeitskräfte  für  gleichwertige  Arbeit 
(Nr.  100), 

—  Übereinkommen  über  die  Abschaffung  der  Zwangsarbeit 
(Nr.  105), 

—  Übereinkommen  über  die  Diskriminierung  in  Beschäftigung 
und  Beruf  (Nr.  111), 

—  Übereinkommen  über  das  Mindestalter  für  die  Zulassung  zur 
Beschäftigung  (Nr.  1 38), 

—  Übereinkommen  über  das  Verbot  und  unverzügliche  Maß- 
nahmen zur  Beseitigung  der  schlimmsten  Formen  der  Kin- 
derarbeit (Nr.  182). 

Zu  Drittländern  und  zu  Mitgliedstaaten,  die  eine  bedeutende 
Rohstoffquelle  für  in  der  Gemeinschaft  verbrauchte  Biokraftstoffe 
darstellen,  ist  in  den  Berichten  jeweils  anzugeben,  ob  das  betref- 
fende Land  folgende  Übereinkommen  ratifiziert  und  umgesetzt 
hat: 

—  das  Protokoll  von  Cartagena  über  die  biologische  Sicherheit, 

—  das  Übereinkommen  über  den  internationalen  Handel  mit 
gefährdeten  Arten  frei  lebender  Tiere  und  Pflanzen. 

Der  erste  Bericht  wird  2012  vorgelegt.  Die  Kommission  schlägt 
gegebenenfalls  Korrekturen  vor,  insbesondere  dann,  wenn  nach- 
gewiesen wird,  dass  sich  die  Biokraftstoffherstellung  in  erhebli- 
chem Maße  auf  die  Nahrungsmittelpreise  auswirkt. 

(8)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  Buchstaben  a,  b  und  c  dür- 
fen die  Mitgliedstaaten  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe, 
die  in  Übereinstimmung  mit  diesem  Artikel  gewonnen  werden, 
nicht  außer  Acht  lassen. 


(9)  Die  Kommission  berichtet  über  Anforderungen  an  ein 
Nachhaltig keitskonzept  für  die  energetische  Nutzung  von  Bio- 
masse, mit  Ausnahme  von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Bio- 
brennstoffen, bis  zum  31.  Dezember  2009.  Gegebenenfalls  fügt 
sie  dem  Bericht  Vorschläge  für  ein  Nachhaltigkeitskonzept  für  die 
sonstige  energetische  Nutzung  von  Biomasse  für  das  Europäische 
Parlament  und  den  Rat  bei.  Dieser  Bericht  und  die  darin  enthal- 
tenen Vorschläge  müssen  auf  den  besten  verfügbaren  wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen  beruhen  und  neuen  Entwicklungen  bei 
innovativen  Prozessen  Rechnung  tragen.  Ergibt  die  zu  diesem 
Zweck  durchgeführte  Analyse,  dass  es  angebracht  wäre,  im 
Zusammenhang  mit  Forstbiomasse  Änderungen  an  der 
Berechnungsmethodik  in  Anhang  V  oder  an  den  Nachhaltigkeits- 
kriterien  für  Biokraftstoffe  und  flüssige  Brennstoffe  in  Bezug  auf 
Kohlenstoffbestände  vorzunehmen,  legt  die  Kommission  hierfür 
gegebenenfalls  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  gleich- 
zeitig Vorschläge  vor. 


Artikel  18 

Überprüfung  der  Einhaltung  der  Nachhaltigkeitskriterien 
für  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe 


(1)  Werden  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe  für  die 
in  Artikel  1 7  Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten  Zwecke 
berücksichtigt,  verpflichten  die  Mitgliedstaaten  die  Wirtschaftsteil- 
nehmer nachzuweisen,  dass  die  in  Artikel  1 7  Absätze  2  bis  5  fest- 
gelegten Nachhaltigkeitskriterien  erfüllt  sind.  Zu  diesem  Zweck 
verpflichten  sie  die  Wirtschaftsteilnehmer  zur  Verwendung  eines 
Massenbilanzsystems,  das 


a)  es  erlaubt,  Lieferungen  von  Rohstoffen  oder  Biokraftstoffen 
mit  unterschiedlichen  Nachhaltigkeitseigenschaften  zu 
mischen, 


b)  vorschreibt,  dass  Angaben  über  die  Nachhaltigkeits- 
eigenschaften und  den  jeweiligen  Umfang  der  unter  Buch- 
stabe a  genannten  Lieferungen  weiterhin  dem  Gemisch 
zugeordnet  sind,  und 


c)  vorsieht,  dass  die  Summe  sämtlicher  Lieferungen,  die  dem 
Gemisch  entnommen  werden,  dieselben  Nachhaltigkeits- 
eigenschaften in  denselben  Mengen  hat  wie  die  Summe  sämt- 
licher Lieferungen,  die  dem  Gemisch  zugefügt  werden. 


(2)  Die  Kommission  berichtet  dem  Europäischen  Parlament 
und  dem  Rat  2010  und  2012  über  das  Funktionieren  der  in 
Absatz  1  beschriebenen  Massenbilanzüberprüfungsmethode  und 
über  die  Möglichkeit,  andere  Überprüfungsmethoden  in  Bezug  auf 
einige  oder  sämtliche  Arten  von  Rohstoffen,  Biokraftstoffen  oder 
flüssigen  Biobrennstoffen  zu  erlauben.  Bei  ihrer  Bewertung 
berücksichtigt  die  Kommission  die  Überprüfungsmethoden,  in 
denen  Angaben  über  Nachhaltigkeitseigenschaften  nicht  physisch 
bei  speziellen  Lieferungen  oder  Gemischen  verbleiben  müssen.  Bei 
der  Bewertung  wird  berücksichtigt,  dass  es  notwendig  ist,  zum 
einen  die  Integrität  und  die  Effektivität  des  Überprüfungssystems 
zu  sichern  und  zum  anderen  eine  unverhältnismäßige  Belastung 
der  Industrie  zu  vermeiden.  Gegebenenfalls  werden  dem  Bericht 
Vorschläge  an  das  Europäische  Parlament  und  den  Rat  über  mög- 
liche andere  Überprüfungsmethoden  beigefügt. 
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(3)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  Maßnahmen,  um  sicherzustel- 
len, dass  die  Wirtschaftsteilnehmer  dazu  verlässliche  Informatio- 
nen vorlegen  und  dem  Mitgliedstaat  auf  Anfrage  die  Daten  zur 
Verfügung  zu  stellen,  die  zur  Zusammenstellung  der  Informatio- 
nen verwendet  wurden.  Die  Mitgliedstaaten  verpflichten  die 
Wirtschaftsteilnehmer,  für  eine  angemessene  unabhängige  Über- 
prüfung der  von  ihnen  vorgelegten  Informationen  zu  sorgen  und 
nachzuweisen,  dass  eine  solche  Uberprüfung  erfolgt  ist.  Die  Uber- 
prüfung erstreckt  sich  auf  die  Frage,  ob  die  von  den  Wirtschafts- 
teilnehmern verwendeten  Systeme  genau,  verlässlich  und  vor 
Betrug  geschützt  sind.  Ferner  werden  die  Häufigkeit  und  Metho- 
dik der  Probenahme  sowie  die  Zuverlässigkeit  der  Daten  bewertet. 

Die  in  Unterabsatz  1  genannten  Informationen  erstrecken  sich 
insbesondere  auf  die  Einhaltung  der  in  Artikel  1 7  Absätze  2  bis  5 
genannten  Nachhaltigkeitskriterien,  auf  sachdienliche  und  aus- 
sagekräftige Informationen  über  die  Maßnahmen,  die  zum  Schutz 
von  Boden,  Wasser  und  Luft,  zur  Sanierung  von  degradierten  Flä- 
chen und  zur  Vermeidung  eines  übermäßigen  Wasserverbrauchs 
in  Gebieten  mit  Wasserknappheit  getroffen  wurden,  und  auf  sach- 
dienliche und  aussagekräftige  Informationen  über  die  Maßnah- 
men, die  zur  Berücksichtigung  der  in  Artikel  17  Absatz  7 
Unterabsatz  2  genannten  Aspekte  getroffen  wurden. 

Die  Kommission  erstellt  nach  dem  in  Artikel  25  Absatz  3  genann- 
ten Beratungsverfahren  die  Liste  der  in  den  Unterabsätzen  1  und  2 
des  vorliegenden  Absatzes  genannten  sachdienlichen  und  aus- 
sagekräftigen Angaben.  Sie  stellt  insbesondere  sicher,  dass  die 
Bereitstellung  dieser  Angaben  keinen  unverhältnismäßigen  admi- 
nistrativen Aufwand  für  die  Wirtschaftsteilnehmer  im  Allgemei- 
nen oder  für  Kleinbauern,  Produzentenorganisationen  und 
Genossenschaften  im  Besonderen  darstellt. 

Die  Verpflichtungen  nach  diesem  Absatz  gelten  sowohl  für  in  der 
Gemeinschaft  erzeugte  als  auch  für  importierte  Biokraftstoffe  und 
flüssige  Biobrennstoffe. 

Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  die  Angaben  nach  Unterabsatz  1 
in  aggregierter  Form  der  Kommission,  die  sie  unter  Wahrung  der 
Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler  Informationen  in  zusam- 
mengefasster  Form  auf  der  in  Artikel  24  genannten  Transparenz- 
plattform veröffentlicht. 

(4)  Die  Gemeinschaft  bemüht  sich,  bilaterale  oder  multilaterale 
Ubereinkünfte  mit  Drittländern  zu  schließen,  die  Bestimmungen 
über  Nachhaltigkeitskriterien  enthalten,  die  den  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  entsprechen.  Hat  die  Gemeinschaft  Überein- 
künfte geschlossen,  die  Bestimmungen  zu  den  Aspekten  enthal- 
ten, die  mit  den  in  Artikel  17  Absätze  2  bis  5  aufgeführten 
Nachhaltigkeitskriterien  erfasst  werden,  so  kann  die  Kommission 
beschließen,  dass  diese  Übereinkünfte  als  Nachweis  dafür  heran- 
gezogen werden  dürfen,  dass  Biokraftstoffe  und  flüssige  Bio- 
brennstoffe, die  aus  in  diesen  Ländern  angebauten  Rohstoffen 
hergestellt  werden,  mit  den  besagten  Nachhaltigkeitskriterien 
übereinstimmen.  Beim  Abschluss  dieser  Übereinkünfte  wird  den 
Maßnahmen,  die  zur  Erhaltung  von  Flächen,  die  in  kritischen  Situ- 
ationen grundlegende  Schutzfunktionen  von  Ökosystemen  erfül- 
len (wie  etwa  Schutz  von  Wassereinzugsgebieten 
und  Erosionsschutz),  zum  Schutz  von  Boden,  Wasser  und  Luft,  zu 
indirekten  Landnutzungsänderungen,  zur  Sanierung  von  degra- 
dierten Flächen  und  zur  Vermeidung  eines  übermäßigen  Wasser- 
verbrauchs in  Gebieten  mit  Wasserknappheit  getroffen  wurden, 
sowie  den  in  Artikel  1 7  Absatz  7  Unterabsatz  2  genannten  Aspek- 
ten besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet. 


Die  Kommission  kann  beschließen,  dass  freiwillige  nationale  oder 
internationale  Regelungen,  in  denen  Normen  für  die  Herstellung 
von  Biomasseerzeugnissen  vorgegeben  werden,  genaue  Daten  für 
die  Zwecke  des  Artikels  1 7  Absatz  2  enthalten  oder  als  Nachweis 
dafür  herangezogen  werden  dürfen,  dass  Lieferungen  von  Bio- 
kraftstoff mit  den  in  Artikel  17  Absätze  3  bis  5  aufgeführten 
Nachhaltigkeitskriterien  übereinstimmen.  Die  Kommission  kann 
beschließen,  dass  diese  Regelungen  genaue  Daten  im  Hinblick  auf 
die  Angaben  zu  Maßnahmen,  die  zur  Erhaltung  von  Flächen,  die 
in  kritischen  Situationen  grundlegende  Schutzfunktionen  von 
Ökosystemen  erfüllen  (wie  etwa  Schutz  von  Wassereinzugs- 
gebieten und  Erosionsschutz),  zum  Schutz  von  Boden,  Wasser 
und  Luft,  zur  Sanierung  von  degradierten  Flächen  und  zur  Ver- 
meidung eines  übermäßigen  Wasserverbrauchs  in  Gebieten  mit 
Wasserknappheit  getroffen  wurden,  und  im  Hinblick  auf  die  in 
Artikel  1 7  Absatz  7  Unterabsatz  2  erwähnten  Aspekte  enthalten. 
Die  Kommission  kann  auch  Flächen  zum  Schutz  von  seltenen, 
bedrohten  oder  gefährdeten  Ökosystemen  oder  Arten,  die  in 
internationalen  Ubereinkünften  anerkannt  werden  oder  in  den 
Verzeichnissen  zwischenstaatlicher  Organisationen  oder  der 
Internationalen  Union  für  die  Erhaltung  der  Natur  aufgeführt  sind, 
für  die  Zwecke  des  Artikels  17  Absatz  3  Buchstabe  b  Ziffer  ii 
anerkennen. 

Die  Kommission  kann  beschließen,  dass  freiwillige  nationale  oder 
internationale  Regelungen,  mit  denen  die  Treibhausgasemissions- 
einsparung  gemessen  wird,  für  präzise  Daten  für  die  Zwecke  des 
Artikels  1 7  Absatz  2  herangezogen  werden  dürfen. 

Die  Kommission  kann  beschließen,  dass  Flächen,  die  in  ein  nati- 
onales oder  regionales  Programm  zur  Umstellung  von  stark  degra- 
dierten oder  kontaminierten  Flächen  aufgenommen  wurden,  die 
in  Anhang  V  Teil  C  Nummer  9  genannten  Kriterien  erfüllen. 

(5)  Die  Kommission  kann  nur  dann  Beschlüsse  im  Sinne  von 
Absatz  4  fassen,  wenn  die  betreffende  Übereinkunft  oder  Rege- 
lung angemessenen  Standards  der  Zuverlässigkeit,  Transparenz 
und  unabhängigen  Überprüfung  entspricht.  Bei  Regelungen,  mit 
denen  die  Treibhausgasemissionseinsparung  gemessen  wird,  müs- 
sen zudem  die  methodischen  Anforderungen  des  Anhangs  V  ein- 
gehalten werden.  Im  Falle  von  Flächen  im  Sinne  des  Artikels  1 7 
Absatz  3  Buchstabe  b  Ziffer  ii,  die  einen  hohen  Wert  hinsichtlich 
der  biologischen  Vielfalt  haben,  müssen  die  Verzeichnisse  dieser 
Flächen  angemessenen  Standards  der  Objektivität  und  Kohärenz 
mit  international  anerkannten  Standards  entsprechen,  wobei 
geeignete  Beschwerdeverfahren  vorzusehen  sind. 

(6)  Beschlüsse  im  Sinne  von  Absatz  4  werden  gemäß  dem  in 
Artikel  25  Absatz  3  genannten  Verfahren  gefasst.  Solche 
Beschlüsse  gelten  für  höchstens  fünf  Jahre. 

(7)  Wenn  ein  Wirtschaftsteilnehmer  Nachweise  oder  Daten 
vorlegt,  die  gemäß  einer  Übereinkunft  oder  einer  Regelung  einge- 
holt wurden,  die  Gegenstand  eines  Beschlusses  im  Sinne  von 
Absatz  4  ist,  darf  ein  Mitgliedstaat,  soweit  dieser  Beschluss  dies 
vorsieht,  von  dem  Lieferanten  keine  weiteren  Nachweise  für  die 
Einhaltung  der  Nachhaltigkeitskriterien  gemäß  Artikel  1 7  Absätze 
2  bis  5  oder  Angaben  zu  den  in  Absatz  3  Unterabsatz  2  genann- 
ten Maßnahmen  verlangen. 

(8)  Auf  Ersuchen  eines  Mitgliedstaats  oder  auf  eigene  Veran- 
lassung prüft  die  Kommission  die  Anwendung  von  Artikel  1 7  in 
Bezug  auf  eine  Quelle  für  Biokraftstoff  oder  einen  flüssigen  Bio- 
brennstoff, und  sie  entscheidet  innerhalb  von  sechs  Monaten  nach 
Eingang  eines  Ersuchens  und  nach  dem  in  Artikel  25  Absatz  3 
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genannten  Beratungsverfahren,  ob  der  betreffende  Mitgliedstaat 
Biokraftstoff  oder  flüssigen  Biobrennstoff  aus  dieser  Quelle  für  die 
in  Artikel  1 7  Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und  c  genannten  Zwecke 
berücksichtigen  darf. 

(9)  Spätestens  bis  zum  31.  Dezember  2012  berichtet  die  Kom- 
mission dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat 

a)  über  die  Wirksamkeit  der  für  die  Vorlage  der  Informationen 
zu  den  Nachhaltigkeitskriterien  eingeführten  Regelung  und 

b)  darüber,  ob  die  Einführung  verpflichtender  Anforderungen  in 
Bezug  auf  den  Schutz  von  Luft,  Boden  oder  Wasser  unter 
Berücksichtigung  neuester  wissenschaftlicher  Erkenntnisse 
und  der  internationalen  Verpflichtungen  der  Gemeinschaft 
durchführbar  und  angezeigt  ist. 

Die  Kommission  schlägt  gegebenenfalls  Abhilfemaßnahmen  vor. 

Artikel  19 

Berechnung  des  Beitrags  von  Biokraftstoffen  und  flüssigen 
Biobrennstoffen  zum  Treibhauseffekt 

(1)  Für  die  Zwecke  des  Artikels  1 7  Absatz  2  wird  die  durch  die 
Verwendung  von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen 
erzielte  Einsparung  bei  den  Treibhausgasemissionen  wie  folgt 
berechnet: 

a)  ist  in  Anhang  V  Teil  A  oder  Teil  B  ein  Standardwert  für  die 
Treibhausgasemissionseinsparung  für  den  Herstellungsweg 
festgelegt  und  ist  der  gemäß  Anhang  V  Teil  C  Nummer  7 
berechnete  e,-Wert  für  diese  Biokraftstoffe  oder  flüssigen  Bio- 
brennstoffe kleiner  oder  gleich  null,  durch  Verwendung  die- 
ses Standardwerts, 

b)  durch  Verwendung  eines  tatsächlichen  Werts,  der  gemäß  der 
in  Anhang  V  Teil  C  festgelegten  Methodologie  berechnet 
wird,  oder 

c)  durch  Verwendung  eines  Werts,  der  berechnet  wird  als 
Summe  der  in  der  Formel  in  Anhang  V  Teil  C  Nummer  1 
genannten  Faktoren,  wobei  die  in  Anhang  V  Teil  D  oder  Teil 
E  angegebenen  disaggregierten  Standardwerte  für  einige  Fak- 
toren verwendet  werden  können,  und  der  nach  der  Metho- 
dologie in  Anhang  V  Teil  C  berechneten  tatsächlichen  Werte 
für  alle  anderen  Faktoren. 

(2)  Spätestens  bis  zum  31.  März  2010  unterbreiten  die  Mit- 
gliedstaaten der  Kommission  einen  Bericht  mit  einer  Liste  der 
Gebiete  ihres  Hoheitsgebiets,  die  als  Regionen  der  Ebene  2  der 
„Systematik  der  Gebietseinheiten  für  die  Statistik"  (NUTS)  oder  als 
stärker  disaggregierte  NUTS-Ebenen  im  Einklang  mit  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  1059/2003  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  26.  Mai  2003  über  die  Schaffung  einer  gemeinsamen 
Klassifikation  der  Gebietseinheiten  für  die  Statistik  (NUTS)  (l)  ein- 
gestuft sind  und  in  denen  die  typischen  Treibhausgasemissionen 
aus  dem  Anbau  von  landwirtschaftlichen  Rohstoffen  voraussicht- 
lich höchstens  den  unter  der  Uberschrift  „Disaggregierte  Standard- 
werte für  den  Anbau"  in  Anhang  V  Teil  D  dieser  Richtlinie 
angegebenen  Emissionen  entsprechen,  samt  einer  Beschreibung 
der  Methoden  und  Daten,  die  zur  Erstellung  dieser  Liste  verwen- 
det wurden.  Diese  Methode  berücksichtigt  Bodeneigenschaften, 
Klima  und  voraussichtliche  Rohstoffernteerträge. 


(')  ABl.  L  154  vom  21.6.2003,  S.  1. 


(3)  Die  Standardwerte  in  Anhang  V  Teil  A  für  Biokraftstoffe 
und  die  disaggregierten  Standardwerte  für  den  Anbau  in 
Anhang  V  Teil  D  für  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe 
gelten  nur,  wenn  die  entsprechenden  Rohstoffe 

a)  außerhalb  der  Gemeinschaft  angebaut  werden, 

b)  in  der  Gemeinschaft  in  Gebieten  angebaut  werden,  die  in  den 
in  Absatz  2  genannten  Listen  aufgeführt  sind,  oder 

c)  Abfälle  oder  Reststoffe  mit  Ausnahme  von  landwirtschaftli- 
chen Reststoffen  und  Reststoffen  aus  der  Aquakultur  und  der 
Fischerei  sind. 

Bei  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen,  die  nicht  unter 
die  Buchstaben  a,  b  oder  c  fallen,  werden  die  tatsächlichen  Werte 
für  den  Anbau  verwendet. 

(4)  Bis  zum  31.  März  2010  unterbreitet  die  Kommission  dem 
Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  einen  Bericht  darüber,  ob 
eine  Liste  von  Gebieten  in  Drittländern  erstellt  werden  kann,  in 
denen  die  typischen  Treibhausgasemissionen  aus  dem  Anbau  von 
landwirtschaftlichen  Rohstoffen  erwartungsgemäß  niedriger  sind 
als  die  gemäß  Anhang  V  Teil  D  unter  der  Rubrik  „Anbau"  ange- 
gebenen Emissionen  oder  diesen  entsprechen;  sofern  dies  mög- 
lich ist,  fügt  sie  solche  Listen  bei  und  gibt  an,  welche  Methode  und 
welche  Daten  für  die  Erstellung  der  Listen  verwendet  wurden.  Der 
Bericht  enthält  gegebenenfalls  entsprechende  Vorschläge. 

(5)  Die  Kommission  berichtet  bis  zum  31.  Dezember  2012 
und  anschließend  alle  zwei  Jahre  über  die  geschätzten  typischen 
Werte  und  die  Standardwerte  in  Anhang  V  Teil  B  und  Teil  E, 
wobei  sie  die  Emissionen  aus  dem  Verkehrssektor  und  der  Verar- 
beitung besonders  berücksichtigt,  und  beschließt  bei  Bedarf,  die 
Werte  zu  korrigieren.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  werden  nach  dem  in 
Artikel  25  Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle 
erlassen. 

(6)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  bis  zum  31.  Dezember  2010  einen  Bericht  vor,  in  dem 
sie  die  Auswirkungen  indirekter  Landnutzungsänderungen  auf  die 
Treibhausgasemissionen  prüft  und  Möglichkeiten  untersucht,  wie 
diese  Auswirkungen  verringert  werden  können.  Diesem  Bericht 
ist  gegebenenfalls  ein  Vorschlag  beigefügt,  der  auf  den  besten  ver- 
fügbaren wissenschaftlichen  Erkenntnissen  beruht  und  eine  kon- 
krete Methodologie  zur  Berücksichtigung  der  Emissionen  aus 
Kohlenstoffbestandsänderungen  infolge  indirekter  Landnutzungs- 
änderungen enthält,  die  die  Einhaltung  dieser  Richtlinie,  insbeson- 
dere von  Artikel  1 7  Absatz  2,  sicherstellt. 

Der  Vorschlag  enthält  die  erforderlichen  Garantien,  um  Sicherheit 
für  Investitionen  zu  bieten,  die  vor  Anwendung  dieser  Methodo- 
logie getätigt  wurden.  Was  die  Anlagen  betrifft,  in  denen  vor  Ende 
201 3  Biokraftstoffe  erzeugt  werden,  so  führt  die  Anwendung  der 
in  Unterabsatz  1  genannten  Maßnahmen  bis  zum  3 1 .  Dezember 
2017  nicht  dazu,  dass  in  diesen  Anlagen  hergestellte  Bio- 
kraftstoffe als  nicht  mit  den  Nachhaltigkeitskriterien  dieser  Richt- 
linie vereinbar  gelten,  wenn  sie  sie  andernfalls  eingehalten  hätten, 
sofern  diese  Biokraftstoffe  eine  Treibhausgasemissionseinsparung 
von  mindestens  45  %  ermöglichen.  Dies  gilt  für  die  Ende  2012 
bestehenden  Kapazitäten  von  Biokraftstoffanlagen. 

Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  sind  bestrebt,  bis  zum 
31.  Dezember  2012  über  derartige  von  der  Kommission  vorge- 
legte Vorschläge  zu  entscheiden. 
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(7)  Anhang  V  kann,  unter  anderem  durch  Hinzufügung  von 
Werten  für  weitere  Biokraftstoff-Herstellungswege  für  die  gleichen 
oder  andere  Rohstoffe  und  durch  Änderung  der  Methodik  nach 
Teil  C,  an  den  technischen  und  wissenschaftlichen  Fortschritt 
angepasst  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesent- 
licher Bestimmungen  dieser  Richtlinie  auch  durch  Ergänzung 
werden  nach  dem  in  Artikel  25  Absatz  4  genannten  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  erlassen. 

Hinsichtlich  der  Standardwerte  und  der  Methodologie  nach 
Anhang  V  ist  insbesondere  Folgendes  zu  beachten: 

—  die  Methode  zur  Berücksichtigung  von  Abfällen  und 
Reststoffen, 

—  die  Methode  zur  Berücksichtigung  der  Nebenprodukte, 

—  die  Methode  zur  Berücksichtigung  der  Kraft-Wärme- 
Kopplung  und 

—  der  Status,  der  Ernterückständen  als  Nebenprodukten  gege- 
ben wird. 

Die  Standardwerte  für  Biodiesel  aus  pflanzlichem  oder  tierischem 
Abfallöl  werden  so  bald  wie  möglich  überprüft. 

Bei  einer  solchen  Anpassung  oder  Ergänzung  der  Standardwerte 
in  Anhang  V  ist  Folgendes  einzuhalten: 

a)  Ist  der  Beitrag  eines  Faktors  zu  den  Gesamtemissionen  gering 
oder  gibt  es  eine  begrenzte  Abweichung  oder  ist  es  kostspie- 
lig oder  schwierig,  die  tatsächlichen  Werte  zu  bestimmen, 
müssen  die  Standardwerte  typisch  für  normale  Herstellungs- 
verfahren sein; 

b)  in  allen  anderen  Fällen  müssen  die  Standardwerte  im  Ver- 
gleich zu  normalen  Herstellungsverfahren  konservativ  sein. 

(8)  Für  die  in  Anhang  V  Teil  C  Nummer  9  enthaltenen  Kate- 
gorien werden  die  erforderlichen  genauen  Definitionen  ein- 
schließlich technischer  Spezifikationen  festgelegt.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  25 
Absatz  4  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Artikel  20 
Durchfuhrungsmaßnahmen 

Die  in  Artikel  1 7  Absatz  3  Unterabsatz  2,  Artikel  1 8  Absatz  3 
Unterabsatz  3,  Artikel  18  Absatz  6,  Artikel  18  Absatz  8,  Arti- 
kel 19  Absatz  5,  Artikel  19  Absatz  7  Unterabsatz  1  und  Arti- 
kel 19  Absatz  8  genannten  Durchführungsmaßnahmen 
berücksichtigen  vollständig  die  Zwecke  des  Artikels  7a  der  Richt- 
linie 98/70/EG. 

Artikel  21 

Besondere  Bestimmungen  für  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  im  Verkehrssektor 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Öffentlichkeit 
über  die  Verfügbarkeit  und  die  ökologischen  Vorteile  aller 
erneuerbaren  Energiequellen  für  den  Verkehrssektor  informiert 
wird.  Übersteigt  der  Änteil  von  Biokraftstoffbeimischungen  in 


Mineralölderivaten  den  Grenzwert  von  10  Volumenprozent,  ver- 
langen die  Mitgliedstaaten,  dass  dies  an  den  Verkaufsstellen  ange- 
geben wird. 

(2)  Zum  Zweck  des  Nachweises  der  Einhaltung  von  nationa- 
len Verpflichtungen  der  Betreiber  zur  Nutzung  erneuerbarer  Ener- 
gie und  des  in  Artikel  3  Absatz  4  genannten  Ziels  für  die  Nutzung 
von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  für  alle  Verkehrsträger  wird 
der  Beitrag  von  Biokraftstoffen,  die  aus  Abfällen,  Reststoffen,  zel- 
lulosehaltigem  Non-Food-Material  und  lignozellulosehaltigem 
Material  hergestellt  werden,  doppelt  gewichtet  gegenüber  dem 
sonstiger  Biokraftstoffe. 

Artikel  22 

Berichterstattung  durch  die  Mitgliedstaaten 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  legen  der  Kommission  einen  Bericht 
über  die  Fortschritte  bei  der  Förderung  und  Nutzung  von  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen  bis  zum  31.  Dezember  2011  und 
danach  alle  zwei  Jahre  vor.  Die  Berichterstattungspflicht  endet  mit 
dem  sechsten  Bericht,  der  bis  zum  am  31.  Dezember  2021  vor- 
zulegen ist. 

Dieser  Bericht  enthält  insbesondere  folgende  Angaben: 

a)  die  sektorspezifischen  (Elektrizität,  Wärme  und  Kälte  sowie 
Verkehr)  und  die  Gesamtanteile  von  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  in  den  vorangegangenen  zwei  Kalenderjahren 
und  die  Maßnahmen,  die  auf  einzelstaatlicher  Ebene  ergrif- 
fen oder  geplant  worden  sind,  um  den  Zuwachs  an  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen  unter  Berücksichtigung  des  indika- 
tiven  Zielpfades  in  Anhang  I  Teil  B  gemäß  Artikel  5  zu 
fördern; 

b)  die  Einführung  und  die  Funktionsweise  von  Förderregelun- 
gen und  sonstiger  Maßnahmen  zur  Förderung  von  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen  sowie  jegliche  Entwicklungen  bei 
den  Maßnahmen,  die  hinsichtlich  der  in  dem  nationalen 
Aktionsplan  für  erneuerbare  Energie  des  Mitgliedstaats  fest- 
gelegten Maßnahmen  angewandt  werden,  und  Angaben 
dazu,  wie  geförderte  Elektrizität  gemäß  Artikel  3  Absatz  6 
der  Richtlinie  2003/54/EG  den  Endverbrauchern  zugeteilt 
wird; 

c)  soweit  einschlägig,  eine  Beschreibung  dessen,  wie  der  Mit- 
gliedstaat seine  Förderregelungen  aufgebaut  hat,  um  Formen 
der  Nutzung  von  erneuerbarer  Energie  zu  berücksichtigen, 
die  zusätzliche  Vorteile  im  Verhältnis  zu  anderen,  vergleich- 
baren Nutzungsformen  haben,  aber  auch  höhere  Kosten  ver- 
ursachen, einschließlich  Biokraftstoffen,  die  aus  Abfällen, 
Reststoffen,  zellulosehaltigem  Non-Food-Material  und  ligno- 
zellulosehaltigem Material  hergestellt  werden; 

d)  die  Funktionsweise  des  Systems  der  Herkunftsnachweise  für 
Elektrizität  sowie  Wärme  und  Kälte  aus  erneuerbaren 
Energiequellen  und  die  Maßnahmen,  die  zur  Gewährleistung 
der  Zuverlässigkeit  und  zum  Schutz  des  Systems  vor  Betrug 
ergriffen  werden; 

e)  Fortschritte  bei  der  Bewertung  und  der  Verbesserung  der 
Verwaltungsverfahren  zur  Beseitigung  rechtlicher  und  sons- 
tiger Hindernisse  für  den  Ausbau  der  Energie  aus  erneuer- 
baren Energiequellen; 


1273 


Copyrighled  rnaRrial 


f)  Maßnahmen  zur  Gewährleistung  der  Übertragung  und  Ver- 
teilung von  Elektrizität  aus  erneuerbaren  Energiequellen  und 
zur  Verbesserung  der  Rahmenbedingungen  oder  Vorschrif- 
ten für  die  Kostenübernahme  und  -teilung  im  Sinne  von  Arti- 
kel 16  Absatz  3; 

g)  Entwicklungen  bei  der  Verfügbarkeit  und  der  Nutzung  von 
Biomasseressourcen  zu  energetischen  Zwecken; 

h)  mit  der  verstärkten  Nutzung  von  Biomasse  und  sonstigen 
Formen  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  zur  Energie- 
erzeugung verbundene  Rohstoffpreis-  und  Landnutzungs- 
änderungen in  den  Mitgliedstaaten; 

i)  die  Entwicklung  und  den  Anteil  von  Biokraftstoffen,  die  aus 
Abfällen,  Reststoffen,  zellulosehaltigem  Non-Food-Material 
und  lignozellulosehaltigem  Material  hergestellt  werden; 

j)  die  voraussichtlichen  Auswirkungen  der  Herstellung  von  Bio- 
kraftstoffen und  flüssigen  Biobrennstoffen  auf  die  biologische 
Vielfalt,  die  Wasserressourcen  sowie  die  Wasser-  und  Boden- 
qualität in  dem  Mitgliedstaat; 

k)  die  voraussichtlichen  Netto-  Treibhausgasemissions- 
einsparung  aufgrund  der  Nutzung  von  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen; 

1)  den  geschätzten  Überschuss  bei  der  Produktion  von  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen  im  Vergleich  zum  indikativen  Ziel- 
pfad, der  auf  andere  Mitgliedstaaten  übertragen  werden 
könnte,  sowie  das  geschätzte  Potenzial  für  gemeinsame  Pro- 
jekte bis  2020; 

m)  die  geschätzte  Nachfrage  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len, die  auf  andere  Weise  als  durch  heimische  Erzeugung 
bis  2020  gedeckt  werden  muss;  und 

n)  Angaben  dazu,  wie  der  für  die  Energieproduktion  genutzte 
Anteil  biologisch  abbaubarer  Abfälle  geschätzt  wurde  und 
welche  Schritte  zur  Verbesserung  und  Überprüfung  dieser 
Schätzungen  unternommen  wurden. 

(2)  Bei  der  Veranschlagung  der  durch  die  Verwendung  von 
Biokraftstoffen  erzielten  Netto-  Treibhausgasemissionseinsparung 
können  die  Mitgliedstaaten  für  die  Zwecke  der  in  Absatz  1 
genannten  Berichte  die  in  Anhang  V  Teile  A  und  B  angegebenen 
typischen  Werte  verwenden. 

(3)  In  ihrem  ersten  Bericht  legen  die  Mitgliedstaaten  dar,  ob  sie 
beabsichtigen, 

a)  eine  einzige  Verwaltungsstelle  einzurichten,  die  für  die  Bear- 
beitung von  Genehmigungs-,  Zertifizierungs-  und 
Zulassungsanträgen  für  Anlagen  zur  Nutzung  von  erneuer- 
barer Energie  und  die  Unterstützung  von  Antragstellern 
zuständig  ist; 

b)  die  automatische  Genehmigung  von  Planungs-  und 
Genehmigungsanträgen  für  Anlagen,  in  denen  erneuerbare 
Energie  eingesetzt  wird,  vorzusehen,  wenn  die 
Genehmigungsbehörde  nicht  innerhalb  der  vorgegebenen 
Fristen  geantwortet  hat;  oder 


c)  die  geografischen  Standorte  zu  benennen,  die  für  die  Nut- 
zung von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  bei  der  Land- 
nutzungsplanung und  für  die  Einrichtung  von  Anlagen  für 
Fernwärme  und  Fernkälte  geeignet  sind. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  haben  die  Möglichkeit,  in  jedem  Bericht 
die  Daten  der  vorangegangenen  Berichte  zu  korrigieren. 

Artikel  23 

Überwachung  und  Berichterstattung  durch  die 
Kommission 

(1)  Die  Kommission  überwacht  die  Herkunft  von  Bio- 
kraftstoffen und  flüssigen  Biobrennstoffen,  die  in  der  Gemein- 
schaft verbraucht  werden,  und  die  Auswirkungen  ihrer 
Herstellung  —  einschließlich  der  Auswirkungen  von 
Verdrängungseffekten  —  auf  die  Flächennutzung  in  der  Gemein- 
schaft und  in  den  wichtigsten  Lieferdrittländern.  Die  Überwa- 
chung stützt  sich  auf  die  gemäß  Artikel  22  Absatz  1  vorgelegten 
Berichte  der  Mitgliedstaaten,  einschlägiger  Drittländer  und  zwi- 
schenstaatlicher Organisationen  sowie  auf  wissenschaftliche  Stu- 
dien und  alle  sonstigen  relevanten  Informationen.  Die 
Kommission  überwacht  auch  die  mit  der  energetischen  Nutzung 
von  Biomasse  verbundenen  Rohstoffpreis änderungen  sowie 
damit  verbundene  positive  und  negative  Folgen  für  die 
Nahrungsmittelsicherheit.  Die  Kommission  überwacht  alle  Anla- 
gen, auf  die  Artikel  1 9  Absatz  6  Anwendung  findet. 

(2)  Die  Kommission  pflegt  einen  Dialog  und  einen 
Informationsaustausch  mit  Drittländern,  Biokraftstoff- 
produzenten, Biokraftstoffverbraucherorganisationen  sowie  mit 
der  Zivilgesellschaft  über  die  allgemeine  Durchführung  der  Maß- 
nahmen dieser  Richtlinie  in  Bezug  auf  Biokraftstoffe  und  flüssige 
Biobrennstoffe.  Den  etwaigen  Auswirkungen  der  Biokraftstoffher- 
stellung auf  die  Nahrungsmittelpreise  widmet  sie  hierbei  beson- 
dere Aufmerksamkeit. 

(3)  Auf  der  Grundlage  der  von  den  Mitgliedstaaten  gemäß  Arti- 
kel 22  Absatz  1  vorgelegten  Berichte  und  der  Überwachung  und 
Analyse  im  Sinne  von  Absatz  1  legt  die  Kommission  dem  Euro- 
päischen Parlament  und  dem  Rat  alle  zwei  Jahre  einen  Bericht  vor. 
Der  erste  Bericht  wird  2012  vorgelegt. 

(4)  Bei  der  Berichterstattung  über  die  durch  die  Verwendung 
von  Biokraftstoffen  erzielte  Treibhausgasemissionseinsparung 
verwendet  die  Kommission  die  von  den  Mitgliedstaaten  gemelde- 
ten Werte  und  beurteilt,  ob  und  wie  sich  die  Schätzung  verändern 
würde,  wenn  die  Nebenerzeugnisse  bei  Anwendung  des 
Substitutionskonzepts  berücksichtigt  würden. 

(5)  In  ihren  Berichten  analysiert  die  Kommission  insbesondere 

a)  die  relativen  ökologischen  Vorteile  und  Kosten  verschiedener 
Biokraftstoffe,  die  Folgen  der  Importstrategien  der  Gemein- 
schaft hierfür,  die  Implikationen  für  die  Energieversorgungs- 
sicherheit und  die  Möglichkeiten,  ein  ausgewogenes  Konzept 
zwischen  inländischer  Produktion  und  Importen  zu 
erreichen; 

b)  die  Auswirkungen  einer  gesteigerten  Nachfrage  nach  Bio- 
kraftstoffen auf  die  Nachhaltigkeit  in  der  Gemeinschaft  und 
in  Drittländern  unter  Berücksichtigung  wirtschaftlicher  und 
ökologischer  Auswirkungen  einschließlich  der  Folgen  für  die 
biologische  Vielfalt; 
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c)  die  Möglichkeiten  einer  wissenschaftlich  objektiven  Ermitt- 
lung von  geografischen  Gebieten  mit  einem  hohen  Wert  hin- 
sichtlich der  biologischen  Vielfalt,  die  nicht  unter  Artikel  1 7 
Absatz  3  fallen; 

d)  die  Auswirkungen  einer  gesteigerten  Nachfrage  nach  Bio- 
masse auf  die  Sektoren,  die  Biomasse  einsetzen; 

e)  die  Verfügbarkeit  von  Biokraftstoffen,  die  aus  Abfällen,  Rests- 
toffen, zellulosehaltigem  Non-Food-Material  und  lignozellu- 
losehaltigem  Material  hergestellt  werden;  und 

f)  die  indirekten  Landnutzungsänderungen  im  Zusammenhang 
mit  allen  Herstellungswegen. 

Die  Kommission  schlägt  gegebenenfalls  Abhilfemaßnahmen  vor. 

(6)  Auf  der  Grundlage  der  von  den  Mitgliedstaaten  gemäß  Arti- 
kel 22  Absatz  3  vorgelegten  Berichte  analysiert  die  Kommission 
die  Wirksamkeit  der  von  den  Mitgliedstaaten  getroffenen  Maß- 
nahmen zur  Einrichtung  einer  einzigen  Verwaltungsstelle,  die  für 
die  Bearbeitung  von  Genehmigungs-,  Zertifizierungs-  und 
Zulassungsanträgen  und  die  Unterstützung  von  Antragstellern 
zuständig  ist. 

(7)  Um  die  Finanzierung  und  die  Koordinierung  in  Bezug  auf 
die  Erreichung  des  20  %-Ziels  nach  Artikel  3  Absatz  1  zu  verbes- 
sern, legt  die  Kommission  bis  zum  31.  Dezember  2010  eine  Ana- 
lyse und  einen  Aktionsplan  für  erneuerbare  Energie  vor,  die 
insbesondere  auf  Folgendes  abstellen: 

a)  die  bessere  Nutzung  der  Strukturfonds  und  der 
Rahmenprogramme, 

b)  die  bessere  und  stärkere  Nutzung  von  Mitteln  der  Europäi- 
schen Investitionsbank  und  anderer  öffentlicher  Finanz- 
institute und 

c)  den  besseren  Zugang  zu  Risikokapital  insbesondere  durch 
Prüfung  der  Machbarkeit  einer  Finanzierungsfazilität  mit 
Risikoteilung  für  Investitionen  in  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  in  der  Gemeinschaft  nach  dem  Vorbild  der  Initiative 
für  einen  globalen  Dachfonds  für  Energieeffizienz  und 
erneuerbare  Energie,  die  sich  an  Drittländer  richtet, 

d)  den  besser  koordinierten  Einsatz  der  Finanzmittel  der 
Gemeinschaft  und  der  Mitgliedstaaten  und  anderer  Förderin- 
strumente und 

e)  die  bessere  Koordinierung  bei  der  Förderung  von  Initiativen 
für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen,  deren  Erfolg  von  Maß- 
nahmen verschiedener  Akteure  in  mehreren  Mitgliedstaaten 
abhängt. 

(8)  Bis  zum  31.  Dezember  2014  legt  die  Kommission  einen 
Bericht  vor,  in  dem  sie  insbesondere  auf  folgende  Elemente 
eingeht: 

a)  eine  Überprüfung  der  ab  den  in  Artikel  1 7  Absatz  2  Unter- 
absatz 2  genannten  Zeitpunkten  zu  erzielenden  Mindest- 
einsparung an  Treibhausgasemissionen  auf  der  Grundlage 
einer  Folgenabschätzung,  bei  der  insbesondere  die  technolo- 
gischen Entwicklungen,  die  verfügbaren  Technologien  und 


die  Verfügbarkeit  von  Biokraftstoffen  der  ersten  und  der 
zweiten  Generation,  die  hohe  Einsparung  an  Treibhausgase- 
missionen ermöglichen,  berücksichtigt  werden; 

b)  in  Bezug  auf  das  Ziel  gemäß  Artikel  3  Absatz  4  eine 
Überprüfung 

i)  der  Wirtschaftlichkeit  der  zum  Erreichen  dieser  Zielvor- 
gabe zu  treffenden  Maßnahmen; 

ii)  der  Beurteilung  der  Möglichkeit  der  Verwirklichung  die- 
ses Ziels  bei  gleichzeitiger  Gewährleistung  der  Nachhal- 
tigkeit der  Produktion  von  Biokraftstoffen  in  der 
Gemeinschaft  und  in  Drittstaaten,  und  zwar  unter 
Berücksichtigung  der  Auswirkungen  auf  Wirtschaft, 
Umwelt  und  Gesellschaft,  einschließlich  indirekter  Fol- 
gen und  Auswirkungen  auf  die  biologische  Vielfalt, 
sowie  der  kommerziellen  Verfügbarkeit  von  Bio- 
kraftstoffen der  zweiten  Generation; 

iii)  der  Auswirkungen  des  Erreichens  der  Zielvorgaben  auf 
die  Verfügbarkeit  von  Lebensmitteln  zu  erschwinglichen 
Preisen; 

iv)  der  kommerziellen  Verfügbarkeit  von  Fahrzeugen  mit 
Elektro-,  Hybrid-  und  Wasserstoffantrieb  sowie  der  für 
die  Berechnung  des  Anteils  von  im  Verkehrssektor  ver- 
brauchten Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  gewählten 
Methodologie; 

v)  der  Bewertung  der  spezifischen  Marktlage  unter  Berück- 
sichtigung insbesondere  von  Märkten,  in  denen 
Verkehrskraftstoffe  mehr  als  die  Hälfte  des  Endenergie- 
verbrauchs ausmachen,  und  Märkten,  die  vollständig 
von  importierten  Biokraftstoffen  abhängen; 

c)  eine  Bewertung  der  Umsetzung  der  vorliegenden  Richtlinie, 
insbesondere  im  Hinblick  auf  die  Mechanismen  der  Zusam- 
menarbeit, um  sicherzustellen,  dass  die  Mitgliedstaaten  —  die 
nach  wie  vor  die  Möglichkeit  haben,  die  in  Artikel  3  Absatz  3 
erwähnten  nationalen  Förderregelungen  zu  nutzen  —  durch 
diese  Mechanismen  die  nationalen  Ziele  gemäß  Anhang  I  auf 
der  besten  Kosten-Nutzen-Basis  erreichen  können;  ferner  eine 
Bewertung  der  technologischen  Entwicklungen  und  die 
Schlussfolgerungen,  die  in  Bezug  auf  die  Verwirklichung  des 
Ziels,  auf  Gemeinschaftsebene  20  %  der  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  zu  gewinnen,  zu  ziehen  sind. 

Auf  der  Grundlage  dieses  Berichts  legt  die  Kommission  dem  Euro- 
päischen Parlament  und  dem  Rat  gegebenenfalls  Vorschläge  vor, 
die  sich  auf  oben  genannte  Elemente  beziehen  und  insbesondere 
Folgendes  beinhalten: 

—  in  Bezug  auf  das  Element  gemäß  Buchstabe  a  eine  Änderung 
der  in  jenem  Buchstaben  genannten  Mindesteinsparung  an 
Treibhausgasemissionen  und 

—  in  Bezug  auf  das  Element  gemäß  Buchstabe  c  angemessene 
Anpassungen  der  Maßnahmen  der  Zusammenarbeit,  die  in 
dieser  Richtlinie  vorgesehen  sind,  um  deren  Wirksamkeit  im 
Hinblick  auf  das  Erreichen  des  Ziels  von  20  %  zu  verbessern. 
Solch  ein  Vorschlag  darf  sich  weder  auf  das  Ziel  von  20  % 
noch  auf  die  Kontrolle  der  Mitgliedstaaten  über  nationale 
Förderregelungen  und  Maßnahmen  der  Zusammenarbeit 
auswirken. 
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(9)  Im  Jahr  2018  legt  die  Kommission  einen  Fahrplan  für 
erneuerbare  Energie  für  den  Zeitraum  nach  2020  vor. 

Diesem  Fahrplan  sind  erforderlichenfalls  Vorschläge  an  das  Euro- 
päische Parlament  und  den  Rat  für  die  Zeit  nach  2020  beigefügt. 
Zu  diesem  Zweck  werden  in  dem  Fahrplan  die  Erfahrungen  mit 
der  Umsetzung  dieser  Richtlinie  und  die  technologischen  Ent- 
wicklungen im  Bereich  der  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
berücksichtigt. 

(1 0)  Im  Jahr  2021  legt  die  Kommission  einen  Bericht  mit  einer 
Überprüfung  der  Anwendung  dieser  Richtlinie  vor.  Dieser  Bericht 
befasst  sich  insbesondere  mit  der  Frage,  wie  die  folgenden  Aspekte 
es  den  Mitgliedstaaten  ermöglicht  haben,  die  in  Anhang  I  festge- 
legten nationalen  Ziele  auf  der  besten  Kosten-Nutzen-Basis  zu 
erreichen: 

a)  die  Ausarbeitung  von  Prognosen  und  der  nationalen  Aktions- 
pläne für  erneuerbare  Energie, 

b)  die  Wirksamkeit  der  Mechanismen  der  Zusammenarbeit, 

c)  technologische  Entwicklungen  im  Bereich  der  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  einschließlich  der  Entwicklung  der 
Nutzung  von  Biokraftstoffen  in  der  kommerziellen  Luftfahrt, 

d)  die  Wirksamkeit  der  nationalen  Förderregelungen  und 

e)  die  Schlussfolgerungen  aus  den  in  den  Absätzen  8  und  9 
genannten  Berichten  der  Kommission. 

Artikel  24 
Transparenzplattform 

(1)  Die  Kommission  richtet  eine  öffentliche  Online- 
Transparenzplattform  ein.  Diese  Plattform  dient  dazu,  die  Trans- 
parenz zu  erhöhen  und  die  Zusammenarbeit  zwischen  den 
Mitgliedstaaten,  insbesondere  in  Bezug  auf  statistische  Transfers 
gemäß  Artikel  6  und  gemeinsame  Projekte  gemäß  den  Artikeln  7 
und  9,  zu  erleichtern  und  zu  fördern.  Ferner  kann  die  Plattform 
genutzt  werden,  um  einschlägige  Informationen  zu  veröffentli- 
chen, die  nach  Auffassung  der  Kommission  oder  eines  Mitglied- 
staats für  die  vorliegende  Richtlinie  und  das  Erreichen  ihrer  Ziele 
von  entscheidender  Bedeutung  sind. 

(2)  Die  Kommission  veröffentlicht  auf  der  Transparenz- 
plattform folgende  Informationen,  gegebenenfalls  in  aggregierter 
Form,  und  wahrt  dabei  die  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler 
Informationen: 

a)  nationale  Aktionspläne  für  erneuerbare  Energie  der 
Mitgliedstaaten; 

b)  Vorausschätzungen  der  Mitgliedstaaten  gemäß  Artikel  4 
Absatz  3,  die  so  rasch  wie  möglich  durch  die  Zusammenfas- 
sung des  Überschusses  bei  der  Erzeugung  und  des  geschätz- 
ten Bedarfs  an  Einfuhren  ergänzt  werden,  die  die  Kommission 
erstellt; 

c)  Angebote  der  Mitgliedstaaten  in  Bezug  auf  die  Zusammenar- 
beit bei  statistischen  Transfers  oder  gemeinsamen  Projekten, 
auf  Ersuchen  des  betreffenden  Mitgliedstaats; 


d)  die  Angaben  gemäß  Artikel  6  Absatz  2  über  die  statistischen 
Transfers  zwischen  Mitgliedstaaten; 

e)  die  Informationen  gemäß  Artikel  7  Absätze  2  und  3  sowie 
Artikel  9  Absätze  4  und  5  über  gemeinsame  Projekte; 

f)  die  nationalen  Berichte  der  Mitgliedstaaten  gemäß  Artikel  22; 

g)  die  Berichte  der  Kommission  gemäß  Artikel  23  Absatz  3. 

Auf  Verlangen  des  Mitgliedstaats,  der  die  Informationen  vorgelegt 
hat,  veröffentlicht  die  Kommission  jedoch  nicht  die  Voraus- 
schätzungen der  Mitgliedstaaten  gemäß  Artikel  4  Absatz  3  oder 
die  Informationen  in  den  nationalen  Berichten  der  Mitgliedstaa- 
ten gemäß  Artikel  22  Absatz  1  Buchstaben  1  und  m. 


Artikel  25 
Ausschüsse 

(1)  Mit  Ausnahme  der  in  Absatz  2  genannten  Fälle  wird  die 
Kommission  vom  Ausschuss  für  erneuerbare  Energiequellen 
unterstützt. 

(2)  Für  Fragen  hinsichtlich  der  Nachhaltigkeit  von  Bio- 
kraftstoffen und  flüssigen  Brennstoffen  wird  die  Kommission  vom 
Ausschuss  für  die  Nachhaltigkeit  von  Biokraftstoffen  und  flüssi- 
gen Brennstoffen  unterstützt. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die 
Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung 
von  dessen  Artikel  8. 

(4)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Arti- 
kel 5aAbsätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Artikel  26 
Änderungen  und  Aufhebung 

(1)  In  der  Richtlinie  2001/77/EG  werden  Artikel  2,  Artikel  3 
Absatz  2  und  die  Artikel  4  bis  8  mit  Wirkung  vom  1.  April  2010 
aufgehoben. 

(2)  In  der  Richtlinie  2003/30/EG  werden  Artikel  2,  Artikel  3 
Absätze  2,  3  und  5  und  die  Artikel  5  und  6  mit  Wirkung  vom 
1.  April  2010  aufgehoben. 

(3)  Die  Richtlinie  2001/77/EG  und  die  Richtlinie  2003/30/EG 
werden  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  2012  aufgehoben. 


Artikel  27 
Umsetzung 

(1)  Unbeschadet  des  Artikels  4  Absätze  1,  2  und  3  setzen  die 
Mitgliedstaaten  die  erforderlichen  Rechts-  und  Verwaltungsvor- 
schriften in  Kraft,  um  dieser  Richtlinie  bis  zum  5.  Dezember  2010 
nachzukommen. 
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Beim  Erlass  von  Maßnahmen  nehmen  die  Mitgliedstaaten  in  den 
Maßnahmen  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der  amtlichen 
Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die  Mitgliedstaaten 
regeln  die  Einzelheiten  der  Bezugnahme. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie 
auf  dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 

Artikel  28 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentli- 
chung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Artikel  29 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 

Geschehen  zu  Straßburg  am  23.  April  2009. 

Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments      Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident  Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING  P.  NECAS 
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ANHANG  I 


Nationale  Gesamtziele  für  den  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  am  Endenergieverbrauch 

im  Jahr  2020  (') 


A.  Nationale  Gesamtziele 


Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  am  Bruttoendenergieverbrauch 
2005  (S2005) 

Zielwert  für  den  Anteil  von  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  am  Bruttoend- 
energieverbrauch im  Jahr  2020  (S2020) 

Belgien 

2,2  % 

13% 

Bulgarien 

9,4% 

16% 

Tschechische  Republik 

6,1  % 

13% 

Dänemark 

17,0% 

30% 

Deutschland 

5,8% 

18  % 

Estland 

18,0% 

25  % 

Irland 

3,1  % 

16  % 

Griechenland 

6,9% 

18  % 

Spanien 

8,7% 

20% 

Frankreich 

10,3  % 

23% 

Italien 

5,2  % 

17% 

Zypern 

2,9% 

13% 

Lettland 

32,6  % 

40% 

Litauen 

15,0% 

23% 

Luxemburg 

0,9  % 

11  % 

Ungarn 

4,3  % 

13% 

Malta 

0,0% 

10% 

Niederlande 

2,4% 

14% 

Österreich 

23,3  % 

34% 

Polen 

7,2% 

15  % 

Portugal 

20,5  % 

31  % 

Rumänien 

17,8% 

24  % 

Slowenien 

16,0% 

25  % 

Slowakische  Republik 

6,7% 

14% 

Finnland 

28,5  % 

38% 

Schweden 

39,8  % 

49  % 

Vereinigtes  Königreich 

1,3% 

15  % 

B.   Indikativer  Zielpfad 

Der  in  Artikel  3  Absatz  2  genannte  indikative  Zielpfad  gibt  die  folgenden  Anteile  für  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
vor: 

S2005  +  0,20  (S2020  -  S2005),  als  Durchschnittswert  für  die  beiden  Jahre  2011  und  2012; 
S2005  +  0,30  (S2020  -  S2005),  als  Durchschnittswert  für  die  beiden  Jahre  201 3  und  2014; 


(')  Mit  Blick  auf  die  Erreichung  der  in  diesem  Anhang  festgelegten  nationalen  Ziele  ist  hervorzuheben,  dass  in  den  Leitlinien  für  staatliche 
Beihilfen  für  den  Umweltschutz  die  weitere  Notwendigkeit  von  nationalen  Fördermaßnahmen  für  die  Förderung  von  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  anerkannt  wird. 


S2005  +  0,45  (S2020  -  S200S),  als  Durchschnittswert  für  die  beiden  Jahre  2015  und  2016  sowie 
S2005  +  0.65  (S2020  -  S2005),  als  Durchschnittswert  für  die  beiden  Jahre  201 7  und  201 8. 
Dabei  sind: 

$2005  =  der  Anteil  für  den  betreffenden  Mitgliedstaat  im  Jahr  2005  gemäß  der  Tabelle  in  Teil  A 
und 

$2020  =  der  Anteil  für  den  betreffenden  Mitgliedstaat  im  Jahr  2020  gemäß  der  Tabelle  in  Teil  A. 


ANHANG  II 


Normalisierungsregel  für  die  Berücksichtigung  von  Elektrizität  aus  Wasserkraft  und  Windkraft 

Für  die  Berücksichtigung  der  in  einem  bestimmten  Mitgliedstaat  aus  Wasserkraft  erzeugten  Elektrizität  gilt  folgende 
Normalisierungsregel: 


O  =  C  x 

.\(norm)  N 


N  Q. 
^  C. 

Li=N-14  ' 


Dabei  sind: 

N  =  Bezugsjahr; 

QN(norm)     =     normalisierte  Menge  der  von  sämtlichen  Wasserkraftwerken  des  Mitgliedstaats  im  Jahr  N  erzeugten  Elektri- 
zität, zum  Zweck  der  Berücksichtigung; 

Qj  =     im  Jahr  i  von  sämtlichen  Wasserkraftwerken  des  Mitgliedstaats  tatsächlich  erzeugte  Elektrizitätsmenge  in 

GWh  unter  Ausschluss  der  Elektrizitätserzeugung  durch  Pumpspeicherkraftwerke,  bei  der  zuvor  hoch- 
gepumptes Wasser  genutzt  wird; 

Q  =     installierte  Gesamtkapazität  nach  Abzug  der  Pumpspeicherung  sämtlicher  Wasserkraftwerke  des  Mitglied- 

staats am  Ende  des  Jahres  i  in  MW. 

Die  in  einem  gegebenen  Mitgliedstaat  aus  Windkraft  gewonnene  Elektrizität  wird  wie  folgt  berechnet: 

N 

IQ, 

q  _  CN+CN-1  ..  i=N-n 


N(norm)  2  N  \Q+Q  \ 

V   J  H 

2 

j=N-n 

Dabei  sind 

N  =  Bezugsjahr; 

QN(norm)    =     normalisierte  Menge  der  von  sämtlichen  Windkraftwerken  des  Mitgliedstaats  im  Jahr  N  erzeugten  Elektri- 
zität zum  Zweck  der  Berücksichtigung; 

Q,  =     im  Jahr  i  von  sämtlichen  Windkraftwerken  des  Mitgliedstaats  tatsächlich  erzeugte  Elektrizitätsmenge 

in  GWh; 

Cj  =     installierte  Gesamtkapazität  sämtlicher  Windkraftwerke  des  Mitgliedstaats  am  Ende  des  Jahres ;'  in  MW; 

n  =4  bzw.  Anzahl  der  Jahre  vor  dem  Jahr  N,  für  welche  im  betreffenden  Mitgliedstaat  Daten  über  die  Produk- 

tionskapazität und  -mengen  verfügbar  sind,  je  nachdem,  welche  Zahl  niedriger  ist. 


ANHANG  III 


Energiegehalt  von  Kraftstoffen 


Kraftstoff 

Gewichtsspezifischer 
Energiegehalt 
(unterer  Heizwert  in  MJ/kg) 

Volumenspezifischer 
Energiegehalt 
(unterer  Heizwert  in  MJ/1) 

Bioethanol  (aus  Biomasse  hergestelltes  Ethanol) 

27 

21 

Bio-ETBE  (auf  der  Grundlage  von  Bioethanol  hergestellter  Ethyl- 
Tertiär-Butylether) 

36  (davon  37  %  aus 
erneuerbaren  Quellen) 

27  (davon  37  %  aus 
erneuerbaren  Quellen) 

Biomethanol  (aus  Biomasse  hergestelltes  Methanol  zur  Verwen- 
dung als  Biokraftstoff) 

20 

16 

Bio-MTBE  (auf  der  Grundlage  von  Bioethanol  hergestellter 
Methyl-Tertiär-Butylether) 

35  (davon  22  %  aus 
erneuerbaren  Quellen) 

26  (davon  22  %  aus 
erneuerbaren  Quellen) 

Bio-DME  (aus  Biomasse  hergestellter  Dimethylether  zur  Verwen- 
dung als  Biokraftstoff) 

28 

19 

Bio-TAEE  (auf  der  Grundlage  von  Bioethanol  hergestellter  Tertiär- 
Amyl-Ethyl-Ether) 

38  (davon  29  %  aus 
erneuerbaren  Quellen) 

29  (davon  29  %  aus 
erneuerbaren  Quellen) 

Biobutanol  (aus  Biomasse  hergestelltes  Butanol  zur  Verwendung 
als  Biokraftstoff) 

33 

27 

Biodiesel  (Methylester  eines  pflanzlichen  oder  tierischen  Öls  mit 
Dieselkraftstoffqualität  zur  Verwendung  als  Biokraftstoff) 

37 

33 

Fischer-Tropsch-Diesel  (aus  Biomasse  hergestellter/s 
synthetischer/s  Kohlenwasserstoff(gemisch)) 

44 

34 

Hydriertes  Pflanzenöl  (thermochemisch  mit  Wasserstoff  behan- 
deltes Pflanzenöl) 

AA 

1A 

Reines  Pflanzenöl  (durch  Auspressen,  Extraktion  oder  vergleich- 
bare Verfahren  aus  Ölsaaten  gewonnenes  Öl,  roh  oder  raffiniert, 
jedoch  chemisch  unverändert,  sofern  es  für  den  betreffenden 
Motorentyp  geeignet  ist  und  die  entsprechenden  Emissionsan- 
forderungen erfüllt) 

37 

34 

ii-                /            i  i  -                               1/1                     1  1*1*1111 

Biogas  (aus  Biomasse  und/oder  aus  dem  biologisch  abbaubaren 
Teil  von  Abfällen  hergestelltes  Brenngas,  das  durch  Reinigung 
Erdgasqualität  erreichen  kann  und  für  die  Verwendung  als  Bio- 
kraftstoff bestimmt  ist,  oder  Holzgas) 

50 

Ottokraftstoff 

43 

32 

Dieselkraftstoff 

43 

36 

ANHANG  W 


Zertifizierung  von  Installateuren 

Für  die  in  Artikel  1 4  Absatz  3  genannten  Zertifizierungssysteme  und  für  gleichwertige  Qualifizierungssysteme  gelten  fol- 
gende Kriterien: 

1.  Das  Zertifizierungs-  bzw.  Qualifizierungsverfahren  muss  transparent  und  vom  Mitgliedstaat  oder  der  benannten 
Verwaltungsstelle  klar  festgelegt  sein. 

2.  Die  Zertifizierung  von  Installateuren  von  Biomasseanlagen,  Wärmepumpen,  oberflächennahen  Geothermieanlagen, 
Fotovoltaik-  und  Solarwärmeanlagen  erfolgt  mittels  eines  zugelassenen  Ausbildungsprogramms  oder  durch  eine  zuge- 
lassene Ausbildungseinrichtung. 

3.  Die  Zulassung  des  Ausbildungsprogramms  bzw.  der  Ausbildungseinrichtung  wird  von  den  Mitgliedstaaten  oder  den 
von  ihnen  benannten  Verwaltungsstellen  vorgenommen.  Die  Zulassungsstelle  gewährleistet,  dass  das  von  der  Aus- 
bildungseinrichtung angebotene  Ausbildungsprogramm  kontinuierlich  sowie  regional  oder  national  flächendeckend 
angeboten  wird.  Die  Ausbildungseinrichtung  muss  über  angemessene  technische  Anlagen  zur  Bereitstellung  der  prak- 
tischen Ausbildung  verfügen;  dazu  gehören  bestimmte  Laboreinrichtungen  oder  entsprechende  Anlagen  für  praktische 
Ausbildungsmaßnahmen.  Neben  der  Grundausbildung  muss  die  Ausbildungseinrichtung  kürzere  Auffrischungskurse 
zu  bestimmten  Themen  (beispielsweise  neue  Technologien)  anbieten,  um  zu  den  Anlagen  ständige  Fortbildungen  zu 
ermöglichen.  Ausbildungseinrichtung  kann  der  Hersteller  der  betreffenden  Geräte  bzw.  Systeme  oder  auch  ein  Institut 
oder  Verband  sein. 

4.  Die  Ausbildung,  die  zur  Zertifizierung  oder  Qualifizierung  als  Installateur  führt,  muss  sowohl  theoretische  als  auch 
praktische  Teile  enthalten.  Nach  Abschluss  der  Ausbildung  muss  der  Installateur  in  der  Lage  sein,  die  betreffenden 
Geräte  und  Systeme  entsprechend  den  Kundenanforderungen  an  deren  Leistung  und  Zuverlässigkeit  fachmännisch  und 
unter  Einhaltung  sämtlicher  einschlägigen  Vorschriften  und  Normen,  darunter  jener  zur  Energieeffizienz  und  Umwelt- 
verträglichkeit, zu  installieren. 

5.  Der  Ausbildungsgang  muss  mit  einer  Prüfung  abschließen,  über  die  eine  Bescheinigung  ausgestellt  wird  oder  die  zu 
einer  Qualifizierung  führt.  Im  Rahmen  der  Prüfung  ist  die  Fähigkeit  zur  erfolgreichen  Installation  von  Biomassekesseln 
oder  -Öfen,  Wärmepumpen,  oberflächennahen  Geothermieanlagen,  Fotovoltaik-  oder  Solarwärmeanlagen  praktisch  zu 
prüfen. 

6.  Die  in  Artikel  14  Absatz  3  genannten  Zertifizierungssysteme  bzw.  gleichwertigen  Qualifizierungssysteme  berücksich- 
tigen die  folgenden  Leitlinien: 

a)  Zugelassene  Ausbildungsprogramme  sollten  Installateuren  mit  praktischer  Erfahrung  angeboten  werden,  welche 
die  folgenden  Ausbildungen  absolviert  haben  oder  durchlaufen: 

i)  Installateure  von  Biomassekesseln  und  -Öfen:  Eine  Ausbildung  zum  Klempner,  Rohrschlosser,  Heizungs- 
installateur oder  Heizungs-  oder  Kälte-  und  Sanitärtechniker  ist  Voraussetzung; 

ii)  Installateure  von  Wärmepumpen:  Eine  Ausbildung  zum  Klempner  oder  Kältetechniker  sowie  grundlegende 
Fertigkeiten  auf  dem  Gebiet  der  Elektrotechnik  und  Klempnerei  (Schneiden  von  Rohren,  Schweißen  und  Kle- 
ben von  Rohrverbindungen,  Ummantelung,  Abdichtung  von  Armaturen,  Prüfung  auf  Dichtheit  und  Instal- 
lation von  Heizungs-  oder  Kühlanlagen)  sind  Voraussetzung. 

iii)  Installateure  von  Fotovoltaik-  und  Solarwärmeanlagen:  Eine  Ausbildung  als  Klempner  oder  Elektrotechniker 
sowie  Fertigkeiten  auf  dem  Gebiet  der  Klempnerei,  Elektrotechnik  und  Dachdeckerei  (Schweißen  und  Kleben 
von  Rohrverbindungen,  Abdichtung  von  Armaturen,  Prüfung  auf  Dichtheit)  sowie  die  Fähigkeit  zur  Vor- 
nahme von  Kabelanschlüssen,  Vertrautheit  mit  den  wichtigsten  Dachmaterialien  sowie  Dichtungs-  und 
Dämmmethoden  sind  Voraussetzung; 

iv)  eine  Berufsausbildung,  die  einem  Installateur  angemessene  Fertigkeiten  vermittelt,  einer  dreijährigen  Ausbil- 
dung in  den  unter  den  Buchstaben  a,  b  oder  c  genannten  Berufen  entspricht  und  sowohl  theoretische  als  auch 
praktische  Ausbildungsmaßnahmen  umfasst. 

b)  Der  theoretische  Teil  der  Ausbildung  zum  Installateur  von  Biomasseöfen  und  -kesseln  sollte  einen  Überblick  über 
die  Marktsituation  von  Biomasse  geben  und  sich  auf  folgende  Themen  erstrecken:  ökologische  Aspekte,  Brenn- 
stoffe aus  Biomasse,  Logistik,  Brandschutz,  einschlägige  Subventionen,  Verbrennungstechniken,  Feuerungs- 
systeme, optimale  Hydrauliklösungen,  Kosten-  und  Wirtschaftlichkeitsvergleich  sowie  Bauart,  Installation  und 
Instandhaltung  von  Biomassekesseln  und  -Öfen.  Daneben  sollte  die  Ausbildung  gute  Kenntnisse  über  etwaige  euro- 
päische Normen  für  Biomassetechnologie  und  Biomassebrennstoffe  (z.  B.  Pellets)  sowie  einschlägiges  nationales 
Recht  und  Gemeinschaftsrecht  vermitteln. 
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c)  Der  theoretische  Teil  der  Ausbildung  zum  Installateur  von  Wärmepumpen  sollte  einen  Überblick  über  die  Markt- 
situation von  Wärmepumpen  geben  und  sich  auf  folgende  Themen  erstrecken:  geothermische  Ressourcen,  Boden- 
quellentemperaturen verschiedener  Regionen,  Bestimmung  von  Böden  und  Gesteinen  im  Hinblick  auf  deren 
Wärmeleitfähigkeit,  Vorschriften  zur  Nutzung  geothermischer  Ressourcen,  Nutzbarkeit  von  Wärmepumpen  in 
Gebäuden,  Ermittlung  der  jeweils  zweckmäßigsten  Wärmepumpensysteme  und  technische  Anforderungen  der- 
selben, Sicherheit,  Luftfilterung,  Anschluss  an  die  Wärmequelle  und  Systemkonzeption.  Daneben  sollte  die  Aus- 
bildung gute  Kenntnisse  über  etwaige  europäische  Normen  für  Wärmepumpen  sowie  einschlägiges  nationales 
Recht  und  Gemeinschaftsrecht  vermitteln.  Der  Installateur  sollte  folgende  Kernkompetenzen  nachweisen: 

i)  fundamentales  Verständnis  der  physikalischen  Grundlagen  und  der  Funktionsweise  einer  Wärmepumpe 
sowie  der  Prinzipien  des  Wärmepumpenkreislaufs:  Zusammenhang  zwischen  niedrigen  Temperaturen  des 
Kondensators,  hohen  Temperaturen  des  Verdampfers  und  der  Systemeffizienz,  Ermittlung  der  Leistungszahl 
und  des  jahreszeitenbedingten  Leistungsfaktors; 

ii)  Verständnis  der  Bauteile  —  Kompressor,  Expansionsventil,  Verdampfer,  Kondensator,  Zubehör,  Schmieröl, 
Kühlmittel,  Überhitzung  und  Unterkühlung  sowie  Kühlmöglichkeiten  mit  Wärmepumpen  —  sowie  deren 
Funktion  im  Wärmepumpenkreislauf; 

iii)  Fähigkeit  zur  Auswahl  und  Dimensionierung  der  Bauteile  in  typischen  Fällen,  Ermittlung  der  typischen 
Wärmelastwerte  unterschiedlicher  Gebäude  und  für  die  Warmwasserbereitung  auf  Grundlage  des  Energie- 
verbrauchs, Ermittlung  der  Wärmepumpenkapazität  anhand  der  Wärmelast  für  die  Warmwasserbereitung, 
der  Speichermasse  des  Gebäudes  und  bei  diskontinuierlicher  Elektrizitätsversorgung;  Ermittlung  des  Puffer- 
behälters und  dessen  Volumens,  Integration  eines  zweiten  Heizungssystems. 

d)  Der  theoretische  Teil  der  Ausbildung  zum  Installateur  von  Fotovoltaik-  und  Solarwärmeanlagen  sollte  einen  Über- 
blick über  die  Marktsituation  von  Solarenergieanlagen  und  den  Kosten-  und  Wirtschaftlichkeitsvergleich  geben 
und  sich  auf  folgende  Themen  erstrecken:  ökologische  Aspekte,  Bauteile,  Eigenschaften  und  Dimensionierung  von 
Solarwärmesystemen,  korrekte  Auswahl  von  Systemen  und  Dimensionierung  von  Bauteilen,  Ermittlung  des 
Wärmebedarfs,  Brandschutz,  einschlägige  Subventionen,  Verbrennungstechniken,  Feuerungssysteme,  optimale 
Hydrauliklösungen,  Bauart,  Installation  und  Instandhaltung  von  Fotovoltaik-  und  Solarwärmeanlagen.  Daneben 
sollte  die  Ausbildung  gute  Kenntnisse  über  etwaige  europäische  Normen  für  Solartechnologie  und  die  Zertifizie- 
rung (z.  B.  Solar  Keymark)  sowie  einschlägiges  nationales  Recht  und  Gemeinschaftsrecht  europäische  Rechtsvor- 
schriften vermitteln.  Der  Installateur  sollte  folgende  Kernkompetenzen  nachweisen: 

i)  Fähigkeit  zum  sicheren  Arbeiten  unter  Verwendung  der  notwendigen  Werkzeuge  und  Geräte  und  unter  Ein- 
haltung von  Sicherheitsvorschriften  und  -normen  sowie  Fähigkeit  zur  Ermittlung  der  mit  Solaranlagen  ver- 
bundenen Risiken  im  Hinblick  auf  Heiz-  und  Sanitäranlagen,  Elektrik  usw.; 

ii)  Fähigkeit  zur  Bestimmung  von  Systemen  und  ihrer  für  aktive  und  passive  Systeme  spezifischen  Bauteile 
(z.  B.  mechanische  Auslegung)  sowie  zur  Bestimmung  der  Bauteilposition,  der  Systemkonzeption  und- 
konfiguration; 

iii)  Fähigkeit  zur  Ermittlung  der  notwendigen  Installationsfläche  für  die  Fotovoltaik-  und  Solarwärmeanlage 
sowie  deren  Orientierung  und  Neigung  unter  Berücksichtigung  von  Beschattung  und  Sonnenexposition, 
struktureller  Integrität,  Eignung  der  Anlage  für  das  betreffende  Gebäude  oder  Klima  sowie  Ermittlung  unter- 
schiedlicher Installationsmethoden  für  verschiedene  Dachtypen  und  Ausgewogenheit  der  für  die  Installation 
nötigen  Systemausrüstung  und 

iv)  für  Fotovoltaiksysteme  insbesondere  die  Fähigkeit  zur  Anpassung  der  elektrotechnischen  Auslegung,  also 
z.  B.  Ermittlung  der  Nennströme,  Auswahl  geeigneter  Leiter  und  Nennleistungen  für  sämtliche  Elektrizitäts- 
kreise, Ermittlung  der  zweckmäßigen  Dimension,  Nennleistung  und  Platzierung  von  Zubehör  und  Teil- 
systemen sowie  Wahl  eines  geeigneten  Zusammenschaltungspunkts. 

e)  Die  Zertifizierung  als  Installateur  sollte  befristet  werden,  so  dass  für  eine  dauerhafte  Zertifizierung  die  Teilnahme 
an  Auffrischungsseminaren  oder  -Veranstaltungen  notwendig  ist. 
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ANHANG  V 

Regeln  für  die  Berechnung  des  Beitrags  von  Biokraftstoffen,  flüssigen  Biobrennstoffen  und  des  entsprechenden 
Vergleichswerts  für  fossile  Brennstoffe  zum  Treibhauseffekt 


A.   Typische   Werte   und    Standardwerte  für   Biokraftstoffe   bei   Herstellung   ohne   Netto-C02-Emissionen   infolge  von 
Landnutzungsänderungen 


Herstellungsweg  des  Biokraftstoffs 

Typische  Werte  für  die 

Minderung  von 
Treibhausgasemissionen 

Standardwerte  für  die 
Minderung  von 
Treibhausgasemissionen 

Ethanol  aus  Zuckerrüben 

61  % 

52% 

1-mQtiAl  -nie            7 an  iPm7Pccnt,pnnc1"ArT  Tii(~nl~  i,^r*r7ilir7inj'l  i 
CllldlMJl  dlli  VV  C1Z.CI1  ^rHJZ.cSaL'IClllljUJll  111CI11  spcZlllZlCl  1} 

J  z.  /o 

1  o  /o 

Crrnrir\l     1 1 1  f     W/oi  Ton          f  1 1 1  n        Vi  1  o     olc     Pm7occnronncfnrf  in 
ELIldllOl    dUS    W  clz,Cll    \Dl  dUIlKOIllc    dla    rl  (JiCojUIcIlIIMOli  III 

KWK-Anlage) 

n  0/ 
JA  /O 

1  O  /o 

nuidiiui  diia  w ciicii  ^niuydi  dia  riuzcoauiciiiiMuii  in  Konven- 
tioneller Anlage) 

45  % 

34% 

FtHa nol  ans  Wfi7pn  fFrcl    s  als  Prfwpsshrpnn  Stoff  in  KWfC- 
Anlage) 

53  % 

47% 

Ethanol  aus  Weizen  (Stroh  als  Prozessbrennstoff  in  KWK- 
Anlage) 

69  % 

69% 

Ethanol  aus  Mais,  in  der  Gemeinschaft  erzeugt  (Erdgas  als 
Prozessbrennstoff  in  KWK-Anlage) 

56  % 

49% 

Ethanol  aus  Zuckerrohr 

71  % 

71  % 

Ethyl-Tertiär-Butylether  (ETBE),  Anteil  aus  erneuerbaren  Quel- 
len 

Wie  beim  Herstellungsweg  für  Ethanol 

Tertiär-Amyl-Ethyl-Ether  (TAEE),  Anteil  aus  erneuerbaren 
Quellen 

Wie  beim  Herstellungsweg  für  Ethanol 

Biodiesel  aus  Raps 

45  % 

38  % 

Biodiesel  aus  Sonnenblumen 

58  % 

51  % 

Biodiesel  aus  Sojabohnen 

40  % 

31  % 

Biodiesel  aus  Palmöl  (Prozessbrennstoff  nicht  spezifiziert) 

36  % 

19% 

Biodiesel  aus  Palmöl  (Verarbeitung  mit  Methanbindung  an  der 
Ölmühle) 

62  % 

56% 

Biodiesel  aus  pflanzlichem  oder  tierischem  Abfallöl  (*) 

88  % 

83  % 

Hydriertes  Rapsöl 

51  % 

47% 

Hydriertes  Sonnenblumenöl 

65  % 

62% 

Hydriertes  Palmöl  (Prozess  nicht  spezifiziert) 

40  % 

26  % 

Hydriertes  Palmöl  (Verarbeitung  mit  Methanbindung  an  der 
Ölmühle) 

68  % 

65  % 

Reines  Rapsöl 

58  % 

57% 

Biogas  aus  organischen  Siedlungsabfällen  als  komprimiertes 
Erdgas 

80  % 

73  % 

Biogas  aus  Gülle  als  komprimiertes  Erdgas 

84  % 

81  % 

Biogas  aus  Trockenmist  als  komprimiertes  Erdgas 

86  % 

82  % 

(")  Mit  Ausnahme  von  tierischen  Ölen  aus  tierischen  Nebenprodukten,  die  in  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1774/2002  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  3.  Oktober  2002  mit  Hygienevorschriften  für  nicht  für  den  menschlichen  Verzehr  bestimmte  tierische 
Nebenprodukte  (>)  als  Material  der  Kategorie  3  eingestuft  werden. 


(')  ABl.  L  273  vom  10.10.2002,  S.  1. 


B.    Geschätzte  typische  Werte  und  Standardwerte  für  künftige  Biokraftstoffe,  die  im  Januar  2008  nicht  oder  nur  in  vernachlässigbaren 
Mengen  auf  dem  Markt  waren,  bei  Herstellung  ohne  Netto-C02-Emission  infolge  von  Landnutzungsänderungen 


Herstellungsweg  des  Biokraftstoffs 

Typische  Werte  für  die 

Minderung  von 
Treibhausgasemissionen 

Standardwerte  für  die 
Minderung  von 
Treibhausgasemissionen 

Ethanol  aus  Weizenstroh 

87  % 

85  % 

Ethanol  aus  Abfallholz 

80% 

74% 

Ethanol  aus  Kulturholz 

76% 

70% 

Fischer-Tropsch-Diesel  aus  Abfallholz 

95  % 

95  % 

Fischer-Tropsch-Diesel  aus  Kulturholz 

93% 

93% 

Dimethylether  (DME)  aus  Abfallholz 

95  % 

95  % 

DME  aus  Kulturholz 

92% 

92% 

Methanol  aus  Abfallholz 

94% 

94% 

Methanol  aus  Kulturholz 

91  % 

91  % 

Methyl-Tertiär-Butylether  (MTBE),  Anteil  aus  erneuerbaren 
Quellen 

Wie  beim  Herstellungsweg  für  Methanol 

C.  Methodologie 

1 .     Die  Treibhausgasemissionen  bei  der  Herstellung  und  Verwendung  von  Kraftstoffen,  Biokraftstoffen  und  flüssigen 
Biobrennstoffen  werden  wie  folgt  berechnet: 

E  =  e«  +  e,  +  ef  +  etd  +  eu-  eSCJ  -  ea,  -  eOT  -  e„, 

wobei: 


E       =     Gesamtemissionen  bei  der  Verwendung  des  Kraftstoffs; 

eec     =     Emissionen  bei  der  Gewinnung  oder  beim  Anbau  der  Rohstoffe; 

c,       =     auf  das  Jahr  umgerechnete  Emissionen  aufgrund  von  Kohlenstoffbestandsänderungen  infolge  von  Land- 
nutzungsänderungen; 

ep      =     Emissionen  bei  der  Verarbeitung; 

c,j      =     Emissionen  bei  Transport  und  Vertrieb; 

eu      =     Emissionen  bei  der  Nutzung  des  Kraftstoffs; 

esca    =     Emissionseinsparung  durch  Akkumulierung  von  Kohlenstoff  im  Boden  infolge  besserer  landwirtschaft- 
licher Bewirtschaftungspraktiken; 

eas     =     Emissionseinsparung  durch  Abscheidung  und  geologische  Speicherung  von  Kohlendioxid; 

eca     =     Emissionseinsparung  durch  Abscheidung  und  Ersetzung  von  Kohlendioxid  und 

eee     =     Emissionseinsparung  durch  überschüssige  Elektrizität  aus  Kraft-Wärme-Kopplung. 


Die  mit  der  Herstellung  der  Anlagen  und  Ausrüstungen  verbundenen  Emissionen  werden  nicht  berücksichtigt. 

2.  Die  durch  Kraftstoffe  verursachten  Treibhausgasemissionen  (E)  werden  in  gC02eq/MJ  (Gramm  C02-Aquivalent  pro 
Megajoule  Kraftstoff)  angegeben. 

3.  Abweichend  von  Nummer  2  können  für  Kraftstoffe  die  in  gC02eq/MJ  berechneten  Werte  so  angepasst  werden,  dass 
Unterschiede  zwischen  Kraftstoffen  bei  der  in  km/MJ  ausgedrückten  geleisteten  Nutzarbeit  berücksichtigt  werden. 
Derartige  Anpassungen  sind  nur  zulässig,  wenn  Belege  für  die  Unterschiede  bei  der  geleisteten  Nutzarbeit  ange- 
führt werden. 

4.  Die  durch  die  Verwendung  von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Biobrennstoffen  erzielte  Einsparung  bei  den 
Treibhausgasemissionen  wird  wie  folgt  berechnet: 

EINSPARUNG  =  (EF  -  EB)/EF 

dabei  sind: 

EB     =     Gesamtemissionen  bei  der  Verwendung  des  Biokraftstoffs  oder  flüssigen  Biobrennstoffs; 
EF     =     Gesamtemissionen  des  Komparators  für  Fossilbrennstoffe. 
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5.  Die  für  die  unter  Nummer  1  genannten  Zwecke  berücksichtigten  Treibhausgase  sind  COz,  N20  und  CH4.  Zur 
Berechnung  der  C02-Äquivalenz  werden  diese  Gase  wie  folgt  gewichtet: 

C02:  1 
N20:  296 
CH4:  23 

6.  Die  Emissionen  bei  der  Gewinnung  oder  beim  Anbau  der  Rohstoffe  (eec)  schließen  die  Emissionen  des  Gewinnungs- 
oder Anbauprozesses  selbst,  beim  Sammeln  der  Rohstoffe,  aus  Abfällen  und  Leckagen  sowie  bei  der  Herstellung 
der  zur  Gewinnung  oder  zum  Anbau  verwendeten  Chemikalien  ein.  Die  C02-Bindung  beim  Anbau  der  Rohstoffe 
wird  nicht  berücksichtigt.  Zertifizierte  Reduktionen  von  Treibhausgasemissionen  aus  dem  Abfackeln  an  Ölförder- 
stätten  in  allen  Teilen  der  Welt  werden  abgezogen.  Alternativ  zu  den  tatsächlichen  Werten  können  für  die  Emis- 
sionen beim  Anbau  Schätzungen  aus  den  Durchschnittswerten  abgeleitet  werden,  die  für  kleinere  als  die  bei  der 
Berechnung  der  Standardwerte  herangezogenen  geografischen  Gebiete  berechnet  wurden. 

7.  Die  auf  Jahresbasis  umgerechneten  Emissionen  aus  Kohlenstoffbestandsänderungen  infolge  geänderter  Land- 
nutzung (e,)  werden  durch  gleichmäßige  Verteilung  der  Gesamtemissionen  über  20  Jahre  berechnet.  Diese  Emis- 
sionen werden  wie  folgt  berechnet: 

et  =  (CSR-CSA)  x  3,664  x  1/20  *  l/P-eB(') 

dabei  sind: 

e,  =  auf  das  Jahr  umgerechnete  Treibhausgasemissionen  aus  Kohlenstoffbestandsänderungen  infolge  von 
Landnutzungsänderungen  (gemessen  als  Masse  an  C02-Äquivalent  pro  Biokraftstoff-Energieeinheit); 

CSR  =  der  mit  der  Bezugsfläche  verbundene  Kohlenstoffbestand  pro  Flächeneinheit  (gemessen  als  Masse  an  Koh- 
lenstoff pro  Flächeneinheit  einschließlich  Boden  und  Vegetation).  Die  Landnutzung  der  Bezugsflächen  ist 
die  Landnutzung  im  Januar  2008  oder  20  Jahre  vor  der  Gewinnung  des  Rohstoffs,  je  nachdem,  welcher 
Zeitpunkt  der  spätere  ist; 

CSA  =  der  mit  der  tatsächlichen  Landnutzung  verbundene  Kohlenstoffbestand  pro  Flächeneinheit  (gemessen  als 
Masse  an  Kohlenstoff  pro  Flächeneinheit  einschließlich  Boden  und  Vegetation).  Wenn  sich  der 
Kohlenstoffbestand  über  mehr  als  ein  Jahr  akkumuliert,  gilt  als  CS A- Wert  der  geschätzte  Kohlenstoff- 
bestand pro  Flächeneinheit  nach  20  Jahren  oder  zum  Zeitpunkt  der  Reife  der  Pflanzen,  je  nachdem,  wel- 
cher Zeitpunkt  der  frühere  ist; 

P  =  die  Pflanzenproduktivität  (gemessen  als  Energie  des  Biokraftstoffs  oder  flüssigen  Biobrennstoffs  pro 
Flächeneinheit  pro  Jahr)  und 

eB  =  Bonus  von  29  g  C02eq/MJ  Biokraftstoff  oder  flüssiger  Biobrennstoff,  wenn  die  Biomasse  unter  den  in 
Nummer  8  genannten  Bedingungen  auf  wiederhergestellten  degradierten  Flächen  gewonnen  wird. 

8.  Der  Bonus  von  29  gC02  /MJ  wird  gewährt,  wenn  der  Nachweis  erbracht  wird,  dass  die  betreffende  Fläche 

a)  im  Januar  2008  nicht  landwirtschaftlich  oder  zu  einem  anderen  Zweck  genutzt  wurde  und 

b)  unter  eine  der  folgenden  zwei  Kategorien  fällt: 

i)  stark  degradierte  Flächen  einschließlich  früherer  landwirtschaftlicher  Nutzflächen, 

ii)  stark  verschmutzte  Flächen. 

Der  Bonus  von  29  gC02eq/MJ  gilt  für  einen  Zeitraum  von  bis  zu  10  Jahren  ab  dem  Zeitpunkt  der  Umwandlung 
der  Fläche  in  eine  landwirtschaftliche  Nutzfläche,  sofern  ein  kontinuierlicher  Anstieg  des  Kohlenstoffbestands  und 
ein  nennenswerter  Rückgang  der  Erosion  auf  unter  Ziffer  i  fallenden  Flächen  gewährleistet  werden  und  die  Boden- 
verschmutzung auf  unter  Ziffer  ii  fallenden  Flächen  gesenkt  wird. 

9.  Die  in  Nummer  8  Buchstabe  b  genannten  Kategorien  werden  wie  folgt  definiert: 

a)  „stark  degradierte  Flächen"  sind  Flächen,  die  während  eines  längeren  Zeitraums  entweder  in  hohem  Maße  ver- 
salzt wurden  oder  die  einen  besonders  niedrigen  Gehalt  an  organischen  Stoffen  aufweisen  und  stark  erodiert 
sind; 

b)  „stark  verschmutzte  Flächen"  sind  Flächen,  die  aufgrund  der  Bodenverschmutzung  ungeeignet  für  den  Anbau 
von  Lebens-  und  Futtermitteln  sind. 

Dazu  gehören  auch  Flächen,  die  Gegenstand  eines  Beschlusses  der  Kommission  gemäß  Artikel  1 8  Absatz  4  Unter- 
absatz 4  sind. 


(')  Der  durch  Division  des  Molekulargewichts  von  C02  (44,010  g/mol)  durch  das  Molekulargewicht  von  Kohlenstoff  (12,011  g/mol)  gewon- 
nene Quotient  ist  gleich  3,664. 


10.  Die  Kommission  erstellt  auf  der  Basis  von  Band  4  der  IPCC-Leitlinien  für  nationale  Treibhausgasinventare  aus  dem 
Jahr  2006  bis  spätestens  31.  Dezember  2009  Leitlinien  für  die  Berechnung  des  Bodenkohlenstoffbestands.  Die  Leit- 
linien der  Kommission  werden  Grundlage  der  Berechnung  des  Bodenkohlenstoffbestands  für  die  Zwecke  dieser 
Richtlinie  sein. 

1 1 .  Die  Emissionen  bei  der  Verarbeitung  (ep)  schließen  die  Emissionen  bei  der  Verarbeitung  selbst,  aus  Abfällen  und 
Leckagen  sowie  bei  der  Herstellung  der  zur  Verarbeitung  verwendeten  Chemikalien  oder  sonstigen  Produkte  ein. 

Bei  der  Berücksichtigung  des  Verbrauchs  an  nicht  in  der  Anlage  zur  Kraftstoffherstellung  erzeugter  Elektrizität  wird 
angenommen,  dass  die  Treibhausgasemissionsintensität  bei  Erzeugung  und  Verteilung  dieser  Elektrizität  der  durch- 
schnittlichen Emissionsintensität  bei  der  Produktion  und  Verteilung  von  Elektrizität  in  einer  bestimmten  Region 
entspricht.  Abweichend  von  dieser  Regel  gilt:  Die  Produzenten  können  für  die  von  einer  einzelnen  Elektrizitätser- 
zeugungsanlage  erzeugte  Elektrizität  einen  Durchschnittswert  verwenden,  falls  diese  Anlage  nicht  an  das  Elektri- 
zitätsnetz angeschlossen  ist. 

1 2.  Die  Emissionen  beim  Transport  und  Vertrieb  (etd)  schließen  die  beim  Transport  und  der  Lagerung  von  Rohstoffen 
und  Halbfertigerzeugnissen  sowie  bei  der  Lagerung  und  dem  Vertrieb  von  Fertigerzeugnissen  anfallenden  Emissi- 
onen ein.  Die  Emissionen  beim  Transport  und  Vertrieb,  die  unter  Nummer  6  berücksichtigt  werden,  fallen  nicht 
unter  diese  Nummer. 

1 3.  Die  Emissionen  bei  der  Nutzung  des  Kraftstoffs  (ej  werden  für  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe  mit  null 
angesetzt. 

1 4.  Die  Emissionseinsparung  durch  Abscheidung  und  geologische  Speicherung  von  Kohlendioxid  (ecJ,  die  nicht  bereits 
in  ep  berücksichtigt  wurde,  wird  auf  die  durch  Abscheidung  und  Sequestrierung  von  emittiertem  C02  vermiede- 
nen Emissionen  begrenzt,  die  unmittelbar  mit  der  Gewinnung,  dem  Transport,  der  Verarbeitung  und  dem  Vertrieb 
von  Kraftstoff  verbunden  sind. 

1 5.  Die  Emissionseinsparung  durch  C02-Abscheidung  und  -ersetzung  (eccr)  wird  begrenzt  auf  die  durch  Abscheidung 
von  C02  vermiedenen  Emissionen,  wobei  der  Kohlenstoff  aus  Biomasse  stammt  und  anstelle  des  auf  fossile  Brenn- 
stoffe zurückgehenden  Kohlendioxids  für  gewerbliche  Erzeugnisse  und  Dienstleistungen  verwendet  wird. 

16.  Die  Emissionseinsparung  durch  überschüssige  Elektrizität  aus  Kraft-Wärme-Kopplung  (elV)  wird  im  Verhältnis  zu 
dem  von  Kraftstoffherstellungssystemen  mit  Kraft-Wärme-Kopplung,  welche  als  Brennstoff  andere  Nebenerzeug- 
nisse als  Ernterückstände  einsetzen,  erzeugten  Elektrizitätsüberschuss  berücksichtigt.  Für  die  Berücksichtigung  die- 
ses Elektrizitätsüberschusses  wird  davon  ausgegangen,  dass  die  Größe  der  KWK-Anlage  der  Mindestgröße 
entspricht,  die  erforderlich  ist,  um  die  für  die  Kraftstoffherstellung  benötigte  Wärme  zu  liefern.  Die  mit  diesem 
Elektrizitätsüberschuss  verbundene  Minderung  an  Treibhausgasemissionen  werden  der  Treibhausgasmenge  gleich- 
gesetzt, die  bei  der  Erzeugung  einer  entsprechenden  Elektrizitätsmenge  in  einem  Kraftwerk  emittiert  würde,  das 
den  gleichen  Brennstoff  einsetzt  wie  die  KWK-Anlage. 

1 7.  Werden  bei  einem  Kraftstoffherstellungsverfahren  neben  dem  Kraftstoff,  für  den  die  Emissionen  berechnet  wer- 
den, weitere  Erzeugnisse  („Nebenerzeugnisse")  hergestellt,  so  werden  die  anfallenden  Treibhausgasemissionen  zwi- 
schen dem  Kraftstoff  oder  dessen  Zwischenerzeugnis  und  den  Nebenerzeugnissen  nach  Maßgabe  ihres 
Energiegehalts  (der  bei  anderen  Nebenerzeugnissen  als  Elektrizität  durch  den  unteren  Heizwert  bestimmt  wird) 
aufgeteilt. 

1 8.  Für  die  Zwecke  der  Berechnung  nach  Nummer  1 7  sind  die  aufzuteilenden  Emissionen  eec  +  e(  +  die  Anteile  von  ep, 
etd  und  ele,  die  bis  einschließlich  zu  dem  Verfahrensschritt  anfallen,  bei  dem  ein  Nebenerzeugnis  erzeugt  wird.  Wur- 
den in  einem  früheren  Verfahrensschritt  Emissionen  Nebenerzeugnissen  zugewiesen,  so  wird  für  diesen  Zweck 
anstelle  der  Gesamtemissionen  der  Bruchteil  dieser  Emissionen  verwendet,  der  im  letzten  Verfahrensschritt  dem 
Zwischenerzeugnis  zugeordnet  wird. 

Im  Falle  von  Biokraftstoffen  und  flüssigen  Brennstoffen  werden  sämtliche  Nebenerzeugnisse,  einschließlich  nicht 
unter  Nummer  1 6  fallender  Elektrizität,  für  die  Zwecke  der  Berechnung  berücksichtigt,  mit  Ausnahme  von  Ernte- 
rückständen wie  Stroh,  Bagasse,  Hülsen,  Maiskolben  und  Nussschalen.  Für  die  Zwecke  der  Berechnung  wird  der 
Energiegehalt  von  Nebenerzeugnissen  mit  negativem  Energiegehalt  auf  null  festgesetzt. 

Die  Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen  von  Abfällen,  Ernterückständen  wie  Stroh,  Bagasse,  Hülsen,  Maiskol- 
ben und  Nussschalen  sowie  Produktionsrückständen  einschließlich  Rohglycerin  (nicht  raffiniertes  Glycerin)  wer- 
den bis  zur  Sammlung  dieser  Materialien  auf  null  angesetzt. 

Bei  Kraft-  und  Brennstoffen,  die  in  Raffinerien  hergestellt  werden,  ist  die  Analyseeinheit  für  die  Zwecke  der  Berech- 
nung nach  Nummer  1 7  die  Raffinerie. 

19.  Bei  Biokraftstoffen  ist  für  die  Zwecke  der  Berechnung  nach  Nummer  4  die  fossile  Vergleichsgröße  EF  der  gemäß 
Richtlinie  98/70/EG  gemeldete  letzte  verfügbare  tatsächliche  Durchschnitt  der  Emissionen  aus  dem  fossilen  Otto- 
und  Dieselkraftstoffverbrauch  in  der  Gemeinschaft.  Liegen  diese  Daten  nicht  vor,  so  ist  der  Wert  83,8  gC02eq/MJ 
zu  verwenden. 
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Bei  flüssigen  Biobrennstoffen,  die  zur  Elektrizitätserzeugung  verwendet  werden,  ist  für  die  Zwecke  der  Berechnung 
nach  Nummer  4  der  Vergleichswert  für  fossile  Brennstoffe  EF  91  gC02eq/MJ. 

Bei  flüssigen  Biobrennstoffen,  die  zur  Wärmeerzeugung  verwendet  werden,  ist  für  die  Zwecke  der  Berechnung  nach 
Nummer  4  der  Vergleichswert  für  fossile  Brennstoffe  EF  77  gC02eq/MJ. 

Bei  flüssigen  Biobrennstoffen,  die  für  die  KWK  verwendet  werden,  ist  für  die  Zwecke  der  Berechnung  nach  Absatz  4 
der  Vergleichswert  für  fossile  Brennstoffe  EF  85  gC02  /MJ. 


D.   Disaggregierte  Standardwerte  für  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe 


Disaggregierte  Standardwerte  für  den  Anbau:  „eec"  gemäß  Definition  in  Teil  C  dieses 
Anhangs 


Herstellungsweg  der  Biokraftstoffe  und  flüssigen  Biobrennstoffe 

Ethanol  aus  Zuckerrüben 
Ethanol  aus  Weizen 

Ethanol  aus  Mais,  in  der  Gemeinschaft  erzeugt 

Ethanol  aus  Zuckerrohr 

ETBE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 

TAEE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 

Biodiesel  aus  Raps 

Biodiesel  aus  Sonnenblumen 

Biodiesel  aus  Sojabohnen 

Biodiesel  aus  Palmöl 

Biodiesel  aus  pflanzlichem  oder  tierischem  (*)  Abfallöl 
Hydriertes  Rapsöl 
Hydriertes  Sonnenblumenöl 
Hydriertes  Palmöl 
Reines  Rapsöl 

Biogas  aus  organischen  Siedlungsabfällen  als  komprimiertes 
Erdgas 

Biogas  aus  Gülle  als  komprimiertes  Erdgas 
Biogas  aus  Trockenmist  als  komprimiertes  Erdgas 


Typische 
Treibhausgasemissionen 

(gC02eq/MJ) 

12 
23 
20 
14 


Standard  treibhausgase- 
missionen 

(gC02rq/MJ) 


12 
23 
20 
14 


Wie  beim  Herstellungsweg  für  Ethanol 
Wie  beim  Herstellungsweg  für  Ethanol 


29 
18 
19 
14 
0 

30 
18 
15 
30 
0 

0 
0 


29 
18 
19 
14 
0 

30 
18 
15 
30 
0 

0 
0 


(•)  Mit  Ausnahme  von  tierischen  Ölen  aus  tierischen  Nebenprodukten,  die  in  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1 774/2002  als  Material  der  Kate- 
gorie 3  eingestuft  werden. 


Disaggregierte  Standardwerte  für  die  Verarbeitung  (einschl.  Elektrizitätsüberschuss) : 
„ep  -  eee"  gemäß  Definition  in  Teil  C  dieses  Anhangs 


Herstellungsweg  der  Biokraftstoffe  und  flüssigen  Biobrennstoffe 

Typische 
Treibhausgasemissionen 

(gC02eq/MJ) 

Standardtreibhausgase- 
missionen 

(gC02eq/MJ) 

Ethanol  aus  Zuckerrüben 

19 

26 

Ethanol  aus  Weizen  (Prozessbrennstoff  nicht  spezifiziert) 

32 

45 

Ethanol  aus  Weizen  (Braunkohle  als  Prozessbrennstoff  in 
KWK-Anlage) 

32 

45 

Ethanol  aus  Weizen  (Erdgas  als  Prozessbrennstoff  in  konven- 
tioneller Anlage) 

21 

30 

Ethanol  aus  Weizen  (Erdgas  als  Prozessbrennstoff  in  KWK- 
Anlage) 

14 

19 
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Herstellungsweg  der  Biokraftstoffe  und  flüssigen  Biobrennstoffe 


Typische 
Treibhausgasemissionen 
(gC02eq/MJ) 


Standardtreibhausgase- 
missionen 
(gC02eq/MJ) 


Ethanol  aus  Weizen  (Stroh  als  Prozessbrennstoff  in  KWK- 
Anlage) 

Ethanol  aus  Mais,  in  der  Gemeinschaft  erzeugt  (Erdgas  als 
Prozessbrennstoff  in  KWK-Anlage) 

Ethanol  aus  Zuckerrohr 

ETBE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 

TAEE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 

Biodiesel  aus  Raps 

Biodiesel  aus  Sonnenblumen 

Biodiesel  aus  Sojabohnen 

Biodiesel  aus  Palmöl  (Prozessbrennstoff  nicht  spezifiziert) 

Biodiesel  aus  Palmöl  (Verarbeitung  mit  Methanbindung  an  der 
Ölmühle) 

Biodiesel  aus  pflanzlichem  oder  tierischem  Abfallöl 

Hydriertes  Rapsöl 

Hydriertes  Sonnenblumenöl 

Hydriertes  Palmöl  (Prozess  nicht  spezifiziert) 

Hydriertes  Palmöl  (Verarbeitung  mit  Methanbindung  an  der 
Ölmühle) 

Reines  Rapsöl 

Biogas  aus  organischen  Siedlungsabfällen  als  komprimiertes 
Erdgas 

Biogas  aus  Gülle  als  komprimiertes  Erdgas 
Biogas  aus  Trockenmist  als  komprimiertes  Erdgas 


1 


15 


21 


1  1 

Wie  beim  Herstellungsweg  für  Ethanol 
Wie  beim  Herstellungsweg  für  Ethanol 


16 
16 
18 
3  5 
13 

9 

10 
10 

30 
7 

4 

14 


22 
22 
26 
49 
18 

13 
13 
13 
42 
9 

5 

20 

11 
11 


Disaggregierte  Standardwerte  für  Transport  und  Vertrieb:  „etd"  gemäß  Definition  in 
Teil  C  dieses  Anhangs 


Herstellungsweg  der  Biokraftstoffe  und  flüssigen  Biobrennstoffe 


Typische 
Treibhausgasemissionen 
(gC02eq/MJ) 


Standardtreibhausgase- 
missionen 
(gC02eq/MJ) 


Ethanol  aus  Zuckerrüben 
Ethanol  aus  Weizen 

Ethanol  aus  Mais,  in  der  Gemeinschaft  erzeugt 

Ethanol  aus  Zuckerrohr 

ETBE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 

TAEE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 

Biodiesel  aus  Raps 

Biodiesel  aus  Sonnenblumen 

Biodiesel  aus  Sojabohnen 

Biodiesel  aus  Palmöl 

Biodiesel  aus  pflanzlichem  oder  tierischem  Abfallöl 
Hydriertes  Rapsöl 
Hydriertes  Sonnenblumenöl 
Hydriertes  Palmöl 
Reines  Rapsöl 

Biogas  aus  organischen  Siedlungsabfällen  als  komprimiertes 
Erdgas 

Biogas  aus  Gülle  als  komprimiertes  Erdgas 
Biogas  aus  Trockenmist  als  komprimiertes  Erdgas 


Wie  beim  Herstellungsweg  für  Ethanol 
Wie  beim  Herstellungsweg  für  Ethanol 
1 
1 

13 
5 
1 

1 
1 
5 
1 

3 


Insgesamt  für  Anbau,  Verarbeitung,  Transport  und  Vertrieb 


Herstellungsweg  der  Biokraftstoffe  und  flüssigen  Biobrennstoffe 


Typische 
Treibhausgasemissionen 
(gC02eq/MJ) 


Standardtreibhausgase- 
missionen 
(gC02eq/MJ) 


Ethanol  aus  Zuckerrüben 

Ethanol  aus  Weizen  (Prozessbrennstoff  nicht  spezifiziert) 

Ethanol  aus  Weizen  (Braunkohle  als  Prozessbrennstoff  in 
KWK-Anlage) 

Ethanol  aus  Weizen  (Erdgas  als  Prozessbrennstoff  in  konven- 
tioneller Anlage) 

Ethanol  aus  Weizen  (Erdgas  als  Prozessbrennstoff  in  KWK- 
Anlage) 

Ethanol  aus  Weizen  (Stroh  als  Prozessbrennstoff  in  KWK- 
Anlage) 

Ethanol  aus  Mais,  in  der  Gemeinschaft  erzeugt  (Erdgas  als 
Prozessbrennstoff  in  KWK-Anlage) 

Ethanol  aus  Zuckerrohr 

ETBE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 

TAEE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 

Biodiesel  aus  Raps 

Biodiesel  aus  Sonnenblumen 

Biodiesel  aus  Sojabohnen 

Biodiesel  aus  Palmöl  (Prozessbrennstoff  nicht  spezifiziert) 

Biodiesel  aus  Palmöl  (Verarbeitung  mit  Methanbindung  an  der 
Ölmühle) 

Biodiesel  aus  pflanzlichem  oder  tierischem  Abfallöl 

Hydriertes  Rapsöl 

Hydriertes  Sonnenblumenöl 

Hydriertes  Palmöl  (Prozess  nicht  spezifiziert) 

Hydriertes  Palmöl  (Verarbeitung  mit  Methanbindung  an  der 
Ölmühle) 

Reines  Rapsöl 

Biogas  aus  organischen  Siedlungsabfällen  als  komprimiertes 
Erdgas 

Biogas  aus  Gülle  als  komprimiertes  Erdgas 
Biogas  aus  Trockenmist  als  komprimiertes  Erdgas 


33 
57 
57 

46 

39 

26 

37 

24 


40 

70 
70 

55 

44 

26 

43 

24 


Wie  beim  Herstellungsweg  für  Ethanol 
Wie  beim  Herstellungsweg  für  Ethanol 


46 
35 
50 
54 
32 

10 
41 

29 
50 
27 

35 
17 

13 
12 


52 
41 

58 
68 
37 

14 
44 

32 
62 
29 

36 
23 

16 
15 


Geschätzte  disaggregierte  Standardwerte  für  künftige  Biokraftstoffe  und  flüssige  Biobrennstoffe,  die  im  Januar  2008  nicht  oder  nur 
in  vernachlässigbaren  Mengen  auf  dem  Markt  waren 

Disaggregierte  Standardwerte  für  den  Anbau:  „eec"  gemäß  Definition  in  Teil  C  dieses 
Anhangs 


Herstellungsweg  der  Biokraftstoffe  und  flüssigen  Biobrennstoffe 


Typische 
Treibhausgasemissionen 
(gC02eq/MJ) 


Standard  treibhausgase- 
missionen 
(gC02eq/MJ) 


Ethanol  aus  Weizenstroh 

Ethanol  aus  Holz 

Ethanol  aus  Kulturholz 

Fischer- Tropsch-Diesel  aus  Abfallholz 

Fischer- Tropsch-Diesel  aus  Kulturholz 

DME  aus  Abfallholz 

DME  aus  Kulturholz 

Methanol  aus  Abfallholz 

Methanol  aus  Kulturholz 

MTBE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 


Wie  beim  Herstellungsweg  für  Methanol 


Disaggregierte  Standardwerte  für  die  Verarbeitung  (einschl.  Elektrizitätsüberschuss) : 
„ep  -  eee"  gemäß  Definition  in  Teil  C  dieses  Anhangs 


Herstellungsweg  der  Biokraftstoffe  und  flüssigen  Biobrennstoffe 

Typische 
Treibhausgasemissionen 
(gC02eq/MJ) 

Standardtreibhausgase- 
missionen 
(gC02eq/MJ) 

Ethanol  aus  Weizenstroh 

5 

7 

Ethanol  aus  Holz 

12 

17 

Fischer-Tropsch-Diesel  aus  Holz 

0 

0 

DME  aus  Holz 

0 

0 

Methanol  aus  Holz 

0 

0 

MTBE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 

Wie  beim  Herstellungsweg  für  Methanol 

Disaggregierte  Standardwerte  für  den  Transport  und  Vertrieb:  „e,d"  gemäß  Definition  in 
Teil  C  dieses  Anhangs 


Herstellungsweg  der  Biokraftstoffe  und  flüssigen  Biobrennstoffe 


Typische 
Treibhausgasemissionen 
(gC02eq/MJ) 


Standardtreibhausgase- 
missionen 
(gC02eq/MJ) 


Ethanol  aus  Weizenstroh 

Ethanol  aus  Abfallholz 

Ethanol  aus  Kulturholz 

Fischer-Tropsch-Diesel  aus  Abfallholz 

Fischer-Tropsch-Diesel  aus  Kulturholz 

DME  aus  Abfallholz 

DME  aus  Kulturholz 

Methanol  aus  Abfallholz 

Methanol  aus  Kulturholz 

MTBE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 


Wie  beim  Herstellungsweg  für  Methanol 


Insgesamt  für  Anbau,  Verarbeitung,  Transport  und  Vertrieb 


Herstellungsweg  der  Biokraftstoffe  und  flüssigen  Biobrennstoffe 


Typische 
Treibhausgasemissionen 
(gC02eq/MJ) 


Standardtreibhausgase- 
missionen 
(gC02eq/MJ) 


Ethanol  aus  Weizenstroh 

Ethanol  aus  Abfallholz 

Ethanol  aus  Kulturholz 

Fischer-Tropsch-Diesel  aus  Abfallholz 

Fischer-Tropsch-Diesel  aus  Kulturholz 

DME  aus  Abfallholz 

DME  aus  Kulturholz 

Methanol  aus  Abfallholz 

Methanol  aus  Kulturholz 

MTBE,  Anteil  aus  erneuerbaren  Quellen 


11 

17 

20 

4 

6 

5 

7 

5 

7 


13 

22 

25 

4 

6 

5 

7 

5 

7 


Wie  beim  Herstellungsweg  für  Methanol 


ANHANG  VI 

Mindestanforderungen  an  die  harmonisierte  Vorlage  für  die  nationalen  Aktionspläne  für  erneuerbare  Energie 

1.  Erwarteter  Endenergieverbrauch: 

Bruttoendenergieverbrauch  bei  der  Elektrizitätsversorgung,  bei  Heizung  und  Kühlung  sowie  im  Verkehr  im  Jahr  2020 
unter  Berücksichtigung  der  Auswirkungen  der  Energieeffizienzmaßnahmen. 

2.  Nationale  sektorspezifische  Ziele  für  2020  und  geschätzte  Anteile  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  bei  der  Elek- 
trizitätsversorgung, bei  Heizung  und  Kühlung  sowie  im  Verkehr: 

a)  Ziel  für  den  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  am  Elektrizitätsverbrauch  im  Jahr  2020; 

b)  geschätzte  Etappenziele  für  den  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  am  Elektrizitätsverbrauch; 

c)  Ziel  für  den  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  an  der  Heizung  und  Kühlung  im  Jahr  2020; 

d)  geschätzte  Etappenziele  für  den  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  an  der  Heizung  und  Kühlung; 

e)  geschätzter  Zielpfad  für  den  Anteil  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  im  Verkehr; 

f)  nationaler  indikativer  Zielpfad  gemäß  Artikel  3  Absatz  2  und  Anhang  I  Teil  B. 

3.  Maßnahmen  zur  Erreichung  der  Ziele 

a)  Übersichtstabelle  über  alle  Maßnahmen  zur  Förderung  der  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen; 

b)  spezifische  Maßnahmen  zur  Erfüllung  der  Anforderungen  gemäß  den  Artikeln  13,  14  und  16  einschließlich  des 
notwendigen  Ausbaus  bzw.  der  notwendigen  Stärkung  der  bestehenden  Infrastrukturen  zur  Erleichterung  der  Inte- 
gration der  Mengen  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen,  die  zur  Erreichung  des  nationalen  Ziels  für  2020  not- 
wendig sind,  Maßnahmen  zur  Beschleunigung  der  Genehmigungsverfahren,  Maßnahmen  zur  Beseitigung  der  nicht 
technischen  Hemmnisse  und  Maßnahmen  im  Zusammenhang  mit  den  Artikeln  1 7  bis  21; 

c)  Programme  der  Mitgliedstaaten  oder  einer  Gruppe  von  Mitgliedstaaten  zur  Förderung  der  Nutzung  von  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  bei  der  Elektrizitätserzeugung; 

d)  Programme  der  Mitgliedstaaten  oder  einer  Gruppe  von  Mitgliedstaaten  zur  Förderung  der  Nutzung  von  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  bei  der  Heizung  und  Kühlung; 

e)  Programme  der  Mitgliedstaaten  oder  einer  Gruppe  von  Mitgliedstaaten  zur  Förderung  der  Nutzung  von  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  im  Verkehr; 

f)  spezifische  Maßnahmen  zur  Förderung  der  Nutzung  von  Energie  aus  Biomasse,  insbesondere  zur  Mobilisierung 
neuer  Biomasseressourcen  unter  Berücksichtigung  der  folgenden  Grundsätze: 

i)  Verfügbarkeit  von  Biomasse  im  In-  und  Ausland, 

ii)  Maßnahmen  im  Interesse  einer  besseren  Verfügbarkeit  von  Biomasse  unter  Berücksichtigung  anderer 
Biomassenutzer  (auf  Land-  und  Forstwirtschaft  basierende  Sektoren); 

g)  geplante  statistische  Übertragungen  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und  geplante  gemeinsame  Vorhaben  mit  ande- 
ren Mitgliedstaaten  und  mit  Drittstaaten: 

i)  geschätzter  Überschuss  an  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  gegenüber  dem  indikativen  Zielpfad,  der  in 
andere  Mitgliedstaaten  übertragen  werden  kann, 

ii)  geschätztes  Potenzial  für  gemeinsame  Vorhaben, 

iii)  geschätzte  Nachfrage  nach  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen,  die  nicht  durch  die  inländische  Erzeugung 
gedeckt  werden  kann. 


Bewertungen: 

a)  der  von  den  einzelnen  Technologien  zur  Nutzung  erneuerbarer  Energieträger  erwartete  Gesamtbeitrag  zum  Errei- 
chen der  verbindlichen  Ziele  für  2020  sowie  der  indikative  Zielpfad  für  die  Anteile  von  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  bei  der  Elektrizitätsversorgung,  bei  Heizung  und  Kühlung  sowie  im  Verkehr; 

b)  der  von  den  Maßnahmen  zur  Förderung  der  Energieeffizienz  und  von  Energieeinsparungen  erwartete  Gesamtbeitrag 
zum  Erreichen  der  verbindlichen  Ziele  für  2020  sowie  der  indikative  Zielpfad  für  die  Anteile  von  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  bei  der  Elektrizitätsversorgung,  bei  Heizung  und  Kühlung  sowie  im  Verkehr. 


ANHANG  VII 


Berücksichtigung  von  Energie  aus  Wärmepumpen 

Die  Menge  der  durch  Wärmepumpen  gebundenen  aerothermischen,  geothermischen  oder  hydrothermischen  Energie,  die 
für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  als  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  betrachtet  wird,  ERES,  wird  nach  folgender  Formel 
berechnet: 

Eres  =  Qus*bU*  (1-1  /SPF) 
Dabei  sind: 

—  Qusabk  ~  d'e  geschätzte,  durch  Wärmepumpen,  die  die  in  Artikel  5  Absatz  4  genannten  Kriterien  erfüllen,  erzeugte 
gesamte  Nutzwärme,  wie  folgt  umgesetzt:  Nur  Wärmepumpen,  für  die  SPF  >  1,15  *  l/i),  werden  berücksichtigt; 

—  SPF  =  der  geschätzte  jahreszeitbedingte  Leistungsfaktor  für  diese  Wärmepumpen; 

—  r\  die  Ratio  zwischen  der  gesamten  Bruttoselektrizitätserzeugung  und  dem  Primärenergieverbrauch  für  die  Elektrizitäts- 
erzeugung; sie  wird  als  ein  EU-Durchschnitt  auf  der  Grundlage  von  Eurostat-Daten  berechnet. 

Spätestens  am  1.  Januar  201 3  erstellt  die  Kommission  Leitlinien,  wie  die  Mitgliedstaaten  die  Werte  QusjWl,  und  SPF  für  die 
verschiedenen  Wärmepumpen-Technologien  und  Anwendungen  schätzen  sollen,  wobei  Unterschiede  der  klimatischen 
Bedingungen,  insbesondere  sehr  kaltes  Klima,  berücksichtigt  werden. 


Richtlinie  2009/72/EG 

(ABl.  2009  L  211/55) 
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RICHTLINIE  2009/72/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  13.  Juli  2009 

über  gemeinsame  Vorschriften  für  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  und  zur  Aufhebung  der  Richtlinie 

2003/54/EG 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  47  Absatz  2  und  die  Artikel  5  5 
und  95, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses  (x), 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

( 1 )  Der  Elektrizitätsbinnenmarkt,  der  seit  1 9  9  9  in  der  Gemein- 
schaft schrittweise  geschaffen  wird,  soll  allen  privaten  und 
gewerblichen  Verbrauchern  in  der  Europäischen  Union 
eine  echte  Wahl  ermöglichen,  neue  Geschäftschancen  für 
die  Unternehmen  eröffnen  sowie  den  grenzüberschreiten- 
den Handel  fördern  und  auf  diese  Weise  Effizienzgewinne, 
wettbewerbsfähige  Preise  und  höhere  Dienstleistungs- 
standards bewirken  und  zu  mehr  Versorgungssicherheit 
und  Nachhaltigkeit  beitragen. 

(2)  Die  Richtlinie  2003/54/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  26.  Juni  2003  über  gemeinsame  Vor- 
schriften für  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  (4)  war  ein  wich- 
tiger Beitrag  zur  Schaffung  des  Elektrizitätsbinnenmarktes. 

(3)  Die  Freiheiten,  die  der  Vertrag  den  Bürgern  der  Union 
garantiert  —  unter  anderem  der  freie  Warenverkehr,  die 
Niederlassungsfreiheit  und  der  freie  Dienstleistungs- 
verkehr, sind  nur  in  einem  vollständig  geöffneten  Markt 


(0  ABl.  C  211  vom  19.8.2008,  S.  23. 

(2)  ABl.  C  172  vom  5.7.2008,  S.  55. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  1 8.  Juni  2008  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Gemeinsamer  Standpunkt  des  Rates 
vom  9.  Januar  2009  (ABl.  C  70  E  vom  24.3.2009,  S.  1)  und  Stand- 
punkt des  Europäischen  Parlaments  vom  22.  April  2009  (noch  nicht 
im  Amtsblatt  veröffentlicht).  Beschluss  des  Rates  vom  25.  Juni  2009. 

(4)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  37. 


erreichbar,  der  allen  Verbrauchern  die  freie  Wahl  ihrer  Lie- 
feranten und  allen  Anbietern  die  freie  Belieferung  ihrer 
Kunden  gestattet. 

(4)  Derzeit  gibt  es  jedoch  Hindernisse  für  den  Verkauf  von 
Strom  in  der  Gemeinschaft  zu  gleichen  Bedingungen  und 
ohne  Diskriminierung  oder  Benachteiligung.  Insbesondere 
gibt  es  noch  nicht  in  allen  Mitgliedstaaten  einen  nicht- 
diskriminierenden Netzzugang  und  eine  gleichermaßen 
wirksame  Regulierungsaufsicht. 

(5)  Eine  gesicherte  Stromversorgung  ist  für  das  Entstehen  einer 
europäischen  Gesellschaft,  die  Umsetzung  einer  nachhalti- 
gen Strategie  zur  Bekämpfung  des  Klimawandels  und  die 
Förderung  des  Wettbewerbs  auf  dem  Binnenmarkt  von 
entscheidender  Bedeutung.  Aus  diesem  Grund  sollten 
grenzüberschreitende  Verbindungsleitungen  weiter  ausge- 
baut werden,  damit  den  Verbrauchern  und  der  Wirtschaft 
in  der  Gemeinschaft  alle  Energieträger  zum  wettbewerbs- 
fähigsten Preis  bereitgestellt  werden  können. 

(6)  Ein  reibungslos  funktionierender  Elektrizitätsbinnenmarkt 
sollte  die  Erzeuger  unter  besonderer  Beachtung  der  Länder 
und  Regionen,  die  vom  Energiemarkt  der  Gemeinschaft  am 
stärksten  isoliert  sind,  durch  geeignete  Anreize  zu  Investi- 
tionen in  neue  Energieerzeugung,  einschließlich  aus 
erneuerbaren  Quellen,  veranlassen.  Ein  reibungslos  funkti- 
onierender Markt  sollte  auch  die  Verbraucher  durch  geeig- 
nete Maßnahmen  zu  einer  effizienteren  Nutzung  der 
Energie  motivieren,  wofür  eine  gesicherte  Energieversor- 
gung Grundvoraussetzung  ist. 

(7)  In  der  Mitteilung  der  Kommission  vom  10.  Januar  2007 
mit  dem  Titel  „Eine  Energiepolitik  für  Europa"  wurde  dar- 
gelegt, wie  wichtig  es  ist,  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  zu 
vollenden  und  für  alle  in  der  Gemeinschaft  niedergelasse- 
nen Elektrizitätsunternehmen  gleiche  Bedingungen  zu 
schaffen.  Die  Mitteilungen  der  Kommission  vom  1 0.  Januar 
2007  mit  den  Titeln  „Aussichten  für  den  Erdgas-  und  den 
Elektrizitätsbinnenmarkt"  und  „Untersuchung  der  europä- 
ischen Gas-  und  Elektrizitätssektoren  gemäß  Artikel  1 7  der 
Verordnung  (EG)  Nr.1/2003  (Abschlussbericht)"  haben 
deutlich  gemacht,  dass  der  durch  die  derzeitigen  Vorschrif- 
ten und  Maßnahmen  vorgegebene  Rahmen  nicht  ausreicht, 
um  das  Ziel  eines  gut  funktionierenden  Binnenmarktes  zu 
verwirklichen. 
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(8)  Um  den  Wettbewerb  zu  gewährleisten  und  die  Stromver- 
sorgung zu  den  wettbewerbsfähigsten  Preisen  sicherzustel- 
len, sollten  die  Mitgliedstaaten  und  die  nationalen 
Regulierungsbehörden  den  grenzüberschreitenden  Zugang 
sowohl  für  neue  Stromversorger  aus  unterschiedlichen 
Energiequellen  als  auch  für  Stromversorger,  die  innovative 
Erzeugungstechnologien  anwenden,  begünstigen. 

(9)  Ohne  eine  wirksame  Trennung  des  Netzbetriebs  von  der 
Erzeugung  und  Versorgung  („wirksame  Entflechtung") 
besteht  zwangsläufig  die  Gefahr  einer  Diskriminierung 
nicht  nur  in  der  Ausübung  des  Netzgeschäfts,  sondern 
auch  in  Bezug  auf  die  Schaffung  von  Anreizen  für  vertikal 
integrierte  Unternehmen,  ausreichend  in  ihre  Netze  zu 
investieren. 

(10)  Die  Vorschriften  für  eine  rechtliche  und  funktionale  Ent- 
flechtung gemäß  der  Richtlinie  2003/54/EG  haben 
jedoch  nicht  zu  einer  tatsächlichen  Entflechtung  der 
Übertragungsnetzbetreiber  geführt.  Daher  hat  der  Europä- 
ische Rat  die  Kommission  auf  seiner  Tagung  vom  8.  und 
9.  März  2007  aufgefordert,  Legislatiworschläge  für  die 
„wirksame  Trennung  der  Versorgung  und  Erzeugung  vom 
Betrieb  der  Netze"  auszuarbeiten. 

(11)  Nur  durch  Beseitigung  der  für  vertikal  integrierte  Unter- 
nehmen bestehenden  Anreize,  Wettbewerber  in  Bezug  auf 
den  Netzzugang  und  auf  Investitionen  zu  diskriminieren, 
kann  eine  tatsächliche  Entflechtung  gewährleistet  werden. 
Eine  eigentumsrechtliche  Entflechtung,  die  darin  besteht, 
dass  der  Netzeigentümer  als  Netzbetreiber  benannt  wird, 
und  unabhängig  von  Versorgungs-  und  Erzeugungs- 
interessen ist,  ist  zweifellos  ein  wirksamer  und  stabiler 
Weg,  um  den  inhärenten  Interessenkonflikt  zu  lösen  und 
die  Versorgungssicherheit  zu  gewährleisten.  Daher 
bezeichnete  das  Europäische  Parlament  in  seiner  Entschlie- 
ßung vom  1 0.  Juli  2007  zu  den  Aussichten  für  den  Erdgas- 
und  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  (')  eine  eigentums- 
rechtliche Entflechtung  der  Übertragungs-  und 
Fernleitungsnetze  als  das  wirksamste  Instrument,  um  in 
nichtdiskriminierender  Weise  Investitionen  in  die  Infra- 
strukturen, einen  fairen  Netzzugang  für  neue  Anbieter  und 
Transparenz  des  Marktes  zu  fördern.  Im  Rahmen  der  eigen- 
tumsrechtlichen Entflechtung  sollten  die  Mitgliedstaaten 
daher  dazu  verpflichtet  werden,  zu  gewährleisten,  dass 
nicht  ein  und  dieselbe(n)  Person(en)  die  Kontrolle  über  ein 
Erzeugungs-  oder  Versorgungsunternehmen  ausüben  und 
gleichzeitig  die  Kontrolle  über  oder  Rechte  an  einem 
Übertragungsnetzbetreiber  oder  einem  Übertragungsnetz 
ausüben  kann  (können).  Umgekehrt  sollte  die  Kontrolle 
über  ein  Übertragungsnetz  oder  einen  Übertragungsnetz- 
betreiber die  Möglichkeit  ausschließen,  die  Kontrolle  über 
ein  Erzeugungs-  oder  Versorgungsunternehmen  oder 
Rechte  an  einem  Erzeugungs-  oder  Versorgungsunter- 
nehmen auszuüben.  Im  Rahmen  dieser  Beschränkungen 
sollte  ein  Erzeugungs-  oder  Versorgungsunternehmen 
einen  Minderheitsanteil  an  einem  Übertragungsnetz- 
betreiber oder  Übertragungsnetz  halten  dürfen. 

(12)  Jedes  Entflechtungssystem  sollte  die  Interessenkonflikte 
zwischen  Erzeugern,  Lieferanten  und  Fernleitungs-  bzw. 
Übertragungsnetzbetreibern  wirksam  lösen,  um  Anreize 
für  die  notwendigen  Investitionen  zu  schaffen  und  den 
Zugang  von  Markteinsteigern  durch  einen  transparenten 
und  wirksamen  Rechtsrahmen  zu  gewährleisten,  und  den 


(')  ABl.  C  175  E  vom  10.7.2008,  S.  206. 


nationalen  Regulierungsbehörden  keine  zu  schwerfälligen 
Regulierungsvorschriften  auferlegen. 

(1 3)  Die  Definition  des  Begriffs  „Kontrolle"  wurde  aus  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  139/2004  des  Rates  vom  20.  Januar 
2004  über  die  Kontrolle  von  Unternehmenszusammen- 
schlüssen („EG-Fusionskontrollverordnung")  (2) 
übernommen. 

(14)  Da  die  eigentumsrechtliche  Entflechtung  in  einigen  Fällen 
die  Umstrukturierung  von  Unternehmen  voraussetzt,  sollte 
den  Mitgliedstaaten,  die  sich  für  eine  eigentumsrechtliche 
Entflechtung  entscheiden,  für  die  Umsetzung  dieser 
Bestimmungen  der  Richtlinie  mehr  Zeit  eingeräumt  wer- 
den. Wegen  der  vertikalen  Verbindungen  zwischen  dem 
Elektrizitätssektor  und  dem  Erdgassektor  sollten  die 
Entflechtungsvorschriften  für  beide  Sektoren  gelten. 

(15)  Im  Rahmen  der  eigentumsrechtlichen  Entflechtung  sollte, 
um  die  vollständige  Unabhängigkeit  des  Netzbetriebs  von 
Versorgungs-  und  Erzeugungsinteressen  zu  gewährleisten 
und  den  Austausch  vertraulicher  Informationen  zu  verhin- 
dern, ein  und  dieselbe  Person  nicht  gleichzeitig  Mitglied 
des  Leitungsgremium  eines  Übertragungsnetzbetreibers 
oder  eines  Übertragungsnetzes  und  eines  Unternehmens 
sein,  das  eine  der  Funktionen  Erzeugung  oder  Versorgung 
wahrnimmt.  Aus  demselben  Grund  sollte  es  nicht  gestat- 
tet sein,  dass  ein  und  dieselbe  Person  Mitglieder  des 
Leitungsgremiums  eines  Übertragungsnetzbetreibers  oder 
eines  Übertragungsnetzes  bestellt  und  die  Kontrolle  über 
ein  Erzeugungs-  oder  Versorgungsunternehmen  oder 
Rechte  daran  ausübt. 

(16)  Die  Einrichtung  eines  Netzbetreibers  oder  eines 
Übertragungsnetzbetreibers,  der  unabhängig  von 
Versorgungs-  und  Erzeugungsinteressen  ist,  sollte  es  verti- 
kal integrierten  Unternehmen  ermöglichen,  Eigentümer 
der  Vermögenswerte  des  Netzes  zu  bleiben  und  gleichzei- 
tig eine  wirksame  Trennung  der  Interessen  sicherzustellen, 
sofern  dieser  unabhängige  Netzbetreiber  oder  dieser  unab- 
hängige Übertragungsnetzbetreiber  sämtliche  Funktionen 
eines  Netzbetreibers  wahrnimmt  und  sofern  eine  detail- 
lierte Regulierung  und  umfassende  Regulierungskontroll- 
mechanismen gewährleistet  sind. 

(1 7)  Ist  das  Unternehmen,  das  Eigentümer  eines  Übertragungs- 
netzes ist,  am  3.  September  2009  Teil  eines  vertikal  inte- 
grierten Unternehmens,  sollten  die  Mitgliedstaaten  daher 
die  Möglichkeit  haben,  zwischen  einer  eigentumsrechtli- 
chen Entflechtung  und  der  Einrichtung  eines  Netz- 
betreibers oder  eines  Übertragungsnetzbetreibers,  der 
unabhängig  von  Versorgungs-  und  Erzeugungsinteressen 
ist,  zu  wählen. 

(18)  Damit  die  Interessen  der  Anteilseigner  von  vertikal  inte- 
grierten Unternehmen  in  vollem  Umfang  gewahrt  bleiben, 
sollten  die  Mitgliedstaaten  wählen  können  zwischen  einer 
eigentumsrechtlichen  Entflechtung  durch  direkte  Veräuße- 
rung und  einer  eigentumsrechtlichen  Entflechtung  durch 
Aufteilung  der  Anteile  des  integrierten  Unternehmens 
in  Anteile  des  Netzunternehmens  und  Anteile  des  verblei- 
benden Stromversorgungs-  und  Stromerzeugungs- 
unternehmens, sofern  die  mit  der  eigentumsrechtlichen 
Entflechtung  verbundenen  Anforderungen  erfüllt  werden. 


(2)  ABl.  L  24  vom  29.1.2004,  S.  1. 
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(19)  Dabei  sollte  die  volle  Effektivität  der  Lösung  in  Form  des 
unabhängigen  Netzbetreibers  (ISO)  oder  des  unabhängigen 
Übertragungsnetzbetreibers  (ITO)  durch  spezifische 
zusätzliche  Vorschriften  sichergestellt  werden.  Die  Vor- 
schriften für  den  unabhängigen  Übertragungsnetzbetreiber 
bieten  einen  geeigneten  Regelungsrahmen,  der  für  einen 
gerechten  Wettbewerb,  hinreichende  Investitionen,  den 
Zugang  neuer  Marktteilnehmer  und  die  Integration  der 
Strommärkte  sorgt.  Eine  wirksame  Entflechtung  mittels  der 
Vorschriften  für  die  unabhängigen  Übertragungsnetz- 
betreiber sollte  sich  auf  den  Pfeiler  der  Maßnahmen  zur 
Organisation  und  Verwaltung  der  Übertragungsnetz- 
betreiber und  den  Pfeiler  der  Maßnahmen  im  Bereich 
der  Investitionen,  des  Netzanschlusses  zusätzlicher 
Erzeugungskapazitäten  und  der  Integration  der  Märkte 
durch  regionale  Zusammenarbeit  stützen.  Die  Unabhän- 
gigkeit des  Übertragungsnetzbetreibers  sollte  ferner  unter 
anderem  durch  bestimmte  „Karenzzeiten"  sichergestellt 
werden,  in  denen  in  dem  vertikal  integrierten  Unterneh- 
men keine  Leitungsfunktion  ausgeübt  wird  oder  keine 
sonstige  wichtige  Funktion  wahrgenommen  wird,  die 
Zugang  zu  den  gleichen  Informationen  wie  eine  leitende 
Position  eröffnen.  Das  Modell  der  tatsächlichen  Entflech- 
tung unabhängiger  Übertragungsnetzbetreiber  entspricht 
den  Vorgaben,  die  der  Europäische  Rat  auf  seiner  Tagung 
vom  8.  und  9.  März  2007  festgelegt  hat. 

(20)  Damit  mehr  Wettbewerb  auf  dem  Elektrizitätsbinnenmarkt 
entsteht,  sollten  große  Nichthaushaltskunden  den  Anbie- 
ter wählen  und  zur  Deckung  ihres  Energiebedarfs  Aufträge 
an  mehrere  Anbieter  vergeben  können.  Die  Verbraucher 
sollten  vor  vertraglichen  Exklusivitätsklauseln  geschützt 
werden,  die  bewirken,  dass  Angebote  von  Mitbewerbern 
oder  ergänzende  Angebote  ausgeschlossen  werden. 

(21)  Ein  Mitgliedstaat  hat  das  Recht,  sich  für  eine  vollständige 
eigentumsrechtliche  Entflechtung  in  seinem  Hoheitsgebiet 
zu  entscheiden.  Hat  ein  Mitgliedstaat  dieses  Recht  ausge- 
übt, so  ist  ein  Unternehmen  nicht  berechtigt,  einen  unab- 
hängigen Netzbetreiber  oder  einen  unabhängigen 
Fernleitungsnetzbetreiber  zu  errichten.  Außerdem  kann  ein 
Unternehmen,  das  eine  der  Funktionen  Erzeugung  oder 
Versorgung  wahrnimmt,  nicht  direkt  oder  indirekt  die 
Kontrolle  über  einen  Übertragungsnetzbetreiber  aus  einem 
Mitgliedstaat,  der  sich  für  die  vollständige  eigentums- 
rechtliche Entflechtung  entschieden  hat,  oder  Rechte  an 
einem  solchen  Übertragungsnetzbetreiber  ausüben. 

(22)  Nach  der  vorliegenden  Richtlinie  gibt  es  verschiedene 
Arten  der  Marktorganisation  für  den  Energiebinnenmarkt. 
Die  Maßnahmen,  die  dieser  Mitgliedstaaten  gemäß  dieser 
Richtlinie  treffen  kann,  um  gleiche  Ausgangsbedingungen 
zu  gewährleisten,  sollten  auf  zwingenden  Gründen  des 
Allgemeininteresses  beruhen.  Die  Kommission  sollte  zur 
Frage  der  Vereinbarkeit  der  Maßnahmen  mit  dem  Vertrag 
und  dem  Gemeinschaftsrecht  gehört  werden. 

(23)  Bei  der  tatsächlichen  Entflechtung  sollte  dem  Grundsatz 
der  Nichtdiskriminierung  zwischen  öffentlichem  und  pri- 
vatem Sektor  Rechnung  getragen  werden.  Um  dies  zu 
erreichen,  sollte  nicht  ein  und  dieselbe  Person  die  Möglich- 
keit haben,  allein  oder  zusammen  mit  anderen  Personen 
unter  Verletzung  der  eigentumsrechtlichen  Entflechtung 


oder  der  Möglichkeit  der  Benennung  eines  unabhängigen 
Netzbetreibers  die  Kontrolle  oder  Rechte  in  Bezug  auf  die 
Zusammensetzung,  das  Abstimmungsverhalten  oder  die 
Beschlussfassung  der  Organe  sowohl  der  Übertragungs- 
netzbetreiber oder  Übertragungsnetze  als  auch  der 
Erzeugungs-  oder  Versorgungsunternehmen  auszuüben. 
Hinsichtlich  der  eigentumsrechtlichen  Entflechtung  und 
der  Unabhängigkeit  des  Netzbetreibers  sollte  es,  sofern  der 
betreffende  Mitgliedstaat  nachweisen  kann,  dass  diese 
Anforderung  erfüllt  ist,  zulässig  sein,  dass  zwei  voneinan- 
der getrennte  öffentliche  Einrichtungen  die  Kontrolle  über 
die  Erzeugungs-  und  Versorgungsaktivitäten  einerseits  und 
die  Übertragungsaktivitäten  andererseits  ausüben. 

(24)  Der  Grundsatz  der  tatsächlichen  Trennung  der  Netz- 
aktivitäten von  den  Versorgungs-  und  Erzeugungs- 
aktivitäten sollte  in  der  gesamten  Gemeinschaft  sowohl 
für  Gemeinschaftsunternehmen  als  auch  für  Nicht- 
gemeinschaftsunternehmen  gelten.  Um  sicherzustellen, 
dass  die  Netzaktivitäten  und  die  Versorgungs-  und 
Erzeugungsaktivitäten  in  der  gesamten  Gemeinschaft 
unabhängig  voneinander  bleiben,  sollten  die  Regulierungs- 
behörden die  Befugnis  erhalten,  Übertragungsnetzbetrei- 
bern, die  die  Entflechtungsvorschriften  nicht  erfüllen,  eine 
Zertifizierung  zu  verweigern.  Um  eine  kohärente, 
gemeinschaftsweite  Anwendung  dieser  Vorschriften 
sicherzustellen,  sollten  die  Regulierungsbehörden  bei  Ent- 
scheidungen über  die  Zertifizierung  der  Stellungnahme  der 
Kommission  so  weit  wie  möglich  Rechnung  tragen.  Um 
ferner  die  Einhaltung  der  internationalen  Verpflichtungen 
der  Gemeinschaft  sowie  die  Solidarität  und  die  Energie- 
sicherheit in  der  Gemeinschaft  zu  gewährleisten,  sollte  die 
Kommission  die  Befugnis  haben,  eine  Stellungnahme  zur 
Zertifizierung  in  Bezug  auf  einen  Übertragungsnetz- 
eigentümer oder  -betreiber,  der  von  einer  oder  mehreren 
Personen  aus  einem  oder  mehreren  Drittländern  kontrol- 
liert wird,  abzugeben. 

(25)  Die  Sicherheit  der  Energieversorgung  ist  ein  Kernelement 
der  öffentlichen  Sicherheit  und  daher  bereits  von  Natur  aus 
direkt  verbunden  mit  dem  effizienten  Funktionieren  des 
Elektrizitätsbinnenmarktes  und  der  Integration  der  isolier- 
ten Strommärkte  der  Mitgliedstaaten.  Die  Versorgung  der 
Bürger  der  Union  mit  Elektrizität  kann  nur  über  Netze 
erfolgen.  Funktionsfähige  Strommärkte  und  im  Besonde- 
ren Netze  sowie  andere  mit  der  Stromversorgung  verbun- 
dene Anlagen  sind  von  wesentlicher  Bedeutung  für  die 
öffentliche  Sicherheit,  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  Wirt- 
schaft und  das  Wohl  der  Bürger  der  Union.  Personen  aus 
Drittländern  sollte  es  daher  nur  dann  gestattet  sein,  die 
Kontrolle  über  ein  Übertragungsnetz  oder  einen 
Übertragungsnetzbetreiber  auszuüben,  wenn  sie  die  inner- 
halb der  Gemeinschaft  geltenden  Anforderungen  einer  tat- 
sächlichen Trennung  erfüllen.  Unbeschadet  der 
internationalen  Verpflichtungen  der  Gemeinschaft  ist  die 
Gemeinschaft  der  Ansicht,  dass  der  Stromübertragungs- 
netzsektor  für  die  Gemeinschaft  von  großer  Bedeutung  ist 
und  daher  zusätzliche  Schutzmaßnahmen  hinsichtlich  der 
Aufrechterhaltung  der  Energieversorgungssicherheit  in  der 
Gemeinschaft  erforderlich  sind,  um  eine  Bedrohung  der 
öffentlichen  Ordnung  und  der  öffentlichen  Sicherheit  in 
der  Gemeinschaft  und  des  Wohlergehens  der  Bürger  der 
Union  zu  vermeiden.  Die  Energieversorgungssicherheit  in 
der  Gemeinschaft  erfordert  insbesondere  eine  Bewertung 
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der  Unabhängigkeit  des  Netzbetriebs,  des  Grades  der 
Abhängigkeit  der  Gemeinschaft  und  einzelner  Mitglied- 
staaten von  Energielieferungen  aus  Drittländern  und  der 
Frage,  welche  Bedingungen  für  Energiehandel  und 
-investitionen  von  inländischer  und  ausländischer  Seite  in 
einem  bestimmten  Drittland  herrschen.  Die  Versorgungs- 
sicherheit sollte  daher  unter  Berücksichtigung  der  beson- 
deren Umstände  jedes  Einzelfalls  sowie  der  aus  dem 
Völkerrecht  —  insbesondere  aus  den  internationalen 
Abkommen  zwischen  der  Gemeinschaft  und  dem  betref- 
fenden Drittland  —  erwachsenden  Rechte  und  Pflichte 
bewertet  werden.  Gegebenenfalls  wird  die  Kommission 
aufgefordert,  Empfehlungen  zur  Aushandlung  einschlägi- 
ger Abkommen  mit  Drittländern  vorzulegen,  in  denen  die 
Sicherheit  der  Energieversorgung  der  Gemeinschaft  behan- 
delt wird,  oder  zur  Aufnahme  der  erforderlichen  Aspekte 
in  andere  Verhandlungen  mit  diesen  Drittländern. 

(26)  Ein  nichtdiskriminierender  Zugang  zum  Verteilernetz  ist 
Voraussetzung  für  den  nachgelagerten  Zugang  zu  den  End- 
kunden. In  Bezug  auf  den  Netzzugang  und  Investitionen 
Dritter  stellt  sich  die  Diskriminierungsproblematik  dage- 
gen weniger  auf  der  Ebene  der  Verteilung  als  vielmehr  auf 
der  Ebene  der  Übertragung,  wo  Engpässe  und  der  Einfluss 
von  Erzeugungs-  oder  Versorgungsinteressen  im  Allgemei- 
nen ausgeprägter  sind  als  auf  der  Verteilerebene.  Überdies 
wurde  die  rechtliche  und  funktionale  Entflechtung  der 
Verteilernetzbetreiber  gemäß  der  Richtlinie  2003/54/EG 
erst  am  1.  Juli  2007  verpflichtend,  und  ihre  Auswirkungen 
auf  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  müssen  erst  noch  bewer- 
tet werden.  Die  geltenden  Vorschriften  für  die  rechtliche 
und  funktionale  Entflechtung  können  zu  einer  wirksamen 
Entflechtung  führen,  wenn  sie  klarer  formuliert,  ordnungs- 
gemäß umgesetzt  und  genau  überwacht  werden.  Mit  Blick 
auf  die  Schaffung  gleicher  Bedingungen  auf  der  Ebene  der 
Endkunden  sollten  die  Aktivitäten  der  Verteilernetz- 
betreiber überwacht  werden,  damit  sie  ihre  vertikale  Inte- 
gration nicht  dazu  nutzen,  ihre  Wettbewerbsposition  auf 
dem  Markt,  insbesondere  bei  Haushalts-  und  kleinen  Nicht- 
haushaltskunden,  zu  stärken. 

(27)  Die  Mitgliedstaaten  unterstützen  die  Modernisierung  der 
Verteilernetze  —  beispielsweise  durch  Einführung  intelli- 
genter Netze  —  die  so  gestaltet  werden  sollten,  dass  dezen- 
trale Energieerzeugung  und  Energieeffizienz  gefördert 
werden. 

(28)  Im  Fall  kleiner  Netze  kann  es  notwendig  sein,  dass  die 
Hilfsdienste  von  Übertragungsnetzbetreibern  bereitgestellt 
werden,  die  mit  dem  kleinen  Netz  einen  Verbund  bilden. 

(29)  Damit  kleine  Verteilernetzbetreiber  finanziell  und  adminis- 
trativ nicht  unverhältnismäßig  stark  belastet  werden,  soll- 
ten die  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit  haben,  die 
betroffenen  Unternehmen  erforderlichenfalls  von  den  Vor- 
schriften für  die  rechtliche  Entflechtung  der  Verteilung 
auszunehmen. 

(30)  Wo  im  Interesse  der  optimalen  Effizienz  integrierter  Ener- 
gieversorgung ein  geschlossenes  Verteilernetz  betrieben 
wird  und  besondere  Betriebsnormen  erforderlich  sind  oder 
ein  geschlossenes  Verteilernetz  in  erster  Linie  für  die  Zwe- 
cke des  Netzeigentümers  betrieben  wird,  sollte  die 


Möglichkeit  bestehen,  den  Verteilernetzbetreiber  von  Ver- 
pflichtungen zu  befreien,  die  bei  ihm  —  aufgrund  der 
besonderen  Art  der  Beziehung  zwischen  dem 
Verteilernetzbetreiber  und  den  Netzbenutzern  —  einen 
unnötigen  Verwaltungsaufwand  verursachen  würden.  Bei 
Industrie-  oder  Gewerbegebieten  oder  Gebieten,  in  denen 
Leistungen  gemeinsam  genutzt  werden,  wie  Bahnhofs- 
gebäuden, Flughäfen,  Krankenhäusern,  großen  Camping- 
plätzen mit  integrierten  Anlagen  oder  Standorten  der 
Chemieindustrie  können  aufgrund  der  besonderen  Art  der 
Betriebsabläufe  geschlossene  Verteilernetze  bestehen. 

(31)  Die  Genehmigungsverfahren  sollten  nicht  zu  einem 
Verwaltungsaufwand  führen,  der  in  keinem  Verhältnis  zur 
Größe  und  zur  möglichen  Wirkung  der  Elektrizitätserzeu- 
ger steht.  Unangemessen  lange  Genehmigungsverfahren 
können  ein  Zugangshindernis  für  neue  Marktteilnehmer 
bilden. 

(32)  Es  sollten  weitere  Maßnahmen  ergriffen  werden,  um  sicher- 
zustellen, dass  die  Tarife  für  den  Netzzugang  transparent 
und  nichtdiskriminierend  sind.  Diese  Tarife  sollten  auf 
nichtdiskriminierende  Weise  für  alle  Netzbenutzer  gelten. 

(33)  Die  Richtlinie  2003/54/EG  verpflichtet  die  Mitgliedstaaten 
zur  Einrichtung  von  Regulierungsbehörden  mit  spezifi- 
schen Zuständigkeiten.  Die  Erfahrung  zeigt  allerdings,  dass 
die  Effektivität  der  Regulierung  vielfach  aufgrund  mangeln- 
der Unabhängigkeit  der  Regulierungsbehörden  von  der 
Regierung  sowie  unzureichender  Befugnisse  und 
Ermessensfreiheit  eingeschränkt  wird.  Daher  hat  der  Euro- 
päische Rat  die  Kommission  auf  seiner  Tagung  vom  8.  und 
9.  März  2007  aufgefordert,  Legislatiworschläge  auszuar- 
beiten, die  eine  weitere  Harmonisierung  der  Befugnisse 
und  eine  Stärkung  der  Unabhängigkeit  der  nationalen 
Regulierungsbehörden  vorsehen.  Diese  nationalen 
Regulierungsbehörden  sollten  sowohl  den  Elektrizitäts-  als 
auch  den  Gassektor  abdecken  können. 

(34)  Damit  der  Elektrizitätsbinnenmarkt  ordnungsgemäß  funkti- 
onieren kann,  müssen  die  Regulierungsbehörden  Entschei- 
dungen in  allen  relevanten  Regulierungsangelegenheiten 
treffen  können  und  völlig  unabhängig  von  anderen  öffent- 
lichen oder  privaten  Interessen  sein.  Dies  steht  weder  einer 
gerichtlichen  Überprüfung  noch  einer  parlamentarischen 
Kontrolle  nach  dem  Verfassungsrecht  der  Mitgliedstaaten 
entgegen.  Außerdem  sollte  die  Zustimmung  des  nationalen 
Gesetzgebers  zum  Haushaltsplan  der  Regulierungsbehörden 
die  Haushaltsautonomie  nicht  beeinträchtigen.  Die  Bestim- 
mungen bezüglich  der  Autonomie  bei  der  Ausführung  des 
der  Regulierungsbehörde  zugewiesenen  Haushalts  sollten 
gemäß  dem  Rechtsrahmen  der  einzelstaatlichen  Haushalts- 
vorschriften und  -regeln  angewandt  werden.  Die  Mit- 
gliedstaaten tragen  zur  Unabhängigkeit  der  nationalen 
Regulierungsbehörde  von  jeglicher  Einflussnahme  aus  Poli- 
tik oder  Wirtschaft  durch  ein  geeignetes  Rotationsverfahren 
bei,  sollten  aber  die  Möglichkeit  haben,  der  Verfügbarkeit 
personeller  Ressourcen  und  der  Größe  des  Gremiums  jedoch 
gebührend  Rechnung  zu  tragen. 

(35)  Zur  Sicherstellung  eines  effektiven  Marktzugangs  für  alle 
Marktteilnehmer,  einschließlich  neuer  Marktteilnehmer, 
bedarf    es    nichtdiskriminierender,  kostenorientierter 
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Ausgleichsmechanismen.  Sobald  der  Elektrizitätsmarkt 
einen  ausreichenden  Liquiditätsstand  erreicht  hat,  sollte 
dies  durch  den  Aufbau  transparenter  Marktmechanismen 
für  die  Lieferung  und  den  Bezug  von  Elektrizität  zur 
Deckung  des  Ausgleichsbedarfs  realisiert  werden.  Solange 
derartige  liquide  Märkte  fehlen,  sollten  die  nationalen 
Regulierungsbehörden  aktiv  darauf  hinwirken,  dass  die 
Tarife  für  Ausgleichsleistungen  nichtdiskriminierend  und 
kostenorientiert  sind.  Gleichzeitig  sollten  geeignete 
Anreize  gegeben  werden,  um  die  Einspeisung  und 
Abnahme  von  Elektrizität  auszugleichen  und  das  System 
nicht  zu  gefährden.  Die  Übertragungsnetzbetreiber  sollten 
Endkunden  und  Akteuren,  die  Endkunden  zusammenfas- 
sen, die  Teilnahme  an  den  Reserve-  und  Ausgleichsmärkten 
ermöglichen. 

(36)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  sollten  die  Möglich- 
keit haben,  die  Tarife  oder  die  Tarifberechnungsmethoden 
auf  der  Grundlage  eines  Vorschlags  des  Ubertragungsnetz- 
betreibers  oder  des  (der)  Verteilernetzbetreiber(s)  oder  auf 
der  Grundlage  eines  zwischen  diesen  Betreibern  und  den 
Netzbenutzern  abgestimmten  Vorschlags  festzusetzen  oder 
zu  genehmigen.  Dabei  sollten  die  nationalen  Regulierungs- 
behörden sicherstellen,  dass  die  Tarife  für  die  Übertragung 
und  Verteilung  nichtdiskriminierend  und  kostenorientiert 
sind  und  die  langfristig  durch  dezentrale  Elektrizitätser- 
zeugung und  Nachfragesteuerung  vermiedenen  Netzgrenz- 
kosten berücksichtigen. 

(37)  Die  Regulierungsbehörden  sollten  über  die  Befugnis  verfü- 
gen, Entscheidungen  zu  erlassen,  die  für  die  Elektrizitäts- 
unternehmen bindend  sind,  und  wirksame, 
verhältnismäßige  und  abschreckende  Sanktionen  gegen 
Elektrizitätsunternehmen,  die  ihren  Verpflichtungen  nicht 
nachkommen,  entweder  selbst  zu  verhängen  oder  einem 
zuständigen  Gericht  die  Verhängung  solcher  Sanktionen 
gegen  solche  Unternehmen  vorzuschlagen.  Auch  sollte  den 
Regulierungsbehörden  die  Befugnis  zuerkannt  werden, 
unabhängig  von  der  Anwendung  der  Wettbewerbsregeln 
über  geeignete  Maßnahmen  zu  entscheiden,  die  durch  För- 
derung eines  wirksamen  Wettbewerbs  als  Voraussetzung 
für  einen  ordnungsgemäß  funktionierenden  Energie- 
binnenmarkt Vorteile  für  die  Kunden  herbeiführen.  Die 
Errichtung  virtueller  Kraftwerke  —  Programme  zur  Frei- 
gabe von  Elektrizität,  durch  die  Elektrizitätsunternehmen 
dazu  verpflichtet  werden,  eine  bestimmte  Menge  an  Elek- 
trizität entweder  zu  verkaufen  oder  zur  Verfügung  zu  stel- 
len oder  interessierten  Versorgern  für  einen  bestimmten 
Zeitraum  Zugang  zu  einem  Teil  ihrer  Erzeugungskapazität 
zu  gewähren  ist  eine  der  möglichen  Maßnahmen,  um  auf 
einen  wirksamen  Wettbewerb  hinzuwirken  und  das  ord- 
nungsgemäße Funktionieren  des  Marktes  sicherzustellen. 
Die  Regulierungsbehörden  sollten  ferner  über  die  Befugnis 
verfügen,  dazu  beizutragen,  hohe  Standards  bei  der 
Gewährleistung  der  Grundversorgung  und  der  Erfüllung 
gemeinwirtschaftlicher  Verpflichtungen  in  Übereinstim- 
mung mit  den  Erfordernissen  einer  Marktöffnung,  den 
Schutz  benachteiligter  Kunden  und  die  volle  Wirksamkeit 
der  zum  Schutz  der  Kunden  ergriffenen  Maßnahmen  zu 
gewährleisten.  Diese  Vorschriften  sollten  weder  die  Befug- 
nisse der  Kommission  bezüglich  der  Anwendung  der 
Wettbewerbsregeln,  einschließlich  der  Prüfung  von  Unter- 
nehmenszusammenschlüssen, die  eine  gemeinschaftliche 
Dimension  aufweisen,  noch  die  Binnenmarktregeln,  etwa 


die  Vorschriften  zum  freien  Kapitalverkehr,  berühren.  Die 
unabhängige  Stelle,  bei  der  eine  von  einer  Entscheidung 
einer  nationalen  Regulierungsbehörde  betroffene  Partei 
Rechtsbehelfe  einlegen  kann,  kann  ein  Gericht  oder  eine 
andere  gerichtliche  Stelle  sein,  die  ermächtigt  ist,  eine 
gerichtliche  Überprüfung  durchzuführen. 

(38)  Bei  einer  Harmonisierung  der  Befugnisse  der  nationalen 
Regulierungsbehörden  sollte  auch  die  Befugnis  vorgesehen 
werden,  Elektrizitätsunternehmen  Anreize  zu  bieten  sowie 
wirksame,  verhältnismäßige  und  abschreckende  Sanktio- 
nen gegen  sie  zu  verhängen  oder  bei  einem  Gericht  die 
Verhängung  solcher  Sanktionen  vorzuschlagen.  Darüber 
hinaus  sollten  die  Regulierungsbehörden  befugt  sein,  alle 
relevanten  Informationen  von  Elektrizitätsunternehmen 
anzufordern,  angemessene  und  ausreichende  Untersu- 
chungen vorzunehmen  und  Streitigkeiten  zu  schlichten. 

(39)  Dem  Elektrizitätsbinnenmarkt  mangelt  es  an  Liquidität  und 
Transparenz,  was  eine  effiziente  Ressourcenallokation, 
Risikoabsicherung  und  neue  Markteintritte  behindert.  Die 
Verbesserung  des  Wettbewerbs  und  der  Versorgungs- 
sicherheit durch  leichteren  Anschluss  neuer  Kraftwerke  in 
das  Elektrizitätsnetz  in  allen  Mitgliedstaaten,  insbesondere 
zugunsten  neuer  Marktteilnehmer,  ist  notwendig.  Das  Ver- 
trauen in  den  Markt  und  in  seine  Liquidität  und  die  Zahl 
der  Marktteilnehmer  müssen  zunehmen,  weshalb  die 
Regulierungsaufsicht  über  Unternehmen,  die  in  der  Elek- 
trizitätsversorgung tätig  sind,  ausgebaut  werden  muss. 
Anforderungen  dieser  Art  sollten  das  bestehende 
Gemeinschaftsrecht  im  Bereich  der  Finanzmärkte  nicht 
berühren  und  mit  diesen  vereinbar  sein.  Die  Energie- 
regulierungsbehörden und  die  Finanzmarktregulierungs- 
behörden  müssen  kooperieren,  um  einander  zu  befähigen, 
einen  Überblick  über  die  betroffenen  Märkte  zu 
bekommen. 

(40)  Bevor  die  Kommission  Leitlinien  zur  Festlegung  der  Auf- 
bewahrungsanforderungen erlässt,  sollten  die  nach  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009  zur  Gründung 
einer  Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der  Energie- 
regulierungsbehörden (')  errichtete  Agentur  (nachstehend 
„Agentur"  genannt)  und  der  durch  den  Beschluss 
2009/77/EG  der  Kommission  (2)  eingerichtete  Ausschuss 
der  europäischen  Wertpapierregulierungsbehörden  (CESR) 
den  Inhalt  der  Leitlinien  gemeinsam  prüfen  und  die  Kom- 
mission dazu  beraten.  Die  Agentur  und  der  Ausschuss  der 
europäischen  Wertpapierregulierungsbehörden  sollten  fer- 
ner zusammenarbeiten,  um  weiter  zu  untersuchen,  ob 
Transaktionen  mit  Stromversorgungsverträgen  und  Strom- 
derivaten Gegenstand  von  vor-  und  nachbörslichen 
Transparenzanforderungen  sein  sollten  und,  wenn  ja,  wel- 
chen Inhalt  diese  Anforderungen  haben  sollten,  und  um 
diesbezüglich  beratend  tätig  zu  sein. 

(41)  Die  Mitgliedstaaten  oder,  sofern  ein  Mitgliedstaat  dies  vor- 
sieht, die  Regulierungsbehörde  sollten  die  Ausarbeitung 
unterbrechbarer  Lieferverträge  fördern. 

(42)  Überall  in  der  Gemeinschaft  sollten  Industrie  und  Handel, 
einschließlich  der  kleinen  und  mittleren  Unternehmen, 


(!)  Siehe  Seite  1  dieses  Amtsblatts. 
(2)  ABl.  L  25  vom  29.1.2009,  S.  18. 
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sowie  die  Bürger  der  Union,  die  von  den  wirtschaftlichen 
Vorteilen  des  Binnenmarktes  profitieren,  aus  Gründen  der 
Gerechtigkeit  und  der  Wettbewerbsfähigkeit  und  indirekt 
zur  Schaffung  von  Arbeitsplätzen  auch  ein  hohes 
Verbraucherschutzniveau  genießen  können  und  insbeson- 
dere die  Haushalte  und,  soweit  die  Mitgliedstaaten  dies  für 
angemessen  halten,  Kleinunternehmen  in  den  Genuss 
gemeinwirtschaftlicher  Leistungen  kommen  können,  ins- 
besondere hinsichtlich  Versorgungssicherheit  und  ange- 
messener Tarife.  Darüber  hinaus  sollten  diese  Kunden  ein 
Recht  auf  Wahlmöglichkeiten,  Fairness,  Interessen- 
vertretung und  die  Inanspruchnahme  eines  Streit- 
beilegungsverfahrens haben. 


(43)  Fast  alle  Mitgliedstaaten  haben  sich  dafür  entschieden,  den 
Wettbewerb  im  Elektrizitätserzeugungsmarkt  durch  ein 
transparentes  Genehmigungsverfahren  zu  gewährleisten. 
Die  Mitgliedstaaten  sollten  jedoch  die  Möglichkeit  vorse- 
hen, zur  Versorgungssicherheit  durch  eine  Ausschreibung 
oder  ein  vergleichbares  Verfahren  für  den  Fall  beizutragen, 
dass  sich  im  Wege  des  Genehmigungsverfahrens  keine  aus- 
reichenden Elektrizitätserzeugungskapazitäten  schaffen 
lassen.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  die  Möglichkeit  haben, 
im  Interesse  des  Umweltschutzes  und  der  Förderung  neuer, 
noch  nicht  ausgereifter  Technologien  Kapazitäten  auf  der 
Grundlage  veröffentlichter  Kriterien  auszuschreiben.  Die 
neuen  Kapazitäten  schließen  unter  anderem  Elektrizität  aus 
erneuerbaren  Energiequellen  und  Kraft- Wärme-Kopplung 
ein. 


(44)  Im  Interesse  der  Versorgungssicherheit  sollte  das  Gleichge- 
wicht zwischen  Angebot  und  Nachfrage  in  den  einzelnen 
Mitgliedstaaten  beobachtet  und  anschließend  ein  Gesamt- 
bericht über  die  Versorgungssicherheit  in  der  Gemein- 
schaft angefertigt  werden,  in  dem  die  zwischen 
verschiedenen  Gebieten  bestehende  Verbindungskapazität 
berücksichtigt  wird.  Die  Beobachtung  sollte  so  frühzeitig 
erfolgen,  dass  die  geeigneten  Maßnahmen  getroffen  wer- 
den können,  wenn  die  Versorgungssicherheit  gefährdet 
sein  sollte.  Der  Aufbau  und  der  Erhalt  der  erforderlichen 
Netzinfrastruktur  einschließlich  der  Verbundmöglichkeiten 
sollten  zu  einer  stabilen  Elektrizitätsversorgung  beitragen. 
Der  Aufbau  und  der  Erhalt  der  erforderlichen  Netz- 
infrastruktur einschließlich  der  Verbundmöglichkeiten 
und  der  dezentralen  Elektrizitätserzeugung  sind  wich- 
tige Elemente,  um  eine  stabile  Elektrizitätsversorgung 
sicherzustellen. 


(45)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  dafür  Sorge  tragen,  dass 
Haushalts-Kunden  und,  soweit  die  Mitgliedstaaten  dies  für 
angezeigt  halten,  Kleinunternehmen  das  Recht  auf  Versor- 
gung mit  Elektrizität  einer  bestimmten  Qualität  zu  leicht 
vergleichbaren,  transparenten  und  angemessenen  Preisen 
haben.  Damit  gewährleistet  ist,  dass  die  Qualität  gemein- 
wirtschaftlicher Leistungen  in  der  Gemeinschaft  weiterhin 
hohen  Standards  entspricht,  sollten  die  Mitgliedstaaten  die 
Kommission  regelmäßig  über  alle  zur  Erreichung  der  Ziele 
dieser  Richtlinie  getroffenen  Maßnahmen  unterrichten.  Die 
Kommission  sollte  regelmäßig  einen  Bericht  veröffentli- 
chen, in  dem  die  Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten  zur  Errei- 
chung gemeinwirtschaftlicher  Ziele  untersucht  und  in  ihrer 
Wirksamkeit  verglichen  werden,  um  Empfehlungen  für 
Maßnahmen  auszusprechen,  die  auf  einzelstaatlicher 


Ebene  zur  Gewährleistung  einer  hohen  Qualität  der 
gemeinwirtschaftlichen  Leistungen  zu  ergreifen  sind.  Die 
Mitgliedstaaten  sollten  die  erforderlichen  Maßnahmen  zum 
Schutz  benachteiligter  Kunden  auf  dem  Elektrizitäts- 
binnenmarkt treffen.  Die  Maßnahmen  können  nach  den 
jeweiligen  Gegebenheiten  in  den  entsprechenden  Mitglied- 
staaten unterschiedlich  sein  und  spezifische  Maßnahmen 
für  die  Begleichung  von  Stromrechnungen  oder  allgemei- 
nere Maßnahmen  innerhalb  des  Sozialsicherungssystems 
beinhalten.  Wird  die  Grundversorgung  auch  kleinen  Unter- 
nehmen angeboten,  so  können  die  Maßnahmen  zur 
Gewährleistung  dieses  Angebots  unterschiedlich  ausfallen, 
je  nachdem,  ob  sie  für  Haushalts-Kunden  und  kleine  Unter- 
nehmen gedacht  sind. 

(46)  Die  Erfüllung  gemeinwirtschaftlicher  Verpflichtungen  ist 
eine  grundlegende  Anforderung  dieser  Richtlinie,  und  es  ist 
wichtig,  dass  in  dieser  Richtlinie  von  allen  Mitgliedstaaten 
einzuhaltende  gemeinsame  Mindestnormen  festgelegt 
werden,  die  den  Zielen  des  Verbraucherschutzes,  der 
Versorgungssicherheit,  des  Umweltschutzes  und  einer 
gleichwertigen  Wettbewerbsintensität  in  allen  Mitgliedstaa- 
ten Rechnung  tragen.  Gemeinwirtschaftliche  Verpflichtun- 
gen müssen  unter  Berücksichtigung  der  einzelstaatlichen 
Gegebenheiten  aus  nationaler  Sicht  ausgelegt  werden  kön- 
nen, wobei  das  Gemeinschaftsrecht  einzuhalten  ist. 

(47)  Es  sollte  den  Mitgliedstaaten  möglich  sein,  einen  Versorger 
letzter  Instanz  zu  benennen.  Hierbei  kann  es  sich  um  die 
Verkaufsabteilung  eines  vertikal  integrierten  Unterneh- 
mens handeln,  das  auch  die  Tätigkeit  der  Verteilung  aus- 
übt, sofern  die  Entflechtungsanforderungen  erfüllt  sind. 

(48)  Die  von  den  Mitgliedstaaten  zur  Erreichung  der  Ziele  des 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Zusammenhalts  ergriffenen 
Maßnahmen  können  insbesondere  die  Schaffung  geeigne- 
ter wirtschaftlicher  Anreize,  gegebenenfalls  unter  Einsatz 
aller  auf  einzelstaatlicher  Ebene  oder  Gemeinschaftsebene 
vorhandenen  Instrumente,  umfassen.  Zu  solchen  Instru- 
menten können  auch  Haftungsregelungen  zur  Absiche- 
rung der  erforderlichen  Investitionen  zählen. 

(49)  Soweit  die  von  den  Mitgliedstaaten  zur  Erfüllung  gemein- 
wirtschaftlicher Verpflichtungen  getroffenen  Maßnahmen 
staatliche  Beihilfen  nach  Artikel  87  Absatz  1  des  Vertrags 
darstellen,  sind  sie  der  Kommission  gemäß  Artikel  88 
Absatz  3  des  Vertrags  mitzuteilen. 

(50)  Die  gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen,  auch  jene  zur 
Gewährleistung  der  Grundversorgung,  und  die  daraus 
resultierenden  gemeinsamen  Mindeststandards  müssen 
weiter  gestärkt  werden,  damit  sichergestellt  werden  kann, 
dass  die  Vorteile  des  Wettbewerbs  und  gerechter  Preise 
allen  Verbrauchern,  vor  allem  schutzbedürftigen  Verbrau- 
chern, zugute  kommen.  Die  gemeinwirtschaftlichen  Ver- 
pflichtungen sollten  auf  nationaler  Ebene,  unter 
Berücksichtigung  der  nationalen  Bedingungen  und  unter 
Wahrung  des  Gemeinschaftsrechts,  festgelegt  werden;  das 
Gemeinschafts  recht  sollte  jedoch  von  den  Mitgliedstaaten 
beachtet  werden.  Die  Unionsbürger  und,  soweit  die  Mit- 
gliedstaaten dies  für  angezeigt  halten,  Kleinunternehmen 
sollten  sich  gerade  hinsichtlich  der  Versorgungssicherheit 
und  der  Angemessenheit  der  Preise  darauf  verlassen  kön- 
nen, dass  die  gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen 
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erfüllt  werden.  Ein  zentraler  Aspekt  in  der  Versorgung  der 
Kunden  ist  der  Zugang  zu  objektiven  und  transparenten 
Verbrauchsdaten.  Deshalb  sollten  die  Verbraucher  Zugang 
zu  ihren  Verbrauchsdaten  und  den  damit  verbundenen 
Preisen  und  Dienstleistungskosten  haben,  so  dass  sie  die 
Wettbewerber  auffordern  können,  ein  Angebot  auf  der 
Grundlage  dieser  Daten  zu  unterbreiten.  Auch  sollten  die 
Verbraucher  Anspruch  darauf  haben,  in  angemessener 
Form  über  ihren  Energieverbrauch  informiert  zu  werden. 
Vorauszahlungen  sollten  den  wahrscheinlichen  Stromver- 
brauch widerspiegeln,  und  die  unterschiedlichen  Zahlungs- 
systeme sollten  diskriminierungsfrei  sein.  Sofern  die 
Verbraucher  ausreichend  häufig  über  die  Energiekosten 
informiert  werden,  schafft  dies  Anreize  für  Energieeinspa- 
rungen, da  die  Kunden  auf  diese  Weise  eine  direkte  Rück- 
meldung über  die  Auswirkungen  von  Investitionen  in  die 
Energieeffizienz  wie  auch  von  Verhaltensänderungen 
erhalten.  In  dieser  Hinsicht  wird  die  vollständige  Umset- 
zung der  Richtlinie  2006/32/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  5.  April  2006  über 
Endenergieeffizienz  und  Energiedienstleistungen  (')  den 
Verbrauchern  helfen,  ihre  Energiekosten  zu  senken. 

(51)  Im  Mittelpunkt  dieser  Richtlinie  sollten  die  Belange  der 
Verbraucher  stehen,  und  die  Gewährleistung  der 
Dienstleistungsqualität  sollte  zentraler  Bestandteil  der  Auf- 
gaben von  Elektrizitätsunternehmen  sein.  Die  bestehenden 
Verbraucherrechte  müssen  gestärkt  und  abgesichert  wer- 
den und  sollten  auch  auf  mehr  Transparenz  ausgerichtet 
sein.  Durch  den  Verbraucherschutz  sollte  sichergestellt 
werden,  dass  allen  Kunden  im  größeren  Kontext  der 
Gemeinschaft  die  Vorzüge  eines  Wettbewerbsmarktes 
zugute  kommen.  Die  Rechte  der  Verbraucher  sollten  von 
den  Mitgliedstaaten  oder,  sofern  dies  von  einem  Mitglied- 
staat so  vorgesehen  ist,  von  den  Regulierungsbehörden 
durchgesetzt  werden. 

(52)  Die  Verbraucher  sollten  klar  und  verständlich  über  ihre 
Rechte  gegenüber  dem  Energiesektor  informiert  werden.  Die 
Kommission  sollte  nach  Absprache  mit  den  relevanten 
Interessenträgern,  einschließlich  der  Mitgliedstaaten,  natio- 
nalen Regulierungsbehörden,  Verbraucherorganisationen 
und  Elektrizitätsunternehmen,  eine  verständliche,  benutzer- 
freundliche Checkliste  für  Energieverbraucher  erstellen,  die 
praktische  Informationen  für  die  Verbraucher  über  ihre 
Rechte  enthält.  Diese  Checkliste  sollte  allen  Verbrauchern 
zur  Verfügung  gestellt  und  öffentlich  zugänglich  gemacht 
werden. 

(53)  Die  Energiearmut  ist  in  der  Gemeinschaft  ein  wachsendes 
Problem.  Mitgliedstaaten,  die  davon  betroffen  sind,  sollten 
deshalb,  falls  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  nationale 
Aktionspläne  oder  einen  anderen  geeigneten  Rahmen  zur 
Bekämpfung  der  Energiearmut  schaffen,  die  zum  Ziel 
haben,  die  Zahl  der  darunter  leidenden  Menschen  zu  ver- 
ringern. Die  Mitgliedstaaten  sollten  in  jedem  Fall  eine  aus- 
reichende Energieversorgung  für  schutzbedürftige  Kunden 
gewährleisten.  Dazu  könnte  auf  ein  umfassendes  Gesamt- 
konzept, beispielsweise  im  Rahmen  der  Sozialpolitik, 
zurückgegriffen  werden,  und  es  könnten  sozialpolitische 
Maßnahmen  oder  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der 


(!)  ABl.  L  114  vom  27.4.2006,  S.  64. 


Energieeffizienz  von  Wohngebäuden  getroffen  werden. 
Zumindest  sollte  mit  dieser  Richtlinie  die  Möglichkeit  dafür 
geschaffen  werden,  dass  schutzbedürftige  Kunden  durch 
politische  Maßnahmen  auf  nationaler  Ebene  begünstigt 
werden. 

(54)  Ein  besserer  Verbraucherschutz  ist  gewährleistet,  wenn  für 
alle  Verbraucher  ein  Zugang  zu  wirksamen  Streit- 
beilegungsverfahren besteht.  Die  Mitgliedstaaten  sollten 
Verfahren  zur  schnellen  und  wirksamen  Behandlung  von 
Beschwerden  einrichten. 

(5  5)  Die  Einführung  intelligenter  Messsysteme  sollte  nach  wirt- 
schaftlichen Erwägungen  erfolgen  können.  Führen  diese 
Erwägungen  zu  dem  Schluss,  dass  die  Einführung  solcher 
Messsysteme  nur  im  Falle  von  Verbrauchern  mit  einem 
bestimmten  Mindeststromverbrauch  wirtschaftlich  ver- 
nünftig und  kostengünstig  ist,  sollten  die  Mitgliedstaaten 
dies  bei  der  Einführung  intelligenter  Messsysteme  berück- 
sichtigen können. 

(56)  Die  Marktpreise  sollten  die  richtigen  Impulse  für  den  Aus- 
bau des  Netzes  und  für  Investitionen  in  neue 
Stromerzeugungsanlagen  setzen. 

(57)  Für  die  Mitgliedstaaten  sollte  es  die  oberste  Priorität  sein, 
den  fairen  Wettbewerb  und  einen  freien  Marktzugang  für 
die  einzelnen  Versorger  und  die  Entwicklung  von  Kapazi- 
täten für  neue  Erzeugungsanlagen  zu  fördern,  damit  die 
Verbraucher  die  Vorzüge  eines  liberalisierten  Elektrizitäts- 
binnenmarkts im  vollen  Umfang  nutzen  können. 

(58)  Zur  Schaffung  des  Elektrizitätsbinnenmarktes  sollten  die 
Mitgliedstaaten  die  Integration  ihrer  nationalen  Märkte  und 
die  Zusammenarbeit  der  Netzbetreiber  auf  Gemeinschafts- 
und regionaler  Ebene  fördern,  wobei  dies  auch  die  in  der 
Gemeinschaft  nach  wie  vor  bestehenden  isolierte  „Strom- 
inseln" bildenden  Netze  einschließen  sollte. 

(59)  Eines  der  Hauptziele  dieser  Richtlinie  sollte  der  Aufbau 
eines  wirklichen  Elektrizitätsbinnenmarktes  auf  der  Grund- 
lage eines  gemeinschaftsweiten  Verbundnetzes  sein,  und 
demnach  sollten  Regulierungsangelegenheiten,  die  grenz- 
überschreitende Verbindungsleitungen  oder  regionale 
Märkte  betreffen,  eine  der  Hauptaufgaben  der 
Regulierungsbehörden  sein,  die  sie  gegebenenfalls  in  enger 
Zusammenarbeit  mit  der  Agentur  wahrnehmen. 

(60)  Auch  die  Sicherstellung  gemeinsamer  Regeln  für  einen  wirk- 
lichen Elektrizitätsbinnenmarkt  und  eine  umfassende,  allge- 
mein zugängliche  Energieversorgung  sollten  zu  den 
zentralen  Zielen  dieser  Richtlinie  gehören.  Unverzerrte 
Marktpreise  würden  in  diesem  Zusammenhang  einen 
Anreiz  für  den  Aufbau  grenzüberschreitender  Verbindungs- 
leitungen und  für  Investitionen  in  neue  Erzeugungsanlagen 
bieten  und  dabei  langfristig  zu  einer  Konvergenz  der  Preise 
führen. 

(61)  Die  Regulierungsbehörden  sollten  dem  Markt  auch  Infor- 
mationen zur  Verfügung  stellen,  um  es  der  Kommission  zu 
ermöglichen,  ihre  Funktion  der  Überwachung  und  Beob- 
achtung des  Elektrizitätsbinnenmarktes  und  seiner  kurz-, 
mittel-  und  langfristigen  Entwicklung  —  einschließlich 
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solcher  Aspekte  wie  Erzeugungskapazität,  verschiedene 
Elektrizitätserzeugungsquellen,  Übertragungs-  und 
Verteilungsinfrastrukturen,  Dienstleistungsqualität,  grenz- 
überschreitender Handel,  Engpassmanagement,  Investitio- 
nen, Großhandels-  und  Verbraucherpreise,  Marktliquidität 
und  ökologische  Verbesserungen  sowie  Effizienz- 
steigerungen —  wahrzunehmen.  Die  nationalen 
Regulierungsbehörden  sollten  den  Wettbewerbsbehörden 
und  der  Kommission  melden,  in  welchen  Mitgliedstaaten 
die  Preise  den  Wettbewerb  und  das  ordnungsgemäße  Funk- 
tionieren des  Marktes  beeinträchtigen. 

(62)  Da  das  Ziel  dieser  Richtlinie,  nämlich  die  Schaffung  eines 
voll  funktionierenden  Elektrizitätsbinnenmarktes,  auf 
Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht  ausreichend  verwirklicht 
werden  kann  und  daher  besser  auf  Gemeinschaftsebene  zu 
verwirklichen  ist,  kann  die  Gemeinschaft  im  Einklang  mit 
dem  in  Artikel  5  des  Vertrags  niedergelegten  Subsidiaritäts- 
prinzip  tätig  werden.  Entsprechend  dem  in  demselben 
Artikel  genannten  Grundsatz  der  Verhältnismäßigkeit  geht 
diese  Richtlinie  nicht  über  das  für  die  Erreichung  dieses 
Ziels  erforderliche  Maß  hinaus. 


(63)  Gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009  über 
die  Netzzugangsbedingungen  für  den  grenzüberschreiten- 
den Stromhandel  (')  kann  die  Kommission  Leitlinien  erlas- 
sen, um  das  erforderliche  Maß  an  Harmonisierung  zu 
bewirken.  Solche  Leitlinien,  bei  denen  es  sich  um  bindende 
Durchführungsmaßnahmen  handelt,  sind,  auch  im  Hin- 
blick auf  bestimmte  Bestimmungen  der  Richtlinie,  ein 
nützliches  Instrument,  das  im  Bedarfsfall  schnell  angepasst 
werden  kann. 

(64)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  notwendigen  Maß- 
nahmen sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG  des 
Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitäten 
für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse  (2)  erlassen  werden. 

(65)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten, 
Leitlinien  zu  erlassen,  die  notwendig  sind,  um  das  zur  Ver- 
wirklichung des  Ziels  dieser  Richtlinie  erforderliche  Min- 
destmaß an  Harmonisierung  zu  gewährleisten.  Da  es  sich 
hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  han- 
delt, die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  um  neue  nicht  wesent- 
liche Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Arti- 
kels 5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

(66)  Nach  Nummer  34  der  Interinstitutionellen  Vereinbarung 
über  bessere  Rechtsetzung  (3)  sind  die  Mitgliedstaaten  auf- 
gefordert, für  ihre  eigenen  Zwecke  und  im  Interesse  der 
Gemeinschaft  eigene  Tabellen  aufzustellen,  aus  denen  im 
Rahmen  des  Möglichen  die  Entsprechungen  zwischen  die- 
ser Richtlinie  und  den  Umsetzungsmaßnahmen  zu  entneh- 
men sind,  und  diese  zu  veröffentlichen. 


(!)  Siehe  Seite  15  dieses  Amtsblatts. 

(2)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 

(3)  ABl.  C  321  vom  31.12.2003,  S.  1. 


(67)  Wegen  des  Umfangs  der  durch  den  vorliegenden  Rechts- 
akt an  der  Richtlinie  2003/54/EG  vorgenommenen  Ände- 
rungen sollten  die  betreffenden  Bestimmungen  aus 
Gründen  der  Klarheit  und  der  Vereinfachung  in  einem  ein- 
zigen Text  in  einer  neuen  Richtlinie  neu  gefasst  werden. 

(68)  Die  vorliegende  Richtlinie  respektiert  die  grundlegenden 
Rechte  und  beachtet  die  insbesondere  in  der  Charta  der 
Grundrechte  der  Europäischen  Union  verankerten 
Grundsätze  — 

HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 

KAPITEL  1 

GEGENSTAND,  ANWENDUNGSBEREICH  UND 
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

Mit  dieser  Richtlinie  werden  gemeinsame  Vorschriften  für  die 
Elektrizitätserzeugung,  -Übertragung,  -Verteilung  und  -Versorgung 
sowie  Vorschriften  im  Bereich  des  Verbraucherschutzes  erlassen, 
um  in  der  Gemeinschaft  für  die  Verbesserung  und  Integration  von 
durch  Wettbewerb  geprägte  Strommärkte  zu  sorgen.  Sie  regelt  die 
Organisation  und  Funktionsweise  des  Elektrizitätssektors,  den 
freien  Marktzugang,  die  Kriterien  und  Verfahren  für  Ausschrei- 
bungen und  die  Vergabe  von  Genehmigungen  sowie  den  Betrieb 
der  Netze.  Darüber  hinaus  werden  in  der  Richtlinie  die  Verpflich- 
tungen zur  Gewährleistung  der  Grundversorgung  und  die  Rechte 
der  Stromverbraucher  festgelegt  und  die  wettbewerbsrechtlichen 
Vorschriften  klargestellt. 

Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck 

1.  „Erzeugung"  die  Produktion  von  Elektrizität; 

2.  „Erzeuger"  eine  natürliche  oder  juristische  Person,  die  Elek- 
trizität erzeugt; 

3.  „Übertragung"  den  Transport  von  Elektrizität  über  ein 
Höchstspannungs-  und  Hochspannungsverbundnetz  zum 
Zwecke  der  Belieferung  von  Endkunden  oder  Verteilern, 
jedoch  mit  Ausnahme  der  Versorgung; 

4.  „Übertragungsnetzbetreiber"  eine  natürliche  oder  juristische 
Person,  die  verantwortlich  ist  für  den  Betrieb,  die  Wartung 
sowie  erforderlichenfalls  den  Ausbau  des  Übertragungsnetzes 
in  einem  bestimmten  Gebiet  und  gegebenenfalls  der 
Verbindungsleitungen  zu  anderen  Netzen  sowie  für  die 
Sicherstellung  der  langfristigen  Fähigkeit  des  Netzes,  eine 
angemessene  Nachfrage  nach  Übertragung  von  Elektrizität  zu 
decken; 

5.  „Verteilung"  den  Transport  von  Elektrizität  mit  hoher,  mitt- 
lerer oder  niedriger  Spannung  über  Verteilernetze  zum  Zwe- 
cke der  Belieferung  von  Kunden,  jedoch  mit  Ausnahme  der 
Versorgung; 
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6.  „Verteilemetzbetreiber"  eine  natürliche  oder  juristische  Per- 
son, die  verantwortlich  ist  für  den  Betrieb,  die  Wartung  sowie 
erforderlichenfalls  den  Ausbau  des  Verteilernetzes  in  einem 
bestimmten  Gebiet  und  gegebenenfalls  der  Verbindungs- 
leitungen zu  anderen  Netzen  sowie  für  die  Sicherstellung  der 
langfristigen  Fähigkeit  des  Netzes,  eine  angemessene  Nach- 
frage nach  Verteilung  von  Elektrizität  zu  decken; 

7.  „Kunden"  einen  Großhändler  oder  Endkunden,  die  Elektrizi- 
tät kaufen; 

8.  „Großhändler"  eine  natürliche  oder  juristische  Person,  die 
Elektrizität  zum  Zwecke  des  Weiterverkaufs  innerhalb  oder 
außerhalb  des  Netzes,  in  dem  sie  ansässig  ist,  kauft; 

9.  „Endkunden"  einen  Kunden,  der  Elektrizität  für  den  eigenen 
Verbrauch  kauft; 

10.  „Haushalts-Kunde"  einen  Kunde,  der  Elektrizität  für  den 
Eigenverbrauch  im  Haushalt  kauft;  dies  schließt  gewerbliche 
und  berufliche  Tätigkeiten  nicht  mit  ein; 


21.  „vertikal  integriertes  Unternehmen"  ein  Elektrizitätsunter- 
nehmen oder  eine  Gruppe  von  Elektrizitätsunternehmen,  in 
der  ein  und  dieselbe(n)  Person(en)  berechtigt  ist  (sind),  direkt 
oder  indirekt  Kontrolle  auszuüben,  wobei  das  betreffende 
Unternehmen  bzw.  die  betreffende  Gruppe  von  Unterneh- 
men mindestens  eine  der  Funktionen  Übertragung  oder  Ver- 
teilung und  mindestens  eine  der  Funktionen  Erzeugung  von 
oder  Versorgung  mit  Elektrizität  wahrnimmt; 

22.  „verbundenes  Unternehmen"  verbundenes  Unternehmen  im 
Sinne  von  Artikel  41  der  Siebenten  Richtlinie  83/349/EWG 
des  Rates  vom  13.  Juni  1983  aufgrund  von  Artikel  44 
Absatz  2  Buchstabe  g  (*)  des  Vertrags  über  den  konsolidier- 
ten Abschluss  (')  und/oder  assoziierte  Unternehmen  im 
Sinne  von  Artikel  33  Absatz  1  jener  Richtlinie  und/oder 
Unternehmen,  die  denselben  Aktionären  gehören; 

23.  „horizontal  integriertes  Unternehmen"  ein  Unternehmen,  das 
mindestens  eine  der  Funktionen  kommerzielle  Erzeugung, 
Übertragung,  Verteilung  von  oder  Versorgung  mit  Elektrizi- 
tät wahrnimmt  und  das  außerdem  eine  weitere  Tätigkeit 
außerhalb  des  Elektrizitätsbereichs  ausübt; 


1 1 .  „Nichthaushaltskunde"  eine  natürliche  oder  juristische  Per- 
son, die  Elektrizität  für  andere  Zwecke  als  den  Eigenver- 
brauch im  Haushalt  kauft;  hierzu  zählen  auch  Erzeuger  und 
Großhändler; 


24.  „Ausschreibungsverfahren"  das  Verfahren,  durch  das  ein 
geplanter  zusätzlicher  Bedarf  und  geplante  Ersatzkapazitäten 
durch  Lieferungen  aus  neuen  oder  bestehenden  Erzeugungs- 
anlagen abgedeckt  werden; 


1 2.  „zugelassener  Kunde"  einen  Kunde,  dem  es  gemäß  Artikel  3  3 
frei  steht,  Elektrizität  von  einem  Lieferanten  ihrer  Wahl  zu 
kaufen; 

1 3.  „Verbindungsleitung"  Anlage,  die  zur  Verbundschaltung  von 
Elektrizitätsnetzen  dient; 

1 4.  „Verbundnetz"  eine  Anzahl  von  Übertragungs-  und  Verteiler- 
netzen, die  durch  eine  oder  mehrere  Verbindungsleitungen 
miteinander  verbunden  sind; 

15.  „Direktleitung"  entweder  eine  Leitung,  die  einen  einzelnen 
Produktionsstandort  mit  einem  einzelnen  Kunden  verbindet, 
oder  eine  Leitung,  die  einen  Elektrizitätserzeuger  und  ein 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen  zum  Zwecke  der  direk- 
ten Versorgung  mit  ihrer  eigenen  Betriebsstätte,  Tochter- 
unternehmen und  zugelassenen  Kunden  verbindet; 

16.  „wirtschaftlicher  Vorrang"  die  Rangfolge  der 
Elektrizitätsversorgungsquellen  nach  wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten; 


17.  „Hilfsdienst"  einen  zum  Betrieb  eines  Übertragungs-  oder 
Verteilernetzes  erforderlicher  Dienst; 


18.  „Netzbenutzer"  eine  natürliche  oder  juristische  Person,  die 
Elektrizität  in  ein  Übertragungs-  oder  Verteilernetz  einspei- 
sen oder  daraus  versorgt  werden; 


25.  „langfristige  Planung"  die  langfristige  Planung  des  Bedarfs  an 
Investitionen  in  Erzeugungs-,  Übertragungs-  und  Verteilungs- 
kapazität zur  Deckung  der  Elektrizitätsnachfrage  des  Netzes 
und  zur  Sicherung  der  Versorgung  der  Kunden; 

26.  „kleines,  isoliertes  Netz"  ein  Netz  mit  einem  Verbrauch  von 
weniger  als  3  000  GWh  im  Jahr  1996,  das  bis  zu  einem  Wert 
von  weniger  als  5  %  seines  Jahresverbrauchs  mit  anderen 
Netzen  in  Verbund  geschaltet  werden  kann; 

27.  „isoliertes  Kleinstnetz"  ein  Netz  mit  einem  Verbrauch  von 
weniger  als  500  GWh  im  Jahr  1996,  das  nicht  mit  anderen 
Netzen  verbunden  ist; 


28.  „Sicherheit"  sowohl  die  Sicherheit  der  Elektrizitätsversorgung 
und  -bereitstellung  als  auch  die  Betriebssicherheit; 

29.  „Energieeffizienz/Nachfragesteuerung"  ein  globales  oder  inte- 
griertes Konzept  zur  Steuerung  der  Höhe  und  des  Zeitpunkts 
des  Elektrizitätsverbrauchs,  das  den  Primärenergieverbrauch 
senken  und  Spitzenlasten  verringern  soll,  indem  Investitio- 
nen zur  Steigerung  der  Energieeffizienz  oder  anderen  Maß- 
nahmen wie  unterbrechbaren  Lieferverträgen  Vorrang  vor 
Investitionen  zur  Steigerung  der  Erzeugungskapazität  einge- 
räumt wird,  wenn  sie  unter  Berücksichtigung  der  positiven 
Auswirkungen  eines  geringeren  Energieverbrauchs  auf  die 
Umwelt  und  der  damit  verbundenen  Aspekte  einer  größeren 
Versorgungssicherheit  und  geringerer  Verteilungskosten  die 
wirksamste  und  wirtschaftlichste  Option  darstellen; 


19.  „Versorgung"  den  Verkauf  einschließlich  des  Weiterverkaufs 
von  Elektrizität  an  Kunden; 

20.  „integriertes  Elektrizitätsunternehmen"  ein  vertikal  oder  hori- 
zontal integriertes  Unternehmen; 


(*)  Der  Titel  der  Richtlinie  83/349/EWG  wurde  angepasst,  um  der  gemäß 
Artikel  12  des  Vertrags  von  Amsterdam  vorgenommenen 
Umnummerierung  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft  Rechnung  zu  tragen;  die  ursprüngliche  Bezugnahme 
betraf  Artikel  54  Absatz  3  Buchstabe  g. 

(')  ABl.  L  193  vom  18.7.1983,  S.  1. 
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30.  „erneuerbare  Energiequelle"  eine  erneuerbare,  nichtfossile 
Energiequelle  (Wind,  Sonne,  Erdwärme,  Wellen  und 
Gezeitenenergie,  Wasserkraft,  Biomasse,  Deponiegas,  Klärgas 
und  Biogas); 

31.  „dezentrale  Erzeugungsanlage"  eine  an  das  Verteilernetz 
angeschlossene  Erzeugungsanlage; 

32.  „Elektrizitätsversorgungsvertrag"  einen  Vertrag  über  die 
Lieferung  von  Elektrizität,  mit  Ausnahme  von 
Elektrizitätsderivaten; 

33.  „Elektrizitätsderivat"  ein  in  Abschnitt  C  Nummern  5,  6  oder 
7  des  Anhangs  I  der  Richtlinie  2004/39/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  über  Märkte 
für  Finanzinstrumente  (')  genanntes  Finanzinstrument, 
sofern  dieses  Instrument  Elektrizität  betrifft; 

34.  „Kontrolle"  Rechte,  Verträge  oder  andere  Mittel,  die  einzeln 
oder  zusammen  unter  Berücksichtigung  aller  tatsächlichen 
oder  rechtlichen  Umstände  die  Möglichkeit  gewähren,  einen 
bestimmenden  Einfluss  auf  die  Tätigkeit  eines  Unternehmens 
auszuüben,  insbesondere  durch 

a)  Eigentums-  oder  Nutzungsrechte  an  der  Gesamtheit  oder 
an  Teilen  des  Vermögens  des  Unternehmens; 

b)  Rechte  oder  Verträge,  die  einen  bestimmenden  Einfluss 
auf  die  Zusammensetzung,  die  Beratungen  oder 
Beschlüsse  der  Organe  des  Unternehmens  gewähren; 

35.  „Elektrizitätsunternehmen"  eine  natürliche  oder  juristische 
Person,  die  mindestens  eine  der  Funktionen  Erzeugung,  Über- 
tragung, Verteilung,  Lieferung  oder  Kauf  von  Elektrizität 
wahrnimmt  und  die  kommerzielle,  technische  und/oder 
wartungsbezogene  Aufgaben  im  Zusammenhang  mit  diesen 
Funktionen  erfüllt,  mit  Ausnahme  der  Endkunden. 


KAPITEL  II 

ALLGEMEINE  VORSCHRIFTEN  FÜR  DIE  ORGANISATION  DES 
SEKTORS 

Artikel  3 

Gemeinwirtschaftliche  Verpflichtungen  und  Schutz  der 
Kunden 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  entsprechend  ihrem 
institutionellen  Aufbau  und  unter  Beachtung  des  Subsidiaritäts- 
prinzips,  dass  Elektrizitätsunternehmen  unbeschadet  des  Absat- 
zes 2  nach  den  in  dieser  Richtlinie  festgelegten  Grundsätzen  und 
im  Hinblick  auf  die  Errichtung  eines  wettbewerbsbestimmten, 
sicheren  und  unter  ökologischen  Aspekten  nachhaltigen 
Elektrizitätsmarkts  betrieben  werden  und  dass  diese  Unternehmen 
hinsichtlich  der  Rechte  und  Pflichten  nicht  diskriminiert  werden. 


(')  ABl.  L  145  vom  30.4.2004,  S.  1. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  unter  uneingeschränkter 
Beachtung  der  einschlägigen  Bestimmungen  des  Vertrags,  insbe- 
sondere des  Artikels  86,  den  Elektrizitätsunternehmen  im  allge- 
meinen wirtschaftlichen  Interesse  Verpflichtungen  auferlegen,  die 
sich  auf  Sicherheit,  einschließlich  Versorgungssicherheit,  Regel- 
mäßigkeit, Qualität  und  Preis  der  Versorgung  sowie  Umwelt- 
schutz, einschließlich  Energieeffizienz,  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  und  Klimaschutz,  beziehen  können.  Solche  Verpflichtun- 
gen müssen  klar  festgelegt,  transparent,  nichtdiskriminierend  und 
überprüfbar  sein  und  den  gleichberechtigten  Zugang  von 
Elektrizitätsunternehmen  der  Gemeinschaft  zu  den  nationalen 
Verbrauchern  sicherstellen.  In  Bezug  auf  die  Versorgungs- 
sicherheit, die  Energieeffizienz/Nachfragesteuerung  sowie  zur 
Erreichung  der  Umweltziele  und  der  Ziele  für  die  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  im  Sinne  dieses  Absatzes  können  die  Mit- 
gliedstaaten eine  langfristige  Planung  vorsehen,  wobei  die  Mög- 
lichkeit zu  berücksichtigen  ist,  dass  Dritte  Zugang  zum  Netz 
erhalten  wollen. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  alle  Haushalts- 
Kunden  und,  soweit  die  Mitgliedstaaten  dies  für  angezeigt  halten, 
Kleinunternehmen,  nämlich  Unternehmen,  die  weniger  als  50  Per- 
sonen beschäftigen  und  einen  Jahresumsatz  oder  eine 
Jahresbilanzsumme  von  höchstens  1 0  Mio.  EUR  haben,  in  ihrem 
Hoheitsgebiet  über  eine  Grundversorgung  verfügen,  also  das 
Recht  auf  Versorgung  mit  Elektrizität  einer  bestimmten  Qualität 
zu  angemessenen,  leicht  und  eindeutig  vergleichbaren  und  trans- 
parenten und  nichtdiskriminierenden  Preisen  haben.  Zur  Gewähr- 
leistung der  Bereitstellung  der  Grundversorgung  können  die 
Mitgliedstaaten  einen  Versorger  letzter  Instanz  benennen.  Die  Mit- 
gliedstaaten erlegen  Verteilerunternehmen  die  Verpflichtung  auf, 
Kunden  nach  Modalitäten,  Bedingungen  und  Tarifen  an  ihr  Netz 
anzuschließen,  die  nach  dem  Verfahren  des  Artikels  3  7  Absatz  6 
festgelegt  worden  sind.  Diese  Richtlinie  hindert  die  Mitgliedstaa- 
ten nicht  daran,  die  Marktstellung  der  privaten  sowie  der  kleinen 
und  mittleren  Verbraucher  zu  stärken,  indem  sie  die  Möglichkei- 
ten des  freiwilligen  Zusammenschlusses  zur  Vertretung  dieser 
Verbrauchergruppe  fördern. 

Unterabsatz  1  wird  in  transparenter  und  nichtdiskriminierender 
Weise  umgesetzt,  wobei  die  Öffnung  des  Marktes  gemäß  Arti- 
kel 3  3  nicht  behindert  werden  darf. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  alle  Kunden  das 
Recht  haben,  von  einem  Lieferanten  —  sofern  dieser  zustimmt  — 
mit  Strom  versorgt  zu  werden,  unabhängig  davon,  in  welchem 
Mitgliedstaat  dieser  als  Lieferant  zugelassen  ist,  sofern  der  Liefe- 
rant die  geltenden  Regeln  im  Bereich  Handel  und  Ausgleich  ein- 
hält. In  diesem  Zusammenhang  ergreifen  die  Mitgliedstaaten  alle 
notwendigen  Maßnahmen,  damit  durch  die  Verwaltungsverfahren 
keine  Versorgungsunternehmen  diskriminiert  werden,  die  bereits 
in  einem  anderen  Mitgliedstaat  als  Lieferant  zugelassen  sind. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass 

a)  in  den  Fällen,  in  denen  Kunden  im  Rahmen  der  Vertrags- 
bedingungen beabsichtigen,  den  Lieferanten  zu  wechseln,  die 
betreffenden  Betreiber  diesen  Wechsel  innerhalb  von  drei 
Wochen  vornehmen,  und 

b)  die  Kunden  das  Recht  haben,  sämtliche  sie  betreffenden 
Verbrauchsdaten  zu  erhalten. 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  unter  den  Buchstaben 
a  und  b  genannten  Rechte  allen  Kunden  ohne  Diskriminierung 
bezüglich  der  Kosten,  des  Aufwands  und  der  Dauer  gewährt 
werden. 
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(6)  Wenn  ein  Mitgliedstaat  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtun- 
gen nach  den  Absätzen  2  und  3  einen  finanziellen  Ausgleich, 
andere  Arten  von  Gegenleistungen  oder  Alleinrechte  gewährt, 
muss  dies  auf  nichtdiskriminierende,  transparente  Weise 
geschehen. 

(7)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  geeignete  Maßnahmen  zum 
Schutz  der  Endkunden  und  tragen  insbesondere  dafür  Sorge,  dass 
für  schutzbedürftige  Kunden  ein  angemessener  Schutz  besteht.  In 
diesem  Zusammenhang  definiert  jeder  Mitgliedstaat  das  Konzept 
des  „schutzbedürftigen  Kunden",  das  sich  auf  Energiearmut  sowie 
unter  anderem  auf  das  Verbot  beziehen  kann,  solche  Kunden  in 
schwierigen  Zeiten  von  der  Energieversorgung  auszuschließen. 
Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Rechte  und  Verpflich- 
tungen im  Zusammenhang  mit  schutzbedürftigen  Kunden  einge- 
halten werden.  Insbesondere  treffen  sie  Vorkehrungen,  um 
Endkunden  in  abgelegenen  Gebieten  zu  schützen.  Die  Mitglied- 
staaten gewährleisten  einen  hohen  Verbraucherschutz,  insbeson- 
dere in  Bezug  auf  die  Transparenz  der  Vertragsbedingungen, 
allgemeine  Informationen  und  Streitbeilegungsverfahren.  Die  Mit- 
gliedstaaten stellen  sicher,  dass  zugelassene  Kunden  tatsächlich 
leicht  zu  einem  neuen  Lieferanten  wechseln  können.  Zumindest 
im  Fall  der  Haushalts-Kunden  schließen  solche  Maßnahmen  die  in 
Anhang  I  aufgeführten  Maßnahmen  ein. 

(8)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  geeignete  Maßnahmen,  bei- 
spielsweise im  Zusammenhang  mit  der  Ausarbeitung  nationaler 
energiepolitischer  Aktionspläne  oder  mit  Leistungen  im  Rahmen 
der  sozialen  Sicherungssysteme,  um  die  notwendige  Stromversor- 
gung für  schutzbedürftige  Kunden  zu  gewährleisten  oder 
Zuschüsse  für  Verbesserungen  der  Energieeffizienz  zu  gewähren 
sowie  Energiearmut,  sofern  sie  erkannt  wurde,  zu  bekämpfen, 
auch  im  breiteren  Kontext  der  Armut.  Die  Maßnahmen  dürfen  die 
in  Artikel  3  3  geforderte  Öffnung  des  Marktes  oder  das  Funktio- 
nieren des  Marktes  nicht  beeinträchtigen,  und  die  Kommission  ist 
erforderlichenfalls  gemäß  Absatz  1 5  dieses  Artikels  von  ihnen  in 
Kenntnis  zu  setzen.  Diese  Mitteilung  kann  auch  Maßnahmen 
innerhalb  des  allgemeinen  Systems  der  sozialen  Sicherheit 
enthalten. 

(9)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen auf  oder  als  Anlage  zu  ihren  Rechnungen  und 
in  an  Endkunden  gerichtetem  Werbematerial  Folgendes  angeben: 

a)  den  Anteil  der  einzelnen  Energiequellen  am  Gesamt- 
energieträgermix,  den  der  Lieferant  im  vorangegangenen  Jahr 
verwendet  hat,  und  zwar  verständlich  und  in  einer  auf  nati- 
onaler Ebene  eindeutig  vergleichbaren  Weise; 

b)  zumindest  Verweise  auf  bestehende  Informationsquellen,  wie 
Internetseiten,  bei  denen  Informationen  über  die  Umweltaus- 
wirkungen —  zumindest  in  Bezug  auf  C02-Emissionen  und 
radioaktiven  Abfall  aus  der  durch  den  Gesamtenergieträger- 
mix  des  Lieferanten  im  vorangegangenen  Jahr  erzeugten 
Elektrizität  —  öffentlich  zur  Verfügung  stehen; 

c)  Informationen  über  ihre  Rechte  im  Hinblick  auf  Streit- 
beilegungsverfahren, die  ihnen  im  Streitfall  zur  Verfügung 
stehen. 

Hinsichtlich  der  Buchstaben  a  und  b  von  Unterabsatz  1  können 
bei  Elektrizitätsmengen,  die  über  eine  Strombörse  bezogen  oder 
von  einem  Unternehmen  mit  Sitz  außerhalb  der  Gemeinschaft 
eingeführt  werden,  die  von  der  Strombörse  oder  von  dem  betref- 
fenden Unternehmen  für  das  Vorjahr  vorgelegten  Gesamtzahlen 
zugrunde  gelegt  werden. 


Die  nationale  Regulierungsbehörde  oder  eine  andere  zuständige 
nationale  Behörde  ergreift  die  notwendigen  Maßnahmen,  um 
dafür  zu  sorgen,  dass  die  Informationen,  die  von  den  Versorgungs- 
unternehmen gemäß  diesem  Artikel  an  ihre  Kunden  weitergege- 
ben werden,  verlässlich  sind  und  so  zur  Verfügung  gestellt  werden, 
dass  sie  auf  nationaler  Ebene  eindeutig  vergleichbar  sind. 

(10)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  Maßnahmen  zur  Erreichung 
der  Ziele  des  sozialen  und  wirtschaftlichen  Zusammenhalts  sowie 
des  Umweltschutzes,  wozu  gegebenenfalls  auch  Energieeffizienz- 
/Nachfragesteuerungsmaßnahmen  und  Maßnahmen  zur  Bekämp- 
fung von  Klimaveränderungen  und  Maßnahmen  für 
Versorgungssicherheit  gehören.  Diese  Maßnahmen  können  ins- 
besondere die  Schaffung  geeigneter  wirtschaftlicher  Anreize  für 
den  Aufbau  und  den  Erhalt  der  erforderlichen  Netzinfrastruktur 
einschließlich  der  Verbindungsleitungskapazitäten  gegebenenfalls 
unter  Einsatz  aller  auf  einzelstaatlicher  Ebene  oder  auf 
Gemeinschaftsebene  vorhandenen  Instrumente  umfassen. 

(1 1)  Um  die  Energieeffizienz  zu  fördern,  empfehlen  die  Mit- 
gliedstaaten oder,  wenn  dies  von  einem  Mitgliedstaat  vorgesehen 
ist,  die  Regulierungsbehörden  nachdrücklich,  dass  die 
Elektrizitätsunternehmen  den  Stromverbrauch  optimieren,  indem 
sie  beispielsweise  Energiemanagementdienstleistungen  anbieten, 
neuartige  Preismodelle  entwickeln  oder  gegebenenfalls  intelligente 
Messsysteme  oder  intelligente  Netze  einführen. 

(12)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  zentrale  Anlauf- 
stellen eingerichtet  werden,  über  die  die  Verbraucher  alle  notwen- 
digen Informationen  über  ihre  Rechte,  das  geltende  Recht  und 
Streitbeilegungsverfahren,  die  ihnen  im  Streitfall  zur  Verfügung 
stehen,  erhalten.  Diese  Anlaufstellen  können  in  allgemeinen 
Verbraucherinformationsstellen  angesiedelt  sein. 

(1 3)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  ein  unabhängiger 
Mechanismus,  beispielsweise  ein  unabhängiger  Beauftragter  für 
Energie  oder  eine  Verbraucherschutzeinrichtung,  geschaffen  wird, 
um  sicherzustellen,  dass  Beschwerden  effizient  behandelt  und  güt- 
liche Einigungen  herbeigeführt  werden. 

(14)  Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  die  Artikel  7,8, 
32  und/oder  34  nicht  anzuwenden,  soweit  ihre  Anwendung  die 
Erfüllung  der  den  Elektrizitätsunternehmen  übertragenen  gemein- 
wirtschaftlichen  Verpflichtungen  de  jure  oder  de  facto  verhindern 
würde  und  soweit  die  Entwicklung  des  Handelsverkehrs  nicht  in 
einem  Ausmaß  beeinträchtigt  wird,  das  den  Interessen  der 
Gemeinschaft  zuwiderläuft.  Im  Interesse  der  Gemeinschaft  liegt 
unter  anderem  der  Wettbewerb  um  zugelassene  Kunden  in  Uber- 
einstimmung mit  dieser  Richtlinie  und  Artikel  86  des  Vertrags. 

(1 5)  Bei  der  Umsetzung  dieser  Richtlinie  unterrichten  die  Mit- 
gliedstaaten die  Kommission  über  alle  Maßnahmen,  die  sie  zur 
Gewährleistung  der  Grundversorgung  und  Erfüllung  gemein- 
wirtschaftlicher Verpflichtungen,  einschließlich  des  Verbraucher- 
und des  Umweltschutzes,  getroffen  haben,  und  deren  mögliche 
Auswirkungen  auf  den  nationalen  und  internationalen  Wettbe- 
werb, und  zwar  unabhängig  davon,  ob  für  diese  Maßnahmen  eine 
Ausnahme  von  dieser  Richtlinie  erforderlich  ist  oder  nicht.  Sie 
unterrichten  die  Kommission  anschließend  alle  zwei  Jahre  über 
Änderungen  der  Maßnahmen  unabhängig  davon,  ob  für  diese 
Maßnahmen  eine  Ausnahme  von  dieser  Richtlinie  erforderlich  ist 
oder  nicht. 
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(1 6)  Die  Kommission  erstellt  in  Absprache  mit  den  relevanten 
Interessenträgern,  einschließlich  der  Mitgliedstaaten,  nationalen 
Regulierungsbehörden,  Verbraucherorganisationen,  Elektrizitäts- 
unternehmen und,  ausgehend  von  den  bisher  erzielten  Fortschrit- 
ten, Sozialpartnern,  eine  verständliche  und  kurz  gefasste 
Checkliste  der  Energieverbraucher  mit  praktischen  Informationen 
in  Bezug  auf  die  Rechte  der  Energieverbraucher.  Die  Mitgliedstaa- 
ten stellen  sicher,  dass  die  Stromversorger  oder  Verteilernetz- 
betreiber in  Zusammenarbeit  mit  der  Regulierungsbehörde  die 
erforderlichen  Maßnahmen  treffen,  um  den  Verbrauchern  eine 
Kopie  der  Checkliste  zur  Verfügung  zu  stellen,  und  gewährleisten, 
dass  diese  öffentlich  zugänglich  ist. 


Artikel  4 

Beobachtung  der  Versorgungssicherheit 

Die  Mitgliedstaaten  sorgen  für  eine  Beobachtung  der  Versorgungs- 
sicherheit. Soweit  die  Mitgliedstaaten  es  für  angebracht  halten, 
können  sie  diese  Aufgabe  den  in  Artikel  35  genannten 
Regulierungsbehörden  übertragen.  Diese  Beobachtung  betrifft  ins- 
besondere das  Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  auf 
dem  heimischen  Markt,  die  erwartete  Nachfrageentwicklung,  die 
in  der  Planung  und  im  Bau  befindlichen  zusätzlichen  Kapazitä- 
ten, die  Qualität  und  den  Umfang  der  Netzwartung  sowie  Maß- 
nahmen zur  Bedienung  von  Nachfragespitzen  und  zur 
Bewältigung  von  Ausfällen  eines  oder  mehrerer  Versorger.  Die 
zuständigen  Behörden  veröffentlichen  alle  zwei  Jahre  bis  31.  Juli 
einen  Bericht  über  die  bei  der  Beobachtung  dieser  Aspekte  gewon- 
nenen Erkenntnisse  und  etwaige  getroffene  oder  geplante  diesbe- 
zügliche Maßnahmen  und  übermitteln  ihn  unverzüglich  der 
Kommission. 


Artikel  5 
Technische  Vorschriften 

Die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  die  Mitgliedstaaten  dies  vorsehen, 
die  Regulierungsbehörden  gewährleisten,  dass  Kriterien  für  die 
technische  Betriebssicherheit  festgelegt  und  für  den  Netzanschluss 
von  Erzeugungsanlagen,  Verteilernetzen,  Anlagen  direkt  ange- 
schlossener Kunden,  Verbindungsleitungen  und  Direktleitungen 
technische  Vorschriften  mit  Mindestanforderungen  an  die  Ausle- 
gung und  den  Betrieb  ausgearbeitet  und  veröffentlicht  werden. 
Diese  technischen  Vorschriften  müssen  die  Interoperabilität  der 
Netze  sicherstellen  sowie  objektiv  und  nichtdiskriminierend  sein. 
Die  Agentur  kann  gegebenenfalls  geeignete  Empfehlungen  abge- 
ben, wie  diese  Vorschriften  kompatibel  gestaltet  werden  können. 
Diese  Vorschriften  werden  der  Kommission  gemäß  Artikel  8  der 
Richtlinie  98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  22.  Juni  1998  über  ein  Informationsverfahren  auf  dem 
Gebiet  der  Normen  und  technischen  Vorschriften  und  der  Vor- 
schriften für  Dienste  der  Informationsgesellschaft  (')  mitgeteilt. 


Artikel  6 

Förderung  der  regionalen  Zusammenarbeit 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  sowie  die  Regulierungsbehörden  arbei- 
ten zusammen,  um  als  ersten  Schritt  hin  zum  einem  vollständig 
liberalisierten  Binnenmarkt  ihre  nationalen  Märkte  auf  einer  oder 
mehreren  regionalen  Ebenen  zu  integrieren.  Die  Mitgliedstaaten 


0)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 


oder,  wenn  von  dem  Mitgliedstaat  vorgesehen,  die  Regulierungs- 
behörden fördern  und  vereinfachen  insbesondere  die  Zusammen- 
arbeit der  Übertragungsnetzbetreiber  auf  regionaler  Ebene,  auch 
in  grenzüberschreitenden  Angelegenheiten,  um  einen 
Wettbewerbsbinnenmarkt  für  Elektrizität  zu  schaffen,  fördern  die 
Kohärenz  ihrer  Rechtsvorschriften,  des  Regulierungsrahmens  und 
des  technischen  Rahmens  und  ermöglichen  die  Einbindung  der 
isolierten  Netze,  zu  denen  die  in  der  Gemeinschaft  nach  wie  vor 
bestehenden  „Strominseln"  gehören.  Die  geografischen  Gebiete, 
auf  die  sich  diese  regionale  Zusammenarbeit  erstreckt,  umfassen 
die  gemäß  Artikel  1 2  Absatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  7 1 4/2009 
festgelegten  geografischen  Gebiete.  Die  Zusammenarbeit  kann 
sich  zusätzlich  auf  andere  geografische  Gebiete  erstrecken. 

(2)  Die  Agentur  arbeitet  mit  nationalen  Regulierungsbehörden 
und  Übertragungsnetzbetreibern  zusammen,  um  die  Kompatibi- 
lität der  regional  geltenden  Regulierungsrahmen  und  damit  die 
Schaffung  eines  Wettbewerbsbinnenmarkts  für  Elektrizität  zu 
gewährleisten.  Ist  die  Agentur  der  Auffassung,  dass  verbindliche 
Regeln  für  eine  derartige  Zusammenarbeit  erforderlich  sind, 
spricht  sie  geeignete  Empfehlungen  aus. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  im  Zuge  der  Umsetzung  dieser 
Richtlinie  dafür,  dass  die  Übertragungsnetzbetreiber  für  Zwecke 
der  Kapazitätsvergabe  und  der  Überprüfung  der  Netzsicherheit 
auf  regionaler  Ebene  über  ein  oder  mehrere  integrierte  Systeme 
verfügen,  die  sich  auf  einen  oder  mehrere  Mitgliedstaaten 
erstrecken. 

(4)  Wirkt  ein  vertikal  integrierter  Übertragungsnetzbetreiber 
an  einem  zur  Umsetzung  dieser  Zusammenarbeit  geschaffenen 
gemeinsamen  Unternehmen  mit,  so  stellt  dieses  gemeinsame 
Unternehmen  ein  Gleichbehandlungsprogramm  auf  und  führt 
es  durch:  darin  sind  die  Maßnahmen  aufgeführt,  mit  denen  sicher- 
gestellt wird,  dass  diskriminierende  und  wettbewerbswidrige 
Verhaltensweisen  ausgeschlossen  werden.  In  diesem  Gleich- 
behandlungsprogramm ist  festgelegt,  welche  besonderen  Pflich- 
ten die  Mitarbeiter  im  Hinblick  auf  die  Erreichung  des  Ziels  der 
Vermeidung  diskriminierenden  und  wettbewerbswidrigen  Verhal- 
tens haben.  Das  Programm  bedarf  der  Genehmigung  durch  die 
Agentur.  Die  Einhaltung  des  Programms  wird  durch  die  Gleich- 
behandlungsbeauftragten  der  vertikal  integrierten  Übertragungs- 
netzbetreiber kontrolliert. 


KAPITEL  III 
ERZEUGUNG 


Artikel  7 

Genehmigungsverfahren  für  neue  Kapazitäten 

(1)  Für  den  Bau  neuer  Erzeugungsanlagen  beschließen  die  Mit- 
gliedstaaten ein  Genehmigungsverfahren,  das  nach  objektiven, 
transparenten  und  nichtdiskriminierenden  Kriterien  anzuwenden 
ist. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  legen  die  Kriterien  für  die  Erteilung  von 
Genehmigungen  zum  Bau  von  Erzeugungsanlagen  in  ihrem 
Hoheitsgebiet  fest.  Bei  der  Festlegung  geeigneter  Kriterien  tragen 
die  Mitgliedstaaten  folgenden  Aspekten  Rechnung: 

a)    Sicherheit  und  Sicherung  des  elektrischen  Netzes  der  Anla- 
gen und  zugehörigen  Ausrüstungen, 
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b)  Schutz  der  Gesundheit  der  Bevölkerung  und  der  öffentlichen 
Sicherheit, 

c)  Umweltschutz, 

d)  Flächennutzung  und  Standortwahl, 

e)  Gebrauch  von  öffentlichem  Grund  und  Boden, 

f)  Energieeffizienz, 

g)  Art  der  Primärenergieträger, 

h)  spezifische  Merkmale  des  Antragstellers,  wie  technische,  wirt- 
schaftliche und  finanzielle  Leistungsfähigkeit, 

i)  Einhaltung  der  nach  Artikel  3  getroffenen  Maßnahmen, 

j)  Beitrag  der  Erzeugungskapazitäten  zum  Erreichen  des  in  Arti- 
kel 3  Absatz  1  der  Richtlinie  2009/28/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  April  2009  zur  Förderung 
der  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  (') 
genannten  gemeinschaftlichen  Ziels,  bis  2020  mindestens 
20  %  des  Bruttoendenergie Verbrauchs  der  Gemeinschaft 
durch  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  zu  decken,  und 

k)  Beitrag  von  Erzeugungskapazitäten  zur  Verringerung  der 
Emissionen. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  für  kleine  dezent- 
rale und/oder  an  das  Verteilernetz  angeschlossene  Erzeugungsan- 
lagen besondere  Genehmigungsverfahren  gelten,  die  der 
begrenzten  Größe  und  der  möglichen  Auswirkung  dieser  Anla- 
gen Rechnung  tragen. 

Die  Mitgliedstaaten  können  für  dieses  konkrete  Genehmigungs- 
verfahren Leitlinien  festlegen.  Die  nationalen  Regulierungs- 
behörden oder  sonstige  zuständige  nationale  Behörden 
einschließlich  der  für  die  Planung  zuständigen  Stellen  überprüfen 
diese  Leitlinien  und  können  Änderungen  empfehlen. 

Wo  die  Mitgliedstaaten  gesonderte  Genehmigungsverfahren  für 
die  Flächennutzung  eingeführt  haben,  die  für  neue  Großprojekte 
im  Bereich  Infrastruktur  bei  Erzeugungskapazitäten  gelten,  wen- 
den die  Mitgliedstaaten  diese  Verfahren  gegebenenfalls  auch  auf 
die  Errichtung  neuer  Erzeugungskapazitäten  an,  wobei  die  Ver- 
fahren diskriminierungsfrei  und  in  einem  angemessenen  Zeitraum 
Anwendung  finden  müssen. 

(4)  Die  Genehmigungsverfahren  und  die  Kriterien  werden 
öffentlich  bekannt  gemacht.  Die  Gründe  für  die  Verweigerung 
einer  Genehmigung  sind  dem  Antragsteller  mitzuteilen.  Diese 
Gründe  müssen  objektiv,  nichtdiskriminierend,  stichhaltig  und 
hinreichend  belegt  sein.  Dem  Antragsteller  müssen  Rechtsmittel 
zur  Verfügung  stehen. 

Artikel  8 

Ausschreibung  neuer  Kapazitäten 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  neue  Kapazitäten 
oder  Energieeffizienz-/Nachfragesteuerungsmaßnahmen  im  Inter- 
esse der  Versorgungssicherheit  über  ein  Ausschreibungsverfahren 


(>)  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  16. 


oder  ein  hinsichtlich  Transparenz  und  Nichtdiskriminierung  gleich- 
wertiges Verfahren  auf  der  Grundlage  veröffentlichter  Kriterien 
bereitgestellt  bzw.  getroffen  werden  können.  Diese  Verfahren  kom- 
men jedoch  nur  in  Betracht,  wenn  die  Versorgungssicherheit 
durch  die  im  Wege  des  Genehmigungsverfahrens  geschaffenen 
Erzeugungskapazitäten  bzw.  die  getroffenen  Energieeffizienz- 
/Nachfragesteuerungsmaßnahmen  allein  nicht  gewährleistet  ist. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  im  Interesse  des  Umweltschut- 
zes und  der  Förderung  neuer  Technologien,  die  sich  in  einem  frü- 
hen Entwicklungsstadium  befinden,  die  Möglichkeit  dafür 
schaffen,  dass  neue  Kapazitäten  auf  der  Grundlage  veröffentlich- 
ter Kriterien  ausgeschrieben  werden.  Diese  Ausschreibung 
kann  sich  sowohl  auf  neue  Kapazitäten  als  auch  auf 
Energieeffizienz-/Nachfragesteuerungsmaßnahmen  erstrecken. 
Ein  Ausschreibungsverfahren  kommt  jedoch  nur  in  Betracht, 
wenn  die  Erreichung  der  betreffenden  Ziele  durch  die  im  Wege  des 
Genehmigungsverfahrens  geschaffenen  Erzeugungskapazitäten 
bzw.  die  getroffenen  Maßnahmen  allein  nicht  gewährleistet  ist. 

(3)  Die  Einzelheiten  des  Ausschreibungsverfahrens  für 
Erzeugungskapazitäten  und  Energieeffizienz-/Nachfrage- 
steuerungsmaßnahmen  werden  mindestens  sechs  Monate  vor 
Ablauf  der  Ausschreibungsfrist  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Union  veröffentlicht. 

Die  Ausschreibungsbedingungen  werden  jedem  interessierten 
Unternehmen,  das  seinen  Sitz  im  Gebiet  eines  Mitgliedstaats  hat, 
rechtzeitig  zur  Verfügung  gestellt,  damit  es  auf  die  Ausschreibung 
antworten  kann. 

Zur  Gewährleistung  eines  transparenten  und  nicht- 
diskriminierenden Verfahrens  enthalten  die  Ausschreibungs- 
bedingungen eine  genaue  Beschreibung  der  Spezifikationen  des 
Auftrags  und  des  von  den  Bietern  einzuhaltenden  Verfahrens 
sowie  eine  vollständige  Liste  der  Kriterien  für  die  Auswahl  der 
Bewerber  und  die  Auftragsvergabe,  einschließlich  der  von  der 
Ausschreibung  erfassten  Anreize  wie  z.  B.  Beihilfen.  Die  Spezifi- 
kationen können  sich  auch  auf  die  in  Artikel  7  Absatz  2  genann- 
ten Aspekte  erstrecken. 

(4)  Im  Falle  einer  Ausschreibung  für  benötigte  Produktionska- 
pazitäten müssen  auch  Angebote  für  langfristig  garantierte  Liefe- 
rungen von  Elektrizität  aus  bestehenden  Produktionseinheiten  in 
Betracht  gezogen  werden,  sofern  damit  eine  Deckung  des  zusätz- 
lichen Bedarfs  möglich  ist. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  benennen  eine  Behörde  oder  eine  von 
der  Erzeugung,  Übertragung  und  Verteilung  von  Elektrizität  sowie 
von  der  Elektrizitätsversorgung  unabhängige  öffentliche  oder  pri- 
vate Stelle,  bei  der  es  sich  um  eine  Regulierungsbehörde  gemäß 
Artikel  3  5  handeln  kann  und  die  für  die  Durchführung,  Beobach- 
tung und  Kontrolle  des  in  den  Absätzen  1  bis  4  dieses  Artikels 
beschriebenen  Ausschreibungsverfahrens  zuständig  ist.  Ist  ein 
Übertragungsnetzbetreiber  in  seinen  Eigentumsverhältnissen  völ- 
lig unabhängig  von  anderen,  nicht  mit  dem  Übertragungsnetz 
zusammenhängenden  Tätigkeitsbereichen,  kann  der  Übertragungs- 
netzbetreiber als  für  die  Durchführung,  Beobachtung  und  Kontrolle 
des  Ausschreibungsverfahrens  zuständige  Stelle  benannt  werden. 
Diese  Behörde  oder  Stelle  trifft  alle  erforderlichen  Maßnahmen,  um 
die  Vertraulichkeit  der  in  den  Angeboten  gemachten  Angaben  zu 
gewährleisten. 
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KAPITEL  IV 
BETRIEB  DES  ÜBERTRAGUNGSNETZES 

Artikel  9 

Entflechtung  der  Übertragungsnetze  und  der 
Übertragungsnetzbetreiber 

(1)      Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  ab  3.  März  2012 

a)  jedes  Unternehmen,  das  Eigentümer  eines  Übertragungs- 
netzes ist,  als  Übertragungsnetzbetreiber  agiert; 

b)  ein  und  dieselbe(n)  Person(en)  weder  berechtigt  ist  (sind), 

i)  direkt  oder  indirekt  die  Kontrolle  über  ein  Unternehmen 
auszuüben,  das  eine  der  Funktionen  Erzeugung  oder 
Versorgung  wahrnimmt,  und  direkt  oder  indirekt  die 
Kontrolle  über  einen  Übertragungsnetzbetreiber  oder  ein 
Übertragungsnetz  auszuüben  oder  Rechte  an  einem 
Übertragungsnetzbetreiber  oder  einem  Übertragungs- 
netz auszuüben,  noch 

ii)  direkt  oder  indirekt  die  Kontrolle  über  einen 
Übertragungsnetzbetreiber  oder  ein  Übertragungsnetz 
auszuüben  und  direkt  oder  indirekt  die  Kontrolle  über 
ein  Unternehmen  auszuüben,  das  eine  der  Funktionen 
Erzeugung  oder  Versorgung  wahrnimmt,  oder  Rechte  an 
einem  solchen  Unternehmen  auszuüben; 

c)  nicht  ein  und  dieselbe(n)  Person(en)  berechtigt  ist  (sind),  Mit- 
glieder des  Aufsichtsrates,  des  Verwaltungsrates  oder  der  zur 
gesetzlichen  Vertretung  berufenen  Organe  eines 
Übertragungsnetzbetreibers  oder  eines  Übertragungsnetzes 
zu  bestellen  und  direkt  oder  indirekt  die  Kontrolle  über  ein 
Unternehmen  auszuüben,  das  eine  der  Funktionen  Erzeu- 
gung oder  Versorgung  wahrnimmt,  oder  Rechte  an  einem 
solchen  Unternehmen  auszuüben,  und 


Erdgasbinnenmarkt  (')  und  schließen  die  Begriffe  „Übertragungs- 
netzbetreiber" und  „Übertragungsnetz"  auch  „Fernleitungsnetz- 
betreiber" und  „Fernleitungsnetz"  im  Sinne  derselben  Richtlinie 
ein. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  können  bis  zum  3.  März  201 3  Ausnah- 
men von  den  Bestimmungen  des  Absatzes  1  Buchstaben  b  und  c 
zulassen,  sofern  die  Übertragungsnetzbetreiber  nicht  Teil  eines 
vertikal  integrierten  Unternehmens  sind. 

(5)  Die  Verpflichtung  des  Absatzes  1  Buchstabe  a  gilt  als 
erfüllt,  wenn  zwei  oder  mehr  Unternehmen,  die  Eigentümer  von 
Übertragungsnetzen  sind,  ein  Joint  Venture  gründen,  das  in  zwei 
oder  mehr  Mitgliedstaaten  als  Übertragungsnetzbetreiber  für  die 
betreffenden  Übertragungsnetze  tätig  ist.  Kein  anderes  Unterneh- 
men darf  Teil  des  Joint  Venture  sein,  es  sei  denn,  es  wurde  gemäß 
Artikel  1 3  als  unabhängiger  Netzbetreiber  oder  als  unabhängiger 
Übertragungsnetzbetreiber  für  die  Zwecke  des  Kapitels  V  zugelas- 
sen. Für  die  Umsetzung  dieses  Artikels  gilt  Folgendes: 

(6)  Handelt  es  sich  bei  der  in  Absatz  1  Buchstaben  b,  c  und  d 
genannten  Person  um  den  Mitgliedstaat  oder  eine  andere 
öffentlich-rechtliche  Stelle,  so  gelten  zwei  von  einander  getrennte 
öffentlich-rechtliche  Stellen,  die  einerseits  die  Kontrolle  über  einen 
Übertragungsnetzbetreiber  oder  über  ein  Übertragungsnetz  und 
andererseits  über  ein  Unternehmen,  das  eine  der  Funktionen 
Erzeugung  oder  Versorgung  wahrnimmt,  ausüben,  nicht  als  ein 
und  dieselbe(n)  Person(en). 

(7)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  weder  die  in  Arti- 
kel 1 6  genannten  wirtschaftlich  sensiblen  Informationen,  über  die 
ein  Übertragungsnetzbetreiber  verfügt,  der  Teil  eines  vertikal  inte- 
grierten Unternehmens  war,  noch  sein  Personal  an  Unternehmen 
weitergegeben  werden,  die  eine  der  Funktionen  Erzeugung  oder 
Versorgung  wahrnehmen. 

(8)  In  den  Fällen,  in  denen  das  Übertragungsnetz  am  3.  Sep- 
tember 2009  einem  vertikal  integrierten  Unternehmen  gehört, 
kann  ein  Mitgliedstaat  entscheiden,  Absatz  1  nicht  anzuwenden. 


d)  nicht  ein  und  dieselbe  Person  berechtigt  ist,  Mitglied  des  Auf- 
sichtsrates, des  Verwaltungsrates  oder  der  zur  gesetzlichen 
Vertretung  berufenen  Organe  sowohl  eines  Unternehmens, 
das  eine  der  Funktionen  Erzeugung  oder  Versorgung  wahr- 
nimmt, als  auch  eines  Übertragungsnetzbetreibers  oder  eines 
Übertragungsnetzes  zu  sein. 

(2)  Die  in  Absatz  1  Buchstaben  b  und  c  genannten  Rechte 
schließen  insbesondere  Folgendes  ein: 

a)  die  Befugnis  zur  Ausübung  von  Stimmrechten, 

b)  die  Befugnis,  Mitglieder  des  Aufsichtsrates,  des  Verwaltungs- 
rates oder  der  zur  gesetzlichen  Vertretung  berufenen  Organe 
zu  bestellen  oder 

c)  das  Halten  einer  Mehrheitsbeteiligung. 

(3)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  Buchstabe  b  schließt  der 
Begriff  „Unternehmen,  das  eine  der  Funktionen  Erzeugung  oder 
Versorgung  wahrnimmt"  auch  ein  „Unternehmen,  das  eine  der 
Funktionen  Gewinnung  und  Versorgung  wahrnimmt"  im  Sinne 
der  Richtlinie  2009/7  3/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  1 3.  Juli  2009  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den 


In  diesem  Fall  muss  der  betreffende  Mitgliedstaat  entweder 

a)  einen  unabhängigen  Netzbetreiber  gemäß  Artikel  1 3  benen- 
nen oder 

b)  die  Bestimmungen  des  Kapitels  V  einhalten. 

(9)  In  den  Fällen,  in  denen  das  Übertragungsnetz  am  3.  Sep- 
tember 2009  einem  vertikal  integrierten  Unternehmen  gehört 
und  Regelungen  bestehen,  die  eine  wirksamere  Unabhängigkeit 
des  Übertragungsnetzbetreibers  gewährleisten  als  die  Bestimmun- 
gen des  Kapitels  V,  kann  ein  Mitgliedstaat  entscheiden,  Absatz  1 
nicht  anzuwenden. 

(10)  Bevor  ein  Unternehmen  als  Übertragungsnetzbetreiber 
nach  Absatz  9  des  vorliegenden  Artikels  zugelassen  und  benannt 
wird,  ist  es  nach  den  Verfahren  des  Artikels  1 0  Absätze  4,  5  und  6 
der  vorliegenden  Richtlinie  und  des  Artikels  3  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009  zu  zertifizieren,  wobei  die  Kommission  über- 
prüft, ob  die  bestehenden  Regelungen  eindeutig  eine  wirksamere 
Unabhängigkeit  des  Übertragungsnetzbetreibers  gewährleisten  als 
die  Bestimmungen  des  Kapitels  V. 


(')  Siehe  Seite  94  dieses  Amtsblatts. 
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(11)  Vertikal  integrierte  Unternehmen,  die  ein  Übertragungs- 
netz besitzen,  können  in  keinem  Fall  daran  gehindert  werden, 
Schritte  zur  Einhaltung  des  Absatzes  1  zu  unternehmen. 

(12)  Unternehmen,  die  eine  der  Funktionen  Erzeugung  oder 
Versorgung  wahrnehmen,  können  in  einem  Mitgliedstaat,  der 
Absatz  1  anwendet,  unter  keinen  Umständen  direkt  oder  indirekt 
die  Kontrolle  über  einen  entflochtenen  Übertragungsnetzbetreiber 
übernehmen  oder  Rechte  an  diesem  Übertragungsnetzbetreiber 
ausüben. 


Artikel  10 

Benennung  und  Zertifizierung  von 
Übertragungsnetzbetreibern 

(1)  Bevor  ein  Unternehmen  als  Übertragungsnetzbetreiber 
zugelassen  und  benannt  wird,  muss  es  gemäß  den  in  den  Absät- 
zen 4,  5  und  6  des  vorliegenden  Artikels  und  in  Artikel  3  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  714/2009  genannten  Verfahren  zertifiziert 
werden. 

(2)  Unternehmen,  die  Eigentümer  eines  Übertragungsnetzes 
sind  und  denen  von  der  nationalen  Regulierungsbehörde  gemäß 
dem  unten  beschriebenen  Zertifizierungsverfahren  bescheinigt 
wurde,  dass  sie  den  Anforderungen  des  Artikels  9  genügen, 
werden  von  den  Mitgliedstaaten  zugelassen  und  als  Übertragungs- 
netzbetreiber benannt.  Die  Benennung  der  Übertragungsnetz- 
betreiber wird  der  Kommission  mitgeteilt  und  im  Amtsblatt  der 
Europäischen  Union  veröffentlicht. 

(3)  Die  Übertragungsnetzbetreiber  unterrichten  die 
Regulierungsbehörde  über  alle  geplanten  Transaktionen,  die  eine 
Neubewertung  erforderlich  machen  können,  bei  der  festzustellen 
ist,  ob  sie  die  Anforderungen  des  Artikels  9  erfüllen. 

(4)  Die  Regulierungsbehörden  beobachten  die  ständige  Einhal- 
tung des  Artikels  9.  Um  die  Einhaltung  der  Anforderungen  sicher- 
zustellen, leiten  sie  ein  Zertifizierungsverfahren  ein 

a)  bei  Erhalt  einer  Mitteilung  eines  Übertragungsnetzbetreibers 
gemäß  Absatz  3; 

b)  aus  eigener  Initiative,  wenn  sie  Kenntnis  von  einer  geplanten 
Änderung  bezüglich  der  Rechte  an  oder  der  Einflussnahme 
auf  Übertragungsnetzeigentümer  oder  Übertragungsnetz- 
betreiber erlangen  und  diese  Änderung  zu  einem  Verstoß 
gegen  Artikel  9  führen  kann  oder  wenn  sie  Grund  zu  der 
Annahme  haben,  dass  es  bereits  zu  einem  derartigen  Verstoß 
gekommen  ist,  oder 

c)  wenn  die  Kommission  einen  entsprechend  begründeten 
Antrag  stellt. 

(5)  Die  Regulierungsbehörden  entscheiden  innerhalb  eines 
Zeitraums  von  vier  Monaten  ab  dem  Tag  der  Mitteilung  des 
Übertragungsnetzbetreibers  oder  ab  Antragstellung  durch  die 
Kommission  über  die  Zertifizierung  eines  Übertragungsnetz- 
betreibers. Nach  Ablauf  dieser  Frist  gilt  die  Zertifizierung  als 
erteilt.  Die  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  wird  erst  nach  Abschluss  des  in  Absatz  6 
beschriebenen  Verfahrens  wirksam. 


(6)  Die  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Entscheidung  über 
die  Zertifizierung  eines  Übertragungsnetzbetreibers  wird  der 
Kommission  zusammen  mit  allen  die  Entscheidung  betreffenden 
relevanten  Informationen  unverzüglich  von  der  Regulierungs- 
behörde übermittelt.  Die  Kommission  handelt  nach  dem  Verfah- 
ren des  Artikels  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009. 

(7)  Die  Regulierungsbehörden  und  die  Kommission  können 
Übertragungsnetzbetreiber  und  Unternehmen,  die  eine  der  Funk- 
tionen Erzeugung  oder  Versorgung  wahrnehmen,  um  Bereitstel- 
lung sämtlicher  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  gemäß  diesem 
Artikel  relevanten  Informationen  ersuchen. 

(8)  Die  Regulierungsbehörden  und  die  Kommission  behandeln 
wirtschaftlich  sensible  Informationen  vertraulich. 


Artikel  1 1 

Zertifizierung  in  Bezug  auf  Drittländer 

(1)  Beantragt  ein  Übertragungsnetzeigentümer  oder  -betreiber, 
der  von  einer  oder  mehreren  Personen  aus  einem  oder  mehreren 
Drittländern  kontrolliert  wird,  eine  Zertifizierung,  so  teilt  die 
Regulierungsbehörde  dies  der  Kommission  mit. 

Die  Regulierungsbehörde  teilt  der  Kommission  ferner  unverzüg- 
lich alle  Umstände  mit,  die  dazu  führen  würden,  dass  eine  oder 
mehrere  Personen  aus  einem  oder  mehreren  Drittländern  die  Kon- 
trolle über  ein  Übertragungsnetz  oder  einen  Übertragungsnetz- 
betreiber erhalten. 

(2)  Der  Übertragungsnetzbetreiber  teilt  der  Regulierungs- 
behörde alle  Umstände  mit,  die  dazu  führen  würden,  dass  eine 
oder  mehrere  Personen  aus  einem  oder  mehreren  Drittländern  die 
Kontrolle  über  das  Übertragungsnetz  oder  den  Übertragungsnetz- 
betreiber erhalten. 

(3)  Die  Regulierungsbehörde  nimmt  innerhalb  von  vier  Mona- 
ten ab  dem  Tag  der  Mitteilung  des  Übertragungsnetzbetreibers 
einen  Entwurf  einer  Entscheidung  über  die  Zertifizierung  des 
Übertragungsnetzbetreibers  an.  Sie  verweigert  die  Zertifizierung, 
wenn  nicht 

a)  nachgewiesen  wird,  dass  die  betreffende  Rechtsperson  den 
Anforderungen  von  Artikel  9  genügt  und 

b)  der  Regulierungsbehörde  oder  einer  anderen  vom  Mitglied- 
staat benannten  zuständigen  Behörde  nachgewiesen  wird, 
dass  die  Erteilung  der  Zertifizierung  die  Sicherheit  der  Ener- 
gieversorgung des  Mitgliedstaats  und  der  Gemeinschaft  nicht 
gefährdet.  Bei  der  Prüfung  dieser  Frage  berücksichtigt  die 
Regulierungsbehörde  oder  die  entsprechend  benannte  andere 
zuständigen  Behörde 

i)  die  Rechte  und  Pflichten  der  Gemeinschaft  gegenüber  die- 
sen Drittländern,  die  aus  dem  Völkerrecht  —  auch  aus 
einem  Abkommen  mit  einem  oder  mehreren  Dritt- 
ländern, dem  die  Gemeinschaft  als  Vertragspartei  ange- 
hört und  in  dem  Fragen  der  Energieversorgungssicherheit 
behandelt  werden  —  erwachsen; 
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ii)  die  Rechte  und  Pflichten  des  Mitgliedstaats  gegenüber 
diesem  Drittland,  die  aus  den  mit  diesem  geschlossenen 
Abkommen  erwachsen,  soweit  sie  mit  dem 
Gemeinschaftsrecht  in  Einklang  stehen,  und 

iii)  andere  spezielle  Gegebenheiten  des  Einzelfalls  und  des 
betreffenden  Drittlands. 

(4)  Die  Regulierungsbehörde  teilt  der  Kommission  unverzüg- 
lich die  Entscheidung  zusammen  mit  allen  die  Entscheidung 
betreffenden  relevanten  Informationen  mit. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  schreiben  vor,  dass  die  Regulierungs- 
behörde und/oder  die  benannte  zuständige  Behörde  gemäß 
Absatz  3  Buchstabe  b  vor  der  Annahme  einer  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  über  die  Zertifizierung  die  Stellungnahme 
der  Kommission  zu  der  Frage  einholt,  ob 

a)  die  betreffende  Rechtsperson  den  Anforderungen  von  Arti- 
kel 9  genügt  und 

b)  eine  Gefährdung  der  Energieversorgungssicherheit  der 
Gemeinschaft  durch  die  Erteilung  der  Zertifizierung  ausge- 
schlossen ist. 

(6)  Die  Kommission  prüft  den  Antrag  nach  Absatz  5  unmit- 
telbar nach  seinem  Eingang.  Innerhalb  eines  Zeitraums  von  zwei 
Monaten  nach  Eingang  des  Antrags  übermittelt  sie  der  nationalen 
Regulierungsbehörde  —  oder,  wenn  der  Antrag  von  der  benann- 
ten zuständigen  Behörde  gestellt  wurde,  dieser  Behörde  —  ihre 
Stellungnahme. 

Zur  Ausarbeitung  der  Stellungnahme  kann  die  Kommission  die 
Standpunkte  der  Agentur,  des  betroffenen  Mitgliedstaats  sowie 
interessierter  Kreise  einholen.  In  diesem  Fall  verlängert  sich  die 
Zweimonatsfrist  um  zwei  Monate. 

Legt  die  Kommission  innerhalb  des  in  den  Unterabsätzen  1  und  2 
genannten  Zeitraums  keine  Stellungnahme  vor,  so  wird  davon 
ausgegangen,  dass  sie  keine  Einwände  gegen  die  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  erhebt. 

(7)  Bei  der  Bewertung  der  Frage,  ob  die  Kontrolle  durch  eine 
oder  mehrere  Personen  aus  einem  oder  mehreren  Drittländern  die 
Energieversorgungssicherheit  in  der  Gemeinschaft  nicht  gefähr- 
den werden,  berücksichtigt  die  Kommission  Folgendes: 

a)  die  besonderen  Gegebenheiten  des  Einzelfalls  und  des/der 
betreffenden  Drittlands/Drittländer  sowie 

b)  die  Rechte  und  Pflichten  der  Gemeinschaft  gegenüber 
diesem/n  Drittland/Drittländern,  die  aus  dem  Völkerrecht  — 
auch  aus  einem  Abkommen  mit  einem  oder  mehreren  Dritt- 
ländern, dem  die  Gemeinschaft  als  Vertragspartei  angehört 
und  durch  das  Fragen  der  Versorgungssicherheit  geregelt 
werden  —  erwachsen. 

(8)  Die  nationale  Regulierungsbehörde  erlässt  ihre  endgültige 
Entscheidung  über  die  Zertifizierung  innerhalb  von  zwei  Mona- 
ten nach  Ablauf  der  in  Absatz  6  genannten  Frist.  Die  nationale 
Regulierungsbehörde  trägt  in  ihrer  endgültigen  Entscheidung  der 
Stellungnahme  der  Kommission  so  weit  wie  möglich  Rechnung. 


Die  Mitgliedstaaten  haben  in  jedem  Fall  das  Recht,  die  Zertifizie- 
rung abzulehnen,  wenn  die  Erteilung  der  Zertifizierung  die  Sicher- 
heit der  Energieversorgung  des  jeweiligen  Mitgliedstaats  oder  die 
eines  anderen  Mitgliedstaats  gefährdet.  Hat  der  Mitgliedstaat  eine 
andere  zuständige  Behörde  für  die  Bewertung  nach  Absatz  3 
Buchstabe  b  benannt,  so  kann  er  vorschreiben,  dass  die  nationale 
Regulierungsbehörde  ihre  endgültige  Entscheidung  in  Einklang 
mit  der  Bewertung  dieser  zuständigen  Behörde  erlassen  muss.  Die 
endgültige  Entscheidung  der  nationalen  Regulierungsbehörde 
wird  zusammen  mit  der  Stellungnahme  der  Kommission  veröf- 
fentlicht. Weicht  die  endgültige  Entscheidung  von  der  Stellung- 
nahme der  Kommission  ab,  so  muss  der  betreffende  Mitgliedstaat 
zusammen  mit  dieser  Entscheidung  die  Begründung  für  diese  Ent- 
scheidung mitteilen  und  veröffentlichen. 

(9)  Dieser  Artikel  berührt  in  keiner  Weise  das  Recht  der  Mit- 
gliedstaaten, in  Einklang  mit  dem  Gemeinschaftsrecht  nationale 
rechtliche  Kontrollen  zum  Schutz  legitimer  Interessen  der  öffent- 
lichen Sicherheit  durchzuführen. 

(10)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  erlassen,  in  denen  die 
Einzelheiten  des  Verfahrens  für  die  Anwendung  dieses  Artikels 
festgelegt  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesent- 
licher Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden 
nach  dem  in  Artikel  46  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen. 

(1 1)  Dieser  Artikel  gilt  mit  Ausnahme  von  Absatz  3  Buchstabe 
a  auch  für  die  Mitgliedstaaten,  für  die  nach  Artikel  44  eine 
Ausnahmeregelung  gilt. 

Artikel  12 

Aufgaben  der  Übertragungsnetzbetreiber 

jeder  Übertragungsnetzbetreiber  ist  dafür  verantwortlich, 

a)  auf  lange  Sicht  die  Fähigkeit  des  Netzes  sicherzustellen,  eine 
angemessene  Nachfrage  nach  Übertragung  von  Elektrizität  zu 
befriedigen,  unter  wirtschaftlichen  Bedingungen  und  unter 
gebührender  Beachtung  des  Umweltschutzes  sichere,  zuver- 
lässige und  leistungsfähige  Übertragungsnetze  zu  betreiben, 
zu  warten  und  auszubauen; 

b)  zu  gewährleisten,  dass  die  zur  Erfüllung  der  Dienstleistungs- 
verpflichtungen erforderlichen  Mittel  vorhanden  sind; 

c)  durch  entsprechende  Übertragungskapazität  und  Zuverläs- 
sigkeit des  Netzes  zur  Versorgungssicherheit  beizutragen; 

d)  die  Übertragung  von  Elektrizität  durch  das  Netz  unter 
Berücksichtigung  des  Austauschs  mit  anderen  Verbundnet- 
zen zu  regeln.  Daher  ist  es  Sache  des  Übertragungsnetz- 
betreibers,  ein  sicheres,  zuverlässiges  und  effizientes 
Elektrizitätsnetz  zu  unterhalten  und  in  diesem  Zusammen- 
hang die  Bereitstellung  aller  notwendigen  Hilfsdienste  —  ein- 
schließlich jener,  die  zur  Befriedigung  der  Nachfrage  geleistet 
werden  —  zu  gewährleisten,  sofern  diese  Bereitstellung  unab- 
hängig von  jedwedem  anderen  Übertragungsnetz  ist,  mit 
dem  das  Netz  einen  Verbund  bildet; 

e)  dem  Betreiber  eines  anderen  Netzes,  mit  dem  sein  eigenes 
Netz  verbunden  ist,  ausreichende  Informationen  bereitzustel- 
len, um  den  sicheren  und  effizienten  Betrieb,  den  koordinier- 
ten Ausbau  und  die  Interoperabilität  des  Verbundnetzes 
sicherzustellen; 
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f)  sich  jeglicher  Diskriminierung  von  Netzbenutzern  oder  Kate- 
gorien von  Netzbenutzern,  insbesondere  zugunsten  der  mit 
ihm  verbundenen  Unternehmen,  zu  enthalten, 

g)  den  Netzbenutzern  die  Informationen  zur  Verfügung  zu  stel- 
len, die  sie  für  einen  effizienten  Netzzugang  benötigen. 

h)  unter  der  Aufsicht  der  nationalen  Regulierungsbehörden 
Engpasserlöse  und  Zahlungen  im  Rahmen  des  Ausgleichs- 
mechanismus zwischen  Übertragungsnetzbetreibern  gemäß 
Artikel  13  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  einzunehmen, 
Dritten  Zugang  zu  gewähren  und  deren  Zugang  zu  regeln 
sowie  bei  Verweigerung  des  Zugangs  begründete  Erklärun- 
gen abzugeben;  bei  der  Ausübung  ihrer  im  Rahmen  dieses 
Artikels  festgelegten  Aufgaben  haben  die  Übertragungsnetz- 
betreiber in  erster  Linie  die  Marktintegration  zu  erleichtern. 

Artikel  13 
Unabhängige  Netzbetreiber  (ISO) 

(1)  In  den  Fällen  in  denen  das  Übertragungsnetz  am  3.  Septem- 
ber 2009  einem  vertikal  integrierten  Unternehmen  gehört,  kön- 
nen die  Mitgliedstaaten  entscheiden,  Artikel  9  Absatz  1  nicht 
anzuwenden,  und  auf  Vorschlag  des  Eigentümers  des 
Übertragungsnetzes  einen  unabhängigen  Netzbetreiber  benennen. 
Die  Benennung  bedarf  der  Zustimmung  der  Kommission. 

(2)  Ein  Mitgliedstaat  kann  einen  unabhängigen  Netzbetreiber 
nur  unter  folgenden  Bedingungen  zulassen  und  benennen: 

a)  der  Bewerber  hat  den  Nachweis  erbracht,  dass  er  den  Anfor- 
derungen des  Artikels  9  Absatz  1  Buchstaben  b,  c  und  d 
genügt; 

b)  der  Bewerber  hat  den  Nachweis  erbracht,  dass  er  über  die 
erforderlichen  finanziellen,  technischen,  personellen  und 
materieller  Ressourcen  verfügt,  um  die  Aufgaben  gemäß  Arti- 
kel 1 2  wahrzunehmen; 

c)  der  Bewerber  hat  sich  verpflichtet,  einen  von  der 
Regulierungsbehörde  überwachten  10-jährigen  Netz- 
entwicklungsplan umzusetzen; 

d)  der  Eigentümer  des  Übertragungsnetzes  hat  den  Nachweis 
erbracht,  dass  er  in  der  Lage  ist,  seinen  Verpflichtungen 
gemäß  Absatz  5  nachzukommen.  Zu  diesem  Zweck  legt  er 
sämtliche  mit  dem  Bewerberunternehmen  und  etwaigen 
anderen  relevanten  Rechtspersonen  getroffene  vertragliche 
Vereinbarungen  im  Entwurf  vor;  und 

e)  der  Bewerber  hat  den  Nachweis  erbracht,  dass  er  in  der  Lage 
ist,  seinen  Verpflichtungen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009,  auch  bezüglich  der  Zusammenarbeit  der 
Übertragungsnetzbetreiber  auf  europäischer  und  regionaler 
Ebene,  nachzukommen. 

(3)  Unternehmen,  denen  von  der  nationalen  Regulierungs- 
behörde bescheinigt  wurde,  dass  sie  den  Anforderungen  des  Arti- 
kels 1 1  und  Absatz  2  dieses  Artikels  genügen,  werden  von  den 
Mitgliedstaaten  zugelassen  und  als  Übertragungsnetzbetreiber 
benannt.  Es  gilt  das  Zertifizierungsverfahren  des  Artikels  1 0  die- 
ser Richtlinie  und  des  Artikels  3  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  oder  des  Artikels  11  dieser  Richtlinie. 


(4)  Jeder  unabhängige  Netzbetreiber  ist  verantwortlich  für  die 
Gewährung  und  Regelung  des  Zugangs  Dritter,  einschließlich  der 
Erhebung  von  Zugangsentgelten  sowie  der  Einnahme  von 
Engpasserlösen  und  Zahlungen  im  Rahmen  des  Ausgleichs- 
mechanismus zwischen  Übertragungsnetzbetreibern  gemäß  Arti- 
kel 1 3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009,  für  Betrieb,  Wartung 
und  Ausbau  des  Übertragungsnetzes  sowie  für  die  Gewährleis- 
tung der  langfristigen  Fähigkeit  des  Netzes,  im  Wege  einer 
Investitionsplanung  eine  angemessene  Nachfrage  zu  befriedigen. 
Beim  Ausbau  des  Übertragungsnetzes  ist  der  unabhängige  Netz- 
betreiber für  Planung  (einschließlich  Genehmigungsverfahren), 
Bau  und  Inbetriebnahme  der  neuen  Infrastruktur  verantwortlich. 
Hierzu  handelt  der  unabhängige  Netzbetreiber  als  Übertragungs- 
netzbetreiber im  Einklang  mit  den  Bestimmungen  dieses  Kapitels. 
Der  Übertragungsnetzeigentümer  darf  weder  für  die  Gewährung 
und  Regelung  des  Zugangs  Dritter  noch  für  die  Investitions- 
planung verantwortlich  sein. 

(5)  Wurde  ein  unabhängiger  Netzbetreiber  benannt,  ist  der 
Eigentümer  des  Übertragungsnetzes  zu  Folgendem  verpflichtet: 

a)  Er  arbeitet  im  erforderlichen  Maße  mit  dem  unabhängigen 
Netzbetreiber  zusammen  und  unterstützt  ihn  bei  der  Wahr- 
nehmung seiner  Aufgaben,  indem  er  insbesondere  alle  sach- 
dienlichen Informationen  liefert. 

b)  Er  finanziert  die  vom  unabhängigen  Netzbetreiber  beschlos- 
senen und  von  der  Regulierungsbehörde  genehmigten  Inves- 
titionen oder  erteilt  seine  Zustimmung  zur  Finanzierung 
durch  eine  andere  interessierte  Partei,  einschließlich  des  unab- 
hängigen Netzbetreibers.  Die  einschlägigen  Finanzierungs- 
vereinbarungen unterliegen  der  Genehmigung  durch  die 
Regulierungsbehörde.  Vor  ihrer  Genehmigung  konsultiert  die 
Regulierungsbehörde  den  Eigentümer  des  Übertragungs- 
netzes sowie  die  anderen  interessierten  Parteien. 

c)  Er  sichert  die  Haftungsrisiken  im  Zusammenhang  mit  den 
Netzvermögenswerten  ab,  mit  Ausnahme  derjenigen 
Haftungsrisiken,  die  die  Aufgaben  des  unabhängigen  Netz- 
betreibers betreffen,  und 

d)  Er  stellt  die  Garantien,  die  zur  Erleichterung  der  Finanzierung 
eines  etwaigen  Netzausbaus  erforderlich  sind,  mit  Ausnahme 
derjenigen  Investitionen,  bei  denen  er  gemäß  Absatz  b  einer 
Finanzierung  durch  eine  interessierte  Partei,  einschließlich 
des  unabhängigen  Netzbetreibers,  zugestimmt  hat. 

(6)  In  enger  Zusammenarbeit  mit  der  Regulierungsbehörde 
wird  die  zuständige  nationale  Wettbewerbsbehörde  mit  sämtli- 
chen maßgeblichen  Befugnissen  ausgestattet,  die  es  ihr  ermögli- 
chen, wirksam  zu  beobachten,  ob  der  Übertragungsnetz- 
eigentümer seinen  Verpflichtungen  gemäß  Absatz  5  nachkommt. 


Artikel  14 

Entflechtung  der  Übertragungsnetzeigentümer 

(1)  Wurde  ein  unabhängiger  Netzbetreiber  benannt,  müssen 
Übertragungsnetzeigentümer,  die  Teil  eines  vertikal  integrierten 
Unternehmens  sind,  zumindest  hinsichtlich  ihrer  Rechtsform, 
Organisation  und  Entscheidungsgewalt  unabhängig  von  den 
übrigen  Tätigkeiten  sein,  die  nicht  mit  der  Übertragung 
zusammenhängen. 
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(2)  Um  die  Unabhängigkeit  eines  Übertragungsnetz- 
eigentümers gemäß  Absatz  1  sicherzustellen,  sind  die  folgenden 
Mindestkriterien  anzuwenden: 


a)  In  einem  integrierten  Elektrizitätsunternehmen  dürfen  die  für 
die  Leitung  des  Übertragungsnetzeigentümers  zuständigen 
Personen  nicht  betrieblichen  Einrichtungen  des  integrierten 
Elektrizitätsunternehmens  angehören,  die  direkt  oder  indirekt 
für  den  laufenden  Betrieb  in  den  Bereichen  Elektrizitätser- 
zeugung, -Verteilung  und  -Versorgung  zuständig  sind. 

b)  Es  sind  geeignete  Maßnahmen  zu  treffen,  damit  die  berufsbe- 
dingten Interessen  der  für  die  Leitung  des  Übertragungsnetz- 
eigentümers zuständigen  Personen  so  berücksichtigt  werden, 
dass  ihre  Handlungsunabhängigkeit  gewährleistet  ist,  und 

c)  Der  Übertragungsnetzeigentümer  stellt  ein  Gleich- 
behandlungsprogramm  auf,  aus  dem  hervorgeht,  welche 
Maßnahmen  zum  Ausschluss  diskriminierenden  Verhaltens 
getroffen  werden,  und  gewährleistet  die  ausreichende  Beob- 
achtung der  Einhaltung  dieses  Programms.  In  dem  Gleich- 
behandlungsprogramm  ist  festgelegt,  welche  besonderen 
Pflichten  die  Mitarbeiter  im  Hinblick  auf  die  Erreichung  die- 
ser Ziele  haben.  Die  für  die  Beobachtung  des  Gleich- 
behandlungsprogramms  zuständige  Person  oder  Stelle  legt 
der  Regulierungsbehörde  jährlich  einen  Bericht  über  die 
getroffenen  Maßnahmen  vor,  der  veröffentlicht  wird. 

(3)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  erlassen,  um  sicherzustel- 
len, dass  der  Übertragungsnetzeigentümer  den  Bestimmungen  des 
Absatzes  2  dieses  Artikels  in  vollem  Umfang  und  wirksam  nach- 
kommt. Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher 
Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach 
dem  in  Artikel  46  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 

Artikel  15 

Inanspruchnahme  und  Ausgleich  von  Kapazitäten 

(1)  Unbeschadet  der  Elektrizitätslieferung  aufgrund  vertragli- 
cher Verpflichtungen  einschließlich  der  Verpflichtungen  aus  den 
Ausschreibungsbedingungen  ist  der  Betreiber  des  Ubertragungs- 
netzes  verantwortlich  für  die  Inanspruchnahme  der  Erzeugungs- 
anlagen in  seinem  Gebiet  und  für  die  Nutzung  der 
Verbindungsleitungen  mit  den  anderen  Netzen,  soweit  er  diese 
Funktion  hat. 


(2)  Die  Einspeisung  aus  den  Erzeugungsanlagen  und  die  Nut- 
zung der  Verbindungsleitungen  erfolgen  auf  der  Grundlage  von 
Kriterien,  die  die  nationalen  Regulierungsbehörden,  sofern  sie 
dazu  befugt  sind,  genehmigen,  die  objektiv  und  veröffentlicht  sein 
sowie  auf  nichtdiskriminierende  Weise  angewandt  werden  müs- 
sen, damit  ein  einwandfreies  Funktionieren  des  Elektrizitäts- 
binnenmarkts gewährleistet  wird.  Bei  den  Kriterien  werden  der 
wirtschaftliche  Vorrang  von  Elektrizität  aus  verfügbaren 
Erzeugungsanlagen  oder  aus  dem  Transfer  aus  Verbindungs- 
leitungen sowie  die  sich  für  das  Netz  ergebenden  technischen 
Beschränkungen  berücksichtigt. 


(3)  Ein  Mitgliedstaat  verpflichtet  die  Netzbetreiber  dazu,  dass 
sie  bei  der  Inanspruchnahme  von  Erzeugungsanlagen  auf  der 
Grundlage  erneuerbarer  Energiequellen  im  Einklang  mit  Arti- 
kel 16  der  Richtlinie  2009/28/EG  handeln.  Die  Mitgliedstaaten 
können  dem  Netzbetreiber  auch  zur  Auflage  machen,  dass  er  bei 
der  Inanspruchnahme  von  Erzeugungsanlagen  solchen  den  Vor- 
rang gibt,  die  nach  dem  Prinzip  der  Kraft-Wärme-Kopplung 
arbeiten. 

(4)  Ein  Mitgliedstaat  kann  aus  Gründen  der  Versorgungs- 
sicherheit anordnen,  dass  Elektrizität  bis  zu  einer  Menge,  die  1 5  % 
der  in  einem  Kalenderjahr  zur  Deckung  des  gesamten  Elektrizitäts- 
verbrauchs des  betreffenden  Mitgliedstaats  notwendigen  Primär- 
energie nicht  überschreitet,  vorrangig  aus  Erzeugungsanlagen 
abgerufen  wird,  die  einheimische  Primärenergieträger  als  Brenn- 
stoffe einsetzen. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  die  Mitgliedstaaten  dies  so 
vorsehen,  die  Regulierungsbehörden  machen  den  Fernleitungs- 
netzbetreibern zur  Auflage,  bei  der  Wartung  und  dem  Ausbau  des 
Fernleitungsnetzes  einschließlich  der  Verbindungskapazitäten 
bestimmte  Mindestanforderungen  einzuhalten. 

(6)  Soweit  sie  diese  Funktion  haben,  beschaffen  sich  die 
Übertragungsnetzbetreiber  die  Energie,  die  sie  zur  Deckung  von 
Energieverlusten  und  Kapazitätsreserven  in  ihrem  Netz  verwen- 
den, nach  transparenten,  nichtdiskriminierenden  und  markt- 
orientierten Verfahren. 

(7)  Die  von  den  Übertragungsnetzbetreibern  festgelegten  Aus- 
gleichsregelungen für  das  Elektrizitätsnetz  müssen  objektiv,  trans- 
parent und  nichtdiskriminierend  sein,  einschließlich  der 
Regelungen  über  die  von  den  Netzbenutzern  für  Energie- 
ungleichgewichte zu  zahlenden  Entgelte.  Die  Bedingungen  für  die 
Erbringung  dieser  Leistungen  durch  die  Übertragungsnetz- 
betreiber einschließlich  Regelungen  und  Tarife  werden  gemäß 
einem  mit  Artikel  3  7  Absatz  6  zu  vereinbarenden  Verfahren  in 
nichtdiskriminierender  Weise  und  kostenorientiert  festgelegt  und 
veröffentlicht. 

Artikel  16 

Vertraulichkeitsanforderungen  für  Betreiber  und 
Eigentümer  von  Übertragungsnetzen 

(1)  Unbeschadet  des  Artikels  30  und  sonstiger  rechtlicher  Ver- 
pflichtungen zur  Offenlegung  von  Informationen  wahrt  jeder 
Betreiber  eines  Übertragungsnetzes  und  jeder  Eigentümer  eines 
Übertragungsnetzes  die  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler 
Informationen,  von  denen  er  bei  der  Ausübung  seiner  Geschäfts- 
tätigkeit Kenntnis  erlangt,  und  verhindert,  dass  Informationen 
über  seine  eigenen  Tätigkeiten,  die  wirtschaftliche  Vorteile  brin- 
gen können,  in  diskriminierender  Weise  offen  gelegt  werden.  Ins- 
besondere gibt  er  keine  wirtschaftlich  sensiblen  Informationen  an 
andere  Teile  des  Unternehmens  weiter,  es  sei  denn,  dies  ist  für  die 
Durchführung  einer  Transaktion  erforderlich.  Zur  Gewährleistung 
der  vollständigen  Einhaltung  der  Regeln  zur  Informations- 
entflechtung stellen  die  Mitgliedstaaten  ferner  sicher,  dass  der 
Eigentümer  des  Fernleitungsnetzes  und  die  übrigen  Teile  des 
Unternehmens  —  abgesehen  von  Einrichtungen  rein  administra- 
tiver Natur  oder  von  IT-Diensten  —  keine  gemeinsamen  Einrich- 
tungen wie  z.  B.  gemeinsame  Rechtsabteilungen  in  Anspruch 
nehmen. 
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(2)  Übertragungsnetzbetreiber  dürfen  wirtschaftlich  sensible 
Informationen,  die  sie  von  Dritten  im  Zusammenhang  mit  der 
Gewährung  des  Netzzugangs  oder  bei  Verhandlungen  hierüber 
erhalten,  beim  Verkauf  oder  Erwerb  von  Elektrizität  durch  ver- 
bundene Unternehmen  nicht  missbrauchen. 

(3)  Die  für  einen  wirksamen  Wettbewerb  und  das  tatsächliche 
Funktionieren  des  Marktes  erforderlichen  Informationen  werden 
veröffentlicht.  Die  Wahrung  der  Vertraulichkeit  wirtschaftlich 
sensibler  Informationen  bleibt  von  dieser  Verpflichtung 
unberührt. 


KAPITEL  V 

UNABHÄNGIGER  ÜBERTRAGUNGSNETZBETREIBER  (ITO) 

Artikel  17 

Vermögenswerte,  Anlagen,  Personal  und 
Unternehmensidentität 

(1)  Die  Übertragungsnetzbetreiber  müssen  über  alle  personel- 
len, technischen,  materiellen  und  finanziellen  Ressourcen  verfü- 
gen, die  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  im  Rahmen  dieser  Richtlinie 
und  für  die  Geschäftstätigkeit  der  Elektrizitätsübertragung  erfor- 
derlich sind;  hierfür  gilt  insbesondere  Folgendes: 

a)  Vermögenswerte,  die  für  die  Geschäftstätigkeit  der 
Elektrizitätsübertragung  erforderlich  sind,  einschließlich  des 
Übertragungsnetzes,  müssen  Eigentum  des  Übertragungs- 
netzbetreibers sein. 

b)  Das  Personal,  das  für  die  Geschäftstätigkeit  der  Elektrizitäts- 
übertragung erforderlich  ist,  so  auch  für  die  Erfüllung  aller 
Aufgaben  des  Unternehmens,  muss  beim  Übertragungsnetz- 
betreiber angestellt  sein. 

c)  Personalleasing  und  Erbringung  von  Dienstleistungen  für 
bzw.  durch  andere  Teile  des  vertikal  integrierten  Unterneh- 
mens sind  untersagt.  Der  Übertragungsnetzbetreiber  darf 
jedoch  für  das  vertikal  integrierte  Unternehmen  Dienstleis- 
tungen erbringen,  sofern  dabei 

i)  die  Nutzer  nicht  diskriminiert  werden,  die  Dienstleistun- 
gen allen  Nutzern  unter  den  gleichen  Vertrags- 
bedingungen zugänglich  sind  und  der  Wettbewerb  bei 
der  Erzeugung  und  Lieferung  nicht  eingeschränkt,  ver- 
zerrt oder  unterbunden  wird  und 

ii)  die  dafür  geltenden  Vertragsbedingungen  von  der 
Regulierungsbehörde  genehmigt  werden. 

d)  Unbeschadet  der  Entscheidungen  des  Aufsichtsorgans  nach 
Artikel  20  sind  dem  Übertragungsnetzbetreiber  angemessene 
finanzielle  Ressourcen  für  künftige  Investitionsprojekte 
und/oder  für  den  Ersatz  vorhandener  Vermögenswerte  nach 
entsprechender  Anforderung  durch  den  Übertragungsnetz- 
betreiber rechtzeitig  vom  vertikal  integrierten  Unternehmen 
bereitzustellen. 


(2)  Die  Geschäftstätigkeit  der  Elektrizitätsübertragung  beinhal- 
tet neben  den  in  Artikel  1 2  aufgeführten  Aufgaben  mindestens  die 
folgenden  Tätigkeiten: 

a)  Vertretung  des  Übertragungsnetzbetreibers  und  Funktion 
des  Ansprechpartners  für  Dritte  und  für  die 
Regulierungsbehörden; 

b)  Vertretung  des  Übertragungsnetzbetreibers  innerhalb  des 
Europäischen  Verbunds  der  Übertragungs-  und  Fernleitungs- 
netzbetreiber (nachstehend  „ENTSO  (Strom)"  genannt); 

c)  Gewährung  und  Regelung  des  Zugangs  Dritter  nach  dem 
Grundsatz  der  Nichtdiskriminierung  zwischen  Netz- 
benutzern oder  Kategorien  von  Netzbenutzern. 

d)  Erhebung  aller  übertragungsnetzbezogenen  Gebühren,  ein- 
schließlich Zugangsentgelten,  Ausgleichsentgelten  für  Hilfs- 
dienste wie  z.  B.  Erwerb  von  Leistungen  (Ausgleichskosten, 
Energieverbrauch  für  Verluste); 

e)  Betrieb,  Wartung  und  Ausbau  eines  sicheren,  effizienten  und 
wirtschaftlichen  Übertragungsnetzes; 

f)  Investitionsplanung  zur  Gewährleistung  der  langfristigen 
Fähigkeit  des  Netzes,  eine  angemessene  Nachfrage  zu  decken, 
und  der  Versorgungssicherheit; 

g)  Gründung  geeigneter  Gemeinschaftsunternehmen,  auch  mit 
einem  oder  mehreren  Übertragungsnetzbetreibern,  von 
Strombörsen  und  anderen  relevanten  Akteuren,  mit  dem 
Ziel,  die  Schaffung  von  Regionalmärkten  zu  fördern  oder  den 
Prozess  der  Liberalisierung  zu  erleichtern,  und 

h)  alle  unternehmensspezifischen  Einrichtungen  und  Leistun- 
gen, unter  anderem  Rechtsabteilung,  Buchhaltung  und 
Ist-Dienste. 

(3)  Für  Übertragungsnetzbetreiber  gelten  die  in  Artikel  1  der 
Richtlinie  68/151/EWG  des  Rates  genannten  Rechtsformen 

(4)  Übertragungsnetzbetreiber  müssen  in  Bezug  auf  ihre 
Unternehmensidentität,  ihre  Kommunikation,  ihre  Markenpolitik 
sowie  ihre  Geschäftsräume  dafür  Sorge  tragen,  dass  eine  Ver- 
wechslung mit  der  eigenen  Identität  des  vertikal  integrierten 
Unternehmens  oder  irgendeines  Teils  davon  ausgeschlossen  ist. 

(5)  Übertragungsnetzbetreiber  unterlassen  die  gemeinsame 
Nutzung  von  IT-Systemen  oder  -Ausrüstung,  Liegenschaften  und 
Zugangskontrollsystemen  mit  jeglichem  Unternehmensteil  verti- 
kal integrierter  Unternehmen  und  gewährleisten,  dass  sie  in  Bezug 
auf  IT-Systeme  oder  -Ausrüstung  und  Zugangskontrollsysteme 
nicht  mit  denselben  Beratern  und  externen  Auftragnehmern 
zusammenarbeiten. 

(6)  Die  Rechnungslegung  von  Übertragungsnetzbetreibern  ist 
von  anderen  Wirtschaftsprüfern  als  denen,  die  die  Rechnungsprü- 
fung beim  vertikal  integrierten  Unternehmen  oder  bei  dessen 
Unternehmensteilen  vornehmen,  zu  prüfen. 


(!)  Erste  Richtlinie  68/151/EWG  des  Rates  vom  9.  März  1968  zur  Koor- 
dinierung der  Schutzbestimmungen,  die  in  den  Mitgliedstaaten  den 
Gesellschaften  im  Sinne  des  Artikels  58  Absatz  2  des  Vertrags  im  Inte- 
resse der  Gesellschafter  sowie  Dritter  vorgeschrieben  sind,  um  diese 
Bestimmungen  gleichwertig  zu  gestalten  (ABl.  L  65  vom  14.3.1968, 
S.  8). 
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Artikel  18 

Unabhängigkeit  des  Übertragungsnetzbetreibers 

(1 )  Unbeschadet  der  Entscheidungen  des  Aufsichtsorgans  nach 
Artikel  20  muss  der  Übertragungsnetzbetreiber 

a)  in  Bezug  auf  Vermögenswerte  oder  Ressourcen,  die  für  den 
Betrieb,  die  Wartung  und  den  Ausbau  des  Übertragungs- 
netzes erforderlich  sind,  wirksame  Entscheidungsbefugnisse 
haben,  die  er  unabhängig  von  dem  vertikal  integrierten 
Unternehmen  ausübt,  und 

b)  die  Befugnis  haben,  Geld  auf  dem  Kapitalmarkt  durch  Auf- 
nahme von  Darlehen  oder  Kapitalerhöhung  zu  beschaffen. 

(2)  Der  Übertragungsnetzbetreiber  stellt  sicher,  dass  er  jeder- 
zeit über  die  Mittel  verfügt,  die  er  benötigt,  um  das  Übertragungs- 
geschäft ordnungsgemäß  und  effizient  zu  führen  und  um  ein 
leistungsfähiges,  sicheres  und  wirtschaftliches  Übertragungsnetz 
aufzubauen  und  aufrechtzuerhalten. 

(3)  Tochterunternehmen  des  vertikal  integrierten  Unterneh- 
mens, die  die  Funktionen  Erzeugung  oder  Versorgung  wahrneh- 
men, dürfen  weder  direkt  noch  indirekt  Anteile  am  Unternehmen 
des  Übertragungsnetzbetreibers  halten.  Der  Übertragungsnetz- 
betreiber darf  weder  direkt  noch  indirekt  Anteile  an  Tochterunter- 
nehmen des  vertikal  integrierten  Unternehmens,  die  die 
Funktionen  Erzeugung  oder  Versorgung  wahrnehmen,  halten  und 
darf  keine  Dividenden  oder  andere  finanzielle  Zuwendungen  von 
diesen  Tochterunternehmen  erhalten. 

(4)  Die  gesamte  Verwaltungsstruktur  und  die  Unternehmens- 
satzung des  Übertragungsnetzbetreibers  gewährleisten  seine  tat- 
sächliche Unabhängigkeit  gemäß  diesem  Kapitel.  Das  vertikal 
integrierte  Unternehmen  darf  das  Wettbewerbsverhalten  des 
Übertragungsnetzbetreibers  in  Bezug  auf  dessen  laufende 
Geschäfte  und  die  Netzverwaltung  oder  in  Bezug  auf  die  notwen- 
digen Tätigkeiten  zur  Aufstellung  des  zehnjährigen  Netz- 
entwicklungsplans gemäß  Artikel  22  weder  direkt  noch  indirekt 
beeinflussen. 

(5)  Übertragungsnetzbetreiber  gewährleisten  bei  der  Wahrneh- 
mung ihrer  Aufgaben  nach  Artikel  1 2  und  Artikel  1 7  Absatz  2 
der  vorliegenden  Richtlinie  und  bei  der  Einhaltung  der  Artikel  1 4, 
15  und  16  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009,  dass  sie  weder 
Personen  noch  Körperschaften  diskriminieren  und  dass  sie  den 
Wettbewerb  bei  der  Erzeugung  und  Lieferung  nicht  einschränken, 
verzerren  oder  unterbinden. 

(6)  Für  die  kommerziellen  und  finanziellen  Beziehungen  zwi- 
schen dem  vertikal  integrierten  Unternehmen  und  dem 
Übertragungsnetzbetreiber,  einschließlich  der  Gewährung  von 
Krediten  durch  den  Übertragungsnetzbetreiber  an  das  vertikal 
integrierte  Unternehmen,  sind  die  marktüblichen  Bedingungen 
einzuhalten.  Der  Übertragungsnetzbetreiber  führt  ausführliche 
Aufzeichnungen  über  diese  kommerziellen  und  finanziellen 
Beziehungen  und  stellt  sie  der  Regulierungsbehörde  auf  Verlan- 
gen zur  Verfügung. 

(7)  Der  Übertragungsnetzbetreiber  legt  der  Regulierungs- 
behörde sämtliche  kommerziellen  und  finanziellen  Vereinbarun- 
gen mit  dem  vertikal  integrierten  Unternehmen  zur  Genehmigung 
vor. 


(8)  Der  Übertragungsnetzbetreiber  meldet  der  Regulierungs- 
behörde die  Finanzmittel  gemäß  Artikel  1 7  Absatz  1  Buchstabe  d, 
die  ihm  für  künftige  Investitionsprojekte  und/oder  für  den  Ersatz 
vorhandener  Vermögenswerte  und  Ressourcen  zur  Verfügung 
stehen. 

(9)  Das  vertikal  integrierte  Unternehmen  unterlässt  jede  Hand- 
lung, die  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen  des  Übertragungsnetz- 
betreibers nach  diesem  Kapitel  behindern  oder  gefährden  würde, 
und  verlangt  vom  Übertragungsnetzbetreiber  nicht,  bei  der  Erfül- 
lung dieser  Verpflichtungen  die  Zustimmung  des  vertikal  inte- 
grierten Unternehmens  einzuholen. 

(10)  Unternehmen,  denen  von  der  Regulierungsbehörde 
bescheinigt  wurde,  dass  sie  den  Anforderungen  dieses  Kapitels 
genügen,  werden  von  den  betreffenden  Mitgliedstaaten  zugelas- 
sen und  als  Übertragungsnetzbetreiber  benannt.  Es  gilt  das  Zerti- 
fizierungsverfahren des  Artikels  10  der  vorliegenden  Richtlinie 
und  des  Artikels  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  oder  des 
Artikels  1 1  der  vorliegenden  Richtlinie. 

Artikel  19 

Unabhängigkeit  des  Personals  und  der 
Unternehmensleitung  des  Übertragungsnetzbetreibers 

(1)  Entscheidungen,  die  Ernennungen,  Wiederernennungen, 
Beschäftigungsbedingungen  einschließlich  Vergütung  und 
Vertragsbeendigung  für  Personen  der  Unternehmensleitung 
und/oder  Mitglieder  der  Verwaltungsorgane  des  Übertragungs- 
netzbetreibers betreffen,  werden  von  dem  gemäß  Artikel  20 
ernannten  Aufsichtsorgan  des  Übertragungsnetzbetreibers 
getroffen. 

(2)  Die  Namen  und  die  Regelungen  in  Bezug  auf  Funktion, 
Vertragslaufzeit  und  -beendigung  für  Personen,  die  vom  Auf- 
sichtsorgan als  Personen  der  obersten  Unternehmensleitung 
und/oder  Mitglieder  der  Verwaltungsorgane  des  Übertragungs- 
netzbetreibers ernannt  oder  wiederernannt  werden,  und  die 
Gründe  für  vorgeschlagene  Entscheidungen  zur  Vertrags- 
beendigung sind  der  Regulierungsbehörde  mitzuteilen.  Die  in 
Absatz  1  genannten  Regelungen  und  Entscheidungen  werden  erst 
verbindlich,  wenn  die  Regulierungsbehörde  innerhalb  von  drei 
Wochen  nach  der  Mitteilung  keine  Einwände  erhebt. 

Die  Regulierungsbehörde  kann  Einwände  gegen  die  in  Absatz  1 
genannten  Entscheidungen  erheben, 

a)  wenn  Zweifel  an  der  beruflichen  Unabhängigkeit  einer 
ernannten  Person  der  Unternehmensleitung  und/oder  eines 
ernannten  Mitglieds  der  Verwaltungsorgane  bestehen  oder 

b)  wenn  Zweifel  an  der  Berechtigung  einer  vorzeitigen  Vertrags- 
beendigung bestehen. 

(3)  Es  dürfen  in  den  letzten  drei  Jahren  vor  einer  Ernennung 
von  Führungskräften  und/oder  Mitglieder  der  Verwaltungsorgane 
des  Übertragungsnetzbetreibers,  die  diesem  Absatz  unterliegen, 
bei  dem  vertikal  integrierten  Unternehmen,  einem  seiner  Unter- 
nehmensteile oder  bei  anderen  Mehrheitsanteilseignern  als  dem 
Übertragungsnetzbetreiber  weder  direkt  noch  indirekt  berufliche 
Positionen  bekleidet  oder  berufliche  Aufgaben  wahrgenommen 
noch  Interessens-  oder  Geschäftsbeziehungen  zu  ihnen  unterhal- 
ten werden. 
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(4)  Die  Personen  der  Unternehmensleitung  und/oder  Mitglie- 
der der  Verwaltungsorgane  und  die  Beschäftigten  des 
Übertragungsnetzbetreibers  dürfen  bei  anderen  Unternehmen- 
steilen des  vertikal  integrierten  Unternehmens  oder  bei  deren 
Mehrheitsanteilseignern  weder  direkt  noch  indirekt  berufliche 
Positionen  bekleiden  oder  berufliche  Aufgaben  wahrnehmen  oder 
Interessens-  oder  Geschäftsbeziehungen  zu  ihnen  unterhalten. 

(5)  Die  Personen  der  Unternehmensleitung  und/oder  Mitglie- 
der der  Verwaltungsorgane  und  die  Beschäftigten  des 
Übertragungsnetzbetreibers  dürfen  weder  direkt  noch  indirekt 
Beteiligungen  an  Unternehmensteilen  des  vertikal  integrierten 
Unternehmens  halten  noch  finanzielle  Zuwendungen  von  diesen 
erhalten;  ausgenommen  hiervon  sind  Beteiligungen  am  und 
Zuwendungen  vom  Übertragungsnetzbetreiber.  Ihre  Vergütung 
darf  nicht  an  die  Tätigkeiten  oder  Betriebsergebnisse  des  vertikal 
integrierten  Unternehmens,  soweit  sie  nicht  den  Übertragungs- 
netzbetreiber betreffen,  gebunden  sein. 

(6)  Im  Falle  von  Beschwerden  von  Personen  der  Unter- 
nehmensleitung und/oder  Mitgliedern  der  Verwaltungsorgane  des 
Übertragungsnetzbetreibers  gegen  vorzeitige  Vertragsbeendigung 
ist  die  effektive  Einlegung  von  Rechtsmitteln  bei  der  Regulierungs- 
behörde zu  gewährleisten. 

(7)  Nach  Beendigung  des  Vertragsverhältnisses  zum 
Übertragungsnetzbetreiber  dürfen  Personen  der  Unternehmens- 
leitung und/oder  Mitgliedern  der  Verwaltungsorgane  für  mindes- 
tens vier  Jahre  bei  anderen  Unternehmensteilen  des  vertikal 
integrierten  Unternehmens  als  dem  Übertragungsnetzbetreiber 
oder  bei  deren  Mehrheitsanteilseignern  keine  beruflichen  Positio- 
nen bekleiden  oder  berufliche  Aufgaben  wahrnehmen  oder 
Interessens-  oder  Geschäftsbeziehungen  zu  ihnen  unterhalten. 

(8)  Absatz  3  gilt  für  die  Mehrheit  der  Angehörigen  der  Unter- 
nehmensleitung und/oder  Mitglieder  der  Verwaltungsorgane  des 
Fernleitungsnetzbetreibers. 

Die  Angehörigen  der  Unternehmensleitung  und/oder  Mitglieder 
der  Verwaltungsorgane  des  Übertragungsnetzbetreibers,  für  die 
Absatz  3  nicht  gilt,  dürfen  in  den  letzten  sechs  Monaten  vor  ihrer 
Ernennung  bei  dem  vertikal  integrierten  Unternehmen  keine 
Führungstätigkeit  oder  andere  einschlägige  Tätigkeit  ausgeübt 
haben. 

Unterabsatz  1  dieses  Absatzes  und  Absätze  4  bis  7  finden  Anwen- 
dung auf  alle  Personen,  die  der  obersten  Unternehmensleitung 
angehören,  sowie  auf  die  ihnen  unmittelbar  unterstellten  Perso- 
nen, die  mit  dem  Betrieb,  der  Wartung  oder  der  Entwicklung  des 
Netzes  befasst  sind. 


Artikel  20 
Aufsichtsorgan 

(1)  Der  Übertragungsnetzbetreiber  verfügt  über  ein  Aufsichts- 
organ, dessen  Aufgabe  es  ist,  Entscheidungen,  die  von  erhebli- 
chem Einfluss  auf  den  Wert  der  Vermögenswerte  der  Anteilseigner 
beim  Übertragungsnetzbetreiber  sind,  insbesondere  Entscheidun- 
gen im  Zusammenhang  mit  der  Genehmigung  der  jährlichen  und 
der  langfristigen  Finanzpläne,  der  Höhe  der  Verschuldung  des 
Übertragungsnetzbetreibers  und  der  Höhe  der  an  die  Anteilseig- 
ner auszuzahlenden  Dividenden,  zu  treffen.  Das  Aufsichtsorgan 
hat  keine  Entscheidungsbefugnis  in  Bezug  auf  die  laufenden 
Geschäfte  des  Übertragungsnetzbetreibers  und  die  Netz- 
verwaltung und  in  Bezug  auf  die  notwendigen  Tätigkeiten  zur 


Aufstellung  des  zehnjährigen  Netzentwicklungsplans  gemäß 
Artikel  22. 

(2)  Das  Aufsichtsorgan  besteht  aus  Vertretern  des  vertikal  inte- 
grierten Unternehmens,  Vertretern  von  dritten  Anteilseignern 
und,  sofern  die  einschlägigen  Rechtsvorschriften  eines  Mitglied- 
staats dies  vorsehen,  Vertretern  anderer  Interessengruppen  wie 
z.  B.  der  Beschäftigten  des  Übertragungsnetzbetreibers. 

(3)  Artikel  19  Absatz  2  Unterabsatz  1  sowie  Artikel  19 
Absätze  3  bis  7  finden  auf  zumindest  die  Hälfte  der  Mitglieder  des 
Aufsichtsorgans  abzüglich  ein  Mitglied  Anwendung. 

Artikel  1 9  Absatz  2  Unterabsatz  2  Buchstabe  b  findet  auf  alle  Mit- 
glieder des  Aufsichtsorgans  Anwendung. 

Artikel  21 

Gleichbehandlungsprogramm  und 
Gleichbehandlungsbeauftragter 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Übertragungs- 
netzbetreiber ein  Gleichbehandlungsprogramm  aufstellen  und 
durchführen,  in  dem  die  Maßnahmen  aufgeführt  sind,  mit  denen 
sichergestellt  wird,  dass  diskriminierende  Verhaltensweisen  aus- 
geschlossen werden  und  die  Einhaltung  des  Programms  angemes- 
sen überwacht  wird.  In  dem  Gleichbehandlungsprogramm  ist 
festgelegt,  welche  besonderen  Pflichten  die  Mitarbeiter  im  Hin- 
blick auf  die  Erreichung  dieser  Ziele  haben.  Das  Programm  bedarf 
der  Genehmigung  durch  die  Regulierungsbehörde.  Die  Einhaltung 
des  Programms  wird  unbeschadet  der  Befugnisse  der  nationalen 
Regulierungsbehörde  von  einem  Gleichbehandlungsbeauftragten 
unabhängig  kontrolliert. 

(2)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  wird  vom  Aufsichts- 
organ ernannt  und  unterliegt  der  Bestätigung  durch  die 
Regulierungsbehörde.  Die  Regulierungsbehörde  kann  der  Ernen- 
nung des  Gleichbehandlungsbeauftragten  ihre  Bestätigung  nur 
aus  Gründen  mangelnder  Unabhängigkeit  oder  mangelnder  fach- 
licher Eignung  verweigern.  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte 
kann  eine  natürliche  oder  juristische  Person  sein.  Artikel  19 
Absätze  2  bis  8  findet  auf  den  Gleichbehandlungsbeauftragten 
Anwendung. 

(3)  Die  Aufgaben  des  Gleichbehandlungsbeauftragten  sind: 

a)  fortlaufende  Kontrolle  der  Durchführung  des 
Gleichbehandlungsprogramms; 

b)  Erarbeitung  eines  Jahresberichts,  in  dem  die  Maßnahmen 
zur  Durchführung  des  Gleichbehandlungsprogramms 
dargelegt  werden,  und  dessen  Übermittlung  an  die 
Regulierungsbehörde; 

c)  Berichterstattung  an  das  Aufsichtsorgan  und  Abgabe  von 
Empfehlungen  zum  Gleichbehandlungsprogramm  und  seiner 
Durchführung; 

d)  Unterrichtung  der  Regulierungsbehörde  über  erhebliche  Ver- 
stöße bei  der  Durchführung  des  Gleichbehandlungs- 
programms und 

e)  Berichterstattung  an  die  Regulierungsbehörde  über  kommer- 
zielle und  finanzielle  Beziehungen  zwischen  dem  vertikal  inte- 
grierten Unternehmen  und  dem  Übertragungsnetzbetreiber. 
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(4)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  übermittelt  die  vorge- 
schlagenen Entscheidungen  zum  Investitionsplan  oder  zu  Einzel- 
investitionen im  Netz  an  die  Regulierungsbehörde.  Dies  erfolgt 
spätestens  dann,  wenn  die  Unternehmensleitung  und/oder  das 
zuständige  Verwaltungsorgan  des  Übertragungsnetzbetreibers 
diese  Unterlagen  dem  Aufsichtsorgan  zuleiten. 

(5)  Hat  das  vertikal  integrierte  Unternehmen  in  der  Hauptver- 
sammlung oder  durch  ein  Votum  der  von  ihm  ernannten  Mitglie- 
der des  Aufsichtsorgans  die  Annahme  eines  Beschlusses 
verhindert,  wodurch  Netzinvestitionen,  die  nach  dem  zehn- 
jährigen Netzentwicklungsplan  in  den  folgenden  drei  Jahren 
durchgeführt  werden  sollten,  unterbunden  oder  hinausgezögert 
werden,  so  meldet  der  Gleichbehandlungsbeauftragte  dies  der 
Regulierungsbehörde,  die  dann  gemäß  Artikel  22  tätig  wird. 

(6)  Die  Regelungen  zum  Mandat  und  zu  den  Beschäftigungs- 
bedingungen des  Gleichbehandlungsbeauftragten,  einschließlich 
der  Dauer  seines  Mandats,  bedürfen  der  Genehmigung  durch  die 
Regulierungsbehörde.  Diese  Regelungen  müssen  die  Unabhängig- 
keit des  Gleichbehandlungsbeauftragten  gewährleisten  und  ent- 
sprechend sicherstellen,  dass  ihm  die  zur  Erfüllung  seiner 
Aufgaben  erforderlichen  Ressourcen  zur  Verfügung  stehen.  Der 
Gleichbehandlungsbeauftragte  darf  während  der  Laufzeit  seines 
Mandats  bei  Unternehmensteilen  des  vertikal  integrierten  Unter- 
nehmens oder  deren  Mehrheitsanteilseignern  weder  direkt  noch 
indirekt  berufliche  Positionen  bekleiden  oder  berufliche  Aufgaben 
wahrnehmen  oder  Interessensbeziehungen  zu  ihnen  unterhalten. 

(7)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  erstattet  der 
Regulierungsbehörde  regelmäßig  mündlich  oder  schriftlich 
Bericht  und  ist  befugt,  dem  Aufsichtsorgan  des  Übertragungsnetz- 
betreibers regelmäßig  mündlich  oder  schriftlich  Bericht  zu 
erstatten. 

(8)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  ist  berechtigt,  an  allen 
Sitzungen  der  Unternehmensleitung  oder  der  Verwaltungsorgane 
des  Übertragungsnetzbetreibers  sowie  des  Aufsichtsorgans  und 
der  Hauptversammlung  teilzunehmen.  Der  Gleichbehandlungs- 
beauftragte nimmt  an  allen  Sitzungen  teil,  in  denen  folgende  Fra- 
gen behandelt  werden: 

a)  Netzzugangsbedingungen  nach  Maßgabe  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  714/2009,  insbesondere  Tarife,  Leistungen  im 
Zusammenhang  mit  dem  Zugang  Dritter,  Kapazitätsvergabe 
und  Engpassmanagement,  Transparenz,  Ausgleich  und 
Sekundärmärkte; 

b)  Projekte  für  den  Betrieb,  die  Wartung  und  den  Ausbau  des 
Übertragungsnetzes,  einschließlich  der  Investitionen  für  den 
Netzanschluss  und  -verbünd; 

c)  Verkauf  oder  Erwerb  von  Elektrizität  für  den  Betrieb  des 
Übertragungsnetzes. 

(9)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  kontrolliert  die  Einhal- 
tung des  Artikels  1 6  durch  den  Übertragungsnetzbetreiber. 

(10)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  hat  Zugang  zu  allen 
einschlägigen  Daten  und  zu  den  Geschäftsräumen  des 
Übertragungsnetzbetreibers  sowie  zu  allen  Informationen,  die  er 
zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  benötigt. 


(11)  Nach  vorheriger  Zustimmung  der  Regulierungsbehörde 
kann  das  Aufsichtsorgan  den  Gleichbehandlungsbeauftragten 
abberufen.  Die  Abberufung  erfolgt  auf  Verlangen  der 
Regulierungsbehörde  aus  Gründen  mangelnder  Unabhängigkeit 
oder  mangelnder  fachlicher  Eignung. 

(12)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  erhält  ohne  Voran- 
kündigung Zugang  zu  den  Geschäftsräumen  des 
Übertragungsnetzbetreibers. 


Artikel  22 

Netzausbau  und  Befugnis  zum  Erlass  von 
Investitionsentscheidungen 

(1)  Die  Übertragungsnetzbetreiber  legen  der  Regulierungs- 
behörde jedes  Jahr  nach  Konsultation  aller  einschlägigen 
Interessenträger  einen  zehnjährigen  Netzentwicklungsplan  vor, 
der  sich  auf  die  derzeitige  Lage  und  die  Prognosen  im  Bereich  von 
Angebot  und  Nachfrage  stützt.  Dieser  Netzentwicklungsplan  ent- 
hält wirksame  Maßnahmen  zur  Gewährleistung  der  Angemessen- 
heit des  Netzes  und  der  Versorgungssicherheit. 

(2)  Zweck  des  zehnjährigen  Netzentwicklungsplans  ist  es 
insbesondere, 

a)  den  Marktteilnehmern  Angaben  darüber  zu  liefern,  welche 
wichtigen  Übertragungsinfrastrukturen  in  den  nächsten  zehn 
Jahren  errichtet  oder  ausgebaut  werden  müssen, 

b)  alle  bereits  beschlossenen  Investitionen  aufzulisten  und  die 
neuen  Investitionen  zu  bestimmen,  die  in  den  nächsten  drei 
Jahren  durchgeführt  werden  müssen,  und 

c)  einen  Zeitplan  für  alle  Investitionsprojekte  vorzugeben. 

(3)  Bei  der  Erarbeitung  des  zehnjährigen  Netzentwicklungs- 
plans legt  der  Übertragungsnetzbetreiber  angemessene  Annah- 
men über  die  Entwicklung  der  Erzeugung,  der  Versorgung,  des 
Verbrauchs  und  des  Stromaustauschs  mit  anderen  Ländern  unter 
Berücksichtigung  der  Investitionspläne  für  regionale  und 
gemeinschaftsweite  Netze  zugrunde. 

(4)  Die  Regulierungsbehörde  führt  offene  und  transparente 
Konsultationen  zum  zehnjährigen  Netzentwicklungsplan  mit 
allen  tatsächlichen  und  potenziellen  Netzbenutzern  durch.  Perso- 
nen und  Unternehmen,  die  den  Status  potenzieller  Netzbenutzer 
beanspruchen,  können  dazu  verpflichtet  werden,  diesen 
Anspruch  zu  belegen.  Die  Regulierungsbehörde  veröffentlicht  das 
Ergebnis  der  Konsultationen  und  verweist  dabei  insbesondere  auf 
etwaigen  Investitionsbedarf. 

(5)  Die  Regulierungsbehörde  prüft,  ob  der  zehnjährige  Netz- 
entwicklungsplan den  gesamten  im  Zuge  der  Konsultationen 
ermittelten  Investitionsbedarf  erfasst  und  ob  die  Kohärenz  mit 
dem  gemeinschaftsweit  geltenden  nicht  bindenden  zehnjährigen 
Netzentwicklungsplan  (gemeinschaftsweiter  Netzentwicklungs- 
plan) gemäß  Artikel  8  Absatz  3  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  gewahrt  ist.  Bestehen  Zweifel  an  der  Kohärenz  mit 
dem  gemeinschaftsweit  geltenden  Netzentwicklungsplan,  so  kon- 
sultiert die  Regulierungsbehörde  die  Agentur.  Die  Regulierungs- 
behörde kann  vom  Übertragungsnetzbetreiber  die  Änderung 
seines  zehnjährigen  Netzentwicklungsplans  verlangen. 
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(6)  Die  Regulierungsbehörde  überwacht  und  evaluiert  die 
Durchführung  des  zehnjährigen  Netzentwicklungsplans. 

(7)  Hat  der  Übertragungsnetzbetreiber  aus  anderen  als  zwin- 
genden, von  ihm  nicht  zu  beeinflussenden  Gründen  eine  Investi- 
tion, die  nach  dem  10-jährigen  Netzentwicklungsplan  in  den 
folgenden  drei  Jahren  durchgeführt  werden  musste,  nicht  durch- 
geführt, so  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die 
Regulierungsbehörde  verpflichtet  ist,  mindestens  eine  der  folgen- 
den Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  die  Durchführung  der  betref- 
fenden Investition  zu  gewährleisten,  sofern  die  Investition  unter 
Zugrundelegung  des  jüngsten  zehnjährigen  Netzentwicklungs- 
plans noch  relevant  ist: 

a)  Sie  fordert  den  Übertragungsnetzbetreiber  zur  Durchführung 
der  betreffenden  Investition  auf, 

b)  sie  leitet  ein  Ausschreibungsverfahren  zur  Durchführung  der 
betreffenden  Investition  ein,  das  allen  Investoren  offen  steht, 
oder 

c)  sie  verpflichtet  den  Übertragungsnetzbetreiber,  einer  Kapita- 
lerhöhung im  Hinblick  auf  die  Finanzierung  der  notwendi- 
gen Investitionen  zuzustimmen  und  unabhängigen 
Investoren  eine  Kapitalbeteiligung  zu  ermöglichen. 

Macht  die  Regulierungsbehörde  von  ihren  Befugnissen  gemäß 
dem  ersten  Unterabsatz  Buchstabe  b  Gebrauch,  so  kann  sie  den 
Übertragungsnetzbetreiber  dazu  verpflichten,  eine  oder  mehrere 
der  folgenden  Maßnahmen  zu  akzeptieren: 

a)  Finanzierung  durch  Dritte, 

b)  Errichtung  durch  Dritte, 

c)  Errichtung  der  betreffenden  neuen  Anlagen  durch  diesen 
selbst, 

d)  Betrieb  der  betreffenden  neuen  Anlagen  durch  diesen  selbst. 

Der  Übertragungsnetzbetreiber  stellt  den  Investoren  alle  erforder- 
lichen Unterlagen  für  die  Durchführung  der  Investition  zur  Ver- 
fügung, stellt  den  Anschluss  der  neuen  Anlagen  an  das 
Übertragungsnetz  her  und  unternimmt  alles,  um  die  Durchfüh- 
rung des  Investitionsprojekts  zu  erleichtern. 

Die  einschlägigen  Finanzierungsvereinbarungen  bedürfen  der 
Genehmigung  durch  die  Regulierungsbehörde. 

(8)  Macht  die  Regulierungsbehörde  von  ihren  Befugnissen 
gemäß  Absatz  7  Unterabsatz  1  Gebrauch,  so  werden  die  Kosten 
der  betreffenden  Investitionen  durch  die  einschlägigen  Tarif- 
regelungen gedeckt. 

Artikel  23 

Entscheidungsbefugnisse  bezüglich  des  Anschlusses  neuer 
Kraftwerke  an  das  Ubertragungsnetz 

(1)  Der  Ubertragungsnetzbetreiber  entwickelt  und  veröffent- 
licht transparente  und  effiziente  Verfahren  für  einen  nicht- 
diskriminierenden Anschluss  neuer  Kraftwerke  in  das 
Übertragungsnetz.  Diese  Verfahren  bedürfen  der  Genehmigung 
durch  die  nationalen  Regulierungsbehörden. 


(2)  Der  Übertragungsnetzbetreiber  hat  nicht  das  Recht,  den 
Anschluss  eines  neuen  Kraftwerks  unter  Berufung  auf  mögliche 
künftige  Einschränkungen  der  verfügbaren  Netzkapazitäten,  z.  B. 
Engpässe  in  entlegenen  Teilen  des  Übertragungsnetzes,  abzuleh- 
nen. Der  Übertragungsnetzbetreiber  stellt  die  erforderlichen 
Unterlagen  zur  Verfügung. 


(3)  Der  Übertragungsnetzbetreiber  hat  nicht  das  Recht,  die  Ein- 
richtung eines  neuen  Anschlusspunktes  mit  der  Begründung 
abzulehnen,  dass  hierdurch  zusätzliche  Kosten  im  Zusammen- 
hang mit  der  notwendigen  Kapazitätserhöhung  für  die  in  unmit- 
telbarer Nähe  des  Anschlusspunktes  befindlichen  Netzteile 
entstehen  würden. 


KAPITEL  VI 
BETRIEB  DES  VERTEILERNETZES 


Artikel  24 

Benennung  von  Verteilernetzbetreibern 


Die  Mitgliedstaaten  oder  von  diesen  dazu  aufgeforderte  Unterneh- 
men, die  Eigentümer  von  Verteilernetzen  sind  oder  die  für  sie  ver- 
antwortlich sind,  benennen  für  einen  Zeitraum,  den  die 
Mitgliedstaaten  unter  Effizienzerwägungen  und  unter  Berücksich- 
tigung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  festlegen,  einen  oder 
mehrere  Verteilernetzbetreiber.  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten, 
dass  die  Verteilernetzbetreiber  die  Artikel  25,  26  und  27  einhalten. 


Artikel  25 

Aufgaben  der  Verteilernetzbetreiber 


(1)  Der  Verteilernetzbetreiber  trägt  die  Verantwortung  dafür, 
auf  lange  Sicht  die  Fähigkeit  des  Netzes  sicherzustellen,  eine  ange- 
messene Nachfrage  nach  Verteilung  von  Elektrizität  zu  befriedi- 
gen und  in  seinem  Gebiet  unter  wirtschaftlichen  Bedingungen  ein 
sicheres,  zuverlässiges  und  effizientes  Elektrizitätsverteilernetz 
unter  gebührender  Beachtung  des  Umweltschutzes  und  der 
Energieeffizienz  zu  betreiben,  zu  warten  und  auszubauen. 


(2)  Der  Verteilernetzbetreiber  unterlässt  jegliche  Diskriminie- 
rung von  Netzbenutzern  oder  Kategorien  von  Netzbenutzern,  ins- 
besondere zum  Vorteil  der  mit  ihm  verbundenen  Unternehmen. 


(3)  Der  Verteilernetzbetreiber  stellt  den  Netzbenutzern  die 
Informationen  bereit,  die  sie  für  einen  effizienten  Netzzugang, 
einschließlich  einer  effizienten  Nutzung  des  Netzes,  benötigen. 


(4)  Ein  Mitgliedstaat  kann  dem  Verteilernetzbetreiber  zur  Auf- 
lage machen,  dass  er  bei  der  Inanspruchnahme  von  Erzeugungs- 
anlagen solchen  den  Vorrang  gibt,  in  denen  erneuerbare 
Energieträger  oder  Abfälle  eingesetzt  werden  oder  die  nach  dem 
Prinzip  der  Kraft-Wärme-Kopplung  arbeiten. 
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(5)  Soweit  er  diese  Funktion  hat,  beschafft  sich  jeder 
Verteilernetzbetreiber  die  Energie,  die  er  zur  Deckung  von 
Energieverlusten  und  Kapazitätsreserven  in  seinem  Netz  verwen- 
det, nach  transparenten,  nichtdiskriminierenden  und  markt- 
orientierten Verfahren.  Durch  diese  Anforderung  wird  die 
Nutzung  von  Elektrizität,  die  auf  der  Grundlage  von  vor  dem 
1.  Januar  2002  geschlossenen  Verträgen  erworben  wurde,  nicht 
berührt. 

(6)  Sofern  einem  Verteilernetzbetreiber  der  Ausgleich  des 
Verteilernetzes  obliegt,  müssen  die  von  ihm  zu  diesem  Zweck 
festgelegten  Regelungen  objektiv,  transparent  und  nicht- 
diskriminierend sein,  einschließlich  der  Regelungen  über  die  von 
den  Netzbenutzern  für  Energieungleichgewichte  zu  zahlenden 
Entgelte.  Die  Bedingungen  für  die  Erbringung  dieser  Leistungen 
durch  die  Verteilernetzbetreiber  einschließlich  Regelungen  und 
Tarife  werden  gemäß  einem  mit  Artikel  37  Absatz  6  zu  verein- 
barenden Verfahren  nichtdiskriminierend  und  kostenorientiert 
festgelegt  und  veröffentlicht. 

(7)  Bei  der  Planung  des  Verteilernetzausbaus  berücksichtigt 
der  Verteilernetzbetreiber  Energieeffizienz-/Nachfragesteuerungs- 
maßnahmen  oder  dezentrale  Erzeugungsanlagen,  durch  die  sich  die 
Notwendigkeit  einer  Nachrüstung  oder  eines  Kapazitätsersatzes 
erübrigen  könnte. 

Artikel  26 

Entflechtung  von  Verteilemetzbetreibern 

(1)  Gehört  der  Verteilernetzbetreiber  zu  einem  vertikal  inte- 
grierten Unternehmen,  so  muss  er  zumindest  hinsichtlich  seiner 
Rechtsform,  Organisation  und  Entscheidungsgewalt  unabhängig 
von  den  übrigen  Tätigkeitsbereichen  sein,  die  nicht  mit  der  Ver- 
teilung zusammenhängen.  Diese  Bestimmungen  begründen  keine 
Verpflichtung,  eine  Trennung  in  Bezug  auf  das  Eigentum  des  ver- 
tikal integrierten  Unternehmens  an  Vermögenswerten  des  Vertei- 
lernetzes vorzunehmen. 

(2)  Gehört  der  Verteilernetzbetreiber  zu  einem  vertikal  inte- 
grierten Unternehmen,  so  muss  er  zusätzlich  zu  den  Anforderun- 
gen des  Absatzes  1  hinsichtlich  seiner  Organisation  und 
Entscheidungsgewalt  unabhängig  von  den  übrigen  Tätigkeitsbe- 
reichen sein,  die  nicht  mit  der  Verteilung  zusammenhängen.  Um 
dies  zu  erreichen,  sind  die  folgenden  Mindestkriterien 
anzuwenden: 

a)  In  einem  integrierten  Elektrizitätsunternehmen  dürfen  die  für 
die  Leitung  des  Verteilernetzbetreibers  zuständigen  Personen 
nicht  betrieblichen  Einrichtungen  des  integrierten 
Elektrizitätsunternehmens  angehören,  die  direkt  oder  indirekt 
für  den  laufenden  Betrieb  in  den  Bereichen  Elektrizitätser- 
zeugung, -Übertragung  und  -Versorgung  zuständig  sind. 

b)  Es  sind  geeignete  Maßnahmen  zu  treffen,  damit  die  berufsbe- 
dingten Interessen  der  für  die  Leitung  des  Verteilernetz- 
betreibers zuständigen  Personen  so  berücksichtigt  werden, 
dass  ihre  Handlungsunabhängigkeit  gewährleistet  ist. 

c)  Der  Verteilernetzbetreiber  hat  in  Bezug  auf  Vermögenswerte, 
die  für  den  Betrieb,  die  Wartung  oder  den  Ausbau  des  Netzes 
erforderlich  sind,  tatsächliche  Entscheidungsbefugnisse,  die  er 
unabhängig  von  dem  integrierten  Elektrizitätsunternehmen 
ausübt.  Um  diese  Aufgaben  erfüllen  zu  können,  muss  der 
Verteilernetzbetreiber  über  die  erforderlichen  Ressourcen, 


einschließlich  personeller,  technischer,  materieller  und  finan- 
zieller Ressourcen,  verfügen.  Dies  sollte  geeigneten 
Koordinierungsmechanismen  nicht  entgegenstehen,  mit 
denen  sichergestellt  wird,  dass  die  wirtschaftlichen  Befugnisse 
des  Mutterunternehmens  und  seine  Aufsichtsrechte  über  das 
Management  im  Hinblick  auf  die  —  gemäß  Artikel  37 
Absatz  6  indirekt  geregelte  —  Rentabilität  eines  Tochter- 
unternehmens geschützt  werden.  Dies  ermöglicht  es  dem 
Mutterunternehmen  insbesondere,  den  jährlichen  Finanzplan 
oder  ein  gleichwertiges  Instrument  des  Verteilernetz- 
betreibers zu  genehmigen  und  generelle  Grenzen  für  die  Ver- 
schuldung seines  Tochterunternehmens  festzulegen.  Dies 
erlaubt  es  dem  Mutterunternehmen  nicht,  Weisungen  bezüg- 
lich des  laufenden  Betriebs  oder  einzelner  Entscheidungen 
über  den  Bau  oder  die  Modernisierung  von  Verteilerleitungen 
zu  erteilen,  die  über  den  Rahmen  des  genehmigten  Finanz- 
plans oder  eines  gleichwertigen  Instruments  nicht  hinausge- 
hen, und 

d)  der  Verteilernetzbetreiber  stellt  ein  Gleichbehandlungs- 
programm  auf,  aus  dem  hervorgeht,  welche  Maßnahmen 
zum  Ausschluss  diskriminierenden  Verhaltens  getroffen  wer- 
den, und  gewährleistet  die  ausreichende  Beobachtung  der 
Einhaltung  dieses  Programms.  In  dem  Programm  ist  festge- 
legt, welche  besonderen  Pflichten  die  Mitarbeiter  im  Hinblick 
auf  die  Erreichung  dieses  Ziels  haben.  Die  für  die  Beobach- 
tung des  Gleichbehandlungsprogramms  zuständige  Person 
oder  Stelle  —  der  Gleichbehandlungsbeauftragte  des 
Verteilernetzbetreibers  —  legt  der  in  Artikel  35  Absatz  1 
genannten  Regulierungsbehörde  jährlich  einen  Bericht  über 
die  getroffenen  Maßnahmen  vor,  der  veröffentlicht  wird.  Der 
Gleichbehandlungsbeauftragte  des  Verteilernetzbetreibers  ist 
völlig  unabhängig  und  hat  Zugang  zu  allen  Informationen, 
über  die  der  Verteilernetzbetreiber  und  etwaige  verbundene 
Unternehmen  verfügen  und  die  der  Gleichbehandlungs- 
beauftragte benötigt,  um  seine  Aufgabe  zu  erfüllen. 

(3)  Ist  der  Verteilernetzbetreiber  Teil  eines  vertikal  integrierten 
Unternehmens,  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die  Tätig- 
keiten des  Verteilernetzbetreibers  von  den  Regulierungsbehörden 
oder  sonstigen  zuständigen  Stellen  beobachtet  werden,  so  dass  er 
diesen  Umstand  nicht  zur  Verzerrung  des  Wettbewerbs  nutzen 
kann.  Insbesondere  müssen  vertikal  integrierte  Verteilernetz- 
betreiber in  ihren  Kommunikationsaktivitäten  und  ihrer  Marken- 
politik dafür  Sorge  tragen,  dass  eine  Verwechslung  in  Bezug  auf 
die  eigene  Identität  der  Versorgungssparte  des  vertikal  integrier- 
ten Unternehmens  ausgeschlossen  ist. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  die  Absätze  1,  2 
und  3  nicht  auf  integrierte  Elektrizitätsunternehmen  anzuwenden, 
die  weniger  als  100  000  angeschlossene  Kunden  oder  kleine  iso- 
lierte Netze  beliefern. 

Artikel  27 

Vertraulichkeitsanforderungen  für  Verteilernetzbetreiber 

Unbeschadet  des  Artikels  30  oder  sonstiger  gesetzlicher  Verpflich- 
tungen zur  Offenlegung  von  Informationen  wahrt  der 
Verteilernetzbetreiber  die  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler 
Informationen,  von  denen  er  bei  der  Ausübung  seiner  Geschäfts- 
tätigkeit Kenntnis  erlangt,  und  verhindert,  dass  Informationen 
über  seine  eigenen  Tätigkeiten,  die  wirtschaftliche  Vorteile  brin- 
gen können,  in  diskriminierender  Weise  offen  gelegt  werden. 
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Artikel  28 
Geschlossene  Verteilernetze 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  können  veranlassen,  dass  ein  Netz,  mit 
dem  in  einem  geographisch  begrenzten  Industrie-  oder  Gewerbe- 
gebiet oder  Gebiet,  in  dem  Leistungen  gemeinsam  genutzt  wer- 
den, Strom  verteilt  wird,  wobei  —  unbeschadet  des  Absatzes  4  — 
keine  Haushaltskunden  versorgt  werden,  von  den  nationalen 
Regulierungsbehörden  oder  sonstigen  zuständigen  Behörden  als 
geschlossenes  Netz  eingestuft  wird,  wenn 

a)  die  Tätigkeiten  oder  Produktionsverfahren  der  Benutzer  die- 
ses Netzes  aus  konkreten  technischen  oder  sicherheits- 
technischen Gründen  verknüpft  sind,  oder 

b)  mit  dem  Netz  in  erster  Linie  Strom  an  den  Netzeigentümer 
oder  -betreiber  oder  an  mit  diesen  verbundene  Unternehmen 
verteilt  wird. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  veranlassen,  dass  der  Betreiber 
eines  geschlossenen  Verteilernetzes  von  den  nationalen 
Regulierungsbehörden  freigestellt  wird  von 

a)  den  nach  Artikel  25  Absatz  5  geltenden  Verpflichtungen  zur 
Beschaffung  der  Energie  zur  Deckung  von  Energieverlusten 
und  Kapazitätsreserven  im  Netz  nach  transparenten,  nicht- 
diskriminierenden und  marktorientierten  Verfahren, 

b)  der  nach  Artikel  32  Absatz  1  geltenden  Verpflichtung  zur 
Genehmigung  von  Tarifen  oder  der  Methoden  zu  ihrer 
Berechnung  vor  deren  Inkrafttreten  gemäß  Artikel  37. 

(3)  Wird  eine  Befreiung  nach  Absatz  2  gewährt,  werden  die 
geltenden  Tarife  oder  die  Methoden  zu  ihrer  Berechnung  auf  Ver- 
langen eines  Benutzers  des  geschlossenen  Verteilernetzes  gemäß 
Artikel  3  7  überprüft  und  genehmigt. 

(4)  Die  gelegentliche  Nutzung  des  Verteilernetzes  durch  eine 
geringe  Anzahl  von  Haushalten,  deren  Personen  ein  Beschäfti- 
gungsverhältnis oder  vergleichbare  Beziehungen  zum  Eigentümer 
des  Verteilernetzes  unterhalten  und  die  sich  in  dem  durch  ein 
geschlossenes  Verteilernetz  versorgten  Gebiet  befinden,  steht  der 
Gewährung  der  Freistellung  gemäß  Absatz  2  nicht  entgegen. 

Artikel  29 
Kombinationsnetzbetreiber 

Artikel  26  Absatz  1  steht  dem  gemeinsamen  Betrieb  des 
Übertragungs-  und  Verteilernetzes  durch  einen  Netzbetreiber 
nicht  entgegen,  sofern  dieser  Netzbetreiber  den  Artikel  9  Absatz  1 
oder  die  Artikel  1 3  und  1 4  sowie  die  Bestimmungen  des  Kapitels 
V  einhält  oder  in  den  Anwendungsbereich  des  Artikels  44 
Absatz  2  fällt. 

KAPITEL  VII 

ENTFLECHTUNG  UND  TRANSPARENZ  DER 
RECHNUNGSLEGUNG 

Artikel  30 

Recht  auf  Einsichtnahme  in  die  Rechnungslegung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  oder  jede  von  ihnen  benannte  zustän- 
dige Behörde,  einschließlich  der  in  Artikel  35  genannten 


Regulierungsbehörden,  haben,  soweit  dies  zur  Wahrnehmung 
ihrer  Aufgaben  erforderlich  ist,  das  Recht  auf  Einsichtnahme 
in  die  in  Artikel  31  genannte  Rechnungslegung  der 
Elektrizitätsunternehmen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  von  ihnen  benannten  zustän- 
digen Behörden,  einschließlich  der  Regulierungsbehörden,  wah- 
ren die  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler  Informationen.  Die 
Mitgliedstaaten  können  die  Offenlegung  derartiger  Informationen 
vorsehen,  wenn  dies  zur  Wahrnehmung  der  Aufgaben  der  zustän- 
digen Behörden  erforderlich  ist. 

Artikel  3 1 
Entflechtung  der  Rechnungslegung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnahmen, 
um  sicherzustellen,  dass  die  Rechnungslegung  der  Elektrizitäts- 
unternehmen gemäß  den  Absätzen  2  und  3  erfolgt. 

(2)  Ungeachtet  ihrer  Eigentumsverhältnisse  oder  ihrer  Rechts- 
form erstellen  und  veröffentlichen  die  Elektrizitätsunternehmen 
ihre  Jahresabschlüsse  und  lassen  diese  überprüfen,  und  zwar 
gemäß  den  nationalen  Rechtsvorschriften  über  die  Jahresab- 
schlüsse von  Gesellschaften,  die  im  Rahmen  der  Vierten  Richtli- 
nie 78/660/EWG  des  Rates  vom  25.  Juli  1978  aufgrund  von 
Artikel  44  Absatz  2  Buchstabe  g  (*)  des  Vertrags  über  den  Jahres- 
abschluss  von  Gesellschaften  bestimmter  Rechtsformen  erlassen 
worden  sind  (1). 

Unternehmen,  die  zur  Veröffentlichung  ihrer  Jahresabschlüsse 
gesetzlich  nicht  verpflichtet  sind,  halten  in  ihrer  Hauptverwaltung 
eine  Ausfertigung  des  Jahresabschlusses  zur  öffentlichen  Einsicht- 
nahme bereit. 

(3)  Zur  Vermeidung  von  Diskriminierung,  Quersubventionen 
und  Wettbewerbsverzerrungen  führen  Elektrizitätsunternehmen 
in  ihrer  internen  Rechnungslegung  jeweils  getrennte  Konten  für 
ihre  Übertragungs-  und  Verteilungstätigkeiten  in  derselben  Weise, 
wie  sie  dies  tun  müssten,  wenn  die  betreffenden  Tätigkeiten  von 
separaten  Unternehmen  ausgeführt  würden.  Sie  führen  auch  Kon- 
ten für  andere,  nicht  mit  den  Bereichen  Übertragung  und  Vertei- 
lung zusammenhängende  elektrizitätswirtschaftliche  Tätigkeiten, 
wobei  diese  Konten  konsolidiert  sein  können.  Bis  zum  1.  Juli 
2007  führen  sie  jeweils  getrennte  Konten  für  die  Versorgung 
zugelassener  und  nicht  zugelassener  Kunden.  Einnahmen  aus  dem 
Eigentum  am  Übertragungs-  oder  Verteilernetz  weisen  sie  in  den 
Konten  gesondert  aus.  Gegebenenfalls  führen  sie  konsolidierte 
Konten  für  ihre  Aktivitäten  außerhalb  des  Elektrizitätsbereichs. 
Diese  interne  Rechnungslegung  schließt  für  jede  Tätigkeit  eine 
Bilanz  sowie  eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ein. 

(4)  Bei  der  Überprüfung  gemäß  Absatz  2  wird  insbesondere 
untersucht,  ob  die  Verpflichtung  zur  Vermeidung  von  Diskrimi- 
nierung und  Quersubventionen  gemäß  Absatz  3  eingehalten 
wird. 


(*)  Der  Titel  der  Richtlinie  78/660/EWG  wurde  angepasst,  um  der  gemäß 
Artikel  12  des  Vertrags  von  Amsterdam  vorgenommenen 
Umnummerierung  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft  Rechnung  zu  tragen;  die  ursprüngliche  Bezugnahme 
betraf  Artikel  54  Absatz  3  Buchstabe  g. 

(')  ABl.  L  222  vom  14.8.1978,  S.  11. 
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KAPITEL  VIII 
ORGANISATION  DES  NETZZUGANGS 


Artikel  32 
Zugang  Dritter 

( 1 )  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  die  Einführung  eines  Sys- 
tems für  den  Zugang  Dritter  zu  den  Ubertragungs-  und  Verteiler- 
netzen auf  der  Grundlage  veröffentlichter  Tarife;  die 
Zugangsregelung  gilt  für  alle  zugelassenen  Kunden  und  wird  nach 
objektiven  Kriterien  und  ohne  Diskriminierung  zwischen  den 
Netzbenutzern  angewandt.  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass 
diese  Tarife  oder  die  Methoden  zu  ihrer  Berechnung  vor  deren 
Inkrafttreten  gemäß  Artikel  37  genehmigt  werden  und  dass  die 
Tarife  und  —  soweit  nur  die  Methoden  einer  Genehmigung  unter- 
liegen —  die  Methoden  vor  ihrem  Inkrafttreten  veröffentlicht 
werden. 

(2)  Der  Übertragungs-  oder  Verteilernetzbetreiber  kann  den 
Netzzugang  verweigern,  wenn  er  nicht  über  die  nötige  Kapazität 
verfügt.  Die  Verweigerung  ist  hinreichend  substanziiert  zu 
begründen,  insbesondere  unter  Berücksichtigung  des  Artikels  3, 
und  muss  auf  objektiven  und  technisch  und  wirtschaftlich  begrün- 
deten Kriterien  beruhen.  Die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  die 
Mitgliedstaaten  dies  vorsehen,  die  Regulierungsbehörden  gewähr- 
leisten, dass  diese  Kriterien  einheitlich  Anwendung  finden  und  die 
Netzbenutzer,  denen  der  Netzzugang  verweigert  wurde,  ein  Streit- 
beilegungsverfahren in  Anspruch  nehmen  können.  Die  nationa- 
len Regulierungsbehörden  stellen  ferner  gegebenenfalls  sicher, 
dass  der  Ubertragungs-  bzw.  Verteilernetzbetreiber  bei  einer  Ver- 
weigerung des  Netzzugangs  aussagekräftige  Informationen  darü- 
ber bereitstellt,  welche  Maßnahmen  zur  Verstärkung  des  Netzes 
erforderlich  wären.  Der  um  solche  Informationen  ersuchenden 
Partei  kann  eine  angemessene  Gebühr  in  Rechnung  gestellt  wer- 
den, die  die  Kosten  für  die  Bereitstellung  dieser  Informationen 
widerspiegelt. 


Artikel  33 
Marktöffnung  und  Gegenseitigkeit 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  folgende  Kunden 
zugelassene  Kunden  sind: 

a)  bis  zum  1.  Juli  2004  alle  zugelassenen  Kunden  entsprechend 
Artikel  19  Absätze  1  bis  3  der  Richtlinie  96/92/EG.  Die  Mit- 
gliedstaaten veröffentlichen  bis  zum  3 1 .  Januar  jedes  Jahres 
die  Kriterien  für  die  Definition  dieser  zugelassenen  Kunden; 

b)  ab  dem  1.  Juli  2004  alle  Nichthaushaltskunden; 

c)  ab  dem  1.  Juli  2007  alle  Kunden. 

(2)  Ungleichgewichte  bei  der  Öffnung  der  Elektrizitätsmärkte 
werden  wie  folgt  vermieden: 

a)  Elektrizitätslieferverträge  mit  einem  zugelassenen  Kunden 
aus  dem  Netz  eines  anderen  Mitgliedstaats  dürfen  nicht  unter- 
sagt werden,  wenn  der  Kunde  in  beiden  betreffenden  Netzen 
als  zugelassener  Kunde  betrachtet  wird,  und 


b)  wenn  Geschäfte  nach  Buchstabe  a  mit  der  Begründung  abge- 
lehnt werden,  dass  der  Kunde  nur  in  einem  der  beiden  Netze 
als  zugelassener  Kunde  gilt,  kann  die  Kommission  auf  Antrag 
des  Mitgliedstaats,  in  dem  der  zugelassene  Kunde  ansässig  ist, 
unter  Berücksichtigung  der  Marktlage  und  des  gemeinsamen 
Interesses  der  ablehnenden  Partei  auferlegen,  die  gewünsch- 
ten Lieferungen  auszuführen. 

Artikel  34 
Direktleitungen 

(1 )  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnahmen, 
damit 

a)  alle  Elektrizitätserzeuger  und  alle  Elektrizitätsversorgungsun- 
ternehmen, die  in  ihrem  Hoheitsgebiet  ansässig  sind,  ihre 
eigenen  Betriebsstätten,  Tochterunternehmen  und  zugelasse- 
nen Kunden  über  eine  Direktleitung  versorgen  können;  und 

b)  alle  zugelassenen  Kunden  in  ihrem  Hoheitsgebiet  von  einem 
Erzeuger-  und  einem  Versorgungsunternehmen  über  eine 
Direktleitung  versorgt  werden  können. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  legen  die  Kriterien  für  die  Erteilung  von 
Genehmigungen  für  den  Bau  von  Direktleitungen  in  ihrem 
Hoheitsgebiet  fest.  Diese  Kriterien  müssen  objektiv  und  nicht- 
diskriminierend sein. 

(3)  Die  Möglichkeit  der  Elektrizitätsversorgung  über  eine 
Direktleitung  gemäß  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  berührt 
nicht  die  Möglichkeit,  Elektrizitätslieferverträge  gemäß  Artikel  32 
zu  schließen. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  können  die  Genehmigung  zur  Errich- 
tung einer  Direktleitung  entweder  von  der  Verweigerung  des 
Netzzugangs  auf  der  Grundlage  —  soweit  anwendbar  —  des  Arti- 
kels 3  2  oder  von  der  Einleitung  eines  Streitbeilegungsverfahrens 
gemäß  Artikel  37  abhängig  machen. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  können  die  Genehmigung  zur  Errich- 
tung einer  Direktleitung  verweigern,  wenn  die  Erteilung  einer 
solchen  Genehmigung  den  Bestimmungen  des  Artikels  3  zuwi- 
derlaufen würde.  Die  Verweigerung  ist  hinreichend  substanziert 
zu  begründen. 

KAPITEL  IX 

NATIONALE  REGULIERUNGSBEHÖRDEN 

Artikel  35 

Benennung  und  Unabhängigkeit  der  Regulierungsbehörden 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  benennt  auf  nationaler  Ebene  eine  ein- 
zige nationale  Regulierungsbehörde. 

(2)  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  lässt  die  Benennung 
anderer  Regulierungsbehörden  auf  regionaler  Ebene  in  einigen 
Mitgliedstaaten  unberührt,  sofern  es  für  die  Vertretung  und  als 
Ansprechpartner  auf  Gemeinschaftsebene  innerhalb  des 
Regulierungsrates  der  Agentur  gemäß  Artikel  14  Absatz  1  der 
Verordnung  (EG)  Nr. 71 3/2009  nur  einen  einzigen  ranghohen 
Vertreter  gibt. 
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(3)  Abweichend  von  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  kann 
ein  Mitgliedstaat  Regulierungsbehörden  für  kleine  Netze  in  einem 
geographisch  eigenständigen  Region  benennen,  deren  Verbrauch 
im  Jahr  2008  weniger  als  3  %  des  gesamten  Verbrauchs  des 
Mitgliedstaats,  zu  dem  sie  gehört,  betragen  hat.  Diese  Ausnahme- 
regelung lässt  die  Benennung  eines  einzigen  ranghohen  Vertreters 
für  die  Vertretung  und  als  Ansprechpartner  auf  Gemeinschafts- 
ebene innerhalb  des  Regulierungsrates  der  Agentur  gemäß  Arti- 
kel 14  Absatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  unberührt. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  die  Unabhängigkeit  der 
Regulierungsbehörde  und  gewährleisten,  dass  diese  ihre  Befug- 
nisse unparteiisch  und  transparent  ausübt.  Hierzu  stellen  die  Mit- 
gliedstaaten sicher,  dass  die  Regulierungsbehörde  bei  der 
Wahrnehmung  der  ihr  durch  diese  Richtlinie  und  zugehörige 
Rechtsvorschriften  übertragenen  Regulierungsaufgaben 

a)  rechtlich  getrennt  und  funktional  unabhängig  von  anderen 
öffentlichen  und  privaten  Einrichtungen  ist, 

b)  und  sicherstellt,  dass  ihr  Personal  und  ihr  Management 

i)  unabhängig  von  Marktinteressen  handelt  und 

ii)  bei  der  Wahrnehmung  der  Regulierungsaufgaben  keine 
direkten  Weisungen  von  Regierungsstellen  oder  anderen 
öffentlichen  oder  privaten  Einrichtungen  einholt  oder 
entgegennimmt.  Eine  etwaige  enge  Zusammenarbeit  mit 
anderen  zuständigen  nationalen  Behörden  oder  allge- 
meine politische  Leitlinien  der  Regierung,  die  nicht  mit 
den  Regulierungsaufgaben  und  -befugnissen  gemäß  Arti- 
kel 37  im  Zusammenhang  stehen,  bleiben  hiervon 
unberührt. 

(5)  Zur  Wahrung  der  Unabhängigkeit  der  Regulierungs- 
behörde stellen  die  Mitgliedstaaten  insbesondere  sicher, 

a)  dass  die  Regulierungsbehörde  unabhängig  von  allen  politi- 
schen Stellen  selbständige  Entscheidungen  treffen  kann  und 
ihr  jedes  Jahr  separate  Haushaltsmittel  zugewiesen  werden, 
sodass  sie  den  zugewiesenen  Haushalt  eigenverantwortlich 
ausführen  kann  und  über  eine  für  die  Wahrnehmung  ihrer 
Aufgaben  angemessene  personelle  und  finanzielle 
Ressourcenausstattung  verfügt;  und 

b)  dass  die  Mitglieder  des  Leitungsgremiums  der  Regulierungs- 
behörde oder,  falls  kein  solches  Gremium  vorhanden  ist,  die 
Mitglieder  des  leitenden  Managements  der  Regulierungs- 
behörde für  eine  Amtszeit  von  fünf  bis  sieben  Jahren  ernannt 
werden,  die  einmal  verlängert  werden  kann. 

Was  Buchstabe  b  Unterabsatz  1  betrifft,  stellen  die  Mitgliedstaa- 
ten sicher,  dass  für  das  Leitungsgremium  oder  das  leitende 
Management  ein  geeignetes  Rotationsverfahren  besteht.  Die  Mit- 
glieder des  Leitungsgremiums  der  Regulierungsbehörde  oder,  falls 
kein  solches  Gremium  vorhanden  ist,  die  Mitglieder  des  leitenden 
Managements  können  während  ihrer  Amtszeit  nur  dann  des 
Amtes  enthoben  werden,  wenn  sie  nicht  mehr  die  in  diesem  Arti- 
kel genannten  Bedingungen  erfüllen  oder  wenn  sie  sich  eines  Fehl- 
verhaltens nach  nationalem  Recht  schuldig  gemacht  haben. 


Artikel  36 

Allgemeine  Ziele  der  Regulierungsbehörde 

Bei  der  Wahrnehmung  der  in  dieser  Richtlinie  genannten 
Regulierungsaufgaben  trifft  die  Regulierungsbehörde  alle  ange- 
messenen Maßnahmen  zur  Erreichung  folgender  Ziele  im  Rah- 
men ihrer  Aufgaben  und  Befugnisse  gemäß  Artikel  37, 
gegebenenfalls  in  engem  Benehmen  mit  anderen  einschlägigen 
nationalen  Behörden,  einschließlich  der  Wettbewerbsbehörden, 
und  unbeschadet  deren  Zuständigkeiten: 

a)  Förderung  —  in  enger  Zusammenarbeit  mit  der  Agentur,  den 
Regulierungsbehörden  der  Mitgliedstaaten  und  der  Kommis- 
sion —  eines  wettbewerbsbestimmten,  sicheren  und  ökolo- 
gisch nachhaltigen  Elektrizitätsbinnenmarktes  in  der 
Gemeinschaft  und  effektive  Öffnung  des  Marktes  für  alle 
Kunden  und  Lieferanten  in  der  Gemeinschaft,  sowie  Gewähr- 
leistung geeigneter  Bedingungen,  damit  Elektrizitätsnetze 
unter  Berücksichtigung  der  langfristigen  Ziele  wirkungsvoll 
und  zuverlässig  betrieben  werden; 

b)  Entwicklung  wettbewerbsbestimmter  und  gut  funktionieren- 
der Regionalmärkte  in  der  Gemeinschaft  zur  Verwirklichung 
des  unter  Buchstabe  a  genannten  Ziels; 

c)  Aufhebung  der  bestehenden  Beschränkungen  des 
Elektrizitätshandels  zwischen  den  Mitgliedstaaten,  einschließ- 
lich des  Aufbaus  geeigneter  grenzüberschreitender 
Übertragungskapazitäten  im  Hinblick  auf  die  Befriedigung 
der  Nachfrage  und  die  Förderung  der  Integration  der  natio- 
nalen Märkte  zur  Erleichterung  der  Elektrizitätsflüsse  inner- 
halb der  Gemeinschaft; 

d)  Beiträge  zur  möglichst  kostengünstigen  Verwirklichung  der 
angestrebten  Entwicklung  verbraucherorientierter,  sicherer, 
zuverlässiger  und  effizienter  nichtdiskriminierender  Systeme 
sowie  Förderung  der  Angemessenheit  der  Systeme  und,  im 
Einklang  mit  den  allgemeinen  Zielen  der  Energiepolitik,  der 
Energieeffizienz  sowie  der  Einbindung  von  Strom  aus 
erneuerbaren  Energiequellen  und  dezentraler  Erzeugung  im 
kleinen  und  großen  Maßstab  sowohl  in  Übertragungs-  als 
auch  in  Verteilernetze; 

e)  Erleichterung  des  Anschlusses  neuer  Erzeugungsanlagen  an 
das  Netz,  insbesondere  durch  Beseitigung  von  Hindernissen, 
die  den  Zugang  neuer  Marktteilnehmer  und  die  Einspeisung 
von  Strom  aus  erneuerbaren  Energiequellen  verhindern 
könnten; 

f)  Sicherstellung,  dass  für  Netzbetreiber  und  Netznutzer  kurz- 
fristig wie  langfristig  angemessene  Anreize  bestehen, 
Effizienzsteigerungen  bei  der  Netzleistung  zu  gewährleisten 
und  die  Marktintegration  zu  fördern; 

g)  Maßnahmen,  die  bewirken,  dass  die  Kunden  Vorteile  aus  dem 
effizienten  Funktionieren  des  nationalen  Marktes  ziehen,  För- 
derung eines  effektiven  Wettbewerbs  und  Beiträge  zur 
Gewährleistung  des  Verbraucherschutzes; 

h)  Beiträge  zur  Verwirklichung  hoher  Standards  bei  der  Gewähr- 
leistung der  Grundversorgung  und  der  Erfüllung  gemein- 
wirtschaftlicher Verpflichtungen  im  Bereich  der 
Stromversorgung,  zum  Schutz  benachteiligter  Kunden  und 
im  Interesse  der  Kompatibilität  der  beim  Anbieterwechsel 
von  Kunden  erforderlichen  Datenaustauschverfahren. 
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Artikel  37 

Aufgaben  und  Befugnisse  der  Regulierungsbehörde 

(1)      Die  Regulierungsbehörde  hat  folgende  Aufgaben: 

a)  Sie  ist  dafür  verantwortlich,  anhand  transparenter  Kriterien 
die  Fernleitungs-  oder  Verteilungstarife  bzw.  die  entsprechen- 
den Methoden  festzulegen  oder  zu  genehmigen; 

b)  sie  gewährleistet,  dass  Übertragungs-  und  Verteilernetz- 
betreiber —  gegebenenfalls  auch  Netzeigentümer  —  sowie 
Elektrizitätsunternehmen  ihren  aus  dieser  Richtlinie  und 
anderen  einschlägigen  gemeinschaftlichen  Rechtsvorschriften 
erwachsenden  Verpflichtungen  nachkommen,  auch  in  Bezug 
auf  grenzüberschreitende  Aspekte; 

c)  sie  arbeitet  mit  der  Regulierungsbehörde  bzw.  den  Behörden 
der  betroffenen  Mitgliedstaaten  und  mit  der  Agentur  in 
grenzüberschreitenden  Angelegenheiten  zusammen; 

d)  sie  kommt  allen  einschlägigen  rechtsverbindlichen  Entschei- 
dungen der  Agentur  und  der  Kommission  nach  und  führt  sie 
durch; 

e)  sie  erstattet  den  maßgeblichen  Behörden  der  Mitgliedstaaten, 
der  Agentur  und  der  Kommission  jährlich  Bericht  über  ihre 
Tätigkeit  und  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben.  In  dem  Bericht  ist 
für  jede  einzelne  der  in  diesem  Artikel  genannten  Aufgaben 
darzulegen,  welche  Maßnahmen  getroffen  und  welche  Ergeb- 
nisse erzielt  wurden; 

f)  sie  gewährleistet,  dass  Quersubventionen  zwischen  den 
Übertragungs-,  Verteilungs-  und  Versorgungstätigkeiten  ver- 
hindert werden; 

g)  sie  beobachtet  die  Investitionspläne  der  Übertragungsnetz- 
betreiber und  legt  mit  ihrem  Jahresbericht  eine  Beurteilung 
dieser  Investitionspläne  unter  dem  Gesichtspunkt  ihrer  Kohä- 
renz mit  dem  gemeinschaftsweiten  Netzentwicklungsplan 
gemäß  Artikel  8  Absatz  3  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  vor,  wobei  diese  Beurteilung  Empfehlungen 
zur  Änderung  der  Investitionspläne  enthalten  kann; 

h)  sie  beobachtet  die  Einhaltung  der  Anforderungen  und  über- 
prüft die  bisherige  Qualität  in  Bezug  auf  die  Sicherheit  und 
Zuverlässigkeit  des  Netzes,  legt  für  die  Dienstleistungs-  und 
Versorgungsqualität  geltende  Normen  und  Anforderungen 
fest  oder  genehmigt  sie  oder  leistet  hierzu  gemeinsam  mit 
anderen  zuständigen  Behörden  einen  Beitrag; 

i)  sie  beobachtet  den  Grad  der  Transparenz,  auch  der  Großhan- 
delspreise, und  gewährleistet,  dass  die  Elektrizitätsunter- 
nehmen die  Transparenzanforderungen  erfüllen; 

j)  sie  beobachtet  den  Grad  und  die  Wirksamkeit  der  Markt- 
öffnung und  den  Umfang  des  Wettbewerbs  auf  Großhandels- 
ebene und  Endkundenebene,  einschließlich  Strombörsen, 
Preise  für  Haushaltskunden,  einschließlich  Vorauszahlungs- 
systemen, Versorgerwechselraten,  Abschaltraten,  Durchfüh- 
rung von  Wartungsdiensten  und  dafür  erhobene  Gebühren, 
Beschwerden  von  Haushaltskunden  sowie  etwaige  Wettbe- 
werbsverzerrungen oder  -beschränkungen,  sie  stellt  relevante 
Informationen  bereit  und  macht  die  zuständigen 
Wettbewerbsbehörden  auf  einschlägige  Fälle  aufmerksam; 


k)  sie  beobachtet  etwaige  restriktive  Vertragspraktiken  ein- 
schließlich Exklusivitätsbestimmungen,  die  große  gewerbli- 
che Kunden  daran  hindern  können,  gleichzeitig  mit  mehreren 
Anbietern  Verträge  zu  schließen,  oder  ihre  Möglichkeiten 
dazu  beschränken  und  setzen  die  nationalen  Wettbewerbs- 
behörden gegebenenfalls  von  solchen  Praktiken  in  Kenntnis. 

1)  sie  erkennt  die  Vertragsfreiheit  in  Bezug  auf  unterbrechbare 
Lieferverträge  und  langfristige  Verträge  an,  sofern  diese  mit 
dem  geltenden  Gemeinschaftsrecht  vereinbar  sind  und  mit 
der  Politik  der  Gemeinschaft  in  Einklang  stehen; 

m)  sie  verfolgt,  wie  viel  Zeit  die  Übertragungs-  und  Verteilernetz- 
betreiber für  die  Herstellung  von  Anschlüssen  und  für  Repa- 
raturen benötigen; 

n)  sie  trägt  zusammen  mit  anderen  einschlägigen  Behörden 
dazu  bei,  dass  Maßnahmen  zum  Verbraucherschutz,  ein- 
schließlich der  in  Anhang  I  festgelegten  Maßnahmen,  wirk- 
sam sind  und  durchgesetzt  werden; 

o)  sie  veröffentlicht  mindestens  einmal  jährlich  Empfehlungen 
zur  Übereinstimmung  der  Versorgungstarife  mit  Artikel  3 
und  leitet  sie  gegebenenfalls  an  die  Wettbewerbsbehörden 
weiter; 

p)  sie  gewährleistet  den  Zugang  zu  den  Verbrauchsdaten  der 
Kunden,  die  Bereitstellung  —  bei  fakultativer  Verwendung  — 
eines  leicht  verständlichen  einheitlichen  Formats  auf  natio- 
naler Ebene  für  die  Erfassung  der  Verbrauchsdaten  und  den 
unverzüglichen  Zugang  für  alle  Kunden  zu  diesen  Daten 
gemäß  Anhang  I  Buchstabe  h; 

q)  sie  beobachtet  die  Umsetzung  der  Vorschriften  betreffend  die 
Aufgaben  und  Verantwortlichkeiten  der  Übertragungsnetz- 
betreiber, Verteilernetzbetreiber,  Versorgungsunternehmen 
und  Kunden  sowie  anderer  Marktteilnehmer  gemäß  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr  714/2009; 

r)  sie  beobachtet  die  Investitionen  in  die  Erzeugungskapazitäten 
mit  Blick  auf  die  Versorgungssicherheit; 

s)  sie  beobachtet  die  technische  Zusammenarbeit  zwischen 
Übertragungsnetzbetreibern  der  Gemeinschaft  und  den  Über- 
tragungsnetzbetreibern von  Drittländern; 

t)  sie  beobachtet  die  Durchführung  der  Schutzmaßnahmen 
gemäß  Artikel  42;  und 

u)  sie  trägt  zur  Kompatibilität  der  Datenaustauschverfahren  für 
die  wichtigsten  Marktprozesse  auf  regionaler  Ebene  bei. 

(2)  Ist  dies  in  einem  Mitgliedstaat  vorgesehen,  so  können  die 
Beobachtungsaufgaben  gemäß  Absatz  1  von  anderen  Behörden 
als  der  Regulierungsbehörde  durchgeführt  werden.  In  diesem  Fall 
müssen  die  Informationen,  die  aus  der  Beobachtung  hervorgehen, 
der  Regulierungsbehörde  so  schnell  wie  möglich  zur  Verfügung 
gestellt  werden. 

Bei  der  Wahrnehmung  Aufgaben  gemäß  Absatz  1  konsultiert  die 
Regulierungsbehörde  gegebenenfalls  —  unter  Wahrung  ihrer 
Unabhängigkeit  und  unbeschadet  ihrer  eigenen  spezifischen 
Zuständigkeiten  und  im  Einklang  mit  den  Grundsätzen  der  bes- 
seren Regulierung  —  die  Übertragungsnetzbetreiber  und  arbeiten 
gegebenenfalls  eng  mit  anderen  zuständigen  nationalen  Behörden 
zusammen. 
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Genehmigungen,  die  von  einer  Regulierungsbehörde  oder  der 
Agentur  nach  dieser  Richtlinie  erteilt  werden,  berühren  weder  die 
gebührend  begründete  künftige  Ausübung  ihrer  Befugnisse  nach 
diesem  Artikel  durch  die  Regulierungsbehörde  noch  etwaige 
Sanktionen,  die  von  anderen  zuständigen  Behörden  oder  der 
Kommission  verhängt  werden. 

(3)  Wurde  gemäß  Artikel  13  ein  unabhängiger  Netzbetreiber 
benannt,  so  hat  die  Regulierungsbehörde  zusätzlich  zu  den  ihr 
gemäß  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  übertragenen  Aufga- 
ben folgende  Pflichten: 

a)  Sie  beobachtet,  ob  der  Eigentümer  des  Übertragungsnetzes 
und  der  unabhängige  Netzbetreiber  ihren  aus  diesem  Artikel 
erwachsenden  Verpflichtungen  nachkommen,  und  verhängt 
gemäß  Absatz  4  Buchstabe  d  Sanktionen  für  den  Fall,  dass 
den  Verpflichtungen  nicht  nachgekommen  wird. 

b)  Sie  beobachtet  die  Beziehungen  und  die  Kommunikation 
zwischen  dem  unabhängigen  Netzbetreiber  und  dem  Eigen- 
tümer des  Übertragungsnetzes,  um  sicherzustellen,  dass  der 
unabhängige  Netzbetreiber  seinen  Verpflichtungen  nach- 
kommt, und  genehmigt  insbesondere  Verträge  und  fungiert 
im  Falle  von  Beschwerden  einer  Partei  gemäß  Absatz  1 1  als 
Streitbeilegungsinstanz  zwischen  dem  unabhängigen  Netz- 
betreiber und  dem  Eigentümer  des  Übertragungsnetzes. 

c)  Unbeschadet  des  Verfahrens  gemäß  Artikel  13  Absatz  2 
Buchstabe  c  genehmigt  sie  die  vom  unabhängigen  Netz- 
betreiber jährlich  vorzulegende  Investitionsplanung  für  den 
ersten  1 0-jährigen  Netzentwicklungsplan  sowie  den  von  ihm 
vorzulegenden  mehrjährigen  Netzentwicklungsplan. 

d)  Sie  gewährleistet,  dass  die  von  unabhängigen  Netzbetreibern 
erhobenen  Netzzugangstarife  ein  Entgelt  für  den  bzw.  die 
Netzeigentümer  enthalten,  das  eine  angemessene  Vergütung 
der  Netzvermögenswerte  und  neuer  Investitionen  in  das  Netz 
ist,  sofern  diese  wirtschaftlich  und  effizient  getätigt  werden. 

e)  Sie  haben  die  Befugnis,  in  den  Räumlichkeiten  des  Eigentü- 
mers des  Übertragungsnetzes  und  des  unabhängigen  Netz- 
betreibers Kontrollen  —  auch  ohne  Ankündigung  — 
durchzuführen,  und 

f)  sie  beobachten  die  Verwendung  der  vom  unabhängigen  Netz- 
betreiber gemäß  Artikel  1 6  Absatz  6  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  eingenommenen  Engpasserlöse. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Regulierungs- 
behörden mit  den  erforderlichen  Befugnissen  ausgestattet  werden, 
die  es  ihnen  ermöglichen,  die  in  den  Absätzen  1,  3  und  6  genann- 
ten Aufgaben  effizient  und  schnell  zu  erfüllen.  Hierzu  muss  die 
Regulierungsbehörde  unter  anderem  über  folgende  Befugnisse 
verfügen: 

a)  Erlass  von  Entscheidungen,  die  für  Elektrizitätsunternehmen 
bindend  sind; 

b)  Durchführung  von  Untersuchungen  zum  Funktionieren  der 
Erdgasmärkte  und  Entscheidung  über  und  Verhängung  von 
notwendigen  und  verhältnismäßigen  Maßnahmen  zur  Förde- 
rung eines  wirksamen  Wettbewerbs  und  zur  Gewährleistung 


des  ordnungsgemäßen  Funktionierens  des  Marktes.  Die 
Regulierungsbehörde  erhält  gegebenenfalls  auch  die  Befug- 
nis zur  Zusammenarbeit  mit  der  nationalen  Wettbewerbs- 
behörde und  den  Finanzmarktregulierungsbehörden  oder  der 
Kommission  bei  der  Durchführung  einer  wettbewerbs- 
rechtlichen Untersuchung; 

c)  Einforderung  der  für  die  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  maß- 
geblichen Informationen  bei  den  Elektrizitätsunternehmen 
einschließlich  Begründungen  für  Verweigerungen  des 
Zugangs  Dritter  und  sonstiger  Informationen  über  Maßnah- 
men zur  Stabilisierung  der  Netze; 

d)  Verhängung  wirksamer,  verhältnismäßiger  und  abschrecken- 
der Sanktionen  gegen  Elektrizitätsunternehmen,  die  ihren  aus 
dieser  Richtlinie  oder  allen  einschlägigen  rechtsverbindlichen 
Entscheidungen  der  Regulierungsbehörde  oder  der  Agentur 
erwachsenden  Verpflichtungen  nicht  nachkommen,  oder 
Vorschlag  der  Verhängung  solcher  Sanktionen  bei  einem 
zuständigen  Gericht,  derartige  Sanktionen  zu  verhängen. 
Hierzu  zählt  auch  die  Befugnis,  bei  Nichteinhaltung  der 
jeweiligen  Verpflichtungen  gemäß  dieser  Richtlinie  gegen  den 
Übertragungsnetzbetreiber  bzw.  das  vertikal  integrierte 
Unternehmen  Sanktionen  in  Höhe  von  bis  zu  1 0  %  des  Jah- 
resumsatzes des  Übertragungsnetzbetreibers  bzw.  des  verti- 
kal integrierten  Unternehmens  zu  verhängen  oder 
vorzuschlagen;  und 

e)  ausreichende  Untersuchungsrechte  und  entsprechende 
Anweisungsbefugnisse  zur  Streitbeilegung  gemäß  den  Absät- 
zen 1 1  und  12. 

(5)  Zusätzlich  zu  den  Aufgaben  und  Befugnissen,  die  ihr 
gemäß  den  Absätzen  1  und  4  des  vorliegenden  Artikels  übertra- 
gen werden,  wird  den  Regulierungsbehörden  für  den  Fall,  dass  ein 
Übertragungsnetzbetreiber  gemäß  Kapitel  V  benannt  wurde,  fol- 
gende Aufgaben  und  Befugnisse  übertragen: 

a)  Verhängung  von  Sanktionen  gemäß  Absatz  4  Buchstabe  d 
wegen  diskriminierenden  Verhaltens  zugunsten  des  vertikal 
integrierten  Unternehmens; 

b)  Überprüfung  des  Schriftverkehrs  zwischen  dem  Über- 
tragungsnetzbetreiber und  dem  vertikal  integrierten 
Unternehmen,  um  sicherzustellen,  dass  der  Übertragungs- 
netzbetreiber seinen  Verpflichtungen  nachkommt; 

c)  Streitbeilegung  zwischen  dem  vertikal  integrierten  Unterneh- 
men und  dem  Übertragungsnetzbetreiber  bei  Beschwerden 
gemäß  Absatz  1 1 ; 

d)  fortlaufende  Kontrolle  der  geschäftlichen  und  finanziellen 
Beziehungen,  einschließlich  Darlehen,  zwischen  dem  vertikal 
integrierten  Unternehmen  und  dem  Übertragungsnetz- 
betreiber; 

e)  Genehmigung  sämtlicher  geschäftlichen  und  finanziellen 
Vereinbarungen  zwischen  dem  vertikal  integrierten  Unter- 
nehmen und  dem  Übertragungsnetzbetreiber,  sofern  sie 
marktüblichen  Bedingungen  entsprechen; 
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f)  Anforderung  einer  Begründung  beim  vertikal  integrierten 
Unternehmen  im  Falle  einer  Meldung  des  Gleich- 
behandlungsbeauftragten  nach  Artikel  21  Absatz  4.  Die 
Begründung  muss  insbesondere  den  Nachweis  enthalten, 
dass  kein  diskriminierendes  Verhalten  zugunsten  des  vertikal 
integrierten  Unternehmens  vorgelegen  hat; 

g)  Durchführung  von  —  auch  unangekündigten  —  Kontrollen 
in  den  Geschäftsräumen  des  vertikal  integrierten  Unterneh- 
mens und  des  Übertragungsnetzbetreibers,  und 

h)  Übertragung  aller  oder  bestimmter  Aufgaben  des 
Übertragungsnetzbetreibers  an  einen  gemäß  Artikel  13 
benannten  unabhängigen  Netzbetreiber,  falls  der 
Übertragungsnetzbetreiber  fortwährend  gegen  seine  Ver- 
pflichtungen aus  der  Richtlinie  verstößt,  insbesondere  im 
Falle  eines  wiederholten  diskriminierenden  Verhaltens 
zugunsten  des  vertikal  integrierten  Unternehmens. 

(6)  Den  Regulierungsbehörden  obliegt  es,  zumindest  die 
Methoden  zur  Berechnung  oder  Festlegung  folgender  Bedingun- 
gen mit  ausreichendem  Vorlauf  vor  deren  Inkrafttreten  festzule- 
gen oder  zu  genehmigen: 

a)  die  Bedingungen  für  den  Anschluss  an  und  den  Zugang  zu 
den  nationalen  Netzen,  einschließlich  der  Tarife  für  die  Über- 
tragung und  die  Verteilung  oder  ihrer  Methoden.  Diese  Tarife 
oder  Methoden  sind  so  zu  gestalten,  dass  die  notwendigen 
Investitionen  in  die  Netze  so  vorgenommen  werden  können, 
dass  die  Lebensfähigkeit  der  Netze  gewährleistet  ist. 

b)  die  Bedingungen  für  die  Erbringung  von  Ausgleichs- 
leistungen, die  möglichst  wirtschaftlich  sind  und  den  Netz- 
benutzern geeignete  Anreize  bieten,  die  Einspeisung  und 
Abnahme  von  Gas  auszugleichen.  Die  Ausgleichsleistungen 
werden  auf  faire  und  nichtdiskriminierende  Weise  erbracht 
und  auf  objektive  Kriterien  gestützt;  und 

c)  die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu  grenzübergreifenden 
Infrastrukturen  einschließlich  der  Verfahren  der  Kapazitäts- 
zuweisung und  des  Engpassmanagements; 

(7)  Die  in  Absatz  6  genannten  Methoden  oder  die  Bedingun- 
gen werden  veröffentlicht. 

(8)  Bei  der  Festsetzung  oder  Genehmigung  der  Tarife  oder 
Methoden  und  der  Ausgleichsleistungen  stellen  die  Regulierungs- 
behörden sicher,  dass  für  die  Übertragungs-  und  Verteilerbetreiber 
angemessene  Anreize  geschaffen  werden,  sowohl  kurzfristig  als 
auch  langfristig  die  Effizienz  zu  steigern,  die  Marktintegration  und 
die  Versorgungssicherheit  zu  fördern  und  entsprechende 
Forschungsarbeiten  zu  unterstützen. 

(9)  Die  Regulierungsbehörden  beobachten  das  Engpass- 
management in  den  nationalen  Elektrizitätsnetzen  —  einschließ- 
lich der  Verbindungsleitungen  —  und  die  Durchsetzung  der 
Regeln  für  das  Engpassmanagement.  Hierzu  legen  die 
Übertragungsnetzbetreiber  oder  Marktteilnehmer  den  nationalen 
Regulierungsbehörden  ihre  Regeln  für  das  Engpassmanagement 
einschließlich  der  Kapazitätszuweisung  vor.  Die  nationalen 
Regulierungsbehörden  können  Änderungen  dieser  Regeln 
verlangen. 


(10)  Die  Regulierungsbehörden  sind  befugt,  falls  erforderlich 
von  Betreibern  von  Übertragungsnetzen  und  Verteilernetzen  zu 
verlangen,  die  in  diesem  Artikel  genannten  Vertragsbedingungen, 
einschließlich  der  Tarife  oder  Methoden,  zu  ändern,  um  sicherzu- 
stellen, dass  sie  angemessen  sind  und  nichtdiskriminierend  ange- 
wendet werden.  Verzögert  sich  die  Festlegung  von  Übertragungs- 
und Verteilungstarifen,  sind  die  Regulierungsbehörden  befugt, 
vorläufig  geltende  Übertragungs-  und  Verteilungstarife  oder  die 
entsprechenden  Methoden  festzulegen  oder  zu  genehmigen  und 
über  geeignete  Ausgleichsmaßnahmen  zu  entscheiden,  falls  die 
endgültigen  Übertragungs-  und  Verteilungstarife  oder  Methoden 
von  diesen  vorläufigen  Tarifen  oder  Methoden  abweichen. 

(1 1)  Jeder  Betroffene,  der  in  Bezug  auf  die  von  einem  Betrei- 
ber im  Rahmen  dieser  Richtlinie  eingegangenen  Verpflichtungen 
eine  Beschwerde  gegen  einen  Übertragungs-  oder  Verteilernetz- 
betreiber hat,  kann  damit  die  Regulierungsbehörde  befassen,  die 
als  Streitbeilegungsstelle  innerhalb  eines  Zeitraums  von  zwei 
Monaten  nach  Eingang  der  Beschwerde  eine  Entscheidung  trifft. 
Diese  Frist  kann  um  zwei  Monate  verlängert  werden,  wenn  die 
Regulierungsbehörde  zusätzliche  Informationen  anfordert.  Mit 
Zustimmung  des  Beschwerdeführers  ist  eine  weitere  Verlängerung 
dieser  Frist  möglich.  Die  Entscheidung  der  Regulierungsbehörde 
ist  verbindlich,  bis  sie  gegebenenfalls  aufgrund  eines  Rechtsbehelfs 
aufgehoben  wird. 

(12)  Jeder  Betroffene,  der  hinsichtlich  einer  gemäß  diesem 
Artikel  getroffenen  Entscheidung  über  die  Methoden  oder,  soweit 
die  Regulierungsbehörde  eine  Anhörungspflicht  hat,  hinsichtlich 
der  vorgeschlagenen  Tarife  bzw.  Methoden  beschwerdeberechtigt 
ist,  kann  spätestens  binnen  zwei  Monaten  bzw.  innerhalb  einer 
von  den  Mitgliedstaaten  festgelegten  kürzeren  Frist  nach  Veröf- 
fentlichung der  Entscheidung  bzw.  des  Vorschlags  für  eine  Ent- 
scheidung eine  Beschwerde  im  Hinblick  auf  die  Überprüfung  der 
Entscheidung  einlegen.  Eine  Beschwerde  hat  keine  aufschiebende 
Wirkung. 

(13)  Die  Mitgliedstaaten  schaffen  geeignete  und  wirksame 
Mechanismen  für  die  Regulierung,  die  Kontrolle  und  die  Sicher- 
stellung von  Transparenz,  um  den  Missbrauch  einer  markt- 
beherrschenden Stellung  zum  Nachteil  insbesondere  der 
Verbraucher  sowie  Verdrängungspraktiken  zu  verhindern.  Diese 
Mechanismen  tragen  den  Bestimmungen  des  Vertrags,  insbeson- 
dere Artikel  82,  Rechnung. 

(14)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  bei  Verstößen 
gegen  die  in  dieser  Richtlinie  vorgesehenen  Geheimhaltungsvor- 
schriften geeignete  Maßnahmen,  einschließlich  der  nach  nationa- 
lem Recht  vorgesehenen  Verwaltungs-  oder  Strafverfahren,  gegen 
die  verantwortlichen  natürlichen  oder  juristischen  Personen 
ergriffen  werden. 

(15)  Beschwerden  nach  den  Absätzen  11  und  12  lassen  die 
nach  dem  Gemeinschaftsrecht  und/oder  den  nationalen  Rechts- 
vorschriften möglichen  Rechtsbehelfe  unberührt. 

(1 6)  Die  von  den  Regulierungsbehörden  getroffenen  Entschei- 
dungen sind  umfassend  zu  begründen,  um  eine  gerichtliche  Über- 
prüfung zu  ermöglichen.  Die  Entscheidungen  sind  der 
Öffentlichkeit  unter  Wahrung  der  Vertraulichkeit  wirtschaftlich 
sensibler  Informationen  zugänglich  zu  machen. 
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(17)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  auf  nationaler 
Ebene  geeignete  Verfahren  bestehen,  die  einer  betroffene  Partei 
das  Recht  geben,  gegen  eine  Entscheidung  einer  Regulierungs- 
behörde bei  einer  von  den  beteiligen  Parteien  und  Regierungen 
unabhängigen  Stelle  Beschwerde  einzulegen. 

Artikel  38 

Regulierungssystem  für  grenzüberschreitende  Aspekte 

(1)  Die  Regulierungsbehörden  konsultieren  einander,  arbeiten 
eng  zusammen  und  übermitteln  einander  und  der  Agentur  sämt- 
liche für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  gemäß  dieser  Richtlinie 
erforderlichen  Informationen.  Hinsichtlich  des  Informationsaus- 
tauschs ist  die  einholende  Behörde  an  den  gleichen  Grad  an  Ver- 
traulichkeit gebunden  wie  die  Auskunft  erteilende  Behörde. 

(2)  Die  Regulierungsbehörden  arbeiten  zumindest  auf  regiona- 
ler Ebene  zusammen,  um 

a)  netztechnische  Regelungen  zu  fördern,  die  ein  optimales 
Netzmanagement  ermöglichen,  gemeinsame  Strombörsen  zu 
fördern  und  grenzüberschreitende  Kapazitäten  zu  vergeben 
und  —  u.  a.  durch  neue  Verbindungen  —  ein  angemessenes 
Maß  an  Verbindungskapazitäten  innerhalb  der  Region  und 
zwischen  den  Regionen  zu  ermöglichen,  damit  sich  ein  effek- 
tiver Wettbewerb  und  eine  bessere  Versorgungssicherheit 
entwickeln  kann,  ohne  dass  es  zu  einer  Diskriminierung  von 
Versorgungsunternehmen  in  einzelnen  Mitgliedstaaten 
kommt, 

b)  die  Aufstellung  aller  Netzkodizes  für  die  betroffenen 
Übertragungsnetzbetreiber  und  andere  Marktteilnehmer  zu 
koordinieren,  und 

c)  die  Ausarbeitung  von  Regeln  für  das  Engpassmanagement  zu 
koordinieren. 

(3)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  sind  berechtigt, 
untereinander  Kooperationsvereinbarungen  zu  schließen,  um  die 
Zusammenarbeit  bei  der  Regulierungstätigkeit  zu  verstärken. 

(4)  Die  in  Absatz  2  genannten  Maßnahmen  werden  gegebe- 
nenfalls in  engem  Benehmen  mit  anderen  einschlägigen  nationa- 
len Behörden  und  unbeschadet  deren  eigenen  Zuständigkeiten 
durchgeführt. 

(5)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  erlassen,  in  denen  festge- 
legt ist,  in  welchem  Umfang  die  Regulierungsbehörden  unterein- 
ander und  mit  der  Agentur  zusammenarbeiten.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  46 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 


Artikel  39 
Einhaltung  der  Leitlinien 

(1)  Jede  Regulierungsbehörde  wie  auch  die  Kommission  kön- 
nen die  Agentur  um  eine  Stellungnahme  dazu  ersuchen,  ob  eine 
von  einer  Regulierungsbehörde  getroffene  Entscheidung  im  Ein- 
klang mit  den  gemäß  dieser  Richtlinie  oder  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  erlassenen  Leitlinien  steht. 


(2)  Die  Agentur  unterbreitet  der  anfragenden  Regulierungs- 
behörde bzw.  der  Kommission  sowie  der  Regulierungsbehörde, 
die  die  fragliche  Entscheidung  getroffen  hat,  innerhalb  von  drei 
Monaten  nach  dem  Eingang  des  Ersuchens  ihre  Stellungnahme. 

(3)  Kommt  die  Regulierungsbehörde,  die  die  Entscheidung 
getroffen  hat,  der  Stellungnahme  der  Agentur  nicht  innerhalb  von 
vier  Monaten  nach  dem  Eingang  der  Stellungnahme  nach,  so  setzt 
die  Agentur  die  Kommission  davon  in  Kenntnis. 

(4)  Jede  Regulierungsbehörde,  die  der  Auffassung  ist,  dass  eine 
von  einer  anderen  Regulierungsbehörde  getroffene  Entscheidung 
von  Belang  für  den  grenzüberschreitenden  Handel  nicht  im  Ein- 
klang mit  den  gemäß  dieser  Richtlinie  oder  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  erlassenen  Leitlinien  steht  kann  die  Kommission 
innerhalb  von  zwei  Monaten  ab  dem  Tag,  an  dem  die  fragliche 
Entscheidung  ergangen  ist,  davon  in  Kenntnis  setzen. 

(5)  Gelangt  die  Kommission  innerhalb  von  zwei  Monaten, 
nachdem  sie  gemäß  Absatz  3  von  der  Agentur  oder  gemäß 
Absatz  4  von  einer  Regulierungsbehörde  informiert  wurde,  oder 
innerhalb  von  drei  Monaten  nach  dem  Tag,  an  dem  die  Entschei- 
dung getroffen  wurde,  von  sich  aus  zu  der  Einschätzung,  dass  die 
Entscheidung  einer  Regulierungsbehörde  ernsthafte  Zweifel  hin- 
sichtlich ihrer  Vereinbarkeit  mit  den  gemäß  dieser  Richtlinie  oder 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009,  erlassenen  Leitlinien  begrün- 
det, kann  die  Kommission  die  weitere  Prüfung  des  Falls  beschlie- 
ßen. In  einem  solchen  Fall  lädt  sie  die  betreffende 
Regulierungsbehörde  und  die  betroffenen  Parteien  zu  dem  Ver- 
fahren vor  der  Regulierungsbehörde,  damit  sie  Stellung  nehmen 
können. 

(6)  Hat  die  Kommission  beschlossen,  den  Fall  weiter  zu  prü- 
fen, so  erlässt  sie  innerhalb  von  vier  Monaten  nach  dem  Tag,  an 
dem  dieser  Beschluss  gefasst  wurde,  eine  endgültige  Entscheidung, 

a)  keine  Einwände  gegen  die  Entscheidung  der  Regulierungs- 
behörde zu  erheben,  oder 

b)  von  der  betreffenden  Regulierungsbehörde  einen  Widerruf 
ihrer  Entscheidung  zu  verlangen,  weil  den  Leitlinien  nicht 
nachgekommen  wurde. 

(7)  Beschließt  die  Kommission  nicht  innerhalb  der  in  den 
Absätzen  5  und  6  genannten  Fristen,  den  Fall  weiter  zu  prüfen 
oder  eine  endgültige  Entscheidung  zu  erlassen,  wird  davon  aus- 
gegangen, dass  sie  keine  Einwände  gegen  die  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  erhebt. 

(8)  Die  Regulierungsbehörde  kommt  der  Entscheidung  der 
Kommission  über  den  Widerruf  der  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  und  setzt 
die  Kommission  davon  in  Kenntnis. 

(9)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  erlassen,  in  denen  die  Ein- 
zelheiten des  Verfahrens  für  die  Anwendung  dieses  Artikels  fest- 
gelegt werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht 
wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung 
werden  nach  dem  in  Artikel  46  Absatz  2  genannten  Regelungs- 
verfahren mit  Kontrolle  erlassen. 
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Artikel  40 
Aufbewahrungspflichten 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  verlangen  von  den  Versorgungsunter- 
nehmen, dass  sie  die  relevanten  Daten  über  sämtliche  mit 
Großhandelskunden  und  Übertragungsnetzbetreibern  getätigte 
Transaktionen  mit  Elektrizitätsversorgungsverträgen  und 
Elektrizitätsderivaten  für  die  Dauer  von  mindestens  fünf  Jahren 
aufbewahren  und  den  nationalen  Behörden  einschließlich  der 
nationalen  Regulierungsbehörde,  den  nationalen  Wettbewerbs- 
behörden und  der  Kommission  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  bei 
Bedarf  zur  Verfügung  stellen. 

(2)  Die  Daten  enthalten  genaue  Angaben  zu  den  Merkmalen 
der  relevanten  Transaktionen,  wie  Laufzeit-,  Liefer-  und 
Abrechnungsbestimmungen,  Menge,  Datum  und  Uhrzeit  der  Aus- 
führung, Transaktionspreise  und  Mittel  zur  Identifizierung  des 
betreffenden  Großhandelskunden  sowie  bestimmte  Angaben  zu 
sämtlichen  nicht  abgerechneten  Elektrizitätsversorgungsverträgen 
und  Elektrizitätsderivaten. 

(3)  Die  Regulierungsbehörde  kann  beschließen,  bestimmte  die- 
ser Informationen  den  Marktteilnehmern  zugänglich  zu  machen, 
vorausgesetzt,  es  werden  keine  wirtschaftlich  sensiblen  Daten 
über  einzelne  Marktakteure  oder  einzelne  Transaktionen  preisge- 
geben. Dieser  Absatz  gilt  nicht  für  Informationen  über  Finanz- 
instrumente, die  unter  die  Richtlinie  2004/39/EG  fallen. 

(4)  Zur  Gewährleistung  der  einheitlichen  Anwendung  dieses 
Artikels  kann  die  Kommission  Leitlinien  erlassen,  in  denen  die 
Methoden  und  Modalitäten  der  Datenaufbewahrung  sowie  Form 
und  Inhalt  der  aufzubewahrenden  Daten  festgelegt  werden.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  46 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(5)  Für  mit  Großhandelskunden  und  Ubertragungsnetzbetrei- 
bern  getätigte  Transaktionen  mit  Elektrizitätsderivaten  von 
Versorgungsunternehmen  gilt  dieser  Artikel  nur,  sobald  die  Kom- 
mission die  Leitlinien  gemäß  Absatz  4  erlassen  hat. 

(6)  Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  begründen  für  Rechts- 
personen, die  unter  die  Richtlinie  2004/39/EG  fallen,  keine 
zusätzlichen  Verpflichtungen  gegenüber  den  in  Absatz  1  genann- 
ten Behörden. 

(7)  Falls  die  in  Absatz  1  genannten  Behörden  Zugang  zu  Daten 
haben  müssen,  die  von  Unternehmen  aufbewahrt  werden,  die 
unter  die  Richtlinie  2004/39/EG  fallen,  übermitteln  die  nach  jener 
Richtlinie  zuständigen  Behörden  ihnen  die  erforderlichen  Daten. 


KAPITEL  X 
ENDKUNDENMÄRKTE 


Artikel  41 
Endkundenmärkte 

Um  das  Entstehen  gut  funktionierender  und  transparenter  End- 
kundenmärkte in  der  Gemeinschaft  zu  erleichtern,  stellen  die  Mit- 
gliedstaaten sicher,  dass  die  Aufgaben  und  Zuständigkeiten  der 


Übertragungsnetzbetreiber,  Verteilernetzbetreiber,  Versorgungs- 
unternehmen und  Kunden  sowie  gegebenenfalls  anderer  Markt- 
teilnehmer hinsichtlich  der  vertraglichen  Vereinbarungen,  der 
Verpflichtungen  gegenüber  den  Kunden,  der  Regeln  für  Datenaus- 
tausch und  Abrechnung,  des  Eigentums  an  den  Daten  und  der 
Zuständigkeit  für  die  Verbrauchserfassung  festgelegt  werden. 

Diese  Regeln,  die  zu  veröffentlichen  sind,  werden  so  konzipiert, 
dass  sie  den  Zugang  der  Kunden  und  Versorger  zu  den  Netzen 
erleichtern,  und  unterliegen  der  Nachprüfbarkeit  durch  die 
Regulierungsbehörden  oder  andere  zuständige  einzelstaatliche 
Behörden. 

Große  Nichthaushaltskunden  haben  das  Recht,  gleichzeitig  mit 
mehreren  Versorgungsunternehmen  Verträge  abzuschließen. 


KAPITEL  XI 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 


Artikel  42 
S  chutzmaßnahmen 

Treten  plötzliche  Marktkrisen  im  Energiesektor  auf  oder  ist  die 
Sicherheit  von  Personen,  Geräten  oder  Anlagen  oder  die  Unver- 
sehrtheit des  Netzes  gefährdet,  so  kann  ein  Mitgliedstaat  vorüber- 
gehend die  notwendigen  Schutzmaßnahmen  treffen. 

Diese  Maßnahmen  dürfen  nur  die  geringst  möglichen  Störungen 
im  Funktionieren  des  Binnenmarktes  hervorrufen  und  nicht  über 
das  zur  Behebung  der  plötzlich  aufgetretenen  Schwierigkeiten 
unbedingt  erforderliche  Maß  hinausgehen. 

Der  betreffende  Mitgliedstaat  teilt  diese  Maßnahmen  unverzüglich 
den  anderen  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  mit;  diese  kann 
beschließen,  dass  der  betreffende  Mitgliedstaat  diese  Maßnahmen 
zu  ändern  oder  aufzuheben  hat,  soweit  sie  den  Wettbewerb  ver- 
fälschen und  den  Handel  in  einem  Umfang  beeinträchtigen,  der 
dem  gemeinsamen  Interesse  zuwiderläuft. 


Artikel  43 
Gleiche  Ausgangsbedingungen 

(1)  Maßnahmen,  die  die  Mitgliedstaaten  gemäß  dieser  Richtli- 
nie treffen  können,  um  gleiche  Ausgangsbedingungen  zu  gewähr- 
leisten, müssen  mit  dem  Vertrag,  insbesondere  Artikel  30,  und 
dem  Gemeinschaftsrecht  vereinbar  sein. 

(2)  Die  in  Absatz  1  genannten  Maßnahmen  müssen  verhält- 
nismäßig, nichtdiskriminierend  und  transparent  sein.  Diese  Maß- 
nahmen können  erst  wirksam  werden,  nachdem  sie  der 
Kommission  mitgeteilt  und  von  ihr  gebilligt  worden  sind. 

(3)  Die  Kommission  wird  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach 
Eingang  der  Mitteilung  gemäß  Absatz  2  tätig.  Diese  Frist  beginnt 
am  Tag  nach  dem  Eingang  der  vollständigen  Informationen.  Wird 
die  Kommission  nicht  innerhalb  dieser  Frist  von  zwei  Monaten 
tätig,  so  wird  davon  ausgegangen,  dass  sie  keine  Einwände  gegen 
die  mitgeteilten  Maßnahmen  hat. 
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Artikel  44 
Ausnahmeregelungen 


Artikel  46 
Ausschuss 


(1)  Die  Mitgliedstaaten,  die  nach  Inkrafttreten  dieser  Richtlinie 
nachweisen  können,  dass  sich  für  den  Betrieb  ihrer  kleinen,  iso- 
lierten Netze  erhebliche  Probleme  ergeben,  können  Ausnahme- 
regelungen zu  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  Kapitel  IV, 
VI,  VII  und  VIII  sowie  des  Kapitels  III  im  Falle  von  isolierten 
Kleinstnetzen,  soweit  die  Umrüstung,  Modernisierung  und  Erwei- 
terung bestehender  Kapazität  betroffen  ist,  beantragen,  die  ihnen 
von  der  Kommission  gewährt  werden  können.  Vor  einer  entspre- 
chenden Entscheidung  unterrichtet  die  Kommission  die  Mitglied- 
staaten über  diese  Anträge  unter  Wahrung  der  Vertraulichkeit. 
Die  Entscheidung  wird  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
veröffentlicht. 

(2)  Artikel  9  gilt  nicht  für  Zypern,  Luxemburg  und/oder  Malta. 
Ferner  gelten  die  Artikel  26,  32  und  33  nicht  für  Malta. 

Für  die  Zwecke  von  Artikel  9  Absatz  1  Buchstabe  b  schließt  der 
Begriff  „Unternehmen,  das  eine  der  Funktionen  Erzeugung  oder 
Versorgung  wahrnimmt"  keine  Endkunden  ein,  die  eine  der  Funk- 
tionen Stromerzeugung  und/oder  -Versorgung  entweder  direkt 
oder  über  ein  Unternehmen  wahrnehmen,  über  das  sie  entweder 
einzeln  oder  gemeinsam  die  Kontrolle  ausüben,  sofern  die 
Endkunden  einschließlich  der  Anteile  des  in  den  kontrollierten 
Unternehmen  erzeugten  Stroms  im  Jahresdurchschnitt  Strom- 
nettoverbraucher sind  und  der  wirtschaftliche  Wert  des  Stroms, 
den  sie  an  Dritte  verkaufen,  gemessen  an  ihren  anderen  Geschäfts- 
tätigkeiten unbedeutend  ist. 


Artikel  45 
Überprüfungsverfahren 

Falls  die  Kommission  in  dem  Bericht  nach  Artikel  47  Absatz  6 
feststellt,  dass  aufgrund  der  effektiven  Verwirklichung  des  Netz- 
zugangs in  einem  Mitgliedstaat,  die  in  jeder  Hinsicht  einen  tat- 
sächlichen, nichtdiskriminierenden  und  ungehinderten 
Netzzugang  bewirkt,  bestimmte  in  dieser  Richtlinie  vorgesehene 
Vorschriften  für  Unternehmen  (einschließlich  der  Vorschriften  für 
die  rechtliche  Entflechtung  von  Verteilernetzbetreibern)  nicht  in 
einem  ausgewogenen  Verhältnis  zum  verfolgten  Ziel  stehen,  kann 
der  betreffende  Mitgliedstaat  bei  der  Kommission  einen  Antrag 
auf  Freistellung  von  der  Einhaltung  der  betreffenden  Vorschrift 
einreichen. 

Der  Mitgliedstaat  übermittelt  den  Antrag  unverzüglich  der  Kom- 
mission zusammen  mit  allen  relevanten  Angaben,  die  für  den 
Nachweis  erforderlich  sind,  dass  die  in  dem  Bericht  getroffene 
Feststellung,  wonach  ein  tatsächlicher  Netzzugang  sichergestellt 
ist,  auch  weiterhin  zutreffen  wird. 

Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Erhalt  einer  Mitteilung  nimmt 
die  Kommission  zu  dem  Antrag  des  betreffenden  Mitgliedstaats 
Stellung  und  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  gege- 
benenfalls Vorschläge  zur  Änderung  der  betreffenden  Bestim- 
mungen der  Richtlinie  vor.  Die  Kommission  kann  in  den 
Vorschlägen  zur  Änderung  der  Richtlinie  vorschlagen,  den  betref- 
fenden Mitgliedstaat  von  spezifischen  Anforderungen  auszuneh- 
men, sofern  dieser  Mitgliedstaat  erforderlichenfalls  Maßnahmen 
durchführt,  die  in  gleicher  Weise  wirksam  sind. 


(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Arti- 
kel 5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses  1999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Artikel  47 
Berichterstattung 

(1)  Die  Kommission  beobachtet  und  überprüft  die  Anwen- 
dung dieser  Richtlinie  und  legt  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  zum  ersten  Mal  am  4.  August  2004  und  danach  jedes 
Jahr  einen  Gesamtbericht  über  die  erzielten  Fortschritte  vor.  In 
diesem  Fortschrittsbericht  wird  mindestens  Folgendes  behandelt: 

a)  die  bei  der  Schaffung  eines  vollendeten  und  einwandfrei 
funktionierenden  Elektrizitätsbinnenmarktes  gesammelten 
Erfahrungen  und  erzielten  Fortschritte  sowie  die  noch  beste- 
henden Hindernisse,  einschließlich  der  Aspekte  Markt- 
beherrschung, Marktkonzentration,  Verdrängungspraktiken 
oder  wettbewerbsfeindliches  Verhalten  und  ihre  Auswirkung 
unter  dem  Aspekt  der  Marktverzerrung; 

b)  die  Frage,  inwieweit  sich  die  Entflechtungs-  und  Tarifierungs- 
bestimmungen  dieser  Richtlinie  als  geeignet  erwiesen  haben, 
einen  gerechten  und  nichtdiskriminierenden  Zugang  zum 
Elektrizitätsnetz  der  Gemeinschaft  und  eine  gleichwertige 
Wettbewerbsintensität  zu  gewährleisten,  und  welche  wirt- 
schaftlichen, umweltbezogenen  und  sozialen  Auswirkungen 
die  Öffnung  des  Elektrizitätsmarktes  auf  die  Kunden  hat; 

c)  eine  Untersuchung  der  Fragen,  die  mit  der  Kapazität  des  Elek- 
trizitätsnetzes und  der  Sicherheit  der  Stromversorgung  in  der 
Gemeinschaft  und  insbesondere  mit  dem  bestehenden  und 
dem  erwarteten  Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und  Nach- 
frage zusammenhängen,  unter  Berücksichtigung  der  zwi- 
schen verschiedenen  Gebieten  bestehenden  realen 
Austauschkapazitäten  des  Netzes; 

d)  besondere  Aufmerksamkeit  wird  den  Maßnahmen  der  Mit- 
gliedstaaten zur  Bedienung  von  Nachfragespitzen  und  zur 
Bewältigung  von  Ausfällen  eines  oder  mehrerer  Versorger 
gewidmet; 

e)  die  Anwendung  der  Ausnahme  nach  Artikel  26  Absatz  4  im 
Hinblick  auf  eine  etwaige  Überprüfung  der  Schwelle; 

f)  eine  allgemeine  Bewertung  der  Fortschritte  in  den  bilateralen 
Beziehungen  zu  Drittländern,  die  Elektrizität  erzeugen  und 
exportieren  oder  durchleiten,  einschließlich  der  Fortschritte 
bei  Marktintegration,  sozialen  und  umweltbezogenen  Aus- 
wirkungen des  Elektrizitätshandels  und  Zugang  zu  den  Net- 
zen dieser  Drittländer; 
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g)  die  Frage,  ob  ein  Harmonisierungsbedarf  besteht,  der  nicht 
mit  den  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  zusammenhängt, 
und 

h)  die  Frage,  wie  die  Mitgliedstaaten  die  Bestimmungen  des  Arti- 
kels 3  Absatz  9  zur  Energiekennzeichnung  in  die  Praxis 
umgesetzt  haben  und  wie  etwaige  Empfehlungen  der  Kom- 
mission hierzu  berücksichtigt  wurden. 

Gegebenenfalls  kann  dieser  Fortschrittsbericht  auch  Empfehlun- 
gen enthalten,  insbesondere  zur  Tragweite  und  den  Modalitäten 
der  Kennzeichnungsvorschriften,  einschließlich  beispielsweise  der 
Art  und  Weise,  wie  auf  bestehende  Referenzquellen  und  den 
Inhalt  dieser  Quellen  Bezug  genommen  wird,  und  insbesondere 
über  die  Art  und  Weise,  in  der  Informationen  über  die  Umwelt- 
auswirkungen zumindest  unter  dem  Aspekt  der  bei  der 
Elektrizitätserzeugung  aus  verschiedenen  Energieträgern  entste- 
henden C02-Emissionen  und  radioaktiven  Abfälle  in  transparen- 
ter, leicht  zugänglicher  und  vergleichbarer  Weise  in  der  gesamten 
Gemeinschaft  verfügbar  gemacht  werden  könnten,  sowie  über  die 
Art  und  Weise,  in  der  die  in  den  Mitgliedstaaten  ergriffenen  Maß- 
nahmen, um  die  Richtigkeit  der  von  den  Versorgungsunter- 
nehmen gemachten  Angaben  zu  kontrollieren,  vereinfacht 
werden  könnten,  und  darüber,  welche  Maßnahmen  den  negativen 
Auswirkungen  von  Marktbeherrschung  und  Marktkonzentration 
entgegenwirken  könnten. 

(2)  Alle  zwei  Jahre  werden  in  dem  Fortschrittsbericht  nach 
Absatz  1  ferner  die  verschiedenen  in  den  Mitgliedstaaten  zur 
Erfüllung  gemeinwirtschaftlicher  Verpflichtungen  getroffenen 
Maßnahmen  analysiert  und  auf  ihre  Wirksamkeit  und  insbeson- 
dere ihre  Auswirkungen  auf  den  Wettbewerb  auf  dem 
Elektrizitätsmarkt  untersucht.  Gegebenenfalls  kann  der  Bericht 
Empfehlungen  für  Maßnahmen  enthalten,  die  auf  einzelstaatlicher 
Ebene  zur  Gewährleistung  eines  hohen  Standards  der  gemein- 
wirtschaftlichen Leistungen  oder  zur  Verhinderung  einer  Markt- 
abschottung zu  ergreifen  sind. 

(3)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  bis  3.  März  201 3  als  Teil  der  allgemeinen  Überprüfung 
einen  ausführlichen  konkreten  Bericht  vor,  in  dem  sie  darlegt, 
inwieweit  es  mit  den  Entflechtungsvorschriften  gemäß  Kapitel  V 
gelungen  ist,  die  volle,  effektive  Unabhängigkeit  der 
Übertragungsnetzbetreiber  sicherzustellen;  dabei  wird  die  effek- 
tive und  effiziente  Entflechtung  als  Maßstab  zugrunde  gelegt. 

(4)  Für  ihre  Einschätzung  gemäß  Absatz  3  zieht  die  Kommis- 
sion insbesondere  folgende  Kriterien  heran:  fairer  und  nicht- 
diskriminierender Netzzugang,  wirksame  Regulierung,  an  den 
Marktbedürfnissen  ausgerichtete  Netzentwicklung,  wettbewerbs- 
neutrale Investitionsanreize,  Entwicklung  der  Verbindungs- 
infrastruktur, effektiver  Wettbewerb  auf  den  Energiemärkten  der 
Gemeinschaft  und  Versorgungssicherheit  in  der  Gemeinschaft. 

(5)  Ist  die  sachgerecht,  insbesondere  wenn  aus  dem  ausführli- 
chen konkreten  Bericht  gemäß  Absatz  3  hervorgeht,  dass  die 
praktische  Umsetzung  der  Bedingungen  gemäß  Absatz  4  nicht 
gewährleistet  wurde,  legt  die  Kommission  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat  Vorschläge  vor,  um  die  in  jeder  Hinsicht 
effektive  Unabhängigkeit  der  Übertragungsnetzbetreiber  bis  zum 
3.  März  2014  sicherzustellen. 


(6)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  spätestens  bis  zum  1.  Januar  2006  einen  detaillierten 
Bericht  über  die  Fortschritte  bei  der  Schaffung  des  Elektrizitäts- 
binnenmarktes vor.  In  dem  Bericht  wird  insbesondere  Folgendes 
geprüft: 

—  das  Bestehen  eines  nichtdiskriminierenden  Netzzugangs, 

—  die  Wirksamkeit  der  Regulierung, 

—  die  Entwicklung  der  Verbindungsinfrastruktur  und  der  Stand 
der  Versorgungssicherheit  in  der  Gemeinschaft, 

—  die  Frage,  inwieweit  der  volle  Nutzen  der  Marktöffnung 
Kleinunternehmen  und  Haushaltskunden  zugute  kommt,  ins- 
besondere im  Hinblick  auf  die  Qualitätsstandards  der  gemein- 
wirtschaftlichen Leistungen  und  der  Grundversorgung, 

—  die  Frage,  inwieweit  der  volle  Nutzen  der  Marktöffnung 
Kleinunternehmen  und  Haushaltskunden  zugute  kommt,  ins- 
besondere im  Hinblick  auf  die  Qualitätsstandards  der  gemein- 
wirtschaftlichen Leistungen  und  der  Grundversorgung, 

—  die  Frage,  inwieweit  die  Kunden  tatsächlich  den  Versorger 
wechseln  und  die  Tarife  neu  aushandeln, 

—  die  Preisentwicklungen,  auch  bei  den  Endkundenpreisen,  im 
Verhältnis  zum  Grad  der  Marktöffnung,  und 

—  die  bei  der  Anwendung  dieser  Richtlinie  gewonnenen  Erfah- 
rungen, was  die  tatsächliche  Unabhängigkeit  von  Netzbetrei- 
bern in  vertikal  integrierten  Unternehmen  betrifft,  sowie  die 
Frage,  ob  neben  der  funktionalen  Unabhängigkeit  und  der 
Trennung  der  Rechnungslegung  weitere  Maßnahmen  konzi- 
piert wurden,  die  in  ihrer  Wirkung  der  rechtlichen  Entflech- 
tung gleichkommen. 

Gegebenenfalls  unterbreitet  die  Kommission  dem  Europäischen 
Parlament  und  dem  Rat  Vorschläge  insbesondere  mit  dem  Ziel, 
hohe  Qualitätsstandards  der  gemeinwirtschaftlichen  Leistungen 
zu  gewährleisten. 

Gegebenenfalls  unterbreitet  die  Kommission  dem  Europäischen 
Parlament  und  dem  Rat  Vorschläge  insbesondere  mit  dem  Ziel, 
die  uneingeschränkte  und  tatsächliche  Unabhängigkeit  von  Ver- 
teilernetzbetreibern bis  zum  1.  Juli  2007  sicherzustellen.  Falls 
erforderlich,  beziehen  sich  diese  Vorschläge  in  Übereinstimmung 
mit  dem  Wettbewerbsrecht  auch  auf  Maßnahmen  zur  Behand- 
lung von  Problemen  der  Marktbeherrschung,  Markt- 
konzentration, Verdrängungspraktiken  oder  des 
wettbewerbsfeindlichen  Verhaltens. 


Artikel  48 
Aufhebung  von  Rechtsvorschriften 

Die  Richtlinie  2003/54/EG  wird  zum  3.  März  2011  aufgehoben; 
die  Verpflichtungen  der  Mitgliedstaaten  hinsichtlich  der  Fristen 
für  ihre  Umsetzung  und  Anwendung  werden  davon  nicht  berührt. 
Verweisungen  auf  die  aufgehobene  Richtlinie  gelten  als  Verwei- 
sungen auf  die  vorliegende  Richtlinie  und  sind  nach  der 
Entsprechungstabelle  in  Anhang  II  zu  lesen. 
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Artikel  49 
Umsetzung 

( 1 )  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Rechts-  und  Verwaltungsvor- 
schriften in  Kraft,  die  erforderlich  sind,  um  dieser  Richtlinie  spä- 
testens am  3.  März  2011  nachzukommen.  Sie  setzen  die 
Kommission  unverzüglich  davon  in  Kenntnis. 

Sie  wenden  diese  Vorschriften  ab  3.  März  201 1  an,  mit  Ausnahme 
von  Artikel  11,  den  sie  ab  3.  März  201 3  anwenden. 

Bei  Erlass  dieser  Vorschriften  nehmen  die  Mitgliedstaaten  in  den 
Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der  amtlichen 
Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die  Mitgliedstaaten 
regeln  die  Einzelheiten  der  Bezugnahme. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie 
auf  dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 


Artikel  50 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentli- 
chung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  51 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 

Geschehen  zu  Brüssel  am  1 3.  Juli  2009. 

In  Namen  des  Europäischen  Parlaments       Im  Namen  des  Rates 
Der  Präsident  Der  Präsident 

H.-G.  PÖTTERING  E.  ERLANDSSON 
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ANHANG  I 


MASSNAHMEN  ZUM  SCHUTZ  DER  KUNDEN 


(1)  Unbeschadet  der  Verbraucherschutzvorschriften  der  Gemeinschaft,  insbesondere  der  Richtlinien  97/7/EG  des  Europä- 
ischen Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Mai  1997  über  den  Verbraucherschutz  bei  Vertragsabschlüssen  im  Fernab- 
satz (')  und  93/13/EWG  des  Rates  vom  5.  April  1993  über  missbräuchliche  Klauseln  in  Verbraucherverträgen  (2)  soll 
mit  den  in  Artikel  3  genannten  Maßnahmen  sichergestellt  werden,  dass  die  Kunden 

a)     Anspruch  auf  einen  Vertrag  mit  ihren  Anbietern  von  Elektrizitätsdienstleistungen  haben,  in  dem  Folgendes  fest- 
gelegt ist: 

—    Name  und  Anschrift  des  Anbieters, 


—  erbrachte  Leistungen  und  angebotene  Qualitätsstufen  sowie  Zeitpunkt  für  den  Erstanschluss, 

—  die  Art  der  angebotenen  Wartungsdienste, 

—  Art  und  Weise,  wie  aktuelle  Informationen  über  alle  geltenden  Tarife  und  Wartungsentgelte  erhältlich  sind, 

—  Vertragsdauer,  Bedingungen  für  eine  Verlängerung  und  Beendigung  der  Leistungen  und  des  Vertrags- 
verhältnisses, die  Frage,  ob  ein  kostenfreier  Rücktritt  vom  Vertrag  zulässig  ist, 

—  etwaige  Entschädigungs-  und  Erstattungsregelungen  bei  Nichteinhaltung  der  vertraglich  vereinbarten 
Leistungsqualität,  einschließlich  ungenauer  und  verspäteter  Abrechnung, 

—  Vorgehen  zur  Einleitung  von  Streitbeilegungsverfahren  gemäß  Buchstabe  f, 

—  Bereitstellung  eindeutiger  Informationen  zu  den  Verbraucherrechten,  auch  zur  Behandlung  von  Beschwer- 
den und  einschließlich  aller  in  diesem  Buchstaben  genannten  Informationen,  im  Rahmen  der  Abrechnung 
sowie  auf  der  Website  des  Elektrizitätsunternehmens. 


Die  Bedingungen  müssen  gerecht  und  im  Voraus  bekannt  sein.  Diese  Informationen  sollten  in  jedem  Fall  vor 
Abschluss  oder  Bestätigung  des  Vertrags  bereitgestellt  werden.  Auch  bei  Abschluss  des  Vertrags  durch  Vermittler 
müssen  die  in  diesem  Buchstaben  genannten  Informationen  vor  Vertragsabschluss  bereitgestellt  werden; 

b)  rechtzeitig  über  eine  beabsichtigte  Änderung  der  Vertragsbedingungen  und  dabei  über  ihr  Rücktrittsrecht  unter- 
richtet werden.  Die  Dienstleister  teilen  ihren  Kunden  direkt  und  auf  transparente  und  verständliche  Weise  jede 
Gebührenerhöhung  mit  angemessener  Frist  mit,  auf  jeden  Fall  jedoch  vor  Ablauf  der  normalen  Abrechnungs- 
periode, die  auf  die  Gebührenerhöhung  folgt.  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  es  den  Kunden  freisteht,  den 
Vertrag  zu  lösen,  wenn  sie  die  neuen  Bedingungen  nicht  akzeptieren,  die  ihnen  ihr  Elektrizitätsdienstleister  mit- 
geteilt hat; 

c)  transparente  Informationen  über  geltende  Preise  und  Tarife  sowie  über  die  Standardbedingungen  für  den  Zugang 
zu  Elektrizitätsdienstleistungen  und  deren  Inanspruchnahme  erhalten; 

d)  über  ein  breites  Spektrum  an  Zahlungsmodalitäten  verfügen  können,  durch  die  sie  nicht  unangemessen  benach- 
teiligt werden.  Alle  Vorauszahlungssysteme  sind  fair  und  spiegeln  den  wahrscheinlichen  Verbrauch  angemessen 
wider.  Die  Unterschiede  in  den  Vertragsbedingungen  spiegeln  die  Kosten  wider,  die  dem  Lieferanten  durch  die 
unterschiedlichen  Zahlungssysteme  entstehen.  Die  allgemeinen  Vertragsbedingungen  müssen  fair  und  transpa- 
rent sein.  Sie  müssen  klar  und  verständlich  abgefasst  sein  und  dürfen  keine  außervertraglichen  Hindernisse  ent- 
halten, durch  die  die  Kunden  an  der  Ausübung  ihrer  Rechte  gehindert  werden,  zum  Beispiel  eine  übermäßige  Zahl 
an  Vertragsunterlagen.  Die  Kunden  müssen  gegen  unfaire  oder  irreführende  Verkaufsmethoden  geschützt  sein; 

e)  den  Lieferanten  ohne  Berechnung  von  Gebühren  wechseln  können; 


f1)  ABl.  L  144  vom  4.6.1997,  S.  19. 
(2)  ABl.  L  95  vom  21.4.1993,  S.  29. 


f)  transparente,  einfache  und  kostengünstige  Verfahren  zur  Behandlung  ihrer  Beschwerden  in  Anspruch  nehmen 
können.  Insbesondere  haben  alle  Verbraucher  Anspruch  auf  eine  gute  Qualität  der  Dienstleistung  und  die  Behand- 
lung ihrer  Beschwerden  durch  ihren  Anbieter  von  Elektrizitätsdienstleistungen.  Diese  Verfahren  zur  außergericht- 
lichen Einigung  müssen  eine  gerechte  und  zügige  Beilegung  von  Streitfällen,  vorzugsweise  innerhalb  von  drei 
Monaten,  ermöglichen  und  für  berechtigte  Fälle  ein  Erstattungs-  und/oder  Entschädigungssystem  vorsehen.  Sie  soll- 
ten, soweit  möglich,  den  in  der  Empfehlung  98/257/EG  der  Kommission  vom  30.  März  1998  betreffend  die 
Grundsätze  für  Einrichtungen,  die  für  die  außergerichtliche  Beilegung  von  Verbraucherrechtsstreitigkeiten  zustän- 
dig sind  ('),  dargelegten  Grundsätzen  folgen; 

g)  beim  Zugang  zur  Grundversorgung  gemäß  den  von  den  Mitgliedstaaten  nach  Artikel  3  Absatz  3  erlassenen  Bestim- 
mungen über  ihre  Rechte  in  Bezug  auf  die  Grundversorgung  informiert  werden; 

h)  über  ihre  Verbrauchsdaten  verfügen  können  und  durch  ausdrückliche  Zustimmung  und  gebührenfrei  einem  belie- 
bigen registrierten  Lieferanten  Zugang  zu  ihren  Messdaten  gewähren  können.  Die  für  die  Datenverwaltung  zustän- 
dige Stelle  ist  verpflichtet,  diese  Daten  an  das  betreffende  Unternehmen  weiterzugeben.  Die  Mitgliedstaaten  legen 
ein  Format  für  die  Erfassung  der  Daten  fest  sowie  ein  Verfahren,  um  Versorgern  und  Kunden  Zugang  zu  den  Daten 
zu  verschaffen.  Den  Kunden  dürfen  dafür  keine  zusätzlichen  Kosten  in  Rechnung  gestellt  werden; 

i)  häufig  genug  in  angemessener  Form  über  ihren  tatsächlichen  Stromverbrauch  und  ihre  Stromkosten  informiert 
werden,  um  ihren  eigenen  Stromverbrauch  regulieren  zu  können.  Die  Angaben  werden  in  einem  ausreichenden 
Zeitrahmen  erteilt,  der  der  Kapazität  der  Messvorrichtungen  des  Kunden  und  dem  betreffenden  Stromprodukt 
Rechnung  trägt.  Die  Kostenwirksamkeit  dieser  Maßnahmen  wird  gebührend  berücksichtigt.  Den  Kunden  dürfen 
dafür  keine  zusätzlichen  Kosten  in  Rechnung  gestellt  werden; 

j)      spätestens  sechs  Wochen  nach  einem  Wechsel  des  Stromversorgers  eine  Abschlussrechnung  erhalten. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  intelligente  Messsysteme  eingeführt  werden,  durch  die  die  aktive  Beteiligung  der 
Verbraucher  am  Stromversorgungsmarkt  unterstützt  wird.  Die  Einführung  dieser  Messsysteme  kann  einer  wirtschaft- 
lichen Bewertung  unterliegen,  bei  der  alle  langfristigen  Kosten  und  Vorteile  für  den  Markt  und  die  einzelnen  Verbrau- 
cher geprüft  werden  sowie  untersucht  wird,  welche  Art  des  intelligenten  Messens  wirtschaftlich  vertretbar  und 
kostengünstig  ist  und  in  welchem  zeitlichen  Rahmen  die  Einführung  praktisch  möglich  ist. 

Entsprechende  Bewertungen  finden  bis  3.  September  2012  statt. 

Anhand  dieser  Bewertung  erstellen  die  Mitgliedstaaten  oder  eine  von  ihnen  benannte  zuständige  Behörde  einen  Zeit- 
plan mit  einem  Planungsziel  von  1 0  Jahren  für  die  Einführung  der  intelligenten  Messsysteme. 

Wird  die  Einführung  intelligenter  Zähler  positiv  bewertet,  so  werden  mindestens  80  %  der  Verbraucher  bis  2020  mit 
intelligenten  Messsystemen  ausgestattet. 

Die  Mitgliedstaaten  oder  die  von  ihnen  benannten  zuständigen  Behörden  sorgen  für  die  Interoperabilität  der  Messsys- 
teme, die  in  ihrem  Hoheitsgebiet  eingesetzt  werden,  und  tragen  der  Anwendung  der  entsprechenden  Normen  und 
bewährten  Verfahren  sowie  der  großen  Bedeutung,  die  dem  Ausbau  des  Elektrizitätsbinnenmarkts  zukommt,  gebüh- 
rend Rechnung. 


0)  ABl.  L  115  vom  17.4.1998,  S.  31. 
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Richtlinie  2009/73/EG 
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RICHTLINIE  2009/73/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  1 3.  Juli  2009 

über  gemeinsame  Vorschriften  für  den  Erdgasbinnenmarkt  und  zur  Aufhebung  der  Richtlinie 

2003/55/EG 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemein- 
schaft, insbesondere  auf  Artikel  47  Absatz  2  und  die  Artikel  5  5 
und  95, 

auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und 
Sozialausschusses 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 
gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Der  Erdgasbinnenmarkt,  der  seit  1 999  in  der  Gemeinschaft 
schrittweise  geschaffen  wird,  soll  allen  privaten  und 
gewerblichen  Verbrauchern  in  der  Europäischen  Union 
eine  echte  Wahl  ermöglichen,  neue  Geschäftschancen  für 
die  Unternehmen  eröffnen  sowie  den  grenzüberschreiten- 
den Handel  fördern  und  auf  diese  Weise  Effizienzgewinne, 
wettbewerbsfähige  Preise  und  höhere  Dienstleistungs- 
standards bewirken  und  zu  mehr  Versorgungssicherheit 
und  Nachhaltigkeit  beitragen. 

(2)  Die  Richtlinie  2003/55/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  26.  Juni  2003  über  gemeinsame  Vor- 
schriften für  den  Erdgasbinnenmarkt  (4)  war  ein  wichtiger 
Beitrag  zur  Schaffung  des  Erdgasbinnenmarktes. 

(3)  Die  Freiheiten,  die  der  Vertrag  den  Bürgern  der  Union 
garantiert  unter  anderem  der  freie  Warenverkehr,  die  Nie- 
derlassungsfreiheit und  der  freie  Dienstleistungsverkehr, 
sind  nur  in  einem  vollständig  geöffneten  Markt  erreichbar, 
der  allen  Verbrauchern  die  freie  Wahl  ihrer  Lieferanten  und 
allen  Anbietern  die  freie  Belieferung  ihrer  Kunden  gestattet. 

(4)  Derzeit  gibt  es  jedoch  Hindernisse  für  den  Verkauf  von 
Erdgas  in  der  Gemeinschaft  zu  gleichen  Bedingungen  und 
ohne  Diskriminierung  oder  Benachteiligung.  Insbesondere 
gibt  es  noch  nicht  in  allen  Mitgliedstaaten  einen  nicht- 
diskriminierenden Netzzugang  und  eine  gleichermaßen 
wirksame  Regulierungsaufsicht. 


(!)  ABl.  C  211  vom  19.8.2008,  S.  23. 

(2)  ABl.  C  172  vom  5.7.2008,  S.  55. 

(3)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  9.  Juli  2008  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Gemeinsamer  Standpunkt  des  Rates 
vom  9.  Januar  2009  (ABl.  C  70  E  vom  24.3.2009,  S.  37)  und  Stand- 
punkt des  Europäischen  Parlaments  vom  22.  April  2009  (noch  nicht 
im  Amtsblatt  veröffentlicht).  Beschluss  des  Rates  vom  25.  Juni  2009. 

(4)  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  57. 


(5)  In  der  Mitteilung  der  Kommission  vom  10.  Januar  2007 
mit  dem  Titel  „Eine  Energiepolitik  für  Europa"  wurde  dar- 
gelegt, wie  wichtig  es  ist,  den  Erdgasbinnenmarkt  zu  voll- 
enden und  für  alle  in  der  Gemeinschaft  niedergelassenen 
Erdgasunternehmen  gleiche  Bedingungen  zu  schaffen.  Die 
Mitteilungen  der  Kommission  vom  10.  Januar  2007  mit 
den  Titeln  „Aussichten  für  den  Erdgas-  und  den 
Elektrizitätsbinnenmarkt"  und  „Untersuchung  der  europä- 
ischen Gas-  und  Elektrizitätssektoren  gemäß  Artikel  1 7  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  1/2003  (Abschlussbericht)"  haben 
deutlich  gemacht,  dass  der  durch  die  derzeit  bestehenden 
Vorschriften  und  Maßnahmen  vorgegebene  Rahmen  nicht 
ausreicht,  um  das  Ziel  eines  gut  funktionierenden  Binnen- 
marktes zu  verwirklichen. 


(6)  Ohne  eine  wirksame  Trennung  des  Netzbetriebs  von  der 
Gewinnung  und  Versorgung  („wirksame  Entflechtung") 
besteht  die  Gefahr  einer  Diskriminierung  nicht  nur  in  der 
Ausübung  des  Netzgeschäfts,  sondern  auch  in  Bezug  auf 
die  Schaffung  von  Anreizen  für  vertikal  integrierte  Unter- 
nehmen, ausreichend  in  ihre  Netze  zu  investieren. 


(7)  Die  Vorschriften  für  eine  rechtliche  und  funktionale  Ent- 
flechtung gemäß  der  Richtlinie  2003/55/EG  haben  jedoch 
nicht  zu  einer  tatsächlichen  Entflechtung  der  Fernleitungs- 
netzbetreiber geführt.  Daher  hat  der  Europäische  Rat  die 
Kommission  auf  seiner  Tagung  vom  8.  und  9.  März  2007 
aufgefordert,  Legislatiworschläge  für  die  „wirksame  Tren- 
nung der  Versorgung  und  Erzeugung  vom  Betrieb  der 
Netze"  auszuarbeiten. 


(8)  Nur  durch  die  Beseitigung  der  für  vertikal  integrierte  Unter- 
nehmen bestehenden  Anreize,  Wettbewerber  in  Bezug  auf 
den  Netzzugang  und  auf  Investitionen  zu  diskriminieren, 
kann  eine  wirksame  Entflechtung  gewährleistet  werden. 
Eine  eigentumsrechtliche  Entflechtung,  die  darin  besteht, 
dass  der  Netzeigentümer  als  Netzbetreiber  benannt  wird 
und  von  Versorgungs-  und  Erzeugungsinteressen  unab- 
hängig ist,  ist  zweifellos  ein  einfacher  und  stabiler  Weg,  um 
den  inhärenten  Interessenkonflikt  zu  lösen  und  die 
Versorgungssicherheit  zu  gewährleisten.  Daher  bezeich- 
nete auch  das  Europäische  Parlament  in  seiner  Entschlie- 
ßung vom  10.  Juli  2007  zu  den  Aussichten  für  den  Erdgas- 
und  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  (5)  eine  eigentums- 
rechtliche Entflechtung  der  Übertragungs-  und 
Fernleitungsnetze  als  das  wirksamste  Instrument,  um 
nichtdiskriminierend  Investitionen  in  die  Infrastrukturen, 
einen  fairen  Netzzugang  für  neue  Anbieter  und  die  Trans- 
parenz des  Marktes  zu  fördern.  Im  Rahmen  der  eigentums- 
rechtlichen Entflechtung  sollten  die  Mitgliedstaaten  daher 
dazu  verpflichtet  werden,  zu  gewährleisten,  dass  nicht  ein 


(5)  ABl.  C  1 75  E  vom  10.7.2008,  S.  206. 
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und  dieselbe(n)  Person(en)  die  Kontrolle  über  ein 
Erzeugungs-  bzw.  Gewinnungs-  oder  Versorgungsunter- 
nehmen ausüben  kann  (können)  und  gleichzeitig  die  Kon- 
trolle über  oder  Rechte  an  einem  Fernleitungsnetzbetreiber 
oder  einem  Fernleitungsnetz  ausübt  (ausüben).  Umgekehrt 
sollte  die  Kontrolle  über  ein  Fernleitungsnetz  oder  einen 
Fernleitungsnetzbetreiber  die  Möglichkeit  ausschließen,  die 
Kontrolle  über  ein  Gewinnungs-  oder  Versorgungsunter- 
nehmen oder  Rechte  an  einem  Gewinnungs-  oder 
Versorgungsunternehmen  auszuüben.  Im  Rahmen  die- 
ser Beschränkungen  sollte  ein  Gewinnungs-  oder 
Versorgungsunternehmen  einen  Minderheitsanteil  an 
einem  Fernleitungsnetzbetreiber  oder  Fernleitungsnetz  hal- 
ten dürfen. 

(9)  Jedes  Entflechtungssystem  sollte  die  Interessenkonflikte 
zwischen  Erzeugern,  Lieferanten  und  Fernleitungsnetzbe- 
treibern wirksam  lösen,  um  Anreize  für  die  notwendigen 
Investitionen  zu  schaffen  und  den  Zugang  von  Markteins- 
teigern durch  einen  transparenten  und  wirksamen 
Rechtsrahmen  zu  gewährleisten,  und  den  nationalen 
Regulierungsbehörden  keine  zu  schwerfälligen  Regu- 
lierungsvorschriften auferlegen. 

(10)  Die  Definition  des  Begriffs  „Kontrolle"  wurde  aus  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  1 39/2004  des  Rates  vom  20.  Januar 
2004  über  die  Kontrolle  von  Unternehmenszusammen- 
schlüssen („EG-Fusionskontrollverordnung")  (') 
übernommen. 

(11)  Da  die  eigentumsrechtliche  Entflechtung  in  einigen  Fällen 
die  Umstrukturierung  von  Unternehmen  voraussetzt,  sollte 
den  Mitgliedstaaten,  die  sich  für  eine  eigentumsrechtliche 
Entflechtung  entscheiden,  für  die  Umsetzung  dieser 
Bestimmungen  der  Richtlinie  mehr  Zeit  eingeräumt  wer- 
den. Wegen  der  vertikalen  Verbindungen  zwischen  dem 
Elektrizitätssektor  und  dem  Erdgassektor  sollten  die 
Entflechtungsvorschriften  für  beide  Sektoren  gelten. 

(12)  Im  Rahmen  der  eigentumsrechtlichen  Entflechtung  sollte, 
um  die  vollständige  Unabhängigkeit  des  Netzbetriebs  von 
Versorgungs-  und  Gewinnungsinteressen  zu  gewährleisten 
und  den  Austausch  vertraulicher  Informationen  zu  verhin- 
dern, ein  und  dieselbe  Person  nicht  gleichzeitig  Mitglied 
des  Leitungsgremiums  eines  Fernleitungsnetzbetreibers 
oder  eines  Fernleitungsnetzes  und  eines  Unternehmens 
sein,  das  eine  der  beiden  Funktionen  der  Gewinnung  oder 
der  Versorgung  wahrnimmt.  Aus  demselben  Grund  sollte 
es  nicht  gestattet  sein,  dass  ein  und  dieselbe  Person  Mitglie- 
der des  Leitungsgremiums  eines  Fernleitungsnetzbetreibers 
oder  eines  Fernleitungsnetzes  bestellt  und  die  Kontrolle 
über  ein  Gewinnungs-  oder  Versorgungsunternehmen  oder 
Rechte  daran  ausübt. 


(13)  Die  Einrichtung  eines  Netzbetreibers  (ISO)  oder  eines 
Fernleitungsnetzbetreibers  (ITO),  der  unabhängig  von 
Versorgungs-  und  Gewinnungsinteressen  ist,  sollte  es  ver- 
tikal integrierten  Unternehmen  ermöglichen,  Eigentümer 
der  Vermögenswerte  des  Netzes  zu  bleiben  und  gleichzei- 
tig eine  wirksame  Trennung  der  Interessen  sicherzustellen, 


(')  ABl.  L  24  vom  29.1.2004,  S.  1. 


sofern  der  unabhängige  Netzbetreiber  oder  der  unabhän- 
gige Fernleitungsnetzbetreiber  sämtliche  Funktionen  eines 
Netzbetreibers  wahrnimmt  und  sofern  eine  detaillierte 
Regulierung  und  umfassende  Regulierungskontroll- 
mechanismen gewährleistet  sind. 


(14)  Ist  das  Unternehmen,  das  Eigentümer  eines  Fernleitungs- 
netzes ist,  am  3.  September  2009  Teil  eines  vertikal  inte- 
grierten Unternehmens,  sollten  die  Mitgliedstaaten  daher 
die  Möglichkeit  haben,  zwischen  einer  eigentums- 
rechtlichen Entflechtung  und  der  Einrichtung  eines 
Netzbetreibers-  oder  eines  Fernleitungsnetzbetreibern,  der 
unabhängig  von  Versorgungs-  und  Gewinnungsinteressen 
ist,  zu  wählen. 


(1 5)  Damit  die  Interessen  der  Anteilseigner  von  vertikal  inte- 
grierten Unternehmen  in  vollem  Umfang  gewahrt  bleiben, 
sollten  die  Mitgliedstaaten  wählen  können  zwischen  einer 
eigentumsrechtlichen  Entflechtung  durch  direkte  Veräuße- 
rung und  einer  eigentumsrechtlichen  Entflechtung  durch 
Aufteilung  der  Anteile  des  integrierten  Unternehmens  in 
Anteile  des  Netzunternehmens  und  Anteile  des  verbleiben- 
den Gasversorgungs-  und  Gasgewinnungsunternehmens, 
sofern  die  sich  aus  der  eigentumsrechtlichen  Entflechtung 
ergebenden  Anforderungen  erfüllt  werden. 


(1 6)  Dabei  sollte  die  Effektivität  der  Lösung  in  Form  des  unab- 
hängigen Netzbetreibers  oder  des  unabhängigen 
Fernleitungsnetzbetreibers  durch  besondere  zusätzliche 
Vorschriften  sichergestellt  werden.  Die  Vorschriften  für 
den  unabhängigen  Fernleitungsnetzbetreiber  bieten  einen 
geeigneten  Regelungsrahmen,  der  für  einen  gerechten 
Wettbewerb,  hinreichende  Investitionen,  den  Zugang 
neuer  Marktteilnehmer  und  die  Integration  der  Erdgas- 
märkte sorgt.  Eine  wirksame  Entflechtung  mittels  der  Vor- 
schriften für  die  unabhängigen  Fernleitungsnetzbetreiber 
sollte  sich  auf  den  Pfeiler  der  Maßnahmen  zur  Organisa- 
tion und  Verwaltung  der  Fernleitungsnetzbetreiber  und 
den  Pfeiler  der  Maßnahmen  im  Bereich  der  Investitionen, 
des  Netzanschlusses  zusätzlicher  Erzeugungskapazitäten 
und  der  Integration  der  Märkte  durch  regionale  Zusam- 
menarbeit stützen.  Die  Unabhängigkeit  des  Fernleitungs- 
netzbetreibers sollte  unter  anderem  auch  durch  bestimmte 
„Karenzzeiten"  sichergestellt  werden,  in  denen  in  dem  ver- 
tikal integrierten  Unternehmen  keine  Leitungsfunktion 
ausgeübt  wird  oder  keine  sonstige  wichtige  Funktion  wahr- 
genommen wird,  die  Zugang  zu  den  gleichen  Informatio- 
nen wie  eine  leitende  Position  eröffnen.  Das  Modell  der 
tatsächlichen  Entflechtung  unabhängiger  Fernleitungsnetz- 
betreiber entspricht  den  Vorgaben,  die  der  Europäische  Rat 
auf  seiner  Tagung  vom  8.  und  9.  März  2007  festgelegt  hat. 


(1 7)  Damit  mehr  Wettbewerb  auf  dem  Erdgasbinnenmarkt  ent- 
steht, sollten  große  Nichthaushaltskunden  ihre  Gas- 
versorger  wählen  und  sich  zur  Deckung  ihres  Gasbedarfs 
von  mehreren  Gasversorgern  beliefern  lassen  können.  Die 
Kunden  sollten  vor  vertraglichen  Exklusivitätsklauseln 
geschützt  werden,  die  bewirken,  dass  Angebote  von  Mit- 
bewerbern oder  ergänzende  Angebote  ausgeschlossen 
werden. 
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(18)  Ein  Mitgliedstaat  hat  das  Recht,  sich  für  eine  vollständige 
eigentumsrechtliche  Entflechtung  in  seinem  Hoheitsgebiet 
zu  entscheiden.  Hat  ein  Mitgliedstaat  dieses  Recht  ausge- 
übt, so  ist  ein  Unternehmen  nicht  berechtigt,  einen  unab- 
hängigen Netzbetreibers  oder  einen  unabhängigen 
Fernleitungsnetzbetreibers  zu  errichten.  Außerdem  sollte 
es  einem  Unternehmen,  das  eine  der  Funktionen  der 
Gewinnung  oder  der  Versorgung  wahrnimmt,  nicht  gestat- 
tet sein,  direkt  oder  indirekt  die  Kontrolle  über  einen 
Fernleitungsnetzbetreiber  aus  einem  Mitgliedstaat,  der  sich 
für  die  vollständige  eigentumsrechtliche  Entflechtung  ent- 
schieden hat,  oder  Rechte  an  einem  solchen  Fernleitungs- 
netzbetreiber auszuüben. 

(19)  Gemäß  der  vorliegenden  Richtlinie  gibt  es  verschiedene 
Arten  der  Marktorganisation  für  den  Erdgasbinnenmarkt. 
Die  Maßnahmen,  die  die  Mitgliedstaaten  gemäß  dieser 
Richtlinie  treffen  könnten,  um  gleiche  Ausgangs- 
bedingungen zu  gewährleisten,  sollten  auf  zwingenden 
Gründen  des  Allgemeininteresses  beruhen.  Die  Kommis- 
sion sollte  zur  Frage  der  Vereinbarkeit  der  Maßnahmen  mit 
dem  Vertrag  und  dem  Gemeinschaftsrecht  gehört  werden. 

(20)  Bei  der  Entflechtung  sollte  dem  Grundsatz  der  Nicht- 
diskriminierung zwischen  öffentlichem  und  privatem  Sek- 
tor Rechnung  getragen  werden.  Daher  sollte  nicht  ein  und 
dieselbe  Person  die  Möglichkeit  haben,  allein  oder  zusam- 
men mit  anderen  Personen  unter  Verletzung  der  Regeln 
der  eigentumsrechtlichen  Entflechtung  oder  der  Lösung 
des  unabhängigen  Netzbetreibers  die  Kontrolle  oder  Rechte 
in  Bezug  auf  die  Zusammensetzung,  das  Abstimmungs- 
verhalten oder  die  Beschlussfassung  der  Organe  sowohl  der 
Fernleitungsnetzbetreiber  oder  Fernleitungsnetze  als  auch 
der  Gewinnungs-  oder  Versorgungsunternehmen  auszuü- 
ben. Hinsichtlich  der  eigentumsrechtlichen  Entflechtung 
und  der  Unabhängigkeit  des  Netzbetreibers  sollte  es,  sofern 
der  betreffende  Mitgliedstaat  nachweisen  kann,  dass  diese 
Anforderung  erfüllt  ist,  zulässig  sein,  dass  zwei  voneinan- 
der getrennte  öffentliche  Einrichtungen  die  Kontrolle  über 
die  Gewinnungs-  und  Versorgungsaktivitäten  einerseits 
und  die  Fernleitungsaktivitäten  andererseits  ausüben. 

(21)  Der  Grundsatz  der  tatsächlichen  Trennung  der  Netz- 
aktivitäten von  den  Versorgungs-  und  Gewinnungs- 
aktivitäten sollte  in  der  gesamten  Gemeinschaft  sowohl 
für  Gemeinschaftsunternehmen  als  auch  für  Nicht- 
gemeinschaftsunternehmen  gelten.  Um  sicherzustellen, 
dass  die  Netzaktivitäten  und  die  Versorgungs-  und 
Gewinnungsaktivitäten  in  der  gesamten  Gemeinschaft 
unabhängig  voneinander  sind,  sollten  die  Regulierungs- 
behörden die  Befugnis  erhalten,  Fernleitungsnetzbetrei- 
bern, die  die  Entflechtungsvorschriften  nicht  erfüllen,  die 
Zertifizierung  zu  verweigern.  Um  eine  kohärente, 
gemeinschaftsweite  Anwendung  der  Entflechtungsvor- 
schriften sicherzustellen,  sollten  die  Regulierungsbehörden 
bei  Entscheidungen  über  die  Zertifizierung  der  Stellung- 
nahme der  Kommission  so  weit  wie  möglich  Rechnung 
tragen.  Um  ferner  die  Einhaltung  der  internationalen  Ver- 
pflichtungen der  Gemeinschaft  sowie  die  Solidarität  und 
Energieversorgungssicherheit  in  der  Gemeinschaft  zu 
gewährleisten,  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  haben, 
eine  Stellungnahme  zur  Zertifizierung  in  Bezug  auf  einen 
Fernleitungsnetzeigentümer  oder  -betreiber,  der  von  einer 
oder  mehreren  Personen  aus  einem  oder  mehreren  Dritt- 
ländern kontrolliert  wird,  abzugeben. 


(22)  Die  Sicherheit  der  Energieversorgung  ist  ein  Kernelement 
der  öffentlichen  Sicherheit  und  daher  bereits  von  Natur  aus 
direkt  verbunden  mit  dem  effizienten  Funktionieren  des 
Erdgasbinnenmarktes  und  der  Integration  der  isolierten  Gas- 
märkte der  Mitgliedstaaten.  Die  Versorgung  der  Bürger  der 
Union  mit  Erdgas  kann  nur  über  Netze  erfolgen.  Funktions- 
fähige offene  Erdgasmärkte  und  im  Besonderen  die  Netze 
und  andere  mit  der  Erdgasversorgung  verbundene  Anlagen 
sind  von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  öffentliche  Sicher- 
heit, die  Wettbewerbsfähigkeit  der  Wirtschaft  und  das  Wohl 
der  Bürger  der  Union.  Personen  aus  Drittländern  sollte  es 
daher  nur  dann  gestattet  sein,  die  Kontrolle  über  ein 
Fernleitungsnetz  oder  einen  Fernleitungsnetzbetreiber  aus- 
zuüben, wenn  sie  die  innerhalb  der  Gemeinschaft  geltenden 
Anforderungen  einer  tatsächlichen  Trennung  erfüllen. 
Unbeschadet  der  internationalen  Verpflichtungen  der 
Gemeinschaft  ist  die  Gemeinschaft  der  Ansicht,  dass  der 
Erdgas-Fernleitungsnetzsektor  für  die  Gemeinschaft  von 
großer  Bedeutung  ist  und  daher  zusätzliche  Schutz- 
maßnahmen hinsichtlich  der  Aufrechterhaltung  der 
Energieversorgungssicherheit  in  der  Gemeinschaft  erforder- 
lich sind,  um  eine  Bedrohung  der  öffentlichen  Ordnung  und 
der  öffentlichen  Sicherheit  in  der  Gemeinschaft  und  des 
Wohlergehens  der  Bürger  der  Union  zu  vermeiden.  Die 
Energieversorgungssicherheit  in  der  Gemeinschaft  erfordert 
insbesondere  eine  Bewertung  der  Unabhängigkeit  des  Netz- 
betriebs, des  Grades  der  Abhängigkeit  der  Gemeinschaft  und 
einzelner  Mitgliedstaaten  von  Energielieferungen  aus  Dritt- 
ländern und  der  Frage,  wie  inländischer  und  ausländischer 
Energiehandel  sowie  inländische  und  ausländische  Energie- 
investitionen in  einem  bestimmten  Drittland  behandelt  wer- 
den. Die  Versorgungssicherheit  sollte  daher  unter 
Berücksichtigung  der  besonderen  Umstände  jedes  Einzelfalls 
sowie  der  aus  dem  Völkerrecht  —  insbesondere  aus  den 
internationalen  Abkommen  zwischen  der  Gemeinschaft 
und  dem  betreffenden  Drittland  —  erwachsenden  Rechte 
und  Pflichte  bewertet  werden.  Soweit  angezeigt,  wird  die 
Kommission  aufgefordert,  Empfehlungen  zur  Aushandlung 
einschlägiger  Abkommen  mit  Drittländern  vorzulegen,  in 
denen  die  Sicherheit  der  Energieversorgung  der  Gemein- 
schaft behandelt  wird,  oder  zur  Aufnahme  der  erforderli- 
chen Aspekte  in  andere  Verhandlungen  mit  diesen 
Drittländern. 


(23)  Es  sollten  weitere  Maßnahmen  ergriffen  werden,  um  sicher- 
zustellen, dass  die  Tarife  für  den  Zugang  zu  Fernleitungen 
transparent  und  nichtdiskriminierend  sind.  Diese  Tarife 
sollten  auf  alle  Benutzer  in  nichtdiskriminierender  Weise 
angewandt  werden.  Werden  Speicheranlagen,  Netzpuffe- 
rung  oder  Hilfsdienste  in  einem  bestimmten  Gebiet  auf 
einem  ausreichend  wettbewerbsoffenen  Markt  betrieben, 
so  könnte  der  Zugang  nach  transparenten,  nicht- 
diskriminierenden und  marktorientierten  Verfahren  zuge- 
lassen werden. 


(24)  Es  ist  erforderlich,  die  Unabhängigkeit  der  Speicheran- 
lagenbetreiber zu  gewährleisten,  damit  der  Zugang  Dritter 
zu  Speicheranlagen  verbessert  wird,  die  technisch  und/oder 
wirtschaftlich  notwendig  sind,  um  einen  effizienten 
Zugang  zum  System  für  die  Versorgung  der  Verbraucher 
zu  ermöglichen.  Daher  ist  es  zweckdienlich,  dass  Speicher- 
anlagen von  eigenständigen  Rechtspersonen  betrieben 
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werden,  die  tatsächliche  Entscheidungsbefugnisse  in  Bezug 
auf  die  für  Betrieb,  Wartung  und  Ausbau  der  Speicheran- 
lagen notwendigen  Vermögenswerte  besitzen.  Auch  ist  es 
erforderlich,  die  Transparenz  in  Bezug  auf  die  Dritten  ange- 
botenen Speicherkapazitäten  zu  verbessern,  indem  die 
Mitgliedstaaten  verpflichtet  werden,  einen  nicht- 
diskriminierenden, klaren  Rahmen  zu  definieren  und  zu 
veröffentlichen,  der  ein  geeignetes  Regulierungssystem  für 
Speicheranlagen  festlegt.  Diese  Verpflichtung  sollte  keine 
neue  Entscheidung  über  Zugangsregelungen  erforderlich 
machen,  sondern  die  Transparenz  der  Zugangsregelungen 
für  Speicheranlagen  verbessern.  Bestimmungen  über  die 
Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler  Informationen  sind 
besonders  wichtig,  wenn  strategische  Daten  betroffen  sind 
oder  wenn  eine  Speicheranlage  nur  einen  einzigen  Nutzer 
hat. 


(25)  Ein  nichtdiskriminierender  Zugang  zum  Verteilernetz  ist 
Voraussetzung  für  den  nachgelagerten  Zugang  zu  den  End- 
kunden. In  Bezug  auf  den  Netzzugang  Dritter  und  Investi- 
tionen stellt  sich  die  Diskriminierungsproblematik  dagegen 
weniger  auf  der  Ebene  der  Verteilung  als  vielmehr  auf  der 
Ebene  der  Fernleitung,  wo  Engpässe  und  der  Einfluss  von 
Gewinnungsinteressen  im  Allgemeinen  ausgeprägter  sind 
als  auf  der  Verteilerebene.  Überdies  wurde  die  rechtliche 
und  funktionale  Entflechtung  der  Verteilernetzbetreiber 
gemäß  der  Richtlinie  2003/55/EG  erst  am  1.  Juli  2007  ver- 
pflichtend und  ihre  Auswirkungen  auf  den  Gas- 
binnenmarkt müssen  erst  noch  bewertet  werden.  Die 
geltenden  Vorschriften  für  die  rechtliche  und  funktionale 
Entflechtung  können  zu  einer  wirksamen  Entflechtung 
führen,  wenn  sie  klarer  formuliert,  ordnungsgemäß  umge- 
setzt und  genauestens  überwacht  werden.  Zur  Schaffung 
gleicher  Bedingungen  auf  der  Ebene  der  Endkunden  soll- 
ten die  Aktivitäten  der  Verteilernetzbetreiber  daher  über- 
wacht werden,  um  zu  verhindern,  dass  diese  ihre  vertikale 
Integration  dazu  nutzen,  ihre  Wettbewerbsposition  auf 
dem  Markt,  insbesondere  bei  Haushalts-  und  kleinen  Nicht- 
haushaltskunden,  zu  stärken. 


(26)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  konkrete  Maßnahmen  zur 
umfassenderen  Nutzung  von  Biogas  und  Gas  aus  Biomasse 
ergreifen  und  deren  Erzeugern  gleichberechtigten  Zugang 
zum  Gasnetz  gewährleisten,  sofern  ein  solcher  Zugang  mit 
den  geltenden  technischen  Vorschriften  und  Sicherheits- 
standards dauerhaft  vereinbar  ist. 


(2  7)  Damit  kleine  Verteilernetzbetreiber  finanziell  und  adminis- 
trativ nicht  unverhältnismäßig  stark  belastet  werden,  soll- 
ten die  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit  haben,  die 
betroffenen  Unternehmen  erforderlichenfalls  von  den  Vor- 
schriften für  die  rechtliche  Entflechtung  der  Verteilung 
auszunehmen. 


(28)  Wo  im  Interesse  der  optimalen  Effizienz  integrierter  Ener- 
gieversorgung ein  geschlossenes  Verteilernetz  betrieben 
wird  und  besondere  Betriebsnormen  erforderlich  sind  oder 
ein  geschlossenes  Verteilernetz  in  erster  Linie  für  die  Zwe- 
cke des  Netzeigentümers  betrieben  wird,  sollte  die  Mög- 
lichkeit bestehen,  den  Verteilernetzbetreiber  von 
Verpflichtungen  zu  befreien,  die  bei  ihm  —  aufgrund 
der  besonderen  Art  der  Beziehung  zwischen  dem 


Verteilernetzbetreiber  und  den  Netzbenutzern  —  einen 
unnötigen  Verwaltungs aufwand  verursachen  würden.  Bei 
Industrie-  oder  Gewerbegebieten  oder  Gebieten,  in  denen 
Leistungen  gemeinsam  genutzt  werden,  wie  Bahnhofs- 
gebäuden, Flughäfen,  Krankenhäusern,  großen  Camping- 
plätzen mit  integrierten  Anlagen  oder  Standorten  der 
Chemieindustrie  können  aufgrund  der  besonderen  Art  der 
Betriebsabläufe  geschlossene  Verteilernetze  bestehen. 


(29)  Die  Richtlinie  2003/55/EG  verpflichtet  die  Mitgliedstaaten 
zur  Einrichtung  von  Regulierungsbehörden  mit  spezifi- 
schen Zuständigkeiten.  Die  Erfahrung  zeigt  allerdings,  dass 
die  Effektivität  der  Regulierung  vielfach  aufgrund  mangeln- 
der Unabhängigkeit  der  Regulierungsbehörden  von  der 
Regierung  sowie  unzureichender  Befugnisse  und 
Ermessensfreiheit  eingeschränkt  wird.  Daher  forderte  der 
Europäische  Rat  die  Kommission  auf  seiner  Tagung  vom  8. 
und  9.  März  2007  auf,  Legislatiworschläge  auszuarbeiten, 
die  eine  weitere  Harmonisierung  der  Befugnisse  und  eine 
Stärkung  der  Unabhängigkeit  der  nationalen  Regulierungs- 
stellen für  den  Energiebereich  vorsehen.  Diese  nationalen 
Regulierungsbehörden  sollten  sowohl  den  Elektrizitäts-  als 
auch  den  Gassektor  abdecken  können. 


(30)  Damit  der  Erdgasbinnenmarkt  ordnungsgemäß  funktionie- 
ren kann,  müssen  die  Energieregulierungsbehörden 
Entscheidungen  in  allen  relevanten  Regulierungsan- 
gelegenheiten treffen  können  und  völlig  unabhängig  von 
anderen  öffentlichen  oder  privaten  Interessen  sein.  Dies 
steht  weder  einer  gerichtlichen  Uberprüfung,  noch  einer 
parlamentarischen  Kontrolle  nach  dem  Verfassungsrecht 
der  Mitgliedstaaten  entgegen.  Außerdem  sollte  die  Zustim- 
mung des  nationalen  Gesetzgebers  zum  Haushaltsplan  der 
Regulierungsbehörde  die  Haushaltsautonomie  nicht  beein- 
trächtigen. Die  Bestimmungen  bezüglich  der  Autonomie 
bei  der  Ausführung  des  der  Regulierungsbehörde  zugewie- 
senen Haushalts  sollten  in  den  Rechtsrahmen  der 
einzelstaatlichen  Haushaltsvorschriften  und  -regeln  aufge- 
nommen werden.  Die  Bestimmungen  über  die  Autonomie 
bei  der  Durchführung  des  der  Regulierungsbehörde  zuge- 
wiesenen Haushalts  sollten  in  den  Rechtsrahmen  der 
einzelstaatlichen  Haushaltsvorschriften  und  -regeln  aufge- 
nommen werden.  Die  Mitgliedstaaten  tragen  zur  Unabhän- 
gigkeit der  nationalen  Regulierungsbehörde  von  jeglicher 
Einflussnahme  aus  Politik  oder  Wirtschaft  durch  ein  geeig- 
netes Rotationsverfahren  bei,  sollten  aber  die  Möglichkeit 
haben,  der  Verfügbarkeit  personeller  Ressourcen  und  der 
Größe  des  Gremiums  gebührend  Rechnung  zu  tragen. 


(31)  Zur  Sicherstellung  eines  effektiven  Marktzugangs  für  alle 
Marktteilnehmer,  einschließlich  neuer  Marktteilnehmer, 
bedarf  es  nichtdiskriminierender  und  kostenorientierter 
Ausgleichsmechanismen.  Dies  sollte  durch  den  Aufbau 
transparenter  Marktmechanismen  für  die  Lieferung  und 
den  Bezug  von  Erdgas  zur  Deckung  des  Ausgleichsbedarfs 
realisiert  werden.  Die  nationalen  Regulierungsbehörden 
sollten  aktiv  darauf  hinwirken,  dass  die  Tarife  für  Aus- 
gleichsleistungen nichtdiskriminierend  und  kosten- 
orientiert sind.  Gleichzeitig  sollten  geeignete  Anreize 
gegeben  werden,  um  die  Einspeisung  und  Abnahme  von 
Gas  auszugleichen  und  das  System  nicht  zu  gefährden. 
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(32)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  sollten  die  Möglich- 
keit haben,  die  Tarife  oder  die  Tarifberechnungsmethoden 
auf  der  Grundlage  eines  Vorschlags  des  Fernleitungsnetz- 
betreibers, des  oder  der  Verteilernetzbetreiber  oder  des 
Betreibers  einer  Flüssiggas-(LNG)-Anlage  oder  auf  der 
Grundlage  eines  zwischen  diesen  Betreibern  und  den  Netz- 
benutzern abgestimmten  Vorschlags  festzusetzen  oder  zu 
genehmigen.  Dabei  sollten  die  nationalen  Regulierungs- 
behörden sicherstellen,  dass  die  Tarife  für  die  Fernleitung 
und  Verteilung  nichtdiskriminierend  und  kostenorientiert 
sind  und  die  langfristig  durch  Nachfragesteuerung  vermie- 
denen Netzgrenzkosten  berücksichtigen. 

(33)  Die  Energieregulierungsbehörden  sollten  über  die  Befugnis 
verfügen,  Entscheidungen  zu  erlassen,  die  für  die  Erdgas- 
unternehmen bindend  sind,  und  wirksame,  verhältnismä- 
ßige und  abschreckende  Sanktionen  gegen 
Gasunternehmen,  die  ihren  Verpflichtungen  nicht  nach- 
kommen, entweder  selbst  zu  verhängen,  oder  einem 
zuständigen  Gericht  die  Verhängung  solcher  Sanktionen 
gegen  diese  vorzuschlagen.  Auch  sollte  den  Energie- 
regulierungsbehörden die  Befugnis  zuerkannt  werden, 
unabhängig  von  der  Anwendung  der  Wettbewerbsregeln 
über  geeignete  Maßnahmen  zur  Förderung  eines  wirksa- 
men Wettbewerbs  als  Voraussetzung  für  einen  ordnungs- 
gemäß funktionierenden  Erdgasbinnenmarkt  zu 
entscheiden,  um  Vorteile  für  die  Kunden  herbeizuführen. 
Die  Einrichtung  von  Programmen  zur  Freigabe  von  Gas- 
kapazitäten ist  eine  der  möglichen  Maßnahmen  zur  Förde- 
rung eines  wirksamen  Wettbewerbs  und  zur 
Gewährleistung  des  ordnungsgemäßen  Funktionierens  des 
Marktes.  Die  Energieregulierungsbehörden  sollten  ferner 
über  die  Befugnis  verfügen,  dazu  beizutragen,  hohe  Stan- 
dards bei  der  Erfüllung  gemeinwirtschaftlicher  Verpflich- 
tungen in  Übereinstimmung  mit  den  Erfordernissen  der 
Marktöffnung,  den  Schutz  benachteiligter  Kunden  und  die 
volle  Wirksamkeit  der  zum  Schutz  der  Kunden  ergriffenen 
Maßnahmen  zu  gewährleisten.  Diese  Vorschriften  sollten 
weder  die  Befugnisse  der  Kommission  bezüglich  der 
Anwendung  der  Wettbewerbsregeln,  einschließlich  der 
Prüfung  von  Unternehmenszusammenschlüssen,  die  eine 
gemeinschaftliche  Dimension  aufweisen,  noch  die 
Binnenmarktregeln,  etwa  der  Vorschriften  zum  freien 
Kapitalverkehr,  berühren.  Die  unabhängige  Stelle,  bei  der 
eine  von  einer  Entscheidung  einer  nationalen 
Regulierungsbehörde  betroffene  Partei  Rechtsbehelfe  ein- 
legen kann,  kann  ein  Gericht  oder  eine  andere  gerichtliche 
Stelle  sein,  die  ermächtigt  ist,  eine  gerichtliche  Überprü- 
fung durchzuführen. 

(34)  Bei  einer  Harmonisierung  der  Befugnisse  der  nationalen 
Regulierungsbehörden  sollte  auch  die  Möglichkeit  vorge- 
sehen sein,  Erdgasunternehmen  Anreize  zu  bieten  sowie 
wirksame,  verhältnismäßige  und  abschreckende  Sanktio- 
nen gegen  sie  zu  verhängen  oder  einem  zuständigen 
Gericht  die  Verhängung  solcher  Sanktionen  vorzuschla- 
gen. Darüber  hinaus  sollten  die  Regulierungsbehörden 
befugt  sein,  alle  relevanten  Daten  von  Erdgasunternehmen 
anzufordern,  angemessene  und  ausreichende  Untersu- 
chungen vorzunehmen  und  Streitigkeiten  zu  schlichten. 

(35)  Investitionen  in  neue  Großinfrastrukturen  sollten  stark 
gefördert  werden,  wobei  es  gleichzeitig  das  ordnungsge- 
mäße Funktionieren  des  Erdgasbinnenmarktes  sicherzu- 
stellen gilt.  Zur  Verstärkung  der  positiven  Auswirkungen 


von  Infrastrukturvorhaben,  für  die  eine  Ausnahme  gilt,  auf 
Wettbewerb  und  Versorgungssicherheit  sollten  in  der 
Projektplanungsphase  das  Marktinteresse  geprüft  und 
Regeln  für  das  Engpassmanagement  festgelegt  werden. 
Erstreckt  sich  eine  Infrastruktur  über  das  Gebiet  mehr  als 
eines  Mitgliedstaats,  so  sollte  die  mit  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  713/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  13.  Juli  2009  zur  Gründung  einer  Agentur  für  die 
Zusammenarbeit  der  Energieregulierungsbehörden  (') 
errichtete  Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der  Energie- 
regulierungsbehörden („Agentur")  als  letztes  Mittel  den 
Antrag  auf  Gewährung  einer  Ausnahme  bearbeiten,  damit 
den  grenzübergreifenden  Implikationen  besser  Rechnung 
getragen  werden  kann  und  die  administrative  Abwicklung 
erleichtert  wird.  Wegen  des  besonderen  Risikoprofils  sol- 
cher Großinfrastrukturvorhaben,  für  die  eine  Ausnahme 
gilt,  sollte  es  möglich  sein,  Unternehmen,  die  Versorgungs- 
und Gewinnungsinteressen  haben,  vorübergehend  für  die 
betreffenden  Vorhaben  teilweise  Ausnahmen  von  den 
Entflechtungsvorschriften  zu  gewähren.  Die  Möglichkeit 
einer  vorübergehenden  Ausnahme  sollte,  insbesondere  aus 
Gründen  der  Versorgungssicherheit,  für  neue  Rohrleitun- 
gen in  der  Gemeinschaft  gelten,  über  die  Gas  aus  Dritt- 
ländern in  die  Gemeinschaft  befördert  wird.  Die  gemäß  der 
Richtlinie  200  3/ 5  5 /EG  gewährten  Ausnahmen  gelten  bis 
zu  dem  Ablaufdatum  weiter,  das  in  der  Entscheidung  über 
die  Gewährung  einer  Ausnahme  festgelegt  wurde. 


(36)  Dem  Erdgasbinnenmarkt  mangelt  es  an  Liquidität  und 
Transparenz,  was  eine  effiziente  Ressourcenallokation, 
Risikoabsicherung  und  neue  Markteintritte  behindert.  Das 
Vertrauen  in  den  Markt  und  in  seine  Liquidität  und  die 
Zahl  der  Marktteilnehmer  müssen  zunehmen,  weshalb  die 
Regulierungsaufsicht  über  Unternehmen,  die  in  der  Gas- 
versorgung tätig  sind,  ausgebaut  werden  muss.  Anforde- 
rungen dieser  Art  sollten  die  bestehenden 
Rechtsvorschriften  der  Gemeinschaft  auf  dem  Gebiet  der 
Finanzmärkte  nicht  berühren  und  sie  sollten  mit  diesen 
vereinbar  sein.  Die  Energieregulierungsbehörden  und  die 
Finanzmarktregulierungsbehörden  müssen  kooperieren, 
um  einen  Überblick  über  die  betreffenden  Märkte  zu 
bekommen. 


(37)  Erdgas  wird  überwiegend  und  in  zunehmendem  Maße 
aus  Drittstaaten  in  die  Gemeinschaft  importiert.  Im 
Gemeinschafts  recht  sollte  den  Besonderheiten  des  Erdgas- 
markts, beispielsweise  bestimmten  strukturellen  Verkrus- 
tungen aufgrund  der  Konzentration  der  Versorger, 
langfristiger  Lieferverträge  oder  der  mangelnden  Liquidität 
nachgelagerter  Strukturen,  Rechnung  getragen  werden. 
Deshalb  ist  mehr  Transparenz  erforderlich,  und  zwar  auch 
bei  der  Preisbildung. 


(38)  Bevor  die  Kommission  Leitlinien  zur  Präzisierung  der  Auf- 
bewahrungsanforderungen erlässt,  sollten  die  Agentur  und 
der  durch  den  Beschluss  der  Kommission  2009/77/EG  (2) 
eingerichtete  Ausschuss  der  europäischen  Wertpapier- 
regulierungsbehörden  (CESR)  den  Inhalt  der  Leitlinien 
gemeinsam  prüfen  und  die  Kommission  dazu  beraten.  Die 


(')  Siehe  Seite  1  dieses  Amtsblatts. 
(2)  ABl.  L  25  vom  29.1.2009,  S.  18. 
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Agentur  und  der  Ausschuss  der  europäischen  Wertpapier- 
regulierungsbehörden  sollten  ferner  zusammenarbeiten, 
um  weiter  zu  untersuchen,  ob  Transaktionen  mit  Gas- 
versorgungsverträgen und  Gasderivaten  Gegenstand  von 
vor-  und/oder  nachbörslichen  Transparenzanforderungen 
sein  sollten  und,  wenn  ja,  welchen  Inhalt  diese  Anforde- 
rungen haben  sollten,  und  um  diesbezüglich  beratend  tätig 
zu  sein. 

(39)  Die  Mitgliedstaaten  oder,  sofern  ein  Mitgliedstaat  dies  vor- 
sieht, die  Regulierungsbehörde  sollten  die  Ausarbeitung 
unterbrechbarer  Lieferverträge  fördern. 

(40)  Im  Interesse  der  Versorgungssicherheit  sollte  das  Gleichge- 
wicht zwischen  Angebot  und  Nachfrage  in  den  einzelnen 
Mitgliedstaaten  beobachtet  und  anschließend  ein  Gesamt- 
bericht über  die  Versorgungssicherheit  in  der  Gemein- 
schaft angefertigt  werden,  in  dem  die  zwischen 
verschiedenen  Gebieten  bestehende  Verbindungskapazität 
berücksichtigt  wird.  Die  Beobachtung  sollte  so  frühzeitig 
erfolgen,  dass  die  geeigneten  Maßnahmen  getroffen  wer- 
den können,  wenn  die  Versorgungssicherheit  gefährdet 
sein  sollte.  Der  Aufbau  und  der  Erhalt  der  erforderlichen 
Netzinfrastruktur  einschließlich  der  Verbundmöglichkeiten 
sollten  zu  einer  stabilen  Erdgasversorgung  beitragen. 

(41)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  unter  Berücksichtigung  der 
erforderlichen  Qualitätsanforderungen  sicherstellen,  dass 
Biogas,  Gas  aus  Biomasse  und  andere  Gasarten  einen  nicht- 
diskriminierenden Zugang  zum  Gasnetz  erhalten,  voraus- 
gesetzt, dieser  Zugang  ist  dauerhaft  mit  den  einschlägigen 
technischen  Vorschriften  und  Sicherheitsnormen  verein- 
bar. Diese  Vorschriften  und  Normen  sollten  gewährleisten, 
dass  es  technisch  machbar  ist,  diese  Gase  sicher  in  das 
Erdgasnetz  einzuspeisen  und  durch  dieses  Netz  zu  trans- 
portieren, und  sollten  sich  auch  auf  die  chemischen  Eigen- 
schaften dieser  Gase  erstrecken. 

(42)  Ein  großer  Teil  der  Gasversorgung  der  Mitgliedstaaten  wird 
nach  wie  vor  durch  langfristige  Verträge  gesichert  werden, 
weshalb  diese  als  Möglichkeit  für  die  Gasversorgungsunter- 
nehmen erhalten  bleiben  sollten,  sofern  sie  die  Ziele  dieser 
Richtlinie  nicht  unterlaufen  und  mit  dem  Vertrag,  ein- 
schließlich der  darin  festgelegten  Wettbewerbsregeln,  ver- 
einbar sind.  Die  langfristigen  Verträge  müssen  deshalb  bei 
der  Planung  der  Versorgungs-  und  Transportkapazitäten 
von  Erdgasunternehmen  berücksichtigt  werden. 

(43)  Damit  gewährleistet  ist,  dass  die  Qualität  gemein- 
wirtschaftlicher Leistungen  in  der  Gemeinschaft  weiterhin 
hohen  Standards  entspricht,  sollten  die  Mitgliedstaaten  die 
Kommission  regelmäßig  über  alle  zur  Erreichung  der  Ziele 
dieser  Richtlinie  getroffenen  Maßnahmen  unterrichten.  Die 
Kommission  sollte  regelmäßig  einen  Bericht  veröffentli- 
chen, in  dem  die  Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten  zur  Errei- 
chung gemeinwirtschaftlicher  Ziele  untersucht  und  in  ihrer 
Wirksamkeit  verglichen  werden,  um  Empfehlungen  für 
Maßnahmen  auszusprechen,  die  auf  einzelstaatlicher  Ebene 
zur  Gewährleistung  einer  hohen  Qualität  der  gemein- 
wirtschaftlichen Leistungen  zu  ergreifen  sind.  Die  Mitglied- 
staaten sollten  gewährleisten,  dass  die  Kunden,  wenn  sie  an 
das  Gasnetz  angeschlossen  werden,  über  ihr  Recht  auf  Ver- 
sorgung mit  Erdgas  einer  bestimmten  Qualität  zu  ange- 
messenen Preisen  unterrichtet  werden.  Die  von  den 


Mitgliedstaaten  zum  Schutz  der  Endkunden  ergriffenen 
Maßnahmen  können  unterschiedlich  ausfallen,  je  nach- 
dem, ob  sie  für  Haushaltskunden  oder  kleine  und  mittlere 
Unternehmen  gedacht  sind. 

(44)  Die  Erfüllung  gemeinwirtschaftlicher  Verpflichtungen  ist 
eine  grundlegende  Anforderung  dieser  Richtlinie,  und  es  ist 
wichtig,  dass  in  dieser  Richtlinie  von  allen  Mitgliedstaaten 
einzuhaltende  gemeinsame  Mindestnormen  festgelegt  wer- 
den, die  den  Zielen  des  Verbraucherschutzes,  der 
Versorgungssicherheit,  des  Umweltschutzes  und  einer 
gleichwertigen  Wettbewerbsintensität  in  allen  Mitgliedstaa- 
ten Rechnung  tragen.  Gemeinwirtschaftliche  Verpflichtun- 
gen müssen  unter  Berücksichtigung  der  einzelstaatlichen 
Gegebenheiten  aus  nationaler  Sicht  ausgelegt  werden  kön- 
nen, wobei  das  Gemeinschaftsrecht  einzuhalten  ist. 

(45)  Die  von  den  Mitgliedstaaten  zur  Erreichung  der  Ziele  des 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Zusammenhalts  ergriffenen 
Maßnahmen  können  insbesondere  die  Schaffung  geeigne- 
ter wirtschaftlicher  Anreize,  gegebenenfalls  unter  Einsatz 
aller  auf  nationaler  Ebene  oder  Gemeinschaftsebene  vor- 
handenen Instrumente,  umfassen.  Zu  diesen  Instrumenten 
können  auch  Haftungsregelungen  zur  Absicherung  der 
erforderlichen  Investitionen  zählen. 

(46)  Soweit  die  von  den  Mitgliedstaaten  zur  Erfüllung  gemein- 
wirtschaftlicher Verpflichtungen  getroffenen  Maßnahmen 
staatliche  Beihilfen  nach  Artikel  87  Absatz  1  des  Vertrags 
darstellen,  sind  sie  der  Kommission  gemäß  Artikel  88 
Absatz  3  des  Vertrags  mitzuteilen. 

(47)  Die  gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen  und  die  sich 
daraus  ergebenden  gemeinsamen  Mindeststandards  müs- 
sen weiter  gestärkt  werden,  damit  sichergestellt  werden 
kann,  dass  die  Vorteile  des  Wettbewerbs  und  gerechter 
Preise  allen  Verbrauchern,  und  insbesondere  schutzbedürf- 
tigen Verbrauchern,  zugute  kommen.  Die  gemein- 
wirtschaftlichen  Verpflichtungen  sollten  auf  nationaler 
Ebene,  unter  Berücksichtigung  der  nationalen  Bedingun- 
gen, festgelegt  werden;  das  Gemeinschaftsrecht  sollte 
jedoch  von  den  Mitgliedstaaten  beachtet  werden.  Die  Bür- 
ger der  Union  und,  soweit  die  Mitgliedstaaten  dies  für 
angezeigt  halten,  die  Kleinunternehmen  sollten  sich  gerade 
hinsichtlich  der  Versorgungssicherheit  und  der  Angemes- 
senheit der  Tarifsätze  darauf  verlassen  können,  dass  die 
gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen  erfüllt  werden.  Ein 
zentraler  Aspekt  in  der  Versorgung  der  Verbraucher  ist  der 
Zugang  zu  objektiven  und  transparenten  Verbrauchsdaten. 
Deshalb  sollten  die  Verbraucher  Zugang  zu  ihren 
Verbrauchsdaten  und  den  damit  verbundenen  Preisen  und 
Dienstleistungskosten  haben,  so  dass  sie  die  Wettbewerber 
auffordern  können,  ein  Angebot  auf  der  Grundlage  dieser 
Daten  zu  unterbreiten.  Auch  sollten  die  Verbraucher 
Anspruch  darauf  haben,  in  angemessener  Form  über  ihren 
Energieverbrauch  informiert  zu  werden.  Vorauszahlungen 
sollten  sich  nach  dem  wahrscheinlichen  Erdgasverbrauch 
richten,  und  die  unterschiedlichen  Zahlungssysteme  soll- 
ten nichtdiskriminierend  sein.  Sofern  die  Verbraucher  aus- 
reichend häufig  über  die  Energiekosten  informiert  werden, 
schafft  dies  Anreize  für  Energieeinsparungen,  da  die  Kun- 
den auf  diese  Weise  eine  direkte  Rückmeldung  über  die 
Auswirkungen  der  Investitionen  in  die  Energieeffizienz 
und  der  Verhaltensänderungen  erhalten. 
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(48)  Im  Mittelpunkt  dieser  Richtlinie  sollten  die  Belange  der 
Verbraucher  stehen,  und  die  Gewährleistung  der 
Dienstleistungsqualität  sollte  zentraler  Bestandteil  der  Auf- 
gaben von  Erdgasunternehmen  sein.  Die  bestehenden 
Verbraucherrechte  müssen  gestärkt  und  abgesichert  wer- 
den und  sollten  auch  auf  mehr  Transparenz  ausgerichtet 
sein.  Durch  den  Verbraucherschutz  sollte  sichergestellt 
werden,  dass  allen  Kunden  im  größeren  Kontext  der 
Gemeinschaft  die  Vorzüge  eines  Wettbewerbsmarktes 
zugute  kommen.  Die  Rechte  der  Verbraucher  sollten  von 
den  Mitgliedstaaten  oder,  sofern  ein  Mitgliedstaat  dies  vor- 
gesehen hat,  von  den  Regulierungsbehörden  durchgesetzt 
werden. 


(49)  Die  Verbraucher  sollten  klar  und  verständlich  über  ihre 
Rechte  gegenüber  dem  Energiesektor  informiert  werden.  Die 
Kommission  sollte  nach  Absprache  mit  den  relevanten 
Interessenträgern,  einschließlich  der  Mitgliedstaaten, 
der  nationalen  Regulierungsbehörden,  der  Verbraucher- 
organisationen und  der  Erdgasunternehmen,  eine  verständ- 
liche, benutzerfreundliche  Checkliste  für  Energieverbraucher 
erstellen,  die  praktische  Informationen  für  die  Verbraucher 
über  ihre  Rechte  enthält.  Diese  Checkliste  für  Energie- 
verbraucher sollte  allen  Verbrauchern  zur  Verfügung  gestellt 
und  öffentlich  zugänglich  gemacht  werden. 


(50)  Die  Energiearmut  wird  in  der  Gemeinschaft  zu  einem 
immer  größeren  Problem.  Mitgliedstaaten,  die  davon 
betroffen  sind,  sollten  deshalb,  falls  dies  noch  nicht  gesche- 
hen ist,  nationale  Aktionspläne  oder  einen  anderen  geeig- 
neten Rahmen  zur  Bekämpfung  der  Energiearmut  schaffen, 
die  zum  Ziel  haben,  die  Zahl  der  darunter  leidenden  Men- 
schen zu  verringern.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  in  jedem 
Fall  eine  ausreichende  Energieversorgung  für  schutzbedürf- 
tige Kunden  gewährleisten.  Dazu  könnte  auf  ein  umfassen- 
des Gesamtkonzept,  beispielsweise  im  Rahmen  der 
Sozialpolitik,  zurückgegriffen  werden,  und  es  könnten 
sozialpolitische  Maßnahmen  oder  Maßnahmen  zur  Verbes- 
serung der  Energieeffizienz  von  Wohngebäuden  getroffen 
werden.  Zuallermindest  sollte  mit  dieser  Richtlinie  die 
Möglichkeit  dafür  geschaffen  werden,  dass  schutzbedürf- 
tige Kunden  durch  politische  Maßnahmen  auf  nationaler 
Ebene  begünstigt  werden. 


(51)  Ein  besserer  Verbraucherschutz  ist  gewährleistet,  wenn  für 
alle  Verbraucher  ein  Zugang  zu  wirksamen  Streit- 
beilegungsverfahren besteht.  Die  Mitgliedstaaten  sollten 
Verfahren  zur  schnellen  und  wirksamen  Behandlung  von 
Beschwerden  einrichten. 


(52)  Die  Einführung  intelligenter  Messsysteme  sollte  nach  wirt- 
schaftlichen Erwägungen  erfolgen  können.  Führen  diese 
Erwägungen  zu  dem  Schluss,  dass  die  Einführung  solcher 
Messsysteme  nur  im  Fall  von  Verbrauchern  mit  einem 
bestimmten  Mindestverbrauch  an  Erdgas  wirtschaftlich 
vernünftig  und  kostengünstig  ist,  sollten  die  Mitgliedstaa- 
ten die  Möglichkeit  haben,  dies  bei  der  Einführung  intelli- 
genter Messsysteme  zu  berücksichtigen. 


(5  3)     Mit  den  Marktpreisen  sollten  die  richtigen  Impulse  für  den 
Ausbau  des  Netzes  gesetzt  werden. 


(54)  Für  die  Mitgliedstaaten  sollte  es  oberste  Priorität  haben,  den 
fairen  Wettbewerb  und  einen  freien  Marktzugang  für  die 
einzelnen  Versorger  zu  fördern,  damit  die  Verbraucher  die 
Vorzüge  eines  liberalisierten  Erdgasbinnenmarkts  im  vol- 
len Umfang  nutzen  können. 


(5  5)  Zur  Erhöhung  der  Versorgungssicherheit  und  im  Geiste  der 
Solidarität  zwischen  den  Mitgliedstaaten,  insbesondere  im 
Fall  einer  Energieversorgungskrise,  ist  es  wichtig,  im  Geiste 
der  Solidarität  einen  Rahmen  für  eine  regionale  Koopera- 
tion zu  schaffen.  Bei  dieser  Kooperation  kann,  falls  die  Mit- 
gliedstaaten dies  beschließen,  in  allererster  Linie  auf 
marktbasierte  Mechanismen  zurückgegriffen  werden,  mit 
dem  Ziel,  die  regionale  und  bilaterale  Solidarität  zu  för- 
dern. Durch  die  Kooperation  mit  dem  Ziel,  die  regionale 
und  bilaterale  Solidarität  zu  fördern  sollte  den  Markt- 
teilnehmern kein  unverhältnismäßig  hoher  Verwaltungs- 
aufwand auferlegt  werden,  und  sie  sollten  nicht 
diskriminiert  werden. 


(56)  Zur  Schaffung  des  Erdgasbinnenmarktes  sollten  die  Mit- 
gliedstaaten die  Integration  ihrer  nationalen  Märkte  und 
die  Zusammenarbeit  der  Netzbetreiber  auf  Gemeinschafts- 
und  regionaler  Ebene  fördern,  die  auch  die  nach  wie  vor  in 
der  Gemeinschaft  bestehenden,  isolierte  „Erdgasinseln"  bil- 
denden Netze  umfasst. 


(57)  Eines  der  Hauptziele  dieser  Richtlinie  sollte  der  Aufbau 
eines  wirklichen  Erdgasbinnenmarktes  durch  ein  in  der 
ganzen  Gemeinschaft  verbundenes  Netz  sein,  und  dem- 
nach sollten  Regulierungsangelegenheiten,  die  grenzüber- 
schreitende Verbindungsleitungen  oder  regionale  Märkte 
betreffen,  eine  der  Hauptaufgaben  der  Regulierungs- 
behörden sein,  die  sie  gegebenenfalls  in  enger  Zusammen- 
arbeit mit  der  zuständigen  Agentur  wahrnehmen. 


(58)  Auch  die  Sicherstellung  gemeinsamer  Regeln  für  einen 
wirklichen  Binnenmarkt  und  eine  umfassende  Gas- 
versorgung sollten  zu  den  zentralen  Zielen  dieser  Richtli- 
nie gehören.  Unverzerrte  Marktpreise  bieten  in  diesem 
Zusammenhang  einen  Anreiz  für  den  Aufbau  grenzüber- 
schreitender Verbindungsleitungen,  und  sie  werden  lang- 
fristig konvergierende  Preise  bewirken. 


(59)  Die  Regulierungsbehörden  sollten  dem  Markt  Informatio- 
nen zur  Verfügung  stellen,  auch  um  es  der  Kommission  zu 
ermöglichen,  ihre  Funktion  der  Beobachtung  und  Überwa- 
chung des  Gasbinnenmarktes  und  seiner  kurz-,  mittel-  und 
langfristigen  Entwicklung  —  einschließlich  solcher 
Aspekte  wie  Angebot  und  Nachfrage,  Fernleitungs-  und 
Verteilungsinfrastrukturen,  Dienstleistungsqualität,  grenz- 
überschreitender Handel,  Engpassmanagement,  Investitio- 
nen, Großhandels-  und  Verbraucherpreise,  Marktliquidität, 
ökologische  Verbesserungen  und  Effizienzsteigerungen  — 
wahrzunehmen.  Die  nationalen  Regulierungsbehörden 
sollten  den  Wettbewerbsbehörden  und  der  Kommission 
melden,  in  welchen  Mitgliedstaaten  die  Preise  den  Wettbe- 
werb und  das  ordnungsgemäße  Funktionieren  des  Marktes 
beeinträchtigen. 
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(60)  Da  das  Ziel  dieser  Richtlinie,  nämlich  die  Schaffung  eines 
voll  funktionierenden  Erdgasbinnenmarktes,  auf  Ebene  der 
Mitgliedstaaten  nicht  ausreichend  verwirklicht  werden 
kann  und  daher  besser  auf  Gemeinschaftsebene  zu  ver- 
wirklichen ist,  kann  die  Gemeinschaft  im  Einklang  mit  dem 
in  Artikel  5  des  Vertrags  niedergelegten  Subsidiaritätsprin- 
zip  tätig  werden.  Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel 
genannten  Grundsatz  der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese 
Richtlinie  nicht  über  das  für  die  Erreichung  dieses  Ziels 
erforderliche  Maß  hinaus. 

(61)  Gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  1 3.  Juli  2009  über 
die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu  den  Erdgas- 
fernleitungsnetzen (')  kann  die  Kommission  Leitlinien 
erlassen,  um  das  erforderliche  Maß  an  Harmonisierung  zu 
bewirken.  Solche  Leitlinien,  bei  denen  es  sich  um  bindende 
Durchführungsmaßnahmen  handelt,  sind,  auch  im  Hin- 
blick auf  bestimmte  Bestimmungen  der  Richtlinie,  ein 
nützliches  Instrument,  das  im  Bedarfsfall  rasch  angepasst 
werden  kann. 

(62)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Modalitä- 
ten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  (2)  übertragenen 
Durchführungsbefugnisse  erlassen  werden. 

(63)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten, 
die  Leitlinien  zu  erlassen,  die  notwendig  sind,  um  das  zur 
Verwirklichung  des  Ziels  dieser  Richtlinie  erforderliche 
Mindestmaß  an  Harmonisierung  zu  gewährleisten.  Da  es 
sich  hierbei  um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite 
handelt,  die  eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmun- 
gen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  um  neue  nicht 
wesentliche  Bestimmungen  bewirken,  sind  diese  Maßnah- 
men nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Arti- 
kels 5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 

(64)  Nach  Nummer  34  der  Interinstitutionellen  Vereinbarung 
über  bessere  Rechtsetzung  (3)  sind  die  Mitgliedstaaten  auf- 
gefordert, für  ihre  eigenen  Zwecke  und  im  Interesse  der 
Gemeinschaft  eigene  Tabellen  aufzustellen,  aus  denen  im 
Rahmen  des  Möglichen  die  Entsprechungen  zwischen  die- 
ser Richtlinie  und  den  Umsetzungsmaßnahmen  zu  entneh- 
men sind,  und  diese  zu  veröffentlichen. 

(65)  Wegen  des  Umfangs  der  durch  den  vorliegenden  Rechts- 
akt an  der  Richtlinie  2003/55/EG  vorgenommenen  Ände- 
rungen sollten  die  betreffenden  Bestimmungen  aus 
Gründen  der  Klarheit  und  der  Vereinfachung  in  einem  ein- 
zigen Text  in  einer  neuen  Richtlinie  neu  gefasst  werden. 

(66)  Die  vorliegende  Richtlinie  respektiert  die  grundlegenden 
Rechte  und  beachtet  die  insbesondere  in  der  Charta  der 
Grundrechte  der  Europäischen  Union  verankerten 
Grundsätze  — 


(')  Siehe  Seite  36  dieses  Amtsblatts. 
(2)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 
(')  ABl.  C  321  vom  31.12.2003,  S.  1. 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 

KAPITEL  I 

GEGENSTAND,  ANWENDUNGSBEREICH  UND 
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

(1)  Mit  dieser  Richtlinie  werden  gemeinsame  Vorschriften  für 
die  Fernleitung,  die  Verteilung,  die  Lieferung  und  die  Speicherung 
von  Erdgas  erlassen.  Die  Richtlinie  regelt  die  Organisation  und 
Funktionsweise  des  Erdgassektors,  den  Marktzugang,  die  Kriterien 
und  Verfahren  für  die  Erteilung  von  Fernleitungs-,  Verteilungs-, 
Liefer-  und  Speichergenehmigungen  für  Erdgas  sowie  den  Betrieb 
der  Netze. 

(2)  Die  mit  dieser  Richtlinie  erlassenen  Vorschriften  für  Erd- 
gas, einschließlich  verflüssigtem  Erdgas  (LNG),  gelten  auch  in 
nichtdiskriminierender  Weise  für  Biogas  und  Gas  aus  Biomasse 
oder  anderen  Gasarten,  soweit  es  technisch  und  ohne  Beeinträch- 
tigung der  Sicherheit  möglich  ist,  diese  Gase  in  das  Erdgasnetz 
einzuspeisen  und  durch  dieses  Netz  zu  transportieren. 

Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck 

1 .  „Erdgasunternehmen"  eine  natürliche  oder  juristische  Person, 
die  mindestens  eine  der  Funktionen  Gewinnung,  Fernleitung, 
Verteilung,  Lieferung,  Kauf  oder  Speicherung  von  Erdgas,  ein- 
schließlich verflüssigtem  Erdgas,  wahrnimmt  und  die  kom- 
merzielle, technische  und/oder  wartungsbezogene  Aufgaben 
im  Zusammenhang  mit  diesen  Funktionen  erfüllt,  mit  Aus- 
nahme der  Endkunden; 

2.  „vorgelagertes  Rohrleitungsnetz"  Rohrleitungen  oder  ein 
Netz  von  Rohrleitungen,  deren  Betrieb  und/oder  Bau  Teil 
eines  Ol-  oder  Gasgewinnungsvorhabens  ist  oder  die  dazu 
verwendet  werden,  Erdgas  von  einer  oder  mehreren  solcher 
Anlagen  zu  einer  Aufbereitungsanlage,  zu  einem  Terminal 
oder  zu  einem  an  der  Küste  gelegenen  Endanlandeterminal 
zu  leiten; 

3.  „Fernleitung"  den  Transport  von  Erdgas  durch  ein  hauptsäch- 
lich Hochdruckfernleitungen  umfassendes  Netz,  mit  Aus- 
nahme von  vorgelagerten  Rohrleitungsnetzen  und  des  in 
erster  Linie  im  Zusammenhang  mit  der  lokalen  Erdgas- 
verteilung benutzten  Teils  von  Hochdruckfernleitungen,  zum 
Zweck  der  Belieferung  von  Kunden,  jedoch  mit  Ausnahme 
der  Versorgung; 

4.  „Fernleitungsnetzbetreiber"  eine  natürliche  oder  juristische 
Person,  die  die  Funktion  der  Fernleitung  wahrnimmt  und  ver- 
antwortlich ist  für  den  Betrieb,  die  Wartung  sowie  erforder- 
lichenfalls den  Ausbau  des  Fernleitungsnetzes  in  einem 
bestimmten  Gebiet  und  gegebenenfalls  der  Verbindungs- 
leitungen zu  anderen  Netzen  sowie  für  die  Sicherstellung  der 
langfristigen  Fähigkeit  des  Netzes,  eine  angemessene  Nach- 
frage nach  Transport  von  Gas  zu  befriedigen; 
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5.  „Verteilung"  den  Transport  von  Erdgas  über  örtliche  oder 
regionale  Leitungsnetze  zum  Zweck  der  Belieferung  von 
Kunden,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Versorgung; 

6.  „Verteilernetzbetreiber"  eine  natürliche  oder  juristische  Per- 
son, die  die  Funktion  der  Verteilung  wahrnimmt  und  verant- 
wortlich ist  für  den  Betrieb,  die  Wartung  sowie 
erforderlichenfalls  den  Ausbau  des  Verteilernetzes  in  einem 
bestimmten  Gebiet  und  gegebenenfalls  der  Verbindungs- 
leitungen zu  anderen  Netzen  sowie  für  die  Sicherstellung  der 
langfristigen  Fähigkeit  des  Netzes,  eine  angemessene  Nach- 
frage nach  Verteilung  von  Gas  zu  befriedigen; 

7.  „Versorgung"  (bzw.  „Lieferung")  den  Verkauf  einschließlich 
des  Weiterverkaufs  von  Erdgas,  einschließlich  verflüssigtem 
Erdgas,  an  Kunden; 

8.  „Versorgungsunternehmen"  eine  natürliche  oder  juristische 
Person,  die  die  Funktion  der  Versorgung  wahrnimmt; 

9.  „Speicheranlage"  eine  einem  Erdgasunternehmen  gehörende 
und/oder  von  ihm  betriebene  Anlage  zur  Speicherung  von 
Erdgas,  einschließlich  des  zu  Speicherzwecken  genutzten 
Teils  von  LNG-Anlagen,  jedoch  mit  Ausnahme  des  Teils,  der 
für  eine  Gewinnungstätigkeit  genutzt  wird;  ausgenommen 
sind  auch  Einrichtungen,  die  ausschließlich  Fernleitungsnetz- 
betreibern bei  der  Wahrnehmung  ihrer  Funktionen  vorbehal- 
ten sind; 

1 0.  „Betreiber  einer  Speicheranlage"  eine  natürliche  oder  juristi- 
sche Person,  die  die  Funktion  der  Speicherung  wahrnimmt 
und  für  den  Betrieb  einer  Speicheranlage  verantwortlich  ist; 

1 1.  „LNG-Anlage"  eine  Kopfstation  zur  Verflüssigung  von  Erdgas 
oder  zur  Einfuhr,  Entladung  und  Wiederverdampfung  von 
verflüssigtem  Erdgas;  darin  eingeschlossen  sind  Hilfsdienste 
und  die  vorübergehende  Speicherung,  die  für  die  Wieder- 
verdampfung und  die  anschließende  Einspeisung  in  das 
Fernleitungsnetz  erforderlich  sind,  jedoch  nicht  die  zu 
Speicherzwecken  genutzten  Teile  von  LNG-Kopfstationen; 

1 2.  „Betreiber  einer  LNG-Anlage"  eine  natürliche  oder  juristische 
Person,  die  die  Funktion  der  Verflüssigung  von  Erdgas  oder 
der  Einfuhr,  Entladung  und  Wiederverdampfung  von  verflüs- 
sigtem Erdgas  wahrnimmt  und  für  den  Betrieb  einer  LNG- 
Anlage  verantwortlich  ist; 

13.  „Netz"  alle  Fernleitungsnetze,  Verteilernetze,  LNG-Anlagen 
und/oder  Speicheranlagen,  die  einem  Erdgasunternehmen 
gehören  und/oder  von  ihm  betrieben  werden,  einschließlich 
Netzpufferung  und  seiner  Anlagen,  die  zu  Hilfsdiensten 
genutzt  werden,  und  der  Anlagen  verbundener  Unterneh- 
men, die  für  den  Zugang  zur  Fernleitung,  zur  Verteilung  und 
zu  LNG-Anlagen  erforderlich  sind; 

1 4.  „Hilfsdienste"  sämtliche  für  den  Zugang  zu  und  den  Betrieb 
von  Fernleitungsnetzen,  Verteilernetzen,  LNG-Anlagen 
und/oder  Speicheranlagen  erforderlichen  Dienste  und  Ein- 
richtungen, einschließlich  Lastausgleichs-,  Mischungs-  und 
Inertgaseinblasanlagen,  jedoch  mit  Ausnahme  von  Anlagen, 
die  ausschließlich  Fernleitungsnetzbetreibern  für  die  Wahr- 
nehmung ihrer  Aufgaben  vorbehalten  sind; 


1 5.  „Netzpufferung"  die  Speicherung  von  Gas  durch  Verdichtung 
in  Erdgasfernleitungs-  und  Erdgasverteilernetzen;  ausgenom- 
men sind  Einrichtungen,  die  Fernleitungsnetzbetreibern  bei 
der  Wahrnehmung  ihrer  Funktionen  vorbehalten  sind; 

1 6.  „Verbundnetz"  eine  Anzahl  von  Netzen,  die  miteinander  ver- 
bunden sind; 

1 7.  „Verbindungsleitung"  eine  Fernleitung,  die  eine  Grenze  zwi- 
schen Mitgliedstaaten  quert  oder  überspannt  und  einzig  dem 
Zweck  dient,  die  nationalen  Fernleitungsnetze  dieser  Mit- 
gliedstaaten zu  verbinden; 

18.  „Direktleitung"  eine  zusätzlich  zum  Verbundnetz  errichtete 
Erdgasleitung; 

19.  „integriertes  Erdgasunternehmen"  ein  vertikal  oder  horizon- 
tal integriertes  Unternehmen; 

20.  „vertikal  integriertes  Unternehmen"  ein  Erdgasunternehmen 
oder  eine  Gruppe  von  Unternehmen,  in  der  ein  und  diesel- 
be^) Person(en)  berechtigt  ist  (sind),  direkt  oder  indirekt 
Kontrolle  auszuüben,  wobei  das  betreffende  Unternehmen 
bzw.  die  betreffende  Gruppe  von  Unternehmen  mindestens 
eine  der  Funktionen  Fernleitung,  Verteilung,  LNG  oder  Spei- 
cherung und  mindestens  eine  der  Funktionen  Gewinnung 
oder  Lieferung  von  Erdgas  wahrnimmt; 

21.  „horizontal  integriertes  Unternehmen"  ein  Unternehmen,  das 
mindestens  eine  der  Funktionen  Gewinnung,  Fernleitung, 
Verteilung,  Lieferung  oder  Speicherung  von  Erdgas  wahr- 
nimmt und  das  außerdem  eine  weitere  Tätigkeit  außerhalb 
des  Gasbereichs  ausübt; 

22.  „verbundenes  Unternehmen"  ein  verbundenes  Unternehmen 
im  Sinne  von  Artikel  41  der  Siebenten  Richtlinie 
83/349/EWG  des  Rates  vom  13.  Juni  1983  aufgrund  von 
Artikel  44  Absatz  2  Buchstabe  g  (*)  des  Vertrags  über  den 
konsolidierten  Abschluss  und/oder  ein  assoziiertes  Unter- 
nehmen im  Sinne  von  Artikel  3  3  Absatz  1  jener  Richtlinie 
und/oder  Unternehmen,  die  denselben  Aktionären  gehören; 

23.  „Netzbenutzer"  eine  natürliche  oder  juristische  Person,  die  in 
das  Netz  einspeist  oder  daraus  versorgt  wird; 

24.  „Kunde"  einen  Erdgasgroßhändler,  -endkunde  oder 
-unternehmen,  der  Erdgas  kauft; 

25.  „Haushaltskunde"  einen  Kunde,  der  Erdgas  für  den  Eigenver- 
brauch im  Haushalt  kauft; 

26.  „Nichthaushaltskunde"  einen  Kunde,  der  Erdgas  für  andere 
Zwecke  als  den  Eigenverbrauch  im  Haushalt  kauft; 

27.  „Endkunde"  einen  Kunde,  der  Erdgas  für  den  Eigenbedarf 
kauft; 

28.  „zugelassener  Kunde"  einen  Kunde,  dem  es  gemäß  Artikel  37 
frei  steht,  Gas  von  einem  Lieferanten  seiner  Wahl  zu  kaufen; 


(*)  Der  Titel  der  Richtlinie  8  3/349/EWG  wurde  angepasst,  um  der  gemäß 
Artikel  12  des  Vertrags  von  Amsterdam  vorgenommenen 
Umnummerierung  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft  Rechnung  zu  tragen;  die  ursprüngliche  Bezugnahme 
betraf  Artikel  54  Absatz  3  Buchstabe  g. 

(')  ABl.  L  193  vom  18.7.1983,  S.  1. 
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29.  „Großhändler"  eine  natürliche  und  juristische  Person  mit 
Ausnahme  von  Fernleitungs-  und  Verteilernetzbetreibern,  die 
Erdgas  zum  Zweck  des  Weiterverkaufs  innerhalb  oder  außer- 
halb des  Netzes,  in  dem  sie  ansässig  ist,  kauft; 

30.  „langfristige  Planung"  die  langfristige  Planung  der 
Versorgungs-  und  Transportkapazität  von  Erdgasunter- 
nehmen zur  Deckung  der  Erdgasnachfrage  des  Netzes,  zur 
Diversifizierung  der  Versorgungsquellen  und  zur  Sicherung 
der  Versorgung  der  Kunden; 

31.  „entstehender  Markt"  einen  Mitgliedstaat,  in  dem  die  erste 
kommerzielle  Lieferung  aufgrund  seines  ersten  langfristigen 
Erdgasliefervertrags  nicht  mehr  als  zehn  Jahre  zurückliegt; 

32.  „Sicherheit"  sowohl  die  Sicherheit  der  Versorgung  mit  Erd- 
gas als  auch  die  Betriebssicherheit; 

33.  „neue  Infrastruktur"  eine  Infrastruktur,  die  bis  4.  August 
2003  nicht  fertig  gestellt  worden  ist; 

34.  „Gasversorgungsvertrag"  einen  Vertrag  über  die  Lieferung 
von  Erdgas,  mit  Ausnahme  von  Gasderivaten; 

35.  „Gasderivat"  ein  in  Abschnitt  C  Nummern  5,  6  oder  7  des 
Anhangs  I  der  Richtlinie  2004/39/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  21.  April  2004  über  Märkte  für 
Finanzinstrumente  genanntes  Finanzinstrument  ('),  sofern 
dieses  Instrument  Erdgas  betrifft; 

36.  „Kontrolle"  Rechte,  Verträge  oder  andere  Mittel,  die  einzeln 
oder  zusammen  unter  Berücksichtigung  aller  tatsächlichen 
oder  rechtlichen  Umstände  die  Möglichkeit  gewähren,  einen 
bestimmenden  Einfluss  auf  die  Tätigkeit  eines  Unternehmens 
auszuüben,  insbesondere  durch 

a)  Eigentums-  oder  Nutzungsrechte  an  der  Gesamtheit  oder 
an  Teilen  des  Vermögens  des  Unternehmens; 

b)  Rechte  oder  Verträge,  die  einen  bestimmenden  Einfluss 
auf  die  Zusammensetzung,  die  Beratungen  oder 
Beschlüsse  der  Organe  des  Unternehmens  gewähren. 

KAPITEL  II 

ALLGEMEINE  VORSCHRIFTEN  FÜR  DIE  ORGANISATION  DES 
SEKTORS 

Artikel  3 

Gemeinwirtschaftliche  Verpflichtungen  und  Schutz  der 
Kunden 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  entsprechend  ihrem 
institutionellen  Aufbau  und  unter  Beachtung  des  Subsidiaritäts- 
prinzips,  dass  Erdgasunternehmen  unbeschadet  des  Absatzes  2 
nach  den  in  dieser  Richtlinie  festgelegten  Grundsätzen  und  im 
Hinblick  auf  die  Errichtung  eines  wettbewerbsbestimmten,  siche- 
ren und  unter  ökologischen  Aspekten  nachhaltigen  Erdgasmarkts 
betrieben  werden  und  dass  diese  Unternehmen  hinsichtlich  der 
Rechte  und  Pflichten  nicht  diskriminiert  werden. 


(>)  ABl.  L  145  vom  30.4.2004,  S.  1. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  unter  uneingeschränkter 
Beachtung  der  einschlägigen  Bestimmungen  des  Vertrags,  insbe- 
sondere des  Artikels  86,  den  im  Gassektor  tätigen  Unternehmen 
im  Allgemeinen  wirtschaftlichen  Interesse  Verpflichtungen  aufer- 
legen, die  sich  auf  Sicherheit,  einschließlich  Versorgungs- 
sicherheit, Regelmäßigkeit,  Qualität  und  Preis  der  Versorgung 
sowie  Umweltschutz,  einschließlich  Energieeffizienz,  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  und  Klimaschutz,  beziehen  können.  Solche 
Verpflichtungen  müssen  klar  festgelegt,  transparent,  nicht- 
diskriminierend und  überprüfbar  sein  und  den  gleichberechtigten 
Zugang  von  Erdgasunternehmen  der  Gemeinschaft  zu  den  natio- 
nalen Verbrauchern  sicherstellen.  In  Bezug  auf  die  Versorgungs- 
sicherheit, die  Energieeffizienz/Nachfragesteuerung  sowie  zur 
Erreichung  der  Umweltziele  und  der  Ziele  für  die  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  im  Sinne  dieses  Absatzes  können  die  Mit- 
gliedstaaten eine  langfristige  Planung  vorsehen,  wobei  die  Mög- 
lichkeit zu  berücksichtigen  ist,  dass  Dritte  Zugang  zum  Netz 
erhalten  wollen. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  geeignete  Maßnahmen  zum 
Schutz  der  Endkunden  und  tragen  insbesondere  dafür  Sorge,  dass 
für  schutzbedürftige  Kunden  ein  angemessener  Schutz  besteht.  In 
diesem  Zusammenhang  definiert  jeder  Mitgliedstaat  ein  Konzept 
des  „schutzbedürftigen  Kunden",  das  sich  auf  Energiearmut  sowie 
unter  anderem  auf  das  Verbot  beziehen  kann,  solche  Kunden  in 
schwierigen  Zeiten  von  der  Versorgung  auszuschließen.  Die  Mit- 
gliedstaaten stellen  sicher,  dass  die  Rechte  und  Verpflichtungen  im 
Zusammenhang  mit  schutzbedürftigen  Kunden  eingehalten  wer- 
den. Insbesondere  treffen  sie  geeignete  Maßnahmen  zum  Schutz 
von  Endkunden  in  abgelegenen  Gebieten,  die  an  das  Erdgasnetz 
angeschlossen  sind.  Sie  können  für  an  das  Erdgasnetz  angeschlos- 
sene Kunden  einen  Versorger  letzter  Instanz  benennen.  Sie 
gewährleisten  einen  hohen  Verbraucherschutz,  insbesondere  in 
Bezug  auf  die  Transparenz  der  Vertragsbedingungen,  allgemeine 
Informationen  und  Streitbeilegungsverfahren.  Die  Mitgliedstaaten 
stellen  sicher,  dass  zugelassene  Kunden  tatsächlich  problemlos  zu 
einem  neuen  Lieferanten  wechseln  können.  Zumindest  im  Fall  der 
Haushaltskunden  schließen  solche  Maßnahmen  die  in  Anhang  I 
aufgeführten  Maßnahmen  ein. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  geeignete  Maßnahmen,  bei- 
spielsweise in  Form  von  nationalen  energiepolitischen  Aktions- 
plänen oder  Leistungen  der  Systeme  der  sozialen  Sicherheit,  um 
die  notwendige  Gasversorgung  für  schutzbedürftige  Kunden  oder 
die  Förderung  von  Verbesserungen  der  Energieeffizienz  zu 
gewährleisten,  damit  die  Energiearmut,  soweit  sie  festgestellt 
wurde,  bekämpft  wird,  auch  im  Zusammenhang  mit  der  Armut 
insgesamt.  Die  Maßnahmen  dürfen  die  in  Artikel  3  7  vorgesehene 
Öffnung  des  Marktes  und  dessen  Funktionieren  nicht  beeinträch- 
tigen und  sind  der  Kommission  erforderlichenfalls  gemäß 
Absatz  11  dieses  Artikels  mitzuteilen.  Diese  Mitteilung  betrifft 
nicht  Maßnahmen  innerhalb  des  allgemeinen  Systems  der  sozia- 
len Sicherheit. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  alle  an  das  Gasnetz 
angeschlossenen  Kunden  das  Recht  haben,  von  einem  Lieferan- 
ten —  sofern  dieser  zustimmt  —  mit  Erdgas  versorgt  zu  werden, 
unabhängig  davon,  in  welchem  Mitgliedstaat  er  als  Lieferant  regis- 
triert ist,  sofern  der  Lieferant  die  geltenden  Regeln  im  Bereich 
Handel  und  Ausgleich  einhält,  und  vorbehaltlich  der  Anforderun- 
gen in  Bezug  auf  die  Versorgungssicherheit.  In  diesem  Zusam- 
menhang ergreifen  die  Mitgliedstaaten  alle  notwendigen 
Maßnahmen,  damit  die  Verwaltungsverfahren  kein  Hindernis  für 
Versorgungsunternehmen  bilden,  die  bereits  in  einem  anderen 
Mitgliedstaat  als  Lieferant  registriert  sind. 
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(6)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass 

a)  in  den  Fällen,  in  denen  Kunden  unter  Einhaltung  der  Vertrags- 
bedingungen beabsichtigen,  den  Lieferanten  zu  wechseln,  die 
betreffenden  Betreiber  diesen  Wechsel  innerhalb  von  drei 
Wochen  vornehmen,  und 

b)  die  Kunden  das  Recht  haben,  sämtliche  sie  betreffenden 
Verbrauchsdaten  zu  erhalten. 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  in  Unterabsatz  1  Buch- 
staben a  und  b  genannten  Rechte  Kunden  ohne  Diskriminierung 
bezüglich  der  Kosten,  des  Aufwands  und  der  Dauer  gewährt 
werden. 

(7)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  geeignete  Maßnahmen  zur 
Erreichung  der  Ziele  des  sozialen  und  wirtschaftlichen  Zusam- 
menhalts sowie  des  Umweltschutzes,  wozu  auch  Maßnahmen  zur 
Bekämpfung  von  Klimaveränderungen  gehören  können,  und  der 
Versorgungssicherheit.  Diese  Maßnahmen  können  insbesondere 
die  Schaffung  geeigneter  wirtschaftlicher  Anreize  für  den  Aufbau 
und  den  Erhalt  der  erforderlichen  Netzinfrastruktur  einschließlich 
der  Verbindungsleitungskapazitäten  gegebenenfalls  unter  Einsatz 
aller  auf  einzelstaatlicher  Ebene  oder  auf  Gemeinschaftsebene  vor- 
handenen Instrumente  umfassen. 

(8)  Um  die  Energieeffizienz  zu  fördern,  empfehlen  die  Mit- 
gliedstaaten oder,  wenn  ein  Mitgliedstaat  dies  vorsieht,  die 
Regulierungsbehörden  nachdrücklich,  dass  die  Erdgasunter- 
nehmen den  Erdgasverbrauch  optimieren,  indem  sie  beispiels- 
weise Energiemanagementdienstleistungen  anbieten,  neuartige 
Preismodelle  entwickeln  oder  gegebenenfalls  intelligente  Messsys- 
teme oder  intelligente  Netze  einführen. 

(9)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  zentrale  Anlauf- 
stellen eingerichtet  werden,  über  die  die  Verbraucher  alle  notwen- 
digen Informationen  über  ihre  Rechte,  das  geltende  Recht  und 
Streitbeilegungsverfahren,  die  ihnen  im  Streitfall  zur  Verfügung 
stehen,  erhalten.  Diese  Anlaufstellen  können  in  allgemeinen 
Verbraucherinformationsstellen  angesiedelt  sein. 

Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  ein  unabhängiger  Mecha- 
nismus, beispielsweise  ein  unabhängiger  Bürgerbeauftragter  oder 
eine  Verbraucherschutzeinrichtung  für  den  Energiesektor  einge- 
richtet wird,  um  Beschwerden  wirksam  zu  behandeln  und  gütli- 
che Einigungen  herbeizuführen. 

(1 0)  Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  Artikel  4  nicht 
auf  die  Verteilung  anzuwenden,  soweit  eine  Anwendung  die  Erfül- 
lung der  den  Erdgasunternehmen  im  Allgemeinen  wirtschaftli- 
chen Interesse  auferlegten  Verpflichtungen  de  jure  oder  de  facto 
verhindern  würde,  und  soweit  die  Entwicklung  des  Handels- 
verkehrs nicht  in  einem  Ausmaß  beeinträchtigt  wird,  das  den  Inte- 
ressen der  Gemeinschaft  zuwiderläuft.  Im  Interesse  der 
Gemeinschaft  liegt  insbesondere  der  Wettbewerb  um  zugelassene 
Kunden  in  Übereinstimmung  mit  dieser  Richtlinie  und  mit  Arti- 
kel 86  des  Vertrags. 

(11)  Bei  der  Umsetzung  dieser  Richtlinie  unterrichten  die  Mit- 
gliedstaaten die  Kommission  über  alle  Maßnahmen,  die  sie  zur 
Erfüllung  gemeinwirtschaftlicher  Verpflichtungen  einschließlich 
des  Verbraucher-  und  des  Umweltschutzes  getroffen  haben,  und 


über  deren  mögliche  Auswirkungen  auf  den  nationalen  und  inter- 
nationalen Wettbewerb,  und  zwar  unabhängig  davon,  ob  für  diese 
Maßnahmen  eine  Ausnahme  von  dieser  Richtlinie  erforderlich  ist 
oder  nicht.  Sie  unterrichten  die  Kommission  anschließend  alle 
zwei  Jahre  über  Änderungen  der  Maßnahmen,  unabhängig  davon, 
ob  für  diese  Maßnahmen  eine  Ausnahme  von  dieser  Richtlinie 
erforderlich  ist  oder  nicht. 

(1 2)  Die  Kommission  erstellt  in  Absprache  mit  den  relevanten 
Interessenträgern,  einschließlich  Mitgliedstaaten,  nationale 
Regulierungsbehörden,  Verbraucherorganisationen  und  Erdgas- 
unternehmen, eine  verständliche  und  kurz  gefasste  Checkliste  mit 
praktischen  Informationen  in  Bezug  auf  die  Rechte  der  Energie- 
verbraucher. Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  Erdgas- 
versorger  oder  Verteilernetzbetreiber  in  Zusammenarbeit  mit  der 
Regulierungsbehörde  die  erforderlichen  Maßnahmen  treffen,  um 
den  Verbrauchern  eine  Kopie  der  Checkliste  zukommen  zu  las- 
sen, und  gewährleisten,  dass  diese  öffentlich  zugänglich  ist. 


Artikel  4 
Genehmigungsverfahren 

(1)  In  Fällen,  in  denen  eine  Genehmigung  (z.  B.  eine  Lizenz, 
Erlaubnis,  Konzession,  Zustimmung  oder  Zulassung)  für  den  Bau 
oder  den  Betrieb  von  Erdgasanlagen  erforderlich  ist,  erteilen  die 
Mitgliedstaaten  oder  eine  von  ihnen  benannte  zuständige  Behörde 
nach  den  Absätzen  2  bis  4  Genehmigungen  zum  Bau  und/oder 
Betrieb  derartiger  Anlagen,  Leitungen  und  dazugehöriger  Einrich- 
tungen in  ihrem  Hoheitsgebiet.  Die  Mitgliedstaaten  oder  eine  von 
ihnen  benannte  zuständige  Behörde  können  auf  derselben  Grund- 
lage ferner  Genehmigungen  für  die  Lieferung  von  Erdgas,  auch  an 
Großhändler,  erteilen. 

(2)  Mitgliedstaaten,  die  über  ein  Genehmigungssystem  verfü- 
gen, legen  objektive  und  nichtdiskriminierende  Kriterien  fest,  die 
ein  Unternehmen  erfüllen  muss,  das  eine  Genehmigung  für  den 
Bau  und/oder  den  Betrieb  von  Erdgasanlagen  oder  eine  Genehmi- 
gung für  die  Versorgung  mit  Erdgas  beantragt.  Die  nicht- 
diskriminierenden Kriterien  und  Verfahren  für  die  Erteilung  von 
Genehmigungen  werden  veröffentlicht.  Die  Mitgliedstaaten  stel- 
len sicher,  dass  im  Rahmen  der  Genehmigungsverfahren  für 
Anlagen,  Rohrleitungen  und  die  zugehörige  Ausrüstung  gegebe- 
nenfalls die  Bedeutung  des  betreffenden  Vorhabens  für  den 
Erdgasbinnenmarkt  berücksichtigt  wird. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  die  Gründe  für 
die  Verweigerung  einer  Genehmigung  objektiv  und  nicht- 
diskriminierend sind  und  dem  Antragsteller  bekannt  gegeben 
werden.  Die  Begründung  der  Verweigerung  wird  der  Kommission 
zur  Unterrichtung  mitgeteilt.  Die  Mitgliedstaaten  führen  ein  Ver- 
fahren ein,  das  dem  Antragsteller  die  Möglichkeit  gibt,  gegen  eine 
Verweigerung  Rechtsmittel  einzulegen. 

(4)  Bei  der  Erschließung  neu  in  die  Versorgung  einbezogener 
Gebiete  und  allgemein  im  Interesse  eines  effizienten  Betriebs  kön- 
nen die  Mitgliedstaaten  es  unbeschadet  des  Artikels  38  ablehnen, 
eine  weitere  Genehmigung  für  den  Bau  und  den  Betrieb  von 
Verteilerleitungsnetzen  in  einem  bestimmten  Gebiet  zu  erteilen, 
wenn  in  diesem  Gebiet  bereits  solche  Leitungsnetze  gebaut  wur- 
den oder  in  Planung  sind  und  die  bestehenden  oder  geplanten 
Kapazitäten  nicht  ausgelastet  sind. 
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Artikel  5 

Beobachtung  der  Versorgungssicherheit 

Die  Mitgliedstaaten  sorgen  für  eine  Beobachtung  der  Versorgungs- 
sicherheit. Soweit  die  Mitgliedstaaten  es  für  angebracht  halten, 
können  sie  diese  Aufgabe  den  in  Artikel  39  Absatz  1  genannten 
Regulierungsbehörden  übertragen.  Diese  Beobachtung  betrifft  ins- 
besondere das  Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  auf 
dem  heimischen  Markt,  die  erwartete  Nachfrageentwicklung  und 
das  verfügbare  Angebot,  in  der  Planung  und  im  Bau  befindliche 
zusätzliche  Kapazitäten,  die  Qualität  und  den  Umfang  der  Netz- 
wartung sowie  Maßnahmen  zur  Bedienung  von  Nachfragespitzen 
und  zur  Bewältigung  von  Ausfällen  eines  oder  mehrerer  Versor- 
ger. Die  zuständigen  Behörden  veröffentlichen  bis  31.  Juli  eines 
jeden  Jahres  einen  Bericht  über  die  bei  der  Beobachtung  dieser 
Aspekte  gewonnenen  Erkenntnisse  und  etwaige  getroffene  oder 
geplante  diesbezügliche  Maßnahmen  und  übermitteln  ihn  unver- 
züglich der  Kommission. 

Artikel  6 
Regionale  Solidarität 

(1)  Zur  Gewährleistung  der  Versorgungssicherheit  auf  dem 
Erdgasbinnenmarkt  arbeiten  die  Mitgliedstaaten  mit  dem  Ziel 
zusammen,  die  regionale  und  bilaterale  Solidarität  zu  fördern. 

(2)  Diese  Zusammenarbeit  betrifft  Situationen,  die  kurzfristig 
zu  einer  gravierenden  Unterbrechung  der  Versorgung  eines 
Mitgliedstaats  führen  oder  führen  können.  Die  Zusammenarbeit 
umfasst  unter  anderem  folgende  Aspekte: 

a)  Koordinierung  nationaler  Notfallmaßnahmen  im  Sinne  von 
Artikel  8  der  Richtlinie  2004/6 7/EG  des  Rates  vom  26.  April 
2004  über  Maßnahmen  zur  Gewährleistung  der  sicheren 
Erdgasversorgung  ('); 

b)  Ermittlung  und  —  soweit  erforderlich  —  Auf-  oder  Ausbau 
von  Strom-  und  Erdgasverbindungsleitungen;  und 

c)  Bedingungen  und  praktische  Modalitäten  einer  gegenseitigen 
Unterstützung. 

(3)  Die  Kommission  und  die  anderen  Mitgliedstaaten  werden 
regelmäßig  über  diese  Zusammenarbeit  unterrichtet. 

(4)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  für  die  regionale  Koope- 
ration im  Geiste  der  Solidarität  erlassen.  Diese  Maßnahmen  zur 
Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie 
durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  51  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Artikel  7 

Förderung  der  regionalen  Zusammenarbeit 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  Regulierungsbehörden  arbei- 
ten zusammen,  um  als  ersten  Schritt  hin  zur  Schaffung  eines  voll- 
ständig liberalisierten  Binnenmarktes  ihre  nationalen  Märkte 
zumindest  auf  einer  oder  mehreren  regionalen  Ebenen  zu  inte- 
grieren. Die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  die  Mitgliedstaaten  dies  so 


f1)  ABl.  L  127  vom  29.4.2004,  S.  92. 


vorgesehen  haben,  die  Regulierungsbehörden  fördern  und  verein- 
fachen insbesondere  die  Zusammenarbeit  der  Fernleitungsnetz- 
betreiber auf  regionaler  Ebene,  auch  in  grenzüberschreitenden 
Angelegenheiten,  um  einen  Wettbewerbsbinnenmarkt  für  Erdgas 
zu  schaffen,  fördern  die  Kohärenz  ihrer  Rechtsvorschriften,  des 
Regulierungsrahmens  und  des  technischen  Rahmens  und  ermög- 
lichen die  Einbindung  der  isolierten  Netze,  zu  denen  die  in  der 
Gemeinschaft  nach  wie  vor  bestehenden  „Erdgasinseln"  gehören. 
Die  geografischen  Gebiete,  auf  die  sich  diese  regionale  Zusam- 
menarbeit erstreckt,  umfassen  die  gemäß  Artikel  1 2  Absatz  3  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  festgelegten  geografischen 
Gebiete.  Diese  Zusammenarbeit  kann  sich  zusätzlich  auf  andere 
geografische  Gebiete  erstrecken. 

(2)  Die  Agentur  arbeitet  mit  nationalen  Regulierungsbehörden 
und  Fernleitungsnetzbetreibern  zusammen,  um  die  Kompatibili- 
tät der  regional  geltenden  Regulierungsrahmen  und  damit  die 
Schaffung  eines  Wettbewerbsbinnenmarkts  zu  gewährleisten.  Ist 
die  Agentur  der  Auffassung,  dass  verbindliche  Regeln  für  eine  der- 
artige Zusammenarbeit  erforderlich  sind,  spricht  sie  geeignete 
Empfehlungen  aus. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  im  Zuge  der  Umsetzung 
dieser  Richtlinie,  dass  die  Fernleitungsnetzbetreiber  für  Zwecke 
der  Kapazitätszuweisung  und  der  Überprüfung  der  Netzsicherheit 
auf  regionaler  Ebene  über  ein  oder  mehrere  integrierte  Systeme 
verfügen,  die  sich  auf  zwei  oder  mehr  Mitgliedstaaten  erstrecken. 

(4)  Wirken  vertikal  integrierte  Fernleitungsnetzbetreiber  an 
einem  zur  Umsetzung  der  Zusammenarbeit  errichteten  gemeinsa- 
men Unternehmen  mit,  so  stellt  dieses  gemeinsame  Unternehmen 
ein  Gleichbehandlungsprogramm  auf  und  führt  es  durch:  darin 
sind  die  Maßnahmen  aufgeführt,  mit  denen  sichergestellt  wird,  dass 
diskriminierende  und  wettbewerbswidrige  Verhaltensweisen  ausge- 
schlossen werden.  In  dem  Gleichbehandlungsprogramm  ist  festge- 
legt, welche  besonderen  Pflichten  die  Mitarbeiter  im  Hinblick  auf 
die  Erreichung  des  Ziels  der  Vermeidung  diskriminierenden  und 
wettbewerbswidrigen  Verhaltens  haben.  Das  Programm  bedarf  der 
Genehmigung  durch  die  Agentur.  Die  Einhaltung  des  Programms 
wird  durch  die  Gleichbehandlungsbeauftragten  der  vertikal  inte- 
grierten Fernleitungsnetzbetreiber  unabhängig  kontrolliert. 


Artikel  8 
Technische  Vorschriften 

Die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  die  Mitgliedstaaten  dies  so  vorge- 
sehen haben,  die  Regulierungsbehörden  gewährleisten,  dass  Kri- 
terien für  die  technische  Betriebssicherheit  festgelegt  und  für  den 
Netzanschluss  von  LNG-Anlagen,  Speicheranlagen,  sonstigen 
Fernlei tungs-  oder  Verteilersystemen  sowie  Direktleitungen  tech- 
nische Vorschriften  mit  Mindestanforderungen  an  die  Auslegung 
und  den  Betrieb  ausgearbeitet  und  veröffentlicht  werden.  Diese 
technischen  Vorschriften  müssen  die  Interoperabilität  der  Netze 
sicherstellen  sowie  objektiv  und  nichtdiskriminierend  sein.  Die 
Agentur  kann  gegebenenfalls  geeignete  Empfehlungen  abgeben, 
wie  diese  Vorschriften  kompatibel  gestaltet  werden  können.  Diese 
Vorschriften  werden  der  Kommission  gemäß  Artikel  8  der  Richt- 
linie 98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
22.  Juni  1998  über  ein  Informationsverfahren  auf  dem  Gebiet  der 
Normen  und  technischen  Vorschriften  und  der  Vorschriften  für 
die  Dienste  der  Informationsgesellschaft  (2)  mitgeteilt. 


(2)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 
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KAPITEL  III 

FERNLEITUNG,  SPEICHERUNG  UND  LNG 


Artikel  9 

Entflechtung  der  Fernleitungsnetze  und  der 
Fernleitungsnetzbetreiber 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  ab  dem  3.  März 
2012 

a)  jedes  Unternehmen,  das  Eigentümer  eines  Fernleitungsnetzes 
ist,  als  Fernleitungsnetzbetreiber  agiert; 

b)  nicht  ein  und  dieselbe(n)  Person(en)  berechtigt  ist  (sind), 

i)  direkt  oder  indirekt  die  Kontrolle  über  ein  Unternehmen 
auszuüben,  das  eine  der  Funktionen  der  Gewinnung 
oder  der  Versorgung  wahrnimmt,  und  direkt  oder  indi- 
rekt die  Kontrolle  über  einen  Fernleitungsnetzbetreiber 
oder  ein  Fernleitungsnetz  auszuüben  oder  Rechte  an 
einem  Fernleitungsnetzbetreiber  oder  einem 
Fernleitungsnetz  auszuüben  oder 

ii)  direkt  oder  indirekt  die  Kontrolle  über  einen 
Fernleitungsnetzbetreiber  oder  ein  Fernleitungsnetz  aus- 
zuüben und  direkt  oder  indirekt  die  Kontrolle  über  ein 
Unternehmen  auszuüben,  das  eine  der  Funktionen 
Gewinnung  oder  Versorgung  wahrnimmt,  oder  Rechte 
an  einem  Unternehmen,  das  eine  dieser  Funktionen 
wahrnimmt,  auszuüben; 

c)  nicht  ein  und  dieselbe(n)  Person(en)  berechtigt  ist  (sind),  Mit- 
glieder des  Aufsichtsrates,  des  Verwaltungsrates  oder  der 
zur  gesetzlichen  Vertretung  berufenen  Organe  eines 
Fernleitungsnetzbetreibers  oder  eines  Fernleitungsnetzes  zu 
bestellen  und  direkt  oder  indirekt  die  Kontrolle  über  ein 
Unternehmen  auszuüben,  das  eine  der  Funktionen  Gewin- 
nung oder  Versorgung  wahrnimmt,  oder  Rechte  an  einem 
Unternehmen,  das  eine  dieser  Funktionen  wahrnimmt,  aus- 
zuüben, und 

d)  nicht  ein  und  dieselbe(n)  Person(en)  berechtigt  ist  (sind),  Mit- 
glied des  Aufsichtsrates,  des  Verwaltungsrates  oder  der  zur 
gesetzlichen  Vertretung  berufenen  Organe  sowohl  eines 
Unternehmens,  das  eine  der  Funktionen  Gewinnung  oder 
Versorgung  wahrnimmt,  als  auch  eines  Fernleitungsnetz- 
betreibers oder  eines  Fernleitungsnetzes  zu  sein. 

(2)  Die  in  Absatz  1  Buchstaben  b  und  c  genannten  Rechte 
schließen  insbesondere  Folgendes  ein: 

a)  die  Befugnis  zur  Ausübung  von  Stimmrechten  oder 

b)  die  Befugnis,  Mitglieder  des  Aufsichtsrates,  des  Verwaltungs- 
rates oder  der  zur  gesetzlichen  Vertretung  berufenen  Organe 
zu  bestellen,  oder 

c)  das  Halten  einer  Mehrheitsbeteiligung. 


(3)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  Buchstabe  b  schließt  der 
Begriff  „Unternehmen,  das  eine  der  Funktionen  Gewinnung  oder 
Versorgung  wahrnimmt"  auch  ein  „Unternehmen,  das  eine  der 
Funktionen  Erzeugung  und  Versorgung  wahrnimmt"  im  Sinne 
der  Richtlinie  2009/72/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  1 3.  Juli  2009  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den 
Elektrizitätsbinnenmarkt  (l)  ein  und  schließen  die  Begriffe 
„Fernleitungsnetzbetreiber"  und  „Fernleitungsnetz"  auch 
„Übertragungsnetzbetreiber"  und  „Übertragungsnetz"  im  Sinne 
der  genannten  Richtlinie  ein. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  können  bis  zum  3.  März  201 3  Ausnah- 
men von  den  Bestimmungen  des  Absatzes  1  Buchstaben  b  und  c 
zulassen,  sofern  die  Fernleitungsnetzbetreiber  nicht  Teil  eines  ver- 
tikal integrierten  Unternehmens  sind. 

(5)  Die  Verpflichtung  des  Absatzes  1  Buchstabe  a  des  vorlie- 
genden Artikels  gilt  als  erfüllt,  wenn  zwei  oder  mehr  Unterneh- 
men, die  Eigentümer  von  Fernleitungsnetzen  sind,  ein 
Gemeinschaftsunternehmen  gründen,  das  in  zwei  oder  mehr  Mit- 
gliedstaaten als  Fernleitungsnetzbetreiber  für  die  betreffenden 
Fernleitungsnetze  tätig  ist.  Kein  anderes  Unternehmen  darf  Teil 
des  Gemeinschaftsunternehmens  sein,  es  sei  denn,  es  wurde 
gemäß  Artikel  14  als  unabhängiger  Netzbetreiber  oder  als  ein 
unabhängiger  Fernleitungsnetzbetreiber  für  die  Zwecke  des  Kapi- 
tels IV  zugelassen. 

(6)  Für  die  Umsetzung  dieses  Artikels  gilt  Folgendes:  Handelt 
es  sich  bei  der  in  Absatz  1  Buchstaben  b,  c  und  d  genannten  Per- 
son um  den  Mitgliedstaat  oder  eine  andere  öffentliche  Stelle,  so 
gelten  zwei  von  einander  getrennte  öffentlich-rechtliche  Stellen, 
die  einerseits  die  Kontrolle  über  einen  Fernleitungsnetzbetreiber 
oder  über  ein  Fernleitungsnetz  und  andererseits  über  ein  Unter- 
nehmen, das  eine  der  Funktionen  Gewinnung  oder  Versorgung 
wahrnimmt,  ausüben,  nicht  als  ein  und  dieselbe(n)  Person(en). 

(7)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  weder  die  in  Arti- 
kel 1 6  genannten  wirtschaftlich  sensiblen  Informationen,  über  die 
ein  Fernleitungsnetzbetreiber  verfügt,  der  Teil  eines  vertikal  inte- 
grierten Unternehmens  war,  noch  sein  Personal  an  Unternehmen 
weitergegeben  werden,  die  eine  der  Funktionen  der  Gewinnung 
oder  der  Versorgung  wahrnehmen. 

(8)  In  den  Fällen,  in  denen  das  Fernleitungsnetz  am  3.  Septem- 
ber 2009  einem  vertikal  integrierten  Unternehmen  gehört,  kann 
ein  Mitgliedstaat  entscheiden,  Absatz  1  nicht  anzuwenden. 

In  diesem  Fall  muss  der  betreffende  Mitgliedstaat  entweder 

a)  einen  unabhängigen  Netzbetreiber  gemäß  Artikel  1 4  benen- 
nen oder 

b)  die  Bestimmungen  des  Kapitels  IV  einhalten. 

(9)  In  den  Fällen,  in  denen  das  Fernleitungsnetz  am  3.  Septem- 
ber 2009  einem  vertikal  integrierten  Unternehmen  gehört  und 
Regelungen  bestehen,  die  eine  wirksamere  Unabhängigkeit  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  gewährleisten  als  die  Bestimmungen 
des  Kapitels  IV,  kann  ein  Mitgliedstaaten  entscheiden,  Absatz  1 
nicht  anzuwenden. 


(')  Siehe  Seite  55  dieses  Amtsblatts. 
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(10)  Bevor  ein  Unternehmen  als  Fernleitungsnetzbetreiber 
nach  Absatz  9  des  vorliegenden  Artikels  zugelassen  und  benannt 
wird,  ist  es  nach  den  Verfahren  des  Artikels  10  Absätze  4,  5  und  6 
der  vorliegenden  Richtlinie  und  des  Artikels  3  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  715/2009  zu  zertifizieren,  wobei  die  Kommission  über- 
prüft, ob  die  bestehenden  Regelungen  eindeutig  eine  wirksamere 
Unabhängigkeit  des  Fernleitungsnetzbetreibers  gewährleisten  als 
die  Bestimmungen  des  Kapitels  IV. 

(11)  Vertikal  integrierte  Unternehmen,  die  ein  Fernleitungsnetz 
besitzen,  können  in  keinem  Fall  daran  gehindert  werden,  Schritte 
zur  Einhaltung  des  Absatzes  1  zu  unternehmen. 

(12)  Unternehmen,  die  eine  der  Funktionen  der  Gewinnung 
oder  der  Versorgung  wahrnehmen,  können  in  einem  Mitglied- 
staat, der  Absatz  1  anwendet,  unter  keinen  Umständen  direkt 
oder  indirekt  die  Kontrolle  über  einen  entflochtenen  Fernleitungs- 
netzbetreiber übernehmen  oder  Rechte  an  diesem  Fernleitungs- 
netzbetreiber ausüben. 


Artikel  10 

Benennung  und  Zertifizierung  von 
Fernleitungsnetzbetreibern 

( 1 )  Bevor  ein  Unternehmen  als  Fernleitungsnetzbetreiber  zuge- 
lassen und  benannt  wird,  muss  es  gemäß  den  in  den  Absätzen  4, 
5  und  6  des  vorliegenden  Artikels  und  in  Artikel  3  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  715/2009  genannten  Verfahren  zertifiziert  werden. 

(2)  Unternehmen,  die  Eigentümer  eines  Fernleitungsnetzes 
sind  und  denen  von  der  nationalen  Regulierungsbehörde  gemäß 
dem  unten  beschriebenen  Zertifizierungsverfahren  bescheinigt 
wurde,  dass  sie  den  Anforderungen  des  Artikels  9  genügen,  wer- 
den von  den  Mitgliedstaaten  zugelassen  und  als  Fernleitungsnetz- 
betreiber benannt.  Die  Benennung  der  Fernleitungsnetzbetreiber 
wird  der  Kommission  mitgeteilt  und  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Union  veröffentlicht. 

(3)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  unterrichten  die 
Regulierungsbehörde  über  alle  geplanten  Transaktionen,  die  eine 
Neubewertung  erforderlich  machen  können,  bei  der  festzustellen 
ist,  ob  sie  die  Anforderungen  des  Artikels  9  erfüllen. 

(4)  Die  Regulierungsbehörden  beobachten  die  ständige  Einhal- 
tung des  Artikels  9.  Um  die  Einhaltung  der  Anforderungen  sicher- 
zustellen, leiten  sie  ein  Zertifizierungsverfahren  ein 

a)    bei  Erhalt  einer  Mitteilung  eines  Fernleitungsnetzbetreibers 
gemäß  Absatz  3; 


(5)  Die  Regulierungsbehörden  entscheiden  innerhalb  eines 
Zeitraums  von  vier  Monaten  ab  dem  Tag  der  Mitteilung  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  oder  ab  Antragstellung  durch  die  Kom- 
mission über  die  Zertifizierung  eines  Fernleitungsnetzbetreibers. 
Nach  Ablauf  dieser  Frist  gilt  die  Zertifizierung  als  erteilt.  Die  aus- 
drückliche oder  stillschweigende  Entscheidung  der  Regulierungs- 
behörde wird  erst  nach  Abschluss  des  in  Absatz  6  beschriebenen 
Verfahrens  wirksam. 

(6)  Die  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Entscheidung  über 
die  Zertifizierung  eines  Fernleitungsnetzbetreibers  wird  der  Kom- 
mission zusammen  mit  allen  die  Entscheidung  betreffenden  rele- 
vanten Informationen  unverzüglich  von  der  Regulierungsbehörde 
übermittelt.  Die  Kommission  handelt  nach  dem  Verfahren  des 
Artikels  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009. 

(7)  Die  Regulierungsbehörden  und  die  Kommission  können 
Fernleitungsnetzbetreiber  und  Unternehmen,  die  eine  der  Funkti- 
onen Gewinnung  oder  Versorgung  wahrnehmen,  um  Bereitstel- 
lung sämtlicher  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  gemäß  diesem 
Artikel  relevanten  Informationen  ersuchen. 

(8)  Die  Regulierungsbehörden  und  die  Kommission  behandeln 
wirtschaftlich  sensible  Informationen  vertraulich. 


Artikel  1 1 

Zertifizierung  in  Bezug  auf  Drittländer 

(1)  Beantragt  ein  Fernleitungsnetzeigentümer  oder  -betreiber, 
der  von  einer  oder  mehreren  Personen  aus  einem  oder  mehreren 
Drittländern  kontrolliert  wird,  eine  Zertifizierung,  so  teilt  die 
Regulierungsbehörde  dies  der  Kommission  mit. 

Die  Regulierungsbehörde  teilt  der  Kommission  ferner  unverzüg- 
lich alle  Umstände  mit,  die  dazu  führen  würden,  dass  eine  oder 
mehrere  Personen  aus  einem  oder  mehreren  Drittländern  die  Kon- 
trolle über  ein  Fernleitungsnetz  oder  einen  Fernleitungsnetz- 
betreiber erhalten. 

(2)  Der  Fernleitungsnetzbetreiber  teilt  der  Regulierungs- 
behörde alle  Umstände  mit,  die  dazu  führen  würden,  dass  eine 
oder  mehrere  Personen  aus  einem  oder  mehreren  Drittländern  die 
Kontrolle  über  das  Fernleitungsnetz  oder  den  Fernleitungsnetz- 
betreiber erhalten. 

(3)  Die  Regulierungsbehörde  nimmt  innerhalb  von  vier  Mona- 
ten ab  dem  Tag  der  Mitteilung  des  Fernleitungsnetzbetreibers 
einen  Entwurf  einer  Entscheidung  über  die  Zertifizierung  eines 
Fernleitungsnetzbetreibers  an.  Sie  verweigert  die  Zertifizierung, 
wenn  nicht 


b)  aus  eigener  Initiative,  wenn  sie  Kenntnis  von  einer  geplanten 
Änderung  bezüglich  der  Rechte  an  oder  der  Einflussnahme 
auf  Fernleitungsnetzeigentümer  oder  Fernleitungsnetz- 
betreiber erlangen  und  diese  Änderung  zu  einem  Verstoß 
gegen  Artikel  9  führen  kann  oder  wenn  sie  Grund  zu  der 
Annahme  haben,  dass  es  bereits  zu  einem  derartigen  Verstoß 
gekommen  ist,  oder 

c)  wenn  die  Kommission  einen  entsprechend  begründeten 
Antrag  stellt. 


a)  nachgewiesen  wird,  dass  die  betreffende  Rechtsperson  den 
Anforderungen  von  Artikel  9  genügt,  und 

b)  der  Regulierungsbehörde  oder  einer  anderen  vom  Mitglied- 
staat benannten  zuständigen  Behörde  nachgewiesen  wird, 
dass  die  Erteilung  der  Zertifizierung  die  Sicherheit  der  Ener- 
gieversorgung des  Mitgliedstaats  und  der  Gemeinschaft  nicht 
gefährdet.  Bei  der  Prüfung  dieser  Frage  berücksichtigt  die 
Regulierungsbehörde  oder  die  entsprechend  benannte  andere 
zuständige  Behörde 
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i)  die  Rechte  und  Pflichten  der  Gemeinschaft  gegenüber  die- 
sem Drittland,  die  aus  dem  Völkerrecht  —  auch  aus  einem 
Abkommen  mit  einem  oder  mehreren  Drittländern,  dem 
die  Gemeinschaft  als  Vertragspartei  angehört  und  in  dem 
Fragen  der  Energieversorgungssicherheit  behandelt  wer- 
den —  erwachsen; 

ii)  die  Rechte  und  Pflichten  des  Mitgliedstaats  gegenüber 
diesem  Drittland,  die  aus  den  mit  diesem  geschlossenen 
Abkommen  erwachsen,  soweit  sie  mit  dem 
Gemeinschaftsrecht  in  Einklang  stehen,  und 

iii)  andere  spezielle  Gegebenheiten  des  Einzelfalls  und  des 
betreffenden  Drittlands. 

(4)  Die  Regulierungsbehörde  teilt  der  Kommission  unverzüg- 
lich die  Entscheidung  zusammen  mit  allen  die  Entscheidung 
betreffenden  relevanten  Informationen  mit. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  schreiben  vor,  dass  die  Regulierungs- 
behörde und/oder  die  benannte  zuständige  Behörde  gemäß 
Absatz  3  Buchstabe  b  vor  der  Annahme  einer  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  über  die  Zertifizierung  die  Stellungnahme 
der  Kommission  zu  der  Frage  einholt,  ob 

a)  die  betreffende  Rechtsperson  den  Anforderungen  von  Arti- 
kel 9  genügt  und 

b)  eine  Gefährdung  der  Energieversorgungssicherheit  der 
Gemeinschaft  durch  die  Erteilung  der  Zertifizierung  ausge- 
schlossen ist. 

(6)  Die  Kommission  prüft  den  Antrag  nach  Absatz  5  unmit- 
telbar nach  seinem  Eingang.  Innerhalb  eines  Zeitraums  von  zwei 
Monaten  nach  Eingang  des  Antrags  übermittelt  sie  der  nationalen 
Regulierungsbehörde  —  oder,  wenn  der  Antrag  von  der  benann- 
ten zuständigen  Behörde  gestellt  wurde,  dieser  Behörde  —  ihre 
Stellungnahme. 

Zur  Ausarbeitung  der  Stellungnahme  kann  die  Kommission  die 
Standpunkte  der  Agentur,  des  betroffenen  Mitgliedstaats  sowie 
interessierter  Kreise  einholen.  In  diesem  Fall  verlängert  sich  die 
Zweimonatsfrist  um  zwei  Monate. 

Legt  die  Kommission  innerhalb  des  in  den  Unterabsätzen  1  und  2 
genannten  Zeitraums  keine  Stellungnahme  vor,  so  wird  davon 
ausgegangen,  dass  sie  keine  Einwände  gegen  die  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  erhebt. 

(7)  Bei  der  Bewertung  der  Frage,  ob  die  Kontrolle  durch  eine 
oder  mehrere  Personen  aus  einem  oder  mehreren  Drittländern  die 
Energieversorgungssicherheit  in  der  Gemeinschaft  nicht  gefähr- 
den werden,  berücksichtigt  die  Kommission  Folgendes: 

a)  die  besonderen  Gegebenheiten  des  Einzelfalls  und  des/der 
betreffenden  Drittlands/Drittländer  sowie 

b)  die  Rechte  und  Pflichten  der  Gemeinschaft  gegenüber 
diesem/n  Drittland/Drittländern,  die  aus  dem  Völkerrecht  — 
auch  aus  einem  Abkommen  mit  einem  oder  mehreren  Dritt- 
ländern, dem  die  Gemeinschaft  als  Vertragspartei  angehört 
und  durch  das  Fragen  der  Versorgungssicherheit  geregelt 
werden  —  erwachsen. 


(8)  Die  nationale  Regulierungsbehörde  erlässt  ihre  endgültige 
Entscheidung  über  die  Zertifizierung  innerhalb  von  zwei  Mona- 
ten nach  Ablauf  der  in  Absatz  6  genannten  Frist.  Die  nationale 
Regulierungsbehörde  trägt  in  ihrer  endgültigen  Entscheidung  der 
Stellungnahme  der  Kommission  so  weit  wie  möglich  Rechnung. 
Die  Mitgliedstaaten  haben  in  jedem  Fall  das  Recht,  die  Zertifizie- 
rung abzulehnen,  wenn  die  Erteilung  der  Zertifizierung  die  Sicher- 
heit der  Energieversorgung  des  jeweiligen  Mitgliedstaats  oder  die 
eines  anderen  Mitgliedstaats  gefährdet.  Hat  der  Mitgliedstaat  eine 
andere  zuständige  Behörde  für  die  Bewertung  nach  Absatz  3 
Buchstabe  b  benannt,  so  kann  er  vorschreiben,  dass  die  nationale 
Regulierungsbehörde  ihre  endgültige  Entscheidung  in  Einklang 
mit  der  Bewertung  dieser  zuständigen  Behörde  erlassen  muss.  Die 
endgültige  Entscheidung  der  Regulierungsbehörde  wird  zusam- 
men mit  der  Stellungnahme  der  Kommission  veröffentlicht. 
Weicht  die  endgültige  Entscheidung  von  der  Stellungnahme  der 
Kommission  ab,  so  muss  der  betreffende  Mitgliedstaat  zusammen 
mit  dieser  Entscheidung  die  Begründung  für  diese  Entscheidung 
mitteilen  und  veröffentlichen. 

(9)  Dieser  Artikel  berührt  in  keiner  Weise  das  Recht  der  Mit- 
gliedstaaten, in  Einklang  mit  dem  Gemeinschaftsrecht  nationale 
rechtliche  Kontrollen  zum  Schutz  legitimer  Interessen  der  öffent- 
lichen Sicherheit  durchzuführen. 

(10)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  erlassen,  in  denen  die 
Einzelheiten  des  Verfahrens  für  die  Anwendung  dieses  Artikels 
festgelegt  werden.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesent- 
licher Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden 
nach  dem  in  Artikel  5 1  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen. 

(1 1)  Dieser  Artikel  gilt  mit  Ausnahme  von  Absatz  3  Buchstabe 
a  auch  für  die  Mitgliedstaaten,  für  die  nach  Artikel  49  eine 
Ausnahmeregelung  gilt. 


Artikel  12 

Benennung  der  Betreiber  von  Speicheranlagen  und 
LNG- Anlagen 

Die  Mitgliedstaaten  oder  von  diesen  dazu  aufgeforderte  Erdgas- 
unternehmen, die  Eigentümer  von  Speicheranlagen  oder  LNG- 
Anlagen  sind,  benennen  für  einen  Zeitraum,  den  die 
Mitgliedstaaten  unter  Effizienzerwägungen  und  unter  Berücksich- 
tigung des  wirtschaftlichen  Gleichgewichts  festlegen,  einen  oder 
mehrere  Betreiber  von  Speicheranlagen  oder  LNG. 


Artikel  13 

Aufgaben  der  Fernleitungs-,  der  Speicherungs-  und/oder 
LNG- Anlagenbetreiber 

(1)  Jeder  Betreiber  von  Fernleitungsnetzen,  Speicheranlagen 
und/oder  LNG-Anlagen  ist  verantwortlich, 

a)  zur  Gewährleistung  eines  offenen  Marktes  unter  wirtschaft- 
lichen Bedingungen  und  unter  gebührender  Beachtung  des 
Umweltschutzes  sichere,  zuverlässige  und  leistungsfähige 
Fernleitungsnetze,  Speicheranlagen  und/oder  LNG-Anlagen 
zu  betreiben,  zu  warten  und  auszubauen,  wobei  gewährleis- 
tet wird,  dass  die  zur  Erfüllung  der  Dienstleistungs- 
verpflichtungen erforderlichen  Mittel  vorhanden  sind; 
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b)  sich  jeglicher  Diskriminierung  von  Netzbenutzern  oder  Kate- 
gorien von  Netzbenutzern,  insbesondere  zugunsten  der  mit 
ihm  verbundenen  Unternehmen,  zu  enthalten; 

c)  anderen  Fernleitungsnetzbetreibern,  Speicheranlagenbetrei- 
bern oder  LNG-Anlagenbetreibern  und/oder  einem 
Verteilernetzbetreiber  ausreichende  Informationen  bereitzu- 
stellen, damit  der  Transport  und  die  Speicherung  von  Erdgas 
so  erfolgen  kann,  dass  der  sichere  und  effiziente  Betrieb  des 
Verbundnetzes  sichergestellt  ist  und 

d)  den  Netzbenutzern  die  Informationen  zur  Verfügung  zu  stel- 
len, die  sie  für  einen  effizienten  Netzzugang  benötigen. 

(2)  Jeder  Fernleitungsnetzbetreiber  baut  ausreichende  grenzü- 
berschreitende Kapazitäten  für  die  Integration  der  europäischen 
Fernleitungsinfrastruktur  auf,  um  die  gesamte  wirtschaftlich  sinn- 
volle und  technisch  zu  bewältigende  Kapazitätsnachfrage  zu 
befriedigen,  wobei  der  Erdgasversorgungssicherheit  Rechnung 
getragen  wird. 

(3)  Die  von  den  Fernleitungsnetzbetreibern  festgelegten  Aus- 
gleichsregelungen für  das  Gasfernleitungsnetz  müssen  objektiv, 
transparent  und  nichtdiskriminierend  sein,  einschließlich  der 
Regelungen  über  die  von  den  Netzbenutzern  für  Energie- 
ungleichgewichte zu  zahlenden  Entgelte.  Die  Bedingungen  für  die 
Erbringung  dieser  Leistungen  durch  die  Fernleitungsnetzbetreiber 
einschließlich  Regelungen  und  Tarife  werden  gemäß  einem  mit 
Artikel  41  Absatz  6  zu  vereinbarenden  Verfahren  in  nicht- 
diskriminierender Weise  und  kostenorientiert  festgelegt  und 
veröffentlicht. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  die  Mitgliedstaaten  dies 
vorgesehen  haben,  die  Regulierungsbehörden  können  den  Fern- 
leitungsnetzbetreibern zur  Auflage  machen,  bei  der  Wartung  und 
dem  Ausbau  des  Fernleitungsnetzes  einschließlich  der 
Verbindungskapazitäten  bestimmte  Mindestnormen  einzuhalten. 

(5)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  beschaffen  sich  die  Energie, 
die  sie  zur  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  verwenden,  nach  trans- 
parenten, nichtdiskriminierenden  und  marktorientierten 
Verfahren. 


Artikel  14 
Unabhängige  Netzbetreiber  (ISO) 

(1)  In  den  Fällen,  in  denen  das  Fernleitungsnetz  am  3.  Septem- 
ber 2009  einem  vertikal  integrierten  Unternehmen  gehört,  kön- 
nen die  Mitgliedstaaten  entscheiden,  Artikel  9  Absatz  1  nicht 
anzuwenden,  und  auf  Vorschlag  des  Eigentümers  des 
Fernleitungsnetzes  einen  unabhängigen  Netzbetreiber  benennen. 
Die  Benennung  bedarf  der  Zustimmung  der  Kommission. 

(2)  Ein  Mitgliedstaat  kann  einen  unabhängigen  Netzbetreiber 
nur  unter  folgenden  Bedingungen  zulassen  und  benennen: 

a)  Der  Bewerber  hat  den  Nachweis  erbracht,  dass  er  den  Anfor- 
derungen des  Artikels  9  Absatz  1  Buchstaben  b,  c  und  d 
genügt. 


b)  Der  Bewerber  hat  den  Nachweis  erbracht,  dass  er  über  die 
erforderlichen  finanziellen,  technischen  und  personellen  Res- 
sourcen verfügt,  um  die  Aufgaben  gemäß  Artikel  13 
wahrzunehmen. 

c)  Der  Bewerber  hat  sich  verpflichtet,  einen  von  der 
Regulierungsbehörde  beobachteten  zehnjährigen  Netz- 
entwicklungsplan umzusetzen. 

d)  Der  Eigentümer  des  Fernleitungsnetzes  hat  den  Nachweis 
erbracht,  dass  er  in  der  Lage  ist,  seinen  Verpflichtungen 
gemäß  Absatz  5  nachzukommen.  Zu  diesem  Zweck  legt  er 
sämtliche  mit  dem  Bewerberunternehmen  und  etwaigen 
anderen  relevanten  Rechtspersonen  getroffene  vertraglichen 
Vereinbarungen  im  Entwurf  vor. 

e)  Der  Bewerber  hat  den  Nachweis  erbracht,  dass  er  in  der  Lage 
ist,  seinen  Verpflichtungen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009,  auch  bezüglich  der  Zusammenarbeit  der 
Fernleitungsnetzbetreiber  auf  europäischer  und  regionaler 
Ebene,  nachzukommen. 

(3)  Unternehmen,  denen  von  der  nationalen  Regulierungs- 
behörde bescheinigt  wurde,  dass  sie  den  Anforderungen  des  Arti- 
kels 1 1  und  Absatz  2  dieses  Artikels  genügen,  werden  von  den 
Mitgliedstaaten  zugelassen  und  als  Fernleitungsnetzbetreiber 
benannt.  Es  gilt  das  Zertifizierungsverfahren  des  Artikels  1 0  der 
vorliegenden  Richtlinie  und  des  Artikels  3  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009  oder  des  Artikels  11  der  vorliegenden  Richtlinie. 

(4)  Jeder  unabhängige  Netzbetreiber  ist  verantwortlich  für  die 
Gewährung  und  Regelung  des  Zugangs  Dritter,  einschließlich  der 
Erhebung  von  Zugangsentgelten  sowie  der  Einnahme  von 
Engpasserlösen,  für  Betrieb,  Wartung  und  Ausbau  des 
Fernleitungsnetzes  sowie  für  die  Gewährleistung  der  langfristigen 
Fähigkeit  des  Netzes,  im  Wege  einer  Investitionsplanung  eine 
angemessene  Nachfrage  zu  befriedigen.  Beim  Ausbau  des 
Fernleitungsnetzes  ist  der  unabhängige  Netzbetreiber  für  Planung 
(einschließlich  Genehmigungsverfahren),  Bau  und  Inbetrieb- 
nahme der  neuen  Infrastruktur  verantwortlich.  Hierzu  handelt  der 
unabhängige  Netzbetreiber  als  Fernleitungsnetzbetreiber  im  Ein- 
klang mit  den  Bestimmungen  dieses  Kapitels.  Fernleitungsnetz- 
betreiber dürfen  weder  für  die  Gewährung  und  Regelung  des 
Zugangs  Dritter  noch  für  die  Investitionsplanung  verantwortlich 
sein. 

(5)  Wurde  ein  unabhängiger  Netzbetreiber  benannt,  ist  der 
Eigentümer  des  Fernleitungsnetzes  zu  Folgendem  verpflichtet: 

a)  Er  arbeitet  im  erforderlichen  Maße  mit  dem  unabhängigen 
Fernleitungsnetzbetreiber  zusammen  und  unterstützt  ihn  bei 
der  Wahrnehmung  seiner  Aufgaben,  indem  er  insbesondere 
alle  relevanten  Informationen  liefert. 

b)  Er  finanziert  die  vom  unabhängigen  Netzbetreiber  beschlos- 
senen und  von  der  Regulierungsbehörde  genehmigten  Inves- 
titionen oder  erteilt  seine  Zustimmung  zur  Finanzierung 
durch  eine  andere  interessierte  Partei,  einschließlich  des  unab- 
hängigen Netzbetreibers.  Die  einschlägigen  Finanzierungs- 
vereinbarungen unterliegen  der  Genehmigung  durch  die 
Regulierungsbehörde.  Vor  ihrer  Genehmigung  konsultiert  die 
Regulierungsbehörde  den  Eigentümer  des  Fernleitungsnetzes 
sowie  die  anderen  interessierten  Parteien. 
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c)  Er  sichert  die  Haftungsrisiken  im  Zusammenhang  mit  den 
Netzvermögenswerten  ab;  hiervon  ausgenommen  sind  dieje- 
nigen Haftungsrisiken,  die  die  Aufgaben  des  unabhängigen 
Netzbetreibers  betreffen,  und 

d)  Er  stellt  die  Garantien,  die  zur  Erleichterung  der  Finanzierung 
eines  etwaigen  Netzausbaus  erforderlich  sind,  mit  Ausnahme 
derjenigen  Investitionen,  bei  denen  er  gemäß  Absatz  b  einer 
Finanzierung  durch  eine  interessierte  Partei,  einschließlich 
des  unabhängigen  Netzbetreibers,  zugestimmt  hat. 

(6)  In  enger  Zusammenarbeit  mit  der  Regulierungsbehörde 
wird  die  zuständige  nationale  Wettbewerbsbehörde  mit  sämtli- 
chen maßgeblichen  Befugnissen  ausgestattet,  die  es  ihr  ermögli- 
chen, wirksam  zu  beobachten,  ob  der  Fernleitungsnetzeigentümer 
seinen  Verpflichtungen  gemäß  Absatz  5  nachkommt. 

Artikel  15 

Entflechtung  der  Fernleitungsnetzeigentümer  und 
Speicheranlagenbetreiber 

(1)  Fernleitungsnetzeigentümer  —  falls  ein  unabhängiger 
Netzbetreiber  benannt  wurde  —  und  Speicheranlagenbetreiber, 
die  Teil  eines  vertikal  integrierten  Unternehmens  sind,  müssen 
zumindest  hinsichtlich  ihrer  Rechtsform,  Organisation  und 
Entscheidungsgewalt  unabhängig  von  den  übrigen  Tätigkeiten 
sein,  die  nicht  mit  der  Fernleitung,  Verteilung  und  Speicherung 
zusammenhängen. 

Dieser  Artikel  gilt  nur  für  Speicheranlagen,  die  technisch  und/oder 
wirtschaftlich  erforderlich  sind,  um  einen  effizienten  Zugang  zum 
System  für  die  Versorgung  der  Kunden  gemäß  Artikel  33  zu 
gewährleisten. 

(2)  Um  die  Unabhängigkeit  des  Fernleitungsnetzeigentümer 
und  des  Speicheranlagenbetreibers  gemäß  Absatz  1  sicherzustel- 
len, sind  die  folgenden  Mindestkriterien  anzuwenden: 

a)  Die  für  die  Leitung  des  Fernleitungsnetzeigentümers  und  des 
Speicheranlagenbetreibers  zuständigen  Personen  dürfen  nicht 
betrieblichen  Einrichtungen  des  integrierten  Erdgas- 
unternehmens angehören,  die  direkt  oder  indirekt  für  den 
laufenden  Betrieb  in  den  Bereichen  Erdgasgewinnung, 
-Verteilung  und  -Versorgung  zuständig  sind. 

b)  Es  sind  geeignete  Maßnahmen  zu  treffen,  damit  die  berufsbe- 
dingten Interessen  der  für  die  Leitung  des  Fernleitungsnetz- 
eigentümers und  des  Speicheranlagenbetreibers  zuständigen 
Personen  so  berücksichtigt  werden,  dass  ihre  Handlungs- 
unabhängigkeit gewährleistet  ist. 

c)  Der  Speicheranlagenbetreiber  hat  in  Bezug  auf  Vermögens- 
werte, die  für  Betrieb,  Wartung  oder  Ausbau  der  Speicheran- 
lagen erforderlich  sind,  tatsächliche  Entscheidungsbefugnisse, 
die  er  unabhängig  von  dem  integrierten  Gasunternehmen 
ausübt.  Dies  darf  geeigneten  Koordinierungsmechanismen 
nicht  entgegenstehen,  mit  denen  sichergestellt  wird,  dass  die 
wirtschaftlichen  Befugnisse  des  Mutterunternehmens  und 
seine  Aufsichtsrechte  über  das  Management  im  Hinblick  auf 
die  —  gemäß  Artikel  41  Absatz  6  indirekt  geregelte  —  Ren- 
tabilität eines  Tochterunternehmens  geschützt  werden.  Dies 
ermöglicht  es  dem  Mutterunternehmen  insbesondere,  den 


jährlichen  Finanzplan  oder  ein  gleichwertiges  Instrument  des 
Speicheranlagenbetreibers  zu  genehmigen  und  generelle 
Grenzen  für  die  Verschuldung  seines  Tochterunternehmens 
festzulegen.  Dies  erlaubt  es  dem  Mutterunternehmen  nicht, 
Weisungen  bezüglich  des  laufenden  Betriebs  oder  einzelner 
Entscheidungen  über  den  Bau  oder  die  Modernisierung  von 
Speicheranlagen  zu  erteilen,  die  über  den  Rahmen  des  geneh- 
migten Finanzplans  oder  eines  gleichwertigen  Instruments 
nicht  hinausgehen. 

d)  Der  Fernleitungsnetzeigentümer  und  der  Speicheranlagen- 
betreiber stellen  ein  Gleichbehandlungsprogramm  auf,  aus 
dem  hervorgeht,  welche  Maßnahmen  zum  Ausschluss  diskri- 
minierenden Verhaltens  getroffen  werden,  und  gewährleisten 
die  ausreichende  Beobachtung  der  Einhaltung  dieses  Pro- 
gramms. In  dem  Gleichbehandlungsprogramm  ist  festgelegt, 
welche  besonderen  Pflichten  die  Mitarbeiter  im  Hinblick  auf 
die  Erreichung  dieser  Ziele  haben.  Die  für  die  Beobachtung 
des  Gleichbehandlungsprogramms  zuständige  Person  oder 
Stelle  legt  der  Regulierungsbehörde  jährlich  einen  Bericht 
über  die  getroffenen  Maßnahmen  vor,  der  veröffentlicht  wird. 

(3)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  erlassen,  um  sicherzustel- 
len, dass  der  Fernleitungsnetzeigentümer  und  der  Speicheran- 
lagenbetreiber den  Bestimmungen  des  Absatzes  2  dieses  Artikels 
in  vollem  Umfang  und  wirksam  nachkommen.  Diese  Maßnah- 
men zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  51 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 


Artikel  16 

Vertraulichkeitsanforderungen  für  Betreiber  und 
Eigentümer  von  Fernleitungsnetzen 

(1)  Unbeschadet  des  Artikels  30  und  sonstiger  rechtlicher  Ver- 
pflichtungen zur  Offenlegung  von  Informationen  wahrt  jeder 
Betreiber  eines  Fernleitungsnetzes,  einer  Speicheranlage  und/oder 
einer  LNG-Anlage  und  jeder  Eigentümer  eines  Fernleitungsnetzes 
die  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler  Informationen,  von 
denen  er  bei  der  Ausübung  seiner  Geschäftstätigkeit  Kenntnis 
erlangt,  und  verhindert,  dass  Informationen  über  seine  eigenen 
Tätigkeiten,  die  wirtschaftliche  Vorteile  bringen  können,  in  dis- 
kriminierender Weise  offen  gelegt  werden.  Insbesondere  gibt  er 
keine  wirtschaftlich  sensiblen  Informationen  an  andere  Teile  des 
Unternehmens  weiter,  es  sei  denn,  dies  ist  für  die  Durchführung 
einer  Transaktion  erforderlich.  Zur  Gewährleistung  der  vollstän- 
digen Einhaltung  der  Regeln  zur  Informationsentflechtung  stellen 
die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  der  Eigentümer  des  Fernleitungs- 
netzes —  wenn  es  sich  um  einen  Kombinationsnetzbetreiber  han- 
delt, auch  der  Verteilernetzbetreiber  —  und  die  übrigen  Teile  des 
Unternehmens  —  abgesehen  von  Einrichtungen  rein  administra- 
tiver Natur  oder  von  IT-Diensten  —  keine  gemeinsamen  Einrich- 
tungen wie  z.  B.  gemeinsame  Rechtsabteilungen  in  Anspruch 
nehmen. 


(2)  Betreiber  von  Fernleitungsnetzen,  Speicheranlagen 
und/oder  LNG-Anlagen  dürfen  wirtschaftlich  sensible  Informati- 
onen, die  sie  von  Dritten  im  Zusammenhang  mit  der  Gewährung 
des  Netzzugangs  oder  bei  Verhandlungen  hierüber  erhalten,  beim 
Verkauf  oder  Erwerb  von  Erdgas  durch  verbundene  Unternehmen 
nicht  missbrauchen. 
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(3)  Die  für  einen  wirksamen  Wettbewerb  und  das  tatsächliche 
Funktionieren  des  Marktes  erforderlichen  Informationen  werden 
veröffentlicht.  Der  Schutz  wirtschaftlich  sensibler  Daten  bleibt 
von  dieser  Verpflichtung  unberührt. 


KAPITEL  IV 

UNABHÄNGIGER  FERNLEITUNGSNETZBETREIBER  (ITO) 


Artikel  1 7 

Vermögenswerte,  Anlagen,  Personal  und 
Unternehmensidentität 


(1)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  müssen  über  alle  personel- 
len, technischen,  materiellen  und  finanziellen  Ressourcen  verfü- 
gen, die  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  im  Rahmen  dieser  Richtlinie 
und  für  die  Geschäftstätigkeit  der  Gasfernleitung  erforderlich  sind; 
hierfür  gilt  insbesondere  Folgendes: 

a)  Vermögenswerte,  die  für  die  Geschäftstätigkeit  der  Gas- 
fernleitung erforderlich  sind,  einschließlich  des  Fernleitungs- 
netzes, müssen  Eigentum  des  Fernleitungsnetzbetreibers  sein. 

b)  Das  Personal,  das  für  die  Geschäftstätigkeit  der  Gasfernleitung 
erforderlich  ist,  so  auch  für  die  Erfüllung  aller  Aufgaben  des 
Unternehmens,  muss  beim  Fernleitungsnetzbetreiber  ange- 
stellt sein. 


c) 


Personalleasing  und  Erbringung  von  Dienstleistungen  für 
bzw.  durch  andere  Teile  des  vertikal  integrierten  Unterneh- 
mens sind  untersagt.  Ein  Fernleitungsnetzbetreiber  darf 
jedoch  für  das  vertikal  integrierte  Unternehmen  Dienstleis- 
tungen erbringen,  sofern  dabei 


nicht  zwischen  Nutzern  diskriminiert  wird,  die  Dienst- 
leistungen allen  Nutzern  unter  den  gleichen  Vertrags- 
bedingungen zugänglich  sind  und  der  Wettbewerb  bei 
der  Gewinnung  und  Lieferung  nicht  eingeschränkt,  ver- 
zerrt oder  unterbunden  wird  und 


die  dafür  geltenden  Vertragsbedingungen  von 
Regulierungsbehörde  genehmigt  werden. 


der 


d) 


Unbeschadet  der  Entscheidungen  des  Aufsichtsorgans  nach 
Artikel  20  sind  dem  Fernleitungsnetzbetreiber  angemessene 
finanzielle  Ressourcen  für  künftige  Investitionsprojekte 
und/oder  für  den  Ersatz  vorhandener  Vermögenswerte  nach 
entsprechender  Anforderung  durch  den  Fernleitungsnetz- 
betreiber rechtzeitig  vom  vertikal  integrierten  Unternehmen 
bereitzustellen. 


(2)  Die  Geschäftstätigkeit  der  Gasfernleitung  beinhaltet  neben 
den  in  Artikel  1 3  aufgeführten  Aufgaben  mindestens  die  folgen- 
den Tätigkeiten: 


a)  die  Vertretung  des  Fernleitungsnetzbetreibers  und  die  Funk- 
tion des  Ansprechpartners  für  Dritte  und  für  die 
Regulierungsbehörden; 


b)  die  Vertretung  des  Fernleitungsnetzbetreibers  innerhalb  des 
Europäischen  Verbunds  der  Fernleitungsnetzbetreiber 
(„ENTSO  (Gas)"); 

c)  die  Gewährung  und  Regelung  des  Zugangs  Dritter  nach  dem 
Grundsatz  der  Nichtdiskriminierung  zwischen  Netz- 
benutzern oder  Kategorien  von  Netzbenutzern; 

d)  die  Erhebung  aller  Fernleitungsnetzbezogenen  Gebühren, 
einschließlich  Zugangsentgelten,  Ausgleichsentgelten  für 
Hilfsdienste  wie  z.  B.  Gasaufbereitung,  Erwerb  von  Leistun- 
gen (Ausgleichskosten,  Energieverbrauch  für  Verluste); 

e)  den  Betrieb,  die  Wartung  und  den  Ausbau  eines  sicheren,  effi- 
zienten und  wirtschaftlichen  Fernleitungsnetzes; 

f)  die  Investitionsplanung  zur  Gewährleistung  der  langfristigen 
Fähigkeit  des  Netzes,  eine  angemessene  Nachfrage  zu  decken, 
und  der  Versorgungssicherheit; 

g)  die  Gründung  geeigneter  Gemeinschaftsunternehmen,  auch 
mit  einem  oder  mehreren  Fernleitungsnetzbetreibern,  Gas- 
börsen und  anderen  relevanten  Akteuren,  mit  dem  Ziel,  die 
Schaffung  von  Regionalmärkten  zu  fördern  oder  den  Prozess 
der  Liberalisierung  zu  erleichtern,  und 

h)  alle  unternehmensspezifischen  Einrichtungen  und  Leistun- 
gen, unter  anderem  Rechtsabteilung,  Buchhaltung  und 
IT-Dienste. 

(3)  Für  Fernleitungsnetzbetreiber  gelten  die  in  Artikel  lder 
Richtlinie  68/1 51 /EWG  des  Rates  (:)  genannten  Rechtsformen. 

(4)  Fernleitungsnetzbetreiber  müssen  in  Bezug  auf  ihre  Unter- 
nehmensidentität, ihre  Kommunikation,  ihre  Markenpolitik  sowie 
ihre  Geschäftsräume  dafür  Sorge  tragen,  dass  eine  Verwechslung 
mit  der  eigenen  Identität  des  vertikal  integrierten  Unternehmens 
oder  irgendeines  Teils  davon  ausgeschlossen  ist. 

(5)  Fernleitungsnetzbetreiber  unterlassen  die  gemeinsame  Nut- 
zung von  IT-Systemen  oder  -ausrüstung,  Liegenschaften  und 
Zugangskontrollsystemen  mit  jeglichem  Unternehmensteil  verti- 
kal integrierter  Unternehmen  und  gewährleisten,  dass  sie  in  Bezug 
auf  IT-Systeme  oder  -ausrüstung  und  Zugangskontrollsysteme 
nicht  mit  denselben  Beratern  und  externen  Auftragnehmern 
zusammenarbeiten. 

(6)  Die  Rechnungslegung  von  Fernleitungsnetzbetreibern  ist 
von  anderen  Wirtschaftsprüfern  als  denen,  die  die  Rechnungsprü- 
fung beim  vertikal  integrierten  Unternehmen  oder  bei  dessen 
Unternehmensteilen  vornehmen,  zu  prüfen. 


Artikel  18 

Unabhängigkeit  des  Fernleitungsnetzbetreibers 

(1)  Unbeschadet  der  Entscheidungen  des  Aufsichtsorgans  nach 
Artikel  20  muss  der  Fernleitungsnetzbetreiber 


(!)  Erste  Richtlinie  68/151/EWG  des  Rates  vom  9.  März  1968  zur  Koor- 
dinierung der  Schutzbestimmungen,  die  in  den  Mitgliedstaaten  den 
Gesellschaften  im  Sinne  des  Artikels  58  Absatz  2  des  Vertrags  im  Inte- 
resse der  Gesellschafter  sowie  Dritter  vorgeschrieben  sind,  um  diese 
Bestimmungen  gleichwertig  zu  gestalten  (ABl.  L  65  vom  14.3.1968, 
S.  8). 
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a)  in  Bezug  auf  Vermögenswerte  oder  Ressourcen,  die  für  den 
Betrieb,  die  Wartung  und  den  Ausbau  des  Fernleitungsnetzes 
erforderlich  sind,  wirksame  Entscheidungsbefugnisse  haben, 
die  er  unabhängig  von  dem  vertikal  integrierten  Unterneh- 
men ausübt,  und 

b)  die  Befugnis  haben,  Geld  auf  dem  Kapitalmarkt  insbesondere 
durch  Aufnahme  von  Darlehen  oder  Kapitalerhöhung  zu 
beschaffen. 

(2)  Der  Fernleitungsnetzbetreiber  stellt  sicher,  dass  er  jederzeit 
über  die  Mittel  verfügt,  die  er  benötigt,  um  das  Fernleitungs- 
geschäft ordnungsgemäß  und  effizient  zu  führen  und  um  ein  leis- 
tungsfähiges, sicheres  und  wirtschaftliches  Fernleitungsnetz 
aufzubauen  und  aufrechtzuerhalten. 

(3)  Tochterunternehmen  des  vertikal  integrierten  Unterneh- 
mens, die  die  Funktionen  Gewinnung  oder  Versorgung  wahrneh- 
men, dürfen  weder  direkt  noch  indirekt  Anteile  am  Unternehmen 
des  Fernleitungsnetzbetreibers  halten.  Der  Fernleitungsnetz- 
betreiber darf  weder  direkt  noch  indirekt  Anteile  an  Tochterunter- 
nehmen des  vertikal  integrierten  Unternehmens,  die  die 
Funktionen  Gewinnung  oder  Versorgung  wahrnehmen,  halten 
und  darf  keine  Dividenden  oder  andere  finanzielle  Zuwendungen 
von  diesen  Tochterunternehmen  erhalten. 

(4)  Die  gesamte  Verwaltungsstruktur  und  die  Unternehmens- 
satzung des  Fernleitungsnetzbetreibers  gewährleisten  seine  tat- 
sächliche Unabhängigkeit  gemäß  diesem  Kapitel.  Das  vertikal 
integrierte  Unternehmen  darf  das  Wettbewerbsverhalten  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  in  Bezug  auf  dessen  laufende  Geschäfte 
und  die  Netzverwaltung  oder  in  Bezug  auf  die  notwendigen  Tätig- 
keiten zur  Aufstellung  des  zehnjährigen  Netzentwicklungsplans 
gemäß  Artikel  22  weder  direkt  noch  indirekt  beeinflussen. 

(5)  Fernleitungsnetzbetreiber  gewährleisten  bei  der  Wahrneh- 
mung ihrer  Aufgaben  nach  Artikel  1 3  und  Artikel  1 7  Absatz  2 
der  vorliegenden  Richtlinie  und  bei  der  Einhaltung  von  Artikel  1 3 
Absatz  1,  Artikel  14  Absatz  1  Buchstabe  a,  Artikel  16  Absätze  2, 
3  und  5,  Artikel  18  Absatz  6  und  Artikel  21  Absatz  1  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  715/2009,  dass  sie  weder  Personen  noch  Kör- 
perschaften diskriminieren  und  dass  sie  den  Wettbewerb  bei  der 
Gewinnung  und  Lieferung  nicht  einschränken,  verzerren  oder 
unterbinden. 

(6)  Für  die  kommerziellen  und  finanziellen  Beziehungen  zwi- 
schen dem  vertikal  integrierten  Unternehmen  und  dem 
Fernleitungsnetzbetreiber,  einschließlich  der  Gewährung  von  Kre- 
diten durch  den  Fernleitungsnetzbetreiber  an  das  vertikal  inte- 
grierte Unternehmen,  sind  die  marktüblichen  Bedingungen 
einzuhalten.  Der  Fernleitungsnetzbetreiber  führt  ausführliche 
Aufzeichnungen  über  diese  kommerziellen  und  finanziellen 
Beziehungen  und  stellt  sie  der  Regulierungsbehörde  auf  Verlan- 
gen zur  Verfügung. 

(7)  Der  Fernleitungsnetzbetreiber  legt  der  Regulierungs- 
behörde sämtliche  kommerziellen  und  finanziellen  Vereinbarun- 
gen mit  dem  vertikal  integrierten  Unternehmen  zur  Genehmigung 
vor. 

(8)  Der  Fernleitungsnetzbetreiber  meldet  der  Regulierungs- 
behörde die  Finanzmittel  gemäß  Artikel  1 7  Absatz  1  Buchstabe  d, 
die  ihm  für  künftige  Investitionsprojekte  und/oder  für  den  Ersatz 
vorhandener  Vermögenswerte  und  Ressourcen  zur  Verfügung 
stehen. 


(9)  Das  vertikal  integrierte  Unternehmen  unterlässt  jede  Hand- 
lung, die  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen  des  Fernleitungsnetz- 
betreibers nach  diesem  Kapitel  behindern  oder  gefährden  würde, 
und  verlangt  vom  Fernleitungsnetzbetreiber  nicht,  bei  der  Erfül- 
lung dieser  Verpflichtungen  die  Zustimmung  des  vertikal  inte- 
grierten Unternehmens  einzuholen. 

(10)  Unternehmen,  denen  von  der  Regulierungsbehörde 
bescheinigt  wurde,  dass  sie  den  Anforderungen  dieses  Kapitels 
genügen,  werden  von  den  betreffenden  Mitgliedstaaten  zugelas- 
sen und  als  Fernleitungsnetzbetreiber  benannt.  Es  gilt  das  Zertifi- 
zierungsverfahren des  Artikels  10  der  vorliegenden  Richtlinie  und 
des  Artikels  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  oder  des  Arti- 
kels 1 1  der  vorliegenden  Richtlinie. 

Artikel  19 

Unabhängigkeit  des  Personals  und  der 
Unternehmensleitung  des  Fernleitungsnetzbetreibers 

(1)  Entscheidungen,  die  Ernennungen,  Wiederernennungen, 
Beschäftigungsbedingungen  einschließlich  Vergütung  und 
Vertragsbeendigung  für  Personen  der  Unternehmensleitung 
und/oder  Mitglieder  der  Verwaltungsorgane  des  Fernleitungsnetz- 
betreibers betreffen,  werden  von  dem  gemäß  Artikel  20  ernann- 
ten Aufsichtsorgan  des  Fernleitungsnetzbetreibers  getroffen. 

(2)  Die  Namen  und  die  Regelungen  in  Bezug  auf  Funktion, 
Vertragslaufzeit  und  -beendigung  für  Personen,  die  vom  Auf- 
sichtsorgan als  Personen  der  obersten  Unternehmensleitung 
und/oder  Mitglieder  der  Verwaltungsorgane  des  Fernleitungsnetz- 
betreibers ernannt  oder  wiederernannt  werden,  und  die  Gründe 
für  vorgeschlagene  Entscheidungen  zur  Vertragsbeendigung  sind 
der  Regulierungsbehörde  mitzuteilen.  Die  in  Absatz  1  genannten 
Regelungen  und  Entscheidungen  werden  erst  verbindlich,  wenn 
die  Regulierungsbehörde  innerhalb  von  drei  Wochen  nach  der 
Mitteilung  keine  Einwände  erhebt. 

Die  Regulierungsbehörde  kann  Einwände  gegen  die  in  Absatz  1 
genannte  Entscheidung  erheben, 

a)  wenn  Zweifel  an  der  beruflichen  Unabhängigkeit  einer 
ernannten  Person  der  Unternehmensleitung  und/oder  eines 
ernannten  Mitglieds  der  Verwaltungsorgane  bestehen  oder 

b)  wenn  Zweifel  an  der  Berechtigung  einer  vorzeitigen  Vertrags- 
beendigung bestehen. 

(3)  Es  dürfen  in  den  letzten  drei  Jahren  vor  einer  Ernennung 
von  Personen  der  Unternehmensleitung  und/oder  Mitglieder  der 
Verwaltungsorgane  des  Fernleitungsnetzbetreibers,  die  diesem 
Absatz  unterliegen,  bei  dem  vertikal  integrierten  Unternehmen, 
einem  seiner  Unternehmensteile  oder  bei  anderen  Mehrheitsan- 
teilseignern als  dem  Fernleitungsnetzbetreiber  weder  direkt  noch 
indirekt  berufliche  Positionen  bekleidet  oder  berufliche  Aufgaben 
wahrgenommen  noch  Interessens-  oder  Geschäftsbeziehungen  zu 
ihnen  unterhalten  werden. 

(4)  Die  Personen  der  Unternehmensleitung  und/oder  Mitglie- 
der der  Verwaltungsorgane  und  die  Beschäftigten  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  dürfen  bei  anderen  Unternehmen- 
steilen des  vertikal  integrierten  Unternehmens  oder  bei  deren 
Mehrheitsanteilseignern  weder  direkt  noch  indirekt  berufliche 
Positionen  bekleiden  oder  berufliche  Aufgaben  wahrnehmen  oder 
Interessens-  oder  Geschäftsbeziehungen  zu  ihnen  unterhalten. 
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(5)  Die  Personen  der  Unternehmensleitung  und/oder  Mitglie- 
der der  Verwaltungsorgane  und  die  Beschäftigten  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  dürfen  —  mit  Ausnahme  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  —  weder  direkt  noch  indirekt  Beteili- 
gungen an  Unternehmensteilen  des  vertikal  integrierten  Unter- 
nehmens halten  noch  finanzielle  Zuwendungen  von  diesen 
erhalten.  Ihre  Vergütung  darf  nicht  an  die  Tätigkeiten  oder 
Betriebsergebnisse  des  vertikal  integrierten  Unternehmens,  soweit 
sie  nicht  den  Fernleitungsnetzbetreiber  betreffen,  gebunden  sein. 


(6)  Im  Falle  von  Beschwerden  von  Personen  der  Unter- 
nehmensleitung und/oder  Mitgliedern  der  Verwaltungsorgane  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  gegen  vorzeitige  Vertragsbeendigung 
ist  die  effektive  Einlegung  von  Rechtsmitteln  bei  der  Regulierungs- 
behörde zu  gewährleisten. 


(7)  Nach  Beendigung  des  Vertragsverhältnisses  zum 
Fernleitungsnetzbetreiber  dürfen  Personen  der  Unternehmens- 
leitung und/oder  Mitgliedern  der  Verwaltungsorgane  für  mindes- 
tens vier  Jahre  bei  anderen  Unternehmensteilen  des  vertikal 
integrierten  Unternehmens  als  dem  Fernleitungsnetzbetreiber 
oder  bei  deren  Mehrheitsanteilseignern  keine  beruflichen  Positio- 
nen bekleiden  oder  berufliche  Aufgaben  wahrnehmen  oder 
Interessens-  oder  Geschäftsbeziehungen  zu  ihnen  unterhalten. 


(8)  Absatz  3  gilt  für  die  Mehrheit  der  Angehörigen  der  Unter- 
nehmensleitung und/oder  Mitglieder  der  Verwaltungsorgane  des 
Fernleitungsnetzbetreibers. 


Die  Angehörigen  der  Unternehmensleitung  und/oder  Mitglieder 
der  Verwaltungsorgane  des  Fernleitungsnetzbetreibers,  für  die 
Absatz  3  nicht  gilt,  dürfen  in  den  letzten  sechs  Monaten  vor  ihrer 
Ernennung  bei  dem  vertikal  integrierten  Unternehmen  keine 
Führungstätigkeit  oder  andere  einschlägige  Tätigkeit  ausgeübt 
haben. 


Unterabsatz  1  sowie  die  Absätze  4  bis  7  finden  Anwendung  auf 
alle  Personen,  die  der  obersten  Unternehmensleitung  angehören, 
sowie  auf  die  ihnen  unmittelbar  unterstellten  Personen,  die  mit 
dem  Betrieb,  der  Wartung  oder  der  Entwicklung  des  Netzes 
befasst  sind. 


Artikel  20 
Aufsichtsorgan 


(1)  Der  Fernleitungsnetzbetreiber  verfügt  über  ein  Aufsichts- 
organ, dessen  Aufgabe  es  ist,  Entscheidungen,  die  von  erhebli- 
chem Einfluss  auf  den  Wert  der  Vermögenswerte  der  Anteilseigner 
beim  Fernleitungsnetzbetreiber  sind,  insbesondere  Entscheidun- 
gen im  Zusammenhang  mit  der  Genehmigung  der  jährlichen  und 
der  langfristigen  Finanzpläne,  der  Höhe  der  Verschuldung  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  und  der  Höhe  der  an  die  Anteilseigner 
auszuzahlenden  Dividenden,  zu  treffen.  Das  Aufsichtsorgan  hat 
keine  Entscheidungsbefugnis  in  Bezug  auf  die  laufenden  Geschäfte 
des  Fernleitungsnetzbetreibers  und  die  Netzverwaltung  und  in 
Bezug  auf  die  notwendigen  Tätigkeiten  zur  Aufstellung  des  zehn- 
jährigen Netzentwicklungsplans  gemäß  Artikel  22. 


(2)  Das  Aufsichtsorgan  besteht  aus  Vertretern  des  vertikal  inte- 
grierten Unternehmens,  Vertretern  von  dritten  Anteilseignern 
und,  sofern  die  einschlägigen  Rechtsvorschriften  eines  Mitglied- 
staats dies  vorsehen,  Vertretern  anderer  Interessengruppen  wie 
z.  B.  der  Beschäftigten  des  Fernleitungsnetzbetreibers. 

(3)  Artikel  19  Absatz  2  Unterabsatz  1  sowie  Artikel  19 
Absätze  3  bis  7  finden  auf  zumindest  die  Hälfte  der  Mitglieder  des 
Aufsichtsorgans  abzüglich  ein  Mitglied  Anwendung. 

Artikel  1 9  Absatz  2  Unterabsatz  2  Buchstabe  b  findet  auf  alle  Mit- 
glieder des  Aufsichtsorgans  Anwendung. 


Artikel  21 

Gleichbehandlungsprogramm  und 
Gleichbehandlungsbeauftragter 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Fernleitungsnetz- 
betreiber ein  Gleichbehandlungsprogramm  aufstellen  und  durch- 
führen, in  dem  die  Maßnahmen  aufgeführt  sind,  mit  denen 
sichergestellt  wird,  dass  diskriminierende  Verhaltensweisen  aus- 
geschlossen werden  und  die  Einhaltung  des  Programms  angemes- 
sen überwacht  wird.  In  dem  Gleichbehandlungsprogramm  ist 
festgelegt,  welche  besonderen  Pflichten  die  Mitarbeiter  im  Hin- 
blick auf  die  Erreichung  dieser  Ziele  haben.  Das  Programm  bedarf 
der  Genehmigung  durch  die  Regulierungsbehörde.  Die  Einhaltung 
des  Programms  wird  unbeschadet  der  Befugnisse  der  nationalen 
Regulierungsbehörde  von  einem  Gleichbehandlungsbeauftragten 
unabhängig  kontrolliert. 

(2)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  wird  vom  Aufsichts- 
organ ernannt,  vorbehaltlich  der  Bestätigung  durch  die 
Regulierungsbehörde.  Die  Regulierungsbehörde  kann  der  Ernen- 
nung des  Gleichbehandlungsbeauftragten  ihre  Bestätigung  nur 
aus  Gründen  mangelnder  Unabhängigkeit  oder  mangelnder  fach- 
licher Eignung  verweigern.  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte 
kann  eine  natürliche  oder  juristische  Person  sein.  Artikel  19 
Absätze  2  bis  8  findet  auf  den  Gleichbehandlungsbeauftragten 
Anwendung. 

(3)  Die  Aufgaben  des  Gleichbehandlungsbeauftragten  sind: 

a)  fortlaufende  Kontrolle  der  Durchführung  des 
Gleichbehandlungsprogramms; 

b)  Erarbeitung  eines  Jahresberichts,  in  dem  die  Maßnahmen 
zur  Durchführung  des  Gleichbehandlungsprogramms 
dargelegt  werden,  und  dessen  Übermittlung  an  die 
Regulierungsbehörde; 

c)  Berichterstattung  an  das  Aufsichtsorgan  und  Abgabe  von 
Empfehlungen  zum  Gleichbehandlungsprogramm  und  seiner 
Durchführung; 

d)  Unterrichtung  der  Regulierungsbehörde  über  erhebliche  Ver- 
stöße bei  der  Durchführung  des  Gleichbehandlungs- 
programms, und 

e)  Berichterstattung  an  die  Regulierungsbehörde  über  kommer- 
zielle und  finanzielle  Beziehungen  zwischen  dem  vertikal  inte- 
grierten Unternehmen  und  dem  Fernleitungsnetzbetreiber. 
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(4)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  übermittelt  die  vorge- 
schlagenen Entscheidungen  zum  Investitionsplan  oder  zu  Einzel- 
investitionen im  Netz  an  die  Regulierungsbehörde.  Dies  erfolgt 
spätestens  dann,  wenn  die  Unternehmensleitung  und/oder  das 
zuständige  Verwaltungsorgan  des  Fernleitungsnetzbetreibers  diese 
Unterlagen  dem  Aufsichtsorgan  zuleitet. 

(5)  Hat  das  vertikal  integrierte  Unternehmen  in  der  Hauptver- 
sammlung oder  durch  ein  Votum  der  von  ihm  ernannten  Mitglie- 
der des  Aufsichtsorgans  die  Annahme  eines  Beschlusses 
verhindert,  wodurch  Netzinvestitionen,  die  nach  dem  zehn- 
jährigen Netzentwicklungsplan  in  den  folgenden  drei  Jahren 
durchgeführt  werden  sollten,  unterbunden  oder  hinausgezögert 
werden,  so  meldet  der  Gleichbehandlungsbeauftragte  dies  der 
Regulierungsbehörde,  die  dann  gemäß  Artikel  22  tätig  wird. 

(6)  Die  Regelungen  zum  Mandat  und  zu  den  Beschäftigungs- 
bedingungen des  Gleichbehandlungsbeauftragten,  einschließlich 
der  Dauer  seines  Mandats,  bedürfen  der  Genehmigung  durch  die 
Regulierungsbehörde.  Diese  Regelungen  müssen  die  Unabhängig- 
keit des  Gleichbehandlungsbeauftragten  gewährleisten  und  ent- 
sprechend sicherstellen,  dass  ihm  die  zur  Erfüllung  seiner 
Aufgaben  erforderlichen  Ressourcen  zur  Verfügung  stehen.  Der 
Gleichbehandlungsbeauftragte  darf  während  der  Laufzeit  seines 
Mandats  bei  Unternehmensteilen  des  vertikal  integrierten  Unter- 
nehmens oder  deren  Mehrheitsanteilseignern  weder  direkt  noch 
indirekt  berufliche  Positionen  bekleiden  oder  berufliche  Aufgaben 
wahrnehmen  oder  Interessensbeziehungen  zu  ihnen  unterhalten. 

(7)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  erstattet  der 
Regulierungsbehörde  regelmäßig  mündlich  oder  schriftlich 
Bericht  und  ist  befugt,  dem  Aufsichtsorgan  des  Fernleitungsnetz- 
betreibers regelmäßig  mündlich  oder  schriftlich  Bericht  zu 
erstatten. 

(8)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  ist  berechtigt,  an  allen 
Sitzungen  der  Unternehmensleitung  oder  der  Verwaltungsorgane 
des  Fernleitungsnetzbetreibers  sowie  des  Aufsichtsorgans  und  der 
Hauptversammlung  teilzunehmen.  Der  Gleichbehandlungs- 
beauftragte nimmt  an  allen  Sitzungen  teil,  in  denen  folgende  Fra- 
gen behandelt  werden: 

a)  Netzzugangsbedingungen  nach  Maßgabe  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  715/2009,  insbesondere  Tarife,  Leistungen  im 
Zusammenhang  mit  dem  Zugang  Dritter,  Kapazitätszu- 
weisung und  Engpassmanagement,  Transparenz,  Ausgleich 
und  Sekundärmärkte; 

b)  Projekte  für  den  Betrieb,  die  Wartung  und  den  Ausbau  des 
Fernleitungsnetzes,  einschließlich  der  Investitionen  in  neue 
Transportverbindungen,  in  die  Kapazitätsausweitung  und  in 
die  Optimierung  der  vorhandenen  Kapazität; 

c)  Verkauf  oder  Erwerb  von  Energie  für  den  Betrieb  des 
Fernleitungsnetzes. 

(9)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  kontrolliert  die  Einhal- 
tung des  Artikels  1 6  durch  den  Fernleitungsnetzbetreiber. 

(10)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  hat  Zugang  zu  allen 
einschlägigen  Daten  und  zu  den  Geschäftsräumen  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  sowie  zu  allen  Informationen,  die  er 
zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  benötigt. 


(11)  Nach  vorheriger  Zustimmung  der  Regulierungsbehörde 
kann  das  Aufsichtsorgan  den  Gleichbehandlungsbeauftragten 
abberufen.  Die  Abberufung  erfolgt  auf  Verlangen  der 
Regulierungsbehörde  aus  Gründen  mangelnder  Unabhängigkeit 
oder  mangelnder  fachlicher  Eignung. 

(12)  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  erhält  ohne  Voran- 
kündigung Zugang  zu  den  Geschäftsräumen  des 
Fernleitungsnetzbetreibers. 


Artikel  22 

Netzausbau  und  Befugnis  zum  Erlass  von 
Investitionsentscheidungen 

(1)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  legen  der  Regulierungs- 
behörde jedes  Jahr  nach  Konsultation  aller  einschlägigen 
Interessenträger  einen  zehnjährigen  Netzentwicklungsplan  vor, 
der  sich  auf  die  derzeitige  Lage  und  die  Prognosen  im  Bereich  von 
Angebot  und  Nachfrage  stützt.  Der  Netzentwicklungsplan  enthält 
wirksame  Maßnahmen  zur  Gewährleistung  der  Angemessenheit 
des  Netzes  und  der  Versorgungssicherheit. 

(2)  Zweck  des  zehnjährigen  Netzentwicklungsplans  ist  es 
insbesondere, 

a)  den  Marktteilnehmern  Angaben  darüber  zu  liefern,  welche 
wichtigen  Übertragungsinfrastrukturen  in  den  nächsten  zehn 
Jahren  errichtet  oder  ausgebaut  werden  müssen; 

b)  alle  bereits  beschlossenen  Investitionen  aufzulisten  und  die 
neuen  Investitionen  zu  bestimmen,  die  in  den  nächsten  zehn 
Jahren  durchgeführt  werden  müssen,  und 

c)  einen  Zeitplan  für  alle  Investitionsprojekte  vorzugeben. 

(3)  Bei  der  Erarbeitung  des  zehnjährigen  Netzentwicklungsplans 
legt  der  Fernleitungsnetzbetreiber  angemessene  Annahmen  über 
die  Entwicklung  der  Gewinnung,  der  Versorgung,  des  Verbrauchs 
und  des  Gasaustauschs  mit  anderen  Ländern  unter  Berücksichti- 
gung der  Investitionspläne  für  regionale  und  gemeinschaftsweite 
Netze  sowie  der  Investitionspläne  für  Speicheranlagen  und  LNG- 
Wiederverdampfungsanlagen  zugrunde. 

(4)  Die  Regulierungsbehörde  führt  offene  und  transparente 
Konsultationen  zum  zehnjährigen  Netzentwicklungsplan  mit  allen 
tatsächlichen  und  potenziellen  Netzbenutzern  durch.  Personen  und 
Unternehmen,  die  den  Status  potenzieller  Netzbenutzer  beanspru- 
chen, müssen  diesen  Anspruch  belegen.  Die  Regulierungsbehörde 
veröffentlicht  das  Ergebnis  der  Konsultationen  und  verweist  dabei 
insbesondere  auf  etwaigen  Investitionsbedarf. 

(5)  Die  Regulierungsbehörde  prüft,  ob  der  zehnjährige  Netz- 
entwicklungsplan den  gesamten  im  Zuge  der  Konsultationen 
ermittelten  Investitionsbedarf  erfasst  und  ob  die  Kohärenz  mit 
dem  gemeinschaftsweit  geltenden  nicht  bindenden  zehnjährigen 
Netzentwicklungsplan  („gemeinschaftsweiter  Netzentwicklungs- 
plan") gemäß  Artikel  8  Absatz  3  Buchstabe  b  der  Verordnung 
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(EG)  Nr.  7 1 5/2009  gewahrt  ist.  Bestehen  Zweifel  an  der  Kohärenz 
mit  dem  gemeinschaftsweit  geltenden  nicht  bindenden  zehn- 
jährigen Netzentwicklungsplan,  so  konsultiert  die  Regulierungs- 
behörde die  Agentur.  Die  Regulierungsbehörde  kann  vom 
Fernleitungsnetzbetreiber  die  Änderung  seines  zehnjährigen  Netz- 
entwicklungsplans verlangen. 

(6)  Die  Regulierungsbehörde  überwacht  und  evaluiert  die 
Durchführung  des  zehnjährigen  Netzentwicklungsplans. 

(7)  Hat  der  Fernleitungsnetzbetreiber  aus  Gründen,  die  keine 
zwingenden,  von  ihm  nicht  zu  beeinflussenden  Gründe  darstel- 
len, eine  Investition,  die  nach  dem  zehnjährigen  Netz- 
entwicklungsplan in  den  folgenden  drei  Jahren  durchgeführt 
werden  musste,  nicht  durchgeführt,  so  stellen  die  Mitgliedstaaten 
sicher,  dass  die  Regulierungsbehörde  verpflichtet  ist,  mindestens 
eine  der  folgenden  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  die  Durchfüh- 
rung der  betreffenden  Investition  zu  gewährleisten,  sofern  die 
Investition  unter  Zugrundelegung  des  jüngsten  zehnjährigen 
Netzentwicklungsplans  noch  relevant  ist: 

a)  Sie  fordert  den  Fernleitungsnetzbetreiber  zur  Durchführung 
der  betreffenden  Investition  auf,  oder 

b)  sie  leitet  ein  Ausschreibungsverfahren  zur  Durchführung  der 
betreffenden  Investition  ein,  das  allen  Investoren  offen  steht, 
oder 

c)  sie  verpflichtet  den  Fernleitungsnetzbetreiber,  einer  Kapital- 
aufstockung im  Hinblick  auf  die  Finanzierung  der  notwendi- 
gen Investitionen  zuzustimmen  und  unabhängigen 
Investoren  eine  Kapitalbeteiligung  zu  ermöglichen. 

Macht  die  Regulierungsbehörde  von  ihren  Befugnissen  gemäß 
Unterabsatz  1  Buchstabe  b  Gebrauch,  so  kann  sie  den 
Fernleitungsnetzbetreiber  dazu  verpflichten,  eine  oder  mehrere 
der  folgenden  Maßnahmen  zu  akzeptieren: 

a)  Finanzierung  durch  Dritte; 

b)  Errichtung  durch  Dritte; 

c)  Errichtung  der  betreffenden  neuen  Anlagen  durch  diesen 
selbst; 

d)  Betrieb  der  betreffenden  neuen  Anlagen  durch  diesen  selbst. 

Der  Fernleitungsnetzbetreiber  stellt  den  Investoren  alle  erforder- 
lichen Unterlagen  für  die  Durchführung  der  Investition  zur  Ver- 
fügung, stellt  den  Anschluss  der  neuen  Anlagen  an  das 
Fernleitungsnetz  her  und  unternimmt  alles,  um  die  Durchführung 
des  Investitionsprojekts  zu  erleichtern. 

Die  einschlägigen  Finanzierungs Vereinbarungen  bedürfen  der 
Genehmigung  durch  die  Regulierungsbehörde. 

(8)  Macht  die  Regulierungsbehörde  von  ihren  Befugnissen 
gemäß  Absatz  7  Unterabsatz  1  Gebrauch,  so  werden  die  Kosten 
der  betreffenden  Investitionen  durch  die  einschlägigen  Tarif- 
regelungen gedeckt. 


Artikel  23 

Entscheidungsbefugnisse  bezüglich  des  Anschlusses  von 
Speicheranlagen,  LNG-Wiederverdampfungsanlagen  und 
Industriekunden  an  das  Fernleitungsnetz 

(1)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  sind  verpflichtet,  transpa- 
rente und  effiziente  Verfahren  und  Tarife  für  den  nicht- 
diskriminierenden Anschluss  von  Speicheranlagen,  LNG- 
Wiederverdampfungsanlagen  und  Industriekunden  an  das 
Fernleitungsnetz  festzulegen  und  zu  veröffentlichen.  Die  Verfah- 
ren bedürfen  der  Genehmigung  durch  die  Regulierungsbehörden. 

(2)  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  haben  nicht  das  Recht, 
den  Anschluss  von  neuen  Speicheranlagen,  LNG- 
Wiederverdampfungsanlagen  und  Industriekunden  unter  Beru- 
fung auf  mögliche  künftige  Einschränkungen  der  verfügbaren 
Netzkapazitäten  oder  auf  zusätzliche  Kosten  im  Zusammenhang 
mit  der  notwendigen  Kapazitätsaufstockung  abzulehnen.  Der 
Fernleitungsnetzbetreiber  gewährleistet  für  den  neuen  Anschluss 
eine  ausreichende  Einspeise-  und  Ausspeisekapazität. 


KAPITEL  V 
VERTEILUNG  UND  VERSORGUNG 


Artikel  24 

Benennung  von  Verteilernetzbetreibern 

Die  Mitgliedstaaten  oder  von  diesen  dazu  aufgeforderte  Unterneh- 
men, die  Eigentümer  von  Verteilernetzen  sind  oder  die  für  sie 
verantwortlich  sind,  benennen  für  einen  Zeitraum,  den  die  Mit- 
gliedstaaten unter  Effizienzerwägungen  und  unter  Berücksichti- 
gung des  wirtschaftlichen  Gleichgewichts  festlegen,  einen  oder 
mehrere  Verteilernetzbetreiber  und  gewährleisten,  dass  diese 
Betreiber  die  Artikel  25,  26  und  27  einhalten. 


Artikel  25 

Aufgaben  der  Verteilernetzbetreiber 

(1)  Jeder  Verteilernetzbetreiber  trägt  die  Verantwortung  dafür, 
auf  lange  Sicht  die  Fähigkeit  des  Netzes  sicherzustellen,  eine  ange- 
messene Nachfrage  nach  Verteilung  von  Erdgas  zu  befriedigen 
sowie  unter  wirtschaftlichen  Bedingungen  und  unter  gebühren- 
der Beachtung  des  Umweltschutzes  und  der  Energieeffizienz  in 
seinem  Gebiet  ein  sicheres,  zuverlässiges  und  leistungsfähiges 
Netz  zu  betreiben,  zu  warten  und  auszubauen. 

(2)  Der  Verteilernetzbetreiber  hat  sich  jeglicher  Diskriminie- 
rung von  Netzbenutzern  oder  Kategorien  von  Netzbenutzern,  ins- 
besondere zugunsten  der  mit  ihm  verbundenen  Unternehmen,  zu 
enthalten. 

(3)  Jeder  Verteilernetzbetreiber  hat  jedem  anderen  Betreiber 
eines  Verteilernetzes,  eines  Fernleitungsnetzes,  einer  LNG-Anlage 
und/oder  einer  Speicheranlage  ausreichende  Informationen  zu  lie- 
fern, um  zu  gewährleisten,  dass  der  Transport  und  die  Speiche- 
rung von  Erdgas  in  einer  mit  dem  sicheren  und  effizienten  Betrieb 
des  Verbundnetzes  zu  vereinbarenden  Weise  erfolgt. 
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(4)  Der  Verteilernetzbetreiber  stellt  den  Netzbenutzern  die 
Informationen  bereit,  die  sie  für  einen  effizienten  Netzzugang  ein- 
schließlich der  Nutzung  des  Netzes  benötigen. 

(5)  Sofern  einem  Verteilernetzbetreiber  der  Ausgleich  des 
Erdgasverteilernetzes  obliegt,  müssen  die  von  ihm  zu  diesem 
Zweck  festgelegten  Regelungen  objektiv,  transparent  und  nicht- 
diskriminierend sein,  einschließlich  der  Regelungen  über  die  von 
den  Netzbenutzern  für  Energieungleichgewichte  zu  zahlenden 
Entgelte.  Die  Bedingungen  für  die  Erbringung  dieser  Leistungen 
durch  die  Netzbetreiber  einschließlich  Regelungen  und  Tarife  wer- 
den gemäß  einem  mit  Artikel  41  Absatz  6  zu  vereinbarenden  Ver- 
fahren in  nichtdiskriminierender  Weise  und  kostenorientiert 
festgelegt  und  veröffentlicht. 


Artikel  26 

Entflechtung  von  Verteilemetzbetreibern 

(1)  Gehört  der  Verteilernetzbetreiber  zu  einem  vertikal  inte- 
grierten Unternehmen,  so  muss  er  zumindest  hinsichtlich  seiner 
Rechtsform,  Organisation  und  Entscheidungsgewalt  unabhängig 
von  den  übrigen  Tätigkeitsbereichen  sein,  die  nicht  mit  der  Ver- 
teilung zusammenhängen.  Diese  Bestimmungen  begründen  keine 
Verpflichtung,  eine  Trennung  in  Bezug  auf  das  Eigentum  des  ver- 
tikal integrierten  Unternehmens  an  Vermögenswerten  des  Vertei- 
lernetzes vorzunehmen. 


erlaubt  es  dem  Mutterunternehmen  nicht,  Weisungen  bezüg- 
lich des  laufenden  Betriebs  oder  einzelner  Entscheidungen 
über  den  Bau  oder  die  Modernisierung  von  Verteilerleitungen 
zu  erteilen,  die  über  den  Rahmen  des  genehmigten  Finanz- 
plans oder  eines  gleichwertigen  Instruments  nicht  hinausge- 
hen, und 


d)  der  Verteilernetzbetreiber  stellt  ein  Gleichbehandlungs- 
programm  auf,  aus  dem  hervorgehen  muss,  welche  Maßnah- 
men zum  Ausschluss  diskriminierenden  Verhaltens  getroffen 
werden,  und  gewährleistet  die  ausreichende  Beobachtung  der 
Einhaltung  dieses  Programms.  In  dem  Gleichbehandlungs- 
programm  ist  festgelegt,  welche  besonderen  Pflichten  die 
Mitarbeiter  im  Hinblick  auf  die  Erreichung  dieses  Ziels  haben. 
Die  für  die  Beobachtung  des  Gleichbehandlungsprogramms 
zuständige  Person  oder  Stelle,  der  Gleichbehandlungs- 
beauftragte  des  Verteilernetzbetreibers,  legt  der  in  Artikel  39 
Absatz  1  genannten  Regulierungsbehörde  jährlich  einen 
Bericht  über  die  getroffenen  Maßnahmen  vor,  der  veröffent- 
licht wird.  Der  Gleichbehandlungsbeauftragte  des 
Verteilernetzbetreibers  ist  völlig  unabhängig  und  hat  Zugang 
zu  allen  Informationen,  über  die  der  Verteilernetzbetreiber 
und  etwaige  verbundene  Unternehmen  verfügen  und  die  der 
Gleichbehandlungsbeauftragte  benötigt,  um  seine  Aufgabe 
zu  erfüllen. 


(2)  Gehört  der  Verteilernetzbetreiber  zu  einem  vertikal  inte- 
grierten Unternehmen,  so  muss  er  zusätzlich  zu  den  Anforderun- 
gen des  Absatzes  1  hinsichtlich  seiner  Organisation  und 
Entscheidungsgewalt  unabhängig  von  den  übrigen  Tätigkeitsbe- 
reichen sein,  die  nicht  mit  der  Verteilung  zusammenhängen.  Um 
dies  zu  erreichen,  sind  die  folgenden  Mindestkriterien 
anzuwenden: 

a)  In  einem  integrierten  Erdgasunternehmen  dürfen  die  für  die 
Leitung  des  Verteilernetzbetreibers  zuständigen  Personen 
nicht  betrieblichen  Einrichtungen  des  integrierten  Erdgas- 
unternehmens angehören,  die  direkt  oder  indirekt  für  den 
laufenden  Betrieb  in  den  Bereichen  Erdgasgewinnung, 
-Übertragung  und  -Versorgung  zuständig  sind; 

b)  Es  sind  geeignete  Maßnahmen  zu  treffen,  damit  die  berufsbe- 
dingten Interessen  der  für  die  Leitung  des  Verteilernetz- 
betreibers zuständigen  Personen  so  berücksichtigt  werden, 
dass  ihre  Handlungsunabhängigkeit  gewährleistet  ist. 

c)  Der  Verteilernetzbetreiber  hat  in  Bezug  auf  Vermögenswerte, 
die  für  den  Betrieb,  die  Wartung  oder  den  Ausbau  des  Netzes 
erforderlich  sind,  tatsächliche  Entscheidungsbefugnisse,  die  er 
unabhängig  von  dem  integrierten  Erdgasunternehmen  aus- 
übt. Um  diese  Aufgaben  erfüllen  zu  können,  muss  der 
Verteilernetzbetreiber  über  die  erforderlichen  Ressourcen, 
einschließlich  personeller,  technischer,  materieller  und  finan- 
zieller Ressourcen,  verfügen.  Dies  sollte  geeigneten 
Koordinierungsmechanismen  nicht  entgegenstehen,  mit 
denen  sichergestellt  wird,  dass  die  wirtschaftlichen  Befugnisse 
des  Mutterunternehmens  und  seine  Aufsichtsrechte  über  das 
Management  im  Hinblick  auf  die  —  gemäß  Artikel  41 
Absatz  6  indirekt  geregelte  —  Rentabilität  eines  Tochter- 
unternehmens geschützt  werden.  Dies  ermöglicht  es  dem 
Mutterunternehmen  insbesondere,  den  jährlichen  Finanzplan 
oder  ein  gleichwertiges  Instrument  des  Verteilernetz- 
betreibers zu  genehmigen  und  generelle  Grenzen  für  die  Ver- 
schuldung seines  Tochterunternehmens  festzulegen.  Dies 


(3)  Ist  der  Verteilernetzbetreiber  Teil  eines  vertikal  integrierten 
Unternehmens,  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die  Tätig- 
keiten des  Verteilernetzbetreibers  von  den  Regulierungsbehörden 
oder  sonstigen  zuständigen  Stellen  beobachtet  werden,  so  dass  er 
diesen  Umstand  nicht  zur  Verzerrung  des  Wettbewerbs  nutzen 
kann.  Insbesondere  müssen  vertikal  integrierte  Verteilernetz- 
betreiber in  ihren  Kommunikations-  und  B randing- Aktivitäten 
dafür  Sorge  tragen,  dass  eine  Verwechslung  in  Bezug  auf  die 
eigene  Identität  der  Versorgungssparte  des  vertikal  integrierten 
Unternehmens  ausgeschlossen  ist. 


(4)  Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  die  Absätze  1,  2 
und  3  nicht  auf  integrierte  Erdgasunternehmen  anzuwenden,  die 
weniger  als  100  000  angeschlossene  Kunden  beliefern. 

Artikel  27 

Vertraulichkeitspflichten  von  Verteilernetzbetreibern 

(1)  Unbeschadet  des  Artikels  30  oder  sonstiger  gesetzlicher 
Verpflichtungen  zur  Offenlegung  von  Informationen  wahrt  der 
Verteilernetzbetreiber  die  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler 
Informationen,  von  denen  er  bei  der  Ausübung  seiner  Geschäfts- 
tätigkeit Kenntnis  erlangt,  und  verhindert,  dass  Informationen 
über  seine  eigenen  Tätigkeiten,  die  wirtschaftliche  Vorteile  brin- 
gen können,  in  diskriminierender  Weise  offen  gelegt  werden. 


(2)  Verteilernetzbetreiber  dürfen  wirtschaftlich  sensible  Infor- 
mationen, die  sie  von  Dritten  im  Zusammenhang  mit  der  Gewäh- 
rung eines  Netzzugangs  oder  mit  Verhandlungen  hierüber 
erhalten,  beim  Verkauf  oder  Erwerb  von  Erdgas  durch  verbundene 
Unternehmen  nicht  missbrauchen. 
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Artikel  28 
Geschlossene  Verteilernetze 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  können  veranlassen,  dass  ein  Netz,  über 
das  in  einem  begrenzten  Industrie-  oder  Gewerbegebiet  oder 
einem  Gebiet,  in  dem  Leistungen  gemeinsam  genutzt  werden, 
Erdgas  verteilt  wird,  wobei  —  unbeschadet  des  Absatzes  4  — 
keine  Haushaltskunden  versorgt  werden,  von  den  nationalen 
Regulierungsbehörden  oder  sonstigen  zuständigen  Behörden  als 
geschlossenes  Netz  eingestuft  wird,  wenn 

a)  die  Tätigkeiten  oder  Produktionsverfahren  der  Benutzer  die- 
ses Netzes  aus  konkreten  technischen  oder  sicherheits- 
technischen Gründen  verknüpft  sind,  oder 

b)  Erdgas  über  das  Netz  in  erster  Linie  an  den  Netzeigentümer 
oder  -betreiber  oder  an  von  dem  Netzeigentümer  oder 
-betreiber  abhängige  Unternehmen  verteilt  wird. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  veranlassen,  dass  die  nationa- 
len Regulierungsbehörden  den  Betreiber  eines  geschlossenen  Ver- 
teilernetzes von  der  Verpflichtung  gemäß  Artikel  32  Absatz  1 
freistellen,  wonach  Tarife  oder  die  Methoden  zu  ihrer  Berechnung 
vor  dem  Inkrafttreten  der  Tarife  gemäß  Artikel  41  genehmigt 
werden. 

(3)  Wenn  eine  Freistellung  nach  Absatz  2  gewährt  wird,  wer- 
den die  geltenden  Tarife  oder  die  Methoden  zu  ihrer  Berechnung 
auf  Verlangen  eines  Benutzers  des  geschlossenen  Verteilernetzes 
gemäß  Artikel  41  überprüft  und  genehmigt. 

(4)  Die  gelegentliche  Nutzung  des  Verteilernetzes  durch  eine 
geringe  Anzahl  von  Haushalten,  deren  Personen  ein  Beschäfti- 
gungsverhältnis oder  vergleichbare  Beziehungen  zum  Eigentümer 
des  Verteilernetzes  unterhalten  und  die  sich  in  dem  durch  ein 
geschlossenes  Verteilernetz  versorgten  Gebiet  befinden,  steht  der 
Gewährung  der  Freistellung  nach  Absatz  2  nicht  entgegen. 

Artikel  29 
Kombinationsnetzbetreiber 

Artikel  26  Absatz  1  steht  dem  gleichzeitigen  Betrieb  eines 
Fernleitungsnetzes,  einer  LNG-Anlage,  einer  Speicheranlage  und 
eines  Verteilernetzes  durch  einen  Betreiber  nicht  entgegen,  sofern 
dieser  Betreiber  Artikel  9  Absatz  1  oder  die  Artikel  1 4  und  1 5 
oder  die  Vorschriften  des  Kapitels  IV,  einhält  oder  in  den 
Anwendungsbereich  des  Artikels  49  Absatz  6  fällt. 

KAPITEL  VI 

ENTFLECHTUNG  UND  TRANSPARENZ  DER 
RECHNUNGSLEGUNG 

Artikel  30 

Recht  auf  Einsichtnahme  in  die  Rechnungslegung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  oder  jede  von  ihnen  benannte  zustän- 
dige Behörde,  einschließlich  der  in  Artikel  39  Absatz  1  genann- 
ten Regulierungsbehörden  und  der  in  Artikel  34  Absatz  3 
genannten  Stellen  zur  Beilegung  von  Streitigkeiten,  haben,  soweit 
dies  zur  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  erforderlich  ist,  das  Recht 
auf  Einsichtnahme  in  die  in  Artikel  31  genannte  Rechnungsle- 
gung der  Erdgasunternehmen. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  von  ihnen  benannten  zustän- 
digen Behörden,  einschließlich  der  in  Artikel  39  Absatz  1  genann- 
ten Regulierungsbehörden  und  der  Stellen  zur  Beilegung  von 
Streitigkeiten,  wahren  die  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler 
Informationen.  Die  Mitgliedstaaten  können  die  Offenlegung  der- 
artiger Informationen  vorsehen,  wenn  dies  zur  Wahrnehmung 
der  Aufgaben  der  zuständigen  Behörden  erforderlich  ist. 


Artikel  3 1 
Entflechtung  der  Rechnungslegung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnahmen, 
um  sicherzustellen,  dass  die  Rechnungslegung  der  Erdgasunter- 
nehmen gemäß  den  Absätzen  2  bis  5  des  vorliegenden  Artikels 
erfolgt.  Erdgasunternehmen,  die  aufgrund  von  Artikel  49  Absätze 
2  und  4  von  dieser  Bestimmung  ausgenommen  sind,  haben 
zumindest  ihre  interne  Rechnungslegung  in  Übereinstimmung 
mit  diesem  Artikel  zu  führen. 

(2)  Ungeachtet  ihrer  Eigentumsverhältnisse  oder  ihrer  Rechts- 
form erstellen  und  veröffentlichen  die  Erdgasunternehmen  ihre 
Jahresabschlüsse  und  lassen  diese  überprüfen,  und  zwar  gemäß 
den  nationalen  Rechtsvorschriften  über  die  Jahresabschlüsse  von 
Gesellschaften,  die  im  Rahmen  der  Vierten  Richtlinie 
78/660/EWG  des  Rates  vom  25.  Juli  1978  aufgrund  von  Arti- 
kel 44  Absatz  2  Buchstabe  g  (*)  des  Vertrags  über  den  Jahresab- 
schluss  von  Gesellschaften  bestimmter  Rechtsformen  (')  erlassen 
worden  sind 

Unternehmen,  die  zur  Veröffentlichung  ihrer  Jahresabschlüsse 
gesetzlich  nicht  verpflichtet  sind,  halten  in  ihrer  Hauptverwaltung 
eine  Ausfertigung  ihres  Jahresabschlusses  für  die  Öffentlichkeit 
zur  Verfügung. 

(3)  Zur  Vermeidung  von  Diskriminierungen,  Quer- 
subventionen und  Wettbewerbsverzerrungen  führen  Erdgasunter- 
nehmen in  ihrer  internen  Rechnungslegung  getrennte  Konten  für 
jede  ihrer  Tätigkeiten  in  den  Bereichen  Fernleitung,  Verteilung, 
LNG  und  Speicherung  in  derselben  Weise,  wie  sie  dies  tun  müss- 
ten,  wenn  die  betreffenden  Tätigkeiten  von  separaten  Unterneh- 
men ausgeführt  würden.  Sie  führen  auch  Konten  für  andere,  nicht 
mit  den  Bereichen  Fernleitung,  Verteilung,  LNG  und  Speicherung 
zusammenhängende  Tätigkeiten  im  Erdgasbereich,  wobei  diese 
Konten  konsolidiert  sein  können.  Bis  zum  1.  Juli  2007  führen  sie 
getrennte  Konten  für  die  Versorgung  zugelassener  Kunden  bzw. 
nicht  zugelassener  Kunden.  Einnahmen  aus  dem  Eigentum  am 
Fernleitungs-  oder  Verteilernetz  weisen  sie  in  den  Konten  geson- 
dert aus.  Gegebenenfalls  führen  sie  konsolidierte  Konten  für  ihre 
anderen  Tätigkeiten  außerhalb  des  Erdgasbereichs.  Die  interne 
Rechnungslegung  schließt  für  jede  Tätigkeit  eine  Bilanz  sowie  eine 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  ein. 

(4)  Bei  der  Überprüfung  gemäß  Absatz  2  wird  insbesondere 
untersucht,  ob  die  Verpflichtung  zur  Vermeidung  von  Diskrimi- 
nierung und  Quersubventionen  gemäß  Absatz  3  eingehalten 
wird. 


(*)  Der  Titel  der  Richtlinie  78/660/EWG  wurde  angepasst,  um  der  gemäß 
Artikel  12  des  Vertrags  von  Amsterdam  vorgenommenen 
Umnummerierung  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft  Rechnung  zu  tragen;  die  ursprüngliche  Bezugnahme 
betraf  Artikel  54  Absatz  3  Buchstabe  g. 

(')  ABl.  L  222  vom  14.8.1978,  S.  11. 
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(5)  Unbeschadet  der  innerstaatlich  anwendbaren  Vorschriften 
für  die  Rechnungslegung  geben  die  Unternehmen  in  der  internen 
Rechnungslegung  die  Regeln,  einschließlich  der  Abschreibungs- 
regeln, an,  nach  denen  die  Gegenstände  des  Aktiv-  und  Passiv- 
vermögens sowie  die  ausgewiesenen  Aufwendungen  und  Erträge 
den  gemäß  Absatz  3  separat  geführten  Konten  zugewiesen  wer- 
den. Änderungen  dieser  internen  Regeln  sind  nur  in  Ausnahme- 
fällen zulässig.  Diese  Änderungen  müssen  erwähnt  und 
ordnungsgemäß  begründet  werden. 

(6)  Im  Anhang  zum  Jahresabschluss  sind  die  Geschäfte  größe- 
ren Umfangs,  die  mit  verbundenen  Unternehmen  getätigt  worden 
sind,  gesondert  aufzuführen. 

KAPITEL  VII 
ORGANISATION  DES  NETZZUGANGS 

Artikel  32 
Zugang  Dritter 

( 1 )  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  die  Einführung  eines  Sys- 
tem für  den  Zugang  Dritter  zum  Fernleitungs-  und  Verteilernetz 
und  zu  den  LNG-Anlagen  auf  der  Grundlage  veröffentlichter 
Tarife;  die  Zugangsregelung  gilt  für  alle  zugelassenen  Kunden,  ein- 
schließlich Versorgungsunternehmen,  und  wird  nach  objektiven 
Kriterien  und  ohne  Diskriminierung  von  Netzbenutzern  ange- 
wandt. Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  diese  Tarife  oder  die 
Methoden  zu  ihrer  Berechnung  gemäß  Artikel  41  von  einer  in 
Artikel  39  Absatz  1  genannten  Regulierungsbehörde  vor  deren 
Inkrafttreten  genehmigt  werden  und  dass  die  Tarife  und  —  soweit 
nur  die  Methoden  einer  Genehmigung  unterliegen  —  die  Metho- 
den vor  ihrem  Inkrafttreten  veröffentlicht  werden. 

(2)  Die  Betreiber  der  Fernleitungsnetze  erhalten  zur  Wahrneh- 
mung ihrer  Aufgaben,  auch  im  Zusammenhang  mit  der  grenzü- 
berschreitenden Fernleitung,  gegebenenfalls  Zugang  zu  den 
Femleitungsnetzen  anderer  Betreiber. 

(3)  Die  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  stehen  dem  Abschluss 
von  langfristigen  Verträgen  nicht  entgegen,  sofern  diese  mit  den 
Wettbewerbsregeln  der  Gemeinschaft  im  Einklang  stehen. 


Artikel  33 
Zugang  zu  Speicheranlagen 

(1)  Für  den  Zugang  zu  Speicheranlagen  und  Netzpuff erung, 
der  für  einen  effizienten  Netzzugang  im  Hinblick  auf  die  Versor- 
gung der  Kunden  technisch  und/oder  wirtschaftlich  erforderlich 
ist,  sowie  für  den  Zugang  zu  Hilfsdiensten  können  die  Mitglied- 
staaten eines  der  in  den  Äbsätzen  3  und  4  vorgesehenen  Verfah- 
ren oder  beide  Verfahren  wählen.  Diese  Verfahren  werden  nach 
objektiven,  transparenten  und  nichtdiskriminierenden  Kriterien 
angewandt. 

Die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  die  Mitgliedstaaten  dies  vorgese- 
hen haben,  die  Regulierungsbehörden  definieren  und  veröffentli- 
chen Kriterien,  anhand  deren  beurteilt  werden  kann,  welche 
Regelung  auf  den  Zugang  zu  Speicheranlagen  und  Netzpufferung 
angewandt  wird.  Sie  machen  öffentlich  bekannt,  welche  Speicher- 
anlagen oder  welche  Teile  der  Speicheranlagen  und  welche 


Netzpufferungen  nach  den  verschiedenen  in  den  Absätzen  3 
und  4  genannten  Verfahren  angeboten  werden,  oder  verpflichten 
die  Speicheranlagen-  und  Fernleitungsnetzbetreiber,  die  entspre- 
chenden Informationen  öffentlich  bekannt  zu  machen. 


Die  Verpflichtung  in  Unterabsatz  2  Satz  2  gilt  unbeschadet  des 
den  Mitgliedstaaten  im  ersten  Unterabsatz  gewährten  Rechts  auf 
Wahl  des  Verfahrens. 


(2)  Absatz  1  gilt  bei  LNG-Anlagen  nicht  für  Hilfsdienste  und 
die  vorübergehende  Speicherung,  die  für  die  Wiederverdampfung 
und  die  anschließende  Einspeisung  in  das  Fernleitungsnetz  erfor- 
derlich sind. 


(3)  Beim  Zugang  auf  Vertragsbasis  treffen  die  Mitgliedstaaten 
oder,  wenn  die  Mitgliedstaaten  dies  vorsehen,  die  Regulierungs- 
behörden die  erforderlichen  Maßnahmen,  damit  die  Erdgasunter- 
nehmen und  die  zugelassenen  Kunden,  die  sich  innerhalb  oder 
außerhalb  des  Verbundnetzgebiets  befinden,  einen  Zugang  zu 
Speicheranlagen  und  Netzpufferung  aushandeln  können,  wenn 
dieser  Zugang  für  einen  effizienten  Netzzugang  sowie  für  den 
Zugang  zu  anderen  Hilfsdiensten  technisch  und/oder  wirtschaft- 
lich erforderlich  ist.  Die  Parteien  sind  verpflichtet,  den  Zugang  zu 
Speicheranlagen,  Netzpufferung  und  anderen  Hilfsdiensten  nach 
dem  Grundsatz  von  Treu  und  Glauben  auszuhandeln. 


Die  Verträge  über  den  Zugang  zu  Speicheranlagen,  Netzpufferung 
und  anderen  Hilfsdiensten  werden  mit  dem  Betreiber  der  betref- 
fenden Speicheranlage  oder  den  betreffenden  Erdgasunternehmen 
ausgehandelt.  Die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  die  Mitgliedstaaten 
dies  vorsehen,  die  Regulierungsbehörden  verlangen  von  den 
Betreibern  der  Speicheranlagen  und  den  Erdgasunternehmen,  bis 
zum  1.  Januar  2005  und  in  der  Folge  einmal  jährlich  ihre  wesent- 
lichen Geschäftsbedingungen  für  die  Nutzung  von  Speicheran- 
lagen, Netzpufferung  und  anderen  Hilfsdiensten  zu 
veröffentlichen. 


Bei  der  Ausarbeitung  dieser  in  Unterabsatz  2  genannten 
Geschäftsbedingungen  konsultieren  die  Betreiber  der  Speicheran- 
lagen und  die  Erdgasunternehmen  die  Netzbenutzer. 


(4)  Im  Fall  eines  geregelten  Netzzugangs  treffen  die  Mitglied- 
staaten oder,  wenn  die  Mitgliedstaaten  dies  vorsehen,  die 
Regulierungsbehörden  die  erforderlichen  Maßnahmen,  damit  die 
Erdgasunternehmen  und  die  zugelassenen  Kunden,  die  sich  inner- 
halb oder  außerhalb  des  Verbundnetzgebiets  befinden,  ein  Recht 
auf  Zugang  zu  Speicheranlagen,  Netzpufferung  und  anderen 
Hilfsdiensten  auf  der  Grundlage  veröffentlichter  Tarife  und/oder 
sonstiger  Bedingungen  und  Verpflichtungen  für  die  Nutzung  die- 
ser Speicheranlagen  und  Netzpufferung  haben,  wenn  dieser 
Zugang  für  einen  effizienten  Netzzugang  sowie  für  den  Zugang 
zu  anderen  Hilfsdiensten  technisch  und/oder  wirtschaftlich  erfor- 
derlich ist.  Die  Mitgliedstaaten  oder,  wenn  die  Mitgliedstaaten  dies 
vorsehen,  die  Regulierungsbehörden  konsultieren  die  Netz- 
benutzer bei  der  Ausarbeitung  dieser  Tarife  oder  der  entsprechen- 
den Methoden.  Dieses  Recht  auf  Zugang  kann  den  zugelassenen 
Kunden  dadurch  gewährt  werden,  dass  es  ihnen  ermöglicht  wird, 
Versorgungsverträge  mit  anderen  konkurrierenden  Erdgasunter- 
nehmen als  dem  Eigentümer  und/oder  Betreiber  des  Netzes  oder 
einem  verbundenen  Unternehmen  zu  schließen. 
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Artikel  34 

Zugang  zu  den  vorgelagerten  Rohrleitungsnetzen 


(1)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnahmen, 
um  sicherzustellen,  dass  die  Erdgas-Unternehmen  und  die  zuge- 
lassenen Kunden  ungeachtet  ihres  Standorts  bzw.  Wohnsitzes  im 
Einklang  mit  diesem  Artikel  Zugang  erhalten  können  zu  den  vor- 
gelagerten Rohrleitungsnetzen,  einschließlich  der  Einrichtungen, 
die  die  mit  einem  derartigen  Zugang  verbundenen  technischen 
Dienstleistungen  erbringen,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Netz-  und 
Einrichtungsteile,  die  für  örtliche  Gewinnungstätigkeiten  auf 
einem  Gasfeld  benutzt  werden.  Diese  Maßnahmen  werden  der 
Kommission  gemäß  Artikel  54  mitgeteilt. 

(2)  Der  Mitgliedstaat  legt  entsprechend  den  einschlägigen 
Rechtsinstrumenten  fest,  in  welcher  Weise  der  Zugang  gemäß 
Absatz  1  zu  ermöglichen  ist.  Die  Mitgliedstaaten  legen  dabei  fol- 
gende Ziele  zugrunde:  offener  Zugang  zu  gerechten  Bedingungen, 
Schaffung  eines  wettbewerbsbestimmten  Erdgasmarkts  und  Ver- 
meidung des  Missbrauchs  einer  marktbeherrschenden  Stellung, 
wobei  einer  gesicherten  und  regelmäßigen  Versorgung,  den  beste- 
henden Kapazitäten  und  den  Kapazitäten,  die  nach  vernünftigem 
Ermessen  verfügbar  gemacht  werden  können,  sowie  dem  Umwelt- 
schutz Rechnung  getragen  wird.  Folgendes  kann  berücksichtigt 
werden: 


a)  die  Notwendigkeit,  den  Zugang  zu  verweigern,  wenn  techni- 
sche Spezifikationen  nicht  unter  zumutbaren  Bedingungen 
miteinander  in  Einklang  zu  bringen  sind; 


b)  die  Notwendigkeit  der  Vermeidung  von  nicht  auf  zumutbare 
Art  und  Weise  zu  überwindenden  Schwierigkeiten,  die  die 
Effizienz  der  laufenden  und  der  künftigen  Kohlenwasserstoff- 
gewinnung, auch  bei  Feldern  mit  geringer  wirtschaftlicher 
Rentabilität,  beeinträchtigen  könnten; 


c)  die  Notwendigkeit  der  Anerkennung  gebührend  belegter  und 
angemessener  Erfordernisse,  die  der  Eigentümer  oder  Betrei- 
ber des  vorgelagerten  Rohrleitungsnetzes  für  Erdgastransport 
und  -aufbereitung  geltend  macht,  und  der  Wahrung  der  Inte- 
ressen aller  anderen  möglicherweise  betroffenen  Benutzer  des 
vorgelagerten  Rohrleitungsnetzes  oder  der  einschlägigen 
Aufbereitungs-  oder  Umschlagseinrichtungen;  und 


d)  die  Notwendigkeit  der  Anwendung  der  einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften  und  Verwaltungsverfahren  zur  Erteilung 
von  Genehmigungen  für  Gewinnungstätigkeiten  oder  vorge- 
lagerte Entwicklungstätigkeiten  in  Übereinstimmung  mit 
dem  Gemeinschaftsrecht. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  eine  Streitbeilegungs- 
regelung —  zu  der  auch  eine  von  den  Parteien  unabhängige  Stelle 
gehört,  die  zu  allen  einschlägigen  Informationen  Zugang  hat  — , 
mit  der  Streitigkeiten  im  Zusammenhang  mit  dem  Zugang  zu 
vorgelagerten  Rohrleitungsnetzen  zügig  beigelegt  werden  kön- 
nen, wobei  den  in  Absatz  2  genannten  Kriterien  und  der  Zahl  der 
Parteien,  die  möglicherweise  an  der  Verhandlung  über  den 
Zugang  zu  derartigen  Netzen  beteiligt  sind,  Rechnung  zu  tragen 
ist. 


(4)  Bei  grenzüberschreitenden  Streitigkeiten  gilt  die  Streit- 
beilegungsregelung des  Mitgliedstaats,  der  für  das  vorgelagerte 
Rohrleitungsnetz,  das  den  Zugang  verweigert,  zuständig  ist.  Sind 
bei  grenzübergreifenden  Streitigkeiten  mehrere  Mitgliedstaaten 
für  das  betreffende  Netz  zuständig,  so  gewährleisten  diese  Mit- 
gliedstaaten in  gegenseitigem  Benehmen,  dass  die  vorliegende 
Richtlinie  übereinstimmend  angewandt  wird. 


Artikel  35 
Verweigerung  des  Zugangs 

(1)  Erdgasunternehmen  können  den  Netzzugang  verweigern, 
wenn  sie  nicht  über  die  nötige  Kapazität  verfügen  oder  der  Netz- 
zugang sie  daran  hindern  würde,  die  ihnen  auferlegten  gemein- 
wirtschaftlichen Verpflichtungen  gemäß  Artikel  3  Absatz  2  zu 
erfüllen,  oder  wenn  in  Bezug  auf  die  in  Artikel  47  festgelegten  Kri- 
terien und  Verfahren  und  die  von  dem  Mitgliedstaat  gemäß  Arti- 
kel 48  Absatz  1  gewählte  Alternative  aufgrund  von  Verträgen  mit 
unbedingter  Zahlungsverpflichtung  ernsthafte  wirtschaftliche  und 
finanzielle  Schwierigkeiten  bestehen.  Die  Verweigerung  ist  ord- 
nungsgemäß zu  begründen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  die  erforderlichen  Maßnahmen 
ergreifen,  um  zu  gewährleisten,  dass  Erdgasunternehmen,  die  den 
Netzzugang  aufgrund  unzureichender  Kapazität  oder  eines  man- 
gelnden Netzverbunds  verweigern,  für  den  erforderlichen  Ausbau 
Sorge  tragen,  soweit  dies  wirtschaftlich  vertretbar  ist  oder  wenn 
ein  potenzieller  Kunde  bereit  ist,  hierfür  zu  zahlen.  Wenden  die 
Mitgliedstaaten  Artikel  4  Absatz  4  an,  so  ergreifen  sie  diese 
Maßnahmen. 


Artikel  36 
Neue  Infrastruktur 

(1)  Große  neue  Erdgasinfrastrukturen,  d.  h.  Verbindungs- 
leitungen, LNG-  und  Speicheranlagen,  können  auf  Antrag  für 
einen  bestimmten  Zeitraum  von  den  Bestimmungen  der  Artikel  9, 
32,  33  und  34  sowie  des  Artikels  41  Absätze  6,  8  und  10  unter 
folgenden  Voraussetzungen  ausgenommen  werden: 

a)  durch  die  Investition  werden  der  Wettbewerb  bei  der  Gas- 
versorgung und  die  Versorgungssicherheit  verbessert; 

b)  das  mit  der  Investition  verbundene  Risiko  ist  so  hoch,  dass 
die  Investition  ohne  eine  Ausnahmegenehmigung  nicht  getä- 
tigt würde; 

c)  die  Infrastruktur  muss  Eigentum  einer  natürlichen  oder  juris- 
tischen Person  sein,  die  zumindest  der  Rechtsform  nach  von 
den  Netzbetreibern  getrennt  ist,  in  deren  Netzen  die  Infra- 
struktur geschaffen  wird; 

d)  von  den  Nutzern  dieser  Infrastruktur  werden  Gebühren  erho- 
ben; und 

e)  die  Ausnahme  wirkt  sich  nicht  nachteilig  auf  den  Wettbe- 
werb oder  das  effektive  Funktionieren  des  Erdgas- 
binnenmarktes oder  das  effiziente  Funktionieren  des 
regulierten  Netzes  aus,  an  das  die  Infrastruktur  angeschlos- 
sen ist. 
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(2)  Absatz  1  gilt  auch  für  erhebliche  Kapazitätsaufstockungen 
bei  vorhandenen  Infrastrukturen  und  für  Änderungen  dieser  Infra- 
strukturen, die  die  Erschließung  neuer  Gasversorgungsquellen 
ermöglichen. 


(3)  Die  in  Kapitel  VIII  genannte  Regulierungsbehörde  kann  von 
Fall  zu  Fall  über  Ausnahmen  nach  den  Absätzen  1  und  2  befinden. 


(4)  Erstreckt  sich  die  betreffende  Infrastruktur  über  das 
Hoheitsgebiet  von  mehr  als  einem  Mitgliedstaat,  kann  die  Agen- 
tur den  Regulierungsbehörden  der  betroffenen  Mitgliedstaaten 
innerhalb  von  zwei  Monaten  ab  dem  Tag,  an  dem  die  letzte  die- 
ser Regulierungsbehörden  den  Antrag  auf  eine  Ausnahme  erhal- 
ten hat,  eine  Stellungnahme  übermitteln,  die  die  Grundlage  für  die 
Entscheidung  der  Regulierungsbehörden  sein  könnte. 


Haben  alle  betroffenen  Regulierungsbehörden  innerhalb  von 
sechs  Monaten  ab  dem  Tag,  an  dem  die  letzte  Regulierungs- 
behörde den  Antrag  erhalten  hat  eine  Einigung  über  die  Entschei- 
dung zur  Gewährung  einer  Ausnahme  erzielt,  informieren  sie  die 
Agentur  über  diese  Entscheidung. 

Die  der  Regulierungsbehörde  des  betroffenen  Mitgliedstaats  durch 
diesen  Artikel  übertragenen  Aufgaben  werden  von  der  Agentur 
wahrgenommen, 


a)  wenn  alle  betreffenden  nationalen  Regulierungsbehörden 
innerhalb  eines  Zeitraums  von  sechs  Monaten  ab  dem  Tag, 
an  dem  die  letzte  dieser  Regulierungsbehörden  den  Antrag 
auf  eine  Ausnahme  erhalten  hat,  keine  Einigung  erzielen 
konnten,  oder 


b)    wenn  ein  gemeinsames  Ersuchen  der  betreffenden  nationa- 
len Regulierungsbehörden  vorliegt. 


Alle  betreffenden  Regulierungsbehörden  können  in  einem 
gemeinsamen  Ersuchen  beantragen,  dass  die  unter  Unterabsatz  3 
Buchstabe  a  genannte  Frist  um  bis  zu  drei  Monate  verlängert  wird. 


(5)  Vor  ihrer  Entscheidung  erfolgt  eine  Anhörung  der  zustän- 
digen Regulierungsbehörden  und  der  Antragsteller  durch  die 
Agentur. 


(6)  Eine  Ausnahme  kann  sich  auf  die  gesamte  Kapazität  der 
neuen  Infrastruktur  oder  der  vorhandenen  Infrastruktur,  deren 
Kapazität  erheblich  vergrößert  wurde,  oder  bestimmte  Teile  der 
Infrastruktur  erstrecken. 


Bei  der  Entscheidung  über  die  Gewährung  einer  Ausnahme  wird 
in  jedem  Einzelfall  der  Notwendigkeit  Rechnung  getragen, 
Bedingungen  für  die  Dauer  der  Ausnahme  und  den  nicht- 
diskriminierenden Zugang  zu  der  neuen  Infrastruktur  aufzuerle- 
gen. Bei  der  Entscheidung  über  diese  Bedingungen  werden 
insbesondere  die  neu  zu  schaffende  Kapazität  oder  die  Änderung 
der  bestehenden  Kapazität,  der  Zeithorizont  des  Vorhabens  und 
die  einzelstaatlichen  Gegebenheiten  berücksichtigt. 


Vor  der  Gewährung  einer  Ausnahme  entscheidet  die 
Regulierungsbehörde  über  die  Regeln  und  Mechanismen  für  das 
Kapazitätsmanagement  und  die  Kapazitätszuweisung.  Nach  die- 
sen Regeln  werden  alle  potenziellen  Nutzer  der  Infrastruktur  dazu 
aufgefordert,  ihr  Interesse  an  der  Kontrahierung  von  Kapazität  zu 
bekunden,  bevor  Kapazität  für  die  neue  Infrastruktur,  auch  für 
den  Eigenbedarf,  vergeben  wird.  Die  Regulierungsbehörde  macht 
zur  Auflage,  in  den  Regeln  für  das  Engpassmanagement  vorzuse- 
hen, dass  ungenutzte  Kapazitäten  auf  dem  Markt  anzubieten  sind 
und  dass  Nutzer  der  Infrastruktur  das  Recht  haben,  ihre  kontra- 
hierten Kapazitäten  auf  dem  Sekundärmarkt  zu  handeln.  Bei  ihrer 
Bewertung  der  in  Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und  e  genannten  Kri- 
terien berücksichtigt  die  Regulierungsbehörde  die  Ergebnisse  des 
Verfahrens  für  die  Kapazitätszuweisung. 


Die  Entscheidung  zur  Gewährung  einer  Ausnahme  —  einschließ- 
lich der  in  Unterabsatz  2  des  vorliegenden  Absatzes  genannten 
Bedingungen  —  ist  ordnungsgemäß  zu  begründen  und  zu 
veröffentlichen. 


(7)  Unbeschadet  des  Absatzes  3  können  die  Mitgliedstaaten 
jedoch  vorsehen,  dass  die  Regulierungsbehörde  bzw.  die  Agentur 
ihre  Stellungnahme  zu  dem  Antrag  auf  Gewährung  einer  Aus- 
nahme der  zuständigen  Stelle  des  Mitgliedstaats  zur  förmlichen 
Entscheidung  vorzulegen  hat.  Diese  Stellungnahme  wird  zusam- 
men mit  der  Entscheidung  veröffentlicht. 


(8)  Die  Regulierungsbehörde  übermittelt  der  Kommission  eine 
Kopie  aller  Anträge  auf  Gewährung  einer  Ausnahme  unverzüg- 
lich nach  ihrem  Eingang.  Die  zuständige  Behörde  teilt  der  Kom- 
mission unverzüglich  die  Entscheidung  zusammen  mit  allen  für 
die  Entscheidung  bedeutsamen  Informationen  mit.  Diese  Infor- 
mationen können  der  Kommission  in  einer  Zusammenfassung 
übermittelt  werden,  die  der  Kommission  eine  fundierte  Entschei- 
dung ermöglicht.  Die  Informationen  enthalten  insbesondere 
Folgendes: 


a)  eine  ausführliche  Begründung  der  durch  die  Regulierungs- 
behörde oder  den  Mitgliedstaat  gewährten  oder  abgelehnten 
Ausnahme  unter  genauem  Verweis  auf  Absatz  1  und  den 
oder  die  Buchstaben  jenes  Absatzes,  der  der  Entscheidung 
zugrunde  liegt,  einschließlich  finanzieller  Informationen,  die 
die  Notwendigkeit  der  Ausnahme  rechtfertigen; 


b)  eine  Untersuchung  bezüglich  der  Auswirkungen  der  Gewäh- 
rung der  Ausnahme  auf  den  Wettbewerb  und  das  effektive 
Funktionieren  des  Erdgasbinnenmarkts; 


c)  eine  Begründung  der  Geltungsdauer  der  Ausnahme  sowie  des 
Anteils  an  der  Gesamtkapazität  der  Gasinfrastruktur,  für  die 
die  Ausnahme  gewährt  wird; 


d)  sofern  sich  die  Ausnahme  auf  eine  Verbindungsleitung 
bezieht,  das  Ergebnis  der  Konsultation  der  betroffenen 
Regulierungsbehörden;  und 


e)    Angaben  dazu,  welchen  Beitrag  die  Infrastruktur  zur  Diver- 
sifizierung der  Gasversorgung  leistet. 
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(9)  Die  Kommission  kann  innerhalb  eines  Zeitraums  von  zwei 
Monaten  ab  dem  Tag  nach  dem  Eingang  einer  Meldung  beschlie- 
ßen, von  der  Regulierungsbehörde  die  Änderung  oder  den  Wider- 
ruf der  Entscheidung  über  die  Gewährung  der  Ausnahme  zu 
verlangen.  Die  Zweimonatsfrist  kann  um  weitere  zwei  Monate 
verlängert  werden,  wenn  die  Kommission  zusätzliche  Informati- 
onen anfordert.  Diese  weitere  Frist  beginnt  am  Tag  nach  dem  Ein- 
gang der  vollständigen  Informationen.  Auch  die  erste 
Zweimonatsfrist  kann  mit  Zustimmung  der  Kommission  und  der 
Regulierungsbehörde  verlängert  werden. 

Wenn  die  angeforderten  Informationen  nicht  innerhalb  der  in  der 
Aufforderung  festgesetzten  Frist  vorgelegt  werden,  gilt  die  Mittei- 
lung als  widerrufen,  es  sei  denn,  diese  Frist  wurde  mit  Zustim- 
mung der  Kommission  und  der  Regulierungsbehörde  vor  ihrem 
Ablauf  verlängert  oder  die  Regulierungsbehörde  hat  die  Kommis- 
sion vor  Ablauf  der  festgesetzten  Frist  in  einer  ordnungsgemäß 
begründeten  Erklärung  darüber  unterrichtet,  dass  sie  die  Mittei- 
lung als  vollständig  betrachtet. 

Die  Regulierungsbehörde  kommt  dem  Beschluss  der  Kommission 
zur  Änderung  oder  zum  Widerruf  der  Entscheidung  über  die 
Gewährung  einer  Ausnahme  innerhalb  von  einem  Monat  nach 
und  setzt  die  Kommission  davon  in  Kenntnis. 

Die  Kommission  behandelt  wirtschaftlich  sensible  Informationen 
vertraulich. 

Die  durch  die  Kommission  erfolgte  Genehmigung  einer  Entschei- 
dung zur  Gewährung  einer  Ausnahme  wird  zwei  Jahre  nach  ihrer 
Erteilung  unwirksam,  wenn  mit  dem  Bau  der  Infrastruktur  noch 
nicht  begonnen  wurde,  und  wird  fünf  Jahre  nach  ihrer  Erteilung 
unwirksam,  wenn  die  Infrastruktur  nicht  in  Betrieb  genommen 
wurde,  es  sei  denn,  die  Kommission  entscheidet,  dass  die  Verzö- 
gerung auf  Umstände  zurückzuführen  ist,  auf  die  die  Person,  der 
die  Ausnahme  gewährt  wurde,  keinen  Einfluss  hat. 

(10)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  für  die  Anwendung  der 
in  Absatz  1  dieses  Artikels  genannten  Bedingungen  und  für  die 
Festlegung  des  zur  Anwendung  der  Absätze  3,  5,  7  und  8  dieses 
Artikels  einzuhaltenden  Verfahrens  erlassen.  Diese  Maßnahmen 
zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie 
durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  51  Absatz  3 
genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Artikel  37 
Marktöffnung  und  Gegenseitigkeit 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  folgende  Kunden 
zugelassene  Kunden  sind: 

a)  bis  zum  1.  Juli  2004  alle  zugelassenen  Kunden  entsprechend 
Artikel  18  der  Richtlinie  98/30/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  22.  Juni  1998  betreffend  gemein- 
same Vorschriften  für  den  Erdgasbinnenmarkt  (').  Die 
Mitgliedstaaten  veröffentlichen  bis  zum  31.  Januar  jedes  Jah- 
res die  Kriterien  für  die  Definition  dieser  zugelassenen 
Kunden; 


(>)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  1. 


b)  ab  dem  1.  Juli  2004  alle  Nichthaushaltskunden; 

c)  ab  dem  1.  Juli  2007  alle  Kunden. 

(2)  Ungleichgewichte  bei  der  Öffnung  der  Gasmärkte  werden 
wie  folgt  vermieden: 

a)  Lieferverträge  mit  einem  zugelassenen  Kunden  aus  dem  Netz 
eines  anderen  Mitgliedstaats  dürfen  nicht  untersagt  werden, 
wenn  der  Kunde  in  beiden  betreffenden  Netzen  als  zugelas- 
sener Kunde  betrachtet  wird,  und 

b)  werden  Geschäfte  nach  Buchstabe  a  mit  der  Begründung 
abgelehnt,  dass  der  Kunde  nur  in  einem  der  beiden  Netze  als 
zugelassener  Kunde  gilt,  so  kann  die  Kommission  auf  Antrag 
eines  der  Mitgliedstaaten,  in  denen  sich  die  beiden  Netze 
befinden,  unter  Berücksichtigung  der  Marktlage  und  des 
gemeinsamen  Interesses  der  ablehnenden  Partei  auferlegen, 
die  gewünschten  Lieferungen  auszuführen. 

Artikel  38 
Direktleitungen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnahmen, 
damit 

a)  in  ihrem  Hoheitsgebiet  ansässige  Erdgasunternehmen  die 
zugelassenen  Kunden  über  eine  Direktleitung  versorgen  kön- 
nen, und 

b)  jeder  zugelassene  Kunde  in  ihrem  Hoheitsgebiet  von  Erdgas- 
unternehmen über  eine  Direktleitung  versorgt  werden  kann. 

(2)  In  Fällen,  in  denen  eine  Genehmigung  (z.  B.  eine  Lizenz, 
Erlaubnis,  Konzession,  Zustimmung  oder  Zulassung)  für  den  Bau 
oder  den  Betrieb  von  Direktleitungen  erforderlich  ist,  legen  die 
Mitgliedstaaten  oder  eine  von  ihnen  benannte  zuständige  Behörde 
die  Kriterien  für  die  Genehmigung  des  Baus  oder  des  Betriebs 
einer  Direktleitung  in  ihrem  Hoheitsgebiet  fest.  Diese  Kriterien 
müssen  objektiv,  transparent  und  nichtdiskriminierend  sein. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  können  die  Genehmigung  zur  Errich- 
tung einer  Direktleitung  entweder  von  der  Verweigerung  des 
Netzzugangs  auf  der  Grundlage  des  Artikels  3  5  oder  von  der  Ein- 
leitung eines  Streitbeilegungsverfahrens  gemäß  Artikel  41  abhän- 
gig machen. 


KAPITEL  VIII 
NATIONALE  REGULIERUNGSBEHÖRDEN 

Artikel  39 

Benennung  und  Unabhängigkeit  der  Regulierungsbehörden 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  benennt  auf  nationaler  Ebene  eine  ein- 
zige nationale  Regulierungsbehörde. 
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(2)  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  lässt  die  Benennung 
anderer  Regulierungsbehörden  auf  regionaler  Ebene  in  den  Mit- 
gliedstaaten unberührt,  sofern  es  für  Vertretungszwecke  und  als 
Ansprechpartner  auf  Gemeinschaftsebene  innerhalb  des 
Regulierungsrates  der  Agentur  gemäß  Artikel  1 4  Absatz  1  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  einen  einzigen  ranghohen  Ver- 
treter gibt. 

(3)  Abweichend  von  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  kann 
ein  Mitgliedstaat  Regulierungsbehörden  für  kleine  Netze  in  einer 
geografisch  eigenständigen  Region  benennen,  deren  Verbrauch  im 
Jahr  2008  weniger  als  3  %  des  gesamten  Verbrauchs  des  Mitglied- 
staats, zu  dem  sie  gehört,  betragen  hat.  Diese  Ausnahmeregelung 
lässt  die  Benennung  eines  einzigen  ranghohen  Vertreters  für 
Vertretungszwecke  und  als  Ansprechpartner  auf  Gemeinschafts- 
ebene innerhalb  des  Regulierungsrates  der  Agentur  für  die  Zusam- 
menarbeit der  Energieregulierungsbehörden  gemäß  Artikel  14 
Absatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  unberührt. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  die  Unabhängigkeit  der 
Regulierungsbehörde  und  sorgen  dafür,  dass  diese  ihre  Befugnisse 
unparteiisch  und  transparent  ausübt.  Hierzu  stellen  die  Mitglied- 
staaten sicher,  dass  die  Regulierungsbehörde  bei  der  Wahrneh- 
mung der  ihr  durch  diese  Richtlinie  und  zugehörige 
Rechtsvorschriften  übertragenen  Regulierungsaufgaben 

a)  rechtlich  getrennt  und  funktional  unabhängig  von  anderen 
öffentlichen  und  privaten  Einrichtungen  ist, 

b)  und  sicherstellt,  dass  ihr  Personal  und  ihr  Management 

i)  unabhängig  von  Marktinteressen  handelt  und 

ii)  bei  der  Wahrnehmung  der  Regulierungsaufgaben  keine 
direkten  Weisungen  von  Regierungsstellen  oder  anderen 
öffentlichen  oder  privaten  Einrichtungen  einholt  oder 
entgegennimmt.  Eine  etwaige  enge  Zusammenarbeit  mit 
anderen  zuständigen  nationalen  Behörden  oder  allge- 
meine politische  Leitlinien  der  Regierung,  die  nicht  mit 
den  Regulierungsaufgaben  und  -befugnissen  nach  Arti- 
kel 41  zusammenhängen,  bleiben  hiervon  unberührt. 

(5)  Zur  Wahrung  der  Unabhängigkeit  der  Regulierungs- 
behörde stellen  die  Mitgliedstaaten  insbesondere  sicher, 

a)  dass  die  Regulierungsbehörde  unabhängig  von  allen  politi- 
schen Stellen  selbständige  Entscheidungen  treffen  kann  und 
ihr  jedes  Jahr  separate  Haushaltsmittel  zugewiesen  werden, 
damit  sie  den  zugewiesenen  Haushalt  eigenverantwortlich 
ausführen  kann  und  über  eine  für  die  Wahrnehmung  ihrer 
Aufgaben  angemessene  personelle  und  finanzielle 
Ressourcenausstattung  verfügt;  und 

b)  dass  die  Mitglieder  des  Leitungsgremiums  der  Regulierungs- 
behörde oder,  falls  kein  solches  Gremium  vorhanden  ist,  die 
Mitglieder  des  leitenden  Managements  der  Regulierungs- 
behörde für  eine  Amtszeit  von  fünf  bis  sieben  Jahren  ernannt 
werden,  die  einmal  verlängert  werden  kann. 


Was  Buchstabe  b  Unterabsatz  1  betrifft,  stellen  die  Mitgliedstaa- 
ten sicher,  dass  für  das  Leitungsgremium  oder  das  leitende 
Management  ein  geeignetes  Rotationsverfahren  besteht.  Die  Mit- 
glieder des  Leitungsgremiums  der  Regulierungsbehörde  oder,  falls 
kein  solches  vorhanden  ist,  die  Mitglieder  des  leitenden  Manage- 
ments können  während  ihrer  Amtszeit  nur  dann  des  Amtes  ent- 
hoben werden,  wenn  sie  nicht  mehr  die  in  diesem  Artikel 
genannten  Bedingungen  erfüllen  oder  wenn  sie  sich  eines  Fehlver- 
haltens nach  einzelstaatlichem  Recht  schuldig  gemacht  haben. 


Artikel  40 

Allgemeine  Ziele  der  Regulierungsbehörde 


Bei  der  Wahrnehmung  der  in  dieser  Richtlinie  genannten 
Regulierungsaufgaben  trifft  die  Regulierungsbehörde  alle  zweck- 
dienlichen Maßnahmen  zur  Erreichung  folgender  Ziele  im  Rah- 
men ihrer  Aufgaben  und  Befugnisse  gemäß  Artikel  41, 
gegebenenfalls  in  engem  Benehmen  mit  anderen  relevanten  nati- 
onalen Behörden  einschließlich  der  Wettbewerbsbehörden  und 
unbeschadet  deren  Zuständigkeiten: 


a)  Förderung  —  in  enger  Zusammenarbeit  mit  der  Agentur,  den 
Regulierungsbehörden  der  Mitgliedstaaten  und  der  Kommis- 
sion —  eines  wettbewerbsbestimmten,  sicheren  und  ökolo- 
gisch nachhaltigen  Erdgasbinnenmarktes  in  der 
Gemeinschaft  und  effektive  Öffnung  des  Marktes  für  alle  Lie- 
feranten und  Kunden  in  der  Gemeinschaft;  sowie  Sicherstel- 
lung geeigneter  Bedingungen  dafür,  dass  Gasnetze  unter 
Berücksichtigung  der  langfristigen  Ziele  wirkungsvoll  und 
zuverlässig  betrieben  werden; 


b)  Entwicklung  wettbewerbsbestimmter  und  gut  funktionieren- 
der Regionalmärkte  in  der  Gemeinschaft  zur  Verwirklichung 
des  unter  Buchstabe  a  genannten  Ziels; 


c)  Aufhebung  der  bestehenden  Beschränkungen  des  Erdgas- 
handels zwischen  den  Mitgliedstaaten,  einschließlich  des 
Aufbaus  geeigneter  grenzüberschreitender  Fernleitungs- 
kapazitäten im  Hinblick  auf  die  Befriedigung  der  Nachfrage 
und  die  Förderung  der  Integration  der  nationalen  Märkte  zur 
Erleichterung  der  Erdgasflüsse  innerhalb  der  Gemeinschaft; 


d)  Beiträge  zur  möglichst  kostengünstigen  Verwirklichung  der 
angestrebten  Entwicklung  verbraucherorientierter,  sicherer, 
zuverlässiger  und  effizienter  nichtdiskriminierender  Systeme, 
Förderung  der  Angemessenheit  der  Systeme  und,  in  Einklang 
mit  den  allgemeinen  Zielen  der  Energiepolitik,  der  Energie- 
effizienz sowie  der  Einbindung  von  Gas  aus  erneuerbaren 
Energieträgern  und  dezentraler  Erzeugung  in  großem  und 
kleinem  Maßstab  sowohl  in  Fernleitungs-  als  auch  in 
Verteilernetze; 


e)  Erleichterung  der  Aufnahme  neuer  Gewinnungsanlagen  in 
das  Netz,  insbesondere  durch  Beseitigung  von  Hindernissen, 
die  den  Zugang  neuer  Marktteilnehmer  und  die  Einspeisung 
von  Gas  aus  erneuerbaren  Energiequellen  verhindern 
könnten; 


1364 


Copyrighted  rnaErial 


f)  Schaffung  der  entsprechenden  Voraussetzungen,  damit  für 
Netzbetreiber  und  Netznutzer  kurzfristig  wie  langfristig  ange- 
messene Anreize  bestehen,  Effizienzsteigerungen  bei  der 
Netzleistung  zu  gewährleisten  und  die  Marktintegration  zu 
fördern; 

g)  Gewährleistung  von  Vorteilen  für  die  Kunden  durch  ein  effi- 
zientes Funktionieren  des  nationalen  Marktes,  Förderung 
eines  effektiven  Wettbewerbs  und  Beiträge  zur  Sicherstellung 
des  Verbraucherschutzes; 

h)  Beiträge  zur  Verwirklichung  hoher  Standards  bei  der  Erfül- 
lung gemeinwirtschaftlicher  Verpflichtungen  im  Bereich  Erd- 
gas, zum  Schutz  benachteiligter  Kunden  und  im  Interesse  der 
Kompatibilität  der  beim  Anbieterwechsel  von  Kunden  erfor- 
derlichen Datenaustauschverfahren. 


Artikel  41 

Aufgaben  und  Befugnisse  der  Regulierungsbehörde 

(1)     Die  Regulierungsbehörde  hat  folgende  Aufgaben: 

a)  Sie  ist  dafür  verantwortlich,  anhand  transparenter  Kriterien 
die  Fernleitungs-  oder  Verteilungstarife  bzw.  die  entsprechen- 
den Methoden  festzulegen  oder  zu  genehmigen. 

b)  Sie  gewährleistet,  dass  Fernleitungs-  und  Verteilernetz- 
betreiber —  gegebenenfalls  auch  Netzeigentümer  —  sowie 
Erdgasunternehmen  ihren  aus  dieser  Richtlinie  und  anderen 
einschlägigen  gemeinschaftlichen  Rechtsvorschriften  erwach- 
senden Verpflichtungen  nachkommen,  auch  in  Bezug  auf 
Fragen  grenzüberschreitender  Natur. 

c)  Sie  arbeitet  mit  der  Regulierungsbehörde  bzw.  den  Behörden 
der  betroffenen  Mitgliedstaaten  und  mit  der  Agentur  in 
grenzüberschreitenden  Angelegenheiten  zusammen. 

d)  Sie  kommen  allen  einschlägigen  rechtsverbindlichen  Ent- 
scheidungen der  Agentur  und  der  Kommission  nach  und  füh- 
ren sie  durch. 

e)  Sie  erstattet  den  zuständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten, 
der  Agentur  und  der  Kommission  jährlich  Bericht  über  ihre 
Tätigkeit  und  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben.  In  diesen  Berich- 
ten ist  für  jede  einzelne  der  in  diesem  Artikel  genannten  Auf- 
gaben darzulegen,  welche  Maßnahmen  getroffen  und  welche 
Ergebnisse  erzielt  wurden. 

f)  Sie  sorgt  dafür,  dass  Quersubventionen  zwischen  den 
Fernleitungs-,  Verteilungs-,  Speicher-,  LNG-  und 
Versorgungstätigkeiten  verhindert  werden. 

g)  Sie  überwacht  die  Investitionspläne  der  Fernleitungsnetz- 
betreiber und  legt  mit  ihrem  Jahresbericht  eine  Beurteilung 
dieser  Investitionspläne  unter  dem  Gesichtspunkt  ihrer  Kohä- 
renz mit  dem  gemeinschaftsweiter  Netzentwicklungsplan 
gemäß  Artikel  8  Absatz  3  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009  vor,  wobei  diese  Beurteilung  Empfehlungen 
zur  Änderung  dieser  Investitionspläne  enthalten  kann. 


h)  Sie  überwacht  die  Einhaltung  der  Anforderungen  und  über- 
prüft die  bisherige  Qualität  in  Bezug  auf  die  Sicherheit  und 
Zuverlässigkeit  des  Netzes,  legt  für  die  Dienstleistungs-  und 
Versorgungsqualität  geltende  Normen  und  Anforderungen 
fest  oder  genehmigt  sie  oder  leistet  hierzu  gemeinsam  mit 
anderen  zuständigen  Behörden  einen  Beitrag. 

i)  Sie  überwacht  den  Grad  der  Transparenz  —  auch  im  Fall  der 
Großhandelspreise  —  und  gewährleistet,  dass  die  Erdgas- 
unternehmen die  Transparenzanforderungen  erfüllen. 

j)  Sie  überwacht  den  Grad  und  die  Wirksamkeit  der  Markt- 
öffnung und  den  Umfang  des  Wettbewerbs  auf  Großhandels- 
und Endkundenebene,  einschließlich  Erdgasbörsen,  Preise  für 
Haushaltskunden  (einschließlich  Vorauszahlungssysteme), 
Versorgerwechselraten,  Abschaltraten,  Gebühren  für 
Wartungsdienste,  Durchführung  von  Wartungsdiensten  und 
Beschwerden  von  Haushaltskunden,  sowie  etwaige  Wettbe- 
werbsverzerrungen oder  -beschränkungen,  sie  stellt  relevante 
Informationen  bereit  und  bringt  einschlägige  Fälle  vor  die 
zuständigen  Wettbewerbsbehörden. 

k)  Sie  überwacht  etwaige  restriktive  Vertragspraktiken  ein- 
schließlich Exklusivitätsbestimmungen,  die  große  Nicht- 
haushaltskunden  daran  hindern  können,  gleichzeitig  mit 
mehreren  Anbietern  Verträge  zu  schließen,  oder  ihre  Mög- 
lichkeiten dazu  beschränken,  und  setzt  gegebenenfalls  die 
nationalen  Wettbewerbsbehörden  von  solchen  Praktiken  in 
Kenntnis. 

1)  Sie  erkennt  die  Vertragsfreiheit  in  Bezug  auf  unterbrechbare 
Lieferverträge  und  langfristige  Verträge  an,  sofern  diese  mit 
dem  geltenden  Gemeinschaftsrecht  vereinbar  sind  und  mit 
der  Politik  der  Gemeinschaft  in  Einklang  stehen. 

m)  Sie  verfolgt,  wie  viel  Zeit  die  Fernleitungs-  und  Verteilernetz- 
betreiber für  die  Herstellung  von  Anschlüssen  und  für  Repa- 
raturen benötigen. 

n)  Sie  überwacht  und  überprüft  die  Bedingungen  für  den 
Zugang  zu  Speicheranlagen,  Netzpufferung  und  anderen 
Hilfsdiensten  gemäß  Artikel  33.  Wird  die  Regelung  für  den 
Zugang  zu  Speicheranlagen  gemäß  Artikel  3  3  Absatz  3  fest- 
gelegt, ist  die  Überprüfung  der  Tarife  nicht  Bestandteil  dieser 
Aufgabe. 

o)  Sie  trägt  zusammen  mit  anderen  einschlägigen  Behörden 
dazu  bei,  dass  Maßnahmen  zum  Verbraucherschutz,  ein- 
schließlich der  in  Anhang  I  festgelegten  Maßnahmen,  wirk- 
sam sind  und  durchgesetzt  werden. 

p)  Sie  veröffentlicht  mindestens  einmal  jährlich  Empfehlungen 
dafür,  wie  die  Versorgungstarife  Artikel  3  genügen  sollen, 
und  leitet  sie  gegebenenfalls  an  die  Wettbewerbsbehörden 
weiter. 

q)  Sie  gewährleistet  den  Zugang  zu  den  Verbrauchsdaten  der 
Kunden,  die  Bereitstellung  —  bei  fakultativer  Verwendung  — 
eines  leicht  verständlichen  einheitlichen  Formats  auf  natio- 
naler Ebene  für  die  Erfassung  der  Verbrauchsdaten  und  den 
unverzüglichen  Zugang  für  alle  Verbraucher  zu  diesen  Daten 
gemäß  Anhang  I  Buchstabe  h. 
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r)  Sie  überwacht  die  Umsetzung  der  Vorschriften  betreffend  die 
Aufgaben  und  Verantwortlichkeiten  der  Fernleitungsnetz- 
betreiber, Verteilernetzbetreiber,  Versorgungsunternehmen 
und  Kunden  sowie  anderer  Marktteilnehmer  gemäß  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  715/2009. 

s)  Sie  überwacht  die  korrekte  Anwendung  der  Kriterien,  anhand 
deren  beurteilt  wird,  ob  eine  Speicheranlage  unter  Artikel  3  3 
Absatz  3  oder  Artikel  32  Absatz  4  fällt,  und 

t)  sie  überwacht  die  Durchführung  der  Schutzmaßnahmen 
gemäß  Artikel  46. 

u)  Sie  trägt  zur  Kompatibilität  der  Datenaustauschverfahren  für 
die  wichtigsten  Marktprozesse  auf  regionaler  Ebene  bei. 

(2)  Ist  dies  in  einem  Mitgliedstaat  vorgesehen,  so  können  die 
Beobachtungsaufgaben  gemäß  Absatz  1  von  anderen  Behörden 
als  der  Regulierungsbehörde  durchgeführt  werden.  In  diesem  Fall 
müssen  die  Informationen,  die  aus  der  Beobachtung  hervorgehen, 
der  Regulierungsbehörde  so  schnell  wie  möglich  zur  Verfügung 
gestellt  werden. 


d)  Sie  gewährleistet,  dass  die  von  unabhängigen  Netzbetreibern 
erhobenen  Netzzugangstarife  ein  Entgelt  für  den  bzw.  die 
Netzeigentümer  enthalten,  das  für  die  Nutzung  der  Netz- 
vermögenswerte und  mit  Blick  auf  etwaige  neue  Investitio- 
nen in  das  Netz  angemessen  ist,  sofern  diese  wirtschaftlich 
und  effizient  getätigt  werden,  und 

e)  sie  verfügt  über  die  Befugnis,  in  den  Räumlichkeiten  des 
Eigentümers  des  Fernleitungsnetzes  und  des  unabhängigen 
Netzbetreibers  auch  ohne  Ankündigung  Kontrollen 
durchzuführen. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Regulierungs- 
behörden mit  den  erforderlichen  Befugnissen  ausgestattet  werden, 
die  es  ihnen  ermöglichen,  die  in  den  Absätzen  1,  3  und  6  genann- 
ten Aufgaben  effizient  und  rasch  zu  erfüllen.  Hierzu  muss  die 
Regulierungsbehörde  unter  anderem  über  folgende  Befugnisse 
verfügen:  Zu  diesem  Zweck  muss  die  Regulierungsbehörde  unter 
anderem  über  folgende  Befugnisse  verfügen: 

a)  Erlass  von  Entscheidungen,  die  für  Gasunternehmen  bindend 
sind; 


Bei  der  Wahrnehmung  der  Aufgaben  gemäß  Absatz  1  konsultiert 
die  Regulierungsbehörde  gegebenenfalls  —  unter  Wahrung  ihrer 
Unabhängigkeit  und  unbeschadet  ihrer  eigenen  spezifischen 
Zuständigkeiten  und  im  Einklang  mit  den  Grundsätzen  der  bes- 
seren Rechtsetzung  —  die  Fernleitungsnetzbetreiber  und  arbeiten 
gegebenenfalls  eng  mit  anderen  zuständigen  nationalen  Behörden 
zusammen. 

Genehmigungen,  die  durch  eine  Regulierungsbehörde  oder  durch 
die  Agentur  nach  dieser  Richtlinie  erteilt  werden,  berühren  nicht 
die  gebührend  begründete  künftige  Ausübung  ihrer  Befugnisse 
nach  diesem  Artikel  durch  die  Regulierungsbehörde  oder  etwaige 
Sanktionen,  die  von  anderen  zuständigen  Behörden  oder  der 
Kommission  verhängt  werden. 

(3)  Wurde  gemäß  Artikel  14  ein  unabhängiger  Netzbetreiber 
benannt,  so  hat  die  Regulierungsbehörde  zusätzlich  zu  den  ihr 
gemäß  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  übertragenen  Aufga- 
ben folgende  Pflichten: 

a)  Sie  beobachtet,  ob  der  Eigentümer  des  Fernleitungsnetzes 
und  der  unabhängige  Netzbetreiber  ihren  aus  diesem  Artikel 
erwachsenden  Verpflichtungen  nachkommen,  und  verhängt 
gemäß  Absatz  4  Buchstabe  d  Sanktionen  für  den  Fall,  dass 
den  Verpflichtungen  nicht  nachgekommen  wird. 

b)  Sie  beobachtet  die  Beziehungen  und  die  Kommunikation 
zwischen  dem  unabhängigen  Netzbetreiber  und  dem  Eigen- 
tümer des  Fernleitungsnetzes,  um  sicherzustellen,  dass  der 
unabhängige  Netzbetreiber  seinen  Verpflichtungen  nach- 
kommt, und  genehmigt  insbesondere  Verträge  und  fungiert 
im  Falle  von  Beschwerden  einer  Partei  gemäß  Absatz  1 1  als 
Streitbeilegungsinstanz  zwischen  dem  unabhängigen  Netz- 
betreiber und  dem  Eigentümer  des  Fernleitungsnetzes. 


b)  Durchführung  von  Untersuchungen  zum  Funktionieren  der 
Erdgasmärkte  und  Entscheidung  über  und  Verhängung  von 
notwendigen  und  verhältnismäßigen  Maßnahmen  zur  Förde- 
rung eines  wirksamen  Wettbewerbs  und  zur  Gewährleistung 
des  ordnungsgemäßen  Funktionierens  des  Marktes.  Die 
Regulierungsbehörde  erhält  gegebenenfalls  auch  die  Befug- 
nis zur  Zusammenarbeit  mit  der  nationalen  Wettbewerbs- 
behörde und  Finanzmarktregulierungsbehörden  oder  der 
Kommission  bei  der  Durchführung  einer  wettbewerbs- 
rechtlichen Untersuchung; 

c)  Anforderung  der  für  die  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  maß- 
geblichen Informationen  bei  den  Erdgasunternehmen,  ein- 
schließlich Begründungen  für  Verweigerungen  des  Zugangs 
Dritter  und  sonstiger  Informationen  über  Maßnahmen  zur 
Stabilisierung  der  Netze; 

d)  Verhängung  wirksamer,  verhältnismäßiger  und  abschrecken- 
der Sanktionen  gegen  Erdgasunternehmen,  die  ihren  aus  die- 
ser Richtlinie  oder  allen  einschlägigen  rechtsverbindlichen 
Entscheidungen  der  Regulierungsbehörde  oder  der  Agentur 
erwachsenden  Verpflichtungen  nicht  nachkommen,  oder 
Vorschlag  an  ein  zuständiges  Gericht,  derartige  Sanktionen 
zu  verhängen.  Dies  schließt  die  Befugnis  ein,  bei  Nichteinhal- 
tung der  jeweiligen  Verpflichtungen  gemäß  dieser  Richtlinie 
gegen  den  Fernleitungsnetzbetreiber  bzw.  das  vertikal  inte- 
grierte Unternehmen  Sanktionen  in  Höhe  von  bis  zu  10  % 
des  Jahresumsatzes  des  Fernleitungsnetzbetreibers  bzw.  des 
vertikal  integrierten  Unternehmens  zu  verhängen  oder  vor- 
zuschlagen, und 

e)  ausreichende  Untersuchungsrechte  und  entsprechende 
Anweisungsbefugnisse  mit  Blick  auf  die  Streitbeilegung 
gemäß  den  Absätzen  11  und  12. 


c)  Unbeschadet  des  Verfahrens  gemäß  Artikel  14  Absatz  2 
Buchstabe  c  genehmigt  sie  die  vom  unabhängigen  Netz- 
betreiber jährlich  vorzulegende  Investitionsplanung  für  den 
ersten  zehnjährigen  Netzentwicklungsplan  sowie  den  von 
ihm  vorzulegenden  mehrjährigen  Netzentwicklungsplan. 


(5)  Zusätzlich  zu  den  Aufgaben  und  Befugnissen,  die  ihr 
gemäß  den  Absätzen  1  und  4  des  vorliegenden  Artikels  übertra- 
gen wurden,  werden  der  Regulierungsbehörde  für  den  Fall,  dass 
ein  Fernleitungsnetzbetreiber  gemäß  Kapitel  IV  benannt  wurde, 
folgende  Aufgaben  und  Befugnisse  übertragen: 
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a)  Verhängung  von  Sanktionen  gemäß  Absatz  4  Buchstabe  d 
wegen  diskriminierenden  Verhaltens  zugunsten  des  vertikal 
integrierten  Unternehmens; 

b)  Überprüfung  des  Schriftverkehrs  zwischen  dem  Fernleitungs- 
netzbetreiber und  dem  vertikal  integrierten  Unternehmen, 
um  sicherzustellen,  dass  der  Fernleitungsnetzbetreiber  seinen 
Verpflichtungen  nachkommt; 

c)  als  Streitbeilegungsstelle  für  Streitigkeiten  zwischen  dem  ver- 
tikal integrierten  Unternehmen  und  dem  Fernleitungsnetz- 
betreiber bei  Beschwerden  gemäß  Absatz  1 1  zu  fungieren; 

d)  fortlaufende  Kontrolle  der  geschäftlichen  und  finanziellen 
Beziehungen,  einschließlich  Darlehen,  zwischen  dem  vertikal 
integrierten  Unternehmen  und  dem  Fernleitungsnetzbetreiber; 

e)  Genehmigung  sämtlicher  geschäftlichen  und  finanziellen 
Vereinbarungen  zwischen  dem  vertikal  integrierten  Unter- 
nehmen und  dem  Fernleitungsnetzbetreiber,  sofern  sie 
marktüblichen  Bedingungen  entsprechen; 

f)  Anforderung  einer  Begründung  beim  vertikal  integrierten 
Unternehmen  im  Falle  einer  Meldung  des  Gleich- 
behandlungsbeauftragten  nach  Artikel  21  Absatz  4.  Die 
Begründung  muss  insbesondere  den  Nachweis  enthalten, 
dass  kein  diskriminierendes  Verhalten  zugunsten  des  vertikal 
integrierten  Unternehmens  vorgelegen  hat; 

g)  Durchführung  von  —  auch  unangekündigten  —  Kontrollen 
in  den  Geschäftsräumen  des  vertikal  integrierten  Unterneh- 
mens und  des  Fernleitungsnetzbetreibers,  und 

h)  Übertragung  aller  oder  bestimmter  Aufgaben  des 
Fernleitungsnetzbetreibers  an  einen  gemäß  Artikel  14 
benannten  unabhängigen  Netzbetreiber,  falls  der 
Fernleitungsnetzbetreiber  fortwährend  gegen  seine  Verpflich- 
tungen aus  der  Richtlinie  verstößt,  insbesondere  im  Falle 
eines  wiederholten  diskriminierenden  Verhaltens  zugunsten 
des  vertikal  integrierten  Unternehmens. 

(6)  Den  Regulierungsbehörden  obliegt  es,  zumindest  die 
Methoden  zur  Berechnung  oder  Festlegung  folgender  Bedingun- 
gen mit  ausreichendem  Vorlauf  vor  deren  Inkrafttreten  festzule- 
gen oder  zu  genehmigen: 

a)  Anschluss  und  Zugang  zu  den  nationalen  Netzen,  einschließ- 
lich Fernleitungs-  und  Verteilungstarife,  und  Bedingungen 
und  Tarife  für  den  Zugang  zu  LNG-Anlagen.  Diese  Tarife 
oder  Methoden  sind  so  zu  gestalten,  dass  die  notwendigen 
Investitionen  in  die  Netze  und  LNG-Anlagen  so  vorgenom- 
men werden  können,  dass  die  Lebensfähigkeit  der  Netze  und 
LNG-Anlagen  gewährleistet  ist; 

b)  die  Bedingungen  für  die  Erbringung  von  Ausgleichs- 
leistungen, die  möglichst  wirtschaftlich  sind  und  den  Netz- 
benutzern geeignete  Anreize  bieten,  die  Einspeisung  und 
Abnahme  von  Gas  auszugleichen.  Die  Ausgleichsleistungen 
werden  auf  faire  und  nichtdiskriminierende  Weise  erbracht 
und  stützen  sich  auf  objektive  Kriterien,  und 


c)  die  Bedingungen  für  den  Zugang  zu  grenzübergreifenden 
Infrastrukturen  einschließlich  der  Verfahren  für  Kapazitäts- 
vergabe und  Engpassmanagement. 

(7)  Die  in  Absatz  6  genannten  Methoden  oder  die  Bedingun- 
gen werden  veröffentlicht. 

(8)  Bei  der  Festsetzung  oder  Genehmigung  der  Tarife  oder 
Methoden  und  der  Ausgleichsleistungen  stellt  die  Regulierungs- 
behörde sicher,  dass  für  die  Fernleitungs-  und  Verteilerbetreiber 
angemessene  Anreize  geschaffen  werden,  sowohl  kurzfristig  als 
auch  langfristig  die  Effizienz  zu  steigern,  die  Marktintegration  und 
die  Versorgungssicherheit  zu  fordern  und  entsprechende 
Forschungsarbeiten  zu  unterstützen. 

(9)  Die  Regulierungsbehörden  beobachten  das  Engpass- 
management in  den  nationalen  Erdgasfernleitungsnetzen  ein- 
schließlich der  Verbindungsleitungen  und  die  Durchsetzung  der 
Regeln  für  das  Engpassmanagement.  Hierzu  legen  die 
Übertragungsnetzbetreiber  oder  Marktteilnehmer  den  nationalen 
Regulierungsbehörden  ihre  Regeln  für  das  Engpassmanagement 
sowie  für  die  Kapazitätsvergabe  vor.  Die  nationalen  Regulierungs- 
behörden können  Änderungen  dieser  Regeln  verlangen. 

(10)  Die  Regulierungsbehörden  sind  befugt,  falls  erforderlich 
von  Betreibern  von  Fernleitungsnetzen,  Speicheranlagen,  LNG- 
Anlagen  und  Verteilernetzen  zu  verlangen,  die  in  diesem  Artikel 
genannten  Bedingungen,  einschließlich  der  Tarife,  zu  ändern, 
um  sicherzustellen,  dass  sie  angemessen  sind  und  nicht- 
diskriminierend angewendet  werden.  Wird  die  Regelung  für  den 
Zugang  zu  Speicheranlagen  gemäß  Artikel  3  3  Absatz  3  festgelegt, 
so  ist  die  Überprüfung  der  Tarife  nicht  Bestandteil  dieser  Aufgabe. 
Verzögert  sich  die  Festlegung  von  Übertragungs-  und  Verteilungs- 
tarifen, sind  die  Regulierungsbehörden  befugt,  vorläufig  geltende 
Übertragungs-  und  Verteilungstarife  oder  die  entsprechenden 
Methoden  festzulegen  oder  zu  genehmigen  und  über  geeignete 
Ausgleichsmaßnahmen  zu  entscheiden,  falls  die  endgültigen 
Übertragungs-  und  Verteilungstarife  oder  Methoden  von  diesen 
vorläufigen  Tarifen  oder  Methoden  abweichen. 

(11)  Jeder  Betroffene,  der  in  Bezug  auf  die  von  einem  Betrei- 
ber im  Rahmen  dieser  Richtlinie  eingegangenen  Verpflichtungen 
eine  Beschwerde  gegen  einen  Fernleitungs-  oder  Verteilernetz- 
betreiber oder  den  Betreiber  einer  Speicher-  oder  LNG- Anlage  hat, 
kann  damit  die  Regulierungsbehörde  befassen,  die  als  Streit- 
beilegungsstelle innerhalb  eines  Zeitraums  von  zwei  Monaten 
nach  Eingang  der  Beschwerde  eine  Entscheidung  trifft.  Diese  Frist 
kann  um  zwei  Monate  verlängert  werden,  wenn  die  Regulierungs- 
behörde zusätzliche  Informationen  anfordert.  Mit  Zustimmung 
des  Beschwerdeführers  ist  eine  weitere  Verlängerung  dieser  Frist 
möglich.  Die  Entscheidung  der  Regulierungsbehörde  ist  verbind- 
lich, bis  sie  gegebenenfalls  aufgrund  eines  Rechtsbehelfs  aufgeho- 
ben wird. 

(12)  Jeder  Betroffene,  der  hinsichtlich  einer  gemäß  diesem 
Artikel  getroffenen  Entscheidung  über  die  Methoden  oder,  soweit 
die  Regulierungsbehörde  eine  Anhörungspflicht  hat,  hinsichtlich 
der  vorgeschlagenen  Tarife  bzw.  Methoden  beschwerdeberechtigt 
ist,  kann  längstens  binnen  zwei  Monaten  bzw.  innerhalb  einer 
von  den  Mitgliedstaaten  festgelegten  kürzeren  Frist  nach  Veröf- 
fentlichung der  Entscheidung  bzw.  des  Vorschlags  für  eine  Ent- 
scheidung eine  Beschwerde  im  Hinblick  auf  die  Überprüfung  der 
Entscheidung  einlegen.  Eine  Beschwerde  hat  keine  aufschiebende 
Wirkung. 
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(13)  Die  Mitgliedstaaten  schaffen  geeignete  und  wirksame 
Mechanismen  für  die  Regulierung,  die  Kontrolle  und  die  Sicher- 
stellung der  Transparenz,  um  den  Missbrauch  einer  markt- 
beherrschenden Stellung  zum  Nachteil  insbesondere  der 
Verbraucher  sowie  Verdrängungspraktiken  zu  verhindern.  Diese 
Mechanismen  tragen  den  Bestimmungen  des  Vertrags,  insbeson- 
dere Artikel  82,  Rechnung. 

(14)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  bei  Verstößen 
gegen  die  in  dieser  Richtlinie  vorgesehenen  Geheimhaltungsvor- 
schriften geeignete  Maßnahmen,  einschließlich  der  nach  nationa- 
lem Recht  vorgesehenen  Verwaltungs-  oder  Strafverfahren,  gegen 
die  verantwortlichen  natürlichen  oder  juristischen  Personen 
ergriffen  werden. 

(15)  Beschwerden  nach  den  Absätzen  11  und  12  lassen  die 
nach  dem  Gemeinschaftsrecht  und/oder  dem  nationalen  Recht 
möglichen  Rechtsbehelfe  unberührt. 

(1 6)  Die  von  den  Regulierungsbehörden  getroffenen  Entschei- 
dungen sind  im  Hinblick  auf  die  gerichtliche  Überprüfung  in  vol- 
lem Umfang  zu  begründen.  Die  Entscheidung  ist  Öffentlichkeit 
unter  Wahrung  der  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler  Infor- 
mationen zugänglich  zu  machen. 

(17)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  auf  nationaler 
Ebene  geeignete  Mechanismen  bestehen,  in  deren  Rahmen  eine 
von  einer  Entscheidung  der  Regulierungsbehörde  betroffene  Par- 
tei das  Recht  hat,  bei  einer  von  den  beteiligen  Parteien  und  Regie- 
rungen unabhängigen  Stelle  Beschwerde  einzulegen. 

Artikel  42 

Regulierungssystem  für  grenzüberschreitende  Aspekte 

(1)  Die  Regulierungsbehörden  konsultieren  einander  und 
arbeiten  eng  zusammen,  und  sie  übermitteln  einander  und  der 
Agentur  sämtliche  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  gemäß  dieser 
Richtlinie  erforderlichen  Informationen.  Hinsichtlich  des 
Informationsaustauschs  ist  die  einholende  Behörde  an  den  glei- 
chen Grad  an  Vertraulichkeit  gebunden  wie  die  Auskunft  ertei- 
lende Behörde. 

(2)  Die  Regulierungsbehörden  arbeiten  zumindest  auf  regiona- 
ler Ebene  zusammen, 

a)  um  netztechnische  Regelungen  zu  fördern,  die  ein  optimales 
Netzmanagement  ermöglichen,  gemeinsame  Strombörsen  zu 
fördern  und  grenzüberschreitende  Kapazitäten  zuzuweisen 
und  —  u.  a.  durch  neue  Verbindungen  —  ein  angemessenes 
Maß  an  Verbindungskapazitäten  innerhalb  der  Region  und 
zwischen  den  Regionen  zu  ermöglichen,  damit  sich  ein  effek- 
tiver Wettbewerb  und  eine  bessere  Versorgungssicherheit 
entwickeln  können,  ohne  dass  es  zu  einer  Diskriminierung 
von  Versorgungsunternehmen  in  einzelnen  Mitgliedstaaten 
kommt, 

b)  um  die  Aufstellung  aller  Netzkodizes  für  die  betroffenen 
Fernleitungsnetzbetreiber  und  andere  Marktteilnehmer  zu 
koordinieren,  und 


c)    um   die   Ausarbeitung   von   Regeln   für  das  Engpass- 
management zu  koordinieren. 

(3)  Die  nationalen  Regulierungsbehörden  sind  berechtigt, 
untereinander  Kooperationsvereinbarungen  zu  schließen,  um  die 
Zusammenarbeit  bei  der  Regulierungstätigkeit  zu  verstärken. 

(4)  Die  in  Absatz  2  genannten  Maßnahmen  werden  gegebe- 
nenfalls in  engem  Benehmen  mit  anderen  einschlägigen  nationa- 
len Behörden  und  unbeschadet  deren  eigenen  Zuständigkeiten 
durchgeführt. 

(5)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  erlassen,  in  denen  festge- 
legt ist,  in  welchem  Umfang  die  Regulierungsbehörden  unterein- 
ander und  mit  der  Agentur  zusammenarbeiten.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  5 1 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Artikel  43 
Einhaltung  der  Leitlinien 

(1)  Jede  Regulierungsbehörde  wie  auch  die  Kommission  kön- 
nen die  Agentur  um  eine  Stellungnahme  dazu  ersuchen,  ob  eine 
von  einer  Regulierungsbehörde  getroffene  Entscheidung  im  Ein- 
klang mit  den  gemäß  dieser  Richtlinie  oder  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009. 

(2)  Die  Agentur  unterbreitet  der  anfragenden  Regulierungs- 
behörde bzw.  der  Kommission  sowie  der  Regulierungsbehörde, 
die  die  fragliche  Entscheidung  getroffen  hat,  innerhalb  von  drei 
Monaten  nach  dem  Eingang  des  Ersuchens  ihre  Stellungnahme. 

(3)  Kommt  die  Regulierungsbehörde,  die  die  Entscheidung 
getroffen  hat,  der  Stellungnahme  der  Agentur  nicht  innerhalb  von 
vier  Monaten  nach  dem  Eingang  der  Stellungnahme  nach,  so 
unterrichtet  die  Agentur  die  Kommission  entsprechend. 

(4)  Jede  Regulierungsbehörde,  die  der  Auffassung  ist,  dass  eine 
von  einer  anderen  Regulierungsbehörde  getroffene  Entscheidung 
von  Belang  für  den  grenzüberschreitenden  Handel  nicht  im  Ein- 
klang mit  den  gemäß  dieser  Richtlinie  oder  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009  erlassenen  Leitlinien  steht,  kann  die  Kommission 
innerhalb  von  zwei  Monaten  ab  dem  Tag,  an  dem  die  fragliche 
Entscheidung  ergangen  ist,  davon  in  Kenntnis  setzen. 

(5)  Gelangt  die  Kommission  innerhalb  von  zwei  Monaten, 
nachdem  sie  gemäß  Absatz  3  von  der  Agentur  oder  gemäß 
Absatz  4  von  einer  Regulierungsbehörde  informiert  wurde,  oder 
innerhalb  von  drei  Monaten  nach  dem  Tag,  an  dem  die  Entschei- 
dung getroffen  wurde,  von  sich  aus  zu  der  Einschätzung,  dass  die 
Entscheidung  einer  Regulierungsbehörde  ernsthafte  Zweifel  hin- 
sichtlich ihrer  Vereinbarkeit  mit  den  gemäß  dieser  Richtlinie  oder 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  715/2009  erlassenen  Leitlinien  begrün- 
det, kann  die  Kommission  die  weitere  Prüfung  des  Falls  beschlie- 
ßen. In  einem  solchen  Fall  lädt  sie  die  betreffende 
Regulierungsbehörde  und  die  betroffenen  Parteien  zu  dem  Ver- 
fahren vor  der  Regulierungsbehörde,  damit  sie  Stellung  nehmen 
können. 
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(6)  Beschließt  die  Kommission,  den  Fall  weiter  zu  prüfen,  so 
erlässt  sie  innerhalb  von  vier  Monaten  nach  dem  Tag,  an  dem  die- 
ser Beschluss  gefasst  wurde,  die  endgültige  Entscheidung, 

a)  keine  Einwände  gegen  die  Entscheidung  der  Regulierungs- 
behörde zu  erheben  oder 

b)  von  der  betreffenden  Regulierungsbehörde  einen  Widerruf 
ihrer  Entscheidung  zu  verlangen,  weil  die  Leitlinien  nicht  ein- 
gehalten wurden. 

(7)  Beschließt  die  Kommission  nicht  innerhalb  der  in  den 
Absätzen  5  und  6  genannten  Fristen,  den  Fall  weiter  zu  prüfen 
oder  eine  endgültige  Entscheidung  zu  erlassen,  wird  davon  aus- 
gegangen, dass  sie  keine  Einwände  gegen  die  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  erhebt. 

(8)  Die  Regulierungsbehörde  kommt  der  Entscheidung  der 
Kommission  über  den  Widerruf  der  Entscheidung  der 
Regulierungsbehörde  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  und  setzt 
die  Kommission  davon  in  Kenntnis. 

(9)  Die  Kommission  kann  Leitlinien  zur  Festlegung  der  Moda- 
litäten des  Verfahrens  erlassen,  das  von  den  Regulierungs- 
behörden, der  Agentur  und  der  Kommission  bei  der  Prüfung  der 
Vereinbarkeit  von  Entscheidungen  der  Regulierungsbehörden  mit 
den  in  diesem  Artikel  genannten  Leitlinien  anzuwenden  ist.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmung  die- 
ser Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  5 1 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 


Artikel  44 
Aufbewahrungspflichten 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  verlangen  von  den  Versorgungsunter- 
nehmen, dass  sie  die  relevanten  Daten  über  sämtliche  mit 
Großhandelskunden  und  Fernleitungsnetzbetreibern  sowie  mit 
Betreibern  von  Speicheranlagen  und  LNG-Anlagen  im  Rahmen 
von  Gasversorgungsverträgen  und  Gasderivaten  getätigten  Trans- 
aktionen für  die  Dauer  von  mindestens  fünf  Jahren  aufbewahren 
und  den  nationalen  Behörden  einschließlich  der  Regulierungs- 
behörde, der  nationalen  Wettbewerbsbehörden  und  der  Kommis- 
sion zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  bei  Bedarf  zur  Verfügung 
stellen. 

(2)  Die  Daten  enthalten  genaue  Angaben  zu  den  Merkmalen 
der  relevanten  Transaktionen  wie  Laufzeit-,  Liefer-  und 
Abrechnungsbestimmungen,  Menge,  Datum  und  Uhrzeit  der  Aus- 
führung, Transaktionspreise  und  Formen  der  Identifizierung  des 
betreffenden  Großhandelskunden  sowie  bestimmte  Angaben  zu 
sämtlichen  offenen  Positionen  in/nicht  abgerechneten  Gas- 
versorgungsverträgen und  Gasderivaten. 

(3)  Die  Regulierungsbehörde  kann  beschließen,  bestimmte  die- 
ser Informationen  den  Marktteilnehmern  zugänglich  zu  machen, 
vorausgesetzt,  es  werden  keine  wirtschaftlich  sensiblen  Daten 
über  einzelne  Marktakteure  oder  einzelne  Transaktionen  preisge- 
geben. Dieser  Absatz  gilt  nicht  für  Informationen  über  Finanz- 
instrumente, die  unter  die  Richtlinie  2004/39/EG  fallen. 


(4)  Zur  Gewährleistung  der  einheitlichen  Anwendung  dieses 
Artikels  kann  die  Kommission  Leitlinien  erlassen,  in  denen  die 
Methoden  und  Regelungen  der  Datenaufbewahrung  sowie  Form 
und  Inhalt  der  aufzubewahrenden  Daten  festgelegt  werden.  Diese 
Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen 
dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem  in  Artikel  5 1 
Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

(5)  Für  mit  Großhandelskunden  und  Fernleitungsnetzbetrei- 
bern sowie  Betreibern  von  Speicheranlagen  und  LNG-Anlagen 
getätigte  Transaktionen  mit  Gasderivaten  von  Versorgungsunter- 
nehmen gilt  dieser  Artikel  nur,  sobald  die  Kommission  die  Leitli- 
nien gemäß  Absatz  4  erlassen  hat. 

(6)  Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  begründen  für  Rechts- 
personen, die  unter  die  Richtlinie  2004/39/EG  fallen,  keine 
zusätzlichen  Verpflichtungen  gegenüber  den  in  Absatz  1  genann- 
ten Behörden. 

(7)  Müssen  die  in  Absatz  1  genannten  Behörden  Zugang  zu 
Daten  haben,  die  von  Unternehmen  aufbewahrt  werden,  die  unter 
die  Richtlinie  2004/39/EG  fallen,  übermitteln  die  nach  jener 
Richtlinie  zuständigen  Behörden  ihnen  die  erforderlichen  Daten. 


KAPITEL  IX 
ENDKUNDENMÄRKTE 


Artikel  45 
Endkundenmärkte 

Um  das  Entstehen  gut  funktionierender  und  transparenter  End- 
kundenmärkte in  der  Gemeinschaft  zu  erleichtern,  stellen  die  Mit- 
gliedstaaten sicher,  dass  die  Aufgaben  und  Zuständigkeiten  der 
Fernleitungsnetzbetreiber,  Verteilernetzbetreiber,  Versorgungs- 
unternehmen und  Kunden  sowie  gegebenenfalls  anderer  Markt- 
teilnehmer hinsichtlich  der  vertraglichen  Vereinbarungen,  der 
Verpflichtungen  gegenüber  den  Kunden,  der  Regeln  für  Datenaus- 
tausch und  Äbrechnung,  des  Eigentums  an  den  Daten  und  der 
Zuständigkeit  für  die  Verbrauchserfassung  festgelegt  werden. 

Diese  Regeln,  die  zu  veröffentlichen  sind,  werden  so  konzipiert, 
dass  sie  den  Zugang  der  Kunden  und  Versorger  zu  den  Netzen 
erleichtern,  und  unterliegen  der  Nachprüfbarkeit  durch  die 
Regulierungsbehörden  oder  andere  zuständige  einzelstaatliche 
Behörden. 


KAPITEL  X 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 


Artikel  46 
Schutzmaßnahmen 

(1)  Treten  plötzliche  Marktkrisen  im  Energiesektor  auf  oder  ist 
die  Sicherheit  von  Personen,  Geräten  oder  Anlagen  oder  die 
Unversehrtheit  des  Netzes  gefährdet,  so  kann  ein  Mitgliedstaat 
vorübergehend  die  notwendigen  Schutzmaßnahmen  treffen. 


1369 


Copyrighled  maErial 


(2)  Diese  Maßnahmen  dürfen  nur  die  geringstmöglichen  Stö- 
rungen im  Funktionieren  des  Binnenmarktes  hervorrufen  und 
nicht  über  das  zur  Behebung  der  plötzlich  aufgetretenen  Schwie- 
rigkeiten unbedingt  erforderliche  Maß  hinausgehen. 

(3)  Der  betreffende  Mitgliedstaat  teilt  diese  Maßnahmen  unver- 
züglich den  anderen  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  mit; 
diese  kann  beschließen,  dass  der  betreffende  Mitgliedstaat  diese 
Maßnahmen  zu  ändern  oder  aufzuheben  hat,  soweit  sie  den  Wett- 
bewerb verzerren  und  den  Handel  in  einem  Umfang  beeinträch- 
tigen, der  dem  gemeinsamen  Interesse  zuwiderläuft. 


Artikel  47 
Gleiche  Ausgangsbedingungen 

(1)  Maßnahmen,  die  die  Mitgliedstaaten  gemäß  dieser  Richtli- 
nie treffen  können,  um  gleiche  Ausgangsbedingungen  zu  gewähr- 
leisten, müssen  mit  dem  Vertrag,  insbesondere  Artikel  30,  und 
den  Rechtsvorschriften  der  Gemeinschaft  vereinbar  sein. 


(2)  Die  in  Absatz  1  genannten  Maßnahmen  müssen  verhält- 
nismäßig, nichtdiskriminierend  und  transparent  sein.  Diese  Maß- 
nahmen können  erst  angewendet  werden,  nachdem  sie  der 
Kommission  mitgeteilt  und  von  ihr  gebilligt  wurden. 

(3)  Die  Kommission  wird  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach 
Eingang  der  Mitteilung  gemäß  Absatz  2  tätig.  Diese  Frist  beginnt 
am  Tag  nach  dem  Eingang  der  vollständigen  Informationen.  Wird 
die  Kommission  nicht  innerhalb  dieser  Frist  von  zwei  Monaten 
tätig,  so  wird  davon  ausgegangen,  dass  sie  keine  Einwände  gegen 
die  mitgeteilten  Maßnahmen  hat. 


Artikel  48 

Ausnahmen  im  Zusammenhang  mit  unbedingten 
Zahlungsverpflichtungen 

(1)  Entstehen  einem  Erdgasunternehmen  aufgrund  eines  oder 
mehrerer  Gaslieferverträge  mit  unbedingter  Zahlungsverpflich- 
tung ernsthafte  wirtschaftliche  und  finanzielle  Schwierigkeiten 
oder  werden  solche  Schwierigkeiten  befürchtet,  so  kann  es  bei 
dem  betreffenden  Mitgliedstaat  oder  der  benannten  zuständigen 
Behörde  eine  befristete  Ausnahme  von  Artikel  32  beantragen.  Die 
Anträge  sind  in  jedem  einzelnen  Fall  je  nach  Wahl  des  Mitglied- 
staats entweder  vor  oder  nach  der  Verweigerung  des  Netzzugangs 
zu  stellen.  Die  Mitgliedstaaten  können  es  dem  Erdgasunter- 
nehmen auch  freistellen,  ob  es  einen  Antrag  vor  oder  nach  der 
Verweigerung  des  Netzzugangs  stellen  möchte.  Hat  ein  Erdgas- 
unternehmen den  Zugang  verweigert,  ist  der  Antrag  unverzüglich 
zu  stellen.  Den  Anträgen  sind  alle  sachdienlichen  Angaben  über 
die  Art  und  den  Umfang  des  Problems  und  die  von  dem  Erdgas- 
unternehmen zu  dessen  Lösung  unternommenen  Anstrengungen 
beizufügen. 

Stehen  nach  vernünftigem  Ermessen  keine  Alternativlösungen  zur 
Verfügung,  so  kann  der  Mitgliedstaat  oder  die  benannte  zustän- 
dige Behörde  unter  Beachtung  des  Absatzes  3  eine  Ausnahme 
gewähren. 


(2)  Der  Mitgliedstaat  oder  die  benannte  zuständige  Behörde 
übermittelt  der  Kommission  unverzüglich  ihre  Entscheidung  über 
die  Gewährung  einer  Ausnahme  zusammen  mit  allen  einschlägi- 
gen Informationen  zu  der  betreffenden  Ausnahme.  Diese  Infor- 
mationen können  der  Kommission  in  einer  Zusammenfassung 
übermittelt  werden,  anhand  deren  die  Kommission  eine  fundierte 
Entscheidung  treffen  kann.  Die  Kommission  kann  binnen  acht 
Wochen  nach  Eingang  der  Mitteilung  verlangen,  dass  der  betref- 
fende Mitgliedstaat  bzw.  die  betreffende  benannte  zuständige 
Behörde  die  Entscheidung  über  die  Gewährung  einer  Ausnahme 
ändert  oder  widerruft. 

Kommt  der  betreffende  Mitgliedstaat  bzw.  die  betreffende 
benannte  zuständige  Behörde  der  Aufforderung  nicht  binnen  vier 
Wochen  nach,  so  wird  nach  dem  in  Artikel  5 1  Absatz  2  genann- 
ten Beratungsverfahren  umgehend  eine  endgültige  Entscheidung 
getroffen. 

Die  Kommission  behandelt  wirtschaftlich  sensible  Informationen 
vertraulich. 

(3)  Der  Mitgliedstaat  oder  die  benannte  zuständige  Behörde 
und  die  Kommission  berücksichtigen  bei  der  Entscheidung  über 
die  Ausnahmen  nach  Absatz  1  insbesondere  folgende  Kriterien: 

a)  das  Ziel  der  Vollendung  eines  wettbewerbsbestimmten 
Gasmarktes; 

b)  die  Notwendigkeit,  gemeinwirtschaftliche  Verpflichtungen  zu 
erfüllen  und  die  Versorgungssicherheit  zu  gewährleisten; 

c)  die  Stellung  des  Erdgasunternehmens  auf  dem  Gasmarkt  und 
die  tatsächliche  Wettbewerbslage  auf  diesem  Markt; 

d)  die  Schwere  der  aufgetretenen  wirtschaftlichen  und  finanzi- 
ellen Schwierigkeiten  von  Erdgasunternehmen  und 
Fernleitungsunternehmen  bzw.  zugelassenen  Kunden; 

e)  den  Zeitpunkt  der  Unterzeichnung  sowie  die  Bedingungen 
des  betreffenden  Vertrags  oder  der  betreffenden  Verträge  und 
inwieweit  diese  Marktänderungen  berücksichtigen; 

f)  die  zur  Lösung  des  Problems  unternommenen 
Anstrengungen; 

g)  inwieweit  das  Unternehmen  beim  Eingehen  der  betreffenden 
unbedingten  Zahlungsverpflichtungen  unter  Berücksichti- 
gung dieser  Richtlinie  vernünftigerweise  mit  dem  wahr- 
scheinlichen Auftreten  von  ernsten  Schwierigkeiten  hätte 
rechnen  können; 

h)  das  Ausmaß,  in  dem  das  Netz  mit  anderen  Netzen  verbun- 
den ist,  sowie  den  Grad  an  Interoperabilität  dieser  Netze,  und 

i)  die  Auswirkungen,  die  die  Genehmigung  einer  Ausnahme  für 
die  korrekte  Anwendung  dieser  Richtlinie  in  Bezug  auf  das 
einwandfreie  Funktionieren  des  Erdgasbinnenmarktes  haben 
würde. 


1370 

Copyrighled  material 


Eine  Entscheidung  über  einen  Ausnahmeantrag  in  Bezug  auf  Ver- 
träge mit  unbedingter  Zahlungsverpflichtung,  die  vor  dem 
4.  August  2003  geschlossen  worden  sind,  sollte  nicht  zu  einer 
Lage  führen,  in  der  es  unmöglich  ist,  wirtschaftlich  tragfähige 
Absatzalternativen  zu  finden.  Auf  jeden  Fall  wird  davon  ausge- 
gangen, dass  keine  ernsthaften  Schwierigkeiten  vorliegen,  wenn 
die  Erdgasverkäufe  nicht  unter  die  in  Gaslieferverträgen  mit  unbe- 
dingter Zahlungsverpflichtung  vereinbarte  garantierte  Mindest- 
abnahmemenge  sinken  oder  sofern  der  betreffende 
Gasliefervertrag  mit  unbedingter  Zahlungsverpflichtung  ange- 
passt  werden  oder  das  Erdgasunternehmen  Absatzalternativen 
finden  kann. 

(4)  Erdgasunternehmen,  die  keine  Ausnahmegenehmigung 
nach  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  erhalten  haben,  dürfen 
den  Netzzugang  wegen  im  Rahmen  eines  Gasliefervertrags  einge- 
gangener unbedingter  Zahlungsverpflichtungen  nicht  bzw.  nicht 
länger  verweigern.  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  alle  ein- 
schlägigen Bestimmungen  der  Artikel  32  bis  44,  eingehalten 
werden. 

(5)  Die  im  Rahmen  der  obigen  Bestimmungen  genehmigten 
Ausnahmen  müssen  ordnungsgemäß  begründet  werden.  Die 
Kommission  veröffentlicht  die  Entscheidung  im  Amtsblatt  der 
Europäischen  Union. 

(6)  Die  Kommission  legt  bis  zum  4.  August  2008  einen  Bericht 
über  die  bei  der  Anwendung  dieses  Artikels  gemachten  Erfahrun- 
gen vor,  damit  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  zu  gege- 
bener Zeit  prüfen  können,  ob  dieser  Artikel  angepasst  werden 
muss. 


Artikel  49 
Entstehende  und  isolierte  Märkte 

(1)  Mitgliedstaaten,  die  nicht  direkt  an  das  Verbundnetz  eines 
anderen  Mitgliedstaats  angeschlossen  sind  und  nur  einen  exter- 
nen Hauptlieferanten  haben,  können  von  den  Artikeln  4,  9,  37 
und/oder  38  abweichen.  Als  Hauptlieferant  gilt  ein  Versorgungs- 
unternehmen mit  einem  Marktanteil  von  mehr  als  75  %.  Eine 
Ausnahme  endet  automatisch,  sobald  mindestens  eine  der  in  die- 
sem Unterabsatz  genannten  Bedingungen  nicht  mehr  gegeben  ist. 
Alle  derartigen  Ausnahmen  sind  der  Kommission  mitzuteilen. 

Zypern  kann  von  den  Artikeln  4,  9,  37  und/oder  38  abweichen. 
Diese  Ausnahme  endet,  sobald  Zypern  nicht  mehr  als  isolierter 
Markt  anzusehen  ist. 

Die  Artikel  4,  9,  37  und/oder  38  gelten  für  Estland,  Lettland 
und/oder  Finnland  erst  ab  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  einer  dieser 
Mitgliedstaaten  direkt  an  das  Verbundnetz  eines  anderen  Mitglied- 
staats mit  Ausnahme  von  Estland,  Lettland,  Litauen  und  Finnland 
angeschlossen  ist.  Ausnahmen  gemäß  Unterabsatz  1  dieses  Absat- 
zes bleiben  von  diesem  Unterabsatz  unberührt. 

(2)  Ein  als  entstehender  Markt  eingestufter  Mitgliedstaat,  der 
durch  die  Anwendung  dieser  Richtlinie  in  erhebliche  Schwierig- 
keiten geriete,  kann  von  Artikel  4,  Artikel  9,  Artikel  1 3  Absätze  1 
und  3,  Artikel  14,  Artikel  24,  Artikel  25  Absatz  5,  Artikel  26, 
Artikel  31,  Artikel  32,  Artikel  37  Absatz  1  und/oder  Artikel  38 
abweichen.  Diese  Ausnahme  endet  automatisch,  sobald  der 
betreffende  Mitgliedstaat  nicht  mehr  als  entstehender  Markt  anzu- 
sehen ist.  Alle  derartigen  Ausnahmen  sind  der  Kommission 
mitzuteilen. 


Zypern  kann  von  den  Artikeln  4  und  9,  Artikel  13  Absätze  1 
und  3,  den  Artikeln  14  und  24,  Artikel  25  Absatz  5,  den  Artikeln 
26,  31  und  32,  Artikel  37  Absatz  1  und/oder  Artikel  38  abwei- 
chen. Diese  Ausnahme  endet,  sobald  Zypern  nicht  mehr  als  ent- 
stehender Markt  anzusehen  ist. 

(3)  Zu  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  die  in  Absatz  2  Unterabsatz  1 
genannte  Ausnahme  endet,  muss  die  Definition  der  zugelassenen 
Kunden  eine  Marktöffnung  bewirken,  die  sich  auf  mindestens 
33  %  des  jährlichen  Gesamterdgasverbrauchs  auf  dem  innerstaat- 
lichen Erdgasmarkt  erstreckt.  Zwei  Jahre  nach  diesem  Zeitpunkt 
gilt  Artikel  3  7  Absatz  1  Buchstabe  b  und  drei  Jahre  nach  diesem 
Zeitpunkt  gilt  Artikel  37  Absatz  1  Buchstabe  c.  Bis  zum  Beginn 
der  Anwendung  des  Artikels  37  Absatz  1  Buchstabe  b  können  die 
in  Absatz  2  des  vorliegenden  Artikels  genannten  Mitgliedstaaten 
beschließen,  Artikel  32  nicht  anzuwenden,  soweit  es  sich  um 
Hilfsdienste  und  die  vorübergehende  Speicherung  für  die  Wieder- 
verdampfung und  die  anschließende  Einspeisung  in  das 
Fernleitungsnetz  handelt. 

(4)  Falls  die  Anwendung  dieser  Richtlinie  in  einem  begrenzten 
Gebiet  eines  Mitgliedstaats,  insbesondere  hinsichtlich  des  Ausbaus 
der  Fernleitungsinfrastruktur  und  größerer  Verteilungs- 
infrastrukturen, erhebliche  Schwierigkeiten  verursachen  würde, 
kann  der  Mitgliedstaat  zur  Förderung  von  Investitionen  bei  der 
Kommission  für  Entwicklungen  in  diesem  Gebiet  eine  befristete 
Ausnahme  von  den  Artikeln  4  und  9,  Artikel  1 3  Absätze  1  und  3, 
den  Artikeln  1 4  und  24,  Artikel  25  Absatz  5,  den  Artikeln  26,31 
und  32,  sowie  von  Artikel  37  Absatz  1  und/oder  Artikel  38 
beantragen. 

(5)  Die  Kommission  kann  die  in  Absatz  4  genannte  Ausnahme 
unter  Berücksichtigung  insbesondere  der  nachstehenden  Kriterien 
genehmigen: 

—  Bedarf  an  Infrastrukturinvestitionen,  die  in  einem 
wettbewerbsbestimmten  Marktumfeld  nicht  rentabel  wären; 

—  Umfang  der  erforderlichen  Investitionen  und 
Amortisationsaussichten; 

—  Größe  und  Entwicklungsstand  des  Gasnetzes  in  dem  betref- 
fenden Gebiet; 

—  Aussichten  für  den  betreffenden  Gasmarkt; 

—  geografische  Größe  und  Merkmale  des  betreffenden  Gebiets 
oder  der  betreffenden  Region  sowie  sozioökonomische  und 
demografische  Faktoren. 

Im  Falle  einer  Gasinfrastruktur,  bei  der  es  sich  nicht  um  eine 
Verteilerinfrastruktur  handelt,  darf  eine  Ausnahme  nur  genehmigt 
werden,  wenn  in  diesem  Gebiet  noch  keine  Gasinfrastruktur 
errichtet  worden  ist  oder  die  Errichtung  einer  derartigen  Infra- 
struktur weniger  als  zehn  Jahre  zurückliegt.  Die  befristete  Aus- 
nahme darf  nicht  für  einen  Zeitraum  von  mehr  als  zehn  Jahren  ab 
der  ersten  Versorgung  mit  Gas  in  dem  betreffenden  Gebiet 
gewährt  werden. 

Im  Falle  einer  Verteilerinfrastruktur  kann  eine  Ausnahme  für 
einen  Zeitraum  von  höchstens  20  Jahren  ab  dem  Zeitpunkt 
genehmigt  werden,  zu  dem  in  dem  betreffenden  Gebiet  erstmalig 
Gas  über  die  genannte  Infrastruktur  geliefert  wurde. 
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(6)  Artikel  9  gilt  nicht  für  Zypern,  Luxemburg  und/oder  Malta. 

(7)  Vor  einer  Entscheidung  nach  Absatz  5  unterrichtet  die 
Kommission  die  Mitgliedstaaten  unter  Wahrung  der  Vertraulich- 
keit über  die  gemäß  Absatz  4  gestellten  Anträge.  Diese  Entschei- 
dung sowie  die  Ausnahmen  nach  den  Absätzen  1  und  2  werden 
im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht. 

(8)  Griechenland  darf  hinsichtlich  Aufbau  und  Alleinnutzung 
von  Verteilernetzen  in  bestimmten  geografischen  Gebieten  von 
den  Artikeln  4,  24,  25,  26,  32,  37  und/oder  38  dieser  Richtlinie 
in  Bezug  auf  die  geografischen  Gebiete  und  Zeiträume  abweichen, 
die  in  den  von  Griechenland  vor  dem  15.  März  2002  gemäß  der 
Richtlinie  98/30/EG  ausgestellten  Genehmigungen  angegeben 
sind. 

Artikel  50 
Übeiprüfungsverfahren 

Falls  die  Kommission  in  dem  Bericht  nach  Artikel  52  Absatz  6 
feststellt,  dass  aufgrund  der  effektiven  Verwirklichung  des  Netz- 
zugangs in  einem  Mitgliedstaat,  die  in  jeder  Hinsicht  einen  tat- 
sächlichen, nichtdiskriminierenden  und  ungehinderten 
Netzzugang  bewirkt,  bestimmte  in  dieser  Richtlinie  vorgesehene 
Vorschriften  für  Unternehmen  (einschließlich  der  Vorschriften  für 
die  rechtliche  Entflechtung  von  Verteilernetzbetreibern)  nicht  in 
einem  ausgewogenen  Verhältnis  zum  verfolgten  Ziel  stehen,  kann 
der  betreffende  Mitgliedstaat  bei  der  Kommission  einen  Antrag 
auf  Freistellung  von  der  Einhaltung  der  betreffenden  Vorschrift 
einreichen. 

Der  Mitgliedstaat  übermittelt  den  Antrag  unverzüglich  der  Kom- 
mission zusammen  mit  allen  relevanten  Angaben,  die  für  den 
Nachweis  erforderlich  sind,  dass  die  in  dem  Bericht  getroffene 
Feststellung,  wonach  ein  tatsächlicher  Netzzugang  sichergestellt 
ist,  auch  weiterhin  zutreffen  wird. 

Innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Erhalt  einer  Mitteilung  nimmt 
die  Kommission  zu  dem  Antrag  des  betreffenden  Mitgliedstaats 
Stellung  und  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  gege- 
benenfalls Vorschläge  zur  Änderung  der  betreffenden  Bestim- 
mungen der  Richtlinie  vor.  Die  Kommission  kann  in  den 
Vorschlägen  zur  Änderung  der  Richtlinie  vorschlagen,  den  betref- 
fenden Mitgliedstaat  von  spezifischen  Anforderungen  auszuneh- 
men, sofern  dieser  Mitgliedstaat  erforderlichenfalls  Maßnahmen 
durchführt,  die  in  gleicher  Weise  wirksam  sind. 


Artikel  51 
Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die 
Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  19 99/46 8/EG  unter  Beachtung 
von  dessen  Artikel  8. 

(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  Arti- 
kel 5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses  1 999/468/EG 
unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 


Artikel  52 
Berichterstattung 

(1)  Die  Kommission  überwacht  und  überprüft  die  Anwendung 
dieser  Richtlinie  und  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem 
Rat  zum  ersten  Mal  bis  31.  Dezember  2004  und  danach  jedes  Jahr 
einen  Gesamtfortschrittsbericht  über  die  erzielten  Fortschritte  vor. 
In  diesem  Fortschrittsbericht  wird  mindestens  Folgendes 
behandelt: 

a)  die  bei  der  Schaffung  eines  vollendeten  und  einwandfrei  funk- 
tionierenden Erdgasbinnenmarkts  gewonnenen  Erfahrungen 
und  erzielten  Fortschritte  sowie  die  noch  bestehenden 
Hindernisse,  einschließlich  der  Aspekte  Markt- 
beherrschung, Marktkonzentration,  Verdrängungspraktiken 
oder  wettbewerbsfeindliches  Verhalten; 

b)  die  im  Rahmen  dieser  Richtlinie  genehmigten  Ausnahmen, 
einschließlich  der  Anwendung  der  Ausnahme  nach  Arti- 
kel 26  Absatz  4  im  Hinblick  auf  eine  etwaige  Überprüfung 
der  Schwelle; 

c)  die  Frage,  inwieweit  sich  die  Entflechtungs-  und  Tarifierungs- 
bestimmungen  dieser  Richtlinie  als  geeignet  erwiesen  haben, 
einen  gerechten  und  nichtdiskriminierenden  Zugang  zum 
Erdgasnetz  der  Gemeinschaft  und  eine  gleichwertige 
Wettbewerbsintensität  zu  gewährleisten,  und  welche  wirt- 
schaftlichen, umweltbezogenen  und  sozialen  Auswirkungen 
die  Öffnung  des  Erdgasmarkts  auf  die  Kunden  hat; 

d)  eine  Untersuchung  der  Fragen,  die  mit  der  Kapazität  des 
Erdgasnetzes  und  der  Sicherheit  der  Erdgasversorgung  in  der 
Gemeinschaft  und  insbesondere  mit  dem  bestehenden  und 
dem  erwarteten  Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und  Nach- 
frage zusammenhängen,  unter  Berücksichtigung  der  zwi- 
schen verschiedenen  Gebieten  bestehenden  realen 
Austauschkapazitäten  des  Netzes  und  des  Ausbaus  von  Spei- 
cherkapazitäten (einschließlich  der  Frage  der  Verhältnismä- 
ßigkeit der  Marktregulierung  in  diesem  Bereich); 

e)  besondere  Aufmerksamkeit  wird  den  Maßnahmen  der  Mit- 
gliedstaaten zur  Bedienung  von  Nachfragespitzen  und  zur 
Bewältigung  von  Ausfällen  eines  oder  mehrerer  Versorger 
gewidmet; 

f)  eine  allgemeine  Bewertung  der  Fortschritte  in  den  bilateralen 
Beziehungen  zu  Drittländern,  die  Erdgas  gewinnen  und 
exportieren  oder  transportieren,  einschließlich  der  Fort- 
schritte bei  Marktintegration,  Handel  und  Zugang  zu  den 
Netzen  dieser  Drittländer; 

g)  die  Frage,  ob  ein  Harmonisierungsbedarf  besteht,  der  nicht 
mit  den  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  zusammenhängt. 

Gegebenenfalls  kann  dieser  Fortschrittsbericht  auch  Empfehlun- 
gen und  Maßnahmen  enthalten,  um  negativen  Auswirkungen  von 
Marktbeherrschung  und  Marktkonzentration  entgegenzuwirken. 

Ferner  kann  die  Kommission  in  dem  Bericht  in  Konsultation  mit 
dem  ENTSO  (Gas)  prüfen,  ob  die  Schaffung  eines  einzigen  euro- 
päischen Fernleitungsnetzbetreibers  durch  die  Fernleitungsnetz- 
betreiber möglich  ist. 
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(2)  Alle  zwei  Jahre  werden  in  dem  Fortschrittsbericht  nach 
Absatz  1  ferner  die  verschiedenen  in  den  Mitgliedstaaten  zur 
Erfüllung  gemeinwirtschaftlicher  Verpflichtungen  getroffenen 
Maßnahmen  analysiert  und  auf  ihre  Wirksamkeit  und  insbeson- 
dere ihre  Auswirkungen  auf  den  Wettbewerb  auf  dem  Erdgas- 
markt untersucht.  Gegebenenfalls  kann  der  Bericht  Empfehlungen 
für  Maßnahmen  enthalten,  die  auf  einzelstaatlicher  Ebene  zur 
Gewährleistung  eines  hohen  Standards  der  gemein- 
wirtschaftlichen Leistungen  oder  zur  Verhinderung  einer  Markt- 
abschottung zu  ergreifen  sind. 

(3)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  bis  3.  März  2013  als  Teil  der  allgemeinen  Überprüfung 
einen  ausführlichen  konkreten  Bericht  vor,  in  dem  sie  darlegt, 
inwieweit  es  mit  den  Entflechtungsvorschriften  gemäß  Kapitel  IV 
gelungen  ist,  die  volle,  effektive  Unabhängigkeit  der  Fernleitungs- 
netzbetreiber sicherzustellen;  dabei  wird  die  effektive  und  effizi- 
ente Entflechtung  als  Maßstab  zugrunde  gelegt. 

(4)  Für  ihre  Einschätzung  gemäß  Absatz  3  zieht  die  Kommis- 
sion insbesondere  folgende  Kriterien  heran:  fairer  und  nicht- 
diskriminierender Netzzugang,  wirksame  Regulierung,  an  den 
Marktbedürfnissen  ausgerichtete  Netzentwicklung,  wettbewerbs- 
neutrale Investitionsanreize,  Entwicklung  der  Verbindungs- 
infrastruktur, effektiver  Wettbewerb  auf  den  Energiemärkten  der 
Gemeinschaft  und  Versorgungssicherheit  in  der  Gemeinschaft. 

(5)  Sollte  aus  dem  ausführlichen  konkreten  Bericht  gemäß 
Absatz  3  gegebenenfalls  hervorgehen,  dass  die  praktische  Umset- 
zung der  Bedingungen  gemäß  Absatz  4  nicht  gewährleistet  wurde, 
so  legt  die  Kommission  dem  Europäischen  Parlament  und  dem 
Rat  Vorschläge  vor,  um  die  in  jeder  Hinsicht  effektive  Unabhän- 
gigkeit der  Fernleitungsnetzbetreiber  bis  zum  3.  März  2014 
sicherzustellen. 

(6)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  spätestens  am  1.  Januar  2006  einen  detaillierten  Bericht 
über  die  Fortschritte  bei  der  Schaffung  des  Erdgasbinnenmarktes 
vor.  In  dem  Bericht  wird  insbesondere  Folgendes  geprüft: 

—  das  Bestehen  eines  nichtdiskriminierenden  Netzzugangs, 

—  die  Wirksamkeit  der  Regulierung, 

—  die  Entwicklung  der  Verbindungsinfrastruktur,  die  Transit- 
bedingungen und  der  Stand  der  Versorgungssicherheit  in  der 
Gemeinschaft, 

—  die  Frage,  inwieweit  der  volle  Nutzen  der  Marktöffnung 
Kleinunternehmen  und  Haushaltskunden  zugute  kommt,  ins- 
besondere im  Hinblick  auf  die  Qualitätsstandards  der  gemein- 
wirtschaftlichen  Leistungen, 

—  die  Frage,  inwieweit  die  Märkte  in  der  Praxis  tatsächlich 
wettbewerbsoffen  sind,  einschließlich  der  Aspekte  Markt- 
beherrschung, Marktkonzentration,  Verdrängungspraktiken 
oder  wettbewerbsfeindliches  Verhalten, 

—  die  Frage,  inwieweit  die  Kunden  tatsächlich  den  Versorger 
wechseln  und  die  Tarife  neu  aushandeln, 


—  die  Preisentwicklungen,  auch  bei  den  Beschaffungspreisen, 
gemessen  am  Grad  der  Marktöffnung, 

—  die  Frage,  ob  Dritten  effektiver  und  nichtdiskriminierender 
Zugang  zur  Gasspeicherung  gewährt  wird,  der  für  einen  effi- 
zienten Netzzugang  technisch  und/oder  wirtschaftlich  erfor- 
derlich ist, 

—  die  bei  der  Anwendung  dieser  Richtlinie  gewonnenen  Erfah- 
rungen, was  die  tatsächliche  Unabhängigkeit  von  Netzbetrei- 
bern in  vertikal  integrierten  Unternehmen  betrifft,  sowie  die 
Frage,  ob  neben  der  funktionalen  Unabhängigkeit  und  der 
Trennung  der  Rechnungslegung  weitere  Maßnahmen  konzi- 
piert wurden,  die  in  ihrer  Wirkung  der  rechtlichen  Entflech- 
tung gleichkommen. 

Gegebenenfalls  unterbreitet  die  Kommission  dem  Europäischen 
Parlament  und  dem  Rat  Vorschläge  insbesondere  mit  dem  Ziel, 
hohe  Qualitätsstandards  der  gemeinwirtschaftlichen  Leistungen 
zu  gewährleisten. 

Gegebenenfalls  unterbreitet  die  Kommission  dem  Europäischen 
Parlament  und  dem  Rat  Vorschläge  insbesondere  mit  dem  Ziel, 
die  uneingeschränkte  und  tatsächliche  Unabhängigkeit  von 
Verteilernetzbetreibern  bis  zum  1.  Juli  2007  sicherzustellen. 
Falls  erforderlich,  beziehen  sich  diese  Vorschläge  in  Ubereinstim- 
mung mit  dem  Wettbewerbsrecht  auch  auf  Maßnahmen  zur 
Behandlung  von  Problemen  der  Marktbeherrschung,  Markt- 
konzentration, Verdrängungspraktiken  oder  des  wettbewerbs- 
feindlichen Verhaltens. 

Artikel  53 
Aufhebung  von  Rechtsvorschriften 

Die  Richtlinie  2003/5  5/EG  wird  zum  3.  März  2011  aufgehoben; 
die  Verpflichtungen  der  Mitgliedstaaten  hinsichtlich  der  Fristen 
für  ihre  Umsetzung  und  Anwendung  werden  davon  nicht  berührt. 
Verweisungen  auf  die  aufgehobene  Richtlinie  gelten  als  Verwei- 
sungen auf  die  vorliegende  Richtlinie  und  sind  nach  Maßgabe  der 
Entsprechungstabelle  in  Anhang  II  zu  lesen. 


Artikel  54 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Rechts-  und  Verwaltungs Vor- 
schriften in  Kraft,  die  erforderlich  sind,  um  dieser  Richtlinie  spä- 
testens am  3.  März  2011  nachzukommen.  Sie  setzen  die 
Kommission  unverzüglich  davon  in  Kenntnis. 

Sie  wenden  diese  Vorschriften  ab  3.  März  2011  an,  mit  Ausnahme 
von  Artikel  11,  den  sie  ab  3.  März  2013  anwenden. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen,  nehmen  sie 
in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der  amt- 
lichen Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die  Mitglied- 
staaten regeln  die  Einzelheiten  der  Bezugnahme. 
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(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie 
auf  dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 


Artikel  56 
Adressaten 


ArtM  55  Geschehen  zu  Brüssel  am  1 3.  Juli  2009. 

Inkrafttreten 

Im  Namen  des  Europäischen  Parlaments      Im  Namen  des  Rates 
Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentli-  Der  Präsident  Der  Präsident 

chung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft.  H.-G.  PÖTTERING  E.  ERLANDSSON 
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ANHANG  I 


MASSNAHMEN  ZUM  SCHUTZ  DER  KUNDEN 

(1)  Unbeschadet  der  Verbraucherschutzvorschriften  der  Gemeinschaft,  insbesondere  der  Richtlinie  97/7/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Mai  1997  über  den  Verbraucherschutz  bei  Vertragsabschlüssen  im  Fernab- 
satz f1)  und  der  Richtlinie  93/1 3/EG  des  Rates  vom  5.  April  1993  über  missbräuchliche  Klauseln  in 
Verbraucherverträgen  (2),  soll  mit  den  in  Artikel  3  genannten  Maßnahmen  sichergestellt  werden,  dass  die  Kunden 

a)  Anspruch  auf  einen  Vertrag  mit  ihren  Anbietern  von  Gasdienstleistungen  haben,  in  dem  Folgendes  festgelegt  ist: 

—  Name  und  Anschrift  des  Anbieters, 

—  erbrachte  Leistungen  und  angebotene  Leistungs-Qualitätsstufen  sowie  Zeitbedarf  für  den  Erstanschluss, 

—  die  Art  der  angebotenen  Wartungsdienste, 

—  Art  und  Weise,  wie  aktuelle  Informationen  über  alle  geltenden  Tarife  und  Wartungsentgelte  erhältlich  sind, 

—  Vertragsdauer,  Bedingungen  für  eine  Verlängerung  und  Beendigung  der  Leistungen  und  des  Vertrags- 
verhältnisses sowie  Zulässigkeit  eines  kostenfreien  Rücktritts  vom  Vertrag, 

—  etwaige  Entschädigungs-  und  Erstattungsregelungen  bei  Nichteinhaltung  der  vertraglich  vereinbarten 
Leistungsqualität  einschließlich  fehlerhafter  und  verspäteter  Rechnungserstellung, 

—  Vorgehen  zur  Einleitung  von  Streitbeilegungsverfahren  gemäß  Buchstabe  f  und 

—  Informationen  über  Verbraucherrechte,  einschließlich  der  Behandlung  von  Beschwerden  und  der  in  diesem 
Buchstaben  genannten  Informationen,  auf  der  Website  des  Rechnungs-  und  Erdgasunternehmen. 

Die  Bedingungen  müssen  gerecht  und  im  Voraus  bekannt  sein.  Diese  Informationen  sollten  in  jedem  Fall  vor 
Abschluss  oder  Bestätigung  des  Vertrags  übermittelt  werden.  Auch  bei  Abschluss  des  Vertrags  durch  Vermittler 
müssen  die  in  diesem  Buchstaben  genannten  Informationen  vor  Vertragsabschluss  bereitgestellt  werden; 

b)  rechtzeitig  über  eine  beabsichtigte  Änderung  der  Vertragsbedingungen  und  dabei  über  ihr  Rücktrittsrecht  unter- 
richtet werden.  Die  Dienstleister  teilen  ihren  Kunden  direkt  und  in  transparenter  und  verständlicher  Weise  jede 
Gebührenerhöhung  mit  angemessener  Frist  mit,  auf  jeden  Fall  jedoch  vor  Ablauf  der  normalen  Abrechnungs- 
periode, die  auf  die  Gebührenerhöhung  folgt.  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  es  den  Kunden  freisteht,  den 
Vertrag  zu  lösen,  wenn  sie  die  neuen  Bedingungen  nicht  akzeptieren,  die  ihnen  ihr  Gasdienstleister  mitgeteilt  hat; 

c)  transparente  Informationen  über  geltende  Preise  und  Tarife  sowie  über  die  Standardbedingungen  für  den  Zugang 
zu  Gasdienstleistungen  und  deren  Inanspruchnahme  erhalten; 

d)  über  ein  breites  Spektrum  an  Zahlungsmodalitäten  verfügen  können,  durch  die  sie  nicht  unangemessen  benach- 
teiligt werden.  Die  Vorauszahlungssysteme  sind  fair  und  spiegeln  den  wahrscheinlichen  Verbrauch  angemessen 
wider.  Die  Unterschiede  in  den  Vertragsbedingungen  spiegeln  die  Kosten  wider,  die  dem  Lieferanten  durch  die 
unterschiedlichen  Zahlungssysteme  entstehen.  Die  allgemeinen  Vertragsbedingungen  müssen  fair  und  transpa- 
rent sein.  Sie  müssen  klar  und  verständlich  abgefasst  sein  und  dürfen  keine  außervertraglichen  Hindernisse  ent- 
halten, durch  die  die  Kunden  an  der  Ausübung  ihrer  Rechte  gehindert  werden,  zum  Beispiel  eine  übermäßige  Zahl 
an  Vertragsunterlagen.  Die  Kunden  müssen  gegen  unfaire  oder  irreführende  Verkaufsmethoden  geschützt  sein; 

e)  den  Lieferanten  ohne  Berechnung  von  Gebühren  wechseln  können; 

f)  transparente,  einfache  und  kostengünstige  Verfahren  zur  Behandlung  ihrer  Beschwerden  in  Anspruch  nehmen 
können.  Insbesondere  haben  alle  Kunden  Anspruch  auf  eine  gute  Qualität  der  Dienstleistung  und  die  Behandlung 
ihrer  Beschwerden  durch  ihren  Gasversorger.  Diese  Verfahren  zur  außergerichtlichen  Einigung  müssen  eine 
gerechte  und  zügige  Beilegung  von  Streitfällen,  vorzugsweise  innerhalb  von  drei  Monaten  ermöglichen  und  für 
berechtigte  Fälle  ein  Erstattungs-  und/oder  Entschädigungssystem  vorsehen.  Sie  sollten,  soweit  möglich,  den  in  der 
Empfehlung  98/257/EG  der  Kommission  vom  30.  März  1998  betreffend  die  Grundsätze  für  Einrichtungen,  die 
für  die  außergerichtliche  Beilegung  von  Verbraucherrechtsstreitigkeiten  (')  zuständig  sind,  dargelegten  Grundsät- 
zen entsprechen; 


0)  ABl.  L  144  vom  4.6.1997,  S.  19. 
(2)  ABl.  L  95  vom  21.4.1993,  S.  29. 
(5)  ABl.  L  115  vom  17.4.1998,  S.  31. 


g)  soweit  sie  an  das  Gasnetz  angeschlossen  sind,  über  ihre  gemäß  dem  einschlägigen  einzelstaatlichen  Recht  beste- 
henden Rechte  auf  Versorgung  mit  Erdgas  einer  bestimmten  Qualität  zu  angemessenen  Preisen  informiert  werden; 

h)  Zugang  zu  ihren  Verbrauchsdaten  haben  und  durch  ausdrückliche  Zustimmung  und  gebührenfrei  einem  beliebi- 
gen registrierten  Lieferanten  Zugang  zu  ihren  Messdaten  gewähren  können.  Die  für  die  Datenverwaltung  zustän- 
dige Stelle  ist  verpflichtet,  diese  Daten  an  das  betreffende  Unternehmen  weiterzugeben,  die  Mitgliedstaaten  legen 
ein  Format  für  die  Erfassung  der  Daten  fest  sowie  ein  Verfahren,  um  Versorgern  und  Kunden  Zugang  zu  den  Daten 
zu  verschaffen;  Den  Kunden  dürfen  dafür  keine  zusätzlichen  Kosten  in  Rechnung  gestellt  werden; 

i)  häufig  genug  in  angemessener  Form  über  ihren  tatsächlichen  Gasverbrauch  und  ihre  Gaskosten  informiert  wer- 
den, um  ihren  eigenen  Gasverbrauch  regulieren  zu  können.  Die  Angaben  werden  in  einem  ausreichenden  Zeit- 
rahmen erteilt,  der  der  Kapazität  der  Messvorrichtungen  des  Kunden  Rechnung  trägt.  Die  Kostenwirksamkeit  dieser 
Maßnahmen  wird  gebührend  berücksichtigt.  Den  Kunden  dürfen  dafür  keine  zusätzlichen  Kosten  in  Rechnung 
gestellt  werden; 

j)      spätestens  sechs  Wochen  nach  einem  Wechsel  des  Erdgasversorgers  eine  Abschlussrechnung  erhalten. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  intelligente  Messsysteme  eingeführt  werden,  durch  die  die  aktive  Beteiligung  der 
Kunden  am  Gasversorgungsmarkt  unterstützt  wird.  Die  Einführung  dieser  Messsysteme  kann  einer  wirtschaftlichen 
Bewertung  unterliegen,  bei  der  alle  langfristigen  Kosten  und  Vorteile  für  den  Markt  und  die  einzelnen  Kunden  geprüft 
werden  sowie  untersucht  wird,  welche  Art  des  intelligenten  Messens  wirtschaftlich  vertretbar  und  kostengünstig  ist  und 
in  welchem  zeitlichen  Rahmen  die  Einführung  praktisch  möglich  ist. 

Diese  Bewertung  erfolgt  bis  3.  September  2012. 

Anhand  dieser  Bewertung  erstellen  die  Mitgliedstaaten  oder  die  von  ihnen  benannten  zuständigen  Behörden  einen  Zeit- 
plan für  die  Einführung  intelligenter  Messsysteme. 

Die  Mitgliedstaaten  oder  die  von  ihnen  benannten  zuständigen  Behörden  sorgen  für  die  Interoperabilität  der  Messsys- 
teme, die  in  ihrem  Hoheitsgebiet  eingesetzt  werden  sollen,  und  tragen  der  Anwendung  geeigneter  Normen  und  bewähr- 
ter Verfahren  sowie  der  großen  Bedeutung,  die  dem  Ausbau  des  Erdgasbinnenmarkts  zukommt,  gebührend  Rechnung. 
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RICHTLINIE  2009/1 19/EG  DES  RATES 

vom  14.  September  2009 

zur  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten,  Mindestvorräte  an  Erdöl  und/oder  Erdölerzeugnissen  zu 

halten 


DER  RAT  DER  EUROPÄISCHEN  UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Ge- 
meinschaft, insbesondere  auf  Artikel  100, 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  ('), 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses (2), 

nach  Anhörung  des  Europäischen  Datenschutzbeauftragten  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Die  Versorgung  der  Gemeinschaft  mit  Erdöl  und  Erd- 
ölerzeugnissen ist  immer  noch  von  großer  Bedeutung, 
insbesondere  für  den  Verkehrssektor  und  die  chemische 
Industrie. 


(2)  Durch  die  zunehmende  Konzentration  der  Förderung, 
den  Rückgang  der  Erdölreserven  und  den  wachsenden 
Verbrauch  an  Erdölerzeugnissen  weltweit  erhöht  sich 
das  Risiko  von  Versorgungsproblemen. 

(3)  Der  Europäische  Rat  hat  in  seinem  Aktionsplan  (2007- 
2009)  mit  dem  Titel  „Eine  Energiepolitik  für  Europa"  die 
Notwendigkeit  hervorgehoben,  die  Versorgungssicherheit 
zu  erhöhen,  sowohl  auf  der  Ebene  der  Europäischen 
Union  (EU)  insgesamt  als  auch  auf  der  Ebene  der  einzel- 
nen Mitgliedstaaten;  dies  soll  u.  a.  durch  die  Überprüfung 
des  Systems  der  Union  für  die  Haltung  von  Erdölvorräten 
geschehen,  insbesondere  im  Hinblick  auf  deren  Verfüg- 
barkeit in  Krisensituationen. 


(4)       Voraussetzung  für  das  Erreichen  dieses  Ziels  ist  unter 
anderem  eine  Annäherung  des  Gemeinschaftssystems 


(')  Stellungnahme  vom  22.4.2009  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffent- 
licht). 

(2)  Stellungnahme  vom  13.5.2009  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffent- 
licht). 

(3)  ABl.  C  128  vom  6.6.2009,  S.  42. 


und  des  Systems  der  Internationalen  Energieagentur  (im 
Folgenden  als  „IEA"  bezeichnet). 


(5)  Gemäß  der  Richtlinie  2006/67/EG  des  Rates  vom  24.  Juli 
2006  zur  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten,  Mindestvor- 
räte an  Erdöl  und/oder  Erdölerzeugnissen  zu  halten  (4), 
werden  die  Vorräte  auf  der  Grundlage  des  Tagesdurch- 
schnitts des  Inlandsverbrauchs  des  vorhergehenden  Ka- 
lenderjahres bestimmt.  Die  Verpflichtungen  aus  dem 
Übereinkommen  über  ein  Internationales  Energiepro- 
gramm vom  18.  November  1974  (im  Folgenden  als 
„IEA-Übereinkommen"  bezeichnet)  werden  jedoch  an- 
hand der  Nettoeinfuhren  von  Erdöl  und  Erdölerzeugnis- 
sen berechnet.  Aus  diesem  Grund  und  aufgrund  anderer 
methodischer  Abweichungen  sollten  die  Methoden  zur 
Berechnung  der  Bevorratungsverpflichtungen  und  der  Si- 
cherheitsvorräte der  Gemeinschaft  an  die  Berechnungs- 
methoden nach  dem  IEA-Übereinkommen  angeglichen 
werden,  und  zwar  ungeachtet  dessen,  dass  die  IEA-Be- 
rechnungsmethoden  möglicherweise  im  Lichte  der  in 
den  letzten  Jahrzehnten  eingetretenen  technologischen 
Verbesserungen  evaluiert  werden  müssen  und  dass  die 
nicht  der  IEA  angehörenden  Mitgliedstaaten,  die  vollstän- 
dig von  Einfuhren  abhängig  sind,  möglicherweise  einen 
längeren  Zeitraum  zur  Anpassung  ihrer  Bevorratungsver- 
pflichtungen benötigen.  Weitere  Änderungen  der  Metho- 
den und  Verfahren  zur  Berechnung  der  Vorratsmengen 
können  insbesondere  erforderlich  und  nützlich  sein,  um 
die  Übereinstimmung  mit  der  IEA-Praxis  zu  erhöhen; 
dazu  könnten  z.  B.  Änderungen  gehören,  die  dazu  füh- 
ren, dass  der  bei  der  Berechnung  der  Vorräte  angewandte 
Kürzungssatz  von  10  %  für  bestimmte  Mitgliedstaaten 
gesenkt  wird,  Änderungen,  die  eine  unterschiedliche  Be- 
handlung von  Naphthavorräten  ermöglichen  würden, 
oder  Änderungen,  die  es  gestatten  würden,  Vorräte  auf 
Tankschiffen  in  den  Territorialgewässern  eines  Mitglied- 
staats zu  berücksichtigen. 


(6)  Eine  einheimische  Erdölförderung  kann  als  solche  einen 
Beitrag  zur  Versorgungssicherheit  darstellen  und  könnte 
somit  eine  geringere  Vorratshaltung  in  Mitgliedstaaten 
mit  eigener  Erdölförderung  als  in  anderen  Mitgliedstaaten 
rechtfertigen.  Eine  solche  Freistellung  sollte  jedoch  nicht 
zu  einer  wesentlichen  Abweichung  von  den  Bevor- 
ratungsverpflichtungen entsprechend  der  Richtlinie 
2006/67/EG  führen.  Daher  sollten  die  Bevorratungsver- 
pflichtungen bestimmter  Mitgliedstaaten  anhand  des  In- 
landsverbrauchs an  Erdöl  und  nicht  anhand  der  Einfuh- 
ren festgelegt  werden. 


(4)  ABl.  L  217  vom  8.8.2006,  S.  8. 
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(7)  Nach  den  Schlussfolgerungen  des  Vorsitzes  von  der  Ta- 
gung des  Europäischen  Rates  vom  8.  und  9.  März  2007 
wird  eine  integrierte  Energiepolitik  der  Gemeinschaft,  die 
Maßnahmen  auf  europäischer  und  auf  nationaler  Ebene 
miteinander  kombiniert,  zu  einem  immer  dringlicheren 
Gebot  von  immer  größerer  Bedeutung.  Daher  müssen 
die  Standards,  die  durch  die  Bevorratungssysteme  der 
einzelnen  Mitgliedstaaten  gewährleistet  werden,  einander 
angeglichen  werden. 


(8)  Die  Verfügbarkeit  der  Erdölvorräte  und  die  Gewährleis- 
tung der  Energieversorgung  sind  für  die  öffentliche  Si- 
cherheit der  Mitgliedstaaten  und  der  Gemeinschaft  von 
größter  Bedeutung.  Zentrale  Bevorratungsstellen  (im  Fol- 
genden als  „ZBS"  bezeichnet)  in  der  Gemeinschaft  erleich- 
tern es,  diese  Ziele  zu  erreichen.  Um  es  den  betroffenen 
Mitgliedstaaten  zu  ermöglichen,  die  Statuten  ihrer  ZBS 
optimal  durch  nationale  Vorschriften  zu  regeln  und  die 
finanziellen  Auswirkungen  der  Bevorratung  für  die  End- 
verbraucher gleichzeitig  gering  zu  halten,  genügt  es,  die 
Verwendung  der  Erdölvorräte  zu  kommerziellen  Zwe- 
cken zu  untersagen  und  gleichzeitig  zu  erlauben,  dass 
Erdölvorräte  an  jedem  Ort  in  der  Gemeinschaft  und 
von  jeder  hierfür  geschaffenen  ZBS  gehalten  werden  kön- 
nen. 


(9)  Angesichts  der  Ziele  der  Gemeinschaftsvorschriften  für 
Erdölvorräte,  möglicher  sicherheitsbezogener  Bedenken 
einiger  Mitgliedstaaten  und  des  Strebens  nach  Straffung 
und  größerer  Transparenz  der  auf  Solidarität  unter  den 
Mitgliedstaaten  abzielenden  Verfahren  ist  es  erforderlich, 
die  Tätigkeiten  der  ZBS  so  weit  wie  möglich  auf  ihr 
jeweiliges  Hoheitsgebiet  zu  konzentrieren. 


(10)  Erdölvorräte  sollten  überall  in  der  Gemeinschaft  gehalten 
werden  können,  sofern  gebührend  darauf  geachtet  wird, 
dass  sie  physisch  zugänglich  sind.  Daher  sollten  Unter- 
nehmen mit  Bevorratungsverpflichtungen  diesen  durch 
Übertragung  auf  andere  Unternehmen  oder  eine  der  zen- 
tralen Bevorratungsstellen  nachkommen  können.  Ferner 
wird  das  Risiko  diskriminierender  Praktiken  auf  nationa- 
ler Ebene  geringer,  wenn  diese  Verpflichtungen  für  eine 
Vergütung,  die  nicht  über  die  Kosten  der  erbrachten 
Dienstleistungen  hinausgehen,  auf  eine  frei  wählbare 
ZBS  auf  dem  Gebiet  der  Gemeinschaft  übertragen  werden 
können.  Das  Übertragungsrecht  eines  Unternehmens 
sollte  nicht  bedeuten,  dass  ein  anderer  Akteur  die  Über- 
tragung akzeptieren  muss,  es  sei  denn,  dass  in  dieser 
Richtlinie  etwas  anderes  bestimmt  ist.  In  den  Fällen,  in 
denen  Mitgliedstaaten  beschließen,  das  Übertragungsrecht 
der  Unternehmen  zu  beschränken,  sollten  sie  sicherstel- 
len, dass  den  Unternehmen  das  Recht  zur  Übertragung 
eines  gewissen  Mindestprozentsatzes  ihrer  Verpflichtung 
für  die  Übertragung  gewährleistet  ist;  daher  sollten  die 
betreffenden  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  ihre 
ZBS  der  Übertragung  der  Bevorratungsverpflichtungen 
für  die  Menge  zustimmt,  die  zur  Gewährleistung  dieses 
Mindestprozentsatzes  erforderlich  ist. 


(11)     Die  Mitgliedstaaten  sollten  die  unbedingte  Verfügbarkeit 
aller  Vorräte  sicherstellen,  die  nach  Gemeinschaftsrecht 


gehalten  werden  müssen.  Damit  diese  Verfügbarkeit  gesi- 
chert ist,  dürfen  die  Eigentumsrechte  an  den  Vorräten 
nicht  in  einer  Weise  eingeschränkt  oder  begrenzt  werden, 
die  ihre  Nutzung  im  Falle  einer  Unterbrechung  der  Erdöl- 
versorgung behindern  könnte.  Erdölerzeugnisse  von  Un- 
ternehmen, die  einem  beträchtlichen  Risiko  der  Zwangs- 
vollstreckung in  ihr  Vermögen  ausgesetzt  sind,  sollten 
nicht  berücksichtigt  werden.  Werden  Unternehmen  Be- 
vorratungsverpflichtungen auferlegt,  so  könnte  die  Einlei- 
tung eines  Insolvenz-  oder  Vergleichsverfahrens  auf  die 
Existenz  eines  solchen  Risikos  hinweisen. 


(12)  Damit  die  Mitgliedstaaten  rasch  auf  besonders  schwere 
Notsituationen  oder  auf  lokale  Krisensituationen  reagie- 
ren können,  ist  es  möglicherweise  angezeigt,  ihnen  zu 
gestatten,  einen  Teil  ihrer  Vorräte  in  solchen  Situationen 
zu  nutzen.  Zu  diesen  Notsituationen  oder  lokalen  Krisen- 
situationen zählen  nicht  Situationen  aufgrund  von  Preis- 
entwicklungen bei  Erdöl  oder  Erdölerzeugnissen,  sondern 
beispielsweise  Unterbrechungen  der  Erdgasversorgung, 
die  einen  Umstieg  auf  andere  Brennstoffe  erforderlich 
machen,  d.  h.  Nutzung  von  Erdöl  oder  Erdölerzeugnissen 
als  Brennstoff  für  die  Energieerzeugung. 


(13)  Angesichts  der  Erfordernisse  im  Zusammenhang  mit  der 
Einführung  von  Notfallmaßnahmen,  der  Angleichung  der 
Standards,  die  durch  die  nationalen  Bevorratungssysteme 
gewährleistet  werden,  und  der  Gewährleistung  einer  bes- 
seren Übersicht  über  die  Vorratsmengen,  insbesondere  in 
Krisenzeiten,  sollten  die  Mitgliedstaaten  und  die  Gemein- 
schaft die  Mittel  für  eine  bessere  Kontrolle  über  die  Vor- 
räte haben.  Vorräte,  die  im  Rahmen  bilateraler  Überein- 
künfte gehalten  werden,  oder  vertragliche  Rechte  zum 
Erwerb  bestimmter  Vorratsmengen  („Delegationen"),  die 
alle  Bedingungen  dieser  Richtlinie  erfüllen,  sind  nützliche 
Instrumente,  die  mit  dem  Ziel  einer  stärkeren  Anglei- 
chung vereinbar  sind. 


(14)  Dass  ein  bedeutender  Teil  der  Vorräte  Eigentum  der  Mit- 
gliedstaaten oder  der  von  den  nationalen  Regierungen 
eingerichteten  ZBS  ist,  sollte  eine  bessere  Kontrolle  und 
größere  Transparenz  zumindest  bezüglich  dieses  Teils  der 
Vorräte  ermöglichen. 


(15)  Damit  sie  die  Versorgungssicherheit  in  der  Gemeinschaft 
erhöhen,  müssten  die  im  Besitz  der  Mitgliedstaaten  oder 
ZBS  befindlichen  Vorräte  (die  so  genannten  „spezifischen 
Vorräte"),  die  aufgrund  von  Beschlüssen  der  Mitgliedstaa- 
ten angelegt  werden,  dem  tatsächlichen  Bedarf  im  Krisen- 
fall entsprechen.  Sie  sollten  außerdem  einen  eigenen 
Rechtsstatus  haben,  der  ihre  vollständige  Verfügbarkeit 
im  Krisenfall  sicherstellt.  Im  Hinblick  darauf  sollten  die 
betreffenden  Mitgliedstaaten  die  erforderlichen  Maßnah- 
men ergreifen,  um  diese  Vorräte  unbedingt  gegen  jegliche 
Vollstreckungsmaßnahmen  zu  schützen. 


(16)  Der  Umfang  der  Vorräte,  die  sich  im  Eigentum  der  ZBS 
oder  der  Mitgliedstaaten  befinden  müssen,  sollte  zum 
gegenwärtigen  Zeitpunkt  von  den  betreffenden  Mitglied- 
staaten unabhängig  und  freiwillig  festgelegt  werden. 
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(17)  Da  Kontrolle  und  Transparenz  verstärkt  werden  müssen, 
sollten  für  Sicherheitsvorräte,  bei  denen  es  sich  nicht  um 
spezifische  Vorräte  handelt,  zusätzliche  Verpflichtungen 
in  Bezug  auf  die  Überwachung  gelten,  und  die  Mitglied- 
staaten sollten  in  bestimmten  Fällen  verpflichtet  sein, 
Maßnahmen  zur  Verfügbarkeit  von  Sicherheitsvorräten 
und  Änderungen  der  Vorkehrungen  für  ihre  Aufrecht- 
erhaltung zu  notifizieren. 

(18)  Mengenmäßige  Fluktuationen  der  spezifischen  Vorräte 
aufgrund  einzelner  Wiederbeschaffungsmaßnahmen  für 
Vorräte  könnten  zulässig  sein,  um  die  erforderlichen 
Maßnahmen  zu  ermöglichen,  beispielsweise  um  die  Fri- 
sche der  Vorräte  und  die  Einhaltung  geänderter  Produkt- 
spezifikationen zu  gewährleisten  oder  um  die  Bevor- 
ratung neu  auszuschreiben. 

(19)  Werden  Sicherheitsvorräte  und  spezifische  Vorräte  mit 
anderen  Vorräten  vermischt,  die  von  Unternehmen  gehal- 
ten werden,  so  sollte  großes  Gewicht  auf  die  Transparenz 
der  Mengen  der  Sicherheitsvorräte  gelegt  werden. 

(20)  Die  Häufigkeit  der  Bestandsaufnahmen  sowie  die  Fristen, 
innerhalb  deren  diese  gemäß  der  Richtlinie  2006/67/EG 
zur  Verfügung  zu  stellen  sind,  entsprechen  offensichtlich 
nicht  denen  anderer  Erdölbevorratungssysteme  in  ande- 
ren Teilen  der  Welt.  In  einer  Entschließung  zu  den  ma- 
kroökonomischen Auswirkungen  des  Anstiegs  der  Ener- 
giepreise hat  das  Europäische  Parlament  eine  häufigere 
Berichterstattung  unterstützt. 

(21)  Um  eine  mehrfache  obligatorische  Berichterstattung  der 
Mitgliedstaaten  über  die  verschiedenen  Produktkategorien 
zu  vermeiden,  sollte  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
22.  Oktober  2008  über  die  Energiestatistik  (')  als  Infor- 
mationsgrundlage für  die  verschiedenen  Kategorien  von 
Erdölerzeugnissen  dienen,  die  Gegenstand  dieser  Richt- 
linie sind. 

(22)  Im  Interesse  der  Erhöhung  der  Energieversorgungssicher- 
heit, einer  umfassenderen  Information  der  Märkte,  der 
Beruhigung  der  Verbraucher  im  Hinblick  auf  die  vorhan- 
denen Erdölvorräte  und  der  Optimierung  der  Informati- 
onsübermittlung sollte  vorgesehen  werden,  dass  die  Mo- 
dalitäten der  Erstellung  von  Statistiken  und  ihre  Über- 
mittlung im  Nachhinein  angepasst  und  präzisiert  werden 
können. 

(23)  Aus  den  gleichen  Gründen  sollten  die  Erstellung  von 
Statistiken  und  ihre  Übermittlung  auch  für  andere  Vor- 
räte als  Sicherheitsvorräte  und  spezifische  Vorräte  vor- 
geschrieben werden,  wobei  die  Übermittlung  monatlich 
erfolgen  sollte. 

(24)  Da  Diskrepanzen  oder  Irrtümer  in  den  der  Kommission 
übermittelten  Statistiken  möglich  sind,  sollten  Bedienstete 
oder  Beauftragte  der  Kommissionsdienststellen  die  Mög- 
lichkeit haben,  die  Notfallvorsorge  der  Mitgliedstaaten 
und  ihre  Bevorratung  zu  überprüfen.  Um  zu  gewährleis- 
ten, dass  solche  Überprüfungen  wirksam  in  Einklang  mit 
den  nationalen  Verfahren  durchgeführt  werden  können, 
sollten  sich  diese  auf  die  nationalen  Regelungen  der  Mit- 
gliedstaaten stützen. 


(')  ABl.  L  304  vom  14.11.2008,  S.  1. 


(25)  Die  eingegangenen  bzw.  gesammelten  Daten  sollten  einer 
komplexen  datentechnischen  und  statistischen  Bearbei- 
tung unterzogen  werden.  Hierfür  sind  integrierte  Verfah- 
ren und  Werkzeuge  erforderlich.  Daher  muss  die  Kom- 
mission in  der  Lage  sein,  alle  entsprechenden  Maßnah- 
men zu  ergreifen  und  insbesondere  neue  EDV- Systeme 
zu  entwickeln. 

(26)  Der  Schutz  natürlicher  Personen  bei  der  Verarbeitung 
personenbezogener  Daten  durch  die  Mitgliedstaaten 
wird  durch  die  Richtlinie  95/46/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  24.  Oktober  1995  zum 
Schutz  natürlicher  Personen  bei  der  Verarbeitung  per- 
sonenbezogener Daten  und  zum  freien  Datenverkehr  (2) 
geregelt,  während  der  Schutz  natürlicher  Personen  bei  der 
Verarbeitung  personenbezogener  Daten  durch  die  Kom- 
mission durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  45/2001  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
18.  Dezember  2000  zum  Schutz  natürlicher  Personen 
bei  der  Verarbeitung  personenbezogener  Daten  durch 
die  Organe  und  Einrichtungen  der  Gemeinschaft  und 
zum  freien  Datenverkehr  (3)  geregelt  wird.  In  diesen 
Rechtsakten  ist  insbesondere  vorgeschrieben,  dass  die 
Verarbeitung  personenbezogener  Daten  durch  einen  legi- 
timen Zweck  gerechtfertigt  sein  muss  und  versehentlich 
erfasste  personenbezogene  Daten  unverzüglich  zu  lö- 
schen sind. 

(27)  Erdölerzeugnissen  werden  häufig  Biokraftstoffe  und  be- 
stimmte Zusatzstoffe  beigemischt.  Wenn  sie  diesen  Er- 
zeugnissen beigemischt  werden  oder  beigemischt  werden 
sollen,  sollten  sie  berücksichtigt  werden  können,  und 
zwar  sowohl  bei  der  Berechnung  der  Bevorratungsver- 
pflichtungen als  auch  bei  der  Bestimmung  der  gehaltenen 
Vorratsmengen. 

(28)  Den  betroffenen  Mitgliedstaaten  sollte  es  erlaubt  sein, 
Verpflichtungen  infolge  von  Beschlüssen  zum  Inverkehr- 
bringen von  Vorräten  in  Anwendung  des  IEA-Überein- 
kommens  oder  diesbezüglicher  Durchführungsmaßnah- 
men nachzukommen.  Die  ordnungsgemäße  und  rechtzei- 
tige Durchführung  von  IEA-Beschlüssen  ist  ein  Schlüssel- 
faktor für  eine  effiziente  Reaktion  bei  Versorgungsproble- 
men. Damit  dies  gewährleistet  ist,  sollten  die  Mitglied- 
staaten Teile  ihrer  Sicherheitsvorräte  in  dem  in  dem  be- 
treffenden IEA-Beschluss  vorgesehenen  Maß  in  Verkehr 
bringen.  Die  Kommission  sollte  eng  mit  der  IEA  zusam- 
menarbeiten und  sich  beim  Vorgehen  auf  Gemeinschafts- 
ebene an  den  IEA-Methoden  orientieren.  Die  Kommission 
sollte  insbesondere  in  der  Lage  sein,  das  Inverkehrbringen 
von  Vorräten  durch  alle  Mitgliedstaaten  zur  Ergänzung 
des  IEA-Beschlusses,  in  dem  die  IEA-Mitgliedsländer  zum 
Inverkehrbringen  von  Vorräten  aufgefordert  werden, 
bzw.  zu  dessen  erleichterter  Durchführung  empfehlen. 
Zweckmäßigerweise  sollten  die  Mitgliedstaaten  im  Rah- 
men der  Abhilfemaßnahmen  bei  einer  Versorgungsunter- 
brechung im  Interesse  einer  starken  gemeinschaftsweiten 
Solidarität  und  des  starken  gemeinschaftsweiten  Zusam- 
menhalts zwischen  den  Mitgliedstaaten,  die  der  IEA  als 
Mitglieder  angehören,  und  den  übrigen  Mitgliedstaaten 
positiv  auf  solche  Empfehlungen  der  Kommission  reagie- 
ren. 


(2)  ABl.  L  281  vom  23.11.1995,  S.  31. 
(5)  ABl.  L  8  vom  12.1.2001,  S.  1. 
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(29)  Mit  der  Richtlinie  73/238/EWG  des  Rates  vom  24.  Juli 
1973  über  Maßnahmen  zur  Abschwächung  der  Auswir- 
kungen von  Schwierigkeiten  bei  der  Versorgung  mit 
Erdöl  und  Erdölerzeugnissen  (l)  sollen  die  nachteiligen 
Auswirkungen  aller  —  auch  vorübergehender  —  Schwie- 
rigkeiten, die  zu  einem  spürbaren  Rückgang  der  Lieferun- 
gen von  Erdöl  oder  Erdölerzeugnissen  führen,  ausgegli- 
chen oder  zumindest  abgeschwächt  werden,  einschließ- 
lich ernster  Störungen  der  Wirtschaftstätigkeit  der  Ge- 
meinschaft aufgrund  eines  solchen  Rückgangs.  In  der 
vorliegenden  Richtlinie  sollten  ähnliche  Maßnahmen  vor- 
gesehen werden. 

(30)  In  der  Richtlinie  73/238/EWG  ist  die  Schaffung  eines 
Konsultationsgremiums  vorgesehen,  das  die  Koordinie- 
rung der  von  den  Mitgliedstaaten  geplanten  bzw.  ergrif- 
fenen Maßnahmen  erleichtern  soll.  In  der  vorliegenden 
Richtlinie  sollte  ein  ähnliches  Gremium  vorgesehen  wer- 
den. Die  einzelnen  Mitgliedstaaten  müssen  nach  wie  vor 
über  Pläne  für  den  Fall  von  Schwierigkeiten  bei  der  Erdöl- 
versorgung oder  der  Versorgung  mit  Erdölerzeugnissen 
verfügen.  Es  ist  außerdem  sinnvoll,  dass  jeder  Mitglied- 
staat Vorkehrungen  für  die  organisatorischen  Maßnah- 
men im  Krisenfall  trifft. 


(31)  Da  mit  dieser  Richtlinie  mehrere  neue  Mechanismen  ein- 
geführt werden,  sollte  ihre  Umsetzung  und  Wirkung  eva- 
luiert  werden. 

(32)  Diese  Richtlinie  deckt  alle  Aspekte  der  Entscheidung 
68/416/EWG  des  Rates  vom  20.  Dezember  1968  über 
den  Abschluss  und  die  Ausführung  von  besonderen  zwi- 
schenstaatlichen Übereinkünften  betreffend  die  Verpflich- 
tung der  Mitgliedstaaten  der  EWG,  Mindestvorräte  an 
Erdöl  und/oder  Erdölerzeugnissen  zu  halten  (2),  ab  oder 
ersetzt  sie.  Diese  Entscheidung  wird  somit  gegenstands- 
los. 


(33)  Da  das  Ziel  dieser  Richtlinie,  nämlich  unter  Berücksich- 
tigung der  Regeln  des  Binnenmarktes  und  des  Wett- 
bewerbs eine  hohe  Sicherheit  bei  der  Erdölversorgung 
in  der  Gemeinschaft  durch  sichere  und  transparente  Sys- 
teme, die  auf  der  Solidarität  der  Mitgliedstaaten  beruhen, 
zu  gewährleisten,  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht  aus- 
reichend verwirklicht  werden  kann  und  damit  wegen  des 
Umfangs  und  der  Wirkung  besser  auf  Gemeinschafts- 
ebene zu  verwirklichen  ist,  kann  die  Gemeinschaft  im 
Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des  Vertrags  niedergeleg- 
ten Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden.  Entsprechend  dem 
in  demselben  Artikel  genannten  Grundsatz  der  Verhält- 
nismäßigkeit geht  diese  Richtlinie  nicht  über  das  zur 
Erreichung  dieses  Ziels  erforderliche  Maß  hinaus. 

(34)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Moda- 
litäten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertrage- 
nen Durchführungsbefugnisse  (j)  erlassen  werden. 


C)  ABl.  L  228  vom  16.8.1973,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  308  vom  23.12.1968,  S.  19. 

(3)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 


(35)  Nach  Nummer  34  der  Interinstitutionellen  Vereinbarung 
über  bessere  Rechtsetzung  sind  die  Mitgliedstaaten  auf- 
gefordert, für  ihre  eigenen  Zwecke  und  im  Interesse  der 
Gemeinschaft  eigene  Tabellen  aufzustellen,  aus  denen  im 
Rahmen  des  Möglichen  die  Entsprechungen  zwischen 
dieser  Richtlinie  und  den  Umsetzungsmaßnahmen  zu 
entnehmen  sind,  und  diese  zu  veröffentlichen. 

(36)  Die  Richtlinien  73/238/EWG  und  2006/67/EG  sowie  die 
Entscheidung  68/416/EWG  sollten  daher  aufgehoben 
werden  — 


HAT  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 

Artikel  1 
Zweck 

Mit  dieser  Richtlinie  werden  Regeln  festgelegt,  mit  denen  durch 
zuverlässige  und  transparente  Mechanismen,  die  auf  der  Solida- 
rität der  Mitgliedstaaten  beruhen,  ein  hohes  Maß  an  Sicherheit 
bei  der  Erdölversorgung  in  der  Gemeinschaft  gewährleistet  wer- 
den soll,  Mindestvorräte  an  Erdöl  und/oder  Erdölerzeugnissen 
sichergestellt  werden  sollen  und  Verfahren  vorgesehen  werden 
sollen,  um  gegebenenfalls  einer  starken  Verknappung  zu  begeg- 
nen. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  gelten  folgende  Begriffsbestim- 
mungen: 

a)  „Bezugsjahr":  Kalenderjahr,  auf  das  sich  die  Verbrauchs- 
oder Nettoeinfuhrdaten  beziehen,  die  bei  der  Berechnung 
der  zu  haltenden  Vorräte  oder  der  Ermittlung  der  zu  einem 
bestimmten  Zeitpunkt  tatsächlich  gehaltenen  Vorratsmen- 
gen herangezogen  werden; 

b)  „Zusatzstoffe":  andere  Stoffe  als  Kohlenwasserstoffe,  die  ei- 
nem Produkt  hinzugefügt  oder  beigemischt  werden,  um 
seine  Eigenschaften  zu  verändern; 

c)  „Biokraftstoffe":  flüssige  oder  gasförmige  Verkehrskraftstoffe, 
die  aus  Biomasse  hergestellt  werden;  „Biomasse"  ist  der  bio- 
logisch abbaubare  Anteil  von  Erzeugnissen,  Abfällen  und 
Rückständen  der  Landwirtschaft  (einschließlich  pflanzlicher 
und  tierischer  Stoffe),  der  Forstwirtschaft  und  damit  verbun- 
dener Industriezweige  sowie  der  biologisch  abbaubare  An- 
teil von  Abfällen  und  Rückständen  aus  Industrie  und  Haus- 
halten; 

d)  „Inlandsverbrauch":  nach  Anhang  II  berechnetes  Aggregat 
aller  in  einem  Land  für  energetische  und  nicht  energetische 
Verwendungszwecke  ausgelieferten  Mengen;  dieses  Aggre- 
gat umfasst  Lieferungen  an  den  Umwandlungssektor  und 
Lieferungen  an  die  Industrie,  den  Verkehrssektor,  Haushalte 
und  andere  Sektoren  für  den  Endverbrauch;  außerdem  um- 
fasst es  den  Eigenverbrauch  des  Energiesektors  (mit  Aus- 
nahme von  Raffineriebrennstoffen); 
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e)  „wirksamer  internationaler  Beschluss  zum  Inverkehrbringen 
von  Vorräten":  geltender  Beschluss  des  Verwaltungsrates  der 
Internationalen  Energieagentur,  wonach  den  Märkten  durch 
Inverkehrbringen  von  Vorräten  der  Mitglieder  und/oder 
durch  zusätzliche  Maßnahmen  Erdöl  oder  Erdölerzeugnisse 
bereitgestellt  werden  sollen; 

f)  „zentrale  Bevorratungsstelle"  (ZBS):  Stelle  oder  Dienst,  auf 
die/den  Befugnisse  übertragen  werden  können,  so  dass  sie/er 
agieren  kann,  um  Olvorräte,  einschließlich  Sicherheitsvor- 
räten und  spezifischer  Vorräte,  zu  erwerben,  zu  halten 
oder  zu  verkaufen; 

g)  „bedeutende  Versorgungsunterbrechung":  beträchtlicher, 
plötzlicher  Rückgang  der  Lieferungen  von  Erdöl  oder  Erd- 
ölerzeugnissen an  die  Gemeinschaft  oder  einen  Mitglied- 
staat, gleichgültig,  ob  dieser  zu  einem  wirksamen  interna- 
tionalen Beschluss  zum  Inverkehrbringen  von  Vorräten  ge- 
führt hat  oder  nicht; 

h)  „Bunkerbestände  für  die  internationale  Seeschifffahrt":  Be- 
deutung wie  in  Anhang  A  Abschnitt  2.1  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  1099/2008  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  22.  Oktober  2008  über  die  Energiestatistik; 

i)  „Erdölvorräte":  Vorräte  an  Energieprodukten  gemäß  der  Liste 
in  Anhang  C  Abschnitt  3.1  Absatz  1  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1099/2008; 

j)  „Sicherheitsvorräte":  Erdölvorräte,  die  gemäß  Artikel  3  in 
jedem  Mitgliedstaat  zu  halten  sind; 

k)  „kommerzielle  Vorräte":  von  den  Unternehmen  gehaltene 
Erdölvorräte,  deren  Halten  mit  dieser  Richtlinie  nicht  vor- 
geschrieben wird; 

1)  „spezifische  Vorräte":  Erdölvorräte,  die  die  Bedingungen  des 
Artikels  9  erfüllen; 

m)  „physische  Zugänglichkeit":  Vorkehrungen  für  die  Platzie- 
rung und  Beförderung  von  Vorräten,  um  ihr  Inverkehr- 
bringen oder  ihre  tatsächliche  Auslieferung  an  Endverbrau- 
cher und  Märkte  innerhalb  von  Fristen  und  unter  Bedin- 
gungen zu  gewährleisten,  die  geeignet  sind,  etwaige  Ver- 
sorgungsprobleme abzumildern. 

Die  in  diesem  Artikel  festgelegten  Begriffsbestimmungen  kön- 
nen nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungs- 
verfahren präzisiert  oder  geändert  werden. 

Artikel  3 

Sicherheitsvorräte  —  Berechnung  der 
Bevorratungsverpflichtungen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  erlassen  geeignete  Rechts-  und  Ver- 
waltungsvorschriften, um  spätestens  bis  zum  31.  Dezember 
2012  zu  gewährleisten,  dass  zu  ihren  Gunsten  im  Gebiet  der 
Gemeinschaft  ständig  Erdölvorräte  gehalten  werden,  die  ins- 
gesamt mindestens  den  täglichen  Durchschnittsnettoeinfuhren 
für  90  Tage  oder  dem  täglichen  durchschnittlichen  Inlandsver- 
brauch für  61  Tage  entsprechen,  je  nachdem,  welche  Menge 
größer  ist. 

(2)  Die  zu  berücksichtigenden  täglichen  Durchschnittsnetto- 
einfuhren werden  anhand  des  Rohöläquivalents  der  Einfuhren 
im  vorhergehenden  Kalenderjahr  berechnet,  das  nach  der  Me- 
thode und  den  Verfahren  in  Anhang  I  bestimmt  wird. 


Der  zu  berücksichtigende  tägliche  durchschnittliche  Inlandsver- 
brauch wird  anhand  des  Rohöläquivalents  des  Inlandsverbrauchs 
im  vorhergehenden  Kalenderjahr  berechnet,  das  nach  der  Me- 
thode und  den  Verfahren  in  Anhang  II  ermittelt  und  berechnet 
wird. 


(3)  Ungeachtet  des  Absatzes  2  werden  die  in  Absatz  2  ge- 
nannten täglichen  Durchschnittsnettoeinfuhren  und  der  tägliche 
durchschnittliche  Inlandsverbrauch  für  den  Zeitraum  vom 
1.  Januar  bis  zum  31.  März  jedes  Kalenderjahres  jedoch  auf 
der  Grundlage  der  Einfuhr-  und  Verbrauchsmengen  des  vorletz- 
ten Jahres  vor  dem  betreffenden  Kalenderjahr  bestimmt. 

(4)  Die  in  diesem  Artikel  genannten  Methoden  und  Verfah- 
ren zur  Berechung  der  Bevorratungsverpflichtungen  können 
nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren 
geändert  werden. 

Artikel  4 

Berechnung  der  gehaltenen  Vorratsmengen 

(1)  Die  gehaltenen  Vorratsmengen  werden  entsprechend  den 
Methoden  in  Anhang  III  berechnet.  Bei  der  Berechnung  der 
Vorratsmengen,  die  für  die  gemäß  Artikel  9  berücksichtigten 
Kategorien  gehalten  werden,  gelten  diese  Methoden  nur  für 
die  Produkte  der  jeweils  relevanten  Kategorie. 

(2)  Bei  der  Berechnung  der  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt 
gehaltenen  Vorratsmengen  sind  die  Daten  des  Bezugsjahres  zu 
verwenden,  das  gemäß  den  in  Artikel  3  festgelegten  Vorschriften 
ermittelt  wird. 


(3)  Sämtliche  Erdölvorräte  können  gleichzeitig  sowohl  in  die 
Berechnung  der  Sicherheitsvorräte  eines  Mitgliedstaats  als  auch 
in  die  Berechnung  seiner  spezifischen  Vorräte  einbezogen  wer- 
den, sofern  diese  Vorräte  alle  Bedingungen  dieser  Richtlinie  für 
beide  Arten  von  Vorräten  erfüllen. 


(4)  Die  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Methoden  und 
Verfahren  zur  Berechnung  der  gehaltenen  Vorratsmengen  kön- 
nen nach  dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungs- 
verfahren geändert  werden.  Insbesondere  kann  es  sich  als  erfor- 
derlich und  nützlich  erweisen,  diese  Methoden  und  Verfahren, 
auch  die  Anwendung  von  Abschlägen  gemäß  Anhang  III,  an- 
zupassen, um  die  Übereinstimmung  mit  der  IEA-Praxis  sicher- 
zustellen. 

Artikel  5 

Verfügbarkeit  der  Vorräte 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  die  Sicherheitsvor- 
räte und  die  spezifischen  Vorräte  zu  jedem  Zeitpunkt  für  die 
Zwecke  dieser  Richtlinie  verfügbar  und  physisch  zugänglich 
sind.  Sie  treffen  Regelungen  für  die  Identifizierung,  die  buch- 
halterische Erfassung  und  die  Kontrolle  dieser  Vorräte,  so  dass 
diese  jederzeit  überprüft  werden  können.  Diese  Anforderung  gilt 
auch  für  Sicherheitsvorräte  und  spezifische  Vorräte,  die  mit  an- 
deren Vorräten  vermischt  sind,  die  von  Unternehmen  gehalten 
werden. 
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Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  alle  erforderlichen  Maßnahmen, 
um  alles  zu  vermeiden,  was  die  Verfügbarkeit  der  Sicherheits- 
vorräte und  spezifischen  Vorräte  beeinträchtigen  könnte.  Jeder 
Mitgliedstaat  kann  für  die  Möglichkeit,  seine  Sicherheitsvorräte 
und  spezifischen  Vorräte  außerhalb  seines  Hoheitsgebiets  zu 
halten,  Begrenzungen  oder  zusätzliche  Auflagen  festlegen. 

(2)  Sind  die  Notfallmaßnahmen  gemäß  Artikel  20  durch- 
zuführen, so  untersagen  die  Mitgliedstaaten  alle  Maßnahmen, 
die  die  Weiterleitung,  Nutzung  oder  Freigabe  von  Sicherheits- 
vorräten oder  spezifischen  Vorräten  durch  einen  anderen  Mit- 
gliedstaat für  den  die  Vorräte  in  ihrem  Hoheitsgebiet  gehalten 
werden,  behindern  könnten,  und  sie  sehen  davon  ab,  solche 
Maßnahmen  zu  ergreifen. 

Artikel  6 

Verzeichnis  der  Sicherheitsvorräte  —  Jahresbericht 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  erstellt  ein  fortlaufend  aktualisiertes 
und  detailliertes  Verzeichnis  aller  von  ihm  gehaltenen  Sicher- 
heitsvorräte, die  keine  spezifischen  Vorräte  sind.  Dieses  Ver- 
zeichnis enthält  insbesondere  Informationen,  anhand  deren  ge- 
nau bestimmt  werden  kann,  in  welchem  Depot,  in  welcher 
Raffinerie  oder  in  welcher  Lagereinrichtung  sich  die  genannten 
Vorräte  befinden,  sowie  Informationen  über  die  betreffenden 
Mengen,  den  Eigentümer  der  Vorräte  und  ihre  Art,  wobei  die 
Kategorien  gemäß  Anhang  C  Nummer  3.1  Absatz  1  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  1099/2008  zugrunde  gelegt  werden. 

(2)  Jeder  Mitgliedstaat  übermittelt  der  Kommission  bis  25. 
Februar  eines  jeden  Jahres  eine  Zusammenfassung  des  in  Absatz 
1  genannten  Verzeichnisses  der  Vorräte,  aus  dem  zumindest  die 
Mengen  und  die  Art  der  Sicherheitsvorräte  hervorgehen,  die  in 
diesem  Mitgliedstaat  am  letzten  Tag  des  vorhergehenden  Kalen- 
derjahres im  Verzeichnis  enthalten  sind. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  der  Kommission  auf  An- 
frage innerhalb  von  15  Tagen  eine  vollständige  Kopie  des  Ver- 
zeichnisses; in  dieser  Kopie  können  sensible  Daten  zum  Stand- 
ort der  Vorräte  vorenthalten  werden.  Anfragen  können  bis  zu  5 
Jahren  ab  dem  Datum  gestellt  werden,  auf  das  sich  die  Daten 
beziehen,  und  dürfen  sich  nicht  auf  Daten  beziehen,  die  einen 
Zeitraum  vor  dem  1.  Januar  2013  betreffen. 

Artikel  7 
Zentrale  Bevorratungsstellen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  können  zentrale  Bevorratungsstellen 
einrichten. 

Jeder  Mitgliedstaat  darf  nicht  mehr  als  eine  ZBS  oder  ähnliche 
Stelle  schaffen.  Er  kann  seine  ZBS  an  jedem  Ort  der  Gemein- 
schaft einrichten. 

Richtet  ein  Mitgliedstaat  eine  ZBS  ein,  so  wählt  er  dafür  die 
Rechtsform  einer  Einrichtung  oder  eines  Dienstes  ohne  Erwerbs- 
zweck, die  bzw.  der  im  Allgemeininteresse  handelt  und  nicht  als 
Unternehmen  im  Sinne  dieser  Richtlinie  zu  betrachten  ist. 

(2)  Hauptaufgabe  der  ZBS  ist  der  Erwerb,  die  Haltung  und 
der  Verkauf  von  Erdölvorräten  für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie 


oder  zur  Erfüllung  internationaler  Vereinbarungen  über  das  Hal- 
ten von  Erdölvorräten.  Die  ZBS  ist  die  einzige  Einrichtung  bzw. 
der  einzige  Dienst,  auf  die/den  Befugnisse  übertragen  werden 
können,  so  dass  sie/er  spezifische  Vorräte  erwerben  und  ver- 
kaufen kann. 

(3)  Die  zentralen  Bevorratungsstellen  oder  die  Mitgliedstaaten 
können  für  einen  bestimmten  Zeitraum  Aufgaben  betreffend  die 
Verwaltung  von  Sicherheitsvorräten  und  —  mit  Ausnahme  des 
Verkaufs  und  des  Erwerbs  —  von  spezifischen  Vorräten  über- 
tragen, jedoch  nur: 

a)  einem  anderen  Mitgliedstaat,  in  dessen  Hoheitsgebiet  sich 
diese  Vorräte  befinden,  oder  der  von  diesem  Mitgliedstaat 
eingerichteten  ZBS.  Die  in  diesem  Rahmen  übertragenen 
Aufgaben  dürfen  nicht  an  andere  Mitgliedstaaten  oder  die 
von  ihnen  eingerichteten  zentralen  Bevorratungsstellen  wei- 
terübertragen werden.  Der  Mitgliedstaat,  der  die  ZBS  einge- 
richtet hat,  sowie  jeder  Mitgliedstaat,  in  dessen  Hoheitsgebiet 
die  Vorräte  gehalten  werden,  kann  zur  Bedingung  machen, 
dass  die  Übertragung  von  ihm  zu  genehmigen  ist; 

b)  Unternehmen.  Die  übertragenen  Aufgaben  können  nicht 
weiterübertragen  werden.  Betrifft  eine  Übertragung  oder 
eine  Änderung  oder  Ausweitung  der  Übertragung  die  Auf- 
gaben im  Zusammenhang  mit  der  Verwaltung  von  Sicher- 
heitsvorräten und  spezifischen  Vorräten,  die  in  einem  ande- 
ren Mitgliedstaat  gehalten  werden,  so  ist  eine  vorherige  Ge- 
nehmigung sowohl  durch  den  Mitgliedstaat,  in  dessen  Na- 
men die  Vorräte  gehalten  werden,  als  auch  durch  alle  Mit- 
gliedstaaten, in  deren  Hoheitsgebiet  die  Vorräte  gehalten  wer- 
den, erforderlich. 

(4)  Jeder  Mitgliedstaat,  der  über  eine  ZBS  verfügt,  schreibt 
vor,  dass  diese  für  die  Zwecke  des  Artikels  8  Absätze  1  und  2 

a)  fortlaufend  vollständige  Informationen,  aufgeschlüsselt  nach 
Kategorien,  über  die  Vorratsmengen  veröffentlicht,  die  sie  für 
Unternehmen  oder  gegebenenfalls  interessierte  zentrale  Be- 
vorratungsstellen zu  halten  in  der  Lage  ist, 

b)  mindestens  sieben  Monate  im  Voraus  die  Bedingungen  ver- 
öffentlicht, unter  denen  sie  bereit  ist,  Unternehmen  Dienste 
betreffend  das  Halten  der  Vorräte  anzubieten.  Die  Bedingun- 
gen, einschließlich  solcher  der  Zeitplanimg,  unter  denen 
diese  Dienste  erbracht  werden,  können  auch  von  den  zustän- 
digen nationalen  Behörden  oder  in  einem  wettbewerblichen 
Verfahren  festgelegt  werden,  mit  dem  das  beste  Angebot 
unter  Unternehmen  oder  gegebenenfalls  interessierten  zen- 
tralen Bevorratungsstellen  ermittelt  werden  soll. 

Die  zentralen  Bevorratungsstellen  akzeptieren  diese  Übertragun- 
gen unter  objektiven,  transparenten  und  nichtdiskriminierenden 
Bedingungen.  Zahlungen  von  Unternehmen  für  die  Dienstleis- 
tungen der  jeweiligen  ZBS  dürfen  die  Gesamtkosten  der  er- 
brachten Dienstleistungen  nicht  übersteigen  und  nicht  verlangt 
werden,  bevor  die  Vorräte  gebildet  wurden.  Die  ZBS  kann  ihre 
Zustimmung  zu  der  Übertragung  davon  abhängig  machen,  dass 
das  Unternehmen  eine  Garantie  oder  eine  andere  Form  der 
Sicherheit  leistet. 
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Artikel  8 
Unternehmen 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  gewährleistet,  dass  das  Unternehmen, 
dem  er  Bevorratungsverpflichtungen  auferlegt,  um  seinen  Ver- 
pflichtungen aus  Artikel  3  nachzukommen,  das  Recht  erhält, 
diese  Verpflichtungen  zumindest  teilweise  und  nach  seinem  Er- 
messen zu  übertragen,  jedoch  nur 


a)  der  ZBS  des  Mitgliedstaats,  in  dessen  Namen  die  betreffenden 
Vorräte  gehalten  werden, 


b)  einer  oder  mehreren  anderen  ZBS,  die  sich  im  Voraus  bereit 
erklärt  haben,  diese  Vorräte  zu  halten,  sofern  diese  Übertra- 
gungen im  Voraus  sowohl  von  dem  Mitgliedstaat,  in  dessen 
Namen  die  betreffenden  Vorräte  gehalten  werden,  als  auch 
von  allen  Mitgliedstaaten,  in  deren  Hoheitsgebiet  die  Vorräte 
gehalten  werden,  genehmigt  wurden, 


c)  anderen  Unternehmen  mit  überschüssigen  Vorräten  oder  ver- 
fügbaren Bevorratungskapazitäten  außerhalb  des  Hoheits- 
gebiets des  Mitgliedstaats,  in  dessen  Namen  die  betreffenden 
Vorräte  innerhalb  der  Gemeinschaft  gehalten  werden,  sofern 
diese  Übertragung  im  Voraus  sowohl  von  dem  Mitgliedstaat, 
in  dessen  Namen  die  betreffenden  Vorräte  gehalten  werden, 
als  auch  von  allen  Mitgliedstaaten,  in  deren  Hoheitsgebiet  die 
Vorräte  gehalten  werden,  genehmigt  wurde,  und/oder 


d)  anderen  Unternehmen  mit  überschüssigen  Vorräten  oder  ver- 
fügbaren Bevorratungskapazitäten  innerhalb  des  Hoheits- 
gebiets des  Mitgliedstaats,  in  dessen  Namen  die  betreffenden 
Vorräte  gehalten  werden,  sofern  diese  Übertragung  im  Vo- 
raus dem  betreffenden  Mitgliedstaat  gemeldet  wurde.  Die 
Mitgliedstaaten  können  Begrenzungen  oder  Auflagen  für 
diese  Übertragungen  festlegen. 


Die  gemäß  den  Buchstaben  c  und  d  übertragenen  Verpflichtun- 
gen können  nicht  weiterübertragen  werden.  Eine  Änderung  oder 
Ausweitung  einer  Übertragung  nach  den  Buchstaben  b  und  c 
wird  nur  wirksam,  wenn  sie  im  Voraus  von  allen  Mitgliedstaa- 
ten, die  die  Übertragung  genehmigt  haben,  genehmigt  wird.  Jede 
Änderung  oder  Erweiterung  einer  der  in  Buchstabe  d  aufgeführ- 
ten Übertragungen  wird  als  neue  Übertragung  behandelt. 


(2)  Jeder  Mitgliedstaat  kann  das  Übertragungsrecht  der  Un- 
ternehmen, denen  er  Bevorratungsverpflichtungen  auferlegt  oder 
auferlegt  hat,  beschränken. 


Wenn  durch  diese  Beschränkungen  jedoch  das  Übertragungs- 
recht eines  Unternehmens  auf  Übertragung  einer  Menge  be- 
schränkt wird,  die  weniger  als  10  %  der  ihm  auferlegten  Bevor- 
ratungsverpflichtung beträgt,  so  gewährleistet  der  betreffende 
Mitgliedstaat,  dass  er  über  eine  ZBS  verfügt,  die  die  Übertragun- 
gen übernehmen  muss,  die  zur  Wahrung  des  Rechts  des  Unter- 
nehmens auf  Übertragung  von  mindestens  1 0  %  der  ihm  auf- 
erlegten Bevorratungsverpflichtungen  erforderlich  sind. 


Der  in  diesem  Absatz  aufgeführte  Mindestprozentsatz  wird  spä- 
testens bis  31.  Dezember  2017  von  10  %  auf  30  %  angehoben. 

(3)  Unbeschadet  der  Absätze  1  und  2  kann  ein  Mitgliedstaat 
ein  Unternehmen  verpflichten,  zumindest  einen  Teil  seiner  Be- 
vorratungsverpflichtung der  ZBS  dieses  Mitgliedstaats  zu  über- 
tragen. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  die  Unternehmen  spätestens  200  Tage  vor  Beginn  des 
Zeitraums,  für  den  die  Bevorratungsverpflichtungen  gelten,  über 
die  Methoden  für  die  Berechnung  der  ihnen  auferlegten  Bevor- 
ratungsverpflichtungen zu  unterrichten.  Die  Unternehmen  üben 
ihr  Recht,  Bevorratungsverpflichtungen  an  ZBS  zu  übertragen, 
spätestens  170  Tage  vor  Beginn  des  Zeitraums,  für  den  die 
betreffende  Verpflichtung  gilt,  aus. 

Werden  die  Unternehmen  weniger  als  200  Tage  vor  Beginn  des 
Zeitraums,  für  den  die  Bevorratungsverpflichtung  gilt,  unterrich- 
tet, so  können  sie  von  ihrem  Übertragungsrecht  jederzeit  Ge- 
brauch machen. 

Artikel  9 
Spezifische  Vorräte 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  kann  sich  verpflichten,  als  Anzahl  von 
Verbrauchstagen  festgelegte  Mindestvorräte  an  Erdöl  zu  halten, 
die  die  Bedingungen  dieses  Artikels  erfüllen. 

Die  spezifischen  Vorräte  sind  Eigentum  des  Mitgliedstaats  oder 
der  von  ihm  eingerichteten  ZBS  und  werden  im  Gebiet  der 
Gemeinschaft  gehalten. 

(2)  Spezifische  Vorräte  können  sich  nur  aus  einer  oder  meh- 
reren der  folgenden  Produktkategorien  zusammensetzen,  die  in 
Anhang  B  Nummer  4  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008 
definiert  sind: 

—  Ethan, 

—  LPG, 

—  Motorenbenzin, 

—  Flugbenzin, 

—  Flugturbinenkraftstoffe  (auf  Naphthabasis  oder  JP4), 

—  Flugturbinenkraftstoffe  auf  Petroleumbasis, 

—  sonstiges  Kerosin, 

—  Dieselöl/Gasöl  (destilliertes  Heizöl), 

—  Heizöl  (mit  hohem  oder  niedrigem  Schwefelgehalt), 
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—  Testbenzin  und  Industriebrennstoffe, 

—  Schmierstoffe, 

—  Bitumen, 

—  Paraffinwachse  und 

—  Petrolkoks. 

(3)  Jeder  Mitgliedstaat  gibt  —  auf  der  Grundlage  der  in  Ab- 
satz 2  aufgeführten  Kategorien  —  die  Erdölerzeugnisse  an,  aus 
denen  sich  die  spezifischen  Vorräte  zusammensetzen.  Die  Mit- 
gliedstaaten gewährleisten,  dass  für  das  Bezugsjahr,  das  gemäß 
den  in  Artikel  3  festgelegten  Vorschriften  ermittelt  wurde,  in 
Bezug  auf  die  von  den  verwendeten  Kategorien  umfassten  Pro- 
dukte, das  Rohöläquivalent  der  in  dem  Mitgliedstaat  verbrauch- 
ten Mengen  mindestens  75  %  des  Inlandsverbrauchs  ausmacht, 
wobei  die  Berechnungsmethode  des  Anhangs  II  zugrunde  zu 
legen  ist. 

Für  jede  der  von  dem  Mitgliedstaat  gewählten  Kategorien  ent- 
sprechen die  spezifischen  Vorräte,  zu  deren  Haltung  er  sich 
verpflichtet,  einer  bestimmten  Anzahl  von  Tagen  des  durch- 
schnittlichen täglichen  Verbrauchs,  die  auf  der  Grundlage  ihres 
Rohöläquivalents  für  das  Bezugsjahr,  das  gemäß  den  in 
Artikel  3  festgelegten  Vorschriften  ermittelt  wurde,  berechnet 
werden. 

Die  in  den  Unterabsätzen  1  und  2  genannten  Rohöläquivalente 
werden  ermittelt,  indem  für  die  von  den  Kategorien  umfassten 
oder  betroffenen  Erzeugnissen  die  Mengen  der  Aggregate  der 
„erfassten  Bruttoinlandslieferungen"  im  Sinne  von  Anhang  C 
Abschnitt  3.2.1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  mit  dem 
Faktor  1,2  multipliziert  werden 

(4)  Jeder  Mitgliedstaat,  der  beschlossen  hat,  spezifische  Vor- 
räte zu  halten,  übermittelt  der  Kommission  eine  Bekannt- 
machung, die  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht 
wird  und  in  der  die  Menge  der  spezifischen  Vorräte,  zu  deren 
Haltung  er  sich  verpflichtet  hat,  und  die  Dauer  der  Verpflich- 
tung, die  mindestens  ein  Jahr  beträgt,  angegeben  werden.  Die 
mitgeteilte  Mindestmenge  gilt  in  gleicher  Weise  für  alle  Katego- 
rien spezifischer  Vorräte,  die  der  Mitgliedstaat  nutzt. 

Der  Mitgliedstaat  stellt  sicher,  dass  diese  Vorräte  während  des 
gesamten  mitgeteilten  Zeitraums  gehalten  werden;  das  Recht  des 
Mitgliedstaats,  vorübergehende  Absenkungen  ausschließlich  auf- 
grund einzelner  Wiederbeschaffungsmaßnahmen  für  Vorräte 
vorzunehmen,  bleibt  hiervon  unberührt. 

Die  Liste  der  von  einem  Mitgliedstaat  verwendeten  Kategorien 
bleibt  mindestens  ein  Jahr  lang  in  Kraft;  sie  kann  nur  mit  Wir- 
kung zum  ersten  Tag  eines  Kalendermonats  geändert  werden. 

(5)  Jeder  Mitgliedstaat,  der  sich  nicht  für  den  vollen  Zeitraum 
eines  gegebenen  Kalenderjahres  verpflichtet  hat,  spezifische  Vor- 
räte für  mindestens  30  Tage  zu  halten,  stellt  sicher,  dass  min- 
destens ein  Drittel  seiner  Bevorratungsverpflichtungen  in  Form 
von  Erzeugnissen  gehalten  wird,  die  sich  nach  den  Absätzen  2 
und  3  zusammensetzen. 


Ein  Mitgliedstaat,  für  den  spezifische  Vorräte  für  weniger  als  30 
Tage  gehalten  werden,  erstellt  jährlich  einen  Bericht,  in  dem  die 
Maßnahmen  seiner  nationalen  Behörden  analysiert  werden,  mit 
denen  sichergestellt  und  überprüft  wird,  dass  seine  Sicherheits- 
vorräte gemäß  Artikel  5  verfügbar  und  physisch  zugänglich 
sind;  außerdem  dokumentiert  er  in  diesem  Bericht  die  Vorkeh- 
rungen, die  getroffen  wurden,  damit  der  Mitgliedstaat  die  Ver- 
wendung dieser  Vorräte  im  Falle  von  Unterbrechungen  der  Erd- 
ölversorgung kontrollieren  kann.  Dieser  Bericht  ist  der  Kommis- 
sion bis  zum  Ende  des  ersten  Monats  des  Kalenderjahres  zu 
übermitteln,  auf  das  er  sich  bezieht. 


Artikel  10 

Verwaltung  der  spezifischen  Vorräte 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  erstellt  ein  ständig  aktualisiertes  und 
detailliertes  Verzeichnis  aller  von  ihm  in  seinem  Hoheitsgebiet 
gehaltenen  spezifischen  Vorräte.  Dieses  Verzeichnis  enthält  ins- 
besondere alle  Informationen,  anhand  deren  der  Standort  der 
genannten  Vorräte  genau  bestimmt  werden  kann. 


Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  der  Kommission  auf  Anfrage 
ferner  innerhalb  von  1 5  Tagen  eine  Kopie  des  Verzeichnisses. 
In  dieser  Kopie  können  sensible  Daten  zum  Standort  der  Vor- 
räte vorenthalten  werden.  Anfragen  können  bis  zu  5  Jahren  ab 
dem  Datum  gestellt  werden,  auf  das  sich  die  Daten  beziehen. 


(2)  Sind  spezifische  Vorräte  mit  anderen  Erdölvorräten  ver- 
mischt, treffen  die  Mitgliedstaaten  oder  ihre  zentralen  Bewirt- 
schaftungsstellen die  erforderlichen  Vorkehrungen,  um  zu  ver- 
hindern, dass  diese  vermischten  Erzeugnisse,  was  den  die  spezi- 
fischen Vorräte  ausmachenden  Anteil  anbelangt,  ohne  vorherige 
schriftliche  Genehmigung  des  Eigentümers  der  spezifischen  Vor- 
räte und  der  Behörden  des  Mitgliedstaats,  in  dessen  Hoheits- 
gebiet sich  die  Vorräte  befinden,  bzw.  der  von  diesem  Mitglied- 
staat eingerichteten  ZBS  verlagert  werden. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  treffen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  allen  spezifischen  Vorräten,  die  auf  ihrem  Hoheits- 
gebiet gehalten  oder  transportiert  werden,  unbedingte  Immuni- 
tät gegenüber  jeglichen  Vollstreckungsmaßnahmen  zu  sichern, 
gleichgültig,  ob  es  sich  um  eigene  Vorräte  oder  die  anderer 
Mitgliedstaaten  handelt. 

Artikel  11 

Wirkung  der  Übertragungen 

Die  in  den  Artikeln  7  und  8  genannten  Übertragungen  lassen 
die  Verpflichtungen  der  Mitgliedstaaten  aufgrund  dieser  Richt- 
linie unberührt. 


Artikel  12 

Statistische  Erfassung  der  Vorräte  gemäß  Artikel  3 

(1)  Entsprechend  den  Bestimmungen  des  Anhangs  IV  erstellt 
jeder  Mitgliedstaat  Statistiken  zur  Höhe  der  gemäß  Artikel  3  zu 
haltenden  Vorräte  und  übermittelt  sie  der  Kommission. 
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(2)  Die  Bestimmungen  für  die  Erstellung  der  in  Absatz  1 
genannten  Statistiken  sowie  deren  Gegenstand,  Inhalt  und  Häu- 
figkeit und  die  Fristen  für  ihre  Übermittlung  können  nach  dem 
in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  geändert 
werden.  Die  Bestimmungen  zur  Übermittlung  der  Statistiken  an 
die  Kommission  können  ebenfalls  nach  dem  in  Artikel  23  Ab- 
satz 2  genannten  Regelungsverfahren  angepasst  werden. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  dürfen  in  ihre  Statistiken  über  Sicher- 
heitsvorräte keine  Erdölmengen  oder  Mengen  an  Erdölerzeug- 
nissen aufnehmen,  die  Gegenstand  von  Beschlagnahmungen 
oder  Vollstreckungsmaßnahmen  sind.  Das  Gleiche  gilt  für  alle 
Bestände  von  Unternehmen,  die  sich  in  einem  Insolvenz-  oder 
Vergleichsverfahren  befinden. 

Artikel  13 

Statistische  Erfassung  der  spezifischen  Vorräte 

(1)  Jeder  betroffene  Mitgliedstaat  erstellt  für  jede  Kategorie 
von  Erzeugnissen  eine  Statistik  über  seine  spezifischen  Vorräte 
am  letzten  Tag  jedes  Kalendermonats,  in  der  die  Mengen  und 
die  Anzahl  der  Durchschnittsverbrauchstage  des  Bezugsjahres 
angegeben  sind,  dem  die  Vorräte  entsprechen,  und  übermittelt 
sie  der  Kommission.  Hält  der  Mitgliedstaat  spezifische  Vorräte 
außerhalb  seines  Hoheitsgebiets,  so  muss  er  die  in  bzw.  mittels 
der  jeweiligen  Mitgliedstaaten  und  zentralen  Bevorratungsstellen 
gehaltenen  Vorräte  im  Einzelnen  angeben.  Er  gibt  ferner  genau 
an,  ob  die  Vorräte  in  vollem  Umfang  sein  Eigentum  sind  oder 
ganz  oder  teilweise  seiner  ZBS  gehören. 


(2)  Jeder  betroffene  Mitgliedstaat  erstellt  ferner  eine  Statistik 
der  am  letzten  Tag  jedes  Kalendermonats  in  seinem  Hoheits- 
gebiet befindlichen  spezifischen  Vorräte,  die  Eigentum  anderer 
Mitgliedstaaten  oder  zentraler  Bevorratungsstellen  sind,  auf- 
geschlüsselt nach  den  Produktkategorien  gemäß  Artikel  9  Ab- 
satz 4,  und  übermittelt  sie  der  Kommission.  Darin  sind  ferner 
stets  der  betreffende  Mitgliedstaat  bzw.  die  betreffende  ZBS  so- 
wie die  Mengen  anzugeben. 


(3)  Die  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Statistiken  sind 
in  dem  Kalendermonat  zu  übermitteln,  der  auf  den  Monat  folgt, 
auf  den  sie  sich  beziehen. 


(4)  Ferner  sind  die  Statistiken  der  Kommission  auf  Anfrage 
unverzüglich  zu  übermitteln.  Anfragen  können  bis  zu  5  Jahren 
ab  dem  Datum  gestellt  werden,  auf  das  sich  die  Daten  beziehen. 


(5)  Gegenstand,  Inhalt  und  Häufigkeit  der  Statistiken  sowie 
die  Fristen  für  ihre  Übermittlung  können  nach  dem  in 
Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  geändert 
werden.  Die  Bestimmungen  zur  Übermittlung  der  Statistiken 
an  die  Kommission  können  ebenfalls  nach  dem  in  Artikel  23 
Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  angepasst  werden. 


Artikel  14 

Statistiken  über  kommerzielle  Vorräte 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  der  Kommission  monat- 
lich eine  Statistik  über  die  Höhe  der  kommerziellen  Vorräte  in 
ihrem  Hoheitsgebiet.  Sie  gewährleisten  dabei  den  Schutz  der 
sensiblen  Daten  und  geben  keine  Namen  von  Bestandseigentü- 
mern an. 

(2)  Die  Kommission  veröffentlicht  auf  der  Grundlage  der  ihr 
von  den  Mitgliedstaaten  übermittelten  Statistiken  monatlich  in 
aggregierter  Form  Statistiken  über  die  kommerziellen  Vorräte  in 
der  Gemeinschaft. 

(3)  Die  Bestimmungen  zur  Übermittlung  und  Veröffent- 
lichung der  Statistiken  sowie  zu  ihrer  Häufigkeit  können  nach 
dem  in  Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  ge- 
ändert werden. 

Artikel  15 

Datenverarbeitung 

Die  Kommission  ist  zuständig  für  die  Entwicklung,  Unterbrin- 
gung, Verwaltung  und  Wartung  der  EDV-Ressourcen,  die  für  die 
Erfassung,  Speicherung  und  jedwede  Form  der  Verarbeitung  der 
Daten  erforderlich  sind,  die  in  den  von  den  Mitgliedstaaten 
übermittelten  Statistiken  und  sonstigen  Informationen  enthalten 
sind  oder  von  der  Kommission  im  Rahmen  dieser  Richtlinie 
erhoben  werden,  sowie  der  Daten  über  Erdölvorräte,  die  im 
Rahmen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  erhoben  werden 
und  für  die  Erstellung  der  in  dieser  Richtlinie  vorgeschriebenen 
Statistiken  erforderlich  sind. 

Artikel  16 
Biokraftstoffe  und  Zusatzstoffe 

(1)  Biokraftstoffe  und  Zusatzstoffe  werden  bei  der  Berech- 
nung der  Bevorratungsverpflichtungen  gemäß  den  Artikeln  3 
und  9  nur  berücksichtigt,  wenn  sie  den  jeweiligen  Erdölerzeug- 
nissen beigemischt  sind. 

(2)  Biokraftstoffe  und  Zusatzstoffe  werden  bei  der  Berech- 
nung der  tatsächlich  gehaltenen  Vorratsmengen  berücksichtigt, 
wenn  sie 

a)  den  jeweiligen  Erdölerzeugnissen  beigemischt  worden  sind 
oder 

b)  im  Hoheitsgebiet  des  betreffenden  Mitgliedstaats  gelagert 
werden,  der  Mitgliedstaat  Vorschriften  erlassen  hat,  mit  de- 
nen sichergestellt  wird,  dass  sie  gemäß  den  Bevorratungsver- 
pflichtungen aus  dieser  Richtlinie  gehaltenen  Erdölerzeugnis- 
sen beigemischt,  und  dass  sie  für  Beförderungszwecke  ver- 
wendet werden  sollen. 

(3)  Die  in  den  Absätzen  1  und  2  niedergelegten  Bestimmun- 
gen zur  Berücksichtigung  von  Biokraftstoffen  und  Zusatzstoffen 
bei  der  Berechnung  der  Bevorratungsverpflichtungen  und  der 
Bestimmung  der  Vorratsmengen  können  nach  dem  in 
Artikel  23  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  geändert 
werden. 
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Artikel  17 

Koordinierungsgruppe  für  Erdöl  und  Erdölerzeugnisse 

(1)  Es  wird  eine  Koordinierungsgruppe  für  Erdöl  und  Erd- 
ölerzeugnisse (im  Folgenden  als  „Koordinierungsgruppe"  be- 
zeichnet) eingesetzt.  Die  Koordinierungsgruppe  hat  beratende 
Funktion;  sie  leistet  Beiträge  zu  Analysen  der  Lage  in  der  Ge- 
meinschaft im  Zusammenhang  mit  der  Versorgungssicherheit 
bei  Erdöl  und  Erdölerzeugnissen  und  trägt  zur  Koordinierung 
und  Durchführung  von  Maßnahmen  in  diesem  Bereich  bei. 

(2)  Die  Koordinierungsgruppe  setzt  sich  aus  Vertretern  der 
Mitgliedstaaten  zusammen.  Den  Vorsitz  führt  die  Kommission. 
Vertretungen  der  Branche  können  auf  Aufforderung  der  Kom- 
mission an  den  Arbeiten  der  Gruppe  teilnehmen. 

Artikel  18 

Überprüfungen  der  Notfallvorsorge  und  der  Vorratshaltung 

(1)  Die  Kommission  kann  in  Abstimmung  mit  den  Mitglied- 
staaten Überprüfungen  der  Notfallvorsorge  der  Mitgliedstaaten 
und,  wenn  sie  dies  für  angezeigt  hält,  der  diesbezüglichen  Vor- 
ratshaltung durchführen.  Bei  der  Vorbereitung  solcher  Überprü- 
fungen berücksichtigt  die  Kommission  Maßnahmen  anderer  In- 
stitutionen und  internationaler  Organisationen  und  konsultiert 
die  Koordinierungsgruppe. 

(2)  Die  Koordinierungsgruppe  kann  vereinbaren,  dass  Beauf- 
tragte oder  Vertreter  anderer  Mitgliedstaaten  an  den  Überprü- 
fungen teilnehmen.  Die  benannten  nationalen  Bediensteten  des 
überprüften  Mitgliedstaats  können  die  Personen,  die  die  Über- 
prüfung durchführen,  begleiten.  Innerhalb  einer  Woche  nach 
Ankündigung  einer  Überprüfung  nach  Absatz  1  stellt  jeder  be- 
troffene Mitgliedstaat,  der  die  Kommission  nicht  über  sensible 
Daten  betreffend  den  Standort  von  Vorräten  gemäß  den  Arti- 
keln 6  und  9  unterrichtet  hat,  den  Bediensteten  oder  Beauftrag- 
ten der  Kommission  diese  Informationen  zur  Verfügung. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  ihre  Behörden  und 
die  für  die  Haltung  und  Verwaltung  der  Sicherheitsvorräte  und 
der  spezifischen  Vorräte  zuständigen  Personen  Inspektionen  zu- 
stimmen und  die  von  der  Kommission  mit  der  Durchführung 
dieser  Überprüfungen  beauftragten  Personen  unterstützen.  Die 
Mitgliedstaaten  stellen  insbesondere  sicher,  dass  diesen  Personen 
Zugang  zu  allen  Dokumenten  und  Verzeichnissen  im  Zusam- 
menhang mit  diesen  Vorräten  sowie  zu  allen  Standorten,  an 
denen  Vorräte  gehalten  werden,  und  zu  allen  damit  zusammen- 
hängenden Dokumenten  gewährt  wird. 

(4)  Die  Ergebnisse  der  Überprüfung  nach  diesem  Artikel  wer- 
den dem  überprüften  Mitgliedstaat  übermittelt  und  können  an 
die  Koordinierungsgruppe  weitergeleitet  werden. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  Kommission  stellen  sicher, 
dass  die  unter  Aufsicht  der  Kommission  arbeitenden  Beamten, 
Bediensteten  und  sonstigen  Personen  sowie  die  Mitglieder  der 
Koordinierungsgruppe  Informationen,  die  in  Anwendung  dieses 
Artikels  erfasst  oder  ausgetauscht  werden  und  aufgrund  ihrer 
Art  unter  das  Berufsgeheimnis  fallen  (z.  B.  die  Identität  der 
Eigentümer  der  Vorräte),  nicht  verbreiten  dürfen. 

(6)  Mit  den  in  Absatz  1  genannten  Überprüfungen  wird 
keine  Verarbeitung  personenbezogener  Daten  bezweckt.  Per- 


sonenbezogene Daten,  die  im  Rahmen  der  Überprüfungen  vor- 
gefunden werden,  werden  weder  erfasst  noch  berücksichtigt, 
und,  sollten  sie  versehentlich  erfasst  werden,  unverzüglich  ge- 
löscht. 

(7)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  die  Aufbewahrung  der  Daten,  Unterlagen,  Statistiken 
und  Dokumente  im  Zusammenhang  mit  den  Sicherheitsvor- 
räten und  spezifischen  Vorräten  für  einen  Zeitraum  von  min- 
destens 5  Jahren  sicherzustellen. 

Artikel  19 

Schutz  natürlicher  Personen  bei  der  Datenverarbeitung 

Diese  Richtlinie  lässt  den  Schutz  natürlicher  Personen  bei  der 
Verarbeitung  personenbezogener  Daten,  wie  er  in  den  Gemein- 
schaftsvorschriften und  im  nationalen  Recht  garantiert  ist,  in 
jeder  Hinsicht  unberührt  und  ändert  insbesondere  nichts  an 
den  Verpflichtungen  —  im  Rahmen  der  Erfüllung  ihrer  jeweili- 
gen Aufgaben  —  der  Mitgliedstaaten  im  Zusammenhang  mit 
der  Verarbeitung  personenbezogener  Daten  durch  diese  Mit- 
gliedstaaten, wie  sie  diesen  durch  die  Richtlinie  95/46/EG  auf- 
erlegt sind,  oder  der  Organe  und  Einrichtungen  der  Gemein- 
schaft im  Rahmen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  45/2001  betreffend 
die  Verarbeitung  personenbezogener  Daten  durch  die  Organe 
und  Einrichtungen  der  Gemeinschaft. 

Artikel  20 
Notfallverfahren 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  sie  über  die  gege- 
benenfalls erforderlichen  Verfahren  verfügen  und  sie  die  gege- 
benenfalls erforderlichen  Maßnahmen  treffen,  damit  ihre  zustän- 
digen Behörden  im  Falle  einer  bedeutenden  Versorgungsunter- 
brechung ihre  Sicherheitsvorräte  und  spezifischen  Vorräte  rasch, 
wirksam  und  in  transparenter  Weise  ganz  oder  teilweise  in 
Verkehr  bringen  und  den  Verbrauch  —  entsprechend  dem  er- 
warteten Versorgungsdefizit  —  global  oder  gezielt  einschränken 
können,  u.  a.  auch  durch  die  vorrangige  Zuteilung  von  Erd- 
ölerzeugnissen an  bestimmte  Kategorien  von  Verbrauchern. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  müssen  jederzeit  über  Interventions- 
pläne für  den  Fall  einer  bedeutenden  Versorgungsunterbrechung 
verfugen,  und  sie  sehen  organisatorische  Maßnahmen  für  die 
Durchführung  dieser  Pläne  vor.  Die  Mitgliedstaaten  unterrichten 
die  Kommission  auf  Anfrage  über  ihre  Interventionspläne  sowie 
die  entsprechenden  organisatorischen  Bestimmungen. 

(3)  Liegt  ein  wirksamer  internationaler  Beschluss  zum  Inver- 
kehrbringen von  Vorräten  vor,  der  einen  oder  mehrere  Mitglied- 
staaten betrifft,  so 

a)  können  die  betroffenen  Mitgliedstaaten  ihre  Sicherheitsvor- 
räte und  spezifischen  Vorräte  zur  Erfüllung  der  internationa- 
len Verpflichtungen  verwenden,  die  sich  aus  diesem  Be- 
schluss ergeben.  In  einem  solchen  Fall  unterrichtet  der  be- 
treffende Mitgliedstaat  die  Kommission  unverzüglich  davon, 
damit  diese  die  Koordinierungsgruppe  einberufen  oder  die 
Mitglieder  dieser  Gruppe  auf  elektronischem  Weg  konsultie- 
ren kann,  um  insbesondere  die  Folgen  des  Inverkehrbringens 
zu  evaluieren; 
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b)  sollte  die  Kommission  den  Mitgliedstaaten  empfehlen,  ihre 
Sicherheitsvorräte  und  spezifischen  Vorräte  insgesamt  oder 
teilweise  in  Verkehr  zu  bringen  oder  andere  als  zweckdien- 
lich erachtete  Maßnahmen  mit  gleicher  Wirkung  zu  treffen. 
Die  Kommission  kann  erst  nach  Anhörung  der  Koordinie- 
rungsgruppe tätig  werden. 


(4)  Wenn  kein  wirksamer  internationaler  Beschluss  zum  In- 
verkehrbringen von  Vorräten  vorliegt,  aber  Schwierigkeiten  bei 
der  Versorgung  der  Gemeinschaft  oder  eines  Mitgliedstaats  mit 
Erdöl  oder  Erdölerzeugnissen  bestehen,  unterrichtet  die  Kom- 
mission gegebenenfalls  die  IEA  bzw.  stimmt  sich  mit  ihr  ab 
und  veranlasst  so  rasch  wie  möglich  —  auf  Ersuchen  eines 
Mitgliedstaats  oder  auf  eigene  Initiative  —  die  Konsultation 
der  Koordinierungsgruppe.  Wird  die  Konsultation  der  Koor- 
dinierungsgruppe von  einem  Mitgliedstaat  beantragt,  so  wird 
die  Konsultation  innerhalb  von  höchstens  vier  Tagen  ab  dem 
Tag  der  Antragstellung  organisiert,  es  sei  denn,  der  Mitgliedstaat 
stimmt  einer  längeren  Frist  zu.  Die  Kommission  stellt  auf  der 
Grundlage  der  Ergebnisse  der  Prüfung  der  Lage  durch  die  Koor- 
dinierungsgruppe fest,  ob  eine  bedeutende  Versorgungsunterbre- 
chung vorliegt. 

Wird  eine  bedeutende  Versorgungsunterbrechung  festgestellt,  so 
genehmigt  die  Kommission  das  Inverkehrbringen  der  Gesamt- 
heit oder  eines  Teils  der  hierfür  von  den  betroffenen  Mitglied- 
staaten vorgeschlagenen  Mengen  der  Sicherheitsvorräte  und  spe- 
zifischen Vorräte. 


(5)  Die  Mitgliedstaaten  können  Sicherheitsvorräte  und  spezi- 
fische Vorräte  in  einer  Menge,  die  die  nach  dieser  Richtlinie 
geltende  verbindliche  Mindesthöhe  unterschreitet,  insoweit  in 
Verkehr  bringen,  als  dies  für  eine  Sofortreaktion  in  Fällen  von 
besonderer  Dringlichkeit  oder  zur  Behebung  lokaler  Krisensitua- 
tionen unmittelbar  erforderlich  ist.  In  diesem  Falle  unterrichten 
die  Mitgliedstaaten  die  Kommission  unverzüglich  über  die  in 
Verkehr  gebrachte  Menge.  Die  Kommission  übermittelt  diese 
Informationen  den  Mitgliedern  der  Koordinierungsgruppe. 


(6)  Werden  die  Absätze  3,  4  oder  5  angewandt,  so  können 
die  Mitgliedstaaten  vorübergehend  geringere  Vorratsmengen  hal- 
ten, als  sie  in  dieser  Richtlinie  vorgeschrieben  sind.  In  diesen 
Fällen  bestimmt  die  Kommission  auf  der  Grundlage  der  Ergeb- 
nisse der  Anhörung  der  Koordinierungsgruppe  und  gegebenen- 
falls in  Abstimmung  mit  der  IEA  sowie  insbesondere  unter 
Berücksichtigung  der  Lage  auf  den  Weltmärkten  für  Erdöl  und 
Erdölerzeugnisse  eine  angemessene  Frist,  innerhalb  deren  die 
Mitgliedstaaten  ihre  Vorräte  wieder  auf  das  vorgeschriebene 
Mindestniveau  bringen  müssen. 


(7)  Die  Entscheidungen  der  Kommission  auf  der  Grundlage 
dieses  Artikels  lassen  mögliche  sonstige  internationale  Verpflich- 
tungen der  betroffenen  Mitgliedstaaten  unberührt. 


Artikel  21 
Sanktionen 

Die  Mitgliedstaaten  legen  fest,  welche  Sanktionen  bei  einem 
Verstoß  gegen  die  nationalen  Vorschriften  zur  Umsetzung  dieser 


Richtlinie  zu  verhängen  sind,  und  treffen  die  zu  deren  Durch- 
setzung erforderlichen  Maßnahmen.  Diese  Sanktionen  müssen 
wirksam,  verhältnismäßig  und  abschreckend  sein.  Die  Mitglied- 
staaten teilen  der  Kommission  die  entsprechenden  Bestimmun- 
gen bis  31.  Dezember  2012  mit  und  teilen  ihr  umgehend  alle 
Änderungen  dieser  Bestimmungen  mit. 

Artikel  22 
Bewertung 

Die  Kommission  überprüft  die  Funktionsweise  und  die  Umset- 
zung dieser  Richtlinie  bis  31.  Dezember  2015. 

Artikel  23 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die 
Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG. 

Artikel  24 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  73/238/EWG,  die  Richtlinie  2006/67/EG  und  die 
Entscheidung  68/416/EWG  werden  mit  Wirkung  vom 
31.  Dezember  2012  aufgehoben. 

Bezugnahmen  auf  die  aufgehobenen  Richtlinien  und  die  auf- 
gehobene Entscheidung  gelten  als  Bezugnahmen  auf  die  vorlie- 
gende Richtlinie. 

Artikel  25 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  erforderlichen  Rechts-  und 
Verwaltungsvorschriften  in  Kraft,  um  dieser  Richtlinie  bis 
31.  Dezember  2012  nachzukommen. 


Abweichend  von  Unterabsatz  1  setzen  die  Mitgliedstaaten,  die 
zum  31.  Dezember  2012  nicht  Mitgliedsländer  der  IEA  sind 
und  ihren  Inlandsverbrauch  vollständig  mit  Einfuhren  abdecken, 
die  erforderlichen  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  in  Kraft, 
um  Artikel  3  Absatz  1  dieser  Richtlinie  spätestens  bis  zum 
31.  Dezember  2014  nachzukommen.  Bis  zum  Inkraftsetzen 
dieser  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  halten  die  betreffen- 
den Mitgliedstaaten  Erdölvorräte,  die  den  täglichen  Durch- 
schnittsnettoeinfuhren für  81  Tage  entsprechen. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  Vorschriften  erlassen,  nehmen  sie  in 
diesen  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der 
amtlichen  Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die  Mit- 
gliedstaaten regeln  die  Einzelheiten  der  Bezugnahme. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie 
auf  dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 
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Artikel  26 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
Kraft. 

Artikel  27 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 


Geschehen  zu  Brüssel  am  14.  September  2009. 


Im  Namen  des  Rates 
Die  Präsidentin 
C.  MALMSTRÖM 


ANHANG  J 


METHODE  ZUR  BERECHNUNG  DES  ROHÖLÄQUIVALENTS  DER  EINFUHREN  VON  ERDÖLERZEUGNISSEN 

Das  in  Artikel  3  genannte  Rohöläquivalent  der  Einfuhren  von  Erdölerzeugnissen  wird  wie  folgt  berechnet: 

Das  Rohöläquivalent  der  Einfuhren  von  Erdölerzeugnissen  errechnet  sich  durch  Addition  der  Nettoeinfuhren  von  Rohöl, 
NGL,  Raffinerieeinsatzmaterial  und  anderen  Kohlenwasserstoffen  gemäß  Anhang  B  Abschnitt  4  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
1099/2008,  die  zur  Berücksichtigung  möglicher  Bestandsänderungen  angepasst  und  um  einen  Naphtha-Ertrag  von  4% 
verringert  werden  (wenn  der  mittlere  Naphtha-Ertrag  auf  dem  Gebiet  des  Mitgliedstaats  einen  Anteil  von  7  %  über- 
schreitet, wird  die  Summe  um  den  effektiven  Naphtha-Nettoverbrauch  oder  um  den  mittleren  Naphtha-Ertrag  verringert), 
und  der  Nettoeinfuhren  sämtlicher  sonstiger  Erdölerzeugnisse  mit  Ausnahme  von  Naphtha,  die  zur  Berücksichtigung  von 
Bestandsänderungen  ebenfalls  angepasst  und  mit  dem  Faktor  1,065  multipliziert  werden. 

Bunkerbestände  der  internationalen  Seeschifffahrt  werden  nicht  berücksichtigt. 


ANHANG  11 


METHODE  ZUR  BERECHNUNG  DES  ROHÖLÄQUIVALENTS  DES  INLANDS  VERBRAUCHS 

Für  die  Zwecke  des  Artikels  3  wird  das  Rohöläquivalent  des  Inlandsverbrauchs  wie  folgt  berechnet: 

Der  Inlandsverbrauch  ist  die  Summe  des  Aggregats  „Erfasste  Bruttoinlandslieferungen"  im  Sinne  von  Anhang  C  Abschnitt 
3.2.1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008  lediglich  der  folgenden  Erzeugnisse:  Motorenbenzin,  Flugbenzin,  Flugturbinen- 
kraftstoff (auf  Naphthabasis  oder  JP4),  Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis,  sonstiges  Kerosin,  Dieselöl/Gasöl  (des- 
tilliertes Heizöl)  und  Heizöl  (mit  hohem  oder  niedrigem  Schwefelgehalt)  gemäß  Anhang  B  Abschnitt  4  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  1099/2008. 

Bunkerbestände  der  internationalen  Seeschifffahrt  werden  nicht  berücksichtigt. 

Das  Rohöläquivalent  des  inländischen  Verbrauchs  ergibt  sich  durch  Multiplikation  dieser  Summe  mit  dem  Faktor  1,2. 


ANHANG  111 


METHODEN  ZUR  BERECHNUNG  DER  GEHALTENEN  VORRATSMENGEN 

Die  gehaltenen  Vorratsmengen  werden  wie  folgt  berechnet: 

Unbeschadet  des  in  Artikel  4  Absatz  3  behandelten  Falles  können  Bestände  bei  der  Berechnung  der  Vorräte  nicht 
mehrfach  berücksichtigt  werden. 

Rohölvorräte  werden  um  einen  mittleren  Naphtha-Ertrag  von  4  %  verringert. 

Naphtha-Vorräte  sowie  Bunkervorräte  an  Erdölerzeugnissen  für  die  internationale  Seeschifffahrt  werden  nicht  berück- 
sichtigt. 

Die  übrigen  Erdölerzeugnisse  werden  nach  einer  der  beiden  folgenden  Methoden  in  die  Berechnung  einbezogen.  Die 
Mitgliedstaaten  müssen  die  gewählte  Methode  während  des  gesamten  Kalenderjahres  beibehalten. 

Die  Mitgliedstaaten  können 

a)  sämtliche  sonstigen  Vorräte  an  Erdölerzeugnissen  gemäß  Anhang  C  Abschnitt  3.1  Absatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
1099/2008  berücksichtigen  und  deren  Rohöläquivalent  durch  Multiplikation  der  Mengen  mit  dem  Faktor  1,065 
ermitteln  oder 

b)  bei  der  Berechnung  nur  die  Vorräte  an  Motorenbenzin,  Flugbenzin,  Flugturbinenkraftstoff  (auf  Naphthabasis  oder  JP4), 
Flugturbinenkraftstoff  auf  Petroleumbasis,  sonstigem  Kerosin,  Dieselöl/Gasöl  (destilliertes  Heizöl)  und  Heizöl  (mit 
hohem  oder  niedrigem  Schwefelgehalt)  berücksichtigen  und  deren  Rohöläquivalent  durch  Multiplikation  der  Mengen 
mit  dem  Faktor  1,2  ermitteln. 

Bei  der  Berechnung  der  Vorräte  können  Bestände  berücksichtigt  werden,  die 

—  in  Vorratsbehältern  von  Raffinerien, 

—  in  Umschlaglagern  für  nicht  abgefülltes  Ol, 

—  in  Tanklagern  an  Rohrleitungen, 

—  auf  Leichtern, 

—  auf  Küstentankschiffen, 

—  auf  Tankschiffen  in  Häfen, 

—  in  Bunkern  von  Binnenschiffen, 

—  in  Form  von  Tankbodenbeständen, 

—  als  Betriebsvorräte  oder 

—  von  Großverbrauchern  aufgrund  gesetzlicher  Verpflichtungen  oder  sonstiger  behördlicher  Anordnungen  gehalten 
werden. 

Mit  Ausnahme  der  Mengen  in  Vorratsbehältern  von  Raffinerien,  in  Tanklagern  an  Rohrleitungen  und  in  Umschlaglagern 
für  nicht  abgefülltes  Öl  können  diese  Bestände  jedoch  nicht  in  die  Berechnung  der  spezifischen  Vorräte  einbezogen 
werden,  wenn  diese  getrennt  von  den  Sicherheitsvorräten  berechnet  werden. 

Folgende  Vorräte  können  bei  der  Berechnung  grundsätzlich  nicht  berücksichtigt  werden: 

a)  noch  nicht  gefördertes  Rohöl; 

b)  Bestände,  die 

—  in  Ölleitungen, 

—  in  Kesselwagen, 

—  in  Bunkern  von  Hochseeschiffen, 

—  in  Tankstellen  und  Einzelhandelsgeschäften, 

—  von  sonstigen  Verbrauchern, 

—  auf  Tankschiffen  auf  See  oder 

—  als  militärische  Vorräte  gehalten  werden. 

Bei  der  Berechnung  der  Vorräte  ziehen  die  Mitgliedstaaten  von  den  nach  den  vorstehenden  Absätzen  berechneten  Mengen 
einen  Anteil  von  10  %  ab.  Dieser  Abzug  wird  auf  sämtliche  Bestände  angewandt,  die  in  die  jeweilige  Berechnung 
einbezogen  werden. 

Die  Verringerung  um  1 0  %  wird  jedoch  weder  bei  der  Berechnung  der  Höhe  der  spezifischen  Vorräte  noch  bei  der 
Berechnung  der  Mengen  der  verschiedenen  Kategorien  von  spezifischen  Vorräten  angewandt,  wenn  diese  spezifischen 
Vorräte  oder  Kategorien  getrennt  von  den  Sicherheitsvorräten  berechnet  werden,  insbesondere  um  zu  prüfen,  ob  der  nach 
Artikel  9  erforderliche  Mindestbestand  erreicht  ist. 


ANHANG  IV 


Bestimmungen  zur  Erstellung  von  Statistiken  über  die  gemäß  Artikel  3  zu  haltenden  Vorräte  und  zur 

Übermittlung  dieser  Statistiken  an  die  Kommission 

Jeder  Mitgliedstaat  erstellt  —  gemäß  Artikel  3  entweder  entsprechend  der  Anzahl  von  Tagen  der  Nettoeinfuhren  oder  der 
Anzahl  von  Tagen  des  Inlandsverbrauchs  —  monatlich  endgültige  Statistiken  über  den  Stand  der  am  letzten  Tag  des 
jeweiligen  Kalendermonats  tatsächlich  gehaltenen  Vorratsmengen  und  übermittelt  diese  Statistiken  der  Kommission.  In 
den  Statistiken  ist  auszuführen,  warum  die  Berechnung  auf  den  Nettoeinfuhren  oder  dem  Inlandsverbrauch  basiert,  und 
anzugeben,  welche  der  in  Anhang  III  genannten  Methoden  zur  Berechnung  der  Vorräte  angewandt  wurde. 

Befinden  sich  bei  der  Berechnung  gemäß  Artikel  3  zu  berücksichtigende  Vorräte  außerhalb  des  Hoheitsgebiets  des 
Mitgliedstaats,  so  sind  die  in  den  verschiedenen  Mitgliedstaaten  und  von  den  ZBS  am  letzten  Tag  des  Berichtszeitraums 
gehaltenen  Vorräte  im  Einzelnen  aufzuführen.  Die  Mitgliedstaaten  geben  ferner  stets  an,  ob  die  Vorräte  dort  aufgrund  der 
Übertragung  einer  Verpflichtung  durch  ein  oder  mehrere  Unternehmen,  auf  eigene  Veranlassung  oder  auf  Veranlassung 
der  ZBS  gehalten  werden. 

Für  sämtliche  Vorräte,  die  im  dem  Hoheitsgebiet  des  Mitgliedstaats  für  andere  Mitgliedstaaten  oder  zentrale  Bevorratungs- 
stellen gehalten  werden,  erstellt  der  Mitgliedstaat  nach  Kategorien  von  Erzeugnissen  aufgeschlüsselte  Statistiken  über  die 
am  letzten  Tag  jedes  Kalendermonats  gehaltenen  Vorräte  und  übermittelt  diese  der  Kommission.  In  dieser  Statistik  sind 
stets  insbesondere  die  Namen  der  jeweiligen  Mitgliedstaaten  bzw.  ZBS  sowie  die  Mengen  anzugeben. 

Die  gemäß  diesem  Anhang  erstellten  Statistiken  werden  der  Kommission  binnen  5  5  Tagen  nach  Ende  des  Monats,  auf  den 
sich  die  Daten  beziehen,  übermittelt.  Darüber  hinaus  sind  sie  der  Kommission  auf  Anfrage  binnen  zwei  Monaten  zu 
übermitteln.  Anfragen  können  bis  zu  fünf  Jahren  ab  dem  Datum  gestellt  werden,  auf  das  sich  die  Daten  beziehen. 


Richtlinie  2009/125/EG 

(ABl.  2009  L  285/10) 
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RICHTLINIE  2009/1 25/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  21.  Oktober  2009 

zur  Schaffung  eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umweltgerechte 

Gestaltung  energieverbrauchsrelevanter  Produkte 

(Neufassung) 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER 
EUROPÄISCHEN  UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  95, 


um  der  Entstehung  von  Handelshemmnissen  und  unlau- 
terem Wettbewerb  vorzubeugen.  Die  Ausweitung  des 
Geltungsbereichs  auf  alle  energieverbrauchsrelevanten 
Produkte  stellt  sicher,  dass  die  Ökodesign-Anforderungen 
für  alle  bedeutenden  energieverbrauchsrelevanten 
Produkte  auf  Gemeinschaftsebene  harmonisiert  werden 
können. 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 


gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (2), 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  zur  Schaffung  eines 
Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  energiebetriebener  Pro- 
dukte (3)  wurde  erheblich  geändert.  Aus  Gründen  der 
Klarheit  empfiehlt  es  sich,  im  Rahmen  der  jetzt  anstehen- 
den Änderungen,  die  strikt  auf  die  Ausweitung  des  Gel- 
tungsbereichs der  Richtlinie  auf  alle  energieverbrauchs- 
relevanten Produkte  begrenzt  sind,  eine  Neufassung  die- 
ser Richtlinie  vorzunehmen. 


(2)  Die  unterschiedlichen  Rechts-  und  Verwaltungsvorschrif- 
ten der  Mitgliedstaaten  für  die  umweltgerechte  Gestaltung 
(„Ökodesign")  energieverbrauchsrelevanter  Produkte  kön- 
nen Handelshemmnisse  schaffen,  den  Wettbewerb  in  der 
Gemeinschaft  verzerren  und  damit  unmittelbar  das  Funk- 
tionieren des  Binnenmarktes  stören.  Die  Harmonisierung 
der  nationalen  Rechtsvorschriften  ist  das  einzige  Mittel, 


(')  ABl.  C  100  vom  30.4.2009,  S.  120. 

(2)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  24.  April  2009 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates 
vom  24.  September  2009. 

(3)  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 


(3)  Auf  energieverbrauchsrelevante  Produkte  entfällt  ein  gro- 
ßer Teil  des  Verbrauchs  von  natürlichen  Ressourcen  und 
Energie  in  der  Gemeinschaft.  Sie  haben  auch  eine  Reihe 
weiterer  wichtiger  Umweltauswirkungen.  Bei  den  meisten 
in  der  Gemeinschaft  auf  dem  Markt  befindlichen  Produk- 
tarten sind  bei  ähnlicher  Funktion  und  Leistung  sehr 
unterschiedliche  Umweltauswirkungen  zu  beobachten. 
Im  Interesse  einer  nachhaltigen  Entwicklung  sollte  die 
laufende  Minderung  der  von  diesen  Produktarten  ins- 
gesamt verursachten  Umweltauswirkungen  vor  allem 
durch  Ermittlung  der  Hauptursachen  schädlicher  Umwelt- 
auswirkungen und  durch  Vermeidung  einer  Übertragung 
von  Umweltbelastungen  gefördert  werden,  wenn  das 
ohne  übermäßige  Kosten  erreicht  werden  kann. 


(4)  Bei  vielen  energieverbrauchsrelevanten  Produkten  besteht 
ein  erhebliches  Verbesserungspotenzial  im  Hinblick  auf 
die  Verringerung  der  Umweltauswirkungen  und  auf  Ener- 
gieeinsparungen durch  bessere  Gestaltung,  was  auch  zu 
wirtschaftlichen  Einsparungen  für  Unternehmen  und 
Endverbraucher  führt.  Neben  Produkten,  die  Energie  ver- 
brauchen, erzeugen,  übertragen  oder  messen,  können  ge- 
wisse energieverbrauchsrelevante  Produkte,  einschließlich 
Produkten,  die  im  Baugewerbe  verwendet  werden,  wie 
Fenster  und  Isoliermaterialien,  oder  einige  den  Wasser- 
verbrauch beeinflussende  Produkte  wie  Duschköpfe  oder 
Wasserhähne  auch  zu  erheblichen  Energieeinsparungen 
beim  Gebrauch  beitragen. 


(5)  Die  umweltgerechte  Gestaltung  von  Produkten  ist  we- 
sentlicher Bestandteil  der  Gemeinschaftsstrategie  zur  in- 
tegrierten Produktpolitik.  Sie  bietet  als  vorbeugender  An- 
satz zur  Optimierung  der  Umweltverträglichkeit  von  Pro- 
dukten und  zur  gleichzeitigen  Erhaltung  ihrer  Gebrauchs- 
qualität neue  konkrete  Chancen  für  Hersteller,  Verbrau- 
cher und  die  Allgemeinheit. 
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(6)  Die  Verbesserung  der  Energieeffizienz,  wofür  der  effizien- 
tere Endverbrauch  von  Elektrizität  eine  der  verfügbaren 
Optionen  ist,  gilt  als  wesentlicher  Beitrag  zum  Erreichen 
der  Zielvorgaben  für  Treibhausgasemissionen  in  der  Ge- 
meinschaft. Die  Elektrizitätsnachfrage  ist  die  am  schnells- 
ten wachsende  Kategorie  des  Endenergieverbrauchs  und 
wird  Prognosen  zufolge  in  den  nächsten  20  bis  30  Jahren 
weiter  steigen,  sofern  keine  politischen  Maßnahmen  ge- 
gen diese  Tendenz  ergriffen  werden.  Eine  erhebliche  Sen- 
kung des  Energieverbrauchs  ist  dem  von  der  Kommission 
vorgelegten  Europäischen  Programm  zur  Klimaänderung 
(ECCP)  zufolge  möglich.  Die  Klimaänderung  gehört  zu 
den  Prioritäten  des  in  dem  Beschluss  Nr.  1600/2002/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  nieder- 
gelegten Sechsten  Umweltaktionsprogramms  der  Ge- 
meinschaft. Energieeinsparungen  sind  die  kostengüns- 
tigste Art,  die  Versorgungssicherheit  zu  erhöhen  und 
die  Abhängigkeit  von  Einfuhren  zu  verringern.  Deshalb 
sollten  auf  der  Nachfrageseite  wesentliche  Maßnahmen 
erlassen  und  Zielvorgaben  angesetzt  werden. 


chen  Auswirkungen  der  geplanten  Maßnahmen.  Die  Ver- 
besserung der  Energie-  und  Ressourceneffizienz  von  Pro- 
dukten trägt  zur  Sicherheit  der  Energieversorgung  und 
zur  Verringerung  der  Nachfrage  nach  natürlichen  Res- 
sourcen bei,  die  beide  Voraussetzungen  für  eine  gesunde 
Wirtschaft  und  damit  für  eine  nachhaltige  Entwicklung 
sind. 


(11)  Hält  es  ein  Mitgliedstaat  für  erforderlich,  nationale  Be- 
stimmungen beizubehalten,  die  durch  überragende  Erfor- 
dernisse des  Umweltschutzes  gerechtfertigt  sind,  oder  auf 
neue  wissenschaftliche  Erkenntnisse  gestützte  nationale 
Bestimmungen  zum  Schutz  der  Umwelt  aufgrund  eines 
spezifischen  Problems  für  diesen  Mitgliedstaat,  das  sich 
nach  dem  Erlass  der  betreffenden  Durchführungsmaß- 
nahme ergibt,  einzuführen,  so  ist  dies  unter  Beachtung 
von  Artikel  95  Absätze  4,  5  und  6  des  Vertrags  zulässig, 
in  dem  die  vorherige  Anmeldung  bei  der  Kommission 
und  deren  Billigung  vorgesehen  sind. 


(7)  Maßnahmen  sollten  auf  der  Stufe  der  Gestaltung  energie- 
verbrauchsrelevanter Produkte  ergriffen  werden,  da  sich 
zeigt,  dass  auf  dieser  Stufe  die  während  des  Lebenszyklus 
auftretenden  Umweltbelastungen  vorgezeichnet  und  die 
meisten  Kosten  festgelegt  werden. 


(12)  Um  die  sich  aus  einer  besseren  Gestaltung  ergebenden 
Umweltvorteile  zu  maximieren,  kann  es  erforderlich  sein, 
die  Verbraucher  über  die  Umweltaspekte  und  Eigenschaf- 
ten energieverbrauchsrelevanter  Produkte  und  über  deren 
umweltfreundliche  Verwendung  zu  informieren. 


(8)  Es  sollte  ein  kohärenter  Gesamtrahmen  für  die  Festlegung 
gemeinschaftlicher  Okodesign-Anforderungen  für  ener- 
gieverbrauchsrelevante Produkte  mit  dem  Ziel  geschaffen 
werden,  den  freien  Verkehr  von  Produkten  zu  gewähr- 
leisten, die  diesen  Anforderungen  entsprechen,  und  deren 
Umweltauswirkungen  zu  mindern.  Solche  gemeinschaft- 
liche Anforderungen  sollten  die  Grundsätze  des  fairen 
Wettbewerbs  und  des  internationalen  Handels  berück- 
sichtigen. 


(9)  Ökodesign-Anforderungen  sollten  unter  Berücksichtigung 
der  Ziele  und  Prioritäten  des  Sechsten  Umweltaktionspro- 
gramms der  Gemeinschaft  festgelegt  werden,  gegebenen- 
falls einschließlich  der  entsprechenden  Ziele  der  einschlä- 
gigen thematischen  Strategien  dieses  Programms. 


(10)  Mit  dieser  Richtlinie  soll  durch  eine  Minderung  der  po- 
tenziellen Umweltauswirkungen  energieverbrauchsrele- 
vanter Produkte  ein  hohes  Umweltschutzniveau  erreicht 
werden,  was  letztlich  den  Verbrauchern  und  anderen  Pro- 
duktnutzern zugute  kommt.  Eine  nachhaltige  Entwick- 
lung erfordert  auch  die  angemessene  Berücksichtigung 
der  gesundheitlichen,  gesellschaftlichen  und  wirtschaftli- 


0  ABl.  L  242  vom  10.9.2002,  S.  1. 


(13)  Mit  dem  in  der  Mitteilung  der  Kommission  vom  18.  Juni 
2003  mit  dem  Titel  „Integrierte  Produktpolitik  —  Auf 
den  ökologischen  Lebenszyklus-Ansatz  aufbauen"  be- 
schriebenen Konzept,  das  ein  wichtiger  und  innovativer 
Teil  des  Sechsten  Umweltaktionsprogramms  der  Gemein- 
schaft ist,  wird  das  Ziel  verfolgt,  die  Umweltauswirkun- 
gen von  Produkten  während  ihres  gesamten  Lebenszyklus 
einschließlich  Auswahl  und  Einsatz  von  Rohmaterialien, 
Fertigung,  Verpackung,  Transport  und  Vertrieb,  Installie- 
rung und  Wartung,  Nutzung  und  Ende  der  Lebensdauer 
zu  verringern.  Durch  die  Berücksichtigung  der  Umwelt- 
auswirkungen während  des  gesamten  Lebenszyklus  bei 
der  Gestaltung  eines  Produkts  ist  es  möglich,  den  Um- 
weltschutz einschließlich  bezüglich  der  Ressourcen-  und 
Materialeffizienz  auf  kostengünstige  Weise  zu  verbessern 
und  somit  dazu  beizutragen,  die  Ziele  der  thematischen 
Strategie  für  die  nachhaltige  Nutzung  natürlicher  Res- 
sourcen zu  erreichen.  Die  Regelungen  sollten  so  flexibel 
sein,  dass  die  Umwelterfordernisse  in  die  Produktgestal- 
tung unter  Berücksichtigung  technischer,  funktionaler 
und  wirtschaftlicher  Erfordernisse  einbezogen  werden 
können. 


(14)  Obwohl  ein  umfassender  Ansatz  bei  der  Umweltverträg- 
lichkeit wünschenswert  ist,  sollte  bis  zur  Annahme  eines 
Arbeitsplans  die  Senkung  von  Treibhausgasemissionen 
durch  Steigerung  der  Energieeffizienz  als  ein  vorrangiges 
umweltpolitisches  Ziel  betrachtet  werden. 
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(15)  Es  kann  notwendig  und  gerechtfertigt  sein,  für  bestimmte 
Produkte  oder  deren  Umweltaspekte  spezifische  quantita- 
tive Ökodesign-Anforderungen  festzulegen,  um  die  von 
den  Produkten  verursachten  Umweltauswirkungen  auf 
ein  Minimum  zu  begrenzen.  Angesichts  der  dringenden 
Notwendigkeit,  einen  Beitrag  zur  Einhaltung  der  Ver- 
pflichtungen aus  dem  Protokoll  von  Kyoto  zum  Rahmen- 
übereinkommen  der  Vereinten  Nationen  über  Klimaände- 
rungen zu  leisten,  und  unbeschadet  des  in  dieser  Richt- 
linie befürworteten  integrierten  Ansatzes  sollte  denjeni- 
gen Maßnahmen  eine  gewisse  Priorität  eingeräumt  wer- 
den, die  ein  hohes  Potenzial  für  die  kostengünstige  Ver- 
ringerung von  Treibhausgasemissionen  haben.  Solche 
Maßnahmen  können  auch  zur  nachhaltigen  Nutzung 
der  Ressourcen  beitragen  und  sind  ein  wesentlicher  Bei- 
trag zum  Zehnjahres-Rahmenplan  für  Programme  für 
nachhaltige  Produktions-  und  Verbrauchsstrukturen,  der 
vom  26.  August  bis  4.  September  2002  auf  dem  Welt- 
gipfel für  nachhaltige  Entwicklung  in  Johannesburg  ver- 
einbart wurde. 


(16)  Der  Energieverbrauch  energieverbrauchsrelevanter  Pro- 
dukte im  Bereitschafts-  oder  ausgeschalteten  Zustand 
sollte  grundsätzlich  soweit  angebracht  auf  das  für  ihren 
ordnungsgemäßen  Betrieb  erforderliche  Mindestmaß  ge- 
senkt werden. 


(1 7)  Die  —  auch  auf  internationaler  Ebene  —  leistungsfähigs- 
ten auf  dem  Markt  anzutreffenden  Produkte  und  Tech- 
nologien sollten  als  Referenz  dienen  und  die  Höhe  von 
Ökodesign-Anforderungen  sollte  auf  der  Grundlage  einer 
technischen,  wirtschaftlichen  und  ökologischen  Analyse 
festgelegt  werden.  Eine  flexible  Methode  für  die  Fest- 
legung der  Anforderungen  kann  eine  schnelle  Verbes- 
serung der  Umwelteigenschaften  von  Produkten  erleich- 
tern. Die  beteiligten  Betroffenen  sollten  konsultiert  wer- 
den und  bei  dieser  Analyse  aktiv  mitwirken.  Der  Erlass 
verbindlicher  Vorschriften  erfordert  eine  ausreichende 
Konsultation  der  Betroffenen.  Bei  solchen  Konsultationen 
kann  sich  die  Notwendigkeit  einer  schrittweisen  Einfüh- 
rung dieser  Vorschriften  oder  von  Übergangsregelungen 
ergeben.  Die  Festsetzung  von  Zwischenzielen  erhöht  die 
Vorhersehbarkeit  der  Politik,  ermöglicht  die  Berücksichti- 
gung von  Produktentwicklungszyklen  und  erleichtert  den 
Betroffenen  die  langfristige  Planung. 


(18)  Alternative  Wege  wie  die  Selbstregulierung  durch  die  In- 
dustrie sollten  Vorrang  erhalten,  wenn  sich  die  politi- 
schen Ziele  mit  ihnen  voraussichtlich  schneller  oder  kos- 
tengünstiger erreichen  lassen  als  mit  Rechtsvorschriften. 
Rechtsvorschriften  können  erforderlich  sein,  wenn  die 
Marktkräfte  die  Entwicklung  nicht  in  die  gewünschte 
Richtung  lenken  oder  nicht  rasch  genug  vorantreiben. 


(19)  Die  Selbstregulierung,  einschließlich  freiwilliger  Verein- 
barungen in  Form  einseitig  übernommener  Verpflichtun- 
gen der  Wirtschaft,  kann  dank  schneller  und  kostengüns- 
tiger Anwendung  raschen  Fortschritt  ermöglichen  und 
flexible  und  angemessene  Anpassungen  an  die  tech- 
nischen Möglichkeiten  und  die  Sensibilitäten  des  Marktes 
ermöglichen. 


(20)  Zur  Bewertung  der  freiwilligen  Vereinbarungen  und  der 
anderen  als  Alternativen  zu  Durchführungsmaßnahmen 
vorgeschlagenen  Selbstregulierungsmaßnahmen  sollten 
Informationen  zumindest  über  die  folgenden  Themen 
verfügbar  sein:  Offenheit  der  Beteiligung,  Mehrwert,  Re- 
präsentativität,  quantifizierte  und  abgestufte  Ziele,  Betei- 
ligung der  Zivilgesellschaft,  Überwachung  und  Bericht- 
erstattung, Kostenwirksamkeit  der  Verwaltung  einer 
Selbstregulierungsmaßnahme  und  Nachhaltigkeit. 

(21)  Die  Mitteilung  der  Kommission  vom  17.  Februar  2002 
mit  dem  Titel  „Umweltvereinbarungen  auf  Gemein- 
schaftsebene im  Rahmen  des  Aktionsplans  Verein- 
fachung und  Verbesserung  des  Regelungsumfelds'" 
könnte  nützliche  Anhaltspunkte  für  die  Bewertung  der 
Selbstkontrolle  der  Industrie  im  Zusammenhang  mit  die- 
ser Richtlinie  liefern. 


(22)  Diese  Richtlinie  sollte  auch  die  Berücksichtigung  des 
Ökodesigns  bei  kleinen  und  mittleren  Unternehmen 
(KMU)  und  Kleinstunternehmen  fördern.  Diese  Berück- 
sichtigung könnte  dadurch  erleichtert  werden,  dass  Infor- 
mationen über  die  Nachhaltigkeit  der  betreffenden  Pro- 
dukte weithin  zur  Verfügung  gestellt  und  leicht  zugäng- 
lich gemacht  werden. 

(23)  Energieverbrauchsrelevante  Produkte,  die  die  Ökodesign- 
Anforderungen  der  Durchführungsmaßnahmen  zu  dieser 
Richtlinie  erfüllen,  sollten  die  CE-Kennzeichnung  und 
entsprechende  Angaben  tragen,  um  das  Inverkehrbringen 
und  den  freien  Verkehr  im  Binnenmarkt  zu  ermöglichen. 
Die  strenge  Durchsetzung  der  Durchführungsmaßnah- 
men ist  erforderlich,  um  die  Umweltauswirkungen  regel- 
konformer energieverbrauchsrelevanter  Produkte  zu  ver- 
ringern und  einen  fairen  Wettbewerb  sicherzustellen. 

(24)  Bei  der  Ausarbeitung  der  Durchführungsmaßnahmen  und 
des  Arbeitsplans  sollte  die  Kommission  Vertreter  der  Mit- 
gliedstaaten sowie  die  an  der  Produktgruppe  interessier- 
ten beteiligten  Kreise  konsultieren;  hierzu  zählen  die  In- 
dustrie einschließlich  KMU  und  Handwerk,  Gewerkschaf- 
ten, Groß-  und  Einzelhandel,  Importeure,  Umweltschutz- 
verbände und  Verbraucherorganisationen. 

(25)  Bei  der  Ausarbeitung  von  Durchführungsmaßnahmen 
sollte  die  Kommission  auch  die  bestehenden  nationalen 
Umweltvorschriften  —  insbesondere  über  Giftstoffe  — , 
die  nach  Auffassung  der  Mitgliedstaaten  beibehalten  wer- 
den sollten,  angemessen  berücksichtigen;  bestehende  und 
gerechtfertigte  Umweltschutzniveaus  in  den  Mitgliedstaa- 
ten sollten  dabei  nicht  gemindert  werden. 

(26)  Die  zur  Verwendung  in  Richtlinien  zur  technischen  Har- 
monisierung bestimmten  Module  und  Regeln  des  Be- 
schlusses Nr.  768/2008/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  9.  Juli  2008  über  einen  gemeinsamen 
Rechtsrahmen  für  die  Vermarktung  von  Produkten  (J) 
sollten  berücksichtigt  werden. 


0)  ABl.  L  218  vom  13.8.2008,  S.  82. 
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(27)  Die  Aufsichtsbehörden  sollten  Informationen  über  im 
Geltungsbereich  dieser  Richtlinie  geplante  Maßnahmen 
austauschen,  um  die  Marktaufsicht  wirksamer  zu  gestal- 
ten, wobei  der  Verordnung  (EG)  Nr.  765/2008  des  Eu- 
ropäischen Parlaments  und  des  Rates  vom  9.  Juli  2008 
über  die  Vorschriften  für  die  Akkreditierung  und  Markt- 
überwachung im  Zusammenhang  mit  der  Vermarktung 
von  Produkten  (!)  Rechnung  zu  tragen  ist.  Bei  dieser  Zu- 
sammenarbeit sollten  elektronische  Kommunikationsmit- 
tel und  die  entsprechenden  Programme  der  Gemeinschaft 
weitestgehend  genutzt  werden.  Der  Informationsaus- 
tausch über  Umweltauswirkungen  während  eines  Lebens- 
zyklus sowie  über  Leistungen  von  Gestaltungslösungen 
sollte  gefördert  werden.  Die  Zusammenstellung  und  Ver- 
breitung des  Wissens,  das  durch  die  Ökodesign-Bemü- 
hungen  der  Hersteller  entsteht,  stellt  einen  entscheiden- 
den Mehrwert  dieser  Richtlinie  dar. 


(28)  Die  zuständige  Stelle  ist  in  der  Regel  eine  öffentliche  oder 
private  Einrichtung,  die  von  einer  Behörde  benannt  wird 
und  über  die  erforderliche  Unparteilichkeit  und  den  not- 
wendigen technischen  Sachverstand  verfügt,  um  die 
Übereinstimmung  eines  Produkts  mit  den  anwendbaren 
Durchführungsmaßnahmen  überprüfen  zu  können. 


(29)  In  Anbetracht  dessen,  wie  wichtig  es  ist,  die  Nichterfül- 
lung der  Bestimmungen  zu  vermeiden,  sollten  die  Mit- 
gliedstaaten sicherstellen,  dass  die  für  eine  effektive 
Marktüberwachung  nötigen  Mittel  zur  Verfügung  stehen. 


(30)  Hinsichtlich  der  Schulung  und  Information  von  KMU  im 
Bereich  des  Ökodesigns  kann  es  zweckmäßig  sein,  Be- 
gleitmaßnahmen in  Betracht  zu  ziehen. 


(31)  Es  liegt  im  Interesse  des  Funktionierens  des  Binnenmark- 
tes, über  auf  Gemeinschaftsebene  harmonisierte  Normen 
zu  verfügen.  Sobald  der  Hinweis  auf  eine  solche  Norm 
im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  ist, 
sollte  deren  Einhaltung  die  Vermutung  der  Konformität 
mit  den  entsprechenden  Anforderungen  der  im  Rahmen 
dieser  Richtlinie  erlassenen  Durchführungsmaßnahme  be- 
gründen, wenn  auch  andere  Arten  des  Konformitätsnach- 
weises zulässig  sein  sollten. 


(32)  Harmonisierte  Normen  sollten  in  erster  Linie  den  Herstel- 
lern dabei  helfen,  die  im  Rahmen  dieser  Richtlinie  erlas- 
senen Durchführungsmaßnahmen  anzuwenden.  Solche 
Normen  könnten  bei  der  Festlegung  von  Mess-  und  Prüf- 
verfahren eine  wesentliche  Rolle  spielen.  Bei  allgemeinen 
Ökodesign-Anforderungen  könnten  harmonisierte  Nor- 
men weitgehend  dazu  beitragen,  Hersteller  bei  der  Erstel- 
lung des  ökologischen  Profils  ihrer  Produkte  gemäß  den 
Anforderungen  der  jeweils  geltenden  Durchführungsmaß- 
nahme zu  leiten.  In  diesen  Normen  sollte  der  Zusam- 
menhang zwischen  den  jeweiligen  Normvorschriften 
und  den  von  ihnen  erfassten  Anforderungen  eindeutig 


(')  ABl.  L  218  vom  13.8.2008,  S.  30. 


angegeben  werden.  Zweck  harmonisierter  Normen  sollte 
es  nicht  sein,  Grenzwerte  für  umweltspezifische  Aspekte 
festzulegen. 

(3  3)  Für  die  Zwecke  der  in  dieser  Richtlinie  verwendeten  Be- 
griffsbestimmungen empfiehlt  es  sich,  auf  einschlägige 
internationale  Normen  wie  ISO  14040  Bezug  zu  neh- 
men. 


(34)  Diese  Richtlinie  steht  im  Einklang  mit  bestimmten 
Grundsätzen  für  die  Umsetzung  des  neuen  Konzepts, 
wie  sie  in  der  Entschließung  des  Rates  von  7.  Mai 
1985  über  eine  neue  Konzeption  auf  dem  Gebiet  der 
technischen  Harmonisierung  und  der  Normung  (2)  for- 
muliert sind,  und  dem  Grundsatz  der  Verweisung  auf 
harmonisierte  europäische  Normen.  In  seiner  Entschlie- 
ßung vom  28.  Oktober  1999  zur  Funktion  der  Normung 
in  Europa  (3)  ersucht  der  Rat  die  Kommission,  zu  prüfen, 
ob  das  Neue  Konzept  der  Harmonisierung  auf  weitere, 
bisher  nicht  von  ihm  erfasste  Bereiche  ausgedehnt  wer- 
den könne,  um  dort  die  Rechtsvorschriften  zu  verbessern 
und  zu  vereinfachen. 


(3  5)  Diese  Richtlinie  ergänzt  bestehende  gemeinschaftliche 
Rechtsvorschriften  wie  die  Richtlinie  92/7  5 /EWG  des  Ra- 
tes vom  22.  September  1992  über  die  Angabe  des  Ver- 
brauchs an  Energie  und  anderen  Ressourcen  durch  Haus- 
haltsgeräte mittels  einheitlicher  Etiketten  und  Produkt- 
informationen (4),  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1980/2000 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
17.  Juli  2000  zur  Revision  des  gemeinschaftlichen  Sys- 
tems zur  Vergabe  eines  Umweltzeichens  (5),  die  Richtlinie 
2002/96/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  27.  Januar  2003  über  Elektro-  und  Elektronik-Alt- 
geräte (6),  die  Richtlinie  2002/95/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  27.  Januar  2003  zur 
Beschränkung  der  Verwendung  bestimmter  gefährlicher 
Stoffe  in  Elektro-  und  Elektronikgeräten  (7),  die  Richtlinie 
2006/1 2 1/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes vom  1 8.  Dezember  2006  zur  Änderung  der  Richtlinie 
67/548/EWG  des  Rates  zur  Angleichung  der  Rechts-  und 
Verwaltungsvorschriften  für  die  Einstufung,  Verpackung 
und  Kennzeichnung  gefährlicher  Stoffe  im  Hinblick  auf 
ihre  Anpassung  an  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1907/2006 
zur  Registrierung,  Bewertung,  Zulassung  und  Beschrän- 
kung chemischer  Stoffe  (REACH)  und  zur  Schaffung  ei- 
nes Europäischen  Amtes  für  chemische  Stoffe  (8)  und  die 
Verordnung  (EG)  Nr.  106/2008  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  15.  Januar  2008  über  ein 
gemeinschaftliches  Kennzeichnungsprogramm  für  Strom 
sparende  Bürogeräte  (9).  Synergien  zwischen  der  vorlie- 
genden Richtlinie  und  den  bestehenden  gemeinschaftli- 
chen Rechtsvorschriften  sollten  zur  Steigerung  ihrer 
Wirksamkeit  und  zur  Entwicklung  eines  kohärenten  Vor- 
schriftenwerks für  Hersteller  beitragen. 


(2)  ABl.  C  136  vom  4.6.1985,  S.  1. 

(3)  ABl.  C  141  vom  19.5.2000,  S.  1. 

(4)  ABl.  L  297  vom  13.10.1992,  S.  16 

(5)  ABl.  L  237  vom  21.9.2000,  S.  1. 

(6)  ABl.  L  37  vom  13.2.2003,  S.  24. 
0  ABl.  L  37  vom  13.2.2003,  S.  19. 
(s)  ABl.  L  396  vom  30.12.2006,  S.  1. 
(")  ABl.  L  39  vom  13.2.2008,  S.  1. 
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(36)  Die  zur  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Moda- 
litäten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertrage- 
nen Durchführungsbefugnisse  erlassen  werden  ('). 


(37)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhal- 
ten, die  Richtlinie  92/42/EWG  des  Rates  (2)  sowie  die 
Richtlinien  96/57/EG  (3)  und  2000/5 5/EG  (4)  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  zu  ändern  oder  auf- 
zuheben. Diese  Änderung  oder  Aufhebung  ist  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(38)  Außerdem  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhalten, 
Durchführungsmaßnahmen  zur  Festlegung  von  Öko- 
design-Anforderungen  für  bestimmte  energieverbrauchs- 
relevante Produkte,  einschließlich  der  Einführung  von 
Durchführungsmaßnahmen  in  der  Ubergangszeit  und  ge- 
gebenenfalls einschließlich  Bestimmungen  zur  Gewähr- 
leistung der  Ausgewogenheit  der  verschiedenen  Umwelt- 
aspekte, zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei  um  Maßnahmen 
von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die  eine  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch 
Ergänzung  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen  nach  dem 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels  5a  des 
Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(39)  Auf  der  Grundlage  der  bei  der  Anwendung  der  vorlie- 
genden Richtlinie,  der  Richtlinie  2005/32/EG  sowie  der 
Durchführungsmaßnahmen  gewonnenen  Erfahrung  sollte 
die  Kommission  das  Funktionieren,  die  Methoden  und 
die  Wirksamkeit  der  vorliegenden  Richtlinie  überprüfen 
und  bewerten,  ob  eine  Ausweitung  des  auf  energiever- 
brauchsrelevante Produkte  beschränkten  Geltungsbereichs 
zweckmäßig  ist.  Im  Rahmen  dieser  Überprüfung  sollte 
die  Kommission  Vertreter  der  Mitgliedstaaten  und  die 
betroffenen  interessierten  Kreise  konsultieren. 


(40)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  die  Sanktionen  festlegen,  die 
bei  Verstößen  gegen  die  nach  dieser  Richtlinie  erlassenen 
nationalen  Vorschriften  zu  verhängen  sind.  Diese  Sank- 
tionen sollten  wirksam,  verhältnismäßig  und  abschre- 
ckend sein. 


(41)  Da  das  Ziel  dieser  Richtlinie,  nämlich  durch  angemessene 
Anforderungen  an  die  umweltrelevanten  Eigenschaften 
von  Produkten  das  Funktionieren  des  Binnenmarktes  zu 
gewährleisten,  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht  ausrei- 
chend verwirklicht  werden  kann  und  daher  wegen  ihres 
Umfangs  und  ihrer  Wirkungen  besser  auf  Gemeinschafts- 
ebene zu  erreichen  ist,  kann  die  Gemeinschaft  im  Ein- 
klang mit  dem  in  Artikel  5  des  Vertrags  niedergelegten 
Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden.  Entsprechend  dem  in 
demselben  Artikel  genannten  Grundsatz  der  Verhältnis- 


0  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 

(2)  ABl.  L  167  vom  22.6.1992,  S.  17. 

(3)  ABl.  L  236  vom  18.9.1996,  S.  36. 

(4)  ABl.  L  279  vom  1.11.2000,  S.  33. 


mäßigkeit  geht  diese  Richtlinie  nicht  über  das  zur  Errei- 
chung dieses  Ziels  erforderliche  Maß  hinaus. 

(42)  Die  Verpflichtung  zur  Umsetzung  dieser  Richtlinie  in 
innerstaatliches  Recht  sollte  nur  jene  Bestimmungen  be- 
treffen, die  im  Vergleich  zur  Richtlinie  2005/32/EG  in- 
haltlich geändert  wurden.  Die  Verpflichtung  zur  Umset- 
zung der  inhaltlich  unveränderten  Bestimmungen  ergibt 
sich  aus  der  Richtlinie  2005/32/EG. 

(43)  Diese  Richtlinie  sollte  die  Verpflichtungen  der  Mitglied- 
staaten hinsichtlich  der  in  Anhang  IX  Teil  B  genannten 
Fristen  für  die  Umsetzung  der  dort  genannten  Richtlinien 
in  innerstaatliches  Recht  unberührt  lassen. 


(44)  Gemäß  Nummer  34  der  Interinstitutionellen  Verein- 
barung über  bessere  Rechtsetzung  (3)  sind  die  Mitglied- 
staaten aufgefordert,  für  ihre  eigenen  Zwecke  und  im 
Interesse  der  Gemeinschaft  eigene  Tabellen  aufzustellen, 
aus  denen  im  Rahmen  des  Möglichen  die  Entsprechungen 
zwischen  dieser  Richtlinie  und  den  Umsetzungsmaßnah- 
men zu  entnehmen  sind,  und  diese  zu  veröffentlichen  — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

(1)  Diese  Richtlinie  schafft  einen  Rahmen  für  die  Festlegung 
gemeinschaftlicher  Ökodesign-Anforderungen  für  energiever- 
brauchsrelevante Produkte  mit  dem  Ziel,  den  freien  Verkehr 
solcher  Produkte  im  Binnenmarkt  zu  gewährleisten. 

(2)  Diese  Richtlinie  sieht  die  Festlegung  von  Anforderungen 
vor,  die  die  von  den  Durchführungsmaßnahmen  erfassten  ener- 
gieverbrauchsrelevanten Produkte  erfüllen  müssen,  damit  sie  in 
Verkehr  gebracht  und/oder  in  Betrieb  genommen  werden  dür- 
fen. Sie  trägt  zur  nachhaltigen  Entwicklung  bei,  indem  sie  die 
Energieeffizienz  und  das  Umweltschutzniveau  erhöht  und  zu- 
gleich die  Sicherheit  der  Energieversorgung  verbessert. 

(3)  Diese  Richtlinie  gilt  nicht  für  Verkehrsmittel  zur  Per- 
sonen- oder  Güterbeförderung. 

(4)  Diese  Richtlinie  einschließlich  ihrer  Durchführungsmaß- 
nahmen gilt  unbeschadet  der  Rechtsvorschriften  der  Gemein- 
schaft für  die  Abfallbewirtschaftung  und  für  Chemikalien,  ein- 
schließlich der  Rechtsvorschriften  der  Gemeinschaft  für  fluo- 
rierte Treibhausgase. 

Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck 


(5)  ABl.  C  321  vom  31.12.2003,  S.  1. 
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1.  „energieverbrauchsrelevantes  Produkt"  („Produkt")  einen  Ge- 
genstand, dessen  Nutzung  den  Verbrauch  von  Energie  in 
irgendeiner  Weise  beeinflusst  und  der  in  Verkehr  gebracht 
und/oder  in  Betrieb  genommen  wird,  einschließlich  Teilen, 
die  zum  Einbau  in  ein  unter  diese  Richtlinie  fallendes  ener- 
gieverbrauchsrelevantes Produkt  bestimmt  sind,  als  Einzel- 
teile für  Endnutzer  in  Verkehr  gebracht  und/oder  in  Betrieb 
genommen  werden  und  getrennt  auf  ihre  Umweltverträg- 
lichkeit geprüft  werden  können; 

2.  „Bauteile  und  Baugruppen"  Teile,  die  zum  Einbau  in  ener- 
gieverbrauchsrelevante Produkte  bestimmt  sind,  jedoch 
nicht  als  Einzelteile  für  Endnutzer  in  Verkehr  gebracht  und/ 
oder  in  Betrieb  genommen  werden  können  oder  deren 
Umweltverträglichkeit  nicht  getrennt  geprüft  werden  kann; 

3.  „Durchführungsmaßnahmen"  auf  der  Grundlage  dieser 
Richtlinie  erlassene  Maßnahmen  zur  Festlegung  der  Öko- 
design-Anforderungen  für  bestimmte  Produkte  oder  zu  be- 
stimmten Umweltaspekten; 

4.  „Inverkehrbringen"  die  erstmalige  entgeltliche  oder  unent- 
geltliche Bereitstellung  eines  Produkts  auf  dem  Gemein- 
schaftsmarkt zur  Verteilung  oder  zur  Verwendung  in  der 
Gemeinschaft,  wobei  die  Vertriebsmethode  ohne  Belang  ist; 

5.  „Inbetriebnahme"  die  erstmalige  bestimmungsgemäße  Ver- 
wendung eines  Produkts  durch  einen  Endnutzer  in  der  Ge- 
meinschaft; 

6.  „Hersteller"  eine  natürliche  oder  juristische  Person,  die  unter 
diese  Richtlinie  fallende  Produkte  herstellt  und  für  deren 
Ubereinstimmung  mit  dieser  Richtlinie  zum  Zweck  ihres 
Inverkehrbringens  und/oder  ihrer  Inbetriebnahme  unter 
dem  Namen  oder  der  Handelsmarke  des  Herstellers  oder 
für  dessen  eigenen  Gebrauch  verantwortlich  ist.  Gibt  es 
keinen  Hersteller  im  Sinne  des  Satzes  1  dieser  Nummer 
oder  keinen  Importeur  im  Sinne  von  Nummer  8,  so  gilt 
als  Hersteller  jede  natürliche  oder  juristische  Person,  die 
unter  diese  Richtlinie  fallende  Produkte  in  Verkehr  bringt 
und/oder  in  Betrieb  nimmt; 


Sicherheits-,  Funktions-  und  Markterfordernissen  oder  sons- 
tigen Anforderungen  an  ein  Produkt  in  dessen  technische 
Beschreibung; 

1 1 .  „Umweltaspekt"  einen  Bestandteil  oder  eine  Funktion  eines 
Produkts,  der  (die)  während  des  Lebenszyklus  des  Produkts 
mit  der  Umwelt  in  Wechselwirkung  treten  kann; 

12.  „Umweltauswirkung"  eine  einem  Produkt  während  seines 
Lebenszyklus  ganz  oder  teilweise  zurechenbare  Verände- 
rung der  Umwelt; 

1 3.  „Lebenszyklus"  die  Gesamtheit  der  aufeinander  folgenden 
und  miteinander  verknüpften  Existenzphasen  eines  Pro- 
dukts von  der  Verarbeitung  des  Rohmaterials  bis  zur  Ent- 
sorgung; 

14.  „Wiederverwendung"  eine  Maßnahme,  durch  die  ein  Pro- 
dukt, das  das  Ende  seiner  Erstnutzung  erreicht  hat,  erneut 
für  denselben  Zweck  verwendet  wird,  für  den  es  ursprüng- 
lich bestimmt  war,  einschließlich  der  weiteren  Nutzung  ei- 
nes Produkts,  das  bei  einer  Rücknahmestelle,  einem  Vertrei- 
ber,  Recyclingbetrieb  oder  Hersteller  abgegeben  wurde,  so- 
wie die  erneute  Nutzung  eines  Produkts  nach  seiner  Auf- 
arbeitung; 

15.  „Recycling"  die  industrielle  Wiederaufbereitung  von  Abfall- 
materialien für  den  ursprünglichen  oder  einen  anderen 
Zweck,  jedoch  mit  Ausnahme  der  energetischen  Verwer- 
tung; 

16.  „energetische  Verwertung"  die  Verwendung  von  Abfällen 
zur  Energieerzeugung  durch  Verbrennung  allein  oder  zu- 
sammen mit  anderen  Abfällen  und  unter  Verwertung  der 
dabei  entstehenden  Wärme; 

17.  „Verwertung"  eines  der  in  Anhang  II  B  der  Richtlinie 
2006/12/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  5.  April  2006  über  Abfälle  (')  genannten  anwend- 
baren Verfahren; 


7.  „Bevollmächtigter"  eine  in  der  Gemeinschaft  niedergelassene 
natürliche  oder  juristische  Person,  die  vom  Hersteller 
schriftlich  beauftragt  worden  ist,  in  seinem  Namen  den 
mit  dieser  Richtlinie  verbundenen  Verpflichtungen  und 
Förmlichkeiten  vollständig  oder  teilweise  nachzukommen; 

8.  „Importeur"  eine  in  der  Gemeinschaft  niedergelassene  na- 
türliche oder  juristische  Person,  die  ein  aus  einem  Drittstaat 
stammendes  Produkt  in  der  Gemeinschaft  im  Rahmen  ihrer 
Geschäftstätigkeit  in  Verkehr  bringt; 

9.  „Materialien"  alle  Materialien,  die  während  des  Lebenszyklus 
eines  Produkts  verwendet  werden; 

10.  „Produktgestaltung"  die  Gesamtheit  der  Prozesse  zur  Um- 
setzung von  rechtlichen  und  technischen  Anforderungen, 


18.  „Abfall"  einen  Stoff  oder  Gegenstand  im  Sinne  des  Anhangs 
I  der  Richtlinie  2006/12/EG,  dessen  sich  sein  Besitzer  ent- 
ledigt, entledigen  will  oder  entledigen  muss; 

19.  „gefährliche  Abfälle"  Abfälle  im  Sinne  des  Artikels  1  Absatz 
4  der  Richtlinie  91/689/EWG  des  Rates  vom  12.  Dezember 
1991  über  gefährliche  Abfälle  (2); 

20.  „ökologisches  Profil"  die  Beschreibung  —  gemäß  der  für  das 
Produkt  einschlägigen  Durchführungsmaßnahme  —  der  ei- 
nem Produkt  während  seines  Lebenszyklus  zurechenbaren, 
für  seine  Umweltauswirkung  bedeutsamen  Zufuhren  und 
Abgaben  (z.  B.  von  Materialien,  Emissionen  und  Abfällen), 
ausgedrückt  in  messbaren  physikalischen  Größen; 


O  ABl.  L  114  vom  27.4.2006,  S.  9. 
(2)  ABl.  L  377  vom  31.12.1991,  S.  20. 
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21.  „Umweltverträglichkeit"  eines  Produkts  das  in  den  tech- 
nischen Unterlagen  dokumentierte  Ergebnis  der  Bemühun- 
gen des  Herstellers  um  die  Umweltaspekte  des  Produkts; 

22.  „Verbesserung  der  Umweltverträglichkeit"  den  sich  über 
mehrere  Produktgenerationen  erstreckenden  Prozess  der 
Verbesserung  der  Umweltverträglichkeit  eines  Produkts, 
wenn  auch  nicht  unbedingt  aller  Umweltaspekte  zugleich; 

23.  „umweltgerechte  Gestaltung"  („Ökodesign")  die  Berücksich- 
tigung von  Umwelterfordernissen  bei  der  Produktgestaltung 
mit  dem  Ziel,  die  Umweltverträglichkeit  des  Produkts  wäh- 
rend seines  gesamten  Lebenszyklus  zu  verbessern; 

24.  „Ökodesign-Anforderung"  eine  Anforderung  an  ein  Produkt 
oder  an  seine  Gestaltung,  die  zur  Verbesserung  seiner  Um- 
weltverträglichkeit bestimmt  ist,  oder  die  Anforderung,  über 
Umweltaspekte  des  Produkts  Auskunft  zu  geben; 

25.  „allgemeine  Ökodesign-Anforderung"  eine  Ökodesign-An- 
forderung, die  das  gesamte  ökologische  Profil  eines  Pro- 
dukts ohne  Grenzwerte  für  einen  bestimmten  Umwelt- 
aspekt betrifft; 

26.  „spezifische  Ökodesign-Anforderung"  eine  Ökodesign-An- 
forderung in  Form  einer  messbaren  Größe  für  einen  be- 
stimmten Umweltaspekt  eines  Produkts  wie  etwa  den  Ener- 
gieverbrauch im  Betrieb  bei  einer  bestimmten  Ausgangsleis- 
tung; 

27.  „harmonisierte  Norm"  eine  technische  Spezifikation,  die 
von  einem  anerkannten  Normungsgremium  im  Auftrag 
der  Kommission  und  nach  den  in  der  Richtlinie  98/34/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Juni 
1998  über  ein  Informationsverfahren  auf  dem  Gebiet  der 
Normen  und  technischen  Vorschriften  (')  genannten  Ver- 
fahren zur  Festlegung  einer  europäischen  Anforderung  aus- 
gearbeitet und  verabschiedet  wurde,  die  jedoch  nicht  rechts- 
verbindlich ist. 

Artikel  3 

Inverkehrbringen  und/oder  Inbetriebnahme 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  sicherzustellen,  dass  Produkte  nur  in  Verkehr  gebracht 
und/oder  in  Betrieb  genommen  werden,  wenn  sie  den  für  sie 
geltenden  Durchführungsmaßnahmen  entsprechen  und  die  CE- 
Kennzeichnung  gemäß  Artikel  5  tragen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  benennen  die  für  die  Marktaufsicht 
zuständigen  Behörden.  Sie  tragen  dafür  Sorge,  dass  diese  Behör- 
den die  notwendigen  Befugnisse  besitzen  und  anwenden,  um 
die  ihnen  aufgrund  dieser  Richtlinie  obliegenden  geeigneten 
Maßnahmen  zu  ergreifen.  Die  Mitgliedstaaten  legen  die  Auf- 
gaben, Befugnisse  und  organisatorischen  Vorkehrungen  für  die 
zuständigen  Behörden  fest;  diese  sind  befugt, 


0  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 


a)  in  angemessenem  Umfang  geeignete  Kontrollen  der  Konfor- 
mität der  Produkte  zu  veranlassen  und  den  Hersteller  oder 
den  Bevollmächtigten  zu  verpflichten,  nichtkonforme  Pro- 
dukte gemäß  Artikel  7  vom  Markt  zu  nehmen, 


b)  von  den  Betroffenen  sämtliche  notwendigen  Informationen 
anzufordern,  die  in  den  Durchführungsmaßnahmen  genau 
angegeben  sind, 


c)  Proben  von  Produkten  zu  nehmen  und  diese  einer  Konfor- 
mitätsprüfung zu  unterziehen. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  leiten  der  Kommission  laufend  Infor- 
mationen über  die  Ergebnisse  der  Marktaufsicht  zu;  soweit 
zweckmäßig,  leitet  die  Kommission  diese  Informationen  an 
die  übrigen  Mitgliedstaaten  weiter. 


(4)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  Verbraucher 
und  andere  Betroffene  Gelegenheit  haben,  an  die  zuständigen 
Behörden  Bemerkungen  im  Zusammenhang  mit  der  Konfor- 
mität von  Produkten  zu  richten. 


Artikel  4 

Pflichten  des  Importeurs 

Ist  der  Hersteller  nicht  in  der  Gemeinschaft  niedergelassen  und 
gibt  es  keinen  Bevollmächtigten,  so  hat  der  Importeur  folgende 
Pflichten: 


a)  sicherzustellen,  dass  das  in  Verkehr  gebrachte  und/oder  in 
Betrieb  genommene  Produkt  dieser  Richtlinie  und  den  an- 
wendbaren Durchführungsmaßnahmen  entspricht;  und 


b)  die  Konformitätserklärung  und  die  technische  Dokumenta- 
tion zur  Verfügung  zu  stellen. 


Artikel  5 

Kennzeichnung  und  EG-Konformitätserklärung 

(1)  Vor  dem  Inverkehrbringen  und/oder  der  Inbetriebnahme 
eines  von  Durchführungsmaßnahmen  erfassten  Produkts  ist  die- 
ses mit  der  CE-Kennzeichnung  zu  versehen  und  eine  EG-Kon- 
formitätserklärung für  das  Produkt  auszustellen,  mit  der  der 
Hersteller  oder  sein  Bevollmächtigter  zusichert,  dass  es  allen 
einschlägigen  Bestimmungen  der  jeweils  geltenden  Durchfüh- 
rungsmaßnahme entspricht. 


(2)  Die  CE-Kennzeichnung  besteht  aus  den  Buchstaben  „CE" 
gemäß  dem  Muster  in  Anhang  III. 


(3)  Die  EG-Konformitätserklärung  muss  die  in  Anhang  VI 
genannten  Angaben  enthalten  und  auf  die  einschlägige  Durch- 
führungsmaßnahme  verweisen. 
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(4)  An  einem  Produkt  darf  keine  Kennzeichnung  angebracht 
werden,  die  den  Benutzer  über  die  Bedeutung  oder  die  Gestalt 
der  CE-Kennzeichnung  täuschen  kann. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  können  verlangen,  dass  die  Angaben 
gemäß  Anhang  I  Teil  2  in  ihrer  (ihren)  Amtssprache(n)  vorlie- 
gen müssen,  wenn  das  Produkt  dem  Endnutzer  übergeben  wird. 

Die  Mitgliedstaaten  lassen  auch  zu,  dass  diese  Angaben  in  einer 
oder  mehreren  der  anderen  Amtssprachen  der  Organe  der  Eu- 
ropäischen Union  abgefasst  werden. 

Bei  der  Anwendung  von  Unterabsatz  1  berücksichtigen  die  Mit- 
gliedstaaten insbesondere, 

a)  ob  die  Informationen  auch  durch  harmonisierte  Symbole, 
allgemein  anerkannte  Codes  oder  auf  andere  Weise  wiederge- 
geben werden  können,  und 

b)  den  voraussichtlichen  Benutzer  des  Produkts  und  die  Art  der 
erforderlichen  Informationen. 

Artikel  6 
Freier  Warenverkehr 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  dürfen  das  Inverkehrbringen  und/oder 
die  Inbetriebnahme  eines  Produkts  in  ihrem  Hoheitsgebiet  nicht 
unter  Berufung  auf  Ökodesign-Anforderungen  betreffend  die  in 
Anhang  I  Teil  1  genannten  Ökodesign-Parameter,  die  von  der 
jeweils  geltenden  Durchführungsmaßnahme  erfasst  werden,  un- 
tersagen, beschränken  oder  behindern,  wenn  das  Produkt  allen 
einschlägigen  Bestimmungen  der  jeweils  geltenden  Durchfüh- 
rungsmaßnahme entspricht  und  mit  der  in  Artikel  5  genannten 
CE-Kennzeichnung  versehen  ist. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  dürfen  das  Inverkehrbringen  und/oder 
die  Inbetriebnahme  eines  Produkts  in  ihrem  Hoheitsgebiet,  das 
mit  der  in  Artikel  5  genannten  CE-Kennzeichnung  versehen  ist 
und  für  das  die  jeweils  geltende  Durchführungsmaßnahme  vor- 
sieht, dass  keine  Ökodesign-Anforderung  erforderlich  ist,  nicht 
unter  Berufung  auf  Ökodesign-Anforderungen  betreffend  die  in 
Anhang  I  Teil  1  genannten  Ökodesign-Parameter  untersagen, 
beschränken  oder  behindern. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  lassen  es  zu,  dass  bei  Messen,  Ausstel- 
lungen, Vorführungen  und  dergleichen  Produkte  gezeigt  werden, 
die  den  Bestimmungen  der  jeweils  geltenden  Durchführungs- 
maßnahme nicht  entsprechen,  sofern  deutlich  sichtbar  darauf 
hingewiesen  wird,  dass  sie  erst  in  Verkehr  gebracht  und/oder 
in  Betrieb  genommen  werden  dürfen,  wenn  sie  diesen  Bestim- 
mungen entsprechen. 

Artikel  7 
Schutzklausel 

(1)  Stellt  ein  Mitgliedstaat  fest,  dass  ein  mit  der  in  Artikel  5 
genannten  CE-Kennzeichnung  versehenes  Produkt  bei  bestim- 
mungsgemäßer Verwendung  nicht  alle  einschlägigen  Bestim- 
mungen der  jeweils  geltenden  Durchführungsmaßnahme  erfüllt, 


so  ist  der  Hersteller  oder  sein  Bevollmächtigter  verpflichtet,  das 
Produkt  in  Ubereinstimmung  mit  den  Bestimmungen  der  gel- 
tenden Durchführungsmaßnahme  und/oder  der  CE-Kennzeich- 
nung zu  bringen  und  den  rechtswidrigen  Zustand  nach  den 
Anweisungen  des  betreffenden  Mitgliedstaats  abzustellen. 

Liegen  ausreichende  Hinweise  dafür  vor,  dass  ein  Produkt  nicht 
den  anwendbaren  Bestimmungen  entsprechen  könnte,  so  trifft 
der  Mitgliedstaat  die  erforderlichen  Maßnahmen,  die  je  nach 
Schwere  des  Verstoßes  bis  zum  Verbot  des  Inverkehrbringens 
des  betreffenden  Produkts,  solange  es  den  Bestimmungen  nicht 
entspricht,  reichen  können. 

Besteht  die  Nichtübereinstimmung  weiter,  so  trifft  der  Mitglied- 
staat eine  Entscheidung,  mit  der  das  Inverkehrbringen  und/oder 
die  Inbetriebnahme  des  betreffenden  Produkts  eingeschränkt 
oder  untersagt  wird,  oder  er  sorgt  dafür,  dass  es  vom  Markt 
genommen  wird. 

Wird  ein  Produkt  verboten  oder  vom  Markt  genommen,  so  sind 
die  Kommission  und  die  anderen  Mitgliedstaaten  unverzüglich 
davon  zu  unterrichten. 

(2)  Jede  nach  dieser  Richtlinie  erlassene  Entscheidung,  mit 
der  das  Inverkehrbringen  und/oder  die  Inbetriebnahme  eines 
Produkts  untersagt  oder  eingeschränkt  wird,  ist  zu  begründen. 

Sie  ist  dem  Betroffenen  unverzüglich  mitzuteilen,  und  ihm  ist 
gleichzeitig  mitzuteilen,  welche  Rechtsmittel  ihm  nach  den  je- 
weiligen nationalen  Rechtsvorschriften  zur  Verfügung  stehen 
und  innerhalb  welcher  Fristen  diese  Rechtsmittel  einzulegen 
sind. 

(3)  Der  Mitgliedstaat  teilt  der  Kommission  sowie  den  anderen 
Mitgliedstaaten  eine  gemäß  Absatz  1  getroffene  Entscheidung 
unverzüglich  mit,  nennt  die  Gründe  dafür  und  gibt  insbesondere 
an,  ob  es  sich  bei  der  festgestellten  Nichtübereinstimmung  um 
einen  der  folgenden  Fälle  handelt: 

a)  Nichterfüllung  der  Anforderungen  der  geltenden  Durchfüh- 
rungsmaßnahme, 

b)  fehlerhafte  Anwendung  der  in  Artikel  10  Absatz  2  genann- 
ten harmonisierten  Normen, 

c)  Unzulänglichkeiten  in  den  in  Artikel  1 0  Absatz  2  genannten 
harmonisierten  Normen. 

(4)  Die  Kommission  hört  unverzüglich  die  Betroffenen  und 
kann  unabhängige  Sachverständige  um  technischen  Rat  ersu- 
chen. 

Im  Anschluss  an  diese  Anhörung  teilt  die  Kommission  unver- 
züglich dem  Mitgliedstaat,  der  die  Entscheidung  getroffen  hat, 
sowie  den  anderen  Mitgliedstaaten  ihre  Ansicht  mit. 

Hält  die  Kommission  die  Entscheidung  für  nicht  gerechtfertigt, 
so  teilt  sie  dies  den  Mitgliedstaaten  unverzüglich  mit. 
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(5)  Begründet  der  Mitgliedstaat  die  nach  Absatz  1  des  vor- 
liegenden Artikels  getroffene  Entscheidung  mit  einer  Unzuläng- 
lichkeit in  einer  harmonisierten  Norm,  so  leitet  die  Kommission 
das  in  Artikel  10  Absätze  2,  3  und  4  genannte  Verfahren  ein. 
Zugleich  unterrichtet  die  Kommission  den  in  Artikel  19  Absatz 
1  genannten  Ausschuss. 

(6)  Die  Mitgliedstaaten  und  die  Kommission  treffen  in  be- 
gründeten Fällen  geeignete  Maßnahmen  zur  Wahrung  der  Ver- 
traulichkeit der  im  Rahmen  dieses  Verfahrens  übermittelten  In- 
formationen. 

(7)  Die  von  den  Mitgliedstaaten  aufgrund  dieses  Artikels  ge- 
troffenen Entscheidungen  werden  der  Öffentlichkeit  in  trans- 
parenter Weise  bekannt  gemacht. 

(8)  Die  Stellungnahmen  der  Kommission  zu  diesen  Entschei- 
dungen werden  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffent- 
licht. 

Artikel  8 
Konformitätsbewertung 

(1)  Vor  dem  Inverkehrbringen  eines  von  einer  Durchfüh- 
rungsmaßnahme erfassten  Produkts  und/oder  vor  der  Inbetrieb- 
nahme eines  solchen  Produkts  muss  der  Hersteller  oder  sein 
Bevollmächtigter  sicherstellen,  dass  die  Konformität  des  Pro- 
dukts mit  allen  einschlägigen  Anforderungen  der  jeweils  gelten- 
den Durchführungsmaßnahme  bewertet  wird. 

(2)  Die  Konformitätsbewertungsverfahren  werden  in  den 
Durchführungsmaßnahmen  festgelegt  und  lassen  dem  Hersteller 
die  Wahl  zwischen  der  in  Anhang  IV  dieser  Richtlinie  beschrie- 
benen internen  Entwurfskontrolle  und  dem  in  Anhang  V  dieser 
Richtlinie  beschriebenen  Managementsystem.  In  begründeten 
Fällen  wird  für  das  Konformitätsbewertungsverfahren  entspre- 
chend der  vom  Produkt  ausgehenden  Gefahr  eines  der  in  An- 
hang II  des  Beschlusses  768/2008/EG  beschriebenen  einschlägi- 
gen Module  gewählt. 

Liegen  einem  Mitgliedstaat  deutliche  Anhaltspunkte  dafür  vor, 
dass  ein  Produkt  den  anwendbaren  Bestimmungen  nicht  ent- 
spricht, so  veröffentlicht  dieser  Mitgliedstaat  so  schnell  wie 
möglich  eine  mit  Gründen  versehene  Bewertung  der  Überein- 
stimmung dieses  Produkts;  diese  Bewertung  kann  von  einer 
zuständigen  Stelle  durchgeführt  werden,  damit  gegebenenfalls 
rechtzeitig  korrigierende  Maßnahmen  getroffen  werden  können. 

Wurde  ein  von  einer  Durchführungsmaßnahme  erfasstes  Pro- 
dukt von  einer  Organisation  entworfen,  die  nach  den  Bestim- 
mungen der  Verordnung  (EG)  Nr.  761/2001  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  März  2001  über  die  freiwil- 
lige Beteiligung  von  Organisationen  an  einem  Gemeinschafts- 
system für  das  Umweltmanagement  und  die  Umweltbetriebs- 
prüfung  (EMAS)  (')  eingetragen  ist,  und  schließt  die  Eintragung 
die  Entwurfstätigkeit  ein,  so  wird  davon  ausgegangen,  dass  das 
Managementsystem  dieser  Organisation  die  Anforderungen  des 
Anhangs  V  der  vorliegenden  Richtlinie  erfüllt. 


0  ABl.  L  114  vom  24.4.2001,  S.  1. 


Wurde  ein  von  einer  Durchführungsmaßnahme  erfasstes  Pro- 
dukt von  einer  Organisation  entworfen,  die  über  ein  Manage- 
mentsystem verfügt,  das  die  Entwurfstätigkeit  einschließt,  und 
wird  dieses  System  nach  harmonisierten  Normen  umgesetzt, 
deren  Fundstellen  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffent- 
licht wurden,  so  wird  davon  ausgegangen,  dass  das  Manage- 
mentsystem die  entsprechenden  Anforderungen  des  Anhangs 
V  dieser  Richtlinie  erfüllt. 


(3)  Nach  dem  Inverkehrbringen  und/oder  der  Inbetriebnahme 
eines  von  einer  Durchführungsmaßnahme  erfassten  Produkts 
muss  der  Hersteller  oder  sein  Bevollmächtigter  die  Unterlagen 
zur  Konformitätsbewertung  und  die  abgegebenen  Konformitäts- 
erklärungen zehn  Jahre  nach  Herstellung  des  letzten  Exemplars 
dieses  Produkts  für  die  Mitgliedstaaten  zur  Einsicht  bereithalten. 


Die  Unterlagen  sind  innerhalb  von  zehn  Tagen  nach  Eingang 
einer  Anforderung  durch  die  zuständige  Behörde  eines  Mitglied- 
staats vorzulegen. 


(4)  Die  in  Artikel  5  genannten  Unterlagen  zur  EG-Konfor- 
mitätsbewertung und  die  Konformitätserklärung  sind  in  einer 
Amtssprache  der  Organe  der  Europäischen  Union  abzufassen. 

Artikel  9 

Konformitätsvermutung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  gehen  davon  aus,  dass  ein  Produkt, 
das  mit  der  in  Artikel  5  genannten  CE-Kennzeichnung  versehen 
ist,  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  jeweils  geltenden 
Durchführungsmaßnahme  entspricht. 


(2)  Wurde  ein  Produkt  nach  harmonisierten  Normen  her- 
gestellt, deren  Fundstellen  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
veröffentlicht  wurden,  so  gehen  die  Mitgliedstaaten  davon  aus, 
dass  es  allen  einschlägigen  Anforderungen  der  geltenden  Durch- 
führungsmaßnahme  entspricht,  auf  die  sich  diese  Normen  be- 
ziehen. 


(3)  Wurde  für  Produkte  das  gemeinschaftliche  Umweltzei- 
chen nach  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1980/2000  vergeben,  so 
wird  davon  ausgegangen,  dass  sie  die  Ökodesign-Anforderungen 
der  jeweils  geltenden  Durchführungsmaßnahme  erfüllen,  sofern 
das  Umweltzeichen  diese  Anforderungen  erfüllt. 


(4)  Zum  Zwecke  der  Konformitätsvermutung  im  Rahmen 
dieser  Richtlinie  kann  die  Kommission  nach  dem  in 
Artikel  19  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  entscheiden, 
dass  andere  Umweltzeichen  gleichwertige  Bedingungen  wie  das 
gemeinschaftliche  Umweltzeichen  im  Sinne  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  1980/2000  erfüllen.  Bei  Produkten,  denen  solche  an- 
deren Umweltzeichen  zuerkannt  wurden,  wird  davon  ausgegan- 
gen, dass  sie  die  Ökodesign-Anforderungen  der  jeweils  gelten- 
den Durchführungsmaßnahme  erfüllen,  sofern  dieses  Umwelt- 
zeichen diese  Anforderungen  erfüllt. 
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Artikel  10 

Harmonisierte  Normen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  so  weit  wie  möglich  dafür, 
dass  angemessene  Vorkehrungen  getroffen  werden,  damit  die 
betroffenen  Kreise  auf  nationaler  Ebene  bei  der  Ausarbeitung 
und  Überwachung  harmonisierter  Normen  gehört  werden. 


(2)  Ist  ein  Mitgliedstaat  oder  die  Kommission  der  Auffassung, 
dass  harmonisierte  Normen,  deren  Anwendung  die  Vermutung 
der  Ubereinstimmung  mit  einzelnen  Bestimmungen  einer  gel- 
tenden Durchführungsmaßnahme  begründet,  diesen  Bestim- 
mungen nicht  vollständig  genügen,  so  befasst  der  betreffende 
Mitgliedstaat  oder  die  Kommission  unter  Angabe  der  Gründe 
den  durch  Artikel  5  der  Richtlinie  98/34/EG  eingesetzten  Stän- 
digen Ausschuss.  Der  Ausschuss  nimmt  dazu  umgehend  Stel- 
lung. 


(3)  Aufgrund  der  Stellungnahme  des  Ausschusses  entscheidet 
die  Kommission,  ob  die  Fundstellen  der  betreffenden  Normen 
im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  zu  veröffentlichen,  unter 
Vorbehalt  zu  veröffentlichen  oder  zu  belassen,  nicht  zu  ver- 
öffentlichen oder  zu  streichen  sind. 


(4)  Die  Kommission  unterrichtet  das  zuständige  Europäische 
Normungsgremium  hiervon  und  erteilt  gegebenenfalls  einen 
Auftrag  zur  Überarbeitung  der  betreffenden  harmonisierten 
Norm. 


Artikel  11 

Anforderungen  an  Bauteile  und  Baugruppen 

Hersteller  oder  ihre  Bevollmächtigten,  die  Bauteile  und  Baugrup- 
pen in  Verkehr  bringen  und/oder  in  Betrieb  nehmen,  können 
durch  die  Durchführungsmaßnahmen  verpflichtet  werden,  dem 
Hersteller  eines  von  den  Durchführungsmaßnahmen  erfassten 
Produkts  relevante  Angaben  zur  Materialzusammensetzung  so- 
wie zum  Verbrauch  von  Energie,  Materialien  und/oder  Ressour- 
cen hinsichtlich  der  betreffenden  Bauteile  oder  Baugruppen  zu 
machen. 


Artikel  12 

Verwaltungszusammenarbeit  und  Informationsaustausch 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  geeignete  Maßnah- 
men ergriffen  werden,  um  die  für  die  Anwendung  dieser  Richt- 
linie zuständigen  Behörden  dazu  anzuhalten,  zusammenzuarbei- 
ten und  sich  gegenseitig  sowie  der  Kommission  Informationen 
zu  übermitteln,  um  die  Durchführung  der  Richtlinie,  insbeson- 
dere des  Artikels  7,  zu  unterstützen. 


Für  die  Verwaltungszusammenarbeit  und  den  Informationsaus- 
tausch sind  so  weit  wie  möglich  elektronische  Kommunikations- 


mittel zu  nutzen;  Unterstützung  durch  die  einschlägigen  Pro- 
gramme der  Gemeinschaft  ist  möglich. 


Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  die  für  die  Anwen- 
dung dieser  Richtlinie  zuständigen  Behörden  mit. 


(2)  Über  die  genaue  Art  und  die  Organisation  des  Informa- 
tionsaustauschs zwischen  der  Kommission  und  den  Mitglied- 
staaten wird  nach  dem  in  Artikel  19  Absatz  2  genannten  Re- 
gelungsverfahren entschieden. 


(3)  Die  Kommission  ergreift  geeignete  Maßnahmen,  um  die 
in  diesem  Artikel  beschriebene  Zusammenarbeit  zwischen  den 
Mitgliedstaaten  zu  fördern  und  einen  Beitrag  dazu  zu  leisten. 

Artikel  13 

Kleine  und  mittlere  Unternehmen 

(1)  Im  Rahmen  der  Programme,  aus  denen  kleine  und  mitt- 
lere Unternehmen  (KMU)  und  Kleinstunternehmen  Nutzen  zie- 
hen können,  berücksichtigt  die  Kommission  Initiativen,  die 
KMU  und  Kleinstunternehmen  helfen,  Umweltaspekte  ein- 
schließlich der  Energieeffizienz  in  die  Produktgestaltung  ein- 
zubeziehen. 


(2)  Eine  Durchführungsmaßnahme  kann  von  Leitlinien  be- 
gleitet werden,  die  den  Besonderheiten  jener  KMU  Rechnung 
tragen,  die  in  einem  betroffenen  Produktsektor  tätig  sind.  Erfor- 
derlichenfalls und  unter  Beachtung  von  Absatz  1  kann  die  Kom- 
mission weiteres  Spezialmaterial  ausarbeiten,  um  die  Durchfüh- 
rung der  vorliegenden  Richtlinie  durch  KMU  zu  erleichtern. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  tragen  insbesondere  durch  Stärkung 
von  Unterstützungsnetzen  und  -strukturen  dafür  Sorge,  dass  sie 
KMU  und  Kleinstunternehmen  dazu  anregen,  bereits  in  der 
Phase  der  Produktentwicklung  einen  umweltverträglichen  An- 
satz zu  wählen  und  sich  dem  künftigen  Europäischen  Recht 
anzupassen. 

Artikel  14 

Aufklärung  der  Verbraucher 

Nach  Maßgabe  der  anwendbaren  Durchführungsmaßnahmen 
stellen  die  Hersteller  in  der  ihnen  angemessen  erscheinenden 
Form  sicher,  dass  Verbraucher  eines  Produkts  über  folgende 
Aspekte  unterrichtet  werden: 


a)  die  Rolle,  die  sie  bei  der  nachhaltigen  Nutzung  des  betref- 
fenden Produkts  spielen  können,  und 


b)  das  ökologische  Profil  des  betreffenden  Produkts  und  die 
Vorteile  des  Ökodesigns,  falls  dies  in  den  Durchführungs- 
maßnahmen vorgesehen  ist. 
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Artikel  15 
Durchführungsmaßnahmen 

(1)  Erfüllt  ein  Produkt  die  in  Absatz  2  des  vorliegenden  Ar- 
tikels genannten  Kriterien,  so  wird  es  von  einer  Durchführungs- 
maßnahme oder  einer  Selbstregulierungsmaßnahme  im  Sinne 
von  Absatz  3  Buchstabe  b  des  vorliegenden  Artikels  erfasst. 
Diese  Durchführungsmaßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentli- 
cher Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden 
nach  dem  in  Artikel  1 9  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren 
mit  Kontrolle  erlassen. 

(2)  Die  in  Absatz  1  genannten  Kriterien  sind  folgende: 

a)  Das  Verkaufs-  und  Handelsvolumen  des  Produkts  ist  erheb- 
lich; als  Richtwert  dient  dabei  nach  den  neuesten  vorliegen- 
den Zahlen  innerhalb  eines  Jahres  in  der  Gemeinschaft  eine 
Anzahl  von  mehr  als  200  000  Stück; 

b)  das  Produkt  muss  angesichts  der  in  Verkehr  gebrachten  und/ 
oder  in  Betrieb  genommenen  Mengen  eine  erhebliche  Um- 
weltauswirkung in  der  Gemeinschaft  gemäß  den  in  dem 
Beschluss  Nr.  1600/2002/EG  festgelegten  strategischen  Prio- 
ritäten der  Gemeinschaft  haben  und 

c)  das  Produkt  muss  ein  erhebliches  Potenzial  für  eine  Verbes- 
serung seiner  Umweltverträglichkeit  ohne  übermäßig  hohe 
Kosten  bieten,  wobei  insbesondere  berücksichtigt  wird: 

i)  Fehlen  anderer  einschlägiger  Gemeinschaftsvorschriften 
bzw.  einer  angemessenen  Regelung  des  Problems  durch 
die  Marktkräfte  und 

ii)  große  Unterschiede  bei  der  Umweltverträglichkeit  der  auf 
dem  Markt  verfügbaren  Produkte  mit  gleichwertigen 
Funktionen. 

(3)  Bei  der  Erstellung  des  Entwurfs  einer  Durchführungsmaß- 
nahme berücksichtigt  die  Kommission  die  Stellungnahmen  des 
in  Artikel  1 9  Absatz  1  genannten  Ausschusses  sowie  Folgendes: 

a)  die  umweltpolitischen  Prioritäten  der  Gemeinschaft,  wie  sie 
etwa  in  dem  Beschluss  Nr.  1600/2002/EG  oder  in  dem  Eu- 
ropäischen Programm  zur  Klimaänderung  der  Kommission 
(ECCP)  festgehalten  sind,  und 

b)  einschlägige  gemeinschaftsrechtliche  Bestimmungen  und 
Maßnahmen  zur  Selbstregulierung,  wie  etwa  freiwillige  Ver- 
einbarungen, von  denen  im  Anschluss  an  eine  Bewertung 
gemäß  Artikel  17  zu  erwarten  ist,  dass  sie  die  Erreichung 
der  politischen  Ziele  schneller  oder  kostengünstiger  als  zwin- 
gende Vorschriften  ermöglichen. 

(4)  Bei  der  Ausarbeitung  eines  Entwurfs  einer  Durchfüh- 
rungsmaßnahme geht  die  Kommission  wie  folgt  vor: 

a)  Sie  prüft  den  Lebenszyklus  des  Produkts  sowie  alle  seine 
bedeutsamen  Umweltaspekte,  unter  anderem  die  Energieeffi- 


zienz. Der  Umfang  der  Untersuchung  der  Umweltaspekte 
und  der  Durchführbarkeit  von  deren  Verbesserungen  steht 
im  Verhältnis  zu  ihrer  Bedeutung.  Die  Festlegung  von  Öko- 
design-Anforderungen  an  die  bedeutenden  Umweltaspekte 
eines  Produkts  darf  nicht  aufgrund  einer  Unsicherheit  bei 
anderen  Aspekten  unangemessen  verzögert  werden; 

b)  sie  führt  eine  Bewertung  der  Auswirkungen  auf  die  Umwelt, 
die  Verbraucher  und  die  Hersteller,  einschließlich  KMU,  in 
Bezug  auf  Wettbewerbsfähigkeit  (auch  auf  Märkten  außer- 
halb der  Gemeinschaft),  Innovation,  Marktzugang  sowie  Kos- 
ten und  Nutzen  durch; 

c)  sie  trägt  den  von  den  Mitgliedstaaten  für  relevant  erachteten 
nationalen  Umweltvorschriften  Rechnung; 

d)  sie  führt  eine  geeignete  Konsultation  der  Beteiligten  durch; 

e)  sie  erstellt  auf  der  Grundlage  der  in  Buchstabe  b  genannten 
Bewertung  eine  Begründung  für  den  Entwurf  der  Durchfüh- 
rungsmaßnahme und 

f)  sie  macht  Terminvorgaben  für  die  Durchführung,  legt  abge- 
stufte Maßnahmen  oder  Übergangsmaßnahmen  oder  -Zeit- 
räume fest  und  berücksichtigt  dabei  insbesondere  die  mögli- 
chen Auswirkungen  auf  KMU  oder  auf  spezifische,  haupt- 
sächlich von  KMU  hergestellte  Produktgruppen. 

(5)  Durchführungsmaßnahmen  müssen  alle  nachstehenden 
Kriterien  erfüllen: 

a)  Es  darf  aus  Sicht  des  Benutzers  keine  nennenswerten  nach- 
teiligen Auswirkungen  auf  die  Funktionsweise  des  Produkts 
geben; 

b)  Gesundheit,  Sicherheit  und  Umwelt  dürfen  nicht  beeinträch- 
tigt werden; 

c)  es  darf  keine  nennenswerten  nachteiligen  Auswirkungen  für 
die  Verbraucher  geben,  insbesondere  hinsichtlich  der  Er- 
schwinglichkeit und  der  Lebenszykluskosten  des  Produkts; 

d)  es  darf  keine  nennenswerten  nachteiligen  Auswirkungen  auf 
die  Wettbewerbsfähigkeit  der  Industrie  geben; 

e)  eine  spezifische  Ökodesign-Anforderung  darf  grundsätzlich 
nicht  dazu  führen,  dass  die  Technik  eines  bestimmten  Her- 
stellers von  allen  anderen  Herstellern  übernommen  werden 
muss;  und 

f)  sie  dürfen  den  Herstellern  keine  übermäßige  administrative 
Belastung  aufbürden. 

(6)  Mit  den  Durchführungsmaßnahmen  werden  Ökodesign- 
Anforderungen  nach  Anhang  I  und/oder  Anhang  II  festgelegt. 
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Für  ausgewählte  Produkteigenschaften  mit  erheblicher  Umwelt- 
auswirkung werden  spezifische  Ökodesign-Anforderungen  fest- 
gelegt. 

Die  Durchführungsmaßnahmen  können  auch  vorsehen,  dass  für 
bestimmte  Okodesign-Parameter  nach  Anhang  I  Teil  1  keine 
Ökodesign-Anforderungen  aufzustellen  sind. 

(7)  Die  Anforderungen  sind  so  zu  formulieren,  dass  gewähr- 
leistet ist,  dass  Marktaufsichtsbehörden  prüfen  können,  ob  das 
Produkt  die  Anforderungen  der  Durchführungsmaßnahme  er- 
füllt. In  der  Durchführungsmaßnahme  ist  anzugeben,  ob  eine 
Uberprüfung  entweder  direkt  am  Produkt  oder  anhand  der  tech- 
nischen Unterlagen  vorgenommen  werden  kann. 

(8)  Die  Durchführungsmaßnahmen  müssen  die  in  Anhang 
VII  genannten  Elemente  umfassen. 

(9)  Die  von  der  Kommission  bei  der  Ausarbeitung  der 
Durchführungsmaßnahmen  herangezogenen  einschlägigen  Stu- 
dien und  Analysen  sollten  der  Öffentlichkeit  zugänglich  ge- 
macht werden,  wobei  vor  allem  der  leichte  Zugang  für  und 
die  leichte  Benutzung  durch  interessierte  KMU  berücksichtigt 
werden  sollte. 


(10)  Gegebenenfalls  enthält  eine  Durchführungsmaßnahme, 
die  Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  festlegt, 
Bestimmungen  zur  Gewährleistung  der  Ausgewogenheit  der  ver- 
schiedenen Umweltaspekte.  Diese  Maßnahmen  zur  Änderung 
nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser  Richtlinie  durch  Ergän- 
zung werden  nach  dem  in  Artikel  19  Absatz  3  genannten 
Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  erlassen. 

Artikel  16 
Arbeitsprogramm 

(1)  Die  Kommission  erstellt  gemäß  den  in  Artikel  15  fest- 
gelegten Kriterien  nach  Anhörung  des  in  Artikel  18  genannten 
Konsultationsforums  spätestens  am  21.  Oktober  2011  ein  Ar- 
beitsprogramm, das  der  Öffentlichkeit  zugänglich  gemacht  wird. 

Das  Arbeitsprogramm  enthält  für  die  folgenden  drei  Jahre  ein 
nicht  erschöpfendes  Verzeichnis  der  Produktgruppen,  die  für 
den  Erlass  von  Durchführungsmaßnahmen  als  vorrangig  ange- 
sehen werden. 

Das  Arbeitsprogramm  wird  von  der  Kommission  nach  Anhö- 
rung des  Konsultationsforums  regelmäßig  angepasst. 

(2)  In  der  Ubergangszeit,  in  der  das  erste  in  Absatz  1  des 
vorliegenden  Artikels  genannte  Arbeitsprogramm  erstellt  wird, 
erlässt  die  Kommission  jedoch  unter  Einhaltung  der  in 
Artikel  15  festgelegten  Kriterien  und  nach  Anhörung  des  Kon- 
sultationsforums gegebenenfalls  im  Voraus: 

a)  Durchführungsmaßnahmen,  wobei  sie  mit  den  Produkten 
beginnt,  die  im  ECCP  als  Produkte  mit  einem  hohen  Poten- 


zial für  eine  kostengünstige  Senkung  von  Treibhausgasemis- 
sionen eingestuft  wurden,  beispielsweise  Heiz-  und  Warm- 
wasserbereitungsgeräte,  elektrische  Antriebssysteme,  Beleuch- 
tung in  privaten  Haushalten  und  im  Dienstleistungssektor, 
Haushaltsgeräte,  Bürogeräte  in  privaten  Haushalten  und  im 
Dienstleistungssektor,  Unterhaltungselektronik  und  HLK-An- 
lagen  (Heizungs-,  Lüftungs-  und  Klimaanlagen),  und 

b)  eine  separate  Durchführungsmaßnahme  zur  Senkung  der 
Energieverluste  im  Bereitschaftszustand  bei  bestimmten  Pro- 
dukten. 


Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie  durch  Ergänzung  werden  nach  dem 
in  Artikel  19  Absatz  3  genannten  Regelungsverfahren  mit  Kon- 
trolle erlassen. 


Artikel  17 

Selbstregulierung 

Freiwillige  Vereinbarungen  und  andere  im  Rahmen  dieser  Richt- 
linie als  Alternativen  zu  Durchführungsmaßnahmen  vorgestellte 
Selbstregulierungsmaßnahmen  werden  zumindest  nach  Anhang 
VIII  bewertet. 

Artikel  18 

Konsultationsforum 

Die  Kommission  sorgt  dafür,  dass  sie  bei  ihren  Tätigkeiten  bei 
jeder  Durchführungsmaßnahme  auf  eine  ausgewogene  Betei- 
ligung der  Vertreter  der  Mitgliedstaaten  und  aller  an  diesem 
Produkt  oder  dieser  Produktgruppe  interessierten  Kreise,  wie 
Industrie  einschließlich  KMU,  Handwerk,  Gewerkschaften,  Groß- 
und  Einzelhändler,  Importeure,  Umweltschutzgruppen  und  Ver- 
braucherorganisationen, achtet.  Diese  Kreise  tragen  insbesondere 
dazu  bei,  die  Durchführungsmaßnahmen  festzulegen  und  zu 
überprüfen,  die  Wirksamkeit  der  geltenden  Marktaufsichts- 
mechanismen zu  prüfen  und  die  freiwilligen  Vereinbarungen 
und  anderen  Selbstregulierungsmaßnahmen  zu  bewerten.  Sie 
treten  in  einem  Konsultationsforum  zusammen.  Die  Geschäfts- 
ordnung des  Forums  wird  von  der  Kommission  festgelegt. 

Artikel  19 
Ausschuss 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die 
Artikel  5  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung 
von  dessen  Artikel  8. 


Der  Zeitraum  nach  Artikel  5  Absatz  6  des  Beschlusses 
1999/468/EG  wird  auf  drei  Monate  festgesetzt. 


(3)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten 
Artikel  5a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8. 
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Artikel  20 
Sanktionen 

Die  Mitgliedstaaten  legen  für  Verstöße  gegen  die  aufgrund  dieser 
Richtlinie  erlassenen  nationalen  Vorschriften  Sanktionen  fest 
und  treffen  die  zu  ihrer  Anwendung  erforderlichen  Maßnahmen. 
Die  Sanktionen  müssen  wirksam,  verhältnismäßig  und  abschre- 
ckend sein  und  das  Ausmaß  der  Abweichung  von  den  Anfor- 
derungen sowie  die  Zahl  der  in  der  Gemeinschaft  auf  den  Markt 
gebrachten  Einheiten  an  nichtkonformen  Produkten  berücksich- 
tigen. Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  diese  Vor- 
schriften bis  zum  20.  November  2010  mit  und  melden  ihr 
spätere  Änderungen  unverzüglich. 

Artikel  21 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  spätestens  2012  die  Wirksamkeit 
dieser  Richtlinie  und  ihrer  Durchführungsmaßnahmen,  u.  a.  ein- 
schließlich folgender  Aspekte: 


bis  9,  11,  14,  15  und  20  und  den  Anhängen  I  bis  V,  VII  und 
VIII  bis  zum  20.  November  2010  nachzukommen.  Sie  teilen 
der  Kommission  unverzüglich  den  Wortlaut  dieser  Vorschriften 
mit. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen,  nehmen 
sie  in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der 
amtlichen  Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  In  diese 
Vorschriften  fügen  sie  eine  Erklärung  ein,  dass  Verweisungen  in 
den  geltenden  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  auf  die 
durch  die  vorliegende  Richtlinie  geänderte  Richtlinie  als  Verwei- 
sungen auf  die  vorliegende  Richtlinie  gelten.  Die  Mitgliedstaaten 
regeln  die  Einzelheiten  dieser  Verweisung  und  die  Formulierung 
dieser  Erklärung. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie 
auf  dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 


a)  Methode,  anhand  derer  bedeutende  Umweltparameter  wie 
etwa  Ressourceneffizienz  erkannt  und  abgedeckt  werden 
und  bei  der  der  gesamte  Lebenszyklus  des  Produkts  berück- 
sichtigt wird; 

b)  Schwelle  für  Durchführungsmaßnahmen; 

c)  Marktaufsichtsmechanismen  und 


Artikel  24 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  2005/32/EG  in  der  Fassung  der  in  Anhang  IX  Teil 
A  aufgeführten  Richtlinie  wird  unbeschadet  der  Verpflichtungen 
der  Mitgliedstaaten  hinsichtlich  der  in  Anhang  IX  Teil  B  genann- 
ten Fristen  für  die  Umsetzung  der  dort  genannten  Richtlinien  in 
innerstaatliches  Recht  aufgehoben. 


d)  etwaige  in  Gang  gesetzte  einschlägige  Selbstregulierungsmaß- 
nahmen. 

Im  Anschluss  an  diese  Überprüfung  und  vor  allem  unter  Be- 
rücksichtigung der  Erfahrungen  im  Zusammenhang  mit  dem 
erweiterten  Geltungsbereich  dieser  Richtlinie  bewertet  die  Kom- 
mission nach  Anhörung  des  in  Artikel  18  genannten  Konsulta- 
tionsforums insbesondere  die  Zweckmäßigkeit  einer  Ausweitung 
des  Geltungsbereichs  der  Richtlinie  auf  nicht  energieverbrauchs- 
relevante Produkte,  um  eine  erhebliche  Verringerung  der  Um- 
weltauswirkungen während  ihres  gesamten  Lebenszyklus  zu  er- 
reichen, und  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat 
gegebenenfalls  Vorschläge  zur  Änderung  dieser  Richtlinie  vor. 

Artikel  22 

Vertraulichkeit 

Die  in  Artikel  1 1  und  in  Anhang  I  Teil  2  genannten  Anforde- 
rungen an  die  vom  Hersteller  und/oder  seinem  Bevollmächtigten 
zu  machenden  Angaben  müssen  dem  Verhältnismäßigkeitsprin- 
zip genügen  und  dem  legitimen  Bedürfnis  nach  Vertraulichkeit 
wirtschaftlich  sensibler  Informationen  Rechnung  tragen. 

Artikel  23 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Rechts-  und  Verwaltungs- 
vorschriften in  Kraft,  die  erforderlich  sind,  um  den  Artikeln  1 


Verweisungen  auf  die  aufgehobene  Richtlinie  gelten  als  Verwei- 
sungen auf  die  vorliegende  Richtlinie  und  sind  nach  Maßgabe 
der  Entsprechungstabelle  in  Anhang  X  zu  lesen. 

Artikel  25 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffent- 
lichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  26 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 
Geschehen  zu  Straßburg  am  21.  Oktober  2009. 

Im  Namen  des  Europäischen  Im  Namen  des  Rates 
Parlaments 

Der  Präsident  Die  Präsidentin 

J.  BUZEK  C.  MALMSTRÖM 
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ANHANG  J 


Methode  zur  Festlegung  allgemeiner  Ökodesign-Anforderungen 

(gemäß  Artikel  1 5  Absatz  6) 

Die  allgemeinen  Ökodesign-Anforderungen  stellen  auf  die  Verbesserung  der  Umweltverträglichkeit  des  Produkts  ab  und 
sind  vor  allem  auf  wesentliche  Umweltaspekte  des  Produkts  ausgerichtet,  ohne  Grenzwerte  festzulegen.  Das  in  diesem 
Anhang  genannte  Verfahren  wird  angewandt,  wenn  die  Festlegung  von  Grenzwerten  für  das  untersuchte  Produkt  un- 
geeignet ist.  Die  Kommission  bestimmt  die  wesentlichen  Umweltaspekte  im  Rahmen  der  Ausarbeitung  eines  Umsetzungs- 
maßnahmen-Entwurfs für  den  in  Artikel  19  Absatz  1  genannten  Ausschuss,  die  in  der  Durchführungsmaßnahme  an- 
zugeben sind. 

Bei  der  Ausarbeitung  von  Durchführungsmaßnahmen,  mit  denen  allgemeine  Ökodesign-Anforderungen  nach  Artikel  1  5 
festgelegt  werden,  gibt  die  Kommission  je  nach  dem  Produkt,  das  von  der  Durchführungsmaßnahme  erfasst  wird,  an, 
welche  der  in  Teil  1  genannten  Ökodesign-Parameter  zutreffen  und  welche  der  in  Teil  2  genannten  Informationen 
vorgeschrieben  werden,  sowie  die  in  Teil  3  genannten  Anforderungen  an  den  Hersteller. 

Teil  1.  Ökodesign-Parameter  für  Produkte 

1.1.  Die  wesentlichen  Umweltaspekte,  soweit  sie  die  Produktgestaltung  betreffen,  werden  unter  Berücksichtigung  der 
nachstehenden  Phasen  des  Lebenszyklus  des  Produkts  festgelegt: 

a)  Auswahl  und  Einsatz  von  Rohmaterial, 

b)  Fertigung, 

c)  Verpackung,  Transport  und  Vertrieb, 

d)  Installierung  und  Wartung, 

e)  Nutzung  und 

f)  Ende  der  Lebensdauer,  d.  h.  der  Zustand  eines  Produkts  am  Ende  seiner  Erstnutzung  bis  zur  endgültigen 
Entsorgung. 

1.2.  Für  jede  dieser  Phasen  ist  —  soweit  relevant  —  Folgendes  abzuschätzen: 

a)  voraussichtlicher  Verbrauch  an  Material,  Energie  und  anderen  Ressourcen  wie  etwa  Frischwasser: 

b)  voraussichtliche  Immissionen  in  Luft,  Wasser  und  Boden: 

c)  voraussichtliche  Umweltbelastung  durch  physikalische  Einwirkungen  wie  Lärm,  Schwingungen,  Strahlung,  elek- 
tromagnetische Felder: 

d)  Menge  der  voraussichtlich  entstehenden  Abfallstoffe  und 

e)  Möglichkeiten  der  Wiederverwendung,  des  Recyclings  und  der  Verwertung  von  Material  und/oder  Energie  unter 
Berücksichtigung  der  Richtlinie  2002/96/EG. 

1.3.  Die  Verbesserung  der  in  Nummer  1.2  genannten  Umweltaspekte  eines  Produkts  ist  insbesondere  nach  folgenden 
Kriterien  zu  beurteilen,  die  bei  Bedarf  durch  andere  Kriterien  ergänzt  werden  können: 

a)  Masse  und  Volumen  des  Produkts: 

b)  Verwendung  von  Recyclingmaterial: 

c)  Verbrauch  an  Energie,  Wasser  und  anderen  Ressourcen  während  des  Produktlebenszyklus: 


d)  Verwendung  von  Stoffen,  die  gesundheits-  und/oder  umweltschädlich  im  Sinne  der  Richtlinie  67/548/EWG  des 
Rates  vom  27.  Juni  1967  zur  Angleichung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  für  die  Einstufung,  Ver- 
packung und  Kennzeichnung  gefährlicher  Stoffe  (')  sind,  unter  Berücksichtigung  von  Rechtsvorschriften  über  das 
Inverkehrbringen  und  die  Verwendung  bestimmter  Substanzen,  wie  etwa  die  Richtlinie  76/769/EWG  des  Rates 
vom  27.  Juli  1976  zur  Angleichung  der  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  für  Beschrän- 
kungen des  Inverkehrbringens  und  der  Verwendung  gewisser  gefährlicher  Stoffe  und  Zubereitungen  (2)  und  die 
Richtlinie  2002/95/EG; 

e)  Art  und  Menge  der  für  die  bestimmungsgemäße  Nutzung  und  die  ordnungsgemäße  Wartung  benötigten  Ver- 
brauchsmaterialien; 

f)  Indikatoren  der  Wiederverwendbarkeit  und  Rezyklierbarkeit:  Zahl  der  verwendeten  Materialien  und  Bauteile, 
Verwendung  von  Normteilen,  Zeitaufwand  für  das  Zerlegen,  Komplexität  der  zum  Zerlegen  benötigten  Werk- 
zeuge, Verwendung  von  Kennzeichnungsnormen  für  wieder  verwendbare  und  rezyklierbare  Bauteile  und  Mate- 
rialien (einschließlich  der  Kennzeichnung  von  Kunststoffteilen  nach  ISO-Norm),  Verwendung  leicht  rezyklierbarer 
Materialien,  leichte  Zugänglichkeit  von  wertvollen  und  anderen  rezyklierbaren  Bauteilen  und  Materialien,  leichte 
Zugänglichkeit  von  Bauteilen  und  Materialien,  die  gefährliche  Stoffe  enthalten; 

g)  Verwendung  gebrauchter  Teile; 

h)  Vermeidung  technischer  Lösungen,  die  der  Wiederverwendung  und  dem  Recycling  von  Bauteilen  und  vollstän- 
digen Geräten  entgegenstehen; 

i)  Indikatoren  der  Produktlebensdauer:  garantierte  Mindestlebensdauer,  Mindestzeitraum  der  Lieferbarkeit  von  Er- 
satzteilen, Modularität,  Nachrüstbarkeit,  Reparierbarkeit: 

j)    entstehende  Mengen  von  Abfällen  und  gefährlichen  Abfällen: 

k)  Immissionen  in  die  Atmosphäre  (Treibhausgase,  Säurebildner,  flüchtige  organische  Verbindungen,  Ozon  abbau- 
ende Stoffe,  persistente  organische  Schadstoffe,  Schwermetalle,  Fein-  und  Schwebstaubpartikel),  jedoch  unbe- 
schadet der  Richtlinie  97/68/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  1997  zur 
Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Emission  von 
gasförmigen  Schadstoffen  und  luftverunreinigenden  Partikeln  aus  Verbrennungsmotoren  für  mobile  Maschinen 
und  Geräte  (3); 

1)  Immissionen  in  das  Wasser  (Schwermetalle,  Stoffe  mit  nachteiligen  Auswirkungen  auf  die  Sauerstoffbilanz, 
persistente  organische  Schadstoffe)  und 

m)  Immissionen  in  den  Boden  (insbesondere  durch  Austritt  gefährlicher  Stoffe  bei  der  Nutzung  von  Produkten  und 
durch  Auswaschung  von  Schadstoffen  nach  ihrer  Deponierung). 

Teil  2.  Anforderungen  an  die  Bereitstellung  von  Informationen 

In  den  Durchführungsmaßnahmen  kann  vorgeschrieben  werden,  dass  der  Hersteller  Angaben  zu  machen  hat,  die  den 
Umgang  mit  dem  Produkt,  seine  Nutzung  oder  sein  Recycling  durch  andere  Stellen  als  den  Hersteller  beeinflussen 
können,  wozu  gegebenenfalls  folgende  Angaben  gehören: 

a)  Informationen  des  Konstrukteurs  zum  Herstellungsprozess: 

b)  Informationen  für  Verbraucher  über  die  wesentlichen  Umweltaspekte  und  die  Eigenschaften  des  Produkts;  diese 
Informationen  sind  dem  Produkt  beizufügen,  wenn  es  in  Verkehr  gebracht  wird,  damit  der  Verbraucher  verschiedene 
Produkte  in  ihren  Umweltaspekten  vergleichen  kann; 

c)  Informationen  für  Verbraucher  darüber,  wie  das  Produkt  mit  möglichst  geringer  Umweltbelastung  zu  installieren,  zu 
nutzen  und  zu  warten  ist,  wie  es  eine  möglichst  hohe  Lebensdauer  erreicht  und  wie  es  zu  entsorgen  ist,  sowie 
gegebenenfalls  Informationen  über  den  Zeitraum  der  Lieferbarkeit  von  Ersatzteilen  und  die  Nachrüstbarkeit  der  Geräte 
und 

d)  Informationen  über  Entsorgungsbetriebe  zu  Zerlegung,  Recycling  oder  Deponierung  des  Altprodukts. 
Die  Informationen  sind  am  Produkt  selbst  anzubringen,  wo  immer  das  möglich  ist. 

Hierbei  sind  die  Bestimmungen  des  Gemeinschaftsrechts  wie  beispielsweise  die  der  Richtlinie  2002/96/EG  zu  beachten. 


(')  ABl.  196  vom  16.8.1967,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  262  vom  27.9.1976,  S.  201. 

(!)  ABl.  L  59  vom  27.2.1998,  S.  1. 


Teil  3.  Anforderungen  an  den  Hersteller 

1.  Hersteller  von  Produkten  nehmen  eine  Analyse  des  Modells  des  Produkts  für  dessen  gesamten  Lebenszyklus  vor,  die 
die  in  der  Durchführungsmaßnahme  festgelegten,  durch  die  Gestaltung  des  Produkts  wesentlich  beeinflussbaren  Um- 
weltaspekte prüft  und  auf  realistischen  Annahmen  der  üblichen  Nutzungsbedingungen  und  der  Verwendungszwecke 
des  Produkts  beruht.  Weitere  Umweltaspekte  können  freiwillig  geprüft  werden. 

Anhand  der  Ergebnisse  dieser  Analyse  erstellt  der  Hersteller  das  ökologische  Profil  des  Produkts.  In  ihm  sind  alle 
umweltrelevanten  Produkteigenschaften  und  alle  dem  Produkt  während  seines  Lebenszyklus  zurechenbaren  und  als 
physikalische  Größen  messbaren  Aufwendungen/Abgaben  zu  berücksichtigen. 

2.  Anhand  der  Ergebnisse  dieser  Analyse  bewerten  die  Hersteller  Entwurfsalternativen  und  die  erreichte  Umweltverträg- 
lichkeit des  Produkts  anhand  von  Referenzwerten. 

Die  Referenzwerte  werden  von  der  Kommission  in  der  Durchführungsmaßnahme  auf  der  Grundlage  der  während  der 
Ausarbeitung  dieser  Maßnahme  gesammelten  Informationen  ermittelt. 

Bei  der  Wahl  einer  bestimmten  konstruktiven  Lösung  ist  unter  Beachtung  aller  geltenden  Rechtsvorschriften  ein 
sinnvoller  Kompromiss  zwischen  den  verschiedenen  Umweltaspekten  und  zwischen  den  Erfordernissen  des  Umwelt- 
schutzes und  anderen  Erfordernissen  wie  Sicherheit  und  Gesundheitsschutz,  funktionalen  Erfordernissen,  Qualität, 
Leistung  und  wirtschaftlichen  Aspekten,  einschließlich  Herstellungskosten  und  Marktfähigkeit,  zu  erreichen. 


ANHANG  II 


Methode  zur  Festlegung  spezifischer  Ökodesign-Anforderungen 

(gemäß  Artikel  15  Absatz  6) 

Spezifische  Ökodesign-Anforderungen  werden  mit  dem  Ziel  festgelegt,  ausgewählte  Umweltaspekte  des  Produkts  zu 
verbessern.  Es  kann  sich  dabei  gegebenenfalls  um  Anforderungen  für  die  reduzierte  Verwendung  eines  bestimmten 
Materials  handeln,  wie  etwa  der  Begrenzung  der  Verwendung  dieses  Materials  in  den  verschiedenen  Stadien  des  Lebens- 
zyklus des  Produkts  (z.  B.  Begrenzung  des  Wasserverbrauchs  bei  der  Nutzung  oder  des  Verbrauchs  eines  bestimmten 
Materials  bei  der  Herstellung  oder  Mindestanforderungen  für  die  Verwendung  von  Recyclingmaterial). 

Bei  der  Ausarbeitung  der  Durchführungsmaßnahmen  mit  spezifischen  Ökodesign-Anforderungen  gemäß  Artikel  1 5  er- 
mittelt die  Kommission  je  nach  dem  Produkt,  das  von  der  Durchführungsmaßnahme  erfasst  wird,  die  entsprechenden 
Ökodesign-Parameter  nach  Anhang  I  Teil  1  und  legt  die  Höhe  dieser  Anforderungen  nach  dem  in  Artikel  19  Absatz  2 
genannten  Regelungsverfahren  folgendermaßen  fest: 

1.  In  einer  technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen  Analyse  ist  eine  Reihe  auf  dem  Markt  befindlicher  Modelle 
auszuwählen,  die  für  das  betreffende  Produkt  repräsentativ  sind;  an  ihnen  sind  die  wirtschaftlich  tragfähigen  tech- 
nischen Möglichkeiten  zur  Verbesserung  der  Umweltverträglichkeit  des  Produkts  zu  ermitteln,  wobei  darauf  zu  achten 
ist,  dass  die  Leistung  und  der  Verbrauchernutzen  des  Produkts  nicht  wesentlich  gemindert  werden. 

Im  Rahmen  der  technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen  Analyse  werden  zudem  in  Bezug  auf  die  geprüften 
Umweltaspekte  die  besten  auf  dem  Markt  befindlichen  Produkte  und  Technologien  ermittelt. 

Das  Abschneiden  von  auf  internationalen  Märkten  verfügbaren  Produkten  und  in  der  Gesetzgebung  anderer  Länder 
bestehende  Referenzwerte  sollten  sowohl  bei  der  Analyse  als  auch  bei  der  Festlegung  von  Anforderungen  berück- 
sichtigt werden. 

Anhand  der  Ergebnisse  dieser  Analyse  sind  unter  Berücksichtigung  der  technischen  und  wirtschaftlichen  Machbarkeit 
und  des  Verbesserungspotenzials  konkrete  Maßnahmen  zur  Minimierung  der  Umweltauswirkung  des  Produkts  zu 
treffen. 

Die  Anforderungen  an  die  Energieeffizienz  oder  den  Energieverbrauch  im  Betrieb  sind  so  festzusetzen,  dass  die 
Lebenszykluskosten  repräsentativer  Modelle  des  Produkts  für  den  Endnutzer  möglichst  niedrig  sind,  wobei  die  Aus- 
wirkungen auf  die  anderen  Umweltaspekte  zu  berücksichtigen  sind.  Der  Analyse  der  Lebenszykluskosten  sind  ein  realer 
Diskontsatz,  der  auf  den  Angaben  der  Europäischen  Zentralbank  beruht,  sowie  eine  realistische  Produktlebensdauer 
zugrunde  zu  legen;  zu  betrachten  ist  die  Summe  der  Veränderungen  des  Kaufpreises  (entsprechend  den  Veränderungen 
der  Herstellungskosten)  und  der  Betriebskosten,  die  sich  aus  den  entsprechenden  Möglichkeiten  der  technischen 
Verbesserung  der  als  repräsentativ  ausgewählten  Modelle  des  Produkts  über  deren  Lebensdauer  ergeben.  Die  Betriebs- 
kosten sind  in  erster  Linie  Energiekosten  und  Kosten  für  andere  Ressourcen  wie  Wasser  und  Waschmittel. 

Eine  die  maßgeblichen  Faktoren,  wie  etwa  Kosten  für  Energie,  andere  Ressourcen,  Rohmaterial  und  Fertigung  sowie 
Diskontsätze,  und  bei  Bedarf  die  externen  Umweltkosten,  einschließlich  der  vermiedenen  Treibhausgasemissionen, 
betreffende  Sensibilitätsanalyse  ist  vorzunehmen,  um  festzustellen,  ob  sich  wesentliche  Änderungen  ergeben,  und 
um  die  Schlussfolgerungen  zu  überprüfen.  Die  Anforderung  ist  entsprechend  anzupassen. 

Der  Verbrauch  anderer  Ressourcen  wie  Wasser  kann  auf  ähnliche  Weise  analysiert  werden. 

2.  Bei  der  Ausarbeitung  der  technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen  Analysen  kann  auf  Informationen  zurück- 
gegriffen werden,  die  im  Rahmen  anderer  Maßnahmen  der  Gemeinschaft  gewonnen  wurden. 

Gleiches  gilt  für  Informationen  aus  bestehenden  Programmen,  die  außerhalb  der  Gemeinschaft  durchgeführt  werden 
und  auf  die  Festlegung  spezifischer  Ökodesign-Anforderungen  an  Produkte,  die  mit  Wirtschaftspartnern  der  Europäi- 
schen Union  gehandelt  werden,  abstellen. 

3.  Die  Anforderung  darf  erst  nach  Ablauf  der  für  die  Entwicklung  eines  neuen  Produkts  üblichen  Zeit  in  Kraft  treten. 


ANHANG  III 


CE-Kennzeichnung 

(gemäß  Artikel  5  Absatz  2) 


Die  CE-Kennzeichnung  muss  mindestens  5  mm  hoch  sein.  Bei  der  Vergrößerung  oder  Verkleinerung  der  CE-Kennzeich- 
nung müssen  die  im  obigen  Bild  wiedergegebenen  Proportionen  gewahrt  bleiben. 

Die  CE-Kennzeichnung  ist  auf  dem  Produkt  anzubringen.  Ist  dies  nicht  möglich,  ist  sie  stattdessen  auf  der  Verpackung 
und  den  Begleitdokumenten  anzubringen. 


ANHANG  N 


Interne  Entwurfskontrolle 

(gemäß  Artikel  8  Absatz  2) 

In  diesem  Anhang  wird  das  Verfahren  beschrieben,  nach  dem  der  Hersteller  oder  sein  Bevollmächtigter,  der  den  in 
Nummer  2  genannten  Verpflichtungen  nachkommt,  gewährleistet  und  erklärt,  dass  ein  Produkt  die  Anforderungen  der 
jeweils  geltenden  Durchführungsmaßnahme  erfüllt.  Die  EG-Konformitätserklärung  kann  für  ein  Produkt  oder  mehrere 
Produkte  ausgestellt  werden  und  ist  vom  Hersteller  aufzubewahren. 

Der  Hersteller  muss  technische  Unterlagen  zusammenstellen,  anhand  deren  es  möglich  ist,  die  Ubereinstimmung  des 
Produkts  mit  den  Anforderungen  der  jeweils  geltenden  Durchführungsmaßnahme  zu  beurteilen. 

Die  technischen  Unterlagen  enthalten  insbesondere: 

a)  eine  allgemeine  Beschreibung  des  Produkts  und  der  Verwendung,  für  die  es  vorgesehen  ist; 

b)  die  Ergebnisse  der  vom  Hersteller  durchgeführten  Analyse  der  Umweltauswirkungen  und/oder  Verweise  auf  ein- 
schlägige Literatur  oder  Fallstudien,  auf  die  der  Hersteller  sich  bei  der  Bewertung,  Dokumentierung  und  Gestaltung 
des  Produkts  gestützt  hat; 

c)  das  ökologische  Profil,  sofern  dies  die  Durchführungsmaßnahme  verlangt: 

d)  die  Beschreibung  der  Umweltaspekte  der  Gestaltung  des  Produkts; 

e)  eine  Liste  der  in  Artikel  10  genannten  Normen,  die  ganz  oder  teilweise  angewandt  wurden,  und  eine  Beschreibung 
der  Lösungen,  mit  denen  den  Anforderungen  der  jeweils  geltenden  Durchführungsmaßnahme  entsprochen  wird, 
falls  keine  Normen  nach  Artikel  10  angewandt  wurden  oder  falls  die  Normen  den  Anforderungen  der  Durch- 
führungsmaßnahme nicht  vollständig  Rechnung  tragen: 

f)  die  Angaben  nach  Anhang  I  Teil  2  zu  den  umweltrelevanten  Gestaltungsmerkmalen  des  Produkts  und 

g)  die  Ergebnisse  der  Messungen  zur  Prüfung  der  Übereinstimmung  des  Produkts  mit  den  Ökodesign-Anforderungen 
einschließlich  Angaben  zur  Konformität  dieser  Messungen  im  Vergleich  zu  den  Ökodesign-Anforderungen  der 
jeweils  geltenden  Durchführungsmaßnahme. 

Der  Hersteller  hat  den  Fertigungsprozess  so  zu  gestalten  und  zu  überwachen,  dass  das  Produkt  den  in  Nummer  2 
genannten  Angaben  entspricht  und  die  Anforderungen  der  jeweils  geltenden  Durchführungsmaßnahme  erfüllt. 


ANHANG  V 


Managementsystem  für  die  Konformitätsbewertung 

(gemäß  Artikel  8  Absatz  2) 

1.  In  diesem  Anhang  wird  das  Verfahren  beschrieben,  nach  dem  der  Hersteller,  der  den  in  Nummer  2  genannten 
Verpflichtungen  nachkommt,  gewährleistet  und  erklärt,  dass  ein  Produkt  die  Anforderungen  der  jeweils  geltenden 
Durchführungsmaßnahme  erfüllt.  Die  EG-Konformitätserklärung  kann  für  ein  Produkt  oder  mehrere  Produkte 
ausgestellt  werden  und  ist  vom  Hersteller  aufzubewahren. 

2.  Für  die  Bewertung  der  Konformität  des  Produkts  kann  ein  Managementsystem  herangezogen  werden,  sofern  der 
Hersteller  die  in  Nummer  3  beschriebenen  Umweltkomponenten  darin  einbezieht. 

3.  Umweltkomponenten  des  Managementsystems 

Unter  dieser  Nummer  werden  die  Komponenten  eines  Managementsystems  und  die  Verfahren  beschrieben,  mit 
denen  der  Hersteller  nachweisen  kann,  dass  das  Produkt  die  Anforderungen  der  jeweils  geltenden  Durchführungs- 
maßnahme erfüllt. 

3.1.  Umweltorientierte  Produktpolitik 

Der  Hersteller  muss  nachweisen  können,  dass  die  Anforderungen  der  maßgebenden  Durchführungsmaßnahme 
erfüllt  sind.  Ferner  muss  der  Hersteller  zur  Verbesserung  der  Umweltverträglichkeit  der  Produkte  ein  Rahmenkon- 
zept für  die  Festlegung  von  Umweltverträglichkeitszielen  und  -indikatoren  und  deren  Überprüfung  vorlegen  kön- 
nen. 

Alle  Maßnahmen,  die  der  Hersteller  trifft,  um  die  Umweltverträglichkeit  insgesamt  durch  Produktgestaltung  und 
Gestaltung  des  Herstellungsprozesses  zu  verbessern  und  das  Umweltprofil  zu  ermitteln  —  sofern  die  Durchfüh- 
rungsmaßnahme dies  vorschreibt  — ,  müssen  strukturiert  und  schriftlich  in  Form  von  Verfahren  und  Anweisungen 
dokumentiert  sein. 

Diese  Verfahren  und  Anweisungen  müssen  insbesondere  Folgendes  in  der  Dokumentation  hinreichend  ausführlich 
beschreiben: 

a)  die  Liste  der  Dokumente,  die  zum  Nachweis  der  Konformität  des  Produkts  zu  erstellen  und  gegebenenfalls 
bereitzustellen  sind; 

b)  die  Umweltverträglichkeitsziele  und  -indikatoren  sowie  die  Organisationsstruktur,  die  Verteilung  der  Zuständig- 
keiten und  die  Befugnisse  der  Geschäftsleitung  und  die  Mittelausstattung  in  Bezug  auf  die  Erfüllung  und 
Beibehaltung  dieser  Ziele  und  Indikatoren; 

c)  die  nach  der  Fertigung  durchzuführenden  Prüfungen  des  Produkts  auf  Übereinstimmung  mit  den  Umweltver- 
träglichkeitsvorgaben: 

d)  die  Verfahren  zur  Kontrolle  der  vorgeschriebenen  Dokumentation  und  zur  Sicherstellung  ihrer  regelmäßigen 
Aktualisierung  und 

e)  das  Verfahren,  mit  dem  die  Einbeziehung  und  Wirksamkeit  der  Umweltkomponenten  des  Managementsystems 
überprüft  wird. 

3.2.  Planung 

Der  Hersteller  hat  Folgendes  auszuarbeiten  und  zu  aktualisieren: 

a)  Verfahren  zur  Ermittlung  des  ökologischen  Profils  des  Produkts, 

b)  Umweltverträglichkeitsziele  und  -indikatoren,  die  bei  der  Wahl  technischer  Lösungen  neben  technischen  und 
wirtschaftlichen  Erfordernissen  zu  berücksichtigen  sind,  und 

c)  ein  Programm  zur  Erreichung  dieser  Ziele. 

3.3.  Durchführung  und  Unterlagen 
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3.3.1.  Die  Unterlagen  zum  Managementsystem  müssen  insbesondere  Folgendes  einhalten: 

a)  Zuständigkeiten  und  Befugnisse  sind  festzulegen  und  zu  dokumentieren,  damit  die  umweltorientierte  Produkt- 
politik wirksam  durchgeführt  werden  kann,  damit  ihre  Umsetzung  schriftlich  festgehalten  wird  und  damit 
Kontrollen  und  Verbesserungsmaßnahmen  möglich  sind; 

b)  die  Methoden  der  Entwurfskontrolle  und  der  Prüfung  nach  der  Fertigung  sowie  die  bei  der  Produktgestaltung 
zur  Anwendung  kommenden  Verfahren  und  systematischen  Maßnahmen  sind  schriftlich  festzuhalten  und 

c)  der  Hersteller  muss  Unterlagen  erstellen  und  aktualisieren,  in  denen  die  wesentlichen  Umweltkomponenten  des 
Managementsystems  und  die  Verfahren  zur  Prüfung  aller  benötigten  Unterlagen  beschrieben  sind. 

3.3.2.  Die  Unterlagen  zu  dem  Produkt  müssen  insbesondere  Angaben  zu  folgenden  Aspekten  enthalten: 

a)  eine  allgemeine  Beschreibung  des  Produkts  und  der  Verwendung,  für  die  es  vorgesehen  ist; 

b)  die  Ergebnisse  der  vom  Hersteller  durchgeführten  Analyse  der  Umweltauswirkungen  und/oder  Verweise  auf 
einschlägige  Literatur  oder  Fallstudien,  auf  die  der  Hersteller  sich  bei  der  Bewertung,  Dokumentierung  und 
Gestaltung  des  Produkts  gestützt  hat; 

c)  das  ökologische  Profil,  sofern  dies  die  Durchführungsmaßnahme  verlangt; 

d)  die  Ergebnisse  der  Messungen  zur  Prüfung  der  Übereinstimmung  des  Produkts  mit  den  Ökodesign-Anforde- 
rungen  einschließlich  Angaben  zur  Konformität  dieser  Messungen  im  Vergleich  zu  den  Ökodesign-Anforderun- 
gen  der  jeweils  geltenden  Durchführungsmaßnahme; 

e)  Spezifikationen  des  Herstellers,  in  denen  insbesondere  angegeben  wird,  welche  harmonisierten  Normen  ange- 
wandt wurden;  werden  keine  harmonisierten  Normen  nach  Artikel  10  angewandt  oder  tragen  die  harmoni- 
sierten Normen  den  Anforderungen  der  Durchführungsmaßnahme  nicht  vollständig  Rechnung,  so  muss  dar- 
gelegt werden,  mit  welchen  Mitteln  die  Erfüllung  der  Anforderungen  gewährleistet  wird,  und 

f)  die  Angaben  nach  Anhang  I  Teil  2  zu  den  umweltrelevanten  Gestaltungsmerkmalen  des  Produkts. 
3.4.     Prüfungen  und  Abstellung  von  Mängeln 

3.4.1.  Der  Hersteller  muss 

a)  alle  erforderlichen  Maßnahmen  ergreifen,  um  sicherzustellen,  dass  das  Produkt  in  Einklang  mit  den  Gestaltungs- 
spezifikationen und  den  Anforderungen  der  für  das  Produkt  geltenden  Durchführungsmaßnahme  hergestellt 
wird; 

b)  Verfahren  ausarbeiten  und  aufrechterhalten,  mit  denen  er  auf  Nichtkonformität  reagiert  und  die  dokumentierten 
Verfahren  im  Anschluss  an  die  Abstellung  der  Mängel  ändert,  und 

c)  mindestens  alle  drei  Jahre  eine  umfassende  interne  Prüfung  (Audit)  des  Managementsystems  in  Bezug  auf  dessen 
Umweltkomponenten  durchführen. 
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ANHANG  VI 
EG-Konformitätserklärung 

(gemäß  Artikel  5  Absatz  3) 

Die  EG-Konformitätserklärung  muss  folgende  Angaben  enthalten: 

1.  Name  und  Anschrift  des  Herstellers  oder  seines  Bevollmächtigten; 

2.  eine  für  die  eindeutige  Bestimmung  des  Produkts  hinreichend  ausführliche  Beschreibung; 

3.  gegebenenfalls  die  Fundstellen  der  angewandten  harmonisierten  Normen; 

4.  gegebenenfalls  die  sonstigen  angewandten  technischen  Normen  und  Spezifikationen; 

5.  gegebenenfalls  die  Erklärung  der  Ubereinstimmung  mit  anderen  einschlägigen  Rechtsvorschriften  der  Gemeinschaft,  die 
die  CE-Kennzeichnung  vorsehen,  und 

6.  Name  und  Unterschrift  der  für  den  Hersteller  oder  seinen  Bevollmächtigten  zeichnungsberechtigten  Person. 


ANHANG  VD 


Inhalt  der  Durchführungsmaßnahmen 

(gemäß  Artikel  15  Absatz  8) 

In  einer  Durchführungsmaßnahme  ist  insbesondere  Folgendes  festzulegen: 

1.  die  genaue  Definition  der  von  ihr  erfassten  Produktart(en); 

2.  die  Okodesign-Anforderung(en)  an  das  (die)  von  ihr  erfasste(n)  Produkt(e),  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens,  eventuelle 
Stufen-  oder  Übergangsregelungen  oder  -fristen; 

a)  bei  allgemeinen  Ökodesign-Anforderungen  die  relevanten  Phasen  und  Einzelaspekte  unter  denen  gemäß  Anhang  I 
Nummern  1.1  und  1.2  zusammen  mit  Beispielen  für  Parameter  aus  der  Liste  in  Anhang  I  Nummer  1.3  als 
Richtschnur  für  die  Bewertung  der  Verbesserungen  in  Bezug  auf  die  festgelegten  Umweltaspekte; 

b)  bei  spezifischen  Ökodesign-Anforderungen  deren  Höhe: 

3.  die  in  Anhang  I  Teil  1  genannten  Ökodesign-Parameter,  für  die  keine  Ökodesign-Anforderung  erforderlich  ist; 

4.  die  Anforderungen  an  die  Installation  des  Produkts,  wenn  diese  einen  unmittelbaren  Einfluss  auf  dessen  Umwelt- 
verträglichkeit hat: 

5.  die  anzuwendenden  Messnormen  und/oder  Messverfahren;  soweit  verfügbar,  sind  harmonisierte  Normen,  deren  Fund- 
stellen im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  sind,  anzuwenden: 

6.  Angaben  zur  Konformitätsbewertung  nach  dem  Beschluss  93/465/EWG: 

a)  wenn  ein  anderes  Modul  als  Modul  A  anzuwenden  ist:  die  Gründe  für  die  Wahl  dieses  bestimmten  Verfahrens, 

b)  gegebenenfalls  die  Kriterien  für  die  Zulassung  und/oder  Zertifizierung  Dritter. 

Sind  in  verschiedenen  Gemeinschaftsvorschriften  für  dasselbe  Produkt  verschiedene  Module  festgelegt,  so  ist  das  in  der 
Durchführungsmaßnahme  für  die  jeweilige  Anforderung  festgelegte  Modul  anzuwenden; 

7.  die  Informationen,  die  der  Hersteller  zu  übermitteln  hat,  namentlich  über  die  Einzelheiten  der  technischen  Unterlagen, 
die  erforderlich  sind,  um  die  Prüfung  der  Übereinstimmung  der  Produkte  mit  der  Durchführungsmaßnahme  zu 
erleichtern; 

8.  die  Länge  der  Übergangsfrist,  während  deren  die  Mitgliedstaaten  das  Inverkehrbringen  und/oder  die  Inbetriebnahme 
von  Produkten  zulassen  müssen,  die  zum  Zeitpunkt  der  Verabschiedung  der  Durchführungsmaßnahme  den  in  ihrem 
Hoheitsgebiet  geltenden  Vorschriften  entsprechen: 


9.  das  Datum  für  die  Bewertung  und  mögliche  Änderung  der  Durchführungsmaßnahme  unter  Berücksichtigung  der 
Schnelligkeit  des  technischen  Fortschritts. 


ANHANG  Vitt 


Selbstregulierung 

(gemäß  Artikel  17) 

Zusätzlich  zu  der  grundlegenden  rechtlichen  Anforderung,  dass  Selbstregulierungsinitiativen  mit  sämtlichen  Bestimmun- 
gen des  Vertrags  (insbesondere  des  Binnenmarkt-  und  des  Wettbewerbsrechts)  sowie  mit  den  internationalen  Verpflich- 
tungen der  Gemeinschaft  einschließlich  der  multilateralen  Handelsbestimmungen  in  Einklang  stehen  müssen,  kann  fol- 
gende nicht  erschöpfende  Liste  von  Orientierungskriterien  zur  Beurteilung  der  Zulässigkeit  von  Selbstregulierungsinitia- 
tiven als  Alternative  zu  einer  Durchführungsmaßnahme  im  Rahmen  dieser  Richtlinie  dienen: 


1.  Offenheit  der  Beteiligung 

Selbstregulierungsinitiativen  müssen  sowohl  in  der  Vorbereitungs-  als  auch  der  Durchführungsphase  für  Mitwirkende 
in  Drittstaaten  offen  stehen. 


2.  Mehrwert 

Selbstregulierungsinitiativen  müssen  einen  Mehrwert  (über  das  „Weitermachen  wie  bisher"  hinaus)  in  Form  einer 
besseren  Gesamtumweltverträglichkeit  des  betroffenen  Produkts  schaffen. 


3.  Repräsentativität 

Die  Industrie  und  ihre  Verbände,  die  an  einer  Selbstregulierungsmaßnahme  mitwirken,  müssen  eine  große  Mehrheit  des 
betreffenden  Wirtschaftszweigs  mit  möglichst  wenigen  Ausnahmen  repräsentieren.  Es  ist  darauf  zu  achten,  dass  für  die 
Einhaltung  der  Wettbewerbsbestimmungen  gesorgt  wird. 


4.  Quantifizierte  und  abgestufte  Ziele 

Die  von  den  Interessengruppen  festgelegten  Ziele  sind  klar  und  eindeutig  anhand  gründlich  definierter  Ausgangspunkte 
zu  formulieren.  Erstreckt  sich  die  Selbstregulierungsinitiative  über  einen  langen  Zeitraum,  sind  Zwischenziele  auf- 
zuführen. Es  muss  möglich  sein,  die  Erfüllung  der  Ziele  und  Zwischenziele  auf  erschwingliche  und  glaubwürdige  Art 
und  Weise  und  anhand  klarer,  zuverlässiger  Indikatoren  nachzuprüfen.  Forschungsdaten  sowie  wissenschaftliche  und 
technologische  Hintergrunddaten  müssen  die  Aufstellung  dieser  Indikatoren  erleichtern. 


5.  Beteiligung  der  Zivilgesellschaft 

Damit  Transparenz  gewährleistet  ist,  werden  Selbstregulierungsinitiativen  öffentlich  bekannt  gegeben,  auch  mit  Hilfe 
des  Internets  und  sonstiger  elektronischer  Mittel  der  Informationsverbreitung. 


Das  Gleiche  gilt  für  vorläufige  und  endgültige  Überwachungsberichte.  Die  Interessengruppen,  einschließlich  der  Mit- 
gliedstaaten, der  Industrie,  der  nichtstaatlichen  UmWeltorganisationen  und  der  Verbraucherverbände,  müssen  aufgefor- 
dert werden,  Anmerkungen  zu  einer  Selbstregulierungsinitiative  zu  machen. 


6.  Überwachung  und  Berichterstattung 

Selbstregulierungsinitiativen  umfassen  ein  gründlich  konzipiertes  Überwachungssystem  mit  klar  aufgeführten  Aufgaben 
für  die  Industrie  und  die  unabhängigen  Prüfer.  Die  Dienststellen  der  Kommission  sind  aufzufordern,  in  Partnerschaft 
mit  den  Parteien  der  Selbstregulierungsinitiative  das  Erreichen  der  Ziele  zu  überwachen. 


Der  Überwachungs-  und  Berichterstattungsplan  ist  detailliert,  transparent  und  objektiv.  Es  obliegt  den  Dienststellen  der 
Kommission,  unterstützt  durch  den  in  Artikel  19  Absatz  1  genannten  Ausschuss,  zu  prüfen,  ob  die  Gesamtziele  der 
freiwilligen  Vereinbarung  oder  anderer  Selbstregulierungsmaßnahmen  erreicht  worden  sind. 


7.  Kostenwirksamkeit  der  Verwaltung  einer  Selbstregulierungsinitiative 

Die  Kosten  der  Verwaltung  von  Selbstregulierungsinitiativen,  besonders  was  die  Überwachung  angeht,  dürfen  keine 
gegenüber  den  Zielen  der  Initiative  und  den  sonstigen  verfügbaren  politischen  Instrumenten  unverhältnismäßige 
administrative  Belastung  mit  sich  bringen. 


8.  Nachhaltigkeit 

Selbstregulierungsinitiativen  tragen  der  politischen  Zielsetzung  dieser  Richtlinie  einschließlich  des  integrierten  Ansatzes 
Rechnung  und  stehen  im  Einklang  mit  den  wirtschafts-  und  sozialpolitischen  Aspekten  einer  nachhaltigen  Entwick- 
lung. Die  Belange  der  Verbraucher,  nämlich  solche  der  Gesundheit  und  Lebensqualität  und  wirtschaftliche  Belange,  sind 
zu  wahren. 

9.  Kompatibilität  von  Anreizen 

Selbstregulierungsinitiativen  sind  nicht  dazu  angetan,  die  erwarteten  Ergebnisse  zu  erbringen,  wenn  sonstige  Faktoren 
und  Anreize  —  Druck  des  Marktes,  Besteuerung  und  nationales  Recht  —  den  an  der  Selbstregulierungsinitiative 
Beteiligten  widersprüchliche  Signale  senden.  Politische  Konsequenz  ist  in  dieser  Hinsicht  von  entscheidender  Bedeutung 
und  muss  bei  der  Bewertung  der  Wirksamkeit  der  Initiative  berücksichtigt  werden. 


ANHANG  IX 
TEIL  A 

Aufgehobene  Richtlinie  mit  der  Liste  ihrer  aufeinander  folgenden  Änderungen 

(gemäß  Artikel  24) 

Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
(ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29). 

Richtlinie  2008/28/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  nur  Artikel  1 

(ABl.  L  81  vom  20.3.2008,  S.  48). 


TEIL  B 

Fristen  für  die  Umsetzung  in  innerstaatliches  Recht 

(gemäß  Artikel  24) 


Richtlinie 

Umsetzungsfrist 

2005/32/EG 

11.  August  2007 

2008/28/EG 

ANHANG  X 
Entsprechungstabelle 


Richtlinie  2005/32/EG 

Vorliegende  Richtlinie 

Artikel  1  bis  20 

Artikel  1  bis  20 

Artikel  21 

— 

Artikel  22 

— 

Artikel  23 

Artikel  21 

Artikel  24 

Artikel  22 

Artikel  25 

— 

— 

Artikel  23 

— 

Artikel  24 

Artikel  26 

Artikel  25 

Artikel  27 

Artikel  26 

Anhänge  I  bis  VIII 

Anhänge  I  bis  VIII 

Anhang  IX 

Anhang  X 

Richtlinie  2012/27/EU 

(ABl.  2012  L  315/1) 
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Der  Text  der  Richtlinie  2012/27/EU  findet  sich  auf  den  S.  1470  ff.. 
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Richtlinie  2009/126/EG 

(ABl.  2009  L  285/36) 
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RICHTLINIE  2009/126/EG  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  21.  Oktober  2009 

über  Phase  II  der  Benzindampf-Rückgewinnung  beim  Betanken  von  Kraftfahrzeugen  an  Tankstellen 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Ge- 
meinschaft, insbesondere  auf  Artikel  175  Absatz  1, 


auf  Vorschlag  der  Kommission, 


nach  Anhörung  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozialaus- 
schusses 


nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 


gemäß  dem  Verfahren  des  Artikels  251  des  Vertrags  (2), 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Gemäß  dem  Beschluss  Nr.  1600/2002/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Juli  2002  über 
das  Sechste  Umweltaktionsprogramm  der  Europäischen 
Gemeinschaft  (3)  muss  die  Luftverschmutzung  auf  ein  Ni- 
veau verringert  werden,  das  die  nachteiligen  Auswirkun- 
gen auf  die  Gesundheit  des  Menschen  und  die  Umwelt 
auf  ein  Minimum  begrenzt. 


(2)  Im  Genfer  Protokoll  betreffend  die  Bekämpfung  von 
Emissionen  flüchtiger  organischer  Verbindungen  oder  ih- 
rer grenzüberschreitenden  Ströme  werden  Ziele  in  Bezug 
auf  die  Senkung  der  Emissionen  flüchtiger  organischer 
Verbindungen  (VOC)  festgelegt,  und  im  Göteborger  Pro- 
tokoll zur  Verringerung  von  Versauerung,  Eutrophierung 
und  bodennahem  Ozon  (4)  werden  Emissionshöchstmen- 
gen für  vier  Schadstoffe  —  Schwefeldioxid,  Stickoxide, 
VOC  und  Ammoniak  —  festgesetzt,  wobei  der  Einsatz 
der  besten  verfügbaren  Technologien  zur  Emissionsmin- 
derung vorgeschrieben  wird. 


(3)  In  der  Richtlinie  2008/50/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  21.  Mai  2008  über  Luftqua- 
lität und  saubere  Luft  für  Europa  (^)  sind  Luftqualitätsziele 
für  bodennahes  Ozon  und  Benzol  festgelegt,  und  die 


(')  Stellungnahme  vom  13.  Mai  2009  (noch  nicht  im  Amtsblatt  ver- 
öffentlicht). 

(2)  Stellungnahme  des  Europäischen  Parlaments  vom  5.  Mai  2009  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates  vom 
24.  September  2009. 

(3)  ABl.  L  242  vom  10.9.2002,  S.  1. 

(4)  ABl.  L  179  vom  17.7.2003,  S.  3. 

(5)  ABl.  L  152  vom  11.6.2008,  S.  1. 


Richtlinie  200 1/81 /EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  23.  Oktober  2001  über  nationale  Emis- 
sionshöchstmengen für  bestimmte  Luftschadstoffe  (6)  ent- 
hält nationale  Emissionshöchstmengen  für  VOC,  die  zur 
Bildung  von  bodennahem  Ozon  beitragen.  Emissionen 
von  VOC,  einschließlich  Benzindämpfen,  in  einem  Mit- 
gliedstaat können  zu  Luftqualitätsproblemen  in  anderen 
Mitgliedstaaten  beitragen. 


(4)       Ozon  ist  auch  ein  Treibhausgas  und  trägt  zur  Erderwär- 
mung und  Klimaänderung  bei. 


(5)  Gemäß  der  Richtlinie  94/6  3/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  20.  Dezember  1994  zur 
Begrenzung  der  Emissionen  flüchtiger  organischer  Ver- 
bindungen (VOC-Emissionen)  bei  der  Lagerung  von  Otto- 
kraftstoff und  seiner  Verteilung  von  den  Auslieferungs- 
lagern bis  zu  den  Tankstellen  (7)  (Phase  I  der  Benzin- 
dampf-Rückgewinnung) sollen  Benzindämpfe,  die  bei 
der  Lagerung  von  Ottokraftstoff  und  seiner  Verteilung 
zwischen  Auslieferungslagern  und  Tankstellen  freigesetzt 
werden,  rückgewonnen  werden. 


(6)  Benzindämpfe  werden  auch  beim  Betanken  von  Kraft- 
fahrzeugen an  Tankstellen  freigesetzt  und  sollten  auf 
eine  der  Richtlinie  94/63/EG  entsprechende  Weise  rück- 
gewonnen werden. 


(7)  Es  wurden  verschiedene  Gemeinschaftsinstrumente  zur 
Beschränkung  der  VOC-Emissionen  entwickelt  und  um- 
gesetzt. Es  sind  jedoch  weitere  Maßnahmen  erforderlich, 
um  die  im  Sechsten  Umweltaktionsprogramm  der  Ge- 
meinschaft und  in  der  Richtlinie  2001/81/EG  gesetzten 
Ziele  in  den  Bereichen  Gesundheit  und  Umwelt  zu  errei- 
chen. 


(8)  Um  die  Lebenszyklusemissionen  von  Treibhausgasen  der 
im  Straßenverkehr  gebrauchten  Kraftstoffe  zu  senken, 
wird  es  nach  der  Richtlinie  98/70/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Oktober  1998  über 
die  Qualität  von  Otto-  und  Dieselkraftstoffen  (8)  ab 
1.  Januar  2011  zulässig  sein,  Benzin  in  Verkehr  zu  brin- 
gen, das  einen  größeren  Anteil  an  Biokraftstoffkom- 
ponenten aufweist  als  bisher.  Dies  kann  zu  einem  An- 
stieg der  VOC-Emissionen  führen,  weil  die  Mitgliedstaa- 
ten beschränkte  Ausnahmen  von  den  Dampfdruckauf- 
lagen der  genannten  Richtlinie  vorsehen  können. 


(6)  ABl.  L  309  vom  27.11.2001,  S.  22. 

(7)  ABl.  L  365  vom  31.12.1994,  S.  24. 
(s)  ABl.  L  350  vom  28.12.1998,  S.  58. 
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(9)  Bestehende  Tankstellen  müssen  vorhandene  Infrastruktu- 
ren möglicherweise  nachrüsten,  und  es  empfiehlt  sich, 
Ausrüstungen  zur  Rückgewinnung  von  Benzindämpfen 
im  Rahmen  größerer  Renovierungsarbeiten  an  der  Betan- 
kungsanlage  (d.  h.  einer  wesentlichen  Änderung  oder  Er- 
neuerung der  Infrastruktur  der  Tankstelle,  insbesondere 
der  Tanks  und  der  Leitungen)  zu  installieren,  da  dies 
eine  erhebliche  Senkung  der  Kosten  der  notwendigen 
Anpassungen  bedeutet.  Bestehende  Großtankstellen  sind 
jedoch  eher  in  der  Lage,  die  nötigen  Nachrüstungen  vor- 
zunehmen, und  sollten  Ausrüstungen  zur  Benzindampf- 
Rückgewinnung  schon  deshalb  früher  installieren,  weil  sie 
in  höherem  Maße  zu  den  Emissionen  beitragen.  Im  Falle 
neuer  Tankstellen  können  Ausrüstungen  zur  Benzin- 
dampf-Rückgewinnung in  Planung  und  Bau  einbezogen 
werden;  diese  Tankstellen  sind  daher  in  der  Lage,  die 
Ausrüstungen  sofort  zu  installieren. 


(15)  Nach  Nummer  34  der  Interinstitutionellen  Vereinbarung 
über  bessere  Rechtsetzung  (2)  sind  die  Mitgliedstaaten  auf- 
gefordert, für  ihre  eigenen  Zwecke  und  im  Interesse  der 
Gemeinschaft  eigene  Tabellen  zu  erstellen,  denen  im  Rah- 
men des  Möglichen  die  Entsprechungen  zwischen  dieser 
Richtlinie  und  den  Umsetzungsmaßnahmen  zu  entneh- 
men sind,  und  diese  zu  veröffentlichen. 


(16)  Da  diese  Richtlinie  gemäß  Artikel  175  des  Vertrags  an- 
genommen wurde,  hindert  sie  die  Mitgliedstaaten  nicht 
daran,  strengere  Schutzmaßnahmen,  die  im  Einklang  mit 
dem  Vertrag  stehen,  beizubehalten  oder  zu  ergreifen.  Ge- 
mäß Artikel  176  des  Vertrags  müssen  die  Mitgliedstaaten 
die  Kommission  gegebenenfalls  über  derartige  Maßnah- 
men informieren. 


(10)  Die  Kraftstofftanks  von  neu  hergestellten  Kraftfahrzeugen 
enthalten  keinen  Benzindampf.  Es  ist  daher  sachgerecht, 
die  Erstbetankung  dieser  Fahrzeuge  auszunehmen. 


(11)  Obwohl  mehrere  Mitgliedstaaten  einzelstaatliche  Auf- 
lagen für  Systeme  zur  Benzindampf-Rückgewinnung  — 
Phase  II  vorsehen,  gibt  es  keine  gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften.  Daher  ist  es  angezeigt,  ein  einheitli- 
ches Mindestniveau  für  die  Benzindampf-Rückgewinnung 
festzusetzen,  um  einen  hohen  Nutzen  für  die  Umwelt  zu 
erreichen  und  den  Handel  mit  Ausrüstungen  für  die  Ben- 
zindampf-Rückgewinnung zu  erleichtern. 


(12)  Ausrüstungen,  die  für  Phase  II  der  Benzindampf-Rück- 
gewinnung installiert  werden,  sollten  regelmäßig  über- 
prüft werden,  um  sicherzustellen,  dass  die  Ausrüstung 
wirksam  zur  Emissionsminderung  beiträgt.  Die  Mitglied- 
staaten können  festlegen,  dass  diese  Überprüfungen  von 
einem  oder  mehreren  der  folgenden  Akteure  durch- 
geführt werden  müssen:  durch  amtliche  Inspektoren, 
vom  Betreiber  selbst  oder  von  einem  Dritten.  Im  Fall 
einer  amtlichen  Kontrolle  sollten  die  Mitgliedstaaten  die 
Empfehlung  2001/331 /EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  4.  April  2001  zur  Festlegung  von 
Mindestkriterien  für  Umweltinspektionen  in  den  Mitglied- 
staaten (!)  beachten. 


(13)  Die  Ausrüstungen  für  die  Benzindampf- 
Rückgewinnung  —  Phase  II  sollten  regelmäßig  getestet 
werden.  Das  Europäische  Komitee  für  Normung  (CEN) 
sollte  aufgefordert  werden,  eine  harmonisierte  Test- 
methode zu  entwickeln. 


(14)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  für  den  Fall  des  Verstoßes 
gegen  die  nach  Maßgabe  dieser  Richtlinie  erlassenen  na- 
tionalen Vorschriften  Sanktionen  vorsehen  und  sicherstel- 
len, dass  diese  angewandt  werden.  Diese  Sanktionen  soll- 
ten wirksam,  abschreckend  und  verhältnismäßig  sein,  da 
die  Nichteinhaltung  der  menschlichen  Gesundheit  und 
der  Umwelt  Schaden  zufügen  kann. 


(')  ABl.  L  118  vom  27.4.2001,  S.  41. 


(17)  Die  für  die  Durchführung  dieser  Richtlinie  erforderlichen 
Maßnahmen  sollten  gemäß  dem  Beschluss  1999/468/EG 
des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Festlegung  der  Moda- 
litäten für  die  Ausübung  der  der  Kommission  übertrage- 
nen Durchführungsbefugnisse  (3)  erlassen  werden. 


(18)  Insbesondere  sollte  die  Kommission  die  Befugnis  erhal- 
ten, Durchführungsmaßnahmen  bezüglich  harmonisierter 
Methoden  und  Normen  zu  erlassen.  Da  es  sich  hierbei 
um  Maßnahmen  von  allgemeiner  Tragweite  handelt,  die 
eine  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestimmungen  dieser 
Richtlinie,  auch  durch  Hinzufügung  neuer  nicht  wesent- 
licher Bestimmungen,  bewirken,  sind  diese  Maßnahmen 
nach  dem  Regelungsverfahren  mit  Kontrolle  des  Artikels 
5a  des  Beschlusses  1999/468/EG  zu  erlassen. 


(19)  Da  das  Ziel  dieser  Richtlinie,  nämlich  die  Verringerung 
der  Freisetzung  von  Benzindämpfen  in  die  Atmosphäre, 
auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht  ausreichend  verwirk- 
licht werden  kann  und  daher  wegen  des  grenzüberschrei- 
tenden Charakters  der  Luftverschmutzung  besser  auf  Ge- 
meinschaftsebene zu  verwirklichen  ist,  kann  die  Gemein- 
schaft im  Einklang  mit  dem  in  Artikel  5  des  Vertrags 
niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig  werden.  Entspre- 
chend dem  in  demselben  Artikel  genannten  Grundsatz 
der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Richtlinie  nicht  über 
das  zur  Erreichung  dieses  Ziels  erforderliche  Maß 
hinaus  — 


HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 


Artikel  1 
Gegenstand 

In  dieser  Richtlinie  sind  Maßnahmen  zur  Verringerung  der 
Menge  an  Benzindämpfen  festgelegt,  die  beim  Betanken  von 
Kraftfahrzeugen  an  Tankstellen  in  die  Atmosphäre  freigesetzt 
werden. 


(2)  ABl.  C  321  vom  31.12.2003,  S.  1. 

(3)  ABI.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 
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Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck: 


1.  „Benzin":  Ottokraftstoff  im  Sinne  von  Artikel  2  Buchstabe  a 
der  Richtlinie  94/6  3/EG; 

2.  „Benzindampf":  gasförmige  Verbindungen,  die  aus  Ottokraft- 
stoff verdunsten; 


3.  „Tankstelle":  eine  Tankstelle  im  Sinne  von  Artikel  2  Buch- 
stabe f  der  Richtlinie  94/6  3/EG; 

4.  „bestehende  Tankstelle":  eine  Tankstelle,  die  vor  dem 
1.  Januar  2012  gebaut  oder  für  die  vor  diesem  Datum 
eine  individuelle  Planfeststellung,  Baugenehmigung  oder  Be- 
triebsgenehmigung erteilt  wird; 

5.  „neue  Tankstelle":  eine  Tankstelle,  die  am  oder  nach  dem 
1.  Januar  2012  gebaut  oder  für  die  nach  diesem  Datum 
eine  individuelle  Planfeststellung,  Baugenehmigung  oder  Be- 
triebsgenehmigung erteilt  wird; 

6.  „  System  zur  Benzindampf-Rückgewinnung  —  Phase  II":  eine 
Ausrüstung  zur  Rückgewinnung  des  beim  Betanken  eines 
Kraftfahrzeugs  an  einer  Tankstelle  aus  dem  Benzintank  ent- 
weichenden Benzindampfes,  die  den  Dampf  in  einen  Lager- 
tank auf  dem  Tankstellengelände  oder  zwecks  Weiterverkauf 
in  die  Zapfanlage  zurückleitet; 

7.  „Benzindampfabscheidungseffizienz":  die  Menge  des  über  das 
System  zur  Benzindampf-Rückgewinnung  —  Phase  II  auf- 
gefangenen Benzindampfes,  ausgedrückt  als  Prozentsatz  der 
Menge  Benzindampf,  der  in  die  Atmosphäre  entweichen 
würde,  wenn  es  die  Ausrüstung  nicht  gäbe; 

8.  „Dampf-/Benzinverhältnis":  das  Verhältnis  zwischen  dem  Vo- 
lumen des  das  System  zur  Benzindampf-Rückgewinnung  — 
Phase  II  passierenden  Benzindampfes  und  dem  Volumen  des 
gezapften  Benzins  bei  atmosphärischem  Druck; 

9.  „Durchsatz":  die  jährliche  Gesamtmenge  Benzin,  die  von  be- 
weglichen Behältnissen  in  den  Lagertank  einer  Tankstelle 
umgefüllt  wurde. 

Artikel  3 
Tankstellen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  jede  neue  Tank- 
stelle mit  einem  System  zur  Benzindampf-Rückgewinnung  — 
Phase  II  ausgerüstet  wird,  wenn 

a)  ihr  tatsächlicher  oder  geplanter  Jahresdurchsatz  mehr  als 
500  m 3  beträgt  oder 


b)  ihr  tatsächlicher  oder  geplanter  Jahresdurchsatz  mehr  als 
100  m3  beträgt  und  sie  unter  ständigen  Wohn-  oder  Arbeits- 
räumen gelegen  ist. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  jede  bestehende 
Tankstelle,  die  von  Grund  auf  renoviert  wird,  im  Rahmen  dieser 
Renovierung  mit  einem  System  zur  Benzindampf- 
Rückgewinnung  —  Phase  II  nachgerüstet  wird,  wenn 


a)  ihr  tatsächlicher  oder  geplanter  Jahresdurchsatz  mehr  als 
500  m 3  beträgt  oder 


b)  ihr  tatsächlicher  oder  geplanter  Jahresdurchsatz  mehr  als 
100  m3  beträgt  und  sie  unter  ständigen  Wohn-  oder  Arbeits- 
räumen gelegen  ist. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  alle  bestehenden 
Tankstellen  mit  einem  Jahresdurchsatz  von  über  3  000  m3  bis 
spätestens  31.  Dezember  2018  mit  einem  System  zur  Benzin- 
dampf-Rückgewinnung —  Phase  II  nachgerüstet  werden. 


(4)  Die  Absätze  1  bis  3  gelten  nicht  für  Tankstellen,  die 
ausschließlich  im  Zusammenhang  mit  der  Herstellung  und  Aus- 
lieferung neuer  Kraftfahrzeuge  verwendet  werden. 


Artikel  4 

Mindestniveau  der  Benzindampf-Rückgewinnung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  mit  Wirkung  ab 
dem  Datum,  mit  dem  Systeme  zur  Benzindampf- 
Rückgewinnung  —  Phase  II  gemäß  Artikel  3  verpflichtend  wer- 
den, die  Benzindampfabscheidungseffizienz  dieser  Systeme  bei 
mindestens  85  %  liegt,  wie  vom  Hersteller  gemäß  den  maßgeb- 
lichen europäischen  technischen  Normen  oder  Typgenehmi- 
gungsverfahren nach  Artikel  8  oder  —  sofern  es  derartige  Nor- 
men oder  Verfahren  nicht  gibt  —  gemäß  den  maßgeblichen 
nationalen  Normen  bescheinigt  wird. 


(2)  Mit  Wirkung  ab  dem  Datum,  mit  dem  Systeme  zur  Ben- 
zindampf-Rückgewinnung —  Phase  II,  bei  denen  der  rück- 
gewonnene Benzindampf  in  einen  Lagertank  auf  dem  Tankstel- 
lengelände geleitet  wird,  gemäß  Artikel  3  verpflichtend  werden, 
muss  das  Dampf-/Benzinverhältnis  größer  oder  gleich  0,95  und 
kleiner  oder  gleich  1,05  sein. 


Artikel  5 

Regelmäßige  Überprüfungen  und  Verbraucherinformation 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Benzindampf- 
abscheidungseffizienz  von  Systemen  zur  Benzindampf- 
Rückgewinnung  —  Phase  II  im  Betrieb  mindestens  einmal  jähr- 
lich getestet  wird,  und  zwar  entweder  durch  die  Überprüfung, 
ob  das  Dampf-/Benzinverhältnis  unter  den  simulierten  Benzin- 
flussbedingungen im  Einklang  mit  Artikel  4  Absatz  2  steht, 
oder  durch  eine  andere  geeignete  Methode. 
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(2)  Soweit  ein  automatisches  Überwachungssystem  installiert 
wurde,  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die  Benzindampf- 
abscheidungseffizienz  mindestens  einmal  alle  drei  Jahre  getestet 
wird.  Jedes  derartige  automatische  Überwachungssystem  muss 
automatisch  Funktionsstörungen  der  Ausrüstung  für  die  Benzin- 
dampf-Rückgewinnung und  des  automatischen  Überwachungs- 
systems selbst  feststellen,  dem  Tankstellenbetreiber  Störungen 
anzeigen  und  den  Benzinfluss  aus  der  defekten  Zapfanlage  auto- 
matisch stoppen,  wenn  die  Störung  nicht  binnen  sieben  Tagen 
behoben  wird. 

(3)  Hat  eine  Tankstelle  ein  System  zur  Benzindampf- 
Rückgewinnung  —  Phase  II  installiert,  so  stellen  die  Mitglied- 
staaten sicher,  dass  auf  den  Zapfsäulen  oder  in  deren  Nähe  ein 
Schild,  ein  Aufkleber  oder  eine  andere  Mitteilung  angebracht 
wird,  die  den  Verbraucher  über  diesen  Umstand  informiert. 

Artikel  6 
Sanktionen 

Die  Mitgliedstaaten  legen  für  den  Fall  des  Verstoßes  gegen  die 
nach  Maßgabe  dieser  Richtlinie  erlassenen  nationalen  Vorschrif- 
ten Sanktionen  fest  und  treffen  alle  erforderlichen  Vorkehrun- 
gen, um  sicherzustellen,  dass  die  Sanktionen  angewandt  werden. 
Die  Sanktionen  müssen  wirksam,  verhältnismäßig  und  abschre- 
ckend sein.  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  diese 
Vorschriften  bis  zum  1.  Januar  2012  sowie  etwaige  spätere 
Änderungen  dieser  Vorschriften  unverzüglich  mit. 

Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  bis  zum  31.  Dezember  2014  die 
Durchführung  dieser  Richtlinie  und  insbesondere  Folgendes: 

a)  die  in  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  b  und  Absatz  2  Buch- 
stabe b  dieser  Richtlinie  und  in  Artikel  6  Absatz  3  der  Richt- 
linie 94/63/EG  genannte  Obergrenze  von  100  m3/Jahr; 

b)  die  Aufzeichnungen  darüber,  ob  die  Systeme  zur  Benzin- 
dampf-Rückgewinnung —  Phase  II  im  Betrieb  die  Auflagen 
einhalten;  und 


Europäischen  Komitees  für  Normung  (CEN)  an  den  technischen 
Fortschritt  angepasst  werden. 

Diese  Maßnahmen  zur  Änderung  nicht  wesentlicher  Bestim- 
mungen dieser  Richtlinie,  auch  durch  Ergänzung,  werden  nach 
dem  in  Artikel  9  Absatz  2  genannten  Regelungsverfahren  mit 
Kontrolle  erlassen. 

Artikel  9 
Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 

(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  sind 
Artikel  5  a  Absätze  1  bis  4  und  Artikel  7  des  Beschlusses 
1999/468/EG  unter  Beachtung  von  dessen  Artikel  8  anzuwen- 
den. 

Artikel  10 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  erforderlichen  Rechts-  und 
Verwaltungsvorschriften  in  Kraft,  um  dieser  Richtlinie  vor  dem 
1.  Januar  2012  nachzukommen.  Sie  teilen  der  Kommission  den 
Wortlaut  dieser  Vorschriften  unverzüglich  mit. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen,  nehmen 
sie  in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der 
amtlichen  Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die  Mit- 
gliedstaaten regeln  die  Einzelheiten  dieser  Bezugnahme. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie 
auf  dem  unter  dieser  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 

Artikel  11 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  Tag  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt 
der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


c)  den  Bedarf  an  automatischen  Überwachungssystemen.  Artikel  12 

Adressaten 

Sie  erstattet  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  Bericht 

über  die  Ergebnisse  dieser  Überprüfung  und  legt  erforderlichen-  Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet, 
falls  einen  Legislatiworschlag  vor. 


Artifee!  8 

Technische  Anpassungen 

Für  die  Zwecke  von  Artikel  4  und  5  können  harmonisierte 
Methoden  und  Normen  festgelegt  werden.  Erforderlichenfalls 
können  diese  Artikel  —  mit  Ausnahme  der  Benzindampf- 
abscheidungseffizienz  und  des  Dampf-/Benzinverhältnisses  ge- 
mäß Artikel  4  sowie  der  Zeiträume  gemäß  Artikel  5  —  im 
Interesse  der  Übereinstimmung  mit  maßgeblichen  Normen  des 


Geschehen  zu  Straßburg  am  21.  Oktober  2009. 


Im  Namen  des  Europäischen 
Parlaments 

Der  Präsident 

J.  BUZEK 


Im  Namen  des  Rates 

Die  Präsidentin 
C.  MALMSTRÖM 
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Richtlinie  2010/30/EU 

(ABl.  2010  L  153/1) 
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RICHTLINIE  2010/30/EU  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  19.  Mai  2010 

über     die     Angabe     des     Verbrauchs     an     Energie     und     anderen     Ressourcen  durch 
energieverbrauchsrelevante  Produkte  mittels  einheitlicher  Etiketten  und  Produktinformationen 

(Neufassung) 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union,  insbesondere  auf  Artikel  194  Absatz  2, 


auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 


nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 


nach  Anhörung  des  Ausschusses  der  Regionen, 


gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  (2), 


(2)  Der  Geltungsbereich  der  Richtlinie  92/75/EWG  be- 
schränkt sich  auf  Haushaltsgeräte.  Die  Mitteilung  der 
Kommission  vom  16.  Juli  2008  über  den  Aktionsplan 
für  Nachhaltigkeit  in  Produktion  und  Verbrauch  und 
für  eine  nachhaltige  Industriepolitik  hat  gezeigt,  dass 
die  Erweiterung  des  Geltungsbereichs  der  Richtlinie 
92/75/EWG  auf  energieverbrauchsrelevante  Produkte, 
die  bei  ihrer  Nutzung  erhebliche  unmittelbare  oder  mit- 
telbare Auswirkungen  auf  den  Energieverbrauch  haben, 
die  potenziellen  Synergien  verschiedener  Legislativmaß- 
nahmen verstärken  könnte,  insbesondere  mit  der  Richt- 
linie 2009/125/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  21.  Oktober  2009  zur  Schaffung  eines  Rah- 
mens für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  um- 
weltgerechte Gestaltung  energieverbrauchsrelevanter  Pro- 
dukte (5).  Diese  Richtlinie  sollte  die  Anwendung  der 
Richtlinie  2009/125/EG  unberührt  lassen.  Zusammen 
mit  der  genannten  Richtlinie  und  anderen  Rechtsinstru- 
menten der  Union  ist  diese  Richtlinie  Teil  eines  größeren 
Rechtsrahmens  und  bewirkt  im  Kontext  eines  ganzheitli- 
chen Ansatzes  zusätzliche  Energieeinsparungen  und  Um- 
weltvorteile. 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Richtlinie  92/75/EWG  des  Rates  vom  22.  September 
1992  über  die  Angabe  des  Verbrauchs  an  Energie  und 
anderen  Ressourcen  durch  Haushaltsgeräte  mittels  ein- 
heitlicher Etiketten  und  Produktinformationen  (3)  wurde 
wesentlich  geändert  (4).  Aus  Gründen  der  Klarheit  emp- 
fiehlt es  sich,  im  Rahmen  der  jetzt  durchzuführenden 
Änderungen  eine  Neufassung  dieser  Richtlinie  vorzuneh- 


(!)  ABl.  C  228  vom  22.9.2009,  S.  90. 

(2)  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  5.  Mai  2009  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Standpunkt  des  Rates  in  erster 
Lesung  vom  14.  April  2010  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffent- 
licht), Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  18.  Mai  2010 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht). 

(3)  ABl.  L  297  vom  13.10.1992,  S.  16. 

(4)  Siehe  Anhang  I  Teil  A. 


(3)  Der  Vorsitz  des  Europäischen  Rates  hat  in  seinen  Schluss- 
folgerungen vom  8.  und  9.  März  2007  betont,  dass  die 
Energieeffizienz  in  der  Union  erhöht  werden  muss,  damit 
das  Ziel  erreicht  wird,  20  %  des  Energieverbrauchs  in  der 
Union  bis  2020  einzusparen;  er  hat  ferner  Ziele  für  die 
EU-weite  Entwicklung  erneuerbarer  Energien  und  die  Re- 
duzierung der  Treibhausgasemissionen  festgelegt  und  eine 
umfassende  und  rasche  Umsetzung  der  vorrangigen  Maß- 
nahmen gefordert,  die  in  der  Mitteilung  der  Kommission 
vom  19.  Oktober  2006  mit  dem  Titel  „Aktionsplan  für 
Energieeffizienz:  Das  Potenzial  ausschöpfen"  aufgeführt 
sind.  In  diesem  Aktionsplan  werden  die  enormen  Ener- 
gieeinsparungspotenziale im  Produktionssektor  hervor- 
gehoben. 


(4)  Die  Verbesserung  der  Effizienz  energieverbrauchsrelevan- 
ter Produkte  durch  sachkundige  Wahl  der  Verbraucher 
kommt  der  Wirtschaft  in  der  EU  insgesamt  zugute. 


(5)  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 
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(5)  Eine  genaue,  sachdienliche  und  vergleichbare  Unterrich- 
tung über  den  spezifischen  Energieverbrauch  von  ener- 
gieverbrauchsrelevanten Produkten  sollte  die  Wahl  der 
Endverbraucher  auf  Produkte  lenken,  die  bei  ihrem  Ge- 
brauch am  wenigsten  Energie  oder  andere  wichtige  Res- 
sourcen verbrauchen  oder  indirekt  zu  einem  geringeren 
Verbrauch  führen,  und  wird  die  Hersteller  somit  zu  Maß- 
nahmen veranlassen,  die  den  Verbrauch  von  Energie  und 
anderen  wichtigen  Ressourcen  der  von  ihnen  hergestell- 
ten Produkte  verringern.  Diese  Unterrichtung  sollte  mit- 
telbar auch  die  effiziente  Nutzung  dieser  Produkte  för- 
dern, um  zur  Erreichung  des  EU-Ziels  einer  Steigerung 
der  Energieeffizienz  um  20  %  beizutragen.  Fehlt  eine  der- 
artige Unterrichtung,  werden  die  Marktmechanismen  al- 
lein nicht  in  der  Lage  sein,  zur  rationellen  Nutzung  der 
Energie  und  anderer  wichtiger  Ressourcen  bei  diesen  Pro- 
dukten beizutragen. 

(6)  Es  sei  darauf  hingewiesen,  dass  es  Rechtsvorschriften  der 
Union  und  einzelstaatliche  Rechtsvorschriften  gibt,  die 
den  Verbrauchern  gewisse  Rechte  hinsichtlich  der  von 
ihnen  gekauften  Produkte  verleihen,  u.  a.  Anspruch  auf 
Ausgleich  oder  auf  Umtausch  des  Produkts. 

(7)  Die  Kommission  sollte  eine  Prioritätenliste  mit  energie- 
verbrauchsrelevanten Produkten  erstellen,  die  in  einen 
delegierten  Rechtsakt  nach  dieser  Richtlinie  einbezogen 
werden  könnten.  Diese  Liste  könnte  in  den  Arbeitsplan 
im  Sinne  der  Richtlinie  2009/125/EG  aufgenommen  wer- 
den. 

(8)  Informationen  sind  für  das  Funktionieren  der  Markt- 
mechanismen von  besonderer  Bedeutung,  weshalb  es  er- 
forderlich ist,  ein  einheitliches  Etikett  für  sämtliche  Pro- 
dukte eines  Typs  einzuführen,  den  potenziellen  Käufern 
ferner  zusätzliche  genormte  Informationen  über  den 
Energieverbrauch  und  den  Verbrauch  sonstiger  wichtiger 
Ressourcen  durch  diese  Produkte  zur  Verfügung  zu  stel- 
len und  Maßnahmen  dafür  zu  treffen,  dass  den  poten- 
ziellen Endverbrauchern,  die  das  Produkt  —  und  somit 
das  Etikett  —  nicht  in  Augenschein  nehmen  können, 
diese  Informationen  ebenfalls  zur  Kenntnis  gelangen.  Da- 
mit dies  effizient  und  erfolgreich  geschieht,  sollte  das 
Etikett  für  Endverbraucher  leicht  erkennbar,  einfach  und 
prägnant  sein.  Für  diesen  Zweck  sollte  die  bisherige  Ge- 
staltung des  Etiketts  beibehalten  werden  und  als  Rahmen 
für  die  an  die  Endverbraucher  gerichteten  Informationen 
über  die  Energieeffizienz  des  Produkts  dienen.  Der  Ener- 
gieverbrauch sowie  die  anderen  Angaben  über  die  Pro- 
dukte sind  gemäß  harmonisierten  Normen  und  Verfahren 
zu  messen. 

(9)  Wie  die  Kommission  in  der  mit  ihrem  Vorschlag  für 
diese  Richtlinie  vorgelegten  Folgenabschätzung  dargelegt 
hat,  wurde  die  Energiekennzeichnungsregelung  in  ver- 
schiedenen Ländern  der  ganzen  Welt  als  Muster  über- 
nommen. 

(10)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  die  Einhaltung  dieser  Richt- 
linie insbesondere  bezüglich  der  Verantwortlichkeiten 
von  Lieferanten  und  Händlern  regelmäßig  überwachen 
und  die  entsprechenden  Ergebnisse  in  den  Bericht  auf- 
nehmen, den  sie  der  Kommission  gemäß  dieser  Richtlinie 
alle  vier  Jahre  vorlegen  müssen. 


(11)  Die  Verordnung  (EG)  Nr.  765/2008  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  9.  Juli  2008  über  die 
Vorschriften  für  die  Akkreditierung  und  Marktüber- 
wachung im  Zusammenhang  mit  der  Vermarktung  von 
Produkten  (')  enthält  allgemeine  Bestimmungen  über  die 
Marktüberwachung  im  Zusammenhang  mit  der  Vermark- 
tung von  Produkten.  Diese  Richtlinie  enthält  im  Hinblick 
auf  die  Erreichung  des  mit  ihr  verfolgten  Ziels  ausführ- 
lichere Bestimmungen  in  diesem  Bereich.  Diese  Bestim- 
mungen stehen  im  Einklang  mit  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
765/2008. 

(1 2)  Im  Fall  einer  Regelung  auf  ausschließlich  freiwilliger  Basis 
würden  nur  einige  Produkte  mit  einheitlichen  Etiketten 
bzw.  Produktinformationen  versehen;  dies  könnte  zu  Un- 
klarheiten oder  sogar  Fehlinformationen  für  den  Endver- 
braucher führen.  Durch  die  vorliegende  Regelung  sollte 
daher  die  Angabe  des  Verbrauchs  an  Energie  und  anderen 
wichtigen  Ressourcen  aller  in  Betracht  kommenden  Pro- 
dukte mittels  einheitlicher  Etiketten  und  Produktinforma- 
tionen sichergestellt  werden. 

(1 3)  Energieverbrauchsrelevante  Produkte  haben  während  ih- 
res Gebrauchs  unmittelbare  oder  mittelbare  Auswirkun- 
gen auf  den  Verbrauch  einer  Vielzahl  verschiedener  Ener- 
gieträger, vor  allem  Elektrizität  und  Gas.  Daher  sollte  sich 
diese  Richtlinie  auf  alle  energieverbrauchsrelevanten  Pro- 
dukte erstrecken,  die  sich  während  des  Gebrauchs  unmit- 
telbar oder  mittelbar  auf  den  Energieverbrauch  auswir- 
ken. 

(14)  Energieverbrauchsrelevante  Produkte,  die  während  des 
Gebrauchs  wesentliche  unmittelbare  oder  mittelbare  Aus- 
wirkungen auf  den  Verbrauch  von  Energie  oder  gegebe- 
nenfalls wichtiger  Ressourcen  haben  und  bei  denen  hin- 
reichende Möglichkeiten  einer  besseren  Energienutzung 
gegeben  sind,  sollten  in  einen  delegierten  Rechtsakt  ein- 
bezogen werden,  wenn  die  Bereitstellung  von  Informatio- 
nen auf  Etiketten  die  Endverbraucher  zum  Kauf  effizien- 
terer Produkte  bewegen  kann. 

(15)  Im  Hinblick  auf  die  Verwirklichung  der  Ziele  der  Union 
bezüglich  Klimawandel  und  Energieversorgungssicherheit 
und  in  Anbetracht  des  langfristig  voraussichtlich  weiter 
zunehmenden  Gesamtenergieverbrauchs  durch  Produkte 
könnte  zu  den  delegierten  Rechtsakten  gemäß  dieser 
Richtlinie  gegebenenfalls  auch  gehören,  dass  auf  dem 
Etikett  der  maximale  Endenergieverbrauch  des  Produkts 
angegeben  wird. 

(16)  Die  öffentliche  Beschaffungspolitik  einer  Reihe  von  Mit- 
gliedstaaten verlangt  von  den  Vergabebehörden  die  Be- 
schaffung energieeffizienter  Produkte.  Eine  Reihe  von 
Mitgliedstaaten  hat  auch  Anreize  für  energieeffiziente 
Produkte  geschaffen.  Die  Kriterien,  nach  denen  Produkte 
für  die  öffentliche  Beschaffung  oder  für  Anreize  in  Frage 
kommen,  können  je  nach  Mitgliedstaat  stark  voneinander 
abweichen.  Die  Bezugnahme  auf  Leistungsklassen  für  be- 
stimmte Produkte,  die  in  delegierten  Rechtsakten  gemäß 
dieser  Richtlinie  festgelegt  sind,  kann  die  Fragmentierung 
bei  der  öffentlichen  Beschaffung  und  bei  Anreizen  ver- 
ringern und  die  Marktaufnahme  effizienter  Produkte  er- 
leichtern. 


0  ABl.  L  218  vom  13.8.2008,  S.  30. 
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(17)  Anreize,  die  die  Mitgliedstaaten  zur  Förderung  effizienter 
Produkte  gewähren,  können  staatliche  Beihilfen  darstel- 
len. Diese  Richtlinie  greift  dem  Ergebnis  etwaiger  Verfah- 
ren über  staatliche  Beihilfen  bezüglich  solcher  Anreize 
gemäß  den  Artikeln  107  und  108  des  Vertrags  über 
die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  (AEUV)  nicht 
vor  und  sollte  keine  Steuer-  und  finanzpolitischen  Fragen 
regeln.  Die  Mitgliedstaten  können  die  Art  dieser  Anreize 
selbst  bestimmen. 


(18)  Die  Förderung  energieeffizienter  Produkte  durch  Etikettie- 
rung, öffentliche  Beschaffung  und  Anreize  sollte  die  Ge- 
samtumweltverträglichkeit und  die  Funktionsweise  sol- 
cher Produkte  nicht  beeinträchtigen. 


(19)  Der  Kommission  sollte  die  Befugnis  übertragen  werden, 
gemäß  Artikel  290  AEUV  delegierte  Rechtsakte  bezüglich 
der  Angabe  des  Verbrauchs  an  Energie  und  anderen 
wichtigen  Ressourcen  durch  energieverbrauchsrelevante 
Produkte  während  des  Gebrauchs  mittels  einheitlicher 
Etiketten  und  Produktinformationen  zu  erlassen.  Es  ist 
von  besonderer  Bedeutung,  dass  die  Kommission  bei  ih- 
ren vorbereitenden  Arbeiten  angemessene  Konsultationen 
—  auch  auf  Expertenebene  —  durchführt. 


(20)  Die  Kommission  sollte  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  regelmäßig  eine  Zusammenfassung  der  von  den 
Mitgliedstaaten  nach  dieser  Richtlinie  vorgelegten  Be- 
richte über  ihre  Tätigkeiten  zur  Durchsetzung  der  Bestim- 
mungen und  über  das  Niveau  der  Einhaltung  der  Bestim- 
mungen übermitteln,  die  die  gesamte  EU  und  jeden  Mit- 
gliedstaat jeweils  getrennt  erfasst. 


(21)  Die  Kommission  sollte  dafür  verantwortlich  sein,  die  auf 
dem  Etikett  angegebenen  Klassifizierungen  anzupassen, 
damit  für  die  Unternehmen  Vorhersehbarkeit  und  für 
die  Verbraucher  Verständlichkeit  sichergestellt  werden. 


(22)  Die  technologische  Entwicklung  und  das  Potenzial  zu- 
sätzlicher erheblicher  Energieeinsparungen  könnten  — 
je  nach  Produkt  in  unterschiedlichem  Ausmaß  —  eine 
weitere  Differenzierung  der  Produkte  erfordern  und  eine 
Überarbeitung  der  Klassifizierung  rechtfertigen.  Diese 
Überprüfung  sollte  insbesondere  die  Möglichkeit  einer 
Anpassung  der  Skala  umfassen.  Die  Überprüfung  sollte 
bei  Produkten,  die  aufgrund  sehr  innovativer  Eigenschaf- 
ten einen  wesentlichen  Beitrag  zur  Energieeffizienz  leisten 
können,  so  schnell  wie  möglich  vorgenommen  werden. 


(23)  Die  Kommission  wird  bei  der  Überprüfung  der  Fort- 
schritte und  der  Berichterstattung  über  die  Umsetzung 
des  Aktionsplans  für  Nachhaltigkeit  in  Produktion  und 
Verbrauch  und  für  eine  nachhaltige  Industriepolitik  im 
Jahr  2012  insbesondere  prüfen,  ob  weitere  Maßnahmen 
zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz  und  der  Umwelt- 
verträglichkeit von  Produkten  erforderlich  sind;  dazu 
könnte  u.  a.  die  Angabe  des  C02-Fußabdrucks  der  Pro- 


dukte oder  der  Umweltauswirkungen  der  Produkte  wäh- 
rend ihres  gesamten  Lebenszyklus  für  die  Verbraucher 
gehören. 

(24)  Die  Verpflichtung  zur  Umsetzung  dieser  Richtlinie  in 
innerstaatliches  Recht  sollte  nur  jene  Bestimmungen  be- 
treffen, die  im  Vergleich  zu  Richtlinie  92/75/EWG  inhalt- 
lich geändert  wurden.  Die  Pflicht  zur  Umsetzung  der 
inhaltlich  unveränderten  Bestimmungen  ergibt  sich  aus 
Richtlinie  92/75/EWG. 

(25)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  bei  der  Umsetzung  der  Be- 
stimmungen dieser  Richtlinie  nach  Möglichkeit  auf  den 
Erlass  von  Maßnahmen  verzichten,  mit  denen  den  betref- 
fenden Marktteilnehmern,  insbesondere  kleinen  und  mitt- 
leren Unternehmen,  unnötig  bürokratische  und  schwer- 
fällige Verpflichtungen  aufgebürdet  würden. 

(26)  Diese  Richtlinie  sollte  die  Pflichten  der  Mitgliedstaaten 
hinsichtlich  der  Fristen  für  die  Umsetzung  in  innerstaat- 
liches Recht  und  für  die  Anwendung  der  Richtlinie 
92/75/EWG  unberührt  lassen. 

(27)  Nach  Nummer  34  der  Interinstitutionellen  Vereinbarung 
über  bessere  Rechtsetzung  (')  sind  die  Mitgliedstaaten  auf- 
gefordert, für  ihre  eigenen  Zwecke  und  im  Interesse  der 
Union  eigene  Tabellen  aufzustellen,  aus  denen  im  Rah- 
men des  Möglichen  die  Entsprechungen  zwischen  dieser 
Richtlinie  und  den  Umsetzungsmaßnahmen  zu  entneh- 
men sind,  und  diese  zu  veröffentlichen  — 

HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 

Artikel  1 
Geltungsbereich 

(1)  Diese  Richtlinie  schafft  einen  Rahmen  für  die  Harmoni- 
sierung der  einzelstaatlichen  Maßnahmen  hinsichtlich  der  Infor- 
mation der  Endverbraucher  —  insbesondere  mittels  einheitlicher 
Etiketten  und  Produktinformationen  —  über  den  Energiever- 
brauch und  gegebenenfalls  den  Verbrauch  an  anderen  wichtigen 
Ressourcen  während  des  Gebrauchs  sowie  zusätzlichen  Anga- 
ben über  energieverbrauchsrelevante  Produkte,  damit  die  End- 
verbraucher effizientere  Produkte  wählen  können. 

(2)  Diese  Richtlinie  gilt  für  energieverbrauchsrelevante  Pro- 
dukte, die  während  des  Gebrauchs  wesentliche  unmittelbare 
und  mittelbare  Auswirkungen  auf  den  Verbrauch  an  Energie 
und  gegebenenfalls  anderen  wichtigen  Ressourcen  haben. 

(3)  Diese  Richtlinie  gilt  nicht  für 

a)  Produkte  aus  zweiter  Hand, 

b)  Verkehrsmittel  zur  Personen-  oder  Güterbeförderung, 

c)  das  Leistungsschild  oder  ein  gleichwertiges  Etikett,  das  aus 
Sicherheitsgründen  an  Produkten  angebracht  wird. 


(!)  ABl.  C  321  vom  31.12.2003,  S.  1. 
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Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck: 

a)  „energieverbrauchsrelevantes  Produkt"  oder  „Produkt"  einen 
Gegenstand,  dessen  Nutzung  den  Verbrauch  an  Energie  be- 
einflusst  und  der  in  der  Union  in  Verkehr  gebracht  und/oder 
in  Betrieb  genommen  wird,  einschließlich  Teilen,  die  zum 
Einbau  in  ein  unter  diese  Richtlinie  fallendes  energiever- 
brauchsrelevantes Produkt  bestimmt  sind,  als  Einzelteil  für 
Endverbraucher  in  Verkehr  gebracht  und/oder  in  Betrieb  ge- 
nommen werden  und  getrennt  auf  ihre  Umweltverträglich- 
keit geprüft  werden  können; 

b)  „Datenblatt"  eine  einheitliche  Aufstellung  von  Angaben  über 
ein  Produkt; 

c)  „andere  wichtige  Ressourcen"  Wasser,  Chemikalien  oder  jede 
andere  Ressource,  die  das  betreffende  Produkt  bei  Normal- 
betrieb verbraucht; 

d)  „zusätzliche  Angaben"  weitere  Angaben  über  die  Leistung 
und  Merkmale  eines  Produkts,  die  sich  auf  dessen  Verbrauch 
an  Energie  oder  anderen  wichtigen  Ressourcen  beziehen  oder 
für  die  Beurteilung  dieses  Verbrauchs  von  Nutzen  sind  und 
die  auf  messbaren  Daten  beruhen; 

e)  „unmittelbare  Auswirkungen"  Auswirkungen  von  Produkten, 
die  während  des  Gebrauchs  tatsächlich  Energie  verbrauchen; 

f)  „mittelbare  Auswirkungen"  Auswirkungen  von  Produkten, 
die  zwar  keine  Energie  verbrauchen,  jedoch  während  des 
Gebrauchs  zur  Einsparung  von  Energie  beitragen; 

g)  „Händler"  einen  Einzelhändler  oder  jede  andere  Person,  die 
Produkte  an  Endverbraucher  verkauft,  vermietet,  zum  Raten- 
kauf anbietet  oder  ausstellt; 

h)  „Lieferant"  den  Hersteller  oder  dessen  zugelassenen  Vertreter 
in  der  Union  oder  den  Importeur,  der  das  Produkt  in  der 
Union  in  Verkehr  bringt  oder  in  Betrieb  nimmt.  In  Erman- 
gelung dessen  gilt  jede  natürliche  oder  juristische  Person  als 
Lieferant,  die  durch  diese  Richtlinie  erfasste  Produkte  in  Ver- 
kehr bringt  oder  in  Betrieb  nimmt; 

i)  „Inverkehrbringen"  die  erstmalige  Zurverfügungstellung  eines 
Produkts  auf  dem  Unionsmarkt  im  Hinblick  auf  den  Vertrieb 
oder  die  Nutzung  des  Produkts  innerhalb  der  Union,  ob 
gegen  Entgelt  oder  kostenlos  und  unabhängig  von  der  Art 
des  Vertriebs; 

j)  „Inbetriebnahme"  die  erstmalige  Nutzung  eines  Produkts  in 
der  Union  zu  seinem  beabsichtigten  Zweck; 

k)  „unbefugte  Verwendung  des  Etiketts"  die  Verwendung  des 
Etiketts,  außer  durch  Behörden  der  Mitgliedstaaten  oder  Or- 
gane der  Europäischen  Union,  in  einer  Weise,  die  nicht  in 
dieser  Richtlinie  oder  einem  delegierten  Rechtsakt  vorgese- 
hen ist. 


Artikel  3 

Verantwortlichkeiten  der  Mitgliedstaaten 

(1)      Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass 

a)  alle  in  ihrem  Hoheitsgebiet  niedergelassenen  Lieferanten  und 
Händler  ihren  Verpflichtungen  aufgrund  Artikel  5  und  6 
nachkommen; 


b)  hinsichtlich  der  dieser  Richtlinie  unterliegenden  Produkte  un- 
tersagt wird,  dass  Etiketten,  Marken,  Symbole  oder  Beschrif- 
tungen verwendet  werden,  die  den  in  dieser  Richtlinie  sowie 
in  den  einschlägigen  delegierten  Rechtsakten  enthaltenen  An- 
forderungen nicht  entsprechen,  wenn  diese  beim  Endver- 
braucher zu  Irreführung  oder  Unklarheit  hinsichtlich  des 
Verbrauchs  an  Energie  oder  gegebenenfalls  anderen  wichti- 
gen Ressourcen  während  des  Gebrauchs  führen  können; 


c)  anlässlich  der  Einführung  des  Systems  der  Etiketten  und  Da- 
tenblätter über  die  Angaben  zum  Verbrauch  oder  der  Ein- 
sparung an  Energie  auch  Informationskampagnen  zur  Ver- 
brauchererziehung und  -motivation  durchgeführt  werden, 
deren  Ziel  es  ist,  die  Energieeffizienz  und  den  verantwor- 
tungsvolleren Umgang  der  Endverbraucher  mit  Energie  zu 
fördern; 


d)  geeignete  Maßnahmen  getroffen  werden,  um  die  für  die 
Durchführung  dieser  Richtlinie  zuständigen  einzelstaatlichen 
oder  regionalen  Behörden  darin  zu  bestärken,  miteinander 
zusammenzuarbeiten  und  einander  sowie  der  Kommission 
Auskünfte  zu  erteilen,  um  zur  Anwendung  der  Richtlinie 
beizutragen.  Für  die  Verwaltungszusammenarbeit  und  den 
Informationsaustausch  sind  so  weit  wie  möglich  elektro- 
nische Kommunikationsmittel  zu  nutzen,  und  es  ist  für  Kos- 
teneffizienz zu  sorgen,  wobei  eine  Unterstützung  durch  die 
einschlägigen  Programme  der  Europäischen  Union  möglich 
ist.  Bei  der  Zusammenarbeit  sind,  wo  nötig,  die  Sicherheit 
und  Vertraulichkeit  der  Verarbeitung  und  der  Schutz  sensib- 
ler Informationen  zu  gewährleisten,  die  im  Rahmen  dieses 
Verfahrens  übermittelt  werden.  Die  Kommission  ergreift  ge- 
eignete Maßnahmen,  um  die  in  diesem  Buchstaben  beschrie- 
bene Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten  zu  för- 
dern und  einen  Beitrag  dazu  zu  leisten. 


(2)  Stellt  ein  Mitgliedstaat  fest,  dass  ein  Produkt  nicht  allen 
einschlägigen  Anforderungen  hinsichtlich  des  Etiketts  und  des 
Datenblatts  entspricht,  die  in  dieser  Richtlinie  und  ihren  dele- 
gierten Rechtsakten  festgelegt  sind,  wird  der  Lieferant  verpflich- 
tet, dafür  zu  sorgen,  dass  das  Produkt  mit  diesen  Anforderungen 
gemäß  von  dem  Mitgliedstaat  festgelegten  wirksamen  und  ver- 
hältnismäßigen Bedingungen  in  Einklang  gebracht  wird. 


Liegen  ausreichende  Hinweise  dafür  vor,  dass  ein  Produkt  nicht 
den  einschlägigen  Bestimmungen  entsprechen  könnte,  ergreift 
der  betreffende  Mitgliedstaat  die  erforderlichen  Vorbeugemaß- 
nahmen sowie  Maßnahmen,  um  innerhalb  eines  festgelegten 
Zeitraums  die  Einhaltung  sicherzustellen,  wobei  er  die  durch 
die  Nichteinhaltung  verursachten  Schäden  berücksichtigt. 


1433 

Copyrighled  rnaKrial 


Entspricht  das  Produkt  weiterhin  nicht  den  einschlägigen  Be- 
stimmungen, so  trifft  der  betreffende  Mitgliedstaat  eine  Entschei- 
dung, mit  der  das  Inverkehrbringen  und/oder  die  Inbetrieb- 
nahme des  betreffenden  Produkts  eingeschränkt  oder  untersagt 
wird  oder  dafür  gesorgt  wird,  dass  es  vom  Markt  genommen 
wird.  Wird  ein  Produkt  vom  Markt  genommen  oder  das  Inver- 
kehrbringen untersagt,  so  sind  die  Kommission  und  die  anderen 
Mitgliedstaaten  unverzüglich  davon  zu  unterrichten. 


(3)  Alle  vier  Jahre  legen  die  Mitgliedstaaten  der  Kommission 
einen  Bericht  vor,  der  Einzelheiten  über  ihre  Tätigkeiten  zur 
Durchsetzung  der  Bestimmungen  und  über  das  Niveau  der  Ein- 
haltung der  Bestimmungen  in  ihrem  Hoheitsgebiet  enthält. 


Die  Kommission  kann  Einzelheiten  zum  einheitlichen  Inhalt 
dieser  Berichte  vorgeben,  indem  sie  Leitlinien  festlegt. 


(4)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  regelmäßig  eine  Zusammenfassung  dieser  Berichte  zur 
Information  vor. 


Artikel  4 
Informationspflichten 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass 


a)  Angaben  über  den  Verbrauch  an  elektrischer  Energie  und 
anderen  Energieträgern  sowie  gegebenenfalls  von  anderen 
wichtigen  Ressourcen  während  des  Gebrauchs  und  die  zu- 
sätzlichen Angaben  den  Endverbrauchern  gemäß  den  dele- 
gierten Rechtsakten  nach  dieser  Richtlinie  auf  einem  Daten- 
blatt und  einem  Etikett  zur  Kenntnis  gebracht  werden  hin- 
sichtlich der  Produkte,  die  den  Endverbrauchern  unmittelbar 
oder  mittelbar  mit  Mitteln  des  Fernverkaufs,  einschließlich 
des  Internets,  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder  zum  Ra- 
tenkauf angeboten  oder  für  den  Endverbraucher  ausgestellt 
werden; 


b)  die  in  Buchstabe  a  genannten  Angaben  für  eingebaute  oder 
installierte  Produkte  nur  bereitgestellt  werden,  wenn  dies  in 
dem  anwendbaren  delegierten  Rechtsakt  vorgeschrieben  ist; 


c)  bei  der  Werbung  für  ein  bestimmtes  Modell  eines  von  einem 
delegierten  Rechtsakt  gemäß  dieser  Richtlinie  erfassten  ener- 
gieverbrauchsrelevanten Produkts,  bei  der  Informationen 
über  den  Energieverbrauch  oder  den  Preis  angegeben  werden, 
auf  die  Energieklasse  des  Produkts  hingewiesen  wird; 


d)  in  sämtlichen  technischen  Werbeschriften  für  energiever- 
brauchsrelevante Produkte,  in  denen  die  spezifischen  tech- 
nischen Parameter  eines  Produkts  beschrieben  sind,  ins- 
besondere in  technischen  Handbüchern  oder  in  Broschüren 
der  Hersteller,  die  entweder  gedruckt  vorliegen  oder  online 
verfügbar  sind,  den  Endverbrauchern  die  erforderlichen  In- 


formationen über  den  Energieverbrauch  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden  oder  ein  Hinweis  auf  die  Energieklasse  des 
Produkts  enthalten  ist. 

Artikel  5 

Verantwortlichkeiten  der  Lieferanten 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass 

a)  Lieferanten,  die  die  unter  einen  delegierten  Rechtsakt  fallen- 
den Produkte  vertreiben  oder  in  Betrieb  nehmen,  Etiketten 
und  Datenblätter  gemäß  der  vorliegenden  Richtlinie  und 
dem  delegierten  Rechtsakt  mitliefern; 

b)  Lieferanten  eine  ausreichende  technische  Dokumentation  er- 
stellen, anhand  deren  die  Richtigkeit  der  Angaben  auf  dem 
Etikett  und  dem  Datenblatt  überprüft  werden  kann.  Diese 
technische  Dokumentation  beinhaltet: 


i)  eine  allgemeine  Beschreibung  des  Produkts; 

ii)  gegebenenfalls  die  Ergebnisse  der  ausgeführten  Konstruk- 
tionsberechnungen; 

iii)  Testberichte,  soweit  verfügbar,  einschließlich  der  Prüfbe- 
richte einschlägiger  gemeldeter  Stellen,  die  in  anderen 
Rechtsvorschriften  der  Union  festgelegt  sind; 

iv)  falls  bestimmte  Werte  für  ähnliche  Modelle  verwendet 
worden  sind:  Bezugsangaben,  die  eine  Identifizierung  die- 
ser Modelle  ermöglichen. 

Hierzu  darf  der  Lieferant  Unterlagen  verwenden,  die  bereits 
gemäß  den  Anforderungen  in  einschlägigen  Rechtsvorschrif- 
ten der  Union  erstellt  wurden; 

c)  Lieferanten  diese  technische  Dokumentation  über  eine  Zeit- 
spanne von  fünf  Jahren  nach  der  Herstellung  des  letzten 
betreffenden  Produkts  für  eine  Überprüfung  zur  Einsicht  be- 
reithalten. 


Lieferanten  stellen  den  Marktaufsichtsbehörden  der  Mitglied- 
staaten und  der  Kommission  auf  Anforderung  innerhalb  von 
zehn  Arbeitstagen  nach  Eingang  eines  Antrags  der  zuständi- 
gen Behörde  eines  Mitgliedstaats  oder  der  Kommission  eine 
elektronische  Fassung  der  technischen  Dokumentation  zur 
Verfügung; 

d)  im  Hinblick  auf  die  Etikettierung  und  Produktinformation 
die  Lieferanten  den  Händlern  die  erforderlichen  Etiketten 
kostenlos  zur  Verfügung  stellen. 

Unbeschadet  des  von  den  Lieferanten  gewählten  Verfahrens 
für  die  Lieferung  der  Etiketten  liefern  die  Lieferanten  die  von 
Händlern  angeforderten  Etiketten  unverzüglich; 
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e)  die  Lieferanten  zusätzlich  zu  den  Etiketten  ein  Datenblatt  für 
das  Produkt  liefern; 

f)  Lieferanten  ein  Datenblatt  für  das  Produkt  in  alle  Produkt- 
broschüren aufnehmen.  Falls  der  Lieferant  keine  Produktbro- 
schüren ausgibt,  stellt  der  Lieferant  das  Datenblatt  zusammen 
mit  anderen  Unterlagen  zur  Verfügung,  die  zu  dem  Produkt 
mitgeliefert  werden; 

g)  Lieferanten  für  die  Richtigkeit  der  Angaben  auf  den  mitgelie- 
ferten Etiketten  und  Datenblättern  verantwortlich  sind; 

h)  die  Zustimmung  des  Lieferanten  zur  Veröffentlichung  der  auf 
dem  Etikett  und  dem  Datenblatt  enthaltenen  Angaben  als 
erteilt  gilt. 

Artikel  6 

Verantwortlichkeiten  der  Händler 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass 

a)  Händler  die  Etiketten  in  lesbarer  und  sichtbarer  Form  ord- 
nungsgemäß ausstellen  und  das  Datenblatt  in  der  Produkt- 
broschüre oder  in  anderen  das  Produkt  beim  Verkauf  an 
Endverbraucher  begleitenden  Unterlagen  zur  Verfügung  stel- 
len; 

b)  bei  der  Ausstellung  eines  von  einem  delegierten  Rechtsakt 
erfassten  Produkts  die  Händler  an  der  in  dem  entsprechen- 
den delegierten  Rechtsakt  vorgeschriebenen  Stelle  ein  geeig- 
netes Etikett  in  der  entsprechenden  Sprache  deutlich  sichtbar 
anbringen. 

Artikel  7 

Fernverkauf  und  andere  Arten  des  Verkaufs 

Werden  Produkte  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder  zum  Ra- 
tenkauf über  den  Versandhandel,  in  Katalogen,  über  das  Inter- 
net, über  Telefonmarketing  oder  auf  einem  anderen  Wege  an- 
geboten, bei  dem  davon  ausgegangen  werden  muss,  dass  der 
potenzielle  Endverbraucher  das  Produkt  nicht  ausgestellt  sieht, 
so  wird  durch  die  delegierten  Rechtsakte  sichergestellt,  dass  dem 
potenziellen  Endverbraucher  die  auf  dem  Etikett  für  das  Produkt 
und  dem  Datenblatt  enthaltenen  Angaben  vor  dem  Kauf  des 
Produkts  zur  Kenntnis  gelangen.  Gegebenenfalls  wird  im  Rah- 
men von  delegierten  Rechtsakten  die  Form  festgelegt,  in  der  das 
Etikett  oder  das  Datenblatt  oder  die  auf  dem  Etikett  oder  dem 
Datenblatt  enthaltenen  Angaben  dargestellt  oder  dem  potenziel- 
len Endverbraucher  zur  Kenntnis  gebracht  werden. 

Artikel  8 
Freier  Warenverkehr 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  dürfen  das  Inverkehrbringen  oder  die 
Inbetriebnahme  innerhalb  ihres  Hoheitsgebiets  von  Produkten, 
die  von  dieser  Richtlinie  und  dem  anwendbaren  delegierten 
Rechtsakt  erfasst  sind  und  deren  Bestimmungen  entsprechen, 
nicht  untersagen,  beschränken  oder  behindern. 

(2)  Bis  zum  Beweis  des  Gegenteils  gehen  die  Mitgliedstaaten 
davon  aus,  dass  Etiketten  und  Datenblätter  mit  den  Bestimmun- 


gen der  vorliegenden  Richtlinie  und  den  delegierten  Rechtsakten 
übereinstimmen.  Die  Mitgliedstaaten  verlangen  von  den  Liefe- 
ranten den  Nachweis  für  die  Richtigkeit  der  auf  den  Etiketten 
oder  den  Datenblättern  enthaltenen  Angaben  im  Sinne  des  Ar- 
tikels 5,  wenn  sie  Grund  zu  der  Annahme  haben,  dass  diese 
Angaben  unrichtig  sind. 

Artikel  9 

Öffentliche  Beschaffung  und  Anreize 

(1)  Fällt  ein  Produkt  unter  einen  delegierten  Rechtsakt,  so 
sind  Vergabebehörden,  die  öffentliche  Bauaufträge,  Lieferauf- 
träge oder  Dienstleistungsaufträge  gemäß  der  Richtlinie 
2004/1 8/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
31.  März  2004  über  die  Koordinierung  der  Verfahren  zur  Ver- 
gabe öffentlicher  Bauaufträge,  Lieferaufträge  und  Dienstleis- 
tungsaufträge (')  vergeben,  die  nicht  aufgrund  von  Artikel  12 
bis  18  der  genannten  Richtlinie  ausgeschlossen  sind,  bestrebt, 
nur  Produkte  zu  beschaffen,  die  folgende  Kriterien  erfüllen:  sie 
haben  die  höchsten  Leistungsniveaus  und  gehören  zur  höchsten 
Energieeffizienzklasse.  Die  Mitgliedstaaten  können  außerdem 
verlangen,  dass  die  Vergabebehörden  nur  Produkte  beschaffen, 
die  diese  Kriterien  erfüllen.  Die  Mitgliedstaaten  können  die  An- 
wendung dieser  Kriterien  von  den  Aspekten  Kostenwirksamkeit, 
wirtschaftliche  Durchführbarkeit  und  technische  Eignung  sowie 
ausreichender  Wettbewerb  abhängig  machen. 


(2)  Absatz  1  gilt  für  Aufträge  mit  einem  Wert,  der  mindes- 
tens den  in  Artikel  7  der  Richtlinie  2004/1 8/EG  festgelegten 
Schwellen  entspricht. 


(3)  Schaffen  die  Mitgliedstaaten  Anreize  für  ein  Produkt,  das 
unter  einen  delegierten  Rechtsakt  fällt,  streben  sie  die  höchsten 
Leistungsniveaus  an,  einschließlich  der  höchsten  Energieeffi- 
zienzklasse gemäß  der  Festlegung  in  dem  anwendbaren  delegier- 
ten Rechtsakt.  Steuer-  und  finanzpolitische  Maßnahmen  stellen 
keine  Anreizmaßnahmen  im  Sinne  dieser  Richtlinie  dar. 


(4)  Schaffen  die  Mitgliedstaaten  Produktanreize,  die  sowohl 
auf  Endverbraucher  abzielen,  die  hocheffiziente  Produkte  ver- 
wenden, als  auch  auf  Unternehmen,  die  solche  Produkte  ver- 
treiben und  herstellen,  so  drücken  sie  die  Leistungsniveaus  in 
Klassen  gemäß  der  Festlegung  in  dem  anwendbaren  delegierten 
Rechtsakt  aus,  es  sei  denn,  sie  schreiben  Leistungsniveaus  vor, 
die  oberhalb  der  Schwelle  für  die  höchste  Energieeffizienzklasse 
in  dem  delegierten  Rechtsakt  liegen.  Mitgliedstaaten  dürfen  Leis- 
tungsniveaus vorschreiben,  die  oberhalb  der  Schwelle  für  die 
höchste  Energieeffizienzklasse  in  dem  delegierten  Rechtsakt  lie- 
gen. 


Artikel  10 

Delegierte  Rechtsakte 

(1)  Die  Kommission  legt  Einzelheiten  in  Bezug  auf  das  Etikett 
und  das  Datenblatt  in  delegierten  Rechtsakten  gemäß  den  Ar- 
tikeln 1 1,  12  und  13  bezüglich  jedes  Produkttyps  gemäß  diesem 
Artikel  fest. 


f1)  ABl.  L  134  vom  30.4.2004,  S.  114. 
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Erfüllt  ein  Produkt  die  in  Absatz  2  genannten  Kriterien,  so  wird 
es  von  einem  delegierten  Rechtsakt  im  Sinne  von  Absatz  4 
erfasst. 

Bestimmungen  in  delegierten  Rechtsakten  bezüglich  Angaben 
auf  dem  Etikett  und  im  Datenblatt  über  den  Verbrauch  an 
Energie  und  anderen  wichtigen  Ressourcen  während  des  Ge- 
brauchs haben  es  dem  Endverbraucher  zu  ermöglichen,  Kauf- 
entscheidungen besser  informiert  zu  treffen,  und  haben  den 
Marktaufsichtsbehörden  die  Prüfung  zu  ermöglichen,  ob  Pro- 
dukte den  Angaben  entsprechen. 

Enthält  ein  delegierter  Rechtsakt  Bestimmungen  sowohl  bezüg- 
lich der  Energieeffizienz  als  auch  des  Verbrauchs  eines  Produkts 
an  anderen  wichtigen  Ressourcen,  ist  durch  Gestaltung  und 
Inhalt  des  Etiketts  die  Energieeffizienz  des  Produkts  zu  betonen. 

(2)  Die  in  Absatz  1  genannten  Kriterien  sind  die  Folgenden: 

a)  laut  den  neuesten  verfügbaren  Angaben  und  in  Anbetracht 
der  auf  dem  Unionsmarkt  platzierten  Mengen  weisen  die 
Produkte  ein  erhebliches  Potenzial  für  die  Einsparung  von 
Energie  und  gegebenenfalls  anderen  wichtigen  Ressourcen 
auf; 

b)  auf  dem  Markt  verfügbare  Produkte  mit  gleichwertigen  Funk- 
tionen weisen  große  Unterschiede  bei  den  einschlägigen  Leis- 
tungsniveaus auf; 

c)  die  Kommission  berücksichtigt  einschlägige  unionsrechtliche 
Bestimmungen  und  Maßnahmen  zur  Selbstregulierung,  wie 
freiwillige  Vereinbarungen,  von  denen  zu  erwarten  ist,  dass 
sie  die  Erreichung  der  politischen  Ziele  schneller  oder  kos- 
tengünstiger als  zwingende  Vorschriften  ermöglichen. 

(3)  Bei  der  Ausarbeitung  eines  Entwurfs  eines  delegierten 
Rechtsakts  geht  die  Kommission  wie  folgt  vor: 

a)  Sie  berücksichtigt  diejenigen  in  Anhang  I  Teil  1  der  Richt- 
linie 2009/125/EG  aufgeführten  Umweltparameter,  die  in 
der  einschlägigen  aufgrund  der  Richtlinie  2009/125/EG  er- 
lassenen Durchführungsmaßnahme  als  signifikant  angegeben 
und  für  den  Endverbraucher  während  des  Gebrauchs  von 
Belang  sind; 

b)  sie  führt  eine  Bewertung  der  Auswirkungen  des  Rechtsakts 
auf  die  Umwelt,  die  Endverbraucher  und  die  Hersteller,  ein- 
schließlich kleiner  und  mittlerer  Unternehmen  (KMU),  in 
Bezug  auf  Wettbewerbsfähigkeit,  auch  auf  Märkten  außerhalb 
der  Union,  Innovation,  Marktzugang  sowie  Kosten  und  Nut- 
zen durch; 

c)  sie  führt  eine  geeignete  Konsultation  der  Beteiligten  durch; 

d)  sie  macht  Terminvorgaben  für  die  Durchführung,  legt  abge- 
stufte Maßnahmen  oder  Ubergangsmaßnahmen  oder  -Zeit- 
räume fest  und  berücksichtigt  dabei  insbesondere  die  mögli- 
chen Auswirkungen  auf  KMU  oder  auf  spezifische,  haupt- 
sächlich von  KMU  hergestellte  Produktgruppen. 


(4)  In  den  delegierten  Rechtsakten  ist  insbesondere  Folgendes 
festzulegen: 

a)  eine  genaue  Definition  des  betreffenden  Produkttyps; 

b)  die  zur  Erstellung  der  Angaben  nach  Artikel  1  Absatz  1  zu 
verwendenden  Messnormen  und  -verfahren; 


c)  die  Einzelheiten  der  technischen  Dokumentation  gemäß 
Artikel  5; 

d)  Form  und  Inhalt  des  in  Artikel  4  genannten  Etiketts,  das  für 
die  verschiedenen  Produktgruppen  möglichst  einheitlich  ge- 
staltet und  unter  allen  Umständen  deutlich  sichtbar  und  gut 
lesbar  sein  soll.  Das  Format  des  Etiketts  enthält  als  grund- 
legende Angabe  die  Klassifizierung  (Buchstaben  A  bis  G);  die 
Abstufung  der  Klassen  entspricht  den  signifikanten  Energie- 
und  Kosteneinsparungen  aus  Sicht  des  Endverbrauchers. 

Drei  zusätzliche  Klassen  können  der  Klassifizierung  hinzuge- 
fügt werden,  wenn  dies  durch  den  technischen  Fortschritt 
erforderlich  wird.  Diese  drei  zusätzlichen  Klassen  tragen  die 
Bezeichnungen  A+,  A++  bzw.  A+  +  +  für  die  energieeffizien- 
teste Klasse.  Grundsätzlich  wird  die  Gesamtzahl  der  Klassen 
auf  sieben  beschränkt,  es  sei  denn,  Produkte  in  weiteren 
Klassen  sind  noch  auf  dem  Markt. 


Die  Farbpalette  umfasst  höchstens  sieben  unterschiedliche 
Farben  von  Dunkelgrün  bis  Rot.  Nur  der  Farbcode  der 
höchsten  Klasse  ist  immer  Dunkelgrün.  Gibt  es  mehr  als 
sieben  Klassen,  so  kann  für  die  überzähligen  Klassen  nur 
die  Farbe  Rot  verwendet  werden. 

Die  Klassifizierung  wird  insbesondere  dann  überprüft,  wenn 
ein  erheblicher  Anteil  der  Produkte  im  Binnenmarkt  die  zwei 
höchsten  Energieeffizienzklassen  erreicht  und  wenn  zusätzli- 
che Einsparungen  durch  eine  weitere  Differenzierung  der 
Produkte  erzielt  werden  können. 

Genaue  Kriterien  für  eine  mögliche  Neueinstufung  von  Pro- 
dukten sind,  soweit  angezeigt,  auf  Einzelfallbasis  in  dem 
jeweiligen  delegierten  Rechtsakt  festzulegen. 

e)  die  Stelle  des  Produkts,  an  der  das  Etikett  anzubringen  ist 
sowie  die  Art  und  Weise,  in  der  das  Etikett  und/oder  die 
Informationen  bei  Verkaufsangeboten  im  Sinne  des  Artikels 
7  bereitzustellen  sind.  Gegebenenfalls  können  die  delegierten 
Rechtsakte  die  Anbringung  des  Etiketts  am  Produkt  oder  den 
Aufdruck  des  Etiketts  auf  der  Verpackung  oder  detaillierte 
Kennzeichnungsanforderungen  für  den  Abdruck  in  Katalo- 
gen, für  den  Fernverkauf  und  Internet-Verkäufe  vorsehen; 

f)  der  Inhalt  und  gegebenenfalls  das  Format  sowie  sonstige 
Einzelheiten  in  Bezug  auf  das  in  Artikel  4  und  5  Buchstabe 
c  genannte  Datenblatt  bzw.  die  weiteren  Angaben.  Die  auf 
dem  Etikett  enthaltenen  Angaben  sind  ebenfalls  in  das  Da- 
tenblatt aufzunehmen; 
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g)  der  spezifische  Inhalt  von  Etiketten  für  die  Werbung,  gege- 
benenfalls einschließlich  der  Energieklasse  und  anderer  ein- 
schlägiger Leistungsniveaus  des  betreffenden  Produkts  in  les- 
barer und  sichtbarer  Form; 


h)  gegebenenfalls  die  Geltungsdauer  der  auf  dem  Etikett  ange- 
gebenen Klassifizierung  gemäß  Buchstabe  d; 


i)   die  Genauigkeit  der  Angaben  auf  Etiketten  und  Datenblät- 
tern; 


j)  das  Datum  für  die  Bewertung  und  mögliche  Änderung  des 
delegierten  Rechtsakts  unter  Berücksichtigung  der  Schnellig- 
keit des  technischen  Fortschritts. 


Artikel  11 

Ausübung  der  Befugnisübertragung 

(1)  Die  Befugnis  zum  Erlass  der  in  Artikel  10  genannten 
delegierten  Rechtsakte  wird  der  Kommission  für  einen  Zeitraum 
von  fünf  Jahren  ab  dem  19.  Juni  2010  übertragen.  Die  Kommis- 
sion legt  spätestens  sechs  Monate  vor  Ablauf  des  Zeitraums  von 
fünf  Jahren  einen  Bericht  über  die  übertragenen  Befugnisse  vor. 
Die  Befugnisübertragung  verlängert  sich  automatisch  um  Zeit- 
räume gleicher  Länge,  es  sei  denn,  das  Europäische  Parlament 
oder  der  Rat  widerrufen  sie  gemäß  Artikel  12. 


(2)  Sobald  die  Kommission  einen  delegierten  Rechtsakt  er- 
lässt,  übermittelt  sie  ihn  gleichzeitig  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat. 


(3)  Die  der  Kommission  übertragene  Befugnis  zum  Erlass 
delegierter  Rechtakte  unterliegt  den  in  den  Artikeln  12  und 
1 3  festgelegten  Bedingungen. 

Artikel  12 

Widerruf  der  Befugnisübertragung 

(1)  Die  in  Artikel  10  genannte  Befugnisübertragung  kann 
vom  Europäischen  Parlament  oder  vom  Rat  widerrufen  werden. 


(2)  Das  Organ,  das  ein  internes  Verfahren  eingeleitet  hat,  um 
darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Befugnisübertragung  widerrufen 
werden  soll,  bemüht  sich,  das  andere  Organ  und  die  Kommis- 
sion innerhalb  einer  angemessenen  Frist  vor  der  endgültigen 
Beschlussfassung  zu  unterrichten,  und  nennt  dabei  die  übertra- 
genen Befugnisse,  die  widerrufen  werden  könnten,  sowie  die 
etwaigen  Gründe  für  einen  Widerruf. 


(3)  Der  Beschluss  über  den  Widerruf  beendet  die  Übertra- 
gung der  in  diesem  Beschluss  angegebenen  Befugnisse.  Der  Be- 
schluss wird  sofort  oder  zu  einem  darin  angegebenen  späteren 
Zeitpunkt  wirksam.  Die  Gültigkeit  von  Rechtsakten,  die  bereits 
in  Kraft  sind,  wird  davon  nicht  berührt.  Der  Beschluss  wird  im 
Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht. 


Artikel  13 

Einwände  gegen  delegierte  Rechtsakte 

(1)  Das  Europäische  Parlament  oder  der  Rat  können  gegen 
den  delegierten  Rechtsakt  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Mona- 
ten ab  dem  Datum  der  Übermittlung  Einwände  erheben. 

Auf  Initiative  des  Europäischen  Parlaments  oder  des  Rates  wird 
diese  Frist  um  zwei  Monate  verlängert. 

(2)  Haben  bis  zum  Ablauf  dieser  Frist  weder  das  Europäische 
Parlament  noch  der  Rat  Einwände  gegen  den  delegierten  Rechts- 
akt erhoben,  so  wird  dieser  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
veröffentlicht  und  tritt  zu  dem  darin  genannten  Zeitpunkt  in 
Kraft. 

Der  delegierte  Rechtsakt  kann  vor  Ablauf  dieser  Frist  im  Amts- 
blatt der  Europäischen  Union  veröffentlicht  werden  und  in  Kraft 
treten,  wenn  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beide  der 
Kommission  mitgeteilt  haben,  dass  sie  nicht  die  Absicht  haben, 
Einwände  zu  erheben. 

(3)  Erheben  das  Europäische  Parlament  oder  der  Rat  Ein- 
wände gegen  einen  delegierten  Rechtsakt,  so  tritt  dieser  nicht 
in  Kraft.  Das  Organ,  das  Einwände  erhebt,  erläutert  die  Gründe 
für  seine  Einwände  gegen  den  delegierten  Rechtsakt. 

Artikel  14 
Bewertung 

Die  Kommission  überprüft  die  Wirksamkeit  dieser  Richtlinie 
und  ihrer  delegierten  Rechtsakte  spätestens  bis  zum 
31.  Dezember  2014  und  unterbreitet  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat  einen  Bericht. 

Bei  dieser  Gelegenheit  bewertet  die  Kommission  außerdem  Fol- 
gendes: 

a)  den  Beitrag  des  Artikels  4  Buchstabe  c  zur  Erreichung  der 
Ziele  dieser  Richtlinie; 

b)  die  Wirksamkeit  des  Artikels  9  Absatz  1; 

c)  die  Notwendigkeit  einer  Änderung  des  Artikels  10  Absatz  4 
Buchstabe  d,  wobei  sie  die  technische  Entwicklung  und  die 
Verständlichkeit  der  Gestaltung  des  Etiketts  für  die  Verbrau- 
cher berücksichtigt. 

Artikel  15 
Sanktionen 

Die  Mitgliedstaaten  legen  Sanktionen  für  Verstöße  gegen  die 
aufgrund  dieser  Richtlinie  und  ihrer  delegierten  Rechtsakte  er- 
lassenen nationalen  Vorschriften  —  einschließlich  der  unbefug- 
ten Verwendung  des  Etiketts  —  fest  und  treffen  die  zu  ihrer 
Anwendung  erforderlichen  Maßnahmen.  Die  Sanktionen  müs- 
sen wirksam,  verhältnismäßig  und  abschreckend  sein.  Die  Mit- 
gliedstaaten teilen  der  Kommission  die  entsprechenden  Bestim- 
mungen bis  zum  20.  Juni  2011  mit  und  melden  der  Kommis- 
sion umgehend  alle  Änderungen  dieser  Bestimmungen. 
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Artikel  16 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  spätestens  am  20.  Juni  2011 
die  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  in  Kraft,  die  erforder- 
lich sind,  um  dieser  Richtlinie  nachzukommen.  Sie  teilen  der 
Kommission  unverzüglich  den  Wortlaut  dieser  Vorschriften  mit. 

Sie  wenden  diese  Vorschriften  ab  dem  20.  Juli  2011  an. 

Bei  Erlass  dieser  Vorschriften  nehmen  die  Mitgliedstaaten  in  den 
Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der  amtlichen 
Veröffentlichung  auf  die  vorliegende  Richtlinie  Bezug.  In  diese 
Vorschriften  fügen  sie  die  Erklärung  ein,  dass  Bezugnahmen  in 
den  geltenden  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  auf  die 
Richtlinie  92/75/EWG  als  Bezugnahmen  auf  die  vorliegende 
Richtlinie  gelten.  Die  Mitgliedstaaten  regeln  die  Einzelheiten 
dieser  Bezugnahme  und  die  Formulierung  dieser  Erklärung. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie 
auf  dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 

Artikel  17 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  92/75/EWG  in  der  Fassung  der  in  Anhang  I  Teil 
A  aufgeführten  Verordnung  wird  unbeschadet  der  Verpflichtun- 
gen der  Mitgliedstaaten  hinsichtlich  der  in  Anhang  I  Teil  B 
genannten  Fristen  für  die  Umsetzung  der  dort  genannten  Richt- 


linie in  innerstaatliches  Recht  und  für  die  Anwendung  dieser 
Richtlinie  mit  Wirkung  vom  21.  Juli  2011  aufgehoben. 

Bezugnahmen  auf  die  Richtlinie  92/75/EWG  gelten  als  Bezug- 
nahmen auf  die  vorliegende  Richtlinie  und  sind  nach  Maßgabe 
der  Entsprechungstabelle  in  Anhang  II  zu  lesen. 

Artikel  18 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im 
Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  5  Buchstaben  d,  g  und  h  gelten  ab  dem  31.  Juli  2011. 

Artikel  19 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 


Geschehen  zu  Straßburg  am  19.  Mai  2010. 


Im  Namen  des  Europäischen 
Parlaments 

Der  Präsident 

J.  BUZEK 


Im  Namen  des  Rates 

Der  Präsident 
D.  LOPEZ  GARRIDO 
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ANHANG  1 


TEIL  A 

Aufgehobene  Richtlinie  mit  ihren  nachfolgenden  Änderungen 
(gemäß  Artikel  17) 


Richtlinie  9  2/ 7  5 /EWG  des  Rates 
(ABl.  L  297  vom  13.10.1992,  S.  16) 

Verordnung  (EG)  Nr.  1882/2003 
(ABl.  L  284  vom  31.10.2003,  S.  1) 

Nur  Anhang  III  Nummer  32 

TEIL  B 

Fristen  für  die  Umsetzung 

in  innerstaatliches  Recht 

(gemäß  Artikel  16) 

Richtlinie 

Frist  für  die  Umsetzung 

92/75/EWG 

1.  Januar  1994 

ANHANG  II 


Entsprechungstabelle 


Richtlinie  92/7  5 /EWG 

Vorliegende  Richtlinie 

Artikel 

1 

Absatz  1,  einleitender  Wortlaut,  Satz  1 

Artikel 

1 

Absatz  1 

Artikel 

1 

Absatz  1,  einleitender  Wortlaut,  Satz  2 

Artikel 

1 

Absatz  2 

Artikel 

1 

Absatz  1  erster  bis  siebter  Gedankenstrich 

— 

Artikel 

1 

Absatz  2 

— 

— 

Artikel 

1 

Absatz  3  Buchstaben  a  und  b 

Artikel 

1 

Absatz  3 

Artikel 

1 

Absatz  3  Buchstabe  c 

— 

Artikel 

2 

Buchstaben  a  und  b 

Artikel 

1 

Absatz  4  erster  und  zweiter  Gedankenstrich 

Artikel 

2 

Buchstaben  g  und  h 

Artikel 

1 

Absatz  4  dritter  Gedankenstrich 

— 

Artikel 

1 

Absatz  4  vierter  Gedankenstrich 

Artikel 

2 

Buchstabe  c 

Artikel 

1 

Absatz  4  fünfter  Gedankenstrich 

Artikel 

2 

Buchstabe  d 

— 

Artikel 

2 

Buchstaben  e,  f,  i,  j  und  k 

Artikel 

1 

Absatz  5 

— 

Artikel 

2 

Absatz  1 

Artikel 

4 

Buchstabe  a 

— 

Artikel 

4 

Buchstabe  b,  c  und  d 

Artikel 

2 

Absatz  2 

— 

Artikel 

2 

Absatz  3 

Artikel 

5 

Buchstabe  b 

Artikel 

2 

Absatz  4 

Artikel 

5 

Buchstaben  b  und  c 

Artikel 

3 

Absatz  1 

Artikel 

5 

Buchstabe  a 

Artikel 

3 

Absatz  2 

Artikel 

5 

Buchstaben  e  und  f 

Artikel 

3 

Absatz  3 

Artikel 

5 

Buchstabe  g 

Artikel 

3 

Absatz  4 

Artikel 

5 

Buchstabe  h 

— 

Artikel 

6 

Buchstabe  a 

Artikel 

4 

Buchstabe  a 

Artikel 

6 

Buchstabe  b 

Artikel 

4 

Buchstabe  b 

Artikel 

5 

Buchstabe  d 

Artikel 

5 

Artikel 

7 

Artikel 

6 

— 

Artikel 

7 

Buchstabe  a 

Artikel 

3 

Absatz  1  Buchstabe  a 

Artikel 

7 

Buchstabe  b 

Artikel 

3 

Absatz  1  Buchstabe  b 

Artikel 

7 

Buchstabe  c 

Artikel 

3 

Absatz  1  Buchstabe  c 

Artikel 

3 

Absatz  1  Buchstabe  d 

Artikel 

3 

Absätze  2,  3  und  4 

Artikel 

H 

Absatz  1 

Artikel 

8 

Absatz  1 

Artikel 

8 

Absatz  2 

Artikel 

8 

Absatz  2 

Artikel 

9 

Richtlinie  92/75/EWG 

Vorliegende  Richtlinie 

— 

Artikel  9 

Artikel 

10 

— 

— 

Artikel  10  Absätze  1,  2  und  3 

Artikel 

11 

— 

Artikel 

12 

Buchstabe  a 

Artikel  10  Absatz  4  Buchstabe  a 

Artikel 

12 

Buchstabe  b 

Artikel  10  Absatz  4  Buchstabe  b 

Artikel 

12 

Buchstabe  c 

Artikel  10  Absatz  4  Buchstabe  c 

Artikel 

12 

Buchstabe  d 

Artikel  10  Absatz  4  Buchstabe  d 

Artikel 

12 

Buchstabe  e 

Artikel  10  Absatz  4  Buchstabe  e 

Artikel 

12 

Buchstabe  f 

Artikel  10  Absatz  4  Buchstabe  f 

Artikel 

12 

Buchstabe  g 

— 

— 

Artikel  10  Absatz  4  Buchstaben  g,  h,  i  und  j 

— 

Artikel  11,  12,  13,  14,  15 

Artikel 

13 

Artikel  17 

Artikel 

14 

Artikel  16 

— 

Artikel  18 

Artikel 

15 

Artikel  19 

ANHANG  I 

ANHANG  II 

Richtlinie  2012/27/EU 

(ABl.  2012  L  315/1) 
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Der  Text  der  Richtlinie  2012/27/EU  findet  sich  auf  den  S.  1470  ff.. 
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Richtlinie  2010/31/EU 

(ABl.  2010  L  153/13) 
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RICHTLINIE  2010/3 1/EU  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  19.  Mai  2010 
über  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden 
(Neufassung) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union,  insbesondere  auf  Artikel  194  Absatz  2, 

auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 
gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  (3), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Die  Richtlinie  2002/91/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  16.  Dezember  2002  über  die  Ge- 
samtenergieeffizienz von  Gebäuden  (4)  ist  geändert  wor- 
den (5).  Aus  Gründen  der  Klarheit  empfiehlt  es  sich,  im 
Rahmen  der  jetzt  anstehenden  wesentlichen  Änderungen 
eine  Neufassung  dieser  Richtlinie  vorzunehmen. 

(2)  Eine  effiziente,  umsichtige,  rationelle  und  nachhaltige 
Verwendung  von  Energie  findet  unter  anderem  bei  Mi- 
neralöl, Erdgas  und  festen  Brennstoffen,  die  wichtige 
Energiequellen  darstellen,  aber  auch  die  größten  Verursa- 
cher von  Kohlendioxidemissionen  sind,  Anwendung. 

(3)  Auf  Gebäude  entfallen  40  %  des  Gesamtenergiever- 
brauchs der  Union.  Der  Sektor  expandiert,  wodurch 
sich  sein  Energieverbrauch  weiter  erhöhen  wird.  Daher 
sind  die  Senkung  des  Energieverbrauchs  und  die  Nutzung 
von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  im  Gebäudesektor 
wesentliche  Maßnahmen,  die  zur  Verringerung  der  Ener- 
gieabhängigkeit der  Union  und  der  Treibhausgasemissio- 
nen benötigt  werden.  Zusammen  mit  einer  verstärkten 
Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  würden 
Maßnahmen  zur  Senkung  des  Energieverbrauchs  in  der 
Union  es  der  Union  ermöglichen,  das  Kyoto-Protokoll 
zum  Rahmenübereinkommen  der  Vereinten  Nationen 


(')  ABl.  C  277  vom  17.11.2009,  S.  75. 

(2)  ABl.  C  200  vom  25.8.2009,  S.  41. 

(3)  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  23.  April  2009  (noch 
nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht),  Standpunkt  des  Rates  in  erster 
Lesung  vom  14.  April  2010  (noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffent- 
licht), Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  18.  Mai  2010 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht). 

(4)  ABl.  L  1  vom  4.1.2003,  S.  65. 

(5)  Siehe  Anhang  IV  Teil  A. 


über  Klimaänderungen  (UNFCCC)  einzuhalten  und  ihrer 
langfristigen  Verpflichtung,  den  weltweiten  Temperatur- 
anstieg unter  2  °C  zu  halten,  sowie  ihrer  Verpflichtung, 
bis  2020  die  Gesamttreibhausgasemissionen  gegenüber 
den  Werten  von  1990  um  mindestens  20%  bzw.  im 
Fall  des  Zustandekommens  eines  internationalen  Uberein- 
kommens um  30  %  zu  senken,  nachzukommen.  Ein  ge- 
ringerer Energieverbrauch  und  die  verstärkte  Nutzung 
von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  spielen  auch  eine 
wichtige  Rolle  bei  der  Stärkung  der  Energieversorgungs- 
sicherheit, der  Förderung  von  technologischen  Entwick- 
lungen sowie  der  Schaffung  von  Beschäftigungsmöglich- 
keiten und  von  Möglichkeiten  der  regionalen  Entwick- 
lung, insbesondere  in  ländlichen  Gebieten. 

(4)  Die  Steuerung  der  Energienachfrage  ist  ein  wichtiges  In- 
strument für  die  Union,  um  auf  den  globalen  Energie- 
markt und  damit  auf  die  mittel-  und  langfristige  Sicher- 
heit der  Energieversorgung  Einfluss  zu  nehmen. 

(5)  Der  Europäische  Rat  hat  bei  seiner  Tagung  im  März 
2007  auf  die  Notwendigkeit  einer  Steigerung  der  Ener- 
gieeffizienz in  der  Union  hingewiesen,  um  auf  diese 
Weise  den  Energieverbrauch  in  der  Union  bis  2020  um 
20  %  zu  senken,  und  dazu  aufgerufen,  die  Prioritäten,  die 
in  der  Kommissionsmitteilung  mit  dem  Titel  „Aktions- 
plan für  Energieeffizienz:  Das  Potenzial  ausschöpfen"  ge- 
nannt werden,  umfassend  und  rasch  umzusetzen.  In  die- 
sem Aktionsplan  wurde  auf  das  erhebliche  Potenzial  für 
kosteneffiziente  Energieeinsparungen  im  Gebäudesektor 
hingewiesen.  Das  Europäische  Parlament  hat  in  seiner 
Entschließung  vom  31.  Januar  2008  dazu  aufgerufen, 
die  Bestimmungen  der  Richtlinie  2002/91/EG  zu  ver- 
schärfen, und  hat  wiederholt  und  zuletzt  in  seiner  Ent- 
schließung vom  3.  Februar  2009  zur  zweiten  Überprü- 
fung der  Energiestrategie  gefordert,  das  für  2020  ge- 
steckte Ziel  einer  Steigerung  der  Energieeffizienz  um 
20  %  verbindlich  vorzuschreiben.  Außerdem  enthält  die 
Entscheidung  Nr.  406/2009/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  23.  April  2009  über  die 
Anstrengungen  der  Mitgliedstaaten  zur  Reduktion  ihrer 
Treibhausgasemissionen  mit  Blick  auf  die  Erfüllung  der 
Verpflichtungen  der  Gemeinschaft  zur  Reduktion  der 
Treibhausgasemissionen  bis  2020  (6),  verbindliche  natio- 
nale Ziele  für  eine  Senkung  der  Kohlendioxidemissionen, 
wofür  die  Energieeffizienz  im  Gebäudesektor  von  ent- 
scheidender Bedeutung  ist;  außerdem  sieht  die  Richtlinie 
2009/28/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  23.  April  2009  zur  Förderung  der  Nutzung  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  (7)  die  Förderung  der 
Energieeffizienz  im  Zusammenhang  mit  dem  verbindli- 
chen Ziel  eines  Anteils  der  Energie  aus  erneuerbaren 
Quellen  von  20  %  am  Gesamtenergieverbrauch  der 
Union  bis  2020  vor. 


(6)  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  136. 

(7)  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  16. 
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(6)  Der  Europäische  Rat  hat  im  März  2007  die  Verpflichtung 
der  Union  zum  unionsweiten  Ausbau  der  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  bekräftigt  und  das  verbindliche 
Ziel  eines  20-prozentigen  Anteils  dieser  Energie  bis 
2020  gebilligt.  Die  Richtlinie  2009/28/EG  schafft  einen 
gemeinsamen  Rahmen  zur  Förderung  dieser  Energie. 


gerechtfertigt  sein,  dass  die  Mitgliedstaaten  für  Gebäude- 
komponenten kosteneffiziente  oder  kostenoptimale  An- 
forderungen festlegen,  die  in  der  Praxis  den  Einbau  von 
den  Vorgaben  des  Unionsrechts  entsprechenden  Baupro- 
dukten begrenzen  würden,  sofern  durch  diese  Anforde- 
rungen keine  ungerechtfertigten  Marktbarrieren  errichtet 
werden. 


(7)  Es  ist  notwendig,  konkretere  Maßnahmen  im  Hinblick 
auf  das  große  ungenutzte  Potenzial  für  Energieeinsparun- 
gen in  Gebäuden  und  eine  Verringerung  der  bedeutenden 
Unterschiede  zwischen  den  Erfolgen  der  Mitgliedstaaten 
auf  diesem  Gebiet  festzulegen. 


(8)  Bei  Maßnahmen  zur  weiteren  Verbesserung  der  Gesamt- 
energieeffizienz von  Gebäuden  sollte  den  klimatischen 
und  lokalen  Bedingungen  sowie  dem  Innenraumklima 
und  der  Kosteneffizienz  Rechnung  getragen  werden. 
Diese  Maßnahmen  sollten  anderen  Anforderungen  an 
Gebäude,  wie  beispielsweise  Zugänglichkeit,  Sicherheit 
und  beabsichtigte  Nutzung  des  Gebäudes,  nicht  entgegen- 
stehen. 


(9)  Die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  sollte  nach 
einer  Methode  berechnet  werden,  die  national  und  regio- 
nal differenziert  werden  kann.  Dabei  sollten  zusätzlich  zu 
den  Wärmeeigenschaften  auch  andere  Faktoren  von 
wachsender  Bedeutung  einbezogen  werden,  z.B.  Hei- 
zungssysteme und  Klimaanlagen,  Nutzung  von  Energie 
aus  erneuerbaren  Quellen,  passive  Heiz-  und  Kühlele- 
mente, Sonnenschutz,  Raumluftqualität,  angemessene  na- 
türliche Beleuchtung  und  Konstruktionsart  des  Gebäudes. 
Bei  der  Methode  zur  Berechnung  der  Energieeffizienz 
sollte  nicht  nur  die  Heizperiode  eines  Jahres,  sondern 
die  jährliche  Gesamtenergieeffizienz  eines  Gebäudes  zu- 
grunde gelegt  werden.  Die  Methode  sollte  die  geltenden 
europäischen  Normen  berücksichtigen. 


(10)  Es  ist  ausschließlich  Sache  der  Mitgliedstaaten,  Mindest- 
anforderungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäu- 
den und  Gebäudekomponenten  festzulegen.  Diese  Anfor- 
derungen sollten  so  gewählt  werden,  dass  ein  kostenopti- 
males Verhältnis  zwischen  den  zu  tätigenden  Investitio- 
nen und  den  über  die  Lebensdauer  des  Gebäudes  einge- 
sparten Energiekosten  erreicht  wird,  und  zwar  unbescha- 
det des  Rechts  der  Mitgliedstaaten,  Mindestanforderungen 
festzulegen,  die  größere  Energieeffizienz  bewirken  als 
kostenoptimale  Energieeffizienzniveaus.  Es  sollten  ent- 
sprechende Vorkehrungen  getroffen  werden,  damit  die 
Mitgliedstaaten  ihre  Mindestanforderungen  an  die  Ge- 
samtenergieeffizienz von  Gebäuden  regelmäßig  im  Hin- 
blick auf  den  technischen  Fortschritt  überprüfen  können. 


(11)  Im  Hinblick  auf  das  Ziel  kosteneffizienter  oder  kosten- 
optimaler Energieeffizienzniveaus  kann  es  unter  bestimm- 
ten Umständen,  wie  etwa  bei  klimatischen  Unterschieden, 


(12)  Bei  der  Festlegung  von  Gesamtenergieeffizienzanforde- 
rungen für  gebäudetechnische  Systeme  sollten  die  Mit- 
gliedstaaten —  soweit  verfügbar  und  angemessen  —  har- 
monisierte Instrumente  einsetzen,  insbesondere  Prüf-  und 
Berechnungsmethoden  und  Energieeffizienzklassen,  die 
im  Rahmen  von  Durchführungsmaßnahmen  zu  der 
Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  21.  Oktober  2009  zur  Schaffung 
eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen 
an  die  umweltgerechte  Gestaltung  energieverbrauchsrele- 
vanter Produkte  (l)  und  zu  der  Richtlinie  2010/30/EU  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  Mai 
2010  über  die  Angabe  des  Verbrauchs  an  Energie  und 
anderen  Ressourcen  durch  energieverbrauchsrelevante 
Produkte  mittels  einheitlicher  Etiketten  und  Produktinfor- 
mationen (2)  entwickelt  wurden,  um  die  Kohärenz  zu  den 
damit  in  Zusammenhang  stehenden  Initiativen  zu  ge- 
währleisten und  eine  potenzielle  Fragmentierung  des 
Marktes  so  weit  wie  möglich  zu  vermeiden. 


(13)  Diese  Richtlinie  gilt  unbeschadet  der  Artikel  107  und 
108  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union  (AEUV).  Der  in  dieser  Richtlinie  verwendete  Be- 
griff „Anreiz"  sollte  daher  nicht  so  verstanden  werden, 
dass  er  staatliche  Beihilfen  darstellt. 


(14)  Die  Kommission  sollte  einen  Rahmen  für  Vergleichs- 
methoden zur  Berechnung  kostenoptimaler  Mindest- 
anforderungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  bestimmen. 
Die  Mitgliedstaaten  sollten  anhand  dieses  Rahmens  die 
Ergebnisse  mit  den  von  ihnen  festgelegten  Mindestanfor- 
derungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  vergleichen.  Soll- 
ten nennenswerte  Diskrepanzen  (d.h.  mehr  als  15  %)  zwi- 
schen den  berechneten  kostenoptimalen  Mindestanforde- 
rungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  und  den  geltenden 
Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  zu 
verzeichnen  sein,  so  sollten  die  Mitgliedstaaten  die  Ab- 
weichungen begründen  oder  geeignete  Maßnahmen  zur 
Verringerung  der  Diskrepanzen  vorsehen.  Die  geschätzte 
wirtschaftliche  Lebensdauer  eines  Gebäudes  oder  einer 
Gebäudekomponente  sollte  von  den  Mitgliedstaaten  an- 
hand der  bestehenden  Praxis  und  der  Erfahrungen  bei  der 
Bestimmung  typischer  wirtschaftlicher  Lebensdauern  er- 
mittelt werden.  Über  die  Ergebnisse  dieses  Vergleichs  und 
die  dabei  zugrunde  gelegten  Daten  sollte  der  Kommission 
regelmäßig  Bericht  erstattet  werden.  Diese  Berichte  soll- 
ten der  Kommission  die  Möglichkeit  geben,  die  Fort- 
schritte der  Mitgliedstaaten  bei  der  Erreichung  kosten- 
optimaler Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieef- 
fizienz zu  beurteilen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten. 


0)  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 
(2)  Siehe  Seite  1  dieses  Amtsblatts. 
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(1 5)  Gebäude  haben  Auswirkungen  auf  den  langfristigen  Ener- 
gieverbrauch. Angesichts  des  langen  Renovierungszyklus 
bestehender  Gebäude  sollten  daher  neue  und  bestehende 
Gebäude,  die  einer  größeren  Renovierung  unterzogen 
werden,  bestimmten  Mindestanforderungen  an  die  Ge- 
samtenergieeffizienz genügen,  die  den  klimatischen  Ver- 
hältnissen vor  Ort  angepasst  sind.  Da  die  Einsatzmöglich- 
keiten alternativer  Energieversorgungssysteme  im  All- 
gemeinen nicht  voll  ausgeschöpft  werden,  sollten  alterna- 
tive Energieversorgungssysteme  für  neue  Gebäude,  unab- 
hängig von  ihrer  Größe,  in  Betracht  gezogen  werden, 
unter  Beachtung  des  Grundsatzes,  dass  zuerst  der  Ener- 
giebedarf für  die  Heizung  und  Kühlung  auf  ein  kosten- 
optimales Niveau  zu  senken  ist. 

(16)  Größere  Renovierungen  bestehender  Gebäude  sind  unab- 
hängig von  der  Größe  dieser  Gebäude  eine  Gelegenheit 
für  kosteneffiziente  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der 
Gesamtenergieeffizienz.  Aus  Gründen  der  Kosteneffizienz 
sollte  es  möglich  sein,  die  Mindestanforderungen  an  die 
Gesamtenergieeffizienz  auf  diejenigen  renovierten  Teile 
zu  beschränken,  die  für  die  Energieeffizienz  des  Gebäudes 
am  wichtigsten  sind.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  entschei- 
den können,  ob  sie  den  Begriff  „größere  Renovierung" 
nach  dem  Prozentanteil  an  der  Gebäudehülle  oder  nach 
dem  Gebäudewert  definieren.  Entscheidet  sich  ein  Mit- 
gliedstaat für  die  Definition  auf  der  Grundlage  des  Ge- 
bäudewerts, so  könnten  Werte  wie  der  Versicherungswert 
oder  der  jeweils  aktuelle  Wert  auf  der  Grundlage  der 
Neuerrichtungskosten  herangezogen  werden,  jedoch  un- 
ter Ausschluss  des  Werts  des  Grundstücks,  auf  dem  sich 
das  Gebäude  befindet. 


(17)  Es  müssen  Maßnahmen  ergriffen  werden,  um  die  Zahl 
der  Gebäude  zu  erhöhen,  die  nicht  nur  die  geltenden 
Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  er- 
füllen, sondern  noch  energieeffizienter  sind,  um  damit 
sowohl  den  Energieverbrauch  als  auch  die  Kohlendioxid- 
emissionen zu  senken.  Hierzu  sollten  die  Mitgliedstaaten 
nationale  Pläne  erstellen,  um  die  Zahl  der  Niedrigstener- 
giegebäude  zu  erhöhen,  und  der  Kommission  über  der- 
artige Pläne  regelmäßig  Bericht  erstatten. 

(18)  Derzeit  werden  Finanzinstrumente  der  Union  und  andere 
Maßnahmen  eingerichtet  bzw.  angepasst,  mit  denen  ener- 
gieeffizienzfördernde  Maßnahmen  angeregt  werden  sol- 
len. Zu  diesen  Finanzinstrumenten  auf  Unionsebene  ge- 
hören unter  anderem  die  Verordnung  (EG)  Nr. 
1080/2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  5.  Juli  2006  über  den  Europäischen  Fonds  für  re- 
gionale Entwicklung  ('),  die  geändert  wurde,  um  höhere 
Investitionen  in  die  Energieeffizienz  im  Bereich  Woh- 
nungsbau zu  ermöglichen;  die  öffentlich-private  Partner- 
schaft für  eine  „Europäische  Initiative  für  energieeffiziente 
Gebäude"  zur  Förderung  umweltfreundlicher  Technolo- 
gien und  der  Entwicklung  energieeffizienter  Systeme 
und  Materialien  für  neue  und  renovierte  Gebäude;  die 
von  der  Kommission  und  der  Europäischen  Investitions- 
bank (EIB)  getragene  „EU-Initiative  zur  Finanzierung  einer 
nachhaltigen  Energiewirtschaft",  die  unter  anderem  die 
Finanzierung  von  Investitionen  in  Energieeffizienz  er- 


0  ABl.  L  210  vom  31.7.2006,  S.  1. 


möglichen  soll;  der  unter  der  Federführung  der  EIB  ste- 
hende, auch  „Fonds  Marguerite"  genannte  „Europäische 
Fonds  2020  für  Energie,  Klimaschutz  und  Infrastruktur"; 
die  Richtlinie  2009/47/EG  des  Rates  vom  5.  Mai  2009 
zur  Änderung  der  Richtlinie  2006/1 12/EG  in  Bezug  auf 
ermäßigte  Mehrwertsteuersätze  (2);  das  den  Strukturfonds 
und  dem  Kohäsionsfonds  zuzurechnende  Instrument  Je- 
remie  (Gemeinsame  europäische  Ressourcen  für  kleinste 
bis  mittlere  Unternehmen);  die  Fazilität  zur  Förderung  der 
Energieeffizienz;  das  Rahmenprogramm  für  Wettbewerbs- 
fähigkeit und  Innovation  einschließlich  des  Programms 
„Intelligente  Energie  —  Europa  II",  das  sich  speziell  auf 
die  Beseitigung  von  Marktbarrieren  in  Bezug  auf  Energie- 
effizienz und  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  konzen- 
triert, etwa  durch  die  Fazilität  für  technische  Hilfe  ELENA 
(Europäische  Energiehilfe  auf  lokaler  Ebene);  der  Bürger- 
meisterkonvent; das  Programm  für  unternehmerische  Ini- 
tiative und  Innovation;  das  Programm  „Unterstützung  der 
IKT-Politik"  2010  und  das  Siebte  Forschungsrahmenpro- 
gramm. Die  Europäische  Bank  für  Wiederaufbau  und  Ent- 
wicklung stellt  ebenfalls  Finanzmittel  zur  Stimulierung 
von  energieeffizienzfördernden  Maßnahmen  zur  Ver- 
fügung. 


(19)  Die  Finanzinstrumente  der  Union  sollten  so  eingesetzt 
werden,  dass  sie  den  mit  dieser  Richtlinie  verfolgten  Zie- 
len praktische  Wirkung  verleihen,  ohne  die  nationalen 
Maßnahmen  zu  ersetzen.  Sie  sollten  insbesondere  einge- 
setzt werden,  um  geeignete,  innovative  Finanzierungsmit- 
tel bereitzustellen,  mit  denen  Investitionen  in  energieeffi- 
zienzfördernde  Maßnahmen  angeschoben  werden  sollen. 
Die  Instrumente  könnten  insbesondere  eine  bedeutende 
Rolle  bei  der  Entwicklung  nationaler,  regionaler  und  lo- 
kaler Fonds,  Instrumente  oder  Mechanismen  zur  Energie- 
effizienzförderung spielen,  die  privaten  Haus-  und  Grund- 
besitzern, kleinen  und  mittleren  Unternehmen  sowie 
Dienstleistern  im  Bereich  der  Energieeffizienz  solche  Fi- 
nanzierungsmöglichkeiten anbieten. 


(20)  Im  Hinblick  auf  eine  angemessene  Unterrichtung  der 
Kommission  sollten  die  Mitgliedstaaten  Auflistungen  der 
bestehenden  und  geplanten  Maßnahmen  —  auch  finan- 
zieller Art  —  erstellen,  die  zwar  nicht  nach  dieser  Richt- 
linie vorgeschrieben  sind,  die  aber  den  mit  ihr  verfolgten 
Zielen  dienen.  Die  von  den  Mitgliedstaaten  aufgelisteten 
bestehenden  und  geplanten  Maßnahmen  können  ins- 
besondere Maßnahmen  umfassen,  mit  denen  bestehende 
rechtliche  Barrieren  und  Marktbarrieren  verringert  und 
Investitionen  angeregt  werden  sollen,  und/oder  andere 
Maßnahmen  zur  Erhöhung  der  Energieeffizienz  neuer 
und  bestehender  Gebäude,  mit  denen  ein  potenzieller 
Beitrag  zur  Reduzierung  der  Energiearmut  verbunden 
ist.  Diese  Maßnahmen  könnten  unter  anderem  Folgendes 
umfassen:  unentgeltliche  oder  subventionierte  technische 
Hilfe  und  Beratung,  direkte  Zuschüsse,  Regelungen  für 
subventionierte  oder  zinsvergünstigte  Kredite,  Zuschuss- 
regelungen und  Kreditgarantieregelungen.  Die  Behörden 
und  andere  Institutionen,  die  diese  Maßnahmen  finanziel- 
ler Art  anbieten,  könnten  ihren  Einsatz  an  die  angege- 
bene Gesamtenergieeffizienz  und  die  Empfehlungen  der 
Ausweise  über  die  Gesamtenergieeffizienz  knüpfen. 


(2)  ABl.  L  116  vom  9.5.2009,  S.  18. 
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(21)  Um  den  Meldeaufwand  für  die  Mitgliedstaaten  zu  verrin- 
gern, sollten  die  in  dieser  Richtlinie  geforderten  Berichte 
in  die  Energieeffizienz- Aktionspläne  gemäß  Artikel  14 
Absatz  2  der  Richtlinie  2006/32/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  April  2006  über  End- 
energieeffizienz und  Energiedienstleistungen  (')  integriert 
werden  können.  Der  öffentliche  Sektor  in  den  Mitglied- 
staaten sollte  auf  dem  Gebiet  der  Gesamtenergieeffizienz 
von  Gebäuden  eine  Vorreiterrolle  übernehmen,  und  da- 
her sollten  die  nationalen  Pläne  für  Gebäude,  die  von 
Behörden  genutzt  werden,  ehrgeizigere  Ziele  vorsehen. 


(22)  Der  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz  sollte  po- 
tenziellen Käufern  und  Mietern  von  Gebäuden  oder  Ge- 
bäudeteilen zutreffende  Informationen  über  die  Gesamt- 
energieeffizienz des  Gebäudes  sowie  praktische  Hinweise 
zu  deren  Verbesserung  liefern.  Es  könnten  Informations- 
kampagnen durchgeführt  werden,  um  die  Eigentümer 
und  Mieter  noch  stärker  zu  einer  Verbesserung  der  Ge- 
samtenergieeffizienz des  Gebäudes  oder  der  Gebäudeteile 
anzuregen.  Zusätzlich  sollten  die  Eigentümer  und  Mieter 
von  Gewerbegebäuden  zum  Austausch  von  Informatio- 
nen über  den  tatsächlichen  Energieverbrauch  angeregt 
werden,  damit  alle  Daten  für  fundierte  Entscheidungen 
über  notwendige  Energieeffizienzverbesserungen  verfüg- 
bar sind.  Zudem  sollte  der  Ausweis  über  die  Gesamtener- 
gieeffizienz Angaben  darüber  enthalten,  wie  sich  Heizung 
und  Kühlung  auf  den  Energiebedarf  des  Gebäudes  sowie 
auf  dessen  Primärenergieverbrauch  und  dessen  Kohlen- 
dioxidemissionen auswirken. 


(23)  Die  Behörden  sollten  mit  gutem  Beispiel  vorangehen  und 
sich  bemühen,  die  Empfehlungen  des  Ausweises  über  die 
Gesamtenergieeffizienz  umzusetzen.  Die  nationalen  Pläne 
der  Mitgliedstaaten  sollten  Maßnahmen  vorsehen,  die  die 
Behörden  dabei  unterstützen,  die  Energieeffizienz  ihrer 
Gebäude  frühzeitig  zu  verbessern  und  die  Empfehlungen 
des  Ausweises  über  die  Gesamtenergieeffizienz  so  bald 
wie  möglich  umzusetzen. 


(24)  Gebäude,  die  von  Behörden  genutzt  werden,  und  Ge- 
bäude mit  starkem  Publikumsverkehr  sollten  durch  Ein- 
beziehung von  Umwelt-  und  Energieaspekten  ein  Vorbild 
darstellen,  weshalb  regelmäßig  Energieausweise  für  sie 
erstellt  werden  sollten.  Die  Unterrichtung  der  Öffentlich- 
keit über  die  Gesamtenergieeffizienz  sollte  durch  Anbrin- 
gung der  Energieausweise  an  gut  sichtbaren  Stellen  unter- 
stützt werden;  dies  gilt  insbesondere  für  Gebäude  einer 
bestimmten  Größe,  in  denen  sich  Behörden  befinden 
oder  starker  Publikumsverkehr  herrscht,  wie  Laden- 
geschäfte und  Einkaufszentren,  Supermärkte,  Gaststätten, 
Theater,  Banken  und  Hotels. 


(25)  In  den  letzten  Jahren  ist  eine  zunehmende  Verwendung 
von  Klimaanlagen  in  den  Ländern  Europas  zu  verzeich- 
nen. Dies  führt  zu  großen  Problemen  zu  Spitzenlastzeiten 


0  ABl.  L  114  vom  27.4.2006,  S.  64. 


mit  der  Folge,  dass  die  Stromkosten  steigen  und  die  Ener- 
giebilanz beeinträchtigt  wird.  Vorrang  sollte  Strategien 
eingeräumt  werden,  die  zur  Verbesserung  der  ther- 
mischen Eigenschaften  der  Gebäude  im  Sommer  beitra- 
gen. Hierzu  sollte  man  sich  auf  Maßnahmen  zur  Vermei- 
dung einer  übermäßigen  Erwärmung,  wie  Sonnenschutz 
und  ausreichende  Wärmekapazität  der  Gebäudekonstruk- 
tion, und  auf  Weiterentwicklung  und  Einsatz  der  passiven 
Kühlung  konzentrieren,  und  zwar  in  erster  Linie  auf  sol- 
che Maßnahmen,  die  zur  Verbesserung  der  Qualität  des 
Raumklimas  und  zur  Verbesserung  des  Mikroklimas  in 
der  Umgebung  von  Gebäuden  beitragen. 


(26)  Die  regelmäßige  Wartung  und  Inspektion  von  Heizungs- 
und Klimaanlagen  durch  qualifiziertes  Personal  trägt  zu 
einem  korrekten  Betrieb  gemäß  der  Produktspezifikation 
bei  und  gewährleistet  damit  eine  optimale  Leistung  aus 
ökologischer,  sicherheitstechnischer  und  energetischer 
Sicht.  Eine  unabhängige  Prüfung  der  gesamten  Heizungs- 
und Klimaanlage  sollte  während  ihrer  Lebensdauer  in 
regelmäßigen  Abständen  erfolgen,  insbesondere  vor  ei- 
nem Austausch  oder  einer  Modernisierung.  Im  Hinblick 
auf  einen  möglichst  geringen  Verwaltungsaufwand  für  die 
Gebäudeeigentümer  und  -mieter  sollten  die  Mitgliedstaa- 
ten sich  darum  bemühen,  dass  Inspektionen  und  Aus- 
weisausstellungen so  weit  wie  möglich  miteinander  ver- 
bunden werden. 


(27)  Ein  gemeinsamer  Ansatz  bei  der  Erstellung  von  Energie- 
ausweisen für  Gebäude  und  bei  der  Inspektion  von  Hei- 
zungs-  und  Klimaanlagen  durch  qualifiziertes  und/oder 
zugelassenes  Fachpersonal,  dessen  Unabhängigkeit  auf 
der  Grundlage  objektiver  Kriterien  zu  gewährleisten  ist, 
werden  dazu  beitragen,  gleiche  Bedingungen  für  die  An- 
strengungen in  den  Mitgliedstaaten  bei  Energieeinsparun- 
gen im  Gebäudesektor  zu  schaffen,  und  werden  für  die 
potenziellen  Eigentümer  oder  Nutzer  Transparenz  hin- 
sichtlich der  Gesamtenergieeffizienz  auf  dem  Immobilien- 
markt der  Union  schaffen.  Um  die  Qualität  der  Ausweise 
über  die  Gesamtenergieeffizienz  und  der  Inspektion  von 
Heizungs-  und  Klimaanlagen  in  der  gesamten  Union  zu 
gewährleisten,  sollte  in  jedem  Mitgliedstaat  ein  unabhän- 
giges Kontrollsystem  eingerichtet  werden. 


(28)  Da  den  regionalen  und  lokalen  Behörden  für  die  erfolg- 
reiche Umsetzung  dieser  Richtlinie  entscheidende  Bedeu- 
tung zukommt,  sollten  sie  gegebenenfalls  nach  Maßgabe 
der  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  in  Bezug  auf  Pla- 
nungsaspekte, Ausarbeitung  von  Informations-,  Schu- 
lungs-  und  Sensibilisierungsprogrammen  sowie  Umset- 
zung dieser  Richtlinie  auf  nationaler  und  regionaler 
Ebene  konsultiert  und  eingebunden  werden.  Diese  Kon- 
sultationen könnten  auch  dafür  genutzt  werden,  den  ört- 
lichen Planern  und  Gebäudeprüfern  angemessene  Leit- 
linien für  die  Erfüllung  der  notwendigen  Aufgaben  zur 
Verfügung  zu  stellen.  Ferner  sollten  die  Mitgliedstaaten 
Architekten  und  Planer  in  die  Lage  versetzen  und  dazu 
anhalten,  bei  Planung,  Entwurf,  Bau  und  Renovierung 
von  Industrie-  und  Wohngebieten  die  optimale  Kombina- 
tion von  Energieeffizienzverbesserungen,  Nutzung  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  und  Einsatz  von  Fern- 
wärme und  -kälte  angemessen  in  Betracht  zu  ziehen. 
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(29)  Installateure  und  Baufachleute  sind  für  die  erfolgreiche 
Umsetzung  dieser  Richtlinie  von  entscheidender  Bedeu- 
tung. Daher  sollte  eine  angemessene  Zahl  von  Installa- 
teuren und  Baufachleuten  durch  Schulung  und  andere 
Maßnahmen  die  angemessene  Fachkompetenz  für  Instal- 
lation und  Einbau  der  erforderlichen  Technik  zur  Verbes- 
serung der  Energieeffizienz  und  zur  Nutzung  erneuer- 
barer Energien  erwerben. 

(30)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  die  Richtlinie  2005/36/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
7.  September  2005  über  die  Anerkennung  von  Berufs- 
qualifikationen (')  in  Bezug  auf  die  gegenseitige  Anerken- 
nung der  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Sachverständi- 
gen berücksichtigen,  und  die  Kommission  sollte  ihre  im 
Rahmen  des  Programms  „Intelligente  Energie  —  Europa" 
durchgeführten  Arbeiten  an  Leitlinien  und  Empfehlungen 
für  Standards  für  die  Ausbildung  dieser  Sachverständigen 
fortsetzen. 

(31)  Im  Hinblick  auf  eine  bessere  Transparenz  der  Gesamt- 
energieeffizienz auf  dem  Immobilienmarkt  der  Union 
für  Nichtwohngebäude  sollten  einheitliche  Bestimmungen 
für  ein  fakultatives  gemeinsames  System  für  Ausweise 
über  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Nichtwohngebäuden 
festgelegt  werden.  Nach  Artikel  291  AEUV  werden  die 
Regeln  und  Grundsätze,  nach  denen  die  Mitgliedstaaten 
die  Wahrnehmung  der  Durchführungsbefugnisse  durch 
die  Kommission  kontrollieren,  im  Voraus  durch  eine  ge- 
mäß dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  ange- 
nommene Verordnung  festgelegt.  Bis  zur  Annahme  die- 
ser neuen  Verordnung  findet  weiterhin  der  Beschluss 
1999/468/EG  des  Rates  vom  28.  Juni  1999  zur  Fest- 
legung der  Modalitäten  für  die  Ausübung  der  der  Kom- 
mission übertragenen  Durchführungsbefugnisse  (2)  An- 
wendung, mit  Ausnahme  des  nicht  anwendbaren  Rege- 
lungsverfahrens mit  Kontrolle. 

(32)  Der  Kommission  sollte  die  Befugnis  übertragen  werden, 
in  Bezug  auf  die  Anpassung  bestimmter  Teile  des  all- 
gemeinen Rahmens  in  Anhang  I  an  den  technischen  Fort- 
schritt und  in  Bezug  auf  die  Festlegung  eines  Rahmens 
für  eine  Methode  zur  Berechnung  kostenoptimaler  Min- 
destanforderungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Ge- 
bäuden delegierte  Rechtsakte  nach  Artikel  290  AEUV  zu 
erlassen.  Es  ist  von  besonderer  Bedeutung,  dass  die  Kom- 
mission bei  ihren  vorbereitenden  Arbeiten  angemessene 
Konsultationen  —  auch  auf  Expertenebene  —  durchführt. 

(3  3)  Da  das  Ziel  dieser  Richtlinie,  nämlich  eine  Verbesserung 
der  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden,  wegen  der 
komplexen  Struktur  des  Gebäudesektors  und  des  Unver- 
mögens der  nationalen  Immobilienmärkte,  den  Heraus- 
forderungen auf  dem  Gebiet  der  Energieeffizienz  hinrei- 
chend zu  begegnen,  auf  Ebene  der  Mitgliedstaaten  nicht 
ausreichend  verwirklicht  werden  kann  und  wegen  des 
Umfangs  und  der  Wirkungen  der  Maßnahme  besser  auf 
Unionsebene  zu  erreichen  ist,  kann  die  Union  im  Ein- 
klang mit  dem  in  Artikel  5  des  Vertrags  über  die  Euro- 
päische Union  niedergelegten  Subsidiaritätsprinzip  tätig 
werden.  Entsprechend  dem  in  demselben  Artikel  genann- 


(!)  ABl.  L  255  vom  30.9.2005,  S.  22. 
(2)  ABl.  L  184  vom  17.7.1999,  S.  23. 


ten  Grundsatz  der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Richt- 
linie nicht  über  das  zur  Erreichung  dieses  Ziels  erforder- 
liche Maß  hinaus. 

(34)  Die  Verpflichtung  zur  Umsetzung  dieser  Richtlinie  in 
innerstaatliches  Recht  sollte  nur  jene  Bestimmungen  be- 
treffen, die  im  Vergleich  zu  der  Richtlinie  2002/9 1/EG 
inhaltlich  geändert  wurden.  Die  Pflicht  zur  Umsetzung 
der  inhaltlich  unveränderten  Bestimmungen  ergibt  sich 
aus  der  genannten  Richtlinie. 

(35)  Die  vorliegende  Richtlinie  sollte  die  Pflichten  der  Mit- 
gliedstaaten hinsichtlich  der  Fristen  für  die  Umsetzung 
der  Richtlinie  2002/9 1/EG  in  innerstaatliches  Recht  und 
für  ihre  Anwendung  unberührt  lassen. 

(36)  Nach  Nummer  34  der  Interinstitutionellen  Vereinbarung 
über  bessere  Rechtsetzung  (3)  sind  die  Mitgliedstaaten  auf- 
gefordert, für  ihre  eigenen  Zwecke  und  im  Interesse  der 
Union  eigene  Tabellen  aufzustellen,  aus  denen  im  Rah- 
men des  Möglichen  die  Entsprechungen  zwischen  dieser 
Richtlinie  und  den  Umsetzungsmaßnahmen  zu  entneh- 
men sind,  und  diese  zu  veröffentlichen  — 

HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 

Artikel  1 
Gegenstand 

(1)  Diese  Richtlinie  unterstützt  die  Verbesserung  der  Gesamt- 
energieeffizienz von  Gebäuden  in  der  Union  unter  Berücksich- 
tigung der  jeweiligen  äußeren  klimatischen  und  lokalen  Bedin- 
gungen sowie  der  Anforderungen  an  das  Innenraumklima  und 
der  Kosteneffizienz. 

(2)  Diese  Richtlinie  enthält  Anforderungen  hinsichtlich 

a)  des  gemeinsamen  allgemeinen  Rahmens  für  eine  Methode 
zur  Berechnung  der  integrierten  Gesamtenergieeffizienz  von 
Gebäuden  und  Gebäudeteilen; 

b)  der  Anwendung  von  Mindestanforderungen  an  die  Gesamt- 
energieeffizienz neuer  Gebäude  und  Gebäudeteile; 

c)  der  Anwendung  von  Mindestanforderungen  an  die  Gesamt- 
energieeffizienz von: 

i)  bestehenden  Gebäuden,  Gebäudeteilen  und  Gebäudekom- 
ponenten, die  einer  größeren  Renovierung  unterzogen 
werden, 

ii)  Gebäudekomponenten,  die  Teil  der  Gebäudehülle  sind 
und  sich  erheblich  auf  die  Gesamtenergieeffizienz  der 
Gebäudehülle  auswirken,  wenn  sie  nachträglich  eingebaut 
oder  ersetzt  werden  und 

iii)  gebäudetechnischen  Systemen,  wenn  diese  neu  installiert, 
ersetzt  oder  modernisiert  werden; 


(3)  ABl.  C  321  vom  31.12.2003,  S.  1. 
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d)  nationaler  Pläne  zur  Erhöhung  der  Zahl  der  Niedrigstener- 
giegebäude; 

e)  der  Erstellung  von  Energieausweisen  für  Gebäude  oder  Ge- 
bäudeteile; 

f)  regelmäßiger  Inspektionen  von  Heizungs-  und  Klimaanlagen 
in  Gebäuden  und 

g)  unabhängiger  Kontrollsysteme  für  Ausweise  über  die  Ge- 
samtenergieeffizienz und  Inspektionsberichte. 

(3)  Bei  den  Anforderungen  dieser  Richtlinie  handelt  es  sich 
um  Mindestanforderungen;  sie  hindern  die  einzelnen  Mitglied- 
staaten nicht  daran,  verstärkte  Maßnahmen  beizubehalten  oder 
zu  ergreifen.  Die  betreffenden  Maßnahmen  müssen  mit  dem 
Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  vereinbar 
sein.  Sie  werden  der  Kommission  notifiziert. 


Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck: 


1.  „Gebäude"  eine  Konstruktion  mit  Dach  und  Wänden,  deren 
Innenraumklima  unter  Einsatz  von  Energie  konditioniert 
wird; 


7.  „Gebäudehülle"  die  integrierten  Komponenten  eines  Gebäu- 
des, die  dessen  Innenbereich  von  der  Außenumgebung  tren- 
nen; 


8.  „Gebäudeteil"  einen  Gebäudeabschnitt,  eine  Etage  oder  eine 
Wohnung  innerhalb  eines  Gebäudes,  der  bzw.  die  für  eine 
gesonderte  Nutzung  ausgelegt  ist  oder  hierfür  umgebaut 
wurde; 


9.  „Gebäudekomponente"  ein  gebäudetechnisches  System  oder 
eine  Komponente  der  Gebäudehülle; 


10.  „größere  Renovierung"  die  Renovierung  eines  Gebäudes,  bei 
der 


a)  die  Gesamtkosten  der  Renovierung  der  Gebäudehülle 
oder  der  gebäudetechnischen  Systeme  25  %  des  Gebäu- 
dewerts —  den  Wert  des  Grundstücks,  auf  dem  das 
Gebäude  errichtet  wurde,  nicht  mitgerechnet  —  über- 
steigen oder 


b)  mehr  als  25  %  der  Oberfläche  der  Gebäudehülle  einer 
Renovierung  unterzogen  werden, 

Die  Mitgliedstaaten  können  entscheiden,  ob  sie  die  Option 
a  oder  b  anwenden; 


2.  „Niedrigstenergiegebäude"  ein  Gebäude,  das  eine  sehr  hohe, 
nach  Anhang  I  bestimmte  Gesamtenergieeffizienz  aufweist. 
Der  fast  bei  Null  liegende  oder  sehr  geringe  Energiebedarf 
sollte  zu  einem  ganz  wesentlichen  Teil  durch  Energie  aus 
erneuerbaren  Quellen  —  einschließlich  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen,  die  am  Standort  oder  in  der  Nähe  erzeugt 
wird  —  gedeckt  werden; 

3.  „gebäudetechnische  Systeme"  die  technische  Ausrüstung  für 
Heizung,  Kühlung,  Lüftung,  Warmwasserbereitung,  Be- 
leuchtung eines  Gebäudes  oder  Gebäudeteils,  oder  für 
eine  Kombination  derselben; 

4.  „Gesamtenergieeffizienz  eines  Gebäudes"  die  berechnete 
oder  gemessene  Energiemenge,  die  benötigt  wird,  um  den 
Energiebedarf  im  Rahmen  der  üblichen  Nutzung  des  Ge- 
bäudes (u.  a.  Heizung,  Kühlung,  Lüftung,  Warmwasser  und 
Beleuchtung)  zu  decken; 

5.  „Primärenergie"  Energie  aus  erneuerbaren  und  nicht  erneu- 
erbaren Quellen,  die  keinem  Umwandlungsprozess  unterzo- 
gen wurde; 

6.  „Energie  aus  erneuerbaren  Quellen"  Energie  aus  erneuer- 
baren, nichtfossilen  Energiequellen,  das  heißt  Wind,  Sonne, 
aerothermische,  geothermische,  hydrothermische  Energie, 
Meeresenergie,  Wasserkraft,  Biomasse,  Deponiegas,  Klärgas 
und  Biogas; 


11.  „Europäische  Norm"  eine  Norm,  die  vom  Europäischen  Ko- 
mitee für  Normung,  dem  Europäischen  Komitee  für  elek- 
trotechnische Normung  oder  dem  Europäischen  Institut  für 
Telekommunikationsnormen  verabschiedet  und  zur  öffent- 
lichen Verwendung  bereitgestellt  wurde; 

12.  „Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz"  einen  von  einem 
Mitgliedstaat  oder  einer  von  ihm  benannten  juristischen 
Person  anerkannten  Ausweis,  der  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz eines  Gebäudes  oder  von  Gebäudeteilen,  berechnet 
nach  einer  gemäß  Artikel  3  festgelegten  Methode,  angibt; 

13.  „Kraft- Wärme-Kopplung"  die  gleichzeitige  Erzeugung  ther- 
mischer Energie  und  elektrischer  und/oder  mechanischer 
Energie  in  einem  Prozess; 

14.  „kostenoptimales  Niveau"  das  Gesamtenergieeffizienzniveau, 
das  während  der  geschätzten  wirtschaftlichen  Lebensdauer 
mit  den  niedrigsten  Kosten  verbunden  ist,  wobei 

a)  die  niedrigsten  Kosten  unter  Berücksichtigung  der  ener- 
giebezogenen Investitionskosten,  der  Instandhaltungs- 
und Betriebskosten  (einschließlich  der  Energiekosten 
und  -einsparungen,  der  betreffenden  Gebäudekategorie 
und  gegebenenfalls  der  Einnahmen  aus  der  Energie- 
erzeugung) sowie  gegebenenfalls  der  Entsorgungskosten 
ermittelt  werden  und 


1450 

Copyrighted  material 


b)  die  geschätzte  wirtschaftliche  Lebensdauer  von  jedem 
Mitgliedstaat  bestimmt  wird.  Sie  bezieht  sich  auf  die 
geschätzte  wirtschaftliche  Restlebensdauer  eines  Gebäu- 
des, wenn  Gesamtenergieeffizienzanforderungen  für  das 
Gebäude  insgesamt  festgelegt  werden,  oder  auf  die  ge- 
schätzte wirtschaftliche  Lebensdauer  einer  Gebäudekom- 
ponente, wenn  Gesamtenergieeffizienzanforderungen  für 
Gebäudekomponenten  festgelegt  werden, 


Das  kostenoptimale  Niveau  liegt  in  dem  Bereich  der  Ge- 
samtenergieeffizienzniveaus, in  denen  die  über  die  ge- 
schätzte wirtschaftliche  Lebensdauer  berechnete  Kosten- 
Nutzen-Analyse  positiv  ausfällt; 


15.  „Klimaanlage"  eine  Kombination  der  Bauteile,  die  für  eine 
Form  der  Raumluftbehandlung  erforderlich  sind,  durch  die 
die  Temperatur  geregelt  wird  oder  gesenkt  werden  kann; 


16.  „Heizkessel"  die  kombinierte  Einheit  aus  Gehäuse  und  Bren- 
ner zur  Abgabe  der  Verbrennungswärme  an  Flüssigkeiten; 


17.  „Nennleistung"  die  maximale  Wärmeleistung  in  kW,  die 
vom  Hersteller  für  den  kontinuierlichen  Betrieb  angegeben 
und  garantiert  wird,  bei  Einhaltung  des  von  ihm  angegebe- 
nen Wirkungsgrads; 


18.  „Wärmepumpe"  eine  Maschine,  ein  Gerät  oder  eine  Anlage, 
die  die  Wärmeenergie  der  natürlichen  Umgebung  (Luft, 
Wasser  oder  Boden)  auf  Gebäude  oder  industrielle  Anlagen 
überträgt,  indem  sie  den  natürlichen  Wärmestrom  so  um- 
kehrt, dass  dieser  von  einem  Ort  tieferer  Temperatur  zu 
einem  Ort  höherer  Temperatur  fließt.  Bei  reversiblen  Wär- 
mepumpen kann  auch  die  Wärme  von  dem  Gebäude  an  die 
natürliche  Umgebung  abgegeben  werden; 


19.  „Fernwärme"  oder  „Fernkälte"  die  Verteilung  thermischer 
Energie  in  Form  von  Dampf,  heißem  Wasser  oder  kalten 
Flüssigkeiten  von  einer  zentralen  Erzeugungsquelle  durch 
ein  Netz  an  mehrere  Gebäude  oder  Anlagen  zur  Nutzung 
von  Raum-  oder  Prozesswärme  oder  -kälte. 


Artikel  3 

Festlegung  einer  Methode  zur  Berechnung  der 
Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden 

Zur  Berechnung  der  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  wen- 
den die  Mitgliedstaaten  eine  Methode  an,  die  mit  dem  in  An- 
hang I  festgelegten  gemeinsamen  allgemeinen  Rahmen  im  Ein- 
klang steht. 


Diese  Methode  wird  auf  nationaler  oder  regionaler  Ebene  ver- 
abschiedet. 


Artikel  4 

Festlegung  von  Mindestanforderungen  an  die 
Gesamtenergieeffizienz 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  sicherzustellen,  dass  im  Hinblick  auf  die  Erreichung 
kostenoptimaler  Niveaus  Mindestanforderungen  an  die  Gesamt- 
energieeffizienz von  Gebäuden  oder  Gebäudeteilen  festgelegt 
werden.  Die  Gesamtenergieeffizienz  wird  nach  der  in  Artikel  3 
genannten  Methode  berechnet.  Die  kostenoptimalen  Niveaus 
werden  nach  dem  in  Artikel  5  genannten  Rahmen  für  eine 
Vergleichsmethode  berechnet,  sobald  dieser  Rahmen  verfügbar 
ist. 


Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um 
sicherzustellen,  dass  zur  Erreichung  kostenoptimaler  Niveaus 
Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Ge- 
bäudekomponenten festgelegt  werden,  die  Teil  der  Gebäudehülle 
sind  und  sich  erheblich  auf  die  Gesamtenergieeffizienz  der  Ge- 
bäudehülle auswirken,  wenn  sie  ersetzt  oder  nachträglich  einge- 
baut werden. 


Bei  der  Festlegung  der  Anforderungen  können  die  Mitgliedstaa- 
ten zwischen  neuen  und  bestehenden  Gebäuden  und  unter- 
schiedlichen Gebäudekategorien  unterscheiden. 


Diese  Anforderungen  tragen  den  allgemeinen  Innenraumklima- 
bedingungen  Rechnung,  um  mögliche  negative  Auswirkungen, 
wie  unzureichende  Belüftung,  zu  vermeiden,  und  berücksichti- 
gen die  örtlichen  Gegebenheiten,  die  angegebene  Nutzung  sowie 
das  Alter  des  Gebäudes. 


Ein  Mitgliedstaat  ist  nicht  verpflichtet,  Mindestanforderungen  an 
die  Gesamtenergieeffizienz  festzulegen,  die  über  die  geschätzte 
wirtschaftliche  Lebensdauer  nicht  kosteneffizient  sind. 


Die  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  sind  in 
regelmäßigen  Zeitabständen,  die  fünf  Jahre  nicht  überschreiten, 
zu  überprüfen  und  erforderlichenfalls  zu  aktualisieren,  um  dem 
technischen  Fortschritt  in  der  Bauwirtschaft  Rechnung  zu  tra- 
gen. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  die  in  Absatz  1 
genannten  Anforderungen  bei  den  folgenden  Gebäudekatego- 
rien nicht  festzulegen  oder  anzuwenden: 


a)  Gebäude,  die  als  Teil  eines  ausgewiesenen  Umfelds  oder  auf- 
grund ihres  besonderen  architektonischen  oder  historischen 
Werts  offiziell  geschützt  sind,  soweit  die  Einhaltung  be- 
stimmter Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz eine  unannehmbare  Veränderung  ihrer  Eigenart  oder 
ihrer  äußeren  Erscheinung  bedeuten  würde; 


b)  Gebäude,  die  für  Gottesdienst  und  religiöse  Zwecke  genutzt 
werden; 
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c)  provisorische  Gebäude  mit  einer  Nutzungsdauer  bis  ein- 
schließlich zwei  Jahren,  Industrieanlagen,  Werkstätten  und 
landwirtschaftliche  Nutzgebäude  mit  niedrigem  Energiebedarf 
sowie  landwirtschaftliche  Nutzgebäude,  die  in  einem  Sektor 
genutzt  werden,  auf  den  ein  nationales  sektorspezifisches 
Abkommen  über  die  Gesamtenergieeffizienz  Anwendung 
findet; 

d)  Wohngebäude,  die  weniger  als  vier  Monate  jährlich  genutzt 
werden  oder  werden  sollen,  oder  alternativ  Wohngebäude, 
die  für  eine  begrenzte  jährliche  Dauer  genutzt  werden  oder 
werden  sollen  und  deren  zu  erwartender  Energieverbrauch 
weniger  als  25  %  des  zu  erwartenden  Energieverbrauchs  bei 
ganzjähriger  Nutzung  beträgt; 

e)  frei  stehende  Gebäude  mit  einer  Gesamtnutzfläche  von  we- 
niger als  50  m2. 

Artikel  5 

Berechnung  der  kostenoptimalen  Niveaus  von 
Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz 

(1)  Die  Kommission  erstellt  mittels  delegierter  Rechtsakte  ge- 
mäß den  Artikeln  23,  24  und  25  bis  zum  30.  Juni  2011  einen 
Rahmen  für  eine  Vergleichsmethode  zur  Berechnung  kosten- 
optimaler Niveaus  von  Mindestanforderungen  an  die  Gesamt- 
energieeffizienz von  Gebäuden  und  Gebäudekomponenten. 

Der  Rahmen  für  die  Vergleichsmethode  wird  gemäß  Anhang  III 
festgelegt;  dabei  wird  zwischen  neuen  und  bestehenden  Gebäu- 
den und  unterschiedlichen  Gebäudekategorien  unterschieden. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  berechnen  kostenoptimale  Niveaus 
von  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  unter 
Verwendung  des  gemäß  Absatz  1  festgelegten  Rahmens  für  eine 
Vergleichsmethode  und  einschlägiger  Parameter,  beispielsweise 
klimatische  Gegebenheiten  und  tatsächliche  Zugänglichkeit  der 
Energieinfrastrukturen,  und  vergleichen  die  Ergebnisse  dieser  Be- 
rechnung mit  den  geltenden  Mindestanforderungen  an  die  Ge- 
samtenergieeffizienz. 

Uber  die  Ergebnisse  dieser  Berechnung  und  die  der  Berechnung 
zugrunde  gelegten  Daten  und  Annahmen  erstatten  die  Mitglied- 
staaten der  Kommission  Bericht.  Der  Bericht  kann  den  Energie- 
effizienz-Aktionsplänen gemäß  Artikel  14  Absatz  2  der  Richt- 
linie 2006/32/EG  beigefügt  werden.  Die  Mitgliedstaaten  legen 
der  Kommission  diese  Berichte  in  regelmäßigen  Abständen, 
die  fünf  Jahre  nicht  überschreiten,  vor.  Der  erste  Bericht  ist 
bis  30.  Juni  2012  zu  übermitteln. 

(3)  Zeigt  das  Ergebnis  des  nach  Absatz  2  ausgeführten  Ver- 
gleichs, dass  die  geltenden  Mindestanforderungen  an  die  Ge- 
samtenergieeffizienz wesentlich  weniger  energieeffizient  sind 
als  die  kostenoptimalen  Niveaus  der  Mindestanforderungen  an 
die  Gesamtenergieeffizienz,  so  rechtfertigt  der  betreffende  Mit- 
gliedstaat die  Differenz  schriftlich  gegenüber  der  Kommission  in 
dem  Bericht  gemäß  Absatz  2,  dem,  soweit  die  Differenz  nicht 
gerechtfertigt  werden  kann,  ein  Plan  beigefügt  ist,  in  dem  geeig- 
nete Schritte  dargelegt  werden,  mit  denen  die  Differenz  bis  zur 
nächsten  Überprüfung  der  Mindestanforderungen  an  die  Ge- 


samtenergieeffizienz gemäß  Artikel  4  Absatz  1  wesentlich  ver- 
ringert werden  kann. 

(4)  Die  Kommission  veröffentlicht  einen  Bericht  über  die 
Fortschritte  der  Mitgliedstaaten  bei  der  Erreichung  kostenopti- 
maler Niveaus  von  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtener- 
gieeffizienz von  Gebäuden. 

Artikel  6 
Neue  Gebäude 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  sicherzustellen,  dass  neue  Gebäude  die  nach  Artikel  4 
festgelegten  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz erfüllen. 

Bei  neuen  Gebäuden  gewährleisten  die  Mitgliedstaaten,  dass  vor 
Baubeginn  die  technische,  ökologische  und  wirtschaftliche  Rea- 
lisierbarkeit des  Einsatzes  von  hocheffizienten  alternativen  Sys- 
temen wie  den  nachstehend  aufgeführten,  sofern  verfügbar,  in 
Betracht  gezogen  und  berücksichtigt  wird: 

a)  dezentrale  Energieversorgungssysteme  auf  der  Grundlage  von 
Energie  aus  erneuerbaren  Quellen, 

b)  Kraft-Wärme-Kopplung, 

c)  Fern-/Nahwärme  oder  Fern-/Nahkälte,  insbesondere,  wenn  sie 
ganz  oder  teilweise  auf  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
beruht, 

d)  Wärmepumpen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  die  Prüfung  der  in 
Absatz  1  genannten  alternativen  Systeme  dokumentiert  wird 
und  für  Überprüfungszwecke  zur  Verfügung  steht. 

(3)  Die  Prüfung  alternativer  Systeme  kann  für  einzelne  Ge- 
bäude oder  für  Gruppen  ähnlicher  Gebäude  oder  für  Gebäude 
eines  gemeinsamen  Bautyps  in  demselben  Gebiet  durchgeführt 
werden.  Bei  Fern-/Nahwärme  und  Fern-/Nahkälte  kann  die  Prü- 
fung für  alle  Gebäude  durchgeführt  werden,  die  in  demselben 
Gebiet  an  das  System  angeschlossen  sind. 

Artikel  7 

Bestehende  Gebäude 

Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnahmen,  um 
sicherzustellen,  dass  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden, 
die  einer  größeren  Renovierung  unterzogen  werden,  oder  der 
renovierten  Gebäudeteile  erhöht  wird,  um  die  gemäß  Artikel  4 
festgelegten  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz zu  erfüllen,  sofern  dies  technisch,  funktionell  und  wirt- 
schaftlich realisierbar  ist. 

Die  Anforderungen  werden  auf  das  renovierte  Gebäude  oder 
den  renovierten  Gebäudeteil  als  Ganzes  angewandt.  Zusätzlich 
oder  alternativ  hierzu  können  Anforderungen  auf  die  renovier- 
ten Gebäudekomponenten  angewandt  werden. 
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Des  Weiteren  ergreifen  die  Mitgliedstaaten  die  erforderlichen 
Maßnahmen,  um  sicherzustellen,  dass  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz einer  Gebäudekomponente,  die  Teil  der  Gebäudehülle  ist 
und  sich  erheblich  auf  deren  Gesamtenergieeffizienz  auswirkt 
und  die  nachträglich  eingebaut  oder  ersetzt  wird,  die  Mindest- 
anforderungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  erfüllt,  sofern  dies 
technisch,  funktionell  und  wirtschaftlich  realisierbar  ist. 

Die  Mitgliedstaaten  legen  diese  Mindestanforderungen  an  die 
Gesamtenergieeffizienz  gemäß  Artikel  4  fest. 

Die  Mitgliedstaaten  setzen  sich  dafür  ein,  dass  im  Fall  einer 
größeren  Renovierung  von  Gebäuden  die  in  Artikel  6  Absatz 
1  aufgeführten  hocheffizienten  alternativen  Systeme  in  Betracht 
gezogen  und  berücksichtigt  werden,  sofern  dies  technisch,  funk- 
tionell und  wirtschaftlich  realisierbar  ist. 


Artikel  8 
Gebäudetechnische  Systeme 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  legen  zur  optimalen  Energienutzung 
durch  die  gebäudetechnischen  Systeme  Systemanforderungen  an 
die  Gesamtenergieeffizienz,  die  ordnungsgemäße  Installation 
und  angemessene  Dimensionierung,  Einstellung  und  Uber- 
wachung  der  gebäudetechnischen  Systeme  fest,  die  in  bestehen- 
den Gebäuden  eingebaut  werden.  Die  Mitgliedstaaten  können 
diese  Systemanforderungen  auch  auf  neue  Gebäude  anwenden. 

Die  Systemanforderungen  werden  für  neue  gebäudetechnische 
Systeme  sowie  für  Ersetzung  und  Modernisierung  von  gebäude- 
technischen Systemen  festgelegt  und  insoweit  angewandt,  als 
dies  technisch,  funktionell  und  wirtschaftlich  realisierbar  ist. 

Die  Systemanforderungen  gelten  mindestens  für  folgende  Anla- 
gen: 

a)  Heizungsanlagen, 

b)  Warmwasseranlagen, 

c)  Klimaanlagen, 

d)  große  Lüftungsanlagen 

oder  Kombinationen  dieser  Anlagen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  unterstützen  die  Einführung  intelli- 
genter Messsysteme  bei  der  Errichtung  oder  einer  größeren  Re- 
novierung von  Gebäuden,  wobei  sie  gewährleisten,  dass  die 
betreffende  Unterstützung  mit  Anhang  I  Nummer  2  der  Richt- 
linie 2009/72/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  13.  Juli  2009  über  gemeinsame  Vorschriften  für  den  Elek- 
trizitätsbinnenmarkt i1)  im  Einklang  steht.  Die  Mitgliedstaaten 
können  gegebenenfalls  auch  die  Installation  aktiver  Steuerungs- 
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Systeme  wie  auf  Energieeinsparungen  ausgelegte  Automatisie- 
rungs-,  Regelungs-  und  Uberwachungssysteme  unterstützen. 


Artikel  9 
Niedrigstenergiegebäude 

(1)      Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass 


a)  bis  31.  Dezember  2020  alle  neuen  Gebäude  Niedrigstener- 
giegebäude sind  und 


b)  nach  dem  31.  Dezember  2018  neue  Gebäude,  die  von  Be- 
hörden als  Eigentümer  genutzt  werden,  Niedrigstenergiege- 
bäude sind. 


Die  Mitgliedstaaten  erstellen  nationale  Pläne  zur  Erhöhung  der 
Zahl  der  Niedrigstenergiegebäude.  Diese  nationalen  Pläne  kön- 
nen nach  Gebäudekategorien  differenzierte  Zielvorgaben  enthal- 
ten. 


(2)  Des  Weiteren  legen  die  Mitgliedstaaten  unter  Berücksich- 
tigung der  Vorreiterrolle  der  öffentlichen  Hand  Strategien  fest 
und  ergreifen  Maßnahmen  wie  beispielsweise  die  Festlegung  von 
Zielen,  um  Anreize  für  den  Umbau  von  Gebäuden,  die  saniert 
werden,  zu  Niedrigstenergiegebäuden  zu  vermitteln;  hierüber 
unterrichten  sie  die  Kommission  in  den  in  Absatz  1  genannten 
nationalen  Plänen. 


(3)  Die  nationalen  Pläne  enthalten  unter  anderem  folgende 
Angaben: 


a)  eine  ausführliche  Darlegung  der  praktischen  Umsetzung  der 
Definition  der  Niedrigstenergiegebäude  durch  die  Mitglied- 
staaten, in  der  die  nationalen,  regionalen  oder  lokalen  Gege- 
benheiten erläutert  werden,  einschließlich  eines  numerischen 
Indikators  für  den  Primärenergieverbrauch  in  kWh/m2  pro 
Jahr.  Die  für  die  Bestimmung  des  Primärenenergieverbrauchs 
verwendeten  Primärenergiefaktoren  können  auf  nationalen 
oder  regionalen  Jahresdurchschnittswerten  beruhen  und  den 
einschlägigen  europäischen  Normen  Rechnung  tragen. 


b)  Zwischenziele  für  die  Verbesserung  der  Gesamtenergieeffi- 
zienz neuer  Gebäude  für  2015  im  Hinblick  auf  die  Vorberei- 
tung der  Anwendung  des  Absatzes  1; 


c)  Informationen  über  die  Strategien  sowie  über  die  finanziellen 
oder  sonstigen  Maßnahmen,  die  im  Rahmen  der  Absätze  1 
und  2  zur  Förderung  von  Niedrigstenergiegebäuden  ange- 
nommen wurden,  einschließlich  der  Einzelheiten  der  im  Rah- 
men des  Artikels  13  Absatz  4  der  Richtlinie  2009/28/EG 
und  der  Artikel  6  und  7  der  vorliegenden  Richtlinie  fest- 
gelegten nationalen  Anforderungen  und  Maßnahmen  betref- 
fend die  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  in 
neuen  Gebäuden  und  in  bestehenden  Gebäuden,  die  einer 
größeren  Renovierung  unterzogen  werden. 
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(4)  Die  Kommission  evaluiert  die  in  Absatz  1  genannten 
nationalen  Pläne  insbesondere  im  Hinblick  auf  die  Angemessen- 
heit der  von  den  Mitgliedstaaten  zur  Verwirklichung  der  Ziele 
dieser  Richtlinie  geplanten  Maßnahmen.  Sie  kann  unter  gebüh- 
render Berücksichtigung  des  Subsidiaritätsprinzips  um  weitere 
gezielte  Informationen  zu  den  in  den  Absätzen  1,  2  und  3 
genannten  Anforderungen  ersuchen.  In  diesem  Fall  legt  der  be- 
treffende Mitgliedstaat  innerhalb  von  neun  Monaten  ab  dem 
Ersuchen  der  Kommission  die  angeforderten  Informationen 
vor  oder  schlägt  Änderungen  vor.  Die  Kommission  kann  im 
Anschluss  an  die  Evaluierung  eine  Empfehlung  aussprechen. 

(5)  Die  Kommission  veröffentlicht  bis  31.  Dezember  2012 
und  danach  alle  drei  Jahre  einen  Bericht  über  die  Fortschritte  der 
Mitgliedstaaten  bei  der  Erhöhung  der  Zahl  der  Niedrigstenergie- 
gebäude.  Auf  der  Grundlage  dieses  Berichts  erarbeitet  die  Kom- 
mission einen  Aktionsplan  und  schlägt  erforderlichenfalls  Maß- 
nahmen zur  Erhöhung  der  Zahl  dieser  Gebäude  vor  und  setzt 
sich  für  bewährte  Verfahren  für  den  kosteneffizienten  Umbau 
bestehender  Gebäude  in  Niedrigstenergiegebäude  ein. 

(6)  Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  in  besonderen 
und  begründeten  Fällen,  in  denen  die  Kosten-Nutzen-Analyse 
über  die  wirtschaftliche  Lebensdauer  des  betreffenden  Gebäudes 
negativ  ausfällt,  die  in  Absatz  1  Buchstaben  a  und  b  dargelegten 
Anforderungen  nicht  anzuwenden.  Die  Mitgliedstaaten  unter- 
richten die  Kommission  über  die  Grundsätze  der  betreffenden 
gesetzlichen  Regelungen. 

Artikel  10 

Finanzielle  Anreize  und  Marktschranken 

(1)  Angesichts  der  Bedeutung  angemessener  Finanzierungs- 
instrumente und  sonstiger  Instrumente  zur  Beschleunigung  ei- 
ner besseren  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  und  des 
Umbaus  von  Gebäuden  zu  Niedrigstenergiegebäuden  ergreifen 
die  Mitgliedstaaten  angemessene  Schritte,  um  die  in  Anbetracht 
der  nationalen  Gegebenheiten  zweckdienlichsten  dieser  Instru- 
mente in  Betracht  zu  ziehen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  erstellen  bis  30.  Juni  2011  ein  Ver- 
zeichnis der  bestehenden  und  der  gegebenenfalls  geplanten 
Maßnahmen  und  Instrumente  —  auch  finanzieller  Art  — ,  die 
zwar  nach  dieser  Richtlinie  nicht  vorgeschrieben  sind,  aber  den 
mit  ihr  verfolgten  Zielen  dienen. 

Die  Mitgliedstaaten  aktualisieren  dieses  Verzeichnis  alle  drei 
Jahre.  Sie  übermitteln  diese  Verzeichnisse  der  Kommission,  wo- 
bei sie  dieser  Verpflichtung  auch  dadurch  nachkommen  können, 
dass  sie  die  Verzeichnisse  in  die  in  Artikel  14  Absatz  2  der 
Richtlinie  2006/32/EG  genannten  Energieeffizienz-Aktionspläne 
aufnehmen. 

(3)  Die  Kommission  prüft  die  Wirksamkeit  der  im  Verzeich- 
nis nach  Absatz  2  aufgelisteten  bestehenden  und  geplanten 
Maßnahmen  sowie  der  einschlägigen  Unionsinstrumente  zur 
Unterstützung  der  Umsetzung  dieser  Richtlinie.  Auf  der  Grund- 
lage dieser  Prüfung  kann  die  Kommission  unter  gebührender 
Berücksichtigung  des  Subsidiaritätsprinzips  hinsichtlich  spezi- 
fischer nationaler  Regelungen  und  der  Abstimmung  mit  Finanz- 
institutionen der  Union  und  mit  internationalen  Finanzinstitu- 
tionen Ratschläge  erteilen  oder  Empfehlungen  aussprechen.  Die 


Kommission  kann  die  Ergebnisse  ihrer  Prüfung  sowie  die  etwai- 
gen Ratschläge  oder  Empfehlungen  in  ihren  Bericht  über  die 
nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  nach  Artikel  14  Ab- 
satz 5  der  Richtlinie  2006/32/EG  aufnehmen. 

(4)  Die  Kommission  unterstützt  gegebenenfalls  auf  Anfrage 
die  Mitgliedstaaten  bei  der  Aufstellung  nationaler  oder  regiona- 
ler Finanzhilfeprogramme  zur  Erhöhung  der  Gesamtenergieeffi- 
zienz von  Gebäuden,  insbesondere  von  bestehenden  Gebäuden, 
indem  sie  insbesondere  den  Austausch  bewährter  Verfahren 
zwischen  den  zuständigen  nationalen  oder  regionalen  Behörden 
bzw.  Stellen  unterstützt. 

(5)  Zur  Verbesserung  der  Finanzierung  zugunsten  der  Um- 
setzung dieser  Richtlinie  legt  die  Kommission  unter  gebührender 
Berücksichtigung  des  Subsidiaritätsprinzips  —  vorzugsweise  bis 
2011  —  eine  Analyse  insbesondere  der  folgenden  Aspekte  vor: 

a)  Wirksamkeit,  Angemessenheit  der  Höhe  und  tatsächlich  ver- 
wendeter Betrag  der  zur  Erhöhung  der  Gesamtenergieeffi- 
zienz von  Gebäuden,  insbesondere  Wohngebäuden,  auf- 
gewendeten Mittel  der  Strukturfonds  und  Rahmenpro- 
gramme; 

b)  Wirksamkeit  der  Verwendung  von  Mitteln  der  EIB  und  an- 
derer öffentlicher  Finanzinstitutionen; 

c)  Koordinierung  der  Unionsmittel  sowie  der  nationalen  Finan- 
zierung und  anderer  Unterstützungsformen,  die  als  Instru- 
ment zur  Stimulierung  der  Investitionen  in  die  Energieeffi- 
zienz wirken  können,  und  Angemessenheit  dieser  Mittel  im 
Hinblick  auf  die  Verwirklichung  der  Ziele  der  Union. 

Auf  der  Grundlage  dieser  Analyse  kann  die  Kommission  im 
Einklang  mit  dem  mehrjährigen  Finanzrahmen  anschließend 
dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  Vorschläge  in  Bezug 
auf  Unionsinstrumente  unterbreiten,  wenn  sie  dies  für  angezeigt 
hält. 

(6)  Die  Mitgliedstaaten  berücksichtigen  die  kostenoptimalen 
Niveaus  der  Gesamtenergieeffizienz,  wenn  sie  Anreize  für  den 
Bau  oder  eine  größere  Renovierung  von  Gebäuden  bereitstellen. 

(7)  Die  Mitgliedstaaten  werden  durch  diese  Richtlinie  nicht 
daran  gehindert,  Anreize  für  neue  Gebäude,  Renovierungsarbei- 
ten oder  Gebäudekomponenten,  die  über  die  kostenoptimalen 
Niveaus  hinausgehen,  bereitzustellen. 

Artikel  11 

Ausweise  über  die  Gesamtenergieeffizienz 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  legen  die  erforderlichen  Maßnahmen 
fest,  um  ein  System  für  die  Erstellung  von  Ausweisen  über  die 
Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  einzurichten.  Der  Aus- 
weis über  die  Gesamtenergieeffizienz  muss  die  Gesamtenergie- 
effizienz von  Gebäuden  und  Referenzwerte  wie  Mindestanforde- 
rungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  enthalten,  um  den  Eigen- 
tümern oder  Mietern  von  Gebäuden  oder  Gebäudeteilen  einen 
Vergleich  und  eine  Beurteilung  ihrer  Gesamtenergieeffizienz  zu 
ermöglichen. 
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Der  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz  kann  zusätzliche 
Angaben  wie  den  Jahresenergieverbrauch  von  Nichtwohngebäu- 
den  und  den  Prozentanteil  der  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen 
am  Gesamtenergieverbrauch  enthalten. 

(2)  Der  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz  muss  Emp- 
fehlungen für  die  kostenoptimale  oder  kosteneffiziente  Verbes- 
serung der  Gesamtenergieeffizienz  des  Gebäudes  oder  Gebäude- 
teils enthalten,  es  sei  denn,  es  gibt  kein  vernünftiges  Potenzial 
für  derartige  Verbesserungen  gegenüber  den  geltenden  Anforde- 
rungen an  die  Gesamtenergieeffizienz. 

Die  in  dem  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz  enthalte- 
nen Empfehlungen  beziehen  sich  auf 

a)  Maßnahmen  im  Zusammenhang  mit  einer  größeren  Reno- 
vierung der  Gebäudehülle  oder  gebäudetechnischer  Systeme 
und 


b)  Maßnahmen  für  einzelne  Gebäudekomponenten,  die  unab- 
hängig von  einer  größeren  Renovierung  der  Gebäudehülle 
oder  gebäudetechnischer  Systeme  durchgeführt  werden. 

(3)  Die  in  dem  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz  ent- 
haltenen Empfehlungen  müssen  an  dem  betreffenden  Gebäude 
technisch  realisierbar  sein  und  können  eine  Schätzung  der 
Amortisationszeiträume  oder  der  Kostenvorteile  während  der 
wirtschaftlichen  Lebensdauer  enthalten. 


(4)  Der  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz  enthält  ei- 
nen Hinweis  darauf,  wo  der  Eigentümer  oder  der  Mieter  ge- 
nauere Angaben,  auch  zu  der  Kosteneffizienz  der  in  dem  Aus- 
weis über  die  Gesamtenergieeffizienz  enthaltenen  Empfehlun- 
gen, erhalten  kann.  Die  Kosteneffizienz  wird  anhand  einer  Reihe 
von  Standardbedingungen  bestimmt,  wie  einer  Bewertung  der 
Energieeinsparungen,  der  zugrunde  liegenden  Energiepreise  und 
einer  vorläufigen  Kostenschätzung.  Zudem  enthält  der  Ausweis 
Informationen  über  die  zur  Umsetzung  der  Empfehlungen  zu 
unternehmenden  Schritte.  Dem  Eigentümer  oder  Mieter  können 
auch  weitere  Informationen  zu  verwandten  Aspekten  wie  Ener- 
gieaudits  oder  Anreize  finanzieller  oder  anderer  Art  oder  Finan- 
zierungsmöglichkeiten gegeben  werden. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  regen  vorbehaltlich  der  innerstaatli- 
chen Rechtsvorschriften  die  Behörden  dazu  an,  der  Vorreiter- 
rolle, die  sie  auf  dem  Gebiet  der  Gesamtenergieeffizienz  von 
Gebäuden  einnehmen  sollten,  unter  anderem  dadurch  gerecht 
zu  werden,  dass  sie  innerhalb  der  Geltungsdauer  des  Ausweises 
über  die  Gesamtenergieeffizienz  der  Gebäude,  deren  Eigentümer 
sie  sind,  den  im  Ausweis  enthaltenen  Empfehlungen  nachkom- 
men. 


(6)  Für  Gebäudeteile  kann  der  Energieausweis  ausgestellt  wer- 
den 


a)  auf  der  Grundlage  eines  gemeinsamen  Energieausweises  für 
das  gesamte  Gebäude  oder 


b)  auf  der  Grundlage  der  Bewertung  eines  anderen  vergleich- 
baren Gebäudeteils  mit  den  gleichen  energiebezogenen  Merk- 
malen in  demselben  Gebäude. 


(7)  Für  Einfamilienhäuser  kann  der  Energieausweis  auf  der 
Grundlage  der  Bewertung  eines  anderen  repräsentativen  Gebäu- 
des von  ähnlicher  Gestaltung,  Größe  und  tatsächlicher  Energie- 
effizienz ausgestellt  werden,  sofern  diese  Ähnlichkeit  von  dem 
Sachverständigen,  der  den  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz ausstellt,  garantiert  werden  kann. 

(8)  Die  Gültigkeitsdauer  des  Ausweises  über  die  Gesamtener- 
gieeffizienz darf  zehn  Jahre  nicht  überschreiten. 

(9)  Die  Kommission  nimmt  bis  2011  im  Benehmen  mit  den 
einschlägigen  Sektoren  ein  freiwilliges  gemeinsames  System  der 
Europäischen  Union  für  Ausweise  über  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz von  Nichtwohngebäuden  an.  Diese  Maßnahme  wird  nach 
dem  Beratungsverfahren  des  Artikels  26  Absatz  2  angenommen. 
Die  Mitgliedstaaten  werden  aufgerufen,  das  System  anzuerken- 
nen oder  zu  verwenden  oder  unter  Anpassung  an  die  nationalen 
Gegebenheiten  teilweise  zu  verwenden. 

Artikel  12 

Ausstellung  von  Ausweisen  über  die 
Gesamtenergieeffizienz 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  ein  Ausweis  über 
die  Gesamtenergieeffizienz  ausgestellt  wird  für 

a)  Gebäude  oder  Gebäudeteile,  die  gebaut,  verkauft  oder  an 
einen  neuen  Mieter  vermietet  werden,  sowie 

b)  Gebäude,  in  denen  mehr  als  500  m2  Gesamtnutzfläche  von 
Behörden  genutzt  werden  und  die  starken  Publikumsverkehr 
aufweisen.  Am  9.  Juli  2015  wird  dieser  Schwellenwert  von 
500  m2  auf  250  m2  gesenkt. 

Die  Verpflichtung  zur  Ausstellung  eines  Ausweises  über  die 
Gesamtenergieeffizienz  gilt  nicht,  wenn  ein  im  Einklang  entwe- 
der mit  der  Richtlinie  2002/9 1/EG  oder  mit  der  vorliegenden 
Richtlinie  ausgestellter  gültiger  Ausweis  über  die  Gesamtenergie- 
effizienz des  betreffenden  Gebäudes  oder  des  betreffenden  Ge- 
bäudeteils vorliegt. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  schreiben  vor,  dass  bei  Bau,  Verkauf 
oder  Vermietung  von  Gebäuden  oder  Gebäudeteilen  der  Aus- 
weis über  die  Gesamtenergieeffizienz  oder  eine  Kopie  dieses 
Ausweises  dem  potenziellen  neuen  Mieter  oder  Käufer  vorgelegt 
und  dem  neuen  Mieter  oder  Käufer  ausgehändigt  wird. 

(3)  Wird  ein  Gebäude  vor  dem  Bau  verkauft  oder  vermietet, 
so  können  die  Mitgliedstaaten  abweichend  von  den  Absätzen  1 
und  2  verlangen,  dass  der  Verkäufer  eine  Einschätzung  der 
künftigen  Gesamtenergieeffizienz  des  Gebäudes  zur  Verfügung 
stellt;  in  diesem  Fall  wird  der  Ausweis  über  die  Gesamtenergie- 
effizienz spätestens  dann  ausgestellt,  wenn  der  Bau  des  Gebäu- 
des abgeschlossen  ist. 
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(4)  Die  Mitgliedstaaten  verlangen,  dass  bei  Verkauf  oder  Ver- 
mietung von 

—  Gebäuden,  für  die  ein  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz vorliegt, 


—  Gebäudeteilen  in  einem  Gebäude,  für  das  ein  Ausweis  über 
die  Gesamtenergieeffizienz  vorliegt  und 


—  Gebäudeteilen,  für  die  ein  Ausweis  über  die  Gesamtenergie- 
effizienz vorliegt, 


in  den  Verkaufs-  oder  Vermietungsanzeigen  in  den  kommerziel- 
len Medien  der  in  dem  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz 
des  Gebäudes  bzw.  des  Gebäudeteils  angegebene  Indikator  der 
Gesamtenergieeffizienz  genannt  wird. 

(5)  Dieser  Artikel  wird  im  Einklang  mit  den  geltenden  inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften  über  gemeinschaftliches  Eigentum 
oder  über  Gesamteigentum  angewandt. 

(6)  Die  Mitgliedstaaten  können  die  in  Artikel  4  Absatz  2 
genannten  Gebäudekategorien  von  der  Anwendung  der  Absätze 
1,  2,  4  und  5  des  vorliegenden  Artikels  ausnehmen. 

(7)  Mögliche  Rechtswirkungen  der  Ausweise  über  die  Ge- 
samtenergieeffizienz bei  etwaigen  Rechtsstreitigkeiten  bestim- 
men sich  nach  den  nationalen  Rechtsvorschriften. 


Artikel  13 

Aushang  von  Ausweisen  über  die  Gesamtenergieeffizienz 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  Maßnahmen,  um  sicher- 
zustellen, dass  bei  Gebäuden,  für  die  ein  Ausweis  über  die  Ge- 
samtenergieeffizienz nach  Artikel  12  Absatz  1  ausgestellt  wor- 
den ist  und  in  denen  mehr  als  500  m2  Gesamtnutzfläche  von 
Behörden  genutzt  werden  und  die  starken  Publikumsverkehr 
aufweisen,  der  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz  an  einer 
für  die  Öffentlichkeit  gut  sichtbaren  Stelle  angebracht  wird. 


Am  9.  Juli  2015  wird  dieser  Schwellenwert  von  500  m2  auf 
250  m2  gesenkt. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  verlangen,  dass  bei  Gebäuden,  für  die 
gemäß  Artikel  12  Absatz  1  ein  Ausweis  über  die  Gesamtener- 
gieeffizienz ausgestellt  wurde  und  in  denen  mehr  als  500  m2 
Gesamtnutzfläche  starken  Publikumsverkehr  aufweisen,  ein  Aus- 
weis über  die  Gesamtenergieeffizienz  an  einer  für  die  Öffent- 
lichkeit gut  sichtbaren  Stelle  angebracht  wird. 


(3)  Dieser  Artikel  enthält  keine  Verpflichtung  zum  Aushang 
der  im  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz  enthaltenen 
Empfehlungen. 


Artikel  14 
Inspektion  von  Heizungsanlagen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  die  regelmäßige  Inspektion  der  zugänglichen  Teile  der 
zur  Gebäudeheizung  verwendeten  Anlagen  —  beispielsweise 
Wärmeerzeuger,  Steuerungssystem  und  Umwälzpumpe  —  mit 
Heizkesseln  mit  einer  Nennleistung  von  mehr  als  20  kW  für 
Raumheizungszwecke  zu  gewährleisten.  Diese  Inspektion  um- 
fasst  auch  die  Prüfung  des  Wirkungsgrads  der  Kessel  und  der 
Kesseldimensionierung  im  Verhältnis  zum  Heizbedarf  des  Ge- 
bäudes. Die  Prüfung  der  Dimensionierung  von  Heizkesseln 
braucht  nicht  wiederholt  zu  werden,  wenn  in  der  Zwischenzeit 
an  der  betreffenden  Heizungsanlage  keine  Änderungen  vor- 
genommen wurden  oder  in  Bezug  auf  den  Wärmebedarf  des 
Gebäudes  keine  Änderungen  eingetreten  sind. 

Die  Mitgliedstaaten  können  die  Häufigkeit  der  Inspektionen  ver- 
ringern bzw.  die  Inspektionen  einschränken,  wenn  ein  elektro- 
nisches Uberwachungs-  und  Steuerungssystem  vorhanden  ist. 

(2)  Je  nach  Bauart  und  Nennleistung  der  Heizungsanlage 
können  die  Mitgliedstaaten  unterschiedliche  Inspektionsinter- 
valle festlegen;  sie  berücksichtigen  dabei  die  Kosten  für  die  In- 
spektion der  Heizungsanlage  und  die  voraussichtlichen  Einspa- 
rungen bei  den  Energiekosten,  die  sich  aus  der  Inspektion  er- 
geben können. 

(3)  Heizungsanlagen  mit  Heizkesseln,  deren  Nennleistung 
mehr  als  100  kW  beträgt,  sind  mindestens  alle  zwei  Jahre  einer 
Inspektion  zu  unterziehen. 

Bei  Gasheizkesseln  kann  diese  Frist  auf  vier  Jahre  verlängert 
werden. 

(4)  Alternativ  zu  den  Absätzen  1,  2  und  3  können  die  Mit- 
gliedstaaten Maßnahmen  beschließen,  um  sicherzustellen,  dass 
die  Nutzer  Ratschläge  zum  Austausch  der  Kessel,  zu  sonstigen 
Veränderungen  an  der  Heizungsanlage  und  zu  Alternativlösun- 
gen erhalten,  um  den  Wirkungsgrad  und  die  Zweckmäßigkeit 
der  Dimensionierung  des  Heizkessels  zu  beurteilen.  Die  Gesamt- 
auswirkungen dieses  Ansatzes  müssen  denen,  die  bei  Anwen- 
dung der  Absätze  1,  2  und  3  entstehen,  gleichwertig  sein. 

Entscheiden  die  Mitgliedstaaten  sich  für  die  Anwendung  der  in 
Unterabsatz  1  genannten  Maßnahmen,  so  unterbreiten  sie  der 
Kommission  bis  spätestens  30.  Juni  2011  einen  Bericht  über  die 
Gleichwertigkeit  jener  Maßnahmen  mit  denen  der  Absätze  1,  2 
und  3  des  vorliegenden  Artikels.  Die  Mitgliedstaaten  legen  der 
Kommission  diese  Berichte  alle  drei  Jahre  vor.  Die  Berichte 
können  den  Energieeffizienz-Aktionsplänen  gemäß  Artikel  14 
Absatz  2  der  Richtlinie  2006/32/EG  beigefügt  werden. 

(5)  Nach  Eingang  des  nationalen  Berichts  eines  Mitgliedstaats 
über  die  Anwendung  der  in  Absatz  4  genannten  Option  kann 
die  Kommission  weitere  Einzelangaben  zu  den  Anforderungen 
und  der  Gleichwertigkeit  der  in  Absatz  4  festgelegten  Maßnah- 
men anfordern.  In  diesem  Fall  legt  der  betreffende  Mitgliedstaat 
innerhalb  von  neun  Monaten  die  angeforderten  Informationen 
vor  oder  schlägt  Änderungen  vor. 
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Artikel  15 
Inspektion  von  Klimaanlagen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  die  regelmäßige  Inspektion  der  zugänglichen  Teile  von 
Klimaanlagen  mit  einer  Nennleistung  von  mehr  als  12  kW  zu 
gewährleisten.  Die  Inspektion  umfasst  eine  Prüfung  des  Wir- 
kungsgrads der  Anlage  und  der  Anlagendimensionierung  im 
Verhältnis  zum  Kühlbedarf  des  Gebäudes.  Die  Prüfung  der  Di- 
mensionierung braucht  nicht  wiederholt  zu  werden,  wenn  in 
der  Zwischenzeit  an  der  betreffenden  Klimaanlage  keine  Ände- 
rungen vorgenommen  wurden  oder  in  Bezug  auf  den  Kühlbe- 
darf des  Gebäudes  keine  Änderungen  eingetreten  sind. 

Ist  ein  elektronisches  Überwachungs-  und  Steuerungssystem 
vorhanden,  so  können  die  Mitgliedstaaten  die  Häufigkeit  der 
Inspektionen  verringern  bzw.  die  Inspektionen  einschränken. 

(2)  Je  nach  Bauart  und  Nennleistung  der  Klimaanlagen  kön- 
nen die  Mitgliedstaaten  unterschiedliche  Inspektionsintervalle 
festlegen;  sie  berücksichtigen  dabei  die  Kosten  für  die  Inspektion 
der  Klimaanlage  und  die  voraussichtlichen  Einsparungen  bei  den 
Energiekosten,  die  sich  aus  der  Inspektion  ergeben  können. 


(3)  Beim  Erlass  der  in  den  Absätzen  1  und  2  dieses  Artikels 
aufgeführten  Maßnahmen  gewährleisten  die  Mitgliedstaaten  — 
soweit  wirtschaftlich  und  technisch  realisierbar  — ,  dass  die  In- 
spektionen im  Einklang  mit  der  in  Artikel  14  dieser  Richtlinie 
vorgesehenen  Inspektion  von  Heizungsanlagen  und  anderen 
technischen  Systemen  und  den  in  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
842/2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
17.  Mai  2006  über  bestimmte  fluorierte  Treibhausgase  (')  ge- 
nannten Kontrollen  auf  Dichtheit  durchgeführt  werden. 


(4)  Alternativ  zu  den  Absätzen  1,  2  und  3  können  die  Mit- 
gliedstaaten Maßnahmen  beschließen,  um  sicherzustellen,  dass 
die  Nutzer  Ratschläge  für  den  Austausch  von  Klimaanlagen  oder 
für  sonstige  Veränderungen  an  der  Klimaanlage  erhalten,  wozu 
auch  Inspektionen  zur  Beurteilung  des  Wirkungsgrads  und  der 
Zweckmäßigkeit  der  Dimensionierung  der  Klimaanlage  gehören 
können.  Die  Gesamtauswirkungen  dieses  Ansatzes  müssen  de- 
nen, die  bei  Anwendung  der  Absätze  1,  2  und  3  entstehen, 
gleichwertig  sein. 


Wenden  die  Mitgliedstaaten  die  in  Unterabsatz  1  genannten 
Maßnahmen  an,  so  unterbreiten  sie  der  Kommission  bis  spätes- 
tens 30.  Juni  2011  einen  Bericht  über  die  Gleichwertigkeit  jener 
Maßnahmen  mit  denen  der  Absätze  1,  2  und  3  des  vorliegen- 
den Artikels.  Die  Mitgliedstaaten  legen  der  Kommission  diese 
Berichte  alle  drei  Jahre  vor.  Die  Berichte  können  den  Energieef- 
fizienz-Aktionsplänen gemäß  Artikel  14  Absatz  2  der  Richtlinie 
2006/32/EG  beigefügt  werden. 


(5)  Nach  Erhalt  des  nationalen  Berichts  eines  Mitgliedstaats 
über  die  Anwendung  der  Option  nach  Absatz  4  kann  die  Kom- 
mission weitere  Einzelangaben  über  die  Anforderungen  und  die 
Gleichwertigkeit  der  Maßnahmen  nach  Absatz  4  anfordern.  In 


0  ABl.  L  161  vom  14.6.2006,  S.  1. 


diesem  Fall  übermittelt  der  betreffende  Mitgliedstaat  innerhalb 
von  neun  Monaten  die  angeforderten  Informationen  oder  unter- 
breitet Änderungsvorschläge. 


Artikel  16 

Berichte  über  die  Inspektion  von  Heizungs-  und 
Klimaanlagen 

(1)  Nach  jeder  Inspektion  einer  Heizungs-  oder  Klimaanlage 
ist  ein  Inspektionsbericht  zu  erstellen.  Der  Inspektionsbericht 
enthält  das  Ergebnis  der  gemäß  Artikel  14  und  15  durchgeführ- 
ten Inspektion  sowie  Empfehlungen  für  kosteneffiziente  Verbes- 
serungen der  Energieeffizienz  der  kontrollierten  Anlage. 


Die  Empfehlungen  können  sich  auf  einen  Vergleich  zwischen 
der  Energieeffizienz  der  kontrollierten  Anlage  und  der  Energie- 
effizienz der  besten  verfügbaren  und  realisierbaren  Anlage  und 
einer  Anlage  ähnlicher  Bauart  stützen,  deren  relevante  Bestand- 
teile die  nach  den  geltenden  Vorschriften  geforderte  Energieef- 
fizienz aufweisen. 


(2)  Der  Inspektionsbericht  wird  dem  Eigentümer  oder  dem 
Mieter  des  Gebäudes  ausgehändigt. 

Artikel  17 

Unabhängiges  Fachpersonal 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Erstellung  des  Aus- 
weises über  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  sowie  die 
Inspektion  von  Heizungs-  und  Klimaanlagen  in  unabhängiger 
Weise  durch  qualifizierte  und/oder  zugelassene  Fachleute  erfolgt, 
die  entweder  selbstständig  oder  bei  Behörden  oder  privaten 
Stellen  angestellt  sein  können. 


Die  Zulassung  der  Fachleute  erfolgt  unter  Berücksichtigung  ihrer 
Fachkenntnis. 


Die  Mitgliedstaaten  machen  der  Öffentlichkeit  Informationen 
über  die  Ausbildung  und  Zulassung  zugänglich.  Die  Mitglied- 
staaten stellen  sicher,  dass  entweder  regelmäßig  aktualisierte 
Listen  qualifizierter  und/oder  zugelassener  Fachleute  oder  regel- 
mäßig aktualisierte  Listen  zugelassener  Unternehmen,  die  die 
Dienste  dieser  Fachleute  anbieten,  der  Öffentlichkeit  zugänglich 
gemacht  werden. 

Artikel  18 

Unabhängiges  Kontrollsystem 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  für  die  Ausweise 
über  die  Gesamtenergieeffizienz  und  die  Inspektionsberichte  für 
Heizungs-  und  Klimaanlagen  unabhängige  Kontrollsysteme  ge- 
mäß Anhang  II  eingerichtet  werden.  Die  Mitgliedstaaten  können 
separate  Systeme  für  die  Kontrolle  der  Ausweise  über  die  Ge- 
samtenergieeffizienz und  der  Inspektionsberichte  für  Heizungs- 
und Klimaanlagen  einführen. 
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(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  die  Zuständigkeiten  für  die 
Einrichtung  der  unabhängigen  Kontrollsysteme  delegieren. 


In  diesem  Fall  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die  Ein- 
richtung der  unabhängigen  Kontrollsysteme  nach  Maßgabe  von 
Anhang  II  erfolgt. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  verlangen,  dass  die  in  Absatz  1  ge- 
nannten Ausweise  über  die  Gesamtenergieeffizienz  und  Inspek- 
tionsberichte den  zuständigen  Behörden  oder  Stellen  auf  Auf- 
forderung zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Artikel  19 
Überprüfung 

Die  Kommission  nimmt  mit  Unterstützung  des  gemäß 
Artikel  26  eingesetzten  Ausschusses  bis  spätestens  1.  Januar 
2017  eine  Bewertung  dieser  Richtlinie  aufgrund  der  bei  ihrer 
Anwendung  gesammelten  Erfahrungen  und  erzielten  Fortschritte 
vor  und  unterbreitet  gegebenenfalls  Vorschläge. 

Artikel  20 
Information 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  die  erforderlichen  Maßnah- 
men, um  die  Eigentümer  oder  Mieter  von  Gebäuden  oder  Ge- 
bäudeteilen über  die  verschiedenen  Methoden  und  praktischen 
Verfahren  zur  Verbesserung  der  Gesamtenergieeffizienz  zu  in- 
formieren. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  informieren  die  Eigentümer  oder  Mie- 
ter von  Gebäuden  insbesondere  über  Ausweise  über  die  Gesamt- 
energieeffizienz und  Inspektionsberichte,  ihren  Zweck  und  ihre 
Ziele,  über  kosteneffiziente  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der 
Gesamtenergieeffizienz  des  Gebäudes  sowie  gegebenenfalls  über 
die  zur  Verbesserung  der  Gesamtenergieeffizienz  des  Gebäudes 
zur  Verfügung  stehenden  Finanzinstrumente. 


Die  Kommission  unterstützt  die  Mitgliedstaaten  auf  deren  Ersu- 
chen bei  der  Durchführung  von  Informationskampagnen  für  die 
Zwecke  von  Absatz  1  und  Unterabsatz  1  des  vorliegenden 
Absatzes,  die  Gegenstand  von  Unionsprogrammen  sein  können. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  für  diejenigen,  die 
für  die  Umsetzung  dieser  Richtlinie  zuständig  sind,  Anleitung 
und  Schulung  zur  Verfügung  stehen.  Im  Rahmen  dieser  Maß- 
nahmen ist  auf  die  Bedeutung  der  Verbesserung  der  Gesamt- 
energieeffizienz hinzuweisen  und  die  Berücksichtigung  einer  op- 
timalen Kombination  von  Verbesserungen  der  Energieeffizienz, 
der  Verwendung  erneuerbarer  Energien  und  des  Einsatzes  von 
Fernwärme  und  Fernkühlung  bei  der  Planung,  dem  Entwurf, 
dem  Bau  und  der  Renovierung  von  Industrie-  oder  Wohngebie- 
ten zu  ermöglichen. 


(4)  Die  Kommission  ist  aufgefordert,  ihre  Informationsdienste 
kontinuierlich  zu  verbessern,  insbesondere  die  Website,  die  als 
ein  an  die  Bürger,  Berufsvertreter  und  Behörden  gerichtetes  eu- 
ropäisches Portal  für  die  Energieeffizienz  von  Gebäuden  einge- 
richtet wurde,  um  die  Mitgliedstaaten  bei  ihren  Bemühungen 
um  Information  und  Sensibilisierung  zu  unterstützen.  In  diese 
Website  könnte  Folgendes  aufgenommen  werden:  Links  zu  den 
einschlägigen  Rechtsvorschriften  der  Union  sowie  zu  nationalen, 
regionalen  und  lokalen  Rechtsvorschriften,  Links  zu  den  EU- 
ROPA-Websites  mit  den  nationalen  Energieeffizienz-Aktionsplä- 
nen, Links  zu  den  verfügbaren  Finanzierungsinstrumenten  sowie 
Beispiele  für  bewährte  Verfahren  auf  nationaler,  regionaler  und 
lokaler  Ebene.  Im  Rahmen  des  Europäischen  Fonds  für  regionale 
Entwicklung  führt  die  Kommission  ihre  Informationsdienste  ver- 
stärkt fort,  um  die  Nutzung  der  verfügbaren  Mittel  dadurch  zu 
erleichtern,  dass  beteiligten  Akteuren,  darunter  den  nationalen, 
regionalen  und  lokalen  Behörden,  Hilfe  und  Information  in 
Bezug  auf  die  Finanzierungsmöglichkeiten  unter  Berücksichti- 
gung der  jüngsten  Änderungen  des  Regelungsrahmens  angebo- 
ten wird. 

Artikel  21 
Konsultation 

Um  die  wirksame  Umsetzung  der  Richtlinie  zu  erleichtern,  kon- 
sultieren die  Mitgliedstaaten  die  beteiligten  Akteure,  darunter  die 
lokalen  und  regionalen  Behörden,  entsprechend  den  anwend- 
baren nationalen  Rechtsvorschriften  und  soweit  erforderlich. 
Diese  Konsultation  ist  für  die  Anwendung  der  Artikel  9  und 
20  von  besonderer  Bedeutung. 


Artikel  22 

Anpassung  des  Anhangs  I  an  den  technischen  Fortschritt 

Die  Kommission  passt  die  Teile  3  und  4  des  Anhangs  I  mittels 
delegierter  Rechtsakte  gemäß  den  Artikeln  23,  24  und  25  an 
den  technischen  Fortschritt  an. 

Artikel  23 

Ausübung  der  Befugnisübertragung 

(1)  Die  Befugnis  zum  Erlass  der  in  Artikel  22  genannten 
delegierten  Rechtsakte  wird  der  Kommission  für  einen  Zeitraum 
von  fünf  Jahren  ab  dem  8.  Juli  2010  übertragen.  Die  Kommis- 
sion legt  spätestens  sechs  Monate  vor  Ablauf  des  Zeitraums  von 
fünf  Jahren  einen  Bericht  über  die  übertragenen  Befugnisse  vor. 
Die  Befugnisübertragung  verlängert  sich  automatisch  um  Zeit- 
räume gleicher  Länge,  es  sei  denn,  das  Europäische  Parlament 
oder  der  Rat  widerrufen  sie  gemäß  Artikel  24. 


(2)  Unbeschadet  der  in  Artikel  5  Absatz  1  genannten  Frist 
wird  die  Befugnis  zum  Erlass  delegierter  Rechtsakte  nach 
Artikel  5  der  Kommission  bis  zum  30.  Juni  2012  übertragen. 


(3)  Sobald  die  Kommission  einen  delegierten  Rechtsakt  er- 
lässt,  übermittelt  sie  ihn  gleichzeitig  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat. 
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(4)  Die  der  Kommission  übertragene  Befugnis  zum  Erlass 
delegierter  Rechtsakte  unterliegt  den  in  den  Artikeln  24  und 
25  genannten  Bedingungen. 


Artikel  24 

Widerruf  der  Befugnisübertragung 

(1)  Die  in  den  Artikeln  5  und  22  genannte  Befugnisüber- 
tragung kann  vom  Europäischen  Parlament  oder  vom  Rat  wi- 
derrufen werden. 


(2)  Das  Organ,  das  ein  internes  Verfahren  eingeleitet  hat,  um 
zu  entscheiden,  ob  die  Befugnisübertragung  widerrufen  werden 
soll,  bemüht  sich,  das  andere  Organ  und  die  Kommission  inner- 
halb einer  angemessenen  Frist  vor  der  endgültigen  Beschluss- 
fassung zu  unterrichten,  und  nennt  dabei  die  übertragenen  Be- 
fugnisse, die  widerrufen  werden  könnten,  sowie  die  etwaigen 
Gründe  für  einen  Widerruf. 


(3)  Der  Beschluss  über  den  Widerruf  beendet  die  Übertra- 
gung der  in  diesem  Beschluss  angegebenen  Befugnisse.  Der  Be- 
schluss wird  sofort  oder  zu  einem  darin  angegebenen  späteren 
Zeitpunkt  wirksam.  Die  Gültigkeit  von  Rechtsakten,  die  bereits 
in  Kraft  sind,  wird  davon  nicht  berührt.  Der  Beschluss  wird  im 
Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht 


Artikel  25 

Einwände  gegen  delegierte  Rechtsakte 

(1)  Das  Europäische  Parlament  oder  der  Rat  können  gegen 
den  delegierten  Rechtsakt  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Mona- 
ten ab  dem  Datum  der  Übermittlung  Einwände  erheben. 


Artikel  26 
Ausschussverfahren 

(1)      Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gelten  die 
Artikel  3  und  7  des  Beschlusses  1999/468/EG  unter  Beachtung 
von  dessen  Artikel  8. 

Artikel  27 
Sanktionen 

Die  Mitgliedstaaten  legen  fest,  welche  Sanktionen  bei  einem 
Verstoß  gegen  die  innerstaatlichen  Vorschriften  zur  Umsetzung 
dieser  Richtlinie  zu  verhängen  sind,  und  ergreifen  die  zu  deren 
Durchsetzung  erforderlichen  Maßnahmen.  Die  Sanktionen  müs- 
sen wirksam,  verhältnismäßig  und  abschreckend  sein.  Die  Mit- 
gliedstaaten teilen  der  Kommission  diese  Vorschriften  bis  spä- 
testens 9.  Januar  2013  mit  und  unterrichten  sie  unverzüglich 
über  alle  späteren  Änderungen  dieser  Vorschriften. 

Artikel  28 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  erlassen  und  veröffentlichen  bis  spä- 
testens 9  Juli  2012  die  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften,  die 
erforderlich  sind,  um  den  Artikeln  2  bis  18  und  den  Artikeln  20 
und  27  nachzukommen. 


Sie  wenden  die  Vorschriften,  die  die  Artikel  2,  3,  9,  1 1,  12,  1 3, 
17,  18,  20  und  27  betreffen,  spätestens  ab  9.  Januar  2013  an. 


Auf  Initiative  des  Europäischen  Parlaments  oder  des  Rates  wird 
diese  Frist  um  zwei  Monate  verlängert. 


(2)  Haben  bis  zum  Ablauf  dieser  Frist  weder  das  Europäische 
Parlament  noch  der  Rat  Einwände  gegen  den  delegierten  Rechts- 
akt erhoben,  so  wird  dieser  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
veröffentlicht  und  tritt  zu  dem  darin  genannten  Zeitpunkt  in 
Kraft. 


Der  delegierte  Rechtsakt  kann  vor  Ablauf  dieser  Frist  im  Amts- 
blatt der  Europäischen  Union  veröffentlicht  werden  und  in  Kraft 
treten,  wenn  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beide  der 
Kommission  mitgeteilt  haben,  dass  sie  nicht  die  Absicht  haben, 
Einwände  zu  erheben. 


(3)  Erheben  das  Europäische  Parlament  oder  der  Rat  Ein- 
wände gegen  einen  delegierten  Rechtsakt,  so  tritt  dieser  nicht 
in  Kraft.  Das  Organ,  das  Einwände  erhebt,  erläutert  die  Gründe 
für  seine  Einwände  gegen  den  delegierten  Rechtsakt. 


Sie  wenden  die  Vorschriften,  die  die  Artikel  4,  5,  6,  7,  8,  14,  15 
und  16  betreffen,  spätestens  ab  9.  Juli  2013  auf  Gebäude  an,  die 
von  Behörden  genutzt  werden,  und  spätestens  ab  9.  Juli  2013 
auf  alle  übrigen  Gebäude  an. 


Sie  können  die  Anwendung  von  Artikel  1 2  Absätze  1  und  2  auf 
einzelne  Gebäudeteile,  die  vermietet  sind,  bis  zum 
31.  Dezember  2015  aufschieben.  Dies  darf  jedoch  nicht  dazu 
führen,  dass  weniger  Ausweise  ausgestellt  werden,  als  dies  bei 
Anwendung  der  Richtlinie  2002/9 1/EG  in  den  betreffenden  Mit- 
gliedstaaten der  Fall  gewesen  wäre. 


Bei  Erlass  dieser  Maßnahmen  nehmen  die  Mitgliedstaaten  in  den 
Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der  amtlichen 
Veröffentlichung  auf  die  vorliegende  Richtlinie  Bezug.  In  diese 
Vorschriften  fügen  sie  die  Erklärung  ein,  dass  Bezugnahmen  in 
den  geltenden  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  auf  die 
Richtlinie  2002/91/EG  als  Bezugnahmen  auf  die  vorliegende 
Richtlinie  gelten.  Die  Mitgliedstaaten  regeln  die  Einzelheiten 
dieser  Bezugnahme  und  die  Formulierung  dieser  Erklärung. 
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(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie 
auf  dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 

Artikel  29 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  2002/9 1/EG  in  der  Fassung  der  in  Anhang  IV  Teil 
A  angegebenen  Verordnung  wird  unbeschadet  der  Verpflichtun- 
gen der  Mitgliedstaaten  hinsichtlich  der  in  Anhang  IV  Teil  B 
genannten  Fristen  für  die  Umsetzung  in  innerstaatliches  Recht 
und  die  Anwendung  mit  Wirkung  vom  1.  Februar  2012  auf- 
gehoben. 


Artikel  30 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffent- 
lichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Artikel  31 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 
Geschehen  zu  Straßburg  am  19.  Mai  2010. 


Parlaments  Der  Präsidm 


Im  Namen  des  Europäischen  Im  Namen  des  Rates 

Parlaments 

Der  Präsidet 

der  Entsprechungstabelle  in  Anhang  V  zu  lesen.  J-  BUZEK 


Bezugnahmen  auf  die  Richtlinie  2002/9 1/EG  gelten  als  Bezug-  ^  Präsident 

nahmen  auf  die  vorliegende  Richtlinie  und  sind  nach  Maßgabe  D.  LOPEZ  GARRIDO 
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ANHANG  I 


Gemeinsamer  allgemeiner  Rahmen  für  die  Berechnung  der  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden 

(gemäß  Artikel  3) 

Die  Gesamtenergieeffizienz  eines  Gebäudes  ist  anhand  der  berechneten  oder  tatsächlichen  Energiemenge  zu  bestim- 
men, die  jährlich  verbraucht  wird,  um  den  unterschiedlichen  Erfordernissen  im  Rahmen  der  üblichen  Nutzung  des 
Gebäudes  gerecht  zu  werden,  und  wird  durch  den  Energiebedarf  für  Heizung  und  Kühlung  (Vermeidung  von  über- 
mäßiger Erwärmung)  zur  Aufrechterhaltung  der  gewünschten  Gebäudetemperatur  und  durch  den  Wärmebedarf  für 
Warmwasser  dargestellt. 

Die  Gesamtenergieeffizienz  eines  Gebäudes  ist  auf  transparente  Weise  darzustellen  und  muss  zudem  einen  Indikator 
für  die  Gesamtenergieeffizienz  und  einen  numerischen  Indikator  für  den  Primärenergieverbrauch  auf  der  Grundlage 
von  Primärenergiefaktoren  je  Energieträger  enthalten,  die  auf  gewichtete  nationale  oder  regionale  Jahresdurchschnitts- 
werte oder  einen  spezifischen  Wert  für  die  Erzeugung  am  Standort  gestützt  werden  können. 

Bei  der  Methode  zur  Berechnung  der  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  sollten  die  Europäischen  Normen  berück- 
sichtigt werden,  und  die  Methode  sollte  mit  den  einschlägigen  Vorschriften  des  Unionsrechts  einschließlich  der 
Richtlinie  2009/28/EG  im  Einklang  stehen. 

Bei  der  Festlegung  der  Berechnungsmethode  sind  mindestens  folgende  Aspekte  zu  berücksichtigen: 

a)  die  nachstehenden  tatsächlichen  thermischen  Eigenschaften  des  Gebäudes,  einschließlich  der  Innenbauteile: 

i)  Wärmekapazität, 

ii)  Wärmedämmung, 

iii)  passive  Heizung, 

iv)  Kühlelemente  und 

v)  Wärmebrücken; 

b)  Heizungsanlage  und  Warmwasserversorgung,  einschließlich  ihrer  Dämmcharakteristik; 

c)  Klimaanlagen; 

d)  natürliche  oder  mechanische  Belüftung,  die  auch  die  Luftdichtheit  umfassen  kann: 

e)  eingebaute  Beleuchtung  (hauptsächlich  bei  Nichtwohngebäuden): 

f)  Gestaltung,  Lage  und  Ausrichtung  des  Gebäudes,  einschließlich  des  Außenklimas; 

g)  passive  Solarsysteme  und  Sonnenschutz: 

h)  Innenraumklimabedingungen,  einschließlich  des  Innenraum-Sollklimas; 

i)  interne  Lasten. 

Bei  der  Berechnung  wird,  soweit  relevant,  der  positive  Einfluss  folgender  Aspekte  berücksichtigt: 

a)  lokale  Sonnenexposition,  aktive  Solarsysteme  und  andere  Systeme  zur  Erzeugung  von  Wärme  und  Elektrizität  auf 
der  Grundlage  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen; 

b)  Elektrizitätsgewinnung  durch  Kraft-Wärme-Kopplung; 

c)  Fern-/Blockheizung  und  Fern-/Blockkühlung; 

d)  natürliche  Beleuchtung. 


5.    Für  die  Berechnung  sollten  die  Gebäude  angemessen  in  folgende  Kategorien  unterteilt  werden: 

a)  Einfamilienhäuser  verschiedener  Bauarten; 

b)  Mehrfamilienhäuser; 

c)  Bürogebäude; 

d)  Unterrichtsgebäude; 

e)  Krankenhäuser: 

f)  Hotels  und  Gaststätten: 

g)  Sportanlagen; 

h)  Gebäude  des  Groß-  und  Einzelhandels: 

i)  sonstige  Arten  Energie  verbrauchender  Gebäude. 
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ANHANG  II 


Unabhängiges  Kontrollsystem  für  Ausweise  über  die  Gesamtenergieeffizienz  und  Inspektionsberichte 

Die  zuständigen  Behörden  oder  die  Stellen,  denen  die  zuständigen  Behörden  die  Verantwortung  für  die  Anwendung 
des  unabhängigen  Kontrollsystems  übertragen  haben,  nehmen  eine  Stichprobe  mindestens  eines  statistisch  signifi- 
kanten Prozentanteils  aller  jährlich  ausgestellten  Ausweise  über  die  Gesamtenergieeffizienz  und  unterziehen  diese 
Ausweise  einer  Überprüfung. 

Die  Überprüfung  erfolgt  auf  der  Grundlage  der  nachstehend  angegebenen  Optionen  oder  gleichwertiger  Maßnahmen: 

a)  Validitätsprüfung  der  Eingabe-Gebäudedaten,  die  zur  Ausstellung  des  Ausweises  der  Gesamtenergieeffizienz  ver- 
wendet wurden,  und  der  im  Ausweis  angegebenen  Ergebnisse; 

b)  Prüfung  der  Eingabe-Daten  und  Überprüfung  der  Ergebnisse  des  Ausweises  über  die  Gesamtenergieeffizienz, 
einschließlich  der  abgegebenen  Empfehlungen; 

c)  vollständige  Prüfung  der  Eingabe-Gebäudedaten,  die  zur  Ausstellung  des  Ausweises  über  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz verwendet  wurden,  vollständige  Überprüfung  der  im  Ausweis  angegebenen  Ergebnisse,  einschließlich  der 
abgegebenen  Empfehlungen,  und  —  falls  möglich  —  Inaugenscheinnahme  des  Gebäudes  zur  Prüfung  der  Über- 
einstimmung zwischen  den  im  Ausweis  über  die  Gesamtenergieeffizienz  angegebenen  Spezifikationen  mit  dem 
Gebäude,  für  das  der  Ausweis  erstellt  wurde. 

Die  zuständigen  Behörden  oder  die  Stellen,  denen  die  zuständigen  Behörden  die  Verantwortung  für  die  Anwendung 
des  unabhängigen  Kontrollsystems  übertragen  haben,  nehmen  eine  Stichprobe  mindestens  eines  statistisch  signifi- 
kanten Prozentanteils  aller  jährlich  ausgestellten  Inspektionsberichte  und  unterziehen  diese  Berichte  einer  Überprü- 
fung. 


ANHANG  III 


Rahmen  für  eine  Vergleichsmethode  zur  Berechnung  kostenoptimaler  Niveaus  für  die  Anforderungen  an  die 
Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  und  Gebäudekomponenten 

Der  Rahmen  für  eine  Vergleichsmethode  ermöglicht  es  den  Mitgliedstaaten,  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  und 
Gebäudekomponenten  zu  bestimmen  und  die  wirtschaftlichen  Aspekte  der  die  Gesamtenergieeffizienz  betreffenden  Maß- 
nahmen zu  ermessen  sowie  beides  ins  Verhältnis  zu  setzen,  um  das  kostenoptimale  Niveau  zu  ermitteln. 

Der  Rahmen  für  eine  Vergleichsmethode  ist  durch  Leitlinien  zu  ergänzen,  in  denen  beschrieben  wird,  wie  dieser  Rahmen 
bei  der  Berechnung  kostenoptimaler  Niveaus  anzuwenden  ist. 

Der  Rahmen  für  eine  Vergleichsmethode  gestattet  die  Berücksichtigung  folgender  Faktoren:  Nutzungsmuster,  Außenkli- 
mabedingungen,  Investitionskosten,  Gebäudekategorie,  Wartungs-  und  Betriebskosten  (einschließlich  der  Energiekosten 
und  -einsparungen)  sowie  gegebenenfalls  Einnahmen  aus  der  Energieerzeugung  und  Entsorgungskosten.  Der  Rahmen 
sollte  auf  die  für  diese  Richtlinie  relevanten  Europäischen  Normen  gestützt  werden. 

Des  Weiteren  obliegt  es  der  Kommission, 

—  Leitlinien  zur  Flankierung  des  Rahmens  für  eine  Vergleichsmethode  bereitzustellen;  diese  Leitlinien  werden  es  den 
Mitgliedstaaten  ermöglichen,  die  nachstehend  aufgeführten  Maßnahmen  durchzuführen; 

—  Informationen  über  die  geschätzten  langfristigen  Entwicklungen  der  Energiepreise  bereitzustellen. 

Für  die  Anwendung  des  Rahmens  für  eine  Vergleichsmethode  durch  die  Mitgliedstaaten  sind  auf  der  Ebene  der  Mitglied- 
staaten in  Parametern  ausgedrückte  allgemeine  Bedingungen  festzulegen. 

Nach  dem  Rahmen  für  eine  Vergleichsmethode  sind  die  Mitgliedstaaten  zu  Folgendem  verpflichtet: 

—  Bestimmung  von  Referenzgebäuden,  die  durch  ihre  Auslegung  und  ihre  geografische  Lage,  einschließlich  der  Innen- 
raum- und  Außenklimabedingungen,  gekennzeichnet  und  repräsentativ  sind.  Als  Referenzgebäude  werden  neue  und 
bestehende  Wohn-  und  Nichtwohngebäude  herangezogen: 

—  Festlegung  von  Energieeffizienzmaßnahmen,  die  in  Bezug  auf  die  Referenzgebäude  zu  bewerten  sind.  Dabei  kann  es 
sich  um  Maßnahmen  für  einzelne  Gebäude  insgesamt,  für  einzelne  Gebäudekomponenten  oder  für  Kombinationen 
von  Gebäudekomponenten  handeln; 

—  Bestimmung  des  Endenergie-  und  des  Primärenergiebedarfs  der  Referenzgebäude  vor  und  nach  Durchführung  der 
definierten  Energieeffizienzmaßnahmen; 

—  Berechnung  der  Kosten  (d.  h.  des  Nettogegenwartswerts)  der  (im  zweiten  Gedankenstrich  genannten)  Energieeffizienz- 
maßnahmen über  die  zu  erwartende  wirtschaftliche  Lebensdauer  in  Bezug  auf  die  (im  ersten  Gedankenstrich  genann- 
ten) Referenzgebäude  unter  Anwendung  der  Grundsätze  des  Rahmens  für  eine  Vergleichsmethode. 

Mit  der  Berechnung  der  Kosten  der  Energieeffizienzmaßnahmen  über  die  zu  erwartende  wirtschaftliche  Lebensdauer  wird 
die  Kosteneffizienz  der  verschiedenen  Niveaus  von  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  von  den  Mitglied- 
staaten bewertet.  Dies  ermöglicht  die  Festlegung  kostenoptimaler  Niveaus  für  die  Anforderungen  an  die  Gesamtener- 
gieeffizienz. 


ANHANG  N 
TEIL  A 

Aufgehobene  Richtlinie  mit  ihren  nachfolgenden  Änderungen 
(gemäß  Artikel  29) 

Richtlinie  2002/91/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (ABl.  L  1  vom  4.1.2003,  S.  65). 

Verordnung  (EG)  Nr.  1137/2008  des  Europäischen  Par-  Nur  Nummer  9.9  des  Anhangs 

laments  und  des  Rates  (ABl.  L  311  vom  21.11.2008,  S.  1). 


TEIL  B 

Fristen  für  die  Umsetzung  in  innerstaatliches  Recht  und  für  die  Anwendung 

(gemäß  Artikel  29) 


Richtlinie 

Umsetzungsfrist 

Datum  der  Anwendung 

2002/91/EG 

4.  Januar  2006 

4.  Januar  2009,  nur  Artikel  7,  8  und  9 

ANHANG  V 


Entsprechungstabelle 


Richtlinie  2002/9 1/EG 

Vorliegende  Richtlinie 

Artikel 

1 

Artikel 

1 

Artikel 

2 

Nummer  1 

Artikel 

2  Nummer  1 

— 

Artikel 

2  Nummern  2  und  3 

Artikel 

2 

Nummer  2 

Artikel 

2  Nummer  4  und  Anhang  I 

— 

Artikel 

2  Nummern  5,  6,  7,  8,  9,  10  und  11 

Artikel 

2 

Nummer  3 

Artikel 

2  Nummer  12 

Artikel 

2 

Nummer  4 

Artikel 

2  Nummer  1 3 

— 

Artikel 

2  Nummer  14 

Artikel 

2 

Nummer  5 

Artikel 

2  Nummer  15 

Artikel 

2 

Nummer  6 

Artikel 

2  Nummer  16 

Artikel 

2 

Nummer  7 

Artikel 

2  Nummer  17 

Artikel 

2 

Nummer  8 

Artikel 

2  Nummer  18 

— 

Artikel 

2  Nummer  19 

Artikel 

3 

Artikel 

3  und  Anhang  I 

Artikel 

4 

Absatz  1 

Artikel 

4  Absatz  1 

Artikel 

4 

Absatz  2 

— 

Artikel 

4 

Absatz  3 

Artikel 

4  Absatz  2 

— 

Artikel 

5 

Artikel 

5 

Artikel 

6  Absatz  1 

— 

Artikel 

6  Absätze  2  und  3 

Artikel 

6 

Artikel 

7 

— 

Artikel 

8,  9  und  10 

Artikel 

7 

Absatz  1  Unterabsatz  1 

Artikel 

11 

Absatz  8  und  Artikel  12  Absatz  2 

Artikel 

7 

Absatz  1  Unterabsatz  2 

Artikel 

11 

Absatz  6 

Artikel 

7 

Absatz  1  Unterabsatz  3 

Artikel 

12 

Absatz  6 

Artikel 

7 

Absatz  2 

Artikel 

11 

Absätze  1  und  2 

— 

Artikel 

11 

Absätze  3,  4,  5,  7  und  9 

— 

Artikel 

12 

Absätze  1,  3,  4,  5  und  7 

Artikel 

7 

Absatz  3 

Artikel 

13 

Absätze  lund  3 

— 

Artikel 

13 

Absatz  2 

Artikel 

8 

Buchstabe  a 

Artikel 

14 

Absätze  1  und  3 

Artikel 

14 

Absatz  2 

Artikel 

8 

Buchstabe  b 

Artikel 

14 

Absatz  4 

Artikel 

14 

Absatz  5 

Artikel 

9 

Artikel 

15 

Absatz  1 

Richtlinie  2002/9 1/EG 

Vorliegende  Richtlinie 

— 

Artikel  15  Absätze  2,  3,  4  und  5 

— 

Artikel  16 

Artikel  10 

Artikel  17 

— 

Artikel  18 

Artikel  11 

Einleitung 

Artikel  19 

Artil-pl    1  1 

DUC115laUCIl  <X    LI  1  IL  1  U 

Artikel  12 

Artikel    20    Absatz    1    und    Artikel  20 

TTntprancatv  9 

Absatz  2 

A  rtiVf*!      90      AKcQt7      9      I  rntprnKt-if7      1  uri/i 
f\l  L1K.C1      ZU      /\USdLZ,      Z      U II LCI  dUSdl/.      i  UHU 

Absätze  3  und  4 

ArtiVpl  90 

— 

Artikel  21 

Artikel  13 

Artikel  22 

— 

Artikel  23,  24  und  25 

Artikel  14 

Absatz  1 

Artikel  26  Absatz  1 

Artikel  14 

Absätze  2  und  3 

— 

— 

Artikel  26  Absatz  2 

— 

Artikel  27 

Artikel  15 

Absatz  1 

Artikel  28 

Artikel  15 

Absatz  2 

— 

— 

Artikel  29 

Artikel  16 

Artikel  30 

Artikel  17 

Artikel  31 

Anhang 

Anhang  I 

Anhänge  II  bis  V 

Berichtigung 

(ABl.  2010  L  155/61) 
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Berichtigung  der  Richtlinie  2010/31/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  Mai  2010  über  die 

Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  153  vom  18.  juni  2010) 


Seite  27,  Artikel  28  Absatz  1  Unterabsatz  3: 

anstatt:  „Sie  wenden  die  Vorschriften,  die  die  Artikel  4,  5,  6,  7,  8,  14,  15  und  16  betreffen,  spätestens  ab  9.  Juli 

2013  auf  Gebäude  an,  die  von  Behörden  genutzt  werden,  und  spätestens  ab  9.  Juli  2013  auf  alle  übrigen 
Gebäude  an." 

muss  es  heißen:  „Sie  wenden  die  Vorschriften,  die  die  Artikel  4,  5,  6,  7,  8,  14,  15  und  16  betreffen,  spätestens  ab 
9.  Januar  2013  auf  Gebäude  an,  die  von  Behörden  genutzt  werden,  und  spätestens  ab  9.  Juli  2013  auf 
alle  übrigen  Gebäude  an." 


Berichtigung  der  Richtlinie  2009/51/EG  der  Kommission  vom  25.  Mai  2009  zur  Änderung  der  Richtlinie 
91/414/EWG  des  Rates  hinsichtlich  der  Spezifikation  des  Wirkstoffs  Nicosulfuron 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  127  vom  26.  Mai  2009) 


Auf  Seite  5,  in  Erwägungsgrund  1: 

anstatt:  „Hinsichtlich  der  Reinheit  wurde  in  der  Richtlinie  2008/40/EG  ein  Mindestgehalt  von  930  g/kg  auf  der 

Grundlage  der  vom  Anmelder  vorgelegten  Spezifikation  festgelegt" 

muss  es  heißen:    „Hinsichtlich  der  Reinheit  wurde  in  der  Richtlinie  2008/40/EG  ein  Mindestgehalt  von  930  g/kg  auf  der 
Grundlage  der  vom  Antragsteller  vorgelegten  Spezifikation  festgelegt". 


Richtlinie  2012/27/EU 

(ABl.  2012  L  315/1) 
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RICHTLINIE  2012/27/EU  DES  EUROPÄISCHEN  PARLAMENTS  UND  DES  RATES 

vom  25.  Oktober  2012 

zur  Energieeffizienz,  zur  Änderung  der  Richtlinien  2009/125/EG  und  2010/30/EU  und  zur 
Aufhebung  der  Richtlinien  2004/8/EG  und  2006/32/EG 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  DER  EUROPÄI- 
SCHEN UNION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union,  insbesondere  auf  Artikel  194  Absatz  2, 


auf  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission, 

nach  Zuleitung  des  Entwurfs  des  Gesetzgebungsaktes  an  die 
nationalen  Parlamente, 

nach  Stellungnahme  des  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozial- 
ausschusses ('), 

nach  Stellungnahme  des  Ausschusses  der  Regionen  (2), 
gemäß  dem  ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  (s), 
in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Die  Union  steht  vor  beispiellosen  Herausforderungen,  die 
auf  die  verstärkte  Abhängigkeit  von  Energieimporten, 
knappe  Energieressourcen  sowie  das  Erfordernis,  dem  Kli- 
mawandel Einhalt  zu  gebieten  und  die  Wirtschaftskrise 
zu  überwinden,  zurückzuführen  sind.  Energieeffizienz  ist 
ein  wertvolles  Instrument,  um  diese  Herausforderungen 
anzugehen.  Sie  verbessert  die  Versorgungssicherheit  der 
Union  durch  die  Verringerung  des  Primärenergiever- 
brauchs sowie  der  Energieeinfuhren.  Sie  trägt  dazu  bei, 
Treibhausgasemissionen  kostenwirksam  zu  senken  und 
dadurch  den  Klimawandel  abzumildern.  Der  Umstieg 
auf  eine  energieeffizientere  Wirtschaft  sollte  auch  die  Ver- 
breitung innovativer  technologischer  Lösungen  beschleu- 


(!)  ABl.  C  24  vom  28.1.2012,  S.  134. 
(2)  ABl.  C  54  vom  23.2.2012,  S.  49. 

(5)  Standpunkt  des  Europäischen  Parlaments  vom  11.  September  2012 
(noch  nicht  im  Amtsblatt  veröffentlicht)  und  Beschluss  des  Rates 
vom  4.  Oktober  2012. 


nigen  sowie  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  Industrie  in  der 
Union  verbessern  und  dadurch  das  Wirtschaftswachstum 
fördern  und  hochwertige  Arbeitsplätze  in  einer  Reihe  von 
Branchen,  die  mit  Energieeffizienz  zusammenhängen, 
schaffen. 


(2)  In  den  Schlussfolgerungen  des  Europäischen  Rates  vom 
8./9.  März  2007  wurde  hervorgehoben,  dass  die  Energie- 
effizienz in  der  Union  gesteigert  werden  muss,  um  das 
Ziel  —  nämlich  Einsparungen  beim  Primärenergiever- 
brauch der  Union  bis  2020  um  20  %  gegenüber  den 
Projektionen  —  zu  erreichen.  In  den  Schlussfolgerungen 
des  Europäischen  Rates  vom  4.  Februar  2011  wurde 
betont,  dass  das  auf  der  Tagung  des  Europäischen  Rates 
vom  Juni  2010  vereinbarte,  aber  derzeit  gefährdete  Ziel 
einer  Steigerung  der  Energieeffizienz  um  20  %  bis  2020 
erreicht  werden  muss.  Die  Projektionen  aus  2007  erga- 
ben für  2020  einen  Primärenergieverb  rauch  von 
1  842  Mio.  t  RÖE.  Bei  einer  Verringerung  um  20  %  er- 
geben sich  1  474  Mio.  t  RÖE  im  Jahr  2020;  dies  ent- 
spricht einer  Senkung  um  368  Mio.  t  RÖE  gegenüber 
den  Projektionen. 


(3)  In  den  Schlussfolgerungen  des  Europäischen  Rates  vom 
17.  Juni  2010  wurde  das  Energieeffizienzziel  als  eines  der 
vorrangigen  Ziele  der  neuen  Strategie  der  Union  für  Ar- 
beitsplätze und  intelligentes,  nachhaltiges  und  integratives 
Wachstum  (Strategie  Europa  2020)  bestätigt.  Im  Rahmen 
dieses  Prozesses  und  zur  Verwirklichung  dieses  Ziels  auf 
nationaler  Ebene  müssen  die  Mitgliedstaaten  in  engem 
Dialog  mit  der  Kommission  nationale  Ziele  festlegen 
und  in  ihren  Nationalen  Reformprogrammen  angeben, 
wie  sie  diese  erreichen  wollen. 


(4)  In  der  Mitteilung  der  Kommission  „Energiestrategie 
2020"  vom  10.  November  2010  wird  die  Energieeffi- 
zienz in  den  Mittelpunkt  der  Energiestrategie  der  Union 
bis  2020  gestellt  und  die  Erforderlichkeit  einer  neuen 
Energieeffizienzstrategie  dargelegt,  die  es  allen  Mitglied- 
staaten ermöglichen  soll,  die  Energienutzung  vom  Wirt- 
schaftswachstum zu  entkoppeln. 
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(5)  In  seiner  Entschließung  vom  15.  Dezember  2010  zur 
Überarbeitung  des  Aktionsplans  für  Energieeffizienz  for- 
derte das  Europäische  Parlament  die  Kommission  auf,  in 
ihren  überarbeiteten  Aktionsplan  für  Energieeffizienz 
Maßnahmen  aufzunehmen,  mit  denen  der  Rückstand 
im  Hinblick  auf  das  Gesamtenergieeffizienzziel  der  Union 
für  2020  aufgeholt  werden  kann. 


(6)  Eine  der  Initiativen  der  Strategie  Europa  2020  ist  die 
Leitinitiative  „Ressourcenschonendes  Europa",  die  von 
der  Kommission  am  26.  Januar  2011  verabschiedet  wur- 
de. Darin  wird  Energieeffizienz  als  ein  wesentlicher  Fak- 
tor für  die  Gewährleistung  der  nachhaltigen  Nutzung  von 
Energieressourcen  benannt. 


(7)  In  den  Schlussfolgerungen  des  Europäischen  Rates  vom 
4.  Februar  2011  wurde  eingeräumt,  dass  das  Energieeffi- 
zienzziel der  Union  mit  dem  bisherigen  Kurs  nicht  er- 
reicht werden  wird  und  entschlossenes  Handeln  erforder- 
lich ist,  um  das  erhebliche  Potenzial  verstärkter  Energie- 
einsparungen in  Gebäuden,  im  Verkehr,  bei  Produkten 
und  Prozessen  zu  nutzen.  Diese  Schlussfolgerungen  stel- 
len außerdem  fest,  dass  die  Umsetzung  des  Energieeffi- 
zienzziels der  Union  bis  2013  überprüft  wird  und  erfor- 
derlichenfalls weitere  Maßnahmen  erwogen  werden. 


(8)  Am  8.  März  2011  hat  die  Kommission  ihre  Mitteilung  zu 
einem  Energieeffizienzplan  2011  verabschiedet.  In  der 
Mitteilung  wurde  bestätigt,  dass  die  Union  ihr  Energieef- 
fizienzziel mit  dem  bisherigen  Kurs  nicht  erreichen  wird. 
Dies  gilt  trotz  des  skizzierten  Fortschritts  bei  den  natio- 
nalen Energieeffizienzstrategien  in  den  von  den  Mitglied- 
staaten gemäß  der  Richtlinie  2006/32/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  April  2006 
über  Endenergieeffizienz  und  Energiedienstleistungen  (l) 
vorgelegten  ersten  Nationalen  Energieeffizienz-Aktions- 
plänen. Eine  erste  Analyse  der  zweiten  Aktionspläne  be- 
stätigt, dass  die  Union  nicht  auf  dem  richtigen  Kurs  ist. 
Um  dem  entgegenzuwirken,  wurden  in  dem  Energieeffi- 
zienzplan 2011  Energieeffizienzstrategien  und  -maßnah- 
men für  die  gesamte  Energiekette  beschrieben.  Dabei 
wurden  folgende  Bereiche  einbezogen:  Energieerzeugung, 
-Übertragung  bzw.  -fernleitung  und  -Verteilung,  die  Vor- 
reiterrolle des  öffentlichen  Sektors  bei  der  Energieeffi- 
zienz, Gebäude  und  Geräte,  die  Industrie  sowie  die  Er- 
forderlichkeit, Endkunden  die  Möglichkeit  der  Steuerung 
ihres  Energieverbrauchs  zu  geben.  Auf  die  Energieeffi- 
zienz im  Verkehrssektor  wurde  parallel  dazu  im  Weiß- 
buch zum  Verkehr  vom  28.  März  2011  eingegangen. 
Insbesondere  werden  in  der  Initiative  26  des  Weißbuchs 
geeignete  C02-Abgasnormen  für  die  Fahrzeuge  aller  Ver- 
kehrsträger gefordert,  die,  soweit  erforderlich,  durch  Ener- 
gieeffizienzanforderungen zur  Erfassung  sämtlicher  An- 
triebsarten zu  ergänzen  sind. 


(')  ABl.  L  114  vom  27.4.2006,  S.  64. 


(9)  Am  8.  März  2011  hat  die  Kommission  auch  einen  Fahr- 
plan für  den  Übergang  zu  einer  wettbewerbsfähigen  koh- 
lenstoffarmen Wirtschaft  bis  2050  verabschiedet,  in  dem 
festgestellt  wird,  dass  aus  dieser  Perspektive  der  Schwer- 
punkt stärker  auf  Energieeffizienz  gelegt  werden  muss. 


(10)  In  diesem  Zusammenhang  muss  der  Rechtsrahmen  der 
Union  für  Energieeffizienz  durch  eine  Richtlinie  aktuali- 
siert werden,  mit  der  das  Gesamtziel  verfolgt  wird,  das 
Energieeffizienzziel  einer  Einsparung  von  20  %  beim  Pri- 
märenergieverbrauch der  Union  bis  2020  und  weitere 
Verbesserungen  bei  der  Energieeffizienz  nach  2020  zu 
erreichen.  Hierzu  sollten  in  dieser  Richtlinie  ein  gemein- 
samer Rahmen  für  die  Energieeffizienzförderung  in  der 
Union  sowie  konkrete  Maßnahmen  festgelegt  werden, 
um  einige  der  Vorschläge  des  Energieeffizienzplans 
2011  und  die  darin  ausgewiesenen  erheblichen  unge- 
nutzten Energieeinsparpotenziale  zu  verwirklichen. 


(11)  Nach  der  Entscheidung  Nr.  406/2009/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  April  2009 
über  die  Anstrengungen  der  Mitgliedstaaten  zur  Reduk- 
tion ihrer  Treibhausgasemissionen  mit  Blick  auf  die  Er- 
füllung der  Verpflichtungen  der  Gemeinschaft  zur  Reduk- 
tion der  Treibhausgasemissionen  bis  2020  (2)  muss  die 
Kommission  die  Fortschritte  der  Union  und  ihrer  Mit- 
gliedstaaten im  Hinblick  auf  das  Ziel,  den  Energiever- 
brauch bis  2020  gegenüber  den  Projektionen  um  20  % 
zu  senken,  bis  2012  bewerten  und  darüber  Bericht  er- 
statten. Ferner  heißt  es  dort,  dass  die  Kommission  bis 
zum  31.  Dezember  2012  verschärfte  oder  neue  Maßnah- 
men zur  Beschleunigung  von  Verbesserungen  bei  der 
Energieeffizienz  vorschlagen  sollte,  um  den  Mitgliedstaa- 
ten beim  Erreichen  der  Verpflichtungen  der  Union  zur 
Reduktion  ihrer  Treibhausgasemissionen  zu  helfen.  Mit 
dieser  Richtlinie  wird  dieser  Anforderung  entsprochen. 
Ferner  trägt  sie  dazu  bei,  die  Ziele  des  Fahrplans  für 
den  Übergang  zu  einer  wettbewerbsfähigen  C02-armen 
Wirtschaft  bis  2050,  insbesondere  durch  eine  Verringe- 
rung der  Treibhausgasemissionen  aus  dem  Energiesektor, 
und  eine  emissionsfreie  Stromerzeugung  bis  2050  zu 
erreichen. 


(12)  Für  die  Erschließung  des  vorhandenen  Energieeinspar- 
potenzials, das  Einsparungen  im  Energieversorgungs- 
und im  Endnutzersektor  umfasst,  ist  ein  integrierter  An- 
satz erforderlich.  Gleichzeitig  sollten  die  Bestimmungen 
der  Richtlinie  2004/8/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  11.  Februar  2004  über  die  Förderung 
einer  am  Nutzwärmebedarf  orientierten  Kraft-Wärme- 
Kopplung  im  Energiebinnenmarkt  (j)  und  der  Richtlinie 
2006/32/EG  gestärkt  werden. 


(2)  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  136. 

(3)  ABl.  L  52  vom  21.2.2004,  S.  50. 
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(13)  Es  wäre  wünschenswert,  das  20%-Energieeffizienzziel 
würde  durch  die  kumulierte  Umsetzung  spezifischer  na- 
tionaler und  europäischer  Maßnahmen  zur  Förderung  der 
Energieeffizienz  auf  verschiedenen  Gebieten  erreicht  wer- 
den. Die  Mitgliedstaaten  sollten  zur  Festlegung  indikativer 
nationaler  Energieeffizienzziele,  -Systeme  und  -pro- 
gramme  verpflichtet  werden.  Diese  Ziele  und  die  An- 
strengungen der  einzelnen  Mitgliedstaaten  sowie  die  Da- 
ten über  die  erzielten  Fortschritte  sollten  von  der  Kom- 
mission evaluiert  werden,  um  die  Wahrscheinlichkeit  des 
Erreichens  des  Gesamtziels  der  Union  zu  bewerten  und 
zu  prüfen,  inwiefern  die  Einzelanstrengungen  ausreichen, 
um  das  gemeinsame  Ziel  zu  erreichen.  Die  Kommission 
sollte  daher  die  Umsetzung  der  nationalen  Energieeffi- 
zienzprogramme im  Wege  ihres  überarbeiteten  Rechts- 
rahmens und  im  Zuge  des  Europa-2020-Prozesses  genau 
beobachten.  Bei  der  Festlegung  der  indikativen  nationalen 
Energieeffizienzziele  sollten  die  Mitgliedstaaten  die  Mög- 
lichkeit haben,  die  sich  auf  den  Primärenergieverbrauch 
auswirkenden  nationalen  Gegebenheiten  —  wie  etwa  das 
verbleibende  Potenzial  für  kostenwirksame  Energieeinspa- 
rungen, Veränderungen  bei  Energieeinfuhren  und  -aus- 
fuhren, den  Ausbau  aller  Quellen  für  erneuerbare  Ener- 
gien, Kernenergie  sowie  C02-Abscheidung  und  -Speiche- 
rung und  frühzeitig  getroffene  Maßnahmen  —  zu  be- 
rücksichtigen. Bei  der  Durchführung  von  Modellrechnun- 
gen sollte  die  Kommission  die  Mitgliedstaaten  frühzeitig 
und  transparent  zu  den  Modellannahmen  und  den  Ent- 
würfen von  Modellergebnissen  konsultieren.  Es  bedarf 
einer  verbesserten  Modellierung  zur  Auswirkung  von 
Maßnahmen  zur  Steigerung  der  Energieeffizienz  und 
zum  Stand  und  zur  Leistungsfähigkeit  der  Technik. 


(14)  In  der  Richtlinie  2009/28/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  23.  April  2009  zur  För- 
derung der  Nutzung  von  Energie  aus  erneuerbaren  Quel- 
len (')  wird  folgende  Feststellung  getroffen:  „Zypern  und 
Malta  sind  aufgrund  ihrer  Lage  auf  Inseln  und  in  Rand- 
gebieten auf  den  Flugverkehr  als  unverzichtbares  Beför- 
derungsmittel für  ihre  Bürger  und  ihre  Wirtschaft  ange- 
wiesen. Das  führt  dazu,  dass  Zypern  und  Malta  einen 
Bruttoendenergieverbrauch  im  nationalen  Flugverkehr  ha- 
ben, der  mit  dem  Dreifachen  des  Gemeinschaftsdurch- 
schnitts im  Jahr  2005  unverhältnismäßig  hoch  ist,  und 
die  deshalb  unverhältnismäßig  durch  die  derzeitigen  tech- 
nischen und  ordnungspolitischen  Grenzen  betroffen 
sind." 


(1 5)  Das  Gesamtvolumen  öffentlicher  Ausgaben  entspricht 
19  %  des  Bruttoinlandsprodukts  der  Union.  Der  öffent- 
liche Sektor  stellt  daher  eine  wichtige  treibende  Kraft  dar, 
wenn  es  darum  geht,  die  Marktveränderung  hin  zu  effi- 
zienteren Produkten,  Gebäuden  und  Dienstleistungen  zu 
fördern  und  bei  Bürgern  und  Unternehmen  Verhaltens- 
änderungen in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch  zu  be- 
wirken. Außerdem  kann  eine  Senkung  des  Energiever- 
brauchs als  Folge  von  Maßnahmen  zur  Steigerung  der 
Energieeffizienz  öffentliche  Gelder  für  andere  Zwecke 
freisetzen.  Nationale,  regionale  und  lokale  öffentliche  Ein- 
richtungen sollten  bei  der  Energieeffizienz  mit  gutem  Bei- 
spiel vorangehen. 


0  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  16. 


(16)  In  Anbetracht  dessen,  dass  in  den  Schlussfolgerungen  des 
Rates  vom  10.  Juni  2011  über  den  Energieeffizienzplan 
2011  hervorgehoben  wurde,  dass  40%  des  Gesamtend- 
energieverbrauchs der  Union  auf  Gebäude  entfallen,  und 
mit  dem  Ziel,  das  Wachstums-  und  Beschäftigungspoten- 
zial auszuschöpfen,  das  in  Handwerk  und  Baugewerbe 
sowie  bei  der  Herstellung  von  Bauprodukten  und  in 
Branchen  wie  Architektur,  Beratungsgewerbe  und  Inge- 
nieurwesen vorhanden  ist,  sollten  die  Mitgliedstaaten 
eine  langfristige  Strategie  für  die  Zeit  nach  2020  fest- 
legen, mit  der  Anreize  für  Investitionen  in  die  Renovie- 
rung von  Wohn-  und  Geschäftsgebäuden  mit  Blick  auf 
eine  Verbesserung  der  Gesamtenergieeffizienz  des  Gebäu- 
debestands geschaffen  werden  sollen.  Die  Strategie  sollte 
auf  kostenwirksame  größere  Renovierungen  abstellen,  die 
eine  Modernisierung  bewirken,  in  deren  Folge  sowohl  der 
Verbrauch  an  gelieferter  Energie  als  auch  der  Gesamtener- 
gieverbrauch eines  Gebäudes  im  Vergleich  zum  Ver- 
brauch vor  der  Renovierungsmaßnahme  erheblich  ab- 
nimmt und  infolgedessen  eine  sehr  hohe  Gesamtenergie- 
effizienz erreicht  wird.  Solche  umfassenden  Renovierun- 
gen könnten  auch  stufenweise  durchgeführt  werden. 


(17)  Die  Gebäuderenovierungsquote  muss  erhöht  werden,  da 
der  Gebäudebestand  der  Einzelsektor  mit  dem  größten 
Energieeinsparpotenzial  ist.  Außerdem  sind  Gebäude  ent- 
scheidend dafür,  dass  das  Ziel  der  Union,  die  Treibhaus- 
gasemissionen bis  2050  um  80-95  %  gegenüber  1990  zu 
senken,  erreicht  wird.  Gebäude  im  öffentlichen  Eigentum 
haben  einen  erheblichen  Anteil  am  Gebäudebestand  und 
eine  große  öffentliche  Wahrnehmung.  Daher  ist  es  an- 
gebracht, eine  jährliche  Renovierungsquote  für  die  im 
Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  im  Eigentum  der  Zen- 
tralregierung befindlichen  und  von  ihr  genutzten  Ge- 
bäude festzulegen,  um  deren  Energieeffizienz  zu  verbes- 
sern. Diese  Renovierungsquote  sollte  unbeschadet  der  in 
der  Richtlinie  20 10/ 31  /EU  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  19.  Mai  2010  über  die  Gesamtener- 
gieeffizienz von  Gebäuden  (2)  festgelegten  Verpflichtun- 
gen in  Bezug  auf  Niedrigstenergiegebäude  gelten.  Die 
Verpflichtung  in  dieser  Richtlinie  zur  Renovierung  von 
Gebäuden  der  Zentralregierung  ergänzt  jene  Richtlinie, 
nach  der  die  Mitgliedstaaten  sicherstellen  müssen,  dass 
bei  einer  größeren  Renovierung  bestehender  Gebäude  de- 
ren Gesamtenergieeffizienz  verbessert  wird,  damit  sie 
Mindestanforderungen  an  die  Energieeffizienz  genügen. 
Den  Mitgliedstaaten  sollte  die  Möglichkeit  eingeräumt 
werden,  alternative  kosteneffiziente  Maßnahmen  zu  er- 
greifen, um  eine  gleichwertige  Verbesserung  der  Gesamt- 
energieeffizienz der  im  Eigentum  der  Zentralregierung 
befindlichen  Gebäude  zu  erreichen.  Die  Pflicht  zur  Reno- 
vierung von  Flächen  von  Gebäuden  der  Zentralregierung 
sollte  für  Verwaltungseinheiten  gelten,  deren  Zuständig- 
keit sich  auf  das  gesamte  Hoheitsgebiet  eines  Mitglied- 
staats erstreckt.  Wenn  in  einem  Mitgliedstaat  für  einen 
bestimmten  Zuständigkeitsbereich  keine  einschlägige  Ver- 
waltungseinheit existiert,  die  das  gesamte  Hoheitsgebiet 
abdeckt,  sollte  diese  Pflicht  für  die  Verwaltungseinheiten 
gelten,  deren  Zuständigkeiten  gemeinsam  das  gesamte 
Hoheitsgebiet  abdecken. 


(2)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  13. 
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(18)  Einige  Gemeinden  und  andere  öffentliche  Einrichtungen 
in  den  Mitgliedstaaten  haben  bereits  integrierte  Konzepte 
für  Energieeinsparungen  und  für  die  Energieversorgung 
eingeführt,  etwa  durch  Aktionspläne  für  nachhaltige 
Energie  wie  jene,  die  im  Rahmen  der  Initiative  des  Bür- 
germeisterkonvents entwickelt  wurden,  und  durch  inte- 
grierte städtische  Konzepte,  die  über  einzelne  Maßnah- 
men in  Gebäuden  oder  bezüglich  bestimmter  Verkehrs- 
träger hinausgehen.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  Gemein- 
den und  sonstige  öffentliche  Einrichtungen  dazu  ermuti- 
gen, integrierte  und  nachhaltige  Energieeffizienzpläne  mit 
klaren  Zielen  zu  verabschieden,  die  Bürger  an  deren  Ent- 
wicklung und  Umsetzung  zu  beteiligen  und  sie  in  an- 
gemessener Weise  über  deren  Inhalt  und  die  Fortschritte 
bei  der  Verwirklichung  der  Ziele  zu  informieren.  Solche 
Pläne  können  erhebliche  Energieeinsparungen  bewirken, 
vor  allem  wenn  sie  durch  Energiemanagementsysteme 
realisiert  werden,  die  es  den  betroffenen  öffentlichen  Ein- 
richtungen erlauben,  ihren  Energieverbrauch  besser  zu 
steuern.  Der  Erfahrungsaustausch  zwischen  Städten  und 
Gemeinden  und  anderen  öffentlichen  Einrichtungen  sollte 
im  Hinblick  auf  innovativere  Erfahrungen  gefördert  wer- 
den. 

(19)  Was  die  Beschaffung  bestimmter  Produkte  und  Dienst- 
leistungen sowie  den  Kauf  und  die  Anmietung  von  Ge- 
bäuden betrifft,  so  sollten  Zentralregierungen,  die  Bau-, 
Liefer-  und  Dienstleistungsaufträge  vergeben,  mit  gutem 
Beispiel  vorangehen  und  energieeffiziente  Beschaffungs- 
entscheidungen treffen.  Dies  sollte  für  die  Verwaltungs- 
einheiten gelten,  deren  Zuständigkeit  sich  auf  das  ge- 
samte Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  erstreckt.  Wenn 
in  einem  Mitgliedstaat  für  einen  bestimmten  Zuständig- 
keitsbereich keine  einschlägige  Verwaltungseinheit  exis- 
tiert, die  das  gesamte  Hoheitsgebiet  abdeckt,  sollte  diese 
Pflicht  für  die  Verwaltungseinheiten  gelten,  deren  Zustän- 
digkeiten gemeinsam  das  gesamte  Hoheitsgebiet  ab- 
decken. Allerdings  sollten  die  Bestimmungen  der  Ver- 
gab erichtlinien  der  Union  nicht  beeinträchtigt  werden. 
Soweit  es  um  Produkte  geht,  die  nicht  unter  die  Ener- 
gieeffizienzanforderungen für  die  Beschaffung  gemäß  die- 
ser Richtlinie  fallen,  sollten  die  Mitgliedstaaten  die  öffent- 
lichen Einrichtungen  auffordern,  die  Energieeffizienz  bei 
der  Beschaffung  zu  berücksichtigen. 

(20)  Eine  Bewertung  der  Möglichkeit,  ein  System  „Weißer  Zer- 
tifikate" auf  Unionsebene  einzuführen,  hat  gezeigt,  dass 
ein  solches  System  in  der  derzeitigen  Situation  mit  zu 
hohen  Verwaltungskosten  verbunden  und  mit  dem  Ri- 
siko behaftet  wäre,  dass  die  Energieeinsparungen  sich 
auf  einzelne  Mitgliedstaaten  konzentrieren  und  nicht  uni- 
onsweit verbreitet  würden.  Das  Ziel  eines  solchen  Sys- 
tems auf  Unionsebene  ließe  sich,  zumindest  im  aktuellen 
Stadium,  besser  durch  nationale  Energieeffizienzverpflich- 
tungssysteme  für  Energieversorgungsunternehmen  errei- 
chen oder  durch  andere  strategische  Maßnahmen,  die 
Energieeinsparungen  in  gleicher  Höhe  bewirken.  Es  ist 
angebracht,  das  Anspruchsniveau  solcher  Systeme  in  ei- 
nem gemeinsamen  Rahmen  auf  Unionsebene  festzulegen 
und  gleichzeitig  den  Mitgliedstaaten  ein  erhebliches  Maß 
an  Flexibilität  zuzugestehen,  um  der  nationalen  Organi- 
sation der  Marktakteure,  dem  spezifischen  Kontext  des 
Energiesektors  und  den  Gewohnheiten  der  Endkunden 
vollständig  Rechnung  zu  tragen.  Der  gemeinsame  Rah- 
men sollte  Energieversorgungsunternehmen  die  Option 


bieten,  allen  Endkunden  Energiedienstleistungen  anzubie- 
ten und  nicht  nur  ihren  Energieabnehmern.  Dadurch 
wird  der  Wettbewerb  im  Energiemarkt  verstärkt,  da  die 
Energieversorgungsunternehmen  ihr  Produkt  durch  das 
Anbieten  ergänzender  Energiedienstleistungen  differenzie- 
ren können.  Der  gemeinsame  Rahmen  sollte  es  den  Mit- 
gliedstaaten ermöglichen,  Anforderungen  in  ihr  nationa- 
les System  aufzunehmen,  mit  denen  soziale  Ziele  verfolgt 
werden,  um  insbesondere  sicherzustellen,  dass  sozial 
schwache  Kunden  Zugang  zu  den  Vorteilen  einer  größe- 
ren Energieeffizienz  haben.  Die  Mitgliedstaaten  sollten 
anhand  objektiver  und  nichtdiskriminierender  Kriterien 
festlegen,  welche  Energieverteiler  oder  Energieeinzelhan- 
delsunternehmen verpflichtet  sein  sollten,  das  mit  dieser 
Richtlinie  festgelegte  Endenergieeinsparziel  zu  verwirk- 
lichen. 


Die  Mitgliedstaaten  sollten  sich  insbesondere  dafür  ent- 
scheiden können,  diese  Verpflichtung  kleinen  Energiever- 
teilern, kleinen  Energieeinzelhandelsunternehmen  und 
kleinen  Energiebranchen  nicht  aufzuerlegen,  um  einen 
unverhältnismäßigen  Verwaltungsaufwand  zu  vermeiden. 
In  der  Mitteilung  der  Kommission  vom  25.  Juni  2008 
sind  Grundsätze  festgelegt,  die  von  den  Mitgliedstaaten, 
die  von  dieser  Möglichkeit  keinen  Gebrauch  machen  wol- 
len, berücksichtigt  werden  sollten.  Zur  Unterstützung  na- 
tionaler Energieeffizienzinitiativen  sollte  es  möglich  sein, 
dass  nach  nationalen  Energieeffizienzverpflichtungssyste- 
men  verpflichtete  Parteien  ihren  Verpflichtungen  dadurch 
nachkommen  können,  dass  sie  zu  einem  Nationalen 
Energieeffizienzfonds  jährlich  einen  Beitrag  leisten,  der 
den  im  Rahmen  des  Systems  verlangten  Investitionen 
entspricht. 

(21)  In  Anbetracht  der  zwingenden  Erforderlichkeit,  die  lang- 
fristige Tragfähigkeit  der  öffentlichen  Finanzen  wiederher- 
zustellen und  die  Staatshaushalte  zu  konsolidieren,  sollte 
auf  der  Ebene  der  Mitgliedstaaten  bei  der  Durchführung 
der  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Einzelmaßnahmen 
mithilfe  angemessener  Analysen  und  Bewertungen  ge- 
bührend beachtet  werden,  dass  die  Durchführung  von 
Energieeffizienzmaßnahmen  kostenwirksam  erfolgt. 

(22)  Die  Anforderung,  Einsparungen  bei  den  jährlichen  Ener- 
gieverkäufen an  die  Endkunden  in  Bezug  auf  das  gesamte 
Energieabsatzvolumen  zu  erzielen,  stellt  keine  Deckelung 
des  Absatzes  oder  des  Energieverbrauchs  dar.  Die  Mit- 
gliedstaaten sollten  die  Möglichkeit  haben,  das  Volumen 
der  Energieverkäufe  für  Verwendungen  bei  industriellen 
Tätigkeiten,  die  in  Anhang  I  der  Richtlinie  2003/87/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  1 3.  Ok- 
tober 2003  über  ein  System  für  den  Handel  mit  Treib- 
hausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemeinschaft  (')  auf- 
geführt sind,  bei  der  Berechnung  der  Energieverkäufe  an 
die  Endkunden  ganz  oder  teilweise  auszuklammern,  da  in 
einigen  Bereichen  oder  Teilbereichen  dieser  Tätigkeiten 
die  Gefahr  einer  Verlagerung  von  C02-Emissionen  be- 
kanntermaßen besonders  groß  ist.  Es  ist  angebracht, 
dass  die  Mitgliedstaaten  Kenntnis  von  den  Kosten  der 
Systeme  haben,  damit  sie  die  Kosten  der  Maßnahmen 
genau  abschätzen  können. 


(>)  ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32. 
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(23)  Unbeschadet  der  Anforderungen  des  Artikels  7  kann  je- 
der Mitgliedstaat  zur  Begrenzung  des  Verwaltungsauf- 
wands alle  einzelnen  strategischen  Maßnahmen  zur  Um- 
setzung des  Artikels  7  in  einem  umfassenden  nationalen 
Energieeffizienzprogramm  bündeln. 

(24)  Um  das  Energieeinsparpotenzial  in  bestimmten  Marktseg- 
menten zu  nutzen,  in  denen  Energieaudits  in  der  Regel 
nicht  gewerblich  angeboten  werden  (z.  B.  kleine  und 
mittlere  Unternehmen  (KMU)),  sollten  die  Mitgliedstaaten 
Programme  aufstellen,  mit  denen  die  KMU  ermutigt  wer- 
den, sich  einem  Energieaudit  zu  unterziehen.  Energie- 
audits sollten  für  große  Unternehmen  verbindlich  sein 
und  regelmäßig  erfolgen,  da  die  Energieeinsparungen  er- 
heblich sein  können.  Energieaudits  sollten  die  einschlägi- 
gen europäischen  oder  internationalen  Normen  wie  etwa 
EN  ISO  50001  (Energiemanagementsysteme)  oder  EN 
16247-1  (Energieaudits)  oder  —  wenn  ein  Energieaudit 
einbegriffen  ist  —  EN  ISO  14000  (Umweltmanagement- 
systeme) berückichtigen  und  ferner  auch  den  Bestimmun- 
gen des  Anhangs  VI  dieser  Richtlinie  entsprechen,  da 
solche  Vorschriften  nicht  über  die  Anforderungen  dieser 
einschlägigen  Normen  hinausgehen.  Eine  spezifische  Eu- 
ropäische Norm  für  Energieaudits  wird  derzeit  ausgear- 
beitet. 


über  ein  Fernwärmenetz  oder  eine  gemeinsame  Zentral- 
heizung versorgt  werden,  ist  dann  vorteilhaft,  wenn  die 
Endkunden  die  Möglichkeit  haben,  ihren  individuellen 
Verbrauch  zu  steuern.  Daher  ist  ihre  Verwendung  nur 
sinnvoll  in  Gebäuden,  in  denen  die  Heizkörper  mit  Ther- 
mostatventilen ausgerüstet  sind. 


(29)  In  einigen  Gebäuden  mit  mehreren  Wohnungen,  die  über 
ein  Fernwärmenetz  oder  eine  gemeinsame  Zentralheizung 
versorgt  werden,  wäre  die  Verwendung  präziser  individu- 
eller Verbrauchsmessgeräte  für  Wärme  technisch  kompli- 
ziert und  kostspielig,  weil  das  für  Heizungs zwecke  ver- 
wendete Warmwasser  an  mehreren  Stellen  in  die  Woh- 
nungen hinein-  bzw.  herausgeführt  wird.  Es  ist  jedoch 
davon  auszugehen,  dass  die  individuelle  Messung  des 
Wärmeverbrauchs  in  Gebäuden  mit  mehreren  Wohnun- 
gen dann  technisch  machbar  ist,  wenn  der  Einbau  indi- 
vidueller Messgeräte  ohne  Austausch  der  bestehenden 
Warmwasserleitungen  des  Gebäudes  erfolgen  kann.  In 
diesen  Gebäuden  kann  dann  der  individuelle  Wärmever- 
brauch mittels  individueller,  an  jedem  Heizkörper  an- 
gebrachter Heizkostenverteiler  gemessen  werden. 


(25)  Werden  Energieaudits  von  hausinternen  Experten  durch- 
geführt, so  sollten  diese  Experten  im  Hinblick  auf  die 
erforderliche  Unabhängigkeit  nicht  unmittelbar  an  der 
Tätigkeit  beteiligt  sein,  die  einem  Audit  unterzogen  wird. 

(26)  Bei  der  Konzipierung  von  Maßnahmen  zur  Verbesserung 
der  Energieeffizienz  sollten  Effizienzsteigerungen  und 
Einsparungen  infolge  des  breiten  Einsatzes  kostenwirk- 
samer technologischer  Innovationen  wie  z.  B.  intelligen- 
ter Zähler  berücksichtigt  werden.  Dort,  wo  intelligente 
Zähler  installiert  wurden,  sollten  sie  von  den  Unterneh- 
men nicht  für  ungerechtfertigte  Nachforderungen  genutzt 
werden. 

(27)  Was  den  Strombereich  anbelangt,  so  sollten  im  Einklang 
mit  der  Richtlinie  2009/7  2/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009  über  gemein- 
same Vorschriften  für  den  Elektrizitätsbinnenmarkt  (') 
mindestens  80  %  der  Verbraucher  bis  2020  mit  intelli- 
genten Verbrauchserfassungssystemen  ausgestattet  wer- 
den, falls  die  Einführung  intelligenter  Zähler  positiv  be- 
wertet wird.  Was  den  Gasbereich  betrifft,  so  sollten  im 
Einklang  mit  der  Richtlinie  2009/73/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009 
über  gemeinsame  Vorschriften  für  den  Erdgasbinnen- 
markt (2)  die  Mitgliedstaaten  oder  die  von  ihnen  benann- 
ten zuständigen  Behörden  einen  Zeitplan  für  die  Einfüh- 
rung intelligenter  Verbrauchserfassungssysteme  erstellen, 
falls  die  Einführung  dieser  Systeme  positiv  bewertet  wird. 

(28)  Die  Verwendung  individueller  Messgeräte  oder  Heizkos- 
tenverteiler zur  Messung  des  individuellen  Wärmever- 
brauchs in  Gebäuden  mit  mehreren  Wohnungen,  die 


(!)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  55. 
(2)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  94. 


(30)  Nach  der  Richtlinie  2006/32/EG  müssen  die  Mitgliedstaa- 
ten sicherstellen,  dass  die  Endkunden  individuelle  Zähler 
zu  wettbewerbsorientierten  Preisen  erhalten,  die  den  tat- 
sächlichen Energieverbrauch  des  Endkunden  und  die  tat- 
sächliche Nutzungszeit  widerspiegeln.  In  den  meisten  Fäl- 
len gilt  für  diese  Anforderung  der  Vorbehalt,  dass  dies 
technisch  machbar,  finanziell  vertretbar  und  im  Vergleich 
zu  den  potenziellen  Energieeinsparungen  angemessen 
sein  muss.  Soweit  neue  Gebäude  mit  neuen  Anschlüssen 
ausgestattet  oder  soweit  Gebäude  größeren  Renovierun- 
gen im  Sinne  der  Richtlinie  20 10/ 31 /EU  unterzogen  wer- 
den, sollten  jedoch  stets  solche  individuellen  Zähler  be- 
reitgestellt werden.  Ferner  ist  in  der  Richtlinie 
2006/32/EG  bestimmt,  dass  die  klare  Abrechnung  auf 
der  Grundlage  des  tatsächlichen  Verbrauchs  so  häufig 
erfolgen  sollte,  dass  die  Kunden  in  der  Lage  sind,  ihren 
eigenen  Energieverbrauch  zu  steuern. 


(31)  Die  Richtlinien  2009/72/EG  und  2009/73/EG  verpflich- 
ten die  Mitgliedstaaten,  zu  gewährleisten,  dass  intelligente 
Messsysteme  eingeführt  werden,  durch  die  die  aktive  Be- 
teiligung der  Verbraucher  am  Strom-  und  Erdgasversor- 
gungsmarkt unterstützt  wird.  Was  den  Strombereich  be- 
trifft, sind  mindestens  80  %  der  Verbraucher  bis  2020 
mit  intelligenten  Verbrauchserfassungssystemen  aus- 
zustatten, wenn  die  Einführung  intelligenter  Zähler  als 
kostenwirksam  angesehen  wird.  Was  den  Gasbereich  be- 
trifft, wird  keine  Frist  festgesetzt,  aber  es  wird  die  Auf- 
stellung eines  Zeitplans  vorgeschrieben.  Femer  ist  in  die- 
sen Richtlinien  bestimmt,  dass  die  Endkunden  häufig  ge- 
nug über  ihren  tatsächlichen  Strom-  bzw.  Gasverbrauch 
und  ihre  Strom-  bzw.  Gaskosten  ordnungsgemäß  infor- 
miert werden  müssen,  damit  sie  ihren  eigenen  Strom- 
bzw. Gasverbrauch  regulieren  können. 
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(32)  Die  Verbrauchserfassungs-  und  Abrechnungsvorschriften 
der  Richtlinien  2006/32/EG,  2009/72/EG  und 
2009/7 3/EG  haben  sich  nur  begrenzt  auf  die  Energieein- 
sparungen ausgewirkt.  In  großen  Teilen  der  Union  hatten 
diese  Bestimmungen  nicht  zur  Folge,  dass  die  Verbrau- 
cher so  häufig  neueste  Informationen  über  ihren  Energie- 
verbrauch oder  auf  dem  tatsächlichen  Verbrauch  beru- 
hende Abrechnungen  erhalten,  wie  Untersuchungen  zu- 
folge erforderlich  wäre,  damit  sie  ihren  Energieverbrauch 
regulieren  können.  In  Bezug  auf  Raumheizung  und 
Warmwasserversorgung  in  Gebäuden  mit  mehreren 
Wohnungen  gab  die  mangelnde  Klarheit  der  betreffenden 
Bestimmungen  darüber  hinaus  Anlass  zu  zahlreichen  Be- 
schwerden von  Bürgern. 


toren  Informationen  über  nationale  Ausbaupläne  erhalten 
und  ein  Beitrag  zu  einem  stabilen  und  günstigen  Inves- 
titionsumfeld geleistet  wird.  Neue  Stromerzeugungsanla- 
gen und  vorhandene  Anlagen,  die  in  erheblichem  Um- 
fang modernisiert  werden  oder  deren  Genehmigung  ak- 
tualisiert wird,  sollten  mit  hocheffizienten  KWK-Anlagen 
zur  Rückgewinnung  von  Abwärme  aus  der  Stromerzeu- 
gung ausgerüstet  werden,  sofern  eine  Kosten-Nutzen- 
Analyse  positiv  ausfällt.  Diese  Abwärme  könnte  dann 
durch  Fernwärmenetze  dorthin  transportiert  werden,  wo 
sie  gebraucht  wird.  Bei  den  Ereignissen,  die  die  Pflicht  zur 
Anwendung  von  Zulassungskriterien  begründen,  wird  es 
sich  im  Allgemeinen  um  die  Ereignisse  handeln,  die  auch 
die  Genehmigungspflicht  nach  der  Richtlinie  2010/75/EU 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  24.  No- 
vember 2010  über  Industrieemissionen  (l)  und  nach  der 
Richtlinie  2009/72/EG  begründen. 


(3  3)  Um  die  Rechte  der  Endkunden  in  Bezug  auf  den  Zugang 
zu  Erfassungs-  und  Abrechnungsinformationen  über  ih- 
ren individuellen  Energieverbrauch  zu  stärken,  ist  es  in 
Anbetracht  der  Chancen,  die  mit  dem  Prozess  der  Ein- 
führung intelligenter  Verbrauchserfassungssysteme  und 
intelligenter  Zähler  in  den  Mitgliedstaaten  verbunden 
sind,  wichtig,  dass  die  Anforderungen  des  Unionsrechts 
in  diesem  Bereich  klarer  formuliert  sind.  Dies  dürfte  zur 
Reduzierung  der  Kosten  beitragen,  die  mit  der  Einfüh- 
rung intelligenter,  mit  Funktionen  für  größere  Einsparun- 
gen ausgestatteter  Verbrauchserfassungssysteme  verbun- 
den sind.  Die  Einführung  intelligenter  Verbrauchserfas- 
sungssysteme ermöglicht  häufige  Abrechnungen  auf  der 
Grundlage  des  tatsächlichen  Verbrauchs.  Es  ist  jedoch 
auch  erforderlich,  die  Vorschriften  für  den  Zugang  zu 
Informationen  und  für  eine  gerechte  und  genaue  Abrech- 
nung auf  der  Grundlage  des  tatsächlichen  Verbrauchs  in 
den  Fällen  zu  präzisieren,  in  denen  intelligente  Zähler 
nicht  bis  2020  verfügbar  sind;  dies  gilt  auch  für  Erfas- 
sung und  Abrechnung  des  individuellen  Wärme-,  Kälte- 
und  Warmwasserverbrauchs  in  Gebäuden  mit  mehreren 
Wohnungen,  die  über  ein  Fernwärme-  bzw.  Fernkältenetz 
oder  über  ein  in  diesen  Gebäuden  vorhandenes  eigenes 
gemeinsames  Heizungs-  bzw.  Kühlsystem  versorgt  wer- 
den. 


(34)  Bei  der  Konzipierung  von  Maßnahmen  zur  Verbesserung 
der  Energieeffizienz  sollten  die  Mitgliedstaaten  der  Erfor- 
derlichkeit Rechnung  tragen,  das  ordnungsgemäße  Funk- 
tionieren des  Binnenmarkts  und  die  kohärente  Umset- 
zung des  Besitzstands  in  Einklang  mit  dem  Vertrag 
über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  sicher- 
zustellen. 


(3  5)  Hocheffiziente  Kraft- Wärme-Kopplung  und  Fernwärme- 
sowie  Fernkälteversorgung  bergen  ein  erhebliches  Poten- 
zial für  die  Einsparung  von  Primärenergie,  das  in  der 
Union  weitgehend  ungenutzt  ist.  Die  Mitgliedstaaten  soll- 
ten eine  umfassende  Bewertung  des  Potenzials  für  hoch- 
effiziente  KWK  und  Fernwärme-  sowie  Fernkälteversor- 
gung vornehmen.  Diese  Bewertungen  sollten  auf  Er- 
suchen der  Kommission  aktualisiert  werden,  damit  Inves- 


(36)  Es  kann  angebracht  sein,  Kernkraftwerke  oder  Strom- 
erzeugungskraftwerke, bei  denen  eine  nach  der  Richtlinie 
2009/3 1/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  23.  April  2009  über  die  geologische  Speicherung 
von  Kohlendioxid  (2)  zulässige  geologische  Speicherung 
vorgenommen  werden  soll,  dort  anzusiedeln,  wo  die 
Rückgewinnung  von  Abwärme  durch  hocheffiziente 
KWK  oder  Einspeisung  in  ein  Fernwärme-  oder  Fernkäl- 
tenetz nicht  kostenwirksam  ist.  Daher  sollten  die  Mit- 
gliedstaaten die  Möglichkeit  haben,  diese  Anlagen  von 
der  Verpflichtung  zu  befreien,  dass  vor  dem  Einbau  einer 
Ausrüstung,  die  die  Abwärmerückgewinnung  mittels  ei- 
nes hocheffizienten  KWK-Blocks  ermöglicht,  eine  Kosten- 
Nutzen-Analyse  durchgeführt  werden  muss.  Es  sollte 
auch  möglich  sein,  Spitzenlast-  und  Reserve-Stromerzeu- 
gungskraftwerke, die  im  gleitenden  Durchschnitt  über 
einen  Zeitraum  von  fünf  Jahren  weniger  als  1  500  Be- 
triebsstunden jährlich  in  Betrieb  sein  sollen,  von  der  Ver- 
pflichtung, auch  Wärme  liefern  zu  müssen,  freizustellen. 


(37)  Es  ist  angebracht,  dass  die  Mitgliedstaaten  die  Einführung 
von  Maßnahmen  und  Verfahren  zur  Förderung  von 
KWK-Anlagen  mit  einer  thermischen  Gesamtnennleis- 
tung von  weniger  als  20  MW  begünstigen,  um  die  dezen- 
trale Energieerzeugung  zu  fördern. 


(38)  Die  hocheffiziente  KWK  sollte  anhand  der  Energieeinspa- 
rungen definiert  werden,  die  durch  die  kombinierte  an- 
statt der  getrennten  Erzeugung  von  Wärme  und  Strom 
erzielt  werden.  Die  in  den  Rechtsvorschriften  der  Union 
zugrunde  gelegten  Definitionen  der  Begriffe  „KWK"  und 
„hocheffiziente  KWK"  sollten  die  Verwendung  anderer 
Definitionen  in  nationalen  Rechtsvorschriften  zu  anderen 
Zwecken  als  denen  der  infrage  stehenden  Rechtsvor- 
schriften der  Union  unberührt  lassen.  Um  möglichst 
große  Energieeinsparungen  zu  erzielen  und  um  zu  ver- 
meiden, dass  Energieeinsparmöglichkeiten  nicht  genutzt 
werden,  sollte  den  Betriebsbedingungen  von  KWK-Blö- 
cken  die  größte  Aufmerksamkeit  gelten. 


0)  ABl.  L  334  vom  17.12.2010,  S.  17. 
(2)  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  114. 
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(39)  Um  mehr  Transparenz  für  den  Endkunden  herzustellen, 
damit  dieser  zwischen  KWK-Strom  und  durch  andere 
Verfahren  erzeugtem  Strom  wählen  kann,  sollte  die  Her- 
kunft von  Strom  aus  hocheffizienter  KWK  auf  der  Basis 
harmonisierter  Wirkungsgrad-Referenzwerte  gewährleistet 
werden.  Herkunftsnachweissysteme  begründen  nicht  an 
sich  ein  Recht  auf  Inanspruchnahme  nationaler  Förder- 
regelungen. Es  ist  wichtig,  dass  alle  Arten  von  Strom  aus 
hocheffizienter  KWK  von  Herkunftsnachweisen  erfasst 
werden  können.  Herkunftsnachweise  sollten  von  handel- 
baren Zertifikaten  unterschieden  werden. 


Zugang  zu  den  Erdgasfernleitungsnetzen  (2)  entwickelt 
wurden.  Erzeuger  von  Strom  aus  hocheffizienter  KWK 
sollten  eine  Ausschreibung  für  die  Anschlussarbeiten 
durchführen  dürfen.  Der  Netzzugang  für  Strom  aus 
hocheffizienter  KWK,  insbesondere  für  KWK-Klein-  und 
Kleinstanlagen,  sollte  erleichtert  werden.  Die  Mitgliedstaa- 
ten können  nach  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie 
2009/72/EG  und  nach  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie 
2009/73/EG  den  Elektrizitäts-  bzw.  Gasunternehmen  ge- 
meinwirtschaftliche Verpflichtungen  auch  in  Bezug  auf 
die  Energieeffizienz  auferlegen. 


(40)  Die  spezifische  Struktur  der  KWK-,  Fernwärme-  und 
Fernkältebranche,  der  zahlreiche  kleine  und  mittelgroße 
Erzeuger  angehören,  sollte  insbesondere  bei  der  Uberprü- 
fung der  Verwaltungsverfahren  zur  Erteilung  der  Geneh- 
migung zum  Bau  von  KWK-Anlagen  oder  dazugehörigen 
Netzen  nach  dem  Grundsatz  „Vorfahrt  für  KMU"  berück- 
sichtigt werden. 


(41)  Die  meisten  Unternehmen  in  der  Union  sind  KMU.  Für 
die  Union  stellen  sie  ein  enormes  Energieeinsparpotenzial 
dar.  Um  ihnen  bei  der  Einführung  von  Energieeffizienz- 
maßnahmen zu  helfen,  sollten  die  Mitgliedstaaten  einen 
günstigen  Rahmen  schaffen,  der  darauf  abzielt,  den  KMU 
technische  Hilfe  und  gezielte  Informationen  bereitzustel- 
len. 


(42)  In  der  Richtlinie  2010/75/EU  gehört  Energieeffizienz  zu 
den  Kriterien  für  die  Ermittlung  der  besten  verfügbaren 
Techniken,  die  als  Referenz  für  die  Festlegung  der  Geneh- 
migungsauflagen für  Anlagen  gelten,  die  unter  die  Richt- 
linie fallen,  einschließlich  Verbrennungsanlagen  mit  einer 
Feuerungswärmeleistung  von  insgesamt  50  MW  oder 
mehr.  Allerdings  sieht  diese  Richtlinie  für  die  Mitglied- 
staaten die  Option  vor,  für  die  in  Anhang  I  der  Richtlinie 
2003/87/EG  aufgeführten  Tätigkeiten  keine  Energieeffi- 
zienzanforderungen in  Bezug  auf  Verbrennungseinheiten 
oder  andere  Kohlendioxid  ausstoßende  Einheiten  am 
Standort  festzulegen.  Die  Mitgliedstaaten  könnten  in 
ihre  Berichterstattung  nach  der  Richtlinie  2010/75/EU 
Informationen  über  Energieeffizienzniveaus  aufnehmen. 


(43)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  anhand  von  objektiven,  trans- 
parenten und  nichtdiskriminierenden  Kriterien  Regeln  für 
die  Übernahme  und  Teilung  der  Kosten  für  Netz- 
anschlüsse und  Netzverstärkungen  sowie  für  technische 
Anpassungen,  die  zur  Einbindung  neuer  Erzeuger  von 
Strom  aus  hocheffizienter  KWK  erforderlich  sind,  unter 
Berücksichtigung  der  Leitlinien  und  Kodizes  festlegen,  die 
gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009  über 
die  Netzzugangsbedingungen  für  den  grenzüberschreiten- 
den Stromhandel  (')  sowie  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  715/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes vom  13.  Juli  2009  über  die  Bedingungen  für  den 


0  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  15. 


(44)  Die  Laststeuerung  ist  ein  wichtiges  Instrument  zur  Ver- 
besserung der  Energieeffizienz,  da  sie  den  Verbrauchern 
oder  von  ihnen  benannten  Dritten  erheblich  mehr  Mög- 
lichkeiten einräumt,  aufgrund  von  Verbrauchs-  und  Ab- 
rechnungsinformationen tätig  zu  werden;  sie  liefert  somit 
einen  Mechanismus,  um  den  Verbrauch  zu  verringern 
oder  zu  verlagern,  was  zu  Energieeinsparungen  sowohl 
beim  Endverbrauch  als  auch  —  durch  bessere  Nutzung 
der  Netze  und  Erzeugungskapazitäten  —  bei  der  Energie- 
erzeugung, -Übertragung  bzw.  -fernleitung  und  -Vertei- 
lung führt. 


(45)  Die  Laststeuerung  kann  auf  der  Reaktion  der  Endkunden 
auf  Preissignale  oder  auf  Gebäudeautomatisierung  beru- 
hen. Die  Bedingungen  für  die  Laststeuerung  und  der  Zu- 
gang hierzu  sollten  verbessert  werden,  auch  für  kleine 
Endverbraucher.  Um  der  fortlaufenden  Realisierung  intel- 
ligenter Netze  Rechnung  zu  tragen,  sollten  daher  die  Mit- 
gliedstaaten dafür  Sorge  tragen,  dass  die  nationalen  Ener- 
gieregulierungsbehörden in  der  Lage  sind  sicherzustellen, 
dass  die  Netztarife  und  Netzregelungen  Anreize  für  Ver- 
besserungen bei  der  Energieeffizienz  bieten  und  eine  dy- 
namische Tarifierung  im  Hinblick  auf  Laststeuerungsmaß- 
nahmen seitens  der  Endkunden  unterstützen.  Es  sollte 
weiterhin  auf  Marktintegration  und  gleiche  Markteintritt- 
schancen für  nachfrageseitige  Ressourcen  (Versorgungs- 
und Verbraucherlasten)  parallel  zur  Erzeugung  hingewirkt 
werden.  Darüber  hinaus  sollten  die  Mitgliedstaaten  sicher- 
stellen, dass  die  nationalen  Energieregulierungsbehörden 
einen  integrierten  Ansatz  verfolgen,  der  potenzielle  Ein- 
sparungen in  den  Bereichen  Energieversorgung  und  End- 
verbrauch umfasst. 


(46)  Es  sollte  eine  ausreichende  Zahl  zuverlässiger  Fachleute 
mit  Kompetenz  im  Bereich  der  Energieeffizienz  verfügbar 
sein,  um  für  die  wirksame  und  fristgerechte  Durchfüh- 
rung dieser  Richtlinie  zu  sorgen,  z.  B.  hinsichtlich  der 
Einhaltung  der  Anforderungen  an  Energieaudits  und  der 
Umsetzung  der  Energieeffizienzverpflichtungssysteme. 
Die  Mitgliedstaaten  sollten  daher  Zertifizierungssysteme 
für  die  Anbieter  von  Energiedienstleistungen,  Energie- 
audits und  anderen  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der 
Energieeffizienz  einführen. 


(2)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  36. 
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(47)  Der  Markt  für  Energiedienstleistungen  muss  weiter  aus- 
gebaut werden,  um  sicherzustellen,  dass  sowohl  das  An- 
gebot an  als  auch  die  Nachfrage  nach  Energiedienstleis- 
tungen vorhanden  ist.  Hierzu  kann  Transparenz  beitra- 
gen, etwa  durch  Listen  mit  Anbietern  von  Energiedienst- 
leistungen. Musterverträge,  der  Austausch  bewährter  Ver- 
fahren sowie  Leitlinien,  insbesondere  für  Energieleistungs- 
verträge, können  ebenfalls  zur  Förderung  der  Nachfrage 
beitragen.  Wie  bei  anderen  Formen  der  Drittfinanzierung 
vermeidet  der  Begünstigte  der  Energiedienstleistung  bei 
einem  Energieleistungsvertrag  Investitionskosten  dadurch, 
dass  er  einen  Teil  des  finanziellen  Werts  der  Energieein- 
sparungen dafür  nutzt,  die  von  einem  Dritten  ganz  oder 
zum  Teil  getätigte  Investition  zurückzuzahlen. 

(48)  Rechtliche  und  sonstige  Hemmnisse  für  die  Nutzung  von 
Energieleistungsverträgen  und  anderen  Drittfinanzierun- 
gen für  das  Erzielen  von  Energieeinsparungen  müssen 
ermittelt  und  beseitigt  werden.  Dazu  gehören  Rechnungs- 
legungsvorschriften und  -praktiken,  die  verhindern,  dass 
Kapitalinvestitionen  und  jährliche  finanzielle  Einsparun- 
gen infolge  von  Energieeffizienzverbesserungsmaßnah- 
men  adäquat  über  die  gesamte  Laufzeit  der  Investition 
ausgewiesen  werden.  Hemmnisse  für  die  Renovierung 
des  Gebäudebestands,  die  in  der  Aufteilung  der  Anreize 
zwischen  den  verschiedenen  betroffenen  Akteuren  be- 
gründet sind,  sollten  ebenfalls  auf  nationaler  Ebene  be- 
seitigt werden. 

(49)  Die  Mitgliedstaaten  und  Regionen  sollten  dazu  ermutigt 
werden,  die  Strukturfonds  und  den  Kohäsionsfonds  voll 
auszuschöpfen,  um  Investitionen  in  Maßnahmen  zur  Stei- 
gerung der  Energieeffizienz  auszulösen.  Investitionen  in 
Energieeffizienz  können  zu  Wirtschaftswachstum,  Be- 
schäftigung, Innovation  und  Verringerung  der  Brennstoff- 
armut in  Haushalten  und  somit  positiv  zum  wirtschaftli- 
chen, sozialen  und  territorialen  Zusammenhalt  beitragen. 
Potenzielle  Finanzierungsbereiche  sind  u.  a.  Energieeffi- 
zienzmaßnahmen in  öffentlichen  Gebäuden  und  Woh- 
nungen und  Qualifizierungsmaßnahmen  zur  Förderung 
der  Beschäftigung  im  Energieeffizienzsektor. 

(50)  Die  Mitgliedstaaten  sollten  auf  die  Nutzung  von  Finan- 
zierungsfazilitäten  hinwirken,  um  die  Erreichung  der 
Ziele  dieser  Richtlinie  zu  fördern.  Solche  Finanzierungs- 
fazilitäten  könnten  Folgendes  umfassen:  finanzielle  Bei- 
träge und  Sanktionen  aufgrund  der  Nichterfüllung  be- 
stimmter Bestimmungen  dieser  Richtlinie;  Mittel,  die 
nach  Artikel  10  Absatz  3  der  Richtlinie  2003/87/EG 
dem  Bereich  Energieeffizienz  zugewiesen  wurden;  Mittel 
—  vor  allem  aus  dem  Kohäsionsfonds,  dem  Struktur- 
fonds und  dem  Fonds  für  die  Entwicklung  des  ländlichen 
Raums  — ,  die  im  mehrjährigen  Finanzrahmen  dem  Be- 
reich Energieeffizienz  zugewiesen  wurden,  sowie  zweck- 
gebundene europäische  Finanzierungsinstrumente  wie  der 
Europäische  Energieeffizienzfonds. 

(51)  Grundlage  für  solche  Fazilitäten  könnten  gegebenenfalls 
sein:  Mittel  aus  Projektanleihen  der  Union,  die  dem  Be- 
reich Energieeffizienz  zugewiesen  wurden;  dem  Bereich 
Energieeffizienz  zugewiesene  Mittel  der  Europäischen  In- 
vestitionsbank und  anderer  europäischer  Finanzinstitute, 
vor  allem  der  Europäischen  Bank  für  Wiederaufbau  und 


Entwicklung  und  der  Entwicklungsbank  des  Europarats; 
Mittel  von  Finanzinstituten;  nationale  Mittel,  auch  solche, 
die  durch  die  Schaffung  gesetzlicher  und  steuerlicher 
Rahmenbedingungen  zur  Förderung  der  Durchführung 
von  Energieeffizienzinitiativen  und  -programmen  gene- 
riert werden;  Einnahmen  aus  jährlichen  Emissionszuwei- 
sungen gemäß  der  Entscheidung  Nr.  406/2009/EG. 


(52)  Die  Finanzierungsfazilitäten  könnten  insbesondere  diese 
Mittel  und  Beiträge  so  einsetzen,  dass  durch  Privatkapital 
finanzierte  Investitionen  ermöglicht  und  gefördert  wer- 
den und  vor  allem  institutionelle  Anleger  angezogen  wer- 
den, wobei  anhand  entsprechender  Kriterien  sichergestellt 
wird,  dass  im  Zusammenhang  mit  der  Mittelbereitstellung 
sowohl  die  umweit-  als  auch  die  sozialpolitischen  Ziele 
erreicht  werden;  innovative  Finanzierungsmechanismen 
(wie  Kreditgarantien  für  Privatkapital,  Kreditgarantien 
zur  Stützung  von  Energieleistungsverträgen,  Zuschüsse, 
subventionierte  Kredite  und  zweckgebundene  Kreditlini- 
en, Drittfinanzierungen)  nutzen,  mit  denen  das  Risiko  bei 
Energieeffizienzvorhaben  verringert  und  ermöglicht  wird, 
dass  selbst  bei  Haushalten  mit  niedrigem  und  mittlerem 
Einkommen  kostenwirksame  Renovierungen  durch- 
geführt werden  können;  an  Programme  oder  Agenturen 
gekoppelt  sein,  bei  denen  Energieeinsparungsvorhaben 
zusammengeführt  und  qualitativ  bewertet  werden,  tech- 
nische Hilfe  geleistet  wird,  der  Markt  für  Energiedienst- 
leistungen unterstützt  und  dazu  beigetragen  wird,  die 
Nachfrage  der  Verbraucher  nach  Energiedienstleistungen 
zu  fördern. 


(53)  Die  Finanzierungsfazilitäten  könnten  ferner  entspre- 
chende Ressourcen  zur  Unterstützung  von  Schulungs- 
und Zertifizierungsprogrammen  zur  Verfügung  stellen, 
in  deren  Rahmen  Kompetenzen  im  Bereich  Energieeffi- 
zienz verbessert  und  anerkannt  werden;  Ressourcen  für 
die  Erforschung,  Demonstration  und  Beschleunigung  der 
Verbreitung  von  Technologien  für  Klein-  und  Kleinstanla- 
gen zur  Energieerzeugung  und  die  Optimierung  der  Ein- 
bindung dieser  Erzeugung  in  die  Netze  bereitstellen;  an 
Programme  gekoppelt  sein,  in  deren  Rahmen  Maßnah- 
men zur  Förderung  der  Energieeffizienz  in  allen  Haushal- 
ten getroffen  werden,  um  Energiearmut  zu  bekämpfen 
und  Eigentümer,  die  Wohnraum  vermieten,  dazu  zu  be- 
wegen, ihr  Eigentum  so  energieeffizient  wie  möglich  zu 
gestalten;  entsprechende  Ressourcen  zur  Unterstützung 
des  gesellschaftlichen  Dialogs  bereitstellen  und  Standard- 
vorgaben vorsehen,  die  auf  die  Verbesserung  der  Ener- 
gieeffizienz und  die  Gewährleistung  guter  Arbeitsbedin- 
gungen sowie  des  Gesundheitsschutzes  und  der  Sicherheit 
am  Arbeitsplatz  ausgerichtet  sind. 


(54)  Die  verfügbaren  Finanzinstrumente  der  Union  und  inno- 
vative Finanzierungsmechanismen  sollten  genutzt  wer- 
den, um  das  Ziel  der  Verbesserung  der  Energieeffizienz 
von  Gebäuden  öffentlicher  Einrichtungen  in  der  Praxis  zu 
verwirklichen.  Diesbezüglich  können  die  Mitgliedstaaten 
auf  der  Grundlage  der  Freiwilligkeit  und  unter  Einhaltung 
ihrer  nationalen  Haushaltsvorschriften  ihre  Einnahmen 
aus  den  jährlichen  Emissionszuweisungen  nach  der  Ent- 
scheidung Nr.  406/2009/EG  für  den  Aufbau  derartiger 
Mechanismen  verwenden. 
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(55)  Bei  der  Verwirklichung  des  20%-Energieeffizienzziels 
wird  die  Kommission  die  Auswirkungen  neuer  Maßnah- 
men auf  die  Richtlinie  2003/87/EG  über  ein  System  für 
den  Handel  mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der 
Union  beobachten  müssen,  um  die  Anreize  des  Emis- 
sionshandelssystems beizubehalten,  die  Investitionen  in 
kohlenstoffarme  Technologien  zu  belohnen  und  dem 
Emissionshandelssystem  unterliegende  Wirtschaftszweige 
auf  die  künftig  benötigten  Investitionen  vorzubereiten. 
Sie  wird  die  Auswirkungen  auf  die  Branchen  überwachen 
müssen,  in  denen  laut  dem  Beschluss  2010/2/EU  der 
Kommission  vom  24.  Dezember  2009  zur  Festlegung 
eines  Verzeichnisses  der  Sektoren  und  Teilsektoren,  von 
denen  angenommen  wird,  dass  sie  einem  erheblichen 
Risiko  einer  Verlagerung  von  C02-Emissionen  ausgesetzt 
sind,  gemäß  der  Richtlinie  2003/87/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  (')  die  Gefahr  einer  Verlagerung 
von  C02-Emissionen  besonders  groß  ist,  um  sicherzustel- 
len, dass  diese  Richtlinie  die  Entwicklung  dieser  Branchen 
fördert  und  nicht  behindert. 

(56)  Nach  der  Richtlinie  2006/32/EG  müssen  die  Mitgliedstaa- 
ten einen  nationalen  Energieeinsparrichtwert  von  ins- 
gesamt 9%  bis  2016  beschließen  und  verfolgen,  wofür 
Energiedienstleistungen  und  andere  Maßnahmen  zur  Ver- 
besserung der  Energieeffizienz  eingesetzt  werden  sollen. 
In  der  Richtlinie  heißt  es,  dass  auf  den  zweiten  Energie- 
effizienzplan der  Mitgliedstaaten,  soweit  angemessen  und 
erforderlich,  Vorschläge  der  Kommission  für  zusätzliche 
Maßnahmen,  einschließlich  einer  etwaigen  Verlängerung 
der  Dauer  der  Anwendung  der  Ziele,  folgen.  Falls  ein 
Bericht  zu  dem  Ergebnis  kommt,  dass  unzureichende 
Fortschritte  im  Hinblick  auf  das  Erreichen  der  in  jener 
Richtlinie  festgelegten  nationalen  indikativen  Ziele  ge- 
macht worden  sind,  gehen  diese  Vorschläge  auf  diese 
Ziele  unter  quantitativem  und  qualitativem  Aspekt  ein. 
Die  Folgenabschätzung,  die  dieser  Richtlinie  beigefügt 
ist,  kommt  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  Mitgliedstaaten 
hinsichtlich  des  9%-Ziels,  das  deutlich  weniger  ehrgeizig 
ist  als  das  später  verabschiedete  Energieeinsparziel  von 
20  %  bis  2020,  auf  Kurs  sind,  weshalb  keine  Erforderlich- 
keit besteht,  auf  die  Höhe  der  Ziele  einzugehen. 

(57)  Das  Programm  „Intelligente  Energie  —  Europa",  das 
durch  den  Beschluss  Nr.  1639/2006/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  24.  Oktober 
2006  zur  Einrichtung  eines  Rahmenprogramms  für 
Wettbewerbsfähigkeit  und  Innovation  (2007-2013)  (2) 
eingerichtet  wurde,  hat  maßgeblich  zur  Schaffung  eines 
die  ordnungsgemäße  Durchführung  der  Strategien  der 
Union  für  nachhaltige  Energie  begünstigenden  Umfelds 
beigetragen,  indem  es  Markthindernisse  beseitigt  hat, 
wie  mangelndes  Bewusstsein  oder  unzureichende  Fähig- 
keiten der  Marktakteure  und  Institutionen,  nationale  tech- 
nische oder  administrative  Hürden,  die  dem  reibungs- 
losen Funktionieren  des  Energiebinnenmarkts  entgegen- 
stehen, oder  aber  Arbeitsmärkte,  die  in  Bezug  auf  die- 
Anforderungen  einer  kohlenstoffarmen  Wirtschaft  nur 
unzureichend  entwickelt  sind.  Viele  dieser  Hindernisse 
sind  nach  wie  vor  von  Belang. 

(58)  Um  das  erhebliche  Energieeinsparpotenzial  energiever- 
brauchsrelevanter Produkte  nutzbar  zu  machen,  sollte 
die  Umsetzung  der  Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäi- 


0)  ABl.  L  1  vom  5.1.2010,  S.  10. 
(2)  ABl.  L  310  vom  9.11.2006,  S.  15. 


sehen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  Oktober  2009 
zur  Schaffung  eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  An- 
forderungen an  die  umweltgerechte  Gestaltung  energie- 
verbrauchsrelevanter Produkte  (3)  und  der  Richtlinie 
2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  19.  Mai  2010  über  die  Angabe  des  Verbrauchs  an 
Energie  und  anderen  Ressourcen  durch  energiever- 
brauchsrelevante Produkte  mittels  einheitlicher  Etiketten 
und  Produktinformationen  (4)  beschleunigt  und  erweitert 
werden.  Dabei  sollte  Produkten,  die  laut  dem  Ökodesign- 
Arbeitsplan  das  höchste  Energieeinsparpotenzial  bieten, 
und  gegebenenfalls  der  Überarbeitung  bestehender  Maß- 
nahmen Vorrang  eingeräumt  werden. 

(59)  Um  die  Bedingungen  zu  klären,  nach  denen  die  Mitglied- 
staaten unter  Beachtung  der  Richtlinie  2009/125/EG  so- 
wie ihrer  Durchführungsmaßnahmen  Gesamtenergie- 
anforderungen gemäß  Richtlinie  20 10/ 31 /EU  festlegen 
können,  sollte  Richtlinie  2009/125/EG  entsprechend  ge- 
ändert werden. 

(60)  Da  das  Ziel  dieser  Richtlinie,  nämlich  die  Verwirklichung 
des  Energieeffizienzziels  der  Union  von  20  %  bis  2020 
und  die  Vorbereitung  weiterer  Verbesserungen  bei  der 
Energieeffizienz  nach  2020,  ohne  zusätzliche  Energieeffi- 
zienzmaßnahmen von  den  Mitgliedstaaten  nicht  in  aus- 
reichendem Maße  erreicht  werden  kann  und  besser  auf 
Ebene  der  Union  zu  erreichen  ist,  kann  die  Union  im 
Einklang  mit  dem  Subsidiaritätsprinzip  nach  Artikel  5 
des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  Maßnahmen 
beschließen.  Gemäß  dem  in  demselben  Artikel  genannten 
Grundsatz  der  Verhältnismäßigkeit  geht  diese  Richtlinie 
nicht  über  das  für  das  Erreichen  dieses  Ziels  erforderliche 
Maß  hinaus. 

(61)  Um  die  Anpassung  an  den  technischen  Fortschritt  und 
Änderungen  bei  der  Verteilung  der  Energiequellen  zu  er- 
möglichen, sollte  der  Kommission  die  Befugnis  übertragen 
werden,  gemäß  Artikel  290  des  Vertrags  über  die  Arbeits- 
weise der  Europäischen  Union  Rechtsakte  hinsichtlich  der 
Überprüfung  der  aufgrund  der  Richtlinie  2004/8/EG  fest- 
gelegten harmonisierten  Energieeffizienz-Referenzwerte 
und  hinsichtlich  der  Werte,  der  Berechnungsmethoden, 
des  standardmäßigen  Primärenergiekoeffizienten  und  der 
Anforderungen  in  den  Anhängen  dieser  Richtlinie  zu  er- 
lassen. Es  ist  von  besonderer  Bedeutung,  dass  die  Kom- 
mission im  Zuge  ihrer  Vorbereitungsarbeit  angemessene 
Konsultationen,  auch  auf  der  Ebene  von  Sachverständigen, 
durchführt.  Bei  der  Vorbereitung  und  Ausarbeitung  dele- 
gierter Rechtsakte  sollte  die  Kommission  gewährleisten, 
dass  die  einschlägigen  Dokumente  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat  gleichzeitig,  rechtzeitig  und  auf  an- 
gemessene Weise  übermittelt  werden. 

(62)  Um  einheitliche  Bedingungen  für  die  Durchführung  die- 
ser Richtlinie  zu  gewährleisten,  sollten  der  Kommission 
Durchführungsbefugnisse  übertragen  werden.  Diese  Be- 
fugnisse sollten  im  Einklang  mit  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  182/2011  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes vom  16.  Februar  2011  zur  Festlegung  der  allgemei- 
nen Regeln  und  Grundsätze,  nach  denen  die  Mitglied- 
staaten die  Wahrnehmung  der  Durchführungsbefugnisse 
durch  die  Kommission  kontrollieren  können  (5)  ausgeübt 
werden. 


(})  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 

(4)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  1. 

(5)  ABl.  L  55  vom  28.2.2011,  S.  13. 
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(63)  Alle  materiellrechtlichen  Bestimmungen  der  Richtlinien 
2004/8/EG  und  2006/32/EG  mit  Ausnahme  des  Artikels 
4  Absätze  1  bis  4  sowie  der  Anhänge  I,  III  und  IV  der 
Richtlinie  2006/32/EG  sollten  aufgehoben  werden.  Letz- 
tere Bestimmungen  sollten  bis  zum  Ablauf  der  Frist  für 
das  9%-Ziel  weiterhin  gelten.  Artikel  9  Absätze  1  und  2 
der  Richtlinie  2010/30/EU,  nach  der  die  Mitgliedstaaten 
bestrebt  sein  müssen,  nur  Produkte  der  höchsten  Ener- 
gieeffizienzklasse zu  beschaffen,  sollte  gestrichen  werden. 

(64)  Die  Verpflichtung  zur  Umsetzung  dieser  Richtlinie  in 
innerstaatliches  Recht  sollte  nur  jene  Bestimmungen  be- 
treffen, die  gegenüber  den  Richtlinien  2004/8/EG  und 
2006/32/EG  inhaltlich  geändert  wurden.  Die  Pflicht  zur 
Umsetzung  der  inhaltlich  unveränderten  Bestimmungen 
ergibt  sich  aus  den  beiden  genannten  Richtlinien. 

(65)  Diese  Richtlinie  sollte  die  Pflichten  der  Mitgliedstaaten 
hinsichtlich  der  Fristen  für  die  Umsetzung  in  innerstaat- 
liches Recht  und  für  die  Anwendung  der  Richtlinien 
2004/8/EG  und  2006/32/EG  unberührt  lassen. 

(66)  Gemäß  der  Gemeinsamen  Politischen  Erklärung  der  Mit- 
gliedstaaten und  der  Kommission  zu  erläuternden  Doku- 
menten vom  28.  September  2011  haben  sich  die  Mit- 
gliedstaaten verpflichtet,  in  begründeten  Fällen  zusätzlich 
zur  Mitteilung  ihrer  Umsetzungsmaßnahmen  ein  oder 
mehrere  Dokumente  zu  übermitteln,  in  dem  bzw.  denen 
der  Zusammenhang  zwischen  den  Bestandteilen  einer 
Richtlinie  und  den  entsprechenden  Teilen  innerstaatlicher 
Umsetzungsinstrumente  erläutert  wird.  In  Bezug  auf  diese 
Richtlinie  hält  der  Gesetzgeber  die  Übermittlung  derarti- 
ger Dokumente  für  gerechtfertigt  — 

HABEN  FOLGENDE  RICHTLINIE  ERLASSEN: 

KAPITEL  I 

GEGENSTAND,  GELTUNGSBEREICH, 
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN  UND  ENERGIEEFFIZIENZZIELE 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

(1)  Mit  dieser  Richtlinie  wird  ein  gemeinsamer  Rahmen  für 
Maßnahmen  zur  Förderung  von  Energieeffizienz  in  der  Union 
geschaffen,  um  sicherzustellen,  dass  das  übergeordnete  Energie- 
effizienzziel der  Union  von  20  %  bis  2020  erreicht  wird,  und 
um  weitere  Energieeffizienzverbesserungen  für  die  Zeit  danach 
vorzubereiten. 

In  dieser  Richtlinie  werden  Regeln  festgelegt,  mit  denen  Hemm- 
nisse im  Energiemarkt  und  Marktversagen,  die  der  Effizienz  bei 
der  Energieversorgung  und  -nutzung  entgegenstehen,  beseitigt 
werden  sollen;  ferner  ist  die  Festlegung  indikativer  nationaler 
Energieeffizienzziele  bis  2020  vorgesehen. 

(2)  Bei  den  Anforderungen  dieser  Richtlinie  handelt  es  sich 
um  Mindestanforderungen;  sie  hindern  die  einzelnen  Mitglied- 
staaten nicht  daran,  strengere  Maßnahmen  beizubehalten  oder 
zu  ergreifen.  Solche  Maßnahmen  müssen  mit  dem  Unionsrecht 


vereinbar  sein.  Sehen  einzelstaatliche  Rechtsvorschriften  stren- 
gere Maßnahmen  vor,  so  notifizieren  die  Mitgliedstaaten  der 
Kommission  diese  Rechtsvorschriften. 

Artikel  2 
B  egriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Richtlinie  bezeichnet  der  Ausdruck 

1.  „Energie"  alle  Formen  von  Energieerzeugnissen,  Brennstoffe, 
Wärme,  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen,  Elektrizität  oder 
Energie  in  jeder  anderen  Form  gemäß  der  Definition  in 
Artikel  2  Buchstabe  d  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1099/2008 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Okto- 
ber 2008  über  die  Energiestatistik  ('); 

2.  „Primärenergieverbrauch"  den  Bruttoinlandsverbrauch  ohne 
nichtenergetische  Nutzungsformen; 

3.  „Endenergieverbrauch"  die  gesamte  an  die  Industrie,  den 
Verkehrssektor,  die  Haushalte,  den  Dienstleistungssektor 
und  die  Landwirtschaft  gelieferte  Energie.  Nicht  eingeschlos- 
sen sind  Lieferungen  an  den  Energieumwandlungssektor 
sowie  an  die  Energiewirtschaft  selbst; 

4.  „Energieeffizienz"  das  Verhältnis  von  Ertrag  an  Leistung, 
Dienstleistungen,  Waren  oder  Energie  zu  Energieeinsatz; 

5.  „Energieeinsparungen"  die  eingesparte  Energiemenge,  die 
durch  Messung  und/oder  Schätzung  des  Verbrauchs  vor 
und  nach  der  Umsetzung  einer  Maßnahme  zur  Energieeffi- 
zienzverbesserung und  bei  gleichzeitiger  Normalisierung 
der  den  Energieverbrauch  beeinflussenden  äußeren  Bedin- 
gungen ermittelt  wird; 

6.  „Energieeffizienzverbesserung"  die  Steigerung  der  Energieef- 
fizienz als  Ergebnis  technischer,  verhaltensbezogener  und/ 
oder  wirtschaftlicher  Änderungen; 

7.  „Energiedienstleistung"  den  physischen  Nutzeffekt,  den 
Nutzwert  oder  die  Vorteile,  die  aus  einer  Kombination 
von  Energie  mit  energieeffizienter  Technologie  oder  mit 
Maßnahmen  gewonnen  werden,  die  die  erforderlichen  Be- 
triebs-, Instandhaltungs-  und  Kontrollaktivitäten  zur  Erbrin- 
gung der  Dienstleistung  beinhalten  können;  sie  wird  auf  der 
Grundlage  eines  Vertrags  erbracht  und  führt  unter  norma- 
len Umständen  erwiesenermaßen  zu  überprüfbaren  und 
mess-  oder  schätzbaren  Energieeffizienzverbesserungen 
oder  Primärenergieeinsparungen; 

8.  „öffentliche  Einrichtungen"  die  „öffentlichen  Auftraggeber" 
gemäß  der  Definition  in  der  Richtlinie  2004/18/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  31.  März 
2004  über  die  Koordinierung  der  Verfahren  zur  Vergabe 
öffentlicher  Bauaufträge,  Lieferaufträge  und  Dienstleistungs- 
aufträge (2); 

9.  „Zentralregierung"  alle  Verwaltungseinheiten,  deren  Zustän- 
digkeit sich  auf  das  gesamte  Hoheitsgebiet  eines  Mitglied- 
staats erstreckt; 


0)  ABl.  L  304  vom  14.11.2008,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  134  vom  30.4.2004,  S.  114. 
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10.  „Gesamtnutzfläche"  die  Fläche  von  Gebäuden  oder  Gebäu- 
deteilen, in  denen  Energie  zur  Konditionierung  des  Innen- 
raumklimas verwendet  wird; 

11.  „Energiemanagementsystem"  eine  Reihe  miteinander  ver- 
bundener oder  interagierender  Elemente  eines  Plans,  in 
dem  ein  Energieeffizienzziel  und  eine  Strategie  zur  Errei- 
chung dieses  Ziels  festgelegt  werden; 

12.  „Europäische  Norm"  eine  Norm,  die  vom  Europäischen  Ko- 
mitee für  Normung,  dem  Europäischen  Komitee  für  elek- 
trotechnische Normung  oder  dem  Europäischen  Institut  für 
Telekommunikationsnormen  verabschiedet  und  zur  öffent- 
lichen Verwendung  bereitgestellt  wurde; 

13.  „internationale  Norm"  eine  Norm,  die  von  der  Internatio- 
nalen Normungsorganisation  (ISO)  verabschiedet  und  für 
die  Öffentlichkeit  bereitgestellt  wurde; 

14.  „verpflichtete  Partei"  einen  Energieverteiler  oder  ein  Energie- 
einzelhandelsunternehmen, der  bzw.  das  den  nationalen 
Energieeffizienzverpflichtungssystemen  des  Artikels  7  unter- 
liegt; 

15.  „beauftragte  Partei"  eine  juristische  Person,  der  vom  Staat 
oder  einer  anderen  öffentlichen  Einrichtung  die  Befugnis 
übertragen  wurde,  im  Auftrag  der  Regierung  oder  einer 
anderen  öffentlichen  Einrichtung  eine  Finanzierungsrege- 
lung auszuarbeiten,  zu  verwalten  und  umzusetzen; 

16.  „teilnehmende  Partei"  ein  Unternehmen  oder  eine  öffent- 
liche Einrichtung,  die  sich  verpflichtet  hat,  im  Rahmen  einer 
freiwilligen  Vereinbarung  bestimmte  Ziele  zu  erreichen, 
oder  die  unter  ein  nationales  ordnungsrechtliches  Instru- 
ment fällt; 

17.  „durchführende  Behörde"  eine  Verwaltungseinheit,  die  für 
die  Anwendung  oder  Kontrolle  in  Bezug  auf  Energie- 
oder C02-Besteuerung,  Finanzregelungen  und  -instrumente, 
steuerliche  Anreize,  Standards  und  Normen,  Energiekenn- 
zeichnungssysteme, berufliche  oder  allgemeine  Ausbildung 
zuständig  ist; 

18.  „strategische  Maßnahme"  ein  in  einem  Mitgliedstaat  förm- 
lich eingerichtes  und  verwirklichtes  Regulierungs-,  Finanz-, 
Fiskal-,  Fakultativ-  oder  Informationsinstrument  zur  Schaf- 
fung eines  unterstützenden  Rahmens  oder  Auflagen  oder 
Anreize  für  Marktteilnehmer,  damit  sie  Energiedienstleistun- 
gen erbringen  und  kaufen  und  weitere  energieeffizienzver- 
bessernde  Maßnahmen  ergreifen; 

19.  „Einzelmaßnahme"  eine  Maßnahme,  die  zu  überprüfbaren 
und  mess-  oder  schätzbaren  Energieeffizienzverbesserungen 
führt  und  infolge  einer  strategischen  Maßnahme  ergriffen 
wird; 

20.  „Energieverteiler"  eine  natürliche  oder  juristische  Person, 
einschließlich  eines  Verteilernetzbetreibers,  die  für  den 
Transport  von  Energie  zur  Abgabe  an  Endkunden  oder 
an  Verteilerstationen,  die  Energie  an  Endkunden  verkaufen, 
verantwortlich  ist; 

21.  „Verteilernetzbetreiber"  einen  Verteilernetzbetreiber  gemäß 
der  Definition  in  der  Richtlinie  2009/72/EG  bzw.  der  Richt- 
linie 2009/7  3/EG; 

22.  „Energieeinzelhandelsunternehmen"  eine  natürliche  oder  ju- 
ristische Person,  die  Energie  an  Endkunden  verkauft; 


23.  „Endkunde"  eine  natürliche  oder  juristische  Person,  die 
Energie  für  den  eigenen  Endverbrauch  kauft; 

24.  „Energiedienstleister"  eine  natürliche  oder  juristische  Person, 
die  Energiedienstleistungen  oder  andere  Maßnahmen  zur 
Energieeffizienzverbesserung  in  den  Einrichtungen  oder 
Räumlichkeiten  eines  Endkunden  erbringt  bzw.  durchführt; 

25.  „Energieaudit"  ein  systematisches  Verfahren  zur  Erlangung 
ausreichender  Informationen  über  das  bestehende  Energie- 
verbrauchsprofil eines  Gebäudes  oder  einer  Gebäudegruppe, 
eines  Betriebsablaufs  oder  einer  industriellen  oder  gewerb- 
lichen Anlage  in  der  Industrie  oder  im  Gewerbe  oder  pri- 
vater oder  öffentlicher  Dienstleistungen,  zur  Ermittlung  und 
Quantifizierung  der  Möglichkeiten  für  kostenwirksame 
Energieeinsparungen  und  zur  Erfassung  der  Ergebnisse  in 
einem  Bericht; 

26.  „kleine  und  mittlere  Unternehmen"  oder  „KMU"  Unterneh- 
men gemäß  der  Definition  in  Titel  I  des  Anhangs  der  Emp- 
fehlung 2003/361/EG  der  Kommission  vom  6.  Mai  2003 
betreffend  die  Definition  der  Kleinstunternehmen  sowie  der 
kleinen  und  mittleren  Unternehmen  (!);  die  Kategorie  der 
Kleinstunternehmen  sowie  der  kleinen  und  mittleren  Unter- 
nehmen setzt  sich  aus  Unternehmen  zusammen,  die  weni- 
ger als  250  Personen  beschäftigen  und  die  entweder  einen 
Jahresumsatz  von  höchstens  50  Mio.  EUR  erzielen  oder 
deren  Jahresbilanzsumme  sich  auf  höchstens  43  Mio.  EUR 
beläuft; 

27.  „Energieleistungsvertrag"  eine  vertragliche  Vereinbarung 
zwischen  dem  Begünstigten  und  dem  Erbringer  einer  Maß- 
nahme zur  Energieeffizienzverbesserung,  die  während  der 
gesamten  Vertragslaufzeit  einer  Überprüfung  und  Über- 
wachung unterliegt  und  in  deren  Rahmen  Investitionen 
(Arbeiten,  Lieferungen  oder  Dienstleistungen)  in  die  betref- 
fende Maßnahme  zur  Energieeffizienzverbesserung  in  Bezug 
auf  einen  vertraglich  vereinbarten  Umfang  an  Energieeffi- 
zienzverbesserungen oder  ein  anderes  vereinbartes  Energie- 
leistungskriterium, wie  finanzielle  Einsparungen,  getätigt 
werden; 

28.  „intelligentes  Verbrauchserfassungssystem"  ein  elektro- 
nisches System  zur  Messung  des  Energieverbrauchs,  wobei 
mehr  Informationen  angezeigt  werden  als  bei  einem  her- 
kömmlichen Zähler,  und  Daten  auf  einem  elektronischen 
Kommunikationsweg  übertragen  und  empfangen  werden 
können; 

29.  „Übertragungsnetzbetreiber"  bzw.  „Fernleitungsnetzbetrei- 
ber" einen  Übertragungsnetzbetreiber  gemäß  der  Definition 
in  der  Richtlinie  2009/72/EG  bzw.  einen  Fernleitungsnetz- 
betreiber gemäß  der  Definition  in  der  Richtlinie 
2009/73/EG; 

30.  „Kraft-Wärme-Kopplung"  (KWK)  die  gleichzeitige  Erzeu- 
gung thermischer  Energie  und  elektrischer  oder  mecha- 
nischer Energie  in  einem  Prozess; 

31.  „wirtschaftlich  vertretbarer  Bedarf"  den  Bedarf,  der  die  be- 
nötigte Wärme-  oder  Kühlungsleistung  nicht  überschreitet 
und  der  sonst  durch  andere  Energieerzeugungsprozesse  als 
KWK  zu  Marktbedingungen  gedeckt  würde; 


0  ABl.  L  124  vom  20.5.2003,  S.  36. 
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32.  „Nutzwärme"  die  in  einem  KWK-Prozess  zur  Befriedigung 
eines  wirtschaftlich  vertretbaren  Wärme-  oder  Kühlbedarfs 
erzeugte  Wärme; 


33.  „in  KWK  erzeugter  Strom"  Strom,  der  in  einem  Prozess 
erzeugt  wurde,  der  an  die  Erzeugung  von  Nutzwärme  ge- 
koppelt ist  und  der  gemäß  der  in  Anhang  I  festgelegten 
Methode  berechnet  wird; 


34.  „hocheffiziente  Kraft-Wärme-Kopplung"  die  KWK,  die  den 
in  Anhang  II  festgelegten  Kriterien  entspricht; 


35.  „Gesamtwirkungsgrad"  die  Summe  der  jährlichen  Erzeugung 
von  Strom,  mechanischer  Energie  und  Nutzwärme  im  Ver- 
hältnis zum  Brennstoff,  der  für  die  in  KWK  erzeugte 
Wärme  und  die  Bruttoerzeugung  von  Strom  und  mecha- 
nischer Energie  eingesetzt  wurde; 


36.  „Kraft-Wärme-Verhältnis"  bzw.  „Stromkennzahl"  das  an- 
hand der  Betriebsdaten  des  spezifischen  Blocks  berechnete 
Verhältnis  von  KWK-Strom  zu  Nutzwärme  im  vollständi- 
gen KWK-Betrieb; 


37.  „KWK-Block"  einen  Block,  der  für  den  KWK-Betrieb  geeig- 
net ist; 


38.  „KWK-Kleinanlage"  eine  KWK- Anlage  mit  einer  installierten 
Kapazität  von  weniger  als  1  MWef 


39.  „KWK- Kleinstanlage"  eine  KWK-Anlage  mit  einer  Höchst- 
kapazität von  weniger  als  50  kWej; 


40.  „Geschossflächenzahl"  das  Verhältnis  von  Geschossfläche 
zur  Grundstücksfläche  auf  einem  bestimmten  Grundstück; 


43.  „effiziente  individuelle  Wärme-  und  Kälteversorgung"  eine 
Möglichkeit  der  individuellen  Wärme-  und  Kälteversorgung, 
die  gegenüber  effizienter  Fernwärme-  und  Fernkälteversor- 
gung die  Menge  an  Primärenergie  aus  nicht  erneuerbaren 
Quellen,  die  zur  Bereitstellung  einer  Einheit  der  gelieferten 
Energie  benötigt  wird,  innerhalb  einer  maßgeblichen  Sys- 
temgrenze messbar  reduziert  oder  die  gleiche  Menge  an 
Primärenergie  aus  nicht  erneuerbaren  Quellen,  aber  zu 
niedrigeren  Kosten  benötigt,  wobei  der  für  Gewinnung, 
Umwandlung,  Beförderung  und  Verteilung  erforderlichen 
Energie  Rechnung  getragen  wird; 


44.  „erhebliche  Modernisierung"  eine  Modernisierung,  deren 
Kosten  mehr  als  50  %  der  Investitionskosten  für  eine 
neue  vergleichbare  Anlage  betragen; 


45.  „Aggregator"  ein  Lastmanagement-Dienstleister,  der  ver- 
schiedene kurzfristige  Verbraucherlasten  zwecks  Verkauf 
oder  Auktion  in  organisierten  Energiemärkten  bündelt. 


Artikel  3 

Energieeffizienzziele 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  legt  ein  indikatives  nationales  Energie- 
effizienzziel fest,  das  sich  entweder  auf  den  Primärenergie-  oder 
den  Endenergieverbrauch  oder  auf  die  Primärenergie-  oder  End- 
energieeinsparungen oder  auf  die  Energieintensität  bezieht.  Die 
Mitgliedstaaten  übermitteln  diese  Ziele  an  die  Kommission  ge- 
mäß Artikel  24  Absatz  1  und  Anhang  XIV  Teil  1.  Dabei  drü- 
cken sie  diese  Ziele  auch  als  absoluten  Wert  des  Primärenergie- 
verbrauchs und  des  Endenergieverbrauchs  im  Jahr  2020  aus  und 
erläutern,  wie  und  auf  Grundlage  welcher  Daten  dieser  Wert 
berechnet  wurde. 


Bei  der  Festlegung  dieser  Ziele  berücksichtigen  die  Mitgliedstaa- 
ten Folgendes: 


41.  „effiziente  Fernwärme-  und  Fernkälteversorgung"  ein  Fern- 
wärme- oder  Fernkältesystem,  das  mindestens  50  %  erneu- 
erbare Energien,  50  %  Abwärme,  75  %  KWK- Wärme  oder 
50  %  einer  Kombination  dieser  Energien  und  dieser  Wärme 
nutzt; 


42.  „effiziente  Wärme-  und  Kälteversorgung"  eine  Möglichkeit 
der  Wärme-  bzw.  Kälteversorgung,  die  —  ausweislich  der 
Kosten-Nutzen-Analyse  gemäß  dieser  Richtlinie  —  gegen- 
über einem  Ausgangsszenario,  das  den  üblichen  Rahmen- 
bedingungen entspricht,  die  Menge  an  Primärenergie,  die 
zur  Bereitstellung  einer  Einheit  der  gelieferten  Energie  be- 
nötigt wird,  innerhalb  einer  maßgeblichen  Systemgrenze 
auf  kostenwirksame  Weise  messbar  reduziert,  wobei  der 
für  Gewinnung,  Umwandlung,  Beförderung  und  Verteilung 
erforderlichen  Energie  Rechnung  getragen  wird; 


a)  der  Energieverbrauch  der  Union  im  Jahr  2020  darf  nicht 
mehr  als  1  474  Mio.  t  RÖE  Primärenergie  oder  nicht  mehr 
als  1  078  Mio.  t  RÖE  Endenergie  betragen, 


b)  die  in  dieser  Richtlinie  vorgesehenen  Maßnahmen, 


c)  die  Maßnahmen  zur  Erreichung  der  gemäß  Artikel  4  Absatz 
1  der  Richtlinie  2006/32/EG  verabschiedeten  nationalen 
Energieeinsparziele  und 


d)  sonstige  Maßnahmen  zur  Förderung  der  Energieeffizienz  in 
den  Mitgliedstaaten  und  auf  Unionsebene. 
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Bei  der  Festlegung  dieser  Ziele  können  die  Mitgliedstaaten  auch 
die  sich  auf  den  Primärenergieverbrauch  auswirkenden  nationa- 
len Gegebenheiten  berücksichtigen  —  wie  beispielsweise: 

a)  das  verbleibende  Potenzial  für  kostenwirksame  Energieein- 
sparungen, 

b)  die  Entwicklung  und  Prognosen  des  BIP, 

c)  Veränderungen  der  Energieeinfuhren  und  -ausfuhren, 

d)  die  Weiterentwicklung  aller  Quellen  für  erneuerbare  Ener- 
gien, Kernenergie  sowie  C02-Abscheidung  und  -Speicherung 
und 

e)  frühzeitig  getroffene  Maßnahmen. 

(2)  Die  Kommission  bewertet  bis  zum  30.  Juni  2014  die 
erzielten  Fortschritte  und  beurteilt,  ob  die  Union  die  Vorgabe 
eines  Energieverbrauchs  von  nicht  mehr  als  1  474  Mio.  t  RÖE 
an  Primärenergie  und/oder  nicht  mehr  als  1  078  Mio.  t  RÖE  an 
Endenergie  im  Jahr  2020  voraussichtlich  erreichen  wird. 

(3)  Bei  der  Überprüfung  nach  Absatz  2  verfährt  die  Kommis- 
sion wie  folgt: 

a)  Sie  addiert  die  von  den  Mitgliedstaaten  gemeldeten  indikati- 
ven  nationalen  Energieeffizienzziele. 

b)  Sie  beurteilt,  ob  die  Summe  dieser  Ziele  als  zuverlässiger 
Anhaltspunkt  dafür  angesehen  werden  kann,  ob  die  Union 
insgesamt  auf  dem  richtigen  Weg  ist,  wobei  sie  die  Auswer- 
tung des  ersten  Jahresberichts  nach  Artikel  24  Absatz  1  und 
die  Auswertung  der  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne 
nach  Artikel  24  Absatz  2  berücksichtigt. 

c)  Sie  trägt  der  ergänzenden  Analyse  Rechnung,  die  sich  ergibt 
aus 

i)  einer  Bewertung  der  Fortschritte  beim  Energieverbrauch 
und  beim  Energieverbrauch  im  Verhältnis  zur  Wirt- 
schaftstätigkeit auf  Unionsebene,  einschließlich  der  Fort- 
schritte bei  der  Effizienz  der  Energieversorgung  in  Mit- 
gliedstaaten, deren  nationale  indikative  Ziele  auf  dem 
Endenergieverbrauch  oder  Endenergieeinsparungen  beru- 
hen, einschließlich  der  Fortschritte  dieser  Mitgliedstaaten 
bei  der  Einhaltung  des  Kapitels  III  dieser  Richtlinie; 

ii)  den  Ergebnissen  von  Modellrechnungen  in  Bezug  auf  zu- 
künftige Entwicklungen  beim  Energieverbrauch  auf  Uni- 
onsebene. 

d)  Sie  vergleicht  die  Ergebnisse  nach  Buchstaben  a  bis  c  mit  den 
Energieverbrauchswerten,  die  erforderlich  wären,  um  einen 
Energieverbrauch  von  nicht  mehr  als  1  474  Mio.  t  RÖE  an 
Primärenergie  und/oder  nicht  mehr  als  1  078  Mio.  t  RÖE  an 
Endenergie  im  Jahr  2020  zu  erreichen. 

KAPITEL  II 

EFFIZIENZ  BEI  DER  ENERGIENUTZUNG 

Artikel  4 

Gebäuderenovierung 

Die  Mitgliedstaaten  legen  eine  langfristige  Strategie  zur  Mobili- 
sierung von  Investitionen  in  die  Renovierung  des  nationalen 


Bestands  an  sowohl  öffentlichen  als  auch  privaten  Wohn-  und 
Geschäftsgebäuden  fest.  Diese  Strategie  umfasst  Folgendes: 

a)  einen  Überblick  über  den  nationalen  Gebäudebestand,  sofern 
angemessen,  auf  der  Grundlage  statistischer  Stichproben, 

b)  die  Ermittlung  kostenwirksamer  Renovierungskonzepte,  je 
nach  Gebäudetyp  und  Klimazone, 

c)  Strategien  und  Maßnahmen,  um  kostenwirksame  umfassende 
Renovierungen  von  Gebäuden  anzuregen,  einschließlich  um- 
fassender Renovierungen  in  mehreren  Stufen, 

d)  eine  zukunftsgerichtete  Perspektive,  um  Investitionsentschei- 
dungen von  Einzelpersonen,  Bauwirtschaft  und  Finanzinsti- 
tuten zu  lenken, 

e)  eine  nachweisgestützte  Schätzung  der  zu  erwartenden  Ener- 
gieeinsparungen und  weiter  reichender  Vorteile. 

Eine  erste  Fassung  der  Strategie  wird  bis  30.  April  2014  ver- 
öffentlicht und  anschließend  alle  drei  Jahre  aktualisiert  und  der 
Kommission  als  Teil  der  Nationalen  Energieeffizienz-Aktions- 
pläne vorgelegt. 

Artikel  5 

Vorbildcharakter  der  Gebäude  öffentlicher  Einrichtungen 

(1)  Unbeschadet  des  Artikels  7  der  Richtlinie  2010/31/EU 
sorgt  jeder  Mitgliedstaat  dafür,  dass  ab  dem  1.  Januar  2014 
jährlich  3  %  der  Gesamtfläche  beheizter  und/oder  gekühlter  Ge- 
bäude, die  sich  im  Eigentum  seiner  Zentralregierung  befinden 
und  von  ihr  genutzt  werden,  mindestens  nach  den  Mindest- 
anforderungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  renoviert  werden, 
die  er  in  Anwendung  von  Artikel  4  der  Richtlinie  2010/31/EU 
festgelegt  hat. 

Die  3%-Quote  wird  berechnet  nach  der  Gesamtfläche  von  Ge- 
bäuden, die  sich  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  im  Eigentum 
der  Zentralregierung  befinden  und  von  ihr  genutzt  werden, 
wenn  deren  Gesamtnutzfläche  mehr  als  500  m  beträgt,  und 
die  am  1.  Januar  eines  jeden  Jahres  die  gemäß  Artikel  4  der 
Richtlinie  2010/31/EU  festgelegten  nationalen  Mindestanforde- 
rungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  nicht  erfüllen.  Diese 
Schwellenwerte  werden  ab  dem  9.  Juli  2015  auf  250  m2  ge- 
senkt. 

Verlangt  ein  Mitgliedstaat,  dass  die  Pflicht,  jedes  Jahr  3  %  der 
Gesamtfläche  zu  renovieren,  auch  für  Flächen  von  solchen  Ge- 
bäuden gilt,  die  sich  im  Eigentum  von  Verwaltungseinheiten  auf 
einer  Ebene  unterhalb  der  Zentralregierung  befinden  und  von 
ihnen  genutzt  werden,  so  wird  die  3%-Quote  berechnet  nach 
der  Gesamtfläche  von  Gebäuden,  die  sich  in  dem  betreffenden 
Mitgliedstaat  im  Eigentum  der  Zentralregierung  und  dieser  nach- 
geordneten Verwaltungseinheiten  befinden  und  von  ihr  bzw. 
ihnen  genutzt  werden,  wenn  deren  Gesamtnutzfläche  mehr  als 
500  m  bzw.  ab  dem  9.  Juli  2015  mehr  als  250  m2  beträgt, 
und  die  am  1.  Januar  eines  jeden  Jahres  die  gemäß  Artikel  4  der 
Richtlinie  2010/31/EU  festgelegten  nationalen  Mindestanforde- 
rungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  nicht  erfüllen. 
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Bei  der  Durchführung  von  Maßnahmen  zur  umfangreichen  Re- 
novierung von  Gebäuden  der  Zentralregierung  gemäß  Unter- 
absatz 1  können  die  Mitgliedstaaten  entscheiden,  das  Gebäude 
als  Ganzes  zu  betrachten,  einschließlich  der  Gebäudehülle,  der 
gebäudetechnischen  Ausrüstung,  des  Betriebs  und  der  Instand- 
haltung. 

Die  Mitgliedstaaten  verlangen,  dass  die  Gebäude  der  Zentral- 
regierung mit  der  schlechtesten  Gesamtenergieeffizienz  bei  der 
Durchführung  von  Energieeffizienzmaßnahmen  Vorrang  erhal- 
ten, sofern  dies  kostenwirksam  durchführbar  und  technisch 
machbar  ist. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  die  in  Absatz  1 
genannten  Anforderungen  bei  den  folgenden  Gebäudekatego- 
rien nicht  festzulegen  oder  anzuwenden: 

a)  Gebäude,  die  als  Teil  eines  ausgewiesenen  Umfelds  oder  auf- 
grund ihres  besonderen  architektonischen  oder  historischen 
Werts  offiziell  geschützt  sind,  soweit  die  Einhaltung  be- 
stimmter Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz eine  unannehmbare  Veränderung  ihrer  Eigenart  oder 
ihrer  äußeren  Erscheinung  bedeuten  würde; 

b)  Gebäude,  die  sich  im  Eigentum  der  Streitkräfte  oder  der 
Zentralregierung  befinden  und  Zwecken  der  nationalen  Ver- 
teidigung dienen  außer  Einzelunterkünften  oder  Bürogebäu- 
den der  Streitkräfte  und  anderer  Bediensteter  der  nationalen 
Verteidigungsbehörden; 

c)  Gebäude,  die  für  Gottesdienst  und  religiöse  Zwecke  genutzt 
werden. 

(3)  Renoviert  ein  Mitgliedstaat  in  einem  bestimmten  Jahr 
mehr  als  3  %  der  Gesamtnutzfläche  von  Gebäuden  der  Zentral- 
regierung, kann  er  den  erzielten  Überschuss  auf  die  jährliche 
Renovierungsquote  der  drei  vorangegangenen  oder  darauffol- 
genden Jahre  anrechnen. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  können  auf  die  jährliche  Renovie- 
rungsquote der  Gebäude  der  Zentralregierung  neue  Gebäude 
anrechnen,  die  in  ihr  Eigentum  übergegangen  sind  und  von 
ihr  genutzt  werden  und  die  als  Ersatz  für  bestimmte,  in  einem 
der  zwei  vorangegangenen  Jahre  abgerissene  Gebäude  der  Zen- 
tralregierung dienen;  dies  gilt  auch  für  Gebäude,  die  aufgrund 
einer  intensiveren  Nutzung  anderer  Gebäude  in  einem  der  zwei 
vorangegangenen  Jahre  verkauft,  abgerisssen  oder  außer  Dienst 
gestellt  wurden. 

(5)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  erstellen  die  Mitgliedstaa- 
ten bis  zum  31.  Dezember  2013  ein  Inventar  der  beheizten 
und/oder  gekühlten  Gebäude,  die  sich  im  Eigentum  der  Zentral- 
regierung befinden  und  eine  Gesamtnutzfläche  von  mehr  als 
500  m2  bzw.  ab  9.  Juli  2015  von  mehr  als  250  m2  aufweisen, 
wobei  die  nach  Absatz  2  freigestellten  Gebäude  ausgenommen 
sind,  und  machen  dieses  öffentlich  zugänglich.  In  dem  Inventar 
ist  Folgendes  anzugeben: 

a)  die  Gesamtnutzfläche  in  m2  und 

b)  die  Gesamtenergieeffizienz  jedes  Gebäudes  oder  relevante 
Energiedaten. 

(6)  Unbeschadet  des  Artikels  7  der  Richtlinie  2010/31/EU 
können  die  Mitgliedstaaten  alternativ  zu  den  Absätzen  1  bis  5 


dieses  Artikels  vorgehen,  indem  sie  andere  kostenwirksame 
Maßnahmen  einschließlich  umfassender  Renovierungen  und 
Maßnahmen  zur  Änderung  des  Verhaltens  der  Gebäudenutzer 
ergreifen,  um  bis  2020  Energieeinsparungen  zu  erreichen,  die 
mindestens  dem  nach  Absatz  1  vorgeschriebenen  Umfang  der 
in  Frage  kommenden  Gebäude,  die  sich  im  Eigentum  der  Zen- 
tralregierung befinden  und  von  ihr  genutzt  werden,  entsprechen; 
die  Maßnahmen  werden  jährlich  gemeldet. 

Für  die  Zwecke  der  alternativen  Vorgehensweise  können  die 
Mitgliedstaaten  die  Energieeinsparungen,  die  aufgrund  der  Ab- 
sätze 1  bis  4  erreicht  würden,  anhand  geeigneter  Standardwerte 
für  den  Energieverbrauch  von  Referenzgebäuden  der  Zentral- 
regierung vor  und  nach  der  Renovierung  und  entsprechend 
der  geschätzten  Gesamtnutzfläche  ihres  Gebäudebestands  schät- 
zen. Die  Kategorien  der  Referenzgebäude  der  Zentralregierung 
müssen  repräsentativ  für  diesen  Gebäudebestand  sein. 

Die  Mitgliedstaaten,  die  sich  für  die  alternative  Vorgehensweise 
entscheiden,  teilen  der  Kommission  bis  zum  31.  Dezember 
2013  die  alternativen  Maßnahmen  mit,  die  sie  zu  treffen  be- 
absichtigen, und  legen  dar,  wie  sie  eine  gleichwertige  Verbes- 
serung der  Energieeffizienz  der  Gebäude,  die  sich  im  Eigentum 
der  Zentralregierung  befinden,  erreichen  würden. 

(7)  Die  Mitgliedstaaten  ermutigen  die  öffentlichen  Einrichtun- 
gen, auch  auf  regionaler  und  lokaler  Ebene,  und  die  öffentlich- 
rechtlichen Sozialwohnungsträger,  unter  gebührender  Berück- 
sichtigung ihrer  jeweiligen  Befugnisse  und  Verwaltungsstruktur 
dazu, 

a)  einen  Energieeffizienzplan  mit  speziellen  Energieeinspar-  und 
Energieeffizienzzielen  und  -maßnahmen  einzeln  oder  als  Teil 
eines  umfassenderen  Klimaschutz-  oder  Umweltplans  zu  ver- 
abschieden, um  so  dem  Vorbildcharakter  der  Gebäude  der 
Zentralregierung  nach  den  Absätzen  1,  5  und  6  Rechnung 
zu  tragen; 

b)  ein  Energiemanagementsystem  einschließlich  Energieaudits 
als  Bestandteil  der  Umsetzung  ihres  Plans  einzuführen; 

c)  gegebenenfalls  auf  Energiedienstleistungsunternehmen  und 
Energieleistungsverträge  zurückzugreifen,  um  Renovierungen 
zu  finanzieren  und  Pläne  zur  langfristigen  Aufrechterhaltung 
oder  Verbesserung  der  Energieeffizienz  durchzuführen. 

Artikel  6 

Beschaffung  durch  öffentliche  Einrichtungen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Zentralregie- 
rungen nur  Produkte,  Dienstleistungen  und  Gebäude  mit  hoher 
Energieeffizienz  beschaffen,  soweit  dies  gemäß  Anhang  III  mit 
den  Aspekten  Kostenwirksamkeit,  wirtschaftliche  Tragfähigkeit, 
Nachhaltigkeit  im  weiteren  Sinne  und  technische  Eignung  sowie 
ausreichender  Wettbewerb  zu  vereinbaren  ist. 

Die  Verpflichtung  gemäß  Unterabsatz  1  gilt  für  Verträge  über 
die  Beschaffung  von  Produkten,  Dienstleistungen  und  Gebäuden 
durch  öffentliche  Einrichtungen  insoweit,  als  der  Auftragswert 
mindestens  so  hoch  ist  wie  die  in  Artikel  7  der  Richtlinie 
2004/1 8/EG  aufgeführten  Schwellenwerte. 
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(2)  Die  Verpflichtung  gemäß  Absatz  1  gilt  für  die  Verträge 
der  Streitkräfte  nur  insoweit,  wie  ihre  Anwendung  nicht  im 
Gegensatz  zu  der  Art  und  dem  Hauptziel  der  Tätigkeiten  der 
Streitkräfte  steht.  Die  Verpflichtung  gilt  nicht  für  Verträge  über 
die  Lieferung  von  Militärausrüstung  im  Sinne  der  Richtlinie 
2009/81 /EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
13.  Juli  2009  über  die  Koordinierung  der  Verfahren  zur  Vergabe 
bestimmter  Bau-,  Liefer-  und  Dienstleistungsaufträge  in  den  Be- 
reichen Verteidigung  und  Sicherheit  ('). 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  ermuntern  die  öffentlichen  Einrich- 
tungen, auch  auf  regionaler  und  lokaler  Ebene,  unter  gebühren- 
der Berücksichtigung  ihrer  jeweiligen  Befugnisse  und  Verwal- 
tungsstruktur dazu,  dem  Vorbild  der  Zentralregierungen  zu  fol- 
gen und  nur  Produkte,  Dienstleistungen  und  Gebäude  mit  hoher 
Energieeffizienz  zu  beschaffen.  Die  Mitgliedstaaten  ermuntern 
die  öffentlichen  Einrichtungen,  bei  der  Vergabe  von  Dienstleis- 
tungsaufträgen, die  in  erheblichem  Maße  energieverbrauchsrele- 
vant sind,  die  Möglichkeit  zu  prüfen,  langfristige  Energieleis- 
tungsverträge zu  schließen,  die  langfristige  Energieeinsparungen 
erbringen. 


a)  die  Berechnung  nach  Absatz  1  Unterabsatz  2  anhand  der 
Werte  von  1  %  für  die  Jahre  2014  und  2015,  1,25  %  für 
die  Jahre  2016  und  2017  und  1,5%  für  die  Jahre  2018, 
2019  und  2020  durchführen; 


b)  das  Absatzvolumen  der  bei  industriellen  Tätigkeiten  genutz- 
ten Energie,  die  in  Anhang  I  der  Richtlinie  2003/87/EG  auf- 
geführt sind,  ganz  oder  teilweise  aus  der  Berechnung  heraus- 
nehmen; 


c)  zulassen,  dass  Energieeinsparungen,  die  in  den  Sektoren 
Energieumwandlung  sowie  -Verteilung  und  -Übertragung  — 
einschließlich  der  Infrastruktur  für  effiziente  Fernwärme-  und 
Fernkälteversorgung  —  aufgrund  der  Anwendung  der  Anfor- 
derungen nach  Artikel  14  Absatz  4  und  Artikel  14  Absatz  5 
Buchstabe  b  sowie  Artikel  15  Absätze  1  bis  6  und  9  erzielt 
werden,  für  die  nach  Absatz  1  erforderlichen  Energieeinspa- 
rungen angerechnet  werden;  und 


(4)  Unbeschadet  des  Absatzes  1  können  die  Mitgliedstaaten 
bei  der  Beschaffung  eines  Produktpakets,  das  als  Ganzes  von 
einem  im  Rahmen  der  Richtlinie  2010/30/EU  erlassenen  dele- 
gierten Rechtsakt  erfasst  wird,  verlangen,  dass  die  Gesamtener- 
gieeffizienz in  der  Weise  stärker  gewichtet  wird  als  die  Ener- 
gieeffizienz der  einzelnen  Produkte  des  Pakets,  dass  das  Pro- 
duktpaket beschafft  wird,  das  das  Kriterium  der  Zugehörigkeit 
zur  höchsten  Energieeffizienzklasse  erfüllt. 

Artikel  7 

Energieeffizienzverpflichtungssysteme 

(1)  Jeder  Mitgliedstaat  führt  ein  Energieeffizienzverpflich- 
tungssystem  ein.  Dieses  System  muss  gewährleisten,  dass  die 
Energieverteiler  und/oder  Energieeinzelhandelsunternehmen,  die 
als  verpflichtete  Parteien  gemäß  Absatz  4  benannt  wurden  und 
im  Hoheitsgebiet  jedes  Mitgliedstaats  tätig  sind,  unbeschadet  des 
Absatzes  2  bis  zum  31.  Dezember  2020  ein  kumuliertes  End- 
energieeinsparziel  erreichen. 

Dieses  Ziel  muss  für  den  Zeitraum  vom  1.  Januar  2014  bis  zum 
31.  Dezember  2020  mindestens  der  Erzielung  neuer  jährlicher 
Energieeinsparungen  in  einer  Höhe  von  1,5  %  des  jährlichen 
Energieabsatzes  aller  Energieverteiler  oder  Energieeinzelhandels- 
unternehmen an  Endkunden  nach  ihrem  über  den  letzten  Drei- 
jahreszeitraum vor  dem  1.  Januar  2013  gemittelten  Absatzvolu- 
men entsprechen.  Das  Absatzvolumen  der  im  Verkehrswesen 
genutzten  Energie  kann  ganz  oder  teilweise  aus  dieser  Berech- 
nung herausgenommen  werden. 

Die  Mitgliedstaaten  beschließen,  wie  die  berechnete  Menge 
neuer  Einsparungen  gemäß  Unterabsatz  2  über  den  Zeitraum 
zu  verteilen  ist. 


(2)     Jeder  Mitgliedstaat  kann  vorbehaltlich  Absatz  3 


0  ABl.  L  216  vom  20.8.2009,  S.  76. 


d)  Energieeinsparungen  aufgrund  von  Einzelmaßnahmen,  die 
nach  dem  31.  Dezember  2008  neu  eingeführt  wurden  und 
bis  2020  weiterhin  eine  mess-  und  nachprüfbare  Wirkung 
entfalten,  für  die  Energieeinsparungen  nach  Absatz  1  anrech- 
nen. 


(3)  Der  Umfang  der  in  Absatz  1  aufgeführten  Energieeinspa- 
rungen darf  durch  die  Anwendung  des  Absatzes  2  nicht  um 
mehr  als  25  %  vermindert  werden.  Mitgliedstaaten,  die  Absatz  2 
in  Anspruch  nehmen,  teilen  diese  Tatsache  der  Kommission  bis 
5.  Juni  2014  unter  Angabe  der  anzuwendenden  Faktoren  ge- 
mäß Absatz  2  mit  und  fügen  auch  eine  Berechnung  bei,  aus  der 
die  Auswirkungen  auf  den  Umfang  der  in  Absatz  1  aufgeführten 
Energieeinsparungen  hervorgehen. 


(4)  Unbeschadet  der  Berechnung  der  Energieeinsparungen  für 
das  Ziel  gemäß  Absatz  1  Unterabsatz  2  benennt  jeder  Mitglied- 
staat für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  Unterabsatz  1  nach  objek- 
tiven und  nichtdiskriminierenden  Kriterien  verpflichtete  Parteien 
unter  den  in  seinem  Hoheitsgebiet  tätigen  Energieverteilern  und/ 
oder  Energieeinzelhandelsunternehmen,  wobei  er  in  seinem  Ho- 
heitsgebiet tätige  Verkehrskraftstoffverteiler  oder  Verkehrskraft- 
stoff-Einzelhandelsunternehmen einbeziehen  kann.  Die  zur  Er- 
füllung der  Verpflichtung  erforderliche  Energieeinsparung  muss 
durch  die  verpflichteten  Parteien  unter  den  gegebenenfalls  vom 
Mitgliedstaat  benannten  Endkunden  unabhängig  von  der  nach 
Absatz  1  vorgenommenen  Berechnung  oder,  falls  die  Mitglied- 
staaten dies  beschließen,  durch  zertifizierte  Einsparungen  ande- 
rer Parteien  gemäß  Absatz  7  Buchstabe  b  erzielt  werden. 


(5)  Die  Mitgliedstaaten  geben  die  von  jeder  verpflichteten 
Partei  geforderte  Energieeinsparung  entweder  als  Endenergiever- 
brauch oder  als  Primärenergieverbrauch  an.  Die  für  die  Angabe 
der  geforderten  Energieeinsparung  gewählte  Methode  wird  auch 
für  die  Berechnung  der  von  den  verpflichteten  Parteien  geltend 
gemachten  Einsparungen  verwendet.  Es  gelten  die  Umrech- 
nungsfaktoren nach  Anhang  IV. 
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(6)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Einsparungen  auf 
der  Grundlage  der  Absätze  1,  2  und  9  dieses  Artikels  sowie  des 
Artikels  20  Absatz  6  gemäß  Anhang  V  Nummern  1  und  2 
berechnet  werden.  Sie  führen  Mess-,  Kontroll-  und  Prüfsysteme 
ein,  in  deren  Rahmen  zumindest  ein  statistisch  signifikanter 
Prozentsatz  der  von  den  verpflichteten  Parteien  ergriffenen  Ener- 
gieeffizienzmaßnahmen, der  eine  repräsentative  Stichprobe  dar- 
stellt überprüft  wird.  Diese  Messung,  Kontrolle  und  Überprüfung 
erfolgt  unabhängig  von  den  verpflichteten  Parteien. 

(7)  Innerhalb  des  Energieeffizienzverpflichtungssystems  kön- 
nen die  Mitgliedstaaten 

a)  in  die  von  ihnen  auferlegten  Einsparverpflichtungen  Anfor- 
derungen mit  sozialer  Zielsetzung  aufnehmen,  wozu  auch 
die  Vorgabe  gehören  kann,  dass  ein  Teil  der  Energieeffizienz- 
maßnahmen vorrangig  in  von  Energiearmut  betroffenen 
Haushalten  oder  in  Sozialwohnungen  umzusetzen  ist; 

b)  den  verpflichteten  Parteien  gestatten,  zertifizierte  Energieein- 
sparungen, die  von  Energiedienstleistern  oder  sonstigen  Drit- 
ten erzielt  werden,  auf  ihre  Verpflichtung  anzurechnen;  was 
auch  dann  gilt,  wenn  die  verpflichteten  Parteien  Maßnahmen 
über  andere  staatlich  zugelassene  Einrichtungen  oder  über 
Behörden  fördern,  die  gegebenenfalls  auch  förmliche  Part- 
nerschaften umfassen  können  und  in  Verbindung  mit  ande- 
ren Finanzierungsquellen  stehen  können.  Sofern  die  Mitglied- 
staaten es  gestatten,  stellen  sie  sicher,  dass  ein  Genehmi- 
gungsverfahren besteht,  das  klar  und  transparent  ist,  allen 
Marktakteuren  offen  steht  und  darauf  abzielt,  die  Zertifizie- 
rungskosten möglichst  gering  zu  halten; 

c)  den  verpflichteten  Parteien  gestatten,  in  einem  bestimmten 
Jahr  erzielte  Einsparungen  so  anzurechnen,  als  ob  sie  statt- 
dessen in  einem  der  vier  vorangegangenen  oder  drei  darauf- 
folgenden Jahre  erreicht  worden  wären. 

(8)  Die  Mitgliedstaaten  veröffentlichen  einmal  jährlich  die 
von  jeder  verpflichteten  Partei  oder  jeder  Unterkategorie  von 
verpflichteten  Parteien  insgesamt  erzielten  Energieeinsparungen 
im  Rahmen  des  Systems. 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  verpflichteten  Parteien 
auf  Anfrage  folgende  Angaben  bereitstellen: 

a)  aggregierte  statistische  Informationen  über  ihre  Endkunden 
(mit  Angabe  erheblicher  Änderungen  gegenüber  den  zuvor 
übermittelten  Informationen)  und 

b)  aktuelle  Informationen  zu  Endkundenverbrauch  und  gegebe- 
nenfalls Lastprofilen,  Kundensegmentierung  und  Kunden- 
standorten, wobei  die  Integrität  und  Vertraulichkeit  von  An- 
gaben privaten  Charakters  bzw.  von  schützenswerten  Ge- 
schäftsinformationen unter  Beachtung  des  geltenden  Unions- 
rechts zu  wahren  ist. 

Eine  solche  Anfrage  erfolgt  höchstens  einmal  jährlich. 

(9)  Als  Alternative  zur  Einführung  eines  Energieeffizienzver- 
pflichtungssystems  nach  Absatz  1  können  die  Mitgliedstaaten 
sich  dafür  entscheiden,  andere  strategische  Maßnahmen  zu  er- 


greifen, um  Energieeinsparungen  bei  Endkunden  zu  bewirken, 
sofern  diese  strategischen  Maßnahmen  die  Kriterien  nach  den 
Absätzen  10  und  11  erfüllen.  Die  durch  diese  Vorgehensweise 
erzielte  neue  Energieeinsparung  muss  gleichwertig  zu  der  in  den 
Absätzen  1,  2  und  3  geforderten  neuen  Energieeinsparung  sein. 
Sofern  die  Gleichwertigkeit  gewahrt  wird,  können  die  Mitglied- 
staaten Verpflichtungssysteme  mit  alternativen  strategischen 
Maßnahmen  einschließlich  der  nationalen  Energieeffizienzpro- 
gramme kombinieren. 

Die  strategischen  Maßnahmen  nach  Unterabsatz  1  können  unter 
anderem  folgende  strategische  Maßnahmen  oder  Kombinationen 
daraus  einschließen: 

a)  Energie-  oder  C02-Steuern,  die  eine  Verringerung  des  End- 
energieverbrauchs bewirken; 

b)  Finanzierungssysteme  und  -instrumente  oder  steuerliche  An- 
reize, die  zur  Nutzung  energieeffizienter  Technologien  oder 
Techniken  führen  und  eine  Verringerung  des  Endenergiever- 
brauchs bewirken; 

c)  Regelungen  oder  freiwillige  Vereinbarungen,  die  zur  Nutzung 
energieeffizienter  Technologien  oder  Techniken  führen  und 
eine  Verringerung  des  Endenergieverbrauchs  bewirken; 

d)  Standards  und  Normen  zur  Verbesserung  der  Energieeffi- 
zienz von  Produkten  und  Dienstleistungen,  auch  von  Gebäu- 
den und  Fahrzeugen,  soweit  sie  nicht  verbindlich  vor- 
geschrieben sind  und  nach  Unionsrecht  in  den  Mitgliedstaa- 
ten gelten; 

e)  Energiekennzeichnungssysteme  mit  Ausnahme  derjenigen, 
die  verbindlich  vorgeschrieben  sind  und  nach  Unionsrecht 
in  den  Mitgliedstaaten  gelten; 

f)  berufliche  und  allgemeine  Bildung  einschließlich  Energiebe- 
ratungsprogrammen, die  zur  Nutzung  energieeffizienter 
Technologien  oder  Techniken  führen  und  eine  Verringerung 
des  Endenergieverbrauchs  bewirken. 

Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  bis  zum  5.  Dezember 
2013  die  strategischen  Maßnahmen  mit,  die  sie  für  die  Zwecke 
des  Unterabsatzes  1  und  des  Artikels  20  Absatz  6  zu  ergreifen 
beabsichtigen  und  halten  sich  dabei  an  den  in  Anhang  V  Num- 
mer 4  vorgesehenen  Rahmen  sowie  legen  dar,  wie  sie  die  er- 
forderlichen Einsparungen  erzielen  möchten.  Bei  strategischen 
Maßnahmen  nach  Unterabsatz  2  und  Artikel  20  Absatz  6 
wird  in  dieser  Mitteilung  nachgewiesen,  wie  die  Kriterien  des 
Absatzes  10  eingehalten  werden.  Bei  anderen  strategischen  Maß- 
nahmen als  den  in  Unterabsatz  2  oder  in  Artikel  20  Absatz  6 
aufgeführten  erläutern  die  Mitgliedstaaten,  wie  ein  gleichwertiges 
Maß  an  Einsparungen,  Überwachung  und  Verifizierung  gewähr- 
leistet wird.  Die  Kommission  kann  innerhalb  von  drei  Monaten 
nach  der  Mitteilung  Änderungen  vorschlagen. 

(10)  Unbeschadet  des  Absatzes  11  werden  für  die  strategi- 
schen Maßnahmen  nach  Absatz  9  Unterabsatz  2  und  Artikel  20 
Absatz  6  folgende  Kriterien  zugrunde  gelegt: 
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a)  Die  strategischen  Maßnahmen  sehen  mindestens  zwei  Zwi- 
schenzeiträume bis  31.  Dezember  2020  vor  und  führen  zur 
Verwirklichung  des  in  Absatz  1  vorgesehenen  Zielanspruchs. 

b)  Die  Verantwortung  jeder  beauftragten  Partei,  teilnehmenden 
Partei  bzw.  durchführenden  Behörde  wird  bestimmt. 

c)  Die  zu  erzielenden  Energieeinsparungen  werden  auf  trans- 
parente Art  und  Weise  festgelegt. 

d)  Der  Umfang  der  Energieeinsparungen,  der  mit  der  strategi- 
schen Maßnahme  vorgeschrieben  wird  oder  erzielt  werden 
soll,  wird  unter  Verwendung  der  Umrechnungsfaktoren  ge- 
mäß Anhang  IV  entweder  als  Primärenergie-  oder  Endener- 
gieverbrauch ausgedrückt. 

e)  Energieeinsparungen  werden  auf  der  Grundlage  der  in  An- 
hang V  Nummern  1  und  2  vorgesehenen  Methoden  und 
Grundsätze  berechnet. 

f)  Energieeinsparungen  werden  auf  der  Grundlage  der  in  An- 
hang V  Nummer  3  vorgesehenen  Methoden  und  Grundsätze 
berechnet. 

g)  Von  den  teilnehmenden  Parteien  wird  ein  Jahresbericht  über 
die  Energieeinsparungen  vorgelegt,  sofern  dies  nicht  un- 
durchführbar ist,  und  öffentlich  zugänglich  gemacht. 

h)  Es  wird  für  die  Überwachung  der  Ergebnisse  gesorgt,  und 
falls  keine  zufriedenstellenden  Fortschritte  erzielt  werden, 
werden  geeignete  Maßnahmen  in  Betracht  gezogen. 

i)  Es  wird  ein  Kontrollsystem  eingerichtet,  das  auch  eine  un- 
abhängige Verifizierung  eines  statistisch  signifikanten  Anteils 
der  Energieeffizienzverbesserungsmaßnahmen  einschließt. 

j)  Es  werden  jährlich  Angaben  zum  Jahrestrend  bei  den  Ener- 
gieeinsparungen veröffentlicht. 

(11)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  in  Absatz  9 
Unterabsatz  2  Buchstabe  a  genannten  Steuern  den  in  Absatz  10 
Buchstaben  a,  b,  c,  d,  f,  h  und  j  aufgelisteten  Kriterien  genügen. 

Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  in  Absatz  9  Unter- 
absatz 2  Buchstabe  c  genannten  Regelungen  und  freiwilligen 
Vereinbarungen  den  in  Absatz  10  Buchstaben  a,  b,  c,  d,  e,  g, 
h,  i  und  j  aufgelisteten  Kriterien  genügen. 

Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  in  Absatz  9  Unter- 
absatz 2  genannten  anderen  strategischen  Maßnahmen  und  der 
in  Artikel  20  Absatz  6  genannte  Nationale  Energieeffizienzfonds 
den  in  Absatz  10  Buchstaben  a,  b,  c,  d,  e,  h,  i  und  j  aufgelisteten 
Kriterien  genügen. 

(12)  Für  den  Fall,  dass  sich  strategische  Maßnahmen  oder 
Einzelmaßnahmen  in  ihrer  Wirkung  überschneiden,  stellen  die 
Mitgliedstaaten  sicher,  dass  Energieeinsparungen  nicht  doppelt 
angerechnet  werden. 

Artikel  8 

Energieaudits  und  Energiemanagementsysteme 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  fördern  die  Verfügbarkeit  von  hoch- 
wertigen Energieaudits  für  alle  Endkunden,  die  kostenwirksam 
sind  und 


a)  in  unabhängiger  Weise  von  qualifizierten  und/oder  akkredi- 
tierten Experten  nach  Qualifikationskriterien  durchgeführt 
werden  oder 

b)  durchgeführt  und  nach  innerstaatlichem  Recht  von  unabhän- 
gigen Behörden  überwacht  werden. 

Die  Energieaudits  nach  Unterabsatz  1  können  von  hausinternen 
Experten  oder  Energieauditoren  durchgeführt  werden,  sofern  der 
betreffende  Mitgliedstaat  ein  Qualitätssicherungs-  und  -überprü- 
fungssystem  eingerichtet  hat,  zu  dem  —  soweit  angemessen  — 
auch  gehört,  dass  jährlich  nach  dem  Zufallsprinzip  mindestens 
ein  statistisch  signifikanter  Prozentsatz  aller  von  ihnen  durch- 
geführten Energieaudits  ausgewählt  wird. 

Um  die  hohe  Qualität  der  Energieaudits  und  Energiemanage- 
mentsysteme zu  gewährleisten,  stellen  die  Mitgliedstaaten  auf 
der  Grundlage  des  Anhangs  VI  transparente  und  nichtdiskrimi- 
nierende Mindestkriterien  für  Energieaudits  auf. 

Energieaudits  enthalten  keine  Klauseln,  die  verhindern,  dass  die 
Ergebnisse  der  Audits  an  qualifizierte/akkreditierte  Energiedienst- 
leister weitergegeben  werden,  sofern  der  Verbraucher  keine  Ein- 
wände erhebt. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  entwickeln  Programme,  die  KMU 
dazu  ermutigen,  sich  Energieaudits  zu  unterziehen  und  anschlie- 
ßend die  Empfehlungen  dieser  Audits  umzusetzen. 

Die  Mitgliedstaaten  können  auf  der  Grundlage  transparenter  und 
nichtdiskriminierender  Kriterien  und  unbeschadet  des  Beihilfe- 
rechts der  Union  Förderregelungen  für  KMU  einführen,  um  die 
Kosten  eines  Energieaudits  und  der  Umsetzung  sehr  kostenwirk- 
samer Empfehlungen  der  Energieaudits  —  soweit  die  vor- 
geschlagenen Maßnahmen  durchgeführt  werden  —  zu  decken; 
dies  gilt  auch  für  KMU,  die  freiwillige  Vereinbarungen  geschlos- 
sen haben. 

Die  Mitgliedstaaten  weisen  KMU  auch  über  ihre  jeweiligen  Ver- 
bände auf  konkrete  Beispiele  dafür  hin,  wie  ihre  Unternehmen 
von  Energiemanagementsystemen  profitieren  könnten.  Die 
Kommission  unterstützt  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Förderung 
des  Austauschs  bewährter  Verfahren  in  diesem  Bereich. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  entwickeln  ferner  Programme,  um 
Haushalte  durch  geeignete  Beratungsleistungen  für  den  Nutzen 
dieser  Audits  zu  sensibilisieren. 

Die  Mitgliedstaaten  fördern  Ausbildungsprogramme  zur  Quali- 
fizierung von  Energieauditoren,  um  dafür  zu  sorgen,  dass  Ex- 
perten in  ausreichender  Zahl  zur  Verfügung  stehen. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Unternehmen,  die 
kein  KMU  sind,  Gegenstand  eines  Energieaudits  sind,  das  bis 
zum  5.  Dezember  2015  und  mindestens  alle  vier  Jahre  nach 
dem  vorangegangenen  Energieaudit  in  unabhängiger  und  kos- 
tenwirksamer Weise  von  qualifizierten  und/oder  akkreditierten 
Experten  durchgeführt  oder  nach  innerstaatlichem  Recht  von 
unabhängigen  Behörden  durchgeführt  und  überwacht  wird. 
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(5)  Bei  Energieaudits  ist  davon  auszugehen,  dass  sie  die  An- 
forderungen des  Absatzes  4  erfüllen,  wenn  sie  auf  unabhängige 
Weise  vorgenommen  werden  und  anhand  von  Mindestkriterien 
auf  der  Grundlage  von  Mindestkriterien  nach  Anhang  VI  im 
Rahmen  freiwilliger  Vereinbarungen  zwischen  Organisationen 
von  Betroffenen  und  einer  von  dem  jeweiligen  Mitgliedstaat 
benannten  Stelle  durchgeführt  werden,  die  der  Aufsicht  des 
betreffenden  Mitgliedstaats,  anderer  von  den  zuständigen  Behör- 
den hiermit  beauftragter  Einrichtungen  oder  der  Kommission 
unterliegen. 

Der  Zugang  von  Marktteilnehmern,  die  Energiedienstleistungen 
anbieten,  erfolgt  auf  der  Grundlage  transparenter  und  nichtdis- 
kriminierender Kriterien. 


(6)  Unternehmen,  die  keine  KMU  sind  und  die  ein  von  einer 
unabhängigen  Einrichtung  nach  den  einschlägigen  europäischen 
oder  internationalen  Normen  zertifiziertes  Energiemanagement- 
system oder  Umweltmanagementsystem  einrichten,  sind  von 
den  Anforderungen  des  Absatzes  4  freigestellt,  sofern  die  Mit- 
gliedstaaten sicherstellen,  dass  das  betreffende  Managementsys- 
tem ein  Energieaudit  anhand  von  Mindestkriterien  auf  der 
Grundlage  des  Anhangs  VI  umfasst. 

(7)  Energieaudits  können  eigenständig  oder  Teil  eines  umfas- 
senderen Umweltaudits  sein.  Die  Mitgliedstaaten  können  verlan- 
gen, dass  eine  Bewertung  der  technischen  Durchführbarkeit  und 
der  wirtschaftlichen  Machbarkeit  des  Anschlusses  an  ein  beste- 
hendes oder  geplantes  Fernwärme-  oder  Fernkältenetz  Teil  des 
Energieaudits  sein  muss. 

Unbeschadet  des  Beihilferechts  der  Union  können  die  Mitglied- 
staaten Anreizsysteme  und  Förderregelungen  für  die  Durchfüh- 
rung der  Empfehlungen  aus  Energieaudits  und  ähnlichen  Maß- 
nahmen einführen. 

Artikel  9 

Verbrauchserfassung 

(1)  Soweit  es  technisch  machbar,  finanziell  vertretbar  und  im 
Vergleich  zu  den  potenziellen  Energieeinsparungen  verhältnis- 
mäßig ist,  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  alle  Endkunden 
in  den  Bereichen  Strom,  Erdgas,  Fernwärme,  Fernkälte  und 
Warmbrauchwasser  individuelle  Zähler  zu  wettbewerbsfähigen 
Preisen  erhalten,  die  den  tatsächlichen  Energieverbrauch  des 
Endkunden  genau  widerspiegeln  und  Informationen  über  die 
tatsächliche  Nutzungszeit  bereitstellen. 

Ein  solcher  individueller  Zähler  zu  einem  wettbewerbsfähigen 
Preis  ist  stets  bereitzustellen,  wenn: 

a)  ein  bestehender  Zähler  ersetzt  wird,  außer  in  Fällen,  in  denen 
dies  technisch  nicht  machbar  oder  im  Vergleich  zu  den  lang- 
fristig geschätzten  potenziellen  Einsparungen  nicht  kosten- 
wirksam ist; 

b)  neue  Gebäude  mit  neuen  Anschlüssen  ausgestattet  oder  Ge- 
bäude größeren  Renovierungen  im  Sinne  der  Richtlinie 
2010/31 /EU  unterzogen  werden. 


(2)  Wenn  und  soweit  Mitgliedstaaten  intelligente  Verbrauchs- 
erfassungssysteme und  intelligente  Zähler  für  den  Erdgas-  und/ 
oder  Stromverbrauch  im  Einklang  mit  den  Richtlinien 
2009/72/EG  und  2009/7 3/EG  einführen,  gilt  Folgendes: 

a)  Sie  stellen  sicher,  dass  die  Verbrauchserfassungssysteme  dem 
Endkunden  Informationen  über  seine  tatsächlichen  Nut- 
zungszeiten vermitteln  und  dass  die  Ziele  der  Energieeffi- 
zienz und  der  Vorteile  für  den  Endkunden  bei  der  Festlegung 
der  Mindestfunktionen  der  Zähler  und  der  den  Marktteilneh- 
mern auferlegten  Verpflichtungen  vollständig  berücksichtigt 
werden. 

b)  Sie  gewährleisten  die  Sicherheit  der  intelligenten  Zähler  und 
der  Datenkommunikation  sowie  die  Wahrung  der  Privat- 
sphäre der  Endkunden  im  Einklang  mit  den  einschlägigen 
Rechtsvorschriften  der  Union  über  den  Datenschutz  und 
den  Schutz  der  Privatsphäre. 

c)  Bei  Elektrizität  verlangen  sie  von  den  Messstellenbetreibern, 
auf  Wunsch  des  Endkunden  zu  gewährleisten,  dass  der  oder 
die  Zähler  den  Strom  erfassen  können,  der  vom  Grundstück 
des  Endkunden  ins  Netz  eingespeist  wird. 

d)  Sie  gewährleisten,  dass,  falls  die  Endkunden  dies  wünschen, 
ihnen  oder  einem  im  Auftrag  des  Endkunden  handelnden 
Dritten  Messdaten  über  ihre  Stromeinspeisung  und  Stro- 
mentnahme in  einem  leicht  verständlichen  Format  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden,  das  es  ermöglicht,  Angebote  unter 
gleichen  Voraussetzungen  zu  vergleichen. 

e)  Sie  verlangen,  dass  die  Kunden  zum  Zeitpunkt  des  Einbaus 
intelligenter  Zähler  angemessen  beraten  und  informiert  wer- 
den, insbesondere  über  das  volle  Potenzial  dieser  Zähler  im 
Hinblick  auf  die  Handhabung  der  Zählerablesung  und  die 
Überwachung  des  Energieverbrauchs. 

(3)  Wird  ein  Gebäude  über  ein  Fernwärmenetz  oder  werden 
mehrere  Gebäude  aus  einer  zentralen  Anlage  mit  Wärme,  Kälte 
oder  Warmwasser  versorgt,  ist  ein  Wärme-  oder  Warmwasser- 
zähler am  Wärmetauscher  oder  an  der  Übergabestelle  zu  instal- 
lieren. 

In  Gebäuden  mit  mehreren  Wohnungen  und  in  Mehrzweck- 
gebäuden, die  über  eine  zentrale  Anlage  zur  Wärme-/Kälteer- 
zeugung  verfügen  oder  über  ein  Fernwärmenetz  oder  von  einer 
mehrere  Gebäude  versorgenden  zentralen  Anlage  versorgt  wer- 
den, sind  bis  31.  Dezember  2016  —  soweit  technisch  machbar 
und  kosteneffizient  durchführbar  —  auch  individuelle  Ver- 
brauchszähler zu  installieren,  um  den  Wärme-,  Kälte-  oder 
Warmwasserverbrauch  der  einzelnen  Einheiten  zu  messen.  Wo 
der  Einsatz  individueller  Zähler  zur  Messung  der  verbrauchten 
Wärme  technisch  nicht  machbar  oder  nicht  kosteneffizient 
durchführbar  ist,  werden  individuelle  Heizkostenverteiler  zur 
Messung  des  Wärmeenergieverbrauchs  der  einzelnen  Heizkörper 
verwendet,  es  sei  denn,  der  betreffende  Mitgliedstaat  weist  nach, 
dass  die  Installation  derartiger  Heizkostenverteiler  nicht  kosten- 
effizient durchführbar  wäre.  In  diesen  Fällen  können  alternative 
kosteneffiziente  Methoden  zur  Messung  des  Wärmeenergiever- 
brauchs in  Betracht  gezogen  werden. 
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Werden  Gebäude  mit  mehreren  Wohnungen  über  ein  Fernwär- 
me- oder  Fernkältenetz  versorgt  oder  sind  eigene  gemeinsame 
Wärme-  oder  Kälteerzeugungsanlagen  für  diese  Gebäude  vor- 
handen, so  können  die  Mitgliedstaaten  transparente  Regeln  für 
die  Verteilung  der  Kosten  des  thermischen  Verbrauchs  oder  des 
Warmwasserverbrauchs  in  diesen  Gebäuden  einführen,  um  die 
Transparenz  und  die  Genauigkeit  der  Abrechnung  des  individu- 
ellen Verbrauchs  zu  gewährleisten.  Solche  Regeln  enthalten  ge- 
gebenenfalls Leitlinien  für  die  Art  und  Weise  der  Zurechnung 
der  Kosten  für  den  Wärme-  und/oder  Warmwasserverbrauch  in 
folgenden  Fällen: 

a)  Warmwasser  für  den  Haushaltsbedarf; 

b)  von  den  Verteilungseinrichtungen  des  Gebäudes  abgestrahlte 
Wärme  und  für  die  Beheizung  von  Gemeinschaftsflächen 
verwendete  Wärme  (sofern  Treppenhäuser  und  Flure  mit 
Heizkörpern  ausgestattet  sind); 

c)  zum  Zwecke  der  Beheizung  von  Wohnungen. 

Artikel  10 
Abrechnungsinformationen 

(1)  Verfügen  die  Endkunden  nicht  über  intelligente  Zähler 
gemäß  den  Richtlinien  2009/72/EG  und  2009/7  3/EG,  so  ge- 
währleisten die  Mitgliedstaaten  bis  zum  31.  Dezember  2014, 
dass  die  Abrechnungsinformationen  im  Einklang  mit  Anhang 
VII  Abschnitt  1.1  für  alle  Sektoren,  die  unter  die  vorliegende 
Richtlinie  fallen,  einschließlich  Energieverteiler,  Verteilernetz- 
betreiber und  Energieeinzelhandelsunternehmen,  genau  sind 
und  auf  dem  tatsächlichen  Verbrauch  beruhen,  sofern  dies  tech- 
nisch möglich  und  wirtschaftlich  gerechtfertigt  ist. 

Diese  Verpflichtung  kann  durch  ein  System  der  regelmäßigen 
Selbstablesung  seitens  der  Endkunden  erfüllt  werden,  bei  dem 
die  Endkunden  die  an  ihrem  Zähler  abgelesenen  Werte  dem 
Energieversorger  mitteilen.  Nur  wenn  der  Endkunde  für  einen 
bestimmten  Abrechnungszeitraum  keine  Zählerablesewerte  mit- 
geteilt hat,  erfolgt  die  Abrechnung  auf  der  Grundlage  einer  Ver- 
brauchsschätzung oder  eines  Pauschaltarifs. 

(2)  Die  nach  den  Richtlinien  2009/72/EG  und  2009/73/EG 
installierten  Zähler  müssen  genaue  Abrechnungsinformationen 
auf  der  Grundlage  des  tatsächlichen  Verbrauchs  ermöglichen. 
Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Endkunden  die  Mög- 
lichkeit eines  leichten  Zugangs  zu  ergänzenden  Informationen 
haben,  mit  denen  sie  den  historischen  Verbrauch  detailliert 
selbst  kontrollieren  können. 

Die  ergänzenden  Informationen  über  den  historischen  Ver- 
brauch enthalten: 

a)  kumulierte  Daten  für  mindestens  die  drei  vorangegangenen 
Jahre  oder  für  den  Zeitraum  seit  Beginn  des  Versorgungs- 
vertrags, falls  dieser  kürzer  ist.  Die  Daten  müssen  den  Inter- 
vallen entsprechen,  für  die  Zwischenabrechnungsinformatio- 
nen erstellt  wurden;  und 

b)  ausführliche  tages-,  wochen-,  monats-  und  jahresbezogene 
Daten  zu  den  Nutzungszeiten.  Diese  Daten  werden  dem  End- 
kunden über  das  Internet  oder  die  Zählerschnittstelle  für 
mindestens  die  letzten  24  Monate  oder  für  den  Zeitraum 
seit  Beginn  des  Versorgungsvertrags,  falls  dieser  kürzer  ist, 
zugänglich  gemacht. 


(3)  Unabhängig  davon,  ob  intelligente  Zähler  eingebaut  wur- 
den oder  nicht,  gilt  für  die  Mitgliedstaaten  Folgendes: 

a)  Sie  schreiben  vor,  dass  auf  Wunsch  des  Endkunden  Informa- 
tionen über  die  Energieabrechnungen  und  den  historischen 
Verbrauch  —  soweit  verfügbar  —  einem  vom  Endkunden 
benannten  Energiedienstleister  zur  Verfügung  gestellt  wer- 
den. 

b)  Sie  stellen  sicher,  dass  Endkunden  die  Möglichkeit  eröffnet 
wird,  Abrechnungsinformationen  und  Abrechnungen  in  elek- 
tronischer Form  zu  erhalten  und  dass  sie  auf  Anfrage  eine 
klare  und  verständliche  Erläuterung  erhalten,  wie  ihre  Ab- 
rechnung zustande  gekommen  ist,  insbesondere  dann, 
wenn  nicht  auf  den  tatsächlichen  Verbrauch  bezogen  abge- 
rechnet wird. 

c)  Sie  stellen  sicher,  dass  mit  der  Abrechnung  geeignete  Anga- 
ben zur  Verfügung  gestellt  werden,  damit  die  Endkunden 
eine  umfassende  Darstellung  der  aktuellen  Energiekosten  ge- 
mäß Anhang  VII  erhalten. 

d)  Sie  können  vorschreiben,  dass  auf  Wunsch  des  Endkunden 
die  in  den  betreffenden  Abrechnungen  enthaltenen  Informa- 
tionen nicht  als  Zahlungsaufforderungen  anzusehen  sind.  In 
diesen  Fällen  sorgen  die  Mitgliedstaaten  dafür,  dass  die  Ener- 
gieversorger flexible  Regelungen  für  die  tatsächlich  zu  leis- 
tenden Zahlungen  anbieten. 

e)  Sie  verlangen,  dass  den  Verbrauchern  auf  Anfrage  Informa- 
tionen und  Schätzungen  in  Bezug  auf  Energiekosten  recht- 
zeitig und  in  einem  leicht  verständlichen  Format  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden,  das  es  den  Verbrauchern  ermöglicht, 
Angebote  unter  gleichen  Voraussetzungen  zu  vergleichen. 

Artikel  11 

Kosten  für  den  Zugang  zu  Verbrauchserfassungs-  und 
Abrechnungsinformationen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  Endkunden  alle 
ihre  Energieverbrauchsabrechnungen  und  diesbezüglichen  Ab- 
rechnungsinformationen kostenfrei  erhalten  und  dass  ihnen  fer- 
ner in  geeigneter  Weise  kostenfreier  Zugang  zu  ihren  Ver- 
brauchsdaten gewährt  wird. 

(2)  Ungeachtet  des  Absatzes  1  werden  im  Rahmen  der  Ab- 
rechnungsinformation die  tatsächlich  angefallenen  Aufwendun- 
gen für  die  Aufteilung  der  Kosten  über  den  individuellen  Ver- 
brauch von  Wärme  und  Kälte  in  Gebäuden  mit  mehreren  Woh- 
nungen oder  in  Mehrzweckgebäuden  gemäß  Artikel  9  Absatz  3 
umlegbar.  Kosten,  die  durch  die  Übertragung  dieser  Aufgabe  an 
einen  Dritten  —  etwa  einen  Dienstleister  oder  den  örtlichen 
Energieversorger  —  entstehen  und  welche  die  Messung,  die  Zu- 
rechnung und  die  Abrechnung  des  tatsächlichen  individuellen 
Verbrauchs  in  diesen  Gebäuden  betreffen,  können  auf  die  End- 
kunden umgelegt  werden,  soweit  diese  Kosten  der  Höhe  nach 
angemessen  sind. 

Artikel  12 

Programm  für  „informierte  und  kompetente  Verbraucher" 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  ergreifen  geeignete  Maßnahmen,  um 
die  effiziente  Nutzung  von  Energie  durch  Kleinabnehmer,  auch 
Privathaushalte,  zu  fördern  und  zu  erleichtern.  Diese  Maßnah- 
men können  Teil  einer  nationalen  Strategie  sein. 
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(2)  Für  die  Zwecke  des  Absatzes  1  enthalten  diese  Maßnah- 
men eine  oder  mehrere  der  folgenden  in  den  Buchstaben  a  oder 
b  aufgeführten  Komponenten: 

a)  eine  Reihe  von  Instrumenten  und  Politiken  zur  Förderung 
von  Verhaltensänderungen,  wie  beispielsweise: 

i)  steuerliche  Anreize, 

ii)  Zugang  zu  Finanzierungsquellen,  Finanzhilfen  oder  Sub- 
ventionen, 

iii)  Bereitstellung  von  Informationen, 

iv)  Projekte  mit  Beispielcharakter, 

v)  Aktivitäten  am  Arbeitsplatz; 

b)  Mittel  und  Wege,  um  Verbraucher  und  Verbraucherorganisa- 
tionen während  der  möglichen  Einführung  intelligenter  Zäh- 
ler einzubeziehen,  indem  ihnen  Folgendes  mitgeteilt  wird: 

i)  kostenwirksame  und  leicht  umsetzbare  Möglichkeiten  zur 
Änderung  des  Energienutzungsverhaltens, 

ii)  Informationen  über  Energieeffizienzmaßnahmen. 

Artikel  13 
Sanktionen 

Die  Mitgliedstaaten  legen  Sanktionen  für  den  Fall  der  Nichtein- 
haltung der  aufgrund  der  Artikel  7  bis  11  und  des  Artikels  18 
Absatz  3  dieser  Richtlinie  erlassenen  nationalen  Vorschriften 
fest  und  ergreifen  die  zu  ihrer  Anwendung  erforderlichen  Maß- 
nahmen. Die  Sanktionen  müssen  wirksam,  angemessen  und  ab- 
schreckend sein.  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission 
diese  Vorschriften  bis  zum  5.  Juni  2014  mit  und  melden  ihr 
alle  späteren  Änderungen  dieser  Bestimmungen  unverzüglich. 

KAPITEL  III 

EFFIZIENZ  BEI  DER  ENERGIEVERSORGUNG 

Artikel  14 

Förderung  von  Effizienz  bei  der  Wärme-  und 
Kälteversorgung 

(1)  Bis  zum  31.  Dezember  2015  führen  die  Mitgliedstaaten 
eine  umfassende  Bewertung  des  Potenzials  für  den  Einsatz  der 
hocheffizienten  KWK  und  der  effizienten  Fernwärme-  und  Fern- 
kälteversorgung durch  und  teilen  diese  mit  den  in  Anhang  VIII 
aufgeführten  Informationen  der  Kommission  mit.  Wenn  sie  be- 
reits eine  gleichwertige  Bewertung  durchgeführt  haben,  teilen  sie 
diese  der  Kommission  mit. 

Bei  der  umfassenden  Bewertung  wird  der  Analyse  des  jeweiligen 
nationalen  Potenzials  für  hocheffiziente  KWK  gemäß  der  Richt- 
linie 2004/8/EG  umfassend  Rechnung  getragen. 


Auf  Ersuchen  der  Kommission  wird  die  Bewertung  alle  fünf 
Jahre  aktualisiert  und  der  Kommission  mitgeteilt.  Die  Kommis- 
sion unterbreitet  ihr  Ersuchen  mindestens  ein  Jahr  vor  dem 
Fälligkeitstermin. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  verabschieden  Politiken,  mit  denen 
darauf  hingewirkt  werden  soll,  dass  das  Potenzial  der  Verwen- 
dung effizienter  Wärme-  und  Kühlsysteme  —  insbesondere  von 
Systemen,  die  mit  hocheffizienter  KWK  arbeiten  —  auf  lokaler 
und  regionaler  Ebene  gebührend  berücksichtigt  wird.  Dem  Po- 
tenzial für  die  Entwicklung  lokaler  und  regionaler  Wärmemärkte 
ist  Rechnung  zu  tragen. 


(3)  Für  die  Zwecke  der  Bewertung  gemäß  Absatz  1  führen 
die  Mitgliedstaaten  im  Einklang  mit  Anhang  IX  Teil  1  eine 
Kosten-Nutzen-Analyse  für  ihr  gesamtes  Hoheitsgebiet  durch, 
bei  der  klimatische  Bedingungen,  die  wirtschaftliche  Tragfähig- 
keit und  die  technische  Eignung  berücksichtigt  werden.  Die 
Kosten-Nutzen-Analyse  muss  es  ermöglichen,  die  ressourcen- 
und  kosteneffizientesten  Lösungen  zur  Deckung  des  Wärme- 
und  Kälteversorgungsbedarfs  zu  ermitteln.  Diese  Kosten-Nut- 
zen-Analyse kann  Teil  einer  Umweltprüfung  im  Rahmen  der 
Richtlinie  2001/42/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  vom  27.  Juni  2001  über  die  Prüfung  der  Umweltauswir- 
kungen bestimmter  Pläne  und  Programme  (l)  sein. 


(4)  Ergeben  die  Bewertung  nach  Absatz  1  und  die  Analyse 
nach  Absatz  3,  dass  ein  Potenzial  für  den  Einsatz  hocheffizien- 
ter KWK  und/oder  effizienter  Fernwärme-  und  Fernkälteversor- 
gung vorhanden  ist,  dessen  Nutzen  die  Kosten  überwiegt,  so 
ergreifen  die  Mitgliedstaaten  angemessene  Maßnahmen,  um 
eine  Infrastruktur  für  effiziente  Fernwärme-  und  Fernkälteversor- 
gung auf-  und  auszubauen  und/oder  der  Entwicklung  der  hoch- 
effizienten KWK  und  der  Nutzung  von  Wärme  und  Kälte  aus 
Abwärme  und  erneuerbaren  Energiequellen  gemäß  den  Absät- 
zen 1,  5  und  7  Rechnung  zu  tragen. 


Ergeben  die  Bewertung  nach  Absatz  1  und  die  Analyse  nach 
Absatz  3,  dass  kein  Potenzial  vorhanden  ist,  bei  dem  der  Nut- 
zen die  Kosten  —  einschließlich  der  Verwaltungskosten  für  die 
Durchführung  der  Kosten-Nutzen-Analyse  nach  Absatz  5  — 
überwiegt,  so  können  die  betreffenden  Mitgliedstaaten  Anlagen 
von  den  Anforderungen  jenes  Absatzes  ausnehmen. 


(5)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  nach  dem  5.  Juni 
2014  in  folgenden  Fällen  eine  Kosten-Nutzen- Analyse  in  Ein- 
klang mit  Anhang  IX  Teil  2  durchgeführt  wird: 


a)  Planung  einer  neuen  thermischen  Stromerzeugungsanlage 
mit  einer  thermischen  Gesamtnennleistung  von  mehr  als 
20  MW;  zu  bewerten  sind  die  Kosten  und  der  Nutzen  von 
Vorkehrungen  für  den  Betrieb  der  Anlage  als  hocheffiziente 
KWK-Anlage; 


0  ABl.  L  197  vom  21.7.2001,  S.  30. 
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b)  erhebliche  Modernisierung  einer  vorhandenen  thermischen 
Stromerzeugungsanlage  mit  einer  thermischen  Gesamtnenn- 
leistung von  mehr  als  20  MW;  zu  bewerten  sind  die  Kosten 
und  der  Nutzen  einer  Umrüstung  zu  einer  hocheffizienten 
KWK-Anlage; 

c)  Planung  oder  erhebliche  Modernisierung  einer  Industrie- 
anlage mit  einer  thermischen  Gesamtnennleistung  von 
mehr  als  20  MW,  bei  der  Abwärme  mit  einem  nutzbaren 
Temperaturniveau  entsteht;  zu  bewerten  sind  die  Kosten 
und  der  Nutzen  der  Verwendung  der  Abwärme  zur  Deckung 
eines  wirtschaftlich  vertretbaren  Bedarfs,  auch  durch  KWK, 
und  der  Anbindung  dieser  Anlage  an  ein  Fernwärme-  und 
Fernkältenetz; 

d)  Planung  eines  neuen  Fernwärme-  und  Fernkältenetzes  oder 
Planung  einer  neuen  Energieerzeugungsanlage  mit  einer  ther- 
mischen Gesamtnennleistung  von  mehr  als  20  MW  in  einem 
bestehenden  Fernwärme-  oder  Fernkältenetz  oder  erhebliche 
Modernisierung  einer  bestehenden  derartigen  Anlage;  zu  be- 
werten sind  die  Kosten  und  der  Nutzen  der  Verwendung  der 
Abwärme  von  nahe  gelegenen  Industrieanlagen. 

Der  Einbau  von  Ausrüstungen  für  die  Abscheidung  des  von 
einer  Verbrennungsanlage  erzeugten  C02  im  Hinblick  auf  seine 
geologische  Speicherung  gemäß  der  Richtlinie  2009/31/EG  gilt 
für  die  Zwecke  der  Buchstaben  b,  c  und  d  dieses  Absatzes  nicht 
als  Modernisierung. 

Die  Mitgliedstaaten  können  verlangen,  dass  die  Kosten-Nutzen- 
Analyse  gemäß  den  Buchstaben  c  und  d  in  Zusammenarbeit  mit 
den  für  den  Betrieb  der  Fernwärme-  bzw.  Fernkältenetze  zustän- 
digen Unternehmen  durchgeführt  wird. 

(6)  Die  Mitgliedstaaten  können  folgende  Anlagen  von  der 
Anwendung  des  Absatzes  5  freistellen: 

a)  Spitzenlast-  und  Reserve-Stromerzeugungsanlagen,  die  im 
gleitenden  Durchschnitt  über  einen  Zeitraum  von  fünf  Jahren 
unter  1  500  Betriebsstunden  jährlich  in  Betrieb  sein  sollen; 
Grundlage  hierfür  ist  ein  von  dem  betreffenden  Mitgliedstaat 
eingerichtetes  Verifizierungsverfahren,  mit  dem  sichergestellt 
wird,  dass  das  Freistellungskriterium  erfüllt  ist; 

b)  Kernkraftwerke; 

c)  Anlagen,  die  in  der  Nähe  einer  nach  der  Richtlinie 
2009/31/EG  genehmigten  geologischen  Speicherstätte  ange- 
siedelt werden  müssen. 

Die  Mitgliedstaaten  können  außerdem  Schwellenwerte  für  die 
verfügbare  Nutzabwärme,  für  die  Wärmenachfrage  oder  für 
die  Entfernungen  zwischen  den  Industrieanlagen  und  den  Fern- 
wärmenetzen festlegen,  um  einzelne  Anlagen  von  der  Anwen- 
dung des  Absatzes  5  Buchstaben  c  und  d  freizustellen. 

Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  bis  zum  31.  Dezem- 
ber 2013  die  nach  diesem  Absatz  gewährten  Freistellungen  und 
alle  späteren  Änderungen  dieser  Freistellungen  mit. 


(7)  Die  Mitgliedstaaten  beschließen  Genehmigungskriterien 
gemäß  Artikel  7  der  Richtlinie  2009/72/EG  oder  gleichwertige 
Erlaubniskriterien, 


a)  um  den  Ergebnissen  der  umfassenden  Bewertung  gemäß  Ab- 
satz 1  Rechnung  zu  tragen, 


b)  um  sicherzustellen,  dass  die  Anforderungen  des  Absatzes  5 
erfüllt  sind,  und 


c)  um  den  Ergebnissen  der  Kosten-Nutzen-Analyse  gemäß  Ab- 
satz 5  Rechnung  zu  tragen. 


(8)  Die  Mitgliedstaaten  können  einzelne  Anlagen  mittels  der 
in  Absatz  7  genannten  Genehmigungs-  und  Erlaubniskriterien 
von  der  Anforderung  freistellen,  Optionen  anzuwenden,  deren 
Nutzen  die  Kosten  überwiegt,  wenn  es  aufgrund  von  Rechts- 
vorschriften, Eigentumsverhältnissen  oder  der  Finanzlage  zwin- 
gende Gründe  hierfür  gibt.  In  diesen  Fällen  notifizieren  die  be- 
treffenden Mitgliedstaaten  der  Kommission  ihre  Entscheidung 
innerhalb  von  drei  Monaten  nach  ihrem  Erlass  zusammen  mit 
einer  Begründung. 


(9)  Die  Absätze  5,  6,  7und  8  gelten  für  Anlagen,  die  unter 
die  Richtlinie  2010/75/EU  fallen,  unbeschadet  der  Anforderun- 
gen der  genannten  Richtlinie. 


(10)  Auf  der  Grundlage  der  in  Anhang  II  Buchstabe  f  ge- 
nannten harmonisierten  Wirkungsgrad-Referenzwerte  sorgen 
die  Mitgliedstaaten  dafür,  dass  die  Herkunft  von  Strom  aus 
hocheffizienter  KWK  nach  von  den  einzelnen  Mitgliedstaaten 
festgelegten  objektiven,  transparenten  und  nichtdiskriminieren- 
den Kriterien  nachgewiesen  werden  kann.  Sie  stellen  sicher,  dass 
dieser  Herkunftsnachweis  die  Anforderungen  erfüllt  und  min- 
destens die  in  Anhang  X  genannten  Informationen  enthält.  Die 
Mitgliedstaaten  anerkennen  die  von  ihnen  ausgestellten  Her- 
kunftsnachweise gegenseitig  ausschließlich  als  Nachweis  der  in 
diesem  Absatz  genannten  Informationen.  Die  Verweigerung  ei- 
ner entsprechenden  Anerkennung  eines  Herkunftsnachweises, 
insbesondere  aus  Gründen  der  Betrugsbekämpfung,  muss  sich 
auf  objektive,  transparente  und  nichtdiskriminierende  Kriterien 
stützen.  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  eine  solche 
Verweigerung  und  deren  Begründung  mit.  Wird  die  Anerken- 
nung eines  Herkunftsnachweises  verweigert,  so  kann  die  Kom- 
mission einen  Beschluss  erlassen,  um  die  verweigernde  Seite 
insbesondere  aufgrund  objektiver,  transparenter  und  nichtdiskri- 
minierender Kriterien  zur  Anerkennung  zu  verpflichten. 


Die  Kommission  wird  ermächtigt,  die  harmonisierten  Wirkungs- 
grad-Referenzwerte, die  im  Durchführungsbeschluss 
2011/877/EU  der  Kommission  (J)  auf  der  Grundlage  der  Richt- 
linie 2004/8/EG  festgelegt  wurden,  durch  delegierte  Rechtsakte 
gemäß  Artikel  23  dieser  Richtlinie  bis  zum  31.  Dezember  2014 
zu  überprüfen. 
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(11)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  jede  verfügbare 
Förderung  der  KWK  davon  abhängig  gemacht  wird,  dass  der 
erzeugte  Strom  aus  hocheffizienter  KWK  stammt  und  die  Ab- 
wärme wirksam  zur  Erreichung  von  Primärenergieeinsparungen 
genutzt  wird.  Die  staatliche  Förderung  der  KWK  sowie  der  Fern- 
wärmeerzeugung und  -netze  unterliegt  gegebenenfalls  den  Vor- 
schriften für  staatliche  Beihilfen. 


Artikel  15 

Energieumwandlung,  -Übertragung  bzw.  -fernleitung  und 
-Verteilung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  nationalen 
Energieregulierungsbehörden  bei  der  Wahrnehmung  ihrer  Regu- 
lierungsaufgaben gemäß  den  Richtlinien  2009/72/EG  und 
2009/7  3/EG  in  Bezug  auf  ihre  Beschlüsse  zum  Betrieb  der 
Gas-  und  Strominfrastruktur  der  Energieeffizienz  gebührend 
Rechnung  tragen. 


Insbesondere  gewährleisten  die  Mitgliedstaaten,  dass  die  natio- 
nalen Energieregulierungsbehörden  durch  die  Erarbeitung  von 
Netztarifen  und  Netzregulierung  im  Rahmen  der  Richtlinie 
2009/72/EG  und  unter  Berücksichtigung  der  Kosten  und  des 
Nutzens  der  einzelnen  Maßnahmen  Anreize  für  die  Netzbetrei- 
ber vorsehen,  damit  sie  für  die  Netznutzer  Systemdienste  bereit- 
stellen, mit  denen  diese  im  Rahmen  der  fortlaufenden  Realisie- 
rung intelligenter  Netze  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Ener- 
gieeffizienz umsetzen  können. 


Derartige  Systemdienste  können  vom  Netzbetreiber  festgelegt 
werden  und  dürfen  die  Systemsicherheit  nicht  beeinträchtigen. 


Für  den  Strombereich  gewährleisten  die  Mitgliedstaaten,  dass  die 
Netzregulierung  und  die  Netztarife  die  Kriterien  des  Anhangs  XI 
erfüllen,  wobei  die  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009 
entwickelten  Leitlinien  und  Kodizes  berücksichtigt  werden. 


destmaß  begrenzt  werden  und  in  keinem  unangemessenen  Ver- 
hältnis zu  der  sozialen  Zielsetzung  stehen. 


(4)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Anreize  in  Über- 
tragungs-  und  Verteilungstarifen,  die  sich  nachteilig  auf  die  Ge- 
samteffizienz (auch  die  Energieeffizienz)  der  Stromerzeugung, 
-Übertragung,  -Verteilung  und  -lieferung  auswirken  oder  die  die 
Teilnahme  an  der  Laststeuerung  (Demand  Response)  sowie  den 
Zugang  zum  Markt  für  Ausgleichsdienste  und  zur  Erbringung 
von  Hilfsdiensten  verhindern  könnten,  beseitigt  werden.  Die 
Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  Netzbetreiber  Anreize  erhal- 
ten, um  bezüglich  Auslegung  und  Betrieb  der  Infrastruktur  Ef- 
fizienzverbesserungen zu  erzielen,  und  dass  —  im  Rahmen  der 
Richtlinie  2009/72/EG  —  es  die  Tarife  gestatten,  dass  die  Ver- 
sorger die  Einbeziehung  der  Verbraucher  in  die  Systemeffizienz 
verbessern,  wozu  auch  eine  von  nationalen  Gegebenheiten  ab- 
hängige Laststeuerung  zählt. 


(5)  Unbeschadet  des  Artikels  16  Absatz  2  der  Richtlinie 
2009/28/EG  und  unter  Berücksichtigung  des  Artikels  15  der 
Richtlinie  2009/72/EG  sowie  der  Erforderlichkeit,  die  Kontinui- 
tät der  Wärmeversorgung  sicherzustellen,  gewährleisten  die  Mit- 
gliedstaaten, dass  unter  dem  Vorbehalt  von  Anforderungen  an 
die  Wahrung  der  Netzzuverlässigkeit  und  der  Netzsicherheit,  die 
auf  von  den  zuständigen  nationalen  Behörden  festgelegten 
transparenten  und  nichtdiskriminierenden  Kriterien  beruhen, 
die  Ubertragungs-  und  Verteilernetzbetreiber,  die  in  ihrem  Ho- 
heitsgebiet mit  der  Inanspruchnahme  der  Erzeugungsanlagen 
betraut  sind, 


a)  die  Übertragung  und  Verteilung  von  Strom  aus  hocheffizien- 
ter KWK  garantieren; 


b)  für  Strom  aus  hocheffizienter  KWK  einen  vorrangigen  oder 
garantierten  Zugang  zum  Netz  gewähren; 


(2)      Die  Mitgliedstaaten  sorgen  bis  30.  Juni  2015  dafür,  dass 


a)  eine  Bewertung  der  Energieeffizienzpotenziale  ihrer  Gas-  und 
Strominfrastruktur  durchgeführt  wird,  insbesondere  hinsicht- 
lich der  Übertragung  bzw.  Fernleitung,  der  Verteilung,  des 
Lastmanagements,  der  Interoperabilität  und  der  Anbindung 
an  Energie  erzeugende  Anlagen,  einschließlich  der  Zugangs- 
möglichkeiten für  Kleinstenergieerzeugungsanlagen; 


b)  konkrete  Maßnahmen  und  Investitionen  für  die  Einführung 
kostenwirksamer  Energieeffizienzverbesserungen  bezüglich 
der  Netzinfrastruktur  mit  einem  Zeitplan  für  ihre  Einführung 
bestimmt  werden. 


(3)  Die  Mitgliedstaaten  können  Systemkomponenten  und  Ta- 
rifstrukturen mit  sozialer  Zielsetzung  für  die  netzgebundene 
Energieübertragung  bzw.  -fernleitung  und  -Verteilung  genehmi- 
gen, sofern  alle  störenden  Auswirkungen  auf  das  Übertragungs- 
bzw. Fernleitungs-  und  Verteilernetz  auf  das  erforderliche  Min- 


c)  bei  der  Inanspruchnahme  von  Stromerzeugungsanlagen  eine 
vorrangige  Inanspruchnahme  von  Strom  aus  hocheffizienter 
KWK  vorsehen,  soweit  der  sichere  Betrieb  des  nationalen 
Stromnetzes  dies  zulässt. 


Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  Regeln  für  die  Auf- 
stellung der  Rangfolge  für  vorrangigen  Zugang  und  vorrangige 
Inanspruchnahme  in  ihren  Stromnetzen  klar  und  ausführlich 
erläutert  und  veröffentlicht  werden.  Wenn  die  Mitgliedstaaten 
vorrangigen  Zugang  oder  vorrangige  Inanspruchnahme  in  Be- 
zug auf  hocheffiziente  KWK  gewähren,  können  sie  Rangfolgen 
sowohl  zwischen  den  einzelnen  Arten  von  Energie  aus  erneuer- 
baren Quellen  und  hocheffizienter  KWK  als  auch  innerhalb 
dieser  Energiearten  aufstellen,  und  sie  sorgen  unter  allen  Um- 
ständen dafür,  dass  der  vorrangige  Zugang  oder  die  vorrangige 
Inanspruchnahme  nicht  behindert  wird. 


Zusätzlich  zu  den  Verpflichtungen  in  Unterabsatz  1  erfüllen  die 
Übertragungs-  und  Verteilernetzbetreiber  die  Anforderungen  des 
Anhangs  XII. 
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Die  Mitgliedstaaten  können  insbesondere  die  Netzanbindung 
von  Strom  aus  hocheffizienten  KWK-Klein-  und  -Kleinstanlagen 
erleichtern.  Die  Mitgliedstaaten  unternehmen  gegebenenfalls 
Schritte,  um  Netzbetreiber  darin  zu  bestärken,  für  die  Installa- 
tion von  KWK-Kleinstanlagen  ein  auf  einer  einfachen  Mitteilung 
beruhendes  vereinfachtes  und  abgekürztes  Genehmigungsverfah- 
ren für  Einzelpersonen  und  Installateure  einzuführen,  in  dessen 
Rahmen  erst  installiert  und  die  Anlage  anschließend  angemeldet 
wird. 

(6)  Vorbehaltlich  der  Anforderungen  an  die  Wahrung  der 
Netzzuverlässigkeit  und  der  Netzsicherheit  ergreifen  die  Mit- 
gliedstaaten geeignete  Maßnahmen,  um  sicherzustellen,  dass  Be- 
treiber hocheffizienter  KWK-Anlagen,  wenn  dies  mit  Blick  auf 
die  Betriebsweise  der  hocheffizienten  KWK-Anlage  technisch 
machbar  und  wirtschaftlich  tragfähig  ist,  Ausgleichsleistungen 
und  andere  operative  Dienste  auf  der  Ebene  der  Ubertragungs- 
oder  Verteilernetzbetreiber  anbieten  können.  Die  Ubertragungs- 
und Verteilernetzbetreiber  sorgen  dafür,  dass  solche  Dienstleis- 
tungen Teil  eines  Bieterverfahrens  sind,  das  transparent  und 
nichtdiskriminierend  ist  und  überprüft  werden  kann. 

Die  Mitgliedstaaten  können  gegebenenfalls  von  den  Übertra- 
gungs-  und  Verteilernetzbetreibern  verlangen,  dass  sie  die  An- 
siedlung  hocheffizienter  KWK-Anlagen  in  der  Nähe  von  Bedarfs- 
gebieten fördern,  indem  sie  die  Anschluss-  und  Netznutzungs- 
gebühren senken. 

(7)  Die  Mitgliedstaaten  können  Erzeugern  von  Strom  aus 
hocheffizienter  KWK,  die  einen  Netzanschluss  wünschen,  gestat- 
ten, für  die  Anschlussarbeiten  eine  Ausschreibung  durchzufüh- 
ren. 

(8)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  nationalen 
Energieregulierungsbehörden  darauf  hinwirken,  dass  nachfrage- 
seitige  Ressourcen,  wie  etwa  die  Laststeuerung  (Demand  Re- 
sponse), neben  den  Versorgern  an  den  Großhandels-  und  Einzel- 
handelsmärkten teilnehmen. 

Vorbehaltlich  technischer  Sachzwänge  im  Zusammenhang  mit 
dem  Netzmanagement  sorgen  die  Mitgliedstaaten  dafür,  dass 
Anbieter  aus  dem  Bereich  Laststeuerung  —  darunter  auch  Ag- 
gregatoren  —  von  den  Ubertragungs-  und  Verteilernetzbetrei- 
bern bei  der  Erfüllung  der  Anforderungen  für  Ausgleichs-  und 
Hilfsleistungen  diskriminierungsfrei,  ausgehend  von  ihren  tech- 
nischen Fähigkeiten,  behandelt  werden. 

Vorbehaltlich  technischer  Sachzwänge  im  Zusammenhang  mit 
dem  Netzmanagement  fördern  die  Mitgliedstaaten  in  Bezug  auf 
Märkte  für  Ausgleichsleistungen,  Reservedienste  und  andere  Sys- 
temdienste den  Marktzugang  und  die  Marktteilnahme  von  Last- 
steuerungs-Dienstleistern,  unter  anderem  indem  sie  verlangen, 
dass  die  nationalen  Regulierungsbehörden  oder,  falls  dies  in 
ihren  nationalen  Regulierungssystemen  vorgesehen  ist,  die  Uber- 
tragungs- und  Verteilernetzbetreiber  in  enger  Zusammenarbeit 
mit  den  Laststeuerungs-Dienstleistern  und  Verbrauchern  auf  der 
Grundlage  der  technischen  Anforderungen  dieser  Märkte  und 
der  Laststeuerungsmöglichkeiten  technische  Modalitäten  für  die 
Teilnahme  an  diesen  Märkten  festlegen.  Diese  Spezifikationen 
beziehen  die  Teilnahme  von  Aggregatoren  mit  ein. 

(9)  Bei  der  Berichterstattung  nach  der  Richtlinie  2010/75/EU 
prüfen  die  Mitgliedstaaten  unbeschadet  des  Artikels  9  Absatz  2 
der  genannten  Richtlinie,  ob  Informationen  über  Energieeffi- 
zienzniveaus von  Anlagen,  die  mit  einer  thermischen  Gesamt- 


nennleistung von  50  MW  oder  mehr  Brennstoffe  verfeuern,  auf- 
genommen werden,  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der  rele- 
vanten besten  verfügbaren  Techniken,  die  gemäß  der  Richtlinie 
2010/75/EU  und  der  Richtlinie  2008/1/EG  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  15.  Januar  2008  über  die  inte- 
grierte Vermeidung  und  Verminderung  der  Umweltverschmut- 
zung (')  entwickelt  wurden. 

Die  Mitgliedstaaten  können  sich  bei  den  Betreibern  von  Anlagen 
dafür  einsetzen,  deren  Nettobetrieb swirkungsgrad  im  Jahres- 
durchschnitt zu  verbessern. 

KAPITEL  IV 
HORIZONTALE  BESTIMMUNGEN 

Artikel  16 

Verfügbarkeit  von  Qualifizierungs-,  Akkreditierungs-  und 
Z  er  tifizierungssy  stemen 

(1)  Vertritt  ein  Mitgliedstaat  die  Auffassung,  dass  das  natio- 
nale Niveau  an  technischer  Kompetenz,  Objektivität  und  Zuver- 
lässigkeit nicht  ausreicht,  so  stellt  er  sicher,  dass  bis  zum  31.  De- 
zember 2014  Zertifizierungssysteme  und/oder  Akkreditierungs- 
systeme und/oder  gleichwertige  Qualifizierungssysteme,  soweit 
erforderlich  einschließlich  geeigneter  Ausbildungsprogramme, 
für  die  Anbieter  von  Energiedienstleistungen  und  Energieaudits 
sowie  für  Energiemanager  und  Installateure  von  energierelevan- 
ten Gebäudekomponenten  gemäß  Artikel  2  Nummer  9  der 
Richtlinie  20 10/ 31  /EU  bereitstehen  oder  bereitgestellt  werden. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  in  Absatz  1 
genannten  Systeme  gegenüber  den  Verbrauchern  für  Trans- 
parenz sorgen,  zuverlässig  sind  und  ihren  Beitrag  zur  Verwirk- 
lichung der  nationalen  Energieeffizienzziele  leisten. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  machen  die  Zertifizierungs-  und/oder 
Akkreditierungssysteme  oder  gleichwertigen  Qualifizierungssys- 
teme nach  Absatz  1  öffentlich  zugänglich  und  arbeiten  sowohl 
untereinander  als  auch  mit  der  Kommission  bei  Vergleichen 
zwischen  den  Systemen  sowie  bei  der  Anerkennung  der  Sys- 
teme zusammen. 

Die  Mitgliedstaaten  treffen  geeignete  Maßnahmen,  um  die  Ver- 
braucher gemäß  Artikel  18  Absatz  1  auf  die  Verfügbarkeit  von 
Qualifizierungs-  und/oder  Zertifizierungssystemen  aufmerksam 
zu  machen. 

Artikel  17 

Information  und  Ausbildung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Informationen 
zu  verfügbaren  Energieeffizienzmechanismen  sowie  Finanz-  und 
Rechtsrahmen  transparent  sind  und  umfassend  bei  allen  ein- 
schlägigen Marktakteuren  verbreitet  werden,  wie  etwa  Verbrau- 
chern, Bauunternehmern,  Architekten,  Ingenieuren,  Umweltgut- 
achtern und  Energieauditoren  sowie  Installateuren  von  Gebäude- 
komponenten gemäß  der  Richtlinie  20 10/ 31 /EU. 

Die  Mitgliedstaaten  wirken  darauf  hin,  dass  Banken  und  andere 
Finanzinstitute  über  die  Möglichkeiten  der  Beteiligung  an  der 
Finanzierung  von  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Energieef- 
fizienz, einschließlich  der  Schaffung  öffentlich-privater  Partner- 
schaften, informiert  werden. 


0  ABl.  L  24  vom  29.1.2008,  S.  8. 
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(2)  Die  Mitgliedstaaten  schaffen  geeignete  Bedingungen,  da- 
mit die  Marktakteure  die  Energieverbraucher  angemessen  und 
gezielt  über  Energieeffizienz  informieren  und  beraten  können. 

(3)  Die  Kommission  überprüft  die  Wirkung  ihrer  Maßnah- 
men zur  Unterstützung  der  Entwicklung  von  Plattformen,  wel- 
che unter  anderem  die  europäischen  Gremien  für  sozialen  Dia- 
log mit  der  Förderung  von  Ausbildungsprogrammen  zum 
Thema  Energieeffizienz  beinhalten,  und  schlägt  gegebenenfalls 
weitere  Maßnahmen  vor.  Die  Kommission  unterstützt  die  euro- 
päischen Sozialpartner  bei  der  Erörterung  des  Themas  Energie- 
effizienz. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  fördern  unter  Beteiligung  der  Akteure, 
einschließlich  lokaler  und  regionaler  Behörden,  zweckdienliche 
Informations-,  Sensibilisierungs-  und  Ausbildungsmaßnahmen, 
um  die  Bürger  über  die  Vorteile  und  die  praktischen  Aspekte 
von  Maßnahmen  zur  Steigerung  der  Energieeffizienz  zu  infor- 
mieren. 

(5)  Die  Kommission  fördert  den  Austausch  und  die  Verbrei- 
tung von  Informationen  über  vorbildliche  Energieeffizienzver- 
fahren in  den  Mitgliedstaaten. 

Artikel  18 

Energiedienstleistungen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  fördern  den  Energiedienstleistungs- 
markt und  den  Zugang  zu  diesem  Markt  für  KMU,  indem  sie 

a)  klare  und  leicht  zugängliche  Informationen  über  Folgendes 
verbreiten: 

i)  verfügbare  Energiedienstleistungsverträge  und  Klauseln, 
die  in  solche  Verträge  aufgenommen  werden  sollten, 
um  Energieeinsparungen  und  die  Rechte  der  Endkunden 
zu  garantieren; 

ii)  Finanzinstrumente,  Anreize,  Zuschüsse  und  Darlehen  zur 
Förderung  von  Dienstleistungsprojekten  im  Bereich  Ener- 
gieeffizienz; 

b)  die  Entwicklung  von  Gütesiegeln,  unter  anderem  durch  Fach- 
verbände, unterstützen; 

c)  eine  Liste  verfügbarer  qualifizierter  und/oder  zertifizierter 
Energiedienstleister  sowie  ihrer  Qualifizierungen  und/oder 
Zertifizierungen  gemäß  Artikel  16  öffentlich  zugänglich  ma- 
chen und  regelmäßig  aktualisieren  oder  für  eine  Schnittstelle 
sorgen,  über  die  die  Energiedienstleister  Informationen  be- 
reitstellen können; 

d)  den  öffentlichen  Sektor  bei  der  Annahme  von  Energiedienst- 
leistungsangeboten, insbesondere  für  Gebäuderenovierungen, 
unterstützen  und  hierzu 

i)  Energieleistungs-Musterverträge  bereitstellen,  die  mindes- 
tens die  in  Anhang  XIII  aufgeführten  Punkte  enthalten; 

ii)  Informationen  über  bewährte  Verfahren  in  Bezug  auf 
Energieleistungsverträge  bereitstellen,  die  —  sofern  ver- 
fügbar —  Kosten-Nutzen-Analysen  unter  Berücksichti- 
gung des  gesamten  Lebenszyklus  beinhalten; 


e)  im  Rahmen  des  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionsplans 
eine  qualitative  Uberprüfung  in  Bezug  auf  die  gegenwärtige 
und  künftige  Entwicklung  des  Markts  für  Energiedienstleis- 
tungen durchführen. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  unterstützen,  sofern  angemessen,  das 
ordnungsgemäße  Funktionieren  des  Energiedienstleistungs- 
markts, indem  sie 


a)  eine  oder  mehrere  Anlaufstellen,  bei  denen  Endkunden  die  in 
Absatz  1  genannten  Informationen  erhalten  können,  benen- 
nen und  bekanntmachen; 


b)  bei  Bedarf  Maßnahmen  ergreifen,  um  rechtliche  und  sonstige 
Hemmnisse  zu  beseitigen,  die  der  Nutzung  von  Energieleis- 
tungsverträgen und  anderen  Energieeffizienz-Dienstleistungs- 
modellen für  die  Ermittlung  und/oder  Durchführung  von 
Energiesparmaßnahmen  erschweren; 

c)  die  Schaffung  oder  Benennung  einer  unabhängigen  Einrich- 
tung wie  etwa  eines  Bürgerbeauftragen  prüfen,  um  dafür  zu 
sorgen,  dass  Beschwerden  effizient  bearbeitet  und  Streitfälle, 
die  sich  aus  Energiedienstleistungsverträgen  ergeben,  außer- 
gerichtlich beigelegt  werden; 

d)  dafür  sorgen,  dass  unabhängige  Marktmittler  eine  Rolle  bei 
der  Stimulierung  der  Marktentwicklung  auf  der  Angebots- 
und der  Nachfrageseite  übernehmen  können. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  Energievertei- 
ler, die  Verteilernetzbetreiber  und  die  Energieeinzelhandelsunter- 
nehmen sich  jeder  Tätigkeit  enthalten,  die  die  Nachfrage  nach 
und  die  Bereitstellung  von  Energiedienstleistungen  oder  sons- 
tigen Energieeffizienzmaßnahmen  beeinträchtigt  oder  die  Ent- 
wicklung von  Märkten  für  solche  Dienstleistungen  oder  Maß- 
nahmen behindern  könnte,  wozu  auch  die  Abschottung  des 
Markts  gegen  Wettbewerber  oder  der  Missbrauch  einer  markt- 
beherrschenden Stellung  gehören. 

Artikel  19 

Sonstige  Maßnahmen  zur  Förderung  von  Energieeffizienz 

(1)  Unbeschadet  der  Grundprinzipien  des  Eigentums-  und 
Mietrechts  der  Mitgliedstaaten  beurteilen  und  ergreifen  die  Mit- 
gliedstaaten falls  erforderlich  geeignete  Maßnahmen  zur  Beseiti- 
gung rechtlicher  und  sonstiger  Hemmnisse  für  die  Energieeffi- 
zienz, insbesondere  in  Bezug  auf 

a)  die  Aufteilung  von  Anreizen  zwischen  dem  Eigentümer  und 
dem  Mieter  eines  Gebäudes  oder  zwischen  den  Eigentümern, 
damit  diese  Parteien  nicht  deshalb,  weil  ihnen  die  vollen 
Vorteile  der  Investition  nicht  einzeln  zugute  kommen  oder 
weil  Regeln  für  die  Aufteilung  der  Kosten  und  Vorteile  unter- 
einander fehlen,  davon  abgehalten  werden,  Investitionen  zur 
Verbesserung  der  Energieeffizienz  vorzunehmen,  die  sie  an- 
sonsten getätigt  hätten;  dies  gilt  auch  für  nationale  Vorschrif- 
ten und  Maßnahmen  zur  Regelung  der  Entscheidungsfindung 
bei  Grundstücken  mit  mehreren  Eigentümern; 
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b)  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  sowie  Verwaltungsver- 
fahren im  Bereich  des  öffentlichen  Beschaffungswesens  sowie 
der  jährlichen  Haushaltsplanung  und  des  Rechnungswesens, 
um  sicherzustellen,  dass  einzelne  öffentliche  Einrichtungen 
nicht  von  der  Durchführung  von  Investitionen  zur  Verbes- 
serung der  Energieeffizienz  und  zur  Minimierung  der  erwar- 
teten Lebenszykluskosten  und  von  der  Inanspruchnahme 
von  Energieleistungsverträgen  oder  anderer  Drittfinanzierun- 
gen mit  langfristiger  Vertragslaufzeit  abgehalten  werden. 

Solche  Maßnahmen  zur  Beseitigung  von  Hemmnissen  können 
die  Bereitstellung  von  Anreizen,  die  Aufhebung  oder  Änderung 
von  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften,  die  Verabschiedung 
von  Leitlinien  und  Auslegungsmitteilungen  oder  die  Verein- 
fachung der  Verwaltungsverfahren  umfassen.  Diese  Maßnahmen 
können  mit  Aus-  und  Fortbildungsmaßnahmen,  der  Bereitstel- 
lung von  speziellen  Informationen  und  technischer  Hilfe  im 
Bereich  der  Energieeffizienz  kombiniert  werden. 

(2)  Die  Bewertung  der  Hemmnisse  und  Maßnahmen  nach 
Absatz  1  wird  der  Kommission  im  ersten  Nationalen  Energie- 
effizienz-Aktionsplan gemäß  Artikel  24  Absatz  2  übermittelt. 
Die  Kommission  fördert  den  diesbezüglichen  Austausch  be- 
währter nationaler  Verfahren. 

Anikle  20 

Nationaler  Energieeffizienzfonds,  Finanzierung  und 
technische  Unterstützung 

(1)  Unbeschadet  der  Artikel  107  und  108  des  Vertrags  über 
die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  ermöglichen  die  Mit- 
gliedstaaten die  Einrichtung  von  Finanzierungsfazilitäten  oder 
die  Nutzung  bestehender  derartiger  Fazilitäten  für  Maßnahmen 
zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz,  damit  der  aus  mehreren 
Finanzierungsströmen  erwachsende  Nutzen  maximiert  wird. 

(2)  Die  Kommission  unterstützt  die  Mitgliedstaaten  gegebe- 
nenfalls direkt  oder  über  die  europäischen  Finanzinstitute  bei 
der  Einrichtung  von  Finanzierungsfazilitäten  und  Programmen 
zur  technischen  Unterstützung  mit  dem  Ziel,  die  Energieeffi- 
zienz in  verschiedenen  Sektoren  zu  erhöhen. 

(3)  Die  Kommission  fördert  den  Austausch  bewährter  Ver- 
fahren zwischen  den  zuständigen  nationalen  oder  regionalen 
Behörden  oder  Einrichtungen,  beispielsweise  durch  alljährliche 
Sitzungen  der  Regulierungsbehörden,  öffentliche  Datenbanken 
mit  Informationen  zum  Stand  der  Umsetzung  von  Maßnahmen 
durch  die  Mitgliedstaaten  und  Ländervergleichen. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  können  einen  Nationalen  Energieeffi- 
zienzfonds einrichten.  Dieser  Fonds  muss  darauf  ausgerichtet 
sein,  nationale  Energieeffizienzinitiativen  zu  unterstützen. 

(5)  Die  Mitgliedstaaten  können  gestatten,  dass  den  Verpflich- 
tungen nach  Artikel  5  Absatz  1  dadurch  nachgekommen  wird, 
dass  zum  Nationalen  Energieeffizienzfonds  Jahresbeiträge  geleis- 
tet werden,  deren  Höhe  den  zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtun- 
gen erforderlichen  Investitionen  entspricht. 

(6)  Die  Mitgliedstaaten  können  vorsehen,  dass  die  verpflich- 
teten Parteien  ihren  Verpflichtungen  nach  Artikel  7  Absatz  1 


dadurch  nachkommen  können,  dass  sie  zum  Nationalen  Ener- 
gieeffizienzfonds einen  Jahresbeitrag  leisten,  dessen  Höhe  den 
zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  erforderlichen  Investitionen 
entspricht. 


(7)  Die  Mitgliedstaaten  können  ihre  Einnahmen  aus  den  jähr- 
lichen Emissionszuweisungen  nach  der  Entscheidung  Nr. 
406/2009/EG  für  den  Aufbau  innovativer  Finanzierungsmecha- 
nismen verwenden,  um  das  in  Artikel  5  festgelegte  Ziel  der 
Verbesserung  der  Energieeffizienz  von  Gebäuden  in  der  Praxis 
zu  verwirklichen. 


Artikel  21 

Umrechnungsfaktoren 

Zum  Vergleich  der  Energieeinsparungen  und  zur  Umrechnung 
in  vergleichbare  Einheiten  sind  die  Umrechnungsfaktoren  in 
Anhang  IV  zu  verwenden,  sofern  die  Verwendung  anderer  Um- 
rechnungsfaktoren nicht  gerechtfertigt  werden  kann. 

KAPITEL  V 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
Artikel  22 
Delegierte  Rechtsakte 

(1)  Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  gemäß 
Artikel  23  delegierte  Rechtsakte  zu  erlassen,  um  die  in  Arti- 
kel 14  Absatz  10  Unterabsatz  2  genannten  harmonisierten 
Wirkungsgrad-Referenzwerte  zu  überprüfen. 

(2)  Der  Kommission  wird  die  Befugnis  übertragen,  gemäß 
Artikel  23  delegierte  Rechtsakte  zu  erlassen,  um  die  Werte, 
die  Berechnungsmethoden,  den  Standard-Primärenergiekoeffi- 
zienten und  die  Anforderungen  in  den  Anhängen  I,  II,  III,  IV, 
V,  VII,  VIII,  IX,  X  und  XII  an  den  technischen  Fortschritt  an- 
zupassen. 

Artikel  23 
Ausübung  der  Befugnisübertragung 

(1)  Die  Befugnis  zum  Erlass  delegierter  Rechtsakte  wird  der 
Kommission  unter  den  in  diesem  Artikel  festgelegten  Bedingun- 
gen übertragen. 

(2)  Die  Befugnis  zum  Erlass  delegierter  Rechtsakte  gemäß 
Artikel  22  wird  der  Kommission  für  einen  Zeitraum  von  fünf 
Jahren  ab  dem  4.  Dezember  2012  übertragen. 

(3)  Die  Befugnisübertragung  gemäß  Artikel  22  kann  vom 
Europäischen  Parlament  oder  vom  Rat  jederzeit  widerrufen  wer- 
den. Der  Beschluss  über  den  Widerruf  beendet  die  Übertragung 
der  in  diesem  Beschluss  angegebenen  Befugnis.  Er  wird  am  Tag 
nach  seiner  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
oder  zu  einem  in  dem  Beschluss  über  den  Widerruf  angegebe- 
nen späteren  Zeitpunkt  wirksam.  Die  Gültigkeit  von  delegierten 
Rechtsakten,  die  bereits  in  Kraft  sind,  wird  von  dem  Beschluss 
über  den  Widerruf  nicht  berührt. 
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(4)  Sobald  die  Kommission  einen  delegierten  Rechtsakt  er- 
lässt,  übermittelt  sie  ihn  gleichzeitig  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat. 


(5)  Ein  delegierter  Rechtsakt,  der  gemäß  Artikel  22  erlassen 
wurde,  tritt  nur  in  Kraft,  wenn  weder  das  Europäische  Parlament 
noch  der  Rat  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Monaten  nach 
Übermittlung  dieses  Rechtsakts  an  das  Europäische  Parlament 
und  den  Rat  Einwände  erhoben  haben  oder  wenn  vor  Ablauf 
dieser  Frist  das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  beide  der 
Kommission  mitgeteilt  haben,  dass  sie  keine  Einwände  erheben 
werden.  Auf  Initiative  des  Europäischen  Parlaments  oder  des 
Rates  wird  diese  Frist  um  zwei  Monate  verlängert. 

Artikel  24 

Überprüfung  und  Überwachung  der  Durchführung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  berichten  gemäß  Anhang  XIV  Teil  1 
ab  2013  bis  zum  30.  April  eines  jeden  Jahres  über  die  bei  der 
Erfüllung  der  nationalen  Energieeffizienzziele  erreichten  Fort- 
schritte. Die  Berichte  können  Teil  der  nationalen  Reformpro- 
gramme gemäß  der  Empfehlung  2010/410/EU  des  Rates  vom 
13.  Juli  2010  über  die  Grundzüge  der  Wirtschaftspolitik  der 
Mitgliedstaaten  und  der  Union  (')  sein. 


(2)  Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  bis  zum  30.  April  2014 
und  danach  alle  drei  Jahre  Nationale  Energieeffizienz-Aktions- 
pläne. Die  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  müssen  im 
Hinblick  auf  die  Verwirklichung  der  nationalen  Energieeffizienz- 
ziele gemäß  Artikel  3  Absatz  1  bedeutende  Maßnahmen  zur 
Verbesserung  der  Energieeffizienz  sowie  erwartete  und/oder  er- 
zielte Energieeinsparungen  umfassen,  unter  anderem  bei  der 
Energieversorgung,  -Übertragung  bzw.  -fernleitung  und  -Vertei- 
lung sowie  beim  Energieendverbrauch.  Die  Nationalen  Energie- 
effizienz-Aktionspläne werden  durch  aktualisierte  Schätzungen 
des  voraussichtlichen  Gesamtprimärenergieverbrauchs  im  Jahr 
2020  und  durch  den  geschätzten  Primärenergieverbrauch  in 
den  in  Anhang  XIV  Teil  1  angegebenen  Sektoren  ergänzt. 


Die  Kommission  stellt  spätestens  am  31.  Dezember  2012  ein 
Muster  als  Orientierungshilfe  für  die  Nationalen  Energieeffi- 
zienz-Aktionspläne zur  Verfügung.  Dieses  Muster  wird  nach 
dem  Beratungsverfahren  des  Artikels  26  Absatz  2  angenommen. 
Die  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  enthalten  auf  alle 
Fälle  die  in  Anhang  XIV  angeführten  Informationen. 


(3)  Die  Kommission  bewertet  die  jährlichen  Berichte  und  die 
Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  sowie  die  Frage,  inwie- 
weit die  Mitgliedstaaten  Fortschritte  bei  der  Erreichung  der  nach 
Artikel  3  Absatz  1  geforderten  nationalen  Energieeffizienzziele 
und  bei  der  Durchführung  dieser  Richtlinie  gemacht  haben.  Die 
Kommission  übermittelt  ihre  Bewertung  dem  Europäischen  Par- 
lament und  dem  Rat.  Auf  der  Grundlage  ihrer  Bewertung  der 
Berichte  und  der  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  kann 
die  Kommission  Empfehlungen  an  die  Mitgliedstaaten  richten. 


(')  ABl.  L  191  vom  23.7.2010,  S.  28. 


(4)  Die  Kommission  überwacht  die  Auswirkungen  der 
Durchführung  dieser  Richtlinie  auf  die  Richtlinien  2003/87/EG, 
2009/28/EG  und  2010/31/EU  sowie  die  Entscheidung  Nr. 
406/2009/EG  und  auf  die  Wirtschaft,  insbesondere  die  Bran- 
chen, in  denen  laut  dem  Beschluss  2010/2/EU  die  Gefahr  einer 
Verlagerung  von  C02-Emissionen  besonders  groß  ist. 


(5)  Die  Kommission  überprüft  erstmals  bei  der  Bewertung 
des  jeweils  ersten  Nationalen  Energieeffizienz- Aktionsplans 
und  danach  alle  drei  Jahre,  ob  die  Möglichkeit  einer  Freistellung 
nach  Artikel  14  Absatz  6  noch  erforderlich  ist.  Ergibt  die  Über- 
prüfung, dass  eines  der  Kriterien  für  diese  Freistellungen  unter 
Berücksichtigung  der  Verfügbarkeit  der  Wärmelast  und  der  rea- 
len Betriebsbedingungen  der  freigestellten  Anlagen  nicht  mehr 
gerechtfertigt  ist,  so  schlägt  die  Kommission  geeignete  Maßnah- 
men vor. 


(6)  Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  der  Kommission  jedes 
Jahr  vor  dem  30.  April  Statistiken  nach  der  in  Anhang  I  be- 
schriebenen Methode  über  die  nationale  Erzeugung  von  Strom 
und  Wärme  aus  hocheffizienter  und  niedrigeffizienter  KWK  im 
Vergleich  zu  der  gesamten  Wärme-  und  Stromerzeugung.  Au- 
ßerdem übermitteln  sie  jährliche  Statistiken  über  die  KWK- Wär- 
me- und  KWK-Stromerzeugungskapazitäten  und  die  Brennstoffe 
für  die  KWK  sowie  über  die  Fernwärme-  und  Fernkälteerzeu- 
gung und  -kapazitäten  im  Vergleich  zu  der  gesamten  Wärme- 
und  Stromerzeugungskapazität.  Ferner  übermitteln  die  Mitglied- 
staaten Statistiken  nach  der  in  Anhang  II  beschriebenen  Me- 
thode über  die  durch  KWK  erzielten  Primärenergieeinsparungen. 


(7)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  bis  zum  30.  Juni  2014  die  Bewertung  gemäß  Artikel  3 
Absatz  2  vor,  der  bei  Bedarf  Vorschläge  für  weitere  Maßnahmen 
beigefügt  werden. 


(8)  Die  Kommission  überprüft  bis  zum  5.  Dezember  2015 
die  Wirkung  der  Anwendung  des  Artikels  6,  wobei  sie  den 
Anforderungen  der  Richtlinie  2004/1 8/EG  Rechnung  trägt, 
und  legt  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  einen  Be- 
richt vor.  Diesem  Bericht  werden  gegebenenfalls  Vorschläge  für 
weitere  Maßnahmen  beigefügt. 


(9)  Die  Kommission  legt  dem  Europäischen  Parlament  und 
dem  Rat  bis  zum  30.  Juni  2016  einen  Bericht  über  die  Anwen- 
dung des  Artikels  7  vor.  Diesem  Bericht  wird,  sofern  angemes- 
sen ein  Legislatiworschlag  für  einen  oder  mehrere  der  folgenden 
Zwecke  beigefügt: 


a)  Änderung  des  in  Artikel  7  Absatz  1  festgelegten  Endtermins; 


b)  Überprüfung  der  in  Artikel  7  Absätze  1,  2  und  3  festgeleg- 
ten Anforderungen; 


c)  Festlegung  zusätzlicher  gemeinsamer  Anforderungen,  ins- 
besondere hinsichtlich  der  Angelegenheiten,  auf  die  in  Arti- 
kel 7  Absatz  7  Bezug  genommen  wird. 
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(10)  Die  Kommission  bewertet  bis  zum  30.  Juni  2018  die 
Fortschritte,  die  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Beseitigung  der  in 
Artikel  19  Absatz  1  genannten  rechtlichen  und  sonstigen 
Hemmnisse  erzielt  haben.  Mit  dieser  Bewertung  gehen,  sofern 
angemessen,  Vorschläge  für  weitere  Maßnahmen  einher. 


(11)  Die  Kommission  macht  die  in  den  Absätzen  1  und  2 
genannten  Berichte  öffentlich  zugänglich. 


Artikel  25 

Online-Plattform 

Die  Kommission  richtet  eine  Online-Plattform  ein,  um  die  prak- 
tische Umsetzung  der  Richtlinie  auf  nationaler,  regionaler  und 
lokaler  Ebene  zu  fördern.  Diese  Plattform  unterstützt  den  Er- 
fahrungsaustausch in  Bezug  auf  Verfahrensweisen,  Referenzwer- 
te, vernetztes  Arbeiten  sowie  innovative  Verfahrensweisen. 


Artikel  26 

Ausschussverfahren 

(1)  Die  Kommission  wird  von  einem  Ausschuss  unterstützt. 
Dieser  Ausschuss  ist  ein  Ausschuss  im  Sinne  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  182/2011. 


(2)  Wird  auf  diesen  Absatz  Bezug  genommen,  so  gilt  Arti- 
kel 4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  182/2011. 


Artikel  27 

Änderungen  und  Aufhebungen 

(1)  Die  Richtlinie  2006/32/EG  —  ausgenommen  deren  Ar- 
tikel 4  Absätze  1  bis  4  und  Anhänge  I,  III  und  IV  —  wird 
unbeschadet  der  Verpflichtungen  der  Mitgliedstaaten  im  Zusam- 
menhang mit  den  Fristen  für  die  Umsetzung  in  innerstaatliches 
Recht  ab  5.  Juni  2014  aufgehoben.  Der  Artikel  4  Absätze  1  bis 
4  und  die  Anhänge  I,  III  und  IV  der  Richtlinie  2006/32/EG 
werden  ab  dem  1.  Januar  2017  aufgehoben. 


Die  Richtlinie  2004/8/EG  wird  unbeschadet  der  Verpflichtungen 
der  Mitgliedstaaten  im  Zusammenhang  mit  den  Fristen  für  die 
Umsetzung  in  innerstaatliches  Recht  ab  5.  Juni  2014  aufgeho- 
ben. 


Bezugnahmen  auf  die  Richtlinien  2006/32/EG  und  2004/8/EG 
gelten  als  Bezugnahmen  auf  die  vorliegende  Richtlinie  und  sind 
nach  Maßgabe  der  Entsprechungstabelle  in  Anhang  XV  zu  lesen. 


(2)  Der  Artikel  9  Absätze  1  und  2  der  Richtlinie  2010/30/EU 
wird  ab  5.  Juni  2014  gestrichen. 


(3)      Richtlinie  2009/125/EG  wird  wie  folgt  geändert: 


1.  Folgender  Erwägungsgrund  wird  eingefügt: 

„(35a)  Gemäß  der  Richtlinie  2010/31/EU  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  Mai  2010  über 
die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  (*)  sind 
die  Mitgliedstaaten  verpflichtet,  Anforderungen  an 
die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäudekomponen- 
ten, die  Teil  der  Gebäudehülle  sind,  und  Systeman- 
forderungen an  die  Gesamtenergieeffizienz,  die  ord- 
nungsgemäße Installation  und  angemessene  Dimen- 
sionierung, Einstellung  und  Überwachung  der  ge- 
bäudetechnischen Systeme,  die  in  bestehenden  Ge- 
bäuden eingebaut  werden,  festzulegen.  Es  ist  mit 
den  Zielen  dieser  Richtlinie  zu  vereinbaren,  dass 
diese  Anforderungen  unter  bestimmten  Umständen 
die  Installation  von  energieverbrauchsrelevanten 
Produkten,  die  mit  dieser  Richtlinie  und  ihren 
Durchführungsmaßnahmen  in  Einklang  stehen,  ein- 
schränken können,  sofern  durch  diese  Anforderun- 
gen keine  ungerechtfertigten  Marktbarrieren  errich- 
tet werden. 


(*)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  13." 


2.  In  Artikel  6  Absatz  1  wird  folgender  Satz  angefügt: 

„Die  von  den  Mitgliedstaaten  nach  Artikel  4  Absatz  1  und 
Artikel  8  der  Richtlinie  2010/31/EU  festgelegten  Anforde- 
rungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  und  Systemanforde- 
rungen bleiben  davon  unberührt." 

Artikel  28 
Umsetzung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  setzen  die  Rechts-  und  Verwaltungs- 
vorschriften in  Kraft,  die  erforderlich  sind,  um  dieser  Richtlinie 
bis  zum  5.  Juni  2014  nachzukommen. 

Unbeschadet  des  Unterabsatzes  1  setzen  die  Mitgliedstaaten  die 
Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  in  Kraft,  die  erforderlich 
sind,  um  Artikel  4,  Artikel  5  Absatz  1  Unterabsatz  1,  Artikel  5 
Absatz  5,  Artikel  5  Absatz  6,  Artikel  7  Absatz  9  letzter  Unter- 
absatz, Artikel  14  Absatz  6,  Artikel  19  Absatz  2,  Artikel  24 
Absatz  1  und  Artikel  24  Absatz  2  sowie  Anhang  V  Nummer  4 
bis  zu  den  in  diesen  Bestimmungen  genannten  Zeitpunkten 
nachzukommen. 

Sie  teilen  der  Kommission  unverzüglich  den  Wortlaut  dieser 
Vorschriften  mit. 

Wenn  die  Mitgliedstaaten  diese  Vorschriften  erlassen,  nehmen 
sie  in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen  Hinweis  bei  der 
amtlichen  Veröffentlichung  auf  diese  Richtlinie  Bezug.  Die  Mit- 
gliedstaaten regeln  die  Einzelheiten  der  Bezugnahme. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den  Wortlaut 
der  wichtigsten  nationalen  Rechtsvorschriften  mit,  die  sie  auf 
dem  unter  diese  Richtlinie  fallenden  Gebiet  erlassen. 
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Artikel  29 
Inkrafttreten 

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
Kraft. 

Artikel  30 
Adressaten 

Diese  Richtlinie  ist  an  die  Mitgliedstaaten  gerichtet. 


Geschehen  zu  Straßburg  am  25.  Oktober  2012. 


Im  Namen  des  Europäischen  Im  Namen  des  Rates 
Parlaments 

Der  Präsident  Der  Präsident 

M.  SCHULZ  A.  D.  MAVROYIANNIS 


ANHANG  I 


ALLGEMEINE  GRUNDSÄTZE  FÜR  DIE  BERECHNUNG  DER  STROMMENGE  AUS  KWK 

Teil  I 

Allgemeine  Grundsätze 

Die  Werte  für  die  Berechnung  des  KWK-Stroms  sind  auf  der  Grundlage  des  erwarteten  oder  tatsächlichen  Betriebs  des 
Blocks  unter  normalen  Einsatzbedingungen  zu  bestimmen.  Für  KWK-Kleinstanlagen  kann  die  Berechnung  auf  zertifizier- 
ten Werten  beruhen. 

a)  Die  Stromerzeugung  aus  KWK  ist  in  folgenden  Fällen  mit  der  jährlichen  Gesamtstromerzeugung  des  Blocks,  gemessen 
am  Ausgang  der  Hauptgeneratoren,  gleichzusetzen: 

i)  bei  KWK-Blöcken  des  Typs  b,  d,  e,  f,  g  und  h  gemäß  Teil  II  mit  einem  von  den  Mitgliedstaaten  festgelegten 
jährlichen  Gesamtwirkungsgrad  von  mindestens  75  %  und 

ii)  bei  KWK-Blöcken  des  Typs  a  und  c  gemäß  Teil  II  mit  einem  von  den  Mitgliedstaaten  festgelegten  jährlichen 
Gesamtwirkungsgrad  von  mindestens  80  96. 

b)  Bei  KWK-Blöcken  mit  einem  jährlichen  Gesamtwirkungsgrad  unter  dem  in  Buchstabe  a  Ziffer  i  genannten  Wert  (KWK- 
Blöcke  des  Typs  b,  d,  e,  f,  g  und  h  gemäß  Teil  II)  oder  mit  einem  jährlichen  Gesamtwirkungsgrad  unter  dem  in 
Buchstabe  a  Ziffer  ii  genannten  Wert  (KWK-Blöcke  der  Typen  a  und  c  gemäß  Teil  II)  wird  die  KWK  nach  folgender 
Formel  berechnet: 

Dabei  gilt: 

EKWK  ist  die  Strommenge  aus  KWK: 
C  ist  die  Stromkennzahl; 

Qkwk  'st  Nettowärmeerzeugung  aus  KWK  (zu  diesem  Zweck  berechnet  als  Gesamtwärmeerzeugung,  vermindert 
um  eventuelle  Wärmemengen,  die  in  getrennten  Kesselanlagen  oder  mittels  Frischdampfentnahme  aus  dem  Dampf- 
erzeuger vor  der  Turbine  erzeugt  werden). 

Bei  der  Berechnung  des  KWK-Stroms  ist  die  tatsächliche  Stromkennzahl  zugrunde  zu  legen.  Ist  die  tatsächliche 
Stromkennzahl  eines  KWK-Blocks  nicht  bekannt,  können,  insbesondere  zu  statistischen  Zwecken,  die  nachstehenden 
Standardwerte  für  Blöcke  des  Typs  a,  b,  c,  d  und  e  gemäß  Teil  II  verwendet  werden,  soweit  der  berechnete  KWK-Strom 
die  Gesamtstromerzeugung  des  Blocks  nicht  überschreitet: 


Typ 

Standard-Stromkennzahl  C 

Gasturbine   mit  Wärmerück- 
gewinnung (kombinierter  Pro- 
zess) 

0,95 

Gegendruckdampfturbine 

0,45 

Entnahme-Kondensations- 
dampfturbine 

0,45 

Gasturbine   mit  Wärmerück- 
gewinnung 

0,55 

Verbrennungsmotor 

0,75 

Verwenden  die  Mitgliedstaaten  Standardwerte  für  die  Stromkennzahl  in  Blöcken  des  Typs  f,  g,  h,  i,  j  und  k  gemäß  Teil 
II,  so  sind  diese  zu  veröffentlichen  und  der  Kommission  mitzuteilen. 

c)  Wird  ein  Teil  des  Energieinhalts  der  Brennstoffzufuhr  zum  KWK-Prozess  in  chemischer  Form  rückgewonnen  und 
verwertet,  so  kann  dieser  Anteil  von  der  Brennstoffzufuhr  abgezogen  werden,  bevor  der  unter  den  Buchstaben  a  und  b 
genannte  Gesamtwirkungsgrad  berechnet  wird. 

d)  Die  Mitgliedstaaten  können  die  Stromkennzahl  als  das  Verhältnis  von  Strom  zu  Nutzwärme  bestimmen,  wenn  der 
Betrieb  im  KWK-Modus  bei  geringerer  Leistung  erfolgt,  und  dabei  Betriebsdaten  des  entsprechenden  Blocks  zugrunde 
legen. 

e)  Die  Mitgliedstaaten  können  für  die  Berechnungen  nach  den  Buchstaben  a  und  b  andere  Berichtszeiträume  als  ein  Jahr 
verwenden. 


Teil  II 


KWK-Technologien,  die  unter  diese  Richtlinie  fallen 

a)  Gasturbine  mit  Wärmerückgewinnung  (kombinierter  Prozess) 

b)  Gegendruckdampfturbine 

c)  Entnahme-Kondensationsdampfturbine 

d)  Gasturbine  mit  Wärmerückgewinnung 

e)  Verbrennungsmotor 

f)  Mikroturbinen 

g)  Stirling-Motoren 

h)  Brennstoffzellen 

i)  Dampfmotoren 

j)   Rankine-Kreislauf  mit  organischem  Fluidum 

k)  Jede  andere  Technologie  oder  Kombination  von  Technologien,  für  die  die  Begriffsbestimmung  von  Artikel  2  Nummer 
30  gilt. 

Bei  der  Durchführung  und  Anwendung  der  allgemeinen  Grundsätze  für  die  Berechnung  der  Strommenge  aus  KWK 
befolgen  die  Mitgliedstaaten  die  in  der  Entscheidung  2008/952/EG  der  Kommission  vom  19.  November  2008  zur 
Festlegung  detaillierter  Leitlinien  für  die  Umsetzung  und  Anwendung  des  Anhangs  II  der  Richtlinie  2004/8/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  festgelegten  detaillierten  Leitlinien. 


0  ABl.  L  338  vom  17.12.2008,  S.  55. 


ANHANG  II 


VERFAHREN  ZUR  BESTIMMUNG  DER  EFFIZIENZ  DES  KWK-PROZESSES 


Die  Werte  für  die  Berechnung  des  Wirkungsgrades  der  KWK  und  der  Primärenergieeinsparungen  sind  auf  der  Grundlage 
des  erwarteten  oder  tatsächlichen  Betriebs  des  Blocks  unter  normalen  Einsatzbedingungen  zu  bestimmen. 

a)   Hocheffiziente  KWK 

Im  Rahmen  dieser  Richtlinie  muss  hocheffiziente  KWK  folgende  Kriterien  erfüllen: 


—  die  KWK-Erzeugung  in  KWK-Blöcken  ermöglicht  gemäß  Buchstabe  b  berechnete  Primärenergieeinsparungen  von 
mindestens  10  %  im  Vergleich  zu  den  Referenzwerten  für  die  getrennte  Strom-  und  Wärmeerzeugung; 

—  die  Erzeugung  in  KWK-Klein-  und  -Kleinstanlagen,  die  Primärenergieeinsparungen  erbringen,  kann  als  hocheffi- 
ziente KWK  gelten. 

b)  Berechnung  der  Primärenergieeinsparungen 

Die  Höhe  der  Primärenergieeinsparungen  durch  KWK  gemäß  Anhang  I  ist  anhand  folgender  Formel  zu  berechnen: 


r 


PES  = 


1- 


x  100% 


CHPHij 


Refft] 


J 


Dabei  gilt: 


PEE  ist  die  Primärenergieeinsparung. 


KWK  Wn  ist  der  Wärmewirkungsgrad-Referenzwert  der  KWK-Erzeugung,  definiert  als  jährliche  KWK-Nutzwärmeer- 
zeugung  im  Verhältnis  zum  Brennstoff,  der  für  die  Erzeugung  der  Summe  von  KWK-Nutzwärmeleistung  und  KWK- 
Stromerzeugung  eingesetzt  wurde. 


Ref  Wn  ist  der  Wirkungsgrad-Referenzwert  für  die  getrennte  Wärmeerzeugung. 


KWK  Er)  ist  der  elektrische  Wirkungsgrad  der  KWK-Erzeugung,  definiert  als  jährlicher  KWK-Strom  im  Verhältnis  zum 
Brennstoff,  der  für  die  Erzeugung  der  Summe  von  KWK-Nutzwärmeleistung  und  KWK-Stromerzeugung  eingesetzt 
wurde.  Wenn  ein  KWK-Block  mechanische  Energie  erzeugt,  so  kann  der  jährlichen  KWK-Stromerzeugung  ein  Zusatz- 
wert hinzugerechnet  werden,  der  der  Strommenge  entspricht,  die  der  Menge  der  mechanischen  Energie  gleichwertig 
ist.  Dieser  Zusatzwert  berechtigt  nicht  dazu,  Herkunftsnachweise  gemäß  Artikel  14  Absatz  10  auszustellen. 


Ref  En  ist  der  Wirkungsgrad-Referenzwert  für  die  getrennte  Stromerzeugung. 


c)   Berechnung  der  Energieeinsparung  unter  Verwendung  alternativer  Berechnungsmethoden 

Die  Mitgliedstaaten  können  Primärenergieeinsparungen  aufgrund  der  Erzeugung  von  Wärme  und  Strom  sowie  von 
mechanischer  Energie  wie  nachfolgend  dargestellt  berechnen,  ohne  dass  —  um  die  nicht  im  Rahmen  von  KWK 
erzeugten  Wärme-  und  Stromanteile  des  gleichen  Prozesses  auszunehmen  —  Anhang  I  angewendet  wird.  Diese 
Erzeugung  kann  als  hocheffiziente  KWK  gelten,  wenn  sie  den  Effizienzkriterien  unter  Buchstabe  a  dieses  Anhangs 
entspricht  und  wenn  bei  KWK-Blöcken  mit  einer  elektrischen  Leistung  von  über  25  MW  der  Gesamtwirkungsgrad 
über  70  %  liegt.  Die  in  KWK  erzeugte  Strommenge  aus  einer  solchen  Erzeugung  wird  jedoch  für  die  Ausstellung  eines 
Herkunftsnachweises  und  für  statistische  Zwecke  nach  Anhang  I  bestimmt. 


Werden  die  Primärenergieeinsparungen  für  einen  Prozess  unter  Verwendung  der  oben  genannten  alternativen  Berech- 
nungsmethoden berechnet,  so  sind  sie  gemäß  der  Formel  unter  Buchstabe  b  dieses  Anhangs  zu  berechnen,  wobei 
„KWK  Wn"  durch  „Wn"  und  „KWK  En"  durch  „En"  ersetzt  wird. 

Dabei  gilt:  Wn  bezeichnet  den  Wärmewirkungsgrad  des  Prozesses,  definiert  als  jährliche  Wärmeerzeugung  im  Ver- 
hältnis zum  Brennstoff,  der  für  die  Erzeugung  der  Summe  von  Wärmeerzeugung  und  Stromerzeugung  eingesetzt 
wurde. 

En,  bezeichnet  den  elektrischen  Wirkungsgrad  des  Prozesses,  definiert  als  jährliche  Stromerzeugung  im  Verhältnis  zum 
Brennstoff,  der  für  die  Summe  von  Wärme-  und  Stromerzeugung  eingesetzt  wurde.  Wenn  ein  KWK-Block  mecha- 
nische Energie  erzeugt,  so  kann  der  jährlichen  KWK-Stromerzeugung  ein  Zusatzwert  hinzugerechnet  werden,  der  der 
Strommenge  entspricht,  die  der  Menge  der  mechanischen  Energie  gleichwertig  ist.  Dieser  Zusatzwert  berechtigt  nicht 
dazu,  Herkunftsnachweise  gemäß  Artikel  14  Absatz  10  auszustellen. 

d)  Die  Mitgliedstaaten  können  für  die  Berechnung  nach  den  Buchstaben  b  und  c  dieses  Anhangs  andere  Berichtszei- 
träume als  ein  Jahr  verwenden. 

e)  Für  KWK-Kleinstanlagen  kann  die  Berechnung  von  Primärenergieeinsparungen  auf  zertifizierten  Daten  beruhen. 

f)  Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme 

Die  harmonisierten  Wirkungsgrad-Referenzwerte  bestehen  aus  einer  Matrix  von  Werten,  aufgeschlüsselt  nach  relevan- 
ten Faktoren  wie  Baujahr  und  Brennstofftypen,  und  müssen  sich  auf  eine  ausführlich  dokumentierte  Analyse  stützen, 
bei  der  unter  anderem  die  Betriebsdaten  bei  realen  Betriebsbedingungen,  der  Brennstoffmix,  die  klimatischen  Bedin- 
gungen und  die  angewandten  KWK-Technologien  berücksichtigt  werden. 

Anhand  der  Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  gemäß  der  Formel 
unter  Buchstabe  b  ist  der  Betriebswirkungsgrad  der  getrennten  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  zu  ermitteln,  die 
durch  KWK  ersetzt  werden  soll. 

Die  Wirkungsgrad-Referenzwerte  werden  nach  folgenden  Grundsätzen  berechnet: 

1.  Beim  Vergleich  von  KWK-Blöcken  mit  Anlagen  zur  getrennten  Stromerzeugung  gilt  der  Grundsatz,  dass  die 
gleichen  Kategorien  von  Brennstoffen  verglichen  werden. 

2.  Jeder  KWK-Block  wird  mit  der  besten  im  Jahr  des  Baus  dieses  KWK-Blocks  auf  dem  Markt  erhältlichen  und 
wirtschaftlich  vertretbaren  Technologie  für  die  getrennte  Erzeugung  von  Wärme  und  Strom  verglichen. 

3.  Die  Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  KWK-Blöcke,  die  mehr  als  zehn  Jahre  alt  sind,  werden  auf  der  Grundlage  der 
Referenzwerte  von  Blöcken  festgelegt,  die  zehn  Jahre  alt  sind. 

4.  Die  Wirkungsgrad-Referenzwerte  für  die  getrennte  Erzeugung  von  Strom  und  Wärme  müssen  die  klimatischen 
Unterschiede  zwischen  den  Mitgliedstaaten  widerspiegeln. 


ANHANG  III 


ENERGIEEFFIZIENZANFORDERUNGEN  FÜR  DIE  BESCHAFFUNG  VON  PRODUKTEN,  DIENSTLEISTUNGEN 

UND  GEBÄUDEN  DURCH  ZENTRALREGIERUNGEN 

Bei  der  Beschaffung  von  Produkten,  Dienstleistungen  oder  Gebäuden  beachten  Zentralregierungen,  soweit  dies  mit  den 
Aspekten  Kostenwirksamkeit,  wirtschaftliche  Durchführbarkeit,  Nachhaltigkeit  im  weiteren  Sinne,  technische  Eignung 
sowie  ausreichender  Wettbewerb  vereinbar  ist,  die  folgenden  Vorschriften: 

a)  Soweit  Produkte  von  einem  gemäß  der  Richtlinie  2010/30/EU  oder  gemäß  einer  entsprechenden  Durchführungsricht- 
linie der  Kommission  erlassenen  delegierten  Rechtsakt  erfasst  werden,  beschaffen  sie  nur  Produkte,  die  das  Kriterium 
der  Zugehörigkeit  zur  höchstmöglichen  Energieeffizienzklasse  in  Anbetracht  der  Erforderlichkeit,  dass  hinreichender 
Wettbewerb  sichergestellt  werden  muss,  erfüllen. 

b)  Soweit  Produkte,  die  nicht  unter  Buchstabe  a  fallen,  von  einer  nach  Inkrafttreten  der  vorliegenden  Richtlinie  angenom- 
menen Durchführungsmaßnahme  gemäß  der  Richtlinie  2009/1 2 5/EG  erfasst  werden,  beschaffen  sie  nur  Produkte,  die 
die  in  jener  Durchführungsmaßnahme  festgelegten  Referenzwerte  für  die  Energieeffizienz  erfüllen. 

c)  Sie  beschaffen  von  dem  Beschluss  2006/1005/EG  des  Rates  vom  18.  Dezember  2006  über  den  Abschluss  des 
Abkommens  zwischen  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  der  Europäischen  Gemeinschaft 
über  die  Koordinierung  von  Kennzeichnungsprogrammen  für  Strom  sparende  Bürogeräte  (')  erfasste  Bürogeräte,  die 
Energieeffizienzanforderungen  erfüllen,  die  mindestens  ebenso  anspruchsvoll  sind  wie  diejenigen,  die  in  Anhang  C  des 
diesem  Beschluss  beigefügten  Übereinkommens  aufgeführt  sind. 

d)  Sie  beschaffen  ausschließlich  Reifen,  die  das  Kriterium  der  Zugehörigkeit  zur  höchsten  Energieeffizienzklasse  gemäß 
der  Festlegung  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1222/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  No- 
vember 2009  über  die  Kennzeichnung  von  Reifen  in  Bezug  auf  die  Kraftstoffeffizienz  und  andere  wesentliche 
Parameter  (2)  erfüllen.  Diese  Vorschrift  hindert  öffentliche  Einrichtungen  nicht  daran,  Reifen  mit  den  besten  Nass- 
haftungseigenschaften  oder  dem  geringsten  Abrollgeräusch  zu  beschaffen,  sofern  dies  aus  Gründen  der  Sicherheit  oder 
der  öffentlichen  Gesundheit  gerechtfertigt  ist. 

e)  Sie  fordern  bei  der  Ausschreibung  von  Dienstleistungsverträgen,  dass  Dienstleister  für  die  Zwecke  des  Erbringens  der 
betreffenden  Dienstleistungen  ausschließlich  Produkte  verwenden,  die  die  unter  Buchstabe  a  bis  d  genannten  Anfor- 
derungen erfüllen,  wenn  sie  die  betreffenden  Dienstleistungen  erbringen.  Diese  Anforderung  gilt  nur  für  neue  Produkte, 
die  von  Dienstleistern  ausschließlich  oder  teilweise  zur  Erbringung  der  betreffenden  Dienstleistungen  erworben  werden. 

f)  Sie  erwerben  nur  Gebäude  bzw.  treffen  neue  Mietvereinbarungen  nur  für  Gebäude,  die  wenigstens  die  Mindestanfor- 
derungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  nach  Artikel  5  Absatz  1  erfüllen,  es  sei  denn,  der  Erwerb  des  Gebäudes  dient 
einem  der  nachstehend  genannten  Zwecke: 

i)  der  Vornahme  umfassender  Renovierung  oder  des  Abbruchs; 

ii)  im  Falle  von  öffentlichen  Einrichtungen,  dem  Weiterverkauf  des  Gebäudes  ohne  dessen  Nutzung  für  die  Zwecke 
der  öffentlichen  Einrichtung; 

iii)  der  Erhaltung  als  Gebäude,  das  als  Teil  eines  ausgewiesenen  Umfelds  oder  aufgrund  seines  besonderen  architekto- 
nischen oder  historischen  Werts  offiziell  geschützt  ist. 

Die  Erfüllung  dieser  Anforderungen  wird  mittels  der  Ausweise  über  die  Gesamtenergieeffizienz  nach  Artikel  1 1  der 
Richtlinie  20 10/ 31 /EU  überprüft. 


(')  ABl.  L  381  vom  28.12.2006,  S.  24. 
(2)  ABl.  L  342  vom  22.12.2009,  S.  46. 


ANHANG  N 


ENERGIEGEHALT  AUSGEWÄHLTER  BRENNSTOFFE  FÜR  DEN  ENDVERBRAUCH  —  UMRECHNUNGS- 
TABELLE 0) 
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Quelle:  Eurostat. 
(')   93  %  Methan. 

(2)  Die  Mitgliedstaaten  können  je  nach  der  im  jeweiligen  Mitgliedstaat  am  meisten  genutzten  Holzsorte  andere  Werte  verwenden. 

(3)  Sofern  Energieeinsparungen  in  Form  von  Primärenergieeinsparungen  unter  Verwendung  eines  Bottom-up-Ansatzes  auf  der  Grundlage 
des  Endenergieverbrauchs  berechnet  werden.  Für  Einsparungen  von  elektrischer  Energie  in  kWh  können  die  Mitgliedstaaten  standard- 
mäßig einen  Koeffizienten  von  2,5  anwenden.  Die  Mitgliedstaaten  können  andere  Koeffizienten  anwenden,  wenn  sie  dies  rechtfertigen 
können. 


(])  Die  Mitgliedstaaten  können  andere  Umrechnungsfaktoren  verwenden,  wenn  sie  dies  rechtfertigen  können. 


ANHANG  V 


Einheitliche  Methoden  und  Grundsätze  zur  Berechnung  der  Auswirkungen  der  Energieeffizienzverpflichtungs- 
systeme  oder  anderer  strategischer  Maßnahmen  nach  Artikel  7  Absätze  1,  2  und  9  sowie  Artikel  20  Absatz  6 

1.   Methoden  zur  Berechnung  von  Energieeinsparungen  für  die  Zwecke  von  Artikel  7  Absatz  1  und  Absatz  2  und 
Artikel  7  Absatz  9  Unterabsatz  2  Buchstaben  b,  c,  d,  e  und  f  sowie  Artikel  20  Absatz  6 


Verpflichtete,  teilnehmende  oder  beauftragte  Parteien  oder  durchführende  öffentliche  Stellen  können  zur  Berechnung 
der  Energieeinsparungen  eine  oder  mehrere  der  folgenden  Methoden  anwenden: 


a)    Angenommene  Einsparungen,  unter  Bezugnahme  auf  die  Ergebnisse  früherer  unabhängig  kontrollierter  Energie- 
effizienzverbesserungen in  ähnlichen  Anlagen.  Der  allgemeine  Ansatz  ist  „ex  ante". 


b)  Gemessene  Einsparungen,  wobei  die  Einsparungen  aus  der  Umsetzung  einer  Maßnahme  oder  eines  Maßnahmen- 
pakets mittels  Erfassung  der  tatsächlichen  Verringerung  der  Energienutzung  unter  gebührender  Beachtung  von 
Faktoren,  die  den  Verbrauch  beeinflussen  können,  wie  Zusätzlichkeit,  Nutzung,  Produktionsniveaus  und  Wetter 
festgestellt  werden.  Der  allgemeine  Ansatz  ist  „ex  post". 


c)  Geschätzte  Einsparungen,  wobei  technische  Abschätzungen  der  Einsparungen  verwendet  werden.  Dieser  Ansatz 
darf  nur  dann  verwendet  werden,  wenn  die  Ermittlung  belastbarer  gemessener  Daten  für  eine  bestimmte  Anlage 
schwierig  oder  unverhältnismäßig  teuer  ist,  wie  z.  B.  Ersatz  eines  Kompressors  oder  eines  Elektromotors  mit 
anderer  kWh-Nennleistung  als  jener,  für  die  unabhängige  Angaben  zu  gemessenen  Einsparungen  vorliegen,  oder 
wenn  die  Schätzungen  anhand  national  festgelegter  Methoden  und  Referenzwerte  von  qualifizierten  oder  akkre- 
ditierten Experten  durchgeführt  werden,  die  unabhängig  von  den  verpflichteten,  teilnehmenden  oder  beauftragten 
Parteien  sind. 


d)  Mittels  Erhebung  bestimmte  Einsparungen,  bei  denen  die  Reaktion  der  Verbraucher  auf  Beratung  und  Informa- 
tionskampagnen, auf  Kennzeichnungs-  oder  Zertifizierungssysteme  oder  auf  den  Einsatz  intelligenter  Zähler  fest- 
gestellt wird.  Dieser  Ansatz  kann  nur  für  Einsparungen  verwendet  werden,  die  sich  aus  einem  veränderten  Ver- 
braucherverhalten ergeben.  Er  darf  nicht  für  Einsparungen  verwendet  werden,  die  sich  aus  dem  Einbau  physischer 
Vorrichtungen  ergeben. 


2.  Bei  der  Feststellung  der  Energieeinsparungen  durch  eine  Energieeffizienzmaßnahme  für  die  Zwecke  von  Artikel  7 
Absatz  1  und  Absatz  2  und  Artikel  7  Absatz  9  Unterabsatz  2  Buchstaben  b,  c,  d,  e  und  f  sowie  Artikel  20  Absatz  6 
gelten  die  folgenden  Grundsätze: 


a)   Es  dürfen  nur  Einsparungen  angerechnet  werden,  die  über  folgende  Schwellen  hinausgehen: 


i)  Emissionsvorgaben  der  Union  für  neue  Personenkraftwagen  und  neue  leichte  Nutzfahrzeuge  aufgrund  der 
Umsetzung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  443/2009  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  April 
2009  zur  Festsetzung  von  Emissionsnormen  für  neue  Personenkraftwagen  im  Rahmen  des  Gesamtkonzepts 
der  Gemeinschaft  zur  Verringerung  der  C02  -Emissionen  von  Personenkraftwagen  und  leichten  Nutzfahr- 
zeugen (!)  bzw.  der  Verordnung  (EU)  Nr.  510/2011  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  11.  Mai 
2011  zur  Festsetzung  von  Emissionsnormen  für  neue  leichte  Nutzfahrzeuge  im  Rahmen  des  Gesamtkonzepts 
der  Union  zur  Verringerung  der  C02-Emissionen  von  Personenkraftwagen  und  leichten  Nutzfahrzeugen  (2): 


ii)  Anforderungen  der  Union  für  energieverbrauchsrelevante  Produkte,  die  aufgrund  der  Umsetzung  der  Durch- 
führungsmaßnahmen nach  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  vom  Markt  zu  nehmen  sind. 


b)  Um  den  klimatischen  Unterschieden  zwischen  den  Regionen  Rechnung  zu  tragen,  können  die  Mitgliedstaaten 
beschließen,  die  Einsparungen  an  einen  Standardwert  anzupassen  oder  unterschiedliche  Energieeinsparungen  ent- 
sprechend den  Temperaturschwankungen  zwischen  den  Regionen  anzugeben. 


(')  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  145  vom  31.5.2011,  S.  1. 


c)  Die  Tätigkeiten  der  verpflichteten,  teilnehmenden  oder  beauftragten  Parteien  müssen  nachweislich  wesentlich  für 
die  Erreichung  der  geltend  gemachten  Einsparungen  sein. 

d)  Einsparungen,  die  sich  aus  einer  Einzelmaßnahme  ergeben,  können  von  höchstens  einer  Partei  für  sich  be- 
ansprucht werden. 

e)  Bei  der  Berechnung  der  Energieeinsparungen  ist  die  Lebensdauer  der  Einsparungen  zu  berücksichtigen.  Dazu 
können  die  Einsparungen,  die  sich  aus  den  Einzelmaßnahmen  zwischen  dem  Datum  ihrer  Einführung  und  dem 
31.  Dezember  2020  ergeben,  angerechnet  werden.  Ersatzweise  können  sich  die  Mitgliedstaaten  für  eine  andere 
Methode  entscheiden,  bei  der  davon  ausgegangen  wird,  dass  damit  Gesamteinsparungen  in  mindestens  gleicher 
Höhe  erreicht  werden.  Wenden  die  Mitgliedstaaten  andere  Methoden  an,  so  stellen  sie  sicher,  dass  die  nach  diesen 
anderen  Methoden  berechnete  Gesamthöhe  der  Energieeinsparungen  nicht  die  Höhe  der  Energieeinsparungen 
übersteigt,  die  eine  Berechnung  ergäbe,  bei  der  die  Einsparungen,  die  sich  aus  den  Einzelmaßnahmen  zwischen 
dem  Datum  ihrer  Einführung  und  dem  31.  Dezember  2020  ergeben,  angerechnet  werden.  Die  Mitgliedstaaten 
erläutern  ausführlich  in  ihrem  ersten  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionsplan  nach  Anhang  XIV  dieser  Richtlinie, 
welche  anderen  Methoden  sie  angewandt  haben  und  welche  Regelungen  getroffen  worden  sind,  um  die  Einhaltung 
dieses  verbindlichen  Grundsatzes  bei  der  Berechnung  zu  gewährleisten. 

f)  Einzeln  oder  gemeinsam  getroffene  Maßnahmen  der  verpflichteten,  teilnehmenden  oder  beauftragten  Parteien,  die 
auf  eine  bleibende  Umstellung  der  Produkte,  Ausrüstungen  oder  Märkte  auf  eine  höhere  Energieeffizienz  abzielen, 
sind  zulässig. 

g)  Zur  Förderung  des  Ergreifens  von  Energieeffizienzmaßnahmen  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die  Qualitäts- 
standards für  Produkte,  Dienstleistungen  und  die  Durchführung  von  Maßnahmen  beibehalten  werden.  Gibt  es 
keine  solchen  Standards,  so  arbeiten  die  Mitgliedstaaten  mit  den  verpflichteten,  teilnehmenden  oder  beauftragten 
Parteien  zusammen,  um  sie  einzuführen. 

3.  Bei  der  Feststellung  der  Energieeinsparungen  durch  strategische  Maßnahmen  gemäß  Artikel  7  Absatz  9  Unterabsatz  2 
Buchstabe  a  gelten  die  folgenden  Grundsätze: 

a)  Angerechnet  werden  nur  Energieeinsparungen  aus  steuerlichen  Maßnahmen,  die  die  in  der  Richtlinie  2003/96/EG 
des  Rates  vom  27.  Oktober  2003  zur  Restrukturierung  der  gemeinschaftlichen  Rahmenvorschriften  zur  Besteue- 
rung von  Energieerzeugnissen  und  elektrischem  Strom  (')  oder  in  der  Richtlinie  2006/1 12/EG  des  Rates  vom 
28.  November  2006  über  das  gemeinsame  Mehrwertsteuersystem  (2)  vorgegebenen  Mindeststeuersätze  für  Kraft- 
stoffe überschreiten. 

b)  Für  die  Berechnung  der  Auswirkungen  werden  aktuelle  und  repräsentative  amtliche  Daten  über  Preiselastizitäten 
herangezogen. 

c)  Die  Energieeinsparungen  aus  flankierenden  steuerpolitischen  Instrumenten,  einschließlich  Steueranreizen  oder 
Zahlungen  in  einen  Fonds,  werden  getrennt  verbucht. 

4.  Mitteilung  der  Verfahren 

Die  Mitgliedstaaten  melden  der  Kommission  am  5.  Dezember  2013  ihre  geplanten  detaillierten  Verfahren  für  die 
Energieeffizienzverpflichtungssysteme  und  für  die  Zwecke  von  Artikel  7  Absatz  9  und  Artikel  20  Absatz  6.  Außer  bei 
Steuern  umfasst  diese  Meldung  spezifische  Angaben  zu  folgenden  Aspekten: 

a)  verpflichtete,  teilnehmende  oder  beauftragte  Parteien  oder  durchführende  Behörden; 

b)  Zielsektoren: 

c)  die  Höhe  des  Energieeinsparziels  oder  die  zu  erwartenden  Einsparungen,  die  über  den  gesamten  Zeitraum  hinweg 
oder  für  Zwischenzeiträume  angestrebt  werden: 

d)  die  Länge  des  Verpflichtungszeitraums  und  der  Zwischenzeiträume: 


(1)  ABI.  L  283  vom  31.10.2003,  S.  51. 

(2)  ABI.  L  347  vom  11.12.2006,  S.  1. 


e)  Kategorien  der  anrechenbaren  Maßnahmen; 

f)  Berechnungsverfahren  einschließlich  der  Angabe,  wie  die  Zusätzlichkeit  und  die  Wesentlichkeit  festgestellt  werden 
und  welche  Methoden  und  Referenzwerte  für  die  technischen  Schätzungen  verwendet  werden; 

g)  die  Lebensdauern  von  Maßnahmen; 

h)  Grundsätze  für  die  Berücksichtigung  unterschiedlicher  Klimabedingungen  innerhalb  des  Mitgliedstaates; 

i)  Qualitätsstandards; 

j)    Überwachungs-  und  Prüfprotokolle  sowie  Methoden  zur  Gewährleistung  der  Unabhängigkeit  dieser  Protokolle  in 
Bezug  auf  die  verpflichteten,  teilnehmenden  oder  beauftragten  Parteien; 

k)  Auditprotokolle  und 

1)    Art  und  Weise,  in  der  die  notwendige  Einhaltung  der  Anforderungen  nach  Artikel  7  Absatz  1  Unterabsatz  2 
berücksichtigt  wird. 

Bei  Steuern  umfasst  diese  Meldung  detaillierte  Angaben  zu  folgenden  Aspekten: 

a)  Zielsektoren  und  Steuerzahler-Segment; 

b)  durchführende  Behörde: 

c)  erwartete  Einsparungen,  die  erzielt  werden  sollen; 

d)  Laufzeit  der  Besteuerungsmaßnahme  und  Dauer  der  Zwischenzeiträume  und 

e)  Berechnungsmethode,  einschließlich  der  verwendeten  Preiselastizitäten. 


ANHANG  VI 


Mindestkriterien  für  Energieaudits  einschließlich  derjenigen,  die  als  Teil  von  Energiemanagementsystemen 

durchgeführt  werden 

Die  Energieaudits  nach  Artikel  8  stützen  sich  auf  folgende  Leitlinien: 

a)  Sie  basieren  auf  aktuellen,  gemessenen,  belegbaren  Betriebsdaten  zum  Energieverbrauch  und  den  Lastprofilen  (für 
Strom). 

b)  Sie  schließen  eine  eingehende  Prüfung  des  Energieverbrauchsprofils  von  Gebäuden  oder  Gebäudegruppen  und  Betriebs- 
abläufen oder  Anlagen  in  der  Industrie  ein,  einschließlich  der  Beförderung. 

c)  Sie  basieren  nach  Möglichkeit  auf  einer  Lebenszyklus-Kostenanalyse  anstatt  auf  einfachen  Amortisationszeiten,  um 
langfristige  Einsparungen,  Restwerte  von  langfristigen  Investitionen  und  Abzinsungssätze  zu  berücksichtigen. 

d)  Sie  sind  verhältnismäßig  und  so  repräsentativ,  dass  sich  daraus  ein  zuverlässiges  Bild  der  Gesamtenergieeffizienz  ergibt 
und  sich  die  wichtigsten  Verbesserungsmöglichkeiten  zuverlässig  ermitteln  lassen. 

Audits  müssen  detaillierte  und  validierte  Berechnungen  für  die  vorgeschlagenen  Maßnahmen  ermöglichen  und  so  klare 
Informationen  über  potenzielle  Einsparungen  liefern. 

Die  für  Audits  herangezogenen  Daten  müssen  für  historische  Analysen  und  zur  Rückverfolgung  der  Leistung  aufbewahrt 
werden  können. 


ANHANG  VII 


Mindestanforderungen  an   die   Abrechnung  und   an  Abrechnungsinformationen  auf  der  Grundlage  des 

tatsächlichen  Verbrauchs 

1.     Mindestanforderungen  an  die  Abrechnung 

1.1.  Abrechnung  auf  der  Grundlage  des  tatsächlichen  Verbrauchs 

Um  die  Endkunden  in  die  Lage  zu  versetzen,  ihren  eigenen  Energieverbrauch  zu  steuern,  sollte  die  Abrechnung  auf 
der  Grundlage  des  tatsächlichen  Verbrauchs  mindestens  einmal  jährlich  erfolgen;  Abrechnungsinformationen  sollten, 
wenn  die  Verbraucher  dies  verlangen  oder  sich  für  die  Zustellung  der  Abrechnung  auf  elektronischem  Wege  ent- 
schieden haben,  mindestens  vierteljährlich  und  ansonsten  halbjährlich  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Ausschließlich 
zum  Kochen  verwendetes  Gas  kann  von  dieser  Anforderung  ausgenommen  werden. 

1.2.  Mindestinformationen  auf  der  Rechnung 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  den  Endkunden  gegebenenfalls  in  oder  zusammen  mit  den  Rechnungen, 
Verträgen,  Transaktionen  und  an  Verteilerstationen  ausgestellten  Quittungen  folgende  Informationen  auf  klare  und 
verständliche  Weise  zur  Verfügung  gestellt  werden: 

a)  geltende  tatsächliche  Preise  und  tatsächlicher  Energieverbrauch: 

b)  Vergleich  des  gegenwärtigen  Energieverbrauchs  des  Endkunden  mit  dem  Energieverbrauch  im  gleichen  Zeitraum 
des  Vorjahres,  vorzugsweise  in  grafischer  Form; 

c)  Kontaktinformationen,  darunter  Internetadressen,  von  Verbraucherorganisationen,  Energieagenturen  oder  ähn- 
lichen Einrichtungen,  von  denen  Informationen  über  angebotene  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Energieef- 
fizienz, Endnutzer-Vergleichsprofile  und  objektive  technische  Spezifikationen  für  energiebetriebene  Geräte  erhal- 
ten werden  können. 

Wo  immer  dies  machbar  und  zweckmäßig  ist,  stellen  die  Mitgliedstaaten  außerdem  sicher,  dass  Vergleiche  mit 
den  normierten  oder  durch  Vergleichstests  ermittelten  Durchschnittsendkunden  derselben  Nutzerkategorie  den 
Endkunden  in  oder  zusammen  mit  den  Rechnungen,  Verträgen,  Transaktionen  und  an  Verteilerstationen  aus- 
gestellten Quittungen  auf  klare  und  verständliche  Weise  zur  Verfügung  gestellt  bzw.  ausgehängt  werden. 

1.3.  Energieeffizienz-Begleitinformationen  zu  Rechnungen  und  sonstige  Rückmeldungen  an  die  Endkunden 

Energieverteiler,  Verteilernetzbetreiber  und  Energieeinzelhandelsunternehmen  bieten  ihren  Kunden  bei  der  Übermitt- 
lung von  Verträgen  und  Vertragsänderungen  sowie  in  den  Rechnungen,  die  den  Kunden  zugehen,  oder  durch  an 
einzelne  Kunden  gerichtete  Internetseiten  klare  und  verständliche  Angaben  (darunter  Internetadressen)  zur  Kontakt- 
aufnahme mit  unabhängigen  Verbraucherberatungszentren,  Energieagenturen  oder  ähnlichen  Institutionen,  bei  denen 
Beratung  zu  bestehenden  Energieeffizienzmaßnahmen,  Vergleichsprofile  für  ihren  Energieverbrauch  und  technische 
Spezifikationen  für  energiebetriebene  Geräte,  die  zur  Verringerung  des  Verbrauchs  dieser  Geräte  beitragen  können, 
erhältlich  sind. 


ANHANG  VIII 


Effizienzpotenzial  in  der  Wärme-  und  Kälteversorgung 

Die  in  Artikel  14  Absatz  1  genannte  umfassende  Bewertung  des  nationalen  Wärme-  und  Kälteversorgungspotenzials 
umfasst: 


a)  eine  Beschreibung  des  Wärme-  und  Kältebedarfs; 

b)  eine  Prognose  dazu,  wie  sich  dieser  Bedarf  in  den  nächsten  10  Jahren  ändern  wird,  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung der  Entwicklung  des  Bedarfs  in  Gebäuden  und  in  den  verschiedenen  Industriesektoren: 

c)  eine  Landkarte  des  Hoheitsgebiets  mit  folgenden  Angaben,  unter  Wahrung  der  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sen- 
sibler Informationen: 


i)  Wärme-  und  Kältebedarfspunkte,  darunter 

—  Städte/Gemeinden  und  Ballungsgebiete  mit  einer  Geschossflächenzahl  von  mindestens  0,3: 

—  Industriegebiete  mit  einem  Jahresgesamtwärme-  und  -kälteverbrauch  von  über  20  GWh: 

ii)  bestehende  und  geplante  Fernwärme-  und  Fernkälteinfrastruktur; 

iii)  potenzielle  Wärme-  und  Kälteversorgungspunkte,  darunter 

—  Stromerzeugungsanlagen  mit  einer  Jahresgesamtstromerzeugung  von  über  20  GWh: 

—  Abfallverbrennungsanlagen; 

—  bestehende  und  geplante  KWK-Anlagen,  die  in  Anhang  I  Teil  II  genannte  Technologien  verwenden,  und 
Fernwärmeanlagen; 

d)  Ermittlung  des  Wärme-  und  Kältebedarfs,  der  durch  hocheffiziente  KWK,  darunter  KWK-Kleinstanlagen  im  Wohn- 
sektor, und  durch  Fernwärme  und  -kälte  gedeckt  werden  könnte; 

e)  Ermittlung  des  Potenzials  zusätzlicher  hocheffizienter  KWK,  u.  a.  aus  der  Modernisierung  bestehender  bzw.  dem 
Bau  neuer  Erzeugungsanlagen  und  Industrieanlagen  oder  anderer  Anlagen,  die  Abwärme  erzeugen; 

f)  Bestimmung  der  Energieeffizienzpotenziale  bei  der  Fernwärme-  und  Fernkälteinfrastruktur: 

g)  Strategien,  Vorgaben  und  Maßnahmen,  die  bis  2020  und  bis  2030  zur  Realisierung  des  in  Buchstabe  e  genannten 
Potenzials  zwecks  Deckung  des  in  Buchstabe  d  genannten  Bedarfs  beschlossen  werden  können,  darunter  gegebe- 
nenfalls Vorschläge 

i)  zur  Steigerung  des  Anteils  von  KWK  an  der  Wärme-  und  Kälteerzeugung  und  der  Stromerzeugung; 

ii)  zum  Ausbau  einer  effizienten  Fernwärme-  und  Fernkälteinfrastruktur  in  einer  Weise,  die  der  Entwicklung 
hocheffizienter  KWK  und  der  Nutzung  von  Wärme  und  Kälte  aus  Abwärme  und  erneuerbaren  Energiequellen 
gerecht  wird; 

iii)  zur  Förderung  der  Errichtung  neuer  thermischer  Stromerzeugungsanlagen  und  Abwärme  erzeugender  Industrie- 
anlagen an  Standorten,  die  eine  Rückgewinnung  der  verfügbaren  Abwärme  im  größtmöglichen  Umfang  zur 
Deckung  des  bestehenden  oder  prognostizierten  Wärme-  oder  Kältebedarfs  ermöglichen; 


iv)  zur  Förderung  der  Errichtung  neuer  Wohngebiete  oder  neuer  Industrieanlagen,  die  beim  Produktionsprozess 
Wärme  verbrauchen,  an  Standorten,  an  denen  die  verfügbare  Abwärme  gemäß  der  umfassenden  Bewertung  zur 
Deckung  ihres  Wärme-  und  Kältebedarfs  beitragen  kann.  Dies  könnte  Vorschläge  einbeziehen,  die  die  Ansie- 
delung einer  ganzen  Reihe  einzelner  Anlagen  am  gleichen  Standort  fördern,  um  eine  optimale  Abstimmung 
zwischen  dem  Wärme-  und  Kältebedarf  und  dem  Wärme-  und  Kälteangebot  zu  gewährleisten; 

v)  zur  Förderung  des  Anschlusses  von  thermischen  Stromerzeugungsanlagen,  Abwärme  erzeugenden  Industrie- 
anlagen, Abfallverbrennungsanlagen  und  anderen  Anlagen  zur  Energiegewinnung  aus  Abfällen  an  das  lokale 
Fernwärme-  oder  -kältenetz; 

vi)  zur  Förderung  des  Anschlusses  von  Wohngebieten  und  Industrieanlagen,  die  beim  Produktionsprozess  Wärme 
verbrauchen,  an  das  lokale  Fernwärme-  oder  -kältenetz; 

h)  Anteil  hocheffizienter  KWK  sowie  gemäß  der  Richtlinie  2004/8/EG  ermitteltes  Potenzial  und  erzielte  Fortschritte; 

i)  eine  Schätzung  der  einzusparenden  Primärenergie: 

j)  eine  Schätzung  der  etwaigen  öffentlichen  Unterstützungsmaßnahmen  für  Wärme-  und  Kälteversorgung  mit  Jahres- 
budget und  Ermittlung  des  potenziellen  Beihilfeelements.  Dies  greift  einer  separaten  Notifizierung  der  staatlichen 
Förderregelungen  für  eine  beihilferechtliche  Prüfung  nicht  vor. 

2.  Die  umfassende  Bewertung  kann,  soweit  zweckmäßig,  aus  einer  Zusammenstellung  regionaler  oder  lokaler  Pläne  und 
Strategien  bestehen. 


ANHANG  IX 


KOSTEN-NUTZEN-ANALYSE 
Teil  1 

Allgemeine  Grundsätze  der  Kosten-Nutzen-Analyse 

Die  Durchführung  von  Kosten-Nutzen-Analysen  in  Zusammenhang  mit  Maßnahmen  zur  Förderung  von  Effizienz  bei  der 
Wärme-  und  Kälteversorgung  gemäß  Artikel  14  Absatz  3  dient  der  Schaffung  einer  Entscheidungsgrundlage  für  die 
qualifizierte  Prioritätensetzung  auf  gesellschaftlicher  Ebene  im  Hinblick  auf  begrenzte  Ressourcen. 

Die  Kosten-Nutzen-Analyse  erstreckt  sich  entweder  auf  eine  Bewertung  eines  Projekts  oder  einer  Gruppe  von  Projekten  im 
Hinblick  auf  eine  umfassendere  lokale,  regionale  oder  nationale  Bewertung  zur  Festlegung  der  kostenwirksamsten  und 
zweckmäßigsten  Wärme-  oder  Kälteversorgungsoption  für  ein  bestimmtes  geografisches  Gebiet  zum  Zwecke  der  Wär- 
meplanung. 

Die  Kosten-Nutzen-Analyse  zum  Zwecke  von  Artikel  14  Absatz  3  beinhaltet  eine  wirtschaftliche  Analyse  unter  Berück- 
sichtigung sozioökonomischer  und  ökologischer  Faktoren. 

Die  Kosten-Nutzen-Analysen  beinhalten  folgende  Schritte  und  Erwägungen: 

a)  Festlegung  einer  Systemgrenze  und  einer  geografischen  Grenze 

Der  Rahmen  der  betreffenden  Kosten-Nutzen-Analyse  bestimmt  das  relevante  Energiesystem.  Die  geografische  Grenze 
bezieht  sich  auf  ein  geeignetes,  genau  definiertes  geografisches  Gebiet,  beispielsweise  eine  bestimmte  Region  oder  ein 
Ballungsgebiet,  um  zu  vermeiden,  dass  einzelprojektbezogen  suboptimale  Lösungen  ausgewählt  werden. 

b)  Integrierter  Ansatz  für  die  Bedarfs-  und  Angebotsoptionen 

Die  Kosten-Nutzen-Analyse  berücksichtigt  alle  vorhandenen  Daten  über  die  relevanten  Versorgungsressourcen,  die 
innerhalb  der  Systemgrenzen  und  der  geografischen  Grenze  verfügbar  sind  —  einschließlich  der  Abwärme  aus  Kraft- 
werken, Industrieanlagen  und  erneuerbaren  Quellen  — ,  sowie  die  Merkmale  und  Trends  beim  Wärme-  und  Kältebe- 
darf. 

c)  Aufstellung  eines  Ausgangsszenarios 

Das  Ausgangsszenario  dient  als  Referenz  für  die  Bewertung  alternativer  Szenarien. 

d)  Bestimmung  alternativer  Szenarien 

Alle  relevanten  Alternativen  zum  Ausgangsszenario  werden  in  Betracht  gezogen.  Szenarien,  die  aus  technischen  oder 
finanziellen  Gründen,  aufgrund  einzelstaatlicher  Rechtsvorschriften  oder  aus  Zeitgründen  nicht  durchführbar  sind, 
können  in  einer  frühen  Phase  der  Kosten-Nutzen-Analyse  ausgeschlossen  werden,  falls  sorgfältige,  ausdrücklich  be- 
nannte und  ausführlich  dokumentierte  Überlegungen  dies  rechtfertigen. 

Ausschließlich  die  hocheffiziente  KWK,  die  effiziente  Fernwärme-  und  Fernkälteversorgung  oder  effiziente  individuelle 
Wärme-  bzw.  Kälteversorgungsoptionen  sollten  in  der  Kosten-Nutzen-Analyse  als  Alternativen  zum  Ausgangsszenario 
berücksichtigt  werden. 

e)  Methode  zur  Berechnung  des  Kosten-Nutzen-Ergebnisses 

i)  Die  gesamten  langfristigen  Kosten  und  der  gesamte  langfristige  Nutzen  von  Wärme-  bzw.  Kälteversorgungsoptio- 
nen werden  ermittelt  und  einander  gegenübergestellt. 

ii)  Bewertungskriterium  ist  der  Kapitalwert  (Net  Present  Value). 

iii)  Der  zeitliche  Rahmen  wird  so  gewählt,  dass  alle  relevanten  Kosten-  und  Nutzenpositionen  des  Szenarios  erfasst 
werden.  Beispielsweise  könnte  ein  angemessener  zeitlicher  Rahmen  bei  einem  Gaskraftwerk  25  Jahre  betragen,  bei 
einem  Fernwärmesystem  30  Jahre  oder  bei  Heizgeräten  wie  Kesselanlagen  20  Jahre. 

f)  Preisberechnung  und  Preisvorhersagen  sowie  andere  Annahmen  für  die  wirtschaftliche  Analyse 

i)  Für  die  Zwecke  der  Kosten-Nutzen-Analysen  treffen  die  Mitgliedstaaten  Annahmen  zu  den  Preisen  wichtiger  Input- 
und  Output-Faktoren  und  zum  Abzinsungssatz. 


ii)  Der  bei  der  wirtschaftlichen  Analyse  zur  Berechnung  des  Kapitalwerts  verwendete  Abzinsungssatz  wird  gemäß  den 
europäischen  oder  nationalen  Leitlinien  ausgewählt  f1). 

iii)  Die  Mitgliedstaaten  nutzen  Prognosen  für  die  nationalen,  europäischen  oder  internationalen  Energiepreisentwick- 
lungen, falls  dies  in  ihrem  nationalen  und/oder  regionalen/lokalen  Kontext  zweckmäßig  ist. 

iv)  Die  in  der  wirtschaftlichen  Analyse  verwendeten  Preise  müssen  die  wahren  sozioökonomischen  Kosten  und  Vor- 
teile widerspiegeln  und  sollten  externe  Kosten  —  beispielsweise  Umwelt-  und  Gesundheitsfolgen  —  soweit  möglich 
einbeziehen,  d.  h.,  wenn  es  dafür  Marktpreise  gibt  oder  dies  bereits  in  europäischen  oder  nationalen  Rechtsvor- 
schriften vorgesehen  ist. 

g)  Wirtschaftliche  Analyse:  Bestandsaufnahme  der  Auswirkungen 

Bei  der  wirtschaftlichen  Analyse  sind  alle  relevanten  wirtschaftlichen  Auswirkungen  zu  berücksichtigen. 

Die  Mitgliedstaaten  können  die  Kosten  und  Energieeinsparungen,  die  sich  aus  der  erhöhten  Flexibilität  bei  der  Ener- 
gieversorgung und  aus  einem  optimierten  Betrieb  der  Elektrizitätsnetze  in  den  analysierten  Szenarien  ergeben,  be- 
werten und  bei  ihrer  Entscheidungsfindung  berücksichtigen,  darunter  auch  vermiedene  Kosten  und  Einsparungen  durch 
geringere  Infrastrukturinvestitionen. 

Bei  Kosten  und  Nutzen  ist  zumindest  Folgendes  zu  berücksichtigen: 

i)  Nutzen 

—  Nutzwert  für  den  Verbraucher  (Wärme  und  Elektrizität), 

—  soweit  möglich  externer  Nutzen,  beispielsweise  Nutzen  für  Umwelt  und  Gesundheit: 

ii)  Kosten 

—  Kapitalkosten  von  Anlagen  und  Ausrüstungen, 

—  Kapitalkosten  der  dazugehörigen  Energienetze, 

—  variable  und  feste  Betriebskosten, 

—  Energiekosten, 

—  soweit  möglich  Umwelt-  und  Gesundheitskosten. 

h)  Sensitivitätsanalyse: 

Es  wird  eine  Sensitivitätsanalyse  einbezogen,  um  Kosten  und  Nutzen  eines  Projekts  oder  einer  Gruppe  von  Projekten 
auf  der  Grundlage  unterschiedlicher  Energiepreise,  Diskontsätze  und  sonstiger  variabler  Faktoren,  die  sich  erheblich  auf 
das  Ergebnis  der  Berechnungen  auswirken,  zu  bewerten. 

Die  Mitgliedstaaten  benennen  die  zuständige  Behörde,  die  für  die  Durchführung  der  Kosten-Nutzen-Analysen  nach 
Artikel  14  verantwortlich  ist.  Die  Mitgliedstaaten  können  von  zuständigen  lokalen,  regionalen  oder  nationalen  Behörden 
oder  Betreibern  einzelner  Anlagen  verlangen,  die  wirtschaftliche  und  finanzielle  Analyse  durchzuführen.  Sie  geben  die 
detaillierten  Methoden  und  Annahmen  nach  diesem  Anhang  vor,  stellen  die  Verfahren  für  die  wirtschaftliche  Analyse  auf 
und  machen  diese  öffentlich  bekannt. 

Teil  2 

Grundsätze  für  die  Zwecke  von  Artikel  14  Absätze  5  und  7 
Die  Kosten-Nutzen- Analysen  liefern  Informationen  für  die  in  Artikel  14  Absätze  5  und  7  genannten  Maßnahmen: 

Wird  die  Errichtung  einer  reinen  Stromerzeugungsanlage  oder  einer  Anlage  ohne  Wärmerückgewinnung  geplant,  so  wird 
die  geplante  Anlage  oder  die  geplante  Modernisierung  mit  einer  gleichwertigen  Anlage  verglichen,  bei  der  dieselbe  Menge 
an  Strom  oder  an  Prozesswärme  erzeugt,  jedoch  Abwärme  rückgeführt  und  Wärme  mittels  hocheffizienter  KWK  und/oder 
Fernwärme-  und  Fernkältenetze  abgegeben  wird. 

Bei  der  Bewertung  werden  innerhalb  festgelegter  geografischer  Grenzen  die  geplante  Anlage  und  etwaige  geeignete 
bestehende  oder  potenzielle  Wärmebedarfspunkte,  die  über  die  Anlage  versorgt  werden  könnten,  berücksichtigt,  wobei 
den  praktischen  Möglichkeiten  (z.  B.  technische  Machbarkeit  und  Entfernung)  Rechnung  zu  tragen  ist. 


(l)  Der  zum  Zweck  der  wirtschaftlichen  Analyse  ausgewählte  nationale  Diskontsatz  sollte  den  von  der  Europäischen  Zentralbank  bereit- 
gestellten Daten  Rechnung  tragen. 


Die  Systemgrenze  wird  so  festgelegt,  dass  sie  die  geplante  Anlage  und  die  Wärmelasten  umfasst,  beispielsweise  Gebäude 
und  Industrieprozesse.  Innerhalb  dieser  Systemgrenze  sind  die  Gesamtkosten  für  die  Bereitstellung  von  Wärme  und  Strom 
für  beide  Fälle  zu  ermitteln  und  zu  vergleichen. 

Die  Wärmelasten  umfassen  bestehende  Wärmelasten  wie  Industrieanlagen  oder  vorhandene  Fernwärmesysteme  sowie  — 
in  städtischen  Gebieten  —  die  Wärmelasten  und  -kosten,  die  bestehen  würden,  wenn  eine  Gebäudegruppe  oder  ein 
Stadtteil  ein  neues  Fernwärmenetz  erhielte  und/oder  an  ein  solches  angeschlossen  würde. 

Die  Kosten-Nutzen-Analyse  stützt  sich  auf  eine  Beschreibung  der  geplanten  Anlage  und  der  Vergleichsanlage(n):  diese 
umfasst  —  gegebenenfalls  —  die  elektrische  und  thermische  Kapazität,  den  Brennstofftyp,  die  geplante  Verwendung  und 
die  geplante  Anzahl  der  Betriebsstunden  pro  Jahr,  den  Standort  und  den  Bedarf  an  Strom  und  Wärme. 

Für  die  Zwecke  des  Vergleichs  werden  der  Wärmeenergiebedarf  und  die  Arten  der  Wärme-  und  Kälteversorgung,  die  von 
den  nahe  gelegenen  Wärmebedarfspunkten  genutzt  werden,  berücksichtigt.  In  den  Vergleich  fließen  die  infrastrukturbe- 
zogenen Kosten  der  geplanten  Anlage  und  der  Vergleichsanlage  ein. 

Die  Kosten-Nutzen-Analyse  zum  Zwecke  von  Artikel  14  Absatz  5  beinhaltet  eine  wirtschaftliche  Analyse  unter  Berück- 
sichtigung einer  Finanzanalyse,  die  Aufschluss  über  die  tatsächlichen  Cashflow-Transaktionen  gibt,  die  sich  aus  Investi- 
tionen in  einzelne  Anlagen  und  deren  Betrieb  ergeben. 

Ein  positives  Ergebnis  der  Kosten-Nutzen-Analyse  eines  Projekts  liegt  vor,  wenn  in  der  wirtschaftlichen  Analyse  und  in  der 
Finanzanalyse  der  abgezinste  Gesamtnutzen  die  abgezinsten  Gesamtkosten  übersteigt  (positives  Kosten-Nutzen-Ergebnis). 

Die  Mitgliedstaaten  legen  Leitgrundsätze  für  die  Methodik,  die  Annahmen  und  den  zeitlichen  Rahmen  der  wirtschaftlichen 
Analyse  fest. 

Die  Mitgliedstaaten  können  von  den  Unternehmen,  die  für  den  Betrieb  von  thermischen  Stromerzeugungsanlagen, 
Industrieanlagen  sowie  Fernwärme-  und  Fernkältenetzen  zuständig  sind,  oder  von  anderen  Parteien,  auf  die  sich  die 
festgelegte  Systemgrenze  und  geografische  Grenze  auswirkt,  Angaben  verlangen,  die  zur  Bewertung  von  Kosten  und 
Nutzen  einzelner  Anlagen  verwendet  werden. 


ANHANG  X 


Herkunftsnachweis  für  Strom  aus  hocheffizienter  KWK 

a)  Die  Mitgliedstaaten  tragen  dafür  Sorge,  dass 

i)  der  Herkunftsnachweis  für  Strom  aus  hocheffizienter  KWK 

—  den  Erzeugern  den  Nachweis  ermöglicht,  dass  der  von  ihnen  verkaufte  Strom  aus  hocheffizienter  KWK  stammt 
und  auf  Antrag  des  Erzeugers  zu  diesem  Zweck  ausgestellt  wird; 

—  genau,  zuverlässig  und  betrugssicher  ist; 

—  elektronisch  ausgestellt,  übermittelt  und  annulliert  wird; 

ii)  eine  Energieeinheit  aus  hocheffizienter  KWK  stets  nur  einmal  angerechnet  wird. 

b)  Der  Herkunftsnachweis  gemäß  Artikel  14  Absatz  10  enthält  mindestens  folgende  Angaben: 

i)  Bezeichnung,  Standort,  Typ  und  (thermische  und  elektrische)  Kapazität  der  Anlage,  in  der  die  Energie  erzeugt 
wurde; 

ii)  Erzeugungszeitpunkte  und  -orte; 

iii)  unterer  Heizwert  des  Primärenergieträgers,  aus  dem  der  Strom  erzeugt  wurde; 

iv)  Menge  und  Verwendung  der  zusammen  mit  dem  Strom  erzeugten  Wärme; 

v)  Menge  an  Strom  aus  hocheffizienter  KWK  gemäß  Anhang  II,  für  die  der  Nachweis  ausgestellt  wird; 

vi)  Primärenergieeinsparungen,  die  gemäß  Anhang  II  auf  der  Grundlage  der  in  Anhang  II  Buchstabe  f  genannten 
harmonisierten  Wirkungsgrad-Referenzwerte  berechnet  worden  sind; 

vii)  elektrischer  und  thermischer  Nennwirkungsgrad  der  Anlage; 

viii)  ob  und  in  welchem  Umfang  die  Anlage  Gegenstand  von  Investitionsförderung  war; 

ix)  ob  und  in  welchem  Umfang  die  betreffende  Energieeinheit  in  irgendeiner  anderen  Weise  Gegenstand  einer 
nationalen  Förderregelung  war,  und  Art  der  Förderregelung; 

x)  Datum  der  Inbetriebnahme  der  Anlage; 

xi)  Ausstellungsdatum  und  ausstellendes  Land  sowie  eine  eindeutige  Kennnummer. 

Der  Herkunftsnachweis  gilt  standardmäßig  für  1  MWh.  Er  bezieht  sich  auf  die  an  der  Außenseite  der  Anlage 
gemessene  und  in  das  Netz  eingespeiste  Nettostromerzeugung. 


ANHANG  XI 


Energieeffizienzkriterien  für  die  Regulierung  von  Energienetzen  und  für  Stromnetztarife 

Netztarife  müssen  Kosteneinsparungen  in  Netzen,  die  durch  nachfrageseitige  und  Laststeuerungs-Maßnahmen  (De- 
mand  Response)  sowie  durch  dezentrale  Erzeugung  erzielt  wurden,  darunter  Einsparungen  durch  Senkung  der 
Bereitstellungskosten  oder  durch  Netzinvestitionen  und  optimierten  Netzbetrieb,  kostenorientiert  widerspiegeln. 

Netzregulierung  und  Netztarife  dürfen  Netzbetreiber  oder  Energieeinzelhändler  nicht  daran  hindern,  Systemdienste 
für  Laststeuerungs-Maßnahmen,  Nachfragemanagement  und  dezentrale  Erzeugung  auf  organisierten  Strommärkten 
zur  Verfügung  zu  stellen,  insbesondere: 

a)  Lastverlagerung  von  Spitzenzeiten  in  Nebenzeiten  durch  Endkunden  unter  Berücksichtigung  der  Verfügbarkeit 
von  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen,  aus  KWK  und  dezentraler  Erzeugung; 

b)  Energieeinsparungen  infolge  der  Laststeuerung  bezüglich  dezentraler  Verbraucher  durch  Energieaggregatoren; 

c)  Nachfrageverringerung  infolge  von  Energieeffizienzmaßnahmen  seitens  Energiedienstleistern,  darunter  Energie- 
dienstleistungsunternehmen: 

d)  Anbindung  und  Einsatz  von  Erzeugungsquellen  auf  niedrigeren  Spannungsebenen; 

e)  Anbindung  von  Erzeugungsquellen  an  verbrauchsnäheren  Standorten; 

f)  Energiespeicherung. 

Im  Sinne  dieser  Bestimmung  umfasst  der  Begriff  „organisierte  Strommärkte"  außerbörsliche  Märkte  und  Strombörsen 
zum  Handel  mit  Energie,  Kapazität,  Ausgleichs-  und  Hilfsdiensten  in  allen  Zeitrastern,  einschließlich  Terminmärkte, 
Day-Ahead-  und  Intraday-Märkte. 

Netz-  oder  Einzelhandelstarife  können  einer  dynamischen  Tarifierung  im  Hinblick  auf  Laststeuerung-Maßnahmen 
seitens  der  Endkunden  förderlich  sein,  wie  z.  B. 

a)  nutzungszeitspezifische  Tarife: 

b)  Tarifierung  in  kritischen  Spitzenzeiten; 

c)  Echtzeit-Tarifierung; 


d)  Spitzenzeitenrabatte. 


ANHANG  XII 


ENERGIEEFFIZIENZANFORDERUNGEN  AN  ÜBERTRAGUNGS-  UND  VERTEILERNETZBETREIBER 

Die  Übertragungs-  und  Verteilernetzbetreiber  sind  verpflichtet, 

a)  ihre  Standardregeln  für  die  Übernahme  und  Teilung  der  Kosten  für  technische  Anpassungen  wie  Netzanschlüsse  und 
Netzverstärkungen,  verbesserten  Netzbetrieb  und  Regeln  für  die  nichtdiskriminierende  Anwendung  der  Netzkodizes, 
die  erforderlich  sind  zur  Einbindung  neuer  Produzenten,  die  aus  hocheffizienter  KWK  erzeugten  Strom  in  das  Ver- 
bundnetz einspeisen,  aufzustellen  und  zu  veröffentlichen; 

b)  neuen  Erzeugern  von  Strom  aus  hocheffizienter  KWK,  die  Netzanschluss  wünschen,  in  umfassender  Weise  die  dazu 
erforderlichen  Informationen  bereitzustellen,  darunter 

i)  einen  umfassenden  und  detaillierten  Voranschlag  der  durch  den  Anschluss  entstehenden  Kosten; 

ii)  einen  angemessenen  und  genauen  Zeitplan  für  die  Entgegennahme  und  die  Bearbeitung  des  Antrags  auf  Anschluss 
an  das  Netz; 

iii)  einen  angemessenen  Richtzeitplan  für  jeden  vorgeschlagenen  Netzanschluss.  Die  Dauer  des  Gesamtverfahrens  zur 
Erlangung  eines  Netzanschlusses  sollte  —  unter  Berücksichtigung  der  Zumutbarkeit  und  der  Gleichbehandlung  — 
24  Monate  nicht  übersteigen; 

c)  standardisierte  und  vereinfachte  Verfahren  für  den  Anschluss  dezentraler  Erzeuger  von  Strom  aus  hocheffizienter  KWK 
bereitzustellen,  um  deren  Netzanschluss  zu  erleichtern. 

Die  in  Buchstabe  a  genannten  Standardregeln  müssen  sich  auf  objektive,  transparente  und  nichtdiskriminierende  Kriterien 
stützen,  die  insbesondere  sämtliche  Kosten  und  Vorteile  des  Anschlusses  jener  Erzeuger  an  das  Netz  berücksichtigen.  Sie 
können  verschiedene  Arten  von  Anschlüssen  vorsehen. 


ANHANG  XIII 

Mindestelemente   in   Energieleistungsverträgen  mit    dem   öffentlichen   Sektor   oder   in   den  zugehörigen 

Ausschreibungsbedingungen 

—  Klare  und  transparente  Aufstellung  der  durchzuführenden  Effizienzmaßnahmen  oder  der  zu  erzielenden  Effizienz- 
ergebnisse. 

—  Mittels  Durchführung  der  Vertragsmaßnahmen  zu  erzielende  garantierte  Einsparungen. 

—  Vertragslaufzeit  und  -zwischenziele,  Kündigungsbedingungen  und  -fristen. 

—  Klare  und  transparente  Aufstellung  der  Verpflichtungen  jeder  Vertragspartei. 

—  Für  die  Ermittlung  der  erzielten  Einsparungen  maßgebliche(s)  Datum/Daten. 

—  Klare  und  transparente  Aufstellung  der  zur  Durchführung  einer  Maßnahme  oder  eines  Maßnahmenpakets  zu  unter- 
nehmenden Schritte  und,  sofern  relevant,  der  dazugehörigen  Kosten. 

—  Verpflichtung  zur  vollständigen  Durchführung  der  Vertragsmaßnahmen  und  Dokumentation  aller  im  Laufe  des  Pro- 
jekts vorgenommenen  Änderungen. 

—  Vorschriften  zur  Einbeziehung  gleichwertiger  Anforderungen  in  alle  Unteraufträge  an  Dritte. 

—  Klare  und  transparente  Angabe  der  finanziellen  Implikationen  des  Projekts  und  Aufteilung  der  erzielten  monetären 
Einsparungen  zwischen  den  Parteien  (d.  h.  Bezahlung  des  Dienstleisters). 

—  Klare  und  transparente  Bestimmungen  zur  Messung  und  Überprüfung  der  erzielten  garantierten  Einsparungen,  Qua- 
litätskontrollen und  Garantien. 

—  Bestimmungen  zur  Klärung  des  Verfahrens  zum  Umgang  mit  sich  wandelnden  Rahmenbedingungen,  die  den  Ver- 
tragsinhalt und  das  Vertragsergebnis  berühren  (d.  h.  sich  ändernde  Energiepreise,  Nutzungsintensität  der  Anlage). 

—  Detaillierte  Informationen  zu  den  Verpflichtungen  jeder  Vertragspartei  und  zu  den  Sanktionen  bei  Nichteinhaltung. 


ANHANG  XN 


ALLGEMEINER  RAHMEN  FÜR  DIE  BERICHTERSTATTUNG 
Teil  1 

Allgemeiner  Rahmen  für  Jahresberichte 

Der  Jahresbericht  gemäß  Artikel  24  Absatz  1  bildet  eine  Grundlage  für  die  Überwachung  der  Fortschritte  im  Hinblick  auf 
die  nationalen  Ziele  für  das  Jahr  2020.  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  die  Berichte  die  folgenden  Mindestinfor- 
mationen enthalten: 

a)  eine  Schätzung  der  folgenden  Indikatoren  im  Jahr  vor  dem  Vorjahr  (Jahr  X  (1)-2): 

i)  Primärenergieverbrauch, 

ii)  Gesamtendenergieverbrauch, 

iii)  Endenergieverbrauch  nach  Sektor 

—  Industrie, 

—  Verkehr  (differenziert  zwischen  Personen-  und  Güterverkehr,  falls  verfügbar), 

—  Haushalte, 

—  Dienstleistungen, 

iv)  Bruttowertschöpfung  nach  Sektor 

—  Industrie, 

—  Dienstleistungen, 

v)  verfügbares  Einkommen  der  Haushalte, 

vi)  Bruttoinlandsprodukt  (BIP), 

vii)  Stromerzeugung  in  Wärmekraftwerken, 

viii)  Stromerzeugung  in  KWK-Anlagen, 

ix)  Wärmeerzeugung  in  Wärmekraftwerken, 

x)  Wärmeerzeugung  in  KWK-Anlagen,  unter  Einbeziehung  der  industriellen  Abwärme, 

xi)  Brennstoffeinsatz  in  Wärmekraftwerken, 

xii)  Personenkilometer  (pkm),  falls  verfügbar, 

xiii)  Tonnenkilometer  (tkm),  falls  verfügbar, 

xiv)  kombinierte  Kilometer  (pkm  +  tkm),  falls  die  Ziffern  xii  und  xiii  nicht  verfügbar  sind, 

xv)  Bevölkerung. 

In  Sektoren  mit  stabilem  oder  ansteigendem  Energieverbrauch  untersuchen  die  Mitgliedstaaten  die  Gründe  hierfür  und 
fügen  den  Schätzungen  ihre  Bewertung  bei. 

Der  zweite  Bericht  und  Folgeberichte  enthalten  ferner  die  Angaben  nach  den  Buchstaben  b  bis  e: 

b)  Aktualisierte  Angaben  zu  den  wichtigsten  im  Vorjahr  getroffenen  legislativen  und  sonstigen  Maßnahmen,  die  zu  den 
nationalen  Gesamt-Energieeffizienzzielen  für  2020  beitragen. 

c)  Gesamtfläche  von  Gebäuden  mit  einer  Gesamtnutzfläche  von  mehr  als  500  m2  und  ab  dem  9.  Juli  2015  von  mehr  als 
250  m2,  die  sich  im  Eigentum  der  Zentralregierung  des  betreffenden  Mitgliedstaats  befinden  und  von  ihr  genutzt 
werden,  die  am  1 .  Januar  des  Jahres,  in  dem  der  Bericht  fällig  ist,  die  in  Artikel  5  Absatz  1  genannten  Anforderungen 
an  die  Energieeffizienz  nicht  erfüllt  hat. 


(!)  X  =  laufendes  Jahr. 


d)  Gesamtfläche  von  beheizten  und/oder  gekühlten  Gebäuden,  die  sich  im  Eigentum  der  Zentralregierung  des  betreffen- 
den Mitgliedstaats  befinden  und  von  ihr  genutzt  werden,  die  im  Vorjahr  gemäß  Artikel  5  Absatz  1  renoviert  wurde, 
oder  Energieeinsparungen  gemäß  Artikel  5  Absatz  6  in  anrechnungsfähigen  Gebäuden,  die  sich  im  Eigentum  der 
Zentralregierung  des  betreffenden  Mitgliedstaats  befinden. 

e)  Energieeinsparungen,  die  durch  die  nationalen  Energieeffizienzverpflichtungssysteme  nach  Artikel  7  Absatz  1  oder  die 
gemäß  Artikel  7  Absatz  9  verabschiedeten  Alternativmaßnahmen  erzielt  wurden. 

Der  erste  Bericht  muss  auch  das  in  Artikel  3  Absatz  1  genannte  nationale  Energieeffizienzziel  umfassen. 

In  die  Jahresberichte  nach  Artikel  24  Absatz  1  können  die  Mitgliedstaaten  auch  zusätzliche  nationale  Ziele  aufnehmen. 
Diese  können  sich  insbesondere  auf  die  in  Buchstabe  a  dieses  Teils  aufgezählten  statistischen  Indikatoren  oder  auf 
Kombinationen  derselben  beziehen,  beispielsweise  die  Primärenergie-  oder  Endenergieintensität  oder  die  sektorspezifischen 
Energieintensitäten. 


Teil  2 

Allgemeiner  Rahmen  für  Nationale  Energieeffizienz-Aktionspläne 

Die  in  Artikel  24  Absatz  2  genannten  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  müssen  einen  Rahmen  für  die  Entwick- 
lung der  nationalen  Energieeffizienzstrategien  bilden. 

Die  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  müssen  bedeutende  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz 
sowie  erwartete/erzielte  Energieeinspaningen  umfassen,  u.  a.  bei  der  Energieversorgung,  -Übertragung  bzw.  -fernleitung 
und  -Verteilung  sowie  beim  Energieendverbrauch.  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten,  dass  die  Nationalen  Energieeffizienz- 
Aktionspläne  die  folgenden  Mindestinformationen  enthalten: 

1.  Ziele  und  Strategien 

—  indikatives  nationales  Energieeffizienzziel  für  2020  gemäß  Artikel  3  Absatz  1; 

—  nationaler  Energieeinsparrichtwert  gemäß  Artikel  4  Absatz  1  der  Richtlinie  2006/32/EG: 

—  sonstige  bestehende  Energieeffizienzziele  für  die  Gesamtwirtschaft  oder  bestimmte  Sektoren. 

2.  Maßnahmen  und  Energieeinsparungen 

Die  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  müssen  Informationen  über  verabschiedete  oder  zur  Verabschiedung 
anstehende  Maßnahmen  zur  Umsetzung  der  wichtigsten  Aspekte  dieser  Richtlinie  sowie  über  die  entsprechenden 
Einsparungen  enthalten. 

a)  Primärenergieeinsparungen 

In  den  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionsplänen  müssen  bedeutende  Maßnahmen  und  Aktionen  aufgeführt 
werden,  die  im  Hinblick  auf  Primärenergieeinsparung  in  sämtlichen  Wirtschaftssektoren  unternommen  wurden. 
Für  jede  Maßnahme  oder  jedes  Maßnahmen-/Aktionspaket  sind  Schätzungen  der  erwarteten  Einsparungen  für  das 
Jahr  2020  und  die  zum  Berichtszeitpunkt  erzielten  Einsparungen  anzugeben. 

Soweit  verfügbar,  sollten  Informationen  zu  anderen  Auswirkungen/Nutzeffekten  der  Maßnahmen  (Verringerung 
der  Treibhausgasemissionen,  bessere  Luftqualität,  Schaffung  von  Arbeitsplätzen  usw.)  und  das  Budget  für  die 
Durchführung  angegeben  werden. 

b)  Endenergieeinsparungen 

Der  erste  und  der  zweite  Nationale  Energieeffizienz-Aktionsplan  müssen  eine  Aufstellung  der  Ergebnisse  bezüg- 
lich des  Erreichens  der  in  Artikel  4  Absätze  1  und  2  der  Richtlinie  2006/32/EG  genannten  Einsparziele  beim 
Endenergieverbrauch  enthalten.  Ist  keine  Berechnung/Schätzung  der  Einsparungen  je  Maßnahme  verfügbar,  so  ist 
die  Verringerung  des  Energieverbrauchs  auf  Sektorebene  aufgrund  der  (Kombination  von)  Maßnahmen  auszuwei- 
sen. 

Der  erste  und  der  zweite  Nationale  Energieeffizienz-Aktionsplan  müssen  auch  die  zur  Ermittlung  der  Energie- 
einsparungen angewandte  Mess-  und/oder  Berechnungsmethode  enthalten.  Wird  die  „empfohlene  Methode"  (') 
angewandt,  so  sollte  der  Nationale  Energieeffizienz-Aktionsplan  hierauf  verweisen. 


(')  Empfehlungen  zu  Mess-  und  Prüfmethoden  im  Rahmen  der  Richtlinie  2006/32/EG  über  Endenergieeffizienz  und  Energiedienstleis- 
tungen. 


3.     Spezifische  Informationen  bezüglich  dieser  Richtlinie 

3.1.  Öffentliche  Einrichtungen  (Artikel  5) 

Die  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  müssen  eine  Aufstellung  der  öffentlichen  Einrichtungen  enthalten,  die 
einen  Energieeffizienzplan  gemäß  Artikel  5  Absatz  7  erstellt  haben. 

3.2.  Energieeffizienzverpflichtungen  (Artikel  7) 

Die  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  müssen  die  gemäß  Anhang  IV  gewählten  nationalen  Koeffizienten 
enthalten. 

Der  erste  Nationale  Energieeffizienz-Aktionsplan  muss  eine  kurze  Beschreibung  des  nationalen  Systems  nach  Ar- 
tikel 7  Absatz  1  oder  der  gemäß  Artikel  7  Absatz  9  verabschiedeten  Alternativmaßnahmen  enthalten. 

3.3.  Energieaudits  und  Energiemanagementsysteme  (Artikel  8) 

Die  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  müssen  folgende  Angaben  enthalten: 

a)  Anzahl  der  im  vorausgegangenen  Zeitraum  durchgeführten  Energieaudits: 

b)  Anzahl  der  im  vorausgegangenen  Zeitraum  in  großen  Unternehmen  durchgeführten  Energieaudits: 

c)  Anzahl  großer  Unternehmen  im  Hoheitsgebiet  des  betreffenden  Mitgliedstaats  und  Anzahl  der  Unternehmen,  für 
die  Artikel  8  Absatz  5  gilt. 

3.4.  Förderung  von  Effizienz  bei  der  Wärme-  und  Kälteversorgung  (Artikel  14) 

Die  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  müssen  eine  Bewertung  der  Fortschritte  enthalten,  die  bei  der  Durch- 
führung der  in  Artikel  14  Absatz  1  genannten  umfassenden  Bewertung  erzielt  wurden. 

3.5.  Energieübertragung  bzw.  -fernleitung  und  -Verteilung  (Artikel  15) 

Der  erste  Nationale  Energieeffizienz-Aktionsplan  und  die  danach  alle  10  Jahre  fälligen  Folgeberichte  müssen  die 
durchgeführte  Bewertung  und  die  ausgewiesenen  Maßnahmen  und  Investitionen  zur  Nutzung  der  Energieeffizienz- 
potenziale der  Gas-  und  Elektrizitätsinfrastruktur  gemäß  Artikel  1  5  Absatz  2  enthalten. 

3.6.  Die  Mitgliedstaaten  berichten  im  Rahmen  ihrer  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  über  die  Maßnahmen,  die 
zur  Ermöglichung  und  Entwicklung  der  Laststeuerung  gemäß  Artikel  1 5  ergriffen  wurden. 

3.7.  Verfügbarkeit  von  Qualifizierungs-,  Akkreditierungs-  und  Zertifizierungssystemen  (Artikel  16) 

Die  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  müssen  Angaben  zu  den  verfügbaren  Qualifizierungs-,  Akkreditie- 
rungss-  und  Zertifizierungssystemen  oder  gleichwertigen  Qualifizierungssystemen  für  die  Anbieter  von  Energiedienst- 
leistungen, Energieaudits  und  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz  enthalten. 

3.8.  Energiedienstleistungen  (Artikel  18) 

Die  Nationalen  Energieeffizienz-Aktionspläne  müssen  einen  Link  zu  der  Internetseite  enthalten,  auf  der  die  in 
Artikel  18  Absatz  1  Buchstabe  c  genannte  Liste  der  Anbieter  von  Energiedienstleistungen  bzw.  die  entsprechende 
Schnittstelle  zugänglich  ist. 

3.9.  Sonstige  Maßnahmen  zur  Förderung  von  Energieeffizienz  (Artikel  19) 

Der  erste  Nationale  Energieeffizienz-Aktionsplan  muss  eine  Aufstellung  der  in  Artikel  19  Absatz  1  genannten 
Maßnahmen  enthalten. 
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Berichtigung  der  Richtlinie  2012/27/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  Oktober  2012  zur 
Energieeffizienz,  zur  Änderung  der  Richtlinien  2009/125/EG  und  2010/30/EU  und  zur  Aufhebung  der  Richtlinien 

2004/8/EG  und  2006/32/EG 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  315  vom  14.  November  2012) 


Seite  22,  Artikel  15  Absatz  5  Unterabsatz  2: 

anstatt:  „...  und  sie  sorgen  unter  allen  Umständen  dafür,  dass  der  vorrangige  Zugang  oder  die  vorrangige 

Inanspruchnahme  nicht  behindert  wird." 

muss  es  heißen:    „...  und  sie  sorgen  unter  allen  Umständen  dafür,  dass  der  vorrangige  Zugang  oder  die  vorrangige 
Inanspruchnahme  für  Energie  aus  variablen  erneuerbaren  Energiequellen  nicht  behindert  wird." 


Durchführungsverordnungen  und  delegierte 

Verordnungen 


Verordnung  (EG)  Nr.  1209/2000 

(ABl.  2000  L  138/12) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  1209/2000  DER  KOMMISSION 
vom  8.  Juni  2000 

über  die  Durchführungsbestimmungen  für  die  in  Artikel  41  des  Vertrags  zur  Gründung  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft  vorgeschriebenen  Anzeigen 


DIE  KOMMISSION  DER  EUROPAISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  - 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft,  insbesondere  auf  Artikel  41, 

gestützt  auf  die  Verordnung  (Euratom)  Nr.  2587/1999  des 
Rates  vom  2.  Dezember  1999  zur  Bestimmung  der  Investiti- 
onsvorhaben, die  der  Kommission  gemäß  Artikel  41  des 
Vertrags  zur  Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschaft 
anzuzeigen  sind  ('), 

in  Erwägung  nachstehenden  Grundes: 

Es  liegt  in  der  Zuständigkeit  der  Kommission,  soweit  es  zur 
Erfüllung  der  ihr  in  Kapitel  IV  des  Vertrags  gestellten  Aufgabe 
notwendig  ist,  die  Durchführungsbestimmungen  für  die 
Auflage  nach  Artikel  41  festzulegen,  aufgrund  deren  Personen 
und  Unternehmen  verpflichtet  sind,  Investitionsvorhaben  für 
neue  Anlagen  sowie  für  Ersatzanlagen  anzuzeigen,  soweit  diese 
hinsichtlich  ihrer  Art  und  ihres  Umfangs  den  vom  Rat  festge- 
legten Merkmalen  entsprechen  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Investitionsvorhaben  für  neue  Anlagen  sowie  für  Ersatzanlagen 
oder  Umstellungen,  die  hinsichtlich  Art  und  Umfang  die  Krite- 
rien erfüllen,  die  in  der  Verordnung  (Euratom)  Nr.  2587/1999 
festgelegt  sind,  werden  der  Kommission  gemäß  einem  Form- 
blatt angezeigt,  dessen  Muster  dieser  Verordnung  beigefügt  ist. 

Artikel  2 

Die  Verpflichtung,  der  Kommission  Investitionsvorhaben  nach 
Artikel  41  des  Vertrags  anzuzeigen,  gilt  für  Personen  und 
Unternehmen,  die  zu  den  in  Anhang  II  des  Vertrags  aufge- 


zählten Industriezweigen  gehören,  und  erstreckt  sich  auf  alle 
innerhalb  der  Gemeinschaft  errichteten  oder  zu  errichtenden 
Anlagen  (bei  Unternehmen,  die  ihren  Sitz  außerhalb  der 
Gemeinschaft  haben,  erfolgt  die  Anzeige  gegebenenfalls  durch 
die  örtliche  Direktion). 

Artikel  3 

Wurden  gemäß  Artikel  41  des  Vertrags  zu  meldende  Angaben 
bereits  im  Zusammenhang  mit  der  Übermittlung  der  allge- 
meinen Angaben  nach  Artikel  37  des  Vertrags  vorgelegt,  kann 
sich  die  Meldung  auf  einen  Querverweis  beschränken,  dem  alle 
sonstigen  Angaben,  die  nach  dem  Formblatt  im  Anhang  dieser 
Verordnung  zu  melden  sind,  hinzuzufügen  sind. 

Artikel  4 

Änderungen,  die  an  den  der  Kommission  gemäß  dieser  Verord- 
nung angezeigten  Investitionsvorhaben  im  Laufe  ihrer  Durch- 
führung vorgenommen  werden,  werden  der  Kommission  in  der 
gleichen  Weise  angezeigt. 

Artikel  5 

Die  Kommission  gibt  eventuelle  Änderungen  des  Formbaltts  im 
Amtblatt  der  Europäischen  Gemeinschaften  bekannt. 

Artikel  6 

Die  Verordnung  Nr.  1  des  Rates  der  Europäischen  Atomge- 
meinschaft vom  5.  November  1958  (2)  wird  mit  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung  aufgehoben. 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröf- 
fentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Gemeinschaften  in 
Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  8.  Juni  2000 


Für  die  Kommission 
Loyola  DE  PALACIO 
Vizepräsident 


(')  ABl.  L  315  vom  9.12.1999,  S.  1. 


(2)  ABl.  25  vom  27.11.  1958,  S.  511/58. 
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ANHANG 


INVESTITIONSVORHABEN 
(Muster) 


Industriezweige,  die  in  Anhang  II 
des  Vertrages  genannt  sind 

Verlangte  Angaben 

Alle  Industriezweige  von  Nr.    1  bis 
Nr.  13 

1.1.  Name  und  Anschrift  der  Person  oder  des  Unternehmens,  welche  bzw. 
welches  das  Investitionsvorhaben  anzeigt,  und  gegebenenfalls  Name 
einer  verantwortlichen  Person,  an  die  Rückfragen  hinsichtlich  ergän- 
zender Angaben  gerichtet  werden  können. 

1.2.  Name  des  Investitionsvorhabens. 

1.3.  Industriezweig,  zu  dessen  Bereich  das  Investitionsvorhaben  gemäß 
Anhang  II  des  Vertrags  gehört. 

1.4.  Handelt  es  sich  um  eine  neue  Anlage,  eine  Ersatzanlage  oder  eine 
Umstellung? 

1.5.  Angabe  der  Schriftstücke  über  das  Investitionsvorhaben,  die  Euratom 
bereits  übermittelt  worden  sind  (Daten  des  Schriftwechsels). 

1.6.  Name  und  Anschrift  der  Person  (oder  der  Personen)  oder  des  Unterneh- 
mens (oder  der  Unternehmen), 

a)  die  (das)  die  Anlage  betreiben  wird  (werden), 

b)  die  (das)  den  Entwurf  der  Anlage  ausarbeitet  (ausarbeiten), 

c)  die  (das)  die  Bauaufsicht  und  Bauüberwachung  wahrnimmt  (wahr- 
nehmen), 

d)  die  (das)  die  Hauptaufträge  für  Lieferungen  von  Ausrüstungen 
erhalten  wird  (werden). 

1.7.  Art  der  Finanzierung. 

1.8.  Standort. 

1.9.  Zusammenfassende  Beschreibung  und  Übersichtspläne. 

1.10.  Erstellungskosten  der  Anlage  (in  Euro)  und  deren  Aufgliederung  nach 
Hauptbauteilen. 

1.11.  Zeitplan  für  die  Vergabe  der  Hauptaufträge,  die  Durchführung  der 
Arbeiten  und  die  Fertigstellung  der  Anlage,  insbesondere  Zeitangabe  für 
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den  Abschluß  der  ersten  Liefervertrage  bzw.  für  den  Beginn  der 
Arbeiten,  sowie  voraussichtliches  Datum  der  Inbetriebnahme. 

1.12.  Gegebenenfalls  Beschreibung  von  Plänen  für  die  Stillegung  der  Anlage. 

1.13.  Offizielle  staatliche  Behörde,  die  die  Baugenehmigung  und  die  Betriebs- 
genehmigung ausstellt. 

1.15.  Gegebenenfalls  kurze  Beschreibung  der  Forschungs-  und  Entwicklungs- 
programme. 

Für  alle  Industriezweige  außer  Nr.  1 1 
(Reaktoren) 

2.1.  Zusammensetzung  und  Beschaffenheit  der  Produktion  sowie  jährliche 
Produktionskapazität. 

2.2.  Hauptmerkmale  der  Anlage. 

2.3.  Falls  eine  Erweiterung  der  Anlage  vorgesehen  ist,  ist  anzugeben,  in 
welchen  Zeitabschnitten  und  mit  welchen  Steigerungssätzen  die  Erhö- 
hung der  jährlichen  Erzeugung  geplant  ist  und  welche  Produktionsver- 
fahren angewandt  werden  sollen. 

2.4.  Falls  keine  Erweiterung  vorgesehen  ist,  ist  anzugeben,  ob  und  in 
welchem  Umfang  auf  Grund  der  örtlichen  Verhältnisse  und  sonstiger 
Umstände  eine  Erhöhung  der  jährlichen  Produktionskapazität  möglich 
ist. 

Für  Industriezweig  Nr.  1 1 

3.1.  Bezeichnung   des  geplanten   Reaktortyps  und  Hauptverwendungs- 
zweck(e). 

3.2.  Hauptmerkmale  der  Anlage. 

3.3.  Hauptmerkmale  der  einzusetzenden  Brennelemente. 

3.4.  Eigenschaften  des  Moderators  und  Reflektors. 

3.5.  Eigenschaften  des  primären  Kühlmittels  und  des  sekundären  Kühlmit- 
tels. 

Industriezweige,  die  in  Anhang  II 
des  Vertrages  genannt  sind 

Verlangte  Angaben 

Für  die  Industriezweige  Nrn.  3,  4,  5,  6, 
7,  8,  9,  10  und  gegebenenfalls  12,  13 

4.1.    Zusammensetzung  und  Mengen  des  jährlichen  Bedarfs  der  zum  Betrieb 
der     Anlage     erforderlichen     hauptsächlichen  Versorgungsgüter, 
einschließlich  des  Energiebedarfs;  Angabe  der  vorgesehenen  Lieferanten. 

Für  die  Industriezweige  Nrn.  4,  5,  7,  8, 
11,  12  und  gegebenenfalls  13 

5.1.    Ergänzende  Angaben  zum  Standort  der  Anlage. 

Für  Industriezweig  Nr.  1 

6.1.  Geologie  des  zu  nutzenden  Erzvorkommens. 

6.2.  Sichere  Erzmenge  des  zu  nutzenden  Vorkommens. 

6.3.  Geschätzte  Erzmenge  des  zu  nutzenden  Vorkommens. 

6.4.  Sichere  und  geschätzte  Mengen,  über  welche  sich  die  Abbaukonzession 
insgesamt  erstreckt. 

Für  Industriezweig  Nr.  5 

7.1.    Beschreibung  der  Brennelemente. 

Verordnung  (EURATOM)  Nr.  1352/2003 

(ABl.  2003  L  192/15) 


1534 

Copyrighled  maKrial 


VERORDNUNG  (EURATOM)  Nr.  1352/2003  DER  KOMMISSION 
vom  23.  Juli  2003 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1209/2000  über  die  Durchführungsbestimmungen  für  die 
in  Artikel  41  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschaft  vorgeschriebenen 

Anzeigen 


DIE  KOMMISSION  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  - 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Atomgemeinschaft,  insbesondere  aut  die  Artikel  41  bis  44, 

gestützt  auf  die  Verordnung  (Euratom)  Nr.  2587/1999  des 
Rates  vom  2.  Dezember  1999  zur  Bestimmung  der  Investiti- 
onsvorhaben, die  der  Kommission  gemäß  Artikel  41  des 
Vertrags  zur  Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschalt 
anzuzeigen  sind  ('), 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Im  Interesse  der  Transparenz  und  der  Rechtssicherheit 
müssen  die  geltenden  Bestimmungen  der  Kommission 
ergänzt  werden,  die  bei  der  Erörterung  und  Prüfung  von 
Investitionsvorhaben,  welche  mit  den  Zielen  des  Vertrags 
in  Zusammenhang  stehen,  angewandt  werden,  und  die 
damit  verbunden  Verfahren  formal  festgelegt  werden. 

(2)  Investitionsvorhaben  für  neue  Anlagen  sowie  für  Ersatz- 
anlagen oder  Umstellungen,  die  die  durch  den  Rat  in  der 
Verordnung  (Euratom)  Nr.  2587/1999  festgelegten  Krite- 
rien erfüllen,  sind  der  Kommission  mittels  eines  Form- 
blatts anzuzeigen,  das  auf  Papier  oder  elektronisch  über- 
mittelt werden  kann.  Im  Interesse  der  Rechtssicherheit 
muss  den  Personen  oder  Unternehmen,  die  die  Anzeige 
vornehmen,  der  Erhalt  dieser  Anzeige  mitgeteilt  werden. 

(3)  Der  Zeitraum,  innerhalb  dessen  die  Kommission  nach 
Artikel  43  Euratom-Vertrag  die  Vorlage  prüfen,  erörtern 
und  eine  Stellungnahme  dazu  abgeben  sollte,  sollte  auf 
zwei  Monate  ab  Eingang  der  vollständigen  Anzeige  fest- 
gelegt werden.  Die  Anmerkungen  von  Dritten  sollten 
von  der  Kommission  den  Personen  oder  Unternehmen 
mitgeteilt  werden,  so  dass  diese  darauf  eingehen  können. 
Im  Interesse  der  Rechtssicherheit  sollte  diese  Prüfung 
und  Erörterung  durch  eine  Empfehlung  gemäß  Artikel 
1 24  Euratom-Vertrag  abgeschlossen  werden. 


(6)  Um  die  Investitionstätigkeiten  in  der  Kernenergiewirt- 
schaft koordinieren  zu  können,  ist  es  angebracht,  die 
Maßnahmen,  die  die  beteiligten  Personen  oder  Unter- 
nehmen infolge  einer  Empfehlung  der  Kommission  letzt- 
lich ergreifen,  auf  angemessene  Art  und  Weise  zu  über- 
wachen. 

(7)  Um  sicherzustellen,  dass  die  Bestimmungen  des 
Euratom-Vertrags  ordnungsgemäß  eingehalten  werden, 
sollte  die  Kommission  die  Möglichkeit  haben,  ihre 
Empfehlung  zu  widerrufen,  wenn  sich  diese  auf  falsche 
Informationen  stützt. 


(8)  Es  ist  angebracht,  die  Öffentlichkeit  über  die  Investitions- 
vorhaben zu  informieren,  wobei  gleichzeitig  der  in 
Artikel  44  Euratom-Vertrag  niedergelegte  Grundsatz  der 
Zustimmung  der  beteiligten  Mitgliedstaaten,  Personen 
und  Unternehmen  gewahrt  werden  muss.  Im  Interesse 
der  Transparenz  und  der  Rechtssicherheit  sollten 
sämtliche  Investitionsvorhaben  und  beschlossenen 
Empfehlungen  veröffentlicht  werden.  Die  Kommission 
sollte  zum  gleichen  Zweck  einen  Jahresbericht  veröffent- 
lichen, der  die  Durchführung  ihrer  Empfehlungen  proto- 
kolliert sowie  die  Maßnahmen,  die  im  Hinblick  auf  die 
Anmerkungen  der  Kommission  von  den  beteiligten 
Personen  oder  Unternehmen  ergriffen  wurden. 

(9)  Sollten  diese  Investitionen  für  die  Ziele  des  Euratom- 
Vertrags  nicht  erforderlich  sein  oder  über  diese  Ziele 
hinausgehen  oder  sollten  sie  aufgrund  ihrer  öffentlichen 
Finanzierung  den  Wettbewerb  auf  dem  Binnenmarkt 
verfälschen  oder  zu  verfälschen  drohen,  wirkt  sich  diese 
Verordnung  in  keiner  Weise  auf  die  Anwendung  des  EG- 
Vertrags  aus. 

(10)  Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1209/2000  der  Kommission  (2) 
sollte  daher  entsprechend  geändert  werden  — 


(4)  In  Fällen,  in  denen  die  Kommission  bei  einer  Vorabprü- 
fung  Zweifel  hinsichtlich  der  Einhaltung  der  Ziele  des 
Euratom-Vertrags  im  Lichte  der  Verordnung  (Euratom) 
Nr.  2587/1999  hat,  sollte  ein  Verfahren  der  ausführli- 
chen Prüfung  und  Erörterung  eingeleitet  werden,  um  der 
Kommission  Gelegenheit  zu  geben,  sämtliche  erforderli- 
chen Informationen  einzuholen,  damit  sie  ihre  Aufgabe 
nach  dem  Euratom-Vertrag  wahrnehmen  und  den  betref- 
fenden Personen  und  Unternehmen  ihre  Anmerkungen 
mitteilen  kann. 

(5)  Nachdem  die  Kommission  die  Stellungnahmen  der  betei- 
ligten Personen  oder  Unternehmen  gewürdigt  hat,  sollte 
sie  ihre  Prüfung  durch  die  Annahme  einer  Empfehlung 
beenden,  sobald  alle  Zweifel  ausgeräumt  sind. 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1 209/2000  wird  wie  folgt  geändert: 

1 .  Der  Titel  erhält  folgende  Fassung: 

„Verordnung  (Euratom)  Nr.  1209/2000  der  Kommission 
vom  8.  Juni  2000  über  die  Verfahren  zur  Prüfung  der  in 
Artikel  41  des  Euratom-Vertrags  vorgeschriebenen 
Anzeigen." 


(')  ABl.  L  315  vom  9.12.1999,  S.  1. 


(2)  ABl.  L  138  vom  9.6.2000,  S.  12. 
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2.  Artikel  1  erhält  folgende  Fassung: 
„Artikel  1 

(1)  Investitionsvorhaben  für  neue  Anlagen  sowie  für 
Ersatzanlagen  oder  Umstellungen,  die  hinsichtlich  Art  und 
Umfang  die  Kriterien  erfüllen,  die  in  der  Verordnung 
(Euratom)  Nr.  2587/1999  festgelegt  sind,  werden  der 
Kommission  mit  dem  Formblatt  angezeigt,  das  dieser 
Verordnung  in  der  Anlage  beigefügt  ist. 

Dieses  Formblatt  kann  auf  Papier  oder  elektronisch  übermit- 
telt werden. 

(2)  Die  Kommission  bestätigt  den  beteiligten  Personen 
oder  Unternehmen  unverzüglich  den  Empfang  der  Anzeige." 

3.  Die  folgenden  Artikel  3a  bis  3f  werden  eingefügt: 
„Artikel  3a 

(1)  Die  Kommission  prüft  die  Anzeige  unmittelbar  nach 
ihrem  Erhalt.  Sie  nimmt  in  einer  Empfehlung  Stellung. 

(2)  Ist  die  Kommission  nach  einer  Prüfung  der  Meinung, 
dass  bei  den  ihr  angezeigten  Investitionsvorhaben  keine 
Bedenken  hinsichtlich  der  Ziele  des  Euratom-Vertrags  und 
dessen  Einhaltung  bestehen,  stellt  sie  dies  förmlich  fest  und 
teilt  ihren  Standpunkt  den  beteiligten  Mitgliedstaaten, 
Personen  und  Unternehmen  im  Wege  einer  Empfehlung 
mit. 

(3)  Ist  die  Kommission  nach  einer  Prüfung  der  Meinung, 
dass  bei  den  ihr  angezeigten  Investitionsvorhaben  Zweifel 
hinsichtlich  der  Ziele  des  Euratom-Vertrags  und  dessen 
Einhaltung  bestehen,  leitet  sie  ein  umfassendes  Prüfverfahren 
ein,  um  alle  Gesichtspunkte  der  Investitionsvorhaben,  die 
mit  den  Zielen  dieses  Vertrags  in  Zusammenhang  stehen, 
ausführlicher  zu  erörtern. 

(4)  Eine  Empfehlung  gemäß  Absatz  2  und  die  Einleitung 
eines  umfassenden  Prüfverfahrens  gemäß  Absatz  3  muss 
innerhalb  von  2  Monaten  abgegeben  werden  bzw.  erfolgen. 
Dieser  Zeitraum  wird  gerechnet  ab  dem  Tag  nach  Eingang 
der  vollständigen  Anzeige  gemäß  dieser  Verordnung  und 
der  Verordnung  (Euratom)  Nr.  2587/1999.  Die  Anzeige  gilt 
als  vollständig,  wenn  die  Kommission  innerhalb  von  zwei 
Monaten  nach  Eingang  der  Anzeige  oder  nach  Eingang  der 
von  ihr  —  gegebenenfalls  —  angeforderten  zusätzlichen 
Informationen  keine  weiteren  Informationen  anfordert. 

(5)  Hat  die  Kommission  keine  Empfehlung  gemäß  Absatz 
2  abgegeben  oder  ist  sie  nicht  innerhalb  der  in  Absatz  4 
festgelegten  Frist  tätig  geworden,  wird  angenommen,  dass 
das  Investitionsvorhaben  im  Einklang  mit  den  Zielen  und 
Bestimmungen  des  Euratom-Vertrags  steht. 


Artikel  3b 

(1)  Vertritt  die  Kommission  die  Auffassung,  dass  die  von 
der  beteiligten  Person  oder  dem  Unternehmen  vorgelegten 
Informationen  über  ein  angezeigtes  Investitionsvorhaben 
unvollständig  sind,  so  fordert  sie  alle  sachdienlichen 
Auskünfte  an.  Die  Kommission  bestätigt  der  beteiligten 
Person  bzw.  dem  beteiligten  Unternehmen  gegebenenfalls 
den  Empfang  der  angeforderten  Informationen. 


(2)  Wird  eine  von  der  beteiligten  Person  oder  dem  Unter- 
nehmen verlangte  Auskunft  innerhalb  der  von  der  Kommis- 
sion festgesetzten  Frist  nicht  oder  nicht  vollständig  erteilt,  so 
übermittelt  die  Kommission  ein  Erinnerungsschreiben,  in 
dem  sie  eine  zusätzliche  Frist  für  die  Auskunftserteilung  fest- 
setzt. 


Artikel  3  c 

(1)  Bei  Einleitung  des  umfassenden  Prüfverfahrens  fasst 
die  Kommission  die  einschlägigen  Punkte  zum  Sachverhalt 
und  zur  Rechtslage  zusammen  und  wird  auch  die  Vorabprü- 
fung des  Investitionsvorhabens  im  Lichte  der  Bestimmungen 
und  Ziele  des  Euratom-Vertrags  und  der  Verordnung 
(Euratom)  Nr.  2587/1999  vorlegen.  Die  Kommission  fordert 
die  beteiligten  Personen  und  Unternehmen  auf,  eine  Stel- 
lungnahme abzugeben  und  mit  der  Kommission  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist,  die  in  der  Regel  nicht  länger  als  zwei 
Monate  ist,  den  Sachverhalt  zu  erörtern. 

(2)  Den  beteiligten  Personen  oder  Unternehmen  wird 
empfohlen  das  Investitionsvorhaben  nicht  durchzuführen, 
bevor  nicht  die  Kommission  ihre  Empfehlung  zu  dem  fragli- 
chen Vorhaben  abgegeben  hat  bzw.  bevor  es  gemäß  Artikel 
3a  Absatz  5  als  mit  den  Zielen  und  Bestimmungen  des 
Euratom-Vertrags  in  Einklang  stehend  gilt. 

Artikel  3d 

(1)  Stellt  die  Kommission  nach  der  Erörterung  und/oder 
Änderung  des  Vorhabens  durch  die  beteiligte  Person  oder 
das  Unternehmen  fest,  dass  das  Investitionsvorhaben  im 
Einklang  mit  den  Zielen  und  Bestimmungen  des  Euratom- 
Vertrags  steht,  protokolliert  sie  ihren  Standpunkt  durch  eine 
Empfehlung,  die  den  beteiligten  Personen,  Unternehmen 
und  dem  Mitgliedstaat  mitgeteilt  wird. 

(2)  Stellt  die  Kommission  nach  der  Erörterung  und/oder 
Änderung  des  Vorhabens  durch  die  beteiligte  Person  oder 
das  Unternehmen  fest,  dass  das  angezeigte  Investitionsvor- 
haben nicht  im  Einklang  mit  den  Zielen  und  Bestimmungen 
des  Euratom-Vertrags  steht,  äußert  sie  ihren  Standpunkt 
durch  eine  Empfehlung,  die  den  beteiligten  Personen,  Unter- 
nehmen und  dem  Mitgliedstaat  mitgeteilt  wird. 

(3)  Die  Stellungnahmen  nach  den  Absätzen  1  und  2 
werden  abgegeben,  sobald  die  in  Artikel  3a  Absatz  3 
genannten  Zweifel  ausgeräumt  sind.  Die  Kommission 
bemüht  sich  darum,  eine  Empfehlung  möglichst  innerhalb 
von  6  Monaten  nach  Einleitung  des  umfassenden  Prüfverfah- 
rens anzunehmen. 

(4)  Ist  die  Frist  nach  Absatz  3  abgelaufen,  gibt  die 
Kommission  auf  Wunsch  der  beteiligten  Person  oder  des 
beteiligten  Unternehmens  innerhalb  von  zwei  Monaten  auf 
der  Grundlage  der  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Informa- 
tionen eine  Empfehlung  ab. 

Artikel  3e 

Nach  Abgabe  ihrer  Empfehlung  zu  dem  fraglichen  Investiti- 
onsvorhaben überprüft  die  Kommission  die  Maßnahmen, 
die  gemäß  ihrer  Empfehlung  getroffen  wurden  oder  geplant 
sind,  und  erörtert  diese  gegebenenfalls  mit  den  beteiligten 
Personen  oder  Unternehmen. 
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Artikel  3f 


Artikel  4b 


Die  Kommission  kann  ihre  gemäß  Artikel  3a  und  3d  ange- 
nommene Empfehlung  widerrufen,  wenn  die  Angaben,  die 
den  Ausschlag  für  ihre  Empfehlung  gegeben  haben,  falsch 
waren,  nachdem  sie  den  beteiligten  Personen  bzw.  Unter- 
nehmen Gelegenheit  gegeben  hat,  Anmerkungen  vorzu- 
legen. 

Vor  Widerruf  ihrer  Empfehlung  und  Annahme  einer  neuen 
Empfehlung  wird  die  Kommission  gemäß  Artikel  3a  Absatz 
3  ein  umfassendes  Prüfverfahren  einleiten." 

4.  Die  folgenden  Artikel  4a  und  4b  werden  eingefügt: 

„Artikel  4a 

Die  Kommission  unterrichtet  die  Personen  bzw.  die  Unter- 
nehmen, die  ihr  das  Investitionsvorhaben  angezeigt  haben, 
gegebenenfalls  über  die  Anmerkungen  oder  Stellungnahmen 
von  Dritten  zu  diesem  Vorhaben,  die  Einfluss  auf  die 
Empfehlung  der  Kommission  haben. 


(1)  Die  Kommission  veröffentlicht  mit  Zustimmung  der 
beteiligten  Mitgliedstaaten,  Personen  und  Unternehmen  die 
ihr  angezeigten  Investitionsvorhaben  sowie  die  gemäß  dieser 
Verordnung  abgegebenen  Empfehlungen. 

(2)  Die  Kommission  veröffentlicht  einen  Jahresbericht  der 
die  Durchführung  ihrer  Empfehlungen  protokolliert  sowie 
die  Maßnahmen,  die  im  Hinblick  auf  die  Stellungnahmen 
der  Kommission  von  den  beteiligen  Personen  und  Unter- 
nehmen ergriffen  wurden. 

Im  Bericht  werden,  wenn  nötig,  die  Bestimmungen  über  die 
Wahrung  des  Berufsgeheimnis  beachtet,  wenn  die  Zustim- 
mung gemäß  Artikel  44  Euratom-Vertrag  letztendlich 
verweigert  wird." 

Artikel  2 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer 
Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  23.  Juli  2003 

Für  die  Kommission 
Loyola  DE  PALACIO 
Vizepräsident 
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Verordnung  (EURATOM)  Nr.  302/2005 

(ABl.  2005  L  54/1) 
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DIE  KOMMISSION  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  - 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Atom- 
gemeinschaft, insbesondere  auf  die  Artikel  77,  78,  79  und  81, 

nach  Zustimmung  des  Rates, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  In  der  Verordnung  (Euratom)  Nr.  3227/76  der  Kommis- 
sion vom  19.  Oktober  1976  zur  Anwendung  der  Bestim- 
mungen der  Euratom-Sicherungsmaßnahmen  (:)  sind  Art 
und  Umfang  der  Verpflichtungen  aus  den  Artikeln  78 
und  79  Euratom-Vertrag  definiert. 

(2)  Da  in  der  Gemeinschaft  Kernmaterial  in  immer  größeren 
Mengen  erzeugt,  verwendet,  befördert  und  wieder  verwer- 
tet wird,  der  Handel  mit  Kernmaterial  zunimmt  und  die 
Europäische  Union  schrittweise  erweitert  wird,  muss  die 
Wirksamkeit  der  Sicherungsmaßnahmen  gewährleistet 
werden.  Art  und  Umfang  der  Verpflichtungen  aus  Arti- 
kel 79  des  Vertrags,  die  in  der  Verordnung  (Euratom) 
Nr.  3227/76  festgelegt  sind,  sollten  daher  angesichts  der 
Weiterentwicklung  insbesondere  im  Bereich  der  Nuklear- 
und  Informationstechnologie  aktualisiert  werden. 

(3)  Belgien,  Dänemark,  Deutschland,  Finnland,  Griechenland, 
Irland,  Italien,  Luxemburg,  die  Niederlande,  Österreich, 
Portugal,  Schweden,  Spanien  und  die  Europäische  Atom- 
gemeinschaft haben  mit  der  Internationalen  Atomenergie- 
Organisation  gemäß  Artikel  III  Absätze  1  und  4  des  Ver- 
trags über  die  Nichtverbreitung  von  Kernwaffen  das 
Übereinkommen  78/1 64/Euratom  (2)  geschlossen.  Das 
Übereinkommen  78/1 64/Euratom  ist  am  21.  Februar 
1977  in  Kraft  getreten  und  durch  das  am  30.  April  2004 
in  Kraft  getretenes  Zusatzprotokoll  1999/188/Euratom  (3) 
ergänzt  worden. 

(4)  Das  Übereinkommen  78/1 64/Euratom  enthält  eine  beson- 
dere Verpflichtung  der  Gemeinschaft  in  Bezug  auf  die 
Anwendung  der  Sicherungsmaßnahmen  auf  Ausgangs- 
material und  besonderes  spaltbares  Material  in  den 
Hoheitsgebieten  der  kernwaffenfreien  Mitgliedstaaten,  die 
dem  Vertrag  über  die  Nichtverbreitung  von  Kernwaffen 
beigetreten  sind. 

(5)  Die  Bestimmungen  des  Übereinkommens  sind  das  Ergeb- 
nis umfassender  internationaler  Verhandlungen  mit  der 
Internationalen  Atomenergie-Organisation  über  die 
Anwendung  des  Artikels  III  Absätze  1  und  4  des  Vertrags 
über  die  Nichtverbreitung  von  Kernwaffen.  Diese  Bestim- 
mungen sind  vom  Gouverneursrat  dieser  Organisation 
gebilligt  worden. 


(')  ABl.  L  363  vom  31.12.1976,  S.  1.  Verordnung  zuletzt  geändert  durch 
Verordnung  (Euratom)  Nr.  2130/93  (ABl.  L  191  vom  31.7.1993, 
S.  75). 

p)  ABl.  L  51  vom  22.2.1978,  S.  1. 
(3)  ABl.  L  67  vom  13.3.1999,  S.  1. 


(6)  Die  Gemeinschaft,  das  Vereinigte  Königreich  und  die  Inter- 
nationale Atomenergie-Organisation  haben  ein  Abkom- 
men über  die  Anwendung  der  Sicherheitsüberwachung  im 
Vereinigten  Königreich  in  Verbindung  mit  dem  Vertrag 
über  die  Nichtverbreitung  von  Kernwaffen  (4)  geschlossen. 
Dieses  Abkommen  ist  am  14.  August  1978  in  Kraft  getre- 
ten und  durch  ein  am  30.  April  2004  in  Kraft  getretenes 
Zusatzprotokoll  ergänzt  worden. 

(7)  Die  Gemeinschaft,  Frankreich  und  die  Internationale 
Atomenergie-Organisation  haben  ein  Abkommen  über  die 
Anwendung  der  Sicherheitsüberwachung  in  Frankreich  (5) 
geschlossen.  Dieses  Abkommen  ist  am  12.  September 
1981  in  Kraft  getreten  und  durch  ein  am  30.  April  2004 
in  Kraft  getretenes  Zusatzprotokoll  ergänzt  worden. 

(8)  Auf  dem  Hoheitsgebiet  Frankreichs  und  des  Vereinigten 
Königreichs  sind  bestimmte  Anlagen  oder  Anlagenteile 
und  bestimmtes  Material  möglicherweise  dem  Produktions- 
zyklus für  Verteidigungszwecke  zuzuordnen.  Es  sollten 
daher  besondere  Kontrollmaßnahmen  angewendet  wer- 
den, um  diesem  Umstand  Rechnung  zu  tragen. 

(9)  Auf  der  Tagung  des  Europäischen  Rates  in  Lissabon 
am  23.  und  24.  März  2000  wurde  die  Notwendigkeit 
betont,  die  Entwicklung  modernster  Informations- 
technologie und  anderer  Telekommunikationsnetze  sowie 
der  Inhalte  dieser  Netze  zu  fördern. 

(10)  Aufgrund  des  Zusatzprotokolls  1999/188/Euratom  sollten 
die  Mitgliedstaaten  verpflichtet  werden,  der  Kommission 
bestimmte  Informationen  zu  übermitteln,  einschließlich 
einer  allgemeinen  Beschreibung  der  Standorte,  der  Voraus- 
meldung der  Aufbereitung  von  Abfall  sowie  Berichte  über 
die  Weitergabe  von  konditioniertem  Abfall. 

(11)  Die  für  die  Anwendung  dieser  Verordnung  zu  erlassenden 
Leitlinien  sollten  den  Verpflichtungen  der  Gemeinschaft 
auf  diesem  Gebiet,  insbesondere  den  Verpflichtungen,  die 
sichaus  dem  Zusatzprotokoll  1999/188/Euratom  und  den 
Zusatzprotokollen  zu  den  Abkommen  über  die  Anwen- 
dung der  Sicherheitsüberwachung  im  Vereinigten  König- 
reich in  Verbindung  mit  dem  Vertrag  über  die  Nicht- 
verbreitung von  Kernwaffen  und  dem  entsprechenden 
Abkommen  für  Frankreich  ergeben,  uneingeschränkt 
Rechnung  tragen. 

(12)  Die  Bestimmungen  über  die  Sicherheit,  die  der 
Geschäftsordnung  der  Kommission  (6)  durch  Beschluss 
2001/844/EG,  EGKS,  Euratom  der  Kommission  (7)  beige- 
fügt wurden,  sollten  unbeschadet  der  Verordnung  (Eura- 
tom) Nr.  3  des  Rates  vom  31.  Juli  1958  zur  Anwendung 
des  Artikels  24  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Europäi- 
schen Atomgemeinschaft  (8)  für  Informationen,  Kenntnisse 
und  Dokumente  gelten,  die  von  den  Parteien  erworben 
werden. 


(4)  IAEO-Dokument  INFCIRC/263  vom  Oktober  1978. 

(5)  IAEO-Dokument  INFCIRC/290  vom  Dezember  1981. 

(6)  ABl.  L  308  vom  8.12.2000,  S.  26.  Geschäftsordnung  zuletzt  geändert 
durch  den  Beschluss  2004/563/EG,  Euratom  (ABl.  L  251  vom 
27.7.2004,  S.  9). 

(7)  ABl.  L  317  vom  3.12.2001,  S.  1. 
(s)  ABl.  17  vom  6.10.1958,  S.  406/58. 
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(13)  Im  Interesse  der  Klarheit  sollte  die  Verordnung  (Euratom) 
Nr.  3227/76  durch  die  vorliegende  Verordnung  ersetzt 
werden  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


KAPITEL  I 

GELTUNGSBEREICH  UND  BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 


Artikel  1 
Geltungsbereich 

Diese  Verordnung  gilt  für  Personen  oder  Unternehmen,  die  eine 
Anlage  zur  Erzeugung,  Trennung,  Wiederaufarbeitung,  Lagerung 
oder  sonstigen  Verwendung  von  Ausgangsmaterial  oder  beson- 
derem spaltbarem  Material  errichten  oder  betreiben. 

Diese  Verordnung  findet  keine  Anwendung  auf  Besitzer  von  Fer- 
tigerzeugnissen für  nichtnukleare  Zwecke,  in  denen  praktisch 
nicht  rückgewinnbares  Kernmaterial  enthalten  ist. 

Artikel  2 
Begriffsbestimmungen 

Im  Sinne  dieser  Verordnung  bezeichnet  der  Ausdruck 

1.  „kernwaffenfreier  Mitgliedstaat"  Belgien,  die  Tschechische 
Republik,  Dänemark,  Deutschland,  Estland,  Griechenland, 
Spanien,  Irland,  Italien,  Zypern,  Lettland,  Litauen,  Luxem- 
burg, Ungarn,  Malta,  die  Niederlande,  Österreich,  Polen,  Por- 
tugal, Slowenien,  die  Slowakei,  Finnland  und  Schweden; 

2.  „Kernwaffen-Mitgliedstaat"  Frankreich  oder  das  Vereinigte 
Königreich; 

3.  „dritter  Staat"  jeden  Staat,  der  nicht  Mitglied  der  Europäischen 
Atomgemeinschaft  ist; 

4.  „Kernmaterial"  Erze,  Ausgangsmaterial  oder  besonderes  spalt- 
bares Material  wie  in  Artikel  197  Euratom-Vertrag  definiert; 

5.  „Abfall"  Kernmaterial  in  Konzentrationen  oder  chemischen 
Formen,  die  aus  praktischen  oder  wirtschaftlichen  Gründen 
als  nicht  rückgewinnbar  gelten  und  entsorgt  werden  können; 

6.  „zurückbehaltener  Abfall"  gemessenen  oder  aufgrund  von 
Messungen  geschätzten  Abfall,  der  bei  der  Aufbereitung  oder 
bei  einem  Betriebsunfall  entstanden  und  an  einen  besonde- 
ren Ort  innerhalb  der  Materialbilanzzone  verbracht  worden 
ist,  dem  er  wieder  entnommen  werden  kann; 

7.  „konditionierter  Abfall"  gemessenen  oder  aufgrund  von  Mes- 
sungen geschätzten  Abfall,  der  so  konditioniert  worden  ist 
(z.  B.  in  Glas,  Zement,  Beton  oder  Bitumen),  dass  er  für  eine 
weitere  nukleare  Verwendung  nicht  geeignet  ist; 


8.  „in  die  Umwelt  überführter  Abfall"  gemessenen  oder  auf- 
grund von  Messungen  geschätzten  Abfall,  der  als  Ergebnis 
einer  beabsichtigten  Ableitung  endgültig  in  die  Umwelt  abge- 
geben worden  ist; 

9.  „Kategorie"  (von  Kernmaterial)  Natururan,  abgereichertes 
Uran,  mit  Uran-235  oder  -233  angereichertes  Uran,  Tho- 
rium, Plutonium  sowie  jedes  sonstige  Material,  das  durch  den 
Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  mit  qualifizierter  Mehr- 
heit bestimmt  wird; 

10.  „Posten"  eine  identifizierbare  Einheit,  wie  ein  Brennelement 
oder  einen  Brennstab; 

11.  „Charge"  einen  Teil  des  Kernmaterials,  das  für  Buchungs- 
zwecke an  einem  Schlüsselmesspunkt  als  Einheit  behandelt 
wird  und  dessen  Zusammensetzung  und  Menge  durch  einen 
einzigen  Satz  von  Spezifikationen  oder  Messungen  definiert 
werden.  Das  Kernmaterial  kann  in  loser  Form  vorliegen  oder 
in  einer  Anzahl  von  Posten  enthalten  sein; 

12.  „Chargendaten"  das  Gesamtgewicht  jeder  Kernmaterial- 
kategorie und  bei  Plutonium  und  Uran  gegebenenfalls  auch 
die  Isotopenzusammensetzung.  Für  die  Berichte  werden  die 
Gewichte  der  einzelnen  Posten  in  der  Charge  addiert,  bevor 
sie  zur  nächsten  Einheit  ab-  oder  aufgerundet  werden; 

13.  „effektives  Kilogramm"  eine  besondere  bei  der  Anwendung 
von  Sicherungsmaßnahmen  auf  Kernmaterial  verwendete 
Einheit.  Sie  wird  ermittelt 

a)  für  Plutonium  durch  sein  Gewicht  in  Kilogramm, 

b)  für  Uran  mit  einer  Anreicherung  von  0,01  (1  %)  und 
darüber  durch  sein  Gewicht  in  Kilogramm,  multipliziert 
mit  dem  Quadrat  seiner  Anreicherung, 

c)  für  Uran  mit  einer  Anreicherung  unter  0,01  (1  %)  und 
über  0,005  (0,5  %)  durch  sein  Gewicht  in  Kilogramm, 
multipliziert  mit  0,0001 

und 

d)  für  abgereichertes  Uran  mit  einer  Anreicherung  von 
0,005  (0,5  %)  oder  darunter  und  für  Thorium  durch  ihr 
Gewicht  in  Kilogramm,  multipliziert  mit  0,00005; 

14.  „Materialbilanzzone"  einen  Bereich,  der  zum  Zweck  der 
Erstellung  der  Materialbilanz  so  beschaffen  ist,  dass 

a)  die  Kernmaterialmenge  bei  jeder  Weitergabe  in  jede  oder 
aus  jeder  Materialbilanzzone  bestimmt  werden  kann 

und 

b)  der  reale  Bestand  an  Kernmaterial  in  jeder  Material- 
bilanzzone, falls  erforderlich,  nach  festgelegten  Verfah- 
ren bestimmt  werden  kann; 
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15.  „Schlüsselmesspunkt"  den  Ort,  an  dem  das  Kernmaterial  in 
einer  Form  vorliegt,  die  seine  Messung  zur  Bestimmung  des 
Materialflusses  oder  des  Bestandes  ermöglicht;  er  umfasst 
somit  —  jedoch  nicht  ausschließlich  —  die  Eingangs-, 
Ausgangs-  und  Lagerbereiche  in  Materialbilanzzonen; 

16.  „Buchbestand"  einer  Materialbilanzzone  die  algebraische 
Summe  des  letzten  realen  Bestandes  der  betreffenden 
Materialbilanzzone  und  aller  seit  der  Aufnahme  dieses 
Bestandes  eingetretenen  Bestandsänderungen; 

17.  „realer  Bestand"  die  Summe  aller  Chargenmengen  von  Kern- 
material, die  mit  Hille  von  Messungen  oder  abgeleiteten 
Schätzungen  bestimmt  werden  und  zu  einer  bestimmten  Zeit 
in  einer  Materialbilanzzone  vorhanden  sind; 

18.  „nicht  nachgewiesenes  Material"  die  Differenz  zwischen  dem 
realem  Bestand  und  dem  Buchbestand; 

19.  „Absender/Empfänger-Differenz"  die  Differenz  zwischen  der 
in  der  empfangenden  Materialbilanzzone  gemessenen  Kern- 
materialmenge einer  Charge  und  der  Menge  nach  der  Angabe 
der  absendenden  Materialbilanzzone; 

20.  „Primärdaten"  bei  der  Messung  oder  Eichung  registrierte  oder 
zur  Ableitung  empirischer  Relationen  benutzte  Daten,  die 
Kernmaterial  identifizieren  und  Chargendaten  bestimmen; 
darunter  fallen  das  Gewicht  von  Verbindungen,  Konversions- 
faktoren zur  Bestimmung  des  Elementgewichts,  das  spezifi- 
sche Gewicht,  die  Elementkonzentration,  das  Isotopen- 
verhältnis, die  Relation  zwischen  Volumen  und 
Manometeranzeige  und  die  Relation  zwischen  hergestelltem 
Plutonium  und  erzeugter  Energie. 

21.  „Standort"  einen  von  der  Gemeinschaft  und  dem  Mitglied- 
staat abgegrenzten  Bereich,  der  eine  oder  mehrere  —  auch 
außer  Betrieb  genommene  —  Einrichtungen  entsprechend 
den  einschlägigen  grundlegenden  technischen  Merkmalen 
umfasst,  wobei 

a)  Abfallbehandlungsanlagen  oder  Abfalllager  als  solche 
keine  Standorte  sind; 

b)  bei  einer  außer  Betrieb  genommenen  Einrichtung,  in  der 
Ausgangsmaterial  oder  besonderes  spaltbares  Material 
üblicherweise  in  kleineren  Mengen  als  einem  effektiven 
Kilogramm  verwendet  wurde,  sich  dieser  Begriff  auf  Orte 
mit  heißen  Zellen  und  solche  beschränkt,  an  denen 
Tätigkeiten  im  Zusammenhang  mit  der  Konversion, 
Anreicherung, BrennstoffherstellungoderWiederaufarbei- 
tung  durchgeführt  wurden; 

c)  der  Begriff  „Standort"  auch  alle  Einrichtungen  in  unmit- 
telbarer Nachbarschaft  der  Anlagen  umfasst,  die  wesent- 
liche Dienste  erbringen  oder  nutzen,  einschließlich  hei- 
ßer Zellen  zur  Aufbereitung  bestrahlten  Materials,  das 
kein  Kernmaterial  enthält,  Einrichtungen  zur  Behand- 
lung, Zwischen-  und  Endlagerung  von  Abfall  sowie 
Gebäude  für  die  von  dem  betreffenden  Staat  nach 
Anhang  I  des  Zusatzprotokolls  1 999/1 88/Euratom 
angegebenen  Tätigkeiten; 


22.  „Standortvertreter"  jede  Person,  jedes  Unternehmen  oder  jede 
Stelle,  die  nach  Angaben  des  Mitgliedstaats  für  die  in  Arti- 
kel 3  Absatz  2  genannten  Mitteilungen  zuständig  sind; 

23.  „Anlage"  einen  Reaktor,  eine  kritische  Anordnung,  eine 
Konversionsanlage,  eine  Fabrikationsanlage,  eine  Wiederauf- 
bereitungsanlage, eine  Isotopentrennanlage,  ein  getrenntes 
Lager,  eine  Abfallbehandlungsanlage  oder  ein  Abfalllager 
oder  jeden  sonstigen  Ort,  an  dem  Ausgangsmaterial  oder 
besonderes  spaltbares  Material  üblicherweise  verwendet  wird; 

24.  „stillgelegte  Anlage"  eine  Anlage,  deren  für  eine  Nutzung 
wesentlichen  Restkonstruktionen  und  -ausrüstungen  erwie- 
senermaßen entfernt  oder  funktionsunfähig  gemacht  worden 
sind,  damit  sie  nicht  für  die  Lagerung  benutzt  werden  und 
nicht  länger  für  die  Handhabung,  Verarbeitung  oder  Verwen- 
dung von  Ausgangsmaterial  oder  besonderem  spaltbaren 
Material  genutzt  werden  können; 

25.  „außer  Betrieb  genommene  Anlage"  eine  Anlage,  deren 
Betrieb  erwiesenermaßen  eingestellt  und  aus  der  das  Kern- 
material entfernt  wurde,  die  aber  nicht  stillgelegt  wurde. 


KAPITEL  II 

GRUNDLEGENDE  TECHNISCHE  MERKMALE  UND  BESONDERE 
KONTROLLBESTIMMUNGEN 


Artikel  3 

Meldung  der  grundlegenden  technischen  Merkmale 

(1)  Wer  eine  Anlage  zur  Erzeugung,  Trennung,  Wieder- 
aufarbeitung, Lagerung  oder  sonstigen  Verwendung  von  Aus- 
gangsmaterial oder  besonderem  spaltbarem  Material  errichtet 
oder  betreibt,  hat  der  Kommission  die  grundlegenden  technischen 
Merkmale  der  Anlage  gemäß  dem  entsprechenden  Muster- 
formblatt in  Anhang  I  anzugeben. 

Im  Sinne  von  Unterabsatz  1  gelten  als  „Verwendung"  von  Kern- 
material unter  anderem  die  Stromerzeugung  in  Reaktoren,  die 
Forschung  in  kritischen  oder  Nullenergieanordnungen,  die  Kon- 
version, die  Fabrikation,  die  Wiederaufarbeitung,  die  Lagerung,  die 
Isotopentrennung  und  die  Erzkonzentration  sowie  die  Behand- 
lung oder  Lagerung  von  Abfall. 

Für  die  Erzeugung  gelten  die  Bestimmungen  der  Artikel  24 
und  25. 

(2)  Jeder  Mitgliedstaat,  der  dem  unterzeichneten  Zusatz- 
protokoll 1999/188/Euratom  beigetreten  ist,  bestimmt  für  jeden 
Standort  auf  seinem  Hoheitsgebiet  einen  Standortvertreter,  der 
der  Kommission  eine  Erklärung  mit  einer  allgemeinen  Beschrei- 
bung des  Standorts  gemäß  dem  Musterformblatt  in  Anhang  II 
übermittelt. 

Die  Erklärung  ist  innerhalb  von  1 20  Tagen  nach  Inkrafttreten  des 
Zusatzprotokolls  1999/188/Euratom  in  dem  betreffenden  Mit- 
gliedstaat vorzulegen  und  bis  zum  1.  April  jedes  Jahres  zu 
aktualisieren. 
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Die  Erklärung  hat  die  Anforderungen  nach  Artikel  2  Buchstabe  a) 
Ziffer  iii)  des  Zusatzprotokolls  1999/188/Euratom  zu  erfüllen 
und  erfolgt  unabhängig  von  der  Meldung  nach  dem  Absatz  1  die- 
ses Artikels. 


(3)  Der  Standortvertreter  ist  zwar  dafür  verantwortlich,  dass 
die  einschlägigen  Informationen  rechtzeitig  eingeholt  und  die  all- 
gemeine Standortbeschreibung  der  Kommission  übermittelt  wird, 
aber  die  Verantwortung  für  die  Richtigkeit  und  die  Vollständig- 
keit der  Erklärungen  liegt  weiterhin  bei  den  Personen  oder  Unter- 
nehmen, die  eine  Anlage  errichten  oder  betreiben,  und  die  Ver- 
antwortung für  die  Gebäude  an  einem  Standort,  in  denen  kein 
Kernmaterial  verwendet  wird,  liegt  weiterhin  bei  dem  betreffen- 
den Mitgliedstaat.  Die  Erklärungen  nach  den  Absätzen  1  und  2 
sind  möglichst  in  elektronischer  Form  vorzulegen,  wenn  sie  von 
den  betreffenden  Personen  oder  Unternehmen  in  dieser  Form 
geführt  werden.  Werden  der  Kommission  Informationen  sowohl 
als  Papierfassung  als  auch  in  elektronischer  Form  übermittelt,  so 
gilt  die  Papierfassung  als  verbindlich. 


Artikel  4 
Fristen 


Für  neue  Anlagen  ist  die  Erklärung  über  die  grundlegenden  tech- 
nischen Merkmale  gemäß  Artikel  3  Absatz  1  der  Kommission 
mindestens  200  Tage  vor  dem  voraussichtlichen  Eingang  der  ers- 
ten Kernmateriallieferung  zu  melden. 

Bei  neuen  Anlagen  mit  einem  Inventar  oder  —  sofern  dieser  grö- 
ßer ist  —  einem  jährlichen  Durchsatz  von  Kernmaterial  von  mehr 
als  einem  effektiven  Kilogramm  sind  alle  relevanten  Informatio- 
nen über  Eigentümer,  Betreiber,  Zweck,  Standort,  Typ,  Kapazität 
und  voraussichtlichen  Zeitpunkt  der  Inbetriebnahme  der  Kom- 
mission mindestens  200  Tage  vor  Baubeginn  mitzuteilen. 

Änderungen  an  den  grundlegenden  technischen  Merkmalen,  für 
die  nach  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  des  Artikels  6 
keine  vorherige  Meldung  erforderlich  ist,  sind  der  Kommission 
innerhalb  von  30  Tagen  nach  dem  Abschluss  der  Änderungen  zu 
melden. 


Anlagen  im  Hoheitsgebiet  der  Staaten,  die  der  Europäischen 
Union  beitreten,  melden  der  Kommission  ihre  grundlegenden 
technischen  Merkmale  innerhalb  von  30  Tagen  nach  dem  Inkraft- 
treten dieser  Verordnung  in  diesem  Staat;  hiervon  ausgenommen 
sind  Abfallaufbereitungsanlagen  oder  Abfalllager,  deren  grundle- 
gende technische  Merkmale  innerhalb  von  1 20  Tagen  nach  dem 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  in  diesem  Staat  zu  melden  sind. 

Bestehende  Abfallbehandlungsanlagen  oder  Abfalllager  haben  die 
grundlegenden  technischen  Merkmale  ihrer  Anlage  innerhalb  von 
120  Tagen  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gemäß  dem 
Musterformblatt  nach  Anhang  I  der  Kommission  zu  melden. 

Bei  sonstigen  bestehenden  Anlagen  sind  alle  gemäß  dem  in 
Anhang  I  genannten  Formblatt  erforderlichen  zusätzlichen  Infor- 
mationen innerhalb  von  1 20  Tagen  nach  Inkrafttreten  dieser  Ver- 
ordnung zu  übermitteln. 


Artikel  5 
Tätigkeitsprogramm 

Zur  Planung  ihrer  Sicherungsmaßnahmen  ist  der  Kommission 
von  den  nach  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  1  zur  Meldung  ver- 
pflichteten Personen  oder  Unternehmen  Folgendes  mitzuteilen: 

a)  jeweils  jährlich  das  Tätigkeits-Rahmenprogramm  nach 
Anhang  XI,  welches  insbesondere  vorläufige  Termine  für  die 
Aufnahme  des  realen  Bestands  angibt, 

b)  spätestens  40  Tage  vor  Beginn  der  Aufnahme  des  realen 
Bestandes  das  hierzu  vorgesehene  Programm. 

Änderungen  des  Tätigkeits-Rahmenprogramms  und  insbesondere 
bei  den  Aufnahmen  des  realen  Bestands  sind  der  Kommission 
unverzüglich  mitzuteilen. 


Artikel  6 

Besondere  Kontrollbestimmungen 

(1)  Auf  Grundlage  der  gemäß  Artikel  3  Absatz  1  und  Artikel  4 
übermittelten  grundlegenden  technischen  Merkmale  legt  die 
Kommission  besondere  Kontrollbestimmungen  fest,  die  die  in 
Absatz  2  dieses  Artikels  aufgeführten  Bereiche  betreffen.  Die 
besonderen  Kontrollbestimmungen  werden  durch  an  die  betref- 
fende Person  oder  das  betreffende  Unternehmen  gerichtete  Ent- 
scheidung der  Kommission  unter  Berücksichtigung  der  betriebli- 
chen und  technischen  Zwänge  in  enger  Konsultation  mit  der 
betreffenden  Person  oder  dem  betreffenden  Unternehmen  und 
dem  jeweiligen  Mitgliedstaat  erlassen. 

Die  Personen  oder  Unternehmen,  an  die  die  Entscheidung  der 
Kommission  gerichtet  ist,  werden  hiervon  in  Kenntnis  gesetzt, 
und  eine  Kopie  der  betreffenden  Mitteilung  wird  dem  betreffen- 
den Mitgliedstaat  übermittelt. 

Bis  zum  Erlass  der  Kommissionsentscheidung  über  die  besonde- 
ren Kontrollbestimmungen  wenden  die  betroffenen  Personen 
oder  Untenehmen  die  allgemeinen  Bestimmungen  dieser  Verord- 
nung an. 

(2)  Die  besonderen  Kontrollbestimmungen  umfassen 
Folgendes: 

a)  die  Materialbilanzzonen  und  die  Auswahl  der  Schlüsselmes- 
spunkte für  die  Bestimmung  des  Kernmaterialflusses  und 
-bestands; 

b)  die  Änderungen  an  den  grundlegenden  technischen  Merkma- 
len, die  im  Voraus  zu  melden  sind; 

c)  die  Verfahren  für  die  Buchführung  über  das  Kernmaterial  in 
jeder  Materialbilanzzone  und  für  die  Abfassung  von 
Berichten; 
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d)  die  Häufigkeit  und  die  Verfahren  der  Aufnahme  des  realen 
Bestands  für  Buchführungszwecke  als  Bestandteil  der 
Sicherungsmaßnahmen; 


e)  die  Maßnahmen  zur  räumlichen  Eingrenzung  und  Beobach- 
tung entsprechend  den  Vereinbarungen  mit  der  betreffenden 
Person  oder  dem  betreffenden  Unternehmen; 


f)  die  Probenahmen  durch  die  betreffende  Person  oder  das 
betreffende  Unternehmen  nur  für  die  Zwecke  der 
Sicherheitsüberwachung. 


(3)  Die  besonderen  Kontrollbestimmungen  können  auch  den 
Inhalt  der  weiteren  Meldungen  gemäß  Artikel  5  sowie  die  Bedin- 
gungen festlegen,  unter  denen  eine  Vorausmeldung  des  Ausgangs 
und  Eingangs  von  Kernmaterial  erforderlich  ist. 


(4)  Die  Kommission  erstattet  den  Betroffenen  die  Kosten  der- 
jenigen besonderen  Dienstleistungen,  die  in  den  besonderen 
Kontrollbestimmungen  vorgesehen  sind  oder  die  auf  der  Grund- 
lage eines  Kostenvoranschlags  durch  ein  besonderes  Ersuchen  der 
Kommission  oder  der  Inspektoren  veranlasst  werden.  Höhe  und 
Modalitäten  der  Erstattung  werden  einvernehmlich  zwischen  den 
betroffenen  Parteien  festgelegt  und  regelmäßig  überprüft. 


KAPITEL  III 
KERNMATERIALBUCHFÜHRUNG 


Artikel  7 
Buchführungssystem 


Die  nach  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  1  meldepflichtigen  Per- 
sonen oder  Unternehmen  haben  ein  Buchführungs-  und  Kontroll- 
system für  Kernmaterial  anzuwenden.  Dazu  gehören  Buchungs- 
und Betriebsprotokolle  und  insbesondere  Angaben  über  Menge, 
Kategorie,  Form  und  Zusammensetzung  dieser  Stoffe  nach  Arti- 
kel 1 8,  über  ihren  tatsächlichen  Aufbewahrungsort  und  die  beson- 
deren Kontrollverpflichtungen  nach  Artikel  17  sowie  Angaben 
über  den  Empfänger  oder  Absender  bei  Weitergabe  von 
Kernmaterial. 


Das  den  Protokollen  zugrunde  liegende  Messsystem  hat  den  neu- 
esten internationalen  Normen  zu  entsprechen  oder  ihnen  gleich- 
wertig zu  sein.  Anhand  der  Protokolle,  die  mindestens  fünf  Jahre 
lang  aufzubewahren  sind,  müssen  die  an  die  Kommission  gerich- 
teten Meldungen  abgefasst  und  belegt  werden  können.  Die 
Buchungs-  und  Betriebsprotokolle  sind  den  Inspektoren  der  Kom- 
mission in  elektronischer  Form  verfügbar  zu  machen,  wenn  sie 
von  der  Anlage  in  dieser  Form  geführt  werden.  Weitere  Einzelhei- 
ten können  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  nach  Arti- 
kel 6  zu  jeder  Anlage  festgelegt  werden. 


Artikel  8 
Betriebsprotokolle 

Die  Betriebsprotokolle  enthalten  für  jede  Materialbilanzzone 
gegebenenfalls  folgende  Angaben: 

a)  die  zur  Bestimmung  von  Änderungen  in  Bezug  auf  Mengen 
und  Zusammensetzung  des  Kernmaterials  verwendeten 
Betriebsdaten; 

b)  eine  möglichst  aktuelle  Liste  der  Bestandsposten  und  ihrer 
Standorte; 

c)  die  Daten,  die  bei  der  Eichung  von  Behältern  und  Instrumen- 
ten sowie  bei  Probenahmen  und  Analysen  gewonnen  wur- 
den, einschließlich  der  abgeleiteten  Schätzungen  für  zufällige 
und  systematische  Fehler; 

d)  die  bei  Qualitätssicherungsmaßnahmen  zum  Kernmaterial- 
buchführungssystem  gewonnenen  Daten  einschließlich  der 
abgeleiteten  Schätzungen  für  zufällige  und  systematische 
Fehler; 

e)  eine  Beschreibung  des  Ablaufs  der  Vorbereitung  und  Auf- 
nahme eines  realen  Bestandes  und  der  Maßnahmen  zur  Fest- 
stellung seiner  Richtigkeit  und  Vollständigkeit; 

f)  eine  Beschreibung  der  getroffenen  Maßnahmen  zur  Feststel- 
lung von  Ursache  und  Ausmaß  etwaiger  unfallbedingter  oder 
nicht  gemessener  Verluste; 

g)  die  Isotopenzusammensetzung  von  Plutonium  einschließlich 
seiner  Zerfallsisotope  und  Bezugsdaten,  sofern  diese  bei  der 
Anlage  zu  Betriebszwecken  erfasst  werden. 

Soweit  verfügbar,  sind  die  Angaben  nach  Buchstabe  g)  der  Kom- 
mission auf  Ersuchen  zu  übermitteln. 


Artikel  9 
Buchungsprotokolle 

Die  Buchungsprotokolle  enthalten  für  jede  Materialbilanzzone 
folgende  Angaben: 

a)  alle  Bestandsänderungen,  so  dass  der  Buchbestand  jederzeit 
festgestellt  werden  kann; 

b)  alle  Mess-  und  Zählergebnisse  zur  Bestimmung  des  realen 
Bestands; 

c)  alle  Berichtigungen,  die  in  Bezug  auf  Bestandsänderungen, 
Buchbestände  und  reale  Bestände  vorgenommen  worden 
sind. 
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Die  Buchungsprotokolle  weisen  für  alle  Bestandsänderungen  und 
realen  Bestände  zu  jeder  Charge  die  Kennzeichnung  der  Stoffe,  die 
Chargendaten  und  die  Primärdaten  aus.  In  diesen  Protokollen 
werden  Uran,  Thorium  und  Plutonium  nach  Maßgabe  der  in  Arti- 
kel 18  Absatz  2  Buchstabe  b)  aufgelisteten  Kategorien  getrennt 
ausgewiesen.  Darüber  hinaus  sind  für  jede  Bestandsänderung  der 
Zeitpunkt  und  gegebenenfalls  die  abgebende  Materialbilanzzone 
bzw.  der  Absender  und  die  aufnehmende  Materialbilanzzone 
bzw.  der  Empfänger  anzugeben. 

Artikel  10 
Buchungsberichte 

Die  nach  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  1  meldepflichtigen  Per- 
sonen oder  Unternehmen  übermitteln  der  Kommission 
Buchungsberichte. 

Die  Buchungsberichte  enthalten  die  am  Berichtstag  verfügbaren 
Daten;  sie  müssen  erforderlichenfalls  später  berichtigt  werden.  Die 
Buchungsberichte  sind  der  Kommission  in  elektronischer  Form  zu 
übermitteln,  es  sei  denn,  die  Kommission  hat  schriftlich  einer 
Ausnahmeregelung  zugestimmt  oder  die  Übergangsregelung  des 
Artikels  39  wird  angewendet. 

Auf  begründetes  Ersuchen  der  Kommission  sind  ihr  innerhalb  von 
drei  Wochen  weitere  Angaben  oder  Erläuterungen  zu  den  Berich- 
ten zu  übermitteln. 

Artikel  1  1 
Anfangsbuchbestand 

Die  nach  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  1  meldepflichtigen  Per- 
sonen oder  Unternehmen  übermitteln  der  Kommission  innerhalb 
von  30  Tagen  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  einen 
Anfangsbuchbestand  des  gesamten  in  ihrem  Besitz  befindlichen 
Kernmaterials  gemäß  Anhang  V.  Dieser  Artikel  gilt  nicht  für  Per- 
sonen oder  Unternehmen,  die  bereits  einen  Anfangsbuchbestand 
gemäß  der  Verordnung  (Euratom)  Nr.  3227/76  übermittelt  haben, 
und  auch  nicht  für  Abfallbehandlungsanlagen  oder  Abfalllager. 


Artikel  12 
Bestandsänderungsbericht 

(1)  Die  nach  Artikel  3  Absatz  1  meldepflichtigen  Personen 
oder  Unternehmen  übermitteln  der  Kommission  zu  jeder 
Materialbilanzzone  Bestandsänderungsberichte  für  das  gesamte 
Kernmaterial  gemäß  dem  in  Anhang  III  enthaltenen  Format. 

Sofern  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  nach  Artikel  6 
für  die  betreffende  Anlage  nichts  anderes  vorgeschrieben  ist,  sind 
diese  Berichte  monatlich,  spätestens  jedoch  innerhalb  von  1 5 
Tagen  nach  Abiaul  des  Kalendermonats  zu  übermitteln  und  haben 
die  eingetretenen  oder  festgestellten  Bestandsänderungen 
anzugeben. 


(2)  Für  die  Monate,  in  denen  ein  realer  Bestand  ermittelt  wurde, 
sind  —  sofern  die  Realbestandsaufnahme  nicht  am  letzten  Tag  des 
Kalendermonats  erfolgt  ist  —  zwei  getrennte  Bestandsänderungs- 
berichte zu  übermitteln: 

a)  Der  erste  Bestandsänderungsbericht  enthält  sämtliche 
Bestandsänderungen  bis  zum  Ablauf  des  Tages,  an  dem  die 
Realbestandsaufnahme  erfolgt  ist;  er  ist  spätestens  gemein- 
sam mit  dem  zweiten  Bestandsänderungsbericht  zu  übermit- 
teln oder  aber  mit  der  Aufstellung  des  realen  Bestands  und 
dem  Materialbilanzbericht,  wenn  diese  vor  dem  zweiten 
Bestandsänderungsbericht  übermittelt  werden. 

b)  Der  zweite  Bestandsänderungsbericht  enthält  sämtliche 
Bestandsänderungen  vom  ersten  Tag  nach  der  Real- 
bestandsaufnahme bis  zum  Ablauf  des  betreffenden  Kalen- 
dermonats; er  ist  innerhalb  von  1 5  Tagen  nach  Ablauf  des 
Kalendermonats  zu  übermitteln. 

(3)  Für  Monate  ohne  Bestandsänderung  legen  die  betreffenden 
Personen  oder  Unternehmen  den  Bestandsänderungsbericht  mit 
dem  End-Buchbestand  des  Vormonats  vor. 

(4)  Kleinere  Bestandsänderungen,  etwa  die  Weitergabe  von 
Analysenproben,  können  gemäß  den  besonderen  Kontroll- 
bestimmungen nach  Artikel  6  für  die  betreffende  Anlage  in  einer 
Charge  zusammengefasst  und  als  eine  einzige  Bestandsänderung 
gemeldet  werden. 

(5)  Den  Bestandsänderungsberichten  können  erläuternde 
Kommentare  beigefügt  werden. 

Artikel  13 

Materialbilanzbericht  und  Aufstellung  des  realen  Bestandes 

Die  nach  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  1  meldepflichtigen  Per- 
sonen oder  Unternehmen  übermitteln  der  Kommission  zu  jeder 
Materialbilanzzone 

a)  Materialbilanzberichte  gemäß  dem  in  Anhang  IV  enthaltenen 
Format  mit  folgenden  Angaben: 

i)  realer  Anfangsbestand, 

ii)  Bestandsänderungen  (erst  Zunahmen,  dann  Abnahmen), 

iii)  End-Buchbestand, 

iv)  realer  Endbestand, 

v)  nicht  nachgewiesenes  Material; 

b)  eine  Aufstellung  des  realen  Bestands  gemäß  dem  in  Anhang  V 
enthaltenen  Format,  in  der  alle  Chargen  getrennt  aufgeführt 
sind. 

Die  Berichte  und  die  Aufstellung  sind  so  früh  wie  möglich,  spä- 
testens jedoch  innerhalb  von  30  Tagen  nach  Aufnahme  eines  rea- 
len Bestands  zu  übermitteln. 
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Sofern  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  nach  Artikel  6 
zu  einer  Anlage  nichts  anderes  verfügt  ist,  ist  der  reale  Bestand 
jedes  Kalenderjahr  aufzunehmen;  der  Zeitraum  zwischen  zwei 
aufeinander  folgenden  Aufnahmen  des  realen  Bestandes  darf  14 
Monate  nicht  überschreiten. 

Artikel  14 
Sonderberichte 

Die  nach  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  1  meldepflichtigen  Per- 
sonen oder  Unternehmen  übermitteln  der  Kommission  einen 
Sonderbericht,  wenn  die  in  Artikel  15  oder  22  bezeichneten 
Umstände  vorliegen. 

Die  in  diesen  Berichten  zu  machenden  Angaben  sind  in  den 
besonderen  Kontrollbestimmungen  nach  Artikel  6  festgelegt. 

Die  Sonderberichte  sowie  weitere  oder  erläuternde  Ausführungen 
dazu,  um  die  die  Kommission  gegebenenfalls  ersucht,  sind  unver- 
züglich zu  übermitteln. 

Artikel  15 
Außergewöhnliche  Vorkommnisse 

Ein  Sonderbericht  ist  in  den  folgenden  Fällen  zu  erstellen: 

a)  wenn  aufgrund  eines  außergewöhnlichen  Zwischenfalls  oder 
Umstands  zu  vermuten  ist,  dass  ein  über  die  in  den  besonde- 
ren Kontrollbestimmungen  nach  Artikel  6  festgelegten  ein- 
schlägigen Grenzwerte  hinausgehender  Zuwachs  oder  Ver- 
lust an  Kernmaterial  eingetreten  ist  oder  eingetreten  sein 
könnte; 

b)  wenn  sich  die  räumliche  Eingrenzung  gegenüber  der  in  den 
besonderen  Kontrollbestimmungen  nach  Artikel  6  festgeleg- 
ten Eingrenzung  unerwartet  so  weit  geändert  hat,  dass  die 
unbefugte  Entnahme  von  Kernmaterial  möglich 
geworden  ist. 

Diese  Berichte  sind  von  den  betreffenden  Personen  oder  Unter- 
nehmen vorzulegen,  sobald  sie  davon  Kenntnis  erlangen,  dass  ein 
derartiger  Zuwachs  oder  Verlust  oder  eine  derartige  unerwartete 
Änderung  der  räumlichen  Eingrenzung  eingetreten  ist,  oder 
sobald  Anhaltspunkte  für  eine  entsprechende  Vermutung  vorlie- 
gen. Die  Ursachen  sind  ebenfalls  anzugeben,  sobald  sie  bekannt 
sind. 


Artikel  16 
Bericht  über  Kernumwandlungen 

Für  Reaktoren  sind  die  errechneten  Daten  zu  Kernumwandlungen 
spätestens  bei  Ausgang  des  bestrahlten  Brennstoffs  aus  der 
Reaktor-Materialbilanzzone  im  Bestandsänderungsbericht  zu  mel- 
den. Darüber  hinaus  werden  gegebenenfalls  weitere  Verfahren  für 
die  Verbuchung  und  Meldung  von  Kernumwandlungen  in  den 
besonderen  Kontrollbestimmungen  festgelegt. 


Artikel  17 
Besondere  Kontrollverpflichtungen 

(f)  Kernmaterial,  das  Gegenstand  besonderer  Kontroll- 
verpflichtungen ist,  die  die  Gemeinschaft  in  einem  Abkommen 
mit  einem  dritten  Staat  oder  einer  zwischenstaatlichen  Einrich- 
tung übernommen  hat,  ist  —  sofern  ein  solches  Abkommen 
nichts  Gegenteiliges  bestimmt  —  in  den  folgenden  Meldungen  für 
jede  Verpflichtung  getrennt  aufzuführen: 

a)  Anfangsbuchbestand  gemäß  Artikel  1 1, 

b)  Bestandsänderungsberichte  einschließlich  End-Buchbestände 
gemäß  Artikel  12, 

c)  Materialbilanzberichte  und  Aufstellungen  des  realen  Bestan- 
des gemäß  Artikel  f  3, 

d)  beabsichtigte  Ein-  und  Ausfuhren  gemäß  den  Artikeln  20 
und  2f. 

Sofern  dies  in  diesen  Abkommen  nicht  ausdrücklich  untersagt  ist, 
schließt  diese  getrennte  Erfassung  die  physische  Vermengung  der 
Stoffe  nicht  aus. 

(2)  Absatz  1  gilt  nicht  für  die  Abkommen,  die  die  Gemein- 
schaft und  ihre  Mitgliedstaaten  mit  der  Internationalen 
Atomenergie-Organisation  geschlossen  haben. 

Artikel  18 

Gewichtseinheiten  und  Kategorien  von  Kernmaterial 

(1)  In  den  Meldungen  nach  dieser  Verordnung  sind  die  Men- 
gen für  Kernmaterial  in  Gramm  anzugeben. 

Die  entsprechenden  Materialbuchungsprotokolle  sind  in  Gramm 
oder  kleineren  Einheiten  zu  führen.  Die  Materialbuchführung  hat 
so  zu  erfolgen,  dass  sie  glaubwürdig  ist  und  insbesondere  den 
Gepflogenheiten  in  den  Mitgliedstaaten  entspricht. 

In  den  Meldungen  können  die  Mengen  abgerundet  werden,  wenn 
die  erste  Dezimale  0  bis  4  ist,  und  aufgerundet  werden,  wenn  die 
erste  Dezimale  5  bis  9  ist. 

(2)  Sofern  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  nach 
Artikel  6  nichts  anderes  verfügt  ist,  enthalten  die  Meldungen  unter 
anderem  folgende  Angaben: 

a)  das  Gesamtgewicht  der  Elemente  Uran,  Thorium  und  Pluto- 
nium und  bei  angereichertem  Uran  auch  das  Gesamtgewicht 
der  spaltbaren  Isotope; 

b)  für  die  nachfolgenden  Kernmaterialkategorien  getrennte 
Buchungen  in  den  Bestandsänderungsberichten  und 
Aufstellungen  des  realen  Bestandes  und  getrennte 
Materialbilanzberichte: 

i)     abgereichertes  Uran, 
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ii)  Natururan, 

iii)  auf  weniger  als  20  %  angereichertes  Uran, 

iv)  auf  20  %  und  mehr  angereichertes  Uran, 

v)  Plutonium, 

vi)  Thorium. 


Artikel  1 9 
Befreiungen 

(1)  Die  Kommission  kann  den  Erzeugern  und  Verwendern  von 
Kernmaterial  schriftlich  Befreiungen  von  den  Bestimmungen  über 
Form  und  Häufigkeit  der  in  den  Artikeln  10  bis  18  vorgeschrie- 
benen Meldungen  gewähren,  um  besonderen  Umständen  bei  der 
Verwendung  oder  Erzeugung  des  Überwachungspflichtigen  Mate- 
rials Rechnung  zu  tragen. 

Die  Befreiung  kann  bei  Vorlage  eines  Antrags  durch  die  betroffe- 
nen Personen  oder  Unternehmen  auf  dem  Formblatt  gemäß 
Anhang  IX  gewährt  werden. 

Die  Befreiung  gilt  nur  für  eine  ganze  Materialbilanzzone,  in  der 
Kernmaterial  nicht  zusammen  mit  Kernmaterial  ohne  Ausnahme- 
regelung bearbeitet  oder  gelagert  wird. 

(2)  Die  Kommission  kann  eine  Befreiung  gewähren  für  eine 
Materialbilanzzone  mit 

a)  Kernmaterialmengen,  die  den  in  Anhang  I-G  aufgeführten 
Mengen  entsprechen  und  lange  Zeit  unverändert  bleiben, 

b)  abgereichertem  Uran,  Natururan  oder  Thorium,  die  aus- 
schließlich für  nichtnukleare  Tätigkeiten  verwendet  werden, 

c)  besonderem  spaltbaren  Material,  wenn  es  in  Gramm-  oder 
kleineren  Mengen  als  Sensor  in  Instrumenten  verwendet 
wird, 

d)  Plutonium  mit  einer  Isotopenkonzentration  von  Pluto- 
nium 238,  die  über  80  %  liegt. 

(3)  Die  Personen  oder  Unternehmen,  denen  eine  Befreiung 
gewährt  wurde,  übermitteln  der  Kommission  bis  zum  31.  Januar 
jedes  Jahres  einen  Jahresbericht  unter  Verwendung  des  Muster- 
formblatts in  Anhang  X.  Darin  wird  der  Stand  am  Ende  des  vor- 
hergehenden Kalenderjahres  beschrieben. 

(4)  Bei  Ausfuhren  von  Kernmaterial  in  einen  dritten  Staat  über- 
mitteln die  Personen  oder  Unternehmen,  denen  eine  Befreiung 
gewährt  wurde,  der  Kommission  schnellstmöglich,  spätestens 
jedoch  innerhalb  von  1 5  Tagen  nach  dem  Ende  des  Monats,  in 
dem  die  Bestandsänderung  stattgefunden  hat,  einen  Bericht  unter 
Verwendung  des  Musterformblatts  in  Anhang  X.  Darin  sind  die 
Menge  des  ausgeführten  Kernmaterials  und  der  noch  der  Befrei- 
ung unterliegende  Kernmaterialbestand  anzugeben. 


(5)  Bei  Einfuhren  von  Kernmaterial  aus  einem  dritten  Staat 
stellen  die  Personen  oder  Unternehmen,  denen  eine  Befreiung 
gewährt  wurde,  einen  Antrag  bei  der  Kommission,  um  dieses 
Material  in  die  Liste  des  befreiten  Materials  aufnehmen  zu  lassen. 
Der  Antrag  ist  der  Kommission  zu  übermitteln,  sobald  den  Per- 
sonen oder  Unternehmen  der  Zeitpunkt  der  Weitergabe  bekannt 
ist,  spätestens  jedoch  innerhalb  von  1 5  Tagen  nach  Ablauf  des 
Monats,  in  dem  die  Weitergabe  erfolgte;  hierzu  ist  das  Formblatt 
in  Anhang  IX  zu  verwenden. 


(6)  Die  Kommission  kann  in  den  in  Artikel  6  genannten  beson- 
deren Kontrollbestimmungen  weitere  besondere  Vorschriften 
über  die  Form  und  die  Häufigkeit  der  Berichte  festlegen. 


(7)  Wenn  die  Voraussetzungen  für  die  Belreiung  nicht  mehr 
gegeben  sind,  wird  diese  nach  Eingang  einer  entsprechenden 
Benachrichtigung  durch  die  Personen  oder  Unternehmen  denen 
eine  Befreiung  gewährt  wurde,  von  der  Kommission  wieder 
aufgehoben. 


KAPITEL  IV 
WEITERGABE  ZWISCHEN  STAATEN 

Artikel  20 
Ausfuhr  und  Versand 

(1)  Die  nach  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  1  meldepflichti- 
gen Personen  oder  Unternehmen  melden  der  Kommission  im 
Voraus,  wenn  Ausgangsmaterial  oder  besonderes  spaltbares 
Material 


a)    in  einen  dritten  Staat  ausgeführt  wird; 


b)    aus    einem    kernwaffenfreien    Mitgliedstaat    in  einen 
Kernwaffen-Mitgliedstaat  versandt  wird; 


c)    aus  einem  Kernwaffen-Mitgliedstaat  in  einen  kernwaffen- 
freien Mitgliedstaat  versandt  wird. 


(2)      Diese  Meldung  ist  nur  erforderlich, 


a)    wenn  die  Sendung  ein  effektives  Kilogramm  übersteigt 


oder 


b)  wenn  eine  Anlage  eine  Gesamtmaterialmenge  an  denselben 
Staat  weitergibt,  die  in  jedem  aufeinander  folgenden  Zeit- 
raum von  zwölf  Monaten  ein  effektives  Kilogramm  überstei- 
gen könnte,  die  Einzelsendungen  aber  jeweils  ein  effektives 
Kilogramm  nicht  übersteigen. 
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(3)  Die  Meldungen  erfolgen  anhand  des  Formblatts  in 
Anhang  VI  nach  Abschluss  der  zur  Weitergabe  führenden  vertrag- 
lichen Vereinbarungen,  in  jedem  Fall  aber  so  rechtzeitig,  dass  sie 
bei  der  Kommission  mindestens  acht  Arbeitstage  vor  der  Vorbe- 
reitung des  Materials  für  den  Versand  eingehen. 


(4)  Falls  dies  aus  Gründen  des  physischen  Schutzes  erforder- 
lich ist,  können  besondere  Abmachungen  hinsichtlich  der  Form 
und  Übermittlung  der  Meldungen  mit  der  Kommission  vereinbart 
werden. 


(5)  Die  Absätze  1  bis  4  gelten  nicht  für  die  Ausfuhr  und  den 
Versand  von  Kernmaterial  in  Abfällen  oder  Erzen. 

Artikel  21 
Einfuhr  und  Eingang 

(1)  Die  nach  Artikel  3  Absatz  f  Unterabsatz  f  meldepflichti- 
gen  Personen  oder  Unternehmen  melden  der  Kommission  im 
Voraus,  wenn  Ausgangsmaterial  oder  besonderes  spaltbares 
Material 


a)    aus  einem  dritten  Staat  eingeführt  wird; 


b)    in    einem    kernwaffenfreien    Mitgliedstaat    aus  einem 
Kernwaffen-Mitgliedstaat  in  Empfang  genommen  wird; 


c)    in  einem  Kernwaffen-Mitgliedstaat  aus  einem  kernwaffen- 
freien Mitgliedstaat  in  Empfang  genommen  wird. 


(2)      Vorausmeldungen  sind  nur  erforderlich, 


a)    wenn  die  Sendung  ein  effektives  Kilogramm  übersteigt 


oder 


b)  wenn  eine  Anlage  eine  Gesamtmaterialmenge  aus  demselben 
Staat  einführt  oder  erhält,  die  in  jedem  aufeinander  folgen- 
den Zeitraum  von  zwölf  Monaten  ein  effektives  Kilogramm 
übersteigen  könnte,  die  Einzelsendungen  aber  jeweils  ein 
effektives  Kilogramm  nicht  übersteigen. 

(3)  Die  Meldungen  sind  anhand  des  Formblatts  in  Anhang  VII 
so  früh  wie  möglich  vor  dem  erwarteten  Eintreffen  des  Materials 
zu  erstatten,  spätestens  aber  am  Eingangstag  und  so  rechtzeitig, 
dass  sie  bei  der  Kommission  mindestens  fünf  Arbeitstage  vor  dem 
Auspacken  des  Materials  eingehen. 


(4)  Falls  dies  aus  Gründen  des  physischen  Schutzes  erforder- 
lich ist,  können  besondere  Abmachungen  hinsichtlich  der  Form 
und  Übermittlung  der  Meldungen  mit  der  Kommission  vereinbart 
werden. 


(5)  Die  Bestimmungen  der  Absätze  I  bis  4  gelten  nicht  für  die 
Einfuhr  und  den  Eingang  von  Kernmaterial  in  Abfällen  oder 
Erzen. 


Artikel  22 

Verlust  oder  Verzögerung  während  der  Weitergabe 


Personen  oder  Unternehmen,  die  eine  Weitergabe  nach  den  Arti- 
keln 20  und  21  melden,  übermitteln  einen  Sonderbericht  nach 
Artikel  14,  wenn  sie  im  Anschluss  an  außergewöhnliche 
Umstände  oder  einen  Zwischenfall  davon  Kenntnis  erhalten 
haben,  dass  Kernmaterial  verloren  gegangen  ist  oder  verloren 
gegangen  sein  könnte,  oder  wenn  eine  erhebliche  Verzögerung 
während  der  Weitergabe  eingetreten  ist. 

Artikel  23 

Mitteilung  einer  Änderung  des  Datums 

Jede  Änderung  der  Daten  der  Vorbereitung  des  Kernmaterials  vor 
der  Weitergabe,  des  Versands  oder  des  Auspackens,  die  in  den 
Meldungen  nach  den  Artikeln  20  und  21  angegeben  waren,  ist 
unverzüglich  zu  melden,  wobei  die  neuen  Daten,  sofern  bekannt, 
anzugeben  sind,  sofern  die  Änderung  nicht  Anlass  zu  einem 
Sonderbericht  ist. 


KAPITEL  V 
BESONDERE  VORSCHRIFTEN 


Artikel  24 
Erzerzeuger 


(1)  Personen  oder  Unternehmen,  die  im  Hoheitsgebiet  eines 
Mitgliedstaats  Erze  fördern,  haben  der  Kommission  innerhalb  von 
1 20  Tagen  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  die  grundlegen- 
den technischen  Merkmale  der  Erzförderung  gemäß  dem  Muster- 
formblatt in  Anhang  I-J  anzugeben  und  das  Tätigkeitsprogramm 
nach  Artikel  5  zu  übermitteln. 


(2)  Abweichend  von  den  Artikeln  7,  8  und  9  haben  erz- 
fördernde Personen  oder  Unternehmen  über  diese  Erze  Buch  zu 
führen,  wobei  insbesondere  die  Menge  und  der  mittlere  Uran-  und 
Thoriumgehalt  des  geförderten  Erzes  und  des  Haldenbestands 
sowie  Einzelheiten  über  die  Versendungen  unter  Angabe  des  Zeit- 
punkts, des  Empfängers  und  der  jeweiligen  Menge  zu  erfassen 
sind. 


Diese  Unterlagen  sind  mindestens  fünf  Jahre  lang  aufzubewahren. 
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Artikel  25 

Berichte  über  den  Versand  oder  die  Ausfuhr  von  Erzen 


Abweichend  von  den  Artikeln  10  bis  18  haben  erzfördernde  Per- 
sonen und  Unternehmen  der  Kommission  anhand  des  Muster- 
f'ormblatts  in  Anhang  VIII  Folgendes  mitzuteilen: 


a)    spätestens  bis  zum  3 1 .  Januar  jedes  Jahres  für  jede  Grube  die 
im  vorigen  Kalenderjahr  versandten  Mengen 


und 


b)    spätestens  am  Versandtag  die  Erzausfuhren  in  dritte  Staaten. 

Artikel  26 

Beförderer  und  zeitweilige  Besitzer 

Personen  oder  Unternehmen,  die  in  den  Hoheitsgebieten  der  Mit- 
gliedstaaten Kernmaterial  befördern  oder  während  einer  Beförde- 
rung zeitweilig  im  Besitz  haben,  übernehmen  oder  übergeben  die- 
ses Material  nur  gegen  Aushändigung  einer  ordnungsgemäß 
unterzeichneten  und  mit  Datum  versehenen  Empfangsbestäti- 
gung. Darin  sind  die  Namen  dessen,  der  das  Material  aushändigt, 
und  dessen,  der  es  übernimmt,  die  beförderten  Mengen  sowie  die 
Kategorie,  Form  und  Zusammensetzung  des  Materials  anzugeben. 


Falls  dies  aus  Gründen  des  physischen  Schutzes  erforderlich  ist, 
kann  die  Spezifizierung  des  betreffenden  Materials  durch  eine 
geeignete  Kennzeichnung  der  Sendung  ersetzt  werden.  Die  Kenn- 
zeichnung muss  zu  Unterlagen  hinführen,  die  von  den  nach  Arti- 
kel 3  Absatz  1  Unterabsatz  1  meldepflichtigen  Personen  oder 
Unternehmen  verwahrt  werden. 


Die  Unterlagen  sind  von  den  Vertragsparteien  mindestens  fünf 
Jahre  lang  aufzubewahren. 

Artikel  27 

Als  Ersatz  dienende  Unterlagen  für  Beförderer  und 
zeitweilige  Besitzer 

Unterlagen,  die  bereits  von  den  Personen  oder  Unternehmen  auf- 
grund der  für  sie  auf  dem  Hoheitsgebiet  der  Mitgliedstaaten,  in 
denen  sie  ihre  Tätigkeit  ausüben,  geltenden  Rechtsvorschriften 
geführt  werden,  können  die  Unterlagen  im  Sinne  von  Artikel  26 
ersetzen,  sofern  darin  alle  nach  diesem  Artikel  erforderlichen 
Angaben  enthalten  sind. 


Artikel  28 
Vermittler 


Wer  als  Beauftragter,  Makler  oder  Kommissionär  einen  Vertrag 
über  die  Lieferung  von  Kernmaterial  vermittelt  hat,  hat  alle  Unter- 
lagen über  die  von  ihm  oder  in  seinem  Auftrag  vermittelten  Ver- 
tragsabschlüsse nach  Vertragsablauf  mindestens  fünf  Jahre  lang 
aufzubewahren.  In  diesen  Unterlagen  sind  die  Namen  der 
Vertragsparteien  und  das  Datum  des  Vertrags,  die  Menge,  Katego- 
rie, Form  und  Zusammensetzung  sowie  der  Herkunfts-  und 
Bestimmungsort  des  Materials  anzugeben. 

Artikel  29 

Übermittlung  von  Informationen  und  Daten 

Die  Kommission  kann  der  Internationalen  Atomenergie- 
Organisation  die  gemäß  dieser  Verordnung  eingeholten  Informa- 
tionen und  Daten  übermitteln. 

Artikel  30 

Anfangsbestandsverzeichnis  und  Buchungsprotokolle  für 

Abfall 

(1)  Abweichend  von  Artikel  11  übermitteln  Personen  oder 
Unternehmen,  die  Kernmaterial,  das  schon  als  zurückbehaltener 
oder  als  konditionierter  Abfall  gemeldet  worden  ist,  behandeln 
oder  lagern,  der  Kommission  innerhalb  von  120  Tagen  nach 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  ein  Verzeichnis,  in  dem  der 
Anfangsbuchbestand  sämtlichen  Kernmaterials  nach  Kategorien 
aufgeschlüsselt  aufzuführen  ist. 


(2)  Personen  oder  Unternehmen,  die  Kernmaterial,  das  zuvor 
als  zurückbehaltener  oder  als  konditionierter  Abfall  gemeldet 
worden  ist,  behandeln  oder  lagern,  führen  hierüber 
Buchungsprotokolle. 


Diese  Protokolle  müssen  abweichend  von  den  Artikeln  7  bis  11, 
Artikel  13  und  Artikel  17  für  Material,  das  zuvor  als  zurückbe- 
haltener Abfall  gemeldet  worden  ist,  und  abweichend  von  den 
Artikeln  7  bis  13  und  Artikel  1 7  für  Material,  das  zuvor  als  kon- 
ditionierter Abfall  gemeldet  worden  ist,  Folgendes  enthalten: 

a)  die  zur  Bestimmung  von  Änderungen  in  Bezug  auf  Mengen 
und  Zusammensetzung  des  Kernmaterials  verwendeten 
Betriebsdaten; 


b)    ein  jährlich  nach  der  Aufnahme  des  realen  Bestands  zu  aktu- 
alisierendes Bestandsverzeichnis; 


c)  eine  Beschreibung  der  zur  Vorbereitung  und  Durchführung 
der  Aufnahme  des  realen  Bestands  getroffenen  Maßnahmen, 
mit  denen  ferner  sichergestellt  werden  soll,  dass  der  Bestand 
korrekt  und  vollständig  ist; 
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d)  eine  Beschreibung  der  zur  Ermittlung  der  Ursache  und  des 
Ausmaßes  aller  etwaigen  unbeabsichtigten  Verluste  ergriffe- 
nen Maßnahmen; 


e)    alle  Bestandsänderungen,  so  dass  der  Buchbestand  auf 
Anfrage  bestimmt  werden  kann. 


Die  Berichtsanforderungen  für  die  Autbereitung  von  zurückbehal- 
tenem Abfall  sind  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  nach 
Artikel  6  anzugeben. 


Artikel  31 
Aufbereitung  von  Abfall 


Die  nach  Artikel  3  Absatz  1  meldepflichtigen  Personen  oder 
Unternehmen  melden  der  Kommission  im  Voraus  jede  Kampag- 
ne zur  Aufbereitung  von  Kernmaterial,  das  zuvor  als  zurückbe- 
haltener oder  als  konditionierter  Abfall  gemeldet  worden  ist,  mit 
Ausnahme  des  Umpackens  oder  der  weiteren  Konditionierung 
ohne  Trennung  der  Elemente. 


Bei  dieser  Vorausmeldung  nach  dem  Formblatt  in  Anhang  XII 
sind  Angaben  zur  Menge  an  Plutonium,  hochangereichertem 
Uran  und  Uran-233  je  Charge,  zur  Form  (Glas,  hochaktive  Flüs- 
sigkeit usw.),  zur  voraussichtlichen  Dauer  der  Kampagne  und  zum 
Verwahrungsort  des  Materials  vor  und  nach  der  Kampagne  zu 
machen.  Diese  Meldung  muss  der  Kommission  spätestens 
200  Tage  vor  Beginn  der  Kampagne  zugehen. 

Artikel  32 

Weitergabe  von  konditioniertem  Abfall 

Die  nach  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  1  meldepflichtigen  Per- 
sonen oder  Unternehmen  teilen  in  entsprechenden  Jahresberich- 
ten spätestens  bis  zum  31.  Januar  jedes  Jahres  Folgendes  mit: 


a)  anhand  des  Formblatts  in  Anhang  XIII  den  Versand  oder  die 
Ausfuhren  von  konditioniertem  Abfall  zu  einer  Anlage  inner- 
halb oder  außerhalb  des  Hoheitsgebiets  der  Mitgliedstaaten; 


b)  anhand  des  Formblatts  in  Anhang  XIV  die  Eingänge  oder  Ein- 
fuhren von  konditioniertem  Abfall  von  einer  Anlage  ohne 
Materialbilanzzonen-Code  oder  von  einer  Anlage  außerhalb 
des  Hoheitsgebiets  der  Mitgliedstaaten; 


c)  anhand  des  Formblatts  in  Anhang  XV  die  Orts- 
veränderungen von  konditioniertem  Abfall,  der  Plutonium, 
hochangereichertes  Uran  oder  Uran-233  enthält. 


Artikel  33 
Internationale  Verpflichtungen 


Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  insbesondere  Artikel  3 
Absatz  2,  Artikel  31  und  Artikel  32  Buchstabe  c),  sind  in  Über- 
einstimmung mit  den  Verpflichtungen  der  Gemeinschaft  und  der 
kernwaffenfreien  Mitgliedstaaten,  die  sich  aus  dem  Zusatz- 
protokoll 1999/188/Euratom  ergeben,  anzuwenden. 


KAPITEL  VI 

ANWENDUNG  BESONDERER  BESTIMMUNGEN  IM 
HOHEITSGEBIET  VON  KERNWAFFEN-MITGLIEDSTAATEN 


Artikel  34 

Besondere  Bestimmungen  für  Kernwaffen-Mitgliedstaaten 


(1)     Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 


a)  Anlagen  oder  Teile  von  Anlagen,  die  für  Zwecke  der  Vertei- 
digung bestimmt  wurden  und  im  Hoheitsgebiet  eines 
Kernwaffen-Mitgliedstaats  liegen, 


oder 


b)    Kernmaterial,  das  von  diesem  Kernwaffen-Mitgliedstaat  für 
Zwecke  der  Verteidigung  bestimmt  wurde. 


(2)  Für  Kernmaterial,  Anlagen  oder  Teile  von  Anlagen,  die  für 
Zwecke  der  Verteidigung  bestimmt  werden  können  und  sich  im 
Hoheitsgebiet  eines  Kernwaffen-Mitgliedstaats  befinden,  werden 
der  Geltungsumfang  dieser  Verordnung  und  die  sich  daraus  erge- 
benden Verfahren  von  der  Kommission  nach  Konsultation  und 
im  Einvernehmen  mit  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  unter 
Berücksichtigung  von  Artikel  84  Absatz  2  des  Vertrags  festgelegt. 


(3)      Unbeschadet  der  Absätze  1  und  2 


a)  gelten  Artikel  3  Absatz  1  sowie  die  Artikel  4  und  6  für  Anla- 
gen oder  Teile  von  Anlagen,  die  zeitweilig  ausschließlich  mit 
Kernmaterial  betrieben  werden,  das  für  Zwecke  der  Verteidi- 
gung bestimmt  werden  kann,  sonst  jedoch  ausschließlich  mit 
Kernmaterial  für  zivile  Verwendungszwecke  betrieben 
werden; 


b)  gelten  Artikel  3  Absatz  1  sowie  die  Artikel  4  und  6  —  aus- 
genommen aus  Gründen  der  nationalen  Sicherheit  —  für 
Anlagen  oder  Teile  von  Anlagen,  zu  denen  der  Zugang  aus 
solchen  Gründen  beschränkt  werden  kann,  die  jedoch  gleich- 
zeitig ziviles  Kernmaterial  und  Kernmaterial,  das  für  Zwecke 
der  Verteidigung  bestimmt  ist  oder  bestimmt  werden  kann, 
herstellen,  verarbeiten,  trennen,  wiederaufarbeiten  oder 
anderweitig  verwenden; 
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c)  gelten  Artikel  2  und  5  sowie  die  Artikel  7  bis  32  und  die 
Absätze  1  und  2  dieses  Artikels  sowie  die  Artikel  35,  36 
und  37  für  ziviles  Kernmaterial,  das  sich  in  den  unter  Buch- 
staben a)  und  b)  dieses  Absatzes  bezeichneten  Anlagen  oder 
Teilen  von  Anlagen  befindet; 

d)  gelten  Artikel  3  Absatz  2  sowie  Artikel  31  und  Artikel  32 
Buchstabe  c)  nicht  im  Hoheitsgebiet  von 
Kernwaffen-Mitgliedstaaten. 


KAPITEL  VII 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 


Artikel  35 
Vertraulichkeit  der  Daten 

Die  im  Beschluss  2001/844/EG,  EGKS,  Euratom  enthaltenen 
Sicherheitsvorschriften  der  Kommission  gelten  unbeschadet  der 
Verordnung  Nr.  3  zur  Anwendung  des  Artikels  24  des  Vertrags 
zur  Gründung  der  Europäischen  Atomgemeinschaft  für  Informa- 
tionen, Kenntnisse  und  Unterlagen,  von  denen  die  Kommission 
im  Rahmen  dieser  Verordnung  Kenntnis  nimmt  oder  Kenntnis 
erhält. 

Die  sichere  Übermittlung  der  Informationen  ist  Gegenstand  einer 
Vereinbarung  zwischen  der  Kommission  und  der  betreffenden 
Person,  dem  betreffenden  Unternehmen  oder  der  betreffenden 
Stelle;  sie  muss  den  Vorschriften  des  jeweiligen  Mitgliedstaats  für 
die  Übermittlung  solcher  Informationen  entsprechen. 


Artikel  36 

Von  außerhalb  der  Gemeinschaft  kontrollierte  Anlagen 

Wird  eine  Anlage  von  einer  Person  oder  einem  Unternehmen  mit 
Sitz  außerhalb  der  Gemeinschaft  kontrolliert,  so  obliegen  die  in 
dieser  Verordnung  festgelegten  Verpflichtungen  der  örtlichen  Lei- 
tung der  Anlage. 


Artikel  37 
Leitlinien 

Die  Kommission  erlässt  und  veröffentlicht  Leitlinien  für  die 
Anwendung  dieser  Verordnung  in  Form  einer  Empfehlung;  erfor- 
derlichenfalls überarbeitet  sie  diese  Leitlinien  auf  Grundlage  der 
erworbenen  Erfahrungen  in  enger  Abstimmung  mit  den  Mitglied- 
staaten und  nach  Anhörung  der  betroffenen  Parteien. 

Artikel  38 
Aufhebung 

Die  Verordnung  (Euratom)  Nr.  3227/76  wird  aufgehoben. 

Bezugnahmen  auf  die  aufgehobene  Verordnung  gelten  als  Bezug- 
nahme auf  die  vorliegende  Verordnung. 

Artikel  39 
Übergangszeit 

Die  Kommission  kann  eine  Belreiung  von  der  Pflicht  zur  Verwen- 
dung der  Meldeformate  gemäß  den  Anhängen  III,  IV  und  V  ertei- 
len. Diese  Befreiung  gilt  für  Personen  oder  Unternehmen,  die  die 
Berichtslormblätter  der  Anhänge  II,  III  und  IV  der  Verordnung 
(Euratom)  Nr.  3227/76  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  der  vor- 
liegenden Verordnung  verwenden,  und  dar!  den  Zeitraum  von 
fünf  Jahren  nach  besagtem  Inkrafttreten  nicht  überschreiten. 

Die  nach  Artikel  3  Absatz  1  Unterabsatz  1  meldepflichtigen  Per- 
sonen oder  Unternehmen  teilen  der  Kommission  innerhalb  von 
drei  Jahren  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  mit,  ab  welchem 
Datum  sie  die  Meldeformate  gemäß  den  Anhängen  III,  IV  und  V 
verwenden  möchten.  Auf  ordnungsgemäß  begründeten  Antrag 
und  bei  der  Vorlage  eines  Umsetzungsprogramms  kann  die  Kom- 
mission diesen  Zeitraum  von  Fall  zu  Fall  um  bis  zu  zwei  Jahre 
verlängern. 

Artikel  40 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffent- 
lichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Die  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitgliedstaat. 
Brüssel,  den  8.  Februar  2005 

Für  die  Kommission 
Andris  PIEBALGS 
Mitglied  der  Kommission 
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ANHANG  i 


MUSTERFORMBLATT  FÜR  DIE  MITTEILUNG  DER  GRUNDLEGENDEN 
TECHNISCHEN  MERKMALE  DER  ANLAGEN 

I-A.  REAKTOREN 

Datum:   

Hinweis: 

1 .  Gemäß  Artikel  79  des  Vertrags  haben  die  der  Überwachungspflicht  unterliegenden  Personen  und  Unternehmen  die  Behörden  des  betref- 
fenden Mitgliedstaats  über  die  Mitteilungen  zu  informieren,  die  sie  aufgrund  des  Artikels  78  und  des  Artikels  79  Absatz  1  des  Vertrags 
an  die  Kommission  richten. 

2.  Der  Hinweis  „entfällt"  kann  auf  nicht  zutreffende  Fragen  gegeben  werden.  Die  Kommission  ist  stets  berechtigt,  weitere  Angaben  zu  dem 
betreffenden  Fragebogen  (oder  Musterformblatt)  zu  verlangen,  wenn  sie  dies  für  notwendig  hält. 

3.  Das  Formblatt  ist  ordnungsgemäß  ausgefüllt  und  unterzeichnet  zu  senden  an:  Europäische  Kommission,  Euratom- 
Sicherheitsüberwachung,  L-2920  Luxemburg. 

ANGABEN  ZUR  ANLAGE 

1.  Bezeichnung 

2.  Standort,  genaue  Anschrift  mit  Telefon-  und  Fax-Nummer  und  E-Mail-Adresse 

3.  Eigentümer  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

4.  Betreiber  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

5.  Gegenwärtiger  Zustand  (z.  B.  im  Bau,  in  Betrieb  oder  außer  Betrieb) 

6.  Zweck  und  Typ 

7.  Die  Produktion  beeinflussende  Betriebsart  (gewähltes  Schichtsystem,  Angabe  der  voraussichtlichen  Betriebszyklen  im 
Kalenderjahr  usw.) 

8.  Anordnung  des  Standorts  (Lageplan  mit  Anlage,  Umgrenzungen,  Gebäuden,  Straßen,  Flüssen,  Gleiskörpern  usw.) 

9.  Aufbau  der  Anlage: 

a)  bauliche  Umschließung,  Zäune  und  Zugangsstraßen 

b)  Lagerzone  für  eingehendes  Material 

c)  Reaktorzone 

d)  Prüf-  und  Experimentierzone,  Laboratorien 

e)  Lagerzone  für  ausgehendes  Material 

f)  Zone  für  Nuklearabfallentsorgung 

10.  Zusätzliche  Angaben  für  jeden  Reaktor: 

a)  thermische  Nennleistung 

b)  Ausgangs-  oder  besonderes  spaltbares  Material 

c)  Anfangsanreicherungen  des  Reaktorkerns 


d)  Moderator 

e)  Kühlmittel 

ALLGEMEINER  AUFBAU  DER  ANLAGE  MIT  ANGABEN  ZUR  MATERIALVERWENDUNG  UND  -BUCHFÜHRUNG, 
RÄUMLICHEN  EINGRENZUNG  UND  BEOBACHTUNG 

Beschreibung  des  Kernmaterials  (*) 

11.  Beschreibung  der  Kernmaterialverwendung  (Artikel  3  Absatz  1) 

12.  Hinreichend  detaillierte  Skizzen  der  Brennelemente,  Brennstäbe,  Brennstoffplatten  usw.,  die  den  allgemeinen  Aufbau 
und  die  Gesamtabmessungen  erkennen  lassen  (Vorkehrungen  lür  den  Brennstabwechsel  sollten  ggf.  beschrieben  wer- 
den mit  Angabe,  ob  es  sich  dabei  um  einen  Routinevorgang  handelt.) 

13.  Brennstoff  (ggf.  einschl.  Material  in  Steuer-  oder  Trimmstäben): 

a)  chemische  Zusammensetzung  oder  Hauptlegierungsbestandteile 

b)  mittlere  Anreicherung  je  Brennelement 

c)  Nenngewicht  des  Kernmaterials  je  Brennelement  mit  Auslegungstoleranzen 

14.  Hüllwerkstoff 

15.  Ggf.  Verfahren  zur  Kennzeichnung  einzelner  Elemente,  Stäbe,  Platten  usw. 

16.  Sonstiges  in  der  Anlage  verwendetes  Kernmaterial  (kurze  Angaben  zu  Material,  Verwendungszweck  und  Art  der  Ver- 
wendung, z.  B.  als  Booster-Stäbe) 

Kernmaterialfluss 

17.  Flussdiagramm  mit  Punkten,  an  denen  Kernmaterial  identifiziert  oder  gemessen  wird;  Materialbilanzzonen  und  Orte, 
an  denen  der  Bestand  für  die  Materialbuchführung  bestimmt  wird;  geschätzter  Kernmaterialbestand  an  diesen  Orten 
unter  normalen  Betriebsbedingungen 

18.  Voraussichtliche  Nenndaten  des  Brennstoffkreislaufs: 

a)  Core-Ladung 

b)  erwarteter  Abbrand 

c)  jährliche  Nachladung 

d)  Nachladefrequenz  (kontinuierlich  oder  während  Abschaltung) 

e)  Vorausschätzung  des  Durchsatzes  und  des  Bestandes  sowie  der  Ein-  und  Ausgänge 

Kernmaterialhandhabung 

1 9.  Anordnung  des  Lagerbereichs  für  unbestrahlten  Brennstoff,  grafische  Darstellung  der  Lagerpositionen  für  unbestraf- 
ten Brennstoff  und  Beschreibung  der  Verpackung 

20.  Grafische  Darstellung  des  Betriebsraums  für  die  Vorbereitung  und/oder  Prüfung  von  unbestrahltem  Brennstoff  und  der 
Reaktorladezone 

(*)   Zu  den  Punkten  1 2  bis  15  sind  Angaben  für  jeden  Brennelementtyp  in  der  Anlage  zu  liefern.  Die  Terminologie  muss  der  gemäß  Punkt  1 2 
entsprechen. 


21.  Grafische  Darstellung  der  Transportausrüstung  für  frischen  und  bestrahlten  Brennstoff  einschließlich  Nach- 
lademaschinen oder  -ausrüstungen 

22.  Grafische  Darstellung  des  Reaktordruckgefäßes  mit  Core-Position  und  Öffnungen;  Beschreibung  der  Brennstoff- 
handhabung im  Druckgefäß 

23.  Grafische  Darstellung  des  Reaktorkerns  mit  Gesamtanordnung,  Gitter,  Form,  Gitterabstand  und  Core-Abmessungen; 
Reflektor;  Lage,  Form  und  Abmessungen  der  Steuerorgane;  Experimentier-  und/oder  Bestrahlungspositionen 

24.  Anzahl  und  Größe  der  Kanäle  für  Brennelemente  und  Steuerorgane  im  Core 

25.  Lager  für  abgebrannten  Brennstoff: 

a)  grafische  Darstellung  des  Lagerbereichs 

b)  Lagermethode 

c)  Auslegungskapazität  des  Lagers 

d)  grafische  Darstellung  der  Ausrüstung  für  die  Handhabung  des  bestrahlten  Brennstoffs 

e)  Mindestabklingzeit  vor  dem  Abtransport  von  abgebranntem  Brennstoff 

f)  grafische  Darstellung  und  Beschreibung  des  Transportbehälters  für  abgebrannten  Brennstoff  (z.  B.  zur  Prüfung 
der  Versiegelungsmöglichkeit) 

26.  Prüfzone  für  Kernmaterial  (ggf.): 

a)  kurze  Beschreibung  der  durchzuführenden  Arbeiten 

b)  Beschreibung  der  wichtigsten  Ausrüstungen  (z.  B.  heiße  Zelle,  Vorrichtungen  zur  Enthülsung  und  Auflösung  von 
Brennstäben) 

c)  Beschreibung  der  Transportbehälter  für  Kernmaterial  und  der  Verpackung  von  Abfallen  und  Rückständen  (z.  B. 
zur  Prüfung  der  Versiegelungsmöglichkeit) 

d)  Beschreibung  der  Lagerzone  für  unbestrahltes  und  bestrahltes  Kernmaterial 

e)  Zeichnungen  zu  Obigem,  falls  nicht  andernorts  angeführt 

Kühlmitteldaten 

27.  Schematische  Darstellung  des  Kühlmittelflusses  gemäß  den  Erfordernissen  der  Wärmebilanzberechnungen  (unter 
Angabe  von  Druck,  Temperatur  und  Durchsatz  an  wichtigen  Punkten) 

KERNMATERIALBUCHFÜHRUNG  UND  -KONTROLLE 
Buchführungssystem 

28.  Beschreibung  des  Kernmaterialbuchführungs-  und  -kontrollsystems  (Beschreibung  des  Posten-  und/oder  Mengen- 
buchführungssystems  einschließlich  der  benutzten  Prüfmethoden  mit  den  veranschlagten  Genauigkeitsgraden;  Liefe- 
rung von  Blankomustern  der  bei  allen  Kontroll-  und  Buchungsverfahren  benutzten  Formblätter).  Die  Dauer  der  Auf- 
bewahrung dieser  Unterlagen  ist  anzugeben. 
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Realer  Bestand 


29.  Beschreibung  der  Verfahren,  der  Häufigkeit  und  der  Methoden  für  die  Aufnahme  des  realen  Bestandes  durch  den  Betrei- 
ber (für  Posten-  und/oder  Mengenbuchhaltung  einschließlich  der  wichtigsten  Prüfmethoden  und  des  veranschlagten 
Genauigkeitsgrads);  Zugang  zu  Kernmaterial  im  Core  und  zu  bestrahltem  Kernmaterial  außerhalb  des  Cores;  erwartete 
Strahlenpegel 


SONSTIGE  FÜR  DIE  SICHERUNGSMASSNAHMEN  RELEVANTE  INFORMATIONEN 


30.  Organisation  der  Materialbuchführung  und  -kontrolle. 

31.  Informationen  über  die  Strahlenschutz-  und  Sicherheitsvorschriften,  die  in  der  Anlage  zu  beachten  sind  und  an  die 
sich  die  Inspektoren  zu  halten  haben. 
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I  B.    KRITISCHE  UND  NULLENERGIE- ANLAGEN 


Datum:   

ANGABEN  ZUR  ANLAGE 

1.  Bezeichnung 

2.  Standort,  genaue  Anschrift  mit  Telefon-  und  Fax-Nummern  und  E-Mail-Adresse 

3.  Eigentümer  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

4.  Betreiber  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

5.  Gegenwärtiger  Zustand  (z.  B.  im  Bau,  in  Betrieb  oder  außer  Betrieb) 

6.  Zweck  und  Typ 

7.  Betriebsart  (gewähltes  Schichtsystem,  Angabe  der  voraussichtlichen  Betriebszyklen  im  Kalenderjahr  usw.) 

8.  Anordnung  des  Standorts  (Lageplan  mit  Anlage,  Umgrenzungen,  Gebäuden,  Straßen,  Flüssen,  Gleiskörpern  usw.) 

9.  Aufbau  der  Anlage: 

a)  bauliche  Umschließung,  Zäune  und  Zugangsstraßen 

b)  Lagerzone(n)  für  Kernmaterial 

c)  Zone  für  den  Zusammenbau  von  Brennelementen,  Laboratorien  usw. 

d)  eigentliche  kritische  Anordnung  (*) 

10.  Zusätzliche  Angaben  (*): 

a)  erwartete  maximale  Betriebsleistung  und/oder  erwarteter  maximaler  Neutronenfluss 

b)  wichtigste  Kernmaterialart(en)  und  Anreicherungsgrad 

c)  Moderator 

d)  Reflektor,  Mantel 

e)  Kühlmittel 

ALLGEMEINER  AUFBAU  DER  ANLAGE  MIT  ANGABEN  ZUR  MATERIALVERWENDUNG  UND  -BUCHFÜHRUNG, 
RÄUMLICHEN  EINGRENZUNG  UND  BEOBACHTUNG 

Beschreibung  des  Kernmaterials 

11.  Beschreibung  der  Kernmaterialverwendung  (Artikel  3  Absatz  1) 

12.  Hinreichend  detaillierte  Skizzen  der  Brennelemente,  Brennstäbe,  Brennstoffplatten  usw.,  die  den  allgemeinen  Aufbau 
und  die  Gesamtabmessungen  erkennen  lassen 

13.  Brennstoff  (ggf.  einschl.  Material  in  Steuer-  oder  Trimmstäben) 

a)     chemische  Zusammensetzung  oder  Hauptlegierungsbestandteile 
(')  Für  jede  kritische  Anordnung  anzugeben,  sofern  mehrere  in  der  Anlage  vorhanden  sind. 


b)  Form  und  Abmessungen 

c)  Anreicherung  von  Brennstäben,  Brennstoffplatten  usw. 

d)  Nenngewicht  des  Kernmaterials  mit  Auslegungstoleranzen 

14.  Hüllwerkstoff 

15.  Ggf.  Verfahren  zur  Kennzeichnung  einzelner  Elemente,  Stäbe,  Platten  usw. 

16.  Sonstiges  in  der  Anlage  verwendetes  Kernmaterial  (kurze  Angaben  zu  Material,  Verwendungszweck  und  Art  der  Ver- 
wendung, z.  B.  als  Booster-Stäbe) 

Lagerorte  und  Handhabung  des  Kernmaterials 

17.  Beschreibung  einschl.  grafischer  Darstellung: 

a)  Kernmateriallager-  und  -montagezonen  und  eigentliche  kritische  Anordnungen  (Bestandsbereiche) 

b)  geschätzter  Umfang  der  Kernmaterialbestände  in  diesen  Bereichen 

c)  materielle  Anordnung  der  Ausrüstungen  für  den  Zusammenbau  der  Brennelemente  und  die  Prüfung  und  Mes- 
sung des  Kernmaterials 

und 

d)  Transportwege  des  Kernmaterials 

18.  Skizze  des  Cores  der  kritischen  Anordnung  mit  Core-Tragkonstruktion,  Abschirmung  und  Wärmeabführungssystem 
einschl.  Beschreibung  (für  jede  kritische  Anordnung,  wenn  mehr  als  eine  in  der  Anlage  vorhanden  sind) 

KERNMATERIALBUCHFÜHRUNG  UND  -KONTROLLE 
Buchfuhrungssystem 

19.  Beschreibung  des  Kernmaterialbuchführungs-  und  -kontrollsystems  (Beschreibung  des  Posten-  und/oder  Mengen- 
buchführungssystems einschließlich  der  benutzten  Prüfmethoden  mit  den  veranschlagten  Genauigkeitsgraden;  Liefe- 
rung von  Blankomustern  der  bei  allen  Kontroll-  und  Buchungsverfahren  benutzten  Formblätter).  Die  Dauer  der  Auf- 
bewahrung dieser  Unterlagen  ist  anzugeben. 

Realer  Bestand 

20.  Beschreibung  der  Verfahren,  der  Häufigkeit  und  der  Methoden  für  die  Aufnahme  des  realen  Bestandes  durch  den  Betrei- 
ber (für  Posten-  und/oder  Mengenbuchhaltung  einschließlich  der  wichtigsten  Prüfmethoden  und  des  veranschlagten 
Genauigkeitsgrads);  Zugang  zu  Kernmaterial  im  Core  und  zu  bestrahltem  Kernmaterial  außerhalb  des  Cores;  erwartete 
Strahlenpegel 

SONSTIGE  FÜR  DIE  SICHERUNGSMASSNAHMEN  RELEVANTE  INFORMATIONEN 

21.  Organisation  der  Materialbuchführung  und  -kontrolle. 

22.  Informationen  über  die  Strahlen  schütz-  und  Sicherheitsvorschriften,  die  in  der  Anlage  zu  beachten  sind  und  an  die 
sich  die  Inspektoren  zu  halten  haben. 
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I  C.   KONVERSIONS-,  FABRIKATIONS-  UND  WIEDERAUFBEREITUNGSANLAGEN 


Datum:   

ANGABEN  ZUR  ANLAGE 

1.  Bezeichnung 

2.  Standort,  genaue  Anschrift  mit  Telefon-  und  Fax-Nummern  und  E-Mail-Adresse 

3.  Eigentümer  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

4.  Betreiber  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

5.  Gegenwärtiger  Zustand  (z.  B.  im  Bau,  in  Betrieb  oder  außer  Betrieb) 

6.  Zweck  und  Typ 

7.  Die  Produktion  beeinflussende  Betriebsart  (gewähltes  Schichtsystem,  Angabe  der  voraussichtlichen  Betriebszyklen  im 
Kalenderjahr  usw.) 

8.  Anordnung  der  Anlage  (Lageplan  mit  Anlage,  Umgrenzungen,  Gebäuden,  Straßen,  Flüssen,  Gleiskörpern  usw.) 

9.  Aufbau  der  Anlage: 

a)  bauliche  Umschließung,  Zäune  und  Zugangsstraßen 

b)  Transportwege  des  Kernmaterials 

c)  Lagerzone  für  eingehendes  Kernmaterial 

d)  alle  wichtigen  Verarbeitungszonen  und  -laboratorien 

e)  Prüf-  und  Experimentierzonen 

f)  Lagerzone  für  ausgehendes  Kernmaterial 

g)  Entsorgungsbereich  für  Nuklearabfall 

h)  Analysenlaboratorium 

ALLGEMEINER  AUFBAU  DER  ANLAGE  MIT  ANGABEN  ZUR  MATERIALVERWENDUNG  UND  -BUCHFÜHRUNG, 
RÄUMLICHEN  EINGRENZUNG  UND  BEOBACHTUNG 

Fluss,  Lagerorte  und  Handhabung  des  Kernmaterials 

10.  Flussdiagramm  mit  Punkten,  an  denen  Kernmaterial  identifiziert  oder  gemessen  wird;  Materialbilanzzonen  und  Orte, 
an  denen  der  Bestand  für  die  Materialbuchführung  bestimmt  wird;  geschätzter  Kernmaterialbestand  an  diesen  Orten 
unter  normalen  Betriebsbedingungen.  Die  Beschreibung  sollte  ggf.  folgende  Angaben  enthalten: 

a)  Chargengröße  oder  Durchsatz 

b)  Lager-  oder  Verpackungsmethode 

c)  Lagerkapazität 

d)  Vorausschätzung  des  Durchsatzes  und  des  Bestands  sowie  der  Ein-  und  Ausgänge 


1559 

Copyrighted  material 


11.  Zusätzlich  zu  den  Angaben  gemäß  Nummer  10  Beschreibung  und  grafische  Darstellung  der  Lagerzonen  für  Eingangs- 
material bei  Wiederaufarbeitungsanlagen  unter  Angabe 

a)  der  Position  der  Brennelemente  und  Handhabungsvorrichtungen 

b)  des  Brennelementtyps  einschl.  Kernmaterialgehalt  und  Anreicherung 

12.  Zusätzlich  zu  den  Angaben  gemäß  Nummer  10  sollte  die  Beschreibung  der  Rezyklagestufe  des  Prozesses  nach  Mög- 
lichkeit einschließen: 

a)  die  Dauer  der  zeitweiligen  Lagerung 

b)  ggf.  vorgesehene  Zeitpläne  für  die  externe  Rezyklage 

13.  Zusätzlich  zu  den  Angaben  gemäß  Nummer  10  sollte  die  Beschreibung  der  Abfallstufe  des  Prozesses  die  Abfall- 
methode (Beseitigung  oder  Lagerung)  umfassen. 

14.  Zu  jedem  der  in  den  Nummern  10  und  17  genannten  Flussdiagramme  sind  unter  Gleichgewichtsbedingungen  und  für 
die  Betriebsarten  gemäß  Nummer  7  anzugeben: 

a)  der  Nenndurchsatz  pro  Jahr 

b)  der  Prozessbestand  der  Grundlage  der  Auslegungskapazität 

15.  Beschreibung  der  normalerweise  angewandten  Verfahren  zum  vollständigen  oder  teilweisen  Leerfahren  der  Anlage. 
Beschreibung  der  speziellen  Probenahmen  und  der  Punkte,  an  denen  Messungen  in  Verbindung  mit  dem  Leerfahren 
und  der  anschließenden  Aufnahme  des  realen  Bestandes  durchgeführt  werden,  sofern  diese  Beschreibung  nicht  in  den 
Angaben  zu  Nummer  10  enthalten  ist 


Beschreibung  des  Kernmaterials 

16.  Beschreibung  der  Kernmaterialverwendung  (Artikel  3  Absatz  1) 

1 7.  Der  geschätzte  Fluss  des  gesamten  Kernmaterials  und  der  geschätzte  Kernmaterialbestand  für  die  Lager-  und  Prozess- 
zonen sind  durch  Flussdiagramme  oder  auf  andere  Weise  zu  beschreiben.  Dabei  sind  anzugeben: 

a)  physikalische  und  chemische  Form 

b)  Mengenbereich  oder  erwartete  Höchstmengen  für  jede  Kategorie  von  festem  oder  flüssigem  Abfall 

c)  Anreicherungsspanne. 


KERNMATERIALBUCHFÜHRUNG  UND  -KONTROLLE 


Buchfiihrungssystem 

1 8.  Beschreibung  des  zur  Erfassung  und  Mitteilung  von  Buchungsdaten  und  zur  Erstellung  von  Materialbilanzen  benutz- 
ten Buchführungssystems;  Lieferung  von  Blankomustern  der  bei  allen  Verfahren  verwendeten  Formblätter.  Die  Dauer 
der  Aufbewahrung  dieser  Unterlagen  ist  anzugeben. 

19.  Es  ist  anzugeben,  wann  und  wie  oft  —  auch  während  der  Kampagnen  —  Materialbilanzen  erstellt  werden.  Beschrei- 
bung der  Methoden  und  Verfahren  zum  buchmäßigen  Ausgleich  nach  Aufnahme  des  realen  Bestands 

20.  Beschreibung  der  Verfahren  zur  Behandlung  von  Absender/Empfänger-Differenzen  und  zum  buchmäßigen  Ausgleich 

2 1 .  Beschreibung  des  Verfahrens  zur  buchmäßigen  Berichtigung  von  Verfahrens-  oder  Schreibfehlern  und  Auswirkung  auf 
Absender/Empfänger-Differenzen. 
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Realer  Bestand 


22.  Verweisung  auf  Nummer  15.  Von  der  in  den  Flussdiagrammen  gemäß  den  Nummern  10  und  17  dargestellten  Aus- 
rüstung sind  die  Posten  zu  kennzeichnen,  die  bei  der  Aufnahme  des  realen  Bestandes  als  Behälter  für  Kernmaterial  zu 
betrachten  sind.  Vorgesehener  Zeitplan  für  die  Aufnahmen  des  realen  Bestands  während  der  Kampagne 


Mess-,  Probenahme-  und  Analysemethoden 

23.  Beschreibung  des  Verfahrens  für  jede  Messung  an  dem  angegebenen  Punkt;  die  zur  Bestimmung  der  tatsächlichen 
Gewichtsmengen  oder  Volumina  benutzten  Gleichungen  oder  Tabellen  und  vorgenommenen  Berechnungen  sind  zu 
benennen.  Es  ist  anzugeben,  ob  die  Daten  automatisch  oder  von  Hand  erfasst  werden.  Die  Methode  und  die  prakti- 
schen Verfahren  der  Probenahme  sind  für  jeden  bezeichneten  Punkt  zu  beschreiben. 

24.  Beschreibung  der  für  Buchungszwecke  angewandten  Analysemethoden.  Dabei  ist  möglichst  auf  ein  Handbuch  oder 
einen  Bericht  zu  verweisen. 


Kontrolle  der  Messgenauigkeit 

25.  Beschreibung  des  für  die  Materialbuchführung  benötigten  Programms  zur  Qualitätskontrolle  der  Messungen  ein- 
schließlich der  Programme  (mit  Genauigkeitsangaben)  zur  kontinuierlichen  Bewertung  der  Genauigkeiten  und  Abwei- 
chungen bezüglich  der  analytischen  Gewichts-  und  Volumenbestimmungen  und  Probenahmen  sowie  der  Programme 
zur  Eichung  der  zugehörigen  Geräte;  Eichmethode  für  die  Messeinrichtungen  gemäß  Nummer  24;  Art  und  Qualität 
der  für  die  Analysemethoden  gemäß  Nummer  24  verwendeten  Standards;  Art  der  benutzten  Analyseneinrichtung;  Eich- 
methode und  -häufigkeit 


Statistische  Auswertung 

26.  Beschreibung  der  Methoden  zur  statistischen  Auswertung  der  durch  Messkontrollprogramme  zur  Ermittlung  der  Mess- 
genauigkeit und  der  Präzision  und  zur  Abschätzung  der  Messunsicherheit  gewonnenen  Daten  (d.  h.  Bestimmung  der 
Standardabweichungen  der  zufälligen  und  systematischen  Messfehler).  Ferner  Beschreibung  der  statistischen  Verfah- 
ren, die  zur  Kombination  einzelner  Fehlerabschätzungen  benutzt  werden,  um  die  Standardabweichungen  des  Gesamt- 
fehlers bei  Absender/Empfänger-Differenzen,  Buchbestand,  realem  Bestand  und  nicht  nachgewiesenem  Material  zu 
ermitteln 


SONSTIGE  FÜR  DIE  SICHERUNGSMASSNAHMEN  RELEVANTE  INFORMATIONEN 


27.    Organisation  der  Materialbuchführung  und  -kontrolle. 


28.    Informationen  über  die  Strahlenschutz-  und  Sicherheitsvorschriften,  die  in  der  Anlage  zu  beachten  sind  und  an  die 
sich  die  Inspektoren  zu  halten  haben 
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I  D.  LAGEREINRICHTUNGEN  (*) 

Datum:   

ANGABEN  ZUR  ANLAGE 

1.  Bezeichnung 

2.  Standort,  genaue  Anschrift  mit  Telefon-  und  Fax-Nummern  und  E-Mail-Adresse 

3.  Eigentümer  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

4.  Betreiber  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

5.  Gegenwärtiger  Zustand  (z.  B.  im  Bau,  in  Betrieb  oder  außer  Betrieb) 

6.  Zweck  und  Typ 

7.  Anordnung  des  Standorts  (Lageplan  mit  Anlage,  Umgrenzungen,  Gebäuden,  Straßen,  Flüssen,  Gleiskörpern  usw.) 

8.  Aufbau  der  Anlage  mit  baulicher  Umschließung,  Zäunen  und  Zugangsstraßen 

ALLGEMEINER  AUFBAU  DER  ANLAGE  MIT  ANGABEN  ZUR  MATERIALVERWENDUNG  UND  -BUCHFÜHRUNG, 
RÄUMLICHEN  EINGRENZUNG  UND  BEOBACHTUNG 

Beschreibung  des  Kernmaterials 

9.  Beschreibung  der  Kernmaterialverwendung  (Artikel  3  Absatz  1) 

f  0.    Beschreibung  des  gesamten  Kernmaterials  der  Anlage  durch  grafische  Darstellung  oder  auf  andere  Weise  mit  folgen- 
den Angaben: 

a)  sämtliche  Posten  einschließlich  der  normalen  Handhabungsvorrichtungen 

b)  chemische  Zusammensetzung  oder  Hauptlegierungsbestandteile 

c)  Form  und  Abmessungen 

d)  Anreicherung 

e)  Nenngewicht  des  Kernmaterials  mit  Auslegungstoleranzen 
I)  Hüllwerkstoff 

g)     Verfahren  zur  Kennzeichnung  der  Posten 

Lagerorte  und  Handhabung  des  Kernmaterials 

11.    Durch  grafische  Darstellung  oder  auf  andere  Weise  sind  zu  beschreiben: 

a)  Kernmateriallagerzonen  (Bestandsbereiche) 

b)  geschätzter  Umfang  der  Kernmaterialbestände  in  diesen  Bereichen 

(*)   Separate  Anlagen,  die  im  Allgemeinen  nicht  mit  Reaktoren,  Anreicherungs-  und  Konversions-  oder  Fabrikationsanlagen  oder  Anlagen  zur 
chemischen  Wiederaufarbeitung  oder  Rückgewinnung  verbunden  sind. 


c)     Behälter  für  die  Lagerung  und/oder  den  Versand  von  Kernmaterial 


d)    ggf.  Wege  und  Ausrüstungen  für  den  Kernmaterialtransport 


KERNMATERIALBUCHFÜHRUNG  UND  -KONTROLLE 


Buchführungssystem 

12.  Beschreibung  des  Kernmaterialbuchführungs-  und  -kontrollsystems  (Beschreibung  des  Posten-  und/oder  Mengen- 
buchführungssystems einschließlich  der  benutzten  Prüfmethoden  mit  den  veranschlagten  Genauigkeitsgraden;  Liefe- 
rung von  Blankomustern  der  bei  allen  Kontroll-  und  Buchungsverfahren  benutzten  Formblätter).  Die  Dauer  der  Auf- 
bewahrung dieser  Unterlagen  ist  anzugeben. 


Realer  Bestand 


1 3.    Beschreibung  der  Verfahren  und  der  Häufigkeit  für  die  Aufnahme  des  realen  Bestands  durch  den  Betreiber  (für  Posten- 
und/oder  Mengenbuchhaltung  einschließlich  der  hauptsächlichen  Prüfmethoden);  veranschlagter  Genauigkeitsgrad 


SONSTIGE  FÜR  DIE  SICHERUNGSMASSNAHMEN  RELEVANTE  INFORMATIONEN 


14.    Organisation  der  Materialbuchführung  und  -kontrolle 


15.    Informationen  über  die  Strahlenschutz-  und  Sicherheitsvorschriften,  die  in  der  Anlage  zu  beachten  sind  und  an  die 
sich  die  Inspektoren  zu  halten  haben 
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IE.  ISOTOPENTRENNANLAGEN 


Datum: 


ANGABEN  ZUR  ANLAGE 

1.  Bezeichnung 

2.  Standort,  genaue  Anschrift  mit  Telefon-  und  Fax-Nummer  und  E-Mail-Adresse 

3.  Eigentümer  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

4.  Betreiber  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

5.  Gegenwärtiger  Zustand  (z.  B.  im  Bau,  in  Betrieb  oder  außer  Betrieb) 

6.  Bauzeitplan  (falls  Anlage  noch  nicht  in  Betrieb): 

a)  Daten  des  Baubeginns 

b)  Datum  der  Abnahme  der  Anlage 

c)  Datum  der  Inbetriebnahme 

7.  Zweck  und  Typ  der  Anlage  (Nennkapazität  für  Trennarbeit,  Anreicherungsmöglichkeiten  usw.) 

8.  Die  Produktion  beeinflussende  Betriebsart  (gewähltes  Schichtsystem,  Angabe  der  voraussichtlichen  Betriebszyklen  im 
Kalenderjahr  usw.) 

9.  Anordnung  der  Anlage  (Lageplan  mit  Anlage,  Umgrenzungen,  Gebäuden,  Straßen,  Flüssen,  Gleiskörpern  usw.) 

10.  Aufbau  der  Anlage: 

a)  bauliche  Umschließung,  Zäune  und  Zugangsstraßen 

b)  bauliche  Umschließung  bestimmter  Anlagenteile 

c)  Transportwege  des  Kernmaterials 

d)  Lagerzone  für  eingehendes  Kernmaterial 

e)  alle  wichtigen  Verarbeitungszonen  und  -laboratorien  einschließlich  der  Zonen  für  Wägungen  und  Probenahme 
sowie  der  Dekontaminations-,  Reinigungs-  und  Eingangszonen  usw. 

f)  Prüf-  und  Experimentierzonen 

g)  Lagerzone  für  ausgehendes  Kernmaterial 

h)  Entsorgungsbereich  für  Nuklearabfall 

i)  Analysenlaboratorium 

ALLGEMEINER  AUFBAU  DER  ANLAGE  MIT  ANGABEN  ZUR  MATERIALVERWENDUNG  UND  -BUCHFÜHRUNG, 
RÄUMLICHEN  EINGRENZUNG  UND  BEOBACHTUNG 

Beschreibung  des  Kernmaterials 

11.  Beschreibung  der  Kernmaterialverwendung  (Artikel  3  Absatz  1) 

12.  Der  geschätzte  Fluss  des  gesamten  Kernmaterials  und  der  geschätzte  Kernmaterialbestand  für  die  Lager-  und  Prozess- 
zonen sind  durch  Flussdiagramme  oder  auf  andere  Weise  zu  beschreiben.  Dabei  sind  anzugeben: 

a)     physikalische  und  chemische  Form 
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b)  Anreicherungsspanne  für  Eingangsmaterial,  Produkt  und  abgereicherte  Phase  („tails") 

c)  Mengenbereich  oder  erwartete  Höchstmengen  für  jede  Kategorie  festen  oder  flüssigen  Abfalls 

Fluss,  Lagerorte  und  Handhabung  des  Kernmaterials 

1 3.  Beschreibung  der  Lager-  und  Prozesszonen  durch  grafische  Darstellung  oder  auf  andere  Weise.  Dabei  sind  anzugeben: 

a)  Probenahme-  und  Messpunkte 

b)  Chargengröße  und/oder  Durchsatz 

c)  Lager-  oder  Verpackungsmethode 

d)  Lagerkapazität 

14.  Zusätzlich  zu  Nummer  13  sind  anzugeben: 

a)  Trennkapazität 

b)  Anreicherungstechniken  oder  -methoden 

c)  mögliche  Punkte  für  Eingangsmaterial,  Produkt  und  abgereicherte  Phase  („tails") 

d)  Rückführungseinrichtungen 

e)  Typ  und  Größe  der  verwendeten  UF6-Zylinder,  Verfahren  zur  Füllung  und  Entleerung 

1 5.  Nötigenfalls  Angabe  des  Energieverbrauchs 

16.  Für  jedes  Flussdiagramm  sind  unter  Gleichgewichtsbedingungen  anzugeben: 

a)  Nenndurchsatz  pro  Jahr 

b)  realer  Materialbestand  im  Prozess 

c)  Materialverluste  durch  Leckagen,  Zersetzung,  Ablagerung  usw. 

d)  Modalitäten  der  systematischen  Wartung  der  Anlage  (periodische  Abschaltungen  oder  kontinuierlicher 
Komponentenaustausch  usw.) 

1 7.  Beschreibung  der  speziellen  Probenahme-  und  Messpunkte  in  Verbindung  mit  der  Dekontaminierung  der  Ausrüstun- 
gen, die  zur  Wartung  oder  zum  Austausch  aus  dem  Prozess  herausgenommen  worden  sind 

1 8.  Beschreibung  der  Stelle,  an  der  Prozessabfälle  entsorgt  werden,  einschließlich  der  verwendeten  Methode,  der  Dauer  der 
Lagerung,  der  Art  der  Entsorgung  usw. 

KERNMATERIALBUCHFÜHRUNG  UND  -KONTROLLE 
Buchführungssystem 

19.  Beschreibung  des  zur  Erfassung  und  Mitteilung  von  Buchungsdaten  und  zur  Erstellung  von  Materialbilanzen  benutz- 
ten Buchführungssystems;  Lieferung  von  Blankomustern  der  bei  allen  Verfahren  verwendeten  Formblätter.  Die  Dauer 
der  Aufbewahrung  dieser  Unterlagen  ist  anzugeben. 

20.  Es  ist  anzugeben,  wann  und  wie  oft  —  auch  während  der  Kampagnen  —  Materialbilanzen  erstellt  werden.  Beschrei- 
bung der  Methoden  und  Verfahren  zum  buchmäßigen  Ausgleich  nach  Aufnahme  des  realen  Bestands 


1565 

Copyrighted  maKrial 


21.  Beschreibung  der  Verfahren  zur  Behandlung  von  Absender/Empfänger-Differenzen  und  zum  buchmäßigen  Ausgleich 

22.  Beschreibung  der  zur  buchmäßigen  Berichtigung  aufgrund  von  Verfahrens-  oder  Schreibfehlern  benutzten  Methode 
und  ggf.  der  Auswirkung  auf  Absender/Empfänger-Differenzen 

Realer  Bestand 

23.  In  der  Beschreibung  gemäß  den  Nummern  13  und  18  sind  diejenigen  Ausrüstungsgegenstände  zu  kennzeichnen,  die 
für  die  Zwecke  der  Aufnahme  des  realen  Bestandes  als  Behälter  für  Kernmaterial  zu  betrachten  sind.  Angabe  des  vorge- 
sehenen Zeitplans  für  die  Aufnahme  des  realen  Bestands 

Mess-,  Probenahme-  und  Analysemethoden 

24.  Zur  Bezeichnung  der  Probenahme-  und  Messpunkte  ist  auf  die  Angaben  in  Nummern  13  und  17  zu  verweisen. 

25.  Beschreibung  des  Verfahrens  für  jede  Messung  an  dem  angegebenen  Punkt;  die  zur  Bestimmung  der  tatsächlichen 
Gewichtsmengen  oder  Volumina  benutzten  Gleichungen  oder  Tabellen  und  vorgenommenen  Berechnungen  sind  zu 
benennen.  Es  ist  anzugeben,  ob  die  Daten  automatisch  oder  von  Hand  erfasst  werden.  Die  Methode  und  die  prakti- 
schen Verfahren  der  Probenahme  sind  für  jeden  bezeichneten  Punkt  zu  beschreiben.  Die  Zahl  der  entnommenen  Pro- 
ben und  die  Ausschusskriterien  sind  anzugeben. 

26.  Beschreibung  der  für  Buchungszwecke  angewandten  Analysemethoden.  Dabei  ist  möglichst  auf  ein  Handbuch  oder 
einen  Bericht  zu  verweisen. 

Kontrolle  der  Messgenauigkeit 

27.  Beschreibung  der  Programme  zur  kontinuierlichen  Bewertung  der  Messgenauigkeit  und  der  Abweichungen  bei  den 
Gewichts-  und  Volumenbestimmungen  und  den  Probenahmen  sowie  der  Programme  zur  Eichung  der  entsprechen- 
den Geräte 

28.  Beschreibung  der  Art  und  Qualität  der  für  die  Analysemethoden  gemäß  Nummer  26  verwendeten  Standards  und  der 
Art  der  benutzten  Analysenausrüstung;  Eichmethode  und  -häufigkeit 

Statistische  Auswertung 

29.  Beschreibung  der  Methoden  zur  statistischen  Auswertung  der  durch  Messkontrollprogramme  zur  Ermittlung  der  Mess- 
genauigkeit und  der  Präzision  und  zur  Abschätzung  der  Messunsicherheit  gewonnenen  Daten  (d.  h.  Bestimmung  der 
Standardabweichungen  der  zufälligen  und  systematischen  Messfehler).  Ferner  Beschreibung  der  statistischen  Verfah- 
ren, die  zur  Kombination  einzelner  Fehlerabschätzungen  benutzt  werden,  um  die  Standardabweichungen  des  Gesamt- 
fehlers bei  Absender/Empfänger-Differenzen,  Buchbestand,  realem  Bestand  und  nicht  nachgewiesenem  Material  zu 
ermitteln 


SONSTIGE  FÜR  DIE  SICHERUNGSMASSNAHMEN  RELEVANTE  INFORMATIONEN 

30.  Organisation  der  Materialbuchführung  und  -kontrolle. 

31.  Informationen  über  die  Strahlenschutz-  und  Sicherheitsvorschriften,  die  in  der  Anlage  zu  beachten  sind  und  an  die 
sich  die  Inspektoren  zu  halten  haben 
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I-F.    ANLAGEN,  DIE  MEHR  ALS  EIN  EFFEKTIVES  KILOGRAMM  KERNMATERIAL  VERWENDEN 

Datum:   

Zu  allen  nicht  unter  A  bis  E  genannten  Anlagentypen,  die  mehr  als  ein  effektives  Kilogramm  Kernmaterial  pro  Jahr  verwen- 
den, sind  folgende  Angaben  zu  machen: 

—  Angaben  zur  Anlage, 

—  allgemeiner  Aulbau  der  Anlage  mit  Angaben  zur  Materialverwendung  und  -buchführung,  räumlichen  Eingrenzung  und 
Beobachtung, 

—  Beschreibung  der  Kernmaterialverwendung  (Artikel  3  Absatz  1), 

—  Kernmaterialbuchlührungs-  und  -kontrollsystem  einschließlich  der  Verfahren  zur  Aufnahme  des  realen  Bestandes, 

—  sonstige  für  die  Sicherungsmaßnahmen  relevante  Informationen. 

Die  zu  diesen  Punkten  erforderlichen  Angaben  decken  sich  ggf.  mit  denen  für  die  Anlagentypen  in  den  Abschnitten  C,  D 
bzw.  E  dieses  Anhangs. 


I  G.  ANLAGEN,  FÜR  DIE  DIE  AUFNAHME  IN  DIE  CATCH-ALL-MATERIALBILANZZONEN  (CAM)  IN 

BETRACHT  KOMMEN 


Datum: 


Bei  diesen  Anlagen  wird  der  Gesamtbestand  als  Summe  des  Bestandes  jeder  dort  befindlichen  Kernmaterialkategorie  berech- 
net, jeweils  als  prozentualer  Anteil  folgender  Höchstwerte: 


abgereichertes  Uran  350  000  g  oder 

Thorium  200  000  g  oder 

Natururan  100  000  g  oder 

schwach  angereichertes  Uran  1  000  g  oder 

hochangereichertes  Uran  5  g  oder 

Plutonium  5  g 

Beispiel: 

a)  Der  Besitz  von  4  g  Plutonium  entspricht  einem  prozentualen  Bestand  von  80  %  (4/5); 

b)  der  Besitz  von  1  g  hochangereichertem  Uran  plus  20  000  g  Natururan  entspricht  einem  prozentualen  Bestand  von 
40  %  (1/5  +  20  000/100  000). 

ANGABEN  ZUR  ANLAGE  UND  ZUM  KERNMATERIAL 

1.  Bezeichnung 

2.  Eigentümer  und/oder  Betreiber 

3.  Standort,  genaue  Anschrift  mit  Telefon-  und  Fax-Nummern  und  E-Mail- Adresse 

4.  Art  des  Kernmaterials 

5.  Beschreibung  der  zur  Lagerung  und  Handhabung  benutzten  Behälter 

6.  Beschreibung  der  Kernmaterialverwendung  (Artikel  3  Absatz  1) 

KERNMATERIALBUCHFÜHRUNG  UND  -KONTROLLE 

Die  Verpflichtungen  des  Besitzers  wurden  wie  folgt  vereinfacht: 

A.  Begrenzungen  für  Besitz/Bewegungen 

Übersteigt  jeder  einzelne  Eingang  von  Kernmaterial  die  oben  genannten  Mengen  oder  übersteigt  der  „prozentuale 
Bestand"  der  Anlage  zu  irgendeinem  Zeitpunkt  100  %,  ist  unverzüglich  die  Kommission  zu  benachrichtigen. 

B.  Zu  führende  Buchungs-/Betriebsprotokolle 

Die  Buchungs-/Betriebsprotokolle  sind  so  zu  führen,  dass  eine  zügige  Nachprüfung  der  Berichte  an  die  Kommission 
sowie  jeder  Korrektur  zu  diesen  Berichten  möglich  ist. 
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Bestandsänderungsberichte  (ICR) 


Nur  bei  Bestandsänderungen  vorzulegen. 

Ein  Hinweis  auf  unübliche  Bestandsänderungen  und  Korrekturen  oder  auf  sonstige  im  Bericht  erscheinende  Informa- 
tionen sollte  beigefügt  werden.  Insbesondere  sollten  Name  und  Anschrift  jeder  Stelle  angegeben  werden,  an  die  Mate- 
rial versandt  (einschließlich  Ausfuhren)  oder  von  der  Material  bezogen  wird  (einschließlich  Einfuhren). 

Auch  wenn  im  Jahresverlauf  keine  Bestandsänderung  eingetreten  ist,  ist  der  Endbuchbestand  nach  Kategorien  zum 
3 1 .  Dezember  zu  melden.  Diese  Meldung  ist  bis  zum  3 1 .  Januar  jedes  Jahres  der  Europäischen  Kommission,  Euratom- 
Sicherheitsüberwachung,  L-2920  Luxemburg,  zu  übermitteln. 

Berichtsformblatt 

Der  Bericht  nach  vorstehendem  Abschnitt  C  kann  formlos  mit  einem  Schreiben  erstattet  werden. 


I-H.  ABFALLBEHANDLUNGSANLAGEN  ODER  ABFALLLAGER  (*) 

Datum:   

ANGABEN  ZUR  ANLAGE 

1.  Bezeichnung 

2.  Standort,  genaue  Anschrift  mit  Telefon-  und  Fax-Nummern  und  E-Mail-Adresse 

3.  Eigentümer  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

4.  Betreiber  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

5.  Gegenwärtiger  Zustand  (z.  B.  im  Bau,  in  Betrieb  oder  außer  Betrieb) 

6.  Zweck  und  Typ 

7.  Anordnung  der  Anlage  (Lageplan  mit  Anlage,  Umgrenzungen,  Gebäuden,  Straßen,  Flüssen,  Gleiskörpern  usw.). 

8.  Aufbau  der  Anlage: 

a)  bauliche  Umschließung,  Zäune  und  Zugangsstraßen 

b)  Transportwege  des  Kernmaterials 

c)  Entsorgungsbereiche  für  Nuklearabfall 

d)  alle  wichtigen  Verarbeitungszonen  und  -laboratorien 

e)  Prüf-  und  Experimentierzonen 

f)  Analysenlaboratorium 

ALLGEMEINER  AUFBAU  DER  ANLAGE  MIT  ANGABEN  ZUR  MATERIALVERWENDUNG  UND  -BUCHFÜHRUNG, 
RÄUMLICHEN  EINGRENZUNG  UND  BEOBACHTUNG 

Lagerorte  und  Handhabung  des  Kernmaterials 

9.  Beschreibung  der  Kernmaterialverwendung  (Artikel  3  Absatz  1) 

10.  Beschreibung  anhand  von  Zeichnungen  oder  auf  andere  Weise 

a)  der  Kernmateriallagerzonen  (Bestandsbereiche) 

b)  des  geschätzten  Umfangs  der  Kernmaterialbestände  in  diesen  Bereichen 

c)  der  Behälter  für  die  Lagerung  und/oder  den  Versand  von  Kernmaterial 

d)  ggf.  der  Wege  und  Ausrüstungen  für  den  Kernmaterialtransport 

KERNMATERIALBUCHFÜHRUNG  UND  -KONTROLLE 
Buchfiihrungssystem 

11.  Beschreibung  des  Kernmaterialbuchführungs-  und  -kontrollsystems  mit  Lieferung  von  Blankomustern  der  bei  den 
Buchführungs-  und  Kontrollverfahren  benutzten  Formblätter.  Die  Dauer  der  Aufbewahrung  dieser  Unterlagen  ist 
anzugeben. 

(*)   Separate  Anlagen  ausschließlich  zur  Handhabung,  Lagerung  oder  Aufbereitung  von  Abfallstoffen  (die  nicht  Bestandteil  von  Anlagen  zur 
Anreicherung,  Konversion,  Fabrikation,  chemischen  Wiederaufbereitung  oder  Rückgewinnung  oder  von  Reaktoren  sind). 


Realer  Bestand 


1 2.  Beschreibung  der  Verfahren,  der  Häufigkeit  und  der  Methoden  für  die  Aufnahme  des  realen  Bestandes  durch  den  Betrei- 
ber (tür  Posten-  und/oder  Mengenbuchhaltung  einschließlich  der  wichtigsten  Prüfmethoden  und  des  veranschlagten 
Genauigkeitsgrads) 


SONSTIGE  FÜR  DIE  SICHERUNGSMASSNAHMEN  RELEVANTE  INFORMATIONEN 


13.    Organisation  der  Materialbuchführung  und  -kontrolle 


14.    Informationen  über  die  Strahlenschutz-  und  Sicherheitsvorschriften,  die  in  der  Anlage  zu  beachten  sind  und  an  die 
sich  die  Inspektoren  zu  halten  haben 
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I-J.    SONSTIGE  ANLAGEN  (*) 

Datum:  

ANGABEN  ZUR  ANLAGE  UND  ZUM  KERNMATERIAL 

1.  Bezeichnung 

2.  Standort,  genaue  Anschrift  mit  Telefon-  und  Fax-Nummern  und  E-Mail-Adresse 

3.  Eigentümer  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

4.  Betreiber  (rechtlich  verantwortliche  natürliche  oder  juristische  Person) 

5.  Art  des  Kernmaterials 

6.  Beschreibung    der   für    die    Lagerung    und    Handhabung    benutzten    Behälter    (z.    B.    zur    Prüfung  der 
Versiegelungsmöglichkeit) 

7.  Beschreibung  der  Kernmaterialverwendung  (Artikel  3  Absatz  1) 

8.  Bei  Erzeugern  von  Erzen  der  mögliche  Jahresdurchsatz  der  Anlage 

9.  Gegenwärtiger  Zustand  (z.  B.  im  Bau,  in  Betrieb  oder  außer  Betrieb) 

KERNMATERIALBUCHFÜHRUNG  UND  -KONTROLLE 

10.  Beschreibung  der  Verfahren  für  die  Kernmaterialbuchführung  und  -kontrolle  einschließlich  der  Verfahren  für  die  Auf- 
nahme des  realen  Bestands 

11.  Organisation  der  Materialbuchführung  und  -kontrolle 


(")   „Sonstige"  bezeichnet  alle  nicht  in  den  Anhängen  A  bis  H  erfassten  Anlagen,  in  denen  Kernmaterial  in  Mengen  von  höchstens  einem  effek- 
tiven Kilogramm  gewöhnlich  verwendet  wird.  Das  umfasst  auch  insbesondere  die  Erzeuger  von  Erzen  (siehe  Nummer  8). 


V 

& 

o 

Q 

Z 

$ 

v> 

v 
W 

D 

z 
5 

CQ 

s 

SC 
U 

E3 

co 

u 
z 

9 

tu 
U 
— i 


1 


00  .M 
§  « 

iS  * 

B  & 

u  S 

2  Jj 

ea  b 

•S  * 

a  > 

u 

M 


TS 
O 

U 

s 
s 


c 

3 

45 


—  E 

tu  r) 


00 
C 

b 

J3 


.3 


c 
B 


CO 

B 

3 
T3 


C 

2 


E 


3 


o  ^ 

°S  _ 


.S  °£ 
.23  2 

ö  g 

TD  t« 
C  ' 

n 


tu 
B  D 


—  SU 
L5  u 

00 

u  .5 

.ü.  oo 

s  2 

tT3  OJ 


— 


00 

c 

-T3 

E  2 
E  s 

3  QJ 

Z  .SP 


E  "> 

tu  3 
oo  tu 


T3 

3  <u 
ns  -3 

1/1  J= 

E^ 


tu  -3 


-  3 

tu  tu 


Ö 

3   3  2 

S   tu  3 

Isl 

B3  3  N 
«  3  K 
TS  1/3  ^ 

I  h<a 

3g  C 

tu 

»  C  3 
;  "3  tu 

•S-H 

5  ^ 

So  u 
3  3 
3  tu 

•  ^  oo 
§ 

E  2 

js  i « 

u    tu  OJ 


3 

< 

S 
-fi 


C 

-3  ' 


3 

3 


oo 

OJ  :3 

tu  3 
:«  .S 

Oh  OJ 

t/5  -3 


00 

3 

3 


3 

'So 


o 

13 


SP 


— 

B 

3 


T3 

.S 


:  OJ 
«  J3 


E 

B 

rt 

3 

CO 

3 

rt 

tu 

z 

CO 

Vj 

'o 

3 

^3 

N 

rt 

3 

I« 

Um 

-C 

3 

O 

3 

> 

eö 

tu 

13 

35 

^3 

2 

ung 

Spa 

-y 
W 

/leid 

der 

3 

tu 

ja 

3  3 

2  3 
E  2 


CO 
3 


B  .5 

tU  [Tj 

E  Ö 

O  ^3 

b4  Ä 


r 

^3 

1) 

2 


.S 


o 


51 

Ä  3 
-  tu 
g  gl 

00.-- 
3  <u 


Ii 

I  E 

CO  3 
OJ  3 
Ö 

•S  t: 

tu  a 


oo 

B  *J 

3  H 

-3  .ü 

"ö3  .22 

3  3 

1> 

-3  « 

3  in 

tu  5 

a  2 

D-  N 

S9  B 


EP 


-3  ij 

.S  c 

Cj  e 

tu  tu 


M  B 

-o  oo 


£;2 


3 


tu  OJ 
J5 

3 

S  oo 
n  B 


00 

3  u 
3  .SP 

%  Ä 

-H  t- 

tU  tu 
>  ^3 


Di 


OO 
3 
3 


's  i 


3 

tu 

E 


T3 

3 


O 

U 

N 
ca 


-3 

O 

U 


CO 

N 
3 


C 

c 

"3 


13 
3 
-2 

CO 

-3 


i 

X 


S  3 

3  N 
O  B 


-31 

o 


E 


3 

3 


3 


-J          i3  0> 


53 

3 


o 


E 

-s 

« 

3 

c/ 

3 

N 

E 

U 


^3 
3 
3 


:0 


CO 
3 
3 


tu  'S- 


1573 

Copyrighled  maKrial 


o 


■2 


3 

s 


-a 
c 


M 
C 
3 

M 


13 


g 

E 

iS 


TZ 


c 


J3 


c 

M 
C 
3 

■—  5-H 


5  's 

-r-l  JS 

i3  — ; 


5  -G 

ß  .y 

O  !-. 


s  .y  s 


00 

C 
3 


J3 

1 


c  E 


y  er 

5 

-C  13 


N 

ja 


E 


J3 
u 


■§-5 


13 
3 


R 

tu 

ja 
o 


:o3  S~ 

vi  -3 

s  g 

^  -p 

>>  tu 

ö  .y 

-O  13 


3 


-a 
C 
3 


00 

a 


■3  J 


Oh  :=3 
3  lC 


a 


E 

o 


<  .y 

tu 

OJ  Os  NM 
^        Ö  3 

.y      a  -c 

•a  ä  §  E 
Sc   -g  * 

M  ^       3  — I 

_n  vi   , 

<U        CL>  © 

r3  <3s 


so 

3  M 

o3  c 

s  g 

V)  <u 

oexi 

C  :3 

3  vi 

■S  'S 


>  00 


?! 


^  13 

E  lSP 
t %  ~3 


I 

5 


Q  35 


1574 

Copyrighled 


ANHANG  Iii 
BESTANDSÄNDERUNGSBERICHT  (ICR) 


Kennsatz/Bezeichnung 

Inhalt 

Bemerkungen 

# 

MBA 

Zeichen  (4) 

MBZ-Code  der  meldenden  MBZ 

1 

Report  type 

Zeichen  (1) 

I  für  Bestandsänderungsbericht 

2 

Report  date 

TTMMJJJJ 

Abschlussdatum  des  Berichts 

3 

Report  number 

Zahl  (8) 

Laufende  Nummer,  lückenlos 

4 

Line  count 

Zahl  (8) 

Gesamtzahl  der  gemeldeten  Zeilen 

5 

Start  report 

TTMMJJJJ 

Erster  Tag  des  Berichtszeitraums 

6 

End  report 

TTMMJJJJ 

Letzter  Tag  des  Berichtszeitraums 

7 

Reporting  person 

Zeichen  (30) 

Name  der  für  den  Bericht  zuständigen  Person 

8 

Transaction  ID 

Zahl  (8) 

Laufende  Nummer 

9 

IC  code 

Zeichen  (2) 

Art  der  Bestandsänderung 

10 

Batch 

Zeichen  (20) 

Eindeutige  Identifikation  einer  Kernmaterialcharge 

11 

KMP 

Zeichen  (1) 

Schlüsselmesspunkt 

12 

Measurement 

Zeichen  (1) 

Messcode 

13 

Material  torm 

Zeichen  (2) 

Materialformcode 

1  A 

14 

Material  Container 

Zeichen  (1) 

Materialbehältercode 

15 

Material  State 

Zeichen  (1) 

Materialzustandscode 

16 

NAR  A  frnm 

1V1D/A  1 1  Ulli 

/.UUIUI  \'f 

A4R7-('~' r^np  npt*  vPKpnnpnnpn  TvfR7  /nur  iiit* 
iVlDZ-i  LUUC  UCl    VCI5C11UC11UC11  1V1D i-,  yi  1  Ul  IUI 

IC-Codes  RD  und  RF) 

1  7 

i  / 

MRA  tn 

7f>irnpn  t  A\ 
Z-iClLilCll  \'f 

\AR7_f~" A/ip  Hpt*  Prnnlünnptinfln  MR7  /mit*  fiit* 
IVlDZ-i "LUUC  UCl  ClllUlaliy  C11UC11  IVlDZ-i  U1UI  IUI 

IC-Codes  SD  und  SF) 

1  o 

r  i  c  v  iKj  u>  uaicn 

7e\rhen  (J0\ 

/  A  K  1  K  1  1    \Z.VJ } 

RpyöipViniino  npi"  wiT"npfiopn  rharop  /mit*  fiit* 
ucz.ciLiiuuiiy  uci  vuiiiciiycu  v_iicii yc  uiui  iui 

IC-Code  RB) 

1  0 

Original  date 

TTMMJJJJ 

Buchungsdatum  der  zu  berichtigenden  Zeile  (stets 
aus  der  ersten  Zeile  der  Korrekturkette) 

20 

PIT  date 

TTMMJJJJ 

Datum  der  Aufnahme  des  realen  Bestands,  auf  das 
sich  der  Mr-Ausgleich  bezieht  (nur  mit  IL-Lode  Mr) 

21 

Line  number 

Zahl  (ö) 

Laufende  Nummer,  lückenlos 

22 

Accounting  date 

■  1  "  I  '  A   t\  jfTTTT 

1 IMMJJJJ 

Datum,  an  dem  die  Bestandsänderung  eintrat  oder 
bekannt  wurde 

23 

Items 

Laal  (b) 

Anzahl  der  Posten 

T  A 

24 

Element  category 

Zeichen  (1) 

Kernmaterialkategorie 

25 

Element  weight 

Zahl  (24.3) 

Elementgewicht 

26 

Isotope 

Zeichen  (1) 

G  für  U-235,  K  für  U-233,  J  für  ein  Gemisch  aus 

TT    ITT  J  IT 

U-235  und  U-233 

27 

Fissile  weight 

Zahl  (24.3) 

Gewicht  des  spaltbaren  Isotops 

28 

Isotopic  composition 

Zeichen  (130) 

Gewicht  der  U-,  Pu-Isotope  (nur  wenn  in  den 
besonderen  Kontrollbestimmungen  vereinbart) 

29 

Obligation 

Zeichen  (2) 

Kontrollverpflichtung 

30 

Previous  category 

Zeichen  (1) 

Vorherige  Kategorie  (nur  für  IC-Codes  CB,  CC 
und  CE) 

31 

Kennsatz/Bezeichnung 

Inhalt 

Bemerkungen 

# 

Previous  Obligation 

Zeichen  (2) 

Vorherige  Verpflichtung  (nur  für  IC-Codes  BR, 
CR,  PR  und  SR) 

32 

CAM  code  from 

Zeichen  (8) 

Code  für  Versender  kleiner  Mengen 

33 

CAM  code  to 

Zeichen  (8) 

Code  für  Empfänger  kleiner  Mengen 

34 

Document 

Zeichen  (70) 

Vom  Betreiber  festgelegte  Verweisung  auf 
Begleitdokumente 

35 

Container  ID 

Zeichen  (20) 

Vom  Betreiber  festgelegte  Behälteridentifikation 

36 

Correction 

Zeichen  (1) 

D  für  Streichungen,  A  für  Zusätze  als  Teil  eines 
Paars  aus  Streichung  und  Zusatz,  L  für 
Spätbuchungen  (allein  stehende  Zusätze) 

37 

Previous  Report 

Zahl  (8) 

Berichtsnummer  der  zu  berichtigenden 
Buchungszeile 

38 

Previous  line 

Zahl  (8) 

Zeilennummer  der  zu  berichtigenden 
Buchungszeile 

39 

Comment 

Zeichen  (256) 

Kommentar  des  Betreibers 

40 

Burn-up 

Zahl  (6) 

Abbrand  in  MWd/t  (nur  für  IC-Codes  NL  und  NP 
in  Leistungsreaktoren) 

41 

CRC 

Zahl  (20) 

Hash-Zeilencode  zur  Qualitätskontrolle 

42 

Previous  CRC 

Zahl  (20) 

Hash-Code  der  zu  berichtigenden  Zeile 

43 

Advance  notification 

Zeichen  (8) 

Verweisung  auf  Vorausmeldung  an  Euratom  (nur 
für  IC-Codes  RD,  RF,  SD  und  SF) 

44 

Campaign 

Zeichen  (12) 

Kampagnenidentifikation  für 
Wiederaufarbeitungsanlagen 

45 

Reactor 

Zeichen  (12) 

Reaktorcode  für  Wiederaufarbeitungskampagnen 

46 

Error  path 

Zeichen  (8) 

Spezialcode  für  Auswertungszwecke 

47 

Erläuterungen 

1.  MBA/MBZ: 

Code  der  Materialbilanzzone,  für  die  der  Bericht  erstattet  wird.  Der  Code  wird  der  betroffenen  Anlage  von  der  Kom- 
mission mitgeteilt. 

2.  REPORT  TYPE/BERICHTSART: 

I  für  Bestandsänderungsberichte. 

3.  REPORT  DATE/BERICHTSDATUM: 

Datum,  an  dem  der  Bericht  fertig  gestellt  wurde. 

4.  REPORT  NUMBER/BERICHTSNUMMER: 
Laufende  Nummer,  lückenlos. 

5.  LINE  COUNT/ZEILENZAHL: 
Gesamtzahl  der  gemeldeten  Zeilen. 

6.  START  REPORT/BERICHTSBEGINN: 
Datum  des  ersten  Tags  des  Berichtszeitraums. 

7.  END  REPORT/BERICHTSENDE: 

Datum  des  letzten  Tags  des  Berichtszeitraums. 

8.  REPORTING  PERSON/BERICHTERSTATTER: 
Name  der  für  den  Bericht  zuständigen  Person. 

9.  TRANSACTION  ID/TRANSAKTIONSNUMMER: 

Laufende  Nummer;  dient  zur  Identifizierung  aller  Bestandsänderungszeilen  zu  der  gleichen  physischen  Transaktion. 


10.  IC-CODE: 

Dabei  ist  einer  der  nachstehenden  Codes  zu  verwenden: 


Bezeichnung 

Code 

Erläuterung 

Eingang 

RD 

Eingang  von  Kernmaterial  aus  einer  Materialbilanzzone  (MBZ) 
innerhalb  der  Europäischen  Union. 

Einfuhr 

RF 

Einfuhr  von  Kernmaterial  aus  einem  Drittland. 

Eingang  aus  nicht  überwachter 
Tätigkeit 

RN 

Eingang  von  Kernmaterial  aus  einer  den  Sicherung smaßnahmen 
nicht  unterliegenden  Tätigkeit  (Artikel  34). 

Versand 

SD 

Versand  von  Kernmaterial  in  eine  MBZ  in  der  Europäischen  Union. 

Ausfuhr 

SF 

Ausfuhr  von  Kernmaterial  in  ein  Drittland. 

Versand  zu  nicht  überwachter 
Tätigkeit 

SN 

Versand  von  Kernmaterial  zu  einer  den  Sicherungsmaßnahmen 
nicht  unterliegenden  Tätigkeit  (Artikel  34). 

Uberführung  zu  konditioniertem 
Abfall 

TC 
1  ^_ 

In  Abfall  enthaltene  gemessene  oder  aufgrund  von  Messungen 
geschätzte  Kernmaterialmenge,  die  so  konditioniert  worden  ist 
(z.  B.  in  Glas,  Zement,  Beton  oder  Bitumen),  dass  sie  zur  weiteren 
nuklearen  Verwendung  nicht  geeignet  ist.  Die  betreffende  Kern- 
materialmenge ist  vom  Bestand  der  MBZ  abzuziehen.  Diese 
Materialart  ist  separat  zu  verbuchen. 

In  die  Umwelt  überführter  Abfall 

TE 

In  Abfall  enthaltene  gemessene  oder  aufgrund  von  Messungen 
geschätzte  Kernmaterialmenge,  die  als  Ergebnis  einer  beabsichtig- 
ten Ableitung  endgültig  in  die  Umwelt  abgegeben  worden  ist. 
Die  betreffende  Kernmaterialmenge  ist  vom  Bestand  der  MBZ 
abzuziehen. 

Überführung  zu  zurückbehalte- 
nem Abfall 

TW 

In  Abfall  enthaltene  gemessene  oder  aufgrund  von  Messungen 
geschätzte  Kernmaterialmenge,  die  bei  der  Verarbeitung  oder  bei 
einem  Betriebsunfall  entstanden  und  an  einen  besonderen  Ort 
innerhalb  der  Materialbilanzzone  verbracht  worden  ist,  dem  sie 
wieder  entnommen  werden  könnte.  Die  betreffende  Kernmaterial- 
menge ist  vom  Bestand  der  MBZ  abzuziehen.  Diese  Materialart  ist 
separat  zu  verbuchen. 

Rückführung  von  konditionier- 
tem Abfall 

FC 

Rückführung  von  konditioniertem  Abfall  in  den  Bestand  der  MBZ. 
Dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  konditionierter  Abfall  einen 
Verarbeitungsprozess  durchläuft. 

Rückführung  von  zurückbehalte- 
nem Abfall 

FW 

Rückführung  von  zurückbehaltenem  Abfall  in  den  Bestand  der 
MBZ.  Dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  zurückbehaltener  Abfall  von  der 
besonderen  Stelle  innerhalb  der  MBZ  für  eine  Verarbeitung  mit 
Trennung  der  Elemente  in  der  MBZ  oder  für  eine  Versendung  aus 
der  MBZ  entnommen  wird. 

Unfallbedingter  Verlust 

LA 

Unwiederbringlicher  und  unbeabsichtigter  Verlust  einer  Kern- 
materialmenge als  Folge  eines  Betriebsunfalls.  Die  Verwendung 
dieses  Codes  erfordert  die  Übermittlung  eines  Sonderberichts  an 
die  Kommission. 

Unfallbedingter  Gewinn 

GA 

Unerwartet  vorgefundenes  Kernmaterial,  sofern  es  nicht  bei  einer 
Realbestandsaufnahme  festgestellt  wird.  Die  Verwendung  dieses 
Codes  erfordert  die  Übermittlung  eines  Sonderberichts  an  die 
Kommission. 

Änderung  der  Kategorie 

CE 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
Kategorie  (Artikel  18)  zu  einer  anderen  infolge  eines 
Anreicherungsprozesses  (je  Kategorieänderung  ist  nur  eine 
Buchungszeile  zu  melden). 

Änderung  der  Kategorie 

CB 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
Kategorie  (Artikel  1 8)  zu  einer  anderen  aufgrund  eines  Mischvor- 
gangs (je  Kategorieänderung  ist  nur  eine  Buchungszeile  zu  melden). 
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Bezeichnung 

Code 

Erläuterung 

Änderung  der  Kategorie 

CC 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
Kategorie  (Artikel  18)  zu  einer  anderen  für  alle  Arten  von 
Kategorieänderungen,  die  nicht  durch  die  Codes  CE  und  CB  erlasst 
werden  (je  Kategorieänderung  ist  nur  eine  Buchungszeile  zu 
melden). 

Änderung  der  Charge 

RB 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
Charge  zu  einer  anderen  (je  Chargenänderung  ist  nur  eine 
Buchungszeile  zu  melden). 

Änderung  der  besonderen  Ver- 
pflichtung 

BR 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
besonderen  Kontrollverpflichtung  zu  einer  anderen  (Artikel  17 
Absatz  1)  zum  Ausgleich  des  Urangesamtbestands  nach  einem 
Vermengung svorgang  (je  Verpflichtungsänderung  ist  nur  eine 
Buchungszeile  zu  melden). 

Änderung  der  besonderen  Ver- 
pflichtung 

PR 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
besonderen  Kontrollverpflichtung  zu  einer  anderen  (Artikel  17 
Absatz  1),  etwa  wenn  Kernmaterial  in  einen  Buchführungspool 
eingeht  oder  diesen  verlässt  (je  Verpflichtungsänderung  ist  nur  eine 
Buchungszeile  zu  melden). 

Änderung  der  besonderen  Ver- 
pflichtung 

SR 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
besonderen  Kontrollverpflichtung  zu  einer  anderen  (Artikel  17 
Absatz  1)  nach  einem  Verpflichtungsaustausch  oder  einer  Substi- 
tution (je  Verpflichtungsänderung  ist  nur  eine  Buchungszeile  zu 
melden). 

Änderung  der  besonderen  Ver- 
pflichtung 

CR 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
besonderen  Kontrollverpflichtung  zu  einer  anderen  (Artikel  17 
Absatz  1)  für  alle  nicht  durch  die  Codes  BR,  PR  oder  SR  erfassten 
Fälle  (je  Verpflichtungsänderung  ist  nur  eine  Buchungszeile  zu 
melden). 

Nukleare  Produktion 

NP 

Erhöhung  einer  Kernmaterialmenge  durch  Kernumwandlung. 

Nuklearer  Verlust 

NL 

Verringerung  einer  Kernmaterialmenge  durch  Kernumwandlung. 

Absender/Empfänger-Differenz 

DI 

Absender/Empfänger-Dif'f'erenz  (s.  Artikel  2  Nummer  19) 

Neumessung 

NM 

In  der  MBZ  gebuchte  Kernmaterialmenge  in  einer  bestimmten 
Charge,  die  der  Differenz  zwischen  einer  neu  gemessenen  Menge 
und  der  früher  verbuchten  Menge  entspricht  und  weder  eine 
Absender/Empfänger-Differenz  noch  eine  Berichtigung  ist. 

Bilanzberichtigung 

BJ 

In  der  MBZ  verbuchte  Kernmaterialmenge,  die  der  Differenz  zwi- 
schen dem  Ergebnis  einer  vom  Anlagenbetreiber  für  seine  eigenen 
Zwecke  durchgeführten  Realbestandsaufnahme  (ohne  Meldung  der 
Realbestandsaufstellung  bei  der  Kommission)  und  dem  zum  glei- 
chen Zeitpunkt  ermittelten  Buchbestand  entspricht. 

Nicht  nachgewiesenes  Material 

MF 

Buchausgleich  für  nicht  nachgewiesenes  Material.  Entspricht  der 
Differenz  zwischen  realem  Endbestand  (PE)  und  Buchendbestand 
(BA)  im  Materialbilanzbericht  (Anhang  IV).  Als  ursprüngliches 
Datum  gilt  das  Datum  der  Realbestandsaufnahme,  das  Buchungs- 
datum muss  nach  dem  Datum  der  Realbestandsauf'nahme  liegen. 

Rundung 

RA 

Rundungsausgleich,  der  die  Summe  der  in  einem  bestimmten  Zeit- 
raum gemeldeten  Mengen  in  Übereinstimmung  mit  dem  Buchend- 
bestand der  MBZ  bringen  soll. 

Isotopenausgleich 

R5 

Ausgleich,  der  die  Summe  der  gemeldeten  Isotopenmengen  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Buchendbestand  für  U-235  der 
Materialbilanzzone  bringen  soll. 

Materialproduktion 

MP 

Kernmaterialmenge,  die  aus  ursprünglich  nicht  der  Sicherheits- 
überwachung unterliegenden  Stoffen  gewonnen  wurde  und  über- 
wachungspflichtig  geworden  ist,  weil  ihre  Konzentration  nunmehr 
die  Mindestwerte  übersteigt. 

Bezeichnung 

Code 

Erläuterung 

Beendigung  der  Verwendung 

TU 

Kernmaterialmenge,  die  aus  praktischen  oder  wirtschaftlichen 
Gründen  als  nicht  rückgewinnbar  gilt  und  die 

i)  in  für  nichtnukleare  Zwecke  genutzte  Fertigerzeugnisse  ein- 
gebaut ist 

oder 

ii)  in  gemessenen  oder  aufgrund  von  Messungen  geschätzten 
sehr  geringen  Konzentrationen  in  Abfall  enthalten  ist,  auch 
wenn  dieses  Material  nicht  in  die  Umwelt  abgegeben  wird. 

Die  betreffende  Kernmaterialmenge  ist  vom  Bestand  der  MBZ 
abzuziehen. 

Buchendbestand 

BA 

Buchbestand  am  Ende  eines  Berichtszeitraums  und  zum  Zeitpunkt 
der  Aufnahme  des  realen  Bestands,  getrennt  nach  Kernmaterial- 
kategorie und  besonderer  Kontrollverpflichtung. 

11.  BATCH/CHARGE: 

Die  Chargenbezeichnung  kann  vom  Betreiber  gewählt  werden,  es  gilt  jedoch  Folgendes: 

a)  Im  Fall  der  Bestandsänderung  „Eingang  (RD)"  ist  die  vom  Absender  gewählte  Chargenbezeichnung  zu  verwenden; 

b)  eine  Chargenbezeichnung  darf  in  derselben  Materialbilanzzone  nicht  nochmals  für  eine  andere  Charge  benutzt 
werden. 

12.  KMP/SMP: 

Schlüsselmesspunkt.  Die  Codes  werden  der  betroffenen  Anlage  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  mitgeteilt. 
Wurden  keine  Codes  festgelegt,  ist  „&"  zu  verwenden. 

13.  MEASUREMENT/MESSUNG: 

Die  Grundlage,  auf  der  die  Menge  des  gemeldeten  Kernmaterials  ermittelt  wurde,  ist  anzugeben.  Einer  der  folgenden 
Codes  ist  zu  verwenden: 


Gemessen 

Geschätzt 

Erläuterungen 

M 

E 

In  der  Materialbilanzzone,  für  die  der  Bericht  erstattet  wird. 

N 

F 

In  einer  anderen  Materialbilanzzone. 

T 

G 

In  der  Materialbilanzzone,  für  die  der  Bericht  erstattet  wird,  wenn  die  Gewichts- 
angaben bereits  früher  in  einem  Bestandsänderungsbericht  oder  in  einer  Auf- 
stellung des  realen  Bestandes  angeführt  wurden. 

L 

H 

In  einer  anderen  Materialbilanzzone,  wenn  die  Gewichtsangaben  bereits  früher  in 
einem  Bestandsänderungsbericht  oder  in  einer  Aufstellung  des  realen  Bestandes 
für  die  jetzige  Materialbilanzzone  angeführt  wurden. 

14.  MATERIAL  FORM/MATERIALFORM: 

Die  nachstehenden  Codes  sind  zu  verwenden: 


Hauptmaterialform 

Unterkategorie 

Code 

Erz 

OR 

Konzentrat 

YC 

Uranhexafluorid  (UF6) 

U6 

Urantetrafluorid  (UF4) 

U4 

Urandioxid  (U02) 

U2 

Urantrioxid  (U03) 

U3 

Uranoxid  (U308) 

U8 

Thoriumoxid  (Th02) 

T2 
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Hauptmaterialform 

Unterkategorie 

Code 

Lösung 

Nitrat 

LN 

Fluorid 

LF 

Sonstige 

LO 

Pulver 

Homogen 

PH 

Heterogen 

PN 

Keramik 

Tabletten 

CP 

Kugeln 

CS 

Sonstige 

CO 

Metall 

Rein 

MP 

Legiert 

MA 

Brennstoff 

Stäbe 

ER 

Platten 

EP 

Bündel 

EB 

Anordnungen 

EA 

Sonstige 

EO 

Hauptmaterialform 

Unterkategorie 

Code 

Versiegelte  Strahlenquellen 

QS 

Kleine  Mengen/Proben 

SS 

Produktionsabfall 

Homogen 

SH 

Heterogen  (Kehricht,  Sinterschlacke,  Schlämme,  Feinanteile, 
sonstige) 

SN 

Fester  Abfall 

Hülsen 

AH 

Gemischt  (Kunststoff,  Handschuhe,  Papier  usw.) 

AM 

Kontaminierte  Ausrüstung 

AC 

Sonstiger 

AO 

Flüssiger  Abfall 

Schwachaktiv 

WL 

Mittelaktiv 

WM 

Hochaktiv 

WH 

Konditionierter  Abfall 

Glas 

NG 

Bitumen 

NB 

Beton 

NC 

Sonstiger 

NO 

MATERIAL  CONTAINER/MATERIALBEHÄLTER 
Die  nachstehenden  Codes  sind  zu  verwenden: 

Behälterart 

Code 

Zylinder 

C 

Packung 

P 

Fass 

D 

Gesonderte  Brennelementeinheit 

S 

Transportkäfig 

B 

Flasche 

F 

Tank,  sonstiges  Gefäß 

T 

Sonstige 

0 

16. 


MATERIAL  STATE/MATERIALZUSTAND: 
Folgende  Codes  sind  zu  verwenden: 


Zustand 

Code 

Unbestrahltes  Kernmaterial 

F 

Bestrahltes  Kernmaterial 

I 

Abfall 

W 

Nicht  rückgewinnbares  Material 

N 

MBA  FROM/VON  MBZ: 

Nur  bei  den  Bestandsänderungscodes  RD  und  RF  zu  verwenden.  Bei  dem  Bestandsänderungscode  RD  ist  der  Code  der 
versendenden  Materialbilanzzone  anzugeben.  Ist  dieser  Code  unbekannt,  ist  der  Code  „F",  „Q"  oder  „W"  (für  die  ver- 
sendende MBZ  in  Frankreich,  dem  Vereinigten  Königreich  oder  einem  Nicht-Kernwaffenstaat)  anzugeben.  Name  und 
Anschrift  des  Absenders  sind  vollständig  in  das  Feld  „Bemerkungen"  (40)  einzutragen.  Bei  dem  Bestandsänderungscode 
RF  ist  der  Ländercode  des  Ausfuhrstaats  oder  —  soweit  bekannt  —  der  MBZ-Code  der  ausführenden  Anlage  anzuge- 
ben. Name  und  Anschrift  des  Absenders  sind  vollständig  in  das  Feld  „Bemerkungen"  (40)  einzutragen. 


18.  MBA  TO/AN  MBZ: 


Nur  bei  den  Bestandsänderungscodes  SD  und  SF  zu  verwenden.  Bei  dem  Bestandsänderungscode  SD  ist  der  Code  der 
empfangenden  Materialbilanzzone  anzugeben.  Ist  dieser  Code  unbekannt,  ist  der  Code  „F",  „Q"  oder  „W"  (für  die  emp- 
fangende MBZ  in  Frankreich,  dem  Vereinigten  Königreich  oder  einem  Nicht-Kernwaffenstaat)  anzugeben;  Name  und 
Anschrift  des  Empfängers  sind  vollständig  in  das  Feld  „Bemerkungen"  (40)  einzutragen.  Bei  dem  Bestandsänderungs- 
code SF  ist  der  Ländercode  des  Einfuhrstaats  oder  —  soweit  bekannt  —  der  MBZ-Code  der  einführenden  Anlage  anzu- 
geben. Name  und  Anschrift  des  Empfängers  sind  vollständig  in  das  Feld  „Bemerkungen"  (40)  einzutragen. 

19.  PREVIOUS  BATCH/VORHERIGE  CHARGE: 

Chargenbezeichnung  vor  der  Änderung  der  Charge.  Die  Chargenbezeichnung  nach  Änderung  der  Charge  ist  in  Feld  1 1 
anzugeben. 

20.  ORIGINAL  DATE/URSPRÜNGLICHES  DATUM: 

Im  Fall  einer  Berichtigung  sind  Tag,  Monat  und  Jahr,  an  denen  die  zu  berichtigende  Buchungszeile  ursprünglich  gebucht 
wurde,  anzugeben.  Bei  Korrekturketten  ist  das  ursprüngliche  Datum  stets  das  Buchungsdatum  der  ersten  Zeile  in  der 
Kette.  Bei  Spätbuchungen  (allein  stehende  Zusätze)  ist  das  ursprüngliche  Datum  der  Zeitpunkt,  an  dem  die  Bestands- 
änderung eingetreten  ist. 


21.  PIT  DATE/DATUM  DER  REALEN  BESTANDSAUFNAHME: 

Datum  der  realen  Bestandsaufnahme  entsprechend  der  Angabe  im  Materialbilanzbericht,  auf  dem  der  Buchausgleich 
für  MUF  (nicht  nachgewiesenes  Material)  beruht.  Zu  verwenden  nur  mit  dem  Bestandsänderungscode  MF. 

22.  LINE  NUMBER/ZEILENNUMMER: 

Laufende  Nummer,  bei  jedem  Bericht  mit  1  beginnend,  lückenlos. 

23.  ACCOUNTING  DATE/BUCHUNGSDATUM: 

Tag,  Monat  und  Jahr,  an  denen  die  Bestandsänderung  eintrat  oder  bekannt  wurde. 

24.  ITEMS/POSTEN: 


Die  Anzahl  der  zur  Charge  gehörenden  Posten  ist  jeweils  anzugeben.  Umfasst  eine  Bestandsänderung  mehrere  Zeilen, 
muss  die  Summe  der  angegebenen  Anzahl  von  Posten  der  Gesamtzahl  der  Posten  entsprechen,  die  zur  gleichen 
Transaktionsnummer  gehören.  Umlasst  die  Transaktion  mehr  als  ein  Element,  so  ist  die  Anzahl  der  Posten  in  den 
Buchungen  nur  für  die  Elementkategorie  mit  dem  höchsten  strategischen  Wert  anzugeben  (in  absteigender  Reihen- 
folge: P,  H,  L,  N,  D,  T). 
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25.  ELEMENT  CATEGORY/ELEMENTKATEGORIE: 
Folgende  Codes  sind  zu  verwenden: 


Kernmaterialkategorie 

Code 

Plutonium 

P 

Hochangereichertes  Uran 

(20  %  Anreicherung  und  darüber) 

H 

Schwach  angereichertes  Uran 

(höher  als  Natururan,  aber  weniger  als  20  %  Anreicherung) 

L 

Natururan 

N 

Abgereichertes  Uran 

D 

Thorium 

T 

ELEMENT  WEIGHT/ELEMENTGEWICHT: 

Es  ist  das  Gewicht  der  in  Feld  2  5  aufgeführten  Elementkategorie  anzugeben.  Alle  Gewichte  sind  in  Gramm  anzugeben. 
Die  Dezimalen  in  den  Buchungszeilen  können  mit  bis  zu  drei  Stellen  angegeben  werden. 

27.  ISOTOPE/ISOTOP: 

Dieser  Code  gibt  die  betreffenden  spaltbaren  Isotope  an  und  ist  zu  verwenden,  wenn  das  Gewicht  der  spaltbaren  Iso- 
tope gemeldet  wird  (28).  Zu  verwenden  ist  der  Code  G  für  U-235,  K  für  U-233  und }  für  ein  Gemisch  aus  U-235  und 
U-233. 

28.  FISSILE  WEIGHT/SPALTGEWICHT: 

Ist  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  nichts  anderes  festgelegt,  so  ist  das  Gewicht  der  spaltbaren  Isotope  nur 
für  angereichertes  Uran  und  bei  Kategorieänderung,  soweit  sie  angereichertes  Uran  betrifft,  zu  melden.  Alle  Gewichte 
sind  in  Gramm  anzugeben.  Die  Dezimalen  in  den  Buchungszeilen  können  mit  bis  zu  drei  Stellen  angegeben  werden. 

29.  ISOTOPIC  COMPOSITION/ISOTOPENZUSAMMENSETZUNG: 

Soweit  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  vereinbart,  ist  als  U-  und/oder  Pu-Isotopenzusammensetzung  im  For- 
mat eine  Aufzählung  der  Gewichte  [Zahl  (f  8,3)]  anzugeben,  wobei  die  Gewichte  von  U-233,  U-234,  U-235,  U-236 
und  U-238  bzw.  von  Pu-238,  Pu-239,  Pu-240,  Pu-241  und  Pu-242  durch  Semikolon  getrennt  aufzuführen  sind.  Die 
Dezimalen  in  den  Buchungszeilen  können  mit  bis  zu  drei  Stellen  angegeben  werden. 

30.  OBLIGATION/VERPFLICHTUNG: 

Angabe  der  von  der  Gemeinschalt  für  das  Kernmaterial  übernommenen  besonderen  Kontrollverpflichtung  im  Rahmen 
eines  Abkommens  mit  einem  dritten  Staat  oder  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  (Artikel  17).  Die  Kommission 
teilt  den  Anlagen  die  entsprechenden  Codes  mit. 

31.  PREVIOUS  CATEGORY/VORHERIGE  KATEGORIE: 

Code  der  Kernmaterialkategorie  vor  der  Kategorieänderung.  Der  entsprechende  Code  nach  der  Änderung  ist  in  Feld  25 
anzugeben.  Zu  verwenden  nur  mit  den  Bestandsänderungscodes  CE,  CB  und  CC. 

32.  PREVIOUS  OBLIGATION/VORHERIGE  VERPFLICHTUNG: 

Code  der  besonderen  Kontrollverpflichtung,  der  für  das  Kernmaterial  vor  der  Änderung  galt.  Der  entsprechende 
Verpflichtungscode  nach  der  Änderung  ist  in  Feld  30  anzugeben.  Zu  verwenden  nur  mit  den  Bestandsänderungscodes 
BR,  CR,  PR  und  SR. 

33.  CAM-CODE  FROM/CAM-CODE  ABSENDER: 

Code  für  Anlagen  des  Anhangs  I-G,  die  Material  versenden.  Der  entsprechende  Code  wird  dem  Betreiber  [oder  der  Stelle] 
von  der  Kommission  mitgeteilt.  Für  diese  Betreiber  gelten  vereinfachte  Meldeverfahren. 

34.  CAM-CODE  TO/CAM-CODE  EMPFÄNGER: 

Code  für  Anlagen  des  Anhangs  I-G,  die  Material  empfangen.  Der  entsprechende  Code  wird  dem  Betreiber  [oder  der 
Stelle]  von  der  Kommission  mitgeteilt.  Für  diese  Betreiber  gelten  vereinfachte  Meldeverfahren. 

35.  DOCUMENT/DOKUMENT: 

Vom  Betreiber  festgelegte  Verweisung  auf  Begleitdokument(e). 
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36.  CONTAINER  ID/BEHÄLTER  ID: 

Vom  Betreiber  festgelegte  Behälternummer.  Fakultatives  Datenelement  für  Fälle,  in  denen  die  Behälternummer  nicht  in 
der  Chargenbezeichnung  erscheint. 

37.  CORRECTION/BERICHTIGUNG: 

Berichtigungen  erfolgen  durch  Streichung  der  falschen  und  Einfügung  der  richtigen  Buchungszeile(n).  Die  nachstehen- 
den Codes  sind  zu  verwenden: 


Code 

Erläuterungen 

n 

Streichung.  Die  zu  streichende  Buchungszeile  ist  zu  identifizieren  durch  Angabe  der  Berichtsnummer  (4) 
in  Feld  38,  der  Zeilennummer  (22)  in  Feld  39  und  des  CRC  (42)  in  Feld  43,  die  für  die  ursprüngliche 
Buchungszeile  angegeben  waren.  Andere  Felder  sind  nicht  zu  melden. 

A 

Zusatz  (als  Bestandteil  eines  Paars  aus  Streichung  und  Zusatz).  Die  richtige  Buchungszeile  ist  anzugeben 
mit  allen  Datenfeldern,  einschließlich  der  Felder  „vorheriger  Bericht"  (38)  und  „vorherige  Zeile"  (39).  Im 
Feld  „vorherige  Zeile"  (39)  ist  die  Zeilennummer  (22)  der  Buchungszeile  zu  wiederholen,  die  durch  das 
Streichung/Zusatzpaar  ersetzt  wird. 

L 

Spätbuchung  (allein  stehender  Zusatz).  Die  hinzuzufügende  Spätbuchungszeile  ist  anzugeben  mit  allen 
Datenfeldern,  einschließlich  des  Feldes  „vorheriger  Bericht"  (38).  Im  Feld  „vorheriger  Bericht"  (38)  ist  die 
Berichtsnummer  (4)  des  Berichts  anzugeben,  in  den  die  Spätbuchungszeile  hätte  aufgenommen  werden 
müssen. 

38.  PREVIOUS  REPORT/VORHERIGER  BERICHT: 

Anzugeben  ist  die  Berichtsnummer  (4)  der  zu  berichtigenden  Zeile. 

39.  PREVIOUS  LINE/VORHERIGE  ZEILE: 

Bei  Streichungen  oder  Zusätzen  als  Bestandteil  eines  Paars  aus  Streichung  und  Zusatz  ist  die  Zeilennummer  (22)  der  zu 
berichtigenden  Zeile  anzugeben. 

40.  COMMENT/BEMERKUNGEN: 

Textfeld  für  kurze  Kommentare  des  Betreibers  (ersetzt  separate  kurz  gefasste  Bemerkungen). 

41.  BURN-UP/ABBRAND: 

Bei  Bestandsänderungen  des  Typs  NP  oder  NL  in  Kernreaktoren,  Abbrand  in  MWd/t. 

42.  CRC: 

Hash-Zeilencode  zur  Qualitätskontrolle.  Die  Kommission  teilt  dem  Betreiber  den  zu  verwendenden  Algorithmus  mit. 

43.  PREVIOUS  CRC/VORHERIGER  CRC: 
Hash-Code  der  zu  berichtigenden  Zeile. 

44.  ADVANCE  NOTIFICATION/VORAUSMELDUNG: 

Referenzcode  für  die  Vorausmeldung  (Artikel  20  und  21).  Zu  verwenden  bei  den  Bestandsänderungen  SF  und  RF  und 
bei  solchen  Bestandsänderungen  des  Typs  SD  und  RD,  wo  die  Staaten,  in  denen  Absender  und  Empfänger  ihren  Stand- 
ort haben,  nicht  Vertragspartei  des  gleichen  Kontrollübereinkommens  mit  der  Internationalen  Atomenergie- 
Organisation  und  Euratom  sind. 

45.  CAMPAIGN/KAMPAGNE: 

Eindeutige  Identifikation  der  Wiederaufarbeitungskampagne.  Nur  zu  verwenden  bei  Bestandsänderungen  in  Prozess- 
materialbilanzzone(n)  von  Wiederaularbeitungsanlagen  für  abgebrannten  Brennstoff 

46.  REACTOR/REAKTOR: 

Eindeutige  Identifikation  des  Reaktors,  aus  dem  bestrahlter  Brennstoff  gelagert  oder  wiederaufgearbeitet  wird.  Nur  zu 
verwenden  bei  Bestandsänderungen  in  Lagern  für  abgebrannten  Brennstoff  oder  Wiederaularbeitungsanlagen. 

47.  ERROR  PATH/FEHLERPFAD: 

Sondercode  zur  Beschreibung  von  Messfehlern  und  ihrer  Fortpflanzung  zum  Zweck  der  Materialbilanzauswertung.  Die 
Codes  werden  zwischen  der  Anlage  und  der  Kommission  vereinbart. 


ALLGEMEINE  BEMERKUNGEN  ZUM  ERSTELLEN  DER  BERICHTE 


1 .  Im  Fall  der  Weitergabe  von  Kernmaterial  hat  der  Absender  dem  Empfänger  alle  notwendigen  Angaben  für  den  Bestands- 
änderungsbericht zur  Verfügung  zu  stellen. 

2.  Enthalten  numerische  Daten  Bruchteile  von  Einheiten,  so  ist  ein  Dezimalpunkt  zu  verwenden,  um  die  Dezimalstellen 
abzusetzen. 

3.  Folgende  55  Zeichen  dürfen  verwendet  werden:  die  26  Großbuchstaben  A  bis  Z,  die  Ziffern  0  bis  9  und  die  Zeichen 
„plus",  „minus",  „Schrägstrich",  „Sternchen",  „Leerzeichen",  „gleich",  „größer  als",  „kleiner  als",  „Punkt",  „Komma", 
„Klammer  auf",  „Klammer  zu",  „Doppelpunkt",  „Dollar",  „Prozent",  „Anführungsstrich",  „Strichpunkt",  „Fragezeichen" 
und  „&  -Zeichen". 

4.  Nach  Artikel  79  des  Vertrags  haben  die  der  Überwachungspflicht  unterliegenden  Personen  und  Unternehmen  die  Behör- 
den des  betreffenden  Mitgliedstaats  über  die  Mitteilungen  zu  informieren,  die  sie  aufgrund  des  Artikels  78  und  des  Arti- 
kels 79  Absatz  1  des  Vertrags  an  die  Kommission  richten. 

5.  Die  Berichte  sind  in  einem  zwischen  der  Kommission  und  den  Betreibern  vereinbarten  weltweit  anerkannten  Kennsatz- 
Meldeformat  zu  erstellen. 

6.  Die  Berichte  sind  ordnungsgemäß  erstellt  und  digital  unterzeichnet  zu  senden  an:  Europäische  Kommission,  Euratom- 
Sicherheitsüberwachung,  L-2920  Luxemburg. 


ANHANG  JV 
MATERIALBILANZBERICHT  (MBR) 


Kennsatz/Bezeichnung 

Inhalt 

Bemerkungen 

# 

MBA 

Zeichen  (4) 

MBZ-Code  der  meldenden  MBZ 

1 

Report  type 

Zeichen  (1) 

M  für  Materialbilanzbericht 

2 

Report  date 

TTMMJJJJ 

Abschlussdatum  des  Berichts 

3 

Start  report 

TTMMJJJJ 

Startdatum  des  MBR  (Datum  der  letzten  PIT  +  1  Tag) 

4 

End  report 

TTMMJJJJ 

Abschlussdatum  des  MBR  (Datum  der  laufenden  PIT) 

5 

Report  number 

Zahl  (8) 

Laufende  Nummer,  lückenlos 

6 

Element-category 

Zeichen  (1) 

Kernmaterialkategorie 

7 

Line  count 

Zahl  (8) 

Gemeldete  Gesamtzeilenzahl 

8 

Reporting  person 

Zeichen  (30) 

Name  der  für  den  Bericht  zuständigen  Person 

9 

IC  code 

Zeichen  (2) 

Art  der  Bestandsänderung 

10 

Line  number 

Zahl  (8) 

Laufende  Nummer,  lückenlos 

11 

Element  weight 

Zahl  (24.3) 

Elementgewicht 

12 

Isotope 

Zeichen  (1) 

G  für  U-235,  K  für  U-233,  J  für  ein  Gemisch  aus 
U-23  5  und  U-233 

13 

Fissile  weight 

Zahl  (24.3) 

Gewicht  des  spaltbaren  Isotops 

14 

Obligation 

Zeichen  (2) 

Kontrollverpflichtung 

15 

Correction 

Zeichen  (1) 

D  für  Streichungen,  A  für  Zusätze  als  Teil  eines 
Streichung/Zusatz-Paares,  L  für  Spätbuchungen 
(allein  stehende  Zusätze) 

16 

Previous  report 

Zahl  (8) 

Berichtsnummer  der  zu  berichtigenden 
Buchungszeile 

17 

Previous  line 

Zahl  (8) 

Nummer  der  zu  berichtigenden  Buchungszeile 

18 

Comment 

Zeichen  (256) 

Kommentar  des  Betreibers 

19 

CRC 

Zahl  (20) 

Hash-Zeilencode  zur  Qualitätskontrolle 

20 

Previous  CRC 

Zahl  (20) 

Zu  korrigierender  Hash-Zeilencode 

21 

Erläuterungen 

1.  MBA/MBZ: 

Code  der  Materialbilanzzone,  für  die  der  Bericht  erstattet  wird.  Der  Code  wird  der  betroffenen  Anlage  von  der  Kom- 
mission mitgeteilt. 

2.  REPORT  TYPE/BERICHTSART: 
M  für  Materialbilanzberichte. 

3.  REPORT  DATE/BERICHTSDATUM: 

Datum,  an  dem  der  Bericht  fertig  gestellt  wurde. 


4.  START  REPORT/BERICHTSBEGINN: 

Beginndatum  des  MBR,  Tag  unmittelbar  nach  dem  Tag  der  vorherigen  Realbestandsaufnahme. 

5.  END  REPORT/BERICHTSENDE: 

Schlussdatum  des  MBR,  Datum  der  laufenden  Realbestandsaufnahme. 

6.  REPORT  NUMBER/BERICHTSNUMMER: 
Laufende  Nummer,  lückenlos. 


7.     ELEMENT  CATEGORY/ELEMENTKATEGORIE: 

Folgender  Code  für  Kernmaterialkategorien  ist  zu  verwenden: 


Kernmaterialkategorie 

Code 

Plutonium 

P 

Hochangereichertes  Uran 

(20  %  Anreicherung  und  darüber) 

H 

Schwach  angereichertes  Uran 

(höher  als  Natururan,  aber  weniger  als  20  %  Anreicherung) 

L 

Natururan 

N 

Abgereichertes  Uran 

D 

Thorium 

T 

8.  LINE  COUNT/ZEILENZAHL: 
Gesamtzahl  der  gemeldeten  Zeilen. 

9.  REPORTING  PERSON/BERICHTERSTATTER: 
Name  der  für  den  Bericht  zuständigen  Person. 

10.  IC-CODE: 


Die  verschiedenen  Arten  von  Bestandsänderungen  und  Bestandsinformationen  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  ein- 
zutragen. Dabei  sind  folgende  Codes  zu  verwenden: 


Bezeichnung 

Code 

Erläuterung 

Realer  Anfangsbestand 

PB 

Realer  Bestand  zu  Beginn  des  Berichtszeitraums  (muss  dem  realen 
Bestand  am  Ende  des  vorherigen  Berichtszeitraums  entsprechen). 

Bestandsänderungen 

(nur  Codes  der  nachstehenden 
Liste) 

Für  jede  Art  von  Bestandsänderung  ist  eine  zusammengefasste 
Buchungszeile  für  den  gesamten  Berichtszeitraum  einzutragen  (erst 
Zugänge,  dann  Abgänge). 

Buchendbestand 

BA 

Buchbestand  am  Ende  des  Berichtszeitraums.  Muss  der  arithmeti- 
schen Summe  der  obigen  MBR-Buchungen  entsprechen. 

Realer  Endbestand 

PE 

Realer  Bestand  am  Ende  des  Berichtszeitraums. 

Nicht  nachgewiesenes  Material 

MF 

Nicht  nachgewiesenes  Material.  Ist  zu  berechnen  als 

„realer  Endbestand  (PE)" 

minus 

„Buchendbestand  (BA)". 
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Bei  Bestandsänderung  ist  einer  der  folgenden  Codes  zu  verwenden: 


Bezeichnung 

Code 

Erläuterung 

Finpanp 

RD 

Eingang  von  Kernmaterial  aus  einer  MBZ  in  der  Europäischen 
Union. 

Einfuhr 

RF 

Einfuhr  von  Kernmaterial  aus  einem  dritten  Staat. 

Eingang  aus  nicht  überwachter 
Tätigkeit 

RN 

Eingang  von  Kernmaterial  aus  einer  den  Sicherungsmaßnahmen 
nicht  unterliegenden  Tätigkeit  (Artikel  34). 

Versand 

SD 

Versand  von  Kernmaterial  in  eine  MBZ  in  der  Europäischen  Union. 

Ausfuhr 

SF 

Ausfuhr  von  Kernmaterial  in  einen  dritten  Staat. 

Versand  zu  nicht  überwachter 
Tätigkeit 

SN 

Versand  von  Kernmaterial  zu  einer  den  Sicherungsmaßnahmen 
nicht  unterliegenden  Tätigkeit  (Artikel  34). 

Überführung  zu  konditioniertem 
Abfall 

TC 

In  Abfall  enthaltene  gemessene  oder  aufgrund  von  Messungen 
geschätzte  Kernmaterialmenge,  die  so  konditioniert  worden  ist 
(z.  B.  in  Glas,  Zement,  Beton  oder  Bitumen),  dass  sie  zur  weiteren 
nuklearen  Verwendung  nicht  geeignet  ist.  Die  betreffende  Kern- 
materialmenge ist  vom  Bestand  der  MBZ  abzuziehen.  Diese 
Materialart  ist  separat  zu  verbuchen. 

In  die  Umwelt  überführter  Abfall 

TE 

In  Abfall  enthaltene  gemessene  oder  aufgrund  von  Messungen 
geschätzte  Kernmaterialmenge,  die  als  Ergebnis  einer  beabsichtig- 
ten Ableitung  endgültig  in  die  Umwelt  abgegeben  worden  ist.  Die 
betreffende  Kernmaterialmenge  ist  vom  Bestand  der  MBZ 
abzuziehen. 

Überführung  zu  zurückbehalte- 
nem Abfall 

TW 

In  Abfall  enthaltene  gemessene  oder  aufgrund  von  Messungen 
geschätzte  Kernmaterialmenge,  die  bei  der  Aufbereitung  oder  bei 
einem  Betriebsunfall  entstanden  und  an  einen  besonderen  Ort 
innerhalb  der  Materialbilanzzone  verbracht  worden  ist  von  der  sie 
wieder  entnommen  werden  könnte.  Die  betreffende  Kernmaterial- 
menge ist  vom  Bestand  der  MBZ  abzuziehen.  Diese  Materialart  ist 
separat  zu  verbuchen. 

Rückführung  von  konditionier- 
tem Abfall 

FC 

Rückführung  von  konditioniertem  Abfall  in  den  Bestand  der  MBZ. 
Dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  konditionierter  Abfall  einen 
Verarbeitungsprozess  durchläuft. 

Rückführung  von  zurückbehalte- 
nem Abfall 

FW 

Rückführung  von  zurückbehaltenem  Abfall  in  den  Bestand  der 
MBZ.  Dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  zurückbehaltener  Abfall  von  der 
besonderen  Stelle  innerhalb  der  MBZ  für  eine  Aufbereitung  mit 
Trennung  der  Elemente  in  der  MBZ  oder  für  einen  Versand  aus  der 
MBZ  entnommen  wird. 

Unfallbedingter  Verlust 

LA 

Unwiederbringlicher  und  unbeabsichtigter  Verlust  einer  Kern- 
materialmenge als  Folge  eines  Betriebsunfalls.  Die  Verwendung 
dieses  Codes  im  MBR  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  bei  Eintreten 
oder  Bekanntwerden  der  Bestandsänderung  ein  Sonderbericht  an 
die  Kommission  gesandt  worden  ist. 

Unfallbedingter  Gewinn 

GA 

Unerwartet  vorgefundenes  Kernmaterial,  sofern  es  nicht  bei  einer 
Realbestandsaufnahme  festgestellt  wird.  Die  Verwendung  dieses 
Codes  im  MBR  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  bei  Eintreten  oder  Be- 
kanntwerden der  Bestandsänderung  ein  Sonderbericht  an  die  Kom- 
mission gesandt  worden  ist. 

Änderung  der  Kategorie 

CE 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
Kategorie  (Artikel  18)  zu  einer  anderen  infolge  eines 
Anreicherungsprozesses. 

Änderung  der  Kategorie 

CB 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
Kategorie  (Artikel  18)  zu  einer  anderen  aufgrund  eines 
Mischvorgangs. 

Änderung  der  Kategorie 

CC 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
Kategorie  (Artikel  18)  zu  einer  anderen  für  alle  Arten  von 
Kategorieänderungen,  die  nicht  durch  die  Codes  CE  und  CB  erfasst 
werden. 

Bezeichnung 

Code 

Erläuterung 

Änderung  der  besonderen  Ver- 
pflichtung 

BR 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
besonderen  Kontrollverpflichtung  zu  einer  anderen  (Artikel  17 
Absatz  1)  zum  Ausgleich  des  Uranbestands  nach  einem 
Vermengungsvorgang. 

Änderung  der  besonderen  Ver- 
pflichtung 

PR 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
besonderen  Kontrollverpflichtung  zu  einer  anderen  (Artikel  17 
Absatz  1),  wenn  Kernmaterial  in  einen  Buchführungspool  eingeht 
oder  diesen  verlässt. 

Änderung  der  besonderen  Ver- 
pflichtung 

SR 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
besonderen  Kontrollverpflichtung  zu  einer  anderen  (Artikel  17 
Absatz  1)  nach  Austausch  einer  Verpflichtung  oder  Substitution. 

Änderung  der  besonderen  Ver- 
pflichtung 

CR 

Buchmäßige  Übertragung  einer  Kernmaterialmenge  von  einer 
besonderen  Kontrollverpflichtung  zu  einer  anderen  (Artikel  17 
Absatz  1)  für  alle  nicht  durch  die  Codes  BR,  PR  oder  SR  erfassten 
Fälle. 

Nukleare  Erzeugung 

NP 

Erhöhung  der  Kernmaterialmenge  durch  Kernumwandlung. 

Nuklearer  Verlust 

NL 

Verringerung  der  Kernmaterialmenge  durch  Kernumwandlung. 

Absender/Empfänger-Differenz 

DI 

Absender/Empfänger-Differenz  (s.  Artikel  2  Nummer  19). 

Neumessung 

NM 

In  der  MBZ  verbuchte  Kernmaterialmenge  in  einer  bestimmten 
Charge,  die  der  Differenz  zwischen  einer  neu  gemessenen  Menge 
und  der  früher  verbuchten  Menge  entspricht  und  die  weder  eine 
Absender/Empfänger-Differenz  noch  eine  Berichtigung  ist. 

Bilanzberichtigung 

BJ 

In  der  MBZ  verbuchte  Kernmaterialmenge,  die  der  Differenz  zwi- 
schen dem  Ergebnis  einer  vom  Anlagenbetreiber  für  eigene  Zwe- 
cke durchgeführten  Realbestandsaufnahme  (ohne  Meldung  der 
Realbestandsaufstellung  bei  der  Kommission)  und  dem  zum  glei- 
chen Zeitpunkt  ermittelten  Buchbestand  entspricht. 

Rundung 

RA 

Rundungsausgleich,  der  die  Summe  der  in  einem  bestimmten  Zeit- 
raum gemeldeten  Mengen  in  Übereinstimmung  mit  dem  Buchend- 
bestand der  MBZ  bringen  soll. 

Isotopenausgleich 

R5 

Ausgleich,  der  die  Summe  der  gemeldeten  Isotopenmengen  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Buchendbestand  für  U-235  der  MBZ 
bringen  soll. 

Materialproduktion 

MP 

Aus  ursprünglich  nicht  der  Sicherheitsüberwachung  unterliegen- 
den Stoffen  gewonnene  Kernmaterialmenge,  die  überwachungs- 
pflichtig  geworden  ist,  weil  ihre  Konzentration  nunmehr  die 
Mindestwerte  übersteigt. 

Beendigung  der  Nutzung 

TU 

Kernmaterialmenge,  die  aus  praktischen  oder  wirtschaftlichen 
Gründen  als  nicht  rückgewinnbar  gilt  und  die 

i)  in  für  nichtnukleare  Zwecke  genutzte  Fertigerzeugnisse  ein- 
gebaut ist 

oder 

ii)  in  gemessenen  oder  aufgrund  von  Messungen  geschätzten 
sehr  geringen  Konzentrationen  in  Abfall  enthalten  ist,  auch 
wenn  dieses  Material  nicht  in  die  Umwelt  abgegeben  wird. 

Die  betreffende  Kernmaterialmenge  ist  vom  Bestand  der  MBZ 
abzuziehen. 

11.  LINE  NUMBER/ZEILENNUMMER: 


Laufende  Nummer,  beginnend  mit  1,  lückenlos. 


12.  ELEMENT  WEIGHT/ELEMENTGEWICHT: 


Es  ist  das  Gewicht  der  in  Feld  7  genannten  Elementkategorie  anzugeben.  Alle  Gewichte  sind  in  Gramm  anzugeben.  Die 
Dezimalen  in  den  Buchungszeilen  können  mit  bis  zu  drei  Stellen  angegeben  werden. 
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13.  ISOTOPE/ISOTOP: 

Dieser  Code  gibt  die  betreffenden  spaltbaren  Isotope  an  und  ist  zu  verwenden,  wenn  das  Gewicht  der  spaltbaren  Iso- 
tope gemeldet  wird.  Zu  verwenden  ist  der  Code  G  für  U-235,  K  für  U-233  und  J  für  ein  Gemisch  aus  U-235  und  U-233. 

14.  FISSILE  WEIGHT/SPALTGEWICHT: 

Ist  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  nichts  anderes  festgelegt,  so  ist  das  Gewicht  der  spaltbaren  Isotope  nur 
für  angereichertes  Uran  und  bei  Kategorieänderungen,  soweit  sie  angereichertes  Uran  betreffen,  zu  melden.  Alle 
Gewichte  sind  in  Gramm  anzugeben.  Die  Dezimalen  in  den  Buchungszeilen  können  mit  bis  zu  drei  Stellen  angegeben 
werden. 

15.  OBLIGATION/VERPFLICHTUNG: 

Angabe  der  von  der  Gemeinschaft  für  das  Kernmaterial  übernommenen  besonderen  Kontrollverpflichtung  im  Rahmen 
eines  Abkommens  mit  einem  dritten  Staat  oder  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  (Artikel  17).  Die  Kommission 
teilt  den  Anlagen  die  entsprechenden  Codes  mit. 

16.  CORRECTION/BERICHTIGUNG: 

Berichtigungen  erfolgen  durch  Streichung  der  falschen  und  Einfügung  der  richtigen  Buchungszeile(n).  Die  nachstehen- 
den Codes  sind  zu  verwenden: 


Code 

Erläuterung 

D 

Streichung.  Die  zu  streichende  Buchungszeile  ist  zu  identifizieren  durch  Angabe  der  Berichtsnummer  (6) 
in  Feld  17,  der  Zeilennummer  (11)  in  Feld  18  und  des  CRC  (20)  in  Feld  21,  die  für  die  ursprüngliche 
Buchungszeile  angegeben  waren.  Andere  Felder  sind  nicht  zu  melden. 

A 

Zusatz  (als  Teil  eines  Paars  aus  Streichung  und  Zusatz).  Die  richtige  Buchungszeile  ist  mit  allen  Daten- 
feldern zu  melden,  einschl.  der  Felder  „vorheriger  Bericht"  (17)  und  „vorherige  Zeile"  (18).  Im  Feld  „vor- 
herige Zeile"  (18)  ist  die  Zeilennummer  (11)  der  Buchungszeile  zu  wiederholen,  die  durch  das  Paar  aus 
Streichung  und  Zusatz  ersetzt  wird. 

L 

Spätbuchung  (allein  stehender  Zusatz).  Die  hinzuzufügende  Spätbuchungszeile  ist  mit  allen  Datenfeldern 
zu  melden,  einschließlich  des  Feldes  „vorheriger  Bericht"  (1 7).  Das  Feld  „vorheriger  Bericht"  (1 7)  muss  die 
Berichtsnummer  (6)  des  Berichts  enthalten,  in  den  die  Spätbuchungszeile  hätte  eingefügt  werden  müssen. 

1 7.  PREVIOUS  REPORT/VORHERIGER  BERICHT: 

Angabe  der  Berichtsnummer  (6)  der  zu  berichtigenden  Buchungszeile. 

18.  PREVIOUS  LINE/VORHERIGE  ZEILE: 

Bei  Streichungen  oder  Zusätzen  als  Teil  eines  Paars  aus  Streichung  und  Zusatz  ist  die  Zeilennummer  (1 1)  der  zu  berich- 
tigenden Buchungszeile  anzugeben. 

19.  COMMENT/BEMERKUNGEN 

Textfeld  für  kurze  Kommentare  des  Betreibers  (ersetzt  separate  kurz  gefasste  Bemerkungen). 

20.  CRC: 

Hash-Zeilencode  zur  Qualitätskontrolle.  Die  Kommission  teilt  dem  Betreiber  den  zu  verwendenden  Algorithmus  mit. 

21.  PREVIOUS  CRC/VORHERIGER  CRC: 
Hash-Code  der  zu  berichtigenden  Zeile. 

ALLGEMEINE  BEMERKUNGEN  ZUM  ERSTELLEN  DER  BERICHTE 

Die  allgemeinen  Bemerkungen  2,  3,  4,  5  und  6  am  Ende  des  Anhangs  III  gelten  entsprechend. 


ANHANG  V 


AUFSTELLUNG  DES  REALEN  BESTANDS  (PIL) 


Kennsatz/Bezeichnung 

Inhalt 

Bemerkungen 

# 

MBA 

Zeichen  (4) 

MBZ-Code  der  meldenden  MBZ 

1 

Report  type 

Zeichen  (1) 

P  für  Aufstellung  des  realen  Bestands 

2 

Report  date 

TTMMJJJJ 

Abschlussdatum  des  Berichts 

3 

Report  number 

Zahl  (8) 

Laufende  Nummer,  lückenlos 

4 

PIT  date 

TTMMJJJJ 

Datum  der  Realbestandsaufnahme 

5 

Line  count 

Zahl  (8) 

Gesamtzahl  der  gemeldeten  Zeilen 

6 

Reporting  person 

Zeichen  (30) 

Name  der  für  den  Bericht  zuständigen  Person 

7 

PILJTEMJD 

Zahl  (8) 

Laufende  Nummer 

8 

Batch 

Zeichen  (20) 

Eindeutige  Identifikation  einer  Kernmaterialcharge 

9 

KMP 

Zeichen  (1) 

Schlüsselmesspunkt. 

10 

Measurement 

Zeichen  (1) 

Messcode 

lf 

Element  category 

Zeichen  (1) 

Kernmaterialkategorie 

12 

Material  form 

Zeichen  (2) 

Materialformcode 

13 

Material  Container 

Zeichen  (1) 

Materialbehältercode 

14 

Material  State 

Zeichen  (1) 

Materialzustandscode 

15 

Line  number 

Zahl  (8) 

Laufende  Nummer,  lückenlos 

1 6 

Items 

Zahl  (6) 

Anzahl  der  Posten 

17 

Element  weignt 

Zahl  (24.3) 

Elementgewicnt 

f  8 

Isotope 

Zeichen  (1) 

G  für  U-235,  K  für  U-233,  J  für  ein  Gemisch  aus 
U-235  und  U-233 

19 

Fissile  weignt 

^7  „LI    IIA  t\ 

Zahl  (24.3) 

Gewicht  des  spaltbaren  Isotops 

20 

Obligation 

Zeichen  (2) 

Kontrollverpflichtung 

21 

Document 

Zeichen  (70) 

Vom  Betreiber  festgelegte  Verweisung  auf  Begleit- 
dokumente 

22 

Container  ID 

Zeichen  (20) 

Vom  Betreiber  festgelegte  Behälteridentifikation 

23 

Correction 

Zeichen  (1) 

D  für  Streichungen,  A  für  Zusätze  als  Teil  eines 
Paars  aus  Streichung  und  Zusatz,  L  für 
Spätbuchungen  (allein  stehende  Zusätze) 

24 

Previous  report 

Zahl  (8) 

Berichtsnummer  der  zu  berichtigenden 
Buchungszeile 

25 

Prpvinn*;  linp 

1  1LV1UU3    1  1 1  1  A. 

7ahl  (81 

7pilpnnn  m  mpr  npr  711  nprirntiopnnpn 

Buchungszeile 

26 

Comment 

Zeichen  (256) 

Kommentar  des  Betreibers 

27 

CRC 

Zahl  (20) 

Hash-Zeilencode  zur  Qualitätskontrolle 

28 

Previous  CRC 

Zahl  (20) 

Hash-Code  der  zu  berichtigenden  Zeile 

29 

Erläuterungen 

1.  MBA/MBZ: 

Code  der  Materialbilanzzone,  für  die  der  Bericht  erstattet  wird.  Der  Code  wird  der  betroffenen  Anlage  von  der  Kom- 
mission mitgeteilt. 

2.  REPORT  TYPE/BERICHTSART: 

P  für  Aufstellungen  des  realen  Bestands. 


3.  REPORT  DATE/BERICHTSDATUM: 

Datum,  an  dem  der  Bericht  fertig  gestellt  wurde. 

4.  REPORT  NUMBER/BERICHTSNUMMER: 
Laufende  Nummer,  lückenlos. 

5.  PIT-DATE/PIT-DATUM: 

Tag,  Monat  und  Jahr  der  Aufnahme  des  realen  Bestands  (Stand  um  24.00  Uhr). 

6.  LINE  COUNT/ZEILENZAHL: 
Gesamtzahl  der  gemeldeten  Zeilen. 

7.  REPORTING  PERSON/BERICHTERSTATTER: 
Name  der  für  den  Bericht  zuständigen  Person. 

8.  PIL  ITEM  ID: 

Laufende  Nummer  für  alle  PIL-Zeilen,  die  sich  auf  den  selben  körperlichen  Gegenstand  beziehen. 

9.  BATCH/CHARGE: 

Ist  nach  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  ein  Weiterverfolgen  der  Chargen  erforderlich,  so  ist  die  Chargen- 
bezeichnung zu  verwenden,  die  früher  für  diese  Charge  in  einem  Bestandsänderungsbericht  oder  in  einer  früheren  Auf- 
stellung des  realen  Bestandes  verwendet  wurde. 

10.  KMP/SMP: 

Schlüsselmesspunkt.  Die  Codes  werden  der  betroffenen  Anlage  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  mitgeteilt. 
Wurde  kein  Code  festgelegt,  ist  „&"  zu  verwenden. 

1 1 .  MEASUREMENT/MESSUNG: 

Es  ist  die  Grundlage  anzugeben,  auf  der  die  gemeldete  Kernmaterialmenge  ermittelt  wurde.  Dabei  ist  einer  der  nach- 
stehenden Codes  zu  verwenden: 


Gemessen 

Geschätzt 

Erläuterung 

M 

E 

In  der  Materialbilanzzone,  für  die  der  Bericht  erstattet  wird. 

N 

F 

In  einer  anderen  Materialbilanzzone. 

T 

G 

In  der  Materialbilanzzone,  für  die  der  Bericht  erstattet  wird,  wenn  die  Gewichts- 
angaben bereits  früher  in  einem  Bestandsänderungsbericht  oder  einer  Realbestands- 
aufstellung angeführt  wurden. 

L 

H 

In  einer  anderen  Materialbilanzzone,  wenn  die  Gewichtsangaben  bereits  früher  in 
einem  Bestandsänderungsbericht  oder  einer  Realbestandsaufstellung  für  die  jet- 
zige Materialbilanzzone  angeführt  wurden. 

ELEMENT  CATEGORY/ELEMENTKATEGORIE: 
Die  folgenden  Codes  sind  zu  verwenden: 

Kernmaterialkategorie 

Code 

Plutonium 

P 

Hochangereichteres  Uran 

(20  %  Anreicherung  und  darüber) 

H 

Schwach  angereichertes  Uran 

(höher  als  Natururan,  aber  weniger  als  20  %  Anreicherung) 

L 

Natururan 

N 

Abgereichertes  Uran 

D 

Thorium 

T 

1591 

Copyrighted  rnaKrial 


MATERIALFORM: 


Folgende  Codes  sind  zu  verwenden: 


Hauptmaterialform 

Unterkategorie 

Code 

Erze 

OR 

Konzentrate 

YC 

Uranhexafluorid  (UF6) 

U6 

Urantetrafluorid  (UF4) 

U4 

Urandioxid  (U02) 

U2 

Urantrioxid  (UO,) 

U3 

Uranoxid  (U308) 

U8 

Thoriumoxid  (ThOJ 

T2 

Lösungen 

Nitrat 

LN 

Fluorid 

LF 

Sonstige 

LO 

Pulver 

Homogen 

PH 

Heterogen 

PN 

Keramik 

Tabletten 

CP 

Kugeln 

CS 

Sonstige 

CO 

Metall 

Rein 

MP 

Legiert 

MA 

Brennstoff 

Stäbe 

ER 

Platten 

EP 

Bündel 

EB 

Anordnungen 

EA 

Sonstige 

PO 
L.VJ 

Versiegelte  Strahlenquellen 

Kleine  Mengen/Proben 

Produktionsabfall 

Homogen 

MI 

Heterogen  (Kehricht,  Sinterschlacke,  Schlämme,  Feinanteile, 
sonstige) 

Fester  Abfall 

Hülsen 

AH 

Gemischt  (Kunststoff,  Handschuhe,  Papier  usw.) 

AM 

Kontaminierte  Ausrüstung 

AC 

Sonstiger 

AO 

Flüssiger  Abfall 

Schwachaktiv 

WL 

Mittelaktiv 

WM 

Hochaktiv 

WH 

Konditionierter  Abfall 

Glas 

NG 

Bitumen 

NB 

Beton 

NC 

Sonstiger 

NO 

14.  MATERIAL  CONTAINER/MATERIALBEHÄLTER: 
Folgende  Codes  sind  zu  verwenden: 


Behälterart 

Code 

Zylinder 

C 

Packung 

P 

Fass 

D 

Gesonderte  Brennelementeinheit 

S 

Transportkäfig 

B 

Flasche 

F 

Tank,  sonstiges  Gefäß 

T 

Sonstige 

O 

MATERIALSTATE/MATERIALZUSTAND: 
Folgende  Codes  sind  zu  verwenden: 

Zustand 

Code 

Unbestrahltes  Kernmaterial 

F 

Bestrahltes  Kernmaterial 

I 

Abfall 

W 

Nicht  rückgewinnbares  Material 

N 

16.  LINE  NUMBER/ZEILENNUMMER: 

Laufende  Nummer,  bei  jedem  Bericht  mit  1  beginnend,  lückenlos. 

17.  ITEMS/POSTEN: 

Die  Anzahl  der  an  der  Realbestandsbuchung  beteiligten  Posten  ist  in  jeder  Zeile  anzugeben.  Wird  eine  Gruppe  zur  glei- 
chen Charge  gehörender  Posten  in  mehreren  Buchungszeilen  gemeldet,  muss  die  Summe  der  angegebenen  Anzahl  von 
Posten  der  Gesamtzahl  der  Posten  in  der  Gruppe  entsprechen.  Umfassen  die  Buchungszeilen  mehr  als  eine  Element- 
kategorie, so  ist  die  Anzahl  der  Posten  nur  für  die  Elementkategorie  mit  dem  höchsten  strategischen  Wert  anzugeben 
(in  absteigender  Reihenfolge:  P,  H,  L,  N,  D,  T). 

18.  ELEMENT  WEIGHT/ELEMENTGEWICHT: 

Es  ist  das  Gewicht  der  in  Feld  1 2  genannten  Elementkategorie  anzugeben.  Alle  Gewichtsangaben  in  Gramm.  Die  Dezi- 
malen in  den  Buchungszeilen  können  mit  bis  zu  drei  Dezimalstellen  angegeben  werden. 

19.  ISOTOPE/ISOTOP: 

Dieser  Code  gibt  die  betreffenden  spaltbaren  Isotope  an  und  ist  zu  verwenden,  wenn  das  Gewicht  der  spaltbaren  Iso- 
tope gemeldet  wird.  Zu  verwenden  ist  der  Code  G  für  U-235,  Kfür  U-233  und  J  für  ein  Gemisch  aus  U-235  und  U-233. 

20.  FISSILE  WEIGHT/SPALTGEWICHT: 

Ist  in  den  besonderen  Kontrollbestimmungen  nichts  anderes  festgelegt,  so  ist  das  Gewicht  der  spaltbaren  Isotope  nur 
für  angereichertes  Uran  und  bei  Kategorieänderung,  soweit  sie  angereichertes  Uran  betrifft,  zu  melden.  Alle  Gewichte 
sind  in  Gramm  anzugeben.  Die  Dezimalen  in  den  Buchungszeilen  können  mit  bis  zu  drei  Dezimalstellen  angegeben 
werden. 

21.  OBLIGATION/VERPFLICHTUNG: 

Angabe  der  von  der  Gemeinschaft  für  das  Kernmaterial  übernommenen  besonderen  Kontrollverpflichtung  im  Rahmen 
eines  Abkommens  mit  einem  dritten  Staat  oder  einer  zwischenstaatlichen  Einrichtung  (Artikel  17).  Die  Kommission 
teilt  den  Anlagen  die  entsprechenden  Codes  mit. 

22.  DOCUMENT/DOKUMENT: 


Vom  Betreiber  festgelegte  Verweisung  auf  Begleitdokument(e). 


23.  CONTAINER  ID/BEHÄLTERIDENTIFIKATION: 

Vom  Betreiber  festgelegte  Behälternummer.  Fakultatives  Datenelement  für  Fälle,  in  denen  die  Behälternummer  nicht  in 
der  Chargenbezeichnung  erscheint. 

24.  CORRECTION/BERICHTIGUNG: 

Berichtigungen  erfolgen  durch  Streichung  der  falschen  und  Einfügung  der  richtigen  Buchungszeile(n).  Die  nachstehen- 
den Codes  sind  zu  verwenden: 


Code 

Erläuterung 

D 

Streichung:  Die  zu  streichende  Buchungszeile  ist  zu  identifizieren  durch  Angabe  der  Berichtsnummer  (4) 
in  Feld  25,  der  Zeilennummer  (16)  in  Feld  26  und  des  CRC  (28)  in  Feld  29,  die  für  die  ursprüngliche 
Buchungszeile  angegeben  waren.  Andere  Felder  sind  nicht  zu  melden. 

A 

Zusatz  (als  Teil  eines  Paars  aus  Streichung  und  Zusatz).  Die  richtige  Buchungszeile  ist  mit  allen  Daten- 
feldern zu  melden,  einschl.  der  Felder  „vorheriger  Bericht"  (25)  und  „vorherige  Zeile"  (26).  Das  Feld  „vor- 
herige Zeile"  (26)  muss  die  Zeilennummer  (1 6)  der  Buchungszeile  enthalten,  die  durch  das  Paar  aus  Strei- 
chung und  Zusatz  ersetzt  wird. 

L 

Spätbuchung  (allein  stehender  Zusatz).  Die  hinzuzufügende  Spätbuchungszeile  ist  mit  allen  Datenfeldern 
anzugeben,  einschließlich  des  Feldes  „vorheriger  Bericht"  (25).  Das  Feld  „vorheriger  Bericht"  (25)  muss 
die  Berichtsnummer  (4)  des  Berichts  enthalten,  in  den  die  Spätbuchungszeile  hätte  eingefügt  werden 
müssen. 

25.  PREVIOUS  REPORT/VORHERIGER  BERICHT: 

Anzugeben  ist  die  Berichtsnummer  (4)  der  zu  berichtigenden  Zeile. 

26.  PREVIOUS  LINE/VORHERIGE  ZEILE: 

Bei  Streichungen  oder  Zusätzen  als  Teil  eines  Paars  aus  Streichung  und  Zusatz  ist  die  Zeilennummer  (16)  der  zu  berich- 
tigenden Zeile  anzugeben. 

27.  COMMENT/BEMERKUNGEN: 

Textfeld  für  kurze  Kommentare  des  Betreibers  (ersetzt  separate  kurz  gefasste  Bemerkungen). 

28.  CRC: 

Hash-Zeilencode  zur  Qualitätskontrolle.  Die  Kommission  teilt  dem  Betreiber  den  zu  verwendenden  Algorithmus  mit. 

29.  PREVIOUS  CRC/VORHERIGER  CRC: 
Hash-Code  der  zu  berichtigenden  Zeile. 

ALLGEMEINE  BEMERKUNGEN  ZUM  ERSTELLEN  DER  BERICHTE 

Befand  sich  an  dem  Tag,  an  dem  die  Aufnahme  des  realen  Bestandes  stattgefunden  hat,  in  der  Materialbilanzzone  kein  Kern- 
material, so  sind  in  dem  Bericht  nur  die  Kennsätze  1  bis  7,  16,  17  und  28  auszufüllen. 

Die  allgemeinen  Bemerkungen  2,  3,  4,  5  und  6  am  Ende  des  Anhangs  III  gelten  entsprechend. 


ANHANG  VI 


VORAUSMELDUNG  DER  AUSFUHR/DES  VERSANDS  VON  KERNMATERIAL 


EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —  EURATOM-SICHERHEITSÜBERWACHUNG 


1. 


Referenzcode: 


2. 


MBZ-Code: 


3. 


Anlage  (Absender):... 


Anlage  (Empfänger): 


4.  Nach  Kernmaterialkategorie  und  besonderer  Kontrollverpflichtung  unterteilte  Mengen: 

5.  Chemische  Zusammensetzung: 

6.  Anreicherung  oder  Isotopenzusammensetzung: 

7.  Physikalische  Form: 

8.  Anzahl  der  Posten: 

9.  Beschreibung  der  Behälter  und  Siegel: 

10.  Kennzeichnung  der  Sendung: 

11.  Transportmittel: 

12.  Ort,  an  dem  das  Material  gelagert  oder  vorbereitet  wird: 

13.  Letzter  Zeitpunkt  für  die  Identifizierung  des  Materials: 

14.  Voraussichtliche  Versandtermine: 
Voraussichtliche  Ankunftstermine: 

15.  Verwendungszweck: 

16.  Vertragsreferenz  der  Versorgungsagentur: 
Datum  und  Ort  der  Absendung  der  Meldung: 
Name  und  Stellung  des  Unterzeichners: 
Unterschrift: 

Erläuterungen 

1.  Referenzcode  für  Vorausmeldungen  zur  Verwendung  im  Bestandsänderungsbericht  (bis  zu  8  Zeichen). 

2.  Code  der  meldenden  Materialbilanzzone,  welcher  der  betroffenen  Anlage  von  der  Kommission  mitgeteilt  wurde. 

3.  Name,  Anschrift  und  Land  der  Anlage,  die  das  Kernmaterial  versendet  und  der  Anlage,  die  es  empfängt.  Ggf.  ist  auch 
der  Empfänger  anzugeben,  für  den  das  Kernmaterial  endgültig  bestimmt  ist. 

4.  Das  Gesamtgewicht  der  Elemente  ist  in  Gramm  anzugeben.  Ggf.  ist  auch  das  Gewicht  der  spaltbaren  Isotope  anzuge- 
ben. Die  Gewichtsangaben  sind  nach  Kernmaterialkategorie  und  besonderer  Kontrollverpflichtungen  zu  unterteilen. 

5.  Die  chemische  Zusammensetzung  ist  anzugeben. 


6.  Ggf.  ist  der  Anreicherungsgrad  oder  die  Isotopenzusammensetzung  anzugeben. 

7.  Es  ist  die  Materialbeschreibung  gemäß  Anhang  III  Nummer  14  dieser  Verordnung  zu  verwenden. 

8.  Die  Anzahl  der  Posten,  aus  denen  die  Sendung  besteht,  ist  anzugeben. 

9.  Beschreibung  (Art)  der  Behälter  und  der  Merkmale,  die  eine  Versiegelung  ermöglichen. 

10.  Kennzeichnung  der  Sendung  (z.  B.  Behälterkennzeichen  oder  -nummern). 

11.  Ggf.  ist  das  Transportmittel  anzugeben. 

12.  Angabe  des  Ortes  innerhalb  der  Materialbilanzzone,  an  dem  das  Kernmaterial  lür  den  Versand  vorbereitet  wird  und 
identifiziert  werden  kann  und  wo  ggf.  die  Menge  und  Zusammensetzung  überprüft  werden  können. 

13.  Letzter  Zeitpunkt,  an  dem  das  Material  identifiziert  und  ggf.  in  Bezug  auf  Menge  und  Zusammensetzung  überprüft  wer- 
den kann. 

14.  Voraussichtliches  Datum  des  Versands  und  der  Ankunft  am  Bestimmungsort. 

15.  Angabe  des  Verwendungszwecks,  für  den  das  Kernmaterial  bestimmt  ist. 

16.  Ggf.  ist  anzugeben: 

—  die  Vertragsreferenz  der  Versorgungsagentur  bzw.,  falls  nicht  verfügbar,  das  Datum,  an  dem  der  Vertrag  durch  die 
Versorgungsagentur  abgeschlossen  wurde  oder  von  ihr  als  abgeschlossen  angesehen  wird,  sowie  alle  zweckdien- 
lichen Hinweise; 

—  bei  Lohnveredelungsverträgen  (Artikel  75  des  Vertrags)  und  Verträgen  über  die  Lieferung  von  kleinen  Mengen  von 
Material  (Artikel  74  des  Vertrags  und  Verordnung  Nr.  1 7/66/Euratom  der  Kommission,  geändert  durch  die  Ver- 
ordnung (Euratom)  Nr.  3137/74)  das  Datum  der  an  die  Versorgungsagentur  gerichteten  Anzeige  mit  allen  zweck- 
dienlichen Hinweisen. 

Hinweis:  Gemäß  Artikel  79  des  Vertrags  haben  die  der  Überwachungspflicht  unterliegenden  Personen  und  Unternehmen 
die  Behörden  des  betreffenden  Mitgliedstaats  über  die  Mitteilungen  zu  informieren,  die  sie  aufgrund  des  Artikels  78 
und  des  Artikels  79  Absatz  1  des  Vertrags  an  die  Kommission  richten. 

Das  Formblatt  ist  ordnungsgemäß  ausgefüllt  und  unterzeichnet  zu  senden  an:  Europäische  Kommission,  Euratom- 
Sicherheitsüberwachung,  L-2920  Luxemburg. 


ANHANG  Vli 


VORAUSMELDUNG  VON  KERNMATERIALEINFUHREN/-EINGÄNGEN 


EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —  EURATOM-SICHERHEITSÜBERWACHUNG 


1. 


Referenzcode 


2. 


MBZ-Code: 


3. 


Anlage  (Empfanger):... 


Anlage  (Absender): 


4.  Nach  Kernmaterialkategorie  und  besonderer  Kontrollverpflichtung  unterteilte  Mengen: 

5.  Chemische  Zusammensetzung: 

6.  Anreicherung  bzw.  Isotopenzusammensetzung: 

7.  Physikalische  Form: 

8.  Anzahl  der  Posten: 

9.  Beschreibung  der  Behälter  und  Siegel: 

10.  Transportmittel: 

1 1 .  Ankunftsdatum: 

12.  Ort,  an  dem  das  Material  ausgepackt  wird: 

13.  Termin(e),  an  dem/denen  das  Material  ausgepackt  wird 

14.  Vertragsreferenz  der  Versorgungsagentur: 

Datum  und  Ort  der  Absendung  der  Meldung: 
Name  und  Stellung  des  Unterzeichners: 
Unterschrift: 

Erläutemngen 

1.  Referenzcode  für  Vorausmeldungen  zur  Verwendung  im  Bestandsänderungsbericht  (bis  zu  8  Zeichen). 

2.  Code  der  meldenden  Materialbilanzzone,  welcher  der  betroffenen  Anlage  von  der  Kommission  mitgeteilt  wurde. 

3.  Name,  Anschrift  und  Land  der  Anlage,  die  das  Kernmaterial  empfängt  und  der  Anlage,  die  es  versendet. 

4.  Das  Gesamtgewicht  der  Elemente  ist  in  Gramm  anzugeben.  Ggf.  ist  auch  das  Gewicht  der  spaltbaren  Isotope  anzuge- 
ben. Die  Gewichtsangaben  sind  nach  Kernmaterialkategorie  und  besonderer  Kontrollverpflichtung  zu  unterteilen. 

5.  Die  chemische  Zusammensetzung  ist  anzugeben. 

6.  Ggf.  ist  der  Anreicherungsgrad  oder  die  Isotopenzusammensetzung  anzugeben. 

7.  Es  ist  die  Materialbeschreibung  gemäß  Anhang  III  Nummer  14  dieser  Verordnung  zu  verwenden. 

8.  Die  Anzahl  der  Posten,  aus  denen  die  Sendung  besteht,  ist  anzugeben. 

9.  Beschreibung  (Art)  der  Behälter  und  möglichst  der  angebrachten  Siegel. 

10.  Ggf.  ist  das  Transportmittel  anzugeben. 


11.  Voraussichtliches  oder  tatsächliches  Datum  der  Ankunft  in  der  meldenden  Materialbilanzzone. 


1 2.  Angabe  des  Ortes  innerhalb  der  Materialbilanzzone,  an  dem  das  Material  ausgepackt  wird  und  identifiziert  werden  kann 
und  wo  die  Menge  und  Zusammensetzung  überprüft  werden  können. 

13.  Termin(e),  an  dem/denen  das  Material  ausgepackt  wird. 

14.  Ggf.  ist  anzugeben: 

—  die  Vertragsreferenz  der  Versorgungsagentur  bzw.,  falls  nicht  verfügbar,  das  Datum,  an  dem  der  Vertrag  durch  die 
Versorgungsagentur  abgeschlossen  wurde  oder  von  ihr  als  abgeschlossen  angesehen  wird,  sowie  alle  zweckdien- 
lichen Hinweise; 

—  bei  Lohnveredelungsverträgen  (Artikel  75  des  Vertrags)  und  Verträgen  über  die  Lieferung  von  kleinen  Mengen  von 
Material  (Artikel  74  des  Vertrags  und  Verordnung  Nr.  17/66/Euratom  der  Kommission,  geändert  durch  Verord- 
nung (Euratom)  Nr.  3137/74)  das  Datum  der  an  die  Versorgungsagentur  gerichteten  Anzeige  mit  allen  zweck- 
dienlichen Hinweisen. 

Hinweis:  Gemäß  Artikel  79  des  Vertrags  haben  die  der  Überwachungspflicht  unterliegenden  Personen  und  Unternehmen 
die  Behörden  des  betreffenden  Mitgliedstaats  über  die  Mitteilungen  zu  informieren,  die  sie  aufgrund  des  Artikels  78 
und  des  Artikels  79  Absatz  1  des  Vertrags  an  die  Kommission  richten. 

Das  Formblatt  ist  ordnungsgemäß  ausgefüllt  und  unterzeichnet  zu  senden  an:  Europäische  Kommission,  Euratom- 
Sicherheitsüberwachung,  L-2920  Luxemburg. 


ANHANG  VIII 

BERICHT  ÜBER  DIE  AUSFUHR/DEN  VERSAND  VON  ERZEN  C) 
EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —  EURATOM-SICHERHEITSÜBERWACHUNG 

Unternehmen  (2): 
Grube  C): 
Code  (4): 
Jahr: 


Datum 

Empfänger 

Enthaltene  Menge  in  g 

Bemerkungen 

Uran 

Thorium 

Datum  und  Ort  der  Absendungdes  Berichts: 
Name  und  Stellung  des  Unterzeichners: 
Unterschrift: 

Erläuterungen 

(')    Der  Versandbericht  ist  spätestens  bis  Ende  Januar  eines  jeden  Jahres  für  das  Vorjahr  mit  einer  getrennten  Buchung  für 
jeden  Empfänger  abzugeben.  Der  Ausfuhrbericht  ist  für  jede  Exportsendung  am  Versandtag  zu  erstatten. 

(2)    Name  und  Anschrift  des  meldenden  Unternehmens. 

(')    Name  der  Grube,  für  die  der  Bericht  erstattet  wird. 

(4)    Code  der  Grube,  der  dem  Unternehmen  von  der  Kommission  mitgeteilt  worden  ist. 

Hinweis:  Gemäß  Artikel  79  des  Vertrags  haben  die  der  Überwachungspflicht  unterliegenden  Personen  und  Unternehmen 
die  Behörden  des  betreffenden  Mitgliedstaats  über  die  Mitteilungen  zu  informieren,  die  sie  aufgrund  des  Artikels  78 
und  des  Artikels  79  Absatz  1  des  Vertrags  an  die  Kommission  richten. 

Das  Formblatt  ist  ordnungsgemäß  ausgefüllt  und  unterzeichnet  zu  senden  an:  Europäische  Kommission,  Euratom- 
Sicherheitsüberwachung,  L-2920  Luxemburg. 


ANHANG  IX 

ANTRAG  AUF  BEFREIUNG  EINER  ANLAGE  VON  DEN  VORSCHRIFTEN  ÜBER  FORM  UND  HÄUFIGKEIT 

DER  BERICHTE 

EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —  EURATOM-SICHERHEITSÜBERWACHUNG 

1.  Datum: 

2.  Anlage: 

3.  MBZ-Code: 

4.  Kernmaterialkategorie: 

5.  Anreicherung  bzw.  Isotopenzusammensetzung: 

6.  Mengen: 

7.  Chemische  Zusammensetzung: 

8.  Physikalische  Form: 

9.  Anzahl  der  Posten: 

10.  Art  der  Befreiung  (Artikel  19  Absatz  2): 

a)  kleine,  für  lange  Zeit  unverändert  belassene  Mengen 

b)  nichtnukleare  Tätigkeiten 

c)  Sensoren 

d)  Pu  mit  einem  Pu-238-Gehalt  über  80  % 

11.  Vorgesehener  Verwendungszweck: 

12.  Besondere  Kontrollverpflichtung: 

13.  Zeitpunkt  der  Einfuhr:...  von: 

Datum  und  Ort  der  Absendung  des  Antrags: 
Name  und  Stellung  des  Unterzeichners: 
Unterschrift: 

Befreiung  wird  erteilt...  Datum: 
Name  und  Stellung  des  für  die  Befreiung  Verantwortlichen: 
Unterschrift...  (im  Namen  der  Kommission): 

Erläuterungen 

Dieses  Formblatt  ist  zu  verwenden  entweder  für  den  Erstantrag  auf  Befreiung  einer  Anlage  von  den  Vorschriften  über  Form 
und  Häufigkeit  der  Berichterstattung  oder  bei  Einlühren  von  Kernmaterial,  das  für  eine  Befreiung  infrage  kommt,  aus  einem 
dritten  Staat. 


Nummer  1 3  gilt  nur  bei  Einfuhren;  es  sollten  Name  und  Anschrift  des  Absenders  eingetragen  werden. 
Für  jede  Art  der  Befreiung  ist  ein  eigener  Antrag  zu  stellen  (Artikel  19  Absatz  2). 

Hinweis:  Gemäß  Artikel  79  des  Vertrags  haben  die  der  Überwachungspflicht  unterliegenden  Personen  und  Unternehmen 
die  Behörden  des  betreffenden  Mitgliedstaats  über  die  Mitteilungen  zu  informieren,  die  sie  aufgrund  des  Artikels  78 
und  des  Artikels  79  Absatz  1  des  Vertrags  an  die  Kommission  richten. 


Das  Formblatt  ist  ordnungsgemäß  ausgefüllt  und  unterzeichnet  zu  senden  an:  Europäische  Kommission,  Euratom- 
Sicherheitsüberwachung,  L-2920  Luxemburg. 
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ANHANG  XI 


TÄTIGKEITSRAHMENPROGRAMM 
EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —  EURATOM-SICHERHEITSÜBERWACHUNG 

Die  Mitteilungen  sollen  nach  Möglichkeit  die  beiden  kommenden  Jahre  erfassen. 

Insbesondere  sollte  Folgendes  angegeben  werden: 

Betriebsprogramme,  z.  B.  geplante  Kampagnen  mit  Angabe  der  Art  und  Menge  der  Brennelemente,  die  hergestellt  oder 
aulbereitet  werden  sollen,  Anreicherungsprogramme,  Reaktorbetriebsprogramme  mit  geplanten  Abschaltungen; 

—  voraussichtlicher  Zeitplan  des  Materialeingangs  mit  Angabe  der  Materialmenge  je  Charge,  der  Form  (UF6,  U02,  unbe- 
strahlte  oder  bestrahlte  Brennstoffe  usw.),  voraussichtliche  Art  der  Transportbehälter  oder  der  Verpackung; 

—  voraussichtlicher  Zeitplan  der  Abfallaufbereitungskampagnen  (außer  Umpacken  oder  weiterer  Konditionierung  ohne 
Trennung  der  Elemente)  mit  Angabe  der  Materialmenge,  je  Charge,  der  Form  (Glas,  hochaktive  Flüssigkeit  usw.),  der 
voraussichtlichen  Dauer  und  des  voraussichtlichen  Orts; 

—  Termine,  an  denen  die  Menge  des  in  den  Erzeugnissen  enthaltenen  Materials  voraussichtlich  bestimmt  wird,  und 
Versandtermine; 

—  Termine  und  Dauer  der  Aufnahme  des  realen  Bestandes. 


Hinweis:  Gemäß  Artikel  79  des  Vertrags  haben  die  der  Überwachungspflicht  unterliegenden  Personen  und  Unternehmen 
die  Behörden  des  betreffenden  Mitgliedstaats  über  die  Mitteilungen  zu  informieren,  die  sie  aufgrund  des  Artikels  78 
und  des  Artikels  79  Absatz  f  des  Vertrags  an  die  Kommission  richten. 

Das  Formblatt  ist  ordnungsgemäß  ausgefüllt  und  unterzeichnet  zu  senden  an:  Europäische  Kommission,  Euratom- 
Sicherheitsüberwachung,  L-2920  Luxemburg. 


ANHANG  XU 

VORAUSMELDUNG  WEITERER  ABFALLAUFBEREITUNGSTÄTIGKEITEN  (') 
EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —  EURATOM-SICHERHEITSÜBERWACHUNG 


Bezeichnung  der  Anlage:  Datum  der  Meldung: 

Meldung  Nr.: 


Eintrag  (2) 

Ref.  (') 

Abfallart 

vor 
Kondi- 
tionierung 

(4) 

Konditio- 
nierte 
Form  (5) 

Anzahl 

der 
Posten 

(6) 

Menge  (7) 

Ort  (8) 

Aufberei- 
tungsort 

(*) 

Aufberei- 
tungs- 
termine 

n 

Aufberei- 
tungszweck 

n 

Pu 

HEU 

U-23  3 

Datum  und  Ort  der  Absendung  des  Berichts: 
Name  und  Stellung  des  Unterzeichners: 
Unterschrift: 


Erläuterungen 

(1)  Dieses  Formblatt  ist  für  Vorausmeldungen  bei  einer  geplanten  weiteren  Aufbereitung  von  Abfall  nach  Artikel  31  zu 
verwenden.  Spätere  Änderungen  der  Aufbereitungstermine  oder  -orte  sind  ggf.  ebenfalls  mitzuteilen.  Für  jede  Kampag- 
ne der  weiteren  Aufbereitung  außer  dem  Umpacken  des  Abfalls  oder  seiner  weiteren  Konditionierung  ohne  Trennung 
der  Elemente,  zur  Lagerung  oder  Entsorgung  ist  ein  getrennter  Eintrag  vorzunehmen. 

(2)  „Eintrag"  in  jeder  Meldung  ist  fortlaufend  zu  nummerieren,  beginnend  mit  „1". 

C)  Die  Spalte  „Ref."  dient  der  Verweisung  auf  einen  anderen  Eintrag.  In  der  Spalte  „Ref."  sind  die  entsprechenden  Meldungs- 
und Eintragsnummern  anzugeben  (so  verweist  10 — 20  auf  Eintrag  20  der  Meldung  10).  Die  Verweisung  zeigt  an,  dass 
der  jetzige  Eintrag  Angaben  in  einem  früher  gemeldeten  Eintrag  ergänzt  oder  aktualisiert.  Bei  Bedarf  sind  mehrere  Ver- 
weisungen möglich. 

(4)  In  der  Spalte  „Abfallart  vor  Konditionierung"  ist  die  Abfallart  vor  jeglicher  Konditionierung  anzugeben,  z.  B.  Hülsen, 
Feed-Klärschlamm,  hoch-  oder  mittelaktive  Flüssigkeiten. 

(5)  In  der  Spalte  „konditionierte  Form"  ist  die  jetzige  konditionierte  Form  des  Abfalls  anzugeben,  z.  B.  Glas,  Keramik, 
Zement  oder  Bitumen. 

(6)  In  der  Spalte  „Anzahl  der  Posten"  ist  die  Anzahl  der  Posten,  z.  B.  Glasbehälter  oder  Zementblöcke,  einer  einzelnen 
Aufarbeitungskampagne  anzugeben. 

(7)  In  der  Spalte  „Menge"  ist  ggf.  die  Gesamtmenge  in  Gramm  von  Plutonium,  hochangereichertem  Uran  oder  Uran-2  3  3 
anzugeben,  die  in  den  in  der  Spalte  „Anzahl  der  Posten"  verbuchten  Posten  enthalten  ist.  Bei  der  Angabe  in  der  Spalte 
„Menge"  können  die  in  den  Bestandsänderungsberichten  benutzten  Mengendaten  zugrunde  gelegt  werden;  eine  Mes- 
sung jedes  Postens  ist  nicht  notwendig. 

(8)  In  der  Spalte  „Ort"  sind  Name  und  Anschrift  der  Anlage  anzugeben  sowie  der  Verwahrungsort  des  Abfalls  zum  Melde- 
zeitpunkt. Die  Anschrift  muss  hinreichend  detailliert  sein,  um  die  geografische  Position  des  Ortes  im  Verhältnis  zu 
anderen  in  dieser  oder  anderen  Meldungen  angegebenen  Orten  anzuzeigen,  und  —  falls  ein  Zugang  notwendig  ist  — 
Angaben  darüber  enthalten,  wie  der  Ort  erreicht  werden  kann.  Befindet  sich  ein  Ort  am  Standort  einer  Nuklearanlage, 
ist  der  Anlagencode  in  der  Ortsspalte  anzugeben. 


(9)    In  der  Spalte  „Aufbereitungsort"  ist  der  Ort  anzugeben,  an  dem  die  geplante  Aufbereitung  stattfinden  soll. 


(10)   In  der  Spalte  „Aufbereitungstermine"  sind  die  Zeitpunkte  anzugeben,  an  denen  die  weitere  Aufbereitungskampagne  vo- 
raussichtlich beginnt  und  endet. 

(")   In  der  Spalte  „Aufbereitungszweck"  ist  das  angestrebte  Ergebnis  der  Aufbereitung  anzugeben,  z.  B.  Plutonium- 
rückgewinnung oder  Abtrennung  bestimmter  Spaltprodukte. 

Hinweis:  Gemäß  Artikel  79  des  Vertrags  haben  die  der  Überwachungspflicht  unterliegenden  Personen  und  Unternehmen 
die  Behörden  des  betreffenden  Mitgliedstaats  über  die  Mitteilungen  zu  informieren,  die  sie  aufgrund  des  Artikels  78 
und  des  Artikels  79  Absatz  1  des  Vertrags  an  die  Kommission  richten. 

Das  Formblatt  ist  ordnungsgemäß  ausgefüllt  und  unterzeichnet  zu  senden  an:  Europäische  Kommission,  Euratom- 
Sicherheitsüberwachung,  L-2920  Luxemburg. 
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ANHANG  XV 

JAHRESBERICHT  ÜBER  ORTSVERÄNDERUNGEN  BEI  KONDITIONIERTEM  ABFALL  C) 
EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —  EURATOM-SICHERHEITSÜBERWACHUNG 


Bezeichnung  der  Anlage:  Datum  der  Meldung: 

Meldung  Nr.:  Berichtszeitraum: 


Eintrag  (2) 

Ref.  0 

Abfallart 

vor 
Konditio- 
nierung (4) 

Konditio- 
nierte 
Form  (5) 

Anzahl  der 
Posten  (6) 

Menge  (7) 

Vorheriger 
Ort  (8) 

Neuer  Ort 

0 

Pu 

HEU 

U-233 

Hinweis:  Alle  weitergegebenen  Abfälle  sind  nach  Abfallart  (vor  und  nach  der  Konditionierung)  und  nach  vorherigem  Verwahrungsort 
getrennt  aufzuführen. 


Datum  und  Ort  der  Absendung  des  Berichts: 
Name  und  Stellung  des  Unterzeichners: 
Unterschrift: 


Erläuterungen 

(')  Im  Jahresbericht  sind  alle  Ortsveränderungen  des  Abfalls  gemäß  Artikel  32  Buchstabe  c),  die  im  vorausgehenden  Kalen- 
derjahr eingetreten  sind,  zu  melden.  Jede  Ortsveränderung  im  Jahresverlauf  ist  getrennt  zu  verbuchen. 

(2)    „Eintrag"  ist  in  jeder  Meldung  fortlaufend  zu  nummerieren,  beginnend  mit  „1". 

(*)  Die  Spalte  „Ref."  dient  dazu,  in  einem  Eintrag  auf  einen  anderen  Eintrag  zu  verweisen.  In  der  Spalte  „Ref."  sind  die  Num- 
mern der  betreffenden  Meldungen  und  des  betreffenden  Eintrags  anzugeben  (z.  B.  10 — 20  als  Verweis  auf  Eintrag  20 
der  Meldung  10).  Die  Verweisung  zeigt  an,  dass  der  jetzige  Eintrag  Angaben  in  einem  anderen  Eintrag  einer  früheren 
Meldung  ergänzt  oder  aktualisiert.  Bei  Bedarf  sind  mehrere  Verweisungen  möglich. 

(4)  In  der  Spalte  „Abfallart  vor  Konditionierung"  ist  die  Abfallart  vor  jeglicher  Konditionierung  anzugeben,  z.  B.  Hülsen, 
Feed-Klärschlamm,  hoch-  oder  mittelaktive  Flüssigkeiten. 

(5)  In  der  Spalte  „Konditionierte  Form"  ist  die  jetzige  konditionierte  Form  des  Abfalls  anzugeben,  z.  B.  Glas,  Keramik, 
Zement  oder  Bitumen. 

(6)  In  der  Spalte  „Anzahl  der  Posten"  ist  die  Anzahl  der  Posten  —  z.  B.  Glasbehälter  oder  Zementblöcke  —  anzugeben,  die 
bei  ein  und  derselben  Verarbeitungskampagne  eingesetzt  wurden,  oder  die  Anzahl  der  Posten,  die  im  Jahresverlauf  von 
ein  und  demselben  („vorherigen")  Herkunftsort  zu  ein  und  demselben  neuen  Ort  transportiert  wurden. 

(7)  In  der  Spalte  „Menge"  ist  (soweit  bekannt)  die  Gesamtmenge  in  Gramm  von  Plutonium,  hochangereichertem  Uran  oder 
Uran-233  anzugeben,  die  in  den  in  der  Spalte  „Anzahl  der  Posten"  verbuchten  Posten  enthalten  ist.  Den  Angaben  in 
der  Spalte  „Menge"  können  die  in  den  Bestandsänderungsberichten  benutzten  Mengendaten  zugrunde  gelegt  werden, 
d.  h.  die  mittlere  Kernmaterialmenge  je  Posten;  eine  Messung  jedes  Postens  ist  nicht  notwendig. 

(8)  In  der  Spalte  „Vorheriger  Ort"  ist  der  Verwahrungsort  des  Abfalls  vor  der  Ortsveränderung  anzugeben  (siehe  auch  Erläu- 
terung 8  zu  Anhang  XII). 

(9)  In  der  Spalte  „Neuer  Ort"  ist  der  Verwahrungsort  nach  der  Ortsveränderung  anzugeben  (siehe  auch  Erläuterung  8  zu 
Anhang  XII). 

Hinweis:  Gemäß  Artikel  79  des  Vertrags  haben  die  der  Überwachungspflicht  unterliegenden  Personen  und  Unternehmen 
die  Behörden  des  betreffenden  Mitgliedstaats  über  die  Mitteilungen  zu  informieren,  die  sie  aufgrund  des  Artikels  78 
und  des  Artikels  79  Absatz  1  des  Vertrags  an  die  Kommission  richten. 

Das  Formblatt  ist  ordnungsgemäß  ausgefüllt  und  unterzeichnet  zu  senden  an:  Europäische  Kommission,  Euratom- 
Sicherheitsüberwachung,  L-2920  Luxemburg. 


Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008 

(ABl.  2008  L  339/45) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  1275/2008  DER  KOMMISSION 


vom  17.  Dezember  2008 

zur  Durchfuhrung  der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Ökodesign-Anforderungen  an  den  Stromverbrauch  elektrischer 
und  elektronischer  Haushalts-  und  Bürogeräte  im  Bereitschafts-  und  im  Aus-Zustand 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  KOMMISSON  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  zur  Schaffung  eines 
Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umwelt- 
gerechte Gestaltung  energiebetriebener  Produkte  und  zur  Ände- 
rung der  Richtlinie  92/42/EWG  des  Rates  sowie  der  Richtlinien 
96/57/EG  und  2000/55/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  (1),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 


nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 


(4)  In  der  vorbereitenden  Studie  wird  festgestellt,  dass  bei 
den  meisten  in  der  Gemeinschaft  vertriebenen  elektri- 
schen und  elektronischen  Haushalts-  und  Bürogeräten 
im  Bereitschafts-  und  im  Aus-Zustand  Energieverluste 
entstehen  und  dass  der  auf  diese  Verluste  entfallende 
Stromverbrauch  für  das  Jahr  2005  auf  47  TWh  geschätzt 
wird,  was  C02-Emissionen  von  19Mt  entspricht.  Ohne 
besondere  Maßnahmen  wird  dieser  Verbrauch  bis  2020 
voraussichtlich  auf  49  TWh  steigen.  Die  Studie  kommt 
zu  dem  Schluss,  dass  die  im  Bereitschafts-  und  im  Aus- 
Zustand  auftretenden  Energieverluste  erheblich  gesenkt 
werden  können. 


(5)  Senkungen  des  Stromverbrauchs  im  Bereitschafts-  und  im 
Aus-Zustand  sollten  durch  vorhandene,  nicht  hersteller- 
spezifische und  kostengünstige  technische  Lösungen  er- 
zielt werden,  sodass  die  Anschaffungs-  und  Betriebskos- 
ten der  Geräte  insgesamt  sinken. 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Nach  der  Richtlinie  2005/32/EG  legt  die  Kommission 
Ökodesign-Anforderungen  für  energiebetriebene  Pro- 
dukte fest,  die  in  erheblichen  Mengen  verkauft  und  ge- 
handelt werden,  erhebliche  Auswirkungen  auf  die  Um- 
welt haben  und  ein  erhebliches  Potenzial  für  die  Verbes- 
serung ihrer  Umweltverträglichkeit  ohne  übermäßig  hohe 
Kosten  bieten. 


(2)  Nach  Artikel  16  Absatz  2  zweiter  Gedankenstrich  der 
Richtlinie  2005/32/EG  erlässt  die  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  19  Absatz  3  genannten  Verfahren  und 
den  in  Artikel  15  Absatz  2  genannten  Kriterien  nach 
Anhörung  des  Konsultationsforums  gegebenenfalls  eine 
separate  Durchführungsmaßnahme  zur  Senkung  der 
Energieverluste  bestimmter  Produkte  im  Bereitschaftszu- 
stand. 


(3)  Die  Kommission  hat  in  einer  vorbereitenden  Studie  die 
technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen  Aspekte 
der  Energieverluste  im  Bereitschafts-  und  im  Aus-Zustand 
untersucht.  Die  Studie  wurde  gemeinsam  mit  Interessen- 
trägem  aus  der  EU  und  aus  Drittländern  durchgeführt, 
ihre  Ergebnisse  wurden  der  Öffentlichkeit  zugänglich  ge- 
macht. 


(!)  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 


(6)  Es  sollten  Ökodesign-Anforderungen  für  den  Stromver- 
brauch elektrischer  und  elektronischer  Haushalts-  und 
Bürogeräte  im  Bereitschafts-  und  im  Aus-Zustand  im 
Hinblick  auf  eine  gemeinschaftsweite  Harmonisierung, 
auf  das  Funktionieren  des  Binnenmarktes  und  auf  die 
Verbesserung  der  Umweltverträglichkeit  der  betroffenen 
Produkte  festgelegt  werden. 


(7)  Ökodesign-Anforderungen  sollten  die  Funktion  des  Pro- 
dukts nicht  beinträchtigen  und  keine  nachteiligen  Aus- 
wirkungen auf  Gesundheit,  Sicherheit  und  Umwelt  ha- 
ben. Insbesondere  sollte  der  Nutzen  verminderten  Strom- 
verbrauchs beim  Gebrauch  des  Produkts  eventuelle  zu- 
sätzliche Umweltbelastungen  bei  seiner  Herstellung  über- 
wiegen. 


(8)  Unter  diese  Verordnung  sollten  nur  Haushalts-  und  Büro- 
geräte für  den  Einsatz  im  Wohnbereich  fallen.  Bei  infor- 
mationstechnischen Geräten  sind  das  Geräte  der  Klasse  B 
nach  der  Norm  EN  55022:2006.  Der  Anwendungsbe- 
reich der  Verordnung  sollte  so  gefasst  werden,  dass  Ge- 
räte, die  noch  nicht  auf  dem  Markt  sind,  aber  ähnliche 
Funktionen  haben  wie  die  in  dieser  Verordnung  genann- 
ten, den  Anforderungen  dieser  Verordnung  entsprechen 
müssen.  Gegebenenfalls  kann  die  Liste  der  unter  die  Ver- 
ordnung fallenden  Geräte  durch  eine  Änderung  erweitert 
werden. 
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(9)  Von  dieser  Verordnung  nicht  erfasste  Betriebsarten  wie 
der  ACPI-S3-Modus  von  Rechnern  sollten  in  den  pro- 
duktspezifischen Durchführungsmaßnahmen  zur  Richtli- 
nie 2005/32/EG  berücksichtigt  werden. 


einem  größeren  Kreis  und  insbesondere  KMU  und 
Kleinstunternehmen  besser  zugänglich,  sodass  die  Ver- 
breitung der  besten  Techniken  zur  Verringerung  des 
Energieverbrauchs  von  Geräten  im  Bereitschafts-  und  im 
Aus-Zustand  gefördert  wird. 


(10)  Die  in  produktspezifischen  Durchführungsmaßnahmen 
zur  Richtlinie  2005/32/EG  festgelegten  Anforderungen 
an  den  Stromverbrauch  im  Bereitschafts-  und  im  Aus- 
Zustand  sollten  grundsätzlich  nicht  weniger  streng  sein 
als  die  Anforderungen  dieser  Verordnung. 


(17)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19  Absatz 
1  der  Richtlinie  2005/32/EG  eingesetzten  Ausschusses  — 


(11)  Zur  Vermeidung  unnötiger  Energieverluste  sollten  Pro- 
dukte im  Idealfall  in  einen  verbrauchslosen  Zustand  über- 
gehen, wenn  sie  keine  Funktion  bereitstellen.  Die  techni- 
sche Realisierbarkeit  und  Zweckmäßigkeit  dieser  Eigen- 
schaft sollte  für  jedes  Produkt  einzeln  in  der  jeweiligen 
Durchführungsmaßnahme  zur  Richtlinie  2005/32/EG  be- 
rücksichtigt werden. 


(12)  Mit  der  Einführung  der  Ökodesign-Anforderungen  in 
zwei  Stufen  sollte  den  Herstellern  ausreichend  Zeit  für 
die  Anpassung  ihrer  Produkte  gegeben  werden.  Die  Über- 
gangsfristen sollten  so  bemessen  werden,  dass  nachteilige 
Auswirkungen  auf  die  Funktion  der  auf  dem  Markt  be- 
findlichen Geräte  und  übermäßig  hohe  Kosten,  vor  allem 
für  KMU,  vermieden  werden,  zugleich  aber  gewährleistet 
ist,  dass  die  politischen  Ziele  wie  geplant  erreicht  werden. 
Messungen  des  Energieverbrauchs  sollten  nach  den  aner- 
kannten Regeln  der  Technik  vorgenommen  werden.  Die 
Hersteller  können  nach  Artikel  9  der  Richtlinie 
2005/32/EG  harmonisierte  Normen  anwenden. 


(13)  Diese  Verordnung  sollte  bewirken,  dass  sich  technische 
Lösungen  zur  Senkung  des  Stromverbrauchs  von  Geräten 
im  Bereitschafts-  und  im  Aus-Zustand  am  Markt  durch- 
setzen, wodurch  bis  2020  gegenüber  der  heutigen  Situa- 
tion geschätzte  35TWh  jährlich  eingespart  werden  kön- 
nen. 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

In  dieser  Verordnung  werden  Ökodesign-Anforderungen  an  den 
Stromverbrauch  im  Bereitschafts-  und  im  Aus-Zustand  festge- 
legt. Sie  gilt  für  elektrische  und  elektronische  Haushalts-  und 
Bürogeräte. 


Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  die  Begriffsbestim- 
mungen in  der  Richtlinie  2005/32/EG.  Außerdem  gelten  fol- 
gende Begriffsbestimmungen: 


1.  „Elektrische  und  elektronische  Haushalts-  und  Bürogeräte" 
(im  Folgenden  „Geräte")  bezeichnet  energiebetriebene  Pro- 
dukte, die 


a)  als  eine  Funktionseinheit  auf  dem  Markt  angeboten  wer- 
den und  für  Endnutzer  bestimmt  sind; 


(14)  Nach  Artikel  8  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG  soll- 
ten in  dieser  Verordnung  die  in  Anhang  IV  der  Richtlinie 
beschriebene  interne  Entwurfskontrolle  und  das  in  An- 
hang V  der  Richtlinie  beschriebene  Managementsystem 
als  für  die  Konformitätsbewertung  anzuwendende  Verfah- 
ren festgelegt  werden. 


(15)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  verpflichtet  werden,  in  den  in  Anhang  IV  und 
V  der  Richtlinie  2005/32/EG  vorgesehenen  Unterlagen 
anzugeben,  wann  das  Gerät  sich  im  Bereitschafts-  und 
im  Aus-Zustand  befindet,  diese  Zustände  zu  definieren 
und  den  Stromverbrauch  in  ihnen  anzugeben. 


b)  in  der  Liste  der  energiebetriebenen  Produkte  in  Anhang  I 
aufgeführt  sind; 

c)  Strom  aus  dem  öffentlichen  Netz  benötigen,  um  bestim- 
mungsgemäß zu  funktionieren; 

d)  für  den  Betrieb  mit  einer  Nennspannung  von  250  V  oder 
weniger  ausgelegt  sind, 


und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  für  Anwendungen  außerhalb 
von  Haushalt  und  Büro  angeboten  werden. 


(16)  Die  Verbrauchswerte  der  derzeit  vorhandenen  techni- 
schen Lösungen  mit  niedrigem  Stromverbrauch  im  Be- 
reitschafts- und  im  Aus-Zustand  sollten  als  Referenzwerte 
angegeben  werden.  Damit  werden  diese  Informationen 


2.  „Bereitschaftszustand"  (Standby)  bezeichnet  einen  Zustand,  in 
dem  das  Gerät  mit  dem  öffentlichen  Stromnetz  verbunden 
ist,  auf  die  Energiezufuhr  aus  dem  öffentlichen  Stromnetz 
angewiesen  ist,  um  bestimmungsgemäß  zu  funktionieren, 
und  nur  folgende  Funktionen  zeitlich  unbegrenzt  bereitstellt: 
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die  Reaktivierungsfunktion  oder  die  Reaktivierungsfunk- 
tion  zusammen  mit  lediglich  einer  Anzeige,  dass  die 
Reaktivierungsfunktion  aktiv  ist,  und/oder 


Information  oder  Statusanzeige. 


Artikel  3 

Ökodesign- Anforderungen 

Die  Ökodesign-Anforderungen  an  den  Stromverbrauch  elektri- 
scher Geräte  im  Bereitschafts-  und  im  Aus-Zustand  sind  in  An- 
hang II  festgelegt. 


3.  „Reaktivierungsfunktion"  bezeichnet  eine  Funktion  zur  Akti- 
vierung anderer  Betriebsmodi  einschließlich  des  aktiven  Be- 
triebsmodus mittels  eines  Fernschalters,  der  eine  Fernbedie- 
nung, einen  internen  Sensor  oder  einen  Timer  zur  Umschal- 
tung  in  einen  Betriebszustand  mit  zusätzlichen  Funktionen 
einschließlich  der  Hauptfunktion  umfasst. 


Artikel  4 

Konformitätsbewertung 

Das  in  Artikel  8  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannte 
Verfahren  zur  Konformitätsbewertung  ist  das  in  Anhang  IV  der 
Richtlinie  2005/32/EG  beschriebene  interne  Entwurfskontroll- 
system oder  das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  be- 
schriebene Managementsystem. 


4.  „Information  oder  Statusanzeige"  bezeichnet  eine  kontinuier- 
liche Funktion,  die  Informationen  liefert  oder  den  Status  des 
Geräts  auf  einer  Anzeige  angibt,  einschließlich  Zeitanzeige. 


5.  „Aktiver  Betrieb"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  das  Gerät 
mit  dem  öffentlichen  Stromnetz  verbunden  ist  und  mindes- 
tens eine  der  Hauptfunktionen  zum  bestimmungsgemäßen 
Betrieb  des  Geräts  aktiviert  ist. 


„Aus-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  das  Gerät 
mit  dem  Netz  verbunden  ist,  aber  keine  Funktion  bereitstellt. 
Folgende  Zustände  gelten  ebenfalls  als  Aus-Zustände: 


Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Kontrollen  im  Rahmen  der  Marktaufsicht  werden  gemäß  dem  in 
Anhang  III  festgelegten  Nachprüfungsverfahren  durchgeführt. 


Artikel  6 
Referenzwerte 

Die  Werte  der  leistungsfähigsten  Produkte  und  Technologien, 
die  zurzeit  auf  dem  Markt  erhältlich  sind,  sind  in  Anhang  IV 
als  unverbindliche  Referenzwerte  aufgeführt. 


a)  Zustände,  in  denen  nur  der  Aus-Zustand  angezeigt  wird; 


b)  Zustände,  in  denen  nur  Funktionen  bereitgestellt  werden, 
die  die  elektromagnetische  Verträglichkeit  nach  den  Be- 
stimmungen der  Richtlinie  2004/1 08/EG  des  Europä- 
ischen Parlaments  und  des  Rates  (')  gewährleisten. 


Artikel  7 
Überprüfung 

Spätestens  sechs  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 
überprüft  die  Kommission  sie  unter  Berücksichtigung  des  tech- 
nischen Fortschritts  und  legt  dem  Konsultationsforum  das  Er- 
gebnis der  Überprüfung  vor. 


7.  „Informationstechnisches  Gerät"  bezeichnet  ein  Gerät,  das 
primär  dazu  bestimmt  ist,  Daten  oder  Nachrichten  einzuge- 
ben, zu  speichern,  anzuzeigen,  wiederzugeben,  aufzufinden, 
zu  übertragen,  zu  verarbeiten,  zu  schalten  oder  zu  steuern 
und  das  mit  einem  oder  mehreren  Anschlüssen  ausgestattet 
ist,  die  üblicherweise  zur  Datenübertragung  genutzt  werden. 


8.  „Wohnbereich"  bezeichnet  eine  Umgebung,  bei  der  innerhalb 
eines  Abstandes  von  10  m  Rundfunk-  oder  Fernseh-Emp- 
fänger  betrieben  werden. 


(!)  ABl.  L  390  vom  31.12.2004,  S.  24. 


Artikel  8 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröf- 
fentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Die  Anforderungen  von  Anhang  II  Nummer  1  werden  ein  Jahr 
nach  dem  in  Satz  1  genannten  Datum  wirksam. 


Die  Anforderungen  von  Anhang  II  Nummer  2  werden  vier  Jahre 
nach  dem  in  Satz  1  genannten  Datum  wirksam. 
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Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  17.  Dezember  2008 

Für  die  Kommission 
Andris  PIEBALGS 
Mitglied  der  Kommission 
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ANHANG  1 


Liste  der  unter  diese  Verordnung  fallenden  energiebetriebenen  Produkte 

1.  Haushaltsgeräte: 
Waschmaschinen 
Wäschetrockner 
Geschirrspüler 
Kochgeräte: 
Elektroherde 
Elektrische  Kochfelder 
Mikrowellenherde 
Toaster 

Friteusen 

Mühlen,  Kaffeemaschinen  und  Geräte  zum  Öffnen  und  Verschließen  von  Behältnissen  und  Verpackungen 
Elektrische  Messer 

Sonstige  Geräte  zum  Kochen  und  zur  Verarbeitung  von  Lebensmitteln,  Reinigungsgeräte  und  Geräte  zum  Waschen 
und  Pflegen  von  Wäsche 

Haarschneidegeräte,  Haartrockner,  elektrische  Zahnbürsten,  Rasierer,  Massagegeräte  und  sonstige  Geräte  zur  Körper- 
pflege 

Waagen 

2.  Überwiegend  zum  Einsatz  im  Wohnbereich  bestimmte  informationstechnische  Geräte 

3.  Unterhaltungselektronik: 
Radiogeräte 
Fernsehgeräte 
Videokameras 
Videorecorder 
Hi-Fi-Recorder 
Audioverstärker 
Heimkinosysteme 
Musikinstrumente 

Sonstige  Geräte  zur  Aufnahme  und  Wiedergabe  von  Bild  und  Ton,  einschließlich  Geräte  zur  Verbreitung  von  Bild  und 
Ton  auf  anderem  Wege  als  über  Telekommunikationskanäle  durch  Signale  oder  auf  andere  Weise 

4.  Spielzeuge,  Freizeit-  und  Sportgeräte: 

Elektrische  Modelleisenbahnen  und  Modellautorennbahnen 
Handkonsolen  für  Videospiele 

Sportausrüstung  mit  elektrischen  oder  elektronischen  Komponenten 
Sonstige  Spielzeuge,  Freizeit-  und  Sportgeräte 


ANHANG U 


Ökodesign-  Anforderungen 

1.  Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt  Folgendes: 

a)  Stromverbrauch  im  Aus-Zustand: 

Die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  im  Aus-Zustand  darf  1,00  W  nicht  überschreiten. 

b)  Stromverbrauch  im  Bereitschaftszustand: 

Die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  eine  Reaktivierungsfunktion  oder  nur  eine 
Reaktivierungsfunktion  mit  der  Anzeige  ihrer  Aktivierung  bereitgestellt  wird,  darf  1,00  W  nicht  überschreiten. 

Die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  Information  oder  eine  Statusanzeige  oder  eine 
Reaktivierungsfunktion  in  Verbindung  mit  Information  oder  einer  Statusanzeige  bereitgestellt  wird,  darf  2,00  W 
nicht  überschreiten. 

c)  Verfügbarkeit  der  Bereitschafts-  oder  Ruhefunktion 

Das  mit  dem  Netz  verbundene  Gerät  muss  in  den  Bereitschafts-  oder  Aus-Zustand  oder  in  einen  anderen  Zustand 
versetzt  werden  können,  in  dem  der  geltende  Verbrauchsgrenzwert  nicht  überschritten  wird,  soweit  das  mit  seiner 
vorgesehenen  Verwendung  vereinbar  ist. 

2.  Vier  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt  Folgendes: 

a)  Stromverbrauch  im  Aus-Zustand: 

Die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  im  Aus-Zustand  darf  0,50  W  nicht  überschreiten. 

b)  Stromverbrauch  im  Bereitschaftszustand: 

Die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  eine  Reaktivierungsfunktion  oder  nur  eine 
Reaktivierungsfunktion  mit  der  Anzeige  ihrer  Aktivierung  bereitgestellt  wird,  darf  0,50  W  nicht  überschreiten. 

Der  Stromverbrauch  des  Geräts  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  Information  oder  eine  Statusanzeige  oder  eine 
Reaktivierungsfunktion  in  Verbindung  mit  Information  oder  einer  Statusanzeige  bereitgestellt  wird,  darf  1,00  W 
nicht  überschreiten. 

c)  Verfügbarkeit  der  Bereitschafts-  oder  Ruhefunktion 

Das  mit  dem  Netz  verbundene  Gerät  muss  in  den  Bereitschafts-  oder  Aus-Zustand  oder  in  einen  anderen  Zustand 
versetzt  werden  können,  in  dem  der  geltende  Verbrauchsgrenzwert  nicht  überschritten  wird,  soweit  das  mit  seiner 
vorgesehenen  Verwendung  vereinbar  ist. 

d)  Verbrauchsminimierung 

Das  Gerät  muss  mit  einer  Funktion  zur  Minimierung  des  Verbrauchs  ausgestattet  sein,  die  das  Gerät  nach  der 
kürzesten  mit  seiner  vorgesehenen  Verwendung  vereinbaren  Zeit  automatisch  in  einen  der  folgenden  Zustände 
versetzt,  wenn  es  mit  dem  Netz  verbunden  ist,  aber  seine  Hauptfunktion  nicht  bereitgestellt  wird  oder  keine 
anderen  energiebetriebenen  Produkte  auf  seine  Funktionen  angewiesen  sind: 

—  den  Bereitschaftszustand, 

—  den  Aus-Zustand, 

—  einen  anderen  Zustand,  in  dem  der  geltende  Verbrauchsgrenzwert  nicht  überschritten  wird.  Die  Verbrauchs- 
minimierungsfunktion  muss  vor  Auslieferung  des  Geräts  aktiviert  werden. 

3.  Messungen 

Der  unter  den  Nummern  1  Buchstabe  a,  1  Buchstabe  b,  2  Buchstabe  a  und  2  Buchstabe  b  genannte  Stromverbrauch 
wird  durch  ein  zuverlässiges,  genaues  und  reproduzierbares  Messverfahren  festgestellt,  das  den  anerkannten  Regeln  der 
Technik  entspricht. 

Bei  Leistungsmessungen  im  Bereich  ab  0,50  W  darf  die  Messunsicherheit  bei  einem  Vertrauensbereich  von  95  % 
höchstens  2%  betragen.  Bei  Leistungsmessungen  im  Bereich  unter  0,50  W  darf  die  Messunsicherheit  bei  einem  Ver- 
trauensbereich von  95  %  höchstens  0,01  W  betragen. 


4.  Informationspflichten  der  Hersteller 

Für  die  Zwecke  der  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  4  müssen  die  technischen  Unterlagen  folgende  Angaben 
enthalten: 

a)  Für  jeden  Bereitschafts-  oder  Aus-Zustand: 

—  die  Leistungsaufnahme  in  Watt,  gerundet  auf  zwei  Dezimalstellen, 

—  die  angewandte  Messmethode, 

—  eine  Beschreibung,  wie  der  Betriebsmodus  des  Geräts  gewählt  oder  programmiert  wurde, 

—  die  Schrittfolge,  in  der  der  Zustand  erreicht  wird,  in  dem  das  Gerät  automatisch  den  Betriebszustand  wechselt, 

—  Hinweise  zur  Bedienung  des  Geräts. 

b)  Prüfparameter  für  Messungen: 

—  Umgebungstemperatur, 

—  Prüfspannung  in  V  und  Frequenz  in  Hz, 

—  Klirrfaktor  (THD)  des  Stromversorgungssystems, 

—  Angaben  und  Unterlagen  zu  den  bei  der  elektrischen  Prüfung  verwendeten  Instrumenten,  der  Prüfanordnung 
und  den  Schaltungen. 

c)  Eigenschaften  der  Ausrüstung,  mit  denen  das  Gerät  auf  Erfüllung  der  Anforderungen  von  Nummer  1  Buchstabe  c,  2 
Buchstabe  c  oder  2  Buchstabe  d  geprüft  wird,  und  Zeit,  in  der  das  Gerät  automatisch  in  den  Bereitschaftszustand, 
den  Aus-Zustand  oder  einen  anderen  Zustand  schaltet,  in  dem  der  geltende  Verbrauchsgrenzwert  nicht  überschrit- 
ten wird. 

Falls  die  Anforderungen  in  Nummer  1  Buchstabe  c,  2  Buchstabe  c  oder  2  Buchstabe  d  mit  der  vorgesehenen 
Verwendung  des  Geräts  nicht  vereinbar  sind,  ist  dies  hinreichend  zu  begründen. 


ANHANG  III 


NachprüfVerfahren 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die  jeweils  geltenden  Anforderungen  in  Anhang  II  Nummern 
1  Buchstabe  a  und  1  Buchstabe  b  oder  Nummern  2  Buchstabe  a  und  2  Buchstabe  b  das  folgende  Nachprüfverfahren  an. 

Bei  einer  zulässigen  Leistungsaufnahme  über  1,00  W:  Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  nur  eine  Einheit. 

Es  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  von  Anhang  II  Nummern  1  Buchstabe  a  und  1  Buchstabe  b 
oder  Nummern  2  Buchstabe  a  und  2  Buchstabe  b  erfüllt,  wenn  die  Ergebnisse  im  Bereitschafts-  und  im  Aus-Zustand  die 
Grenzwerte  um  nicht  mehr  als  1 0  %  überschreiten. 

Andernfalls  werden  drei  weitere  Einheiten  geprüft.  Es  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  dieser 
Verordnung  erfüllt,  wenn  der  Durchschnitt  der  Ergebnisse  der  genannten  drei  Prüfungen  im  Bereitschafts-  und  im  Aus- 
Zustand  die  Grenzwerte  um  nicht  mehr  als  1 0  %  überschreitet. 

Bei  einer  zulässigen  Leistungsaufnahme  bis  zu  1,00  W:  Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  nur  eine  Einheit. 

Es  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  von  Anhang  II  Nummern  1  Buchstabe  a  und  1  Buchstabe  b 
oder  Nummern  2  Buchstabe  a  und  2  Buchstabe  b  erfüllt,  wenn  die  Ergebnisse  im  Bereitschafts-  und  im  Aus-Zustand  die 
Grenzwerte  um  nicht  mehr  als  0,10  W  überschreiten. 

Andernfalls  werden  drei  weitere  Einheiten  geprüft.  Es  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  dieser 
Verordnung  erfüllt,  wenn  der  Durchschnitt  der  Ergebnisse  der  genannten  drei  Prüfungen  im  Bereitschafts-  und  im  Aus- 
Zustand  die  Grenzwerte  um  nicht  mehr  als  0,10  W  überschreitet. 

Andernfalls  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  nicht  erfüllt. 


ANHANG  IV 


Referenzwerte 

Die  folgenden  Werte  werden  als  unverbindliche  Referenzwerte  im  Sinne  von  Anhang  I  Teil  3  Nummer  2  der  Richtlinie 
2005/32/EG  angegeben: 

Im  Aus-Zustand:  0  W — 0,3  W  mit  Ausschalter  auf  der  Netzseite,  u.  a.  abhängig  von  Eigenschaften,  die  für  die  elektro- 
magnetische Verträglichkeit  nach  der  Richtlinie  2004/1 08/EG  maßgebend  sind. 

Bereitschaftszustand  mit  Reaktivierungsfunktion:  0,1  W 

Bereitschaftszustand  mit  Anzeige:  für  kleinformatige  Anzeigen  und  verbrauchsarme  LED:  0,1  W;  größere  Anzeigen  (z.  B. 
Zeitanzeigen)  verbrauchen  mehr  Strom. 


Verordnung  (EG)  Nr.  278/2009 

(ABl.  2009  L  93/3) 
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Der  Text  der  Verordnung  (EG)  Nr.  278/2009  findet  sich  auf  den  S.  1671  ff.. 
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Verordnung  (EG)  Nr.  642/2009 

(ABl.  2009  L  191/42) 
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Der  Text  der  Verordnung  (EG)  Nr.  642/2009  findet  sich  auf  den  S.  1706  ff.. 
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Verordnung  (EG)  Nr.  107/2009 

(ABl.  2009  L  36/8) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  107/2009  DER  KOMMISSION 


vom  4.  Februar  2009 

zur  Durchfuhrung  der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von  Set-Top- 
Boxen 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  KOMMISSION  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  zur  Schaffung  eines 
Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umwelt- 
gerechte Gestaltung  energiebetriebener  Produkte  und  zur  Ände- 
rung der  Richtlinie  92/42/EWG  des  Rates  sowie  der 
Richtlinien  96/57/EG  und  2000/55/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  (1),  insbesondere  auf  Artikel  1 5  Absatz  1 

nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Gemäß  der  Richtlinie  2005/32/EG  soll  die  Kommission 
Ökodesign-Anforderungen  an  energiebetriebene  Produkte 
festlegen,  die  ein  erhebliches  Vertriebs-  und  Handelsvolu- 
men, eine  erhebliche  Umweltauswirkung  und  ein  erhebli- 
ches Potential  für  Verbesserungen  ihrer  Umweltauswir- 
kung ohne  übermäßig  hohe  Kosten  aufweisen. 

(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  erster  Gedankenstrich  der 
Richtlinie  2005/32/EG  erlässt  die  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  19  Absatz  3  genannten  Verfahren  unter 
Einhaltung  der  in  Artikel  1 5  Absatz  2  festgelegten  Krite- 
rien und  nach  Anhörung  des  Konsultationsforums  gege- 
benenfalls Durchführungsmaßnahmen  für  Produkte  der 
Unterhaltungselektronik. 

(3)  Die  Kommission  hat  eine  vorbereitende  Studie  zur  Ana- 
lyse der  technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen 
Aspekte  von  einfachen  Set-Top-Boxen  (SSTB)  durchge- 
führt. Die  Studie  wurde  zusammen  mit  Interessengrup- 
pen und  betroffenen  Kreisen  aus  der  EU  und  Drittländern 
konzipiert,  die  Ergebnisse  wurden  öffentlich  zugänglich 
gemacht. 

(4)  Aus  der  vorbereitenden  Studie  geht  hervor,  dass  die  Zahl 
der  SSTB  auf  dem  Gemeinschaftsmarkt  von  28  Millionen 
im  Jahr  2008  auf  56  Millionen  im  Jahr  2014  und  der 
jährliche  Stromverbrauch  der  SSTB  von  6  TWh  im  Jahr 
2010  auf  14  TWh  im  Jahr  2014  steigen  wird,  dass  aber 
eine  erhebliche  und  kostengünstige  Senkung  des  Strom- 
verbrauch der  SSTB  möglich  ist. 

(5)  Der  Stromverbrauch  von  SSTB  kann  durch  Umsetzung 
nicht  herstellergebundener  Konstruktionslösungen  ge- 
senkt werden;  diese  sind  jedoch  trotz  ihrer  Kostengüns- 


(!)  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 


tigkeit  auf  dem  Markt  nicht  ausreichend  gut  eingeführt, 
da  die  Endverbraucher  sich  der  laufenden  Kosten  von 
SSTB  nicht  bewusst  sind  und  somit  für  die  Hersteller 
keine  Anreize  zur  Anwendung  solcher  Lösungen  zur 
Senkung  des  Energieverbrauchs  im  Betrieb  bestehen. 

(6)  Im  Interesse  der  EU-weiten  Harmonisierung  der  Ökode- 
sign-Anforderungen an  solche  Geräte,  als  Beitrag  zum 
Funktionieren  des  Binnenmarktes  und  zur  Verbesserung 
der  Umwelteigenschaften  der  betroffenen  Produkte  soll- 
ten Ökodesign-Anforderungen  an  den  Energieverbrauch 
von  SSTB  festgelegt  werden. 

(7)  Diese  Verordnung  sollte  die  Marktdurchdringung  von 
Technologien  zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz  von 
SSTB  erhöhen  und  damit  im  Jahr  2014  zu  geschätzten 
jährlichen  Energieeinsparungen  von  9  TWh  im  Vergleich 
zum  Szenario  mit  unveränderten  Rahmenbedingungen 
(Business  as  usual  scenario)  führen. 

(8)  Die  Ökodesign-Anforderungen  sollten  keine  Beeinträchti- 
gung der  Funktion  des  Produkts,  der  Gesundheit,  der 
Sicherheit  oder  der  Umwelt  mit  sich  bringen. 

(9)  Durch  ein  gestuftes  Inkrafttreten  der  Ökodesign-Anforde- 
rungen sollte  den  Herstellern  ausreichend  Zeit  für  Neu- 
entwicklungen gegeben  werden.  Der  Zeitplan  für  die  zwei 
Stufen  sollte  so  festgelegt  werden,  dass  einerseits  mit  der 
Funktion  der  auf  dem  Markt  befindlichen  Geräte  zusam- 
menhängende negative  Auswirkungen  vermieden  und 
Auswirkungen  auf  die  Kosten  der  Hersteller,  insbesondere 
KMU,  berücksichtigt  werden  und  andererseits  ein  recht- 
zeitiges Erreichen  der  politischen  Ziele  gewährleistet  ist. 

(10)  Messungen  des  Energieverbrauchs  sollten  nach  den  Re- 
geln der  Technik  durchgeführt  werden;  die  Hersteller 
können  harmonisierte  Normen  anwenden,  die  in  Ein- 
klang mit  Artikel  9  der  Richtlinie  2005/32/EG  erlassen 
wurden. 


(11)  Die  Anforderungen  dieser  spezifischen  Verordnung  soll- 
ten Vorrang  vor  den  Anforderungen  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008  der  Kommission  vom 
17.  Dezember  2008  zur  Durchführung  der  Richtlinie 
2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Ökodesign-Anforde- 
rungen an  den  Stromverbrauch  elektrischer  und  elektro- 
nischer Haushalts-  und  Bürogeräte  im  Bereitschafts-  und 
im  Aus-Zustand  (2)  haben. 


(2)  ABl.  L  339  vom  18.12.2008,  S.  45. 
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(12)  Gemäß  Artikel  8  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG 
sollte  die  Verordnung  festlegen,  dass  als  Konformitäts- 
bewertungsverfahren die  in  Anhang  IV  der  Richtlinie 
2005/32/EG  beschriebene  interne  Entwurfskontrolle 
und  das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  be- 
schriebene Managementverfahren  anwendbar  sind. 

(13)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  verpflichtet  werden,  in  den  technischen  Unter- 
lagen gemäß  den  Anhängen  IV  und  V  der  Richtlinie 
2005/32/EG  Angaben  zu  den  Anforderungen  in  dieser 
Durchführungsmaßnahme  zu  machen. 

(14)  Es  sollten  Referenzwerte  entsprechend  den  Leistungen 
von  aktuell  erhältlichen  SSTB  mit  geringem  Energiever- 
brauch ermittelt  werden.  Das  Vorhandensein  eines  „Null- 
Watt-Modus"  von  SSTB  könnte  das  Verhalten  und  den 
Entschluss  der  Verbraucher,  unnötige  Energieverluste  zu 
vermeiden,  stärken.  Referenzwerte  werden  zu  einer  brei- 
ten Verfügbarkeit  und  leichten  Zugänglichkeit  von  Infor- 
mationen insbesondere  für  KMU  und  sehr  kleine  Unter- 
nehmen beitragen,  durch  die  die  Integration  der  besten 
Entwurfstechnologien  zur  Verringerung  des  Energiever- 
brauchs von  SSTB  weiter  erleichtert  wird. 


(15)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  1 9  Absatz  1 
der  Richtlinie  2005/32/EG  eingesetzten  Ausschusses  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

Diese  Verordnung  legt  Ökodesign-Anforderungen  an  einfache 
Set-Top-Boxen  fest. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  die  Begriffsbestim- 
mungen in  der  Richtlinie  2005/32/EG.  Zudem  gelten  folgende 
Begriffsbestimmungen: 

1.  „Einfache  Set-Top-Box"  (SSTB)  bezeichnet  ein  eigenständiges 
Gerät,  das,  unabhängig  von  den  verwendeten  Schnittstellen, 

a)  in  erster  Linie  zum  Umwandeln  frei  empfangbarer  digita- 
ler Rundfunksignale  mit  Standardauflösung  oder  hoher 
Auflösung  in  analoge,  für  analoges  Fernsehen  oder  Radio 
geeignete  Rundfunksignale  dient; 

b)  keine  Funktion  zur  .Zugangskontrolle'  besitzt; 

c)  keine  Aufnahmefunktion  auf  Grundlage  von  Wechselme- 
dien in  einem  Standard-Bibliotheksformat  (Standard 
library  format)  bietet. 


Eine  SSTB  kann  mit  folgenden  zusätzlichen  Funktionen 
und/oder  Bestandteilen  ausgerüstet  sein,  die  nicht  zu  den 
Mindestanforderungen  an  eine  SSTB  gehören: 

a)  Funktionen  für  zeitversetztes  Fernsehen  (time-shift)  und 
Aufnahme  mittels  einer  eingebauten  Festplatte; 

b)  Umwandlung  von  hochauflösenden  Eingangssignalen  in 
Video-Ausgangssignale  mit  Standardauflösung  oder  hoher 
Auflösung; 

c)  einem  zweiten  Empfänger. 

2.  „Standby-Modus"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  das  Ge- 
rät mit  dem  öffentlichen  Stromnetz  verbunden  ist,  auf  die 
Energiezufuhr  aus  dem  öffentlichen  Stromnetz  angewiesen 
ist,  um  bestimmungsgemäß  zu  funktionieren,  und  nur  fol- 
gende Funktionen  zeitlich  unbegrenzt  bereitstellt: 

a)  Reaktivierungsfunktion  oder  Reaktivierungsfunktion  zu- 
sammen mit  lediglich  einer  Anzeige,  dass  die  Reaktivie- 
rungsfunktion aktiv  ist,  und/oder 

b)  Information  oder  Statusanzeige. 

3.  „Reaktivierungsfunktion"  bezeichnet  eine  Funktion  zur  Akti- 
vierung anderer  Betriebsmodi  einschließlich  des  aktiven  Be- 
triebsmodus mittels  eines  Fernschalters,  der  eine  Fernbedie- 
nung, einen  internen  Sensor  oder  einen  Timer  zur  Umschal- 
tung  in  einen  Betriebszustand  mit  zusätzlichen  Funktionen 
einschließlich  der  Hauptfunktion  umfasst. 

4.  „Information  oder  Statusanzeige"  bezeichnet  eine  kontinuier- 
liche Funktion,  die  Informationen  liefert  oder  den  Status  des 
Geräts  auf  einer  Anzeige  angibt,  einschließlich  Uhren. 

5.  „Aktiver  Betriebsmodus"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem 
das  Gerät  mit  dem  öffentlichen  Stromnetz  verbunden  ist  und 
mindestens  eine  der  Hauptfunktionen  zum  bestimmungsge- 
mäßen Betrieb  des  Geräts  aktiviert  ist. 


6.  „Automatische  Standby-Schaltung"  bezeichnet  eine  Funktion, 
die  ein  SSTB  nach  Ablauf  einer  gewissen  Zeit  im  aktiven 
Modus,  in  der  keine  Interaktion  mit  dem  Nutzer  und/oder 
kein  Kanalwechsel  stattgefunden  hat,  vom  aktiven  Betriebs- 
modus in  den  Standby-Modus  schaltet. 

7.  „Zweiter  Empfänger"  bezeichnet  einen  Teil  der  SSTB,  das  ein 
Programm  aufzeichnen  kann,  während  ein  anderes  Pro- 
gramm angesehen  wird. 

8.  „Zugangskontrolle"  bezeichnet  einen  vom  Anbieter  kontrol- 
lierten Rundfunkdienst,  der  den  Abschluss  eines  am  Markt 
erhältlichen  Fernsehabonnements  erfordert. 
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Artikel  3 

Ökodesign-Anforderungen 

Die  Ökodesign-Anforderungen  an  SSTB  sind  in  Anhang  I  fest- 
gelegt. 

Artikel  4 

Verhältnis  zur  Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008 

Die  Anforderungen  dieser  Verordnung  haben  Vorrang  vor  den 
Anforderungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008. 

Artikel  5 

Konformitätsbewertung 

Das  in  Artikel  8  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannte 
Verfahren  zur  Konformitäts-bewertung  ist  das  in  Anhang  IV  der 
Richtlinie  2005/32/EG  beschriebene  interne  Entwurfskontroll- 
system oder  das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  be- 
schriebene Managementsystem. 

Artikel  6 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Kontrollen  im  Rahmen  der  Marktaufsicht  werden  gemäß  dem  in 
Anhang  II  festgelegten  Nachprüfungsverfahren  durchgeführt. 


Artikel  7 
Referenzwerte 

Die  Werte  der  leistungsfähigsten  Produkte  und  Technologien, 
die  zurzeit  auf  dem  Markt  erhältlich  sind,  sind  in  Anhang  III 
als  unverbindliche  Referenzwerte  aufgeführt. 

Artikel  8 
Überprüfung 

Spätestens  5  jähre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  über- 
prüft die  Kommission  sie  unter  Berücksichtigung  des  techni- 
schen Fortschritts  und  legt  dem  Konsultationsforum  das  Ergeb- 
nis der  Überprüfung  vor. 

Artikel  9 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröf- 
fentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Die  Anforderungen  von  Anhang  I  Nummer  1  werden  ein  Jahr 
nach  dem  in  Satz  1  genannten  Datum  wirksam. 

Die  Anforderungen  von  Anhang  I  Nummer  2  werden  drei  Jahre 
nach  dem  in  Satz  1  genannten  Datum  wirksam. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  4.  Februar  2009 


Für  die  Kommission 
Andris  PIEBALGS 
Mitglied  der  Kommission 
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ANHANG  I 


Ökodesign-Anforderungen 

1.  Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  dürfen  SSTB,  die  in  Verkehr  gebracht  werden,  die  folgenden  Energie- 
verbrauchs-Grenzwerte nicht  überschreiten;  diese  Anforderungen  gelten  nicht  für  SSTB  mit  einer  eingebauten  Festplatte 
und/oder  einem  zweiten  Empfänger: 


Standby-Modus 

Aktiver  Betriebsmodus 

Einfache  STB 

1,00  W 

5,00  W 

Zulässiger  Verbrauch  für  Anzeigefunktion  im  Standby-Modus 

+  1,00  W 

Zulässiger  Verbrauch  für  das  Dekodieren  hochauflösender  Signale 

+  3,00  W 

2.  Drei  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  dürfen  SSTB,  die  in  Verkehr  gebracht  werden,  die  folgenden  Energie- 
verbrauchs-Grenzwerte nicht  überschreiten: 


Standby-Modus 

Aktiver  Betriebsmodus 

Einfache  STB 

0,50  W 

5,00  W 

Zulässiger  Verbrauch  für  Anzeigefunktion  im  Standby-Modus 

+  0,50  W 

Zulässiger  Verbrauch  für  Festplatte 

+  6,00  W 

Zulässiger  Verbrauch  für  zweiten  Empfänger 

+  1,00  W 

Zulässiger  Verbrauch  für  das  Dekodieren  hochauflösender  Signale 

+  1,00  w 

3.  Verfügbarkeit  des  Standby-Modus 

Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  müssen  SSTB  über  einen  Standby-Modus  verfügen. 

4.  Automatische  Standby-Schaltung 

Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  müssen  SSTB  mit  einer  Funktion  zur  „automatischen  Standby-Schaltung" 
oder  einer  ähnlichen  Funktion  ausgerüstet  sein,  die  folgende  Merkmale  aufweist: 


—  Die  SSTB  wird  spätestens  drei  Stunden  nach  der  letzten  Nutzerinteraktion  und/oder  dem  letzten  Kanalwechsel  aus 
dem  aktiven  Betriebsmodus  in  den  Standby-Modus  geschaltet;  zwei  Minuten  vor  dem  Übergang  in  den  Standby- 
Modus  wird  eine  Warnmeldung  angezeigt. 


—  Die  Funktion  zur  „automatischen  Standby-Schaltung"  ist  als  Standardeinstellung  festgelegt. 


5.  Messungen 

Der  unter  den  Nummern  1  und  2  genannte  Energieverbrauch  wird  durch  ein  zuverlässiges,  genaues  und  reprodu- 
zierbares Messverfahren  festgestellt,  das  den  anerkannten  Regeln  der  Technik  entspricht. 


Bei  Leistungsmessungen  im  Bereich  ab  0,5  W  darf  die  Messunsicherheit  bei  einem  Vertrauensbereich  von  95% 
höchstens  2  %  betragen.  Bei  Leistungsmessungen  im  Bereich  unter  0,5  W  darf  die  Messunsicherheit  bei  einem  Ver- 
trauensbereich von  95  %  höchstens  0,01  W  betragen. 


6.  Informationspflichten  der  Hersteller  für  Zwecke  der  Konformitätsbewertung 

Für  Zwecke  der  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  5  müssen  die  technischen  Unterlagen  folgende  Angaben  ent- 
halten: 

a)  jiir  den  Standby-Modus  und  den  aktiven  Betriebsmodus: 

—  den  Energieverbrauch  in  Watt,  gerundet  auf  zwei  Dezimalstellen,  einschließlich  der  Verbrauchsdaten  für  die 
verschiedenen  zusätzlichen  Funktionen  und/oder  Komponenten, 

—  die  angewandte  Messmethode, 

—  den  Messzeitraum, 

—  eine  Beschreibung,  wie  der  Betriebsmodus  des  Geräts  gewählt  oder  programmiert  wurde, 

—  die  Schrittfolge,  um  den  Betriebsmodus  zu  erreichen,  in  dem  das  Gerät  automatisch  den  Betriebsmodus 
wechselt, 

—  sämtliche  Hinweise  zur  Bedienung  des  Geräts. 

b)  Prüfparameter  für  Messungen: 

—  Umgebungstemperatur, 

—  Prüfspannung  in  V  und  Frequenz  in  Hz, 

—  Klirrfaktor  (THD)  des  Stromversorgungssystems, 

—  Schwankungen  der  Speisespannung  während  der  Prüfung, 

—  Angaben  und  Unterlagen  zu  den  bei  der  elektrischen  Prüfung  verwendeten  Instrumenten,  der  Prüfungsan- 
ordnung und  den  Schaltungen, 

—  Eingangssignale  in  hoher  (für  Antennenempfang)  oder  mittlerer  Frequenz  (für  Sattellitenempfang), 

—  Audio/Video-Prüfsignale  wie  beschrieben  im  MPEG-2-Transportstrom, 

—  Einstellungen. 

Der  Energiebedarf  von  peripheren  Empfangsgeräten  wie  aktiven  terrestrischen  Antennen,  rauscharmen  Signalumsetzern 
für  den  Sattellitenempfang  oder  allen  Arten  von  Kabel-  oder  Funkmodems  muss  in  den  technischen  Unterlagen  nicht 
berücksichtigt  werden. 

7.  Informationspflichten  der  Hersteller  für  Zwecke  der  Verbraucherinformation 

Die  Hersteller  stellen  sicher,  dass  die  Nutzer  von  SSTB  Angaben  zum  Energieverbrauch  in  Watt,  gerundet  auf  eine 
Dezimalstelle,  für  den  Standby-Modus  und  den  aktiven  Betriebsmodus  von  SSTB  erhalten. 


ANHANG n 


Nachprüfungsverfahren 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die  jeweils  geltenden  Anforderungen  in  Anhang  I  Nummern  1, 
2  und/oder  4  das  folgende  Nachprüfverfahren  an. 

Für  einen  Energieverbrauch  über  1,00  W: 

Die  Mitgliedstaaten  prüfen  nur  eine  Einheit. 

Es  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  von  Anhang  I,  Nummer  1  und  gegebenenfalls  Nummer  2 
dieser  Verordnung  erfüllt,  wenn  die  Ergebnisse  im  aktiven  Betriebsmodus  und  gegebenenfalls  im  Standby-Modus  die 
Grenzwerte  um  nicht  mehr  als  10  %  überschreiten. 

Ansonsten  werden  drei  weitere  Einheiten  geprüft.  Es  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  dieser 
Verordnung  erfüllt,  wenn  der  Durchschnitt  der  Ergebnisse  der  genannten  drei  Prüfungen  im  aktiven  Betriebsmodus 
und  gegebenenfalls  im  Standby-Modus  die  Grenzwerte  um  nicht  mehr  als  1 0  %  überschreitet. 

Bei  einem  Energieverbrauch  von  bis  zu  1,00  W: 

Die  Mitgliedstaaten  prüfen  nur  eine  Einheit. 

Es  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  von  Anhang  I,  Nummer  1  und  gegebenenfalls  Nummer  2 
dieser  Verordnung  erfüllt,  wenn  die  Ergebnisse  im  aktiven  Betriebsmodus  und/oder  gegebenenfalls  im  Standby-Modus  die 
Grenzwerte  um  nicht  mehr  als  0,10  W  überschreiten. 

Ansonsten  werden  drei  weitere  Einheiten  geprüft.  Es  wird  davon  ausgegangen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  dieser 
Verordnung  erfüllt,  wenn  der  Durchschnitt  der  Ergebnisse  der  genannten  drei  Prüfungen  im  aktiven  Betriebsmodus  und 
gegebenenfalls  im  Standby-Modus  die  Grenzwerte  um  nicht  mehr  als  0,10  W  überschreitet. 

Ansonsten  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  nicht  erfüllt. 


ANHANG  III 


Referenzwerte 

Die  folgenden  Werte  werden  als  unverbindliche  Referenzwerte  im  Sinne  von  Anhang  I  Teil  3  Nummer  2  der 
Richtlinie  2005/32/EG  ermittelt.  Sie  beziehen  sich  auf  die  zum  Zeitpunkt  des  Erlasses  dieser  Verordnung  beste  verfügbare 
Technologie. 

SSTB  ohne  Zusatzfunktionen: 

—  aktiver  Betriebsmodus:  4,00  W, 

—  Standby-Modus  ausschließlich  der  Anzeigefunktion:  0,25  W, 

—  ausgeschaltet:  0  W. 

SSTB  mit  eingebauter  Festplatte: 

—  aktiver  Betriebsmodus:  10,00  W, 

—  Standby-Modus  ausschließlich  der  Anzeigefunktion:  0,25  W, 

—  ausgeschaltet:  0  W. 

Diese  Referenzwerte  beziehen  sich  auf  SSTB  in  Grundausstattung  mit  „automatischer  Standby-Schaltung"  und  Netzschal- 
ter. 


Verordnung  (EG)  Nr.  245/2009 

(ABl.  2009  L  76/17) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  245/2009  DER  KOMMISSION 


vom  18.  März  2009 

zur  Durchfuhrung  der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von 
Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät,  Hochdruckentladungslampen  sowie 
Vorschaltgeräte  und  Leuchten  zu  ihrem  Betrieb  und  zur  Aufhebung  der  Richtlinie  2000/55/EG 

des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  KOMMISSION  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  zur  Schaffung  eines 
Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umwelt- 
gerechte Gestaltung  energiebetriebener  Produkte  und  zur  Ände- 
rung der  Richtlinie  92/42/EWG  des  Rates  sowie  der  Richtlinien 
96/57/EG  und  2000/55/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates      insbesondere  auf  Artikel  15,  Absatz  1, 


nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 


meinsam  mit  Interessengruppen  und  interessierten  Krei- 
sen aus  der  Gemeinschaft  und  aus  Drittländern  konzi- 
pierten Studien  wurden  auf  der  „Europa'-Internetseite 
der  Europäischen  Kommission  öffentlich  zugänglich  ge- 
macht. 


(4)  Die  verbindlichen  Ökodesign-Anforderungen  gelten  für 
die  in  Verkehr  gebrachten  Produkte  unabhängig  davon, 
wo  sie  betrieben  werden;  solche  Anforderungen  können 
daher  nicht  in  Abhängigkeit  von  der  Verwendung  des 
Produkts  (wie  zur  Büro-  oder  Straßenbeleuchtung)  erlas- 
sen werden.  Diese  Verordnung  sollte  daher  spezifische 
Produkte  wie  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vor- 
schaltgerät und  Hochdruckentladungslampen  sowie  Vor- 
schaltgeräte und  Leuchten  zu  ihrem  Betrieb  erfassen.  Un- 
verbindliche Referenzwerte  können  dazu  beitragen,  die 
Nutzer  zu  den  besten  verfügbaren  Techniken  für  be- 
stimmte Anwendungen  (wie  Büro-  oder  Straßenbeleuch- 
tung) zu  lenken. 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Gemäß  der  Richtlinie  2005/32/EG  legt  die  Kommission 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  („Öko- 
design")  energiebetriebener  Produkte  fest,  die  ein  erhebli- 
ches Vertriebs-  und  Handelsvolumen,  erhebliche  Umwelt- 
auswirkung und  ein  erhebliches  Potenzial  für  Verbesse- 
rungen ihrer  Umweltauswirkung  ohne  übermäßig  hohe 
Kosten  aufweisen. 


(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  erster  Gedankenstrich  der 
Richtlinie  2005/32/EG  erlässt  die  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  19  Absatz  3  genannten  Verfahren  unter 
Einhaltung  der  in  Artikel  15  Absatz  2  festgelegten  Krite- 
rien und  nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultations- 
forums gegebenenfalls  eine  Durchführungsmaßnahme  für 
Leuchtmittel  im  Dienstleistungssektor. 


(3)  Die  Kommission  hat  zwei  vorbereitende  Studien  durch- 
geführt, in  denen  die  technischen,  ökologischen  und  wirt- 
schaftlichen Aspekte  der  im  Dienstleistungssektor  (Büro- 
und  Straßenbeleuchtung)  typischerweise  verwendeten 
Leuchtmittel  analysiert  wurden.  Die  Ergebnisse  der  ge- 


(!)  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 


(5)  Die  von  dieser  Verordnung  erfassten  Produkte  sind  im 
Wesentlichen  zur  Allgemeinbeleuchtung  bestimmt,  das 
heißt,  sie  tragen  zur  Bereitstellung  künstlichen  Lichts  als 
Ersatz  für  natürliches  Licht  bei,  um  die  normale  Sehkraft 
des  Menschen  zu  gewährleisten.  Lampen  für  Spezialzwe- 
cke  (wie  Lampen,  die  in  Computerbildschirmen,  Fotoko- 
pierern, Bräunungsgeräten,  Terrariumsbeleuchtungen  und 
ähnlichen  Anwendungen  zum  Einsatz  kommen)  sollten 
von  dieser  Verordnung  nicht  erfasst  werden. 


(6)  Die  erfassten  energiebetriebenen  Produkte  weisen  fol- 
gende im  Sinne  dieser  Verordnung  erheblichen  Umwelt- 
aspekte auf: 


a)  Energie  in  der  Betriebsphase, 


b)  Quecksilbergehalt  der  Lampen. 


(7)  Der  EU-weite  jährliche  Stromverbrauch  der  von  dieser 
Verordnung  erfassten  Produkte  betrug  im  Jahr  2005 
schätzungsweise  200  TWh,  was  einem  C02-Ausstoß 
von  80  Mt  entspricht.  Der  Verbrauch  soll  Vorhersagen 
zufolge  bis  auf  260  TWh  im  Jahr  2020  ansteigen,  falls 
keine  spezifischen  Maßnahmen  getroffen  werden.  Durch 
die  vorbereitenden  Studien  ist  belegt,  dass  der  Stromver- 
brauch der  von  dieser  Richtlinie  erfassten  Produkte  er- 
heblich gesenkt  werden  kann. 
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(8)  Nach  Schätzungen  enthielten  die  in  Betrieb  befindlichen 
Lampen  im  Jahr  2005  12,6  Tonnen  Quecksilber.  Vorher- 
sagen zufolge  wird  dieser  Wert  bis  zum  Jahr  2020  auf 
18,6  Tonnen  ansteigen,  falls  keine  spezifischen  Maßnah- 
men getroffen  werden;  es  ist  jedoch  erwiesen,  dass  eine 
erhebliche  Verringerung  des  Quecksilbergehalts  möglich 
ist. 


(9)  Das  Ausmaß  der  so  genannten  Lichtverschmutzung 
konnte  in  Ermangelung  international  anerkannter  wissen- 
schaftlicher Methoden  zur  Messung  ihrer  Umweltauswir- 
kung nicht  bestimmt  werden.  Es  ist  jedoch  unbestritten, 
dass  Maßnahmen  zur  Erhöhung  des  Wirkungsgrads  bei 
Leuchtmitteln  im  Dienstleistungssektor  sich  positiv  auf 
die  „Lichtverschmutzung"  auswirken  können. 


(10)  Die  Verbesserungen  beim  Stromverbrauch  der  von  dieser 
Verordnung  erfassten  Produkte  sollten  durch  Anwendung 
bestehender  kostengünstiger  und  nicht  besonders  ge- 
schützter Techniken  erreicht  werden,  die  zu  einer  Verrin- 
gerung der  Gesamtausgaben  für  Kauf  und  Betrieb  der 
Geräte  führen. 


(11)  Mit  der  Festlegung  von  Ökodesign-Anforderungen  für 
Produkte,  die  von  dieser  Verordnung  erfasst  werden, 
sollte  deren  Umweltverträglichkeit  verbessert  und  ein  Bei- 
trag zum  Funktionieren  des  Binnenmarktes  sowie  zum 
Erreichen  des  Gemeinschaftsziels  einer  Verringerung  des 
Energieverbrauchs  um  20  %  bis  2020  geleistet  werden. 


(12)  Diese  Verordnung  sollte  die  Marktdurchdringung  von 
Techniken  zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz  der  er- 
fassten Produkte  erhöhen  und  damit  im  Jahr  2020  zu 
geschätzten  Energieeinsparungen  von  38  TWh  im  Ver- 
gleich zu  einem  Szenario  mit  unveränderten  Rahmenbe- 
dingungen führen. 


(13)  Die  Festlegung  von  Energieeffizienzanforderungen  an 
Lampen,  die  von  dieser  Verordnung  erfasst  werden, 
wird  zu  einer  Abnahme  ihres  Gesamtgehaltes  an  Queck- 
silber führen. 


(14)  Die  Ökodesign-Anforderungen  sollten  keine  Beeinträchti- 
gung der  Funktion  des  Produkts,  der  Gesundheit,  der 
Sicherheit  oder  der  Umwelt  mit  sich  bringen.  Insbeson- 
dere sollte  der  Nutzen  einer  Verringerung  des  Stromver- 
brauchs der  von  dieser  Verordnung  erfassten  Produkte 
während  der  Betriebsphase  etwaige  zusätzliche  Umwelt- 
auswirkungen während  der  Produktionsphase  überwie- 
gen. 


(15)     Durch  ein  gestuftes  Inkrafttreten  der  Ökodesign-Anforde- 
rungen sollte  den  Herstellern  ausreichend  Zeit  gegeben 


werden,  die  von  dieser  Verordnung  erfassten  Produkte 
gegebenenfalls  anzupassen.  Der  Zeitplan  für  die  Stufen 
sollte  so  festgelegt  werden,  dass  einerseits  negative  Aus- 
wirkungen auf  die  Funktion  der  auf  dem  Markt  befind- 
lichen Geräte  vermieden  und  Auswirkungen  auf  die  Kos- 
ten der  Endnutzer  und  der  Hersteller,  insbesondere  klei- 
ner und  mittlerer  Unternehmen,  berücksichtigt  werden, 
andererseits  aber  auch  das  rechtzeitige  Erreichen  der  Ziele 
der  Verordnung  gewährleistet  ist.  Bei  der  Überprüfung 
gemäß  Artikel  8  sollte  unter  anderem  ermittelt  werden, 
ob  die  Effizienzanforderungen  an  Vorschaltgeräte  für 
Hochdruckentladungslampen  in  Anhang  III  Abschnitt 
2.1.C  innerhalb  von  acht  Jahren  nach  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  erfüllt  werden  können. 


(16)  Die  Rücknahme  von  Ersatzlampen  vom  Markt  sollte  un- 
ter Berücksichtigung  der  Auswirkungen  auf  die  Endnut- 
zer geplant  werden.  Die  Mitgliedstaaten  könnten  streng- 
ere Anforderungen  an  Beleuchtungsanlagen  festlegen. 


(1 7)  Die  Methoden  zur  Messung  der  einschlägigen  Produktpa- 
rameter sollten  den  anerkannten  Regeln  der  Technik  ent- 
sprechen; die  Hersteller  können  harmonisierte  Normen 
anwenden,  die  in  Einklang  mit  Artikel  10  der  Richtlinie 
2005/32/EG  erlassen  wurden. 


(18)  Die  Verordnung  sollte  im  Einklang  mit  Artikel  8  der 
Richtlinie  2005/32/EG  festlegen,  dass  als  Konformitätsbe- 
wertungsverfahren die  in  Anhang  IV  der  Richtlinie 
2005/32/EG  beschriebene  interne  Entwurfskontrolle 
und  das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  be- 
schriebene Managementsystem  für  die  Konformitätsbe- 
wertung anwendbar  sind. 


(19)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  in  den  technischen  Unterlagen  gemäß  den  An- 
hängen V  und  VI  der  Richtlinie  2005/32/EG  Angaben  zu 
den  einschlägigen  Anforderungen  dieser  Verordnung  ma- 
chen. 


(20)  Zusätzlich  zu  den  rechtlich  bindenden  Anforderungen 
dürfte  die  Ermittlung  unverbindlicher  Referenzwerte  für 
die  besten  verfügbaren  Techniken  für  Produkte,  die  von 
dieser  Verordnung  erfasst  werden,  dazu  beitragen,  eine 
allgemeine  Verfügbarkeit  von  Informationen  und  einen 
einfachen  Zugang  dazu  zu  gewährleisten.  Dies  kommt 
insbesondere  kleinen  und  mittleren  Unternehmen  sowie 
Kleinstunternehmen  entgegen,  da  so  die  Integration  der 
besten  Entwurfstechniken  zur  Verbesserung  der  Umwelt- 
verträglichkeit der  von  dieser  Verordnung  erfassten  Pro- 
dukte über  den  gesamten  Lebenszyklus  weiter  erleichtert 
wird. 
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(21)  Obwohl  der  Quecksilbergehalt  von  Leuchtstoff-  und 
Hochdruckentladungslampen  als  bedeutender  Umweltas- 
pekt angesehen  wird,  ist  es  angemessen,  ihn  im  Rahmen 
der  Richtlinie  2002/95/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  (!)  zu  regeln,  die  auch  die  von  dieser  Ver- 
ordnung ausgenommenen  Lampentypen  erfasst. 


(22)  Die  Richtlinie  2000/5  5/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  18.  September  2000  über  Energie- 
effizienzanforderungen an  Vorschaltgeräte  für  Leucht- 
stofflampen (2)  ist  eine  Durchführungsmaßnahme  zur 
Richtlinie  2005/32/EG  und  hat  aufgrund  der  langen  Le- 
bensdauer der  Leuchten  und  der  induktiven  Vorschaltge- 
räte eine  fortdauernde  Wirkung  auf  die  in  Betrieb  befind- 
lichen Vorschaltgeräte.  Dennoch  besteht  weiteres  Verbes- 
serungspotenzial, und  eine  Verschärfung  der  Anforderun- 
gen an  die  Mindestenergieeffizienz  gegenüber  der  Richt- 
linie 2000/5  5/EG  wäre  angebracht.  Die  Richtlinie 
2000/5  5/EG  sollte  daher  durch  die  vorliegende  Verord- 
nung ersetzt  werden. 


(23)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19  Absatz 
1  der  Richtlinie  2005/32/EG  eingesetzten  Ausschusses  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

In  dieser  Verordnung  werden  Ökodesign-Anforderungen  festge- 
legt, die  für  das  Inverkehrbringen  von  in  Artikel  2  definierten 
Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät,  Hochdruck- 
entladungslampen sowie  Vorschaltgeräten  und  Leuchten  zu  ih- 
rem Betrieb  gelten,  auch  wenn  diese  in  andere  energiebetriebene 
Produkte  eingebaut  sind. 


2.  „Bürobeleuchtung"  bezeichnet  eine  feste  Beleuchtungseinrich- 
tung für  Büroarbeit,  die  Menschen  zur  effizienten  und  ge- 
nauen Ausführung  visueller  Aufgaben  befähigen  soll. 


3.  „Straßenbeleuchtung"  bezeichnet  eine  feste  Beleuchtungsein- 
richtung, die  den  Benutzern  öffentlicher  Verkehrswege  außer- 
halb von  Gebäuden  bei  Dunkelheit  gute  Sicht  verschaffen 
soll,  um  zur  Verkehrssicherheit,  zum  Verkehrsfluss  und  zur 
öffentlichen  Sicherheit  beizutragen. 


4.  „Entladungslampe"  bezeichnet  eine  Lampe,  in  der  Licht  direkt 
oder  indirekt  mittels  einer  elektrischen  Entladung  durch  ein 
Gas,  einen  Metalldampf  oder  ein  Gemisch  verschiedener  Gase 
und  Dämpfe  erzeugt  wird. 


5.  „Vorschaltgerät"  bezeichnet  eine  Vorrichtung,  die  in  erster 
Linie  zur  Begrenzung  des  Stroms  auf  den  für  die  Lampe(n) 
erforderlichen  Wert  dient,  wenn  sie  zwischen  der  Strom- 
quelle und  einer  oder  mehreren  Entladungslampen  angeord- 
net ist.  Ein  Vorschaltgerät  kann  auch  Einrichtungen  zur  Um- 
wandlung der  Versorgungsspannung,  zur  Lichtstromsteue- 
rung, zur  Korrektur  des  Leistungsfaktors  sowie  —  allein 
oder  kombiniert  mit  einer  Einschaltvorrichtung  —  eine  Ein- 
richtung zur  Herstellung  der  Bedingungen  enthalten,  die  zum 
Einschalten  der  Lampe(n)  notwendig  sind. 


6.  „Leuchte"  bezeichnet  ein  Gerät  zur  Verteilung,  Filterung  oder 
Umwandlung  des  von  einer  oder  mehreren  Lichtquellen 
übertragenen  Lichts,  das  alle  zur  Aufnahme,  zur  Fixierung 
und  zum  Schutz  der  Lichtquellen  notwendigen  Teile  und 
erforderlichenfalls  Hilfselemente  zusammen  mit  den  Vorrich- 
tungen zu  ihrem  Anschluss  an  die  Stromquelle,  jedoch  nicht 
die  Lichtquellen  selbst  umfasst. 


Die  vorliegende  Verordnung  enthält  ebenfalls  unverbindliche 
Referenzwerte  für  Produkte,  die  zur  Büro-  und  Straßenbeleuch- 
tung bestimmt  sind. 


Die  Anforderungen  dieser  Richtlinie  gelten  nicht  für  die  in  An- 
hang I  aufgeführten  Produkte. 


Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  der  vorliegenden  Verordnung  gelten  die  Begriffs- 
bestimmungen der  Richtlinie  2005/32/EG.  Zudem  gelten  fol- 
gende Begriffsbestimmungen: 


1.  „Allgemeinbeleuchtung"  bezeichnet  eine  im  Wesentlichen 
gleichförmige  Beleuchtung  eines  Gebiets  ohne  Berücksichti- 
gung besonderer  örtlicher  Erfordernisse. 


(!)  ABl.  L  37  vom  13.2.2003,  S.  19. 
(2)  ABl.  L  279  vom  1.11.2000,  S.  33. 


7.  „Leuchtstofflampen"  bezeichnet  mit  Quecksilberdampf  be- 
füllte Niederdruck-Entladungslampen,  in  denen  das  Licht 
größtenteils  von  einer  oder  mehreren  Schichten  Leuchtstof- 
fen ausgeht,  die  durch  die  ultraviolette  Strahlung  der  Ent- 
ladung angeregt  werden. 


8.  „Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät"  be- 
zeichnet Einsockel-  oder  Zweisockel-Leuchtstofflampen 
ohne  eingebautes  Vorschaltgerät. 


9.  „Hochdruckentladungslampen"  bezeichnet  Lampen  mit  elekt- 
rischer Entladung,  in  denen  der  Lichtbogen  durch  die  Wand- 
temperatur stabilisiert  wird  und  der  Bogen  eine  Kolbenwand- 
ladung von  über  3  Watt  pro  Quadratzentimeter  aufweist. 


Für  die  Anhänge  I  und  III  bis  VII  gelten  auch  die  Begriffsbe- 
stimmungen in  Anhang  II. 
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Artikel  3 

Ökodesign-Anforderungen 

Die  Ökodesign-Anforderungen  an  Leuchtstofflampen  ohne  ein- 
gebautes Vorschaltgerät,  Hochdruckentladungslampen  sowie 
Vorschaltgeräte  und  Leuchten  zu  ihrem  Betrieb  sind  in  Anhang 
III  beschrieben. 

Artikel  4 

Konformitätsbewertung 

Das  in  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannte  Verfahren 
zur  Konformitätsbewertung  ist  das  in  Anhang  IV  der  Richtlinie 
2005/32/EG  beschriebene  interne  Entwurfskontrollsystem  oder 
das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  beschriebene  Mana- 
gementsystem. 

Zur  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  8  der  Richtlinie 
2005/32/EG  müssen  die  technischen  Unterlagen  eine  Kopie 
der  Produktinformationen  enthalten,  die  im  Einklang  mit  An- 
hang III  Ziffern  1.3,  2.2  und  3.2  bereitzustellen  sind. 

Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Kontrollen  im  Rahmen  der  Marktaufsicht  werden  gemäß  dem  in 
Anhang  IV  festgelegten  Nachprüfungsverfahren  durchgeführt. 

Artikel  6 

Unverbindliche  Referenzwerte 

Die  Werte  der  leistungsfähigsten  Produkte  und  Techniken,  die 
zurzeit  auf  dem  Markt  erhältlich  sind,  sind  in  den  folgenden 
Anhängen  aufgeführt: 


a)  Anhang  V:  Referenzwerte  für  Leuchtstofflampen  ohne  einge- 
bautes Vorschaltgerät  und  Hochdruckentladungslampen  so- 
wie für  Vorschaltgeräte  und  Leuchten  zu  ihrem  Betrieb; 


b)  Anhänge  VI  und  VII:  Referenzwerte  für  Produkte  zur  Ver- 
wendung in  der  Büro-  und  Straßenbeleuchtung. 


Artikel  7 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  2000/5 5/EG  wird  ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  die- 
ser Verordnung  aufgehoben. 


Artikel  8 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  fünf 
Jahre  nach  deren  Inkrafttreten  unter  Berücksichtigung  des  tech- 
nischen Fortschritts. 


Artikel  9 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  amzwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffent- 
lichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Die  in  Anhang  III  beschriebenen  Anforderungen  treten  gemäß 
dem  darin  enthaltenen  Zeitplan  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  18.  März  2009 


Für  die  Kommission 
Andris  PIEBALGS 
Mitglied  der  Kommission 
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ANHANG  I 


Allgemeine  Ausnahmen 

1.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  gelten  nicht  für  folgende  Lampen: 

a)  Lampen,  die  keine  Weißlichtquellen  gemäß  Anhang  II  sind;  diese  Ausnahme  gilt  nicht  für  Natriumdampf-Hoch- 
drucklampen; 

b)  Lampen,  die  gebündelte  Lichtquellen  gemäß  Anhang  II  sind; 

c)  Lampen,  die  nicht  zur  Allgemeinbeleuchtung  bestimmt  sind,  und  Lampen,  die  in  Produkte  eingebaut  sind,  die  nicht 
der  Allgemeinbeleuchtung  dienen; 

d)  Lampen,  bei  denen 

—  von  der  Gesamtstrahlung  zwischen  250  und  780  nm  mindestens  6  %  zwischen  250  und  400  nm  liegt, 

—  von  der  Gesamtstrahlung  zwischen  250  und  780  nm  mindestens  11  %  zwischen  630  und  780  nm  liegt, 

—  von  der  Gesamtstrahlung  zwischen  250  und  780  nm  mindestens  5  %  zwischen  640  und  700  nm  liegt  und 

—  der  Strahlungsgipfel  zwischen  315  und  400  nm  (UVA)  oder  280  und  315  nm  (UVB)  liegt; 

e)  Zweisockel-Leuchtstofflampen  mit  folgenden  Eigenschaften: 

—  Durchmesser  höchstens  7  mm  (T2), 

—  Durchmesser  16  mm  (T5)  und  Lampenleistung  P  <  13  W  oder  P  >  80  W, 

—  Durchmesser  38  mm  (T12),  G-13-Medium-Zweistiftsockel  und  Farbfiltergrenzwerte  (cc)  von  +/-  5m  (+  ma- 
genta,  -  grün),  CIE-Koordinaten  x  =  0,330  und  y  =  0,335  oder  x  =  0,415  und  y  =  0,377  und 

—  Durchmesser  38  mm  (T12)  und  externer  Zündstreifen; 

f)  Einsockel-Leuchtstofflampen  mit  folgenden  Eigenschaften:  Durchmesser  16  mm  (T5),  2G1 1 -Vierstiftsockel  und  mit 
Tc  =  3  200  K  sowie  den  Farbwertanteilen  x  =  0,415  und  y  =  0,377  oder  mit  Tc  =  5  500  K  sowie  den  Farb- 
wertanteilen x  =  0,330  und  y  =  0,335; 

g)  Hochdruckentladungslampen  mit  Tc  >  7  000K; 

h)  Hochdruckentladungslampen  mit  einer  UV-Leistung  >  2  mW/klm  sowie 

i)  Hochdruckentladungslampen  mit  einem  anderen  Sockel  als  E27,  E40  oder  PGZ12. 

2.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  gelten  nicht  für  folgende  Leuchten: 

a)  Leuchten  zur  Notbeleuchtung  und  Leuchten  als  Rettungszeichen  im  Sinne  der  Richtlinie  2006/9 5/EG  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  ('); 

b)  Leuchten,  die  von  der  Richtlinie  94/9/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (2),  der  Richtlinie  1999/92/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (3),  der  Richtlinie  2006/42/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (4),  der  Richtlinie  93/42/EWG  des  Rates  (5)  und  der  Richtlinie  88/378/EWG  des  Rates  (6)  erfasst  werden,  und 
Leuchten,  die  in  von  diesen  Vorschriften  erfasste  Geräte  eingebaut  sind. 


(')  Richtlinie  2006/95/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  12.  Dezember  2006  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften 
der  Mitgliedstaaten  betreffend  elektrische  Betriebsmittel  zur  Verwendung  innerhalb  bestimmter  Spannungsgrenzen  (kodifizierte  Fassung) 
(ABl.  L  374  vom  27.12.2006,  S.  10). 

(2)  Richtlinie  94/9/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  März  1994  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der 
Mitgliedstaaten  für  Geräte  und  Schutzsysteme  zur  bestimmungsgemäßen  Verwendung  in  explosionsgefährdeten  Bereichen 
(ABl.  L  100  vom  19.4.1994,  S.  1). 

(')  Richtlinie  1999/92/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  16.  Dezember  1999  über  Mindestvorschriften  zur  Verbesse- 
rung des  Gesundheitsschutzes  und  der  Sicherheit  der  Arbeitnehmer,  die  durch  explosionsfähige  Atmosphären  gefährdet  werden  können 
(ABl.  L  23  vom  28.1.2000,  S  57). 

(4)  Richtlinie  2006/42/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  17.  Mai  2006  über  Maschinen  und  zur  Änderung  der 
Richtlinie  95/16/EG  (Neufassung)  (ABl.  L  157  vom  9.6.2006,  S.  24). 

(5)  Richtlinie  93/42/EWG  des  Rates  vom  14.  Juni  1993  über  Medizinprodukte  (ABl.  L  169  vom  12.7.1993,  S.  1). 

(6)  Richtlinie  88/378/EWG  des  Rates  vom  3.  Mai  1988  zur  Angleichung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  die  Sicherheit  von 
Spielzeug  (ABl.  L  187  vom  16.7.1988,  S.  1). 


ANHANG  II 


Erfasste  technische  Parameter  und  Begriffsbestimmungen  für  die  Anhänge  I  und  III  bis  VII 

1.  TECHNISCHE  PARAMETER  FÜR  ÖKODESIGN- ANFORDERUNGEN 

Für  die  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  sind  die  unten 
stehenden  Parameter  durch  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messverfahren  zu  ermitteln,  die  den  anerkannten 
Regeln  der  Technik  entsprechen. 

a)  die  „Lichtausbeute  einer  Strahlenquelle",  der  „Lichtquellenwirkungsgrad"  oder  der  „Lampenwirkungsgrad"  (r|Que[je), 
das  heißt  der  Quotient  aus  dem  ausgesendeten  Lichtstrom  (0)  und  der  von  der  Quelle  aufgenommenen  Leistung 
(^Quelle)-  HQuclle  =  $  /  ^Quelle-  Einheit:  lm/W;  die  Leistungsaufnahme  von  Nebenverbrauchern  wie  Vorschaltgeräten  ist 
in  der  Leistungsaufnahme  der  Quelle  nicht  berücksichtigt; 

b)  der  „Lampenlichtstromerhalt"  (Lamp  Lumen  Maintenance  Factor,  LLMF),  das  heißt  das  Verhältnis  zwischen  dem  von 
der  Lampe  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt  ihrer  Lebensspanne  ausgesendeten  Lichtstrom  und  ihrem  ursprünglichen 
Lichtstrom; 

c)  der  „Lampenüberlebensfaktor"  (Lamp  Survival  Factor,  LSF),  das  heißt  der  Anteil  der  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt 
unter  bestimmten  Bedingungen  und  bei  bestimmter  Schaltfrequenz  noch  funktionierenden  Lampen  an  der  Gesamt- 
zahl der  Lampen; 

d)  der  „Wirkungsgrad  des  Vorschaltgeräts"  (r|vorschalt)>  das  heißt  das  Verhältnis  zwischen  der  Lampenleistung  (Aus- 
gangsleistung des  Vorschaltgeräts)  und  der  Eingangsleistung  des  Vorschaltgerätstromkreises,  wobei  eventuelle  Sen- 
soren, Netzwerkverbindungen  und  andere  Nebenverbraucher  abgeklemmt  sind; 

e)  die  „Farbart",  das  heißt  die  durch  seine  Farbwertanteile  oder  seine  dominante  oder  komplementäre  Wellenlänge  und 
Reinheit  gemeinsam  definierte  Eigenschaft  eines  Farbreizes; 

f)  der  „Lichtstrom",  das  heißt  eine  vom  Strahlungsfluss  (Strahlungsleistung)  durch  Bewertung  der  Strahlung  entspre- 
chend der  spektralen  Empfindlichkeit  des  menschlichen  Auges  abgeleitete  Menge; 

g)  die  „ähnliche  Farbtemperatur"  (Tc  [K]),  das  heißt  die  Temperatur  eines  Planckschen  Strahlers  (schwarzer  Körper), 
dessen  wahrgenommene  Farbe  der  eines  gegebenen  Farbreizes  bei  derselben  Helligkeit  und  unter  festgelegten 
Betrachtungsbedingungen  am  nächsten  kommt; 

h)  die  „Farbwiedergabe"  (Ra),  das  heißt  die  Wirkung  einer  Lichtart  auf  das  farbliche  Aussehen  von  Gegenständen  durch 
bewussten  oder  unterbewussten  Vergleich  mit  ihrem  farblichen  Aussehen  bei  einer  Bezugslichtart; 

i)  die  „spezifische  effektive  UV-Strahlung",  das  heißt  die  effektive  Stärke  der  UV-Strahlung  der  Lampe,  bezogen  auf 
ihren  Lichtstrom  (Einheit:  mW/kirn); 

j)  der  „Schutzgrad",  das  heißt  ein  Kodierungssystem,  das  anzeigt,  in  welchem  Maße  ein  Gehäuse  Schutz  gegen  das 
Eindringen  von  Staub,  Fremdkörpern  und  Feuchtigkeit  bietet  und  zusätzliche  Informationen  zu  diesem  Schutz 
liefert. 

2.  TECHNISCHE  PARAMETER  FÜR  UNVERBINDLICHE  REFERENZWERTE 

a)  „Quecksilbergehalt  der  Lampe",  das  heißt  die  Menge  des  in  der  Lampe  enthaltenen  Quecksilbers; 

b)  „Leuchtenlichtstromerhalt"  (Luminaire  Maintenance  Factor,  LMF),  das  heißt  das  Verhältnis  zwischen  dem  Betriebs- 
wirkungsgrad einer  Leuchte  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt  und  ihrem  ursprünglichen  Betriebswirkungsgrad; 

c)  „Beleuchtungswirkungsgrad"  (Utilization  Factor,  UF)  einer  Anlage  für  eine  Bezugsfläche,  das  heißt  das  Verhältnis 
zwischen  dem  Lichtstrom,  der  auf  die  Bezugsfläche  trifft,  und  der  Summe  der  Gesamtlichtströme  aller  Lampen  der 
Anlage. 

3.  Begriffsbestimmungen 

a)  „Gebündelte  Lichtquelle"  (Directional  Light  Source,  DLS)  bezeichnet  eine  Lichtquelle,  die  mindestens  80  %  ihrer 
Lichtleistung  in  einem  Raumwinkel  von  tt  sr  (entspricht  einem  Kegel  mit  einem  Winkel  von  1 20  °C)  ausstrahlt. 

b)  „Weißlichtquelle"  bezeichnet  eine  Lichtquelle,  deren  Farbwertanteile  folgende  Anforderungen  erfüllen: 
—  0,270  <  x  <  0,530 

  2,3172  x2  +  2,3653  x  -  0,2199  <  y  <  -  2,3172  x2  +  2,3653  x  -  0,1595. 


c)  Ein  „Bemessungswert"  bezeichnet  einen  Zahlenwert  für  eine  Eigenschaft  eines  Produkts  unter  in  dieser  Verordnung 
oder  in  geltenden  Normen  festgelegten  Betriebsbedingungen.  Sofern  nichts  anderes  angegeben  ist,  sind  alle  Grenz- 
werte für  Produktparameter  in  Bemessungswerten  ausgedrückt. 

d)  Ein  „nominaler"  Wert  oder  „Nennwert"  bezeichnet  einen  ungefähren  Zahlenwert  zur  Bezeichnung  oder  Identifi- 
zierung eines  Produkts. 

e)  „Lichtverschmutzung"  bezeichnet  die  Summe  aller  nachteiligen  Auswirkungen  von  Kunstlicht  auf  die  Umwelt 
einschließlich  der  Auswirkung  von  Abfalllicht. 

f)  „Abfalllicht"  bezeichnet  den  Teil  des  Lichts  einer  Beleuchtungsanlage,  der  nicht  dem  bestimmungsgemäßen  Zweck 
dient.  Dazu  gehört: 

—  Licht,  das  nicht  in  das  zu  beleuchtende  Gebiet  fällt, 

—  diffuses  Licht  in  der  Nachbarschaft  der  Beleuchtungsanlage, 

—  die  Lichtglocke,  das  heißt  die  Aufhellung  des  Nachthimmels  aufgrund  direkter  und  indirekter  Reflexion  von 
(sichtbarer  und  nicht  sichtbarer)  Strahlung,  die  durch  die  Bestandteile  der  Atmosphäre  (Gasmoleküle,  Aerosole 
und  Partikel)  in  Beobachtungsrichtung  zerstreut  wird. 

g)  „Zugeordneter  Wirkungsgrad  des  Vorschaltgeräts"  (Efficiency  Base  bailast,  EBb)  bezeichnet  das  Verhältnis  zwischen 
der  Bemessungsleistung  der  Lampe  (Pi_ampe)  ur>d  dem  Wirkungsgrad  des  Vorschaltgeräts. 

Bei  Vorschaltgeräten  für  Ein-  oder  Zweisockel-Leuchtstofflampen  (LL)  wird  der  EBbLL  wie  folgt  festgelegt: 

Wenn  P|.ampe  s  5  W:  EBbLL  =  0,71. 

Wenn  5  W  <  PLampc  <  100  W:  EBbLL  =  Pumpe/(2*sqrt(PLampe/36)+38/36*PLampe  +1). 
Wenn  Pi^mpc  - 

100  W:  EBbLL  =  0,91. 

h)  „Zweite  Lampenhülle"  bezeichnet  eine  zweite  äußere  Umhüllung  der  Lampe,  die  für  die  Lichtproduktion  nicht 
erforderlich  ist,  zum  Beispiel  eine  äußere  Hülse,  die  beim  Zerbrechen  der  Lampe  ein  Austreten  von  Quecksilber 
und  Glas  in  die  Umwelt  verhindern  soll.  Die  Schutzglaskolben  von  Hochdruckentladungslampen  gelten  nicht  als 
Lampenhülle. 

i)  „Lichtquellensteuergerät"  bezeichnet  ein  Bauteil  oder  mehrere  Bauteile  zwischen  der  Stromversorgung  und  einer 
oder  mehreren  Lichtquelle(n),  das/die  zur  Umwandlung  der  Versorgungsspannung,  zur  Strombegrenzung  der 
Lampe(n)  auf  den  erforderlichen  Wert,  zur  Bereitstellung  der  Zündspannung  und  des  Vorheizstroms,  zur  Ver- 
hütung eines  Kaltstarts,  zur  Korrektur  des  Leistungsfaktors  oder  zur  Verringerung  der  Funkstörung  dienen  kann/- 
können.  Lichtquellensteuergeräte  sind  zum  Beispiel  Vorschaltgeräte,  Konverter  und  Transformatoren  für  Halogen- 
lampen sowie  Treiber  für  Leuchtdioden  (LEDs). 

j)  „Hochdruck-Quecksilber(dampf)lampe"  bezeichnet  eine  Hochdruckentladungs-lampe,  in  der  der  größte  Teil  des 
Lichtes  direkt  oder  indirekt  durch  strahlendes  Quecksilber  erzeugt  wird,  das  bei  einem  Partialdruck  von  über 
100  Kilopascal  aktiv  ist. 

k)  „Hochdruck-Natrium(dampf)lampe"  bezeichnet  eine  Hochdruckentladungslampe,  in  der  das  Licht  größtenteils 
durch  strahlenden  Natriumdampf  erzeugt  wird,  der  bei  einem  Partialdruck  von  etwa  10  Kilopascal  aktiv  ist. 

1)  „Metallhalogenidlampe"  bezeichnet  eine  Hochdruckentladungslampe,  in  der  Licht  durch  ein  strahlendes  Gemisch 
aus  Metalldampf,  Metallhalogeniden  und  den  Produkten  aus  der  Dissoziation  von  Metallhalogeniden  erzeugt  wird. 

m)  „Elektronisches  oder  Hochfrequenz-Vorschaltgerät"  bezeichnet  ein  mit  Netzspannung  betriebenes  Wechselstrom- 
Netzteil  einschließlich  Stabilisierungselementen  zum  Einschalten  und  zum,  normalerweise  hochfrequenten,  Betrieb 
einer  oder  mehrer  röhrenförmiger  Leuchtstofflampen. 

n)  „Klarglaslampe"  bezeichnet  eine  Hochdruckentladungslampe  mit  durchsichtiger  Außenhülle  oder  durchsichtigem 
Außenrohr,  in  der  die  lichterzeugende  Bogenentladungsröhre  klar  sichtbar  ist. 


ANHANG  III 


Ökodesign-Anforderungen  an  Leuchtstofflampen  und  Hochdruckentladungslampen  sowie  an  Vorschaltgeräte 

und  Leuchten  zu  ihrem  Betrieb 


Unter  jeder  Ökodesign-Anforderung  ist  der  Zeitpunkt  ihres  Inkrafttretens  angegeben.  Sofern  eine  Anforderung  nicht 
durch  eine  andere  ersetzt  oder  auf  andere  Weise  außer  Kraft  gesetzt  wird,  gilt  sie  zusammen  mit  den  später  eingeführten 
Anforderungen  weiter. 


1.     ANFORDERUNGEN  AN  LEUCHTSTOFFLAMPEN  OHNE  EINGEBAUTES  VORSCHALTGERÄT  UND  AN  HOCH- 
DRUCKENTLADUNGSLAMPEN 

1.1.  Anforderungen  an  den  Lampenwirkungsgrad 

A.  Anforderungen  der  ersten  Stufe 

Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 


Zweisockel-Leuchtstofflampen  mit  16  mm  und  26  mm  Durchmesser  (T5-  und  T8-Lampen)  müssen  bei  25  °C 
mindestens  die  in  Tabelle  1  genannten  Bemessungswerte  für  die  Lichtausbeute  aufweisen. 


Weicht  die  Nennleistung  von  der  in  Tabelle  1  angegebenen  ab,  so  müssen  Lampen  die  Lichtausbeute  des 
nächstliegenden  Leistungswerts  erreichen,  ausgenommen  T8-Lampen  über  50  W,  die  eine  Lichtausbeute  von 
83  lm/W  erreichen  müssen.  Ist  der  Abstand  zu  den  zwei  nächstliegenden  Nennleistungswerten  in  der  Tabelle 
gleich  groß,  so  muss  die  entsprechende  Lampe  den  höheren  der  beiden  Werte  für  die  Lichtausbeute  einhalten. 
Liegt  die  Nennleistung  über  der  höchsten  in  der  Tabelle  angegebenen  Leistung,  so  muss  die  betreffende  Lampe 
den  Wert  der  Lichtausbeute  für  diese  höchste  Leistung  einhalten. 


Tabelle  1 

Bemessungswerte  für  die  Mindestlichtausbeute  von  T8-  und  T5-Lampen 


T5  (16  mm  0)                                   T5  (16  mm  0) 

T8  (26  mm  0) 

Hoher  Wirkungsgrad                              Hohe  Lichtleistung 

Nennleistung  (W) 

Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

Nennleistung  (W) 

Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

Nennleistung  (W) 

Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

15 

63 

14 

86 

24 

73 

18 

75 

21 

90 

39 

79 

25 

76 

28 

93 

49 

88 

30 

80 

35 

94 

54 

82 

36 

93 

80 

77 

38 

87 

58 

90 

70 

89 

Einsockel-Leuchtstofflampen  müssen  bei  25  °C  mindestens  folgende  Bemessungswerte  für  die  Lichtausbeute  auf- 
weisen. 


Weicht  die  Nennleistung  oder  die  Lampenform  von  den  Leistungswerten  oder  den  Lampenformen  in  den  Tabellen 
2  bis  5  ab,  so  müssen  die  Lampen  die  Lichtausbeute  der  nächstliegenden  Nennleistung  oder  Form  erreichen.  Ist 
der  Abstand  zu  zwei  Nennleistungen  in  der  Tabelle  gleich  groß,  so  muss  die  entsprechende  Lampe  den  höheren 
der  beiden  Werte  für  die  Lichtausbeute  erfüllen.  Liegt  die  Nennleistung  über  der  höchsten  in  der  Tabelle  ange- 
gebenen Leistung,  so  muss  die  betreffende  Lampe  den  Wert  der  Lichtausbeute  für  diese  höchste  Leistung  ein- 
halten. 


Tabelle  2 


Bemessungswerte  für  die  Mindesüichtausbeute  von  Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  elektromagnetischem  und 

elektronischem  Vorschaltgerät 


Kleines  U-Rohr  (einfach),  Sockel  G23  (2 
Stifte)  oder  2G7  (4  Stifte) 


Nennleistung  (W) 


Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

50 

57 

67 


82 


Zwei  Parallelrohre,  Sockel  G24d  (2  Stifte) 
oder  G24q  (4  Stifte) 


Nennleistung  (W) 


10 


13 


26 


Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

60 

69 

67 


66 


Drei  Parallelrohre,  Sockel  GX24d  (2 
Stifte)  oder  GX24q  (4  Stifte) 


Nennleistung  (W) 


13 


26 


32 


42 


57 


Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

69 

67 

66 


75 


76 


75 


Tabelle  3 

Bemessungswerte  für  die  Mindesüichtausbeute  von  Einsockel-Leuchtstofflampen  betrieben  nur  mit  elektronischem  Vorschalt- 
gerät 


Tabelle  4 

Bemessungswerte  für  die  Mindestlichtausbeute  von  Einsockel-Leuchtstofflampen  quadratischer  Form  oder  (sehr)  hoher  Licht- 
leistung 


Brezelförmiges  Rohr  (eir 
Stifte)  oc 

fach), 
1er  GR 

So 
Yl 

:kel  ( 
0q3 

—  / 

;R8  (2  Stifte),  GRIOq  (4 
4  Stifte) 

1  T  1 

Nennleistung  (W) 

Bemessungs-Lichtausbeute  (Im/ 
W),  100  h,  Anfangswert 

Nennleistung  (W) 

Bemessungs-Lichtausbeute  (Im/ 
W),  100  h,  Anfangswert 

10 

65 

60 

67 

16 

66 

82 

75 

21 

64 

85 

71 

28 

73 

75 

38 

71 

71 

Korrekturen  für  Einsockel-  und  Zweisockel-Leuchtstofflampen: 

Die  erforderliche  Lichtausbeute  bei  2  5  °C  kann  in  den  folgenden  Fällen  niedriger  liegen  als  in  den  oben  stehenden 
Tabellen: 

Tabelle  6 

Abzugs-Prozentsätze  zur  den  Bemessungswerten  für  die  Mindestlichtausbeute  von  Leuchtstofflampen  hoher  Farbtemperatur, 

hoher  Farbwiedergabe  und/oder  zweiter  Lampenhülle 


Lampenparameter 

Abzug  von  der  Lichtausbeute  bei  25  °C 

Tc  >  5  000  K 

-10% 

95  >  Ra  >  90 

-20% 

Ra  >  95 

-30% 

Zweite  Lampenhülle 

-10% 

Die  angegebenen  Abzüge  sind  kumulierbar. 

Ein-  und  Zweisockel-Leuchtstofflampen,  deren  Optimaltemperatur  nicht  25  °C  beträgt,  müssen  die  Anforderungen 
an  die  Lichtausbeute  gemäß  den  oben  stehenden  Tabellen  auch  auf  ihrer  Optimaltemperatur  erfüllen. 

B.  Anforderungen  der  zweiten  Stufe 

Drei  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gelten  für  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät 
und  Hochdruckentladungslampen  die  nachfolgend  aufgeführten  Anforderungen  an  die  Lichtausbeute. 

Zweisockel-Leuchtstofflampen: 

Die  Anforderungen,  die  in  der  ersten  Stufe  nur  für  Zweisockel-Leuchtstofflampen  mit  26  mm  Durchmesser  (T8) 
gelten,  gelten  nun  für  alle  Zweisockel-Leuchtstofflampen  anderen  Durchmessers. 

Diese  Lampen  müssen  die  Mindestlichtausbeute  der  T8-Lampe  einhalten,  deren  Nennleistung  ihnen  am  nächsten 
kommt.  Liegt  die  Nennleistung  über  der  höchsten  in  der  Tabelle  angegebenen  Leistung,  so  muss  die  betreffende 
Lampe  den  Wert  der  Lichtausbeute  für  diese  höchste  Leistung  einhalten. 

Die  Korrekturen  für  die  erste  Stufe  (Tabelle  6)  gelten  weiterhin. 

Hochdruckentladungslampen: 

Lampen  mit  Tc  >  5  000  K  oder  einer  zweiten  Lampenhülle  müssen  die  geltenden  Anforderungen  an  die  Licht- 
ausbeute in  den  Tabellen  7,  8  und  9  zu  mindestens  90  %  erfüllen. 

Hochdruck-Natriumdampflampen  mit  Ra  <  60  müssen  mindestens  die  in  Tabelle  7  angegebenen  Bemessungs- 
werte für  die  Lichtausbeute  aufweisen: 

Tabelle  7 

Bemessungswerte  für  die  Mindestlichtausbeute  von  Hochdruck-Natriumdampflampen 


Lampennennleistung  [W] 

Bemessungs-Lichtausbeute  [lm/W]  — 
Klarglaslampen 

Bemessungs-Lichtausbeute  [lm/W]  — 
Mattglaslampen 

W  <  45 

>  60 

>  60 

45  <  W  <  55 

>  80 

>  70 

55  <  W  <  75 

>  90 

>  80 

75  <  W  <  105 

>  100 

>  95 

105  <  W  <  155 

>  110 

>  105 

155  <  W  <  255 

>  125 

>  115 

255  <  W  <  605 

>  135 

>  130 

Für  Hochdruck-Natriumdampflampen  zur  Nachrüstung,  die  zum  Betrieb  mit  Steuergeräten  für  Hochdruck-Queck- 
silberdampflampen bestimmt  sind,  gelten  die  in  Tabelle  7  aufgeführten  Anforderungen  erst  6  Jahre  nach  Inkraft- 
treten dieser  Verordnung. 


Metallhalogenidlampen  mit  Ra  <  80  und  Hochdruck-Natriumdampflampen  mit  Ra  >  60  müssen  mindestens  die 
in  Tabelle  8  angegebenen  Bemessungswerte  für  die  Lichtausbeute  aufweisen: 


Tabelle  8 

Bemessungswerte  für  die  Mindestlichtausbeute  von  Metallhalogenidlampen 


Lampennennleistung  [W] 

Bemessungs-Lichtausbeute  [lm/W]  — 
Klarglaslampen 

Bemessungs-Lichtausbeute  [lm/W]  — 
Mattglaslampen 

W  <  55 

>  60 

>  60 

55  <  W  <  75 

>  75 

>  70 

75  <  W  <  105 

>  80 

>  75 

105  <  W  <  155 

>  80 

>  75 

155  <  W  <  255 

>  80 

>  75 

255  <  W  <  405 

>  85 

>  75 

Sechs  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  müssen  sonstige  Hochdruckentladungslampen  mindestens  die  in 
Tabelle  9  angegebenen  Bemessungswerte  für  die  Lichtausbeute  aufweisen: 

Tabelle  9 

Bemessungswerte  für  die  Mindestlichtausbeute  sonstiger  Hochdruckentladungslampen 


Lampennennleistung  [W] 

Bemessungs-Lichtausbeute  [lm/W] 

W  <  40 

50 

40  <  W  <  50 

55 

50  <  W  <  70 

65 

70  <  W  <  125 

70 

125  <  W 

75 

C.  Anforderungen  der  dritten  Stufe 

Acht  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  müssen  auf  den  Betrieb  mit  Vorschaltgeräten  ausgelegt  sein, 
die  mindestens  in  die  Energieeffizienzklasse  A2  gemäß  Anhang  III  Abschnitt  2  Ziffer  2  fallen. 

Metallhalogenidlampen  müssen  mindestens  die  in  Tabelle  1 0  angegebenen  Bemessungswerte  für  die  Lichtausbeute 
aufweisen: 

Tabelle  10 

Bemessungswerte  für  die  Mindestlichtausbeute  von  Metallhalogenidlampen  —  3.  Stufe 


Lampennennleistung  (W) 

Bemessungs-Lichtausbeute  (lm/W)  — 
Klarglaslampen 

Bemessungs-Lichtausbeute  (lm/W)  — 
Mattglaslampen 

W  <  55 

>  70 

>  65 

55  <  W  <  75 

>  80 

>  75 

75  <  W  <  105 

>  85 

>  80 

105  <  W  <  155 

>  85 

>  80 

155  <  W  <  255 

>  85 

>  80 

255  <  W  <  405 

>  90 

>  85 

Lampen  mit  Tc  >  5  000  K  oder  einer  zweiten  Lampenhülle  müssen  die  geltenden  Anforderungen  an  die  Licht- 
ausbeute zu  mindestens  90  %  erfüllen. 


1.2.  Leistungsanforderungen  an  Lampen 

A.  Anforderungen  der  ersten  Stufe 

Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät,  für  die  die  Anforderungen  in  Anhang  III  Abschnitt  1  Ziffer  1 
Buchstabe  A  gelten,  müssen  einen  Farbwiedergabeindex  (color  rendering  index,  Ra)  von  mindestens  80  aufweisen. 

B.  Anforderungen  der  zweiten  Stufe 

Drei  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  müssen  einen  Farbwiedergabeindex  (Ra)  von  mindestens  80 
aufweisen.  Sie  müssen  mindestens  die  in  Tabelle  11  angegebenen  Werte  für  den  Lampenlichtstromerhalt  auf- 
weisen: 


Tabelle  11 

Lampenlichtstromerhaltwerte  für  Einsockel-  und  Zweisockel-Leuchtstofflampen  —  2.  Stufe 


Lampenlichtstromerhalt 

Betriebsstunden 

Lampentyp 

2  000 

4  000 

8  000 

16  000 

Zweisockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  nicht- 
elektronischen Vorschaltgeräten 

0,95 

0,92 

0,90 

Zweisockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  elek- 
tronischem Vorschaltgerät  mit  Warmstart 

0,97 

0,95 

0,92 

0,90 

Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  nicht- 
elektronischen Vorschaltgeräten 

0,95 

0,90 

0,80 

Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  elektro- 
nischem Vorschaltgerät  mit  Warmstart 

0,97 

0,90 

0,80 

Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  müssen  mindestens  die  in  Tabelle  1 2  angegebenen  Werte  für 
den  Lampenüberlebensfaktor  aufweisen: 


Tabelle  12 

Lampenüberlehensfaktoren  für  Einsockel-  und  Zweisockel-Leuchtstofflampen  —  2.  Stufe 


Lampenüberlebensfaktor 

Betriebsstunden 

Lampen  typ 

2  000 

4  000 

8  000 

16  000 

Zweisockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  nicht- 
elektronischen Vorschaltgeräten 

0,99 

0,97 

0,90 

Zweisockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  elek- 
tronischem Vorschaltgerät  mit  Warmstart 

0,99 

0,97 

0,92 

0,90 

Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  nicht- 
elektronischen Vorschaltgeräten 

0,95 

0,92 

0,50 

Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  elektro- 
nischem Vorschaltgerät  mit  Warmstart 

0,95 

0,90 

0,87 

Hochdruck-Natriumdampflampen  müssen  mindestens  die  in  Tabelle  13  angegebenen  Werte  für  den  Lampen- 
lichtstromerhalt und  den  Lampenüberlebensfaktor  aufweisen: 


Tabelle  13 

Lampenlichtstromerhaltwerte  und  Lampenüberlebensfaktoren  für  Hochdruck-Natriumdampflampen  —  2.  Stufe 


Betriebsstunden 

Lampenlichtstromerhalt 

Lampenüberlebensfaktor 

12  000  (P  <  75  W) 

>  0,80 

>  0,90 

16  000  (P  >  75  W) 

>  0,85 

>  0,90 

C.  Anforderungen  der  dritten  Stufe 

Acht  jähre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Metallhalogenidlampen  müssen  mindestens  die  in  Tabelle  14  angegebenen  Werte  für  den  Lampenlichtstromerhalt 
und  den  Lampenüberlebensfaktor  aufweisen: 


Tabelle  14 

Lampenlichtstromerhaltwerte  und  Lampenüberlebensfaktoren  für  Metallhalogenidlampen  —  3.  Stufe 


Betriebsstunden 

Lampenlichtstromerhalt 

Lampenüberlebensfaktor 

12  000 

>  0,80 

>  0,80 

1.3.  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  zu  Lampen 

Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  müssen  Hersteller  für  sämtliche  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes 
Vorschaltgerät  und  sämtliche  Hochdruckentladungslampen  mindestens  die  nachfolgend  genannten  Informationen  auf 
frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  ihnen  zweckmäßig  erscheinender  Form  bereitstellen.  Diese  Angaben 
müssen  ebenfalls  in  den  zum  Zweck  der  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  er- 
stellten technischen  Unterlagen  enthalten  sein. 


a)  Nennwert  und  Bemessungswert  für  die  Lampenleistung; 


b)  Nennwert  und  Bemessungswert  für  den  Lichtstrom  der  Lampe; 


c)  Bemessungswert  für  den  Lampenwirkungsgrad  bei  100  h  Betrieb  unter  Standardbedingungen  (25  °C,  bei  T5- 
Lampen  35  °C).  Bei  Leuchtstofflampen  gegebenenfalls  sowohl  im  Betrieb  bei  50  Hz  (Netzfrequenz)  als  auch  im 
Hochfrequenzbetrieb  (>  50  Hz),  wobei  der  Bemessungslichtstrom  in  allen  Fällen  gleich  ist  und  für  den  Hoch- 
frequenzbetrieb der  Kalibrierstrom  der  Prüfbedingungen  und/oder  die  Bemessungsspannung  des  Hochfrequenz- 
generators mit  dem  Widerstand  anzugeben  ist.  Es  ist  deutlich  kenntlich  zu  machen,  dass  die  Leistungsverluste 
durch  Hilfsgeräte  wie  Vorschaltgeräte  im  Stromverbrauch  der  Lichtquelle  nicht  enthalten  sind; 


d)  Bemessungs-Lampenlichtstromerhalt  bei  2  000  h,  4  000  h,  6  000  h,  8  000  h,  12  000  h,  16  000  h  und  20  000  h 
(für  neu  auf  den  Markt  gekommene  Lampen,  für  die  noch  keine  Daten  zur  Verfügung  stehen,  nur  bis  8  000  h), 
wobei  für  Lampen,  die  sowohl  bei  50  Hz  als  auch  hochfrequent  betrieben  werden  können,  die  Betriebsart  bei  der 
Prüfung  anzugeben  ist; 


e)  Bemessungs-Lampenüberlebensfaktor  bei  2  000  h,  4  000  h,  6  000  h,  8  000  h,  12  000  h,  16  000  h  und  20  000 
h  (für  neu  auf  den  Markt  gekommene  Lampen,  für  die  noch  keine  Daten  zur  Verfügung  stehen,  nur  bis  8  000  h), 
wobei  für  Lampen,  die  sowohl  bei  50  Hz  als  auch  hochfrequent  betrieben  werden  können,  die  Betriebsart  bei  der 
Prüfung  anzugeben  ist; 


f)  Quecksilbergehalt  der  Lampen  in  X,X  mg; 


g)  Farbwiedergabeindex  (Ra)  der  Lampe; 

h)  Farbtemperatur  der  Lampe; 

i)  Umgebungstemperatur,  bei  der  die  Lampe  ihren  maximalen  Lichtstrom  abstrahlen  soll.  Erfüllt  die  Lampe  bei  einer 
Umgebungstemperatur  von  25  °C  die  Anforderungen  an  die  Lichtausbeute  gemäß  Anhang  III  Abschnitt  1  Ziffer  1 
nicht  zu  mindestens  90  %  (bei  T5-Lampen  100  %),  so  ist  anzugeben,  dass  sie  nicht  zur  Verwendung  in  Gebäuden 
bei  Standardraumtemperatur  geeignet  ist. 

2.     ANFORDERUNGEN  AN  VORSCHALTGERÄTE  FÜR  LEUCHTSTOFFLAMPEN  OHNE  EINGEBAUTES  VORSCHALT- 
GERÄT  UND  AN  VORSCHALTGERÄTE  FÜR  HOCHDRUCKENTLADUNGSLAMPEN 

2.1.  Energieeffizienzanforderungen  an  Vorschaltgeräte 

Umschaltbare  (Multiwattage-)  Vorschaltgeräte  müssen  die  unten  stehenden  Anforderungen  für  jede  Leistung  erfüllen, 
mit  der  sie  betrieben  werden  können. 


A.  Anforderungen  der  ersten  Stufe 

Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Vorschaltgeräte,  die  von  Tabelle  17  in  Anhang  III  Abschnitt  2  Ziffer  2  erfasst  werden,  müssen  mindestens  in  die 
Energieeffizienzklasse  B2,  Vorschaltgeräte,  die  von  Tabelle  18  erfasst  werden,  in  die  Klasse  A3  und  Vorschaltge- 
räte, die  von  Tabelle  19  erfasst  werden,  in  die  Klasse  AI  eingestuft  sein. 

In  der  Stellung,  die  2  5  %  der  Lichtleistung  der  betriebenen  Lampe  entspricht,  darf  die  Eingangsleistung  (Pcin)  des 
Vorschaltgerätkreises  nicht  mehr  als: 

Pein  <  50  %  *  PLBemessung/n Vorschalt  betragen, 

wobei  PLBemessung  fur  den  Bemessungswert  der  Lampenleistung  und  r|Vorscna|t  für  den  unteren  Energieeffizienz- 
Grenzwert  der  jeweiligen  Energieeffizienzklasse  steht. 

Der  Stromverbrauch  der  Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  darf  1,0  W  nicht  überschreiten,  wenn  die  be- 
triebenen Lampen  unter  normalen  Betriebsbedingungen  keinerlei  Licht  abstrahlen  und  etwaige  andere  angeschlos- 
sene Bauteile  (Netzwerkverbindungen,  Sensoren  usw.)  abgeklemmt  sind.  Ist  ein  Abklemmen  nicht  möglich,  so  ist 
ihre  Leistung  zu  messen  und  vom  Ergebnis  abzuziehen. 


B.  Anforderungen  der  zweiten  Stufe 

Drei  fahre  nach  Inkrafttreten  der  Durchführungsmaßnahme  gilt: 

Vorschaltgeräte  für  Hochdruckentladungslampen  müssen  die  in  Tabelle  1 5  angegebenen  Wirkungsgrade  aufwei- 
sen: 


Tabelle  15 

Mindestwirkungsgrad  von  Vorschaltgeräten  für  Hochdruckentladungslampen  —  2.  Stufe 


Lampennennleistung  (P) 
W 

Mindestwirkungsgrad  des  Vorschaltgeräts  (nvorschalt) 

% 

P  <  30 

65 

30  <  P  <  75 

75 

75  <  P  <  105 

80 

105  <  P  <  405 

85 

P  >  405 

90 

Der  Stromverbrauch  von  Vorschaltgeräten  zum  Betrieb  von  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät 
darf  0,5  W  nicht  überschreiten,  wenn  die  betriebenen  Lampen  unter  normalen  Betriebsbedingungen  keinerlei 
Licht  abstrahlen.  Diese  Anforderung  gilt  für  Vorschaltgeräte,  wenn  andere  möglicherweise  angeschlossenen  Bau- 
teile (Netzwerkverbindungen,  Sensoren  usw.)  abgeklemmt  sind.  Ist  ein  Abklemmen  nicht  möglich,  so  ist  ihre 
Leistung  zu  messen  und  vom  Ergebnis  abzuziehen. 


C.  Anforderungen  der  dritten  Stufe 

Acht  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  müssen  den  Wirkungsgrad: 
Ivorschalt  *  EBbLL  aufweisen 

Die  Größe  EBbLL  ist  in  Anhang  II  Abschnitt  3  Buchstabe  g  definiert. 

Vorschaltgeräte  für  Hochdruckentladungslampen  müssen  die  in  Tabelle  16  angegebenen  Wirkungsgrade  aufwei- 
sen: 


Tabelle  16 

Mindestwirkungsgrad  von  Vorschaltgeräten  für  Hochdruckentladungslampen  —  3.  Stufe 


Lampennennleistung  (P) 
W 

Mindestwirkungsgrad  des  Vorschaltgeräts  (nyorschalt) 

% 

P  <  30 

78 

30  <  P  <  75 

85 

75  <  P  <  105 

87 

105  <  P  <  405 

90 

P  >  405 

92 

2.2.  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  zu  Vorschaltgeräten 

Hersteller  von  Vorschaltgeräten  müssen  für  jedes  ihrer  Modelle  mindestens  die  nachfolgend  genannten  Angaben  auf 
frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  ihnen  zweckmäßig  erscheinender  Form  bereitstellen.  Diese  Angaben 
müssen  auch  in  deutlich  sichtbarer  und  dauerhafter  Form  auf  den  Vorschaltgeräten  angebracht  sein.  Die  zum  Zweck 
der  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  erstellten  technischen  Unterlagen  müssen  die 
entsprechenden  Angaben  ebenfalls  enthalten. 


A.  Anforderungen  der  ersten  Stufe 

Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  werden  nach  dem  Energieeffizienzindex  (EEI)  gemäß  der  nachfolgenden 
Definition  klassifiziert. 


„Energieeffizienzindex"  (EEI)  bezeichnet  ein  System  der  Klassifizierung  von  Vorschaltgeräten  für  Leuchtstofflampen 
ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  nach  Wirkungsgrad-Grenzwerten.  Die  Klassen  für  steuerungsunfähige  Vorschalt- 
geräte sind  (nach  Wirkungsgrad  absteigend  sortiert)  A2  BAT,  A2,  A3,  Bl,  B2  und  für  steuerungsfähige  Vor- 
schaltgeräte AI  BAT  und  AI. 

Tabelle  17  enthält  die  Energieeffizienzklassen  für  Vorschaltgeräte  zum  Betrieb  der  in  der  Tabelle  aufgeführten 
Lampen  oder  anderer  für  den  Betrieb  mit  denselben  Vorschaltgeräten  ausgelegter  Lampen  (das  heißt  Lampen,  bei 
denen  die  Daten  des  Referenzvorschaltgeräts  identisch  sind). 


Tabelle  17 

Anforderungen  an  steuerungsunfähige  Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  in  Bezug  auf  den  Energieeffizienzindex 


Lampendaten 


Wirkungsgrad  des  Vorschaltgeräts  (PLamp(,/PEi„gang) 


Steuerungsunfähig 


Lampentyp 

Nennleis- 
tung 

ILCOS-Code 

Bemessungsleistung/ty- 
pische Leistung 

A2  BAT 

A2 

A3 

Bl 

B2 

50  Hz 

HF 

W 

W 

W 

T8 

15 

FD-15-E-G1 3-26/450 

15 

13,5 

87,8  % 

84,4  % 

75,0  % 

67,9  % 

62,0  % 

T8 

18 

FD-18-E-G1 3-26/600 

18 

16 

87,7  % 

84,2  % 

76,2  % 

71,3  % 

65,8  % 

T8 

30 

FD-30-E-G1 3-26/900 

30 

24 

82,1  % 

77,4% 

72,7  % 

79,2  % 

75,0  % 

T8 

36 

FD-36-E-G1 3-26/1 200 

36 

32 

91,4% 

88,9  % 

84,2  % 

83,4  % 

79,5  % 

T8 

38 

FD-38-E-G1 3-26/1050 

38,5 

32 

87,7  % 

84,2  % 

80,0  % 

84,1  % 

80,4  % 

T8 

58 

FD-58-E-G1 3-26/1 500 

58 

50 

93,0  % 

90,9  % 

84,7  % 

86,1  % 

82,2  % 

T8 

70 

FD-70-E-G1 3-26/1800 

69,5 

60 

90,9% 

88,2  % 

83,3% 

86,3  % 

83,1  % 

TC-L 

18 

FSD-18-E-2G11 

18 

16 

87,7  % 

84,2  % 

76,2  % 

71,3  % 

65,8  % 

TC-L 

24 

FSD-24-E-2G11 

1  1 

90,7% 

88,0% 

81,5  % 

76,0% 

71,3  % 

TC-L 

36 

FSD-36-E-2G11 

36 

32 

91,4% 

88,9% 

84,2  % 

83,4% 

79,5% 

TCF 

1 8 

18 

16 

87,7  % 

84,2  % 

/6,2  % 

71,3  % 

65,8  % 

TCF 

24 

FSS-24-E-2G10 

24 

22 

90,7% 

88,0% 

81,5  % 

76,0% 

71,3  % 

TCF 

36 

FSS-36-E-2G10 

36 

32 

91,4% 

88,9  % 

84,2  % 

83,4% 

79,5  % 

TC-D  /  DE 

10 

FSQ-10-E-G24q=l 
FSQ-10-I-G24d=l 

10 

9,5 

89,4  % 

86,4% 

73,1  % 

67,9  % 

59,4  % 

TC-D  /  DE 

13 

FSQ-13-E-G24q=l 
FSQ-13-I-G24d=l 

13 

12,5 

91,7  % 

89,3  % 

78,1  % 

72,6  % 

65,0  % 

TC-D  /  DE 

18 

FSQ-18-E-G24q=2 
FSQ-18-I-G24d=2 

18 

16,5 

89,8  % 

86,8  % 

78,6  % 

71,3  % 

65,8  % 

TC-D  /  DE 

26 

FSQ-26-E-G24q=l 
FSQ-26-I-G24d=l 

26 

24 

91,4% 

88,9  % 

82,8  % 

77,2  % 

72,6  % 

TC-T  /  TE 

13 

FSM-13-E-GX24q=l 
FSM-13-I-GX24d=l 

13 

12,5 

91,7% 

89,3  % 

78,1  % 

72,6  % 

65,0% 

TC-T  /  TE 

18 

FSM-18-E-GX24q=2 
FSM-18-I-GX24d=2 

18 

16,5 

89,8% 

86,8  % 

78,6  % 

71,3  % 

65,8  % 

TC-T  /  TC-TE 

26 

FSM-26-E-GX24q=3 
FSM-26-I-GX24d=3 

76  5 

24 

91,4% 

88,9  % 

82,8  % 

77,5  % 

73,0% 

TC-DD  /  DDE 

10 

FSS-10-E-GR10q 
FSS-10-L/P/H-GR10q 

10,5 

9,5 

86,4% 

82,6  % 

70,4% 

68,8  % 

60,5  % 

TC-DD  /  DDE 

16 

FSS-16-E-GR10q 
FSS-16-I-GR10q 
FSS-10-L/P/H-GR10q 

16 

15 

87,0% 

83,3  % 

75,0% 

72,4  % 

66,1  % 

TC-DD  /  DDE 

21 

FSS-21-E-GR10q 
FSS-21-I-GR10q 
FSS-21-L/P/H-GR10q 

21 

19 

89,4% 

86,4% 

79,2  % 

73,9  % 

68,8  % 

TC-DD  /  DDE 

28 

FSS-28-E-GR10q 
FSS-28-l-GR10q 
FSS-28-L/P/H-GR10q 

28 

26 

89,7% 

86,7  % 

81,3  % 

78,2% 

73,9  % 

TC-DD  /  DDE 

38 

FSS-38-E-GR10q 
FSS-38-L/P/H-GR10q 

38,5 

36 

92,3  % 

90,0% 

85,7% 

84,1  % 

80,4  % 

TC 

5 

FSD-5-I-G23 
FSD-5-E-2G7 

5,4 

5 

72,7% 

66,7  % 

58,8  % 

49,3  % 

41,4% 

TC 

7 

FSD-7-I-G23 
FSD-7-E-2G7 

7,1 

6,5 

77,6  % 

72,2  % 

65,0  % 

55,7  % 

47.8  % 

TC 

9 

FSD-9-I-G23 
FSD-9-E-2G7 

8,7 

8 

78,0  % 

72,7  % 

66,7  % 

60,3  % 

52,6  % 

TC 

11 

FSD-11-I-G23 
FSD-11-E-2G7 

11,8 

11 

83,0  % 

78,6% 

73,3  % 

66,7  % 

59,6  % 

T5 

4 

FD-4-E-G5-16/150 

4,5 

3,6 

64,9  % 

58,1  % 

50,0  % 

45,0  % 

37,2% 

T5 

6 

FD-6-E-G5-16/225 

6 

5,4 

71,3  % 

65,1  % 

58,1  % 

51,8  % 

43,8  % 

T5 

8 

FD-8-E-G5-1 6/300 

7,1 

7,5 

69,9  % 

63,6  % 

58,6  % 

48,9  % 

42.7  % 

T5 

13 

FD-13-E-G5-16/525 

13 

12,8 

84,2  % 

80,0  % 

75,3  % 

72,6  % 

65,0  % 

T9-C 

22 

FSC-22-E-G10q-29/200 

22 

19 

89,4  % 

86,4  % 

79,2  % 

74,6  % 

69,7  % 

T9-C 

32 

FSC-32-E-G10q-29/300 

32 

30 

88,9  % 

85,7  % 

81,1  % 

80,0  % 

76,0  % 

T9-C 

40 

FSC-40-E-G10q-29/400 

40 

32 

89,5  % 

86,5  % 

82,1  % 

82,6  % 

79,2  % 

T2 

6 

FDH-6-L/P-W4.3x8.5d-7/220 

5 

72,7  % 

66,7  % 

58,8  % 

T2 

8 

FDH-8-L/P-W4.3x8.5d-7/320 

7,8 

76,5  % 

70,9  % 

65,0  % 

T2 

11 

FDH-1  l-L/P-W4.3x8.5d-7/420 

10,8 

81,8  % 

77,1  % 

72,0% 

T2 

13 

FDH-1 3-L/P-W4.3x8.5d-7/520 

13,3 

84,7  % 

80,6  % 

76,0  % 

T2 

21 

FDH-21 -L/P-W4. 3x8 . 5  d-  7/ 

21 

88.9  % 

85,7  % 

79,2  % 

T2 

23 

FDH-23-L/P-W4.3x8.5d-7/ 

23 

89,8  % 

86,8  % 

80,7  % 

T5-E 

14 

FDH-14-G5-L/P-16/550 

13,7 

84,7  % 

80,6  % 

72,1  % 

T5-E 

21 

FDH-21-G5-L/P-1 6/850 

20,7 

89,3  % 

86,3  % 

79,6  % 

T5-E 

24 

FDH-24-G5-L/P-16/550 

22,5 

89,6  % 

86,5  % 

80,4  % 

T5-E 

28 

FDH-28-G5-L/P-16/1150 

27,8 

89.8  % 

86,9  % 

81,8  % 

T5-E 

35 

FDH-35-G5-L/P-1 6/1450 

34,7 

91,5  % 

89,0  % 

82,6  % 

T5-E 

39 

FDH-39-G5-L/P-1 6/850 

38 

91,0% 

88,4  % 

82,6  % 

T5-E 

49 

FDH-49-G5-L/P-1 6/1450 

49,3 

91,6% 

89,2  % 

84,6  % 

T5-E 

54 

FDH-54-G5-L/P-16/1150 

53,8 

92,0  % 

89,7  % 

85,4  % 

T5-E 

80 

FDH-80-G5-L/P-16/1150 

80 

93,0% 

90,9  % 

87,0  % 

T5-E 

95 

FDH-95-G5-L/P-16/1150 

95 

92.7  % 

90,5  % 

84,1  % 

T5-E 

120 

FDH-120-G5-L/P-16/1450 

120 

92,5  % 

90,2  % 

84,5  % 

T5-C 

22 

FSCH-22-L/P-2GX1 3-16/225 

22,3 

88,1  % 

84,8  % 

78,8  % 

T5-C 

40 

FSCH-40-L/P-2GX1 3-1 6/300 

39,9 

91,4% 

88,9  % 

83,3  % 

T5-C 

55 

FSCH-55-L/P-2GX1 3-1 6/300 

55 

92,4  % 

90,2  % 

84,6  % 

T5-C 

60 

FSCH-60-L/P-2GX1 3-1 6/375 

60 

93,0  % 

90,9  % 

85,7  % 

TC-LE 

40 

FSDH-40-L/P-2G11 

40 

91,4% 

88,9  % 

83,3  % 

TC-LE 

55 

FSDH-55-L/P-2G11 

55 

92,4  % 

90,2  % 

84,6  % 

TC-LE 

80 

FSDH-80-L/P-2G11 

80 

93,0% 

90,9  % 

87,0  % 

TC-TE 

32 

FSMH-32-L/P-2GX24q=3 

32 

91,4% 

88,9  % 

82,1  % 

TC-TE 

42 

FSMH-42-L/P-2GX24q=4 

43 

93,5  % 

91,5  % 

86,0  % 

TC-TE 

57 

FSM6H-57-L/P-2GX24q=5 
FSM8H-57-L/P-2GX24q=5 

56 

91,4% 

88,9  % 

83,6  % 

TC-TE 

70 

FSM6H-70-L/P-2GX24q=6 
FSM8H-70-L/P-2GX24q=6 

70 

93,0% 

90,9  % 

85,4  % 

TC-TE 

60 

FSM6H-60-L/P-2G8  =  l 

63 

92,3  % 

90,0  % 

84,0  % 

TC-TE 

62 

FSM8H-62-L/P-2G8=2 

62 

92,2  % 

89,9  % 

83,8  % 

TC-TE 

82 

FSM8H-82-L/P-2G8=2 

82 

92,4  % 

90,1  % 

83,7  % 

TC-TE 

85 

FSM6H-85-L/P-2G8=l 

87 

92,8  % 

90,6  % 

84,5  % 

TC-TE 

120 

FSM6H-120-L/P-2G8=1 
FSM8H-120-L/P-2G8=1 

122 

92,6  % 

90,4  % 

84,7  % 

TC-DD 

55 

FSSH-55-L/P-GR10q 

55 

92,4  % 

90,2  % 

84,6  % 
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Zusätzlich  erhalten  steuerungsunfähige  Vorschaltgeräte,  die  nicht  in  Tabelle  17  stehen,  gemäß  Tabelle  18  einen 
EEI  entsprechend  ihrem  Wirkungsgrad: 


Tabelle  18 

Anforderungen  an  nicht  in  Tabelle  1 7  aufgeführte  steuerungsunfähige  Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  in  Bezug  auf 

den  Energieeffizienzindex 


1  Vorschalt 

Energieeffizienzindex 

>  0,94  *  EBbLL 

A3 

2  EBbLL 

A2 

>  l-0,75*(l-EBbLL) 

A2  BAT 

Die  Größe  EBbLL  ist  in  Anhang  II  Abschnitt  3  Buchstabe  g  definiert. 


Ferner  werden  steuerungsfähige  Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  entsprechend  der  Klasse,  in  die  das  Vor- 
schaltgerät  bei  Betrieb  mit  100%  der  Lichtleistung  fallen  würde,  gemäß  Tabelle  19  in  Energieeffizienzklassen 
eingestuft: 


Tabelle  19 

Anforderungen  an  steuerungsfähige  Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  in  Bezug  auf  den  Energieeffizienzindex 


Erreichte  Klasse  bei  100%  Lichtleistung 

Energieeffizienzindex  des  steuerungsfähigen  Vorschaltgeräts 

A3 

AI 

A2 

AI  BAT 

Umschaltbare  Vorschaltgeräte  werden  entweder  entsprechend  ihrem  niedrigsten  (schlechtesten)  Wirkungsgrad 
klassifiziert,  oder  es  wird  für  jede  betriebene  Lampe  eine  Klasse  angegeben. 

B.  Anforderungen  der  zweiten  Stufe 

Drei  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 


Bei  Vorschaltgeräten  für  Hochdruckentladungslampen  ist  der  Wirkungsgrad  des  Vorschaltgeräts  gemäß  der  De- 
finition in  Anhang  II  Abschnitt  1  Buchstabe  d  anzugeben. 


3.     ANFORDERUNGEN  AN  LEUCHTEN  FÜR  LEUCHTSTOFFLAMPEN  OHNE  EINGEBAUTES  VORSCHALTGERÄT  UND 
AN  LEUCHTEN  FÜR  HOCHDRUCKENTLADUNGSLAMPEN 

3.1.  Energieeffizienzanforderungen  an  Leuchten 

A.  Anforderungen  der  ersten  Stufe 

Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 


Der  Stromverbrauch  von  Leuchten  für  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  darf  den  Gesamtstrom- 
verbrauch der  eingebauten  Vorschaltgeräte  nicht  übersteigen,  wenn  die  Lampen  unter  normalen  Betriebsbedin- 
gungen keinerlei  Licht  abstrahlen  und  etwaige  andere  angeschlossene  Bauteile  (Netzwerkverbindungen,  Sensoren 
usw.)  abgeklemmt  sind.  Ist  ein  Abklemmen  nicht  möglich,  so  ist  ihre  Leistung  zu  messen  und  vom  Ergebnis 
abzuziehen. 


B.  Anforderungen  der  zweiten  Stufe 

Drei  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Leuchten  für  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  und  für  Hochdruckentladungslampen  müssen 
mit  Vorschaltgeräten  kompatibel  sein,  die  die  Anforderungen  der  dritten  Stufe  erfüllen;  hiervon  ausgenommen 
sind  Leuchten  mit  einem  Schutzgrad  von  mindestens  1P4X. 

Der  Stromverbrauch  von  Leuchten  für  Hochdruckentladungslampen  darf  den  Gesamtstromverbrauch  der  einge- 
bauten Vorschaltgeräte  nicht  übersteigen,  wenn  die  Lampen  unter  normalen  Betriebsbedingungen  keinerlei  Licht 
abstrahlen  und  etwaige  andere  angeschlossene  Bauteile  (Netzwerkverbindungen,  Sensoren  usw.)  abgeklemmt  sind. 
Ist  ein  Abklemmen  nicht  möglich,  so  ist  ihre  Leistung  zu  messen  und  vom  Ergebnis  abzuziehen. 

C.  Anforderungen  der  dritten  Stufe 

Acht  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Alle  Leuchten  für  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  und  für  Hochdruckentladungslampen  müs- 
sen mit  Vorschaltgeräten  kompatibel  sein,  die  die  Anforderungen  der  dritten  Stufe  erfüllen. 


3.2.  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  zu  Leuchten 

A.  Anforderungen  der  ersten  Stufe 

18  Monate  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Hersteller  von  Leuchten  für  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  mit  einem  Gesamtlichtstrom  von 
über  2  000  lumen  müssen  für  jedes  ihrer  Leuchtenmodelle  mindestens  die  nachfolgend  genannten  Angaben  auf 
frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  ihnen  zweckmäßig  erscheinender  Form  bereitstellen.  Diese  Anga- 
ben müssen  ebenfalls  in  den  zum  Zweck  der  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG 
erstellten  technischen  Unterlagen  enthalten  sein: 

a)  falls  die  Leuchte  zusammen  mit  dem  Vorschaltgerät  in  Verkehr  gebracht  wird,  Angaben  zum  Wirkungsgrad 
des  Vorschaltgerätes  gemäß  Anhang  III  Abschnitt  2  Ziffer  2  entsprechend  den  Daten  des  Herstellers; 

b)  falls  die  Leuchte  zusammen  mit  der  Lampe  in  Verkehr  gebracht  wird,  der  Wirkungsgrad  (lm/W)  der  Lampe 
entsprechend  den  Daten  des  Herstellers; 

c)  falls  das  Vorschaltgerät  oder  die  Lampe  nicht  zusammen  mit  der  Leuchte  in  Verkehr  gebracht  werden,  sind 
Angaben  zu  den  mit  der  Leuchte  kompatiblen  Lampen-  oder  Vorschaltgerättypen  aus  den  Katalogen  der 
Hersteller  zu  bereitzustellen  (z.  B.  der  ILCOS-Code  der  Lampen); 

d)  Wartungsanweisungen,  um  zu  gewährleisten,  dass  die  Leuchte  ihre  ursprüngliche  Qualität  möglichst  während 
ihrer  gesamten  Lebensdauer  behält; 

e)  Anweisungen  zum  Zerlegen. 

B.  Anforderungen  der  zweiten  Stufe 

Drei  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt: 

Hinsichtlich  der  bereitzustellenden  Informationen  gelten  die  Anforderungen  der  ersten  Stufe  auch  für  Leuchten  für 
Hochdruckentladungslampen  mit  einem  Gesamtlichtstrom  von  über  2  000  lumen.  Daneben  ist  bei  allen  Leuchten 
für  Hochdruckentladungslampen  anzugeben,  ob  sie  für  Klarglaslampen  und/oder  nichtklare  Lampen  im  Sinne  von 
Anhang  II  konzipiert  sind. 


ANHANG  W 


Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die  Anforderungen  in  Anhang  III  das  folgende  Nachprüfver- 
fahren an: 


Für  Lampen 

Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  ein  Los  von  mindestens  20  Lampen  desselben  Modells  und  desselben  Herstellers, 
die  nach  dem  Zufallsprinzip  ausgewählt  wurden. 

Weichen  die  Durchschnittsergebnisse  des  Loses  um  nicht  mehr  als  10  %  von  den  Grenzwerten,  Schwellenwerten  oder 
erklärten  Werten  ab,  so  wird  angenommen,  dass  das  Los  die  jeweils  einschlägigen  Bestimmungen  in  Anhang  III  Ab- 
schnitt 1  dieser  Verordnung  erfüllt. 

Andernfalls  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  nicht  erfüllt. 


Für  Vorschaltgeräte  und  Leuchten 

Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  nur  eine  Einheit. 

Liegen  die  Ergebnisse  innerhalb  der  Grenzwerte,  so  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  jeweils  einschlägigen  Be- 
stimmungen in  Anhang  III  Abschnitte  2  und  3  dieser  Verordnung  erfüllt. 

Andernfalls  werden  drei  weitere  Einheiten  geprüft.  Liegt  das  Durchschnittsergebnis  dieser  drei  Prüfungen  innerhalb  der 
Grenzwerte,  so  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  dieser  Verordnung  erfüllt. 

Andernfalls  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  nicht  erfüllt. 


ANHANG  V 


Unverbindliche  Referenzwerte  für  Leuchtstoff-  und  Hochdruckentladungslampen 

(zu  Informationszwecken) 

Beste  zur  Zeit  der  Verabschiedung  dieser  Verordnung  auf  dem  Markt  verfügbare  Technik  für  die  betroffenen  Produkte: 

1.  Wirkungsgrad  und  Lebensdauer  der  Lampen 

Für  Einsockel-  oder  Zweisockel-Leuchtstofflampen  sind  die  Referenzwerte  identisch  mit  den  besten  Werten  der  Tabel- 
len in  Anhang  III  Abschnitt  1  Ziffern  1  und  2. 

Für  Hochdruckentladungslampen 

Metallhalogenidlampen  (Klarglas-  und  Mattglaslampen): 

Tabelle  20 


Unverbindliche  Bemessungswerte  für  Wirkungsgrad  und  Leistung  von  MetaUhalogenidlampen  (Referenzniveau) 


Ra  >  80 

80  >  Ra  >  60 

Lampennennleistung  [W] 

Bemessungs-Lichtausbeute  [lm/W] 

Bemessungs-Lichtausbeute  [lm/W] 

W<  55 

>  80 

>  95 

55  <  W<  75 

>  90 

>  113 

75  <W<  105 

>  90 

>  116 

105  <W<  155 

>  98 

>  117 

155  <W<  255 

>  105 

255  <W<  405 

>  105 

Betriebsstunden 

Lampenlichtstromerhalt 

Lampenüberlebensfaktor 

12  000 

>  0,80 

>0,80 

Natriumdampf-Hochdrucklampen  (Klarglas-  und  Mattglaslampen): 

Tabelle  21 


Unverbindliche  Bemessungswerte  für  Wirkungsgrad  und  Leistung  von  Natriumdampf-Hochdrucklampen  (Referenzniveau) 


Lampennennleistung  [W] 

Bemessungs-Lichtausbeute  [lm/WJ 

W<  55 

>  88 

55  <  W<  75 

>  91 

75  <  W<  105 

>  107 

105  <W<  155 

>  110 

155  <  W<  255 

>  128 

255  <  W<  405 

>  138 

Betriebsstunden 

Lampenlichtstromerhalt 

Lampenüberlebensfaktor 

16  000 

>  0,94 

>0,92 

2.  Quecksilbergehalt  der  Lampen 

Bei  energieeffizienten  Leuchtstofflampen  beträgt  der  geringste  Quecksilbergehalt  nicht  mehr  als  1,4  mg  und  bei 
energieeffizienten  Hochdruckentladungslampen  nicht  mehr  als  12  mg. 

3.  Leistung  des  Vorschaltgeräts 

Für  Anwendungen,  in  denen  Lichtstromsteuerung  von  Vorteil  ist,  wurden  folgende  Referenzwerte  ermittelt: 

Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  mit  dem  Energieeffizienzindex  AI  BAT,  die  stufenlos  bis  auf  10  %  der  Licht- 
leistung zu  steuern  sind; 

Vorschaltgeräte  für  Hochdruckentladungslampen,  deren  Lichtleistung  stufenlos  bis  auf  40  %  gesteuert  werden  kann, 
mit  einem  Wirkungsgrad  von  0,9  (bestes  bekanntes  Ergebnis,  die  tatsächlichen  Steuerungsmöglichkeiten  hängen 
eventuell  davon  ab,  welcher  Typ  von  Hochdruckentladungslampen  mit  dem  Vorschaltgerät  betrieben  wird). 

4.  Produktinformationen  zu  den  Leuchten 

Die  nachfolgend  genannten  Produktinformationen  werden  für  die  entsprechenden  Leuchten  zusätzlich  zu  den  gemäß 
Anhang  III  Abschnitt  3  Ziffer  2  erforderlichen  Angaben  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  den 
Herstellern  zweckmäßig  erscheinender  Form  bereitgestellt: 

CEN-Flux-Code  der  Leuchte  oder  vollständige  fotometrische  Angaben. 


ANHANG  VI 


Unverbindliche  Referenzwerte  für  Produkte  zur  Bürobeleuchtung 

(zu  Informationszwecken) 

Beste  zur  Zeit  der  Verabschiedung  dieser  Verordnung  auf  dem  Markt  verfügbare  Technik  für  die  betroffenen  Produkte: 

1.     REFERENZWERTE  FÜR  LAMPEN 
1.1.  Leistung  der  Lampen 

Die  Lampen  weisen  einen  Wirkungsgrad  entsprechend  Anhang  V  auf. 

Der  Lampenlichtstromerhalt  (LLMF)  und  der  Lampenüberlebensfaktor  (LSF)  betragen  bei  diesen  Lampen  die  in 
Tabelle  22  angegebenen  Werte: 


Tabelle  22 

Unverbindliche  Werte  für  LLMF  und  LSF  von  Lampen  zur  Bürobeleuchtung  (Referenzniveau) 


Betriebsstunden 

2  000 

4  000 

8  000 

16  000 

LLMF 

0,97 

0,93 

0,90 

0,90 

LSF 

0,99 

0,99 

0,98 

0,93 

Die  Lichtleistung  dieser  Lampen  kann  zudem  mindestens  bis  auf  10%  gesteuert  werden. 

1.2.  Produktinformationen  zu  den  Lampen 

Die  nachfolgend  genannten  Informationen  werden  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  den  Lampen- 
herstellern angemessen  erscheinender  Form  bereitgestellt: 

Angaben  gemäß  den  einschlägigen  Anforderungen  in  Anhang  III  Abschnitt  1  Ziffer  3. 

2.  REFERENZWERTE  FÜR  LICHTQUELLENSTEUERGERÄTE 

2.1.  Leistung  der  Lichtquellensteuergeräte 

Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  weisen  einen  Energieeffizienzindex  gemäß  Anhang  III  Abschnitt  2  Ziffer  2  von 
mindestens  AI  (BAT)  auf  und  sind  zur  Lichtstromsteuerung  fähig. 

Vorschaltgeräte  für  Hochdruckentladungslampen  weisen  bei  einer  Lampenleistung  von  bis  zu  100  Watt  einen 
Wirkungsgrad  von  88  %  und  andernfalls  von  90  %  auf  und  sind  steuerungsfähig,  sofern  die  Gesamtleistung  der 
mit  demselben  Vorschaltgerät  betriebenen  Lampen  mehr  als  50  Watt  beträgt. 

Alle  anderen  Typen  von  Lichtquellensteuergeräten  weisen,  wenn  die  Messung  nach  den  gültigen  Standards  erfolgt,  bei 
einer  Eingangsleistung  von  bis  zu  100  Watt  einen  Wirkungsgrad  von  88  %  und  andernfalls  von  90  %  auf  und  sind 
steuerungsfähig,  sofern  die  Gesamt-Eingangsleistung  der  Lampen  mehr  als  55  Watt  beträgt. 

2.2.  Produktinformationen  zu  den  Lichtquellensteuergeräten 

Die  nachfolgend  genannten  Informationen  werden  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  den  Herstel- 
lern der  Lichtquellensteuergeräte  angemessen  erscheinender  Form  bereitgestellt: 

Angaben  zum  Wirkungsgrad  des  Vorschaltgeräts  oder  des  zu  verwendenden  Lichtquellensteuergeräts. 

3.  REFERENZWERTE  FÜR  LEUCHTEN 
3.1.  Leistung  der  Leuchten 

Bei  normalem  Verschmutzungsgrad  des  Büros  und  Reinigungsintervallen  von  vier  Jahren  haben  die  entsprechenden 
Leuchten  einen  Lichtstromerhalt  (luminaire  maintenance  factor)  LMF  >  0,95. 

Handelt  es  sich  um  Leuchten  für  Leuchtstofflampen  oder  Hochdruckentladungslampen,  so  sind  sie  mit  mindestens 
einem  Lampentyp  kompatibel,  der  die  Referenzwerte  in  Anhang  V  erreicht. 
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Zudem  sind  die  entsprechenden  Leuchten  mit  Beleuchtungssteuerungssystemen  kompatibel,  die  die  folgenden  Merk- 
male aufweisen: 

—  Präsenzerkennung, 

—  lichtreaktives  Steuern  (für  wechselndes  Tageslicht  und/oder  wechselnden  Reflexionsgrad  des  Raumes), 

—  Lichtstromsteuerung  zur  Berücksichtigung  wechselnder  Beleuchtungsanforderungen  (Veränderungen  während  der 
Arbeitszeit,  über  einen  längeren  Zeitraum  hinweg  oder  aufgrund  veränderter  Nutzung), 

—  Lichtstromsteuerung  zum  Ausgleich  von  Verschmutzungen  der  Leuchte,  veränderter  Lichtleistung  der  Lampe  im 
Laufe  ihrer  Lebensspanne  und  einem  veränderten  Lampenwirkungsgrad  bei  Austausch  der  Lampe. 

Die  Kompatibilität  kann  auch  durch  Einbau  der  geeigneten  Bauteile  in  die  Leuchten  selbst  gewährleistet  werden. 

Die  Kompatibilität  oder  die  Merkmale  der  eingebauten  Bauteile  sind  in  den  Produktunterlagen  zu  der  Leuchte 
angegeben. 

3.2.  Produktinformationen  zu  den  Leuchten 

Die  nachfolgend  genannten  Informationen  werden  für  jedes  Leuchtenmodell  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  und 
in  anderer  den  Herstellern  angemessen  erscheinender  Form  bereitgestellt: 

Angaben  gemäß  den  jeweils  einschlägigen  Anforderungen  in  Anhang  III  Abschnitt  3  Ziffer  2  und  Anhang  V. 

Zusätzlich  werden  für  alle  Leuchten  außer  jenen  mit  bloßer  Lampe  und  ohne  Optik  Daten  zum  geltenden  Leuch- 
tenlichtstromerhalt  (LMF)  sowie  Reinigungsanweisungen  (sofern  eine  Reinigung  innerhalb  von  vier  Jahren  erforderlich 
ist)  in  einer  Tabelle  folgender  Art  bereitgestellt: 

Tabelle  23 

Unverbindliche  Werte  für  den  Leuchtenlichtstromerhalt  (Referenzniveau) 


LMF-Werte 


Umgebung 

Reinigungsintervalle  in  Jahren 

1,0 

1,5 

2,0 

2,5 

3,0 

3,5 

4,0 

Sehr  sauber 

Sauber 

Normal  (optional) 

Schmutzig  (optional) 

Laut  dem  begleitenden  Hinweis  enthält  die  Tabelle  nur  Richtwerte,  so  dass  die  in  bestimmten  Anlagen  erzielbaren 
Wartungswerte  davon  abweichen  können. 

Für  Leuchten  für  gebündelte  Lichtquellen  wie  Reflektorlampen  oder  LEDs  werden  nur  die  jeweils  gültigen  Angaben 
geliefert,  d.  h.  LLMF  *  LMF  anstatt  lediglich  LMF. 


ANHANG  VJJ 


Unverbindliche  Referenzwerte  für  Produkte  zur  Straßenbeleuchtung 

(zu  Informationszwecken) 

Beste  zur  Zeit  der  Verabschiedung  dieser  Verordnung  auf  dem  Markt  verfügbare  Technik  für  die  betroffenen  Produkte: 

1.     REFERENZWERTE  FÜR  LAMPEN 
1.1.  Leistung  der  Lampen 

Die  Lampen  weisen  einen  Wirkungsgrad  entsprechend  Anhang  V  auf. 

Der  Lampenlichtstromerhalt  (LLMF)  und  der  Lampenüberlebensfaktor  (LSF)  betragen  bei  diesen  Lampen  die  in 
Tabelle  24  angegebenen  Werte: 


Tabelle  24 

Unverbindliche  Werte  für  LLMF  und  LSF  von  Lampen  zur  Straßenbeleuchtung  (Referenzniveau) 


Betriebsstunden 

2  000 

4  000 

8  000 

16  000 

LLMF 

0,98 

0,97 

0,95 

0,92 

LSF 

0,99 

0,98 

0,95 

0,92 

Die  Lichtleistung  dieser  Lampen  kann  zudem  bis  auf  mindestens  50  %  gesteuert  werden,  wenn  der  Bemessungswert 
für  den  Lichtstrom  mehr  als  9  000  lumen  beträgt. 


1.2.  Produktinformationen  zu  den  Lampen 

Die  nachfolgend  genannten  Informationen  werden  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  den  Lampen- 
herstellern angemessen  erscheinender  Form  bereitgestellt: 


Angaben  gemäß  den  einschlägigen  Anforderungen  in  Anhang  III  Abschnitt  1  Ziffer  3. 

2.     REFERENZWERTE  FÜR  LICHTQUELLENSTEUERGERÄTE 

2.1.  Leistung  der  Lichtquellensteuergeräte 

Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  weisen  einen  Energieeffizienzindex  gemäß  Anhang  III  Abschnitt  2  Ziffer  2  von 
mindestens  AI  BAT  auf  und  sind  steuerungsfähig. 


Vorschaltgeräte  für  Hochdruckentladungslampen  weisen,  wenn  die  Messung  gemäß  Anhang  II  erfolgt,  bei  einer 
Lampenleistung  von  bis  zu  100  Watt  einen  Wirkungsgrad  von  über  87%  und  andernfalls  von  über  89%  auf 
und  sind  steuerungsfähig,  wenn  die  Gesamtleistung  der  mit  demselben  Vorschaltgerät  betriebenen  Lampen  mindes- 
tens 5  5  Watt  beträgt. 


Alle  anderen  Typen  von  Lichtquellensteuergeräten  weisen,  wenn  die  Messung  nach  den  gültigen  Standards  erfolgt,  bei 
einer  Lampenleistung  bis  zu  100  Watt  einen  Wirkungsgrad  von  über  87  %  und  andernfalls  von  über  89  %  auf  und 
sind  steuerungsfähig,  sofern  die  Gesamt-Eingangsleistung  der  Lampen  mindestens  5  5  Watt  beträgt. 


2.2.  Produktinformationen  zu  den  Lichtquellensteuergeräten 

Die  nachfolgend  genannten  Informationen  werden  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  den  Herstel- 
lern der  Lichtquellensteuergeräte  angemessen  erscheinender  Form  bereitgestellt: 


Angaben  zum  Wirkungsgrad  des  Vorschaltgeräts  oder  des  zu  verwendenden  Lichtquellensteuergeräts. 


3.     REFERENZWERTE  FÜR  LEUCHTEN 
3.1.  Leistung  der  Leuchten 

Die  Optik  der  entsprechenden  Leuchten  weist  folgende  Schutzgrade  auf: 


—  IP65  für  Straßen  der  Beleuchtungsklassen  ME1  bis  ME 6  und  MEW1  bis  MEW6, 


—  IP5x  für  Straßen  der  Beleuchtungsklassen  CEO  bis  CE5,  Sl  bis  S6,  ES,  EV  und  A. 


Der  Anteil  des  Lichts,  das  bei  einer  optimal  installierten  Leuchte  oberhalb  der  Horizontalen  abgestrahlt  wird,  sollte 
auf  folgende  Werte  begrenzt  werden: 


Tabelle  25 


Unverbindliche  Höchstwerte  für  den  in  den  oberen  Halbraum  abgestrahlten  Lichtanteil  (Upward  Light  Output  Ratio,  ULOR) 
nach  Straßen-Beleuchtungsklassen  für  Leuchten  zur  Straßenbeleuchtung  (Referenzniveau) 


Straßen  der  Beleuchtungsklassen  ME1  bis  ME6  und  MEW1  bis  MEW6,  sämtliche  Lichtleistungen 

3% 

Straßen  der  Beleuchtungsklassen  CEO  bis  CE5,  Sl  bis  S6,  ES,  EV  und  A: 

—  12  000  Im  <  Lichtquelle 

5  % 

—  8  500  Im  <  Lichtquelle  <  12  000  Im 

10% 

—  3  300  Im  <  Lichtquelle  <  8  500  Im 

15  % 

—  Lichtquelle  <  3  300  Im 

20% 

In  Gebieten,  in  denen  die  Lichtverschmutzung  besorgniserregende  Ausmaße  annimmt,  wird  unabhängig  von  der 
Beleuchtungsklasse  und  der  Lichtleistung  höchstens  1  %  des  Lichts  oberhalb  der  Horizontalen  abgestrahlt. 

Die  Leuchten  sind  so  konzipiert,  dass  Abfalllicht  so  weit  wie  möglich  vermieden  wird.  Verbesserungen  der  Leuchten 
zur  Verringerung  des  abgestrahlten  Abfalllichts  gehen  jedoch  in  keinem  Fall  zu  Lasten  der  Gesamtenergieeffizienz  der 
Anlage,  für  die  die  Leuchte  bestimmt  ist. 

Handelt  es  sich  um  Leuchten  für  Leuchtstofflampen  oder  Hochdruckentladungslampen,  so  sind  sie  mit  mindestens 
einem  Lampentyp  kompatibel,  der  die  Referenzwerte  in  Anhang  V  erreicht. 

Die  Leuchten  sind  mit  Anlagen  kompatibel,  die  mit  den  geeigneten  Systemen  zur  Lichtstromsteuerung  ausgestattet 
sind,  dem  verfügbaren  Tageslicht  sowie  den  Verkehrs-  und  Wetterbedingungen  Rechnung  tragen  und  daneben  die 
variierende  Oberflächenreflexion  und  die  Anfangsdimensionierung  der  Anlage  aufgrund  des  Lampenlichtstromer- 
haltwerts ausgleichen  können. 


3.2.  Produktinformationen  zu  den  Leuchten 

Die  nachfolgend  genannten  Informationen  werden  für  die  entsprechenden  Modelle  auf  frei  zugänglichen  Internetsei- 
ten und  in  anderer  den  Herstellern  angemessen  erscheinender  Form  bereitgestellt: 

a)  Angaben  gemäß  den  jeweils  einschlägigen  Anforderungen  in  Anhang  III  Abschnitt  3  Ziffer  2  und  Anhang  V; 

b)  Tabelle  der  Werte  für  den  Beleuchtungswirkungsgrad  bei  Standard-Straßenbedingungen  für  die  beschriebene 
Beleuchtungsklasse.  Die  Tabelle  enthält  die  energieeffizientesten  UF-Werte  für  verschiedene  Straßenbreiten,  ver- 
schiedene Masthöhen,  den  maximalen  Abstand  der  Masten  sowie  Überhang  und  Neigung  der  Leuchten  entspre- 
chend der  gegebenen  Beleuchtungsklasse  und  der  Konzeption  der  Leuchte; 

c)  Einbauanweisungen  zur  Optimierung  des  Beleuchtungswirkungsgrads; 

d)  zusätzliche  Einbauempfehlungen  zur  Minimierung  von  Abfalllicht  (sofern  nicht  in  Konflikt  mit  der  Optimierung 
des  Beleuchtungswirkungsgrades  und  der  Sicherheit); 


e)  für  sämtliche  Leuchten  außer  Leuchten  mit  bloßer  Lampe  und  ohne  Optik  werden  in  einer  ähnlichen  Tabelle 
Daten  zum  gültigen  Leuchtenlichtstromerhalt  (LMF)  angegeben. 

Tabelle  26 

Unverbindliche  Werte  für  den  Leuchtenlichtstromerhalt  (Referenzniveau) 


LMF-Werte 


Verschmutzungskategorie 

Expositionsdauer  in  Jahren 

1,0 

1,5 

2,0 

2,5 

3,0 

3,5 

4,0 

Hoch 

Mittel 

Gering 

Für  Leuchten  für  gebündelte  Lichtquellen  wie  Reflektorlampen  oder  LEDs  werden  nur  die  jeweils  gültigen  Angaben 
geliefert,  d.  h.  LLMF  *  LMF  anstatt  lediglich  LMF. 


Berichtigung 

(ABl.  2010  L  163/43) 
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Berichtigung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  245/2009  der  Kommission  vom  18.  März  2009  zur  Durchführung  der 
Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät, 
Hochdruckentladungslampen  sowie  Vorschaltgeräte  und  Leuchten  zu  ihrem  Betrieb  und  zur  Aufhebung  der 
Richtlinie  2000/55/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  76  vom  24.  März  2009) 
Seite  27,  Anhang,  Abschnitt  1.1  Punkt  B: 

anstatt:  „Die  Anforderungen,  die  in  der  ersten  Stufe  nur  für  Zweisockel-Leuchtstofflampen  mit  26  mm  Durch- 

messer (T8)  gelten,  gelten  nun  für  alle  Zweisockel-Leuchtstofflampen  anderen  Durchmessers." 

muss  es  heißen:  „Die  Anforderungen,  die  in  der  ersten  Stufe  für  Zweisockel-Leuchtstofflampen  mit  26  mm  Durchmesser 
(T8)  gelten,  gelten  für  alle  Zweisockel-Leuchtstofflampen  mit  anderen  Durchmessern  als  jene,  die  in  der 
erste  Stufe  erfasst  wurden." 


Verordnung  (EU)  Nr.  347/2010 

(ABl.  2010  L  104/20) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  347/2010  DER  KOMMISSION 
vom  21.  April  2010 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  245/2009  der  Kommission  in  Bezug  auf  die  Anforderungen 
an   die   umweltgerechte   Gestaltung  von   Leuchtstofflampen  ohne   eingebautes  Vorschaltgerät, 
Hochdruckentladungslampen  sowie  Vorschaltgeräte  und  Leuchten  zu  ihrem  Betrieb 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPAISCHE  KOMMISSION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2009/1 2 5 /EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  21.  Oktober  2009  zur  Schaffung 
eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  energieverbrauchsrelevanter  Pro- 
dukte ('),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 


nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Nach  der  Annahme  der  Verordnung  (EG)  Nr.  245/2009 
der  Kommission  vom  18.  März  2009  zur  Durchführung 
der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von  An- 
forderungen an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von 
Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät, 
Hochdruckentladungslampen  sowie  Vorschaltgeräte  und 
Leuchten  zu  ihrem  Betrieb  und  zur  Aufhebung  der  Richt- 
linie 2000/5  5 /EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (2)  erschien  es  angezeigt,  einige  Bestimmungen  der- 
selben zu  ändern,  um  unbeabsichtigte  Auswirkungen  auf 
die  Verfügbarkeit  und  die  Leistung  der  von  ihr  erfassten 
Produkte  zu  vermeiden. 


(2)  Daneben  muss  in  Bezug  auf  die  Anforderungen  an  die 
Produktinformationen  die  Kohärenz  zwischen  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  245/2009  einerseits  und  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  244/2009  der  Kommission  vom  18.  März 
2009  zur  Durchführung  der  Richtlinie  2005/32/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf 
die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umweltgerechte 
Gestaltung  von  Haushaltslampen  mit  ungebündeltem 
Licht  (3)  andererseits  verbessert  werden. 

(3)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19  Ab- 
satz 1  der  Richtlinie  2009/125/EG  eingesetzten  Aus- 
schusses — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Änderungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  245/2009 

Die  Anhänge  I,  II,  III  und  IV  der  Verordnung  (EG)  Nr.  245/2009 
werden  gemäß  dem  Anhang  der  vorliegenden  Verordnung  ge- 
ändert. 

Artikel  2 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  ersten  Tag  nach  ihrer  Veröffent- 
lichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Sie  gilt  mit  Wirkung  vom  13.  April  2010. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  21.  April  2010 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


(')  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 
(2)  ABl.  L  76  vom  24.3.2009,  S.  17. 


(3)  ABl.  L  76  vom  24.3.2009,  S.  3. 
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ANHANG 


Änderungen  der  Anhänge  I,  II,  III  und  IV  der  Verordnung  (EG)  Nr.  245/2009 

Die  Anhänge  I,  II,  III  und  IV  der  Verordnung  (EG)  Nr.  245/2009  werden  wie  folgt  geändert: 
1.  Anhang  I  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Der  Titel  erhält  folgende  Fassung: 
„Ausnahmen"; 

b)  in  Abschnitt  1  erhält  der  einleitende  Satz  folgende  Fassung: 

„Die  Bestimmungen  von  Anhang  III  gelten  nicht  für  die  nachfolgend  genannten  Lampen,  sofern  in  den  zum  Zweck 
der  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  erstellten  technischen  Unterlagen  ange- 
geben ist,  auf  welche(n)  der  nachstehenden  technischen  Parameter  die  Ausnahme  sich  stützt:"; 

c)  Abschnitt  1  Buchstaben  c  und  d  erhalten  folgende  Fassung: 
,,c)  Mischlicht-Hochdruckentladungslampen,  bei  denen 

—  von  der  Gesamtstrahlung  zwischen  250  und  780  nm  mindestens  6%  zwischen  250  und  400  nm  liegen 
und 

—  von  der  Gesamtstrahlung  zwischen  250  und  780  nm  mindestens  11  %  zwischen  630  und  780  nm  liegen 
und 

—  von  der  Gesamtstrahlung  zwischen  250  und  780  nm  mindestens  5  %  zwischen  640  und  700  nm  liegen; 
d)    Mischlicht-Hochdruckentladungslampen,  bei  denen 

—  der  Strahlungsgipfel  zwischen  315  und  400  nm  (UVA)  oder  280  und  315  nm  (UVB)  liegt:"; 

d)  Abschnitt  2  erhält  folgende  Fassung: 

„2.  Die  Bestimmungen  von  Anhang  III  gelten  nicht  für  die  nachfolgend  genannten  Produkte,  sofern  in  Produkt- 
informationen jeglicher  Form  angegeben  ist,  dass  sie  nicht  zur  Allgemeinbeleuchtung  im  Sinne  dieser  Verord- 
nung bestimmt  sind  oder  dass  sie  zur  Nutzung  in  den  unter  Buchstaben  b  bis  e  genannten  Anwendungen 
bestimmt  sind: 

a)  Produkte,  die  nicht  zur  Allgemeinbeleuchtung  bestimmt  sind,  und  Produkte,  die  in  nicht  der  Allgemeinbe- 
leuchtung dienende  Produkte  eingebaut  sind; 

b)  Lampen,  die  von  der  Richtlinie  94/9/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  oder  der  Richtlinie 
1999/92/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (2)  erfasst  werden: 

c)  Leuchten  zur  Notbeleuchtung  und  Leuchten  als  Rettungszeichen  im  Sinne  der  Richtlinie  2006/95/EG  des 
Rates  (3). 

d)  Vorschaltgeräte,  die  zur  Verwendung  in  den  unter  Buchstabe  c  genannten  Leuchten  bestimmt  und  für  den 
Betrieb  von  Lampen  in  Notsituationen  konzipiert  sind; 

e)  Leuchten,  die  von  den  Richtlinien  94/9/EG,  1999/92/EG,  2006/42/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (4),  der  Richtlinie  93/42/EWG  des  Rates  (5)  und  der  Richtlinie  88/378/EWG  des  Rates  (6)  erfasst 
werden,  sowie  Leuchten,  die  in  von  diesen  Vorschriften  erfasste  Geräte  eingebaut  sind. 

Für  jedes  Produkt  ist  in  der  Produktinformation  dessen  Bestimmung  anzugeben,  und  in  den  zum  Zweck  der 
Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  erstellten  technischen  Unterlagen  sind  die 
technischen  Parameter  anzugeben,  aufgrund  denen  die  Produktgestaltung  speziell  der  angegebenen  Bestimmung 
entspricht. 


(')  ABl.  L  100  vom  19.4.1994,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  23  vom  28.1.2000,  S.  57. 

(3)  ABl.  L  374  vom  27.12.2006,  S.  10 

(4)  ABl.  L  157  vom  9.6.2006,  S.  24. 

(5)  ABl.  L  169  vom  12.7.1993,  S.  1. 

(6)  ABl.  L  187  vom  16.7.1988,  S.  1." 


2.  Anhang  II  wird  wie  folgt  geändert: 

a)  Satz  1  wird  gestrichen; 

b)  In  Abschnitt  1  Buchstabe  c  wird  folgender  Satz  angefügt: 

„Für  die  Zwecke  der  Tabelle  6  in  Anhang  III  ist  der  LSF  im  Hochfrequenzbetriebsmodus  mit  einem  Schaltzyklus 
von  llh/lh  zu  messen." 

c)  In  Abschnitt  3  wird  folgender  Buchstabe  o  angefügt: 

,,o)  .Mischlichtlampe'  bezeichnet  eine  Lampe,  die  im  gleichen  Kolben  in  Reihe  geschaltet  eine  Quecksilberdampf- 
lampe und  eine  Glühwendel  enthält." 

3.  Anhang  III  wird  wie  folgt  geändert: 

a)    Vor  Tabelle  1  wird  folgender  Absatz  eingefügt: 

„Spiralförmige  Zweisockel-Leuchtstofflampen  mit  einem  Durchmesser  von  16  mm  (T5)  oder  mehr  müssen  die  in 
Tabelle  5  aufgeführten  Anforderungen  für  kreisförmige  T9-Lampen  erfüllen." 


b)   Tabelle  2  erhält  folgende  Fassung: 


„Tabelle  2 


Bemessungswerte  für  die  Mindestlichtausbeute  von  Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  elektro- 
magnetischem und  elektronischem  Vorschaltgerät 


nfach),  Sockel  G23  (2 
2G7  (4  Stifte) 


Nennleistung 

(W) 


Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 


Nennleistung 

(W) 


Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 


Nennleistung 

(W) 


Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 


48 


10 


60 


13 


62 


57 


13 


69 


67 


Nennleistung 
(W) 

18 
24 

36 


Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

61 

71 

78 


Nennleistung 
(W) 

18 
24 
34 


Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

67 

75 

82 


36 


81" 


c)    Tabelle  3  erhält  folgende  Fassung: 


„Tabelle  3 

Bemessungswerte  für  die  Mindestlichtausbeute  von  Einsockel-Leuchtstofflarnpen,  betrieben  nur  mit  elek- 
tronischem Vorschaltgerät 


llelrohre,  Sockel  GX24q 


Vier  Parallelrohre,  Sockel  GX24q 
(4  Stifte) 


Nennleistung 

(W) 

Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

Nennleistung 
(W) 

Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

Nennleistung 
(W) 

Bemessungs-Licht- 
ausbeute  (lm/W), 
100  h,  Anfangswert 

32 

75 

57 

75 

40 

83 

42 

74 

70 

74 

55 

82 

57 

75 

75 

74" 

Langes  U-Rohr  (einfach),  Soc! 
(4  Stifte) 


d)   Tabelle  6  erhält  folgende  Fassung: 


.Tabelle  6 


Abzugs-Prozentsätze  zur  den  Bemessungswerten  für  die  Mindestlichtausbeute  von  Leuchtstofflampen  mit 
hoher  Farbtemperatur  und/oder  hoher  Farbwiedergabe  und/oder  zweiter  Lampenhülle  und/oder  langer 

Lebensdauer 


Lampenparameter 

Abzug  von  der  Lichtausbeute  bei  25  °C 

Tc  >  5  000  K 

-  10  % 

95  >  Ra  >  90 

-  20  % 

Ra  >  95 

-30% 

Zweite  Lampenhülle 

-  10  % 

Lampenüberlebensfaktor  >  0,50  nach  40  000  Be- 
triebsstunden 

-  5  %" 

e)    In  Anhang  III  Abschnitt  1.1  Buchstabe  B  wird  der  Satz 

„Die  Korrekturen  für  die  erste  Stufe  (Tabelle  6)  gelten  weiterhin.' 
ersetzt  durch 


„Die  Korrekturen  (Tabelle  6)  und  die  für  die  erste  Stufe  festgelegten  spezifischen  Anforderungen  an  spiralförmige 
Zweisockel-Leuchtstofflampen  gelten  weiterhin." 


f)    die  Überschrift  von  Tabelle  7  erhält  folgende  Fassung: 

.Tabelle  7 

Bemessungswerte  für  die  Mindestlichtausbeute  von  Hochdruck-Natriumdampflampen  mit  Ra  <  60" 


g)    die  Überschrift  von  Tabelle  8  erhält  folgende  Fassung: 


„Tabelle  8 

Bemessungswerte  für  die  Mindestlichtausbeute  von  Metallhalogenidlampen  mit  Ra  <  80  und  von  Hoch- 
druck-Natriumdampflampen mit  Ra  >  60" 

h)  Anhang  III  Abschnitt  1.1  Buchstabe  C  Absatz  2  erhält  folgende  Fassung: 

„Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  müssen  mit  Vorschaltgeräten  der  Energieeffizienzklasse  A2 
oder  effizienteren  Vorschaltgeräten  gemäß  Anhang  III  Abschnitt  2.2  betrieben  werden  können.  Daneben  kann  auch 
deren  Betrieb  mit  Vorschaltgeräten  möglich  sein,  die  in  eine  geringere  Effizienzklasse  als  A2  fallen." 

i)  Tabelle  11  erhält  folgende  Fassung: 

„Tabelle  11 

Lampenlichtstromerhaltwerte  für  Einsockel-  und  Zweisockel-Leuchtstofflampen  —  2.  Stufe 


Lampenlichtstromerhalt 

Betriebsstunden 

Lampen  typ 

2  000 

4  000 

8  000 

16  000 

Zweisockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  nicht- 
elektronischen Vorschaltgeräten 

0,95 

0,92 

0,90 

T8-Zweisockel-Leuchtstofflampen,    betrieben  mit 

p If^lrtTwti  1  C(~ n pm  Vnrc r h a  tnpra t  mit  W/arrnctart 

C IC  IV LI  VJlli 3C11C111     V  vJl  oCllCllLi'Cl  <Xl    Hill     TT  Cu  1113  Ictl  L 

0,96 

0,92 

0,91 

0,90 

Andere  Zweisockel-LeuchtstofHampen,  betrieben 
mit  elektronischem  Vorschaltgerät  mit  Warmstart 

0,95 

0,92 

0,90 

0,90 

Kreisförmige  Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrie- 
ben mit  nichtelektronischen  Vorschaltgeräten,  U- 
förmige  T8-Zweisockel-Leuchtstofflampen  und  spi- 
ralförmige Zweisockel-Leuchtstofflampen  mit  ei- 
nem Durchmesser  von  16  mm  (T5)  oder  mehr 

0,80 

0,74 

0,72  bei  5  000  Betriebsstunden 

Kreisförmige  Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrie- 
ben mit  elektronischen  Vorschaltgeräten 

0,85 

0,83 

0,80 

0,75  bei  12  000  Betriebsstunden 

Andere  Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit 
nichtelektronischen  Vorschaltgeräten 

0,85 

0,78 

0,75 

Andere  Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit 
elektronischem  Vorschaltgerät  mit  Warmstart 

0,90 

0,84 

0,81 

0,78" 

j)    Tabelle  11  werden  der  folgende  einleitende  Satz  und  die  nachstehende  Tabelle  IIa  angefügt: 

„Auf  die  in  Tabelle  1 1  angegebenen  Werte  werden  die  folgenden  kumulativen  Abzüge  angewandt: 


Tabelle  IIa 

Abzugs-Prozentsätze  für  die  Anforderungen  an  den  Lampenlichtstromerhalt  von  Leuchtstofflampen 


Lampenparameter 

Abzug  von  der  Anforderung  an  den  Lampenlichtstromerhalt 

Lampen  mit  95  >  Ra  > 

90 

Bei  Betriebsstunden  <  8  000  h:  -  5  % 
Bei  Betriebsstunden  >  8  000  h:  -  10  % 

Lampen  mit  Ra  >  95 

Bei  Betriebsstunden  <  4  000  h:  -  10  % 
Bei  Betriebsstunden  >  4  000  h:  -  1 5  % 

Lampen  mit  Farbtemperatur  > 

5  000  K 

-  10  %" 

k)   Tabelle  12  erhält  folgende  Fassung: 

„Tabelle  12 

Lampenüberlebensfaktoren  für  Einsockel-  und  Zweisockel-Leuchtstofflampen  —  2.  Stufe 


Lampenüberlebensfaktor 

Betriebsstunden 

Lampentyp 

2  000 

4  000 

8  000 

16  000 

Zweisockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  nichtelektronischen  Vorschalt- 
geräten 

0,99 

0,97 

0,90 

Zweisockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  elektronischem  Vorschaltgerät 
mit  Warmstart 

0,99 

0,97 

0,92 

0,90 

Kreislormige  Einsockel-Leuchtstofllampen,  betrieben  mit  nichtelektromschen 
Vorschaltgeräten,  U-förmige  T8-Zweisockel-Leuchtstofflampen  und  spiralför- 
mige Zweisockel-Leuchtstofflampen  mit  einem  Durchmesser  von  16  mm 
(T5)  oder  mehr 

0,98 

0,77 

0,50  bei  5  000  Betriebsstunden 

Kreisförmige  Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  elektronischen  Vor- 
schaltgeräten 

0,99 

0,97 

0,85 

0,50  bei  12  000  Betriebsstunden 

Andere  Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  nichtelektronischen  Vor- 
schaltgeräten 

0,98 

0,90 

0,50 

Andere  Einsockel-Leuchtstofflampen,  betrieben  mit  elektronischem  Vor- 
schaltgerät mit  Warmstart 

0,99 

0,98 

0,88 

1)    Tabelle  13  erhält  folgende  Fassung: 

„Tabelle  13 

Lampenlichtstromerhaltwerte  und  Lampenüberlebensfaktoren  für  Hochdruck-Natriumdampflampen  —  2. 

Stufe 


Kategorie  der  Natriumdampf-Hochdrucklampen  und  Betriebsstunden  für  Mes- 
sung 

Lampenlichtstromer- 
halt 

Lampenüberlebensfak- 
tor 

P  <  75  W 

LLMF  und  LSF  gemessen  bei 
12  000  Betriebsstunden 

Ra  <  60 

>  0,80 

>  0,90 

Ra  >  60 

>  0,75 

>  0,75 

alle  zum  Betrieb  mit  Vorschaltgerä- 
ten für  Hochdruck-Quecksilber- 
dampflampen bestimmten  Nachrüst- 
lampen 

>  0,75 

>  0,80 

P  >  75  W 

LLMF  und  LSF  gemessen  bei 
16  000  Betriebsstunden 

Ra  <  60 

>  0,85 

>  0,90 

Ra  >  60 

>  0,70 

>  0,65 

alle  zum  Betrieb  mit  Vorschaltgerä- 
ten für  Hochdruck-Quecksilber- 
dampflampen bestimmten  Nachrüst- 
lampen 

>  0,75 

>  0,55 

Die  in  Tabelle  1  3  aufgeführten  Anforderungen  an  die  zum  Betrieb  mit  Vorschaltgeräten  für  Hochdruck-Queck- 
silberdampflampen bestimmten  Nachrüstlampen  gelten  bis  zum  Ablauf  von  6  Jahren  nach  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung.": 

m)  Anhang  III  Abschnitt  1.3  Buchstabe  i  erhält  folgende  Fassung: 

,,i)  Umgebungstemperatur  in  der  Leuchte,  bei  der  die  Lampe  ihren  maximalen  Lichtstrom  abstrahlen  soll.  Beträgt 
diese  Temperatur  0  °C  oder  weniger  oder  50  °C  oder  mehr,  so  ist  anzugeben,  dass  die  Lampe  nicht  zur 
Verwendung  in  Gebäuden  bei  Standardraumtemperatur  geeignet  ist." 

n)   In  Anhang  III  Abschnitt  1.3  wird  folgender  Buchstabe  j  angefügt: 

,,j)  Für  Leuchtstofflampen  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  der  Energieeffizienzindex  (die  Energieeffizienzindizes) 
von  Vorschaltgeräten  gemäß  Tabelle  1  7,  mit  denen  die  Lampe  betrieben  werden  kann." 


o)   Tabelle  17  erhält  folgende  Fassung: 

„Tabelle  17 

Anforderungen  an  steuerungsunfähige  Vorschaltgeräte  für  Leuchtstofflampen  in  Bezug  auf  den  Energieeffizienzindex 


LAMPENDATEN 


Lampen  typ 

Nennleis- 
tung 

ILCOS-Code 

Bemessungsleistung/ ty- 
pische Leistung 

A2  BAT 

A2 

A3 

Bl 

1 11 

W 

w 

w 

T8 

15 

FD-15-E-G1 3-26/450 

15 

13,5 

87,8  % 

84,4  % 

75,0  % 

67,9  % 

62,0  % 

TS 

18 

FD-18-E-G1 3-26/600 

18 

16 

87,7  % 

84,2  % 

76,2  % 

71,3  % 

65,8  % 

TS 

30 

FD-30-E-G1 3-26/900 

30 

24 

82,1  % 

77.4% 

72,7  % 

79,2  % 

75.0  % 

TS 

36 

FD-36-E-G13-26/1200 

36 

32 

91,4% 

88,9  % 

84,2  % 

83,4% 

79,5  % 

T8 

38 

FD-38-E-G1 3-26/1050 

1  O  c 
3», 5 

32 

87,7  % 

84,2  % 

80,0  % 

84,1  % 

80,4  % 

T8 

58 

FD-58-E-G1 3-26/1 500 

58 

50 

93,0  % 

90,9  % 

84,7  % 

86,1  % 

82,2  % 

T8 

70 

FD-70-E-G13-26/1800 

69,5 

60 

90,9  % 

88,2  % 

83,3  % 

86,3  % 

83,1  % 

TC-L 

18 

FSD-18-E-2G11 

18 

16 

87,7% 

84,2  % 

76,2  % 

71,3  % 

65,8  % 

TC-L 

24 

FSD-24-E-2G11 

24 

22 

90,7  % 

88,0  % 

81,5  % 

76,0  % 

71.3  % 

TC-L 

36 

FSD-36-E-2G11 

36 

32 

91.4% 

88,9  % 

84,2  % 

83,4% 

79  5  % 

/  y ,  j  /o 

TCF 

18 

FSS-18-E-2G10 

18 

16 

87,7  % 

84,2  % 

76,2  % 

71,3  % 

65,8  % 

TCF 

24 

FSS-24-E-2G10 

24 

22 

90.7  % 

88,0  % 

81,5  % 

76,0  % 

71,3  % 

TCF 

36 

FSS-36-E-2G10 

36 

32 

91.4% 

88,9  % 

84,2  % 

83,4% 

79,5  % 

1  C-D  /  Dt, 

i  n 
1  0 

r  c>(j- 1 0-h-b  24q- 1 
FSQ-1 0-I-G24d=l 

10 

9,5 

O  £  A  0/ 

/3,1  % 

/C  7  O  0/ 

59,4  % 

1  L-D  /  DL 

i  5 

FSQ-1  3-I-G24d=l 

13 

12,5 

Ol  10/ 

Oft  5  0/ 

»y,3  % 

7  0  10/ 

7->  £  0/ 

/  2,6  % 

65,0% 

1C-L)  /  DL 

1 8 

LSC)-1  8-L-C24q-2 
FSQ-1 8-I-G24d=2 

18 

16,5 

89,8  % 

86,8  % 

78,6  % 

71,3  % 

65,8  % 

TC-D  /  DE 

26 

FSQ-26-E-G24q=3 
FSQ-26-I-G24d=3 

26 

24 

91,4% 

88,9  % 

82,8  % 

77,2  % 

72,6  % 

TC-T  /  TL 

13 

FSM-13-E-GX24q=l 
LSM-1  3-I-CÄ24d-l 

13 

12,5 

91,7  % 

89,3  % 

78,1  % 

72,6  % 

65,0  % 

TC-T  /  TE 

18 

FSM-18-E-GX24q=2 
FSM-18-I-GX24d=2 

18 

16,5 

89,8  % 

86,8  % 

78,6  % 

71,3  % 

65,8  % 

TC-T  /  TC-TE 

26 

FSM-26-E-GX24q=3 
FSM-26-I-GX24d=3 

26,5 

24 

91,4% 

88,9  % 

82,8  % 

77,5  % 

73,0% 

TC-DD  /  DDE 

10 

FSS-10-E-GR10q 
FSS-10-L/P/H-GR10q 

10,5 

9,5 

86,4  % 

82,6  % 

70,4  % 

68,8  % 

60,5  % 

TC-DD  /  DDE 

16 

FSS-16-E-GR10q 

FSS-16-I-GR8 

FSS-l  6-L/P/H-GRl  Oq 

16 

15 

87,0  % 

83,3  % 

75,0  % 

72,4  % 

66,1  % 

TC-DD  /  DDE 

21 

FSS-2l-E-GRl0q 
FSS-2l-L/P/H-GRl0q 

21 

19,5 

89,7  % 

86,7  % 

78,0  % 

73,9  % 

68,8% 

TC-DD  /  DDE 

28 

FSS-28-E-GRl0q 

FSS-28-I-GR8 

FSS-28-L/P/H-GRlOq 

28 

24,5 

89,1  % 

86,0  % 

80,3  % 

78,2  % 

73.9% 

TC-DD  /  DDE 

38 

FSS-38-E-GRl0q 
FSS-38-L/P/H-GRl0q 

38,5 

34,5 

92,0  % 

89,6  % 

85,2  % 

84,1  % 

80,4  % 

TC 

5 

FSD-5-I-G23 
FSD-5-E-2G7 

5,4 

5 

72,7  % 

66,7  % 

58,8  % 

49,3  % 

41,4% 

TC 

7 

FSD-7-I-G23 
FSD-7-E-2G7 

7,1 

6,5 

77,6% 

72,2  % 

65,0  % 

55,7  % 

47,8  % 

WIRKUNGSGRAD  DES  VORSCHALTGERÄTS  {PLampe  / 
PEingang) 


Steuerungsunfähig 
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TC 

9 

FSD-9-I-G23 
FSD-9-E-2G7 

8,7 

8 

78,0% 

72,7  % 

66,7  % 

60,3  % 

52,6  % 

TC 

1 1 

FSD-11-I-G23 
FSD-11-E-2G7 

11,8 

11 

83,0  % 

78,6  % 

73,3  % 

66,7  % 

59,6  % 

T5 

4 

FD-4-E-G5-16/150 

4,5 

3,6 

64,9  % 

58,1  % 

50,0  % 

45,0  % 

37,2% 

T5 

6 

FD-6-E-G5-16/225 

6 

5,4 

71,3  % 

65,1  % 

58,1  % 

51,8  % 

43,8  % 

T5 

8 

FD-8-E-G5-1 6/300 

7,1 

7,5 

69,9  % 

63,6  % 

58,6  % 

48,9  % 

42,7  % 

T5 

13 

FD-13-E-G5-1 6/525 

13 

12,8 

84,2  % 

80,0  % 

75,3  % 

72,6  % 

65,0  % 

T9-C 

22 

FSC-22-E-G10q-29/200 

22 

19 

89,4% 

86,4  % 

79,2  % 

74,6  % 

69,7% 

T9-C 

32 

FSC-32-E-G10q-29/300 

32 

30 

88,9  % 

85,7  % 

81,1  % 

80,0  % 

76,0  % 

T9-C 

40 

FSC-40-E-G10q-29/400 

40 

32 

89,5  % 

86,5  % 

82,1  % 

82,6  % 

79,2% 

T2 

6 

FDH-6-L/P-W4,3x8,5d-7/220 

5 

72,7  % 

66,7  % 

58,8  % 

T2 

8 

FDH-8-L/P-W4,3x8,5d-7/320 

7,8 

76,5  % 

70,9  % 

65,0  % 

T2 

11 

FDH-1  l-L/P-W4,3x8,5d-7/420 

10,8 

81,8  % 

77,1  % 

72,0  % 

T2 

13 

FDH-13-L/P-W4,3x8,5d-7/520 

13,3 

84,7  % 

80,6  % 

76,0  % 

T2 

21 

FDH-21-L/P-W4,3x8,5d-7/ 

21 

88,9  % 

85,7  % 

79,2  % 

T2 

23 

FDH-23-L/P-W4,3x8,5d-7/ 

23 

89,8  % 

86,8  % 

80,7  % 

T5-E 

14 

FDH-14-G5-L/P-16/550 

13,7 

84,7  % 

80,6  % 

72,1  % 

T5-E 

21 

FDH-21-G5-L/P-16/850 

20,7 

89,3  % 

86,3  % 

79,6  % 

T5-E 

24 

FDH-24-G5-L/P-16/550 

22,5 

89,6  % 

86,5  % 

80,4  % 

T5-E 

28 

FDH-28-G5-L/P-16/1150 

27,8 

89,8  % 

86,9  % 

81,8  % 

T5-E 

35 

FDH-35-G5-L/P-16/1450 

34,7 

91,5% 

89,0  % 

82,6  % 

T5-E 

39 

FDH-39-G5-L/P-16/850 

38 

91,0  % 

88,4  % 

82,6  % 

T5-E 

49 

FDH-49-G5-L/P-16/1450 

49,3 

91,6% 

89,2% 

84,6  % 

T5-E 

54 

FDH-54-G5-L/P-16/1150 

53,8 

92,0  % 

89,7  % 

85,4% 

T5-E 

80 

FDH-80-G5-L/P-16/1150 

80 

93,0  % 

90,9  % 

87,0  % 

T5-E 

95 

FDH-95-G5-L/P-16/1150 

95 

92,7  % 

90,5  % 

84,1  % 

T5-E 

120 

FDH-120-G5-L/P-16/1450 

120 

92,5  % 

90,2  % 

84,5  % 

T5-C 

22 

FSCH-22-L/P-2GX1 3-16/225 

22,3 

88,1  % 

84,8  % 

78,8  % 

T5-C 

40 

FSCH-40-L/P-2GX1 3-16/300 

39,9 

91,4% 

88,9  % 

83,3  % 

T5-C 

55 

FSCH-55-L/P-2GX1 3-16/300 

55 

92,4% 

90,2  % 

84,6  % 

T5-C 

60 

FSCH-60-L/P-2GX1 3-16/375 

60 

93,0  % 

90,9  % 

85,7  % 

TC-LE 

40 

FSDH-40-L/P-2G11 

40 

91,4% 

88,9  % 

83,3  % 

TC-LE 

55 

FSDH-55-L/P-2G11 

55 

92,4% 

90,2  % 

84,6  % 

TC-LE 

80 

FSDH-80-L/P-2G11 

80 

93,0% 

90,9  % 

87,0  % 

TC-TE 

32 

FSMH-32-L/P-2GX24q=3 

32 

91,4% 

88,9  % 

82,1  % 

TC-TE 

42 

FSMH-42-L/P-2GX24q=4 

43 

93,5% 

91,5  % 

86,0  % 

TC-TE 

57 

FSM6H-57-L/P-2GX24q=5 
FSM8H-57-L/P-2GX24q=5 

56 

91,4% 

88,9  % 

83,6  % 

TC-TE 

70 

FSM6H-70-L/P-2GX24q=6 
FSM8H-70-L/P-2GX24q=6 

70 

93,0  % 

90,9  % 

85,4  % 

TC-TE 

60 

FSM6H-60-L/P-2G8=l 

63 

92,3  % 

90,0  % 

84,0  % 

TC-TE 

62 

FSM8H-62-L/P-2G8=2 

62 

92,2  % 

89,9  % 

83,8  % 

TC-TE 

82 

FSM8H-82-L/P-2G8=2 

82 

92,4% 

90,1  % 

83,7  % 

TC-TE 

85 

FSM6H-85-L/P-2G8=l 

87 

92,8  % 

90,6  % 

84,5  % 

TC-TE 

120 

FSM6H-120-L/P-2G8=1 
FSM8H-120-L/P-2G8=1 

122 

92,6  % 

90,4  % 

84,7  % 

TC-DD 

55 

FSSH-55-L/P-GRY10q3 

55 

92,4% 

90,2  % 

84,6  %" 
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In  Anhang  IV  wird  nach  dem  ersten  Absatz  folgender  Absatz  eingefügt: 


„Die  Mitgliedstaaten  verwenden  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messverfahren,  die  den  anerkannten  Regeln 
der  Messtechnik  entsprechen,  einschließlich  Verfahren  gemäß  Dokumenten,  deren  Referenznummern  zu  diesem  Zweck 
im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden." 


Verordnung  (EU)  Nr.  278/2009 

(ABl.  2009  L  93/3) 
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Copyrighted  material 


VERORDNUNG  (EG)  Nr.  278/2009  DER  KOMMISSION 
vom  6.  April  2009 

zur  Durchführung  der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Ökodesign-Anforderungen  an  die  Leistungsaufnahme  externer 
Netzteile  bei  Nulllast  sowie  ihre  durchschnittliche  Effizienz  im  Betrieb 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  KOMMISSION  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen 
Gemeinschaft, 


(4)  Die  Kommission  hat  eine  vorbereitende  Studie  zur  Ana- 
lyse der  technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen 
Aspekte  externer  Netzteile  durchgeführt.  Die  Studie 
wurde  gemeinsam  mit  betroffenen  Akteuren  aus  der  EU 
und  aus  Drittländern  durchgeführt,  ihre  Ergebnisse  wur- 
den der  Öffentlichkeit  zugänglich  gemacht. 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parla- 
ments und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  zur  Schaffung  eines 
Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umwelt- 
gerechte Gestaltung  energiebetriebener  Produkte  und  zur  Ände- 
rung der  Richtlinie  92/42/EWG  des  Rates  sowie  der  Richtlinien 
96/57/EG  und  2000/5 5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  ('),  insbesondere  auf  Artikel  15,  Absatz  1, 


nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(5)  Aus  der  vorbereitenden  Studie  geht  hervor,  dass  externe 
Netzteile  in  großen  Mengen  auf  dem  Gemeinschaftsmarkt 
in  Verkehr  gebracht  werden,  wobei  deren  jährlicher  Ener- 
gieverbrauch in  sämtlichen  Stadien  ihres  Lebenszyklus 
der  wichtigste  Umweltaspekt  ist  und  der  jährliche  Strom- 
verbrauch durch  Umwandlungsverluste  und  die  Leis- 
tungsaufnahme bei  Nulllast  sich  auf  17  TWh  beläuft, 
was  einem  Ausstoß  von  6,8  Mio.  t  C02  entspricht.  Dieser 
Verbrauch  soll  Vorhersagen  zufolge  bis  auf  31  TWh  im 
Jahr  2020  ansteigen,  falls  keine  spezifischen  Maßnahmen 
getroffen  werden.  Die  Studie  kommt  zu  dem  Schluss, 
dass  der  Energieverbrauch  über  die  Lebensdauer  und 
der  Stromverbrauch  in  der  Nutzungsphase  erheblich  ge- 
senkt werden  können. 


Gemäß  der  Richtlinie  2005/32/EG  legt  die  Kommission 
Ökodesign-Anforderungen  an  energiebetriebene  Produkte 
fest,  die  ein  erhebliches  Vertriebs-  und  Handelsvolumen, 
erhebliche  Umweltauswirkung  und  ein  erhebliches  Poten- 
zial für  Verbesserungen  ihrer  Umweltverträglichkeit  ohne 
übermäßig  hohe  Kosten  aufweisen. 


(6)  Verbesserungen  beim  Stromverbrauch  externer  Netzteile 
sollten  durch  Anwendung  bestehender  kostengünstiger 
und  nicht  besonders  geschützter  Technologien  erreicht 
werden,  die  zu  einer  Verringerung  der  Gesamtausgaben 
für  die  Anschaffung  und  den  Betrieb  dieser  Geräte  führen 
können. 


(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG 
erlässt  die  Kommission  nach  dem  in  Artikel  19  Absatz  3 
genannten  Verfahren  unter  Einhaltung  der  in  Artikel  15 
Absatz  2  festgelegten  Kriterien  und  nach  Anhörung  des 
Konsultationsforums  gegebenenfalls  eine  Durchführungs- 
maßnahme für  Bürogeräte  und  Produkte  der  Unterhal- 
tungselektronik. 


(7)  Die  Anforderungen  an  die  Leistungsaufnahme  externer 
Netzteile  bei  Nulllast  und  ihre  durchschnittliche  Effizienz 
im  Betrieb  sollten  durch  Ökodesign-Anforderungen  ge- 
meinschaftsweit harmonisiert  werden,  wodurch  ein  Bei- 
trag zum  Funktionieren  des  Binnenmarktes  und  zur  Ver- 
besserung der  Umweltverträglichkeit  dieser  Produkte  ge- 
leistet würde. 


(3)  Bürogeräte  und  Produkte  der  Unterhaltungselektronik 
werden  oftmals  mit  externen  Netzteilen  (EN)  betrieben, 
die  den  Strom  aus  dem  öffentlichen  Versorgungsnetz 
umwandeln.  Die  Effizienz  von  EN  bei  der  Stromumwand- 
lung ist  ein  wichtiger  Aspekt  der  Energieeffizienz  dieser 
Geräte;  deshalb  sind  externe  Netzteile  eine  der  vorrangi- 
gen Produktgruppen,  für  die  Ökodesign-Anforderungen 
festgelegt  werden  sollten. 


(')  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 


(8)  Ökodesign-Anforderungen  sollten  die  Funktion  des  Pro- 
dukts nicht  beinträchtigen  und  keine  nachteiligen  Aus- 
wirkungen auf  Gesundheit,  Sicherheit  und  Umwelt  ha- 
ben. Insbesondere  sollte  der  Nutzen  einer  Verringerung 
des  Stromverbrauchs  während  der  Betriebsphase  etwaige 
zusätzliche  Umweltauswirkungen  während  der  Produk- 
tionsphase überwiegen. 
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(9)  Durch  ein  zweistufiges  Inkrafttreten  der  Ökodesign-An- 
forderungen  sollte  den  Herstellern  ausreichend  Zeit  für 
die  Anpassung  ihrer  Produkte  gegeben  werden.  Der  Zeit- 
plan für  die  Stufen  sollte  so  festgelegt  werden,  dass  einer- 
seits negative  Auswirkungen  auf  die  Funktion  der  auf 
dem  Markt  befindlichen  Geräte  vermieden  und  Auswir- 
kungen auf  die  Kosten  der  Hersteller,  insbesondere  klei- 
ner und  mittlerer  Unternehmen,  berücksichtigt  werden, 
andererseits  aber  auch  das  rechtzeitige  Erreichen  der  Ziele 
der  Verordnung  gewährleistet  ist.  Die  Methoden  zur  Mes- 
sung der  Leistungsaufnahme  sollten  den  anerkannten  Re- 
geln der  Technik  entsprechen.  Die  Hersteller  können  har- 
monisierte Normen  anwenden,  die  in  Einklang  mit  Arti- 
kel 10  der  Richtlinie  2005/32/EG  erlassen  wurden. 

(10)  Diese  Verordnung  sollte  die  Marktdurchdringung  von 
Technologien  zur  Verbesserung  der  Umweltverträglich- 
keit externer  Netzteile  über  die  Lebensdauer  erhöhen 
und  damit  bis  2020  zu  geschätzten  Einsparungen  beim 
Energieverbrauch  über  die  Lebensdauer  in  Höhe  von  118 
PJ  sowie  zu  Stromeinsparungen  in  Höhe  von  9  TWh  im 
Vergleich  zum  Szenario  ohne  Maßnahmen  führen. 

(11)  In  Einklang  mit  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG 
sollte  die  Verordnung  festlegen,  dass  als  Konformitätsbe- 
wertungsverfahren die  in  Anhang  IV  der  Richtlinie 
2005/32/EG  beschriebene  interne  Entwurfskontrolle 
und  das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  be- 
schriebene Managementsystem  anwendbar  sind. 

(12)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  verpflichtet  werden,  in  den  technischen  Unter- 
lagen nach  den  Anhängen  IV  und  V  der  Richtlinie 
2005/32/EG  Angaben  zur  durchschnittlichen  Effizienz 
im  Betrieb  und  zur  Leistungsaufnahme  bei  Nulllast  zu 
machen. 

(13)  Die  Werte  derzeit  verfügbarer  Technologien  mit  hoher 
Effizienz  im  Betrieb  und  geringer  Leistungsaufnahme 
bei  Nulllast  sollten  als  Referenzwerte  angegeben  werden. 
Dies  wird  dazu  beitragen,  die  breite  Verfügbarkeit  und 
leichte  Zugänglichkeit  von  Informationen  insbesondere 
für  kleine  und  mittlere  Unternehmen  (KMU)  und  Kleinst- 
unternehmen zu  gewährleisten,  was  die  Integration  der 
besten  Entwurfstechnologien  zur  Verringerung  des  Ener- 
gieverbrauchs weiter  erleichtern  wird. 

(14)  Die  Ökodesign- Anforderungen  an  die  Leistungsaufnahme 
externer  Niederspannungsnetzteile  bei  Nulllast  beziehen 
sich  auf  die  gleichen  Umweltverträglichkeitsparameter 
wie  die  Ökodesign-Anforderungen  an  den  Ruhezus- 
tands-Energieverbrauch elektrischer  und  elektronischer 
Haushalts-  und  Bürogeräte,  die  mit  externen  Niederspan- 
nungsnetzteilen in  Verkehr  gebracht  werden.  Da  die  Öko- 
design-Anforderungen an  die  Leistungsaufnahme  externer 
Niederspannungsnetzteile  bei  Nulllast  strenger  sein  soll- 
ten als  die  Ökodesign-Anforderungen  an  den  Ruhezus- 
tands-Energieverbrauch elektrischer  und  elektronischer 
Haushalts-  und  Bürogeräte,  die  mit  externen  Niederspan- 
nungsnetzteilen in  Verkehr  gebracht  werden,  sollten  die 
Anforderungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008  der 
Kommission  vom  1 7.  Dezember  2008  zur  Durchführung 


der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Öko- 
design-Anforderungen an  die  Leistungsaufnahme  elektri- 
scher und  elektronischer  Haushalts-  und  Bürogeräte  im 
Bereitschafts-  und  Ruhezustand  (!)  nicht  gelten  für  elekt- 
rische und  elektronische  Haushalts-  und  Bürogeräte,  die 
mit  externen  Niederspannungsnetzteilen  in  Verkehr  ge- 
bracht werden.  Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008 
sollte  daher  entsprechend  geändert  werden. 

(1 5)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19  Absatz 
1  der  Richtlinie  2005/32/EG  eingesetzten  Ausschusses  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

(1)  In  dieser  Verordnung  werden  Ökodesign-Anforderungen 
an  die  Leistungsaufnahme  externer  Netzteile  bei  Nulllast  sowie 
an  ihre  Effizienz  im  Betrieb  festgelegt. 

(2)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für: 

a)  Spannungswandler; 

b)  unterbrechungsfreie  Stromversorgungen; 

c)  Batterieladegeräte; 

d)  Konverter  für  Halogenlampen; 

e)  externe  Stromversorgungsgeräte  für  medizinische  Geräte; 

f)  externe  Netzteile,  die  bis  spätestens  30.  Juni  2015  als  Zube- 
hör oder  Ersatzteil  eines  nicht  später  als  ein  Jahr  nach  In- 
krafttreten dieser  Verordnung  in  Verkehr  gebrachten  identi- 
schen externen  Netzteils  in  Verkehr  gebracht  werden,  sofern 
auf  dem  Zubehör  oder  Ersatzteil  oder  dessen  Verpackung 
genau  die  Primärverbraucher  angegeben  sind,  für  die  das 
Zubehör  oder  Ersatzteil  bestimmt  ist. 

Artikel  2 

B  egriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  der  vorliegenden  Verordnung  gelten  die  Begriffs- 
bestimmungen der  Richtlinie  2005/32/EG. 

Daneben  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen: 

1.  „externes  Netzteil"  bezeichnet  ein  Gerät,  das  den  folgenden 
Kriterien  entspricht: 


(»)  ABl.  L  339  vom  18.12.2008,  S.  45. 
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a)  es  ist  dafür  konzipiert,  Wechselstrom  (AC)  aus  dem  Ver- 
sorgungsnetz in  Wechselstrom  (AC)  oder  Gleichstrom 
(DC)  niedrigerer  Spannung  umzuwandeln; 

b)  die  Umwandlung  ist  jeweils  nur  in  eine  Gleichstrom- 
oder Wechselstromausgangsspannung  möglich; 

c)  es  ist  zum  Betrieb  mit  einem  separaten  Gerät  —  dem 
Primärverbraucher  — bestimmt; 

d)  es  befindet  sich  in  einem  vom  Primärverbraucher  phy- 
sisch getrennten  Gehäuse; 

e)  es  ist  über  einen  abnehmbaren  oder  fest  verdrahteten 
elektrischen  Anschluss  mit  Stecker  und  Kupplung,  ein 
Kabel,  eine  Litze  oder  eine  sonstige  Verdrahtung  mit 
dem  Primärverbraucher  verbunden; 

f)  die  Ausgangsleistung  laut  Typenschild  beträgt  höchstens 
250  Watt; 

g)  es  ist  zur  Nutzung  mit  elektrischen  und  elektronischen 
Haushalts-  und  Bürogeräten  gemäß  Artikel  2  Absatz  1 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008  bestimmt. 

2.  „externes  Niederspannungsnetzteil"  bezeichnet  ein  externes 
Stromversorgungsgerät  mit  einer  Ausgangsspannung  laut 
Typenschild  von  weniger  als  6  Volt  und  einer  Ausgangs- 
stromstärke laut  Typenschild  von  mindestens  550  Milliam- 
pere; 

3.  „Konverter  für  Halogenlampen"  bezeichnet  ein  externes 
Stromversorgungsgerät  zur  Verwendung  mit  Niedervolt- 
Wolfram-Halogenlampen; 

4.  „unterbrechungsfreie  Stromversorgung"  bezeichnet  eine 
Vorrichtung,  die  bei  einem  Absinken  der  Versorgungsnetz- 
spannung auf  ein  unannehmbar  niedriges  Niveau  automa- 
tisch eine  Notstromversorgung  bereitstellt; 

5.  „Batterieladegerät"  bezeichnet  ein  Gerät,  an  dessen  Aus- 
gangsschnittstelle unmittelbar  eine  abnehmbare  Batterie  an- 
geschlossen wird; 

6.  „Spannungswandler"  bezeichnet  ein  Gerät,  das  Strom  einer 
Spannung  von  230  V  aus  dem  Hauptversorgungsnetz  in 
Strom  einer  Spannung  von  110  V  mit  ähnlichen  Eigen- 
schaften wie  Netzstrom  umwandelt; 

7.  „Ausgangsleistung  laut  Typenschild"  (PD)  bezeichnet  die 
Ausgangsleistung  laut  Herstellerangabe; 

8.  „Nulllast"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  die  Eingangs- 
schnittstelle eines  externen  Netzteils  mit  dem  Versorgungs- 
netz, die  Ausgangsschnittstelle  aber  nicht  mit  einem  Pri- 
märverbraucher verbunden  ist; 


9.  „Betrieb"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  die  Eingangs- 
schnittstelle eines  externen  Netzteils  mit  dem  Versorgungs- 
netz und  die  Ausgangsschnittstelle  mit  einem  Verbraucher 
verbunden  ist; 

10.  „Effizienz  im  Betrieb"  bezeichnet  das  Verhältnis  zwischen 
der  von  einem  externen  Netzteil  im  Betrieb  abgegebenen 
Leistung  und  der  dazu  notwendigen  Leistungsaufnahme; 

11.  „durchschnittliche  Effizienz  im  Betrieb"  bezeichnet  den 
Durchschnitt  der  Werte  für  die  Effizienz  im  Betrieb  bei 
25%,  50%,  75%  und  100%  der  Ausgangsleistung  laut 
Typenschild. 

Artikel  3 

Ökodesign-Anforderungen 

Die  Ökodesign-Anforderungen  an  die  Leistungsaufnahme  in 
Verkehr  gebrachter  externer  Netzteile  bei  Nulllast  sowie  an 
ihre  Effizienz  im  Betrieb  sind  in  Anhang  I  festgelegt. 

Artikel  4 

Konformitätsbewertung 

Das  in  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannte  Verfahren 
zur  Konformitätsbewertung  ist  das  in  Anhang  IV  der  Richtlinie 
2005/32/EG  beschriebene  interne  Entwurfskontrollsystem  oder 
das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  beschriebene  Mana- 
gementsystem für  die  Konformitätsbewertung. 

Artikel  5 

Prüfverfahren  zur  Marktaufsicht 

Kontrollen  im  Rahmen  der  Marktaufsicht  werden  gemäß  dem  in 
Anhang  II  festgelegten  Prüfverfahren  durchgeführt. 

Artikel  6 

Unverbindliche  Referenzwerte 

Die  Werte  der  leistungsfähigsten  Produkte  und  Technologien, 
die  zurzeit  auf  dem  Markt  erhältlich  sind,  sind  in  Anhang  III 
als  unverbindliche  Referenzwerte  aufgeführt. 

Artikel  7 
Überprüfung 

Spätestens  4  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  über- 
prüft die  Kommission  sie  unter  Berücksichtigung  des  techni- 
schen Fortschritts  und  legt  dem  Konsultationsforum  das  Ergeb- 
nis der  Überprüfung  vor. 

Artikel  8 

Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008  wird  wie  folgt  geändert: 

1.  In  Artikel  1  wird  folgender  Absatz  2  angefügt: 
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„Diese  Verordnung  gilt  nicht  für  elektrische  und  elektroni- 
sche Haushalts-  und  Bürogeräte,  die  mit  einem  externen  Nie- 
derspannungsnetzteil in  Verkehr  gebracht  werden." 

2.  In  Artikel  2  wird  folgende  Nummer  9  angefügt: 

„9.  .externes  Niederspannungsnetzteil'  bezeichnet  ein  externes 
Stromversorgungsgerät  mit  einer  Ausgangsspannung  laut 
Typenschild  von  weniger  als  6  Volt  und  einer  Ausgangs- 
stromstärke laut  Typenschild  von  mindestens  550  Milli- 
ampere." 


Artikel  9 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  20.  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung 
im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Die  Anforderungen  von  Anhang  I  Nummer  1  Buchstabe  a  wer- 
den ein  Jahr  nach  dem  in  Absatz  1  genannten  Datum  wirksam. 

Die  Anforderungen  von  Anhang  I  Nummer  1  Buchstabe  b 
werden  zwei  Jahre  nach  dem  in  Absatz  1  genannten  Datum 
wirksam. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  6.  April  2009 


Für  die  Kommission 
Andris  PIEBALGS 
Mitglied  der  Kommission 
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ANHANG  I 
ÖKODESIGN-ANFORDERUNGEN 

1.  LEISTUNGSAUFNAHME  BEI  NULLLAST  UND  DURCHSCHNITTLICHE  EFFIZIENZ 

a)  Ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt  Folgendes: 

Die  Leistungsaufnahme  bei  Nulllast  darf  0,50  W  nicht  übersteigen. 
Die  durchschnittliche  Effizienz  im  Betrieb  beträgt  mindestens: 
0,500  •  P0,  falls  P0  <  1,0  W; 

0,090  •  ln(P0)  +  0,500,  falls  1,0  W  <  P0  <  51,0  W; 
0,850,  falls  P0  >  51,0  W. 

b)  Zwei  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gilt  Folgendes: 

Die  Leistungsaufnahme  bei  Nulllast  darf  die  nachfolgend  genannten  Obergrenzen  nicht  übersteigen: 


Externe  AC/AC-Netzteile  außer 

Externe  AC/DC-Netzteile  außer 

externen 

externen 

Externe  Niederspannungsnetzteile 

Niederspannungsnetzteilen 

Niederspannungsnetzteilen 

P0  <  51,0  W 

0,50  W 

0,30  W 

0,30  W 

P0  >  51,0  W 

0,50  W 

0,50  W 

k.  A. 

Die  durchschnittliche  Effizienz  im  Betrieb  darf  die  folgenden  Grenzwerte  nicht  unterschreiten: 


Externe  AC/AC-  und  AC/DC-Netzteile  außer 
externen  Niederspannungsnetzteilen 

Externe  Niederspannungsnetzteile 

P0  <  1,0  w 

0,480  ■  P0  +  0,140 

0,497  •  P0  +  0,067 

1,0  W  <  P0  <  51,0  W 

0,063  ■  ln(P0)  +  0,622 

0,075  ■  ln(P0)  +  0,561 

P0  >  51,0  W 

0,870 

0,860 

2.  MESSUNGEN 

Die  Leistungsaufnahme  bei  Nulllast  und  die  durchschnittliche  Effizienz  im  Betrieb  gemäß  Nummer  1  werden  durch  ein 
zuverlässiges,  genaues  und  reproduzierbares  Messverfahren  ermittelt,  das  den  anerkannten  Regeln  der  Technik  ent- 
spricht. 


Bei  Leistungsmessungen  im  Bereich  ab  0,50  W  darf  die  Messunsicherheit  bei  einem  Vertrauensbereich  von  95% 
höchstens  2  %  betragen.  Bei  Leistungsmessungen  im  Bereich  unter  0,50  W  darf  die  Messunsicherheit  bei  einem 
Vertrauensbereich  von  95  %  höchstens  0,01  W  betragen. 


3.  INFORMATIONSPFLICHTEN  DER  HERSTELLER 


Für  die  Zwecke  der  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  4  müssen  die  technischen  Unterlagen  folgende  Angaben 
enthalten: 


Größe 

Beschreibung 

Effektive  Ausgangsstromstärke  (mA)  (quadratischer 
Mittelwert) 

Gemessen  bei  Lastbedingungen  1-4 

Effektive  Ausgangsspannung  (V) 

Wirkausgangsleistung  (W) 

Effektive  Eingangsspannung  (V) 

Gemessen  bei  I.astbedingungen  1-5 

Effektive  Eingangsleistung  (W) 

Oberschwingungsgehalt  (THD) 

Leistungsfaktor 

Aufgenommene  Leistung  (W) 

Berechnet     bei      Lastbedingungen      1-4,      gemessen  bei 
Lastbedingung  5 

Effizienz 

Berechnet  bei  Lastbedingungen  1-4 

Durchschnittliche  Effizienz 

Arithmetisches  Mittel  der  Effizienz  bei  Lastbedingungen  1-4 

Entsprechende  Lastbedingungen: 

Prozentsatz  der  Ausgangsstromstärke  laut  Typenschild 


Lastbedingung  1 

100  9 

i  ±  2% 

Lastbedingung  2 

75  % 

±  2% 

Lastbedingung  3 

50% 

±2% 

Lastbedingung  4 

25  % 

±  2% 

Lastbedingung  5 

0  %  (Nulllast) 

ANHANG  II 


PRÜFVERFAHREN 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die  Anforderungen  in  Anhang  I  das  folgende  Prüfverfahren  an: 

1.  Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  nur  eine  Einheit. 

2.  Es  wird  angenommen,  dass  das  Muster  den  Bestimmungen  in  Anhang  I  entspricht,  falls  folgende  Bedingungen  erfüllt 
sind: 

a)  Das  Ergebnis  für  Nulllast  übersteigt  die  in  Anhang  I  genannten  geltenden  Grenzwerte  nicht  um  mehr  als  0,10  W, 
und 

b)  das  arithmetische  Mittel  der  Effizienz  bei  den  Lastbedingungen  1-4  gemäß  Anhang  I  unterschreitet  den  geltenden 
Grenzwert  für  die  durchschnittliche  Effizienz  im  Betrieb  nicht  um  mehr  als  5  %. 

3.  Werden  die  in  Nummer  2  Buchstaben  a  und  b  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  sind  drei  weitere  Einheiten 
desselben  Musters  zu  prüfen. 

4.  Nach  Prüfung  von  drei  weiteren  Einheiten  desselben  Musters  wird  angenommen,  dass  das  Muster  den  Anforde- 
rungen entspricht,  falls  folgende  Bedingungen  erfüllt  sind: 

a)  Der  Durchschnitt  der  Ergebnisse  für  Nulllast  übersteigt  die  in  Anhang  I  genannten  geltenden  Grenzwerte  nicht 
um  mehr  als  0,10  W,  und 

b)  der  Durchschnitt  der  arithmetischen  Mittel  der  Effizienz  bei  den  Lastbedingungen  1-4  gemäß  Anhang  I  unter- 
schreitet den  geltenden  Grenzwert  für  die  durchschnittliche  Effizienz  im  Betrieb  nicht  um  mehr  als  5  %. 

5.  Werden  die  in  Nummer  4  Buchstaben  a  und  b  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  wird  angenommen,  dass  das 
Muster  die  Anforderungen  nicht  erfüllt. 


ANHANG  III 


UNVERBINDLICHE  REFERENZWERTE  GEMÄSS  ARTIKEL  6 

a)  Nulllast 

Die  geringste  Leistungsaufnahme  externer  Netzteile  bei  Nulllast  kann  wie  folgt  näherungsweise  bestimmt  werden: 

—  0,1  W  oder  weniger,  falls  P0  <  90  W, 

—  0,2  W  oder  weniger,  falls  90  W  <  P0  <  1  50  W, 

—  0,4  W  oder  weniger,  falls  150  W  <  P0  <  180  W, 

—  0,5  W  oder  weniger,  falls  P0  >  180  W. 

b)  Durchschnittliche  Effizienz  im  Betrieb 

Die  höchste  durchschnittliche  Effizienz  externer  Netzteile  im  Betrieb  kann  nach  den  neuesten  vorliegenden  Daten 
(Stand  Januar  2008)  wie  folgt  näherungsweise  bestimmt  werden: 

—  0,090  •  ln(P0)  +  0,680,  falls  1,0  W  <  P0  <  10,0  W, 

—  0,890,  falls  P0  >  10,0  W, 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  640/2009  DER  KOMMISSION 
vom  22.  Juli  2009 

zur  Durchfuhrung  der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick   auf  die    Festlegung   von    Anforderungen   an    die   umweltgerechte   Gestaltung  von 

Elektromotoren 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  KOMMISSION  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Ge- 
meinschaft, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  zur  Schaffung  eines 
Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umwelt- 
gerechte Gestaltung  energiebetriebener  Produkte  und  zur  Ände- 
rung der  Richtlinie  92/42/EWG  des  Rates  sowie  der  Richtlinien 
96/57/EG  und  2000/55/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  ('),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 


nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Gemäß  der  Richtlinie  2005/32/EG  legt  die  Kommission 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  („Öko- 
design")  energiebetriebener  Produkte  fest,  die  ein  erheb- 
liches Vertriebs-  und  Handelsvolumen,  eine  erhebliche 
Umweltauswirkung  und  ein  erhebliches  Potenzial  für  Ver- 
besserungen ihrer  Umweltauswirkung  ohne  übermäßig 
hohe  Kosten  aufweisen. 


(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  erster  Gedankenstrich  der 
Richtlinie  2005/32/EG  erlässt  die  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  19  Absatz  3  genannten  Verfahren  unter 
Einhaltung  der  in  Artikel  1 5  Absatz  2  festgelegten  Krite- 
rien und  nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultations- 
forums gegebenenfalls  eine  Durchführungsmaßnahme  für 
Produkte,  die  in  elektrischen  Antriebssystemen  Einsatz 
finden. 


(3)  Für  diejenigen  Industriebetriebe  in  der  Gemeinschaft,  die 
im  Rahmen  ihrer  Produktionsprozesse  Motoren  einset- 
zen, sind  Elektromotoren  der  wichtigste  elektrische  Ver- 
braucher. Auf  die  Antriebssysteme,  in  denen  diese  Moto- 
ren zum  Einsatz  kommen,  entfallen  circa  70  %  des 
Stromverbrauchs  der  Industrie.  Die  Energieeffizienz  dieser 
Antriebssysteme  kann  kostengünstig  um  insgesamt  20 
bis  30  %  gesteigert  werden.  Einer  der  wichtigsten  Fak- 
toren bei  dieser  Effizienzsteigerung  ist  die  Nutzung  ener- 
gieeffizienter Motoren.  Die  Motoren  in  elektrischen  An- 
triebssystemen sind  daher  ein  vorrangiges  Produkt,  für 
das  Ökodesign-Anforderungen  festgelegt  werden  sollten. 


0  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 


(4)  Elektrische  Antriebssysteme  umfassen  eine  Reihe  energie- 
betriebener Produkte,  zum  Beispiel  Motoren,  Steuerun- 
gen, Pumpen  oder  Ventilatoren.  Motoren  und  Drehzahl- 
regelungen gehören  dabei  zu  den  wichtigsten  Produkten. 
Deshalb  wird  in  dieser  Verordnung  vorgeschrieben,  dass 
bestimmte  Motortypen  mit  Drehzahlregelung  ausgestattet 
sein  müssen. 

(5)  Viele  Motoren  sind  in  andere  Erzeugnisse  eingebaut  und 
werden  nicht  einzeln  im  Sinne  von  Artikel  5  der  Richt- 
linie 2005/32/EG  und  der  Richtlinie  2006/42/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (2)  in  Verkehr 
gebracht  und  in  Betrieb  genommen.  Damit  das  gesamte 
Energieeinsparpotenzial  kosteneffizient  realisiert  werden 
kann,  sollten  die  in  andere  Erzeugnisse  eingebauten  Mo- 
toren den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  unterliegen. 

(6)  Die  Kommission  hat  in  einer  vorbereitenden  Studie  die 
technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen  Aspekte 
von  Elektromotoren  untersucht.  Die  Studie  wurde  zusam- 
men mit  Interessengruppen  und  betroffenen  Kreisen  aus 
der  EU  und  Drittländern  durchgeführt,  und  die  Ergebnisse 
wurden  öffentlich  zugänglich  gemacht. 

(7)  Aus  der  vorbereitenden  Studie  geht  hervor,  dass  Elektro- 
motoren in  großen  Mengen  auf  den  Gemeinschaftsmarkt 
kommen,  dass  deren  Energieverbrauch  während  der  Be- 
triebsphase der  wichtigste  Umweltaspekt  sämtlicher  Pha- 
sen ihres  Lebenszyklus  ist  und  dass  2005  der  jährliche 
Stromverbrauch  durch  Elektromotoren  1  067  TWh  be- 
trug, was  der  Emission  von  427  Mio.  t  C02  entspricht. 
Der  Verbrauch  soll  Vorhersagen  zufolge  bis  auf 
1  252  TWh  im  Jahr  2020  ansteigen,  falls  keine  spezi- 
fischen Maßnahmen  zu  dessen  Begrenzung  getroffen  wer- 
den. Es  wurde  festgestellt,  dass  der  Energieverbrauch  über 
den  gesamten  Lebenszyklus  und  der  Energieverbrauch 
während  der  Betriebsphase  erheblich  verbessert  werden 
können,  insbesondere  wenn  die  mit  unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten  und  Lasten  betriebenen  Motoren  mit 
Steuerungen  ausgestattet  sind. 

(8)  Aus  der  vorbereitenden  Studie  geht  hervor,  dass  der 
Stromverbrauch  im  Betrieb  der  einzige  wichtige  Öko- 
design-Parameter  ist,  der  im  Sinne  von  Anhang  I  Teil  1 
der  Richtlinie  2005/32/EG  mit  der  Produktgestaltung  zu- 
sammenhängt. 

(9)  Verbesserungen  beim  Stromverbrauch  von  Elektromoto- 
ren sollten  durch  Anwendung  bestehender  kostengüns- 
tiger und  nichtproprietärer  Technologien  erreicht  werden, 
die  zu  einer  Verringerung  der  kombinierten  Gesamtaus- 
gaben für  die  Anschaffung  und  den  Betrieb  dieser  Geräte 
führen  können. 


(2)  ABl.  L  157  vom  9.6.2006,  S.  24. 
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(10)  Die  Anforderungen  an  den  Energieverbrauch  von  Moto- 
ren sollten  gemeinschaftsweit  durch  Ökodesign-Anforde- 
rungen  harmonisiert  werden;  dadurch  würde  ein  Beitrag 
zum  Funktionieren  des  Binnenmarktes  und  zur  Verbes- 
serung der  Umweltverträglichkeit  dieser  Produkte  geleis- 
tet. 

(11)  Den  Herstellern  sollte  ein  angemessener  zeitlicher  Rah- 
men für  die  Anpassung  der  Produkte  gewährt  werden. 
Der  Zeitplan  sollte  so  festgelegt  werden,  dass  einerseits 
negative  Auswirkungen  auf  die  Betriebseigenschaften  von 
Motoren  vermieden  und  Auswirkungen  auf  die  Kosten 
der  Hersteller,  insbesondere  kleiner  und  mittlerer  Unter- 
nehmen, berücksichtigt  werden,  andererseits  aber  auch 
das  rechtzeitige  Erreichen  der  Ziele  dieser  Verordnung 
gewährleistet  ist. 

(12)  Der  Energieverbrauch  sollte  durch  zuverlässige,  genaue 
und  reproduzierbare  Messverfahren  ermittelt  werden, 
die  dem  anerkannten  Stand  der  Technik  sowie  gegebe- 
nenfalls harmonisierten  Normen  Rechnung  tragen,  die 
von  den  in  Anhang  I  der  Richtlinie  98/34/EG  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Juni  1998 
über  ein  Informationsverfahren  auf  dem  Gebiet  der  Nor- 
men und  technischen  Vorschriften  (l)  aufgeführten  euro- 
päischen Normungsgremien  erlassen  wurden. 

(1 3)  Diese  Verordnung  sollte  die  Marktdurchdringung  von 
Technologien  zur  Verbesserung  der  Umweltverträglich- 
keit von  Elektromotoren  über  die  Lebensdauer  erhöhen 
und  damit  bis  2020  zu  geschätzten  Einsparungen  beim 
Energieverbrauch  über  die  Lebensdauer  in  Höhe  von 
5  500  PJ  (2)  sowie  zu  Stromeinsparungen  in  Höhe  von 
135  TWh  im  Vergleich  zum  Szenario  ohne  Maßnahmen 
führen. 

(14)  Nach  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  sollten  in  die- 
ser Verordnung  die  geltenden  Konformitätsbewertungs- 
verfahren festgelegt  werden. 

(15)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  verpflichtet  werden,  in  den  technischen  Unter- 
lagen gemäß  den  Anhängen  IV  und  V  der  Richtlinie 
2005/32/EG  Angaben  zu  machen. 

(16)  Im  Interesse  einer  weiteren  Begrenzung  der  Umweltaus- 
wirkungen von  Elektromotoren  sollten  die  Hersteller  ein- 
schlägige Informationen  zum  Zerlegen,  zum  Recycling 
und  zur  Entsorgung  nach  der  endgültigen  Außerbetrieb- 
nahme  bereitstellen. 

(1 7)  Es  sollten  Referenzwerte  für  derzeit  verfügbare  Technolo- 
gien mit  hoher  Energieeffizienz  ermittelt  werden.  Dies 
wird  dazu  beitragen,  die  breite  Verfügbarkeit  und  leichte 
Zugänglichkeit  von  Informationen  insbesondere  für 
kleine  und  mittlere  Unternehmen  (KMU)  und  Kleinst- 
unternehmen zu  gewährleisten,  was  die  Integration  der 
besten  Entwurfstechnologien  zur  Verringerung  des  Ener- 
gieverbrauchs weiter  erleichtern  wird. 


(!)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 
(2)  1  TWh  =  3,6  PJ. 


(18)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19  Absatz 
1  der  Richtlinie  2005/32/EG  eingesetzten  Ausschusses  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

(1)  Durch  diese  Verordnung  werden  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  („Ökodesign")  von  Elektromotoren 
in  Hinblick  auf  das  Inverkehrbringen  und  die  Inbetriebnahme 
dieser  Geräte  festgelegt,  die  auch  gelten,  wenn  sie  in  andere 
Produkte  eingebaut  sind. 

(2)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 

a)  Motoren,  die  dafür  ausgelegt  sind,  ganz  in  eine  Flüssigkeit 
eingetaucht  betrieben  zu  werden; 

b)  vollständig  in  ein  Produkt  (z.  B.  ein  Getriebe,  eine  Pumpe, 
einen  Ventilator  oder  einen  Kompressor)  eingebaute  Moto- 
ren, deren  Energieeffizienz  nicht  unabhängig  von  diesem 
Produkt  erfasst  werden  kann; 

c)  Motoren,  die  speziell  für  den  Betrieb  unter  folgenden  Bedin- 
gungen ausgelegt  sind: 

i)  in  Höhen  über  1  000  Meter  über  dem  Meeresspiegel; 

ii)  bei  Umgebungstemperaturen  über  40  °C; 

iii)  bei  Betriebshöchsttemperaturen  über  400  °C; 

iv)  bei  Umgebungstemperaturen  unter  -  1 5  °C  (beliebiger 
Motor)  bzw.  bei  Umgebungstemperaturen  unter  0  °C 
(luftgekühlter  Motor); 

v)  bei  Kühlflüssigkeitstemperaturen  am  Einlass  eines  Pro- 
dukts unter  5  °C  oder  über  25  °C; 

vi)  in  explosionsgefährdeten  Bereichen  im  Sinne  der  Richt- 
linie 94/9/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes (3); 

d)  Bremsmotoren, 

ausgenommen  in  Bezug  auf  die  Anforderungen  an  die  Produkt- 
informationen gemäß  Anhang  I  Nummer  2  Punkte  3,  4,  5,  6 
und  12. 


(3)  ABl.  L  100  vom  19.4.1994,  S.  1. 
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Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  in  der  Richtlinie 
2005/32/EG  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen: 

1.  „Motor"  bezeichnet  einen  eintourigen  Dreiphasen-  5  O-Hz- 
oder  -50/60-Hz-Käfigläufer-Induktionsmotor  mit  folgenden 
Eigenschaften: 


—  2-  bis  6-polig; 

—  Nennspannung  UN  bis  1  000  V; 

—  Nennausgangsleistung    PN    zwischen    0,75  kW  und 
375  kW; 


—  für  Dauerbetrieb  ausgelegt. 

2.  „Drehzahlregelung"  bezeichnet  einen  elektronischen  Leis- 
tungswandler, der  die  elektrische  Energie,  mit  der  ein  Elek- 
tromotor gespeist  wird,  kontinuierlich  anpasst,  um  die  von 
dem  Motor  abgegebene  mechanische  Leistung  nach  Maßgabe 
der  Drehmoment-Drehzahl-Kennlinie  der  (am  Motor  anlie- 
genden) Last  zu  steuern,  indem  der  Dreiphasen- 5  O-Hz-Netz- 
strom  in  Strom  variabler  Frequenz  und  Spannung  umgewan- 
delt wird. 


3.  „Käfigläufermotor"  bezeichnet  einen  Elektromotor  ohne  Bürs- 
ten, Kommutatoren,  Schleifringe  oder  elektrische  Verbindun- 
gen zum  Rotor. 


4.  „Phase"  bezeichnet  die  Konfiguration  der  Netzstromversor- 
gung; 

5.  „Pol"  bezeichnet  die  Gesamtzahl  der  durch  das  rotierende 
Magnetfeld  des  Motors  erzeugten  magnetischen  Nord-  und 
Südpole.  Die  Zahl  der  Pole  bestimmt  die  Grunddrehzahl  des 
Motors. 


6.  „Dauerlastbetrieb"  bezeichnet  das  ununterbrochene  Funktio- 
nieren eines  Elektromotors  mit  integriertem  Kühlsystem  bei 
Nennlast  unterhalb  der  Betriebshöchsttemperatur. 

7.  „Bremsmotor"  bezeichnet  einen  Motor  mit  einer  elektro- 
mechanischen  Bremseinheit,  die  unmittelbar  ohne  Kupplun- 
gen auf  die  Antriebswelle  einwirkt. 

Artikel  3 

Ökodesign-Anforderungen 

Die  Ökodesign-Anforderungen  an  Motoren  sind  in  Anhang  I 
aufgeführt. 


Die  einzelnen  Ökodesign-Anforderungen  treten  nach  folgendem 
Zeitplan  in  Kraft: 

1.  Ab  16.  Juni  2011  müssen  Motoren  mindestens  das  in  An- 
hang I  Nummer  1  definierte  Effizienzniveau  IE2  erreichen. 

2.  Ab  1.  Januar  2015  gilt: 

i)  Motoren  mit  einer  Nennausgangsleistung  von 
7,5 — 375  kW  müssen  entweder  mindestens  das  in  An- 
hang I  Nummer  1  definierte  Effizienzniveau  IE  3  erreichen 
oder  dem  in  Anhang  I  Nummer  1  definierten  Effizienz- 
niveau IE2  entsprechen  und  mit  einer  Drehzahlregelung 
ausgestattet  sein. 

3.  Ab  1.  Januar  2017  gilt: 

i)  Alle  Motoren  mit  einer  Nennausgangsleistung  von 
0,75 — 375  kW  müssen  entweder  mindestens  das  in  An- 
hang I  Nummer  1  definierte  Effizienzniveau  IE  3  erreichen 
oder  dem  in  Anhang  I  Nummer  1  definierten  Effizienz- 
niveau IE2  entsprechen  und  mit  einer  Drehzahlregelung 
ausgestattet  sein. 

Die  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  zu  Motoren 
sind  in  Anhang  I  aufgeführt.  Die  Einhaltung  der  Ökodesign- 
Anforderungen  wird  anhand  der  in  Anhang  II  aufgeführten 
Anforderungen  gemessen  und  berechnet. 

Artikel  4 

Konformitätsbewertung 

Das  in  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannte  Verfahren 
zur  Konformitätsbewertung  ist  das  in  Anhang  IV  der  Richtlinie 
2005/32/EG  beschriebene  interne  Entwurfskontrollsystem  oder 
das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  beschriebene  Ma- 
nagementsystem für  die  Konformitätsbewertung. 

Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie 
2005/32/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der  Marktauf- 
sicht wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  das  in  Anhang 
III  dieser  Verordnung  beschriebene  Nachprüfverfahren  an. 

Artikel  6 

Unverbindliche  Referenzwerte 

Die  Werte  der  effizientesten  Motoren,  die  zurzeit  auf  dem  Markt 
sind,  sind  in  Anhang  IV  als  unverbindliche  Referenzwerte  auf- 
geführt. 

Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  sieben 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  unter  Berücksichtigung  des  tech- 
nischen Fortschritts  bei  Motoren  und  Steuerungen  und  übermit- 
telt dem  Ökodesign-Konsultationsforum  die  Ergebnisse  dieser 
Überprüfung.  Die  Überprüfung  erstreckt  sich  auf  Ressourcen- 
effizienz, Wiederverwendung  und  Recycling  sowie  das  Niveau 
der  Messunsicherheit. 
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Artikel  8 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem 
Mitgliedstaat. 


Brüssel,  den  22.  Juli  2009 


Für  die  Kommission 
Andris  PIEBALGS 
Mitglied  der  Kommission 
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ANHANG  f 


ÖKODESIGN-ANFORDERUNGEN  AN  MOTOREN 

ANFORDERUNGEN  AN  DIE  MOTOREFFIZIENZ 

Die  Anforderungen  an  die  Nenn-Mindesteffizienz  von  Motoren  sind  in  den  Tabellen  1  und  2  aufgeführt. 

Tabelle  1 


Nenn-Mindesteffizienzen  (r|)  für  das  Effizienzniveau  IE2  (50  Hz) 


Nennausgangsleistung 

Anzahl  der  Pole 

(kW) 

2 

4 

6 

n  7  s 

U,/  j 

77,4 

79,6 

75,9 

i  i 
1 > 1 

79,6 

81,4 

78,1 

81,3 

82,8 

79,8 

83,2 

84,3 

81,8 

■2 

84,6 

85,5 

83,3 

4 

85,8 

86,6 

84,6 

c  c 

J>  -> 

87,0 

87,7 

86,0 

7  t: 

88,1 

88,7 

87,2 

1  i 
1  1 

89,4 

89,8 

88,7 

1  X 

1  5 

90,3 

90,6 

89,7 

1  o  c 

90,9 

91,2 

90,4 

L  L 

91,3 

91,6 

90,9 

92,0 

92,3 

91,7 

37 

92,5 

92,7 

92,2 

45 

92,9 

93,1 

92,7 

93,2 

93,5 

93,1 

75 

93,8 

94,0 

93,7 

90 

94,1 

94,2 

94,0 

110 

94,3 

94,5 

94,3 

132 

94,6 

94,7 

94,6 

160 

94,8 

94,9 

94,8 

200  bis  375 

95,0 

95,1 

95,0 

Tabelle  2 

Nenn-Mindesteffizienzen  (r|)  für  das  Effizienzniveau  IE3  (50  Hz) 


Nennausgangsleistung 

Anzahl  der  Pole 

(kW) 

2 

4 

6 

0,75 

80,7 

82,5 

78,9 

1,1 

82,7 

84,1 

81,0 

1,5 

84,2 

85,3 

82,5 

2,2 

85,9 

86,7 

84,3 

Nennausgangsleistung 

Anzahl  der  Pole 

(kW) 

2 

4 

6 

3 

87,1 

87,7 

85,6 

4 

88,1 

88,6 

86,8 

5,5 

89,2 

89,6 

88,0 

7,5 

90,1 

90,4 

89,1 

11 

91,2 

91,4 

90,3 

15 

91,9 

92,1 

91,2 

18,5 

92,4 

92,6 

91,7 

22 

92,7 

93,0 

92,2 

30 

93,3 

93,6 

92,9 

37 

93,7 

93,9 

93,3 

45 

94,0 

94,2 

93,7 

55 

94,3 

94,6 

94,1 

75 

94,7 

95,0 

94,6 

90 

95,0 

95,2 

94,9 

110 

95,2 

95,4 

95,1 

132 

95,4 

95,6 

95,4 

160 

95,6 

95,8 

95,6 

200  bis  375 

95,8 

96,0 

95,8 

2.  ANFORDERUNGEN  AN  DIE  PRODUKTINFORMATIONEN  ZU  MOTOREN 

Ab  16.  Juni  2011  müssen  die  unter  den  Punkten  1  bis  12  genannten  Informationen  zu  den  betreffenden  Motoren  wie 
folgt  sichtbar  bereitgestellt  werden: 

a)  in  den  technischen  Unterlagen  zu  Motoren; 

b)  in  den  technischen  Unterlagen  zu  Produkten,  in  die  Motoren  eingebaut  sind; 

c)  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  der  Motorenhersteller: 

d)  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  der  Hersteller  von  Produkten,  in  die  Motoren  eingebaut  sind. 

In  den  technischen  Unterlagen  sind  die  Informationen  in  der  Reihenfolge  gemäß  den  Punkten  1  bis  1 2  bereitzustellen. 
Dabei  müssen  nicht  genau  die  in  der  Aufstellung  gebrauchten  Formulierungen  verwendet  werden.  Die  Angaben 
können  auch  in  Form  von  Grafiken,  Schaubildern  und  Symbolen  erfolgen. 

1.  Nenneffizienz  (n)  bei  100  %,  75  %  und  50  %  der  Nennlast  und  Nennspannung  (UN); 

2.  Effizienzniveau:  „IE2"  oder  „IE3"; 

3.  Herstellungsjahr: 

4.  Name  oder  Warenzeichen,  amtliche  Registrierungsnummer  und  Niederlassungsort  des  Herstellers; 

5.  Modellnummer  des  Produkts; 

6.  Zahl  der  Pole  des  Motors: 

7.  Nennausgangsleistung(en)  oder  Nennausgangsleistungsintervall  [kW]; 

8.  Nenneingangsfrequenz(en)  des  Motors  (Hz); 

9.  Nennspannung(en)  oder  Nennspannungsintervall  [V]; 

10.  Nenndrehzahl(en)  oder  Nenndrehzahlintervall  [min"1]; 

11.  für  das  Zerlegen,  das  Recycling  oder  die  Entsorgung  nach  der  endgültigen  Außerbetriebnahme  relevante  Infor- 
mationen; 


12.  Informationen  zum  Spektrum  der  Betriebsbedingungen,  für  die  der  Motor  speziell  ausgelegt  ist: 

i)  Höhen  über  dem  Meeresspiegel; 

ii)  Umgebungslufttemperaturen,  auch  für  Motoren  mit  Luftkühlung; 

iii)  Kühlflüssigkeitstemperatur  am  Einlass  des  Produkts: 

iv)  Betriebshöchsttemperatur; 

v)  explosionsgefährdete  Bereiche. 

Die  unter  den  Punkten  1,  2  und  3  genannten  Informationen  sind  dauerhaft  auf  oder  nahe  dem  Leistungsschild 
anzugeben. 

Für  nach  Kundenspezifikationen  maßgefertigte  Motoren  mit  besonderen  mechanischen  und  elektrischen  Konstruktions- 
merkmalen brauchen  die  unter  den  Punkten  1  bis  12  genannten  Informationen  nicht  auf  den  frei  zugänglichen 
Internetseiten  der  Hersteller  veröffentlicht  zu  werden.  Informationen  zur  obligatorischen  Ausrüstung  von  Motoren, 
die  nicht  das  Effizienzniveau  IE3  erreichen,  mit  einer  Drehzahlregelung  sind  sichtbar  auf  dem  Leistungsschild  und  in 
den  technischen  Unterlagen  des  Motors  anzugeben: 

a)  ab  dem  1.  Januar  2015  für  Motoren  mit  einer  Nennausgangsleistung  von  7,5 — 375  kW, 

b)  ab  dem  1.  Januar  2017  für  Motoren  mit  einer  Nennausgangsleistung  von  0,75 — 375  kW. 

Die  Hersteller  machen  in  den  technischen  Unterlagen  Angaben  zu  etwaigen  besonderen  Sicherheitsvorkehrungen,  die 
beim  Zusammenbau,  beim  Einbau,  bei  der  Wartung  oder  beim  Einsatz  von  Motoren  mit  Drehzahlregelung  zu  treffen 
sind,  u.  a.  zur  Minimierung  elektromagnetischer  Felder  von  Drehzahlregelungen. 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN  FÜR  ANHANG  I 

1 .  „Nenn-Mindesteffizienz"  (n)  bezeichnet  den  Wirkungsgrad  bei  voller  Nennlast  und  Nennspannung  ohne  Toleranzen. 

2.  „Toleranz"  bezeichnet  die  höchstzulässige  Abweichung  gemessener  Werte  von  den  auf  dem  Leistungsschild  oder  in 
den  technischen  Unterlagen  angegebenen  Werten  eines  Motors. 


ANHANG  II 


MESSUNGEN  UND  BERECHNUNGEN 

Für  die  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  werden  Messungen  und 
Berechnungen  unter  Verwendung  zuverlässiger,  genauer  und  reproduzierbarer  Verfahren  vorgenommen,  die  dem  aner- 
kannten Stand  der  Technik  Rechnung  tragen  und  deren  Ergebnisse  als  mit  geringer  Unsicherheit  behaftet  gelten;  dies 
schließt  Methoden  gemäß  Dokumenten  ein,  deren  Nummern  zu  diesem  Zweck  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
veröffentlicht  wurden.  Sie  müssen  allen  nachstehenden  technischen  Parametern  entsprechen. 

Die  Energieeffizienz  ist  das  Verhältnis  der  mechanischen  Ausgangsleistung  zur  elektrischen  Eingangsleistung. 

Das  Effizienzniveau  des  Motors  gemäß  Anhang  I  wird  bei  Nennausgangsleistung  (PN),  Nennspannung  (UN)  und  Nenn- 
frequenz (fN)  ermittelt. 

Die  Differenz  zwischen  der  mechanischen  Ausgangsleistung  und  der  elektrischen  Eingangsleistung  geht  auf  Verluste 
innerhalb  des  Motors  zurück. 

Die  Gesamtverluste  werden  mittels  einer  der  folgenden  Methoden  ermittelt: 

—  Messung  der  Gesamtverluste  oder 

—  Ermittlung  und  Addition  der  Einzelverluste. 


ANHANG  111 


PRÜFVERFAHREN 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die  Anforderungen  in  Anhang  I  das  folgende  Prüfverfahren  an: 

1.  Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  eine  einzige  Einheit. 

2.  Weichen  bei  den  Ergebnissen  für  die  Nenneffizienz  (n)  die  Verluste  (1-n)  im  Leistungsintervall  0,75-150  kW  nicht  um 
mehr  als  15  %  und  im  Leistungsintervall  >  150-375  kW  nicht  um  mehr  als  10  %  von  den  in  Anhang  I  festgelegten 
Werten  ab,  so  wird  angenommen,  dass  das  Modell  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  entspricht. 

3.  Wird  das  in  Nummer  2  genannte  Ergebnis  nicht  erreicht,  so  unterzieht  die  Marktaufsichtsbehörde  drei  zufällig 
ausgewählte  weitere  Einheiten  einer  Prüfung,  sofern  die  betreffenden  Motoren  nicht  in  einer  jährlichen  Stückzahl 
von  weniger  als  fünf  hergestellt  werden. 

4.  Weichen  bei  der  durchschnittlichen  Nenneffizienz  (n)  der  unter  Nummer  3  genannten  drei  Einheiten  die  Verluste  (l-r|) 
im  Leistungsintervall  0,75-150  kW  nicht  um  mehr  als  15  %  und  im  Leistungsintervall  >  150-375  kW  nicht  um  mehr 
als  10  %  von  den  in  Anhang  I  festgelegten  Werten  ab,  so  wird  angenommen,  dass  dasselbe  Modell  den  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  entspricht. 

5.  Werden  die  unter  Nummer  4  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die 
Anforderungen  dieser  Verordnung  nicht  erfüllt. 

Für  die  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  wenden  die  Mitglied- 
staaten das  in  Anhang  II  genannte  Verfahren  sowie  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messverfahren  an,  die  den 
anerkannten  Regeln  der  Technik  entsprechen:  dies  schließt  Methoden  gemäß  Normen  ein,  deren  Nummern  zu  diesem 
Zweck  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden. 


ANHANG  IV 


UNVERBINDLICHE  REFERENZWERTE  GEMÄSS  ARTIKEL  6 

Als  zur  Zeit  der  Verabschiedung  dieser  Verordnung  beste  auf  dem  Markt  verfügbare  Technik  wurde  das  in  Anhang  I 
definierte  Effizienzniveau  IE3  bzw.  ein  Motor  des  Effizienzniveaus  IE3  mit  Drehzahlregelung  ermittelt. 


Berichtigung 

(ABl.  2011  L  46/63) 
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Berichtigung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  640/2009  der  Kommission  vom  22.  Juli  2009  zur  Durchführung  der 
Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von  Elektromotoren 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  191  vom  23.  Juli  2009) 
Seite  27,  Artikel  1,  Gegenstand  und  Geltungsbereich,  Absatz  2  Buchstabe  c  Ziffer  iv: 

anstatt:  „bei  Umgebungstemperaturen  unter  - 15  °C  (beliebiger  Motor)  bzw.  bei  Umgebungstemperaturen  unter 

0  °C  (luftgekühlter  Motor);" 

muss  es  heißen:     „bei  Umgebungstemperaturen  unter  - 15  °C  (beliebiger  Motor)  bzw.  bei  Umgebungstemperaturen  unter 
0  °C  (wassergekühlter  Motor);". 


Verordnung  (EG)  Nr.  641/2009 

(ABl.  2009  L  191/35) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  641/2009  DER  KOMMISSION 
vom  22.  Juli  2009 

zur  Durchführung  der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von  externen 
Nassläufer-Umwälzpumpen  und  in  Produkte  integrierten  Nassläufer-Umwälzpumpen 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  KOMMISSION  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Ge- 
meinschaft, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  zur  Schaffung  eines 
Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umwelt- 
gerechte Gestaltung  energiebetriebener  Produkte  und  zur  Ände- 
rung der  Richtlinie  92/42/EWG  des  Rates  sowie  der 
Richtlinien  96/57/EG  und  2000/55/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  ('),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 

nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Gemäß  der  Richtlinie  2005/32/EG  legt  die  Kommission 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  („Öko- 
design")  energiebetriebener  Produkte  fest,  die  ein  erheb- 
liches Vertriebs-  und  Handelsvolumen,  erhebliche  Um- 
weltauswirkung und  ein  erhebliches  Potenzial  für  Verbes- 
serungen ihrer  Umweltverträglichkeit  ohne  übermäßig 
hohe  Kosten  aufweisen. 

(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  erster  Spiegelstrich  der 
Richtlinie  2005/32/EG  erlässt  die  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  19  Absatz  3  genannten  Verfahren  unter 
Einhaltung  der  in  Artikel  1 5  Absatz  2  festgelegten  Krite- 
rien und  nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultations- 
forums gegebenenfalls  eine  Durchführungsmaßnahme  für 
Aggregate  in  elektrischen  Antriebssystemen  und  in  Heiz- 
anlagen wie  Umwälzpumpen. 

(3)  Die  Kommission  hat  in  einer  Vorstudie  die  technischen, 
ökologischen  und  wirtschaftlichen  Aspekte  der  üblicher- 
weise in  Gebäuden  verwendeten  Umwälzpumpen  unter- 
suchen lassen.  Die  Ergebnisse  der  gemeinsam  mit  Interes- 
sengruppen und  interessierten  Kreisen  aus  der  Gemein- 
schaft und  aus  Drittländern  konzipierten  Studie  wurden 
der  Öffentlichkeit  zugänglich  gemacht. 

(4)  Umwälzpumpen  verbrauchen  einen  erheblichen  Teil  der 
für  die  Gebäudeheizung  benötigten  Energie.  Zudem  ar- 
beiten die  meisten  gängigen  Umwälzpumpen  kontinuier- 
lich und  unabhängig  vom  tatsächlichen  Wärmebedarf.  Sie 
gehören  deshalb  zu  den  Produkten,  für  die  vorrangig 
Ökodesign-Anforderungen  festgelegt  werden  sollten. 


(')  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 


(5)  Der  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  als  erheblich  an- 
gesehene Umweltaspekt  von  Umwälzpumpen  ist  der 
Stromverbrauch  im  Betrieb. 


(6)  Der  Vorstudie  zufolge  werden  jährlich  ca.  14  Millionen 
Umwälzpumpen  in  der  Gemeinschaft  in  Verkehr  ge- 
bracht. Ihre  hauptsächliche  Umweltauswirkung  rührt  in 
allen  Phasen  ihres  Lebenszyklus  von  ihrem  Stromver- 
brauch im  Betrieb  her.  Der  EU-weite  jährliche  Stromver- 
brauch der  von  dieser  Verordnung  erfassten  Produkte 
betrug  im  Jahr  2005  50  TWh,  was  einem  C02-Ausstoß 
von  2  3  Mio.  t  entspricht.  Der  Verbrauch  soll  Vorhersagen 
zufolge  bis  auf  55  TWh  im  Jahr  2020  steigen,  falls  keine 
spezifischen  Maßnahmen  getroffen  werden.  Durch  die 
Vorstudie  ist  belegt,  dass  ihr  Stromverbrauch  deutlich 
gesenkt  werden  kann. 


(7)  Aus  der  Vorstudie  ist  zu  ersehen,  dass  Anforderungen  zu 
anderen  in  Anhang  I  Teil  1  der  Richtlinie  2005/32/EG 
aufgeführten  Umweltaspekten  nicht  erforderlich  sind,  da 
der  Energieverbrauch  im  Betrieb  der  bei  weitem  bedeu- 
tendste Umweltaspekt  von  Umwälzpumpen  ist. 


(8)  Die  Energieeffizienz  von  Umwälzpumpen  sollte  durch 
Anwendung  herstellerneutraler  und  kostengünstiger  tech- 
nischer Lösungen  verbessert  werden,  die  geeignet  sind, 
die  Anschaffungs-  und  Betriebskosten  solcher  Geräte  zu 
senken. 


(9)  Mit  den  Ökodesign-Anforderungen  sollten  gemeinschafts- 
weit einheitliche  Grenzwerte  für  den  Stromverbrauch  von 
Umwälzpumpen  festgelegt  werden,  um  das  Funktionieren 
des  Binnenmarktes  zu  gewährleisten  und  die  Umweltver- 
träglichkeit dieser  Geräte  zu  verbessern. 


(10)  Um  die  Wiederverwendung  und  das  Recycling  von  Um- 
wälzpumpen zu  fördern,  sollten  die  Hersteller  Informa- 
tion für  Zusammenbau  und  Zerlegung  der  Umwälzpum- 
pen zur  Verfügung  stellen. 


(11)  Die  Ökodesign-Anforderungen  sollten  die  Funktion  von 
Umwälzpumpen  nicht  beeinträchtigen  und  keine  Nach- 
teile für  Gesundheit,  Sicherheit  oder  Umwelt  mit  sich 
bringen.  Insbesondere  sollte  der  Nutzen  einer  Verringe- 
rung des  Stromverbrauchs  im  Betrieb  etwaige  zusätzliche 
Umweltauswirkungen  bei  der  Produktion  überwiegen. 
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(12)  Durch  ein  gestuftes  Inkrafttreten  der  Ökodesign-Anforde- 
rungen  sollte  den  Herstellern  ausreichend  Zeit  gegeben 
werden,  die  von  dieser  Verordnung  erfassten  Produkte 
anzupassen.  Der  Zeitplan  sollte  so  festgelegt  werden, 
dass  einerseits  negative  Auswirkungen  auf  die  Funktion 
der  auf  dem  Markt  befindlichen  Geräte  vermieden  und 
Auswirkungen  auf  die  Kosten  der  Endnutzer  und  der 
Hersteller,  insbesondere  kleiner  und  mittlerer  Unterneh- 
men, berücksichtigt  werden,  andererseits  aber  auch  das 
rechtzeitige  Erreichen  der  Ziele  der  Verordnung  gewähr- 
leistet ist. 


(1 3)  Bei  der  Konformitätsprüfung  und  der  Messung  der  ent- 
sprechenden Produktparameter  sollten  verlässliche,  ge- 
naue, reproduzierbare  und  dem  Stand  der  Technik  ent- 
sprechende Methoden  und  soweit  vorhanden  harmoni- 
sierte europäische  Normen  angewandt  werden,  die  von 
den  in  Anhang  I  der  Richtlinie  98/34/EG  (l)  aufgeführten 
europäischen  Normungsgremien  ausgearbeitet  worden 
sind. 


(14)  Diese  Verordnung  sollte  zur  raschen  Verbreitung  tech- 
nischer Lösungen  führen,  die  die  Umweltauswirkungen 
von  Umwälzpumpen  während  ihres  Lebenszyklus  min- 
dern und  damit  im  Jahr  2020  zu  geschätzten  Energie- 
einsparungen von  23  TWh,  entsprechend  einer  Min- 
derung der  C02-Emissionen  um  11  Mio.  t,  gegenüber 
einem  Szenario  mit  unveränderten  Rahmenbedingungen 
führen. 


(15)  Nach  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  sollten  in  die- 
ser Verordnung  die  geltenden  Konformitätsbewertungs- 
verfahren festgelegt  werden. 


(16)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  in  den  technischen  Unterlagen  die  in  den 
Anhängen  IV  und  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  genann- 
ten Angaben  machen. 


(17)  Zusätzlich  zu  den  rechtlich  bindenden  Anforderungen 
dieser  Verordnung  sollten  unverbindliche  Referenzwerte 
für  die  besten  vorhandenen  Techniken  für  Umwälzpum- 
pen angegeben  werden,  um  Informationen  über  die  Um- 
weltauswirkungen von  Umwälzpumpen  allgemein  und 
leicht  zugänglich  zu  machen. 


(1 8)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19 
Absatz  1  der  Richtlinie  2005/32/EG  eingesetzten 
Ausschusses  — 


0  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

(1)  In  dieser  Verordnung  werden  Ökodesign-Anforderungen 
an  externe  Nassläufer-Umwälzpumpen  und  an  Nassläufer-Um- 
wälzpumpen, die  in  Produkte  integriert  sind,  festgelegt. 

(2)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 

a)  Trinkwasserumwälzpumpen,  ausgenommen  die  Informati- 
onsanforderungen von  Anhang  I  Nummer  2  Punkt  4; 

b)  in  Produkte  integrierte  Umwälzpumpen,  die  bis  1.  Januar 
2020  als  Ersatz  für  identische  in  Produkte  integrierte  Um- 
wälzpumpen in  Verkehr  gebracht  werden,  die  ihrerseits  bis 
spätestens  1.  August  2015  in  Verkehr  gebracht  wurden.  Auf 
dem  Ersatzprodukt  oder  auf  seiner  Verpackung  muss  deut- 
lich angegeben  sein,  für  welches  Produkt/welche  Produkte  es 
bestimmt  ist. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  des  Artikels  2  der 
Richtlinie  2005/32/EG  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen: 

1.  „Umwälzpumpe":  eine  Kreiselpumpe  mit  einer  hydraulischen 
Nennleistung  zwischen  1  W  und  2  500  W,  die  zur  Verwen- 
dung in  Heizungsanlagen  oder  in  Sekundärkreisläufen  von 
Kühlverteilungssystemen  bestimmt  ist. 

2.  „Nassläufer-Umwälzpumpe":  eine  Umwälzpumpe,  deren  Läu- 
fer direkt  auf  der  Motorwelle  sitzt  und  deren  Motor  in  das  zu 
fördernde  Medium  eingetaucht  ist. 

3.  „externe  Umwälzpumpe":  eine  Umwälzpumpe,  die  zur  Instal- 
lierung außerhalb  des  Produkts  bestimmt  ist. 

4.  „Produkt":  ein  Gerät,  das  Wärme  erzeugt  oder  überträgt. 

5.  „Trinkwasserumwälzpumpe":  eine  Umwälzpumpe,  die  spe- 
ziell zur  Umwälzung  von  Trinkwasser  gemäß  der  Begriffs- 
bestimmung der  Richtlinie  98/8 3/EG  des  Rates  (2)  bestimmt 
ist. 


Artikel  3 

Ökodesign-Anforderungen 

Für  Umwälzpumpen  gelten  die  in  Anhang  I  genannten  Öko- 
design-Anforderungen. 


(2)  ABl.  L  330  vom  5.12.1998,  S.  32. 
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Die  Erfüllung  der  Ökodesign-Anforderungen  wird  nach  den  Be- 
stimmungen des  Anhangs  II  Nummer  1  festgestellt. 


Der  Energieeffizienzindex  wird  nach  der  in  Anhang  II 
Nummer  2  beschriebenen  Methode  berechnet. 


Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  bis  zum  1.  Januar  2012  die  in 
Anhang  II  Nummer  2  dieser  Verordnung  beschriebene  Methode 
zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex  von  in  Produkte  in- 
tegrierten Nassläufer-Umwälzpumpen. 


Artikel  4 

Konformitätsbewertung 

Das  in  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannte  Verfahren 
zur  Konformitätsbewertung  ist  die  in  Anhang  IV  der 
Richtlinie  2005/32/EG  beschriebene  interne  Entwurfskontrolle 
oder  das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  beschriebene 
Managementsystem. 


Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der 
Richtlinie  2005/32/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die 
Prüfung  auf  Erfüllung  der  Anforderungen  des  Anhangs  I  dieser 
Verordnung  das  in  Anhang  III  dieser  Verordnung  beschriebene 
Verfahren  an. 


Artikel  6 

Unverbindliche  Referenzwerte 

Die  Werte  der  leistungsfähigsten  Produkte  und  Techniken,  die 
zum  Zeitpunkt  der  Verabschiedung  dieser  Verordnung  auf  dem 
Markt  sind,  sind  in  Anhang  IV  aufgeführt. 


Sie  überprüft  bis  zum  1.  Januar  2017  diese  Verordnung  im 
Lichte  des  technischen  Fortschritts.  Die  Uberprüfung  schließt 
die  Bewertung  von  Konstruktionsoptionen  ein,  die  die  Wieder- 
verwendung und  das  Recycling  erleichtern  können. 

Sie  übermittelt  dem  Ökodesign-Konsultationsforum  die  Ergeb- 
nisse dieser  Uberprüfungen. 

Artikel  8 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

Sie  wird  nach  folgendem  Zeitplan  anwendbar: 

1.  Ab  1.  Januar  2013  darf  der  Energieeffizienzindex  von  exter- 
nen Nassläufer-Umwälzpumpen  den  in  Anhang  I  Nummer  1 
Punkt  1  genannten  Wert  nicht  überschreiten,  ausgenommen 
externe  Nassläufer-Umwälzpumpen,  die  speziell  für  Primär- 
kreisläufe von  thermischen  Solaranlagen  und  von  Wär- 
mepumpen ausgelegt  sind. 

2.  Ab  1.  August  2015  darf  der  Energieeffizienzindex  von  ex- 
ternen Nassläufer-Umwälzpumpen  und  in  Produkte  integrier- 
ten Nassläufer-Umwälzpumpen  die  in  Anhang  I  Nummer  1 
Punkt  2  genannten  Werte  nicht  überschreiten. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  22.  Juli  2009 


Für  die  Kommission 
Andris  PIEBALGS 
Mitglied  der  Kommission 
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ANHANG  f 


ÖKODESIGN-ANFORDERUNGEN 


1.  ANFORDERUNGEN  AN  DIE  ENERGIEEFFIZIENZ 

1.  Ab  1.  Januar  2013  darf  der  nach  Anhang  II  Nummer  2  errechnete  Energieeffizienzindex  (EEI)  von  externen 
Nassläufer-Umwälzpumpen,  ausgenommen  externe  Nassläufer-Umwälzpumpen,  die  speziell  für  Primärkreisläufe 
von  thermischen  Solaranlagen  und  von  Wärmepumpen  ausgelegt  sind,  einen  Wert  von  0,27  nicht  überschreiten. 

2.  Ab  1.  August  2015  darf  der  nach  Anhang  II  Nummer  2  errechnete  Energieeffizienzindex  (EEI)  von  externen 
Nassläufer-Umwälzpumpen  und  in  Produkte  integrierten  Nassläufer-Umwälzpumpen  einen  Wert  von  0,23  nicht 
überschreiten. 


2.  ANFORDERUNGEN  AN  DIE  PRODUKTINFORMATION 
Ab  1.  Januar  2013 

1.  muss  der  nach  Anhang  II  errechnete  Energieeffizienzindex  auf  dem  Typenschild  und  der  Verpackung  des  Produkts 
sowie  in  der  zugehörigen  technischen  Dokumentation  wie  folgt  angegeben  werden:  „EEI  <  0,[xx]", 

2.  muss  Folgendes  vermerkt  werden:  „Referenzwert  für  die  effizientesten  Umwälzpumpen:  EEI  <  0,20.", 

3.  müssen  Angaben  darüber,  wie  Komponenten  und  Materialien  am  Ende  der  Lebensdauer  zu  demontieren,  zu 
recyceln  oder  zu  entsorgen  sind,  für  Entsorgungseinrichtungen  zur  Verfügung  gestellt  werden; 

4.  muss  auf  der  Verpackung  sowie  in  der  zugehörigen  technischen  Dokumentation  von  Trinkwasserumwälzpumpen 
folgender  Hinweis  erfolgen:  „Diese  Umwälzpumpe  ist  nur  für  Trinkwasser  geeignet." 

Die  Hersteller  stellen  Informationen  bereit,  wie  die  Umwälzpumpen  zu  installieren,  zu  verwenden  und  zu  warten  sind, 
damit  die  Umweltauswirkungen  möglichst  verringert  werden. 

Die  Hersteller  von  Umwälzpumpen  veröffentlichen  die  oben  genannten  Informationen  auf  frei  zugänglichen  Internet- 
seiten. 


ANHANG  II 


MESSVERFAHREN  UND  METHODE  ZUR  BERECHNUNG  DES  ENERGIEEFFIZIENZINDEX 

1.  MESSVERFAHREN 

Zur  Prüfung  von  Umwälzpumpen  auf  Erfüllung  der  Anforderungen  dieser  Verordnung  sind  Messungen  nach  verläss- 
lichen, genauen,  reproduzierbaren  und  dem  Stand  der  Technik  entsprechenden  Verfahren  vorzunehmen,  u.  a.  nach  den 
Verfahren  der  einschlägigen  harmonisierten  europäischen  Normen,  deren  Fundstellen  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Union  veröffentlicht  worden  sind. 

2.  METHODE  ZUR  BERECHNUNG  DES  ENERGIEEFFIZIENZINDEX 

Der  Energieeffizienzindex  von  Umwälzpumpen  ist  wie  folgt  zu  berechnen: 

1.  Hat  eine  Pumpe  mehrere  Einstellungen  für  Förderhöhe  und  Förderleistung,  so  ist  die  Messung  bei  der  höchsten 
Einstellung  durchzuführen. 

Die  „Förderhöhe"  (H)  ist  die  Förderhöhe  der  Pumpe  im  angegebenen  Arbeitspunkt  in  m. 
Die  „Förderleistung"  (Q)  ist  der  Wasservolumenstrom  durch  die  Pumpe  in  m3/h. 

2.  Den  Punkt  ermitteln,  in  dem  Q  ' H  ein  Maximum  ist.  Die  Förderleistung  und  die  Förderhöhe  in  diesem  Punkt  gleich 

Qwo%  und  Hwo%  setzen. 

3.  Hydraulische  Leistung  Ph  j  in  diesem  Punkt  berechnen. 

Die  „hydraulische  Leistung"  ist  das  Produkt  aus  Förderleistung  (Q),  Förderhöhe  (H)  und  einem  Umrechnungsfaktor 
zur  Angleichung  der  zur  Berechnung  verwendeten  Einheiten. 

"Phyd"  ist  die  von  der  Pumpe  im  angegebenen  Arbeitspunkt  an  das  Fördermedium  abgegebene  Leistung  in  W. 

4.  Bezugsleistung  nach  folgender  Formel  berechnen: 


Die  „Bezugsleistung"  drückt  die  Beziehung  zwischen  der  hydraulischen  Leistung  der  Pumpe  und  der  von  ihr 
aufgenommenen  elektrischen  Leistung  aus,  wobei  die  Abhängigkeit  zwischen  Größe  und  Wirkungsgrad  der  Pumpe 
berücksichtigt  wird. 

„Pref"  ist  die  von  der  Pumpe  aufgenommene  Bezugsleistung  in  W. 
5.  Bezugskurve  als  Gerade  zwischen  den  Punkten 


P*r=  17  •  Phyd  +  17  ■  (1  -e 


,-0,3  ■  P, 


H  1  W  <  Phyd  <  2  500  W 


(Qioo%.  Hioo%)  untl  (Qo»> 


„  ^f±)  zeichnen. 


H  A 


H, 


100% 


Q 


6.  Die  Einstellung  der  Pumpe  wählen,  bei  der  Q   H  ein  Maximum  ist. 

7.  P]  und  H  bei  folgenden  Förderleistungen  messen: 

Qwo%>  0,75  ■  Qwo%,  0,5  ■  Qwo%>  0,25  ■  Qioo%- 
„Pj"  ist  die  von  der  Pumpe  im  angegebenen  Arbeitspunkt  aufgenommene  elektrische  Leistung  in  W. 


8.  Folgende  Volumenströme  berechnen: 

Pl  = 


.  P 


l, gemessen'  fa^  ^gemessen  -  ^ref 


Hgemcxn      '  l. gemessen'  J"""  "gemessen 
~~  ^  1  gemessen'  falk  ^gemessen  >  ^ref 
Hnj  ist  die  Förderhöhe  der  Bezugskurve  bei  verschiedenen  Volumenströmen 


9.  Unter  Zugrundelegung  von  PL  und  dieses  Lastprofils: 


Förderleistung 

Zeit 

[%] 

[%] 

100 

6 

75 

15 

50 

35 

25 

44 

Ö25  %  Ö50  %  Ö75  %  ßioo  % 


die  gewichtete  mittlere  Leistung  Pi:gemittl,\t  nach  folgender  Formel  berechnen: 
PLgemittek  =  0,06  ■  PL.100%  +  0,15  ■  ?u5%  +  0,35  ■  PL>50  %  +  0,44  ■  PL.25% 
Den  Energieeffizienzindex  Q)  nach  folgender  Formel  berechnen: 


EEI  = 


Cm%,  wobei  C-, 


0,49 


f1)  Cxx%  bedeutet  einen  Skalierungsfaktor,  mit  dem  gewährleistet  wird,  dass  zum  Zeitpunkt  seiner  Festlegung  nur  XX  %  der  Umwälz- 
pumpen eines  bestimmten  Typs  einen  EEI  <  0,20  aufweisen. 
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ANHANG  III 


NACHPRÜFUNGSVERFAHREN 


Zur  Überprüfung  von  Umwälzpumpen  auf  Erfüllung  der  Anforderungen  des  Anhangs  I  wenden  die  Behörden  der 
Mitgliedstaaten  die  in  Anhang  II  angegebenen  Messverfahren  und  Berechnungsmethoden  an. 

Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  eine  einzelne  Pumpe.  Überschreitet  der  ermittelte  Energieeffizienzindex  die 
Angabe  des  Herstellers  um  mehr  als  7  %,  sind  drei  weitere  Pumpen  zu  prüfen.  Überschreitet  das  arithmetische  Mittel 
der  für  diese  drei  Pumpen  ermittelten  Werte  die  Angabe  des  Herstellers  um  nicht  mehr  als  7  %,  wird  angenommen,  dass 
das  Pumpenmodell  die  Anforderungen  erfüllt. 

Andernfalls  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  dieser  Verordnung  nicht  erfüllt. 

Neben  den  in  diesem  Anhang  genannten  Verfahren  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  andere  Verfahren  an,  die 
verlässlich,  genau  und  reproduzierbar  sind  und  dem  Stand  der  Technik  entsprechen,  u.  a.  die  Verfahren  der  einschlägigen 
harmonisierten  europäischen  Normen,  deren  Fundstellen  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  worden  sind. 


ANHANG  IV 


UNVERBINDLICHE  REFERENZWERTE 


Zum  Zeitpunkt  des  Erlasses  dieser  Verordnung  ist  der  Referenzwert  für  die  beste  auf  dem  Markt  befindliche  Technik  für 
Umwälzpumpen  ein  Energieeffizienzindex  (EEI)  <  0,20. 


Verordnung  (EU)  Nr.  622/2012 

(ABl.  2012  L  180/4) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  622/2012  DER  KOMMISSION 
vom  11.  Juli  2012 

zur  Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  641/2009  in  Bezug  auf  die  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  von  externen  Nassläufer-Umwälzpumpen  und  in  Produkte  integrierten 

Nassläufer-Umwälzpumpen 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2009/1 2 5 /EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  21.  Oktober  2009  zur  Schaffung 
eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  energieverbrauchsrelevanter  Produk- 
te i1),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 

nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Gemäß  Artikel  7  der  Verordnung  (EG)  Nr.  641/2009  der 
Kommission  vom  22.  Juli  2009  zur  Durchführung  der 
Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforde- 
rungen an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von  externen 
Nassläufer-Umwälzpumpen  und  in  Produkte  integrierten 
Nassläufer-Umwälzpumpen  (2)  ist  die  Kommission  ver- 
pflichtet, die  in  Anhang  II  Nummer  2  der  genannten 
Verordnung  beschriebene  Methode  zur  Berechnung  des 
Energieeffizienzindex  von  in  Produkte  integrierten  Nass- 
läufer-Umwälzpumpen bis  zum  1.  Januar  2012  zu  über- 
prüfen. 

(2)  Die  Überprüfung  durch  die  Kommission  und  die  bei  der 
Durchführung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  641/2009  ge- 
wonnenen Erfahrungen  haben  gezeigt,  dass  bestimmte 
Vorschriften  der  Verordnung  (EG)  Nr.  641/2009  geän- 
dert werden  sollten,  um  unbeabsichtigte  Auswirkungen 
auf  die  Märkte  für  Umwälzpumpen  und  auf  die  Leistung 
der  von  der  genannten  Verordnung  erfassten  Produkte  zu 
vermeiden. 

(3)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  in  Artikel  19  Absatz  1 
der  Richtlinie  2009/125/EG  genannten  Ausschusses  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  641/2009 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  641/2009  wird  wie  folgt  geändert: 
1.  Artikel  1  und  2  erhalten  folgende  Fassung: 
„Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

(1)  In  dieser  Verordnung  werden  Ökodesign-Anforderun- 
gen  an  externe  Nassläufer-Umwälzpumpen  und  an  Nassläu- 
fer-Umwälzpumpen, die  in  Produkte  integriert  sind,  fest- 
gelegt. 


(')  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 
(2)  ABl.  L  191  vom  23.7.2009,  S.  35. 


(2)      Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 

a)  Trinkwasserumwälzpumpen,  ausgenommen  die  in  An- 
hang I  Nummer  2  Punkt  1  Buchstabe  d  festgelegten  An- 
forderungen an  die  Produktinformationen; 

b)  in  Produkte  integrierte  Umwälzpumpen,  die  bis  1.  Januar 
2020  als  Ersatz  für  identische  in  Produkte  integrierte 
Umwälzpumpen  in  Verkehr  gebracht  werden,  die  ihrer- 
seits bis  spätestens  1.  August  2015  in  Verkehr  gebracht 
wurden,  ausgenommen  die  in  Anhang  I  Nummer  2 
Punkt  1  Buchstabe  e  festgelegten  Anforderungen  an  die 
Produktinformationen. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  folgende  Begriffs- 
bestimmungen: 

1.  Umwälzpumpe'  bezeichnet  eine  Kreiselpumpe  mit  oder 
ohne  Pumpengehäuse  mit  einer  hydraulischen  Nennleis- 
tung zwischen  1  W  und  2  500  W,  die  zur  Verwendung  in 
Heizungsanlagen  oder  in  Sekundärkreisläufen  von  Kühl- 
verteilungssystemen  bestimmt  ist; 

2.  ,Nassläufer-Umwälzpumpe'  bezeichnet  eine  Umwälzpum- 
pe, bei  der  der  Läufer  direkt  mit  dem  Laufrad  verbunden 
und  in  das  zu  fördernde  Medium  eingetaucht  ist; 

3.  .externe  Umwälzpumpe'  bezeichnet  eine  Umwälzpumpe, 
die  zur  Installation  außerhalb  des  Produkts  bestimmt  ist; 

4.  .Produkt'  bezeichnet  ein  Gerät,  das  Wärme  erzeugt  und/ 
oder  überträgt; 

5.  ,in  ein  Produkt  integrierte  Umwälzpumpe'  bezeichnet  eine 
Umwälzpumpe,  die  für  den  Betrieb  innerhalb  eines  Pro- 
dukts bestimmt  ist  und  mindestens  eines  der  folgenden 
Konstruktionsmerkmale  aufweist: 

a)  das  Pumpengehäuse  ist  für  die  Montage  und  Nutzung 
innerhalb  eines  Produkts  ausgelegt; 

b)  die  Umwälzpumpe  ist  für  die  Drehzahlsteuerung  durch 
das  Produkt  ausgelegt; 

c)  die  Umwälzpumpe  weist  Sicherheitsmerkmale  auf,  die 
einen  Betrieb  außerhalb  eines  Produkts  nicht  zulassen 
(ISO-IP-Klassen); 

d)  die  Umwälzpumpe  ist  als  Bestandteil  der  Produktge- 
nehmigung oder  der  CE-Kennzeichnung  eines  Pro- 
dukts definiert. 

6.  .Trinkwasserumwälzpumpe'  bezeichnet  eine  Umwälzpum- 
pe, die  speziell  zur  Umwälzung  von  Wasser  für  den 
menschlichen  Gebrauch  im  Sinne  von  Artikel  2  der 
Richtlinie  98/8 3/EG  des  Rates  (*)  bestimmt  ist; 
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7.  .Pumpengehäuse'  bezeichnet  den  Teil  einer  Kreiselpumpe, 
der  mit  den  Rohrleitungen  der  Heizungsanlage  oder  der 
Sekundärkreisläufe  von  Kühlverteilungssystemen  verbun- 
den werden  soll. 


(*)  ABl.  L  330  vom  5.12.1998,  S.  32." 

2.  Artikel  7  erhält  folgende  Fassung: 

.Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  bis  zum  1.  Ja- 
nuar 2017  unter  Berücksichtigung  des  technischen  Fort- 
schritts. 


Die  Überprüfung  schließt  die  Bewertung  von  Konstruktions- 
optionen ein,  die  die  Wiederverwendung  und  das  Recycling 
erleichtern  können. 

Sie  übermittelt  dem  Ökodesign-Konsultationsforum  die  Er- 
gebnisse dieser  Überprüfung." 

3.  Die  Anhänge  I  und  II  der  Verordnung  (EG)  Nr.  641/2009 
werden  gemäß  dem  Anhang  der  vorliegenden  Verordnung 
geändert. 

Artikel  2 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  11.  Juli  2012 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG 


Änderung  der  Anhänge  I  und  II  der  Verordnung  (EG)  Nr.  641/2009 

Die  Anhänge  I  und  II  der  Verordnung  (EG)  Nr.  641/2009  werden  wie  folgt  geändert: 

1.  Anhang  I  Nummer  2  erhält  folgende  Fassung: 

„2.  ANFORDERUNGEN  AN  DIE  PRODUKTINFORMATION 

1.  Ab  dem  1.  Januar  2013 

a)  muss  der  nach  Anhang  II  errechnete  Energieeffizienzindex  von  externen  Umwälzpumpen  auf  dem  Typen- 
schild und  der  Verpackung  der  externen  Umwälzpumpe  sowie  in  der  zugehörigen  technischen  Dokumen- 
tation wie  folgt  angegeben  werden:  ,EEI  <  0,[xx]'; 

b)  müssen  folgende  Informationen  zu  externen  Umwälzpumpen  und  zu  in  Produkte  integrierten  Umwälzpum- 
pen bereitgestellt  werden:  ,Der  Referenzwert  für  die  effizientesten  Umwälzpumpen  ist  EEI  <  0,20.'; 

c)  müssen  Angaben  darüber,  wie  Komponenten  und  Materialien  von  externen  Umwälzpumpen  und  von  in 
Produkte  integrierten  Umwälzpumpen  am  Ende  der  Lebensdauer  zu  demontieren,  zu  recyceln  oder  zu 
entsorgen  sind,  für  Entsorgungseinrichtungen  zur  Verfügung  gestellt  werden: 

d)  muss  auf  der  Verpackung  sowie  in  der  zugehörigen  technischen  Dokumentation  von  Trinkwasserumwälz- 
pumpen folgender  Hinweis  erfolgen:  .Diese  Umwälzpumpe  ist  nur  für  Trinkwasser  geeignet.'; 

e)  muss  bei  in  Produkte  integrierten  Umwälzpumpen,  die  bis  zum  1.  Januar  2020  als  Ersatz  für  identische  in 
Produkte  integrierte  Umwälzpumpen  auf  den  Markt  gebracht  werden,  die  ihrerseits  bis  zum  1.  August  2015 
auf  den  Markt  gebracht  wurden,  auf  dem  Ersatzprodukt  oder  seiner  Verpackung  klar  angegeben  sein,  für 
welche(s)  Produkt(e)  es  bestimmt  ist. 

Die  Hersteller  geben  an,  wie  die  Umwälzpumpen  zu  installieren,  zu  verwenden  und  zu  warten  sind,  damit  die 
Umweltauswirkungen  weitestmöglich  verringert  werden. 

Die  Hersteller  von  Umwälzpumpen  veröffentlichen  die  oben  genannten  Informationen  auf  frei  zugänglichen 
Internetseiten. 

2.  Ab  dem  1.  August  2015  muss  der  nach  Anhang  II  errechnete  Energieeffizienzindex  von  in  Produkte  integrier- 
ten Umwälzpumpen  auf  dem  Typenschild  der  Umwälzpumpe  sowie  in  der  zugehörigen  technischen  Doku- 
mentation wie  folgt  angegeben  werden:  ,EEI  <  0,[xx]'." 

2.  Anhang  II  Nummer  2  erhält  folgende  Fassung: 

„2.  METHODE  ZUR  BERECHNUNG  DES  ENERGIEEFFIZIENZINDEX 

Der  Energieeffizienzindex  von  Umwälzpumpen  ist  wie  folgt  zu  berechnen: 

1.  Externe  Umwälzpumpen  mit  einem  Pumpengehäuse  werden  als  Gesamteinheit  betrachtet. 

Externe  Umwälzpumpen  ohne  Pumpengehäuse  werden  mit  einem  Pumpengehäuse  geprüft,  das  identisch  ist 
mit  dem  Pumpengehäuse,  in  dem  die  Pumpe  verwendet  werden  soll. 

In  Produkte  integrierte  Umwälzpumpen  werden  aus  dem  Produkt  ausgebaut  und  mit  einem  Referenzpum- 
pengehäuse geprüft. 

Umwälzpumpen  ohne  Pumpengehäuse,  die  in  ein  Produkt  integriert  werden  sollen,  werden  mit  einem 
Referenzpumpengehäuse  geprüft. 

.Referenzpumpengehäuse'  bezeichnet  ein  vom  Hersteller  bereitgestelltes  Pumpengehäuse,  bei  dem  Einlass-  und 
Auslassstutzen  auf  einer  Achse  liegen  und  das  für  die  Verbindung  mit  dem  Rohrleitungssystem  einer  Hei- 
zungsanlage oder  dem  Sekundärkreislauf  eines  Kühlverteilungssystems  bestimmt  ist. 

2.  Hat  eine  Pumpe  mehrere  Einstellungen  für  Förderhöhe  und  Förderleistung,  so  ist  die  Messung  bei  der 
höchsten  Einstellung  durchzuführen. 

Die  .Förderhöhe'  (H)  ist  die  Förderhöhe  der  Pumpe  im  angegebenen  Arbeitspunkt  in  m. 
Die  .Förderleistung'  (Q)  ist  der  Wasservolumenstrom  durch  die  Pumpe  in  m3/h. 

3.  Den  Punkt  ermitteln,  in  dem  Q  •  H  maximal  ist.  Die  Förderleistung  und  die  Förderhöhe  in  diesem  Punkt 
gleich  Q100%  und  H100  %  setzen. 


4.  Die  hydraulische  Leistung  Phyt|  in  diesem  Punkt  berechnen. 

Die  .hydraulische  Leistung'  ist  das  Produkt  der  Förderleistung  (Q),  der  Förderhöhe  (H)  und  einer  Konstanten. 

,P|]y(j'  ist  die  von  der  Pumpe  im  angegebenen  Arbeitspunkt  an  das  Fördermedium  abgegebene  hydraulische 
Leistung  in  W. 

5.  Die  Bezugsleistung  nach  folgender  Formel  berechnen: 

Pref  =  1.7  ■  PM  +  17  •  (1  -  t  °'3  '  M  1  W  <  Phyd  <  2  500  W 

Die  „Bezugsleistung"  drückt  die  Beziehung  zwischen  der  hydraulischen  Leistung  der  Pumpe  und  der  von  ihr 
aufgenommenen  elektrischen  Leistung  aus,  wobei  die  Abhängigkeit  zwischen  Größe  und  Wirkungsgrad  der 
Pumpe  berücksichtigt  wird. 

,Pref  ist  die  Bezugsleistung  für  die  von  der  Pumpe  bei  einer  bestimmten  Förderleistung  und  Förderhöhe 
aufgenommene  Leistung  in  W. 

6.  Die  Bezugskurve  als  Gerade  zwischen  den  Punkten 


7.  Eine  Einstellung  der  Pumpe  wählen,  bei  der  der  Punkt  Qioo%>  H100%  erreicht  wird.  Bei  in  Produkte  inte- 
grierten Umwälzpumpen  der  Bezugskurve  folgen  und  dazu  die  Anlagenkennlinie  und  die  Drehzahl  der 
Umwälzpumpe  anpassen. 

Anlagenkennlinie'  bezeichnet  den  in  folgender  Abbildung  dargestellten  Zusammenhang  zwischen  der  För- 
derhöhe und  Förderleistung  (H  =  f(Q)),  der  aus  der  Reibung  in  der  Heizungsanlage  oder  der  Kühlverteilungs- 
anlage  resultiert: 


AnlagcnkmnUnie 

n100% 


8.  Pj  und  H  bei  folgenden  Förderleistungen  messen: 

Qwo%'  °'-75  ■  Qwo%,  0,5  •  Qi00%,  0,25  ■  Q100% 
,Pj'  ist  die  von  der  Pumpe  im  angegebenen  Arbeitspunkt  aufgenommene  elektrische  Leistung  in  W. 

9.  PL  wie  folgt  berechnen: 

P 1.  =  Tj   •  P l,gemess.,  falls  Hgemess  <  Hnj 

PL  =  Pl.gemess.'  -ffll!s  Hgemess.  >  Href 

Dabei  ist  Href  die  Förderhöhe  auf  der  Bezugskurve  bei  den  verschiedenen  Förderleistungen. 
10.  Anhand  der  gemessenen  Werte  von  PL  und  des  folgenden  Lastprofils 


die  gewichtete  mittlere  Leistung  PL  gemittelt  nacn  folgender  Formel  berechnen: 

PL.  geminelr  =  °.06  '  PL  100%  +  °,1 5  •  PL75%  +  0,35  ■  PL  50%  +  0,44  ■  PL25% 
Den  Energieeffizienzindex  (*)  nach  folgender  Formel  berechnen: 

EEI  =  %^  •  C20%,  wobei  C20%  =  0,49 

"re/ 

Dies  gilt  nicht  für  in  Produkte  integrierte  Umwälzpumpen,  die  speziell  für  Primärkreisläufe  von  thermischen 
Solaranlagen  und  von  Wärmepumpen  ausgelegt  sind;  für  diese  Produkte  wird  der  Energieeffizienzindex  wie 
folgt  berechnet: 


m  =  ^m±.cM%  .(i  _«(->■»■  (»D) 

dabei  gilt:  C20%=  0,49  und  ns  ist  die  folgendermaßen  definierte  spezifische  Drehzahl: 


_  n100  %      VQwo  % 
Dabei  ist 

ns         die  spezifische  Drehzahl  einer  Umwälzpumpe  in  min"1; 
nloo%    die  Drehzahl  in  min"1  im  Arbeitspunkt  bei  Qioo%  un<^  H\oo%- 


(*)  Cxx  %  ist  ein  Skalierungsfaktor,  mit  dem  gewährleistet  wird,  dass  zum  Zeitpunkt  seiner  Festlegung  nur  XX  %  der 
Umwälzpumpen  eines  bestimmten  Typs  einen  EEI  <  0,20  aufweisen." 


Verordnung  (EG)  Nr.  642/2009 

(ABl.  2009  L  191/42) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  642/2009  DER  KOMMISSION 
vom  22.  Juli  2009 

zur  Durchfuhrung  der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick   auf  die    Festlegung   von    Anforderungen   an    die   umweltgerechte   Gestaltung  von 

Fernsehgeräten 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  KOMMISSION  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Ge- 
meinschaft, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  zur  Schaffung  eines 
Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umwelt- 
gerechte Gestaltung  energiebetriebener  Produkte  und  zur  Ände- 
rung der  Richtlinie  92/42/EWG  des  Rates  sowie  der  Richtlinien 
96/57/EG  und  2000/55/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  ('),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 


nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Gemäß  der  Richtlinie  2005/32/EG  legt  die  Kommission 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  („Öko- 
design")  energiebetriebener  Produkte  fest,  die  ein  erheb- 
liches Vertriebs-  und  Handelsvolumen,  eine  erhebliche 
Umweltauswirkung  und  ein  erhebliches  Potenzial  für  Ver- 
besserungen ihrer  Umweltauswirkung  ohne  übermäßig 
hohe  Kosten  aufweisen. 


(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  erster  Gedankenstrich  der 
Richtlinie  2005/32/EG  erlässt  die  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  19  Absatz  3  genannten  Verfahren  unter 
Einhaltung  der  in  Artikel  1 5  Absatz  2  festgelegten  Krite- 
rien und  nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultations- 
forums gegebenenfalls  Durchführungsmaßnahmen  für 
Produkte  der  Unterhaltungselektronik. 


(3)  Die  Kommission  hat  in  einer  vorbereitenden  Studie  die 
technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen  Aspekte 
von  Fernsehgeräten  untersucht.  Die  Ergebnisse  der  ge- 
meinsam mit  Interessengruppen  und  interessierten  Krei- 
sen aus  der  Gemeinschaft  und  aus  Drittländern  kon- 
zipierten Studie  wurden  auf  der  EUROPA-Internetseite 
der  Europäischen  Kommission  öffentlich  zugänglich  ge- 
macht. 


(4)  Fernsehgeräte  sind  ein  wichtiges  Produkt  der  Unterhal- 
tungselektronik mit  erheblichem  Stromverbrauch  und  da- 
her ein  vorrangiger  Gegenstand  der  Ökodesign-Politik. 


0  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 


(5)  Der  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  relevante  Umwelt- 
aspekt von  Fernsehgeräten  ist  deren  Stromverbrauch  im 
Betrieb. 

(6)  Der  auf  Fernsehgeräte  entfallende  EU-weite  jährliche 
Stromverbrauch  betrug  im  Jahr  2007  schätzungsweise 
60  TWh,  was  einem  C02-Ausstoß  von  24  Mio.  t  ent- 
spricht. Dieser  Verbrauch  wird  Vorhersagen  zufolge  bis 
zum  Jahr  2020  auf  132  TWh  ansteigen,  falls  keine  spezi- 
fischen Maßnahmen  zur  Verbrauchsbegrenzung  getroffen 
werden.  Durch  die  vorbereitende  Studie  ist  belegt,  dass 
der  Stromverbrauch  im  Betrieb  erheblich  gesenkt  werden 
kann. 

(7)  Weitere  wichtige  Umweltaspekte  betreffen  gefährliche 
Stoffe,  die  bei  der  Herstellung  von  Fernsehgeräten  ver- 
wendet werden,  sowie  beim  Entsorgen  von  Altgeräten 
anfallende  Abfälle.  Verbesserungen  der  diesbezüglichen 
Umweltverträglichkeit  sind  Gegenstand  der  Richtlinie 
2002/9 5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  27.  Januar  2003  zur  Beschränkung  der  Verwendung 
bestimmter  gefährlicher  Stoffe  in  Elektro-  und  Elektronik- 
geräten (2)  bzw.  der  Richtlinie  2002/96/EG  des  Europä- 
ischen Parlaments  und  des  Rates  vom  27.  Januar  2003 
über  Elektro-  und  Elektronik-Altgeräte  (s)  und  sollten  in 
dieser  Verordnung  nicht  weiter  behandelt  werden. 

(8)  Aus  der  vorbereitenden  Studie  geht  hervor,  dass  Anfor- 
derungen an  andere  Ökodesign-Parameter,  die  in  Anhang 
I  Teil  1  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannt  werden,  nicht 
erforderlich  sind. 

(9)  Der  Stromverbrauch  von  Fernsehgeräten  kann  durch  den 
Einsatz  bestehender  kostengünstiger  nichtproprietärer 
Technologien,  die  zu  einer  Verringerung  der  Gesamtaus- 
gaben für  die  Anschaffung  und  den  Betrieb  dieser  Geräte 
führen,  nachhaltig  gesenkt  werden. 

(10)  Die  Anforderungen  an  den  Stromverbrauch  von  Fernseh- 
geräten sollten  gemeinschaftsweit  durch  Ökodesign-An- 
forderungen  harmonisiert  werden;  dadurch  würde  ein 
Beitrag  zum  Funktionieren  des  Binnenmarktes  und  zur 
Verbesserung  der  Umweltverträglichkeit  dieser  Produkte 
geleistet. 

(11)  Die  Ökodesign-Anforderungen  sollten  keine  Beeinträchti- 
gung der  Produktfunktionalität  oder  Risiken  für  die  Ge- 
sundheit, die  Sicherheit  oder  die  Umwelt  mit  sich  brin- 
gen. Insbesondere  sollte  der  Nutzen  einer  Verringerung 
des  Stromverbrauchs  im  Betrieb  etwaige  zusätzliche  Um- 
weltauswirkungen während  der  Produktionsphase  über- 
wiegen. 


(2)  ABl.  L  37  vom  13.2.2003,  S.  19. 
(5)  ABl.  L  37  vom  13.2.2003,  S.  24. 
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(12)  Den  Herstellern  sollte  durch  ein  schrittweises  Inkrafttre- 
ten der  Ökodesign-Anforderungen  ein  angemessener 
Zeitraum  für  die  Anpassung  ihrer  Produkte  eingeräumt 
werden.  Der  Zeitplan  sollte  so  festgelegt  werden,  dass 
einerseits  negative  Auswirkungen  auf  die  Funktionalität 
der  bereits  auf  dem  Markt  befindlichen  Geräte  vermieden 
und  Auswirkungen  auf  die  Kosten  der  Hersteller,  ins- 
besondere kleiner  und  mittlerer  Unternehmen,  berück- 
sichtigt werden,  andererseits  aber  auch  das  rechtzeitige 
Erreichen  der  Ziele  der  Verordnung  gewährleistet  ist. 


(13)  Die  einschlägigen  Produktparameter  sollten  durch  zuver- 
lässige, genaue  und  reproduzierbare  Messverfahren  ermit- 
telt werden,  die  dem  anerkannten  Stand  der  Messtechnik 
sowie  gegebenenfalls  harmonisierten  Normen  Rechnung 
tragen,  die  von  den  in  Anhang  I  der  Richtlinie  98/34/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Juni 
1998  über  ein  Informationsverfahren  auf  dem  Gebiet  der 
Normen  und  technischen  Vorschriften  und  der  Vorschrif- 
ten für  die  Dienste  der  Informationsgesellschaft  (')  auf- 
geführten europäischen  Normungsgremien  erlassen  wur- 
den. 


(14)  Diese  Verordnung  sollte  die  Marktdurchdringung  von 
Technologien  zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz  von 
Fernsehgeräten  erhöhen  und  damit  bis  2020  zu  geschätz- 
ten jährlichen  Energieeinsparungen  von  28  TWh  im  Ver- 
gleich zum  Szenario  ohne  Maßnahmen  führen. 


(15)  Nach  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  sollten  in  die- 
ser Verordnung  die  geltenden  Konformitätsbewertungs- 
verfahren festgelegt  werden. 


(16)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  in  den  technischen  Unterlagen  gemäß  den  An- 
hängen IV  und  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  Angaben  in 
Bezug  auf  die  einschlägigen  Anforderungen  dieser  Ver- 
ordnung machen. 


(17)  Die  derzeit  beste  Energieeffizienz  im  eingeschalteten  Zu- 
stand und  die  geringstmöglichen  Umweltauswirkungen 
infolge  der  Verwendung  gefährlicher  Stoffe  sind  in  der 
Entscheidung  2009/300/EG  der  Kommission  vom 
12.  März  2009  zur  Festlegung  überarbeiteter  Umweltkri- 
terien zur  Vergabe  des  EG-Umweltzeichens  für  Fernseh- 
geräte (2)  aufgeführt.  Derartige  Hinweise  tragen  dazu  bei, 
die  breite  Verfügbarkeit  und  leichte  Zugänglichkeit  von 
Informationen  insbesondere  für  kleine  und  mittlere  Un- 
ternehmen (KMU)  und  Kleinstunternehmen  zu  gewähr- 
leisten, was  die  Integration  der  besten  Entwurfstechnolo- 
gien zur  Verringerung  der  Umweltauswirkungen  von 
Fernsehgeräten  weiter  erleichtern  wird.  Deshalb  sollten 
in  dieser  Verordnung  keine  Referenzwerte  für  derzeit 
beste  verfügbare  Technologien  festgelegt  werden. 


(!)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 
(2)  ABl.  L  82  vom  28.3.2009,  S.  3. 


(18)  Die  ab  dem  7.  Januar  2013  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1275/2008  der  Kommission  vom  17.  Dezember 
2008  zur  Durchführung  der  Richtlinie  2005/32/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf 
die  Festlegung  von  Ökodesign-Anforderungen  an  den 
Stromverbrauch  elektrischer  und  elektronischer  Haus- 
halts- und  Bürogeräte  im  Bereitschafts-  und  im  Aus-Zu- 
stand  (3)  geltenden  Ökodesign-Anforderungen  sollten  für 
Fernsehgeräte  bereits  vor  dem  in  jener  Verordnung  vor- 
gesehenen Zeitpunkt  gelten,  da  Technologien,  die  ihren 
Bestimmungen  entsprechen,  im  Hinblick  auf  Fernsehge- 
räte in  kürzerer  Zeit  verwirklicht  werden  können,  so  dass 
zusätzliche  Energieeinsparungen  möglich  sind.  Die  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  1275/2008  sollte  daher  für  Fernsehge- 
räte nicht  gelten  und  entsprechend  geändert  werden. 

(19)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19  Absatz 
1  der  Richtlinie  2005/32/EG  eingesetzten  Ausschusses  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

Durch  diese  Verordnung  werden  Anforderungen  an  die  umwelt- 
gerechte Gestaltung  („Ökodesign")  von  Fernsehgeräten  im  Hin- 
blick auf  das  Inverkehrbringen  festgelegt. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  in  der  Richtlinie 
2005/32/EG  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen: 

1.  „Fernsehgerät"  bezeichnet  einen  Fernsehapparat  oder  einen 
Videomonitor; 

2.  „Fernsehapparat"  bezeichnet  ein  Produkt,  das  vorwiegend 
zur  Anzeige  und  zum  Empfang  audiovisueller  Signale  kon- 
zipiert ist,  unter  einer  Modell-  oder  Systembezeichnung  in 
Verkehr  gebracht  wird  und  aus  folgenden  Komponenten 
besteht: 

a)  einem  Bildschirm, 

b)  einem  oder  mehreren  Signalempfängern  (Tuner/Recei- 
ver)  sowie  fakultativen  Zusatzfunktionen  für  die  Daten- 
speicherung und/oder  -anzeige,  wie  z.  B.  DVD-Laufwerk, 
Festplatte  oder  Videokassettenrekorder,  entweder  in  ei- 
ner einzigen  Einheit  mit  dem  Bildschirm  kombiniert 
oder  als  eine  oder  mehrere  hiervon  getrennte  Einheit(en), 

3.  „Videomonitor"  bezeichnet  ein  Produkt,  das  zur  Anzeige 
eines  Videosignals  aus  unterschiedlichen  Quellen,  ein- 
schließlich Fernsehsignalen,  auf  einem  integrierten  Bild- 
schirm konzipiert  ist,  das  fakultativ  Audiosignale  von  einem 
externen  Quellgerät  steuert  und  wiedergibt,  das  durch  ge- 
normte Videosignalpfade,  darunter  Cinch  (Component 
Cinch,  Composite  Cinch),  SCART,  HDMI  und  künftige 
Drahtlosstandards  (jedoch  mit  Ausnahme  ungenormter  Vi- 
deosignalpfade wie  DVI  und  SDI)  angeschlossen  ist,  aber 
Sendesignale  nicht  empfangen  und  verarbeiten  kann; 


(5)  ABI.  L  339  vom  18.12.2008,  S.  45. 
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4.  „Ein-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  das  Fern- 
sehgerät mit  dem  Netz  verbunden  ist  und  Ton  und  Bild 
bereitstellt; 


5.  „Heim-Zustand"  bezeichnet  die  vom  Hersteller  für  den  nor- 
malen Betrieb  zu  Hause  empfohlene  Einstellung  des  Fern- 
sehgeräts; 


6.  „Bereitschaftszustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem 
das  Gerät  mit  dem  öffentlichen  Stromnetz  verbunden  ist, 
auf  die  Energiezufuhr  aus  dem  öffentlichen  Stromnetz  an- 
gewiesen ist,  um  bestimmungsgemäß  zu  funktionieren,  und 
nur  folgende  Funktionen  zeitlich  unbegrenzt  bereitstellt: 


—  Reaktivierungsfunktion  oder  Reaktivierungsfunktion  zu- 
sammen mit  lediglich  einer  Anzeige,  dass  die  Reakti- 
vierungsfunktion aktiv  ist,  und/oder 


—  Information  oder  Statusanzeige. 


7.  „Aus-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  das  Gerät 
mit  dem  Stromnetz  verbunden  ist,  aber  keinerlei  Funktion 
bereitstellt;  das  umfasst  auch: 


a)  Zustände,  in  denen  lediglich  der  Aus-Zustand  angezeigt 
wird; 


b)  Zustände,  in  denen  nur  Funktionen  bereitgestellt  wer- 
den, die  die  elektromagnetische  Verträglichkeit  nach 
den  Bestimmungen  der  Richtlinie  2004/108/EG  des  Eu- 
ropäischen Parlaments  und  des  Rates  (')  gewährleisten. 


8.  „Reaktivierungsfunktion"  bezeichnet  eine  Funktion  zur  Ak- 
tivierung anderer  Betriebszustände  einschließlich  des  Ein- 
Zustands  mittels  eines  Fernschalters,  der  eine  Fernbedie- 
nung, einen  internen  Sensor  oder  einen  Timer  zur  Um- 
schaltung  in  einen  Betriebszustand  mit  zusätzlichen  Funk- 
tionen einschließlich  des  Ein-Zustands  umfasst; 


9.  „Information  oder  Statusanzeige"  bezeichnet  eine  kontinu- 
ierliche Funktion,  die  Informationen  liefert  oder  den  Status 
des  Geräts  auf  einer  Anzeige  angibt,  einschließlich  Zeit- 
anzeige; 


10.  „obligatorisches  Menü"  bezeichnet  die  Festlegung  einer 
Reihe  durch  den  Hersteller  voreingestellter  Parameter,  für 
die  der  Nutzer  bei  der  erstmaligen  Inbetriebnahme  des 
Fernsehgeräts  eine  bestimmte  Einstellung  wählen  muss; 


(!)  ABl.  L  390  vom  31.12.2004,  S.  24. 


11.  „volle  HD-Auflösung"  bezeichnet  eine  Bildschirmauf- 
lösung mit  physischer  Bildpunktezahl  von  mindestens 
1  920  x  1  080  Bildpunkten. 


Artikel  3 

Ökodesign-Anforderungen 

Die  Ökodesign-Anforderungen  an  Fernsehgeräte  sind  in  Anhang 
I  festgelegt. 


Die  Einhaltung  der  Ökodesign-Anforderungen  wird  anhand  der 
in  Anhang  II  aufgeführten  Verfahren  beurteilt. 


Artikel  4 

Konformitätsbewertung 

Das  in  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannte  Verfahren 
zur  Konformitätsbewertung  ist  das  in  Anhang  IV  der  Richtlinie 
2005/32/EG  beschriebene  interne  Entwurfskontrollsystem  oder 
das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  2005/32/EG  beschriebene  Ma- 
nagementsystem für  die  Konformitätsbewertung. 


Die  für  die  Konformitätsprüfung  bereitzustellenden  technischen 
Unterlagen  sind  in  Anhang  I  Teil  5  Nummer  1  dieser  Verord- 
nung aufgeführt. 

Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Kontrollen  im  Rahmen  der  Marktaufsicht  werden  gemäß  dem  in 
Anhang  III  festgelegten  Nachprüfungsverfahren  durchgeführt. 


Artikel  6 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  drei 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  unter  Berücksichtigung  des  tech- 
nischen Fortschritts  und  übermittelt  dem  Ökodesign-Konsultati- 
onsforum  die  Ergebnisse  dieser  Überprüfung. 

Artikel  7 

Änderung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008 

Anhang  I  Nummer  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008  wird 
durch  den  Wortlaut  in  Anhang  IV  dieser  Verordnung  ersetzt. 

Artikel  8 
Inkrafttreten 

(1)  Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer 
Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 
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(2)      Die  in  Anhang  I  Teil  1  Nummer  1,  Teil  3,  Teil  4  und  Teil  Die  in  Anhang  I  Teil  2  Nummer  1  Buchstaben  a  bis  d  auf- 

5  Nummer  2  aufgeführten  Ökodesign-Anforderungen  gelten  ab  geführten  Ökodesign-Anforderungen  gelten  ab  dem  7.  Januar 

20.  August  2010.  2010. 

Die  in  Anhang  I  Teil  2  Nummer  2  Buchstaben  a  bis  e  auf- 
Die  in  Anhang  I  Teil  1  Nummer  2  aufgeführten  Ökodesign-  geführten   Ökodesign-Anforderungen   gelten   ab    20.  August 

Anforderungen  gelten  ab  dem  1.  April  2012.  2011. 

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  22.  Juli  2009 


Für  die  Kommission 
Andris  PIEBALGS 
Mitglied  der  Kommission 
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ANHANG  f 


ÖKODESIGN-ANFORDERUNGEN 

LEISTUNGSAUFNAHME  IM  EIN-ZUSTAND 
1.  Ab  20.  August  2010  gilt: 

Die  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  eines  Fernsehgeräts  mit  der  in  dm2  ausgedrückten  sichtbaren  Bildschirm- 
fläche A  darf  die  nachfolgend  genannten  Obergrenzen  nicht  überschreiten: 


Volle  HD-Auflösung 

Sonstige  Auflösungen 

Fernsehapparate 

20  Watt  +  A  ■  1,12  ■  4,3224  Watt/dm2 

20  Watt  +  A  •  4,3224  Watt/dm2 

Videomonitore 

15  Watt  +  A  ■  1,12  ■  4,3224  Watt/dm2 

15  Watt  +  A  •  4,3224  Watt/dm2 

Ab  1.  April  2012  gilt: 

Die  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  eines  Fernsehgeräts  mit  der  in  dm2  ausgedrückten  sichtbaren  Bildschirm- 
fläche A  darf  die  nachfolgend  genannten  Obergrenzen  nicht  überschreiten: 

Sämtliche  Auflösungen 

Fernsehapparate 

16  Watt  +  A  ■  3,4579  Watt/dm2 

Videomonitore 

12  Watt  +  A  •  3,4579  Watt/dm2 

LEISTUNGSAUFNAHME  IM  BEREITSCHAFTS-/AUS-ZUSTAND 

1.  Ab  7.  Januar  2010  gilt: 

a)  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand: 

In  keinem  Aus-Zustand  darf  die  Leistungsaufnahme  von  Fernsehgeräten  1,00  Watt  überschreiten. 

b)  Leistungsaufnahme  im  Bereitschaftszustand: 

Die  Leistungsaufnahme  von  Fernsehgeräten  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  eine  Reaktivierungsfunktion  oder  nur 
eine  Reaktivierungsfunktion  mit  der  Anzeige  ihrer  Aktivierung  bereitgestellt  wird,  darf  1,00  Watt  nicht  über- 
schreiten. 

Die  Leistungsaufnahme  von  Fernsehgeräten  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  eine  Informations-  oder  eine  Status- 
anzeige oder  eine  Reaktivierungsfunktion  in  Verbindung  mit  Information  oder  einer  Statusanzeige  bereitgestellt 
wird,  darf  2,00  Watt  nicht  überschreiten. 

c)  Verfügbarkeit  von  Bereitschafts-  und/oder  Aus-Zustand 

Fernsehgeräte  müssen  in  einen  Bereitschafts-  und/oder  Aus-Zustand  und/oder  anderen  Zustand  versetzt  werden 
können,  in  dem  die  geltenden  Obergrenzen  für  die  Leistungsaufnahme  im  Bereitschafts-  und/oder  Aus-Zustand 
nicht  überschritten  werden,  wenn  das  Fernsehgerät  mit  dem  Netz  verbunden  ist. 

d)  Bei  Fernsehgeräten,  die  aus  einem  Bildschirm  und  einem  oder  mehreren  Signalempfängern  (Tuner/Receiver) 
sowie  fakultativen  Zusatzfunktionen  für  die  Datenspeicherung  und/oder  -anzeige,  wie  z.  B.  DVD-Laufwerk, 
Festplatte  oder  Videokassettenrekorder  in  einer  oder  mehreren  getrennten  Einheit(en)  bestehen,  gelten  die 
Bestimmungen  der  Buchstaben  a  bis  c  sowohl  für  den  Bildschirm  als  auch  für  die  getrennte(n)  Einheit(en). 

2.  Ab  20.  August  2011  gilt: 

a)  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand: 

In  keinem  Aus-Zustand  darf  die  Leistungsaufnahme  von  Fernsehgeräten  0,30  Watt  überschreiten,  sofern  nicht 
die  im  nächsten  Absatz  genannte  Bedingung  erfüllt  ist. 


Bei  Fernsehgeräten  mit  einem  gut  sichtbaren  Schalter,  der  das  Gerät  in  der  dem  Aus-Zustand  entsprechenden 
Stellung  in  einen  Betriebszustand  schaltet,  in  dem  die  Leistungsaufnahme  0,01  Watt  nicht  übersteigt,  darf  die 
Leistungsaufnahme  in  keinem  Aus-Zustand  0,50  Watt  überschreiten. 

b)  Leistungsaufnahme  im  Bereitschaftszustand: 

Die  Leistungsaufnahme  von  Fernsehgeräten  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  eine  Reaktivierungsfunktion  oder  nur 
eine  Reaktivierungsfunktion  mit  der  Anzeige  ihrer  Aktivierung  bereitgestellt  wird,  darf  0,50  Watt  nicht  über- 
schreiten. 

Die  Leistungsaufnahme  von  Fernsehgeräten  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  eine  Informations-  oder  eine  Status- 
anzeige oder  eine  Reaktivierungsfunktion  in  Verbindung  mit  Information  oder  einer  Statusanzeige  bereitgestellt 
wird,  darf  1,00  Watt  nicht  überschreiten. 

c)  Verfügbarkeit  von  Bereitschafts-  und/oder  Aus-Zustand: 

Fernsehgeräte  müssen  in  einen  Bereitschafts-  und/oder  Aus-Zustand  und/oder  anderen  Zustand  versetzt  werden 
können,  in  dem  die  geltenden  Obergrenzen  für  die  Leistungsaufnahme  im  Bereitschafts-  und/oder  Aus-Zustand 
nicht  überschritten  werden,  wenn  das  Fernsehgerät  mit  dem  Netz  verbunden  ist. 

d)  Abschaltautomatik: 

Fernsehgeräte  müssen  eine  Funktion  bieten,  die  folgende  Kriterien  erfüllt: 

i)  Spätestens  vier  Stunden  nach  der  letzten  Nutzerinteraktion  und/oder  dem  letzten  Kanalwechsel  wird  das 
Fernsehgerät  automatisch  vom  Ein-Zustand  in 

—  den  Bereitschaftszustand  oder 

—  den  Aus-Zustand  oder 

—  einen  anderen  Zustand  geschaltet,  in  dem  die  geltenden  Obergrenzen  für  die  Leistungsaufnahme  im 
Bereitschafts-  und/oder  Aus-Zustand  nicht  überschritten  werden. 

ii)  Fernsehgeräte  müssen  eine  Warnmeldung  anzeigen,  bevor  die  automatische  Umschaltung  vom  Ein-Zustand 
in  den  entsprechenden  Zustand/Modus  erfolgt. 

Diese  Funktion  muss  als  Standardeinstellung  aktiviert  sein. 

e)  Bei  Fernsehgeräten,  die  aus  einem  Bildschirm  und  einem  oder  mehreren  Signalempfängern  (Tuner/Receiver) 
sowie  fakultativen  Zusatzfunktionen  für  die  Datenspeicherung  und/oder  -anzeige,  wie  z.  B.  DVD-Laufwerk, 
Festplatte  oder  Videokassettenrekorder  in  einer  getrennten  Einheit  bestehen,  gelten  die  Bestimmungen  der  Buch- 
staben a  bis  d  sowohl  für  den  Bildschirm  als  auch  für  die  getrennte  Einheit. 

„HEIM-ZUSTAND"  FÜR  MIT  OBLIGATORISCHEM  MENÜ  GELIEFERTE  FERNSEHGERÄTE 
Ab  20.  August  2010  gilt: 

Fernsehgeräte  mit  einem  obligatorischen  Menü  für  die  erstmalige  Inbetriebnahme  müssen  in  diesem  Menü  eine  „Heim- 
Zustand"-Einstellung  bieten;  diese  muss  bei  der  erstmaligen  Inbetriebnahme  des  Fernsehgeräts  Standardeinstellung  sein. 
Wählt  der  Nutzer  bei  der  erstmaligen  Inbetriebnahme  des  Fernsehgeräts  einen  anderen  Modus  als  den  „Heim-Zustand", 
so  muss  ein  zweiter  Auswahldialog  zur  Bestätigung  dieser  Wahl  ausgelöst  werden. 

SPITZENLUMINANZVERHÄLTNIS 
Ab  20.  August  2010  gilt: 

—  Fernsehgeräte  ohne  obligatorisches  Menü:  Die  Spitzenluminanz  des  Fernsehgeräts  wie  vom  Hersteller  geliefert 
beträgt  im  Ein-Zustand  mindestens  65  %  der  Spitzenluminanz  bei  maximaler  Helligkeitseinstellung  des  Fernseh- 
geräts im  Ein-Zustand. 


—  Fernsehgeräte  mit  obligatorischem  Menü:  Die  Spitzenluminanz  des  Fernsehgeräts  beträgt  im  „Heim-Zustand" 
mindestens  65  %  der  Spitzenluminanz  bei  maximaler  Helligkeitseinstellung  des  Fernsehgeräts  im  Ein-Zustand. 


5.  INFORMATIONSPFLICHTEN  DER  HERSTELLER 

1.  Für  die  Zwecke  der  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  5  müssen  die  technischen  Unterlagen  folgende  Angaben 
enthalten: 

a)  Prüfparameter  für  Messungen: 

—  Umgebungstemperatur, 

—  Prüfspannung  in  V  und  Frequenz  in  Hz, 

—  Klirrfaktor  (THD)  des  Stromversorgungssystems, 

—  Eingangsanschluss  für  die  Audio-  und  Videoprüfsignale, 

—  Angaben  und  Unterlagen  zu  den  bei  der  elektrischen  Prüfung  verwendeten  Instrumenten,  der  Prüfanordnung 
und  den  Schaltungen. 

b)  Ein-Zustand: 

—  Leistungsaufnahme  in  Watt,  gerundet  auf  die  erste  Dezimalstelle  für  Messwerte  bis  100  Watt  und  auf  die 
erste  Ganzzahl  für  Messwerte  über  100  Watt, 

—  Merkmale  des  dynamischen  Sendeinhalt-Videosignals,  das  typische  Fernsehinhalte  darstellt, 

—  Schrittfolge  zum  Erreichen  einer  stabilen  Leistungsaufnahme, 

—  zusätzlich  für  Fernsehgeräte  mit  obligatorischem  Menü:  Verhältnis  (in  Prozent)  zwischen  Spitzenluminanz 
im  „Heim-Zustand"  und  Spitzenluminanz  bei  maximaler  Helligkeitseinstellung  des  Fernsehgeräts  im  Ein- 
Zustand, 

—  zusätzlich  für  Videomonitore:  Beschreibung  der  einschlägigen  Merkmale  des  für  die  Messungen  verwendeten 
Signalempfängers. 

c)  Für  jeden  Bereitschafts-  und/oder  Aus-Zustand: 

—  Leistungsaufnahme  in  Watt,  gerundet  auf  die  zweite  Dezimalstelle, 

—  angewandte  Messmethode, 

—  Beschreibung,  wie  der  Betriebsmodus  gewählt  oder  programmiert  wurde, 

—  Schrittfolge  zum  Erreichen  des  Betriebsmodus,  in  dem  das  Fernsehgerät  automatisch  den  Betriebsmodus 
wechselt. 

d)  Abschaltautomatik: 

Dauer  des  Ein-Zustands  bis  zum  automatischen  Umschalten  in  den  Bereitschafts-  oder  Aus-Zustand  oder  einen 
anderen  Zustand,  in  dem  die  geltenden  Obergrenzen  für  die  Leistungsaufnahme  im  Bereitschafts-  und/oder  Aus- 
Zustand  nicht  überschritten  werden. 

e)  Gefährliche  Stoffe: 

Falls  das  Fernsehgerät  Quecksilber  oder  Blei  enthält:  Quecksilbergehalt  in  X,X  mg  und  Vorhandensein  von  Blei. 

2.  Ab  20.  August  2010  gilt: 

Folgende  Informationen  sind  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  bereitzustellen: 

—  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  in  Watt,  gerundet  auf  die  erste  Dezimalstelle  für  Messwerte  bis  100  Watt 
und  auf  die  erste  Ganzzahl  für  Messwerte  über  100  Watt, 

—  für  jeden  Bereitschafts-  und/oder  Aus-Zustand  die  Leistungsaufnahme  in  Watt,  gerundet  auf  zwei  Dezimal- 
stellen, 

—  Fernsehgeräte  ohne  obligatorisches  Menü:  Verhältnis  (in  Prozent)  zwischen  der  Spitzenluminanz  im  Ein-Zu- 
stand des  Fernsehgeräts  wie  vom  Hersteller  geliefert  und  der  Spitzenluminanz  bei  maximaler  Helligkeitsein- 
stellung des  Fernsehgeräts  im  Ein-Zustand,  gerundet  auf  die  nächste  Ganzzahl, 

—  Fernsehgeräte  mit  obligatorischem  Menü:  das  Verhältnis  (in  Prozent)  zwischen  Spitzenluminanz  im  „Heim- 
Zustand"  und  Spitzenluminanz  bei  maximaler  Helligkeitseinstellung  des  Fernsehgeräts  im  Ein-Zustand,  gerundet 
auf  die  nächste  Ganzzahl, 

—  Falls  das  Fernsehgerät  Quecksilber  oder  Blei  enthält:  Quecksilbergehalt  in  X,X  mg  und  Vorhandensein  von  Blei. 


ANHANG  II 


MESSUNGEN 


Messung  der  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand 

Bei  der  Messung  der  Leistungsaufnahme  gemäß  Anhang  I  Teil  1  sind  die  folgenden  Bedingungen  einzuhalten: 

a)  Die  Messungen  erfolgen  unter  Verwendung  eines  zuverlässigen,  genauen  und  reproduzierbaren  Messverfahrens,  das 
dem  anerkannten  Stand  der  Messtechnik  Rechnung  trägt. 

b)  Zustand  der  Fernsehgeräte  bei  der  Messung  der  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand: 

—  Fernsehgeräte  ohne  obligatorisches  Menü:  Die  Leistungsaufnahme  gemäß  Nummer  1  und  2  wird  im  Ein- 
Zustand  des  Fernsehgeräts  wie  vom  Hersteller  geliefert  gemessen,  d.  h.  die  Helligkeitseinstellungen  am  Fernseh- 
gerät müssen  so  sein,  wie  sie  vom  Hersteller  für  den  Nutzer  vorgenommen  wurden. 

—  Fernsehapparate  mit  obligatorischem  Menü:  Die  Leistungsaufnahme  gemäß  Nummer  1  und  2  wird  im  „Heim- 
Zustand"  gemessen. 

—  Videomonitore  ohne  obligatorisches  Menü:  Der  Videomonitor  wird  an  einen  geeigneten  Signalempfänger  an- 
geschlossen. Die  Leistungsaufnahme  gemäß  Nummer  1  und  2  wird  im  Ein-Zustand  des  Fernsehgeräts  wie  vom 
Hersteller  geliefert  gemessen,  d.  h.  die  Helligkeitseinstellungen  am  Videomonitor  müssen  so  sein,  wie  sie  vom 
Hersteller  für  den  Nutzer  vorgenommen  wurden.  Die  Leistungsaufnahme  des  Signalempfängers  ist  für  die 
Messung  der  Leistungsaufnahme  des  Videomonitors  im  Ein-Zustand  nicht  von  Belang. 

—  Videomonitore  mit  obligatorischem  Menü:  Der  Videomonitor  wird  an  einen  geeigneten  Signalempfänger  an- 
geschlossen. Die  Leistungsaufnahme  gemäß  Nummer  1  und  2  wird  im  „Heim-Zustand"  ermittelt. 

c)  Allgemeine  Bedingungen: 

—  Die  Messungen  erfolgen  bei  einer  Umgebungstemperatur  von  23  °C  +/-  5  °C. 

—  Die  Messungen  werden  unter  Verwendung  eines  dynamischen  Sendeinhalt-Videosignals  vorgenommen,  das 
typische  Fernsehinhalte  darstellt.  Gemessen  wird  die  durchschnittliche  Leistungsaufnahme  über  einen  ununter- 
brochenen Zeitraum  von  zehn  Minuten. 

—  Die  Messungen  erfolgen,  nachdem  das  Fernsehgerät  sich  zunächst  mindestens  eine  Stunde  lang  im  Aus-Zustand 
und  unmittelbar  danach  mindestens  eine  Stunde  lang  im  Ein-Zustand  befand:  sie  werden  innerhalb  von  höchs- 
tens drei  Stunden  im  Ein-Zustand  abgeschlossen.  Das  entsprechende  Videosignal  wird  während  der  gesamten 
Dauer  des  Betriebs  im  Ein-Zustand  angezeigt.  Bei  Fernsehgeräten,  bei  denen  bekanntermaßen  innerhalb  einer 
Stunde  eine  Stabilisierung  erfolgt,  können  die  genannten  Zeiträume  verringert  werden,  wenn  belegt  werden 
kann,  dass  die  resultierenden  Messwerte  um  höchstens  2  %  von  den  Ergebnissen  abweichen,  die  bei  Einhaltung 
der  hier  genannten  Zeiträume  erzielt  würden. 

—  Die  Messunsicherheit  darf  bei  einem  Vertrauensbereich  von  95  %  höchstens  2  %  betragen. 

—  Bei  den  Messungen  ist  die  automatische  Helligkeitsregelung,  sofern  diese  Funktion  vorhanden  ist,  auszuschalten. 
Falls  die  Funktion  vorhanden  ist,  aber  nicht  ausgeschaltet  werden  kann,  muss  das  Licht  bei  den  Messungen  mit 
einer  Intensität  von  mindestens  300  Lux  unmittelbar  in  den  Umgebungslichtsensor  einfallen. 

Messung  der  Leistungsaufnahme  im  Bereitschafts-/Aus-Zustand 

Bei  der  Messung  der  Leistungsaufnahme  gemäß  Anhang  I  Teil  2  sind  die  folgenden  Bedingungen  einzuhalten: 

a)  Die  Leistungsaufnahme  gemäß  Nummer  1  Buchstaben  a  und  b  sowie  Nummer  2  Buchstaben  a  und  b  wird  durch 
ein  zuverlässiges,  genaues  und  reproduzierbares  Messverfahren  ermittelt,  das  dem  anerkannten  Stand  der  Mess- 
technik Rechnung  trägt. 

b)  Bei  Leistungsmessungen  im  Bereich  ab  0,50  Watt  darf  die  Messunsicherheit  bei  einem  Vertrauensbereich  von  95  % 
höchstens  2  %  betragen.  Bei  Leistungsmessungen  im  Bereich  unter  0,50  Watt  darf  die  Messunsicherheit  bei  einem 
Vertrauensbereich  von  95  %  höchstens  0,01  Watt  betragen. 


3.  Messung  der  Spitzenluminanz 


Bei  der  Messung  der  Spitzenluminanz  gemäß  Anhang  I  Teil  4  sind  die  folgenden  Bedingungen  einzuhalten: 

a)  Die  Messungen  erfolgen  unter  Verwendung  eines  zuverlässigen,  genauen  und  reproduzierbaren  Messverfahrens,  das 
dem  anerkannten  Stand  der  Messtechnik  Rechnung  trägt. 

b)  Die  Messungen  der  Spitzenluminanz  werden  mit  einem  Leuchtdichtemesser  vorgenommen,  der  die  Luminanz  in 
einem  Bildschirmabschnitt  mit  einem  vollständig  (100  %)  weißen  Bild  ermittelt,  der  Teil  eines  Vollbildschirm- 
Testmusters  ist,  welches  nicht  die  durchschnittliche  Leuchtdichte  überschreitet,  bei  der  im  System  zur  Steuerung 
der  Bildschirmluminanz  eine  Leistungsbeschränkung  erfolgt. 

c)  Die  Messungen  des  Luminanzverhältnisses  werden  so  vorgenommen,  dass  der  Messpunkt  des  Leuchtdichtemessers 
auf  dem  Bildschirm  beim  Umschalten  zwischen  den  in  Anhang  I  Teil  4  genannten  Betriebszuständen  nicht  beein- 
trächtigt wird. 


ANHANG  III 


PRÜFVERFAHREN 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die  Anforderungen  in  Anhang  I  das  folgende  Prüfverfahren  an: 

1.  Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  ein  einziges  Fernsehgerät. 

2.  Es  wird  angenommen,  dass  das  Modell  den  Bestimmungen  in  Anhang  I  entspricht,  falls  folgende  Bedingungen  erfüllt 
sind: 

a)  Das  Ergebnis  für  die  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  übersteigt  die  in  Anhang  I  Teil  1  Nummer  1  und  2 
genannten  geltenden  Grenzwerte  nicht  um  mehr  als  7  %  und 

b)  die  Ergebnisse  für  den  Bereitschafts-  bzw.  Aus-Zustand  übersteigen  die  in  Anhang  I  Teil  2  Nummer  1  Buchstaben  a 
und  b  sowie  Nummer  2  Buchstaben  a  und  b  genannten  geltenden  Grenzwerte  nicht  um  mehr  als  0,10  Watt  und 

c)  das  Ergebnis  für  das  Spitzenluminanzverhältnis  gemäß  Anhang  I  Teil  4  unterschreitet  nicht  60  %. 

3.  Werden  die  in  Nummer  2  Buchstaben  a,  b  oder  c  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  sind  drei  weitere  Einheiten 
desselben  Modells  zu  prüfen. 

4.  Nach  Prüfung  von  drei  weiteren  Einheiten  desselben  Modells  wird  angenommen,  dass  das  Modell  den  in  Anhang  I 
genannten  Anforderungen  entspricht,  falls  folgende  Bedingungen  erfüllt  sind: 

a)  Das  Durchschnittsergebnis  der  letzteren  drei  Einheiten  für  die  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  übersteigt  die  in 
Anhang  I  Teil  1  Nummer  1  und  2  genannten  geltenden  Grenzwerte  nicht  um  mehr  als  7  %  und 

b)  das  Durchschnittsergebnis  der  letzteren  drei  Einheiten  für  den  Bereitschafts-  bzw.  Aus-Zustand  übersteigt  die  in 
Anhang  I  Teil  2  Nummer  1  Buchstaben  a  und  b  sowie  Nummer  2  Buchstaben  a  und  b  genannten  geltenden 
Grenzwerte  nicht  um  mehr  als  0,10  Watt  und 

c)  das  Durchschnittsergebnis  der  letzteren  drei  Einheiten  für  das  Spitzenluminanzverhältnis  gemäß  Anhang  I  Teil  4 
unterschreitet  nicht  60  %. 

5.  Werden  die  in  Nummer  4  Buchstaben  a,  b  und  c  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  wird  angenommen,  dass  das 
Modell  die  Anforderungen  nicht  erfüllt. 

6.  Für  die  Feststellung  und  Uberprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  wenden  die  Behör- 
den der  Mitgliedstaaten  das  in  Anhang  II  beschriebene  Verfahren  sowie  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare 
Messverfahren  an,  die  dem  anerkannten  Stand  der  Technik  Rechnung  tragen;  dies  schließt  Methoden  gemäß  Unterlagen 
ein,  deren  Nummern  zu  diesem  Zweck  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden. 


ANHANG  N 


Liste  der  unter  Anhang  I  Nummer  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1275/2008  fallenden  energiebetriebenen  Produkte 

Radiogeräte 

Videokameras 

Videorekorder 

Hi-Fi-Rekorder 

Audioverstärker 

Heimkinosysteme 

Musikinstrumente 

Sonstige  Geräte  zur  Aufnahme  und  Wiedergabe  von  Bild  und  Ton,  einschließlich  Geräte  zur  Verbreitung  von  Bild  und 
Ton  auf  anderem  Wege  als  über  Telekommunikationskanäle  durch  Signale  oder  auf  andere  Weise,  jedoch  ausgenommen 
Fernsehgeräte  im  Sinne  der  Verordnung  (EG)  Nr.  642/2009. 


Verordnung  (EG)  Nr.  643/2009 

(ABl.  2009  L  191/53) 
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VERORDNUNG  (EG)  Nr.  643/2009  DER  KOMMISSION 
vom  22.  Juli  2009 

zur  Durchführung  der  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick   auf  die    Festlegung   von    Anforderungen   an    die   umweltgerechte    Gestaltung  von 

Haushaltskühlgeräten 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  KOMMISSION  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Ge- 
meinschaft, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  6.  Juli  2005  zur  Schaffung  eines 
Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umwelt- 
gerechte Gestaltung  energiebetriebener  Produkte  und  zur  Ände- 
rung der  Richtlinie  92/42/EWG  des  Rates  sowie  der  Richtlinien 
96/57/EG  und  2000/5 5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  (1),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 

nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Die  Richtlinie  96/57/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  3.  September  1996  über  Anforde- 
rungen im  Hinblick  auf  die  Energieeffizienz  von  elektri- 
schen Haushaltskühl-  und  -gefriergeräten  und  entspre- 
chenden Kombinationen  (2)  enthält  Bestimmungen  hin- 
sichtlich Haushaltskühlgeräten.  Die  Anforderungen  dieser 
Richtlinie,  die  seit  1999  gelten,  sind  mittlerweile  über- 
holt. 

(2)  Gemäß  der  Richtlinie  2005/32/EG  sollte  die  Kommission 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  („Öko- 
design")  energiebetriebener  Produkte  festlegen,  die  ein  er- 
hebliches Vertriebs-  und  Handelsvolumen,  erhebliche 
Umweltauswirkung  und  ein  erhebliches  Potenzial  für  Ver- 
besserungen ihrer  Umweltauswirkung  ohne  übermäßig 
hohe  Kosten  aufweisen. 

(3)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  erster  Gedankenstrich  der 
Richtlinie  2005/32/EG  erlässt  die  Kommission  nach 
dem  in  Artikel  19  Absatz  3  genannten  Verfahren  unter 
Einhaltung  der  in  Artikel  1 5  Absatz  2  festgelegten  Krite- 
rien und  nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultations- 
forums gegebenenfalls  eine  neue  Durchfuhrungsmaß- 
nahme für  Haushaltskühlgeräte  und  hebt  die  Richtlinie 
96/57/EG  auf. 

(4)  Die  Kommission  hat  in  einer  vorbereitenden  Studie  die 
technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen  Aspekte 
der  üblicherweise  in  Haushalten  verwendeten  Kühlgeräte 
untersucht.  Die  Ergebnisse  der  gemeinsam  mit  Interessen- 
gruppen und  interessierten  Kreisen  aus  der  Gemeinschaft 
und  aus  Drittländern  konzipierten  Studie  wurden  auf  der 
EUROPA- Website  der  Kommission  öffentlich  zugänglich 
gemacht. 


(!)  ABl.  L  191  vom  22.7.2005,  S.  29. 
(2)  ABl.  L  236  vom  18.9.1996,  S.  36. 


(5)  Die  Energieeffizienz  von  Absorptionskühlgeräten  und 
thermoelektrischen  Kühlgeräten,  beispielsweise  kleine  Ge- 
tränkekühler, kann  erheblich  verbessert  werden.  Diese 
Geräte  sollten  daher  in  diese  Verordnung  aufgenommen 
werden. 


(6)  Die  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  als  wesentlich 
ermittelten  ökologischen  Aspekte  sind  der  Energiever- 
brauch während  der  Betriebsphase  und  Produktmerkma- 
le, die  eine  umweltfreundlichere  Nutzung  von  Haushalts- 
kühlgeräten durch  den  Nutzer  gewährleisten. 


(7)  In  der  vorbereitenden  Studie  hat  sich  gezeigt,  dass  An- 
forderungen bezüglich  anderer,  in  Anhang  I  Teil  1  der 
Richtlinie  2005/32/EG  genannten  Ökodesign-Parameter 
nicht  erforderlich  sind. 


(8)  Der  gemeinschaftsweite  jährliche  Stromverbrauch  der  von 
dieser  Verordnung  erfassten  Produkte  betrug  im  Jahr 
2005  schätzungsweise  122  TWh,  was  einem  Ausstoß 
von  56  Mio.  t  C02-Äquivalenten  entspricht.  Obschon 
der  prognostizierte  Energieverbrauch  von  Haushaltskühl- 
geräten bis  2020  zurückgehen  wird,  dürfte  dieser  Rück- 
gang durch  überholte  Anforderungen  und  Energiever- 
brauchskennzeichnungen verlangsamt  werden.  Das  kos- 
teneffiziente Energieeinsparpotenzial  würde  daher  nicht 
realisiert  werden,  wenn  keine  weiteren  Maßnahmen  ein- 
geführt werden,  um  die  bestehenden  Okodesign-Anforde- 
rungen  auf  einen  neuen  Stand  zu  bringen. 


(9)  Die  Verbesserung  der  Stromeffizienz  der  von  dieser  Ver- 
ordnung erfassten  Produkte  sollte  durch  Anwendung  be- 
stehender kosteneffizienter  und  herstellerneutraler  Tech- 
nologien erreicht  werden,  die  zu  einer  Verringerung  der 
Gesamtausgaben  für  Kauf  und  Betrieb  der  Geräte  führen. 


(10)  Diese  Verordnung  sollte  rasch  das  Inverkehrbringen  ener- 
gieeffizienterer Produkte,  die  dieser  Verordnung  unterlie- 
gen, gewährleisten. 


(11)  Die  Ökodesign-Anforderungen  sollten  aus  Nutzersicht  die 
Funktion  des  Produkts  nicht  beeinträchtigen  und  keine 
Nachteile  für  Gesundheit,  Sicherheit  oder  Umwelt  mit 
sich  bringen.  Insbesondere  sollte  der  Nutzen  einer  Ver- 
ringerung des  Stromverbrauchs  der  von  dieser  Verord- 
nung erfassten  Produkte  während  der  Betriebsphase  et- 
waige zusätzliche  Umweltauswirkungen  während  der  Pro- 
duktionsphase überwiegen. 
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(12)  Die  Ökodesign- Anforderungen  sollten  stufenweise  einge- 
führt werden,  um  den  Herstellern  ausreichend  Zeit  zu 
geben,  die  von  dieser  Verordnung  erfassten  Produkte  ge- 
gebenenfalls anzupassen.  Der  Zeitplan  sollte  so  festgelegt 
werden,  dass  einerseits  negative  Auswirkungen  auf  die 
Funktion  der  auf  dem  Markt  befindlichen  Geräte  vermie- 
den und  Auswirkungen  auf  die  Kosten  der  Nutzer  und 
der  Hersteller,  insbesondere  kleiner  und  mittlerer  Unter- 
nehmen, berücksichtigt  werden,  andererseits  aber  auch 
das  rechtzeitige  Erreichen  der  Ziele  der  Verordnung  ge- 
währleistet ist. 

(13)  Die  Konformitätsbewertung  und  die  Messung  der  maß- 
gebenden Produktparameter  sollten  anhand  zuverlässiger, 
genauer  und  reproduzierbarer  Messverfahren  erfolgen,  die 
dem  allgemein  anerkannten  Stand  der  Messtechnik  Rech- 
nung tragen,  einschließlich  —  sofern  vorhanden  —  har- 
monisierter Normen,  die  von  den  in  Anhang  I  der  Richt- 
linie 98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes vom  22.  Juni  1998  über  ein  Informationsverfahren 
auf  dem  Gebiet  der  Normen  und  technischen  Vorschrif- 
ten (l)  aufgeführten  europäischen  Normungsgremien  ver- 
abschiedet wurden. 

(14)  Nach  Artikel  8  Absatz  2  der  Richtlinie  2005/32/EG  soll- 
ten in  dieser  Verordnung  die  geltenden  Konformitäts- 
bewertungsverfahren festgelegt  werden. 

(15)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  in  den  technischen  Unterlagen  gemäß  den  An- 
hängen V  und  VI  der  Richtlinie  2005/32/EG  Angaben  zu 
den  einschlägigen  Anforderungen  dieser  Verordnung  ma- 
chen. 

(16)  Zusätzlich  zu  rechtsverbindlichen  Anforderungen,  die  in 
dieser  Verordnung  festgelegt  sind,  sollten  unverbindliche 
Referenzwerte  für  die  besten  verfügbaren  Technologien 
ermittelt  werden,  um  die  umfassende  Verfügbarkeit  und 
Zugänglichkeit  von  Informationen  zur  Umweltverträg- 
lichkeit über  den  gesamten  Produktlebenszyklus  der 
von  dieser  Verordnung  erfassten  Produkte  zu  gewährleis- 
ten. 

(17)  Die  Richtlinie  96/57/EG  sollte  daher  aufgehoben  werden. 

(1 8)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19  Absatz 
1  der  Richtlinie  2005/32/EG  eingesetzten  Ausschusses  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

(1)  Durch  diese  Verordnung  werden  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  („Ökodesign")  von  netzbetriebenen 
Haushaltskühlgeräten  mit  einem  Fassungsvermögen  von  bis  zu 
1  500  Litern  im  Hinblick  auf  deren  Inverkehrbringen  festgelegt. 


0  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 


(2)  Diese  Richtlinie  gilt  für  netzbetriebene  Haushaltskühlge- 
räte, einschließlich  Geräte,  die  nicht  für  den  Haushaltsgebrauch 
oder  die  für  die  Kühlung  von  anderen  Kühlgütern  als  Lebens- 
mitteln zum  Verkauf  angeboten  werden. 

Sie  gilt  auch  für  netzbetriebene  Haushaltskühlgeräte,  die  mit 
Batterien/Akkumulatoren  betrieben  werden  können. 

(3)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 

a)  Kühlgeräte,  die  vorwiegend  mit  anderen  Energiequellen  als 
elektrischem  Strom  betrieben  werden,  wie  Flüssiggas,  Kerosin 
und  Biodiesel-Kraftstoffen; 

b)  mit  Batterien/Akkumulatoren  betriebene  Kühlgeräte,  die  über 
einen  getrennt  zu  erwerbenden  Gleichrichter  am  Stromnetz 
betrieben  werden  können; 

c)  maßgefertigte  Kühlgeräte,  die  als  Einzelstücke  hergestellt  wer- 
den und  keinem  anderen  Kühlgerätemodell  entsprechen; 

d)  Kühlgeräte  für  Anwendungen  im  Dienstleistungssektor,  bei 
denen  die  Entnahme  gekühlter  Lebensmittel  von  elektro- 
nischen Sensoren  erfasst  wird  und  diese  Informationen 
über  eine  Netzverbindung  automatisch  an  ein  entferntes 
Kontrollsystem  für  die  Lagerbuchhaltung  übertragen  werden 
können; 

e)  Geräte,  deren  Hauptfunktion  nicht  die  Kühllagerung  von  Le- 
bensmitteln ist,  wie  Eiswürfelbereiter  oder  Kaltgetränkespen- 
der  als  Einzelgeräte. 

Artikel  2 

B  egriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  in  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannten  Be- 
griffsbestimmungen gelten  folgende  Begriffsbestimmungen: 

1.  „Lebensmittel"  sind  Nahrungsmittel,  Zutaten  und  Getränke, 
einschließlich  Wein,  sowie  andere  hauptsächlich  für  den 
Verbrauch  bestimmte  Dinge,  die  einer  Kühlung  bei  be- 
stimmten Temperaturen  bedürfen; 

2.  „Haushaltskühlgerät"  ist  ein  isoliertes  Gehäuse  mit  einem 
oder  mehreren  Fächern,  das  für  das  Kühlen  oder  Einfrieren 
von  Lebensmitteln  oder  die  Lagerung  von  gekühlten  oder 
gefrorenen  Lebensmitteln  zu  nicht  gewerblichen  Zwecken 
bestimmt  ist  und  durch  ein  oder  mehrere  energieverbrau- 
chende Verfahren  gekühlt  wird,  einschließlich  Geräte,  die 
als  Bausätze  zum  Zusammenbau  durch  den  Nutzer  verkauft 
werden; 

3.  „Kühlschrank"  ist  ein  Kühlgerät,  das  für  die  Aufbewahrung 
von  Lebensmitteln  bestimmt  ist  und  über  mindestens  ein 
für  die  Lagerung  frischer  Lebensmittel  und/oder  Getränke, 
einschließlich  Wein,  geeignetes  Fach  verfügt; 
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4.  „Kompressor-Kühlgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  bei  dem  die  Küh- 
lung durch  einen  motorbetriebenen  Kompressor  bewirkt 
wird; 


5.  „Absorptionskühlgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  bei  dem  die  Küh- 
lung durch  ein  Absorptionsverfahren  bewirkt  wird,  das 
Wärme  als  Energiequelle  nutzt; 


6.  „Kühl-Gefriergerät"  ist  ein  Kühlgerät,  das  über  mindestens 
ein  Fach  für  die  Lagerung  frischer  Lebensmittel  und  min- 
destens ein  weiteres  Fach  für  das  Einfrieren  frischer  Lebens- 
mittel und  die  Lagerung  gefrorener  Lebensmittel  unter  Drei- 
Sterne-Bedingungen  (Gefrierfach)  verfügt; 


7.  „Tiefkühlgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  das  über  ein  oder  mehrere 
für  die  Lagerung  gefrorener  Lebensmittel  geeignete  Fächer 
verfügt; 


8.  „Gefriergerät"  ist  ein  Kühlgerät,  das  über  ein  oder  mehrere 
für  das  Einfrieren  von  Lebensmitteln  geeignete  Fächer  ver- 
fügt und  Temperaturen  hält,  die  von  Umgebungstemperatur 
bis  -  1 8  °C  reichen,  und  das  auch  für  die  Lagerung  gefro- 
rener Lebensmittel  unter  Drei-Sterne-Bedingungen  geeignet 
ist;  ein  Gefriergerät  kann  auch  Zwei-Sterne-Abteile  und/ 
oder  -Fächer  innerhalb  des  Fachs  oder  Schranks  enthalten; 


9.  „Weinlagerschrank"  ist  ein  Kühlgerät,  das  außer  einem  oder 
mehreren  Fächern  für  die  Lagerung  von  Wein  keine  wei- 
teren Fächer  aufweist; 


10.  „Mehrzweckgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  das  außer  einem  oder 
mehreren  Mehrzweckfächern  keine  weiteren  Fächer  auf- 
weist; 


1 1 .  „gleichwertiges  Kühlgerät"  ist  ein  in  Verkehr  gebrachtes  Mo- 
dell mit  demselben  Brutto-  und  Nutzinhalt,  denselben  tech- 
nischen, Effizienz-  und  Leistungsmerkmalen  und  denselben 
Arten  von  Fächern  wie  ein  anderes  unter  einer  anderen 
numerischen  Handelsbezeichnung  von  demselben  Hersteller 
in  Verkehr  gebrachtes  Kühlgerätemodell. 


Weitere  Begriffsbestimmungen  für  die  Zwecke  der  Anhänge  II 
bis  IV  enthält  Anhang  I. 


Artikel  3 

Ökodesign-Anforderungen 

Die  allgemeinen  Ökodesign-Anforderungen  an  Haushaltskühlge- 
räte, die  in  den  Anwendungsbereich  dieser  Verordnung  fallen, 
sind  in  Anhang  II  Nummer  1  aufgeführt.  Die  spezifischen  Öko- 
design-Anforderungen an  Haushaltskühlgeräte,  die  in  den  An- 
wendungsbereich dieser  Verordnung  fallen,  sind  in  Anhang  II 
Nummer  2  aufgeführt. 


Artikel  4 
Konformitätsbewertung 

(1)  Das  in  Artikel  8  der  Richtlinie  2005/32/EG  genannte 
Verfahren  zur  Konformitätsbewertung  ist  das  in  deren  Anhang 
IV  beschriebene  interne  Entwurfskontrollsystem  oder  das  in  de- 
ren Anhang  V  beschriebene  Managementsystem. 

(2)  Zur  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  8  der  Richt- 
linie 2005/32/EG  müssen  die  technischen  Unterlagen  eine  Kopie 
der  Produktinformationen,  die  gemäß  Anhang  III  Nummer  2 
bereitzustellen  sind,  sowie  die  Ergebnisse  der  Berechnungen  ge- 
mäß Anhang  IV  enthalten. 

Wurden  die  in  den  technischen  Unterlagen  enthaltenen  Anga- 
ben für  ein  bestimmtes  Haushaltskühlgerätemodell  durch  Be- 
rechnung auf  der  Grundlage  der  Auslegung  oder  durch  Extra- 
polation ausgehend  von  gleichwertigen  Haushaltskühlgeräten 
oder  durch  beides  ermittelt,  sind  in  den  Unterlagen  Einzelheiten 
zu  den  Berechnungen  oder  Extrapolationen  oder  zu  beiden  so- 
wie zu  den  Tests,  die  von  den  Herstellern  zur  Überprüfung  der 
Genauigkeit  der  Berechnungen  durchgeführt  werden,  anzugeben. 
In  solchen  Fällen  umfassen  die  technischen  Unterlagen  auch 
eine  Liste  aller  anderen  gleichwertigen  Haushaltskühlgerätemo- 
delle,  bei  denen  die  in  den  technischen  Unterlagen  enthaltenen 
Angaben  auf  derselben  Grundlage  ermittelt  wurden. 

Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie 
2005/32/EG  genannten  Marktaufsichtsprüfungen  hinsichtlich 
der  Anforderungen  des  Anhangs  II  wenden  die  Behörden  der 
Mitgliedstaaten  das  in  Anhang  V  beschriebene  Nachprüfungs- 
verfahren an. 


Artikel  6 
Referenzwerte 

Die  unverbindlichen  Referenzwerte  für  die  Haushaltskühlgeräte 
mit  der  besten  Leistung,  die  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens 
der  Richtlinie  auf  dem  Markt  sind,  sind  in  Anhang  VI  auf- 
geführt. 

Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  fünf 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  unter  Berücksichtigung  des  tech- 
nischen Fortschritts  und  übermittelt  dem  Ökodesign-Konsultati- 
onsforum  die  Ergebnisse  dieser  Überprüfung.  Bei  der  Überprü- 
fung sind  insbesondere  die  Nachprüfungstoleranzen  von  An- 
hang V  und  die  Möglichkeiten  für  eine  Aufhebung  oder  Ver- 
ringerung der  Korrekturfaktorwerte  von  Anhang  IV  zu  bewer- 
ten. 


Die  Kommission  bewertet  die  Notwendigkeit  der  Annahme  spe- 
zifischer Ökodesign-Anforderungen  an  Weinlagerschränke  spä- 
testens zwei  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung. 
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Artikel  8 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  96/57/EG  wird  ab  1.  Juli  2010  aufgehoben. 

Artikel  9 
Inkrafttreten 

(1)  Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer 
Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


(2)  Die  allgemeinen  Ökodesign-Anforderungen  in  Anhang  II 
Nummer  1  Punkt  1  gelten  ab  dem  1.  Juli  2010. 


Die  allgemeinen  Ökodesign-Anforderungen  in  Anhang  II  Num- 
mer 1  Punkt  2  gelten  ab  dem  1.  Juli  2013. 


Die  spezifischen  Ökodesign-Anforderungen  für  den  Energieeffi- 
zienzindex in  Anhang  II  Nummer  2  gelten  gemäß  dem  Zeitplan 
in  Anhang  II  Tabellen  1  und  2. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  22.  Juli  2009 


Für  die  Kommission 
Andris  PIEBALGS 
Mitglied  der  Kommission 


1722 

Copyrkjhted  maErial 


ANHANG  J 


Begriffsbestimmungen  für  die  Zwecke  der  Anhänge  II  bis  VI 

Für  die  Zwecke  der  Anhänge  II  bis  VI  gelten  die  folgenden  Begriffsbestimmungen: 

a)  „Kühlgerät  anderer  Art"  ist  ein  Kühlgerät,  bei  dem  die  Kühlung  durch  eine  andere  Technologie  oder  ein  anderes 
Verfahren  als  durch  Kompression  oder  Absorption  bewirkt  wird; 

b)  „Frostfrei-System"  ist  ein  automatisches  System,  das  die  ständige  Frostbildung  verhindert  und  bei  dem  die  Kühlung 
durch  erzwungene  Luftzirkulation  bewirkt  wird,  der  oder  die  Verdampfer  durch  ein  automatisches  Entfrostungssystem 
entfrostet  werden  und  das  Entfrostungswasser  automatisch  abgeleitet  wird; 

c)  „Frostfrei-Fach"  ist  ein  Fach,  das  durch  ein  Frostfrei-System  entfrostet  wird; 

d)  „Einbaugerät"  ist  ein  ortsfestes  Kühlgerät,  das  zum  Einbau  in  einen  Schrank,  eine  vorbereitete  Wandaussparung  oder 
einen  ähnlichen  Ort  vorgesehen  ist  und  eine  Dekorabdeckung  erfordert; 

e)  „Kühlschrank  mit  Kellerzone"  ist  ein  Kühlgerät,  das  über  mindestens  ein  Lagerfach  für  frische  Lebensmittel  und  ein 
Kellerfach,  aber  kein  Gefriergut-Lagerfach,  Kaltlagerfach  oder  Eisbereiterfach  verfügt; 

f)  „Kellerfach-Kühlgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  das  nur  über  ein  oder  mehrere  Kellerfächer  verfügt; 

g)  „Kühlschrank  mit  Kaltlagerzone"  ist  ein  Kühlgerät,  das  mindestens  über  ein  Lagerfach  für  frische  Lebensmittel  und  ein 
Kaltlagerfach,  jedoch  nicht  über  Gefriergut-Lagerfächer  verfügt; 

h)  „Fach"  ist  eines  der  unter  Buchstabe  i  bis  p  aufgeführten  Fächer; 

i)  „Lagerfach  für  frische  Lebensmittel"  ist  ein  Fach,  das  für  die  Lagerung  nicht  gefrorener  Lebensmittel  vorgesehen  ist  und 
selbst  wiederum  in  Unterfächer  unterteilt  sein  kann: 

j)  „Kellerfach"  ist  ein  Fach,  das  für  die  Lagerung  bestimmter  Lebensmittel  oder  Getränke  bei  einer  höheren  Temperatur 
als  im  Lagerfach  für  frische  Lebensmittel  vorgesehen  ist; 

k)    „Kaltlagerfach"  ist  ein  Fach,  das  besonders  für  die  Lagerung  hoch  verderblicher  Lebensmittel  vorgesehen  ist; 

1)  „Eisbereiterfach"  ist  ein  Niedrigtemperaturfach,  das  besonders  für  die  Bereitung  und  Lagerung  von  Eis(würfeln)  vor- 
gesehen ist: 

m)  „Gefriergut-Lagerfach"  ist  ein  Niedrigtemperaturfach,  das  besonders  für  die  Lagerung  von  gefrorenen  Lebensmitteln 
vorgesehen  ist  und  hinsichtlich  der  Temperatur  wie  folgt  eingestuft  ist: 

i)  „Ein-Sterne-Fach":  ein  Gefriergut-Lagerfach,  in  dem  die  Temperatur  -  6  °C  nicht  überschreitet, 

ii)  „Zwei-Sterne-Fach":  ein  Gefriergut-Lagerfach,  in  dem  die  Temperatur  -  1 2  °C  nicht  überschreitet, 

iii)  „Drei-Sterne-Fach":  ein  Gefriergut-Lagerfach,  in  dem  die  Temperatur  -  1 8  °C  nicht  überschreitet, 

vi)  „Gefrierfach"  (oder  „Vier-Sterne-Fach"):  ein  Fach,  das  zum  Einfrieren  von  mindestens  4,5  kg  Lebensmittel  je  100  1 
Nutzinhalt,  in  jedem  Fall  mindestens  2  kg,  von  Umgebungstemperatur  herab  auf  eine  Temperatur  von  -  18  °C  in 
einem  Zeitraum  von  24  Stunden  sowie  zur  Lagerung  von  gefrorenen  Lebensmitteln  unter  Drei-Sterne-Lagerbe- 
dingungen geeignet  ist  und  Zwei-Sterne-Abteile  innerhalb  des  Fachs  umfassen  kann, 

v)  „Null-Sterne-Fach":  ein  Gefriergut-Lagerfach,  in  dem  die  Temperatur  unter  0  °C  liegt,  das  auch  für  die  Bereitung 
und  Lagerung  von  Eis(würfeln)  genutzt  werden  kann,  jedoch  nicht  zur  Lagerung  hoch  verderblicher  Lebensmittel 
vorgesehen  ist; 


n)  „Weinlagerfach"  ist  ein  Fach,  das  ausschließlich  für  die  kurzfristige  Lagerung  von  Wein  zum  Erreichen  der  idealen 
Trinktemperatur  oder  für  die  langfristige  Lagerung  von  Wein  zu  dessen  Reifung  vorgesehen  ist  und  folgende  Merk- 
male aufweist: 

i)  gleichbleibende  Lagertemperatur,  entweder  voreingestellt  oder  nach  Anweisungen  des  Herstellers  von  Hand  einge- 
stellt, im  Bereich  von  +  5  °C  bis  +  20  °C, 

ii)  Lagertemperatur(en)  mit  einer  Abweichung  im  Zeitverlauf  von  weniger  als  0,5  K  bei  jeder  durch  die  Klimaklasse 
für  Haushaltskühlgeräte  festgelegten  Umgebungstemperatur, 

iii)  aktive  oder  passive  Regelung  der  Feuchtigkeit  im  Lagerfach  im  Bereich  von  50  %  bis  80  %, 

iv)  Konstruktion,  die  die  Übertragung  von  Vibrationen  auf  das  Fach,  sei  es  vom  Kompressor  des  Kühlgeräts  oder  auch 
von  sonstigen  externen  Quellen,  verringert; 

o)  „Mehrzweckfach"  ist  ein  Fach,  das  zur  Nutzung  bei  zwei  oder  mehr  Temperaturen  des  Fachtyps  vorgesehen  ist  und 
vom  Nutzer  nach  Herstelleranweisungen  so  eingestellt  werden  kann,  dass  der  Betriebstemperaturbereich  für  jeden 
Fachtyp  gleichbleibend  eingehalten  wird;  falls  jedoch  eine  Gerätefunktion  die  Temperaturen  in  einem  Fach  lediglich  für 
eine  begrenzte  Zeitdauer  (beispielsweise  beim  Schnelleinfrieren)  in  einen  anderen  Betriebstemperaturbereich  verschie- 
ben kann,  gilt  das  Fach  nicht  als  „Mehrzweckfach"  im  Sinne  dieser  Verordnung; 

p)  „sonstiges  Fach"  ist  ein  Fach,  das  kein  Weinlagerfach  ist  und  für  die  Lagerung  bestimmter  Lebensmittel  bei  einer 
höheren  Temperatur  als  +  14  °C  vorgesehen  ist; 

q)  „Zwei-Sterne-Abteil"  ist  ein  Teil  eines  Gefriergeräts,  eines  Gefrierfachs,  eines  Drei-Sterne-Fachs  oder  eines  Drei-Sterne- 
Tiefkühlgeräts,  das  keine  eigene  Zugangstür  oder  -klappe  aufweist  und  in  dem  die  Temperatur  nicht  über  -  1 2  °C  liegt; 

r)  „Gefriertruhe"  ist  ein  Gefriergerät  mit  einem  oder  mehreren  Fächern,  in  dem  die  Fächer  von  der  Oberseite  des  Geräts 
aus  zugänglich  sind,  oder  das  über  sowohl  von  oben  zu  öffnende  Fächer  als  auch  aufrecht  angeordnete  Fächer  verfügt, 
bei  dem  aber  der  Bruttonutzinhalt  der  von  oben  zu  öffnenden  Fächer  75  %  des  gesamten  Bruttonutzinhalts  des  Geräts 
überschreitet; 

s)  „von  oben  zu  öffnendes  Gerät"  oder  „Truhengerät"  ist  ein  Kühlgerät,  dessen  Fach  oder  Fächer  von  der  Oberseite  des 
Geräts  aus  zugänglich  sind; 

t)    „Schrankgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  dessen  Fach  oder  Fächer  von  der  Vorderseite  des  Geräts  aus  zugänglich  sind: 

u)  „Schnelleinfrieren"  ist  eine  umkehrbare  Gerätefunktion,  die  vom  Nutzer  nach  Herstelleranweisungen  aktiviert  werden 
kann  und  mit  der  die  Lagertemperatur  des  Gefriergeräts  oder  Gefrierfachs  abgesenkt  wird,  um  ein  schnelleres  Ein- 
frieren von  nicht  gefrorenen  Lebensmitteln  zu  erreichen. 


ANHANG  II 


Ökodesign-Anforderungen  an  Haushaltskühlgeräte 

1.  ALLGEMEINE  ÖKODESIGN-ANFORDERUNGEN 

1.  Ab  1.  Juli  2010: 

a)  Für  Weinlagerschränke  ist  der  folgende  Hinweis  in  der  Gebrauchsanweisung  des  Herstellers  zu  geben:  „Dieses 
Gerät  ist  ausschließlich  zur  Lagerung  von  Wein  bestimmt." 

b)  Für  Haushaltskühlgeräte  sind  bezüglich  der  folgenden  Punkte  Angaben  in  der  Gebrauchsanweisung  des  Herstel- 
lers zu  machen: 

—  die  Kombination  von  Schubladen,  Kästen  und  Regalen,  die  zu  der  effizientesten  Energienutzung  durch  das 
Gerät  führen,  und 

—  wie  der  Energieverbrauch  des  Haushaltskühlgeräts  im  Betrieb  minimiert  werden  kann. 

2.  Ab  1.  Juli  2013: 

a)  Die  Schnelleinfrierfunktion  oder  jede  ähnliche  Funktion  von  Gefriergeräten  und  Gefrierfächern,  die  durch  Ver- 
änderung der  Thermostateinstellungen  erreicht  wird,  schaltet  nach  spätestens  72  Stunden  zur  vorherigen  nor- 
malen Lagertemperatur  zurück,  wenn  sie  vom  Nutzer  gemäß  den  Herstelleranweisungen  aktiviert  wurde.  Diese 
Anforderung  gilt  nicht  für  Kühl-Gefriergeräte  mit  einem  einzigen  Thermostat  und  einem  einzigen  Kompressor, 
die  mit  einer  elektromechanischen  Steuerung  ausgestattet  sind. 

b)  Kühl-Gefriergeräte  mit  einem  einzigen  Thermostat  und  einem  einzigen  Kompressor,  die  mit  einer  elektronischen 
Steuerung  ausgestattet  sind  und  bei  Umgebungstemperaturen  unter  +  16  °C  gemäß  den  Herstelleranweisungen 
genutzt  werden  können,  müssen  so  beschaffen  sein,  dass  eine  Wintereinstellung  oder  ähnliche  Gerätefunktion, 
die  eine  ordnungsgemäße  Gefriergut-Lagertemperatur  gewährleistet,  in  Abhängigkeit  von  der  Umgebungstem- 
peratur an  dem  Aufstellort  des  Geräts  automatisch  betrieben  wird. 

c)  Haushaltskühlgeräte  mit  einem  Nutzinhalt  unter  10  Liter  müssen  nach  spätestens  einer  Stunde  automatisch  in 
einen  Betriebszustand  mit  einer  Leistungsaufnahme  von  0,00  Watt  schalten,  wenn  sie  leer  sind.  Das  Vorhan- 
densein eines  physischen  Aus-Schalters  gilt  nicht  als  ausreichend  für  die  Erfüllung  dieser  Anforderung. 


2.  SPEZIFISCHE  ÖKODESIGN-ANFORDERUNGEN 

Haushaltskühlgeräte,  die  in  den  Anwendungsbereich  dieser  Verordnung  fallen  und  einen  Nutzinhalt  von  1 0  Litern  oder 
mehr  haben,  müssen  die  Grenzwerte  für  den  Energieeffizienzindex  in  den  Tabellen  1  und  2  erfüllen. 

Die  spezifischen  Ökodesign-Anforderungen  in  den  Tabellen  1  und  2  gelten  nicht  für 

—  Weinlagerschränke  und 

—  Absorptionskühlgeräte  und  Kühlgeräte  anderer  Art,  die  den  Kategorien  4  bis  9  von  Anhang  IV  Nummer  1 
angehören. 

Der  Energieeffizienzindex  (EEI)  von  Haushaltskühlgeräten  wird  gemäß  dem  Verfahren  des  Anhangs  IV  berechnet. 


Tabelle  1 


Kompressorkühlgeräte 


Geltung  ab 

Energieeffizienzindex  (EEI) 

1.  Juli  2010 

EEI  <  55 

1.  Juli  2012 

EEI  <  44 

1.  Juli  2014 

EEI  <  42 

Tabelle  2 

Absorptionskühlgeräte  und  Kühlgeräte  anderer  Art 


Geltung  ab 

Energieeffizienzindex  (EEI) 

1.  Juli  2010 

EEI  <  150 

1.  Juli  2012 

EEI  <  125 

1.  Juli  2015 

EEI  <  110 

ANHANG  III 
Messungen 

Für  die  Zwecke  der  Einhaltung  der  Anforderungen  dieser  Verordnung  sind  Messungen  anhand  eines  zuverlässigen, 
genauen  und  reproduzierbaren  Messverfahrens  vorzunehmen,  das  den  anerkannten  Regeln  der  Messtechnik  Rechnung 
trägt,  einschließlich  Verfahren  gemäß  Dokumenten,  deren  Fundstellen  zu  diesem  Zweck  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Union  veröffentlicht  wurden. 

1.  ALLGEMEINE  PRÜFBEDINGUNGEN 

Es  gelten  die  folgenden  allgemeinen  Prüfbedingungen: 

1.  Falls  Heizelemente  zur  Verhinderung  der  Kondensation  vorhanden  sind,  die  vom  Nutzer  ein-  und  ausgeschaltet 
werden  können,  sind  diese  einzuschalten  und,  sofern  sie  einstellbar  sind,  auf  die  größte  Heizleistung  einzustellen; 

2.  falls  Vorrichtungen  für  die  Entnahme  durch  die  geschlossene  Tür  (beispielsweise  Eis-  oder  Getränkespender)  vor- 
handen sind,  die  vom  Nutzer  ein-  und  ausgeschaltet  werden  können,  sind  diese  für  die  Energieverbrauchsmessung 
einzuschalten,  aber  nicht  in  Betrieb  zu  nehmen; 

3.  bei  Mehrzweckgeräten  und  -fächern  ist  bei  der  Energieverbrauchsmessung  als  Lagertemperatur  die  Nenntemperatur 
des  kältesten  Fächertyps  zu  verwenden,  die  für  den  normalen  Dauerbetrieb  gemäß  Herstelleranweisungen  angegeben 
ist; 

4.  die  Ermittlung  des  Energieverbrauchs  eines  Kühlgeräts  erfolgt  in  der  kältesten  Konfiguration  gemäß  Hersteller- 
anweisungen für  den  normalen  Dauerbetrieb  eines  „sonstigen  Fachs"  wie  in  Anhang  IV  Tabelle  5  festgelegt. 

2.  TECHNISCHE  PARAMETER 

Die  folgenden  Parameter  sind  zu  ermitteln: 

a)  „Gesamtabmessungen"  auf  ganze  Millimeter  gerundet; 

b)  „Gesamtraumbedarf  im  Betrieb"  auf  ganze  Millimeter  gerundet; 

c)  „Bruttogesamtinhalt(e)"  auf  ganze  Kubikdezimeter  (Liter)  gerundet: 

d)  „Nutzinhalt(e)  und  Gesamtnutzinhalt(e)"  auf  ganze  Kubikdezimeter  (Liter)  gerundet: 

e)  „Entfrostungstyp"; 

f)  „Lagertemperatur"; 

g)  „Energieverbrauch"  in  Kilowattstunden  je  24  Stunden  (kWh/24h)  auf  drei  Dezimalstellen; 

h)  „Temperaturanstieg"; 

i)  „Gefriervermögen"; 

j)  „Leistungsaufnahme"  in  Watt,  gerundet  auf  zwei  Dezimalstellen,  und 

k)  „Luftfeuchtigkeit  im  Weinlagerfach"  als  Prozentangabe  gerundet  auf  die  nächste  Ganzzahl. 


ANHANG  N 


Verfahren  zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex 

1.  EINSTUFUNG  DER  HAUSHALTSKÜHLGERÄTE 

Die  Haushaltskühlgeräte  werden  in  Kategorien  gemäß  Tabelle  1  eingestuft.  Jede  Kategorie  ist  durch  eine  bestimmte  Fächerzusammensetzung  gemäß 
Tabelle  2  bestimmt  und  unabhängig  von  der  Zahl  der  Türen  und/oder  Schubladen. 


Tabelle  1 

Haushaltskühlgeräte-Kategorien 


Kategorie 

Bezeichnung 

1 

Kühlschrank  mit  einem  oder  mehreren  Lagerfächern  für  frische  Lebensmittel 

2 

Kühlschrank  mit  Kellerzone,  Kellerfach-Kühlgerät  und  Weinlagerschrank 

3 

Kühlschrank  mit  Kaltlagerzone  und  Kühlschrank  mit  einem  Null-Sterne-Fach 

4 

Kühlschrank  mit  einem  Ein-Sterne-Fach 

5 

Kühlschrank  mit  einem  Zwei-Sterne-Fach 

6 

Kühlschrank  mit  einem  Drei-Sterne-Fach 

7 

Kühl-Gefriergerät 

8 

Gefrierschrank 

9 

Gefriertruhe 

10 

Mehrzweck-Kühlgeräte  und  sonstige  Kühlgeräte 

Haushaltskühlgeräte,  die  aufgrund  der  Fächertemperatur  nicht  in  die  Kategorien  1  bis  9  eingestuft  werden  können,  sind  in  Kategorie  10  einzustufen. 


Tabelle  2 

Hauhaltskühlgeräte-Einstufung  und  Fächerzusammensetzung 


Nenntemperatur  (für  den  EEI)  (°C) 

Ausle- 
gungs- 
temp. 

+  12 

+  12 

+  5 

0 

0 

-  6 

-  12 

-  18 

-  18 

Kategorie 
(Num- 
mer) 

Fächertypen 

Sons- 
tige 

Weinla- 
gerfach 

Keller- 
fach 

Lager- 
fach 
für  fri- 
sche 
Le- 
bens- 
mittel 

Kaltla- 
gerfach 

Null- 
Sterne- 
Fach/Eis- 
bereiter- 
fach 

Ein- 
Sterne- 
Fach 

Zwei- 
Sterne- 
Fach 

Drei- 
Sterne- 
Fach 

Vier- 
Sterne- 
Fach 

Gerätekategorie 

Fächerzusammensetzung 

KÜHLSCHRANK  MIT  EINEM  ODER  MEHREREN  LAGER- 
FÄCHERN FÜR  FRISCHE  LEBENSMITTEL 

N 

N 

N 

Y 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

1 

KÜHLSCHRANK  MIT  KELLERZONE,  KELLERFACH-KUHL- 
GERAT  UND  WEINLAGERSCHRANK 

0 

0 

0 

Y 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

2 

0 

0 

J 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

J 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

KÜHLSCHRANK  MIT  KALTLAGERZONE  UND  KÜHL- 
SCHRANK MIT  EINEM  NULL-STERNE-FACH 

0 

0 

0 

J 

0 

N 

N 

N 

N 

3 

0 

0 

0 

0 

J 

N 

N 

N 

N 

KÜHLSCHRANK  MIT  EINEM  EIN-STERNE-FACH 

0 

0 

0 

0 

0 

J 

N 

N 

N 

4 

KÜHLSCHRANK  MIT  EINEM  ZWEI-STERNE-FACH 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

J 

N 

N 

5 

KÜHLSCHRANK  MIT  EINEM  DREI-STERNE-FACH 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

J 

N 

6 

KUHL-GEFRIERGERAT 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

J 

7 

GEFRIERSCHRANK 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

0 

JO 

J 

8 

GEFRIERTRUHE 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

0 

N 

) 

9 

MEHRZWECK-KUHLGERATE  UND  SONSTIGE  KUHLGE- 
RÄTE 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

10 

Anmerkungen: 

J   =  Fach  ist  vorhanden; 

N  =  Fach  ist  nicht  vorhanden; 

O  =  Fach  ist  optional. 

(a)  Die  Haushaltskühlgeräte  werden  in  eine  oder  mehrere  Klimaklassen  gemäß  Tabelle  3  eingestuft. 
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Die  Haushaltskühlgeräte  werden  in  eine  oder  mehrere  Klimaklassen  gemäß  Tabelle  3  eingestuft. 


Tabelle  3 
Klimaklassen 


Symbol 

UUI  LIlSLIlIlllLllLIlC    Uni^CDUIigsLCIIipCIdlUI  V_ 

Erweiterte  gemäßigte  Zone 

SN 

+  10  bis  +  32 

Gemäßigte  Zone 

N 

+  16  bis  +  32 

Subtropische  Zone 

ST 

+  16  bis  +  38 

Tropische  Zone 

T 

+  16  bis  +  43 

Das  Kühlgerät  muss  in  der  Lage  sein,  die  erforderlichen  Lagertemperaturen  in  den  verschiedenen  Fächern  gleichzeitig  und  innerhalb  der  zulässigen 
Temperaturabweichungen  (während  des  Entfrostens),  die  in  Tabelle  4  für  die  verschiedenen  Haushaltskühlgeräte  und  die  jeweilige  Klimaklasse 
angegeben  sind,  einzuhalten. 

Mehrzweckgeräte  und/oder  -fächer  müssen  in  der  Lage  sein,  die  erforderlichen  Lagertemperaturen  der  verschiedenen  Fächertypen  einzuhalten,  wenn 
diese  Temperaturen  vom  Nutzer  gemäß  Herstelleranweisungen  eingestellt  werden  können. 


Tabelle  4 
Lagertemperaturen 

Lagertemperaturen  (°C) 


Sonstiges  Fach 

Weinlagerfach 

Kellerfach 

Lagerfach  für  fri- 
sche Lebensmittel 

Kaltlagerfach 

Ein-Sterne-Fach 

Zwei-Sterne-Fach/ 
Abteil 

Gefriergerät  und 
Drei-Sterne-Fach/ 
Schrank 

^ora 

twma 

^lrm  *2m>  t3m,  tma 

tec 

t* 

t" 

>  +  14 

+  5  < 
twma  <  +  20 

+  8  <  tcm 
<  +  14 

0  s  tlm,  t2m, 

lim  <  +  8: 

<  +  4 

"  2  <  tcc  <  +  3 

<  -  6 

<  -  12« 

<  -  1 8  (a) 

Anmerkungen: 

tonl:  Lagertemperatur  des  sonstigen  Fachs 

twnla:  Lagertemperatur  des  Weinlagerfachs  mit  Abweichung  von  0,5  K 

tcnl:  Lagertemperatur  des  Kellerfachs 

tlm,  t2m,  t3m:  Lagertemperaturen  des  Lagerfachs  für  frische  Lebensmittel 

tnla:  durchschnittliche  Lagertemperatur  des  Lagerfachs  für  frische  Lebensmittel 

tcc:  momentane  Lagertemperatur  des  Kaltlagerfachs 

t*,  t**,  t***:     Höchsttemperaturen  der  Gefriergut-Lagerfächer 

Die  Lagertemperatur  für  das  Eisbereiterfach  und  für  das  Null-Sterne-Fach  liegt  unter  0  °C. 

(")  Bei  Frostfrei-Haushaltskühlgeräten  ist  während  des  Entfrost-Zyklus  eine  Temperaturabweichung  von  nicht  mehr  als  3  K  während  eines  Zeitraums  von  4  Stunden  oder 
20  %  der  Dauer  des  Betriebszyklus,  wobei  der  jeweils  niedrigere  Wert  maßgebend  ist,  zulässig. 

2.  BERECHNUNG  DER  GLEICHWERTIGEN  RAUMINHALTE 

Der  gleichwertige  Rauminhalt  eines  Haushaltskühlgeräts  ist  die  Summe  der  gleichwertigen  Rauminhalte  aller  Fächer.  Er  wird  wie  folgt  in  Litern 
berechnet  und  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet: 


x   x  FF, 

20 


x  CC  x  BI 
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Hierbei  sind: 


—  n  die  Zahl  der  Fächer 


—  Vc  der  Lagerrauminhalt  des  Fachs/der  Fächer 


—  Tc  die  Nenntemperatur  des  Fachs/der  Fächer  gemäß  Tabelle  2 


der  thermodynamische  Faktor  gemäß  Tabelle  5 


—  FFC,  CC  und  ßf  Korrekturfaktoren  für  den  Rauminhalt  gemäß  Tabelle  6. 


Der  thermodynamische  Korrekturfaktor  ^252QT^  ist  die  Temperaturdifferenz  zwischen  der  Nenntemperatur  eines  Fachs  Tc  (gemäß  Tabelle  2)  und  der 
Umgebungstemperatur  unter  Normalprüfbedingungen  bei  +  25  °C,  ausgedrückt  als  Verhältnis  derselben  Differenz  für  ein  Lagerfach  für  frische 
Lebensmittel  bei  +  5  °C. 


Die  thermodynamischen  Faktoren  für  die  in  Anhang  I  Buchstaben  i  bis  p  aufgeführten  Fächer  sind  in  Tabelle  5  angegeben. 


Tabelle  5 

Thermodynamische  Faktoren  für  Kühlgerätefächer 


Fach 

Nenntemperatur 

(25  -  TJ/20 

(25  -TJ 

Sonstiges  Fach 

Auslegungstemperatur 

20 

Kellerfach/Weinlagerfach 

+  12  °C 

0,65 

Lagerfach  für  frische  Lebensmittel 

+  5  °C 

1,00 

Kaltlagerfach 

0  °C 

1,25 

Eisbereiterfach  und  Null-Sterne-Fach 

0  °C 

1,25 

Ein-Sterne-Fach 

-  6°C 

1,55 

Zwei-Sterne-Fach 

-  12  °C 

1,85 

Drei-Sterne-Fach 

-  18  °C 

2,15 

Gefrierfach  (Vier-Sterne-Fach) 

-  18  °C 

2,15 

Anmerkungen: 

i)  Bei  Mehrzweckfächern  wird  der  thermodynamische  Faktor  anhand  der  in  Tabelle  2  angegebenen  Nenntemperatur  des  kältesten  Fächertyps 
ermittelt,  die  vom  Nutzer  gemäß  Herstelleranweisungen  eingestellt  werden  kann  und  dauerhaft  aufrechterhalten  wird. 


ii)  Bei  Zwei-Sterne-Abteilen  (in  einem  Gefriergerät)  wird  der  thermodynamische  Faktor  bei  Tc  =  -  1 2  °C  ermittelt. 


iii)  Bei  sonstigen  Fächern  wird  der  thermodynamische  Faktor  anhand  der  tiefsten  Auslegungstemperatur  ermittelt,  die  vom  Nutzer  gemäß  Herstel- 
leranweisungen eingestellt  werden  kann  und  dauerhaft  aufrechterhalten  wird. 
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Tabelle  6 
Korrekturfaktoren 


Korrekturfaktor 

Wert 

Bedingungen 

FF  (frostfrei) 

1,2 

für  frostfreie  Gefriergut-Lagerfächer 

1 

in  sonstigen  Fällen 

CC  (Klimaklasse) 

1,2 

für  Geräte  der  Klasse  T  (tropische  Zone) 

1,1 

für  Geräte  der  Klasse  ST  (subtropische  Zone) 

1 

in  sonstigen  Fällen 

BI  (Einbaugeräte) 

1,2 

für  Einbaugeräte  mit  einer  Breite  von  weniger  als  58  cm 

1 

in  sonstigen  Fällen 

Anmerkungen: 

i)  FF  ist  der  Korrekturfaktor  für  den  Rauminhalt  von  Frostfrei-Fächern. 

ii)  CC  ist  der  Korrekturfaktor  für  den  Rauminhalt  für  eine  bestimmte  Klimaklasse.  Ist  ein  Kühlgerät  in  mehr  als  eine  Klimaklasse  eingestuft,  wird  der 
Berechnung  des  gleichwertigen  Rauminhalts  die  Klimaklasse  mit  dem  höchsten  Korrekturfaktor  zugrunde  gelegt. 

iii)  BI  ist  der  Korrekturfaktor  für  den  Rauminhalt  von  Einbaugeräten. 


3.  BERECHNUNG  DES  ENERGIEEFFIZIENZINDEX 

Zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex  (EEI)  eines  Haushaltskühlgeräte-Modells  wird  der  jährliche  Energieverbrauch  des  Haushaltskühlgeräts  mit 
seinem  standardmäßigen  jährlichen  Energieverbrauch  verglichen. 

1.  Der  Energieeffizienzindex  (EEI)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  eine  Dezimalstelle  gerundet: 

AEC 

EEI  =   x  100 

SAEC 

Hierbei  sind: 

—  AEC    =  jährlicher  Energieverbrauch  des  Haushaltskühlgeräts 

—  SAEC  =  standardmäßiger  jährlicher  Energieverbrauch  des  Haushaltskühlgeräts.. 

2.  Der  jährliche  Energieverbrauch  (AEC)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  gerundet  in  kWh/Jahr  angegeben: 
AEC  =  E24f,  x  364 

Hierbei  sind: 

—  E24h  der  Energieverbrauch  des  Haushaltskühlgeräts  in  kWh/24h  auf  drei  Dezimalstellen  gerundet. 

3.  Der  standardmäßige  jährliche  Energieverbrauch  (SAEC)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  gerundet  in  kWh/Jahr  angegeben: 
SAEC  =  Ve?  x  M  +  N  +  CH 

Hierbei  sind: 

—  Veq  der  gleichwertige  Rauminhalt  des  Haushaltskühlgeräts 
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—  CH  gleich  50  kWh/Jahr  für  Geräte  mit  einem  Kaltlagerfach  mit  einem  Nutzinhalt  von  mindestens  15  Litern 

—  Die  Werte  für  M  und  N  sind  für  jede  Haushaltskühlgeräte-Kategorie  in  Tabelle  7  angegeben. 


Tabelle  7 

Werte  für  M  und  N  nach  Haushaltskühlgeräte-Kategorien 


Kategorie 

M 

N 

1 

0,233 

245 

2 

0,233 

245 

3 

0,233 

245 

4 

0,643 

191 

5 

0,450 

245 

6 

0,777 

303 

7 

0,777 

303 

8 

0,539 

315 

9 

0,472 

286 

10 

(*) 

(*) 

Anmerkung: 


(*)  Für  Haushaltskühlgeräte  der  Kategorie  1 0  hängen  die  Werte  von  M  und  N  von  der  Temperatur  und  Sterne-Einstufung  des  Fachs  mit  der  niedrigsten  Lagertemperatur 
ab,  die  vom  Nutzer  gemäß  Herstelleranweisungen  eingestellt  werden  kann  und  dauerhaft  aufrechterhalten  wird.  Ist  nur  ein  „sonstiges  Fach"  gemäß  Tabelle  2  und 
Anhang  I  Buchstabe  p  vorhanden,  werden  für  M  und  N  die  Werte  der  Kategorie  1  verwendet.  Geräte  mit  Drei-Sterne-Fächern  oder  Gefrierfächern  gelten  als  Kühl- 
Gefriergeräte. 
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ANHANG  V 
Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 


Zur  Überprüfung  der  Einhaltung  der  in  Anhang  II  festgelegten  Anforderungen  unterziehen  die  Behörden  der  Mitglied- 
staaten ein  einzelnes  Haushaltskühlgerät  einer  Prüfung.  Entsprechen  die  gemessenen  Parameter  nicht  den  vom  Hersteller 
angegebenen  Werten  gemäß  Artikel  4  Absatz  2  innerhalb  der  in  Tabelle  1  angegebenen  Bandbreite,  sind  die  Messungen 
an  drei  weiteren  Haushaltskühlgeräten  vorzunehmen.  Das  arithmetische  Mittel  der  Messwerte  dieser  drei  weiteren  Haus- 
haltskühlgeräte muss  den  in  Anhang  II  festgelegten  Anforderungen  innerhalb  der  in  Tabelle  1  angegebenen  Bandbreite 
entsprechen. 

Ist  dies  nicht  der  Fall,  gelten  das  betreffende  Modell  und  alle  anderen  gleichwertigen  Haushaltskühlgeräte-Modelle  als  nicht 
den  Anforderungen  entsprechend. 


Tabelle  1 


Messgröße 

Nachprüfungstoleranzen 

Nenn-Bruttoinhalt 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  (*)  nicht  um  mehr  als  1  1 
oder  3  %  unterschreiten,  wobei  der  jeweils  größere  Wert  maß- 
geblich ist. 

Nenn-Nutzinhalt 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  (*)  nicht  um  mehr  als  1  1 
oder  3  %  unterschreiten,  wobei  der  jeweils  größere  Wert  maß- 
gcuucii  ist.  oinu  uic  i\a uimiinaiLc  ucs  neueiiaciis  uuu  ues 
Lagerfachs  für  frische  Lebensmittel  durch  den  Nutzer  unter- 
einander anpassbar,  gilt  die  Messunsicherheit  bei  der  Einstel- 
lung des  Kellerfachs  auf  den  kleinsten  Rauminhalt. 

Gefriervermögen 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als  1 0  % 
unterschreiten. 

Energieverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  (£24(1)  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Stromverbrauch  von  Haushaltskühlgeräten  mit  einem 
Lagerrauminhalt  unter  10  Litern 

Der  Messwert  darf  den  Grenzwert  von  Anhang  II  Nummer  1 
Punkt  2c  bei  einem  Vertrauensbereich  von  95  %  nicht  um 
mehr  als  0,10  W  überschreiten. 

Weinlag  ers  chränke 

Der  Messwert  für  die  relative  Luftfeuchtigkeit  darf  den  Nenn- 
bereich nicht  um  mehr  als  10  %  überschreiten. 

(*)  „Nennwert"  ist  ein  vom  Hersteller  angegebener  Wert 

Zusätzlich  zu  dem  Verfahren  des  Anhangs  III  verwenden  die  Mitgliedstaaten  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare 
Messverfahren,  die  den  anerkannten  Regeln  der  Messtechnik  entsprechen,  einschließlich  Verfahren  gemäß  Dokumenten, 
deren  Referenznummern  zu  diesem  Zweck  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden. 


ANHANG  VI 


Unverbindliche  Referenzwerte  für  Haushaltskühlgeräte 

Zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  wurden  für  Haushaltskühlgeräte  die  folgenden  als  beste  am  Markt 
verfügbare  Technologien  hinsichtlich  des  Energieeffizienzindex  (EEI)  und  Betriebsgeräuschs  ermittelt: 

Kompressor-Kühlschränke: 

—  EEI  =  29,7  und  Energieverbrauch  von  115  kWh/Jahr  bei  einem  Gesamtnutzinhalt  von  300  Litern  in  einem  Lagerfach 
für  frische  Lebensmittel  und  einem  Kaltlagerfach  von  25  Litern,  Klimaklasse  T  (tropische  Zone): 

—  Betriebsgeräusch:  33  dB(A). 
Absorptionskühlschränke: 

—  EEI  =  97,2  und  Energieverbrauch  von  245  kWh/Jahr  bei  einem  Gesamtnutzinhalt  von  28  Litern  in  einem  Lagerfach 
für  frische  Lebensmittel,  Klimaklasse  N  (gemäßigte  Zone); 

—  Betriebsgeräusch  =  0  dB(A). 
Kompressor-Kühl-Gefriergeräte: 

—  EEI  =  28,0  und  Energieverbrauch  von  157  kWh/Jahr  bei  einem  Gesamtnutzinhalt  von  255  Litern,  davon  236  Liter  in 
einem  Lagerfach  für  frische  Lebensmittel  und  19  Liter  in  einem  Vier-Sterne-Gefrierfach,  Klimaklasse  T  (tropische 
Zone); 

—  Betriebsgeräusch  =33  dB(A). 
Kompressor-Gefrierschränke: 

—  EEI  =  29,3  und  Energieverbrauch  von  172  kWh/Jahr  bei  einem  Gesamtnutzinhalt  von  195  Litern  in  einem  Vier- 
Sterne-Gefrierfach,  Klimaklasse  T  (tropische  Zone): 

—  Betriebsgeräusch  =35  dB(A). 
Kompressor-Gefriertruhen: 

—  EEI  =  27,4  und  Energieverbrauch  von  153  kWh/Jahr  bei  einem  Gesamtnutzinhalt  von  223  Litern  in  einem  Vier- 
Sterne-Gefrierfach,  Klimaklasse  T  (tropische  Zone): 

—  Betriebsgeräusch  =37  dB(A). 


Berichtigung 

(ABl.  2009  L  226/23) 
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Berichtigung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  643/2009  der  Kommission  vom  22.  Juli  2009  zur  Durchführung  der 
Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von  Haushaltskühlgeräten 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  191  du  23.  Juli  2009) 

Seite  61,  Anhang  III  Nummer  2  Buchstabe  h: 

anstatt:  „Temperaturanstieg" 

muss  es  heißen:    „Dauer  des  Temperaturanstiegs". 


Verordnung  (EU,  EURATOM)  Nr.  833/2010 

(ABl.  2010  L  248/36) 
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VERORDNUNG  (EU,  Euratom)  Nr.  833/2010  DER  KOMMISSION 

vom  21.  September  2010 

zur  Durchführung  der  Verordnung  (EU,  Euratom)  Nr.  617/2010  des  Rates  über  die  Mitteilung  von 
Investitionsvorhaben  für  Energieinfrastruktur  in  der  Europäischen  Union  an  die  Kommission 


DIE  EUROPAISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  den  Vertrag  zur  Gründung  der  Europäischen  Atom- 
gemeinschaft, 

gestützt  auf  die  Verordnung  (EU,  Euratom)  Nr.  617/2010  des 
Rates  vom  24.  Juni  2010  über  die  Mitteilung  von  Investitions- 
vorhaben für  Energieinfrastruktur  in  der  Europäischen  Union  an 
die  Kommission  und  zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  736/96  (:),  insbesondere  auf  Artikel  7, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Die  Kommission  muss  die  Vorschriften  über  Form  und 
andere  technische  Einzelheiten  der  Übermittlung  von  Da- 
ten und  Informationen  gemäß  den  Artikeln  3  und  5  der 
Verordnung  (EU,  Euratom)  Nr.  617/2010  erlassen. 

(2)  Damit  vergleichbare  Daten  erhoben  werden  können  und 
die  Meldung  durch  die  Mitgliedstaaten  oder  die  von  ih- 
nen beauftragten  Einrichtungen  oder  Stellen  gemäß 
Artikel  3  der  Verordnung  (EU,  Euratom)  Nr.  617/2010 


erleichtert  wird,  sollten  die  vorgeschriebenen  Meldungen 
durch  die  Verwendung  von  Meldetabellen  standardisiert 
werden. 

(3)  Nach  der  Aufhebung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  736/96 
des  Rates  (2)  sollte  auch  die  Verordnung  (EG) 
Nr.  2386/96  (3)  der  Kommission  aufgehoben  werden  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Die  Form  und  die  technischen  Einzelheiten  der  Übermittlung 
von  Daten  und  Informationen  zu  Investitionsvorhaben  in  Ener- 
gieinfrastruktur gemäß  den  Artikeln  3  und  5  der  Verordnung 
(EU,  Euratom)  Nr.  617/2010  sind  im  Anhang  dieser  Verord- 
nung festgelegt. 

Artikel  2 

Die  Verordnung  (EG)  Nr.  2386/96  wird  aufgehoben. 

Artikel  3 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  21.  September  2010 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


(')  ABl.  L  180  vom  15.7.2010,  S.  7. 


(2)  ABl.  L  102  vom  25.4.1996,  S.  1. 

(3)  ABl.  L  326  vom  17.12.1996,  S.  13. 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  838/2010  DER  KOMMISSION 

vom  23.  September  2010 

zur  Festlegung  von  Leitlinien  für  den  Ausgleichsmechanismus  zwischen  Übertragungsnetzbetreibern 
und  für  einen  gemeinsamen  Regelungsrahmen  im  Bereich  der  Übertragungsentgelte 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


Elektrizitätsbereich  geschlossen  haben,  sollten  berechtigt 
sein,  an  dem  Ausgleichsmechanismus  für  Übertragungs- 
netzbetreiber  auf  der  gleichen  Grundlage  wie  Übertra- 
gungsnetzbetreiber in  den  Mitgliedstaaten  teilzunehmen. 


gestützt  auf  die  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Juli  2009  über  die 
Netzzugangsbedingungen  für  den  grenzüberschreitenden  Strom- 
handel und  zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1228/2003  (1),  insbesondere  auf  den  ersten  Satz  von 
Artikel  18  Absatz  5, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(5)  Es  ist  zweckmäßig  zuzulassen,  dass  Übertragungsnetz- 
betreiber in  Drittländern,  die  mit  der  Union  keine  Ver- 
einbarung über  die  Übernahme  und  Anwendung  von  EU- 
Recht  im  Elektrizitätsbereich  geschlossen  haben,  mit  den 
Übertragungsnetzbetreibern  in  den  Mitgliedstaaten  multi- 
laterale Vereinbarungen  treffen,  die  es  allen  Parteien  er- 
möglichen, für  die  Durchleitung  grenzüberschreitender 
Stromflüsse  einen  fairen  und  gerechten  Ausgleich  zu  er- 
halten. 


(1)  In  der  Verordnung  (EU)  Nr.  774/2010  der  Kommission 
vom  2.  September  2010  zur  Festlegung  von  Leitlinien  für 
den  Ausgleich  zwischen  Übertragungsnetzbetreibern  und 
für  einen  gemeinsamen  Regelungsrahmen  im  Bereich  der 
Übertragungsentgelte  (2)  der  Kommission  werden  ein  Me- 
chanismus für  den  Ausgleich  der  Kosten  der  Übertra- 
gungsnetzbetreiber für  die  Durchleitung  grenzüberschrei- 
tender Stromflüsse  und  ein  gemeinsamer  Regelungsrah- 
men im  Bereich  der  Übertragungsentgelte  festgelegt. 
Diese  Verordnung  gilt  jedoch  nur  bis  zum  2.  März  2011. 

(2)  Um  die  Kontinuität  der  Durchführung  des  Ausgleichs- 
mechanismus für  Übertragungsnetzbetreiber  zu  gewähr- 
leisten, sollten  neue,  in  Artikel  18  Absätze  1  und  2  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  genannte  Leitlinien  erlas- 
sen werden,  die  den  durch  jene  Verordnung  geschaffenen 
institutionellen  Rahmen  widerspiegeln.  Insbesondere 
sollte  die  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  713/2009  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (3)  geschaffene 
Agentur  für  die  Zusammenarbeit  der  Energieregulierungs- 
behörden für  die  Überwachung  der  Implementierung  des 
Ausgleichsmechanismus  für  Übertragungsnetzbetreiber 
verantwortlich  sein. 

(3)  Verbindliche  Leitlinien  für  die  Schaffung  eines  Aus- 
gleichsmechanismus für  Übertragungsnetzbetreiber  soll- 
ten eine  stabile  Grundlage  für  die  Anwendung  dieses 
Ausgleichsmechanismus  und  für  einen  fairen  Ausgleich 
der  Kosten  bilden,  die  Übertragungsnetzbetreibern  infolge 
der  Durchleitung  grenzüberschreitender  Stromflüsse  ent- 
stehen. 


(6)  Übertragungsnetzbetreiber  sollten  einen  Ausgleich  für 
Energieverluste  infolge  der  Durchleitung  grenzüberschrei- 
tender Stromflüsse  erhalten.  Grundlage  des  Ausgleichs 
sollte  eine  Schätzung  der  Verluste  sein,  die  ohne  Strom- 
transite entstanden  wären. 


(7)  Zum  Zwecke  des  Ausgleichs  der  Kosten,  die  Übertra- 
gungsnetzbetreibern durch  die  Bereitstellung  der  Infra- 
struktur für  die  Durchleitung  grenzüberschreitender 
Stromflüsse  entstehen,  sollte  ein  Fonds  eingerichtet  wer- 
den. Die  finanzielle  Ausstattung  dieses  Fonds  sollte  auf 
der  Grundlage  einer  EU-weiten  Bewertung  der  durch  die 
Bereitstellung  der  Infrastruktur  für  die  Durchleitung 
grenzüberschreitender  Stromflüsse  langfristig  anfallenden 
durchschnittlichen  zusätzlichen  Kosten  (LRAIC)  festgelegt 
werden. 


(8)  Die  EU-weite  Bewertung  der  Übertragungsinfrastruktur  in 
Verbindung  mit  der  Erleichterung  grenzüberschreitender 
Stromflüsse  sollte  von  der  Agentur  als  der  Stelle  durch- 
geführt werden,  die  für  die  Koordinierung  der  Tätigkeiten 
der  mit  einer  ähnlichen  Aufgabe  auf  nationaler  Ebene 
betrauten  Regulierungsbehörden  zuständig  ist. 

(9)  Für  Übertragungsnetzbetreiber  in  Drittländern  sollten  die 
Kosten  für  die  Nutzung  des  Übertragungsnetzes  der 
Union  genauso  hoch  sein  wie  für  Übertragungsnetz- 
betreiber in  Mitgliedstaaten. 


(4)  Übertragungsnetzbetreiber  in  Drittländern  oder  in 
Gebieten,  die  mit  der  Union  Vereinbarungen  über  die 
Übernahme     und     Anwendung    von     EU-Recht  im 


(')  ABl.  L  176  vom  15.7.2003,  S.  1. 

(2)  ABl.  L  233  vom  3.9.2010,  S.  1. 

(3)  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  1. 


(10)  Unterschiede  bei  den  von  den  Stromerzeugern  für  den 
Zugang  zum  Übertragungsnetz  zu  entrichtenden  Entgel- 
ten sollten  nicht  den  Binnenmarkt  unterminieren.  Die 
durchschnittlichen  Netzzugangsentgelte  in  den  Mitglied- 
staaten sollten  innerhalb  bestimmter  Grenzen  gehalten 
werden,  damit  die  Vorteile  der  Harmonisierung  zum  Tra- 
gen kommen. 
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(11)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  gemäß  Artikel  46  der 
Richtlinie  2009/72/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  (:)  eingesetzten  Ausschusses  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Übertragungsnetzbetreiber  erhalten  für  die  infolge  der  Durch- 
leitung grenzüberschreitender  Stromflüsse  über  ihre  Netze  ent- 
stehenden Kosten  einen  Ausgleich  auf  der  Grundlage  der  in 
Teil  A  des  Anhangs  festgelegten  Leitlinien. 


Artikel  2 

Die  von  Netzbetreibern  für  den  Zugang  zum  Übertragungsnetz 
erhobenen  Entgelte  werden  in  Einklang  mit  den  Leitlinien  in 
Teil  B  festgesetzt. 


Artikel  3 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Sie  gilt  ab  dem  3.  März  2011. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  23.  September  2010 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


(')  ABl.  L  211  vom  14.8.2009,  S.  55. 
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ANHANG 


TEIL  A 

Leitlinien  für  den  Ausgleichsmechanismus  für  Übertragungsnetzbetreiber 

1.     Allgemeine  Bestimmungen 

1.1.  Der  Ausgleichsmechanismus  für  Übertragungsnetzbetreiber  („Inter  Transmission  System  Operator  Compensation", 
ITC)  soll  einen  Ausgleich  der  Kosten  für  die  Durchleitung  grenzüberschreitender  Stromflüsse,  einschließlich  Gewäh- 
rung des  grenzüberschreitenden  Zugangs  zum  Verbundnetz,  leisten. 

1.2.  Der  nach  Artikel  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  gegründete  Europäische  Verbund  der  Übertragungsnetz- 
betreiber (ENTSO-Strom)  richtet  einen  Ausgleichsfonds  (ITC-Fonds)  ein,  dessen  Zweck  es  ist,  Übertragungsnetz- 
betreiber für  die  Kosten  zu  entschädigen,  die  ihnen  infolge  der  Durchleitung  grenzüberschreitender  Stromflüsse 
entstehen. 


Der  ITC-Fonds  leistet  einen  Ausgleich 

1.  für  die  Kosten  der  in  nationalen  Übertragungsnetzen  infolge  der  Durchleitung  grenzüberschreitender  Stromflüsse 
entstandenen  Verluste 


und 


2.  für  die  Kosten  der  Bereitstellung  der  Infrastruktur  zur  Durchleitung  grenzüberschreitender  Stromflüsse. 

1.3.  Die  Höhe  der  Beiträge  zum  LTC-Fonds  wird  gemäß  Punkt  6  und  Punkt  7  berechnet. 

Die  Höhe  der  Zahlungen  aus  dem  ITC-Fonds  wird  gemäß  Punkt  4  und  Punkt  5  berechnet. 

Es  obliegt  dem  Verbund  ENTSO-Strom,  die  Modalitäten  der  Einziehung  und  Auszahlung  sämtlicher  Beträge  im 
Zusammenhang  mit  dem  HC-Fonds  sowie  den  Zeitplan  für  die  Zahlungen  festzulegen.  Alle  Einzahlungen  in  den 
Fonds  und  Auszahlungen  aus  dem  Fonds  erfolgen  so  bald  wie  möglich  und  spätestens  binnen  sechs  Monaten  nach 
Ablauf  des  Zeitraums,  auf  den  sie  sich  beziehen. 

1.4.  Die  Agentur  überwacht  die  Implementierung  des  ITC-Mechanismus  und  berichtet  der  Kommission  alljährlich  über 
die  Implementierung  des  HC-Mechanismus  und  die  Verwaltung  des  ITC-Fonds. 

Zur  Erfüllung  dieser  Aufgabe  arbeitet  der  Verbund  ENTSO-Strom  mit  der  Kommission  und  mit  der  Agentur 
zusammen  und  liefert  der  Agentur  alle  hierfür  erforderlichen  Informationen. 

Die  einzelnen  Übertragungsnetzbetreiber  liefern  dem  Verbund  ENTSO-Strom  und  der  Agentur  alle  für  die  Imple- 
mentierung des  ITC-Mechanismus  erforderlichen  Informationen. 

1.5.  Bis  zur  Gründung  des  Verbunds  ENTSO-Strom  arbeiten  die  Übertragungsnetzbetreiber  untereinander  zusammen,  um 
die  Aufgaben  wahrzunehmen,  die  dem  Verbund  ENTSO-Strom  im  Zusammenhang  mit  dem  ITC-Mechanismus 
zugewiesen  wurden. 

1.6.  Der  Stromtransit  wird  —  in  der  Regel  auf  Stundenbasis  —  auf  der  Grundlage  des  niedrigeren  der  absoluten  Werte 
des  Stromimports  und  des  Stromexports  über  Verbindungsleitungen  zwischen  nationalen  Stromnetzen  berechnet. 

Bei  der  Berechnung  des  Stromtransits  werden  die  Menge  der  Importe  und  die  Menge  der  Exporte  auf  jeder  Ver- 
bindungsleitung zwischen  nationalen  Übertragungsnetzen  proportional  zum  Anteil  derjenigen  Kapazitäten  gemin- 
dert, deren  Zuweisung  auf  eine  Weise  erfolgt  ist,  die  nicht  mit  Punkt  2  der  Leitlinien  für  das  Engpassmanagement  im 
Anhang  I  der  Verordnung  (EG)  Nr.  714/2009  vereinbar  ist. 

Unbeschadet  der  Bestimmungen  des  zweiten  Unterabsatzes  dieses  Punkts  sind  Stromimporte  und  -exporte  über 
Verbindungsleitungen  zu  Drittländern,  die  den  Bestimmungen  von  Punkt  7.1  unterliegen,  bei  der  Berechnung  des 
Stromtransits  zu  berücksichtigen. 


1.7.  Für  die  Zwecke  dieses  Teils  des  Anhangs  ist  unter  „Nettofluss"  der  absolute  Wert  der  Differenz  zwischen  dem 
Gesamtstromexport  aus  einem  bestimmten  nationalen  Übertragungsnetz  in  Länder,  deren  Übertragungsnetzbetreiber 
am  ITC-Mechanismus  teilnehmen,  und  dem  Gesamtstromimport  aus  Ländern,  deren  Übertragungsnetzbetreiber  am 
ITC-Mechanismus  teilnehmen,  in  dieses  Ubertragungsnetz  zu  verstehen. 

Bei  am  LTC-Mechanismus  teilnehmenden  Parteien,  die  eine  gemeinsame  Grenze  mit  mindestens  einem  Drittland 
haben,  das  den  Bestimmungen  von  Punkt  7.1  unterliegt,  wird  die  Methode  zur  Berechnung  des  Nettoflusses  wie  folgt 
angepasst: 

1.  Übersteigt  das  Gesamtvolumen  der  Stromexporte  in  Länder,  deren  Übertragungsnetzbetreiber  am  LTC-Mecha- 
nismus teilnehmen,  das  Gesamtvolumen  der  Stromimporte  aus  Ländern,  deren  Übertragungsnetzbetreiber  am 
ITC-Mechanismus  teilnehmen,  wird  der  Nettofluss  um  den  niedrigeren  der  beiden  folgenden  Werte  gemindert: 


a)  Nettoimporte  aus  den  betreffenden  Drittländern; 


b)  Nettoexporte  in  Länder,  deren  Übertragungsnetzbetreiber  am  ITC-Mechanismus  teilnimmt. 


2.  Übersteigt  das  Gesamtvolumen  der  Stromimporte  aus  Ländern,  die  am  ITC-Mechanismus  teilnehmen,  das  Gesamt- 
volumen der  Stromexporte  in  Länder,  die  am  ITC-Mechanismus  teilnehmen,  wird  der  Nettofluss  um  den  nied- 
rigeren der  beiden  folgenden  Werte  gemindert: 


a)  Nettoexporte  in  die  betreffenden  Drittländer; 


b)  Nettoimporte  aus  Ländern,  deren  Übertragungsnetzbetreiber  am  ITC-Mechanismus  teilnimmt. 


1.8.  Für  die  Zwecke  dieses  Anhangs  ist  unter  „Last"  die  gesamte  Strommenge  zu  verstehen,  die  das  nationale  Über- 
tragungsnetz verlässt  und  weitergeleitet  wird  an  angeschlossene  Verteilernetze,  an  angeschlossene  Endverbraucher 
oder  an  Stromerzeuger  für  den  Einsatz  bei  der  Stromerzeugung. 


2.     Teilnahme  am  ITC-Mechanismus 

2.1.  Jede  Regulierungsbehörde  stellt  sicher,  dass  die  Übertragungsnetzbetreiber  in  ihrem  jeweiligen  Zuständigkeitsbereich 
am  ITC-Mechanismus  teilnehmen  und  dass  in  den  von  den  Übertragungsnetzbetreibern  erhobenen  Netzzugangs- 
entgelten keine  zusätzlichen  Entgelte  für  die  Durchleitung  von  Stromflüssen  enthalten  sind. 


2.2.  Übertragungsnetzbetreiber  aus  Drittländern,  die  mit  der  Union  Vereinbarungen  über  die  Übernahme  und  Anwen- 
dung von  EU-Recht  im  Elektrizitätsbereich  geschlossen  haben,  sind  berechtigt,  am  ITC-Mechanismus  teilzunehmen. 


Zur  Teilnahme  am  ITC-Mechanismus  sind  insbesondere  diejenigen  Übertragungsnetzbetreiber  berechtigt,  die  in  den 
in  Artikel  9  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Energiegemeinschaft  (•)  genannten  Gebieten  tätig  sind. 


Alle  Übertragungsnetzbetreiber  in  am  ITC-Mechanismus  teilnehmenden  Drittländern  werden  in  gleicher  Weise 
behandelt  wie  Übertragungsnetzbetreiber  in  den  Mitgliedstaaten. 


3.     Multilaterale  Vereinbarungen 

3.1.  Der  Verbund  ENTSO-Strom  erleichtert  den  Abschluss  multilateraler  Vereinbarungen  über  den  Ausgleich  der  Kosten 
für  die  Durchleitung  grenzüberschreitender  Stromflüsse  zwischen  Übertragungsnetzbetreibern,  die  am  LTC-Mecha- 
nismus teilnehmen,  und  Übertragungsnetzbetreibern  in  Drittländern,  die  keine  Vereinbarung  mit  der  Union  über  die 
Übernahme  und  Anwendung  von  EU-Recht  im  Elektrizitätsbereich  geschlossen  haben,  jedoch  am  16.  Dezember 
2009  die  freiwillige  Vereinbarung  zwischen  den  Übertragungsnetzbetreibern  über  den  Ausgleich  zwischen  Über- 
tragungsnetzbetreibern unterzeichnet  haben. 

3.2.  Zweck  solcher  multilateraler  Vereinbarungen  ist  es,  sicherzustellen,  dass  Übertragungsnetzbetreiber  in  Drittländern  in 
gleicher  Weise  behandelt  werden  wie  Übertragungsnetzbetreiber  in  Ländern,  die  am  ITC-Mechanismus  teilnehmen. 


P)  ABl.  L  198  vom  20.7.2006,  S.  18. 


3.3.  Erforderlichenfalls  können  derartige  multilaterale  Vereinbarungen  empfehlen,  den  Gesamtausgleich  in  geeigneter 
Weise  anzupassen,  um  die  Bereitstellung  der  Infrastruktur  für  die  Durchleitung  grenzüberschreitender  Stromflüsse 
gemäß  Punkt  5  zu  berücksichtigen.  Eine  solche  Anpassung  bedarf  der  Zustimmung  der  Kommission,  wobei  die 
Stellungnahme  der  Agentur  berücksichtigt  wird. 

3.4.  Übertragungsnetzbetreiber  in  Drittländern  dürfen  keine  günstigere  Behandlung  erfahren  als  Übertragungsnetzbetrei- 
ber, die  am  ITC-Mechanismus  teilnehmen. 

3.5.  Alle  entsprechenden  multilateralen  Vereinbarungen  sind  vom  Verbund  ENTSO-Strom  der  Kommission  vorzulegen, 
damit  diese  sich  dazu  äußern  kann,  ob  die  Fortführung  der  betreffenden  multilateralen  Vereinbarung  der  Vollendung 
und  dem  Funktionieren  des  Elektrizitätsbinnenmarktes  und  dem  grenzüberschreitenden  Handel  förderlich  ist.  Die 
Kommission  geht  in  ihrer  Stellungnahme  insbesondere  auf  folgende  Aspekte  ein: 

1.  auf  die  Frage,  ob  die  Vereinbarung  sich  ausschließlich  auf  den  Ausgleich  der  infolge  der  Durchleitung  grenzüber- 
schreitender Stromflüsse  entstehenden  Kosten  zwischen  Übertragungsnetzbetreibern  (ÜNB)  bezieht; 

2.  auf  die  Frage,  ob  die  unter  Punkt  3.2  und  Punkt  3.4  genannten  Anforderungen  erfüllt  sind. 

3.6.  Im  Zuge  der  Ausarbeitung  ihrer  Stellungnahme  gemäß  Punkt  3.5  konsultiert  die  Kommission  alle  Mitgliedstaaten, 
wobei  sie  insbesondere  den  Standpunkten  derjenigen  Mitgliedstaaten  Rechnung  trägt,  die  eine  gemeinsame  Grenze 
mit  dem  betreffenden  Drittland  haben. 

Im  Zuge  der  Ausarbeitung  ihrer  Stellungnahme  kann  die  Kommission  die  Agentur  konsultieren. 

4.  Ausgleich  für  Verluste 

4.1.  Der  Ausgleich  für  Verluste  in  den  nationalen  Übertragungsnetzen  infolge  der  Durchleitung  grenzüberschreitender 
Stromflüsse  wird  getrennt  von  dem  Ausgleich  für  die  Kosten  berechnet,  die  durch  die  Bereitstellung  der  Infrastruktur 
zur  Durchleitung  grenzüberschreitender  Stromflüsse  verursacht  werden. 

4.2.  Die  Höhe  der  Verluste  in  einem  nationalen  Übertragungsnetz  wird  ermittelt  durch  die  Berechnung  der  Differenz 
zwischen 

1.  der  Höhe  der  tatsächlichen  Verluste  in  dem  Übertragungsnetz  im  relevanten  Zeitraum 
und 

2.  der  geschätzten  Höhe  der  Verluste  in  dem  Übertragungsnetz,  die  ohne  Stromtransite  im  relevanten  Zeitraum  zu 
verzeichnen  gewesen  wären. 

4.3.  Die  Durchführung  der  Berechnungen  gemäß  Punkt  4.2  obliegt  dem  Verbund  ENTSO-Strom,  der  diese  Berechnungen 
und  die  Berechnungsmethode  in  geeigneter  Form  veröffentlicht.  Die  Berechnungen  können  auf  der  Grundlage  von 
Schätzungen  für  unterschiedliche  Zeitpunkte  innerhalb  des  relevanten  Zeitraums  vorgenommen  werden. 

4.4.  Die  Höhe  der  Verluste  eines  nationalen  Übertragungsnetzes  infolge  grenzüberschreitender  Stromflüsse  wird  auf 
derselben  Grundlage  berechnet,  wie  sie  von  der  Regulierungsbehörde  für  die  Berechnung  der  Gesamtheit  der  Verluste 
in  den  nationalen  Übertragungsnetzen  festgelegt  wurde.  Die  Agentur  prüft  die  Kriterien  für  die  Bewertung  der 
Verluste  auf  nationaler  Ebene,  wobei  sie  insbesondere  darauf  achtet,  dass  die  Verluste  auf  faire  und  nicht  diskrimi- 
nierende Weise  bewertet  werden. 

Hat  die  zuständige  Regulierungsbehörde  keine  Grundlage  für  die  Berechnung  der  Verluste  in  einem  bestimmten 
Zeitraum  definiert,  in  dem  der  ITC-Mechanismus  Anwendung  findet,  wird  die  Höhe  der  Verluste  für  die  Zwecke  des 
ITC-Mechanismus  vom  Verbund  ENTSO-Strom  geschätzt. 

5.  Ausgleich  für  die  Bereitstellung  der  Infrastruktur  zur  Durchleitung  grenzüberschreitender  Stromflüsse 

5.1.  Nach  einem  von  der  Agentur  in  Einklang  mit  Punkt  5.3  erstellten  Vorschlag  legt  die  Kommission  die  Höhe  des 
jährlichen  Ausgleichsbetrags  für  grenzüberschreitende  Infrastrukturen  fest.  Der  betreffende  Betrag  wird  zwischen  den 
für  die  nationalen  Übertragungsnetze  verantwortlichen  ÜNB  aufgeteilt  als  Ausgleich  für  die  Kosten,  die  ihnen  durch 
die  Bereitstellung  der  Infrastruktur  zur  Durchleitung  grenzüberschreitender  Stromflüsse  entstanden  sind.  Ist  die 
Kommission  mit  dem  Vorschlag  der  Agentur  nicht  einverstanden,  ersucht  sie  die  Agentur  um  eine  zweite  Stellung- 
nahme. 
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5.2.  Der  jährliche  Ausgleichsbetrag  für  grenzüberschreitende  Infrastrukturen  wird  unter  den  für  die  nationalen  Über- 
tragungsnetze verantwortlichen  Betreibern  aufgeteilt  im  Verhältnis 

1.  zum  „Transitfaktor",  d.h.  dem  Anteil  der  Transite  durch  das  betreffende  nationale  Übertragungsnetz  an  der 
Gesamtheit  der  Transite  durch  sämtliche  nationalen  Übertragungsnetze; 

2.  zum  „Lastfaktor",  d.h.  dem  Quadrat  der  Stromtransite  als  Anteil  an  der  Netzlast  plus  Transiten  durch  das 
betreffende  nationale  Übertragungsnetz  im  Verhältnis  zum  Quadrat  der  Stromtransite  als  Anteil  an  der  Netzlast 
plus  Transiten  durch  sämtliche  nationalen  Übertragungsnetze. 

Der  Transitfaktor  wird  mit  75  %  gewichtet,  der  Lastfaktor  mit  25  %. 

5.3.  Die  Agentur  erstellt  den  in  Punkt  5.1  genannten  Vorschlag  für  den  jährlichen  Ausgleichsbetrag  für  grenzüber- 
schreitende Infrastrukturen  auf  der  Grundlage  einer  EU-weiten  Bewertung  der  für  die  Förderung  grenzüberschreiten- 
der Stromflüsse  benötigten  Übertragungsinfrastruktur.  Die  Agentur  bemüht  sich  nach  Kräften,  innerhalb  von  zwei 
Jahren  nach  dem  Datum  der  Anwendung  dieser  Verordnung  eine  Bewertung  durchzuführen.  Der  Verbund  ENTSO- 
Strom  leistet  der  Agentur  jede  erdenkliche  Hilfestellung,  die  im  Zusammenhang  mit  der  Durchführung  dieser 
Bewertung  erforderlich  ist. 

Die  Bewertung  umfasst  eine  technische  und  eine  wirtschaftliche  Beurteilung  der  zu  erwartenden  langfristigen  durch- 
schnittlichen zusätzlichen  Kosten  pro  Jahr,  die  infolge  der  Bereitstellung  der  Übertragungsinfrastruktur  für  grenz- 
überschreitende Stromflüsse  im  relevanten  Zeitraum  entstehen,  und  stützt  sich  auf  anerkannte  Standardkostenbe- 
rechnungsverfahren. 

Werden  Infrastrukturen  aus  anderen  Quellen  als  aus  Netzzugangsentgelten  gemäß  Artikel  14  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  714/2009  finanziert,  wird  die  Bewertung  der  Kosten  für  die  Bereitstellung  der  Infrastruktur  zur  Durchleitung 
grenzüberschreitender  Stromflüsse  entsprechend  angepasst,  um  dem  Rechnung  zu  tragen. 

Gegenstand  dieser  EU-weiten  Bewertung  der  Übertragungsinfrastruktur  ist  die  Infrastruktur  in  sämtlichen  Mitglied- 
staaten und  in  den  am  LTC-Mechanismus  teilnehmenden  Drittländern  sowie  in  Systemen,  die  von  Übertragungs- 
netzbetreibern betrieben  werden,  die  multilaterale  Vereinbarungen  im  Sinne  von  Punkt  3  geschlossen  haben. 

5.4.  Solange  die  Agentur  die  Bewertung  gemäß  Punkt  5.3  noch  nicht  vorgenommen  und  die  Kommission  den  jährlichen 
Ausgleichsbetrag  für  grenzüberschreitende  Infrastrukturen  noch  nicht  gemäß  Punkt  5.1  bestimmt  hat,  wird  der 
jährliche  Ausgleichsbetrag  für  grenzüberschreitende  Infrastrukturen  auf  100  000  000  EUR  festgesetzt. 

5.5.  Im  Zuge  der  Ausarbeitung  des  unter  Punkt  5.1  genannten  Vorschlags  übermittelt  die  Agentur  der  Kommission  auch 
ihre  Stellungnahme  zu  der  Frage,  ob  die  Verwendung  langfristig  anfallender  durchschnittlicher  zusätzlicher  Kosten 
für  die  Bewertung  der  Kosten  der  Bereitstellung  von  Infrastruktur  für  die  Durchleitung  grenzüberschreitender  Strom- 
flüsse geeignet  ist. 

6.  Beiträge  zum  FTC-Fonds 

6.1.  Die  Übertragungsnetzbetreiber  leisten  Beiträge  zum  ITC-Fonds  im  Verhältnis  des  absoluten  Wertes  der  Nettoflüsse 
(Importe  und  Exporte)  in  ihrem  nationalen  Übertragungsnetz  zur  Summe  der  absoluten  Werte  der  Nettoflüsse 
(Importe  und  Exporte)  in  sämtlichen  nationalen  Übertragungsnetzen. 

7.  Entgelt  für  die  Nutzung  des  Übertragungsnetzes  bei  Stromimporten  aus  Drittländern  und  Stromexporten  in  Dritt- 
länder 

7.1.  Ein  Netznutzungsentgelt  ist  für  sämtliche  geplanten  Stromimporte  aus  allen  Drittländern  und  Stromexporte  in  alle 
Drittländer  zu  entrichten, 

1.  wenn  das  betreffende  Land  keine  Vereinbarung  mit  der  Union  über  die  Übernahme  und  Anwendung  von  EU- 
Recht  im  Elektrizitätsbereich  geschlossen  hat 

oder 

2.  wenn  der  Übertragungsnetzbetreiber,  der  für  das  Netz,  aus  dem  Strom  importiert  oder  in  das  Strom  exportiert 
wird,  verantwortlich  ist,  keine  multilaterale  Vereinbarung  gemäß  Punkt  3  geschlossen  hat. 
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Das  zu  entrichtende  Entgelt  wird  in  Euro  pro  Megawattstunde  angegeben. 

7.2.  Die  Teilnehmer  des  ITC-Mechanismus  erheben  das  Netznutzungsentgelt  für  geplante  Stromimporte  und  -exporte 
zwischen  dem  nationalen  Übertragungsnetz  und  dem  Übertragungsnetz  des  betreffenden  Drittlands. 

7.3.  Das  Netznutzungsentgelt  wird  vom  Verbund  ENTSO-Strom  für  jedes  Jahr  im  Voraus  berechnet.  Seine  Höhe  ent- 
spricht dem  geschätzten  Beitrag  pro  Megawattstunde,  den  Übertragungsnetzbetreiber  aus  einem  Teilnehmerland 
aufgrund  der  für  das  betreffende  Jahr  projizierten  grenzüberschreitenden  Stromflüsse  an  den  ITC-Fonds  zu  entrichten 
hätten. 


TEIL  B 

Leitlinien  für  einen  gemeinsamen  Regelungsrahmen  im  Bereich  der  Übertragungsentgelte 

1.  Die  von  den  Erzeugern  in  den  einzelnen  Mitgliedstaaten  zu  zahlenden  jährlichen  durchschnittlichen  Übertragungs- 
entgelte müssen  sich  innerhalb  der  unter  Punkt  3  genannten  Grenzen  bewegen. 

2.  Die  von  den  Erzeugern  zu  zahlenden  durchschnittlichen  jährlichen  Übertragungsentgelte  entsprechen  dem  Gesamt- 
betrag der  von  den  Erzeugern  zu  zahlenden  jährlichen  Übertragungsentgelte,  dividiert  durch  die  von  den  jeweiligen 
Erzeugern  ins  Übertragungsnetz  eines  Mitgliedstaats  jährlich  eingespeiste  gemessene  Gesamtenergiemenge. 

Bei  der  Berechnung  gemäß  Punkt  3  ist  in  den  Übertragungsentgelten  Folgendes  nicht  enthalten: 

1.  die  von  den  Erzeugern  zu  zahlenden  Entgelte  für  Anlagen,  die  für  den  Netzanschluss  oder  für  die  Modernisierung 
des  Netzanschlusses  erforderlich  sind; 


2.  die  von  den  Erzeugern  zu  zahlenden  Entgelte  für  Hilfsdienste; 

3.  die  von  den  Erzeugern  zu  zahlenden  Entgelte  für  spezifische  Netzverluste. 

3.  Die  Höhe  der  von  den  Erzeugern  zu  zahlenden  durchschnittlichen  jährlichen  Übertragungsentgelte  muss  sich  in  einer 
Größenordnung  von  0  bis  0,5  EUR/MWh  bewegen,  ausgenommen  in  Dänemark,  Schweden,  Finnland,  Rumänien, 
Irland,  Großbritannien  und  Nordirland. 


Die  Höhe  der  in  Dänemark,  Schweden  und  Finnland  von  den  Erzeugern  zu  zahlenden  durchschnittlichen  jährlichen 
Übertragungsentgelte  muss  sich  in  einer  Größenordnung  von  0  bis  1,2  EUR/MWh  bewegen. 

Die  Höhe  der  von  den  Erzeugern  zu  zahlenden  durchschnittlichen  jährlichen  Übertragungsentgelte  muss  sich  in  Irland, 
Großbritannien  und  Nordirland  in  einer  Größenordnung  von  0  bis  2,5  EUR/MWh  und  in  Rumänien  in  einer  Größen- 
ordnung von  0  bis  2,0  EUR/MWh  bewegen. 

4.  Die  Agentur  überwacht  die  Angemessenheit  der  Spannen  der  zulässigen  Übertragungsentgelte  unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung ihrer  Auswirkungen  auf  die  Finanzierung  der  Übertragungskapazität,  die  benötigt  wird,  damit  die 
Mitgliedstaaten  ihre  Ziele  gemäß  der  Richtlinie  2009/28/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  erreichen, 
und  ihrer  Auswirkungen  auf  die  Netznutzer  im  Allgemeinen. 

5.  Die  Agentur  übermittelt  der  Kommission  bis  zum  1.  Januar  2014  ihre  Stellungnahme  zu  der  (den)  angemessenen 
Entgeltspanne(n)  für  den  Zeitraum  nach  dem  1.  Januar  2015. 


(')  ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  16. 


Delegierte  Verordnung  (EU)  Nr.  1059/2010 

(ABl.  2010  L  314/1) 
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DELEGIERTE  VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1059/2010  DER  KOMMISSION 

vom  28.  September  2010 

zur  Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick 
auf  die  Kennzeichnung  von  Haushaltsgeschirrspülern  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  19.  Mai  2010  über  die  Angabe  des 
Verbrauchs  an  Energie  und  anderen  Ressourcen  durch  energie- 
verbrauchsrelevante Produkte  mittels  einheitlicher  Etiketten  und 
Produktinformationen  ('),  insbesondere  auf  Artikel  10, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Kommission  hat  gemäß  der  Richtlinie  2010/30/EU 
delegierte  Rechtsakte  zur  Kennzeichnung  energiever- 
brauchsrelevanter Produkte  zu  erlassen,  die  ein  erhebli- 
ches Potenzial  zur  Einsparung  von  Energie  sowie  große 
Unterschiede  in  den  Leistungsniveaus  bei  gleichwertigen 
Funktionen  aufweisen. 


(2)  Bestimmungen  für  die  Kennzeichnung  von  Haushalts- 
geschirrspülern in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch  wur- 
den durch  die  Richtlinie  97/17/EG  der  Kommission  vom 
16.  April  1997  zur  Durchführung  der  Richtlinie 
92/75/EWG  betreffend  die  Energieetikettierung  für  Haus- 
haltsgeschirrspüler (2)  festgelegt. 


(3)  Auf  Haushaltsgeschirrspüler  entfällt  ein  wesentlicher  Teil 
des  Gesamtstromverbrauchs  der  Haushalte  der  Union. 
Uber  die  bereits  erzielten  Energieeffizienzsteigerungen  hi- 
naus besteht  ein  erhebliches  Potenzial  für  die  weitere 
Verringerung  des  Energieverbrauchs  von  Haushalts- 
geschirrspülern. 


(!)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  118  vom  7.5.1997,  S.  1. 


(4)  Durch  diese  Verordnung  sollten  die  Richtlinie  97/17/EG 
aufgehoben  und  neue  Bestimmungen  festgelegt  werden, 
um  zu  gewährleisten,  dass  das  Energieetikett  den  Liefe- 
ranten dynamische  Anreize  dafür  bietet,  die  Energieeffi- 
zienz von  Haushaltsgeschirrspülern  weiter  zu  verbessern 
und  die  Marktumstellung  auf  energieeffiziente  Technolo- 
gien zu  beschleunigen. 


(5)  Die  auf  dem  Etikett  angegebenen  Informationen  sollten 
durch  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messver- 
fahren ermittelt  werden,  die  dem  anerkannten  Stand  der 
Messtechnik  sowie  gegebenenfalls  harmonisierten  Nor- 
men Rechnung  tragen,  die  von  den  in  Anhang  I  der 
Richtlinie  98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  22.  Juni  1998  über  ein  Informationsver- 
fahren auf  dem  Gebiet  der  Normen  und  technischen  Vor- 
schriften und  der  Vorschriften  für  die  Dienste  der  Infor- 
mationsgesellschaft (3)  aufgeführten  europäischen  Nor- 
mungsgremien erlassen  wurden. 


(6)  Diese  Verordnung  sollte  eine  einheitliche  Gestaltung  und 
einen  einheitlichen  Inhalt  des  Etiketts  für  Haushalts- 
geschirrspüler vorgeben. 


(7)  Daneben  sollten  in  dieser  Verordnung  Anforderungen  an 
die  technischen  Unterlagen  und  das  Datenblatt  für  Haus- 
haltsgeschirrspüler festgelegt  werden. 


(8)  Ferner  sollten  in  dieser  Verordnung  Anforderungen  an 
die  Informationen  festgelegt  werden,  die  beim  Verkauf 
von  Haushaltsgeschirrspülern  in  jeglicher  Form  des  Fern- 
absatzes sowie  bei  der  Werbung  und  in  technischem 
Werbematerial  bereitzustellen  sind. 


(3)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 
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(9)  Es  ist  zweckmäßig,  eine  Überprüfung  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  im  Lichte  des  technischen  Fortschritts 
vorzusehen. 


5.  „Programm"  bezeichnet  eine  Reihe  voreingestellter  Opera- 
tionen, die  vom  Lieferanten  als  für  bestimmte  Verschmut- 
zungsgrade und/oder  Beladungsarten  geeignet  erklärt  wer- 
den und  zusammen  einen  vollständigen  Zyklus  bilden; 


(10)  Um  die  Umstellung  von  der  Richtlinie  97/1 7/EG  auf 
diese  Verordnung  zu  erleichtern,  sollte  vorgesehen  wer- 
den, dass  die  gemäß  dieser  Verordnung  gekennzeichneten 
Haushaltsgeschirrspüler  als  der  Richtlinie  97/1 7/EG  ent- 
sprechend anzusehen  sind. 


6.  „Programmdauer"  bezeichnet  den  Zeitraum  von  der  Einlei- 
tung des  Programms  bis  zum  Abschluss  des  Programms 
ohne  etwaige  vom  Nutzer  programmierte  Zeitverzögerung; 


(11)     Die    Richtlinie    97/17/EG    sollte    daher  aufgehoben 
werden  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


7.  „Zyklus"  bezeichnet  einen  für  die  betreffende  Programm- 
wahl festgelegten  vollständigen  Reinigungs-,  Spül-  und  Tro- 
ckenprozess; 


Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

Durch  diese  Verordnung  werden  Anforderungen  an  die  Kenn- 
zeichnung netzbetriebener  Haushaltsgeschirrspüler  und  netz- 
betriebener  Geschirrspüler,  die  auch  mit  Batterien/Akkumulato- 
ren betrieben  werden  können,  einschließlich  für  nicht  haushalts- 
übliche Zwecke  verkaufter  Geräte  und  Einbau-Haushaltsgeschirr- 
spüler, sowie  an  die  Bereitstellung  zugehöriger  ergänzender  Pro- 
duktinformationen festgelegt. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  des  Artikels  2  der 
Richtlinie  20 10/ 3 0/EU  gelten  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung 
folgende  Begriffsbestimmungen: 


1.  „Haushaltsgeschirrspüler"  bezeichnet  eine  Maschine  für  das 
Reinigen,  Spülen  und  Trocknen  von  Geschirr,  Glaswaren, 
Besteck  und  Kochutensilien  mit  chemischen,  mechanischen, 
thermischen  und  elektrischen  Mitteln,  die  zur  Nutzung  vor- 
wiegend für  nichtprofessionelle  Zwecke  konzipiert  ist; 


2.  „Einbau-Haushaltsgeschirrspüler"  bezeichnet  einen  Haus- 
haltsgeschirrspüler, der  zum  Einbau  in  einen  Schrank, 
eine  vorbereitete  Wandaussparung  oder  einen  ähnlichen 
Ort  vorgesehen  ist  und  eine  Dekorabdeckung  erfordert; 


8.  „Aus-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  der  Haus- 
haltsgeschirrspüler durch  Bedienelemente  oder  Schalter  am 
Gerät  ausgeschaltet  ist,  die  dem  Nutzer  zugänglich  und  zur 
Betätigung  durch  denselben  während  des  normalen  Betriebs 
bestimmt  sind,  um  die  niedrigste  dauerhaft  mögliche  Leis- 
tungsaufnahme zu  erzielen,  während  der  Haushaltsgeschirr- 
spüler an  eine  Stromquelle  angeschlossen  ist  und  gemäß 
Lieferantenanweisung  betrieben  wird.  In  Ermangelung  eines 
dem  Nutzer  zugänglichen  Bedienelements  oder  Schalters 
bezeichnet  „Aus-Zustand"  den  Betriebszustand  mit  stabiler 
Leistungsaufnahme,  den  der  Haushaltsgeschirrspüler  selbst- 
tätig erreicht; 


9.  „unausgeschalteter  Zustand"  bezeichnet  den  Betriebszustand 
mit  der  geringsten  Leistungsaufnahme,  der  nach  Abschluss 
des  Programms  und  Entleerung  des  Haushaltsgeschirrspü- 
lers ohne  weiteres  Einwirken  des  Nutzers  zeitlich  unbe- 
grenzt möglich  ist; 


10.  „gleichwertiger  Haushaltsgeschirrspüler"  bezeichnet  ein  in 
Verkehr  gebrachtes  Haushaltsgeschirrspüler-Modell  mit  der 
gleichen  Nennkapazität,  den  gleichen  technischen  Eigen- 
schaften und  Leistungsmerkmalen,  dem  gleichen  Energie- 
und  Wasserverbrauch  sowie  den  gleichen  Luftschallemissio- 
nen wie  ein  von  demselben  Lieferanten  unter  einer  anderen 
numerischen  Handelsbezeichnung  in  Verkehr  gebrachtes 
anderes  Haushaltsgeschirrspüler-Modell; 


3.  „Gedeck"  bezeichnet  eine  festgelegte  Menge  an  Geschirr, 

Glaswaren  und  Besteck  zur  Benutzung  durch  eine  Person;  n-  ..Nutzer"  ist  ein  Verbraucher,  der  einen  Haushaltsgeschirr- 

spüler kauft  oder  zu  kaufen  im  Begriff  ist; 


4.  „Nennkapazität"  bezeichnet  die  Höchstzahl  der  Gedecke 
nebst  Serviergeschirrteilen  nach  Lieferantenangabe,  die  bei 
Beladung  gemäß  Lieferantenanweisung  in  einem  Haushalts- 
geschirrspüler mit  dem  gewählten  Programm  behandelt 
werden  können; 


12.  „Verkaufsstelle"  ist  ein  Ort,  an  dem  Haushaltsgeschirrspüler 
ausgestellt  oder  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder  zum 
Mietkauf  angeboten  werden. 
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Artikel  3 

Verantwortlichkeiten  der  Lieferanten 

Die  Lieferanten  stellen  sicher,  dass 


a)  jeder  Haushaltsgeschirrspüler  mit  einem  gedruckten  Etikett 
geliefert  wird,  dessen  Gestaltung  und  Informationsgehalt 
den  Vorgaben  in  Anhang  I  entsprechen, 


b)  ein  Produktdatenblatt  gemäß  Anhang  II  bereitgestellt  wird, 


c)  die  technischen  Unterlagen  gemäß  Anhang  III  auf  Antrag 
den  Behörden  der  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  ver- 
fügbar gemacht  werden, 


d)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Haushaltsgeschirr- 
spülermodell mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informatio- 
nen auch  dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird, 


e)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Haus- 
haltsgeschirrspülermodell mit  Informationen  zu  dessen  spezi- 
fischen technischen  Parametern  auch  dessen  Energieeffizienz- 
klasse angegeben  wird. 


Artikel  4 

Verantwortlichkeiten  der  Händler 

Die  Händler  stellen  sicher,  dass 


a)  alle  Haushaltsgeschirrspüler  in  der  Verkaufsstelle  das  von  den 
Lieferanten  gemäß  Artikel  3  Buchstabe  a  bereitgestellte  Eti- 
kett deutlich  sichtbar  außen  an  der  Vorder-  oder  Oberseite 
tragen; 


b)  Haushaltsgeschirrspüler,  die  in  einer  Weise  zum  Verkauf,  zur 
Vermietung  oder  zum  Ratenkauf  angeboten  werden,  bei  der 
nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Nutzer  das  Gerät  aus- 
gestellt sieht,  bei  der  Vermarktung  mit  den  vom  Lieferanten 
gemäß  Anhang  IV  bereitzustellenden  Informationen  versehen 
sind; 


c)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Haushaltsgeschirr- 
spülermodell mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informatio- 
nen auch  dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird; 


d)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Haus- 
haltsgeschirrspülermodell mit  Informationen  zu  dessen  spezi- 
fischen technischen  Parametern  auch  dessen  Energieeffizienz- 
klasse angegeben  wird. 


Artikel  5 
Messverfahren 

Die  gemäß  Artikel  3  und  4  bereitzustellenden  Informationen 
werden  durch  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Mess- 
methoden ermittelt,  die  dem  anerkannten  Stand  der  Messtech- 
nik Rechnung  tragen. 


Artikel  6 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Die  Mitgliedstaaten  ermitteln  die  Einhaltung  der  gemachten  An- 
gaben zur  Energieeffizienzklasse,  zum  jährlichen  Stromver- 
brauch, zum  jährlichen  Wasserverbrauch,  zum  Trocknungseffi- 
zienzindex, zur  Programmdauer,  zur  Leistungsaufnahme  im 
Aus-Zustand  und  im  unausgeschalteten  Zustand,  zur  Dauer 
des  unausgeschalteten  Zustands  und  zu  den  Luftschallemissio- 
nen nach  dem  Verfahren  gemäß  Anhang  V. 


Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  vier 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  im  Lichte  des  technischen  Fort- 
schritts. Bei  der  Überprüfung  werden  insbesondere  die  Prüftole- 
ranzen nach  Anhang  V  bewertet. 


Artikel  8 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  97/1 7/EG  wird  hiermit  zum  20.  Dezember  2011 
aufgehoben. 

Artikel  9 

Übergangsvorschriften 

(1)  Artikel  3  Buchstaben  d  und  e  sowie  Artikel  4  Buchstaben 
b,  c  und  d  gelten  nicht  für  gedruckte  Werbung  und  gedrucktes 
technisches  Werbematerial,  die  bzw.  das  vor  dem  30.  März 
2012  veröffentlicht  wird. 


(2)  Haushaltsgeschirrspüler,  die  vor  dem  30.  November  2011 
in  Verkehr  gebracht  werden,  müssen  den  Bestimmungen  der 
Richtlinie  97/1 7/EG  entsprechen. 


(3)  Wird  eine  Rechtsvorschrift  zur  Durchführung  der  Richt- 
linie 2009/125/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  um- 
weltgerechte Gestaltung  von  Haushaltsgeschirrspülern  (J)  ver- 
abschiedet, so  gelten  Haushaltsgeschirrspüler,  die  den  Bestim- 
mungen dieser  Durchführungsmaßnahme  hinsichtlich  der  Rei- 
nigungseffizienzanforderungen und  den  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  entsprechen  und  vor  dem  20.  Dezember  2011  in 
Verkehr  gebracht  oder  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder  zum 
Mietkauf  angeboten  werden,  als  den  Bestimmungen  der  Richt- 
linie 97/1 7/EG  entsprechend. 


(!)  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 
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Artikel  10 

Inkrafttreten  und  Geltung 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
in  Kraft. 

Sie  gilt  ab  dem  20.  Dezember  2011.  Artikel  3  Buchstaben  d  und  e  sowie  Artikel  4  Buchstaben  b,  c  und  d 
gelten  hingegen  ab  dem  20.  April  2012. 

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  28.  September  2010 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


ANHANG  1 


1.  ETIKETT 


Etikett 


ENERGg® 

eHeprna  •  evepYEia  114  ITJ 


II 


ENERGIA  •  EHEPTHfl  •  ENEPTEIA 
ENERGIJA  •  ENERGY  ■  ENERGIE 
ENERGI 


XYZ 

kWh/annum 


2010/1059 


I 

II 


III 


IV 


V 
VI 
VII 
VIII 
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(1)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 


I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten,  also  der  üblicherweise  alphanumerische  Code,  der  ein  bestimmtes  Haushalts- 
geschirrspülermodell von  anderen  Modellen  mit  dem  gleichen  Warenzeichen  oder  Lieferantennamen  unter- 
scheidet: 

III.  Energieeffizienzklasse,  ermittelt  gemäß  Anhang  VI  Nummer  1.  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienz- 
klasse des  Haushaltsgeschirrspülers  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe  zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der 
entsprechenden  Energieeffizienzklasse: 

IV.  jahrlicher  Energieverbrauch  (AEC),  ermittelt  gemäß  Anhang  VII  Nummer  1  Buchstabe  b,  in  kWh/Jahr,  auf  die 
nächste  Ganzzahl  aufgerundet: 

V.  jährlicher  Wasserverbrauch  (AWC),  ermittelt  gemäß  Anhang  VII  Nummer  3,  in  Liter/Jahr,  auf  die  nächste 
Ganzzahl  aufgerundet; 

VI.  Energieeffizienzklasse,  ermittelt  gemäß  Anhang  VI  Nummer  2; 

VII.  Nennkapazität  in  Standardgedecken  für  den  Standardreinigungszyklus; 

VIII.  Luftschallemissionen  in  dB(A)  re  1  pW,  auf  die  nächstliegende  Ganzzahl  gerundet. 

(2)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  2  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umwelt- 
zeichen hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  66/2010  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  vergeben  wurde. 


2.  GRAFISCHE  GESTALTUNG  DES  ETIKETTS 

Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  der  folgenden  Abbildung  entsprechen. 


0)  Abi.  L  27  vom  30.1.2010,  S.  1. 


5  mm 


ENERGgg 

eHeprvm  •  EVEpYEia  1IJ  IL1 


5  mm 


V 


ENERGIA  •  EHEPrMfl  •  ENEPrEIA 
ENERGIJA  ■  ENERGY  •  ENERGIE 
:NERGI 


XYZ 

kWh/annum 


WXYZ  Abcdefg  xYZ 


YZ 

dB 


2010/1059 


5  mm 


5  mm 


5  mm 


1 


5  mm 


1 10  mm 


Dabei  gilt: 

a)  Das  Etikett  muss  mindestens  110  mm  breit  und  220  mm  hoch  sein.  Wird  das  Kennzeichen  in  größerem  Format 
gedruckt,  so  müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

b)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

c)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  —  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  —  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan, 
70  %  Magenta,  100  %  Gelb,  0  %  Schwarz. 

d)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 
Q     Begrenzungslinie:  5  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

Q     EU-Logo  —  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

Q     Energie-Logo:  Farbe:  X-00-00-00.  Piktogramm  wie  abgebildet;  EU-Logo  und  Energie-Logo  (kombiniert): 
Breite:  92  mm,  Höhe:  17  mm. 

O     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  Länge:  92,5  mm. 

0     Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  0,75  mm  —  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-00, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Letzte  Effizienzklasse:  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  1 8  pt,  Großbuchstaben,  weiß:  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  1 2  pt,  Großbuchstaben,  weiß, 
in  einer  einzigen  Zeile  ausgerichtet. 

©  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  26  mm,  Höhe:  14  mm,  100  %  Schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  29  pt,  Großbuchstaben,  weiß:  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß, 
in  einer  einzigen  Zeile  ausgerichtet. 

Q  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  1 1  pt,  Großbuchstaben,  1 00  %  Schwarz. 

@     Jährlicher  Energieverbrauch 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100%  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  37  pt,  100%  Schwarz. 

—  Zweite  Zeile:  Calibri  normal  17  pt,  100%  Schwarz. 


Jährlicher  Wasserverbrauch 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  Schwarz:  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  Schwarz. 

Trocknungseffizienzklasse: 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  normal  16  pt,  horizontale  Skala  75%,  100%  Schwarz  und  Calibri  normal  22  pt, 
horizontale  Skala  75%,  100  %  Schwarz. 

Nennkapazität: 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  Schwarz;  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  Schwarz. 

Schallemissionen: 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  Schwarz;  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  Schwarz. 

Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  92  x  15  mm  passen. 
Nummer  der  Verordnung:  Calibri  fett  9  pt,  1 00  %  Schwarz. 


ANHANG  II 


Produkt  datenblatt 

Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  des  Haushaltsgeschirrspülers  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  machen 
und  in  die  Produktbroschüre  und  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unterlagen  aufzunehmen: 

a)  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten; 

b)  Modellkennung  des  Lieferanten,  d.  h.  der  üblicherweise  alphanumerische  Code,  der  ein  bestimmtes  Haushalts- 
geschirrspülermodell von  anderen  Modellen  des  gleichen  Warenzeichens  oder  mit  dem  gleichen  Lieferantennamen 
unterscheidet: 

c)  Nennkapazität  in  Standardgedecken  für  den  Standardreinigungszyklus; 

d)  Energieeffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  1; 

e)  sofern  für  den  Haushaltsgeschirrspüler  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  66/2010  vergeben 
wurde,  kann  dies  mit  angegeben  werden; 

f)  jährlicher  Energieverbrauch  (A£c),  ermittelt  gemäß  Anhang  VII  Nummer  1  Buchstabe  b,  in  kWh/Jahr,  auf  die 
nächste  Ganzzahl  aufgerundet.  Dieser  ist  anzugeben  als  „Energieverbrauch  ,X'  kWh/Jahr  auf  der  Grundlage  von  280 
Standardreinigungszyklen  bei  Kaltwasserbefüllung  und  dem  Verbrauch  der  Betriebsarten  mit  geringer  Leistungs- 
aufnahme. Der  tatsächliche  Energieverbrauch  hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab."; 

g)  Energieverbrauch  (£,)  des  Standardreinigungszyklus; 

h)  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  im  unausgeschalteten  Zustand  (P0  und  Pj): 

i)  gewichteter  jährlicher  Wasserverbrauch  (AWC),  ermittelt  gemäß  Anhang  VII  Nummer  3,  in  Liter/Jahr,  auf  die 
nächste  Ganzzahl  aufgerundet:  dieser  ist  anzugeben  als:  „Wasserverbrauch  ,X'  Liter/Jahr,  auf  der  Grundlage  von 
280  Standardreinigungszyklen.  Der  tatsächliche  Wasserverbrauch  hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab."; 

j)  Trocknungseffizienzklasse,  ermittelt  gemäß  Anhang  VI  Nummer  2  und  ausgedrückt  als  „Trocknungseffizienzklasse 
,X'  auf  einer  Skala  von  G  (geringste  Effizienz)  bis  A  (höchste  Effizienz)".  Erfolgt  die  Angabe  in  Tabellenform,  kann 
von  dieser  Darstellung  abgewichen  werden,  sofern  deutlich  wird,  dass  die  Skala  von  G  (geringste  Effizienz)  bis  A 
(höchste  Effizienz)  reicht; 

k)  Hinweise  auf  den  Umstand,  dass  das  „Standardprogramm"  der  Reinigungszyklus  ist,  auf  den  sich  die  Informationen 
auf  dem  Etikett  und  im  Datenblatt  beziehen,  dass  dieses  Programm  zur  Reinigung  normal  verschmutzten  Geschirrs 
geeignet  und  in  Bezug  auf  den  kombinierten  Energie-  und  Wasserverbrauch  am  effizientesten  ist; 

1)  Programmdauer  des  Standardreinigungszyklus  in  Minuten,  auf  die  nächstliegende  Ganzzahl  gerundet; 

m)  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  (Tj),  falls  der  Haushaltsgeschirrspüler  mit  Leistungssteuerung  ausgerüstet  ist; 
n)  Luftschallemissionen  in  dB(A)  re  1  pW,  auf  die  nächstliegende  Ganzzahl  gerundet: 
o)  falls  der  Haushaltsgeschirrspüler  für  den  Einbau  bestimmt  ist,  eine  entsprechende  Angabe. 

Ein  Datenblatt  kann  eine  Reihe  von  Haushaltsgeschirrspülermodellen  desselben  Lieferanten  abdecken. 

Die  Angaben  im  Datenblatt  können  in  Form  einer  Kopie  des  Etiketts  in  Farbe  oder  schwarz/weiß  erfolgen.  In  diesem 
Fall  sind  die  in  Nummer  1  aufgeführten  Angaben,  die  nicht  bereits  auf  dem  Etikett  vorhanden  sind,  ebenfalls  zu 
machen. 


ANHANG  III 


Technische  Unterlagen 

.  Die  in  Artikel  3  Buchstabe  c  genannten  technischen  Unterlagen  umfassen: 

a)  Name  und  Anschrift  des  Lieferanten; 

b)  eine  allgemeine,  für  eine  eindeutige  und  unmittelbare  Identifizierung  ausreichende  Beschreibung  des  Haushalts- 
geschirrspülermodells; 

c)  gegebenenfalls  die  Fundstellen  der  angewandten  harmonisierten  Normen; 

d)  gegebenenfalls  die  sonstigen  angewandten  technischen  Normen  und  Spezifikationen; 

e)  Name  und  Unterschrift  der  für  den  Lieferanten  zeichnungsberechtigten  Person; 

f)  folgende  technische  Parameter  für  Messungen: 

i)  Energieverbrauch, 

ii)  Wasserverbrauch, 

iii)  Programmdauer, 

iv)  Trocknungseffizienz, 

v)  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand, 

vi)  Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand, 

vii)  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands, 

viii)  Luftschattemissionen; 

g)  die  Ergebnisse  von  Berechnungen  gemäß  Anhang  VII. 

.  Wurden  die  in  den  technischen  Unterlagen  enthaltenen  Angaben  für  ein  bestimmtes  Haushaltsgeschirrspülermodell 
durch  Berechnung  auf  der  Grundlage  der  Bauart  und/oder  durch  Extrapolation  ausgehend  von  anderen  gleichwertigen 
Haushaltgeschirrspülern  ermittelt,  so  sind  in  den  Unterlagen  Einzelheiten  zu  den  Berechnungen  und/oder  Extrapola- 
tionen und  zu  den  Tests,  die  von  den  Lieferanten  zur  Überprüfung  der  Korrektheit  der  Berechnungen  durchgeführt 
werden,  anzugeben.  Die  Informationen  müssen  auch  eine  Liste  aller  anderen  gleichwertigen  Haushaltsgeschirrspüler- 
modelle umfassen,  bei  denen  die  Angaben  auf  derselben  Grundlage  ermittelt  wurden. 


ANHANG  N 

Informationen,  die  in  Fällen  bereitzustellen  sind,  in  denen  nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Nutzer  das  Gerät 

ausgestellt  sieht 

1.  Die  in  Artikel  4  Buchstabe  b  genannten  Informationen  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  anzugeben: 

a)  Energieeffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  1; 

b)  Nennkapazität  in  Standardgedecken  für  den  Standardreinigungszyklus; 

c)  jährlicher  Energieverbrauch  (A£c)  in  kWh/Jahr,  berechnet  gemäß  Anhang  VII  Nummer  1  Buchstabe  b  und  auf- 
gerundet auf  die  nächste  Ganzzahl; 

d)  jährlicher  Wasserverbrauch  (AWC)  in  Liter/Jahr,  berechnet  gemäß  Anhang  VII  Nummer  3  und  aufgerundet  auf  die 
nächste  Ganzzahl; 

e)  Trocknungseffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  2; 

f)  Luftschallemissionen  in  dB(A)  re  1  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet; 

g)  eine  entsprechende  Angabe,  falls  das  Modell  für  den  Einbau  bestimmt  ist. 

2.  Werden  weitere  im  Produktdatenblatt  enthaltene  Angaben  gemacht,  sind  sie  in  der  Form  und  Reihenfolge  gemäß 
Anhang  II  bereitzustellen. 

3.  Der  Schrifttyp  und  die  Schriftgröße,  in  der  alle  in  diesem  Anhang  genannten  Informationen  aufgeführt  werden,  müssen 
lesbar  sein. 


ANHANG  V 


Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Zur  Überprüfung  der  Einhaltung  der  in  Artikel  3  und  4  festgelegten  Anforderungen  unterziehen  die  Behörden  der 
Mitgliedstaaten  einen  einzelnen  Haushaltsgeschirrspüler  einer  Prüfung.  Entsprechen  die  gemessenen  Parameter  nicht 
den  vom  Lieferanten  angegebenen  Werten  innerhalb  der  in  Tabelle  1  angegebenen  Bandbreite,  sind  die  Messungen  an 
drei  weiteren  Haushaltsgeschirrspülern  vorzunehmen.  Das  arithmetische  Mittel  der  Messwerte  dieser  drei  weiteren  Haus- 
haltsgeschirrspüler muss  den  vom  Lieferanten  angegebenen  Werten  innerhalb  der  in  Tabelle  1  angegebenen  Bandbreite 
entsprechen,  abgesehen  vom  Energieverbrauch,  dessen  Messwert  den  Nennwert  für  E,  nicht  um  mehr  als  6  %  über- 
schreiten darf. 


Ist  dies  nicht  der  Fall,  gelten  das  betreffende  Modell  und  alle  anderen  gleichwertigen  Haushaltsgeschirrspüler  als  nicht  den 
Anforderungen  von  Artikel  3  und  4  entsprechend. 

Die  Mitgliedstaaten  verwenden  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messverfahren,  die  den  anerkannten  Regeln  der 
Messtechnik  entsprechen,  einschließlich  Verfahren  gemäß  Dokumenten,  deren  Fundstellen  zu  diesem  Zweck  im  Amtsblatt 
der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden. 


Tabelle  1 


Messgröße 

Prüftoleranzen 

Jährlicher  Energieverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  (*)  für  AEC  nicht  um 
mehr  als  10  %  überschreiten. 

Wasserverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  W,  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Trocknungseffizienzindex 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  1D  nicht  um  mehr  als 
1 9  %  unterschreiten. 

Energieverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  E,  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Programmdauer 

Der  Messwert  darf  die  Nennwerte  für  Tf  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  im  unausgeschal- 
teten  Zustand 

Der  Messwert  der  Leistungsaufnahme  P0  und  P]  über 
1,00  W  darf  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als  10  %  über- 
schreiten. Der  Messwert  der  Leistungsaufnahme  P0  und  P| 
bis  zu  1,00  W  darf  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als  0,10 
W  überschreiten. 

Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  T|  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Luftschallemissionen 

Der  Messwert  muss  den  Nennwert  erreichen. 

(*)  „Nennwert"  ist  ein  vom  Lieferanten  angegebener  Wert. 


ANHANG  VI 


Energieeffizienzklassen  und  Trocknungseffizienzklassen 

1.  ENERGIEEFFIZIENZKLASSEN 

Die  Energieeffizienzklasse  eines  Haushaltsgeschirrspülers  wird  auf  der  Grundlage  seines  Energieeffizienzindex  (EEI) 
gemäß  Tabelle  1  ermittelt. 


Der  Energieeffizienzindex  (EEI)  eines  Haushaltsgeschirrspülers  wird  gemäß  Anhang  VII  Nummer  1  ermittelt. 


Tabelle  I 
Energieeffizienzklassen 


Energieeffizienzklasse 

Energieeffizienzindex 

A+++  (höchste  Effizienz) 

EEI  <  50 

A++ 

50  <  EEI  <  56 

A+ 

56  <  EEI  <  63 

A 

63  <  EEI  <  71 

B 

71  <  EEI  <  80 

C 

80  <  EEI  <  90 

D  (geringste  Effizienz) 

EEI  >  90 

2.  TROCKNUNGSEFFIZIENZKLASSEN 

Die  Trocknungseffizienzklasse  eines  Haushaltsgeschirrspülers  wird  auf  der  Grundlage  seines  Trocknungseffizienzindex 
(ID)  gemäß  Tabelle  2  ermittelt. 

Der  Trocknungseffizienzindex  (ID)  wird  gemäß  Anhang  VII  Nummer  2  berechnet. 


Tabelle  2 
Trocknungseffizienzklassen 


Schleudereffizienzklasse 

Trocknungseffizienzindex 

A  (höchste  Effizienz) 

rD  >  1,08 

B 

1,08  >  ID  >  0,86 

C 

0,86  >  ID  >  0,69 

D 

0,69  >  ID  >  0,55 

E 

0,55  >  ID  >  0,44 

F 

0,44  >  fD  >  0,33 

G  (geringste  Effizienz) 

0,33  >  ID 

ANHANG  VII 

Methode  zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex,  des  Trocknungseffizienzindex  und  des  Wasserverbrauchs 

1.  BERECHNUNG  DES  ENERGIEEFFIZIENZINDEX 

Zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex  (EEI)  eines  Haushaltsgeschirrspülermodells  wird  der  jährliche  Energiever- 
brauch des  Haushaltsgeschirrspülers  mit  seinem  standardmäßigen  jährlichen  Energieverbrauch  verglichen. 

a)  Der  Energieeffizienzindex  (EEI)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  eine  Dezimalstelle  gerundet: 

AEC 

EEI  =   x  100 

SAEC 

Hierbei  sind: 

AEC  =  jährlicher  Energieverbrauch  des  Haushaltsgeschirrspülers; 

SAEC  =  standardmäßiger  jährlicher  Energieverbrauch  des  Haushaltsgeschirrspülers. 

b)  Der  jährliche  Energieverbrauch  (AEC)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  gerundet  in  kWh/Jahr 
angegeben: 


i) 


AEC  =  Et  x  280  + 


525  600  -(T,  x  280)  525  600  -  (T,  x  280) 

Po    X  -  +   P;    X  - 


60  x  1  000 
Hierbei  sind: 

E,     =  Energieverbrauch  für  den  Standardzyklus  in  kWh,  auf  drei  Dezimalstellen  gerundet; 

P[     =  Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand  des  Standardreinigungszyklus  in  W,  auf  zwei  Dezimal- 
stellen gerundet; 

P0     =  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  des  Standardreinigungszyklus  in  W,  auf  zwei  Dezimalstellen  gerun- 
det; 

T,     =  Programmdauer  des  Standardreinigungszyklus  in  Minuten,  auf  die  nächstliegende  Minute  gerundet; 

280  =  Gesamtzahl  der  jährlichen  Standardreinigungszyklen. 

ii)  Falls  der  Haushaltsgeschirrspüler  mit  Leistungssteuerung  ausgerüstet  ist  und  am  Programmende  automatisch  in 
den  Aus-Zustand  schaltet,  wird  der  jährliche  Energieverbrauch  AEC  unter  Berücksichtigung  der  tatsächlichen 
Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  nach  der  folgenden  Formel  berechnet: 

{(P,  x  T,  x  280)  +  P0  x  [525  600  -  (Tt  x  280)  -  (T,  x  280)]} 

Ahr    —    tt    X    ZöU  +   

60  x  1  000 

Hierbei  sind: 

T/     =  gemessene  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  des  Standardreinigungszyklus  in  Minuten,  auf  die 
nächste  Minute  gerundet: 

280  =  Gesamtzahl  der  jährlichen  Standardreinigungszyklen. 

c)  Der  standardmäßige  jährliche  Energieverbrauch  (SAEC)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen 
gerundet  in  kWh/Jahr  angegeben: 

i)  für  Haushaltsgeschirrspüler  mit  einer  Nennkapazität  ps  von  10  Gedecken  oder  mehr  und  einer  Breite  von  mehr 
als  50  cm: 

SAEC  =  7,0  x  pS  +  378 


ii)  für  Haushaltsgeschirrspüler  mit  einer  Nennkapazität  ps  von  9  Gedecken  oder  weniger  und  Haushaltsgeschirr- 
spüler mit  einer  Nennkapazität  von  10  oder  11  Gedecken  und  einer  Breite  von  höchstens  50  cm: 

SAEC  =  25,2  x  ps  +  126 

Hierbei  ist: 

ps  =  Anzahl  der  Gedecke. 

2.  BERECHNUNG  DES  TROCKNUNGSEFFIZIENZINDEX 

Zur  Berechnung  des  Trocknungseffizienzindex  (ID)  eines  Haushaltsgeschirrspülermodells  wird  die  Trocknungseffizienz 
des  Haushaltsgeschirrspülers  mit  der  Trocknungseffizienz  eines  Bezugs-Geschirrspülers  verglichen,  dessen  Eigenschaften 
den  Vorgaben  anerkannter  Messmethoden  sowie  Verfahren  gemäß  Dokumenten,  deren  Fundstellen  zu  diesem  Zweck 
im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden,  entsprechen. 

a)  Der  Trocknungseffizienzindex  (ID)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  gerundet: 

lnID  =  1  x  Y  In(^) 
h  =  exP(lnID> 

Hierbei  sind: 

DTj  =  Trocknungseffizienz  des  geprüften  Haushaltsgeschirrspülers  für  einen  Testzyklus  (i): 
DR  i  =  Trocknungseffizienz  des  Bezugs-Geschirrspülers  für  einen  Testzyklus  (i); 
n     =  Anzahl  der  Testzyklen,  n  >  5. 

b)  Die  Trocknungseffizienz  (D)  ist  der  Mittelwert  des  Nässewerts  aller  einzelnen  Spülgutteile  nach  Abschluss  eines 
Standardreinigungszyklus.  Der  Nässewert  wird  gemäß  Tabelle  1  berechnet: 


Tabelle  1 

Zahl  der  Wasserspuren  (WT)  oder 
Nässestreifen  {Ws) 

Gesamte  nasse  Fläche  (Aw)  in  mm2 

Nässewert 

WT  =  0  und  Ws  =  0 

nicht  anwendbar 

2  (höchste  Effizienz) 

1  <  WT  <  2  oder  Ws  =  1 

Aw  <  50 

1 

2  <  WT  oder  Ws  =  2 
oder  Ws  =  1  und  WT  =  1 

Aw  >  50 

0  (geringste  Effizienz) 

3.  BERECHNUNG  DES  JÄHRLICHEN  WASSERVERBRAUCHS 

Der  jährliche  Wasserverbrauch  (AWC)  eines  Haushaltsgeschirrspülers  wird  wie  folgt  in  Liter  berechnet  und  auf  die 
nächste  Ganzzahl  aufgerundet: 

AWC  =  W,  x  280 

Hierbei  ist: 


W,  =  Wasserverbrauch  für  den  Standardreinigungszyklus  in  Liter,  auf  eine  Dezimalstelle  gerundet. 


Berichtigung 

(ABl.  2011  L  78/70) 
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Berichtigung  der  Delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  1060/2010  der  Kommission  vom  28.  September  2010  zur 
Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die 
Kennzeichnung  von  Haushaltskühlgeräten  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  314  vom  30.  November  2010) 


Seite  35,  Anhang  III,  Nummer  1: 

anstatt:  „1.  Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  machen  und  in  die 

Produktbroschüre  und  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellten  Unterlagen  aufzunehmen." 

muss  es  heißen:     „1.  Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  machen  und  in  die 
Produktbroschüre  oder  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unterlagen  aufzunehmen:"; 

Seite  35,  Anhang  III,  Nummer  1  Buchstabe  1: 

anstatt:  „1)  „Klimaklasse"   gemäß   Anhang   VIII  Tabelle    3    Nummer    1,   angegeben   als:   „Klimaklasse:  W 

[Klimaklasse]" ." 

muss  es  heißen:     „1)  „Klimaklasse"  gemäß  Anhang  VIII  Nummer  1  Tabelle  3  angegeben  als:  „Klimaklasse:  W  [Klima- 
klasse]".": 

Seite  37,  Anhang  V,  Nummer  1  Buchstabe  d: 

anstatt:  ,,d)  „Klimaklasse"  gemäß  Anhang  VIII  Tabelle  3  Nummer  1," 

muss  es  heißen:     ,,d)  „Klimaklasse"  gemäß  Anhang  VIII  Nummer  1  Tabelle  3:". 


Berichtigung  der  Delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  1059/2010  der  Kommission  vom  28.  September  2010  zur 
Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die 
Kennzeichnung  von  Haushaltsgeschirrspülern  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  314  vom  30.  November  2010) 


Seite  6,  Anhang  I,  Nummer  1  Ziffer  VI: 

anstatt:  „Energieeffizienzklasse,  ermittelt  gemäß  Anhang  VI  Nummer  2;" 

muss  es  heißen:     „Trocknungseffizienzklasse,  ermittelt  gemäß  Anhang  VI  Nummer  2;". 


Seite  10,  Anhang  II,  Nummer  1: 

anstatt:  „1.  Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  des  Haushaltsgeschirrspülers  sind  in  nachstehender  Reihen- 

folge zu  machen  und  in  die  Produktbroschüre  und  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unter- 
lagen aufzunehmen:" 

muss  es  heißen:  „1.  Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  des  Haushaltsgeschirrspülers  sind  in  nachstehender  Reihen- 
folge zu  machen  und  in  die  Produktbroschüre  oder  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unter- 
lagen aufzunehmen:". 


Seite  10,  Anhang  II,  Nummer  1  Buchstabe  i: 

anstatt:  ,,i)  gewichteter  jährlicher  Wasserverbrauch  (AWC),  ermittelt  gemäß  Anhang  VII  Nummer  3,  in  Liter/Jahr, 

auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet:  dieser  ist  anzugeben  als:  .Wasserverbrauch  ,X'  Liter/Jahr,  auf 
der  Grundlage  von  280  Standardreinigungszyklen.  Der  tatsächliche  Wasserverbrauch  hängt  von  der 
Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab.':" 

muss  es  heißen:  ,,i)  jährlicher  Wasserverbrauch  (AWC),  ermittelt  gemäß  Anhang  VII  Nummer  3,  in  Liter/Jahr,  auf  die 
nächste  Ganzzahl  aufgerundet;  dieser  ist  anzugeben  als:  .Wasserverbrauch  ,X'  Liter/Jahr,  auf  der 
Grundlage  von  280  Standardreinigungszyklen.  Der  tatsächliche  Wasserverbrauch  hängt  von  der 
Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab.';". 


Seite  14,  Anhang  VI,  Nummer  2  Tabelle  2,  linke  Spalte,  erste  Zeile: 
anstatt:  „Schleudereffizienzklasse" 


muss  es  heißen:  „Trocknungseffizienzklasse". 


Delegierte  Verordnung  (EU)  Nr.  1060/2010 

(ABl.  2010  L  314/17) 
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DELEGIERTE  VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1060/2010  DER  KOMMISSION 


vom  28.  September  2010 

zur  Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick 
auf  die  Kennzeichnung  von  Haushaltskühlgeräten  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  19.  Mai  2010  über  die  Angabe  des 
Verbrauchs  an  Energie  und  anderen  Ressourcen  durch  energie- 
verbrauchsrelevante Produkte  ('),  insbesondere  auf  Artikel  10, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(5)  Die  gemeinsame  Wirkung  der  Bestimmungen  dieser  Ver- 
ordnung und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  643/2009  der 
Kommission  vom  22.  Juli  2009  zur  Durchführung  der 
Richtlinie  2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforde- 
rungen an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von  Haushalts- 
kühlgeräten (3)  könnte  bis  2020  zu  jährlichen  Stromein- 
sparungen von  6  TWh  (4)  im  Vergleich  zu  dem  Szenario 
ohne  Maßnahmen  führen. 


(6)  Möglichkeiten  zur  Energieeinsparung  bestehen  auch  bei 
Produkten  im  wachsenden  Markt  für  Absorptionskühlge- 
räte und  Weinschränke.  Diese  Geräte  sollten  daher  in  den 
Anwendungsbereich  dieser  Verordnung  aufgenommen 
werden. 


(1)  Die  Kommission  hat  gemäß  der  Richtlinie  2010/30/EU 
delegierte  Rechtsakte  zur  Kennzeichnung  energiever- 
brauchsrelevanter Produkte  zu  erlassen,  die  ein  erhebli- 
ches Potenzial  zur  Einsparung  von  Energie  sowie  große 
Unterschiede  in  den  Leistungsniveaus  bei  gleichwertigen 
Funktionen  aufweisen. 


(7)  Absorptionskühlgeräte  arbeiten  geräuschlos,  verbrauchen 
jedoch  erheblich  mehr  Energie  als  Kompressorkühlgeräte. 
Damit  die  Endnutzer  eine  fundierte  Entscheidung  treffen 
können,  sollten  Informationen  über  die  Luftschallemissio- 
nen von  Haushaltskühlgeräten  auf  dem  Etikett  ebenfalls 
angegeben  werden. 


(2)  Bestimmungen  zur  Kennzeichnung  von  Haushaltskühlge- 
räten in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch  wurden  durch 
die  Richtlinie  94/2/EG  der  Kommission  vom  21.  Januar 
1994  zur  Durchführung  der  Richtlinie  92/75/EWG  be- 
treffend die  Energieetikettierung  für  elektrische  Haushalts- 
kühl- und  -gefriergeräte  sowie  entsprechende  Kombinati- 
onsgeräte (2)  festgelegt. 


(3)  Auf  Haushaltskühlgeräte  entfällt  ein  wesentlicher  Anteil 
des  Gesamtstromverbrauchs  der  Haushalte  in  der  Union. 
Über  die  bereits  erzielten  Energieeffizienzsteigerungen  hi- 
naus besteht  ein  großes  Potenzial  für  die  weitere  Verrin- 
gerung des  Energieverbrauchs  von  Haushaltskühlgeräten. 


(4)  Durch  diese  Verordnung  sollten  die  Richtlinie  94/2/EG 
der  Kommission  aufgehoben  und  neue  Bestimmungen 
festgelegt  werden,  um  zu  gewährleisten,  dass  das  Ener- 
gieetikett den  Herstellern  dynamische  Anreize  dafür  bie- 
tet, die  Energieeffizienz  von  Haushaltskühlgeräten  weiter 
zu  verbessern  und  die  Marktausrichtung  auf  energieeffi- 
ziente Technologien  zu  beschleunigen. 


(!)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  45  vom  17.2.1994,  S.  1. 


(8)  Die  auf  dem  Etikett  angegebenen  Informationen  sollten 
durch  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messver- 
fahren ermittelt  werden,  die  dem  anerkannten  Stand  der 
Messtechnik  sowie  gegebenenfalls  harmonisierten  Nor- 
men Rechnung  tragen,  die  von  den  in  Anhang  I  der 
Richtlinie  98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  22.  Juni  1998  über  ein  Informationsver- 
fahren auf  dem  Gebiet  der  Normen  und  technischen  Vor- 
schriften und  der  Vorschriften  für  die  Dienste  der  Infor- 
mationsgesellschaft (5)  aufgeführten  europäischen  Nor- 
mungsgremien erlassen  wurden. 


(9)  Die  Verordnung  sollte  eine  einheitliche  Gestaltung  und 
einen  einheitlichen  Inhalt  des  Etiketts  für  Haushaltskühl- 
geräte vorgeben. 


(10)  Darüber  hinaus  sollte  die  Verordnung  Anforderungen  an 
die  technischen  Unterlagen  und  das  Datenblatt  für  Haus- 
haltskühlgeräte festlegen. 


(3)  ABl.  L  191  vom  23.7.2009,  S.  53. 

(4)  Bei  Messung  gemäß  Cenelec-Norm  EN  153,  Februar  2006/EN  ISO 
15502,  Oktober  2005. 

(5)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 
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(11)  Ferner  sollten  in  dieser  Verordnung  Anforderungen  an 
die  Informationen  festgelegt  werden,  die  beim  Verkauf 
von  Haushaltskühlgeräten  in  jeglicher  Form  des  Fern- 
absatzes sowie  bei  der  Werbung  und  in  technischem 
Werbematerial  bereitzustellen  sind. 


(12)  Es  ist  zweckmäßig,  eine  Überprüfung  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  im  Lichte  des  technischen  Fortschritts 
vorzusehen. 


(13)  Um  die  Umstellung  von  der  Richtlinie  94/2/EG  auf  diese 
Verordnung  zu  erleichtern,  sollten  Haushaltskühlgeräte, 
die  gemäß  dieser  Verordnung  etikettiert  sind,  als  der 
Richtlinie  94/2/EG  entsprechend  angesehen  werden. 


(14)     Die     Richtlinie     94/2/EG     sollte    daher  aufgehoben 
werden  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

(1)  Diese  Verordnung  legt  Anforderungen  an  die  Kennzeich- 
nung von  elektrischen  Haushaltskühlgeräten  mit  einem  Nutz- 
inhalt zwischen  10  und  1  500  Liter,  die  mit  Netzstrom  betrie- 
ben werden,  sowie  an  die  Bereitstellung  ergänzender  Produkt- 
informationen zu  solchen  Haushaltskühlgeräten  fest. 


(2)  Diese  Verordnung  gilt  für  netzbetriebene  Haushaltskühl- 
geräte, einschließlich  Geräten,  die  nicht  für  den  Haushalts- 
gebrauch oder  die  für  die  Kühlung  von  anderen  Kühlgütern 
als  Lebensmitteln  zum  Verkauf  angeboten  werden,  und  Einbau- 
geräten. 


Sie  gilt  auch  für  netzbetriebene  Haushaltskühlgeräte,  die  mit 
Batterien/Akkumulatoren  betrieben  werden  können. 


(3)      Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 


a)  Kühlgeräte,  die  in  erster  Linie  mit  anderen  Energiequellen  als 
elektrischem  Strom,  zum  Beispiel  mit  Flüssiggas,  Kerosin  und 
Biodiesel-Kraftstoffen,  betrieben  werden; 


b)  mit  Batterien/Akkumulatoren  betriebene  Kühlgeräte,  die  über 
einen  getrennt  zu  erwerbenden  Gleichrichter  am  Stromnetz 
betrieben  werden  können; 


c)  maßgefertigte  Kühlgeräte,  die  als  Einzelstücke  hergestellt  wer- 
den und  keinem  anderen  Kühlgerätemodell  entsprechen; 


d)  Kühlgeräte  für  Anwendungen  im  Dienstleistungssektor,  bei 
denen  die  Entnahme  gekühlter  Lebensmittel  von  elektro- 
nischen Sensoren  erfasst  wird  und  diese  Informationen 
über  eine  Netzverbindung  automatisch  an  ein  entferntes 
Kontrollsystem  für  die  Lagerbuchhaltung  übertragen  werden 
können; 


e)  Geräte,  deren  Hauptfunktion  nicht  die  Kühllagerung  von  Le- 
bensmitteln ist,  wie  Eiswürfelbereiter  oder  Kaltgetränkespen- 
der  als  Einzelgeräte. 


Artikel  2 

B  egriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  in  Artikel  2  der  Richt- 
linie 2010/30/EU  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen: 


1.  „Lebensmittel"  sind  Nahrungsmittel,  Zutaten  und  Getränke, 
einschließlich  Wein,  sowie  andere  hauptsächlich  für  den 
Verbrauch  bestimmte  Dinge,  die  einer  Kühlung  bei  be- 
stimmten Temperaturen  bedürfen; 


2.  „Haushaltskühlgerät"  ist  ein  isoliertes  Gehäuse  mit  einem 
oder  mehreren  Fächern,  das  für  das  Kühlen  oder  Einfrieren 
von  Lebensmitteln  oder  die  Lagerung  von  gekühlten  oder 
gefrorenen  Lebensmitteln  zu  nicht  gewerblichen  Zwecken 
bestimmt  ist  und  durch  ein  oder  mehrere  energieverbrau- 
chende Verfahren  gekühlt  wird,  einschließlich  Geräten,  die 
als  Bausätze  zum  Zusammenbau  durch  den  Endnutzer  ver- 
kauft werden; 


3.  „Einbaugerät"  ist  ein  ortsfestes  Kühlgerät,  das  zum  Einbau 
in  einen  Schrank,  eine  vorbereitete  Wandaussparung  oder 
einen  ähnlichen  Ort  vorgesehen  ist  und  eine  Dekorabde- 
ckung erfordert; 


4.  „Kühlschrank"  ist  ein  Kühlgerät,  das  für  die  Aufbewahrung 
von  Lebensmitteln  bestimmt  ist  und  über  mindestens  ein 
für  die  Lagerung  frischer  Lebensmittel  und/oder  Getränke, 
einschließlich  Wein,  geeignetes  Fach  verfügt; 


5.  „Kompressor-Kühlgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  bei  dem  die  Küh- 
lung durch  einen  motorbetriebenen  Kompressor  bewirkt 
wird; 


6.  „Absorptionskühlgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  bei  dem  die  Küh- 
lung durch  ein  Absorptionsverfahren  bewirkt  wird,  das 
Wärme  als  Energiequelle  nutzt; 


7.  „Kühl-Gefriergerät"  ist  ein  Kühlgerät,  das  über  mindestens 
ein  Fach  für  die  Lagerung  frischer  Lebensmittel  und  min- 
destens ein  Fach  für  das  Einfrieren  frischer  Lebensmittel 
und  die  Lagerung  gefrorener  Lebensmittel  unter  Drei- 
Sterne-Bedingungen  (Gefrierfach)  verfügt; 
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8.  „Tiefkühlgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  das  über  ein  oder  mehrere 
für  die  Lagerung  gefrorener  Lebensmittel  geeignete  Fächer 
verfügt; 


9.  „Gefriergerät"  ist  ein  Kühlgerät,  das  über  ein  oder  mehrere 
für  das  Einfrieren  von  Lebensmitteln  geeignete  Fächer  ver- 
fügt und  Temperaturen  hält,  die  von  Umgebungstemperatur 
bis  -  1 8  °C  reichen,  und  das  auch  für  die  Lagerung  gefro- 
rener Lebensmittel  unter  Drei-Sterne-Bedingungen  geeignet 
ist;  ein  Gefriergerät  kann  auch  Zwei-Sterne-Abteile  und/ 
oder  -Fächer  innerhalb  des  Fachs  oder  Schranks  enthalten; 


10.  „Weinschrank"  ist  ein  Kühlgerät,  das  außer  einem  oder 
mehreren  Fächern  für  die  Lagerung  von  Wein  keine  wei- 
teren Fächer  aufweist; 


11.  „Mehrzweckgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  das  außer  einem  oder 
mehreren  Mehrzweckfächern  keine  weiteren  Fächer  auf- 
weist; 


12.  „gleichwertiges  Kühlgerät"  ist  ein  in  Verkehr  gebrachtes 
Haushaltskühlgerätemodell  mit  demselben  Brutto-  und 
Nutzinhalt,  denselben  technischen,  Effizienz-  und  Leistungs- 
merkmalen und  denselben  Arten  von  Fächern  wie  ein  an- 
deres unter  einer  anderen  numerischen  Handelsbezeichnung 
von  demselben  Hersteller  in  Verkehr  gebrachtes  Haushalts- 
kühlgerätemodell; 


1 3.  „Endnutzer"  ist  ein  Verbraucher,  der  ein  Haushaltskühlgerät 
kauft  oder  zu  kaufen  im  Begriff  ist; 


14.  „Verkaufsstelle"  ist  ein  Ort,  an  dem  Haushaltskühlgeräte 
ausgestellt  oder  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder  zum 
Mietkauf  angeboten  werden. 


Ferner  gelten  die  Begriffsbestimmungen  in  Anhang  I. 


Artikel  3 

Verantwortlichkeiten  der  Lieferanten 

Die  Lieferanten  stellen  sicher,  dass 


a)  jedes  Haushaltskühlgerät  mit  einem  gedruckten  Etikett  gelie- 
fert wird,  dessen  Gestaltung  und  Informationsgehalt  den 
Vorgaben  in  Anhang  II  entspricht; 


b)  ein  Produktdatenblatt  gemäß  Anhang  III  bereitgestellt  wird; 


c)  die  technischen  Unterlagen  gemäß  Anhang  IV  auf  Antrag 
den  Behörden  der  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  ver- 
fügbar gemacht  werden; 


d)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Haushaltskühlge- 
rätemodell mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informationen 
auch  dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird; 


e)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Haus- 
haltskühlgerätemodell mit  Informationen  zu  dessen  spezi- 
fischen technischen  Parametern  auch  dessen  Energieeffizienz- 
klasse angegeben  wird. 


Artikel  4 

Verantwortlichkeiten  der  Händler 

Die  Händler  stellen  sicher,  dass 


a)  alle  Haushaltskühlgeräte  in  der  Verkaufsstelle  das  von  den 
Lieferanten  gemäß  Artikel  3  Buchstabe  a  bereitgestellte  Eti- 
kett deutlich  sichtbar  außen  an  der  Vorder-  oder  Oberseite 
tragen; 


b)  Haushaltskühlgeräte,  die  in  einer  Weise  zum  Verkauf,  zur 
Vermietung  oder  zum  Ratenkauf  angeboten  werden,  bei 
der  nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Endnutzer  das  Pro- 
dukt ausgestellt  sieht,  bei  der  Vermarktung  mit  den  von  den 
Lieferanten  gemäß  Anhang  V  bereitzustellenden  Informatio- 
nen versehen  sind; 


c)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Haushaltskühlge- 
rätemodell mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informationen 
auch  dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird; 


d)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Haus- 
haltskühlgerätemodell mit  Informationen  zu  dessen  spezi- 
fischen technischen  Parametern  auch  dessen  Energieeffizienz- 
klasse angegeben  wird. 


Artikel  5 
Messverfahren 

Die  gemäß  Artikel  3  bereitzustellenden  Informationen  werden 
durch  ein  zuverlässiges,  genaues  und  reproduzierbares  Messver- 
fahren ermittelt,  das  dem  anerkannten  Stand  der  Messtechnik 
gemäß  Anhang  VI  Rechnung  trägt. 


Artikel  6 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Die  Mitgliedstaaten  ermitteln  die  Einhaltung  der  gemachten  An- 
gaben zur  Energieeffizienzklasse,  zum  jährlichen  Stromver- 
brauch, zum  Rauminhalt  der  Lagerfächer  für  frische  und  gefro- 
rene Lebensmittel,  zum  Gefriervermögen  und  zu  den  Luftschall- 
emissionen nach  dem  Verfahren  gemäß  Anhang  VII. 


1789 

Copyrighted  maErial 


Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  vier 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  im  Lichte  des  technischen  Fort- 
schritts. Bei  der  Überprüfung  sind  insbesondere  die  Nachprü- 
fungstoleranzen von  Anhang  VII  und  die  Möglichkeiten  für 
eine  Aufhebung  oder  Verringerung  der  Korrekturfaktorwerte 
von  Anhang  VIII  zu  bewerten. 

Artikel  8 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  94/2/EG  wird  mit  Wirkung  vom  30.  November 
2011  aufgehoben. 

Artikel  9 

Übergangsvorschriften 

(1)  Die  Artikel  3  Buchstaben  d  und  e  sowie  Artikel  4  Buch- 
staben b,  c  und  d  gelten  nicht  für  gedruckte  Werbung  und 
gedrucktes  technisches  Werbematerial,  die  bzw.  das  vor  dem 
30.  März  2012  veröffentlicht  wird. 


(2)  Haushaltskühlgeräte,  die  vor  dem  30.  November  2011  in 
Verkehr  gebracht  werden,  müssen  den  Bestimmungen  der  Richt- 
linie 94/2/EG  entsprechen. 


(3)  Haushaltskühlgeräte,  die  den  Bestimmungen  dieser  Ver- 
ordnung entsprechen  und  vor  dem  30.  November  2011  in 
Verkehr  gebracht  oder  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder 
zum  Mietkauf  angeboten  werden,  sind  als  den  Bestimmungen 
der  Richtlinie  94/2/EG  entsprechend  anzusehen. 


Artikel  10 

Inkrafttreten  und  Geltung 

(1)  Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer 
Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


(2)  Sie  gilt  ab  dem  30.  November  2011.  Artikel  3  Buchsta- 
ben d  und  e  sowie  Artikel  4  Buchstaben  b,  c  und  d  gelten 
hingegen  ab  dem  30.  März  2012. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  28.  September  2010 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG  I 


Begriffsbestimmungen  für  die  Zwecke  der  Anhänge  II  bis  IX 

Für  die  Zwecke  der  Anhänge  II  bis  IX  gelten  die  folgenden  Begriffsbestimmungen: 


a)  „Frostfrei-System"  ist  ein  automatisches  System,  das  die  ständige  Frostbildung  verhindert  und  bei  dem  die  Kühlung 
durch  erzwungene  Luftzirkulation  bewirkt  wird,  der  oder  die  Verdampfer  durch  ein  automatisches  Entfrostungssystem 
entfrostet  werden  und  das  Entfrostungswasser  automatisch  abgeleitet  wird: 


b)  „Frostfrei-Fach"  ist  ein  Fach,  das  durch  ein  Frostfrei-System  entfrostet  wird; 


c)  „Kühlschrank  mit  Kellerzone"  ist  ein  Kühlgerät,  das  über  mindestens  ein  Lagerfach  für  frische  Lebensmittel  und  ein 
Kellerfach,  aber  kein  Gefriergut-Lagerfach,  Kaltlagerfach  oder  Eiswürfelbereiterfach  verfügt; 


d)  „Kellerfach-Kühlgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  das  nur  über  ein  oder  mehrere  Kellerfächer  verfügt; 


e)  „Kühlschrank  mit  Kaltlagerzone"  ist  ein  Kühlgerät,  das  mindestens  über  ein  Lagerfach  für  frische  Lebensmittel  und  ein 
Kaltlagerfach,  jedoch  nicht  über  Gefriergut-Lagerfächer  verfügt: 


f)  „Fach"  ist  eines  der  unter  Buchstabe  g  bis  n  aufgeführten  Fächer; 


g)  „Lagerfach  für  frische  Lebensmittel"  ist  ein  Fach,  das  für  die  Lagerung  nicht  gefrorener  Lebensmittel  vorgesehen  ist  und 
selbst  wiederum  in  Unterfächer  unterteilt  sein  kann: 


h)  „Kellerfach"  ist  ein  Fach,  das  für  die  Lagerung  bestimmter  Lebensmittel  oder  Getränke  bei  einer  höheren  Temperatur 
als  im  Lagerfach  für  frische  Lebensmittel  vorgesehen  ist; 


i)  „Kaltlagerfach"  ist  ein  Fach,  das  besonders  für  die  Lagerung  hoch  verderblicher  Lebensmittel  vorgesehen  ist; 


j)  „Eiswürfelbereiter"  ist  ein  Niedrigtemperaturfach,  das  besonders  für  die  Bereitung  und  Lagerung  von  Eiswürfeln 
vorgesehen  ist; 


k)  „Gefriergut-Lagerfach"  ist  ein  Niedrigtemperaturfach,  das  besonders  für  die  Lagerung  von  gefrorenen  Lebensmitteln 
vorgesehen  ist  und  hinsichtlich  der  Temperatur  wie  folgt  eingestuft  ist: 


i)    „Ein-Sterne-Fach":  ein  Gefriergut-Lagerfach,  in  dem  die  Temperatur  -  6  "C  nicht  überschreitet, 


ii)    „Zwei-Sterne-Fach":  ein  Gefriergut-Lagerfach,  in  dem  die  Temperatur  -  1 2  "C  nicht  überschreitet, 


iii)    „Drei-Sterne-Fach":  ein  Gefriergut-Lagerfach,  in  dem  die  Temperatur  -  1 8  °C  nicht  überschreitet, 


iv)  „Gefrierfach"  (oder  „Vier-Sterne-Fach"):  ein  Fach,  das  zum  Einfrieren  von  mindestens  4,5  kg  Lebensmittel  je  100  1 
Nutzinhalt,  in  jedem  Fall  mindestens  2  kg,  von  Umgebungstemperatur  herab  auf  eine  Temperatur  von  -  1 8  °C  in 
einem  Zeitraum  von  24  Stunden  sowie  zur  Lagerung  von  gefrorenen  Lebensmitteln  unter  Drei-Sterne-Lagerbe- 
dingungen geeignet  ist  und  Zwei-Sterne-Abteile  innerhalb  des  Fachs  umfassen  kann, 


v)  „Null-Sterne-Fach":  ein  Gefriergut-Lagerfach,  in  dem  die  Temperatur  unter  0  °C  liegt,  das  auch  für  die  Bereitung 
und  Lagerung  von  Eiswürfeln  genutzt  werden  kann,  jedoch  nicht  zur  Lagerung  hoch  verderblicher  Lebensmittel 
vorgesehen  ist: 


1)  „Weinlagerfach"  ist  ein  Fach,  das  ausschließlich  für  die  kurzfristige  Lagerung  von  Wein  zum  Erreichen  der  idealen 
Trinktemperatur  oder  für  die  langfristige  Lagerung  von  Wein  zu  dessen  Reifung  vorgesehen  ist  und  folgende  Merk- 
male aufweist: 

i)  gleichbleibende  Lagertemperatur,  entweder  voreingestellt  oder  nach  Anweisungen  des  Herstellers  von  Hand  einge- 
stellt, im  Bereich  von  +  5  °C  bis  +  20  "C, 

ii)  Lagertemperatur(en)  mit  einer  Abweichung  im  Zeitverlauf  von  weniger  als  0,5  K  bei  jeder  durch  die  Klimaklasse 
für  Haushaltskühlgeräte  festgelegten  Umgebungstemperatur, 

iii)  aktive  oder  passive  Regelung  der  Feuchtigkeit  im  Lagerfach  im  Bereich  von  50  %  bis  80  %, 

iv)  Konstruktion,  die  die  Übertragung  von  Vibrationen  auf  das  Fach,  sei  es  vom  Kompressor  des  Kühlgeräts  oder  auch 
von  sonstigen  externen  Quellen,  verringert; 

m)  „Mehrzweckfach"  ist  ein  Fach,  das  zur  Nutzung  bei  zwei  oder  mehr  Temperaturen  des  Fachtyps  vorgesehen  ist  und 
vom  Endnutzer  nach  Herstelleranweisungen  so  eingestellt  werden  kann,  dass  der  Betriebstemperaturbereich  für  jeden 
Fachtyp  gleichbleibend  eingehalten  wird;  falls  jedoch  eine  Gerätefunktion  die  Temperaturen  in  einem  Fach  lediglich  für 
eine  begrenzte  Zeitdauer  (beispielsweise  beim  Schnelleinfrieren)  in  einen  anderen  Betriebstemperaturbereich  verschie- 
ben kann,  gilt  das  Fach  nicht  als  „Mehrzweckfach"  im  Sinne  dieser  Verordnung; 

n)  „sonstiges  Fach"  ist  ein  Fach,  das  kein  Weinlagerfach  ist  und  für  die  Lagerung  bestimmter  Lebensmittel  bei  einer 
höheren  Temperatur  als  +  14  °C  vorgesehen  ist: 

o)  „Zwei-Sterne-Abteil"  ist  ein  Teil  eines  Gefriergeräts,  eines  Gefrierfachs,  eines  Drei-Sterne-Fachs  oder  eines  Drei-Sterne- 
Tiefkühlgeräts,  das  keine  eigene  Zugangstür  oder  -klappe  aufweist  und  in  dem  die  Temperatur  nicht  über  -  1 2  °C 
liegt; 

p)  „Gefriertruhe"  ist  ein  Gefriergerät  mit  einem  oder  mehreren  Fächern,  in  dem  die  Fächer  von  der  Oberseite  des  Geräts 
aus  zugänglich  sind,  oder  das  über  sowohl  von  oben  zu  öffnende  Fächer  als  auch  aufrecht  angeordnete  Fächer  verfügt, 
bei  dem  aber  der  Bruttonutzinhalt  der  von  oben  zu  öffnenden  Fächer  75  %  des  gesamten  Bruttonutzinhalts  des  Geräts 
überschreitet; 

q)  „von  oben  zu  öffnendes  Gerät"  oder  „Truhengerät"  ist  ein  Kühlgerät,  dessen  Fach  oder  Fächer  von  der  Oberseite  des 
Geräts  aus  zugänglich  sind: 

r)  „Schrankgerät"  ist  ein  Kühlgerät,  dessen  Fach  oder  Fächer  von  der  Vorderseite  des  Geräts  aus  zugänglich  sind: 

s)  „Schnelleinfrieren"  ist  eine  umkehrbare  Gerätefunktion,  die  vom  Endnutzer  nach  Herstelleranweisungen  aktiviert 
werden  kann  und  mit  der  die  Lagertemperatur  des  Gefriergeräts  oder  Gefrierfachs  abgesenkt  wird,  um  ein  schnelleres 
Einfrieren  von  nicht  gefrorenen  Lebensmitteln  zu  erreichen; 

t)  „Modellkennung"  ist  der  in  der  Regel  aus  Buchstaben  und  Zahlen  bestehende  Kode,  anhand  dessen  ein  bestimmtes 
Kühlgerätemodell  von  anderen  Modellen  derselben  Hersteller-  oder  Händlermarke  unterschieden  wird. 


ANHANG  II 


Etikett 
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(1)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten; 

III.  Energieeffizienzklasse  gemäß  Anhang  IX;  die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des  Haushalts- 
kühlgeräts angibt,  ist  auf  derselben  Höhe  zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entsprechenden  Ener- 
gieeffizienzklasse; 

IV.  Jährlicher  Energieverbrauch  (AEC)  in  kWh/Jahr  gemäß  Nummer  3  (2)  von  Anhang  VIII,  aufgerundet  auf  die 
nächste  Ganzzahl; 

V.  Summe  der  Nutzinhalte  aller  Fächer,  die  keine  Stern-Einstufung  haben  (d.  h.  mit  einer  Betriebstemperatur 
>  -  6  °C),  gerundet  auf  die  nächste  Ganzzahl; 

VI.  Summe  der  Nutzinhalte  aller  Gefrierfächer,  die  eine  Stern-Einstufung  haben  (d.  h.  mit  einer  Betriebstemperatur 
<  -  6  °C),  gerundet  auf  die  nächste  Ganzzahl,  und  Stern-Einstufung  des  Fachs  mit  dem  höchsten  Anteil  an 
dieser  Summe;  weist  das  Haushaltskühlgerät  keine  Gefrierfächer  auf,  gibt  der  Lieferant  statt  eines  Werts  „-  L" 
an  und  lässt  die  Position  für  die  Stern-Einstufung  leer; 

VII.  Luftschallemissionen  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet. 

Für  Weinschränke  werden  die  Angaben  nach  den  Ziffern  V  und  VI  ersetzt  durch  die  Angabe  der  Nennkapazität  als 
Zahl  der  Standardflaschen  von  0,75  1,  die  gemäß  den  Herstelleranweisungen  im  Gerät  gelagert  werden  können. 

(2)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  3  (1)  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  vergeben  wurde. 


(!)  ABl.  L  27  vom  30.1.2010,  S.  1. 
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1.  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  1  (1)  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

2.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  3  (2)  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 

GRAFISCHE  GESTALTUNG  DES  ETIKETTS 


(1)  Das  Etikett  für  Haushaltskühlgeräte  der  Energieeffizienzklassen  A+++  bis  C,  ausgenommen  Weinschränke,  ist  wie 
folgt  zu  gestalten: 
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Dabei  gilt: 


a)  Das  Etikett  muss  mindestens  110  mm  breit  und  220  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format 
gedruckt,  müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

b)  Der  Hintergrund  des  Etiketts  muss  weiß  sein. 

c)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  —  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  —  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00: 

0  %  Cyan,  70  %  Magenta,  100  %  Gelb,  0  %  Schwarz. 

d)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbil- 
dung): 


O   Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  —  Farbe:  Cyan  100%  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 


©   EU-Logo  —  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

O   Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf:  Breite:  92  mm,  Höhe: 
1 7  mm. 

©   Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  Länge:  92,5  mm. 

0   Skala  A-G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  0,75  mm  —  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-00, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Letzte  Effizienzklasse:  OO-X-X-00. 

—  Text:  Calibri  fett  1 9  pt,  Großbuchstaben,  weiß:  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  1 3  pt,  Großbuchstaben, 
weiß,  in  einer  einzigen  Zeile  ausgerichtet. 

Q  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  26  mm,  Höhe:  14  mm,  100  %  Schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  29  pt,  Großbuchstaben,  weiß:  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben, 
weiß,  in  einer  einzigen  Zeile  ausgerichtet. 


Q  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  11  pt,  Großbuchstaben,  Schwarz. 


@  Jährlicher  Energieverbrauch: 

—  Begrenzungslinie:  3  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  45  pt,  100  %  Schwarz. 

—  Zweite  Zeile:  Calibri  normal  17  pt,  100%  Schwarz. 

0  Nutzinhalte  aller  Fächer,  die  keine  Stern-Einstufung  haben: 

—  Begrenzungslinie:  3  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  25  pt,  100%  Schwarz.  Calibri  normal  17  pt,  100%  Schwarz. 

<£)  Luftschallemission: 

—  Begrenzungslinie:  3  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  25  pt,  100%  Schwarz. 

Calibri  normal  17  pt,  1 00  %  Schwarz. 

tf)  Nutzinhalte  aller  Gefrierfächer  mit  Stern-Einstufung: 

—  Begrenzungslinie:  3  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  25  pt,  100  %  Schwarz. 

Calibri  normal  17  pt,  100%  Schwarz. 

©  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
<J)  Modellkennung  des  Lieferanten 

(J)   Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  90  x  1 5  mm  passen. 

©  Nummer  der  Verordnung: 
Text:  Calibri  fett  1 1  pt. 

(2)  Das  Etikett  für  Haushaltskühlgeräte  der  Energieeffizienzklassen  D  bis  G,  ausgenommen  Weinschränke,  ist  wie 
folgt  zu  gestalten: 
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Dabei  gilt: 

Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  3  (1)  entsprechen,  ausgenommen  Punkt  8,  wofür  Folgendes  gilt: 

0  Jährlicher  Energieverbrauch: 

—  Begrenzungslinie:  3  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  32  pt,  100  %  Schwarz. 

—  Zweite  Zeile:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  Schwarz. 
Für  Weinschränke  ist  das  Etikett  wie  folgt  zu  gestalten: 
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Dabei  gilt: 

a)  Das  Etikett  muss  mindestens  110  mm  breit  und  220  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem 
Format  gedruckt,  müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

b)  Der  Hintergrund  des  Etiketts  muss  weiß  sein. 

c)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  —  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  —  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00: 
0  %  Cyan,  70  %  Magenta,  100  %  Gelb,  0  %  Schwarz. 

d)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbil- 
dung): 

O  Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  —  Farbe:  Cyan  100%  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 
0    EU-Logo  —  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

0    Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf:  Breite:  92  mm.  Höhe: 
17  mm. 

0    Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  Länge:  92,5  mm. 

0    Skala  A-G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  0,75  mm  —  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-OO, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Unterste  Effizienzklasse(n):  OO-X-X-00. 

—  Text:  Calibri  fett  1 9  pt,  Großbuchstaben,  weiß;  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  1 3  pt,  Großbuchstaben, 
weiß,  in  einer  einzigen  Zeile  ausgerichtet. 

0  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  26  mm,  Höhe:  14  mm,  100  %  Schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  29  pt,  Großbuchstaben,  weiß;  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben, 
weiß,  in  einer  einzigen  Zeile  ausgerichtet. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  11  pt,  Großbuchstaben,  Schwarz. 


@    Jährlicher  Energieverbrauch: 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  30  pt,  100  %  Schwarz. 

—  Zweite  Zeile:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  Schwarz. 

0    Nennkapazität  als  Anzahl  Standardweinflaschen: 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  28  pt,  100  %  Schwarz. 

Calibri  normal  15  pt,  1 00  %  Schwarz. 

(ß)  Luftschallemissionen: 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  25  pt,  100  %  Schwarz. 

Calibri  normal  17  pt,  1 00  %  Schwarz. 

fl)    Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
©    Modellkennung  des  Lieferanten 

(B    Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  90  x  1  5  mm  passen. 

<J)    Nummer  der  Verordnung: 

Text:  Calibri  fett  1 1  pt. 
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ANHANG  III 


Produkt  datenblatt 

1.  Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  machen  und  in  die  Produktbroschüre 
und  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellten  Unterlagen  aufzunehmen. 

a)  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten; 

b)  Modellkennung  des  Lieferanten  gemäß  Anhang  I  Buchstabe  t; 

c)  Kategorie  des  Haushaltskühlgerätemodells  gemäß  Anhang  VIII  Nummer  1: 

d)  Energieeffizienzklasse  des  Modells  gemäß  Anhang  IX; 

e)  wurde  für  das  Modell  ein  EG-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  66/2010  vergeben,  kann  dies  mit 
angegeben  werden; 

f)  jährlicher  Energieverbrauch  (AEC)  in  kWh/Jahr  gemäß  Nummer  3  (2)  von  Anhang  VIII,  aufgerundet  auf  die  nächste 
Ganzzahl.  Er  ist  anzugeben  als:  „Energieverbrauch  ,XYZ'  kWh/Jahr,  auf  der  Grundlage  von  Ergebnissen  der  Norm- 
prüfung über  24  Stunden.  Der  tatsächliche  Verbrauch  hängt  von  der  Nutzung  und  vom  Standort  des  Geräts  ab."; 

g)  Nutzinhalt  jedes  Fachs  und  gegebenenfalls  anwendbare  Sternekennzeichnung  gemäß  Anhang  II  Nummer  1  (1) 
Ziffer  VI: 

h)  Auslegungstemperatur  „sonstiger  Fächer"  im  Sinne  von  Anhang  I  Buchstabe  n.  Bei  Weinlagerfächern  ist  die  nied- 
rigste Lagertemperatur  anzugeben,  die  entweder  für  das  Fach  voreingestellt  ist  oder  vom  Endnutzer  gemäß  Herstel- 
leranweisungen eingestellt  werden  kann  und  dauerhaft  aufrechterhalten  wird; 

i)  Angabe  „Frostfrei"  für  das  betreffende  Fach/die  betreffenden  Fächer  gemäß  Anhang  I  Buchstabe  b; 
j)  „Lagerzeit  bei  Störung  ,X'  h",  definiert  als  „Temperaturanstiegszeit": 

k)  „Gefriervermögen"  in  kg/24  h; 

1)  „Klimaklasse"  gemäß  Anhang  VIII  Tabelle  3  Nummer  1,  angegeben  als:  „Klimaklasse:  W  [Klimaklasse].  Dieses  Gerät 
ist  für  den  Betrieb  bei  einer  Umgebungstemperatur  zwischen  ,X'  [niedrigste  Temperatur]  °C  und  ,X'  [höchste  Tem- 
peratur] °C  bestimmt." 

m)  Luftschallemissionen  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet: 

n)  falls  das  Modell  ein  Einbaugerät  ist,  eine  entsprechende  Angabe; 

o)  für  Weinschränke  ist  die  folgende  Angabe  zu  machen:  „Dieses  Gerät  ist  ausschließlich  zur  Lagerung  von  Wein 
bestimmt."  Dies  gilt  weder  für  Haushaltskühlgeräte,  die  nicht  speziell  für  die  Weinlagerung  ausgelegt  sind,  aber 
dennoch  für  diesen  Zweck  verwendet  werden  können,  noch  für  Haushaltskühlgeräte,  die  über  ein  Weinlagerfach  in 
Kombination  mit  einem  Fach  anderer  Art  verfügen. 

2.  Ein  Datenblatt  kann  eine  Reihe  von  Kühlgerätemodellen  desselben  Lieferanten  abdecken. 

3.  Die  Angaben  im  Datenblatt  können  in  Form  einer  Kopie  des  Etiketts  in  Farbe  oder  Schwarz/Weiß  erfolgen.  In  diesem 
Fall  sind  die  in  Nummer  1  aufgeführten  Angaben,  die  nicht  bereits  auf  dem  Etikett  vorhanden  sind,  ebenfalls  zu 
machen. 


ANHANG  N 


Technische  Unterlagen 

Die  in  Artikel  3  Buchstabe  c  genannten  technischen  Unterlagen  umfassen: 

a)  Name  und  Anschrift  des  Lieferanten; 

b)  eine  allgemeine,  für  eine  eindeutige  und  unmittelbare  Identifizierung  ausreichende  Beschreibung  des  Kühlgerätemo- 
dells: 

c)  gegebenenfalls  die  Fundstellen  der  angewandten  harmonisierten  Normen: 

d)  gegebenenfalls  andere  Normen  oder  technische  Spezifikationen,  die  angewandt  wurden; 

e)  Name  und  Unterschrift  der  für  den  Lieferanten  zeichnungsberechtigten  Person; 

f)  technische  Parameter  für  Messungen  gemäß  Anhang  VIII: 

i)  Gesamtabmessungen: 

ii)  gesamter  Raumbedarf  im  Betrieb; 

iii)  Nenn-Bruttoinhalt(e) 

iv)  Nutzinhalt(e)  und  Gesamtnutzinhalt(e); 

v)  Sternekennzeichnung(en)  des  Gefriergut-Lagerfachs/der  Gefriergut-Lagerfächer; 

vi)  Entfrostungstyp; 

vii)  Lagertemperatur; 

viii)  Energieverbrauch: 

ix)  Temperaturanstiegszeit; 

x)  Gefriervermögen; 

xi)  Leistungsaufnahme; 

xii)  Luftfeuchtigkeit  des  Weinlagerfachs; 

xiii)  Luftschallemissionen; 

g)  die  Ergebnisse  von  Berechnungen  gemäß  Anhang  VIII. 

Wurden  die  in  den  technischen  Unterlagen  enthaltenen  Angaben  für  ein  bestimmtes  Haushaltskühlgerätemodell  durch 
Berechnung  auf  der  Grundlage  der  Bauart  und/oder  durch  Extrapolation  ausgehend  von  anderen  gleichwertigen 
Kühlgeräten  ermittelt,  sind  in  den  Unterlagen  Einzelheiten  zu  den  Berechnungen  und/oder  Extrapolationen  und  zu 
den  Tests,  die  von  den  Lieferanten  zur  Überprüfung  der  Korrektheit  der  Berechnungen  durchgeführt  werden,  anzu- 
geben. Die  Informationen  haben  auch  eine  Liste  aller  anderen  gleichwertigen  Haushaltskühlgerätemodelle  zu  umfassen, 
bei  denen  die  Angaben  auf  derselben  Grundlage  ermittelt  wurden. 


ANHANG  V 


In  Fällen,  bei  denen  nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Endnutzer  das  Gerät  ausgestellt  sieht,  bereitzustellende 

Informationen 

1.  Die  in  Artikel  4  Buchstabe  b  genannten  Informationen  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  anzugeben: 

a)  Energieeffizienzklasse  des  Modells  gemäß  Anhang  IX; 

b)  jährlicher  Energieverbrauch  (AEC)  in  kWh/Jahr  gemäß  Anhang  VIII  Nummer  3  (2),  aufgerundet  auf  die  nächste 
Ganzzahl: 

c)  Nutzinhalt  jedes  Fachs  und  gegebenenfalls  anwendbare  Sternekennzeichnung  gemäß  Anhang  II  Nummer  1  (1) 
Ziffer  VI: 


d)  „Klimaklasse"  gemäß  Anhang  VIII  Tabelle  3  Nummer  1; 

e)  Luftschallemissionen  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet: 

f)  falls  das  Modell  ein  Einbaugerät  ist,  eine  entsprechende  Angabe; 

g)  für  Weinschränke  ist  die  folgende  Angabe  zu  machen:  „Dieses  Gerät  ist  ausschließlich  zur  Lagerung  von  Wein 
bestimmt."  Dies  gilt  weder  für  Haushaltskühlgeräte,  die  nicht  speziell  für  die  Weinlagerung  ausgelegt  sind,  aber 
dennoch  für  diesen  Zweck  verwendet  werden  können,  noch  für  Haushaltskühlgeräte,  die  über  ein  Weinlagerfach  in 
Kombination  mit  einem  Fach  anderer  Art  verfügen. 

2.  Werden  weitere  Angaben,  die  im  Produktdatenblatt  enthalten  sind,  ebenfalls  gemacht,  sind  sie  in  der  Form  und 
Reihenfolge  gemäß  Anhang  III  bereitzustellen. 

3.  Der  Schrifttyp  und  die  Schriftgröße,  in  der  alle  in  diesem  Anhang  genannten  Informationen  aufgeführt  werden,  müssen 
lesbar  sein. 


ANHANG  VI 


Messungen 

Zur  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  werden  Messungen 
unter  Verwendung  eines  zuverlässigen,  genauen  und  reproduzierbaren  Messverfahrens  vorgenommen,  das  dem  an- 
erkannten Stand  der  Technik  Rechnung  trägt;  dies  schließt  Methoden  gemäß  Dokumenten  ein,  deren  Nummern  zu 
diesem  Zweck  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden. 

ALLGEMEINE  PRÜFBEDINGUNGEN 

Es  gelten  die  folgenden  allgemeinen  Prüfbedingungen: 

(1)  Falls  Heizelemente  zur  Verhinderung  der  Kondensation  vorhanden  sind,  die  vom  Endnutzer  ein-  und  ausgeschaltet 
werden  können,  sind  diese  einzuschalten  und,  sofern  sie  einstellbar  sind,  auf  die  größte  Heizleistung  einzustellen: 

(2)  falls  Vorrichtungen  für  die  Entnahme  durch  die  geschlossene  Tür  (beispielsweise  Eiswürfel-  oder  Getränkespender) 
vorhanden  sind,  die  vom  Endnutzer  ein-  und  ausgeschaltet  werden  können,  sind  diese  für  die  Energieverbrauchs- 
messung einzuschalten,  aber  nicht  in  Betrieb  zu  nehmen; 

(3)  bei  Mehrzweckgeräten  und  -fächern  ist  bei  der  Energieverbrauchsmessung  als  Lagertemperatur  die  Nenntempera- 
tur des  kältesten  Fächertyps  zu  verwenden,  die  für  den  normalen  Dauerbetrieb  gemäß  Herstelleranweisungen 
angegeben  ist: 

(4)  die  Ermittlung  des  Energieverbrauchs  eines  Haushaltskühlgeräts  erfolgt  in  der  kältesten  Konfiguration  gemäß 
Herstelleranweisungen  für  den  normalen  Dauerbetrieb  eines  „sonstigen  Fachs",  wie  in  Anhang  VIII  Tabelle  5 
festgelegt. 

TECHNISCHE  PARAMETER 

Die  folgenden  Parameter  sind  zu  ermitteln: 

a)  „Gesamtabmessungen"  auf  ganze  Millimeter  gerundet; 

b)  „Gesamtraumbedarf  im  Betrieb"  auf  ganze  Millimeter  gerundet: 

c)  „Bruttogesamtinhalt(e)"  auf  ganze  Kubikdezimeter  (Liter)  gerundet; 

d)  „Nutzinhalt(e)  und  Gesamtnutzinhalt(e)"  auf  ganze  Kubikdezimeter  (Liter)  gerundet; 

e)  „Entfrostungstyp"; 

f)  „Lagertemperatur"; 

g)  „Energieverbrauch"  in  Kilowattstunden  je  24  Stunden  (kWh/24h)  auf  drei  Dezimalstellen: 

h)  „Temperaturanstiegszeit"; 
i)  „Gefriervermögen"; 

j)  „Luftfeuchtigkeit  im  Weinlagerfach"  als  Prozentangabe  gerundet  auf  die  nächste  Ganzzahl;  und 


k) 


Luftschallemissionen. 


ANHANG  VII 


Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Zur  Überprüfung  der  Einhaltung  der  in  Artikel  3  und  4  festgelegten  Anforderungen  unterziehen  die  Behörden  der 
Mitgliedstaaten  ein  einzelnes  Haushaltskühlgerät  einer  Prüfung.  Entsprechen  die  gemessenen  Parameter  nicht  den  vom 
Lieferanten  angegebenen  Werten  innerhalb  der  in  Tabelle  1  angegebenen  Bandbreite,  sind  die  Messungen  an  drei  weiteren 
Haushaltskühlgeräten  vorzunehmen.  Das  arithmetische  Mittel  der  Messwerte  dieser  drei  weiteren  Haushaltskühlgeräte 
muss  den  Anforderungen  innerhalb  der  in  Tabelle  1  angegebenen  Bandbreiten  entsprechen. 

Ist  dies  nicht  der  Fall,  gelten  das  betreffende  Modell  und  alle  anderen  gleichwertigen  Haushaltskühlgerätemodelle  als  nicht 
den  Anforderungen  entsprechend. 

Zusätzlich  zu  dem  Verfahren  des  Anhangs  VI  verwenden  die  Mitgliedstaaten  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare 
Messverfahren,  die  dem  anerkannten  Stand  der  Technik  entsprechen;  dies  schließt  Methoden  gemäß  Dokumenten  ein, 
deren  Nummern  zu  diesem  Zweck  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden. 


Tabelle  I 


Messgröße 

Prüftoleranzen 

Nenn-Bruttoinhalt 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  (*)  nicht  um  mehr  als  1  1 
oder  3  %  unterschreiten,  wobei  der  jeweils  größere  Wert 
maßgeblich  ist. 

Nenn-Nutzinhalt 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als  1  1 
oder  3  %  unterschreiten,  wobei  der  jeweils  größere  Wert 
maßgeblich  ist.  Sind  die  Rauminhalte  des  Kellerfachs  und 
des  Lagerfachs  für  frische  Lebensmittel  durch  den  Nutzer 
untereinander  anpassbar,  gilt  die  Toleranz  bei  der  Einstel- 
lung des  Kellerfachs  auf  den  kleinsten  Rauminhalt. 

Gefriervermögen 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als  10  % 
unterschreiten. 

Energieverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  (E24h)  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Weinschränke 

Der  Messwert  für  die  relative  Luftfeuchtigkeit  darf  den 
Nennbereich  nicht  um  mehr  als  1 0  %  überschreiten. 

Luftschallemissionen 

Der  Messwert  muss  dem  Nennwert  entsprechen. 

(*)  „Nennwert"  ist  ein  vom  Hersteller  angegebener  Wert. 


ANHANG  VIII 


Einstufung  der  Haushaltskühlgeräte,  Methode  zur  Berechnung  des  gleichwertigen  Rauminhalts  und  des 

Energieeffizienzindex 

1.  EINSTUFUNG  DER  HAUSHALTSKÜHLGERÄTE 

Die  Haushaltskühlgeräte  werden  in  Kategorien  gemäß  Tabelle  1  eingestuft. 

Jede  Kategorie  ist  durch  eine  bestimmte  Fächerzusammensetzung  gemäß  Tabelle  2  bestimmt  und  unabhängig  von  der 
Zahl  der  Türen  und/oder  Schubladen. 

Tabelle  I 

Haushaltskühlgeräte-Kategorien 


Kategorie 

Bezeichnung 

1 

Kühlschrank  mit  einem  oder  mehreren  Lagerfächern  für  frische  Lebensmittel 

2 

Kühlschrank  mit  Kellerzone,  Kellerfach-Kühlgerät  und  Weinschrank 

3 

Kühlschrank  mit  Kaltlagerzone  und  Kühlschrank  mit  einem  Null-Sterne-Fach 

4 

Kühlschrank  mit  einem  Ein-Sterne-Fach 

5 

Kühlschrank  mit  einem  Zwei-Sterne-Fach 

6 

Kühlschrank  mit  einem  Drei-Sterne-Fach 

7 

Kühl-Gefriergerät 

8 

Gefrierschrank 

9 

Gefriertruhe 

10 

Mehrzweck-Kühlgeräte  und  sonstige  Kühlgeräte 

Haushaltskühlgeräte,  die  aufgrund  der  Fächertemperatur  nicht  in  die  Kategorien  1  bis  9  eingestuft  werden  können,  sind 
in  Kategorie  10  einzustufen. 


Tabelle  2 

Haushaltskühlgeräte -Einstufung  und  Fächerzusammensetzung 


Neniitemperatiir  (für  den  EEI)  (°C) 

Auslegungs- 
temp. 

+  12 

+  12 

0 

0 

-  6 

-  12 

-  IS 

-  IS 

Kategorie 
(Nummer) 

Fache  Hype  n 

Sonstige 

Weinlager- 
fach 

Kellerfach 

Lagerfach  für 

frische 
Lebensmittel 

Kaltlagerfach 

Null-Steine- 

Fach/Eiswür- 
felbereitung 

Ein-Sterne- 
Fach 

Zwei-Sterne- 
Fach 

Drei-Sterne- 
Fach 

Vier-Sterne- 
Fach 

Gerätekategorie 

Fächerzusaminerisetzung 

Kühlschrank  mit  einem  oder  mehreren  Lagerfächem  für  frische 
Lebensmittel 

N 

N 

N 

j 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

1 

KÜHLSCHRANK  MIT  KELLERZONE,  KELLERFACH-KÜHLGE- 
RÄT und  WEINSCHRANK 

O 

0 

O 

j 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

1 

O 

o 

I 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

J 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

KÜHLSCHRANK     MIT     KALTLAGERZONE     und  KÜHL- 
SCHRANK MIT  EINEM  NULL-STERNE-FACH 

0 

0 

O 

J 

J 

O 

N 

N 

N 

N 

3 

O 

o 

o 

J 

O 

] 

N 

N 

N 

N 



KÜHLSCHRANK  MIT  EINEM  E1N-STERNE-FACH 

0 

0 

0 

I 

o 

o 

J 

N 

N 

N 

4 

KÜHLSCHRANK  MIT  EINEM  ZWEI-STERNE-FACH 

o 

o 

o 

J 

o 

o 

O 

J 

N 

N 

5 

KÜHLSCHRANK  MIT  EINEM  DREI-STERNE-FACH 

o 

o 

o 

J 

o 

o 

O 

O 

I 

N 

6 

KÜHL-GEFRIERGERÄT 

o 

0 

o 

J 

o 

o 

o 

o 

O 

J 

7 

GEFRIERSCHRANK 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

o 

UM") 

J 

8 

GEFRIERTRUHE 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

N 

o 

N 

J 

9 

MEHRZWECK-KÜHLGERÄTE  UND  SONSTIGE  KÜHLGERÄTE 

o 

o 

o 

O 

O 

o 

O 

o 

O 

O 

10 

Anmerkungen: 

J  =  Fach  ist  vorhanden:  N  =  Fach  ist  nicht  vorhanden:  O  =  Fach  ist  optional. 
(a)     Schließt  auch  Drei-Sterne-Gefriergeräte  ein. 


Die  Haushaltskühlgeräte  werden  in  eine  oder  mehrere  Klimaklassen  gemäß  Tabelle  3  eingestuft. 

Tabelle  3 
Klimaklassen 


Klasse 

Symbol 

durchschnittliche  Umgebungstemperatur 
°C 

erweiterte  gemäßigte  Zone 

SN 

+  10  bis  +  32 

gemäßigte  Zone 

N 

+  16  bis  +  32 

subtropische  Zone 

ST 

+  16  bis  +  38 

tropische  Zone 

T 

+  16  bis  +  43 

Das  Kühlgerät  muss  in  der  Lage  sein,  die  erforderlichen  Lagertemperaturen  in  den  verschiedenen  Fächern  gleichzeitig 
und  innerhalb  der  zulässigen  Temperaturabweichungen  (während  des  Entfrostens),  die  in  Tabelle  4  für  die  verschie- 
denen Haushaltskühlgeräte  und  die  jeweilige  Klimaklasse  angegeben  sind,  einzuhalten. 

Mehrzweckgeräte  und  -fächer  müssen  in  der  Lage  sein,  die  erforderlichen  Lagertemperaturen  der  verschiedenen  Fächer- 
typen einzuhalten,  wenn  diese  Temperaturen  vom  Endnutzer  gemäß  Herstelleranweisungen  eingestellt  werden  können. 


Tabelle  4 
Lagertemperaturen 


Lagertemperaturen  (°C) 


Sonstiges 
Fach 

Weinlagerfach 

Kellerfach 

Lagerfach  für 
frische  Lebens- 
mittel 

Kaltlagerfach 

Ein-Sterne- 
Fach 

Zwei-Sterne- 
Fach/Abteil 

Gefrierge- 
rät und 
Drei- 
Sterne- 
Fach/ 
Schrank 

tom 

twma 

tcm 

tlm.  hm, 
hm,  Tna 

t* 

t" 

>  +  14 

+  5  < 
twma  <  +  20 

+  8  < 
U  s  +  14 

0  s  hm,  hm, 
tJm  s  +  8; 

tma  S  +  4 

-  2  <  tcc  <  +  3 

<  -  6 

<-12C) 

<-18« 

Anmerkungen: 

—  tom:  Lagertemperatur  des  sonstigen  Fachs 

—  twma:  Lagertemperatur  des  Weinlagerfachs  mit  Abweichung  von  0,5  K 

—  tcm:  Lagertemperatur  des  Kellerfachs 

—  'im'  hm.  t3m:  Lagertemperaturen  des  Lagerfachs  für  frische  Lebensmittel 

—  tma:  durchschnittliche  Lagertemperatur  des  Lagerfachs  für  frische  Lebensmittel 

—  tcc:  momentane  Lagertemperatur  des  Kaltlagerfachs 

—  t*,  t**,  t"*:  Höchsttemperaturen  der  Gefriergut-Lagerfächer 

—  Die  Lagertemperatur  für  das  Fach  zur  Eiswürfelbereitung  und  für  das  Null-Sterne-Fach  liegt  unter  0  °C. 

(a)  Bei  Frostfrei-Haushaltskühlgeräten  ist  während  des  Entfrost-Zyklus  eine  Temperaturabweichung  von  nicht  mehr  als  3  K  während  eines 
Zeitraums  von  4  Stunden  oder  20  %  der  Dauer  des  Betriebszyklus,  wobei  der  jeweils  niedrigere  Wert  maßgebend  ist,  zulässig. 


2.  BERECHNUNG  DES  GLEICHWERTIGEN  RAUMINHALTS 

Der  gleichwertige  Rauminhalt  eines  Haushaltskühlgeräts  ist  die  Summe  der  gleichwertigen  Rauminhalte  aller  Fächer.  Er 
wird  wie  folgt  in  Litern  berechnet  und  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet: 


x  ^   x  FFC 

20 


x  CC  x  BI 


Hierbei  ist: 


—  n  die  Zahl  der  Fächer 


—  Vc  der  Lagerrauminhalt  des  Fachs/der  Fächer 


—  Tc  die  Nenntemperatur  des  Fachs/der  Fächer  gemäß  Tabelle  2 


der  thermodynamische  Faktor  gemäß  Tabelle  5 


—  FFC,  CC  und  BI  sind  Korrekturfaktoren  für  den  Rauminhalt  gemäß  Tabelle  6. 


Der  thermodynamische  Korrekturfakto/252~T^  ist  die  Temperaturdifferenz  zwischen  der  Nenntemperatur  eines  Fachs 
Tc  (gemäß  Tabelle  2)  und  der  Umgebungstemperatur  unter  Normalprüfbedingungen  bei  +25  °C,  ausgedrückt  als 
Verhältnis  derselben  Differenz  für  ein  Lagerfach  für  frische  Lebensmittel  bei  +  5  °C. 


Die  thermodynamischen  Faktoren  für  die  in  Anhang  I  Buchstaben  g  bis  n  aufgeführten  Fächer  sind  in  Tabelle  5 
angegeben. 


Tabelle  5 

Thermodynamische  Faktoren  für  Kühlgerätefächer 


Fach 

Nenntemperatur 

(25-TJ/20 

Sonstiges  Fach 

Auslegungstempera- 
tur 

(25  -Tc) 
20 

Kellerfach/Weinlagerfach 

+  12  °C 

0,65 

Lagerfach  für  frische  Lebensmittel 

+  5  °C 

1,00 

Kaltlagerfach 

0  "C 

1,25 

Eiswürfelbereiterfach  und  Null-Sterne-Fach 

0  °c 

1,25 

Ein-Sterne-Fach 

-  6  °C 

1,55 

Zwei-Sterne-Fach 

-12  "C 

1,85 

Drei-Sterne-Fach 

-18  "C 

2,15 

Gefrierfach  (Vier-Sterne-Fach) 

-  18  °C 

2,15 

Anmerkungen: 

i)  Bei  Mehrzweckfächern  wird  der  thermodynamische  Faktor  anhand  der  in  Tabelle  2  angegebenen  Nenntemperatur 
des  kältesten  Fächertyps  ermittelt,  die  vom  Endnutzer  gemäß  Herstelleranweisungen  eingestellt  werden  kann  und 
dauerhaft  aufrechterhalten  wird. 


ii)  Bei  Zwei-Sterne-Abteilen  (in  einem  Gefriergerät)  wird  der  thermodynamische  Faktor  bei  Tc  =  -  1 2  °C  ermittelt. 


iii)  Bei  sonstigen  Fächern  wird  der  thermodynamische  Faktor  anhand  der  tiefsten  Auslegungstemperatur  ermittelt,  die 
vom  Endnutzer  gemäß  Herstelleranweisungen  eingestellt  werden  kann  und  dauerhaft  aufrechterhalten  wird. 


Tabelle  6 
Korrekturfaktoren 


Korrekturfaktor 

Wert 

Bedingungen 

FF  (frostfrei) 

1,2 

für  frostfreie  Gefriergut-Lagerfächer 

1 

in  sonstigen  Fällen 

CC  (Klimaklasse) 

1,2 

für  Geräte  der  Klasse  T  (tropische  Zone) 

1,1 

für  Geräte  der  Klasse  ST  (subtropische  Zone) 

1 

in  sonstigen  Fällen 

BI  (Einbaugeräte) 

1,2 

für  Einbaugeräte  mit  einer  Breite  von  weniger  als  58  cm 

1 

in  sonstigen  Fällen 

Anmerkungen: 

i)  FF  ist  der  Korrekturfaktor  für  den  Rauminhalt  von  Frostfrei-Fächern. 

ii)  CC  ist  der  Korrekturfaktor  für  den  Rauminhalt  für  eine  bestimmte  Klimaklasse.  Ist  ein  Kühlgerät  in  mehr  als  eine 
Klimaklasse  eingestuft,  wird  der  Berechnung  des  gleichwertigen  Rauminhalts  die  Klimaklasse  mit  dem  höchsten 
Korrekturfaktor  zugrunde  gelegt. 

iii)  BI  ist  der  Korrekturfaktor  für  den  Rauminhalt  von  Einbaugeräten. 
BERECHNUNG  DES  ENERGIEEFFIZIENZINDEX 

Zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex  (EET)  eines  Haushaltskühlgerätemodells  wird  der  jährliche  Energieverbrauch 
des  Haushaltskühlgeräts  mit  seinem  standardmäßigen  jährlichen  Energieverbrauch  verglichen. 

(1)  Der  Energieeffizienzindex  (EET)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  eine  Dezimalstelle  gerundet: 

AEC 

EEI  =   x  100 

SAEC 

Hierbei  ist: 

AEC  =  jährlicher  Energieverbrauch  des  Haushaltskühlgeräts 

SAEC  =  standardmäßiger  jährlicher  Energieverbrauch  des  Haushaltskühlgeräts. 

(2)  Der  jährliche  Energieverbrauch  (AEC)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  gerundet  in  kWh/Jahr 
angegeben: 

AEC  =  E24h  x  365 

Hierbei  ist: 

E24h  der  Energieverbrauch  des  Haushaltskühlgeräts  in  kWh/24h  auf  drei  Dezimalstellen  gerundet. 

(3)  Der  standardmäßige  jährliche  Energieverbrauch  (SAEC)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen 
gerundet  in  kWh/Jahr  angegeben: 

SAEC  =  Ve,  x  M  +  N  +  CH 

Hierbei  ist: 

der  gleichwertige  Rauminhalt  des  Haushaltskühlgeräts 
CH  gleich  50  kWh/Jahr  für  Geräte  mit  einem  Kaltlagerfach  mit  einem  Nutzinhalt  von  mindestens  15  Litern 
Die  Werte  für  M  und  N  sind  für  jede  Haushaltskühlgeräte-Kategorie  in  Tabelle  7  angegeben. 


Tabelle  7 

Werte  für  M  und  N  nach  Haushaltskühlgeräte-Kategorien 


Kategorie 

M 

N 

1 

0,233 

245 

2 

0,233 

245 

3 

0,233 

245 

4 

0,643 

191 

5 

0,450 

245 

6 

0,777 

303 

7 

0,777 

303 

8 

0,539 

315 

9 

0,472 

286 

10 

(*) 

(*) 

(*)  Anmerkung:  Für  Haushaltskühlgeräte  der  Kategorie  10  hängen  die  Werte  von  M  und  N  von  der  Temperatur  und  Sterne- 
Einstufung  des  Fachs  mit  der  niedrigsten  Lagertemperatur  ab,  die  vom  Endnutzer  gemäß  Herstelleranweisungen  eingestellt 
werden  kann  und  dauerhaft  aufrechterhalten  wird.  Ist  nur  ein  „sonstiges  Fach"  gemäß  Tabelle  2  und  Anhang  I  Buchstabe  n 
vorhanden,  werden  für  M  und  N  die  Werte  der  Kategorie  1  verwendet.  Geräte  mit  Drei-Sterne-Fächern  oder  Gefrierfächern 
gelten  als  Kühl-Gefriergeräte. 


ANHANG  IX 


Energieeffizienzklassen 

Die  Energieeffizienzklasse  eines  Haushaltskühlgeräts  wird  ermittelt  auf  der  Grundlage  seines  Energieeffizienzindex  (EE1) 
gemäß  Tabelle  1  ab  dem  20.  Dezember  2011  bis  zum  30.  Juni  2014  und  Tabelle  2  ab  dem  1.  Juli  2014. 

Der  Energieeffizienzindex  eines  Haushaltskühlgeräts  wird  nach  Anhang  VIII  Nummer  3  ermittelt. 


Tabelle  1 

Energieeffizienzklassen  bis  30.  Juni  2014 


Energieeffizienzklasse 

Energieeffizienzindex 

A+++  (höchste  Effizienz) 

EEI  <  22 

A++ 

22  <  EEI  <  33 

A+ 

33  <  EEI  <  44 

A 

44  <  EEI  <  55 

B 

55  <  EEI  <  75 

C 

75  <  EEI  <  95 

D 

95  <  EEI  <  110 

E 

110  <  EEI  <  125 

F 

125  <  EEI  <  150 

G  (geringste  Effizienz) 

EEI  >  150 

Tabelle  2 

Energieeffizienzklassen  ab  1.  Juli  2014 

Energieeffizienzklasse 

Energieeffizienzindex 

A+++  (höchste  Effizienz) 

EEI  <  22 

A++ 

22  <  EEI  <  33 

A+ 

33  <  EEI  <  42 

A 

42  <  EEI  <  55 

B 

55  <  EEI  <  75 

C 

75  <  EEI  <  95 

D 

95  <  EEI  <  110 

E 

110  <  EEI  <  125 

F 

125  <  EEI  <  150 

G  (geringste  Effizienz) 

EEI  >  150 

Berichtigung 

(ABl.  2011  L  78/70) 
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Der  Text  der  Berichtigung  findet  sich  auf  den  S.  1784  f.. 
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DELEGIERTE  VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1061/2010  DER  KOMMISSION 

vom  28.  September  2010 

zur  Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick 
auf  die  Kennzeichnung  von  Haushaltswaschmaschinen  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  19.  Mai  2010  über  die  Angabe  des 
Verbrauchs  an  Energie  und  anderen  Ressourcen  durch  energie- 
verbrauchsrelevante Produkte  mittels  einheitlicher  Etiketten  und 
Produktinformationen  ('),  insbesondere  auf  Artikel  10, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Kommission  hat  gemäß  der  Richtlinie  2010/30/EU 
delegierte  Rechtsakte  zur  Kennzeichnung  energiever- 
brauchsrelevanter Produkte  zu  erlassen,  die  ein  erhebli- 
ches Potenzial  zur  Einsparung  von  Energie  sowie  große 
Unterschiede  in  den  Leistungsniveaus  bei  gleichwertigen 
Funktionen  aufweisen. 


(2)  Bestimmungen  zur  Kennzeichnung  von  Haushaltswasch- 
maschinen in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch  wurden 
durch  die  Richtlinie  95/12/EG  der  Kommission  vom 
23.  Mai  1995  zur  Durchführung  der  Richtlinie 
92/75/EWG  betreffend  die  Energieetikettierung  für  elek- 
trische Haushaltswaschmaschinen  (2)  festgelegt. 


(3)  Auf  Haushaltswaschmaschinen  entfällt  ein  wesentlicher 
Anteil  des  Gesamtstromverbrauchs  der  Haushalte  in  der 
Union.  Uber  die  bereits  erzielten  Energieeffizienzsteige- 
rungen hinaus  besteht  ein  erhebliches  Potenzial  für  die 
weitere  Verringerung  des  Energieverbrauchs  von  Haus- 
haltswaschmaschinen. 


(4)  Durch  diese  Verordnung  sollten  die  Richtlinie  95/12/EG 
aufgehoben  und  neue  Bestimmungen  festgelegt  werden, 
um  zu  gewährleisten,  dass  das  Energieetikett  den  Liefe- 
ranten dynamische  Anreize  dafür  bietet,  die  Energieeffi- 
zienz von  Haushaltswaschmaschinen  weiter  zu  verbes- 
sern und  die  Marktumstellung  auf  energieeffiziente  Tech- 
nologien zu  beschleunigen. 


(!)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  47  vom  24.2.1996,  S.  35. 


(5)  Kombinierte  Haushalts-Wasch-Trockenautomaten  fallen 
in  den  Anwendungsbereich  der  Richtlinie  96/60/EG  der 
Kommission  vom  19.  September  1996  zur  Durchfüh- 
rung der  Richtlinie  92/75/EWG  des  Rates  betreffend  die 
Energieetikettierung  für  kombinierte  Haushalts-Wasch- 
Trockenautomaten  (3)  und  sollten  deshalb  vom  Anwen- 
dungsbereich dieser  Richtlinie  ausgenommen  werden.  Da 
sie  jedoch  ähnliche  Funktionen  bieten  wie  Haushalts- 
waschmaschinen, sollte  die  Richtlinie  96/60/EG  so  bald 
wie  möglich  überarbeitet  werden. 


(6)  Die  auf  dem  Etikett  angegebenen  Informationen  sollten 
durch  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messver- 
fahren ermittelt  werden,  die  dem  anerkannten  Stand  der 
Messtechnik  sowie  gegebenenfalls  harmonisierten  Nor- 
men Rechnung  tragen,  die  von  den  in  Anhang  I  der 
Richtlinie  98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  22.  Juni  1998  über  ein  Informationsver- 
fahren auf  dem  Gebiet  der  Normen  und  technischen  Vor- 
schriften und  der  Vorschriften  für  die  Dienste  der  Infor- 
mationsgesellschaft (4)  aufgeführten  europäischen  Nor- 
mungsgremien erlassen  wurden. 


(7)  Diese  Verordnung  sollte  eine  einheitliche  Gestaltung  und 
einen  einheitlichen  Inhalt  des  Etiketts  für  Haushalts- 
waschmaschinen vorgeben. 


(8)  Darüber  hinaus  sollten  in  dieser  Verordnung  Anforderun- 
gen an  die  technischen  Unterlagen  und  das  Datenblatt  für 
Haushaltswaschmaschinen  festgelegt  werden. 


(9)  Ferner  sollten  in  dieser  Verordnung  Anforderungen  an 
die  Informationen  festgelegt  werden,  die  beim  Verkauf 
von  Haushaltswaschmaschinen  in  jeglicher  Form  des 
Fernabsatzes  sowie  bei  der  Werbung  und  in  technischem 
Werbematerial  bereitzustellen  sind. 


(10)  Es  ist  zweckmäßig,  eine  Überprüfung  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  im  Lichte  des  technischen  Fortschritts 
vorzusehen. 


(11)  Um  die  Umstellung  von  der  Richtlinie  95/12/EG  auf 
diese  Verordnung  zu  erleichtern,  sollte  vorgesehen  wer- 
den, dass  die  gemäß  dieser  Richtlinie  gekennzeichneten 
Haushaltswaschmaschinen  als  der  Richtlinie  95/12/EG 
entsprechend  angesehen  werden. 


(3)  ABl.  L  266  vom  18.10.1996,  S.  1. 

(4)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 
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(12)     Die    Richtlinie    95/12/EG    sollte    daher  aufgehoben 
werden  — 


HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 


Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

(1)  Durch  diese  Verordnung  werden  Anforderungen  an  die 
Kennzeichnung  netzbetriebener  Haushaltswaschmaschinen  und 
netzbetriebener  Haushaltswaschmaschinen,  die  auch  mit  Batte- 
rien/Akkumulatoren betrieben  werden  können,  einschließlich 
für  nicht  haushaltsübliche  Zwecke  verkaufter  Geräte  und  Ein- 
bau-Haushaltswaschmaschinen, sowie  an  die  Bereitstellung  zu- 
gehöriger ergänzender  Produktinformationen  festgelegt. 


(2)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für  kombinierte  Haushalts- 
Wasch-Trockenautomaten. 


Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  des  Artikels  2  der 
Richtlinie  2010/30/EU  gelten  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung 
folgende  Begriffsbestimmungen: 

1.  „Haushaltswaschmaschine"  bezeichnet  einen  Waschautoma- 
ten zum  Säubern  und  Spülen  von  Textilien  mit  Wasser,  der 
über  eine  Schleuderfunktion  verfügt  und  zur  Nutzung  vor- 
wiegend für  nichtprofessionelle  Zwecke  konzipiert  ist; 

2.  „Einbau-Haushaltswaschmaschine"  bezeichnet  eine  Haus- 
haltswaschmaschine, die  zum  Einbau  in  einen  Schrank, 
eine  vorbereitete  Wandaussparung  oder  einen  ähnlichen 
Ort  vorgesehen  ist  und  eine  Dekorabdeckung  erfordert; 

3.  „Waschautomat"  bezeichnet  eine  Waschmaschine,  bei  der 
die  Behandlung  der  eingefüllten  Wäsche  vollständig  durch 
die  Maschine  erfolgt,  ohne  dass  zu  irgendeinem  Zeitpunkt 
während  des  Waschprogramms  ein  Eingreifen  des  Nutzers 
nötig  wäre; 

4.  „kombinierter  Haushalts-Wasch-Trockenautomat"  bezeich- 
net eine  Haushaltswaschmaschine,  die  sowohl  eine  Schleu- 
derfunktion als  auch  die  Möglichkeit  zum  Trocknen  der 
Textilien  —  üblicherweise  durch  Erwärmung  und  Umwäl- 
zung in  der  Trommel  —  bietet; 

5.  „Programm"  bezeichnet  eine  Reihe  voreingestellter  Opera- 
tionen, die  vom  Lieferanten  als  geeignet  für  das  Waschen 
bestimmter  Textilienarten  erklärt  werden; 


6.  „Zyklus"  bezeichnet  einen  für  das  ausgewählte  Programm 
festgelegten  vollständigen  Wasch-,  Spül-  und  Schleuderpro- 

zess; 


7.  „Programmdauer"  bezeichnet  den  Zeitraum  von  der  Einlei- 
tung des  Programms  bis  zum  Abschluss  des  Programms 
ohne  etwaige  vom  Endnutzer  programmierte  Zeitverzöge- 
rung; 


8.  „Nennkapazität"  bezeichnet  die  in  Kilogramm  ausgedrückte 
und  vom  Lieferanten  in  Intervallen  von  0,5  kg  angegebene 
Masse  der  Höchstmenge  an  trockenen  Textilien  einer  be- 
stimmten Art,  die  von  einer  Haushaltswaschmaschine  in 
dem  ausgewählten  Programm  bei  Befüllung  nach  Lieferan- 
tenanweisung behandelt  werden  kann; 


9.  „Teilbefüllung"  bezeichnet  die  Befüllung  bis  zur  Hälfte  der 
Nennkapazität  einer  Haushaltswaschmaschine  für  ein  be- 
stimmtes Programm; 


10.  „Restfeuchte"  bezeichnet  die  nach  dem  Schleudern  in  der 
eingefüllten  Wäsche  enthaltene  Feuchtigkeitsmenge; 


11.  „Aus-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  die  Haus- 
haltswaschmaschine durch  Bedienelemente  oder  Schalter 
am  Gerät  ausgeschaltet  ist,  die  dem  Endnutzer  zugänglich 
und  zur  Betätigung  durch  denselben  während  des  normalen 
Betriebs  bestimmt  sind,  um  die  niedrigste  dauerhaft  mögli- 
che Leistungsaufnahme  zu  erzielen,  während  die  Haushalts- 
waschmaschine an  eine  Stromquelle  angeschlossen  ist  und 
nach  Lieferantenanweisung  betrieben  wird.  In  Ermangelung 
eines  dem  Endnutzer  zugänglichen  Bedienelements  oder 
Schalters  bezeichnet  „Aus-Zustand"  den  Betriebszustand 
mit  stabiler  Leistungsaufnahme,  den  die  Haushaltswasch- 
maschine selbsttätig  erreicht; 


12.  „unausgeschalteter  Zustand"  bezeichnet  den  Betriebszustand 
mit  der  geringsten  Leistungsaufnahme,  der  nach  Abschluss 
des  Programms  abgesehen  vom  Entleeren  der  Haushalts- 
waschmaschine ohne  weiteres  Einwirken  des  Endnutzers 
zeitlich  unbegrenzt  möglich  ist; 


1 3.  „gleichwertige  Haushaltswaschmaschine"  bezeichnet  ein 
Haushaltswaschmaschinenmodell  mit  der  gleichen  Nenn- 
kapazität, den  gleichen  technischen  Eigenschaften  und  Leis- 
tungsmerkmalen, dem  gleichen  Energie-  und  Wasserver- 
brauch sowie  den  gleichen  Luftschallemissionen  beim  Wa- 
schen und  Schleudern  wie  ein  von  demselben  Lieferanten 
unter  einer  anderen  numerischen  Handelsbezeichnung  in 
Verkehr  gebrachtes  anderes  Haushaltswaschmaschinenmo- 
dell; 


14.  „Endnutzer"  ist  ein  Verbraucher,  der  eine  Haushaltswasch- 
maschine kauft  oder  zu  kaufen  im  Begriff  ist; 


15.  „Verkaufsstelle"  ist  ein  Ort,  an  dem  Haushaltswaschmaschi- 
nen ausgestellt  oder  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder 
zum  Mietkauf  angeboten  werden. 
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Artikel  3 

Verantwortlichkeiten  der  Lieferanten 

Die  Lieferanten  stellen  sicher,  dass 

a)  jede  Haushaltswaschmaschine  mit  einem  gedruckten  Etikett 
geliefert  wird,  dessen  Gestaltung  und  Informationsgehalt  den 
Vorgaben  in  Anhang  I  entsprechen; 

b)  ein  Produktdatenblatt  gemäß  Anhang  II  bereitgestellt  wird; 

c)  die  technischen  Unterlagen  gemäß  Anhang  III  auf  Antrag 
den  Behörden  der  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  ver- 
fügbar gemacht  werden; 

d)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Haushaltswasch- 
maschinenmodell mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informa- 
tionen auch  dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird; 

e)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Haus- 
haltswaschmaschinenmodell mit  Informationen  zu  dessen 
spezifischen  technischen  Parametern  auch  dessen  Energieef- 
fizienzklasse angegeben  wird. 

Artikel  4 

Verantwortlichkeiten  der  Händler 

Die  Händler  stellen  sicher,  dass 

a)  alle  Haushaltswaschmaschinen  in  der  Verkaufsstelle  das  von 
den  Lieferanten  gemäß  Artikel  3  Buchstabe  a  bereitgestellte 
Etikett  deutlich  sichtbar  außen  an  der  Vorder-  oder  Oberseite 
tragen; 

b)  Haushaltswaschmaschinen,  die  in  einer  Weise  zum  Verkauf, 
zur  Vermietung  oder  zum  Ratenkauf  angeboten  werden,  bei 
der  nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Endnutzer  das  Pro- 
dukt ausgestellt  sieht,  bei  der  Vermarktung  mit  den  vom 
Lieferanten  gemäß  Anhang  IV  bereitzustellenden  Informatio- 
nen versehen  sind; 

c)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Haushaltswasch- 
maschinenmodell mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informa- 
tionen auch  dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird; 

d)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Haus- 
haltswaschmaschinenmodell mit  Informationen  zu  dessen 
spezifischen  technischen  Parametern  auch  dessen  Energieef- 
fizienzklasse angegeben  wird. 

Artikel  5 
Messverfahren 

Die  gemäß  Artikel  3  und  4  bereitzustellenden  Informationen 
werden  durch  ein  zuverlässiges,  genaues  und  reproduzierbares 


Messverfahren  ermittelt,  das  dem  anerkannten  Stand  der  Mess- 
technik Rechnung  trägt. 


Artikel  6 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Die  Mitgliedstaaten  ermitteln  die  Einhaltung  der  gemachten  An- 
gaben zur  Energieeffizienzklasse,  zum  jährlichen  Stromver- 
brauch, zum  jährlichen  Wasserverbrauch,  zur  Schleudereffi- 
zienzklasse,  zur  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  im 
unausgeschalteten  Zustand,  zur  Dauer  des  unausgeschalteten 
Zustands,  zur  Restfeuchte,  zur  Schleuderdrehzahl  und  zu  den 
Luftschallemissionen  nach  dem  Verfahren  gemäß  Anhang  V. 

Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  vier 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  im  Lichte  des  technischen  Fort- 
schritts. Bei  der  Uberprüfung  werden  insbesondere  die  Prüftole- 
ranzen nach  Anhang  V  bewertet. 


Artikel  8 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  95/12/EG  wird  hiermit  zum  20.  Dezember  2011 
aufgehoben. 

Artikel  9 

Übergangsbestimmungen 

(1)  Artikel  3  Buchstaben  d  und  e  sowie  Artikel  4  Buchstaben 
b,  c  und  d  gelten  nicht  für  gedruckte  Werbung  und  gedrucktes 
technisches  Werbematerial,  die  bzw.  das  vor  dem  20.  April 
2012  veröffentlicht  wird. 


(2)  Haushaltswaschmaschinen,  die  vor  dem  20.  Dezember 
2011  in  Verkehr  gebracht  werden,  müssen  den  Bestimmungen 
der  Richtlinie  95/12/EG  entsprechen. 


(3)  Wird  eine  Rechtsvorschrift  zur  Durchführung  der  Richt- 
linie 2009/125/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  (')  im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforderungen 
an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von  Haushaltswaschmaschi- 
nen verabschiedet,  so  gelten  Haushaltswaschmaschinen,  die  den 
Bestimmungen  dieser  Durchführungsmaßnahme  hinsichtlich  der 
Wascheffizienzanforderungen  und  den  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  entsprechen  und  vor  dem  20.  Dezember  2011  in 
Verkehr  gebracht  oder  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder  zum 
Mietkauf  angeboten  werden,  als  den  Bestimmungen  der  Richt- 
linie 95/12/EG  entsprechend. 


(!)  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 
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Artikel  10 
Inkrafttreten  und  Geltung 

(1)  Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Union  in  Kraft. 

(2)  Sie  gilt  ab  20.  Dezember  2011.  Artikel  3  Buchstaben  d  und  e  sowie  Artikel  4  Buchstaben  b,  c  und  d 
gelten  hingegen  ab  20.  April  2012. 

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  28.  September  2010 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


ANHANG  1 


1.  ETIKETT 
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1.  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 


I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 


II.  Modellkennung  des  Lieferanten,  d.  h.  der  üblicherweise  alphanumerische  Code,  der  ein  bestimmtes  Haushalts- 
waschmaschinenmodell von  anderen  Modellen  des  gleichen  Warenzeichens  oder  mit  dem  gleichen  Lieferan- 
tennamen unterscheidet; 


III.  Energieeffizienzklasse,  ermittelt  gemäß  Anhang  VI  Nummer  1.  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienz- 
klasse der  Haushaltswaschmaschine  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe  zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der 
entsprechenden  Energieeffizienzklasse; 

LV.  gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  (AEC)  in  kWh/Jahr,  gemäß  Anhang  VII  auf  die  nächste  Ganzzahl 
aufgerundet; 

V.  gewichteter  jährlicher  Wasserverbrauch  (AWC)  in  Liter/Jahr,  gemäß  Anhang  VII  auf  die  nächste  Ganzzahl 
aufgerundet; 

VI.  Nennkapazität  in  kg  für  das  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  oder  das  Standardprogramm  „Baumwolle 
40  °C",  jeweils  bei  vollständiger  Befüllung,  wobei  der  geringere  der  beiden  Werte  maßgeblich  ist; 

VII.  Schleudereffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  2; 

VIII.  Luftschallemissionen  beim  Waschen  und  Schleudern  im  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollstän- 
diger Befüllung  in  dB(A)  re  1  pW,  auf  die  nächstliegende  Ganzzahl  gerundet. 

2.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  2  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  vergeben  wurde. 


2.  GRAFISCHE  GESTALTUNG  DES  ETIKETTS 

Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  der  folgenden  Abbildung  entsprechen. 


(!)  ABl.  L  27  vom  30.1.2010,  S.  1. 
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Dabei  gilt: 

a)  Das  Etikett  muss  mindestens  110  mm  breit  und  220  mm  hoch  sein.  Wird  das  Kennzeichen  in  größerem  Format 
gedruckt,  so  müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

b)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

c)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  —  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  —  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan, 
70  %  Magenta,  100  %  Gelb,  0  %  Schwarz. 

d)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 

Q     Begrenzungslinie:  5  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

Q     EU-Logo  —  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

0     Energie-Logo:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Energie-Logo  (kombiniert):  Breite:  92  mm,  Höhe:  17  mm. 

O     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  Länge:  92,5  mm. 

0      Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  0,75  mm  —  Farben: 

—  höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

—  zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 

—  dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 

—  vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-OO, 

—  fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 

—  sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 

—  letzte  Effizienzklasse:  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  1 8  pt,  Großbuchstaben,  weiß:  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  1 2  pt,  Großbuchstaben,  weiß, 
in  einer  einzigen  Zeile  ausgerichtet. 

0  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  26  mm,  Höhe:  14  mm,  100  %  Schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  29  pt,  Großbuchstaben,  weiß:  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß, 
in  einer  einzigen  Zeile  ausgerichtet. 


Energie:  Text:  Calibri  normal  11  pt,  Großbuchstaben,  100%  Schwarz. 
Gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  42  pt,  100%  Schwarz;  und  Calibri  normal  17  pt,  100%  Schwarz. 

Gewichteter  jährlicher  Wasserverbrauch 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100%  Schwarz;  und  Calibri  normal  16  pt,  100%  Schwarz. 

Nennkapazität 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  Schwarz;  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  Schwarz. 

Schleudereffizienzklasse 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  normal  16  pt,  horizontale  Skala  75%,  100%  Schwarz  und  Calibri  normal  22  pt, 
horizontale  Skala  75  %,  100  %  Schwarz. 

Luftschallemissionen 

—  Piktogramme  wie  abgebildet 

—  Begrenzungslinie:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  Schwarz;  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  Schwarz. 

Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  92  *  15  mm  passen. 
Nummer  der  Verordnung:  Calibri  fett  12  pt,  100  %  Schwarz. 


ANHANG  II 


Produkt  datenblatt 

Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  der  Haushaltswaschmaschine  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  machen 
und  in  die  Produktbroschüre  und  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unterlagen  aufzunehmen: 

a)  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

b)  Modellkennung  des  Lieferanten,  d.h.  der  üblicherweise  alphanumerische  Code,  der  ein  bestimmtes  Haushaltswasch- 
maschinenmodell von  anderen  Modellen  des  gleichen  Warenzeichens  oder  mit  dem  gleichen  Lieferantennamen 
unterscheidet; 

c)  Nennkapazität  in  kg  Baumwolle  für  das  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  oder  das  Standardprogramm 
„Baumwolle  40  °C",  jeweils  bei  vollständiger  Befüllung,  wobei  der  geringere  der  beiden  Werte  maßgeblich  ist; 

d)  Energieeffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  1; 

e)  sofern  für  die  Haushaltswaschmaschine  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  66/2010  vergeben 
wurde,  kann  dies  mit  angegeben  werden; 

f)  jährlicher  Energieverbrauch  (AEC)  in  kWh/Jahr,  auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet.  Dieser  ist  anzugeben  als: 
„Energieverbrauch  von  ,X'  kWh/Jahr  auf  der  Grundlage  von  220  Standard-Waschzyklen  für  60  °C-  und  40  °C- 
Baumwollprogramme  bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung  sowie  dem  Verbrauch  der  Betriebsarten  mit 
geringer  Leistungsaufnahme.  Der  tatsächliche  Energieverbrauch  hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab."; 

g)  Energieverbrauch  (E,  60,  El  60yv  Ef  40^)  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung  und 
Teilbefüllung  sowie  des  Standardprogramms  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung; 

h)  gewichtete  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  im  unausgeschalteten  Zustand; 

i)  gewichteter  jährlicher  Wasserverbrauch  (AW^)  in  Liter/Jahr,  auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet.  Dieser  ist 
anzugeben  als:  „Wasserverbrauch  von  ,X'  Liter/Jahr  auf  der  Grundlage  von  220  Standard-Waschzyklen  für  60  °C- 
und  40  °C-Baumwollprogramme  bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung.  Der  tatsächliche  Wasserverbrauch 
hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab."; 

j)  Schleudereffizienzklasse,  ermittelt  gemäß  Anhang  VI  Nummer  2  und  ausgedrückt  als  „Schleudereffizienzklasse  ,X' 
auf  einer  Skala  von  G  (geringste  Effizienz)  bis  A  (höchste  Effizienz)".  Von  dieser  Darstellungsweise  kann  abge- 
wichen werden,  sofern  deutlich  wird,  das  die  Skala  von  G  (geringste  Effizienz)  bis  A  (höchste  Effizienz)  reicht: 

k)  maximale  Schleuderdrehzahl  beim  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung  oder  beim 
Standardprogramm  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung,  wobei  der  niedrigere  Wert  maßgeblich  ist,  sowie  Rest- 
feuchte beim  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung  oder  beim  Standardprogramm 
„Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung,  wobei  der  höhere  Wert  maßgeblich  ist; 

1)  Hinweise  auf  den  Umstand,  dass  die  Standardprogramme  „Baumwolle  60  °C"  und  „Baumwolle  40  °C"  die  Standard- 
Waschprogramme  sind,  auf  die  sich  die  Informationen  auf  dem  Etikett  und  im  Datenblatt  beziehen,  dass  diese 
Programme  zur  Reinigung  normal  verschmutzter  Baumwollwäsche  geeignet  und  in  Bezug  auf  den  kombinierten 
Energie-  und  Wasserverbrauch  am  effizientesten  sind; 

m)  Programmdauer  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung  sowie 
des  Standardprogramms  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung  in  Minuten,  auf  die  nächstliegende  Minute  gerundet; 

n)  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  (Ti),  falls  die  Haushaltswaschmaschine  mit  Leistungssteuerung  ausgerüstet 
ist; 

o)  Luftschallemissionen  in  dB(A)  re  1  pW,  auf  die  nächstliegende  Ganzzahl  gerundet,  beim  Waschen  und  Schleudern 
im  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung; 

p)  falls  die  Haushaltswaschmaschine  für  den  Einbau  bestimmt  ist,  eine  entsprechende  Angabe. 

Ein  Datenblatt  kann  eine  Reihe  von  Haushaltswaschmaschinenmodellen  desselben  Lieferanten  abdecken. 

Die  Angaben  im  Datenblatt  können  in  Form  einer  Kopie  des  Etiketts  in  Farbe  oder  Schwarz-Weiß  erfolgen.  In  diesem 
Fall  sind  die  in  Nummer  1  aufgeführten  Angaben,  die  nicht  bereits  auf  dem  Etikett  vorhanden  sind,  ebenfalls  zu 
machen. 


ANHANG  III 


Technische  Unterlagen 

1.  Die  in  Artikel  3  Buchstabe  c  genannten  technischen  Unterlagen  umfassen: 

a)  Name  und  Anschrift  des  Lieferanten; 

b)  allgemeine,  für  eine  eindeutige  und  unmittelbare  Identifizierung  ausreichende  Beschreibung  des  Waschmaschinen- 
modells; 

c)  gegebenenfalls  die  Fundstellen  der  angewandten  harmonisierten  Normen: 

d)  gegebenenfalls  die  sonstigen  angewandten  technischen  Normen  und  Spezifikationen: 

e)  Name  und  Unterschrift  der  für  den  Lieferanten  zeichnungsberechtigten  Person; 

f)  eine  Angabe,  ob  das  Haushaltswaschmaschinenmodell  während  des  Waschzyklus  Silberionen  freisetzt  oder  nicht,  in 
folgender  Form:  „Dieses  Produkt  setzt  während  des  Waschzyklus  [keine]  Silberionen  frei."; 

g)  folgende  technische  Parameter  für  Messungen: 

i)  Energieverbrauch, 

ii)  Programmdauer, 

iii)  Wasserverbrauch, 

iv)  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand, 

v)  Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand, 

vi)  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands, 

vii)  Restfeuchte, 

viii)  Luftschallemissionen, 

ix)  maximale  Schleuderdrehzahl; 

h)  die  Ergebnisse  von  Berechnungen  gemäß  Anhang  VII. 

2.  Wurden  die  in  den  technischen  Unterlagen  enthaltenen  Angaben  für  ein  bestimmtes  Haushaltswaschmaschinenmodell 
durch  Berechnung  auf  der  Grundlage  der  Bauart  und/oder  durch  Extrapolation  ausgehend  von  anderen  gleichwertigen 
Haushaltswaschmaschinen  ermittelt,  so  sind  in  den  Unterlagen  Einzelheiten  zu  den  Berechnungen  und/oder  Extra- 
polationen und  zu  den  Tests,  die  von  den  Lieferanten  zur  Überprüfung  der  Korrektheit  der  Berechnungen  durchgeführt 
werden,  anzugeben.  Die  Informationen  müssen  auch  eine  Liste  aller  anderen  gleichwertigen  Haushaltswaschmaschi- 
nenmodelle umfassen,  bei  denen  die  Angaben  auf  derselben  Grundlage  ermittelt  wurden. 
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ANHANG  N 


Informationen,  die  in  Fällen  bereitzustellen  sind,  in  denen  nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Endnutzer  das 

Gerät  ausgestellt  sieht 

1.  Die  in  Artikel  4  Buchstabe  b  genannten  Informationen  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  anzugeben: 

a)  Nennkapazität  in  kg  Baumwolle  für  das  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  oder  das  Standardprogramm 
„Baumwolle  40  °C",  jeweils  bei  vollständiger  Befüllung,  wobei  der  geringere  der  beiden  Werte  maßgeblich  ist. 

b)  Energieeffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  1; 

c)  gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  in  kWh/Jahr,  berechnet  gemäß  Anhang  VII  Nummer  1  Buchstabe  c  und 
aufgerundet  auf  die  nächste  Ganzzahl; 

d)  gewichteter  jährlicher  Wasserverbrauch  in  Liter/Jahr,  berechnet  gemäß  Anhang  VII  Nummer  2  Buchstabe  a  und 
aufgerundet  auf  die  nächste  Ganzzahl; 

e)  Schleudereffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  2; 

f)  maximale  Schleuderdrehzahl  beim  Standardprogramm  „Baumwolle  60  "C"  bei  vollständiger  Befüllung  oder  beim 
Standardprogramm  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung,  wobei  der  niedrigere  Wert  maßgeblich  ist,  sowie  Rest- 
feuchte beim  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung  oder  beim  Standardprogramm 
„Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung,  wobei  der  höhere  Wert  maßgeblich  ist; 

g)  Luftschallemissionen  beim  Waschen  und  Schleudern  im  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger 
Befüllung  in  dB(A)  re  1  pW,  auf  die  nächstliegende  Ganzzahl  gerundet; 

h)  eine  entsprechende  Angabe,  falls  die  Haushaltswaschmaschine  für  den  Einbau  bestimmt  ist. 

2.  Werden  weitere  im  Produktdatenblatt  enthaltene  Angaben  gemacht,  sind  sie  in  der  Form  und  Reihenfolge  gemäß 
Anhang  II  bereitzustellen. 

3.  Schrifttyp  und  -große,  in  der  alle  in  diesem  Anhang  genannten  Informationen  aufgeführt  werden,  müssen  lesbar  sein. 


ANHANG  V 


Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Zur  Überprüfung  der  Einhaltung  der  in  Artikel  3  und  4  festgelegten  Anforderungen  unterziehen  die  Behörden  der 
Mitgliedstaaten  eine  einzelne  Haushaltswaschmaschine  einer  Prüfung.  Entsprechen  die  gemessenen  Parameter  nicht  den 
vom  Lieferanten  angegebenen  Werten  innerhalb  der  in  Tabelle  1  angegebenen  Bandbreite,  sind  die  Messungen  an  drei 
weiteren  Haushaltswaschmaschinen  vorzunehmen.  Das  arithmetische  Mittel  der  Messwerte  dieser  drei  weiteren  Haushalts- 
waschmaschinen muss  den  vom  Lieferanten  angegebenen  Werten  innerhalb  der  in  Tabelle  1  angegebenen  Bandbreite 
entsprechen,  abgesehen  vom  Energieverbrauch,  dessen  Messwert  den  Nennwert  für  E,  nicht  um  mehr  als  6  %  über- 
schreiten darf. 

Ist  dies  nicht  der  Fall,  gelten  das  betreffende  Modell  und  alle  anderen  gleichwertigen  Haushaltswaschmaschinenmodelle  als 
nicht  den  Anforderungen  von  Artikel  3  und  4  entsprechend. 

Die  Mitgliedstaaten  verwenden  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messverfahren,  die  den  anerkannten  Regeln  der 
Messtechnik  entsprechen,  einschließlich  Verfahren  gemäß  Dokumenten,  deren  Fundstellen  zu  diesem  Zweck  im  Amtsblatt 
der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden. 


Tabelle  1 


Mcssgrößc 

Prüftoleranzen 

Jährlicher  Energieverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  (*)  für  AEC  nicht  um 
mehr  als  10  %  überschreiten. 

Energieverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  E,  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Programmdauer 

Der  Messwert  darf  die  Nennwerte  für  T,  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Wasserverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  Wt  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Restfeuchte 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  D  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Schleuderdrehzahl 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als  10  % 
unterschreiten. 

Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  im  unausgeschal- 
teten  Zustand 

Der  Messwert  der  Leistungsaufnahme  P0  und  P|  über 
1,00  W  darf  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als  10  %  über- 
schreiten. Der  Messwert  der  Leistungsaufnahme  P0  und  P| 
bis  zu  1,00  W  darf  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als 
0,10  W  überschreiten. 

Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  T|  nicht  um  mehr  als 
10  %  überschreiten. 

Luftschallemissionen 

Der  Messwert  muss  den  Nennwert  erreichen. 

(*)  „Nennwert"  ist  ein  vom  Lieferanten  angegebener  Wert. 


ANHANG  VI 


Energieeffizienzklassen  und  Schleudereffizienzklassen 

1.  ENERGIEEFFIZIENZKLASSEN 

Die  Energieeffizienzklasse  einer  Haushaltswaschmaschine  wird  auf  der  Grundlage  ihres  Energieeffizienzindex  (BEI) 
gemäß  Tabelle  1  ermittelt. 

Der  Energieeffizienzindex  (EEI)  einer  Haushaltswaschmaschine  wird  gemäß  Anhang  VII  Nummer  1  ermittelt. 


Tabelle  1 
Energieeffizienzklassen 


Energieeffizienzklasse 

Energieeffizienzindex 

A+++  (höchste  Effizienz) 

EEI  <  46 

A++ 

46  <  EEI  <  52 

A+ 

52  <  EEI  <  59 

A 

59  <  EEI  <  68 

B 

68  <  EEI  <  77 

C 

77  <  EEI  <  87 

D  (geringste  Effizienz) 

EEI  >  87 

2.  SCHLEUDEREFFIZIENZKLASSEN 

Die  Schleudereffizienzklasse  einer  Haushaltswaschmaschine  wird  anhand  der  Restfeuchte  (D)  gemäß  Tabelle  2  ermittelt. 

Die  Restfeuchte  (D)  einer  Haushaltswaschmaschine  wird  gemäß  Anhang  VII  Nummer  3  ermittelt. 

Tabelle  2 
Schleudereffizienzklassen 


Schleudereffizienzklasse 

Restfeuchte 

A  (höchste  Effizienz) 

D  <  45 

B 

45  <  D  <  54 

C 

54  <  D  <  63 

D 

63  <  D  <  72 

E 

72  <  D  <  81 

F 

81  <  D  <  90 

G  (geringste  Effizienz) 

D  >  90 

ANHANG  VII 


Methode  zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex,  des  jährlichen  Wasserverbrauchs  und  der  Restfeuchte 

1.  BERECHNUNG  DES  ENERGIEEFFIZIENZINDEX 

Zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex  (EEI)  eines  Haushaltswaschmaschinenmodells  wird  der  gewichtete  jährliche 
Energieverbrauch  einer  Haushaltswaschmaschine  für  das  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger 
Befüllung  und  Teilbefüllung  und  für  das  Standardprogramm  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung  mit  ihrem  standard- 
mäßigen jährlichen  Energieverbrauch  verglichen. 

a)  Der  Energieeffizienzindex  (EEI)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  eine  Dezimalstelle  gerundet: 


AEC 

EEI  =   -  x  100 

SAEr 


Hierbei  sind: 

AEC   =  jährlicher  Energieverbrauch  der  Haushaltswaschmaschine: 

SAEC  =  standardmäßiger  jährlicher  Energieverbrauch  der  Haushaltswaschmaschine. 


b)  Der  standardmäßige  jährliche  Energieverbrauch  (SAEC)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen 
gerundet  in  kWh/Jahr  angegeben: 

SAEC  =  47,0  x  c  +  51,7 

Hierbei  ist: 

c  =  Nennkapazität  der  Haushaltswaschmaschine  für  das  Standardprogramm  „Baumwolle  60  °C"  oder  das  Standard- 
programm „Baumwolle  40  °C",  jeweils  bei  vollständiger  Befüllung,  wobei  der  geringere  der  beiden  Werte 
maßgeblich  ist. 


c)  Der  gewichtete  jährliche  Energieverbrauch  (AEC)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  gerundet  in 
kWh/Jahr  angegeben: 


AEC  =  E,  x  220 


525  600  -(T,  x  220)  525  600  -  (T,  x  220) 

Po  x  -  -\-  P[  x.  —  - 


60  x  1  000 


Hierbei  sind: 

E,    =  gewichteter  Energieverbrauch: 

P0    =  gewichtete  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand: 

P|     =  gewichtete  Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand; 

Tt     =  gewichtete  Programmdauer: 


220  =  Gesamtzahl  der  jährlichen  Standard-Waschzyklen. 


ii)  Falls  die  Haushaltswaschmaschine  mit  Leistungssteuerung  ausgerüstet  ist  und  am  Programmende  automatisch  in 
den  Aus-Zustand  schaltet,  wird  der  gewichtete  jährliche  Energieverbrauch  (AEC)  unter  Berücksichtigung  der 
tatsächlichen  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustand  nach  der  folgenden  Formel  berechnet: 


{(P,  x  T,  x  220)  +  P0  x  [525  600  -  (T,  x  220)  -  (T,  x  220)]} 
AEC  =  Et  x  220  +   


60  x  1  000 


Hierbei  ist: 

T|  =  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands. 


d)  Der  gewichtete  Energieverbrauch  (Ef)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  drei  Dezimalstellen  gerundet  in  kWh 
angegeben: 

E,  =  [3  x  Ef.60  +  2  x  EL60,/2  +  2  x  E,40,/2]j7 

Hierbei  sind: 

E,6o    =  Energieverbrauch  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung: 
Et  60yi  =  Energieverbrauch  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  Teilbefüllung: 
E,  40V2  =  Energieverbrauch  des  Standardprogramms  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung. 

e)  Die  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  (P„)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  gerundet  in  W 
angegeben: 

Po  =  (3  x  P„,60  +  2  x  Po6m  +  2  x  Po40K2)/7 

Hierbei  sind: 

Pa  60    =  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befül- 
lung; 

Po  ß0Y2  =  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  Teilbefüllung; 
P0i4oa  =  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  des  Standardprogramms  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung. 

f)  Die  Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand  (P|)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen 
gerundet  in  W  angegeben: 

P,  =  (3  x  P,60  +  2  x  pl6m  +  2  x  p,40^)/7 

Hierbei  sind: 

P|  60    =    Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  voll- 
ständiger Befüllung; 

P|  60y2  =    Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  Teil- 
befüllung; 

P\,40Vi  =   Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand  des  Standardprogramms  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teil- 
befüllung. 

g)  Die  gewichtete  Programmdauer  (Tf)  wird  wie  folgt  in  Minuten  berechnet  und  auf  die  nächste  Minute  gerundet: 

T,  =  (3  x  Tti60  +  2  x  Tt6m  +  2  x  Tti40li)l7 

Hierbei  sind: 

=  Programmdauer  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung: 
Tt.ßOVi  =  Programmdauer  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  Teilbefüllung: 
Tr A0Vl  =  Programmdauer  des  Standardprogramms  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung. 


h)  Die  gewichtete  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  (T()  wird  wie  folgt  in  Minuten  berechnet  und  auf  die  nächste 
Minute  gerundet: 

T,  =  (3  x  Tl60  +  2  *  Tl>6m  +  2  x  Tl40V)j7 

Hierbei  sind: 

Tj60     =  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger 
Befüllung; 

T\60Yi  =  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  Teilbefüllung; 
T\Aoa  =  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  des  Standardprogramms  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung. 

2.  BERECHNUNG  DES  GEWICHTETEN  JÄHRLICHEN  WASSERVERBRAUCHS 

a)  Der  gewichtete  jährliche  Wasserverbrauch  (AWC)  einer  Haushaltswaschmaschine  wird  wie  folgt  in  Liter  berechnet 
und  auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet: 

AWC  =  W,  x  220 

Hierbei  sind: 

Wr    =  gewichteter  Wasserverbrauch; 

220  =  Gesamtzahl  der  jährlichen  Standard-Waschzyklen. 

b)  Der  gewichtete  Wasserverbrauch  (Wt)  wird  wie  folgt  in  Liter  berechnet  und  auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet: 

Wt  =  (3  x  wt60  +  2  x  Wt60y2  +  2  x  WtA0M)l7 

Hierbei  sind: 

Wf,6o     =  Wasserverbrauch  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung; 
Wt.6oy2  =  Wasserverbrauch  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  Teilbefüllung: 
Wt,40i4  =  Wasserverbrauch  des  Standardprogramms  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung. 

3.  BERECHNUNG  DER  GEWICHTETEN  RESTFEUCHTE 

Die  gewichtete  Restfeuchte  (D)  einer  Haushaltswaschmaschine  wird  wie  folgt  in  Prozent  berechnet  und  auf  das 
nächstliegende  ganze  Prozent  gerundet. 

D  =  (3  x  D60  +  2  x  D60,A  +  2  x  D40V2)I7 

Hierbei  sind: 

D60    Restfeuchte  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung  in  Prozent,  auf  das  nächst- 
liegende ganze  Prozent  gerundet; 

D60V2  Restfeuchte  des  Standardprogramms  „Baumwolle  60  °C"  bei  vollständiger  Befüllung  in  Prozent,  auf  das  nächst- 
liegende ganze  Prozent  gerundet: 

D40y2  Restfeuchte  des  Standardprogramms  „Baumwolle  40  °C"  bei  Teilbefüllung  in  Prozent,  auf  das  nächste  ganze 
Prozent  gerundet. 


Berichtigung 

(ABl.  2011  L  78/69) 
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Berichtigung  der  Delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  1061/2010  der  Kommission  vom  28.  September  2010  zur 
Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die 
Kennzeichnung  von  Haushaltswaschmaschinen  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  314  vom  30.  November  2010) 


Seite  56,  Anhang  II,  Nummer  1: 

anstatt:  „Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  der  Haushaltswaschmaschine  sind  in  nachstehender  Reihen- 

folge zu  machen  und  in  die  Produktbroschüre  und  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unterlagen 
aufzunehmen:" 

muss  es  heißen:  „Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  der  Haushaltswaschmaschine  sind  in  nachstehender  Reihen- 
folge zu  machen  und  in  die  Produktbroschüre  oder  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unterlagen 
aufzunehmen:" 


Berichtigung  der  Delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  1062/2010  der  Kommission  vom  28.  September  2010  zur 
Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die 
Kennzeichnung  von  Fernsehgeräten  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  314  vom  30.  November  2010) 
Seite  70,  Anhang  III,  Nummer  1: 

anstatt:  „1.  Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  des  Fernsehgeräts  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  zu 

machen  und  in  die  Produktbroschüre  und  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unterlagen  auf- 
zunehmen." 

muss  es  heißen:  „1.  Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  des  Fernsehgeräts  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  zu 
machen  und  in  die  Produktbroschüre  oder  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unterlagen 
aufzunehmen:"; 

Seite  72,  Anhang  V,  Nummer  1  Buchstabe  a  Ziffer  V: 

anstatt:  „V.  jährlicher  Energieverbrauch  im  Ein-Zustand  in  kWh  gemäß  Anhang  II  Nummer  2,  gerundet  auf  die 

nächste  Ganzzahl:" 

muss  es  heißen:  „V.  jährlicher  Energieverbrauch  im  Ein-Zustand  in  kWh  gemäß  Anhang  II  Nummer  2,  gerundet  auf  die 
erste  Ganzzahl;". 


Berichtigung 

(ABl.  2011  L  297/72) 
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Berichtigung  der  Delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  1061/2010  der  Kommission  vom  28.  September  2010  zur 
Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die 
Kennzeichnung  von  Haushaltswaschmaschinen  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  314  vom  30.  November  2010) 

Auf  Seite  62,  in  Anhang  VII,  erhält  die  mathematische  Formel  unter  Nummer  1  Buchstabe  c  Ziffer  ii  folgende  Fassung: 

{(P,  x  T,  x  220)  +  P„  x  [525  600  -  (T,  x  220)  -  (T,  x  220)]}  u 


,AEC  =  Ef  x  220  + 


60  x  1  000 
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Delegierte  Verordnung  (EU)  Nr.  1062/2010 

(ABl.  2010  L  314/64) 
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DELEGIERTE  VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1062/2010  DER  KOMMISSION 

vom  28.  September  2010 

zur  Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick 
auf  die  Kennzeichnung  von  Fernsehgeräten  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  19.  May  2010  über  die  Angabe  des 
Verbrauchs  an  Energie  und  anderen  Ressourcen  durch  energie- 
verbrauchsrelevante Produkte  mittels  einheitlicher  Etiketten  und 
Produktinformationen  ('),  insbesondere  auf  Artikel  10, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Kommission  hat  gemäß  der  Richtlinie  2010/30/EU 
delegierte  Rechtsakte  zur  Kennzeichnung  energiever- 
brauchsrelevanter Produkte  zu  erlassen,  die  ein  erhebli- 
ches Potenzial  zur  Einsparung  von  Energie  sowie  große 
Unterschiede  in  den  Leistungsniveaus  bei  gleichwertigen 
Funktionen  aufweisen. 


(2)  Der  Stromverbrauch  von  Fernsehgeräten  stellt  einen  er- 
heblichen Anteil  am  Gesamtstrombedarf  der  Haushalte  in 
der  Union  dar,  und  Fernsehgeräte  mit  gleichwertigen 
Funktionen  weisen  große  Unterschiede  bezüglich  der 
Energieeffizienz  auf.  Die  Energieeffizienz  von  Fernsehge- 
räten kann  erheblich  verbessert  werden.  Deshalb  sollten 
für  Fernsehgeräte  Vorschriften  zur  Energieverbrauchs- 
kennzeichnung bestehen. 


(3)  Es  sollten  harmonisierte  Vorschriften  zur  Angabe  der 
Energieeffizienz  und  des  Energieverbrauchs  von  Fernseh- 
geräten mittels  einheitlicher  Etiketten  und  Produktinfor- 
mationen erlassen  werden,  um  den  Herstellern  Anreize 
zur  Verbesserung  der  Energieeffizienz  von  Fernsehgeräten 
zu  geben,  die  Verbraucher  zur  Anschaffung  energieeffi- 
zienter Modelle  zu  bewegen,  den  Stromverbrauch  dieser 
Geräte  zu  verringern  und  einen  Beitrag  zum  Funktionie- 
ren des  Binnenmarktes  zu  leisten. 


(4)  Die  gemeinsame  Wirkung  der  Bestimmungen  dieser  Ver- 
ordnung und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  642/2009  vom 
22.  Juli  2009  zur  Durchführung  der  Richtlinie 
2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 


0  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  1. 


im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  von  Fernsehgeräten  (2)  könnte 
bis  2020  zu  jährlichen  Stromeinsparungen  von  43  TWh 
im  Vergleich  zu  dem  Szenario  ohne  Maßnahmen  führen. 


(5)  Die  auf  dem  Etikett  angegebenen  Informationen  sollten 
durch  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messver- 
fahren ermittelt  werden,  die  dem  anerkannten  Stand  der 
Messtechnik  sowie  gegebenenfalls  harmonisierten  Nor- 
men Rechnung  tragen,  die  von  den  in  Anhang  I  der 
Richtlinie  98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  22.  Juni  1998  über  ein  Informationsver- 
fahren auf  dem  Gebiet  der  Normen  und  technischen  Vor- 
schriften und  der  Vorschriften  für  die  Dienste  der  Infor- 
mationsgesellschaft (3)  aufgeführten  europäischen  Nor- 
mungsgremien erlassen  wurden. 


(6)  In  dieser  Verordnung  sollten  für  das  Etikett  für  Fernseh- 
geräte eine  einheitliche  Gestaltung  und  ein  einheitlicher 
Inhalt  festgelegt  werden. 


(7)  Daneben  sollten  in  dieser  Verordnung  Anforderungen  an 
die  technischen  Unterlagen  und  das  Datenblatt  für  Fern- 
sehgeräte festgelegt  werden. 


(8)  Ferner  sollten  in  dieser  Verordnung  Anforderungen  an 
die  Informationen  festgelegt  werden,  die  beim  Verkauf 
von  Fernsehgeräten  in  jeglicher  Form  des  Fernabsatzes 
sowie  bei  der  Werbung  und  in  technischem  Werbemate- 
rial bereitzustellen  sind. 


(9)  Zur  Förderung  der  Herstellung  energieeffizienter  Fernseh- 
geräte sollten  Lieferanten,  die  Fernsehgeräte  in  Verkehr 
bringen  möchten,  die  den  Anforderungen  höherer  Ener- 
gieeffizienzklassen genügen,  bereits  vor  dem  Zeitpunkt, 
an  dem  die  Angabe  dieser  Effizienzklassen  verbindlich 
wird,  Etiketten  benutzen  dürfen,  auf  denen  diese  Klassen 
erscheinen. 


(10)     Die  Überprüfung  dieser  Verordnung  im  Lichte  des  tech- 
nischen Fortschritts  sollte  vorgesehen  werden  — 


(2)  ABl.  L  191  vom  23.7.2009,  S.  42. 

(3)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 
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HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 
Gegenstand 

In  dieser  Verordnung  werden  Anforderungen  an  die  Kennzeich- 
nung von  Fernsehgeräten  sowie  an  die  Bereitstellung  ergänzen- 
der Produktinformationen  zu  Fernsehgeräten  festgelegt. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  in  Artikel  2  der  Richt- 
linie 2010/30/EU  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen: 


1.  „Fernsehgerät"  bezeichnet  einen  Fernsehapparat  oder  einen 
Videomonitor; 


2.  „Fernsehapparat"  bezeichnet  ein  Produkt,  das  vorwiegend 
zur  Anzeige  und  zum  Empfang  audiovisueller  Signale  kon- 
zipiert ist,  unter  einer  Modell-  oder  Systembezeichnung  in 
Verkehr  gebracht  wird  und  aus  folgenden  Komponenten 
besteht: 


a)  einem  Bildschirm, 


b)  einem  oder  mehreren  Signalempfängern  (Tuner/Recei- 
ver)  sowie  fakultativen  Zusatzfunktionen  für  die  Daten- 
speicherung und/oder  -anzeige,  wie  z.  B.  DVD-Laufwerk, 
Festplatte  oder  Videokassettenrekorder,  entweder  in  ei- 
ner einzigen  Einheit  mit  dem  Bildschirm  kombiniert 
oder  als  eine  oder  mehrere  hiervon  getrennte  Einheit(en); 

3.  „Videomonitor"  bezeichnet  ein  Produkt,  das  zur  Anzeige 
eines  Videosignals  aus  unterschiedlichen  Quellen,  ein- 
schließlich Fernsehsignalen,  auf  einem  integrierten  Bild- 
schirm konzipiert  ist,  das  fakultativ  Audiosignale  von  einem 
externen  Quellgerät  steuert  und  wiedergibt,  das  durch  ge- 
normte Videosignalpfade,  darunter  Cinch  (Component 
Cinch,  Composite  Cinch),  SCART,  HDMI  und  künftige 
Drahtlosstandards  (jedoch  mit  Ausnahme  ungenormter  Vi- 
deosignalpfade wie  DVI  und  SDI)  angeschlossen  ist,  aber 
Sendesignale  nicht  empfangen  und  verarbeiten  kann; 

4.  „Ein-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  das  Fern- 
sehgerät mit  dem  Netz  verbunden  ist  und  Ton  und  Bild 
bereitstellt; 


5.  „Heim-Zustand"  bezeichnet  die  vom  Hersteller  für  den  nor- 
malen Betrieb  zu  Hause  empfohlene  Einstellung  des  Fern- 
sehgeräts; 


6.  „Bereitschaftszustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem 
das  Gerät  mit  dem  öffentlichen  Stromnetz  verbunden  ist, 
auf  die  Energiezufuhr  aus  dem  öffentlichen  Stromnetz  an- 


gewiesen ist,  um  ordnungsgemäß  zu  funktionieren,  und  nur 
folgende  Funktionen  zeitlich  unbegrenzt  bereitstellt: 


a)  Reaktivierungsfunktion  oder  Reaktivierungsfunktion  zu- 
sammen mit  lediglich  einer  Anzeige,  dass  die  Reaktivie- 
rungsfunktion aktiv  ist,  und/oder 


b)  Information  oder  Statusanzeige; 


7.  „Aus-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  das  Gerät 
mit  dem  Netz  verbunden  ist,  aber  keinerlei  Funktion  bereit- 
stellt. Folgende  Zustände  gelten  ebenfalls  als  Aus-Zustände: 


a)  Zustände,  in  denen  lediglich  der  Aus-Zustand  angezeigt 
wird, 


b)  Zustände,  in  denen  nur  Funktionen  bereitgestellt  wer- 
den, die  die  elektromagnetische  Verträglichkeit  nach 
den  Bestimmungen  der  Richtlinie  2004/108/EG  des  Eu- 
ropäischen Parlaments  und  des  Rates  (J)  gewährleisten; 


8.  „Reaktivierungsfunktion"  bezeichnet  eine  Funktion  zur  Ak- 
tivierung anderer  Betriebszustände  einschließlich  des  Ein- 
Zustands  mittels  eines  Fernschalters,  der  eine  Fernbedie- 
nung, einen  internen  Sensor  oder  einen  Timer  zur  Um- 
schaltung  in  einen  Betriebszustand  mit  zusätzlichen  Funk- 
tionen einschließlich  des  Ein-Zustands  umfasst; 


9.  „Information  oder  Statusanzeige"  bezeichnet  eine  kontinu- 
ierliche Funktion,  die  Informationen  liefert  oder  den  Status 
des  Geräts  auf  einer  Anzeige  angibt,  einschließlich  Zeit- 
anzeige; 


10.  „obligatorisches  Menü"  bezeichnet  die  Festlegung  einer 
Reihe  durch  den  Hersteller  voreingestellter  Parameter,  für 
die  der  Nutzer  bei  der  erstmaligen  Inbetriebnahme  des 
Fernsehgeräts  eine  bestimmte  Einstellung  wählen  muss; 


11.  „Spitzenluminanzverhältnis"  bezeichnet  das  Verhältnis  zwi- 
schen der  Spitzenluminanz  im  Heim-Zustand  bzw.  im  Ein- 
Zustand  nach  Herstellereinstellung  und  der  Spitzenlumi- 
nanz bei  maximaler  Helligkeitseinstellung  des  Fernsehgeräts 
im  Ein-Zustand; 


12.  „Verkaufsstelle"  bezeichnet  einen  Ort,  an  dem  Fernsehgeräte 
ausgestellt  oder  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder  zum 
Mietkauf  angeboten  werden; 


13.  „Endnutzer"  bezeichnet  einen  Verbraucher,  der  ein  Fernseh- 
gerät kauft  oder  zu  kaufen  im  Begriff  ist. 


(!)  ABl.  L  390  vom  31.12.2004,  S.  24. 
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Artikel  3 

Verantwortlichkeiten  der  Lieferanten 

(1)      Die  Lieferanten  stellen  sicher,  dass 

a)  jedes  Fernsehgerät  mit  einem  gedruckten  Etikett  geliefert 
wird,  dessen  Gestaltung  und  Informationsgehalt  den  Vor- 
gaben in  Anhang  V  entspricht; 


b)  ein  Produktdatenblatt  gemäß  Anhang  III  bereitgestellt  wird; 


c)  die  technischen  Unterlagen  gemäß  Anhang  IV  auf  Antrag 
den  Behörden  der  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  ver- 
fügbar gemacht  werden; 


d)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Fernsehgerätemo- 
dell mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informationen  auch 
dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird; 


e)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Fern- 
sehgerätemodell mit  Informationen  zu  dessen  spezifischen 
technischen  Parametern  auch  dessen  Energieeffizienzklasse 
angegeben  wird. 


(2)  Die  Energieeffizienzklassen  beruhen  auf  dem  gemäß  An- 
hang II  berechneten  Energieeffizienzindex. 


(3)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  gemäß  den  Vorgaben  in  An- 
hang V  gilt  nach  folgendem  Zeitplan: 


a)  Bei  Geräten,  die  ab  30.  November  2011  in  Verkehr  gebracht 
werden,  müssen  die  Etiketten  für  Fernsehgeräte  der  Energie- 
effizienzklassen 


i)  A,  B,  C,  D,  E,  F  und  G  Anhang  V  Nummer  1  oder,  falls 
die  Lieferanten  dies  für  zweckmäßig  halten,  Nummer  2 
entsprechen; 


ii)  A  +  Anhang  V  Nummer  2  entsprechen; 


iii)  A++  Anhang  V  Nummer  3  entsprechen; 


iv)  A+++  Anhang  V  Nummer  4  entsprechen. 


b)  Bei  den  ab  1.  Januar  2014  in  Verkehr  gebrachten  Fernseh- 
geräten der  Effizienzklassen  A+,  A,  B,  C,  D,  E  und  F  müssen 
die  Etiketten  Anhang  V  Nummer  2  oder,  falls  die  Lieferanten 
dies  für  zweckmäßig  halten,  Nummer  3  entsprechen. 


c)  Bei  den  ab  1.  Januar  2017  in  Verkehr  gebrachten  Fernseh- 
geräten der  Effizienzklassen  A++,  A+,  A,  B,  C,  D  und  E 
müssen  die  Etiketten  Anhang  V  Nummer  3  oder,  falls  die 
Lieferanten  dies  für  zweckmäßig  halten,  Nummer  4  entspre- 
chen. 


d)  Bei  den  ab  1.  Januar  2020  in  Verkehr  gebrachten  Fernseh- 
geräten der  Effizienzklassen  A+++,  A++,  A+,  A,  B,  C  und  D 
müssen  die  Etiketten  Anhang  V  Nummer  4  entsprechen. 


Artikel  4 

Verantwortlichkeiten  der  Händler 

Die  Händler  stellen  sicher,  dass 


a)  alle  Fernsehgeräte  in  der  Verkaufsstelle  das  von  den  Lieferan- 
ten gemäß  Artikel  3  Absatz  1  bereitgestellte  Etikett  deutlich 
sichtbar  an  der  Vorderseite  tragen; 


b)  Fernsehgeräte,  die  in  einer  Weise  zum  Verkauf,  zur  Vermie- 
tung oder  zum  Ratenkauf  angeboten  werden,  bei  der  nicht 
davon  auszugehen  ist,  dass  der  Endnutzer  das  Gerät  aus- 
gestellt sieht,  bei  der  Vermarktung  mit  den  vom  Lieferanten 
gemäß  Anhang  VI  bereitzustellenden  Informationen  versehen 
sind; 


c)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Fernsehgerätemo- 
dell mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informationen  auch 
dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird; 


d)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Fern- 
sehgerätemodelle mit  Informationen  zu  dessen  spezifischen 
technischen  Parametern  auch  dessen  Energieeffizienzklasse 
angegeben  wird. 


Artikel  5 
Messverfahren 

Die  gemäß  Artikel  3  und  4  bereitzustellenden  Informationen 
werden  durch  ein  zuverlässiges,  genaues  und  reproduzierbares 
Messverfahren  ermittelt,  das  dem  anerkannten  Stand  der  Mess- 
technik gemäß  Anhang  VII  Rechnung  trägt. 


Artikel  6 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Prüfung  der  Einhaltung  der  angegebenen  Effizienzklasse 
wenden  die  Mitgliedstaaten  das  Verfahren  gemäß  Anhang  VIII 
an. 


1844 

Copyrighted  material 


Artikel  7 


Artikel  9 


Überprüfung  Inkrafttreten 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  fünf  Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
Jahre nach  ihrem  Inkrafttreten  im  Lichte  des  technischen  Fort-  öffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 
Schritts. 


Artikel  8 

Übergangsbestimmung 

Artikel  3  Absatz  1  Buchstaben  d  und  e  sowie  Artikel  4  Buch- 
staben b,  c  und  d  gelten  nicht  für  gedruckte  Werbung  und 
gedrucktes  technisches  Werbematerial,  die  bzw.  das  vor  dem 
30.  März  2012  veröffentlicht  wird. 


Sie  gilt  ab  30.  November  2011.  Artikel  3  Absatz  1  Buchstaben 
d  und  e  sowie  Artikel  4  Buchstaben  b,  c  und  d  gelten  hingegen 
ab  30.  März  2012. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  28.  September  2010 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG  I 


Energieeffizienzklasse 

Die  Energieeffizienzklasse  eines  Fernsehgeräts  wird  auf  der  Grundlage  seines  Energieeffizienzindex  (EEI)  gemäß  Tabelle  1 
ermittelt.  Der  Energieeffizienzindex  eines  Fernsehgeräts  wird  nach  Anhang  II  Nummer  1  ermittelt. 


Tabelle  1 

Energieeffizienzklasse  eines  Fernsehgeräts 


Energieeffizienzklasse 

Energieeffizienzindex 

FFI  <  0  1  0 

A++ 

o  i  n  <  ffj  <  n  i  h 

A+ 

o  i  fi  <  ffi  <  o  ?s 

0  71  <  FFI  <  o  so 

\J ,  jL  J     —    LL1  \J,J\J 

B 

0,30  <  EEI  <  0,42 

C 

0,42  <  EEI  <  0,60 

D 

0,60  <  EEI  <  0,80 

E 

0,80  <  EEI  <  0,90 

F 

0,90  <  EEI  <  1,00 

G  (geringste  Effizienz) 

1,00  <  EEI 

ANHANG  II 

Methode  zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex  und  des  jährlichen  Energieverbrauchs  im  Ein-Zustand 

1.  Der  Energieeffizienzindex  (EE1)  wird  nach  der  Formel  EEI  =  P/Pref  (A)  berechnet,  wobei  gilt: 

—  Pref  (A)  =   Pbasic  +  A  x  4,3224  Watt/dm2; 

—  Pbasic     =  20  Watt  für  Fernsehapparate  mit  einem  Signalempfänger  und  ohne  Festplatte; 

—  Pbask     =   24  Watt  für  Fernsehapparate  mit  Festplatte(n); 

—  Pbasic     =   24  Watt  für  Fernsehapparate  mit  zwei  oder  mehr  Signalempfängern; 

—  Pbasic     =  28  Watt  für  Fernsehapparate  mit  Festplatte(n)  und  zwei  oder  mehr  Signalempfängern; 

—  Pbasic     =   15  Watt  für  Videomonitore; 

—  A  ist  die  sichtbare  Bildschirmfläche  in  dm2; 

—  P  ist  die  gemäß  Anhang  VII  gemessene  Leistungsaufnahme  des  Fernsehgeräts  im  Ein-Zustand  in  Watt,  gerundet  auf 
eine  Dezimalstelle. 

2.  Der  jährliche  Energieverbrauch  im  Ein-Zustand  E  in  kWh  wird  nach  der  Formel  E  =  1,46  x  P  berechnet. 

3.  Fernsehgeräte  mit  automatischer  Helligkeitsregelung 

Für  die  Berechnung  des  in  Nummer  1  genannten  Energieeffizienzindex  und  des  in  Nummer  2  genannten  jährlichen 
Energieverbrauchs  im  Ein-Zustand  wird  die  in  dem  Verfahren  nach  Anhang  VII  ermittelte  Leistungsaufnahme  im  Ein- 
Zustand  um  5  %  verringert,  falls  beim  Inverkehrbringen  des  Fernsehgeräts  die  nachfolgend  genannten  Bedingungen 
erfüllt  sind: 


a)  Die  Luminanz  des  Fernsehgeräts  im  Heim-Zustand  oder  im  Ein-Zustand  nach  Lieferanteneinstellung  wird  bei  einer 
Umgebungslichtstärke  zwischen  mindestens  20  Lux  und  0  Lux  automatisch  reduziert. 

b)  Die  automatische  Helligkeitsregelung  des  Fernsehgeräts  ist  im  Heim-Zustand  oder  im  Ein-Zustand  nach  Hersteller- 
einstellung eingeschaltet. 


ANHANG  III 


Produkt  datenblatt 

1.  Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  des  Fernsehgeräts  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  machen  und  in  die 
Produktbroschüre  und  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unterlagen  aufzunehmen. 

a)  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten; 

b)  Modellkennung  des  Lieferanten,  d.  h.  der  üblicherweise  alphanumerische  Code,  der  ein  bestimmtes  Fernsehgeräte- 
modell von  anderen  Modellen  des  gleichen  Warenzeichens  oder  des  gleichen  Lieferantennamens  unterscheidet; 

c)  Energieeffizienzklasse  des  Modells  gemäß  Anhang  I,  Tabelle  1;  sofern  für  das  Fernsehgerät  ein  EU-Umweltzeichen 
gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  66/2010  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  vergeben  wurde,  kann  dies 
mit  angegeben  werden; 

d)  sichtbare  Bildschirmdiagonale  in  Zentimeter  und  Zoll; 

e)  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand,  gemessen  nach  dem  Verfahren  gemäß  Anhang  VII; 

f)  der  gemäß  Anhang  II  berechnete  jährliche  Energieverbrauch  in  kWh/Jahr,  gerundet  auf  die  erste  Ganzzahl.  Dieser  ist 
anzugeben  als:  „Energieverbrauch  XYZ  kWh/Jahr,  auf  der  Grundlage  eines  täglich  vierstündigen  Betriebs  des  Fern- 
sehgeräts an  365  Tagen.  Der  tatsächliche  Energieverbrauch  hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Fernsehgerätes  ab.": 

g)  Leistungsaufnahme  im  Bereitschafts-  und  Aus-Zustand,  gemessen  nach  dem  Verfahren  gemäß  Anhang  VII; 

h)  Bildschirmauflösung  in  physischer  horizontaler  und  vertikaler  Pixelzahl. 

2.  Ein  Datenblatt  kann  eine  Reihe  von  Fernsehgerätemodellen  desselben  Lieferanten  abdecken. 

3.  Die  Angaben  im  Datenblatt  können  in  Form  einer  Kopie  des  Etiketts  in  Farbe  oder  schwarz/weiß  erfolgen.  In  diesem 
Fall  sind  die  in  Nummer  1  aufgeführten  Angaben,  die  nicht  bereits  auf  dem  Etikett  vorhanden  sind,  ebenfalls  zu 
machen. 


(!)  ABl.  L  27  vom  30.1.2010,  S.  1. 


ANHANG  N 

Technische  Unterlagen 

Die  in  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  c  genannten  technischen  Unterlagen  umfassen: 

a)  Name  und  Anschrift  des  Lieferanten: 

b)  allgemeine,  für  eine  eindeutige  und  unmittelbare  Identifizierung  ausreichende  Beschreibung  des  Fernsehgerätemodells: 

c)  gegebenenfalls  die  Fundstellen  der  angewandten  harmonisierten  Normen; 

d)  gegebenenfalls  die  sonstigen  angewandten  technischen  Normen  und  Spezifikationen: 

e)  Name  und  Unterschrift  der  für  den  Lieferanten  zeichnungsberechtigten  Person; 

f)  Prüfparameter  für  Messungen: 

i)  Umgebungstemperatur; 

ii)  Prüfspannung  in  V  und  Frequenz  in  Hz; 

iii)  Klirrfaktor  (THD)  des  Stromversorgungssystems; 

iv)  Eingangsanschluss  für  die  Audio-  und  Videoprüfsignale, 

v)  Angaben  und  Unterlagen  zu  den  bei  der  elektrischen  Prüfung  verwendeten  Instrumenten,  der  Prüfanordnung  und 
den  Schaltungen: 

g)  Parameter  für  den  Ein-Zustand: 

i)  Leistungsaufnahme  in  Watt,  gerundet  auf  die  erste  Dezimalstelle  für  Messwerte  bis  100  Watt  und  auf  die  erste 
Ganzzahl  für  Messwerte  über  100  Watt, 

ii)  Merkmale  des  dynamischen  Sendeinhalt-Videosignals,  das  typische  Fernsehinhalte  darstellt: 

iii)  Schrittfolge  zum  Erreichen  einer  stabilen  Leistungsaufnahme; 

iv)  für  Fernsehgeräte  mit  obligatorischem  Menü:  Verhältnis  (in  Prozent)  zwischen  Spitzenluminanz  im  Heim-Zustand 
und  Spitzenluminanz  bei  maximaler  Helligkeitseinstellung  des  Fernsehgeräts  im  Ein-Zustand; 

v)  für  Videomonitore:  Beschreibung  der  einschlägigen  Merkmale  des  für  die  Messungen  verwendeten  Signalempfän- 
gers; 

h)  Für  jeden  Bereitschafts-  oder  Aus-Zustand: 

i)  Leistungsaufnahme  in  Watt,  gerundet  auf  die  zweite  Dezimalstelle: 

ii)  angewandte  Messmethode: 

iii)  Beschreibung,  wie  der  Betriebsmodus  gewählt  oder  programmiert  wurde; 

iv)  Schrittfolge  zum  Erreichen  des  Betriebsmodus,  in  dem  das  Fernsehgerät  automatisch  die  Betriebsmodi  wechselt. 


ANHANG  V 


Etikett 


1.  ETIKETT  1 


ENERGg® 


i,n 


ENERGIA  •  EHEPTHfl 
ENEPTEIA  •  ENERGIJA 
ENERGY  •  ENERGIE 
ENERGI 


0 


XYZ 

Watt 


XYZ 

kWh/annum 


XYZ 

cm 

XYZ 

inch 

j 

2010/1062  -  2011 


VII,  IV,  V 


VI 


a)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten; 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten,  d.  h.  der  üblicherweise  alphanumerische  Code,  der  ein  bestimmtes  Fernsehge- 
rätemodell von  anderen  Modellen  des  gleichen  Warenzeichens  oder  des  gleichen  Lieferantennamens  unterschei- 
det; 

III.  gemäß  Anhang  I  ermittelte  Energieeffizienzklasse  des  Fernsehgeräts.  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffi- 
zienzklasse des  Fernsehgeräts  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe  zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  ent- 
sprechenden Energieeffizienzklasse; 

IV.  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  in  Watt,  gerundet  auf  die  erste  Ganzzahl: 

V.  jährlicher  Energieverbrauch  im  Ein-Zustand  in  kWh  gemäß  Anhang  II  Nummer  2,  gerundet  auf  die  nächste 
Ganzzahl; 

VI.  sichtbare  Bildschirmdiagonale  in  Zoll  und  Zentimeter. 

Bei  Fernsehgeräten  mit  einem  leicht  sichtbaren  Schalter,  der  das  Gerät  in  der  dem  Aus-Zustand  entsprechenden 
Stellung  in  einen  Betriebszustand  schaltet,  in  dem  die  Leistungsaufnahme  0,01  Watt  nicht  übersteigt,  darf  das  in 
Nummer  5  Punkt  8  definierte  Symbol  hinzugefügt  werden. 

Wenn  für  ein  Modell  ein  Umweltzeichen  der  Europäischen  Union  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  66/2010 
vergeben  wurde,  kann  das  Umweltzeichen  hinzugefügt  werden. 

b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  5  entsprechen. 


1850 


ETIKETT  2 


ENERGg© 

eHeprnn  •  EVEpyEia  114  IU 


ENERGIA  EHEPrufl 
ENEPrEIA  -  ENERGIJA 
ENERGY  -  ENERGIE 
ENERGI 


0 


XYZ 

Watt 


XYZ 

kWh/annum 


XYZ 

cm 


XYZ 

inch 


2010/1062  -  2014 


a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  1  Buchstabe  a  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  5  entsprechen. 


3. 


ETIKETT  3 


ENERGg© 

enepma  ■  EVEpycia 


ENERGIA  ■  EHEPrUf) 
ENEPrEIA  ■  ENERGIJA 
ENERGY  ENERGIE 
ENERGI 


r 


0 


XYZ 

Watt 


XYZ 

kWh/annum 


XYZ 

cm 


XYZ 

inch 


2010/1062  -  2017 


1,11 


VII,  IV,  V 


VI 


a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  1  Buchstabe  a  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  5  entsprechen. 


1852 


4.  ETIKETT  4 


ENERGgg 


ENERGIA  ■  EHEPTHfl 
ENEPrEIA-  ENERGIJA 
ENERGY  •  ENERGIE 
ENERGI 


0 


XYZ 

Watt 


XYZ 

kWh/annum 


XYZ 

cm 


XYZ 

inch 


2010/1062  -  2020 


1,11 


VII,  IV,  V 


VI 


a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  1  Buchstabe  a  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  5  entsprechen. 


1853 


5.  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  folgender  Vorlage  entsprechen: 


2mm        O  Q 


2mm 


2mm  L 


o© 


3,8  mml 


© 


2mm  I" 


ENERGgg 

eHepmn  ■  tvtpyt ia  ilj WjM 


ENERGIA  EHEPrklfl 
ENEPfEIA  •  ENERGIJA 
ENERGY  ENERGIE 
ENERGI 


0 


XYZ 

Watt 


XYZ 

kWh/annum 


k.            J  \ 

< 

XYZ 

XYZ 

cm 

inch 

-  2010/1062  -  2016 


'  2mm 


f 


-1 2mm 


© 


© 


O 


© 


"]  2mm 


2mm ; 


60  mm 


Dabei  gilt: 

a)  Das  Etikett  muss  mindestens  60  mm  breit  und  120  mm  hoch  sein.  Wird  das  Kennzeichen  in  größerem  Format 
gedruckt,  so  müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

b)  Bei  Fernsehgeräten  mit  einer  Bildschirmfläche  über  29  dm2  muss  der  Hintergrund  weiß  sein.  Bei  Fernsehgeräten  mit 
einer  Bildschirmfläche  von  bis  zu  29  dm2  muss  der  Hintergrund  weiß  oder  transparent  sein. 

c)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  —  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  —  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan, 
70  %  Magenta,  100  %  Gelb,  0  %  Schwarz. 

d)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 
Q     Begrenzungslinie:  3  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

0     EU-Logo  —  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

Q  Etiketten-Logos: 

Farbe:  X-00-00-00 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etiketten-Logo  (kombiniert):  Breite:  51  mm,  Höhe:  9  mm. 


1854 


Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  Länge:  51  mm. 
Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  3,8  mm,  Zwischenraum:  0,75  mm  —  Farben: 

—  Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

—  Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 

—  Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 

—  Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-OO, 

—  Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 

—  Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 

—  Letzte  Effizienzklasse:  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  10  pt,  Großbuchstaben,  weiß:  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  7  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  26  mm,  Höhe:  8  mm,  100  %  Schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  1 5  pt,  Großbuchstaben,  weiß:  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  1 0  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 
Energie 

—  Text:  Calibri  normal  7  pt,  Großbuchstaben,  100  %  Schwarz. 
Schalter-Logo: 

—  Piktogramm  wie  abgebildet,  Rand:  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 
Text  zur  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand: 

—  Rand:  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  14  pt,  100  %  Schwarz. 

—  Zweite  Zeile:  Calibri  normal  11  pt,  100  %  Schwarz. 

Bildschirm  diagonale: 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  14  pt,  100  %  Schwarz.  Calibri  normal  11  pt,  100  %  Schwarz. 

Text  zum  jährlichen  Energieverbrauch: 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  25  pt,  100  %  Schwarz. 

—  Zweite  Zeile:  Calibri  normal  11  pt,  100  %  Schwarz. 

Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Herstellerangaben  und  Modellinformationen  sollten  auf  einer  Fläche  von  51  x  8  mm  Platz  finden. 

Bezugszeitraum 

Text:  Calibri  fett  8  pt 
Text:  Calibri  light  9  pt. 


ANHANG  VI 

In  Fällen,  bei  denen  nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Endnutzer  das  Gerät  ausgestellt  sieht,  bereitzustellende 

Informationen 

1.  Die  in  Artikel  4  Buchstabe  b  genannten  Informationen  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  anzugeben: 

a)  Energieeffizienzklasse  des  Modells  gemäß  Anhang  I; 

b)  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  gemäß  Anhang  II  Nummer  1; 

c)  jährlicher  Energieverbrauch  gemäß  Anhang  II  Nummer  2; 

d)  sichtbare  Bildschirmdiagonale. 

2.  Werden  weitere  Angaben,  die  im  Produktdatenblatt  enthalten  sind,  ebenfalls  gemacht,  sind  sie  in  der  Form  und 
Reihenfolge  gemäß  Anhang  III  bereitzustellen. 

3.  Der  Schrifttyp  und  die  Schriftgröße,  in  der  alle  in  diesem  Anhang  genannten  Informationen  aufgeführt  werden,  müssen 
lesbar  sein. 


ANHANG  VII 


Messungen 

1.  Zur  Feststellung  und  Überprüfung  der  Einhaltung  der  Anforderungen  dieser  Verordnung  werden  Messungen  unter 
Verwendung  eines  zuverlässigen,  genauen  und  reproduzierbaren  Messverfahrens  vorgenommen,  das  dem  anerkannten 
Stand  der  Technik  Rechnung  trägt;  dies  schließt  Methoden  gemäß  Dokumenten  ein,  deren  Nummern  zu  diesem  Zweck 
im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden. 

2.  Messungen  der  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  gemäß  Anhang  II  Nummer  1; 

a)  Allgemeine  Bedingungen: 

i)  Die  Messungen  erfolgen  bei  einer  Umgebungstemperatur  von  23  °C  +/-  5  °C. 

ii)  Sie  werden  unter  Verwendung  eines  dynamischen  Sendeinhalt-Videosignals  vorgenommen,  das  typische  Fern- 
sehinhalte darstellt.  Gemessen  wird  die  durchschnittliche  Leistungsaufnahme  über  einen  ununterbrochenen 
Zeitraum  von  zehn  Minuten. 

iii)  Die  Messungen  erfolgen,  nachdem  das  Fernsehgerät  sich  zunächst  mindestens  eine  Stunde  lang  im  Aus-Zustand 
und  unmittelbar  danach  mindestens  eine  Stunde  lang  im  Ein-Zustand  befand;  sie  werden  innerhalb  von  höchs- 
tens drei  Stunden  im  Ein-Zustand  abgeschlossen.  Das  entsprechende  Videosignal  wird  während  der  gesamten 
Dauer  des  Betriebs  im  Ein-Zustand  angezeigt.  Bei  Fernsehgeräten,  bei  denen  bekanntermaßen  innerhalb  einer 
Stunde  eine  Stabilisierung  erfolgt,  können  die  genannten  Zeiträume  verringert  werden,  wenn  belegt  werden 
kann,  dass  die  resultierenden  Messwerte  um  höchstens  2  %  von  den  Ergebnissen  abweichen,  die  bei  Einhaltung 
der  hier  genannten  Zeiträume  erzielt  würden. 

iv)  Die  Messunsicherheit  darf  bei  einem  Vertrauensbereich  von  95  %  höchstens  2  %  betragen. 

v)  Bei  den  Messungen  ist  die  automatische  Helligkeitsregelung,  sofern  diese  Funktion  vorhanden  ist,  auszuschalten. 
Falls  die  Funktion  vorhanden  ist,  aber  nicht  ausgeschaltet  werden  kann,  muss  das  Licht  bei  den  Messungen  mit 
einer  Intensität  von  mindestens  300  Lux  unmittelbar  in  den  Umgebungslichtsensor  einfallen. 

b)  Bedingungen  der  Messung  der  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  von  Fernsehgeräten: 

i)  Fernsehapparate  ohne  obligatorisches  Menü:  Die  Leistungsaufnahme  wird  im  Ein-Zustand  des  Fernsehgeräts  wie 
vom  Hersteller  geliefert  gemessen,  d.  h.  die  Helligkeitseinstellungen  am  Fernsehgerät  müssen  so  sein,  wie  sie 
vom  Hersteller  für  den  Endnutzer  vorgenommen  wurden. 

ii)  Fernsehapparate  mit  obligatorischem  Menü:  Die  Leistungsaufnahme  wird  im  Heim-Zustand  gemessen. 

iii)  Videomonitore  ohne  obligatorisches  Menü:  Der  Videomonitor  wird  an  einen  geeigneten  Signalempfänger  an- 
geschlossen. Die  Leistungsaufnahme  wird  im  Ein-Zustand  des  Fernsehgeräts  wie  vom  Hersteller  geliefert  ge- 
messen, d.  h.  die  Helligkeitseinstellungen  am  Videomonitor  müssen  so  sein,  wie  sie  vom  Hersteller  für  den 
Endnutzer  vorgenommen  wurden.  Die  Leistungsaufnahme  des  Signalempfängers  ist  für  die  Messung  der  Leis- 
tungsaufnahme des  Videomonitors  im  Ein-Zustand  nicht  von  Belang. 

iv)  Videomonitore  mit  obligatorischem  Menü:  Der  Videomonitor  wird  an  einen  geeigneten  Signalempfänger  an- 
geschlossen. Die  Leistungsaufnahme  wird  im  Heim-Zustand  gemessen. 

3.  Messungen  der  Leistungsaufnahme  im  Bereitschafts-/Aus-Zustand  gemäß  Anhang  III  Nummer  1  Buchstabe  g 

Bei  Leistungsmessungen  im  Bereich  ab  0,50  Watt  darf  die  Messunsicherheit  bei  einem  Vertrauensbereich  von  95  % 
höchstens  2  %  betragen.  Bei  Leistungsmessungen  im  Bereich  unter  0,50  Watt  darf  die  Messunsicherheit  bei  einem 
Vertrauensbereich  von  95  %  höchstens  0,01  Watt  betragen. 

4.  Messungen  der  Spitzenluminanz  gemäß  Anhang  VIII  Nummer  2  Buchstabe  c; 

a)  Die  Messungen  der  Spitzenluminanz  werden  mit  einem  Leuchtdichtemesser  vorgenommen,  der  die  Luminanz  in 
einem  Bildschirmabschnitt  mit  einem  vollständig  (100%)  weißen  Bild  ermittelt,  der  Teil  eines  Vollbildschirm- 
Testmusters  ist,  welches  nicht  die  durchschnittliche  Leuchtdichte  überschreitet,  bei  der  im  System  zur  Steuerung 
der  Bildschirmluminanz  eine  Leistungsbeschränkung  erfolgt. 

b)  Die  Messungen  des  Luminanzverhältnisses  werden  so  vorgenommen,  dass  der  Messpunkt  des  Leuchtdichtemessers 
auf  dem  Bildschirm  beim  Umschalten  zwischen  dem  Heim-Zustand  bzw.  dem  Ein-Zustand  nach  Herstellereinstel- 
lung und  der  maximalen  Helligkeitseinstellung  des  Fernsehgeräts  im  Ein-Zustand  nicht  beeinträchtigt  wird. 


ANHANG  VIII 


Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Zur  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  der  Artikel  3  und  4  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten 
für  die  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  gemäß  Anhang  II  Nummer  1  und  für  die  Leistungsaufnahme  im  Bereit- 
schafts-/Aus-Zustand  gemäß  Anhang  III  Nummer  1  Buchstabe  g  das  folgende  Prüfverfahren  an: 

1)  Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  eine  einzelne  Einheit. 

2)  Es  wird  angenommen,  dass  das  Modell  den  angegebenen  Wert  für  die  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  und  den 
angegebenen  Werten  für  die  Leistungsaufnahme  im  Bereitschafts-/Aus-Zustand  einhält,  falls  folgende  Bedingungen 
erfüllt  sind: 


a)  Das  Ergebnis  für  die  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  übersteigt  den  in  Anhang  III  angegebenen  Leistungsauf- 
nahmewert nicht  um  mehr  als  7  96, 


b)  Die  Ergebnisse  für  die  Leistungsaufnahmewerte  im  Bereitschafts-  bzw.  Aus-Zustand  übersteigen  die  erklärten  Leis- 
tungsaufnahmewerte nicht  um  mehr  als  0,10  Watt. 

c)  Das  Ergebnis  für  das  Spitzenluminanzverhältnis  liegt  über  60  %. 

3)  Werden  die  in  Nummer  2  Buchstaben  a,  b  oder  c  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  sind  drei  weitere  Einheiten 
desselben  Modells  zu  prüfen. 

4)  Nach  Prüfung  von  drei  weiteren  Einheiten  desselben  Modells  wird  angenommen,  dass  das  Modell  den  angegebenen 
Wert  für  die  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  und  die  angegebenen  Werte  für  die  Leistungsaufnahme  im  Bereit- 
schafts- und  Aus-Zustand  einhält,  falls  folgende  Bedingungen  erfüllt  sind: 

a)  Das  Durchschnittsergebnis  der  letzteren  drei  Einheiten  für  die  Leistungsaufnahme  im  Ein-Zustand  übersteigt  den 
angegebenen  Leistungsaufnahmewert  nicht  um  mehr  als  7  %. 

b)  Das  Durchschnittsergebnis  der  letzteren  drei  Einheiten  für  den  Bereitschafts-  und  Aus-Zustand  übersteigt  die 
angegebenen  Leistungsaufnahmewerte  nicht  um  mehr  als  0,10  Watt. 

c)  Das  Durchschnittsergebnis  der  letzteren  drei  Einheiten  für  das  Spitzenluminanzverhältnis  liegt  über  60  %. 

5)  Werden  die  in  Nummer  4  Buchstaben  a,  b  oder  c  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  wird  angenommen,  dass  das 
Modell  die  Anforderungen  nicht  erfüllt. 


Berichtigung 

(ABl.  2011  L  78/69) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  327/2011  DER  KOMMISSION 
vom  30.  März  2011 

zur  Durchführung  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von 
Ventilatoren,  die  durch  Motoren  mit  einer  elektrischen  Eingangsleistung  zwischen  1 25  W  und 

500  kW  angetrieben  werden 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2009/1 25/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  21.  Oktober  2009  zur  Schaffung 
eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  energieverbrauchsrelevanter  Pro- 
dukte ('),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 


nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Gemäß  der  Richtlinie  2009/125/EG  legt  die  Kommission 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  („Öko- 
design")  energieverbrauchsrelevanter  Produkte  fest,  die  ein 
erhebliches  Vertriebs-  und  Handelsvolumen,  eine  erheb- 
liche Umweltauswirkung  und  ein  erhebliches  Potenzial 
für  Verbesserungen  ihrer  Umweltauswirkung  ohne  über- 
mäßig hohe  Kosten  aufweisen. 


(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  der  Richtlinie  2009/125/EG 
erlässt  die  Kommission  nach  dem  in  Artikel  19  Absatz  3 
genannten  Verfahren  unter  Einhaltung  der  in  Artikel  1  5 
Absatz  2  festgelegten  Kriterien  und  nach  Anhörung  des 
Konsultationsforums  gegebenenfalls  Durchführungsmaß- 
nahmen für  Produkte,  in  denen  elektrische  Antriebssys- 
teme zum  Einsatz  kommen. 


(3)  Durch  Motoren  mit  einer  elektrischen  Eingangsleistung 
zwischen  125  W  und  500  kW  angetriebene  Ventilatoren 
sind  ein  wichtiger  Bestandteil  verschiedener  Geräte  zur 
Förderung  von  Gasen.  Mindestanforderungen  an  die 
Energieeffizienz  von  Elektromotoren  wurden  mit  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  640/2009  der  Kommission  vom 
22.  Juli  2009  zur  Durchführung  der  Richtlinie 
2005/32/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die 


(')  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 


umweltgerechte  Gestaltung  von  Elektromotoren  (2)  fest- 
gelegt, wobei  auch  Elektromotoren  mit  Drehzahlregelung 
erfasst  wurden.  Sie  gelten  auch  für  Motoren,  die  Teil 
eines  Motorgebläses  sind.  Allerdings  werden  viele  der 
von  dieser  Verordnung  erfassten  Ventilatoren  in  Verbin- 
dung mit  Motoren  verwendet,  die  nicht  von  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  640/2009  erfasst  werden. 

(4)  Der  Gesamtstromverbrauch  der  durch  Motoren  mit  einer 
elektrischen  Eingangsleistung  zwischen  125  W  und 
500  kW  angetriebenen  Ventilatoren  beläuft  sich  auf 
344  TWh  jährlich  und  wird  bis  2020  auf  560  TWh 
ansteigen,  wenn  die  derzeit  in  der  EU  bestehenden  Markt- 
trends anhalten.  Das  Potenzial  für  kosteneffiziente  kon- 
struktive Verbesserungen  liegt  bei  ca.  34  TWh  jährlich  im 
Jahr  2020;  das  entspricht  C02-Emissionen  im  Umfang 
von  16  Mio.  t.  Ventilatoren  mit  einer  elektrischen  Ein- 
gangsleistung zwischen  125  W  und  500  kW  sind  daher 
ein  Produkt,  für  das  Ökodesign-Anforderungen  festgelegt 
werden  sollten. 


(5)  Viele  Ventilatoren  sind  in  andere  Erzeugnisse  eingebaut 
und  werden  nicht  im  Sinne  von  Artikel  5  der  Richtlinie 
2009/125/EG  und  der  Richtlinie  2006/42/EG  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  vom  17.  Mai  2006 
über  Maschinen  und  zur  Änderung  der  Richtlinie 
95/16/EG  (3)  gesondert  in  Verkehr  gebracht  oder  in  Be- 
trieb genommen.  Damit  der  größtmögliche  Teil  des  Ener- 
gieeinsparpotenzials kosteneffizient  realisiert  werden 
kann  und  die  Durchführung  des  Rechtsakts  erleichtert 
wird,  sollten  in  andere  Erzeugnisse  eingebaute  Ventilato- 
ren mit  einer  Leistung  zwischen  125  W  und  500  kW 
ebenfalls  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  unterlie- 
gen. 

(6)  Viele  Ventilatoren  sind  Teil  von  in  Gebäude  eingebauten 
Lüftungssystemen.  Die  nationalen  Rechtsvorschriften  auf 
der  Grundlage  der  Richtlinie  2010/31/EU  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  Mai  2010 
über  die  Energieeffizienz  von  Gebäuden  (4)  können  unter 
Verwendung  der  in  dieser  Verordnung  in  Bezug  auf  die 
Ventilatoreffizienz  festgelegten  Berechnungs-  und  Mess- 
verfahren neue,  strengere  Anforderungen  an  die  Energie- 
effizienz dieser  Lüftungssysteme  festlegen. 


(2)  ABl.  L  191  vom  23.7.2009,  S.  26. 

(3)  ABl.  L  157  vom  9.6.2006,  S.  24. 

(4)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  13. 
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(7)  Die  Kommission  hat  in  einer  vorbereitenden  Studie  die 
technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen  Aspekte 
von  Ventilatoren  untersucht.  Die  Studie  wurde  zusam- 
men mit  betroffenen  Akteuren  und  interessierten  Kreisen 
aus  der  EU  und  Drittstaaten  durchgeführt,  und  die  Ergeb- 
nisse wurden  veröffentlicht.  Bei  weiteren  Arbeiten  und 
Konsultationen  zeigte  sich,  dass  der  Anwendungsbereich 
weiter  ausgedehnt  werden  könnte,  wobei  für  bestimmte 
Anwendungen,  bei  denen  die  Anforderungen  nicht  ange- 
messen wären,  Ausnahmen  vorgesehen  werden  sollten. 

(8)  Aus  der  vorbereitenden  Studie  ging  hervor,  dass  durch 
Motoren  mit  einer  Eingangsleistung  zwischen  1 2  5  W 
und  500  kW  angetriebene  Ventilatoren  in  großen  Men- 
gen auf  den  EU-Markt  kommen  und  dass  deren  Energie- 
verbrauch während  der  Betriebsphase  der  wichtigste  Um- 
weltaspekt sämtlicher  Phasen  ihres  Lebenszyklus  ist. 

(9)  Aus  der  vorbereitenden  Studie  geht  hervor,  dass  der 
Stromverbrauch  im  Betrieb  der  einzige  aussagekräftige 
Ökodesign-Parameter  ist,  der  gemäß  der  Richtlinie 
2009/125/EG  mit  der  Produktgestaltung  zusammen- 
hängt. 

(10)  Verbesserungen  der  Energieeffizienz  von  Ventilatoren,  die 
durch  Motoren  mit  einer  elektrischen  Eingangsleistung 
zwischen  125  W  und  500  kW  angetrieben  werden,  soll- 
ten durch  Anwendung  bestehender  kosteneffizienter  und 
nichtproprietärer  Technologien  erreicht  werden,  die  zu 
einer  Verringerung  der  kombinierten  Gesamtausgaben 
für  die  Anschaffung  und  den  Betrieb  dieser  Geräte  führen 
können. 


(11)  Die  Anforderungen  an  die  Energieeffizienz  von  Ventila- 
toren, die  durch  Motoren  mit  einer  elektrischen  Eingangs- 
leistung zwischen  125  W  und  500  kW  angetrieben  wer- 
den, sollten  durch  Ökodesign-Anforderungen  EU-weit 
harmonisiert  werden,  wodurch  ein  Beitrag  zum  Funktio- 
nieren des  Binnenmarktes  und  zur  Verbesserung  der  Um- 
weltverträglichkeit dieser  Produkte  geleistet  würde. 

(12)  Kleine  Ventilatoren,  die  (mittelbar)  durch  einen  Elektro- 
motor mit  einer  Leistung  zwischen  1 2  5  W  und  3  kW 
angetrieben  werden,  der  vorwiegend  anderen  Zwecken 
dient,  fallen  nicht  in  den  Anwendungsbereich  der  Maß- 
nahme. So  wird  beispielsweise  ein  kleiner  Ventilator  zur 
Kühlung  des  Elektromotors  einer  Kettensäge  nicht  erfasst, 
selbst  wenn  die  Leistung  des  Kettensägenmotors  (der 
auch  den  Ventilator  antreibt)  über  125  W  liegt. 

(13)  Den  Herstellern  sollte  ein  angemessener  zeitlicher  Rah- 
men für  die  Umgestaltung  der  Produkte  und  die  Anpas- 
sung der  Fertigungsanlagen  gewährt  werden.  Der  Zeitplan 
sollte  so  festgelegt  werden,  dass  einerseits  negative  Aus- 
wirkungen auf  die  Bereitstellung  von  Ventilatoren,  die 
durch  Motoren  mit  einer  elektrischen  Eingangsleistung 
zwischen  125  W  und  500  kW  angetrieben  werden,  ver- 
mieden und  Auswirkungen  auf  die  Kosten  der  Hersteller, 
insbesondere  kleiner  und  mittlerer  Unternehmen,  berück- 
sichtigt werden,  andererseits  aber  auch  das  rechtzeitige 
Erreichen  der  Ziele  dieser  Verordnung  gewährleistet  ist. 


(14)  Eine  Überprüfung  dieser  Verordnung  ist  spätestens  vier 
Jahre  nach  deren  Inkrafttreten  vorgesehen.  Der  Überprü- 
fungsprozess  kann  bereits  vorher  eingeleitet  werden,  falls 
die  Kommission  Kenntnis  von  Umständen  erhält,  die  dies 
rechtfertigen.  Im  Rahmen  der  Uberprüfung  sollten  ins- 
besondere die  Festlegung  technologieunabhängiger  An- 
forderungen, die  Möglichkeiten  des  Einsatzes  von  Dreh- 
zahlregelungen, die  Anzahl  und  der  Umfang  notwendiger 
Ausnahmen  sowie  die  Einbeziehung  von  Ventilatoren  mit 
einer  elektrischen  Eingangsleistung  von  weniger  als 
125  W  geprüft  werden. 

(1 5)  Die  Energieeffizienz  von  Ventilatoren,  die  durch  Motoren 
mit  einer  elektrischen  Eingangsleistung  zwischen  125  W 
und  500  kW  angetrieben  werden,  sollte  durch  zuverläs- 
sige, genaue  und  reproduzierbare  Messverfahren  ermittelt 
werden,  die  dem  anerkannten  Stand  der  Technik  sowie 
gegebenenfalls  harmonisierten  Normen  Rechnung  tragen, 
die  von  den  in  Anhang  I  der  Richtlinie  98/34/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Juni 
1998  über  ein  Informations verfahren  auf  dem  Gebiet 
der  Normen  und  technischen  Vorschriften  und  der  Vor- 
schriften für  die  Dienste  der  Informationsgesellschaft  (') 
aufgeführten  europäischen  Normungsgremien  erlassen 
wurden. 

(16)  Diese  Verordnung  sollte  die  Marktdurchdringung  von 
Technologien  zur  Begrenzung  der  Umweltauswirkungen 
über  die  Gesamtlebensdauer  von  Ventilatoren,  die  durch 
Motoren  mit  einer  elektrischen  Eingangsleistung  zwi- 
schen 125  W  und  500  kW  angetrieben  werden,  erhöhen 
und  damit  bis  2020  zu  geschätzten  jährlichen  Stromein- 
sparungen in  Höhe  von  34  TWh  im  Vergleich  zum  Sze- 
nario ohne  Maßnahmen  führen. 

(17)  Nach  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/125/EG  sollte  in  die- 
ser Verordnung  festgelegt  werden,  welche  Konformitäts- 
bewertungsverfahren anzuwenden  sind. 

(18)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  verpflichtet  werden,  in  den  technischen  Unter- 
lagen Angaben  gemäß  den  Anhängen  IV  und  V  der 
Richtlinie  2009/125/EG  zu  machen. 

(19)  Im  Interesse  einer  weiteren  Begrenzung  der  Umweltaus- 
wirkungen von  Ventilatoren,  die  durch  Motoren  mit  einer 
elektrischen  Eingangsleistung  zwischen  125  W  und 
500  kW  angetrieben  werden,  sollten  die  Hersteller  ein- 
schlägige Informationen  zum  Zerlegen,  zum  Recycling 
und  zur  Entsorgung  dieser  Ventilatoren  nach  der  endgül- 
tigen Außerbetriebnahme  bereitstellen. 

(20)  Es  sollten  Referenzwerte  für  derzeit  verfügbare  Ventilato- 
rentypen mit  hoher  Energieeffizienz  ermittelt  werden. 
Dies  wird  dazu  beitragen,  die  breite  Verfügbarkeit  und 
leichte  Zugänglichkeit  von  Informationen  insbesondere 
für  kleine  und  mittlere  Unternehmen  (KMU)  und  Kleinst- 
unternehmen zu  gewährleisten,  was  die  Integration  der 
besten  Entwurfstechnologien  und  die  Entwicklung  effi- 
zienterer Produkte  zur  Verringerung  des  Energiever- 
brauchs weiter  erleichtern  wird. 


0  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 
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(21)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19  Ab- 
satz 1  der  Richtlinie  2009/125/EG  eingesetzten  Aus- 
schusses — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

(1)  Durch  diese  Verordnung  werden  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  („Ökodesign")  von  Ventilatoren  in 
Hinblick  auf  deren  Inverkehrbringen  oder  Inbetriebnahme  fest- 
gelegt, die  auch  für  Ventilatoren  gelten,  die  in  andere,  unter  die 
Richtlinie  2009/125/EG  fallende  energieverbrauchsrelevante 
Produkte  eingebaut  sind. 

(2)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für  in  folgende  Geräte  einge- 
baute Ventilatoren: 

i)  Produkte  mit  einem  einzigen  Elektromotor  mit  einer  Leis- 
tung von  höchstens  3  kW,  bei  denen  der  Ventilator  auf 
derselben  Welle  befestigt  ist,  die  auch  zum  Antrieb  der 
Hauptfunktion  dient; 

ii)  Wäschetrockner  und  Wasch-Trocken-Automaten  mit  einer 
maximalen  elektrischen  Eingangsleistung  von  höchstens 
3  kW; 

iii)  Küchen-Dunstabzugshauben  mit  einer  dem  (den)  Ventila- 
toren) anrechenbaren  maximalen  elektrischen  Gesamtein- 
gangsleistung unter  280  W. 

(3)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für  Ventilatoren,  die 

a)  speziell  für  den  Betrieb  in  explosionsgefährdeten  Bereichen 
im  Sinne  der  Richtlinie  94/9/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  (l)  ausgelegt  sind; 

b)  nur  für  den  Noteinsatz  im  Kurzzeitbetrieb  mit  Blick  auf  die 
in  der  Richtlinie  89/106/EWG  des  Rates  (2)  aufgeführten 
Brandschutzanforderungen  ausgelegt  sind; 

c)  speziell  für  den  Betrieb  unter  folgenden  Bedingungen  aus- 
gelegt sind: 

i)  a)  Betriebstemperaturen    des    bewegten    Gases  über 

100  °C; 

b)  Betriebsumgebungstemperatur  für  den  Antriebsmotor 
des  Ventilators,  falls  jener  außerhalb  des  Gasstroms 
liegt,  über  65  °C; 

ii)  Jahresdurchschnittstemperatur  des  bewegten  Gases  und/ 
oder  Betriebsumgebungstemperatur  für  den  Motor,  falls 
dieser  außerhalb  des  Gasstroms  liegt,  unter  -  40  °C; 


(!)  ABl.  L  100  vom  19.4.1994,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  40  vom  11.2.1989,  S.  12. 


iii)  Versorgungsspannung  >  1  000  V  AC  oder  >  1  500  V 
DC; 


iv)  in  toxischen,  hochgradig  korrosiven  oder  zündfähigen 
Umgebungen  oder  in  Umgebungen  mit  abrasiven  Stof- 
fen; 


d)  vor  dem  1.  Januar  2015  als  Ersatz  für  identische  Ventilato- 
ren in  Verkehr  gebracht  wurden,  welche  in  Produkte  einge- 
baut waren,  die  vor  dem  1.  Januar  2013  in  Verkehr  gebracht 
wurden; 


sofern  auf  der  Verpackung,  in  den  Produktinformationen 
und  in  den  technischen  Unterlagen  deutlich  angegeben  ist, 
dass  der  Ventilator  in  Bezug  auf  die  Buchstaben  a,  b  und  c 
nur  für  den  bestimmungsgemäßen  Zweck  und  in  Bezug  auf 
den  Buchstaben  d  nur  für  die  bestimmungsgemäßen  Pro- 
dukte verwendet  werden  darf. 


Artikel  2 

B  egriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  in  der  Richtlinie 
2009/125/EG  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen: 


1.  „Ventilator"  bezeichnet  eine  Maschine  mit  Drehflügeln  zur 
Aufrechterhaltung  eines  kontinuierlichen  Gasstromes  —  in 
der  Regel  eines  Luftstromes  —  durch  das  Gerät  hindurch, 
dessen  Arbeit  pro  Masseeinheit  25  kj/kg  nicht  übersteigt 
und  das 


—  zum  Antrieb  des  Laufrades  am  Energieeffizienzoptimum 
für  den  Einsatz  mit  einem  Elektromotor  mit  einer  elek- 
trischen Eingangsleistung  zwischen  125  W  und 
500  kW  (>  125  W  und  <  500  kW)  ausgelegt  oder  mit 
einem  solchen  Motor  ausgerüstet  ist, 


—  ein  Axialventilator,  Radialventilator,  Querstromventila- 
tor oder  Diagonalventilator  ist  und 


—  beim  Inverkehrbringen  oder  bei  der  Inbetriebnahme  mit 
einem  Motor  ausgerüstet  sein  kann  oder  auch  nicht; 


2.  „Laufrad"  bezeichnet  den  Teil  eines  Ventilators,  der  Energie 
auf  den  Gasstrom  überträgt  und  auch  als  „Gebläserad"  be- 
zeichnet wird; 


3.  „Axialventilator"  bezeichnet  einen  Ventilator,  der  Gas  in 
einer  von  dem  (den)  rotierenden  Laufrad  (Laufrädern)  er- 
zeugten tangentialen  Wirbelbewegung  in  Richtung  der  Ro- 
tationsachse des  Laufrades  (bzw.  der  Laufräder)  fördert.  Der 
Axialventilator  kann  mit  einem  zylindrischen  Gehäuse,  Ein- 
lass-  oder  Auslassleitschaufeln  oder  einer  Lochblende  oder 
einer  Ringblende  ausgerüstet  sein; 
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4.  „Einlassleitschaufeln"  sind  vor  dem  Laufrad  angebrachte 
Leitschaufeln,  die  den  Gasstrom  dem  Laufrad  zuleiten;  sie 
können  verstellbar  sein; 

5.  „Auslassleitschaufeln"  sind  nach  dem  Laufrad  angebrachte 
Leitschaufeln,  die  den  Gasstrom  vom  Laufrad  wegleiten; 
sie  können  verstellbar  sein; 

6.  „Lochblende"  bezeichnet  eine  Platte  mit  einer  Öffnung,  in 
der  sich  der  Ventilator  befindet,  welche  die  Befestigung  des 
Ventilators  an  anderen  Aufbauten  ermöglicht; 

7.  „Ringblende"  bezeichnet  einen  Ring,  in  dessen  Öffnung  sich 
der  Ventilator  befindet,  welcher  die  Befestigung  des  Venti- 
lators an  anderen  Aufbauten  ermöglicht; 

8.  „Radialventilator"  bezeichnet  einen  Ventilator,  bei  dem  das 
Gas  im  Wesentlichen  in  Axialrichtung  in  das  Laufrad  (bzw. 
die  Laufräder)  eintritt  und  rechtwinklig  zur  Axialrichtung 
aus  dem  Ventilator  austritt.  Das  Laufrad  kann  eine  oder 
zwei  Einlassöffnungen  und  ein  Gehäuse  haben; 

9.  „Radialventilator  mit  Radialschaufeln"  bezeichnet  einen  Ra- 
dialventilator, bei  dem  die  Außenrichtung  der  Laufradschau- 
feln an  der  Peripherie  radial  zur  Rotationsachse  ist; 

10.  „Radialventilator  mit  vorwärts  gekrümmten  Schaufeln"  be- 
zeichnet einen  Radialventilator,  bei  dem  die  Außenrichtung 
der  Laufradschaufeln  an  der  Peripherie  in  Drehrichtung 
nach  vorne  gekrümmt  ist; 

11.  „Radialventilator  mit  rückwärts  gekrümmten  Schaufeln 
ohne  Gehäuse"  bezeichnet  einen  Radialventilator  ohne  Ge- 
häuse, bei  dem  die  Außenrichtung  der  Laufradschaufeln  an 
der  Peripherie  in  Drehrichtung  nach  hinten  gekrümmt  ist; 

12.  „Gehäuse"  bezeichnet  eine  Verkleidung  um  das  Laufrad,  die 
den  Gasstrom  zum  Laufrad,  durch  das  Laufrad  und  vom 
Laufrad  weg  leitet; 

13.  „Radialventilator  mit  rückwärts  gekrümmten  Schaufeln  mit 
Gehäuse"  bezeichnet  einen  Radialventilator  mit  Gehäuse, 
bei  dem  die  Außenrichtung  der  Laufradschaufeln  an  der 
Peripherie  in  Drehrichtung  nach  hinten  gekrümmt  ist; 

14.  „Querstromventilator"  bezeichnet  einen  Ventilator,  bei  dem 
der  Gasweg  im  Laufrad  sowohl  beim  Eintritt  als  auch  beim 
Austritt  an  der  Peripherie  im  Wesentlichen  rechtwinklig  zur 
Laufradachse  verläuft; 

15.  „Diagonalventilator"  bezeichnet  einen  Ventilator,  bei  dem 
der  Gasweg  im  Laufrad  zwischen  den  Gaswegen  in  Radial- 
und  Axialventilatoren  verläuft; 

16.  „Kurzzeitbetrieb"  bedeutet  das  Funktionieren  eines  Motors 
bei  konstanter  Last  während  eines  Zeitraums,  der  nicht 
zum  Erreichen  des  Temperaturgleichgewichts  ausreicht; 


17.  „Lüftungsventilator"  bezeichnet  einen  Ventilator,  der  nicht 
in  den  nachstehenden  energieverbrauchsrelevanten  Produk- 
ten eingesetzt  ist; 

—  Wäschetrockner  und  Wasch-Trocken-Automaten  mit  ei- 
ner maximalen  elektrischen  Eingangsleistung  über 
3  kW; 

—  Inneneinheiten  von  Haushalts-Klimageräten  und  Haus- 
halts-Klimageräten für  den  Innenbereich  mit  einer  ma- 
ximalen Klimatisierungs-Ausgangsleistung  von  höchs- 
tens 12  kW; 

—  I  nformationstech  nologiep  rodukte; 

18.  „spezifisches  Verhältnis"  bezeichnet  den  Quotienten  aus 
dem  im  Ventilatorauslass  gemessenen  Staudruck  und  dem 
Staudruck  am  Ventilatoreinlass  am  Energieeffizienzopti- 
mum des  Ventilators. 

Artikel  3 
Ökodesign-Anforderungen 

(1)  Die  Ökodesign-Anforderungen  an  Ventilatoren  sind  in 
Anhang  I  aufgeführt. 

(2)  Die  einzelnen  Anforderungen  an  die  Energieeffizienz  von 
Ventilatoren  gemäß  Anhang  I  Abschnitt  2  treten  nach  folgen- 
dem Zeitplan  in  Kraft: 

a)  Erste  Stufe:  Ab  1.  Januar  2013  muss  die  Zielenergieeffizienz 
von  Lüftungsventilatoren  mindestens  den  in  Anhang  I  Ab- 
schnitt 2  Tabelle  1  festgelegten  Wert  erreichen. 

b)  Zweite  Stufe:  Ab  1.  Januar  2015  muss  die  Zielenergieeffi- 
zienz sämtlicher  Ventilatoren  mindestens  den  in  Anhang  I 
Abschnitt  2  Tabelle  2  festgelegten  Wert  erreichen. 

(3)  Die  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  über 
Ventilatoren  und  Vorschriften  zu  deren  Präsentation  sind  in 
Anhang  I  Abschnitt  3  aufgeführt.  Diese  Anforderungen  gelten 
ab  1.  Januar  2013. 

(4)  Die  Anforderungen  an  die  Energieeffizienz  von  Ventilato- 
ren gemäß  Anhang  I  Abschnitt  2  gelten  nicht  für  Ventilatoren, 
die  ausgelegt  sind  für  den  Betrieb 

a)  mit  einer  optimalen  Energieeffizienz  bei  8  000  Umdrehun- 
gen pro  Minute  oder  darüber; 

b)  in  Anwendungen,  bei  denen  das  „spezifische  Verhältnis"  über 
1,11  liegt; 

c)  als  Förderventilatoren  zur  Bewegung  nicht  gasförmiger  Stoffe 
im  Rahmen  industrieller  Anwendungen. 
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(5)  Für  Ventilatoren  mit  doppeltem  Verwendungszweck,  die 
sowohl  für  die  Lüftung  unter  Normalbedingungen  als  auch  für 
den  Noteinsatz  im  Kurzzeitbetrieb  mit  Blick  auf  die  in  der 
Richtlinie  89/106/EWG  aufgeführten  Brandschutzanforderungen 
ausgelegt  sind,  werden  die  in  Anhang  I  Abschnitt  2  angegebe- 
nen Werte  für  die  geltenden  Effizienzgrade  in  Tabelle  1  um 
10  %  und  in  Tabelle  2  um  5  %  reduziert. 


Artikel  6 

Unverbindliche  Referenzwerte 

Die  unverbindlichen  Referenzwerte  für  die  Ventilatoren  mit  der 
besten  Leistung,  die  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser 
Verordnung  auf  dem  Markt  sind,  sind  in  Anhang  IV  aufgeführt. 


(6)  Die  Einhaltung  der  Ökodesign-Anforderungen  wird  an- 
hand der  in  Anhang  II  aufgeführten  Anforderungen  gemessen 
und  berechnet. 

Artikel  4 

Konformitätsbewertung 

Das  in  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  genannte  Verfah- 
ren zur  Konformitätsbewertung  ist  das  in  Anhang  IV  dieser 
Richtlinie  beschriebene  System  der  internen  Entwurfskontrolle 
oder  das  in  Anhang  V  dieser  Richtlinie  beschriebene  Manage- 
mentsystem für  die  Konformitätsbewertung. 

Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie 
2009/125/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der  Marktauf- 
sicht wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  das  in  Anhang 
III  dieser  Verordnung  beschriebene  Nachprüfverfahren  an. 


Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  vier 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  und  übermittelt  dem  Öko- 
design-Konsultationsforum  die  Ergebnisse  dieser  Überprüfung. 
Bei  der  Überprüfung  wird  insbesondere  untersucht,  ob  eine 
Verringerung  der  Anzahl  der  Ventilatorentypen  praktikabel  ist, 
um  den  Wettbewerb  auf  der  Grundlage  der  Energieeffizienz 
zwischen  Ventilatoren,  die  vergleichbare  Funktionen  erfüllen 
können,  zu  stimulieren.  Daneben  wird  im  Rahmen  der  Über- 
prüfung untersucht,  ob  die  Ausnahmen,  einschließlich  der  Ab- 
weichungen für  Ventilatoren  mit  doppeltem  Verwendungs- 
zweck, weiter  eingegrenzt  werden  können. 


Artikel  8 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  30.  März  2011 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG  I 


ÖKODESIGN-ANFORDERUNGEN  AN  VENTILATOREN 

1.  Begriffsbestimmungen  für  Anhang  I 

1)  „Messkategorie"  bezeichnet  eine  Prüfung,  Messung  oder  Betriebsanordnung,  die  die  Einlass-  und  Auslassbedin- 
gungen des  geprüften  Ventilators  festlegt: 

2)  „Messkategorie  A"  bezeichnet  eine  Anordnung,  bei  der  Messungen  am  Ventilator  mit  freien  Einlass-  und  Auslass- 
bedingungen vorgenommen  werden; 

3)  „Messkategorie  B"  bezeichnet  eine  Anordnung,  bei  der  Messungen  am  Ventilator  mit  freiem  Einlass  und  mit  einer 
am  Auslass  montierten  Rohrleitung  vorgenommen  werden; 

4)  „Messkategorie  C"  bezeichnet  eine  Anordnung,  bei  der  Messungen  am  Ventilator  mit  einer  am  Einlass  montierten 
Rohrleitung  und  mit  freien  Auslassbedingungen  vorgenommen  werden: 

5)  „Messkategorie  D"  bezeichnet  eine  Anordnung,  bei  der  Messungen  am  Ventilator  mit  einer  am  Einlass  und  einer 
am  Auslass  montierten  Rohrleitung  vorgenommen  werden; 

6)  „Effizienzkategorie"  bezeichnet  die  zur  Ermittlung  der  Energieeffizienz  —  d.  h.  des  statischen  Wirkungsgrads  oder 
des  totalen  Wirkungsgrads  —  des  Ventilators  herangezogene  Ausgangsenergieform  des  Ventilatorgases,  wobei 

a)  der  „statische  Ventilatordruck"  (psf)  zur  Ermittlung  der  Ventilatorgasleistung  in  der  Effizienzgleichung  für  den 
statischen  Wirkungsgrad  des  Ventilators  herangezogen  wurde  und 

b)  der  „totale  Druck  des  Ventilators"  (pf)  zur  Ermittlung  der  Ventilatorgasleistung  in  der  Effizienzgleichung  für 
den  totalen  Wirkungsgrad  des  Ventilators  herangezogen  wurde; 

7)  „statischer  Wirkungsgrad"  bezeichnet  die  Effizienz  eines  Ventilators  auf  der  Grundlage  des  gemessenen  „statischen 
Ventilatordrucks"  (psf); 

8)  „statischer  Ventilatordruck"  (psf)  bezeichnet  den  Gesamtdruck  des  Ventilators  (pf)  abzüglich  des  anhand  des  Mach- 
Faktors  berichtigten  dynamischen  Ventilatordrucks; 

9)  „Staudruck"  bezeichnet  den  an  einem  Punkt  in  einem  strömenden  Gas  gemessenen  Druck,  wenn  dieses  durch 
einen  isentropen  Prozess  zur  Ruhe  gebracht  würde; 

10)  „dynamischer  Druck"  bezeichnet  den  anhand  des  Massenstroms,  der  durchschnittlichen  Gasdichte  am  Auslass  und 
der  Ventilatorauslassfläche  berechneten  Druck; 

11)  „Mach-Faktor"  bezeichnet  einen  auf  den  dynamischen  Druck  an  einem  Punkt  angewandten  Korrekturfaktor, 
definiert  als  die  durch  den  dynamischen  Druck  geteilte  Differenz  zwischen  dem  Staudruck  und  dem  an  einem 
relativ  zum  Umgebungsgas  ruhenden  Punkt  gegenüber  dem  absoluten  Nulldruck  ausgeübten  Druck; 

12)  „totaler  Wirkungsgrad"  bezeichnet  die  Energieeffizienz  eines  Ventilators  auf  der  Grundlage  des  gemessenen 
„totalen  Drucks  des  Ventilators"  (pt); 

13)  „totaler  Druck  des  Ventilators"  (pf)  bezeichnet  die  Differenz  zwischen  dem  Staudruck  am  Ventilatorauslass  und 
dem  Staudruck  am  Ventilatoreinlass; 

14)  „Effizienzgrad"  bezeichnet  einen  Parameter  in  der  Berechnung  der  Zielenergieeffizienz  eines  Ventilators  mit  einer 
bestimmten  elektrischen  Eingangsleistung  am  Energieeffizienzoptimum  (in  der  Berechnung  der  Energieeffizienz 
des  Ventilators  als  Parameter  „N"  dargestellt); 

1  5)  „Zielenergieeffizienz"  nZje]  ist  die  Mindestenergieeffizienz,  die  ein  Ventilator  erreichen  muss,  um  den  Anforderun- 
gen zu  entsprechen;  sie  beruht  auf  seiner  elektrischen  Eingangsleistung  am  Energieeffizienzoptimum,  wobei  nZie] 
der  Ausgangswert  aus  der  entsprechenden  Gleichung  in  Anhang  II  Abschnitt  3  ist,  unter  Verwendung  der 
betreffenden  ganzen  Zahl  N  des  Effizienzgrads  (Anhang  I  Abschnitt  2,  Tabellen  1  und  2)  und  der  in  kW 
ausgedrückten  elektrischen  Eingangsleistung  des  Ventilators  an  seinem  Energieeffizienzoptimum  in  der 
betreffenden  Energieeffizienzformel; 

16)  „Drehzahlregelung"  bezeichnet  einen  in  den  Motor  und  den  Ventilator  integrierten  oder  als  ein  System  funk- 
tionierenden elektronischen  Leistungswandler,  der  die  elektrische  Energie,  mit  der  ein  Elektromotor  gespeist  wird, 
kontinuierlich  anpasst,  um  die  von  dem  Motor  abgegebene  mechanische  Leistung  nach  Maßgabe  der  Drehmo- 
ment-Drehzahl-Kennlinie der  am  Motor  anliegenden  Last  zu  steuern,  mit  Ausnahme  variabler  Spannungssteue- 
rungen, bei  denen  lediglich  die  Motorversorgungsspannung  variiert  wird; 

1 7)  „Gesamteffizienz"  bezeichnet  je  nach  zutreffendem  Fall  entweder  den  „statischen  Wirkungsgrad"  oder  den  „totalen 
Wirkungsgrad". 

2.  Anforderungen  an  die  Energieeffizienz  von  Ventilatoren 

Die  Mindestanforderungen  an  die  Energieeffizienz  von  Ventilatoren  sind  in  den  Tabellen  1  und  2  aufgeführt. 
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Tabelle  1 

In  der  ersten  Stufe  ab  1.  Januar  2013  geltende  Mindestanforderungen  an  die  Energieeffizienz  von  Ventilatoren 


Ventilatortyp 

Messkatego- 
rie 
(A-U) 

Effizienzka- 
tegorie 
(statischer 
oder  tota- 
ler Wir- 
kungsgrad) 

Leistungsintervall  P 
in  kW 

Zielenergieeffizienz 

Effizienzgrad 
(N) 

Axialventilator 

A,  C 

statisch 

0,125  <  P  <  10 

nZiel  =  2,74-  ln(P)-  6,3  3  +  N 

36 

10  <  P  <  500 

Iziel  =  0,78  •  ln(P)  -  1,88  +  N 

B,  D 

total 

0,125  <  P  <  10 

Hziel  =  2,74  •  ln(P)  -  6,33  +  N 

50 

10  <  P  <  500 

Hziel  =  0,78  ■  ln(P)  -  1,88  +  N 

Radialventilator    mit  vor- 
wärts gekrümmten  Schau- 
feln   und  Radialventilator 
mit  Radialschaufeln 

A,  C 

statisch 

0,125  <  P  <  10 

nziel=  2,74-  ln(P)-  6,33  +  N 

37 

10  <  P  <  500 

"ziel  =  0,78  •  ln(P)  -  1,88  +  N 

B,  D 

total 

0,125  <  P  <  10 

r,Ziel  =  2,74-  ln(P)-  6,3  3  +  N 

42 

10  <  P  <  500 

nziel  =  0,78  •  ln(P)  -  1,88  +  N 

Radialventilator    mit  rück- 
wärts  gekrümmten  Schau- 
feln ohne  Gehäuse 

A,  C 

statisch 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  4,56  ■  ln(P)  -  10,5  +  N 

58 

10  <  P  <  500 

nzie,  =  1,1  •  ln(P)  -  2,6  +  N 

Radialventilator    mit  rück- 
wärts gekrümmten  Schau- 
feln mit  Gehäuse 

A,  C 

statisch 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  4,56  •  ln(P)  -  10,5  +  N 

58 

10  <  P  <  500 

nziel  =  1,1  •  ln(P)  -  2,6  +  N 

B,  D 

total 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  4,56  ■  ln(P)  -  10,5  +  N 

61 

10  <  P  <  500 

nziel  =  1,1  •  ln(P)  -  2,6  +  N 

Diagonalventilator 

A,  C 

statisch 

0,125  <  P  <  10 

Iziel  =  4,56  ■  ln(P)  -  10,5  +  N 

47 

10  <  P  <  500 

nzie|  =  1,1  •  ln(P)  -  2,6  +  N 

B,  D 

total 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  4,56  •  ln(P)  -  10,5  +  N 

58 

10  <  P  <  500 

nziel  =  1,1  ■  ln(P)  -  2,6  +  N 

Querstromventilator 

B,  D 

total 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  1,14  •  ln(P)  -  2,6  +  N 

13 

10  <  P  <  500 

IZiel  =  N 

Tabelle  2 

In  der  zweiten  Stufe  ab  1.  Januar  2015  geltende  Mindestanforderungen  an  die  Energieeffizienz  von 

Ventilatoren 

Ventilatortyp 

Messkatego- 
rie 
(A-D) 

Effizienzka- 
tegorie 
(statischer 
oder  tota- 
ler Wir- 
kungsgrad) 

Leistungsintervall  P 
in  kW 

Zielenergieeffizienz 

Effizienzgrad 
(N) 

Axialventilator 

A,  C 

statisch 

0,125  <  P  <  10 

Tziel  =  2,74-  ln(P)-  6,3  3  +  N 

40 

10  <  P  <  500 

Iziel  =  0.78  •  ln(P)  -  1,88  +  N 

B,  D 

total 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  2,74-  ln(P)-  6,33  +  N 

58 

10  <  P  <  500 

Iziel  =  0.78  •  ln(P)  -  1,88  +  N 

Ventilatortyp 

Messkatego- 
rie 
(A-D) 

Effizienzka- 
tegorie 
(statischer 
oder  tota- 
ler Wir- 
kungsgrad) 

Leistungsintervall  P 
in  kW 

Zielenergieeffizienz 

Effizienzgrad 

(N) 

Radialventilator  mit  vor- 
wärts gekrümmten  Schau- 
feln und  Radialventilator 
mit  Radialschaufeln 

A,  C 

statisch 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  2,74  -ln(P)-  6,33  +  N 

44 

10  <  P  <  500 

nziel  =  0,78  •  ln(P)  -  1,88  +  N 

B,  D 

total 

0,125  <  P  <  10 

nz,ei=  2,74-  ln(P)-  6,33  +  N 

49 

10  <  P  <  500 

"Ziel  =  0,78  •  ln(P)  -  1,88  +  N 

Radialventilator  mit  rück- 
wärts gekrümmten  Schau- 
feln ohne  Gehäuse 

A,  C 

statisch 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  4,56  •  ln(P)  -  10,5  +  N 

62 

10  <  P  <  500 

nZiel  =  1,1  •  ln(P)  -  2,6  +  N 

Radialventilator  mit  rück- 
wärts gekrümmten  Schau- 
feln mit  Gehäuse 

A,  C 

statisch 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  4,56  -ln(P)-  10,5  +  N 

61 

10  <  P  <  500 

nziel  =  1,1  •  ln(P)  -  2,6  +  N 

B,  D 

total 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  4,56  •  ln(P)  -  10,5  +  N 

64 

10  <  P  <  500 

nZie,  =  1,1  ■  ln(P)  -  2,6  +  N 

Diagonalventilator 

A,  C 

statisch 

0,125  <  P  <  10 

nzicl  =  4,56  •  ln(P)  -  10,5  +  N 

50 

10  <  P  <  500 

nziel  =  1,1  •  ln(P)  -  2,6  +  N 

B,  D 

total 

0,125  <  P  <  10 

nZiel  =  4,56  ■  ln(P)  -  10,5  +  N 

62 

10  <  P  <  500 

nZiel  =  1,1  •  ln(P)  -  2,6  +  N 

Querstromventilator 

B,  D 

total 

0,125  <  P  <  10 

nziel  =  1,14  •  ln(P)  -  2,6  +  N 

21 

10  <  P  <  500 

IZiel  =  N 

3.  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  zu  Ventilatoren 

1.  Die  in  Nummer  2  Punkte  1  bis  14  genannten  Informationen  zu  Ventilatoren  müssen  wie  folgt  sichtbar  bereit- 
gestellt werden: 

a)  in  den  technischen  Unterlagen  zu  Ventilatoren: 

b)  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  der  Ventilatorenhersteller. 

2.  Dabei  ist  Folgendes  anzugeben: 

1)  Gesamteffizienz  (n),  gerundet  auf  eine  Dezimalstelle: 

2)  zur  Ermittlung  der  Energieeffizienz  verwendete  Messkategorie  (A-D): 

3)  Effizienzkategorie  (statischer  Wirkungsgrad  oder  totaler  Wirkungsgrad): 

4)  Wirkungsgrad  am  Energieeffizienzoptimum: 

5)  ob  die  Berechnung  der  Ventilatoreffizienz  auf  der  Annahme  beruht,  dass  eine  Drehzahlregelung  zum  Einsatz 
kommt:  falls  ja,  ob  diese  in  den  Ventilator  integriert  ist  oder  ob  sie  mit  diesem  installiert  werden  muss; 

6)  Herstellungsjahr; 

7)  Name  oder  Warenzeichen,  amtliche  Registrierungsnummer  und  Niederlassungsort  des  Herstellers: 

8)  Modellnummer  des  Produkts: 

9)  Nennmotoreingangsleistung(en)  (kW),  Massen-  bzw.  Volumenstrom  (-ströme)  und  Druck  (Drücke)  am  Ener- 
gieeffizienzoptimum; 

10)  Umdrehungen  pro  Minute  am  Energieeffizienzoptimum: 


11)  „spezifisches  Verhältnis"; 


12)  für  die  Erleichterung  des  Zerlegens,  des  Recyclings  oder  der  Entsorgung  nach  der  endgültigen  Außerbetrieb- 
nahme  relevante  Informationen; 

1  3)  für  die  Minimierung  der  Umweltauswirkungen  und  die  Gewährleistung  optimaler  Lebensdauer  relevante  Infor- 
mationen zu  Einbau,  Betrieb  und  Instandhaltung  des  Ventilators; 

14)  Beschreibung  weiterer  bei  der  Ermittlung  der  Energieeffizienz  von  Ventilatoren  genutzter  Gegenstände  wie 
Rohrleitungen,  die  nicht  in  der  Messkategorie  beschrieben  und  nicht  mit  dem  Ventilator  geliefert  werden. 

Die  Informationen  in  den  technischen  Unterlagen  sind  in  der  Reihenfolge  gemäß  Nummer  2  Punkte  1  bis  14 
bereitzustellen.  Dabei  müssen  nicht  genau  die  in  der  Aufstellung  gebrauchten  Formulierungen  wiederholt  werden. 
Die  Angaben  können  statt  in  Textform  auch  in  Form  von  Grafiken,  Schaubildern  und  Symbolen  erfolgen. 

Die  in  Nummer  2  Punkte  1,  2,  3,  4  und  5  genannten  Informationen  sind  dauerhaft  auf  oder  nahe  dem  Leistungs- 
schild anzugeben:  in  Bezug  auf  Nummer  2  Punkt  5  ist  diejenige  der  folgenden  Formulierungen  zu  verwenden,  die 
zutrifft: 

—  „Mit  diesem  Ventilator  muss  eine  Drehzahlregelung  installiert  werden." 

—  „In  diesen  Ventilator  ist  eine  Drehzahlregelung  integriert." 

Die  Hersteller  machen  in  der  Bedienungsanleitung  Angaben  zu  besonderen  Sicherheitsvorkehrungen,  die  beim 
Zusammenbau,  beim  Einbau  oder  bei  der  Instandhaltung  von  Ventilatoren  zu  treffen  sind.  Falls  gemäß  Num- 
mer 2  Punkt  5  der  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  mit  dem  Ventilator  eine  Drehzahlregelung 
installiert  werden  muss,  geben  die  Hersteller  zur  Gewährleistung  eines  optimalen  Betriebs  nach  der  Montage 
Einzelheiten  zu  den  Eigenschaften  der  Drehzahlregelung  an. 


ANHANG  II 


MESSUNGEN  UND  BERECHNUNGEN 


1 .  Begriffsbestimmungen  für  Anhang  II 

1)  „Einlassvolumenstrom"  (q)  ist  das  den  Ventilator  durchlaufende  Gasvolumen  je  Zeiteinheit  (in  m3/s),  berechnet 
als  Quotient  aus  der  vom  Ventilator  bewegten  Gasmasse  (in  kg/s)  und  der  Dichte  dieses  Gases  am  Ventilator- 
einlass  (in  kg/m3); 

2)  „Kompressibilitätsfaktor"  ist  eine  dimensionslose  Zahl  zur  Beschreibung  der  Komprimierbarkeit,  die  der  Gas- 
strom während  der  Prüfung  erfährt:  er  wird  berechnet  als  das  Verhältnis  der  vom  Ventilator  auf  das  Gas 
ausgeübten  mechanischen  Arbeit  zur  Arbeit,  die  auf  eine  nicht  komprimierbare  Flüssigkeit  mit  gleichem 
Massenstrom,  gleicher  Einlassdichte  und  gleichem  Druckverhältnis  ausgeübt  würde,  wobei  der  Ventilatordruck 
als  „totaler  Druck"  (kp)  oder  „statischer  Druck"  (kps)  berücksichtigt  wird; 

3)  kps  ist  der  Kompressibilitätskoeffizient  für  die  Berechnung  der  statischen  Ventilatorgasleistung; 

4)  kp  ist  der  Kompressibilitätskoeffizient  für  die  Berechnung  der  totalen  Gasleistung  des  Ventilators; 

5)  „fertigmontiert"  ist  der  fertige  oder  am  Einsatzort  zusammengebaute  Ventilator,  der  sämtliche  zur  Umwandlung 
elektrischer  Energie  in  Ventilatorgasleistung  erforderlichen  Elemente  enthält,  so  dass  keine  weiteren  Bauteile 
oder  Komponenten  notwendig  sind; 

6)  „vormontiert"  ist  eine  zumindest  das  Laufrad  umfassende  Baugruppe  von  Ventilatorteilen,  die  für  das  Erreichen 
der  Fähigkeit  zur  Umwandlung  elektrischer  Energie  in  Ventilatorgasleistung  um  mindestens  ein  weiteres  extern 
zugeliefertes  Bauteil  ergänzt  werden  muss; 

7)  „Direktantrieb"  ist  eine  Antriebskonfiguration  für  einen  Ventilator,  bei  der  das  Laufrad  entweder  unmittelbar 
oder  über  eine  Koaxialkupplung  an  der  Motorwelle  befestigt  und  die  Laufraddrehzahl  mit  der  Motordrehzahl 
identisch  ist; 

8)  „Getriebe"  ist  eine  Antriebskonfiguration  für  einen  Ventilator,  die  kein  „Direktantrieb"  im  obigen  Sinne  ist. 
Derartige  Antriebskonfigurationen  können  Getriebe  mit  Riementrieb,  Rädergetriebe  oder  Rutschkupplung  um- 
fassen; 

9)  „Niedrigeffizienzantrieb"  ist  ein  Antrieb  mittels  Riemen,  dessen  Breite  weniger  als  das  Dreifache  seiner  Höhe 
beträgt,  oder  mittels  einer  anderen  Getriebeform,  die  kein  „Hocheffizienzantrieb"  ist; 

10)   „Hocheffizienzantrieb"  ist  ein  Antrieb  mittels  Riemen,  dessen  Breite  mindestens  das  Dreifache  seiner  Höhe 
beträgt,  oder  mittels  Zahnriemen  oder  Zahnrädern. 

2.  Messmethode 

Zur  Feststellung  und  Überprüfung  der  Einhaltung  der  Anforderungen  dieser  Verordnung  sind  Messungen  und 
Berechnungen  unter  Verwendung  zuverlässiger,  genauer  und  reproduzierbarer  Verfahren  vorzunehmen,  die  dem 
anerkannten  Stand  der  Technik  Rechnung  tragen  und  deren  Ergebnisse  als  mit  geringer  Unsicherheit  behaftet  gelten; 
dies  schließt  Methoden  gemäß  Dokumenten  ein,  deren  Nummern  zu  diesem  Zweck  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Union  veröffentlicht  wurden. 

3.  Berechnungsmethode 

Die  Methode  zur  Berechnung  der  Energieeffizienz  eines  bestimmten  Ventilators  beruht  auf  dem  Verhältnis  zwischen 
Gasleistung  und  elektrischer  Eingangsleistung  des  Antriebsmotors,  wobei  die  Ventilatorgasleistung  das  Produkt  des 
Gasvolumenstroms  und  der  Druckdifferenz  über  den  Ventilator  ist.  Der  Druck  ist  entweder  der  statische  Druck  oder 
der  totale  Druck,  welcher  die  Summe  des  statischen  und  des  dynamischen  Drucks  in  Abhängigkeit  von  der  Mess- 
und  der  Effizienzkategorie  ist. 

3.1.  Wird  der  Ventilator  „fertigmontiert"  geliefert,  ist  die  Gasleistung  und  die  elektrische  Eingangsleistung  des  Ventilators 
am  Energieeffizienzoptimum  zu  messen: 

a)  Bei  Ventilatoren  ohne  Drehzahlregelung  ist  die  Gesamteffizienz  anhand  folgender  Gleichung  zu  berechnen: 

1e  =  Pu(s)/Pe> 

wobei: 

ne:  Gesamteffizienz; 

Pu/Si:  Ventilatorgasleistung,  bestimmt  nach  Nummer  3.3  bei  Ventilatorbetrieb  am  Energieeffizienzoptimum; 

Pe:  am  Stromversorgungsanschluss  des  Ventilatormotors  gemessene  Leistung  bei  Ventilatorbetrieb  am  Energieef- 
fizienzoptimum. 
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b)  Bei  Ventilatoren  mit  Drehzahlregelung  ist  die  Gesamteffizienz  anhand  folgender  Gleichung  zu  berechnen: 

He  =  (Pu(s)/Pe(d))  '  Q> 

wobei: 

ne:  Gesamteffizienz; 

Pu(s):  Ventilatorgasleistung,  bestimmt  nach  Nummer  3.3  bei  Ventilatorbetrieb  am  Energieeffizienzoptimum: 

Pe(d):  am  Stromversorgungsanschluss  der  Drehzahlregelung  gemessene  Leistung  bei  Ventilatorbetrieb  am  Ener- 
gieeffizienzoptimum; 

Cc:  Teillastkompensationsfaktor,  und  zwar: 

—  bei  einem  Motor  mit  Drehzahlregelung  und         >  5  kW  beträgt  Cc  =  1,04, 

—  bei  einem  Motor  mit  Drehzahlregelung  und  Pe(d)  <  5  kW  beträgt  Cc  =  -  0,03  ln(Pe(d))  +  1,088. 

3.2.  Wird  der  Ventilator  „vormontiert"  geliefert,  ist  die  Gesamteffizienz  am  Energieeffizienzoptimum  des  Laufrads  anhand 
folgender  Gleichung  zu  berechnen: 

He  =  1r  '  Hm  '  IT  1  Cn,  ■  Cc, 

wobei: 

ne:  Gesamteffizienz; 

nr:  Laufradeffizienz  gemäß  Pu(s)/Pa, 

wobei: 

Pu(s):  Ventilatorgasleistung,  bestimmt  am  Energieeffizienzoptimum  des  Laufrads  und  gemäß  nachfolgender  Nummer 

3.3; 

Pa:  Ventilatorwellenleistung  am  Energieeffizienzoptimum  des  Laufrads; 

nm:  Nenneffizienz  des  mitgelieferten  Motors  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  640/2009  ,  soweit  anwendbar.  Fällt  der 
Motor  nicht  in  den  Anwendungsbereich  der  Verordnung  (EG)  Nr.  640/2009  oder  wird  kein  Motor  mitgeliefert,  so  ist 
eine  Standardeffizienz  nnl  für  den  Motor  anhand  folgender  Werte  zu  ermitteln: 

—  beträgt  die  empfohlene  elektrische  Eingangsleistung  „Pe"  >  0,75  kW,  so  ist 
nm  =  0,000278*(xj)  -  0,019247*(x2)  +  0,104395*x  +  0,809761 

wobei  x  =  Lg(Pe) 

und  Pe  gemäß  Definition  in  3.1  Buchstabe  a; 

—  beträgt  die  empfohlene  Motoreingangsleistung  „Pe"  <  0,75  kW,  so  ist 
nm  =  0,1462*ln(Pe)  +  0,8381 

und  Pe  gemäß  Definition  in  3.1  Buchstabe  a,  wobei  die  vom  Ventilatorhersteller  empfohlene  elektrische  Eingangs- 
leistung Pe/j)  ausreichen  sollte,  damit  der  Ventilator  sein  Energieeffizienzoptimum  erreicht,  ggf.  unter  Berück- 
sichtigung getriebebedingter  Verluste; 

nT:  Effizienz  der  Antriebskonfiguration;  hierfür  sind  die  folgenden  Standardwerte  zu  verwenden: 

—  bei  Direktantrieb:  nT  =  1,0; 

—  ist  das  Getriebe  ein  Niedrigeffizienzantrieb  im  Sinne  von  Nummer  1  Punkt  9  und 

—  Pa  >  5  kW,  nT  =  0,96  oder 

—  1  kW  <  Pa  <  5  kW,  nT  =  0,0175  *  Pa  +  0,8725  oder 

—  Pa  <  1  kW,  r,T  =  0,89; 

—  ist  das  Getriebe  ein  Hocheffizienzantrieb  im  Sinne  von  Nummer  1  Punkt  10  und 

—  Pa  >  5  kW,  nT  =  0,98  oder 

—  1  kW  <  Pa  <  5  kW,  nT  =  0,01  *  Pa  +  0,93  oder 

—  Pa  <  1  kW,  r|T  =  0,94; 

Cm:  Kompensationsfaktor  für  die  Bauteilabstimmung  =  0,9; 
Cc:  Teillastkompensationsfaktor,  und  zwar: 

—  Bei  einem  Motor  ohne  Drehzahlregelung  beträgt  Cc  =  1,0, 


—  bei  einem  Motor  mit  Drehzahlregelung  und         >  5  kW  beträgt  Cc  =  1,04, 

—  bei  einem  Motor  mit  Drehzahlregelung  und  Pe(d)  <  5  kW  beträgt  Cc  =  -  0,03  ln(Pe(d))  +  1,088. 

3.3.  Die  Ventilatorgasleistung  Pu(s)  (kW)  wird  nach  der  vom  Ventilatorlieferanten  gewählten  Messkategorie-Prüfmethode 
berechnet: 

a)  Wurden  die  Messungen  am  Ventilator  nach  der  Messkategorie  A  vorgenommen,  wird  die  statische  Ventilator- 
gasleistung Pu(sj  aus  der  Gleichung  Pu(s)  =  q  •  psf  •  kps  verwendet. 

b)  Wurden  die  Messungen  am  Ventilator  nach  der  Messkategorie  B  vorgenommen,  wird  die  totale  Ventilatorgas- 
leistung Pu  aus  der  Gleichung  Pu  =  q  •  pf  ■  kp  verwendet. 

c)  Wurden  die  Messungen  am  Ventilator  nach  der  Messkategorie  C  vorgenommen,  wird  die  statische  Ventilator- 
gasleistung Pu(sj  aus  der  Gleichung  Pu(s)  =  q  '  psf  '  kpS  verwendet. 

d)  Wurden  die  Messungen  am  Ventilator  nach  der  Messkategorie  D  vorgenommen,  wird  die  totale  Ventilatorgas- 
leistung Pu  aus  der  Gleichung  Pu  =  q  •  pt-  ■  kp  verwendet. 

4.     Methode  zur  Berechnung  der  Zielenergieeffizienz 

Die  Zielenergieeffizienz  ist  die  Energieeffizienz,  die  ein  Ventilator  eines  bestimmten  Typs  erreichen  muss,  um  den 
Anforderungen  dieser  Verordnung  zu  entsprechen  (ausgedrückt  in  vollen  Prozentpunkten).  Die  Zielenergieeffizienz 
wird  anhand  von  Effizienzformeln  berechnet,  die  die  elektrische  Eingangsleistung  Pe(d)  und  den  in  Anhang  I  de- 
finierten Mindesteffizienzgrad  enthalten.  Das  gesamte  Leistungsspektrum  wird  von  zwei  Formeln  abgedeckt,  nämlich 
eine  für  Ventilatoren  mit  einer  elektrischen  Eingangsleistung  von  0,125  kW  bis  einschließlich  10  kW  und  eine  für 
Ventilatoren  mit  einer  Leistung  über  10  kW  bis  einschließlich  500  kW. 

Es  bestehen  drei  Reihen  von  Ventilatortypen,  für  die  Effizienzformeln  entwickelt  werden,  um  die  unterschiedlichen 
Eigenschaften  der  verschiedenen  Ventilatortypen  widerzuspiegeln. 

4.1.  Für  Axialventilatoren,  Radialventilatoren  mit  vorwärts  gekrümmten  Schaufeln  und  Radialventilatoren  mit  Radialsch- 
aufeln (Axialventilator  verbaut)  wird  die  Zielenergieeffizienz  anhand  folgender  Gleichungen  berechnet: 


Leistungsintervall  P  0,125  kW  bis  10  kW 

Leistungsintervall  P  10  kW  bis  500  kW 

Hziel  =  2,74  ■  ln(P)  -  6,33  +  N 

nziei  =  0,78  •  ln(P)  -  1,88  +  N 

Dabei  ist  die  Eingangsleistung  P  die  elektrische  Eingangsleistung  Pe(d)  und  N  ist  die  ganze  Zahl  des  geforderten 
Energieeffizienzgrads . 

4.2.  Für  Radialventilatoren  mit  rückwärts  gekrümmten  Schaufeln  ohne  Gehäuse,  Radialventilatoren  mit  rückwärts  ge- 
krümmten Schaufeln  mit  Gehäuse  und  Diagonalventilatoren  wird  die  Zielenergieeffizienz  anhand  folgender  Glei- 
chungen berechnet: 


Leistungsintervall  P  0,125  kW  bis  10  kW 

Leistungsintervall  P  10  kW  bis  500  kW 

nziel  =  4,56  ■  ln(P)  -  10,5  +  N 

nziei  =  1,1  ■  ln(P)  -  2,6  +  N 

Dabei  ist  die  Eingangsleistung  P  die  elektrische  Eingangsleistung  Pe(d)  und  N  ist  die  ganze  Zahl  des  geforderten 
Energieeffizienzgrads . 

Für  Querstromventilatoren  wird  die  Zielenergieeffizienz  anhand  folgender  Gleichungen  berechnet: 

Leistungsintervall  P  0,125  kW  bis  10  kW 

Leistungsintervall  P  10  kW  bis  500  kW 

nziel  =  1,14  ■  ln(P)  -  2,6  +  N 

HZiel  =  n 

Dabei  ist  die  Eingangsleistung  P  die  elektrische  Eingangsleistung  Pe(j)  und  N  ist  die  ganze  Zahl  des  geforderten 
Energieeffizienzgrads . 

5.     Anwendung  der  Zielenergieeffizienz 

Zur  Erfüllung  der  Mindestanforderungen  an  die  Energieeffizienz  muss  die  nach  der  entsprechenden  Methode  in 
Abschnitt  3  von  Anhang  II  berechnete  Gesamteffizienz  ne  des  Ventilators  den  durch  den  Effizienzgrad  festgelegten 
Zielwert  nZiei  erreichen  oder  diesen  übersteigen. 


1873 

CopyrightetJ  material 


ANHANG  III 


NACHPRÜFUNGSVERFAHREN  ZUR  MARKTAUFSICHT 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die  Anforderungen  in  Anhang  I  das  folgende  Prüfverfahren  an: 

1.  Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  eine  einzige  Einheit. 

2.  Das  Modell  gilt  als  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  entsprechend,  wenn  die  Gesamteffizienz  ne  des  Ventilators 
mindestens  90  %  der  nach  den  Formeln  in  Anhang  II  (Abschnitt  3)  unter  Verwendung  der  entsprechenden  Effizienz- 
grade nach  Anhang  I  berechneten  Zielenergieeffizienz  beträgt. 

3.  Falls  die  unter  Nummer  2  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht  werden,  gilt  Folgendes: 

—  bei  Modellen,  die  in  Stückzahlen  von  weniger  als  fünf  pro  Jahr  hergestellt  werden,  wird  angenommen,  dass  das 
Modell  die  Anforderungen  dieser  Verordnung  nicht  erfüllt: 

—  bei  Modellen,  die  in  Stückzahlen  von  fünf  oder  mehr  pro  Jahr  hergestellt  werden,  unterzieht  die  Marktaufsichts- 
behörde drei  zufällig  ausgewählte  weitere  Einheiten  einer  Prüfung. 

4.  Das  Modell  gilt  als  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  entsprechend,  wenn  die  durchschnittliche  Gesamteffizienz  ne 
der  drei  in  Nummer  3  genannten  Einheiten  mindestens  90  %  der  nach  den  Formeln  in  Anhang  II  (Abschnitt  3)  unter 
Verwendung  der  entsprechenden  Effizienzgrade  nach  Anhang  I  berechneten  Zielenergieeffizienz  beträgt. 

5.  Werden  die  unter  Nummer  4  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die 
Anforderungen  dieser  Verordnung  nicht  erfüllt. 


ANHANG  IV 


UNVERBINDLICHE  REFERENZWERTE  GEMÄSS  ARTIKEL  6 

Tabelle  1  enthält  die  Werte  der  Ventilatoren  mit  der  besten  zur  Zeit  der  Verabschiedung  dieser  Verordnung  auf  dem 
Markt  verfügbaren  Technik.  Diese  Referenzwerte  können  möglicherweise  nicht  immer  in  allen  Anwendungen  oder  für  das 
gesamte  von  dieser  Verordnung  erfasste  Leistungsspektrum  erreicht  werden. 


Tabelle  1 

Unverbindliche  Referenzwerte  für  Ventilatoren 


Ventilatortyp 

Messkategorie  (A-D) 

Effizienzkategorie 
(statischer  oder  totaler 
Wirkungsgrad) 

Effizienzgrad 

Axialventilator 

A,  C 

statisch 

65 

B,  D 

total 

75 

Radialventilator   mit    vorwärts  ge- 
krümmten Schaufeln  und  Radialven- 
tilator mit  Radialschaufeln 

A,  C 

statisch 

62 

B,  D 

total 

65 

Radialventilator  mit  rückwärts  ge- 
krümmten Schaufeln  ohne  Gehäuse 

A,  C 

statisch 

70 

Radialventilator  mit  rückwärts  ge- 
krümmten Schaufeln  mit  Gehäuse 

A,  C 

statisch 

72 

B,  D 

total 

7  5 

Diagonalventilator 

A,  C 

statisch 

61 

B,  D 

total 

65 

Querstromventilator 

B,  D 

total 

32 
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DELEGIERTE  VERORDNUNG  (EU)  Nr.  626/2011  DER  KOMMISSION 

vom  4.  Mai  2011 

zur  Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick 
auf  die  Kennzeichnung  von  Luftkonditionierern  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  - 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  19.  Mai  2010  über  die  Angabe  des 
Verbrauchs  an  Energie  und  anderen  Ressourcen  durch  energie- 
verbrauchsrelevante Produkte  mittels  einheitlicher  Etiketten  und 
Produktinformationen  ('),  insbesondere  auf  Artikel  10, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Kommission  hat  gemäß  der  Richtlinie  2010/30/EU 
delegierte  Rechtsakte  zur  Kennzeichnung  energiever- 
brauchsrelevanter Produkte  zu  erlassen,  die  ein  erhebli- 
ches Potenzial  zur  Einsparung  von  Energie  sowie  große 
Unterschiede  in  den  Leistungsniveaus  bei  gleichwertigen 
Funktionen  aufweisen. 


(2)  Bestimmungen  für  die  Kennzeichnung  von  Luftkonditio- 
nierern in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch  wurden  durch 
die  Richtlinie  2002/31/EG  der  Kommission  vom 
22.  März  2002  zur  Durchführung  der  Richtlinie 
92/75/EWG  betreffend  die  Energieetikettierung  für 
Raumklimageräte  (2)  festgelegt.  Die  Durchführungsricht- 
linie legt  verschiedene  Effizienzskalen  für  Luftkonditionie- 
rer  unterschiedlicher  Ausführungen  fest,  wobei  die  Ener- 
gieeffizienz ausschließlich  bei  Volllast  ermittelt  wird. 


(3)  Auf  Luftkonditionierer  entfällt  ein  wesentlicher  Teil  des 
Gesamtstromverbrauchs  durch  Haushalte  und  Gewerbe  in 
der  Union.  Uber  die  bereits  erzielten  Energieeffizienzstei- 
gerungen hinaus  besteht  ein  erhebliches  Potenzial  für  die 
weitere  Verringerung  des  Energieverbrauchs  von  Luftkon- 
ditionierern. 


(!)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  86  vom  3.4.2002,  S.  26. 


(4)  Durch  diese  Verordnung  sollten  die  Richtlinie 
2002/31/EG  aufgehoben  und  neue  Bestimmungen  fest- 
gelegt werden,  um  zu  gewährleisten,  dass  das  Energiee- 
tikett den  Herstellern  dynamische  Anreize  dafür  bietet, 
die  Energieeffizienz  von  Luftkonditionierern  weiter  zu 
verbessern  und  die  Marktausrichtung  auf  energieeffiziente 
Technologien  zu  beschleunigen. 


(5)  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  sollten  für  Luft- 
Luft-Luftkonditionierer  mit  einer  Kühlausgangsleistung 
(bzw.  Heizausgangsleistung  bei  reiner  Heizfunktion)  bis 
1 2  kW  gelten. 


(6)  Die  technische  Entwicklung  bei  der  Verbesserung  der 
Energieeffizienz  von  Luftkonditionierern  ist  in  den  letzten 
Jahren  sehr  schnell  vorangeschritten.  Dies  hat  mehreren 
Drittländern  die  Einführung  strenger  Energieeffizienz- 
Mindestanforderungen  ermöglicht  und  einen  Prozess 
mit  neuen,  auf  der  jahreszeitbedingten  Leistung  basieren- 
den Verbrauchskennzeichnungsregelungen  in  Gang  ge- 
setzt. Die  heutigen  Geräte  mit  den  höchsten  Effizienz- 
werten, mit  Ausnahme  von  Einkanal-  und  Zweikanalge- 
räten, übertreffen  bei  weitem  die  in  der  Richtlinie 
2002/31/EG  festgelegten  Werte  der  Klasse  „A". 


(7)  Mit  dieser  Verordnung  werden  zwei  Energieeffizienzska- 
len eingeführt,  denen  die  Primärfunktion  sowie  spezi- 
fische, für  den  Verbraucher  wichtige  Aspekte  zugrunde 
liegen.  Da  Luftkonditionierer  überwiegend  unter  Teillast- 
bedingungen betrieben  werden,  sollte  die  Effizienzmes- 
sung auf  ein  jahreszeitbedingtes  Messverfahren  umgestellt 
werden,  außer  bei  Einkanal-  und  Zweikanalgeräten.  Beim 
jahreszeitbedingten  Messverfahren  werden  die  Vorteile 
der  Invertertechnik  und  die  Einsatzbedingungen  dieser 
Geräte  besser  berücksichtigt.  Das  neue  Verfahren  zur  Be- 
rechnung der  Energieeffizienz  in  Verbindung  mit  einer 
Ökodesign-Durchführungsvorschrift,  die  über  die  derzei- 
tige Klasse  „A"  hinausgehende  Energieeffizienz-Mindest- 
anforderungen festlegt,  wird  zu  einer  Neueinstufung  die- 
ser Geräte  führen.  Splitgeräte  zum  Einbau  in  Wände  oder 
Fenster  sollten  deshalb  eine  neue  Energieeffizienzskala 
von  A  bis  G  erhalten,  der  alle  zwei  Jahre  ein  „+"  hin- 
zugefügt wird,  bis  die  Klasse  „A+++"  erreicht  ist. 
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(8)  In  Bezug  auf  die  Energieeffizienz  von  Einkanal-  und 
Zweikanalgeräten  sollten  weiterhin  die  konstanten  Leis- 
tungsindikatoren gelten,  da  derzeit  keine  Invertergeräte 
auf  dem  Markt  verfügbar  sind.  Da  eine  Neueinstufung 
dieser  Geräte  nicht  angebracht  ist,  sollte  es  für  Einkanal- 
und  Zweikanalgeräte  eine  Skala  von  A+++  bis  D  geben. 
Diese  Geräte,  die  bauartbedingt  weniger  effizient  sind  als 
Splitgeräte,  können  auf  der  Skala  „A+++-D"  höchstens 
die  Energieeffizienzklasse  „A+"  erreichen,  während  die 
effizienteren  Splitgeräte  bis  in  die  Klasse  „A+++"  einge- 
stuft werden  können. 

(9)  Durch  diese  Verordnung  sollte  gewährleistet  werden,  dass 
die  Verbraucher  genauere  Vergleichsangaben  über  die 
Leistung  von  Luftkonditionierern  erhalten. 

(10)  Die  Kennzeichnung  von  Geräten  in  Bezug  auf  den  Ener- 
gieverbrauch gemäß  dieser  Verordnung  wird  in  Verbin- 
dung mit  der  Verordnung  zur  Durchführung  der  Richt- 
linie 2009/1 2  5/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  im  Hinblick  auf  die  Festlegung  von  Anforderungen 
an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von  Luftkonditionie- 
rern (:)  bis  2020  voraussichtlich  jährliche  Einsparungen 
beim  Stromverbrauch  in  Höhe  von  11  TWh  gegenüber 
dem  Szenario  ohne  Maßnahmen  bewirken. 

(11)  Der  Geräuschpegel  von  Luftkonditionierern  könnte  für 
die  Endnutzer  ein  wichtiger  Aspekt  sein.  Damit  sie  eine 
fundierte  Entscheidung  treffen  können,  sollten  auch  In- 
formationen über  das  Betriebsgeräusch  von  Luftkonditio- 
nierern auf  dem  Etikett  angegeben  werden. 

(12)  Die  Angaben  auf  dem  Etikett  sollten  durch  zuverlässige, 
genaue  und  reproduzierbare  Messverfahren  ermittelt  wer- 
den, die  dem  anerkannten  Stand  der  Messtechnik  sowie 
gegebenenfalls  harmonisierten  Normen  Rechnung  tragen, 
die  von  den  in  Anhang  I  der  Richtlinie  98/34/EG  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Juni 
1998  über  ein  Informationsverfahren  auf  dem  Gebiet 
der  Normen  und  technischen  Vorschriften  (2)  aufgeführ- 
ten europäischen  Normungsgremien  erlassen  wurden. 

(1 3)  In  dieser  Verordnung  sollten  eine  einheitliche  Gestaltung 
und  einheitliche  Anforderungen  an  die  Angaben  auf  Eti- 
ketten für  Luftkonditionierer  festgelegt  werden. 

(14)  Daneben  sollten  in  dieser  Verordnung  Anforderungen  an 
die  technischen  Unterlagen  und  das  Datenblatt  für  Luft- 
konditionierer festgelegt  werden. 

(15)  Ferner  sollten  in  der  Verordnung  Anforderungen  an  die 
Informationen  festgelegt  werden,  die  beim  Verkauf  von 
Luftkonditionierern  in  jeglicher  Form  des  Fernabsatzes 
sowie  bei  der  Werbung  und  in  technischem  Werbemate- 
rial bereitzustellen  sind. 

(16)  Es  ist  zweckmäßig,  eine  Überprüfung  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  im  Lichte  des  technischen  Fortschritts 
vorzusehen. 


(')  Noch  nicht  verabschiedet. 

(2)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 


(17)  Um  die  Umstellung  von  der  Richtlinie  2002/31/EG  auf 
diese  Verordnung  zu  erleichtern,  sollten  Luftkonditionie- 
rer, die  gemäß  dieser  Verordnung  etikettiert  sind,  als  der 
Richtlinie  2002/31/EG  entsprechend  angesehen  werden. 

(18)  Hersteller,  die  Luftkonditionierer  in  Verkehr  bringen 
möchten,  die  Anforderungen  höherer  Energieeffizienz- 
klassen genügen,  sollten  bereits  vor  dem  Zeitpunkt,  an 
dem  die  Angabe  dieser  Effizienzklassen  verbindlich  wird, 
entsprechende  Etiketten  benutzen  dürfen. 

(19)  Die  Richtlinie  2002/31/EG  sollte  daher  aufgehoben  wer- 
den - 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

1.  Diese  Verordnung  legt  Anforderungen  an  die  Kennzeich- 
nung netzbetriebener  Luftkonditionierer  mit  einer  Nennleistung 
von  <  12  kW  Kühlleistung,  oder  Heizleistung  bei  Produkten 
ohne  Kühlfunktion,  sowie  an  die  Bereitstellung  ergänzender  Pro- 
duktinformationen zu  solchen  Geräten  fest. 

2.  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 

a)  Geräte,  die  nichtelektrische  Energiequellen  verwenden, 

b)  Luftkonditionierer,  bei  denen  auf  der  Verflüssiger-  und/oder 
der  Verdampferseite  keine  Luft  als  Wärmeträger  verwendet 
wird. 

Artikel  2 

B  egriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  in  Artikel  2  der  Richt- 
linie 2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (3) 
gelten  die  folgenden  Begriffsbestimmungen: 

(1)  „Luftkonditionierer"  bezeichnet  ein  Gerät  für  das  Kühlen  und/ 
oder  Heizen  von  Innenraumluft  mit  einem  von  einem  elek- 
trischen Verdichter  getriebenen  Dampfverdichtungszyklus, 
einschließlich  Luftkonditionierern,  die  zusätzliche  Funktio- 
nen wie  Entfeuchtung,  Reinigung,  Umwälzung  oder  zusätz- 
liche Heizung  der  Luft  mittels  elektrischer  Widerstandshei- 
zung aufweisen,  sowie  Geräte,  die  Wasser  (entweder  auf  der 
Verdampferseite  gebildetes  Kondenswasser  oder  von  außen 
zugeführtes  Wasser)  zur  Verdampfung  am  Verflüssiger  ver- 
wenden können,  sofern  das  Gerät  auch  ohne  zusätzliches 
Wasser  und  nur  mit  Luft  verwendet  werden  kann; 

(2)  „Zweikanal-Luftkonditionierer"  bezeichnet  einen  Luftkonditio- 
nierer, bei  dem  während  des  Kühlens  oder  Heizens  die  Ein- 
trittsluft des  Verflüssigers  (oder  Verdampfers)  dem  Gerät 
über  einen  Kanal  aus  dem  Freien  zugeführt  und  über  einen 
zweiten  Kanal  wieder  ins  Freie  abgeleitet  wird,  und  der  voll- 
ständig innerhalb  des  zu  behandelnden  Raums  in  der  Nähe 
einer  Wand  platziert  ist; 

(3)  „Einkanal-Luftkonditionierer"  bezeichnet  einen  Luftkonditionie- 
rer, bei  dem  während  des  Kühlens  oder  Heizens  die  Ein- 
trittsluft des  Verflüssigers  (oder  Verdampfers)  aus  dem  Raum 
zugeführt  wird,  im  dem  sich  das  Gerät  befindet,  und  außer- 
halb dieses  Raums  abgeleitet  wird; 


(3)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  1. 
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(4)  „Nennleistung"  (PrateIj)  bezeichnet  die  Kühl-  oder  Heizleistung 
des  Dampfverdichtungszyklus  des  Gerätes  unter  Norm-Nenn- 
bedingungen; 

(5)  „Endnutzer"  ist  ein  Verbraucher,  der  einen  Luftkonditionierer 
kauft  oder  zu  kaufen  im  Begriff  ist; 

(6)  „Verkaufsstelle"  ist  ein  Ort,  an  dem  Luftkonditionierer  aus- 
gestellt oder  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder  zum  Miet- 
kauf angeboten  werden. 

Weitere  Begriffsbestimmungen  für  die  Zwecke  der  Anhänge  II 
bis  VIII  enthält  Anhang  I. 

Artikel  3 

Verantwortlichkeiten  der  Lieferanten 

1.  Die  Lieferanten  treffen  die  unter  den  Buchstaben  a  bis  g 
beschriebenen  Maßnahmen: 

(a)  Jeder  Luftkonditionierer  wird  mit  einem  gedruckten  Etikett 
geliefert,  das  mit  den  Energieeffizienzklassen  gemäß  Anhang 
II  im  Einklang  steht.  Die  Gestaltung  und  der  Informations- 
gehalt des  Etiketts  entsprechen  den  Vorgaben  in  Anhang  III. 
Luftkonditionierer,  mit  Ausnahme  von  Einkanal-  und  Zwei- 
kanal-Luftkonditionierern,  müssen  mindestens  auf  der  Ver- 
packung der  Außeneinheit  mit  einem  gedruckten  Etikett 
geliefert  werden,  mit  auf  das  Leistungsverhältnis  1  bezoge- 
nen Angaben  für  mindestens  eine  Kombination  aus  Innen- 
und  Außeneinheit.  Für  andere  Kombinationen  können  die 
Angaben  alternativ  auf  einer  frei  zugänglichen  Internetseite 
veröffentlicht  werden; 

(b)  Bereitstellung  eines  Produktdatenblatts  gemäß  Anhang  IV. 
Luftkonditionierer,  mit  Ausnahme  von  Einkanal-  und  Zwei- 
kanal-Luftkonditionierern,  müssen  mindestens  in  der  Ver- 
packung der  Außeneinheit  mit  einem  Produktdatenblatt  ge- 
liefert werden,  mit  auf  das  Leistungsverhältnis  1  bezogenen 
Angaben  für  mindestens  eine  Kombination  aus  Innen-  und 
Außeneinheit.  Für  andere  Kombinationen  können  die  Anga- 
ben alternativ  auf  einer  frei  zugänglichen  Internetseite  ver- 
öffentlicht werden; 

(c)  den  Behörden  der  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  wer- 
den auf  Antrag  die  technischen  Unterlagen  gemäß  Anhang 
V  elektronisch  verfügbar  gemacht; 

(d)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Luftkonditionie- 
rermodell  mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informationen 
wird  auch  dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben.  Sind 
mehrere  Effizienzklassen  möglich,  so  gibt  der  Lieferant 
oder  gegebenenfalls  der  Hersteller  mindestens  die  der  Heiz- 
periode „mittel"  entsprechende  Energieeffizienzklasse  an.  Die 
Informationen,  die  in  Fällen  bereitzustellen  sind,  bei  denen 
nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Endnutzer  das  Gerät 
ausgestellt  sieht,  sind  in  Anhang  VI  aufgeführt; 

(e)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Luft- 
konditionierermodell  mit  Informationen  zu  dessen  spezi- 
fischen technischen  Parametern  wird  auch  dessen  Energieef- 
fizienzklasse gemäß  Anhang  II  angegeben; 


(f)  Bereitstellung  von  Gebrauchsanweisungen; 

(g)  Einkanalgeräte  werden  auf  der  Verpackung,  in  Produktunter- 
lagen und  jeglichem  Werbematerial,  gleich  ob  in  elektro- 
nischer Form  oder  auf  Papier,  als  „lokale  Klimageräte"  be- 
zeichnet. 

2.  Die  Energieeffizienzklasse  wird  gemäß  Anhang  VII  ermit- 
telt. 

3.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  für  Luftkonditionierer,  mit 
Ausnahme  von  Einkanal-  und  Zweikanal-Luftkonditionierern, 
entspricht  den  Vorgaben  in  Anhang  III. 

4.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  für  Luftkonditionierer,  mit 
Ausnahme  von  Einkanal-  und  Zweikanal-Luftkonditionierern, 
gemäß  den  Vorgaben  in  Anhang  III  gilt  nach  folgendem  Zeit- 
plan: 

(a)  Bei  Luftkonditionierern,  mit  Ausnahme  von  Einkanal-  und 
Zweikanal-Luftkonditionierern,  der  Effizienzklassen  A,  B,  C, 
D,  E,  F  und  G,  die  ab  1.  Januar  2013  in  Verkehr  gebracht 
werden,  muss  das  Etikett  Anhang  III  Nummer  1.1  bei  um- 
schaltbaren Luftkonditionierern,  Nummer  2.1  bei  Luftkon- 
ditionierern nur  mit  Kühlfunktion  und  Nummer  3.1  bei 
Luftkonditionierern  nur  mit  Heizfunktion  entsprechen; 

(b)  bei  Luftkonditionierern,  mit  Ausnahme  von  Einkanal-  und 
Zweikanal-Luftkonditionierern,  der  Effizienzklassen  A+,  A, 
B,  C,  D,  E  und  F,  die  ab  1.  Januar  2015  in  Verkehr  gebracht 
werden,  muss  das  Etikett  Anhang  III  Nummer  1.2  bei  um- 
schaltbaren Luftkonditionierern,  Nummer  2.2  bei  Luftkon- 
ditionierern nur  mit  Kühlfunktion  und  Nummer  3.2  bei 
Luftkonditionierern  nur  mit  Heizfunktion  entsprechen; 

(c)  bei  Luftkonditionierern,  mit  Ausnahme  von  Einkanal-  und 
Zweikanal-Luftkonditionierern,  der  Effizienzklassen  A++, 
A+,  A,  B,  C,  D  und  E,  die  ab  1.  Januar  2017  in  Verkehr 
gebracht  werden,  muss  das  Etikett  Anhang  III  Nummer  1.3 
bei  umschaltbaren  Luftkonditionierern,  Nummer  2.3  bei 
Luftkonditionierern  nur  mit  Kühlfunktion  und  Nummer 

3.3  bei  Luftkonditionierern  nur  mit  Heizfunktion  entspre- 
chen; 

(d)  bei  Luftkonditionierern,  mit  Ausnahme  von  Einkanal-  und 
Zweikanal-Luftkonditionierern,  der  Effizienzklassen  A+  ++, 
A++,  A+,  A,  B,  C  und  D,  die  ab  1.  Januar  2019  in  Verkehr 
gebracht  werden,  muss  das  Etikett  Anhang  III  Nummer  1.4 
bei  umschaltbaren  Luftkonditionierern,  Nummer  2.4  bei 
Luftkonditionierern  nur  mit  Kühlfunktion  und  Nummer 

3.4  bei  Luftkonditionierern  nur  mit  Heizfunktion  entspre- 
chen. 

5.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  für  Zweikanal-Luftkonditionie- 
rer  der  Effizienzklassen  A+++,  A++,  A+,  A,  B,  C  und  D,  die  ab 
1.  Januar  2013  in  Verkehr  gebracht  werden,  muss  Anhang  III 
Nummer  4.1  bei  umschaltbaren  Zweikanal-Luftkonditionierern, 
Nummer  4.3  bei  Zweikanal-Luftkonditionierern  nur  mit  Kühl- 
funktion und  Nummer  4.5  bei  Zweikanal-Luftkonditionierern 
nur  mit  Heizfunktion  entsprechen. 
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6.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  für  Einkanal-Luftkonditionierer 
der  Effizienzklassen  A+++,  A++,  A+,  A,  B,  C  und  D,  die  ab 
1.  Januar  2013  in  Verkehr  gebracht  werden,  muss  Anhang  III 
Nummer  5.1  bei  umschaltbaren  Einkanal-Luftkonditionierern, 
Nummer  5.3  bei  Einkanal-Luftkonditionierern  nur  mit  Kühl- 
funktion und  Nummer  5.5  bei  Einkanal-Luftkonditionierern 
nur  mit  Heizfunktion  entsprechen. 

Artikel  4 

Verantwortlichkeiten  der  Händler 

Die  Händler  stellen  sicher,  dass 

(a)  Luftkonditionierer  in  der  Verkaufsstelle  das  von  den  Liefe- 
ranten gemäß  Artikel  3  Absatz  1  bereitgestellte  Etikett  deut- 
lich sichtbar  außen  an  der  Vorder-  oder  Oberseite  tragen; 

(b)  Luftkonditionierer,  die  in  einer  Weise  zum  Verkauf,  zur 
Vermietung  oder  zum  Mietkauf  angeboten  werden,  bei  der 
nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Nutzer  das  Produkt 
ausgestellt  sieht,  bei  der  Vermarktung  mit  den  vom  Liefe- 
ranten gemäß  den  Anhängen  V  und  VI  bereitzustellenden 
Informationen  versehen  sind; 

(c)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Luftkonditionie- 
rermodell  mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informationen 
auch  dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird.  Sind 
mehrere  Effizienzklassen  möglich,  so  gibt  der  Lieferant/Her- 
steller mindestens  die  der  Klimazone  „mittel"  entsprechende 
Energieeffizienzklasse  an; 

(d)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Modell 
mit  Informationen  zu  den  technischen  Parametern  eines 
Luftkonditionierers  auch  dessen  Energieeffizienzklasse(n) 
und  die  Gebrauchsanweisungen  des  Lieferanten  angegeben 
sind.  Sind  mehrere  Effizienzklassen  möglich,  so  gibt  der 
Lieferant/Hersteller  mindestens  die  der  Klimazone  „mittel" 
entsprechende  Energieeffizienzklasse  an; 

(e)  Einkanalgeräte  auf  der  Verpackung,  in  Produktunterlagen 
und  jeglichem  Absatzförderungs-  und  Werbematerial,  gleich 
ob  in  elektronischer  Form  oder  auf  Papier,  als  „lokale  Klima- 
geräte" bezeichnet  werden. 


Artikel  5 
Messverfahren 

Die  gemäß  Artikel  3  bereitzustellenden  Informationen  werden 
durch  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messverfahren 
ermittelt,  die  dem  anerkannten  Stand  der  Berechnungs-  und 
Messtechnik  gemäß  Anhang  VII  Rechnung  tragen. 

Artikel  6 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Die  Mitgliedstaaten  ermitteln  die  Einhaltung  der  gemachten  An- 
gaben zur  Energieeffizienzklasse,  zum  jährlichen  oder  stündli- 
chen Energieverbrauch  und  zum  Betriebsgeräusch  nach  dem 
Verfahren  gemäß  Anhang  VIII. 

Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  fünf 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  im  Lichte  des  technischen  Fort- 
schritts. Besonderes  Augenmerk  wird  dabei  auf  wesentliche  Ver- 
änderungen der  Marktanteile  verschiedener  Gerätetypen  gelegt. 

Artikel  8 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  2002/31/EG  wird  mit  Wirkung  vom  1.  Januar 
2013  aufgehoben. 

Artikel  9 

Übergangsbestimmung 

1.  Luftkonditionierer,  die  vor  dem  1.  Januar  201 3  in  Verkehr 
gebracht  werden,  müssen  den  Bestimmungen  der  Richtlinie 
2002/31/EG  entsprechen. 

Artikel  10 
Inkrafttreten  und  Geltung 

1.  Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer 
Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

2.  Sie  gilt  ab  dem  1.  Januar  2013. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Geschehen  zu  Brüssel  den  4.  Mai  2011. 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG  I 


Begriffsbestimmungen  für  die  Zwecke  der  Anhänge  II  bis  VII 

Für  die  Zwecke  der  Anhänge  II  bis  VII  gelten  die  folgenden  Begriffsbestimmungen: 

(1)  „Umschahbare  Luftkonditionierer"  bezeichnet  zum  Kühlen  und  Heizen  dienende  Luftkonditionierer; 

(2)  „Norm-Nennbedingungen"  bezeichnet  die  Kombination  von  Raumluft-  (Tin)  und  Außenlufttemperaturen  (Tf),  die  die 
Betriebsbedingungen  für  die  Ermittlung  des  Schallleistungspegels,  der  Nennleistung,  der  nominalen  Luftstromrate 
sowie  der  Nennleistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EERmed)  und/oder  im  Heizbetrieb  (COPmei)  gemäß  Anhang  VII  Tabelle 
2  festlegen: 

(3)  „Raumlufttemperatur"  (Tjn)  bezeichnet  die  Trockentemperatur  der  Raumluft  [°C]  (mit  Angabe  der  relativen  Luftfeuch- 
tigkeit durch  die  entsprechende  Feuchttemperatur); 

(4)  „Außenlufitemperatur"  (T-)  bezeichnet  die  Trockentemperatur  der  Außenluft  [°C]  (mit  Angabe  der  relativen  Luftfeuch- 
tigkeit durch  die  entsprechende  Feuchttemperatur); 

(5)  „Nennleistungszahl  im  Kühlbetrieb"  (EERrafE_)  bezeichnet  die  angegebene  Kühlleistung  [kW]  geteilt  durch  die  Nenn-Leis- 
tungsaufnahme  eines  Geräts  im  Kühlbetrieb  [kW]  unter  Norm-Nennbedingungen; 

(6)  „Nennleistungszahl  im  Heizbetrieb"  (COPraf(_)  bezeichnet  die  angegebene  Heizleistung  [kW]  geteilt  durch  die  Nenn- 
Leistungsaufnahme  eines  Geräts  im  Heizbetrieb  [kW]  unter  Norm-Nennbedingungen; 

(7)  „Treibhauspotenzial"  (GWP)  bezeichnet  das  Maß,  in  dem  1  kg  des  Kältemittels  im  Dampfverdichtungszyklus  schät- 
zungsweise zur  Erderwärmung  beiträgt,  ausgedrückt  in  kg  C02-Äquivalenten  über  einen  Zeitraum  von  100  Jahren. 

Die  GWP-Werte  sind  Anhang  I  der  Verordnung  (EG)  Nr.  842/2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (') 
zu  entnehmen; 

für  fluorierte  Kältemittel  gelten  die  im  dritten  Sachstandsbericht  (TAR)  des  Zwischenstaatlichen  Ausschusses  für 
Klimaänderungen  (2)  veröffentlichten  GWP-Werte  (GWP-Werte  des  IPCC  von  2001  bezogen  auf  hundert  Jahre); 

für  nicht  fluorierte  Kältemittel  gelten  die  im  ersten  Sachstandsbericht  dieses  Gremiums  (3)  veröffentlichten  GWP- 
Werte  bezogen  auf  hundert  Jahre: 

die  GWP-Gesamtwerte  von  Kältemittelmischungen  werden  anhand  der  Formel  in  Anhang  I  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  842/2006  berechnet; 

für  oben  nicht  aufgeführte  Kältemittel  ist  der  im  Rahmen  des  UNEP  veröffentlichte  IPCC-Bericht  2010  über  Käl- 
teanlagen, Klimaanlagen  und  Wärmepumpen  von  Februar  2011  oder  neueren  Datums  maßgeblich. 

(8)  „Aus-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  der  Luftkonditionierer  oder  Komfortlüfter  mit  dem  Netz  verbunden 
ist,  aber  keine  Funktion  bereitstellt.  Ebenfalls  als  Aus-Zustand  gelten  Zustände,  bei  denen  nur  eine  Anzeige  des  Aus- 
Zustands  erfolgt,  sowie  Zustände,  in  denen  nur  Funktionen  bereitgestellt  werden,  die  die  elektromagnetische  Ver- 
träglichkeit gemäß  der  Richtlinie  2004/1 08/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (4)  sicherstellen  sollen; 

(9)  „Bereitschaftszustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  das  Gerät  mit  dem  Netz  verbunden  ist,  auf  die  Energiezufuhr 
aus  dem  Netz  angewiesen  ist,  um  bestimmungsgemäß  zu  funktionieren,  und  nur  folgende  Funktionen  gegebenenfalls 
zeitlich  unbegrenzt  bereitstellt:  die  Reaktivierungsfunktion  oder  die  Reaktivierungsfunktion  zusammen  mit  lediglich 
einer  Anzeige,  dass  die  Reaktivierungsfunktion  aktiv  ist,  und/oder  einer  Information  oder  Statusanzeige; 

(10)  „Reaktivierungsfunktion"  bezeichnet  eine  Funktion  zur  Aktivierung  anderer  Betriebszustände,  einschließlich  des  Aktiv- 
Modus  mittels  eines  Fernschalters,  der  eine  Fernbedienung,  einen  internen  Sensor  oder  einen  Timer  zur  Umschaltung 
in  einen  Betriebszustand  mit  zusätzlichen  Funktionen  einschließlich  der  Hauptfunktion  umfasst; 


(>)  ABl.  L  161  vom  14.6.2006,  S.  1. 

(2)  Dritter  Sachstandsbericht  Klimaänderung  2001.  Ein  Bericht  des  Zwischenstaatlichen  Ausschusses  für  Klimaänderungen  (IPCC):  http:// 
www.ipcc.ch/publications_and_data/publications_and_data_reports.shtml 

(3)  Climate  Change,  The  IPCC  Scientific  Assessment,  J.T  Houghton,  G.J.Jenkins,  J.J.  Ephraums  (ed.)  Cambridge  University  Press,  Cambridge 
(UK)  1990. 

(4)  ABl.  L  390  vom  31.12.2004,  S.  24. 


(11)  „Information  oder  Statusanzeige"  bezeichnet  eine  kontinuierliche  Funktion,  die  Informationen  liefert  oder  den  Status  des 
Geräts  auf  einer  Anzeige  angibt,  einschließlich  Zeitanzeige; 

(12)  „SchaUleistungspegel"  bezeichnet  den  A-bewerteten  Schallleistungspegel  [dB(A)]  in  Innenräumen  und/oder  im  Freien, 
der  bei  Norm-Nennbedingungen  für  das  Kühlen  (oder  Heizen,  falls  das  Produkt  keine  Kühlfunktion  aufweist)  gemessen 
wird; 


(1 3)  „Bezugs- Auslegungsbedingungen"  bezeichnet  die  Kombination  der  Anforderungen  bezüglich  Bezugs-Auskgungstempera- 
tur,  maximaler  Bivalenztemperatur  und  Grenzwert  der  Betriebstemperatur  gemäß  Anhang  VII  Tabelle  3: 

(14)  „Bezugs-Auslegungstemperatuf  bezeichnet  die  Außenlufttemperatur  [°C]  für  den  Kühlbetrieb  (Tiesi  J  oder  den  Heiz- 
betrieb (T^jgniJ  gemäß  Anhang  VII  Tabelle  3,  die  je  nach  angegebener  Kühl-  oder  Heizperiode  variiert  und  bei  der  das 
Teillastverhältnis  1  beträgt: 

(15)  „Teillastverhaltnis"  (plflj))  bezeichnet  die  Außenlufttemperatur  abzüglich  16°C,  geteilt  durch  die  Bezugs- Auslegungstem- 
peratur abzüglich  1 6  °C,  für  den  Kühl-  oder  Heizbetrieb; 

(1 6)  „Periode"  bezeichnet  eine  der  vier  Betriebsbedingungen  (für  vier  Perioden:  eine  Kühlperiode  und  drei  Heizperioden:  mittel 
I  kälter  I  wärmer),  die  für  jede  Klasse  die  Kombination  von  Außenlufttemperaturen  und  der  Anzahl  der  Stunden  angibt, 
über  die  diese  Temperaturen  in  der  jeweiligen  Periode,  für  die  das  Gerät  für  gebrauchstauglich  erklärt  wurde, 
vorliegen; 

(17)  „Klasse"  (mit  Index  „;")  bezeichnet  eine  Kombination  von  Außenlufttemperatur  (Tj)  und  Klassen-Stunden  (hjj  gemäß 
Anhang  VII  Tabelle  1; 


(1 8)  „Klassen-Stunden"  bezeichnet  die  auf  die  jeweilige  Klasse  bezogene  Stundenhäufigkeit  der  Außenlufttemperatur  je  Periode 
(hj)  gemäß  Anhang  VII  Tabelle  1; 

(19)  „jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb"  (SEER)  bezeichnet  den  für  die  gesamte  Kühlperiode  repräsentativen 
Gesamtenergiewirkungsgrad  des  Geräts  und  ergibt  sich  aus  dem  Bezugs-jahreskühlenergiebedatf  geteilt  durch  den 
jahresstromverbrauch  für  die  Kühlung; 

(20)  „Bezugs-Jahreskühlenergiebedarf  (Qc)  bezeichnet  den  für  die  Berechnung  der  SEER  zu  verwendenden  Kühlenergiebedarf 
[kWh/a]  und  ergibt  sich  aus  der  Auslegungslast  im  Kühlbetrieb  (Pfeigru)  multipliziert  mit  der  Anzahl  der  äquivalenten 
Kühlstunden  im  Aktiv-Modus  (HC£); 

(21)  „äquivalente  Kühlstunden  im  Aktiv-Modus"  (HC£)  bezeichnet  die  zugrunde  gelegten  jährlichen  Stunden  [h/a],  über  die 
das  Gerät  zur  Deckung  des  Bezugs-jahreskühlenergiebedarfs  gemäß  Anhang  VII  Tabelle  4  die  Auslegungslast  im  Kühl- 
betrieb (Pfcsignc)  erbringen  muss; 

(22)  „Jahresstromverbrauch  für  die  Kühlung"  (QC£)  bezeichnet  den  Stromverbrauch  [kWh/a]  zur  Deckung  des  Bezugs-Jahres- 
kühlenergiebedarfs  und  ergibt  sich  aus  dem  Bezugs-jahreskühlenergiebedarf  geteilt  durch  die  Summe  aus  jahreszeitbedingter 
leistungszahl  im  aktiven  Kühlbetrieb  {SEER0„)  und  dem  Stromverbrauch  des  Geräts  im  Betriebszustand  „Temperaturregler 
Aus",  im  Bereitschaftszustand,  im  Aus-Zustand  sowie  im  Betriebszustand  mit  Kurbelwannenheizung  während  der  Kühl- 
periode; 

(23)  „jahreszeitbedingte  Leistungszeit!  im  aktiven  Kühlbetrieb"  (SEERm)  bezeichnet  die  durchschnittliche  Leistungszahl  des 
Geräts  im  aktiven  Kühlbetrieb,  die  sich  aus  dem  Teillastverhältnis  und  der  klassenspezifischen  Leistungszahl  (EER- 
bin(Tj))  ergibt,  gewichtet  nach  den  Klassen-Stunden,  in  denen  die  Bedingung  der  jeweiligen  Klasse  vorliegt: 

(24)  „Teillast"  bezeichnet  die  Kühllast  (PJTjj)  oder  die  Heizlast  (P^Tj))  [kW]  bei  einer  bestimmten  Außenlufttemperatur  Tj 
und  ergibt  sich  aus  der  Auslegungslast  multipliziert  mit  dem  Teillastverhältnis; 

(25)  „klassenspezifische  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb"  (EERbin(Tj))  bezeichnet  die  in  einer  Periode  für  jede  Klasse  j  spezifische 
Leistungszahl  bei  einer  Außenlufttemperatur  T-,  abgeleitet  aus  der  Teillast,  dem  angegebenen  Leistungsvermögen  und  der 
angegebenen  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EERd(Tj))  für  spezifische  Klassen  (j),  wobei  die  Werte  für  andere  Klassen  inter- 
/extrapoliert  und  gegebenenfalls  durch  einen  Minderungsfaktor  korrigiert  werden; 

(26)  „jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Heizbetrieb"  (SCOP)  bezeichnet  die  für  die  gesamte  angegebene  Heizperiode  (der 
SCOP-Wert  ist  einer  angegebenen  Heizperiode  zugeordnet)  repräsentative  Gesamtleistungszahl  des  Geräts  und  ergibt 
sich  aus  dem  Bezugs-jahresheizenergiebedarf  geteilt  durch  den  jahresstromverbrauch  für  die  Heizung; 


(27)  „Bezugs-jahresheizenergiebedarf  (QH)  bezeichnet  den  für  die  Berechnung  der  SCOP  zu  verwendenden  Heizenergiebedarf 
[kWh/a]  in  einer  angegebenen  Heizperiode  und  ergibt  sich  aus  der  Auslegungslast  im  Heizbetrieb  (Pdesignh)  multipliziert 
mit  der  Anzahl  der  jahreszeitbedingten  äquivalenten  Heizstunden  im  Aktiv-Modus  (HHE); 

(28)  „äquivalente  Heizstunden  im  Aktiv-Modus"  (HHE)  sind  die  zugrunde  gelegten  jährlichen  Stunden  [h/a],  über  die  das 
Gerät  zur  Deckung  des  Bezugs-Jahresheizenergiebedarfs  gemäß  Anhang  VII  Tabelle  4  die  Auslegungslast  im  Heizbetrieb 
(pdesignh)  erbringen  muss; 

(29)  „jahresstromverbrauch  für  die  Häzung"  (Qhe)  ist  der  Stromverbrauch  [kWh/a]  zur  Deckung  des  angegebenen  Bezugs- 
jahresheizenergiebedarfs  in  einer  bestimmten  Heizperiode;  die  Berechnung  erfolgt  durch  Teilung  des  Bezugs-Jahresheiz- 
energiebedarfs  durch  die  Summe  aus  jahreszeitbedingter  Leistungszahl  im  aktiven  Heizbetrieb  (SCOPm)  und  dem  Strom- 
verbrauch des  Geräts  im  Betriebszustand  „Temperaturregler  Aus",  im  Bereitsehaftszustand,  im  Aus-Zustand  sowie  im 
Betriebszustand  mit  Kurbelwannenheizung  während  der  Heizperiode; 

(30)  „jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  aktiven  Heizbetrieb"  (SCOPon)  bezeichnet  die  durchschnittliche  Leistungszahl  des 
Geräts  im  aktiven  Heizbetrieb  für  die  angegebene  Heizperiode,  die  sich  aus  der  Teillast,  der  elektrischen  Ersatzheiz- 
leistung (falls  erforderlich)  und  fclassenspezt/ischen  Leistungszahlen  (COPbin(Tj))  ergibt,  gewichtet  nach  den  Klassen- 
Stunden,  in  denen  die  Bedingung  der  jeweiligen  Klasse  vorliegt; 

(31)  „elektrische  Ersatzheizleistung"  (elbu(Tj))  bezeichnet  die  Heizleistung  [kW]  eines  tatsächlichen  oder  angenommenen 
elektrischen  Ersatzheizgeräts  mit  COP-Wert  1,  die  der  angegebenen  Heizleistung  (Pdh(Tj))  hinzugefügt  wird,  um  bei 
einer  bestimmten  Außenlufttemperatur  (Tj)  die  Teillast  für  die  Heizung  {Ph(Tj})  zu  erbringen,  wenn  Pdh(Tj)  kleiner  ist  als 
PhfT)); 

(32)  „felassenspezi/ische  Leistungszahl  im  Heizbetrieb"  (COPbin(Tp)  bezeichnet  die  in  einer  Periode  für  jede  Klasse  j  spezifische 
Leistungszahl  bei  einer  Außenlufttemperatur  T-,  abgeleitet  aus  der  Teillast,  dem  angegebenen  Leistungsvermögen  und  der 
angegebenen  Leistungszahl  im  Heizbetrieb  (COPd(Tj))  für  spezifische  Klassen  (j),  wobei  die  Werte  für  andere  Klassen 
inter-/extrapoliert  und  gegebenenfalls  durch  einen  Minderungsfaktor  korrigiert  werden: 

(33)  „(ingegebenes  Leistungsvermögen"  [kW]  bezeichnet  das  bei  einer  Außenlufttemperatur  T.-  und  Raumlufttemperatur  Tin 
gegebene  Leistungsvermögen  des  Dampfverdichtungszyklus  des  Geräts  für  Kühlung  (PdJTj))  oder  Heizung  (PßJTjj), 
wie  vom  Hersteller  angegeben; 

(34)  „Funktion"  bezeichnet  die  Angabe,  ob  das  Gerät  zum  Kühlen  oder  Heizen  von  Raumluft  oder  zu  beidem  in  der  Lage 
ist: 


(35)  „Auslegungslast"  bezeichnet  die  angegebene  Kühllast  (Pdesignc)  und/oder  angegebene  Heizlast  (Pdesignh)  bei  der  Bezugs- 
Auslegungstemperatur,  wobei 

(a)  im  Kühlbetrieb  P,^^  gleich  der  angegebenen  Kühlleistung  bei  Ti  =  Tdesignc  ist; 

(b)  im  Heizbetrieb  Pdesignh  gleich  der  Teillast  bei  Tj  =  Tdesig„h  ist; 

(36)  „angegebene  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb"  (EER£Tjj)  bezeichnet  die  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  für  eine  begrenzte 
Anzahl  spezifizierter  Klassen  (j)  bei  Außenlufttemperatur  Ti,  wie  vom  Hersteller  angegeben; 

(37)  „angegebene  Leistungszahl  im  Heizbetrieb"  (COPd(Tj))  bezeichnet  die  Leistungszahl  im  Heizbetrieb  für  eine  begrenzte 
Anzahl  spezifizierter  Klassen  (j)  bei  Außenlufttemperatur  Tj,  wie  vom  Hersteller  angegeben; 

(38)  „Bivalenztemperatuf  (Tj,iw)  bezeichnet  die  vom  Hersteller  angegebene  Außenlufttemperatur  (Tj)  [°C]  für  die  Heizung,  bei 
der  das  angegebene  Leistungsvermögen  der  Teillast  entspricht  und  bei  deren  Unterschreiten  das  angegebene  Leistungs- 
vermögen mit  elektrischer  Ersatzheizleistung  erhöht  werden  muss,  um  die  Teillast  für  die  Heizung  zu  erbringen; 

(39)  „Grenzwert  der  Betriebstemperatur"  (TOL)  bezeichnet  den  niedrigsten  Wert  der  Außenlufttemperatur  [°C],  bei  dem  der 
Luftkonditionierer  noch  Heizleistung  liefert,  wie  vom  Hersteller  angegeben.  Unterhalb  dieser  Temperatur  beträgt  das 
angegebene  Leistungsvermögen  null; 

(40)  „Aktiv-Modus"  bezeichnet  den  Betriebszustand  während  der  Stunden  unter  Kühl-  oder  Heizlast  des  Gebäudes,  wobei 
die  Kühl-  oder  Heizfunktion  des  Geräts  eingeschaltet  ist.  In  diesem  Zustand  schaltet  das  Gerät  unter  Umständen  ein 
und  aus,  um  die  erforderliche  Raumtemperatur  zu  erreichen; 

(41)  „Betriebszustand  Temperaturregler  Aus"'  bezeichnet  den  Betriebszustand  während  der  Stunden  ohne  Kühl-  oder  Heizlast, 
wobei  die  Kühl-  oder  Heizfunktion  des  Geräts  eingeschaltet  ist,  das  Gerät  aber  wegen  fehlender  Kühl-  oder  Heizlast 
nicht  in  Betrieb  ist.  Dieser  Zustand  hängt  somit  von  den  Außenlufttemperaturen  und  nicht  von  den  Lastbedingungen 
im  Innenraum  ab.  Ein-/Ausschalten  im  Aktiv-Modus  gilt  nicht  als  Betriebszustand  „Temperaturregler  Aus"; 


(42)  „Betriebszustand  mit  Kurbelwannenheizung"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  im  Gerät  eine  Heizvorrichtung  aktiviert 
ist,  die  einen  Übergang  des  Kältemittels  in  den  Verdichter  verhindert,  so  dass  die  Kältemittelkonzentration  im  Öl 
beim  Anlauf  des  Verdichters  begrenzt  ist: 

(43)  „Betriebsstunden  im  Betriebszustand  Temperaturregler  Aus'"  (HT0)  bezeichnet  die  von  der  angegebenen  Periode  und 
Funktion  abhängigen  jährlichen  Stunden  [h/a],  in  denen  davon  auszugehen  ist,  dass  sich  das  Gerät  im  Betriebszustand 
.Temperaturregler  Aus"  befindet; 

(44)  „Betriebsstunden  im  Bereitschaftszustand"  (HSB)  bezeichnet  die  von  der  angegebenen  Periode  und  Funktion  abhängigen 
jährlichen  Stunden  [h/a],  in  denen  davon  auszugehen  ist,  dass  sich  das  Gerät  im  Bereitschaftszustand  befindet; 

(45)  „Stunden  im  Aus-Zustand"  (H0Ff)  bezeichnet  die  von  der  angegebenen  Periode  und  Funktion  abhängigen  jährlichen 
Stunden  [h/a],  in  denen  davon  auszugehen  ist,  dass  sich  das  Gerät  im  Aus-Zustand  befindet; 

(46)  „Stunden  im  Betriebszustand  mit  Kurbelwannenheizung"  (HCK)  bezeichnet  die  von  der  angegebenen  Periode  und  Funktion 
abhängigen  jährlichen  Stunden  [h/a],  in  denen  davon  auszugehen  ist,  dass  sich  das  Gerät  im  Betriebszustand  mit 
Kurbelwannenheizung  befindet; 

(47)  „Stromverbrauch  von  Einkanal-  und  Zweikanalgeräten"  (QSD  bzw.  Qqq)  bezeichnet  den  Stromverbrauch  von  Einkanal- 
und  Zweikanal-Luftkonditionierern  im  Kühl-  und/oder  Heizbetrieb  (je  nach  Funktionsumfang)  [Einkanalgeräte  in 
kWh/h,  Zweikanalgeräte  in  kWh/a]; 


(48)  „Ldstungsverliältnis"  ist  das  Verhältnis  der  angegebenen  Gesamtkühl-  oder  -heizleistung  aller  betriebenen  Innenein- 
heiten zur  angegebenen  Kühl-  oder  Heizleistung  der  Außeneinheit  unter  Norm-Nennbedingungen. 


ANHANG  II 


Energieeffizienzklassen 

1.  Die  Energieeffizienz  von  Luftkonditionierern  wird  anhand  der  Messungen  und  Berechnungen  gemäß  Anhang  VII 
ermittelt. 

Bei  der  Bestimmung  der  SEER  und  der  SCOP  sind  die  Bezugs-Auslegungsbedingungen  und  die  Betriebsstunden  im 
jeweiligen  Betriebszustand  zu  berücksichtigen;  die  SCOP  bezieht  sich  auf  die  Heizperiode  „mittel"  gemäß  Anhang 
VII.  Die  Nennleistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EER,.ate£l)  und  die  Nennleistungszahl  im  Heizbetrieb  (COPrate<1)  beziehen 
sich  auf  die  Norm-Nennbedingungen  gemäß  Anhang  VII. 

Tabelle  1 

Energieeffizienzklassen  für  Luftkonditionierer  mit  Ausnahme  von  Zweikanal-  und  Einkanalgeräten 


Energieeffizienzklasse 

SEER 

SCOP 

A+++ 

SEER  >  8,50 

SCOP  >  5,10 

A++ 

6,10  <  SEER  <  8,50 

4,60  <  SCOP  <  5,10 

A+ 

5,60  <  SEER  <  6,10 

4,00  <  SCOP  <  4,60 

A 

5,10  <  SEER  <  5,60 

3,40  <  SCOP  <  4,00 

B 

4,60  <  SEER  <  5,10 

3,10  <  SCOP  <  3,40 

C 

4,10  <  SEER  <  4,60 

2,80  <  SCOP  <  3,10 

D 

3,60  <  SEER  <  4,10 

2,50  <  SCOP  <  2,80 

E 

3,10  <  SEER  <  3,60 

2,20  <  SCOP  <  2,50 

F 

2,60  <  SEER  <  3,10 

1,90  <  SCOP  <  2,20 

G 

SEER  <  2,60 

SCOP  <  1,90 

Tabelle  2 

Energieeffizienzklassen  für  Zweikanal-  und  Einkanalgeräte 


Energieeffizienz- 
klasse 

Zweikanalgeräte 

Einkanalgeräte 

EERiated 

COP„ted 

EERrated 

COPrated 

A+++ 

>  4,10 

>  4,60 

>  4,10 

>  3,60 

A+  + 

3,60  <  EER  <  4,10 

4,10  <  COP  <  4,60 

3,60  <  EER  <  4,10 

3,10  <  COP  <  3,60 

A+ 

3,10  <  EER  <  3,60 

3,60  <  COP  <  4,10 

3,10  <  EER  <  3,60 

2,60  <  COP  <  3,10 

A 

2,60  <  EER  <  3,10 

3,10  <  COP  <  3,60 

2,60  <  EER  <  3,10 

2,30  <  COP  <  2,60 

B 

2,40  <  EER  <  2,60 

2,60  <  COP  <  3,10 

2,40  <  EER  <  2,60 

2,00  <  COP  <  2,30 

C 

2,10  <  EER  <  2,40 

2,40  <  COP  <  2,60 

2,10  <  EER  <  2,40 

1,80  <  COP  <  2,00 

D 

1,80  <  EER  <  2,10 

2,00  <  COP  <  2,40 

1,80  <  EER  <  2,10 

1,60  <  COP  <  1,80 

E 

1,60  <  EER  <  1,80 

1,80  <  COP  <  2,00 

1,60  <  EER  <  1,80 

1,40  <  COP  <  1,60 

F 

1,40  <  EER  <  1,60 

1,60  <  COP  <  1,80 

1,40  <  EER  <  1,60 

1,20  <  COP  <  1,40 

G 

<  1,40 

<  1,60 

<  1,40 

<  1,20 

ANHANG  III 
Etikett 

1.    ETIKETT  FÜR  LUFTKONDITIONIERER,  MIT  AUSNAHME  VON  EINKANAL-  UND  ZWEIKANAL-LUFTKONDITIO- 
NIERERN 

1.1  Umschaltbare  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A  bis  G 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten; 

III.  Text  „SEER"  und  „SCOP"  für  Kühlung  und  Heizung  mit  blauem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol  für  SEER  bzw. 
rotem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol  für  SCOP; 

IV.  Energieeffizienz:  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des  Geräts  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe 
zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entsprechenden  Energieeffizienzklasse.  Die  Energieeffizienz  ist 
sowohl  für  die  Kühlung  wie  für  die  Heizung  anzugeben.  Die  Angabe  der  Energieeffizienz  für  die  Heizperiode 
„mittel"  ist  vorgeschrieben.  Angaben  der  Energieeffizienz  für  die  Heizperioden  „wärmer"  und  „kälter"  sind 
optional; 

V.  Kühlbetrieb:  Auslegungslast  in  kW,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VI.  Heizbetrieb:  Auslegungslast  in  kW  für  max.  3  Heizperioden,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet.  Für  Heiz- 
perioden ohne  Angabe  der  Auslegungslast  ist  als  Wert  „X"  anzugeben: 

VII.  Kühlbetrieb:  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  (SEER-Wert),  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VIII.  Heizbetrieb:  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  (SCOP-Wert)  für  max.  3  Heizperioden,  auf  eine  Dezimalstelle 
aufgerundet.  Für  Heizperioden  ohne  Angabe  der  SCOP  ist  als  Wert  „X"  anzugeben; 

IX.  jährlicher  Energieverbrauch  für  Kühlung  und  Heizung  in  kWh/Jahr,  auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet. 
Für  Klimaprofile  ohne  Angabe  des  jährlichen  Energieverbrauchs  ist  als  Wert  „X"  anzugeben: 

X.  Schallleistungspegel  für  Innen-  und  Außeneinheiten  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet; 

XI.  Europakarte  mit  Darstellung  dreier  indikativer  Heizperioden  und  entsprechender  Farbfelder. 
Alle  geforderten  Werte  sind  gemäß  Anhang  VII  zu  ermitteln. 

(b)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  1.5  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  vergeben  wurde. 


(i)  ABl.  L  27  vom  30.1.2010,  S.  1. 


1.2  Umschaltbare  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+  bis  F 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  1.1  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

(b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  1.5  entsprechen. 
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1.3  Umschaltbare  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A++  bis  E 


★  ★ 
+  ★ 

★  * 

*  *  * 

ENERGg® 

1  II 

SEER 


kW  XY,Z 

SEER  X,Y 


r 

ZYdB 

v 

> 

kW  XY,Z     XY,Z  XY,Z 
SCOP  X,Y       X,Y  X,Y 
kWh/annum  XY        XY  XY 


ENERGIA  ■  EHEPI~Hfl  •  ENEPrEIA  ■  ENERGIJA  •  ENERGY  •  ENERGIE  ■  ENERGI 
626/2011 


1 
II 
III 


IV 


V 
VI 
VII 
VIII 
IX 


X 
XI 


(a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  1.1  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

(b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  1.5  entsprechen. 
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1 .4  Umschaltbare  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+++  bis  D 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  1.1  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

(b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  1.5  entsprechen. 
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1.5  Grafische  Gestaltung  des  Etiketts 
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Dabei  gilt: 

(i)  Das  Etikett  muss  mindestens  120  mm  breit  und  210  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format  gedruckt, 
müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

(ii)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

(iii)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  -  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  -  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan,  70  % 
Magenta,  100%  Gelb,  0%  Schwarz. 

(iv)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 

0     Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

0     EU-Logo:  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

0     Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf: 
Breite:  102  mm,  Höhe:  20  mm. 

0     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  Länge:  103,6  mm. 

0     Angabe  von  SEER  und  SCOP 

Rand:  2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 
Text:  Calibri  normal  10  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

Q     Skala  A-G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  1  mm  -  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-00, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Unterste  Effizienzklasse(n):  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  16  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

0  Energieeffizienzklasse(n) 

—  Pfeil:  Breite:  11  mm,  Höhe:  10  mm,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  9  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 

0     Nennleistung  im  Kühlbetrieb  und  im  Heizbetrieb  in  kW 

—  Text  „kW":  Calibri  normal  10  pt,  100  %  schwarz 

—  Wert  „XY,Z":  Calibri  fett  11  pt,  100%  schwarz. 

(0     SCOP-  und  SEER-Werte,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet 

—  Text  „SEER"/„SCOP":  Calibri  normal  10  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz 

—  Wert  „X,Z":  Calibri  fett  11  pt,  100%  schwarz. 


^JJ     Jährlicher  Energieverbrauch  in  kWh/Jahr 

—  Text  „kWh/Jäh":  Calibri  normal  10  pt,  100  %  schwarz 

—  Wert  „XY":  Calibri  fett  11  pt,  100  %  schwarz. 

^  Betriebsgeräusch 

—  Rand:  2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  15  pt,  100  %  schwarz, 

Calibri  normal  12  pt,  100  %  schwarz. 

^     Europakarte  und  Farbfelder 

—  Farben 

Orange:  00-46-46-00 
Grün:  59-00-47-00 
Blau:  54-08-00-00. 

^     Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 

^     Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  102  *  13  mm  passen. 

^  Zeitbezug 

—  Text:  Calibri  fett  10  pt. 
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2.    ETIKETT  FÜR  LUFTKONDITIONIERER,  MIT  AUSNAHME  VON  EIN  KANAL-  UND  ZWEIKANAL-LUFTKONDITIO- 
NIERERN 

2.1  Nur  mit  Kühlfunktion  ausgestattete  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A  bis  G 


626/2011 


(a)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten; 

III.  Text  „SEER"  mit  blauem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol; 

IV.  Energieeffizienz:  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des  Geräts  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe 
zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entsprechenden  Energieeffizienzklasse; 

V.  Auslegungskühllast  in  kW,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VI.  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (SEER),  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VII.  jährlicher  Energieverbrauch  in  kWh/Jahr,  auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet; 

VIII.  Schallleistungspegel  für  Innen-  und  Außeneinheiten  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet. 
Alle  geforderten  Werte  sind  gemäß  Anhang  VII  zu  ermitteln. 

(b)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  2.5  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 


2.2  Nur  mit  Kühlfunktion  ausgestattete  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+  bis  F 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  2.1  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

(b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  2.5  entsprechen. 


I 

TT 

III 


IV 


V 
VI 
VII 


VIII 


1896 


2.3  Nur  mit  Kühlfunktion  ausgestattete  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A++  bis  E 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  2.1  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

(b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  2.5  entsprechen. 
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2.4  Nur  mit  Kühlfunktion  ausgestattete  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+++  bis  D 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  2.1  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

(b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  2.5  entsprechen. 
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2.5  Grafische  Gestaltung  des  Etiketts 


Dabei  gilt: 

(i)  Das  Etikett  muss  mindestens  100  mm  breit  und  200  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format  gedruckt, 
müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

(ii)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

(iii)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  -  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  -  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan,  70  % 
Magenta,  100%  Gelb,  0%  Schwarz. 

(iv)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 

0     Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 
0     EU-Logo:  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

0  Etikettenkopf: 

Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf:  Breite:  93  mm, 
Höhe:  18  mm. 

0     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  Länge:  93,7  mm. 

0  SEER-Angabe 

Text:  Calibri  normal  10  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

Q     Skala  A-G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  1,3  mm  -  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-00, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Unterste  Effizienzklasse(n):  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

0  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  23  mm,  Höhe:  15  mm,  100  %  schwarz, 

—  Text:  Calibri  fett  29  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  8  pt,  Großbuchstaben,  1 00  %  schwarz. 

0     Nennleistung  in  kW 

Text  „kW":  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 
Wert  „XY,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

SEER-Wert,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet 

—  Rand:  3  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Text  „SEER":  Calibri  normal  14  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

—  Wert  „X,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 


Jährlicher  Energieverbrauch  in  kWh/Jahr 

—  Text  „kWh/Jäh":  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

—  Wert  „XY":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

Betriebsgeräusch 

—  Rand:  2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  90  *  15  mm  passen. 
Zeitbezug 

—  Text:  Calibri  fett  10  pt. 


1901 

Copyrighted 


3.    ETIKETT  FÜR  LUFTKONDITIONIERER,  MIT  AUSNAHME  VON  EINKANAL-  UND  ZWEIKANAL-LUFTKONDITIO- 
NIERERN 

3.1  Nur  mit  Heizfunktion  ausgestattete  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A  bis  G 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten: 

III.  Text  „SCOP"  mit  rotem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol: 

IV.  Energieeffizienz:  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des  Geräts  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe 
zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entsprechenden  Energieeffizienzklasse.  Die  Angabe  der  Energie- 
effizienz für  die  Heizperiode  „mittel"  ist  vorgeschrieben.  Angaben  der  Energieeffizienz  für  die  Heizperioden 
„wärmer"  und  „kälter"  sind  optional: 

V.  Auslegungsheizlast  in  kW  für  max.  3  Heizperioden,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet.  Für  Heizperioden 
ohne  Angabe  der  Auslegungslast  ist  als  Wert  „X"  anzugeben: 

VI.  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Heizbetrieb  (SCOP)  für  max.  3  Heizperioden,  auf  eine  Dezimalstelle 
aufgerundet.  Für  Heizperioden  ohne  Angabe  der  SCOP  ist  als  Wert  „X"  anzugeben: 

VII.  jährlicher  Energieverbrauch  in  kWh/Jahr,  auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet.  Für  Heizperioden  ohne 
Angabe  des  jährlichen  Energieverbrauchs  ist  als  Wert  „X"  anzugeben: 

VIII.  Schallleistungspegel  für  Innen-  und  Außeneinheiten  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet: 
IX.  Europakarte  mit  Darstellung  dreier  indikativer  Heizperioden  und  entsprechender  Farbfelder. 

Alle  geforderten  Werte  sind  gemäß  Anhang  VII  zu  ermitteln. 

(b)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  3.5  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 


3.2  Nur  mit  Heizfunktion  ausgestattete  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+  bis  F 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  3.1  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

(b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  3.5  entsprechen. 
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3.3  Nur  mit  Heizfunktion  ausgestattete  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A++  bis  E 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  3.1  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

(b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  3.5  entsprechen. 
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3.4  Nur  mit  Heizfunktion  ausgestattete  Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+++  bis  D 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  in  Nummer  3.1  aufgeführten  Informationen  enthalten. 

(b)  Die  grafische  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  3.5  entsprechen. 
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5  Grafische  Gestaltung  des  Etiketts 


100mm 


1907 


Dabei  gilt: 

(i)  Das  Etikett  muss  mindestens  100  mm  breit  und  200  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format  gedruckt, 
müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

(ii)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

(iii)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  -  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  -  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan,  70  % 
Magenta,  100%  Gelb,  0%  Schwarz. 

(iv)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 

Q     Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

Q     EU-Logo:  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

Q     Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf:  Breite:  93  mm,  Höhe:  18  mm. 

Q     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  Länge:  93,7  mm. 

0  SCOP-Angabe 

Text:  Calibri  normal  10  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

0     Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  1,3  mm  -  Farben: 

Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 
Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-OO, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Unterste  Effizienzklasse(n):  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

0  Energieeffizienzklasse(n) 

—  Pfeil:  Breite:  11  mm,  Höhe:  10  mm,  100%  schwarz, 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

0     Nennleistung  in  kW 

—  Text  „kW":  Calibri  normal  10  pt,  100  %  schwarz, 

—  Wert  „XY,Z":  Calibri  fett  11  pt,  100%  schwarz. 

0     SCOP-Werte,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet 

—  Text  „SCOP":  Calibri  normal  10  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz, 

—  Wert  „X,Z":  Calibri  fett  11  pt,  100%  schwarz. 

(J)     Jährlicher  Energieverbrauch  in  kWh/Jahr 

—  Text  „kWh/Jäh":  Calibri  normal  10  pt,  100  %  schwarz, 

—  Wert  „XY":  Calibri  fett  11  pt,  100%  schwarz. 


Betriebsgeräusch 

—  Rand:  2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  15  pt,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  normal  12  pt,  100  %  schwarz. 

Europakarte  und  Farbfelder 
Farben 

Orange:  00-46-46-00. 
Grün:  59-00-47-00. 
Blau:  54-08-00-00. 

Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  90  x  15  mm  passen. 
Energie 

—  Text:  Calibri  normal  8  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 
Zeitbezug 

—  Text:  Calibri  fett  10  pt. 


1909 

Copyrighted 


4.    ETIKETT  FÜR  ZWEIKANAL-LUFTKONDITIONIERER 

4.1  Umschaltbare  Zweikanal-Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+++  bis  D 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten; 

III.  Text  „EER"  und  „COP"  für  Kühlung  und  Heizung  mit  blauem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol  für  EER  bzw. 
rotem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol  für  COP; 

IV.  Energieeffizienz:  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des  Geräts  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe 
zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entsprechenden  Energieeffizienzklasse.  Die  Energieeffizienz  ist 
sowohl  für  die  Kühlung  wie  für  die  Heizung  anzugeben; 

V.  Nennleistung  im  Kühl-  und  im  Heizbetrieb  in  kW,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VI.  EER,.atelj  und  COPrated,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VII.  stündlicher  Energieverbrauch  im  Kühl-  und  im  Heizbetrieb  in  kWh/60min,  auf  die  nächste  Ganzzahl  auf- 
gerundet: 

VIII.  Schallleistungspegel  für  Inneneinheiten  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet. 
Alle  geforderten  Werte  sind  gemäß  Anhang  VII  zu  ermitteln. 

(b)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  4.2  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 


2  Grafische  Gestaltung  des  Etiketts 
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Dabei  gilt: 

(i)  Das  Etikett  muss  mindestens  100  mm  breit  und  200  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format  gedruckt, 
müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

(ii)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

(iii)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  -  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  -  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan,  70  % 
Magenta,  100%  Gelb,  0%  Schwarz. 

(iv)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 

Q     Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

0     EU-Logo:  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

0     Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf:  Breite:  82  mm,  Höhe:  16  mm. 

0     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  Länge:  92,5  mm. 

0     Angabe  von  EER  und  COP 

Text:  Calibri  normal  10  pt,  100  %  schwarz. 

0     Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  1,3  mm  -  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-OO, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Unterste  Effizienzklasse(n):  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

Calibri  fett  7  pt,  weiß. 

0  Energieeffizienzklassen 

—  Pfeil:  Breite:  11  mm,  Höhe:  10  mm,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß, 

Calibri  fett  7  pt,  weiß. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  8  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 

0     Übersetzung  „Minuten" 

—  Text:  Calibri  normal  7  pt,  100  %  schwarz. 

{J)     Nennleistung  im  Kühl-  und  im  Heizbetrieb  in  kW 

—  Text  „kW":  Calibri  normal  14  pt,  100%  schwarz. 

—  Wert  „XY,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 


^     COP-  und  EER-Werte,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet 

—  Text  „EER/COP":  Calibri  normal  14  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

—  Wert  „X,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

^     Stündlicher  Energieverbrauch  in  kWh/60min 

—  Text  „kWh/60min":  Calibri  normal  14  pt,  100%  schwarz. 

—  Wert  „XY":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

Betriebsgeräusch 

—  Rand:  2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 


Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 


^     Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  82  x  10,5  mm  passen. 

^  Zeitbezug 

—  Text:  Calibri  fett  10  pt. 
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4.3  Nur  mit  Kühlfunktion  ausgestattete  Zweikanal-Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+++  bis  D 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten: 

III.  Text  „EER"  mit  blauem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol: 

IV.  Energieeffizienz:  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des  Geräts  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe 
zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entsprechenden  Energieeffizienzklasse; 

V.  Nennkühlleistung  in  kW,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VI.  EER,.ate(i,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet: 

VII.  stündlicher  Energieverbrauch  in  kWh/60min,  auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet; 

VIII.  Schallleistungspegel  für  Inneneinheiten  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet. 
Alle  geforderten  Werte  sind  gemäß  Anhang  VII  zu  ermitteln. 

(b)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  4.4  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 


Grafische  Gestaltung  des  Etiketts 
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Dabei  gilt: 

(i)  Das  Etikett  muss  mindestens  100  mm  breit  und  200  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format  gedruckt, 
müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

(ii)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

(iii)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  -  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  -  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan,  70  % 
Magenta,  100%  Gelb,  0%  Schwarz. 

(iv)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 

Q     Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

Q     EU-Logo:  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

0     Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf:  Breite:  82  mm,  Höhe:  16  mm. 

Q     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  Länge:  92,5  mm. 

0  EER-Angabe 

Text:  Calibri  normal  10  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

0     Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  1,3  mm  -  Farben: 

Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 
Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-OO, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Unterste  Effizienzklasse(n):  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

Calibri  fett  7  pt,  weiß. 

0  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  20  mm,  Höhe:  15  mm,  100%  schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  30  pt,  Großbuchstaben,  weiß, 

Calibri  fett  14  pt,  weiß. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  8  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 

0     Übersetzung  „Minuten" 

—  Text:  Calibri  normal  7  pt,  100  %  schwarz. 

(J)     Nennleistung  in  kW 

—  Text  „kW":  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

—  Wert  „XY,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100%  schwarz. 


^     EER-Wert,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet 

—  Text  „EER":  Calibri  normal  14  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

—  Wert  „X,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

^     Stündlicher  Energieverbrauch  in  kWh/60min 

—  Text  „kWh/60min":  Calibri  normal  14  pt,  100%  schwarz. 

—  Wert  „XY":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz, 

Betriebsgeräusch 

—  Rand:  2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

^     Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 

^     Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  82  x  10,5  mm  passen. 


Zeitbezug 

—  Text:  Calibri  fett  10  pt. 
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4.5  Nur  mit  Heizfunktion  ausgestattete  Zweikanal-Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+++  bis  D 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten; 

III.  Text  „COP"  mit  rotem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol; 

IV.  Energieeffizienz:  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des  Geräts  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe 
zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entsprechenden  Energieeffizienzklasse; 

V.  Nennheizleistung  in  kW,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet: 

VI.  COPrated,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VII.  stündlicher  Energieverbrauch  in  kWh/60min,  auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet; 

VIII.  Schallleistungspegel  für  Inneneinheiten  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet. 
Alle  geforderten  Werte  sind  gemäß  Anhang  VII  zu  ermitteln. 

(b)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  4.6  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 


4.6  Grafische  Gestaltung  des  Etiketts 
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Dabei  gilt: 

(i)  Das  Etikett  muss  mindestens  100  mm  breit  und  200  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format  gedruckt, 
müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

(ii)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

(iii)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  -  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  -  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan,  70  % 
Magenta,  100%  Gelb,  0%  Schwarz. 

(iv)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 

Q     Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

Q     EU-Logo:  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

0     Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf:  Breite:  82  mm,  Höhe:  16  mm. 

Q     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  Länge:  92,5  mm. 

0  COP-Angabe 

Text:  Calibri  normal  10  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

0     Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  1,3  mm  -  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-00, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Unterste  Effizienzklasse(n):  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

Calibri  fett  7  pt,  weiß. 

0  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  20  mm,  Höhe:  15  mm,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  30  pt,  Großbuchstaben,  weiß, 

Calibri  fett  14  pt,  weiß. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  8  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 

0     Übersetzung  „Minuten" 

—  Text:  Calibri  normal  7  pt,  1 00  %  schwarz. 

{J)     Nennleistung  in  kW 

—  Text  „kW":  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

—  Wert  „XY,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100%  schwarz. 


Q     COP-Wert,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet 

—  Text  „COP":  Calibri  normal  14  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

—  Wert  „X,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

^     Stündlicher  Energieverbrauch  in  kWh/60min 

—  Text  „kWh/60min":  Calibri  normal  14  pt,  100%  schwarz. 

—  Wert  „XY":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

^)  Betriebsgeräusch 

—  Rand:  2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

^     Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 

^     Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  82  *  10,5  mm  passen. 

Zeitbezug 

—  Text:  Calibri  fett  10  pt. 
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5.    ETIKETT  FÜR  EINKANAL-LUFTKONDITIONIERER 

5.1  Umschaltbare  Einkanal-Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+++  bis  D 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten: 

III.  Text  „EER"  und  „COP"  für  Kühlung  und  Heizung  mit  blauem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol  für  EER  bzw. 
rotem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol  für  COP; 

IV.  Energieeffizienz:  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des  Geräts  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe 
zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entsprechenden  Energieeffizienzklasse.  Die  Energieeffizienz  ist 
sowohl  für  die  Kühlung  wie  für  die  Heizung  anzugeben; 

V.  Nennleistung  im  Kühl-  und  im  Heizbetrieb  in  kW,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VI.  EER^j  und  COP^j,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet: 

VII.  stündlicher  Energieverbrauch  für  Kühlung  und  Heizung  in  kWh/60min,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet: 

VIII.  Schallleistungspegel  für  Inneneinheiten  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet. 
Alle  geforderten  Werte  sind  gemäß  Anhang  VII  zu  ermitteln. 

(b)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  5.2  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 


2  Grafische  Gestaltung  des  Etiketts 
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Dabei  gilt: 

(i)  Das  Etikett  muss  mindestens  100  mm  breit  und  200  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format  gedruckt, 
müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

(ii)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

(iii)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  -  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  -  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan,  70  % 
Magenta,  100%  Gelb,  0%  Schwarz. 

(iv)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 

0     Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

0     EU-Logo:  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

0     Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf:  Breite:  82  mm,  Höhe:  16  mm. 

Q     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  Länge:  92,5  mm. 

0     Angabe  von  EER  und  COP 

—  Rand:  2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Text:  Calibri  normal  10  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 

0     Skala  A-G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  1,3  mm  -  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-00, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Unterste  Effizienzklasse(n):  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

Calibri  fett  7  pt,  weiß. 

0  Energieeffizienzklassen 

—  Pfeil:  Breite:  11  mm,  Höhe:  10  mm,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  8  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 

0     Übersetzung  „Minuten" 

—  Text:  Calibri  normal  7  pt,  100  %  schwarz. 

^)     Nennleistung  im  Kühl-  und  im  Heizbetrieb  in  kW 

—  Text  „kW":  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

—  Wert  „XY,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100%  schwarz. 


EER-  und  COP-Werte,  auf  eine  Dezimalstelle  gerundet 

—  Text:  Calibri  normal  14  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 

—  Wert  „X,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

Stündlicher  Energieverbrauch  in  kWh/60min 

—  Text  „kWh/60min":  Calibri  normal  14  pt,  100%  schwarz. 

—  Wert  „XY":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

Betriebsgeräusch 

—  Rand:2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  82  x  10,5  mm  passen. 
Zeitbezug 

—  Text:  Calibri  fett  10  pt. 
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5.3  Nur  mit  Kühlfunktion  ausgestattete  Einkanal-Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+++  bis  D 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten: 

III.  Text  „EER"  mit  blauem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol: 

IV.  Energieeffizienz:  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des  Geräts  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe 
zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entsprechenden  Energieeffizienzklasse; 

V.  Nennkühlleistung  in  kW,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VI.  EERrate(j,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VII.  stündlicher  Energieverbrauch  in  kWh/60min,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VIII.  Schallleistungspegel  für  Inneneinheiten  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet. 
Alle  geforderten  Werte  sind  gemäß  Anhang  VII  zu  ermitteln. 

(b)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  5.4  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 


5.4  Grafische  Gestaltung  des  Etiketts 
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Dabei  gilt: 

(i)  Das  Etikett  muss  mindestens  100  mm  breit  und  200  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format  gedruckt, 
müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

(ii)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

(iii)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  -  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  -  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan,  70  % 
Magenta,  100%  Gelb,  0%  Schwarz. 

(iv)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 

Q     Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

0     EU-Logo:  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

0     Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf:  Breite:  82  mm,  Höhe:  16  mm. 

0     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  Länge:  92,5  mm. 

0  EER-Angabe 

Text:  Calibri  normal  10  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

0     Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  1,3  mm  -  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-OO, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Unterste  Effizienzklasse(n):  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

Calibri  fett  7  pt,  weiß. 

0  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  20  mm,  Höhe:  15  mm,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  30  pt,  Großbuchstaben,  weiß, 

Calibri  fett  14  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  8  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 

0     Übersetzung  „Minuten" 

—  Text:  Calibri  normal  7  pt,  100  %  schwarz. 

(J)     Nennleistung  in  kW 

—  Text  „kW":  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

—  Wert  „XY,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 


^     EER-Wert,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet 

—  Text  „EER":  Calibri  normal  14  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

—  Wert  „X,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

^     Stündlicher  Energieverbrauch  in  kWh/60min 

—  Text  „kWh/60min":  Calibri  normal  14  pt,  100%  schwarz. 

—  Wert  „XY":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

Betriebsgeräusch 

—  Rand:  2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 


Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 


^     Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  82  x  10,5  mm  passen. 

^  Zeitbezug 

—  Text:  Calibri  fett  10  pt. 
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5.5  Nur  mit  Heizfunktion  ausgestattete  Einkanal-Luftkonditionierer  der  Energieeffizienzklassen  A+++  bis  D 
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(a)  Das  Etikett  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 

I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten: 

II.  Modellkennung  des  Lieferanten: 

III.  Text  „COP"  mit  rotem  Lüfter-  und  Luftstromsymbol; 

IV.  Energieeffizienz:  Die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des  Geräts  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe 
zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entsprechenden  Energieeffizienzklasse; 

V.  Nennheizleistung  in  kW,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VI.  COPrated,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet; 

VII.  stündlicher  Energieverbrauch  in  kWh/60min,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet; 

VIII.  Schallleistungspegel  für  Inneneinheiten  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet. 
Alle  geforderten  Werte  sind  gemäß  Anhang  VII  zu  ermitteln. 

(b)  Die  Gestaltung  des  Etiketts  muss  Nummer  5.6  entsprechen.  Abweichend  hiervon  gilt,  dass  das  EU-Umweltzeichen 
hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 


5.6  Grafische  Gestaltung  des  Etiketts 
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Dabei  gilt: 

(i)  Das  Etikett  muss  mindestens  100  mm  breit  und  200  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format  gedruckt, 
müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

(ii)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

(iii)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  -  Cyan,  Magenta,  Gelb,  Schwarz  -  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  Cyan,  70  % 
Magenta,  100%  Gelb,  0%  Schwarz. 

(iv)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 

Q     Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

Q     EU-Logo:  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

0     Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00. 

Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Etikettenkopf:  Breite:  82  mm,  Höhe:  16  mm. 

Q     Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  Länge:  92,5  mm. 

0  COP-Angabe 

Text:  Calibri  normal  10  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

0     Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  1,3  mm  -  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00, 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00, 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-OO, 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00, 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00, 
Unterste  Effizienzklasse(n):  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  18  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

Calibri  fett  7  pt,  weiß. 

0  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  20  mm,  Höhe:  15  mm,  100%  schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  30  pt,  Großbuchstaben,  weiß, 

Calibri  fett  14  pt,  Großbuchstaben,  weiß. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  8  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 

0     Übersetzung  „Minuten" 

—  Text:  Calibri  normal  7  pt,  100  %  schwarz. 

(J)     Nennleistung  in  kW 

—  Text  „kW":  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

—  Wert  „XY,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100%  schwarz. 


^JJ     COP-Wert,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet 

—  Text  „COP":  Calibri  normal  14  pt,  Großbuchstaben,  100  %  schwarz. 

—  Wert  „X,Z":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

^     Stündlicher  Energieverbrauch  in  kWh/60min 

—  Text  „kWh/60min":  Calibri  normal  14  pt,  100%  schwarz. 

—  Wert  „XY":  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz, 

Betriebsgeräusch 

—  Rand:  2  pt  -  Farbe:  Cyan  100  %  -  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  22  pt,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 

^     Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 

^     Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  82  x  10,5  mm  passen. 


Zeitbezug 

—  Text:  Calibri  fett  10  pt. 
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ANHANG  N 


Produkt  datenblatt 

1.  Die  Informationen  im  Produktdatenblatt  sind  in  der  folgenden  Reihenfolge  anzugeben: 

(a)  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten; 

(b)  Modellkennung  des  Raumluftkonditionierers  bzw.  der  Innen-  und  Außeneinheiten  des  Luftkonditionierers; 

(c)  vorbehaltlich  etwaiger  Anforderungen  des  EU-Umweltzeichensystems  gilt,  dass  das  Umweltzeichen  der  Europäi- 
schen Union  hinzugefügt  werden  kann,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  Umweltzeichen  gemäß  der  Verord- 
nung (EG)  Nr.  66/2010  vergeben  wurde; 

(d)  Schallleistungspegel  in  Innenräumen  und  im  Freien  bei  Norm-Nennbedingungen  im  Kühl-  und/oder  Heizbetrieb: 

(e)  Bezeichnung  und  Treibhauspotenzial  des  verwendeten  Kältemittels  mit  folgendem  Standardtext: 

„Der  Austritt  von  Kältemittel  trägt  zum  Klimawandel  bei.  Kältemittel  mit  geringerem  Treibhauspotenzial  tragen  im 
Fall  eines  Austretens  weniger  zur  Erderwärmung  bei  als  solche  mit  höherem  Treibhauspotenzial.  Dieses  Gerät 
enthält  Kältemittel  mit  einem  Treib hauspotenzial  von  [xxx].  Somit  hätte  ein  Austreten  von  1  kg  dieses  Kältemittels 
[xxx]  Mal  größere  Auswirkungen  auf  die  Erderwärmung  als  1  kg  C02,  bezogen  auf  hundert  Jahre.  Keine  Arbeiten 
am  Kältekreislauf  vornehmen  oder  das  Gerät  zerlegen  -  stets  Fachpersonal  hinzuziehen." 

2.  Bei  Angabe  des  Wirkungsgrads  als  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (SEER)  muss  das  Produktdatenblatt 
von  Luftkonditionieren  für  den  Kühlbetrieb  zusätzlich  folgende  Informationen  enthalten: 

(a)  die  SEER  und  die  Energieeffizienzklasse  des  Modells  (einer  Einheit  oder  einer  Kombination  von  Einheiten),  ermittelt 
gemäß  den  Definitionen  und  Prüfverfahren  in  Anhang  I  und  VII  für  den  Kühlbetrieb  sowie  den  in  Anhang  II 
festgelegten  Grenzwerten; 

(b)  indikativer  Jahresstromverbrauch  QCE  in  kWh/Jahr  während  der  Kühlperiode,  ermittelt  gemäß  den  Definitionen  und 
Prüfverfahren  in  Anhang  I  und  VII.  Er  ist  anzugeben  als:  „Energieverbrauch  ,XYZ'  kWh/Jahr,  auf  der  Grundlage  von 
Ergebnissen  der  Normprüfung.  Der  tatsächliche  Verbrauch  hängt  von  der  Nutzung  und  vom  Standort  des 
Geräts  ab."; 

(c)  Auslegungskühllast  des  Geräts  Pdesignc  in  kW,  ermittelt  gemäß  den  Definitionen  und  Prüfverfahren  in  Anhang  I 
und  VII. 


3.  Bei  Angabe  des  Wirkungsgrads  als  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Heizbetrieb  (SCOP)  muss  das  Produktdatenblatt 
für  den  Heizbetrieb  zusätzlich  folgende  Informationen  enthalten: 

(a)  die  SCOP  und  die  Energieeffizienzklasse  des  Modells  oder  der  Kombination  im  Heizbetrieb,  ermittelt  gemäß  den 
Definitionen  und  Prüfverfahren  in  Anhang  I  und  VII  sowie  den  in  Anhang  II  festgelegten  Grenzwerten; 

(b)  indikativer  Jahresstromverbrauch  QH£  in  kWh/Jahr  für  eine  mittlere  Heizperiode,  ermittelt  gemäß  den  Definitionen 
und  Prüfverfahren  in  Anhang  I  und  VII.  Er  ist  anzugeben  als:  „Energieverbrauch  ,XYZ'  kWh/Jahr,  auf  der  Grundlage 
von  Ergebnissen  der  Normprüfung.  Der  tatsächliche  Verbrauch  hängt  von  der  Nutzung  und  vom  Standort  des 
Geräts  ab."; 

(c)  sonstige  angegebene  Heizperioden,  für  die  das  Gerät  für  gebrauchstauglich  erklärt  wurde,  mit  den  Einstellungs- 
optionen „wärmer"  und  „kälter"  gemäß  Anhang  I; 

(d)  Auslegungsheizlast  des  Geräts  Pdesignh  in  kW,  ermittelt  gemäß  den  Definitionen  und  Prüfverfahren  in  Anhang  I 
und  VII; 

(e)  angegebenes  Leistungsvermögen  und  die  zur  Berechnung  der  SCOP  unter  Bezugs-Auslegungsbedingungen  zu- 
grunde gelegte  Ersatzheizleistung. 


Bei  Angabe  des  Wirkungsgrads  als  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EERrateci)  oder  im  Heizbetrieb 
(COPratet|)  muss  das  Produktdatenblatt  von  Luftkonditionierern  zusätzlich  folgende  Informationen  enthalten: 

(a)  die  Energieeffizienzklasse  des  Modells,  ermittelt  gemäß  den  Definitionen  und  Prüfverfahren  in  Anhang  I  und  VII 
sowie  den  in  Anhang  II  festgelegten  Grenzwerten: 

(b)  für  Zweikanalgeräte  den  indikativen  stündlichen  Stromverbrauch  QDD  in  kWh/60min,  ermittelt  gemäß  den  De- 
finitionen und  Prüfverfahren  in  Anhang  I  und  VII.  Er  ist  anzugeben  als:  „Energieverbrauch  ,XYZ'  kWh  je  60 
Minuten,  auf  der  Grundlage  von  Ergebnissen  der  Normprüfung.  Der  tatsächliche  Verbrauch  hängt  von  der  Nutzung 
und  vom  Standort  des  Geräts  ab."; 

(c)  für  Einkanalgeräte  den  indikativen  stündlichen  Stromverbrauch  QSD  in  kWh/60min,  ermittelt  gemäß  den  Defini- 
tionen und  Prüfverfahren  in  Anhang  I  und  VII.  Er  ist  anzugeben  als:  „Energieverbrauch  ,XYZ'  kWh  je  60  Minuten, 
auf  der  Grundlage  von  Ergebnissen  der  Normprüfung.  Der  tatsächliche  Verbrauch  hängt  von  der  Nutzung  und 
vom  Standort  des  Geräts  ab.": 

(d)  Kühlleistung  ?raUi  in  kW,  ermittelt  gemäß  den  Definitionen  und  Prüfverfahren  in  Anhang  I  und  VII: 

(e)  Heizleistung  Pmteil  in  kW,  ermittelt  gemäß  den  Definitionen  und  Prüfverfahren  in  Anhang  I  und  VII. 
.  Ein  Datenblatt  kann  eine  Reihe  von  Gerätemodellen  desselben  Lieferanten  abdecken. 

.  Die  Angaben  im  Datenblatt  können  in  Form  einer  Kopie  des  Etiketts  in  Farbe  oder  schwarz/weiß  erfolgen.  In  diesem 
Fall  sind  auch  die  unter  den  Nummern  1  bis  4  aufgeführten  Angaben  zu  machen,  die  nicht  bereits  auf  dem  Etikett 
vorhanden  sind. 


ANHANG  V 


Technische  Unterlagen 

Die  technischen  Unterlagen  gemäß  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  c  umfassen  mindestens  Folgendes: 

(a)  Name  und  Anschrift  des  Lieferanten; 

(b)  allgemeine,  für  eine  eindeutige  und  unmittelbare  Identifizierung  ausreichende  Beschreibung  des  Gerätemodells.  Ein- 
kanalgeräte werden  als  „lokale  Klimageräte"  bezeichnet; 

(c)  gegebenenfalls  die  Fundstellen  der  angewandten  harmonisierten  Normen; 

(d)  gegebenenfalls  die  sonstigen  angewandten  Berechnungsverfahren,  Messnormen  und  Spezifikationen: 

(e)  Name  und  Unterschrift  der  für  den  Lieferanten  zeichnungsberechtigten  Person; 

(f)  gegebenenfalls  technische  Parameter  für  Messungen  gemäß  Anhang  VII: 

(i)  Gesamtabmessungen; 

(ii)  nähere  Beschreibung  des  Luftkonditionierertyps; 

(iii)  Angabe,  ob  das  Gerät  nur  für  den  Kühlbetrieb  oder  Heizbetrieb  oder  für  beides  bestimmt  ist; 

(iv)  Energieeffizienzklasse  des  Modells  gemäß  Anhang  II; 

(v)  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EERratelj)  und  Leistungszahl  im  Heizbetrieb  (COPrateii)  für  Einkanal-  und  Zweikanal- 
Luftkonditionierer  oder  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (SEER)  und  jahreszeitbedingte  Leistungs- 
zahl im  Heizbetrieb  (SCOP)  für  andere  Luftkonditionierer; 

(vi)  die  Heizperiode,  für  die  das  Gerät  für  gebrauchstauglich  erklärt  wurde; 

(vii)  Schallleistungspegel  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet; 

(viii)  Bezeichnung  und  Treibhauspotenzial  des  verwendeten  Kältemittels; 

(g)  die  Ergebnisse  von  Berechnungen  gemäß  Anhang  VII. 

Am  Ende  der  obigen  Liste  können  die  Lieferanten  weitere  Angaben  hinzufügen. 

Wurden  die  in  den  technischen  Unterlagen  enthaltenen  Angaben  für  ein  bestimmtes  Luftkonditionierermodell  durch 
Berechnung  auf  der  Grundlage  der  Bauart  und/oder  durch  Extrapolation  ausgehend  von  anderen  gleichwertigen  Geräten 
ermittelt,  so  sind  in  den  Unterlagen  Einzelheiten  zu  den  Berechnungen  und/oder  Extrapolationen  und  zu  den  Tests,  die 
von  den  Lieferanten  zur  Überprüfung  der  Korrektheit  der  Berechnungen  durchgeführt  werden,  anzugeben.  Die  Informa- 
tionen haben  auch  eine  Liste  aller  anderen  gleichwertigen  Gerätemodelle  zu  umfassen,  bei  denen  die  Angaben  auf 
derselben  Grundlage  ermittelt  wurden. 


ANHANG  VI 

In  Fällen,  bei  denen  nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Endnutzer  das  Gerät  ausgestellt  sieht,  bereitzustellende 

Informationen 

1.  Die  in  Artikel  4  Buchstabe  b  genannten  Informationen  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  anzugeben: 

(a)  Energieeffizienzklasse  des  Modells  gemäß  Anhang  II; 

(b)  für  andere  Luftkonditionierer  als  Einkanal-  und  Zweikanalgeräte: 

(i)  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (SEER)  und/oder  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Heiz- 
betrieb (SCOP); 

(ii)  Auslegungslast  (in  kW); 

(iii)  Jahresstromverbrauch: 

(iv)  die  Kühlperiode  und/oder  die  Heizperioden  („mittel,  kälter,  wärmer"),  für  die  das  Gerät  für  gebrauchstauglich 
erklärt  wurde; 

(c)  für  Einkanal-  und  Zweikanal-Luftkonditionierer: 

(i)  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EER)  und/oder  Leistungszahl  im  Heizbetrieb  (COP); 

(ii)  Nennleistung  (kW); 

(iii)  für  Zweikanalgeräte  der  stündliche  Stromverbrauch  im  Kühlbetrieb  und/oder  Heizbetrieb; 

(iv)  für  Einkanalgeräte  der  stündliche  Stromverbrauch  im  Kühlbetrieb  und/oder  Heizbetrieb: 

(d)  Schallleistungspegel  in  dB(A)  rel  pW,  auf  die  nächste  Ganzzahl  gerundet: 

(e)  Bezeichnung  und  Treibhauspotenzial  des  verwendeten  Kältemittels. 

2.  Werden  weitere  Angaben,  die  im  Produktdatenblatt  enthalten  sind,  ebenfalls  gemacht,  sind  sie  in  der  Form  und 
Reihenfolge  gemäß  Anhang  IV  bereitzustellen. 

3.  Der  Schrifttyp  und  die  Schriftgröße,  in  der  alle  in  diesem  Anhang  genannten  Informationen  aufgeführt  werden,  müssen 
lesbar  sein. 


ANHANG  VII 


Messungen  und  Berechnungen 

1.  Für  die  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  werden  Messungen 
und  Berechnungen  unter  Verwendung  harmonisierter  Normen,  deren  Nummern  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
veröffentlicht  wurden,  oder  eines  anderen  zuverlässigen,  genauen  und  reproduzierbaren  Verfahrens  vorgenommen,  das 
dem  anerkannten  Stand  der  Technik  Rechnung  trägt  und  dessen  Ergebnisse  als  mit  geringer  Unsicherheit  behaftet 
gelten. 

2.  Bei  der  Ermittlung  des  jahreszeitbedingten  Energieverbrauchs  und  der  jahreszeitbedingten  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb 
(SEER)  und  im  Heizbetrieb  (SCOP)  ist  Folgendes  zu  berücksichtigen: 

(a)  jahreszeitliche  Bedingungen  in  Europa  gemäß  Tabelle  1: 

(b)  Bezugs-Auslegungsbedingungen  gemäß  Tabelle  3; 

(c)  Stromverbrauch  in  allen  relevanten  Betriebszuständen,  bezogen  auf  die  Perioden  gemäß  Tabelle  4: 

(d)  Auswirkungen  der  Minderung  der  Energieeffizienz  durch  Ein-/Ausschaltzyklen  (falls  anwendbar),  je  nach  Art  der 
Leistungssteuerung  im  Kühl-  und/oder  Heizbetrieb; 

(e)  Korrektur  der  jahreszeitbedingten  Leistungszahlen,  wenn  die  Heizleistung  zur  Erbringung  der  Heizlast  nicht  aus- 
reicht: 

(f)  Beitrag  der  Ersatzheizung  (falls  anwendbar)  bei  der  Berechnung  der  jahreszeitbedingten  Leistung  eines  Geräts  im 
Heizbetrieb. 

3.  Wenn  die  Informationen  für  ein  bestimmtes,  aus  einer  Kombination  von  Innen-  und  Außeneinheit(en)  bestehendes 
Modell  durch  Berechnungen  auf  der  Grundlage  der  Bauart  und/oder  Extrapolation  von  anderen  Kombinationen 
gewonnen  wurden,  sollten  die  Unterlagen  Einzelheiten  über  diese  Berechnungen  und/oder  Extrapolationen  und  über 
die  zur  Verifizierung  der  Korrektheit  der  Berechnungen  durchgeführten  Prüfungen  enthalten  (einschließlich  genauer 
Angaben  zum  mathematischen  Modell  für  die  Berechnung  der  Leistung  solcher  Kombinationen  sowie  zu  den  zur 
Verifizierung  dieses  Modells  durchgeführten  Messungen). 

4.  Die  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EERratej)  und  gegebenenfalls  im  Heizbetrieb  (COP,.atet])  wird  für  Zweikanal-  und 
Einkanal-Luftkonditionierer  bei  den  Norm-Nennbedingungen  gemäß  Tabelle  2  dieses  Anhangs  ermittelt. 

5.  Bei  der  Berechnung  des  Stromverbrauchs  im  Kühlbetrieb  und/oder  Heizbetrieb  ist  der  Stromverbrauch  aller  einschlä- 
gigen Betriebsarten  unter  Verwendung  der  in  Tabelle  4  dieses  Anhangs  aufgeführten  Perioden  zu  berücksichtigen. 


Tabelle  1 


Klasse  (j),  Außenlufttemperatur  (Tj)  in  °C  und  .Stundenhäufigkeit  je  Klasse  (hj)  für  die  Kühlperiode  und  die 
Heizperioden  „mittel",  „wärmer"  und  „kälter",  „db"  =  Trockentemperatur 


KÜHLPERIODE  HEIZPERIODE 

mittel  wärmer  kälter 

j  Tj  hj  j  T,  hjA  hj  W  hjC 
#  °C  h  #  °C  h  h  h_ 

db  db 


1 

17 

205 

1  to  8 

-  30  to  -  23 

0 

0 

0 

2 

18 

227 

9 

-  22 

0 

0 

1 

3 

19 

225 

10 

-  21 

0 

0 

6 

4 

20 

225 

11 

-  20 

0 

0 

13 

5 

21 

216 

12 

-  19 

0 

0 

17 

6 

22 

215 

13 

-  18 

0 

0 

19 

7 

23 

218 

14 

-  17 

0 

0 

26 

8 

24 

197 

15 

-  16 

0 

0 

39 

9 

25 

178 

16 

-  15 

0 

0 

41 

10 

26 

158 

17 

-  14 

0 

0 

35 

11 

27 

137 

18 

-  13 

0 

0 

52 

12 

28 

109 

19 

-  12 

0 

0 

37 

13 

29 

88 

20 

-  11 

0 

0 

41 

14 

30 

63 

21 

-  10 

1 

0 

43 

15 

31 

39 

22 

-  9 

25 

0 

54 

16 

32 

31 

23 

-  8 

23 

0 

90 

17 

33 

24 

24 

-7 

24 

0 

125 

18 

34 

17 

25 

-  6 

27 

0 

169 

19 

35 

13 

26 

-  5 

68 

0 

195 

20 

36 

9 

27 

-4 

91 

0 

278 

21 

37 

4 

28 

-  3 

89 

0 

306 

22 

38 

3 

29 

-  2 

165 

0 

454 

23 

39 

1 

30 

-  1 

173 

0 

385 

24 

40 

0 

31 

0 

240 

0 

490 

32 

1 

280 

0 

533 

33 

2 

320 

3 

380 

34 

3 

357 

22 

228 

35 

4 

356 

63 

261 

36 

5 

303 

63 

279 

37 

6 

330 

175 

229 

38 

7 

326 

162 

269 

39 

8 

348 

259 

233 

40 

9 

335 

360 

230 

41 

10 

315 

428 

243 

42 

11 

215 

430 

191 

43 

12 

169 

503 

146 

44 

13 

151 

444 

150 

45 

14 

105 

384 

97 

46 

15 

74 

294 

61 

Total 


2  602 


4  910  3  590  6  446 


Tabelle  2 

Norm-Nennbedingungen,  Temperaturangaben  als  Trockentemperaturen  (Feuchttemperaturen  in  Klammern) 


Gerät 

Funktion 

Raumlufttemperatur 

CQ 

Außenlufttemperatur 

CQ 

Luftkonditionierer,  außer  Einkanal- 

Kühlung 

27  (19) 

35  (24) 

Luftkonditionierern 

Heizung 

20  (max.  15) 

7(6) 

Einkanal-Luftkonditionierer 

Kühlung 

35  (24) 

35  (24)p) 

Heizung 

20  (12) 

20  (12)  (*) 

(*)  Im  Fall  von  Einkanal-Luftkonditionierern  wird  der  Verflüssiger  (Verdampfer)  beim  Kühlen  (Heizen)  nicht  mit  Außenluft,  sondern  mit 
Raumluft  versorgt. 


Tabelle  3 

Bezugs-Auslegungsbedingungen,    Temperaturangaben    als    Trockentemperaturen    (Feuchttemperaturen  in 

Klammern) 


Funktion  /  Periode 

Raumlufttemperatur 

CO 

Außenlufttemperatur 

CQ 

Bivalenztemperatur 

(°Q 

Betriebsgrenzwert- 
Temperatur 

CQ 

Tin 

Tdesignc/Tdesignh 

Tbiv 

Toi 

Kühlung 

Heizung  /  mittel 
Heizung  /  wärmer 
Heizung  /  kälter 

27  (19) 
20  (15) 

Tdesignc  =  35  (24) 
Tdesignh  =  -  10  (-  11) 

Tdesignh  =  2  (1) 
Tdesignh  =  -  22  (-  23) 

n.a. 
max.  2 
max.  7 
max.  -  7 

n.a. 
max.  -  7 
max.  2 
max.  -  1 5 

Tabelle  4 

Betriebsstunden  je  Gerätetyp  und  Funktionsalt  zur  Berechnung  des  Stromverbrauchs 


Gerätetyp  /  Funktion 
(falls  anwendbar) 

Einheit 

Heizperi- 
ode 

Ein-Zustand 

Temperatur- 
regler aus 

Bereit- 
schafts- 
zustand 

Aus-Zu- 
stand 

Betriebszu- 
stand mit 
Kurbelwan- 

nenheizung 

Kühlung:  HCE 
Heizung:  HHE 

H-ro 

HSB 

HOFF 

HCK 

Luftkonditionierer,  außer  Zweikanal-  und  Einkanal-Luftkonditionierern 

Kühlbetrieb,  falls  das  Gerät  nur 
kühlt 

h/Jahr 

350 

221 

2  142 

5  088 

7  760 

Kühlbetrieb 

h/Jahr 

350 

221 

2  142 

0 

2  672 

Kühl-  und  Heiz- 
betrieb, falls  das 

1  400 

1  79 

1/7 

o 

o 

1  79 

1/7 

vjci d l  uciuc  r ums. 

tionen  bietet  Heizbetrieb 

h/Jahr 

wärmer 

1  400 

755 

0 

0 

755 

kälter 

2  100 

131 

0 

0 

131 

mittel 

1  400 

179 

0 

3  672 

3  851 

Heizbetrieb,  falls  das  Gerät  nur 
heizt 

h/Jahr 

wärmer 

1  400 

755 

0 

4  345 

4  476 

kälter 

2  100 

131 

0 

2  189 

2  944 

Zweikanal-Luftkonditionierer 

Kühlung:  HCE 
Heizung:  HHE 

HSB 

Hoff 

HCK 

Kühlbetrieb,  falls  das  Gerät  nur 

h/60 

1 

n/a 

n/a 

n/a 

n/a 

kühlt 

min 

Kühl-  und  Heiz-  Kühlbetrieb 

h/60 
min 

1 

n/a 

n/a 

n/a 

n/a 

betrieb,  falls  das  Gerät 

hpinp  Funkfinnpn  hip- 

tet  Heizbetrieb 

h/60 
min 

1 

n/a 

n/a 

n/a 

n/a 

Heizbetrieb,  falls  das  Gerät  nur 

h/60 

1 

n/a 

n/a 

n/a 

n/a 

heizt 

min 

Einkanal-Luftkonditionierer 

Kühlung:  HCE 
Heizung:  H^ 

Kühlbetrieb 

h/60 
min 

1 

n/a 

n/a 

n/a 

n/a 

Heizbetrieb 

h/60 
min 

1 

n/a 

n/a 

n/a 

n/a 

ANHANG  VIII 


Nachprüfungsverfahrenzur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die  Anforderungen  in  Anhang  II  das  folgende  Nachprüf- 
verfahren an: 

1.  Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  eine  einzige  Einheit. 

2.  Das  Modell  des  Luftkonditionierers,  ausgenommen  Einkanal-  und  Zweikanal-Luftkonditionierer,  gilt  als  den  in  Anhang 
I  genannten  jeweils  zutreffenden  Anforderungen  entsprechend,  wenn  die  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Kühl- 
betrieb (SEER)  oder  gegebenenfalls  die  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Heizbetrieb  (SCOP)  nicht  geringer  ist  als  der 
angegebene  Wert  abzüglich  8  %  gemäß  Ermittlung  nach  Anhang  II. 

Das  Modell  eines  Einkanal-  und  Zweikanal-Luftkonditionierers  gilt  als  den  in  Anhang  I  genannten  jeweils  zutreffenden 
Anforderungen  entsprechend,  wenn  die  Ergebnisse  für  den  Aus-Zustand  und  den  Bereitschaftszustand  die  Grenzwerte 
um  nicht  mehr  als  10%  überschreiten  und  wenn  die  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EERrate(1)  oder  gegebenenfalls  die 
Leistungszahl  im  Heizbetrieb  (COPrate(i)  nicht  geringer  ist  als  der  angegebene  Wert  abzüglich  10  %  gemäß  Ermittlung 
nach  Anhang  II. 

Das  Modell  des  Luftkonditionierers  gilt  als  den  jeweils  zutreffenden  Anforderungen  dieser  Verordnung  entsprechend, 
wenn  der  Schallleistungspegel  den  angegebenen  Wert  um  nicht  mehr  als  2  dB(A)  überschreitet. 

3.  Wird  das  unter  Nummer  2  geforderte  Ergebnis  nicht  erreicht,  so  prüft  die  Marktaufsichtsbehörde  drei  weitere  zufällig 
ausgewählte  Einheiten  desselben  Modells. 

4.  Das  Modell  des  Luftkonditionierers,  ausgenommen  Einkanal-  und  Zweikanal-Luftkonditionierer,  gilt  als  den  in  Anhang 
I  genannten  jeweils  zutreffenden  Anforderungen  entsprechend,  wenn  die  jahreszeitbedingte  Leistungszahl  im  Kühl- 
betrieb (SEER)  oder  gegebenenfalls  im  Heizbetrieb  (SCOP)  für  die  drei  Einheiten  im  Durchschnitt  nicht  geringer  ist  als 
der  angegebene  Wert  abzüglich  8  %  gemäß  Ermittlung  nach  Anhang  II. 

Das  Modell  eines  Einkanal-  und  Zweikanal-Luftkonditionierers  gilt  als  den  in  Anhang  I  genannten  jeweils  zutreffenden 
Anforderungen  entsprechend,  wenn  der  Durchschnitt  der  Ergebnisse  für  den  Aus-Zustand  und  den  Bereitschafts- 
zustand der  drei  Einheiten  die  Grenzwerte  um  nicht  mehr  als  10  %  überschreitet  und  wenn  die  durchschnittliche 
Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EERlatej)  oder  gegebenenfalls  die  durchschnittliche  Leistungszahl  im  Heizbetrieb 
(COPlatet|)  nicht  geringer  ist  als  der  angegebene  Wert  abzüglich  10  %  gemäß  Ermittlung  nach  Anhang  II. 

Das  Modell  des  Luftkonditionierers  gilt  als  den  jeweils  zutreffenden  Anforderungen  dieser  Verordnung  entsprechend, 
wenn  der  durchschnittliche  Schallleistungspegel  der  drei  Einheiten  den  angegebenen  Wert  um  nicht  mehr  als  2  dB(A) 
überschreitet. 

5.  Werden  die  unter  Nummer  4  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die 
Anforderungen  dieser  Verordnung  nicht  erfüllt. 

Zur  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  wenden  die  Mitgliedstaaten 
die  in  Anhang  II  genannten  Verfahren  und  harmonisierte  Normen  an,  deren  Nummern  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Union  veröffentlicht  wurden,  oder  andere  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Berechnungs-  und  Messverfahren,  die 
dem  anerkannten  Stand  der  Technik  Rechnung  tragen. 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  206/2012  DER  KOMMISSION 
vom  6.  März  2012 

zur  Durchführung  der  Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick   auf  die    Festlegung   von    Anforderungen   an    die   umweltgerechte    Gestaltung  von 

Raumklimageräten  und  Komfortventilatoren 

(Text  von  Bedeutung  fiir  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  21.  Oktober  2009  zur  Schaffung 
eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  energieverbrauchsrelevanter  Produk- 
te ('),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 

nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Gemäß  der  Richtlinie  2009/125/EG  sollte  die  Kommis- 
sion Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung 
(„Ökodesign")  energieverbrauchsrelevanter  Produkte  fest- 
legen, die  ein  erhebliches  Vertriebs-  und  Handelsvolumen, 
eine  erhebliche  Umweltauswirkung  und  ein  erhebliches 
Potenzial  für  gestaltungsbedingte  Verbesserungen  ihrer 
Umweltauswirkung  ohne  übermäßig  hohe  Kosten  aufwei- 
sen. 

(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  Buchstabe  a  der  Richtlinie 
2009/125/EG  erlässt  die  Kommission  nach  dem  in  Ar- 
tikel 19  Absatz  3  genannten  Verfahren  unter  Einhaltung 
der  in  Artikel  15  Absatz  2  festgelegten  Kriterien  und 
nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums  ge- 
gebenenfalls Durchführungsmaßnahmen  für  Produkte  mit 
einem  hohen  Potenzial  für  eine  kostengünstige  Senkung 
von  Treibhausgasemissionen,  wie  Produkte  in  Heizungs-, 
Lüftungs-  und  Klimaanlagen. 

(3)  Die  Kommission  hat  eine  vorbereitende  Studie  zur  Ana- 
lyse der  technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen 
Aspekte  von  Raumklimageräten  und  Komfortventilatoren 
durchgeführt,  die  typischerweise  in  Haushalten  und  Klein- 
gewerbebetrieben verwendet  werden.  Die  Studie  wurde 
zusammen  mit  Interessengruppen  und  betroffenen  Krei- 
sen aus  der  EU  und  Drittländern  durchgeführt,  und  die 
Ergebnisse  wurden  öffentlich  zugänglich  gemacht. 

(4)  Die  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  als  erheblich  an- 
gesehenen wesentlichen  Umweltaspekte  der  erfassten  Pro- 
dukte sind  der  Energieverbrauch  im  Betrieb  und  der 
Schallleistungspegel.  In  der  vorbereitenden  Studie  wurde 
auch  ein  möglicher  Kältemittelaustritt  als  erheblicher  Um- 
weltaspekt in  Form  direkter  Treibhausgasemissionen  er- 
mittelt, der  durchschnittlich  für  10-20  %  der  zusammen- 
gefassten  direkten  und  indirekten  Treibhausgasemissionen 
verantwortlich  ist. 


(!)  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 


(5)  Wie  sich  in  der  vorbereitenden  Studie  gezeigt  und  bei  der 
Folgenabschätzung  bestätigt  hat,  fehlen  Informationen 
zur  Effizienz  von  Komfortventilatoren.  Um  jedoch  den 
für  die  Marktüberwachung  zuständigen  Behörden  wich- 
tige Informationen  zu  geben  und  eine  effiziente  Beobach- 
tung des  Marktes  für  die  Zwecke  einer  künftigen  Fest- 
legung von  Mindestanforderungen  an  die  Energieeffizienz 
zu  ermöglichen,  werden  Anforderungen  an  die  Produkt- 
information zu  Komfortventilatoren  gewährleisten,  dass 
die  Effizienz  des  Geräts  und  die  verwendete  Messmethode 
am  Produkt  gut  sichtbar  ist.  Darüber  hinaus  werden  für 
Komfortventilatoren  Anforderungen  an  den  Bereitschafts- 
zustand und  den  Aus-Zustand  festgelegt. 

(6)  Der  jährliche  Stromverbrauch  der  von  dieser  Verordnung 
erfassten  Produkte  wurde  in  der  EU  für  das  Jahr  2005  auf 
30  TWh  geschätzt.  Falls  keine  spezifischen  Maßnahmen 
getroffen  werden,  wird  2020  ein  jährlicher  Stromver- 
brauch von  74  TWh  prognostiziert.  Durch  die  vorberei- 
tende Studie  ist  belegt,  dass  der  Stromverbrauch  der  von 
dieser  Verordnung  erfassten  Produkte  erheblich  gesenkt 
werden  kann. 


(7)  Die  vorbereitende  Studie  zeigt,  dass  Anforderungen  an 
andere  Ökodesign-Parameter,  die  in  Anhang  I  Teil  1 
der  Richtlinie  2009/125/EG  genannt  werden,  nicht  erfor- 
derlich sind,  da  der  Stromverbrauch  und  der  Schallleis- 
tungspegel von  Raumklimageräten  in  der  Betriebsphase 
bei  weitem  die  wichtigsten  Umweltaspekte  sind. 

(8)  Da  Kältemittel  der  Verordnung  (EG)  Nr.  842/2006/EG 
des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  17.  Mai 
2006  über  bestimmte  fluorierte  Treibhausgase  (2)  unter- 
liegen, werden  in  der  vorliegenden  Verordnung  keine 
spezifischen  Anforderungen  für  Kältemittel  festgelegt.  Es 
wird  jedoch  ein  Bonus  bei  den  Ökodesign-Anforderungen 
vorgeschlagen,  um  den  Markt  zur  Verwendung  von  Käl- 
temitteln mit  weniger  schädlichen  Umweltauswirkungen 
hin  zu  lenken.  Der  Bonus  wird  zu  geringeren  Mindest- 
anforderungen an  die  Energieeffizienz  von  Geräten  füh- 
ren, die  Kältemittel  mit  niedrigem  Treibhauspotenzial  ver- 
wenden. 


(9)  Raumklimageräte  können  ein  Teil  von  Anlagen  sein,  die 
in  Gebäuden  installiert  sind.  Einzelstaatliche  Rechtsvor- 
schriften, die  unter  anderem  auf  der  Richtlinie 
2010/31/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  19.  Mai  2010  über  die  Gesamtenergieeffizienz  von 
Gebäuden  (j)  beruhen,  können  strengere  Anforderungen 
für  diese  Klimaanlagen  unter  Verwendung  der  in  dieser 


(2)  ABl.  L  161  vom  14.6.2006,  S.  1. 

(3)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  13. 
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Verordnung  festgelegten  Berechnungs-  und  Messmetho- 
den bezüglich  der  Effizienz  des  Raumklimageräts  vor- 
schreiben. 


(10)  Gerätefunktionen  im  Bereitschafts-  und  Aus-Zustand 
können  für  einen  hohen  Anteil  der  gesamten  Leistungs- 
aufnahme dieser  Geräte  verantwortlich  sein.  Für  Raum- 
klimageräte, außer  für  Zwei-  und  Einkanal-Raumklimage- 
räte,  ist  die  Leistungsaufnahme  dieser  Funktionen  Be- 
standteil der  Energieeffizienz-Mindestanforderungen  und 
der  Messmethode  für  die  Arbeitszahl.  Die  Anforderungen 
bezüglich  des  Bereitschafts-  und  Aus-Zustands  von  Zwei- 
und  Einkanal-Raumklimageräten  werden  auf  der  Grund- 
lage der  Ökodesign-Anforderungen  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1275/2008  (')  der  Kommission  festgelegt. 


(11)  Die  Ökodesign-Anforderungen  dieser  Verordnung  wer- 
den in  Verbindung  mit  der  delegierten  Verordnung  (EU) 
Nr.  626/2011  vom  4.  Mai  2011  der  Kommission  zur 
Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  betreffend  die  Energieetikettie- 
rung von  Raumklimageräten  (2)  bis  2020  voraussichtlich 
jährliche  Einsparungen  beim  Stromverbrauch  in  Höhe 
von  1 1  TWh  gegenüber  dem  Szenario  ohne  Maßnahmen 
bewirken. 


(12)  Die  von  dieser  Verordnung  erfassten  Produkte  sollten 
durch  Anwendung  bestehender  herstellerneutraler  kosten- 
effizienter Technologien,  die  zu  einer  Verringerung  der 
Gesamtausgaben  für  Kauf  und  Betrieb  der  Produkte  füh- 
ren können,  energieeffizienter  gemacht  werden. 

(1 3)  Die  Ökodesign-Anforderungen  sollten  aus  Endnutzersicht 
die  Funktion  des  Produkts  nicht  beeinträchtigen  und 
keine  Nachteile  für  Gesundheit,  Sicherheit  oder  Umwelt 
mit  sich  bringen.  Insbesondere  sollte  der  Nutzen  einer 
Verringerung  des  Stromverbrauchs  während  der  Betriebs- 
phase mögliche  zusätzliche  Umweltauswirkungen  wäh- 
rend der  Produktionsphase  überwiegen. 


(14)  Die  Ökodesign-Anforderungen  sollten  schrittweise  in 
Kraft  treten,  um  den  Herstellern  einen  ausreichenden 
Zeitraum  für  die  Anpassung  der  dieser  Verordnung  un- 
terliegenden Produkte  einzuräumen.  Der  Zeitplan  sollte 
so  festgelegt  werden,  dass  einerseits  negative  Auswirkun- 
gen auf  die  Betriebseigenschaften  der  auf  dem  Markt  be- 
findlichen Geräte  vermieden  und  Auswirkungen  auf  die 
Kosten  für  die  Nutzer  und  Hersteller,  insbesondere  kleine 
und  mittlere  Unternehmen,  berücksichtigt  werden,  ande- 
rerseits aber  auch  das  rechtzeitige  Erreichen  der  Ziele 
dieser  Verordnung  gewährleistet  ist. 


(1 5)  Die  einschlägigen  Produktparameter  sollten  durch  zuver- 
lässige, genaue  und  reproduzierbare  Messmethoden  er- 
mittelt werden,  die  dem  anerkannten  Stand  der  Messtech- 
nik sowie  gegebenenfalls  harmonisierten  Normen  Rech- 


(')  ABl.  L  339  vom  18.12.2008,  S.  45. 
(2)  ABl.  L  178  vom  6.7.2011,  S.  1. 


nung  tragen,  die  von  den  in  Anhang  I  der  Richtlinie 
98/48/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates 
vom  20.  Juli  1998  zur  Änderung  der  Richtlinie 
98/34/EG  über  ein  Informationsverfahren  auf  dem  Gebiet 
der  Normen  und  technischen  Vorschriften  (3)  aufgeführ- 
ten europäischen  Normungsgremien  erlassen  wurden. 

(16)  Nach  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/125/EG  werden  in 
dieser  Verordnung  die  geltenden  Konformitätsbewer- 
tungsverfahren festgelegt. 

(17)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  in  den  technischen  Unterlagen  gemäß  den  An- 
hängen IV  und  V  der  Richtlinie  2009/125/EG  Angaben 
in  Bezug  auf  die  einschlägigen  Anforderungen  dieser  Ver- 
ordnung machen. 

(18)  Neben  den  rechtsverbindlichen  Anforderungen  dieser 
Verordnung  sollten  Referenzwerte  für  derzeit  beste  ver- 
fügbare Technologien  festgelegt  werden,  um  die  breite 
Verfügbarkeit  und  leichte  Zugänglichkeit  von  Informatio- 
nen über  die  Umweltauswirkungen  der  dieser  Verord- 
nung unterliegenden  Erzeugnisse  über  den  gesamten  Le- 
benszyklus zu  gewährleisten. 

(19)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen 
entsprechen  der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19 
Absatz  1  der  Richtlinie  2009/125/EG  eingesetzten 
Ausschusses  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

(1)  Durch  diese  Verordnung  werden  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  („Ökodesign")  von  netzbetriebenen 
Raumklimageräten  mit  einer  Nennleistung  <  12  kW  für  das 
Kühlen  oder,  falls  das  Produkt  keine  Kühlfunktion  aufweist, 
für  das  Heizen  sowie  von  Komfortventilatoren  mit  einer  elek- 
trischen Ventilatorleistungsaufnahme  <  125  W  im  Hinblick  auf 
das  Inverkehrbringen  festgelegt. 

(2)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 

a)  Geräte,  die  nichtelektrische  Energiequellen  verwenden; 

b)  Raumklimageräte,  bei  denen  auf  der  Verflüssiger-  und/oder 
der  Verdampferseite  keine  Luft  als  Wärmeträger  verwendet 
wird. 

Artikel  2 

B  egriffsbestimmungen 

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  die  Begriffsbestim- 
mungen in  Artikel  2  der  Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäi- 
schen Parlaments  und  des  Rates. 


(5)  ABl.  L  217  vom  5.8.1998,  S.  18. 
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Zusätzlich  gelten  die  folgenden  Begriffsbestimmungen: 


Ab  dem  1.  Januar  2013  gilt: 


1.  „Raumklimagerät"  bezeichnet  ein  Gerät  für  das  Kühlen  und/ 
oder  Heizen  von  Innenraumluft  mit  einem  von  einem  elek- 
trischen Verdichter  getriebenen  Kaltdampf-Kompressionskäl- 
teprozess,  einschließlich  Raumklimageräten,  die  zusätzliche 
Funktionen  wie  Entfeuchtung,  Reinigung,  Umwälzung  oder 
zusätzliche  Heizung  der  Luft  mittels  elektrischer  Wider- 
standsheizung aufweisen,  sowie  Geräte,  die  Wasser  (entweder 
auf  der  Verdampferseite  gebildetes  Kondenswasser  oder  von 
außen  zugeführtes  Wasser)  zur  Verdampfung  am  Verflüssiger 
verwenden  können,  sofern  das  Gerät  auch  ohne  zusätzliches 
Wasser  und  nur  mit  Luft  verwendet  werden  kann; 


2.  „Zweikanal-Raumklimagerät"  bezeichnet  ein  Raumklimagerät, 
bei  dem  während  des  Kühlens  oder  Heizens  die  Eintrittsluft 
des  Verflüssigers  (oder  Verdampfers)  dem  Gerät  über  einen 
Kanal  aus  dem  Freien  zugeführt  und  über  einen  zweiten 
Kanal  wieder  ins  Freie  abgeleitet  wird,  und  der  vollständig 
innerhalb  des  zu  behandelnden  Raums  in  der  Nähe  einer 
Wand  platziert  ist; 


3.  „Einkanal-Raumklimagerät"  bezeichnet  ein  Raumklimagerät, 
bei  dem  während  des  Kühlens  oder  Heizens  die  Eintrittsluft 
des  Verflüssigers  (oder  Verdampfers)  aus  dem  Raum  zuge- 
führt wird,  im  dem  sich  das  Gerät  befindet,  und  außerhalb 
dieses  Raums  abgeleitet  wird; 


4.  „Nennleistung"  (Pratea)  bezeichnet  die  Kühl-  oder  Heizleistung 
des  Dampfverdichtungszyklus  des  Geräts  bei  Norm-Nenn- 
bedingungen; 


5.  „Komfortventilator"  bezeichnet  ein  Gerät,  das  hauptsächlich 
zur  Erzeugung  eines  Luftstroms  um  oder  auf  Körperteile  für 
den  persönlichen  Kühlkomfort  ausgelegt  ist,  einschließlich 
Komfortventilatoren,  die  zusätzliche  Funktionen  wie  Beleuch- 
tung aufweisen  können; 


6.  „Ventilatorleistungsaufnahme"  (PF)  bezeichnet  die  elektrische 
Leistungsaufnahme  eines  Komfortventilators  in  Watt,  der  bei 
dem  angegebenen  maximalen  Volumenstrom  betrieben  wird, 
gemessen  mit  aktiviertem  Schwingmechanismus  (falls/wenn 
anwendbar). 


Zusätzliche  Begriffsbestimmungen  für  die  Zwecke  der  Anhänge 
sind  in  Anhang  I  aufgeführt. 


Artikel  3 

Ökodesign-Anforderungen  und  Zeitplan 

(1)  Die  Ökodesign-Anforderungen  an  Raumklimageräte  und 
Komfortventilatoren  sind  in  Anhang  I  aufgeführt. 


(2)  Die  einzelnen  Ökodesign-Anforderungen  treten  nach  fol- 
gendem Zeitplan  in  Kraft: 


Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräte  müssen  den  Anfor- 
derungen nach  Anhang  I  Punkt  2a  entsprechen. 

Ab  dem  1.  Januar  2013  gilt: 

a)  Raumklimageräte,  ausgenommen  Einkanal-  und  Zweikanal- 
Raumklimageräte,  müssen  den  Anforderungen  nach  Anhang 
I  Punkt  2b  und  Punkte  3a,  3b  und  3c  entsprechen; 

b)  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräte  müssen  den  An- 
forderungen nach  Anhang  I  Punkte  3a,  3b  und  3d  entspre- 
chen. 

c)  Komfortventilatoren  müssen  den  Anforderungen  nach  An- 
hang I  Punkte  3a,  3b  und  3e  entsprechen. 

Ab  dem  1.  Januar  2014  gilt: 

a)  Raumklimageräte  müssen  den  Ökodesign-Anforderungen 
nach  Anhang  I  Punkt  2c  entsprechen; 

b)  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräte  müssen  den  An- 
forderungen nach  Anhang  I  Punkt  2d  entsprechen. 

(3)  Die  Einhaltung  der  Ökodesign-Anforderungen  wird  an- 
hand der  in  Anhang  II  aufgeführten  Anforderungen  gemessen 
und  berechnet. 

Artikel  4 
Konformitätsbewertung 

(1)  Das  in  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/125/EG  genannte 
Verfahren  zur  Konformitätsbewertung  ist  das  in  Anhang  IV 
der  Richtlinie  beschriebene  interne  Entwurfskontrollsystem 
oder  das  in  Anhang  V  der  Richtlinie  beschriebene  Management- 
system. 

(2)  Für  die  Zwecke  der  Konformitätsbewertung  gemäß  Arti- 
kel 8  der  Richtlinie  2009/125/EG  müssen  die  technischen  Un- 
terlagen die  Ergebnisse  der  Berechnung  gemäß  Anhang  II  ent- 
halten. 

Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie 
2009/125/EG  genannten  Marktaufsichtsprüfungen  hinsichtlich 
der  Erfüllung  der  Anforderungen  des  Anhangs  I  dieser  Verord- 
nung wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  das  in  Anhang 
III  dieser  Verordnung  beschriebene  Nachprüfungsverfahren  an. 

Artikel  6 
Referenzwerte 

Die  unverbindlichen  Referenzwerte  für  die  Raumklimageräte  mit 
der  besten  Leistung,  die  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  der 
Verordnung  auf  dem  Markt  sind,  sind  in  Anhang  IV  aufgeführt. 
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Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  unter  Berücksich- 
tigung des  technischen  Fortschritts  und  übermittelt  dem  Öko- 
design-Konsultationsforum  spätestens  fünf  Jahre  nach  ihrem  In- 
krafttreten die  Ergebnisse  dieser  Überprüfung.  Bei  der  Überprü- 
fung werden  insbesondere  die  Anforderungen  an  die  Effizienz 
und  den  Schallleistungspegel,  der  Ansatz  zur  Förderung  der 
Verwendung  von  Kältemitteln  mit  niedrigem  Treibhauspotenzial 
und  der  Anwendungsbereich  der  Verordnung  für  Raumklimage- 
räte sowie  mögliche  Veränderungen  bei  den  Marktanteilen  von 
Gerätetypen,  einschließlich  Raumklimageräten  mit  einer  Nenn- 
leistung über  12  kW,  bewertet.  Bei  der  Überprüfung  wird  auch 
die  Angemessenheit  der  Anforderungen  an  den  Bereitschafts- 


und Aus-Zustand  und  die  Angemessenheit  des  Berechnungs- 
und Messverfahrens  für  die  Arbeitszahlen,  einschließlich  Über- 
legungen zur  Ausarbeitung  eines  möglichen  Berechnungs-  und 
Messverfahrens  für  alle  vom  Anwendungsbereich  erfassten 
Raumklimageräte  für  Kühl-  und  Heizperioden,  bewertet. 

Artikel  8 
Inkrafttreten  und  Anwendung 

(1)  Diese  Verordnung  tritt  zwanzig  Tage  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

(2)  Sie  gilt  ab  dem  1.  Januar  2013. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  6.  März  2012 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG  I 


Ökodesign-Anforderungen 

1   FÜR  DIE  ZWECKE  DER  ANHÄNGE  GELTENDE  BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

1.  „Umschaltbares  Raumklimagerät"  bezeichnet  ein  zum  Kühlen  und  Heizen  dienendes  Raumklimagerät; 

2.  „Norm-Nennbedingungen"  bezeichnet  die  Kombination  von  Raumluft-  (Tin)  und  Außenlufttemperaturen  (Tj),  die 
die  Betriebsbedingungen  für  die  Ermittlung  des  Schallleistungspegels,  der  Nennleistung,  des  nominalen  Luftvolu- 
menstroms, der  Nenn-Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EERrate(j)  und/oder  der  Nenn-Leistungszahl  im  Heizbetrieb 
(COPrate_)  gemäß  Anhang  II  Tabelle  2  festlegen: 

3.  „Raumlufttemperatur"  (Tin)  bezeichnet  die  Trockentemperatur  der  Raumluft  (°C)  (mit  Angabe  der  relativen  Luft- 
feuchtigkeit durch  die  entsprechende  Feuchttemperatur); 

4.  „Außenlufttemperatur"  (Tj)  bezeichnet  die  Trockentemperatur  der  Außenluft  (°C)  (mit  Angabe  der  relativen  Luft- 
feuchtigkeit durch  die  entsprechende  Feuchttemperatur) 

5.  „Nenn-Leistungszahl  im  Kühlbetrieb"  (EERiate_)  bezeichnet  das  angegebene  Leistungsvermögen  im  Kühlbetrieb 
(kW)  geteilt  durch  die  Nenn-Leistungsaufnahme  im  Kühlbetrieb  (kW)  eines  Geräts  im  Kühlbetrieb  unter  Norm- 
Nennbedingungen; 

6.  „Nenn-Leistungszahl  im  Heizbetrieb"  (COPlate(1)  bezeichnet  das  angegebene  Leistungsvermögen  im  Heizbetrieb 
(kW)  geteilt  durch  die  Nenn-Leistungsaufnahme  im  Heizbetrieb  (kW)  eines  Geräts  im  Heizbetrieb  unter  Norm- 
Nennbedingungen; 

7.  „Treibhauspotenzial"  (GWP)  bezeichnet  das  Maß,  in  dem  1  kg  des  Kältemittels  im  Dampfverdichtungszyklus 
schätzungsweise  zur  Erderwärmung  beiträgt,  ausgedrückt  in  kg  C02-Äquivalenten  über  einen  Zeitraum  von 
100  Jahren; 

Die  GWP-Werte  sind  Anhang  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  842/2006  zu  entnehmen; 

für  fluorierte  Kältemittel  gelten  die  im  dritten  Bewertungsbericht  (TAR)  des  Zwischenstaatlichen  Ausschusses  für 
Klimaänderungen  (')  veröffentlichten  GWP-Werte  (GWP-Werte  des  IPCC  von  2001  bezogen  auf  100  Jahre); 

für  nicht  fluorierte  Kältemittel  gelten  die  im  ersten  Bewertungsbericht  des  IPCC  (2)  veröffentlichten  GWP-Werte 
bezogen  auf  100  Jahre; 

die  GWP-Werte  für  Kältemittelmischungen  werden  anhand  der  Formel  in  Anhang  I  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  842/2006  berechnet; 

für  oben  nicht  aufgeführte  Kältemittel  ist  der  im  Rahmen  des  UNEP  veröffentlichte  IPCC-Bericht  2010  über 
Kälteanlagen,  Klimaanlagen  und  Wärmepumpen  vom  Februar  2011  oder  neueren  Datums  maßgeblich; 

8.  „Aus-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  das  Raumklimagerät  oder  der  Komfortventilator  mit  dem  Netz 
verbunden  ist,  aber  keine  Funktion  bereitstellt.  Ebenfalls  als  Aus-Zustand  gelten  Zustände,  bei  denen  nur  eine 
Anzeige  des  Aus-Zustands  erfolgt,  sowie  Zustände,  in  denen  nur  Funktionen  bereitgestellt  werden,  die  die  elek- 
tromagnetische Verträglichkeit  gemäß  der  Richtlinie  2004/108/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (3) 
sicherstellen  sollen. 

9.  „Bereitschaftszustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  das  Gerät  (Raumklimagerät  oder  Komfortventilator)  mit 
dem  Netz  verbunden  ist,  auf  die  Energiezufuhr  aus  dem  Netz  angewiesen  ist,  um  bestimmungsgemäß  zu  funk- 
tionieren, und  nur  folgende  Funktionen  gegebenenfalls  zeitlich  unbegrenzt  bereitstellt:  die  Reaktivierungsfunktion 
oder  die  Reaktivierungsfunktion  zusammen  mit  lediglich  einer  Anzeige,  dass  die  Reaktivierungsfunktion  aktiv  ist, 
und/oder  einer  Informations-  oder  Statusanzeige: 

10.  „Reaktivierungsfunktion"  bezeichnet  eine  Funktion  zur  Aktivierung  anderer  Betriebszustände,  einschließlich  des 
Aktiv-Modus  mittels  eines  Fernschalters,  der  eine  Fernbedienung,  einen  internen  Sensor  oder  einen  Zeitschalter  zur 
Umschaltung  in  einen  Betriebszustand  mit  zusätzlichen  Funktionen  einschließlich  der  Hauptfunktion  umfasst; 

11.  „Information  oder  Statusanzeige"  bezeichnet  eine  kontinuierliche  Funktion,  die  Informationen  liefert  oder  den 
Status  des  Geräts  auf  einer  Anzeige  angibt,  einschließlich  Zeitanzeige; 

12.  „Schallleistungspegel"  bezeichnet  den  A-bewerteten  Schallleistungspegel  (dB(A))  in  Innenräumen  und/oder  im 
Freien,  der  bei  Norm-Nennbedingungen  für  das  Kühlen  (oder,  falls  das  Produkt  keine  Kühlfunktion  aufweist, 
für  das  Heizen)  gemessen  wird; 


(1)  IPCC,  Dritter  Bewertungsbericht  Klimaänderungen  2001.  Ein  Bericht  des  Zwischenstaatlichen  Ausschusses  für  Klimaänderungen  (IPCC): 
http://www.ipcc.ch/publications_and_data/publications_and_data_reports.shtml 

(2)  Climate  Change,  The  IPCC  Scientific  Assessment,  J.T  Houghton,  G.JJenkins,  J.J.  Ephraums  (Hrsg.),  Cambridge  University  Press, 
Cambridge  (UK)  1990. 

(3)  ABl.  L  390  vom  31.12.2004,  S.  24. 


13.  „Bezugs-Auslegungsbedingungen"  bezeichnet  die  Kombination  der  Anforderungen  bezüglich  der  Bezugs-Aus- 
legungstemperatur,  der  maximalen  Bivalenztemperatur  und  des  maximalen  Grenzwerts  der  Betriebstemperatur 
wie  in  Anhang  II  Tabelle  3  angegeben: 

14.  „Bezugs-Auslegungstemperatur"  bezeichnet  die  Außenlufttemperatur  (°C)  für  den  Kühlbetrieb  (Tdesignc)  oder  den 
Heizbetrieb  (Tdesignh)  gemäß  Anhang  II  Tabelle  3,  bei  der  das  Teillastverhältnis  1  beträgt,  und  die  je  nach 
angegebener  Kühl-  oder  Heizperiode  variiert; 

15.  „Teillastverhältnis"  (pl(Tj))  bezeichnet  die  Außenlufttemperatur  abzüglich  16°C,  geteilt  durch  die  Bezugs-Aus- 
legungstemperatur abzüglich  16  °C,  für  den  Kühl-  oder  Heizbetrieb; 

16.  „Periode"  bezeichnet  eine  der  vier  Betriebsbedingungen  (für  vier  Perioden:  eine  Kühlperiode  und  drei  Heizperioden: 
mittel/kälter/wärmer),  die  für  jede  Klasse  die  Kombination  von  Außenlufttemperaturen  und  der  Anzahl  der 
Stunden  angibt,  über  die  diese  Temperaturen  in  der  jeweiligen  Periode,  für  die  das  Gerät  für  gebrauchstauglich 
erklärt  wurde,  vorliegen; 

17.  „Klasse"  (mit  Index  j)  bezeichnet  eine  Kombination  von  Außenlufttemperatur  (Tj)  und  Klassen-Stunden  (hj)  gemäß 
Anhang  II  Tabelle  1; 

18.  „Klassen-Stunden"  bezeichnet  die  Anzahl  der  Stunden  je  Periode  (hj),  über  die  die  Außenlufttemperatur  in  der 
jeweiligen  Klasse  gemäß  Anhang  II  Tabelle  1  vorliegt; 

19.  „Arbeitszahl  im  Kühlbetrieb"  (SEER)  bezeichnet  den  für  die  gesamte  Kühlperiode  repräsentativen  Gesamtenergie- 
wirkungsgrad des  Geräts  und  ergibt  sich  aus  dem  Bezugs-Jahreskühlenergiebedarf  geteilt  durch  den  Jahresstrom- 
verbrauch für  die  Kühlung; 

20.  „Bezugs-Jahreskühlenergiebedarf  (Qc)  bezeichnet  den  für  die  Berechnung  der  SEER  zu  verwendenden  Kühlener- 
giebedarf (kWh/a)  und  ergibt  sich  aus  der  Auslegungslast  im  Kühlbetrieb  (Pdesignc)  multipliziert  mit  der  Anzahl 
der  äquivalenten  Kühlstunden  im  Aktiv-Modus  (HCE); 

21.  „äquivalente  Kühlstunden  im  Aktiv-Modus"  (HCE)  bezeichnet  die  angenommenen  jährlichen  Stunden  (h/a),  über  die 
das  Gerät  zur  Deckung  des  Bezugs-Jahreskühlenergiebedarfs  gemäß  Anhang  II  Tabelle  4  die  Auslegungslast  im 
Kühlbetrieb  (Pdesignc)  erbringen  muss; 

22.  „Jahresstromverbrauch  für  die  Kühlung"  (QCE)  bezeichnet  den  Stromverbrauch  (kWh/a)  zur  Deckung  des  Bezugs- 
Jahreskühlenergiebedarfs  und  ergibt  sich  aus  dem  Bezugs-Jahreskühlenergiebedarf  geteilt  durch  die  Arbeitszahl  im 
aktiven  Kühlbetrieb  (SEERon)  und  den  Stromverbrauch  des  Geräts  im  Betriebszustand  „Temperaturregler  Aus",  im 
Bereitschaftszustand  sowie  im  Aus-Zustand  und  im  Betriebszustand  mit  Kurbelwannenheizung  während  der  Kühl- 
periode; 

23.  „Arbeitszahl  im  aktiven  Kühlbetrieb"  (SEERon)  bezeichnet  die  durchschnittliche  Leistungszahl  des  Geräts  im  aktiven 
Kühlbetrieb,  die  sich  aus  dem  Teillastverhältnis  und  der  klassenspezifischen  Leistungszahl  (EERbin(Tj))  ergibt, 
gewichtet  mit  den  Klassenstunden,  in  denen  die  Bedingung  der  jeweiligen  Klasse  vorliegt; 

24.  „Teillast"  bezeichnet  die  Kühllast  (Pc(Tj))  oder  die  Heizlast  (Ph(Tj))  (kW)  bei  einer  bestimmten  Außenlufttemperatur 
Tj  und  ergibt  sich  aus  der  Auslegungslast  multipliziert  mit  dem  Teillastverhältnis; 

25.  „klassenspezifische  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb"  (EERbinfTj))  bezeichnet  die  in  einer  Periode  für  jede  Klasse  j 
spezifische  Leistungszahl  bei  einer  Außenlufttemperatur  T-,  abgeleitet  aus  der  Teillast,  dem  angegebenen  Leistungs- 
vermögen und  der  angegebenen  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EERd(Tj))  für  spezifische  Klassen  (j),  wobei  die 
Werte  für  andere  Klassen  inter-/extrapoliert  und  gegebenenfalls  durch  einen  Minderungsfaktor  korrigiert  werden: 

26.  „Arbeitszahl  im  Heizbetrieb"  (SCOP)  bezeichnet  die  für  die  gesamte  angegebene  Heizperiode  (der  SCOP-Wert  ist 
einer  angegebenen  Heizperiode  zugeordnet)  repräsentative  Gesamtleistungszahl  des  Geräts  und  ergibt  sich  aus  dem 
Bezugs-Jahresheizenergiebedarf  geteilt  durch  den  Jahresstromverbrauch  im  Heizbetrieb; 

27.  „Bezugs-Jahresheizenergiebedarf  (QH)  bezeichnet  den  für  die  Berechnung  der  SCOP  zu  verwendenden  Heizener- 
giebedarf (kWh/a)  in  einer  angegebenen  Heizperiode  und  ergibt  sich  aus  dem  Volllastwert  im  Heizbetrieb  (Pde- 
signh)  multipliziert  mit  der  Anzahl  der  äquivalenten  Heizstunden  im  Aktiv-Modus  (HHE)  in  der  Heizperiode; 

28.  „äquivalente  Heizstunden  im  Aktiv-Modus"  (HHE)  sind  die  angenommenen  jährlichen  Stunden  (h/a),  über  die  das 
Gerät  zur  Deckung  des  Bezugs-Jahresheizenergiebedarfs  gemäß  Anhang  II  Tabelle  4  die  Auslegungslast  im  Heiz- 
betrieb (Pdesignh)  erbringen  muss; 


29.  „Jahresstromverbrauch  für  die  Heizung"  (QHE)  ist  der  Stromverbrauch  (kWh/a)  zur  Deckung  des  angegebenen 
Bezugs-Jahresheizenergiebedarfs  in  einer  bestimmten  Heizperiode:  die  Berechnung  erfolgt  durch  Teilung  des  Be- 
zugs-Jahresheizenergiebedarfs  durch  die  Summe  aus  Arbeitszahl  im  aktiven  Heizbetrieb  (SCOPon)  und  Strom- 
verbrauch des  Geräts  im  Betriebszustand  „Temperaturregler  Aus",  im  Bereitschaftszustand  sowie  im  Aus-Zustand 
und  im  Betriebszustand  mit  Kurbelwannenheizung  während  der  Heizperiode; 

30.  „Arbeitszahl  im  aktiven  Heizbetrieb"  (SCOPon)  bezeichnet  die  durchschnittliche  Leistungszahl  des  Geräts  im 
aktiven  Heizbetrieb  für  die  angegebene  Heizperiode,  die  sich  aus  der  Teillast,  der  elektrischen  Ersatzheizleistung 
(falls  erforderlich)  und  klassenspezifischen  Leistungszahlen  (COPbin(Tj))  ergibt,  gewichtet  mit  den  Klassenstunden, 
in  denen  die  Bedingung  der  jeweiligen  Klasse  vorliegt; 

31.  „elektrische  Ersatzheizleistung"  (elbufTj))  bezeichnet  die  Heizleistung  (kW)  eines  tatsächlichen  oder  angenommenen 
elektrischen  Ersatzheizgeräts  mit  Leistungszahl  COP  1,  die  der  angegebenen  Heizleistung  (PdhfTj))  hinzugefügt 
wird,  um  bei  einer  bestimmten  Außenlufttemperatur  (Tj)  die  Teillast  für  die  Heizung  (Ph(Tj))  zu  erbringen,  wenn 
PdhfTj)  kleiner  ist  als  Ph(Tj); 

32.  „klassenspezifische  Leistungszahl  im  Heizbetrieb"  (COPbin(Tj))  bezeichnet  die  in  einer  Periode  für  jede  Klasse  j 
spezifische  Leistungszahl  bei  einer  Außenlufttemperatur  Tj,  abgeleitet  aus  der  Teillast,  dem  angegebenen  Leistungs- 
vermögen und  der  angegebenen  Leistungszahl  im  Heizbetrieb  (COPd(Tj))  für  spezifische  Klassen  (j),  wobei  die 
Werte  für  andere  Klassen  inter-/extrapoliert  und  gegebenenfalls  durch  einen  Minderungsfaktor  korrigiert  werden; 

33.  „angegebenes  Leistungsvermögen"  (kW)  bezeichnet  das  bei  einer  Außenlufttemperatur  Tj  und  Raumlufttemperatur 
Tin  gegebene  Leistungsvermögen  des  Dampfverdichtungszyklus  des  Geräts  für  Kühlung  (Pdc(Tj))  oder  Heizung 
(PdhfTj)),  wie  vom  Hersteller  angegeben; 

34.  „Serviceverhältnis"  (SV)  ((m3/min)/W)  bezeichnet  für  Komfortventilatoren  den  Quotienten  aus  dem  maximalen 
Volumenstrom  (ms/min)  und  der  Ventilatorleistungsaufnahme  (W); 

35.  „Leistungssteuerung"  bezeichnet  die  Fähigkeit  des  Geräts,  sein  Leistungsvermögen  durch  Änderung  des  Volumen- 
stroms zu  ändern.  Geräte  werden  als  „fest  eingestellt"  bezeichnet,  wenn  das  Gerät  den  Volumenstrom  nicht  ändern 
kann,  als  „abgestuft",  wenn  der  Volumenstrom  in  höchstens  zwei  Schritten  geändert  oder  variiert  wird,  oder  als 
„variabel",  wenn  der  Volumenstrom  in  drei  oder  mehr  Schritten  geändert  oder  variiert  wird; 

36.  „Funktion"  bezeichnet  die  Angabe,  ob  das  Gerät  zum  Kühlen  oder  Heizen  von  Raumluft  oder  zu  beidem  in  der 
Lage  ist; 

37.  „Auslegungslast"  bezeichnet  die  angegebene  Kühllast  (Pdesignc)  und/oder  die  angegebene  Heizlast  (Pdesignh)  (kW) 
bei  der  Bezugs-Auslegungstemperatur,  wobei 

im  Kühlbetrieb  Pdesignc  gleich  der  angegebenen  Kühlleistung  bei  Tj  =  Tdesignc  ist; 
im  Heizbetrieb  Pdesignh  gleich  der  Teillast  bei  Tj  =  Tdesignh  ist; 

38.  „angegebene  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb"  (EERd(Tj))  bezeichnet  die  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  für  eine  be- 
grenzte Anzahl  spezifizierter  Klassen  (j)  bei  Außenlufttemperatur  (Tj),  wie  vom  Hersteller  angegeben; 

39.  „angegebene  Leistungszahl  im  Heizbetrieb"  (COPd(Tj))  bezeichnet  die  Leistungszahl  im  Heizbetrieb  für  eine  be- 
grenzte Anzahl  spezifizierter  Klassen  (j)  bei  Außenlufttemperatur  (Tj),  wie  vom  Hersteller  angegeben; 

40.  „Bivalenztemperatur"  (Tbiv)  bezeichnet  die  vom  Hersteller  angegebene  Außenlufttemperatur  (Tj)  (°C)  für  die  Hei- 
zung, bei  der  das  angegebene  Leistungsvermögen  der  Teillast  entspricht  und  bei  deren  Unterschreiten  das  ange- 
gebene Leistungsvermögen  mit  elektrischer  Ersatzheizleistung  erhöht  werden  muss,  um  die  Teillast  für  die  Heizung 
zu  erbringen; 

41.  „Grenzwert  der  Betriebstemperatur"  (Toi)  bezeichnet  den  niedrigsten  Wert  der  Außenlufttemperatur  (°C),  bei  dem 
das  Raumklimagerät  noch  Heizleistung  liefert,  wie  vom  Hersteller  angegeben.  Unterhalb  dieser  Temperatur  beträgt 
das  angegebene  Leistungsvermögen  null; 

42.  „Leistung  bei  zyklischem  Intervallbetrieb"  (kW)  bezeichnet  den  (zeitlich  gewichteten)  Durchschnitt  des  angegebe- 
nen Leistungsvermögens  im  zyklischen  Prüfintervall  für  das  Kühlen  (Pcycc)  oder  Heizen  (Pcych); 

43.  „Leistungszahl  bei  zyklischem  Intervall-Kühlbetrieb"  (EERcyc)  bezeichnet  die  durchschnittliche  Leistungszahl  im 
zyklischen  Prüfintervall  (Ein-  und  Ausschalten  des  Verdichters),  berechnet  als  über  das  Intervall  integrierte  Kühl- 
leistung (kWh)  geteilt  durch  die  über  dasselbe  Intervall  integrierte  elektrische  Eingangsleistung  (kWh); 

44.  „Leistungszahl  bei  zyklischem  Intervall-Heizbetrieb"  (COPcyc)  bezeichnet  die  durchschnittliche  Leistungszahl  im 
zyklischen  Prüfintervall  (Ein-  und  Ausschalten  des  Verdichters),  berechnet  als  über  das  Intervall  integrierte  Heiz- 
leistung (kWh)  geteilt  durch  die  über  dasselbe  Intervall  integrierte  elektrische  Eingangsleistung  (kWh); 

45.  „Minderungsfaktor"  bezeichnet  das  Maß  für  den  Effizienzverlust  aufgrund  des  zyklischen  Betriebs  (Ein-/Ausschalten 
des  Verdichters  im  Aktiv-Modus),  der  für  den  Kühlbetrieb  (Cdc)  bzw.  Heizbetrieb  (Cdh)  ermittelt  oder  standard- 
mäßig mit  dem  Wert  0,25  festgelegt  wird; 


46.  „Aktiv-Modus"  bezeichnet  den  Betriebszustand  während  der  Stunden  unter  Kühl-  oder  Heizlast  des  Gebäudes, 
wobei  die  Kühl-  oder  Heizfunktion  des  Geräts  eingeschaltet  ist.  In  diesem  Zustand  schaltet  das  Gerät  unter 
Umständen  ein  und  aus,  um  die  erforderliche  Raumtemperatur  zu  erreichen; 

47.  „Betriebszustand  .Temperaturregler  Aus'"  bezeichnet  den  Betriebszustand  während  der  Stunden  ohne  Kühl-  oder 
Heizlast,  wobei  die  Kühl-  oder  Heizfunktion  des  Geräts  eingeschaltet  ist,  das  Gerät  aber  wegen  fehlender  Kühl- 
oder Heizlast  nicht  in  Betrieb  ist.  Dieser  Zustand  hängt  somit  von  den  Außenlufttemperaturen  und  nicht  von  den 
Lastbedingungen  im  Innenraum  ab.  Ein-/Ausschalten  im  Aktiv-Modus  gilt  nicht  als  Betriebszustand  „Temperatur- 
regler Aus"; 

48.  „Betriebszustand  mit  Kurbelwannenheizung"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  im  Gerät  eine  Heizvorrichtung 
aktiviert  ist,  die  einen  Übergang  des  Kältemittels  in  den  Verdichter  verhindert,  so  dass  die  Kältemittelkonzentration 
im  Öl  beim  Anlauf  des  Verdichters  begrenzt  ist; 

49.  „Leistungsaufnahme  im  Betriebszustand  .Temperaturregler  Aus'"  (PT0)  bezeichnet  die  Leistungsaufnahme  des  Ge- 
räts (kW)  im  Betriebszustand  „Temperaturregler  Aus"; 

50.  „Leistungsaufnahme  im  Bereitschaftszustand"  (PSB)  bezeichnet  die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  (kW)  im  Bereit- 
schaftszustand: 

51.  „Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand"  (P0ff)  bezeichnet  die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  (kW)  im  Aus-Zustand; 

52.  „Leistungsaufnahme  im  Betriebszustand  mit  Kurbelwannenheizung"  (PCK)  bezeichnet  die  Leistungsaufnahme  des 
Geräts  (kW)  im  Betriebszustand  mit  Kurbelwannenheizung; 

53.  „Betriebsstunden  im  Betriebszustand  .Temperaturregler  Aus'"  (HT0)  bezeichnet  die  von  der  angegebenen  Periode 
und  Funktion  abhängigen  jährlichen  Stunden  (h/a),  in  denen  davon  auszugehen  ist,  dass  sich  das  Gerät  im 
Betriebszustand  „Temperaturregler  Aus"  befindet; 

54.  „Betriebsstunden  im  Bereitschaftszustand"  (HSB)  bezeichnet  die  von  der  angegebenen  Periode  und  Funktion  ab- 
hängigen jährlichen  Stunden  (h/a),  in  denen  davon  auszugehen  ist,  dass  sich  das  Gerät  im  Bereitschaftszustand 
befindet; 

55.  „Betriebsstunden  im  Aus-Zustand"  (H0FF)  bezeichnet  die  von  der  angegebenen  Periode  und  Funktion  abhängigen 
jährlichen  Stunden  (h/a),  in  denen  davon  auszugehen  ist,  dass  sich  das  Gerät  im  Aus-Zustand  befindet; 

56.  „Stunden  im  Betriebszustand  mit  Kurbelwannenheizung"  (HCK)  bezeichnet  die  von  der  angegebenen  Periode  und 
Funktion  abhängigen  jährlichen  Stunden  (h/a),  in  denen  davon  auszugehen  ist,  dass  sich  das  Gerät  im  Betriebs- 
zustand mit  Kurbelwannenheizung  befindet; 

57.  „nomineller  Volumenstrom"  bezeichnet  den  am  Luftauslass  der  Innenraum-  und/oder  Außeneinheiten  (falls  an- 
wendbar) von  Raumklimageräten  gemessene  Volumenstrom  (m3/h)  bei  Norm-Nennbedingungen  für  den  Kühl- 
betrieb (oder  Heizbetrieb,  falls  das  Produkt  keine  Kühlfunktion  aufweist); 

58.  „Nenn-Eingangsleistung  für  den  Kühlbetrieb"  (PEER)  bezeichnet  die  elektrische  Eingangsleistung  (kW)  eines  Geräts 
im  Kühlbetrieb  bei  Norm-Nennbedingungen; 

59.  „Nenn-Eingangsleistung  für  den  Heizbetrieb"  (PCop)  bezeichnet  die  elektrische  Eingangsleistung  (kW)  eines  Geräts 
im  Heizbetrieb  bei  Norm-Nennbedingungen; 

60.  „Stromverbrauch  von  Einkanal-  und  Zweikanalgeräten"  (Q$d  bzw.  Qdd)  bezeichnet  den  Stromverbrauch  von 
Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräten  im  Kühl-  und/oder  Heizbetrieb  (je  nach  Funktionsumfang)  (Einkanal- 
geräte in  kWh/h,  Zweikanalgeräte  in  kWh/a); 

61.  „Leistungsverhältnis"  ist  das  Verhältnis  der  angegebenen  Gesamtkühl-  oder  -heizleistung  aller  betriebenen  Innen- 
einheiten zur  angegebenen  Kühl-  oder  Heizleistung  der  Außeneinheit  unter  Norm-Nennbedingungen. 

62.  „maximaler  Volumenstrom"  (F)  bezeichnet  den  Volumenstrom  des  Komfortventilators  bei  maximaler  Einstellung 
(m3/min),  gemessen  am  Ventilatorauslass  bei  ausgeschaltetem  Schwingmechanismus  (falls  anwendbar); 

63.  „Schwingmechanismus"  bezeichnet  die  Einrichtung  des  Komfortventilators  zur  automatischen  Veränderung  der 
Richtung  des  Luftstroms  beim  Ventilatorbetrieb: 

64.  „Ventilator-Schallleistungspegel"  bezeichnet  den  A-bewerteten  Schallleistungspegel  des  Komfortventilators  bei  ma- 
ximalem Volumenstrom,  gemessen  an  der  Auslassseite; 

65.  „Ventilator-Betriebsstunden  im  Aktiv-Modus"  (HCE)  bezeichnet  die  Zahl  der  Stunden  (h/a),  die  gemäß  Anhang  II 
Tabelle  4  als  Stunden  zugrunde  gelegt  werden,  in  denen  der  Komfortventilator  annahmegemäß  den  maximalen 
Volumenstrom  bereitstellt. 


2.  ANFORDERUNGEN  AN  DIE  MINDESTENERGIEEFFIZIENZ,  DIE  MAXIMALE  LEISTUNGSAUFNAHME  IM  AUS-ZU- 
STAND  UND  BEREITSCHAFTSZUSTAND  UND  DEN  MAXIMALEN  SCHALLLEISTUNGSPEGEL 


a)  Ab  1.  Januar  201  3  müssen  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräte  den  in  den  nachstehenden  Tabellen  1,  2  und 
3  aufgeführten  Anforderungen  nach  Berechnung  gemäß  Anhang  II  entsprechen.  Einkanal-  und  Zweikanal-Raum- 
klimageräte und  Komfortventilatoren  müssen  den  Anforderungen  an  den  Bereitschafts-  und  Aus-Zustand  gemäß 
der  nachstehenden  Tabelle  2  entsprechen.  Die  Anforderungen  an  die  Mindestenergieeffizienz  und  den  maximalen 
Schallleistungspegel  beziehen  sich  auf  die  Norm-Nennbedingungen  gemäß  Anhang  II  Tabelle  2. 


Tabelle  1 

Anforderungen  an  die  Mindestenergieeffizienz 


Zweikanal-Raumklimageräte 

Einkanal-Raumklimageräte 

EERrated 

COPrated 

EERiated 

COPrated 

GWP  des  Kältemittels  >  1  50 

2,40 

2,36 

2,40 

1,80 

GWP  des  Kältemittels  <  150 

2,16 

2,12 

2,16 

1,62 

Tabelle  2 

Anforderungen  an  die  maximale  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  Bereitschaftszustand  für 
Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräte  und  Komfortventilatoren 


Aus-Zustand 

Die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  im  Aus-Zustand  darf  1,00  W  nicht  über- 
schreiten. 

Bereitschaftszustand 

Die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  eine  Reakti- 
vierungsfunktion  oder  nur  eine  Reaktivierungsfunktion  mit  der  Anzeige  ihrer 
Aktivierung  bereitgestellt  wird,  darf  1,00  W  nicht  überschreiten. 

Die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  Information 
oder  eine  Statusanzeige  oder  eine  Reaktivierungsfunktion  in  Verbindung  mit 
Information  oder  einer  Statusanzeige  bereitgestellt  wird,  darf  2,00  W  nicht 
überschreiten. 

Verfügbarkeit   des  Bereitschafts- 
und/oder Aus-Zustands 

Das  Gerät  muss,  soweit  das  mit  seiner  vorgesehenen  Verwendung  vereinbar 
ist,  in  den  Aus-Zustand  und/oder  Bereitschaftszustand  und/oder  in  einen  an- 
deren Zustand  versetzt  werden  können,  in  dem  die  anwendbaren  Grenzwerte 
für  die  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und/oder  Bereitschaftszustand 
nicht  überschritten  werden,  wenn  es  mit  dem  Netz  verbunden  ist. 

Tabelle  3 

Anforderungen  an  den  maximalen  Schallleistungspegel 


Innenraum-Schallleistungspegel  in  dB(A) 
65 


b)  Ab  1.  Januar  2013  müssen  Raumklimageräte,  außer  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräten,  die  in  den  nach- 
stehenden Tabellen  4  und  5  angegebenen  Anforderungen  an  die  Mindestenergieeffizienz  und  den  maximalen 
Schallleistungspegel  nach  Berechnung  gemäß  Anhang  II  erfüllen.  Die  Anforderungen  an  die  Energieeffizienz  berück- 
sichtigen die  Bezugs-Auslegungsbedingungen  gemäß  Anhang  II  Tabelle  3  gegebenenfalls  unter  Verwendung  der 
„Heizperiode  mittel".  Die  Anforderungen  an  den  Schallleistungspegel  beziehen  sich  auf  die  Norm-Nennbedingungen 
gemäß  Anhang  II  Tabelle  2. 

Tabelle  4 


Anforderungen  an  die  Mindestenergieeffizienz 


SEER 

SCOP 
(Heizperiode  mittel) 

GWP  des  Kältemittels  >  150 

3,60 

3,40 

GWP  des  Kältemittels  <  1  50 

3,24 

3,06 

1958 


Tabelle  5 


Anforderungen  an  den  maximalen  Schallleistungspegel 


Nenn-Leistung  <  6  kW 

6  kW  <  Nenn-Leistung  <  12  kW 

Innenraum-Schallleistungspegel 

Außen-Schallleistungspegel  in 

Innenraum-Schallleistungs- 

Außen-Schallleistungspegel in 

in  dB(A) 

dB(A) 

pegel  in  dB(A) 

dB(A) 

60 

65 

65 

70 

c)  Ab  1.  Januar  2014  müssen  Raumklimageräte  den  in  der  nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Anforderungen  nach 
Berechnung  gemäß  Anhang  II  entsprechen.  Die  Anforderungen  an  die  Energieeffizienz  von  Raumklimageräten, 
ausgenommen  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräte,  beziehen  sich  auf  die  Bezugs-Auslegungsbedingungen 
gemäß  Anhang  II  Tabelle  3  gegebenenfalls  unter  Verwendung  der  „Heizperiode  mittel".  Die  Anforderungen  an  die 
Mindestenergieeffizienz  von  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräten  beziehen  sich  auf  die  Norm-Nennbedin- 
gungen gemäß  Anhang  II  Tabelle  2. 

Tabelle  6 


Anforderungen  an  die  Mindestenergieeffizienz 


Raumklimageräte,  außer 
Einkanal-  und  Zweikanal- 
Raumklimageräten 

Zweikanal-Raumklimageräte 

Einkanal-Raumklimageräte 

SEER 

SCOP 
{Heizperiode 
mittel) 

EERiated 

COP„ted 

EERrated 

COPrared 

GWP  des  Kältemittels 
>  1 50  bei  <  6  kW 

4,60 

3,80 

2,60 

2,60 

2,60 

2,04 

GWP  des  Kältemittels 
<  150  bei  <  6  kW 

4,14 

3,42 

2,34 

2,34 

2,34 

1,84 

GWP  des  Kältemittels 
>  150  bei  6-12  kW 

4,30 

3,80 

2,60 

2,60 

2,60 

2,04 

GWP  des  Kältemittels 
<  150  bei  6-12  kW 

3,87 

3,42 

2,34 

2,34 

2,34 

1,84 

d)  Ab  1.  Januar  2014  müssen  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräte  und  Komfortventilatoren  den  in  der  nach- 
stehenden Tabelle  7  aufgeführten  Anforderungen  nach  Berechnung  gemäß  Anhang  II  entsprechen. 


Tabelle  7 

Anforderungen  an  die  maximale  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  Bereitschaftszustand 


Aus-Zustand 

Die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  im  Aus-Zustand  darf  0,50  W  nicht  über- 
schreiten. 

Bereitschaftszustand 

Die  Leistungsaufnahme  des  Geräts  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  eine  Reakti- 
vierungsfunktion  oder  nur  eine  Reaktivierungsfunktion  mit  der  Anzeige  ihrer 
Aktivierung  bereitgestellt  wird,  darf  0,50  W  nicht  überschreiten. 

Der  Stromverbrauch  des  Geräts  in  einem  Zustand,  in  dem  nur  Information 
oder  eine  Statusanzeige  oder  eine  Reaktivierungsfunktion  in  Verbindung  mit 
Information  oder  einer  Statusanzeige  bereitgestellt  wird,  darf  1,00  W  nicht 
überschreiten. 

Verfügbarkeit  des  Bereitschafts- 
und/oder Aus-Zustands 

Das  Gerät  muss,  soweit  das  mit  seiner  vorgesehenen  Verwendung  vereinbar 
ist,  in  den  Aus-Zustand  und/oder  Bereitschaftszustand  und/oder  in  einen  an- 
deren Zustand  versetzt  werden  können,  in  dem  die  anwendbaren  Grenzwerte 
für  die  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und/oder  Bereitschaftszustand 
nicht  überschritten  werden,  wenn  es  mit  dem  Netz  verbunden  ist. 

1959 


Verbrauchsminimierung 


Das  Gerät  muss  mit  einer  Funktion  zur  Verbrauchsminimierung  ausgestattet 
sein,  die  das  Gerät  nach  der  kürzesten  mit  seiner  vorgesehenen  Verwendung 
zu  vereinbarenden  Zeit  automatisch  in  einen  der  folgenden  Zustände  versetzt, 
wenn  seine  Hauptfunktion  nicht  bereitgestellt  wird  oder  keine  anderen  ener- 
giebetriebenen Produkte  auf  seine  Funktionen  angewiesen  sind: 

—  Bereitschaftszustand  oder 

—  Aus-Zustand  oder 

—  einen  anderen  Zustand,  in  dem  der  geltende  Verbrauchsgrenzwert  für  den 
Aus-Zustand  und/oder  Bereitschaftszustand  nicht  überschritten  wird,  wenn 
das  Gerät  mit  dem  Netz  verbunden  ist.  Die  Verbrauchsminimierungsfunk- 
tion  muss  vor  Auslieferung  des  Geräts  aktiviert  werden. 


3.  ANFORDERUNGEN  AN  DIE  PRODUKTINFORMATION 

a)  Ab  1.  Januar  2013  sind  für  Raumklimageräte  und  Komfortventilatoren  die  in  den  folgenden  Punkten  aufgeführten 
Angaben,  die  gemäß  Anhang  II  zu  berechnen  sind,  bereitzustellen 

i)  in  den  technischen  Unterlagen  zu  dem  Produkt: 

ii)  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  der  Hersteller  von  Raumklimageräten  und  Komfortventilatoren. 

b)  Der  Hersteller  von  Raumklimageräten  und  Komfortventilatoren  hat  Labors,  die  Prüfungen  zur  Marktüberwachung 
durchführen,  auf  Anfrage  die  notwendigen  Informationen  zur  Einstellung  des  Geräts  bereitzustellen,  die  für  die 
Ermittlung  der  Werte  für  die  angegebenen  Leistungen,  SEER/EER,  SCOP/COP  sowie  Serviceverhältnisse  angewendet 
werden,  und  Kontaktangaben  zur  Einholung  solcher  Informationen  bereitzustellen. 

c)  Informationsanforderungen  für  Raumklimageräte,  außer  Zweikanal-  und  Einkanal-Raumklimageräten. 

Tabelle  1 
Informationsanforderungen  (') 
(Die  Zahl  der  Dezimalstellen  in  den  Kästchen  entspricht  der  geforderten  Genauigkeit  der  Angabe.) 
Informationen  zur  Angabe  des  Modells/der  Modelle,  auf  das/die  sich  die  Informationen  beziehen: 


Funktion  (Angabe,  ob  vorhanden) 

Falls  Heizfunktion  vorhanden:  Angabe  der  Heizperiode,  auf  die 
sich  die  Informationen  beziehen:  Angegebene  Werte  sollten  sich 
jeweils  auf  eine  Heizperiode  beziehen.  Angaben  sind  mindes- 
tens für  die  Heizperiode  „mittel"  zu  machen. 

Kühlung 

J/N 

mittel 
(obligatorisch) 

J/N 

Heizung 

J/N 

wärmer 
(falls  angegeben) 

J/N 

kälter 
(falls  angegeben) 

J/N 

Punkt 

Symbol 

Wert 

Einheit 

Punkt 

Symbol 

Wert 

Einheit 

Auslegungsleistung 

Arbeitszahl 

Kühlung 

Pdesignc 

x,x 

kW 

Kühlung 

SEER 

x,x 

Heizung/mittel 

Pdesignh 

x,x 

kW 

Heizung/mittel 

SCOP/A 

x,x 

Heizung/wärmer 

Pdesignh 

x,x 

kW 

Heizung/wärmer 

SCOP/W 

x,x 

Heizung/kälter 

Pdesignh 

x,x 

kW 

Heizung/kälter 

SCOP/C 

x,x 

Angegebene  Leistung  (*)  im  Kühlbetrieb  bei  Raumluft- 
temperatur 27(19)  °C  und  Außenlufttemperatur  Tj 

Angegebene  Leistungszahl  (*)  bei  Raumlufttemperatur 
27(19)  °C  und  Außenlufttemperatur  Tj 

(')  Bei  Multisplitgeräten  sind  die  Daten  für  ein  Leistungsverhältnis  von  1  anzugeben. 


Funktion  (Angabe,  ob  vorhanden) 

Falls  Heizfunktion  vorhanden:  Angabe  der  Heizperiode,  auf  die 
sich  die  Informationen  beziehen:  Angegebene  Werte  sollten  sich 
jeweils  auf  eine  Heizperiode  beziehen.  Angaben  sind  mindes- 
tens für  die  Heizperiode  „mittel"  zu  machen. 

Kühlung 

J/N 

mittel 
(obligatorisch) 

J/N 

Heizung 

J/N 

wärmer 
(falls  angegeben) 

J/N 

kälter 
(falls  angegeben) 

J/N 

Punkt 

Symbol 

Wert 

Einheit 

Punkt 

Symbol 

Wert 

Einheil 

Tj  =  35  °C 

Pdc 

x,x 

kW 

Tj  =  3  5  °C 

EERd 

x,x 

Tj  =  30  °C 

Pdc 

x,x 

kW 

Tj  =  30  °C 

EERd 

x,x 

Tj  =  25  °C 

Pdc 

x,x 

kW 

Tj  =  25  "C 

EERd 

x,x 

Tj  =  20  °C 

Pdc 

x,x 

kW 

Tj  =  20  °C 

EERd 

x,x 

Angegebene    Leistung  (*)    im  Heizbetrieb/Heizperiode 
„mittel"  bei  Raumlufttemperatur  20  °C  und  Außenluft- 
temperatur Tj 

Angegebene  Leistungszahl  (*)/Heizperiode  „mittel"  bei 
Raumlufttemperatur  20  °C  und  Außenlufttemperatur 
Tj 

Tj  =  -  7  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  -  7  °C 

COPd 

x,x 

Tj  =  2  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  2  °C 

COPd 

x,x 

Tj  =  7  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  7  °C 

COPd 

x,x 

Tj=  12  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  1 2  °C 

COPd 

x,x 

Tj  =  Bivalenztempera- 
tur 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  Bivalenztem- 
peratur 

COPd 

x,x 

Tj  =  Betriebsgrenz- 
wert 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  Betriebsgrenz- 
wert 

COPd 

x,x 

Angegebene    Leistung  (*)   im  Heizbetrieb/Heizperiode 
„wärmer"  bei  Raumlufttemperatur  20  °C  und  Außenluft- 
temperatur Tj 

Angegebene    Leistungszahl  (*)/Heizperiode  „wärmer" 
bei  Raumlufttemperatur  20  °C  und  Außenlufttempera- 
tur Tj 

Tj  =  2  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  2  °C 

COPd 

x,x 

Tj  =  7  X 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  7  X 

COPd 

x,x 

Tj  =  1 2  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  1 2  °C 

COPd 

x,x 

Tj  =  Bivalenztempera- 
tur 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  Bivalenztem- 
peratur 

COPd 

x,x 

Tj  =  Betriebsgrenz- 
wert 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  Betriebsgrenz- 
wert 

COPd 

x,x 

Angegebene    Leistung  (*)    im  Heizbetrieb/Heizperiode 
„kälter"  bei  Raumlufttemperatur  20  °C  und  Außenluft- 
temperatur Tj 

Angegebene  Leistungszahl  (*)/Heizperiode  „kälter"  bei 
Raumlufttemperatur  20  °C  und  Außenlufttemperatur 
Tj 

Tj  =  -  7  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  -  7  °c 

COPd 

x,x 

Tj  =  2  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  2  °C 

COPd 

x,x 

Funktion  (Angabe,  ob  vorhanden) 

Falls  Heizfunktion  vorhanden:  Angabe  der  Heizperiode,  auf  die 
sich  die  Informationen  beziehen:  Angegebene  Werte  sollten  sich 
jeweils  auf  eine  Heizperiode  beziehen.  Angaben  sind  mindes- 
tens für  die  Heizperiode  „mittel"  zu  machen. 

Kühlung 

J/N 

mittel 
(obligatorisch) 

J/N 

Heizung 

I/N 

wärmer 
(falls  angegeben) 

J/N 

kälter 
(falls  angegeben) 

J/N 

Punkt 

Symbol 

Wert 

Einheit 

Punkt 

Symbol 

Wert 

Einheit 

Tj  =  7  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  7  °C 

COPd 

x,x 

Tj  =  1 2  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  1 2  °C 

COPd 

x,x 

Tj  =  Bivalenztempera- 
tur 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  Bivalenztem- 
peratur 

COPd 

x,x 

Tj  =  Betriebsgrenz- 
wert 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  Betriebsgrenz- 
wert 

COPd 

x,x 

Tj  =  -  1  5  °C 

Pdh 

x,x 

kW 

Tj  =  -  1  5  °C 

COPd 

x,x 

Bivalenztemperatur 

Betriebsgrenzwert-Temperatur 

Heizung/mittel 

Tbiv 

X 

°C 

Heizung/mittel 

Toi 

X 

°C 

Heizung/wärmer 

Tbiv 

X 

°c 

Heizung/wärmer 

Toi 

X 

°C 

Heizung/kälter 

Tbiv 

X 

°c 

Heizung/kälter 

Toi 

X 

°c 

Leistung  bei  zyklischem  Intervallbetrieb 

Leistungszahl  bei  zyklischem  Intervallbetrieb 

im  Kühlbetrieb 

Pcycc 

x,x 

kW 

im  Kühlbetrieb 

EERcyc 

X,X 

im  Heizbetrieb 

Pcych 

x,x 

kW 

im  Heizbetrieb 

COPcyc 

X,X 

Minderungsfaktor  im 
Kühlbetrieb  (**) 

Cdc 

x,x 

Minderungsfaktor 
im  Heizbetrieb  (**) 

Cdh 

X,X 

Elektrische   Leistungsaufnahme   in    anderen  Betriebs- 
zuständen  als  „Aktiv-Modus" 

Jahresstromverbrauch 

Aus-Zustand 

Po  FF 

x,x 

kW 

Kühlung 

QCE 

X 

kWh/a 

Bereitschaftszustand 

PsB 

x,x 

kW 

Heizung/mittel 

Qhe 

X 

kWh/a 

Temperaturregler  aus 

PTO 

x,x 

kW 

Heizung/wärmer 

Qhe 

X 

kWh/a 

Betriebszustand  mit 
Kurbelwannenhei- 
zung 

PCK 

x,x 

kW 

Heizung/kälter 

Qhe 

X 

kWh/a 

Leistungssteuerung  (Angabe  einer  der  drei  Optionen) 

Sonstiges 

Funktion  (Angabe,  ob  vorhanden) 

Falls  Heizfunktion  vorhanden:  Angabe  der  Heizperiode,  auf  die 
sich  die  Informationen  beziehen:  Angegebene  Werte  sollten  sich 
jeweils  auf  eine  Heizperiode  beziehen.  Angaben  sind  mindes- 
tens für  die  Heizperiode  „mittel"  zu  machen. 

Kühlung 

J/N 

mittel 
(obligatorisch) 

J/N 

Heizung 

J/N 

wärmer 
(falls  angegeben) 

J/N 

kälter 
(falls  angegeben) 

J/N 

Punkt 

Symbol        Wert  Einheit 

Punkt 

Symbol 

Wert 

Einheit 

fest  eingestellt 

J/N 

Schallleistungspegel 
(innen/außen) 

LWA 

x,x/x,x 

dB(A) 

abgestuft 

J/N 

Treibhauspotenzial 

GWP 

X 

kg  C02 
Äq. 

variabel 

J/N 

Nenn-Luftdurchsatz 
(innen/außen) 

x/x 

m3/h 

Kontaktadresse  für 
weitere  Informatio- 
nen 

Name  und  Anschrift  des  Herstellers  oder  seines  Bevollmächtigten 

(*)  Für  Geräte  mit  abgestufter  Leistung  sind  in  jedem  Kästchen  des  Abschnitts  „Angegebene  Leistung"  und  „Angegebene  Leis- 
tungszahl" zwei  Werte,  getrennt  durch  einen  Querstrich  („/")  anzugeben. 
(**)  Wird  der  Standardwert  Cd  =  0,25  gewählt,  sind  zyklische  Prüfungen  (und  deren  Ergebnisse)  nicht  erforderlich.  Andernfalls  ist 
die  Angabe  des  Werts  für  die  zyklische  Heizungs-  oder  Kühlungsprüfung  erforderlich. 


Insoweit  dies  hinsichtlich  der  Gerätefunktionen  von  Belang  ist,  gibt  der  Hersteller  die  nach  Tabelle  1  erforderlichen 
Informationen  in  den  technischen  Unterlagen  des  Produkts  an.  Für  Geräte,  bei  denen  unter  Leistungssteuerung 
„abgestuft"  angegeben  ist,  werden  in  jedem  Kästchen  der  Rubrik  „Angegebene  Leistung"  zwei  Werte,  der  Höchst- 
und  der  Tiefstwert,  als  „Höchstwert/Tiefstwert"  getrennt  durch  einen  Schrägstrich  („/")  angegeben. 


d)  Informationsanforderungen  für  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräte 


Einkanal-Raumklimageräte  werden  auf  der  Verpackung,  in  Produktunterlagen  und  jeglichem  Werbematerial,  gleich 
ob  in  elektronischer  Form  oder  auf  Papier,  als  „lokale  Klimageräte"  bezeichnet. 


Die  Hersteller  geben  die  in  der  nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Informationen  an. 


Tabelle  2 
Informationsanforderungen 


Informationen  zur  Angabe  des  Modells/der  Modelle,  auf  das/die  sich  die  Informationen  beziehen: 

(ggf.  ausfüllen) 


Bezeichnung 

Symbol 

Wert 

Einheit 

Nenn-Leistung  im  Kühlbetrieb 

PrafeiJ  im  Kühlbetrieb 

(JVC) 

kW 

Nenn-Leistung  im  Heizbetrieb 

Prat£Ij  im  Heizbetrieb 

(x,x) 

kW 

Nenn-Leistungsaufnahme  im  Kühlbetrieb 

Peer 

(JVC) 

kW 

Nenn-Leistungsaufnahme  im  Heizbetrieb 

Pcop 

(x,x) 

kW 

Nenn-Leistungszahl  im  Kühlbetrieb 

EERi 

(x,x) 

Nenn-Leistungszahl  im  Heizbetrieb 

COPd 

(x,x) 

Informationen  zur  Angabe  des  Modells/der  Modelle,  auf  das/die  sich  die  Informationen  beziehen: 

(ggf.  ausfüllen) 


Bezeichnung 

Symbol 

Wert 

Einheit 

I  pi\tn no^?iiim?i n mf  im  Rpfripns7ii^f;inn  Tpmnpratnrrpolpr 

l_f\~13lLllli£3£ll4111tllllllV~    1111     UV„  II  IV  L'  V.  u  >  UM  It  1     , .  1  V~lllLJ^~lM-Lt411l~2^1V~i 

aus" 

'TO 

(xx) 

W 

Leistungsaufnahme  im  Bereitschaftszustand 

M 

W 

Stromverbrauch  von  Einkanal-/Zweikanal-Raumklimage- 
räten 

(getrennte  Angabe  für  Kühlbetrieb  und  Heizbetrieb) 

Zweikannh  Qdd 
Eiukünal:  Qsd 

ZweiküYidl'. 

. (x) 

Eiukcinül'. 

(x,x) 

Zweikanal: 
kWh/a 
Einkanal: 
kWh/h 

Schallleistungspegel 

(x) 

dB(A) 

Treibhauspotenzial 

GWP 

M 

kg  C02  Äq. 

Kontaktadresse  für  weitere  Informationen 

Name  und  Anschrift  des  Herstellers  oder  seines  Be- 
vollmächtigten 

e)  Informationsanforderungen  für  Komfortventilatoren 

Die  Hersteller  geben  die  in  der  nachstehenden  Tabelle  aufgeführten  Informationen  an. 

Tabelle  3 
Informationsanforderungen 


Informationen  zur  Angabe  des  Modells/der  Modelle,  auf  das/die  sich  die  Informationen  beziehen: 

(ggf.  ausfüllen) 


Bezeichnung 

Symbol 

Wert 

Einheit 

Maximaler  Volumenstrom 

F 

(X,X) 

m3/min 

Ventilator-Leistungsaufnahme 

P 

(x,x) 

W 

Serviceverhältnis 

SV 

(x,x) 

(m3/min)/W 

Leistungsaufnahme  im  Bereitschaftszustand 

PSB 

(x,x) 

W 

Ventilator-Schallleistungspegel 

LWA 

(x) 

dB(A) 

Maximale  Luftgeschwindigkeit 

c 

(x,x) 

m/s 

Messnorm  für  die  Ermittlung  des  Serviceverhältnisses 

(Angabe  der  verwendeten  Messnorm) 

Kontaktadresse  für  weitere  Informationen 

Name  und  Anschrift  des  Herstellers  oder  seines  Be- 
vollmächtigten 

ANHANG  n 


Messungen  und  Berechnungen 

1.  Für  die  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  werden  Messungen 
und  Berechnungen  unter  Verwendung  harmonisierter  Normen,  deren  Nummern  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
veröffentlicht  wurden,  oder  eines  anderen  zuverlässigen,  genauen  und  reproduzierbaren  Verfahrens  vorgenommen,  das 
dem  anerkannten  Stand  der  Technik  Rechnung  trägt  und  dessen  Ergebnisse  als  mit  geringer  Unsicherheit  behaftet 
gelten.  Sie  müssen  allen  nachstehenden  technischen  Parametern  entsprechen. 

2.  Bei  der  Ermittlung  des  Energieverbrauchs  und  der  Arbeitszahl  im  Kühlbetrieb  (SEER)  und  im  Heizbetrieb  (SCOP)  ist 
Folgendes  zu  berücksichtigen: 

a)  europäische  Kühl-  und  Heizperiode(n)  gemäß  der  nachstehenden  Tabelle  1; 


b)  Bezugs-Auslegungsbedingungen  gemäß  der  nachstehenden  Tabelle  3; 


c)  Stromverbrauch  für  alle  einschlägigen  Betriebsarten  unter  Verwendung  der  in  der  nachstehenden  Tabelle  4  fest- 
gelegten Zeiträume; 


d)  Auswirkungen  der  Minderung  der  Energieeffizienz  durch  Ein-/Ausschaltzyklen  (falls  anwendbar),  je  nach  Art  der 
Leistungssteuerung  im  Kühl-  und/oder  Heizbetrieb; 


e)  Korrekturen  der  jahreszeitbedingten  Leistungszahlen  im  Heizbetrieb  bei  Bedingungen,  in  denen  die  Heizleistung  zur 
Deckung  der  Heizlast  nicht  ausreicht; 


f)   Beitrag  der  Ersatzheizung  (falls  anwendbar)  bei  der  Berechnung  der  Arbeitszahl  eines  Geräts  im  Heizbetrieb. 


3.  Wenn  die  Informationen  für  ein  bestimmtes  Modell,  das  aus  einer  Kombination  von  Innenraum-  und  Außeneinheit(en) 
besteht,  durch  Berechnungen  auf  der  Grundlage  der  Bauart  und/oder  Extrapolation  von  anderen  Kombinationen 
gewonnen  wurden,  sollten  die  Unterlagen  Einzelheiten  dieser  Berechnungen  und/oder  Extrapolationen  sowie  von  Tests 
zur  Prüfung  der  Korrektheit  der  Berechnungen  enthalten  (genaue  Angaben  zum  mathematischen  Modell  für  die 
Berechnung  der  Leistung  solcher  Kombinationen  und  Messungen  zur  Prüfung  der  Korrektheit  dieses  Modells). 


4.  Die  Nenn-Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EER,.atej)  und  gegebenenfalls  im  Heizbetrieb  (COPratcj)  wird  für  Einkanal-  und 
Zweikanal-Raumklimageräte  bei  den  Norm-Nennbedingungen  gemäß  der  nachstehenden  Tabelle  2  ermittelt. 


5.  Bei  der  Berechnung  des  Stromverbrauchs  im  Kühlbetrieb  (und/oder  Heizbetrieb)  ist  der  Stromverbrauch  aller  ein- 
schlägigen Betriebsarten  gemäß  der  nachstehenden  Tabelle  3  unter  Verwendung  der  Betriebsstunden  gemäß  der  nach- 
stehenden Tabelle  4  zu  berücksichtigen. 


6.  Die  Effizienz  von  Komfortventilatoren  wird  auf  der  Grundlage  des  nominellen  Volumenstroms  des  Geräts  geteilt  durch 
die  nominelle  elektrische  Leistungsaufnahme  des  Geräts  ermittelt. 


Tabelle  1 


Klassen  der  Kühl-  und  Heizperioden  (j=Klassenindex,  Tj=Außenlufttemperatur,  hj=Stunden  pro  Jahr  je  Klasse), 

mit  db=Trockentemperatur 


KÜHLPERIODE  HEIZPERIODE 


j 

# 

Tj 
°C 

hj 

h/annum 

j 

# 

Dc 

h/annum 

db 

db 

mittel 

wärmer 

kälter 

1 

12 

2115 

1  bis  8 

-  311  bis  -  23 

0 

0 

0 

2 

lü 

222 

9 

-  22 

0 

0 

1 

3 

19 

225 

lü 

-  21 

0 

0 

6 

4 

211 

225 

11 

-  20 

0 

0 

13 

5 

21 

216 

12 

-  19 

0 

0 

12 

6 

22 

215 

13 

-  18 

0 

0 

19 

1 

23 

718 

14 

-  LZ 

0 

0 

26 

S 

24 

192 

15 

-  16 

0 

0 

19 

9 

25 

HS 

16 

-  15 

0 

0 

41 

in 

26 

158 

12 

-  14 

0 

0 

35 

li 

21 

112 

18 

-  13 

0 

0 

52 

12 

2S 

109 

19 

-  12 

0 

0 

32 

13 

29 

88 

2X1 

-  11 

0 

0 

41 

14 

311 

63 

21 

-  10 

1 

0 

43 

15 

31 

19 

22 

-  9 

25 

0 

54 

16 

32 

31 

23 

-  8 

23 

0 

90 

12 

33 

24 

24 

-  2 

24 

0 

175 

18 

34 

12 

25 

-  6 

22 

0 

1  69 

19 

35 

13 

26 

-  5 

68 

0 

195 

2D 

36 

9 

22 

-  4 

91 

0 

778 

21 

32 

4 

28 

-  3 

89 

0 

306 

22 

38 

3 

29 

-  2 

165 

0 

454 

23 

33 

1 

311 

-  1 

1  23 

0 

385 

24 

411 

0 

11 

0 

740 

0 

490 

32 

1 

280 

0 

533 

33 

2 

370 

3 

380 

34 

3 

352 

22 

228 

15 

4 

156 

61 

761 

36 

5 

30  3 

61 

779 

12 

6 

330 

175 

229 

38 

2 

326 

162 

769 

33 

8 

348 

759 

213 

40 

9 

315 

360 

230 

41 

IQ 

315 

42S 

243 

42 

11 

215 

430 

191 

43 

L2 

163 

5Ü3 

146 

44 

13 

151 

444 

L5D 

45 

14 

105 

384 

92 

46 

15 

24 

794 

61 

Gesamt  h 

2  602 

Gesamt  h 

4  910 

3  590 

6  446 

1966 


Tabelle  2 

Norm-Nennbedingungen,  Temperaturen  als  Trockentemperatur 

(Nasstemperatur  in  Klammern) 


Gerät 

Funktion 

Raumlufttemperatur 

CO 

Außenlufttemperatur 
<°Q 

Raumklimageräte,  außer  Ein- 
kanal-Raumklimageräten 

Kühlung 

27  (19) 

35  (24) 

Heizung 

20  (max.  1 5) 

7(6) 

Einkanal-Raumklimageräte 

Kühlung 

35  (24) 

35  (24)  (*) 

Heizung 

20  (12) 

20  (12)  (*) 

(*)  Im  Fall  von  Einkanal-Raumklimageräten  wird  der  Verflüssiger  (Verdampfer)  beim  Kühlen  (Heizen)  nicht  mit  Außenluft,  sondern  mit 
Raumluft  versorgt. 


Tabelle  3 

Norm-Nennbedingungen,  Temperaturen  als  Trocken-Lufttemperatur 

(Nasstemperatur  in  Klammern) 


Funktion/Periode 

Raumlufttemperatur 

(°Q 

Außenlufttemperatur 

CQ 

Bivalenztemperatur 

CQ 

Betriebsgrenzwert-Temperatur 

CQ 

Tin 

Tdesignc/Tdesignh 

Tbiv 

Toi 

Kühlung 

27  (19) 

Tdesignc  =  35  (24) 

n.v. 

n.v. 

Heizung/mittel 

Tdesignh  =  -  10  (-  11) 

max.  2 

max.  -  7 

Heizung/wärmer 

20  (15) 

Tdesignh  =  2  (1) 

max.  7 

max.  2 

Heizung/kälter 

Tdesignh  =  -  22  (-  23) 

max.  -  7 

max.  -  15 

Tabelle  4 

Betriebsstunden  je  Gerätetyp  und  Funktionsart  zur  Berechnung  des  Stromverbrauchs 


Gerätetyp/Funktion 
(falls  anwendbar) 

Einheit 

Heizperiode 

Ein-Zustand 

Temperatur- 
regler aus 

Bereitschafts- 
zustand 

Aus-Zustand 

Betriebszu- 
stand mit 
Kurbelwan- 
nenheizung 

Kühlung:  HCE 
Heizung:  HHE 

H-ro 

HSB 

hoff 

HCK 

Raumklimageräte,  außer  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräten 

Kühlbetrieb,  falls  das  Gerät 
nur  kühlt 

h/annum 

350 

221 

2  142 

5  088 

7  760 

Kühl-  und 

Heizbetrieb, 
falls  das  Gerät 
beide  Funk- 
tionen bietet 

Kühlbe- 
trieb 

h/annum 

350 

221 

2  142 

0 

2  672 

Heizbe- 
trieb 

h/annum 

mittel 

1  400 

179 

0 

0 

179 

wärmer 

1  400 

755 

0 

0 

755 

kälter 

2  100 

131 

0 

0 

131 

Gerätetyp/Funktion 
(falls  anwendbar) 

Einheit 

Heizperiode 

Ein-Zustand 

Temperatur- 
regler aus 

Bereitschafts- 
zustand 

Aus-Zustand 

Betriebszu- 
stand mit 
Kurbelwan- 
nenheizung 

Kühlung:  HCE 
Heizung:  HHE 

n 

"TO 

TJ 

"SB 

IT 

"OFF 

I  T 

"CK 

Heizbetrieb,  falls  das  Gerät 
nur  heizt 

h/annum 

mittel 

1  400 

179 

0 

3  672 

3  851 

wärmer 

1  400 

755 

0 

4  345 

4  476 

kälter 

2  100 

131 

0 

2  189 

2  944 

Zweikanal-Raumklimageräte 

Kühlbetrieb,  falls  das  Gerät 
nur  kühlt 

h/60  min 

1 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

Kühl-  und 
Heizbetrieb, 
falls  das  Gerät 
beide  Funk- 
tionen bietet 

Kühlbe- 
trieb 

h/60  min 

1 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

Heizbe- 
trieb 

h/60min 

1 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

Heizbetrieb,  falls  das  Gerät 
nur  heizt 

h/60min 

1 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

Einkanal-Raumklimageräte 

Kühlbetrieb 

h/60  min 

1 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

Heizbetrieb 

h/60  min 

1 

n.v. 

n.v. 

n.v. 

n.v. 
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ANHANG  III 


Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die  Anforderungen  in  Anhang  I  das  folgende  Prüfverfahren  an: 

1.  Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  eine  einzige  Einheit. 

2.  Das  Modell  des  Raumklimageräts,  ausgenommen  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräte,  gilt  als  den  in  Anhang  I 
genannten  jeweils  zutreffenden  Anforderungen  entsprechend,  wenn  die  Arbeitszahl  im  Kühlbetrieb  (SEER)  oder,  falls 
zutreffend,  im  Heizbetrieb  (SCOP)  nicht  geringer  ist  als  der  angegebene  Wert  abzüglich  8  %  beim  angegebenen 
Leistungsvermögen  des  Geräts.  Die  SEER-  und  SCOP-Werte  werden  gemäß  Anhang  II  ermittelt. 

Das  Modell  eines  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräts  gilt  als  den  in  Anhang  I  genannten  jeweils  zutreffenden 
Anforderungen  entsprechend,  wenn  die  Ergebnisse  für  den  Aus-Zustand  und  den  Bereitschaftszustand  die  Grenzwerte 
um  nicht  mehr  als  1 0  %  überschreiten  und  wenn  die  Leistungszahl  im  Kühlbetrieb  (EER,^,^)  oder,  falls  zutreffend,  im 
Heizbetrieb  (COPrate(1)  nicht  geringer  ist  als  der  angegebene  Wert  abzüglich  10  %.  Die  EER-  und  COP-Werte  werden 
gemäß  Anhang  II  ermittelt. 

Das  Modell  des  Raumklimageräts  gilt  als  den  jeweils  zutreffenden  Anforderungen  dieser  Verordnung  entsprechend, 
wenn  der  maximale  Schallleistungspegel  den  angegebenen  Wert  um  nicht  mehr  als  2  dB(A)  überschreitet. 

3.  Wird  das  unter  Nummer  2  geforderte  Ergebnis  nicht  erreicht,  so  prüft  die  Marktaufsichtsbehörde  drei  zufällig  aus- 
gewählte weitere  Einheiten  desselben  Modells. 

4.  Das  Modell  des  Raumklimageräts,  ausgenommen  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräte,  gilt  als  den  in  Anhang  I 
genannten  jeweils  zutreffenden  Anforderungen  entsprechend,  wenn  die  Arbeitszahl  im  Kühlbetrieb  (SEER)  oder,  falls 
zutreffend,  im  Heizbetrieb  (SCOP)  für  den  Durchschnitt  der  drei  Einheiten  nicht  geringer  ist  als  der  angegebene  Wert 
abzüglich  8  %  beim  angegebenen  Leistungsvermögen  des  Geräts.  Die  SEER-  und  SCOP-Werte  werden  gemäß  Anhang  II 
ermittelt. 

Das  Modell  eines  Einkanal-  und  Zweikanal-Raumklimageräts  gilt  als  den  in  Anhang  I  genannten  jeweils  zutreffenden 
Anforderungen  entsprechend,  wenn  der  Durchschnitt  der  Ergebnisse  der  drei  Geräte  für  den  Aus-Zustand  und  den 
Bereitschaftszustand  die  Grenzwerte  um  nicht  mehr  als  10  %  überschreitet  und  wenn  der  Durchschnitt  der  Leistungs- 
zahlen im  Kühlbetrieb  (EERlateci)  oder,  falls  zutreffend,  im  Heizbetrieb  (COPrateij)  nicht  geringer  ist  als  der  angegebene 
Wert  abzüglich  10  %.  Die  EER-  und  COP-Werte  werden  gemäß  Anhang  II  ermittelt. 

Das  Modell  des  Raumklimageräts  gilt  als  den  jeweils  zutreffenden  Anforderungen  dieser  Verordnung  entsprechend, 
wenn  der  Durchschnitt  des  maximalen  Schallleistungspegels  den  angegebenen  Wert  um  nicht  mehr  als  2  dB(A) 
überschreitet. 

5.  Werden  die  unter  Nummer  4  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die 
Anforderungen  dieser  Verordnung  nicht  erfüllt. 

Für  die  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  wenden  die  Mitgliedstaaten  die  in 
Anhang  II  genannten  Verfahren  und  harmonisierte  Normen  an,  deren  Nummern  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
veröffentlicht  wurden,  oder  andere  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Berechnungs-  und  Messverfahren,  die  dem 
anerkannten  Stand  der  Technik  Rechnung  tragen. 


ANHANG  W 


Referenzwerte 

Zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  wurde  für  Raumklimageräte  die  folgende  als  beste  am  Markt  ver- 
fügbare Technologie  hinsichtlich  der  Energieeffizienz  ermittelt: 

Referenzwerte  für  Raumklimageräte 


Raumklimageräte,  außer  Zweikanal-  und 
Einkanal-Raumklimageräten 

Zweikanal-Raumklimageräte 

Einkanal-Raumklimageräte 

SEER 

SCOP 

EER 

COP 

EER 

COP 

8,50 

5,10 

3,00  (*) 

3,15 

3,15  (*) 

2,60 

Der  Referenzwert  für  das  Treibhauspotenzial  des  im  Raumklimagerät  verwendeten  Kältemittels  beträgt  GWP  <  20. 
(*)  Auf  der  Grundlage  der  Effizienz  von  Einkanal-Raumklimageräten  mit  Verdampferkühlung. 


Delegierte  Verordnung  (EU)  Nr.  244/2012 

(ABl.  2012  L  81/18) 
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DELEGIERTE  VERORDNUNG  (EU)  Nr.  244/2012  DER  KOMMISSION 
vom  16.  Januar  2012 

zur  Ergänzung  der  Richtlinie  2010/31/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über  die 
Gesamtenergieeffizienz    von    Gebäuden    durch    die    Schaffung    eines    Rahmens    für  eine 
Vergleichsmethode  zur  Berechnung  kostenoptimaler  Niveaus  von  Mindestanforderungen  an  die 
Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  und  Gebäudekomponenten 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2010/31/EU  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  19.  Mai  2010  über  die  Gesamt- 
energieeffizienz von  Gebäuden  insbesondere  auf  Artikel  5 
Absatz  1, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Nach  der  Richtlinie  2010/31/EU  hat  die  Kommission 
mittels  eines  delegierten  Rechtsakts  einen  Rahmen  für 
eine  Vergleichsmethode  zur  Berechnung  kostenoptimaler 
Niveaus  von  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtener- 
gieeffizienz von  Gebäuden  und  Gebäudekomponenten  zu 
erstellen. 

(2)  Die  Festlegung  von  Mindestanforderungen  an  die  Ge- 
samtenergieeffizienz von  Gebäuden  und  Gebäudekom- 
ponenten obliegt  den  Mitgliedstaaten.  Die  Anforderungen 
sind  mit  Blick  auf  das  Erreichen  kostenoptimaler  Niveaus 
festzulegen.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  die  als  End- 
ergebnis der  Kostenoptimalitätsberechnungen  genutzte 
nationale  Benchmark  aus  einer  makroökonomischen  Per- 
spektive (unter  Betrachtung  der  gesamtgesellschaftlichen 
Kosten  und  Nutzen  von  Energieeffizienzinvestitionen) 
oder  nach  rein  finanziellen  Gesichtspunkten  (d.  h.  unter 
ausschließlicher  Betrachtung  der  Investition)  errechnet 
wird,  liegt  im  Ermessen  der  Mitgliedstaaten.  Die  nationa- 
len Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz 
sollten  nicht  mehr  als  1 5  %  unter  den  kostenoptimalen 
Ergebnissen  der  als  nationale  Benchmark  verwendeten 
Berechnungen  liegen.  Das  kostenoptimale  Niveau  muss 
in  dem  Bereich  der  Gesamtenergieeffizienzniveaus  liegen, 
in  dem  die  Kosten-Nutzen-Analyse  über  die  Lebensdauer 
positiv  ausfällt. 


(')  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  13. 


(3)  Die  Richtlinie  2010/31/EU  fördert  die  Verringerung  des 
Energieverbrauchs  in  der  gebauten  Umwelt,  betont  aber 
auch,  dass  der  Gebäudesektor  eine  wichtige  Quelle  von 
Kohlendioxidemissionen  ist. 


(4)  Die  Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  21.  Oktober  2009  zur  Schaffung 
eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen 
an  die  umweltgerechte  Gestaltung  energieverbrauchsrele- 
vanter Produkte  (2)  sieht  die  Festlegung  von  Mindest- 
anforderungen an  solche  Produkte  vor.  Bei  der  Festset- 
zung der  nationalen  Anforderungen  für  gebäudetech- 
nische Systeme  müssen  die  Mitgliedstaaten  den  gemäß 
dieser  Richtlinie  getroffenen  Umsetzungsmaßnahmen 
Rechnung  tragen.  Die  Energieeffizienz  der  Bauprodukte, 
die  für  die  Berechnungen  im  Rahmen  dieser  Verordnung 
verwendet  werden  sollen,  sollten  im  Einklang  mit  den 
Bestimmungen  der  Verordnung  (EU)  Nr.  305/2011  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  9.  März 
2011  zur  Festlegung  harmonisierter  Bedingungen  für 
die  Vermarktung  von  Bauprodukten  und  zur  Aufhebung 
der  Richtlinie  89/106/EWG  des  Rates  (3)  ermittelt  wer- 
den. 


(5)  Das  Ziel  kosteneffizienter  oder  kostenoptimaler  Energie- 
effizienzniveaus kann  unter  bestimmten  Umständen 
rechtfertigen,  dass  die  Mitgliedstaaten  kosteneffiziente 
oder  kostenoptimale  Anforderungen  an  Gebäudekom- 
ponenten festlegen,  die  in  der  Praxis  bestimmte  architek- 
tonische und  technische  Optionen  behindern  und  die 
Nutzung  energieverbrauchsrelevanter  Produkte  mit  höhe- 
rer Energieeffizienz  fördern  würden. 


(6)  Die  Schritte,  die  der  Rahmen  für  eine  Vergleichsmethode 
vorsieht,  sind  in  Anhang  III  der  Richtlinie  2010/31/EU 
aufgeführt;  sie  umfassen  die  Festlegung  von  Referenz- 
gebäuden, die  Definition  der  auf  diese  Referenzgebäude 


(2)  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 

(3)  ABl.  L  88  vom  4.4.2011,  S.  5. 
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anzuwendenden  Energieeffizienzmaßnahmen,  die  Ein- 
schätzung des  entsprechenden  Primärenergiebedarfs  und 
die  Berechnung  der  Kosten  (d.  h.  des  Kapitalwerts)  dieser 
Maßnahmen. 

(7)  Der  gemeinsame  Rahmen  für  die  Berechnung  der  Ener- 
gieeffizienz gemäß  Anhang  I  der  Richtlinie  20 10/ 31 /EU 
gilt  auch  für  sämtliche  Schritte  des  Rahmens  für  die  Kos- 
tenoptimalitätsmethode,  insbesondere  für  den  Schritt  der 
Berechnung  der  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden 
und  Gebäudekomponenten. 

(8)  Zur  Anpassung  des  Rahmens  für  eine  Vergleichsmethode 
an  die  nationalen  Gegebenheiten  sollten  die  Mitgliedstaa- 
ten die  geschätzte  wirtschaftliche  Lebensdauer  eines  Ge- 
bäudes und/oder  einer  Gebäudekomponente,  die  an- 
gemessenen Kosten  für  Energieträger,  Produkte,  Systeme 
und  Wartung,  Betriebs-  und  Arbeitskosten,  Faktoren  für 
die  Primärenergieumwandlung  sowie  die  diesbezüglich 
anzunehmenden  Energiepreisentwicklungen  bei  den  in 
ihrem  nationalen  Kontext  in  Gebäuden  genutzten  Brenn- 
stoffen unter  Berücksichtigung  der  von  der  Kommission 
bereitgestellten  Informationen  ermitteln.  Nach  Vornahme 
einer  Sensitivitätsanalyse  für  mindestens  zwei  Zinssätze 
für  jede  Berechnung  sollten  die  Mitgliedstaaten  auch 
den  Abzinsungssatz  festlegen,  der  bei  den  Berechnungen 
aus  makroökonomischer  und  finanzieller  Perspektive  zu 
verwenden  ist. 

(9)  Um  bei  der  Anwendung  des  Rahmens  für  eine  Ver- 
gleichsmethode durch  die  Mitgliedstaaten  einen  gemein- 
samen Ansatz  sicherzustellen,  ist  es  zweckmäßig,  dass  die 
Kommission  die  wichtigsten  zur  Berechnung  des  Kapital- 
werts notwendigen  Rahmenbedingungen  festlegt,  wie  z. 
B.  das  Ausgangsjahr  für  Berechnungen,  die  zu  berück- 
sichtigenden Kostenkategorien  und  den  anzuwendenden 
Berechnungszeitraum. 

(10)  Die  Festlegung  eines  gemeinsamen  Berechnungszeitraums 
steht  nicht  im  Widerspruch  zum  Recht  der  Mitgliedstaa- 
ten, die  geschätzte  wirtschaftliche  Lebensdauer  von  Ge- 
bäuden und/oder  Gebäudekomponenten  zu  bestimmen, 
da  letztere  sowohl  länger  als  auch  kürzer  als  der  fest- 
gelegte Berechnungszeitraum  sein  könnte.  Die  geschätzte 
wirtschaftliche  Lebensdauer  eines  Gebäudes  oder  einer 
Gebäudekomponente  hat  nur  begrenzten  Einfluss  auf 
den  Berechnungszeitraum,  da  letzterer  eher  durch  den 
Renovierungszyklus  eines  Gebäudes  bestimmt  wird,  d. 
h.  den  Zeitraum,  nach  dem  an  einem  Gebäude  größere 
Renovierungsarbeiten  vorgenommen  werden. 

(11)  Kostenberechnungen  und  Projektionen  mit  vielen  Annah- 
men und  Unsicherheiten,  u.  a.  auch  in  Bezug  auf  die 
Energiepreisentwicklungen,  werden  in  der  Regel  von  ei- 
ner Sensitivitätsanalyse  zur  Bewertung  der  Zuverlässigkeit 
der  wichtigsten  Input-Parameter  begleitet.  Für  die  Zwecke 
der  Kostenoptimalitätsberechnungen  sollte  die  Sensitivi- 
tätsanalyse zumindest  die  Energiepreisentwicklungen 
und  den  anzuwendenden  Abzinsungssatz  erfassen;  idea- 
lerweise sollte  die  Sensitivitätsanalyse  auch  künftige  Preis- 
entwicklungen bei  Technologien  als  Input  für  die  Über- 
prüfung der  Berechnungen  einbeziehen. 

(12)  Der  Rahmen  für  eine  Vergleichsmethode  sollte  es  den 
Mitgliedstaaten  ermöglichen,  die  Ergebnisse  der  Kosten- 


optimalitätsberechnung  mit  den  geltenden  Mindestanfor- 
derungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  zu  vergleichen 
und  anhand  des  Ergebnisses  des  Vergleichs  sicherzustel- 
len, dass  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieef- 
fizienz mit  Blick  auf  das  Erreichen  kostenoptimaler  Ni- 
veaus festgesetzt  werden.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  fer- 
ner die  Festlegung  von  Mindestanforderungen  an  die  Ge- 
samtenergieeffizienz auf  kostenoptimalem  Niveau  für  die- 
jenigen Gebäudekategorien  prüfen,  für  die  bislang  keine 
Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  be- 
stehen. 

(1 3)  Die  Kostenoptimalitätsmethode  ist  technologisch  neutral 
und  bevorzugt  keine  technische  Lösung  gegenüber  ande- 
ren. Sie  sorgt  für  einen  Wettbewerb  der  Maßnahmen/ 
Maßnahmenbündel/Varianten  über  die  geschätzte  Lebens- 
dauer eines  Gebäudes  oder  einer  Gebäudekomponente. 

(14)  Die  Ergebnisse  der  Berechnungen  sowie  die  verwendeten 
Input-Daten  und  Annahmen  sind  der  Kommission  gemäß 
Artikel  5  Absatz  2  der  Richtlinie  20 10/ 31 /EU  mitzutei- 
len. Diese  Mitteilungen  sollten  es  der  Kommission  er- 
möglichen, die  von  den  Mitgliedstaaten  beim  Erreichen 
kostenoptimaler  Mindestanforderungen  an  die  Gesamt- 
energieeffizienz erzielten  Fortschritte  zu  beurteilen  und 
darüber  Bericht  zu  erstatten. 

(15)  Zur  Begrenzung  des  Verwaltungsaufwands  der  Mitglied- 
staaten sollten  diese  die  Anzahl  der  Berechnungen  ver- 
ringern können,  indem  Referenzgebäude  erstellt  werden, 
die  für  mehr  als  eine  Gebäudekategorie  repräsentativ 
sind,  ohne  dass  die  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten 
zur  Festlegung  von  Mindestanforderungen  an  die  Ge- 
samtenergieeffizienz für  bestimmte  Gebäudekategorien 
gemäß  der  Richtlinie  2010/31/EU  beeinträchtigt  wird  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

Mit  dieser  Verordnung  wird  gemäß  Artikel  5,  Anhang  I  und 
Anhang  III  der  Richtlinie  2010/31/EU  ein  Rahmen  für  eine 
Vergleichsmethode  erstellt,  der  von  den  Mitgliedstaaten  zur  Be- 
rechnung kostenoptimaler  Niveaus  von  Mindestanforderungen 
an  die  Gesamtenergieeffizienz  von  neuen  und  bestehenden  Ge- 
bäuden und  Gebäudekomponenten  zu  verwenden  ist. 

Der  Rahmen  für  die  Methode  gibt  Regeln  dafür  vor,  wie  Ener- 
gieeffizienzmaßnahmen, Maßnahmen,  die  die  Nutzung  erneuer- 
barer Energiequellen  einschließen,  sowie  Bündel  und  Varianten 
dieser  Maßnahmen  auf  der  Grundlage  der  Primärenergieeffizienz 
und  der  für  ihre  Durchführung  veranschlagten  Kosten  zu  ver- 
gleichen sind.  Er  legt  außerdem  fest,  wie  diese  Regeln  auf  aus- 
gewählte Referenzgebäude  anzuwenden  sind,  um  die  kosten- 
optimalen Niveaus  von  Mindestanforderungen  an  die  Gesamt- 
energieeffizienz  zu  ermitteln. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  in  Artikel  2  der  Richt- 
linie 2010/31/EU  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen,  wobei 
für  die  Berechnung  auf  makroökonomischer  Ebene  anfallende 
Steuern  und  Abgaben  auszuschließen  sind: 


1973 

Copyrighted  maKrial 


1.  Gesamtkosten  bezeichnet  die  Summe  des  Kapitalwerts  der 
Anfangsinvestitionskosten,  der  laufenden  Kosten  und  Wie- 
derbeschaffungskosten (in  Bezug  auf  das  Ausgangsjahr)  so- 
wie ggf.  Entsorgungskosten.  Für  die  Berechnung  auf  makro- 
ökonomischer Ebene  wird  eine  zusätzliche  Kostenkategorie 
eingeführt,  die  Kosten  von  Treibhausgasemissionen; 

2.  Anfangsinvestitionskosten  bezeichnet  die  Gesamtheit  der  Kos- 
ten, die  bis  zu  dem  Zeitpunkt  anfallen,  an  dem  das  Ge- 
bäude oder  die  Gebäudekomponente  in  nutzungsbereitem 
Zustand  dem  Kunden  übergeben  wird.  Diese  Kosten  be- 
inhalten Planung,  Erwerb  von  Gebäudekomponenten,  An- 
schluss  an  Versorger,  Installation  und  Inbetriebnahme; 

3.  Energiekosten  bezeichnet  die  jährlichen  Kosten  sowie  festen 
und  Spitzenabgaben  für  Energie  einschließlich  nationaler 
Steuern; 

4.  Betriebskosten  bezeichnet  alle  Kosten  im  Zusammenhang  mit 
dem  Betrieb  des  Gebäudes  einschließlich  der  jährlichen  Kos- 
ten für  Versicherung,  Gebühren  öffentlicher  Versorgungs- 
einrichtungen sowie  sonstige  feste  Abgaben  und  Steuern; 

5.  Instandhaltungskosten  bezeichnet  die  jährlichen  Kosten  für 
Maßnahmen  zur  Bewahrung  und  Wiederherstellung  der  ge- 
wünschten Qualität  des  Gebäudes  oder  der  Gebäudekom- 
ponente. Dies  beinhaltet  die  jährlichen  Kosten  für  Inspekti- 
on, Reinigung,  Anpassungen,  Reparaturen  sowie  Verschleiß- 
teile; 

6.  laufende  Kosten  bezeichnet  die  jährlichen  Instandhaltungs- 
kosten, Betriebskosten  und  Energiekosten; 

7.  Entsorgungskosten  bezeichnet  die  Kosten  für  den  Abbau  ei- 
nes Gebäudes  oder  einer  Gebäudekomponente  am  Ende  der 
Lebensdauer;  dies  umfasst  den  Abbau,  die  Demontage  von 
Gebäudekomponenten,  die  noch  nicht  das  Ende  ihrer  Le- 
bensdauer erreicht  haben,  Verbringung  und  Recycling; 

8.  jährliche  Kosten  bezeichnet  die  Summe  der  in  einem  be- 
stimmten Jahr  gezahlten  laufenden  und  periodischen  Kos- 
ten oder  Wiederbeschaffungskosten; 

9.  Wiederbeschaffungskosten  bezeichnet  eine  Ersatzinvestition  für 
eine  Gebäudekomponente  gemäß  der  geschätzten  wirt- 
schaftlichen Lebensdauer  während  des  Berechnungszeit- 
raums; 

10.  Kosten  von  Treibhausgasemissionen  bezeichnet  den  monetären 
Wert  der  durch  C02-Emissionen  aufgrund  des  Energiever- 
brauchs in  Gebäuden  verursachten  Umweltschäden; 

11.  Referenzgebäude  bezeichnet  ein  hypothetisches  oder  reales 
Bezugsgebäude,  das  die  Gebäudegeometrie  und  -Systeme, 
die  Energieeffizienz  von  Gebäudehülle  und  -Systemen  sowie 
die  Funktionalität  und  Kostenstruktur  im  jeweiligen  Mit- 
gliedstaat in  typischer  Weise  verkörpert  und  für  die  klima- 
tischen Bedingungen  und  die  geografische  Lage  repräsenta- 
tiv ist; 

12.  Abzinsungssatz  bezeichnet  einen  festen  Wert  für  den  Ver- 
gleich des  realen  Geldwerts  zu  unterschiedlichen  Zeitpunk- 
ten; 

13.  Abzinsungsfaktor  bezeichnet  einen  Multiplikationsfaktor  zur 
Umrechnung  eines  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  erfol- 
genden Liquiditätsflusses  auf  seinen  entsprechenden  Wert 
am  Ausgangspunkt.  Er  wird  vom  Abzinsungssatz  abgeleitet; 


14.  Ausgangsjahr  ist  das  Jahr,  auf  dem  jegliche  Berechnung  be- 
ruht und  das  zur  Ermittlung  des  Berechnungszeitraums 
dient; 

15.  Berechnungszeitraum  ist  der  in  der  Regel  in  Jahren  aus- 
gedrückte Zeitraum,  der  für  die  Berechnung  berücksichtigt 
wird; 

16.  Restwert  eines  Gebäudes  bezeichnet  die  Summe  der  Restwerte 
des  Gebäudes  und  der  Gebäudekomponenten  am  Ende  des 
Berechnungszeitraums; 

17.  Preisentwicklung  bezeichnet  die  zeitliche  Entwicklung  der 
Preise  für  Energie,  Produkte,  Gebäudesysteme,  Dienste,  Per- 
sonal, Instandhaltung  sowie  sonstiger  Kosten;  sie  kann  von 
der  Inflationsrate  abweichen; 

18.  Energieeffizienzmaßnahme  bezeichnet  eine  an  einem  Gebäude 
vorgenommene  Änderung,  die  zur  Verringerung  des  Pri- 
märenergiebedarfs desselben  führt; 

19.  Maßnahmenbündel  bezeichnet  eine  Reihe  von  Energieeffi- 
zienzmaßnahmen oder  Maßnahmen  auf  der  Grundlage  er- 
neuerbarer Energiequellen,  die  auf  ein  Referenzgebäude  an- 
gewandt werden; 

20.  Variante  bezeichnet  das  Gesamtergebnis  und  die  Beschrei- 
bung einer  vollständigen  Reihe  von  auf  ein  Gebäude  ange- 
wandten Maßnahmen/Maßnahmenbündeln,  die  aus  einer 
Kombination  von  Maßnahmen  in  Bezug  auf  die  Gebäude- 
hülle, Passivtechniken,  Maßnahmen  in  Bezug  auf  Gebäude- 
systeme und/oder  Maßnahmen  auf  der  Grundlage  erneuer- 
barer Energiequellen  bestehen  kann; 

21.  Unterkategorien  von  Gebäuden  bezeichnet  Kategorien  von  Ge- 
bäudetypen, die  in  Bezug  auf  Größe,  Alter,  Baumaterial, 
Nutzungsmuster,  Klimazone  oder  sonstige  Kriterien  stärker 
differenziert  sind  als  die  in  Anhang  I  Nummer  5  der  Richt- 
linie 2010/31/EU  aufgestellten  Gebäudekategorien.  Refe- 
renzgebäude werden  in  der  Regel  für  solche  Unterkatego- 
rien erstellt; 

22.  bereitgestellte  Energie  bezeichnet  die  Energie,  angegeben  je 
Energieträger,  die  durch  die  Systemgrenze  hindurch  an  die 
gebäudetechnischen  Systeme  geliefert  wird,  um  den  berück- 
sichtigten Verwendungszwecken  zu  genügen  (Heizung, 
Kühlung,  Lüftung,  Brauchwarmwasserbereitung,  Beleuch- 
tung, Geräte  usw.)  oder  Strom  zu  erzeugen; 

23.  zum  Heizen  und  Kühlen  benötigte  Energie  bedeutet  Wärme,  die 
einem  klimatisierten  Raum  zugeführt  oder  entzogen  wird, 
um  während  eines  bestimmten  Zeitraums  die  gewünschte 
Temperatur  aufrechtzuerhalten; 

24.  exportierte  Energie  bezeichnet  Energie,  angegeben  je  Energie- 
träger, die  durch  die  gebäudetechnischen  Systeme  durch  die 
Systemgrenze  hindurch  abgegeben  und  außerhalb  der  Sys- 
temgrenze verbraucht  wird; 

25.  klimatisierter  Raum  bezeichnet  einen  Raum,  in  dem  einige 
Umgebungsparameter  wie  Temperatur,  Feuchtigkeit  usw. 
durch  technische  Mittel  wie  z.  B.  Heizung  und  Kühlung 
geregelt  sind; 

26.  Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  bezeichnet  Energie  aus  er- 
neuerbaren, nichtfossilen  Energiequellen,  das  heißt  Wind, 
Sonne,  aerothermische,  geothermische  und  hydrother- 
mische  Energie,  Meeresenergie,  Wasserkraft,  Biomasse,  De- 
poniegas, Klärgas  und  Biogas. 
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Artikel  3 


Artikel  4 


Rahmen  für  eine  Vergleichsmethode 

(1)  Bei  der  Berechnung  kostenoptimaler  Niveaus  von  Min- 
destanforderungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden 
und  Gebäudekomponenten  wenden  die  Mitgliedstaaten  den  in 
Anhang  I  dieser  Verordnung  festgelegten  Rahmen  für  eine  Ver- 
gleichsmethode an.  Der  Rahmen  schreibt  die  Berechnung  kos- 
tenoptimaler Niveaus  aus  makroökonomischer  und  finanzieller 
Perspektive  vor,  überlässt  jedoch  den  Mitgliedstaaten  die  Ent- 
scheidung darüber,  welche  dieser  Berechnungen  die  nationale 
Benchmark  wird,  anhand  deren  die  nationalen  Mindestanforde- 
rungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  beurteilt  werden. 

(2)  Bei  den  Berechnungen  gehen  die  Mitgliedstaaten  wie  folgt 
vor: 

a)  Als  Ausgangsjahr  für  die  Berechnung  wird  das  Jahr  heran- 
gezogen, in  dem  die  Berechnung  vorgenommen  wird. 

b)  Es  wird  die  in  Anhang  I  dieser  Verordnung  aufgeführte  Be- 
rechnungsmethode angewandt. 

c)  Es  werden  die  in  Anhang  I  dieser  Verordnung  aufgeführten 
Kostenkategorien  angewandt. 

d)  Für  die  Kosten  von  C02-Emissionen  werden  die  projizierten 
C02-Preise  des  EHS  gemäß  Anhang  II  als  Mindest-Unter- 
grenze  verwendet. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  ergänzen  den  Rahmen  für  eine  Ver- 
gleichsmethode, indem  sie  für  die  Zwecke  der  Berechnungen 
Folgendes  ermitteln: 

a)  die  geschätzte  wirtschaftliche  Lebensdauer  eines  Gebäudes 
und/oder  einer  Gebäudekomponente; 

b)  den  Abzinsungssatz; 

c)  die  Kosten  für  Energieträger,  Produkte,  Systeme,  Unterhalts- 
kosten, Betriebskosten  und  Arbeitskosten; 

d)  die  Primärenergiefaktoren; 

e)  die  Energiepreisentwicklungen,  die  für  alle  Energieträger  un- 
ter Berücksichtigung  der  Angaben  in  Anhang  II  dieser  Ver- 
ordnung anzunehmen  sind. 

(4)  Die  Mitgliedstaaten  bemühen  sich  um  die  Berechnung 
und  Anwendung  kostenoptimaler  Niveaus  von  Mindestanforde- 
rungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  in  Bezug  auf  die  Gebäu- 
dekategorien, für  die  bisher  keine  spezifischen  Mindestanforde- 
rungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  bestehen. 

(5)  Um  die  Sensitivität  der  Berechnungsergebnisse  gegenüber 
Veränderungen  der  angewandten  Parameter  zu  ermitteln,  neh- 
men die  Mitgliedstaaten  eine  Analyse  vor,  die  sich  zumindest 
auf  die  Auswirkungen  unterschiedlicher  Entwicklungen  der 
Energiepreise  und  der  Abzinsungssätze  für  die  Berechnungen 
aus  makroökonomischer  und  finanzieller  Perspektive  sowie 
idealerweise  auch  auf  andere  Parameter  mit  voraussichtlich  er- 
heblichen Auswirkungen  auf  die  Berechnungsergebnisse,  wie  z. 
B.  die  Entwicklung  der  Preise  für  andere  Kostenfaktoren  als 
Energie,  erstreckt. 


Vergleich    der    berechneten    kostenoptimalen  Niveaus 
mit     den     aktuellen     Mindestanforderungen     an  die 
Gesamtenergieeffizienz 

(1)  Nach  der  Berechnung  der  kostenoptimalen  Anforderungs- 
niveaus aus  makroökonomischer  und  aus  finanzieller  Perspek- 
tive entscheiden  die  Mitgliedstaaten,  welche  Berechnung  die  na- 
tionale Benchmark  wird  und  teilen  ihre  Entscheidung  im  Rah- 
men der  Berichterstattung  nach  Artikel  6  der  Kommission  mit. 

Die  Mitgliedstaaten  vergleichen  die  Ergebnisse  der  als  nationale 
Benchmark  ausgewählten  Berechnung  nach  Artikel  3  mit  den 
für  die  betreffende  Gebäudekategorie  derzeit  geltenden  Anforde- 
rungen an  die  Gesamtenergieeffizienz. 

Die  Mitgliedstaaten  stellen  anhand  des  Ergebnisses  dieses  Ver- 
gleichs sicher,  dass  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtener- 
gieeffizienz mit  Blick  auf  das  Erreichen  kostenoptimaler  Niveaus 
gemäß  Artikel  4  Absatz  1  der  Richtlinie  20 10/ 31 /EU  festgelegt 
werden.  Den  Mitgliedstaaten  wird  nachdrücklich  empfohlen, 
steuerliche  und  finanzielle  Anreize  mit  der  Einhaltung  des  Er- 
gebnisses der  Kostenoptimalitätsberechnung  des  gleichen  Refe- 
renzgebäudes zu  verknüpfen. 

(2)  Hat  ein  Mitgliedstaat  Referenzgebäude  derart  definiert, 
dass  das  Ergebnis  der  Kostenoptimalitätsberechnung  auf  meh- 
rere Gebäudekategorien  anwendbar  ist,  so  kann  er  dieses  Ergeb- 
nis nutzen,  um  sicherzustellen,  dass  Mindestanforderungen  an 
die  Gesamtenergieeffizienz  mit  Blick  auf  das  Erreichen  kosten- 
optimaler Niveaus  für  alle  relevanten  Gebäudekategorien  fest- 
gelegt werden. 

Artikel  5 

Überprüfung  der  Kostenoptimalitätsberechnungen 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  überprüfen  ihre  Kostenoptimalitäts- 
berechnungen rechtzeitig  vor  der  Uberprüfung  ihrer  Mindest- 
anforderungen an  die  Gesamtenergieeffizienz  gemäß  Artikel  4 
Absatz  1  der  Richtlinie  2010/31/EU.  Dazu  sind  insbesondere 
die  Preisentwicklungen  bei  den  kostenbezogenen  Input-Daten 
zu  überprüfen  und  erforderlichenfalls  zu  aktualisieren. 

(2)  Die  Ergebnisse  dieser  Überprüfung  werden  der  Kommis- 
sion in  dem  Bericht  gemäß  Artikel  6  dieser  Verordnung  über- 
mittelt. 

Artikel  6 
Berichterstattung 

(1)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  sämtliche  für 
die  Berechnungen  verwendeten  Input-Daten  und  Annahmen 
sowie  die  Ergebnisse  dieser  Berechnungen  mit.  Der  entspre- 
chende Bericht  enthält  die  angewandten  Primärenergie-Umrech- 
nungsfaktoren, die  Ergebnisse  der  Berechnungen  auf  makroöko- 
nomischer und  finanzieller  Ebene,  die  Sensitivitätsanalyse  gemäß 
Artikel  3  Absatz  5  dieser  Verordnung  und  die  angenommenen 
Energie-  und  C02-Preisentwicklungen. 

(2)  Falls  das  Ergebnis  des  Vergleichs  nach  Artikel  4  dieser 
Verordnung  zeigt,  dass  die  geltenden  Mindestanforderungen  an 
die  Gesamtenergieeffizienz  erheblich  weniger  energieeffizient 
sind  als  kostenoptimale  Niveaus  von  Mindestanforderungen  an 
die  Gesamtenergieeffizienz,  so  muss  der  Bericht  —  soweit  mög- 
lich —  eine  Begründung  für  diese  Diskrepanz  enthalten.  Soweit 
die  Diskrepanz  nicht  begründet  werden  kann,  ist  dem  Bericht 
ein  Plan  beizulegen,  in  dem  angemessene  Schritte  aufgezeigt 
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werden,  mit  denen  diese  bis  zur  nächsten  Überprüfung  auf  ein 
unerhebliches  Maß  verringert  werden  kann.  In  diesem  Zusam- 
menhang wird  das  erheblich  weniger  energieeffiziente  Niveau 
der  geltenden  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffi- 
zienz berechnet  als  Differenz  zwischen  dem  Durchschnitt  aller 
geltenden  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz 
und  dem  Durchschnitt  aller  kostenoptimalen  Niveaus  der  Be- 
rechnung, die  als  nationale  Benchmark  aller  genutzten  Referenz- 
gebäude und  Gebäudetypen  verwendet  wird. 

(3)  Die  Mitgliedstaaten  können  das  in  Anhang  III  dieser  Ver- 
ordnung vorgegebene  Berichtsmuster  verwenden. 


Artikel  7 
Inkrafttreten  und  Gültigkeit 

(1)  Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer 
Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

(2)  Sie  gilt  ab  9.  Januar  2013  für  von  Behörden  genutzte 
Gebäude  und  ab  9.  Juli  2013  für  andere  Gebäude;  hiervon  aus- 
genommen ist  Artikel  6  Absatz  1  dieser  Verordnung,  der  im 
Einklang  mit  Artikel  5  Absatz  2  Unterabsatz  2  der  Richtlinie 
2010/31/EU  über  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  am 
30.  Juni  2012  in  Kraft  tritt. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  16.  Januar  2012 

Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG  I 


Rahmen  für  die  Kostenoptimalitätsmethode 

1.  ERSTELLUNG  VON  REFERENZGEBÄUDEN 

1.  Die  Mitgliedstaaten  erstellen  Referenzgebäude  für  die  nachstehenden  Gebäudekategorien: 

1.  Einfamilienhäuser; 

2.  Appartementhäuser  und  Mehrfamilienhäuser; 

3.  Bürogebäude. 

2.  Neben  Referenzgebäuden  für  Bürogebäude  erstellen  die  Mitgliedstaaten  Referenzgebäude  für  die  in  Anhang  I 
Nummer  5  Buchstaben  d  bis  i  der  Richtlinie  2010/31/EU  genannten  anderen  Kategorien  von  Nichtwohngebäu- 
den,  für  die  spezifische  Anforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  bestehen. 

3.  Kann  ein  Mitgliedstaat  in  dem  Bericht  nach  Artikel  6  dieser  Verordnung  nachweisen,  dass  ein  erstelltes  Referenz- 
gebäude für  mehr  als  eine  Gebäudekategorie  gelten  kann,  so  kann  er  die  Anzahl  der  verwendeten  Referenz- 
gebäude und  damit  die  Anzahl  der  Berechnungen  verringern.  Die  Mitgliedstaaten  begründen  diese  Vorgehensweise 
anhand  einer  Analyse,  die  belegt,  dass  ein  Referenzgebäude,  das  für  mehrere  Gebäudekategorien  verwendet  wird, 
für  den  Gebäudebestand  aller  erfassten  Kategorien  repräsentativ  ist. 

4.  Für  jede  Gebäudekategorie  werden  mindestens  ein  Referenzgebäude  für  neue  Gebäude  und  mindestens  zwei  für 
bestehende  Gebäude,  die  einer  größeren  Renovierung  unterzogen  werden,  erstellt.  Referenzgebäude  können  auf 
der  Grundlage  von  Gebäudeunterkategorien  (differenziert  z.  B.  nach  Größe,  Alter,  Kostenstruktur,  Baumaterial, 
Nutzungsmuster  oder  Klimazone)  erstellt  werden,  die  den  charakteristischen  Merkmalen  des  nationalen  Gebäude- 
bestands Rechnung  tragen.  Referenzgebäude  und  ihre  charakteristischen  Merkmale  müssen  der  Struktur  der 
aktuellen  oder  geplanten  Anforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  entsprechen. 

5.  Zur  Übermittlung  der  bei  der  Erstellung  der  Referenzgebäude  berücksichtigten  Parameter  können  die  Mitglied- 
staaten das  in  Anhang  III  vorgegebene  Berichtsmuster  verwenden.  Der  der  Erstellung  der  Referenzgebäude  zu- 
grunde gelegte  Datensatz  zum  nationalen  Gebäudebestand  sollte  der  Kommission  im  Rahmen  der  Berichterstat- 
tung nach  Artikel  6  mitgeteilt  werden.  Insbesondere  die  Wahl  der  Merkmale,  die  als  Grundlage  für  die  Erstellung 
von  Referenzgebäuden  dienen,  ist  zu  begründen. 

6.  Für  bestehende  Gebäude  (Wohngebäude  und  Nichtwohngebäude)  wenden  die  Mitgliedstaaten  zumindest  eine 
Maßnahme/ein  Maßnahmenbündel/eine  Variante  an,  das  bzw.  die  eine  zur  Instandhaltung  des  Gebäudes/Gebäu- 
deteils (ohne  zusätzliche,  über  die  rechtlichen  Anforderungen  hinausgehende  Energieeffizienzmaßnahmen)  not- 
wendige Standardrenovierung  repräsentiert. 

7.  Für  neue  Gebäude  (Wohngebäude  und  Nichtwohngebäude)  stellen  die  derzeit  geltenden  Mindestanforderungen  an 
die  Gesamtenergieeffizienz  die  zu  erfüllende  grundlegende  Anforderung  dar. 

8.  Die  Mitgliedstaaten  berechnen  auch  für  die  Mindesteffizienzanforderungen  an  Gebäudekomponenten,  die  in 
bestehenden  Gebäuden  eingebaut  sind,  die  kostenoptimalen  Niveaus  oder  leiten  diese  aus  den  auf  Gebäudeebene 
vorgenommenen  Berechnungen  her.  Bei  der  Festlegung  von  Anforderungen  für  Gebäudekomponenten,  die  in 
bestehende  Gebäude  eingebaut  sind,  sollten  die  kostenoptimalen  Anforderungen  die  Interaktion  dieser  Gebäude- 
komponente mit  dem  gesamten  Referenzgebäude  und  anderen  Gebäudekomponenten  so  weit  wie  möglich 
berücksichtigen. 

9.  Die  Mitgliedstaaten  bemühen  sich,  kostenoptimale  Anforderungen  auf  der  Ebene  der  einzelnen  gebäudetech- 
nischen Systeme  für  bestehende  Gebäude  zu  berechnen  und  festzulegen  oder  diese  von  den  auf  Gebäudeebene 
nicht  nur  für  Heizung,  Kühlung,  Warmwasserbereitung,  Klimatisierung  und  Lüftung  (oder  eine  Kombination 
solcher  Systeme),  sondern  auch  für  Beleuchtungssysteme  für  Nichtwohngebäude  herzuleiten. 

2.  ERMITTLUNG  VON  ENERGIEEFFIZIENZMAßNAHMEN,  MAßNAHMEN  AUF  DER  GRUNDLAGE  ERNEUERBARER 
ENERGIEQUELLEN  UND/ODER  BÜNDELN  UND  VARIANTEN  SOLCHER  MAßNAHMEN  FÜR  JEDES  REFERENZ- 
GEBÄUDE 

1.  Energieeffizienzmaßnahmen  sowohl  für  neue  als  auch  für  bestehende  Gebäude  sind  für  alle  in  die  Berechnung 
eingehenden  Input-Parameter  festzulegen,  die  sich  direkt  oder  indirekt  auf  die  Energieeffizienz  des  Gebäudes 
auswirken,  darunter  auch  für  hocheffiziente  alternative  Systeme  wie  dezentrale  Energieversorgungssysteme  und 
die  anderen  in  Artikel  6  der  Richtlinie  2010/31/EU  aufgeführten  Alternativen. 

2.  Maßnahmen  können  zu  Bündeln  oder  Varianten  zusammengefasst  werden.  Sind  bestimmte  Maßnahmen  in  einem 
gegebenen  lokalen,  wirtschaftlichen  oder  klimatischen  Umfeld  unzweckmäßig,  so  sollten  die  Mitgliedstaaten  im 
Rahmen  ihrer  Berichterstattung  nach  Artikel  6  dieser  Verordnung  hierauf  hinweisen. 
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3.  Die  Mitgliedstaaten  ermitteln  ferner  Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten,  bei  denen  erneuerbare  Energie- 
quellen sowohl  für  neue  als  auch  für  bestehende  Gebäude  verwendet  werden.  Im  Zuge  der  Anwendung  von 
Artikel  13  der  Richtlinie  2009/28/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  Q)  auf  nationaler  Ebene  fest- 
gelegte verbindliche  Verpflichtungen  sind  als  ein(e)  in  diesem  Mitgliedstaat  anzuwendende(s)  Maßnahme/Maß- 
nahmenbündel/Variante zu  betrachten. 

4.  Für  die  Berechnung  der  kostenoptimalen  Anforderungen  ermittelte  Energieeffizienzmaßnahmen/Maßnahmenbün- 
del/Varianten müssen  die  zur  Erfüllung  der  derzeit  geltenden  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz 
notwendigen  Maßnahmen  umfassen.  Gegebenenfalls  müssen  sie  auch  zur  Erfüllung  der  Anforderungen  nationaler 
Förderregelungen  notwendige  Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten  umfassen.  Die  Mitgliedstaaten  beziehen 
ferner  für  neue  und  nach  Möglichkeit  auch  für  bestehende  Gebäude  zur  Erfüllung  der  Mindestanforderungen  an 
die  Gesamtenergieeffizienz  von  Niedrigstenergiegebäuden  im  Sinne  von  Artikel  9  der  Richtlinie  20 10/31 /EU 
notwendige  Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten  ein. 

5.  Kann  ein  Mitgliedstaat  durch  Vorlage  früherer  Kostenanalysen  im  Rahmen  der  Berichterstattung  nach  Artikel  6 
nachweisen,  dass  bestimmte  Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten  bei  Weitem  nicht  kostenoptimal  sind,  so 
können  diese  aus  der  Berechnung  herausgenommen  werden.  Diese  Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten 
sollten  jedoch  bei  der  nächsten  Überprüfung  der  Berechnungen  überarbeitet  werden. 

6.  Die  ausgewählten  Energieeffizienzmaßnahmen  und  Maßnahmen  auf  der  Grundlage  erneuerbarer  Energiequellen 
sowie  Maßnahmenbündel/Varianten  müssen  mit  den  in  Anhang  I  der  Verordnung  (EU)  Nr.  305/2011  aufgeführ- 
ten und  von  den  Mitgliedstaaten  festgelegten  grundlegenden  Anforderungen  für  Bauwerke  vereinbar  sein.  Außer- 
dem müssen  sie  mit  den  Luftqualitäts-  und  Behaglichkeitsniveaus  in  Innenräumen  gemäß  der  CEN-Norm  15251 
zur  Luftqualität  in  Innenräumen  oder  gleichwertigen  nationalen  Normen  vereinbar  sein.  In  Fällen,  in  denen 
Maßnahmen  zu  unterschiedlichen  Behaglichkeitsniveaus  führen,  ist  dies  in  den  Berechnungen  transparent  zu 
machen. 

3.  BERECHNUNG  DES  AUS  DER  ANWENDUNG  SOLCHER  MAßNAHMEN  UND  MAßNAHMENBÜNDEL  AUF  EIN 
REFERENZGEBÄUDE  RESULTIERENDEN  PRIMÄRENERGIEBEDARFS 

1.  Die  Gesamtenergieeffizienz  wird  nach  dem  gemeinsamen  allgemeinen  Rahmen  gemäß  Anhang  I  der  Richtlinie 
2010/31/EU  berechnet. 

2.  Die  Mitgliedstaaten  berechnen  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Maßnahmen/Maßnahmenbündeln/Varianten,  indem 
sie  für  die  auf  nationaler  Ebene  definierte  Gebäudefläche  zunächst  den  Energiebedarf  für  Heizung  und  Kühlung 
berechnen.  Anschließend  wird  die  bereitgestellte  Energie  für  die  Raumheizung,  -kühlung  und  -lüftung  sowie  für 
die  Brauchwarmwasserbereitung  und  die  Beleuchtung  berechnet. 

3.  An  Ort  und  Stelle  erzeugte  Energie  wird  vom  Primärenergiebedarf  und  der  bereitgestellten  Energie  abgezogen. 

4.  Die  Mitgliedstaaten  berechnen  den  resultierenden  Primärenergieverbrauch  anhand  von  Primärenergie-Umrech- 
nungsfaktoren, die  auf  nationaler  Ebene  festgelegt  werden.  Sie  teilen  der  Kommission  die  Primärenergie-Umrech- 
nungsfaktoren im  Rahmen  der  Berichterstattung  gemäß  Artikel  6  dieser  Verordnung  mit. 

5.  Die  Mitgliedstaaten  verwenden 

a)  entweder  die  bestehenden  einschlägigen  CEN-Normen  zur  Berechnung  der  Gesamtenergieeffizienz 

b)  oder  eine  gleichwertige  nationale  Berechnungsmethode,  sofern  diese  mit  Artikel  2  Absatz  4  und  Anhang  I  der 
Richtlinie  2010/31/EU  im  Einklang  steht. 

6.  Die  Ergebnisse  für  die  Gesamtenergieeffizienz  werden  für  die  Zwecke  der  Kostenoptimalitätsberechnung  in  Qua- 
dratmeter Nutzfläche  eines  Referenzgebäudes  ausgedrückt  und  beziehen  sich  auf  den  Primärenergiebedarf. 

4.  BERECHNUNG  DER  GESAMTKOSTEN  ALS  KAPITALWERT  FÜR  JEDES  REFERENZGEBÄUDE 
4.1.  Kostenkategorien 

Die  Mitgliedstaaten  erstellen  und  beschreiben  die  folgenden  separaten  Kostenkategorien,  die  zur  Anwendung  kom- 
men: 

a)  An/ängsinvestitionskosten. 

b)  Laufende  Kosten.  Diese  enthalten  die  Kosten  für  das  regelmäßige  Ersetzen  von  Gebäudekomponenten  und  können 
gegebenenfalls  die  Einnahmen  aus  erzeugter  Energie  einschließen,  die  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Berechnung  aus 
finanzieller  Perspektive  berücksichtigen  können. 

c)  Die  Energiekosten  spiegeln  die  Gesamtkosten  für  Energie  wider  und  schließen  Energiepreis,  Kapazitäts-  und  Netz- 
tarife ein. 

d)  Gegebenenfalls  Entsorgungskosten. 

Für  die  Berechnung  auf  makroökonomischer  Ebene  erstellen  die  Mitgliedstaaten  zusätzlich  folgende  Kostenkategorie: 

e)  Kosten  von  Treibhausgasemissionen.  Diese  spiegeln  die  quantifizierten,  monetisierten  und  abgezinsten  Betriebskosten 
in  Bezug  auf  die  während  des  Berechnungszeitraums  aus  den  Treibhausgasemissionen  in  Tonnen  C02-Äquivalent 
resultierende  Menge  an  C02  wider. 
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4.2.  Allgemeine  Grundsätze  für  die  Kostenberechnung 


1.  Bei  Projektionen  der  Energiekostenentwicklungen  können  die  Mitgliedstaaten  sich  auf  die  Prognosen  zur  Ener- 
giepreisentwicklung in  Anhang  II  dieser  Verordnung  für  Öl,  Erdgas,  Kohle  und  Strom  stützen,  ausgehend  von  den 
durchschnittlichen  absoluten  Energiepreisen  (in  Euro)  für  diese  Energieträger  im  Jahr  der  Berechnung. 

Die  Mitgliedstaaten  erstellen  daneben  nationale  Energiepreisentwicklungsprognosen  für  andere  Energieträger,  die 
in  ihrem  regionalen/lokalen  Umfeld  in  erheblichem  Umfang  genutzt  werden,  und  gegebenenfalls  auch  für  Spit- 
zenlasttarife. Sie  teilen  der  Kommission  die  Preisentwicklungsprojektionen  und  die  aktuellen  Anteile  der  verschie- 
denen Energieträger  an  der  Energienutzung  im  Gebäudesektor  mit. 

2.  Die  Auswirkungen  der  (erwarteten)  künftigen  Preisentwicklung  für  andere  Kosten  als  Energiekosten,  das  Ersetzen 
von  Gebäudekomponenten  im  Berechnungszeitraum  und  ggf.  Entsorgungskosten  können  ebenfalls  in  die  Kos- 
tenberechnung einfließen.  Preisentwicklungen,  auch  durch  Innovation  und  Anpassung  der  Technologien,  sind  bei 
der  Überprüfung  und  Aktualisierung  der  Berechnungen  zu  berücksichtigen. 

3.  Die  Kostendaten  für  die  Kostenkategorien  a  bis  d  müssen  marktgestützt  und  in  Bezug  auf  Ort  und  Zeit  kohärent 
sein.  Die  Kosten  sollten  als  tatsächliche  Kosten  ohne  Inflation  angegeben  werden.  Die  Kosten  sind  auf  Landes- 
ebene zu  bewerten. 

4.  Bei  der  Ermittlung  der  Gesamtkosten  einer  Maßnahme/eines  Maßnahmenbündels/einer  Variante  können  die 
folgenden  Kosten  weggelassen  werden: 

a)  Kosten,  die  für  alle  geprüften  Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten  gleich  sind; 

b)  Kosten  für  Gebäudekomponenten,  die  keinen  Einfluss  auf  die  Gesamtenergieeffizienz  eines  Gebäudes  haben. 
Alle  anderen  Kosten  müssen  bei  der  Berechnung  der  Gesamtkosten  in  vollem  Umfang  berücksichtigt  werden. 

5.  Der  Restwert  wird  ermittelt  durch  lineare  Abschreibung  der  Anfangsinvestitions-  oder  Wiederbeschaffungskosten 
einer  bestimmten  Gebäudekomponente  bis  zum  Ende  des  Berechnungszeitraums,  abgezinst  auf  den  Beginn  des 
Berechnungszeitraums.  Der  Abschreibungszeitraum  wird  durch  die  wirtschaftliche  Lebensdauer  eines  Gebäudes 
oder  einer  Gebäudekomponente  bestimmt.  Restwerte  von  Gebäudekomponenten  müssen  möglicherweise  um  die 
Kosten  ihrer  Entfernung  aus  dem  Gebäude  am  Ende  der  geschätzten  wirtschaftlichen  Lebensdauer  des  Gebäudes 
berichtigt  werden. 

6.  Entsorgungskosten  sind  ggf.  abzuzinsen  und  können  vom  Endwert  abgezogen  werden.  Sie  müssen  eventuell 
zunächst  von  der  geschätzten  wirtschaftlichen  Lebensdauer  auf  das  Ende  des  Berechnungszeitraums  und  dann 
in  einem  zweiten  Schritt  wieder  auf  den  Beginn  des  Berechnungszeitraums  abgezinst  werden. 

7.  Am  Ende  des  Berechnungszeitraums  werden  die  Entsorgungskosten  (sofern  zutreffend)  oder  der  Restwert  der 
Gebäude  und  Gebäudekomponenten  zur  Ermittlung  der  endgültigen  Kosten  über  die  geschätzte  wirtschaftliche 
Lebensdauer  des  Gebäudes  herangezogen. 

8.  Die  Mitgliedstaaten  legen  einen  Berechnungszeitraum  von  30  Jahren  für  Wohngebäude  und  öffentliche  Gebäude 
und  einen  Berechnungszeitraum  von  20  Jahren  für  gewerbliche  Gebäude/Nichtwohngebäude  zugrunde. 

9.  Die  Mitgliedstaaten  sind  aufgefordert,  Anhang  A  zur  Europäischen  Norm  15459  in  Bezug  auf  wirtschaftliche 
Daten  für  Gebäudekomponenten  bei  der  Bestimmung  der  geschätzten  wirtschaftlichen  Lebensdauern  für  diese 
Gebäudekomponenten  zu  nutzen.  Werden  andere  geschätzte  wirtschaftliche  Lebensdauern  für  Gebäudekom- 
ponenten festgelegt,  so  sollten  diese  der  Kommission  im  Rahmen  der  Berichterstattung  nach  Artikel  6  mitgeteilt 
werden.  Die  Mitgliedstaaten  legen  die  geschätzte  wirtschaftliche  Lebensdauer  eines  Gebäudes  auf  nationaler  Ebene 
fest. 

4.3.  Berechnung  der  Gesamtkosten  für  eine  Berechnung  aus  finanzieller  Perspektive 

1.  Die  bei  der  Berechnung  aus  finanzieller  Perspektive  zur  Ermittlung  der  Gesamtkosten  einer  Maßnahme/eines 
Maßnahmenbündels/einer  Variante  zu  berücksichtigenden  relevanten  Preise  sind  die  vom  Kunden  gezahlten  Preise 
inklusive  sämtlicher  anwendbaren  Steuern,  einschließlich  Mehrwertsteuer,  und  Abgaben.  Idealerweise  sind  in  die 
Berechnung  auch  die  für  verschiedene  Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten  verfügbaren  Subventionen  ein- 
zubeziehen;  die  Mitgliedstaaten  können  diese  jedoch  unberücksichtigt  lassen,  sofern  sie  sicherstellen,  dass  in 
diesem  Fall  sowohl  Subventionen  und  Förderregelungen  für  Technologien  als  auch  etwaige  Energiepreissubven- 
tionen aus  der  Berechnung  ausgeschlossen  werden. 

2.  Die  Gesamtkosten  für  Gebäude  und  Gebäudekomponenten  werden  durch  Addition  der  verschiedenen  Arten  von 
Kosten  und  Anwendung  des  Abzinsungssatzes  mittels  eines  Abzinsungsfaktors  auf  dieselben,  so  dass  sie  als  Wert 
im  Anfangsjahr  ausgedrückt  werden,  zuzüglich  des  abgezinsten  Restwerts  wie  folgt  berechnet: 


W  =  Q  +  E 


Erläuterung: 

t  Berechnungszeitraum 

Cg(t)        Gesamtkosten  (bezogen  auf  das  Anfangsjahr  t  0)  über  den  Berechnungszeitraum 


1979 

Copyrighted  malerial 


Cj  Anfangsinvestitionskosten  für  die  Maßnahme  oder  Maßnahmenreihe  j 

Ca j  (j)      jährliche  Kosten  im  Jahr  i  für  die  Maßnahme  oder  Maßnahmenreihe  j 

Vfx  (j)      Restwert  der  Maßnahme  oder  Maßnahmenreihe  j  am  Ende  des  Berechnungszeitraums  (abgezinst  auf  das 
Anfangsjahr  t  0)- 

Rj  (i)       Abzinsungsfaktor  für  das  Jahr  i  auf  der  Grundlage  des  Abzinsungssatzes  r  nach  folgender  Berechnung: 


Up)  = 


Dabei  bezeichnet  p  die  Anzahl  der  Jahre  ab  dem  Anfangszeitraum  und  r  den  realen  Abzinsungssatz. 

3.  Nach  Vornahme  einer  Sensitivitätsanalyse  für  mindestens  zwei  unterschiedliche  Zinssätze  ihrer  Wahl  legen  die 
Mitgliedstaaten  den  Abzinsungssatz  fest,  der  bei  der  Berechnung  aus  finanzieller  Perspektive  zu  verwenden  ist. 

4.  Berechnung  der  Gesamtkosten  für  eine  Berechnung  aus  makroökonomischer  Perspektive 

1.  Bei  der  Ermittlung  der  Gesamtkosten  für  die  makroökonomische  Berechnung  einer  Maßnahme/eines  Maßnah- 
menbündels/einer Variante  sind  die  Preise  exklusive  aller  geltenden  Steuern,  der  Mehrwertsteuer  sowie  Abgaben 
und  Subventionen  zugrunde  zu  legen. 

2.  Bei  der  Berechnung  der  Gesamtkosten  einer  Maßnahme/eines  Maßnahmenbündels/einer  Variante  auf  makroöko- 
nomischer Ebene  ist  zusätzlich  zu  den  unter  4.1  genannten  Kostenkategorien  eine  neue  Kostenkategorie  — 
Treibhausgasemissionskosten  —  einzubeziehen,  so  dass  die  angepasste  Gesamtkosten-Berechnungsmethode  wie 
folgt  lautet: 


Cä(t)  =g  +  Y, 


Erläuterung: 

C  c,I  (j)  Kosten  für  die  Maßnahme  oder  Maßnahmenreihe  j  im  Jahr  i. 

3.  Die  Mitgliedstaaten  berechnen  die  kumulierten  Kosten  der  C02-Emissionen  der  Maßnahmen/Maßnahmenbündel/ 
Varianten  über  den  Berechnungszeitraum  anhand  der  Summe  der  jährlichen  Treibhausgasemissionen,  multipliziert 
mit  den  voraussichtlichen  Preisen  pro  Tonne  C02-Äquivalent  der  in  jedem  Jahr  ausgestellten  Treibhausgasemis- 
sionszertifikate;  dabei  werden  entsprechend  den  aktuellen  Projektionen  für  die  C02-Preise  des  EHS  in  den 
Szenarios  der  Kommission  als  Mindest-Untergrenze  zunächst  20  EUR  pro  Tonne  C02-Aquivalent  bis  2025, 
3  5  EUR  pro  Tonne  bis  2030  und  50  EUR  pro  Tonne  nach  2030  zu  konstanten  und  realen  Preisen  des  Jahres 
2008  in  Euro  angesetzt,  die  an  das  jeweilige  Berechnungsdatum  und  die  gewählte  Berechnungsmethode  anzupas- 
sen sind.  Bei  jeder  Überprüfung  der  Kostenoptimalitätsberechnungen  sind  aktualisierte  Szenarios  zu  berücksich- 
tigen. 

4.  Nach  Vornahme  einer  Sensitivitätsanalyse  für  mindestens  zwei  unterschiedliche  Zinssätze,  wovon  einer  real  3  % 
betragen  muss,  legen  die  Mitgliedstaaten  den  Abzinsungssatz  fest,  der  bei  der  Berechnung  aus  makroökonomi- 
scher Perspektive  zu  verwenden  ist. 

DURCHFÜHRUNG  EINER  SENSHTVITÄTSANALYSE  FÜR  DIE  KOSTENBEZOGENEN  INPUT-DATEN,  DARUNTER 
ENERGIEPREISE 

Mit  der  Sensitivitätsanalyse  sollen  die  wichtigsten  Parameter  einer  Kostenoptimalitätsberechnung  ermittelt  werden. 
Die  Mitgliedstaaten  nehmen  eine  Sensitivitätsanalyse  zu  den  Abzinsungssätzen  vor,  bei  der  sie  mindestens  zwei 
Abzinsungssätze,  jeweils  in  realen  Werten  angegeben,  für  die  Berechnung  aus  makroökonomischer  Perspektive  und 
zwei  Abzinsungssätze  für  die  Berechnung  aus  finanzieller  Perspektive  verwenden.  Einer  der  bei  der  Sensitivitäts- 
analyse für  die  Berechnung  aus  makroökonomischer  Perspektive  zu  verwendenden  Abzinsungssätze  muss  real  3  % 
betragen.  Die  Mitgliedstaaten  nehmen  eine  Sensitivitätsanalyse  zu  Szenarios  der  Energiepreisentwicklung  für  alle 
Energieträger  vor,  die  in  ihrem  nationalen  Kontext  im  Gebäudesektor  in  erheblichem  Umfang  verwendet  werden. 
Es  wird  empfohlen,  die  Sensitivitätsanalyse  auch  auf  andere  wichtige  Input-Daten  auszuweiten. 

ERMITTLUNG  EINES  KOSTENOPTIMALEN  ENERGIEEFFIZIENZNIVEAUS  FÜR  JEDES  REFERENZGEBÄUDE 

1.  Die  Mitgliedstaaten  vergleichen  für  jedes  Referenzgebäude  die  Ergebnisse  der  Gesamtkostenberechnung  für  ver- 
schiedene Energieeffizienzmaßnahmen  und  Maßnahmen  auf  der  Grundlage  erneuerbarer  Energiequellen  (sowie 
Bündel/Varianten  dieser  Maßnahmen). 

2.  Die  Mitgliedstaaten  sind  aufgefordert,  in  Fällen,  in  denen  die  Kostenoptimalitätsberechnungen  für  verschiedene 
Energieeffizienzniveaus  die  gleichen  Gesamtkosten  ergeben,  die  Anforderungen,  die  zu  einem  geringeren  Primär- 
energieverbrauch führen,  als  Grundlage  für  den  Vergleich  mit  den  geltenden  Mindestanforderungen  an  die  Ge- 
samtenergieeffizienz heranzuziehen. 


3.  Sobald  entschieden  ist,  ob  die  Berechnung  aus  makroökonomischer  Perspektive  oder  die  Berechnung  aus  finan- 
zieller Perspektive  die  nationale  Benchmark  wird,  sind  die  Durchschnitte  der  berechneten  kostenoptimalen  Ener- 
gieeffizienzniveaus für  alle  verwendeten  Referenzgebäude  zusammengenommen  zum  Zwecke  des  Vergleichs  mit 
den  Durchschnitten  der  geltenden  Anforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  derselben  Referenzgebäude  zu 
berechnen.  Dies  soll  die  Berechnung  der  Diskrepanz  zwischen  den  bestehenden  Anforderungen  an  die  Gesamt- 
energieeffizienz und  den  berechneten  kostenoptimalen  Niveaus  ermöglichen. 


ANHANG  n 


Informationen  über  die  geschätzten  langfristigen  Entwicklungen  der  Energiepreise 

Die  Mitgliedstaaten  können  bei  ihren  Berechnungen  die  geschätzten  Entwicklungstrends  der  Brennstoff-  und  Strompreise 
berücksichtigen,  die  von  der  Europäischen  Kommission  im  Zweijahresrhythmus  aktualisiert  bereitgestellt  werden.  Die 
aktuellen  Daten  sind  auf  folgender  Website  verfügbar:  http://ec.europa.eu/energy/observatory/trends_2030/index_en.htm. 

Diese  Trends  können  bis  zum  Vorliegen  längerfristiger  Projektionen  über  das  Jahr  2030  hinaus  extrapoliert  werden. 

Informationen  über  die  geschätzten  langfristigen  C02-Preisentwicklungen 

Für  ihre  makroökonomischen  Berechnungen  verwenden  die  Mitgliedstaaten  als  Mindest-Untergrenze  die  Projektionen  für 
die  C02-Preise  des  EHS  im  Bezugsszenario  der  Kommission  bis  2050,  wobei  die  Umsetzung  bestehender  Rechtsvor- 
schriften, jedoch  keine  Dekarbonisierung  unterstellt  wird  (erste  Zeile  in  nachstehender  Tabelle):  Die  Projektionen  gehen 
derzeit  von  einem  Preis  von  20  EUR  pro  Tonne  C02-Äquivalent  bis  2025,  35  EUR  pro  Tonne  bis  2030  und  50  EUR  pro 
Tonne  nach  2030  zu  konstanten  und  realen  Preisen  des  Jahres  2008  in  Euro  aus,  die  an  das  jeweilige  Berechnungsdatum 
und  die  gewählte  Berechnungsmethode  anzupassen  sind  (siehe  nachstehende  Tabelle).  Aktualisierte  Szenarios  zu  den  C02- 
Preisen,  die  von  der  Kommission  übermittelt  werden,  sind  bei  jeder  Überprüfung  der  Kostenoptimalitätsberechnungen  zu 
berücksichtigen. 


C02-Preisentwicklungen* 

2020 

2025 

2030 

2035 

2040 

2045 

2050 

Referenz 

(Fragmentierte  Maßnahmen,  Referenzpreise  für  fossile 
Brennstoffe) 

16,5 

20 

36 

50 

52 

51 

50 

Effiziente  Technologie 

(Globale   Maßnahmen,    niedrige    Preise   für  fossile 
Brennstoffe) 

25 

38 

60 

64 

78 

115 

190 

Effiziente  Technologie 

(Fragmentierte  Maßnahmen,  Referenzpreise  für  fossile 
Brennstoffe) 

25 

34 

51 

53 

64 

92 

147 

Quelle:  SEC/201 1/288,  Anhang  7.10,  http://eur-lex.curopa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=SEC:201 1:0288:FIN:EN:PDF. 


ANHANG  III 


Berichtsmuster  zur  fakultativen  Verwendung  durch  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Berichterstattung  an  die 
Kommission  gemäß  Artikel  5  Absatz  2  der  Richtlinie  2010/31/EU  und  Artikel  6  dieser  Verordnung 

1.  REFERENZGEBÄUDE 

1.1.  Machen  Sie  bitte  in  Tabelle  1  (bestehende  Gebäude)  und  Tabelle  2  (neue  Gebäude)  Angaben  zu  den  Referenz- 
gebäuden für  alle  Gebäudekategorien  und  erläutern  Sie,  inwiefern  diese  für  den  Gebäudebestand  repräsentativ  sind. 
Weitere  Informationen  können  in  einer  Anlage  hinzugefügt  werden. 

1.2.  Geben  Sie  an,  wie  die  Geschossfläche  in  Ihrem  Land  definiert  ist  und  wie  sie  berechnet  wird. 

1.3.  Geben  Sie  die  zur  Definition  der  einzelnen  Referenzgebäude  (neue  und  bestehende  Gebäude)  verwendeten  Aus- 
wahlkriterien an,  z.  B.  statistische  Analyse  auf  der  Grundlage  von  Nutzung,  Alter,  Geometrie,  Klimazone,  Kosten- 
strukturen, Baumaterial  usw.,  mit  Erwähnung  der  klimatischen  Bedingungen  in  Innenräumen  und  im  Freien,  sowie 
geografische  Lage. 

1.4.  Geben  Sie  bitte  an,  ob  Ihr  Referenzgebäude  ein  Mustergebäude,  ein  virtuelles  Gebäudes  usw.  ist. 

1.5.  Geben  Sie  bitte  an,  welcher  Datensatz  für  den  nationalen  Gebäudebestand  zugrunde  gelegt  wurde. 


Tabelle  1 

Referenzgebäude  für  bestehende  Gebäude  (größere  Renovierung) 


Für  bestehende  Gebäude 

Gebäude- 
geome- 
trie  (') 

Anteile 
der  Fens- 
terfläche 
an  der 
Gebäude- 
hülle 
und 
Fenster 
ohne 
Sonnen- 
einstrah- 
lung 

Geschossflä- 
che [m2] 
gemäß 
Bauordnung 

Beschrei- 
bung des 
Gebäu- 
des (2) 

Beschrei- 
bung der 

durch- 
schnittli- 
chen Ge- 
bäudetech- 
nologie (3) 

Durch- 
schnittliche 
Gesamtener- 
gieeffizienz 
kWh/m2  a 

(vor 
Investition) 

Anforde- 
rungen auf 
Kompo- 
nenten- 
ebene 
(typischer 
Wert) 

1.  Einfamiliengebäude  und 
Unterkategorien 

Unterkategorie  1 

Unterkategorie  2  usw. 

2.  Appartement-  und 

Mehrfamilienhäuser  und 
Unterkategorien 

3.  Bürogebäude  und 
Unterkategorien 

4.  Sonstige 

Nichtwohngebäudekategorien 

(1)  A/V-Verhältnis  (Oberfläche-zu-Volumen-Verhältnis),  Ausrichtung,  Fläche  der  Nord-/West-/Süd-/Ost-Fassade. 

(2)  Baumaterialien,  typische  Luftdichtheit  (qualitativ),  Nutzungsmuster  (falls  zweckmäßig),  Alter  (falls  zweckmäßig). 

(3)  Gebäudetechnische   Systeme,   U-Werte  für  Gebäudekomponenten,   Fenster  —  Fläche,  U-Wert,   G-Wert,  Sonnenschutz, 
Passivsysteme  usw. 


Tabelle  2 


Referenzgebäude  für  neue  Gebäude 


Für  neue  Gebäude 

Gebäudegeo- 
metrie (') 

Anteile  der 
Fensterfläche  an 
der  Gebäudehülle 
und  Fenster  ohne 
Sonneneinstrah- 
lung 

Geschossfläche 
[m2]  gemäß  Bau- 
ordnung 

Typische  Ge- 
samtenergieeffi- 
zienz 
kWh/m2  a 

Anforderun- 
gen auf  Kom- 
ponentenebe- 
ne 

1.  Einfamiliengebäude  und 
Unterkategorien 

Unterkategorie  1 

Unterkategorie  2  usw. 

2.  Appartement-  und 
Mehrfamilienhäuser  und 
Unterkategorien 

3.  Bürogebäude  und 
Unterkategorien 

4.  Sonstige 

Nichtwohngebäudekategorien 

(')  A/V-Verhältnis,  Fläche  der  Nord-/West-/Süd-/Ost-Fassade.  Nota  bene:  Bei  neuen  Gebäuden  kann  die  Ausrichtung  des  Gebäudes 
bereits  an  sich  eine  Energieeffizienzmaßnahme  darstellen. 


Tabelle  3 

Beispiel  einer  einfachen  Berichtstabelle  für  energieeffizienzrelevante  Daten 


Menge 

Einheit 

Beschreibung 

Berechnung 

Methode  und 
Instrument(e) 

Kurze  Beschreibung  der  angewandten  Berechnungs- 
methode (z.  B.  mit  Bezug  auf  EN  ISO  13790)  und 
Erläuterung  des/der  genutzten  Berechnungsinstru- 
ment(e) 

Primärenergie- 
Umrechnungsfak- 
toren 

Für  die  Berechnung  verwendete  Werte  der  Faktoren 
für  die  Umrechnung  zwischen  bereitgestellter  Energie 
und  Primärenergie  (je  Energieträger) 

Klimabedingungen 

Standort 

Name  der  Stadt  mit  Angabe  der  Längen-  und  Breiten- 
grade 

Heizgradtage 

HGT 

Bewertung  nach  EN  ISO  15927-6  unter  Angabe  des 
Berechnungszeitraums 

Kühlgradtage 

KGT 

Quelle  Klimadatensatz 

Angabe  der  Fundstellen  des  für  die  Berechnung  ver- 
wendeten Klimadatensatzes 

Geländebeschreibung 

Z.  B.  ländliches  Gebiet,  Vorstadt,  städtischer  Ballungs- 
raum. Erläuterung,  ob  das  Vorhandensein  benachbar- 
ter Gebäude  berücksichtigt  wurde  oder  nicht 

Gebäudegeometrie 

Länge  *  Breite  *  Höhe 

m  *  m  x  m 

Verbunden  mit  geheiztem/klimatisiertem  Luftvolu- 
men  (EN  13790),  wobei  als  „Länge"  die  horizontale 
Dimension  der  nach  Süden  ausgerichteten  Fassade 
gilt 

1984 

Copyrkjhted  maBrial 


Menge 

Einheit 

Beschreibung 

Zahl  der  Stockwerke 

A /V-Verhältnis  (Oberfläche-zu-Volumen- 
Verhältnis) 

m2/m3 

Verhältnis 
Fensterfläche  zu 
Gebäudehüllen- 
Gesamtfläche 

Süd 

% 

Ost 

% 

Nord 

% 

West 

% 

Ausrichtung 

0 

Azimutwinkel  der  Südfassade  (Abweichung  der  nach 
„Süden"  ausgerichteten  Fassade  von  der  Südrichtung) 

Interne  Gewinne 

Gebäudenutzung 

Nach  den  in  Anhang  1  der  Richtlinie  2010/31/EU 
vorgegebenen  Gebäudekategorien 

Durchschnittlicher  Wärmegewinn  von 
den  Insassen 

W/m2 

Spezifische  elektrische  Leistung  des 
Beleuchtungssystems 

W/m2 

Elektrische  Gesamtleistung  des  vollständigen  Beleuch- 
tungssystems der  klimatisierten  Räume  (alle  Leuchten 
+  Bedieneinrichtungen  des  Beleuchtungssystems) 

Spezifische  elektrische  Leistung  der 
Elektroanlage 

W/m2 

Gebäude- 
komponenten 

Durchschnittlicher  U-Wert  der  Wände 

W/m2K 

Gewichteter  U-Wert  aller  Wände:  U  Wand  = 
(U  Wand  1  ■  A  Wand  1  +  U  Wand  2  ■  A  Wand  2 
+  ...  +  U_Wand_n  •  A_Wand_n)/(A_Wand_l  + 
A_Wand_2  +  ...  +  A_Wand_n);  wobei:  U_Wand_i 
=  U-Wert  von  Wandtyp  i;  A_Wand_i  =  Gesamtfläche 
von  Wandtyp  i 

Durchschnittlicher  U-Wert  des  Daches 

W/m2K 

Analog  zu  Wänden 

Durchschnittlicher  U-Wert  des 
Kellergeschosses 

W/m2K 

Analog  zu  Wänden 

Durchschnittlicher  U-Wert  der  Fenster 

W/m2K 

Analog  zu  Wänden:  bei  der  Berechnung  sollte  gemäß 
EN  ISO  10077-1  die  von  Rahmen  und  Teilern  ge- 
bildete Wärmebrücke  berücksichtigt  werden 

Wärmebrücken 

Gesamtlänge 

m 

Durchschnittlicher 

linearer 
Wärmedurchgang 

W/mK 

Wärmekapazität  je 
Flächeneinheit 

Außenwände 

J/m2K 

Zu  bewerten  nach  EN  ISO  13786 

Innenwände 

J/m2K 

Platten 

J/m2K 

Art  der  Sonnenschutzsysteme 

Z.  B.  Sonnenrollo,  Rollläden,  Vorhänge  usw. 

Durchschnittlicher 
G-Wert 

der  Verglasung 

Sonnenenergie-Gesamtdurchgang  der  Verglasung 
(für  Strahlung  senkrecht  zur  Glasoberfläche),  hier: 
gewichteter  Wert  je  nach  Fläche  verschiedener  Fenster 
(Bewertung  nach  EN  410) 

von  Verglasung  + 
Sonnenschutz 

Der  Sonnenenergie-Gesamtdurchgang  der  Verglasung 
und  einer  externen  Sonnenschutzvorrichtung  ist  nach 
EN  13363-1/-2  zu  bewerten 

Infiltrationsrate  (Luftwechsel  pro  Stunde) 

1/h 

Berechnet  z.  B.  für  eine  Druckdifferenz  innen/außen 
von  50  Pa 
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Menge 

Einheit 

Beschreibung 

Gebäudesysteme 

Lüftungssystem 

Luftwechsel  pro 
Stunde 

1/h 

Wärmerückgewin- 
nungseffizienz 

% 

Effizienz  der 
Heizungsanlage 

Erzeugung 

% 

Zu  bewerten  gemäß  EN  15316-1,  EN  15316-2-1, 
EN  15316-4-1,  EN  15316-4-2,  EN  15232,  EN 
14825,  EN  14511 

Verteilung 

% 

Emission 

% 

Steuerung 

% 

Effizienz  der 
Kühlanlage 

Erzeugung 

% 

Zu  bewerten  gemäß  EN  14825,  EN  15243, 
EN  14511,  EN  15232 

Verteilung 

% 

Emission 

% 

Steuerung 

% 

Effizienz  der 
Brauchwarmwas- 
serbereitungsanlage 

Erzeugung 

% 

Zu  bewerten  gemäß  EN  15316-3-2,  EN  15316-3-3 

Verteilung 

% 

Gebäude-Sollwerte 
und  -Pläne 

Temperatur- 
Sollwert 

Winter 

°c 

Innenraum-Betriebstemperatur 

Sommer 

°c 

Feuchtigkeits- 
Sollwert 

Winter 

% 

Relative  Luftfeuchtigkeit  in  Innenräumen,  falls  zutref- 
fend: „Die  Luftfeuchte  hat  nur  geringe  Auswirkung 
auf  die  Temperaturempfindung  und  die  Wahrneh- 
mung der  Luftqualität  in  Räumen  mit  sitzenden 
Tätigkeiten"  (EN  15251) 

Sommer 

% 

Betriebspläne  und 
Kontrollen 

Belegung 

Für  die  Berechnung  verwendete  Pläne  bitte  erläutern 
oder  Fundstellen  angeben  (EN  oder  nationale 
Normen  usw.) 

Beleuchtung 

Geräte 

Lüftung 

Heizanlage 

Kühlsystem 

Energiebedarf/ 
-nutzung  des 
Gebäudes 

(Wärme-) 
Energiebeitrag  der 
wichtigsten  ver- 
wirklichten Passiv- 
strategien 

1)  ... 

kWh/a 

Z.  B.  Sonnenraum,  natürliche  Belüftung,  Nutzung 
von  Tageslicht  usw. 

2)  ... 

kWh/a 

3)  ... 

kWh/a 

Heizenergiebedarf 

kWh/a 

Wärme,  die  einem  klimatisierten  Raum  zugeführt 
oder  entzogen  wird,  um  während  eines  bestimmten 
Zeitraums  die  gewünschte  Temperatur  aufrechtzuer- 
halten 

Kühlenergiebedarf 

kWh/a 

Energiebedarf  für 
Brauchwarmwasserbereitung 

kWh/a 

Wärme,  die  der  benötigten  Menge  von  Brauchwarm- 
wasser zugeführt  werden  muss,  um  dessen  Tempera- 
tur von  der  Netztemperatur  auf  die  vorgegebene 
Gebrauchstemperatur  am  Gebrauchspunkt  anzuhe- 
ben 

Sonstiger  Energiebedarf 
(Be-/Entfeuchtung) 

kWh/a 

Latentwärme  im  Wasserdampf,  der  einem  klimatisier- 
ten Raum  durch  ein  gebäudetechnisches  System  zu- 
geführt oder  entzogen  werden  muss,  um  eine  be- 
stimmte Mindest-  oder  Höchstluftfeuchte  in  diesem 
Raum  aufrechtzuerhalten  (falls  zutreffend) 

1986 

Copyrlghled  maKrial 


Menge 

Einheit 

Beschreibung 

Energieverbrauch  für  Lüftung 

kWh/a 

Einsatz  an  elektrischer  Energie  im  Lüftungssystem  zur 
Luftbewegung  und  Wärmerückgewinnung  (ohne 
Energieeinsatz  zum  Vorwärmen  der  Luft)  und  Ener- 
gieeinsatz im  Befeuchtungssystem  zur  Deckung  des 
Befeuchtungsbedarfs 

Energieverbrauch  für  Innenbeleuchtung 

kWn/a 

Einsatz  an  elektrischer  Energie  im  Beleuchtungssys- 
tem und  anderen  Anlagen/Systemen 

Sonstiger  Energieverbrauch  (Geräte, 
Außenbeleuchtung,  Hilfssysteme  usw.) 

kWh/a 

Energieerzeugung 
am  Gebäude- 
standort 

Wärmeenergie  aus  erneuerbaren 
Energieträgern  (z.  B.  solarthermische 
Kollektoren) 

kWh/a 

Energie  aus  erneuerbaren  Quellen  (d.  h.  Quellen,  die 
nicht  durch  Entnahme  erschöpft  werden,  z.  B.  Son- 
nenenergie, Windkraft,  Wasserkraft,  nachwachsende 
Biomasse)  oder  Kraft-Wärme-Kopplung 

Im  Gebäude  erzeugte  und  vor  Ort 
genutzte  elektrische  Energie 

kWh/a 

Im  Gebäude  erzeugte  und  in  den  Markt 
exportierte  elektrische  Energie 

kWh/a 

Energieverbrauch 

Bereitgestellte 
Energie 

Strom 

kWh/a 

Energie,  angegeben  je  Energieträger,  die  durch  die 
Systemgrenze  hindurch  an  die  gebäudetechnischen 
Systeme  geliefert  wird,  um  den  berücksichtigten  Ver- 
wendungszwecken zu  genügen  (Heizung,  Kühlung, 
Lüftung,  Brauchwarmwasserbereitung,  Beleuchtung, 
Geräte  usw.) 

Fossile  Brennstoffe 

kWh/a 

Sonstige  (Biomasse, 

Fernwärme/ 
Fernkühlung  usw.) 

kWh/a 

Primärenergie 

kWh/a 

Energie,  die  keinem  Umwandlungsprozess  unterzo- 
gen wurde 

2.       AUSWAHL  DER  VARIANTEN/MAßNAHMEN/MAßNAHMENBÜNDEL 

2.1.  Führen  Sie  in  Tabellenform  die  charakteristischen  Merkmale  der  ausgewählten  Varianten/Maßnahmen/Maßnahmen- 
bündel  auf,  die  für  die  Kostenoptimalitätsberechnung  zur  Anwendung  kommen.  Beginnen  Sie  bitte  mit  den 
gebräuchlichsten  Technologien  und  Lösungen  und  gehen  Sie  dann  zu  den  innovativeren  über.  Falls  frühere 
Berechnungen  belegen,  dass  Maßnahmen  bei  Weitem  nicht  kostenoptimal  sind,  so  muss  keine  Tabelle  ausgefüllt 
werden,  doch  sollte  dieser  Umstand  der  Kommission  gesondert  mitgeteilt  werden.  Das  nachfolgende  Format  kann 
verwendet  werden,  beachten  Sie  jedoch,  dass  die  aufgeführten  Beispiele  allein  der  Veranschaulichung  dienen. 

Tabelle  4 

Übersichtstabelle  zur  Auflistung  der  ausgewählten  Varianten/Maßnahmen 

Jede  Berechnung  sollte  sich  auf  das  gleiche  Behaglichkeitsniveau  beziehen.  Formal  sollte  jede(s)  Maßnahme/ 
Maßnahmenbündel/Variante  annehmbare  Behaglichkeit  bieten.  Werden  mehrere  Behaglichkeitsniveaus  berücksich- 
tigt, so  verliert  der  Vergleich  seine  Grundlage. 


Maßnahme 

Bezugsfall 

Variante  1 

Variante  2 

usw. 

Dachisolierung 

Wandisolierung 

Fenster 

5,7  W/m2K 
(Beschreibung) 

2,7  W/m2K 
(Beschreibung) 

1,9  W/m2K 
(Beschreibung) 

Anteil  der  Fensterfläche  an  der 
Gesamtgebäudehülle 
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Maßnahme 

Bezugsfall 

Variante  1 

Variante  2 

usw. 

Gebäudebezogene  Maßnahmen 
(thermische  Masse  usw.) 

Heizsystem 

Brauchwarmwasser 

Belüftungssystem  (einschl. 
Nachtbelüftung) 

Raumkühlsystem 

Maßnahmen  auf  Grundlage  erneuerbarer 
Energieträger 

Energieträgerwechsel 

usw. 

Die  Liste  der  Maßnahmen  dient  allein  der  Veranschaulichung. 
Für  die  Gebäudehülk:  in  W/m2K 
Für  Systeme:  Effizienz 

Es  können  mehreren  Verbesserungsebenen  ausgewählt  werden  (z.  B.  verschiedene  Wärmedurchgangskoeffizienten  für  Fenster) 
3.       BERECHNUNG  DES  PRIMÄRENERGIEBEDARFS  DER  MAßNAHMEN 

3.1.  Bewertung  der  Gesamtenergieeffizienz 

3.1.1.  Geben  Sie  bitte  das  Berechnungsverfahren  für  die  Beurteilung  der  Gesamtenergieeffizienz  an,  das  für  das  Referenz- 
gebäude und  die  beschlossenen  Maßnahmen/Varianten  angewandt  wird. 

3.1.2.  Geben  Sie  die  Fundstellen  der  einschlägigen  Rechtsvorschriften,  Vorschriften,  Standards  und  Normen  an. 

3.1.3.  Füllen  Sie  den  Berechnungszeitraum  (20  oder  30  Jahre),  den  Berechnungsrhythmus  (jährlich,  monatlich  oder 
täglich)  und  die  verwendeten  Klimadaten  je  Referenzgebäude  aus. 

3.2.  Berechnung  des  Energiebedarfs 

3.2.1.  Geben  Sie  bitte  die  Ergebnisse  der  Gesamtenergieeffizienzberechnung  für  jede(s)  Maßnahme/Maßnahmenbündel/ 
Variante  für  jedes  Referenzgebäude  an,  differenziert  zumindest  nach  Energiebedarf  für  Heizung  und  Kühlung, 
Energienutzung,  bereitgestellter  Energie  und  Primärenergiebedarf. 

Führen  Sie  auch  die  Energieeinsparungen  auf. 

Tabelle  5 

Ergebnistabelle  der  Energiebedarfsberechnung 

Bitte  füllen  Sie  für  alle  eingeführten  Maßnahmen  eine  Tabelle  pro  Referenzgebäude  und  Gebäudekategorie  aus. 


Referenzgebäude 


Maßnahme/ 
Maßnahmen- 
bündel/ 
Variante 
(gemäß 
Tabelle  4) 

Energiebedarf 

Energieverbrauch 

Bereitgestellte 
Energie  nach 
Quelle 

Primärener- 
giebedarf in 
kWh/m2  a 

Verringerung 
des  Primärener- 
gieverbrauchs 
im  Vergleich 

zum 
Referenzgebäu- 
de 

im 

Heizbetrieb 

im 

Kühlbetrieb 

Heizung 

Kühlung 

Lüftung 

Brauchwarm- 
wasser 

Beleuchtung 
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Referenzgebäude 


Maßnahme/ 
Maßnahmen- 
bündel/ 
Variante 
(gemäß 
Tabelle  4) 

Energiebedarf 

Energieverbrauch 

Bereitgestellte 
Energie  nach 
Quelle 

Primärener- 
giebedarf in 
kWh/m2  a 

Verringerung 
des  Primärener- 
gieverbrauchs 
im  Vergleich 
zum 
Referenzgebäu- 
de 

im 

Heizbetrieb 

im 

Kühlbetrieb 

Heizung 

Kühlung 

Lüftung 

Brauchwarm- 
wasser 

Beleuchtung 

Bitte  füllen  Sie  eine  Tabelle  pro  Referenzgebäude  aus. 

Die  Berichterstattung  kann  sich  auf  die  wichtigsten  Maßnahmen/Maßnahmenbündel  beschränken,  es  sollte  jedoch  angegeben  werden, 
wie  viele  Berechnungen  insgesamt  durchgeführt  wurden.  Falls  frühere  Berechnungen  belegen,  dass  Maßnahmen  bei  Weitem  nicht 
kostenoptimal  sind,  so  muss  keine  Tabelle  ausgefüllt  werden,  doch  sollte  dieser  Umstand  der  Kommission  gesondert  mitgeteilt  werden. 

3.2.2.  Übermitteln  sie  die  Zusammenfassung  der  im  Land  verwendeten  Primärenergie-Umrechnungsfaktoren  in  einer 
gesonderten  Tabelle. 

3.2.3.  Geben  Sie  die  bereitgestellte  Energie  pro  Energieträger  in  einer  zusätzlichen  Tabelle  an. 
4.       BERECHNUNG  DER  GESAMTKOSTEN 

4.1.  Berechnen  Sie  die  Gesamtkosten  für  jeder/jedes  Maßnahme/Maßnahmenbündels/Variante  unter  Verwendung  der 
folgenden  Tabellen  und  mit  Bezugnahme  auf  Szenarios  mit  niedrigen,  mittleren  oder  hohen  Energiepreisen.  Die  für 
das  Referenzgebäude  berechneten  Kosten  werden  auf  100  %  festgesetzt. 

4.2.  Geben  Sie  die  Quelle  der  zugrunde  gelegten  Energiepreisentwicklung  an. 

4.3.  Geben  Sie  den  für  die  finanzielle  und  die  makroökonomische  Berechnung  angewandten  Abzinsungssatz  und  das 
Ergebnis  der  zugrunde  liegenden  Sensitivitätsanalyse  für  jeweils  mindestens  zwei  unterschiedliche  Zinssätze  an. 

Tabelle  6 


Ergebnisse  und  Gesamtkostenberechnungen 

Bitte  füllen  Sie  die  Tabelle  für  jedes  Referenzgebäude  —  einmal  für  die  makroökonomische  Berechnung  und  einmal  für  die  finanzielle 
Berechnung  —  aus.  Geben  Sie  die  Kosten  in  Landeswährung  an. 


Variante/ 
Maßnahme/ 
Maßnahmen- 
bündel 
gemäß 
Tabelle  5 

Anfangsin- 
vestitions- 
kosten 
(bezogen  auf 

das 
Anfangsjahr) 

Jährliche  laufende  Kosten 

Berechnungs- 
zeitraum (')  20, 
30  Jahre 

Kosten  der 
Treibhaus- 
gasemissio- 
nen 
(nur  für  die 
makroöko- 
nomische 
Berechnung) 

Restwert 

Abzinsungs- 
satz 

(unterschied- 
liche Sätze 
für  makro- 
ökonomi- 
sche und 
finanzielle 

Berechnung) 

Geschätzte 
wirtschaftli- 
che 
Lebensdauer 

(Ggf) 
Entsorgungs- 
kosten 

Berechnete 
Gesamt- 
kosten 

Jährliche  In- 
standhal- 
tungskosten 

Betriebs- 
kosten 

Energiekosten  (2) 
je  Brennstoff 
mit  mittlerem 

Energiepreissze- 
nario 

(')  Für  Wohngebäude  und  öffentliche  Gebäude  ist  ein  Berechnungszeitraum  von  30  Jahren  zugrunde  zu  legen,  für  gewerbliche  Gebäude/Nichtwohngebäude  ein  Berechnungs- 
zeitraum von  mindestens  20  Jahren. 

(2)  Die  Auswirkungen  (erwarteter)  künftiger  Preisentwicklungen  müssen  berücksichtigt  werden,  wenn  im  Berechnungszeitraum  der  Austausch  von  Komponenten  erfolgt. 


4.4.  Geben  Sie  bitte  die  in  Ihre  Berechnung  der  Gesamtkosten  eingehenden  Input-Parameter  (z.  B.  Arbeitskosten, 
Technologiekosten  usw.)  an. 

4.5.  Nehmen  Sie  die  Berechnung  der  Sensitivitätsanalyse  für  die  wichtigsten  Kosten  und  die  Energiekosten  sowie  den  für 
die  makroökonomische  und  die  finanzielle  Berechnung  angewandten  Abzinsungssatz  vor.  Verwenden  Sie  für  jede 
Kostenänderung  eine  gesonderte  Tabelle  wie  die  obige  Tabelle. 

4.6.  Geben  Sie  bitte  die  für  die  makroökonomische  Berechnung  angenommenen  Kosten  der  Treibhausgasemissionen 
an. 
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5. 


KOSTENOPTIMALES  NIVEAU  FÜR  REFERENZGEBÄUDE 


5.1.  Geben  Sie  für  jeden  Fall  in  Bezug  auf  die  Referenzgebäude  das  wirtschaftlich  optimale  Gesamtenergieeffizienz- 
niveau in  Primärenergie  (kWh/m2  Jahr  oder  bei  einem  systemorientierten  Konzept  im  entsprechenden  Gebäudeteil 
z.  B.  den  U-Wert)  an  und  präzisieren  Sie,  ob  es  sich  dabei  um  das  aus  makroökonomischer  oder  finanzieller 
Perspektive  berechnete  kostenoptimale  Niveau  handelt. 

6.  VERGLEICH 

6.1.  Geben  Sie  bei  einem  erheblichen  Unterschied  bitte  den  Grund  an,  der  die  Diskrepanz  rechtfertigt,  und  legen  Sie, 
wenn  diese  nicht  (vollständig)  gerechtfertigt  werden  kann,  einen  Plan  mit  geeigneten  Schritten  zu  deren  Ver- 
ringerung dar. 


Tabelle  7 

Vergleichstabelle  für  neue  und  bestehende  Gebäude 


Referenzgebäude 

Kostenoptimales  Spektrum/Niveau  (von  —  bis) 
kWh/m2  a 

(für  einen  komponentenorientierten  Ansatz  im 
entsprechenden  Gebäudeteil) 

Geltende  Anforderungen  für 
Referenzgebäude 
kWh/m2  a 

Diskrepanz 

Begründung  der  Diskrepanz: 


Plan  zur  Verringerung  der  nicht  zu  rechtfertigenden  Diskrepanz: 
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Berichtigung 

(ABl.  2012  L  250/20) 


1991 

Copyrighted  material 


Berichtigung  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  244/2012  der  Kommission  vom  16.  Januar  2012  zur 
Ergänzung  der  Richtlinie  2010/31/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über  die 
Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden  durch  die  Schaffung  eines  Rahmens  für  eine  Vergleichsmethode  zur 
Berechnung  kostenoptimaler  Niveaus  von  Mindestanforderungen  an  die  Gesamtenergieeffizienz  von  Gebäuden 

und  Gebäudekomponenten 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  81  vom  21.  März  2012) 

Seite  28,  Anhang  II  erster  Absatz: 

anstatt:  „im  Zweijahresrhythmus  aktualisiert" 

muss  es  heißen:     „alle  zwei  Jahre". 


Delegierte  Verordnung  (EU)  Nr.  392/2012 

(ABl.  2012  L  123/1) 
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DELEGIERTE  VERORDNUNG  (EU)  Nr.  392/2012  DER  KOMMISSION 

vom  1.  März  2012 

zur  Ergänzung  der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick 
auf  die  Kennzeichnung  von  Haushaltswäschetrocknern  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION 


gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 


gestützt  auf  die  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  19.  Mai  2010  über  die  Angabe  des 
Verbrauchs  an  Energie  und  anderen  Ressourcen  durch  energie- 
verbrauchsrelevante Produkte  mittels  einheitlicher  Etiketten  und 
Produktinformationen  ('),  insbesondere  auf  Artikel  10, 


in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 


(1)  Die  Kommission  hat  gemäß  der  Richtlinie  2010/30/EU 
delegierte  Rechtsakte  zur  Kennzeichnung  energiever- 
brauchsrelevanter Produkte  zu  erlassen,  die  ein  erhebli- 
ches Potenzial  zur  Einsparung  von  Energie  sowie  große 
Unterschiede  in  den  Leistungsniveaus  bei  gleichwertigen 
Funktionen  aufweisen. 


(2)  Bestimmungen  für  die  Kennzeichnung  von  Haushalts- 
wäschetrocknern in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch  wur- 
den durch  die  Richtlinie  95/1 3/EG  der  Kommission  vom 
23.  Mai  1995  zur  Durchführung  der  Richtlinie 
92/75/EWG  des  Rates  im  Hinblick  auf  das  Energieetikett 
für  elektrische  Haushaltswäschetrockner  (2)  festgelegt. 


(3)  Auf  Haushaltswäschetrockner  entfällt  ein  wesentlicher 
Teil  des  Gesamtenergieverbrauchs  der  Haushalte  in  der 
Europäischen  Union.  Uber  die  bereits  erzielten  Energieef- 
fizienzsteigerungen hinaus  besteht  ein  erhebliches  Poten- 
zial für  die  weitere  Verringerung  des  Energieverbrauchs 
von  Haushaltswäschetrocknern. 


(4)  Durch  diese  Verordnung  sollten  die  Richtlinie  95/1 3/EG 
aufgehoben  und  neue  Bestimmungen  festgelegt  werden, 
um    zu    gewährleisten,    dass    das    Energieetikett  den 


Lieferanten  dynamische  Anreize  dafür  bietet,  die  Energie- 
effizienz von  Haushaltswäschetrocknern  weiter  zu  verbes- 
sern und  die  Marktumstellung  auf  energieeffiziente  Tech- 
nologien zu  beschleunigen. 


(5)  Kombinierte  Haushalts-Wasch-Trockenautomaten  sind 
Gegenstand  der  Richtlinie  96/60/EG  der  Kommission 
vom  19.  September  1996  zur  Durchführung  der  Richt- 
linie 92/75/EWG  des  Rates  betreffend  die  Energieetiket- 
tierung für  kombinierte  Haushalts-Wasch-Trockenauto- 
maten  (s).  Sie  weisen  besondere  Merkmale  auf  und  sollten 
daher  vom  Geltungsbereich  dieser  Verordnung  aus- 
genommen werden. 


(6)  Die  auf  dem  Etikett  angegebenen  Informationen  sollten 
durch  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messver- 
fahren ermittelt  werden,  die  dem  anerkannten  Stand  der 
Messtechnik  sowie  gegebenenfalls  harmonisierten  Nor- 
men Rechnung  tragen,  die  von  den  in  Anhang  I  der 
Richtlinie  98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  vom  22.  Juni  1998  über  ein  Informationsver- 
fahren auf  dem  Gebiet  der  Normen  und  technischen  Vor- 
schriften (4)  aufgeführten  europäischen  Normungsgre- 
mien erlassen  wurden. 


(7)  Diese  Verordnung  sollte  eine  einheitliche  Gestaltung  und 
einen  einheitlichen  Inhalt  des  Etiketts  für  Haushalts- 
wäschetrockner, einschließlich  gasbeheizten  Trocknern, 
vorgeben. 


(8)  Daneben  sollten  in  dieser  Verordnung  Anforderungen  an 
die  technischen  Unterlagen  und  das  Datenblatt  für  Haus- 
haltswäschetrockner festgelegt  werden. 


(9)  Ferner  sollten  in  dieser  Verordnung  Anforderungen  an 
die  Informationen  festgelegt  werden,  die  beim  Verkauf 
von  Haushaltswäschetrocknern  in  jeglicher  Form  des 
Fernabsatzes  sowie  bei  der  Werbung  und  in  technischem 
Werbematerial  für  solche  Geräte  bereitzustellen  sind. 


(!)  ABl.  L  153  vom  18.6.2010,  S.  1. 
(2)  ABl.  L  136  vom  21.6.1995,  S.  28. 


(5)  ABl.  L  266  vom  18.10.1996,  S.  1. 
(4)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 
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(10)  Es  ist  zweckmäßig,  eine  Überprüfung  dieser  Verordnung 
vorzusehen,  um  dem  technischen  Fortschritt  Rechnung 
zu  tragen. 

(11)  Um  die  Umstellung  von  der  Richtlinie  95/1 3/EG  auf 
diese  Verordnung  zu  erleichtern,  sollten  Haushalts- 
wäschetrockner, die  gemäß  dieser  Verordnung  etikettiert 
sind,  als  der  Richtlinie  95/1 3/EG  entsprechend  angesehen 
werden. 

(12)  Die  Richtlinie  95/1 3/EG  sollte  daher  aufgehoben 
werden  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

(1)  Diese  Verordnung  legt  Anforderungen  an  die  Kennzeich- 
nung von  mit  Netzstrom  betriebenen  elektrischen  Haushalts- 
wäschetrocknern, gasbeheizten  Haushaltswäschetrocknern  und 
Einbau-Haushaltswäschetrocknern,  einschließlich  solcher  Geräte, 
die  für  einen  anderen  Gebrauch  als  im  Haushalt  verkauft  wer- 
den, sowie  an  die  Bereitstellung  ergänzender  Produktinformatio- 
nen zu  solchen  Geräten  fest. 

(2)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für  kombinierte  Haushalts- 
Wasch-Trockenautomaten  und  Haushalts-Wäscheschleudern. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  des  Artikels  2  der 
Richtlinie  2010/30/EU  gelten  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung 
folgende  Begriffsbestimmungen: 

1.  „Haushaltswäschetrockner"  bezeichnet  ein  Gerät,  in  dem 
Textilien  durch  Umwälzung  in  einer  rotierenden,  von  er- 
wärmter Luft  durchströmten  Trommel  getrocknet  werden, 
und  das  hauptsächlich  für  die  Benutzung  zu  nicht  gewerb- 
lichen Zwecken  ausgelegt  ist; 

2.  „Einbau-Haushaltswäschetrockner"  bezeichnet  einen  Haus- 
haltswäschetrockner, der  zum  Einbau  in  einen  Schrank, 
eine  vorbereitete  Wandaussparung  oder  einen  ähnlichen 
Ort  bestimmt  ist  und  eine  Dekorabdeckung  erfordert; 

3.  „kombinierter  Haushalts-Wasch-Trockenautomat"  bezeich- 
net eine  Haushaltswaschmaschine,  die  sowohl  eine  Schleu- 
derfunktion als  auch  die  Möglichkeit  zum  Trocknen  der 
Textilien  —  üblicherweise  durch  Erwärmung  und  Umwäl- 
zung in  der  Trommel  —  bietet; 

4.  „Haushalts-Wäscheschleuder"  bezeichnet  ein  Gerät,  in  dem 
durch  Zentrifugieren  in  einer  rotierenden  Trommel  Wasser 
aus  Textilien  entfernt  und  durch  eine  Automatikpumpe 
abgeleitet  wird,  und  das  hauptsächlich  für  die  Benutzung 
zu  nicht  gewerblichen  Zwecken  ausgelegt  ist; 

5.  „Abluftwäschetrockner"  bezeichnet  einen  Wäschetrockner, 
bei  dem  Frischluft  angesaugt,  über  die  Textilien  geleitet 
und  die  entstehende  Feuchtluft  in  den  Aufstellraum  oder 
an  die  Außenluft  abgeleitet  wird; 

6.  „Kondensationswäschetrockner"  bezeichnet  einen  Wäsche- 
trockner mit  einer  Vorrichtung,  mit  der  der  zum  Trocknen 
verwendeten  Luft  Feuchtigkeit  (entweder  durch  Kondensa- 
tion oder  auf  andere  Weise)  entzogen  wird; 


7.  „Wäschetrockner  mit  Automatik"  bezeichnet  einen  Wäsche- 
trockner, bei  dem  der  Trockenvorgang  selbsttätig  abgeschal- 
tet wird,  wenn  ein  bestimmter  Feuchtigkeitsgehalt  des  Füll- 
guts erkannt  wird,  z.  B.  durch  Messung  der  Leitfähigkeit 
oder  Temperatur; 

8.  „Wäschetrockner  ohne  Automatik"  bezeichnet  einen  Wä- 
schetrockner, bei  dem  der  Trockenprozess  nach  Ablauf  ei- 
ner vorher  festgelegten  Zeit,  in  der  Regel  durch  eine  Zeit- 
schaltuhr gesteuert,  selbsttätig  abgeschaltet  wird,  der  aber 
auch  von  Hand  abgeschaltet  werden  kann; 

9.  „Programm"  bezeichnet  eine  Reihe  voreingestellter  Opera- 
tionen, die  vom  Lieferanten  als  geeignet  für  das  Trocknen 
bestimmter  Textilienarten  erklärt  werden; 

10.  „Zyklus"  bezeichnet  einen  für  die  betreffende  Programm- 
wahl festgelegten  vollständigen  Trockenprozess; 

11.  „Programmdauer"  bezeichnet  den  Zeitraum  zwischen  der 
Einleitung  des  Programms  bis  zum  Abschluss  des  Pro- 
gramms ohne  etwaige  vom  Nutzer  programmierte  Zeitver- 
zögerung; 

12.  „Nennkapazität"  bezeichnet  die  in  Kilogramm  ausgedrückte 
und  vom  Lieferanten  in  Schritten  von  0,5  kg  angegebene 
Masse  der  Höchstmenge  an  trockenen  Textilien  einer  be- 
stimmten Art,  die  von  einem  Haushaltswäschetrockner  in 
dem  ausgewählten  Programm  bei  Befüllung  nach  Lieferan- 
tenanweisung behandelt  werden  kann; 

1 3.  „Teilbefüllung"  bezeichnet  die  Befüllung  zur  Hälfte  der 
Nennkapazität  eines  Haushaltswäschetrockners  für  ein  be- 
stimmtes Programm; 

14.  „Kondensationseffizienz"  bezeichnet  den  Quotienten  aus 
der  Masse  an  Feuchtigkeit,  die  von  einem  Kondensations- 
wäschetrockner kondensiert  wird,  und  der  Masse  an  Feuch- 
tigkeit, die  aus  dem  Füllgut  am  Ende  eines  Zyklus  entfernt 
wurde; 

15.  „Aus-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  der  Haus- 
haltswäschetrockner durch  Bedienelemente  oder  Schalter 
am  Gerät  ausgeschaltet  ist,  die  dem  Endnutzer  zugänglich 
und  zur  Betätigung  durch  denselben  während  des  normalen 
Betriebs  bestimmt  sind,  um  die  niedrigste  dauerhaft  mögli- 
che Leistungsaufnahme  zu  erzielen,  während  der  Haushalts- 
wäschetrockner an  eine  Stromquelle  angeschlossen  ist  und 
nach  Lieferantenanweisung  betrieben  wird;  in  Ermangelung 
eines  dem  Endnutzer  zugänglichen  Bedienelements  oder 
Schalters  bezeichnet  „Aus-Zustand"  den  Betriebszustand 
mit  stabiler  Leistungsaufnahme,  den  der  Haushaltswäsche- 
trockner selbsttätig  erreicht; 

16.  „unausgeschalteter  Zustand"  bezeichnet  den  Betriebszustand 
mit  der  geringsten  Leistungsaufnahme,  der  nach  Abschluss 
des  Programms  abgesehen  vom  Entleeren  des  Haushalts- 
wäschetrockners ohne  weiteres  Einwirken  des  Endnutzers 
zeitlich  unbegrenzt  möglich  ist; 

17.  „gleichwertiger  Haushaltswäschetrockner"  bezeichnet  ein  in 
Verkehr  gebrachtes  Haushaltswäschetrockner-Modell  mit 
der  gleichen  Nennkapazität,  den  gleichen  technischen  Ei- 
genschaften und  Leistungsmerkmalen,  dem  gleichen  Ener- 
gieverbrauch, ggf.  der  gleichen  Kondensationseffizienz,  der 
gleichen  Standard-Baumwollprogrammdauer  sowie  den 
gleichen  Luftschallemissionen  während  des  Trocknens  wie 
ein  von  demselben  Lieferanten  unter  einer  anderen  nume- 
rischen Handelsbezeichnung  in  Verkehr  gebrachtes  anderes 
Haushaltswäschetrocknermodell; 
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18.  „Endnutzer"  ist  ein  Verbraucher,  der  einen  Haushalts- 
wäschetrockner kauft  oder  zu  kaufen  im  Begriff  ist; 

19.  „Verkaufsstelle"  ist  ein  Ort,  an  dem  Haushaltswäschetrock- 
ner ausgestellt  oder  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder 
zum  Mietkauf  angeboten  werden. 

20.  „Standard-Baumwollprogramm"  ist  der  Zyklus,  bei  dem 
Baumwollwäsche  mit  einem  anfänglichen  Feuchtigkeits- 
gehalt des  Trockenguts  von  60  %  bis  zu  einem  restlichen 
Feuchtigkeitsgehalt  des  Trockenguts  vom  0  %  getrocknet 
wird. 

Artikel  3 
Pflichten  der  Lieferanten 

Die  Lieferanten  stellen  sicher,  dass 

a)  jeder  Haushaltswäschetrockner  mit  einem  gedruckten  Etikett 
geliefert  wird,  dessen  Gestaltung  und  Informationsgehalt  den 
Vorgaben  in  Anhang  I  entsprechen, 

b)  ein  Produktdatenblatt  gemäß  Anhang  II  bereitgestellt  wird, 

c)  die  technischen  Unterlagen  gemäß  Anhang  III  auf  Antrag 
den  Behörden  der  Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  ver- 
fügbar gemacht  werden, 

d)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Haushaltswäsche- 
trocknermodell mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informa- 
tionen auch  dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird, 

e)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Haus- 
haltswäschetrocknermodell mit  Informationen  zu  dessen  spe- 
zifischen technischen  Parametern  auch  dessen  Energieeffi- 
zienzklasse angegeben  wird. 

Artikel  4 
Pflichten  der  Händler 

Die  Händler  stellen  sicher,  dass 

a)  alle  Haushaltswäschetrockner  in  der  Verkaufsstelle  das  von 
den  Lieferanten  gemäß  Artikel  3  Buchstabe  a  bereitgestellte 
Etikett  deutlich  sichtbar  außen  an  der  Vorder-  oder  Oberseite 
tragen; 

b)  Haushaltswäschetrockner,  die  gemäß  Artikel  7  der  Richtlinie 
2010/30//EU  in  einer  Weise  zum  Verkauf,  zur  Vermietung 
oder  zum  Ratenkauf  angeboten  werden,  bei  der  nicht  davon 
auszugehen  ist,  dass  der  Endnutzer  das  Produkt  ausgestellt 
sieht,  bei  der  Vermarktung  mit  den  vom  Lieferanten  gemäß 
Anhang  IV  dieser  Verordnung  bereitzustellenden  Informatio- 
nen versehen  sind, 

c)  bei  jeglicher  Werbung  für  ein  bestimmtes  Haushaltswäsche- 
trocknermodell mit  energie-  oder  preisbezogenen  Informa- 
tionen auch  dessen  Energieeffizienzklasse  angegeben  wird, 

d)  in  technischem  Werbematerial  zu  einem  bestimmten  Haus- 
haltswäschetrocknermodell mit  Informationen  zu  dessen  spe- 
zifischen technischen  Parametern  auch  dessen  Energieeffi- 
zienzklasse angegeben  wird. 


Artikel  5 
Messverfahren 

Die  gemäß  Artikel  3  und  4  bereitzustellenden  Informationen 
werden  durch  ein  zuverlässiges,  genaues  und  reproduzierbares 
Messverfahren  ermittelt,  das  dem  anerkannten  Stand  der  Mess- 
technik Rechnung  trägt. 

Artikel  6 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Die  Mitgliedstaaten  ermitteln  die  Einhaltung  der  gemachten  An- 
gaben zur  Energieeffizienzklasse,  zum  Energieverbrauch  je  Zy- 
klus, gegebenenfalls  zur  Kondensationseffizienzklasse,  zur  Nenn- 
kapazität, zur  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  im  un- 
ausgeschalteten  Zustand,  zur  Dauer  des  unausgeschalteten  Zu- 
stands,  zur  Programmdauer  und  zu  den  Luftschallemissionen 
nach  dem  Verfahren  gemäß  Anhang  V. 

Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  fünf 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  im  Lichte  des  technischen  Fort- 
schritts. Bei  der  Überprüfung  werden  insbesondere  die  Prüftole- 
ranzen nach  Anhang  V  bewertet. 

Artikel  8 
Aufhebung 

Die  Richtlinie  95/1 3 /EG  wird  mit  Wirkung  zum  29.  Mai  2012 
aufgehoben. 

Artikel  9 
Übergangsbestimmungen 

(1)  Artikel  3  Buchstaben  d  und  e  sowie  Artikel  4  Buchstaben 
b,  c  und  d  gelten  nicht  für  gedruckte  Werbung  und  gedrucktes 
technisches  Werbematerial,  die  bzw.  das  vor  dem  29.  September 
2012  veröffentlicht  wird. 

(2)  Haushaltswäschetrockner,  die  vor  dem  29.  Mai  2012  in 
Verkehr  gebracht  werden,  müssen  den  Bestimmungen  der  Richt- 
linie 95/1 3/EG  entsprechen. 

(3)  Haushaltswäschetrockner,  die  den  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  entsprechen  und  vor  dem  29.  Mai  2012  in  Verkehr 
gebracht  oder  zum  Verkauf,  zur  Vermietung  oder  zum  Mietkauf 
angeboten  werden,  sind  als  den  Bestimmungen  der  Richtlinie 
95/1 3/EG  entsprechend  anzusehen. 

Artikel  10 
Inkrafttreten  und  Geltung 

(1)  Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer 
Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

(2)  Sie  gilt  ab  dem  29.  Mai  2012.  Artikel  3  Buchstaben  d 
und  e  sowie  Artikel  4  Buchstaben  b,  c  und  d  gelten  hingegen  ab 
29.  September  2012. 
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Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  1.  März  2012 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG  1 


Etikett 


1.     ETIKETT  FÜR  ABLUFT-HAUSHALTSWASCHETROCKNER 


ENERGg© 


II 


ENERGIA  •  EHEPrMFI  •  ENEPI"EIA 
ENERGIJA-  ENERGY  -  ENERGIE 
ENERGI 


XYZ 

kWh/annum 


*LiMKi>fl  •  cyklus  •  portion  ■  zyklus  •  npöypapua  •  ciclo  ■  tsükkel  •  ohjelma  •  ciklus 
ciklas  ■  cikls  •  ciklu  •  cyclus  ■  cykl  •  ciclu  •  program  •  torkomgäng 

392/2012 


I 
II 


III 


IV 


V 
VI 
VII 
VIII 


1.1.  Das  Etikett  für  Abluft-Haushaltswäschetrockner  muss  die  folgenden  Informationen  enthalten: 


I.  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten; 


II.  Modellkennung  des  Lieferanten,  d.  h.  der  üblicherweise  alphanumerische  Code,  der  ein  bestimmtes  Haushalts- 
wäschetrocknermodell von  anderen  Modellen  des  gleichen  Warenzeichens  oder  mit  dem  gleichen  Lieferanten- 
namen unterscheidet: 


1998 


III.  Energieeffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  1;  die  Spitze  des  Pfeils,  der  die  Energieeffizienzklasse  des 
Haushaltswäschetrockners  angibt,  ist  auf  derselben  Höhe  zu  platzieren  wie  die  Spitze  des  Pfeils  der  entspre- 
chenden Energieeffizienzklasse; 


IV.  gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  (AEC)  in  kWh/Jahr  gemäß  Anhang  VII,  auf  die  nächste  Ganzzahl 
aufgerundet; 

V.  Angaben  zum  Gerätetyp  des  Haushaltswäschetrockners; 

VI.  Zyklusdauer  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung  in  Minuten,  auf  die  nächste  ganze 
Minute  auf-  oder  abgerundet; 

VII.  Nennkapazität  in  kg  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung: 

VIII.  Schallleistungspegel  (gewichteter  Durchschnittswert  —  Lwa)  m  ^er  Trocknungsphase  im  Standard-Baumwoll- 
programm bei  vollständiger  Befüllung  in  dB,  auf  die  nächste  Ganzzahl  auf-  oder  abgerundet. 

1.2.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  für  Abluft-Haushaltswäschetrockner  muss  Nummer  4  entsprechen.  Das  EU-Umwelt- 
zeichen kann  hinzugefügt  werden,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  66/2010  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (')  vergeben  wurde. 


P)  ABl.  L  27  vom  30.1.2010,  S.  1. 


2.     ETIKETT  FÜR  KONDENSATIONS-HAUSHALTSWÄSCHETROCKNER 


ENERGgJg 

eHeprua  •  EvepvEia  114  1^ 


II 


ENERGIA  •  EHEPrMfl  •  ENEPrEIA 
ENERGIJA  ■  ENERGY  •  ENERGIE 
ENERGI 


XYZ 

kWh/annum 


iU  I 

.  Abcdefg 


J 


*L4HK"byi  ■  cyklus  -  portion  ■  zyklus 
npöypamia  ■  ciclo  ■  tsükkel 
ohjelma  •  ciklus  ■  ciklas  •  cikls 
ciklu  •  cyclus  ■  cykl  •  cid ü 
program  ■  torkomgäng 


392/2012 


I 

II 


III 


IV 


V 
VI 
VII 
VIII 


IX 


2.1.  Zusätzlich  zu  den  in  Nummer  1  (1)  aufgeführten  Informationen  muss  das  Etikett  für  Kondensations-Haushalts- 
wäschetrockner  die  folgenden  Informationen  enthalten: 


IX.  Kondensationseffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  2; 


2.2.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  für  Kondensations-Haushaltswäschetrockner  muss  Nummer  4  entsprechen.  Das  EU- 
Umweltzeichen  kann  hinzugefügt  werden,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 
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3.     ETIKETT  FÜR  GASBEHEIZTE  HAUSHALTSWÄSCHETROCKNER 


ENERGg© 

eHeprua  •  evepyeia  114  1^ 


II 


ENERGIA  •  EHEPrUfl  •  ENEPrEIA 
ENERGIJA  ■  ENERGY  ■  ENERGIE 
ENERGI 


XYZ 

kWh/annum 


* UMHtn  ■  cyklus  ■  portion  •  zyklus  ■  npöypau|ja  ■  ciclo  •  tsükkel  ■  ohjelma  ■  ciklus 
ciklas  ■  cikls  ■  ciklu  ■  cyclus  ■  cykl  ■  ciclu  ■  program  ■  torkomgäng 

392/2012 


T 

II 


III 


IV 


V 
VI 
VII 
VIII 


3.1.  Das  Etikett  für  gasbeheizte  Haushaltswäschetrockner  muss  die  in  Nummer  1  (1)  aufgeführten  Informationen  ent- 
halten. 


3.2.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  für  gasbeheizte  Haushaltswäschetrockner  muss  Nummer  4  entsprechen.  Das  EU-Umwelt- 
zeichen kann  hinzugefügt  werden,  wenn  für  das  betreffende  Modell  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  66/2010  vergeben  wurde. 


4.     GRAFISCHE  GESTALTUNG  DES  ETIKETTS 

4.1.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  für  Abluft-Haushaltswäschetrockner  muss  folgender  Abbildung  entsprechen: 
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Dabei  gilt: 

a)  Das  Etikett  muss  mindestens  110  mm  breit  und  220  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format 
gedruckt,  müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

b)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

c)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  —  cyan,  magenta,  gelb,  schwarz  —  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  cyan, 
70  %  magenta,  100  %  gelb,  0  %  schwarz. 

d)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 
Q    Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

Q    EU-Logo:  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

Q    Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00.  Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Energie-Logo  (kombiniert): 
Breite:  92  mm,  Höhe:  1  7  mm. 

Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  Länge:  92,5  mm. 

0    Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  0,75  mm  —  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-00 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00 
Letzte  Effizienzklasse:  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  1 8  pt,  Großbuchstaben,  weiß;  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  1 2  pt,  weiß,  in  einer  einzigen 
Zeile  ausgerichtet. 

Q  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  26  mm,  Höhe:  14  mm,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  29  pt,  Großbuchstaben,  weiß;  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  18  pt,  weiß,  in  einer  einzigen 
Zeile  ausgerichtet. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  11  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

Q    Gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  30  pt,  100  %  schwarz. 

—  Zweite  Zeile:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 


Q    Gerätetyp  des  Haushaltswäschetrockners 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

(J)    Dauer  des  Arbeitsvorgangs 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  schwarz,  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  schwarz. 

(J)  Nennkapazität 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100%  schwarz,  und  Calibri  normal  16  pt,  100%  schwarz. 

Schallleistungspegel 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  schwarz,  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  schwarz. 

(£)    Sternchen:  Calibri  normal  6  pt,  100  %  schwarz. 
^    Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
Modellkennung  des  Lieferanten 

^    Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  92  «  1  5  mm  passen. 
Nummer  der  Verordnung:  Calibri  fett  9  pt,  100  %  schwarz. 
Die  Gestaltung  des  Etiketts  für  Kondensations-Haushaltswäschetrockner  muss  folgender  Abbildung  entsprechen 
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Dabei  gilt: 

a)  Das  Etikett  muss  mindestens  110  mm  breit  und  220  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format 
gedruckt,  müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

b)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

c)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  —  cyan,  magenta,  gelb,  schwarz  —  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  cyan, 
70  %  magenta,  100  %  gelb,  0  %  schwarz. 

d)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 
0    Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

Q    EU-Logo  —  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

Q    Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00.  Piktogramm  wie  abgebildet;  EU-Logo  und  Energie-Logo  (kombiniert): 
Breite:  92  mm,  Höhe:  17  mm. 

Q    Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  Länge:  92,5  mm. 

0    Skala  A-G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  0,75  mm  —  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-00 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00 
Letzte  Effizienzklasse:  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  1 8  pt,  Großbuchstaben,  weiß;  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  1 2  pt,  weiß,  in  einer  einzigen 
Zeile  ausgerichtet. 

Q  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  26  mm,  Höhe:  14  mm,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  29  pt,  Großbuchstaben,  weiß:  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  18  pt,  weiß,  in  einer  einzigen 
Zeile  ausgerichtet. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  11  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

Q    Gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  30  pt,  100  %  schwarz. 

—  Zweite  Zeile:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 


Q    Gerätetyp  des  Haushaltswäschetrockners 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

(J)    Dauer  des  Arbeitsvorgangs 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  schwarz,  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  schwarz. 

(J)  Nennkapazität 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  schwarz,  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  schwarz. 

Schallleistungspegel 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  schwarz,  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  schwarz. 

(J)    Sternchen:  Calibri  normal  6  pt,  100%  schwarz. 
^)    Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  92  *  1  5  mm  passen. 
Nummer  der  Verordnung:  Calibri  fett  9  pt,  100  %  schwarz. 

^  Kondensationseffizienzklasse 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  normal  16  pt,  horizontale  Skala  75%,  100%  schwarz  und  Calibri  normal  22  pt, 
horizontale  Skala  75%,  100  %  schwarz. 

4.3.  Die  Gestaltung  des  Etiketts  für  gasbeheizte  Haushaltswäschetrockner  muss  folgender  Abbildung  entsprechen: 
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Dabei  gilt: 

a)  Das  Etikett  muss  mindestens  110  mm  breit  und  220  mm  hoch  sein.  Wird  das  Etikett  in  größerem  Format 
gedruckt,  müssen  die  Proportionen  der  obigen  Spezifikationen  gewahrt  bleiben. 

b)  Der  Hintergrund  muss  weiß  sein. 

c)  Farbliche  Gestaltung:  CMYK  —  cyan,  magenta,  gelb,  schwarz  —  nach  folgendem  Muster:  00-70-X-00:  0  %  cyan, 
70  %  magenta,  100  %  gelb,  0  %  schwarz. 

d)  Das  Etikett  muss  folgenden  Anforderungen  entsprechen  (Nummern  beziehen  sich  auf  die  obige  Abbildung): 
Q    Begrenzungslinie  des  EU-Etiketts:  5  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

Q    EU-Logo  —  Farben:  X-80-00-00  und  00-00-X-OO. 

Q    Etikettenkopf:  Farbe:  X-00-00-00.  Piktogramm  wie  abgebildet:  EU-Logo  und  Energie-Logo  (kombiniert): 
Breite:  92  mm,  Höhe:  1  7  mm. 

Trennlinie  unter  dem  Etikettenkopf:  1  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  Länge:  92,5  mm. 

0    Skala  A  G 

—  Pfeil:  Höhe:  7  mm,  Zwischenraum:  0,75  mm  —  Farben: 
Höchste  Effizienzklasse:  X-00-X-00, 

Zweite  Effizienzklasse:  70-00-X-00 
Dritte  Effizienzklasse:  30-00-X-00 
Vierte  Effizienzklasse:  00-00-X-00 
Fünfte  Effizienzklasse:  00-30-X-00 
Sechste  Effizienzklasse:  00-70-X-00 
Letzte  Effizienzklasse:  00-X-X-OO. 

—  Text:  Calibri  fett  1 8  pt,  Großbuchstaben,  weiß;  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  1 2  pt,  weiß,  in  einer  einzigen 
Zeile  ausgerichtet. 

Q  Energieeffizienzklasse 

—  Pfeil:  Breite:  26  mm,  Höhe:  14  mm,  100  %  schwarz. 

—  Text:  Calibri  fett  29  pt,  Großbuchstaben,  weiß;  Plus-Zeichen:  Calibri  fett  18  pt,  weiß,  in  einer  einzigen 
Zeile  ausgerichtet. 

0  Energie 

—  Text:  Calibri  normal  11  pt,  Großbuchstaben,  100%  schwarz. 

Q    Gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  30  pt,  100  %  schwarz. 

—  Zweite  Zeile:  Calibri  normal  14  pt,  100  %  schwarz. 


Gerätetyp  des  Haushaltswäschetrockners 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

Dauer  des  Arbeitsvorgangs 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  schwarz,  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  schwarz. 

Nennkapazität 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  schwarz,  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  schwarz. 

Schallleistungspegel 

—  Piktogramm  wie  abgebildet 

—  Rand:  2  pt  —  Farbe:  Cyan  100  %  —  abgerundete  Ecken:  3,5  mm. 

—  Wert:  Calibri  fett  24  pt,  100  %  schwarz,  und  Calibri  normal  16  pt,  100  %  schwarz. 

Sternchen:  Calibri  normal  6  pt,  100  %  schwarz. 
Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten 
Modellkennung  des  Lieferanten 

Die  Lieferantenangaben  und  die  Modellkennung  sollten  in  eine  Fläche  von  92  «  15  mm 
Nummer  der  Verordnung:  Calibri  fett  9  pt,  100  %  schwarz 


ANHANG  II 


Produkt  datenblatt 

1 .  Die  Angaben  auf  dem  Produktdatenblatt  von  Haushaltswäschetrocknern  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  machen 
und  in  die  Produktbroschüre  oder  andere  mit  dem  Produkt  bereitgestellte  Unterlagen  aufzunehmen: 

a)  Name  oder  Warenzeichen  des  Lieferanten; 

b)  Modellkennung  des  Lieferanten,  d.  h.  der  üblicherweise  alphanumerische  Code,  der  ein  bestimmtes  Haushalts- 
wäschetrocknermodell von  anderen  Modellen  des  gleichen  Warenzeichens  oder  mit  dem  gleichen  Lieferanten- 
namen unterscheidet; 

c)  Nennkapazität  in  kg  Baumwollwäsche  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung; 

d)  ob  es  sich  bei  dem  Haushaltswäschetrockner  um  einen  Abluft-,  Kondensations-  oder  gasbeheizten  Haushalts- 
wäschetrockner handelt; 

e)  Energieeffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  1; 

f)  für  elektrisch  beheizte  Haushaltswäschetrockner: 

gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  (AEC)  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet:  dieser  ist  anzugeben  als:  „Ener- 
gieverbrauch von  ,X'  kWh/Jahr  auf  der  Grundlage  von  160  Trocknungszyklen  für  das  Standard-Baumwollpro- 
gramm bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung  sowie  des  Verbrauchs  der  Betriebsarten  mit  geringer  Leis- 
tungsaufnahme. Der  tatsächliche  Energieverbrauch  je  Zyklus  hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab."; 

für  gasbeheizte  Haushaltswäschetrockner: 

gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  (AEqGi1^),  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet;  dieser  ist  anzugeben  als: 
„Energieverbrauch  von  ,X'  kWh-Gas/Jahr  auf  der  Grundlage  von  160  Trocknungszyklen  für  das  Standard-Baum- 
wollprogramm bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung.  Der  tatsächliche  Energieverbrauch  je  Zyklus  hängt 
von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab." 

und 

gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  (AEc^Ga^el),  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet:  dieser  ist  anzugeben  als: 
„Energieverbrauch  von  ,X'  kWh/Jahr  auf  der  Grundlage  von  160  Trocknungszyklen  für  das  Standard-Baumwoll- 
programm bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung  sowie  des  Verbrauchs  der  Betriebsarten  mit  geringer 
Leistungsaufnahme.  Der  tatsächliche  Energieverbrauch  je  Zyklus  hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab."; 

g)  ob  es  sich  bei  dem  Haushaltswäschetrockner  um  einen  „Wäschetrockner  mit  Automatik"  oder  einen  „Wäsche- 
trockner ohne  Automatik"  handelt; 

h)  wurde  für  den  Haushaltswäschetrockner  ein  EU-Umweltzeichen  gemäß  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  66/2010  ver- 
geben, kann  dies  mit  angegeben  werden; 

i)  Energieverbrauch  (Ed  EiryW  Egäty,  EgiryVl,  Egdlya,  EgiryVlJ  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger 
Befüllung  und  Teilbefüllung; 

j)  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  (P0)  und  im  nichtausgeschalteten  Zustand  (P|)  für  das  Standard-Baumwoll- 
programm bei  vollständiger  Befüllung: 

k)   Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands,  falls  der  Haushaltswäschetrockner  mit  Leistungssteuerung  ausgerüstet  ist; 

1)  Hinweise  auf  den  Umstand,  dass  das  „Standard-Baumwollprogramm"  bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung 
das  Standardtrocknungsprogramm  ist,  auf  das  sich  die  Informationen  auf  dem  Etikett  und  im  Datenblatt  beziehen, 
dass  dieses  Programm  zum  Trocknen  normaler  nasser  Baumwolltextilien  geeignet  und  in  Bezug  auf  den  Energie- 
verbrauch für  Baumwolle  am  effizientesten  ist: 

m)  gewichtete  Programmdauer  (Tt)  des  „Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung" 
in  Minuten,  auf  die  nächste  ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet,  sowie  die  Programmdauer  des  „Standard-Baum- 
wollprogramms bei  vollständiger  Befüllung"  (Tily)  und  die  Programmdauer  des  „Standard-Baumwollprogramms  bei 
Teilbefüllung"  (Tj      in  Minuten,  auf  die  nächste  ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet; 


n)  falls  der  Haushaltswäschetrockner  ein  Kondensationswäschetrockner  ist,  die  Kondensationseffizienzklasse  gemäß 
Anhang  VI  Nummer  2  und  ausgedrückt  als  „Kondensationseffizienzklasse  ,X'  auf  einer  Skala  von  G  (geringste 
Effizienz)  bis  A  (höchste  Effizienz)";  von  dieser  Darstellungsweise  kann  abgewichen  werden,  sofern  deutlich  wird, 
dass  die  Skala  von  G  (geringste  Effizienz)  bis  A  (höchste  Effizienz)  reicht; 

o)  falls  der  Haushaltswäschetrockner  ein  Kondensationswäschetrockner  ist,  die  durchschnittliche  Kondensationseffi- 
zienz Ciry  und  CityVl  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung  und  die 
gewichtete  Kondensationseffizienz  (Ct)  für  das  „Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung  und 
Teilbefüllung"  als  Prozentsatz,  auf  das  nächste  ganze  Prozent  auf-  oder  abgerundet; 

p)  Schallleistungspegel  (gewichteter  Durchschnittswert  —  LWA)  in  dB,  auf  die  nächste  Ganzzahl  auf-  oder  abgerundet, 
für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung; 

q)   falls  der  Haushaltswäschetrockner  für  den  Einbau  bestimmt  ist,  eine  entsprechende  Angabe. 

2.  Ein  Datenblatt  kann  eine  Reihe  von  Haushaltswäschetrocknermodellen  desselben  Lieferanten  abdecken. 

3.  Die  Angaben  im  Datenblatt  können  in  Form  einer  Kopie  des  Etiketts  in  Farbe  oder  schwarz/weiß  erfolgen.  In  diesem 
Fall  sind  die  in  Nummer  1  aufgeführten  Angaben,  die  nicht  bereits  auf  dem  Etikett  vorhanden  sind,  ebenfalls  zu 
machen. 


ANHANG  III 


Technische  Unterlagen 

1.  Die  in  Artikel  3  Buchstabe  c  genannten  technischen  Unterlagen  umfassen: 

a)  Name  und  Anschrift  des  Lieferanten; 

b)  eine  allgemeine,  für  eine  eindeutige  und  unmittelbare  Identifizierung  ausreichende  Beschreibung  des  Haushalts- 
wäschetrocknermodells; 

c)  gegebenenfalls  die  Fundstellen  der  angewandten  harmonisierten  Normen: 

d)  gegebenenfalls  andere  Normen  oder  technische  Spezifikationen,  die  angewandt  wurden; 

e)  Name  und  Unterschrift  der  für  den  Lieferanten  zeichnungsberechtigten  Person; 

f)  folgende  technische  Parameter  für  Messungen: 

i)  für  elektrisch  beheizte  Haushaltswäschetrockner: 

Energieverbrauch  (Eiry,  EiryVl,  Egiry,  Egiryl/i,  Egdtya,  Egiryl/i^  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger 
Befüllung  und  Teilbefüllung; 

für  gasbeheizte  Haushaltswäschetrockner: 

gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  (AEqG(1Sj),  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet;  dieser  ist  anzugeben  als: 
„Energieverbrauch  von  ,X'  kWh-Gas/Jahr  auf  der  Grundlage  von  160  Trocknungszyklen  für  das  Standard- 
Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung.  Der  tatsächliche  Energieverbrauch  je  Zyklus 
hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab." 

und 

gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  (AEqGasje|),  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet:  dieser  ist  anzugeben  als: 
„Energieverbrauch  von  ,X'  kWh/Jahr  auf  der  Grundlage  von  160  Trocknungszyklen  für  das  Standard-Baumwoll- 
programm bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung  sowie  des  Verbrauchs  der  Betriebsarten  mit  geringer 
Leistungsaufnahme.  Der  tatsächliche  Energieverbrauch  je  Zyklus  hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab.": 

ii)  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand; 

iii)  Programmdauer  des  „Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung'  (Til})  sowie  des  „Standard- 
Baumwollprogramms  bei  Teilbefüllung"  (T^y)  in  Minuten,  auf  die  nächste  ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet: 

iv)  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands,  falls  der  Haushaltswäschetrockner  mit  Leistungssteuerung  ausgerüstet  ist; 

v)  falls  der  Haushaltswäschetrockner  ein  Kondensationswäschetrockner  ist,  die  durchschnittliche  Kondensations- 
effizienz ClilT  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung  und  die  durchschnittliche  Konden- 
sationseffizienz des  Standard-Baumwollprogramms  bei  Teilbefüllung  Cj]yl/2; 

vi)  Schallleistungspegel: 

g)  die  Ergebnisse  von  Berechnungen  gemäß  Anhang  VII. 

2.  Wurden  die  in  den  technischen  Unterlagen  enthaltenen  Angaben  für  ein  bestimmtes  Haushaltswäschetrocknermodell 
durch  Berechnung  auf  der  Grundlage  der  Auslegung  oder  durch  Extrapolation  ausgehend  von  gleichwertigen  Haus- 
haltswäschetrocknern oder  durch  beides  ermittelt,  sind  in  den  Unterlagen  Einzelheiten  zu  den  Berechnungen  oder 
Extrapolationen  oder  zu  beiden  sowie  zu  den  Tests,  die  von  den  Lieferanten  zur  Überprüfung  der  Genauigkeit  der 
Berechnungen  durchgeführt  werden,  anzugeben.  Die  Informationen  müssen  auch  eine  Liste  aller  anderen  gleichwer- 
tigen Haushaltswäschetrocknermodelle  umfassen,  bei  denen  die  Angaben  auf  dieselbe  Weise  ermittelt  wurden. 
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ANHANG  IV 


Informationen,  die  in  Fällen  bereitzustellen  sind,  in  denen  nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Nutzer  das  Gerät 

ausgestellt  sieht 

1.  Die  in  Artikel  4  Buchstabe  b  genannten  Informationen  sind  in  nachstehender  Reihenfolge  anzugeben: 

a)  Nennkapazität  in  kg  Baumwolle  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung: 

b)  ob  es  sich  bei  dem  Haushaltswäschetrockner  um  einen  Abluft-,  Kondensations-  oder  gasbeheizten  Haushaltswäsche- 
trockner handelt: 

c)  Energieeffizienzklasse  gemäß  Anhang  VI  Nummer  1; 

d)  für  elektrisch  beheizte  Haushaltswäschetrockner: 

gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  (AEC),  auf  die  nächste  Ganzzahl  aufgerundet,  anzugeben  als:  „Energiever- 
brauch von  ,X'  kWh/Jahr  auf  der  Grundlage  von  160  Standard-Trocknungszyklen  für  das  Standard-Baumwollpro- 
gramm bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung  sowie  des  Verbrauchs  der  Betriebsarten  mit  geringer  Leistungs- 
aufnahme. Der  tatsächliche  Energieverbrauch  je  Zyklus  hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab."; 

für  gasbeheizte  Haushaltswäschetrockner: 

gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  (A.Ec^Gusjj,  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet;  dieser  ist  anzugeben  als: 
„Energieverbrauch  von  ,X'  kWh-Gas/Jahr  auf  der  Grundlage  von  160  Trocknungszyklen  für  das  Standard-Baumwoll- 
programm bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung.  Der  tatsächliche  Energieverbrauch  je  Zyklus  hängt  von  der 
Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab." 

und 

gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch  (AEC(G(I5)ei),  auf  eine  Dezimalstelle  aufgerundet;  dieser  ist  anzugeben  als: 
„Energieverbrauch  von  ,X'  kWh/Jahr  auf  der  Grundlage  von  160  Trocknungszyklen  für  das  Standard-Baumwoll- 
programm bei  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung  sowie  des  Verbrauchs  der  Betriebsarten  mit  geringer 
Leistungsaufnahme.  Der  tatsächliche  Energieverbrauch  je  Zyklus  hängt  von  der  Art  der  Nutzung  des  Geräts  ab."; 

e)  ob  es  sich  bei  dem  Haushaltswäschetrockner  um  einen  „Wäschetrockner  mit  Automatik"  oder  einen  „Wäschetrock- 
ner ohne  Automatik"  handelt; 

f)  Energieverbrauch  (Ed  ,  Edtyii,  Egdry,  EgdryM,  EgdtyM,  EgdryMJ  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger 
Befüllung  und  Teilbefüllung  gemäß  Anhang  VII,  auf  zwei  Dezimalstellen  aufgerundet; 

g)  Leistungsaufnahme  im  ausgeschalteten  Zustand  (P0)  und  im  nichtausgeschalteten  Zustand  (P|)  für  das  Standard- 
Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung: 

h)  Programmdauer  des  „Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung"  (Tdiy)  sowie  des  „Standard-Baum- 
wollprogramms bei  Teilbefüllung"  (Tdlyy)  gemäß  Anhang  VII  in  Minuten,  auf  die  nächste  ganze  Minute  auf-  oder 
abgerundet; 

i)  falls  der  Haushaltswäschetrockner  ein  Kondensationswäschetrockner  ist,  die  Kondensationseffizienzklasse  gemäß 
Anhang  VI  Nummer  2; 

j)  Schallleistungspegel  (gewichteter  Durchschnittswert  —  LWA)  in  dB  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei  voll- 
ständiger Befüllung,  auf  die  nächste  Ganzzahl  auf-  oder  abgerundet: 

k)  falls  der  Haushaltswäschetrockner  für  den  Einbau  bestimmt  ist,  eine  entsprechende  Angabe. 

2.  Werden  weitere  Angaben,  die  im  Produktdatenblatt  enthalten  sind,  ebenfalls  gemacht,  sind  sie  in  der  Form  und 
Reihenfolge  gemäß  Anhang  II  bereitzustellen. 

3.  Der  Schrifttyp  und  die  Schriftgröße,  in  der  alle  in  diesem  Anhang  genannten  Informationen  aufgeführt  werden,  müssen 
lesbar  sein. 


ANHANG  V 


Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Für  die  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  werden  Messungen  und 
Berechnungen  unter  Verwendung  harmonisierter  Normen,  deren  Nummern  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffent- 
licht wurden,  oder  eines  anderen  zuverlässigen,  genauen  und  reproduzierbaren  Verfahrens  vorgenommen,  das  dem 
anerkannten  Stand  der  Technik  Rechnung  trägt  und  dessen  Ergebnisse  als  mit  geringer  Unsicherheit  behaftet  gelten. 

Zur  Überprüfung  der  Einhaltung  der  in  Artikel  3  und  4  festgelegten  Anforderungen  unterziehen  die  Behörden  der 
Mitgliedstaaten  einen  einzelnen  Haushaltswäschetrockner  einer  Prüfung.  Entsprechen  die  gemessenen  Parameter  nicht 
den  vom  Lieferanten  angegebenen  Werten  innerhalb  der  in  Tabelle  1  angegebenen  Bandbreite,  sind  die  Messungen  an 
drei  weiteren  Haushaltswäschetrocknern  vorzunehmen.  Das  arithmetische  Mittel  der  Messwerte  dieser  drei  Haushalts- 
wäschetrockner muss  den  vom  Lieferanten  angegebenen  Werten  innerhalb  der  in  Tabelle  1  angegebenen  Bandbreiten 
entsprechen. 

Ist  dies  nicht  der  Fall,  gelten  das  betreffende  Modell  und  alle  anderen  gleichwertigen  Haushaltswäschetrocknermodelle  als 
nicht  den  Anforderungen  von  Artikel  3  und  4  entsprechend. 


Tabelle  1 


Gemessene  Parameter 

Prüftoleranzen 

Gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  (*)  für  AEC  nicht  um  mehr  als  6  % 
überschreiten. 

Gewichteter  Energieverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  E,  nicht  um  mehr  als  6  % 
überschreiten. 

Gewichtete  Kondensationseffizienz 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  C,  nicht  um  mehr  als  6  % 
unterschreiten. 

Gewichtete  Programmdauer 

Der  Messwert  darf  die  Nennwerte  für  T,  nicht  um  mehr  als  6  % 
überschreiten. 

Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  im  unaus- 
geschalteten  Zustand 

Der  Messwert  der  Leistungsaufnahme  P0  und  P|  darf  bei  Leistungs- 
messungen im  Bereich  über  1,00  W  den  Nennwert  nicht  um  mehr 
als  6  %  überschreiten.  Der  Messwert  der  Leistungsaufnahme  P0  und 
P|  bis  zu  1,00  W  darf  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als  0,10  W 
überschreiten. 

Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  T|  nicht  um  mehr  als  6  % 
überschreiten. 

Schallleistungspegel  LWA 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  nicht  überschreiten. 

(*)  „Nennwert"  ist  ein  vom  Lieferanten  angegebener  Wert.  Die  Messunsicherheit  von  6  %  entspricht  dem  derzeit  annehmbaren  Prüflabor- 
fehler  bei  der  Messung  der  angegebenen  Parameter  mit  dem  neuen  Messverfahren,  das  bezüglich  der  neuen  für  die  Etikettierung  und  das 
Ökodesign  geltenden  Anforderungen,  einschließlich  Zyklen  mit  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung,  verwendet  wird. 


ANHANG  VI 


Energieeffizienzklassen  und  Kondensationseffizienzklassen 

1.  ENERGIEEFFIZIENZKLASSEN 

Die  Energieeffizienzklasse  eines  Haushaltswäschetrockners  wird  auf  der  Grundlage  seines  Energieeffizienzindex  (EEI) 
gemäß  Tabelle  1  ermittelt. 

Der  Energieeffizienzindex  (EEI)  eines  Haushaltswäschetrockners  wird  gemäß  Anhang  VII  Nummer  1  ermittelt. 


Tabelle  1 
Energieeffizienzklassen 


Energieeffizienzklasse 

Energieeffizienzindex 

A+++  (höchste  Effizienz) 

EEI  <  24 

A++ 

24  <  EEI  <  32 

A+ 

32<  EEI  <  42 

A 

42  <  EEI  <  65 

B 

65  <  EEI  <  76 

C 

76  <  EEI  <  85 

D  (geringste  Effizienz) 

85  <  EEI 

2.  KONDENSATIONSEFFIZIENZKLASSEN 

Die  Kondensationseffizienzklasse  eines  Kondensations-Haushaltswäschetrockners  wird  auf  der  Grundlage  der  gewich- 
teten Kondensationseffizienz  (Cf)  gemäß  Tabelle  2  ermittelt. 

Die  gewichtete  Kondensationseffizienz  (C,)  eines  Kondensations-Haushaltswäschetrockners  wird  gemäß  Anhang  VII 
Nummer  2  ermittelt. 


Tabelle  2 
Kondensationseffizienzklassen 


Kondensationseffizienzklasse 

Gewichtete  Kondensationseffizienz 

A  (höchste  Effizienz) 

C,  >  90 

B 

80  <  Ct  <  90 

C 

70  <  C,  <  80 

D 

60  <  C,  <  70 

E 

50  <  Ct  <  60 

F 

40  <  Ct  <  50 

G  (geringste  Effizienz) 

C,  <  40 

ANHANG  VII 


Methode  zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex  und  der  gewichteten  Kondensationseffizienz 

1.  BERECHNUNG  DES  ENERGIEEFFIZIENZINDEX 

Zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex  (EEI)  eines  Haushaltswäschetrocknermodells  wird  der  gewichtete  jährliche 
Energieverbrauch  eines  Haushaltswäschetrockners  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung 
und  Teilbefüllung  mit  seinem  jährlichen  Standardenergieverbrauch  verglichen. 

a)  Der  Energieeffizienzindex  (££1)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  eine  Dezimalstelle  auf-  oder  abgerundet: 

A£c 

EEI  =          x  100 

SA£C 

Hierbei  ist 

A£c   =  jährlicher  Energieverbrauch  des  Haushaltswäschetrockners; 

SA£C  =  jährlicher  Standardenergieverbrauch  des  Haushaltswäschetrockners. 

b)  Der  jährliche  Standardenergieverbrauch  (SA£C)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder 
abgerundet  in  kWh/Jahr  angegeben: 

—  für  alle  Haushaltswäschetrockner  ausgenommen  Abluft-Haushaltswäschetrockner: 

—  für  Abluft-Haushaltswäschetrockner: 

C         j  ^ 

SA£C  =  140  x  c0'8  -     30  x  — 
l  60j 

Hierbei  ist 

c   die  Nennkapazität  des  Haushaltswäschetrockners  im  Standard-Baumwollprogramm: 
T,  ist  die  gewichtete  Programmdauer  des  Standard-Baumwollprogramms. 

c)  Der  gewichtete  jährliche  Energieverbrauch  (A£c)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder 
abgerundet  in  kWh/Jahr  angegeben: 


i) 


AEC  =  £,  x  160 


525  600  -  (T,  x  160)  525  600  -  (T,  x  1 60) 

Po  X  -  h  P|  X  - 


60  x  1  000 
Hierbei  ist 

Et     =  gewichteter  Energieverbrauch  in  kWh,  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet: 

P0    =  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  des  Standard-Baumwollprogramms  mit  vollständiger  Befüllung  in 
W,  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet; 

P|     =  Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand  des  Standard-Baumwollprogramms  mit  vollständiger 
Befüllung  in  W,  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet; 

T,     =  gewichtete  Programmdauer  in  Minuten,  auf  die  nächste  ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet; 

160  =  Gesamtzahl  der  Standard-Trocknungszyklen  im  Jahr. 

ii)  Sofern  der  Haushaltswäschetrockner  mit  Leistungssteuerung  ausgestattet  ist  und  so  am  Programmende  auto- 
matisch in  den  Aus-Zustand  schaltet,  wird  der  gewichtete  jährliche  Energieverbrauch  (A£c)  unter  Berücksichti- 
gung der  tatsächlichen  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  nach  der  folgenden  Formel  berechnet: 


.„      B      ,  ,n  ,  {(PixT,  x  160)  +  P„x  [525  600  -  (T,  x  160)-  (T,  x  160)]} 

Ahr  =  t,  X  iöU  H  

60  x  1  000 
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Hierbei  ist 

T|  =  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung  in 
Minuten,  auf  die  nächste  ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet. 

d)  Die  gewichtete  Programmdauer  (T,)  für  das  Standard-Baumwollprogramm  wird  wie  folgt  in  Minuten  berechnet  und 
auf  die  nächste  ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet: 

Tt  =  (3  *  Tiry  +  4  *  T^)/7 

Hierbei  ist 

Tjy    =  Programmdauer  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung  in  Minuten,  auf  die  nächste 
ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet; 

~^dryVi  =  Programmdauer  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  Teilbefüllung  in  Minuten,  auf  die  nächste  ganze 
Minute  auf-  oder  abgerundet. 

e)  Der  gewichtete  Energieverbrauch  (E,)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet  in 
kWh  angegeben: 

Hierbei  ist 

Eiry    =  Energieverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung  in  kWh,  auf  zwei  Dezimal- 
stellen auf-  oder  abgerundet; 

EiryVl  =  Energieverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  Teilbefüllung  in  kWh,  auf  zwei  Dezimalstellen  auf- 
oder  abgerundet. 

f)  Für  gasbeheizte  Haushaltswäschetrockner  wird  der  Energieverbrauch  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei 
vollständiger  Befüllung  und  bei  Teilbefüllung  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet 
in  kWh  angegeben: 


Jg 

h 

Hierbei  ist 

E&dty      =  Gasverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung  in  kWh,  auf  zwei  Dezimal- 
stellen auf-  oder  abgerundet; 

^ciiyVi    =  Gasverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  Teilbefüllung  in  kWh,  auf  zwei  Dezimalstellen  auf- 
oder  abgerundet; 

Egirya    =  zusätzlicher  Stromverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung  in  kWh,  auf 
zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet; 

E&dtyM  a  =  zusätzlicher  Stromverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  Teilbefüllung  in  kWh,  auf  zwei  De- 
zimalstellen auf-  oder  abgerundet; 

k         =  2'5' 

2.  BERECHNUNG  FÜR  DIE  PRODUKTINFORMATION  GEMÄSS  „ANHANG  II  PRODUKTDATENBLATT",  „ANHANG  III 
TECHNISCHE  UNTERLAGEN"  UND  „ANHANG  IV  INFORMATIONEN,  DIE  IN  FÄLLEN  BEREITZUSTELLEN  SIND,  IN 
DENEN  NICHT  DAVON  AUSZUGEHEN  IST,  DASS  DER  NUTZER  DAS  GERÄT  AUSGESTELLT  SIEHT" 

Für  gasbeheizte  Haushaltswäschetrockner  wird  der  Energieverbrauch  (Gas)  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei 
vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung  zum  Zweck  der  Angabe  in  den  Anhängen  II,  III  und  IV  in  kWhGas  auf  zwei 
Dezimalstellen  gerundet  angegeben  als 

AEc(Gfls)  =  160  x  (3  x  Egjxy  +  4  x  Egirym)\7 

Für  gasbeheizte  Haushaltswäschetrockner  wird  der  Energieverbrauch  (Strom)  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei 
vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung  zum  Zweck  der  Angabe  in  den  Anhängen  II,  III  und  IV  in  kWh  auf  zwei 
Dezimalstellen  gerundet  angegeben  als 

AEC(Gas)el  =  160  x  (3  x  Egiry  a  +  4  x  E^I/2  a)/7  +  ((P,  x  T,  x  1 60)  +  P0  x  [5 2 5  600  -  (T,  *  160)  -  (T,  x  160)])/60  x  1  000 


3.  BERECHNUNG  DER  GEWICHTETEN  KONDENSATIONSEFFIZIENZ 

Die  Kondensationseffizienz  eines  Programms  ist  der  Quotient  der  Masse  der  kondensierten,  im  Behälter  eines  Kon- 
densations-Haushaltswäschetrockners  gesammelten  Feuchtigkeit  und  der  der  Befüllung  durch  das  Programm  entzoge- 
nen Feuchtigkeit,  wobei  letztere  die  Differenz  der  Masse  des  nassen  Testfüllguts  vor  dem  Trocknen  und  der  Masse  des 
Testfüllguts  nach  dem  Trocknen  ist.  Zur  Berechnung  der  gewichteten  Kondensationseffizienz  wird  die  durchschnittliche 
Kondensationseffizienz  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung  als  auch  bei  Teilbefüllung 
berücksichtigt. 

Die  gewichtete  Kondensationseffizienz  (Q  eines  Programms  wird  wie  folgt  in  Prozent  berechnet  und  auf  das  nächste 
ganze  Prozent  auf-  oder  abgerundet: 

C,  =  (3*^+4x0^/7 

Hierbei  ist 

Cdry    =  durchschnittliche  Kondensationseffizienz  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung; 

CilyV2  =  durchschnittliche  Kondensationseffizienz  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  Teilbefüllung. 

Die  durchschnittliche  Kondensationseffizienz  C  wird  anhand  der  Werte  für  die  Kondensationseffizienz  der  Testläufe 
berechnet  und  als  Prozentsatz  angegeben: 

(n-l)j^lWi-Wj  J 

Hierbei  ist 

n      die  Zahl  der  Testläufe,  die  mindestens  vier  gültige  Testläufe  für  das  gewählte  Programm  umfassen  müssen; 
;      ist  die  Nummer  des  Testlaufs: 

WKj  ist  die  Masse  des  im  Kondensationsbehälter  beim  Testlauf ;'  gesammelten  Wassers; 
Wj    ist  die  Masse  des  nassen  Testfüllguts  vor  dem  Trocknen; 
Wj  ist  die  Masse  des  Testfüllguts  nach  dem  Trocknen. 


Berichtigung 

(ABl.  2012  L  124/56) 
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Berichtigung  der  Delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  392/2012  der  Kommission  vom  1.  März  2012  zur  Ergänzung 
der  Richtlinie  2010/30/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im  Hinblick  auf  die  Kennzeichnung  von 
Haushaltswäschetrocknern  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch 

(Amtsblatt  der  Europäischen  Union  L  123  vom  9.  Mai  2012) 


Seite  3, 

Artikel 

8: 

anstatt: 

„29.  Mai  2012" 

muss  es 

heißen: 

„29.  Mai  2013". 

Seite  3 

Artikel 

9 

A  n«nf 7  1 ■ 

anstatt: 

„29.  September 

2012" 

muss  es 

heißen: 

„29.  September 

2013". 

Seite  3 

Arh'Wel 

9 

anstatt: 

„29.  Mai  2012 

muss  es 

heißen: 

„29.  Mai  2013". 

Seite  3, 

Artikel 

9 

Absatz  3: 

anstatt: 

„29.  Mai  2012" 

muss  es 

heißen: 

„29.  Mai  2013". 

Seite  3,  Artikel  10  Absatz  2  wird  folgendermaßen  ersetzt: 

anstatt:  „(2)      Sie  gilt  ab  dem  29.  Mai  2012.  Artikel  3  Buchstaben  d  und  e  sowie  Artikel  4  Buchstaben  b,  c 

und  d  gelten  hingegen  ab  29.  September  2012." 

muss  es  heißen:      „(2)      Sie  gilt  ab  dem  29.  Mai  2013.  Artikel  3  Buchstaben  d  und  e  sowie  Artikel  4  Buchstaben  b,  c 
und  d  gelten  hingegen  ab  29.  September  2013." 


Verordnung  (EU)  Nr.  547/2012 

(ABl.  2012  L  165/28) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  547/2012  DER  KOMMISSION 
vom  25.  Juni  2012 

zur  Durchfuhrung  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick   auf  die    Festlegung   von    Anforderungen   an    die   umweltgerechte   Gestaltung  von 

Wasserpumpen 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  21.  Oktober  2009  zur  Schaffung 
eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  energieverbrauchsrelevanter  Produk- 
te ('),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 

nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Gemäß  der  Richtlinie  2009/125/EG  legt  die  Kommission 
Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  („Öko- 
design")  energieverbrauchsrelevanter  Produkte  fest,  die  ein 
erhebliches  Vertriebs-  und  Handelsvolumen  und  erhebli- 
che Umweltauswirkungen  aufweisen  und  deren  Umwelt- 
auswirkungen ohne  übermäßig  hohe  Kosten  erheblich 
verbessert  werden  können. 

(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  der  Richtlinie  2009/125/EG 
erlässt  die  Kommission  nach  dem  in  Artikel  19  Absatz  3 
genannten  Verfahren  unter  Einhaltung  der  in  Artikel  1 5 
Absatz  2  festgelegten  Kriterien  und  nach  Anhörung  des 
Konsultationsforums  gegebenenfalls  Durchführungsmaß- 
nahmen  für  Produkte,  die  in  Elektromotorsystemen 
zum  Einsatz  kommen,  wie  z.  B.  Wasserpumpen. 

(3)  Wasserpumpen  sind  als  Teil  von  Elektromotorsystemen 
für  zahlreiche  Pumpanwendungen  von  Bedeutung.  Die 
Energieeffizienz  dieser  Pumpensysteme  kann  auf  kosten- 
günstige Weise  insgesamt  um  ca.  20  bis  30  %  gesteigert 
werden.  Wenngleich  die  größten  Einsparungen  bei  den 
Motoren  erzielt  werden  können,  kann  auch  der  Einsatz 
energieeffizienter  Pumpen  zu  den  erwünschten  Verbes- 
serungen beitragen.  Wasserpumpen  sind  daher  eines  der 
Produkte,  für  die  vorrangig  Ökodesign-Anforderungen 
festgelegt  werden  sollten. 

(4)  Elektromotorsysteme  umfassen  eine  Reihe  energiever- 
brauchsrelevanter Produkte,  zum  Beispiel  Motoren,  Steue- 
rungen, Pumpen  oder  Ventilatoren.  Zu  diesen  Produkten 
zählen  auch  Wasserpumpen.  Die  Mindestanforderungen 
an  Motoren  sind  in  der  Verordnung  (EG)  Nr.  640/2009 
der  Kommission  (2)  separat  festgelegt.  Die  in  der  vorlie- 
genden Verordnung  festgelegten  Mindestanforderungen 
betreffen  daher  nur  die  hydraulische  Leistung  von  Was- 
serpumpen, nicht  aber  den  Motor. 


(')  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 
(2)  ABl.  L  191  vom  23.7.2009,  S.  26. 


(5)  Viele  Pumpen  werden  nicht  separat,  sondern  als  Bestand- 
teil anderer  Produkte  auf  den  Markt  gebracht.  Im  Inte- 
resse einer  kosteneffizienten  Umsetzung  des  gesamten 
Energieeinsparpotenzials  sollten  die  in  andere  Produkte 
eingebauten  Wasserpumpen  ebenfalls  den  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  unterliegen. 

(6)  Die  Kommission  hat  eine  Vorbereitungsstudie  zur  Ana- 
lyse der  technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen 
Aspekte  von  Wasserpumpen  vorgenommen.  Die  Studie 
wurde  zusammen  mit  Interessengruppen  und  beteiligten 
Akteuren  aus  der  EU  und  Drittländern  durchgeführt,  und 
die  Ergebnisse  wurden  öffentlich  zugänglich  gemacht. 

(7)  Die  Studie  zeigt,  dass  Wasserpumpen  in  der  Europäi- 
schen Union  in  großer  Zahl  auf  den  Markt  kommen. 
Mit  einem  Stromverbrauch  von  insgesamt  109  TWh  im 
Jahr  2005  —  was  einem  CO 2- Ausstoß  von  50  Mt  ent- 
spricht —  weisen  die  Pumpen  vor  allem  in  ihrer  Nut- 
zungsphase einen  ökologisch  bedeutenden  Energiever- 
brauch auf.  Vorhersagen  zufolge  wird  dieser  Verbrauch 
bis  2020  auf  136  TWh  steigen,  wenn  keine  Maßnahmen 
zu  seiner  Begrenzung  getroffen  werden.  Es  wurde  der 
Schluss  gezogen,  dass  der  Stromverbrauch  in  der  Nut- 
zungsphase erheblich  gesenkt  werden  kann. 

(8)  Die  Vorbereitungsstudie  ergab,  dass  der  Stromverbrauch 
in  der  Nutzungsphase  der  einzige  wichtige  Ökodesign- 
Parameter  ist,  der  im  Sinne  von  Anhang  I  Teil  1  der 
Richtlinie  2009/125/EG  mit  der  Produktgestaltung  zu- 
sammenhängt. 

(9)  Verbesserungen  beim  Stromverbrauch  von  Wasserpum- 
pen während  der  Nutzungsphase  sollten  durch  den  Ein- 
satz vorhandener  kostengünstiger,  nicht-proprietärer 
Technologien  erreicht  werden,  die  zu  einer  Verringerung 
der  kombinierten  Gesamtausgaben  für  die  Anschaffung 
und  den  Betrieb  führen  können. 

(10)  Die  Anforderungen  an  den  Energieverbrauch  von  Was- 
serpumpen sollten  in  der  gesamten  Europäischen  Union 
durch  Ökodesign-Vorschriften  harmonisiert  werden,  um 
zu  einem  funktionierenden  Binnenmarkt  und  zur  Verbes- 
serung der  Umweltverträglichkeit  dieser  Produkte  bei- 
zutragen. 

(11)  Den  Herstellern  sollte  ein  angemessener  Zeitrahmen  für 
die  Anpassung  der  Produkte  gewährt  werden.  Der  Zeit- 
plan sollte  so  festgelegt  werden,  dass  einerseits  negative 
Auswirkungen  auf  die  Betriebseigenschaften  von  Wasser- 
pumpen vermieden  und  Auswirkungen  auf  die  Kosten  für 
die  Hersteller,  insbesondere  kleine  und  mittlere  Unterneh- 
men, berücksichtigt  werden,  andererseits  aber  auch  das 
rechtzeitige  Erreichen  der  Ziele  dieser  Verordnung  ge- 
währleistet ist. 

(12)  Der  Energieverbrauch  sollte  anhand  zuverlässiger,  ge- 
nauer und  reproduzierbarer  Messverfahren  ermittelt  wer- 
den, die  dem  anerkannten  Stand  der  Technik  sowie  ge- 
gebenenfalls harmonisierten  Normen  Rechnung  tragen, 
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die  von  europäischen  Normungsgremien  erlassen  wur- 
den, die  in  Anhang  I  der  Richtlinie  98/34/EG  des  Euro- 
päischen Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Juni  1998 
über  ein  Informationsverfahren  auf  dem  Gebiet  der  Nor- 
men und  technischen  Vorschriften  und  der  Vorschriften 
über  die  Dienste  der  Informationsgesellschaft  (')  auf- 
geführt sind. 

(13)  Diese  Verordnung  sollte  die  Marktdurchdringung  von 
Technologien  zur  Verringerung  der  Umweltauswirkungen 
von  Wasserpumpen  während  ihres  Lebenszyklus  erhöhen 
und  damit  gegenüber  einem  Szenario,  in  dem  keine  Maß- 
nahmen getroffen  werden,  bis  2020  zu  geschätzten  Ener- 
gieeinsparungen von  3,3  TWh  führen. 

(14)  Nach  Artikel  8  Absatz  2  der  Richtlinie  2009/125/EG 
sollten  in  dieser  Verordnung  die  geltenden  Konformitäts- 
bewertungsverfahren festgelegt  werden. 

(15)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  in  den  technischen  Unterlagen  die  in  den  An- 
hängen IV  und  V  der  Richtlinie  2009/125/EG  genannten 
Informationen  angeben. 

(16)  Im  Interesse  einer  weiteren  Begrenzung  der  Umweltaus- 
wirkungen von  Wasserpumpen  sollten  die  Hersteller  auch 
einschlägige  Informationen  zum  Zerlegen,  zum  Recycling 
und  zur  Entsorgung  nach  der  endgültigen  Außerbetrieb- 
nahme  bereitstellen. 

(17)  Es  sollten  Referenzwerte  für  derzeit  verfügbare  Technolo- 
gien mit  hoher  Energieeffizienz  ermittelt  werden.  Dies 
wird  dazu  beitragen,  die  breite  Verfügbarkeit  und  leichte 
Zugänglichkeit  von  Informationen  insbesondere  für 
kleine  und  mittlere  Unternehmen  (KMU)  zu  gewährleis- 
ten, was  die  Integration  der  besten  verfügbaren  Technolo- 
gien zur  Verringerung  des  Energieverbrauchs  weiter  er- 
leichtern wird. 

(18)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  1 9  Absatz  1 
der  Richtlinie  2009/125/EG  eingesetzten  Ausschusses  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Anwendungsbereich 

(1)  In  dieser  Verordnung  werden  Anforderungen  an  die  um- 
weltgerechte Gestaltung  („Ökodesign")  von  Kreiselpumpen  zum 
Pumpen  von  sauberem  Wasser  im  Hinblick  auf  das  Inverkehr- 
bringen dieser  Geräte  festgelegt,  die  auch  gelten,  wenn  die  Pum- 
pen in  andere  Produkte  eingebaut  sind. 

(2)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für 

a)  Wasserpumpen,  die  speziell  für  das  Pumpen  von  sauberem 
Wasser  bei  Temperaturen  unter  -  10  °C  oder  über  120  °C 
ausgelegt  sind,  mit  Ausnahme  der  in  Anhang  II  Nummer  2 
Punkte  11  bis  13  festgelegten  Informationsanforderungen; 

b)  Wasserpumpen,  die  nur  zur  Brandbekämpfung  bestimmt 
sind; 

c)  Verdränger-Wasserpumpen; 

d)  selbstansaugende  Wasserpumpen. 


0  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 


Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  in  der  Richtlinie 
2009/125/EG  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen: 

1.  „Wasserpumpe"  bezeichnet  den  hydraulischen  Teil  eines  Ge- 
räts zum  Pumpen  von  sauberem  Wasser  auf  physische  oder 
mechanische  Weise  in  einer  der  folgenden  Bauarten: 

—  Wasserpumpe  mit  axialem  Eintritt,  eigene  Lagerung 
(ESOB) 

—  Wasserpumpe  mit  axialem  Eintritt,  Blockausführung 

(ESCC); 

—  Block-Wasserpumpe  mit  axialem  Eintritt,  Inlineausfüh- 
rung  (ESCCi); 

—  mehrstufige  vertikale  Wasserpumpe  (MS-V); 

—  mehrstufige  Tauch-Wasserpumpe  (MSS); 

2.  „Wasserpumpe  mit  axialem  Eintritt"  bezeichnet  eine  einstufige 
Trockenläufer-Wasserkreiselpumpe  mit  axialem  Eintritt,  die 
für  einen  Druck  von  bis  zu  16  bar  ausgelegt  ist  und  eine 
spezifische  Drehzahl  ns  zwischen  6  und  80  min-1,  einen 
Nennförderstrom  von  mindestens  6  m3/h  (1.667-10-3 
m3/s),  eine  maximale  Wellenleistung  von  150  kW,  eine 
maximale  Förderhöhe  von  90  m  bei  einer  Nenndrehzahl 
von  1  450  min-1  und  eine  maximale  Förderhöhe  von 
140  m  bei  einer  Nenndrehzahl  von  2  900  min-1  aufweist; 

3.  „Nennförderstrom"  bezeichnet  den  vom  Hersteller  unter  nor- 
malen Betriebsbedingungen  garantierten  Förderstrom  bei 
einer  bestimmten  Förderhöhe; 

4.  „Trockenläuferpumpe"  bezeichnet  eine  Pumpe  mit  abgedichte- 
ter Wellenverbindung  zwischen  dem  Laufrad  im  Pumpen- 
gehäuse und  dem  Motor,  bei  der  der  Antriebsmotor  somit 
trocken  bleibt; 

5.  „Wasserpumpe  mit  axialem  Eintritt,  Grundplattenausfiihmng" 
(ESOB)  bezeichnet  eine  Wasserpumpe  mit  axialem  Eintritt 
und  eigenen  Lagern; 

6.  ,Wasserpumpe  mit  axialem  Eintritt,  Blockausführung"  (ESCC) 
bezeichnet  eine  Wasserpumpe  mit  axialem  Eintritt,  bei 
der  die  verlängerte  Motorwelle  gleichzeitig  als  Pumpenwelle 
dient; 

7.  „Block-Wasserpumpe  mit  axialem  Eintritt,  Inlineausfühmng" 
(ESCCi)  bezeichnet  eine  Wasserpumpe,  bei  der  Einlass- 
und Druckstutzen  der  Pumpe  auf  einer  Achse  liegen; 

8.  „mehrstufige  vertikale  Wasserpumpe"  (MS-V)  bezeichnet  eine 
mehrstufige  (i  >  1)  Trockenläufer- Wasserkreiselpumpe,  bei 
der  die  Laufräder  auf  einer  vertikal  angeordneten  Welle 
befestigt  sind  und  die  für  einen  Druck  von  bis  zu  25  bar 
ausgelegt  ist  und  eine  Nenndrehzahl  von  2  900  min-1  so- 
wie einen  maximalen  Förderstrom  von  100  m3/h 
(27.78-10-3  m3/s)  aufweist; 

9.  „mehrstufige  Tauch-Wasse)-pumpe"  (MSS)  bezeichnet  eine 
mehrstufige  (i  >  1)  Wasserkreiselpumpe  mit  einem  äußeren 
Nenndurchmesser  von  4"  (10,16  cm)  oder  6"  (15,24  cm), 
die  für  den  Betrieb  in  einem  Bohrloch  bei  Betriebstempera- 
turen zwischen  0  °C  und  90  °C  und  mit  einer  Nenndreh- 
zahl von  2  900  min-1  ausgelegt  ist; 
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10.  „Wasserkreiselpumpe"  bezeichnet  eine  Wasserpumpe,  die  sau- 
beres Wasser  mittels  hydrodynamischer  Kräfte  bewegt; 

1 1 .  „Verdränger-Wasserpumpe"  bezeichnet  eine  Wasserpumpe,  die 
sauberes  Wasser  durch  Einschließen  eines  bestimmten  Was- 
servolumens und  dessen  Verdrängung  zum  Pumpenauslass 
bewegt; 

12.  „selbstansaugende  Wasserpumpe"  bezeichnet  eine  Wasser- 
pumpe zum  Pumpen  von  sauberem  Wasser,  die  auch 
dann  anspringt  und/oder  arbeitet,  wenn  sie  nur  teilweise 
mit  Wasser  gefüllt  ist; 

13.  „sauberes  Wasser"  bezeichnet  Wasser  mit  einem  Gehalt  an 
nicht  absorbierenden  freien  Feststoffen  von  höchstens 
0,25  kg/m3  und  einem  Gehalt  an  gelösten  Feststoffen  von 
höchstens  50  kg/m3,  wobei  der  Gesamtgasgehalt  des  Was- 
sers das  Sättigungsvolumen  nicht  überschreitet.  Zusätze,  die 
ein  Gefrieren  des  Wassers  bei  bis  zu  -  10  °C  verhindern, 
werden  dabei  nicht  berücksichtigt. 

Weitere  Begriffsbestimmungen  für  die  Zwecke  der  Anhänge  II 
bis  V  enthält  Anhang  I. 

Artikel  3 

Ökodesign-  Anforderungen 

Die  Mindesteffizienzanforderungen  und  die  Informationsanfor- 
derungen in  Bezug  auf  Wasserkreiselpumpen  sind  in  Anhang  II 
aufgeführt. 

Die  Ökodesign-Anforderungen  treten  nach  folgendem  Zeitplan 
in  Kraft: 

1.  ab  dem  1.  Januar  2013  müssen  Wasserpumpen  mindestens 
den  in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstabe  a  festgelegten  Wir- 
kungsgrad aufweisen; 

2.  ab  dem  1.  Januar  2015  müssen  Wasserpumpen  mindestens 
den  in  Anhang  II  Nummer  1  Buchstabe  b  festgelegten  Wir- 
kungsgrad aufweisen; 

3.  ab  dem  1.  Januar  2013  müssen  die  zu  Wasserpumpen  be- 
reitgestellten Informationen  den  in  Anhang  II  Nummer  2 
aufgeführten  Anforderungen  entsprechen. 

Die  Einhaltung  der  Ökodesign-Anforderungen  wird  anhand  der 
in  Anhang  III  aufgeführten  Vorgaben  gemessen  und  berechnet. 


Für  andere  in  Anhang  I  Teil  1  der  Richtlinie  2009/125/EG 
genannte  Ökodesign-Parameter  sind  keine  Ökodesign-Anforde- 
rungen erforderlich. 

Artikel  4 

Konformitätsbewertung 

Das  in  Artikel  8  Absatz  2  der  Richtlinie  2009/125/EG  genannte 
Verfahren  zur  Konformitätsbewertung  ist  das  in  Anhang  IV  der 
genannten  Richtlinie  beschriebene  System  der  internen  Ent- 
wurfskontrolle oder  das  in  Anhang  V  der  genannten  Richtlinie 
beschriebene  Managementsystem  für  die  Konformitätsbewer- 
tung. 

Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie 
2009/125/EG  genannten  Marktaufsichtsprüfungen  hinsichtlich 
der  Erfüllung  der  Ökodesign-Anforderungen  des  Anhangs  II 
wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  das  in  Anhang  IV 
beschriebene  Nachprüfungsverfahren  an. 

Artikel  6 

Unverbindliche  Referenzwerte 

Unverbindliche  Referenzwerte  für  die  Wasserpumpen  mit  der 
besten  Leistung,  die  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser 
Verordnung  auf  dem  Markt  sind,  enthält  Anhang  V. 

Artikel  7 
Überprüfung 

Spätestens  vier  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 
überprüft  die  Kommission  die  Verordnung  unter  Berücksichti- 
gung des  technischen  Fortschritts  und  übermittelt  dem  Konsul- 
tationsforum die  Ergebnisse  dieser  Uberprüfung.  Ziel  der  Uber- 
prüfung ist  die  Annahme  eines  erweiterten  Produktkonzepts. 

Die  Kommission  überprüft  die  bei  der  Berechnung  der  Energie- 
effizienz angewandten  Toleranzen  vor  dem  1.  Januar  2014. 

Artikel  8 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 


Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  25.  Juni  2012 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 
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ANHANG  I 


Begriffsbestimmungen  für  die  Zwecke  der  Anhänge  II  bis  V 

Für  die  Zwecke  der  Anhänge  II  bis  V  gelten  die  folgenden  Begriffsbestimmungen: 

1.  „Laufrad"  bezeichnet  den  sich  drehenden  Teil  einer  Kreiselpumpe,  der  Energie  auf  das  Wasser  übertragt: 

2.  „volles  Laufrad"  bezeichnet  ein  Laufrad  mit  maximalem  Durchmesser,  für  den  in  den  Katalogen  der  Pumpenhersteller 
Leistungsmerkmale  in  Bezug  auf  die  jeweilige  Pumpengröße  angegeben  sind: 

3.  „spezifische  Drehzahl"  (ns)  bezeichnet  eine  dimensionale  Größe,  die  die  Form  des  Pumpenlaufrads  anhand  der  Förder- 
höhe, des  Förderstroms  und  der  Drehzahl  (n)  charakterisiert: 


VQbep       r    •  -Ii 
ns  =  n  •   T    [min  J 

(KHBEP)' 

dabei  gilt: 

—  „Förderhöhe"  (H)  bezeichnet  die  durch  die  Wasserpumpe  in  einem  bestimmten  Betriebspunkt  bewirkte  Erhöhung  der 
hydraulischen  Energie  des  Wassers  in  Meter  [m]; 

—  „Drehzahl"  (n)  bezeichnet  die  Anzahl  der  Umdrehungen  der  Welle  pro  Minute  [min-1]; 

—  „Förderstrom"  (Q)  bezeichnet  den  Wasservolumenstrom  durch  die  Pumpe  [m3/s]. 

—  „Stufe"  (i)  bezeichnet  die  Position  eines  Laufrads  in  einer  Reihe  von  Laufrädern: 

—  „Bestpunkt"  (BEP)  bezeichnet  den  Betriebspunkt  der  Wasserpumpe,  an  dem  sie  bei  Einsatz  mit  sauberem  kaltem 
Wasser  den  besten  hydraulischen  Pumpenwirkungsgrad  aufweist: 

4.  „hydraulischer  Pumpenwirkungsgrad"  (q)  bezeichnet  das  Verhältnis  der  mechanischen  Leistung,  die  während  des  Durch- 
strömens der  Pumpe  an  die  Flüssigkeit  abgegeben  wird,  zu  der  von  der  Pumpe  an  ihrer  Welle  aufgenommenen 
mechanischen  Eingangsleistung; 

5.  „sauberes  kaltes  Wasser"  bezeichnet  bei  der  Prüfung  der  Pumpe  zu  verwendendes  sauberes  Wasser  mit  einer  maximalen 
kinematischen  Viskosität  von  1,5  x  1(T6  m2/s,  einer  maximalen  Dichte  von  1  050  kg/m3  und  einer  Höchsttemperatur 
von  40  °C: 

6.  „Teillast"  (PL)  bezeichnet  den  Betriebspunkt  der  Wasserpumpe,  bei  dem  der  Förderstrom  75  %  des  im  Bestpunkt 
vorliegenden  Förderstroms  beträgt: 

7.  „Überlast"  (OL)  bezeichnet  den  Betriebspunkt  der  Wasserpumpe,  bei  dem  der  Förderstrom  110%  des  im  Bestpunkt 
vorliegenden  Förderstroms  beträgt; 

8.  der  „Mindesteffizienzindex"  (MEI)  ist  eine  dimensionslose  Größe  für  den  hydraulischen  Pumpenwirkungsgrad  im  Best- 
punkt sowie  bei  Teil-  und  Überlast; 

9.  „C"  ist  eine  Konstante  für  die  einzelnen  Wasserpumpenarten  zur  Quantifizierung  der  Unterschiede  im  Wirkungsgrad 
dieser  Pumpenarten. 


ANHANG  n 


Ökodesign-Anforderungen  an  Wasserpumpen 

1.  EFFIZIENZANFORDERUNGEN 

a)  Ab  dem  1.  Januar  2013  müssen  Wasserpumpen  mindestens  folgenden  Wirkungsgrad  aufweisen: 

—  im  Bestpunkt  (BEP)  bei  Messung  gemäß  Anhang  III  und  nach  Berechnung  mit  dem  Wert  C  für  MEI  =0,1 
gemäß  Anhang  III  mindestens  (nBEP)  min  leqll; 

—  bei  Teillast  (PL)  bei  Messung  gemäß  Anhang  III  und  nach  Berechnung  mit  dem  Wert  C  für  MEI  =  0,1  gemäß 
Anhang  III  mindestens  (nPL)  min  requ; 

—  bei  Überlast  (OL)  bei  Messung  gemäß  Anhang  III  und  nach  Berechnung  mit  dem  Wert  C  für  MEI  =  0,1  gemäß 
Anhang  III  mindestens  (nOL)  nlin  requ. 

b)  Ab  dem  1.  Januar  2015  müssen  Wasserpumpen  mindestens  folgenden  Wirkungsgrad  aufweisen: 

—  im  Bestpunkt  (BEP)  bei  Messung  gemäß  Anhang  III  und  nach  Berechnung  mit  dem  Wert  C  für  MEI  =  0,4 
gemäß  Anhang  III  mindestens  (nBEP)  min  lequ; 

—  bei  Teillast  (PL)  bei  Messung  gemäß  Anhang  III  und  nach  Berechnung  mit  dem  Wert  C  für  MEI  =  0,4  gemäß 
Anhang  III  mindestens  (nPL)  min  requ,\ 

—  bei  Überlast  (OL)  bei  Messung  gemäß  Anhang  III  und  nach  Berechnung  mit  dem  Wert  C  für  MEI  =  0,4  gemäß 
Anhang  III  mindestens  (nOL)  min  requ. 

2.  ANFORDERUNGEN  AN  DIE  PRODUKTINFORMATIONEN 

Ab  dem  1.  Januar  2013  müssen  die  unter  den  Punkten  1  bis  15  aufgeführten  Informationen  zu  den  in  Artikel  1 
genannten  Wasserpumpen  wie  folgt  bereitgestellt  werden: 

a)  in  der  technischen  Dokumentation  der  Wasserpumpen: 

b)  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  der  Wasserpumpenhersteller. 

Die  Informationen  werden  in  der  Reihenfolge  der  Punkte  1  bis  1  5  angegeben.  Die  unter  den  Punkten  1  sowie  3  bis  6 
genannten  Informationen  sind  dauerhaft  auf  oder  nahe  dem  Leistungsschild  der  Wasserpumpe  anzubringen. 

1.  Mindesteffizienzindex:  MEI  >  [x,xx]; 

2.  Standardtext:  „Der  Referenzwert  MEI  für  Wasserpumpen  mit  dem  besten  Wirkungsgrad  ist  >  0,70"  oder  alternativ 
die  Angabe  „Referenzwert  MEI  >  0,70": 

3.  Baujahr; 

4.  Herstellername  oder  Warenzeichen,  amtliche  Registrierungsnummer  und  Herstellungsort: 

5.  Angabe  zu  Art  und  Größe  des  Produkts: 

6.  hydraulischer  Pumpenwirkungsgrad  (%)  bei  korrigiertem  Laufraddurchmesser  [xx,x]  oder  alternativ  die  Angabe 

[-.-]; 

7.  Leistungskurven  der  Pumpe,  einschließlich  Effizienzkennlinien; 

8.  Standardtext:  „Der  Wirkungsgrad  einer  Pumpe  mit  einem  korrigierten  Laufrad  ist  gewöhnlicher  niedriger  als  der 
einer  Pumpe  mit  vollem  Laufraddurchmesser.  Durch  die  Korrektur  des  Laufrads  wird  die  Pumpe  an  einen  be- 
stimmten Betriebspunkt  angepasst,  wodurch  sich  der  Energieverbrauch  verringert.  Der  Mindesteffizienzindex  (MEI) 
bezieht  sich  auf  den  vollen  Laufraddurchmesser."; 

9.  Standardtext:  „Der  Betrieb  dieser  Wasserpumpe  bei  unterschiedlichen  Betriebspunkten  kann  effizienter  und  wirt- 
schaftlicher sein,  wenn  sie  z.  B.  mittels  einer  variablen  Drehzahlsteuerung  gesteuert  wird,  die  den  Pumpenbetrieb 
an  das  System  anpasst."; 

10.  Informationen  für  das  Zerlegen,  das  Recycling  oder  die  Entsorgung  nach  der  endgültigen  Außerbetriebnahme; 

11.  Standardtext  für  Wasserpumpen,  die  nur  zum  Pumpen  von  sauberem  Wasser  bei  Temperaturen  unter  -  10  °C 
bestimmt  sind:  „Nur  für  die  Verwendung  bei  unter  -  10  °C  bestimmt": 


12.  Standardtext  für  Wasserpumpen,  die  nur  zum  Pumpen  von  sauberem  Wasser  bei  Temperaturen  über  120°C 
bestimmt  sind:  „Nur  für  die  Verwendung  bei  über  120  °C  bestimmt"; 

13.  Bei  Pumpen,  die  speziell  für  das  Pumpen  von  sauberem  Wasser  bei  Temperaturen  unter  -  10  °C  oder  über  120  °C 
ausgelegt  sind,  gibt  der  Hersteller  die  einschlägigen  technischen  Parameter  und  Merkmale  an; 

14.  Standardtext:  „Informationen  zum  Effizienzreferenzwert  sind  unter  [www.xxxxxxxxx.xxx]  abrufbar: 

15.  Referenzwertdarstellung  für  MEI  =  0,7  für  die  Pumpe  auf  der  Grundlage  des  Musters  in  der  Abbildung.  Eine 
ähnliche  Abbildung  ist  auch  für  MEI  =  0,4  bereitzustellen. 

Abbildung 

Beispiel  einer  Referenzwertdarstellung  für  ESOB  2900 


Es  können  weitere  Informationen  hinzugefügt  und  durch  Grafiken,  Abbildungen  oder  Symbole  ergänzt  werden. 


ANHANG  III 


Messungen  und  Berechnungen 

Für  die  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  werden  Messungen  und 
Berechnungen  unter  Verwendung  harmonisierter  Normen,  deren  Nummern  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffent- 
licht wurden,  oder  anderer  zuverlässiger,  genauer  und  reproduzierbarer  Verfahren  vorgenommen,  die  dem  anerkannten 
Stand  der  Technik  Rechnung  tragen  und  deren  Ergebnisse  als  mit  geringer  Unsicherheit  behaftet  gelten.  Sie  müssen  allen 
nachstehenden  technischen  Parametern  entsprechen. 

Der  hydraulische  Pumpenwirkungsgrad  im  Sinne  von  Anhang  I  wird  bei  vollem  Laufraddurchmesser  mit  sauberem  kaltem 
Wasser  für  die  Förderhöhe  und  den  Förderstrom  im  Bestpunkt  (BEP)  sowie  bei  Teillast  (PL)  und  Überlast  (OL)  gemessen. 

Der  mindestens  erforderliche  Wirkungsgrad  im  Bestpunkt  (BEP)  wird  anhand  folgender  Formel  berechnet: 

(iBEP)  nlin  requ  =  88,59  x  +  13,46  y  -  11,48  x2  -  0,85  y2  -  0,38  *  y  -  CPllmpType  ,.pm 

Dabei  gilt: 

x  =  In  (ns):  y  =  In  (Q)  und  In  =  natürlicher  Logarithmus  und  Q  =  Förderstrom  in  [m3/h];  ns  =  spezifische  Drehzahl  in 
[min-1];  C  =  Wert  aus  Tabelle  1. 

Der  Wert  C  hängt  von  der  Pumpenart  und  der  Nenndrehzahl  sowie  vom  Wert  des  MEI  ab. 


Tabelle  1 

Mindesteffizienzindex  (MEI)  und  entsprechender  Wert  C  nach  Pumpenart  und  Drehzahl 


 ■  Wert  C  für  MEI 

'"PumpType,  rpm  — 

MEI  =  0,10 

MEI  =  0,40 

C  (ESOB,  1  450) 

132,58 

128,07 

C  (ESOB,  2  900) 

135,60 

130,27 

C  (ESCC,  1  450) 

132,74 

128,46 

C  (ESCC,  2  900) 

135,93 

130,77 

C  (ESCCI,  1  450) 

136,67 

132,30 

C  (ESCCI,  2  900) 

139,45 

133,69 

C  (MS-V,  2  900) 

138,19 

133,95 

C  (MSS,  2  900) 

134,31 

128,79 

Die  Anforderungen  bei  Teil-(PL-)  und  Überlast-(OL-)  Bedingungen  sind  etwas  niedriger  als  bei  einem  Förderstrom  von 
100  %  (nBEP). 


(iPL)miii.  requ 

0,947 

vlBEPlmin,  requ 

(floÖmin.  requ 

0,985 

(^BEptmin,  requ 

Alle  Wirkungsgrade  beziehen  sich  auf  den  vollen  (nicht  korrigierten)  Laufraddurchmesser.  Mehrstufige  vertikale  Wasser- 
pumpen sind  mit  der  dreistufigen  Version  (i  =  3)  zu  prüfen.  Mehrstufige  Tauchpumpen  sind  mit  der  neunstufigen  Version 
(i  =  9)  zu  prüfen.  Wird  ein  bestimmtes  Produkt  nicht  mit  der  jeweiligen  Stufenanzahl  angeboten,  ist  die  Pumpe  mit  der 
nächsthöheren  Stufenanzahl  zu  verwenden. 


ANHANG  IV 


Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  für  die  Anforderungen  in  Anhang  II  das  folgende  Nachprüfungs- 
verfahren an: 

1.  Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  eine  einzige  Einheit  je  Modell  und  stellen  den  Behörden  der  anderen  Mit- 
gliedstaaten Informationen  zu  den  Prüfergebnissen  zur  Verfügung. 

2.  Das  Modell  gilt  als  konform  mit  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  wenn  der  im  Bestpunkt  sowie  bei  Teil-  und 
Überlast  gemessene  hydraulische  Pumpenwirkungsgrad  (nBEP,  nPL,  r|0L)  die  in  Anhang  II  aufgeführten  Werte  um  nicht 
mehr  als  5  %  unterschreitet. 

3.  Wird  das  unter  Nummer  2  geforderte  Ergebnis  nicht  erreicht,  so  prüft  die  Marktaufsichtsbehörde  drei  zufällig  aus- 
gewählte weitere  Einheiten  und  stellt  den  Behörden  der  anderen  Mitgliedstaaten  sowie  der  Europäischen  Kommission 
Informationen  zu  den  Testergebnissen  bereit. 

4.  Das  Modell  gilt  als  konform  mit  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  wenn  die  Pumpe  die  folgenden  drei  Einzel- 
prüfungen besteht: 

—  das  arithmetische  Mittel  des  hydraulischen  Wirkungsgrads  der  drei  Einheiten  im  Bestpunkt  BEP  (nBEP)  unterschrei- 
tet die  in  Anhang  II  aufgeführten  Werte  um  nicht  mehr  als  5  %  und 

—  das  arithmetische  Mittel  des  hydraulischen  Wirkungsgrads  der  drei  Einheiten  bei  Teillast  (n,PL)  unterschreitet  die  in 
Anhang  II  aufgeführten  Werte  um  nicht  mehr  als  5  %  und 

—  das  arithmetische  Mittel  des  hydraulischen  Wirkungsgrads  der  drei  Einheiten  bei  Überlast  (nOL)  unterschreitet  die  in 
Anhang  II  aufgeführten  Werte  um  nicht  mehr  als  5  %. 

5.  Werden  die  unter  Nummer  4  geforderten  Ergebnisse  nicht  erreicht,  so  wird  angenommen,  dass  das  Modell  den 
Anforderungen  dieser  Verordnung  nicht  entspricht. 

Zur  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  wenden  die  Mitgliedstaaten 
die  in  Anhang  III  genannten  Verfahren  und  harmonisierte  Normen  an,  deren  Nummern  im  Amtsblatt  der  Europäischen 
Union  veröffentlicht  wurden,  oder  andere  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Verfahren,  die  dem  anerkannten  Stand 
der  Technik  Rechnung  tragen  und  deren  Ergebnisse  als  mit  geringer  Unsicherheit  behaftet  gelten. 


ANHANG  V 


Unverbindliche  Referenzwerte  gemäß  Artikel  6 


Zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  ist  der  unverbindliche  Referenzwert  für  die  beste  auf  dem  Markt 
verfügbare  Technologie  für  Wasserpumpen  ein  Mindesteffizienzindex  (MEI)  >  0,70. 
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Verordnung  (EU)  Nr.  932/2012 

(ABl.  2012  L  278/1) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  932/2012  DER  KOMMISSION 
vom  3.  Oktober  2012 

zur  Durchführung  der  Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick   auf  die    Festlegung   von   Anforderungen   an    die   umweltgerechte    Gestaltung  von 

Haushaltswäschetrocknern 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  21.  Oktober  2009  zur  Schaffung 
eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  energieverbrauchsrelevanter  Produk- 
te ('),  insbesondere  auf  Artikel  15  Absatz  1, 

nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Gemäß  der  Richtlinie  2009/125/EG  sollte  die  Kommis- 
sion Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung 
(„Ökodesign")  energiebetriebener  Produkte  festlegen,  die 
ein  erhebliches  Vertriebs-  und  Handelsvolumen,  eine  er- 
hebliche Umweltauswirkung  und  ein  erhebliches  Poten- 
zial für  Verbesserungen  ihrer  Umweltauswirkung  ohne 
übermäßig  hohe  Kosten  aufweisen. 

(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  Buchstabe  a  der  Richtlinie 
2009/125/EG  erlässt  die  Kommission  gegebenenfalls  eine 
Durchführungsmaßnahme  für  Haushaltsgeräte,  darunter 
Haushaltswäschetrockner. 

(3)  Die  Kommission  hat  in  einer  vorbereitenden  Studie  die 
technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen  Aspekte 
der  üblicherweise  im  Haushalt  verwendeten  Haushalts- 
wäschetrockner untersucht.  Die  Studie  wurde  zusammen 
mit  Interessengruppen  und  betroffenen  Kreisen  aus  der 
EU  und  Drittländern  durchgeführt,  und  die  Ergebnisse 
wurden  öffentlich  zugänglich  gemacht. 

(4)  Diese  Verordnung  sollte  Erzeugnisse  erfassen,  die  zum 
Trocknen  von  Wäsche  in  Haushalten  konzipiert  sind. 

(5)  Kombinierte  Haushalts-Wasch-Trockenautomaten  weisen 
besondere  Merkmale  auf  und  sollten  deshalb  vom  An- 
wendungsbereich dieser  Verordnung  ausgenommen  wer- 
den. 


0  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 


(6)  Der  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  relevante  Umwelt- 
aspekt von  Haushaltswäschetrocknern  ist  der  Energiever- 
brauch in  der  Betriebsphase.  Der  jährliche  Stromver- 
brauch von  Haushaltswäschetrocknern  in  der  Europäi- 
schen Union  im  Jahr  2005  wird  auf  21  TWh  geschätzt. 
Falls  keine  spezifischen  Maßnahmen  getroffen  werden, 
wird  der  jährliche  Stromverbrauch  nach  Vorhersagen 
bis  2020  auf  31  TWh  ansteigen.  Durch  die  vorbereitende 
Studie  ist  belegt,  dass  der  Stromverbrauch  der  dieser  Ver- 
ordnung unterliegenden  Erzeugnisse  erheblich  gesenkt 
werden  kann. 

(7)  Daneben  zeigt  die  vorbereitende  Studie,  dass  Anforderun- 
gen an  andere  Ökodesign-Parameter,  die  in  Anhang  I  Teil 
1  der  Richtlinie  2009/125/EG  genannt  werden,  nicht  er- 
forderlich sind,  da  der  Energieverbrauch  von  Haushalts- 
wäschetrocknern in  der  Betriebsphase  bei  Weitem  der 
wichtigste  Umweltaspekt  ist.  Gemäß  Artikel  6  Absatz  2 
der  Richtlinie  2009/125/EG  dürfen  die  Mitgliedstaaten 
das  Inverkehrbringen  und/oder  die  Inbetriebnahme  von 
Haushaltswäschetrocknern  in  ihrem  Hoheitsgebiet  nicht 
unter  Berufung  auf  Ökodesign-Anforderungen  betreffend 
die  in  Anhang  I  Teil  1  der  Richtlinie  genannten  Öko- 
design-Parameter, für  die  nach  dieser  Verordnung  keine 
Ökodesign-Anforderung  erforderlich  ist,  untersagen,  be- 
schränken oder  behindern. 

(8)  Eine  Verringerung  des  Energieverbrauchs  von  Haushalts- 
wäschetrocknern sollte  durch  Anwendung  bestehender 
kostengünstiger  und  herstellerneutraler  Technologien  er- 
reicht werden,  die  zu  einer  Verringerung  der  kombinier- 
ten Gesamtausgaben  für  die  Anschaffung  und  den  Betrieb 
dieser  Geräte  führen  können. 

(9)  Die  Ökodesign-Anforderungen  sollten  aus  Endnutzersicht 
die  Funktion  des  Produkts  nicht  beeinträchtigen  und 
keine  Nachteile  für  Gesundheit,  Sicherheit  oder  Umwelt 
mit  sich  bringen.  Insbesondere  sollte  der  Nutzen  einer 
Verringerung  des  Energieverbrauchs  während  der  Be- 
triebsphase etwaige  zusätzliche  Umweltauswirkungen 
während  der  Produktions-  und  der  Entsorgungsphase 
überwiegen. 

(10)  Die  Ökodesign-Anforderungen  sollten  schrittweise  in 
Kraft  treten,  um  den  Herstellern  einen  ausreichenden 
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Zeitraum  für  die  Anpassung  der  dieser  Verordnung  un- 
terliegenden Erzeugnisse  einzuräumen.  Der  Zeitplan 
sollte  so  festgelegt  werden,  dass  einerseits  negative  Aus- 
wirkungen auf  die  Betriebseigenschaften  der  auf  dem 
Markt  befindlichen  Geräte  vermieden  und  Auswirkungen 
auf  die  Kosten  für  die  Endnutzer  und  Hersteller,  ins- 
besondere kleine  und  mittlere  Unternehmen,  berücksich- 
tigt werden,  andererseits  aber  auch  das  rechtzeitige  Errei- 
chen der  Ziele  dieser  Verordnung  gewährleistet  ist. 

(11)  Die  einschlägigen  Produktparameter  sollten  unter  Ver- 
wendung zuverlässiger,  genauer  und  reproduzierbarer 
Messmethoden  ermittelt  werden,  die  dem  anerkannten 
Stand  der  Messtechnik  sowie  gegebenenfalls  harmonisier- 
ten Normen  Rechnung  tragen,  die  von  den  in  Anhang  I 
der  Richtlinie  98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments 
und  des  Rates  vom  22.  Juni  1998  über  ein  Informations- 
verfahren auf  dem  Gebiet  der  Normen  und  technischen 
Vorschriften  und  der  Vorschriften  für  die  Dienste  der 
Informationsgesellschaft  (')  aufgeführten  europäischen 
Normungsgremien  erlassen  wurden. 

(12)  Nach  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/125/EG  sollten  in 
dieser  Verordnung  die  geltenden  Konformitätsbewer- 
tungsverfahren festgelegt  werden. 

(1 3)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  in  den  technischen  Unterlagen  gemäß  den  An- 
hängen V  und  VI  der  Richtlinie  2009/125/EG  Angaben 
in  Bezug  auf  die  einschlägigen  Anforderungen  dieser  Ver- 
ordnung machen. 

(14)  Neben  den  rechtsverbindlichen  Anforderungen  dieser 
Verordnung  sollten  unverbindliche  Referenzwerte  für  der- 
zeit beste  verfügbare  Technologien  festgelegt  werden,  um 
die  breite  Verfügbarkeit  und  leichte  Zugänglichkeit  von 
Informationen  über  die  Umweltauswirkungen  der  dieser 
Verordnung  unterliegenden  Erzeugnisse  über  den  gesam- 
ten Lebenszyklus  zu  gewährleisten. 

(1 5)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  ent- 
sprechen der  Stellungnahme  des  in  Artikel  19  Absatz  1 
der  Richtlinie  2009/125/EG  genannten  Ausschusses  — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

(1)  Diese  Verordnung  legt  Anforderungen  an  die  umwelt- 
gerechte Gestaltung  („Ökodesign")  von  mit  Netzstrom  betriebe- 
nen elektrischen  Haushaltswäschetrocknern,  gasbeheizten  Haus- 
haltswäschetrocknern und  Einbau-Haushaltswäschetrocknern, 
einschließlich  solcher  Geräte,  die  für  einen  anderen  Gebrauch 
als  im  Haushalt  verkauft  werden,  fest. 

(2)  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für  kombinierte  Haushalts- 
Wasch-Trockenautomaten  und  Haushalts-Wäscheschleudern. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  in  Artikel  2  der  Richt- 
linie 2009/125/EG  gelten  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung 
folgende  Begriffsbestimmungen: 


0  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 


1.  „Haushaltswäschetrockner"  bezeichnet  ein  Gerät,  in  dem 
Textilien  durch  Umwälzung  in  einer  rotierenden,  von  er- 
wärmter Luft  durchströmten  Trommel  getrocknet  werden, 
und  das  hauptsächlich  für  die  Benutzung  zu  nicht  gewerb- 
lichen Zwecken  ausgelegt  ist; 

2.  „Einbau-Haushaltswäschetrockner"  bezeichnet  einen  Haus- 
haltswäschetrockner, der  zum  Einbau  in  einen  Schrank, 
eine  vorbereitete  Wandaussparung  oder  einen  ähnlichen 
Ort  bestimmt  ist  und  eine  Dekorabdeckung  erfordert; 

3.  „kombinierter  Haushalts-Wasch-Trockenautomat"  bezeich- 
net eine  Haushaltswaschmaschine,  die  sowohl  eine  Schleu- 
derfunktion als  auch  die  Möglichkeit  zum  Trocknen  der 
Textilien  —  üblicherweise  durch  Erwärmung  und  Umwäl- 
zung in  der  Trommel  —  bietet; 

4.  „Haushalts-Wäscheschleuder"  bezeichnet  ein  Gerät,  in  dem 
durch  Zentrifugieren  in  einer  rotierenden  Trommel  Wasser 
aus  Textilien  entfernt  und  durch  eine  Automatikpumpe 
abgeleitet  wird,  und  das  hauptsächlich  für  die  Benutzung 
zu  nicht  gewerblichen  Zwecken  ausgelegt  ist; 

5.  „Abluftwäschetrockner"  bezeichnet  einen  Wäschetrockner, 
bei  dem  Frischluft  angesaugt,  über  die  Textilien  geleitet 
und  die  entstehende  Feuchtluft  in  den  Aufstellraum  oder 
an  die  Außenluft  abgeleitet  wird; 

6.  „Kondensationswäschetrockner"  bezeichnet  einen  Wäsche- 
trockner mit  einer  Vorrichtung,  mit  der  der  zum  Trocknen 
verwendeten  Luft  Feuchtigkeit  (entweder  durch  Kondensa- 
tion oder  auf  andere  Weise)  entzogen  wird; 

7.  „automatischer  Wäschetrockner"  bezeichnet  einen  Wäsche- 
trockner, bei  dem  der  Trockenprozess  abgeschaltet  wird, 
wenn  ein  bestimmter  Feuchtegehalt  des  Füllguts  erkannt 
wird,  z.  B.  anhand  einer  Messung  der  Leitfähigkeit  oder 
Temperatur; 

8.  „nicht  automatischer  Wäschetrockner"  bezeichnet  einen 
Wäschetrockner,  bei  dem  der  Trockenprozess  nach  einer 
im  voraus  festgelegten  Dauer,  in  der  Regel  durch  eine  Zeit- 
schaltuhr, abgeschaltet  wird,  aber  auch  von  Hand  abge- 
schaltet werden  kann; 

9.  „Programm"  bezeichnet  eine  Reihe  voreingestellter  Opera- 
tionen, die  vom  Hersteller  als  geeignet  für  das  Trocknen 
bestimmter  Textilienarten  erklärt  werden; 

10.  „Zyklus"  bezeichnet  einen  für  die  betreffende  Programm- 
wahl festgelegten  vollständigen  Trockenprozess; 

11.  „Programmdauer"  bezeichnet  den  Zeitraum  zwischen  der 
Einleitung  des  Programms  bis  zum  Abschluss  des  Pro- 
gramms ohne  etwaige  vom  Nutzer  programmierte  Zeitver- 
zögerung; 

12.  „Nennkapazität"  bezeichnet  die  in  Kilogramm  ausgedrückte 
und  vom  Hersteller  in  Schritten  von  0,5  kg  angegebene 
Masse  der  Höchstmenge  an  trockenen  Textilien  einer  be- 
stimmten Art,  die  von  einem  Haushaltswäschetrockner  in 
dem  ausgewählten  Programm  bei  Befüllung  nach  Herstel- 
leranweisung behandelt  werden  kann; 
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13.  „Teilbefüllung"  bezeichnet  die  Befüllung  zur  Hälfte  der 
Nennkapazität  eines  Haushaltswäschetrockners  für  ein  be- 
stimmtes Programm; 

14.  „Kondensationseffizienz"  bezeichnet  den  Quotienten  aus 
der  Masse  an  Feuchtigkeit,  die  von  einem  Kondensations- 
wäschetrockner kondensiert  wird,  und  der  Masse  an  Feuch- 
tigkeit, die  aus  dem  Füllgut  am  Ende  eines  Zyklus  entfernt 
wurde; 

15.  „Aus-Zustand"  bezeichnet  einen  Zustand,  in  dem  der  Haus- 
haltswäschetrockner durch  Bedienelemente  oder  Schalter 
am  Gerät  ausgeschaltet  ist,  die  dem  Endnutzer  zugänglich 
und  zur  Betätigung  durch  denselben  während  des  normalen 
Betriebs  bestimmt  sind,  um  die  niedrigste  dauerhaft  mögli- 
che Leistungsaufnahme  zu  erzielen,  während  der  Haushalts- 
wäschetrockner an  eine  Stromquelle  angeschlossen  ist  und 
nach  Herstelleranweisung  betrieben  wird;  bei  Nichtvorhan- 
densein eines  dem  Endnutzer  zugänglichen  Bedienelements 
oder  Schalters  bezeichnet  „Aus-Zustand"  den  Betriebs- 
zustand mit  stabiler  Leistungsaufnahme,  den  der  Haushalts- 
wäschetrockner selbsttätig  erreicht; 

16.  „unausgeschalteter  Zustand"  bezeichnet  den  Betriebszustand 
mit  der  geringsten  Leistungsaufnahme,  der  nach  Abschluss 
des  Programms  abgesehen  vom  Entleeren  des  Haushalts- 
wäschetrockners ohne  weiteres  Einwirken  des  Endnutzers 
zeitlich  unbegrenzt  möglich  ist; 

17.  „gleichwertiger  Haushaltswäschetrockner"  bezeichnet  ein  in 
Verkehr  gebrachtes  Haushaltswäschetrockner-Modell  mit 
der  gleichen  Nennkapazität,  den  gleichen  technischen  Ei- 
genschaften und  Leistungsmerkmalen,  dem  gleichen  Ener- 
gieverbrauch, ggf.  der  gleichen  Kondensationseffizienz,  der 
gleichen  Standard-Baumwollprogrammdauer  sowie  den 
gleichen  Luftschallemissionen  während  des  Trocknens  wie 
ein  von  demselben  Lieferanten  unter  einer  anderen  nume- 
rischen Handelsbezeichnung  in  Verkehr  gebrachtes  anderes 
Haushaltswäschetrocknermodell; 

18.  „Standard-Baumwollprogramm"  bezeichnet  den  Zyklus,  bei 
dem  Baumwollwäsche  mit  einem  anfänglichen  Feuchtig- 
keitsgehalt des  Trockenguts  von  60  %  bis  zu  einem  restli- 
chen Feuchtigkeitsgehalt  des  Trockenguts  von  0  %  getrock- 
net wird. 

Artikel  3 

Ökodesign-Anforderungen 

Die  allgemeinen  Ökodesign-Anforderungen  an  Haushalts- 
wäschetrockner sind  in  Anhang  I  Nummer  1  aufgeführt.  Die 
spezifischen  Ökodesign-Anforderungen  an  Haushaltswäsche- 
trockner sind  in  Anhang  I  Nummer  2  aufgeführt. 

Für  andere  in  Anhang  I  Teil  1  der  Richtlinie  2009/1 2 5/EG 
genannte  Ökodesign-Parameter  ist  keine  Ökodesign-Anforde- 
rung  erforderlich. 

Artikel  4 

Konformitätsbewertung 

(1)  Das  in  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/125/EG  genannte 
Verfahren  zur  Konformitätsbewertung  ist  die  in  Anhang  IV  jener 


Richtlinie  beschriebene  interne  Entwurfskontrolle  oder  das  in 
Anhang  V  jener  Richtlinie  beschriebene  Managementsystem. 

(2)  Zur  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  8  der  Richt- 
linie 2009/125/EG  müssen  die  technischen  Unterlagen  eine  Ko- 
pie der  gemäß  Anhang  II  dieser  Verordnung  vorgenommenen 
Berechnungen  enthalten. 

Wurden  die  in  den  technischen  Unterlagen  enthaltenen  Anga- 
ben für  ein  bestimmtes  Haushaltswäschetrocknermodell  durch 
Berechnung  auf  der  Grundlage  der  Auslegung  oder  durch  Extra- 
polation ausgehend  von  gleichwertigen  Haushaltswäschetrock- 
nern oder  durch  beides  ermittelt,  sind  in  den  technischen  Un- 
terlagen Einzelheiten  zu  den  Berechnungen  oder  Extrapolatio- 
nen oder  zu  beiden  sowie  zu  den  Tests,  die  von  den  Herstellern 
zur  Uberprüfung  der  Genauigkeit  der  Berechnungen  durch- 
geführt werden,  anzugeben.  In  solchen  Fällen  umfassen  die  tech- 
nischen Unterlagen  auch  eine  Liste  aller  anderen  gleichwertigen 
Haushaltswäschetrocknermodelle,  bei  denen  die  in  den  tech- 
nischen Unterlagen  enthaltenen  Angaben  auf  dieselbe  Weise 
ermittelt  wurden. 

Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie 
2009/125/EG  genannten  Marktaufsichtsprüfungen  hinsichtlich 
der  Erfüllung  der  Anforderungen  des  Anhangs  I  dieser  Verord- 
nung wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  das  in  Anhang 

III  dieser  Verordnung  beschriebene  Nachprüfungsverfahren  an. 

Artikel  6 
Referenzwerte 

Die  unverbindlichen  Referenzwerte  für  die  Haushaltswäsche- 
trockner mit  der  besten  Leistung,  die  zum  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
tretens dieser  Verordnung  auf  dem  Markt  sind,  sind  in  Anhang 

IV  aufgeführt. 

Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  fünf 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  unter  Berücksichtigung  des  tech- 
nischen Fortschritts  und  übermittelt  dem  Ökodesign-Konsultati- 
onsforum  die  Ergebnisse  dieser  Überprüfung.  Bei  der  Überprü- 
fung werden  insbesondere  die  Prüftoleranzen  nach  Anhang  III 
und  die  Effizienz  der  Abluftgeräte  bewertet. 

Artikel  8 
Inkrafttreten  und  Geltung 

(1)  Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer 
Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft. 

(2)  Sie  gilt  ab  dem  1.  November  2013. 
Abweichend  davon 

a)  gelten  die  allgemeinen  Ökodesign-Anforderungen  in  Anhang 
I  Nummern  1.1  und  1.2  ab  dem  1.  November  2014; 

b)  gelten  die  spezifischen  Ökodesign-Anforderungen  in  Anhang 
I  Nummer  2.2  ab  dem  1.  November  2015. 
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Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 


Brüssel,  den  3.  Oktober  2012 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


ANHANG  1 


Ökodesign-Anforderungen 

1.  Allgemeine  Ökodesign-Anforderungen 

1.1.  Der  Berechnung  des  Energieverbrauchs  und  anderer  Parameter  von  Haushaltswäschetrocknern  wird  der  Zyklus  für 
das  Trocknen  von  Baumwollwäsche  (mit  einem  anfänglichen  Feuchtegehalt  des  Füllguts  von  60  %)  bis  zu  einem 
Restfeuchtegehalt  des  Füllguts  von  0  %  (im  Folgenden  „das  Standard-Baumwollprogramm")  zugrunde  gelegt.  Dieser 
Zyklus  muss  auf  der/den  Programmwahleinrichtung(en)  des  Haushaltswäschetrockners  und/oder  dessen  ggf.  vor- 
handener Anzeige  mit  der  Benennung  „Standard-Baumwollprogramm"  oder  mit  einem  einheitlichen  Symbol  oder 
einer  geeigneten  Kombination  von  beidem  deutlich  erkennbar  und  als  standardmäßig  verwendeter  Zyklus  für  Haus- 
haltswäschetrockner eingestellt  sein,  die  über  eine  automatische  Programmwahl  oder  eine  Funktion  für  die  auto- 
matische Wahl  eines  Trocknungsprogramms  oder  die  Aufrechterhaltung  einer  Programmwahl  verfügen.  Handelt  es 
sich  bei  dem  Wäschetrockner  um  einen  automatischen  Wäschetrockner,  ist  das  „Standard-Baumwollprogramm"  ein 
Programm  mit  automatischer  Abschaltung. 

1.2.  Die  vom  Hersteller  bereitgestellte  Bedienungsanleitung  muss  Folgendes  enthalten: 

a)  Informationen  zum  „Standard-Baumwollprogramm",  wobei  anzugeben  ist,  dass  es  zum  Trocknen  normaler  nasser 
Baumwollwäsche  geeignet  und  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch  für  das  Trocknen  nasser  Baumwollwäsche  am 
effizientesten  ist; 

b)  Angabe  der  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  im  unausgeschalteten  Zustand; 

c)  ungefähre  Angabe  der  Programmdauer  und  des  Energieverbrauchs  der  Haupttrocknungsprogramme  sowohl  bei 
vollständiger  Befüllung  als  auch,  sofern  anwendbar,  bei  Teilbefüllung. 

2.  Spezifische  Ökodesign-Anforderungen 

Haushaltswäschetrockner  müssen  den  folgenden  Anforderungen  genügen: 

2.1.  Ab  dem  1.  November  2013: 

—  der  Energieeffizienzindex  (EEI)  muss  kleiner  sein  als  85; 

—  für  Kondensationshaushaltswäschetrockner  darf  die  gewichtete  Kondensationseffizienz  nicht  kleiner  sein  als  60  %. 

2.2.  Ab  dem  1.  November  2015: 

—  für  Kondensationshaushaltswäschetrockner  muss  der  Energieeffizienzindex  (EEI)  kleiner  sein  als  76; 

—  für  Kondensationshaushaltswäschetrockner  darf  die  gewichtete  Kondensationseffizienz  nicht  kleiner  sein  als  70  %. 
Der  Energieeffizienzindex  (EEI)  und  die  gewichtete  Kondensationseffizienz  werden  gemäß  Anhang  II  berechnet. 
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ANHANG  II 


Methode  zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex  und  der  gewichteten  Kondensationseffizienz 

1.  BERECHNUNG  DES  ENERGIEEFFIZIENZINDEX 

Zur  Berechnung  des  Energieeffizienzindex  (EEI)  eines  Haushaltswäschetrocknermodells  wird  der  gewichtete  jährliche 
Energieverbrauch  eines  Haushaltswäschetrockners  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung 
und  Teilbefüllung  mit  seinem  jährlichen  Standardenergieverbrauch  verglichen. 

a)  Der  Energieeffizienzindex  (EEI)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  eine  Dezimalstelle  auf-  oder  abgerundet: 


AEC 

EEI  =          x  100 

SAEC 

Hierbei  ist 

—  AEC  der  gewichtete  jährliche  Energieverbrauch  des  Haushaltswäschetrockners; 

—  SAEC  der  jährliche  Standardenergieverbrauch  des  Haushaltswäschetrockners. 

b)  Der  jährliche  Standardenergieverbrauch  (SAEC)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder 
abgerundet  in  kWh/Jahr  angegeben: 

—  für  alle  Haushaltswäschetrockner  ausgenommen  Ablufthaushaltswäschetrockner: 


SAEC  =  140  x  cM 


für  Ablufthaushaltswäschetrockner: 


SAEC  =  140  x  c! 


Hierbei  ist 

—  c  die  Nennkapazität  des  Haushaltswäschetrockners  im  Standard-Baumwollprogramm; 

—  Tt  die  gewichtete  Programmdauer  des  Standard-Baumwollprogramms. 

c)  Der  gewichtete  jährliche  Energieverbrauch  (AEC)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder 
abgerundet  in  kWh/Jahr  angegeben: 


AEC  =  E,  x  160  + 


525  600  -  (T,  x  160)  525  600  -  (T,  x  160) 

Po  X  -  )-  Pj  X  - 


60  x  1  000 


Hierbei  ist 

—  Et  der  gewichtete  Energieverbrauch  in  kWh,  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet; 

—  PD  die  Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  des  Standard-Baumwollprogramms  mit  vollständiger  Befüllung  in 
W,  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet; 

—  P|  die  Leistungsaufnahme  im  unausgeschalteten  Zustand  des  Standard-Baumwollprogramms  mit  vollständiger 
Befüllung  in  W,  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet; 

—  Tt  die  gewichtete  Programmdauer  in  Minuten,  auf  die  nächste  ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet; 

—  160  die  Gesamtzahl  der  Standard-Trocknungszyklen  im  Jahr. 

ii)  Sofern  der  Haushaltswäschetrockner  mit  Leistungssteuerung  ausgestattet  ist  und  so  am  Programmende  auto- 
matisch in  den  Aus-Zustand  schaltet,  wird  der  gewichtete  jährliche  Energieverbrauch  (AEC)  unter  Berücksichti- 
gung der  tatsächlichen  Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands  nach  der  folgenden  Formel  berechnet: 


{(P,  x  T,  x  160  +  P„  x  525  600  -  T,  x  160  -  T;  x  160  } 

AEC  =  E,  x  160  +  —  ■  -  —  — —  — 

60  x  1  000 


Hierbei  ist 

—  Tj  die  Dauer  des  linausgeschalteten  Zustands  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung 
in  Minuten,  auf  die  nächste  ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet. 

d)  Die  gewichtete  Programmdauer  (Tf)  für  das  Standard-Baumwollprogramm  wird  wie  folgt  in  Minuten  berechnet  und 
auf  die  nächste  ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet: 


T,=  (3  xTiv  +  4xTm)/7 


Hierbei  ist 


—  Tjry  die  Programmdauer  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung  in  Minuten,  auf  die 
nächste  ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet; 

—  Tj,7j/2  die  Programmdauer  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  Teilbefüllung  in  Minuten,  auf  die  nächste 
ganze  Minute  auf-  oder  abgerundet. 

e)  Der  gewichtete  Energieverbrauch  (Ef)  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet  in 
kWh  angegeben: 


Et  =  (3  x  Eiry  +  4  x  ElryVl)/7 


Hierbei  ist 


—  Ed    der  Energieverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung  in  kWh,  auf  zwei 
Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet: 

—  Ed  Vl  der  Energieverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  Teilbefüllung  in  kWh,  auf  zwei  Dezimalstellen 
auf-  oder  abgerundet. 

f)  Für  gasbeheizte  Haushaltswäschetrockner  wird  der  Energieverbrauch  für  das  Standard-Baumwollprogramm  bei 
vollständiger  Befüllung  und  bei  Teilbefüllung  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet 
in  kWh  angegeben: 


t-iry  —  —?  r  hgii 

h 


t-irfü  —   r  ZgihyK,a 

Js 

Hierbei  ist 

—  Egd    der  Gasverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung  in  kWh,  auf  zwei  Dezimal- 
stellen auf-  oder  abgerundet; 

—  EgjryJ/2  der  Gasverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  Teilbefüllung  in  kWh,  auf  zwei  Dezimalstellen 
gerundet; 

—  Egdiya  der  zusätzliche  Stromverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  vollständiger  Befüllung  in  kWh,  auf 
zwei  Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet; 

—  EgdryHa  der  zusätzliche  Stromverbrauch  im  Standard-Baumwollprogramm  bei  Teilbefüllung  in  kWh,  auf  zwei 
Dezimalstellen  auf-  oder  abgerundet; 

—  fg  =  2>5- 

2.  BERECHNUNG  DER  GEWICHTETEN  KONDENSATIONSEFFIZIENZ 

Die  Kondensationseffizienz  eines  Programms  ist  der  Quotient  der  Masse  der  kondensierten,  im  Behälter  eines  Kon- 
densationshaushaltswäschetrockners gesammelten  Feuchtigkeit  und  der  dem  Füllgut  durch  das  Programm  entzogenen 
Feuchtigkeit,  wobei  letztere  die  Differenz  der  Masse  des  nassen  Testfüllguts  vor  dem  Trocknen  und  der  Masse  des 
Testfüllguts  nach  dem  Trocknen  ist.  Zur  Berechnung  der  gewichteten  Kondensationseffizienz  wird  die  durchschnittliche 
Kondensationseffizienz  des  Standard-Baumwollprogramms  sowohl  bei  vollständiger  Befüllung  als  auch  bei  Teilbefül- 
lung berücksichtigt. 
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Die  gewichtete  Kondensationseffizienz  (Ct)  eines  Programms  wird  wie  folgt  in  Prozent  berechnet  und  auf  das  nächste 
ganze  Prozent  auf-  oder  abgerundet: 

C,=  (3  x  Cily  +  4x  Cm)/7 

Hierbei  ist 

—  Cfoy  die  durchschnittliche  Kondensationseffizienz  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  vollständiger  Befüllung; 

—  CityV2  die  durchschnittliche  Kondensationseffizienz  des  Standard-Baumwollprogramms  bei  Teilbefüllung. 

Die  durchschnittliche  Kondensationseffizienz  C  wird  anhand  der  Werte  für  die  Kondensationseffizienz  der  Testläufe 
berechnet  und  als  Prozentsatz  angegeben: 

Hierbei  ist 

—  n  die  Zahl  der  Testläufe,  die  mindestens  vier  gültige  Testläufe  für  das  gewählte  Programm  umfassen  müssen; 

—  j  die  Nummer  des  Testlaufs; 

—  Wwj  die  Masse  des  im  Kondensationsbehälter  beim  Testlauf ;'  gesammelten  Wassers; 

—  Wj  die  Masse  des  nassen  Testfüllguts  vor  dem  Trocknen; 

—  Wf  die  Masse  des  Testfüllguts  nach  dem  Trocknen. 


ANHANG  III 


Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Für  die  Feststellung  und  Überprüfung  der  Konformität  mit  den  Anforderungen  dieser  Verordnung  werden  Messungen  und 
Berechnungen  unter  Verwendung  harmonisierter  Normen,  deren  Nummern  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffent- 
licht wurden,  oder  eines  anderen  zuverlässigen,  genauen  und  reproduzierbaren  Verfahrens  vorgenommen,  das  dem 
anerkannten  Stand  der  Technik  Rechnung  trägt  und  dessen  Ergebnisse  als  mit  geringer  Unsicherheit  behaftet  gelten. 

Zur  Überprüfung  der  Einhaltung  der  in  Anhang  I  festgelegten  Anforderungen  unterziehen  die  Behörden  der  Mitglied- 
staaten einen  einzelnen  Haushaltswäschetrockner  einer  Prüfung.  Entsprechen  die  gemessenen  Parameter  nicht  den  vom 
Hersteller  in  den  technischen  Unterlagen  gemäß  Artikel  4  Absatz  2  angegebenen  Werten  innerhalb  der  in  Tabelle  1 
angegebenen  Bandbreiten,  sind  die  Messungen  an  drei  weiteren  Haushaltswäschetrocknern  vorzunehmen.  Das  arithmeti- 
sche Mittel  der  Messwerte  dieser  drei  weiteren  Haushaltswäschetrockner  muss  den  Anforderungen  innerhalb  der  in  Tabelle 
1  angegebenen  Bandbreiten  entsprechen. 

Ist  dies  nicht  der  Fall,  gelten  das  betreffende  Modell  und  alle  anderen  gleichwertigen  Haushaltswäschetrocknermodelle  als 
nicht  den  Anforderungen  von  Anhang  I  entsprechend. 

Tabelle  1 


Gemessener  Parameter 

Priiftoleranzen 

Gewichteter  jährlicher  Energieverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  (*)  für  AEC  nicht  um  mehr  als  6  % 
überschreiten. 

Gewichteter  Energieverbrauch 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  Ef  nicht  um  mehr  als  6  %  über- 
schreiten. 

Gewichtete  Kondensationseffizienz 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  C,  nicht  um  mehr  als  6  %  unter- 
schreiten. 

Gewichtete  Programmdauer 

Der  Messwert  darf  die  Nennwerte  für  T,  nicht  um  mehr  als  6  %  über- 
schreiten. 

Leistungsaufnahme  im  Aus-Zustand  und  im 
unausgeschalteten  Zustand 

Der  Messwert  der  Leistungsaufnahme  P0  und  ?\  darf  bei  Leistungsmes- 
sungen im  Bereich  über  1,00  W  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als  6  % 
überschreiten.  Der  Messwert  der  Leistungsaufnahme  P0  und  P|  bis  zu 
1,00  W  darf  den  Nennwert  nicht  um  mehr  als  0,10  W  überschreiten. 

Dauer  des  unausgeschalteten  Zustands 

Der  Messwert  darf  den  Nennwert  für  T|  nicht  um  mehr  als  6  %  über- 
schreiten. 

(*)  „Nennwert"  ist  ein  vom  Hersteller  angegebener  Wert.  Die  Messunsicherheit  von  6  %  entspricht  dem  derzeit  annehmbaren  Prüflabor- 
fehler bei  der  Messung  der  angegebenen  Parameter  mit  dem  neuen  Messverfahren,  das  bezüglich  der  neuen  für  die  Etikettierung  und  das 
Ökodesign  geltenden  Anforderungen,  einschließlich  Zyklen  mit  vollständiger  Befüllung  und  Teilbefüllung,  verwendet  wird. 


ANHANG  W 


Referenzwerte 

Zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  werden  für  Haushaltswäschetrockner  die  besten  am  Markt  verfüg- 
baren Technologien  in  Bezug  auf  den  Energieverbrauch  und  die  Luftschallemissionen  beim  Trocknen  im  Standard- 
Baumwollprogramm  wie  folgt  ermittelt: 

1.  Ablufthaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  3  kg: 

a)  Energieverbrauch:  1,89  kWh/Zyklus  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  vollständiger  Befüllung,  entspricht  rund 
247  kWh/Jahr  (*); 

b)  Luftschallemissionen:  69  dB. 

2.  Ablufthaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  5  kg: 

a)  Energieverbrauch:  2,70  kWh/Zyklus  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  vollständiger  Befüllung,  entspricht  rund 
347  kWh/Jahr  (*); 

b)  Luftschallemissionen:  keine  Angabe. 

3.  Gasbeheizte  Ablufthaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  5  kg: 

a)  Gas-Energieverbrauch:  3,25  kWhGas/Zyklus,  entsprechend  1,3  kWh  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  voll- 
ständiger Befüllung.  Jährlicher  Energieverbrauch:  keine  Angabe. 

b)  Luftschallemissionen:  keine  Angabe. 

4.  Kondensationshaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  5  kg: 

a)  Energieverbrauch:  3,10  kWh/Zyklus  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  vollständiger  Befüllung,  entspricht  rund 
396  kWh/Jahr  (*); 

b)  Luftschallemissionen:  keine  Angabe. 

5.  Ablufthaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  6  kg: 

a)  Energieverbrauch:  3,84  kWh/Zyklus  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  vollständiger  Befüllung,  entspricht  rund 
487  kWh/Jahr  (*); 

b)  Luftschallemissionen:  67  dB. 

6.  Kondensationshaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  6  kg: 

a)  Energieverbrauch:  1,58  kWh/Zyklus  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  vollständiger  Befüllung,  entspricht  rund 
209  kWh/Jahr  (*); 

b)  Luftschallemissionen:  keine  Angabe. 

7.  Ablufthaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  7  kg: 

a)  Energieverbrauch:  3,9  kWh/Zyklus  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  vollständiger  Befüllung,  entspricht  rund 
495  kWh/Jahr  (*); 

b)  Luftschallemissionen:  65  dB. 

8.  Gasbeheizte  Ablufthaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  7  kg: 

a)  Gas-Energieverbrauch:  3,4  kWhGas/Zyklus,  entsprechend  1,36  kWh  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  voll- 
ständiger Befüllung.  Jährlicher  Energieverbrauch:  keine  Angabe: 

b)  Luftschallemissionen:  keine  Angabe. 

9.  Kondensationshaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  7  kg: 

a)  Energieverbrauch:  1,6  kWh/Zyklus  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  vollständiger  Befüllung,  entspricht  rund 
211  kWh/Jahr  (*); 

b)  Luftschallemissionen:  65  dB. 

(*)  Berechnet  unter  Zugrundelegung  von  160  Trocknungszyklen  im  Jahr  mit  einem  Energieverbrauch  für  das  Standard-Baumwollpro- 
gramm bei  Teilbefüllung  von  60  %  des  Energieverbrauchs  bei  vollständiger  Befüllung  und  einem  zusätzlichen  jährlichen  Energiever- 
brauch in  Betriebszuständen  mit  geringer  Leistungsaufnahme  von  13,5  kWh. 


10.  Ablufthaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  8  kg: 

a)  Energieverbrauch:  4,1  kWh/Zyklus  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  vollständiger  Befüllung,  entspricht  rund 
520  kWh/Jahr  (*); 

b)  Luftschallemissionen:  65  dB. 

1 1 .  Kondensationshaushaltswäschetrockner  mit  einer  Nennkapazität  von  8  kg: 

a)  Energieverbrauch:  2,30  kWh/Zyklus  für  den  Standard-Baumwollzyklus  bei  vollständiger  Befüllung,  entspricht  rund 
297  kWh/Jahr  (*); 

b)  Luftschallemissionen:  keine  Angabe. 


Verordnung  (EU)  Nr.  1194/2012 

(ABl.  2012  L  342/1) 
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VERORDNUNG  (EU)  Nr.  1194/2012  DER  KOMMISSION 

vom  12.  Dezember  2012 

zur  Durchführung  der  Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  im 
Hinblick  auf  die  Anforderungen  an  die  umweltgerechte  Gestaltung  von  Lampen  mit  gebündeltem 

Licht,  LED-Lampen  und  dazugehörigen  Geräten 

(Text  von  Bedeutung  für  den  EWR) 


DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  — 

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen 
Union, 

gestützt  auf  die  Richtlinie  2009/125/EG  des  Europäischen  Par- 
laments und  des  Rates  vom  21.  Oktober  2009  zur  Schaffung 
eines  Rahmens  für  die  Festlegung  von  Anforderungen  an  die 
umweltgerechte  Gestaltung  energieverbrauchsrelevanter  Produk- 
te ('),  insbesondere  Artikel  15  Absatz  1, 

nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums, 

in  Erwägung  nachstehender  Gründe: 

(1)  Nach  der  Richtlinie  2009/125/EG  ist  die  Kommission 
dazu  verpflichtet,  Anforderungen  an  die  umweltgerechte 
Gestaltung  („Ökodesign")  energieverbrauchsrelevanter 
Produkte  festzulegen,  die  ein  erhebliches  Vertriebs-  und 
Handelsvolumen,  erhebliche  Umweltauswirkungen  und 
ein  erhebliches  Potenzial  für  eine  Verbesserung  ihrer  Um- 
weltverträglichkeit ohne  übermäßig  hohe  Kosten  aufwei- 
sen. 

(2)  Gemäß  Artikel  16  Absatz  2  Buchstabe  a  der  Richtlinie 
2009/125/EG  erlässt  die  Kommission  nach  dem  in  Ar- 
tikel 19  Absatz  3  genannten  Verfahren  unter  Einhaltung 
der  in  Artikel  15  Absatz  2  festgelegten  Kriterien  und 
nach  Anhörung  des  Ökodesign-Konsultationsforums  ge- 
gebenenfalls Durchführungsmaßnahmen,  wobei  sie  mit 
den  Produkten  mit  einem  hohen  Potenzial  für  eine  kos- 
tengünstige Senkung  von  Treibhausgasemissionen  be- 
ginnt, z.  B.  mit  Leuchtmitteln  sowohl  in  privaten  Haus- 
halten als  auch  im  Dienstleistungssektor,  die  Lampen  mit 
gebündeltem  Licht,  LED-Lampen  und  dazugehörige  Ge- 
räte einschließen. 

(3)  Die  Kommission  hat  in  einer  vorbereitenden  Studie  die 
technischen,  ökologischen  und  wirtschaftlichen  Aspekte 
von  Lampen  mit  gebündeltem  Licht,  LED-Lampen  und 
dazugehörigen  Geräten  untersuchen  lassen.  Die  Studie 
wurde  zusammen  mit  Interessengruppen  und  betroffenen 


(*)  ABl.  L  285  vom  31.10.2009,  S.  10. 


Kreisen  aus  der  Union  und  Drittländern  durchgeführt, 
und  die  Ergebnisse  wurden  öffentlich  zugänglich  ge- 
macht. Eine  vorbereitende  Studie  zu  externen  Netzteilen 
führte  zu  einer  ähnlichen  Analyse  für  Betriebsgeräte  für 
Halogenlampen. 

(4)  Verbindliche  Ökodesign-Anforderungen  gelten  für  in  der 
Union  in  Verkehr  gebrachte  Produkte  unabhängig  davon, 
wo  sie  installiert  sind  oder  betrieben  werden;  solche  An- 
forderungen können  daher  nicht  von  der  Anwendung,  in 
der  das  Produkt  verwendet  wird,  abhängig  gemacht  wer- 
den. 

(5)  Die  von  dieser  Verordnung  erfassten  Produkte  sind  im 
Wesentlichen  zur  vollständigen  oder  teilweisen  Beleuch- 
tung eines  Gebiets  bestimmt,  d.  h.  dazu,  durch  Ersatz 
oder  Ergänzung  des  Tageslichts  durch  künstliches  Licht 
die  Sichtverhältnisse  in  diesem  Gebiet  zu  verbessern.  Spe- 
ziallampen, die  im  Wesentlichen  für  andere  Anwen- 
dungsarten ausgelegt  sind  wie  Lampen,  die  in  Verkehrs- 
signalanlagen, Terrariumsbeleuchtungen  oder  Haushalts- 
geräten zum  Einsatz  kommen  und  in  der  ihnen  beilie- 
genden Produktinformation  eindeutig  als  solche  gekenn- 
zeichnet sind,  sollten  von  den  Ökodesign-Anforderungen 
dieser  Verordnung  nicht  erfasst  werden. 

(6)  Neu  auf  den  Markt  kommende  Leuchtmittel  neuer  Tech- 
nik wie  Leuchtdioden  sollten  von  dieser  Verordnung  er- 
fasst werden. 

(7)  Die  für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  als  erheblich  an- 
gesehenen Umweltaspekte  der  erfassten  Produkte  sind  der 
Energieverbrauch  in  der  Nutzungsphase,  der  Quecksilber- 
gehalt  und  die  Quecksilberemissionen. 

(8)  Die  Quecksilberemissionen,  die  während  der  verschiede- 
nen Lebenszyklusphasen  von  Lampen  anfallen,  u.  a.  in- 
folge des  Strombedarfs  in  der  Betriebsphase  sowie  infolge 
der  Entsorgung  von  schätzungsweise  80  %  der  verbrauch- 
ten quecksilberhaltigen  Kompaktleuchtstofflampen  mit 
gebündeltem  Licht  ohne  Recycling,  wurden  auf  der 
Grundlage  der  Zahl  der  installierten  Lampen  für  das 
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Jahr  2007  auf  0,7  t  geschätzt.  Vorhersagen  zufolge  wird 
dieser  Wert  bis  zum  Jahr  2020  auf  0,9  t  ansteigen,  wenn 
keine  spezifischen  Maßnahmen  getroffen  werden;  es  ist 
jedoch  erwiesen,  dass  eine  erhebliche  Verringerung  der 
Quecksilberemissionen  möglich  ist. 

(9)  Wenngleich  der  Quecksilbergehalt  von  Kompaktleucht- 
stofflampen  als  eine  Eigenschaft  mit  erheblicher  Umwelt- 
auswirkung gilt,  ist  es  angebracht,  ihn  im  Rahmen  der 
Richtlinie  2011/65/EU  des  Europäischen  Parlaments  und 
des  Rates  (')  zu  regeln.  Es  ist  angezeigt,  die  Emissionen 
von  ultraviolettem  Licht  von  Lampen  sowie  andere  Para- 
meter mit  potenziellen  Auswirkungen  auf  die  Gesundheit 
im  Rahmen  der  Richtinien  2006/9 5/EG  (2)  und 
2001/95/EG  (3)  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes zu  regeln. 

(10)  Die  Festlegung  von  Energieeffizienzanforderungen  an 
Lampen  sollte  zu  einer  Abnahme  der  ihnen  insgesamt 
zuzurechnenden  Quecksilberemissionen  führen. 

(11)  Nach  Artikel  14  Absatz  2  Buchstabe  d  der  Richtlinie 
2012/19/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra- 
tes (4)  müssen  die  Mitgliedstaaten  dafür  sorgen,  dass  die 
Nutzer  von  Elektro-  und  Elektronikgeräten  in  privaten 
Haushalten  die  nötigen  Informationen  über  die  potenziel- 
len Auswirkungen  auf  die  Umwelt  und  die  menschliche 
Gesundheit  erhalten,  die  durch  das  Vorhandensein  von 
gefährlichen  Stoffen  in  Elektro-  und  Elektronikgeräten 
bedingt  sind.  Die  in  dieser  Verordnung  festgelegten  An- 
forderungen an  die  Produktinformationen  sollten  diese 
Bestimmung  in  Bezug  auf  den  Quecksilbergehalt  von 
Kompaktleuchtstofflampen  ergänzen. 

(1 2)  Der  Stromverbrauch  der  von  dieser  Verordnung  erfassten 
Produkte  sollte  durch  die  Anwendung  bestehender  kos- 
tengünstiger und  nichtproprietärer  Techniken  verbessert 
werden,  die  zu  einer  Verringerung  der  Gesamtausgaben 
für  Kauf  und  Betrieb  der  Geräte  führen. 

(1 3)  Mit  der  Festlegung  von  Ökodesign-Anforderungen  für  die 
von  dieser  Verordnung  erfassten  Produkte  sollte  die  Um- 
weltverträglichkeit der  betroffenen  Produkte  verbessert 
und  ein  Beitrag  zum  Funktionieren  des  Binnenmarkts 
sowie  zum  Erreichen  des  Unionsziels  geleistet  werden, 
den  Energieverbrauch  bis  2020  um  20  %  gegenüber 
dem  Energieverbrauch  zu  senken,  der  für  dieses  Jahr  an- 
genommen werden  müsste,  wenn  keine  Maßnahmen  ge- 
troffen würden. 

(14)  Die  Ökodesign-Anforderungen  dieser  Verordnung  wer- 
den in  Verbindung  mit  der  Delegierten  Verordnung 
(EU)  Nr.  874/2012  der  Kommission  (5)  bis  2020  beim 
Stromverbrauch  von  Lampen  mit  gebündeltem  Licht  vo- 
raussichtlich jährliche  Einsparungen  in  Höhe  von 
2  5  TWh  gegenüber  dem  Szenario  ohne  Maßnahmen  be- 
wirken. 


f1)  ABl.  L  174  vom  1.7.2011,  S.  88. 

(2)  ABl.  L  374  vom  27.12.2006,  S.  10 

(3)  ABl.  L  11  vom  15.1.2002,  S.  4. 

(4)  ABl.  L  197  vom  24.7.2012,  S.  38. 

(5)  ABl.  L  258  vom  26.9.2012,  S.  1. 


(1 5)  Die  Ökodesign-Anforderungen  sollten  aus  Nutzersicht  die 
Funktion  des  Produkts  nicht  beeinträchtigen  und  keine 
Nachteile  für  Gesundheit,  Sicherheit  oder  Umwelt  mit 
sich  bringen.  Insbesondere  sollten  die  Vorteile  einer  Ver- 
ringerung des  Stromverbrauchs  der  von  dieser  Verord- 
nung erfassten  Produkte  während  der  Betriebsphase  stär- 
ker wiegen  als  etwaige  zusätzliche  Umweltauswirkungen 
während  der  Produktionsphase.  Um  die  Zufriedenheit  der 
Verbraucher  mit  Energiesparlampen,  insbesondere  mit 
LED-Lampen,  sicherzustellen,  sollten  Anforderungen  an 
die  Betriebseigenschaften  nicht  nur  für  Lampen  mit  ge- 
bündeltem Licht,  sondern  auch  für  LED-Lampen  mit  un- 
gebündeltem Licht  festgelegt  werden,  da  sie  nicht  von 
den  Anforderungen  an  die  Betriebseigenschaften  der  Ver- 
ordnung (EG)  Nr.  244/2009  der  Kommission  (6)  erfasst 
waren.  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  soll- 
ten es  den  Verbrauchern  ermöglichen,  sachkundige  Ent- 
scheidungen zu  treffen. 


(16)  LED-Leuchten,  bei  denen  die  Entnahme  einer  LED-Lampe 
oder  eines  LED-Moduls  für  unabhängige  Prüfungen  nicht 
möglich  ist,  sollten  den  LED-Herstellern  nicht  die  Mög- 
lichkeit eröffnen,  sich  den  Anforderungen  dieser  Verord- 
nung zu  entziehen. 


(17)  Es  ist  angebracht,  spezielle  Anforderungen  auf  einem  Ni- 
veau festzulegen,  das  die  Ersatzlampenversorgung  der  ge- 
samten installierten  Beleuchtungsmittel  mit  anderen  Lam- 
pen ermöglicht.  Parallel  dazu  sollten  allgemeine  Anforde- 
rungen festgelegt  werden,  die  durch  harmonisierte  Nor- 
men umgesetzt  werden  und  die  die  Kompatibilität  neuer 
Beleuchtungsmittel  mit  Energiesparlampen  verbessern 
und  Energiesparlampen  mit  einer  breiteren  Palette  von 
Beleuchtungsmitteln  kompatibel  machen.  Anforderungen 
an  die  Produktinformationen  für  Beleuchtungsmittel  kön- 
nen den  Nutzern  helfen,  Lampen  und  Geräte  zu  finden, 
die  zueinander  passen. 


(18)  Die  stufenweise  Einführung  der  Ökodesign-Anforderun- 
gen sollte  den  Herstellern  ausreichend  Zeit  geben,  die  von 
dieser  Verordnung  erfassten  Produkte  neu  zu  konzipie- 
ren. Der  Zeitplan  für  die  Stufen  sollte  so  gestaltet  sein, 
dass  einerseits  negative  Auswirkungen  auf  die  Funktion 
der  auf  dem  Markt  befindlichen  Geräte  vermieden  und 
Auswirkungen  auf  die  Kosten  der  Endnutzer  und  der 
Hersteller,  insbesondere  kleiner  und  mittlerer  Unterneh- 
men, berücksichtigt  werden,  andererseits  aber  auch  das 
rechtzeitige  Erreichen  der  Ziele  der  Verordnung  gewähr- 
leistet ist. 


(19)  Die  einschlägigen  Produktparameter  sollten  durch  zuver- 
lässige, genaue  und  reproduzierbare  Messmethoden  er- 
mittelt werden,  die  dem  anerkannten  Stand  der  Messtech- 
nik sowie  gegebenenfalls  harmonisierten  Normen  Rech- 
nung tragen,  die  von  den  in  Anhang  I  der  Richtlinie 
98/34/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (7) 
aufgeführten  europäischen  Normungsgremien  erlassen 
wurden. 


(6)  ABl.  L  76  vom  24.3.2009,  S.  3. 

(7)  ABl.  L  204  vom  21.7.1998,  S.  37. 
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(20)  Nach  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/125/EG  sollten  in 
dieser  Verordnung  die  geltenden  Konformitätsbewer- 
tungsverfahren festgelegt  werden. 

(21)  Um  die  Konformitätsprüfung  zu  erleichtern,  sollten  die 
Hersteller  in  den  technischen  Unterlagen  gemäß  den  An- 
hängen V  und  VI  der  Richtlinie  2009/125/EG  Angaben 
in  Bezug  auf  die  einschlägigen  Anforderungen  dieser  Ver- 
ordnung machen. 

(22)  Neben  den  rechtsverbindlichen  Anforderungen  dieser 
Verordnung  sollten  unverbindliche  Referenzwerte  für 
die  besten  verfügbaren  Technologien  angegeben  werden, 
damit  Informationen  über  die  Umweltauswirkungen  der 
dieser  Verordnung  unterliegenden  Erzeugnisse  über  den 
gesamten  Lebenszyklus  allgemein  verfügbar  und  leicht 
zugänglich  sind. 

(23)  Bei  der  Überprüfung  dieser  Verordnung  sollte  besonders 
darauf  geachtet  werden,  wie  sich  der  Absatz  von  Spezial- 
lampen entwickelt  hat,  um  sicherzustellen,  dass  sie  nicht 
außerhalb  von  Spezialanwendungen  verwendet  werden; 
ferner  sollte  die  Entwicklung  neuer  Techniken  wie  der 
LED-Technik  und  der  OLED-Technik  berücksichtigt  wer- 
den. In  ihrem  Rahmen  sollte  geprüft  werden,  ob  nicht  für 
Netzspannungshalogenlampen  mit  gebündeltem  Licht  die 
Anforderungen  der  in  der  Verordnung  (EU)  Nr. 
874/2012  definierten  Energieeffizienzklasse  A  oder  zu- 
mindest die  Energieeffizienzklasse  B  (unter  Berücksichti- 
gung der  nachstehend  in  Anhang  III  Nummer  1.1  in  der 
Tabelle  2  festgelegten  Kriterien)  eingeführt  werden  kön- 
nen. Außerdem  sollte  geprüft  werden,  ob  die  Anforde- 
rungen an  die  Energieeffizienz  anderer  Glühlampen  er- 
heblich verschärft  werden  können.  Bei  der  Überprüfung 
sollten  auch  die  Anforderungen  an  die  Betriebseigen- 
schaften in  Bezug  auf  den  Farbwiedergabeindex  für 
LED-Lampen  bewertet  werden. 

(24)  Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen 
entsprechen  der  Stellungnahme  des  nach  Artikel  19  Ab- 
satz 1  der  Richtlinie  2009/125/EG  eingesetzten  Aus- 
schusses — 

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN: 

Artikel  1 

Gegenstand  und  Geltungsbereich 

In  dieser  Verordnung  werden  Ökodesign-Anforderungen  fest- 
gelegt, die  für  das  Inverkehrbringen  der  folgenden  elektrischen 
Leuchtmittel  gelten: 

a)  Lampen  mit  gebündeltem  Licht; 

b)  Leuchtdioden-Lampen  (LED-Lampen); 

c)  Geräte,  die  für  die  Installation  zwischen  dem  Netz  und  den 
Lampen  ausgelegt  sind,  einschließlich  Betriebsgeräte  für  Lam- 
pen, Steuergeräte  und  Leuchten  (mit  Ausnahme  von  Vor- 
schaltgeräten  und  Leuchten  für  Leuchtstofflampen  und 
Hochdruckentladungslampen), 

auch  wenn  diese  in  andere  Produkte  eingebaut  sind. 


Ferner  werden  in  der  Verordnung  Anforderungen  an  die  Pro- 
duktinformationen für  Spezialprodukte  festgelegt. 

LED-Module  sind  von  den  Anforderungen  dieser  Verordnung 
ausgenommen,  wenn  sie  als  ein  Bestandteil  von  Leuchten  ver- 
marktet werden,  von  denen  weniger  als  200  Einheiten  pro  Jahr 
in  Verkehr  gebracht  werden. 

Artikel  2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich  zu  den  Begriffsbestimmungen  des  Artikels  2  der 
Richtlinie  2009/1 2 5/EU  gelten  für  die  Zwecke  dieser  Verord- 
nung folgende  Begriffsbestimmungen: 

1.  „Beleuchtung"  bezeichnet  die  Anwendung  von  Licht  auf 
eine  Szene,  Objekte  oder  deren  Umgebung,  sodass  sie 
von  Menschen  gesehen  werden  können. 

2.  „Akzentbeleuchtung"  bezeichnet  eine  Form  der  Beleuch- 
tung, bei  der  Licht  so  gerichtet  wird,  dass  ein  Objekt 
oder  ein  Teil  eines  Gebiets  hervorgehoben  werden. 

3.  „Elektrisches  Leuchtmittel"  bezeichnet  ein  Produkt,  das  für 
den  Betrieb  mit  Strom  ausgelegt  und  für  den  Einsatz  zur 
Beleuchtung  bestimmt  ist. 

4.  „Spezialprodukt"  bezeichnet  ein  Produkt,  das  die  von  dieser 
Verordnung  erfassten  Techniken  verwendet,  jedoch  wegen 
seiner  in  den  technischen  Unterlagen  beschriebenen  tech- 
nischen Parameter  für  den  Einsatz  in  Spezialanwendungen 
bestimmt  ist.  Spezialanwendungen  sind  Anwendungen,  die 
technische  Parameter  erfordern,  die  für  die  Beleuchtung 
normaler  Szenen  oder  Objekte  unter  normalen  Bedingun- 
gen nicht  erforderlich  sind.  Es  gibt  folgende  Arten: 

a)  Anwendungen,  bei  denen  der  primäre  Zweck  des  Lichts 
nicht  die  Beleuchtung  ist,  wie 

i)  das  Aussenden  von  Licht  als  Agens  in  chemischen 
oder  biologischen  Prozessen  (z.  B.  Polymerisation, 
ultraviolettes  Licht,  das  zum  Aushärten/Trocknen/ 
Härten  verwendet  wird,  fotodynamische  Therapie, 
Gartenbau,  Tierpflege,  Insektenschutzmittel), 

ii)  die  Bildaufnahme  und  die  Bildprojektion  (z.  B.  Foto- 
Blitzlichtgeräte,  Fotokopierer,  Video-Projektoren), 

iii)  die  Wärmeerzeugung  (z.  B.  Infrarotlampen), 

iv)  die  Signalgebung  (z.  B.  Lampen  für  die  Verkehrsrege- 
lung oder  für  die  Flugplatzbefeuerung); 

b)  Beleuchtungsanwendungen,  bei  denen 

i)  die  Spektralverteilung  des  Lichts  dazu  dient,  das  Aus- 
sehen der  beleuchteten  Szene  oder  des  beleuchteten 
Objekts  zusätzlich  zu  ihrer  Sichtbarmachung  zu  ver- 
ändern (z.  B.  Beleuchtung  ausgestellter  Lebensmittel 
oder   farbige   Lampen   gemäß   der   Definition  in 
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Anhang  I  Nummer  1),  mit  Ausnahme  von  Abwei- 
chungen der  ähnlichen  Farbtemperatur,  oder  bei  de- 
nen 

ii)  die  Spektralverteilung  des  Lichts  zusätzlich  zur  Sicht- 
barmachung einer  Szene  oder  eines  Objekts  für 
Menschen  an  die  spezifischen  Erfordernisse  einer  be- 
sonderen technischen  Ausrüstung  (z.  B.  Studiobe- 
leuchtung, Beleuchtung  für  Show-Effekte,  Theaterbe- 
leuchtung) angepasst  wird,  oder  bei  denen 

iii)  die  beleuchtete  Szene  oder  das  beleuchtete  Objekt 
einen  besonderen  Schutz  vor  den  negativen  Auswir- 
kungen der  Lichtquelle  erfordert  (z.  B.  Beleuchtung 
mit  spezieller  Filterung  für  lichtempfindliche  Patien- 
ten oder  lichtempfindliche  Museumsexponate),  oder 
bei  denen 

iv)  eine  Beleuchtung  nur  in  Notsituationen  erforderlich 
ist  (z.  B.  Leuchten  für  die  Notbeleuchtung  oder  Be- 
triebsgeräte für  die  Notbeleuchtung),  oder  bei  denen 

v)  die  Leuchtmittel  extremen  physischen  Bedingungen 
standhalten  können  müssen  (z.  B.  Vibrationen  oder 
Temperaturen  unter  -  20  °C  oder  über  50  °C); 

c)  Produkte,  in  denen  Leuchtmittel  eingebaut  sind,  wobei 
ihr  primärer  Zweck  nicht  die  Beleuchtung  ist  und  das 
Produkt  für  die  Erfüllung  seines  primären  Zwecks  wäh- 
rend der  Nutzung  auf  die  Zufuhr  von  Energie  angewie- 
sen ist  (z.  B.  Kühlschränke,  Nähmaschinen,  Endoskope, 
Blutanalysegeräte); 

5.  „Lichtquelle"  bezeichnet  eine  Oberfläche  oder  ein  Objekt, 
die  bzw.  das  dafür  ausgelegt  ist,  hauptsächlich  sichtbares 
Licht  auszusenden,  das  durch  die  Umwandlung  von  Energie 
erzeugt  wird.  Der  Begriff  „sichtbar"  bezieht  sich  auf  eine 
Wellenlänge  von  380-780  nm. 

6.  „Lampe"  bezeichnet  ein  Gerät,  dessen  Eigenschaften  un- 
abhängig geprüft  werden  können  und  das  aus  einer  oder 
mehreren  Lichtquellen  besteht.  Es  kann  zusätzliche  Einrich- 
tungen einschließen,  die  für  die  Zündung,  die  Stromversor- 
gung und  den  stabilen  Betrieb  der  Einheit  oder  für  die 
Verteilung,  Filterung  oder  Umwandlung  des  Lichts  erforder- 
lich sind,  sofern  diese  Einrichtungen  nicht  entfernt  werden 
können,  ohne  das  Gerät  dauerhaft  zu  beschädigen. 

7.  „Lampensockel"  bezeichnet  den  Teil  einer  Lampe,  der  über 
eine  Lampenhalterung  oder  einen  Lampenstecker  den  An- 
schluss  an  die  Stromversorgung  ermöglicht  und  auch  dazu 
dienen  kann,  die  Lampe  in  der  Lampenhalterung  zu  befes- 
tigen. 

8.  „Lampenhalterung  oder  Lampenfassung"  bezeichnet  eine 
Vorrichtung,  die  die  Lampe  hält,  und  zwar  in  der  Regel, 
indem  sie  den  Sockel  aufnimmt;  in  diesem  Fall  dient  sie 
auch  zum  Anschluss  der  Lampe  an  die  Stromversorgung. 

9.  „Lampe  mit  gebündeltem  Licht"  bezeichnet  eine  Lampe,  die 
mindestens  80  %  ihres  Lichtstromes  in  einem  Raumwinkel 
von  n  sr  (entspricht  einem  Kegel  mit  einem  Winkel  von 
120°)  ausstrahlt. 

10.  „Lampe  mit  ungebündeltem  Licht"  bezeichnet  eine  Lampe, 
die  keine  Lampe  mit  gebündeltem  Licht  ist. 

11.  „Glühlampe"  bezeichnet  eine  Lampe,  bei  der  das  Licht  er- 
zeugt wird,  indem  ein  feiner  Draht  von  einem  ihn  durch- 


fließenden Strom  zum  Glühen  gebracht  wird.  Der  Draht 
wird  von  einer  Hülle  umschlossen,  die  mit  einem  den  Glüh- 
vorgang beeinflussenden  Gas  gefüllt  sein  kann. 

12.  „Herkömmliche  Glühlampe"  bezeichnet  eine  Glühlampe, 
deren  Glühfaden  von  einer  evakuierten  oder  mit  einem 
Inertgas  gefüllten  Hülle  umschlossen  ist. 

1  3.  „(Wolfram-)Halogenglühlampe"  bezeichnet  eine  Glühlampe, 
deren  Glühfaden  aus  Wolfram  besteht  und  von  einer  mit 
Halogenen  oder  Halogenverbindungen  gefüllten  Hülle  um- 
schlossen ist.  Sie  kann  mit  eingebautem  Netzteil  in  Verkehr 
gebracht  werden. 

14.  „Entladungslampe"  bezeichnet  eine  Lampe,  in  der  Licht  di- 
rekt oder  indirekt  mittels  einer  elektrischen  Entladung 
durch  ein  Gas,  einen  Metalldampf  oder  ein  Gemisch  ver- 
schiedener Gase  und  Dämpfe  erzeugt  wird. 

15.  „Leuchtstofflampe"  bezeichnet  eine  mit  Quecksilberdampf 
gefüllte  Niederdruck-Entladungslampe,  in  der  das  Licht 
größtenteils  von  einer  oder  mehreren  Schichten  von 
Leuchtstoffen  erzeugt  wird,  die  durch  die  ultraviolette 
Strahlung  der  Entladung  angeregt  werden.  Leuchtstofflam- 
pen können  mit  eingebautem  Vorsch altgerät  in  Verkehr 
gebracht  werden. 

16.  „Leuchtstofflampe  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät"  be- 
zeichnet eine  Einsockel-  oder  Zweisockel-Leuchtstofflampe 
ohne  eingebautes  Vorschaltgerät. 

17.  „Hochdruckentladungslampe"  bezeichnet  eine  Lampe  mit 
elektrischer  Entladung,  in  der  der  Lichtbogen  durch  die 
Wandtemperatur  stabilisiert  wird  und  der  Bogen  eine  Kol- 
benwandladung von  über  3  Watt  pro  Quadratzentimeter 
aufweist. 

18.  „Leuchtdiode  (LED)"  bezeichnet  eine  Lichtquelle,  die  aus 
einem  Halbleiterbauelement  mit  einem  p-n-Übergang  aus 
anorganischem  Material  besteht.  An  diesem  Übergang 
wird  Licht  emittiert,  wenn  er  durch  einen  elektrischen 
Strom  angeregt  wird. 

19.  „LED-Paket"  bezeichnet  eine  aus  einer  oder  mehreren 
Leuchtdioden  bestehende  Baugruppe.  Die  Baugruppe  kann 
ein  optisches  Element  sowie  thermische,  mechanische  und 
elektrische  Schnittstellen  einschließen. 

20.  „LED-Modul"  bezeichnet  eine  Baugruppe  ohne  Sockel,  die 
mit  einem  oder  mehreren  LED-Paketen  auf  einer  Leiterplatte 
angeordnet  ist.  Die  Baugruppe  kann  über  elektrische,  opti- 
sche, mechanische  und  thermische  Einrichtungen,  Schnitt- 
stellen sowie  ein  Betriebsgerät  verfügen. 

21.  „LED-Lampe"  bezeichnet  eine  Lampe  mit  einem  oder  meh- 
reren LED-Modulen.  Die  Lampe  kann  über  einen  Sockel 
verfügen. 

22.  „Betriebsgerät  für  Lampen"  bezeichnet  eine  Einrichtung  zwi- 
schen der  Stromversorgung  und  einer  oder  mehreren  Lam- 
pen, die  eine  den  Betrieb  der  Lampe(n)  betreffende  Funktion 
bereitstellt,  etwa  die  Umwandlung  der  Versorgungsspan- 
nung, die  Strombegrenzung  der  Lampe(n)  auf  den  erforder- 
lichen Wert,  die  Bereitstellung  der  Zündspannung  und  des 
Vorheizstroms,  die  Verhütung  eines  Kaltstarts,  die  Korrektur 
des  Leistungsfaktors  oder  die  Verringerung  der  Funkstö- 
rung. Die  Einrichtung  kann  für  den  Anschluss  an  andere 
Betriebsgeräte  für  Lampen  ausgelegt  sein,  um  diese  Funk- 
tionen auszuführen.  In  diesem  Begriff  nicht  enthalten  sind 
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—  Steuergeräte, 

—  Netzteile,  die  in  den  Geltungsbereich  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  278/2009  der  Kommission  (')  fallen; 

23.  „Steuergerät"  bezeichnet  eine  elektronische  oder  mecha- 
nische Einrichtung,  die  den  Lichtstrom  der  Lampe  auf  an- 
dere Weise  als  durch  das  Stromrichten  steuert  oder  über- 
wacht, z.  B.  Zeitschaltuhren,  Anwesenheitssensoren,  Licht- 
sensoren und  tageslichtabhängige  Regelungseinrichtungen. 
Außerdem  gelten  auch  Phasensteuerungen  (Phasen- 
anschnitt- und  Phasenabschnittsteuerungen  sowie  Univer- 
saldimmer)  als  Steuergeräte. 

24.  „Externes  Betriebsgerät  für  Lampen"  bezeichnet  ein  nicht 
eingebautes  Betriebsgerät  für  Lampen,  das  dafür  ausgelegt 
ist,  außerhalb  des  Gehäuses  einer  Lampe  oder  Leuchte  in- 
stalliert oder  ohne  eine  dauerhafte  Beschädigung  der  Lampe 
oder  der  Leuchte  aus  dem  Gehäuse  entfernt  zu  werden. 

25.  „Vorschaltgerät"  bezeichnet  ein  Betriebsgerät  für  Lampen, 
das  zwischen  der  Stromquelle  und  einer  oder  mehreren 
Entladungslampen  angeordnet  ist  und  durch  Induktivität, 
Kapazität  oder  eine  Kombination  von  Induktivität  und  Ka- 
pazität hauptsächlich  dazu  dient,  den  Strom  der  Lampe(n) 
auf  den  erforderlichen  Wert  zu  begrenzen. 

26.  „Betriebsgerät  für  Halogenlampen"  bezeichnet  ein  Betriebs- 
gerät für  Lampen,  das  die  Netzspannung  in  Kleinspannung 
für  Halogenlampen  umwandelt. 

27.  „Kompaktleuchtstofflampe"  bezeichnet  eine  Leuchtstofflam- 
pe, die  alle  zum  Zünden  und  zum  stabilen  Betrieb  der 
Lampe  notwendigen  Einrichtungen  enthält. 

28.  „Leuchte"  bezeichnet  ein  Gerät  zur  Verteilung,  Filterung 
oder  Umwandlung  des  von  einer  oder  mehreren  Lampen 
übertragenen  Lichts,  das  alle  zur  Aufnahme,  zur  Fixierung 
und  zum  Schutz  der  Lichtquellen  notwendigen  Teile  und 
erforderlichenfalls  Hilfselemente  zusammen  mit  den  Vor- 
richtungen zu  ihrem  Anschluss  an  die  Stromquelle  umfasst. 

29.  „Endnutzer"  bezeichnet  eine  natürliche  Person,  die  ein  Pro- 
dukt für  Zwecke,  die  nicht  ihrer  gewerblichen,  geschäftli- 
chen, handwerklichen  oder  beruflichen  Tätigkeit  zugerech- 
net werden  können,  kauft  oder  voraussichtlich  kauft. 

30.  „Endgültiger  Eigentümer"  bezeichnet  die  Person  oder  die 
Einrichtung,  die  Eigentümer  eines  Produkts  während  der 
Nutzungsphase  des  Lebenszyklus  des  Produkts  ist,  oder 
jede  Person  oder  Einrichtung,  die  im  Namen  einer  solchen 
Person  oder  Einrichtung  handelt. 

Für  die  Anhänge  III  bis  V  gelten  auch  die  Begriffsbestimmungen 
in  Anhang  II. 

Artikel  3 

Ökodesign-Anforderungen 

(1)  Die  in  Artikel  1  angeführten  elektrischen  Leuchtmittel 
müssen  die  in  Anhang  III  festgelegten  Ökodesign-Anforderun- 
gen erfüllen,  außer  wenn  es  sich  bei  ihnen  um  Spezialprodukte 
handelt. 


f1)  ABl.  L  93  vom  7.4.2009,  S.  3. 


Die  einzelnen  Stufen  der  Ökodesign-Anforderungen  treten  wie 
folgt  in  Kraft: 

Stufe  1:  1.  September  2013 
Stufe  2:  1.  September  2014 
Stufe  3:  1.  September  2016 

Sofern  eine  Anforderung  nicht  durch  eine  andere  ersetzt  oder 
auf  andere  Weise  außer  Kraft  gesetzt  wird,  gilt  sie  zusammen 
mit  den  später  eingeführten  Anforderungen  weiter. 

(2)  Ab  dem  1.  September  2013  müssen  Spezialprodukte  die 
in  Anhang  I  festgelegten  Informationsanforderungen  erfüllen. 

Artikel  4 
Konformitätsbewertung 

(1)  Das  in  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/125/EG  genannte 
Verfahren  zur  Konformitätsbewertung  ist  das  in  Anhang  IV 
der  Richtlinie  beschriebene  interne  Entwurfskontrollsystem 
oder  das  in  Anhang  V  derselben  Richtlinie  beschriebene  Ma- 
nagementsystem. 

(2)  Für  die  Zwecke  der  Konformitätsbewertung  gemäß  Arti- 
kel 8  der  Richtlinie  2009/125/EG  müssen  die  technischen  Un- 
terlagen 

a)  eine  Kopie  der  Produktinformationen  enthalten,  die  gemäß 
Anhang  III  Teil  3  dieser  Verordnung  bereitzustellen  sind; 

b)  alle  sonstigen  Informationen  zur  Verfügung  stellen,  die  ge- 
mäß den  Anhängen  I,  III  und  IV  in  den  technischen  Unter- 
lagen vorhanden  sein  müssen; 

c)  mindestens  eine  realistische  Kombination  von  Produktein- 
stellungen und  Bedingungen  angeben,  bei  der  das  Produkt 
die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  einhält. 

Artikel  5 

Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie 
2009/125/EG  genannten  Marktaufsichtsprüfungen  wenden  die 
Mitgliedstaaten  das  in  Anhang  IV  dieser  Verordnung  beschrie- 
bene Nachprüfungsverfahren  an. 

Artikel  6 

Unverbindliche  Referenzwerte 

Die  Werte  der  leistungsfähigsten  Produkte  und  Techniken,  die 
zum  Zeitpunkt  der  Verabschiedung  dieser  Verordnung  auf  dem 
Markt  sind,  sind  in  Anhang  V  aufgeführt. 

Artikel  7 
Überprüfung 

Die  Kommission  überprüft  diese  Verordnung  spätestens  drei 
Jahre  nach  ihrem  Inkrafttreten  unter  Berücksichtigung  des  tech- 
nischen Fortschritts  und  übermittelt  dem  Konsultationsforum 
die  Ergebnisse  dieser  Überprüfung. 
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Artikel  8 
Inkrafttreten 

Diese  Verordnung  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union 
in  Kraft. 

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem  Mitglied- 
staat. 

Brüssel,  den  12.  Dezember  2012 


Für  die  Kommission 
Der  Präsident 
Jose  Manuel  BARROSO 


ANHANG  I 


Anforderungen  an  die  Produktinformationen  für  Spezialprodukte 

1.  Wenn  die  Farbwertanteile  einer  Lampe  immer  im  folgenden  Bereich  liegen: 

—  x  <  0,270  oder  x  >  0,530 

—  y  <  -  2,3172  x2  +  2,3653  x  —  0,2199  oder  y  >  -  2,3172  x2  +  2,3653  x  —  0,1595, 

sind  die  Farbwertanteile  in  den  technischen  Unterlagen  anzugeben,  die  für  die  Konformitätsbewertung  gemäß  Artikel  8 
der  Richtlinie  2009/1 2 5/EG  zu  erstellen  sind,  in  denen  aufzuführen  ist,  dass  sie  aufgrund  dieser  Farbwertanteile  ein 
Spezialprodukt  ist. 

2.  Für  alle  Spezialprodukte  ist  in  Produktinformationen  jeglicher  Form  der  vorgesehene  Verwendungszweck  anzugeben 
ebenso  wie  der  Warnhinweis,  dass  sie  nicht  zur  Verwendung  in  anderen  Anwendungen  bestimmt  sind. 

In  den  zur  Konformitätsbewertung  nach  Artikel  8  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  erstellten  technischen  Unterlagen  sind 
die  technischen  Parameter  aufzuführen,  aufgrund  deren  das  Produkt  speziell  für  den  angegebenen  vorgesehenen  Ver- 
wendungszweck ausgelegt  ist.  Die  Parameter  können  gegebenenfalls  so  angegeben  werden,  dass  sensible  Geschäfts- 
informationen, die  mit  den  Rechten  des  geistigen  Eigentums  des  Herstellers  zusammenhängen,  nicht  offengelegt 
werden. 

Wird  das  Produkt  in  einer  Verpackung  in  Verkehr  gebracht,  die  Informationen  enthält,  die  dem  Endnutzer  vor  dem 
Kauf  sichtbar  anzugeben  sind,  ist  auf  der  Verpackung  sowie  in  allen  anderen  Formen  der  Produktinformation  Folgen- 
des gut  sichtbar  und  deutlich  lesbar  anzugeben: 

a)  der  vorgesehene  Verwendungszweck  und 

b)  der  Hinweis,  dass  das  Produkt  zur  Raumbeleuchtung  im  Haushalt  nicht  geeignet  ist. 


ANHANG  n 


Begriffsbestimmungen  für  die  Anhänge  III  bis  V 

Für  die  Zwecke  der  Anhänge  III  bis  V  gelten  die  folgenden  Begriffsbestimmungen: 

a)  „Lichtstrom"  (<£>)  bezeichnet  eine  vom  Strahlungsfluss  (Strahlungsleistung)  durch  Bewertung  der  Strahlung  entspre- 
chend der  spektralen  Empfindlichkeit  des  menschlichen  Auges  abgeleitete  Größe.  Werden  keine  weiteren  Angaben 
gemacht,  bezieht  sich  der  Begriff  auf  den  anfänglichen  Lichtstrom. 

b)  „Anfänglicher  Lichtstrom"  bezeichnet  den  Lichtstrom  einer  Lampe  nach  einer  kurzen  Betriebszeit. 

c)  „Nutzlichtstrom"  (<J>use)  bezeichnet  den  Lichtstrom  einer  Lampe  innerhalb  des  Kegelwinkels,  der  für  die  Berechnung 
der  Energieeffizienz  einer  Lampe  in  Anhang  III  Nummer  1.1  verwendet  wird. 

d)  „Lichtstärke"  (candela  oder  cd)  bezeichnet  das  Verhältnis  des  Lichtstroms,  den  die  Quelle  in  einem  bestimmten 
Raumwinkel  mit  vorgegebener  Richtung  emittiert,  zu  diesem  Raumwinkel. 

e)  „Halbwertswinkel"  bezeichnet  den  Winkel  zwischen  zwei  gedachten  Geraden  in  einer  Ebene  durch  die  optische 
Strahlachse,  wobei  diese  Geraden  durch  das  Zentrum  der  Abschlussfront  der  Lampe  und  durch  die  Punkte  gehen, 
bei  welchen  die  Lichtstärke  50  %  der  Achslichtstärke  aufweist;  die  Achslichtstärke  ist  der  Wert  der  Lichtstärke,  der  auf 
der  optischen  Strahlachse  gemessen  wird. 

f)  „Farbart"  bezeichnet  die  durch  seine  Farbwertanteile  oder  seine  dominante  oder  komplementäre  Wellenlänge  und 
Reinheit  gemeinsam  definierte  Eigenschaft  eines  Farbreizes. 

g)  „Ähnliche  Farbtemperatur"  (Tc  [K])  bezeichnet  die  Temperatur  eines  Planck'schen  Strahlers  (schwarzer  Körper),  dessen 
wahrgenommene  Farbe  der  eines  gegebenen  Farbreizes  bei  derselben  Helligkeit  und  unter  festgelegten  Betrachtungs- 
bedingungen am  nächsten  kommt. 

h)  „Farbwiedergabe"  (Ra)  bezeichnet  die  Wirkung  einer  Lichtart  auf  das  farbliche  Aussehen  von  Gegenständen  durch 
bewussten  oder  unterbewussten  Vergleich  mit  ihrem  farblichen  Aussehen  bei  einer  Bezugslichtart. 

i)  „Farbkonsistenz"  bezeichnet  die  maximale  Abweichung  der  Farbwertanteile  (x  und  y)  einer  Lampe  von  einem  Mittel- 
punkt einer  Farbart  (cx  und  cy),  ausgedrückt  als  (in  Stufen  angegebene)  Größe  der  MacAdam-Ellipse  um  den  Mittel- 
punkt einer  Farbart  (cx  und  cy). 

j)  „Lampenlichtstromerhalt"  (Lamp  Lumen  Maintenance  Factor,  LLMF)  bezeichnet  das  Verhältnis  zwischen  dem  von  der 
Lampe  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt  ihrer  Lebensspanne  ausgesendeten  Lichtstrom  und  ihrem  ursprünglichen 
Lichtstrom. 

k)  „Lampenlebensdauerfaktor"  (Lamp  Survival  Factor,  LSF)  bezeichnet  den  Anteil  der  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt 
unter  bestimmten  Bedingungen  und  bei  bestimmter  Schaltfrequenz  noch  funktionierenden  Lampen  an  der  Gesamt- 
zahl der  Lampen. 

1)  „Lampenlebensdauer"  bezeichnet  die  Betriebszeit,  nach  der  der  Anteil  der  noch  funktionierenden  Lampen  an  der 
Gesamtzahl  der  Lampen  unter  bestimmten  Bedingungen  und  bei  bestimmter  Schaltfrequenz  dem  Lampenlebensdauer- 
faktor entspricht.  Bei  LED-Lampen  bezeichnet  die  Lampenlebensdauer  die  Betriebszeit  zwischen  dem  Beginn  ihrer 
Nutzung  und  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  nur  50  %  aller  Lampen  überleben,  oder  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  der  durch- 
schnittliche Lichtstromerhalt  des  Loses  weniger  als  70  %  beträgt,  je  nachdem,  was  zuerst  eintritt. 

m)  „Zündzeit"  bezeichnet  die  Zeit,  die  die  Lampe  nach  Anlegen  der  Versorgungsspannung  benötigt,  um  stabil  zu 
leuchten. 

n)  „Anlaufzeit"  bezeichnet  die  Zeit,  die  nach  dem  Zünden  vergeht,  bis  die  Lampe  einen  bestimmten  Teil  ihres  stabilen 
Lichtstroms  abgibt. 

o)    „Leistungsfaktor"  bezeichnet  das  Verhältnis  von  Wirkleistung  und  Scheinleistung  unter  periodischen  Bedingungen. 

p)    „Quecksilbergehalt  der  Lampe"  bezeichnet  die  Menge  des  in  der  Lampe  enthaltenen  Quecksilbers. 

q)  „Bemessungswert"  bezeichnet  einen  Zahlenwert  für  eine  Eigenschaft  eines  Produkts  unter  festgelegten  Betriebsbedin- 
gungen. Sofern  nichts  anderes  angegeben  ist,  sind  alle  Anforderungen  als  Bemessungswerte  ausgedrückt. 

r)    „Nennwert"  bezeichnet  einen  Zahlenwert  zur  Bezeichnung  oder  Identifizierung  eines  Produkts. 

s)  „Leerlauf  bezeichnet  den  Betriebszustand  eines  Betriebsgeräts  für  Lampen,  in  dem  das  Betriebsgerät  an  die  Strom- 
versorgung angeschlossen  und  sein  Ausgang  im  Normalbetrieb  durch  den  hierfür  bestimmten  Schalter  von  allen 
Primärlasten  getrennt  ist  (eine  fehlerhafte  oder  fehlende  Lampe  oder  ein  Abtrennen  der  Last  durch  einen  Sicherheits- 
schalter ist  kein  Normalbetrieb). 


„Bereitschaftsbetrieb"  bezeichnet  den  Betriebszustand  von  Betriebsgeräten  für  Lampen,  in  dem  die  Lampen  mit  Hilfe 
eines  Steuersignals  unter  normalen  Betriebsbedingungen  abgeschaltet  werden.  Er  gilt  für  Betriebsgeräte  für  Lampen 
mit  einer  eingebauten  Schaltfunktion,  die  im  Normalbetrieb  dauerhaft  an  die  Stromversorgung  angeschlossen  sind. 

)  „Steuersignal"  bezeichnet  ein  analoges  oder  digitales  Signal,  das  drahtlos  oder  drahtgebunden  entweder  über  Span- 
nungsmodulation in  separaten  Steuerleitungen  oder  über  ein  moduliertes  Signal  in  der  Stromversorgung  an  das 
Betriebsgerät  übertragen  wird. 

)    „Bereitschaftsleistung"  bezeichnet  die  von  dem  Betriebsgerät  für  Lampen  im  Bereitschaftsbetrieb  verbrauchte  Leistung. 

')  „Leerlaufleistung"  bezeichnet  die  von  dem  Betriebsgerät  für  Lampen  im  Leerlaufbetrieb  verbrauchte  Leistung. 

)    „Schaltzyklus"  bezeichnet  eine  Folge  von  Ein-  und  Ausschaltzeiten  von  bestimmter  Länge. 

y)    „Vorzeitiger  Ausfall"  bezeichnet  ein  Ereignis,  das  eintritt,  wenn  die  Lampe  das  Ende  ihrer  Lebensdauer  nach  einer 
Betriebszeit  erreicht,  die  kürzer  ist  als  die  in  den  technischen  Unterlagen  angegebene  Bemessungslebensdauer. 

)  „Blendschutzschild"  bezeichnet  einen  mechanischen  oder  optischen,  reflektierenden  oder  nicht  reflektierenden  un- 
durchlässigen Schutzschirm,  der  dafür  ausgelegt  ist,  das  von  der  Lichtquelle  einer  Lampe  mit  gebündeltem  Licht 
ausgehende  sichtbare  Licht  abzuschirmen,  um  eine  vorübergehende  partielle  Blendung  (physiologische  Blendung)  zu 
verhindern,  wenn  jemand  direkt  in  dieses  Licht  sieht.  Die  Oberflächenbeschichtung  der  Lichtquelle  in  der  Lampe  mit 
gebündeltem  Licht  ist  in  diesem  Begriff  nicht  eingeschlossen. 

aa)  „Kompatibilität"  bedeutet,  dass,  wenn  ein  Produkt  dafür  bestimmt  ist,  in  eine  Anlage  installiert,  in  ein  anderes  Produkt 
aufgenommen  oder  mit  ihm  durch  physischen  Kontakt  oder  durch  eine  drahtlose  Verbindung  verbunden  zu  werden, 

i)  die  Vornahme  der  Installation,  Aufnahme  oder  Verbindung  möglich  ist  und 

ii)  kurz  nach  dem  Beginn  ihrer  gemeinsamen  Nutzung  bei  den  Endnutzern  nicht  der  Eindruck  entsteht,  dass  eines 
der  Produkte  einen  Defekt  hat,  und 

iii)  das  Sicherheitsrisiko  der  gemeinsamen  Nutzung  der  Produkte  nicht  größer  ist,  als  wenn  dieselben  Produkte  jeweils 
für  sich  genommen  in  Verbindung  mit  anderen  Produkten  genutzt  werden. 


ANHANG  III 


Ökodesign-Anforderungen 

1.  ENERGIEEFFIZIENZANFORDERUNGEN 

1.1.     Energieeffizienzanforderungen  für  Lampen  mit  gebündeltem  Licht 

Der  Energieeffizienzindex  (EEI)  der  Lampe  wird  wie  folgt  berechnet  und  auf  zwei  Dezimalstellen  gerundet: 

EEI  =  Pcor  /  P„f 

Dabei  gilt: 

Pcor  ist  der  Bemessungswert  der  Leistungsaufnahme,  der  bei  Nenneingangsspannung  gemessen  und  gemäß  Tabelle 
1  gegebenenfalls  korrigiert  wird.  Die  Korrekturfaktoren  können  gegebenenfalls  kumuliert  werden. 


Tabelle  1 
Korrekturfaktoren 


Lampentyp 

korrigierte  Leistungsaufnahme  (Pc01.) 

Lampen,  die  mit  externen  Betriebsgeräten  für  Halogenlam- 
pen betrieben  werden 

Prated  *  L06 

Lampen,  die  mit  externen  Betriebsgeräten  für  LED-Lampen 
betrieben  werden 

Prated  *  1.10 

Leuchtstofflampen  mit  einem  Durchmesser  von  1 6  mm 
(T5-Lampen)  und  4-Stift-Einsockel-Leuchtstofflampen,  die 
mit  externen  Betriebsgeräten  für  Leuchtstofflampen  betrie- 
ben werden 

Prated  *  1,10 

Sonstige  Lampen,  die  mit  externen  Betriebsgeräten  für 
Leuchtstofflampen  betrieben  werden 

n          0,24V/(iU  +  O,OlO30„sf 

Prated  X  /—  

O,15v/0UK  +  0,0097$«« 

Lampen,  die  mit  externen  Betriebsgeräten  für  Hochdruck- 
entladungslampen betrieben  werden 

Prated  *  1.10 

Kompaktleuchtstofflampen  mit  einem  Farbwiedergabeindex 
>  90 

Prated  *  0,85 

Lampen  mit  Blendschutzschild 

Prated  *  0,80 

Pref  ist  die  Referenzleistungsaufnahme,  die  sich  ausgehend  von  dem  Nutzlichtstrom  der  Lampe  (Ollse)  anhand  der 
folgenden  Formeln  ergibt: 

Für  Modelle  mit  <t>use  <  1  300  Lumen:  Pref  =  OMV®^  +  0,049O„se 
Für  Modelle  mit  4>use  >  1  300  Lumen:  Pref  =  0,073414>use 
$use  wird  wie  folgt  definiert: 

—  Lampen  mit  gebündeltem  Licht  mit  einem  Halbwertswinkel  >  90°,  die  keine  Glühlampen  sind  und  auf  deren 
Verpackung  sich  ein  Warnhinweis  gemäß  Nummer  3.1.2  Buchstabe  j  dieses  Anhangs  befindet:  Nennlichtstrom 
in  einem  winkel  von  120°  (O^tr) 

—  Sonstige  Lampen  mit  gebündeltem  Licht:  Nennlichtstrom  in  einem  Kegelwinkel  von  90°  (<t>90°) 

Der  Index  für  die  maximale  Energieeffizienz  von  Lampen  mit  gebündeltem  Licht  ist  in  Tabelle  2  angegeben. 


Tabelle  2 


Datum  der 

Index  für  die  maximale  Energieeffizienz  (EEI) 

Anwendung 

Netzspannungsglühlampen 

sonstige  Glühlampen 

Hochdruckentla- 
dungslampen 

sonstige  Lampen 

Stufe  1 

wenn  3>use  >  450  Im:  1,75 

wenn  4>me  <  450  Im:  1,20 
wenn  <Duse  >  450  Im:  0,95 

0,50 

0,50 
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Index  für  die  maximale  Energieeffizienz  (EEI) 


Datum  der 
Anwendung 

Netzspannungsglühlampen 

sonstige  Glühlampen 

Hochdruckentla- 
dungslampen 

sonstige  Lampen 

Stufe  2 

0  50 

0  50 

Stufe  3 

0,95 

0,95 

0,36 

0,20 

Die  Stufe  3  für  Netzspannungsglühlampen  gilt  nur,  wenn  die  Kommission  spätestens  bis  zum  30.  September  2015 
durch  eine  eingehende  Marktprüfung  Nachweise  erbringt  und  dem  Konsultationsforum  übermittelt,  denen  zufolge 
Netzspannungslampen  in  Verkehr  sind,  die 

—  die  Anforderung  in  Bezug  auf  den  Index  für  die  maximale  Energieeffizienz  in  der  Stufe  3  erfüllen, 

—  erschwinglich  sind  in  dem  Sinne,  dass  sie  für  die  meisten  Endnutzer  mit  keinen  übermäßigen  Kosten  verbunden 
sind, 

—  hinsichtlich  der  verbraucherrelevanten  Funktionsparameter  in  etwa  den  Netzspannungsglühlampen  gleichwertig 
sind,  die  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  verfügbar  sind,  auch  hinsichtlich  der  Lichtströme, 
die  den  gesamten  Bereich  der  in  Tabelle  6  aufgeführten  Referenzlichtströme  abdecken, 

—  nach  dem  Stand  der  Technik  entsprechenden  Anforderungen  an  die  Kompatibilität  mit  den  Geräten  kompatibel 
sind,  die  für  die  Installation  zwischen  dem  Netz  und  den  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung 
verfügbaren  Glühlampen  ausgelegt  sind. 

1.2.     Energieeffizienzanforderungen  für  Betriebsgeräte  für  Lampen 

Ab  der  Stufe  2  darf  die  Leerlaufleistung  eines  Betriebsgeräts  für  Lampen,  das  für  den  Einsatz  zwischen  dem  Netz 
und  dem  Schalter  für  das  Ein-  und  Ausschalten  der  Lampenlast  bestimmt  ist,  nicht  mehr  als  1,0  W  betragen.  Ab 
der  Stufe  3  liegt  der  Grenzwert  bei  0,50  W.  Für  Betriebsgeräte  für  Lampen  mit  einer  Ausgangsleistung  (P)  von 
mehr  als  250  W  sind  die  Grenzwerte  für  die  Leerlaufleistung  mit  P/250  W  zu  multiplizieren. 

Ab  der  Stufe  3  darf  die  Bereitschaftsleistung  eines  Betriebsgeräts  für  Lampen  nicht  mehr  als  0,50  W  betragen. 

Ab  der  Stufe  2  muss  der  Wirkungsgrad  eines  Betriebsgeräts  für  Halogenlampen  bei  einer  Last  von  100  %  min- 
destens 0,91  betragen. 

2.       ANFORDERUNGEN  AN  DIE  BETRIEBSEIGENSCHAFTEN 

2.1.     Anforderungen  an  die  Betriebseigenschaften  von  Lampen  mit  gebündeltem  Licht  mit  Ausnahme  von  LED- 
Lampen 

Die  Anforderungen  an  die  Betriebseigenschaften  sind  für  Kompaktleuchtstofflampen  mit  gebündeltem  Licht  in 
Tabelle  3  und  für  sonstige  Lampen  mit  gebündeltem  Licht  mit  Ausnahme  von  Kompaktleuchtstofflampen,  LED- 
Lampen  und  Hochdruckentladungslampen  in  Tabelle  4  wiedergegeben. 


Tabelle  3 

Anforderungen  an  die  Betriebseigenschaften  von  Kompaktleuchtstofflampen  mit  gebündeltem  Licht 


Betriebseigenschaftsparameter 

Stufe  1 

soweit  nicht  anders  angegeben 

Stufe  3 

Lampenlebensdauerfaktor  bei 
6  000  h 

ab  1.  März  2014:  >  0,50 

>  0,70 

Lichtstromerhalt 

bei  2  000  h:  >  80  % 

bei  2  000  h:  >  83  % 
bei  6  000  h:  >70  % 

Zahl  der  Schaltzyklen  bis  zum  Aus- 
fall 

>  Hälfte   der  Lampenlebensdauer 
ausgedrückt  in  Stunden 

>  10  000  wenn  die  Zündzeit  > 
0,3  s 

>  Lampenlebensdauer  ausgedrückt 
in  Stunden 

>  30  000    wenn    die  Zündzeit 

>  0,3  s 

Zündzeit 

<  2,0  s 

<  1,5  s  wenn  P  <  10  W 

<  1,0  s  wenn  P  <  10  W 

Anlaufzeit  bis  zur  Erreichung  von 
60  %  von  * 

<  40  s 

oder   <    100  s   bei    Lampen,  die 
Quecksilber  in  Form  von  Amalgam 
enthalten 

<  40  s 

oder   <    100  s   bei    Lampen,  die 
Quecksilber  in  Form  von  Amalgam 
enthalten 

Frühausfallrate 

<  5,0  %  bei  500  h 

<  5,0  %  bei  1  000  h 
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Betriebseigenschaftsparameter 

Stufe  1 

soweit  nicht  anders  angegeben 

Stute  3 

elektrischer  Leistungsfaktor  der 
Lampe  bei  Lampen  mit  eingebautem 
Betriebsgerät 

>  0,50  wenn  P  <  25  W 

>  0,90  wenn  P  >  25  W 

>  0,55  wenn  P  <  25  W 

>  0,90  wenn  P  >  25  W 

Farbwiedergabe  (Ra) 

>  80 

>  65  wenn  die  Lampe  für  Außen- 
oder Industrieanwendungen  gemäß 
Nummer  3.1.3  Buchstabe  1  dieses 
Anhangs  bestimmt  ist 

>  80 

>  65  wenn  die  Lampe  für  Außen- 
oder Industrieanwendungen  gemäß 
Nummer  3.1.3  Buchstabe  1  dieses 
Anhangs  bestimmt  ist 

Handelt  es  sich  bei  dem  Sockel  um  einen  genormten  Typ,  der  auch  für  Glühlampen  verwendet  wird,  muss  die 
Lampe  ab  der  Stufe  2  die  dem  Stand  der  Technik  entsprechenden  Anforderungen  an  die  Kompatibilität  mit 
Geräten  erfüllen,  die  für  die  Installation  zwischen  dem  Netz  und  den  Glühlampen  ausgelegt  sind. 

Tabelle  4 


Anforderungen  an  die  Betriebseigenschaften  von  sonstigen  Lampen  mit  gebündeltem  Licht  (mit  Ausnahme 
von  LED-Lampen,  Kompaktleuchtstofflampen  und  Hochdruckentladungslampen) 


Betriebseigenschaftsparameter 

Stufen  1  und  2 

Stufe  3 

Bemessungslebensdauer     bei  einer 
Lampenüberlebensrate  von  50  % 

>  1  000  h  (>  2  000  h  in  Stufe  2)  > 
2  000  h  für  mit  Kleinspannung  be- 
triebene Lampen,  die  den  in  Num- 
mer 1.1  dieses  Anhangs  festgeleg- 
ten Effizienzanforderungen  an 
Glühlampen  in  der  Stufe  3  nicht 
erfüllen 

>  2  000  h 

>  4  000  h  für  mit  Kleinspannung 
betriebene  Lampen 

Lichtstromerhalt 

>  80  %  bei  75  %  der  durchschnitt- 
lichen Bemessungslebensdauer 

>  80  %  bei  75  %  der  durchschnitt- 
lichen Bemessungslebensdauer 

Zahl  der  Schaltzyklen 

>  Vierfaches  der  in  Stunden  aus- 
gedrückten Bemessungslebensdauer 

>  Vierfaches  der  in  Stunden  aus- 
gedrückten Bemessungslebensdauer 

Zündzeit 

<  0,2  s 

<  0,2  s 

Anlaufzeit  bis  zur  Erreichung  von 
60  %  von  3> 

<  1,0  s 

<  1,0  s 

Frühausfallrate 

<  5,0  %  bei  100  h 

<  5,0  %  bei  200  h 

elektrischer      Leistungsfaktor  der 
Lampe  bei  Lampen  mit  eingebautem 
Betriebsgerät 

Leistung  >  25  W:  >  0,9 
Leistung  <  25  W:  >  0,5 

Leistung  >  25  W:  >  0,9 
Leistung  <  25  W:  >  0,5 

Anforderungen  an  die  Betriebseigenschaften  von  LED-Lampen  mit  ungebündeltem  Licht  und  von  LED- 
Lampen  mit  gebündeltem  Licht 

Die  Anforderungen  an  die  Lampenbetriebseigenschaften  sind  für  LED-Lampen  mit  ungebündeltem  Licht  sowie  für 
LED-Lampen  mit  gebündeltem  Licht  in  Tabelle  5  festgelegt. 

Tabelle  5 


Anforderungen  an  die  Betriebseigenschaften  von  LED-Lampen  mit  ungebündeltem  und  von  LED-Lampen 

mit  gebündeltem  Licht 


Betriebseigenschaftsparameter 

Anforderungen  ab  der  Stufe  1,  sofern  nicht  anders  angegeben 

Lampenlebensdauerfaktor  bei  6  000  h 

ab  dem  1.  März  2014:  >  0,90 

Lichtstromerhalt  bei  6  000  h 

ab  dem  1.  März  2014:  >  0,80 

Zahl  der  Schaltzyklen  bis  zum  Ausfall 

>  15  000    wenn    die    Bemessungslebensdauer  > 
30  000  h  ansonsten: 

>  Hälfte  der  Lampenlebensdauer  ausgedrückt  in  Stun- 
den 

Zündzeit 

<  0,5  s 

Anlaufzeit  bis  zur  Erreichung  von  95  %  von  $ 

<  2  s 

Frühausfallrate 

<  5,0  %  bei  1  000  h 

Betriebseigenschaftsparameter 

Anforderungen  ab  der  Stufe  1,  sofern  nicht  anders  angegeben 

Farbwiedergabe  (Ra) 

>  80 

>  65  wenn  die  Lampe  für  Außen-  oder  Industrie- 
anwendungen gemäß  Nummer  3.1.3  Buchstabe  1  dieses 
Anhangs  bestimmt  ist 

Farbkonsistenz 

Abweichung    der    Farbwertanteile    innerhalb  einer 
MacAdam-Ellipse  mit  bis  zu  sechs  Stufen 

elektrischer  Leistungsfaktor  der  Lampe  (PF)  bei  Lampen 
mit  eingebautem  Betriebsgerät 

P  <  2  W:  keine  Anforderung 
2  W  <  P  <  5  W:  PF  >  0,4 
5  W  <  P  <  25  W:  PF  >  0,5 
P  >  25  W:  PF  >  0,9 

Handelt  es  sich  bei  dem  Lampensockel  um  einen  genormten  Typ,  der  auch  für  Glühlampen  verwendet  wird,  muss 
die  Lampe  ab  der  Stufe  2  die  dem  Stand  der  Technik  entsprechenden  Anforderungen  an  die  Kompatibilität  mit 
Geräten  erfüllen,  die  für  die  Installation  zwischen  dem  Netz  und  den  Glühlampen  ausgelegt  sind. 

2.3.     Anforderungen  an  die  Betriebseigenschaften  von  Geräten,  die  für  die  Installation  zwischen  dem  Netz  und 
den  Lampen  ausgelegt  sind 

Ab  der  Stufe  2  müssen  Geräte,  die  für  die  Installation  zwischen  dem  Netz  und  den  Lampen  ausgelegt  sind,  die  dem 
Stand  der  Technik  entsprechenden  Anforderungen  an  die  Kompatibilität  mit  Lampen  erfüllen,  deren  (sowohl  für 
Lampen  mit  gebündeltem  Licht  als  auch  für  Lampen  mit  ungebündeltem  Licht  gemäß  der  unter  Nummer  1.1 
dieses  Anhangs  beschriebenen  Methode  berechnete)  Energieeffizienzindex  maximal  die  folgenden  Werte  hat: 

—  0,24  im  Fall  von  Lampen  mit  ungebündeltem  Licht  (ausgehend  von  der  Annahme,  dass  <t>use  =  Gesamtnenn- 
lichtstrom) 

—  0,40  im  Fall  von  Lampen  mit  gebündeltem  Licht. 

Wird  ein  Lichtstromsteuergerät  in  seiner  niedrigsten  Steuereinstellung,  in  der  die  betriebenen  Lampen  Strom 
verbrauchen,  eingeschaltet,  müssen  die  betriebenen  Lampen  mindestens  1  %  ihres  Lichtstroms  unter  voller  Last 
emittieren. 

Wird  eine  Leuchte  in  Verkehr  gebracht  und  soll  sie  an  Endnutzer  vermarktet  werden  und  gehören  Lampen,  die  der 
Endnutzer  austauschen  kann,  zu  der  Leuchte,  müssen  diese  Lampen  nach  der  Verordnung  (EU)  Nr.  874/2012  in 
eine  der  beiden  höchsten  Energieklassen  eingestuft  sein,  mit  der  die  Leuchte  dem  Etikett  nach  kompatibel  ist. 

3.       ANFORDERUNGEN  AN  DIE  PRODUKTINFORMATIONEN 

3.1.     Anforderungen  an  die  Produktinformationen  für  Lampen  mit  gebündeltem  Licht 

Sofern  nichts  anderes  festgelegt  ist,  sind  ab  der  Stufe  1  die  folgenden  Informationen  bereitzustellen. 

Diese  Informationsanforderungen  gelten  nicht  für 

—  Glühlampen,  die  die  Wirkungsgradanforderungen  der  Stufe  2  nicht  erfüllen; 

—  LED-Module,  wenn  diese  als  Teil  einer  Leuchte  vermarktet  werden,  aus  der  sie  vom  Endnutzer  nicht  entfernt 
werden  sollen. 

In  allen  Formen  von  Produktinformationen  darf  der  Begriff  „Energiesparlampe"  oder  jede  ähnliche  produktbezo- 
gene Werbeaussage  über  den  Lampenwirkungsgrad  nur  verwendet  werden,  wenn  der  (gemäß  der  unter  Nummer 
1.1  dieses  Anhangs  beschriebenen  Methode  berechnete)  Energieeffizienzindex  der  Lampe  0,40  oder  niedriger  ist. 

3.1.1.  Informationen,  die  auf  der  Lampe  selbst  anzubringen  sind 

Für  Lampen  mit  Ausnahme  von  Hochdruckentladungslampen  sind  der  Wert  und  die  Einheit  („Im",  „K"  und  „°")  des 
nominellen  Nutzlichtstroms,  der  Farbtemperatur  und  des  nominellen  Halbwertswinkels  in  einer  lesbaren  Schrift- 
größe auf  der  Lampenoberfläche  anzubringen,  wenn  dafür  nach  dem  Anbringen  sicherheitsbezogener  Informatio- 
nen (z.  B.  Leistung  und  Spannung)  genügend  Platz  auf  der  Lampe  vorhanden  ist,  ohne  das  von  der  Lampe 
abgestrahlte  Licht  in  unangemessener  Weise  abzuschirmen. 

Ist  nur  für  einen  der  drei  Werte  Platz,  ist  der  nominelle  Nutzlichtstrom  anzugeben.  Ist  nur  für  zwei  Werte  Platz, 
sind  der  nominelle  Nutzlichtstrom  und  die  Farbtemperatur  anzugeben. 

3.1.2.  Informationen  für  Endnutzer,  die  auf  der  Verpackung  vor  dem  Kauf  sichtbar  anzugeben  und  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten 
bereitzustellen  sind 

Die  nachstehend  unter  den  Buchstaben  a  bis  o  genannten  Informationen  müssen  auf  frei  zugänglichen  Internet- 
seiten und  in  anderer  den  Herstellern  zweckmäßig  erscheinender  Form  bereitgestellt  werden. 
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Wird  das  Produkt  in  einer  Verpackung  mit  Informationen,  die  dem  Endnutzer  vor  dem  Kauf  sichtbar  anzugeben 
sind,  in  Verkehr  gebracht,  sind  die  Informationen  auch  auf  der  Verpackung  an  gut  sichtbarer  Stelle  und  deutlich 
lesbar  anzugeben. 

Für  die  Informationen  muss  nicht  der  genaue  Wortlaut  der  nachstehenden  Liste  verwendet  werden.  Statt  in 
Textform  können  sie  auch  in  Form  von  Grafiken,  Schaubildern  und  Symbolen  angegeben  werden. 

a)  Nomineller  Nutzlichtstrom,  angegeben  in  einer  Schriftgröße,  die  mindestens  zweimal  so  groß  ist  wie  die 
Angabe  der  Lampennennleistung; 

b)  Nennlebensdauer  der  Lampe  in  Stunden  (nicht  größer  als  die  Bemessungslebensdauer); 

c)  Farbtemperatur  als  Zahlenwert  in  Kelvin  und  auch  in  grafischer  Form  oder  in  Worten  angegeben; 

d)  Zahl  der  Schaltzyklen  bis  zum  vorzeitigen  Ausfall; 

e)  Anlaufzeit  bis  zur  Erreichung  von  60  %  des  vollen  Lichtstroms  (die  Angabe  „sofort  voller  Lichtstrom"  ist 
zulässig,  wenn  diese  Zeit  kürzer  als  1  s  ist): 

f)  ein  Warnhinweis,  wenn  eine  Lichtstromsteuerung  der  Lampe  nicht  oder  nur  mit  bestimmten  Dimmern  (Licht- 
stromsteuerungsgeräten)  möglich  ist:  in  letzterem  Fall  ist  eine  Liste  kompatibler  Dimmer  auch  auf  der  Inter- 
netseite des  Herstellers  bereitzustellen: 

g)  wenn  die  Lampe  für  den  Betrieb  unter  anderen  als  den  Normbedingungen  optimiert  ist  (z.  B.  Umgebungs- 
temperatur Ta  *  25  °C  oder  wenn  eine  besondere  Wärmekontrolle  erforderlich  ist),  Informationen  zu  diesen 
Bedingungen; 

h)  Abmessungen  (Länge  und  größter  Durchmesser)  in  Millimetern; 

i)  nomineller  Halbwertswinkel  in  Grad; 

j)  wenn  der  Halbwertswinkel  der  Lampe  >  90°  ist  und  ihr  Nutzlichtstrom  gemäß  der  Definition  unter  Nummer 
1.1  dieses  Anhangs  in  einem  Kegel  von  120°  gemessen  werden  soll,  ein  Warnhinweis,  wonach  die  Lampe  für 
eine  Akzentbeleuchtung  nicht  geeignet  ist; 

k)  handelt  es  sich  bei  dem  Lampensockel  um  einen  genormten  Typ,  der  auch  für  Glühlampen  verwendet  wird, 
unterscheiden  sich  die  Abmessungen  der  Lampe  jedoch  von  den  Abmessungen  der  Glühlampe(n),  die  die 
Lampe  ersetzen  soll,  eine  Zeichnung  mit  einer  vergleichenden  Darstellung  der  Abmessungen  der  Lampe  und 
der  Abmessungen  der  Glühlampe(n),  die  durch  sie  ersetzt  werden; 

1)  ein  Hinweis,  dass  es  sich  bei  der  Lampe  um  einen  Lampentyp  handelt,  der  in  der  ersten  Spalte  der  Tabelle  6 
aufgeführt  ist,  darf  nur  dann  angebracht  werden,  wenn  der  Lichtstrom  der  Lampe  in  einem  Kegel  von  90° 
(<I>90")  nicht  geringer  ist  als  der  in  Tabelle  6  für  die  niedrigste  Leistung  der  Lampen  des  betroffenen  Typs 
angegebene  Referenzlichtstrom.  Der  Referenzlichtstrom  wird  mit  dem  Korrekturfaktor  in  Tabelle  7  multipli- 
ziert. Bei  LED-Lampen  wird  er  außerdem  mit  dem  Korrekturfaktor  in  Tabelle  8  multipliziert: 

m)  Die  Äquivalenz  mit  der  Leistung  eines  ausgetauschten  Lampentyps  darf  nur  angegeben  werden,  wenn  der 
Lampentyp  in  der  Tabelle  6  aufgeführt  ist  und  wenn  der  Lichtstrom  der  Lampe  in  einem  Kegel  von  90°  {<t>90°) 
nicht  geringer  ist  als  der  in  Tabelle  6  angegebene  entsprechende  Referenzlichtstrom.  Der  Referenzlichtstrom 
wird  mit  dem  Korrekturfaktor  in  Tabelle  7  multipliziert.  Bei  LED-Lampen  wird  er  außerdem  mit  dem  Korrek- 
turfaktor in  Tabelle  8  multipliziert.  Zwischenwerte  sowohl  für  den  Lichtstrom  und  als  auch  für  die  angegebene 
äquivalente  Leistungsaufnahme  der  Lampe  (auf  die  nächste  volle  Wattzahl  gerundet)  sind  durch  lineares  Inter- 
polieren zwischen  benachbarten  Werten  zu  ermitteln. 

Tabelle  6 

Referenzlichtstrom  für  Äquivalenzangaben 


Typ:  mit  Kleinspannung  betriebene  Reflektorlampe 


Typ 

Leistungsaufnahme  (W) 

Referenzlichtstrom  O90.  (Im) 

MR11  GU4 

20 

160 

35 

300 

MR16  GU  5.3 

20 

ISO 

35 

300 

50 

540 

AR111 

35 

250 

50 

390 

75 

640 

100 

785 

Typ:  mit  Netzspannung  betriebene  Reflektorlampe  aus  geblasenem  Glas 


Typ 

Leistungsaufnahme  (W) 

Referenzlichtstrom  <S>W'  (Im) 

R50/NR50 

25 

90 

40 

170 

R63/NR63 

40 

180 

60 

300 

R80/NR80 

60 

300 

75 

350 

100 

580 

R95/NR95 

75 

350 

100 

540 

R125 

100 

580 

150 

1  000 

Typ:  mit  Netzspannung  betriebene  Reflektorlampe  aus  gepresstem  Glas 

Typ 

Leistungsaufnahme  (W) 

Referenzlichtstrom  <J>90.  (Im) 

PARI  6 

20 

90 

25 

125 

35 

200 

50 

300 

PAR20 

35 

200 

50 

300 

75 

500 

PAR25 

50 

350 

75 

550 

PAR30S 

50 

75 

550 

100 

750 

PAR36 

50 

350 

75 

550 

100 

720 

PAR38 

60 

400 

75 

555 

80 

600 

100 

760 

120 

900 

Tabelle  7 

Multiplikationsfaktoren  für  den  Lichtstromerhalt 


Lampentyp 

Lichtstrommultiplikationsfaktor 

Halogenlampen 

1 

Kompaktleuchtstofflampen 

1,08 

LED-Lampen 

1  +  0,5  x  (l  —  LLMF)  wobei  LLMF  der  Lichtstro- 
merhalt am  Ende  der  Nennlebensdauer  ist 

Tabelle  8 

Multiplikationsfaktoren  für  LED-Lampen 


Halbwertswinkel  von  LED-Lampen 

Lichtstrommultiplikationsfaktor 

20°  <  Halbwertswinkel 

1 

1 5°  <  Halbwertswinkel  <  20° 

0,9 

10°  <  Halbwertswinkel  <  15° 

0,85 

Halbwertswinkel  <  10° 

0,80 

Falls  die  Lampe  Quecksilber  enthält,  sind  folgende  zusätzliche  Informationen  anzugeben: 
n)    Quecksilbergehalt  der  Lampen  in  X,X  mg; 

0)  Internetseite,  auf  der  bei  versehentlichem  Bruch  der  Lampe  Hinweise  zum  Beseitigen  der  Bruchstücke  abgerufen 
werden  können. 

3.1.3.  Informationen,  die  auf  frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  den  Herstellern  zweckmäßig  erscheinender  Form  öffent- 
lich bereitzustellen  sind 

Folgende  Informationen  sind  mindestens  als  Zahlenwerte  bereitzustellen: 

a)  die  in  Nummer  3.1.2  genannten  Informationen, 

b)  Bemessungswert  der  Leistungsaufnahme  (auf  0,1  W  genau), 

c)  Bemessungsnutzlichtstrom, 

d)  Bemessungslebensdauer  der  Lampe, 

e)  elektrischer  Leistungsfaktor  der  Lampe, 

f)  Lampenlichtstromerhalt  am  Ende  der  Nennlebensdauer  (mit  Ausnahme  von  Glühlampen), 

g)  Zündzeit  in  der  Form  X,X  s, 

h)  Farbwiedergabe, 

1)  Farbkonsistenz  (nur  für  Leuchtdioden), 

j)    Bemessungsspitzenlichtstärke  in  Candela  (cd), 
k)  Bemessungshalbwertswinkel, 

1)    falls  für  Außen-  oder  Industrieanwendungen  bestimmt,  ein  entsprechender  Hinweis, 
m)  spektrale  Strahlungsverteilung  im  Bereich  180-800  nm. 

Falls  die  Lampe  Quecksilber  enthält,  sind  folgende  zusätzliche  Informationen  anzugeben: 

n)   Hinweise  zum  Beseitigen  der  Bruchstücke  bei  versehentlichem  Bruch  der  Lampe. 

o)   Empfehlungen  für  die  Entsorgung  der  Lampe  zwecks  Recycling  gemäß  der  Richtlinie  2012/19/EU  ('). 

3.2.     Zusätzliche  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  für  LED-Lampen,  die  Leuchtstofflampen  ohne 
integriertes  Vorschaltgerät  ersetzen 

Zusätzlich  zu  den  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  nach  Nummer  3.1  dieses  Anhangs  oder  nach 
Anhang  II  Nummer  3.1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  244/2009  müssen  Hersteller  von  LED-Lampen,  die  Leuchtstoff- 
lampen ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  ersetzen,  auf  öffentlich  und  frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in 
anderer  ihnen  zweckmäßig  erscheinender  Form  einen  Warnhinweis  veröffentlichen,  wonach  die  Gesamtenergieef- 
fizienz und  Lichtverteilung  einer  Anlage,  die  solche  Lampen  verwendet,  von  der  Bauart  der  Anlage  bestimmt 
werden. 


0  ABl.  L  197  vom  24.7.2012,  S.  38. 


Angaben,  denen  zufolge  eine  LED-Lampe  eine  Leuchtstofflampe  ohne  eingebautes  Vorschaltgerät  einer  bestimmten 
Leistung  ersetzt,  sind  nur  zulässig, 

—  wenn  die  Lichtstärke  in  beliebiger  Richtung  um  die  Röhrenachse  um  nicht  mehr  als  25  %  der  durchschnitt- 
lichen Lichtstärke  um  die  Röhre  abweicht  und 

—  wenn  der  Lichtstrom  der  LED-Lampe  nicht  geringer  ist  als  der  Lichtstrom  der  Leuchtstofflampe  der  angege- 
benen Leistung.  Der  Lichtstrom  der  Leuchtstofflampe  ergibt  sich  durch  die  Multiplikation  der  angegebenen 
Leistung  mit  dem  Wert  für  die  Mindestlichtausbeute  für  die  jeweilige  Leuchtstofflampe  in  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  245/2009  der  Kommission  und 

—  wenn  die  Leistungsaufnahme  (Watt)  der  LED-Lampe  nicht  höher  ist  als  die  Leistungsaufnahme  (Watt)  der 
Leuchtstofflampe,  die  sie  ersetzen  soll. 

Die  technischen  Unterlagen  müssen  die  technischen  Daten  enthalten,  die  diesen  Angaben  zugrunde  liegen. 

3.3.  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  für  Geräte,  die  für  die  Installation  zwischen  dem  Netz  und 
den  Lampen  ausgelegt  sind,  mit  Ausnahme  von  Leuchten 

Ab  der  Stufe  2  ist,  wenn  die  Geräte  nicht  mit  einer  der  Energiesparlampen  gemäß  Teil  2.3  dieses  Anhangs 
kompatibel  ist,  auf  öffentlich  und  frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  dem  Hersteller  zweckmäßig 
erscheinender  Form  ein  Warnhinweis  zu  veröffentlichen,  wonach  die  Geräte  nicht  mit  Energieeinsparlampen 
kompatibel  sind. 

3.4.  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  für  Betriebsgeräte  für  Lampen 

Ab  der  Stufe  2  sind  auf  öffentlich  und  frei  zugänglichen  Internetseiten  und  in  anderer  dem  Hersteller  zweckmäßig 
erscheinender  Form  die  folgenden  Informationen  zu  veröffentlichen: 

—  ein  Hinweis,  wonach  das  Produkt  zur  Verwendung  als  Betriebsgerät  für  Lampen  bestimmt  ist; 

—  gegebenenfalls  die  Information,  dass  das  Produkt  im  Leerlauf  betrieben  werden  kann. 


(')  ABl.  L  76  vom  24.3.2009,  S.  17. 
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ANHANG  N 


Nachprüfungsverfahren  zur  Marktaufsicht 

Bei  der  Durchführung  der  in  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2009/1 25/EG  genannten  Kontrollen  im  Rahmen  der 
Marktaufsicht  wenden  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  die  in  diesem  Anhang  aufgeführten  Prüfverfahren  an.  Die  Markt- 
aufsichtsbehörden informieren  die  anderen  Mitgliedstaaten  und  die  Kommission  über  die  Prüfergebnisse. 

Die  Mitgliedstaaten  verwenden  zuverlässige,  genaue  und  reproduzierbare  Messverfahren,  die  den  anerkannten  Regeln  der 
Messtechnik  entsprechen,  einschließlich  Verfahren  gemäß  Dokumenten,  deren  Fundstellen  zu  diesem  Zweck  im  Amtsblatt 
der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden. 

1.  NACHPRÜFUNGSVERFAHREN  FÜR  LAMPEN,  DIE  KEINE  LED-LAMPEN  SIND,  UND  FÜR  LED-LAMPEN,  DIE  IN  DER 
LEUCHTE  VOM  ENDNUTZER  AUSGETAUSCHT  WERDEN  KÖNNEN 

Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  ein  Los  von  mindestens  20  Lampen  desselben  Modells  und  desselben 
Herstellers,  die  soweit  möglich  zu  gleichen  Anteilen  aus  vier  nach  dem  Zufallsprinzip  ausgewählten  Quellen  stammen, 
sofern  in  der  Tabelle  9  nichts  anderes  festgelegt  ist. 

Es  wird  davon  ausgegangen,  dass  das  Modell  die  in  dieser  Verordnung  festgelegten  Anforderungen  erfüllt,  wenn 

a)  die  geforderten  und  korrekten  Produktinformationen  den  Lampen  des  Loses  beigefügt  sind,  und 

b)  in  Bezug  auf  die  Lampen  des  Loses  festgestellt  wurde,  dass  sie  die  Kompatibilitätsanforderungen  in  Anhang  III 
Nummern  2.1  und  2.2  erfüllen,  wofür  dem  Stand  der  Technik  entsprechende  Methoden  und  Kriterien  für  die 
Kompatibilitätsbewertung  zu  verwenden  sind,  einschließlich  Verfahren  gemäß  Dokumenten,  deren  Fundstellen  zu 
diesem  Zweck  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden,  und 

c)  die  Prüfung  der  in  Tabelle  9  aufgeführten  Parameter  der  Lampen  des  jeweiligen  Loses  ergibt,  dass  keiner  der 
Parameter  nicht  eingehalten  wird. 


Tabelle  9 

Parameter 

Verfahren 

Lampenlebensdauerfaktor  bei  6  000  Stun- 
den (nur  für  LED-Lampen) 

Die  Prüfung  endet, 

—  wenn  die  geforderte  Anzahl  von  Stunden  erreicht  ist  oder 

—  wenn  mehr  als  zwei  Lampen  ausfallen, 
je  nachdem,  was  zuerst  eintritt. 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Maximal  zwei  von  jeweils  20  Lampen 
des  Prüfloses  dürfen  vor  der  geforderten  Stundenzahl  ausfallen. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Zahl  der  Schaltzyklen  bis  zum  Ausfall 

Die  Prüfung  endet,  wenn  die  geforderte  Zahl  der  Schaltzyklen  er- 
reicht ist  oder  wenn  mehr  als  eine  von  jeweils  20  Lampen  des 
Prüfloses  das  Ende  ihrer  Lebensdauer  erreicht  hat,  je  nachdem,  was 
zuerst  eintritt. 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Bei  mindestens  19  von  jeweils  20 
Lampen  des  Loses  ist  kein  Ausfall  eingetreten,  nachdem  die  gefor- 
derte Zahl  der  Schaltzyklen  erreicht  wurde. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Zündzeit 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Die  durchschnittliche  Zündzeit  der 
Lampen  des  Prüfloses  ist  nicht  länger  als  die  geforderte  Zündzeit 
zuzüglich  10%  und  keine  Lampe  des  Loses  hat  eine  Zündzeit,  die 
doppelt  so  lang  wie  die  geforderte  Zündzeit  ist. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Anlaufzeit  bis  zur  Erreichung  von  60  % 
von  <t> 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Die  durchschnittliche  Anlaufzeit  der 
Lampen  des  Prüfloses  ist  nicht  länger  als  die  geforderte  Anlaufzeit 
zuzüglich  10  %  und  keine  Lampe  des  Loses  hat  eine  Anlaufzeit,  die 
über  der  mit  1,5  multiplizierten  geforderten  Anlaufzeit  liegt. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Parameter 

Verfahren 

Frühausfallrate 

Die  Prüfung  endet, 

—  wenn  die  geforderte  Anzahl  von  Stunden  erreicht  ist  oder 

—  wenn  mehr  als  eine  Lampe  ausfällt,  je  nachdem,  was  zuerst  ein- 
tritt. 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Maximal  eine  von  jeweils  20  Lampen 
des  Prüfloses  fällt  vor  der  geforderten  Stundenzahl  aus. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Farbwiedergabe  (Ra) 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Die  durchschnittliche  Farbwiedergabe 
(Ra)  der  Lampen  des  Prüfloses  liegt  nicht  mehr  als  drei  Punkte  unter 
dem  geforderten  Wert  und  keine  Lampe  des  Prüfloses  hat  einen  Ra- 
Wert,  der  mehr  als  3,9  Punkte  unter  dem  geforderten  Wert  liegt. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Lichtstromerhalt  am   Ende  der  Lebens- 
dauer  und    der  Bemessungslebensdauer 
(nur  für  LED-Lampen) 

Für  diese  Zwecke  bedeutet  „Ende  der  Lebensdauer"  den  Zeitpunkt,  zu 
dem  voraussichtlich  nur  50  %  der  Lampen  noch  funktionstüchtig 
sind  oder  zu  dem  der  durchschnittliche  Lichtstromerhalt  des  Loses 
voraussichtlich  unter  70  %  fällt,  je  nachdem,  was  voraussichtlich 
zuerst  eintritt. 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Der  Lichtstromerhalt  am  Ende  der 
Lebensdauer  und  die  Lebensdauerwerte,  die  sich  aus  der  Extrapola- 
tion des  Lampenlebensdauerfaktors  und  des  durchschnittlichen  Licht- 
stromerhalts der  Lampen  des  Prüfloses  bei  6  000  Stunden  ergeben, 
sind  nicht  niedriger  als  der  Lichtstromerhalt  und  die  Bemessungs- 
lebensdauer, die  in  den  Produktinformationen  angegeben  sind,  ab- 
züglich 10  %. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Äquivalenzangaben   für  Retrofit-Lampen 
gemäß  Anhang  III  Nummer  3.1.2  Buch- 
staben 1  und  m 

Wenn  nur  die  Äquivalenzangabe  auf  ihre  Einhaltung  der  Anforde- 
rungen nachgeprüft  wird,  reicht  es  aus,  10  Lampen  zu  prüfen,  die 
soweit  möglich  zu  annähernd  gleichen  Anteilen  aus  vier  nach  dem 
Zufallsprinzip  ausgewählten  Quellen  stammen. 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Die  durchschnittlichen  Ergebnisse  der 
Lampen  des  Prüfloses  weichen  um  nicht  mehr  als  10  %  von  den 
Grenzwerten,  Schwellenwerten  oder  angegebenen  Werten  ab. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Halbwertswinkel 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Die  durchschnittlichen  Ergebnisse  der 
Lampen  des  Prüfloses  weichen  um  nicht  mehr  als  25  %  vom  ange- 
gebenen Halbwertswinkel  ab  und  der  Wert  für  den  Halbwertswinkel 
jeder  einzelnen  Lampe  des  Prüfloses  weicht  um  nicht  mehr  als  25  % 
vom  Bemessungswert  ab. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Spitzenlichtstärke 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Die  Spitzenlichtstärke  jeder  einzelnen 
Lampe  des  Prüfloses  beträgt  nicht  weniger  als  75  %  der  Bemessungs- 
lichtstärke des  Modells. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Sonstige  Parameter  (einschließlich  Ener- 
gieeffizienzindex) 

Erfüllung  der  Anforderungen:  Die  durchschnittlichen  Ergebnisse  der 
Lampen  des  Prüfloses  weichen  um  nicht  mehr  als  10  %  von  den 
Grenzwerten,  Schwellenwerten  oder  angegebenen  Werten  ab. 

Nichterfüllung:  in  allen  anderen  Fällen. 

Andernfalls  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  nicht  erfüllt. 

NACHPRÜFUNGSVERFAHREN  FÜR  LED-MODULE,  DIE  NICHT  DAFÜR  BESTIMMT  SIND,  VOM  ENDNUTZER  AUS 
DER  LEUCHTE  ENTFERNT  ZU  WERDEN 

Für  die  nachstehend  beschriebenen  Prüfungen  beschaffen  die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  Prüfeinheiten  desselben 
Models  desselben  Herstellers  (der  LED-Module  bzw.  Leuchten),  nach  Möglichkeit  zu  gleichen  Anteilen  aus  nach  dem 
Zufallsprinzip  ausgewählten  Quellen.  Für  die  folgenden  Punkte  1,  3  und  5  beträgt  die  Zahl  der  Quellen,  soweit 
möglich,  mindestens  vier.  Für  Punkt  2  beträgt  die  Zahl  der  Quellen,  soweit  möglich,  mindestens  vier,  es  sei  denn, 
es  sind  weniger  als  vier  Leuchten  notwendig,  um  20  LED-Module  desselben  Modells  durch  Entnahme  zu  erhalten;  in 
diesem  Fall  entspricht  die  Zahl  der  Quellen  der  Zahl  der  benötigten  Leuchten.  Für  Punkt  4  gilt,  dass  wenn  die  Prüfung 
mit  den  ersten  beiden  Leuchten  nicht  erfolgreich  ist,  die  nächsten  drei  zu  prüfenden  Leuchten,  soweit  möglich,  aus  drei 
anderen  Quellen  stammen. 


Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  wenden  das  folgende  Verfahren  in  der  nachstehend  angegebenen  Reihenfolge  an,  bis 
sie  zu  einer  Schlussfolgerung  hinsichtlich  der  Erfüllung  der  Anforderungen  durch  das  Modell/die  Modelle  des  LED- 
Moduls/der  LED-Module  gelangen  oder  bis  sie  zu  dem  Schluss  kommen,  dass  eine  Prüfung  nicht  durchgeführt  werden 
kann.  „Leuchte"  bezieht  sich  auf  die  Leuchte,  die  die  LED-Module  enthält,  und  „Prüfung"  bezieht  sich  auf  das  in  Teil  1 
dieses  Anhangs  beschriebene  Verfahren  mit  Ausnahme  des  Punktes  4.  Ist  den  technischen  Unterlagen  zufolge  eine 
Prüfung  sowohl  nach  Punkt  1  als  auch  nach  Punkt  2  zulässig,  können  die  Behörden  die  am  besten  geeignete  Methode 
wählen. 

1.  Falls  in  den  technischen  Unterlagen  der  Leuchte  eine  Prüfung  der  gesamten  Leuchte  als  Lampe  vorgesehen  ist, 
prüfen  die  Behörden  mindestens  20  Leuchten  als  Lampen.  Wird  davon  ausgegangen,  dass  das  Modell  der  Leuchte 
die  Anforderungen  erfüllt,  wird  angenommen,  dass  das  Modell/die  Modelle  des  LED-Moduls/der  LED-Module  die 
Anforderungen  dieser  Verordnung  erfüllt/erfüllen.  Wird  davon  ausgegangen,  dass  das  Modell  der  Leuchte  die 
Anforderungen  nicht  erfüllt,  wird  angenommen,  dass  das  Modell/die  Modelle  des  LED-Moduls/der  LED-Module 
die  Anforderungen  dieser  Verordnung  ebenfalls  nicht  erfüllt/erfüllen. 

2.  Andernfalls,  wenn  nach  den  technischen  Unterlagen  der  Leuchte  die  Entfernung  von  LED-Modulen  zu  Prüfzwecken 
zulässig  ist,  beschaffen  die  Behörden  genügend  Leuchten,  um  20  Exemplare  eines  jeden  Modells  eines  eingebauten 
LED-Moduls  zu  erhalten.  Sie  befolgen  die  Anweisungen  in  den  technischen  Unterlagen,  um  die  Leuchten  zu 
zerlegen  und  jedes  einzelne  Modell  eines  LED-Moduls  separat  zu  prüfen.  Die  Schlussfolgerung  hinsichtlich  der 
Erfüllung  der  Anforderungen  durch  das  Modell/die  Modelle  des  LED-Moduls/der  LED-Module  ergibt  sich  aus 
der/den  Prüfung(en). 

3.  Andernfalls,  wenn  der  Leuchtenhersteller  nach  den  technischen  Unterlagen  der  Leuchte  das/die  eingebaute(n)  LED- 
Modul(e)  als  einzelne(s)  Produkt(e)  mit  CE-Kennzeichnung  auf  dem  Unionsmarkt  beschafft  hat,  beschaffen  die 
Behörden  20  Exemplare  eines  jeden  Modells  eines  LED-Moduls  auf  dem  Unionsmarkt  zwecks  Prüfung  und  prüfen 
jedes  Modell  eines  LED-Moduls  separat.  Die  Schlussfolgerung  hinsichtlich  der  Erfüllung  der  Anforderungen  durch 
das  Modell/die  Modelle  des  LED-Moduls/der  LED-Module  ergibt  sich  aus  der/den  Prüfung(en).  Fall  das/die  Modell(e) 
auf  dem  Unionsmarkt  nicht  mehr  erhältlich  ist/sind,  kann  die  Marktaufsicht  nicht  durchgeführt  werden. 

4.  Andernfalls,  wenn  der  Leuchtenhersteller  nach  den  technischen  Unterlagen  der  Leuchte  das/die  eingebaute(n)  LED- 
Modul(e)  nicht  als  einzelne(s)  Produkt(e)  mit  CE-Kennzeichnung  auf  dem  Unionsmarkt  beschafft  hat,  fordern  die 
Behörden  vom  Leuchtenhersteller  die  Übermittlung  einer  Kopie  der  Originaldaten  der  Prüfung  des  LED-Moduls/der 
LED-Module,  aus  der  hervorgeht,  dass  das  LED-Modul/die  LED-Module  die  folgenden  Anforderungen  erfüllt/erfül- 
len: 

—  alle  LED-Module:  die  Anforderungen  der  Tabelle  5  dieser  Verordnung; 

—  LED-Module  mit  gebündeltem  Licht:  die  Anforderungen  der  Tabellen  1  und  2  dieser  Verordnung; 

—  LED-Module  mit  ungebündeltem  Licht:  die  Anforderungen  der  Tabellen  1,  2  und  3  der  Verordnung  (EG)  Nr. 
244/2009  der  Kommission. 

Wenn  den  Prüfdaten  zufolge  eines  der  Modelle  eines  LED-Moduls  der  Leuchte  die  Anforderungen  nicht  erfüllt, 
wird  davon  ausgegangen,  dass  das  Modell/die  Modelle  des  LED-Moduls/der  LED-Module  die  Anforderungen  nicht 
erfüllt/  erfüllen. 

Ansonsten  zerlegen  die  Behörden  eine  Leuchte,  um  zu  prüfen,  ob  das  LED-Modul/die  LED-Module  in  der  Leuchte 
von  demselben  Typ  ist/sind  wie  in  den  Prüfdaten  beschrieben.  Falls  ein  Modul  abweicht  oder  nicht  identifiziert 
werden  kann,  wird  davon  ausgegangen,  dass  das  Modell/die  Modelle  des  LED-Moduls/der  LED-Module  den  An- 
forderungen nicht  entspricht/entsprechen. 

Andernfalls  werden  die  Anforderungen  der  Tabelle  5  an  die  Schaltzyklen,  den  vorzeitigen  Ausfall,  die  Zündzeit 
und  die  Anlaufzeit  an  einer  anderen  mit  ihren  Bemessungswerten  betriebenen  Leuchte  geprüft.  Während  des 
Betriebs  der  Leuchte  mit  ihren  Bemessungswerten  wird  die  Temperatur  des  LED-Moduls/der  LED-Module  auch 
im  Hinblick  auf  die  festgelegten  Grenzwerte  geprüft.  Weichen  die  Ergebnisse  der  Prüfungen  (mit  Ausnahme  der 
Prüfung  des  vorzeitigen  Ausfalls)  um  mehr  als  10  %  von  den  Grenzwerten  ab  oder  fällt  die  Leuchte  vorzeitig  aus, 
sind  drei  weitere  Leuchten  zu  prüfen.  Wenn  die  Durchschnittswerte  der  Ergebnisse  der  darauf  folgenden  drei 
Prüfungen  (mit  Ausnahme  der  Prüfung  des  vorzeitigen  Ausfalls  und  der  Betriebstemperatur)  um  nicht  mehr  als 
10  %  von  den  Grenzwerten  abweichen,  keine  der  Leuchten  vorzeitig  ausfällt  und  die  Betriebstemperatur  (in  °C)  bei 
allen  drei  Prüfungen  um  nicht  mehr  als  1 0  %  von  den  festgelegten  Grenzwerten  abweicht,  wird  davon  ausgegan- 
gen, dass  das  Modell/die  Modelle  des  LED-Moduls/der  LED-Module  die  Anforderungen  erfüllt/erfüllen.  Ansonsten 
wird  angenommen,  dass  es/sie  die  Anforderungen  nicht  erfüllt/erfüllen. 

5.  Falls  eine  Prüfung  nach  den  Punkten  1  bis  4  nicht  möglich  ist,  da  sich  keine  unabhängig  voneinander  prüfbaren 
LED-Module  in  der  Leuchte  unterscheiden  lassen,  prüfen  die  Behörden  die  Anforderungen  der  Tabelle  5  an  die 
Schaltzyklen,  den  vorzeitigen  Ausfall,  die  Zündzeit  und  die  Anlaufzeit  an  einer  Leuchte.  Falls  die  Ergebnisse  der 
Prüfungen  um  mehr  als  1 0  %  von  den  Grenzwerten  abweichen  oder  die  Leuchte  vorzeitig  ausfällt,  sind  drei  weitere 
Leuchten  zu  prüfen.  Wenn  die  Durchschnittswerte  der  Ergebnisse  der  darauf  folgenden  drei  Prüfungen  (mit  Aus- 
nahme der  Prüfung  des  vorzeitigen  Ausfalls)  um  nicht  mehr  als  10  %  von  den  Grenzwerten  abweichen  und  keine 
der  Leuchten  vorzeitig  ausfällt,  wird  davon  ausgegangen,  dass  das  Modell/die  Modelle  des  LED-Moduls/der  LED- 
Module,  das/die  in  die  Leuchte  eingebaut  ist/sind,  die  Anforderungen  erfüllt/erfüllen.  Ansonsten  wird  angenommen, 
dass  es/sie  die  Anforderungen  nicht  erfüllt/erfüllen. 


3.  NACHPRÜFUNGSVERFAHREN  FÜR  GERÄTE,  DIE  FÜR  DIE  INSTALLATION  ZWISCHEN  DEM  NETZ  UND  DEN 
LAMPEN  AUSGELEGT  SIND 


Die  Behörden  der  Mitgliedstaaten  prüfen  nur  eine  Einheit. 

Von  den  Geräten  wird  angenommen,  dass  sie  die  Anforderungen  dieser  Verordnung  erfüllen,  wenn  festgestellt  wurde, 
dass  sie  die  Kompatibilitätsanforderungen  in  Anhang  III  Nummer  2.3  erfüllen,  wofür  dem  Stand  der  Technik  ent- 
sprechende Methoden  und  Kriterien  für  die  Kompatibilitätsbewertung  zu  verwenden  sind,  einschließlich  Verfahren 
gemäß  Dokumenten,  deren  Fundstellen  zu  diesem  Zweck  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht  wurden. 
Falls  eine  Nichtkompatibilität  festgestellt  wird,  wird  dennoch  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  erfüllt, 
wenn  es  die  Anforderungen  an  die  Produktinformationen  in  Anhang  III  Nummer  3.3  oder  in  Artikel  3.2  der  Ver- 
ordnung (EU)  Nr.  874/2012  erfüllt. 

Betriebsgeräte  für  Lampen  sind  nicht  nur  auf  die  Erfüllung  der  Kompatibilitätsanforderungen  zu  prüfen,  sondern  auch 
auf  die  Erfüllung  der  Effizienzanforderungen  in  Anhang  III  Nummer  1.2.  Die  Prüfung  ist  mit  einem  Betriebsgerät  für 
Lampen  und  nicht  mit  einer  Kombination  aus  mehreren  Betriebsgeräten  für  Lampen  durchzuführen,  selbst  wenn  das 
Modell  so  ausgelegt  ist,  dass  es  für  den  Betrieb  der  Lampe(n)  in  einer  bestimmten  Anlage  auf  andere  Betriebsgeräte 
angewiesen  ist.  Es  wird  davon  ausgegangen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen  erfüllt,  wenn  die  Ergebnisse  um  nicht 
mehr  als  2,5  %  von  den  Grenzwerten  abweichen.  Falls  die  Ergebnisse  um  mehr  als  2,5  %  von  den  Grenzwerten 
abweichen,  sind  drei  weitere  Einheiten  zu  prüfen.  Weicht  das  Durchschnittsergebnis  der  drei  darauf  folgenden  Prü- 
fungen um  nicht  mehr  als  2,5  %  von  den  Grenzwerten  ab,  wird  angenommen,  dass  das  Modell  die  Anforderungen 
erfüllt. 

Leuchten,  die  an  Endnutzer  vermarktet  werden  sollen,  sind  nicht  nur  auf  die  Erfüllung  der  Kompatibilitätsanforde- 
rungen zu  prüfen,  sondern  auch  darauf,  ob  sich  in  ihrer  Verpackung  Lampen  befinden.  Von  dem  Modell  wird 
angenommen,  dass  es  die  Anforderungen  erfüllt,  wenn  keine  Lampen  vorhanden  sind  oder  wenn  die  vorhandenen 
Lampen  in  die  nach  Anhang  III  Nummer  2.3  geforderten  Energieeffizienzklassen  eingestuft  sind. 

Steuergeräte  für  die  Lichtstromsteuerung  sind  nicht  nur  auf  die  Kompatibilitätsanforderungen  zu  prüfen,  sondern  auch 
mit  Glühlampen,  wenn  sich  das  Steuergerät  in  der  kleinsten  Lichtstromsteuerungsstellung  befindet.  Von  dem  Modell 
wird  angenommen,  dass  es  die  Anforderungen  erfüllt,  wenn  die  Lampen,  sofern  sie  gemäß  den  Anweisungen  des 
Herstellers  installiert  wurden,  mindestens  1  %  ihres  Lichtstroms  unter  voller  Last  bereitstellen. 

Erfüllt  das  Modell  die  oben  genannten  geltenden  Kriterien  für  die  Erfüllung  der  Anforderungen  nicht,  wird  davon 
ausgegangen,  dass  es  die  Anforderungen  nicht  erfüllt. 


ANHANG  V 


In  Artikel  6  genannte  unverbindliche  Referenzwerte 

Die  im  Hinblick  auf  die  für  wesentlich  erachteten  und  quantifizierbaren  Umweltaspekte  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens 
dieser  Verordnung  beste  auf  dem  Markt  verfügbare  Technik  ist  nachstehend  angegeben.  Eigenschaften,  die  für  bestimmte 
Anwendungen  erforderlich  sind  (z.  B.  hohe  Farbwiedergabe),  könnten  verhindern,  dass  Produkte,  die  diese  Eigenschaften 
aufweisen,  diese  Referenzwerte  erreichen. 

1.  WIRKUNGSGRAD  VON  LAMPEN  MIT  GEBÜNDELTEM  LICHT 
Die  effizienteste  Lampe  hatte  einen  Energieeffizienzindex  von  0,16. 

2.  QUECKSILBERGEHALT  DER  LAMPEN 

Es  gibt  Lampen,  die  kein  Quecksilber  enthalten  und  zu  den  energieeffizientesten  gehören. 

3.  WIRKUNGSGRAD  VON  BETRIEBSGERÄTEN  FÜR  HALOGENLAMPEN 

Das  effizienteste  Betriebsgerät  für  Halogenlampen  hatte  eine  Effizienz  von  0,93. 


